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1.  Begriif.  8.  Allgemeine  H.  3.  Besondere 
H.  (Untarnehmer-H.l. 

1.  Betriff.  H.  im  weitesten  Sinne  ist 
die  rechtliche  Terpfticfatiing  zum  Ersatz  von 
Schaden,  im  engeren  Sinne  zum  Ersatz  von 
solchen  Nachteilen,  welche  nicht  aus  eigenen 
Handlungen  oder  Unterlassungen  dar  zum 
S^adensersatz  verpfliditeten  Personen  ent- 
standen sind.  Schliefilich  wird  im  Zusammen- 
hang insbesondere  mit  den  Arbeiterversiche- 
rungsgesetzen von  H.  in  einem  besonderen 
Sinne  gesprochen,  indem  darunter  die  gesetz- 
liche Scbadensersatzpflieht  von  Betriebs- 
untemehmem  bei  Betriebsunfällen  der  Ar- 
beiter verstanden  wird,  wie  sie  insbesondere 
in  Dentschland  auf  Grund  des  Beichsgesetzes 
vom  V.r'VL  1870  fflr  gewisse  Betriebe  besteht 
und  eine  Voretufe  für  die  Entwickelung  der 
eigentlichen  Arbeiter-UofallverBieherune  (s. 
Art.  „Albeiterversicherung"  oben  Bd.  1, 
S.  160  fg.)  ist.  Auch  von  einer  beeonderea 
H.  der  Post  usw.  wird  gesprochen. 

Die  verschiedenen  Rechte  regeln  die  H. 
in  nicht  übereinstimmender  Weise.  An  dieser 
Stelle  wird  naturgemäß  in  erster  Reihe  das 
herrschende  deutsche  Recht  in  Betracht 
gezogen. 

2.  AOgeineine  H.  Fflr  das  allgemeine 
deutsche  Hjecht  ist  maßgebend  das  BGB. 
Nadi  diesem  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
äner  H.  auf  Grund  eines  Vertrages  oder 
sonstigen  Sc&uldveriiältnisses  und,  einer 
solchen  aus  unerlaubten  Handlungen  (außer- 
vertragliche H.).  insbesondere  auch  aus  un- 
gesetzlichen Amtshandlangen  oder  Unter- 
lassungen. Weiterhin  ist,  wie  schon  bei 
der  Begriffsbestimmung  angedeutet  wurde, 
zwischen  einer  H.  fflr  eigenes  Handeln  oder 
Unterlassen  und  fOr  den  durch  dritte  Per^ 
»onen  zugefOgten  Schaden  zu  anterscheiden. 

OnmdUge  der  vertraglichen  H.  ist  §  276 
Wörtarbicb  der  VoUswlrtacbaft  II.  Anfl.  Bd.  II. 


;  deBBGB.,  woselbst  angeordnet  ist,  dsßderSchtdd- 
'  ner  mangels  anderer  gesetzlicher  Bestimmniigen 
,  zn  vertreten  hat :  Vorsatz  (das  sind  Handlangen 
I  oder  Unterlaasnngen^  die  im  Bewußtsein  ihrer 
:  rechtsverletzenden  Natur  geschehen)  und  Fahr- 
lässigkeit (Nichtbeachtong  der  im  Verkehr  er- 
forderlichen Sorgfalt).    Die  anßervertrag- 
tiche  H.  regelt  §  823  BGB.,  welcher  besa^: 
„Wer  vorsStäich  oder  fahrlässig  das  Leben,  den 
Körper,  die  Gesundheit,  die  Freiheit,  das  lÜgen- 
tum  oder  ein  sonstiges  Kecht  widerrecbuich 
verletst,  ist  dem  anderen  mm  Ersatz  ies  darans 
entstehenden  Schadens  verpflichtet.  Die  gleiche 
Verpflichtung  trifft  denjenigm,  welcher  gwen 
em  den  Schutz  eines  anderen  bezweckendes  Oe- 
setz verstöBt." 

Die  Haftung  für  dritte  Personen  kann 
sowohl  auf  Grand  einer  vertraglichen  wie  aaf 
Grand  einer  aaßervertragUchen  H.  entstehen. 
Im  ersteren  Fall  haftet  der  Schuldner  auch  für 
das  Verschalden  eines  gesetzlichen  Vertreters 
sowie  deijenigen  Personen,  deren  er  sich  snr 
Erfüll nng  seiner  Verbindlichkeiten  bedient.  In 
letzterem  Falle  haftet  derjenige,  welcher  einen 
anderen  zn  einer  Verrichtung  bestellt,  für  dnsen 
in  AnBftlhmng  der  Verrichtnng  einem  anderen 
zogefflgten  wlderrecbtUcben  Schaden.  Aach  wer 
gesetzhch  zur  Aufsicht  Aber  eine  minderjährige 
oder  mit  einem  geistigen  oder  körperlichen  De- 
fekt behaftete  Person  verpflichtet  ist,  haftet 
für  widerrechtliche  Schadenszufügungen  durch 
den  Beaufsichtigten. 

Eine  besondere  Belang  hat  die  Eaftnng 
des  Tierhalters  and  die  Haftung  für  Wild- 
schäden erhalten.  Nach  §  tjiiSfg.  haftet,  wer 
ein  Tier  hält,  für  Tötun«:,  Körper-  oder  (Je- 
sondheitsverletztme  eines  Menschen  oder  für  eine 
Sachbesohädignng  durdi  das  Tier,  ohne  daß  es 
auf  eia  Versdmßen  des  Tierhalters  ankommt. 
Ebensowenig  spielt  das  Verschulden  eine  Bolle 
bei  der  Haftung  des  Jagdberechtigten  fQr  den 
Schaden  dnrch  Wild  (§  835)  oder  für  die  Haftnng 
bei  Einsturz  eines  Gebändes  {§  836  fg.;.  Ein 
Gesetz  zur  Abschwächnng  der  H.  von  Tier- 
haltern sowie  der  Erlaß  eines  H.gesetze»  Älr 
Antomobile  befindet  sich  in  Vorbereitung. 

Von  einer  Haftnng  bis  znr  höheren  (tc- 
w  a  1 1  wird  gesprochen,  wenn  das  Oesetz  bestimmt, 
daß  ein  Schmdner  ohne  Bttcksicht  auf  Ver- 
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schnlden  in  allen  Fällen  acbadenBersatzpflicbtig 
ist,  sofern  er  nicht  die  Einwirkung  einer  bCheren 
(xewalt  (z.  B.  Erdbeben  u.  dgl.)  dartnn  kann. 
Der  Gastwirt  haftet  fSr  die  aufgenommenen 
Sachen  des  Gastes  bis  znr  höheren  Gewalt, 
ebenso  die  Post  im  Falle  der  Beschädigung  von 
Kelsen^  für  Knr-  and  Yerpflegungskosten, 
die  Eiseababnen  für  Verlost  oder  Beschädigung 
TOQ  Frachtgütern  ron  der  Empfangnahme  bis 
zur  Ablieferung  an  den  Adressaten.  Ueber  die 
ausgedehnte  H.  der  Eisenbahn  siehe  unten  sub  3. 

(Auf  die  zahlreichen  sonatigen  reichs-  und 
landeerechtUcheQ  H.flÜle,  wie  sie  im  Handels- 
gesetsbnch,  der  Gewerbe-,  der  Eonkorsordnung 
UBw.  nonniert  werden,  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden) 

Den  durch  die  Wandlungen  der  indu- 
striellen Technik  neu  entstehenden  Oe&ihren 
-waren  das  gemeine  Recht  und  die  meisten 
Fartikularrechte  Deutschlands  hinsichtlich 
des  Sehadensersatzes  nicht  gewachsen.  (In 
tedlweisem  Gegensatz  dazu  stand  Art.  1384 
des  Code  civil  nnd  das,  z.  B.  in  Baden,  im 
Anschlufl  an  das  französische  Recht  geltende 
Fartikularrecht) 

8.  Besondere  H.  (Unternehmer- H.). 
Die  -wirtschaftliche  Bedeutung  der  gegen  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  aufkommenden  beson- 
deren Untemehmer-H.  besteht  darin,  daß  die 
Theorie  vom  freien  Arbeitsvertrag  verlassen 
worden  ist,  welche  eine  gesetzliche  Ent- 
schÄdigungspflicht  von  üntemehraern  bei 
Betriebsunfällen  deshalb  ablehnen  wollte, 
weil  jeder  Arbeiter  mit  Einwilligung  in  den 
Arbeitsvertrag  auch  in  die  selbständige  Ueber- 
nahme  der  mit  seiner  Beschäftigung  ver- 
knüpften Gefahren  einwillige,  und  daß  es 
den  Arbeitern  freistehe,  sich  nach  eigenem 
Ermessen  zu  versichern.  Demgegenüber 
hat  sich  die  Ueberzeugung  Bahn  gebrochen, 
daß  die  mit  zunehmender  ftibrikmäßiger 
Produktionsweise  entstehenden  Gefahren  zu 
decken  Sache  der  Unternehmer  sei.  Dabei 
ist  mau  von  der  nach  rümisehem  Recht 
geltenden  Bestimmung,  daß,  abgesehen  von 
besonderen  vertragsmäßigen  Verabredungen, 
ein  Schaden  zu  ersetzen  nur  derjenige  ver- 
pflichtet sei,  der  ihn  verschuldet  habe  (Haf- 
tung nach  der  Lex  Aquilia),  abgekommen 
und  hat  sich  dem  alten  germanischen  Recht 
mit  seiner  gemeinschaftlichen  Haftung,  seiner 
Verantwortlichkeit  der  ganzen  Sippe  für  das 
Individuum  wieder  genuiert. 

Die  Frage  einer  Entschädigung  der  Be- 
lrieh«tun^e  ist  zuerst  in  Deutschland 
ia  v^^iän^  beMedigender  Weise  durch  die 
ÜnfallTersicherungsge  setze  Mitte 
der  SOet-  Jahre  gelGst  voraen.  Vorher  galt 
das  Keich8-H.gesetz  vom  IJVl.  l§7i, 
^welches  ieinerseits  wieder  zurückzuführen 
ist  auf  §  25  des  preußischen  Gesetzes  Über 
die  £uenbahnuntemehmitngen  vom  3./XI. 

Der  1 1  dieses  Reichs-H  Gesetzes  (welches  jetzt 
4wk  axt  42  des  EinfUhrnngsgesetzes  zum 


BOB.  abgeändert  ist),  bestinimt:  eüie  Eraatz- 

S flicht  des  Eisenbahnbetriebsnnteniehmen  f&r 
en  Schaden,  der  durch  die  Tötnng  oder  ESiper- 
Verletzung  eines  Menschen  bei  dem  Eisenbuin- 
betriebe  entstanden  ist,  sofern  der  Unternehmer 
nicht  den  Beweis  erbringt,  daß  der  Unfall  dordi 
höhere  Gewalt  oder  durch  eignes  Verachnlden 
des  Beschädigten  verursacht  ist.  Im  §  2  des 
Reichs-H-gesetzeswird  denBetriebsnntemehmem 
eines  Bergwerks,  eines  Steinbruchs,  einer  Gräberei 
oder  einer  Fabrik  eine  H.  auferlegt  filr  denSchaden, 
der  dadurch  entstanden  ist,  dan  ein  Bevollmäch- 
tigter oder  Re)>räsentaut  oder  eine  znr  Leitung 
oder  Beanbichtigniig  des  Betriebes  oder  der  Ar- 
beiter angenommene  Person  dnrch  ein  Verschid- 
den  in  Anafßhrnng  der  Dienstverrichtnngen  den 
Tod  oder  die  Eörperverletznnff  einer  Person  her- 
beigeführt bat.  Ein  Verschnlden  wurde  nament- 
lich in  der  Znwiderhandlnng  gegen  den  da- 
maligen §  120  der  Gew.-O.  gesehen,  der  all- 
gemein vorschrieb,  welche  Einrichtungen  der 
Unternehmer  znm  Schutz  seiner  Arbeiter  zu 
treffen  hatte,  und  der  dnrch  z^lrdche  Polizei- 
Vorschriften  ansgeftttlt  wurde. 

Das  H.gesetz  umschreibt  die  Art  nnd  den 
Umfang  des  zn  leistenden  Schadensersatzes  im 
§  3  des  nftheren.  Der  Sehadensenati  ist  zu 
leisten:  im  Falle  der  TOtnn^  dnrch  Ersatz  der 
Kosten  einer  TerBuehten  Heilung  und  der  Be- 
erdigung, sowie  des  VermOgensnaäiteilB,  wdchen 
der  Getötete  während  der  Krankheit  durch  Er- 
werbsunfähigkeit oder  Verminderung  der  Er- 
werbsfähigkett  erlitten  hat.  War  der  GetCtete 
znr  Zeit  seines  Todes  vermöge  Gesetzes  ver- 
pflichtet, einem  anderen  Unterhalt  zn  gewähren, 
so  kann  dieser  insoweit  Ersatz  fordern,  als  ihm 
infolge  des  Todesfalles  der  Unterhalt  entzogen 
worden  ist.  Im  Fall  einer  Körnerverletznng  ist 
Ersatz  der  Heilnngskosten  und  des  Vermösens- 
nachteils  zu  leisten,  welchen  der  Verletzte  £ireh 
eine  infolge  der  Verletzung  eingetretene  zeit- 
weise oder  dauernde  Erwerbsunnhigkeit  oder 
Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit  erleidet 

In  seinem  §  4  aber  bestimmt  das  Gesetz, 
daH  die  dem  Ersatzberechtigten  etwa  zu- 
kommende Leistung  einer  Versichernagsanstalt, 
bei  der  zugunsten  des  VernnglOckten  unter 
MiUeistnng  von  Beiträgen  seitens  des  Betriebs- 
untemehmers  eine  Versicherung  gegen  Un- 
fall besteht,  auf  die  Entschädigungssumme  anzu- 
rechnen ist^  wenn  der  Unternehmer  mindestens 
ein  Drittel  der  Fiäfflicn  zahlt.  —  Ein  vertmgs- 
mäßiger  Annchlnß  oder  eine  Beachrbiknng  der 
H.  des  Untemebmers  ist  verboten  (§  &). 

Diese  Bestimmung  war  ein  deutlicher 
Hinweis  auf  die  Vorzüge  einer  Versicherung 
der  Ai-beiter  gegen  Unfälle  seitens  der  Be- 
triebsuntemehmer ;  ja,  es  war  mehr  als  ein 
bloßer  Hinweis,  es  war  ein  starker  moralischer 
Druck,  der  durch  den  §  4  auf  die  Unter- 
nehmer ausgeübt  wurde,  und  zugleicli  war 
es  eine  offizielle  Empfehlung  der  Privat- 
versicherung. 

Von  sozialen  Oefdchts|)unkten  aus  be- 
trachtet, bedeutet  die  Bestimmung  des  §  1 
einen  großen  Fortschritt,  insb^ndere  durch 
die  Art,  in  welcher  die  Beweislast  geregelt 
wurde.   Vermindert  wurde  aber  der  Wert 
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dieGo-  Bestimmung  dadnrch,  dafi  nur  Unfälle 
beim  Betriebe,  nicht  aofierfaaib  desselben 
entsdiAdi^  wurden.  Auch  galt  §  2  nicht 
fOr  die  im  Baugewerbe,  in  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  im  Handwerksbetriebe  usw. 
tieecfaftftigten  Arbeiter.  Ueberaus  bedenk- 
lich war  hier  ferner  die  Bestimmung,  daß 
der  Verietzte  oder  seine  Hinterbliebenen 
im  Pnnefiwege  einen  Kausalzusammenhang 
zwischen  Scnadoisecsatz  und  Verschuldung 
des  Ünteniehmers  oder  seiner  Beauftragten 
nachweisen  mußten.  Ein  solcher  Beweis 
war  vielfach  nnmtelich.  Durch  die  Prozesse 
wurde  die  ohnehin  bestehende  Kluft  zwischen 
Arfoeitem  und  Unternehmern  noch  veigrOßert 
Der  ^Bte  Teil  aller  Betriebsunfälle,  etwa 
*  i  bheb  überhaupt  unentschädigt,  weil  edn 
Verschulden  des  Unternehmers  oder  seiner 
Leote,  für  die  er  haftete,  nicht  nachweisbar 
war.  Der  Umstand,  daß  die  Unternehmer 
sich  g^n  ihre  Haftpflicht  bei  privaten  Gesell- 
achanen  versicherten  (vgl.  den  folgenden  Art 
..Haitpflichtversitdierun^) ,  konnte  an  der 
Mangdhaftägkeit  des  Systems  nichts  ändern. 

Wie  erwähnt,  hat  man  zuerst  in  Deutsch- 
land die  Mangelhaftigkeit  und  Unzu- 
länglichkeit der  Unternehmer-H. 
angesehen  und  Ädh  zur  iSnffihrung  einer 
zwangsweisen  Arbiter  -  Ünfollverrächemng 
ratachloesen.  Dennodi  ist  das  H.ge8etz  durch- 
aus nicht  völlig  anfier  Wirksamkeit  gesetzt, 
findet  vielmehr  noch  Anwendung,  wenn  der 
Unfall,  der  durch  die  UnEallTersicherungs- 
gesetze  versicherten  Personen  von  dem  Be- 
triebeuntemehmer  oder  seinen  Angestellten 
Torsätzlidi  herbeigefOhrt  ist  -  alsdann  haben 
der  Verletzte  bezw.  seine  Hinterbliebenen 
einen  Anspruch  auf  das  etwaige  Mehr  des 
H.anspmches  über  den  Unfallversicherungs- 
anspruch.  Nicht  nur  bei  Vorsatz ,  son- 
dern auch  bei  jeder  Fahrlässigkeit  haben 
die  Berufsgenosseuschaften  und  Kranken- 
kassen einen  Begreßanspruch.  Das  Beichs- 
Rgesetz  findet  femer  noch  Anwendung, 
soweit  die  Verletzten  nicht  nach  den  Unfall- 
versichenmgsgesetzen  oder  den  auf  Orund 
derselben  emssenen  Anordnungen  versichert 
sind  und  soweit  die  im  H.gesetz  genannten 
Personen,  zu  deren  Unterhaltung  der  Q&- 
tctete  zur  Zdt  sränes  Todes  gesetzlich  ver^ 
l^ftic^tet  war,  nicht  zu  den  Hinterbliebenen 
nn  Sinne  des  Cn&illverächerungBgesetzes 
gehSren. 

Auf  die  durch  das  BOB.  eingeführten 
Aendenmgen  des  Gesetzes  von  1871  kann 
hier  nicht  eiiui^angen  werden.  Dafi  das 
Hsesetz  trotz  der  Uiuallveisicherung  in  nicht 
unbedcntendem  Hafie  noch  zur  Anwendung 
gelaugt  und  zu  Verurteilnngen  von  Untere 
Bdunem  fahrt,  »igt  die  Tatsadie.  dafi  1892 
«Q  H.-SchntzTerband  deutscher  Indw- 
trieller  mit  dem  SiXx  in  C51n  von  dem  sfAteren 
HttddsminiBter  UGUffl  gegrOndet  worden 


ist,  u.  a.  mit  dem  Zweck,  dahin  zu  wirken, 
daß  dieH.la8ten  mOgUchst  beschränkt  werden. 

Bei  den  ausländischen  Staaten  sind 
solche  n  unterscheiden,  in  welchen  die  Gesetc- 
gebung  denselben  oder  doch  wenigstens  einen 
ähnlichen  Entwickelnng;sgang  genommen  hat 
wie  die  dentsche  (dazu  ist  insbMondere  Oester- 
reich zu  zählen)  nnd  solche  Staaten,  welche 
noch  anf  der  Stufe  stehen,  die  Deatschland 
durch  Einfflhmng  der  UnfaJlversichening  ver- 
lassen bat  (insbesondere  England  nnd  die  Ver- 
einigten Staaten). 

Literatur  1  T.  Bödiker,  Dit  UnfaUgeteUgtbmig 
der  ewropäitehtn  Staaten,  Leipng  I884.  —  Elster 
und  Lejcts,  Art,  ,^afipfiickt",  H.  d.  Sl,  t.  Avfi., 
Bd.  IV,  S.  946fy.  —  Kehm  nnd  SUter,  Art. 
.^ajipfiieht" ,  WSrteHmch  der  VoUuwirUehaft, 
1.  —  Die  Si^^iehtfrage,  GuUuJäe»  und 

BeriehU  in  den  Sdir^len  de»  V.  /.  ^tialpol., 
Bd.  19  (18S0).  —v.d,  BoTffht,  Die  B^fyfßieht 
der  gtverblichen  UiUemehmer  in  DeHUeKlandj 
Berlin  1897.  —  Zu  dem  deutsehen  Hf\ftpfliehl- 
geteix  vgl.  inabesondere  auch  die  Kommentare  von 
Endcmann  und  Eger.  —  Zmm»  und  Mater, 
Haftpfiichtreeht  und  Reiehtceraieherungs-Qesetx- 
gebung,  Jt.  Ai^,  München  I90t.  • —  v.  Weinrich, 
Die  Haftpflicht  wegen  XSrperi'ertetxung,  X.  Aufl., 
Berlin  190t.  Alfred  ManeB. 


Haftpflichtvertichenuig. 

1.  Begriff  nnd  Wesen.  2.  Wirtschaftliche 
Bedentnng.  .^.Entwickelnng.  4.  Untemehmnngs- 
formen.    5.  Betriebstechnisches.    6.  Statistu. 

L  Begriff  lud  Wesen.  Die  H.  hat 

den  Zweck,  die  materiellen  Nachteile, 
welche  üch  für  die  verschiedensten  Bevölke- 
rungskreise aus  gewissen  Arten  der  Haftpflicht 
(s.  d.  Art)  ergeben  können,  auf  dem  WM;e 
der  Versicherung  zu  decken.  Der  deutsdte 
Gesetzentwurf  Üba-den  Verüchemngsvertrag 
sagt  in  §  146 :  „Bei  der  H.  ist  der  Versicherer 
verpflichtet,  dem  Versicherungsnehmer  die 
Leistung  zu  ersetzen,  die  dieser  auf  Onmd 
seiner  Verantwortlichkeit  für  eine  während 
der  Versicherungszeit  eintretende  Tatsache 
an  einem  Dritten  zu  bewirken  hat"  In 
dieser  all^meinen  Form  wird  jedoch  die  H. 
nicht  betneben,  es  sind  vielmenr,  wie  schon 
angedeutet,  nur  gewisse  Arten  der  Haftpflicht 
und  nur  gewisse  einer  Haftpflicht  ausgesetzte 
Personen,  deren  Versicherung  bisher  erfolgt 
Ausgeschlossen  sind  u.  a.  naturgemäß  alle  vor- 
sätzlich herbeigeführten  Haftpflichtfälle ;  es 
werden  nur  solche  Haftpflichtfälle  unter 
Versicherung  genommen,  welche  ohne  Schuld 
oder  nur  aus  Fahrlässigkeit  des  Versidierten 
herbeigeführt  sind. 

Insbesondere  sind  drei  Gruppen  der  H. 
zu  unterscheiden: 

1.  Versidierung  g^n  die  Folgen  der 
Haftpflicht  aus  Körperverletzung; 

2.  Versicherung  gegen  die  Folgen  der 
Haftpflicht  aus  Sachbeschädigung; 
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3.  Versicheruug  gegen  die  Folgen  der 
Haftpflicht  aus  Verletzung  der  Amts-  oder 
Berufspflicht. 

Bei  allen  diesen  Gruppen  handelt  es  sich 
um  eine  Haftpflicht,  welche  einer  Rechts- 
vorschrift, dem  Gesetz  unmittelbar 
entspringt.  Weiterhin  besteht  aber  4.  eine 
YersicheruDg  gegen  die  Folgen  der  Haft- 
pflicht, die  einem  Rechtsgeschäft  ent- 
springen. Weit  verbreitet  ist  diese  Art  H. 
in  der  Form  der  Rückversicherung  (s.  d.  Art.). 
bei  welcher  eine  Versicherungsunternehmung 
sich  verpflichtet,  für  den  Fall,  daß  eine 
andere  versicherungsuntemehmun^  einem 
Versicherten  eine  Auszahlung  zu  leisten  hat, 
diese  zu  einem  geringeren  oder  größeren 
Teil  zu  ersetzen.  Die  andere  Form  einer  Ver- 
sicherung von  Haftpflichtverbindlichkeiten, 
welche  sich  für  den  Versidierten  infolge 
eines  Vertragsverhältnisses  eigeben  (bei 
Uebernahme  der  Gewährleistung  wegen 
Mängel  der  verfluöerten  Sache  oder  bei  einer 
ßOrgschaftsÜbemahme  u.  dgl.  m.),  ist  wenig- 
stens in  Deutschland  kaum  vorhanden,  aber 
in  Amerika  ziemlich  verbreitet 

In  diesem  Artikel  ist  nur  von  den  unter 
1-  3  angefahrten  Gruppen  der  H.  cUe  Rede. 
Innerhalb  dieser  gibt  es  über  30  Unteruten 
der  H.  je  nach  dem  in  Betracht  kommenden 
PeisonenkreiB.  Man  unterscheidet  u.  a.  eme 
H.  von  Privatpersonen,  Haus-  und  Grund- 
besitzern, Mietern,  Aerzteo,  Rechtsonwfilten, 
Beamten,  Aufsichtsrftten  usw. 

Gegenüber  der  Einschrftnkung  auf  be- 
stimmte Haftpflichtrisiken  ist  hervorzuheben, 
daß  die  H.  eine  Erweiterung  dahin  gefunden 
hat,  daß  sie  sich  auch  darstellt  als  eine 
Rechtsschutz-  uud  Prozeßkosten- 
VersicheruQg.  Sie  umfaßt  nämlich  (nach 
§  147  des  deutschen  Gesetzentwm^s)  die 
gerichtlichen  und  außergerichtlichen  Kosten, 
die  durch  die  Verteidigung  gegen  den  von 
einem  Dritten  gelteud  gemachten  Anspruch 
entstehen,  soweit  die  Aufwendung  der  Kosten 
den  Umständen  nach  geboten  ist,  selbst  dann, 
wenn  sich  der  Anspruch  als  unb^^ndet 
erweist. 

2.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  Die 

wirtschaftliche  Bedeutung  der  H.  ist  insofern 
besonders  groß,  als  jeder  Mensch  ohne  Rück- 
sicht auf  seine  Vermögenslage  der  Gefahr 
einer  Haftpflicht,  selbst  ohne  das  geringste 
Verschulden,  ausgesetzt  ist  und  es  sich  im 
EinzelhU  um  überaus  hohe  Schadeiisersatz- 
ansprüche  gegen  den  Haftpflichtigen  handeln 
kann. 

Der  Bedarf,  welchen  der  Versicherer  bei 
der  H.  zu  decken  hat,  wird  hervorgerufen 
nicht  durch  ein  Elementarereignis,  wie  bei 
der  Hagelversicherung,  nicht  durch  das  De- 
likt einer  dritten  Person,  wie  bei  der  Dieb- 
stahlversicherung, sondern  infolge  gesetz- 
licher Bestimmungen,  die  in  letzter  Linie 


in  einem  Richterspruch  ihren  Ausdruck  finden. 
Der  naheliegende  Einwand,  es  sei  tmmora- 
lisch,  die  Rechtsfolgen  abzuwälzen,  welche 
das  Gesetz  einem  Haftpflichtigen  auferl^, 
ist  wiederholt  voigebracht  worden.  Maa 
hat  behauptet,  daß  durch  die  H.  die  Absicht 
des  Gesetzes  hin&llig  werde  und  daher  die 
H.  gegen  die  guten  Sitten  verstoße.  Dieser 
Einwand  ist  unzutreEFend,  sofern  es  sich  um 
die  Hauptaufgabe  des  Scliadensersatzrechtes 
handelt,  die  in  der  Ausgleichung  der  in  der 
Rechtssphäre  des  Verletzten  eingetretenen 
Störung  besteht  Vielmehr  wird  gerade  das 
Interesse  des  Verletzten  durch  die  H.  nicht 
selten  ganz  bedeutend  ^wahrt.  Denn  auch 
der  wenig  oder  gar  nicht  Bemittelte  kann 
haftpflichtig  werden,  ohne  in  der  Lage  zu 
sein,  falls  er  keine  H.  abgeschlossen  bat, 
eine  Schadensersatzzahlung  leisten  zu  können. 
Die  zweite  Aufgabe  des  Schadensersatzrechtes, 
die  Bekämpfung  des  Unrechtes,  wird  eben- 
falls durch  die  H.  in  den  meisten  f^eu 
nicht  gehindert:  wenigstens  bestehen 
sowohl  gesetzliche  wie  versicherungstech- 
nische Möglichkeiten,  deu  Haftpflichtigen 
in  genügender  Weise  sein  Unrecht  ffinlen 
zu  laBBen.  sei  es,  daß  nur  ein  Teil  der  Haft- 
pflichtsumme von  Versichmr  ersetzt 
wird,  sei  es,  daß,  wie  beim  Arzt,  ein  Hafl- 
i^chtfall  dem  Haftpflichtigen  soziale  und 
berufliche  Nachteile  Dringt,  auch  wenn  ihm 
der  gesamte  materielle  Schaden  ersetzt  wird. 

8.  Entwickelnng.  S{>ureD  einer  H. 
finden  sich  seit  alters  in  der  Seeversiche- 
rung. Hier  veigfltete  der  Versicherer  dem 
versicherten  Reeder  etwa  nötig  gewordene 
Ersatzleistungen  aus  SchifFszusammenstößeu 
u.  ähnl.  Zu  einem  selbständigen  Ver- 
sicherungszweig entwickelte  sich  die  H.  zu- 
nächst  in  Frankreich  infolge  der  napoleoni- 
schen Haftpflichtgesetzgebung  seit  Beginn 
des  19.  Jahrii.,  zuerst  als  H.  der  Pferde- 
und  Wagenbesitzer  verbunden  mit  einer 
Unfallversicherung.  Man  versichert  sieh 
gegen  alle  Unfälle,  die  au  Pferd  und  Wagen 
oder  durch  sie  entstehen.  Bis  heute  ist 
auch  in  Frankreich  weit  verbreitet  die  Ver- 
sicherung aus  der  Haftpflicht  als  Bfieter, 
Nachbar  und  Hauseigentümer  bei  Bittnden 
(vgl.  Art.  „Chomageverücherung"  oben  Bd.  1, 
S.  612).  In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrh. 
finden  wir  in  Deutschland  eine  H.  der 
Auswanderungsexpedienten. 

Die  moderne  H.  be^nt  Ende  der  60er 
Jahre  in  Frankreich  mit  dem  Aufkommen 
der  industriellen  H.  und  greift  infolge 
des  deutschen  Haftpflichtgesetzes  vom  7.'  VI. 
1871  nach  Deutschland  Über.  1871  ent- 
standen 3  Gegeoseitigkeits- Gesellschaften 
zur  Versicherung  der  Unternehmer  •Haft- 
pflicht, denen  sidi  in  den  folgenden  Jahren 
viele  andere  Anstalten  anscnLossen.  Zahl- 
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Teichen  Unternethmungen  war  aber  ntir  ein 
kurzer  Bestand  beschiedoi. 

In  eine  neu«  fhKX^e  tritt  die  H.  mit  dem 
Beginn  da*  Arbeiter-  UnfaUversicherung, 
wdche  das  Haftpflichtgesetz  bis  anf  einige 
flaftpfUchtreste  (vgl.  Art.  ^laftptlicht"  oben 
S.  2  fg.)  verdrftngte.  Alwe«ehen  von  der  Ver- 
mcherung  dieser  Haftpmchtreste  wurde  der 
Verücherongsgedanke  noch  weiter  ansgebaut. 
Während  man  in  der  Zeit  von  1871  bis 
1884  nur  die  gewerbliche  Haftpflicht  der 
Betriebsuntemehmer  versichert  hatte ,  er- 
weitert die  neue  Periode  die  H. ;  nicht 
nur  die  Haftpflicht  der  Betriebsuntemehmer 
wird  jetzt  versichert,  sondern  auch  die 
anderer  Kreise,  anderer  BeniEsarten.  So 
seit  188.5  die  der  Hausbesitzer  und  Mieter, 
seit  1887  die  der  Aerzte  und  Apotheker,  seit 
1895  die  Haftvflicht  von  Beamten,  Rechts- 
anwälten imd  Notaren. 

Die  H.  nimmt  einen  ungeahnten  Auf- 
schwung seit  Ende  der  80er  Jahre,  insbe- 
sondere in  den  90er  Jahren,  nicht  nur  in 
Deutschland. 

Was  die  Entwickelung  und  den  Betrieb 
der  H.  im  Aus  lande  betrifft^  so  entspricht 
insbesondere  die  H.  in  Oesterreich  imd  der 
Schweiz  im  wesentlichen  der  deutschen, 
wahrend  England  und  andere  Länder, 
die  eine  UnfallversicherungsgesetzgebuDg 
für  die  Arbeiter  nach  deutschem  Muster 
entbehren,  noch  auf  der  Stufe  steheu,  die 
Deutschland  seit  1885  verlassen  hat  Der 
Betrieb  der  H.  ist  dort  im  wesentlichen  eine 
industrielle  Cnternehmer-H.  wie  in  Deutsch- 
land Ton  1871—1884. 

4.  rnternehmuiigsfonneB.  Drei  Arten 
rnternehmungsformen  sind  bei  der  H.  zu 
unterscheiden. 

1.  Grofie  ErwerbsgeselLschaf  ten, 
in  Deutschland  24  Aktiengesellschaften, 
1 0^ens»tigkeit8verein(dieflbä'baupt  ^ßte 
Anstalt  für  den  Betrieb  der  H.,  welche  jedoch 
wegen  ihrer  dgenartigen  Verfassung  nur 
in  ganz  beschränktem  Maße  als  eigentlicher 
Gegenseitigkeitsverein  anzusehen  ist).  Von 
diesen  großen  Unternehmungen  dient  keine 
einzige  ausschließlich  der  H.;  diese  wird 
vielmehr  im  allgemeinen  nur  als  Neben- 
zvmg  von  Unfall-  und  Lebensvermchemngs- 
(ieseUschaften  betrieben. 

2.  Kleinere  berufliche  Vereine, 
auf  Gegenseitigkeit,  gegrflndet  von  Industri- 
ellen. Landwirten,  Hausbesitzern  usw.  Diese 
sind  neuerdings  in  starker  Zimahme  b^riffen. 

3.  Haftpflichteinrichtungen  von  Berufs- 
genossenschaften,  welche  seit  dem  Jahre 
1900  die  Berechtigung  für  den  Betrieb  der  fl. 
ihrer  Mitglieder  erhalten  haben  (s.  d.  Art.  ,^Be- 
mfuenoüsenschafteu^'  oben  Bd.  I,  S.  431  fg.). 

Die  fortgesetzt  zunehmende  Konkurrenz 
hat  zur  Kartellierung  fast  aller  unter  Nr.  1 
verzeichneten  Gesellschaften  geführt,  welche 


I  seit  dem  Jahre  1900  den  Verband  der  in 
Deutschland  arbeitenden  Cnfallversicherungs- 
Qesellschaften  zwecks  Vertretung,  Wahrung 

;  und  Forderung  aller  gemeinsamen  Int^sssen 
des  Unfall-  und  H.geschäfts  bilden.  Sat 
1904  hat  dieser  Verband  gemeinsame  Ver- 
sicherungsbedingimgen  und  einen  gemdn- 
samen  PMmien^rif ;  eine  Rdhe  in  Deutsch- 
land arbeitender  Anstalten  gehC^n  diesem 
Kartell  jedoch  nicht  an. 

5.  Betrlebsteohnisehes.  Die  zurzeit  be* 
stehenden  1904  eingeführten  Yeniichemn^be- 
diogungen  durften  nach  Inkrafttreten  des  Beichs- 
geeetzentwnrfs  Qber  den  Versichernngaver- 
trageineteUweiseÜmänderangerfahren.  Dieser 
Gesetzentwurf  schreibt  n.  a.  folgende  Versiche- 
rnngabedingungen  Tor:  Bei  einer  den  geschäft- 
lichen Betrieb  des  Yeraichernngsnehmers  be* 
treffenden  H.  erstreckt  die  Police  sich  auch  auf 
die  Haftpflicht  der  Vertreter  des  Versichernngs- 
nehmers  sowie  anf  die  Haftpflicht  solcher  Per- 
sonen, welche  er  znr  Leitung  oder  Beanfsichti' 
gung  des  Betriebes  angestellt  hat.  Keine 
Haftung  des  Versicherers  tritt  ein,  wenn  der 
Versichemngsnehnier  eine  widerrechtliche  Hand- 
lung Torsfitzlicb  begangen  hat.  ans  welcher  er 
zu  einem  Schadensersatz  verpflichtet  wird. 

Von  besonderer  Bedentnng  ist  die  jetzt  ali- 
gemein bestehende  Voraorgeversichernng, 
welche  gegen  Prftmienznschlu^  QbemommeD  wira. 
Bei  dieser  wird  der  durch  die  Police  gegebene  Ver- 
sicherungsschutz anf  alle  Haftpnichtgefahren, 
die  fflr  den  Versichemngsnehmer  znr  Zeit  des 
Beginns  der  Versicherung  noch  nicht  vor- 
handen waren,  sondern  erst  später  eingetreten 
sind,  ausdehnt.  Der  versicherte  Hansherr 
beginnt  beispielsweise  ein  halbes  Jahr  nach  der 
Versicherung  zu  reiten  und  verletzt  bei  Aus- 
übung dieses  Sports  einen  Passanten.  Dann 
wird  auch  diese  sportliche  Haftpflicht  von  der 
Police  nm&ßt,  welche  der  ravatnann  ge- 
nommen hat. 

Je  nach  den  Vertrsgsbestimnmngen  wird  die 
H.  mit  voller  Decknng  des  Schadens  und 
mit  teilweiser  Decknng  unterschieden.  Bei 
letzterer  Art  gibt  es  wieder  die  mannigfachsten 
Formen,  die  gerade  hier  zu  besonderer  Ge- 
staltung gelangt  sind.  Denn  bei  der  H.  läßt 
sich  nahezu  ausnahmslos  nicht  im  voraus  er- 
messen, bis  zu  welcher  Höhe  der  Versicherte 
Decknng  nötig  hat  Bei  jeder  Art  der  Güter- 
verrichernng  weiß  der  Versicherer  ebenso  wie 
der  Venieherte  genau  im  vorana,  anf  welche 
Summe  sich  der  höchste  Schaden  belaufen  kann. 
Das  ist  aber  nicht  der  Fall  bei  der  H.,  weil 
hier,  von  wenigen  gesetzlichen  Ausnahmen  ab- 
gesehen, die  Ersatzsnmme  gänzlich  anabhängig 
ist  von  irgend  einem  bestimmten  Gegenstand, 
der  sich  im  Besitz  des  Versicherten  befindet. 

Die  Bildung  der  Prämie  geschieht  im  alt- 
gemeinen in  gleicher  Weise  wie  bei  anderen 
Versichemngaarten.  Für  die  Haftpflicht  eines 
Fabrikanten  ist  die  Zahl  der  beschäfti^n 
Arbeiter  oder  die  Höhe  der  Löhne,  ftlr  die  emes 
Theatornntemehmers  ist  die  Zahl  der  SitzpUtze, 
für  einen  Hotelier  die  Zahl  der  Zimmer,  für 
eine  Gemeinde  deren  ränmlicbes  Gebiet  und 
Einwohnerzahl  ein  gewisser  Anhalt.  (Vgl.  anch 
Art.  „Versicherungswesen**.) 
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7.  Stftttetlk.  Umfiusende  statistiaclie  An- 
ffaben  sind  dadurch  erschwert,  dafi  in  der  B^l 
der  Betrieb  der  H.  mit  dem  der  ünfallTersi<£e- 
mnff  Tereinifft  ist  und  nicht  immer  eine  getrennte 
Becnnnngsrohrun^  stattfindet.  Nach  der  Sta- 
tistik des  Kaiserlichen  Aofsichtsamts  fttr  Privat- 
versichernng  betrieben  Ende  1904  25dentsche 
Gesellschaften  die  H.  (dazu  kommen  eine  Anzahl 
ansländische  Anstalten,  welche  in  dieser  Statistik 
nicht  mitTerrechnet,  znm  Teil  aber  ein  beträcht- 
licbes  dentscbea  Geschäft  anfznweisen  haben). 
Bei  den  25  deutschen  Anstalten  liefen  Ende 
1904  1  436306  Policen,  die  Prämieneinnahme 
betrog'  insgesamt  fast  30  lülL  H.,  davon  worden 
fQr  Rttckversicherongsprimieo  fast  8  Hül.  ent- 
richtet FQr  YersichernngsfilUe  ans  dem  direkten 
Geschäft  worden  gezahlt  bezw.  znrQck^estellt 
etwas  Über  8'/,  Mill.  M.  —  Branchbare  statistische 
An^ben  Uber  die  Ergebnisse  der  kleineren  Gegen- 
seitigkeitsvereine und  der  Bernfsgenossenschaften 
fehlen. 

Im  Ausland  wird  der  H.betrieb  statistisch 
häufig  Überhaupt  nicht  von  dem  Unfallversiche- 
rongsDetrieb  getrennt.  Es  muß  daher  für  die 
auflländiscbe  Statistik  anf  den  An.  „Unfallver- 
slcherung  (private)"  verwiesen  werden. 
Llterator :  MiUeHmgen  det  Haftpßicht-SchuUver- 
bande»  deuUeAer  Indvnridter,  <Mn,  teit  189S. 

—  Htettandy  Gmndxüge  der  privaten  Urtfall- 
veniehenmg  mü  Ber&ektiekHffung  der  H.,  Stutt- 
gart 1900.  —  Defselbe,  in  der  ZeiUehrifl  für 
diege$amte  Ver»ickerungm'viaen»chqft, Berlin  190S. 

—  Manea,  Art.  „Haßpfiichtverncherung" ,  H.  d. 
St.,  S.  Avfi.,  Bd.  I\%  S.  950fg.  —  Derselbe,  Die 
H.,  ihre  Geachichte,  wirischc^ftliche  Bedeutung  und 
Technik,  Leipzig  190t.  —  Deraelbe,  Vertiche- 
rungweten,  Leipzig  1905,  38,  S9,  —  Georgii, 
Die  Haftpfiiehtverncherwng  im  GeteUentwurf  über 
den  Vertieherungtvertrag,  Stuttgart  1904.  —  Der- 
MtAej  Veri^ienäiekvngm  dta  Daät^an  Terem« 
für  Vernel^rwngnvi»»en$ch(^ ,  Hilft  II,  Berlin 
1904.  Alfred  Manea. 


HagelTenIchernng. 

1.  Begriff,  Wesen  und  wirtschaftliche  Be- 
deutung. 2.  Entwickelong  und  Untemehmungs- 
formen.    3.  Betriebstechnisches.    4.  Statistik. 

1.  Begriff,  Wesen  and  wirtschaftliche 
Bedeutung.  Die  H.  soll  den  vonieiimUch 
an  Bodenerzeugiiissea  durch  EiowirkuDg  des 
Hagelschlags  entstehenden  Schaden  vergüteo ; 
sie  ist  eine  reine  Elementarschäden -Ver- 
sicherung und  wird  gewöhnlich  als  Haupt- 
zweig der  landwirtscliaftlichen  Versicherung 
bezeichnet,  zu  der  außerdem  noch  die  Vieh- 
versicherung (s.  d.  Art.),  manchmal  auch  die 
Feuer-  und  die  Haftpflichtversicherung  (s. 
d.  Art.)  gerechuet  werden.  Sowenig  das  den 
Ersatz  des  Versicherers  auslosende  E^ignis 
kflnstlich  herbeigefflhrt  werden  kann ,  so- 
wenig besteht  eine  Möglichkeit,  sich  vor  dem 
Eintritt  von  Hagelschäden  zu  sichern.  Die 
Versuche,  durch  Hagelschießen  das  Eintreten 
des  Hagels  zu  verhindern,  haben  die  Aner- 
kennong  der  Wissenschaft  noch  nicht  ge-, 
fanden. 


Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  H. 
besteht  vornehmlich  darin,  daß  sie  der  den 
Unbilden  der  Witterung  besonders  stark 
ausgesetzten  Bevölkerungsklasse,  den  Land- 
wirten, Vorteil  zu  bringen  sucht 

2.  Etttwickelnng  und  Untemehmugs- 
formen.  Die  Entstehnag  der  H.  fällt  zu- 
sammen mit  dem  Beginn  einer  intensiveren 
WirtschaftsfUhraus'  in  der  Landwirtschaft  und 
deren  Beformen  Ende  des  18.  Jahrh.  Der 
Kapitalaufwand  fttr  die  landwirtschaftiieh«! 
Grundstücke  nimmt  zu,  der  Rohertrag  der  Felder 
steigt.  Hierdurch  tritt  ein  nm  so  großerer  Ver- 
lust bei  etwaiger  Verfaageinng  ein.  Diese 
GrUnde  und  die  Verallgemeinemng  der  C^ld- 
nnd  Kreditwirtscbaft  haben  den  Zeitpunkt  dm 
Entstehens  der  H.  bedingt.  Die  erste  deutsche 
Anstalt  scheint  1791  ins  Leben  gerufen  woiden 
zu  sein;  vorher  hatte  man  schon  Versuche  in 
Schottland  und  Frankreich  untemomraeD,  sämt- 
lich ohne  dauernden  Erfolg.  1797  wurde  eine 
Mecklenburgische  Gesellschaft  gegrändet,  welche 
noch  heute  besteht  1818  fiug^  eine  zweite, 
ebenfalls  auf  Gegenseitigkeit  gegrtlndete  An- 
stalt, während  me  erste  Aktiengesellschaft  in 
Berhn  1832  gegründet  wurde.  Bis  1851  wurden 
26  Gesellschaften  in  Deutschland  gegründet, 
von  denen  jedoch  1853  nur  noch  12  hestandeu. 
Eine  neue  Gründongsepoche  beginnt  1854  in- 
folge der  großen  Hagelschäden  Anfaug  der  öOer 
Jahre.  Der  Kampf  der  Aktien-  nnd  Gegen- 
seitigkeitsgesellschaften ist  insbesondere  in  der 
H.  während  der  2.  Hälfte  des  19.  Jahrh. 
besonders  stark  gewesen.  Auf  keinem  Gebiet 
des  Verrichemngswesens  haben  die  Erfblge  bald 
des  einen,  bald  des  anderen  Prinzips  u  merk- 
würdig geschwankt  wie  bei  der  H.  Ende  1904 
bestanden  in  Deutschland  5  Aktien-  nnd  10 
größere  Gegenseitigkeitsgesellschaften. 

Durch  aas  Gesetz  vom  13.  Februar  1884 
wurde  eine  staatlich  geleitete  Landes-Hagel- 
Versicherungsanstalt  in  Bajem  ins  Leben  ge- 
rufen. Der  Beitritt  ist  freiwillig ;  ein  Ausschfuß 
der  privaten  Anstalten  findet  nicht  statt.  Die 
Beiträge  sind  feste;  es  müssen  daher  eventndl 
Kürzungen  bei  den  Entschädigm^ren  eintreten. 
Das  Stammkapital  der  Anstalt  beträgt  1.  Hill., 
der  jährliche  Staatszuschnß  200000  M. 

Neben  dem  staatlichen  Hagelversichemngs- 
betrieb  kennt  man  auch  ein  Zusammenwirken 
von  privaten  Gesellschaften  und  staat- 
lichen oder  Kommnnal-Behörden.  Eine  An- 
zahl Regierungen  (Baden  1691,  Württemberg 
1895,  Elsaß-Lothringen  1900  und  Hessen  19(H) 
haben  in  der  eben  erwähnten  Weise  mit  einer 

Srivaten  H-gesellschaft  Verträge  geschlossen, 
ei  diesem  System  wird  die  SchaJning  eines 
besonderen  verantwortungsreichen  neuen  staat- 
lichen Yerwaltnngsapparates  vermieden,  une  be* 
reita  voihandene  Organisation  fttr  die  beimischen 
Interessen  nutzbar  jg^emacht  nnd  das  Risiko  der 
Versichemng  auf  die  breiten  Schultern  der  ihre 
Tätigkeit  über  ein  weites  Gebiet  ausdehnenden 
Gesellschaft  abgewälzt. 

3.  Betriebstechnisches.  Versichert 
werden  im  allgemeinen  Früchte  jeder  Axt, 
eine  Anzahl  Gesellschaften  schUeßt  jedoch 
gewisse  Fruchtgattungen  aus.  Auch  Fenstei^ 
Scheiben  In  GevSchs-  und  Wohnhäusern, 
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gel^DÜich  auch  Dächer  werden  gegen  Hagel- 
schäden versichert.  Die  H.  der  Früchte 
umfaBt  diese  in  allen  ihren  wirtschaftlich 
natzbaren  Teilen.  Der  Schaden,  welcher 
men  gewissen  Prozentsatz  des  Wertes  der 
Erzengnisse  nicht  erreidit,  pfl^  vom  Ersatz 
ausgeschlossen  zu  sein.  Ffir  einzelne  Fnicht- 
gattungen  gelten  besondere  Torschriften. 

Der  deutsdte  Gesetzentwurf  Aber  den 
VersichernngsTertrag  r^ielt  auch  die 
H.  und  schreibt  u.  a.  vor,  daß  nach  Ein- 
tritt eines  Hagelschadens  der  Versicherungs- 
nehmer, an  den  verhagelten  Bodenerzeug- 
nisaen  ohne  Einwilligung  des  Versicherers 
keine  AendemDgenTomehmen  darf,alwesehen 
Ton  solchen,  die  unau&chiebbar  sind,  damit 
die  Feststeuung  des  Schadens  ermlSglieht 
wird. 

Die  Vrasidierun^umme  wird  gebildet 
aus  dem  mutmaßlichen  Erträgnis  eines 
OrundstQcks  und  dem  für  diesen  Ertrag 
berechneten  Einheitspreis.  Ist  bei  Ein- 
tritt eines  Hagelschaaeos  der  der  Versiche- 
rungssumme zugnmde  liegende  Fruchtpreis 
znrückge^gen,  so  tritt  dennoch  in  der 
Regel  keine  Reduktion  der  Versicherungs- 
summe ein.  Die  H.police  ist  insofern  eine 
sogenannte  taxierte  Police. 

Ebenso  wie  mehrjährige  Versicherungs- 
Dahme  eine  Reihe  von  Vorteilen  fQr  den 
Versicherten  bei  vielen  Gesellschaften  zur 
Folge  zu  haben  pflegt,  bietet  die  Kollektiv- 
una  Gemeindeversicherung  für  die  Ver- 
sicherten großen  Nutzen.  Eine  Anzahl  Mit- 
gUederderselben  Gemeinde  bestimmt  zunächst 
einen  Vertrauensmann.  Dieser  besorgt  die 
mit  Aufnahme  des  Versicherungsantrags 
verbundenen  Arbeiten.  Für  sämtliche  Teil- 
nehmer einer  Gemeindeversicherung  wird 
nur  eine  Police  ausgefertigt,  so  daß  hierdurch 
nicht  unbeträchtliche  Kosten  eispart  werden. 
Auch  bei  der  Schadenregulierung  ist  ein 
vereinfachtes  Verfahren  Üblich. 

Die  H.  hat  mit  besonderen  technischen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  da  ge- 
wisse Gebiete  vorzugsweise  von  HagelschJ^ 
betroffen  werden ,  ebenso  wie  besondere 
kostspielige  und  wertvolle  Gewädise,  z.  B. 
Tabak,  unter  dem  Hagel  vorzugsweise  zu 
leiden  haben.  Eine  weitere  B^nderheit  bietet 
die  Art  und  Weise  des  Eintritta  der  H^gel- 
sdiSden.  Denn  während  bei  anderen  ver^ 
«c^ierungsarten  die  Schäden  während  des 
ganzen  Jahres  in  ziemlich  gleichmäßiger  Ver- 
teilung einzutreten  pflegen,  ereignen  sich  die 
Hagdschäden  meistens  nur  von  Mitte  Mai  bis 
Mitte  September  und  treten  fast  stets  als 
UuBeoscItäden  auf,  während  bei  den  Übrigen 
Vefsicherungsz  Velgen  Einzelschäden  die 
R^l  bilden.  Auch  schwiuikt  die  Hi^l- 
geährlichkeit  der  einzelnen  Jahre  überaus 
stark.  Diese  Schwankungen  sind  um  so  großer, 
in  je  engeren  Grenzen  der  Versicheruugs- 


betrieb  einer  Anstalt  sich  bewegt,  da  hier 
kein  rationeller  Ausgleich  mOglich  ist. 

Bei  der  Risikenbemessung  werden  u.  a.  die 
Ertliche  H^:e]gefahr,  die  Hagelempfindlich- 
keit der  einzelnen  Fruchtarten,  die  Zeitdauer 
des  Versicherungsvertrags  und  die  Grenzen 
der  Ersatz^igkeit  berücksichtigt 

4.  Statistik,  in  Dentschland  waren  ver- 
sichert in  Hill.  H. 

1.  bei  den  Privat-    2.  bei  der  bayerisch, 
gesellschaften  Staatsanstalt 
1884  86o  1 1 

1894  1 370  130 

1904  2417  333 

Die  Prämieneinnabm» 
betrogen 

bei  den  AktieuMselUcbaften  10469365  H. 
bei  den  Gcgenaeitigkeitsvereinen   11951173  „■ 

22420438  M. 
An  Httckversichernngsprämien  zahlten 
die  Aktiengesellschaften  22634  U. 

die  Gegenseitigkeitavereine  371  017  , 


An  EntscbädigQug  leisteten 
die  ÄktiengeseUschaften 
die  Gegenseitigkeitavereine 


393651  M. 

6467306  H. 
9120608  „ 

155879U  M- 
Die  Verwaltmiffskosten  betmjjpen  für 

Agenten  Sonstiges  Stenern 

bei  den  Aktien- 
gesellschaften  I  182  195    I  086569  90699 
bei  den  Gegen- 
seiti^keits- 

vereinen  1 3S9 194  1201120  3711 
3571  389  32S7689  93 4»! 
In  Oesterreich-Ungarn  waren  1904 
auf  dem  Gebiete  der  H.  tätig  10  Aktiengesell- 
scbaftea  mit  560  Hill.  Er.  Versicbemogssomme, 
15,6  Mill.  Främieneinnabmen  and  5,2  Mill. 
Aasgaben  für  Schäden.  Die  7  Oegenseitigkeits- 
ansUüten  wiesen  152,4  Hill.  Kr.  versicherangs- 
snmme  auf,  3,6  Hill.  Prftmieneiimabme  und 
6,1  HiU.  Anseaben  fHr  Schäden. 

In  der  Scaweiz  ist  nnr  eine  elnhümische 
Versicbemngsgesellschaft  za  verzeichnen.  In 
Frankreich  sind  4  Aktiengesellschaften  nnd 
16  Gegenseitigkeitsanstalten  zu  zahlen,  von 
denen  die  ersteren  347,7  HiU.  Frcs.,  die  letzteren 
401,7  Hill.  Frcs.  Versicbemnjj^samnie  aufweisen. 
An  PrSmieneinnahmen  verzeichnen  die  Gesell- 
Schäften  5,7  bezw.  4,2  Hill.  M.,  an  Sch&deo  2,4 
bezw.  2,8  Hill.  H.  —  Die  Statistik  der  Übrigen 
Länder  ist  dnrchweg  lückenhaft. 
Literatur:  A^f*ät^e  von  Schramm,  in  Ehren- 
itceig»  Attekttram-Jahrtmch,  Wien,  Bd.  4i  ^1  7, 
JO,  IS,  IS,  SO,  ei,  1S70—1900.  —  Sucksland, 
DU  HagdvtrHehwmg^rage  in  Deuttehtand,  1890, 

—  Bu^^ithergei' f  Agmrwtaen  und  Agrar- 
potüik,  lS9t.  —  ffVImer,  VenicKmmg»ve*eH, 
Leiptig  1894,  S.  SOI  fg.  —  Emminy/wiu«,  AH. 
„HagfUchädtnverticherung",  H.  d.  St.,  i.  Aufi., 
Bd.  IV,  H.  955 fg.  —  v.  Tt\u«men,  Gfchiekte 
de»  HagelvertieherungnceMen»  in  DeuUehiand,  1396. 

—  Manes,    Verticherungtweten ,  Leipxig  190S, 
45,  46.  —  Derselbe  f   Gnmdzüge  de»  Ver- 

nchtrungtwetent,  Leiptig  1906,  Kapitel  IS. 

Alfred  Mane», 
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Halbbau — Haltekinder 


Halbban  ist  diejenige  Form  der  Pacht,  bei 
der  der  Rohertrag  in  einem  festen  Verhältnis 
(meistens  znr  Hälfte)  zwischen  Eigentümer  nnd 
Pächter  des  Gmndstäcks  geteilt  wird.  Der 
Halbban  kommt  bente  in  Earopa  hanptsächlicb 
nnr  im  Sflden  (Italien,  SUdfranlcreich)  vor.  In 
früheren  Jahrhonderten  besaü  er  dage^n  eine 
weit  größere  Verbreitang,  war  namentbcb  ancb 
in  Bentschluid  häufig.  Der  Pächter  nach  dieser 
Form  hieß  HtUfmann,  Hälfe,  lat.  semicda.  Vgl. 
den  Art  „Pacht*'. 

Llteratnr:  Roscher,  Si/$t.  II  (lO.  A^.)  g  59 
und  €0.  —  H.  DteUel,  l'eber  Wesen  und  Be- 
dtittung  de«  Teilbaue«  (Mezxadria)  in  Italien, 
ZeitKchr.J.  StaaUtc,  Bd.  44. —  K.  Lamprecht, 
DeuUchet  Wirttch^fUleben,  Leipxig  1886,  Bd.  1, 
S.  9€ifg.  —  G.  V.  Beiott,  Landttänd.  Ver- 
fattung  tu  JiUich  und  Berg,  Teil  3,  Heft  S, 
DiltteUlorf  1891,  S.  SS  fg.          O.  V.  Below. 


Haller,  Karl  Ludwig  Ton, 

geb.  am  l.fVUl.  1768  in  Bern,  daselbst  1806—17 
Professor  des  allgemeinen  Staatsrechts  nnd  »eit 
1814  Hitglied  des  Großen  Bates.  Verlust  dieses 
Amtes,  infolge  seines  Uebertrittes  vom  Prote- 
stantismus znm  Katholizismus,  1820.  Als  Hi^ 
glied  des  Großen  Rates  zu  Solothnm  gest.  am 
20./V.  1854  zu  Solothnm. 

Fendo-ultramontaner  Bekämpf  er  aller  freiheit- 
lichen ErrungenschafteD  im  BeTolntionsceitalter. 
In  der  philosophiseheu  Bekämpfung  des  poli- 
tischen Rationalismus  an  Adam  Malier  nicht 
heranreichend.  Bekämpfer  des  Smithschen  In- 
diTidualismtis  nnd  Materialismus.  Agitator  für 
eine  neue,  das  öfTentliche  Recht  ausscheidende 
Gesellschaftsordnung  vereinigter  Patrimonial-, 
Priester-  und  Kriegerstaaten.  Schöpfer  einer 
feudal-wirtschaftlichen  „Restauration  der  Staats- 
wissenschaft" (s.  u.),  über  deren  ethischen  Wert 
Heeel  in  seinem  „Naturrec^t"  S.  245  ein  rer- 
.nichtendes  Urteil  fällt. 

Von  seinen  Schriften  ist  nur  zu  erwähnen: 
Restanration  der  Staatswissenschaft,  oder  Theorie 
des  natOrlich-geselligen  Znstandes  der  Chimäre 
des  kttnstlieh-bBrgerlichen  entgegen  gestellt^ 
6  Bde.,  Bern  1816-34;  dasselbe,  2.  Aufl.  ebenda 
1820—34;  dasselbe  in  französischer TJebersetzung. 
3  Bde.,  Paris  1830;  dasselbe,  in  die  italienische, 
englische  nnd  spanische  Sprache  Ubertragen. 

Lippert, 


Halley,  Edmund 

Seh.  am  29./X.  1656  zu  London.  1703  Professor 
er  Mathematik  in  Oxford,  1719  kgl.  Astronom 
in  Oreenwich,  säurb  als  Mitglied  der  Royal  So- 
ciety in  London  am  14./I.  1746. 

Berechner  der  ersten  nach  wissenschaftlichen 
Prinzipien  aufgebauten  Sterbetafel,  wozu  ihm 
als  Material  ein  Hannskript  des  Breslaner 
Propstes  Kaspar  Neumann  mit  Auszügen  von 
Ö860  Todesfällen  aus  den  Breslauer  Kirchen- 
büchern für  die  Jahre  1687-  91  nebst  Angabe 
der  Altersjabre  der  Gestorbenen  diente.  HaDeyB 
arithmetische  Interpolation  der  gegebenen  Zahlen 
gestaltete  sich  zu  zwei  Gutachten  „of  tfae  de- 


grees  of  the  mortallty  of  mankind"  (s.  u.),  die 
m  ihrer  Veröffentlichung  in  den  Plulosophical 
Transactious  der  Royal  Society  (s.  u.)  auch 
Halleys  berühmte,  auf  eine  stationäre  BevOlke- 
mng  berechnete  Sterbeu^el  (Ueberlebensufel) 
enthalten.  Bei  düser  fftr  die  ganze  Daner  des 
menschlichen  Lebens  berechneten  Tafel  hat  sich 
herausgestellt,  daß  die  Balleysche  Verteilung 
der  Bevölkerung  nach  Altersklassen  mit  den 
bezüglichen  Berrchnungeu  der  neneren  Veraicbe- 
mngsmatbematiker  nur  wenig  differiert. 

Die  Halleyschen  zwei  Gutachten,  abgedruckt 
in  den  „Philosophical  Transactions^  der  Royal 
Society,  vol.  XVI.  No.  196  und  198,  London  1693, 
betiteln  sich :  An  estimate  of  the  des^ees  of  the 
mortalitf  of  mankind  drawn  from  cnrions  table« 
of  the  Urths  and  fnnerals  at  the  dt^  of  Breslaw, 
with  an  attempt  to  ascertain  the  price  of  annni- 
ües  upon  Uvea.  —  Some  forther  considerationa 
on  the  Breslaw  bills  of  mortality,  by  the  sane 
band  with  the  former.  lAppert. 


HalteUnder. 

(Kost-,  Ziehkinder.) 

H.,  auch  Zieh-  oder  Ectötkinder  genannt, 
sind  kleinere  Kinder,  die  von  ihren  Eltern 
oder  Vormündern  gegen  Entgelt  bei  fremden 
Personen  in  Pflege  gegeben  werden.  Bei 
unehelichen  Kindern  g^hieht  es ,  damit 
die  Mutter  ungehindert  ihrem  Broterwerbe 
nachgehen  kann,  und  bei  eheUchen  Kindern 
suchen  sich  die  Eltern  öfters  den  Mühen, 
Unberiuemlichkeiteu  und  Opfern  zu  ent- 
ziehen, welche  die  Fürsorge  für  kleine 
Kinder  mit  sich  bringt.  Die  Versoming 
solcher  H.  ist  im  Hause  der  Pfl^eeltern 
regelmäßig  eine  geringwertigere ,  mitunter 
sogar  eine  schÄdliche.  Vielfach  haben  diese 
das  Bestreben,  von  dem  entrichteten  Unter- 
haltsgeldetunlichste  Erübrigungen  zu  machen 
oder  die  Arbeitskraft  der  Kinder  sobald  als 
möglich  auszubeuten.  Bei  armen  Eltern 
reicht  oftmals  das  bezahlte  Kos^ld  nicht 
aus,  so  daß  ihnen  der  Tod  der  Kinder  er- 
wünscht ist,  der  sie  der  Last  der  dauernden 
Unterhalttmg  überhebt  Damit  ist  leicht  die 
Neigung  der  Pflegeeltern  verknüpft,  durch 
schlechte  Nahrung  und  Pflege  ziu:  allmfihhcheD 
Tötung  der  Kinder  (,,Engelmacherei")  mit- 
zuwirken. Sie  werden  dabei  von  selbst- 
süchtigen ErwfiguDgen  geleitet,  indem  sie 
befOrchten,  dafi  ihnen  das  Kostgeld  nicht 
regelmäßig  bezahlt  -wird,  vShrend  nene 
Kostkinder  leicht  zu  erlangen  sind. 

Der  Staat  hat  hier  eine  wichtige  Auf- 
gabe zu  erfüllen.  Hb*  muß  die  Pflegeeltern 
einer  ständigen  Au&icht  tmterwerfen  nnd 
die  ent^tliche  Aufnahme  fremder  Kinder 
zur  Erziehung  von  behördlicher  Erlaubnis 
abhängig  machen,  die  flbel  beleumundeten 
Personen  oder  Famihen  in  ungesunden 
Wohnungen  oder  solchen,  die  bereits  eine 
größere  Anzahl  von  Ideinen  Kindern  auf- 


Digitized  by  Google 


Haltekinder — Handel 


9 


Rommen  haben.  Tezugt  werden  mufi.  In 
Deutschland  sind  bimOr  partikulairecht- 
liehe  Bestimninngen  maßgebend.  Die  meisten 
Staaten  rerian^  polizeiliche  Bewilligung 
oder  es  wird  ein  AnMchtsrecht  aus  allge- 
meinen  Rechtsnormen  entwickelt  (Preußen, 
Barera,  Baden).  Sgene  AuMchtsoigane 
feUan  re^lmäfii^,  deren  Funktionen  wohl 
durch  Pnratrereine  besorgt  werden.  Die 
frühere  Auslegung  der  Beichs^werbeord- 
nuDg,  daß  dieser  Erwerb  nach  ihrem  Texte 
als  unerwähnt  freigegeben  sei,  ist  durch 
RG.  T.  21.  VIL  1879  beseitigt  worden,  in- 
dem die  Fassung  des  §  6  der  RGew.-O.  den 
Einzelstaatea  durchaus  freie  Hand  ließ. 

In  Frankreich,  wo  das  Austun  der  Kinder . 
«eit  langem  eine  weit  Terbreitete  Unsitte  ist, 
bat  das  G.  T.  23.,'XII.  1874  die  Hatehe  geregelt. 
Der  Schutt  alter  unter  2  Jahr  alten  Kindal 
wird  dorch  den  Minister  des  Innern  nnd  diei 
Prttfektea  geregelt,  die  dnrch  beratende  Komitees 
Ton  Ehrenbeanten  unterstfltst  werden.  Den 
Schati  selbst  hat  znnichst  dorMaire  and  seine 
O^^e  wahrznnehmen.  Die  Prftfekten  können 
intliche  Inspektoren  ernennen  und  lokale  Anf- 
sichtsrite  bilden,  in  welchen  auch  Frauen  ver- 
treten  sein  mässen  und  die  die  Bezirke  in  Anf- 
sichtsdinrikte  verteilen.  Die  gewerbsniäilige 
Aufnahme  von  Haltekindem  ist  an  eine  jeder- 
zeit widermfliche  Konzession  gebunden  und 
die  Pflegeeltern  sind  gehalten,  Uebemabme, 
^ckgalw  oder  Tod  emes  Pflu^ndes  dem 
Ilaire  alsbald  anzuzeigen.  Die  Anmchtspersonen 
haben  jederzeit  Zutritt  sn  den  Wohnungen  der 
Kostffeber.  England  hat  in  seinem  Infant 
Life  Protection  Act  vom  Jahre  1872  (35  nud 
36  Vict.  c.  38)  einen  Kinderschatz  j^eschaffen, 
nach  welchem  jeder,  der  ein  fremdes  Kind  gegen 
Entgelt  länger  als  1  Tag  bei  sich  aufnimmt, 
einer  obrigkeitlichen  Erlaubnis  bedarf.  Diese 
wird  nur  an  Personen  mit  gntem  Leamande, 
mit  genQgender  Erfahrung  in  der  Kinderpflege 
and  mit  gesunden  TVohnungsverhältnissen  er- 
teilt. Die  Erlaubnis  wird  nur  anf  1  Jahr  ge- 
geben und  kann  jedeiant  wieder  zurückge- 
nommen werden.  Bei  Todesfall  eines  Ziehkmdes 
hat  der  Ldebenbeschauer  (Coroner)  die  Todes- 
ursache zu  untersttcben,  falls  sich  nicht  aus 
einem  vom  praktischen  Arzt  ansgesteUten  Toten- 
«chein  ergibt,  daß  ein  Verbrechen  ausgeschlossen 
ist.  Durch  ein  G.  v.  1889  (Prevention  of  Cmelty 
and  Protection  of  Children  Act)  werden  HiQ- 
baadlong  und  Verwahrlosung  der  Kinder  mit 
besonderen  Strafen  bedroht.  Anch  in  Däne- 
mark ist  diese  Form  des  Kinderschntzes  ge- 
•etshch  geregnt  (G.  v.  20  ,IV.  1888^). 

Literatur:  Jolly,  SehUnberg,  Bd.  9S8  frw 

—  LioeMin0f  LehHuek  de»  IWiMiftun^ 
r*^,  8.  $11.  —  BagitUkyf  Kost-  «nd  Baite- 
hinderpßtge,  Vjtehr.für  Ge$undheit^^ege,  Bd.  18, 
S.  SS7.  —  Laming,  AH.  .^aiukinder*',  B.  d. 
St.,  t.  Auß.,  Bd.  IV,  $.  96J—9ee. 

Max  von  Beekel. 


vor  der  Banembefreinng  diesem  landwirtschaft- 
licbe  Dienste  auf  seinem  eigenen  Gutsbetrieb 
leisten,  darauf  beruhte  überhaupt  der  landwirt- 
schaftliche GroUbetrieb  jener  Zeit  Diese  Dienste 
wurden,  je  nachdem  sie  mit  einem  eigenen  Ge- 
spann des  Bauern  geleistet  werden  mäten  oder 
ohne  solches,  S.  oder  H.  (auch  FuQdienste)  ge- 
nannt. Sie  waren  ihrem  Umfang  nach  entweder 
gemessen  oder  angemessen.  Im  Laufe 
des  17.  und  18.  Jahrb.  wurden  sie  vieUach  in 
Geld  („Dienstgeld ")  umgewandelt  und  dann 
dnrch  die  Bauernbefreiung  allgemein  beseitigt. 
VkI.  Art  „Bauernbefreiung-  (oben  Bd.  I,  S.  344  fg.), 
„Fronden*'  (ebd.  S.  9(H\.  Fuchs. 


Handel. 


Hand-  and  Spanndienste. 

Die  von  einem  Gruna-,  Gerichts-  oder  Guts- 
herrn abbftngige  bäuerliche  Bevtllkerung  mußte 


1.  Begriff.  2.  Geschichtliche  Entwickelung 
des  H.  3,  Bedeutung  des  H.  im  modernen 
Wirtschaftsleben.  4,  «Intwickelnngstendenzen 
der  Gegenwart.    5.  Statistik  des  H-gewerbes. 

1.  Begriff.  Während  die  ältere  volks- 
wirtschafuiche  Theorie  vielfach  unter  H., 
Commerce ,  den  gesamten  Güteraustausch 
versteht,  ist  man  jetzt  wohl  einig  darüber, 
unter  H.  nur  diejenige  wirtschafthche  Tätig- 
keit zu  verstehen,  welche  den  Yeritefer 
zwischen  Produzenten  und  Konsumeotea 
vermittelt,  und  ihn  zu  definieren  als  die- 
jenige wirtschaftliche  Tätigkeit ,  welche 
Gewinn  erzielen  will,  indem  sie  den  Ein- 
kauf und  die  Wiederveräußerung  von  Gfltern 
gewerbsmäßig  betreibt  (so  R  o  s  c  h  e  r ,  L  e  I  i  8 , 
Mataja  u.  a.).  Der  U.  ist  also  b^prifflich 
scharf  zu  unterscheiden  von  den  Emkaufe- 
g^chäfteu  zum  Zwecke  des  Yerbrauchesi, 
von  ^er  Erwerhstfttig^eit  der  Urproduktion 
und  der  formflndemden  Produktion,  der 
Industrie,  l^atsachlich  ist  die  Grenze  nidit 
scharf  zu  ziehen,  da  sowohl  der  ESokauf 
von  Rohstoffen  oder  Betriel»mittdn  zum 
Zwecke  der  Produktion  wie  die  Herstellang 

gswerblidier  Produkte  zum  Verkauf  der 
audelstätigkeit  ähnlich  erscheinen  kann; 
man  denke  an  den  hausiadustrieUen  Ver- 
leger, der  Heimarbeiter  beschäftigt  und  die 
von  ihnen  heimstellte  Ware  in  den  Ver- 
kehr bringt.  Auch  wird  in  vielen  Fällen 
die  Handelfitätigkeit  in  Verbindung  mit 
sonstiger  wirtschaftlicher  Tätigkeit  stehen. 

B^hränkt  der  wissenschaftliche  Sprach- 
gebrauch den  B^rifF  des  H.  auf  die  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  desjenigen,  welcher  au 
den  durch  seine  Hände  gehenden  Gütern 
keine  wesentiiche  Umgestaltung  vornimmt, 
so  ist  es  doch  allgemein  üblich,  den  ge- 
samten Über  die  Grenzen  eines  einheitUchen 
Wirtschaftsgebietes  sich  vollziehenden  Güter- 
verkehr als  H.,  Außen-H^  zu  bezeichnen, 
die  Summe  der  über  die  Grenzen  der  ver^ 
schiedenen  Staaten  sich  bew^;enden  Güter- 
mengen als  Welt-H.  zusammenzufassen  (vgl. 
Artt.  „Ausfuhr  und  Einfuhr  (Außenhandel)'*, 
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„I^delsbilanz''.  „Handelspolitik'*,  „Handeis- 
statUtik''). 

2.  CreschichtUche  Entwickelnng  des 

H.  Der  H.  entsteht  aus  der  örtlichen  Ver- 
sciiiedenheit  der  Produktion.  Innerhalb  des- 
aelben  Stammes,  derselben  Nachbarschaft 
ist  die  Produktion  in  primitiven  Klüturzu- 
ständen zn  gleichartig,  als  daß  ein  regel- 
mäßiger Tausch  entstehen  konnte.  Solange 
jeder  dasselbe  produziert,  fehlt  die  Voraus- 
setzung des  Tauschverkehrs,  und  wenn  ge- 
legenthch  ein  Tausch  vorkommt,  hat  er 
nlc^t  den  Charakter  des  H.  H.  entsteht 
nur  mit  fremden,  entsteht  regelmäßig  in 
der  Art,  daß  Angehörige  in  der  Kuttur- 
entwickeiung  fortg^hrittener  Völker  mit 
primitiveren  Völkern  in  Verbindung  treten, 
neue  Bedfliinisse  wecken,  durch  b^hrens- 
werte  Waren  (Schmuck,  Waffen,  metallene 
Geräte,  feine  Stoffe,  berauschende  Getränke) 
dazu  anreizen,  eigenartige  Landesprodukte 
zum  Tausche  anzubieten,  Gold,  Edelsteine, 
Gewürze,  Pelzwerk  oder  auch  Frauen, 
Sklaven.  Mit  Fremden  entwickelt  sich  so 
der  erste  H.  vom  gelegentlichen  stummen 
Tausch-H.  an  bis  zu  regelmäßigen,  periodi- 
schen Zusammenkünften.  Nur  mit  Fremden 
macht  sich  im  Verkehr  der  Erwerbstrieb, 
der  H.geist  geltend,  der  seinen  Vorteil  auf 
jede  Weise  wahrnimmt,  während  beim  ge- 
legentlichen Tausch  unter  Blutsfreunden, 
Stammesgenossen,  Kachbarn  andere  Motive 
und  Gefühle  herrschen.  Dort  nimmt  jeder 
80  viel,  als  er  bekommen  kann,  hier  so  viel, 
als  gut  und  billig  erscheint,  so  viel,  wie 
Sitte  und  Freundschaft  rechtfertigt.  Daher 
das  Mißtrauen  gegen  den  listigen  oder  ge- 
walttätigen Fremden,  der  Raub  und  Menschen- 
&ng  oder  H.  treibt,  je  nach  Gelegenheit 
Ist  aller  H.  zunäcltöt  ein  Verkehr  mit 
fremden  See&hrem  oder  Nomaden,  so  ist 
für  die  Formen  seiner  Orgsnisatiou  maß- 
gebend, wie  der  Fremde  überhaupt  behandelt 
wird,  wie  Gastfreundschaft  und  Gastrecht 
sich  entwickeln.  Alle  H.tätigkeit  ist  ur- 
«trfingUch  ein  gefährliches  Wagnis.  Der 
Irranae  ist  schutzbedürftig  und  erkauft  sich 
Schutz  und  Erlaubais  zum  H.  durch  Ab- 
gaben oder  er  tritt  mit  Gewalt  auf,  in 
Schntzgenossenschaften  organisiert  oder  unter 
dem  Schutze  der  heimischen  Staatsgewalt. 
Dann  schafft  er  sich  wohl  dauernde  Nieder- 
lassungen, feste  Stützpunkte,  von  denen  ans 
er  die  unentwickelteren  Völker  ausbeutet 
und  beherrscht,  anderen  fremden  Konkurren- 
ten den  H.  zu  verbieten  sucht.  Vom  Schiff 
aus  findet  der  älteste  H.  statt;  auch  in  der 
weiteren  Entwickelnng  bleibt  lange  der  See-H. 
der  wichtigste,  bei  der  größeren  Sicherheit, 
die  er  dem  Händler  gewährt,  und  bei  den 
Schwierigkeiten  des  Landtransportes.  Erat 
später  kommt  für  sehr  wertvolle  Produkte 
der  Kaiawanen-H.  nomadischer  Völker  in 


I  Betracht  (chinesische  Seide  im  Altertum) 
oder  bildet  sich  ein  dürftiger  Hanaer-H. 
an  den  Grenzen. 

Die'Htätigkeit  ist  älter  als  der  H.benif. 
I  Den  ältesten  H.  betrieben  Häuptlinge  und 
;  Priester,  die  Großen  des  Landes  und  ihre 
Beamte,  und  auch  als  ein  ei^er  Kauf- 
mannsstand sich  bildete,  sind  die  Kaufleute 
noch  lange  ebensowohl  patrizische  Grund- 
besitzer wie  Händler. 

Viel  sj^ter  als  der  Fremden-H.  ent- 
wickelte sich  ein  regelmäßiger  lokaler  Aus- 
tausch, zuerst  wohl  bei  Festen  und  be- 
sonderen Gelegenheiten,  ri^eicht  auch  sich 
anschließend  an  den  Veikehr  mit  den 
Fremden.    Erst  wenn  die  Hauswirtschaft 
anfängt  sich  zu  lockern,  der  Haushalt  nicht 
I  mehr  alles  erzeugt,  was  er  braucht,  wenn 
leine  gewisse  Aroeitsteilung  entsteht,  Pro- 
'  dnktion  und  Konsum  ausednanderrncken,  die 
!  direkte  Bedarfeversorgung  durch  den  Pro- 
duzenten unsicher  wild,  erhält  der  H.,  auch 
der  lokale,  größeren  ümfang  und  Bedeutung. 
I  Das  ist  nattugemäß  da  der  Fall,  wo  die 
'  Menschen  dichter  zusammen  wohnen,  wenn 
!  erst  ein  Teil  der  Bevölkerung  nicht  oder 
nicht  mehr  ausschließlich  Landbau  treibt. 
I  In  den  Städten  entsteht  der  seßhafte  H.. 
ein  eigener   patrizischer  Kaufmannsstand, 
I  entsteht  ein  lokaler  Detail-H.  von  Krämern 
j  und  Hökern,  die  sozial  zum  Handwerker- 
<  stand  gehören.   In  den  Städten  entsteht  der 
j  Geldverkehr  und  der  Geld-H.  der  Münzer 
'  und  Geldwechsler,  entsteht  der  Kredit,  ent- 
steht eine  regelmäßige  Preisbildung,  zunächst 
I  unter  starkem  Einfluß  von  Sitte  und  Kon- 
I  vention.   In  den  Städten  kommen  die  Ge- 
.  danken  und  Einrichtimgen  der  Verkehrs- 
wirtschaft zuerst  zur  Geltung,  erringt  der 
!  Erwerbstrieb  steh  Auerkeauuag,  zersetzt  ein 
individualistisches  Recht  die  genossenschaft- 
,  liehen  Institutionen  primitiverer  Gemein- 
,  Schäften.  Am  klarsten  ist  diese  Entwickelnng 
zu  erkennen  in  den  mittelalterlichen  roma- 
nischen Städten  am  Mittelmeer,  in  Amalfi 
I  und  Pisa,  in  Venedig  und  Florenz,  in  Genua 
und  Barcelona;  und  ähnlich,  wenn  auch 
zumeist  nicht  so  fol^recht  entwickelt,  im 
nördlichen  Europa  in  Flandern  und  den 
Städten  der  deutschen  Hansa.    Wie  im 
Altertum  erst  Phöniker  imd  Karthager,  nach- 
her Griechen  und  Börner,  so  beherrschen 
den  Handel  des  ^littelalters  Italimer  und 
Niederdeutfwhe. 

Aber  noch  war  man  weit  entfernt  von 
den  modernen  Gbdanken  von  Hfreiheit,  von 
freiem  Gewährenlassen  des  individualistisdiea 
H.^istes,  wie  er  im  römischen  H^ch  zur 
Zeit  seiner  Blüte  sich  schon  einmal  durch- 
gesetzt hatte.  Nicht  nui-  dem  fremden,  auch 
dem  einheimischen  Kaufmann  gegenüber  ist 
man  noch  erfüllt  von  Mißtrauen.  Der 
Neigung  des  naiv-brutalen  Erwerbssinnes  zu 
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Bdru^  nnd  Ueberrort^un^  treten  er- 
zi^ensch  entgegen  eine  Beihe  von  Ein- 
richtungen, welche  dem  ganzen  Verkehr 
einen  halböffentlichen  Charakter  geben : 
Tonduiften  Ober  Qualitäten  nnd  Preise, 
stfldtisdie  Anstalten  wie  Wave  nnd  Kauf- 
haiu,  die  Terschiedenartigen  Hilfspersonal 
des  H.betriebe8  als  verd^gte  EonfaraUbeamte 
der  Stadt  (U^ler  oad  Wirte,  Messer  und 
Prüfer,  SacktrSger  und  FaBzieher  usw.). 
Der  Tendenz  des  Eanfmannes,  den  Verkehr 
TU  beherrschen,  die  Produzenten  abhängig 
zu  madienj  sucht  das  mittelalterliche  Recht 
auf  alle  Weise  entgegenzuarbeiten :  vor  allem 
soll  der  direkte  verkehr  vom  Produzenten 
zum  Konsumenten  möglichst  erhalten  werden, 
sollen  die  Handwei^er  unabhängig  vom 
Kaufm^D  bleiben,  werden  Preisverabre- 
duDgen  verboten.  Aber  freilich  sind  solche 
Bestrebungen  auf  die  Dauer  nicht  haltbar, 
befreit  sich  der  Kaufmann  von  solchen 
Schranken  mehr  und  mehr.  Auch  in  dem 
Italien  g^enQber  weniger  entwickelten 
Deutschland  ist  das  IG.  Jahrh.  erfallt  von 
Klagen  über  H.monopolien  und  die  Aus- 
beutung des  Volkes  durch  den  Kaufmann. 

Die  Große  des  mittelalterlichen  H.  ist 
man  oft  geneigt  zu  überschätzen.  Es  kann 
sich ,  mit  modernem  Mafistab  gemessen, 
immer  nur  um  sehr  unbedeutende  Umsätze 
gondelt  haben,  die  freilich  ganz  andere 
Wichtigkeit  hatten,  als  die  gleichen  Umsätze 
heute  nahen  Wörden.  Ueberwiegend  be- 
schäftigte sidi  der  H.  noch  mit  Produkten 
für  den  Luxusbedarf  der  weni^n  Vor- 
nehmen und  iteiehen  (Oewflrze,  fernes  Pelz- 
werk, kostbare  Geräte  u.  dgl.),  um  Kriees- 
bedarf  (Waffen,  Pferde).  Von  Gegenständen 
allgemeinen  Bedarfs  hat  von  frflh  an  uur 
das  Salz  Bedeutung  gehabt.  Mit  dem  Auf- 
kommen der  Städte  entsteht  dort  eine 
wachsende  Nachfrage  nach  Nahrungs-  und 
Genufimitteln  (Getreide,  gesalzene  Fische, 
Wein,  Bier).  Mit  wachsender  Ausbüdxmg 
der  industriellen  Tätigkeit  entsteht  auch  in 
manchen  Industrieprodukten  und  deren  Roh- 
stoffen einiger  H..  vor  allem  denen  der 
Textilindustrie,  l'eberwi^nd  ist  der  H.- 
veitehr  noch  an  den  Wasserweg  gebunden. 
Kosten  und  fiisiko  des  Transports  erlauben 
nur  fOr  ganz  wertvolle  Waren  den  Trans- 
port zu  Lande  auf  grOfiere  Entfernungen. 

Der  Geringfügigkeit  der  H-umsätze  ent- 
spricht die  Zusunmendrängung  des  U.  auf 
bestimmte  Orte  und  Zeiten,  auf  Wochen- 
und  Jahrmärkte,  auf  denen  namentlich  der 
Land-H.  sich  vollzieht,  wo  auch  die  Üblichen 
Beachiftnkimgen  des  H.betriebes  Ortsfremder 
suspendiert  werden  (namentlich  das  Verbot 
des  Detail-H.).  Nur  durch  die  Messen  er- 
lauffen  auch  einige  Städte  des  Binnenlandes 
Bedeotang  fOr  den  H. 


Gegen  Ende  des  Mittelalters  und  nament- 
lich seit  dem  16.  Jahrii.  wächst  die  Be- 
deutung des  H.  für  das  Wirtschaftsleben 
der  eurq^üschen  VGlker.  Das  Zeitalt^  der 
Entdeckungen  dehnt  das  Gebiet  des  euro- 
^Uschen  H.  gewaltig  aus,  zunächst  nach 
Osten,  spätCT,  nachdem  in  Amerika  durch 
Berghau  und  Plantagenbetrieb  Produkte  fOr 
die  Ausfuhr  geschaifen  sind,  auch  nach 
Westen.  Audi  die  vom  H.  ergriffenen 
Gegenstände  vermehren  sich  dadurch,  neue 
Produkte  (Tee,  Kaffee.  Kakao,  Tabak)  er- 
scheinen, vor  allem  vermehrt  sich  die  Menge 
der  bereits  bekannten  seltenen  Produkte  des 
Ostens  und  der  Tropen  (Gewürze,  Zucker 
Farbhölzer,  Reis.  Seide,  Baumwolle  usw.). 
Der  Sklaven-H.  nimmt  groSen  Umfang  an 
und  liefert  die  Arbeitskraft  für  die  Ge- 
winnung jener  Produkte.  Das  Silber  des 
spanischen  Aroeiika  gibt  die  Mittel,  die  Er- 
zeuenisse des  Ostens  zu  bezahlen. 

In  West-  und  Mitteleuropa  selbst  be- 
wirkt der  Rückgang  der  Hauswirtschaft,  das 
vom  Kaufmann  organisierte  Entstehen  der 
Großindustrie,  die  Zunahme  der  örtlichen 
Arbeitsteilung  nicht  nur  die  Vermehrung 
der  Rumsälze.  Auch  der  H.geist,  die 
handelsmäßig  spekulierende  wirtschaftliche 
Tät^keit  des  Gewinnes  wegen  ergreift 
laui^am  weitere  Kreise.  Das  mittelalter- 
liche Mißtrauen  gegen  den  H.  schwindet 
und  an  seine  Stelle  tritt  eiae  überscbwäng- 
liche  Schätzung  der  Bedeutung  des  H., 
namentlich  des  mit  dem  Auslande  be- 
triebenen, für  den  Wohlstand  und  die  Macht 
der  Völker.  Geht  der  mittelalterliche  H. 
von  einer  Zahl  einzelner  städtischer  Mittel- 
punkte aus,  ist  er  beherrscht  von  den 
Interessen  der  einzelnen  Städte,  so  nimmt 
jetzt  der  sich  bildende  Nationalstaat  die 
Führung  in  die  Hand;  er  sucht  den  H.  im 
staatlichen  Interesse  zu  leiten;  es  entsteht 
eine  nationale  H.politik.  In  Spanien  und 
in  Portugal,  in  Frankroch  und  m  England, 
in  Dänemark  wie  in  Schweden  sucht  man 
der  Vorherrschaft  fremder  H. vermittler,  der 
Italiener  und  der  Deutschen,  sich  zu  ent- 
ledigen. Um  H.vorteile  und  Kolonialbesitz 
wird  in  den  großen  Kriegen  seit  dem 
17.  Jahrh.  gekämpft.  Durch  staatliche  Maß- 
regeln werden  den  Bedürfnissen  des  H. 
entsprechend  die  Grundlagen  seines  Ge- 
deihens befördert ,  Rechtssicherheit  ge- 
schaffen, das  Geldwesen  geordnet,  ein  ge- 
regelter Nachrichtenverkehr,  bessere  Ver- 
kehrs wege  geschaffen,  die  alten  Hemmnisse 
des  Verkehrs,  mit  denen  Stadt  von  Stadt 
sich  abschloß,  beseitigt  oder  ermäßigt  Das 
Reisen  wird  erleichtert,  auch  der  Land- 
transport der  Waren  vermehrt  sich.  Daß 
ein  selbständiges  Frachtgewerbe  sich  vom 
H.betriebe  loslöst,  macht  im  Zusammenhang 
mit  dem  Postverkehr  den  H.  in  die  Ferne 
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möglich,  ohne  daß  die  Ware  vom  Kaufmann 
oder  9einen  Angestellten  begleitet  wird. 

Der  H.betrieb  wird  seßhirfter,  wenn  auch 
noch  lange  für  den  Land-H.  der  Besuch 
der  Messen  die  Hauptsache  bleibt.  Der 
lokale  H.,  das  Ladengesch&ft,  wird  nament- 
lich in  den  großen  Stfidten  allmählich 
wichtiger.  Eine  große  Erleichterung  fOr 
den  H.  bedeutet  die  Entwickelung  der  Ver- 
sicherang  und  die  Ausbildung  des  Bank- 
wesens. DerWechselTerkehr  nimmt  grGfleren 
üm&ng  an,  das  Zahlungswesen  vervoll- 
kommnet  sich.  Der  ä  mit  Wertpufn^n 
entsteht.  Neue  Formen  des  spekulativen 
H.  in  fungiblen  Waren  und  Effekten  bilden 
sich  6&t  dem  17.  Jahrh.  bei  den  entwickeltsten 
H.vOlkm  aus. 

Im  letzten  Drittel  des  18.  Jahrh.,  noch 
mehr  seit  Beendi^ng  der  großen  Kriege, 
nimmt  diese  Eotwickelung  einen  gewaltigen 
Aufschwung.  Das  eigenUich  entscheidende 
Moment  dafür  ist  die  Vervollkommnung  und 
Ausdehnung  der  modernen  Transport-  und 
Verkehrsmittel,  die  Beschleunigung  und 
VerbiUigung  der  Transporte,  die  SchnelUg- 
keit  und  Sicherheit  des  Nachrichtenverkehrs. 
Die  ganze  Art  des  Geschäftsbetriebes  iVird 
damit  eine  andere.  Der  Kommissions-H., 
der  Kauf  nach  Probe  erhält  eine  große  Aus- 
dehnung. Der  Kaufmann  besclu^kt  sich 
mehr  und  mehr  auf  die  Korrespondenz,  auf 
die  spekiüative  Tätigkeit  im  Kontor.  Das 
Besolden  der  Transporte  haben  die  großen 
Verkehrsanstalten  und  Unternehmungen,  hat 
der  besondere  Geschäftszweig  der  Spedition 
ihm  abgenommen.  Die  Lagenmg  der  Waren 
erfolgt  in  steigendem  Maße  in  den  Speichern 
der  Transportanstalten,  der  Zollverwaltung 
oder  besonderer  Lagerhausuntemehmungen. 
Ueber  die  Kreditwürdigkeit  seiner  Kunden 
unterrichtet  der  Kaufmann  si(^  mit  Hilfe 
besonderer  Auskunftsbureaus.  Dem  Ver- 
trieb der  Waren,  der  Gewinnung  von  Kunden 
dienen  Agenten  aller  Art.  Das  Kapital 
liefert  zum  großen  Teil  eine  entwickelte 
Bank-  und  Kreditorganisation,  die  mit  ihtea 
GiroeinrichtuDgen  und  Abrechnungsstellen 
das  ZahluDgswesen  unendlich  vereinfiacht 
und  ^leichtert. 

Ungeheuer  haben  sich  die  vom  H.  um- 
gesetzten Warenmengen  vermehrt  Die  ent- 
ferntesten Länder  werden  in  den  Verkehr 
hineingezogen,  wie  jedwedes  Erzeugnis  der 
Natur  oder  der  Industrie.  Schwere  Massen- 
produkte von  geringem  Wert  werden  auf 
weite  Entfernungen  umgesetzt.  Nicht  mehr 
große  Gewinne  an  einzelnen  wertvollen  Pro- 
dukten, sondern  geringe  Gewinnprozente  am 
Massenumsatz  sichern  jetzt  den  Erfolg  im 
großen  H.  Je  entwickelter  das  Wirtsc^fts- 
leben  der  Völker,  um  so  mehr  ei^eift  die 
Verkehrswirtscbaft  die  ganze  P^uklion, 
die  nicht  für  den  eigenen  Bedarf,  sondern 


für  den  Verkauf  ai-beitet  Damit  aber 
nimmt  auch  alle  wirtschaftUdie  Tätigkeit 
einen  kommerziell-spekulativen  Charakter  an, 
dringt  der  Hj;^t  in  alle  Erwerbsverhfilt- 
nisse  ein,  macht  er  mehr  und  mehr  Jeden 
Beruf  zum  Geschäft.  Aber  auch  der  U.  im 
engeren  Sinne  nimmt  damit  einen  ungeheuren 
Umfang  an.  Auch  im  kleinen  lokalen  Ver- 
kehr wird  es  den  kleinen  Produzenten  immo* 
schwieriger,  direkt  an  die  Konsumenten  zu 
liefern.  FUr  beide  Teile  wird  es  bequemer, 
an  den  Mittelsmann  zu  verkaufen,  von  ihm 
zu  kaufen. 

Eine  wirtschaftliche  Gesetzgebung,  welche 
im  Laufe  des  Jahrhunderts  den  H.interes8en 
immer  freieren  Spielraum  gelassen  bat,  er- 
scheint fast  mehr  als  Folge  denn  als  Ursache 
des  großartigen  H.verkehrs. 

8.  Bedentnng  des  H.  im  modernen 
Wirtschaftsleben.  Die  Ftuktion  des  H. 
ist  vor  allem  die  des  Vermittlers,  der  die 
Waren  dahin  bringt,  wo  sie  gebraucht  werden, 
der  den  Austausch  zwis^en  Produzenten 
und  Konsumenten  fötdert  und  unterstützt 
und  in  dem  Gewinne  am  Preise  den  Lohn 
für  seine  Arbeit  erhält.  Dem  Produzenten 
nimmt  der  Kaufmann  die  Arbeit  ab,  sich 
den  Konsumenten  zu  suchen,  das  Risiko, 
ihn  zu  finden.  Dem  Konsumenten  erleichtert 
er  die  Deckung  seines  Bedarfs.  Die  alte 
Frape,  ob  der  H.  produktiv  sei,  kann  man 
dahin  beantworten,  daß  er  es  dann  ist, 
wenn  er  durch  den  örtlichen  und  zeitlichen 
Ausgleich  von  UeberfluB  und  Mangel  die 
Brauchbarkeit  der  Güter  vermehrt,  wenn 
er  den  Güteraustausch  billiger  und  voll- 
kommener besorgt,  eine  bessere  Bedürfnis- 
befriedigimg ermöglicht,  als  es  ohne  ihn  der 
Fall  sein  würde.  In  der  arbeitsteiligen 
Organisation  unserer  Vei  kehrswirtschaft  ist 
die  Vermittelungstätigkeit  ein  unentbehr- 
liches Glied.  Der  H.  sucht  neue  Märkte 
für  die  Produktion  unserer  Industrie,  er 
spürt  neue  Produkte  auf,  die  unserem  Ver- 
brauche zugeführt  werden,  er  organisiert 
die  Zufuhr  von  Lebensmitteln  und  Roh- 
stoffen. So  ist  er  die  Voraussetzung  vor 
allem  für  die  ungeheure  Bevölkerungszu- 
nahme in  unserem  Jahrhundert,  für  die  An- 
häufung von  Menschenmassen  in  unseren 
Großstädten.  Das  Entstehen  der  Groß- 
industrie hat  nicht  bloß  den  H.  zur  Voiaus- 
(»tzung.  Sie  ist  direkt  ins  Leben  gerufen 
vom  Kaufmann. 

Der  H.,  indem  er  die  bestehenden  Ab- 
satzverhältnisse umgestaltet,  dringt  damit 
störend  und  zersetzend  ein  auch  in  die  be- 
stehenden Betriebsformen  der  industriellen 
wie  der  landwirtschaftlichen  Produktion,  die 
sich  den  neuen  Äbsatzverhältnissen  anzu- 
i»aßsen  gezwungen  werden,  oft  uuter schweren 
Leiden  der  Betroffenen.  Die  Desorganisation 
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des  Handw^ks,  die  Not  der  Laodwirtsch^ 
in  neuester  Zeit  zeigt  das  klar. 

Die  ^Be  fiedeatiuig  des  H.  in  der 
heutigen  Verkehiswirtschaft  ^t  aber  veiter. 
Je  dieee  sich  ausbreite^  je  weniger 
für  den  eigenen,  je  wenige  auch  fOr  den 
lokalen  ledäit  zu  Obers^ienden  Bedarf  pro- 
duziert wird,  um  80  mehr  ist  Produktion 
-wie  Konsum  auf  die  Beobachtung  der  Fi^se 
angewiesen,  als  den  emzigen  Fahrer  und 
R^nlator.  Daher  die  ungeheure  Wichtig- 
keit der  richtigen  Preisbildung,  damit  nicht 
Prodoktion  wie  Konsum  in  eine  verkehrte 
Richtung  geraten.  An  der  Bildung  der 
Preise  aber  beteiligt  sich  vor  allem  der 
E.,  da  er  aus  den  Preisunterschieden  seinen 
Gewinn  zu  ziehen  gezwungen  ist.  Der  Ört- 
liche und  zeitliche  Ausgleich  der  Preise 
durch  das  vorausschauende  Eingreifen  des 
Kaufmanns,  das  Ausmerzen  des  bloß  Zu- 
fälligen im  Zusammentreffen  von  Angebot 
und  Nachfrage  ist  recht  eigentlich  die  Auf- 
gabe des  H.  Und  auch  der  direkte  Ver- 
kehr von  Produzenten  und  Konsumenten 
vollzieht  sich  in  zahll(^en  Fällen  auf  der 
Grundlage  der  vom  H.  festgestellten  Preise. 

Im  konkreten  Falle  bleibt  aber  immer 
festzustellen,  ob  nun  wirklich  der  H.  diese 
Au^aben  der  Termittelung  und  der  Preis- 
bildung in  zweckentsprechender  und  volks- 
wirtschaftlich nützlicher  Weise  löst,  ob  das 
Streben  dee  Kaufmanns  nach  H.gewinn 
nicht  in  Konflikt  kommt  mit  anderen 
Interessen,  ob  die  Konkurrenz  genftgt,  diese 
loterrasen  der  anderen  Volksgenossen  zu 
sicheziL  Wenn  das  alte  >[ißtrauen  gegen 
den  Kaufmann  immer  noch  besteht  und  zeit- 
weise heftig  sich  geltend  macht,  so  lie^ 
das  nicht  biofi  an  mangelndem  Verständnis 
fflr  die  feineren  Verschlingungen  des  modernen 
Verkehrslebens,  nicht  blofi  an  Neid  tmd 
Mifigunst,  die  den  Gewinn  anderer  Qber- 
schUzen,  nicht  bloß  daran,  dafi  vielerwärts 
am  H.  Personen  üch  beteiligen,  welche 
ihrer  Abkunft  nach  Fremde  sind.  Es  hat 
seinen  Grund  doch  auch  darin,  daß  \uelfach 
Mifibräuche  vorkommen,  daß  die  H.interessen 
leicht  sich  als  die  einzig  berechtigten  ge- 
berden. Es  hat  seinen  letzten  Grund  in 
der  instinktiven  Abneigung  g^n  einen 
Beruf,  der  seinem  Wesen  nach  ausschließ- 
lich auf  den  Gewinn  gerichtet  ist,  einen 
Beruf,  dem  die  Gegenstände  gleichgültig 
smd,  mit  denen  er  sich  beschäftigt,  wenn 
sie  eben  nur  Gewinn  bringen. 

Man  wird ,  wenn  man  den  Anklagen 
gegen  den  H.  näher  treten  will,  vor  allem 
Arten  und  Betriebsformen  unterscheiden 
müssen,  im  Waren-H.  die  älteren  Betriebs- 
fonnen  des  Hausieiv  und  des  Markt-H.  von 
den  modernen  Formen  des  großen  Kontor-, 
des  Börsen-  und  des  Laden-H.  trennen. 

Ist  bisher  im  wesentlichen  von  der  Be- 


deutung des  Waren-H.  die  Bede  gewesen, 
so  bedarf  noch  kurzo*  Erwähnung  der  H. 
mit  anderen  Gütern.  Der  H.  mit  Wert- 
papi^n  (Effekten)  ist  in  zwei  Richtungen 
von  Bedeutung.  Zum  Teil  dient  er  der  Ab- 
wickelung und  Erleichterung  der  Zahlungen. 
Die  Umsätze  im  großen,  namentlich  auch 
im  internationalen  Verhehr  finden  ihren 
Zahlungsausgleich  mit  Hilfe  des  Wechsels, 
der  selbst  zum  Gegemtand  des  H.  wird. 
Dem  gleichen  Zweck  dient  der  H.  mit  Geld- 
sorten und  Edelmetall,  in  geringerem  Um- 
fange auch  der  in  Banknoten  und  sonstigen 
Wertpapieren.  Zu  einem  erheblichen  Teil 
dient  der  H.  mit  Wertpapieren  dem  Be- 
dürfnis des  Publikums  nach  zinstragenden 
Anlagepapieren  und  dem  Kredit-  und  Geld- 
bedürfnis der  Emittenten  von  Wertjapiereu, 
der  Staaten  und  der  Gemeinden,  der  Aktien- 
Unternehmungen.  Dieser  H.  und  die  Re- 
gulierung der  Preise  seiner  Objekte  wird 
um  80  wichtiger-  je  größer  der  Teil  des 
Vermögens  ist,  welcher  die  Form  der  Wert- 
papiere annimmt.  Er  zieht  um  so  mehr  die 
Aufmerksamkeit  auf  sich,  je  mehr  Agiotage 
und  Börsenspiel  sich  dieser  Objekte  be- 
mächtigen. 

Der  H.  in  Immobilien  endlich  (Gnmd- 
stücken  und  Gebäuden)  hat  nur  einen  be- 
schränkten Boden  in  den  großen  Städten, 
wo  er  durch  die  Bew^ungen  der  monopol- 
artigen Preise  hervorgerufen  wird.  Einen 
volkswirtschafthchen  Nutzen  dieses  H.  zu 
entdecken,  dürfte  schwierig  sein. 

4.  Entwickelnngatendenzen  der  Gegea- 
wart  Oben  ist  bereits  darauf  hingewiesen, 
daß  eine  Reihe  von  besonderen  Gewerben 
vom  Betriebe  des  eigentlichen  H.  abgetrennt 
sind  (Transport,  Spedition,  Lagerung).  Da- 
durch wird  diesem  nicht  nur  Arbeit  und 
Risiko  abgenommen.  Vor  allem  vermindert 
sich  der  zum  Betriebe  des  H.  nötige  Bedarf 
au  eigenem  Kapital.  Dazu  kommt  mit  noc^ 
größerer  Bedeutung,  dafi  die  Entwickelung 
des  Bank-  und  Kreditwesens  immer  mehr 
ermöglicht,  den  H.  mit  Leihkapital  zu  be- 
treiben. Die  Bezahlung  der  Waren  durch 
den  Kaufmann  erfolfft  regelmäßig  nicht 
sofort,  der  Preis  wird  mehr  und  mehr  in 
Form  des  Wechsels  kreditiert,  durch  dessen 
Veräußerung  au  eine  Bank  der  Verkäufer 
sich  bezahlt  macht.  Die  Banken  gewähren 
auch  weiter  Kredit  durch  Beleihung  von 
Waren ,  Lagerscheinen ,  Konossementen. 
Während  früher,  und  gegenwärtiff  noch  da, 
wo  eine  ordentliche  Organisation  des  Kredits 
fehlt,  das  Kapital  nur  sehr  langsam  sich 
umsetzte,  im  überseeischen  H.  oft  erst  in 
mehreren  Jahren,  der  Kaufmann  und  der 
kreditierende  Verkäufer  also  ein  großes 
eigenes  Kapital  brauchte,  kommt  jetzt  der 
Verkäufer  sofort  zu  seinem  Geld,  der  Käufer 
braucht  nur  ein  geringes  eigenes  Kapital. 
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Uebrigens  sei  darauf  aufmerksam 
macht,  was  an  dieser  Stelle  nicht  nähe 
erßrtem  ist,  dafl  die  obigen  Ausführu 


und  Effekten-E.  des  Bankgeverbes  bezit 
In   diesem  vollzieht   siäi  vielmehr 
wachsende  Konzentration  in  einer  ver 


Das  hat  zur  Folge,  daB  für  den  Betrieb  des 
H.  in  steigendem  Maße  nicht  der  Besitz 
eigenen  Kapitals,  sondem  persSnlicbe  Eigen- 
schaften wichtig  werden ,  Fleiß  und  Oe-  i  über  die  erleichterte  Ziigftnglichkeit 
wiBsenhaftigkeit ,  Rührigkeit,  Findigkeit,  Gewerbebetriebes  sich  nicht  auf  den  ( 
Bpekxilative  Begabung.  Es  hat  die  weitere 
lx)lge,  daß  die  Konsurrenz  im  ELgewerbe 
ungeheuer  zunimmt,  da  zur  Niederlassung 
als  Kaufmann  eigenes  Kapital  in  geringem  nismäßi^  kleinen  Zahl  ^Ber  Beti 
Umfange  n6üg  ist.  Die  Zunahme  der ;  nameuthch  in  Form  der  merfQr  besor 
Konkurrenz  wird  vor  allem  durch  das ;  geeigneten  Aktienunternehmung. 
moderne  Transport-  und  Nachrichtenwesen  i  üeber  die  Entwick^ungstendenzeti 
verschärft,  welches  den  Markt  für  jeden  |  modernen  Laden-  nnd  Detail-H.  vgl. 
Geschäftsmann  unendlich  vergrößert ,  aber  |  Art.  ,3^]einhan(tel". 
auch  jeden  Geschäftsmann  der  Konkurrenz  5.  Stastistlk  des  H.^werbe8.  Die  Sc) 
von  allen  Seiten  her  aussetzt.  Die  Ter- '  rigkeit,  eine  branchbare  Berofsstatistik  h 
Sendung  von  "Waren ,  das  Aufsuchen  von  "teilen,  nacht  sich  begonders  ancb  gelten' 
Bestellungen  durch  Handlungsrasende,  die  ^"  Statästik  des  H^ewerbes.  Die  Abgren 

geworden     das   Anzeigenwesen    m    dwi  i^it  fw^iid»  ist  nraentüoh  mmiiüber  de 
Zeitimgen  hat  so  zugenommen,  die  Möghch-  dnstrie7  Bei  den  AngeBtelTt^  entsteht 
keiten  des  Einkaufs  sind  so  allgemein  zu-  Scbwierigkeit,daltHBndlniig6gehiIfenbeian{ 
gftnglich  geworden  durch  Post  und  Tel^raph,  |  Berufsrweigen  (s.  B.  Fabriken)  gezählt  we 
durch  die  rasche  Verbreitung  von  H.nach- 1  daß  die  Abgrenzung  zwischen  Handtnngsgeb 
richten  vermittels  der  Presse,  daß  in  der '  °iid  den  gewShnbcbe  Dienste  Leistenden 
Tat  eintritt,  was  man  «ne  Demokratisienmg '  «hieden  gezogen  werden  kann,  naw.  Die 
des  H.betiiebe8  nennen  könnte.   Die  Vor- 1  »TO?;  verschiedener  Lander  suid  kaum 
teUe  des  eieen^  Kamtalb^itzes^hwinden, !  fef^dTe  ^^ZfT'^S  Ä"J?n"l^ 
groite,  emzelne  ZuBülsgewinne  wepäen  immer         gaüea  nur  einige  wichtigere  Zahlen 
seltener,  die  Gewinnchancen  immer  gleich- '  einige  Hanptländer  nitgetdlt  werden, 
mäßiger  und  einer  immer  größeren  Zahl.     a)  Dentsehland.      Wir  besitzen 
zugftDglich.    Daher  die  lauten  Klagen  im  Deutschland  die  ErnÄniise  der  Gcmrerbt 
Rstande  auf  der  einen  Seite,   me  An-  langen  von  1876,  1BB8  und  1895.  Doch 
schuldigimgen  gegen  den  H.  auf  der  anderen,  i      ^«f  ersten  Zählung  mit  den  spfttwen  i 
daß  er  einen  der    heutigen  Wirtschafts- ! 

 ^;„«4:«„    „:„!,*   „„*„„^i,^j«„    «u«^  i  Inngen  von  18M  and  1895  wertvolles  Matt 

or^saüon   nicht   entsprechenden,    über-,  war  die  Zahl  der  Hauptbetriebe  im 

mäßigen  Baum  emnehme.  gewerbe: 


überhaupt  

davon  Warenhandel  im  stehenden  Betriebe  .  . 

QüA-  mid  Kredithandel  

^editions-  nnd  KommiBBionsgeschttfte .... 
Buch-,  Musikalien-,  Ennstiiandel,  Zeitnagsverlag 

Handelflvermittelnng  

Hilftgewerbe  (Packer,  Träger,  Taiatoren  usw.] 
Vmteigerang,    Verleihnng,  Stellenvermitte- 
Inng  nsw  

Beim  Warenhandel  im  stehenden  Betriebe  ragen 
als  zahlreichste  Kategorieen  hervor  der  Handel 
mit  Kolonial-,  Eß-  und  Trinkwaren  .... 

mit  landwirtschaftlichen  Produkten  .... 

mit  Schnittwaren  


1875  1882  U 

420982  452  725  63; 

379113  386157  563 

3  261  4  426  6 

8oi2  4900  4 

-5  435  7  455  "c 

17134  30320  3J 

2335  "984  I 

5692  7483  II 


80834  100392  15c 

61 446  63  844  89 

37  Wl  43017  58 


Nebenhetriebe  des  Rgewerbes  wurden  ge- 
zählt: 

1875  108477 
1862  164  III 
1895  143386 


Die  Zahl  der  in  Hauptbetrieben  des  B 
werbe«  beschäftigten  Personen  war 

1875  661 496 
1882  83S  392 
1895   1  332  993 
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Kach  GrOOenklaueu  nntencheiden  nch  die  i 


Hauptbetxiebe  in 


1882 


Mi 


"    Hl  ° 


1895 


AUeinbetriebe  293  399 

Betriebe  mit 

1—  5  Pers.  141  386  348  397 

6—10    „      12  637  91 050 

11—50    ,       5037  86760 

öl  n.  m.  Pen.      230  18  886 


293399  350572  350572 


252637  592973 
21467  157766 
10023  179259 
510    53  423 


Unter  den  1895  frezahtten  HMmtbetridwn 
waren  284637  Gehitfenbetriebe,  mit  240418 
ünteniehmeni,  152367  Angestellten  und  689636 
„Arbeitern". 

Bei  den  Bernfszählnngen  von  iSBS  und  18% 
sind  im  H.  Erwerbstätige  und  Berafaangdilteige 
ermittelt  worden  : 

(S.  die  folgende  darchgehende  Tabelle.) 

Ton  den  Erwerbttitigen  im  Waren-  nnd 
ProdnkteiHH.  allein  waren 

1882  1895 

Selbständige  380  228  476  634 

Hilfspersonen  294626  530646 


1882 


1895 


Erwerba- 
tftture 

Waren-  nnd  Produktenhandel   674854 

Geld-  nnd  Ereditbandel   22  787 

Spedition  nnd  Kommission   13024 

Bnch-,  Konst-  and  Mnaikalieuhaudel  ....  19484 

Zeitongsrerlag  nnd  Spedition  

Hansierhandel   54  616 

Handelsrermittelnng   33  U? 

HiHsgewerbe   17369 

Anktionatoreu ,  Ansknnfta-Annoncenbnreans 

n.  dgl   79»8 

Zusammen  S43  269 


Bemfs- 
angebCrige 
I  S06736 
66338 
36407 
47  474 

136  403 
.   112  410 

55  300 
31  919 


Erwerbt- 

tätige 

997  270 
33689 
20848 
21694 
7666 

37  953 
41  281 
32  018 

13715 


Berufs- 
angehörige 

23645" 
91  825 

59  746 
50  756 
16313 

93  437 
134264 
96095 

33  673 


2  282  987       I  205  133      2  939  619 


Von  den  Erwerbstfttigai  waren  weiblichen 
Geschlechts 

1882  1895 

Selbständige    93  301  126  787 

Hilfspersonen  54  151  143537 

Die  einseinen  Landes  teile  weisen  entsprechend 
der  Veradiiedenheit  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelnng,  dem  Vorwiegen  st&dtischer  Verhilt- 
nisae  nsw.  große  Vendiiedenbeiten  auf.  Wie 
wichtig  das  letctowihnte  Koment  ist,  a^gt 
folgende  Ueberdcht: 

Zum  H-gewerbe  gebCrten  1895  von  je  10000 
Erwerbet&tigen  der  Semfsabteilnugen  A— C 

1882  18S5 

in  Orten  mit  weniger  als  2  000  Einw.  185  195 
,  ,  ,  20»-  5000  „  584  610 
«      .      ,       5000—  30000    .      922  869. 

.    ,    „    aoooo-100000   ,    1339  "90 

,     „      n    mehr  als  100000    „     1940  1859 

Je  kleiner  die  Orte,  nm  so  mehr  Qbenrog 
die  Zahl  der  Selbstftndigen  die  der  Gehilfen. 

\>i  Oesterreich-  Ungarn.  Xadideran« 
dem  Material  der  Volksaihlnng  von  1890  er- 
mittelten FeststeUnng  der  Berufe,  welche  znm 
efstea  Kaie  fBr  Oesterreich  sichere  Daten 
lieferte,  ergab  äch.  daS  im  Waren-  nnd  Geld-H. 
311491  Berafrtitige  (2^%  aller  Bern&tätigen) 
waicB,  ftthrtanl  dem  Benfe  überhaupt  ange- 
harten  901439  Personen  (3^  %  der  BevClke- 
magt  Cn  mdit  als  durchschnittlicher  Teil  der 
BerfiUunag  gehörte  dem  H.  an,  nicht  nur  in 
de«  Kratittnwrn  mit  hoher  wirtschaftlicher 
Entwiekdnng  und  zahlreicher  stAdtischer  BevSl- 
kemg,  wie  Nieder-Oesterreicb  und  Bfihmen, 
soadera  aach  in  den  G^aiden  eines  stark  ent- 
wiefccHea  KJeinkrlmertoiiis,  wie  Galizien. 

5aeh  der  Volksz&hlung  Ton  1900  gab  es 
dag«^ 


Erwerbstätige  BemiungehSrige 
im  Warenhandel     399  905  1 000 109 

Geld-,  Kredithan- 
del nnd  Versiche- 
rung 28  626  80  597 
sonst  Handelsgew.  30  377  91 160 

Es  kamen  auf  10000  Einwohner: 
Angehörige  des  Warenbandels  383 
Geä-^  Krodithandel  und  Versiclu-Wesen  31 
sonstige  Handelsbetriebe  35 

Yoa  je  1000  Erwerbstätigen  waren : 

Selb-   Anee-  Ar-  Tage- 
ständige steDte  heiter  llHuier 
im  Warenhandel      539       73  387  11 
im  Geld-  n.  Kredit- 
handel                73      743  177  7 
in  sonst.  Handels- 
betrieben           625      108  231  36 

In  Ungarn  sind  fllr  1890  folgende  Zahlen 
fOr  den  ^idel  ermittdt: 

Selbstindice  93994 
hOherea  Hufspersonal  13 182 

niederes  ^  53  331 
helL  Familienglieder  21  757 


zusammen  Erwerbstätige  182264 

Das  sind  2,5  "'o  aller  Qberitanpt  Erwerbe- 
tätigen. 

c)  Andere  Länder.  In  Frankreich 
kamen  1891  auf  iea  H.  3961496  Bemfsange- 
höri^  mehr  als  10",,  der  Bevölkerung.  Offen- 
bar ist  die  Abgrenzung  eine  ganz  andere  als  in 
Deutschland.  Es  war  die  Zuil  der 

Selbständigoi  879  969 

Angestellten  378  318 

Arbeiter  ^344 
Erwerbstätige  Oberhaupt  i  738  631 

Das  lind  fast  12%  aller  Erwerbsatigen. 
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hx  Orofibritan&ien  and  Irland  wurden 
1891  gesäUt  im  H.  Erwerbstätige: 

in  England  nnd  Wales  4^6  365 
„  Schottland  58589 
„  Irland  29189 

zasammen  s^A  i43 

Das  sind  S%  der  Erwerbstätigen.  Der  Zn- 
wachs  gegen  1881  ist  erheblich,  31%.  Doch 
ist  bekanntlich  der  Wert  der  britischett  BemEs- 
statistik  gering. 

In  der  Schweiz  «gehörten  1888  zum  H.  fast 
8  %  der  BeTölkemng,  7,5  %  der  Erwerbstfitigen. 

Iiltenttur:  ^411«  allgemeinen  nattonalökonomüehen 
Handbücher  hetehäftigen  tieh  mit  dem  Handel. 
Veraeüe  darauf  hier  ai^tuxählen,  iat  überfiHstig. 
Et  genüge  der  Jfintreis  atij  den  dritten  Band 
von  Roaehers  Syatem,  den  Av/»atz  „Handel" 
von  Lexia  bei  Schönberg.  Bd.  S,  T.  S,  S.  Std/g., 
den  dritten  Band  von  Gustav  Cohna  Syttem, 
SehmoUera  Grundriß,  insbes.  II,  S.  1/g.  und 
den  AH.  ,JIandal"  van  Mataja,  H.  d.  St., 
t.  At^.,  Bd.  IV,  S.  968 fg.  —  Vgl.  auch  F.  Leroy- 
JBeauÜeu,  TVväe  d'ietmomie  poliiSque,  Bd.  4, 
189G. 

Von  allgemeinen  Darstellungen  der  Handelt)- 
geeehiehte  »ei  nur  genannt  Scheerer ,  Altgem. 
Geschichte  des   Welthandels,  S  Bde.,  185t.  — 

A.  Beer,  Geschichte  des  WelthoTid^ts ,  S  Abt., 
1860— 1884-  —  H'.  Heyd,  GeschichU  des 
Levantehandels  im  Mittelalter,  £  Bde.,  1879.  — 
Pigeonneau ,  Histmre  du  commerce  de  la 
France,  t  Bde.,  1887189.  —  J.  Falke,  Ge- 
eehiehte des  deutschen  Handels,  1858.  —  Ifoft, 
ffiloire  du  commerce  du  monde,  S  Bde.,  I89tl9i. 

Ueber  die  Gegenstände  des  großen  Handels' 
verkehre  orientiert  K.  v.  Scheiter,  Das  vnrt- 
eehaftliehe  Leben  der  Völker,  ein  Hundbuch  über 
Produktion  und  Konsum,  1885,  Fortsetzung  dazu 
ist  K.  V.  Scherzer  und  Eä.  Brataatevic, 
Der  mrtschafliiehe  Verkehr  der  Gegenwart,  1891. 

—  V.  Neumann-Sfiallart ,  Uebersickten  der 
Weltwirtsehaß,,  Jahrgang  1885 — 89,  herausgegeben 
von  F.  V.  Jurasehek,  1890 — 96.  (Neue  Außere 
im  Erscheinen.)  —  E.  v.  Halle,  Die  WeÜwirt- 
teht^,  1906. 

Eine  Vthersiekl  über  die  sog.  ffand^twissen- 
Schäften  gibt  JU  Bothaehiida  Taschenbuch  für 
Kaußeule  (in  zahlreichen  Auflagen).  —  Vgl.  auch 

B.  Sonndorfer,  Die  Technik  des  Welthandels, 
S.  Auß.,  1905.  —  Fär  ältere  Zeit  J.  G.  Büsch, 
The<yretisch-pntkiische  Darstellung  der  Handlung 
in  ihren  mannigfaltigen  Geschifften,  3.  Auß.  von 
Norrmann,  t  Bde.,  1808. 

Ueber  die  allgemeinen  Entwickelungstendenzen 
der  Organisati^m  des  Handels:  Q.  Schmoller, 
Die  Tatsachen  der  Arbeitsteilung,  Jahrb.  /.  Ges. 
u.  VtrtB.,  Bd.  IS,  S.  lOOSJg.  —  Derselbe,  Die 
geeehi^äiehe  Entwicklung  der  Unternehmung, 
bea.  dar  S.  AbsehniU:  Der  Eit^hiß  das  Handels, 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vertt.,  Bd.  I4,  S.  1085 fg.  — 
JL  Rathgen,  Die  soziale  Bedeutung  des  Handels, 
Referat  auf  dem  7.  evang.-sozialen  Kongreß,  1896. 

—  R.  Ehrenberg ,  Der  Handel,  seine  tWrl- 
aehe^liiche  Bedeutung,  seine  nation<^en  Pflichten 
und  sein  Verhälhiis  cum  Staate,  1897. 

K.  Bathgen. 


Handels-  and  Zahlangibilau. 

Handelsbilanz  nennt  man  den  Saldo,  der 
sich  aus  dem  Tergleiche  des  Wertes  der 
Warenausfuhr  und  der  Wareneinfiihr  eines 
Staates  ergibt.  Man  nennt  sie  günstig  oder 
ungünstig,  je  nachdem  der  Wert  der  A\is- 
fuhr  oder  der  der  Einfuhr  überwiegt. 

Die  der  merkantilistischen  Wirtschafts- 
und Handelspolitik  zugnmde  liegenden  An- 
Bchauungen  führten  dazu,  daß  einer  günstigen 
Handelsbilanz  besondere  Bedeutung  betgdegt 
wurde.  Setzte  mau  den  Reichtum  eines 
Volkes  gleich  seinem  Besitze  an  Gold  und 
Silber,  so  fragte  es  sich,  wie  es  diesen  Be- 
sitz vermehren  könne.  Besaß  es  im  eigenen 
Land  oder  in  seinen  Eolonieen  nicht  eigene 
Bergwerke,  so  mußten  die  Edelmetalle  durch 
den  Außenhandel  herbeigeführt  werden,  und 
dies  war  dann  möglich,  wenn  die  Ausfulu: 
größer  war  als  die  Einfuhr  und  der  Saldo, 
die  Bilanz,  durch  Edelmetallzahlung  ausge- 
glichen wurde.  Haben  auch  die  späteren 
und  volkswirtschaftlich  geschulteren  Merkan- 
tilisten diese  Anschauung  in  ihrer  ganzen 

Srimitiven  Naivitfit  nicht  mehr  geteilt,  so  ist 
ie  Anücht,  daß  eine  „günstige'^  Handeh- 
bilanz  etwas  zu  Erstrebendes  sei.  lange 
herrschend  geblieben  und  in  brdteren  Kreisen 
noch  heute  nicht  ausgestorben. 

Schon  im  17.  Janrh.  erkannte  man  in 
England  bei  der  Erlhtening  des  OBtindischen 
Handels,  der  dauernd  zu  seiner  Balanderuug 
SUbra-  aus  Europa  entführte,  daß  bei  Auf- 
stellung der  Handelsbilanz  nicht  der  Ver- 
kehr mit  einem  einzelnen  Lande,  sondern 
der  gesamte  Handelsumsatz  zugrtmde  zu 
legen  sei.  Die  aus  Indien  mit  Silber  er- 
kauften Waren  ^ben  im  Verkehr  mit  an- 
deren Ländern  emen  so  großen  Gewinn,  daß 
im  ganzen  doch  eine  günstige  Handelsbilanz 
herauskomme.  Man  erkannte  auch,  daß  die 
von  einem  zum  anderen  Lande  nötigen 
Zahlungen  nicht  nur  durch  den  Warenver- 
kehr veranlaßt  würden  (z.  B.  durch  Pacht- 
zahlungen aus  Irland  aa  englische  Grund- 
herren, durch  Reiseverkehr)  und  daß  die 
Mittel  für  solche  Zahlungen  auch  durch 
vermehrte  Warenausfuhr  beschafft  werden 
könnten. 

Die  völlige  Abwendung  von  der  merkanti- 
listischen Anschauung  vom  Werte  einer 
günstigen  Handelsbilanz  brachten  die  frei- 
hSodlerischen  Lehren  des  Adam  Smith 
und  seiner  Nachfolger.  Der  Begriff  des 
Reichtums  winde  erweitert  und  vertieft. 
Wie  beim  Tausche  zwischen  Einzelnen  beide 
Parteien  Gewinn  hätten,  da  jeder  etwas  er- 
halte, was  er  nötig  habe,  und  etwas  hingebe, 
was  er  weniger  brauche,  so  sei  es  im  Ver- 
kehr der  Völker.  Eine  dauernde  Unterbilanz 
sei  auch  gar  nicht  möglich.  Vermindere 
sich  durch  die  Mehreiofuhr  der  Geldvorrat, 
so  würde  der  Geldwert  steigen,  die  Waren- 
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preise  aiakea,  die  Ausfuhr  steigen  und  da- 
durch ein  Geidzufluß  bewirkt  werden.  Um- 
gekehrt wQrde  eine  stärkere  Vermehrung 
des  Oeldvorrats  wirken  (so  schon  D.  H  u  m  e). 
Eb  wurde  auch  darauf  hingewiesen,  dafi  eine 
Handelsbilanz  nur  scheinbar  günstig  sein 
kOnne,  wenn  für  die  Ausfuhr  Kein  Qegen- 
wert  erworben  werde,  wenn  z.  B.  das  Schiff 
mit  den  ausgeführten  Waren  untergehe  (J. 
B.  Say).  Ueberhaupt  wurde  die  Unvoll- 
kommenheit  der  Handelsausweise  betont. 
Vor  allem  aber  wurde  man  sich  klarer  dar- 
über, daß  aus  der  Handelsbilanz  sich  nur 
ein  Teil  der  zwischen  In-  und  Ausland  ent- 
stehenden ZahluDgsverpflichtungen  ergebe 
und  deshalb  aus  der  Handelsbilanz  sJlein 
etwas  Günstiges  oder  ün^flnstiges  nicht  zu 
BohlieSen  sei.  Das  Beispiel  En^aods  zeigte, 
dftft  trotz  ekaer  dauernd  ongflnstigea  Handels- 
biluz  der  Reiditam  eines  Landes  wachsen 
kOnnef  wenn  dieses  Land  gegen  das  AuBlawl 
80  grofie  Foiderangen  habe,  daß  es  damit 
den  Ueberschnfi  des  Wertes  dar  Einfahr 
fiber  den  der  Ausfuhr  b^leichen  könne. 
Umgekehrt  zeigte  die  Erfahnmg,  daß  in  iui> 
deren  Lftndem  die  ^nstige*^  Handelsbilanz 
nicht  Zunahme  des  Keichtums  zur  Folge 
hatte,  sondern  zur  Bezahlung  von  Zinsen  usw. 
an  daa  Ausland  diente.  Man  leitete  daraus 
sogar  den  Satz  ab,  daß  eine  „günstige"* 
Handelsbilanz  etwas  Ungünstiges  sei,  nfim- 
Uch  der  Ausdruck  der  Verschuldung  ao  das 
Ausland,  w&brend  eine  „ungünstige'*  Handels- 
bilanz der  Ausdruck  dee  Beichtums  eines 
Landes,  der  OrGBe  der  Zahlungsverbindlich- 
keiten sei,  welche  im  Auslande  ihm  gegen- 
über bestehen.  Es  entsprach  der  ganzen 
Lehre  der  Freihandelsschule,  wenn  jeder 
Versuch  des  Staates,  Einfluß  auf  die  Handels- 
bilanz zu  üben,  für  unnütz  und  verkehrt  er- 
UArt  wurde. 

Will  man  sich  die  Bedeutung  der  Han- 
delsbilanz klar  machen,  so  ist  zunächst  dar- 
auf hinzuweisen,  daß  ihre  genaue  zahlen- 
m&Bige  Feststellung  durchaus  nicht  leicht 
ist.  Sie  ist  ganz  abtiAogig  von  den  Methoden, 
welche  bei  der  Handelsstatistik  (vgl.  diesen 
Art)  beobachtet  werden.  Es  müßte,  genau 
genommen,  der  Wert  der  Waren  festgestellt 
werden  in  dem  Augenblick,  in  welchem  sie 
die  Grenze  Überschreiten.  Wenn,  wie  viel- 
fach geschieht,  der  Ursprungswert  der  Ware 
featgestellt  wird,  so  feilen  bei  Einfuhr  wie 
Aouufar  die  gesamten  Transport-,  Versiehe- 
TUDgskost«!  usw.  Diese  sind  hei  der  Ein- 
fuhr, die  zum  Teil  aus  großen  Entfeioungen 
über  See  kommt,  grOßer  als  bei  der  Aasfuhr. 
Eift  ratUte  also  «n  entsprechender  Zuschlag 
zu  den  Wertangaben  geniacht  werden.  Femer: 
ist  der  Seetransport  auf  änem  ^nbeimischen 
Schiffe  gemacht  worden,  so  ist  an  das  Aus- 
lud weniger  zu  zahlen,  als  wenn  er  auf 
einem  aoslftodisdien  Schiff  erfolgt  w&re. 

WMwbwsb  d.  ToUuirirUolwrt.  II.  Anll.  Bd.  U. 


Dazu  kommt  die  ganze  Unsicherheit  der 
Wertfestatellungen  überhaupt,  in  maachen 
L&ndem  sogar  die  Un Vollständigkeit  Manche 
Din^,  welche  die  Warenbilanz  beeinflussen, 
entziehen  sich  überhaupt  der  Handels- 
Statistik,  z.  B.  die  Verproviantierung  fremder 
SchifTe  in  inländischen  Hfifen,  der  Verkauf 
einheimischer  Schiffe  im  Auslande  u.  dgl. 
Von  vornherein  ist  also  die  größte  Vorsicht 
geboten,  wenn  man  aus  den  Einfuhr-  und 
Ausfuhrwerten  der  Handelf^tatistik  eines 
Landes  seine  Handelsbilanz  feststellen  will. 
Die  scheinbar  auffallende  Handelsbilanz 
mancher  L&nder  ist  nur  aus  ihrer  Statistik 
zu  erklären ,  scheinbare  Aenderuogen  er- 
klären sich  aus  Aenderungen  der  statätisdien 
Erhebungen  (z.  B.  in  Deutschland  vor  und 
nach  dem  IJJ,  1880)  oder  aus  sonstigen 
äußeren  ümstAnden,  in  Dentschland  z.  B. 
durch  den  Einschluß  von  Hambui^,  Altona 
und  Bremen  in  die  Zollgrenze  am  IbJX. 
^88,  wodurch  der  gMize  aus  Deutschluid 
gedeckte  Vwbiwich  dieser  Städte  brä  der 
Ausfuhr  verschwand,  während  ihr  vom  Aus- 
lände her  gedeckter  Verbrauch  der  Emfuhr 
hinzutrat  Dadurch  ist  natura;emäß  eine 
starke  Verschiebung  der  Handdsbilaoz  ein- 
getreten. 

Ein  weiterer  zu  beachtender  Funkt  ist 
der,  daß  die  iu  der  Handelsstatistik  übliche 
Scheidung  von  Waren  und  Edelmetallen 
kein  ganz  richtiges  Bild  gibt.  Ungemttnztes 
Edelmetall,  das  nicht  Währungsmetall  ist 
wie  das  Silber  in  Deutschland  und  England, 
müßte  in  der  Handelsbilanz  di^r  Länder 
dem  Warenverkehr  zugerechnet  werden. 

Hat  man  aber  den  Warenverkehr  wirklich 
festgestellt,  so  fragt  es  sich,  welche  Bedeu- 
tung seine  Bilanz  für  ein  Wirtschaftsgebiet 
hat.  Nicht  ob  eine  Handelsbilanz  „günstig*' 
oder  „ungünstig"  ist,  kann  im  Sinne  der 
Merkantilisten  oder  umgekehrt  im  Sinne  der 
radikalen  Freihändler  als  günstig  oder  un- 
günstig angesehen  werden.  Die  Beurteilung 
ergibt  steh  vielmehr  daraus,  welche  Gründe 
eine  Handelsbilanz  „günstig"  oder  „ungünstig" 
machen. 

Die  Warenein-  und  -ausfuhr  bildet  nur 
einen  Teil  der  zwischen  In-  und  Ausland 
sich  vollziehenden  Wertübertragungen,  und 
ebenso  bilden  die  internationalen  Zahlungen 
in  Geld  oder  Barren  nur  &nea  Teil  der  zur 
Abwickelung  der  aus  jenen  entstandeuen  Zah- 
lungsverpfUchtnngen  vorgenommenen  Akte. 
Die  Handelsbilanz  bildet  nur  doen  Teil  der 
Zahlungsbilanz  eines  Landes.  Diese 
ergibt  sich  aus  einer  ganzen  Reihe  von  Vor- 
gängen, deren  wichti^te  sind: 

1.  Der  Warenverkehr. 

2.  Eapitalübertragungen  in  der  Form  der 
Hingabe  von  Darlehen  oder  von  Ewitalan- 
lagen  resp.  der  Rückzahlung  oder  Zurück- 
ziehung dieser  Kapitalien. 
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3.  Zinszahlungen  als  Folge  jener  Kapital- 
Übertragungen. 

4.  BealiBieruDg  des  Gewinnes  aus  Er- 
vertegesch&ften  im  Auslande,  z.  B.  aus  der 
Fraditfohrt,  aus  Bank-  und  yersioheruDgs- 
gesch&ften,  aus  HandelBgescdiSften  usw. 

5.  Von  Answanderem  oder  Wanden 
arbeitera  heimgeschickte  oder  milgefQhrte 
Gdder  (Italien,  China). 

6.  Der  Beisererkenr,  der  z.  B.  für  Eng- 
land und  Amerika  auf  der  FassiTseite,  ffir 
die  Schweiz  und  Italien  auf  der  Aktivsedte 
bedeutenden  Einfluß  übt. 

Auch  durch  zahlreiche  andere  Gründe 
können  internationale  Wertübertragungen  oder 
Forderungen  entstehen ,  Erbschaften  und 
Eheschließungen,  Peterspfennig  und  inter- 
nationale Unteistfltzungen,  Ausgaben  für  die 
Kriegsmarine  und  kriegerische  Unterneh- 
mungen im  Auslände  (China,  Kolouieen), 
Frachteinnahmen  für  reinen  Durchgangsver- 
kehr usw. 

Diese  verschiedenen  Vorgänge  finden 
ihren  Zahiungsaiisgteich  zum  großen  Teil 
in  der  Form  von  Wechseln,  zum  Teil  durch 
andere  Wertpapiere  (Effekten ,  Banknoten, 
Coupons) ,  zum  Teil  durch  Bai^ld-  und 
Bairensendungen.  Auf  diese  Zahlungsaus- 
gleiche und  auf  den  Zusammenhang  der 
Wechselkurse  mit  der  Ein-  und  Ausfuhr  ist 
an  dieser  Stelle  nicht  einzugehen  (vgl  Artt. 
Arbitrage",  „Wechsel"). 

Es  sei  nur  daran  erinnert,  dafi  die  in 
erster  ünie  dem  Zahlungsausgleich  dienenden 
Vorgftnge  auch  als  selbstfindtge  Operationen 
vorkommen,  z.  B.  in  der  Form  der  Arbitrage 
oder  spekulativer  Geschäfte  mit  Wechseln 
und  anderen  Wertpapieren  oder  durch  Ab- 
schieben ilberflÜBsiger  Geldvorräte  (demoneti- 
sio^  bish^ges  Wahruogsgeld  von  Metall, 
durch  Eredi^eld  verdrängtes  Hartgeld). 
Diese  Operationen  beeinflussen  dann  ihrer^ 
seits  die  Zahlun^bilanz. 

Es  ist  nun  einleuchtend,  dafi  aus  einer 
„günstigen"  oder  „ungünstigen"  HuidelshUanz 
oder  aus  der  Verwandlung  einer  günsti^n 
in  eine  ungünstige  und  umgekehrt  an  sich 
gar  nichts  folgt  Seine  Bedeutung  erhält 
das  erst  im  Zusammenhang  mit  allen  an- 
deren Wertübertragungen.  Wenn  Länder 
wie  England,  Frankreich,  Deutschland,  die 
Niederlande  eine  sog.  ungünstige  Handels- 
bilanz haben,  so  hat  das  eine  ganz  andere 
Bedeutung  als  beispielsweise  in  Argentinien. 
Jene  Länder  bezahlen  den  Ueberschuß  des 
Einfuiu^ertes  mit  den  Zinsen  der  dem 
Austande  geliehenen,  im  Auslande  angelegten 
Kapitalien,  mit  dem  Gewinn  aus  Erwerbs- 
geschäften ihrer  Staatsangehörigen  im  Aus- 
lände. Argentinien  bezahlte  den  Einfuhr- 
überschuß mit  dem  Erlös  immer  neuer  aus- 
wärtiger Anleihen,  und  als  das  1890  auf- 
hörte, verwandelte  sich  sofort  die  ungünstige 


in  eine  günstige  Handelsbilanz,  weil  die 
Mittel  zur  Bezamung  des  Einfiihrsaldos  nic^t 
mehr  vorhanden  waren.  Neu -Süd -Wales 
hatte  vor  1840  eine  ungünstige  ^  nachher 
eine  günstige  Handelsbilanz,  w€M  voriier  ttir 
die  SbftfIin|8etabliBsement8  große  Summen 
aus  der  bntischai  Staatskasse  aoe^jegeben 
wurden,  die  eine  größere  Anfuhr  ermCg^ 
lichten.  Nach  deren  W^faU  mußten  aus 
dem  Erlöse  der  Ausfahr  sowt^  die  ÜSnfulir 
wie  alle  anderen  Ldstungen  an  das  Mutter- 
land bezahlt  werden. 

'Eine  „günstige"  Handelsbilanz  kann  zu- 
sammenhängen mit  rasch  wachsender  Pro- 
duktion, aber  auch  mit  verminderter  Kauf- 
kraft, mit  starken  Ausleihnn^n  an  das 
Ausland,  mit  Rückzahlung  von  Schulden  an 
das  Ausland  (wie  zeitweise  in  den  Vereinigten 
Staaten),  mit  starken  Zinszahlungen  an 
das  Ausland  (Bußiand,  Oesterreich-Ungarn, 
Aegypten). 

Wenn  der  radikale  Freihandel  in  einer 
„ungünstigen"  Handelsbilanz  ein  Zeichen 
wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit  und  von 
Kaufkraft  sieht,  so  kann  das  richtig  sein. 
Sie  kann  aber  auch  ein  Zeichen  sein,  daß 
das  vollwertige  Geld  durch  Kreditgeld  ver- 
drängt wird,  daß  ein  Land  durch  fremde 
Erwerbstatigkeit  ausgebeutet  wird,  daß  es 
in  wachsende  Verschuldung  gegenüber  dem 
Auslande  gerät. 

Im  letzten  Falle  kann  zeitweise  eine 
völlige  Täuschung  für  das  dahin  exportierende 
Land  entstehen,  wenn  es  die  zur  Bezahlung 
der  Exporte  nötigen  Gelder  selbst  in  Form 
von  Anleihen  beschafft,  nachher  aber  infolge 
des  Bankerotts  des  sich  verschuldenden 
Landes  nichts  zurückertiält,  wie  aus  neuester 
Zeit  das  Beispiel  von  Argentinien,  Griechen- 
land, P(»tugal  zeigt. 

Aus  allem  ei^bt  uch  die  Unmöglichkeit, 
die  Huidelsbilanz  ohne  die  übrigen  Teile 
der  Zahlungsbilanz  zu  w1lrd%rai.  Diese  an- 
deren Teile  aber  sind  zahlenmäßig  nocb  sehr 
viel  schwieriger  zu  erfaraen  als  die  Handels- 
bilanz selbst 

Die  Frage  danach,  wie  ein  Lud  aäne 
Waren«nfuhr  braahlt  und  sänea  Zahluags- 
verpflichtungen  an  das  Ausland  nachkommt, 
ist  jedoch  so  wichtig,  daß  man  neuerdings, 
zuerst  in  England,  durch  immer  sorgfältig^ 
Schätzungen  die  wichtigsten  Bestandteile  der 
Zahlungsbilanz  festzustellen  sucht 

Für  Großbritannien  ist  das  Ergebnis,  daß 
um  1900  einem  Einfuhrüberschuß  von  160 
Mill.  £,  eine  Einnahme  allein  aus  Ozean- 
frachten von  mindestens  90  Mill.  £,  aus 
Kapitalanlagen  im  Auslände  gleichfoUs  von 
90  Mill.  £  gegenübersteht 

Das  französische  im  Auslande  angelegte 
Vermögen  wntde  1901/2  amtlich  auf  30  Milli- 
arden Franken  geschätzt,  wovon  21  in  Eu- 
ropa. Leroy-B^ulieu  nimmt  an,  daß  alleia 
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der  Wert  der  von  fremden  B^seoden  aus 
Frankreich  mitgenommenen  Bedarfsgegen- 
stände, die  dear  Bandeisstatistik  en^hen, 
j&brlich  200  —300  MilL  fVanken  betrage. 

Eineamtliehe  Erhebung  ercab  f  Or  Deutsch- 
hud.  daß  1904  in  deutschen  ÜntemehmungeD 
aofierhalb  Europas  allein  8—9  Milliaraen 
Mark  Kapital  stenten,  wahrend  der  deutsche 
Besitz  an  ausländischen  Wertpapieren  auf 
16  Milliarden  (1892  mindestens  10  Milliarden) 
gesch&tzt  wurde.  Dazu  kamen  dann  noch 
die  Unternehmungen  in  Europa,  der  Ertrag 
der  Seehandelsflotte  usw.  Das  erklärt  ge- 
nflgend,  wie  Deutschland  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1896— 19Ct5  einen  jahrlichen  Eio- 
fuhrOberschufi  an  Waren  von  llIOMill.  M., 
an  Edelmetallen  von  149  Mill.  M.  bezahlt 
hat  und  gleichzeitig  seine  Ausleihungen  an 
das  Ausland  dauernd  vermehren  konnte. 

Wenden  wir  xrns  zu  Ländern  mit 
T^nstiger*'  Handelsbilanz,  so  hatte  Oester- 
reich-Ungarn 1892—1901  einen  durchschnitt- 
lichen Ausfuhrüberschuß  von  Waren  von 
301  Hill.  Kronen,  aber  an  Effekten  zinsen, 
Dividenden  und  Tilgungsquoten  jährlich 
netto  335  Mill.  Kronen  an  das  Ausland  zu 
zahlen,  während  der  internationale  Effekten- 
verkehr  und  die  Neuanlagen  ausländischer 
Oesdlschaften  93  Mill.  Kronen  und  der 
Fremdenverkehr  47  Mill.  Kronen  zuführten. 

Für  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hat  Dietzel  eine  Berechnung  aufgestellt,  wo- 
nach dort  der  Aktivsaldo  bei  der  Warenbilanz 
1898—1901  durchachnittüch  550, 1901—1904 
460  MDL  $y  hei  der  Zahlmigsbüanz  aber  nur 
150  und  20  Hill,  betragen  habe.  Damit 
stimmt  abereinf  dofi  die  in  den  letzten  Jahren 
in  den  Vi»einigten  Staaten  untergebrachten 
anslandisdien  Anleihetitel  meist  rasch  wieder 
abgefiossen  änd. 

Utentwr:  J>ie  LiUralw  ö&«r  da§  Merkantil- 
wettern  vmd  Uber  ättere  Man^epolÜii.  —  G.  J. 
Goachetit  The  tkeory  <tf  the  foreiffn  excktmgtt, 
1.  Avfi.,  186S  (teitdem  in  tahlreieken  Auflagen 
uttd  wnehüdenen  Sprachen).  —  A,  Fetimeth, 
Zur  Lehrt  von  dtr  internationalen  Zahiung$- 
biiam,  1877.  —  (X  Arendt,  Die  intemaHon<äe 
Zahlungabilana  ßeateehlandt  in  den  letzten  Jahr- 
uhnten  der  Silbertrährung ,  1878.  —  E,  v. 
Hej/king,  Zur  Getehxehie  der  BatideUbiiam- 
tkeorie,  I.  (eim.j  Teil,  1880.  —  Bo9eher,  SgtL, 
Bd.  S,  i  84—88  (1.  Avß.}.  —  R.  Glffen,  7%e 
KM  o/  import'  and  txport-ttatietiee,  Joum.  It. 
StaHet.  Soeiet^,  18S».  S.  JSIfy.  —  ßera^Ae, 
The  extet  of  importt,  a.  a.  O.  1899,  S.  1/g.  — 
Sehraut ,  Jhe  Lehre  von  den  awmärtigen 
Wtchselturien,  2.  Juft.,  18SS.  —  H.  v.  Scheel, 
Die  Berechnung  der  HandeUbilam ,  Jahrb.  för 
Ge».  u.  Yerw.,  Bd.  13,  S.  988 Jg.  —  Derselbe, 
Aru  „HandeUbOam",  H.  d.  St.,  t.  Aufi.,  Bd.  JV, 
B.  »80/g.  —  W.  LexU,  Art.  „Die  volitirirUchaß- 
UeMc  Bfdeutungdee  Wechsel*",  H.  d.  St,,  f.  Aufl.. 
Bd,  Ytl,  H.  697/g.  —  O.  Mlehei,  Art.  „Batanee 
dn  eommere^,  JAmi«.  DM.  d'Beon.  poüt.,  Bd.  1, 
&.  118/g.,  1891.  —  HMiQmtmaAty  Beiträge  tui- 
Lehrt  von  den  auneSrtigen  Weekidturten,  Jahrb. 


/.  yat.,  .1.  Folge,  Bd.  4,  S.  817/g.,  Bd.  B,  S. 
193 fg.,  Bd.  e,  S.  348 fg.  —  Dergelbe,  Die 
intemaUonalen  Ootdbewegungen ,  Jahrb.  f.  Ge*. 
u.  Venv.,  Bd.  18,  S.  458.  —  Ä  JannaacH^ 
Die  deuttehe  HanddaitalisHh  und  die  deuteche 
Eandelepolitik ,  „Export",  1898,  Xr.  tlfg.  — 
r.  J.  Fiteha,  Die  Hand^apolitik  England»  und 
seiner  Kolonieen,  S.  171  fg.,  1893.  —  J,  OruHZCl, 
Der  internationale  Wirteeht^fttverkehr  und  »eine 
Bilanz,  189S.  —  W.  Buloful,  Die  Mand^- 
büam,  mit  einem  Vorworte  von  H.  v.  Beheel, 
1897.  —  C.  r,  BaataMe,  The  theorp  of  inter- 
national  Trade,  t.  Aufl.,  1897.  —  W.  Ijexia, 
Die  internationale  Bewegung  der  Edelmetalle  in 
den  letzten  10  Jahren,  Jahrb.  fiir  Jfat.,  8.  t\, 
Bd.  15,  8.  tS8.  —  Britieh  and  foreign  trade  and 
induehy,  prep.  by  the  Board  of  Trade  (Cd  1761), 
S.  99 fg.,  1903.  —  R.  Arnold,  Die  Handelt- 
bäant  Deutaehlanda  1889—1900,  1905.  —  K. 
IHetxel,  Die  encrme  UeberbUans  der  Vereinigten 
Staaten,  Jahrh.  f.  Not.  u.  Stat.,  III.  F.,  Bd.  30, 
S.  14S/g.  u,  577 fg.  —  Die  Entwirkelung  der 
deuttehen  Seeinter^een  im  tettten  Jaknehnte, 
herauig€gd>en  vom  Beieka-MariHe-Amt,  1906. 

Karl  BoMyen. 


Handelsgeschäfte. 

.  H.  sind  an  neh  solche  Geschäfte,  weldie 
den  Zwecken  des  Handels  dienen  und  auf 
welche  das  Handelsrecht  Anwendonff  findet. 
Es  sind  TOD  Hanse  au  die  Geschäfte  der 
Kanfleute.  Seit  es  aber  einen  geechlosienen 
Kanfmannsatand  nicht  mehr  gibt  und  seit  das 
Erwerbsleben,  zunächst  im  Großbetriebe,  immer 
mehr  Überhaapt  einen  kommendelleQ  Charakter 
angenommen  hat,  seit  vor  allem  die  auf  kanf- 
mänoiscben  Vertrieb  ihrer  Waren  angewiesene 
GrolÜndnstrie  entstanden  ist,  war  es  im  kon- 
kreten Falle  schwer,  die  H.  nach  diesem  snb- 
jektivot  Hafistabe  abzugrenzen.  Nach  dem 
Muster  des  Code  de  Commerce  haben  deshalb 
die  meisten  modenien  HandelsgesetaMlcher,  so 
anch  das  in  Deutschland  nnd  Oesterreich  gel- 
tende Allgemeine  deatsche  Handelsgesetzbuch, 
die  Eigenschaft  der  H.  (actes  de  commerce) 
einerseits,  wie  bisher,  nach  der  Person  des 
Abschließenden,  des  Kaufmanns,  andererseits 
aber  nach  objutiren  Merkmalen  festzustellen 
gesaeht. 

Danach  waren  za  unterscheiden  objektive 
H.,  welche  stets  als  H.  gelten,  und  subjektive 
H.,  welche  als  solche  dum  angesehen  woden, 
wenn  sie  erwerbsm&Big  betrieben  werden.  Hier- 
her gehörten  aber  auch  alle  einzelnen  Oeechlfte 
eines  Kaufmanns,  wel^e  znra  Betriebe  eines 
H.  gehören. 

Das  nene  HGB.  fQr  das  Deutsche  Reich,  das 
am  l./I.  1900  in  Kraft  trat,  beseitigte  den  Be- 
griff der  objektiven  H.  wieder.  Nach  §  343 
sind  H.  alle  Geschäfte  eines  Kaufmanns,  die 
;  znm  Betriebe  eines  Handelsgewerbes  gehören. 
Der  Begriff  des  U.  hängt  abo  jetzt  von  dem 
desKanfmanns  ah.  Vgl.  diesen  Art. 

Die  von  einem  Kaufmann  voigenommenen 
Rechtsgeschäfte  gdten  im  Zweifel  als  cum 
BetrieM  eines  Handelsgewerbes  gehörig  (§  344). 

Karl  Biathgen. 
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HandelsgeiellMbaitei. 

1.  Gesduehüiche  Entwickelnng.  2.  Die  recfat- 
lichen  Fonoen  der  H.  nach  deatBchem  Becht. 
3.  Tatsächliche  Anwendmig  der  Terachiedeneu 
fonnea  der  H.  4.  Volkswirtsebaftliche  Be- 
deutung. 

1.  Geschichtliche  Entwickelnng.  Der 

Handelsbetrieb  ist  seiner  Natur  na(S  indi- 
vidualistisch. Und  doch  entstammen  gerade 
ihm  die  meisten  Formen  der  Oesamtunter- 
nehmung,  welche  im  modernen  Wirtschafts- 
leben sich  finden.  Die  Formen  der  H.  dienen 
heute  nicht  nur  dem  Betriebe  des  Handels 
im  eigentlichen  Sinne,  sondern  ebensosehr 
üntemehmungen  in  anderen  Zweigen  des 
Erwerbslebens,  namentlich  in  der  Qroßindu- 
strie.  Die  H.  führen  ihren  Namen  aus  ge- 
schichtUchen  Gründen,  weil  sie  aus  Handela- 
unternehmungen  sich  entwickelt  haben,  und 
aus  formalen  Gründen,  weil  sie  im  Handels- 
recht ihre  Regelung  gefunden  haben.  Je 
mehr  das  ganze  wirtschaftslebea  einen 
kommerziell  -  spekulativen  Charakter  an^ 
nommea  hat,  um  so  mehr  erweitert  sich 
das  A  n  wenduDgsgebiet  der  haadelsrechüidieo 
Organisation  der  QesamtuntemehmnnK.  Selbst 
auf  Gebieten,  welche  dgene  ältere  Formen 
der  Gesamtunternetminng  b^tzen,  im  Bei^- 
bao,  dem  Salinenvesen,  der  Schifmhrt,  kom- 
men die  Formen  der  H.,  insbesondere  des 
Aktienvereins,  mehr  und  mehr  zur  Anwen- 
dung an  Stelle  der  Gewerkschaft,  der  Pf&nner- 
schaft,  der  jEieederei.  Auch  die  (an  dieser 
Stelle  nicht  zu  behandelnden)  modernen 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenscfaaften 
sind  in  der  HauptBache  entstanden  aus  dem 
Bedürfnis,  die  kommerziellen  Vorteile  des 
Großbetriebes  zu  verallgemeinern.  Ihre  beiden 
am  kräftigsten  entwickelten  Arten,  die 
Ereditgeuossenschaften  und  die  Konsum- 
vereine, gehören  als  Unternehmungen  direkt 
dem  Geld-  und  dem  Warenhandel  an. 

Die  H.  als  selbständige  Unternehmung 
ist  dem  römischen  Hechte  fremd.  Die 
societas  ist  in  ihren  Wirkungen  auf  das 
zwischen  den  sociis  entstehende  Obligations- 
verhältnis beschränkt  Eine  unter  eigenem 
Namen  (Firma)  auftretende  Unternehmung 
mit  gesondertem  Gesellschaftavermögen  ist 
sie  nicht.  Dagegen  sind  die  Steuerpacht- 
gesellscbaften  der  Publikanen  bereits  große 
halböffentliche  Unternehmungen  in  der  Art 
der  späteren  montes  und  Kompagnieen.  In 
das  Altertum  zurück  führen  die  Keime  des 
im  Mittelalter  wichtig  gewordenen  Instituts 
der  Gommenda.  Es  ist  die  besondere 
Gefahr  des  Seehandels  und  der  Seeschiff- 
fahrt, die  schon  im  Altertum  die  Bechts- 
institute  des  foenus  nauticum  und  der  Lex 
Hhodia  erzeugte  und  im  Mittelalter  die  Ge- 
fiüirengemeinschaft  des  einzelnen  Unter- 
nehmens allmählich  zn  einet  dauernden 


Vereinigung  für  gemeinschaftlichen  Handels- 
betrieb umgestaltete.  Dieältesten  italienischen 
wie  nordischen  Quellen  zeigen,  daß  däs 
Risiko  des  Schiffseigentums  geteilt  wird 
unter  einer  Anzahl  Genossen.  Die  Schiffs- 
rartnerschaft  ist  ein  Vorläufer  der  Reederei, 
wir  finden  eine  Gehhrengemeinschaft,  Teilung 
des  Risikos,  zwischen  Kaufmann  und  Schiffer. 
Vor  allem  sehen  wir  sozietätsartige  Kredit- 
verhältnisse entstehen,  bei  welchen  dAn  über 
See  gehenden  Kaufmann  (tractator)  von  einem 
meist  zu  Hause  Bleibenden  Waren,  Geld 
oder  Schiff  anvertraut  werden,  nicht  ge^n 
Zins,  sondern  gegen  Anteil  am  Gewinn 
(commeoda).  Vom  Seehandel  dehnt  sich 
dies  auch  auf  den  Landhandel  aus.  Im 
Bankgeschäft  und  sonst  wird  die  Gommenda 
ein  Mittel,  sich  am  Gewinn  des  Handels- 
geschäfts zu  beteiligen,  ohne  selbst  hervor- 
zutreten, so  für  Mitglieder  der  Aristokr^e 
und  der  Geistlichkeit  Ist  der  Traktator, 
der  sich  selbst  nicht  mit  einer  Kapitalein- 
lage beteiligt,  wie  ein  am  Gewinn  beteiligter 
Agent  oder  als  Kommissionär  anzusehen,  so 
wird  das  anders^  wenn  er  selbst  mit  Kwital 
beteiligt  ist  (societas  maris).  Er  wird  dann 
melu*  und  mehr  die  Hauptperson.  Die  Ein- 
legung ron  Geld  erh&lt  allmählich  einen 
dauernden  Chanücter,  das  Gtosellschaftever- 
mögeu  wird  scharf  von  dem  Sondei^t  der 
Beteili^n  getrennt,  das  Verhältnis  wird 
re^tnert,  schließlich  durch  eine  Ftma  zum 
AusdnicJc  gebracht.  Im  15.  und  16.  Jahrb. 
vollzieht  sich  diese  Entwickelung  in  Italien. 
Das  französische  Recht  bringt  im  17.  Jahrh. 
die  Entwickelung  der  Kommanditge- 
sellschaft zum  Abschluß  als  einer  H., 
bei  welcher  ein  oder  mehrere  Gesellschafter, 
die  Komplementäre,  persönlich,  der  oder 
die  übrigen,  die  Kommanditisten,  nur  mit 
einem  bestimmten  Betrage  der  Einlage  itaften. 
Dieser  Betrag  wird  im  Handelsregister  ein- 
getragen, wodurch  die  KommanditB;esellschaf  t 
sich  von  der  stillen  Gesellschaft  unter- 
scheidet. Auch  diese  ist  von  der  Gommenda 
ausgegangen,  aber  zu  einer  selbständigen 
Unternehmung  nicht  ausgebildet  Es  ist 
die  nach  außen  nicht  hervortretende  Be- 
teiligung durch  eine  Einlage. 

Die  aus  den  Bedürfnissen  des  Seever- 
kehrs naturgemäß  bei  den  verschiedensten 
Völkern  entetandene  Gommenda  findet  sich 
auch  im  norddeutschen  Handel  des  späteren 
Mittelalters  unter  dem  Namen  Sendeve,  die 
societas  maris  als  Wedderl^inge.  Doch 
hat  die  KommanditgeseUschaft  in  neuerer 
Zeit  sich  wesentlich  unter  dem  Einfluß  des 
französischen  Rechte  entwickelt  Eine  klare 
unbestrittene  Scheidung  der  Kommandit- 
gesellschaft von  der  stillen  Gesellschaft  ist 
ei^  durch  das  AUg.  Deutsche  Handels- 
gesetzbu(^  erfolgt 

Wie  die  Kommandi^iesellschaft  aus  dem 
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BedOrfnia  der  Verstärkung  der  Handels- 
tutemehmung  durch  Kapitid  entstanden  ist, 
so  die  offene  H.  ans  dem  Bedürfnis  der 
Ervdtraiuig  Aer  persQnlichen  liCitung. 
,,Compagnie"  bedeutet  ur^rünglich  Brot- 
^meinschaft.  Die  Familie  ist  in  primitiven 
Zeiten  die  soziale  Einheit ,  die  Arbeits- 
gemeinschaft^ auf  der  die  Produktion  beniht. 
IMe  Familie,  in  der  Vater  und  Söhne,  Brüder 
und  Vettern  in  einer  Hausgemeinschaft  zu- 
sammenleben, ist  der  Träger  der  wirtschaft- 
lichen Untemehmimg.  Ob  die  einzelnen 
RechtssStze,  welche  sp&ter  das  Institut  der 
offenen  H.  regeln,  aus  dem  Familienrecht, 
aus  dem  Institut  der  „gesamten  Hand-' 
hervorgegangen  sind .  kann  dahingestellt 
bleiben.  TatsSchlich ,  wirtschaftlich  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  daS,  wie 
S  c  h  m  0 1 !  e  r  hervorhebt,  in  der  Hausgemein- 
schaft die  sympathischen  Kräfte  wurzeln, 
welche  die  Selbstsucht,  den  Neid,  die  Zwie- 
tracht der  fSnzelnen  genügend  zurückdrängen, 
um  mit  Erfolg  ^meinschaftliche  ünter^ 
nehmongen  zu  betreiben.  Die  großen  Handels- 
hauso'  der  Fenizzi  und  der  Medid,  der 
Fng^  und  der  "Welser  beruhen  auf  dem 
Felben vcrbfuid.  Die  auf  der  Hausgemein- 
schaft beruhendeGesamtuntemehmimgfindet 
sich  nach  Ooldschmidt  in  Italien  zu- 
nftchst  im  Gewerbebetriebe,  was  in  Deutsch- 
land durch  die  Verbote  der  Oesellschaft  im 
Zunftrecht  erschwert  war.  GrOß^  Aus- 
defanong  erhftlt  sie  aber  auch  in  Italien  im 
Handelsbetrieb,  allm&hlidi  sich  ausdehnend 
auf  Nicht-Verwandte,  wie  an  flberseeiscfaen 
Haodelsplfttzen  Corapagnons  noch  heute  hfta% 
^en  gemeinschaftuchen  Haoshalt  fttfaren. 
Immer  wmlen  mit  vordringende 

Oeldwirtschaft  die  Verhältnisse  der  Genossen 
imtereinander  vertragsmätlig  festeestellt 
I^ach  aufien  erscheinen  sie  solidarisch  haftend 
fOr  die  Geschäfte  der  Gesellschaft,  stellen 
sie  sieb  alu  eine  Unternehmung  dar  durch 
gemeinschaftlichen  Namen,  die  Firma,  oder 
(in  Deutschland)  eine  gemeinschaftliche 
Oesellschaftsmarke. 

Im  17.  und  18.  Jahrh.  werden  die  offenen 
H.  immer  häufiger  mit  der  Zunahme  des 
Handels  und  mit  dem  Aufkommen  der 
Grofiiudustrie.  Ihre  gesetzliche  Regelung 
in  Frankreich  durch  Colberts  Handels- 
ordonoanz  von  1673  bildet  die  allgemeine 
Omodlage  ihrer  rechtlichen  Formen  in  der 
Nenseit 

Diente  in  Italien  ^gen  Ende  des  Mittel- 
altere Commenda  wie  offene  H.  nament- 
lich auch  den  Zwecken  des  Geld-  und 
Kreditgeschäfts,  so  fand  man  doch  noch  be- 
eondere  Formen,  welche  ermöglichten,  große 
Summen  zusammenzubringen«  indem  auf 
rnode  Summen  gestellte  Anteile  verkauft 
wurden,  in  den  Montea  und  Haonae.  Ver- 


wandt mit  den  rSmisdlien  Fublikanengesell- 
Schäften,  dienen  die  im  12.  Jahrit  zuerst 
erwähnten  Montes  dem  Zwecke,  Staats- 
anleihen aufzubringen  und  die  zur  Ver^ 
zinsung  und  RfldKzahlnng  der  Anleihen 
angewiesenen  Staatseinnahmen  zn  verwalten. 
Diese  Unternehmungsform,  welche  von  der 
Theorie  allmählich  als  Gesellschaft  kon- 
struiert wird,  dient  dann  auch  der  Be- 
gründung von  Leihbanken,  namentlich  auch 
aus  Gründen  der  Mildtätigkeit  (erster  Möns 
Pietatis  1463  zu  Orvieto).  Solche  Kajpital- 
vereine  nehmen  die  Form  der  Aktien- 
gesellschaftanin  Genua,  wo  sie  kolonialen 
Unternehmungen  (1346  nach  Chios  und 
Phokäa,  1373  nach  Cypem)  dienen,  zu  welchen 
der  Staat  die  Mittel  nicht  aufbringen  konnte. 
Diese  Form  hat  auch  die  genuesische 
St.  Georgsbank,  1407  entstanden  aus 
der  Konsolidation  älterer  Äoleihe-Montes, 
welche  die  den  Staatsgläubigem  überlassenen 
Einnahmezweige,  später  auch  die  Kolouial- 
besitzungen  verwaltet  und  Bankgeschäfte 
treibt. 

Unabhängig  von  diesen  Anfängen  ist  die 
Entstehung  der  privilegierten  Bande  Is- 
kompagnieenim  Norden.  Aus  der  Schiffs- 
Kirtnerschaft,  der  wegen  des  Risikos  üblichen 
Zerlegung  des  Schiffseigentums  in  Anteile 
einer  Anzahl  von  Unternehmern,  wie  aus 
der  natürlichen  Organisation  des  älteren 
Seehandels  (gemeinsame  Fahrt,  gemeinsame 
Faktoreien  und  Eontore)  erwachsen  sdt 
Ende  des  Mittehdters  die  regulierten 
Eompagnieen,  brä  weldieo  eine  größere 
Zahl  von  Kanfleuten  zu  flbeiseeischen  Unter* 
nehmungen  sich  zusammenttm,  die  Kosten 
des  Schutzes  und  bewaffneten  Auftretens 
über  See  gemeinsam  tragen,  aber  Betrieb 
und  Gewinn  des  Handels  jedem  Einzelnen 
überlassen.  Der  nächste  Schritt  bei  der 
Verteilung  des  Risikos  fuhrt  dann  zum  Be- 
trieb des  Handels  auf  gemeinsame  Kosten 
in  der  Weise,  daß  jede  einzelne  Fahrt  ein 
Unternehmen  für  sich  ist,  an  deren  Schluß 
abgerechnet,  der  Gewinn  verteilt,  das  Kapital 
wieder  ausgeschüttet  wird.  Wird  das  Kapital 
dauernd  in  der  Gesellschaft  gelassen,  die 
Gesamtuntemehmung  in  dauernden  Formen 
organisiert  unter  Schutz  und  Privileg  der 
Staatsgewalt,  so  ergibt  sich  auch  hier  aus 
der  Zahl  der  mit  Kapitalsein  tagen  beteiligten 
Partizipanten  die  Form  der  Aktiengesell- 
schaft, wie  zuerst  in  der  niederländisch- 
ostindischen  Kompagnie  1602,  während  die 
britisch-ostindische  Kompagnie  erst  seit  1657 
einen  dauernden  Eapitalfonds  besitzt,  erst 
1693  die  Form  einer  wirklichen  Aktien- 
gesellschaft annimmt  (vgl.  Art.  „Ostindische 
Hande]s£|eseU6chaften-S)  Bedeutet  die  Aktien- 
kompagnie schon  selbst  eine  Verteilung  des 
Risikos  aus  dem  Seehandel  a\if  eine  gt^fiere 
Zahl  von  Unternehmern,  so  lag  es  nahe,  diese 
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OeseUschaftsform  auf  die  SeeTersichening 
selbst  anzuwenden  (nach  1680). 

Beide  voneinander  iinf^hftngigen  Quellen 
des  Aktienvereins  in  Italien  (fflr  den  Be- 
trieb von  Geld-  und  Kreditgeschäften,  aber 
auch  Kolonialunternehmungen)  und  in  "West- 
europa (für  Seehandelsunternehmungen) 
fließen  zusammen  bei  der  Grilndung  der 
englischen  Bank  (1694)  in  Form  einer 
privilegierten  Kompagnie  zum  Zwecke  des 
Bankgeschäfts  und  der  Beschaffung  eines 
Darlehens  an  den  Staat.  Im  18.  Jahrli. 
wird  die  Form  der  Aktiengesellschaft  all- 
mählich auf  immer  verschiedenartigere,  ein 
großes  Kapital  erfordernde  Unternehmungen 
angewendet.  Ueber  die  weitere  Entwickelung 
und  Organisation  der  Aktiengesel^chaft  vgl. 
diesen  Art.  (oben  Bd.  I  S.  .51  fg.). 

Die  Einrichtungen  der  Aktiengesellschaft 
sind  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrh.  in 
Fraukreich  auch  auf  die  Kommanditgesell- 
schaft angewendet,  in  der  Weise,  daß  das 
kommanditierte  Kapital  in  Aktien  zerlegt 
wird,  während  die  Komplementäre  das 
G^chfift  führen  und  persOnlicIt  haften. 
Diese  in  der  zweiten  Hüfte  des  13.  Jahrh. 
in  Italien  und  Frankreich  reiner  ausgebildete 
Gesellschaftsform  (in  England  kommt  sie 
nicht  auf.  weil  die  Haftung  der  Aktionäre 
dernichtinkorpoiierten  Kompagnie  in  früherer 
Zeit  nicht  auf  den  Betrag  der  Aktie  be- 
schränkt ist)  wurde  infolge  eigenartiger 
Regelung  durch  den  Code  de  Commerce 
aus  zwei  Gründen  h&uf^  angewendet:  weil 
IirQher  als  bei  der  Aktiengesellschaft  bei 
ihr  die  Inhaberaktie  zuj^lassen  und  das 
Edordemis  derKonzesäomerung  weggefallen 
ist  Als  di^  Umstände  zu  schwindelhaften 
Mißbtäuchen  führten,  ist  die  staatiiche  Ge- 
nehmigung auch  bei  ihr  eingeführt  (Frank- 
reich 1856,  Allg.  deutsche  HGB.).  Die 
Gleichstellung  mit  der  Aktiengesellschaft 
und  deren  freiere  Gestaltung  hat  die  Folge 
geliabt,  daß  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  nur  mehr  wenig  Anwendung  findet. 

Die  neueste  Zeit  hat,  abgesehen  von  den 
Erwerbs-  und  Wirtachaft^enossenschaften, 
aus  den  Bedürfnissen  des  Wirtschaftslebens 
heraus  noch  eine  neue  Form  der  H.  ge- 
schaffen, welche  zwischen  der  offenen  H. 
mit  ihrer  solidarischen  Haftung  aller  Gesell- 
schafter und  der  Aktiengesellschaft  mit 
ihrer  unbeweglichen  Kapitalgröße  und  ihren 
starren  Kontrollmaßregeln  steht,  in  ihrer 
Konstruktion  sich  jedoch  an  die  letztere  an- 
lehnt. Diesem  Bedürfnis  nach  einer  Unter- 
nehmungsform  mit  begrenztem  Bisiko  des 
einzelnen  Teilnehmers,  aber  weniger  strengen 
Formen,  als  die  Aktiengesellschaft  sie  be- 
sitzt, und  mit  der  Möglichkeit,  den  Kapital- 
betrag wie  bei  der  bei^echtlichen  Gewerk- 
schaft zu  verändern,  ist  zunächst  für  Eolonial- 
gesellschaften,  welche  die  Kolonisation  der 


deutschen  Schutzgebiete  beabsichtigen,  durch 
das  G.  T.  19./IIL  1888,  dann  in  umfassender 
Weise  durch  das  Oesetz  über  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  v.  20./IV. 
1892  abgeholfen  worden.  Aehnlich  ist  durch 
das  G.  V.  l./V.  1889  neben  die  bis  dahin 
allein  bestehende  Genossenschaft  mit  soli- 
darischer Haftung  aller  Mitglieder  die  Ge- 
nossenschaft mit  beschränkter  Haftpflidit 
gestellt  worden. 

3.  Die  rechtliehea  Fonuea  der  H.  nach 
deutschem  Recht,  üeber  die  Organisatioa 
der  Aktiengeseltscfaaft,  der  Kommanditgesell- 
schaft anf  Aktien  und  der  Gesellschaft  mit  be- 
schräiikt«r  Haftung  vgl.  diese  Artt. 

a)  Die  offene  H.  ist  eine  Vereinigung  von 
zwei  oder  mehr  Personen  znm  Betriebe  eines 
Handelsgesicbäfts  anter  gemeinschaftlichem 
Namen  und  gemeinschaftlicher  Haftnng.  Sie  wird 
durch  Vertrag  unter  den  GeselUchaftem  errichtet, 
die  Errichtung  ins  Handelsregister  eingetragen 
und  öffentlich  bekannt  gemacht.  Die  Gesellnchaft 
muß  einen  gemeinschaftlichen  Namen,  eine  Firma 
haben.  Sie  besitzt  ein  Vermögen,  welches  von 
dem  Vermögen  der  Gesellschafter  verschieden 
ist,  über  welcbes  der  einzelne  Gesellschafter 
nicht  selbständig  verfügen  kann  und  welcbes 
die  Frivatgläub^er  des  Gesellschafters  für  die 
Befriedigung  oder  Stcherstellniig  ihrer  Ansprüche 
nicht  in  Ansprach  nehmen  können.  Für  die 
Schulden  der  Gesellschaft  dangen  haftet  außer 
dem  Gesellscbaftsvermögen  das  Privatvermöeen 
sämtlicher  Gesellschafter.  Ein  neu  eintreteuaer 
Gesellschafter  haftet  für  alle  zurzeit  seines  Ein- 
tritts bestehenden  Verbindlichkeiten  der  Gesell- 
schaft sofort  mit.  Ein  austretendes  Mitglied 
dagei;en  haftet  für  die  zu  dieser  Zeit  bestehen- 
den Gesellschaftsachulden  weiter,  nicht  aber  für 
die  erst  nach  seinem  Aastritt  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten. Ist  der  Konkars  Ober  das  Yer- 
m^en  der  Gesellschaft  eröffnet,  so  können  sich 
die  Gesellschaftsglänbiger  nur  wegen  des  Aoi* 
falles  an  das  PrivatverraÖgen  der  Gesellschafter 
halten.  Die  Gesellschaft  wird  „vertreten",  d.  h. 
verpflichtet  und  berechtigt  durch  jeden  Gesell- 
schafter. Falls  nicht  eine  besondere  Abrede  ge- 
troffen ist.  hat  jeder  Gesellschafter  das  Recht 
anf  die  Geschäftsführung,  d.  b.  zur  selbständigen 
Vornahme  derjenigen  Geschäfte,  welche  der  ge- 
wöhnliche Betrieb  des  Handelsgewerbes  mit  steh 
bringt.  Nur  bei  ungewöhnlicbea  Geschäften  ist 
Einstimmigkeit  aller  Gesellschafter  erforderlich. 
Jedoch  hat  andi  bei  den  gewöhnlichen  Ge- 
schäften jeder  Gesellschafter  das  Recht,  Wider- 
sprach zu  erheben,  worauf  das  Geschäft  unter- 
bleiben mnÖ  (also  keine  Mehrheitsbescblflsse). 
Zar  Geschaftsftlhrnng  sind,  falls  nichts  anderes 
vereinbart  ist,  die  ÄselUchafter  nicht  nur  be- 
rechtigt, sondern  auch  verpflichtet.  Jeder  Ge- 
sellschafter ist  befugt,  sich  von  dem  Gange  der 
Geschäfte  zu  untemchten.  Kein  Gesellschafter 
darf  ohne  Genehmigung  der  anderen  Gesell- 
schafter ein  Konkarrensgeschäft  betreiben,  aach 
nicht  flir  Rechnung  Dritter.  Das  Verbot  besieht 
sich  nur  auf  den  gleichen  Handelszweig.  Die 
Gesellschaft  wird  aufgelöst  durch  Eröffnung  des 
Konkurses  über  die  (^Seilschaft,  durch  den  Tod 
eines  Gesellschafters  rfalls  nicht  der  Vertrag 
bestimmt,  daß  die  Gesellschaft  mit  den  Erben 
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fortbetlehen  soll),  durch  den  Eintritt  rechtlicher 
UnfiUijgkeit  eines  Oesellschafters  zur  aelbst- 
stindicen  Vermö^eiuTerwaluuiff  (Konknrser^tfF- 
nnng  Ober  sein  pHTatrermögen,  Entmündigtuig). 
Sie  wird  ferner  ao^elöst  darch  Uebereiskunft 
d«r  GeseUscbafter  oder  durch  Ablauf  der  bei 
Errichtong  der  Geselbehaft  festgesetzten  Zeit, 
dnreh  Kttndig;aag:  eines  Gesellschafters,  durch 

gerichtliche  £ntscheidunff  auf  Antrag:  eines 
eselUcbafters  oder  durch  KQndigung  seines 
PriratgtSubigers,  falls  dieser  nicht  aus  dem 
JMTatrermSgen  befriedigt  werden  konnte.  Die 
AnfK^sung  der  Gesellschaft  muß  beim  Handels- 
register angemeldet  nnd  Sffentlich  bekannt  ge- 
macht werden.  Löst  sich  die  Oeaellechaft  auf, 
90  folgt,  al^esehen  vom  Falle  des  Eonkurses 
«der  &ir  VnftiiBemiig  des  Handelsgeachaftes  als 
«Ines  Ganzen ,  wdie  Uquidati<m,  d.  h.  die  Ab- 
wickdang der  von  der  Gesellsdiaft  b^nnenen 
Oeecliftfte  und  die  Yerteilang  des  GMdbcbafts- 
vermSgens. 

b)  Die  Kommanditgesellschaft  ist 
eine  Vereinigung  Ton  zwei  oder  mehr  Personen 
zum  Betriebe  eines  Eandetseeachäftes  unter 
gemeinschaftlichem  Namen,  oei  welcher  ein 
Teil  der  Gesellschafter,  die  Kommanditisten, 
seine  Haftung  für  die  Gesellschaftsschulden  auf 
eine  bestimmte  Einlage  beschrftnkt,  der  andere 
Teil,  die  Komplementäre,  .persönlich",  d.  h.  un- 
beschränkt huteC  Fftr  ihre  £inU^  sind  die 
Kommanditisten  am  Gewinn  beteiligt.  Die 
Regeln  der  offenen  H.  finden  zum  groOen  Teil 
Anwendung  auf  die  Kommanditgesellschaft. 
Sind  mehrere  persönlich  haftende  Gesellschafter 
Torhanden,  so  gilt  fOr  sie  das  Recht  der  offenen  ' 
H.  unTerftndert.  Die  Enichtnng  der  Kommaa- 
ditgesellachaft  ist  im  Handelsregister  ein- 
getragen and  die  Höhe  der  Einlage  eines  jeden 
Kommanditisten,  doch  wird  letztere  nicht  rer- 
«ffentlicbt.  Die  Finna  mnli  einen  Hinweis  auf 
daa  Vorhandensein  einer  Gesellschaft,  darf  aber 
Dicht  den  Namen  dnes  Kommanditisten  ent- 
halten. Die  Vertretung  wie  die  Geschtfts- 
fBhrung  steht  nur  den  Komplementären  in, 
falls  der  GeflellschaftsTertrag  ihnen  nicht  weiter- 
gehende Rechte  einrftnmt.  Jedoch  müssen  sie 
zQ  ungewöhnlichen  Geechftften  ihre  Zastimmoog 

Sehen.  Das  KonkurrenxTerbot  gilt  für  die 
ommanditisten  nicht.  Für  die  Gesellschafts- 
schulden haften  die  Komplementare  wie  die 
Mitglieder  der  offenen  H.  Dagegen  haftet 
der  Kommanditist  nur  bis  com  Betrage  seiner 
Einlage.  Die  AiifUJsnng  erfolgt  aas  denselben 
tfiftnoeD  wie  die  der  offenen  H.,  jedoch  wird 
die  Kommanditgesellschaft  dadurch,  daß  ein 
Kommanditist  stirbt  oder  zur  Verwaltung  seines 
Vermfi^ns  unfähig  wird,  nicht  aufgelöst. 

c)  Die  stille  Gesellschaft  isteineVer- 
einignng  von  Personen  zum  Betriebe  eines  Han- 
delsgesui&ftes  in  der  Weise,  daß  der  Betrieb 
oater  dem  Namen  des  einen  Teils  erfolgt,  der 
andere  sich  nur  mit  einer  VermOgenseinlage 
gegen  Anteil  am  Gewinne  beteiligt-  Von  der 
KMimasditeceeUschaft  nnterscberaet  sich  die 
stiUe  Geseluchsit  dadurch,  daß  der  sog.  stille 
Oeadlscb«fter  gar  nicht  Hitinhaber  des  ^nchlUts 
ist,  nur  eine  persönliche  Forderung  gegen  den 
Geschiftsinhaber  hat.  Er  ist  weder  Mutetgen- 
tOmer  der  Aktiva  noch  Hitschntdner  der  Passiva 
der  Gesellschaft.  Nach  aaßen  tritt  die  stille 
CieselUcfaaft  ttberhanpt  nicht  herror  and  auf  die 


Geschäftsführung  hat  der  stille  Gesellschafter 
rechtlich  keinen  Einfloß.  Der  Inhaber  muH  ihm 
abertRechunng  äberseine  Geschäftsführung  legen. 

3.  Tatsikhliche  AnwenduDg  der  ver- 
schiedeoen  Formen  der  U.  Für  den  Be- 
trieb des  Handels  im  eigentlicheo  Sinne, 
insbesondere  den  Warenhandel ,  wird  die 
Unternehmimg  des  Einzelnen  die  ihr  eigen- 
tümlichen Vorzüge  immer  beltalten,  da  keine 
andere  Cnternehmung  das  eigene  Interesse 
\ind  die  Verantwortlichkeit  für  das  eigene 
Tun  in  gleicher  Weise  weckt  und  wach 
erhält,  wie  das  schon  der  alte  Büsch  aus- 
geführt hat.  Die  Entwickelung  des  Kredits 
und  des  Kommission^schäfts,  die  Möglich- 
keit, sich  zu  einzelnen  Geschäften  mit  anderen 
zu  vereinigen  (namentlich  im  Kontometa- 
Geschäft)  erhalten  der  Einzeluntemehmung 
ihre  Bedeutung.  Aber  entsprechend  den 
wachsenden  Anforderungen,  welche  die  Ent- 
wickeluog  desWirtschaftslebens  an  die  persön- 
lichen Eigenschaften  der  Leiter  wirtschaft- 
licher UnteraehmUDgen  stellt ,  und  ent- 
sprechend dem  Anwachsen  der  erforder- 
lichen Kapitalien  kommt  den  Gresamtunter- 
nehmungen  doch  eine  wachsende  Bedeutung 
zu.  In  f^nkreich  sind  jährlich  an  H.  aller 
Art  begründet 

1841—1845  2415  1881—1885  4831 
1861—1856  3 1 38  1891—1895  4726 
1861-1865  3847  1896—1900  5456 
1871  - 1876       3983  1902  5565 

Unter  den  Gründungen  des  Jahres  1902 
waren  4646  offene  Handels-  und  Komman- 
ditgesellschaften. 

Die  offene  H.,  regelmäfiig  nur  aus  einer 
ganz  kleinen  Zahl  von  Mitgliedern  bestehend, 
die  am  häufigsten  vorkommende  Gesell- 
schaftsform, ist  wichtig,  wie  von  Anfang 
an,  um  durch  gemeinschaftlichen  Betrieb 
diüoh  Bruder,  SchwBger  usw.  ein  Geschäft 
der  Eamilie  zu  erhalten,  und  das  verwandt- 
schaftliche VerhÜtnis  der  Gesellschafter 
wird  die  beste  Garantie  einer  gedeUilichea 
Wirksamkeit  sein.  Ein  verwandter  Fall  ist 
die  Cebemahme  eines  bestehenden  Geschäfts 
durch  dessen  bish^ge  Angestelite,  oft  in 
der  Weise,  dafi  schon  bei  Lebzeiten  des  bis- 
herigen Chefe  tüchtige  Angestellte  von  der 
Gewinnbeteiligung  zur  Partnerschaft  auf- 
rücken. Für  die  gedeihliche  Fortführung 
des  Geschäfts  bietet  das  größere  Sicherheit 
als  die  Uebemahme  durch  im  Wohlleben 
aufgewachsene  Söhne.  Die  offene  H.  findet 
ferner  häufig  Anwendung  bei  großem  Um&ng 
des  Geschäfts,  einerseits  zur  Leitung  ent- 
fernter Filialen  oder  wenn  längere  Abw^o- 
heit  des  Geschäftsinhabers  vom  Hauptsitze 
des  Geschäfts  ermi^licht  werden  soll,  wie 
beides  im  überseeischen  Handelsbetrieb  oft 
vorkommt.  Auf  der  anderen  Seite  kann  der 
Geschäftsbetrieb  selbst  so  umfangreich  und 
veischiedenartig  sein,  dafi  jeder  einzelne 


Digitized  by  Google 


24 


HfuidelsgewillBchaften 


Zweig  zweckmäßig  durch  einen  Oeselischafter 
geleitet  wird.  BesoDders  wichtig  ist  die 
vereinigiiDg  eines  kaufroftnoisch  und  eines 
technisch  ^bildeten  Gesellschafters,  so 
nainentUch  im  Gewerbe-  und  Fabrikbetrieb, 
bei  Baiiuntemehmungen  und  ähnlichem. 
Bei  der  deutschen  Gewerbezfthinng  von  1895 
sind  55  239  Eompagni^eschäfte  (mit 
1475081  beechAftigten  Personen)  gezählt 
worden,  wotod  16  509  auf  den  Warenhandel 
entfielen. 

Die  stille  Gesellschaft  hat  keine 
sehr  große  volkswirtschaftliche  Bedeutimg 
mehr,  da  der  Kapitalist  meist  bessere  Formen 
der  Anlegung  seines  Kapitals  finden  wird. 
Sie  kann  wichtig  sein  unter  Verwandten 
und  Miterben.  Das  gleiche  f^t  von  der 
Kommanditgesellschaft,  die  dun^ 
die  EntwickeluDg  des  Kredits  einer^,  des 
KommissionshaDoels  oadetseits  ihre  hilhere 
Bedeutung  Terloren  hat  Bei  beiden  Ge- 
sellschaften  besteht  dauernd  die  Gefahr,  daß 
entweder  der  Kapitalist  aberrorteilt  oder 
der  Oeschäftsfahr^  aus^beutet  wird.  Die 
KommMditgesellschaft  dient  namentlich  der 
Uebertragung  eines  bestehenden  Geschäfts 
auf  einen  neuen  Inhaber,  während  der  bis- 
herige Inhaber  als  Kommanditist  einen  Teil 
seines  Kapitals  darin  stehen  läßt,  an  dem 
weiteren  Ertrag  des  Geschäfts  beteiligt  bleibt. 
In  Deutschland  sind  1895  nur  1117  Komman- 
ditgesellschaften (mit  90177  beschäftigten 
Personen)  festgestellt 

Auch  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  wird  für  die  Fortführung  und 
Erweiterung  bestehender  Geschäfte  und  zwar 
in  der  Weise  benutzt,  daß  der  bisherige 
Inhaber  als  Komplementär  an  der  Spitze 
des  Geschäfte  bleibt  und  einen  Teil  des 
Kaufpreises  in  der  Form  von  Aktien  der 
neuen  Gesellschaft  erhält  Gesellschaften  in 
dieser  Form  werden  heute  in  Deutschland 
nur  wenige  b^^ründet  Es  wurden  1895 
334  (mit  42945  beschäftigten  Personen)  fest- 
gesteUt  Häufiger  sind  sie  z.  B.  in  Frank- 
reich. Ob  Oberhaupt  noch  ein  Bedürfnis 
ffir  diese  Gesellschaftsform  besteht,  kann 
man  bezweifeln,  namentlich  seit  für  be- 
rechtigte Zwecke  eine  viel  elastischere  Form 
vorhanden  ist  in  der  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftang.  Diese  Form 
ist  eingeführt,  um  einer,  regelmäßig  kleineren 
Zahl  von  Personen  zu  ^möglichen,  H.  zu 
b^rOnden,  bei  wichen  jedem  Teilnehmer 
Einflnfi  auf  die  Gesdiäftsführung  mt^lich, 
aber  die  Haftung  eines  jeden  auf  einen  be- 
stimmten Betrag  begrenzt  ist.  Sie  soll 
dienen  der  Fortführung  des  Betriebes  durch 
mehrere  Erben  (Famdiengründungen),  ge- 
meinnützigen und  sonstigen  Unternehmungen, 
für  welche  die  Aktienform  mch  nicht  eignet 
Sie  sollte  ermöglichen,  was  vor  1900  unzu- 
lässig war,  Aktionären  Pflichten  aufzuerlegen 


(Rübenlieferung  der  Aktionäre  von  Zucker- 
fabriken). Sie  soll  ee  femer  ermöglichen, 
eine  Zubußepflicht  der  Teilnehmer ,  nach 
Analogie  der  bergrechtlichen  Gewerkschaft, 
einzuführen.  Sie  erleichtert  riskantere  Unter- 
nehmungen (Yersuchsgesellschaften ,  Ver^ 
Wertung  von  Patenten).  Sie  bat  im  wesent- 
lichen aber  auf  denselben  Gebieten  wie  die 
Aktiengesellschaft  Eingang  gefunden.  Vgl. 
Art  „Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung"  (oben  Bd.  I  S.  969  fg.). 

Üeber  die  Anwendung  und  Bewähning^ 
der  Form  der  Aktiengesellschaft  vgL 
diesen  Art  oben  Bd.  I  a.  a.  0. 

4.  Volkswiitschafdiche  Bedeatnag. 
Daß  trotz  der  durchaus  individiuüislischea 
Natur  des  Handels  Gesamtuntemehmungen 
sich  bildra,  hat  seinen  Omnd  in  der  Unzu- 
länglichkeit der  Kräfte  des  Einzelnen,  sein«' 
Kapitalkraft  wie  der  persönlichen  FUiigkeit 
zur  Leitung  des  Betriebes.  Wie  die  Kapital- 
kraft duräi  Benutzung  des  Kredits  ver- 
stärkt werden  kann^  so  durch  Einle»BD  und 
Zusammenl^n  von  Kapital  gegen  Gewinn- 
anteil. Die  Steigerung  des  Interesses  am 
Geschäft,  welche  durch  Gewinnbeteiligung 
der  Angestellten  bewirkt  werden  soll,  wird 
in  noch  höherem  Grade  erzielt  durch  Herein- 
nehmen eines  Gesellschafters.  Von  der 
vorübergehenden  Vereinigung  von  Personen 
(sog.  GelegenheitsgesellBchaft)  oder  Einlage 
von  Kapit^  für  ein  einzelnes  Geschäft  kann 
sich  das  steigern  bis  zur  Errichtung  dauernder 
Gesamtuntemehmungen,  die  schließlich  in 
der  Form  der  Aktiengesellschaft  vom  Wechsel 
der  Personen  ganz  unabhängig  sind.  Das 
Untemehmen  als  solches  ist  selbständig 
geworden.  Die  englische  Bank  besteht  seit 
mehr  als  zwei  Jahrhimderten. 

Die  H.  dienen  dem  Zwecke,  das  als  ein 
Ganzes  bestehende  Unternehmen  mit  seinen 
Einrichtungen,  seinem  Kredit,  seiner  Kund- 
schaft zu  erhalten  über  den  einzelnen  Unter- 
nehmer hinaus,  um  die  Fortführung  von 
seinem  Sterben  oder  Rttcktritt  von  d&a  Ge- 
schäften unabhängig  zu  machen. 

Sie  dienen  dem  Zwecke,  den  Geschäfts- 
betrieb an  verschiedenen  Orten  gleichzdtig 
zu  gestatten  ^so  namentlich  die  offene  H.) 
und  weiter  die  Vereinigung  von  Kapital- 
besitz und  persönlich  tüchtigen  Eigenschaften, 
das  Emporkommen  der  kapitallosen  Talente 
zu  erm^lichen. 

Sie  setzen  den  Kapitalist^  in  die  Lage, 
sich  am  Erwerb  zu  betdligen  bei  geringem 
Rimko:  durch  Begrenzung  des  RisikoB  btt 
der  einzelnen  Unternehmung  (Kommandit- 
gesellschaft, AktiengeseUsehät),  durch  Be- 
teiligung an  ein^  Anzahl  von  Unteo^ 
nehmungen.  Dadurch  ermöglichen  sie  das 
Entstehen  von  Unternehmungen,  bei  denen 
das  Kapitalerfordernis  und  das  Risiko  die 
Kräfte  des  Einzelnen  übersteigt. 
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Dabei  entwickelt  sich  eine  ganze  Skala 
der  CnteronlnuDg  des  Gesellschafters  unter 
die  Unternehmung.  Die  offene  H.  ergreift, 
wie  die  ESnzeluntemehmnng,  den  QeBell- 
schafter  ganz  mit  seiner  Person  und  seinem 
VennSgen.  Die  stille,  die  Eommandifr-,  die 
ÄktiengeseUscbaft  lOsen  eich  für  einen  Teil 
oder  die  Gesamtheit  der  Unternehmer  von 
der  eignen  Wirtschaft  dea  tiesellschafters 
ab,  ergreifen  auch  ihr  Vermögen  nur  zum  Teil. 

Zwischen  beid«i  Gruppen  stehffli  die 
Graosaenschaften,  die^  abgesdien  von  der 
eigentlichen  ProduktiTgenossenschaft,  die 
wirtschaftliche  Tfttidteit  der  Genossen  nur 
nach  einer  Süte  mn  ei^reifen,  und  die 
neue  Form  dear  Gteeellachaften  mit  be- 
Bcfaifinkttt  Haftung. 

Aua  der  Atechwftchung  der  Verantwort- 
lichkeit und  des  Eigeninteresses  in  den  H. 
ergeben  sich  für  das  EZecht  und  das  Wirt- 
schaftsleben eigenartige  Probleme: 

a)  Um  das  Verhältnis  der  GeseUschafter 
untereinander  sicher  zu  stellen.  Wie  ist 
die  Ueberrorteilung  der  GeseUschafter  zu 
verhindern?  Wie  ist  ibr  Interesse  an  der 
Leitung  zu  erhalten  und  zu  betätigen  ?  Wie 
ist  der  Schwächung  der  Leistungsfilhigkeit 
durch  Langsamkeit,  durch  Uneinigkeit,  durch 
mangelnde  Iniliative  und  ungenügende  Ver- 
antwortlichkeit entgegenzuwirken  ?  Wie  kann 
mit  einem  Wort  die  Selbstsucht  der  Einzelnen 
fiberwunden  werden  durch  den  Gemein- 
^eist?  Es  sind  Fragen,  welche  weniger 
juristischer  als  sozialethischer  Natur  sind. 
Auf  ihre  IjQsung  deutet  die  Entstehung  der 
Gesellschaften,  einst  wie  heute,  aus  dem 
Fanülienverbande,  aus  Patronats-,  und  Ver- 
trauensverhältnissen. 

b)  Weitere  Probleme  ei^ben  sich  aus 
dem  Verhältnis  der  GeBellschafter  zum 
PuUikum,  zu  ihren  Gläubigern.  Die  Arten 
der  H.  ktum  man  sdteiden  nach  dem  Grade 
der  Sicherheit,  welche  sie  den  Gläubigem 
eewähren,  dem  Grade  der  Haftbu'keit  der 
Mitglieder  für  die  Gesellschaftsschulden,  von 
der  vollen  Haftbarkeit  Jedes  Mitgliedes  in 
der  offenen  H.  bis  zur  Haftung  nur  fOr  den 
Betrag  der  Aktie. 

c)  In  B^radit  kann  auch  kommen  das 
Verhältnis  der  H.  zur  Gesamtheit,  wenn  die 
Vereinigung  von  E«)italien  so  grofi  wird, 
dafi  die  H.  eine  Macht  werden,  welche 
Produktion  und  Preise  reguliert,  in  Rin^n 
und  Kartellen,  oder  gar  den  Staat  und  seine 
Politik  unter  ihren  Einfluß  zu  bringen 
Richen,  wozn  von  den  alten  Eompagnieen 
Ins  auf  moderne  EiBenbahn*  und  ähnliche 
Gesellschaften  genti^nde  Beispiele  vor- 
banden  sind. 

Soweit  diesen  Dingen  rechtlich  und  mit 
den  Mitteln  des  Staates  beizukommen  ist, 
be«^  sich  die  Entwiokelung  in  der  Richtung 
der  Festsetzung  von  Nonnativbe^mmungen 


über  die  Organisation  und  der  Forderung 
einer  ^wissen  Oeffentlichkeit ,  die  vom 
Registneningszwang  und  der  Forderung 
einer  Gesellschaftsfirtna  bei  der  gewöhnlichen 
H.  bis  zu  einem  hohen  Grade  der  Publizität 
bei  der  Aktiengesellschaft  steigt.  Die  staat- 
liche Privilegierung  tritt  dagegen  im  Ver- 
lauf der  Entwickelung  zurück,  findet  sich 
heute  in  Deutschland  niur  bei  den  auf  Grund 
des  G.  V.  1888  b^rflndeten  Kolonialges^- 
Schäften  (vgl  hierzu  nodi  besondera  Art 
„Aktiengesellscbaftan"  oben  Bd.  I  a.  a.  0.). 
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(Handb.  d.  ffandelereehU,  3.  Ai^.,  Bd.  1,  1.  Abt. 

—  Die  wichtigate  rechtsgetchichüicke  Zueammen- 
ttettmtg  för  die  aUen  Zeä),  1891.  —  Denelhe, 
Alte  und  neue  Formten  der  HamideUgeteUachaft, 
189t.  —  e.  SehwtoUer,  Die  gu^iehäieiie  Eni- 
widcelung  der  Unternehmung,  XI.  Die  HandHt- 
geaeilarhafien  de»  Altertum»,  XII.  Die  Hand^- 
geaeüaehajien  dea  Mittelalter»  u.  der  Eenai»»anee- 
teü,  XIII.  Die  HandeUgeeeUachafien  de*  17.  u. 
18.  Jahrh.,  hauptsächlich  die  großen  Eompagnieen, 
Jahrb.  /.  Gea.  u.  Vera;.,  Bd.  16.  S.  731fg.,  Bd.  17, 
8.  SS9fg.  und  9S9jg.  (wichtigste  wirttehafiage- 
achichüicke  Unter»uchung).  —  £  Cohendy, 
Sociale»  eivile»  et  commercialea ,  JVbur.  Dict. 
d'Eeonomie  Politigue,  T.  2,  p.  88t/g.,  189S  (mit 
Angaben  Ober  die  franaSaiache  lÄteratur).  — 
1*.  Beltme,  Die  Ldbe^er  SandeUgetelliehaflen 
in  der  enlen  HOlfie  de»  I4.  Jahrh.,  ZeiUchr.  /. 
d.  gta.  ffandeUreeht ,  Bd.  4^,  S.  367fg.  — 
Hergenhahn,  Die  EomnumditgeeelUchc^t 
AkUen,  da».  Bd.  42,  S.  69  fg.  —  W.  SUeda, 
Han*i»eh'venetiani»ehe  HandeUbetiehungen  im 
IS.  Jahrh.,  1894.  —  E.  Adler,  Zur  GeaehiehU 
und  Dögmatik  dea  GeeelUch^ftereeht» ,  1896.  — 
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K.  Lehmann,  Di^  geächiehUiche  Entwickelung 
de»  AktUnrtchU  bit  tum  Code  de  Commeree, 
1895.  —  IL  Ehrenberg ,  Das  Zeitalter  der 
Fitgger,  9  Bde.,  1896.  —  O.  CoMaton  and  A. 
H.  Iteane,  7%e  eorly  «Aorlered  companiea  (li96 
bit  2888),  1896.  —  J7.  StoveMuff.  Qenvaer 
Finantweaen  mit  hetonderer  BerSdtticktigung  der 
Cata  di  San  Giorgio  (Volktw.  Abhandl.  rf«- 
Bad.  Hocheckuten) ,  1899.  —  Siehe  auch  die 
Literatur  zu  den  Artt.  „AktiengetelUchaJten^^  und 
„CretüUehaften  mit  beechr&nkür  Haftung". 

Karl  Ratltgen. 


HaiielBhochschnlen. 

1.  Begriff  nnd  Wesen.  2.  Geschichtliche  Ent- 
wickelao^  des  Handelsechulgedankens.  3.  Die 
H.  io  Deatschland  nnd  im  Anstände. 

1.  Begriff  nnd  Wesen.  Das  Haodels- 
schulwesen  hat  sich  immer  mehr  zu  einem 
wichtigen,  gleichwertigen  Gegenstück  des 
gewerblichen  Schulwesens  herausgebildet, 
besonders  seitdem  es  H.  gibt,  die  diesen 
Zweig  des  Unterrichts  in  gleicher  Weise 
krönen  wie  die  Polytechnifci  das  gewerb- 
lich-technische Unterrichts wesen.  Die  mitt- 
leren Handelsschulen  und  kaufmännischen 
Fortbildungsschulen  sind  wegen  ihrer  engeren 
BerClhrungmitdem  gewerblichen  Unterrichts- 
wesen im  Art.  „Gewerbliches  ünterrichts- 
wesen"  (oben  Bd.  I)  mit  besprochen  worden, 
so  daß  es  hier  nur  übrig  bleibt ,  eioen 
kurzen  Ueberblick  über  die  Entwickelung 
des  Handelsschulgedankens  überhaupt  und 
daoD  eioen  solchen  über  die  ^genwärtig 
bestehenden  H.  zu  geben.  Die  H.  sind 
merkwürdigerweise  erst  in  Jüngster  Zeit  als 
Vollendung  des  realen  Hoc&chulwesens 
neben  Polytechnika,  Forstakademieen.  Bei:g- 
akadenüeen  usw.  getreten,  und  noch  jetzt 
wird  ihre  Bedeutung  sehr  Terschieden  be- 
urteilt Während  die  einen  sie  als  ein 
notwendiges  Mittel  des  wirtschaftlichen  Fort- 
schritts, eine  lange  entbehrte  Gelegenheit, 
den  Kaufmann  für  die  si^reiche  Arbeit 
auf  dem  weltwirtschaftlichen  Kampfplatz 
fähig  zu  machen,  ansehen,  stehen  andere 
Kreise,  auch  solche  des  Großhandels,  ihnen 
noch  ablehnend  gegenüber,  weil  sie  einen 
Teil  der  H.bUdung  für  überflüssig,  einen 
anderen  für  nur  in  der  Praxis  erlernbar  er- 
achten. Ein  Kenner  der  Sache,  Prof.  Kähler 
in  Aachen,  hält  dafür,  daß  die  gegenwärtige 
Entwickelung  des  H.wesens  seine  Ersprieß- 
lichkeit dai^etan  habe,  daß  aber  mit  den 
jetzt  bestehenden  H.  fürs  erste,  bis  weitere 
Erfahrungen  vorlie^n,  dem  Bedürfnis  Ge- 
nüge geschehen  sei. 

*2.  Gesebiehtllohe  EDtwIckelaBgr  des 
HudelssoliulyedankeDS.  ^)  Hatten  bereits  am 


*)  Die  AusfQhmnffen  dieses  Abschnitts  ^o- 
den  sich  im  wesenttichen  auf  Ziegers  Dar- 
stellung in  der  Beinseben  Eacyklop&die.  Zie- 


1500  ia  Venedig  Scholen  für  kaafm&nQische 
Bildans,  im  16.  Jahrb.  in  einselnen  Stftdteo 
Deutschlands  Schreib*  und  Recheuschnleii .  die 
auch  Bachffthmng  lehrten,  bestanden,  so  kann 
doch  der  Gedanke  der  Handelsscfavle.  wie  wir 
heute  den  Begriff  fassen,  erst  auf  den  Plan  des 
Hof-  und  Kommerzienrats  P.  J.  Harperger  in 
Dresden  zurückgeführt  werden,  der  tod  merkan- 
tilistischen  Ideeen  ansgehend  1.  J.  1715  der  knr- 
sächsischen  Regierung  den  Plan  einer  mit  woht- 

Siordnetem,  vorbUdlichemLehrplan  anseerttsteten 
andetsscbnie  unterbreitete.  Ohne  Erfolg  wie 
dieser  Vorschlag  blieben  dann  weitere  Anregungen 
in  HähreD.  Karlsruhe,  Berlin,  bis  das  Ausland  (Por- 
tugal 17Ö9  nnd  Frankreich)  mitder  GrUndang  von 
Handelsschulen  Toranging.  Besonders  Frank- 
reichs Einfluß  ist  nachweubar.  nnd  nachdem  in 
Hanau  1764  von  einem  Franiosen  die  erste 
Sehlde  begründet  war,  trat  der  Kommerrienrat 
Geatebrüdt  in  Erfurt  1764  wieder  mit  einem 
sorgfältig  ausgearbeiteten  Vorschlag  au  die  säch- 
sische Regierung ,  der  zum  ersten  Haie  eine 
LehrlingSBchule.  d.  h.  einen  neben  der  Tätigkeit 
in  der  Praxis  hergehenden  Unterricht  empfahl. 
Die  in  Leipzig  daranfhin  i.  J.  1772  gegründete 
Schate  hatte  nicht  lange  Bestand,  wohl  aber  war 
inzwischen  in  Hamborg  J.  G.  B  tt  s  c  h,  einer  der 
bedeutendsten  Ffirdoer  des  Handelssehnlge- 
dankens,  aof  den  Plan  getreten,  dessen  1^ 
gegründete  Schule  nicht  nur  seihet  großes  Au- 
sehen erwarb,  sondern  auch  die  Fntatehung  gleich- 
artiger Schulen  in  Deatschland  nnd  Oesterreich 
Terunachte.  Aber  wie  Büschs  Schule  fand  auch 
die  relativ  bedeutende  Handelsakademie  an  der 
Karlsscbnle  in  Stuttgart  nach  einigen  Jahr- 
zehnten ihr  Ende,  nnd  erst  dem  19.  Jahrb. 
(Handelsschule  in  Berlin ,  die  1791  gtgr. 
später  zur  königl.  Handelsschule  erhohen  worde) 
war  es  vorhehalten,  die  neue  Aera  der  Iiehr^ 
lingsschiüen  nnd  der  Schulen,  die  für  kleinere 
Kanflente  ntttsUch  werden  konnten,  ins  Leben 
zu  mfen,  und  nach  Wegfall  der  lähmenden  iwli* 
tischen  Ereignisse  und  mit  dem  Fortsdireiten 
der  Technik  und  Verkehrsntttzlichkeiten  erstan- 
den die  glücklichen  Versuche  von  Arnold!  in  Gotha, 
Schiebe  in  Strafiburg  und  Leipzig  und  andere 
dauernde  Gründungen.  Die  Geschichte  des 
Handelsschulgedankens  ist  aber  gleichzeitig 
die  Geschichte  des  Handels  hoch  schulgedankens, 
nicht  allein  weil  Harperger,  Büsch  und  andere 
die  höchste  Stufe  des  BiTdnngswesens  im  Auge 
hatten,  sondern  weil  auch  tatsächlich  die  erste 
deutsche  H.,  diejenige  zu  Leipzig,  in  unmittel* 
barer  Anlehnung  an  die  Leipzij^r  Handelslehr- 
anstalt  entstanden  ist.  Von  den  Interessenten  des 
Handels  wurde  dem  Gedanken  körperliches  Leben 
gegeben :  der  Geheime  Kommerzienrat  t.  Hevissen 
in  Köln  machte  1879  die  erste  Stiftung  für  die 
K{jlner  H. :  während  1893  der  Provinziallandtaff 
der  RheinproTinz  die  Gründung  der  H.  noch 
ablehnte,  nahm  sich  der  r^Deotsche  Verband  für 
das  kaufmännische  Unterrichtswesen"  der  Sache 
an.  Nach  eingehenden  Vorberatungea  entitand 
am  l./IV.  die  H.  sn  Leipzig,  wdcber  dann 
am  l./X.  1898  der  „zweijährige  Kursus  für 
Handelswissenschaften**  an  der  Technischen 
Hochschule  sn  Aachen,  au  1./V.  1901  die  Er- 


ger ist  mit  der  Abfassung  einer  ausführlichen 
Geschichte  de«  Handelsschnlwesen»  beschäftigt. 
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ribnr  der  Stidtisclwn  H.  za  EBln  nnd  am 
SI-,X.  i901  diejenige  der  „Akademie  Mr  Han- 
ddf-  nnd  Sonalwissenichaften''  in  Frankfnrt  a.  M. 
Mgtt.  Am  L/X.  1606  wird  die  Ton  den  Aeltesten 
iter  Kaofmannscbaft  ^^ndete  H.  in  Berlin 
froffüt,  nnd  noch  modere  Städte  gehen  mit  dem 
(jcduken  der  GrQndnng  Ton  H.  nm. 

3.  Die  H.  in  Dentschland  nnd  im 
Auslüde.  a)DeiitschIand.  DerZweck 
•kr  H.  ist,  „in  einem  zweijährigen  Kursus 
t-rwachseuen  jungen  Leuten,  die  sich  dem 
Handelaetande  gewidmet  haben  oder  widmen 
vuUeD,  neben  einer  tüchtigen  Schulung  des 
Geistes  eine  umfassende  kaufmännische  und 
aligemeine  Bildung  und  angehenden  Handels- 
l>'lireni  die  erforderliche  praktische  und 
th(v>reti9che  Fachbildnng  als  Ei^nzung  ihrer 
'""ostigeo  Ausbildung  7.u  geben."  Zu  dieser 
der  Leipziger  H.  ausKirflckHch  zugemessenen 
Aiif^be,  die  den  Tenor  aller  H.bildung 
umfafit.  fflgen  Köln  und  Berlin  in  ihren 
iiatzuQgeQ  noch  den  Zweck,  Justiz-,  Ver- 
waltnDg»>  und  Konsulatsbeamten  Gelegenheit 
itir  Erwerbung  kaufmännischer  Kenntnisse 
III  bieten,  luid  die  Frankfurter  Akademie 
tut  durch  ihre  Ausdehnung  auf  die  Sozial- 
iri!«ecschaften  ihre  Aufgabe  noch  weiter 
c»^teckt.  Der  Kursus  ist  überall  ein  zwei- 
;.Uiriger  (4  Semester),  die  Leitung  der 
Anstalten  liegt  in  den  Händen  eines  Studien- 
'f Vektors  (Kektor)  und  eines  Großen  Rates 
iSeoat),  der  in  der  R^l  aus  Vertretern 
•les  Lehrkörpers,  der  Begiening,  Gemeinde, 
Hauldskammer,  des  etwaigen  Stifters,  einer 
m  »«Iben  Orte  befindlichen  Universität  oder 
J&  Jiniechen  Hochschule  usw.  best^t.  A  u  f  - 
oahme fähig  sind:  1.  Abiturieutea  der 
r-'heren  aeunstuligen  deutschen  Lehranstalten 
imd  6<dcher  höheren  Lehranstalten,  deren 
•>)H>rste  Klasse  der  Oberprima  der  genannten 
Anstalten  entspricht ;  2.  Kaufleute  mit  Zeug- 
nis zum  Einjährig-Freiwilligen-Dienst,  die 
"toe  mindestens  zweijährige  Lehrzeit  be- 
••iidet  haben;  3.  Ausländer,  deren  Vorbildung 
•kr  Toa  deutschen  Studierenden  geforderten 
entspricht.  Auch  Ijchrer  mit  gewissen  Zeug- 
nissen ki^nnei)  immatrikuliert  und  andere 
F-^TWoen  als  HHrer  zugelassen  werden.  Der 
Lehrplan  umfoBt  Volkswirtschaftslehre 
»mit  Versichemngswissenschaft),  Bechtslehre, 
Hiodelswiföenschaft  und  Handelstechnik  mit 
W'areokiinde,  chemischer  und  mechanischer 
Tc*.-hDoiogte.  Handclsgeographie,  Buchhaltung 
■^■i-K^  Methodik  des  kaufmännischen  Unter- 
n<-lii!i,  Sprachen,  allgemeine  Geistes wissen- 
.'biften.  Die  Mittel  sind  in  der  Haupt- 
••.be  von  Privaten  und  den  Kommunen  be- 
t^iteestellt,  der  pieuSische  Staat  gibt  keine 
Wkteo  Gipldnnteratfltzungen,  -während  der 
>«:hnsche  der  Leipziger  H.  einen  Zuschuß 
■  A  '£tim  3L  jährUch  gewährt.  Die  Vor- 
Wim^shoncoaie  betragen  meist  5  M.  für 
■Ii*  vt*<h«atUche  Stunde  im  Semestar,  die 


Aufnahm^elder  (in  Köln  dieKoll^iengelder] 
sind  meist  lör  Ausländer  ungleich  hoher  als  für 
Inländer  festgesetzt.  Die  Zahl  der  Do- 
zenten beträgt  gegenwärtig  im  Durch- 
schnitt 10  hauptamtUche  und  etwa  30  neben- 
amtliche Lehrer.  Die  Besucherzahl  ist 
seit  der  Gründung  der  einzelnen  H.  erheb- 
lich gestiegen:  in  Köln  von  68  Studenten 
im  Sommer  1901  auf  304  im  "Winter  1905/06, 
in  Frankfurt  a/M.  von  36  im  Winter  1901/02 
auf  197  im  Sommer  1905,  in  Leipzig  von  97 
im  Sommer  1898  auf  588  (mehr  Ausländer 
als  Deutsche)  im  "Winter  1905/06.  An  Hö- 
rern, Hospitanten,  Seminaristen  kommt  über- 
all noch  eine  größere  Anzahl  (z.  B.  Köln 
jetzt  1415)  hinzu.  In  ähnlichem  Verhältnis 
ist  die  Frequenz  der  Äbsolvierungen  der 
Diplomprüfimg  an  den  H.  gestiegen. 

b)  Ausland.  E.ähnliche  fiinrichtun^n 
bestehen,  anter  großen  Verschiedenheiten  im  ein- 
zelnen, vielfach  im  Anslande.  Ea  seien  (nach 
Baydt,  s.  Literatur)  knrz  genannt:  Exportaka- 
demie in  Wien,  H.  in  Triest ;  H.  in  St.  Gallen ; 
Istituto  saperior^  di  Commercia  in  Bologna; 
Ecoie  dei  Hautea  Stades  Commetcialea  (seit  1881) 
and  Ecole  Sap^rienre  de  Commerce  (seit  1869), 
beide  in  Paris;  Institut  sapärienr  de  commerce 
(seit  18&8)  in  Antwerpen-  Hattdelsfakaltäten  in 
London ,  Birmingham ,  Manchester;  Wharton 
School  of  Finance  and  Political  Economy  (seit 
1881)  in  Philadelphia;  nnd  endlich  die  H.  in 
Tokio. 

Literatur :  KäMer,  Eckert,  Bleicher,  Rhaydt, 
Dv"  HandelsKoehtchulm,  in  Lexi«,  Das  UnUr- 
richUvesen  im  DetiUehen  Reich,  Bd.  IV,  g.  Teil, 
Berlin  1904-  —  Ehrenberg ,  Dmüachrift  über 
die  HandeUhocfuchule ,  Braunschveig  1897.  — 
Böhmert,  HandeUhocktehulm ,  Dresden  1897. 

—  Akademie  f.  Handelt'  u.  Sotialwias., 
Frankfurt  a.  M.,  Mettorattvieehtel,  Jena  1903 
und  1905.  —  Aleademin  f.  Handels-  u. 
Sozialwita.,  Frankfurt  a.  M.,  Bericht  des 
Rektor»  Uber  die  ersten  beid^  Studienjahre, 
Jena  I904.  —  Dasselbe,  Bericht  Uber  das  dritte 
und  vierte  Studienjahr,  Jena  1906.  —  Rhaydt, 
Art.  „Handelshockschnien" ,  in  Reins  Encykla- 
pädie  der  Pädagogik,  Bd.  III,  S-  958 fg.  — 
Derselbe,  Jahresberichte  der  Handelshochschule 
in  Leipzig  fjetsl  8  BerichU),  Leipzig.  —  Zieger, 
Art.  „Handelsschuld",  Reins  Encyklopädie, 
Bd.  IV,  S.  Ifg.  —  HandalshoehseKult 
Berlin,  Organisation  u.  Lthr^ma,  Berlin  1906. 

—  H.  Oilow,  Das  Berliner  Handelsseluiiwesen 
des  18.  Jahrh.,  BerUn  1906.  A.  EMer. 


HandelskammerB. 

1.  Geschichte.  2.  Wesen  und  Aufgabe.  3.  Or- 
ganisation.  4.  H.  im  Auslände. 

1.  Oesehlehte.  Name  and  Einrichtung  der 
H.  stammt  ans  Frankreich.  Der  Rat  von  Mar- 
seille beschloß  1&99,  jährlich  eine  KommisHOn 
von  vier  Kaufleuten  zu  ernennen  j,afin  de  mir- 
veiller  et  prendre  garde  particnliärement  anx 
affaires  qui  pourront  concemer  le  negoce,  com- 
merce et  traffiqae  etc."  Diese  vier  Deputierten 
wurden  bald  vennehrt  am  8  Assistenten.  1660 
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kam  dazQ  der  permanente  Sekretär,  als  Trä^ 
der  Tradition  in  der  wechselnden  Körperschaft. 
Seit  S^rstörnng  der  alten  HnnizipalTerfossnng 
d660)  wnrde  die  H.  mehr  nnd  mehr  zn  einer 
staatlichen  Einrichtung  (seit  17Ö3  ist  sogar  der 
Litendant  der  ProTence  V<vsit»ud»)  nnd  hatte 
namentlich  die  den  Levantehandel  betreffenden 
Angelegenheiten  zn  verwalten.  Nach  ihrem 
Muster  wurden  seit  1700  H.  in  anderen  wich- 
tigen HandelsBtftdten  geschaffen,  anch  eine  Zen- 
tnlorganisation  ihrer  Delegierten  znr  Beratung 
der  Minister  eingerichtet,  das  Conseil  de  Com- 
merce. In  der  Revolntionszeit  fielen  die  H.  der 
all^meinen  Abneigung  gegen  korporative  Or- 
ganisationen und  der  Eifersucht  der  neuen  Muni- 
^alitAten  zum  Opfer  nnd  worden  durch  O.  v. 
27./IX.  179t  aufgehoben.  Bei  der  Reo^niaation 
der  Verwaltung  durch  Bonaparte  wurde  anch 
hier  an  das  alte  Begime  angekuDpft  und  die 
alte  Eiurichtnng  wieder  hergestellt,  als  Conseil 
de  Commerce  am  S./VI.  1801,  unter  dem  alten 
Namen  am  24./XII.  1802. 

Hit  der  französischen  Verwaltung  kam  die 
Einrichtung  auch  in  neue  Gebiete,  nach  Italien, 
Belgien,  Holland,  dem  westlicbeu  Deutschland 
nnd  hat  sich  allmählich  weiter  ausgedehnt. 

Als  in  Deutschland  die  alte  Haodels- 
nnd  GewerberorluBiiDg  überall  aufgelöst 
-wurde,  voschvanden  auch  die  alten  Kauf- 
mannsgilden.  An  ihre  Stdle  traten  zum 
Teil  neue  Korporationen,  so  1820  in  Preußen 
die  Korporationen  der  Kaufmannschaft  in 
Baiin,  Königsberg,  Hemel,  Tilät,  Elbing, 
Daozig,  Stettin  (Alteren  Ursprung  ist  das 
1866  zu  Preußen  gekommene  Kommerz- 
koll^um  in  Altona).  Neben  ihnen  und  den 
im  Westen  bestehenden  H.  französischen 
Ursprungs  entstanden  aber  als  freiere  Organi- 
sationen seit  den  30er  und  40er  Jahren 
zuerst  im  Westen  und  der  Mitte  des  Landes 
neue  H.,  die  sich  allmählich  über  ganz 
Deutschland  ausdehnten.  In  Preußen  be- 
stehen gegenwärtig  (mit  EHnschluß  der 
Korporationen)  90,  im  ilbrigen  Deutschland 
60  H.  Einheitliche  reichsgesetzlicbe  Bestim- 
mungen für  sie  gibt  es  nicht,  wohl  aber 
seit  1861  eine  freigebildete  Zen  tralorganisation, 
welcher  fast  alle  Kammern  angehören,  den 
deutschen  Handelstag. 

Oesterreich  fand  aus  der  franzOsischeu 
Zeit  H.  in  seinen  italienischeu  Provinzen. 
Erst  seit  1848  kam  es  znr  Enichtung  in 
den  anderen  Landesleilen. 

Wahrend  die  H.  auf  dem  europäischen 
Festland  überall  auf  sbiatlicher  Einrichtung 
beruhen,  sind  sie  in  England  und  seinen 
Eolonieen  sowie  in  den  Vereinigten  Staaten 
freie  Vereine.  Sie  haben  in  Großbritannien 
in  der  Vereinigung  der  H.  des  Vereinigten 
Königreichs  und  m  dem  Eon^ß  der  H. 
des  britischen  Reiches  sich  eine  zentrale 
Organisation  gegeben. 

2.  Wesen  und  Aufgabe.  Ihrer  Natur 
nach  liaben  die  H.,  wo  sie  nicht  einfach 
freie  Vereine  sind,  ein  zwiefilltiges  Wesen. 


Sie  sind  auf  der  einen  Seite  Interessenver- 
tretungen, KOrperscliafteD  zur  Vertretung 
der  Interessen  der  !^ndeltreibenden  ihres 
Bezirkes.  Sie  sind  auf  der  anderen  Stite 
Hilfsoi^ne  der  Staatsverwaltung,  mit  der 
Aufgabe,  sachverständigen  Beirat  lo  Handels- 
aogelegenheiten  zu  geben,  Aber  die  Lage 
von  Handel  und  Industrie  regelmäßig  zu 
berichten  und  eventuell  im  Auftrage  des 
Staates  gewisse  obrigkeitlicfae  Beragnisse 
auszuüben. 

Im  einzelneu  bestehen  große  Unter- 
schiede. So  ist  schon  verschieden,  ob  sie 
nur  die  Intraessen  des  Handels  im  eigent- 
lichen Sinne  vertreten  oder  ob  ihre  Funktionen 
üch,  wie  meistens  in  Deutschland  sowie 
in  Oiesterreich,  auf  den  ganzen  Doikrds  von 
Handel  und  Oewerbe  einschließlich  Bet^ban 
erstrecken,  also  von  den  großen  Produktions- 
zweigen nur  Land-  und  Forstwirtschaft 
ausschließen.  Die  deutschen  H.  und  Korpo- 
ralioneu  hatten  1902  3070  Mitglieder.  Von 
diesen  gehörten  1716  vorwiegend  der  Industrie 
an,  1354  dem  Handel.  Von  jenen  gehörten 
gleichzeitig  zum  Handel  105,  von  diesen 
zur  Industrie  117.  Die  Vereinigung  von 
Handel  und  GroBiodustrie  erscheint  als 
durchaus  zweckmäßig.  Dagegen  findet  zu- 
weilen das  Kleingewerbe  einschließlich  Detail- 
handel in  den  H.  keine  zweckentsprechende 
Vertretung  seiner  Interessen.  Für  das  Hand- 
werk ist  in  Deutschland  die  besondere 
Oi^nisation  der  Handwerkskammern  ge- 
schaffen. 

Wie  die  von  den  H.  vertretenen  Interessen, 
sind  auch  die  ihnen  zugewiesenen  staat- 
lichen Aufgaben  sehr  verschieden.  Ueber 
Qesetzesvorschläge  müssen  sie  in  den  Hanse- 
städten, in  Saciisen,  Bayern,  Württemberg, 
Baden,  anderwärts  kOnneo  sie  gehOrt  werden. 

Die  regelmäßig  zu  erstattenden  Berichte 
sollen  über  die  Lage  von  Handel  und 
Industrie  orientieren. 

Die  H.  wirken  mit  bei  der  Bestellung 
von  Handelsrichtern,  von  Revisoren  der 
Gründung  von  Aktiengesellschaften  (reichs- 
gesetzlich),  sie  beaufsichtigen  BOraen  und 
ähnliche  Handelsinstitute  (Preußen,  Bayern, 
Sachsen,  Hansestädte),  erstatten  Outachten 
an  die  Gerichte  (Preußen)  usw.  In  den 
Hansestädten  nnd  faß  direkt  als  Btaätliche 
Behörden  anzusehen  für  die  Verwaltung 
der  Hafen-,  Auswanderei^  und  Schiffohrta- 
angel^enheiten. 

In  Oesterreich  sind  sie  überdies  politische 
WahlkOrper  für  die  Wahlen  zu  ikndtagen 
und  Reichsrat. 

8.  Oi^gajiisation.  Die  Onanisation  der 
H.  ist  einheitlich  geregelt  für  PreuQen  durch 
V.  V.  11.  n.  1848  und  aufs  neue  dimih 
G.  V.  24./II.  1870.  Ein  neuer  umfassender 
Gesetzentwurf  wurde  im  FVühjabr  1896  dem 
Landtage  vorgelegt,  aber  infolge  des  leb- 
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faaften  Widerspniches  im  Abgeordaeteobauae 
Ton  der  R^eruDg  zurflckgezoKeo.  Infolge- 
dessen befidirftokte  sich  die  Re^erung  auf 
eine  Novelle,  welche  am  19..Via  1897 
Gesetz  geworaea  igt,  aber  als  Flickarbeit  auf 
die  Dauer  nicht  befriedigen  kann.  Die  in 
den  flbrigen  Staaten  bestehenden  Gesetze 
sind  fast  alle  seit  dem  Ende  der  60er  Jahre 
erlassen.  Die  Feststellung  einheitlicher  Grund- 
zOge  fftr  das  Reich  wftre  wOnschenswert, 
ist  aber  g^enw&rtig  wohl  aussichtslos.  In 
manchen  deutschen  Staaten  (Sachsen,  Bayern, 
Wflrttembeijg,  Baden,  auch  in  Oesterreich- 
üngam  und  Frankreich)  bestehen  die  H. 
als  obligatorische  Einrichtung  über  das  ganze 
Staatsgebiet  hin.  Anderwftrts,  namentlich 
in  Preußen,  werden  die  H.  für  Städte  oder 
Bezirke  errichtet,  in  denen  ein  Bedürfnis 
herrortritt.  Die  Folge  davon  ist,  daß  die 
Verbreitung  der  H.  sehr  ungleich  ist 
Namentlich  im  Osten  bestehen  verhältnis- 
iD2fiig  wenige  Kammern  und  auch  im  Westen 
sind  me  viäfoch  auf  eine  Stadt  und  deren 
Dftchste  Umgebung  best^irfinkt.  Darfiber^ 
ob  ein  lokuer  Charakter  oder  eine 

Oi^isation  auf  der  Oruhdli^  grOfierer 
'Wirtschaftsgebiete  den  Vorzug  ^rdiene, 
gehen  die  MeiDungea  stark  auseinand«*. 

Die  H.  werden  fib^I  durch  Wahlen 
gebildet  Das  Wahlrecht  haben  regelmäßig 
die  Inhaber  der  ins  Handelsregister  ein- 
getragenen Firmen ,  event.  ■  verbunden  mit 
einer  gewissen  Oewerbesteuerleistung.  In 
Sachsen  wählen  auch  die  Vertreter  kommu- 
naler und  staatlicher  Unternehmungen.  Das 
neue  preuAische  Gesetz  hat  an  die  Stelle 
des  gleichen  Wahlrechts  überall  da,  wo  die 
H.  nicht  ein  besonderes  Statut  erlassen,  das 
Dreiklassenwahlrecht  eingeführt 

Die  H.  wählen  ihren  Vorstand  selbst, 
bestellen  anch  für  die  laufenden  Geschäfte 
besoldete  Berufsbeamte  (Sekretär,  Syndikus), 
auf  deren  Tätigkeit  ein  sehr  wesentlicher 
Teil  des  Nutzens  der  H.  beruht.  In  Bayern 
und  in  Oesterreich  werden  staatUche 
Eommissare  ernannt,  welche  den  Sitzungen 
ohne  Stimmrecht  beiwohnen.  (Dagegen  ist 
in  Frankreich  der  Prftfekt  oder  Dntorprftf^ 
stimmberechtigtes  Mitglied.)  Bayern  eigen- 
tQmlich  ist  die  Einrichtung  von  Bezirks- 

f«mien,  den  H.  unteigeordneten  lokalen 
Orpeischaften. 
IHe  Kosten   der  Verwaltung   der  H. 
weiden  regelmäßig  von  den  Wahlberechtigten 
ditrclL  Zuschläge  zur  Gewerbesteuer  auf- 
gebnclit. 

4.  H.  Im  Anslande.  Man  hat  nenerdings 
Ti«Uach  die  Errichtnn^  von  H.  im  Auslände 
bentTwortet,  am  der  im  Anslande  stattfinden- 
den BationakB  GrwerbetStigkeit  einen  Rückhalt 
ca  cidwn  and  den  Konsalarbeamten  saohver- 
■tiadigea  Beirat  m  seben.  Der  letxtere  fehlt 
einem  ordentlichen  Konnd  erfahrangsgem&ß 


anch  ohne  solche  Organisation  nicht.  Wohl 
aber  kann  diese  dam  beitragen,  ien  natioiialen 
Charakter  der  Im  Auslände  stattfindenden  Er- 
werbstfttägkeit  sn  stärken.  Die  Schwierigkeiten 
liegen  in  dem  Interessenkonflikt  der  in  der 
Kammer  Eosammengefaßten  Konkurrenten.  Der 
Nutzen  einer  solchen  H.  wird  r^elmäßig  ganz 
abhänf  en  von  den  darin  tfttigeu  Personen.  Die 
erste  derartige  H.  haben  die  Oesterreicher  1870 
in  Konstantinopet  ins  Leben  gemfen.  Seitdem 
sind  noch  einige  weitere  Ssterreicb-nnKarische 
H.  in  der  Levante,  in  Paris  and  in  London  fre> 
fandet.  Besonders  tätig  waren  seit  1876  die 
Franzosen  m  dieser  Käitnng.  1889  gab  es 
schon  33  französische  H.  und  ComitÖs  Consnl- 
tatifs  im  Auslände,  die  bis  anf  26  zoräckgingen. 
Jetzt  sind  es  29.  Anch  Italien  und  andere 
Länder  haben  solche  Einrichtnngen  geschaffen. 
In  gewissen  Fällen  sind  solche  Anslands-H.  als 
freie  Vereine  entstanden,  so  eine  Anzahl  eng- 
lischer (znerst  1872  in  Paris)  und  amerikani- 
kaniscber  i,in  Paris  schon  1849).  Solche  freie 
Vereine  waren  auch  die  deutschen  Anslauds-H. 
in  Brüssel  nnd  Bukarest,  die  wieder  einge- 
gangen sind. 

Etwas  anderer  Natnr  sind  die  rein  privater 
biitiative  entstammenden  intemationsJen  H., 
welche  die  Gesamtheit  der  in  einem  Hafenplatz 
ansässigen  ausländischen  Kanflente  nnd  ihre 
gemeinsamen  Interessen,  namentlich  gegenüber 
den  einheimischen  Kanflenten  nnd  Behörden 
vertreten.  Solche  H.  sind  znerst  gegrflndet 
186Ö  in  Shanghai,  1866  in  Yokohama  nnd  nach 
diesem  Hnster  in  den  meisten  wichtigeren 
Hafenplätzen  Chinas  nnd  Japans.  Es  sind  ganz 
freie  Vereinigungen  nach  englischem  Master, 
die  durch  Beiträge  der  Mitglieder  erhalteo 
werdm. 

Die  Bestrebungeo,  eine  internationale  Onani- 
sation  der  H.  zu  schaffen,  haben  ihre  erste  Ter* 
wirklichnng  auf  dem  Kongresse  zu  Möns  1905 
gefunden. 

Literatari  Kampe,  Die  deutschen  Handel»- 
kammem  und  lxl^fmännisehen  Organe,  Jahrb.  f. 
Nai.,  Bd.  4,  S.  mfg.  —  v.  Kaufmann,  Die 
Vertretung  der  wirtaekafilidun  Intereaten  in  den 
Staaten  Europa»,  1879.  —  Stelnmann-JBuolMr, 
Die  Reform  de»  Kon»uUU»ve»en»,  I884.  ~~  Stege- 
mann,  Die  alaattreehüiehe  Stellung  der  HandeU- 
kammem  in  Pret^ßen,  Jahrb.  /.  Ge».  u,  Verw., 
Bd.  13,  S.  619 fg.  —  Bandelikammem  im  Au»' 
lande,  Birth»  Anwüen,  1889,  S.  891  fg.  und  1890, 
S.  48t Jg.  —  Cträtzer,  Die  Organiaation  der 
Beruf tintereeten ,  1890.  —  Landgraf,  Art. 
„JTandeU-  und  Gewerbekammem" ,  Stengel» 
WSrterbueh  de»  VermütuttyereehU.  Bd.  1,  S.  6t7 
auch  Bd.  t,  8.  1019),  1890.  —  Laerotae,  Art. 
„Chambret  de  CbMmeree",  JVöuv.  DieL  de  l'Econ. 
PoUt.,  T.  1,  p.  868 fg.,  1891.  (Dateihat  weitere 
franx8».  Literatur.)  —  O.  TeUsier,  La  cAamAre 
de  eommeree  de  StaraeÜle.  San  Origine,  »a 
Miaaion,  189t.  —  Martssch,  ArL  „Handel»- 
kammem",  H.  d.  8t.,  t.  Aufl.,  Bd.  1 V,  8.  lOttfg.  — 
Vülclcetr,  Die  Gutachten  der  pret^fii»ehen  HandeU- 
kammem  und  kaufmännitehen  Korporationen  tu 
dem  Erlaß  de*  Miniater*  für  Handel  und  Gew. 
V.  l.jL  1895  betr.  die  Beoryaniaation  der  Handel*- 
iamtner»  in  Preußen,  1S99.  —  van  der  Borght, 
Der  Getelaentmüf  il6w  die  S^orm.  d«r  pret^fi. 
HandeUkammem,  Jahrb.  f.  NaL,  3.  F.,  Bd.  11, 
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S.  84Sfy.  —  Vosberg-Kekotc,  Die  wirtackafl- 
Hebe  InUrwenvertretung  und  die  Reform  der 
preußischen  ffandeUkammcm,  1896.  —  Derselbe, 
JMe  JR^orm  des  deuiechen  KonaulaUwctent  und 
die  Erriehiung  deutscher  HtmdeUkammcm  im 
Auslände,  1897.  —  Rettt,  Das  Geseti  über  die 
Handelskammern,  1897.  —  J.  GCHsel,  Der 
deutsche  Handelttag  in  seiner  Bntwickclung  und 
Tätigkeü,  1861—1901,  190g.  —  CL  Mayer,  Aus- 
lamdehaudeUiammem,  1905.  —  Borghs»,  Vorga- 
nisotion  iMemationaXe  de  la  defense  des  tntSrets 
ieommiques,  Xevue  Economigue  InterfuUionale, 
fevr.  1906.  —  Jahrbuch  der  deutschen  Handelt- 
kammem,  herausgegeben  von  Wendtland,  1905.  — 
Als  periodische  Organe  der  ffandeUkammem 
dienen  die  Zeitschriften  :  in  DeuUehland  „Handel 
■und  Gewerbe"  (seit  1888  beiw.  189SJ,  in  England 
das  f^Chamber  o/  Commerce  Journal"  (seit  1881), 
an  frankrtiek  das  ,^ownud  des  Ckamhret  de 
Commerce'*  (seit  iSSf).         Kart  RsMiKgen. 


Handelskrisen  b.  Krisen. 


Handelsmakler  s.  Haklervesen. 


Handelsmonopol  b.  Monopol. 
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Handelspolitik. 

1.  Einleitung.  2.  Die  H.  im  aiittelalter.  3.  Die 
H.  Tom  Ende  des  Hittelalten  bis  tax  Bevolations- 
seit  4.  GrandzQge  der  neoeren  H.  6.  Die 
neaere  H.  in  den  wichtigsten  Staaten,  a)  Eng- 
land, b)  Frankreich.*  c)  Dentscbland.  d)  Oester- 
reit^.XJngam.  e)  Rnßland.  fj  Vereinigte  Staaten 
von  Ameiiko. 

1.  Einleitnng.  H.  im  weiteren  Sinne 
-würde  cüe  gesamte  Politik  des  Handels  und 
Yo^ehrsweBenB  umfassen.  Im  engeren  Sinne 
Tm^^t  man  damater  die  Wirtschaftspolitik 
in  bezug  auf  den  Handel  Dabei  ist  die 
innere  und  die  ftufiere  H.  zu  unterscheiden. 
Jene  ist  mit  dex  Herst^ung  der  Handels- 
frEÖheit  inneriialb  des  Staategebietes  immer 
mehr  beschränkt  auf  gewisse  gewerbepolizei- 
Udhe  Maßregeln,  namentlich  zur  ßekftmpfung 
von  EUlschungen  und  Unehrlichkeit,  und  auf 
die  Errichtung  und  Beaufsichtigung  gewisser 
öffentlicher  Veranstaltungen,  die  dem  Handel 
dienen  sollen.  Es  soll  an  dieser  Stelle  nicht 
n&her  darauf  eingegangen  werden  (vgL  Artt. 
„Abzahlungsgeschäfte",  „Auktion",  ^örsen- 
wesen",  „Getreidehandel",  „Gewerbegesetz- 
gebung*', „Handelskammern",  ,^ausierhan- 
del",  „Kleinhandel",  „LagerhAuser  und  War- 
rants", „Märkte  und  Messen",  „Hakler- 
wesen", „Tröddhandel",  „Unlauterer  Wettr 
bewerb",  „Konsumvereine"). 


Die  äußere  H.  beschäftigt  sich  mit  der 
Stellung  des  Staates  zum  Außenhandel,  zum 
Austausch  derinländisclien  und  ausländischen 
Erzeugnisse,  zu  der  Vermittelungstätigkeit 
im  internationalen  Huidel,  zu  dem  Kampf 
um  die  Erwerbung  ausländischer  Märkte 
und  nm  die  Erhaltung  des  inländischen 
Mu'ktes  fflr  die  inländischen  Produzenten. 
Von  einer  H.  in  diesem  Sinne  kann  im 
wesentlichen  erst  die  Rede  sein,  seit  es 
staatlich  ^e«nte  Wirtschaftsgelüete  imd  eine 
nationale  Wirtschaftspolitik  gibt  Und  um- 
gekehrt ist  die  H.  eines  der  wichtigsten 
Mittel  oder  richtiger  ein  Teil  dieser  auf 
Begründung  wirtschaftlich  geeinter  National- 
staaten gerichteten  Politik  gewesen.  Bei 
dem  Antagonismus,  zu  dem  der  Kampf  um 
die  Märkte  zwischen  den  sich  wirtschaftlich 
oiganisierenden  Nationalstaaten  fQhrenmußte, 
steht  naturgemäß  die  H.  im  engsten  Zu- 
sammenhang mit  der  allgemeinen  Staats- 
politik. Handelsausdehnung  und  Handels- 
herrschaft ist  ein  Teil  staatlicher  Machtent- 
&ltung  und,  wie  die  Agrarpolitik  im  engsten 
Zusammenhang  mit  der  inneren  Verfassungs- 
politik steht,  so  die  H.  mit  der  auswärtigen 
Politik.  So  ist  auf  der  anderen  Seite  die 
tatsächliche  Regelung  der  Handels-  und 
Zollpolitik  der  Ausfluß  der  politischen  und 
sozialen  Machtverhältnisse  innerhalb  des 
Staates.  Die  rein  politischen  Motive  und 
Folgen  sind  vielfach  wichtiger  gewesen  als 
die  wirtschaftlichen. 

Wahrend  den  Mittdn  und  Maßregeln  der 
modernen  H.  in  diesem  WeAe  eine  Anzahl 
bra(mderer  Artikel  gewidmet  ist  (vgl  Artt. 
„Ausfuhrprämien",  „Aiufuhrve]i)ote'',  „Aus- 
stellungen", „Einfuhrprämien",  „Einfiihrrer- 
bote",  ,^'reihafen",  „Handelsvertr^", ,  Identi- 
tätsnachweis", „Schutzsystem,  Schutzzoll"), 
soll  an  dieser  Stelle  ein  Ueberblick  über  die 
geschichtliche  Entwickelung  der  H.  im  all- 
gemeinen wie  in  den  wichtigsten  Staaten 
im  besonderen  gegeben  werden. 

2.  Die  H.  im  Mittelalter.  Der  mittel- 
alterliche Staat  treibt  im  aUgemeinen  keine 
WirtschaftBpolitik.  Wichtig  fOr  den  Handel 
ist  allerdings  die  Schutzgewalt  des  KOnigs, 
der  dem  reisenden  Kaufmann,  vor  allem 
dem  Fremden  Schutz,  dem  Marktvei^ehr 
Frieden  gewährt  Gelegentlich  kommen 
Versuche  vor  zur  Regelung  des  Grenzver- 
kehrs,  Handelssperren  ^^n  F^^de  und 
Ungläubige.  Die  ZSlle,  die  in  bunter  Mannig- 
faltigkeit als  Durchgangsabmben  auf  lÄnd- 
und  Wasserwegen,  wie  als  verkehisabgaben 
vom  Marktvarkehr  vorkommen,  sind  nodi 
nicht  ein  Mittel  der  H.,  sondern  ein  Mittel 
zur  finanziellen  Ausbeutung  des  Handels- 
verkehrs, das  Überdies  mräst  der  Zentral- 
gewalt rasch  abhanden  kommt  und  entartet 

Soweit  im  Mittelalter  eine  H.  voikommt. 
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entvickelt  ue  rädi  autonom  in  den  Schuts- 
TeriAnden  der  Kaufleute  und  in  den  StSdten. 

Aller  Handel  ist  ursprQnelich  Handel  in 
die  Feme,  um  fremde  JPradnkte  zu  holen. 
Er  ist  nur  mOglich,  wenn  die  Kaufleute  mit 
eiser  gevissen  Sbcbtentbltung  auftreten. 
Durch  die  Natur  der  Dinge  und  sie  genötigt, 
8i<^  genossenschaftlich  zu  Schutzverbftnden, 
Qilden.  Hansen  zu  vereinigen,  um  gemein- 
schaftlich den  Schutz  der  fremden  Forsten 
und  Niederlassungen  für  ihren  Handelsbetrieb 
zu  erwerben.  Wie  heute  noch  in  China,  so 
stützt  sich  im  Mittelalter  der  Handel  in 
fremden  Ländern  auf  solche  Niederlassungen 
und  Faktoreien,  die  von  geschlossenen  Kauf- 
hMen  (fondachi)  bis  zu  ganzen  Quartieren 
und  Städten  sich  ausdehnen,  wo  die  fremden 
Kauüeute  nach  eigenem  Recht  und  unter 
eigenen  gewählten  oder  von  der  Mutterstadt 
geschickten  Beamten  leben.  Ist  diese  Or- 
ganisation des  Handels  der  Italiener,  Pro- 
Tencalen,  Catalanen  in  der  Levante,  der 
niederdeutsdien  Kaufleute  in  England,  in 
Skandinavien,  in  Rußland  autonom  aus  den 
Qenossenschaltett  der  gemeinschaftlich  reisen- 
den Kaofleute  entstanden,  so  nehmen  doch 
Imid  die  Heimatstädte  die  R^elung  in  die 
HÜd.  Waren  doch  die  einflußreichsten 
lieechlechter  in  den  Städten  r^elmäßig 
identisch  mit  den  Kaufherren,  die  am  See- 
haodel  beteiligt  waren.  Die  städtischen  Be- 
hörden oder,  wie  in  der  deutschen  Hanse, 
BQnde  der  Städte,  regeln  jetzt  die  gemein- 
samen  Fahrten,  die  Abfahrtszeit,  die  Ordoung 
auf  der  Heise,  das  Reiseziel,  die  Heimkehr. 
Im  spUeieQ  Mittelalter  stellen  die  großen 
italieniscdien  Handelsstädte  sogar  selbst  die 
HandelsscfaifFe  (Galeeren).  Die  Städte  soi^ien 
fOr  den  Sdintz  dieses  Handels  auf  fned* 
liciiem  "W^,  wie  mit  bew^lueter  Hand. 
Sie  ^od  Tor  allem  darauf  bedacht,  den 
Handel  ihren  dgenen  Bflrgeni  zu  erhalten, 
Fremde  mOgUdhst  davon  auszuschließen. 
Wie  die  Veneüaner  den  Oberdeutsch«!  nicht 
erianbeo,  Ober  Yenedig  hinaus  nach  der 
l^vaote  zu  reisen,  so  sucht  Lübeck  allen 
direkten  Verkehr  von  der  Nordsee ,  den 
Niederlanden  her  nach  den  (Etlichen  Teilen 
der  Ostsee  zu  verhindern.  £t>en8o  sucht 
man  die  Eingeborenen  der  besuchten  Länder 
möglichst  auszubeuten ,  sie  vom  direkten 
Verkehr  abzuhalten,  verbietet  man,  daß  der 
eigene  BQrger  mit  dem  Eingeborenen  in  eine 
Handelsgesellschaft  trete. 

Dieser  selbe  Geist  des  städtischen  Egois- 
mus, der  den  exklusiven  Nutzen  der  Stadt 
und  ihrer  BQrger  in  den  Mittelpunkt  stellt, 
beherrscht  auch  die  städtische  Wirtschafts- 
politik gegenüber  dem  Handel  in  der  Heimat 
B»  aller  Verschiedenheit  im  einzelnen  er- 
geben flidi  doch  fiberall  gewisse  ^mein- 
sdiaftlidie  Orondzfi^.  In  erster  Linie  sucht 
se  dem  Bftiger  eine  bevorzugte  Stellung 


gegenüber  den  „Gästen"  zu  sichmi.  Es  ist 
ebenso  das  Mißtrauen  gegen  den  Fremden, 
wie  das  Bestreben,  den  Handelsgewinn  mög- 
lichst den  eignen  Bfligem  zuzuwenden^ 
wenn  der  Detailhandel,  wenn  ganze  Handels* 
zweige  den  BOrgem  vorbehalten  werden, 
wenn  d^  Gast  nicht  Über  eine  bestünmte 
Zeit  in  der  Stadt  verw^en,  nicht  Öfter  als 
mn-  oder  höchstens  dreimal  im  Jahre  wieder- 
kommen darf,  wenn  der  Handel  der  Gäste 
untereinander  verboten  oder  den  Bfligem 
wenigsteos  ein  Vorkaufsrecht  verhehlten 
ist ,  wenn  Handelsgesellschaften  zwischen 
Einheimischen  und  Gästen  untersagt  sind. 
Man  sucht  durch  das  Mittel  des  Stapelrechts 
(vgl.  diesen  Artikel)  zu  verhindern,  daß  der 
Handel  die  Stadt  umgeht,  die  Waren  vor- 
über ^föhrt  werden. 

Wie  in  gewerblicher  Beziehung,  so  wird 
auch  ftir  den  Handel  die  Umgebung  der 
Stadt  ihren  Interessen  untergeordnet.  Die 
Stadt  ist  der  oatfirliche  und  der  g^tzliche 
Markt  für  die  Umgebung.  Aufkam  und  Vor- 
kauf vor  den  Toren  ist  verboten.  Die  Um- 
gebung der  Stadt  soll  vor  allem  der  Ver- 
sorgung der  Stadt  mit  Lebensmitteln  dienen. 
Im  Int^^sse  der  Gesamtheit  vrird  bei  den 
notwendigen  Lebensbedürfnissen  der  Handel 
überhaupt  zurückgedrängt.  Erst  soll  auf 
dem  Wochenmarkt  der  Bürget  für  den 
eigenen  Bedarf,  erst  nach  ihm  der  Bäcker 
und  Händler  kanfen  dürfen.  Man  traut  dem 
Handel  noch  nicht  zu,  daß  er  im  Falle  der 
Not  in  ausreichenderweise  für  die  Ernährung 
der  Bevölkerung  soigen  kOonte,  man  sucht 
auf  das  Halten  von  Vorräten  hinzuwirken, 
man  erlaubt  nur  zum  Teil  die  Wiedenus- 
fuhr von  Getreide. 

Uebertiaupt  ist  man  besorgt  um  den 
Sdiutz  der  Konsumenten,  sucmt  auf  alle 
Wmse  auf  eine  angemessene  Preäsbildung 
hinzuwirken,  Uebervortdiung  in  Maß  und 
Gewicht,  in  Qualität  und  Preis  zu  verhindern, 
den  Zwuachenhandel  zurückzuhalten  im  In- 
teresse des  direkten  Verkehrs  der  Konsu- 
menten mit  Bauern  und  Handwerkern. 

Dm  die  Durchführung  dieser  Vorschriften 
ebenso  wie  der  der  Gewerbepoüzei  zu  sichern, 
wird  eine  weitgehende  OefTentÜchkeit  der 
Umsätze  durch  eine  Reihe  öffentlicher  Ver- 
anstaituDgen  gesichert,  welche  gleichzeitig 
den  Handel  erleichtern,  das  g^nseitige 
Mißtrauen,  die  Unehrlichkeit,  Roheit,  Kurz- 
siditigkeit  primitiver  Menschen  zu  über- 
winden helfen.  Es  wird  vorgeschrieben,  die 
Öffentliche  Wage  zu  benutzen.  Alle  Ware 
muß  in  öffentliche  Kaufhäuser  gebracht 
werden,  was  gleichzeitig  auch  dem  Schutze 
geeen  Feuer  und  Diebe  wie  der  Sicher- 
stelluQg  der  Verkehrsabgaben  dient.  Kein 
Umsatz  darf  erfolgen  ohne  die  Mitwirkung 
von  Hilfsbeamten,  von  Maklern  (Unterkäufeni, 
Sensalen),  von  Kornmessem,  SacktrSgem 
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usw.,  die  von  der  Stsdt  angestellt  siiid  und 
ihr  zu  schworen  haben. 

Dieses  ganze  stadtwirtschaftliche  System 
der  H.  wird  aber  gemildert  durch  die  großen 
MiEU-kte  und  Messen  (vgl.  diesen  Art.),  die 
eines  besonderen  Friedens  sich  erfreuen,  auf 
denen  aller  etwas  größere  Verkehr  sich  zu- 
sammendrängt und  wo  die  sonstigen  Be- 
schränkungen des  Verkehrs  der  „Gfiste"  in 
der  Hauptsache  suspendiert  werden. 

3.  Die  H.  Tom  Ende  des  Mittelalters 
big  zur  Revolotionszeit  Seit  dem  Ende 
des  Mittelalters  tritt  mehr  und  mehr  an 
Stelle  der  stadtwirtschaftUchen  eine  terri- 
toriale lud  natioDale  H.  Wie  bisher  die 
Stadt  ein  sich  selbst  genügender,  nach  außen 
sich  abschließender  WirtschaftskOrper  war, 
so  wird  ein  ähnliches  Ziel  jetzt  fOr  das 
Territorium,  den  Staat,  erstrebt:  wirtschaft- 
liche Einheit  nach  innen,  wirtschaftlicher 
Abschluß  nach  außen.  Während  man  zu- 
nädist  rielfodi  nur  die  Methoden  der 
atftdtiscben  Wirtschaftspolitik  auf  wnterem 
Boden  anwendet,  —  ist  dock  die  ganze  Idee 
des  mod^en  Bouveränen  Staates  aus  dem 
Stadtstaat  herausgebildet  — ,  wird  allmählich 
die  H.  immOT  eneisischer  ausgebildet  als 
^es  der  wesentliäisten  Hilfsmittel,  das 
Ziel  wirtschaftlicher  Eiaheit  za  erreichen. 
Im  Handel  ist  die  nationale  Wirtschafts- 
politik am  ehesten  durchzuführen,  die  Qe- 
werbepolitik  folgt  ihr  später,  als  in  der  H. 
die  Gedanken  des  Schutzsystems  immer 
klarer  hervortreten. 

Die  wachsende  Bedeutung  der  H.  hängt 
zusammen  mit  der  Zunahme  des  Handels 
üb^haupt,  mit  dem  Wachsen  der  Geld-  und 
Verkehrswirtschaft,  mit  der  Vererößeruug 
des  internationalen  Verkehrs  seit  dem  Ende 
des  Mittelalters.  Und  alles  dieses  hängt 
wieder  aufs  engste  zusammen  mit  der  Eut- 
wickelung  aller  Voraussetzungen  eines 
größeren  Verkehrs,  den  Fortschritten  der 
Nautik  und  der  Entstehung  der  Seever- 
sicherung, der  Ausbildung  des  Nachrichten- 
wesens durch  die  Fost  und  die  Zeitungen, 
der  Entfaltung  des  Bank-  und  Kreditwesens, 
usw. 

Diese  ganze  Entwickelung  erfolgt  am 
klarsten  und  folgerechtesten  da,  wo  die 
moderne  Staatsgewalt  sich  am  entschiedensten 
ausbildet,  vor  allem  in  Frankreich  von  Lud- 
vrig  XI.  bis  zu  Colbert  und  iu  England  von 
den  TudorkOnigen  bis  zu  Ol.  Cromwell  und 
Wilhelm  IH.  In  der  Zerrissenheit  des 
Deutschen  Reiches  setzt  die  Entwickelung 
später  und  zunächst  in  einzelnen  besser  ver- 
walteten Territorien  ein,  in  Brandenburg- 
Preußen  vom  Großen  Kurfürsten  bis  zu 
Friedrich  II.,  in  Oesterreich  von  Karl  VI. 
Ins  zu  Joseph  II. 

Als  die  wesentlichsten  Züge  dieser  H. 


des  Merkantilismus  kann  man  die 
folgenden  bezeidinen. 

a)  Im  Innern:  Hovtellung  ^nes  gleich- 
mäßigen und  wirksamen  Ftiedens  und  Rechts- 
schutzes; Einengung  der  lokalen  Autonomie 
in  wirtschaftlicher  Beziehung;  Durchbrechen 
der  lokalen  Einriditungen  durch  landesherr- 
liehe  Privilegien  und  Monopole ;  Beseitigung 
der  Abschließung  der  Städte  gegeneinander; 
AbschafTung  oder  Verminderung  der  Binnen- 
zölle; überhaupt  einheitlich  wirkende  Maß- 
regeln der  Wirtschaftspolitik  namentlich  auf 
dem  Gebiete  des  Müozweeens,  des  Traosport- 
wosena  (Kanalbauten,  Fost),  des  Handelrechts ; 
Bildung  von  Verwaltungsbehördeo,  welchen 
die  Pflege  der  volkswirtschaftlichen  Ange- 
legenheiten obliegt 

b)  Nach  außen :  Abschluß  des  nationalen 
Wirtschaftsgebietes  durch  Maßr^ln,  welche 
der  Umbildung  und  Entfaltung  der  in- 
ländischen wirtschaftlichen  Verhältnisse 
dienen  sollen.  Durch  die  Mittel  der  Haodels- 
und  Zollpolitik  soll  Einfuhr  und  Ausfuhr 
beeinflußt  werden  im  Interesse  der  Ent- 
wickelung der  inländischen  Industrie^  der 
gleichmäßigen  Beschäftigung  der  emhei- 
mischen  BevOlk^ng,  der  Sicherung  der 
Lebensmittelversorgung,  der  Vermehrung 
des  Volkswohlstandes,  vor  allem  des  Edel- 
metallbesitzes  und  -umlaufe. 

Das  Hauptmittel  zu  diesem  Zwecke  ist 
die  Cmgestaltung  der  alten,  rein  fiskalischen 
zolle  zu  Schutzzöllen,  die  teite  als  Grenz- 
zOUe,  teils  in  Verbindung  mit  der  Acdae 
erhoben  werden.  Die  Erschwerung  der  Ein- 
fuhr von  Fabrikaten  steigoi  sich  Mafig  bis 
zu  Einfuhrverboten,  während  nmgek^irt  die 
Ausfuhr  von  Fiabrikaten  erleichtert  und  be- 
günstigt wird.  Dem  entspricht  bd  den 
Rohstoffen,  den  Werkzeugen  und  Maschinen 
der  Industrie  die  Erteicht«*ung  der  Einfuhr 
das  Verbot  der  Ausfuhr,  ein  Verbot,  das  eich. 
gelegentlich  bis  auf  die  Auswanderung  der 
gelernten  Arbeiter  erstreckt  Die  Ausfuhr 
von  Edelmetallen  und  gemünztem  Gelds  ist 
verboten. 

Entsprechend  den  Anschauungen  von 
einer  günstigen  oder  ungünstigen  Handels- 
bilanz (vgl.  d.  Art  oben  S.  16  fg.),  ist  das  ganze 
System  auf  gewerbliche  SelbstverBorgung 
des  Inlandes  und  auf  Erzielung  von  Ausfuhr- 
überschüssen gerichtet  Wie  die  Industrie 
soll  auch  der  Betrieb  des  Handels  möglichst 
in  den  Händen  der  Inländer  liegen,  soll 
„Aktivhandel"  sein,  soll  möglichst  nicht 
durch  Vermittelung  (den  „Oekonomiehandel") 
anderer  Volker,  wie  namentlich  der  Holländer, 
besorgt  werden,  sondern  durch  direkten 
Verkehr  mit  den  Prodnktions-  imd  Absatz- 
gebieten. 

Bis  zur  letzten  Konsequenz  des  Schutzes 
aller  wirtschaftlichen  Produktionsinteressen, 
auch  der  lAudwirtschaft,  ist  dieses  System 
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in  dieser  Periode  nur  in  Ei^Iand  entwickelt 
Vörden. 

wahrend  der  Mitbewerb  des  Auslandee 
■wom  inländischen  Markte  möglichst  ausge- 
schloesen  wird,  sucht  man  den  eigenen  Ab- 
satz aiif  fremden  Märkten  mit  allen  Mitteln 
7.n  fördern.  Ein  großer  Teil  aller  enrojjäischen 
internationalen  Verwickelungen  seit  dem 
Ende  des  dreißigjährigen  Krieges  bis  zum ' 
Abscfalnß  der  Revolnlionskriege  hat  seinen 
Ursprung  in  dem  Kampf  um  die  Absatz- 
märkte. Durch  rflcksiditslose  Ausbeutung 
des  Rechts  des  Stärkeren  sucht  man  der 
eigenen  Ausfuhr  Vorteile  in  fremden  Ländern 
zu  verschaffen,  vor  allem  auch  durch  das 
Mittel  von  Handelsverträgen,  deren  Vorteile 
allein  den  Paziszenten  zugute  kommen  sollen. 
Das  bekannteste  Beispiel  eines  solchen 
Handelsvertrags  ist  der  engüsch  -  portu- 
giesische von  17(t3  (vgl.  Art.  „Methuen- 
vertrag"). 

Die  Ausbeutung  eines  fremden  "Wirt- 
schalt^bietes  vrird  am  vollkommensten  er- 
reicht in  den  überseeischen  Kolonieen.  Sie 
gelten  als  eine  Hauptquelle  des  Volkswohl- 
standes, teils  wegen  ilires  Gold-  und  SUber- 
reichtums,  teils  wegen  der  groSen  Gewinne, 
die  im  Handel  mit  Kolonialwaren  gemacht 
wurden.  Die  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Kolonieen  werden  ganz  denen  des  Mutter- 
landes untei^eordnet,  dem  allein  fOr  seine 
Fabrikate  der  dortig  Markt  offen  steht,  das 
der  einzig  Markt  ist  für  die  Rohprodukte 
der  Kolonieen. 

IMeser  Bandeis-  und  Eolonialpolitik  ent- 
sprechen die  Maßr^ln  der  Schiffiuutspolitik, 
indem  sie  die  Eflstenschiffohrt  und  die  Fahrt 
nach  den  Kolonieen  der  nationalen  Flagge 
ansschließlich  vorbehält,  den  direkten  Vei^ 
kehr  mit  den  CisprunpslfiDdem,  den  Ver- 
kehr der  nationalen  Schiffe  begünstigt  Den 
Bestrebungen  zur  Hebung  und  Förderung 
der  Kriegs-  und  Handelsmarine  dient  die 
Unterstützung  der  Seefischerei. 

4.  Gmadzfige  der  neueren  U.  Das 
Anwachsen  des  internationalen  Handels  im 
Laufe  des  18.  Jahrb..  das  Erstarken  der  ein- 
heimischen Gewerbe  imd  der  Einfluß,  wel- 
chen die  wirtschaftliche  Freiheit  fordernden 
lehren  der  Physiokraten  und  des  Adam 
Smith  sich  zu  erringen  anhingen,  bewirken 
g^n  Ende  dieses  Zeitraums,  daH  die  Strenge 
des  alten  Abspemingssystems  nachläßt,  wie 
die  Milderung  des  Kolonialsystems,  die  Zoll- 
reformen des  jüngeren  Pitt,  der  englisch- 
fnmzSsische  mndelsvertrag  von  1786  (sog. 
Edenvertrag)  zeigen.  Aber  die  Revolutions- 
kriege imd  der  in  ihrem  Gefolge  entstandene 
Handelskri^  Napoleons  gegen  England,  der 
in  der  Kontinental^rre  (Berliner  Dekret 
vom  21.;XL  1806,  Mailänder  Dekret  vom 
IijXII.  1807)  gipfelt,  verstärken  die  gegen- 
•tttigen  Äbspernmgstendenzen  aufs  neue. 

VKrtnbaeh  der  Tolknrlrucbaft  II.  Aoll.  Bd.  II. 


Nach  Herstellung  des  Friedens  fordern  die 
unter  dem  Schutze  der  EontinentalspeTre 
hoch  gekommenen  Gewerbezweige  überall 
Schutz  g^n  die  englische  Eonkurrenz  und 
die  einzelnen  europäischen  Staaten  schließen 
sich  handelspolitisch  weiter  gegeneinander 
ab.  Die  einzige  wichtige  Ausnsäime  davon 
macht  das  preußische  Zollsystem  von  1818 
(s.  unten). 

Seit  etwa  1820  macht  sich  in  England, 
dann  allmählich  auch  in  den  Staaten  des 
europäischen  Festlandes  die  gewaltige  Um- 
gestaltung des  Wirtschaftslebens  geltend,  die, 
auf  der  veränderten  Technik  der  Produktion 
und  der  Verkehrsmittel  benihend.  zur  Ent- 
faltung der  gewerblicheu  Massenproduktion 
und  zur  Entwickeluog  großer  Exportin- 
dnstrieen ,  zu  einer  ungeheuren  Steigerung 
der  Umsätze  im  Binnen-  wie  im  Außenhandel 
führt  und  die  nationale  Produktion  in  immer 
engere  Wechselbeziehungen  mit  dem  Welt- 
markte bringt.  Im  Zusammenhang  damit 
entwickeln  sich  die  der  Einmischung  des 
Staates  in  das  Wirtschaftsleben  feindlichen 
Theorieen,  welche  überall  die  freie  unge- 
hemmte Bewegung  für  den  Einzelnen  fordern 
(vgl.  Art.  ,.Schutzs\'stem").  Auf  dem  Ge- 
biete der  H.  führt  die  Agitation  der  an  der 
möglichst  ungehemmten  Bewegung  des  Han- 
dels Interessierten  (der  Kaufleute,  der  für 
die  Ausfuhr  Produzierenden)  zu  einer  all- 
mählichen Erniedrigung  der  Schranken, 
welche  bis  dahin  den  internationalen  Ver- 
kehr hemmen.  Das  erfolgt  zum  Teil  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung,  wia  in  Eng- 
land seit  den  20er  und  40er  Jahren,  zum 
Teil  auf  dem  Wege  des  Abschlusses  v<m 
Handelsverträgen,  welche  durch  die  Klausel 
der  Meistbegünstigung  Über  den  Kreis  der 
jeweiligen  ^''ert^agsscnließe^den  hinaus 
Ei'leichteningen  des  Verkehrs  allen  in  Ver- 
tragsbeziehimgen  stehenden  Völkern  zugäng- 
lich machen.  Vor  allem  an  den  französisch- 
englischen Handelsvertrag  von  1860  schUeßt 
sieh  eine  ganze  Reihe  von  Handelsverträgen 
zwischen  den  Staaten  des  westhchen  und 
mittleren  Europa,  so  daß  der  Glaube  ent- 
stehen konnte,  daß  alle  vorgeschritteneren 
Völker  den  Engländern  nachfolgen  und  den 
dort  seit  1860  herrschenden  reinen  Freihandel 
bei  sich  einführen  würden.  Doch  es  kam 
außerhalb  Englands  nirgends  zur  völligen 
Beseitigung  der  Schutzzölle.  In  den  eigenen 
Kolonieen  Englands  entwickelte  sich  der 
Schutzzoll  neu. 

Von  den  wichtigeren  Handelsstaaten 
blieben  zwei  ganz  auf  dem  Boden  des 
strengen  Schulzsystems ,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Rußland.  In  den  anderen 
Staaten  Europas  trat  seit  der  Mitte  der  70er 
Jahre,  zum  Teil  unter  dem  Einfluß  der  da- 
maligen großen  Wirtschaftskrise,  fast  überall 
Rückschlag  ein,  der  zur  Erhöhung  und 
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Erweiterung  des  ZoUschutzes  führte.  Ver- 
stärkt wurae  diese  Bewegung  durch  das 
Verlangen  nach  Schutz  der  lajidwirtschaft- 
lichen  Produktion  g^n  die  anwachsende 
überseeische  Eonkurrenz ,  durch  das  Be- 
streben, den  wachsenden  Finaozbedarf  auf 
dem  Wege  der  Zollerhöhungen  zu  decken, 
durch  das  erneut  hervortretende  Strebeo, 
den  nationalen  Charakter  der  Produktion  zu 
erhalten,  endlich  durch  den  Mißkredit,  in 
welchen  mit  dem  ganzen  wirtschafts-poli- 
Üschen  Individuahsmus  (Manchestertum)  die 
Freihandelsdoktrin  verfiel. 

Trotz  der  Rückkehr  zu  stärkerem  Zoll- 
schntz  ist  doch  der  Unterschied  der  modernen 
H.  gegen  die  des  17.  und  18.  Jahrh.  ganz 
bedeutend.  Einfuhr*  und  Ausfuhrverbote 
ränd  beseitigt,  soweit  sie  nicht  auf  Veterinär-, 
Seuchen- ,  sicherheitspolizeilichen  OrQnden 
beruhen  (wobei  natOrlich  im  Hintergrunde 
protektionistisdie  Bestrebungen  mitspielen 
können).  In  den  meisten  lAodeni  ist  das 
Niveau  der  ZtUle  immer  noch  seAa  viel 
niedriger  ate  tot  100  SaAaen.  Die  Einnahme 
aus  Zblten  auf  Halb-  und  OanzEabrikate  hat 
in  Deutschland  1897—1904  doch  nur  15  bis 
17%  des  Wertes  der  betreffenden  zoll- 
Pflichtigen  Einfuhr  betragen.  Nur  die  Ge- 
ti^dezGUe  einer  Anzahl  von  Staaten  er^ 
reichen  im  Verhältnis  zum  Preis  d^  Ware 
eine  Hdhe,  wie  sie  im  alten  Sutern  üblich 
war.  Einfuhr-  und  Ausfuhrprämien  kommen 
ntu"  noch  ausnahmsweise  vor.  Eine  diffe- 
rentielle  Behandlung  der  verschiedenen 
Staaten,  mit  denen  man  im  Verkehr  steht, 
sucht  man  im  allgemeinen  zu  vermeiden. 
Die  Zolle  auf  Rohstoffe  der  Industrie  sind 
ziemlich  allgemein  aufgegeben.  Damit  ist 
auch  ein  Hauptgrund  für  die  früheren  Aus- 
fohrprämien  weggefallen. 

Die  I*rivilegien  der  nationalen  Schiffahrt 
sind  beseitigt  oder  stark  eingescliränkt.  In 
weitem  Umfange  sind  Eaufleute  und  andere 
Oewerbetreibende,  welche  ihrem  Erwerb  in 
einem  fremden  Staate  nachgehen,  vertrags- 
mäßig den  Angehörigen  des  betreffenden 
Staates  gleich^stellt.  Von  dem  Verkehr 
mit  den  Kolooieen  sind  Fremde  nicht  mehr 
ausgeschlossen. 

Auch  die  Mittel,  durch  welche  der  Ab- 
satz der  eigenen  Produkte  im  Auslände  ge- 
fordert werden  soll,  haben  ihre  alte  Brutalität 
in  der  Hauptsache  verloren ,  wenigstens 
gegenüber  europäischen  Staaten.  Die  Staaten 
Ostasiens  sind  freilich  noch  mit  Gewalt  dazu 
gebracht,  sich  dem  europäischen  Handel  zu 
Öffiien.  Gegenüber  halbzivilisierten  über- 
seeischen Staaten,  z.  B.  gewissen  sfld-  und 
mittelamerikanischen  Republiken,  ist  auch 
heute  noch  Macshteothltung  dauernd  nötig, 
um  sie  zur  Erfüllung  ihrer  vrartragsmäSigen 
Ffliditen  gegen  fremde  Kanfleiite  usw.  an- 
zuhalten. Gegenüber  -wilden  Völkern,  wie 


in  Afrika,  geht  die  Anwendung  von  Gewalt 
Hand  in  Hand  mit  der  wirtschaftlichen  B> 
Schließung  durch  den  Handel. 

Aber  mehr  und  mehr  dient  auch  gegen- 
über schwächeren  und  weniger  zivilisierten 
Völkern  die  jwlitische  Macht  mehr  indirekt, 
durch  den  Emiluß  des  politischen  Prestiges 
zur  Erlangung  wirtschaftlicher  Vorteile,  wie 
das  schon  lange  von  England  und  Frank- 
reich geübt  worden  ist  und  wie  sich  das 
überaus  deutlich  in  der  Ausdehnung  der 
deutschen  Handelsbeziehungen  seit  der  Grün- 
dung des  Reiches  gezeigt  hat 

Es  ist  heute  nicht  mehr  m^lich,  daß  ein 
einzelnes  Volk  eine  so  rücksichtslose  Vor- 
herrschaft im  internationalen  Verkehr  übe, 
wie  nacheinander  Holländer  imd  Engländer 
getan  haben.  Man  konnte  heute  im  Kriege 
den  Handel  der  Neutralen  nicht  mehr  so 
mißhandeln,  wie  es  die  Engländer  getan 
haben,  z.  B.  bei  dem  zweimaligen  UeberfeU 
Kopenhagens  1801  und  1807.  Die  Holländer 
konnten  im  West^liachen  Frieden  durch- 
setzen, daß  die  Scheide  für  den  Handel  ge- 
sperrt und  Belgien  der  beste  Zugang  zum 
"Aeere  gesperrt  wurde.  Der  engUsch-portu- 
^esistme  Versuch,  den  sich  bildenden  Kongo- 
staai  vom  Heere  abzusperren  (1884),  ist  so- 
fort am  Widmpruche  der  anderen  Staaten, 
namentlich  DeutscUands,  gescheitert 

Man  ari>eitet  in  dieser  Richtung  heute 
allgemein  mehr  mit  indirekten,  friedlichen 
Mitteln.  Neben  den  Zolltarifen  werden  die 
Eisenbahntarife  benutzt ,  die  Ausfuhr  zu 
fördern,  den  ausländischen  Wettbewerb  zu 
bekämpfen.  Die  Herstellung  direkter  Ver- 
kehrswege wird  durch  staaUiche  Subventionen 
erleichtert  (z.  B.  der  Bau  des  Gotthardtuonels 
durch  Italien,  Deutschland  und  die  Schweiz). 
Allgemein  findet  das  namentlich  statt  bei 
der  Einrichtung  direkter  DampfschifEEihrts- 
linien.  Man  sucht  den  Handel  zu  fördern 
durch  Sammeln  und  Verbreiten  besserer 
Kenntnis  der  Absatzverhältnisse,  wozu  im 
Auslande  das  Konsiüatswesen,  im  Inlande 
die  Organisation  der  Handelskammern  benutzt 
wird.  Einen  wichtigen  Stützpunkt  für  die 
Entfaltung  der  auswärtigen  Handelsbezieh- 
ungen bUdet  es  endlich,  wenn  der  wirt- 
schaftliche Unternehmungsgeist  Überhaupt 
vom  Inlande  auf  das  Ausland  sich  erstreckt, 
durch  Ausdehnung  der  Bankverbindungen, 
welche  den  Verkehr  erleichtern,  durch  wirt- 
schaftliche Unternehmungen  aller  Art  in 
kapitalarmen  Ländern  (Versicherung,  Gas- 
und  Wasserwerke,  Straßen-  und  Eisenbahnen, 
Bei^erksbetriebe  usw.),  wodurch  nicht  nur 
Verwendung  für  das  Kapital  gefunden,  bob- 
dem  auch  der  Verkehr  überhaupt  vermehrt, 
die  Ausfuhr  ^(kdert  wird,  wenn  der  Be- 
darf dieser  Untanehmungen  an  Material 
aus  dem  Heimatlande  des  Spitals  gedeckt 
wird. 
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Hat  BO  die  H.  im  all^emeineii  sanftere 
Formen  angeoommen,  so  ist  doch  nicht  zu 
rerkennen,  daB  die  neueste  Eatwickeluoe 
eiiie  Verschärfung  der  Schutzmaßregeln  und 
der  Kämpfe  um  die  Märkte  gebracht  hat, 
die  man  als  Neumerkantüismus  wohl  be- 
zeichnen kaoD.  Die  rflcksichtslose  Schutz- 
politik der  Vereinigten  Staaten,  der  wach- 
sende Protektionismus  in  Rußland  und 
Frankreich,  die  Agrarbewegung  in  Deutsch- 
land und  anderwärts  haben  überall  zur  Ver- 
schärfuog  der  Gegensätze  geführt.  Der 
Veisuch^  den  Deutschland  1891  machte,  die 
Scfaatzbew^;uDg  zum  Stehen  zu  bringen,  ist 
TOD  Deatscuand  seitot  aufgegeben  woraeu. 
Auch  die  kleineren  Staaten  sind  immer 
schutzzGUnerischer  geworden,  und  seilet  in 
EbgUmd  erzeugten  die  B^trebungen  zu 
festerem  Zusaramenschlofi  des  Reiches  ein 
Wiederaofleben  der  SchutzzoUbew^^ng,  die 
in  England  selbst  zwar  durch  die  wcdilen 
von  1906  ztmächst  zorOckgodrängt  worden 
ist,  in  den  autonomen  Etwinieen  aber  zur 
NeodnfOhrnng  von  ZoUbegQnstignngen  des 
Mntteriandes  geführt  hat  Auch  anderwärts, 
namentlich  in  Frankreich  hat  die  Zollbe- 
gfinstiguDg  des  Verkehrs  zwischen  Mutter- 
land und  den  Kolonieen,  die  seit  1860  zu 
verschwinden  schien,  häufigere  Anwendung 
gefunden.  Die  Expansion  des  Herrschafts- 
gebietes der  alten  Kolonialmächte,  das  Ein- 
treten neuer  Staaten,  wie  Deutschlands,  der 
Vereinigten  Staaten,  Japans,  unter  die  koloni- 
sierenden Mächte  hat  die  Gegensätze  ver^ 
schärft  imd  eine  neue  Periode  von  Kolonial- 
kriegen (zwischen  Spanien  und  den  Ver- 
einigten Staaten,  in  Südafrika,  in  Ostasien) 
herbeigeführt. 

So  sind  auch  infolge  der  allgemeinen 
Tariferhöhungen  Zollkriege  und  KarapfzöU© 
wieder  häufiger  geworden  und  differentielle 
Zollbehandlung  wird  nicht  mehr  so  sorg- 
Altig  vermieden  wie  vor  einem  Vierteljahr- 
hiudert 

B.  Die  aenere  H.  in  den  wichti^iten 
Staaten.  Auf  dem  Boden  des  allgemeinen, 
oben  gesdiilderten  Zusammrahanges  bat 
sich  nun  die  H.  der  einzelnen  Staaten  je 
nach  ihren  eigenen  pditischen  und  wirt- 
schaftUdien  Zuständen  in  maunigfaltigster- 
wose  entwickelt  Das  Wichtigste  nur  kann 
hier  berrorgehoben  werden. 

a)  England.  In  England  war  seit  der  Er- 
hebosg  der  Tndors  auf  den  Thron  eine  immer 
koueqoentere  Schntraditik  znr  Dordifahnuig 
eekomoien,  die  auf  dem  Gebiete  der  Industrie 
durch  d*B  Ansfahrrerbot  fllr  Wolle  (seit  1620) 
nad  die  Pflege  der  wiehti^ten  Eiportindnstrie, 
derTnchweberei,  charakterisiert  wird.  Dazu  tritt 
derSebau  der  Landwirtschaft,  namentlich  dnrch 
E^idiwening  der  Getreideeinfuhr  (seit  16G0), 
dorcb  Gewftbmng  von  Anafuhrprämlen  fftr  Ge- 
treide (1689).  Endlich  bewirkt  die  Narigatioiis- 
akt«  (1661  mid  1600),  daß  der  Seeverkehr 


möglichst  direkt  mit  den  Urapningsländein  und 
auf  englischen  Schiffen  sich  vollzieht^  vom  Ver- 
kehr mit  den  Kolonieen  das  Ausland  im  wesent- 
lichen ansgeschlossen  wird.  Der  Turflbergehen- 
den  Milderang  dieses  Systems  (s.  oben)  folgt 
alsbald  als  Wirkung  der  Bevolationskriege  eine 
neae  Verschärfung  nnd  eine  ganz  im  Interesse 
derim  Parlament  herrschenden  Großgrundbesitzer 
fredachte  H.,  die  1616  sogar  das  Verbot  der 
Getreideeinfuhr  dnrcbsetzt,  wenn  der  Preis  unter 
einen  bestimmten  ziemlich  hohen  Satz  Wlt. 

Die  Agitation  für  eine  freiheitlichere  H.  be- 
ginnt mit  einer  Petition  der  Londoner  Kaoflente 
von  1^.  Aber  erst  nachdem  die  starrkonser- 
vative  Begienug  CasÜereagh's  1822  dnich  ein 
modemer  denkendes  Kalünett  ersetzt  war,  in 
welchem  Caniung  das  Auswärtige,  Hnskuson 
das  Handelsamt  verwaltete,  wurde  eine  Ab- 
Bchwftchung  des  bisherigen  Systems  in  An^iff 
genommen  (1823/28).  Wie  der  in  Handel  und 
uidastrie  nenerworbene  Reichtum  anfing,  die 
alten  Parteien  zu  zersetzen,  so  erlangten  der 
Handel  nnd  die  Exportindnstrieen  mehr  Berück- 
sichtigong  ihrer  Interessen.  Die  Prohibitionen 
werden  in  der  Hauptsache  aufgehoben,  die 
FabrikatzOUe  Stork  ermäßigt,  die  BohstofibSlle, 
die  Ausfuhrprämie!  vermmdert,  die  Zolim» 
waltnng  veremfoebt,  die  ZoUeinigong  mit  Irland 
darchfcöFQhrt.  Wie  man  im  Widerspruch  mit 
der  Heiligen  Allianz  die  Unabhängigkeit  der 
spanischen  Kolonieen,  als  vielversprechender 
Märkte  fSr  Englands  Industrie,  offen  anerkennt, 
wird  man  selbst  gezwungen,  die  Strenge  der 
Navigationsakte  zn  mildem.  1828  vrird  das 
Getreideeinfnhrverbot,  dessen  Anwendung  1822 
schon  eingeschränkt  war,  beseitigt  und  dnrch 
die  gleitende  Skala  ersetzt  (bei  welcher  der  Zoll 
steigt  mit  dem  Sinken  des  i^^ises). 

Von  1888  an  stand  die  Beform  des  I^la- 
ments  und  der  inneren  Verwaltung  im  Vorder* 
grande.  Erst  im  Verlaufe  der  1^3G  eingetretene 
latenten  Wirtscbaftskrisis  nnd  einer  Beihe 
schlechter  Ernten  wurde  die  freihändlerische 
Agitation  wieder  lebhafter  und  erhielt  1839  in 
der  von  Cobden  und  Bright  zu  Manchester  ge- 
grtlndeten  Anti-Komzoll-Liga  eine  feste  Organi- 
sation. Nachdem  1841  das  konservative  Kabinett 
Sir  ßohert  Peel's  die  Whig's  an  der  Spitze  der 
Verwaltung  abeelSst  hatte,  folgte  von  1842  an 
eine  wichtige  handelspolitische  Maßregel  der 
anderen,  während  der  dnrch  die  Herabsetmng 
der  ZOUfl  eintretende  Einnahmeansftill  dnrch  ^e 
Wiedereinfahmng  der  Einkommensteuer  gedeckt 
wurde.  Nachdem  die  Üetreidezölle  ermäßigt 
waren,  wurde  von  1842  bis  1845  eine  Reform 
der  Zollpolitik  dnrchgefUhrt  nach  folgenden 
Grundsätzen :  Beseitigune  der  noch  bestehenden 
Einfuhrverbote  und  verbotsartigen  ZCtle,  Be- 
seiti^ng  der  Zölle,  welche  nichts  einbringen. 
Herabsetzung  der  Zölle,  welche  den  Schmuf^gel 
zn  sehr  reizen,  Abschaffung  oder  Ermäßigung 
der  zolle  aof  Bohstoffe,  Abschaffung  der  letzten 
Ausfuhrzölle.  Die  des  Schutzes  beraubten  Fabri- 
kanten verstärkten  nun  ihrerseits  im  Interesse 
an  niedrigen  Löhnen  die  Agitation  gegen  die 
Getreidezölle.  Unter  dem  EiniBnß  d^  steigenden 
Getreidepreise  und  der  Kartoffelkrankheit  ent- 
schloß sich  Sir  Robert  Peel  im  Winter  1846/46, 
den  Agrarschutz  fallen  zu  lassen.  Das  G.  v. 
26./VI.  1846,  welches  bis  1649  eine  ganz  mäßige 
Skala  des  GetreidesoUs,  von  da  an  eine  geringe 
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feste  Abgabe  (1  sb.  fSr  den  Qaarter)  einfilhrte, 
üt  der  eutBcbddende  Wend^nnkt  der  engHschen 
H.  Ea  folgt  die  fast  gftnzbcbe  Beseitigung  der 
BegUnsttgang  der  Produktion  der  britischen 
Kol  [onieen  (oameDtlich  des  Zockers)  und  die  Ab- 
schaffung der  NaTigationsakte  (1849).  Auch  die 
Kflstenschiffahrt  wnrde  1854  freigegeben. 

Die  Entwickelnng  zam  Freihandel  wnrde 
1853  fortgefdhrtTon  dem  SchatzkanzlerGladstone. 
Die  Zahl  der  zollpflichtigen  Gegenstände  wnrde 
weiter  vermindert,  von  den  IndostrieachntzzClleu 
wurden  nur  noch  mäßige  Beste  btibebalteu.  Der 
Freihandel  wnrde  vollständig  dnrchgeffihrt  und 
an  Zöllen  nnr  noch  reine  FinanzzSlle  oeibehalten 
anf  Grund  des  1860  mit  Frankreich  abge- 
schlossenen Handelsvertrages. 

Die  Erwartung  der  englischen  Freihändler, 
daß  binnen  kurzem  alle  Völker  ihrem  Beispiele 
folgen  würden,  ist  nicht  in  Erfüllung  gegangen. 
Sogar  in  den  autonomen  Kolonieen  Englands 
herrscht  das  Schutzzollsystem,  selbst  gegenüber 
dem  Mntterlande.  Trotzdem  hält  England  fest 
am  Freihandel.  Aber  er  ist  nicht  mehr  das 
nuerscbütterte  Dogma,  das  er  fast  ein  halb» 
Jahrhundert  gewesen  ist.  In  dnselnen  Be- 
ziehungen waren  schon  länger  Zweifel  daran 
geworden,  so  im  Hinblick  anf  die  Lage  der 
Landwirtschaft  oder  anf  den  Abschluß  von 
Handelsverträgen,  wobei  es  England  immer 
schwerer  wurde,  von  der  anderen  Partei  irgend- 
welche Vorteile  einzuhandeln,  da  es  an  Gegen- 
leistungen höchstens  einige  Ermäßigungen  an 
FinanzzöUen  zu  bieten  hatte.  Zu  einem  emst- 
haften Ansturm  gegen  das  herrschende  System 
kam  es  aber  erst  iuolge  der  Bestrebnngen,  ein 
engeres  VerhtUtnis  zwischen  allen  TeUen  des 
brmsdien  Weltreiches  (Imperial  Federation)  auch 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  herbeizuführen, 
was  durch  gemeinschaftliche  KeichszOlle  oder 
durch  gegenseitige  Zollbegünstigungen  ge- 
schehen könnte.  In  jedem  JraUe  würde  Eng- 
land den  Freihandel  aufgeben  müssen,  und  hieran 
knüpften  alle  protektionistischen  Interessen  an. 
Nach  Beendigung  des  südafrikanischen  Krieges  j 
1902  entfesselte  Jos.  Oharaberlain  eine  ener- 
gische Schatzzoll^tation,  welcher  der  größere 
Teil  der  konsumtiven  Partei  sich  anschloß.  Die 
Wahlen  von  1906  haben  durch  Zertrümmerung 
dieser  Partei  dargetan,  daß  das  Freihandela- 
system  bis  auf  weiteres  nicht  bloß  den  großen 
Ansfuhr-,  Verkehrs-  und  Geldinteressen,  die  sich 
in  England  konzentrieren,  sondern  auch  der 
Ueberzengnng  der  breitesten  Kreise  der  Bevöl- 
kerung entspricht. 

Die  Bew^wig  der  letzten  10  Jahre  hat 
aber  zur  Folge  gehabt,  daß  in  den  autonomen 
Kolonieen,  zuerst  in  Kanada,  eine  Begünstigung 
britischer  Waren  eingefübn  worden  ist.  Die 
Handelsverträge  mit  Belgien  (von  1862)  und  mit 
Deutschland  (von  1865),  welche  solche  Vorzngs- 
behandlnng  verboten,  wurden  anf  den  30./Vni. 
1898  gekündigt  Dem  Beispiel  Kanadas  sind 
bisher  Südafrika  und  Neuseeland  gefolgt  Daß 
in  England  selbst  Schutzzölle  zugunsten  der 
Kolonieen  eingeführt  werden^  ist  ebenso  wie 
die  Errichtung  eines  eigenthchen  Zollvereins 
zwischen  Großbritannien  und  seinen  Kolonieen 
unwahrscheinlich  angesichts  der  großen  Schwie- 
rigkeiten, die  widerstreitenden  Interessen  der 
venchi^enen  Teile  zu  versöhnen. 
■  b)  Fnsikreioh.    Der  französische  Schuts 


der  Industrie  ist  in  seiner  sjstematiscben  Aus- 
bildung  mit  dem  großen  Hinister  Ludwigs  3ÜV. 
verknüpft,  mit  Colbert,  und  den  von  ihm 
herrührenden  Tarifen  von  1664  und  1667.  Sein 
Ziel,  gleichzeitig  im  Binnenlande  den  freien 
Verkehr  einzuföhren.  gelang  ihm  jedoch  nnr  für 
den  zentralen  Teil  des  Staates,  während  eine 
Anzahl  von  im  wesentlichen  an  der  Peripherie 
gelegenen  Provinzen  bis  zur  Revolution  zoll- 
politisch  getrennt  blieben.  Seit  1670  führte  er 
das  Kolomalsystem  durch,  doch  sind  die  fran- 
xOsisebeu  Kolonieen  erst  im  18.  Jahrii.  nach 
dem  durch  J.  Law  gegebenen  Impuls  mehr  in 
Blüte  gekommen.  Die  Absperrung  gejren  du 
Ausland,  namentlich  gegen  englische  Waren, 
wnrde  im  18.  Jahrb.  immer  strenger.  Die  große 
Erleichterung  des  Verkehrs  durch  den  oben  er- 
wähnten Handelsvertrag  mit  Eugland  von  1786 
und  den  sehr  gemäQigten  allgemeineu  Tarif  von 
1791  fand  schon  1793  ein  Ende  durch  den  Aus- 
bruch des  Krieges  mit  England  und  die  Wieder- 
einführung zahlreicher  Verbot«,  die  in  dem  hoch* 
schutzzüllnerischen  Tarife  von  1816  beibehalten 
wurden.  Die  Regierung  wnrde  sogar  auf  der 
Bahn  des  Schntssystems  weitei^georängt.  Zn 
steigenden  gewerblichen  kamen  inrolge  der  Agrar- 
krisis  von  1819  an  erhebliche  landwirtschaftlich« 
Zölle  anf  Getreide,  Vieh,  Wolle  usw.  Nach  ge- 
ringen Erleichterungen  in  den  30  er  Jahren 
folgten  bald  weitere  schutzzöUnerische  Maß- 
regeln (1841 — 15).  Milderungen  des  bisherigen 
Systems  waren  bei  allem  Verfassungswechsel 
gegenüber  den  vorwiegend  protektionisiisch  ge- 
sinnten Vertretungskörperschaften  nicht  dnicb- 
zusetzen.  Selbst  Napoleon  IIL,  persönlich  einer 
freieren  H.  geneigt,  fand  lebhaftoi  Widerstand, 
als  er  zunächst  auf  dem  Wege  des  Dekrets 
eine  Anzahl  von  Zöllen  (auf  Getreide  und  Roh- 
stoffe, sowie  Ausfuhrzölle)  ermäßigte  und  die 
Einfuhrverbote  durch  Zölle  ersetzen  wollte.  Da 
er  sich  in  der  Verfassung  das  Recht,  Handels- 
verträge abzuschließen,  vorbehalten  hatte,  er 
gleichzeitig  politisch  eine  Annäherung  an  Eng- 
i  fand  lebhaft  wünschte,  kam  es  im  Winter  18Ö9/60 
auf  Anregung  Michel  Chevaliers  zu  geheimen 
Verhandlungen,  dieenglischerseitsCobden  führte. 
Das  Ergebnis  war  der  englisch-französische  Han- 
delsvertrag V.  23./I.  1860,  in  welchem  för  die 
französische  Ausfuhr  erbebliche  Ermäßigungen 
der  Wein-  und  Branntweinzölle  erlangt  wurden 
(neben  der  Beseitigung  der  letzten  Fabrikat- 
zölle).  Dagegen  hob  Frankreich  alle  Einfuhr- 
verbote anf  und  ermäßigte  die  Kohlen-  und 
Eisenzölle.  Die  neuen  Zölle  wurden  in  beson- 
deren Tarifkonveutionen  (Oktober  nnd  November 
1860)  festgesetzt  oad  betmgen  meist  nicht  Aber 
25%  des  Wertes. 

Durch  weitere  Handelsverträge  mit  Belgien, 
dem  Zollverein,  Iti^en.  der  Schweiz,  Oesterreich 
usw.  wurden  die  uenen  Tarlbätze  verallgemünert. 
auch  eine  Reihe  sonstiger  mehr  freihändlerisch«- 
Uaßregeln  getroffen,  namentlich  1861  der  Yer^ 
kehr  mit  den  Kolonieen  freigegeben,  die  Z9Ue 
auf  Rohstoffe  aufgehoben. 

Das  neue  System  eines  mäßigen  Industrie- 
scbntzes  ist  in  Frankreich  nie  populär  geworden 
nnd  nach  dem  Sturze  des  Kaiserreiches,  als 
ohnehin  alle  Finanz^uellen  stärker  ausgeprefit 
werden  mußten,  erhielten  die  anf  Erhöhnng  der 
Zölle  gerichteten  Bestrebnngen  neue  Kraft.  Doch 
kam  ent  1881  nach  langen  Vorarbeiten  tin 
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aener  SchntzzoDtarif  znstande,  der  aber  durch  I  die  Anflegang  hoher  Z5lle.  Das  Zollgesetz  v. 
eine  Reibe  von  Handelsverträgen  sehr  gemäßigt  |  25./V.  1818  gestattete  alle  Ein-,  Ans-  und  Dnrch- 


wnrde.  Die  Znnahme  der  scbntzzöUnerischen 
Tendenzen  bewirkte  188ö  und  1887  sUrke  Er- 


fahr. Letztere  zahlte  aber  eine  Abgabe  Ton 
/,  TIr.  für  den  Zentner.   Die  Einfuhr  von  Roh- 


bChongen  der  vertragsmäßig  nicht  gebundenen  i  Stoffen  (anch  Roheisen)  war  so  gut  wie  ganz 


Zölle  aaf  landwirtschaftliche  Erzeugnisse.  Eine 
Erhebung  dieser,  wie  der  ladustriezßlle,  stellt 
der  neue  Zolltarif  von  1892  dar.  welcher  einen 
sehr  hohen  Generaltarif  und  einen  Minimaltarif 
enthält,  welcher  iu  Aeqnivalent  fttr  die  bei 
Abicblnfl  von  HandelsvertrSgen  za  erlangende 
Meistbegflnstignng  darstellt,  während  besondere 
TarifvertrBge  nicht  abgeschlossen  werden  sollen. 
Man  ist  durch  dieses  System  in  allerlei  Schwierig- 
keiten mit  den  Nachbarländern  gekommen.  Der 
Zollkrieg  mit  der  Schweiz  wurde  1895,  der  mit 
Italien  erat  1898  beendigt.  Der  Schweiz  gegenüber 
hat  man  schließlich  doch  den  Minimaltarif  nicht 
ganz  festhalten  können.  Wie  sehr  die  schutz- 
zfillnenschen  Ansichten  herrschen,  zeigen  die 
weiteren  Erhebungen  von  1906.  Die  Ausfuhr  nach 
den  französischen  Kolonieen,  die  Einfuhr  ans 
den  Kolonieen  nach  Frankreich  ist  bc^^stigt. 
Algerirai  bildet  seit  1881  ein  im  wesentiüchen 
eiabeitliches  Wirtschaftsgebiet  mit  Frankreich. 
Die  Einfnhr  von  Waren  aos  anderen  als  den 
Ursprungsländern  ist  mit  Zuschlägen  belegt. 
Die  Schiffahrt  und  eine  Anzahl  von  Industrieen 
erfreuen  sich  staatlicher  Zuwendungen  von 
offenen  oder  versteckten  Prämien. 

c)  Deataohland.  Da  das  alte  Reich  zu 
einer  wirtschaftlichen  und  handelspolitischen  Ein- 
heit nicht  kommen  konnte,  ging  die  Entwickelang 
hier  wie  anf  anderen  Gebieten  von  den  Terri- 
torien, dem  Landeefttrstentnm  aas,  wo  die  Grand* 
s&tze  des  Merkantilismui  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jabrh.  Eingang  fanden,  aber  bei  dem 
Mangel  an  Kapital  und  Unternehmungsgeist  zn 
einer  Ausdehnung  der  Staatstätigkeit  noch  Uber 
dos  französische  Muster  hinaus  führten.  Bei  der 
zerstrenten  Lage  der  Territorien  war  es  anch 


frei.  Landwirtschaftliche  Erzeugnisse  zahlten 
eine  geringfügige  Abgabe;  ZSIle  auf  Indnstrie- 
prodnkte  Detrugen  gegen  10%  vom  Werte. 
Die  AnafuhrzOlle  von  Rohstoffen  waren  nicht 
unerheblich.  . 

Dieser  lin  der  Hauptsache  vonMaaßen  ans* 
t^arbeitete)  preußische  Tarif  wnrde  ohne  wesent- 
liche Aenderungen  der  Tarif  des  dentschen  Zoll- 
vereins, und  oei  dessen  schwerffilliger  Ver- 
fassung, welche  fflr  jede  Aenderung  die  Zu- 
stimmung aller  Mitglieder  forderte,  erfolgten 
weitere  Aenderungen  nur  sehr  langsam.  Das 
Aufblühen  der  Indastrie  nach  der  Begründung 
des  Zollvereins  und  der  Druck  der  englischen 
Konkurrenz  rief  in  den  40er  Jahren  eine  leb- 
hafte schatzzöUnerische  Bewegung  hervor,  na- 
mentlich in  Süddentschland,  wo  man  ursprüng- 
lich wegen  der  Hohe  der  preußischen  Schnts- 
zClIe  BMenkon  gehabt  hatte.  In  Preußen  war 
das  neue  Handelsamt  der  wichtigste  Vertreter 
dieser  Richtung.  Die  Bewegung  führte  1842—46 
zur  Erhöhung  einer  Anzahl  von  ZOllen  anf  ge- 
werbliche Erzengnisse,  von  welchen  feinere  Woll- 
waren und  baumwollenes  und  Leinengaru  die 
wichtigsten  waren,  sowie  zur  N'eueinfiihrung 
eines  Boheisenzolles.  Der  Handelsvertrag,  der 
1853  Oesterreich  eine  bevorzugte  Stellung  ein- 
räumte, brachte  eine  Anzahl  von  Ermäßigungen, 
während  die  ftbrignt  durch  die  Ansdehnang  des 
Zollvereins  anf  Nordwestdentschland  veranlaßten 
Zollherabsetznngeu  im  wesentlichen  Finanzzölle 
betrafen.  Abgesehen  vom  Zolltarif  war  der 
Zollverein,  resp.  die  preußische  Regiernng  be- 
strebt, den  Verkehr  mit  dem  Auslande  zu  er- 
leichtern, die  Rheinschiffahrt  zu  befreien,  die 
vertragsmäßigen  Beziehungen  zu  den  Nachbar- 


nicht  möglich,  das  System  der  Grenzzölle  mit ',  Staaten  zu  pflegen.    Nach  innen  wurde  auf 


freiem  inneren  Verkehr  einzuführen.   Man  be- 1 
nutzte  vielmehr  für  die  Maßr^elu  der  Zollpolitik 
die  Accise.  die  allgemeine  verbraucbsbesteae- 
rang.  die  aberwiegend  in  der  Form  von  Tor- , 
abgaben  vorkam.   In  Preußen  gab  es  1800 ' 


größere  wirtschaftliche  Einheit  hingewirkt  durch 
Verträge  über  das  Münzwesen  (l^  und  1857). 
über  Reiches  Zollgewieht,  Uber  Fostifresen  u. 
dgl.  Doch  war  der  Fortsehritt  langsam,  wäh- 
rend der  Zolltarif  in  den  fiOer  Jahren  ganz 


nidit  weniger  als  57  Tarife  mit  ^75  Waren- !  stabil  wnrde  nnd  den  wirtschaftliehen  Veriält- 
klassen.  Daneben  bestanden  zahlreiche  Einfuhr- ;  Dissen,  den  Verschiebungen  aller  Warenpreise 


verböte  für  Fabrikate  und  Ausfuhrverbote  für 
Rohstoffe.  In  d^  Getreidehandel  griff  der  Staat 


immer  weniger  enteprach. 

Um  diesem  Mißstande  gründlich  abzuhelfen. 


mit  seinen  Magazinen  selbst  ein,  um  die  6e- .  die  Zollbegünstignng  Oesterreichs  zn  beseitigen 
treidepreise  im  Interesse  von  Produzenten  und  i  und  diesem  den  £]intritt  in  den  Zollverein  un- 


Konsnmenten  anfeinem  möglichst  gleichmäßigen 
Niveau  zu  erhalten.  Nach  Beendigung  der 
Kriegszeit  war  eine  der  ersten  Aufgaben  für 
das  neue  Preußen,  sein  Zoll-  nnd  Handelssystem 
nen  aafmbanen,  da  weder  die  EinfÜhrnng  eines 
allgemeinen  deutschen  Grenzzolles  für  die  Zeit 
des  Krieges  (Kriegsirapost  von  1813)  noch  die 
nichtssagenden  Versprechungen  des  Art.  19  der 
deutscbeu  Bnndesakte  zn  bleibeuden  positiven 
Ei^bnissen  führten.  Die  dem  neuen  Zollgesetz 
zn  stellenden  Aufgaben  waren:  freier  Verkehr 
im  Innern  nnd  wirtschaftlicher  Znsammeuschluß 
der  so  verschiedenartigen  Provinzen.  Schutz  für 
die  Industrie  nnd  Möglichkeit,  Zullmaßregeln 
anderer  Staaten  cu  belämpfen,  Sicherung  der 
^luatseännahmen  trotz  tugfinstiger  Landes- 
greBzeo.  RBekkehr  zum  ProhibitiTsystem  war 


tmter  diesen  Cmatlnden  ebenso  unmöglich  wie '  iHtil)  beibehalten. 


müglich  zu  machen  (der  nicht  nur  aus  politischen 
Gründen,  sondern  schon  wegen  der  österrei- 
chischen Währungsverhältnisse  bekämpft  werden 
mnßte),  entschloß  man  sich  in  Preußen,  getragen 
von  der  in  Norddeutscbland  überwiei^nd  dem 
Freihandel  günstigen  Stimmung,  mit  Frank- 
reich einen  mndelsvertrag  abznscnließen  i29./in. 
1862),  in  welchem  g^enseitige  Meistbegün- 
stigung zugesagt  und  ein  neuer  wesentlich  er- 
mäßigter Zolltarif  vereinbart  wurde.  Nach  einer 
heftigen  Krisis  im  Zollverein,  der  sich  aufzu- 
lösen drohte,  siegte  die  Macht  der  wirtschaft- 
lichen Interessen,  welche  gebieterisch  die  Er- 
haltung der  Zolleinigung  forderte.  Durch  den 
neuen  Zollvereiusvertrag  v.  16./V.  1865  wurde 
der  nette  ermäßigte  Tarif  angenommen  und 
nach  der  Bdionstruktion  des  ZoUvereinB  (8./Vn. 
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Die  Begrlittdou^  des  Norddeatschen  Bandes 
and  Deatscheo  Beiches  fahrte  zar  Erweiterang: 
der  Zollgrenzen,  die  seit  dem  Eintritt  von  Ham- 
harg  und  Bremen  (15./X.  1888)  mit  den  Beichs- 
grenzen  im  wesentUcnen  zasammenfallen  und 
auOerdem  Luxemburg  und  ein  paar  österrei- 
chische Gemeinden  eiuschlieCen.  Die  Herstellung 
der  politischen  Einh^t  führte  zu  einer  ener- 
gischeren Vertretung  der  deutschen  Handels- 
interessen nach  außen  durch  Äbschlnli  von  zahl- 
reichen flandelsverträgen,  dnrch  Bildung  einer 
Kriegsmarine  und  Uebemahme  des  Konsnlats- 
wesens  auf  das  Beicb.  Nach  innen  war  nun- 
mehr die  Möglichheit  gegeben,  durch  Znsammen- 
wirken der  gesetzgeoenden  Faktoren  zu  einer 
einheitlichen  Eutwickelnng  des  Wirtschafts- 
lebens zu  kommen.  Auf  dem  Gebiete  des  Tarif- 
wesens bestand  zunächst  eine  starke  freihänd- 
lerische Strömung,  die  1868  im  Handelsvertrag 
mit  Oesterreich,  1870  und  1873  (l.fVll.)  auf 
autonomem  Wege  die  Schutzzölle  immer  mehr 
ermäßigte.  In  dem  letztgenannten  Gesetz  wurde 
der  Boneisenzoll ,  der  schon  vorher  ermäßigt 
war,  wieder  ganz  beseitigt.  Der  Zoll  anf  die 
meisten  Eisenwaren  sollte  am  l./I.  1877  folgen 
Auch  sonst  näherte  man  sich  dem  englischen 
Huster,  daß  nur  Finanzzölle  bestehen  bleiben 
sollten.  Inzwischen  hatte  jene  große  wirtschaft- 
liche Krisis  begonnen,  welche  fast  alle  Enltnr- 
staaten,  freihändlerische  wie  schutzzöUnerische. 
eigriff.  Hatte  man  bisher  in  ganz  einseitiger 
^^ise  den  großen  seit  den  50  er  Jahren  ein- 
getretenen wirtschaftlichen  Aufschwung  den 
Fortschritten  des  Freihandels  zugeschrieben,  so 
glaubt«  man  nun  ebenso  einseitig  in  ihm  die 
Wurzel  des  allgemeinen  Leidens  erkennen  zu 
sollen.  Der  nach  Schutz  rufenden  Industrie 
(Zentral  verband  deutscher  Industrieller  1871),  im 
wesentlichen  die  Eisenindustrie  und  die  Spinnerei 
vertretend)  erstand  ein  mächtiger  Bundesgenosse 
in  der  bisher  freihäudlerisch  gesinnten  Land- 
wirtschaft, welche  den  wachsenden  Druck  der 
russischen,  amerikanischen,  indischen  Konkurrenz 
KU  fühlen  begann.  Dazu  kamen  die  Finanz- 
hedfirfnisse  des  Beiches.  Die  Parteien,  welche 
bereit  waren,  die  Finanzen  des  Beiches  zu  stärken, 
mußten  naturgemäß  auch  den  größten  Einfloß 
auf  die  Gestaltnnt^  des  Zolltarifs  erlangen. 

So  erhob  in  Deutschland,  wie  anderwärts, 
der  tot  geglaubte  Schutzzoll  plötzlich  wieder 
das  Haupt.  Die  ergebnislosen  Verhandlungeu 
mit  Oesterreich  wegen  Abschlusses  eines  neuen 
Tarifvertrages  zeigten  schon  die  neue  Kichtuug 
an.  Eine  schutzzöUnerische  Erklärung  von 
204  Mitgliedern  des  Beichstages  v.  17./X.  1878 
ließ  die  Wandlung  der  Öffentlichen  Meinung  er- 
kennen. Eine  vom  Bundesrat  zur  Beratung  der 
Tarifreviaion  eingesetzte  Kommission  erhielt  vom 
Reichskanzler  in  einem  Schreiben  v.  15./Xn. 
1878  die  Bicbtung  vorgezeicfanet :  keine  Tarif- 
verträge, sondern  autonome  Zollgesetzgebung; 
Prinzip  der  allgemeinen  Zollpflicht}  Freiheit  nur 
der  unentbehrlichen  Rohstoffe;  Schutz  aller  Pro- 
duktionsinteressen. 

Im  letzten  Punkte  lag  schon  der  Gedauke 
des  Zollschutzea  auch  der  landwirtschaftlichen 
Produktion.  Die  Einführung  des  Boheisen-  und 
des  Boggenzolles  (mit  schhelßich  je  1  H.  fllr 
100  kg)  waren  das  eigentliche  Objekt  des  hef- 
tigen parlamentarischen  Kauipfes.  Der  Tarif 
T.  15./VII.  1819  wird,  neben  der  Erhübung  und 


I  Vennehmng  der  FinanzzöUe,  charakterisiert 
durch  allgemeinen,  meist  nicht  sehr  hohen  In* 
I  dnstrieschutz,  feinere  Ausgestaltung  dieser 
I  Schutzzölle  (z.  B.  bei  den  Garnen  nach  der 
I  Feinheit,  bei  Baumwollgeweben  nach  der  Fädeu- 
'  zahl,  bei  Wollstoffen  nu^  der  Schwere),  mäßige 
Zölle  anf  Getreide,  Vi^,  Nutzholz. 

Viel  stXiter  waren  die  weiteren  ürhShnngen 
der  Schutzzölle  für  die  Industrie  1881  und  1W5, 
fQr  die  Landwirtschaft  1886  und  1887. 

Die  Handelsvertri^^e,  welche  nach  1879  ab- 
geschlossen wurden,  enthielten  nur  noch  aus- 
I  nahmsweise  Bindungen  des  Tarifs  (mit  Italien 
und  mit  Spanien  1^,  mit  Griechenland  1881). 
Im  Übrigen  beschränkte  sich  Deutschland  auf 
den  Abschluß  von  Meistbegfinsügungsverti^en, 
was  genüg;te,  solange  Frankreich  durch  eine 
ganze  Anzahl  von  Tarifverträgen  die  Zölle  der 
anderen  Staaten  band.  Die  meisten  enropäischeu 
Tarifverträge  liefen  aber  am  1./U.  1892  ab,  und 
in  Frankreich  bestand  nicht  die  Absicht,  sie  zu 
erneuern  (s.  oben).  Selbst  Staaten  wie  die 
Schweiz,  welche  bisher  die  Schutzzollbewegung 
kanm  mitgemacht  hatten,  erhöhten  ihre  Zölle, 
um  Kompensationsobjekte  für  künftige  ZoUver- 
handlungeu  zu  haben.  Eine  immer  weitere  Aus- 
dehnung der  gegenseitigen  Aussperni^  und 
eine  fortdauernde  Beunruhigung  aller  Export- 
interesseu  drohte. 

Unter  diesen  Umst&uden  beschloß  die  deutsche 
Begierung  diesen  wachsenden  Abspermnfnten* 
denzen  entgegenzutreten  und  stabilere  Tarif- 
Verhältnisse  herbeizuführen.  Dazu  kau,  daß  die 
Hfihe  der  1887  eingeführten  Getreidezfille  in 
Zeiten  so  hoher  Getreidepreise,  wie  sie  1891  ein- 
traten, den  Bestand  dieser  Zölle  selbst  gefährdete. 
Einzelne  gewerbliche  Schutzzölle  hatten  den  ge- 
wünschten Erfolg,  eine  Industrie  heranzuziehen, 
nicht  gehabt  (Feingarospinnerei),  konnten  also 
als  Kompensationsobjekte  benutzt  werden.  Von 
diesen  Erwägungen  ausgebend,  verhandelte  die 
deutsche  Begierung  gleichzeitig  mit  Oesterreich- 
Ungarn.  It^ien,  der  Schweiz  und  Belgien  und 
schloß  eine  Beihe  von  Tarifvertr^n,  welch  au 
l.'IL  1892  in  Kraft  traten.  Erhebliche  Er- 
mäßigungen des  Tarifa  erfolgten  dabei  nur  für 
Getreide  (Weizen  und  Roggen  von  5  M.  anf 
3,50  M-.  was  immer  noch  ein  verhältnismäßig 
sehr  hoher  Zoll  war).  Die  sonstigen  Tarifhera^ 
Setzungen  waren  auf  seite  Deutschlands,  wie 
der  anderen  Staaten  nicht  sehr  bedeutend.  Der 
Wert  der  Verträge  beruhte  mehr  auf  der  Biu- 
dung  zahlreicher  Tarifposition eu  bis  zum  Ende 
des  Jahres  1903,  Auch  anderweitige  Ver- 
kehrHerleichterungen  wurden  gegenseitig  zuge- 
standen. 

Im  Gegensatz  zu  dem  in  der  Freihandels- 
periode beobachteten  Verfahren  wurden  die  den 
\'ertragsstaaten  eingeräumten  Vergünstigungen 
nicht  obne  weiteres  verallgemeinert,  sondern  als 
Kompensationsobjekte  zu  weiteren  Vertragsver- 
bandlunfüeu  benutzt,  soweit  nicht  auf  Grund 
älterer  Verträge  die  Meistbegünstigung  ohne 
weiterem  eintrat  (wie  z.  B.  gegenüber  Groß- 
britannien, den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  Frankreich,  dem  die  Meistbegünstigung  auf 
Gruud  des  Frankfurter  Friedens  zusteht). 

So  folgten  den  Verträgen  von  1892  im  näch- 
sten Jahre  solche  mit  Serbien  und  Rumänien. 
Der  mit  Spanien  schon  abgeschlossene  Vertrag 
wurde  nicht  ratifiziert,  so  daß  Deutschland  und 
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Spanien  sich  von  1894  bis  znm  Sommer  1896  in 
einem  onerfreulichen  Zollkrieg  befanden. 

Baßland  eegenQber  führte  die  Anwendung 
der  alten  ZoLufttse  auf  eelne  Getreideansfahr  im 
Sommer  18SQ  m  einem  ZoUkriwe,  der  Dentsch* 
Und  znr  EriiSbane  des  tietreidezoUes  RnCland 
gegenüber  anf  7,50H.  TeraulaUte  und  die  deutsche 
Ltdnstrie  wie  die  russische  Landwirtsch^t  er- 
heblich schftdi^te,  während  ^eichEdtie  Frank- 
reich einen  mmdelsvertrag  mit  RoitTand  ab- 
»cbloO,  welcher  der  franzJJsischen  Aasfahr  eine 
Beibe  Ton  Vergitostigaugen  gewährte.  Darch 
den  Vertrag  vom  10./II.  1894  gelang  es,  zu 
einem  Absctünß  mit  Bnßland  m  kommen,  wel- 
cher diesem  Lande  im  wesentlichen  die  von 
Dentschland  anderen  Lftndem  bereits  bewilligten 
ZoIlsAtae  gewährte  nnd  dafür  (im  Znsamraen- 
hang  mit  dem  fnuucfisischen  Verüng)  die  Herab- 
aetsung  einer  sehr  großen  Zahl  der  Tari^>osi* 
tionen  des  mssischen  TarU'es  von  1891  erlangte. 

Um  den  Vertrag  gegen  den  lebhaften  agrari- 
seheo  Widerstajid  im  Reichstage  dnrchzasetzen, 
«-nrde  von  der  deutschen  Regierang  die  sog. 
Anfhebong  des  Identitfttsaachweises  (ve:1.  diesen 
Artikel}  verfügt,  was  gleichzeitig  der  Erleicbte- 
rong  der  Getreideanarabr  aas  dem  Osten  and 
der  ErhCbong  der  dortigen  Getreidepreise  diente. 

Der  Abschlnli  der  HandebTerölge  fiel  in 
eine  rttckUinfige  Eonjanktnr  des  >\  irtschafts- 
lebens.  Der  Knnäßignug  der  landwirtschaft- 
lichen Zölle  folgte  anmittelbar  eine  Zeit  beson- 
ders schwieriger  Lage  für  die  deatscbe  Land- 
wimchaft.  Nach  der  Biirre  von  1893  kameo 
1894  so  niedrige  Getreidepreise,  wie  sie  später 
nicht  wiederkehrten.  Alsbald  begann  mit  der 
Grändnng  des  Bandes  der  Landwirte  eine  leiden- 
schaftliche Agitation  gegen  den  bestehenden  Ver- 
tragstarif.  welche  :die  politischen  Parteien  nnd 
dieBegiemng  den  Fordemngen  verstärkten  Zoll- 
sehvties  immer  gefügiger  machte.  Seit  1697  be- 
gann mit  der  Znsicbernng,  daß  die  nenen  Uan- 
detsvertr^e  keine  Abschrift  der  alten  sein 
sollten,  die  Vorbereitung  eines  neaen  Zolltarifs, 
der  den  kommenden  Vertragsverhandlnngen  zn- 
gründe  gelegt  werden  sollte.  Die  Einsetzung 
eines  „wirtschaftlichen  Äasschusses"  hierfür  war 
das  Signal  zar  Weckang  aller  schatzzöUneriscbeD 
Begehrlichkeiten,  die  ihren  Ansdrack  in  einem 
Tanfentwnrf  fanden,  der  im  Herbst  1901  dem 
Reichstag  vorgelebt,  im  Dezember  1902  aage- 
nonuneH  wurde  naui  parlamentarischen  K&mpien 
von  einer  I^idens^iutlichkeit  und  Gewalttätig- 
kät,  wie  sie  bisher  im  Deutschen  Reichstage 
nicht  rora;ekommen  waren. 

Der  Zolltarif  vom  2ä./Xn.  1902  ist  nach 
einem  ganz  neuen,  wohlgeordneten  Schema  auf- 
gebaut. Er  wird  charakterisiert  durch  die 
feinere  Differenzierung  vieler  Schutzztllle  mit 
der  allgemeinen  Tendenz  zur  ErhShung,  durch 
die  starke  weitere  Heraufsetznng  der  landwirt- 
fichaftlichen  ZOlle  and  dnrch  die  Festsetznng 
ron  MinimalzSllen  fQr  Getreide,  anter  welche 
die  Begieraag  beim  Abschluß  neuer  Handelsver- 
trige  niehC  herabgehen  sollte.  Bei  den  alsbald 
be^mnenen  Ver^^verhandlongen  mit  den 
Nachbarstaaten  erwiesen  sich  diese  Bestimman- 
gen  als  schweres  Hemmnis.  Die  bandelspoli- 
tisdie  Situation  hatte  sich  auch  dadurch  ver- 
aehlecfatart,  daß  in  einer  Anzahl  von  Staaten, 
wie  Rußland.  Oesterreich-Ungarn,  der  Schweiz, 
anmaqtn  Tariferhöhungen  für  die  Zeit  des  Ab- 


laufens  der  Verträge  vorgenommeu  waren.  Nach 
mühsamen  Verhandlungen  kamen  1901/05  der 
Beibe  nach  neue  Taruverträge  zustande  mit 
Italien,  Bdgien,  Bußland,  Bumänien,  der  Schweis, 
Serbien,  Owterreich-Ungam ,  Balgarien,  denen 
im  April  1906  noch  Schweden  folgte-  Die  neuen 
Verträge  gelten  bis  1917.  Formell  sind  sie 
„Zusätze"  zu  den  alten  nicht  gekündigten.  In 
Kraft  traten  die  neuen  Tarife  am  1./III.  1906. 
Sie  bedeuten  allgemeia  eine  Erschwerung  des 
internationalen  \  erkehrs.  Nach  den  Worten 
der  Denkschrift,  mit  der  die  Verträge  dem 
Reichstag  vorgelegt  wurden,  war  bei  dem  Ab- 
schluß „in  erster  Linie  das  Bestreben  maß- 
gebend, den  für  die  Luidwirtschaft  in  Ausndit 
genommenen  hsheren  Schutz  tunlidist  aufrecht 
zu  erhalten".  Dies  habe  es  unmö^ch  gemacht, 
für  die  gewerbliche  Aasfuhr  diqenigen  Zuge- 
ständnisse zu  erhalten,  „auf  die  wir  andernfaUs 
vielleicht  hätten  rechnen  können". 

An  protektionistiscben  Maßregeln  neben  dem 
Zolltarif  ist  besonders  die  eigentümliche  Ein- 
richtung der  Branntweinbestenerung  (vgl.  d.  Art. 
oben  Bd.  I  S.  513  fg.)  zn  erwähnen.  Die  Küsten- 
schiffahrt ist  (Ges.  V.  22./\'.  1881)  nur  den  Schiffen 
derjenigen  Staaten  gestattet,  welche  ihrerseits 
die  deatscbe  Flagge  zur  Küstenschiffahrt  zulassen. 

Zollbegünstigungen  der  Einfuhr  im  direkten 
Verkehr  mit  den  Ursprungsländern  (wie  ste  in 
den  80  er  Jahren  voigescblagen  sind  und  in 
Frankreich  brateben)  und  Begünstigungen  des, 
freilich  noch  geringen,  Verkehrs  Deutochlands 
mit  seinen  Kolonieen  gibt  es  nicht. 

d)  Oesterreich-Ungarn.  Seit  den  Anfängen 
unter  Leopold  I.,  die  durch  Karl  VI.  systema- 
tisch weitergebildet  wurden,  hat  in  Oesterreich 
ein  strenges  merkantilistisches  Prohitivsystem 
bestanden,  das  erst  18öl  durch  ein  System  von 
Schutzzöllen  ersetzt  wurde.  In  diesem  Jahre 
wurde  auch  die  letzte  Binnenzollinie,  die  gegen 
Ungarn,  beseitigt,  während  bis  1826  Oesterreich 
noch  in  eine  Anzahl  von  getrennten  Zollgebieten 
zerfiel.  Von  18&0  an  ist  die  österreichische  H. 
beherrscht  von  dem  Gedanken  des  Eintritts  in 
den  deutschen  Zollverein,  was  1851  und  1853 
zu  der  Ermäßigung  der  Zollschranken,  teils  all- 
gemein, teils  nur  dem  ZoUverein  gegenüber, 
fährte.  Als  durch  die  Herabsetzung  der  deut- 
scheu Zölle  von  1865  dieser  Plan  unmöglich 

giworden  war,  erfolgte  zanäehst  ein  sewisser 
Qckschlag.  Aber  Mld  befand  man  sich  gleich- 
falls in  (ter  freihändlerischen  Strömane  jener 
Zeit,  was  noch  dadurch  verstärkt  wurde,  daß 
seit  1867  Ungarn  seine  agrarischen  Ansfuhnnter- 
essen  energisch  zur  Geltung  brachte.  In  dem 
deutsch-österreichischen  Handelsvertrag  v.  9./III. 
1868  und  vor  allem  in  der  viel  erörterten  Nach- 
tragskonvention mit  England  v.  30./XII.  1869, 
die  allerdings  mehr  pohtischen  als  wirtschaft- 
lichen Motiven  entsprang,  fand  diese  Strömung 
den  stärksten  Ausdruck.  Wie  die  Krisis  von 
1873  in  Oesterreich  besonders  heftig  auftrat^  so 
war  es  auch  (neben  Frankreich  und  Italien) 
eines  der  erstoi  Länder,  in  welchem  die  handels- 
politische Beaktion  sich  zeigte.  Die  autonomen 
Tarife  von  1878,  1882  nnd  1887,  die  Erhebung 
der  Zölle  in  Gold  (seit  1878)  brachten  eine  he- 
bedeutende  Erhöhung  der  Zölle,  die  seit  1887 
sogar  der  Landwirtschaft  einen  beträchtlichen 
Zollschatz  brachte,  obgleich  bei  dieser  die  Ex- 
portinteressen  noch  überwogen.   Im  Jahre  1891 
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schloß  sich  Oesterreich  eng  der  dentschen  Akdon 
gemeiiischaftlicher  VerhaiuliuigeD  Aber  Handels- 
Tertrftge  au,  deren  Ziel  weniger  die  EnDftßigimg 
als  die  Stabilienuig  der  bisberigeb  Schatez^iUe 
bedeutete.  Die  bemerkenswerteste  Folge  dieses 
Vorgehens  war  auch  für  Oesterreich-Ungaru  der 
Abschluß  eines  Handelsvertrages  mit  Roßland 
(18./V.  1894).  Aehnlich  wie  in  Dentschland  be- 
gann man  auch  in  Oesterreich-Ungarn  schon 
um  1898  mit  den  Vorbereitungen  ftlr  die  Aas- 
arbeituug  eines  neuen  Zolltarifes.  Der  Entwarf, 
auf  den  der  deutsche  unverkennbaren  Einfluß 
g«abtj  kam  erst  1903  zustande.  Wesentlich  in- 
Uäge  innerpoUtischer  Schwierigkeiten  verzögerte 
sich  der  Erlaß  des  Tarifgesetzes  bis  zum  13./II. 
1906.  Der  neue  Tarif  ist  der  Ausdruck  des 
Strebens  nach  vermehrtem  ZoUschutz  durch 
wachsende  Spezialisierung  der  Positionen,  dnrch 
Ausdehnung  der  Zollpflicht,  durch  namhafte 
ErhShnng  des  Agrarschutzes.  Eigentümliche 
Schwierigkeiten  ergeben  sich  immer  wieder  ans 
dem  Österreichisch-ungarischen  Dnaliamns ,  da 
die  handelspolitischen  Interessen  beider  Beichs- 
hilften  »txrk  ausdnanderlanfen.  Sog^  die  Tren- 
nung des  Zoll-  and  Handelsbitaidnissea  beider 
Beicnshälften  wird  emsthaft  erörtert.  Eigen- 
tümlich sind  der  Österreich-ungarischen  Handels- 
politik die  Verkehrs-  und  ^Uerleichternngen, 
welche  sie  für  gewisse  Artikel  verschiedenen 
Grenraachbarn  bewilligt,  ohne  daß  die  Heist- 
begünstigungsklausel  darauf  Anwendung  fände. 

e)  BuBsland  ist  der  Staat  des  Hochacbntz- 
zolles.  Allerdings  sind  an  Stelle  der  in  den 
Tarifen  von  1798  and  1810  aas^büdeten  Pro- 
hibitionen seit  den  30er  Jahren  Zölle  getreten, 
aber  solche  von  bedeutender  Höhe.  Einige  Er- 
leichterungen waren  1857  und  1868  erfolgt, 
aber  am  l.yl.  1877  brachte  die  Erhebung  der 
Zölle  in  Gold  eine  allgemeine  Erhöhung  aller 
Zollsätze  (um  etwa  dO«/o),  und  seit  1881  folgte 
eine  ZoUerhfihang  der  anderen,  die  im  Tarif  v. 
11./VI.  1891  zu  einem  gewissen  Abschluß  kamen. 
Eigentümlich  ist  Rußland  die  rücksichtslose  Be- 
steuerung vieler  Rohstoffe  (aus  finanziellen  Grün- 
den), die  Bevorzugnng  der  innerrassischen  Pro- 
vinzen vor  den  an  der  Grenze  gelegenen,  die 
Begünstigung  der  Einfuhr  auf  dem  Seewege. 
Dieser  für  Deutschland  aehr  ungünstige  Umstand 
wurde  für  Kohlen  und  Eisen  durch  den  deutsch- 
russischen  Handelsvertrag  von  1894  beseitigt. 
Die  Bedeutune  dieses,  wie  der  Verträge  mit 
Frankreich  und  Oesterreich,  beruhte  in  der  Er- 
mäßigung einer  großen  Zahl  von  Zollsätzen, 
mehr  aber  noch  dann,  daß  Rußland  überhaupt 
wieder  dazu  gebracht  war,  sich  für  eine  Reihe 
von  Jahren  zu  binden.  Aach  eine  Reihe  von 
sonstigen  Verkehrserleichterangen  wurden  den 
Nachlurstaateu  zugestanden.  Auch  Kußland 
bereitete  sii^  für  du  Ablaufen  dieser  Handels- 
verträge vor  dnrch  Erlaß  eines  neuen  Zolltarifes 
ns.ß.  1903).  Durch  neue  Handelsverträge  mit 
Dentschland,  Oesterreich-Ungarn  usw.  ist  aller- 
dings eine  Ermäßigung  mancher  Sätze  dieses 
Tams  erreicht.  Aber  im  allgemeinen  ist  seit 
dem  1./III.  1906  das  Zollniveau  doch  wieder  er- 
höht im  Vergleich  mit  der  abgelaufenen  Handels- 
vertragsperiode. 

f)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  Ihr 
Tarif  hat  eine  ähnliche  Bedeutung  ftlr  Etiropa 
wie  der  rassische.  Während  die  ersten  von  der 
jungen  Repablik  eingeführten  Zölle  (seit  1789} 


wesentlich  finanziellen  Zwecken  dienten,  änderte 
sieh  das  in  der  Zeit,  in  welcher  die  Vereinigt»! 
Staaten  in  den  Krieg  g^en  Ensland  verfloch- 
ten wurden  (1808— fölö).  Das  Entstehen  zahl- 
reicher Fabriken  in  dieser  Zeit  war  der  Ans- 
^ngs^nnkt  einer  protektionistischeu  StrOmung, 
die,  wie  in  Europa,  nach  Herstellung  des  Frie- 
dens 1816  zur  Einführung  eines  Zollschutzes 
gegen  englische  Konfcnrrenz  führte.  Doch  wurde 
diese  Bewegung  kräftig  erst  nach  der  Wirtschafts- 
krise von  1819  und  setzte  sich  namentlich  in 
den  ZoUtarifen  von  1824  und  1828  durch.  Der 
Kam^  zwischen  E^handel  und  ächutuoll  deckt 
sich  in  der  Hauptsache  mit  dem  Kampfe  des 
Südens  tmd  des  Nordens,  der  Föderalisten  und 
Ceutralisten,  der  Demokraten  und  Republikaner 
am  die  Herrschaft.  Der  sklavenhaltende  Süden, 
wo  eine  Indostrie  sich  nicht  entwickeln  konnte, 
war  durchaus  freihändlerisch  und  nur  für  Finanz- 
zölle.   In  deu  mittleren  Staaten  Uberwog  das 
Interesse  an  dem  Schutze  der  entstehenden  In- 
dustrie.   In  den  Xen-Eugland-Staaten  waren 
anfangs  die  Handelsinteressen  noch  so  stark,  daß 
die  Haltung  eine  schwankende  war.  Ent  später 
siegte  auch  hier  der  Schutzzoll.  Koch  1833  war 
ein  schntzzöUnerischer  Tarif  beschlossen  ,  aber 
!  schon  1833  kam  durch  einen  Kompromiß  ein 
I  Tarif  zustande,  der  eine  allmähliche  Ermäßigung 
I  der  Schutzzölle  bewirken  sollte.  Aber  noch  ehe 
'diese  voll  wirksam  geworden  war,  setzte  1&43 
'  die  republikanische  Partei  einen  neuen  Schatz- 
1  Zolltarif  durch.   Nachdem  aber  die  Demokraten 
<  wieder  zur  Herrschaft  gekommen  waren,  folgte 
j  schon  1846  eine  Ermäßigung  der  bi^erigen 
I  Zölle ,  die  1857  weiter  ausgedehnt  wurde,  aber 
I  nun  unter  dem  Einfluß  der  Handelskrise  von 
1857  sich  nicht  behaupten  konnte.  Nach  langen 
Verhandlungen  kam  unmittdbar  vor  Ausbruch 
des  BürKerluieges  der  Morrill-Tarif  zustande,  der 
angeblich  die  Sätze  von  1846  wiederherstellen 
sollte,  dessen  Schutz  aber  tatsächlich  erheblich 
weiter  ging. 

Während  des  Bürgerkrieges  wurden  die  Zölle 
fast  ununterbrochen  erhöht,  namentlich  1862  und 
1864.  in  erster  Linie  um  die  Einnahmen  ans 
den  Zöllen  zu  erhöhen  und  um  die  Zölle  in  Ein- 
klang zvL  setzen  mit  den  enorm  gesteigerten  in- 
ländischen Steuern.  Aber  die  Männer,  weldie 
die  neuen  Tarife  durchsetzten,  waren  gleichzeitig 
Schutzzöllner  und  verschafften  ihren  Ansichten 
rücksichtslos  Geltung.   1862  betrugen  die  Zölle 
noch  37  %  vom  Wert  der  zollpflichtigen  Einfuhr, 
nach  dem  Tarif  von  1864  dagegen  47%.  Die 
schutzzöllnerische  Natur  der  Kriegstarife  hat  be- 
|wkt,  daß  sie  nach  Beendigung  des  Krieges 
einen  dauernden  Charakter  annahmen.  „Die 
I  Geschichte  des  bestehenden  Tarifs  ist  nichts  als 
|die  Geschichte  davon,  wie  die  Kriegsabgaben 
I  beibehalten,  vermehrt  und  in  ein  System  ge- 
I  bracht  worden,  und  eine  Geschichte  der  schwäch- 
lichen und  erfolglosen  Versuche,  die  von  Zeit 
zn  Zeit  gemacht  sind,  die  Zölle  zu  vermindern 
und  zu  reformieren"  (Taaßig).   Allerdings  er- 
folgten 1870  und  1872  einige  Ermäßigungen, 
aber  die  Krise  von  1873  gab  den  Schntzzölluem 
sofort  wieder  die  Gelegenheit  (1875),  die  alte 
,  Höhe  der  Zölle  wiederherzustellen.   Der  Tarif 
'  von  1883  bedeutet  als  Ganzes  keine  Verminde- 
;  rtmg  des  Zollschutzes,  und  seine  Höhe  erreichte 
dieser  in  dem  Hac  Kinley-Tarif  von  1890.  der 
wichtige  Finanzzölle  herabsetzte  oder  ermäßigte, 
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die  Sciiattzölle  dagegen  meist  noch  steigerte. 
Während  bierdnrcb,  wie  dnrcfa  die  tfafiregeln 
ia  ZttllTerwaltang,  die  Vereinigten  Staaten 
iBdattriell  immer  unabhängiger  von  Enropa  ge- 
lueht  werden  wUten ,  war  die  Aafbebong  der 
Z8I1«  anf  Zaeker,  Kaffee  usw.  bestimmt,  die 
isdeicB  nn^hängigen  Staaten  Amerikas  zam 
ZoOiBSclilnil  an  die  Vereinigten  Staaten  zu  ver- 
ulaaMn.  Gleichzeitig  erschwerte  man  den  Ver- 
keltr  mit  dem  britLscben  Nordamerika  dnrcb  hohe 
fandwinachaftliche  Z6\\e. 

Die  Üebertreibtingett  dea  Mac  Kinlej-Tarifs, 
die  Termindemng  der  ZoUeinnahmeu  und  die 
Verdringnng^  der  republikanischen  Partei  durch 
die  demokratische  führten  1894  zn  einer  Revision 
•IrrZollgcsetzgebong,  die  unter  großen  Scbwierig- 
keitai  sastande  kam.    Der  neae  Wilsoa-Tanf 
«chaAe  die  RohstofottUe  ab.  namentlich  den  auf 
IToIle.  und  erm&Cigte  die  EisenzQlle.   Dem  ent- 
«prach  die  BerabseUQog  der  Zölle  auf  die  ent- 
•pncfaenden  Fabrikate.   Auch  andere  Zölle  auf 
r&brikate  und  die  auf  landwirtschaftliche  Pro- 1 
Jaktr  Warden  etwas  ermäßigt.   Der  ZnckerzoU ' 
wurde  wieder  ein^führt.  mit  einem  Zuschlag! 
rar  Zncker  aus  Prämien  zahlenden  Ländern. ' 
^  gering  im  ganzen  die  Uinderbelastong  der 
Emfobr  dorcb  diesen  Tarif  war  —  nicht  game ; 
W„,  eegenflber  fiO*o  des  Wertes  nach  demj 
Vac  Kinier-Tarif  — ,  so  war  sie  doch  nicht  von  i 
Instand.    Nach  der  Wahl  Xac  Kinleys  zum ; 
Präsidenten  ist  1897  eine  abermalige  bedeutende 
£rb<%ang  der  Zölle  eingetreten,  auf  durchschnitt- 
iirh  ö&*  o  des  Wertes  der  Einfuhr.    Dieser , 
tnngley- Tarif  hat  den  Wollzoll  wiederhergestellt, 
•Ii«  ZfiUe  anf  Woltwaren  und  andere  Erzeugnisse 
•1«r  Textilindustrie  erhöht,  zahlreiche  bisher  freie 
■•egeostCode  für  zollpflichtig  erklärt.  Besonders 
Wmerkenswert  sind   die  Bestimmungen  Uber 
.Beziprozitat'*.  wonach  der  Präsident  Zölle  auf , 
Kevitte  Waren  auflegen  oder  ermäßigen  kann, 
tun  Be^rftustignngen  der  amerikanischen  Ansfnhr 
KW  anderen  Uoden  zn  erlangen.  Der  Versuch, 
RniprozitttBTerträge  mit  einer  Anzahl   sUd- ' 
uitTikaniscber  Staaten  abzuschließen,  ist  jedoch  ' 
aiefat  geglückt,  z.  T.  infolge  des  Widerstandes 
der  Hochacbatzzöllner  in  den  Vereinigten  Staaten 
*eih»t.    Dagegen  ist  in  dem  nominell  unab- 
hÄagigen  Kuba  eine  Begünstigung  durchgesetzt 
vonlen.  —  Eigentttmlich  ist  dem  amerikanischen 
Zollsystem  der  ausgedehnt«  Gebranch,  der  von 
Wertzöllen  gemacht  wird. 

Uteralars  Bierktr  ^ehnrt  dit  bemdel»ffe»ekicht-  ' 
lAtmttur  äbrrhatifit,  aut  der  einige  Ifaupt- ' 
*rrltbH»  ArL  t^antUt"  oben  S.  16  angfßihrt  sind.  ' 

—  IHe  Litnoiitr  Ober  die  allgemtine  Fragt  von 
Frtihatutti  und  SchutnoU  vgl.  beim  Art.  „HekuU-  i 
»vttrm.  JSehuUf'JUf".  I 

l'tWr  die  attgetaeivr  und  dif.  ältere  Eni- 
t'^tttwng  der  JTandrUpolÜik :  F.  CMnent,  ' 
äiakrirr  dt  l'adminietnUion  de  Colbert,  lHiß.  — 
Dmtelbe,  ßistoire  du  »gsteme  proteetew  e» 
Ftvin  deptitg  I«  minwfrre  de  Cvibert  jusqu'ä 
h  nmAHwR  ifr  IS4S,  1854.  —  TM.  Httvelk, 
BnM^  und  Owerbegteekiehte  Dantigt,  1855. 

—  K.  iM^ptyretf  GtMehichU  der  vulktwirt- 1 
f  imfUUhen  Aiuehauungen  der  yiederiänder  zur  | 

der  RtjmbUk.  18eS,  —  Falke,   OeaebiehU  ■ 
^»  d^uUeben  Zoltvetene,  1869.  —  PÖMmtmn, 
I^Wirfebafltpiüiülk  der  Florentiner  Renaittance,  ' 
—  a.  Sehant,  Etujtitehe  Handelspolitik  • 


gegen  Ende  des  Mittelalters,  mit  besonderer  Be- 
rücksiehtigung  des  Zeitalters  der  beiden  ersten 
Tudors,  2  Bde.,  1881.  —  F.  M.  Mayer,  Die 
At^&nge  dea  Handels  und  der  Industrie  in 
Oesterreich,  1881.  —  G.  Schtnoller ,  Studien 
Uber  die  wirtteht^ftUehe  I\)lilik  Friedrichs  dee 
Großen  und  Preußens  SAerhaupt  von  i690  bis 
1786,  Jahrb.  f.  Ges.  «.  Verw.,  Bd.  8— Ii  (namenO. 
Bd.  8,  S.  15 fg. :  „Das  MerkantHsgttem 
hittoritehen  Bedeutung:  slädUsehe,  territorial» 
11.  staatliche  WirUehafl^olitik"}.  —  Ä  Schaf  er, 
Die  Hanse  und  ihre  HandelspoHtik .  1885.  — 
A.  Zimmermann,  Blüte  und  Verfall  dea 
Leinengeirerbesin  Schlesien,  1885.  —  H.Fechner, 
Die  kandelspolüUchen  Bexiehungen  Preußens  tu 
Oesterreich  174I—I8O6,  1886.  —  R.  Faber,  Die 
Entstehung  des  Agrars^ttües  in  England,  1888. 

—  K.  HObler,  Die  vrirlechafaitshe  BUUe 
Spaniens  und  ihr  Verfall,  1888.  —  O.  Pringe- 
Keim,  Beiträge  awr  wirtsehafiUehen.  Entvicke- 
lunijsgcsehiehte  der  Vereinigten  Niederlande  im 
17.  und  18.  Jahrh.,  1890.  —  W.  Cunnlnirham, 
The  growth  of  english  industry  and  commerce, 
18901190,1.  —  J.  R.  Seeley,  The  expansüm  of 
S^land,  1891.  —  IT.  A.  8.  HeuHns,  English 
trade  and  ßnance,  chiefiy  in  the  17th  Century, 
189t.  —  G.  SeIvmoUer  und  O.  Hintge,  Die 
preußische  Seideninduatrie  im  18.  Jahrh.  und 
ihre  Begründung  durch  FriedTieh  den  Großen, 
Acta  Boruaiea,  8  Bde.,  189S  (Bd.  8  enthält  die 
Darstellung  aus  der  Feder  von  Hintse).  — 
W.  Lejcia,  Art.  „Handelspolitik^',  H.  d.  St., 
£.  Auß.,  Bd.  IV,  S.  10S4fg.  und  Art.  „Schutz- 
S!/stem",  Bd.  VI,  S.  6S8fg.  —  Z&pfi,  Fränkische 
Handelspotilik  im  Zeilalter  der  Aufklärung,  1894. 

—  W.  \aud^.  Die  Getreidehandelspolitik  der 
europäischen  Staaten  vom  18.  bis  tum  IS.  Jahrh., 
als  Einleitung  in  die  preußische  Getreidehandels- 
Politik,  Acta  Borussica,  1896.  —  O.  SchmoUer, 
Die  englische  Handelspolitik  des  17.  u«(2 18.  Jahrh., 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verrc.,  1899,  S.  leilfg.  — 
M.  Adler,  Die  Anfönge  der  merkantilistischen 
Getcerbcpolitik  in  Oesterreich,  I90S. 

yur  auf  die  moderne  Handelspolitik  betOglieh  .* 
IttcheUit,  Histoire  de  la  rfforme  eommerciale 
en  Angleterre,  1853,  —  Tooke  u.  Xewmarch, 
Geschichte  der  Preise,  deutsch  von  Äther,  Bd.  £, 
S.  188  fg.,  1859.  —  W.  Lejcla,  Die  frantösischen 
Ausfuhrprämien  im  Ztisammenhange  mit  der 
Tarifgeschiehte  und  Handelsentwickclung  IhtTik- 
reiehs  seit  der  Eestauration ,  1870.  —  Am^, 
Etüde  aw  lea  tarifa  de  douane  et  sur  les  traitia 
tU  commerce,  g  Bde.,  1876.  —  W.  Weher,  Der 
deutsche  Zollverein,  2.  Aufl.,  187S.  —  </.  Morley, 
The  lifo  of  Richard  Cobden,  1881  (vgl.  datu  den 
Art.  von  P,  Leroy-BeauHeu  über  Michel 
Chevalier  im  Soiiv.  Diet.  de  l'econ.  poliL,  Bd.  1, 
S.  410 fg.).  —  K.  Mamroth,  Die  Eni/wickelung 
der  öslerreichisch-dctUschen  Handelsbetiekungen 
1849—65,  18S7.  —  Sir  Ch.  IHlke,  Problems  of 
Grcater  Britain,  3  Bde.,  ISÜO.  —  A.  v.  Matle- 
kovtts,  Die  Zollpolitik  der  österreiehiseh-unga- 
riaehen  Monarchie  und  dea  Deutsehen  Reiches 
aeit  2868,  1891.  —  A,  Beer,  Die  Saterreichiaehe 
Handetapolitifc  ü»  19.  Jahrh.,  1891.  ~~  Die  Han- 
delspolitik der  wichtigere  Kutturstaaten  in  den 
letzten  Jahrzehnten,  Sehr,  d,  V.  f.  Sozialp,,  Bd.  49 
bis  51  u.  57,  1892193.  —  A.  Ztmm.ennann, 
Geschichte  der  preußisch-deutschen  Handelspolitik, 
aktenmäßig  dargestellt,  189S.  (Die  sonstige 
Literatur    über   die  Entstehung   dea  deutsehen 
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ZoUvtrtint  kann  hier  nickt  gegeben  Verden. 
Dock  aoU  tpenigstena  ein  Hinwei»  aif  f  die  betr. 
AbtekniOe  fyt  TreUMchkes  deuUeher  GttekiflUe 
nidU  unieiUeäten.)  —  J,  v<  BazatUf  Die 
HaindeUpviUätOe$terreieh'Üngam»1876 — 189S  in 
ihrem  VerhJUtnis  zum  Deutschen  Reiche  und  zu 
dem  wettliehen  Europa,  1S94.  —  P<  W.  Tausaig, 
The  tariff  hittorp  o/  the  Uniled  State»,  1894.  — 
Alt  Pees,  Zur  neuetlen  ffandeUpolitik ,  7  Ab- 
handlungen, 1895.  —  Lord  Braasey.  Imperial 
/ederation  and  colonitation,  t\ipert  and  Adreatea, 
arranged  and  ediled  by  A.  H.  Loring  and  B. 
J.  Seadon,  1895.  —  K,  Xathgen,  Ueber  den 
Plan  eine*  britiaehen  BeichttoUverein» ,  fireuß. 
Jahri.,  Bd.  86,  S.  4SI.  —  Dera^be,  Die  fiin- 
digung  des  englischen  Bandelsvertrage»,  Jahrb. 
j.  Ges.  u.  Vera-.,  Bd.       S.  1369.  —  G.  M.  FtKk, 


Fremde,  mit  Fremden.  Daher  alsbald  die 
ÜDmj^Iichkeit ,  mit  dem  Formalismus,  der 
ünbeweglichkeit,  der  Eigenart  des  primitiven 
Stammesrechts  auszukommen,  das  aus  den 
nachbarlichen  Verhältnissen  ansässiger  Stam- 
mesgeno&sen  und  Bhitsfreunde  entsprungen 
ist.  Daher  die  Notwendigkeit  ein  Recht  zu 
entwickeln,  das  beweglicher  und  universeller 
den  Bedürfnissen  eines  interlokalen  und  inter- 
nationalen Verkehrs  entspricht,  den  Abschluß 
von  Bandelsgescbäften  imd  Zahlungen  in  der 
Form  erleichtert,  Transporte  und  Kreditge- 
schäfte sicherstellt,  das  harte,  die  Person 
ergreifende  Schuldrecht  mildert,  das  Ge- 
richtsverfahren beschleunigt  und  vereinfacht. 


Die  kandeispolüiteken  Beziehungen  xititchen  '.  den  Formalismus  des  alten  Beweisrechts  ^u- 

Deuttchland    und    den     X'erein.    Staaten    von  I  schränkt. 

AmerüM,  1897.  —  Die  Sfeinteregaen  des  Deut-  Neben  diesem  Streben  nach  größerer 
sehen  Zusammengestellt  auf  Veran- \  Yrei]ieit  der  Bcwegiing  ufld  nach  Sicherheit 

T  r-'Tla«*  ^em  Gebiete  des  Privatrechts  kämpft 

1900  und  1905.  —  d.  ScIUHOller,  j)te  nana-       »  j         i  ...  ,        *%  i 

lungen  der  europ.  Handeispolüik  im  19.  Jahrh..  \  ^  ^^J^  .^^^  öfifenthchen  RechtS  init  der 

JoAr6.  /.  Ges.  u.  Vertr.,  1900,  s.  S7sfg,  _  j  Emsicht  in  den  Nutzeo  des  Handels  und 
HandeU-  und  MachipotitH: ,  hermsgegeben  ron !  die  Vorteile,  die  er  bringt,  das  SEßtiauen 
SchmoUer,  Bering  und  Wagner,  s  jS</e.J  gegen  den  ^ien  Verkehr,  gegen  den  Eauf- 

1900.  —  w.  Lot*,  Der  Schutz  der  (i«utorA«n  |  mann ,  vor  allem  den  Fremden,  seine  List, 
LandiHruchaft,  J900.  —  A.  Zimmermann,  i  seinen  Betrug,  seine  Konkurrenz  (vgl.  Artt. 
Die  jiandeis^iitik  des  Deutschen  Reiches  vom  ,  „Handel"  oben  S.  9fg.,  „Handelspolitik'-  oben 

Frankfurter  tnedm  ms  mr  Gegenwart,  S.  Auß.,   g  3ofw  ) 

1901.  —  Beiträge  tur  nettesten  Handelspolitik,    '  ' t\         _  ■          -  i-          i-  j          i  •  . 

DeuUrMands.  ÄVAr.  d.  V.  /.  Sozialp..  Bd.  90-9,'. .  ,  Beschränken  Wir  uns  hier  auf  das  Gebiet 
190011901.  —  Beüriige  zur  neuesten  Handels- 1  d^s  Pnvatrechts ,  SO  mußte  die  Entstehung 
Politik  Oesierreiehs,  Sehr.  d.  1'./.  Ä'oziWp.,  .firf.  95,  j  eines  besonderen  H.  abliängeu  davon,  ob  ein 
190/,  —  Verhandtungen  des  Vereins  für  Sozial-  \  größerer  Handelsverkehr  entstand  und  ob 
Politik  1901,  Schriften  Bd.  OS,  1903.  —  ir.  J. !  das  nationale  Recht  fähig  war,  sich  dessen 
AahUy,  The Tariß Problem,  1908. ~ B. ^anke,  .BedWrfaissen  anzupassen.  Im  römischen 
Der  AuOau  des  heutigen  Sckützsyst»^  in   welchem   zuerst   ein  großer 

retch,  ms.  —  W.  J.  Bvjtctc,  Die  fninximsehe  Welthandel  entstand  liat  die  Fntwiokelunc- 
Handelspolitik  1892—1902,  1904.  —  ^.p^cy  "  eH^anaei  cm^ianu,  iiai  Qie  f.nt^^ 
Ashiey,  Modem  tariß-histon,,  German!,.  r«ix*rf '  J^^^J'^s  Oenlium  durch  Aneignung  der  dem 
States,  France,  1904.—  Arthnr  s/iad«-e«,  ,  ^  erkehr  dieubcheu  ßechtsinstitute  und 
Industrial  ejßdency,  2  Bde.,  1900.  —  Deutsches  ■  Rechtssätze  der  unterworfenen  Völker  ein 
Handelsarchiv.  Kart  itathgen.    j  allgemeines Verkehrsreclit  cescliaffen,  welches 

dem  Betlürfnis  des  Handels  entsprach,  so 
daß  daneben  für  ein  eigenes  H.  kein  Raum 
lf«MilAlaM»1i*  i  ^'^^^    ^och  sind  einige  wichtige  Institute 

umnaeisrecni.  ,  Handel  beschränkt  geblieben,  so  das 

Ein  eigenes  Recht  des  Handels  konnte  Sonderrecht  der  Ar^entarii  und  Publicani, 
sich  erst  bilden,  seit  der  Handel  (im  eigent- 1  die  Actio  exercitatoria  und  Actio  tributoria, 
liehen  Sinne  des  AVortes)  sich  zu  einer  be-  vor  allem  fOr  den  Seehandel  das  Seedarlehn 
sonderen  wirtschaftlichen  Beschäftigung  ent- ;  und  die  große  Haverei  (lex  Rhodia). 
wickelte.  Es  entstand  auf  der  einen  Seite  Schon  in  der  sjiäteren  Kaiserzeit,  nament- 
im  Anschluß  an  die  dem  Handel  dienenden  lieh  seit  Diocletian  und  <?'onstanlin.  verliert 
Einrichtungen  und  Unternehmungen,  den  das  nimische  Recht  viel  von  seiner  Schärfe 
Markt,  die  Seeschiffahrt.  Es  bildete  sich  auf !  und  Klarheit  (man  denke  an  das  wirtschaft- 
der  anderen  Seite  als  das  Recht  der  mit  dem  |  lieh  ganz  unzweckmäßige  Pfandrecht), 
Handel  sich  bescliäftigeuden  Personen,  des  namentlich  unter  dem  Zufluß  humaner 
entatehenden  Kaufmannsstandes.  Tendenzen  und  christlicher  Ideeen.  Aber 

Da,  wo  zuerst  ein  Handel  in  etwas  i  auch  uach  dem  Zerhül  des  Römcrreichs  und 
größerem  Umfange  entsteht,  im  Handel  über  I  sein^  Kultur  hat  sein  Gedankengehalt  und 
See,  entstehen  auch  zuerst  eigenartige  Hechts- '  seine  Zucht  auf  die  Entwickelung  eines 
Institute  fUr  die  Bedflrfuisse  des  Handels,  \  neuen  H.  in  It^ien  fortgewirkt. 
80  die  verschiedenen  Formen  der  Handels-  Als  im  Mittelalter  avtfs  neue  der 
gesellschaft,  so  die  Versicherung.  '  Handelsverkehr  sieh  zu  entwickeln  begann, 

Aller  Handel  be^nnt  nicht  als  Austausch  vor  allem  zwisch^  der  Levante  und  den 
untCT  Nachbarn,  sondern  als  Verkehr  in  der '  Handelsstädten  Italiens,  der  Provence  und 
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Tatakmiens,  aU  ein  eigener  Handelsstand 
in  den  Städten  aufkam,  die  Kaulleute,  in 
S^ot^enossenschaften  oi::gaDifflert ,  nach 
fremden  LAadem  sielten,  dort  dauernde 
Nunieriassungen  und  Kontore  gründeten,  da 
rotstand  auch  das  Bedürfnis  eines  gesonder- 
t£o  Rechtes  der  Kaufleute.  Entsprach  es 
doch  der  Bechtsbildung  des  Mittelalters,  für 
jeden  Stand  ein  eigenes  Sonderrecht  au  ent- 
wickcJo.  Das  germanische  Recht  ab^  war 
fftr  rlen  Handel  gtmz  unroeignet. 

In  den  ,^n  ^ptscherTform  von  Notaren 
[!e8r>hlo68enen  RechtsgeschAften  (Notariats- 
urknnden)^  zeigt  sic^  d«*  Niederschlag  der 
Rechtsgewohnl^ten  des  Kandels,  in  den 
Statutea  der  Stftdte,  den  Festsetzungen  der 
Kanfmannsgilden  und  Zünfte  werden  sie ' 
ifjdifisiert  und  em'eitert,  nach  Bedürfnis . 
f'TtgelÄldet,  letzteres  noch  mehr  durch  die 
Kotscheidungen  der  städtischen  Gerichtshöfe  1 
und  der  Korporationsorgane  der  Kaufleute,  [ 
in  ilen  heimischen  Gilden,  wie  den  über- 
!*«i»hen  Faktoreien.  , 

Die  berühmtesten  T^uellen  für  das  Handels- 
■itid  Seereeht  der  romanischen  Städte  sind 
('onstitntum  Usus  Ton  Pisa  (um  1161), 
'he  Tabula  Amalßtana  (der  älteste  Teil  nach  1 
Ouhl  Schmidt  aim  dem  13.  Jahrh.),  das 
'  ■■«solat  del  Mar  von  Barcelona  (seit  dem 
Ii.  Jahrh.),  das  Seerecht  von  016ron  (vielleicht 
Hrhun  aus  dem  12.  Jahrh.),  die  auch  für 
'Ii" Kenntnis  des  heimisclien  Rechts  wichtigen 
^üftiten  der  genuesischen  Niederlassungen 
■n  Pera  ( 1 31 G)  \md  derKrim  (Gazaria,  seit  1313). 

r^e  italienischen  Kaufleute  hab8n  eine 
K^o  der  wichtigsten  Institute  des  H.  ge- 
»-■iiaffen.  Die  raodemm  Handelsgesell- 
-  tiafteü,  die  Wertpapiere,  namentlich  der 
W.vhs*»!.  die  Bankgeschäfte  (Depositen-  und 
ZatJungswescn,  die  Soontration),  das  Trans- 
{«rtpv^fit,  das  Seerecht,  die  Versicherung, 
-K  aiic  sind  in  der  zweiten  Hälfte  des 
MiTtelalters  in  Italien  zur  Ausbildung  gelangt. 

Im  einzelnen  zeigen  sich  zunähst  zahl- 
r<ni  he  Inkale  Verschiedenheiten.  Aber  seiner 
Natur  nach  führt  der  Handel  zu  ^Ige- 
icjoerer  Anwendung  und  Ausbreitung  des 
Ijyjnibten.  Schon  die  ^rache  zeigt  diese 
l'iiiv»ulitAt  Wie  die  Haudelssprache  der 
Italiener  äne  Reihe  arabischer,  so  zeigt  die 
a>-r  awJpren  Volker  ^ne  große  Zahl  von 
.'^nisoben  Ansdrücken.  Besonders  zeigt 
fh-h  Ait-s^  Entwickelung  in  Deutschland, 

Auch  in  den  nordeuropäischen,  nament- 
j  h  den  deutschen  Handelsstädten  hat  die , 
N&titr   des   Handels   zu   ähnlichen   Ent-  { 
«urkA-lungcn  gedrängt  wie  in  Italien.  Aber 
•*f  St  zu  Toller  Entfaltung  kamen,  drang , 
niit  rlem  Ende  des  Mittelalters  das  romanische 
IL  'iank  seiner  höheren  Entwickelung  ein. 
I  t'fi  Wo«:  bildeten  die  großen  VermiltelungB-  j 
[■^rt^  de«*  Süd-  und  des  nordeuropäischen 

*rkehrs :  rUe  großen  internationalen  Messen ' 


(Champagne,  Lyon)  und  die  niederländischen 
Stapelplätze  Brügge  und  Antwerpen.  Die 
oberdeutschen  StilHte  sind  auch  direkt,  wie 
mit  den  italienischen  Handelseinrichtungen, 
so  mit  dem  H.  bekannt  geworden. 

Das  sog.  Wisb.vwshe  Seerecht  (im  g^n- 
wärtigen  ümfuuro  zuerst  1505  veröffentr 
licht)  ist  eine  Kompilation,  die  zum  Teil 
auf  dem  Se^^cht  von  Olöron,  zum  Teil 
auf  hansischen  Grundlagen  beruht 

In  der  Neuzeit  setzt  sich  die  Ent- 
widcelung  des  stieren  Mittelalters  fort. 
Wichtig  vird  die  in  den  Kontinentalstaaten 
zunehmende  Kodifikation  des  H.,  und 
da  hierbei  jedesmal  die  vorhandenen  G^tz- 
bücher  anderer  Völker  mit  benutzt  sind, 
hat  das  H.  einer^its  der  kontinentalen 
Staaten  Europas  und  ihrer  Tochterstaateu 
und  Kolonieen ,  andererseits  der  angel- 
sächsischen Rechtsgebiete  einen  immer  gleich- 
artigeren Charakter  angenommen,  so  daß  die 
Beseitigung  der  nationalen  Cnteischiede  und 
die  Herstellung  eines  wirklich  universalen 
Rechts ,  wenigstens  für  ge^^ässe  Gruppen 
von  Ländern  und  einzelne  Teile  des  Rechts, 
durchaus  nicht  mehr  utopisch  und  durch 
das  Mittel  internationaler  Verträge  schon 
hier  und  da  verwirkUcht  erscheint,  so  durch 
die  Post-  und  Telegraphenverträge ,  das 
internationale  üeberein  kommen  über  den 
Eisenbahn  frachtverkehr,  den  Marken-,  Muster- 
und  Patentschutz.  Ein  gemeinsames  Wechsel- 
recht  und  Seefrachtrecht  wird  von  ver- 
schiedenen Seiten  angestrebt  und  erscheint 
als  wohl  durchführbar. 

Die  erste  Kodiftkation  des  H.  für  einen 
ganzen  Staat  ist  die  französische  durch 
Colbert  veranlaßte,  unter  Mitwirkung  von 
JaoquesSav  ar  y  (dem  älteren)  entstandene : 
die  Ordonnance  du  Commerce  von 
1673  und  die  Ordonnance  de  la  maiine  von 
1681.  Auf  dieser  älteren  Gesetzgebung  J)e- 
ruht  der  Code  de  Commerce  von  1807, 
ein  Teil  des  großen  napoleonischen  Kodi- 
fikationswerkes. Heute  diu>ch  eine  Reihe 
einzelner  Gesetze  in  vichtigen  Teilen  um- 
gestaltet, hat  das  französische  Recht  direkt 
und  indir^t  den  größten  Einftuß  auf  das 
Recht  und  die  Gesetzgebung  anderer  Länder 
geübt,  auch  solcher,  welche  auf  eine  eigene 
ältere  Entwickelung  zurücksehen  konnten, 
wie  Spanien  und  Italien. 

In  dem  wirren  Durcheinander  deutschen 
Territori^rechts  hat  für  ein  größeres  Gebiet 
Rechtseinheit  zuerst  hergestellt  das  Preu- 
ßische Landrecht  (1794),  auf  dessen 
handelsrechtliche  Teile  liamburgiache  Sach- 
verständige, namenthch  J.  G.  Büsch,  Ein- 
fluß gehabt  haben.  Mit  der  Zunahme  des 
Verkehrs  wurde  in  unserem  Jalu-huudert 
die  Zersplitterung  der  Rechtsordnung  so 
unerträgUch,  daß  selbst  in  der  Zeit  des 
deutschen  Bundes  die  Herstellung  eines 
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einheitlichen  Rechtes  gelang  durch  gemeia- 
same  Vorberatungen  und  durch  PubUkation 
der  betr.  Gesetze  als  Gesetze  der  einzelnen 
Staaten.  Zuerst  gelang  das  1848  für  das 
"Wechselrecht,  dann  nach  wiederholten  An- 
läufen für  das  Handels-  und  Seerecht.  Aus 
den  Beratungen  der  von  den  einzelnen 
Staaten  beschickten  Nümbei^r  Kommission 
(1857 — 61),  welchen  ein  preußischer  Ent- 
wurf zugrunde  lag,  ging  em  Handelsgesetz- 
buch hervor,  das  von  1861—65  fast  ia  allen 
deutschen  Staaten  durch  Landesgesetz  einge- 
fahrt  wurde,  auch  in  Oesterreich  (mit  Am- 
nähme  des  Seerechts).  'Wegen  der  Zer- 
splitterung des  bOirgerlichen  Beohts  in 
Deutsdüand  enthielt  es  auch  eine  Anzahl 
Bestimmungen  idtgemeinerer  Natur,  die  über 
den  Bereiäi  des  eigentlichen  H.  hinaus- 
gingen. Auf  anderen  Seite  enthielt  es 
keine  Bestimmungen  Aber  einige  wichtige 
Teile  des  H.  (Yei-sicherung  mit  Ausnahme 
der  Seeversicherung,  Buchhandel,  Börsen- 
geschäfte). Im  Gegensatz  zum  französischen 
Recht  ist  das  Wechsel-  und  das  Konkurs- 
recht im  Handelsgesetzbuch  nicht  enthalten. 

Durch  G.  V.  5./ VI.  1869  wurde  das 
HOB.  zum  Bundes  -  (resp.  Reichs-)Gesetz 
gemacht  und  damit  die  fiechtseinheit  für 
Deutschland  gesichert,  gleichzeitig  die  Ein- 
heit der  Rechtsprechung  durch  Errichtung 
des  Oberhandelsgerichts,  das  1879  im  Reichs- 
gericht aufging.  An  wichtigeu  abändernden 
imd  ei^nzenden  Gesetzen  sind  zu  nennen 
die  über  die  Aktiengesellschaften  (1870, 1884), 
die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
(1892),  die  Genossenschaften  (1868,  1889), 
den  Schutz  der  Warenbezeichnungen  (1894), 
den  unlauteren  Wettbewerb,  die  Börsen 
(1896),  die  Abzahlungsgeschäfte  (1894),  die 
Binnenschiffahrt  (1895—98),  sowie  ver- 
schiedene Gesetze  und  Verordnungen,  welche 
das  Seerecht  berühren,  namentlich  die  See- 
mannsordnung (1872)  und  die  Strandungs- 
ordnung (1874).  Von  Bedeutung  für  das 
H.  sind  auch  das  Bankgesetz  (1875),  die 
Ctesetze  Ober  Harken-,  Huster-  und  Patent- 
schutz (1874,  1876,  1877—91),  das  Gesetz 
über  das  Postwesen  (1871)  und  die  Teie- 
graphenordnung  (1891)  imd  das  Gesetz  über 
das  Telegraphen  wesen  (1892),  die  Verkehrs- 
ordnung für  das  Eisenbahnwesen  (1874, 
1892)^ie  internationalen  Post-,  Telegraphen- 
und  Eisenbahnverträge,  die  Ueb^inkunft 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums, 
Beitritt  1903.  Ein  einheitliches  Konkurs- 
recht hat  Deutschland  durch  die  Konkurs- 
ordnung von  1877  erhalten. 

Die  Ausarbeitung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches hat  eine  Revision  des  HGB.,  aber 
nicht,  wie  manche  gefordert  haben,  die  Be- 
seitigung eines  besonderen  H.  zur  Folge  ge- 
habt. Das  neue  HGB.  vom  10.  V.  1897 
vrird  von  den  verschiedensten  Richtungen 


als  ein  besonders  gut  gelungenes  (jresetz 
anerkannt.  Es  ist  gleichzeitig  mit  dem 
BGB.  im  Jahre  1900  in  Kraft  getreten.  Der 
von  den  Handlungsgehilfen  und  -Lehrlingen 
handelnde  Atechnitt  ist  seit  dem  l.^I.  1898 
in  Kraft  An  wichtigen  seit  Erlaß  des 
HGB.  ei^ngenen  Gesetzen  seien  noch  das 
über  das  Verlagsrecht  (1901),  die  neue  See- 
mannsordnung (1902),  das  Gesetz  betr.  die 
Kaufmann  sgerichte  (1904)  genannt 

Der  Gang  der  modernen  Entwiekelung 
führt  allerdings  zu  einer  ESnschrSnktmg  des 
besonderen  H.,  indem  Rechtssätze,  weldie 
zuerst  im  Handel  Anwendung  gefunden 
haben,  sich  allmählich  ün  allgemeinen  Recht 
Anerkennung  erringen.  Teite  des  H.  gehen 
im  bürgerliäien  Recht  auf.  Dafür  treten 
im  H.  neue  Bedürfnisse  auf  und  rufen  neues 
H.  ins  Leben.  ,,Han  mag  das  H.  einem 
Gletscher  vergleichen :  in  den  unteren 
Regionen  veremt  sich  sein  schmelzender 
Firn  mit  den  allgemeinen  Niederschlägen, 
in  den  oberen  findet  stets  neue  Fimbildung 
statt"  (Gold  Schmidt). 

Literatur:  Vmere  Kennlnü  der  (feschithüichcn 
EnttcickrlMng  de»  Handcltrefhu  beruht  garu 
wesentlich  auf  den  Arbeüi.n  von  L,  Goldschmtdt 
und  fUn  ton  ihm  angereyUn  Studien.  Eine 
dvreh  ttaunetuwerte  Gelthrmmkeit  <tu$gezeielmeU 
Zusammvnfeutwig  der  Arbeit  einet  Leben«  bildet 
teitif  leider  nieki  voUendete  ,,ünivertaliiet^iehte 
dee  Handetereeht^' ,  1.  Lie/g.,  1891,  iifeleke  die 
1.  Abteilung  de»  1.  Bandes  der  S.  Auflage  ttine» 
Handbuchei  des  HandeUrerkt«  tu  bilden  bestimmt 
ist.  J^'ür  die  hier  niekl  behandelten  Teile  ist  die 
£.  Auflage  (1875)  tn  benutzen.  Einen  ganz 
Icurxen  Ueberblick  der  GeaanUentwickelung  hat 
Ooldachmidt  selbst  in  dem  Art.  „Handelsrecht*, 
im  H.  d.  St.,  S.  Auß.,  Bd.  IV,  ü.  10^7 fg.  gegeben 
(fortgesetzt  von  Pappenheim).  Kiirze  Veber- 
siehten  auch  in  den  Lehrbüchern  des  Handelsrechts. 
—  Vgl.  auch  K.  Ijehmann,  Die  £ntvickelung 
des  deutsehen  Bandelsreehts^  Zeiieehr.  f.  d.  ges. 
HandeUreeht,  Bd.  S£  (im).  —  Wicf^  QueUw- 
sanmlungen  sind:  J".  M.  Pardtsaum,  CoUecOon 
de  lois  maritimes  antericures  au  ISme  siede, 
6  Bde.,  1SS8—4S.  —  Travera  TirfM,  Monu- 
menta  juridica,  The  block  Book  of  the  Admiratt}/. 
With  an  Appendix,  4  Bde.,  1871}76.  —  Für  die 
ytuzeit:  Borchardt,  Voltständige  Sammlung 
der  deutschen  Wechselgesetxe  u.  der  ausländischen 
Wechselgesetse  in  deutscher  Uebersetsung,  S  Bde., 
1871  (Foriaeteung  I88S).  —  Bevaelbe,  Die 
gellenden  Handeügcsetse  des  ErdlxUls,  gesammelt 
und  ine  Deutsche  ^Jfertragen,  5  Bde.,  1884187.  — 
Die  von  L.  Oold»ehmidtf  begründete  „Zelt- 
»chrift  für  das  gesamte  Handelsrecht"  (seil  1858) 
enthält  fortlaufend  Mitteilungen  über  die  Handets- 
gesetsgebung  der  verschiedenen  Länder. 

Kar«  JtaMffeM. 


Handelsschalen 

s.  Gewerbliches  Unterrichts wesen 
oben  Bd.  1  S.  1078.  vgl.  auch  Handels- 
hochschulen oben  S.  2Öfg. 
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1.  Die  Aof^be  der  H.  2.  Die  Metbode  der 
H.  B.  ErgebnuM  der  U.  in  eiuLren  wicbti^^ 
ULadern.  a)  Deotscbland.  b)  OrofibritanDien 
ttnd  Irland,  c)  Frankreicb.  d)  Oesterreich- 
Cngarn.   e)  Ändere  wichtigere  Länder. 

1.  Die  Anlgabe  der  H.  Die  Äuf^be 
der  H.  ist,  den  über  die  Grenzen  eines 
Wirtschaftsgebietes  sich  bewegenden  Waren- 
rerkehr  festzuBteUen.  Sie  liefert  damit  das 
Mat^ial  für  die  Beurteilung  des  Außen- 
handels dieses  Gebietes  und  für  die  MaB- 
r^eln  der  Wirtschaftspolitik,  welche  auf  die 
Eotwickelung  der  wirtschaftlichen  Bezie- 
hoDgen  des  Inlandes  zum  Auslände  EinfluB 
üben  sollen. 

Es  handelt  sich  dabä  um  die  Feststellung 
der  Mengen  der  einzelnen  Waren,  welche 
die  Grenze  überschreiten,  und  der  Menge 
dieser  Waren,  welche  in  den  freien  Verkehr 
des  Inlandes  einti-eten  und  welche  aus  der 
inländischen  Produktion  gtammen.  Bei  der 
Verschiedenheit  des  Wertes  der  Waren  ist 
femer  dieser  Wert  festzustellen,  um  so  die 
Mengen  auf  einen  einheitlichen  Nenner  zu 
bringen.  Kndlinli  ist  bei  der  Einfuhr  das 
Ureprun^sgebiet  der  M'aren,  bei  der  Äusfulu' 
ihr  Bestimmungsgebiet  zu  ermitteln. 

Von  den  Schwierigkeiten,  die  sich  der 
£rfüllung  dieser  Aufgaben  entgegenstellen, 
uod  den  Methoden ,  durch  welche  diese 
Schwierigkeiten  überwunden  werden  sollen, 
hängt  die  Brauchbarkeit  der  handetsstatis- 
tischen  Ergebnisse  in  den  verschiedenen 
Ländern  ab. 

Inwieweit  die  Zahlen  der  H.  verschiedener 
Länder  vet^leichbar  sind,  bestimmt  sich  aber 
Dicht  nur  nach  der  Methode  und  Genauig- 
keit der  Ermittelungen.  Es  bestimmt  sich 
das  auch  nach  der  verschiedenen  Bedeutung 
des  Außenhandels  für  verschiedene  Wirt- 
»ihaftsgebiete.  Insbesondere  kommt  der  be- 
liebten Zusammenstellung ,  wie  groß  der 
Auienhandel  per  Kopf  der  Bevölkerung  in 
TBfsdiiedeaen  Ländern  ist,  nur  geringer 
Wert  zu,  weaa  man  dabd  LÄnder  ganz  ver- 
at^iedener  Grüße  nebeneinanderstellt  In 
kleioen  Wirtschaftsgebieten  muß  der  Kopf- 
anteü  bd  Bimst  gl^cher  wirtschaftlicher 
£otwickeliyig  großer  sein,  als  in  großen, 
««ä  in  diesen  aof  den  Anstansch  zwischen 
deo  einzelnen  Landesteilen,  also  auf  den 
BinnenhandelT  vieles  entfiUt,  was  bei  jenen 
■tdun  als  Außenhandel  nch  darstdlt 

2.  Die  Methode  der  H.  Zunächst  ist 
leBtznstellen,  was  als  Einfuhr  und  Ansfuhr 
anznseben  ist.  In  erster  Linie  ist  also  die 
DiBchfahr  abzusondern.  Bie  Gesamtbewe- 
fODg  der  Waren  über  die  Grenze  wird  als 
-Geoeralhandel*'  bezeichnet.  Ihm  steht 
MttB&ber  der  ^Spezialhandel'*,  welcher 
die  Ausfuhr  der  aus  dem  Inlande  stammenden 
Vareo  und  die  Einfuhr  in  den  freien  Ver- 


kehr des  Inlandes  umfaßt.  Bei  diesem  ist 
also  die  Durchfuhr  ausgeschlossen,  welche 
volkswirtschaftlich  von  sehr  viel  geringearer 
Bedeutung  ist  als  der  Spezialhandel.  Bei 
der  reinen  Durchfuhr  kommen  nnr  die 
Mengen  als  Frachtobjekte  in  Betracht,  man 
kann  bei  ihr  von  der  Wertermittelung  ab- 
sehen (wie  in  Deutschland).  Anders  ist  es 
schon,  wenn  die  Durchfuhr  nicht  unmittelbar 
erfolgt,  sondern  eine  Einfuhr  zum  Zwecke 
eventueller  Wiederausfuhr  stattfindet  Der 
Handel  eines  Landes  kann  hierbei  lebhaft 
beteiligt  sein.  Die  Bedeutung  der  großen 
Seehandelsplätze  benilit  zum  Teil  darauf, 
daß  dieser  mittelbare  Diux^hfuhrhandel  sie 
zu  großen  Weltmärkten  für  bestimmte  Waren 
macht,  welche  von  dort  an  die  Konsnmtions- 
gebiete  verteilt  werden.  Derartige  RohstofT- 
märkte  sind  aber  nicht  nur  für  den  Handel 
des  betr.  Landes  wichtig.  So  beruht  der 
Vorteil  der  enghschen  Baumwollspinnerei 
vor  der  kontinentaler  Länder  zum  Teil  darauf, 
daß  sie  in  unmittelbarer  Nähe  von  Liverpool 
dem  Weltmarkte  für  Baumwolle,  zentralisiert 
ist  Die  mittelbare  Durchfuhr  wird  zum  Teil 
ermittelt,  wenn  nämlich  Waren  auf  zollfreie 
Niederlagen  {bezw,  Freibezirke)  gehen  und 
der  Eingang  und  Ausgang  von  Waren  auf 
diesen  angeschrieben  wird.  Diese  Nieder- 
lagen sind  von  Wichtigkeit  für  zollpflichtige 
Waren.  Zollfreie  Waren  dagegen  werden 
in  zaiülosen  Fällen  eingeführt,  nachträglich 
aber  wieder  ausgeführt.  Obgleich  sie  also 
eigentlich  zur  Durchfuhr  gehören,  werden 
sie  beim  Spezialhandel  mit  verzeichnet. 
Namentlich  in  Ländern,  in  welchen  viele 
Artikel  zoUfrei  sind,  wie  in  Großbritannien, 
auch  in  Belgien  und  Holland,  ist  deshalb 
der  Spezialhandel  zu  groß  angegeben,  weil 
er  eine  Menge  von  mittelbarer  Dm-chfuhr 
einschließt.  Auch  in  Deutschland  ist  das 
der  Fall,  wie  sich  ganz  klar  daraus  zeigl 
daß  Waren,  die  gar  nicht  in  Deutschland 
produziert  werden,  in  der  Ausfuhr  beim 
Spezialhandel  verzeichnet  sind,  wie  z.  B. 
rohe  Baumwolle  (jährlidi  35—51  Mill.  M.), 
Jute  u.  dgl. 

Ein  anderer  Teil  dieser  mittelbaren  Durch- 
fuhr erscheint  bisher  in  der  deutschen  H. 
gar  nicht,  nämlich  die  Einfuhr  und  Wieder- 
ausfuhr ausländischer  Produkte  in  den  Frei- 
häfen (eisen  Ersatz  bietet  die  Hamburger 
und  Bremer  RJ.  Eist  das  Gesetz  betr.  die 
Statistik  des  Warenverkehrs  v.  7./II.  1906 
dehnt  die  H.  auf  die  Zollausschlüsse  aus. 

Die  Vergleichbarkeit  der  H.  der  ver- 
schiedenen Staaten  wird  durch  die  ver- 
schieden  vollständige  Ermittelung  und  Aus- 
scheidung des  Niederlagevericehrs  beein- 
trächtigt. So  steckt  in  den  Zahlen  des 
nordamerikanischen  Spezialhandel»  ein  Teil 

des  Niederlageverkehrs.  . 
Eine  weitereVerechiedenheit  besteht  dar;  . 
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daß  der  sog.  Veredelungsverkehr  nur 
zum  Teil  gesondert  fest^stellt  wird.  Man 
versteht  darunter  die  Einfuhr  von  Bohstoffen 
oder  Halbfabnhaten  zur  Bearbeitung  im  In- 
lande  und  zur  Wiederausfuhr  oder  die  Aus- 
fuhr solcher  Waren  zur  Wiedereinfuhr  nach 
im  Auslande  erfolgter  Bearbeitung.  Dieser 
Verkehr  wird,  wenn  überhaupt,  nur  für 
zollpflichtige  Waren  festgestellt  In  Deutsch- 
land wurde  bis  1896  der  Mühlenlagerver- 
kehr,  seit  1897  aller  Veredehmgeverkehr, 
der  im  Inlande  für  Bechnung  eines  In- 
länders erfolgt,  zum  Spezialhandel  gerechnet, 
was  den  Wert  der  Einfuhr  und  Ausfuhr 
von  1897  an  um  100—150  Mill.  M.  erhöht, 
während  der  sonstige  Veredelungsverkehr 
40—50  Mill.  M.  ausmacht. 

Die  deutsche  H.  hat,  um  diese  Dnter- 
sdiiede  klarzustellen,  zwischen  den  Oeneral- 
handel  und  den  Spezialhandel  den  „Oe- 
samteigenhandel"  geschoben,  welcher 
den  Spezialhandel,  den  Niederlagererkehr 
und  den  YeredeltuiKSTerkehr  zusammenfoSt. 
Er  fibertraf  den  Wert  des  Spezialhandels 
bei  Einfuhr  und  Ausfuhr  in  den  letzten 
Jahren  um  je  340—380  Mill.  M. 

Kicht  Überall  ergreifen  die  Angaben  der 
Statistik  den  ganzen  Handelsverkehr.  Der 
Schmuggel  wird  allerdings  in  den  besser 
verwalteten  Ländern  jetzt  keine  große  Rolle 
mehr  spielen.  Aber  früher  war  er  vielfach 
so  groß,  daß  tatsächlich  die  offizielle  Statistik 
geringen  Wert  hatte.  Gegenwärtig  wird  er 
nur  noch  bei  sehr  hochwertigen,  mit  hohem 
Zoll  belegten  Gegenständen  (Spitzen)  oder 
bei  Dingen,  die  brieflich  versandt  werden 
(Edelsteme),  stärker  in  Betracht  kommen. 
Wie  alle  H.  an  die  Tätigkeit  der  Zollbe- 
hörden anknüpft,  so  hat  sie  sich  ursprünglich 
genauer  nur  mit  zollpflichtigen  Gegenständen 
beschäftigt.  Derzollfreie Verkehr,  namentlich 
also  die  Äusfulu*,  wurde  nur  sehr  ungenügend 
festgestellt  In  Deutschland  besitzen  wir 
eine  wirklich  brauchbare  Statistik  erst  seit 
dem  l./I.  1880,  gesichert  durch  eine  An- 
meldepflicht, verbunden  mit  Zahlung  einer 
j^tatistischen  Gebühr'*  nach  französischem 
Muster,  wie  sie  auch  in  Oesterreich  besteht. 

In  manchen  Ländern  wird  überhaupt  der 
Orenzverkehr  noch  nicht  vollständig  ange- 
schrieben. So  fehlt  in  der  Statistik  Chinas 
fa&t  der  ganze  Landverkehr.  • 

Wird  in  den  Staaten  des  mittleren  und 
westlichen  Europas  der  Warenverkehr  jetzt 
mit  annähernder  Vollständigkeit  ermittelt, 
so  kann  duselbe  von  der  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr von  gemünztem  und  ungemünztem 
Edelmetall  nicht  gesagt  werden,  ein  Punkt, 
der  hier  nicht  näher  zu  erOrtem  ist 

Wie  oben  gesagt,  ist  für  die  Beiul^ung 
der  Schwankungen  des  Warenverkehrs  und 
seiner  Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft 
die  Feststellung  des  Wertes  der  Ein- 


und  Ausfuhr  nötig.  Für  gewöhnlich  werden 
auch  gerade  diese  Wertzahlen  vorzugsweise 
benutzt  Daraus  eichen  sich  aber  besondere 
Schwierigkeiten.  Wie  wird  der  Wert  fest- 
gestellt? Man  kann  den,  der  die  Ware  ein- 
oder  ausführt,  verpflichten,  den  Wert  der 
Ware  zu  deklarieren,  ein  Verfahren,  das  in 
Großbritannien  allgemein,  in  der  Schweiz 
für  die  Ausfuhr  besteht.  Dieses  System 
gibt  unbefriedigende  Ei^bnisse,  schon  weil 
der  Deklarationspflichtige  über  den  Wert 
vielfach  ungenügend  unterrichtet  ist  Wo 
Wertzölle  besteheuj  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amenka,  kann  man  sich  bei 
der  zollpflichtigen  Einfuhr  an  diese  Wat- 
feststellungen halten,  wobei  das  Bedenken 
entsteht,  daß  die  für  die  Zollzahlung  maß- 
gebende Wertdeklaration  möglicherweise 
hinter  dem  wahren  Werte  zurückbleibt 
Vorzuziehen  ist  die  Wertfeststellung  auf 
dem  Wege  der  Schätzung  durch  Sachver- 
ständige. Diese  stellen  die  Einheitswerte 
für  die  einzelnen  Warengattungen  auf,  aus 
denen  dann  der  Gesamtwert  der  betr.  ESnfuhr- 
oder  Auafuhrmenge  sich  eigibt.  IHes  Ver- 
fahren besteht  in  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungam,  Frankreich,  ItaUen  (in  der  Sdiwdz 
für  die  Mnfuhr).  In  Deutschland  Icann  von 
1906  an  für  bestimmte  Waren  die  Wert- 
anmeldung vorgeschrieben  werden. 

Es  fr^  sich  weiter,  welcher  Wert  fest- 
gesetzt wird,  ob  der  im  Augenblick  des 
Ueberschreitens  der  Grenze  vorhandene  oder 
der  Ürsprungswert  der  Waren?  Jener  sollte 
eigentlich  festgestellt  werden,  und  bei  der 
Schätzung  durch  Sachverständige  wird  das 
re^mäßig  geschehen.  In  Großbritannien 
wird  bei  der  Ausfuhr  der  Wert  am  Pro- 
duktioosplatze  angegeben.  Die  Ausfuhrwerte 
sind  also  zu  niedrig  um  den  Betrag  der 
bis  zur  Verschiffung  hinzutretenden  Kosten 
(Transport,  Versicherung,  Sixxlition).  In  den 
Vereinigten  Staaten,  wie  in  vielen  Ober- 
seeischen Ländern,  wird  bei  der  Einfuhr 
der  ürsprungswert  der  Waren  ermittelt,  bei 
der  Ausfuhr  der  Marktwert  im  Ausfuhr- 
hafen. Hier  ist  also  der  Einfuhrwert  ver- 
hältnismäßig zu  niedrig  angegeben. 

Legt  man  bei  der  Einfuhr  die  ürsprungs- 
werte  zugrunde,  so  kommt  es  nicht  selten 
vor,  daß  der  Wert  der  Einfuhr  aus  Ladern 
anderer  Währung  (Papier,  Silber)  nicht  nacb 
dem  wirklichen  Währungsverhältnis,  sondern 
nach  einem  konventionellen  Maßstab  um- 
gerechnet wird. 

Aus  alledem  geht  hervor,  wie  notwendig 
es  ist,  bei  V^rgleläien  derhanddsstatistischen 
Ergebnisse  aus  versdüedenen  Ländern  äußerst 
voi^chtig  zu  sein.  Selbst  wo  die  Wert- 
ermittelnng  heiderseits  richtig  ist,  muß  d» 
Wert  der  betr.  Ware  im  Ausfuhrlande 
niedriger  sein  als  im  Einfuhrlande,  weil  ja 
sonst  eine  Ausfuhr  nicht  stattfinden  wfirae. 
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Bei  Wareo,  die  über  See  befördert  werden, 
mufi  auch  Ausfuhr  und  Einfuhr  um  den 
Betrag  d^  SeebefOrdemogskosten  verschie- 
den sein. 

Weitere  Schwierigkeiten  ergeben  sich  aus 
dem  Vereleich  verstÄiedener  Jahre,  auch  für 
dasfielbe  Land  und  bei  unverändertem  Erhe- 
buogsverfehren.  Die  Warenwerte  schwanken 
von  Jahr  zu  Jahr.  Aenderungen  des  Wertes 
der  Einfuhr  und  Ausfuhr  finden  statt  bei 
unveränderter  Menge  der  Warenbewegung. 
Im  allgemeinen  schwanken  die  Wertstmimen 
stärker  als  die  Warenmengen,  da  mit  steigender 
Konjunktur  auch  die  Warenpreise  steigen, 
und  umgekehrt  Am  stärksten  sind  die 
Schwankungen  bei  aolchen  Waren,  deren 
Wert  von  dem  Ausfall  der  Ernte  abhängt. 
In  Deutschland  betrug  der  Wert  der  Einfuhr 
voa  Gett«ide  aller  Arten  1891 :  509,5  llilL  M., 
nach  den  Preisen  von  1890  würde  er  nur 
417,3  Mill.  M.  gewesen  sein.  1893  war  der 
Wert  der  Getreideeinfuhr  um  148,8  Mill.  M. 
niedriger  ate  189if,  aber  von  dieser  Ver- 
minderox^  waren  55,1  Mill.  M.  durch  das 
Sinken  der  Preise  veranlaSt.  Im  J.  1905 
war  für  den  ganzen  Spezialwarenhandel  der 
Wert: 

nach  den  Preittn  nach  den  Prdieo 
von  19M  von  1905 

der  Einfuhr    7046  MllL  M.      7436  HUI.  M. 
,   Attsfohr    5693    „     „       5842    „  „ 

Bei  alteemein  rankenden  Warenpreisen 
geben  dee£alb  die  Wertziffem  allein  ein 
ebenso  Msches  BOd  der  Entwickelun^  des 
Außenhandels  wie  in  Zeiten  des  Steigens 
der  Preise. 

Zu  beachten  ist,  daß  bei  älteren  handels- 
b-tatistischen  Angaben  häufig  nicht  der  wirk- 
liche Wert,  sondern  ein  für  allemal  fest- 
nehende  („gesetzliche")  Werteinheiten  zu- 
grunde gelegt  sind.  In  Großbritannien  war 
das  bei  der  Ausfuhr  fremder  und  kolonialer 
Produkte  und  bei  der  Einfuhr  bis  1853  der 
Fall  (nach  den  Preisen  von  1696),  während 
beä  der  Ausfuhr  heimischer  Produkte  da- 
neben seit  1798  der  wirkliche  Wert  fest- 
gestellt wurde. 

Die  H.  soll  endlich  feststellen,  mit  welchen 
Ländern  der  Warenverkehr  stattfindet,  also 
welchen  Ursprung  die  Einfuhr,  welche  Be- 
stimmung die  Ausfuhr  hat  Für  die  prak- 
tische HandelspoUtik  sind  diese  Feststellungen 
von  beeonderer  Bedeutung.  Aber  auch  hier 
fkteXlea  sAck  genauer  Erhebung  besondere 
Sdswjerigkeiten  in  den  Weg,  so  daß  man 
früher  ndüadi  nwe  feststellte,  über  welche 
Grenze  eine  Ware  einging.  Der  internationale 
WarenvCTkehr  vollzieht  sich  in  zahllosen 
raiec  nicht  direkt.  Die  Waren  gehen  zu- 
nichst  in  den  Handel  eines  Landes  über, 
•äas  sie  dum  weiter  befördert  Bei  der 
Eisfahr  ist  dann  oft  der  wirkliche  Ursprung 
der  Ware  gar  nidit  festzustellen,  trotz  aller 


Bestrebungen,  die  H.  zu  verbessern.  Es 
muß  oft  dabei  bleiben,  daß  nur  das  Land 
ermittelt  wird,  aus  dessen  Handel  die  Ware 
stammt.  So  führt  Deutschland  nach  Ausweis 
seiner  H.  große  Mengen  von  Baumwolle, 
Kaffee  und  ähnlichen  n-odukten  aus  Groß- 
britannien, Belgien  und  den  Niederlanden 
ein ,  wo  sie  selbstverständlich  nicht  her- 
stammen. Umgekehrt  sind  die  Länder,  nadi 
denen  die  Ausfuhr  angeblich  stattfindet,  oft 
gar  nicht  die  eigentlichen  Bestimmungs- 
länder. Auch  hier  erscheinen  z.  B.  in  der 
deutschen  H.  die  drei  eben  genannten  Ver- 
mittelungsländer  mit  viel  zu  hoheu  Zahlen. 
Eine  ähnliche  Stellung  nimmt  Deutschland 
selbst  in  der  österreichischen  H.  ein.  Die 
englische  H.  berücksichtigt  bisher  nur  die 
HlUen,  nach  welchen  und  aus  welchen  die 
Ein*  und  Ausfuhr  stattfindet,  so  daß  ihr 
Länder  wie  die  Schweiz  unbekannt  sind. 
Ein  Versuch,  den  wirldichen  Ursprung  der 
Einfuhr  festzustellen,  ergab,  daß  im  ersten 
Halbjahr  1904  aus  der  Schweiz  fast  für 
4Mili.£  eingefühlt  wurden.  Aus Deutsdiland 
kamen  in  dieser  Zeit  nach  der  amtlichen  Aus- 
schreibung 16,5  Mill.  £.  Davon  waren  nur 
13,3  Mill.  wirklich  deutsch.  Außerdem 
steckten  &her  in  der  Einfuhr  aus  anderen 
Ländern  (namentlich  Holland  und  Belgien) 
10,2  Mill.  deutsche  Waren. 

Ava  dem  Gesagten  ergibt  sich  auch,  daß 
große  Vorsicht  bei  der  Beurteilung  von 
Verschiebungen  des  Anteils  solcher  Lander 
nötig  ist  Scheinbare  Zunahme  des  Ver- 
kehre z.  B.  mit  fibersedschen  Indern  kann 
einfach  die  Folge  der  Einrichtung  direkter 
Schiffahrtsverbindungen  sein.  Für  Deutsch- 
land insbesondere  kommt  noch  in  Betracht, 
daß  bis  zum  15./X.  1888  sehr  große  Mengen 
von  Waren  aus  den  deutschen  ZollausschlOssen 
eingeführt  und  dahin  ausgeführt  wurden. 
Deshalb  ist  dieser  Teil  der  deutschen  H. 
bis  1888  ganz  unbrauchbar.  Einigen  Ersatz 
ffibt  aber  die  besondere  H.  der  Staaten 
Hamburg  und  Bremen.  Sehr  störend  ist 
in  Deutschland,  daß  in  der  üblichen  Angabe 
der  Ursprungs-  und  Bestimmungsländer  die 
Goldein-  und  -ausfuhr  mit  eingerechnet  ist, 
woraus  sich  sonderbare  Jahresschwankungen 
und  die  Unvergleichbarkeit  mit  der  Statistik 
anderer  Länder  eigibt. 

3.  Ei^bnisse  der  H.  In  elnlna  wichtigem 
Ländern,  a)  Deutaehland.  Im  deutschen 
Zollverein  sind  bis  1871  nur  die  zollpflichtigen 
Artikel  wirklich  nachgewiesen.  Seit  1872  soUte 
die  ganze  Einfuhr  und  Ausfuhr  festgestellt 
werden,  doch  geschah  das  in  ungenügender 
Weise,  namentlich  bei  der  Aosfuhr,  und  die  Er- 
roittelang  des  Wertes  war  sehr  unvollkommen. 
Erst  das  O.  v.  20./VXI  1879,  betr.  die  Stetiatik 
des  Warenverkehrs  (jetzt  ersetzt  durch  das  G. 
V.  7./n.  1906],  hat  t.  1.^.  1880  an  die  Omnd- 
lagen  fttr  eine  brandlbare  H.  geschaffen.  Die 
Zanlett  vor  und  nach  diesem  Zeitpunkte  sind 
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nnragleidibar.  Ans  innenn  GrOnden  sind  auch 
die  Zanlen  Ar  die  Zeit  vor  md  nach  dem  ZoU- 
anBchluß  Ton  Hambai^,  Altona  nnd  Bremen  am 
lÖ./X.  1888  nicht  ver^leicbbar.   Aoch  die  Ver- 

fleicbbarkeit  der  Zablen  vor  und  nacb  dem 
1887  hat  dnrch  die  Einbeziehung  eines 
großen  Teiles  des  Yeredelnn^Terkebrs  gelitten. 

Q«8cbStzter  Wert  der  Einfuhr  and  Ansfnbr 
des  deatBcben  Zdleebietes  1872—79  in  Millionen 
Mark: 


im 

ie94 

1900 

19 

F. 

Einf. 

981 

1300 

13 

Äusf. 

2148 

1879 

3982 

3« 

X. 

Einf. 

1397 

«437. 

1763 

5 

Ansf. 

471 

414 

3344 

Einfuhr 

Anafnbr 

1872 

3468 

2495 

1873 

4257 

2489 

1874 

3673 

2460 

1875 

3577 

2562 

1876 

3913 

3606 

1877 

3877 

2839 

1878 

3723 

3917 

1879 

3893 

3821 

"Wert  der  Einfahr  and  Anafnbr  (Spezi 
baadel  einschl.  Edelmetalle)  des  deutschen  Zc 
gebietes  im  Verkehr  mit  den  wichtigeren  Lände 
1889  und  1905  in  9Ü11.  H.  (nach  der  Gr^Oe  c 
Ansfiihr  1889) : 


Menge  nnd  Wert  der  Einfuhr  und  Ansfnbr 
des  dentschen  Zollgebietes  im  Spezialbandel 
1880-1888  (ohne  Edelmetalle): 


Einfuhr 


Ausfuhr 


Menge 

Wert 

Henge 

Wert 

lOOöt 

Sill.  H. 

1000  t 

Hill.  V. 

1880 

14  171 

2819 

16  401 

2893 

1881 

14848 

2962 

16  672 

2975 

1882 

15  300 

3128 

17  209 

3188 

1883 

16297 

3263 

19239 

3270 

1884 

17787 

3260 

19  151 

3203 

1885 

17867 

a937 

18  814 

2?95 

1886 

16945 

2877 

18924 

2984 

1887 

19386 

19495 

3134 

1888 

31  867 

3271 

20740 

3204 

Menge  und  Wert  der  Einfuhr  nnd  Ausfuhr 
des  dentschen  2^11gebietes  im  Spezialhandel 
1889—1905  (ohne  Edelmetalle): 


Einfuhr 


Ansfnbr 


Bestimmnngs-  oder 
Ursprun^and 

Großbritannien  n. 
Irland  .   .  .  . 

Ver.  Staaten  tou 
Amerika  .  . 

Oesterr.-Ungam 

Niederlande  .  . 

Frankreich  .  . 

Rußland  .   .  . 

Schweiz  .  .  . 

Belgien    .   .  . 

deutsche  Frei- 
gebiete .   .  . 

Italien .... 

Dänemark    .  . 

Schweden    .  . 

Argentinien .  . 

Brasilien  .   .  . 

Rumänien    .  . 

Spanien   .   .  . 

.Norwegen    .  . 

Türkei     .   .  . 

Chile  .... 

Brit.-08tindien  etc 

China  [Hongkong 
Kiautschouj  . 

Brit-Austraken 

Japan  .... 

XiederL-Indien 


1889 
Ansf.  Einf. 


1905 
Ansf.  Ei 


651.8  674,9  ios7,8  78. 


395,0 
340,8 
258,2 
310,2 
196,9 
177,4 
»37,2 

104.9 
103,4 
72.3 
71,4 
60,7 

48,2 

44,6 

35-5 
29.9 
28,3 
26.  c; 


317.5 
537.2 
286.3 

285,4 
551,8 
181,1 
337,2 

52,5 
148.S 

42,7 
50,1 
85,5 
99,2 

13,6 
32,1 
20,7 

7,1 
60,9 

95,3 


543.0 
594,9 
448,8 

293,5 
368,4 
369,8 
312.5 

59.8 
175,4 
185,9 
"59,1 
131.5 
71,7 
44,4 
53.1 
70,6 
71,0 

53,5 
98,7 


lOO. 

77. 
25' 
40 
109 
10 
27 

2 
21 
1 2 
1 1 
3'' 
17 

9 
II 

5 
Ib 

31 


Menge 

Wert 

Menge 

looat 

Wert 

1000t 

Mill.  M. 

MUl.  H 

26  611 

3990 

18  392 

3165 

28  142 

4146 

19365 

3327 

29012 

4151 

20  139 

3170 

29  509 

4019 

19  891 

2954 

39814 

3962 

21  361 

3092 

33  033 

3928 

22883 

2962 

32  537 

4iax 

33830 

3318 

36  409 

4307 

25719 

3525 

40  161 

4681 

38019 

3635 

42  729 

5131 

30094 

3757 

44651 

5483 

30  403 

4307 

45  911 

5766 

32  681 

461 1 

44304 

5426 

32  362 

4432 

43  335 

5631 

35  029 

4678 

46  033 

6003 

38  280 

5014 

48885 

6364 

38  855 

5223 

54306 

7139 

40566 

5732 

1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
190& 
1904 
1905 


Wert  der  Einfuhr  und  Au^hr  Ton  Boh- 
Btoffen  fQr  Indnstrieswecke  (R),  Fabrikaten  (F) 
und  Nahmngs-,  Oennßmitteln  and  Vieh  (N)  in 
MiU.  M. : 

1890      1894      1900  1905 
R.  Einf.  1767      1666      3803  3457 

Aasf.  708       668      1 1 1 1  1401 


24.2  8,4  91,8  4 

21.3  34,5  57.3  16 
18,5  3.5  84.6  2 
13,5  20,3  30.2  II 

b)  Groaabritannen  und  Irland.  Tr 
ihrer  Uneenaniffkeit  gibt  die  ftltere  britisi 
H.  immerhin  ein  Bild  von  dem  Ansteigen  < 
Handelsnmsätze.  Nach  Lohmann  ergeben  ni 
dem  Anfangsjahre  1697  die  Hauasejahre  1 
18.  Jahrb.  folgende  Zablen  (in  1000  £1: 

fOr  England  allein 

Einfiibr  Anafabr 

1697            3  483  3  526 

1700             5  970  7  303 

1718             6669  835s 

1733               8017  11 T77 

1753             8625  14265 

1763             II  665  16 160 

^r  England  und  Schottland 

Einfuhr  Ausfuhr 
1771        *    14300  19018 

1792  19 129  24905 

Zu  der  folgenden  Uebersicht  ist  zn  bemerk 
daß  erst  seit  1854  der  deklarierte  Wert  der  £ 
und  Ausfuhr  angegeben  ist,  vorher  der  amtlie 
daB  aber  bei  <ur  Aosfnhr  britischer  Produ! 
daneben  auch  der  d^arierte  Wert  angegvl 
ist.  Er  ist  in  der  4.  Spalte  mitgeteilt 

Wert  der  Wareneinrnhr  nnd  -ausfuhr  Gr 
britanniens  nnd  Iriands  seit  1815  in  MiU.  £ 
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Einfahr 

Aasfahr 

Aas  fuhr 

ttberiiftnpt  brit.Erzeaga 

lOXO 

58,62 

5>,6i 

36,42 

3^;47 

48,95 

56,32 

38,87 

69,70 

38,27 

JA 

91,16 

47,37 

A7  .<□ 
"/  i4y 

1 1648 

51,3» 

150,88 

60,1 1 

»97.3» 

71,37 

*  43)54 

116,69 

95,69 

164,51 

135,89 

218,83 

165,84 

244,08 

199,59 

187Ö 

3/JtV* 

281,61 

323,47 

lOoU 

286,41 

223,06 

Itn  at 

371,47 

213,12 
•*''3,53 

1690 

Aio  6o 

320,25 

4°*'t34 

273,79 
285,83 

216,01 

1895 

416,69 

226,13 
233.36 

1898 

470,54 

294,01 

1899 

485-04 

329,53 

264,49') 

1900 

523,08 

354^7 

291,19 

1901 

521.99 

347,86 

280,02 
«83,42 

1902 

349,34 

1903 

542,60 

360,37 

290,80 

1904 

551,04 

371,02 

300,71 

1905 

565,28 

407,8 

330,02 

Wert  der  Eiafohr  aDd  Ansfohr  von  Nahrnngs- 
irnd  GennCmitteln  (N),  gewerbl.  Bohstoffen  (B) 
und  Fabrikaten  (F)  in  Hill.  £. 

N.        R.         F.  Versch. 
1899     Einf.   210,3     150,6     121,6  2,5 
Angf.     12,9      28,8     219,6  3,3 
1906    Einf.  232,4     188,1     142,6  2,3 
Ansf.     19,5      35,*     370,0  5,0 
Wert  des  Warenbandels  mit  den  wicbtigaten 
Verkebrsgebieten  1880  and  190t  in  Hill 


1880 


1904 


Einf. ,  Ansf.  Eint  Anst 


Ansf. 

brit. 

Er- 
zenen. 


fremde  LSnder 

fiberhaapt .  . 

318,71 

204,89 

431,02 

250,03 

188,77 

brit.  Besit^. 

92,52 

81,53 

120,02 

120,78 

111,94 

Verein.  Staat. 

T.  Amerika  . 

107,08 

37,95 

119,33 

39,27 

20,20 

Fnuikreicb 

41,97 

27,99 

51,10 

21,70 

15,25 

Deutschland  . 

24,36 

29,06 

33,94 

36,43 

25,10 

Niederlande  . 

25,91 

15,65 

34,69 

1 1,91 

8,20 

Rnfiland   .  . 

16,03 

10,97 

31,40 

15,29 

8,23 

Belsen .   .  . 

11,25 

12,99 

27.54 

1347 

9,05 

China  .   .  . 

»',83 

5,52 

2,76 

8,89 

8,81 

Schweden  and 

Norwegen  . 

10,99 

5,»3 

15,35 

8,8s 

7,73 

Spanien    .  . 

10,70 

13,67 

4,34 

Aegypten  .  . 

9,19 

14,30 

8,27 

Bnäiliea  .  . 

5,361  6,92 

6,34 

6,23 

5,99 

TBrkei  .  .  . 

3.87 

5.75 

7,59 

7,35 

Italien  .  .  . 

3,39 

6*33 

3,33 

9,23 

8,37 

Argentinien  . 

0,89 

3,54 

23,04 

11,57 

10,85 

6iit.-Indiei  . 

30,12 

33,03 

36^7 

41.54 

40,64 

AaMmlaäoi  . 

«5.66 

i«,75 

36,31 

36,74 

33,65 

Bri  tiieh  .Nord- 

amorika  .  . 

13,39 

8,5a 

33.14 

12,80 

ii,i  1 

Eftpluid  nnd 

Natal  .   .  . 

5,64 

7,31 

19,15 

17.53 

-westind.  KoL . 

6,57!  3,35 

3,38 

3,97 

3,56 

>  I  Seit  1899  eiuchl.  nene  Schiffe. 
Wön«riMch  der  TolkswlTtschaft.  II.  Anfl.  Bd.  II 


0)  Frankreich.    Nach  Lobmann  hat  si<^ 
der  Wert  des  französischen  Anitenbandels  (ohne 
den  Verkehr  mit  den  Eolonieen)  im  18.  Jahrb. 
folfi^endermaiten  entwickelt  (in  lUll-  Livres): 
Entr6es  Sorties 
1716  33,4  47,1 

1723  89,4  150,6 

1741  119,0  194,9 

1755  152,6  224,6 

1771  192,1  305.6 

1780  181,7  195,9 

1789  400,5  357,6 

Er  wSre  dann  nach  anderen  Angaben  ge- 
Mnken  anf  jährlich: 

1798—1800   268  Mill.  Fres.   254  MiU.  Frcs. 
1808-1810  316   „      „     343   „  „ 
1815       199   «      »     422  „ 
1820       335   n      »      543  „ 
ZnTerl&Migere  Zosammenatellnngen  haben 
wir  far  die  Zeit  seit  1831.    Der  Wert  des 
Spezialhaadels  in  Hill.  Frcs.  war: 

Einfabr  Ansfuhr 

1831  374  456 

1835  520  578 

1840  747  69s 

1845  856  848 

1860  79t   '  1068 

1855  1594  1558 

1860  1897  2277 

1865  2642  3088 

1869  3 "53  3075 

(1870  2867  2802) 

1875  3537  3873 

1880  5033  3468 

1885  4088  3088 

1890  4436  3753 
1894  3850  3078 

1900  4698  4109 

1901  4369  4013 

1902  4394  4252 

1903  4801  4253 

1904  4503  4451 
1906  4674  4762 

Wert  der  Einfuhr  nnd  Ausfuhr  von  NabroMs* 
nnd  Genußmitteln  (N.),  gewerblichen  B(^t4^i 
(B.)  nnd  Fabrikaten  (F.)  in  Hill.  Frea.: 

N.        E.  F. 

1891  Einf.   1653      2447  668 
Ansf.    809       833  1928 


1894   Einf.  1198 
Ansf.  666 


2105 
755 


548 

1657 


1905   Einf.     800      3026  847 
Ansf.     778      126a      2379 ') 

d)  Oesterreich -Ungarn.  Die  Genauig- 
keit nnd  Vollständigkeit  der  H.  des  Österreich- 
ungarischen  Zollgebietes  ist  sehr  verbessert  seit 
dem  1./I.  1879  nnd  seit  dem  l./I.  1891.  Bis 
1874  erfolgte  die  Wertberechnung  anf  Orand 
amtUchw  von  Zeit  in  Zeit  revidierter  Werte, 
seit  1./I.  1875  werd«  die  wlrklieheli  pHandels- 
werte"  geschAttt.  Zu  beachtm  sind  die  wieder- 
holten Aendemngen  des  Zollgebietes.  Von  1853 
bis  zum  Oktober  1857  scbliefit  es  die  Herzog- 
tOmer  Parma  und  Uodena  ein.  1859  fiel  die 
Lombardei,  1866  Venetien  weg.  1880  wurden 
das  bis  dahin  ein  eigenes  Zollgebiet  bildende 


1)  Dazu  Postkolli  343. 
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Dalmatien,  ferner  Bosnien  and  die  Herzegowina 
und  eine  Anzahl  von  ZoUaaBschlüssen  einbezogen. 
Am  1./XII.  1891  worden  die  Freihäfen  von  Tnest 
und  Finme  at^eehoben. 

Wert  der  Snfohr  und  Amfobr  im  freien 
Verkehr  1854— 188S,  ohne  EdelmetaUe  (in  HUI. 
Gulden): 

1854-58  24M  235,5 

1859—63  229,3  268,6 

1864—68  382,2  366,7 

1869-73  517,7  42J,5 

1874-78  563,7         594,0  ^ 

1879-83  6i8,2         724,7  • 

1884—88  562,3  692,8 

1889—93  630,9  770,5 

1894—98  740,7  777,0 

1899-1903  835,5  973,2 
Wert  der  Einfahr  nnd  Auafohr  im  freien 
Verkehr,  ohne  EdelmetaUe  (in  Hill.  Kronen) : 

JaJire  Einfahr  Ansfahr 

1895  1445  1484 

ISOO  1696  1942 

1901  1653  1885 

1902  1720  1914 

1903  1877  2130 

1904  ■    3048  2089 

1905  2158  2168 

Wert  der  Einfahr  nnd  Ansfahr  von  Nahrungs- 
und Gennßmitteln  (N.),  gewerblichen  Rohstoffen 
(R.)  und  Fabrikaten  (F.)  in  HiU.  Kronen: 
N.         B.  F. 
1894  Einf.  364^4      523,0  584,2 
Aust.   535,2       354,8  664,2 
1904   Eint.    385,0       865,3  797,6 
Ansf.  345,1       515,5  1228,1 

Wert  der  Einfahr  und  Ausfuhr  im  Verkehr 
mit  den  wichtigsten  Ländern  in  MUl.  Kronen: 

1904 

Ausfuhr  Einfahr 

Deutschland   1072  806 

Großbritannien ....       184  1 79 

Italien   163  109 

Türkei   93  46 

Schweiz   80  58 

Rußland   72  120 

Rumänien   66  77 

Frankreich   65  99 

Indiai   63  149 

Ver.  Staat  t.  Amerika         41  182 

e)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Wert  der  Wareneinfohr  nnd  der  Ausfuhr  ein- 
hetmiscfaer  Produkte  ist  Spezialhandel  (ohne 
Edelmetalle)  in  MUL  Dollars: 

a^aO^L^  Einfuhr  Ausfuhr 

1850  174  135 

1860  354  316 

1870  436  377 

1880  66S  834 

1890  789  845 

1900  850  1371 

1903  1036  1393 

1904  991  1435 
19UÖ                1118  1519') 

1906  1227  1744') 

1)  Einschl.  Ausfuhr  fremder  Produkte. 


Von  der  Einfuhr  kam  auf 

1894  1904 

Nahrungs-  und  Genaßmittel       43,3"*/»  25,4"/» 

Gewerbucbe  Rohstoffe  19,9  „  33.1  „ 

Halbfabrikate  10,3  „  13,0  „ 

Ganzfabiikate  15,6  n  i5>3 » 

Gegenstände  d.  Luxusrerbraucha  10,9^  '3,2  „ 

Von  der  Ausftihr  kam  auf  Erzeugnisse 

1894  1904 

der  Landwirtschaft      72,3%  55,77» 

des  Bergbaues            2,4  „  3,4  „ 

des  Waldes                 3^  „  4,6 , 

der  Fischerei              0,5  „  0,6  „ 

des  Industrie            21,1 «  35,3  „ 

Verschiedenes             0,5  „  „ 

f)  Andere  Iiander  (deren  Außenhandel 
1904  Uber  1300  HUI.  M.  betrug).  Wert  der 
Warenein-  und  aasfuhr  im  Spezialhandel  in 
Mill.  M.  (Nach  dem  Anhang  zum  Statist.  Jahr^ 
buch  des  Deutschen  Reiches  1906.) 

1894  1904 
Einf.   Ausf.       Einf.  Ausf. 
Niederlande         2446    1880       40S4  3371 
Beleieu  1260    1043       2220  1747 

Rußland*)  1231     1471        1257  2046 

Italien  876      821        1531  1278 

Schweiz  66 1      497         992      7 1 3, 

Spanien  644      538         756  744 

Kanada  475      444        1056  844 

Argentinien  *)  376  412  759  1070 
Brasilien ')  (529     660)')      530  806 

Austral.Band  *)^  447  656  731  Sio 
Brit-Indien ')  862  1247  1516  2239 
China  455     472       1005  699 

Japan  349     23S        779  633 

Ltteratnrt  die  LiUmtur  tum  Art.  „Han- 

dels- und  Zahiungtbilam"  (oben  S.  19J.  FemerT 
Die  Bearbeitung  der  HandellBlatiatik  in  11  two- 
pflitehen  Staaten,  Monatshtifte  t.  Stat.  d.  DetUtch. 
Iteickes,  1S80.  —  Die  GruiUÜagen  der  Bandelt' 
ttatittHc  einiger  fremder  Staaten,  Vierteljahrakefte 
2.  Slot.  d.  DetiUeh.  Seiches,  1900]190L  —  Di« 
Werte  det  deutschen  Außenhandel»  und  die  Ver- 
gleichbarkeit der  detitgchen  Jfandelmaehu^eise  mit 
fremden,  a.  a.  0.,  190S.  —  O.  lAppert,  Ueber 
die  Vergleiehbarkeü  der  WarU  von  intematitfn. 
WarenUberlragungen,  190S.  —  H.  V.  Scheel,  Art. 
„Banddttlatittik",  H.  d.  St..  ».  Auß.,  Bd.  IV, 
8.  mofg.  —  Mit  der  Vergleichbarkeit  der  hand^- 
itatiatiscken  Erhebungen  hat  sieh  das  „Institut 
de  Stalietique"  fast  alljährlich  beschäftigt.  — 
Handel*statistische  Zusammenstellungen  für  ältere 
Zeit:  Ft.  Lohmann,  Die  amü.  HandelssUUielik 
Englands  und  Frankreichs  im  18,  Jakrh.,  SUxungs- 
berichte  der  Preuß.  Akademie  der  Wisseiuehaf^, 
1898.  —  A,  Moreau  tle  Jonnis,  Le  commerce 
au  19me  eÜde,  8  Bde.,  18SB.  —  A.  Beer,  Ge- 
aehiehte  des  WeUkantUlt,  S  Bde.,  I86OI84.  ~ 
G.  V.  Vlebahnf  l^atitHk  det  u^leertinten  und 
nördlichen  Deutschlands ,  S  Bde.,  ISSSfes.  — 
Tooke  und  Xewmarch,  Geschichte  und  Bt' 
Stimmung  der  Preise ,  deutsehe  Bearbeitung  von 
C.  W.  Asker,  f  Bde.,  186S.  —  euere  Zusammen- 
suUungen :  K.  v.  Scherzer,  Das  wirtsehaftlicHe 
Leben  der  Völker,  1885,     Dazu  als  Ergäntung: 


Generalhandel. 
Geschätzt 
*)  1894  einschl.  Edelmetalle. 
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IL  r.  Sehener  und  E.  Brata»aevlc,  Der 
-irtirka/Uick*  Vertekr  der  Gttjenwart,  189U  — 
F.  X.  1*.  Xeumann-Spallart ,  Vebtrnehten 
■br  WtittrirtMchafl  (snertt  1H78,  7.  Auig.,  heraut- 
Qtijrhcn  r.  Juraachek,  im  Eneheinen).  —  2>ie 
Wrüwirtwhajt ,  kerau*ffegel>en  v.  E.  von  Haile, 
J.  Jukry.,  1906.  —  B,  Calteer,  Da»  WirUehaflt- 
Jahr,  fikriiek.  —  AÜjOMieh  nüttlüsht  AuaxUge 
mu  diu  amüiehän  V&i^miiliekuHgen  im  ColAai- 
vhew  fntahgiteken  Mqfkatender.  —  Für  die 
Hnteliun  Maaten  kommen  derm  amtliche  regel- 
n^'ißtye  Ptädikationm  in  Betracht.  Dtu  Wiek- 
li^*U  daram  ßndel  »irh  in  den  »latittischen  Jahr' 
Ki.-A«m  (Statistical  Abttraet,  Annuaire  Statisti- 
'jvfi  der  tertekiedenen  Länder.  In  Deuttchland 
Mltriifh  t  Bde.  der  „Statistik  de»  Deutschen 
Kriekef  -,  rorläußge  Mitteilungen  in  den  Viertel- 
^ikrth^ßen  mr  Siat.  d.  Deutechen  Reiche».  Da- 
hUmI  aueh  metkodiseke  Unterstiehungen.  —  Vgl. 
uiuk  dtr  Steintertteen  dea  Deuttehen  Reichet, 
TH^mwunfuldll  im  Eeiehamarineamt,  1898,  2900, 
ibi'/.  Karl  Satkgen, 


Hftndelssteaer. 

IHe  H.  ist  eine  £rtngtsteaer  vom  Betriebe 
in  BudelsnnternelimniigeQ.  Die  Ertragsquellen 
bildeten  diese,  die  als  objektive  Gestaltungen 
iKustmiert  wurden.  Allein  die  meisten  Steuer- 
ir--«txgebniigen  haben  Ton  der  TerBelbständigung' 
•iiftfä  Glieds  der  Ertragssteaeru  Abstand  ge- 
3<>mmen,  den  Differenziemngsprozeß  nicht  so 
mt  ausgedehnt,  sondwn  die  H.  aU  o^:aniichen 
Äutaodtefl  d»r  Gewerbesteuer  behandelt. 
\qr  uanchmat  hat  man,  wie  z.  B.  in  Oester- 
t^t^h.  Koßland,  Italien  nnd  Nordamerika,  für 
r>«i»M  große  firwerbtgesellschaften,  Banken, 
Hiadelskomugiiieen,  Aktien-  und  ähnliche  znr 

a>^ntlichen  Itechnnngslegung  verpflichtete  Oe- 
•'iticbaflen  besondere  Ertrags-  nnd  Erwerbs- 
■icntm  eingeführt.    VgL  Art.  „Gewerbesteuer" 

t'^  Bd.  I  10ri4fg. 

Maac  von  Hecket. 


HudeliTertrfloB- 

1.  Gescfaiehtlieha  Entwickdoiw.  2.  H.  nnd 
utoBone  Hamdelsjpolitik.  B.  Die  HeistbegttDsti- 
sug.  4.  Weiteitudnng  der  Mefstbegttnstignng. 

Motechlands  H.  mit  dem  Auslände. 

LGeMtücbÜiche  Entwickelang.  Zweck 
Ali  Au^;abe  des  Abschlusses  von  H.  ist 
Ii'  ErleicfateruDg  und  Erweiterung  des  Han- 
i-.*  luul  Verkehrs.  In  den  Anangeo  des 
'■•'rkehrslebea  sind  sie  meist  einseitiger 
N>ttiir  und  darauf  gerichtet,  den  Kaufleuten 
Ortes  oder  Landes  in  einem  anderen 
Unde  den  nötigen  Schutz  der  Person,  des 
Eiseutams,  des  Handelsbetriebes  zu  sichern, 
liann  scUieBen  sich  Abmachungen  Aber 
-lu&L'lne  Handelseintichtungen,  über  MOnze 
<u>d  Gewicht,  Aber  einzelne  Zollsatze  u.  dgl. 
^  aUmühÜch  nehmen  solche  Verträge 
•taeu  zwräseiti^n  Charakter  ein,  indem 
'"sde  Teile  sich  gegenseitig  bestimmte 
^'U-lserleichterangeD  zusichern. 


Im  merkantilistischen  Handelssystem  mit 
seiner  doppelten  Tendenz  des  ÄbsdiluBses 
des  inl&ndiBChen  Marktes  und  der  S^rdenmg 
dffl  Ausfuhr  EÖnd  H.  ein  bdiebtm  Uitte^. 
der  dienen  Ausfuhr  in  anderen  ,  Lattdem 
exklusive  Begünstigungen  zu  verachaffen, 
Vorredite  vor  fremden  Konkuneafen,  wofür 
man  dem  anderen  Lande  nur  Konzessionen 
auf  solchen  Gebieten  einzurftumen  suchte, 
auf  welchen  der  heimischen  Produktion 
möglichst  wenig  Konkurrenz  entstand.  Das 
bei^hmteste  in  seiner  Bedeutung  freilich 
überschätzte  Beispiel  eines  solchen  Ver- 
trages ist  der  1703  zwischen  England  und 
Portugal  abgeschlossene,  nach  dem  Namea 
des  englischen  Unterhändlers  gewöhnlich- 
Methuen-Vertrag  genannte  (vgl.  diesen 
Art).  Welche  Bedeutung  man  in  der  Zeit 
der  Handels-  und  Kolonialkriege  dem  Erwerb 
solcher  Begünstigungen  beimaß,  zeigt  der 
Abschluß  des  Asiento- Vertrages  von 
1714  (vgl.  diesen  Art  oben  Bd.  I  S.  255^,)^ 
den  sich  England  im  Frieden  von  Utredtit 
als  Kriegsbeute  sicherte. 

Durch  die  Zunahme  des  internationalen 
Verkehrs  sind  die  H.,  in  welchen  die  Staaten 
sich  unter  dem  Ausschluß  Dritter  bindere 
Handelsvorteile  ausmachen ,  immer  mehr 
zurück^treten.  Statt  ihrer  herrschen,  nament- 
lich seit  dem  englisch-französischen  H.  voa 
1860,  die  Verträge,  welche  Erleichterungea 
des  Handels,  Zollherabsetzungen  usw.  ver- 
allgemeinern durch  die  sog.  Klausel  der 
meistbegünstigten  Nation,  d.  h.  das  Ver- 
sprechen, den  Untertanen  oder  Produkten 
der  Tertiagsschließenden  Staaten  alle  Be- 
günstigungen einzuräumen,  welche  dritträ 
Staaten  zugestanden  werden. 

In  gleicher  Richtung  wirkt  es,  wenn 
vertragsmäßig  die  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  mit  den  eigenen  Untertanen  in  bezog 
auf  Abgaben,  Zölle  u.  dgL  gleichstellt 
werden. 

8.  H.  nod  autonome  Handelspolitik. 

Durch  dieallgemeine  An  wendungdes  S^-Btems 
der  Meistb^nstigung ,  welches  jede  neue 
handelspolitische  Konzession  gleichzeitig  allen 
frühereu  Paciscenten  mit  einräumt,  ist  eine 
allgemeine  Erleichterung  des  Verkehrs  be- 
wirkt. Abgesehen  davon  aber  ist  es  eine 
irrige  Auffassung,  wenn  man  in  dem  Ab- 
schluß von  H.  etwas  spezifisch  Freihänd- 
lerisches sehen  will.  H,  bedeuten  immer 
ein  Kompromiß,  eine  Vermittelung  zvrischen 
den  Interessen  am  Schutze  des  inländischen 
Marktes  und  an  der  Ausdehnung  des  aus- 
ländischen. Deshalb  ist  vou  den  Radikalen 
beider  Lager,  den  extremen  Freihändlern 
wie  den  extremen  Suhutzzöllnern ,  gegen- 
über einer  auf  H.  beruhenden  Handelspolitik 
die  autonome  Handelspolitik  befür- 
wortet, die  ohne  jede  Bindung  rein  nach 
den  eigenen  Interessen  geleitet  werden  kann^ 
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IQ  der  Richtung  des  Freihandels,  wie  am 
Anfang  der  7Uer  Jahre  in  Deutschland,  in 
ediutzzöllnerischem  Sinne  wenige  Jahre 
später.  Ebenso  irrtümlich  ist  es,  der  Handels- 
Tertragspolitik  oder  der  autonomen  Handels- 
politik besondere  Stabilität  nachzurühmen. 
Beide  sind  aus  dem  Grunde  bekämpft,  daß 
Handel  und  Industrie  Ruhe  und  Sicherheit 
für  die  Zukunft  haben  müßten.  In  den 
7Uer  Jahren  wurde  in  Deutschland  wie  in 
Oesterreich  autonome  Handelspolitik  ge- 
fordert, weil  das  bisherige  Meistbegünsti- 
cungssystem  durch  jeden  H.  in  einer  ganzen 
Menge  von  Ijändem  die  Konkurrenzver- 
hältnisse ändere.  Ende  der  80»  Jahre 
wurde  sie  bekämpft,  weil  durch  die  häufigen 
Autonomen  Zollerfafihungen  der  Export  immer 
wieder  bald  hier,  bald  dort  gestört  werde. 

Wenn  1860  eine  mehr  freihfindlerische 
Ilichtung  gerade  auf  dem  der  H. 

«ingeleitet  wurde,  so  hatte  das  im  wesent- 
lichen politische  und  äußerliche  Gründe: 
In  Frankreich  wünschte  Napoleon  III.  eine 
politische  Annäherung  an  England.  Durch 
<iie  Form  des  H.  konnte  er  auch  den  Wider- 
stand der  französischen  SchutzzQllner  leichter 
überwinden.  Ebenso  war  für  Preußen  der 
französische  H.  von  1862  das  Mittel,  zu 
einer  Tarifreform  zu  kommen,  die  bei  der 
schwerfälligen  Verfassung  des  Zollvereins 
nicht  zu  erreichen  war  und  welche  gleich- 
zeitig den  Eintritt  Oesterreichs  in  den  Zoll- 
verein unmöglich  machte,  auch  durch  die 
Gewährung  der  Meistbegünstigung  an  Frank- 
reich der  bisherigen  ausschließlichen  ZoU- 
begunstigung  Oesterreichs  (seit  1853)  ein 
Ende  machte. 

Sind  H.  mit  einer  gemäßigt  freihäod- 
lerischen  wie  gemäßigt  schutzzöUnerischen 
Handelspolitik  wohl  vereinbar,  so  wird  ihr 
Charakter  doch  in  beiden  Fällen  insofern 
verschieden  sein,  als  die  einzuräumenden 
Konzessionen  verschiedener  Natur  sein 
werden.  Bei  mehr  freihändlerisch  ^richteter 
Politik  wOTden  diese  vorwiegend  in  der  Er- 
niedrigung von  Schutzzöllen  bestehen,  die 
ohnehin  als  im  eignen  Interesse  li^nd 
angesehen  wird.  Bei  einer  auf  starken 
Zoüschutz  gerichteten  Politik  wird  man, 
nm  diesen  nicht  zu  vermindern,  eher  die 
KnanzzflUe  ermäßigen,  wie  das  in  Deutsch- 
land zu  Anfang  der  80er  Jahre  der  IUI  war. 
Auf  denselben  Weg  wird  freilich  ein  Land 
gedrängt  dos  England  k«ne  Schutz- 
zölle mehr  besitzt  Bs  kann  Konzessionea 
von  anderen  Ländern  nur  noch  einhandeln 
durch  ErroftSigung  seineor  Bnanezölle,  da 
es  sonst  nichts  zu  bieten  hat.  Es  kann 
aber  Überhaupt  wenig  von  anderen  Ländern 
erreichen,  da  diese  für  ihre  Ausfuhr  nach 
England  Nachteile  nicht  zu  befürchten  haben, 
we^n  dessen  grundsätzlichem  Festhalten  am 
Freihandel. 


Werden  die  vertragsmäßig  gewissen 
Ländern  zugestandenen  Zollsätze  anderen 
Staaten  nicht  ohne  weiteres  eingeräumt,  so 
müssen  die  SlÖlle  auf  Grund  verschiedener 
Tarife  je  nach  dem  Ursprung  der  Waren 
erhoben  werden,  des  Generaltarifs  und  des 
Yertra^tarifs.  Die  Durchführung  dieser 
verschiedenartigen  Behandlung  der  £Iiufiihr 
macht  die  Beibringung  von  Kontrollen,  Ur- 
sprungszeugnissen nötig  und  führt  zu  Be- 
lästigungen des  Handelsverkehrs.  Eine 
Handelspolitik,  welche  ohnehin  die  Er- 
mäßigung der  ZßUeSItze  erstrebt,  wie  die 
englische  um  1860^  die  deutsche  am  Ende 
der  60er  Jahre,  wird  daher  den  Vntrags- 
tarif  auf  die  ganze  Einfuhr  dine  weiteres 
anwenden.  Sonst  hat  man  die  differentielle 
Zollbehandlung  wenigstens  als  Uebergangs- 
roaßregel  eintreten  lassen,  um  für  die  And««n 
bereits  eingeräumten  Vorteile  von  weiteren 
Paciscenten  Konzessionen  zu  erlangen,  wie 
das  z.  B.  in  Deutschland  1892  Rußland 
gegenüber  geschah. 

8.  Die  Meistbegünstigni^.  Die  Klausel 
der  meistbegünstigten  Nation  ist  entstanden 
als  Abmachung,  einem  vorzugsweise  be- 
handelten Staate  gleichgestellt  zu  werden. 
Bezieht  sich  das  ursprünglich  auf  Oleich- 
berechtigung  mit  einem  bestimmten  Staate, 
so  wird  daraus  allmählich  die  Gleichstellung 
mit  jeder  begünstigten  Nation,  so  daß  keine 
andere  besser  behandelt  wird.  In  dieser 
Form  findet  sich  die  Meistbegünstigung 
allgemein  zuerst  in  der  Reihe  von  H.  der 
westeuropäischen  Staaten,  welche  die  Be- 
endigung des  spanischen  Erbfolgekrieges 
begleiteten  (1713/15).  Seit  1860  wird  die 
unbeschränkte  Anwendung  der  Meistbe- 
gilnstigungsklausel  geradezu  ein  Charakte- 
ristikum der  europäischen  Handelspolitik. 
Ihre  Höhe  erreichte  diese  Richtung  in  dem 
Art.  U  des  Frankfurter  Friedens  (1871). 
An  die  Stelle  der  durch  den  Krieg  auf- 
gehobenen älteren  H.  setzten  Deutschland 
und  Frankreich  „den  Grundsatz  der  gegen- 
seitigen Behandlung  auf  dem  Fuße  der 
meistbegünstigten  Nation".  Dies  sollte  sidi 
aber  nur  beziehen  auf  Be^günstigungen,  welche 
einem  der  folgmden  Lfoder  gewährt  waren : 
England,  Belgien,  Kiederluide,  S<diwäz, 
Oesterreich  und  Rußland.  Da  diese  Ab- 
machung ein  Teil  des  ewtgKi  Friedens- 
vertrages ist,  so  ist  dadurch  der  eigen* 
tümlidie  Znstand  angetreten,  daß  beide 
Länder  mit  ihrer  Handelspolitik  eng  ver- 
knüpft sind  bis  zu  ausdrücklich  vereinbarter 
Aufhebung  der  betr.  Bestimmungen,  während 
eine  einseitige  Kündi^ng  nicht  mJ^ch  ist. 

Ursprünglich  bezieht  sich  die  Meistbe- 
günstigung nicht  ohne  weiteres  auf  den 
gesamten  Handelsverkehr,  betrifft  nur  die 
Yerhältnisse  der  Handeltreibenden,  die  Zu- 
lassung zum  Handel  überhaupt  u.  dgl. 
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Aimühlidi,  nachdem  dies  selbstversUndlich 
ct^wonlea  ist,  ist  die  Behandlung  der  Waren, 
•IT  allem  der  Zolltarif,  die  Hauptsache  ge- 
«onleo.  Hier  aber  war  zweifelhaft,  ob  die 
)ieiätbegQDstig\ing  auch  dann  ohne  weiteres 
»tniurftumen  ist,  wenn  einem  anderen  Staate 
iVgflDgtigUDgeD  unter  besonderen  Bedin- 
.Ting«!  oder  für  eine  besondere  Gegen- 
l^wtuDg  eineetftnnit  sind.  Seit  1860  ist  in 
Euroja  die  Frage  stets  bejaht  worden  und 
<-;lbsi  in  Fällen,  in  welchen  vertragsmäßig 
tit'  Bniflumnog  toq  Vergünstigungen  von 
■  nLoiiTtfüieodeii  Gegenleistungen  abliängig 
l^.'macht  war,  wie  in  dem  H.  von  1857 
iwM-hpn  Ai^entinien  und  dem  Deutschen 
//illTcretn,  ist  die  Meistb^nstigung  ohne 
veiteroi  öngetreten. 

Dagegen  haben  die  Verein.  Staaten  von 
Amoika  stets  an  der  Auffassung  festgehalten, 
'LUt  die  Meistbegünstigung  keine  Anwendung 
tiiidc  auf  Begünstigungen  ,,granted  conditio- 
nally  and  for  a  consideration".  "Wenn  hier, 
wie'  in  den  H.  von  1828  zwischen  den 
Verein.  Staaten  und  Preußen,  neben  der 
Zitsage  der  Meistb^ünstigung  das  Vev- 
^{  recheu  sich  findet,  solche  Begünstigungen 
für  gleiche  OegenJeistung  zu  gewähren 
(Reziprozität),  so  bezog  sich  jene  auf  den 
:nr  Zeit  des  Vertragsschlusses  bestehenden 
Rechtszustand,  dieses  auf  spätere  ErmäBi- 
cun^fen.  Solche  Vertrage  mit  „reziproker 
jlf'istbegünsügung"  sind  zwischen  1830  und 
auch  Qoter  eun»iftischen  Staaten  ab- 
^-achloMeD,  seitdem  aber  ni<dit  mehr. 

Die  Folge  der  allgemeinen  Aufnahme  der 
Metstb^nstigungsklausel  in  die  modernen 
H.  ist,  dal  eine  allgemeine  Verknüpfung 
illi^r  Terftchiedenen  H.  stattfindet  Solange 
-he  Str&muDg  allgemein  in  freihändlerischer 
Richtung  ging,  sah  man  in  der  Verallge- 
meinerung jeder  Tarifermäfii^ing  einen  Fort- 
-".hntt.  Als  die  handelspolitische  Striimung 
wieder  umschlug,  beförderte  die  Heistbe- 
ränstigimgsklansei  direkt  die  Abneigung 
Tarif vertrilge,  deren  Ermäßigungen 
tnia  anderen  Ländern  nicht  ohne  weiteres 
PI  teil  werden  lassen  wollte.  In  Deutschland 
asbeioodere  beschränkte  man  sich  seit  1878 
lUMT  mehr  «if  Verträge,  die  keine  Tarif- 
^'•QzeMioaen  enthielten,  sondern  nur  die 
UeuaWÜosligung  zusicherten.  Dies  System 
**r  freüich  nur  haltbar,  solange  eine  große 
£ahl  Toa  TaritvertillgeQ  bestand.  Mit  deren 
V«frfiil  wiurde  die  Meistbegünstigung  zu 
iDcm  reia  formalen  Rechte,  und  dies  ist 
'1er  HanDtgmnd,  der  1891  dazu  führte,  daß 
HvatM^and  wi«dw  eine  grOfiere  Anzahl 
<ti&  Tarifvertzflgen  abschloß.  Jedwifalls  ist 
*ka  6er  Olasbe  an  6aa  Seg^  einer  Be- 
-umnrang  itirk  enchfittert,  wdche  jede 
Tari&oBM«!»  ohne  weitet»  einer  großen 
^1  von  Undero  einrlumt,  ohne  Rficksicbt 


darauf,  ob  das  diesem  Staate  ^genttb«: 
auch  zweckmäßig  ist. 

4.  Weiterbildung  der  Meistbegfinsti-' 
gnng.  In  gewissen  Fällen  findet  nicht  bloß 
nach  besonderer  Vereinbarung  die  Klausel 
der  meistbegünstigten  Nation  keine  An- 
wendung, nämlich  auf  Erleichteruugen  im 
Grenzverkehr.  Streitig  aber  ist,  ob  darüber 
hinaus  gehende  Vergünstigungen  unter  be- 
nachbarten Ländern  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigung auch  von  anderen  Ländern 
in  Anspruch  genommen  werden  können. 
Tateächlich  gibt  es  eine  Reihe  von  Bei- 
spielen, in  denen  trotz  der  Meistbegünstigung 
solche  Begünstigungen  ausschließlich  ein- 
zdnen  angrenzenden  Ländern  zu  teil  ge- 
worden Bind  fz.  B.  im  Verkehr  Oesterreich- 
üngams  mit  Serbien  und  Italien,  zwischen 
Rußland  und  China  sat  1882,  längere  Zeit 
hindurch  zwischen  den  Verein.  Staaten  und 
Kanada). 

Es  ist  neuerdings  erörtert,  ob  diese  Ein- 
richtung nicht  weiter  ausgebaut  werden 
könnte.  Die  Bedenken  gegen  die  Meist- 
begünstigungsklausel  würden  erheblich  ver- 
mindert werden,  wenn  sie  auf  besondere 
Begünstigungen  aneinander  angrenzender 
Staaten  keine  Anwendung  fände,  so  daß 
zwei  Arten  von  Begünstigung  untei-schieden 
würden:  die  zwischen  Nachbarn  und  die 
allgemeine  Meistbegünstigung  mit  einem 
geringeren  Grade  von  Konzessionen  Damit 
wäre  ein  gangbarer  Weg  geschaffen,  um 
allmählich  zu  größerer  wirtschaftlicher 
Einigung  zwischen  Ländern  ähnlicher  wirt>- 
schaftlicher  Entwickelung  zu  kommen,  ohne 
doch  sofort  eine  völlige  Zolletnigung  her- 
zustellen, deren  Verwirklichung  sich  die 
paßten  praktischen  Bedenken  ent^en- 
stellen.  Daniber  besteht  kein  Zweifel,  daß 
die  MeistbegQnstigung  nicht  gefordert  werden 
kmn  von  LÄndem,  welche  einem  wirklichen 
Zollvereine  beitreten. 

Mit  HitCe  der  von  ihnen  festgehaltenen 
AuBl^:unfp  der  Meistbegünstigunesklausel 
haben  seit  dem  Ende  der  80er  Jahre  die 
Vevein.  Staaten  ein  engeres  handelspolitischea 
Verhältnis  mit  den  anderen  amenkanischen 
Bepubliken  herbeizuführen  gesucht,  dun^ 
gegenseitige  Zusicherung  der  zollfreien  oder 
begünstigten  Einfahr  gewisser  Produkte. 

Allerdings  haben  diese  panamerikanischen 
Bestrebungen  bis  jetzt  kaum  Erfolg  gehabt 
außer  in  den  Beziehungen  zu  dem  politisch 
abhängigen  Kuba  (Vertr.  von  1903),  doch  sind 
sie  für  die  Zukunft  nicht  bedeutungslos. 
Nimmt  man  dazu  die  englischen  Bestre- 
bungen zu  gegenseitiger  Begünstigung  inner- 
halb des  britischen  Weltreichs  und  die  un- 
geheure Ausdehnung  des  russischen  Handels- 

')  Vgl.  die  BemerkuDgeii  G.  Sch  in  ollers 
im  Jahrb.  ftlr  Ges.  n.  Verw.  Bd.  19  a  lOfö. 
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gebietes,  so  erhalten  die  Mahnuagen  derer, 
welche  auf  die  Notwendigkeit  eines  mittel- 
europäischen oder  gar  eines  mittel-  und 
westeuropäischen  ZoÜbundes  liinweiseo,  die 
richtige  Beleuchtung,  so  schwierig,  ja  phan- 
tastisch solche  Pläne  zunächst  erscheinen 
mOgen. 

5.  Dentschlands  H.  nit  dem  AasUnde. 

DentBcbland  hat  1U06  folgenden  Staaten  ein- 
geräniDt: 

a)  Zoll festsetzangen  und  dieMeist- 
begUnstigang:  Belgien,  Balgarien,  Griechen- 
land, ItaUen,  Oesterreich-Ungarn,  Rumänien, 
Boßland  mit  Fiuland,  Schweden,  Schweiz, 
Serbien.  Die  Verträge  lanfen  bis  Ende  1917, 
Ton  da  an  auf  ein  Jfuir  nach  EUndignng.  Der 
Vertrag  mit  Oesterreich-Ungarn  kann  sclion  auf 
Ende  1^15  gekQndigt  werden,  der  mit  Griechen- 
land  läuft  schon  jetzt  auf  ein  Jahr  nach  Kündi- 
gung. Der  mit  Schweden  erlischtamSl./'XII.lSlO. 

IjNurdieMeistbegÜnstignng:  Aegyp- 
ten, Aethiopieu,  Arg:entinien,  Chile,  Columbien, 
Dänemark,  Ecuador,  Frankreicb,  Großbritannien 
(mit  seinen  Kolonieen  und  Besitznngen  außer 
Kanada,  vorläufig)  Guatemala,  Honduras,  Japan, 
Liberia,  Mexiko.  Xtcaragua,  Niederlande  (mit 
Kolonieen),  Norwegen,  Paraguay,  Persien,  ^panien 
(rorläufig),  Tiirkeij  Tunesien,  Umffnay,  Verein. 
Staaten  von  Amerika  (vorläufig),  Zanzilnr. 

Den  deutschen  Kolonieen  and  Schntzgebieten 
ist  die  Meistbegtknstjgung  erst  dnrcb  Bnndesrats- 
bescblnti  v.  2./VI.  1893  gewährt. 

c)  H.  ohne  Anspruch  aaf  Meistbegünstigung 
in  Deutschland  mit:  China,  Kongostaat,  Korea, 
Marokko,  Siam. 

d)  Staaten  ohne  H.:  Brasilien,  Costa  Rica, 
Dominikanische  Republik,  Haiti,  Kanada,  Portu- 
gal, Salvador. 

Literatur:  Vgl.  die  Literatur  tu  Arlt.  „Handelt- 
politHc"  (oben  Ü.  4^ fg.)  und  „Sehvtjsyitem".  Vebtr 
die  Frage  der  europättehen Zolteini^ing eine  reich- 
haltige ZvnammentUHung  bei  Matlekovits,  Die 
Zollpolitik  Oetlerreieh-üngam»  und  dft Deutschen 
Reiches  seit  1868  (1891),  S.  809 Q.  Dazu  Emst 
Prancke,  ZoUpolili^che  Einigungabeatrebungen 
in  iliueleuropa,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soz.,  Bd.  90, 
1900.  —  Femer:  M.  Srhraut,  St/gUm  der 
IfandeUverträge  und  der  Meittbegünttigung  ISS4. 
—  A.  Oneleen,  Art.  „Handelmerträge",  ff,  d. 
St.,  «.  Aufl.,  Bd.  IV,  Ä  1067fg.  —  Vwtberg- 
Bekow,  Die  Pblilii:  der  HandeUverträge  1898.  — 
Sartoriua  von  WalterBhanaen,  DeuUchland 
und  die  SandeUpotitik  der  Verein.  Staaten 
von  Amerika,  1898.  —  X»  Oller,  Die  Meitt- 
begünttigungskUituel,  1905.  —  F.  Borrhardt, 
Entwickelungtgeaehichte  der  ifeislbegüneligung  im 
ßandeUvertragttyttem,  1906.  —  Die  HandeU- 
und  Schiffahrttverlräge  Deuttehlanda  mit  dem 
Auslände,  187S—1897,  2  Bde.,  1897.  —  Die 
HandeUverträge  de*  Deutschen  Reiche»,  hrig.  im 
Beichtamte  de»  Innern,  1906.  —  Fortlaufende 
Sammlung :  Da»  deuUehe  Handelsarehiv  (monat- 
lich), hrsg.  vom  Reicheamt  des  lanem.  —  Für 
äU^  Zeiten G.  Fr.  d€  Marten»,  ReeueÜ  de» 
Tratte»,  »eit  1791.  Karl  Xathgett, 


Uandferti  gkeitsunterrich  t 

1.  Bedeutung  des  H.  2.  Entwickelang 
3.  Gegenwärtiger  Stand. 

1.  Bedeatnng  des  H.  Der  H.  hat  nnmittel* 
bar  wirtschaftliche  oder  erziehliche  und  dadurch 
auch  mittelbar  Tolkswirtschaftliche  Aufgaben  in 
erfdllen.  Der  Unterricht  in  Handarbeiten  far 
gewerbliche  Zwecke,  also  die  unmittelbare  wirt- 
schaftliche Nntzbarmacbnng,  geht  im  wesent- 
lichen in  dem  gewerblichen  Untenichtawesen 
auf  (Tgl.  d.  Art..  oben  Bd.  I,  S.  1074  fg.).  Hier  im 
nur  die  pädagogiscb  und  dadnrch  gesellschafts- 
biologisch ,  Bozialbygienisch  und  wirtschafts- 
erzieherisch bedeutsame  Seite  des  H.  knrz  za 
erwähnen.  Der  H.  der  Mädchen  fällt  meist  anter 
andere  Gesichtspunkte  als  derjenige  der  Knaben. 
Ist  bei  ereterem  der  Zweck  auf  eine  hanno- 
nische  Ansbildan«  aller  hauswirtschaftlich  not- 
wendigen und  äadnrch  direkt  wirtschaftlich 
verwertbaren  Pähigkeiten  gerichtet,  so  ist  der 
Zweck  der  Knabenhandarlmt  mehr  ein  rein  er- 
zieherischer geworden.  Er  ist  wegen  des  Weg- 
falles der  meisten  früheren  Handarbeitstätig- 
keiten  im  Rahmen  der  häuslichen  Produktion 
Qud  des  Ersatzes  derselben  durch  Maschine  und 
Großbetrieb  notwendig  geworden  und  soll  ein 
Gegengewicht  gegenüber  der  einseitigen  Schu- 
lung des  (jeistes  auf  Kosten  körperlicher 
Fähigkeiten  bilden,  dadurch  die  Geenndheit  all- 
gemein zu  heben  und  die  Heranziehung  eines 
tüchtigeren  Geschlechtes  zu  begünstigen  Sachen. 
Nicht  jede  Art  der  Handarbeit  lOst  die  gewoll' 
ten  Wirkungen,  und  die  verscbi^enen  It^n  sie 
nicht  in  gleich  vorteilhafter  Weise  ans.  Ist 
z.  B.  die  Mehrzahl  der  weiblichen  Handarbetten 
gesundheitlich  mindestens  nicht  znträglicb,  so 
gilt  dies  von  Laubsäffen  u.  dgL  bei  den  Knaben 
auch,  während  das  Arbeiten  an  der  Hobelbank, 
Gartenarbeiten  usw.  den  gesundheitlichen  For- 
derangen am  meisten  entsprechen.   Die  Haupt- 

.  aufgäbe  aber  bleibt  dabei  stets  die  Erziehung 
'  zu  wirtschaftlich  braachbaren  Arbeiten  mit  Hann 
und  Auge,  die  Zucht  einer  ArbeitsßUiigkeit  auf 
dem  Gebiete  körperlicher  Betät^ng.  Durch 
solche  Bildung  der  Hand  wird  nicht  allein  der 
Wille  erzogen,  sondern  auch  neben  der  Schaffens- 
freudigkeit eine  bessere  Beherrschung  der  prak- 
tischen Anforderungen  des  täglichen  Lebens 
erzielt. 

2.  Die  Entwickeinng  ist  mit  der  Geschichte 
der  Päd^ogik  aufs  engste  verknüpft.  Fast  alle 
nennenswerten  Pädagogen  haben  fQr  den  Hand- 
arbeitsunterricht der  Knaben  ihre  Stimme  er- 
hoben: Cumenins,  Locke,  Rousseau,  Basedow, 
Salzmann,  Pestalozci,  FrQbel,  Herbart,  ZiUer. 
Barth,  Michelsen,  Biedermann,  Pösche,  Schwab, 
anch  Fichte,  nnd  praktische  Erfolge  hatten 
namentlicJi  Francke  m  seinen  Stiftnngsanstalten 
zn  Halle,  der  Däne  v.  Clanson-Kaas,  der  auch 
in  Deutschland  wirkte ,  v.  Schenckendorff  u.  a. 
Das  „Zentralkomitee  für  H.  nnd  HansflelO*. 
später  „Deutscher  Verein  für  Knabenhandarbeit" 
(von  lm6  an)  nimmt  sich  der  Sache  an,  und  die 
meiste  Förderung  bat  der  H.  durch  das  von 
Dr.  Woldemar  Witze  nnd  seit  dessen  1898  er- 
folgtem Ableben  von  Dr.  Pabst  geleitete  Hand- 
arMitsseminar  in  Leipzig^  erfahren.  Eüie  aus- 

I  f&hrliche  Darstellung  der  Entwickeinng  SU  geben, 
I  ist  hier  nicht  mOglicfa ,  vgl  darüber  die  Ans- 
:  fÜhruDgen  von  Pabst  in  Beins  Enciyklopädie. 
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I.  0«Feawlrtt|rer  SUad.  Die  letzte  vor- 
lie^nd«  Statwtik  ist  diejenige  den  Dentschen 
Vf^ios  fttr  KBftbcDhftiidu'Mit  ▼om  Jahre  1903. 
Duadi  bestanden  in  DentschUnd  368  selb- 
«tiüdigr  Huidfertif^keitsschnlen,  94  ^aabenhorte 
mit  euter  Pflege  des  H.  und  ferner  H.  an  321 
«trutiiehen  L^ranstatten  (die  hSheren  Schalen 
Hod  darunter  noch  am  weni^ten  vertreten)  und 
It^)  geschlossenen  Erziehnngaanstalten ,  80  daß 
«ich  eine  Gesamteahl  tob  919  Anstalten,  in 
dtncD  H.  betrieben  wird,  ergibt  615  davon 
UWea  anf  Preaßen  (banptaSchfich  in  Oberschle- 
>icD  und  Bheinprovinz)^  332  auf  andere  Bnndes- 
staalen  [tot  allem  KOnigr.  Sachsen).  Seither  ist 
die  Zahl  noch  gestiegen,  so  daß  jetzt  mehr  als 
liJiMi  Sebnlwerkatätten  vorhanden  lind. 

Im  Ausland  sind  besonders  die  skandina- 
Ti«heo  Lander  bäbabrechend  vorgegangen.  Fast 
dorrhweg  obligatoriseb  ist  der  H.  in  Finland 
und  Norwegen,  Schweden  begQnstigte  ihn  stark ; 
aurh  Frankreich  hat  ihn  in  Volks-  und  Bürger- 
«■liTÜra  obliiratorisch  gemacht.  Sehr  rasche 
Fvrt«chritte  hat  der  H.  anch  in  England,  Nord- 
Atritrika.  Holland,  Oesterreich,  Italien,  der  Schweiz 
nti-I  Belgien  zu  verzeichnen. 
Utmtlir:  ir.  CCUr,  Art.  „Hand/ertigkeiUunUr- 

ruie*.  ff.  d.  St..  X.  Aufl.,  Bd.  jr,  Ä  im/g-, 
mit  uUkireiehen  LiltratttraTigabm.  —  Blaamann, 
w.  ^.tndaTifUMmtvrrieht  der  ISaaben'*,  Rein» 
f:ncyktop,1die  der  Pädagogik,  9.  A«fi.,  Bd.  III, 
s.  Vljta. ,  dort  itrüere  lAUratur.  —  Beyer, 
il'indnrbeit  der  Knaben,  EHm.  Altmann,  Hand- 
••r'^il  der  SfüHehtn ,  O,  Janke ,  Handarbeit, 
k;gifttück,Pitb»t,  Handarbeiisseminar  inLeipzig, 
Pach^,  Indiutrietc/uilen,  Artikel  in  Beins  Enq/- 
h'p.ldte.  Bd.  III  und  IV.  —  Pabat,  Volka- 
ftrifcKaJiliche  Mnd  toxiaU  Brdeutung  der  Knaben- 
h^näixrhcit.  Wia».  Beil.  i.  Münch.  Ailg.  Zeitung, 
.Vr.  ISI,  J906.  —  Anna  Uierta  Betxiu», 
.Vfittt-Sammlmiyen  tun  Sandarbeilen  aus  MAve* 
,l'*tkai  .trbeHaetvben  für  JSnder,  Stodthotm  und 
J-nt  A.  Elster. 


Handlnngigehtlfe. 

II.  irit  eine  Person,  welche  in  einem 
liandelsgf^werbc  zur  I^eistung  kaufmännischer 
I>if>DMe  ^egen  Entgelt  angestellt  ist  (HGB. 
^  rji).  Sie  sind  zu  imterscheiden  von  den 
I'  rs'iuon,  welche  nicht  im  Dienste  des  Kauf- 
Duon<^  laehen  (wie  Agenten)  und  von  denen, 
^•  peo  Dienste  nicht  kaufmännischer  Natur 
wie  Packer,  ÄuslSiifer,  Kutscher,  Soe- 
v-\\\f  u.  dri. 

Die  I*fliehten  und  Rechte  der  H.  werden 
'i'tr<  b  Uebereinkiuift,  Orta^brauch  und 
H'Ut^icJieB  Ermessen  bestimmt,  soweit 
r4^t  da£  Gesetz  ausdrflckliche  Bestimmungen 
Ttnffieo  tuO.  Die  Tendenz  geht  hier,  wie 
4of  allen  Gebieten  des  Arbeitsrechts,  dahin, 
'>  V^rtagstreiheit  einzuschränken  und  die 
FaKilidieD  Verpflichtungen  des  Prinzipals 
-  LAcfer  20  formulieren.  Das  neue  deutsche 
Kibld^csetzbuch  im  seduten  Absohnitt 
«isbeD  BtKhm  <d«r  schon  am  IJl.  1S08 
la  Knit  trat),  die  Novelle  zur  Qev.-0. 
3i>.  VL  1000  ($§  13»  c— f)  und  die 


weitergehenden  Bestrebungen  der  Organi- 
sationen der  H.  zeigen  auch  für  Deutsch- 
land diese  Richtung  deutlich.  Mit  dem  Ent- 
stehen des  Großbetriebes  im  Handelsgewerbe 
tauchten  auch  für  diesen  Zweig  des  Wirt- 
schaftslebens die  Schwierigkeiten  und  Fragen 
auf,  welche  überhaupt  beim  Großbetrieb  aus 
dem  ZahlenverhSltnis  der  nutemehmuagea 
und  dra  beschäftigten  Hilfspersonen  sich  er- 
geben. 

Früher  war  die  Zahl  der  vom  Kaufmann 
beschäftigten  kaufmännisch  gebildeten  Hilfs- 
personen gering.  Wie  die  Familienglieder 
im  Verkauf Rgeschäft  mithalfen,  so  gehörten 
anch  die  wenigen  Lehrlinge  und  Handlungs- 
diener zum  Familienhaushalte,  standen  sie 
unter  der  hausherrlichen  Zucht  des  Prinzi- 
pals. Das  Ziel,  das  die  meisten  erreichten^ 
war  die  selbständige  Niederlassung.  Wer 
nicht  dazu  kam,  erlangte  wenigstens  der 
Regel  nach  eine  dauernde  gesicherte  Stellung. 
Im  allgemeinen  waren  die  HandJungsdiener 
nur  die  jüngeren  Altersklassen;  sie  und  die 
selbständigen  Eaufleute  waren  Mitglieder 
desselben  Standes. 

Im  Grofihandel  ist  die  Lage  zum  Teil 
noch  heute  so.  Aber  der  ^mLÜenhafte  Zu- 
sammenhang ist  gelockert,  entsprechend  dem 
aUgemeinen  UnaBhftng^keitsdrang  der  Zeit 
Mit  der  gerin^ren  Aussicht  selbständig  zu 
werden,  hat  sich  die  Zahl  der  verheirateten 
Angestellten  erheblich  vemiehrL  Das  Streben 
der  „Kontorarbeiter"  nach  verminderter  Ar- 
beitszeit ist  schon  aus  diesem  Grunde  be- 
greiflich und  berechtigt.  Derselben  Schicht 
beniflich  gebildeter  Gehilfen  gehört  auch  in 
den  groSen  Magazinen  das  höher  stehende 
Person^  der  Buchhalter,  Korrespondenten, 
Reisenden  usw.  an.  Aehnlich  ist  es  im 
Buchhandel. 

Anders  steht  es  mit  den  gewöhulichen 
Ladengehilfen  des  Detailhandels.  Eine  große 
Zahl  von  Geschäften  verwendet  auch  heule, 
namentiich  an  kleineren  Orten ,  kein  Hilfs- 
personal außer  den  Angehörigen  der  Familie. 
Aber  mit  der  zunehmenden  Entwickelung 
des  Ladengeschäftes,  mit  dem  wachsenden 
ümfang,  mit  der  Entstehung  der  großen 
Magazine  wächst  die  Zahl  des  Hilfspersonals 
seb^  stark.  Es  handelt  sich  um  Schichten 
der  Bevölkerung,  welche  sozial  und  an  Bil- 
dung tiefer  stehen  als  die  vorher  erwähnten 
Hil^personen.  Es  handelt  sich  um  Dienste, 
die  vielfach  so  einfacher  Natur  sind,  daß  sie 
ein  sehr  geringes  Maß  von  Berufsbildung 
fordern.  Zudem  findet  ein  sehr  starker  An- 
drang von  Arbeitskräften  statt,  da  die 
Stellung  des  Ladendieners  vielfach  für  feiner 
gilt  als  ein  mit  stärkerer  körperlicher  Arbeit 
verbundener  Beruf.  Die  Folge  Ist,  daß  sich 
hier  im  Detailhandel  eine  Art  Arbeiterfrage 
entwickelt  hat 

Die  Klagen,  die  in  den  verschiedenen 
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Ländern  große  Aehalichlieit  zeigen,^  ritzten 
sich  vor  allem  g^n  die  aberanftfiig  lange 
Arbeitszeit  und  das  viele  Stehen,  wenn  auch 
nicht  zu  übersehen  ist,  daß  der  Verkäufer 
in  dieser  Zeit  durchaus  nicht  so  gleichmäßig 
angespannt  beschäftigt  ist  wie  etwa  der 
Arbeiter  in  der  InduBtrie.  £b  wird  weiter 
geklagt  Ober  mangelnde  Ruhezmt  und  Sonn- 
tagsarbeit, über  niärige  Einnahmen  bei  einer 
aussichtslosen  Zukunft,  Aber  Stellenlosigkeit 
inicdge  übennftfiigen  Arbeltsangebots.  Dies 
werde  vermehrt  durch  flberm&Bige  Lefarlinga- 
zfibhtung  und  durch  die  rasch  wachsende 
£oukunenz  da:  Fhtuenartteit  (mit  abgekürz- 
ter Ijehrzeit  und  niedrigen  Lohnen).  Bei 
den  Verkäuferinnen  kommt  auch  die  Qeföhr- 
dung  der  Sittlichkeit  in  Betracht. 

Manches  in  den  Klagen  mag  übertrieben 
sein.  Die  Verhältnisse  der  großen  Städte 
darf  man  auch  nicht  so  als  die  allgemein 
bestehenden  ansehen,  wie  vielfach  geschieht. 
Bei  den  Anklagen  gegen  den  Großbetrieb 
darf  man  auch  nicht  übersehen,  daß  gerade 
die  ganz  großen  Magazine  vielfach  bessere 
Verhältnisse  zeigen,  ihren  Angestellten  grö- 
ßere Sicherheit  der  Stellung  gewähren  und 
daß  gerade  hier  die  Gewinnbeteiligung  als 
eine  bessere  und  höherstehende  Lohnform 
sich  bewährt. 

Aber  das  ist  doch  nicht  zu  verkennen, 
daß  sich  vielfach,  namentlich  in  den  großen 
Städten,  erhebliche  Mißstände  entwickelt 
haben,  daß  vor  allem  unter  dem  Drucke 
der  Eonkurrenz  die  Neigung  besteht,  die 
Ladengeschäfte  ganz  unnötig  lange  oifen  zu 
halten.  Abhilfe  durch  das  Mittel  der  Or^ 
ganisation  der  H.  zu  schafFen,  erscheint 
wenig  aussichtsToIl.  Organisationen,  welche 
über  das  Gebiet  der  Geselligkeit  hinaus- 
gehen ,  haben  auf  dem  Gebiete  der  Stellen- 
vermittelung Bedeutendes,  einiges  auch  auf 
dem  des  Hilfskassen-  und  des  Bildungs- 
wesens geleistet.  Aber  eine  energische  Ver- 
tretung der  Klaas^ünteressen  g^enüber  den 
Prinzipalen  sind  ne  nicht,  sdion  wtil  sie 
wraentUdi  von  ösa  hCim  stehenden  Kommis 
gebildet  werden,  bei  diesen  aber  ein  aus^ 
sprocäener  Elassenge^nsatz  g^en  die  Pnn- 
zipale  nicht  besteht  Sind  dö<£  sogar  viel- 
fach Frinüpale  Mitglieder  der  Yerdne.  Und 
g&mäe  die  tüchtigsten  und  rührigsten  Mit- 
glieder des  H.8tandes  haben  am  besten 
Aussicht,  selbständig  zu  werden,  wie  es  sich 
überhaui)t  bei  den  H.  nicht  um  eine  homo- 
gene soziale  Masse  handelt  Immerhin  läßt 
sich  nicht  verkennen,  daß  im  G^nsatz  zu 
den  älteren  Vereinen,  wie  sie  vor  ^iem 
durch  den  Verein  für  Handlungskommis  von 
1858  in  Hamburg  (mit  75  00O  Mi^l.)  ver- 
treten werden,  die  jüngeren  Vereine,  so  der 
Verband  deutscher  H.  in  Leipzig  (von  1880, 
jetzt  75000  MitgL)  und  der  Deutscnnationale 
H.verband  (von  1893,  ca.  50000  Mitgi)  eine 


lebhafte  sozialpoUtische  Agitation  binnen 
haben.  Sie  ist  nicht  ohne  £rfolg  geblieben, 
wie  sich  bei  den  ^ßen  Eriiebungen  der 
Kommisaion  fflrÄrbeiterstatistik  (189.S  96  und 
1902/04)  und  in  der  Keichsgesetzgebung  ge- 
zeigt hat. 

Denn  darüber  kann  kein  Zweifel  sein, 
daß  nicht  die  Selbsthilfe  der  Beteiligten, 
sondern  nur  das  Eingrdfen  des  Staates  die 
Mißstände  beseitigen  Kann. 

Wegen  der  Konkurrraz  ist  äet  staatUche 
Zwang  auch  zum  Schutz  der  wohlwollenden 
Prinzipale  dringend  nötig.  Am  einfachsten 
ist  mäßige  BeBchränkun^r  der  Arbettszät 
durchführbfu*,  entweder  in  der  Form  des 
Ladenschlusses  zu  bestimmte  Stunde  (early 
closiug,  in  Victoria  seit  1886  um  7  Clir)  oder 
in  der  Form  der  Beschränkung  der  Arbeits- 
zeit wenigstens  für  jugendliche  oder  für 
weibliche  Personen  (ersteres  in  England  seit 
1886,  letzteres  in  Neuseeland  seit  1894).  IHe 
Sonntagsruhe  kann  ^setzlich  gesichert  wer- 
den, wie  allgemein  m  allen  angelsächsischen 
Ländern.  In  Deutschland  suchte  das  HOB. 
gewisse  Mißstände  für  alle  H.  abzustellen 
oder  zu  mildern. 

Eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Prin- 
zipal nnd  dem  H.,  durch  welche  dieser  fOr 
die  Zeit  nach  der  Beendigung  des  Dienst- 
verhältnisses in  seiner  gewerblichen  Tätig- 
keit beschränkt  wird  (Konkurrenzfclau- 
sei),  ist. nur  insoweit  verbindlich,  als  da- 
durch nicht  das  Fortkommen  des  H.  unbillig 
erschwert  wird,  und  keinesküls  auf  Ifin^r 
als  3  Jahre.  Minderjährigen  gegenüber  ist 
sie  überhaupt  ungültig. 

Bei  unverschuldeter  Arbeitsunfähigkeit 
muß  Gehalt  und  Unterhalt  mindestens  6 
Wochen  lang  fortgewährt  werden.  Die 
nicht -vertragsmäßige  Kündigungsfrist 
ist,  wie  schon  früher,  6  Wochen.  Die  ver- 
tragsmäßige muß  für  beide  Teile  gleich  sein, 
für  den  Schloß  des  Kalendermonats  lauten 
und  nicht  weniger  als  1  Monat  betragen. 
Unter  den  Gründen,  welche  eine  sofortige  Lö- 
sung desDienst  Verhältnisses  rechtfertigeu,sind 
hervorauheben:  erhebliche  Ehrverletzun^ea 
oder  unsittliche  Zumutung«!  oder  die  Weige- 
rung, dage^n  Schatz  zu  gewtitren.  Auch 
sonst  sind  die  Pflichten  des  Prinzipals,  auch 
gegenüber  den  Lehrlingen,  jetzt  schärfer 
formuliert  Insbesondere  ist  nach  §  62  der 
Prinzipal  verpflichtet,  die  Geschäftsräume 
und  die  für  den  Geschäftsbetrieb  bestimmten 
Vorrichtungen  und  Gerätschaften  so  einzu- 
richten und  zu  unterhalten,  auch  den  Ge- 
schäftsbetrieb und  die  Arbeitszeit  so  r^;eln, 
daß  der  H.  gc^ra  eine  G  e  f  ä  h  r  d  u  n  g  s  e  i  Q  e  r 
Gesundheit,  soweit  die  Natur  des  Be- 
triebes es  gestattet,  geschützt  und  die  Auf- 
rechterhaltung der  guten  Sitten 
und  des  Anatandes  gesichert  ist  Ist  der 
H.  in  die  häusliche  Gemeinschaft  aufge- 
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nommeo.  so  hat  der  Friniipal  in  Angehuag 
des  Wohn-  und  Schl^nnrns,  der  Yerpflegimg 
sowie  der  Arbeits-  und  Erhohtuogszeit  die- 
jenigen EänrichtungeD  und  Anordnungen  zu 
treffen,  welche  mit  Rückeicht  auf  die  Ge- 
sundheit, die  Sittlichkeit  und  die  Religion 
des  H.  erforderlich  sind. 

Auf  das  gesamte  Handelsgewerbe  be- 
ziehen sich  auch  die  Vorschriften  des  §  105'' 
der  Gew.-O.  über  die  Sonntagsruhe 
(Gea  V.  1891).  Danach  ist  mit  gewissen 
durch  die  Erfordernisse  des  Geschäftsver- 
kehrs gegebenen  Ausnahmen  eine  Maximal- 
arbeilszeit  von  5  Stunden  ein^führt,  die 
durch  Ortsstatut  noch  weiter  eingeschränkt 
werden  kann  und  in  zahlreichen  Fällen  ein- 
geschränkt worden  ist  Im  Int^esse  der 
DurchfOhmng  dieser  Bestimmungen  ist  in 
offenen  VerkauWellen  der  Gewerbebetrieb 
flberhaupt  untersagt',  also  die  Tätigkeit  auch 
des  Geschäftsinhabers  beschränkt,  resp.  von 
dtt*  Sorge  um  die  Konkurrenz  befreit,  ein 
Segen  ffir  viele  Tansende. 

Einen  erheblichen  Scliritt  weiter  geht  die 
Novelle  zur  Gew.-O.  vom  30./VI.  1900,  indem 
sie  die  tlberm&ßige  Arbeitszeit  der  Ge- 
hilfen, Lehrlinge  und  Arbeiter  in  offenen 
y  erkaufsstellen  und  den  dazu  gehöreo- 
clen  Kontoren  und  Lagerräumen  einschrankt. 
Sie  verlangt  eine  Ruhepause  von  mindestens 
10  Stimden,  von  mindestens  U  Stunden  in 
Orten  von  mehr  als  201XK)  Einwohnern  in 
offenen  Verkaufsstellen,  in  denen  mindestens 
2  Gehilfen  und  Lehrlinge  beschäftigt  werden. 
Auch  muB  eine  angemessene  Mittagspause 
gewährt  werden.  Femer  ist  allgemein  der 
Ladenschluß  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
mot^^ns  vorgeschrieben  und  auf  Antrag  von 
zwei  Drittel  der  beteiligten  Geschäftsinhaber 
kann  für  alle  oder  einzelne  Geschäftszweige 
der  Ladenschlufi  um  8  Ühr  angeordnet 
werdeDf  was  in  einer  rasch  wachsenden  Zahl 
von  Städten  geschehen  ist. 

Entspreciunde  Beschrftnkimgen  der  Ar- 
beitszüt  heä.  voUständigeoi  Verbot  der  Sonn- 
tagsarbeit für  Kontore,  die  rtichi  mit  offenen 
Verkaufsstellen  T6ri>unden  sind,  hat  1905 
der  Beirat  für  Arbeiterstatistik  vorgeschla^n. 
Wie  sehr  die  Beschränkung  übermäßiger 
Arbeitszeit  die  Voraussetzung  besserer  kimf- 
mflnnischer  FortbUdung  ist,  kann  hier  nur 
angedeutet  werden. 

Einen  weiteren  Fortschritt  brachte  für 
aüe  H.  das  G.  v.  ÜJVIL  1904  über  die  Ein- 
ffihning  TOD  Kauf  mannsgerichteu  (ent- 
yprachmd  den  1890  geet^iaffenen  Gewerbe- 
ceriditen)  für  die  Entsdieidtui^  von  Stieitig- 
aetten  ans  dem  Dienstverhältnis  im  Handels- 
ge  werbe.  In  Gemeinden  von  mehr  als 
:3DO0O  Einwohnern  müssen  diese  Gerichte,  in 
anderen  k&inen  sie  erriichtet  werden.  Nach 
den  bddierigen  Erfahmngea  wird  die  neue 


Einrichtung  überaus  günstig  benrtdlt  (vgl, 
Art.  „Kaufraannsgerichte''). 

Da  das  freie  Hilfskassenwesen  nicht  ge- 
nügt, ist  in  wachsendem  Maße  auch  die 
staatliche  Zwangsversicherung  auf  die  H. 
ausgedehnt  worden,  soweit  ihr  Arbeitsvcfr- 
dienst  2000  iL  nicht  Übersteigt  Das  be- 
zieht sich  lüsher  auf  die  Invaliden-  und  seit 
1903  auf  die  Krankenversicherung. 

Die  sozialpolitischen  Forderungen  der 
großen  H.vereine  gehen  über  das  bisher  Er- 
reichte hinaus:  völlige  Sonntagsruhe,  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  auch  in  Kontoren 
{über  das  bescheidene  Maß  der  Vorschläge 
von  lOÜö  hinaus),  völlige  Beseitigung  der 
Konkiurenzklausel ,  Ausnehnung  der  Ver- 
sicherung ,  Anstellung  von  Handelsinspek- 
toren (um  die  Durchführung  der  Schutzbe- 
stimmungen  zu  sichern),  kaufmännische  Ar- 
beitskammem.  Besondere  Schwierigkeiten 
würden  Maßregeln  gegen  die  LiChrlingszüch- 
terei  machen.  Gegen  besonders  schlimme 
Fälle  ist  durch  das  G.  v.  1900  ein  Ein- 
schreiten auf  Grund  des  §  128  Gew.-O.  er- 
möglicht. Eine  allgemeine  Regelung  er- 
scheint weder  ratsam  noch  diuchführbar. 
Es  ist  vielleicht  richtig,  daß  eine  fibermäßige 
Zahl  von  Lehrlingen  vorhanden  ist.  Es  wird 
sicher  vielfach  eine  große  Zahl  von  Ijchr- 
lingen  gehalten,  wegen  der  Billigkeit  dieser 
Arbeitskräfte.  Aber  auf  der  anderen  Seite 
erscheint  eine  Beschränkimg  der  Lehrlings- 
haltung in  den  kleinen  G^chäfteo  bedenk- 
lich. Im  allgemeinen  ist  der  kleine  Prin- 
zipal em  besserer  Lehrherr  als  der  grofie^ 
und  es  ist,  wie  im  Bandverk,  eine  ^aiz 
zweckmäßige  Arbratsteilnog,  wenn  die  kleinen 
Geschäfte  die  Gehilfen  für  die  großen  er- 
ziehen und  als  Aeqnivalent  die  bilUgerea 
Arbeitskräfte  der  Lehrlinge  nutzen.  Auch 
ist  die  große  Zahl  deutscher  Kommis,  welche 
ins  Aiuland  ^t,  zu  beachten.  Daß  auf 
deren  Tätigkeit  die  Ausdehnung  des  deut- 
schen Handels  und  Absatzes  im  Auslande 
zu  einem  erheblichen  Teile  beruht,  haben 
die  lauten  Klagen  englischer  Handelskreise 
deutlich  gezeigt.  Auch  in  Deutschland  selbst 
nehmen  sonstige  große  Unternehmungen» 
namentlich  die  der  Großindustrie,  dauernd 
eine  große  Zahl  kaufmännisch  gebildeter 
Hilfspersonen  auf. 

Wie  in  dieser  Richtung,  so  nimmt  auch 
in  anderen  Beziehun^n  die  organisierte 
Interessenvertretung  leicht  eine  etwas  zünft- 
leriscbe  Färbung  an ,  so  in  dem  Kampf 
mancher  Vereine  gegen  die  weibliche  Kon- 
kurrenz oder  g^n  die  Großbetriebe  des 
Detailhandels. 

Ueber  das  kaufmännische  Fortbildongswesen 
vgl.  die  Artt  „Gewerbliches  Unterrichtswesen'* 
oben  Bd.  I  beHonders  S.  1078  and  „Kindelshoch- 
achnlen"  oben  S.  26fg. 
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Xitteratnr:  g.  Adler j  Die  Sotialr^orm  vnd  d*r 
Kmifmannaatand,  1891  fma  HirUa  AwnaUn,  1891). 

—  Derselbe,  Art.  „HandeUgehilfe",  H.  d.  St., 
S.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  984/g.-~K.  (Hdenberg,  /He 
hctUüfc  Lage  der  Kommis  nach  netterer  Literatur, 
Jahrb.  /.  Gta.  u.  Vertc,  Bd.  16,  S.  749  ff.  —  Bei 
beiden  eingehende  Lileraturangaben.  Dazu:  üf. 
QuaretCf  JXe  ArbeittverhäitnisBe  im  HandfUge- 
vrerbe,  189J.  —  K.  Oldenberg,  Staliatik  der 
sozialen  Lage  der  deutschen  IfandeUgekUfen,  Jahrb. 
J.  Ges.  u.  Verm.,  Bd.  17,  S.  im  ff.  —  B.  Hall,  Die 

Verncherung  gegen  StrllenUmgheü  im  Handelt- 
geverbe,  1894.  —  Baumann,  Die  Arbeitt- 
not  der  ffandeltgchilfen,  Schweizer  Blätter  für 

Wirttchaßt-  und  Sozialpolitik,  S.  Jahrg.,  Bd.  2, 
S.  815  ff.  1895.  -  -  Druektachen  der  Kommiisitni 
für  Arbeiteretatittik :  Erhebungen  Hr.  S,  .7,  7 
(über  Arbeiffzeit,  Kiindigunggfrialen  und  l^hr- 
lingsverhiHtnitse  im  Handel egeicerbe),  18US  '94 ! 

Verhandlungen  Nr.  S,  7,  8,  ISQSjyG.  C-Vr.  8 
tnlhäll  den  Berieht  der  Kommittion  über  die 
Erhebung  und  die  Voraehiäge  betr.  die  Regelung 
der  VerhüUniaae  der  Angeitellten  in  offenen  Laden- 
getchiißcn).  —  V.  Jtottmburg,  Die  Streitfrage 
der  Abkürzung  der  Arbeitszeit  im  Handelt- 
geverbe,  Jahr^.f.  Get.  u.  Vene.,  Bd.  SO,      989 ff. 

—  J.  mibermaim,  Die  Lage  der  deutschen 
HandeUgekü/en  vnd  ihre  gesetzliche  Reform, 
Archiv  f.  «Ol.  GfBctzgeb.,  Bd.  9,  S.  SBii.  — 
O.  r.  Bönigic,  Üchiedegeriehte /.  kauf m finnische 
Angestellte,  Jahrb.  f.  A'at.,  3.  F.,  Bd.  IS,  S.  428. 

—  Paul  Adl«r,  Die  Lage  der  Handlungs- 
gehilfen gemäß  den  Erhebungen  der  Kommüttion 
Jilr  ArbeitertteUistik  (Milnchencr  Studien,  S9), 
1900.  —  Bemateln,  Die  Lage  der  Ladengehilfen 
in  England,  Archiv  /.  tat.  Gei.,  Bd.  15.  — 
Druekmcken  der  Kommittion  (de»  Beiratt)  für 
Arbeiterstatistik :  Erhebungen  und  Verhandlungen 
über  die  Arbeitszeit  der  Gehi/fcn  und  Lehrlinge 
in  tfdehen  Kontoren  des  Handelsgeirerbea,  die 
nieht  mit  offenen  Verkaufsstellen  verbunden  sind, 
lyO-Jl».;.  —  Acht  Gutachten  über  die  Sonntags- 
ruhe im  Handelsgcwerbe  (Sehr,  der  Ges.  f.  »ot. 
Reform,  Heft  18),  1903.  —  O.  Berendt,  Der 
Jcat^männische  Arbeit-mtachweis,  1905. — B,  Bahr, 
Geverbegerieht,  Kaufmannsgrrieht,  Einigungtamt 
(SchmoUeri  Foreebungen  XXIIl,  5),  1905.  ~ 
M.  Saum,  DrH  Klassen,  von  X^hHarheiterinnen 
in  Industrie  und  Handd  der  Stadt  Karlsruhe, 
1906.  —  Reichet  Material  in  der  „Stzialen 
Praxis".  Karl  Bathgetu 


Handwerk. 


I.  Allgemeiner  Begriff. 

I.  Ursprung  des  Wortes.  Becbtabe^^riff  in 
der  Znnft*  and  KonzesaionBzdt.  II.  Der  Be- 
^iff  des  H.  in  der  RGew.-O.  m.  Notwendigkeit 
einer  Legatdefiuition. 

L  Ursprung  des  Wortes.  Ret^tsbo^ff 
in  der  Zunft-  und  KonzessiooszeiL 

Ueber  dasH.  als  gewerbliches  Betriebssys- 
tem vgl.  Art.  „Gewerbe"  oben  Bd.  I  S.  1002  fg. 

Das  Wort  H.  ist  zweifelhaften  Ursprungs. 
Vides  spricht  dafür,  daß  es  aus  dem  mhd. 
antwerc  entstanden  ist,  welches  ursprüng- 
lich alles  durch  Arbeit  Hervorgebrachte,  eine 
Vorrichtung,  ein  Werkzeug,  eine  Maschine 


(besonders  zum  Zerstören  bd  Belageniuji^: 
bedeutet,  aber  in  Zunftnrfcunden  des  14.  Tain 
auch  zur  Bezeichnung  der  Oesamtheit  d 
Gewerbetreibenden  eines  bestimmten  Beruf 
gebraucht  wird.  Den  letzteren  Sini»  1 
auch  das  frühe  schon  auftretende  h  a  a  t  w  o 
(also  soviel  als  Innung,  Zunft);  ja  es  sclifi 
sogar  vorzugsweise  in  diesem  rechtlicli 
Sinne  gebraucht  worden  zu  sein.  Tivili 
muß  mao  sich  dabei  gegenwärtig  halt> 
daß  dem  späteren  Mittelalter  alles  Gewer 
in  der  gleichen  korporativen  Rechts-  u 
Verfassungsform  entgegentrat,  und  da  ;iu 
die  Betriebsweise  und  Betriebsgröße  in  <l 
einzelnen  Gewerbezweigen  keine  für  < 
Zeitgenossen  in  Betracht  komraeiuleii  l'nli 
schiede  aufwies,  so  ist  es  erkläi-lich.  <lall 
ihnen  als  das  Gewerbe  schlechthin  ers<  iii< 
Bis  zum  Ende  des  18.  Jahrh.  hat  man  dai- 
festgehalten:  obwohl  inzwischen  die  ..M;in 
fakturen  und  Fabriken"  aufgekommen  wart 
sah  man  doch  das  U.  als  die  normale  I 
seinsform  des  Gewerbes  an.  Die  damalig: 
Bearbeiter  des  „Rechtes  der  Handwerk' 
(z.  B.  Fricke,  Weißer)  nahmen  t.'iii 
doppelten  HbegrifT an,  einen  karaeitilistiscli 
und  einen  juristischen.  Im  kameralistis<-li 
Sinne  nannten  sie  denjenigen  einen  H.m 
werker,  „welcher  rohe  Materie  auf  den  K:i 
oder  um  Lohn  künstlich  bearbeitet".  M 
teilte  demgemäß  die  H.  (Gewerbezweiiioi 
„handelnde"  (Kram-H.)  und  „tagwerkL-ml 
oder  „auf  Geding  arbeitende"  (Lohn-H.).  Ei 
moderner  Gedankenlosigkeit  ist  es  vorl: 
halten  geblieben,  das  Wort  H.  auf  ,.gewet 
liehe  Unternehmungen"  zu  beziehen . 
welchen  „die  Produkte  mit  Hilfe  von  Woi 
zeugen  und  Greräten  von  der  Hand  < 
zeugt"  würden,  und  damit  einen  Gogons; 
zu  den  vermeintlich  immer  „mit  Hilfe  v 
Maschinen"  betriebenen  Fabriken  zu  k>: 
struieren,  an  den  zu  der  Zeit,  als  der  A» 
druck  entstand,  niemand  hatte  denken  künin 
Mag  unser  H.  durch  Volksetymologie  a 
Antwerk  gebildet  worden  sein  oder  nie 
sicher  ist,  da^  beide  ursprilnglicU  einen  ijii 
allgemeinen  Sinn  haben,  wie  das  lat.  indnsti 
das  franz.  metier,  das  engl,  craft.  V 
können  in  der  Nationalökonomie  den  lletjr 
den  wir  mit  dem  Worte  zu  verbinden  hab( 
nur  von  den  Tatsachen  abstrahieren,  i 
welclie  es  historisch  angewendet  worden  i 
Das  ist  oben  im  Art.  .,Gewerbe'-  (S.  10: 
geschehen.  ! 

Dagegen  wird  hier  der  Rechtsbeg^rj 
des  H.  noch  etwas  weiter  verfolgt  w^erfl 
müssen.    Das  wesentlichste  Merkmal 
selben  ist  die  Zunftverfossung.  H.  ist 
Bearbeitern  des  Gewerberechts  im  18.  ii 
„die  gesellschaftliche  Verbindung  mebt 
Bflreer,  die  einerlei  Gewerb  treiben",  ein* 
ob  dieses  Gewerbe  mit  der  Bearbeitung 
Rohmaterialien  sich  b^afit  oder  mit 
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Vioiiehen   Dienstleistungen   (z.   B.  Bader, 
ßarliiere,  Musikanten),   In  seltsamem  Wider- 
t']>nK-hc  mit  dieser  Auffassung  steht  es  dann 
freiücli,  wenn  man  auch  von  „unzüuftigen 
freien  H."  spriclit.   Aber  die  gebi-äuch- 
]i-  ti?ten  UntersclieidQDgen  des  H.  nehmen 
ifann  doch  wieder  den  EinteilungSTrimd  ans 
Uw  Vijrfassuttg  der  Gewerbe.   So  die  Unter- 
schntJting  in  ge.^chlosBene  (mit  zahlen- 
n.iiiic  l^escliränkter  Meisterzahl)  und  un- 
p'^^r. hiossene  H..  in  gesperrte  (mit 
ViiiiK'nwbot)  und  ungesperrte,  in  ge- 
M-heukte  und  ungescbenkte  (je  nach- 
4fln  der  wandernde  Geselle  eine  Unter- 
»tiitzui^  empfing  oder  nicht).  Welche  (Je- 
verbezweiffe  zum  H.  zu  rechnen  seien, 
«iipl>;  im  al%emeinen  dmtdi  Herkommen 
I -klimmt.    Das  preußische  Landrecht  z.  B. 
Tt  qiflichtete  jeden,  der  in  ein^  ^adt,  „wo 
Zünfti*  sind**,  ein  zunftmäBigos  Gewerbe 
tr>--ihen  wolle,  sich  in  die  Zuuft  aufnehmen 
in  lassen,  wahrend  es  da,  ^wo  bisher  eäne 
Art  r-in  Gewerben  in  keine  Zunft  oder 
l!:oiing  eingeschlossen  gew^n  ist",  den 
B«rri**h  desselben  frei  gab.  Fabriken  waren 
üim  -Anstalten,  in  welchen  die  Verarbeitung 
•■i'T  Verfeinerung  gewisser  Naturerzeugnisse 
iiri  jjijtk-n  betrieben  wird'';  um  als  Fabrik 
lu  Lt'ltt'n,  muBte  ein  Betrieb  vom  Staate  als 
Filirik  konzessioniert  oder  privilegiert  sein, 
üüii   da  l>ei  „zimftmäßigen  Professionen" 
^  i'.hf  Privilegien  nicht  erteilt  wurden,  so 
ü!'  «'hto  dieso  recht  wenig  logische  Abgrenzung 
)  rii,(isc-h  eine  Zeitlang  genügen.   Es  wäre 
•Uiuals  völlig  undenkbar  gewesen,  daß  der 
t,  i'-he  Ofwerbezweig  zugleich  als  H.  und 
i.'  Fabrik  betrieben  werden  könne.  Als 
^-i  ^  h  im  19.  Jahrb.  allerwärts  in  Deutsch- 
i»iitl  die  ZunflTerfassimg  gemildert  wurde, 
z^-n-^t  der  juristische  Begriff  des  H.  ebenso 
Wanken  wie  unter  dem  Einfluß  der 
l'iiii.'f-i.laltungen  im  Gewerbebetrieb  deröko- 
i:-'niwh&   Man  begofigte  sich  jetzt  damit, 
'ii'.-j><Digea  Geverbezw^ge  namentlich  auf- 
iizdliien.  welche  dem  Zunftzwange  oder 
ijT*-nd  einer  Art  des  Bef&higuogsnaenweißes 
nni<^prorfen  sein  sollten,  und  hat  sich  da* 
Tüit  wohl  oder  übel  bis  zur  EinfOhrung  der 
<T>>«^bcfreiheit  durchgeschlagen. 

IL  Der  Begriff  des  H.  In  der  RGew.-O. 

Itie  Gew.*0.  fOr  den  Norddeutschen  Bund 
Jl.  VL  1869  erwfthnt  die  Ausdracke 
lUn'l  werker  und  Uandwei^erwaren  je  ein- 
tul.  nadi  $  3  aoU  eine  Beschrftnkung  der 
Handwerter  auf  den  Yerkauf  der  selbst- 
p-iftt^tea  Waren  nicht  stattfinden,  und 
ib--.  i  6i  Ab&  2  sind  an  die  Tatsache,  daß 
f  iste  Waren  als  Handwerkerwuen  nach 
tvtherigen  Ortsgebrauch  nur  von  Be- 
V  imnn  des  Maxktortes  auf  dem  Wochen- 
>tf  tte  Tniauft  verd«i  durftoi,  bestimmte 


Rechtsfolgen  hinsichtlich  ihrer  ferneren  be- 
vorrechteten Zulassimg  zum  Marktverkehr 
geknüpft.  Da  aber  dort  nicht  verlangt  wird, 
daß  der  Verkäufer  die  „Handwerkerwaren" 
selbst  verfertigt  hat  oder  daß  er  selbst  Hand- 
werker sei,  so  war  der  Begriff  „H."  in  der 
Öew.-O.  überhaupt  kein  Bechtsbegriff  mehr, 
sondern  unterlag  der  tatsächlichen  Fest- 
stellung, die  denn  auch,  hauptsächlich  im 
Gegensatze  zu  den  korrespondierenden  Be- 
griffen der  „Fabrik''  und  des  „Fabrikarbeiters", 
durcli  die  Judikatur  mehrfach  versucht 
worden  ist.  Da  man  aber  auch  für  diese 
letzteren  BegrifFe  einer  Legaldefinition  ent- 
behren zu  können  meinte,  wenigstens  für 
die  Gcw.-O.,  so  ist  die  Rechtsprechung  und 
Verwaltungs^raxis  (vom  Haftpflichtgesetz 
abgesehen)  bis  jetzt  eigentlich  auf  den  öko- 
nomischen Begriff  des  H.  bez.  auf  den  in 
diesem  Funkte  recht  schwankenden  histo- 
rischen Sprach^brauoh  mgewi^n  gewesen. 

Das  war  bisher  nicht  allzu  bedenklich; 
allein  durch  den  Erlaß  des  G.  v.  26./YII. 
1897  betr.  Abänderung  der  Gew.-O.  ist  eine 
ganz  neue  Situation  geschaffen  woMen,  in- 
dem die  Institutionen  der  Zwangsinnun^n 
und  der  Handwerkskammern  ausdrücklich 
auf  den  Begriff  des  H.  begründet  worden 
sind.  Während  die  (älteren)  Bestimmungeu 
über  die  (freiwilligen)  Innungen  (§  81  ff.) 
die  Mitgliedschaft  bei  diesen  Vereinigun^n 
nicht  auf  die  Handwerker  beschränken,  sind 
die  (neuen)  Vorschriften  über  die  Zwangs- 
innuDgen  (§  100  fg.)  ausdrückhch  auf  die 
,,H'  gleicher  oder  verwandter  Art"  bezogen ; 
die  H.kammern  werden  speziell  „zur  Ver- 
tretung der  Interessen  des  H."  errichtet 
{§  103),  und  „besondere  Bestimmungen  für 
Handwerker*'  (§  120fg.)  regeln  das  Lehr- 
lingswesen und  die  Führung  des  Meister- 
titels —  dies  alles,  ohne  daß  festgesetzt 
wurde,  welche  Gewerbezweige  oder  welche 
einzelneu  Betriehe  als  handwerksmäßig  be- 
traditet  werden  sollen.  Die  Motive  des 
neuen  Gesetzes  trösteten  gich  damit,  daß 
bei  den  amtlichen  Erhebungen  Ober  die  ört- 
liche Verteilung  des  H.  nur  in  seltenen 
Fällen  die  Behörden  darüber  zweifelhaft  ge- 
wesen seien,  „ob  sie  es  mit  einem  hand- 
werksmäßigen oder  einem  fabrikmäßigen 
Betriebe  zu  tun  hätten".  Der  Bericht  der 
Reichstagskommiasion  betrachtete  die  Begriffe 
H.  und  Fabrik  als  durch  die  Entschei- 
dungen des  Reich^richts  festeele^.  welche 
die  wesentiichen  Merkmale  desFabnkbetriebs 
finden  wollen  in  1.  der  vorwiegend  kauf- 
männischeu  Tätigkeit  des  Unternehmers  im 
Gegensätze  zur  technisdien  der  Gehilfen, 

2.  der  Arbeitsteilung  unter  den  Gehilfen, 

3.  der  großen  ArbeiterzaUl,  4.  der  großen 
Ausdehung  der  Betriebsrftume  und  anderen 
stehenden  Betriebseinrichtungen,  der  um- 
fangreichen Yerwendimg  von  Kraft-  und 
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Arbeitsmaschinen  uod  6.  dem  grotten  Cmfimg 
der  Produktion. 

III.  5etwendlfkelt  elaer  LeftldeSaltlOD. 

Die  praktische  Ha&dbabnng  des  OesetzH  hat, 
wie  nicht  anders  zn  erwarten,  eine  FQUe  Ton 
Strätigkeiten  nnd  Entscheiännven  der  Verwal- 
tttnesbebOrden  herrorgemfen,  die  lebhaft  an  die 
vielbernfenen  Grenzatreitigkeiten  ans  der  letzten 
Zeit  des  alten  Zunftwesens  erinnern.  Es  han- 
delt sich  in  diesen  Fällen  nm  die  Fnige  der 
Zwangsinnongapflichtigkeit  nnd  nm  die  Bei- 
tragspflicht znr  Handels-  oder  H.kammer.  Im 
letzteren  Falle  hat  §  4  des  BGB.,  der  .Hand- 
werker sowie  Personen,  deren  Gewerbebetrieb 
nicht  Uber  den  Umfang  des  Kleingewerbes  hinaos- 

5Ät\  von  den  Vonchriften  Qnr  die  Firmen, 
ie  HandelsbQcher  nnd  die  Prokura  anmimmt, 
besondere  Schwierigkeiten  Temrsacht,  da  er  der 
(wohl  schon  durch  HOB.  §  1  P.  2  n.  9  ausge- 
schlossenen) Auslegnne  Raum  gab,  als  ob  es 
ein  H.  geben  kSnne,  das  nicht  „Kleingewerbe" 
sei.  Da  die  gliedstaatlichen  Haudelakammer- 
gesetze  meist  die  Beitragapflicht  zur  Handels- 
hammer  an  die  Eintragung  ins  Handelsregister 
knüpfen,  die  inunngsfreundlichen  Verwaltungs- 
behörden aber  auch  ins  Handelsregister  einge- 
tragene Firmen  für  zwangsinnungspflicbtig  nnd 
demgemäß  anch  beitragspflichtig  cur  H.kunmer 
erklärten,  so  ergaben  sich  zahlreiche  Beschwerden 
aber  Doppdbesteuemng  and  Inanspruchnahme 
einzelner  BetriebsiubaMr  fflr  beide  Arten  tou 
Kammern.  Besondere  Schwierigkeiten  erhoben 
sich  noch  bei  kombinierten  Betrieben.  Manche 
Entscheidungen  wollen  völlig  vom  Betrieba- 
umfang  absehen,  sprechen  tod  „Großbetrieb  im 
H."  ja  Ton  „fabrikmäßigem  H."  (in  offenbarem 
Widerspruch  mit  §  lOOf.,  P.  1  der  Gew.-O.); 
andere  glauben  zu  den  vom  Beichsgerichte  für 
den  Fabrikbegriff  aufgestellten  Merkmalen  noch 
das  der  Lehrlingsaasbildung  fOgen  zu  sollen, 
obwohl  §  134  der  Gew.-O.  Lehrlinge  in  Fabriken 
ausdrücklich  anerkennt. 

Diese  Recbtsnnsicherheit  beginnt  bereits  auf 
die  Handhabung  der  Arbeiterschntzbestim- 
mnngen  nachteilig  zurückzuwirken,  und  es  ist 
dringend  zu  wünschen ,  daß  ihr  dnich  eine 
Legaldeflnition  der  Begriffe  H.  und  Fabrik  ab- 
geb(^n  werde.  Dies  ist  nm  so  notwendiger, 
als  nachgerade  Gerichte  nnd  Verwaltungsbehör- 
den sich  davon  Bberzengt  haben,  daß  in  dem 
gleichen  Gewerbe  x  w  e  i  g  e  heute  B.-  nnd  Fabrik- 
betriebe neboieinandnr  vorkommen  kOnnen  nnd 
als  damit  die  Hoffhnng  ausgeschlossen  ist,  daß 
mit  der  Zeit  die  Praxis  der  Behörden  eine  feste 
Grense  zwischen  beiden  Betriebsfonneu  schaffen 
werde.  Einer  solchen  Definition  wird  kaum  ein 
anderes  Merkmal  als  das  des  Betriebsam- 
fangs zngmnde  gelegt  werden  können.  Auf 
dieses  weisen  die  legalen  Fabrikdefinitioaen  (vgl. 
den  Art.  „Fabrik"  oben  Bd.  I  S.  802fg.)  und 
ebenso  die  Statuten  der  alten  Handwerkerzünfte, 
welche  ttbereinatimmend  eine  Mazimalsahl  der 
Gesellen  (2,  selten  S!)  festsetzen.  Neben  ihm 
bleibt  dasHerkmal  der  Knndenprodnktion, 
d.  h.  des  direkten  Absatzes  an  oder  des  Arbeitens 
für  Konsnmenten  (vel.  den  Artikel  ^Gewerbe") 
schon  deshalb  onentbehrlicb,  weil  dieses  allein 
die  Grenze  nach  der  Seite  der  Havsindnstrie 
hin  zn  ziehen  gestattet. 

Utentouri  ll>  v.  Prankenberg  f  Handwtrker 


oder  Fabrikant f  im  ArcA.  f.  «o«.  Getetz'i'-h'" 
und  Statistik  XVI  (1901),  H.   711  fy.  —  II 
Heffter,  Fabrik  und  WerkttaU,  in  der 
/.  iioziahtis/iMUchqfl  IV  (im),  S.  Sli/g.  —  h 
Rietet»,  Der  Fabrikbegriff  und  die  Ifavln  '-r-. 
Organisation,  in  den  Jährt»,  /.  Nat.'ftfk.  ><. 
III.  F.,  Bd.  94  flSOH),  S.  ms  fg.  —  E.  Plmtk* 
Fabrik  und  Handwerk,  Berlin  190S.  —  A.  i*ai«< 
Beiträge  zur  IMtung  der  FVage:  Handvrk  -"l' 
FaMkr  InsUrburg  190S.  —  O,  Lagttg .  I'' 
Getcerbelrtibenden  Eintragej^ieht  tum  Umi'i.i 
Ttgittfr  und  BeUragepßicht  tur  ffandeitk-nm/i- 
und  Handverkakammer,  Balle  a.  S.  J90S.  —  IVerK 
metater.  Zur  Liftung  der  Frage  Faltrii; 
Handverk:  AnnalnL  dee  D.  Jt.  1906,  H.  r.r.-.t. 

Bürher. 


IL  Moderne  Bestrebungen. 

1.  Geschichte  der  deutschen  Hand  werk  •>r>'- 
wegnng  bis  iSSä.  2.  Die  neueste  Handwerke i 
poblik  nnd  Kritik  derselben. 

1.  Gesehlohte  der  denteohen  Handwerkei 
bewegung  bis  ISfiS.  Die  deutsche  Haw 
werkerbewegnng  ist  seit  Aufhebang  des  Zuim 
Wesens  eigentlich  nie  znr  Buhe  gekuiumn 
Preußen  ist  der  erste  deutsche  Staat  gene^vi 
welcher  unter  dem  Drucke  der  Öffentliche 
Meinung,  die  die  Uebelstäude  der  zttnftischf 
Gewerbeverfassung  beseitigt  zu  wissen  wiinschti 
am  Anfang  dieses  Jahrhouderts  zar  Einführmi 
der  Gewerbefreiheit  schritt.  Durch  da»  E'lik 
V.  2./XI.  1610  wurde  der  BefäbigungAnachwf 
in  der  Hauptsache  beseitigt.  Die  Befogiii-  zu 
Ausübung  eines  Gewerbes  wurde  allein  t<>ii  «It 
Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  abhängig  i." 
macht  and  eine  Beschränkung  der  Gewerbefn 
heit  nur  ans  polizeilichen  Gründen  vorgesehci 
Das  G.  V.  7./LS.  1811,  eigentlich  nur  eine  Ai 
Weisung  fAr  die  Behörden  bezüglich  der  Ani 
teilnng  der  Gewerbescheine,  stellte  die  i>alizt> 
liehen  Bescbrlbikangen  näher  fest.  Die  preu 
sische  Gesetzgebnng,  der  fürs  erste  nnr  weiii^ 
andere  deutsche  Staaten  und  auch  diente  m 
zSgemd  folgten,  schloß  sich  an  die  franz^-Ni.-ci 
ziemlich  eng  an.  Die  wichtigsten  Bestimmuuir-! 
dieser  Beform,  die  GleichsteHnng  von  Stadt  uii 
Land,  die  Aufhebunr  der  Zwangs-  und  Baui 
rechte,  der  gewerblichen  Bealgerechüvkeiu 
usw.,  sowie  die  Beseitigung  der  ndbAtteu  AI 
grenznng  zwischen  den  Arbeitttelneten  <1> 
einzelnen  Gewerbe  sind  in  der  FoUst  nieiuiL 
wieder  ernstlich  in  Frage  geBteln  wurdei 
Zwar  bat  eine  V.  v.  9./ir  184»  den  sog.  _Cii 
werberftten"  die  Abgrenzung  der  Arbeite«el>if 
der  einzelnen  Handwerker  mwrtragan,  aber  di 
schwerfällige  Apparat  der  Geweriieraie  fiml 
tionierte  nicht.  Ihre  Befugnisse  wurden  In 
gebandhabt  und  blieben  im  wesentlichen  m 
praktisch.  Die  Gewerbegesetagebung  der  rp^ 
tereu  Zeit,  vielfach  beeinflußt  durch  eine  :«tu 
mische  Agitation  ans  den  Handwerheikrei*»-: 
bewegte  sich  in  der  Haaptsache  in  drei  Itu-1 
tnngen :  weiterer  AnAan  des  Prafangs«'i"^u 
Schaffiing  oder  Begünstigung  gewerblicher  Ko. 
norationen  nnd  Regelung  des  Lehrlingswestru 
BMonders  in  den  40er  Jalren  klagten  die  Han« 
werker  über  zunehmende  Absatzstocknugr 
Arbeitalo^keit,  Veraichtnng  des  Kredits  ui 
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ProletariaieniDg  des  im  H.  tfitigen  Mittelstuides. 
Nidii  die  Terechlechlerte  GescbftftskonjnDktor 
und  die  mwinnige  Ansnatzan^  der  Nieder- 
lassnnggfreibeit  varden  für  die  üebelstände 
reraDtwortlich  gemacht,  sondern  atuachließlich 
die  Gewerbef reiheit.  Die  nord- ,  weat-  und 
mitteldeatechen  Handwerker,  die  zahlreiche  Pe- 
titionen erliellen  nnd  allenthalben  Protestver- 
nnmltnigen  abhielten,  Terlanvten  mehr  oder 
mindn-  dentlidi  die  Wiedernerstdlnng  der 
Biittelalteriicben  ZnnftTerfunmfir.  Am  I0./VII. 
1818  wurde  in  Franko  a.  H.  der  deutsche 
Handwerker-  nnd  Gewerbekongreß  eröffnet  und 
ein  Programm  dnrchberaten,  welches  die  Bil- 
dung voD  Innnagen,  InnungsTorstfinden ,  Ge* 
trerberftten  nnd  einer  Geweroekammer-Organi- 
»ation  forderte  nnd  innerhalb  der  neuen  ZQnfte 
die  alle  Stufenfolge  von  Lehrlingen,  Gesellen 
nnd  MetRtem  mit  event.  Beschränkung  der 
Meisterzabi  and  Bef&bigangsnacbweis  in  Vor- 
«rhlag  brachte.  Alte  juie  Klagen  und  FoitQ- 
late.  wdche  den  Mittelpnukt  der  beatigen  Pro- 
gramme der  Kleingewerbeueibenden  ausmachen 
—  Verbot  des  Hausierhandels  mit  H.arbeiten, 
Verbut  der  Lebrlingszüchterd,  Einschränkung 
der  KonsumgenossenschafteD,  Verbot  Öffentlicher 
Verateigeningen ,  Unzulässigkeit  von  Staats- 
nnd  Kommunal  Werkstätten ,  progressive  Be- 
steuemog  der  Fabriken  zoguusten  des  Hand- 
weriterstandea,  Verpflichtung  des  Staates,  eine 
OearMfisgrenoe  für  Fabriken  nnd  den  Handel 
mit  FabrUuteD  sa  fixieren  usw.  —  wurden 
srbon  damals  in  stürmischer  Erregung  laut. 
Andere  Versammlungen  gingen  noot  radikaler 
Tor.  £s  fehlte  aber  nicht  an  tebbaftm  Pro- 
testen ,  auch  aus  Handwerkerkreisen.  Aus 
Baden,  Bayern,  besonders  aus  der  bayerischen 
Pfalz,  aas  ThOringen  und  auch  aus  einzelnen 
Teilen  von  Hannover  erfolgten  energische  Gegeu- 
kondgebnngen,  die  nur  zum  Teil  der  partiku- 
Urlfttischen  Abneigung  gegen  eine  Bondesge- 
setzgebung  entsprangen,  sich  in  erster  Linie 
vielmehr  gegen  eine  „neue  Auflage  der  alten 
Znnftbeschranknngen"  wehrten.  Auch  Gesellen-, 
später  « ArbeiterkoDgresse'*  genannt ,  wurden 
einberufen  nnd  legten  gegen  den  „einseitigen 
Eigennutz  der  Heister",  die  sie  zu  ihren  Ver- 
Imadlangen  nicht  zngeu^n  hatten,  Verwah- 
mng  ein.  Sie  wollten  von  einem  Wanderzwang 
nichtig  wissen,  verlangten  freie  Niedertassungs- 
freibeit  in  ganz  Deutschland,  Freiheit  der  £he- 
echlieiinng,  UindestlShne  usw.  Die  deutsche 
Nationalversammlung  hatte  diesen  Petitionen 
und  Kongressen  gegenüber  einen  schweren 
^tud.  Die  bestehenden  Gewerbeverfossnngen 
der  dentseben  Staaten  wichen  zu  sehr  Tondn* 
ander  ab,  imd  die  voreetragenai  WAnsche 
widersprachen  nch  zu  sehr.  Zwar  schien  die 
Hehrbat  fttr  einen  gewissen  Znnftzwang  zu 
««in,  verwarf  aber  die  extremen  Forderungen 
der  Jfeister.  Bei  der  staatarechtÜchen  Impotenz, 
unter  der  die  Nationalversamminn«  litt,  war 
CS  Toranszusehen,  daß  ihre  Verhandlungen  re- 
sultatlos verliefen.  Da  in  der  Tat  die  Notlage 
der  Handwerker  in  manchen  Gegenden  ge- 
waltige Dimeoatonen  angenommen  hatte,  war 
eine  InitiatiTe  in  Sinne  der  Rflckbildnng  der- 
ieaiigen  Einielitaaten,  ^e  es  mit  einer  freiereu 
Gewerbeverfaasnng  Tersncht  hatten,  nahegelwt. 
Hannover  ging  voran,  nm  die  liberalere  Ge- 
werbcordnnng  tm  IM?  idion  im  folgenden 


Jahre  wieder  abzuändern  und  ganz  zu  dem 
alten  System  der  HeisterprOfungeu  zurückzu- 
kehren. Das  neue  Gesetz  war  ein  buntes  „Ge- 
misch von  Gewerbefreibeit,  Znuftprivilegien  nnd 
Eonzessionswesen"  (Stieda).  Immerhin  wurden 
recht  weitgehende  Zugeständnisse  an  die  Z&nftler 
gemacht. 

Anch  in  Prenflen  hatte  die  lebhafte  und  an- 
haltende Handwerkerbewegung  Eindruck  auf 
die  R^emng  gemacht,  l^on  die  6ew.-0.  v. 
17./I.  1645  begünstigte  die  BUdnng  und  er- 
schwerte die  Auflösung  von  Innungen.  Ihnen 
wurde  die  ,  Ordnung  des  Lebriingswesens ,  die 
Verwaltung  der  Kranken-,  Sterbe-,  Hilfs-  und 
arkassen  und  die  Fürsorge  für  Witwen  und 
aisen  übertragen.  Die  OMnung  des  Innnngs- 
vermOgens  wurde  geregelt,  und  die  Au&iahrae 
in  die  Innungen  erfolgte  nur  nach  vorange- 
gangenem BeÄbignngsnachweis  zum  Gewerbe- 
betrieb. Bei  allen  etwas  grOOere  Geschick- 
lichkeit erbvdemden  Gewerbui  wurde  die  Be- 
fugnis zur  Ausbildung  von  Lehrlingen  von  ihm 
abhängig  gemacht.  Die  schon  berührte  V.  v. 
9./IL  1849  machte  die  Lehrlingsprüfunz  obli- 
gatorisch, führte  eine  dreijährige  GeseUenzeit 
ein  nnd  dehnte  den  Befähigungsnachweis  auf 
fast  alle  H.  ans.  Besondere  Hoffnungen  hatte 
man  auf  die  Einfährung  der  Gewerberäte,  die 
auf  Antrag  der  Beteiligten  errichtet  werden 
konnten^  gesetzt.  Sie  sollten  ans  gleichen 
Teilen  in  B  Abteilungen  ans  Handwerkern, 
Fabrikanten  nnd  Eanfleuten  bestehen  und  hatten 
zum  Teil  recht  weitgehende  Befugnisse,  sei  es 
tu  gntechtlicher  Beziehung,  sei  es  in  selbstän- 
diger Festsetzung  von  sozialpolitischen  Normen. 
Handel  nnd  Grotfindustrie  wollten  indessen  von 
den  Gewerberäten  nicht  viel  wissen,  die  Fabrik- 
arbeiter nnd  Gesellen,  denen  1854  das  Wahl- 
recht wieder  entzogen  worden  war,  ebensowenig, 
und  die  H.meister  allein  konnten  die  Gewerbe- 
räte nicht  zu  erfolgreicher  Tätigkeit  bringen. 
Die  lebensunfähigen  Institute  schliefen  lang- 
sam ein. 

Die  bannöversche  Gew.-O.  von  1848  und  die 
preußischen  Gesetze  von  184ö  und  1849  be- 
stimmten bis  zur  B.Gew.-0.  v.  21./VI.  1869  den 
gewerblichen  Rechtszustand  in  Norddentsebland. 
Sie  hatten  das  Zunftwesen  wenigstens  nach  der 
Al»icht  der  Genetzgeber  in  modern  zugestutzter 
Form  wieder  aufleben  lassen,  nnd  &  man  in 
den  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  das 
Prüfungswesen  trotz  der  Stürme  der  napo- 
leonischen Zeit  konserviert  oder  rekonstruiert 
hatte,  80  war  im  grüßten  Teile  von  Deutsch- 
land die  alte  Gewerbe  Verfassung,  wenigstens 
in  ihren  äußerlichen  Formen, '  wieder  zur  Herr- 
sdiaft  gelangt,  während  in  allen  anderen  enro- 
pSischai  Staatoi  v<m  wirtschaftlicher  Bedeutung, 
in  England,  Frankreich,  Holland,  Belgien  nnd 
der  Schweiz  die  Gewerbefreiheit  längst  zum 
Dnrchbmch  gelangt  war.  Die  preußische  Ge- 
setzgebung hatte  daqenige  gebracht,  was  die 
Handwerker  im  wesentlicnen  wollten,  freilich 
wurden  die  Bestimmungen,  je  länger  sie  in 
Kraft  waren,  desto  weitherziger  gehandbabt, 
nnd  namentlich  in  den  60er  Jahren  war  ein 
großer  Teil  der  gewerberechtlichen  Normen 
praktisGh  so  gut  wie  außer  Anwendung  ge- 
kommen. 

Ke  norddentschen  Handwerker  waren  aber 
auch  da,  wo  das  Gesetz  noch  eine  strikte  Aus- 
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le^ng  nnd  Handbabong:  fand,  keineswegs  zu- 
frieden gesteltt.  Schon  Anfang  und  Uitte  der 
sOer  Jahre  wiederholte  alcb  der  PetitioDsstnrm 
der  Zünftler,  und  es  zeig^  sich  bald,  daß  man 
den  Befäbigunnnacbweis  mit  seinem  Priifnns:»- 
wesea  nicht  ä»  ein  Mittel  cur  Erhöhung  der 
technischen  und  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit des  H.  nnd  zum  Schutze  des  kaufen- 
den Publikums  verlangt  hatte,  sondern  als 
Mittel  gegen  die  bedräilicbe  Konkurrenz  des 
Kapitals  nnd  neu  aufkommender  kleingewerb- 
licher Betriebe.  Nacb  dieser  Richtung  hin 
konnte  das  Gesetz  den  Handwerkern  weder 
Vorteil  noch  Schutz  bringen.  Das  'sahen  auch 
die  politischen  Parteien  ein,  nnd  das  prenßische 
Abgeordnetenhaus  ging  deswegen  Uber  die  re- 
aktion&ren  Fordomngen  der  zahlloa  einlaufenden 
Petitionen  einfoch  sur  Tagesordnung  Über,  und 
erst,  als  dort  der  Antrag  auf  Beseitigung  der 
GewerbenoTelle  im  Sinne  der  WiederherstdUung 
der  Gewerbefreiheit  eingebracht  worden  war. 
sah  man  In  den  Handwerkerkreisen  ein ,  daß 
man  zu  weit  gegangen  sei  nnd  mit  dem  be- 
stehenden Rechtsznstande  sich  zufrieden  geben 
müsse  (Prenß.  Landes-Handwerkertag  in  Berlin, 
27.— 3t./VnL  1860).  Es  war  indessen  zu  spät, 
denn  schon  mehrten  sich  die  Anzeichen,  daß 
die  Ideeen  des  Liberalismus  anch  in  den  Re- 
gierungskreisen Eingang  gefunden  hatten.  In 
zahlreichen  fooschlLren,  Bfichran  und  AnfsfttBen 
wurde  das  Prinäp  der  Gewerbefieiheit  erOrtert, 
nnd  die  Stimmung  in  den  Parlamenten  Heß  die 
Anerkennung  desselben  mit  Sicherheit  erwarten. 
Der  erste  dentsche  Staat,  der  sieb  entschieden 
znr  Gewerbefreibeit  bekannte,  war  Hessen- 
Nassau  (1860).  Ihm  folgten  Oldenburg  und 
Sachsen  (1861),  Württemberg,  Baden  nnd  die 
Thüringer  Herzogtümer  (1862/63)  und  Bayern 
(1868).  Von  den  größeren  deutschen  Staaten 
war  nur  noch  PrenOen  znrückgeblieben.  Das 
sog.  „Notgewerbegesetz"  von  iS&l  befreite  nur 
die  neuen  Provinzen  von  dem  Frttfnngszwange, 
ließ  ihn  aber  in  den  alten  bestehen.  Als  aber 
das  Gesets  Uber  die  Freizügigkeit  zustande  ge- 
kommen war,  zeigte  sich  luld,  daß  die  Prü- 
fungspflicht  als  lokale  Torbedin^g  der  ge- 
werbkchen  Niederlassungen  damit  nicht  mehr 
vereinbar  war.  Die  Gew.-O.  v.  21./VI.  1869 
brachte  endlich  für  den  Norddeutschen  Band 
die  Gewerbefreiheit.  1871  wnrde  sie  reichsge- 
setzlich für  das  ganze  Deutsche  Reich  ein- 
geführt. 

2.  Die  neneste  Handwerkerpolitik 
mid  Kritik  ders^ben.  Wahrend  also  in 
den  meisten  deutschen  Staaten  die  Terwirk- 
lichong  der  Idee  der  Gewerbefreiheit  nur 
lan^m  heranreifte,  hatte  die  preußische 
B^eruDg  anf&nglich  zwar  einen  ersten 
enei^ischen  libcrälen  Anlauf  genommen, 
mufite  aber  bald,  sei  es  mit  ROckücht  auf 
Bedürfnisse  des  wirklichen  Lebens,  sei  es 
unter  dem  Einfluß  der  stürmischen  Oppo- 
sition seitens  der  Beteiligten,  bald  wieder 
in  die  Bahnen  einer  gewerblichen  Reaktion 
einlenken.  Sie  verließ  dieselben  nur  schwer 
fällig  und  erst  dann,  als  die  liberale  Hoch- 
flut sich  der  Geister  bemächtigte  und  auch 
die  Regierungen  mit  sich  riß.    Der  Um- 


schwung der  Anschauungen  war  längst  vor- 
bereitet, er  war  aber  doch  ein  sehr  radikaler 
tmd  unvermittelter.  Bei  der  Beratung  der 
norddeutschen  Oew.-O.  war  von  der  eigent- 
liehen  Handwerkerfrage  kaum  mehr  die  Rede. 
Die  Regelung  der  Verhältnisse  der  Fabrik- 
arbeiter, die  Koalitionsfreiheit,  das  Eassen- 
wesen  usw.  standen  im  Mittelpunkt  des 
Interesses.  Befähigungsnachweis  u.  dgL 
waren  gnmdsätzlicb  abgetan,  man  verlor 
darüber  kaum  ein  Wort  mehr. 

Es  läßt  sich  nicht  leu^ea,  daß  man 
naxÜL  manchen  Richtungen  hin  etwas  scha- 
blonenhaft und  dokbin&r  vergangen  war. 
Die  jetzt  viel  diskutierte  rtaee  des 
fähigungsnachweises  fflr  Bauhandwerker  z.  B. 
erfuhr  damaU  eine  wenig  sachg^n&ße  Prü- 
fung. Für  das  agentliche  Handwerk  wurde 
der  Befähigungsnachweis  vfillig  beseitigt 
Nur  für  wenige  Gattungen  ^werblich«" 
Personen,  die  aber  mit  dem  Handwerk  gar 
nichts  zu  tun  hatten ,  Aerzte,  Apotheker, 
Advokaten  usw.,  blieb  es  bei  dem  Prüfungs- 
system als  Voraussetzung  des  Niederlassungs- 
rechts. Die  Innungen  wurden  zu  reinen 
Privatvereinen  gemacht,  und  auch  für  die 
Lehrlinge  und  Oesellen  wurde  die  mög- 
lichste Bewegungsfreiheit  dekretiert.  Wie 
alle  Gesetze  jener  Periode,  zeichnete  sich 
auch  die  Gewerbeordnung  durch  einen  ein- 
heitlich und  groß  gedachten,  konsequent 
durchgeführten  und  äußerst  liberaleu  Grund- 
gedanken aus.  Der  Gesetzgeber  rechnete 
mit  der  modernen  kapitalistischen  imd  io- 
dustrieUen  Entwicklung  als  etwas  natürlich 
Gegebenem;  er  hielt  es  für  unvermeidlich, 
1  daß  der  Cebei^ng  zu  höheren,  technisch 
vollkommeneren  Wirtschaftsformen  mit 
schweren  Kämpfen  für  den  gewerbUclien 
Mittelstand  verbunden  sei;  soweit  derselbe 
noch  lebensfähig  sei,  müsse  er  sich  aus 
eigener  KiaSt.  im  W^  der  genossenschaft- 
lichen Selbsthilfe,  reformier»  und  moder- 
nisieren. 

Es  war  begreiflich,  daß  der  Handwerker- 
stand, der  vom  Staate  umfassende  Hilfe  er^ 
wartet  hatte,  in  eine  lebhafte  Erregung  ver- 
setzt wurde  und  in  einer  neuen  Aufatanda- 
bew^ng  sich  zur  Wehr  setzte.  Schon 
Anfang  der  60  er  Jahre  wurde  der  „Deutsche 
Handwerkerbund*',  hauptsächlich  aus  den 
ncffddeutschen  Mitgliedern  bestehend,^  ge- 

Cdet  Er  Terumgte  die  obligatorische 
ng  und  den  Erlaß  einer  allgemeinea 
deutschen  Handwerkerordaung.  Sein  Pro- 
gramm machte  aber  wenig  Eindruck,  und 
nach  kurzem  Dasein  ging  die  Vereinigung 
wieder  ein.  Im  Jahre  186Ö  tagten  ver- 
sdiiedene  Handwerkerkongresse,  die  g^n 
die  Einführung  der  Oe werbefrei  heit  protes- 
tierten. Dann  schien  man  sich  kurze  Zeit 
mit  dem  neuen  Zustand  zufriedengeben  zu 
wollen,  aber  bald,  besonders  in  den  70  er 
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jAhreo,  lebte  die  rührige  Agitation  wieder 
auf,  und  schon  in  der  ersten  L^jslatur- 
periode  des  deutschen  Belchstages  liefen 
nuDcbeiiei  Kundgebungen  ein,  welche  die 
SSnfQtunuig  von  Arbeitsbficheru,  den  Erlaß 
TOD  PaBvorachriften  für  Gewerb^ehilfen 
und  Strafrorachriften  für  widerspenstig 
F&isonal  forderten.  Der  ßeichstag  verhielt 
och  grundsätzlich  ablehnend.  Infolgedeeeen 
ksaa.  es  zur  Bildung  änes  neuen  Verbandes 
des  ^V^UDB  selbsOadiger  Haudverl^  und 
Fabrikanten'^,  der  zwar  an  dem  Grundsatz 
der  OewerbeEreiholt  nidit  rütteln  zu  vollen 
ericl&rte,  abw  die  Trennui^  des  Fabrikge- 
setze»  von  der  eigentlichen  Gewerbecndnung, 
die  Einfflhmng  von  Oewerbekammern,  ge- 
werblichen ScÜedsgehchten,  obligatorischen 
FcnrtbUdungffichalm  osw.  T<n8chlug.  Das 
Hauptposlulat  war  die  Reform  der  Innungen 
und  des  Innungsrechts,  in  dem  prinzipiell 
die  Ueberlassung  der  gewerblichen  Erziehung 
an  die  Korporationen  ausgesprochen  werden 
sollte.  Auch  der  neue  ^  erband  der  Hand- 
verkerinteressenten  giog,  nachdem  er  eine 
Reihe  von  Kongressen  abgehalten  hatte,  nach 
einigen  Jahren  wieder  stark  zurück.  Eben- 
sowenig konnte  der  Gedanke  einer  selb- 
ständigen politischen  H»idwerker-  und  Ge- 
werbepartei, deren  Programm  man  1879  in 
den  Grundzflgen  entworfen  hatte,  greifbare 
Form  gewinnen.  Dagegen  adoptierte  die 
konservative  Partei  und  die  mit  ihr  ver- 
wandte antisemitische  innungsfreundüche 
Forderungen,  und  auch  der  sozialpolitische 
und  züuftlerische  Flügel  des  Zentrums 
machte  die  Bestrebungen  des  kleingewerb- 
lichen Kittelstandes  zu  den  seinigen.  Die 
gemeinsame  Agitation  dieser  Parteigruppen 
zeigte  sich  in  der  Folge  erfolgreich.  Mne 
Aera  neuer  deutscher  Handwerkerpolitik 
brach  heran:  sie  unterschied  sich  h^ilieh 
wesentlich  von  der  alteren  preußischen  Ge- 
werbepolitik.  Dort  hatte  man  die  Zwangs- 
organisation  der  Handwerker  im  Prinzip 
verworfen,  begünstigte  aber  das  gewerbliche 
Prfifungswesen  und  den  Befähigungsnach- 
weis, dem  selbst  die  älteren  liberalen  Gesetze 
gewiEse  KoDzesöonen  gemacht  hatten.  Jetzt 
wurde  der  BefiUiigangaaaehwas  abgelehnt, 
rlag^n  dne  straffe  Organisation  des  H., 
der  «ich  Fürst  BismarcK  nicht  abgeneigt 
geweaen  war,  befürwortet  Zunächst  kam 
es  zur  Oewerbeordnungsnovelle  vom  17 JXJl. 
187ä>,  die  dag  Arbatsbuch  für  Arbdter  unter 
21  Jahren  (a.  Art  ^Arbeitsbuch*'  obenj 
Bd.  I,  S.  176%.)  wieder  einführte.  Dann . 
stellte  das  G.  v.  la/VU.  1881  den  Cflent- 
lich-rechtUchen  Chunkter  der  Innungen 
wieder  her.  Durch  die  weiteren  GG.  v. 
■^.  Xn.  1884  und  G^VIL  1887  wurden  die 
Kompetenzen  der  Innungen  bezüglich  der 
Ordnung  des  Lebrlingswesens  gegenüber 
den  nidbt  zur  Innung  geh^kenden  Gewerbe- 


treibenden  derart  erweitert,  daß  man  sich 
allmählich  dem  Gedanken  der  Zwangs- 
innuug  näherte.  Es  ist  mit  Recht  hervor- 
gehoben worden  (P.  Voigt),  daß  die  In- 
nungsgesetzgebnng  jedenfalls  den  Erfolg 
gehabt  hat,  einen  beträchtlichen  Teil  der 
Handwerker  in  Berufsorganisationen  zu- 
sammenzufassen. Von  etwa  1  ^  s  Mill.  im 
Deutschen  Reiche  tftti^n  Handwerkern  sind 
^t  ein  Drittel  auf  diese  Weise  organisiert 
worden.  Da  die  Landmeister  ebenso  wie 
die  Alleinmeister  ein  veErhältnismäfiig  nur 
geringes  Kontingent  zu  den  Innungen  stellten^ 
so  darf  man  mit  Yoigt  mit  Recht  wohl 
sagen,  daß  die  große  lieluzahl  der  noch 
eittigermafien  leistungsfähigen  städtiBehen 
Meister  Innungen  angdiöxen.  Daß  die  Lös- 
tungen  dieser  Berufeoiganisationen  unzu- 
reichend waren  (s.  Art  ,Jnnungen'')f 
wurde  allgemein  anerkannt.  Es  war  eine 
Form  ohne  materiellen  Inhalt  geschaffen - 
die  Innungen  standen  auf  dem  Papier,  ohne 
daß  sie  eine  umfassendeTätigkeit  entwickelten. 
Gegen  die  Bedrängnis  des  Handwerker- 
Mittelstandes  gaben  sie  keine  einigermaßen 
wirksame  Abhilfe,  sie  waren  unzureichende 
,.kleine  Mittel".  Es  hörten  deswegen  auch 
aie  Klagen  aus  den  beteiligten  Kreisen  nicht 
auf.  Sie  drohten  wiederum  mit  der  Grün- 
dung einer  selbständigen  politischen  Hand- 
werkerpartei, und  hätten  die  innungsfreund- 
lichen politischen  Fraktionen,  die  Konserva- 
tiven und  das  Zentrum,  den  Mittelstands- 
politikem  nicht  rechtzeitig  weitere  Zuge- 
ständnisse gemacht,  so  wäre  der  Abfall  in 
das  antisemitische  Parteilager,  den  eigent- 
lichen Nährboden  für  die  zünfllerische  Pro- 
paganda, noch  großer  und  bedenklicher 
geworden,  als  er  gegenwärtig  schon  ist 

1882  wurde  in  Magdeburg  der  „Allgemeine 
deutsche  Handwerkerbund"  mit  radikal-zünft- 
lerischem  Programm  begrOudet,  in  ihm  ging 
der  alte  Haudwerkerverein,  der  eine  ge- 
mäßigtere Richtung  vertrat,  auf.  Die  Magde- 
burger Beschlüsse,  die  in  den  Forderungen 
der  Zwangsinnung,  des  Befähigungsnach- 
weises tmd  der  Handwerkerkammem  neben 
anderen  allgemeineren  Kamelen  gegen  die 
Konkuitenz,  die  dem  Mittelstände  von  ver- 
schiedenen Seiten  (Staat  Yersandgeschäften 
und  Hausiererei)  erwachsen  war,  gipfelten, 
wurden  mehr  und  mehr  maßgebend.  Zwar 
suchten  sich  die  InnongsverlÄnde,  die  1H84. 
in  Berlin  einen  ^^ntralansschuß^  für  ihre 
I  gemeinsamen  Y^bandszwecke  ins  L«ben 
.  riefen,  die  Bestimmungen  der  neuen  Gesetze 
im  Sinne  des  inneren  Ausbaues  der  Korfio- 
rationen  zunutze  zu  machen;  sie  verwarfen 
die  besondere  politische  Bestrebung  de« 
Handwerkerstandes  und  sjTnpathisiertßn  Kiit 
dem  Gedanken  der  fakultativen  InmiTiir. 
Der  Handwerkerbund  aber  sah  in  d(;r  hiti- 
führung  des  BeShigungsnachweiMm  dan 
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-einzige  „große  Mittel".  Er  beherrschte  da- 
mit die  Situation.  Eine  Einigung  zwischen 
den  beiden  Richtungen  fand  1890  statt 
Am  15./VI1.  desselben  Jahres  wurde  in 
Berlin  eine  Handwerkerkonferenz  einberufen, 
aus  deren  Verhandlungen  die  Vorschl&ge 
des  preußischen  Ministers  für  Handel  und 
Gewerbe  zur  Or^nisation  des  Handwerks 
herroi^gen.  Die  Bewegung  der  Hand- 
werker erhßte  immer  weitere  Kreise.  1892 
und  1894  U^e  in  Berlin  der  „Deutsche 
InnuDgs-  und  allgemeine  Handwerkertag" 
und  lid5  trat  in  Halle  der  „Ac^te  allgemeine 
■deutsche  Handwerkertag*^  zusammen.  Ersterer 
war  von  beiden  genannten  lUchtuDgen  ein- 
berufen, letzterer  nur  von  dem  jjUlgemeinen 
•deutschen  Handwerkerbund'*.  Der  Gedanke 
«iner  selbständigen  Mittelstandspartei  zur 
Bekämpfung  der  ,^U8wÖch8e  des  Kapitalis- 
mus" und  der  den  Mittelstand  vernichtenden, 
schrankenlosen  Konkurrenz  wurde  zwar 
vielfach  erörtert,  aber  mit  Rücksicht  auf  die 
■ausgesprochene  Handwerkerfreundlichkeit 
mächtiger  politischer  Parteien  als  überflflssig 
und  schädlich  fallen  gelassen.  Doch  hatte 
sclion  am  20./I.  1890  ein  Antrag  Ackermann- 
Biehl,  der  Zwangsinuung  und  Befähigungs- 
nachweis für  Handwerke  verlangte,  vor 
dem  Reichstag  Annahme  gefunden.  Der 
Bundesrat  hatte  ihn  allerdings  abgelehnt, 
^ber  die  konservativ-klerikale  Reichsta^- 
mehrheit  schnitt  die  IjVage  der  Organisation 
-des  H.  immer  wieder  an,  und  aus  den  schon 
genannten  Konferenzen  zwischen  dem  Reichs-, 
■amt  des  Innern,  dem  preußischen  Handels- 
ministerimn  und  den  Vertretern  des  H. 
waren  am  18./V1II.  189.-1  die  bekannten 
Berlepschschen  Vorschläge  hervorgegangen. 
Dieser  Entwurf  des  preußischen  Slinisters 
bildete  denn  auch  den  wesentlichsten  Be- 
standteil der  Verhandlungen  in  Berlin  und 
Halle.  Die  Grundzflge  desselben  enthielten 
■die  Bildung  von  Fachgenossenschaften,  denen 
■die  Gewerbetreibenden  ipso  jure  mit  der 
fhSSfTnung  ihres  Betriebes  angehören  sollten, 
und  die  das  H.,  ähnlich  wie  die  Bonf^e- 
nossenschaften,  umfuseu  sollten,  ferner  die 
iSeh^imij  obligatorische  H.kammern,  die 
eine  offizielle  Vertretung  des  H.,  nach  Ana- 
logie der  Handelskammern,  schafißm  sollten, 
und  endlich  die  Einrichtung  der  Oehilfen- 
ausschfisse. 

Am  einschneidendsten  waren  die  Vor- 
schläge bezüglich  der  Regelung  des  Lehr- 
lingswesens. Der  Einführung  einer  ord- 
nungsmäßigen Lehrzeit,  einer  fi^ultativen 
-Gesellenprüfung  durch  die  Innung  oder 
durch  einen  Prüfungsausschuß  war  gedacht 
\md  eine  Altersgrenze  für  diejenigen  Per- 
sonen, denen  Lenrlinge  anzuhiuten  und  an- 
zuleiten gestattet  war  und  die  die  Gesellen- 
prüfung bestanden  haben  mußten,  vorge- 
sehen. Auch  sollte  der  Bundesrat  für  be- 


stimmte H.  die  Zahl  von  Lehrlingen  im 
Verhältnis  zu  den  beschäftigten  Gesellen 
normieren  können.  In  der  letzteren  Be- 
stimmung war  also  ein  Mittel  in  Vorschli^ 
gebracht,  welches  das  Unwesen  der  „L^- 
Uogszüchterei"  hätte  erfolgreich  bekämpfen 
können.  Das  war  auch  der  einzige  Teil  des 
Berlepschschen  Entwurfs,  der  am  ehesten 
noch  Anklang  faad.  Im  übrigen  fand  der- 
selbe in  den  Interessentenkreisen  eine  se^ 
geteilte  Aufnahme.  Zahlreiche  Gegenvor- 
schläge wurden  gemacht,  wobei  sich  in  d«r 
Hau^ache  drei  lUditungen  (Geltung  ver- 
schafften :  Der  1891  begrilndete  „Vertnnd 
deutscher  Gewerbevernne"  nahm  den  frei- 
esten  Standpunkt  du.  Er  wollte  von  einer 
Zvangsoi^ganisation  nichts  wissen  und  ver- 
hieß —  etwas  dunkel  und  phrasenhaft  — 
durch  ein  einträchtiges  Zusammenwirken 
der  Vereine  die  einzig  gedeihliche  Förde- 
rung der  Interessen  des  Kleingewerbes. 
Der  „Zentralausschuß  der  vereinigten  In- 
oun^verbände"  sdiwärmte  für  eine  biueau- 
kraüsch  -  zentralisierende  Zusammenfassung 
des  gesamten  H.,  und  der  „Allgemeine 
deutsche  Haudwerkerbnnd^  endlich  hielt 
zwar  das  Zwangsnrinzip  bei  der  Oi^nisation 
des  Gewerbes  für  wohltätig,  legte  aber 
hauptsächlich  Wert  auf  den  BeflUiigUDgs- 
nachwels.  Eine  1894  in  Berlin  veranstaltete 
Konferenz,  zu  der  aber  die  süddeutschen 
Vertreter  auffallenderweise  nicht  zugezogen 
worden  waren,  amendierto  eine  neue  Vor- 
lage, die  aus  dem  Reichsamt  des  Innern 
hervorgegangen  war  und  wenigstens  H.- 
kammern provisorisch  errichten  wollte,  in 
strikt-zünfUerisdiem  Sinne.  Es  sollten  obli- 
gatorische Innungsverbände  in  die  Organi- 
sation des  H.  aufgenommen  werden,  die 
Großindustrie  zu  den  Kosten  der  von  der 
Innung  ins  Leben  gerutenen  Wohlhüutseia- 
richtungen  mit  henuige2(^n  und  die  Kosten 
der  H.kammer  selbst  aus  Öffentlichen  Mitteln 
aufgebracht  werden. 

Man  sieht,  eine  ziemliche  Yerwirrang  der 
Ansichten  Über  dasjenige,  was  eigendidi 
geschehen  sollte,  hatte  Platz  g^:rifren.  VHb 
Beichsregierung  schien  selbst  nicht  redit 
zu  wissen,  was  sie  wdlte.  Nachtiflg^dt 
schickte  sie  Sadiverstftndige  nach  Oester^ 
reich}  um  die  daselbst  eingeffihrte  Zwangs- 
Organisation  an  Ort  und  Stme  zu  stndieren, 
und  erst  jetzt  wurde  olTendchtltch,  daß 
zwischen  dem  preußischen  BLandelsmmiste- 
rium  und  dem  Rei(^u»mt  des  Innern  erheb- 
liche Mdnungsverschiedenbeiten  obwfüte^. 
Die  Beichsregierung  hatte  eben  mit  der 
Stimmung  der  süddeutschen  Bundesstaaten, 
die,  ohne  an  der  Gewerbefreiheit  zu  rütteln, 
mannigfeche  zwedonäfiige  Mafiregeln  zur 
Bebung  der  Standesinteressen  des  Kl^ge- 
werbes  getroffen  hatten  und  weder  für  die 
Zwangsinnnng  nock  fOr  den  Befthigungs- 
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nachweis  zu  haben  waren,  zu  rechnen.  Aus 
dieeer  Yeri^nheit  half  sie  sich  durch  die 
i^bringuDg  eines  Entwurfs,  der  vorläufig 
sor  Osadwedrerlaumnem  vorsah;  aber  der- 
selbe wnide  in  einer  Beichstagakommission 
befpratben. 

Dar  neue  iwenfiische  KuidelamiDister 
brachte  im  Angnst  1896  einen  noch  unter 
Beriepech  aosgairbatet«)  neuen  Entwurf 
bam  Bnndeaate  ein.  Derselbe  sdüug  die 
obligatorische  Zwanrainnong  fOr  alle  Hand- 
weiler  vor  und  wmlte  das  ganze  KleiDg&- 
werbe  in  recht  komplizierter  Weise  in  In- 
nungen, H^usschOssen  und  Hemmern 
organisieren.  W^n  der  obligatoriBchen 
Zvangsinnung  stieß  aber  der  Entwurf  im 
Bundesrat  bei  den  sQddeutschen  R^eruDgen 
auf  energischen  Widerspruch,  er  mußte  des- 
wegen umgearbeitet  w^en,  und  man  nahm 
endlich  in  dem  im  März  1897  dem  Reichs- 
tage vorgel^ten  neuen  Entwurf  seine  Zu- 
flucht zu  einem  Kompromiß.  Hieraus  ^g 
dann   zogaterletzt  cus  paragraphenreiche 


Reichsgesetz  v.  26./Vn.  1897,  meist  „In- 
nung^esetz"  genannt,  hervor. 

Es  ist  nicht  möglich,  hier  auf  die  Einzel- 
heiten des  Gesetzes  einzugehen.  Das  Haupt- 
eKebnis  ist  jeden&lls,  daß  es  den  extremsten 
Wunsch  der  ZflnfUler,  die  Einftthrung  des 
Beffihi^ngsnachw^se^  nicht  erfüllt  wohl 
aber  smd  der  Forderung  des  Innungszwangs 
durdi  in  Aussicht  gestellte  Privil^en  vom 
Gesetzgeber  weitgehende  Zugestftuäiisse  ge- 
macht worden.  Sobald  die  Mehriimt  der 
Beteiligten  die  Zwangsinnung  wfinscht,  ist 
sie  da.  Indessen  hat  der  Erfolg  gelehrt, 
daß  die  Umwandlung  der  freien  Innungen 
in  Zwangsinnungen  nur  ein  sehr  langsames 
Tempo  annahm  und  die  Zahl  der  Innimgen 
Oberhaupt  seit  Jahren  sich  kaum  verändert 
hat  1896  sind  im  Deutschen  Reiche  10881 
Innungen  .ermittelt  worden.  Mitte  1902 
waren  es  10950.  Die  Örtliche  Verbreitung 
und  das  Verhfiltnis  der  Zwangsinnungen 
zu  den  freien  Innungen  geht  aus  folgender 
Tabelle  h^or: 


Zwangsinnnngeo 

Freie  Inunngen 

Zahl  aller 

Zahl  der 

Staaten 

InnongeB 

Mitglieder 

Anzahl 

autglieder 

Anzahl 

Mitglieder 

Preußen   .  . 

7812 

310677 

3153 

»34275 

5659 

176  402 

Bayern.  .  . 

287 

20410 

109 

11 175 

178 

9335 

Sacliaen    .  . 

»275 

61378 

364 

26183 

911 

36  195 

WOrtteraberg 

80 

3484 

15 

I  313 

65 

2371 

Baden  .  .  . 

56 

«877 

18 

I  363 

38 

1  614 

Itbrige  Staaten 

I  440 

57  457 

390 

34  434 

1144 

33  «3 

Deutsch.  Beleb 

10950 

456283 

2955 

197  543 

7995 

358  740 

Ton  allen  Innungen  sind  also  37  "/o 
2waDgannungen.  In  n«ufien  38,  in  Sachsen 
39.  in  Baden  44,  in  Bayern  61,  dagegen  in 
Württemberg  nur  23.  In  den  sQddeutschen 
Staaten  ist  aber  die  Innnngsentwickelung 
sehr  gering.  In  Bayern  z.  B.  sind  nur  11  ^/o 
fSer  H.mdster  in  Innungen  organisiert,  in 
Hessen  mit  seinem  radien  Oewerbereräns- 
weeeu  sogar  nur  7  "/o.  Die  höchste  Innungs- 
entwickelung hat  das  Königreich  Sacluen, 
wo  68^/0  der  Meister  der  Innimg  uigehSren. 
Die  Zwangsinnungen  ünd  durchschnittlich 
erOfier  als  die  freien  Inungen;  67  Mitglieder 
kommCT  auf  eine  Zwangünnung,  33  auf 
eine  freie  Innung. 

Das  Handwerkeiveeetz  sucht  die  ünter- 
stfltzungskaasen  und  die  Innungsschiedsge- 
richte zu  beleben.  Ersteres  ist  gelimgen, 
letzteres  dagegen  nicht  Die  Zahl  der  Hit- 
glieder in  Innungskrankenkassen  hat  sich 
von  1885  bis  1901  vervierfacht  Trotzdem 
sind  diese  Kassen  von  den  st&ndigen  die 
nobedeatendste  Eassenart  Die  Zahl  der  In- 
nongsachiedsgeiidite,  die  neben  den  Qe- 

WMMbocfc  d.  TolknrirtMkaft.  It  Aafl.  Bd.  IL 


werb^erichten  nicht  recht  aufkommen 
wollen,  geht  zurQck.  üm  den  Innungen 
eine  weitere  Verbindung  herb^uffihten,  er- 
hrabi  und  b^;ün8tigt  der  Oeset^b^  die 
Oründnng  lobder  Innungeausschfisse  imd 
interlokaler  Innongsverhftnae.  Letztere  sind 
jetzt  auf  40  angewachsen  und  umfassen  an- 
nähernd 200000  MitgUeder. 

Eine  wesentliche  Neuerung  des  neuen 
(Gesetzes  ist  die  Schaffung  von  Wirtschafts- 
kammern, die  das  H.  vertreten  soUen.  Es 
sind  das  die  sog.  „H.kammem^'  (s.  d.  Art 
„Gewerbekammem"  oben  Bd.  I,  S.  1054^.). 
Die  HJcammem  sind  am  1./IV.  1900  in  einer 
Zahl  von  71  in  Kraft  getreten.  33  entfallen 
auf  Preußen,  8  auf  Bayern,  5  auf  Sachsen,  je 
4  auf  WOrttember^  und  Baden.  Die  grOßtö) 
Eammerbezirice  sind  in  Berlin,  Dtl^eldorf, 
Oppeln,  Straßbu^  und  Breslau.  Materiell 
wichtig  und  sozialpolitisch  bedeutsam  sind 
die  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  Über 
das  Lehrlingswesen,  die  darauf  hinausgehen, 
daß  auf  die  Qualität  des  Lehrherm,  auf  die 
Lehrz»t,  den  Lehrvertrag  und  das  Pl'afung&> 
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wesen  großes  Gewicht  gelegt  wird  und 
gleichzeitig  die  LehrlingszOchterei  mit  Nach- 
druck b^ämpft  werden  soll.  Weitere  Be- 
stimmungen oeziehen  sicli  auf  die  Meister- 

Srafungen,  auf  die  GesellenausbilduDg  über* 
aupt  und  auf  die  GesellenTertretun^n, 
„OeeellenatföschQsse"  genannt  die  für  obhga- 
torisch  erklärt  worden  sind.  Sie  sind  sowohl 
bei  den  Innungen  wie  bei  den  HJuunmem 
vorgeschrieben,  wodurch  das  Kleingew^be 
eine  Arbeitsvertretoog,  die  der  OroBindustrie 
fehlt,  erhalten  hat 

Üa  die  Innun^snovdle  den  Beftl^nngs- 
uachweis  nicht  bringt,  der  in  weiten  Kreisen 
des  H.  als  eine  Ijeb^s-  und  Erziehungsfrage 
angesehen  wird,  so  sind  die  Handwei^er 
durch  die  gesetzlichen  Zugeständnisse  nicht 
befriedigt  worden.  Freilich,  hat  sich  in 
neuerer  Zeit  unter  dem  Einflüsse  der  volks- 
wirtschaftlich ausgebildeten  H.kammersekre- 
täre,  die  mildernd  auf  die  Stimmung  gewirkt 
haben,  und  im  Hinblick  auf  die  Tatsache, 
daß  die  maßgebenden  Mittelstandspolitiker 
in  der  besonders  handwerksfreundlichen 
Zentrumspartei  an  der  Durchführbarkeit  des 
Befähigungsnachweises  verzweifelten ,  ein 
Stimmungswechsel  vollzogen.  Diesem  war 
es  zu  verdanken,  daß  auf  dem  VI.  Deutscheu 
H.-  und  Gewerbekammertage  in  Cöln  {Au- 
gust 1905),  wo  auch  die  Atzungen  dieses 
Verbandes  festgesteUt  worden  sind ,  ein 
Antrag  von  Harobm^  und  Darmstadt  mit  45 

fegen  24  Stimmen  Annahme  fand,  wonach 
ie  Forderung  des  Befähigungenachweises 
für  sämtliche  ELzweige  „aU  unter  den  heutigen 
wirtschaftlichen  Vera&ltnisseu  unerreichbai-" 
bezeichnet  worden  ist.    Dieser  Beschluß 

f'bt  aber  nur  die  Anschauungen  der  offiziellen 
.kammerweit,  nicht  aber  die  der  radikalen 
.  Mittelstandspartei  wieder.  Diese  sieht  nach 
wie  vor  das  einzige  Heil  in  dem  Befähigungs- 
nachweise. Auch  der  Deutsche  fl.-  und 
Gewerbekanunertag  ist  nach  wie  vor  für 
den  BefähigungsnächweiB  ün  Baugewerbe 
und  dafür,  daß  der  Meistertitel  mit  ^Beren 
Vorrediten  au^«etattet  wird.  Unter  anderen 
Beformvorschlj^n  ist  namentlich  der  Aus- 
bau der  freiwilligen  Alters-  imd  Invaliden- 
versicherung für  selbständige  Handwerker 
zu  nennen.  Gelegentlieh  ist  auch  der  Wunsdi 
nach  einran  besonderen  H.ministerium  auf- 
getaucht Emster  zu  nehmen  sind  Forde- 
rungen, die  sich  auf  die  Sicherung  der  Bau- 
handwerker und  die  Eeform  des  Submissions- 
wesens beziehen.  Nicht  aufgehört  haben 
die  Klagen  über  die  Eonkurrenz  der  Ge- 
fängnisarbeit imd  des  Hausierhandels  (s.  Art. 
„Mittelstand  sbewegung'*).  Mancherlei  ge- 
schieht jetzt  von  den  Landesregierungen  für 
Meisterkurse  und  für  Zentralstellen  zur 
Förderung  des  gewerblichen  Lebens.  Daß 
sich'  die  Handwerker  durch  Gründung  von 
Genossenschaften  selbst  helfen  könnten,  steht 


längst  fest.  Die  Beteiligten  zeigen  aber 
wenig  Sinn  für  das  Genossenschaftswesen. 
Rühmliche  Ausnahmen  bilden  die  1903  für 
Bayern  und  Hessen  gegründeten  Zentral- 
imtitute,  beide  mit  staatlicher  Unterstützung. 
Es  sind  das  die  ,,Hes8ische  Handwerkerzen- 
tralgenossenschaft'' und  die  „Bayerische 
Zentralhandwerker^nossenschaftskasse"^. 

Was  die  l^^slative  Bel^dlung  der  Hand- 
werkerfrage 80  ungemein  erschwerte,  war  da» 
Fehlen  der  nötigen  im  W»e  der  Enquete 
gewonnenen  tatsächlichen  Untwlagen  zur 
Beurteilung  d^  sozialen  Lage  des  H.  Diese 
Unterh^n  sind  s^tdem  gesohaffen  worden ; 
der  Ter^  für  Soaalpoutik  hat  ein  groß- 
artiges Sammelwerk  über  die  „Lage  des  H. 
in  Deutschland  mit  besonderer  Bücksicht 
auf  seine  Konkiurenzfähigkeit  gegenüber  der 
Großindustrie"  herausgegeben.  Der  Haupte 
redakteur  dieser  Erhebungen,  Bücher,  hat 
in  seinem  zusammenfassenden  Referat,  das 
er  auf  der  Generalversammlung  dee  Vereins 
für  Sozialpolitik  in  Cöln  (Oktober  1897)  vor- 
tnig,  nachgewiesen,  daß  es  keineswegs  allein 
die  Ueberlegenheit  der  Fabriktechnik  gewesen 
ist,  die  dem  H.  verderblich  wurde,  sondern 
noch  mehr  die  Konzentration  in  große  Be- 
darfskomplexe. Die  großen  Städte,  das  Heer, 
die  Transportanstalten  usw.  bilden  solche 
Mittelpunkte  eines  Massenbedarfs ,  denen 
das  H.  weder  technisch  noch  wirtschaftlich 
gewachsen  ist,  Bücher  unterscheidet  eine 
fünffache  Veränderung  in  der  neuzeitlichen 
Lage  des  H.  Dasselbe  kann  1.  durch  die 
Großindustrie  gltozlich  verdrängt  werden,  wie 
2.  B.  bei  der  Weberei;  die  Großbetriebe 
greifen  das  H.  in  der  ganzen  Front  an,  und 
der  Verdrängungsprozeß  geht  bald  rascher, 
bald  langsamer  vor  sich.  Der  endgültige 
Erfolg  ist  eine  Verkümmerung  der  Klein- 
betriebe zur  Befriedigung  des  Reparatm^ 
bedarfs.  2.  Es  kann  eine  Schmfilening  der 
Produktion  des  H.,  eine  allmähliche  ,,Blut- 
entziehung"  derart  eintreten,  daß  ein  Teil 
des  H.  in  die  Fabrikbetriebe  dngereiht  \nrd, 
daß  ^zelne  Spezialartikel  überhaupt  nicht 
mehr  band  werl^mäßig  heigestellt  weraen  und 
damit  die  Anfangsstadien  des  Produktions- 
und Veredelungsprozesses  den  Handwerkern 
von  den  Fat»iken  für  Halbfaibrikate  abge- 
nommen werden.  Anfänglich  mag  diese 
Arbeitsteilung  dem  H.  als  eine  technisdie 
Erleichterung  erscheinen,  aber  bald  empfinden 
sie  die  ökonomischen  Konsequenzen ,  die 
darin  liegen,  daß  ihnen  der  vorteilhafte  Ein- 
kauf von  Rohmaterialien  direkt  von  dem  Pro- 
duzenten verloren  geht.  3.  Im  Interesse 
einer  guten,  durch  die  Gesetzgebung  kaum 
zu  ändernden,  auch  für  die  betroffenen  H.  vor- 
teilhaften Oekonomie  engagieren  die  Fabrik- 
unternehmun^n,  aber  auch  Öffentliche  Insti- 
tute, wie  die  Post,  die  Eisenbahn,  eine  Reihe 
von  Handwerkern  als  ständige,  aber  imselb- 
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itiodige  Arbeiter  in  ihren  "Werkstätten  und 
i:Ji*>dem  damit  das  H.  in  den  Großbetrieb 
'.la.  Jede  Maschinenfabrik  bat  ihre  Modell- 
j^äreiner,  die  größeren  Bierbrauereien  ihre 
Böttcher.  Bei  diesem  Aufsaiigungsprozeß 
t«-rliert  das  II.  seine  kaufkräftigsten  Kunden, 
t  roeinbringUch  sind  die  Verluste  dra  H. 
•Inrdi  die  Bedarfsverschiebung.  Durch  die 
3Ii)de,  durch  technische  Umwälzungen,  durch 
Af^derungen  des  Reiseverkehrs  usw.  hat  der 
EoQSum  gewisser  Artikel  abgenonuneu  oder 
jänzlich  aufgehört.  Man  denke  nur  an  den 
Lmtlafi  der  TransportTerhältnisse  auf 
Kürschner  und  Sattler.  5.  Besonders  ge- 
ähriich  für  das  H.  ist  endlich  seine  zu- 
m>hmende  Abhängigkeit  vom  HaadeL  Die 
bohen  Kietpteise  fflr  Verkaufsstellen,  die 
tfTOBe  und  Anforderungen  des  Publikums, 
fertige  Oegenstände  nach  Auswahl  kaufen 
III  dürfen,  und  die  Einheitlichkeit  der  Be- 
•iQrhii&se  und  des  Geschmacks  bringen  es 
mit  sich,  daß  das  Produkt  nicht  vom  Pro- 
<luzeDten,  sondern  vom  Händler  abgenommen 
virä.  Öeno^naehaftliche  Ver^ufsstellen 
tvfutm  our  da  Abhilfe  schaffen,  wo  auf 
Vtnat  gearbeitet  werden  kann.  Selbst  auf 
«It  in  Gebiete  des  Eunst^werbes  zeigt  sich 
•lif  kapitalistische  Groflmduatrie  überlegen. 
Anch  die  Kleinkraftmaschinen,  die  den  tech- 
iiu*chea  Prozefl  in  der  haodwerksm&Bigen  Be- 
tnebsstelle  Tetbesserten,  bringen  hier  keine 
lleÜuDg.  Ans  dieser  Abnftngigkeit  des  Hand- 
v<irken  vom  Handel  hat  sich  Tielfeich  das 
vhwitzsystem  in  der  modernen  Hausindnstrie 
<:otvickeJt.  Nur  da,  wo  die  H.produkte  den 
lukalen  Verhältnissen  und  den  individuellen 
B*><lilrf Dissen  angepaßt  werden  mOssen,  kann 
-:*^*h  das  H.  noch  halten,  aber  auch  da  nur 
III  kleinkapitalistischer  Unternehmungsform. 

Dieser  Komplex  von  natürlichen,  in  der 
ifK-demea  Entwickelung  begründeten  Er- 
»Jifinungen  erklärt  es,  daß  auf  weiten  Ge- 
Uf<ea  dem  handwerksmäßigeu  Kleinbetrieb 
'ItT  Nälirboden  mehr  und  mehr  entzogen 
» inL  Dieser  Kftckgang  ist  indessen  überall 
•la  keineswegs  zu  konstatieren,  wo  die  ge- 
naanten  Votaussetzungen  nicht  vorhanden 
-ind;  in  den  al^elegenen  Produktions-  imd 

DMuntionsgebieten ,  besonders  auf  dem 
IMaOisa  LAode,  hat  sich  das  H.  als  Betrtebs- 
t^im  durchaus  auf  der  HOhe  seiner  bisherigen 
l>^Ktangsfähigkcit  erhalten,  und  dies  wird 
'«•nussichtlich  anch  noch  in  Zukunft  der 
^'•iJl  «ein.  Mehr  als  die  Hälfte  der  H.meister 
iirtioilen  sich  aber  auf  dem  Lande,  dort  ist 
Uiae  Bedar&konzeatiation,  dort  findet  sich 
ri^'ltnäBi^c  Repuaturarbeit,  und  alle  Eigen- 
t^imhchkeiten  des  H.  kommen  dort  zur 
'"■ftung.  ganntieren  ihm  dort  in  absehbarer 
Z-it  etne  ge^herte  Stellung. 

öleicfaudtige  wirtsdiaftshistorische  Unter- 
•i-hungea  haben  übrigens  bewiesen,  daß  die 
ilatten  des  bcatigcn  ^ud  werkermittelBtandes 


insofern  stark  übertrieben  sind,  als  es  dem  H. 
vorEinführung  der  Gewerbefreiheit  im  17.  und 
18.  Jahrh.  kaum  besser  gegangen  ist  als  gegen- 
wärtig. Auch  damals  war  der  Handwerker 
in  ziemlich  bedrängter  sozialer  Lage.  Ueber 
ein  Uebermaß  von  Einzelmeistern,  über  all- 
seitigen „H.neid",  wurde  bewegliche  Klage 
geführt,  und  von  dem  ,,goidenen  Boden"  des 
H.  war  auch  damals  wenig  zu  verspüren. 
Das  einzige,  was  die  damaligen  Verhältnisse 
auszeichnete,  war  die  verhältnismäßig  große 
Sicherheit,  von  der  Konkurrenz  aus  dem 
Broterwerb  nicht  herausgedrängt  zu  werden,, 
und  ein  gewisser  Schutz  gegen  Verarmung.. 
Es  ist  ziemlich  sicher,  daß  die  "W^erkstatt- 
vorstände,  die  Vorarbeiter  in  den  Großbe- 
trieben und  die  qualifizierten  Fabrikarbeiter,, 
die  vielfach  heute  an  Stelle  der  selbständi^n 
H.meister  getreten  sind,  sich  in  matenell 
besserer  I^ge  als  die  alten  Kleinmeister 
befinden.  Die  M^lichkeit,  daß  aus  den 
Meistern  kleine  und  große  Uoternehmer 
werden,  besonders  da,  wo  die  genügende 
Vorbildung  vorhanden  ist  und  den  ver- 
änderten Bedingungen  der  modernen  Nach- 
frage ßechnuDg  getragen  wird,  ist,  wie  die 
Erfohrung  lehrt,  durchaus  nicht  ausge- 
schlossen. 

Immerhin  befindet  sich  heute  unzweifel- 
haft ein  großer  Teil  des  H.  in  einer  schlei- 
(^enden  Krisia  und  muß  langsam  höheren 
Untemehmungsformea  Platz  machen.  Es 
fragt  sich  nur,  ob  dieser  Entwickelung 
prozeß  durch  die  Geset^bung  aufgehalten 
werden  kann  und  soll.  Es  ist  unbestreitbar, 
daß  sich  hier  mancherlei  zur  Abhilfe  tun 
läßt,  aber  nicht  durch  Zwangsinuungen  und 
Befähigungsnachweis,  die  den  alten  Schlen- 
drian konservieren,  soudem  indem  man  in  den 
Handwerkern  einen  zeitgemäßen  modernen 
Geist  erweckt ,  einen  größeren  genossen- 
schaftlichen Zusammenschluß  anstrebt  und 
sie  kaufmännisch  besser  bildet,  so  daß  sie 
erkennen,  auf  welchem  Wege  verlorene  Ab- 
satzgebiete wieder  zu  erobern ,  andere  zu 
behaupten  und  wieder  andere  neu  zu  ge- 
winnen sind.  Innerhalb  gewisser  Grenzen 
kann  hier  auch  ohne  Gesetzgebung  mancherlei 
geschehen. 

Was  das  gesetzgeberische  Eingreifen  aber 
anbetrifft,  so  haben  die  Erfahrungen,  die 
speziell  Oesterreich  mit  seinem  Verwendungs- 
und Befähigungsnachweis  gemacht  hat,  be- 
wiesen, daß  es  ein  vergebliches  Bemühen 
wäre,  H.,  die  nach  den  heutigen  Produktions- 
verhältnissen nicht  mehr  existenz-  und  aus- 
bUdungsfähig  sind  und  sein  können,  durch 
das  kÜnstUche  Mittel  des  Zunftzwangs  ein 
kümmerliches  Fortfristeu  ihrer  Existenz  zu 
ermöglichen.  Alle  Bearbeiter  der  Erhebungen 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  von  denen  die 
Mehrzahl  an  und  für  sich  vor  einem  radikalen 
Eingreifen  der  Gesetzgebung  grundsätzlich 
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nicht  zurückschrecken,  stehen  der  Zwangs- 
innung  und  dem  Beffthigungsnachweis  kühl 
oder  ablehnend  g^oüber.  In  eatg^nge- 
setzter  Richtung  bewegte  sich  lange  Zeit 
die  H.poIitik  der  Jetzigen  Mehrheitsparteien; 
man  -wird  den  Erfolg  ihrer  Versudie,  die 
EntvickeluDgsgeeetze  der  wirtschaftlichen 
Technik  durch  Geeetzesparagraphea  be- 
kämpfen und  dem  Untergang  geweihte  oder 
in  der  Umbildung  begriffene  UntemehmungB- 
formen  galvanisieren  zu  wollen,  einfach  ab- 
warten müssen.  Die  Gesetzgebung  hat  schon 
gewagtere  Experimente,  als  diese  sind,  ge- 
macht. (Vgl.  auch  Art  ^^hrüngsweBen**.) 

Literatur;  P.  Voigt,  Die  neuer«  dtvUeke  Hand- 
«erkergu^gebung ,  Arch.  /.  $ow.  Qe».,  Bd.  11, 
&  S9/g.  —  aHedttf  Art.  „Ifandwert",  B.  d. 
Sl,  t.  Ävfi.,  Bd.  IV,  S.  1097fy.  —  JTersefbe, 
Der  Befähigunganaehweii,  Jahrb.  f.  Gtt.  u.  Vene., 
Bd.  19.  S.  S19fg.,  51€fy.  —  Sehr.  d.  V.  f. 
Sotialpol.,  Bd.  5S — 61.  —  WXcher,  EnUtekung 
der  Volkswirttehaß,  t.  Auß.,  1898,  S.  167 fg.  — 
Verhandl.  d.  V.  f.  Soxiafyol.  v.  1897.  — 
Schmolter,  Zur  GaehichU  der  deuUchen  Klein- 
gewerbe tm  19.  Jahrh.,  1870,  —  Derselbe.,  Zur 
SoxicU-  und  Gewerbepolitik  der  Gegenwart,  1890. 

—  P.  Voigt,  2>ie  äauptergebniaae  der  neueste» 
deuttehe»  Handverkerstatietik,  Jahrb.  f.  Qea.  «. 
Verw.,  Bd.  tl.  —  Biemter,  Art.  „MUtdttaitdt- 
bewegung",  K  d.  St.,  ».  A*^..  Bd.  V.  8.  81i/g. 

—  Derselbe,  Die  MiUdttand^ewegung  vmd  da* 
Warenhautproblem ,  190S.  —  W.  Kulenumn, 
Da»  Kleingewerbe ,  1895.  —  Orandhe ,  Zu- 
»ammenfattende  Dar»tellung  der  vom  Verein  für 
SoTialpoUHk  veranstalteten  Untertuckungen, 
.Tahrb.  f.  Get.  u.  Verw.,  Bd.  Sl.  —  F.  Stetn- 
berg,  Die  Handwerkerbewegung,  1897.  —  K. 
Braun,  Kür  Gewerbtfreiheit  und  f^vixHgigkeü, 
1860.  —  KaiMl,  Der  Kampf  um  Gewerbertform 
imd  Gewerb^reikeü  in  Bayern,  1879.  —  2%. 
HampleBf  Der  B^ßklgungmae&wei» ,  188t.  — 
BÖUger,  Dat  Programm  tler  Handwerker,  1898. 

—  Derselbe,  für  da»  Handwerk,  1894.  — 
Derselbe ,  Geechichte  und  Kritik  dea  neuen 
Handwerkergetetxet,  1898.  —  Thissen,  Beiträge 
«tr  Geschieht«  det  Handwerke  in  I^eußen,  1901. 

—  Kolb,  Die  Handwerker  nach  den  Forderungen 
der  Gegenwart,  1878.  —  J'.  Keller,  Dat  deutsche 
Sandwerk,  1878.  —  Hitze,  Schutz  dem  Hand- 
werk, 1888.  —  Dannenberg,  Da*  deuUek« 
Sandwerk,  187t.  —  X.  Jfdger,  Die  Band- 
werkerfrage  1887.  —  Droste,  Dia  Handwerker- 
frage,  1884.  —  Botiähofer,  Da*  deutedie  JEMi- 
gewerbe,  1885.  —  Ferrot,  Da*  Handwerk,  seine 
JCeargamisation,  1876.  —  SUMeer,  Zur  Hand- 
werJxjfrage,  1880.  —  G.  Adler,  Ueber  die 
Epochen  der  deutschen  Handwerkerpolitik,  190S. 

—  Qehrig  und  SeheUen,  Der  Handwerker, 
190£.  —  Fleischmann,  Innungsleilfaden,  1901. 

—  Scheven,  Die  LehrwerkiläUe,  1894.  —  »Der 
Sandwerker"  (später  „Deutsehe  Bandwerker* 
seHung"),  Organ  d.  Zeniralaussch.  d.  ver.  In- 
mmgmnrbände.  —  „Allgemeine  Band- 
werkerseitung"  früher  „AUgtmedie»  Qe- 
wmMlatt^'),  Oi^n  de*  aU^meinen  deutsdun 
Bandwa^eerbundet.  Btermer. 


Handwerkerrersichemiig. 

Die  Bestrebnngren  der  selbständigen  Hand- 
werker, in  die  bestebeade  deatsche  Arbeiterrer- 
sicbemng  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  I  S.  lOOfg.) 
einbezogen,  insbesonder«  der  obUgatoriscben 
Invaliden-  nnd  Altenversichenins:  natereteUt 
zu  werden ,  pflegt  man  mit  dem  Sehlag- 
wort H.  zn  bezeicbnen.  Zuerst  gefordert 
wurde  diese  aaf  dem  3.  deutschen  Handwerker- 
tog  im  Jahre  1902.  Von  der  arsprtlDgUcbeD 
Forderon^,  eine  zwangsweise  H.  zn  verlangen, 
ist  man  inzwischen  abgekommen.  Auf  dem 
6.  dentseben  Handwerker-  und  Gewerbekammer- 
tag, welcher  1906  in  CSln  stattfanden  bat. 
ist  besddossen  worden,  dafür  eiumtr^en.  daß 
den  selbst&ndi^n  Handwerkern  in  ^Oerem 
Umfange  als  bisher  die  Hi^cbkeit  einer  frei- 
willigen Invaliden venicberunj^  gegeben  werde, 
voraebmlich  soll  dahin  gewirkt  werden,  die 
Weiterversicherang  für  die  Handwerker  dadurch 
nutzbarer  zn  gestslten,  daß  mehrere  Lohnklassen, 
mindestens  aber  eine  von  2000—3000  H.  einge- 
führt wird.  Auch  soll  eine  Umfrage  stattfinden, 
um  das  Bedürfnis  für  die  freiwilbge  H.  festzu- 
stellen. Von  Theoretikem  bat  insbestnidere 
Professor  Adler  in  Kiel  die  Forderang  einer 
zwangswdsen  H.  wiederholt  vertretm. 

Alfita  Hane*. 


Handwerkskammern 

s.  Gewerbekammern.  Bd.  I,  S.  10jj4fg. 
und  Handwerk  sub  II,  2  oben  S.  6r>fg. 


Hanf  8.  Leinenindustrie. 


Haitso. 

1.  Charakter  der  H.  2.  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  H.   3.  Untergang  der  H. 

1.  Charakter  der  H.  Als  H.  bezeichnet 
der  übliche  Sprachgebrauch  eine  vom  13.  bis 
ins  17.  Jahrh.  Destehende  Vereinigung  nieder- 
deutscher Küsten-  imd  BinnenstSdte ,  zu- 
sammengetreten zum  gemeinsamen  Sdiutze 
ihres  Handels.  Lübeck,  Bremen,  Hambu^ 
führen  noch  heute  offiziell  den  Titel  .,freie 
Reiche-  und  H.8tädte"  und  bewahrten  über 
den  Bestand  des  alten  hansischen  Bundes 
hinaus  einen  gewissen  gemeinsamen  Besitz, 
der  erst  mit  der  Veräußerung  des  ^tahl- 
hofes"  in  London  (1853)  und  des  „Ebusee 
der  Osterlin^  in  Antwexpoi  (18^)  ver- 
schwand. Die  H.  des  Mittelalters  hat  einen 
doppelten  Ausfnngronnkt:  dieVerdnigungen 
der  deutschen  Kaufleate  in  Städten  des  Aus- 
landes und  das  Büudniswesen  der  dentschen 
Städte.  Auf  Gotland  (Wisby),  in  Nowgorod, 
Ix}nd(Hi  und  Brfigge  entstanden  meder- 
lassungen  des  deuted^n  Kaufmanns,  welche 
Angeh&ige  der  vetschiedensten  deutschen 
Städte  in  sich  vereinigten.  Sie  stützten  sich 
zuerst  auf  Verträge,  die  der  Kaiser,  der 
Hwz(^  von  Sachsen  für  sie  mit  auswärtigen 
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MSchtea  schlössen.  Dann  übernahmen  die 
heimischen  Stfidte  den  Schutz.  Jene  Nieder- 
lassungen sind  lastitutioneD,  die  einerseits 
von  der  Gesamtheit  der  Städte,  aus  denen 
die  Kaufleute  stammen,  mehr  oder  weniger 
abhängen,  andererseits  ein  Band  bilden,  das 
diese  StAdte  zu  einer  Einheit  zusammenfaßt, 
indem  es  ihnen  in  dem  gleichartigen  Inter- 
esse ihrer  Eaufleute  im  Auslände  einen 
Mittelpunkt  gemeinsamer  Politik  gibt  Dar- 
neben bestanden  mannigfache  Einnngen 
zwischen  StSdten  einer  Landschaft  oder 
einzelnen,  einander  benachbarten  Orten.  Am 
wichtigsten  wurde  die  der  wendischen  Städte 
und  der  Zusammenhang  Lübecl»  mit  Ham- 
burg. Jene  übernahmen,  um  ihren  Vorort 
Lübeck  geschart,  die  Führung  des  ^zen 
Bundes  und  verfoditen  die  mit  ihren  eigenen 
Interessen  ziemHoh  identischen  des  deutschen 
Kaufmanns, wenn  es n5tig,auch mit denWaffen. 
Eine  ei^ntliche  Ver^ssung  hat  der  hansische 
Bund  nicht  gehabt  Die  Yorortscfaaft  Lübecks 
war  tatsächücher  Natur.  Der  Ausdruck  ,3-^' 
kommt,  innerhalb  der  hier  in  Betracht  zu 
ziehenden  Verhältnisse,  bis  zum  Ende  des 
13.  Jahrh.  nur  in  England  vor  als  Bezeich* 
nnng  fflr  eine  Genossenschaft  von  deutschen 
KaaDeuten.  Für  die  Gesamtheit  der  Städte 
wird  er  exet  om  die  Mitte  des  14.  Jahrh. 
gebrandit  Die  Existenz  des  Bundes  läßt 
sich  etwa  von  der  Bütte  des  13.  Jahrii.  da- 
tieren. Mit^eder  haben  gewechselt 
Die  dnrdi  die  Cölner  Konföderation  von 
1367  geschaffene  festere  Organisation  war 
nur  für  eine  Beihe  von  Jahren  bestimmt 
Der  gegen  Ende  des  15.  Jahrh.  unternommene 
Versuch,  durch  eine  Matrikel  eine  gewisse 
Beitragspflicht  für  alle  Mitglieder  zu  konsti- 
tuieren, ist  nicht  vollständig  durchgeführt 
w^orden. 

2.  Die  wirtschaftliche  Bedentnn^  der 

U.  Die  Hanseaten  haben  (wenigstens  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  14.  Jfuirh.)  den  fast  voll- 
ittändigen  Besitz  des  Ostseehandels,  d.  h.  des 
Austausclies  auf  der  großen  Linie  Flandem- 
ßufiland,  gehabt,  sind  wesentlich  die  Ver- 
mittler des  Handels  in  Wolle  und  Tuch, 
Salz  und  Wein,  der  zwischen  England  einer- 
seits, Flandern  und  Westfruikreich  anderer- 
seits unterhalten  wurde,  gewesen,  haben  aus 
dem  lebhaften  Holz-  und  Getreidehandel, 
der  seit  alter  Zeit  Preußen  mit  England  in 
besondere  Verlnndung  setzte,  im  Laufe  des 
Ih.  Jahrh.  die  Engländer  in  großem  üm^g 
Tcrdrängt,  haben  den  einträglichen  Herings- 
faog  im  südlichen  Sunde  vor  Skan^  und 
Falsterbo  und  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  gewinnbringenden  Austausch  aller 
Arten  von  Rohprodukten  und  gewerblichen 
Eneognissen,  «>en80  den  gesamten  Ertrag 
der  reichen  norw^;ischen  Fischerei  aus- 
fichliefllidi  in  ihre  £nd  gebracht,  aiuih  noch 
in  zahlreichen  Verkehnzvdgen   vim  ge- 


ringei-er  Bedeutung  den  norddeutschen  Markt 
beherrscht  oder  wesentlich  beeinflußt  Diese 
Stellimg  haben  sie  erreicht  zunächst  ver- 
möge der  günstigen  Verkehrslage  des  Kerns 
der  hansischen  Städte  im  südwestlichen 
Winkel  der  Ostseegeslade,  dem  besondere 
Bedeutung  in  einer  Zeit  zukam,  in  welcher 
man  die  Fahrt  durch  die  schwierigen  Ge- 
wässer zwischen  Ost-  und  Nordsee  weniger 
gern  antrat  Der  Handelsweg  Trave-Nieder- 
elbe  hat  aiich  noch  bis  tief  ins  16.  Jahrh., 
obgleich  der  Seeweg  mehr  und  mehr  in  Auf- 
nahme gekommen  war,  große  Wichtigkeit 
behalten.  Andere  Umstände,  die  jenen 
Städten  zu  statten  kamen,  waren  die  Er- 
giebigkeit der  damals  sehr  geschätzten  Lüne- 
burger Salinen  und  mehr  noch  die  Tatsache, 
daß  der  Hering  damals  die  Ostsee  bevorzugte. 
Diese  geographischen  und  wirt6chaftli<£en 
Voraussetzungen  erklären  aljer  keineswegs 
allein  die  günstige  Stellung  der  H.  Mit 
einem  Netze  von  \  erträgen  hat  sie  im  Laufe 
des  14.  und  15.  Jahrh.  die  weiten  Gebiete 
von  der  pyrenäischen  Halbinsel  bis  zum 
finnischen  Meerbusen  überzogen,  die  sämtlich 
bezwecken,  dem  deutschen  Kaufmann  für 
friedlichen  und  gewinnbrin^nden  Verkehr 
die  Bahnen  zu  Offnen  (es  wird  z.  B.  Hmb- 
setzung  oder  gar  Erlaß  des  Zolles,  i^laubnis 
des  Kleinhandels,  der  sonst  nur  den  Landes- 
eingeborenen zustand,  usw.  ^währt).  Auf 
diesem  Wege  hat  sie  es  in  einzelnen  Bltleu 
dahin  gebracht,  daß  der  hansische  Kaubnann 
im  Auslande  ^Bere  Rechte  genoß  als  der 
einheimische,  in  den  meisten,  daß  er  bevor* 
zugt  war  vor  allen  anderen  Fremden.  Die 
H.  erlangte  so  einen  tinbedingten  Vorrang 
im  Verkehr  der  nordeuro^ischen  Gewässer; 
die  Ostsee  wurde  in  größerer  Reise  eigent- 
lich nur  noch  von  ihren  Schiffen  durchfurcht 
3.  Untergang  der  H.  Wie  der  H.bund 
von  jeher  lose  gefügt  war,  so  ist  er  auch 
nie  formell  aufgehoben  worden.  Die  letzte 
von  mehr  als  den  heutigen  drei  H.stä(lten 
besandte  Talfahrt  fand  1669  statt.  Der 
Untergang  wird  jedoch  schon  vom  Anfang 
des  17.  Jahrh.  an  zu  rechnen  sein.  Seine 
Gründe  liegen  in  erster  Linie  auf  politischem 
Gebiet  In  Deutschland  schnitt  die  wachsende 
Macht  der  Landesherren,  die  der  H.  wegen 
der  Selbständigkeit  ihrer  Glieder  mißgünstig 
gegenüberstanden ,  einen  erheblichen  Teil 
derselben  dem  Bunde  ab  (seit  dem  15.  Jahrh.). 
In  Engluid  und  den  skandinavischen  Reichen 
rafften  sich  die  R^erongen,  die  im  Mittel- 
alter froh  gew»en  waren,  die  H.  dmrch  jene 
Verträge  zu  gewinnen,  jetzt  auf,  nahmen 
sich  der  Handelsinteressen  des  eigenen 
Volkes  an,  beseitigten  die  Vorrecht©  der  H., 
führten  auch  sonst  empfindliche  Schläge 
gegeq  sie.  Die  Holländer,  die  schon  sdt 
15.  JahrtL  in  steigendem  Maße  un* 
bequeme  Konkurrenten    gewesen  waren, 
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drängten  seit  ihrer  Erhebung,  in  der  zweiten 
H^fte  des  16.  Jahrh.,  den  deutsc^n  Kauf- 
mann vollends  zurück.  Demg^nüber  hatte 
68  der  H.  an  politiu^er  Macht,  ihre  Stellung 
aufrecht  zu  erhalten,  gefehlt.  Das  Deutsche 
Beich  nahm  sich  der  kaufmännischen  Inteiv 
essen  so  gut  wie  gar  nicht,  die  deutschen 
Landesherren  in  zu  engen  Grenzen  an.  Die 
Entdeckung  Amerikas  und  die  des  Seeweges 
nach  f)ßtindien  haben  bei  dem  Untergang 
der  H.  nicht  die  Bedeutung  gehabt,  die  iiinen 
vielfach  zugeschrieben  worden  ist 

Literatur:  SartoriUH-lAippenberg ,  Vrhind- 
liehe  Getehichte  äet  Urtprunt/s  der  deuUehen 
Hanse,  t  Bde.,  Hamburg  1830.  —  G.  Walix, 
Lübeck  unter  Jürgen  WuUenwewer  und  die  eur<i- 
päiseke  Politik,  3  Bde.,  Berlin  1866—56.  —  K. 
Koppmann,  Die  Setette  der  Hanteiage  ron 
1SB6—H30,  8  Bde.,  Leipzig  1870—9?.  —  G. 
Prhr.  V.  d.  Bopp,  Deagl.  von  14SI — 76,  7  Bde., 
tbenda  1876— 9S.  —  IK  Schäfer,  Detgl.  von 
3477—1530,  Bd.  Ifg.  (noch  nicht  voUendct),  ebenda 
188l/g.  —  Hansigche  Geichichtsblätter,  ebenda 
1871  fg.  —  Hansiscke  GeachtrhUquellen ,  (mit 
^Nener  Folge')  Bd.  Iff.,  Halle  1875 §.  —  Hanntche» 
L'rkundenbuch ,  herausgegeben  to»  Hühlbaum^ 
A'tinze,  und  iiiein,  Bd.  1,  Halle  lS?6/g.  —  D. 
Schäfer,  Die  Hanietiädle  und  König  Waldemar 
von  Dänemark,  Jena  1879.  —  Jterselbe,  Die  Himee 
und  ihre HandtUpolitik,  Jena  1886.  —  Derselbe, 
Art.  „Hanse",  H.  d.  ü».,  ff.  Aufi.,  Bd.  IV,  S.  IJlS/g. 
—  E,  B,  ItaeneU,  Die  Kölner  Kon/Sderation  vom 
Jahre  1867  und  die  »chonisehen  Pfandschaften, 
Leipzig  1894.  —  R.  Ehrenberg,  ffambtirg  und 
England  im  Zeitalter  der  KUniffin  Elisabeth, 
Jena  1896;  vgl.  dazu  Mählbaum ,  Hansische 
GeschichUblätler,  Jahrg.  1895,  Ü.  lS3fg.  —  E.  R. 
Vaenetl,  Geschichte  der  deutschen  Hanse  in  der 
zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrh.,  Lriptig  1898.  — 
W.  Stetn,  Beiträge  zur  Geschichte  der  deutsche 
Hanse  bis  um  die  Mitte  de»  IS.  Jahrh.  (eine 
knappe  DarMteUung  der  Grundzüge  der  hansischen 
Entwtekdung) ,  Gießen  1900.  —  D,  Schäfer, 
Die  HanMe  (illustriert),  Bielefeld  und  Leipzig 
190S.  —  Keulen,  Hansische  HandelsgeseÜ- 
»chaften,  Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  u.  Wirt- 
schaftsgeschichU,  Jahrg.  1906.  —  E  It.  Vaeneil, 
Die  Blütezeit  der  deutschen  Hanse  (Hämische 
Getchiehle  ron  der  zveiten  Hälfte  des  14.  bis 
zttm  leUten  Viertel  des  15.  Jahrh.),  S  Bde., 
Berlin  1906.  —  Vgl.  auch  die  Artt.  „Fremden- 
recht'  oben  Bd.  I,  S.  90Sfg.  und  „Faktoreien", 
ebenda  S.  809.  O.  r.  Belour. 


Hanbergswirticliaft. 

Die  H.  ist  ein  Wechsel  von  Feld- 
bau und  Waldbau  auf  den  nämlichen 
Flächen;  sie  führt  daher  auch  den  Namen 
Waldfeldwirtschaft.  Sie  kommt  be- 
sonders in  solchen  Gegenden  vor,  wo  das 
zum  dauernden  Äcker&u  geeignete  Land 
nur  in  geringem  Umfange  vertreten  ist  und 
wo  man  daher  die  ihrer  Natur  nach  eigent- 
lich zum  Waldbau  bestimmte  Fläche  nach  | 
dem  Abhieb  des  Holzes  auf  ein  oder  ein  | 


pur  Jahre  mit  Feldgewächsen,  besonders 
mit  Getreide  zur  Deckung  des  eigenen  Be- 
darfs an  KOmem  luid  Stroh,  beeilt  Im 
Deutschen  Beiche  findet  sich  die  H.  nament- 
lidi  in  den  westfälischen  Kreisen  Si^n, 
Olpe  und  Wittgenstein,  in  dem  hessischen 
und  badischen  Odenwald  und  im 
badiscfaen  Schwarzwald.  Man  nimmt 
an,  daß  sie  in  Westfalen  auf  ca.  50000  ha, 
in  Hessen  auf  20O00  ha  und  in  Baden  auf 
CO  000  ha  sich  erstreckt.  Auch  im  nörd- 
lichen Frankreich  sowie  in  einzelnen  Teilen 
Belgiens  und  der  Schweiz  wird  die  H.  geübt. 

Die  Bezeichnung  H.  findet  sich  nur  im 
Siegenschen  und  in  der  Nachbarscliaf t ; 
anderwärts  heißt  sie  H  a  c  k  w  a  1  d  -  oder 
Röderwald-  oder  Reutf  eldwirt- 
schaft;  die  ihr  unter\\'orfeneu  Flächen 
führen  örtlich  sehr  verschiedene  Namen: 
Hauberge,  Reuteland,  Reutfeld,  Reutberg, 
Rottlana,  Röderland.  Hackwald,  Hackland, 
Sclüffelland.  Waldfeld. 

Auch  die  Ausübung  der  H.  ist  in  den 
einzelnen  Gegenden  eine  mannigfach  ab- 
weichende. Im  allgemeinen  gestaltet  sie 
sich  folgendermaßen.  Die  ihr  unterworfenen 
Flächen,  die  meist  eine  sehr  abhängige  Lage 
und  einen  steinigen  Boden  haben,  werdeu 
zunächst  zur  Holzzucht  benutzt,  und  zwar 
zum  Niederwaldbetrieb.  Jm  Si^nschen 
und  Odenwald  tragen  die  Haubei^  gewöhn- 
lich Eichen scliälwald  mit  16— ISjährlger 
Umtriebszeit.  Auch  bei  anderer  Benutzung 
pflegt  der  Holzbestand  nach  16—20  Jalireu 
abgetrieben  zu  werden.  Es  kommt  aller- 
dings die  H.  auch  in  Verbindung  mit  Mittel- 
wald- und  Hochwaldbetrieb  vor,  und  dann 
ist  selbstverständlich  die  Umtriebszeit  eine 
viel  längere.  Nadi  dem  Abhieb  des  Holiues, 
also  in  der  Regel  nach  16—20  Jahren,  wird 
die  kahl  gelegte  Fläche  beubdtet,  sei  es 
mit  Handwerk^ugen,  der  Hacke  oder  Haue, 
sei  es  mit  dem  Vniig.  In  muichen  Q^n- 
den  läßt  man  die  WurzdstÖcke  der  abKe- 
hauenen  Bäume  stehen  und  bearbeitet  den 
Boden  nur  an  den  zwischen  ihnen  befind- 
lichen freien  Stellen ;  in  anderen  werden 
die  Wurzelsti5cke  mit  ausgerodet  und  die 
cuize  Fläche  unterli^  der  Bearbeitung. 
Die  Regel  bildet,  daß  man  nur  die  oberste 
Bodennarbe  abschält,  diese  nebst  dem  ab- 
gefallenen Reisig  auf  kleine  Haufen  bringt 
und  letztere  verbrennt  Die  zurückgebliebene 
Asche  wird  dann  gleichmäßig  über  die  ganze 
Fläche  verteilt  und  dient  zur  Düngung.  Die 
H.  stellt  daher  eine  Form  der  Brand  Wirt- 
schaft dar,  von  der  aber  schon  früher  be- 
merkt wurde,  daß  sie  als  kein  besonderes 
Ackerbausystem  zu  betrachten  sei  (s.  Art. 
„Ackerbau  und  Ackerbausvsteme",  sub  5,  e 
oben  Bd.  1  S.  26). 

I  Nachdem  auf  diese  Weise  die  Hauber^ 
I  bearbeitet  und  gedüngt  sind,  werden  sie  etu 
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<»ler  zwei  Jahre  mit  Getreide,  gew&hnlich 
mit  Roggen,  bestellt  Der  durch  die  viel- 
^hhge  Holzktiltur  im  Boden  an^»ammdte 
Bamiis  sovie  die  Asche  der  verkannten 
Hdztdle  geben  fOr  «ne  oder  ein  paar  Ge- 
tmdearten  hinreichende  Nahrung.  Sind  die 
VurzelstOcke  stehen  geblieben,  so  schlagen 

wieder  ans  und  bewirlcen  von  selbst  die 
VnjOsgung  des  Waldes;  sind  ne  ai^erodet 
vonlea.  so  müssen  mit  dem  Boggen  Eicheln 
oder  andere  BanmfrQchte  (Birkea)  gleich- 
witifr  eingesSet  oder  es  mnB  die  Yei^üngung 
<iorih  Pftftnzlinf^  bewirkt  werden.  Eine 
läocOT  als  zweii&hrige  Benutzung  zum  Ge- 
treitieban  ist  seltea  mOglich,  da  sonst  ent- 
wt-Jer  die  Getreide  nicht  mehr  gedeihen 
lUe  jungen  Baumpflanzen  Schaden  leiden 
wünlen.  Nur  bei  Verbindung  der  IL  mit 
Hrichwaldbetrieb,  die  aber  selten  vorkommt, 
pttept  man  die  at^holzten  Flächen  3  oder 
4  Jahre  zur  Erzeugung  von  Feidgewächsen 
zn  benutzen,  dann  aber  außer  R(^gen  auch 
or.-h  Hafer  nnd  EartofTeln  darauf  zu  bauen. 

Bei  20  jähriger  TJmtriebszeit  für  das 
Höh  und  nachfolgendem  Siährigen  Acker- 
Ion  ist  man  mit  mlfe  der  H.  imstande,  den 
11.  Teil  der  ihr  unterworfenen  Fläche,  die 
fjnst  für  flip  Produktion  von  Körnern  und 
Sinih  ganz  verloren  ginge,  hierfür  zu  ver- 
v^aüen.  Dies  ist  für  Gegenden^  die  an 
^iL^:ntlichem  Ackerland  Mangel,  an  absolutem 
H'äzland  Ueberflufi  haben,  von  großer  wirt- 
tf.liaftlicher  Bedeutung.  Für  die  oben  ge- 
Qsouten  G^enden  trifft  solches  in  hohem 
<nade  zu.  Nach  der  Bodenstatistik  vom 
Jahre  IW'fO  kommen  im  ganzen  Deutschen 
Reiche  von  der  Gesamtfläche  48,80  ^/o  auf 
Acker-  und  Oartenland,  26,90  V  auf  Holz- 
laQil.  wogegen  jene  Benrke  nur  etwa  15 
>'i«  IVi  >  an  Ackerland  haben,  der  flbiige 
Tfil  ihm-  Gesamtfläche  aber  weit  üb^ 
wiefKDd  aus  Holzland  besteht 

Im  Siegenschen  und  ebenso  in  dem  an- 
penzendea  Nassau  wird  die  H.  genossen- 
schaftlich betrieben,  und  es  haben  dort 
mJioo  TOD  alters  her  für  die  Haubergsge- 
Dudseiischaften  gewohnheitsmäSige  raer 
spsetxlicbe  Vorschriften  bestanden.  Die 
Bautieige  eines  Distriktes  befinden  sich  im 
Ocfiamteigentum  aller  Mitbesitzer,  von  denen 
Ha-  einen,  Übrigens  verschieden  großen, 
idHIen  Anteil  an  den  Haubergeu  hat  Alle 
Uitagentfimer  zusammen  bilden  die  Hau- 
Icr^genoasenschaft ;  dieselbe  steht  unter 
c^^ählten  Vorstehern,  die  nach  Mafigabe 
'i^  gesetzlichen  Vorschriften  zu  bestimmen 
wie  die  Haubeige  zn  behwdeln  sind 
tinJ  w^che«  Stück  während  jeder  Betriebs- 
{•node  den  einieloea  Genossen  zur  Be- 
Tirtsdiaftung  and  Benutzung  flbenriesen 
«Wien  soll. 

Fär  das  Siegensche  wurde  eine  neue 
BsBbergsonlnung  durch  daa  0.  t.  i7./IlL 


1879  erlassen;  für  das  Herzogtum 
Nassau  bestand  schon  seit  dem  5./IX.  1805 
eine  Verordnung  für  die  Bewirtschaftüng 
der  Haubetge,  deren  fortbestehende  GlUtig- 
keit  durch  die  unter  preufiischer  Herrschaft 
ergangene  Gemeinheitsteilungsordnung  für 
den  Regierungsbezirk  Wiesbaden 
vom  57IV.  1869  ausdrücklich  anerkannt 
wurde.  Für  den  ehemals  nassauisohen 
Dillkreis  und  den  Oberwesterwald- 
kreis erschien  eine  besondere  Haubergs- 
ordnung  am  4./VI.  1884;  eine  ebensolche 
für  den  schon  früher  zu  der  preußischen 
Monarchie  gehörenden  Kreis  Alteukirchen 
am  QJIY.  1890. 

Literatur;  A.  BHl,  Die  Fddhohxucht  in  Belgien, 
England  und  dem  nördlichen  Frankreich,  Frank- 
furt 134s.  —  H.  Achenbach  f  Die  Havherga- 
genotaenachaften  dt»  Siegerlandet,  Bonn  186S.  — 
Bemharüt,  Die  Baubergawirtacha/t  im  Kreiae 
Siegen,  1867.  —  G.  Hanmen,  Agrarhiatoriache 
Abhandlungen,  I884,  Bd.  t,  S.  1—19.  -—  T.  Lorey, 
Handbuch  der  ForattHatentelu^  Tübingen  1887, 
Bd.  1,  S.  XSSfg.  —  von  der  Goltz,  AH. 
,,HmibergawirUehafe',  H,  d.  t.  Aufl.,  Bd.  IV 
(1900),  S.  im  fg.  —  Alex.  JCEutmann,  D^ 
Havhergncirtachafl,  Jena  1905.  —  J.  Petl-y, 
Der  Niedergang  der  Havbergt-  oder  Waldfeld- 
wirtuhaft,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  fifcrt.,  III.  F.,  Bd.  Sl, 
8.  SSPfg. 

Frhr.  von  der  Goltz, 


H&nserstener 

8.  Gebäudesteuer,  Bd.  I,  S.  907 fg. 


Haushalt 

s.  Budget  und  Budgetrecht, 
Bd.  I,  S.  563  fg. 


Haniliaitang. 

1.  Wesen  uid  Begriff.  2.  Wirtschaftliche 
Gnindfragen  der  FnvatrH.  3.  H.8tati8tik. 

t  Wesen  und  Begriff.  JÜe  Fürsoige 
für  das  stetige  Vorhandensein  der  Güter 
zur  Befriedigung  der  Lebensbedürfnisse  zur 
rechten  Zeit  und  in  genügender  Menge  in 
zuträglicher  Beschaffenheit  für  sämtliche 
Glieder  einer  Familie  sowie  für  die  den 
Lebenszwecken  derselben  angemessene  Ver- 
wendung der  beschaffeneu  Güter  nennen  wir 
Haushalten,  und  imter  geordnetem  Haushalt 
verstehen  wir  den  Einklang  der  Einnahme 
mit  den  notwendigen  Ausgaben  für  die 
Lebenszwecke  der  Familie",  so  äußert  sich 
der  Statistiker  E.  Engel  in  seinem  „Bech- 
niuigsbuch  der  Hausfrau".  Es  ist  dies  eine 
—  sehr  eingehende  —  Be^ffsbestimmung 
der  Privat-H.,  aber  es  eigibt  sich  aus  ihr, 
daß  damit  der  volkswirtschaftliche  B^riff 
„H."  noch  keinesw^  erschdpft  ist  Viei- 
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mehr  haben  wir  zunächst  za  unterscheideQ 
zwischen  dem  subjektiven  Begriff  „H/  als 
privatwirtsdiaftlicher  Tätigkeit  und  dem 
äch  erst  ans  dem  Vorhandensein  dieser 
Tfitigkmt  ei^benden  objektiveD  Begriff  einer 
H.  im  Sinne  einer  gwebenen  soziolo^scheo 
Tatsache;.  Bdde  Begriffe  sind  voneinander 
zu  üennen:  die  wirtsduiftltchen  Gtesetze,  die 
z.  B.  Engel,  Schwabe  il  a.  ffir  die  ,^H.**  zu 
ermitteln  versodit  haben,  beziehen  sich  auf 
den  subjektiven  Begriff,  die  H^tatistik  mit 
iluren  Lehren  und  Folgerungen  hat  es  mit 
dem  objektiven  Begriff  zu  tun.  Der  sub- 
jektive ist  der  prim&re ;  die  Tätigkeit  mußte 
erst  vorhanden  sein,  ehe  das  Ei^bnis  der 
wirtschaftlichen  Tatsache  in  die  Erschei- 
nung treten  konnte. 

H.  ist  jetzt  fast  aussclüiefllich  eine  Kate- 
gorie der  Konsumtion,  während  früher  all- 

fjmein  uod  heute  noch  auf  dem  Lande  (s. 
Ücher,  Art.  „Gewerbe"  sub  VI  oben  Bd.  I 
S.  1007)  zur  H.  auch  Froduktiooskategorieen 
geh(^rten.  Jetzt  trifft  für  die  Privat-H.  im 
ganzen  die  Engeische  Definition  zu,  die  nur 
die  Ordnung  der  Koosumtiou  in  zeitlich  und 
äußerlich  beschränktem  Umkreis  mit  einigen 
qualitativen  Erfordernissen  als  H.  anspricht. 
Und  zwar  gilt  dies  im  wesentlichen  ohne 
Rücksicht  auf  die  Gr^Se  der  H.,  ob  diese  mm 
Einzel-,  Familien-,  Anstalta-H.  oder  die  U. 
einer  Hausgenoraenschaft  ist.  Denn  dem 
Wesen  der  H.  als  einer  Konsumtions- 
-Wirtschaft  widerspricht  es  u.  R  keineswegs, 
wenn  Arbeiter  und  Kunden  (z.  B.  Tagelöhner 
in  der  Landwirtsdiaft  oder  PenEdonäre  im 
Logierhaus)  mit  in  den  Rahmen  der  H.  ein- 
beulen werden.  DaB  diese  Personen  an  sich 
zur  Produktion  oder  Einkommensbeschaffung 
äer  betrdTenden  H.  zu  rechnen  dnd,  ent- 
hebt sie  nicht  der  Beteiligung  an  der  Kon- 
sumtionsgemeinschaft, vddie  die  H.  eben 
durstellt ;  freilich  ergeben  sich  manche  Folge- 
rungen im  einzelnen  aus  dieser  Yariante. 

(Auch  der  Staats-  und  öemeindehaushalt 
hat  es  mit  Fragen  der  Konsumtion  zu  tun, 
wenn  auch  naturgemäß  in  begrifflich  er- 
weitertem Haße.) 

Die  H.  ist  die  Grundlage  der  Sozial- 
wirtschf^  da  die  Bedürfnisbefriedigung  der 
erste  wirtschaftliche  Trieb  und  die  Gflter- 
verzehrung  (vgL  das  unter  Uteratur  zitierte 
Buch  von  Hasbach)  als  die  Causa  der  Güter- 
produktion angesehen  werden  darf.  Hieraus 
entspringt  mit  Notwendigkeit  die  hohe  Be- 
deutung einer  guten  und  geordneten  H.  für  die 
Familie  sowohl  wie  für  andere  Wirtschafts- 
subjekte. —  In  der  Arbeitsteilung  der  Ge- 
scmechter  ist  die  aktive  Betätigung  in  der 
H.  vorwiegend  der  Frau  zuge&dlen. 

2.  Wirtschaftliche  Gnindfraeen  der 
PriTat-H.  Engel  hat  in  seiner  Definition 
-bereits  die  Grundlage  einer  guten  und  ge- 


ordneten H.  angedeutet:  der  Einkhmg  der 
Einnahmen  mit  den  notwendi^n  Ausgaben 
für  die  Lebenszwecke.  Besser  vielleicht  wäre 
umgekehrt  zu  sagen:  der  £Unklang  der  Aus- 
gaben mit  den  Bännahmen,  und  zwar  nach 
der  Reihenfolge  der  Notwendigkeit  jener 
(Umlidi  der  „Grenznutzentheorie'*).  Man 
unterscheidet  demgemäß  (Gruber)  „absolute*^ 
und  „relative"  Lebenshaltung,  d.  h.  eine 
solche,  die  sich  im  wesentUchen  nur  nach  den 
Bedürfnissen  (absolute  H.),  von  einer  solchen, 
die  sich  nach  den  zur  Bedflifnisbefriedigung 
ordnungsmäßig  vorhandenen  Mitteln  (relative 
H.)  riditet  Daß  nur  die  relative  H.  die  Grund- 
lage anerkennenswerter  wirtschaftlicher  Ge- 
barung sein  kann,  ist  selbstverständlich.  Eine 
geordnete  H.  erfordert  ein  kluges  Ausnutzen 
kleiner  und  kleinster  Vorteile,  ein  Rechnen 
mit  Pfennigen,  ein  geschicktes,  praktisches 
Oi^nisieren  von  Hausarbeit  und  Material- 
verwendnng,  ein  Behertschen  der  spezifisch 
hauswirtschaftlichen  Tuenden  und  Fähig- 
keiten. Auf  diesen  Gebieten  hat  sich  die 
Frau  als  dem  Manne  flberlegen  gezeigt  — 
sei  es  weil  die  produzierende  Tätigkeit  des 
Mannes  sie  auf  das  freigebliebene  Gebiet 
gedrängt  hat,  sei  es  aus  natürlicher  Anlage  — , 
und  noch  mehr,  die  Frau  hat  eß  verstanden, 
der  zunächst  wirtschaftlichen  Tätigkeit  einen 
bedeutenden  ethischen  Gehalt  zu  geben; 
imd  je  mehr  sie  dies  verniag,  um  so  s^ens- 
reicher  ist  ihre  Tätigkeit  für  die  Volks- 
wirtschaft. Eine  gründliche  Beherrschung 
der  Technik  der  Hauswirtschaft  ist  für  dieses 
Walten  ethischer  Vorzüge  Vorbedingung,  und 
alsEi^änzung  der  mütterlichen  Unterweisung 
—  oder  wo  erforderUch  als  deren  Ersatz  — 
sind  H.8chulen,  Kochschulen  u.  dgl.  von  Be- 
deutung und  Wert.  Yorauagetietzt  wird  dabei, 
daß  die  „J^us&au"  nicht  zur  FVUuikarbeiterin 
geworden  ist;  in  diesem  Falle  hftrt  die  ethische 
Fünktion  ihrer  Hanahaltsffihrung  so  gut  wie 
ganz  auf  und  die  wirtschafüicne  eradi«nt 
hat  nur  nooh  ein  Ringen  mit  dem  Gdd 
und  mit  der  Zeit  Ob  der  V<ff8chlag  von 
Dr.  Schomom  Halbtagsschichten  für  vec^ 
heiratete  Fabrikarbeiterinneneinzuführen,  hier 
eine  wesentliche  Besserung  herbeizuführen 
vermag,  kann  an  dieser  Stelle  ebensowenig 
erörtert  werden  wie  die  anderen  mit  der 
Fabrikarbeit  verheirateter  Frauen  zusammen- 
hängenden Einflüsse  auf  die  Haushaltsfüh- 
rung. Die  ErWerbetätigkeit  der  Frauen  wird 
natCürlich  erleichert,  wenn  ihnen  die  H.  ab- 
genommen wird,  und  deshalb  wird  von  der 
Frauenbewegung  die  Einrichtung  von  H.- 
genossenschaften  (d.  h.  genossenschaftlicher 
Betrieb  von  Küche,  Wäscherei,  Bad,  Ein- 
käufen usw.  für  eine  Reihe  von  FamiUen- 
oder  Einzel-H.)  befürwortet,  eine  Einrichtung, 
die  schon  Fourier  mit  Emphase  empfohlen 
hat  Bemerkenswerte  Versuche  dieser  Art 
sind  hie  mid  da  gemacht  worden;  Lexia 
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berichtet  von  einem  solchen,  den  etwa  40 
ÄvrfesGOTenfiEunilien  in  Dorpat  i.  J.  1875 
unt^nommen,  aber  bald  wieder  aufgegeben 
haben.  Ebenso  hat  die  von  Lily  Braun, 
Ih".  Georg  Stein  u.  a.  i.  J.  1903  voi^ 
schlagene  Unternehmung  trotz  der  Wärme, 
mit  der  der  Plan  Teischiedentlich  verboten 
und  b^Qnstigt  wurde,  w^a  Maogel  an  Mit- 
gliedon  Docu  nicht  in  die  Tat  umgesetzt 
werden  kiteinen.  Hau  wird  die  fOr  eine  Röhe 
TOD  fUlen  gi^benen  OkonoimBchen  und  f Or 
die  fVanenerwerbsarbeit  zweifälos  vorhan- 
denen  Vorteile  der  Haasgenossenschaften 
ToU  anerkennen  und  doch  andrerseits,  was 
den  Gedanken  einer  allgemeinen  und 
prinzipiellen  Einfflhrung  derselben  an- 
langt, doch  dem  Urteil  von  Lexis  sich  an- 
MÜiließen  müssen,  daß  die  eine  Funktion 
der  Hauswirtschaftsgenossenschaften ,  die 
Verbilligung  durch  gemeinsamen  Einkauf, 
durch  Konsumvereine  oder  konsumvereins- 


ahnliche  Einrichtungen  erreicht  wird,  die 
andere  Funktion  aber,  die  teilweise  Emanzi- 
pation der  Frau  von  der  Hausarbeit,  an  den 
mdividualistischen  Bedfirfnisseu  und  Nei- 
gungen des  Menschen  (namentlich  des  Mannes, 
aber  mck  der  Frau)  vorderhand  noch  scheitern 
muß. 

Wichtige  ökonomische  Einzelprobleme  der 

H.  beziehen  sich  auf  die  Frage,  welcher 
Prozentsatz  des  H.budgets  für  die  einzelnen 
Zweige  der  Ausgaben  (Wohnung,  Nahrung, 
E3ddnng,  Bildung,  LuxusbedOiinisse  usw.) 
verwendet  w^en  darf.  Da  diese  Fragen 
im  Art  „Konsumtion^  von  Lexis  erörtert 
werden,  genügt  hier  eine  Verweisung  auf 
diesen  Aufeatz. 

3.  H.Btatlstlk.  Ueber  die  Art,  Zahl  und 
Größe  der  H.  im  Dentschen  Beich  gibt 
folgende  Tabelle  Anfschliiß  (Statist.  Jahrb.  (.  d. 
Deotsche  Reich  1906;  nach  der  Zählnog  vom 

I.  1X11.  19Q0): 


a)  Zahl  und  Art  der  H. 


Zahl  der 

%  d.  Gesamtzahl  d. 

«1 

ä 

Art 

Haas- 
haltnngen 

Personen 

Hans- 
bai tmigen 

Personen 

Anf  1  Ha: 
haltung 
konimer 
Persouei 

„  a  " 
§«  S 
t>S-S 

Hanshaltangen  \  männlich 

272  742 
597  859 

272  742 

597  859 

2,2 

4,9 

0,5 
1.0 

1 
I 

31,3 

68,7 

zusammen 

870601 

870601 

7,1 

».5 

1 

100,0 

PamilienhaoBhaltnugen  (H. 

mit  2  und  mehr  FerBonen) 
Andere  Hanshaltnngen  (An* 

I1308081 
81330 

53  866  405 
163017a 

93,2 
°J 

95,6 

4,8 
20,0 

Hanitlialtnngen  im  ganzen 

13  260013 

56367  178 

100,0 

100,0 

4,6 

b)  Größe  der  H. 


Größenklassen 


Zahl  der  Mitglieder  (Personen) 


überhaupt 

Familien- 
an^- 
hönge 
% 

Dienst- 
boten fär 
häusliche 
Dienste  %' 

Andere 

Per- 
sonen ') 
7. 

3588092 

9S,a 

2,0  1 

2,8 

6  187  036 

92,4 

5,2 

8  17s  400 

91,7 

2,2 

6.1 

8832210 

90,9 

2,3  , 

8  180496 

90.1 

2>3  ' 

7,6 

1 1  449  108 

88,6 

2,3  1 

9,1 

4940957 

?^ 

2.8  ' 

12,8 

2  513  116 

65.3 

5,9  1 

28,8 

53866405 

89,1 

2,5 

8,4 

FuuUenhaiubaltnngen 
mit  2  Personen 
.   3  . 

"   5  " 

•>     6  n 

4   7  and  8  Personen 

„  9  nnd  10 

-  11  md  mehr  „ 


1794046 
3  062  342 

2  043  850 

i  766  442 
1  363  416 

1  (;49  926 
528  582 
199477 


*5,9 

18,1 
15,6 
12,0 

13,7 
4,7 
1.8 


im  ganzen 


II  308081  I  100,0 


*)  Zimmerabmieter,  Schlafg&nger,  Zieh*  und  Pflegekinder,  Gehilfen  und  Dienstboten  für 
gvwerbliebe  Zwecke,  Knechte,  Mägde  usw. 
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Die  Ergebnisse  der  Zählnng  von  1905  Hegen 
zurzeit  für  das  Beich  Doch  nicht  gesammelt 
vor.  Nach  den  vorlftnfigen  Ergebnissen  von  1905 
fürPreoßen  aber  (Gesamtanzahl  1900:  7456683 
H.,  darunter  53875  Anstalten,  1905  :  8094406 
H.,  damnter  50239  Anstalten)  läßt  sich  die 
Stärke  der  H.  vergleichen.  M.  Broesickes 
in  Beiner  Torläafigen  Mitteilnng  der  E^bnisse 
TOB  190&  far  FrenOen  gibt  folgende  Zahlen 
zum  Vergleich:  Auf  1  H.  (bezw.  Anstalt) 
kommen  Personen:  i.  J.  1890  :  4,69,  1895  :  4,67, 
1900  :  4,62,  1905  :  4.61  (hiervon  in  den  Stödten 
4,36,  in  den  Landgemeinden  4,77,  in  den  Gats- 
bezirken  5,47). 

Es  zeigt  dies  also  eine  Abnahme  der  Stärke 
der  H.,  was  vorwiegend  aas  dem  größeren  Zu- 
zug der  Bevölkerung  in  die  Städte  zn  erklären 
sein  dürfte,  wenn  auch  nicht  allein  darans: 
vielmehr  bewirken  die  heutigen  socialen  nnd 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  ein  längeres  Ver- 
veilen  der  Heiratsfähigen  in  Einzelhansbaltangen 
und  eine  Niedrighaltnug  der  Küiderzahl. 

Eine  internationale  vergleichnng  der  abso- 
luten Zahlen  der  H.  ist  nach  Zahn  wegen 
verschiedener  Behandlang  der  eiuzelnlebendeu 
Personen  nicht  gut  möglich.  Die  durchschnitt- 
liche Kopfzahl  der  H.  wird  für  die  hauptsäch- 
lichen Länder  wie  folgt  angegeben: 

Deutsches  fieich  4,64  Schottland  4,59 

Oesterreich  4,75  Irland  5,05 

Frankreich  3,56  Ver.  St.  v.  Am.  4,93 

England  Italien  4.55 

nnd  Wales  4,61  Schweiz  4,66 

Die  mittlere  H.8tärke  liegt  also  Uberall  — 
von  Frankreich  abgesehen  —  cwischen  4  und  5 
Hitgliedem. 

Literatur:  E.  Engel.  Das  Rechnungibuch  der 
Hau^rau  und  d^en  Bedeutung  im  WirUchafU- 
leben  der  AlUion,  .Berlin,  188i.  —  E.  Herr- 
mann, JHe  Famüie  vom  istandpunkte  der  Ge- 
»amtvirUckaß ,  Berlin  1888.  —  L.  V.  &etn, 
Die  Frau  auf  dem  aonalen  Gebiet,  Stuttgart  1880. 

—  C.  Kample«,  Da»  Autgabebudget  der  Privat- 
wiruehaften,  Jena  1888.  —  J.  Gruber,  Die 
Bauskaltung  der  arbeitenden  Klaaten,  Jena  1887. 

—  Lejcis,  Art.  „Haushaltung",  H.  d.  St., 
S.  Auß.,  Bd.  lY,  S.  USGSg-  —  Zahn,  Art. 
„Hauebaltungiftatittik" ,  ebenda  S.  llSOfy.  — 
W.  Hagbach,  Güterversekrung  und  Güterkenor- 
bringung,  Jena  JPOfi.  —  Uly  Braun,  Was  wir 
vollen,  Flvgtchr^  de»  Verein»  för  ffatuwirt' 
eehqfttgenottenschciften  zu  Berlin,  BerUn  I90:ä. 

—  Jf.  Broe»leke,  Voriäufige  Ergebnitte  der 
VollatäMung  vom  l.'XII.  1905  im  Königreich 
Prnfien,  im  amll.  Auftrage  bearbeitet,  Berlin  1906. 

—  Sentemann,  Hauplergebnitse  der  t'olie- 
Zählung  im  DeuUchen  Seiche  tom  I.  XII.  1905, 
.Jahrb.  /.  A'at.  u.  Stat.,  S.  F.,  St.  Bd.,  Beft,  1. 

A.  EMer. 


HaaaierliaiideL 

1.  Bedeutung.  2.  HUtstände.  3.  Die  Zahl 
der  Hausierer  im  Deutschen  Reiche  1895.  4. 
Bechtiicbe  BeRchrftnknngen. 

1.  Bedeatnng.  Im  G^nsatz  zum  mo- 
dernen Handel,  der  in  seinen  Haupt  betriebs- 


I  formen,  dem-  Kontor-  und  dem  Ladenhandel, 
seßhaft  ist,  werden  die  älteren  Formen  des 
Markt-  und  des  H.  im  Umherziehen  b&- 
trieben.  Hinter  den  modernen  Formen 
immer  mehr  zurflcktietend,  behalten  sie  ffir 
den  kleinen  Yerlrahr  doch  immer  eine  ge- 
wisse Bedeutung. 

Der  H.,  der  von  dem  einzeln  umher- 
ziehenden, die  Käufer  aufsuchenden  Händler 
betrieben  wird,  hat  fast  immer  nur  dem 
kleinen  Verkehr  gedient,  aber  in  Zeiten,  in 
denen  alier  Handelsumsatz  gering  war. 
immeriiitt  eine  erheblich  ^Bere  Bedeutung 
gehabt  als  heute.  Wirklich  größeren  Um- 
fang konnte  und  kann  er  naturgeoiäß  nur 
dort  annehmen,  wo  genügende  Sicherheit 
für  den  reisenden  Kaufmann  und  seine  Ware 
vorhanden  ist.  In  den  ganz  dQnn  bevölkerten 
Teilen  des  amerikanischen  Westens  oder 
Südafrikas  ist  der  wandernde  Händler  der 
Träger  des  Verkehrs,  während  bei  uns  im 
Jlittelalter  schon  die  Rücksicht  auf  Sicher- 
heit zur  Zusammendräogung  des  Verkehrs 
auf  Märkten  führte.  Anders  im  Seehandel, 
der,  ursprünglich  durchaus  Wanderhandel, 
dem  Kaufmann  das  Älitführen  größerer 
Warenmengen  erlaubte  und  auf  seinem 
Schilfe  größere  Sicherheit  gewährte.  Hier 
hat  sich  denn  auch  zuerst  ein  etwas  größerer 
Handel  entwickelt,  und  die  wichtigsten  In- 
stitute des  Handelsrechts,  die  Anfänge  der 
Handelsgesellschaft,  die  Vertretung 
Kaufmanns  durch  einen  Handlungsdiener  usw. 
haben  sich  bei  den  umherziehenden  See- 
kaufleuten  entwickelt. 

Der  Handelsbetrieb  im  Umherziehen  ist 
heute  nicht  verschwunden ,  aber  in  die 
Niederungen  des  Verkehrs  zurückgedrängt. 
Ueber  den  Jahrmarktsverkehr  vgl.  Art. 
„Märkte  und  Messen".  Den  Handelsbetrieb 
der  Aufkäufer  von  allerlei  Produkten,  welche 
im  Lande  bei  den  Produzenten  umherziehen, 
begreift  man  unt^  der  Bezeicdmung  H. 
regelmäßig  nicht  mit.  Doch  fällt  er  ver- 
waltungsrechtlich  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen unter  den  B^pnfF  des  Gewerbe- 
betriebes im  Umh^iehetL 

Den  Haufflerhfindlem  verwandt  sind 
Handwerker,  welche  ihre  Leistungen,  nament- 
lieh  für  Beparaturen,  im  Umherziehen  an- 
bieten (Scherenschleifer,  Kesselflicker,  Topf- 
binder, Schirmmacher  usw.). 

Der  H.  hat  zum  Teil  seinen  Ursprung 
darin,  daß  auf  diese  Weise  Absatz  für  die 
eigene  Produktion  gesucht  wird.  Dabei 
kann  es  sich  handeln  um  den  Absatz  einer 
lokal  konzentrierten  Produktion  an  einen 
sehr  zerstreuten  Kundenkreis,  also  um  den 
Absatz  von  Spezialitäten  des  Land-  und 
Oartenbaus  (Meerrettich,  Obstbäume,  Säme- 
reien) oder  um  den  Vertrieb  von  Erzeug- 
nissen des  ländlichen,  namentlich  winter- 
lieben Hausgewerbes  (Korbwaren,  Stroh- 
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H^:tpn.  Rürsteo.  Holzlöffel)  oder  ländlicher 
Hji'i>indiKtrie  (Töpferware ,  Nägel  iisw.). 
iK'-^T  Teil  des  R.  scheint  stark  im  Rück- 
ans  V.I  sein. 

Kin  anderer  Teil  des  H.  liat  Beinen  Ur- 
s  nas  darin,  daß  man  sich  ihm  bei  sod- 
■<t:^m  Mangel  au  Erwerbsgelegenheit  zti- 
».-üiM.  Bestimmte  Gegenden  (wie  das 
K;-  Ijsfeid,  der  Westerwald)  mit  nngünsti^m 
IV'Ihq  und  Klima  entsenden  alljährlich  einen 
züiizf-a  Teil  ihrer  BeTÖikerang  auf  H.  Diese 
Itiri'iler  hausieren  nicht  mit  Erzeugnissen 
•i'T  fiL-eoen  Wirtschaft  und  nicht  bloß  mit 
Krz-'iipni&jen  ihrer  Heimat,  sondern  kaufen 
^-J^-l!näßig  ein  zum  Zwecke  des  Wieder^ 
v  rkaiifs.  Auch  hier  scheint  der  ältere  bo- 
li  i'-  H.  größeren  Stils  im  Hfickgange  zu 
Die  Gegenden,  denen  diese  beiden 
Ar->n  von  Hausierern  entstammen,  decken 
wii  («zeichneuderwetse  ungefähr  mit  den 
G<=Mpten  der  alten  ländlichen  Haurändustiie. 

Neu  hat  sich  daneben  entwickelt,  daß 
•Mujif-Ine  Zweige  der  Groflpioduktion  auf 
*if-ra  Wege  der  Entsendung  von  angestellten 
Haa^if'rem ,  Detailreisenden,  von  Agenten, 
A  -^Ez  siich^  (Kolportagebuehhandel). 

Auf  der  anderen  Seite  finden  wir  in 
Or>lJ>tädten  einen  dfirft^n  Straßenhandel, 
•i*-!  zum  Töl  sonst  mangelnder  Erwerbs- 
jjr.iL'knt  entspringt,  vielfach  mit  Bettel  Hand 
]ti  liand  geht 

Wirtivhaftlich  notwendig  ist  bä  uns  der 
H.  vom  Standpunkte  der  Konsumenten  heute 
rur  niich  da.  wo  die  Bevölkerung  sehr  zer- 
t-tMit  wohnt,  wo  manche  BedÜmiisse  ohne 
ihn  nicht  befriedig  werden  könnten,  wo 
nrt'T  <len  ansässigen  Gewerbetreibenden 
ii>'hT  genQ^nd  Konkurrenz  besteht,  um  den 
Ii)/- Inen  gegen  Uebervorteilung  zu  schützen. 

3!.  HilitstäDde.  Der  H.  kann  durch  seine 
N^Mir.  daß  er  ein  Gewerbebetrieb  im  üra- 
hmiehen  ist,  zu  allerlei  Hißständen  und 
I'-^l^nken  Anlaß  geben.  Zuweilen  ist  er 
it.r  ein  Verwand  fflr  Bettel  und  Vaga- 
t'iit.'leotum.  Es  können  direkt  verbreche- 
r.-*  iif;  Elemente  sich  in  ihm  verbergen.  Er 
Unii  '1er  Hehlerei  dienen.  Ferner  kann  er 
:'ir  rebervorteiJung  der  Käufer  benutzt 
»"M^-n,  namentlich  dann,  wenn  der  Hausierer 
"i'.iit  regelmäßig  dieselbe  Gegend  besucht, 
«j:  aber  hAufig  der  Fall  ist.  Ans  diesen 
'Tflodeo  h^n  immer  gewisse  gewerbe- 
]*^2eiliche  Beschränkungen  des  H.  bestanden. 

£He  lauten  Klagen  Ober  den  H.  eeheo 
*l«  nicht  sowohl  vom  kaufenden  Publikum 
A'v  als  voo  den  uiaässigen  Gewerbetreiben- 
weldie,  doich  die  moderne  Entwicke- 
liiar  de*  Baoddabetriebes  flberiianpt  starker 
ii  ntnurenz  am^esetzt,  sich  dieser  nach 
üfiheo  zu  erwehren  suchen.  Soweit  die 
K'^zini  südi  dagegen  ri<^teten,  daß  den  an- 
Uäodb»!!  von  Betrieben  Konku> 
o*is  gemacht  werde,  weldte  nicht  die 


glichen  Steuerlasten  wie  ue  zu  tragen 
hätten,  waren  sie  berechtigt  und  sind  ab- 
gestellt worden. 

Als  am  Anfang  der  70er  Jahre  als  neue 
Form  des  Wanderhandels  die  Warfderlager 
aufkamen,  wurde  durch  eine  amtliche  Er- 
hebung (30./IV.  1878  dem  Reichstage  mit- 
geteilt) festgestellt,  daß  die  Klagen  über  sie 
nur  teilweise  berechtigt  waren.  Trotzdem 
sind  in  den  meisten  deutschen  Staaten  die 
Wanderlager  und  Wanderauktionen  mit  so 
erheblichen  Steuern  belegt,  daß  sie  sich  sehr 
stark  vermindert  haben.  In  Preußen  (G.  v, 
27./1I.  1880)  war  die  Zahl  der  Wanderlager, 
die  1891/92  noch  907  betragen  hatte,  1904 
585,  die  der  Wauderauktionen  ntu-  6.  Die 
Klagen  werden  aber  fortgesetzt  und  richten 
sich  immer  mehr  gegen  jede  Art  von  Kon- 
kurrenz von  außen  her.  Werden  doch  neuer- 
lich sogar  Ausstellungen  als  Veranstaltungen 
des  Wanderhandels  angegrifTen. 

Was  die  Hauaerer  selbst  betrifft,  so  ist 
die  Behauptung,  daß  ihre  Zahl  sich  neuer- 
dings außOTordentUoh  vermehrt  hätte,  falsch. 
Die  Zahl  der  ansg^benen  Wandeigewerbe- 
Bcheine  hat  ach  im  ganzen  Deutschen  Reich 
von  1884—1889  um  G'/s^/o  vermehrt,  von 
da  bis  1893  etwas  vermindert  Die  Zahl 
wuchs  in  diesen  10  Jatu^n  von  212000  auf 
226000  und  scheint  seither  eher  abzunehmen 
(Preußen  1896:  133495,  1904:  129452). 
Trotzdem  ist  es  der  Agitation  der  lokal- 
protektionistischen  Interessenten  gelungen, 
immer  weitereehende  gesetzUche  Beschrän- 
kungen des  Hausiergewerbes  in  der  deut- 
schen Gesetzgebung  durchzusetzen,  welche 
mit  dem  Schutze  der  Käufer  motiviert  sind. 
Es  ist  1896  sogar  die  Gleichstellung  der 
sog.  Detailreisenden  mit  den  Hausierern 
durchgesetzt  worden.  Die  große  Zunahme 
der  fflr  Handlungsreisende  ausgestellten 
Legitimationskarten  (von  45000  auf  70000 
von  1884 — 1893)  winl  im  wesentlichen  der 
Zunahme  der  Detailreisenden  zugeschrieben. 
Wie  es  in  der  Begründung  zur  Gewerbe- 
ordnungsnovelle von  1896  heißt,  stehe  das 
Detailreisen  nicht  dem  Geschäftsbetriebe  der 
anderen  Handlungsreisenden,  sondern  dem 
Hausierbetriebe  nahe,  da  dort  wie  hier 
Waren  unmittelbar  an  die  Konsumenten  ab- 
gesetzt würden.  Es  bestehe  deshalb  kein 
Grund,  die  Detaüreisenden  von  den  gewerbe- 
polizeilichen und  steuerlichen  B^hrän- 
kungen  des  Hausierbetriebes  auszunehmen. 
Doch  hat  sich  die  Zahl  der  ausgeteilten 
L^timationskarten  andauernd  weiter  ver- 
mehrt. 

8.  Die  Zahl  der  Haiuler«r  im  Deutschen 
Belehe  1886.  Bei  der  Bemfucählnng  vom  14./VI. 
188Ö  sind  diejenigen,  welche  ihr  Gewerbe  im 
Umhercidien  betreiben,  besonders  festgestellt 
worden  nnd  swar  zunächst  dif^enigen,  welche 
das  Bauüergewerbe  selbständig  betreiben,  und 
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deren  Begleiter;  außerdem  diejenigen  von  stehen- 
den Gewerbebetrieben  anaeesandten  nnselbstän- 
digen  Hansierer,  welche  ab  solche  in  den  Hans- 
haltnngslisten  angegeben  worden.  £b  sind  im 
ganzen  gezählt  worden  126  885  HaosiereT,  davon 
männlu£  81348  (64«/.).  Es  waren 


männl.  weibl. 

SelbständigeHaamerer  imHanpt- 

bemf  65  767  34  469 

Selbat&ndigeHansiererimNehen- 

beraf  9077  4016 

Deren  Begleiter  6223  6827 

Unselbständige  Hausierer   .  .      371  235 
Von  der  Gesamtzahl  waren  alt 

anter  16  Jahren                        776  505 

16  big  21  Jahre  3  150  i  732 

21  Jahre  nnd  darüber .  ...  77422  43310 

Es  wnrden  gezählt  bei  der  Bernfsabteilnng 

Knnst-  und  Hwdelsgärtnerei,  Tierzucht  9» 

Industrie   5  124 

Handel  und  Verkehr   113520 

Freie  Bemfsarten   8  143 


Auf  1000 Erwerbstätige  kamen  6,11  Hausierer, 
anf  1000  Einwohner  2,46.  Erheblich  unter  dem 
letzteren  Durcfaschoitt  standen  Posen  (0,80),  Ost- 
und  Westprenßen,  beide  Lippe,  erheblich  darttber 
Hohenzollem  (8,83),  Lttbeck,  Sachsen,  Budolatadt, 
Hamburg,  Elsaß-Lothringen,  WQrttembrag,  Stre* 
litz,  Brannschweig  und  Baden. 

4.  ReehtUche  Besehrftiiktuigen.  Bei  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  in  Preußen  war  der 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  keinen  be- 
sonderen Beschränkangen  außer  der  Konzession 
unterworfen  worden.  Aber  schon  1820  nnd  noch 
mehr  1824erfo^D:ten  weitgehendeBeschränkungen. 
Die  deutsche  Gew.-O.  von  1869  enthielt  dagegen 
nnr  einige  polizeiliche  Vorschriften.  Die  Be- 
kämpfung des  H.  durch  die  ansässigen  Gewerbe- 
treibenden fahrte  1883  (l^VII.)  zu  erneuten 
strengeren  Vorscfariftni,  welclw  1896  (7./Vin.) 
abermals  verschärft  sind.  Aneh  das  Sonntags- 
gesetz von  1891  (l./IV.)  kommt  in  Betrügt, 
welches  den  Gewerbebetneb  im  Umfaerziehen  an 
Sonntagen  der  Regel  nach  verbietet. 

DerTTitel  HI  der.  Gew.-O.  stellt  das  Erforder- 
nis eines  Wandergewerbescheines  auf  für  die- 
jenigen, welche  außerhalb  des  Oemeindebezirhes 
ihres  Wohnortes  ohne  Begründung  einer  ge- 
werblichen Niederlassung  nnd  ohne  V(^ängige 
Bestellung  1.  Waren  feilbieten,  2.  Warenbe- 
stellnngen  aufsuchen  oder  Waren  bei  anderen 
Personen  als  bei  Kanfleuten  oder  an  andren 
Orten  als  in  offenen  Verkanftstellen  snm  Wieder- 
verkauf ankaufen,  3.  gewerbliche  Leistangen 
anbieten^  4.  MnsikaoffQhrungen,  Schaustellungen, 
theatralische  Vorstellungen  oder  sonstige  Lust- 
barkeiten, ohne  daß  ein  höheres  Interesse  der 
Kunst  oder  der  Wissenschaft  dabei  obwaltet, 
darbieten. 

Vom  Ankauf  oder  Feilbieten  im  Umherziehen 
sind  eine  immer  größere  Zahl  von  Gegenständen 
ausgeschlossen.  Bemerkenswert  waren  schon 
froher:  geistige  Getränke;  gebrauchte  Kleider, 
Wäsche,  Betten  u.  dgl.;  Gold-  und  SUberwaren, 
Bmcbgold  und  Bruchsilber,  Taschenuhren:  Spiel- 
karten; Wert^piere-  Explosivstoffe;  Waffen; 
leicht  enzündhche  Stoffe,  wie  Petrolenm,  Spiritus; 
Gifte  nnd  Arzneien.  Dazu  kamen  voml./T.  1897  an: 
Bäume,  Sträncher  nnd  Beben;  Futtermittel  und 


Sämereien  (anßer  Gemttse-  und  Blnmensamen) ; 
Schmncksacnen ;  Brillen  und  optische  Instru- 
mente. Was  dann  insbwndere  Druckschriften 
betrifft,  so  sind  vom  H.  solche  ausgeschlossen, 
welche  in  religiUser  oder  sitUicber  Beziehung 
Aergemis  erregen  ikönnen,  welche  mittels  Zu- 
sichenug  von  Prämien  Tertrieben  werden,  und 

STOU  18^  an)  Lieferungswerke.  welche  nicht 
[en  Oesamtineis  anf  je&r  Lieferum^  enthalten. 
Von  den  Dnickscluiften  muß  der  Hausierer  ein 
behördlich  goiehmigtes  Verzeichnis  fuhren. 

Verboten  ist  den  Hausierern  fortan  auch  das 
Feilbieten  gegen  Teilzahlongen,  wenn  der  Ver- 
äußerer sich  bei  Nichterfüllung  der  Zahlunga- 
verpflichtungen  den  Bücktritt  vom  Vertrage  aus- 
bedingt  (Abzahlongsgeschäft). 

Weitere  Beschränkungen  sind  zulässig  im 
Interesse  der  Bekämpfung  von  Viehseueben. 

Gewissen  nnanverlässigen  oder  bedenklichen 
Personen  soll  oder  kann  der  Wandergewerbe- 
schein versagt  werden.  Jenes  z.  B.,  wenn  Her 
Nachsuchende  ein  Landstrdcher  oder  Trunken- 
bold oder  mit  einer  abschreckenden  oder  an- 
steckenden Krankheit  behaftet  oder  innerhalb 
bestimmter  Frist  wegen  bestimmter  Delikte  be- 
straft ist.  Der  Scheiu  soll  der  Regel  nach 
Personen  versagt  werden,  welche  das  25.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben. 

Eines  Wandergewerbescheines  bedarf  nicht, 
wer  selbstmwonnene  oder  rohe  Erceuffniase  der 
Land-  nnd  Forstwirtschaft  u.  dgl.  feUuetet,  wer 
in  der  Umgegend  seines  Wohnortes  selbstvei^ 
fertigte  Waren  feilbietet  usw. 

Einheimische  Haasierer  können  von  der  Ver- 
waltnngiibehörde  nach  Anhören  der  Genieind&> 
behörde  denselben  Beschränkungen  wie  fremde 
Hausierer  unterworfen  werden. 

Wie  schon  erwähnt,  ist  das  „Detail reisen" 
dem  Hausierbetriebe  gleichgestellt  worden  (§  44 
Abs.  3).  Das  Aufsuchen  von  Bestellnngen  auf 
Waren  ohne  Wandergewerbeschein  ohne  ana- 
drQckUcbe  Aufforderung  darf  fortan  nur  bei 
Kanfleuten  in  deren  Geschäftsräumen  oder  bei 
solchen  Personen  geschehen,  in  deren  Geschäfts- 
betriebe Waren  der  angebotenen  Art  Verwendnng 
finden.  Ausgenommen  sind  Bestellnngen  at3 
Druckschriften  und  Bildwerke  nnd  solche  Waren 
oder  Gegenden  oder  Gruppen  von  Gewerbe- 
treibenden, für  welche  der  Bundesrat  Ausnahmen 
znläßt.  Das  ist  geschehen  für  den  Vertrieb 
von  Gold-  nnd  Silberwaren ,  Taschenuhren, 
Bijonterie-  nnd  Schildpattwaren  n.  dgl.  Femer 
für  Wein,  Leinenwaren  und  Wäsche  und  Näh- 
maschinen. 

Eine  vortreffliche  Bestimmni^  ist,  daß  fttr 
Kinder  unter  14  Jahren  das  Feilbieten  auf  öffent- 
lichen Wegen  oder  von  Haus  zu  Hans  mit  ge- 
wissen, durch  die  Ortspolizeibehörde  zu  bewiSi- 
gendeu,  Ausnahmen  verboten  ist. 

Die  Steuern  anf  den  Gewerbebetrieb  im  I'm- 
herziehen  sind  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
meist  in  den  70er  Jahren  neugeordnet,  in  Preußen 
durch  das  Q.  v.  3./Vn.  1876. 

In  Oesterreich  (G.  v.  4./IX.  1802)  sind  dem 
H.  lahlreit^e  Waren  mtzogen,  auch  die  sonstigen 
Bestinunungen  sdir  streng.  Aach  hier  sind 
durch  G.  t.  25./n.  1902  die  Detailrelseuden  den 
Hausierern  gleichgestellt  Dagegen  ist  der  H. 
in  Frankreiä  und  England  nnr  wenigen  Be- 
schränkungen polizeilicher  und  steuerlicher  Natnr 
unterworfen.  So  ist  in  Frankreich  der  Handel 
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nit  Tabak  erboten,  der  mit  SpiritnoMn,  mit 
Oold-  und  Silberwaren  aad  mit  alten  Kleidern 
einer  f^wisieo  Anbicht  unterworfen.  Ein  be- 
sonderer WandeTffewerbescbein  (livret)  i^t  nnr 
fflr  Paris  To^esäirieben.  Ja  Ensfland  mQssen 
dagegen  alle  Hausierer  ein  von  der  Polizei- 
behSrae  ansgestelltes  Certifibat  besitzen.; 

Litentar;  G.  SchmolUr,  Zur  GeachiehU  dtr 
dtutäehtH  Kteinyeverbe ,  S.  iS6 ff.,  1870.  — 
JC  Blockj  ArL  „Colportage",  DieL  de  l'ad- 
mmütration  /ran^aite,  1881.  —  TT.  Lexl»  und 
StUda,  Art.  „  Wondergewerbe",  II.  d.  St.,  f.  Aufl., 
Bd.  VII,S.€Stfy. —  Vntertuehunseniiher dielte 
4t»  JTaut  iererytKerbet  tn  DeuUehland,  in  Oetter- 
rtieK  und  im  Audan^,  Sdir.  ä.  V.  /.  Sorialp., 
Bd.  77— SS.  —  Verkandl.  d.  V.j.  Sotialp.,  ISS», 
SeJayUn,  Bd.  88.  1906.  —  6.  MUeuaeh,  Die 
EinMkränimH^  de»  DetetUreiten»  u»w.,  Jahrh. 
J.  G«.,  Vtrv.  «.  Fottw.,  B.  S7,  S.  947  ff. 

Kart  Rathifen. 


Hausindustrie. 

L  Die  verschiedenea  Formen  der  H.  2.  Die 
La^e  derHansindnstiiellen.  3.  Die  tiesetzgebang. 

1.  Die  verschiedenen  Formen  der  U. 

H.  (Heimarbeit,  Hausmanufaktur,  Industrie 
ä  domicile,  domestic  System)  heißt  das  Ar- 
beitsverhÄltnis  des  Yerlagssystems.  (üeber 
letzteres  vgl.  deo  Art.  „Gewerbe**  sub  Ia  oben 
Bd.  I  S.  1002  fg.)  HaosindustrieUe  sind  dem- 
gänSi&  Arbeiter,  welche  für  einen  Unter- 
nehmer außerhalb  der  Betriebsstätte  des 
letzteren  in  ihren  Wohnungen  mit  der  An- 
fertigung gewerblicher  Erzeugnisse  beschAf- 
tigt  sind. 

Diese  Besch&ftigmig  kann  zu  «genen 
kleinen  Betrieben  ausgestaltet  sein,  wenn 
der  Hausindttstrielle  bezahlte  HOfspOTSonen 
beschäftigt,  and  sie  untraacheidet  sich  dann 
Aufierlich  von  Handwerksbetrieben  desselben 
Gewerfaezweigs  nor  dadmvh,  dafi  der  Haoe- 
industrielle  aeme  AnfbrSge  von  einem  oder 
mehreren  Unternehmern  (Verl^em)  emp- 
Ongt.  vfthrend  der  Handwerker  für  Kon- 
sumenten arbeitet  Bei  denjenigen  H.,  welchen 
in  der  Zät  des  £<»ize68ionssystem8  die  Zunft- 
veffassung  aofeenCtigt  wurde  oder  die  spater 
ans  alten  Handwerken  hervorgegangen  sind, 
sind  sogar  die  Namen  Meister,  Gesellen  und 
Lehrlinge  fiblich  geblieben.  Manchmal  geht 
die  äußere  Selbständigkeit  der  Betriebsin- 
haber  so  weit,  daß  sie  ohne  Auftrag  aus 
cdgeoer  InitiatiTe  Waren  nach  feststehenden 
Trpenproduzieren,  die  sie  Magazingesdiftften 
com  Kauf  wbieten  (z.  B.  MObelschrein^). 
In  der  Mehrzahl  der  fUle  ist  aber  der  Be- 
triebonhaber  nicht  aus  einem  ehemaligen 
Handwerksmeister  herrorg^^gen,  sondern 
er  ist  ein  zum  Zwischenmeister  oder 
Liefermeister  gewordener  Vermittler, 
der  Anftrflge  und  Rohstoff  vom  Verlar 
aDpKngt  and  diese  an  die  eigentlich  aus- 
ttlüeo(un  Arbeiter  weitergibt  SeinTerdienst 


besteht  in  der  Differenz  der  StQcklOhne,  die 
er  emp^gt  und  die  er  sdnen  Hilbkzftften 
zahlt  In  der  en^ti8(^n  Eonfektionondastrie 
hat  sich  aus  diesem  Yerhftltnisse  das  S wea- 
ting-aystem  entwickelt,  bei  dem  sich 
zwischen  dem  Verleger  und  dem  Zwischen- 
meister (sweater)  noch  eine  weitere  Mitteds- 
persoo,  der  Contraotor  (dem  Ferger  oder 
Faktor  der  deutschen  und  schweizerischen 
H.  veigleichbar),  einschiebt.  Der  Zwischen- 
meister bescbSftigt  die  Arbeiter  (Männer, 
Frauen  und  Kinder)  meist  in  seiner  Woh- 
nung; doch  können  letztere  die  Ware  auch 
zu  Hause  anfertigen. 

Man  hat  diese  hausindustriellen  Betriebe 
als  Werkstätten  bezeichnen  wollen,  und 
wenn  man  damit  nicht  die  Vorstellung  eines 
von  der  Wohnung  notwendig  getrennten 
Arbeitsraumes  verbindet,  so  mag  man  sich 
den  Namen  immerhin  gefallen  lassen.  Den 
Werkstätten  entgegengesetzt  sind  dann  die 
vereinzelt  tätigen  Heimarbeiter  (Außen- 
arbeiter), welche  ihre  Aufträge  unmittelbar 
vom  Verleger  empfangen  oder  von  diesem 
doch  nur  durch  die  Aufeichtsinstanz  des 
Faktors  getrennt  sind.  Aber  der  Gegensatz 
ist  doch  kein  scharfer.  Auch  der  Heimar- 
beiter ist  nur  in  verhältnismäßig  seltenen 
Fällen  ein  isolierter  Arbeiter.  Oft  mietet  er 
sich  in  diesen  Fällen  in  der  Werkstätte  eines 
anderen  einen  Arbeitsplatz  und  heißt  dann 
Platzgeselle  oder  Sitzgeselle.  Aber 
in  der  It^el  arbeitet  er  in  seiner  Wohnung, 
und  sein  Arbeitsvertrag  steht  dann  unter  der 
Voraussetzung,  daß  Frau  und  Kinder  ein- 
zelne Teile  des  Arbeitsprozesses  flbemebmen. 
Tatsächlich  bildet  hier  die  Arbeiterfami- 
lie die  Bmdaktionaeinheit,  nicht  die  P«»on 
des  Hdmarbeiters.  VwÄlgt  eine  Emilie 
nicht  über  alle  nötigen  Teiterbeiter,  so  wird 
wohl  mn  fremdes  Weib  oder  Kind  zur  Er- 
gänzung herangezogen.  Das  ArbeiteTertitit- 
nis  gleicht  also  demjenigen,  weldies  öch 
beim  GntstagelGhner  (Insten)  der  nordost- 
deutachen  Landwirtschaft  heransgebildet  hat 
(Mitarbeit  der  Frau  und  des  Scnarwerkers), 
und  seine  Betätigung  weist  gewisse  Merk- 
male eines  eigenen  ,3etriebes*'  auf. 

Sind  danach  die  Unterschiede  zwischen 
hausindustrieller  Werkstätte  und  Heimarbeit 
fließende,  so  hat  doch  die  seitherige  Erörte- 
rung drei  verschiedene  Kat^orieen  von  Haus- 
industriellen heraustreten  lassen:  1.  Zwi- 
schenmeister (verlegte  Eleinraeister),  die 
dem  Verleger  g^nfiber  als  Arbeiter,  ihren 
bezahlten  Gehilfen  g^nfiber  als  Arbdtgeber 
erscheinen ,  2.  hausindustrielle  Ge- 
hilfen, die  zu  den  Zwischemneistem  im 
Arbeitsverhältnis  stehen,  und  3.  Heimar- 
beiter, die  mit  dem  Verl^^r  unmittelbar 
den  Arbeitsvertrag  schließen.  Ob  rechtlich 
Werk-  oder  Dienstvertrag  vorlieft,  ist  wirt- 
schaftlich und  sozial  bram  von  Belang. 
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Bifiweilea  findet  kelns  tod  beiden  statt,  und 
der  Hausindustrielle  tritt  als  kleiner  Unter- 
nehmer auf,  der  im  Besitze  sämtUcher  Pro- 
duktionsmittel auf  eigene  Rechnung  und  Ge- 
Waren  erzeugt,  die  im  Hausiervertrieb 
oder  durch  Magazine  ihren  Absatz  suchen. 
Man  hat  dies  als  ,^ufsystem"  im  Gegensätze 
zum  „tx)hn8y8tem'*  bezeichnet ;  aber  es  darf 
nicht  übersehen  werden,  daß  fast  in  allen 
hai^ndustriellen  Geverbezwei^n  einzelne 
Rohstoffe  (,^utateii")  vom  Arbeiter  geliefert 
werden  und  im  Lohne  mitvergolten  werden 
müssen. 

Herrschende  Lohnform  ist  der  Stück- 
lohn, in  dffl:  H.  noch  ana8chliefili(te  ids  in 
der  Fabrik.  Auch  die  letztere  besitzt  im 
Gruppeoakkord  Verhältnisse,  die  lebhaft 
an  ose  Zwisdienmeistersystem  erinnern. 
Hfiufig  verbindet  sich  i^brikarbeit  mit  Heim- 
arbeit, bald  in  der  "Weise,  daß  gewisse  Teil- 
arbeiten von  den  Fabrikarbeitern  selbst  nach 
Feierabend  zu  Hause  oder  von  ihren  Frauen 
und  Kindern  verrichtet  werdeo,  bald  so,  daß 
an  hausindustriellen  Produkten  die  Vollen- 
dungsarbeiten in  der  Fabrik  vollzogen  werden. 
Wo  die  H.  Nebenberuf  ist,  tritt  sie  in  Ar- 
beitsvereinigiuig  ebensowohl  mit  andersar- 
tiger Lohnarbeit  als  auch  mit  selbstÄndiger 
kleingewerblicher  oder  kleinbäuerlicher  Er- 
werbstätigkeit. Das  Verhältnis  zum  einzelnen 
Verleger  ist  nicht  notwendig  auf  die  Dauer 
anbiegt  wie  beim  Fabrikarbeiter;  die  Ver- 
pflichtung des  Hausindustriellen  gilt  meist 
nur  für  den  einzelnen  Arbeitsauftrag.  Kün- 
digungsfristen bestehen  nicht ;  nach  jeder 
Ablieferung  kann  das  Verhältnis  formlos  ge- 
löst werden.  Nicht  selten  arbeiten  Haus- 
industrielle abwechselnd  fQr  verschiedene 
Verleger.  Doch  besteht  auf  Seiten  der  letzte- 
ren bei  lebhafter  Arbeitsnachfrage  das  Be- 
streben, die  Hausarbeiter  durch  Vorschüsse 
ilauemd  f estziihalten ,  während  sie  bei 
stockender  Nachfrage  kein  Interesse  haben, 
das  Verhältnis  fortzusetzen. 

2.  Die  Lage  der  HansindnstrielleD. 
Die  Hilflosigkeit  der  Lage,  in  der  sich  die 
meisten  Hausindustri^en  befinden,  ist  durch 
zwei  Umstände  venusacht:  1.  die  Kapital- 
teiluDg  zwischen  Verleger  und  Hau^dustri- 
ellen,  vermOge  deren  in  der  Regel  der  Ver- 
leger nur  mit  umlaufendem  Kapitale  arbeitet, 
während  dem  HausinduBtriellen  mit  der  Hal- 
tung von  Wa>kzeug  und  Arbeitsstätte  der 
größte  Teil  des  Betriebsrisikos  au^eJaden 
ist;  2.  die  Trennung  der  Hausindustri^en 
von  den  Konsumenten  ihrer  Erzeugnisse 
durch  ein  oder  mehrere  komraerzielle  Mittel- 
glieder, die  ihnen  jeden  EinÜuß  auf  Markt 
und  Preis  ihrer  Erzeugnisse  benimmt.  Da- 
zu kommt  in  vielen  Zweigen  der  Hausin- 
dustrie die  Konkurrenz  zwischen  Arbeitern, 
welche  ihren  ganzen  Lebensunterhalt  aus 
dem  Gewerbe  ziehen  müssen,  und  solchen, 


welche  in  ihm  nur  einen  Nebenverdienst 
suchen.  Die  geringe  Stabilität  d^  haus- 
industriellen Arbeitsverhältnisses ,  die  ver^ 
schiedeoe  Lebenslage  der  Arbeiter  und  die 
natürliche  Schwäche  vieler  der  letzteren 
verdammen  den  Hauundustriellen  zur  Iso- 
lierung. Koalitionen  zur  Erzielimg  besserer 
Arbeitsbedingungen,  wie  sie  in  der  Fabrifc- 
industrie  und  selbst  im  Handwerk  leicht 
entstehen,  stoßen  in  der  H.  auf  fa&t  unüber- 
windliche Hindernisse. 

Die  jüngsten  und  die  ältesten  Alters- 
klassen sind  nach  den  Ergebnissen  der  Be- 
rufszählung von  1895  und  <  lea  Ermittelungen 
über  die  Kinderarbeit  von  1898  in  der  \  er- 
lagsindustrie  erheblich  stärker  vertreten  als 
in  den  anderen  gewerUichen  Betriebsformen; 
dazu,  sind  45  *'/d  der  Arbeiter  weiblichen  Oe- 
sdilechts  (in  der  Gesamtindustrie  18  ^/o). 
Das  Jahreseinkommea  der  Arbeiter  schwankt, 
je  nach  der  Regelmäßigkeit  der  Bescliäfti- 
gung,  zwischen  sehr  weiten  Grenzen;  im 
Durchschnitt  erreicht  es  meist  nur  das 
Existenzminimum  und  steht  häufig  unter 
demselben.  Lohndrückerei ,  Abzüge  wegen 
geringfügiger  Ärbeitsfehler,  Entlohnung  mit 
Waren  oder  doch  Zwaug  zu  deren  Ankauf 
beim  Faktor  sind  sehr  verbreitet  Je  tiefer 
die  Löhne  sinken,  um  so  näher  liegt  es, 
durch  ungemessene  Ausdehutmg  der  Arbeits- 
zeit den  Ausfall  wett  zu  machen ;  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  sind  in  der  H.  sehr  häu- 
fige Erscheinungen;  wo  es  sich  um  Saison- 
gewerbe handelt,  bilden  sie  in  den  Zeiten 
voller  Beschäftigung  die  Regel.  Ebenso  oft 
kehrt  die  Ueberanstrengnng  von  Kindern  im 
schulpflichtigen  und  vorschulpflichtigen  Alter 
wieder.  Da  die  Arbeitsiäume  mit  den  Wohn-, 
Schlaf-  und  Kochräumen  zusammenfallen, 
manche  H.  an  sich  gesundheitliche  Gcfaliren 
mit  sich  bringen ,  me  angenügende  Ernäh- 
rung die  Arbiter  wenig  widerstandsfähig 
macht,  so  häufen  sich  die  Schädlichkeiten, 
welche  auf  den  jugendlichen  Organismus 
eindringen.  Kein  Wunder^  daß  schließlich 
die  ganze  Arbeiterklasse  die  Merkmale  kör- 
perlicher und  geistiger  Verkümmerung  auf- 
weist und  daß  ^ironische  Krankheiten  als 
Folgen  von  Ueberarbeitung  und  Unt^mtiäh- 
rung  unter  ihnen  sehr  häufig  auftreten, 
namentlich  die  Tuberkulose. 

Angesichts  dieser  sdiweren  Nachteile, 
welche  das  Arbeitsverhältnis  der  H.  mit  sich 
bringt,  ist  die  Frage  aufgeworfen  und  in 
neiwrer  Zeit  viel  erßrtert  worden,  ob  der 
dezentralisierte  Yerlagsbetrieb  Überhaupt 
noch  volkswirtschaftliche  Berechtigung  habe 
und  ob  derselbe  nicht  allgemein  duräi  den 
zentralisierten  Fabrikbetrieb  ersetzt  werden 
könnte  und  sollte.  Die  technische  MögUclikeit 
ist  wohl  für  die  meisten  iu  Betracht  kommen- 
den Industriezweige  zuzugeben;  auch  wird 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden  können,  daß 
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tlamit  gewisse  geschäftliche  Vorteile,  wie 
grOflere  Güte  uad  GleichmäBigkeit  des  Fabri- 
kats, verbunden  sein  wOrden.  wähieod  an- 
dererseits die  sozialen  Vorzüge  der  Heim- 
arbeit (Fr^eit  des  Arbeiters  in  der  Be- 
stimmung der  Arbeitszeit,  bessere  Kinderer- 
liehung,  geringere  sittliche  Gefahren)  durch 
stetigere  und  besser  gelohnte  Beschäftigung, 
kürzere  Arbettsdaner  und  Fabrikarl]«iter- 
schutz  aufgewogen  w  Orden.  Wahr  ist  auch^ 
daB  inan(£e  der  hierhOT  gehörigen  Export- 
industrieen  sidi  nur  durch  die  HungerlOhne, 
die  sie  den  Arbeitern  vergönnen,  auf  dem 
Weltmarkte  behaupten  und  daB  ein  solches 
Verhältnis  ebensowenig  Schonung  verdient 
wie  die  Fälle,  in  denen  die  Möglichkeit 
hauündustrieUer  Produktion  zur  Umgehung 
d€»-  für  den  Sdiutz  der  Fabrikarbeiter  er- 
lassenen  Gesetze  und  zur  Bekämpfung  von 
Gewerkvereinsbestrebungen  führt. 

Aber  es  darf  doch  auch  nicht  übersehen 
werden,  daß  das  Yerlagssystem  für  den 
üatemefainer  bei  Waren  von  rasch  wechseln- 
der Nachfrage  und  großer  Sortenzahl  Vor- 
züge vor  dem  Fabriksystem  hat,  da  es  ihm 
gestattet,  ohne  stehendes  Kapital  und  mit 
einem  Minimiun  von  Geaeralunkosten  einen 
Betrieb  zu  führen,  der  in  jedem  Augenblick 
ohne  wesentliche  Aufweodung  oder  Einbuße 
beliebig  ausgedehnt,  eingeschränkt  oder  ganz 
eiflgestellt  werden  kann.  Ohne  solche  Vor- 
teile wäre  die  mehrfach  beobachtete  Rück- 
bildimg  von  der  Fabrik  zum  Verl^  ebenso- 
wenig erklärlich  wie  die  noch  in  oeueBter 
Zeit  hervorgetretene  Ausbreitung  der  H.  auf 
weitere  Erwerbsgebiete  in  den  großen 
Städten.  Dazu  kommt,  daß  ein  erheblicher 
Teil  der  Arbeitskräfte,  deren  die  H.  sich  be- 
dient, für  den  Fabrikbetrieb  unverwendbar 
ist.  üeberall,  wo  es  sich  um  bloße  Er- 
gänzungs-  und  Füllarbeit  haudelt,  bei  Haus- 
fernen,  Halbinvaliden,  Alten  und  Gebrech- 
lichen, wie  auch  bei  den  Kleinbauern,  die 
einer  gewerblichen  Nebenbeschäftigung  be- 
dftrfen,  bildet  die  H.  das  einzige  Mittel 
volkswirtschaftlicher  Nutzbarmachung  und 
jnTatwirtschaftlichen  Bestehens.  Solange 
man  nicht  anzugeben  weiß,  wie  diese  „Halb- 
*rb«ter*  anders  beschäftigt  und  ohne  Armen- 
unterstQtzung  am  Leben  erhalten  werden 
Ktlleo,  hat  man  nicht  das  Recht,  extreme 
Forderungen,  wie  die  des  Verbotes  der 
Hämari>eit  für  f^wisse  Gewerbezweige  auf- 
zQSteUen.  Wohl  aber  lohnt  es  sieh,  emst- 
Bcb  xa  erwSgen,  ob  nicht  Maßr^eln  zum 
Schatze  der  Haasindustriellen  möglich  sind, 
die,  ohne  die  Vorteile  der  Veriagsindustrie 
aoboheben,  ihre  Nachteile  wesentlich  zu 
mildern  geeignet  sind. 

8.  Die  Gesetigebiuig.   Früh  hat  der 
Staat  in  die  Verhältnisse  der  H.  regelnd  | 
cüge^^en.    Im  17.  und  18.  Jahrh.  hat. 
mn  m  deutschen  Territorien  öfters  Verleger ; 


und  Heimarbeiter  in  einer  gemeinsamen 
Zunft  vereinigt,  jenen  ein  ausschließhches- 
Recht  auf  die  Arbeit  dieser  zuerkannt,  durch. 
Gewerbereglemente  die  Gleichmäßigkeit  und 
Marktfähigkeit  der  Fabrikate  zu  sidiera  ge- 
sucht, Trucksystem  und  MaterialuDtersclua- 
gung,  Kontraktbruch  und  Abspannung  von 
Arbeitern  bekämpft,  auch  wohl  die  Vertrags- 
bediogimgen  des  Arbeitsverhältnisses  der 
behörali(men  Kontrolle  unterstellt.  Weiter 
gingen  die  schweizerischen  Kantone  Zürich 
und  Basel,  indem  sie  die  Einzelheiten  des 
Arbeitsvertrags  gesetzlich  vorschrieben  imd 
durch  Lohntaxen,  durch  das  Verbot  willkür- 
licher Lohnabzüge,  durch  Beschränkung  des 
Fergwesens,  durch  Untersagung  der  Bezah- 
lung mit  Waren  oder  schlechten  Münzsorten 
die  Hauündustriellen  zu  schützen  strebten. 
Auch  die  Nachteile  der  Kinderarbeit  wurden 
von  ihnen  bereits  erkannt 

DfUiD  folgt  ^n  ganzes  Jahrhundert,  in 
wek^em  sich  der  Staat  seiner  Pflichten 
g^gen  die  Heimarbeit  nirgends  mehr  zu 
ennnera  scheint  Die  alten  Yerlagsindustzieen 
gingen,  zum  Teil  nach  jammerroUem  Todes- 
kampfe, in  den  Fabrikbetrieb  über,  und  man 
mochte  annehmen,  daß  dies  über  kurz  das 
Schicksal  aller  sein  werde.  Als  sich  jedoch 
wider  Erwarten  das  Verlagssystem  nicht 
nur  erhielt,  sondern  auf  weitere  Gewerbe- 
zwei^  ausdehnte  \md  stellenweise  sogar  der 
Fabrik  wieder  Boden  abgewann,  als  zugleich 
eingehende  Spezialuntersuchungen  über  be- 
stimmte H.  weit  schlimmere  Zustände  zu- 
tage brachten,  als  sie  in  den  der  Arbeiter- 
Bchutzgesetzgebuog  unterstellten  Fabriken  je 
beobachtet  worden  waren ,  da  erhob  sich 
immer  dringender  der  Ruf  nach  einer  eigenen 
Heiraarbeiterschutzgesetzgebung. 

Im  Deutschen  Reiche  sind  nach  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  dio 
bei  Hausindustriellen  beschäftigten  Gehilfen 
allen  Bestimmungen  der  Gew.-O.  nnterstellt^ 
welche  für  die  ,,ge werblichen  Arbeiter"  über- 
haupt und  für  die  „Gesellen  und  Gehilfen" 
insbesondere  gelten  (Tit.  VIT,  Abschn.  I  und  II). 
Außerdem  sind  durch  §  154  Abs.  3  die  Be- 
stimmungen über  die  Beschäftigung  von 
Kindern,  jugendHchen  Arbeitern  und  weib- 
lichen Personen  sowie  die  Gewerbeinspek- 
tion (§§  135—139")  auf  hausindustnellfr 
Werkstätten  mit  Motorenbetrieb  und  durch 
kaiserliche  Verordnung  auch  auf  die  Werk- 
stätten der  Kleider-  und  Wäschekonfektion 
ausgedehnt  worden.  Zweifelhaft  ist  die 
Rechtslage  der  isolierten  Heimarbeiter.  Für 
alle  drei  Kategorieen  von  Hausindustriellea 
gelten  gleichmäßig  nur  die  Bestimmungen 
über  die  Lohnzahlung  (§§  119>)  und 
über  die  Verleitung  zum  Arbeitsvertrags- 
bruch (§  125).  Weiter  gehören  Streitigkeiten 
aus  dem  Arbeitsverhältnis  der  Hauändustri- 
eUen  nach  §  4  des  Ges.  vom  29./VIL 
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zur  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte,  so- 
fern die  Beschäftigung  auf  die  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  der  von  den  Arbeitgebern 
<d.  i.  Verlegern)  gelieferten  Bohstoffe  oder 
Halb&brikate  beschrankt  ist  Endlich  trifft; 
das  Einderschutzgesetz  vom  30./nL  1903 
auch  die  Arbeit  der  in  der  H.  bescbftftigteu 
Kinder  und  bietet  die  Möglichkeit,  sie  vor 
Üeberarbeitong  und  BeeintzSchtigung  des 
Schnlunterridits  zu  schützen. 

Dieser  Eingriff  in  das  bis  dahin  für  nn- 
antastlnr  g^uutene  Beidch  ^er  Familie  hat 
cdne  lebhute  Bewegung  ausgelöst  ^  welche 
die  Ansddmnng  der  durch  die  Fabnkgesetze 
grachaffenen  Formen  des  Arbeitersäiutzes 
(Arbeitszeitbeschrftnkung,  Verbot  der  Nacht- 
und  Sonnti^;8arbeit ,  wöchnerinnenschutz, 
Arbeitsordnungen  usw.)  auf  sämtliche  in  der 
H.  beschäftigten  Personen  und  als  Kontroll- 
mittel einen  Begistrierungszwang  für  die 
Heimarbeit  verlangt.  Weiter  wird  nach 
dem  Muster  einigerltantonalen  Ärbeiterinnen- 
schutzgesetze  der  Schweiz  gefordert,  daß 
die  lUitgabe  von  Arbeit  aus  geschützten  Be- 
trieben nach  Hause  verboten,  daß  die  Füh- 
rung von  LohnbOchem  oder  Arbeitazetteln 
den  Verlegern  zur  Pflicht  gemacht,  daß  die 
Heimarbeit  in  Räumen,  welche  gleichzeitig 
ziun  Wohnen  und  Schlafen  dienen,  untersagt 
werde.  Andere  träumen  von  einer  behörd- 
lichen Festsetzung  des  Arbeitsquantums  für 
den  einzelnen  Hausindustriellen  oder  gar 
von  dem  Verbote  der  Heimarbeit  Überhaupt. 

3Ian  beruft  sich  dabei  auf  die  in  Eng- 
land und  einigen  Staaten  der  nordamen- 
kanischen  Union  erlassenen  Bestimmungen, 
die  indessen  fast  allein  die  von  der  H.  be- 
fürchteten  gesundheitlichen  Gefährdungen  des 
kaufenden  Publikums  im  Auge  haben.  Na- 
menUich  aber  bat  die  heimarbeiterfreuud- 
liche  Schut^esetzgebung  der  australischen 
Kolonieen  Victoria  und  Neuseeland  Beifall 
gefunden,  obwohl  sie  unter  ganz  anderen 
tatsädüichen  Voraussetzungen  steht,  als  sie 
«ich  in  den  meisten  eui^^üsdien  Staaten 
&ideiL  Was  von  ihr  nachahmenswert  ist, 
•die  Schaffung  von  Einrichtungen  (gemischten 
Kommis^onen,  Einigungsämtem)  zur  Auf- 
stellung von  Slindestlohntarifen,  hat 
■auch  in  Europa  stellenweise  schon  früher 
in  lokal  konzentrioien  H.zweigen  auf  der 
Grundlage  der  freien  Assoziation  sich  durch- 

fesetzt  (ostschweizerischer  Stickereiverband, 
olinger  Eleineisenindustrie)  und  war  viel- 
leicht wirksamer  und  durchgreifender  in  der 
alten  Ztlricher  imd  Basler  Manufakturgesetz- 
gebung bereits  versucht  worden. 

In  der  Tat  liegt  die  Stelle,  von  der  aus 
man  den  Uebelständen  der  Heimarbeit  allein 
beikommen  kann,  beim  Verlag,  nicht  bei  der 
Hausarbeit  selbst  Alle  polizeihchen  Beschrän- 
kungen, die  man  der  letzteren  zufügen  mag, 
veraen  das  Gnmdübel,  die  Ausbeutung  der 


wirtschaftlich  Schwachen,  nidit  beseitigen. 
Bei  der  Organisation  des  Absatzes  ist  der 
Hebel  einzusetzen.  Mag  man  einen  gesetz- 
lichen Zwang  zur  Aufstellung  von  der  staat- 
lichen Genäunigung  und  Beaa^chtigtug 
unterworfenen  Bfindrätlohntarifea  änfOhrea, 
mag  man  Absatzgenoesenschaften  mit  Sta^ 
hilfe  oder  gnsdezn  staaüiche  VertriehesteUea 
ins  Leben  rufen,  mag  man  die  Minimallohn- 
klausel  bei  Vergebung  Öffentlicher  Arbeiten 
anwenden,  durdi  FOroenmg  der  technischen 
Bildung  die  Qualität  der  haosindaBtriell«! 
Produkte  heben,  immer  wird  ein  den  lo- 
kalen uml  fachlichen  Verhftltmssen  sich,  an- 
schmiegendes kasuistisches  Vorgehen  zur 
dirdrten  Verbesserung  der  ESnkommensver- 
hftltnisse  erforderlich  sein.  Eine  bloße  Heim- 
arbeiterschutzgesetz^ebung  nach  dem  Muster 
der  Fabrikgesetze  hieße  auf  Symptome  los- 
kurieren.  Auf  die  Selbsthilfe  der  Haus- 
industriellen durch  Gründung  von  Gewerk- 
vereinen darf  ebensowenig  gerechnet  werden, 
wie  auf  die  BekSii^fung  der  Heimarbeit 
durch  amerikanische  Konsumentenvereinigun- 
gen oder  auf  ihr  Verschwinden  ba  weiteren 
Eisenbahnbau  zu  rechnen  ist 

Literatur;  Bei  der  ungeheuren  Mm^  mm  Sehriftmtf 
velche  die  Zuttände  in  der  ffmmndtatrie  (mwI 
die  Mittel  ihrer  Reform  behandeln,  iet  ee  unmöy- 
tieh,  hier  ehaelne  a/nxt^hren;  et  mvfi  a^f  eUe 
Zueammensteüungen  von  W.  Somhart,  H.  d. 
St.,  £.  A%ifi..,  Bd.  IV,  S.  imfy.  und  R.  HU- 
brandt,  ArbeiteHnnenwhuts  und  Hnmarbeit 
(190CJ,  S.  SOSfy.  vntrtMm  Verden.  Bücher. 


Hansfleiss.  Hanswerk 

B.  Gewerbe  oben  Bd.  I  S.  1002Eg. 


Hauswirtschaft  s.  Wirtschaft&stufen. 


Hebaamen. 

1.  Deutsche  Gesetzgebung.   2.  Statistischea. 

1.  DentMhe  Geeetnrebiug.  BesQgU^  der 
AuBttbong  der  Oeburtwilfe  nnterseheidet  die 
IL0ew.-O.  zwischen  Personen  männlichen  und 
weiblidien  Geschlechts.  Während  von  erstereii 
nur,  wenn  sie  sich  als  Geburtshelfer  bezeichnen, 
eine  Approbation  erfordert  wird,  bedürfen  H. 
znr  Aoattbong  ihres  Berufs  eines  Präfungszeng- 
nisses  der  nach  der  Landesgesetzgebung  zustän- 
digen Behörde  (§30R.Öew.-0.).  DieAusflbung 
des  H.g6werbe8  ist  also  von  einer  staatlichen 
Oenehmignng  abhängig.  Die  genehmi^nngs- 
loae  Austtbung  des  U^gewerbee  kann  polueiwih 
verhindert  werden  und  wird  auOefdem  mit  Geld- 
strafe bis  900  H»  im  ünTermtoeasfeUe  mit  Haft 
geahndet  (g  14?  Ziff.  1\.  Die  Genehmigung 
darf  nicht  auf  Zeit  erteilt  werden  ^  40),  ist 
jedoch  widermftich.  Der  Widerruf  kann  aus 
den  in  §  63  Abg.  3  B-Oew.-O.  angegebenen 
GrOnden  erfolgen,  anOerdem  aber  ancE  nach  der 
in  Theorie  nnd  Praxis  herrsehendea  Ansicht 
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fOr  den  Fall,  daß  die  nach  Landesrecht  eifor^ 
derlichen  materiellen  Vonranetnuig^eii  der  Oe> 
nehnufirnng  fehlen. 

Die  fi.  ist,  wenn  der  eheliche  Vater  Terhin- 
dert  oder  kein  solcher  vorhanden  iit,  Terpflicbtet, 
von  einer  Qebart,  bei  der  sie  zag:egeD  war,  dem 
zQStindigen  Standesbeamten  Anzeige  zu.  er- 
statten (§  18  EG.  T.  6./n.  1875).  Außerdem 
naß  sie  Uber  die  ihr  kraft  ihres  Gewerbes  an- 
▼eitranten  PriTatgeheimniflSfl  Stillschweigen  be- 
wahrmi.  Zowidenandlnng  wird  anf  Antraig  mit 
Geldstrafe  bis  zn  1000  H.  oder  Gefäng^ii«  bis 
cn  3  Monaten  geahndet  (§  300  AStGB.).  Nach 
§  811  Nr.  7  ZPO.  nnterUegen  die  den  H.  znr 
persönlichen  AnsQbn&g  ihm  Berufs  erforder- 
lichen Gegenstände  sowie  die  ihnen  dienende 
anständige  Kleidniur  nicht  der  Pfändung.  Ge- 
mäO  g  61  Nr.  4  BKO.  haben  des  weiteren  die 
B.  wegen  ihrer  taxm&ßigen  Ansprüche  an  Knr- 
und  niegekosten  ans  dem  leisten  Jahre  vor 
der  Eröffnung  des  Verfahrens  ein  Becht  anf 
Torzugsweise  Befriedigung  aas  der  Konkurs- 
iMHe. 

Da  das  Gewerbe  der  H.  znr  Heilkn&de  ge- 
rechnet wird,  so  ist  dieB.Gew.-O.  nur  insoweit 
anwendbar,  als  de  ausdrückliche  Bestimmungen 
enthält  (g  6  B.Gew.-O.).  Im  übrigen  sind  die 
Vorschriften  der  Landesgesetzgebun^  maßge- 
bend. Von  den  hierher  gebSrigen  Bestimmungen 
der  größeren  Bundesstaaten  sind  insbesondere 
folgende  namhaft  zu  machen:  Preußen  All- 
gemeine Verf.  des  Kultusministers  t.  6./VIII. 
1H83  nebst  Bund-Erl.  t.  29./X.  1896  und  t.  3./X. 
1895,  1.AV.  1899  und  24./U.  1900,  AnweUnne 
für  H.  nur  Verhütane  des  Kindbettflebers  t.  22./xr. 
1888  (Pistor,  S.  829),  Bayern  V.  t.  23./IV. 
1874,  26./VIL  1800,  22.™.  1891,  Sachsen 
Mandat  t.  2./IV,  1818,  V.  t,  13.^1.  1832  und 
g  2  der  V.  T.  22./yi.  1892,  Württemberg 


G.  V.  22./vn.  1836,  V.  t.  aO./K.  1863  irad 
14./XII.  1871. 

Die  landesgesetzlichen  Vorschriften  sind,  wenn 
anch  in  Einzelheiten  verschieden,  doch  in  den 
Hauptpunkten  gleichartig.  Das  erforderliche 
PrOfungszeugnis  wird  meist  nach  erfolgreicher 
Teilnahme  an  dem  Lehrkursns  einer  HJehr- 
anstalt  erteilt.  Die  Bewerberin  maß  körperlich 
und  gdstig  gesund,  von  gatem  Rufe  und  sa- 
verlaüig  sein.  Die  H.  hat  Dei  gewiss«!  Krank- 
heiten polizeiliche  Anzeige  zu  entaUen,  in  be- 
stimmten Fällen  einen  Arzt  xnzuzieheiL  Die 
Aufsicht  über  die  H-  liegt  meist  dem  beamteten 
Arzte  des  Bezirks  ob,  der  auch  periodisehe 
Nacbprüfnngsktirse  abzuhalten  hat.  Für  die 
preußischen  H.  ist  das  unten  zitierte  H.lehrbach 
gewissermaßen  Dienstvorschrift.  Vielfach  anter- 
scheidet  man  frei  praktizierende  and  Bezirks-H. 
Letztere  sind  meist  einem  Kommunalverband, 
der  ihre  kostenlose  Ausbildang  veranlaßt  hat, 
vertragsmäßig  verpflichtet. 

Das  PrÜfawsseugnis  eines  Bandesstaats  be- 
rechtigt die  HT  prinzipiell  nnr  zar  Ausübung 
ihres  Gewerbes  m  diesem  Staate.  Teilweise 
begnügen  sich  die  Bundesstaaten  aber  aueh  mit 
fr^den  Prüfunffszeugnissen.  In  Grenzdistriktai 
dürfen  anch  die  H.  des  angrenzenden,  zum 
Deutschen  Beiche  gehörigen  nachbarstaatlichen 
Bezirks  praktizieren  (Bandesratsbeschluß  v.  ö./V. 
1887).  Dies  gilt  auch  aaf  Grund  bestehender 
Staatsverträge  im  Verhältnis  des  Deutschen 
Beichs  zu  außerdeulschen  Staaten. 

2.  Statistisehes.  Die  Zahl  der  H.  im 
Deutschen  Beich  und  ihre  VerteUung  in  den 
wichtigsten  Bundesstaaten  sowie  das  Verhältnis 
zu  der  Zahl  der  Geburten  ist  anf  Grund  der 
Ermittelungen  des  Jahres  1887  ans  folgender 
Tabelle  erdchtlich: 


Staaten  und 
Landesteile 

Deutsches  Reich 

Preußen 

Prov.  Posen 
„  Ostpreußen 
y,  Hessen*Nassan 

Hoben  Eollem 

Stadt  Berlin 

Bsyem 

Sachsen 

WüntembeK 

*)  Praküzierend  19 


Zahl  der 
Hebammen 
am  l./IV. 


1887 
36094 

19  137 
63» 
970 

195» 
117 

726 

4  555 
"748 
2600 
665. 


1903 


Aaf  10000 Ew. 
kommen 
Hebammen 
1887  1903 


7,69 

K>399')  6,76 
3,68 
4,95 
ia,26 

17,54 

5,5» 
S.40 

5,49 

«3,03 


5,72 


Zahl  der 
Geburten 


1887 
1  825  561 
I  129073 

78  125 
85  120 

53  492 
2232 

48  952 
206658 
142677 

72838 


1903 


Anf  1  Hebamme  Anf  IHeb- 
kommen  amme 
Gebarten  kommen 
1887    1903  1903 


1  119099 


50,6 
59,0 
123,6 
87.7 
27,4 

67,4 
45.4 
81,6 
x8,o 


55,02 


/ 1749  Ew. 
\  17 


Vgl.  im  übrigen  Art.  „Oewerbegesetzge> 
bQBg^  oben  Bd.  I  S.  lOS&tg. 

Utentnr:  G,  Meyer,  H.  d.  St..  f.  Aufl.,  Bd.  JV, 
S.  1170 fg.  —  JoUy,  Stengels  W.B.  d.  d.  VR., 
Bd.  1,  S.  eS3.  —  V.  BÖnne,  Prwß.  Staaurecht. 
Lnpkg  iaS4,  Sd.  4,  S.  ttS/g.  —  rWor,  Ge- 
tmdkntnpaw  in  Pre%\ßm,  Baiin  1896,  S.  791/g. 
—  Sprit^feta,  Di*  Beehie  und  IJßiektcn  der 
SAamme,  Berlin  1898.  —  Preußitehe*  Hebammen- 
Ukrhuek,  Herautgegebcn  im  Auftrage  det  Pret\ß. 
SuUtuminiaUrivmt,  Berlin  190S. 

Neukamp. 


Heimarbeit  s.  Hansindustrie  oben 
S.  77  fg.,  Tgl.  auch  Gewerbe  oben 
Bd.  I,  S.  1011. 


HeimatrecIiL 


a  Das 


Worurbneh  der  TirikswIxtMhaft  IL  Anfl.  Bd.  II. 


1.  Be^S.   2.  Das  bayerische  H. 

Österreichische  H. 

1.  Begriff.  Das  H.  ist  das  Recht  den 
ungestörten  Aufenthaltes  in  einer 
Gemeinde  nebst  dem  Recht  auf  Versor- 
gung in  derselben  im  Verarmungsbüle.  \>v- 
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Gemeinde,  in  welcher  jemandem  das  H.  zu- 
steht, hdfit  die  Heimats-  (oder  Zust&idig- 
käts-)  Gemeinde,  die  Heimat  Nach  dem 
GranOKedanken  dieses  Rechtranstitutes  mufi 
jeder  Staatsangehörige  eine  Heimat  in  diesem 
Sinne  haben  und  kann  anderasolts  nur  eine 
Heimat  haben ;  heimatsberechtigt  können  in 
«nem  bestimmten  Staate  nur  Staatsange- 
hSrige  BÖn.  Der  B^^iff  der  Heimat  ent- 
stand als  Rechtsbegnff  im  16.  Jahrtu,  als 
die  Yo^flichtung  der  Oemeioden  zur  Armen- 
Tersorgung  reichsrechtlich  statuiert  wurde. 
Biese  Eonstruierung  des  Begriffs  der  Heimat 
geht  ans  der  Begrflndung  der  Pflicht  zur 
Armenversoi^ne  aus  dem  nachbarlichen 
Yerhältnisse,  welches  sich  in  der  Personalge- 
meinschaft der  Gemeindebfirger  und  Bei- 
sassen verkörpert,  hervor,  und  entspricht 
den  Zuständen  größerer  SeShaftigkeit.  Mit 
der  großen  Beweglichkeit,  welche  die  Be- 
völkerung und  namentlich  gewisse  Bevölke- 
rungsklasseo,  Arbeiter  undTagelöhner,  Dienst- 
boten usw.,  insbes.  im  19.  Jahrh.  ertaßt  hat, 
wurde  der  Zusammenhaog  zwischen  dem 
Heimatsberechtigten  und  der  Helmatsge- 
meiude  sehr  gelockert  Das  Recht  des  un- 
gestörten Wohnens  verliert  an  Wert,  weil 
der  Kreisjener  bedeutend  wächst,  die  außer- 
halb der  Heimat  domizilieren,  und  die  Ännen- 
TersorgUDgspfUcht  der  Gemeinde  verliert  ihre 
soaale  Begrflndung,  weil  die  Ge^neinde  mit 
vielen  ihrer  Angehörigen,  und  oft  ^rade  jenen, 
welche  der  Armenpflege  zumeist  zur  i^ast 
fallen,  gar  keinen  tatsächlichen  Zusammen- 
hang hat  So  ist  ein  Umschwung  auf  diesem 
Rechtsgebiete  erfolg,  indem  die  beiden 
Elemente  des  Heimatbegriffes  getrennt 
wurden :  die  Dnterstfitzungspflicht  vmrde  neu 
geregelt  und  geht  schon  aus  kurzfristigem, 
m^irifthrigem  Aufenthalte  hervor,  und  ftir 
die  Heimat  blieb  nur  das  Moment  des  unge- 
stMen  Aufenthaltes  übrig.  Damit  war  obb 
wesentlichste  Moment  des  Heimatbe^riffes 
weggefallen  nnd  die  Gesetzgebung  hat  — 
da  ule  anderen  Rechte  außer  dem  Wohn- 
rechte nebensächlich  sind  —  wenig  Veran- 
lassung, den  BegrifT  der  Heimat  festzuhal- 
ten ;  so  sehen  wir,  daß  er  in  manchen  Staaten 
mit  Beschränkung  auf  das  Wohorecht  fort- 
besteht, in  anderen  aber  aufhört  rechtlidie 
Bedeutung  zu  haben.  Wo  das  eretere  der 
Fall  ist,  bleibt  das  Wohnrecht,  insofern  es 
sich  als  ein  Recht  gegenüber  der  Gemeinde 
(gegen  eine  Ortsverweisung)  darstellt,  ebenso 
aufrecht  wie  gegenüber  der  Landesgesetz- 
gebung. Dagegen  wird  dieses  Recht  von 
der  Reichsgesetzgebnng,  welche  eine  Be- 
zirks- oder  Lanaesvrarwüsung  begründet, 
durchbrochen. 

2.  Das  bayerlsehe  H.  Ein  H.  im  Siime  der 
yerbindnng  vod  Wobarecbt  nnd  Armenversor- 
gnsg  besteht  innerhalb  des  Deatschen  Beiches 
nnr  noch  in  Bayern:  G.  v.  16.,/IT.  1868,  dazu 


die  NoveUe  t.  23./n.  1872,  v.  21./IV.  1884,  v. 
17./m.  18Ö2  n.  V.  17.^.  1886;  die  Sonder- 
stellang  Bayerns  im  Beichsrechte  htiiBichtlicfa 
der  Heimat-  und  Kiederlagsmigsverhftltnisse 
wurde  durch  Keichsverfwsiuig,  Art  4  Z.  1,  an- 
erkaoDt  Die  Onrndzüge  des  bayeriaehoi  B. 
sind  die  folgenden: 

Das  H.  nmfailt  die  Zugehörigkeit  xa  einer 
Gemeinde  mit  dem  Rechte  des  Wohnens  nnd 
der  Armenvereoi^iuig  seitens  derselben.  Van 
unterscheidet  die  wirkliche  (eigentliche)  nnd  die 
vorläufige  Heimat  letztere  tritt  bei  heimatlosen 
Individuen  ein,  welche  bis  zur  endgtUtigen  Aus- 
trapnmg  der  Heimatsfrage  vorläong  einer  6e- 
memde  zugewiesen  werden,  nur  mit  dem  Hechte 
anf  Niederlassnng.  Die  Heimat  ist  eine  selb- 
ständige, wenn  sie  dnrch  Momente  bedingt  ist 
die  in  dem  Individuum  selbst  liegen,  eine  un- 
selbständige, wenn  durch  solche,  die  in  anderen 
Personen  uegen:  letztere  ist  eine  orsprängliche 
binsiditlich  der  Kinder,  eine  erworbene  hiniieht- 
lieh  der  Frau,  Die  ursprüngliche  Heimat  des 
ehelichen  Vaters  resp.  der  unehdichen  Hntter 
geht  anf  die  Kinder  Über.  Heiraten  die  Kinder, 
BD  geht  ihre  ursprüngliche  Heimat  in  die  selb- 
ständige über,  ebenso,  wenn  der  Vater  (die  nn- 
ehetiche  Mutter)  stirbt:  für  die  Ehefrau,  wenn 
die  £he  aufgelöst  wird,  u.  dgl.  Die  selbstän- 
dige Heimat  wird  sonst  noch  erworben  durch 
Anstellon^  im  Öffentlichen  Dienste,  durch  Er- 
langung des  Bürgerrechtes,  dnrch  Verleihnng^ 
seitens  der  Oememde,  dnrni  einseitiffe  firklä^ 
mng  des  Heimatwerben  und  dnrch  &sitznng. 
Was  die  Verleihung  dnrch  die  Gemeinde  an- 
Iwlangt  80  haben  ein  Becht  daranf  jene  Bayern, 
welche  Ö  Jahre  daselbst  wohnen  und  Stenern 
zahlen,  femer  jene  Dienstboten,  Hanssöhne  und 
Gewerbsgehilfen,  welche  10  Jabi«  wohnhaft  sind, 
beidemal  unter  der  Voraussetzung,  dafi  keine 
ArmenTersorgune  stattgefonden  hat.  Der  Hei- 
materwerb durch  einseitige  WUlenserklärnng* 
des  Heimatwerbers  nlt  nnr  für  die  FfaU  und 
für  Pfälzer.  Die  Ersitsoug  erfdgt  für  heimat- 
lose Bayern  in  6  resp.  10  Jahren  nnter  den- 
selben Bedingungen^e  bezt^äeh  der  Verieihung' 
eenannt  wurden.  Für  die  verieihung  des  H. 
kann  die  Gemeinde  Helmatgebtthren  einheben, 
welche  gesetzlich  nach  oben  begrenzt  und  von 
welchen  die  Dienstboten,  Gehilfen  nnd  Arbeiter 
befreit  sind,  falls  sie  nach  lOiährigem  Aufent- 
halt die  Heimat  erwerben  wollen;  für  die  Pfalz 

f feiten  diesfalls  Sonderbestimmnngen.  Der  Ver- 
Qst  der  Heimat  tritt  ein  dnrch  Erwerb  einer 
neuen,  dnrch  Verlust  der  Staatsbürgerschaft 
dnrch  Verehelichung  mit  einem  Heimatlosen. 
Eine  Wiederanfhebnng  der  erworbenen  Heimat 

fibt  es  nnr  in  der  Pfau,  und  zwar  binnen  einem 
ahr,  wenn  eine  Armenversorgnng  stattfand ;  in 
diesem  Falle  lebt  das  alte  H.  wiraer  auf.  Wer 
keine  Heimat  hat  oder  nachweisen  kann  (Hei- 
matlose), der  wird  einer  Gemeinde  so  lange  zu- 
gewiesen, bis  die  Heimat  ermittelt  oder  eine 
neae  erworben  ist. 

3.  Das  österrelchisetae  H.  Auch  die  Öster- 
reichische Gesetzgebung  ist  aus  den  Bettler^ 
nnd  Schnbordnnngen  hervorgegangen,  an  deren 
Stelle  die  Besotuüon  Maria  Theresiaa  v.  16./XI. 
1754  und  sodann  das  Konskriptionspatent  v. 
25./X.  1B04  traten.  Von  dnem  eigentlichen  H. 
kann  man  jedoch  erst  seit  der  Gemeindeordnnng 
von  1849,  nach  Anfhebong  der  Untert&niglnit, 
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s]wedwn.  VunittellMT  sadi  Brlassnn;  derBäclw> 
ffemdadeordntiDff  des  Jahres  1862,  nämlich  am 
3/XII.  1863  ersdüen  ein  Heimatgesetz,  welches' 
diesen  Znstand  für  ein  Henschenalter  re«^n 
■oUte  nnd  ent  doreh  die  Novelle  t.  5./XII.  1896 
eine  AbSndenmg  erfiihr.  Nach  dem  Gesetxe  von 
1863  bestand  gar  keine  Erwerbung  des  fl.  oder 
des  Anspruches  auf  ein  solches  dnrcli  Zeitablanf, 
sondern  es  erschienen  als  einzige  Erwerbnngs- 
titel:  Abstammung,  Verehelichnn^,  Amt,  frei- 
wütige Verleihung  durch  die  Qemeonde  (die  aber 
reUtiT  sehr  sdten  erfolgte)  und  aUenfalls 
Zwaagssuwäsiui^  Heimatloser.  Sonach  erfolgte 
in  der  Begel  die  BegrOndung  des  H.  durch 
FamiUenTerh&ltnisse. 

Infolge  dieser  Erschwerungen  der  Erwerbung 
sind  in  Oesterreich  anf  diesem  Gebiete  unhalt- 
bare Zustände  angetreten,  welche  namentlich 
anch  eine  geregelte  Armenpflege  unmöglich 
nubcbeo.  Es  waren  von  je  100  Personen  der 
staatahO^^lieben  Berfilkernng  in  ihrer  Heimat- 
gemeinde  am  Tage  der  ZiMnng  (SL/XII.)  an- 
wesend in 


1857  1868  1880  1890  1900 


Kiederfistenreich . 

.  87 

71 

61 

63 

63 

OberiWterreieh  , 

.  8S 

67 

57 

50 

44 

Salzburg   .   .  . 

.  85 

74 

64 

59 

54 

Steiermark .  .  . 

.  93 

74 

61 

50 

45 

Kirnten    .  .  . 

.  88 

73 

61 

53 

.  9i 

86 

78 

7» 

Triert  und  Gebiet 

:U 

91 

91 

90 

Gfirx-Oradiska  . 

91 

77 

7» 

70 

(** 

88 

86 

84 

Itrol  

Toraiiberg.  .  . 

'■>l' 

83 

76 

81 

71 
76 

67 
73 

.  87 

69 

56 

48 

41 

lähren  .... 

-  9» 

78 

66 

58 

51 

Schienen   .   .  . 

.  83 

73 

61 

55 

47 

Qalizien    .   .  . 

.  96 

93 

89 

83 

81 

Bukowina  .  .  . 

.  97 

93 

93 

88 

85 

Dalmatien  .  .  . 

-  96 

96 

95 

94 

94 

Oesterreich    .  . 

.  92 

80 

7» 

65 

61 

Mit  der  Novelle  des  Jahres  1896  wurde  die 
Erwerbnngsmöglichkeit  beträchtlich  erweitert, 
indem  nunmehr  der  10jährige  unanterbrocbene 
and  freiwillige  sowie  nicht  von  ständiger  Armen- 
pflege begleitete  Aufenthalt  den  Anspruch  gibt, 
Too  der  Anfenthaltsgemeinde  die  Verleihong  des 
H.  zu  verlangen.  Die  Aufenthaltsgemonde  muß 
diesem  Annimch  Folge  geben  und  darf  auch  in 
dioem  Falle  keine  Terluhungstaxen  einheben. 
Damit  kehrt  die  Österreichische  H-gesetzgebung 
in  Hure  früheren  Bahnen  wieder  zuritck,  die  sie 
mt  Anbujinn  dieses  Rechtsgebietes  bis  zum 
Jahre  1863  verfolgt  und  in  dem  letzten  Menscben- 
atter  grundlos  nnd  unmotiviert  verlassen  hatte. 

Du  K  verleiht  —  denn  abgesehen  von  den 
Enrerbstiteln  besteht  das  alte  Gesetz  von  1863 
uverändert  weiter  —  das  Becht  ungestörten 
Aofenthaltee  (iicbtltzt  also  vor  dem  Abgeschoben- 
wctden)  nnd  den  Anspruch  auf  die  Armenver- 
Es  besteht,  insbesondere  seit  der 
XevMle  ftn  1896,  eine  große  Aehnlichkeit 
nrisdhen  den  heinatrechtlichen  Bestimmnngen 
BaTCfu  ud  Oesterrdchs. 

litentw:  Btkm,  Art.  .^dmatnekt",  E.  d.  St., 
ü.  JtilL,  Bd.  jr.  —  V.  Aydel»  Ai  SimgtU  WS. 
—  PrMetf  ßat  baser.  Hem.-G.,  4.  A^., 
J^BmAch  i900.  —  A.  Stger,  Da»  Oetet*  OAer 


Zrrfmot  usw.,  5.  Ät^.,  AnAadi  1900.  —  Behm, 
Der  Erwtrb  von  Staat»-  nnd  GemeindeangehSrig- 
keit,  in  den  Annalen  189t.  —  Femer  die  Lehr- 
bücher de»  detOtchen  u.  bayerveken  8taat»reehtt, 
Oetterreiek:  Mtachler-tTlbrteh,  Oe»terr. 
StWB.,  t.  Aufl.,  Art.  „Heimatrecht"  (Spiega). 
—  Daaelbtl  auch  die  Autgaben  und  Kommentare 
de»  ötterr.  Heim.-Ge»etxe».  —  H.  Xauehbergf 
Zur  Kritii  de»  öeferreichieehen  HeimfUrecht», 
Zeit»chr.  /.  VoUctwirUch.,  SoxialpoUtik  und  Ver- 
waltung, Bd.  t.  —  Ueber  die  Bcaiekungen  von 
Seimatreeht  und  Armenpflege,  S,  Jftoohler, 
Oetterr.  8tWB,,  Art.  „Armenffiegtf*.  —  Mter- 
seihe,  Die  Novelle  tum  Sfterr.  Heimaterecht»- 
ge»etze,  Jahrb.  für  NaL  und  StaL,  S.  F.,  Bd.  IS, 
S.  66Sfg.  —  Vgl.  auch  ArL  „FreixHgigkeit^  in 
dieeem  WSrterbuehe  oben  Bd.  I  &  901/g. 

MUehUr. 


Heimstätten. 

1.  Die  nordamerikanische  H.ge8etsgebnng. 
2.  Die  deutsche  H.hewegung. 

1.  Die  nordamerikanieche  H^esetz- 
gebnng.  Der  Recfatsb^rifF  „H."  (homestead) 
stammt  aus  Nordamerika.  Er  bezeichnet 
dort  1.  diejenigen  OrundstQcke,  welche  den 
Ansiedlern  aus  dem  noch  anbesetzten  öffent- 
lidien  lAndgebiete  der  Union  in  beschränktem 
ümfonge  (160  acres)  nnenteeltUch  unter  der 
Bedingung  Qberlassen  werden,  dafi  der  An- 
wbto  diese  waaig&tens  5  Jahre  lang  be- 
wohnt und  bewirtschaftet  Das  auf  Ctrund  des 
Bundes  h^mstättengesetzea  vom  Jahre  1862 
erworbene  I^nd  haftet  in  kdner  Wäse  für 
Schulden,  wedche  vor  der  Ausstellung 
des  Eigentumetitels  kontrahiert  wfwden  sind. 
—  ^H."  sind  2.  solche  Ornndbesitzongen  — 
einerlei,  ob  neu  besiedelt  oder  nicht  — ,  veldie 
in  gewissen  Grenzen  derZwangsvoUstreckung 
kraft  gesetzlicher  Bestimmung  entzogen  sindl 
Derartige  „Exemtions-"  oder  ^"gesetze  sind 
in  den  meisten  Einzelstaaten  der  Union 
und  in  einigen  kanadischen  Provinzen  nach 
dem  Vorgange  des  Staates  Texas  (1839)  er- 
lassen worden. 

Gegenüber  den  anderweit  üblichen,  die 
Zwangsvollstreckung  einschränkenden  Be- 
stimmungen, welche  nur  einen  zur  Fristung 
der  phyaschen  Existenz  und  zur  Fortsetzung 
der  Berufsarbeit  des  Schuldners  erforder- 
lichen Teil  des  Mobiliarvermögens  der  Z  wangs- 
vollstreckuDg  entziehen,  dehnt  das  Krecht 
diesen  Schutz  auch  auf  den  unbeweglichen 
Besitz  aus.  Es  wurzelt  in  der  Anschauung, 
da£  dem  Schuldner  nicht  nur  die  not- 
wendigen Arbeitsmittel,  sondern  auch  die 
Wohn-  und  Arbeitsstätte  gesichert  sein  muß, 
wenn  er  vor  der  Verarmung  bewahrt  bleiben 
soll.  Als  zu  schützende  H.  gilt  das  vom 
]^gentfimer  bewohnte,  vielfadi  aodi  das 
von  ihm  als  Geschäftslokal  oder  Werkstatt 
benutzte  Haus  mit  Nebengebäuden  und  zn- 
gehOrigem  Luide.  In  den  meisten  Staaten 
wird  der  eximierte  Landbesitz  indesecA 
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reich  bemessen,  daß  das  seschfltzte  „Existenz- 
iniminuin"  zu  einem  Minimum  der  selb- 
ständigen wirtschaftlicliea  Existenz  er- 
weitert erscheint  Der  geringe  Wert  des 
Bodens,  der  hohe  Wert  der  ^beit  in  dem 
dÜnnbevtSlkerten  Lande  und  der  Wunsch, 
eeine  rasche  Besiedelung  herbeizuführen, 
beeinflußten  solche  Ansbudung  der  Geßetz- 

febung.  Begelmäflig  verband  sich  damit 
er  Oedanke,  den  Familien  als  solchen 
mflsse  die  -wirtschaftlidte  Existenz  gesi<^ert 
werden;  in  den  meisten  Staaten  wird  die 
H.  nur  dann  geschützt,  wenn  sie  einer  Familie 
zum  Unterhut  dient;  Weib  und  Kind  sind 
die  ersten  GIftnbiger  des  Familienvaters,  und 
Forderui^n  sollen  so  lange  für  nicht  er- 
zwingbar gelten,  als  ihre  Beitreibung  die 
Fanuue  obdachlos  machen  würde. 

Voraawetznng  des  Exemptionsprivilegs  bildet 
in  manchen  Staaten  die  Eintra^rnng  des  Grund- 
stückes in  ein  Öffentliches  Raster;  mmt  aber 
genießt  jede  tatsächliche  H.  von  Rechts  wegen 
den  SefantE.  Die  Größe  derselben  wird  regel- 
mäßig durch  Bezeichnnng  eines  Haximalwertes, 
meist  von  1000  S  —  in  Kalif oraien  6000  $  — 
bestimmt  Anderswo  ist  eine  bestimmte  Fläche 
eximiert  von  40  acres  (16  ha)  bis  zn  200  acrea 
=  81  ha  (in  Texas).  Ist  die  H.  von  geringerem 
Taxwerte  oder  Umfange,  so  bleibt  derZwangs- 
verkaof  des  Anwesens  angeschlossen ;  bei 
größeren  Besitzungen  findet  mr  den  Fall  der 
ZwangsvoUstrecktmg  eine  reale  Abgrenzung  der 
H.  statt  Wo  dies  ohne  wesentliäiett  Schaden 
nicht  tnnlich  ist  wird  das  Ganze  versteigert 
nnd  der  Anspruch  des  Schaldners  anf  einen  un- 
antastbaren Grandbesitz  verwandelt  sich  alsdann 
in  einen  solchen  auf  eine  entsprechende  Geld- 
summe. 

Es  liegt  anf  der  Hand,  daß  eine  so  schema- 
tische Begrenzung  der  Vollstreckbarkeit  und 
damit  der  Verschnldbarkelt  der  Liegenschaften 
mit  dem  KreditbedUrfnis  einer  einigermaßen  ent- 
wickelten Bodenknltnr  nicht  vereinbar  gewesen 
wäre,  hätte  man  das  Prinzip  streng  durch- 
gefUhrt  Tatsächlich  ist  dies  aber  auch  so  wenig 
geschehen,  daß  die  AnsnahmebegtimmuBgen  die 
Bechtsinstitntiott  praktisch  fast  ganz  nnwirkftam 
machen.  Abfiresehen  von  Texas  nnd  Louisiana 
ist  nämlich  überall  die  Verpfändung  der  H. 
mit  der  Wirkong  zugelassen,  daß  hypothekarisch 

fesicherte  Fordenmgen  in  die  B.  ohne  Beschrftn- 
ane  vollstreckt  werden  können.  Nnr  bedarf 
der  Besitzer  zur  Bestellnng  der  Hypothek  der 
Zustimmnng  seiner  Ehefrau.  Dadnrch  ist  um- 
sichtigen und  energischen  Frauen  eine  Hand- 
habe geboten,  um  sich  und  die  Ihrigen  vor  den 
Folgen  der  ünwirtschaftUehkeit  und  des  Leicht- 
sinnes ihrer  Blänner  zu  schlitzen.  Doch  wird 
auch  diese  Festsetzung  durch  die  weitere  Be- 
stimmung, welche  überall  —  audi  in  Texas  — 
gilt  oft  illDsorisch  gemacht,  daß  für  Forde- 
rungen aas  dem  Anuinf  die  Verpföndnng  und 
Zwangsversteigerung  der  H.  ohne  weiteres  za- 
gelassen  ist.  Auch  m  anderen  Fällen  (Stenern, 
Forderonffen  für  Verbesserungen,  Forderungen 
aus  der  Zeit  vor  Begründnng  der  H.)  wird  das 
Exem^tionsprivileg  durchbrochen. 

Es  ist  der  unvoUkommenen  Darchftthmng  des 


H.8chntzea  zuzuschreiben,  daß  die  Grundver- 
scbnldnne  in  Nordamerika  dnreh  diese  Ge- 
setze nidit  In  ii|;endwie  bemerkbarer  Wnse 
rehemmt  worden  ut  Es  ist  keineswegs  selten, 
daß  .H."  znr  Zwangsverst^mmng  kommen, 
und  die  Gesetzgebung  hat  weder  den  häufigsten 
freibändigen  Besitzwechsel  noch  auch  wudie- 
rische  Ausbeotunjr  zu  hindern  vermocht.  Der 
Umstand,  daß  ^er  Schutz  gegen  Zwangs- 
vollstreckung von  vornherein  anf  Personal- 
schulden beschränkt  ist  bat  zu  einer  über- 
mäßigen AnsdehnnnfF  des  Real-  auf  Kosten  des 
Personalkredits  geführt.  Der  Farmer  erhält 
regelmäßig  kunen  Kredit  ohne  Hypotkdc  oder 
sonstige  rräle  Sidierhett  Nur  die  lAppereohal^ 
beim  Krämer  machen  davon  eine  Ausnahme, 
nnd  er  hält  sich  für  die  Terlnstgetahr  dnreh 
einen  bedeutenden  Preisaufsdilag  räf  kreditierte 
Waren  schadlos.  In  Texas,  wo  die  H.  wirk- 
sam geschützt  ist  klagen  aber  die  Farmer  über 
Kreditmangel.  — 

Von  anderenLändern  haben  namentlich 
dieaustralischenKolonieen  diehomestead- 
exemption  darchgeführt;  auch  in  Britisch- 
Ostindien,  Serbien,  Rumänien  and  Bal- 
garien bestehen  bedeutende  Beschränkungen 
der  Zwangsvollatrecknng  in  bätwrlickes  Grund- 
eigentum. 

2.  Die  deutsche  H.bewegang.  Die 

landwirtschaftliche  Knsis  in  Europa  lenkte 
seit  Ende  der  70  er  Jahre  die  Blicke  der 
Politiker  auf  die  starke  Verschuldung  der 
ländlichen  Grundbesitzer,  und  als  Rudolf 
Meyer,  L.  v.  Stein  u.  a.  Anfang  der 
80er  Jahre  auf  das  uordamerikaDische  Hlrecht 
aufmerksam  machten ,  brachen  sich  bald 
Bestrebungen  Bahn,  welche  eine  Nachbildung 
dieser  Institution  unter  Anpassung  an  die 
euro^üschen  Verhältnisse  versuchten.  Auch 
als  Meyers  rosige  Schilderungen  von  den 
Wirktmgen  jener  Gesetze  durch  den  Unter» 
zeichneten  als  Ubertrieben  nachgewiesen 
wurden,  wirkte  die  Anregung  nach  und 
fahrte  namentlich  in  Oesterreich,  Deuteeh- 
land und  in  der  Schweiz  zu  formnlierten  Qe- 
setzesvorschlOgen. 

In  Deutschland  vurde  die  gesetzliche 
Gewährung  eines  unangreifbaren  Gnindbemtz- 
minimums  i.  J.  1882  von  selten  des  Reichs- 
kanzlers in  einem  Erlaß  an  das  Beichs- 
justizamt  angeregt,  jedoch  mit  negativem 
Erfolge.  An^g  der  90er  Jahre  setzte 
eine  lebhafte  Agitation  zur  Einfahrung  eines 
H.rechts  unter  Führung  des  Kammerberm 
V.  Kiepenhausen  ein.  Ein  von  ihm  aus- 
gearbdteter  Gesetzentwurf,  der  im  ReichS' 
tag  wiederholt  eingebracht  wurde  und  auch 
Zustimmung  fand,  hat  üi  seiner  letzten 
Fassung  folgenden  Inhalt:  « 

1.  Als  ^H."  können  in  das  H.buch  Gnmd- 
stficke  eingetra^n  werden,  welche  „die  Er- 
zeugung landwirtschaftlicher  Produkte  er^ 
möglichen^^  „wenigstens  einer  Familie  Woh- 
nung gewähren",  aber  die  „GrOße  eines 
Bauernhofes  nicht  abersteigen".  Zubehör  der 
H.  sind  die  „Wohnung"  des  H.eigentfim«^ 
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die  flohrei^igeii  WirtechaftagetAude  and  das 
daaitbehrli(£e  WirtscduftniiTentar.  Zar  Er^ 
iv-htnng  einer  H.  aiiid  nur  deutsche  Beichs- 
aagdiQrige  nach  Yollendnng  dee  24.  Lebens- 
b^ogt 

2.  JMe  Aufhebung  der  H.eigenschaft  er- 
ygt  oindi  LßBchung  im  H.buch"  auf  „hin- 
reicfaeod^  beetflndeten  Antrag  des  Eigen- 
rümers  unter  Zustimmung  seines  Blhegatten 
iuhI  der  Bentenberechtigten.  Die  E.  ist  ab- 
^lut  luteilbar,  ihre  Veiftußerung  nur  unter 
Zofftimmung  des  Ehegatten  und  an  Deutsche 


3.  Die  H.  kann  nur  aus  „begründetem" 
ioIftS  mit  Bewilligung  der  Behörde  bis  zur 
Hilfte  des  Ertr^iswertes  belastet  werden, 
und  zwar  nur  mit  Rentenschulden  oder 
Annuitäten.  Die  Bewilligung  muB  erfolgen 
Ju  Fall  einer  Mifiemte  oder  bei  sonstigen 
rnglQcksfälleD,  zu  notwendigen  Melioiationen 
und  ziir  Abfindung  von  Miterben". 

1  Die  H.  unterliegt  dem  Zwangsverkauf 
ilbertkaupt  nicht ;  eine  Ausnahme  begründen 
•olcfae  Forderungen,  welche  aus  der  Zeit 
IT')!  Errichtung  der  H.  stammen.  Als  Voll- 
>trednmgBmair^eI  ist  in  allen  anderen 
Tiäsa  nur  die  von  der  H.behOrde  zu  roll- 
liebendeZwan^verwaltung  zugelassen.  Per- 
Ninaischulden  sind  unvollstreckbar,  abgesehen 
•OS  solchen  aus  Leistungen  zur  Mnnchtung 
UDd  zum  Ausbau  der  H. 

5.  Beaitzuneen ,  welche  ber^ts  st&rker 
bis  zur  Wltt&  des  Ertragsvertee  be- 
lletet sind,  k&nnen  zur  £Sntr^ung  in  das 
H.liuch  zugelassen  werden,  wenn  der  Eigen- 
tfuser  die  Verpflichtung  fibernimmt,  die 
rit«r  j«e  Grenze  hinausgehenden  Schulden 
.mit  l<*;f  für  das  Jahr  zu  tilgen",  und  die 
Tilgung  genügend  ^eüchort  erscheint  — 
Alle  mrölhedten,  wie  die  Erbfolgeordnung 
'lod  die  Uegelung  des  NieBIvaucharechts  des 
it'^'ilebeoden  Ehegatten  an  der  H.  bleiben 
•icr  Ludeegesetzgebung  überlassen. 

Die  gegen  jenen  Entwurf  erhobeneu  Ein- 
vi^DduDgen  betrafen  —  abgmehen  von  der  ab- 
Hituten  Cnt^b^keit,  mangelnden  Sicherung 
i«r  Miterben  usw.  —  bwjndera  den  Um- 
<*oii,  daS  der  H.beatzer  unter  die  Vor- 
mandschaft  der  Behörden  bei  W^^Ml  aller 
S>»n«tver»atft'ortlidikeit  und  gleichzeitig 
■iimJi  die  schematische  Festlegung  der  Ver- 
-  buldungsgrenze  in  vielen  Fällen  vor  eine 
ui<-h  bei  Wahrung  des  Zweckes  des  Gesetzes 
onz  unnDtige  Kreditsperre  gestellt  werden 
v^ol  Die  vom  deutschen  I^dwirtschafts- 
*it  i.  J.  1^1  eingeforderten  Gutachten  der 
aadvirUchaftlidien  Zentralvereine  lehnten 
•Ifü  Entwurf  ganz  überwi^nd  ab.  Der 
Undwirtschaftsrat  empfahl  deshalb  (1893), 
lunrunde  liegenden  Gedanken  auf 
uöere  Weise  durch  Axisgestaltung  des 
Kit»  und  Schnldrechtes  zu  verwirklichen, 
anderweitige  Stellungnahme  herbeizu- 


führen, hat  der  Ausschuß  des  Landwirt- 
sch^rates  noch  L  J.  1904  abgelehnt. 

Einem  nadi  manchen  BidituDgen  besser 
durchdachten,  in  seinen  Orondzügen  aber 
dem  obigen  ähnlichen  Entwurf  eines  „Erb- 
güterrec£ts"  hatte  in  Oesterreich  schon 
1.  J.  1884  Ministerialrat  Peyrer,  Ritter 
von  Heimstatt,  ausgearbeitet,  doch  ist  dieser 
Entwurf  bisher  ebensowenig  wie  der  Riepen- 
hausensche  zur  Erledigung  durch  die  ge- 
setzgebenden Körperschaften  gekommen. 

Die  Verwirkhchung  des  H.gedankenB 
dürfte  nur  in  Verbindung  mit  Maßnahmen 
zu  erwarten  sein,  welche  die  üebemahme 
von  VerfügungsbeschrÄnkungen  zur  Be- 
dingung tOr  die  Gewährung  bestimmter 
Vorteile  für  die  Grundbesitzer  machen  — 
z.  B.  bei  Begründung  neuer  Ansiedelungen 
oder  bei  Vornahme  einer  Schuldentlastung. 

In  solchen  Fällen  würde  die  Verhütung 
künftiger  Ueberschuldung  und  die  Ueber- 
nahme  von  Yerschuldungsbeschränkungeu 
nicht  bloß  im  öffentlichen,  sondern  auch  im 
Interesse  des  einzelnen  Besitzers  gelesen 
sein.  Vgl.  den  Art.  „Verschuldung  des 
ländlichen  Grundbesitzes'*. 

Iiiteratnr  :  Daa  Bundeaheim»läUmg«aetg  der  nord- 
amenkaniachm  ünwn  und  die  HebmlöUengtteüe 
der  amerikanitehen  Bunde*»taaUn,  Supplement- 
heft  I.  Areh.  det  deuiaehen  LandwirtachafUraU, 
Berlin  1882.  —  Verhandlungen  de»  deutechen 
Landwirttehaftirate  »(Referate  von  Buchen- 
berger  )1891  undl89S. — Rud.  Meyer,  SeimsläUen- 
und  andere  WirUchafitgetebie  der  Verein.  Staate, 
Berlin  ISSS.  —  M.  Sering,  Die  landvirUchaft- 
Uche  KonkurreTiM  Nordamerikas  in  Qegenxcart 
und  Zukvmfi.  S.  165—168  (SSO,  S77,  7St),  Lemtiff 
iSSf.  —  Jteporiifrom  ff.  M.  MtniaUr  at  TKmA- 
ingUm  on  tke  komettead  and  exemption  law», 
fitrUam.  Pap.  JVo.  t,  London  1887.  —  Lor.  V. 
Stein,  Die  drei  IVagen  des  Crrundbesitxea  und 
seiner  Zukunft,  ütuügart  1881.  —  Derselbe, 
Baaemgui  und  Hufenrecht  in  Oesterreich,  Sttät- 
gart  1881.  —  K.  Peyrer,  R.  v.  HetmaUUt^ 
Denkschrift,  betr.  die  Erbfolge  in  landvnrtscht^ 
liehe  Qüter  und  das  ErbgiUerrecht ,  Wien  1384. 
—  ]PoapiachU,  Die  HeimetälU  mit  besonderer 
BüekHeht  a*^  die  VerhäUniist  des  bätterHehen 
Grundbeniaea  in  (huierreiek,  Wien  I884.  —  Die 
Heimataoenfrage,  S^aratabdruek  aus  dem  Vbt' 
hantUungOeriehie  de*  deuUchen  LandwirtschafU- 
ratea  über  den  Entwurf  einea  Reichsheimstätten- 
geaetzes,  Berlin  1891.  —  K.  v.  KlepenhaHeen- 
Crangen,  Gesicherte  FamilienheimstäUen  für 
alle  Stände  im  Deutschen  Reich,  S.  Aufl.,  Leiptig 
IS91.  —  K.  Cirllmherg ,  Der  Entwurf  eine» 
HeimstättengeeeUes  für  daa  Deutsche  Reick,  Arch. 
f.  aoz.  Qesetxgeb.  u.  StaU,  Bd.  4,  Ä.  S69.  — 
K.  Schneider,  Jahrb.  f.  Oes.  u.  Vene.,  Bd.  14, 
S.  4€lfg..  Bd.  16.  8.  4Sff. 

X.  Sering. 


Heimwerk  s.Gewerbe  oben  Bd.  I,  S.  1009. 
HeiratostatistSk  s.  Ehe  oben  Bd.  I,  S.  674fg. 
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HerdBteuer — HUdebruid 


Herdfltener. 

1.  Wesen  der  H.  3,  Entwickelnng  und  Be- 
dentnng  der  H. 

1.  Wesen  der  U.  Die  H.  des  Lehens- 
und  Territorialstaates  ist,  wie  die  verwandten 
Auflagen  (Viehsteuer,  Hufeuschoß,  Giebel- 
schoß usw.J  ein  roher  Versuch  der  Steuer- 
technik ,  die  Einzelwirtschaften  zu  einer 
primitiven  Einkommensteuer  heranzuziehen. 
Bei  der  Schwierigkeit,  das  Einkommen  als 
Ganzes  zu  treffen,  suchte  man  die  Abgaben 
an  einzelne  Gegenstände  oder  Tatsachen  des 
wirtschaftlichen  Lebens  zu  heften,  den  Vieh- 
besitz, die  Hufe,  den  Giebel,  die  Feuerstelle 
oder  den  Herd.  Letzterer  war  insonderheit 
der  konkrete  Ausdruck  der  Heimstatte  und 
ein  notwendiges  Bedürfnis  für  jedermann. 
Dieser  Umstand  verbürgte  am  besten  die 
Allgemeinheit  der  Steuer,  Die  Entrichtung 
der  Auflage  geschah  ursprünglich  in  Natu- 
ralien und  zwar  regelmäßig  in  Hühnern, 
sog.  „Bauchhühnem".  Später  trat  an  deren 
Stelle  die  Geldleistung,  der  „Rauchpfennig". 
In  verschiedenen  Gegenden  wurde  diese 
Geldsteuer  auch  „Heimstättengeld"  genannt 
und  war  sie  eine  Auflage  der  Leute  ohne 
Onmdbesitz ,  welche  einen  „sonderbaren 
Bauch",  d.  h.  einen  eigenen  Herd,  hatten.  Der 
H.  unterlagen  bald  alle  Untertanen,  der 
Reiche  wie  der  Arme,  der  Ritt»,  Büi;^  und 
Bauer,  die  Bitterbui^  zahlte  ebensoviel  wie 
die  elendeste  Hütte,  bald  finden  sich  Ab- 
stufungen, regelmäßig  ohne  praktische  Be- 
deutung. Oft  sind  Arme  Ton  der  H.  be&eit 
oder  umgekehrt  sind  ihr  gerade  solche 
Personen  imterworfen,  welcl^  wegen  der 
Geringfügigkeit  ihres  Besitzes  von  anderen 
Steuern  frei  sind. 

2.  Entwlckelan;  und  Bedeatnn^  der  H. 

Schon  im  aogelsächsischen  Lehensstaate  findet 
sich  die  H.  unter  der  Bezeichnung  foaginm, 
fnmaglnm,  fouage ,  smooke  farthing ,  hearth- 
moneVj  chimney  money  n.  dgl.  m.  1662  wurde 
aas  diesen  Anföngen  eine  staatliche  Häuser- 
flteaer,  die  das  Faiiament  bewilligte  und  die 
ais  erste  dauernde  Herdstfittensteaer  wahrschein- 
lich von  den  Hintersassen  des  Lord  of  the  Manor 
getragen  wnrde.  Auch  die  französische  Taille 
(vgl.  Art.  „Taille")  der  älteren  Zeit  wurde  gern 
nach  Ranch-  nnd  Feuerstellen  (feux,  focagia, 
focages)  angelegt.  In  den  deutschen  Terri- 
torien kommt  die  H.  häufig  vor  und  hat  sich 
dort  lange  erhalten,  wie  z.  B.  in  Bayern,  wo 
das  Herdstättgeld  von  jeder  Familie  in  den 
Städten  and  auf  dem  Lande  Ihb  Ende  des 
18.  Jahrh.  in  Uebung  war.  Die  H.  er- 
innert sehr  an  eine  rohe  Kopfsteuer,  deren 
Schattenseiten  sie  in  ihren  Wirkungen  teilt. 
Einfach  und  sicher  zu  erheben,  bequem  für  den 
Staat,  ist  sie  für  den  Steuerzahler  höchst  un- 
gleichmällig  und  ohne  harten  Drack  niemals 
sehr  ergiebig  zu  raachen.  Da  sie  nur  primitiven 
Anforderungen  zu  enUprechen  vermag,  wurde 
sie  seit  Beginn  des  18.  Jahrh.  teils  von  der 
Vermj^nssteuer  aufgenommen,  teils  in  eine 


Familienstener  erweitert  Li  beiden  Eichtungen 
ist  sie  znr  Vorlänferin  der  modernen  Ertrags- 
besteuerung geworden,  indem  sie  als  Steuer 
„nach  äoUeren  Merkmalen"  den  Boden  fttr  die 
Objektbesteuenmg  vorbereitet  hat. 
Literatur:  v.  Heckel,  Art.  „HerdtUuer",  H.  d, 
St.,  S.  Aufi.,  Bd.  IV.,  S.  llU—im.  —  Ewetn« 
Nöthen  in  den  verschiedenen  Hand'  und  Lehr- 
büchern   der   Finant%nt*etueioJt    von  Bau, 
WagneTf  Jloaefeer,  Foefce  u.  a. 

Max  von  Hericef. 


Hermami,  Friedrich  Benedikt 
Wilhelm  TOn, 

geh.  am  &./XIL  1795  in  Dinkelsbahl  in  Bayern, 
1833  ordentL  Professor  der  Kameralwissen- 
schaften  in  München,  1848  Mitglied  des  linken 
Centmms  der  konstituierenden  Nationalversamm- 
lung in  Frankfurt  a.  M.,  1850—1867  Vontand 
des  kgl.  bayerischen  statistischen  Bnreaos,  Mitr 
glied  der  Mttnchener  Akademie  der  Wissen- 
schaften, gest.  am  Sl.fXL  1868  zn  München. 

Kommentator  und  Fortsetier  desBicardoeehen 
Systems,  insbesondere  von  dessen  Orandrenten- 
nnd  Lohntheorie.  Vater  des  Satzes,  dafi  die 
Konsumenten  die  eigentlichen  Arbeitgeber,  wdl 
sie  die  Direktive  fftr  die  Produktion  angeben. 
Vater  der  ersten  erschöpfenden  Definition  des 
Bedürfnisses,  das  nach  Hermann  aus  dem  Zu- 
sammenwirken des  Gefühls  des  Mangels  und 
des  Strebens  znr  Beseitigung  dieses  mangels, 
besteht.  Von  List  etwas  stark  beeinlmBter 
SchntszOllner. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir  nur  du 
für  das  Sendiom  der  theoretischen  National- 
ökonomie klassische  Werk :  Staatswirtschaftliche 
Untersuchungen,  Manchen  1^;  dasselbe,  2.  ver- 
mehrte und  umgearbeitete  Aufl.,  nach  des  Ver- 
fassers Tode  von  seinem  Schwiegüsobn  J.  t.  Hair 
und  seinem  Schüler  v.  Helfericn  herausgegeben, 
ebenda  1&?0.  Xipper«. 


Herzen,  Alexander, 

geb.  1812  in  Moskau,  gest.  21./L  1870  in  Paris; 
Tgl.  Art.  nSozialdemokratie".  C.  Orünberg. 


Hildebrand,  Bruno, 

geb.  am  6./III.  1812  in  Xanmbnrg  a.  d.  Saale, 
1841  Professor  der  Staatswissenschaften  in  Mar- 
burg, 1848  Vertreter  Marburgs  in  der  kon- 
stituierenden NationalversamuHang  in  Frank- 
furt a.  M.,  1849/50  Vertreter  der  Stadt  Bocken- 
heim im  karhessischen  Landtage.  1850  Dis- 
zipliniernng  dnrdiHaasfflipflng  Jtm  Verlost  seines 
Marburger  Lehramtes.  Seit  Oktober  18&0  Pro- 
fessor der  Staatswissenschaften  in  Zürich  und 
Bern;  seit  Ostern  1861  Professor  der  Staats- 
wissenschaften in  Jena,  wo  er  am  29./I.  1878 
starb. 

Mit  Koscher  and  Knies  Gründer  der  dentschen 
historischen  Schule.  Gründer  der  Hildebrand- 
scheu Schale  (vgl.  Roscher,  Gesch.,  S.  1038)  und 
des  Organs  derselben,  der  „Jahrbücher  für 
NationalSkonomie  und  Statistik"  (1863). 
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Von  Semen  bierber  gebSrigen  Schriften  s^en 
g«ou)Qt :  Xenopbontis  et  AziatoteSs  de  oeconomia 
publica  doctrinae,  2  Teile,  Marbni^  1846.  —  Die 
KatioBalOkonomie  der  Oegenwart  nnd  Zukunft, 
L  (eiDsi|;er)  Bd.,  Frankfurt  a.  M.  1848.  —  Die 
knrhesnBche  Finanjtverwaltnnffj  Kassel  1850.  — 
De  antiatiissiniaB  agriromanidtstribntionisfide, 
Jena  1862.  Lirpert, 


HUIsksMen. 

1.  Begriff  nnd  Arten.   2.  Entwickelang  in 

Deutscbluid.    3.  Gegenwärtiger  Zustand  in 

Dentachland.  4.  Statistik  der  deutschen  H. 
5.  Ausland. 

L  Begriff  und  Arten.  H.  im  weitesten 
Sinne  sind  auf  Oegenseitigkeit  beruhende 
Vereinigungen  vornehmlich  der  Arbeiter  und 
ihnen  nahestehender  Bevöltenmgsbreise  mit 
dem  Zweck  der  Unterstützung,  insbesondere 
der  Versicherung  bei  Krankheit,  Alter,  Invali- 
dität, Arbeitslosigkeit,  Tod  u.  dgl.  m.  Ein 
engerer,  besonderer  Begriff  der  H.  hat  sich 
in  Deutschland  herausgebildet  seit  Bestehen 
der  Arbeiterversicherung  (s.  d.  Art  oben  Bd  I 
S.  160  fg.),  indem  man  unter  H.  nur  noch  die 
sogenannten  freien  Kassen  versteht  im  Qegen- 
satz  zu  den  Kassen,  welche  der  Durciiführung 
des  gesetzlichen  ErankenverBichemngs- 
zwanges  dienen  (vgl.  Art  Krankenversiche- 
rung). Während  aber  die  deutschen  H.  seit 
EinfOhmng  der  Arbeiterversicherung  nur  nodi 
eine  verhUtnism&Big  untergeordnete  Bedeu- 
tung haben,  sind  sie  im  Ausland,  sofern 
dieses  nicht  eine  Arbeiterversicherung  nach 
deutschem  Muster  kennt,  wenn  nicht  die 
snsscUießlichen,  so  doch  die  hauptsächlichsten 
Träger  oder  wenigstens  Ersatzmittel  einer 
ArD^terversicheningsoi^anisation. 

£.  EstwIckeliiDg  in  Dentsehland.  Die  H. 
ab  Träger  g«i06senäehaftlicher  Fürsorge  sind 
berrorgegangen  ans  den  alten  germanischen 
Sehntf^den.  IbreftltestenFormensindKnapp- 
•  chaf tskassen,  Brnderladen,  welche  be- 
reits im  18.  Jahrb.  vorkommen:  snnftmällige 
Organisationen,  welche  ans  regelmäßig  Bei- 
trägen der  Bergarbeiter  nnd  gewissen  Leistnngen 
der  Werkbesitzer  ihren  AngehSrigen  in  den 
Terscbiedensten  Fällen  UnterstOtznng  gewähren. 
Schon  die  älteste  Qnelle  des  deutschen  Berg- 
rechts, die  Knttenberger  Bergordnung  um  1300 
enthält  einschlägige  Bedingungen  über  diese 
Art  H-^  ffir  deren  weitere  Entwickeinng  im 
weaentlicben  das  prenfiiscbe  Be^^ht  als  ^iscb 
gelten  kann.  Die  Blüte  der  Kuappscbsitskassen 
Ist  znrQckzufiibren  auf  die  Zwangsmitgliedscbaft 
der  Knappen  und  die  Beitragspäicht  der  Berg- 
werk&besitzer.  (Vgl.  Artt  „Bergarbeiter"  oben 
Bd.  I  S.  387  fg.  und  „Bergrecht"  ebd.  S.  413  fg.) 

Ton  den  SchutzgUden  nnd  Zünften  leitet 
auch  ihren  Ursprung  die  genossenschaftUcbe 
FOraorge  ab,  die  sich  in  den  Gesellenver- 
bänden and  Handwerkergilden  findet. 
Die  mit  dieaen  Vereinigungen  in  Verbindung 
•tebenden  H,  hielten  sich  anch  während  der 
Zät  der  itaatlidien  Bevormondnng  des  Ge- 
werbawesens  im  17.  nnd  1&  Jahrb.,  nnd  ebenso 


wenig  vermochte  das  Anfang  des  19.  Jahrb. 
zu  enrenlicber  Gestaltung  gelangende  Gewerbe* 
recht  ihnen  viel  anzuhatwn.  Anch  fOr  die  wei- 
tere EntWickelung  dieser  Kassen  ist  insbeson- 
dere das  preuHische  Beeht  besonders  be- 
deutungsvoll gewesen. 

Die  erste  Kodifikation  des  Bechts  der 
H.  findet  sich  im  allgemeinen  Landrecht  für 
die  prenßischen  Staaten  vom  Ö./IL  1794,  Teil  IL 
Tit^  8,  Abschnitt  3,  welches  die  vorhandenen 
H.  der  Zünfte  fortbestehen  ließ,  ne  aber  einer 
behördlichen  Beanfsicbtifnng  nnd  Ueberwachnng 
unterwarf.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  die 
preußische  allgemeine  Gewerbeordnung  vom  17 ./L 
1845,  welche  die  Gemeinden  ermächtigt,  durch 
Ortsstatut  eine  Beitrittspflicht  zu  Kranken- 
kassen für  alle  am  Ort  beschäftigten  Gesellen 
und  Gehilfen  festzusetzen,  nnd  so  den  Ursprung 
desKrankenkassen  versicherungszwangs  bedeutet. 
Auch  das  Vorbild  einer  Beitragspflicnt  des  Ar- 
beitgebers finden  wir  in  der  preußischen  Qesetz- 

febung,  nnd  zwar  in  der  Verordnung  vom  d./IL 
849,  nach  welcher  die  Gemeinden  befngt  sind, 
die  selbständigen  Gewerbetreibenden  anzuhalten, 
Zuschüsse  bis  zur  Hälfte  der  G^Uenbeitrl^ 
zn  den  Krankenkassen  zn  lösten.  Diese 
Stimmungen  waren  anch  auf  die  Fabrikarbeiter 
bezw.  Fabrikuntemehmer  anzuwenden.  Das  Ge- 
setz vom  3./IV.  16Ö4  gab  Normativbestimmun^n 
über  die  Verfassung  gewerblicher  UnterstÜt- 
znngskassen  und  gestattete  die  Einführung  des 
Eassenzwangs  durch  die  Bezirksregiemngen.  — 
Das  System  des  Kassenzwangs  kannten  anch 
andere  deutsche  Staaten,  wie  Sachsen, 
Brannachweig  und  thflrinnsche  Fürstentümer, 
während  Zwangskaasen  anBer  in  Prenllen  nodi 
in  Hannover,  OTdenbnrg,  Schleswig-Holstein  nnd 
Hessen  zu  finden  waren. 

Die  Beicbsgesetzgebnng  bildet  eine 
unmittelbare  Fortsetzung  des  preußischen  Bechts, 
indem  die  Beicbsgewerbeordnnng  vom  21./TI. 
1869  das  bestehende  System  des  Kassenzwanga 
(Verpflichtung  irgend  einer  Kasse  anzu- 
gehören) beibehielt,  ebenso  wie  den  bereits  be- 
stehenden ungeliinderten  Wettbewerb  zirischen 
Kassen  jenes  Systems  nnd  den  Zwangskassen 
(Verpflichtung  einer  bestimmten  Sasse  anzu- 
gehören). 

Unabhängig  von  den  geschilderten  der  alten 
Znnftverfassung  entspringenden  H.  bildeten  sich 
Mitte  des  19.  ^hrb.  nach  ansländiscbem,  insbe- 
sondere englischem  Muster  (vgl.  weiter  unten 
snb  3)  freie  H.,  beispielsweise  1848  der  Qe- 
sundheitspfif^verein  des  Deutschen  Sozialen 
Arbeiterbundes,  der  nach  kurzem  erfolgreichem 
Bestehen  polizeilich  geschlossen  wurde.  Haupt- 
sächlich waren  es  die  soziiüdemokratischen  lü^ 
freisinnigen  Gewerkvereine,  welche  sich,  um  die 
Errichtung  von  H.  bemflbten.  Der  politische 
Beigeschmack  dieser  H.  führte  zu  einer  ^ßen 
Rechtsunsicherheit,  welchen  erst  durch  die  Ge- 
setze vom  7./IV.  1876  (H.gesetz)  und  vom 
8./IV.  1876(Novelle  zur  Gewerbeordnung) 
ein  Ende  gemacht  wurde.  Das  erste  Gesetz  be- 
stimmte, daß  alle  H.,  welche  eine  Reihe  von 
Nonnativbedingungen  erfüllten,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  sie  nach  dem  Grundsatz  der  Frei- 
willigkeit oder  des  Zwangs  erriditet  waren,  anf 
Grand  einer  Zulassung  der  höheren  Verwal- 
taneibehörde  die  besonderen  Rechte  einer  ein- 
geschriebenen  H.  erlangen;  diese  bestanden 
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u.  ft.  in  jnristiBcher  Penöiüichkeit  unter  Be- 
schränkon^  der  Haftung  anf  das  Vermögen 
der  Kasse.  Die  NormatiTbestinunangen  De- 
schränkten  die  Leistungen  der  Saasen  and  zwar 
insbesondere  auf  Unterstätzung  im  Kronkheits- 
fall  und  ein  Sterbegeld. 

Das  andere  Gesetz  regelt  das  Verhältnis  der 
freien  H.  zn  den  Zwangskassen.  In  der  Beichs- 
gewerbeordnnng  war  nämlich  bestimmt,  daß  die 
lUtgUedschaft  bei  ir^nd  einer  freien  H.  von 
der  Verpflichtung  des  Beitritts  zu  einer  Zwan^ 
kasse  entbinden  sollte.  Das  Gesetz  vom  8./IV. 
1876  änderte  die  Bestimmung  der  Gewerbeord- 
nung dahin  ab,  daß  nur  der  ZogehOrigkeit  zu 
einer  eingeschriebenen  H.  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  7./IV.  1876  jene  befreiende  Wirkung  zu- 
kam. Eine  Verpniditung,  sich  den  Normativ- 
bestimmunffen  zn  unterstellen,  wurde  fOr  die 
schon  bestenenden  Kassen  aber  nicht  normiert. 

Den  eingeschriebenen  Kassen  gleichgestellt 
wurden  durch  das  Gesetz  vom  18./VII.  1881  die 
Innungskassen.  —  Das  Gesetz  vom  8./rV. 
bestimmte  femer,  dafi  dniy:h  Ortsstatut  die  Bil- 
dung eingeschriebener  H.  zur  Unterstfttznng 
von  Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeitern  an- 
geordnet und  den  Beteiligten,  welche  das  16. 
Lebensjahr  vollendet  haben,  die  Teilnahme  an 
einer  solchen  Kasse,  mangels  ZngehOrigkeit 
dieser  Person  zu  einer  anderen  eingesdiriebenen 
H.  Eur  Pflicht  gemacht  werden  könnte.  Den 
Arbeitgebern  konnte  eine  Anmeldepflicht  aofer- 
legt  werden  sowie  eine  ^wisse  VorschuUldstnng, 
Fabrikbesitzern  sogar  eine  ZusehuOpflicht  bis  zu 
öO%  der  Arbeiterbeiträge. 

Nur  sehr  wenige  Gemeinden  machten  von  dem 
ihnen  eingeräumten  Recht  Gebrauch,  so  daß  die 
aberwiegende  Zahl  aller  Arbeiter  überhaupt  un- 
versichert blieben.   Dem  gegenüber  kamen  (Ue 

H.  zu  unerwartet  großer  Blüte,  namentlich  die 
Zentralkassen  der  sosialdemokratiscben  Gewerk- 
schaften. 

Als  die  AYbeiterversicherung  ein- 
setzte,  wurde  das  Retchsgesetz  vom  7./IV.  1876 
in  wichtigen  Punkten  durch  eine  Novelle  vom 

I. yVI.  1884  abgeändert.  Die  wesentliche  Folge 
dieses  Gesetzes  war,  daß  als  eingeschriebene 
H.  nur  noch  die  freien  Kassen  Übrig  blieben, 
während  die  unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes 
von  1876  in  eingeschriebene  H.  nmgefonnten 
Zwangskassen  in  Orts-,  Betriebs-  oder  Innnngs- 
knuikenkassen  umgewandelt  wurden.  Dennoch 
sind  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  etwa  alle 
freien  H.  eingeschriebene.  Der  gegenwärtige 
BechtBEUstand  ist  vielmehr  der  (dgende. 

8.  GegrawlitigerZostudlBDeatseUaiid. 
Wie  schon  sub  1  erwähnt,  werden  heute  in 
Deutschland  als  H.  angesehen  nnr  die  freien  H. 
Von  diesen  gibt  es  jedoch  2  Arten:  die  auf 
Grund  reichsgesetzlicher  Vorschriften  er- 
richteten eingeschriebenen  und  die  anf 
Grund  landesrechtlicher  Vorschriften  er- 
richteten Übrigen  freien  H.  Beiden  gemein- 
sam ist,  daU  niemand  gezwungen  ist,  ihnen 
beizutreten,  und  keine  dieser  Kassen  gezwungen 
ist,  jraianaen  aufzunehmen.  Die  Kassenmit- 
glieder  haben  fernerhin  ausschließlich  die  Ver- 
waltung in  Händen,  ohne  daß  eine  Mitwirkung 
der  Arbeitgeber  stattfindet.  £ine  Ueberein- 
stimmung  herrscht  aacb  hinsicbtlich  des  Ver- 
hältnisses der  beiden  Arten  H.  zu  den  Zwangs- 
kassen des  Krankenversicherangsgesetzes.  Ge- 


währen die  freien  H.  die  MindestleistnngeB  der 
Oemeindekrankenversichenuig  (vgl.  Art  „Kran- 
kenversicherung'*), so  sind  ihre  Mitglieder  von 
der  Verpflichtung  einer  Zwangskasse  anzu- 
gehören befreit,  andernfalls  eutmndet  die  Zn- 
geh9ri^keit  zn  einer  freien  H.  sieht  tob  der 
Verpflichtung,  auch  noch  dieser  Zwangskasse 
anzugehören. 

Mithin  ergeben  sich  vier  verschiedene 
Kassenarten : 

1.  Eingeschriebene  freie  H.  (reicharecht- 
lich)  mit  den  Mindestleistungen  der  Ge- 
meindekraakenveraicherung. 

2.  Nicht  eingeschriebene  freie  H.  (landes- 
rechtiich)  mit  den  Mindestleistungen  der  Ge- 
meindekrankenverstcherung. 

3.  Eingeschriebene  freie  H.  (reichsrecht- 
lich) ohne  diese  Mindestleistungen. 

4.  Nicht  eingeschriebene  freie  H.  (landes* 
rechtlich)  ohne  diese  Mindestleistungen. 

Der  H  au  ptn  Uterschi  ed  zwischen  den  ein- 
geschriebenen und  nicht  eingeschriebenen  U. 
besteht  darin,  daß  die  ersteren  nur  Krankenfttr- 
sorge  nud  Sterbegeld  gewähren,  aber  keinem 
anderen  Zweck  uenen  dftrfen.  Den  übrigen 
freien  H.  bleibt  es  unbenommen,  auch  an&re 
Zweige ,  insbesondere  Invaliden-,  Witwen- 
Waisen-,  Arbdtslosi^eitsTerBiolmnng  usw.  auf- 
zunehmen. —  Ueber  die  HOhe  der  Leistungen 
der  H.  bestehen  keine  Bestimmungen.  Mitbin 
ist  die  Möglichkeit  vorbanden,  daß  es  einerseita 
Kassen  ohne  die  Mindestleistungen  der  Gemeinde- 
krankenversichemng  gibt,  andererseits  aber  auch 
solche  mit  weit  höheren  Leistungen ,  und  inso- 
fern treten  die  H.  ergänzend  neboi  die  Zwangs- 
kassen. 

Die  Entwickelnn^  der  H.  ist  auch  nach 
Inkrafttreten  der  Arbeiterverdchernng  Über- 
raschend groß  gewesat.  EinenmBoerstannlicliere 
Erscheinung,  als  die  Arbeiter,  wdche  einer  H. 
Eds  MitgUeder  angehören,  die  gesamten  Beiträge 
allein  aufbringen  haben,  während  die  Arbeiter, 
die  einer  Zwangskasse  beitreten,  nur  */|  der 
Beiträge  leisten,  das  übrige  V*  seitens  der  Ar- 
beitgeber gezahlt  wird.  Zweifelsohne  haben 
hier  politische  Gründe  eine  große  Bolle  ^pielt. 
Hinzu  kommt  aber  der  ümstand,  daß  die  freien 
H.  zufolge  ärztlicher  Auswahl  und  Begrenzung 
des  Beitrittsalters  eine  Herabminderung  der 
Krankheitsgefahr  herbeif&hren  können.  Die 
freien  H.  wurden  auch  bevorzugt,  weil  sie  an 
Stelle  ärztlicher  Behandlung  emen  Geldbetrag 
zahlen  durften  und  so  vollKommen  frde  Arzt- 
wahl ihren  Mitgliedern  geben  konnten.  Viele 
Unternehmer  nahmen  auch  lieber  Arbeiter,  welche 
den  freien  H.  angehörten,  daher  die  ganze 
Krankenversichemngslast  selbst  tragen.  Der 
Versndi  der  Zwangskassen,  die  H.  zu  Mkämpfen, 
hat  nur  vorübergehenden  Erfolg  gehabt  Die 
Novelle  zum  Krankenversicbemngsgesetz  vom 
lO./lV.  1892  hat  dadurch  eine  ErMbwerung  des 
Wettbewerbes  der  freien  H.  mit  den  Zwangs- 
kassen herbeigeftthrt,  daß  die  bis  dahin  allge- 
mein gestattete  Ablösung  der  Krankmunter- 
Stützung  in  Naturalien  durch  Erhöhung  dee 
Krankengeldes  um  V*  ortsüblichen  Tage- 
lohnes  künftig  nur  für  Mit^ieder  gestattet 
wurde,  welche  zugleich  einer  Zwangskasse  an- 
I  gehören.  Hierauf  sank  die  Mi^lieaerzahl  der 
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ridbenen  Kauen  Eonächst  b^xficfatUcb 
und  bob  sieb  dann  nnr  in  geringem  Maße 
wieder,  wAhrend  die  Zabl  der  landesreehtliehra 
Kauen  fortwährend  gesunken  ist 

Ein  weiterer  Bückeang  der  H.  dflrfte  er- 
ffdcra,  wenn  der  dem  Beicbstag  Ende  190Ö  vor- 
Kueete  Entwurf  eines  nenen  Oesetses  Aber 
H.  Annabme  findet.  Nadk  diesem  Entwurf 
wird  das  Gesetz  Aber  die  H.  Ton  1876  aufge- 
hoben tmd  die  H.  dem  Kaiserlicbea  Anfsichts- 
amt  für  PriTatvermcbemng  (».  d.  Art  oben 
Bd.  I  S.  257  fg.)  onteratellt;  aladann  findet  anch 
das  k&nftige  Oesetx  Qber  den  Versicbemnn- 
Tcrtrag  Anwendiing  aof  die  Verträge  der  H. 
{TgL  Art.  -VeraicEerangswesen").  veranlaßt 
wurde  die  Vorlage,  wie  die  BegrOndong  sagt, 
dueh  die  Erfabmngeu,  „daß  hier  je  länger  je 
mäa  erhebliche  Mißstände  zutage  getraten  und, 
ieaai  an  der  Hand  des  derzeit  geltenden  Rechts 
mit  nachhaltigem  Erfolge  nicht  begegnet  werden 
kann,  insbesondere  weil  man  die  Erricbtniig 
Ton  Schwindelkflsaen  hintanhalten  will".  Die 
sodaldemokratische  Partei  macht  eriiebUche  Au- 
strengongen,  die  GesetzgebnngzaFall  zubringen. 

Für  das  Becbt  der  Knappscbaf  tskassen 
ist  besonders  die  preußische  Gesetsgehnng  be- 
deutnngVTolL  Das  Gesetz  Tom  10./IV.  1854 
ffthrte  einen  Zwang  zur  Errichtung  Ton  Knapp- 
■ehaftskassen  imn  mtea  Male  ein.  Aber  »mon 
Tor  diesem  Gesetz  bestanden  im  Jahre  1858  in 
Preußen  68  Knappsehaftskassen  mit  56462  Mit- 
gliedern, während  die  gesamte  be^männische 
BeTQlkemng  Preoßeus  ^300  Personen  umfaßte. 
Das  allgemeine  Berggesetz  für  die  preuOiscbeu 
Staaten  Tom  84./VI  1865  bildet  die  Grundlage 
des  jetzigen  Bcchts.  Danach  sind  die  Knapp- 
sehansTereine  Genossenschaften  des  fiffentlicheu 
Becbts  mit  weit  ausgedehnter  Selbstrerwaltung 
und  Zwangskassen  in  doppelter  Hinsicht,  indem 

Einnahmen  und  Ausgaben  1903. 

Einnahmen       Ausgaben       Ueberschuß  d.  Akt.  Hb.  Pass. 
1.  Beichsr.  H.  mit  Uindestl.  23087821  22116418 

S.  Landesr.  H.  mit  MindestL  953  3^7  905  641  i  S18 174 

3.  S<mstige  H.  ohne  Mindestl.         7  468  412        5  946  848  5  329  903 


sowohl  die  Ei^utOmer  der  Bergwerke  wie  auch 
die  Arbeiter  diesen  Kassen  angehören.  Arbeiter 
und  Werkbesitzer  haben  regelmäßig  Beiträge 
zu  leisten,  letztere  mindestens  die  Hälfte  der 
Beiträge  der  Arbeiter.  Als  Mindestleistungen 
der  Kassen  sind  Torgeschrieben:  freie  Kor  und 
Verpflwnng,  Krankenlohn,  B^fribniabwtenbBi- 
trag,  lebendängUche  Inrahdenuntersttttzung  hd 
einer  ohne  grobes  Verschulden  eiBgetretenai 
ArbeitsnnKhigkeit,  Witwen-  vnd  Wauennnter* 
statzung.  Auf  die  Mindestleistung^  von  Ein- 
flu£  war  das  BeichskrankenTersichemngsgeseta, 
wie  Überhaupt  die  Arbeit^ersicherungsgesetze 
auf  die  Knappsehaftskassen  von  erheblichem 
Einfluß  gewesen  sind.  (Vgl.  Art.  „Krankenver- 
sicherung".) 

Dem  preußischen  Parlament  ist  Anfang  1906 
eine  Novelle  betr.  R^lung  des  Knappadiafta- 
Wesens  zugegangen,  (vgl.  d.  Art.  „Bergarbeiter" 
oben  Bd.  I  insbes.  S.  388  fg.) 

4.  SUtUtIk  der  dratsehem  H. 
A.  Zahl  der  h!  1885—1903. 
1.  2.  a 

Beidur.  eing.  H.  Landesr.  H.    Sonstig«  H. 
mit  Mindestl.  mit  MindestL  ohne  Mudestl. 


1686 

1818 

474 

96 

1890 

1869 

468 

i»3 

1895 

1388 

263 

224 

1900 

145» 

236 

26t 

1903 

1436 

204 

394 

B.  Mitgliedersahi  1885—19(3. 


1885 

730  722 

■43  785 

16  716 

1890 

821  403 

»4»  573 

42  321 

1895 

671  607 

59  880 

121  060 

1900 

844  347 

44  080 

200  978 

1903 

835  227 

40748 

244349 

Als  finanziell  geuttgend  bezeichnet  die  Beiclis- 
Statistik  60e  (35%)  Im  reiehsr.,  63  (30,9%)  der 
landesr.  H.  mit  Müidestlöstungen. 

Als  finannell  nngftnstig  bezeichnet  d.  Reichs- 
ttatistik  934  (66»/o)  der  reiehsr.,  141  (69,1%) 
der  landesr.  H.  mit  MindesUeistungeu. 

&.  Anslud.  InOesterreichnndUngarn 
nnd  Gesehidite  und  Bechtsrerhältnisse  der  H. 
ähnlich  wie  in  Deutschland,  wenngleich  die  Ent- 
wiekeluog  der  H.  dort  viel  geringer  ist  als 
hier.  Es  sind  In  Oesterreich  3  Arten  H.  sn 
nniencheiden : 

1.  VenicbenmgBTereine  auf  Qmai  des  all- 
gemeiaen  Vereinsgesetzes  vom  26./11.  18^. 

2.  Veraichemugsrereine  auf  Grund  des  Ver- 
nnwesetzes  vom  16./11.  1867  und 

£  die  eigentlichen  H. ,  registrierte  H.  auf 
Grmd  des  Gesetzes  Tom  16./VIL  1892.  Letztere 
önd  den  englischen  H.  insofern  ähnlicher  als 
den  deutschen,  als  sie  auch  weiteren  Zwecken 
dienen  därfen. 

Auf  die  VersichemngsTerträge  der  H.  soll 
das  im  Entwurf  vorliegende  künftige  Gesetz 


aber  den  VersicheruagsTertrag  Anwendung 
finden. 

Das  Recht  der  Knappsehaftskassen  (Brader< 
laden)  in  Oesterreich  ist  kodifiziert  im  all- 
gemeinen Berggesetz  fflr  die  Ssterreichische 
Monarchie  vom  23./V.  1854,  welchem  die  Ge- 
setze vom  28./yiI.  1889  und  vom  17./IX.  1892 
folgten.  Die  Knappsehaftskassen  in  Oesterreich 
entsprechen  durchaus  den  deutschen.  Ihr  Zweck 
ist  Unterstützung  der  Genossen  sowie  ihrer 
Witwen  und  Waisen.  Sie  sind  mit  juristischer 
Persönlichkeit  ausgestattete  Zwannkassen;  für 
jedes  Ber^erk  muß  eine  Bmderlue  vcffhanden 
sein  und  jede  in  dem  Gesetz  näher  bezeichnet« 
Person  muß  der  Bruderlade  beitreten. 

In  Frankreich  sind  zu  unterscheiden  So- 
ci^tes  de  seconr  mutaebi  und  Syndicats  pro- 
fessiouels.  Rechtsgrundlagen  der  ersteren  sind 
die  Gesetze  vom  lö.fVU.  1850,  26./ni.  1852  und 
26./IV.  1866,  vor  aiUem  das  neue  Gesetz  vom 
l./IV.  1898.  Dieses  letzte  Gesetz  hat  den  Wir- 
kungskreis der  H.  bedeutend  erweitert,  sie  auf 
brauchbare  versicherungstechnische  Grundlagen 
gestellt  und  die  ataatUche  Anfsidit  verstärkt. 
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Znr  Grandnng;  der  H.  bedarf  es  nar  der  Hinter- 
le^D^  TOD  statntea  und  des  HitgtiederTer- 
zeichniBsea.  Die  zur  ErUBgnng  der  fltaatlichen 
VergftDatigaDgfen  erforderlidie  miniBterielle  BilU- 
gnng  kann  Dur  ans  begtimiaten  Oritnden  ver- 
saget werden.  Während  die  H.  frflher  auf  Be- 
BQtznng  der  staatlichen  Yersicherangsbasse  be- 
schränkt waren,  dürfen  sie  jetzt  anch  eigene 
Versicheningakassea  gründen.  Durch  Staats- 
snbTentionen  können  den  H.  ZuacbüSBe  bewilligt 
wwden  snr  FOrdemng  der  Altersrentenrmiche- 
nmg.  Die  Bemf^ereine  beroben  anf  dem  Ge- 
setz vom  21./nT.  1884.  Sie  haben  ebenfalls  das 
Recht,  für  ihre  Hitglieder  UnterstütEnngs-  nnd 
Versicberongskassen  zn  errichten.  (Auf  die  H. 
der  Bergarbeiter  nnd  Seelente  kann  hier  nicht 
eingegangen  werden.) 

England  ist  das  klassische  Land  der  H., 
welche  nier  auf  eine  beachtenswerte  historische 
Entwickelang  blicken  können  nnd  anch  heute 
als  Hanpttriger  der  ArbeiterversicbemDg  in 
engliacbem  Sinne  von  fiberans  großer  sozialer 
nnd  politi8<Äer  Bedentong  sind,  uie  englischen 
H.,  Frlendly  Societies  sind  als  die  ältesten 
Form  i&  englischen  Ärbeitervereinignngen 
aiiEiisehenj  ans  der  heraas  sich  die  meisten  übri- 
gen Arbeiterrerbände  entwickelt  haben.  Der 
orsprüngliche  Charakter  als  mildtätige  Unter- 
statznngsvereine  für  Krankheits-  nnd  Todesfälle 
and  als  gesellige  Vereine  ist  bei  den  englischen 
E.  der  modernen  Form  gewichen :  der  anf  wirt- 
schaftlicher Grundlage  anfgebanten  Versiche- 
mngskasse.  Neben  den  F.  S.  spielen  insbeson- 
dere anch  die  englischen  Gtewerkrereine,  Trade 
ünions  eine  nicht  anbedeutende  Holle  in  der 
ErankenTersicherang,  sind  aber  als  H.  nicht  an- 
zusehen. Bis  1871  worden  anch  die  Trade 
ünions  als  Friendly  societies  registriert  (Vgl. 
Art.  „Gewerkvereine"  oben  Bd.  I  S.  1081  fg.)  — 
Die  seit  1793  tätige  Gesetzgebung  hat  es  bis 
heute  nur  vermocht,  Nonnen  fftr  die  H.  aufzu- 
stellen, welche  sich  freiwillig  in  die  vom  Registrier- 
amt geführte  Liste  eintragen  lassen.  Es  ist  also 
zn  unterscheiden  zwischen  registrierten  nnd  nn- 
registrierten  H.j  die  Registrierung  zn  verlangen 
steht  den  H.  frei.  Es  erwachsen  ihnen  durch  sie 
eine  Reihe  von  Verpflichtungen,  u.  a.  jährlicher 
Answös  an  die  Zentralbehörde,  eine  alle  5  Jahre 
Torzunebmfoide  technische  Bilanz  usw.  Dem- 
gegenüber genießen  die  eingetragenen  F.  S. 
wichtige  Privilegien,  n.  a.  Vorzugsrecht  ihrer 
Forderungen,  ausgedehnte  Stempelfreiheit,  be- 
vorzugte Verzinsung  ihrer  Kapitalien  durch 
die  Staatsschuldenverwaltnng  usw. 

Nach  dem  offiziellen  Bericht  bestanden  1903 
30000  Friendly  Societies  mit  etwa  14  Millionen 
Mitgliedern  und  einem  Vermögen  von  46  Mil- 
lionen £.  Im  Zeitraum  von  1875—1903  hat 
sich  in  Groübritannien  die  Zahl  der  H.  mehr 
tia  verdoppelt,  die  Mitgliederzabi  mehr  als  ver- 
dreifacht und  das  Vermögen  mehr  als  vervier- 
facht. 

Die  recht  verwickelten  Verhältnisse  der  eng- 
lischen H.  dürften  durch  nachstehendes  (der 
Schrift  von  Jenny  entnommenes)  Schema  etwas 
aufgeklärt  werden. 

A.  Freie  H.  (Ordinary  Friendly  Societies). 
I.  Allgemeine  H.  (General  F.  S.)  Kassen, 
wefishe  alle  Versicberungszweige,  hanpt- 
säcbUcb  aber  Krankenvenicherong  be- 
treiben. 


a)  Lokale  H.  (Local  or  Ordinary  F.  S.). 

1.  Dorfklub  (Village  or  Country  Club). 

2.  Städtklnb  (Town  Clnb). 

b)  Zentralisierte  H.  (Centralised  F.  S.). 

3.  Kirchspiel-   nnd  Grafschaftskassen 
(Parochial  and  Conntry  F.  SO- 

4.  Allgemeine  Landeskassen  (Genend 
Centralised  F.  S.). 

c)  Gewerbekassen  (Particnlar  Trade  F.  S.) 

5.  Betriebskassen  (Local  Trade  F.  S., 
Shop  aob). 

6.  Allgemeine  Gewerbekaasai  (0«ieral 
Trade  F.  S.). 

II.  H.  mit  besonderer  Oi^ia^satioii  (Distinct 
F.  S.). 

a)  In  bezng  auf  die  Kasse. 

7.  Teilende  Vereine  (DividiiwSocietiefl). 

8.  Vereinigte  Sptx-  nnd  H.  (Deposit 

F.  S.). 

b)  In  bezug  anf  die  Hitglieder. 

9.  H.  ausschließlich  für  Frauen  (Female 

F.  a). 

10.  H.fBr  jugendliche  Personen  (Juvenile 

F.  S.). 

m.  H.,  welche  nur  Sterbegeld  versichern. 

11.  Lokale  B^(rilmiflka8sen(Bnri^F.S.). 

B.  Affiliierte  H.  oder  Orden  (Sodetiea  baring 
Brauches). 

1.  Allgemeine  Orden  (General  Orders). 
8.  Abstinenten-Orden(AbstainerOrder8). 

3.  Jüdische  Orden  (Hebrew  CMers). 

4.  Gewerbeorden  (Trade  Orders). 

5.  Teilende  Orden  (Dividing  Orders). 

6.  Frauenorden  (Female  Oraers). 

7.  Jagendorden  (Juvenile  Orders). 

C.  Die  großea  Begräbniskassen  (CoUecting  F.  S.). 
Auen  in  den  ttorigen  Knlturstaaten  ist 

das  H.wesen  znm  TeU  weit  verbreitet  nnd  hat 
durchweg  eine  gesetzliche  Bedang  in  der 
Weise  gefunden,  wie  sie  für  eine  Reihe  von 
Staaten  bereits  geschildert  worden  ist  An  einer 
erschöpfenden  Statistik  fehlt  »  aber  darchaos. 

Literator:  Hontgmann,  Art.  „Eiljabuien",  tm 
ff.  d.  St.,  2.  At^.,  IV.  Bd.,  S.  ItOl,  a.  rfort 
auch  weitere  Literatur.  —  Kehm  und  ftoCtfr, 
ti»  der  I.  Aufi.  dieses  Wörterbuehet.  —  Hahn, 
Kommentar  xutn  Hüfakas»«ng«»etz,  Berlin  1B9G. 
—  Derselhe,  ZeitMChnft  fiir  die  geaamte  Ver- 
ticherungavnaawtcha^t,  Btrlin  X906,  VI.  Bd.  — 
ffoabacfc,  Da»  engüsehe  AfieiterverticAtnmgt' 
weatn,  leiptig  1S8S.  —  «/iMtny,  Dtu  «ngUtehe 
Hiyahtuunwetm  dtr  neuesten  Üem 
(S.  dort  weitere  Literatur  über  «ngl.  ff.) 

Alfred  jratm. 


HlnterbUebeneBfürso^ 

s.  Witwen-  und  Waisenversorgung. 


Boards. 

H.  (Geldhorten)  nennt  man  jene  Geld- 
summen (iukt.  Barren  und  fremde  Hünzen}, 
welche  in  gegebenem  Augenblick  nicht  in  wirk- 
lichem Umlauf  oder  in  geschäftlicher  Verwen- 
dung sich  finden,  sondern  eventuell  erst  Ver- 
wendung suchen.  Diese  spielen  eine  gToOe  Bolle 
in  der  Lehre  vom  Banknotenwesen  (Currency- 
theorle).  Die  Lehre  von  den  Geldhorten  warde 
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umentiich  tob  Fnllarton  wiawnschftftUch 
ausgebildet.  Eine  gnte  Daist^m^  der  Lehre 
findet  sich  bei  Ad.  Wagner^  Die  Geld-  und 
Kredittheorie  der  Peel'soai  Banknoten,  Wien 
1862,  S.  97—101.  Ihre  Bedentang  schränkt  un 
R.  Hildehrand,  Die  Thenie  des  Oeldes, 
Kritische  UnteiBiiuimsen,  Jena  1883,  S.  131 L 
iSne  eigentamliche  RciUe  spieles  £e  H.  in 
^tisch  Indien;  daselbst  sind  groQe  Mengen 
nngeprSgten  Silbera  diesanriert,  deren  Wert  nach 
ofuieUen  Schätzungen  sich  auf  ca.  2  Milliarden 
Bnpien,  nach  anderen  Angaben  auf  3,  ja  auf 
10  Milliarden  Bnpien  belaafen.  Selbst  der  kleine 
Mann  legte  dort  bisher  Ersparnisse  in  Silber  an, 
die  von  hemmzieheDdeD  Silberschmieden  gewöhn- 
lich nnter  den  Ancen  des  Besitzers  zu  groben 
SdimuekBt&dten,  Ann-  und  Bdarauffen  nsw, 
geformt  werden.  Treten  Zeitea  der  Hot  ein, 
so  wandern  diese  SchmockstBcke  znm  Pfand- 
leiher, der  Geld  daranf  gibt.  Vgl.  0.  Heyn, 
IHe  indische  WShmnffsref orm ,  Berlin  1903, 
S.258f. 

G.  Seluifu. 


Hoehseefischerri 

s.  See-  und  BinnenfischeFei. 


HSferecht,  Höferollen 
B.  Vererbung  des  ländlichen  Qrund- 
besitzes. 


Hoffknann,  Johann  GottMed, 

geb.  am  13./VII.  1765  in  Breslau,  bekleidete 
staatawissenschaftliche  Lehrämter  in  Efinigs- 
berg  nnd  Berlin,  war  Ton  1810—1844  Direktor 
des  kfintgL  preußischen  statistischen  Bnreans  in 
Berlin  and  starb  daselbst,  als  Mitglied  der  Ber- 
tiner Akademie  der  Wissenschaften  am  12./XI. 
1847. 

Smithianer,  aber  unr  bis  znr  Grenze  des 
laissez  füre.  Vater  des  Satzes,  daß  die  Gmnd- 
rente  ein  pränumerando  gezahlter  JäAoi,  freier 
Dienste  seL  Hanptagitator  für  Aufhebung  der 
BchutzsOllnerischen  Verkehrsschranken  inPreußen 
durch  das  G.  t.  26./V.  1818.  Frühester  Agi- 
tator (seit  1828)  fär  Einführune  der  Goldwäi- 
rung  in  Preußen.   Bekämpfer  der  ZOnfte. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  verdienen 
die  folgenden  besonders  herrorgeboben  zu 
werden:  Die  Lehre  vom  Oelde,  als  Anleitung 
zu  gründlichen  Urteilen  Qber  das  Geldwesen, 
Berün  1838.  —  Die  Lehre  von  den  Stenern,  als 
Anleitung  zu  gründlichen  Urteilen  Uber  das 
Stenerwesen,  Berlin  1840.  —  Die  Befugnisse 
zum  Gewerbebetriehe,  zur  Berichtigung  der 
Urteile  fiber  Gewerb^reiheit  nnd  Gewerbezwang. 
Beriin  1841.  lAvpert. 


Holziadastrie. 

L  Begriffliches  und  Wirtschaft  liehe 
SntwicKelung.  IL  teuere  Verhältnisse 
■nd  Statistik.  1.  Deutsches  Beich.  2.  An- 
dere lihider. 


;  L  Besrtffliches  ud  wirtscIwftUoke  Bat- 
I  wickehus. 

In  der  Terweadbarkeit  des  Holzes  unt^ 
scheidet  nuu  zwei  Artw :  das  Breiiah(dz  und 
das  Nutzholz  (b.  d.  Art  Rotsten'*  oben  Bd.  I 
S.  857%.).  Letzteres  kommt  für  die  H., 
d.  h.  für  diejenigen  Gewerbe,  welche  das 
Holz  lediglich  als  Rohstoff  zwt  Weiterver- 
arbeitung benutzen^  in  Betracht.  Die  H. 
be£aBt  sich  also  mit  der  Be-  und  Verar- 
beitung des  Nutzholz^ ;  zu  ihr  gehören  die- 
jenigen Gewerbezweige,  welche  ihre  Pro- 
dukte ganz  oder  doch  Oberwi^eod  aus 
Holz  herstellen.  Die  deutsche  Reichs- 
statistik führt  unter  der  Gruppe  „Industrie 
der  Holz-  und  Schnitzstoffe"  folgende  Ge- 
werbearten auf:  1.  die  SSgemühleoindustrie 
und  die  sonstige  Holzzurichtung  und  Kon- 
servierung ;  2.  die  Herstellung  glatter  Holz- 
waren: Verarbeitung  von  Holzdraht,  Holz- 
stiften,  von  groben  Holzwaren  und  die 
Tischlerei  und  Farkettfobrikation ;  3.  die 
Böttcherei;  4.  die  Eorbmacherei  und  Korb- 
flechterei ;  5.  die  Strohhuthbrikatton ;  6.  die 
sonstige  Flechterei  und  Weberei  von  Holz; 
7.  die  Anfertigung  von  Dreh-  und  Schnitz- 
waren, auch  die  Korkscbneiderei ;  8.  die 
Fabrikation  von  Kämmen,  Bdrsten  und 
Schirmen  und  9.  die  Veredelung  von  Holz- 
und  Schnitz  waren. 

Die  Ins  m  die  ftitesten  Zeiten  znrackreiehende 
Verwendung  des  Holzes  zn  den  verschiedensten 
Zwecken  hat  schon  frühzeitig  Gewerbe  entstehen 
lassen,  die  sich  mit  der  Verarbeitung  des  Holzes 
zur  Herstellnng  von  Waren  aller  Art,  nament- 
lich von  Gebrauchs-  und  Schmuchgegenständen, 
befaßten.  So  wurden  viele  znm  Ackerbau  not- 
wendigen GerSte,  wie  Pflug,  Egge,  Wagen  nsw. 
in  der  Hauptsache  aus  Hotz  angefertigt,  anch 
manche  zur  Beschaffung  und  Befriedigung  der 
NahningsbedtlrfnisBe  benutzten  Utensiuen  wur- 
den aus  diesem  Material  hergestellt.  Eine  starke 
Verwendung  fimden  die  Dearbeiteten  HOlzer 
femer  beim  Bau  und  bei  der  Einrichtung  von 
Wohnungen,  bei  dem  Bau  nnd  der  AusrOstung 
von  Schiffen  usw.  Die  erste  Verarbeitung  des 
Holzes  znm  Zwecke  seiner  Braudibarmachnng 
erfolgte  im  Altertum  und  im  Hittelalter  in  der 
einfachsten  Weise;  die  Stämme  wurden  meist 
mit  der  Handsäge  in  langwieriger  mühevoller 
Arbeit  zu  Brettern  zersägt  oder  mit  der  Axt 
zerkleinert.  Erst  im  Laufe  des  14.  und  \h. 
Jahrh.  wurde  diese  Art  der  Holzbearbeitung 
durch  die  zn  jener  Zeit  entstehenden  Häge- 
mühlen  allmählich  verdrängt.  Die  Heimat  der 
ersten  Sägewerke  ist  Deutschland,  e»  handelt 
sich  hierbei  um  von  Wasser  oder  Wind  ge- 
triebene Sägegatter.  Ihre  weitere  Verbr«;itii»jjf 
erfolgte  jedoch  recht  langsam,  und  u'a-^i  im 
17.  Jahrb.  wurde  ihrer  Einführung  in  Kii^rlaiii 
heftiger  Widerstand  entgegengeMtzt.  M^.i.'*;t>: 
wichtige  Erfindungen  und  Verb«*M;rui,v^n  :t 
der  technischen  Einrichtung  dw  i^v»fm*:tiL.K  r^r- 
schafften  ihnen  aber  im  Laufe  d*f  ^ui^ri.  Ja-u- 
hnnderte  immer  mehr  Eingang  iu  *h*x  t.  .vi, 
Holz  produzierenden  Ländern,  vjus  x^v.»-i  im 
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waren  ee  die  Holländer,  welche  sich  die  Vor- 
teile des  S&gemüblenbetriebes  schon  frühzeitig 
zunutze  «macht  haben.  Die  Entwickelnii^ 
dieses  Li«i8toie£weigea  in  DeatseUaiid  hat  seit 
der  sweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  einen  er- 
freulichen Anfochwnng  zn  verzeichnen. 

Auf  der  Grundlage  der  Fortschritte  des  S&ge- 
rntthlenbetriebes  bemhen  auch  die  Ermngeii- 
schaften  der  übrigen  Zweige  der  Holzindnstrie, 
namentlich  der  'nschlerei  nnd  der  H6belfabri- 
kation.  Das  Schreinergewerbe,  welches  schon 
im  Hittelalter  eine  größere  Bedeatnng  erlangt 
hatte  nnd  alle  Zweige  der  Tischlerei :  die  Baa- 
tischlerei,  die  Kistentischlerei,  die  Werkzeag- 
tiaehlerä,  die  Modelltischlerei  und  die  Möbel- 
tischlerei umfaOte,  Terwendet  das  in  den  SS^e- 
mfihlen  he^estellte  breite  oder  kantige  Schnitt- 
holz als  Hanptmaterial.  Es  wurde  ursprünglich 
rein  handwerksmäßig  in  der  Form  betrieben, 
daß  die  einzelnen  Zweige  der  Tischleret  in  einer 
Werkstatt  nebeneinander  bestanden  und  daß 
nur  Kundenarbeit  geliefert  wurde.  Im  Laufe 
der  Zeit  haben  sich  einige  dieser  Zweige  zu 
selbständigen  Gewerben  entwickelt ;  in  den  großen 
Werkstätten  ist  die  Arbeitsteilung  immer  mehr 
durchgefttbrt  worden,  nnd  so  sind  nach  und  nach 
Betriebe  entstanden,  die  sich  die  gesonderte 
Herstellung  von  Kisten,  Werkzeugen,  Hodellen 
nnd  HOb^  zur  Aufgabe  machen.  Die  hand- 
werksmäßige Herstellung  wurde  in  einzelnen 
Arten  der  llschlerei  dnrdi  die  Verwendung  von 
Haachinen  verdrängt,  und  wenn  auch  heute  noch 
die  ursprüngliche  Form  des  Schreinergewerbes 
weitaas  die  Oberhand  hat,  so  sind  auch  die 
Fabrikbetri^  ständig  an  Zahl  und  Ansdehnnng 
gewachsen.  Dies  gilt  namentlich  von  der  Möbu- 
fabrikatiüD,  dem  wichtigsten  Teile  der  Tisch- 
lerei. Die  Verwendung  von  Holz  zur  Her- 
Btellang  von  Jffibeln  etnrigte  seit  Beginn  des 
Mittelalters,  bis  dahin  wurden  hauptsächlich 
Marmor  und  Metall  zu  Möbeln  benutzt  Hand 
in  Hand  mit  den  Furtscbritten  des  Handwerks 
in  bezng  auf  die  Bauart  and  Ausschmückung 
der  Holzmöbel  gingen  die  Errungenschaften  des 
Kunstgewerbes,  welches  namentlich  in  der  Renais- 
sancezeit  mit  dem  Handwerk  in  engster  Ver- 
bindung stand.  Die  vielfachen  Veränderungen 
und  der  mit  den  einzelnen  Kanstepochen  ver- 
bundene häufige  Wechsel  in  den  Stilarten  hatte 
naturgemäß  auch  mehr  oder  weniger  große  Um- 
wälzungen in  der  HersteUun^tecbuik  der  Möbel 
zur  Folge,  die  sich  in  der  wirtschaftlichen  La^ 
des  Schreiner-  und  Eunsttiscblergewerbes  in- 
sofern bemerkbar  machten,  als  ihre  Bedentnug 
nnd  Blüte  in  den  verschiedenen  Ländern  mit 
dem  Aufkommen  und  Sinken  der  einzelnen  Kanst- 
epochen stieg  und  fiel.  Lange  Zeit  hindurch 
war  Frankreich  in  der  Möbelfabrikatiou  vor- 
bildlich, and  auch  heute  noch  steht  dieses  Land 
hinsichtlich  der  Erzeugnisse  der  Kunsttischlerei 
in  mancher  Beziehui^  an  der  Spitze,  aber  auch 
in  den  meisten  übrigen  Ländern  ist  die  Her- 
stellang  von  MObeln  immer  mehr  ausgebildet 
und  veneinertworden.  so  insbesondere  in  Deutsch* 
land,  woselbst  die  Tischlerarbeiten  im  Laufe 
der  letzten  drei  Jahrzehnte  hinsichtlich  der  stil- 
gerechten und  künstlerischen  Ausstattung  Fort- 
schritte zu  verzeichnen  gehabt  haben,  die  wesent- 
lich zar  heutigen  Bedeutung  der  deutschen  Möbel- 
industrie beigetragen  haben. 

Zum  kleineren  Teil  in  Verbindung  mit  dem 


Tischlereigewerbe,  zum  größeren  Teile  aber  selb- 
ständig kommt  als  weiterer  Zweig  der  H.  die 
Dreh-  und  Scfanitcwarenindnstrie  in  Betracht. 
Das  Drebergewerbe  befaßt  rieh  mit  der  Her- 
stellung der  Tenehiedeaaten  G^mutände: 
Knöpfe,  Stocke,  Hcdzschrauben,  Kegel,  Kugeln 
usw.  Das  Hanptmaterial  liefern  um  Buche, 
Ahorn,  Nußbaum,  Bim-  und  Apfelbaum  sowie 
die  Eiche.  Auch  dieses  Gewerbe  ist  sehr  alt, 
es  wurde  ursprünglich  rein  handwerksmäßig  be- 
trieben, insbesondere  spielte  die  Heimarbeit  üne 
große  Bolle.  In  neuerer  Zeit  sind  aber  eine 
ganze  Beibe  von  Großbetrieben  entstanden,  die 
sich  größtenteils  mit  der  FabrikiOion  weniger 
bestimmter  Artikel  bttlassen,  so  die  Stockfabriken, 
Schranbeofobrikea  u.  a.  Aehnlich  liegen  die 
Verbältnisse  im  Schnitzwarengewerbe,  in  welchem 
sich  ebenfalls  viele  Großbetriebe  im  Laufe  der 
Zeit  ausgebildet  haben.  Zu  den  Gegenständen, 
welche  dieses  Gewerbe  hervorbringt,  gehören 
namentlich  Mulden,  Schüssel,  Tdler,  Löffel, 
Holzschaufeln,  Hobcschuhe  nsw.  Von  größerer 
Bedeatnng  ist  femer  die  Bildschnitzerei,  die 
sich  hauptsächlich  in  Gebirgsgegenden  vorfindet 
und  endlich  die  Spielwarenubrikation,  die  auch 
beute  noch  vorwiegend  bausindustriell  betrieben 
wird,  woneben  iMOch  auch  die  fabrikmäßige 
Herstdlnne  an  Dm&uig  gewcmnen  hat.  lu- 
besondere  nat  die  deutsche  Spielwarenindnstrie 
einen  maOgebeuden  Einfluß  aiu  dem  Weltmarkte 
erlangt 

Die  Entwickelung  der  übrigen  Zweite  der 
H.  ist  in  ähnlicher  Weise  verlaufen  nie  die- 
jenige der  im  vorstehenden  geschilderten.  In  den 
meisten  Gewerben  herrscht  neute  noch  das  Hand- 
werk vor.  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  sehr 
alten  und  weit  verbreiteten  Böttcfaergewerhe, 
in  welchem  Fässer  aller  Art  angefertigt  werden. 
In  der  sweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts hat  jedoch  auch  hier  der  Großbetrieb 
gang  gefunden,  als  es  den  Amerikanern  ge- 
lungen war,  mit  Hilfe  besonderer  SpesSü- 
maschinen  die  Fabrikation  im  großen  zn  er- 
möglichen. 

Fast  alle  Staaten,  in  denen  die  H.  von  einiger 
Bedeutung  ist,  erheben  auf  die  verschiedenen 
Erzeugnisse  dieses  Gewerbes  mehr  oder  weniger 
hohe  Schutzzölle.  Bei  dem  geringes  Werte 
vieler  Holzwaren  spielen  die  Zollverbältnisse 
fOr  die  Konkurrenz  nnd  Absatstthigkät  natttr- 
lich  eine  große  BoUe.  Im  Oegoisats  xn  der 
bei  Holz  und  seinen  feineren  Znrichtnnga- 
formen  im  nenen  deutschen  Zolltarif  vorge- 
nommenen Unterscheidung  zwischen  weichem 
nnd  hartem  Holz  (vgl.  Abschnitt  16:  Holzzoll 
im  Art.  Forsten  oben  Bd.  I  S.  857  fg.)  ist  bei  Holz- 
wareu  im  allgemeinen  auf  die  weitere  Durch- 
führung dieser  Unterscheidang  verzichtet,  da 
bei  der  Mehrzahl  der  Holzwaren  der  etwaige 
höhere  Wert  des  verwendeten  Hartholzes  in- 
folge des  größeren  Gewichts  in  der  Zollbelastung 
ausreichend  znm  Ausdruck  kommt.  Nur  bä 
groben  Möbdn  und  MtSbelteilen  ist  die  Unter- 
scheidung in  solche  ans  hartem  und  in  solche 
ans  weichem  Holz  beibehalten  worden.  Die  in 
einzelnen  Ländern  ziemlich  beträchtlichen  Zölle 
auf  Möbel  sind  durch  die  Handelsverträge  der 
neunziger  Jahre  zum  Teil  wesentlich  ermäßigt 
worden ;  die  neuesten  Verträ^  haben  keine  er- 
beblichen Aenderungen  hienn  gebracht.  Der 
deutsche  Zolltarif  vom  Jahre  1902  hat  die  Zolle 
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auf  ¥Obel  aaeh  anr  mJtüig  «rhOhl  In  den  ZoU- 
aiUen  fttr  BOttcberwans  üoA  daroh  die  aenesten 
HaadelsTerttige  ebenfalh  keine  wichtigeren  Ter- 
iadenittgen  eingetreten;  der  deutsche  Eingangs- 
•oU  fttr  rohe  and  ^be  BOtteherwaren  ist  rer- 
hUtnismUIig  niedrig,  derjenige  für  grobe  be- 
arbeitete BOtteherwaren  schließt  d^ir^Q  in- 
folge «einer  Bßhe  die  anslftndische  Einfnhr  fast 
aoa.  IHe  Zollbehandlong  der  TiBcbler-,  Wagner- 
nnd DreohtUerarbeiten  ist  verschiedenartig;  viele 
L&nder  erheben  anf  einzelne  dieser  ErEeagnisse 
hohe  ZOUe.  Die  deutschen  Zfille  anf  grobe  nnd 
rohe  Tischler-,  Wagner*  nnd  Drechslerarbeiten 
waren  bUaag  TeritUtnismtSig  niedrig,  sie  rind 
durch  den  neuesten  Tarif  für  verschiedene  hierher 
nÄVrende  Waran,  namentlich  fttr  Fensterrahmen , 
TÖren,  Treppen  naw.  wesentUdi  erhOht  worden. 

n.  Neuere  VerhiltniBse  nnd  Statistik. 

L  Deutsches  Reich.  Die  gewerblichen 
Betriebszählungen  von  1882  und  1895  ei^ 
gaben  fOr  die  Industrie  der  Holz-  und 
Schnitzstoffe  284502  bezw.  262252  Betriebe. 
Anf  100000  Einwohner  entfielen  im  Jahre 
1882  629  und  im  Jahre  1895  507  Betriebe. 
£b  ist  hiernach  ein  nicht  unerheblicher 
Rfickgang  in  der  Zahl  der  Betriebe  einge- 
treten. IMeÄQzahl  der  beschäftigten  Personen 
Btiee  von  469695  im  Jahre  1882  auf  598496 
im  Jahre  1895.  Von  den  262252  Betrieben 
des  Jahres  1895  waren  219914  Haupt- und 
^338  Nebenbetriebe.  Der  Größe  nach  ver- 
leUea  sicdi  die  Hauptbetriebe  anf  204702 
Kleinbetriebe  (1—5  Fers.)  mit  346121 
Personen,  14458  Mittelbetriebe  (0—50  Fers.) 
mit  176852  Fersonen  und  754  GroSbetriebe 
(51  und  mehr  Fers.)  mit  75523  Personen. 
Der  Eldn-  und  AGttelbetrieb  herrscht  dem- 
nach in  der  H.  ganz  bedeutend  vor;  Groß- 
betriebe, welche  Ober  200  Personen  be- 
schäftigen, waren  nur  55  vorhanden.  Unter 
den  l^uptbetrieben  befanden  sich  115209 
Aileinbetriebe  und  104705  Gehilfenbetriebe, 
letztere  beschäftigten  483  287  Arbeiter.  Ad 
hausindu&triellen  Betrieben  wurden  im  Jahre 
1895  23306  mit  37140  Personen  gezählt 
Im  letzten  Jahrzehnt  machte  sich  in  der  H. 
eine  stärkere  Tendenz  zum  Großbetrieb  be- 
merkbar, da  sich  die  fabrikmäßige  An- 
fertigung einzelner  Gegenstände  dieser  In- 
dustrie, namentlich  der  Möbel,  immer  weiter 
ausgedehnt  bat  Die  Zahl  der  den  vier 
Berufsgenossenschaften  der  H.  zugehörenden 
Betrieben  (alle  nicht  lediglich  handwerks- 
mäßig betriebenen  Unternehmungen)  stieg 
von  40554  im  Jahre  1898  auf  55  516  im 
Jahre  1904;  die  Zahl  der  in  diesen  Unter- 
nehmung^ versicherungspflichtigen  Personen 
stieg  von  259015  im  Jibie  1898  auf  389595 
im  Jahre  1904. 

BezOglich  der  geographischen  Verteilung 
der  einzänen  Betriebe  auf  das  Reichsgebiet 
ist  hervorzuheben,  daß  die  H.  mehr  oder 
weniger  Qberall  ansässig  ist  Einzelne  Zweige 


dieser  Industrie,  so  insbesondere  die  Schnitz- 
waren-, die  Spielwarenherstellung  usw.  haben 
sich  auf  bestimmte  Gründen  konzentriert; 
es  handelt  sich  hierbei  meistens  um  solche 
Gewerbe  imd  Orte,  in  denen  der  haus- 
industrielle Betrieb  vorherrscht  (Sachsen, 
Thüringen  usw.). 

Die  aber  die  H.  nnd  die  einzelnen  Zweige 
derselben  vorliegende  Literatur  ist  sehr  gering ; 
zusammenhängende  Ahhandlnngen,  welche  sich 
mit  der  Darstellung  dieser  Indastrie  befassen, 
existieren  Übeihaapt  nicht  Wir  mtlssen  nns 
daher  im  folgenden  daxanf  beschränken,  beaOg* 
lieh  der  Schudemn;  der  Verhältnisse  der  ein- 
zehien  hierher  geherenden  Oewerbezweige  die 
w  ichtigeren  heraoszngreifen. 

Die  Sägemühlen,  deren  Zahl  i.  J.  189& 
IÖ446  (darunter  10699  HaaptbetrieheJ  mit 
66376  Personen  betrog,  befinden  sich  vorwi^end 
im  rechtsrheiniacben  Bavem,  in  Ost-  nnd  West- 
prenHen,  Brandenburg,  Pommern,  Schlesien  nnd 
in  der  Provinz  Sachsen.  Sie  liegen  z.  T.  un- 
mittelbar am  Standorte  oder  in  der  Nähe  der 
Holzivoduktion,  also  in  oder  bei  Waldungen,  s.  T. 
auch  an  den  Hanp^lätsBen  des  Holzrerkehrs.  Die 
H^chkeit  des  Bezugs  des  Bohbolzes  nnd  die 
Höflichkeit  des  Absatzes  der  fertigen  Hfilzer 
anf  billigen  Verkehrswegen  ist  die  Hanpthe- 
dingnng  fttr  ihre  Existenz.  Ihrer  Anla^  nach 
nnterscheiden  sie  sich  im  wesentlichen  m  swei 
Hanptgmppen :  1.  Sägewerke,  welche  mit  Wasser 
betrieben  werden  (mittels  Wasserräder  oder 
Turbinen),  2.  Sftgewerke,  welche  mit  Dampf 
oder  Motoren  betrieben  werden.  Die  Anwen- 
dung der  Wasserkraft  erfolgt  vorwiegend  in 
den  Waldmfiblen,  während  die  übrigen  Eta- 
blissements hauptsächlich  die  Dampfkraft  ver- 
warten. 

Ueber  die  Prodaktion  derSägemühtenindustrie 
liegen  keine  amtlichen  Nachweise  vor.  Ihre 
Erzengnng  deckt  aber  den  inländischen  Bedarf 
vollständig.  Sie  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten 
fast  stänmg  gestiegen,  namentlich  unter  dem 
Einflaß  der  fortgesetzten  Steigerung  der  Holz- 
preise, die  im  wesentlichen  auf  die  Zunahme 
des  Holzverbrauchs,  dann  aber  anch  auf  die  Ab- 
nahme der  Nntzholzproduktion  der  Welt  zurück- 
geführt wird.  Der  Anßenhandel  in  gesägtem 
Bau-  nnd  Nntchols,  EantfaOtzem,  Säge-  nnd 
Schnittwaren  wird  in  der  deutschen  Betcha- 
statistik  gesondert  aufführt;  er  betrag  in  t: 


Jahre  Einfnhr  Ausfuhr 

1890  717  6i8  85840 

1891,1895  746084  79964 

1896/1900  1353336  116831 

1901/1905  1 633913  144  712 


Die  Einfuhr  erfolgt  hauptsächlich  aus  Oester- 
reich-Ungarn, Schweden,  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  ßuHland  und  Finlandj  die  Aus- 
fuhr richtet  sich  nach  Großbritannien,  Däne- 
mark, Belgien  nnd  den  Niederlanden.  Der 
starke  Import  gesSgter  Holzwaren  ans  dem 
Aualande  hat  seinen  Grand  in  der  Ausnntzung 
der  niedrigjm  Seefrachten,  die  es  «iBCglicheD, 
daß  diese  Waren  ans  fernen  Ländern  billiger 
in  die  deutadien  Verbrauch^biete  eingefttart 
werden  kCnnen  als  aus  den  deutschen  L/entren 
der  ^Igewerksindustrie,  die  z.  T.  die  Binnen- 
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Wasserstraße,  hanpts&chlich  aber  den  teuren 
Babnwegr  mm  Transport  der  Holcwaren  be- 
nntsen  müssen.  Der  Vorspnmg  der  ansländi- 
schen  SSg^ewerksindnstrie  vor  der  einheimischen 
liegt  also  in  der  Billigkeit  der  Frachten;  er 
macht  sich  in  den  HanptabsatEgebieten  der  SSge- 
waren,  namentlich  der  Bretter,  eehr  bemerkMr. 

Zu  den  wichtigerem  Abnehmern  der  Säge> 
werke  gehSrt  in  erster  Linie  das  Tischler- 
eewer be.  Ple  GewerbcEtiiluig  Ton  1895 
nhrt  nnter  der  Rnbrik  „Tiscblerernnd  Parkett- 
fahrikaüon"  126943  Betriebe  auf.  Es  befanden 
sich  hierunter  113&43  Hanptr  und  13400  Neben- 
betriebe:  die  Zahl  der  beschäftigten  Personen 
betrog  299 196.  Von  den  Haaptbetrieben  waren 
53465  Allein-  nnd  60078  Oehilfenbetriebe. 
Nach  der  GrOKe  unterschied  man  105415  Elein- 
betriebemit  193869  Personen,  7921  Mittelbetriebe 
mit  84579  Personen  nnd  207  OTY)ßbetriebe  mit 
20747  Personen.  Die  Kleinbetriebe  Qberwie^n 
mithin  gani  bedeutend;  ihr  Hauptbestand  binet 
das  eU[mtliehe  Schreinergewerbe,  welches  sich 
mit  uen  Zweigen  der  Tischlerei  befafit  nnd 
ttberall  —  in  den  Städten  wie  anf  dem  flachen 
Lande  —  ansässig  ist  Die  Anwendung  von 
Maschinen  im  Tischlereigewerbe  beschränkt  sich 
in  der  Hauptsache  anf  die  Mittel-  nnd  GroC- 
betriebe,  die  fast  ansscblielfUch  Spezialitäten  in 
noOeu  Massen  herstellen.  So  werden  einzelne 
Zwdge  der  Baotischlerei,  n.  a.  die  Herstellung 
TOB  Unstern,  Türen  nsw.  fabrikmttOig  betrieben, 
in  größerem  Dmfuffe  aneh  die  HersteUnng  Ton 
Ki^en,  während  <ue  Hodelltiachlerei,  weldie 
Torwiegend  Mnster  der  in  Hetalignfi  ansso- 
fObrenden  Konstmktionsteile  Ton  Maschinen  und 
Bonsti^D  Gegenständen  anfertigt,  meistens  an 
Maschinenfabriken  nnd  Gießereien  angel^nt  ist. 
Eine  große  Aosdehunug  hat  der  Fabrikhetrieb  im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  in  der  HCbel- 
fabrikation  genommen;  nicht  nur  die  sog.  Fabrik- 
oder Handusware  wird  heute  in  den  Großbe- 
trieben hergestellt,  sondern  vielfach  auch  kttnstr 
lerisch  ausgeführte  Lnxnsware.  Doch  über- 
wiegt hinsiditlich  der  letzteren  noch  immer  der 
Anteil  der  Kunsttischler.  Die  Möbelfabriken 
sind  in  zwei  ^ße  Klassen  einzuteilen;  einmal 
in  solche  Betnebe,  welche  alle  Arten  von  MSbel 
herstellen,  dann  in  solche,  wdche  bestimmte 
Arten,  z.  B.  Stühle  oder  Tische  nsw.,  als  Masseu- 
ware  fabrizieren.  Die  Arbeitsteilung,  die  eigent- 
liche Grundlage  des  Großbetriebes,  ist  nur  in 
wenigen  Betrieben  vollständig  durchgeführt ;  sie 
hat  die  Oberhand  nur  in  den  Betrieben,  welche 
gewisse  einfadiere,  nicht  foumierte  Arten 
von  Möbeln  herstellen.  Die  bedeutendsten  Möbel- 
fabriken, welche  fonmierte  Ware  herstellen,  be- 
finden sich  in  Berlin.  Der  Bttckgang^  der 
Möbeltischlerei  an  anderen  Orten  wird  Tomehm- 
lich  der  Berliner  Konkurrenz  zugeschrieben. 
Doch  hat  die  Herstellung  feinerer  Möbel  anch 
an  rielen  anderen  Plätzen,  so  namentlich  in 
Mainz,  München,  Cöln,  Frankfurt  a.  M.,  Coburg, 
Stuttgart,  Nürnberg,  Dresden  und  Hamburg 
einen  guten  Ruf;  sie  ist  auch  auf  dem  'WeI^ 
markte  von  Bedeutung  und  tritt  heute  sogar 
mit  Paris  erfolgreich  in  Konkurrenz.  Nicht 
foanüerte  Möbel  werden  Tomehmlich  in  Sfid- 
dentschland  (Sachsen  nnd  Württemberg)  fabri- 
äert  Als  SpeziaHtät  hat  sich  namentlich  die 
Stnhlfabti^tion  ausgebildet,  eigene  Wwk- 
stätten  hierfür  taten  sich  in  den  zwanziger 


Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  zuerst  in 
Waldheim  (Sachsen)  und  Umgebung  auf.  Ge- 
schweifte und  gebc^ene  Stühle,  welche  in  großen 
Massen  anf  den  Markt  kommen,  haben  sich 
immer  mehr  Kingang  verschafft.  Sie  werden 
heute  vorwiegend  fabrikmäßig'  hergestellt;  die 
älteste  nnd  größte  Stuhtfabnk  befiid^  sich  in 
Babenan;  in  den  letzten  Jahrzehnten  haben  sich 
solche  Fabriken,  namentlich  am  Harz,  in  der 
Umgebung  von  Stuttgart,  in  Fürth  nnd  in 
Dresden  etabliert. 

Der  deutsche  Außenhandel  in  Möbeln  erstreckt 
sich  hauptsächlich  auf  Möbel  und  Möbelbestand- 
teile  aus  hartem  Bolz  sowie  auf  foumierte 
Möbel.  Während  die  Einfuhr  Tomehmlich  in 
billiger  Massenware  besteht,  kommen  zur  Aus- 
fuhr hauptsächlich  feinere  Eneugnisse  der 
Möbelindustrie.  Der  Wettbewerb  des  Auslandes 
tritt  namentlich  in  den  Fabrikaten  aus  gebogenem 
Holz  zutage.  Der  Bohstoff  —  Tomehmlidi 
Bnchenholi  —  stellt  sieb  im  Anala&de  billiger 
als  bti  uns.  Der  Anfienhandel  In  Möbeln  nnd 
MObelbestandteilen  ans  hartem  Holz,  fonnierten 
Möbeln  betmg  in  t: 

Jahre  "Biyf^ihr  Ausfuhr 

1890  1391  1955 

1891/1896        1387  1915 

1896/1900        2762  2530 

1901/1905         3370  3916 

An  der  Einfahr  sind  beteiligt  Oeeterreich-Ungam 
nnd  die  Ver^nigten  Staaten  Ton  Amerika;  die 
Ausfuhr  richtet  sich  TomehmUeb  nach  den 
Niederlanden,  der  Schweiz  und  nach  Grofibri- 
tannien. 

Das  Drechslergewerbe  ist  ^t  ttberall 
in  Deutschland  Teroreitet  Im  Großbetrieb 
stehen  Berlin,  Nürnberg  nnd  Hamburg  an  der 
Spitze.  Daneben  nehmen  noch  das  Handwerk 
nnd  die  Heimarbeit  eine  hervorragende  Stellung 
ein,  namentlich  in  Sachsen  und  in  Hannover. 
Im  J.  1895  vmrden  17931  Hauptbetriebe  mit 
50545  Personen  in  der  Drechslerei  und  der 
sonstigen  Torfertignug  von  Schnittwaren  ge> 
zählt;  2167  Betriebe  entfallen  hiervon  anf  Bis 
Industrie  der  Holzspielwaren,  die  hanptsBehlidi 
fabrikmäßig  in  Nürnberg  nnd  hausindustrieÜ 
im  sächsischen  Erzgebirge,  im  Scbwarzwalde 
und  iu  Thüringen  hergestellt  werden.  Die  Ein- 
und  Ausfuhr  von  rohen  und  groben  Tischler-, 
Drechsler-  nnd  Wagnerarbeitera  gestaltete  sich 
wie  folgt  in  t: 

Jahre  Einfahr  Ausfuhr 

1890  17775  14940 

1891/1895  17 118  13953 

1896/1900  28709  32519 

1901/1905  26735  29064 

Die  Einfuhr  dieser  Waren  erfolgte  vorwiegend 
aus  Schweden,  welches  große  liungen  gewöhn- 
licher Bantischlerarbeiteu  nach  Deutschland  aus- 
führt. Weiterhin  kommt  Oesterreich-Üngam  in 
Betracht,  welches  hauptsächlich  Wagner-  und 
Stellmacherarbeiten,  rohe  und  grobe  Holzwareu, 
liefert  Auch  aus  den  Vereinigen  Staaten  nnd 
den  Niederlanden  werden  viel  hierher  g^Ötende 
Waren  nach  Deutschland  exportiert.  JDie  Aus- 
fuhr der  in  Deutschland  uibriiierten  Waren 
dieser  Art  geht  nach  den  Terschiedensten 
dern,  hauptsächlich  nach  Großbritannien. 
Z)ie  deutsche  Parkettindnstrie,  welche 
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ndi  seit  etwa  drd  Jahnehnten  als  sellwtiUidiffe 
Spesialitat  mtwickelt  hat  hat  ihroi  Haoptsite 
in  Bayeni,  in  Sachsen,  in  Berlin,  in  Kebrieh, 
nnd  10  geringerem  Umfonge  auch  in  Ober- 
lehwaben.  Ihn  Bedeatnng  Destebt  in  der  Fa> 
brikation  nnTerleimter  Parkettriemen,  die  anf 
jährlich  3  bis  4  Millionen  Qnadratmeter  ge- 
schfttzt  wird.  Die  Ansfohr  dieser  Ware  ist  ge- 
ring, sie  verbleibt  in  der  Hauptsache  dem  dent- 
•chen  Verbrauch :  aach  die  Einfahr  aus  dem 
Andande  —  Oesterreich-Ungarn  and  Baßland  — 
ist  nicht  belangreich. 

Eine  wichtige  Stellung  in  der  H.  nimmt 
weiteriiin  das  Bdttchergewerbe  ein.  Dieses 
b^Jtt  dcb  neben  der  Herstello^  einer  großen 
Anzahl  von  Geräten  f&r  den  Haasbedan  vor- 
nehmlich  mit  der  Herstellung  von  Fftssem,  die 
ihrem  Zweck  entsprechmd  fOr  flOssige  oder 
trockene  Stoffe  gesonderte  Fabrikationsmetho- 
den erfordern.  Die  Böttcherei  hat  ihren  ^tz 
Tomehmllch  in  Hamborg,  Bremen,  Lübeck,  in 
WOrttembergand  der  Bayerischen  Pfalz.  Wenn- 
gleich der  Handwerksbetrieb  noch  dorchaoB 
Toriierrschend  is^  so  bat  aach  der  Fabrikbetrieb 
in  neuester  Zeit  imm«'  mehr  Eingang  ]g;efiinden. 
Die  Haonndostrie  in  der  Böttcherei  ist  xiem- 
Uch  onbedentend.  Im  J.  1895  wurden  im  BOtt- 
diewewerbe  30  743  Betriebe  gesfthlt,  darunter 
84 IW  Haaptbetriebe  mit  43005  beschäftigten 
Personen.  Betriebe  mit  mehr  als  ÖO  Personen 
waieo  i.  J.  1896  nur  21  vorhanden.  Die  BOtt- 
choei  benutzt  zur  Herstellnng  ihrer  Erzeugnisse 
vorwiegend  Eichenholz,  weldies  in  der  Haupt- 
sache aus  Oesterreicb-Ungam  eingeführt  wird; 
ffir  Fässer  geringerer  Qualität  Kommt  auch 
deutsches  Buchen-,  Birken-  nnd  Erlenholz  als 
Bcdwtoff  in  Betracht.  Das  BSttche^werbe  ist 
in  ständigem  Anfschwung  begriffen  nnd  erfreut 
rieh  öner  günstigen  Stellung  auf  dem  Welt- 
flurkte.  Der  verhältnismäßig  geringen  Einfuhr 
von  BSttcherwaren  steht  eine  starke  Ausfuhr 
gegenüber,  die  sich  nach  den  Niederlanden  nnd 
Baßland  und  nach  vielen  fiberseeischeu  Gebieten 
richtet.  Der  Außenhandel  in  groben,  gebeizten 
inid  ge&rbten  Bffttcherwaren  oetmg  in  t : 

Jahre  Einfuhr  Ausfuhr 

1890             170  S<h8 

1891/1895          137  "  121 

189&A900         370  19  874 

1901/1905         305  16  991 

Ton  den  übrigen  Gewerbearten,  welche  nach 
der  Einteilung  der  Beicbsstatistik  znr  Holz-  und 
fichnitzstofBndustrie  gehören,  ist  noch  die 
Stock-  nnd  Scbirmfabrikatiou  hervor- 
mheben.  Dieser  Industriezweig  zählte  i.  J. 
1896  8687  Betriebe  überhaupt;  es  befanden  sich 
darunter  2378  Hanptbetriebe,  welche  10305  Ar- 
bäter  beachäftifften.  An  Kleinbetrieben  waren 
8196  mit  3833  Fenonen,  an  Mittelbetrieben  238 
mit  3687  Personen  und  an  Großbetrieben  SO 
■lit  33fö  Pmonen  vorhanden.  Der  Groß- 
beuieb  ist  verhältnismäßig  stark  ausgebildet; 
die*  ^t  namentlich  fttr  die  Schirmfabrikation, 
wische  im  Rheinlande,  in  Bayern,  in  Hamburg, 
Berlin  ihre  wichtigsten  Stützpunkte  hat.  Em 
Teil  der  Scbirmfabriken  stellt  diesen  Artikel 
vollständig  in  ihren  Betrieben  her,  ein  anderer 
Teil  befallt  sieb  nnr  mit  der  Zusammensetzung 
der  in  den  Spesialfabriken  angefertigten  Einzei- 
leile. Deber  den  Außenhandel  in  Stocken  nnd 


Schirmstöcken  liegen  keine  amtlichen  Nachweise 
vor;  die  Einfahr  grob  gebräunter  und  gebeizter 
Stocke  ist  aber  slanlich  belangreieh  nnd  bereitet 
der  dnheimischen  Industrie  einen  fühlbaren 
Wettbewerb.  Die  deutsche  Stockausfuhr  erfolgt 
vornehmlich  nach  Oesterreich-Ungarn  nnd  Groß- 
britannien. Eine  stark  zunehmende  Bedeutung 
bat  weiterhin  die  Vergolderei  (Vergoldung 
von  Holzwaren,  Herstellung  von  Goldleistei^ 
nnd  die  Fabrikation  von  Rahmen  zu  ver^ 
zeichnen.  Das  Emporkommen  der  freieren  StU- 
arten  verschaffte  diesen  Industriezweigen  in  den 
letzten  Jahren  eine  wesentlich  vermehrte  Bfr- 
schäftägung;  sie  haben  ihren  Site  haaptsächlieh 
ia  Fürth  nnd  in  Berlin,  auch  in  Hamburg,  im 
Königreich  Sachsen  und  im  Rheinlande  bestehen 
namhafte  Fabriken. 

Recht  bedeutend  ist  endlich  noch  das  Ge- 
werbe'der  Korbmacher  und  Korbflechter. 
Man  unterscheidet  hierin  die  grobe  Korbflech- 
terei, welche  besonders  im  Fichtelgebirge  aus- 

febildet  ist,  tmd  die  feine  Korbflwhterei,  mit 
em  Hauptsitze  in  Berlin.  Im  J.  1885  betmg 
die  Zahl  der  Gesamtbetriebe  in  der  Korbmachern 
nnd  der  Korbflechterei  87104,  davcni  waren 
83720  Haupt-  nnd  4384  Nebenbetriebe.  Die 
Zahl  der  b^häftigten  Arbeiter  stellte  si<^  anf 
37614.  Der  Kleinbetrieb  ist  in  diesem  Gewerbe 
bei  weitem  ausschlaggebend;  i.  J.  1895  waren 
allein  22349  Kleinbetriebe  mit  31672  Personen 
und  nur  354  3Iittel-  bezw.  17  Großbetriebe  vor- 
handen. Die  deutsche  Korbwarenindnstrie  führt 
einen  großen  Teil  ihrer  Erzeugnisse,  insbe- 
sondere an  groben  Korbflechterweren,  aus.  Die 
wichtigsten  Abnehmer  sind  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Großbritannien.  Der 
Export  feiner  Korbflechterwareu  ist  außer  von 
den  Z<rflv^iältnissen  noch  von  der  Veränderung 
der  Mode  abhängig;  derBfickgang  der  Ansfohr 
in  den  Jahren  1^  bis  1900  hat  im  wesent- 
lichen hierin  seinen  Grund.  Der  Außenhandel 
in  groben  nnd  f^en  Korhflechterwaren  be- 
trag in  t: 

grobe  Korbflechter-  feine  Korbflechter- 
waren waren 
Jahre       Einfuhr  Ausfuhr  Einfuhr  Ausfohr 
1890           374      1096  54  1393 
1891/1895       404      II  79  46  1074 
18^6/1900       632      1309  68  944 
1901/1905      II3I       1055  80  1395 

Die  Einfuhr  grober  Korbflechterwaren  erfolgt 
vorwiegend  aus  Oesterreich-Ongun,  diejenige 
der  feinen  Warm  aus  Orofioritaiimen  und 

Frankreich. 

S.  Andere  Länder.  Nach  dem  Zensus 
vom  Jahre  1900  betm^  die  2iahl  der  in  der 
Holz-  und  HohwareoiDdustrie  der  Ver- 
einigten Staaten  voo  Amerika  tätigen 
Betriebe  47079.  Das  in  dieser  Industrie 
investierte  Kapital  wird  mit  946117000 
Dollar  angaben.  Die  Zahl  der  durchschnitt- 
lieh  be8<mätigten  Lohnarbeiter  stellte  mch 
auf  546953.  Der  Wert  der  Produkte  be- 
trug 1030  907  000  Dollar.  Diese  Ziffern  lassen 
aber  einen  Vergleich  mit  denießt^en  anderer 
Länder  nicht  zu,  da  der  Begriff  der  „H.**- 
in  den  statistischen  Aufzeichoungen  der 
einzelnen  Staaten  verschiedenartig  gehand- 
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habt  vird.  In  den  voratehenden  Ziffern 
ftber  die  unerikanische  H.  ist  anschrinend 
nicht  nur  die  mit  der  Weitenrerarbktung 
des  rohen  Nutzholzes  tfttage  Industrie  ein- 
begriffen, sondern  auch  das  mit  den  vor- 
beigehenden Arbeiten  besch&ftigte  Gewerbe, 
die  Holzhauerei  usw.  Der  SBgemOhlen- 
betrieb,  welcher  in  Amerika  frtthz^tig  Ein- 

Sing  gefunden  hat.  ist  ziemlich  bedeutend, 
ie  meisten  dieser  Werke  sind  imtereinander 
verbuodeo,  nicht  aber  zu  Trusts  im  jetzigen 
Sinne  dieses  Wortes,  sondern  zu  mehr  losen 
Vereinigungen ,  die  vorwiegend  lokalen 
Charakter  Haben  und  mit  der  Hauptaufgabe 
organisiert  sind,  gemeinsame  Interessen  im 
Auge  zu  behalten,  slatistisehes  Material  zu 
sammeln  und  den  Mitgliedern  allgemeine 
Informationen  zu  geben.  Nur  wenige  dieser 
Vereinigungen  gehen  so  weit,  daß  sie  den 
Konsumenten  gegenOber  bestimmte  Preise 
zu  halten  versuchen.  Femer  sind  Gesell- 
schaften vorhanden,  deren  Mitglieder  sich 
mit  der  Bearbeitung  einer  bfötimmten  Holz- 
art befassen  und  deren  Wirkungskreis  sich 
auf  das  Gebiet  erstreckt,  in  welchem  diese 
Holzart  vorkommt.  Wieder  andere  Organi- 
sationen und  zwar  die,  welche  am  festesten 
zusammengeschlossen  sind,  sind  die  so^ 
nannten  ,,8el]ing  agencies".  Es  sind  dies 
eingetragene  kapitalisierte  Gesellschaften, 
die  von  Sftgemümbesitzem  gebildet  worden 
sind,  um  ihre  Produkte  vorteilhafter  ver- 
kaufen zu  können.  Alle  Bestellungen  der 
Käufer  gehen  durch  das  Hauptbureau  der 
Gesellschaft  und  werden  von  dort  unter  die 
Sägemühlen  verteilt  Die  drei  wichtigsten 
GeseUschaften  dieser  Art  umfosseo  etwa 
80  Mflhlen,  deren  Gr5Be,  Lage  und  Ein- 
richtung verschieden  ist.  Die  flbrige 
amerikanische  Nutzholz-  und  Holzbeu^ 
beitungsindusttie  zählte  im  Jahre  1900  18 
VertAnde  mit  65  Betrieben  und  einem 
Karätal  von  25  jffilL  Dollar.  Von  großer 
Bedeutung  in  der  ameribmischen  H.  ist  die 
Hfibelfabnkation.  Sie  ist  in  ftufierst  leistungs- 
ähi^n  Großbetrieben  konzentriert  und 
arbeitet  mit  wesentlich  billigeren  BohstofTen 
als  z.  B.  die  deutsche  Industrie.  Auch  wird 
die  Maschine  in  stärkerem  Maße  angewendet 
als  in  anderen  Ländern.  Darauf  ist  es  auch 
zurückzufahren,  daß  sich  die  Konkurrenz 
namentlich  der  amerikanischen  Möbel  mitt- 
lerer und  geringerer  Preislage  in  \ielen 
lÄndem  sehr  fühlbar  macht  Außer  in 
Möbeln  ist  die  Industrie  noch  exportfähig 
in  Tür-  und  Fensterrahmen,  inHolzjadousieen, 
in  Wagen  und  Karren,  in  Schreibpulten, 
Bureau-  und  Badeeinrichtungen  und  sonstigen 
verwandten  Artikeln,  die  in  Amerika  ads 
Massenware  hergestellt  werden.  Der  Wert 
der  im  Jahre  1904  eingeführten  Fabrikate 
der  KunsttiscbJerei,  Holzmasse  und  anderen 
Holzerzeugnisse  betrug  28750000  M.,  der 


Wert  der  misg^Ohrten  H<^nrarea  und  BxA^ 
masse  betrug  50867000  M.  Der  Aullea- 
handel der  Übrigen  Erzeugnisse  der  ameri- 
kanischrai  H.,  namoitlich  an  Schnittwan^n, 
ist  in  der  Statistik  nicht  besonders  aufführt 

Außer  in  Amerika  ist  die  B.  b^ndm 
entwickelt  in  den  Uladeni,  die  eigenen  Wald- 
reichtum besitzen,  billige  Wasserkräfte  zur 
Verfügung  haben  und  mit  günstigen  Ver- 
frachtungsbedingungen rechnen  können.  Dies 
trifft  u.  a.  zu  für  Schweden,  dessen 
Schneidemühlen  meist  an  den  Küsten  liegen 
und  den  größten  Teil  ihrer  Erzeugnisse, 
hauptsächlich  geringwertige  tannene  Ware, 
nutzbringend  exportieren  können,  für  0  e  s  ter- 
reich-Ungarn,  welches  namentlich  mit 
seinen  Brettern  einen  großen  Einfluß  auf 
dem  Weltmarkte  ausübt  und  für  Rußland 
und  insbesondere  F  i  n  1  a  n  i  Auch  die 
Sägewerke  Hollands,  welche  zu  den 
ältesten  gehören,  Belgiens,  und  diejenigen 
der  Schweiz  sind  bedeutend;  in  günst^er 
Entwickelung  begriffen  ist  neuerdings  audi 
die  rumänische  Sägemühlenindustrie. 
Schweden  exportiert  außerdem  große  Mengen 
ordinärer  Tischlerarbeiten,  wie  Fenster,  Tihen 
usw.,  auch  die  Niederlande  führen  viele 
Bauäschlerwaren  aus.  In  Oesterreich-Ungarn 
ist  namentlich  das  Wagner-  und  Stellmacner- 
gewerbe  hervorragend ,  ebenso  die  Ver- 
fertigung feiner  Holzwaren,  wie  gepreßter 
Möbelteile,  geschnitzter  hölzerner  Gebrauchs- 
und  Dekorationsgegenstande.  Von  grofiw 
Bedeutung  ist  bräonders  die  Herstellung  von 
Möbeln  aus  gebogenem  Holz,  veldie  für 
Wiener  Unternehmer  in  BfAhren  und  Sdüesien, 
aber  auch  von  böhmischen  und  ungariscli^ 
Fabriken  hergestellt  werden.  In  Frank- 
reich ist  namentlich  die  Möbeltischlerei 
hochentwickelt;  ihre  Fabrikate  sind  seit 
langem  wegen  ihrer  eleganten  und  geschmack- 
vollen Beschaffenheit  im  Anstände  berühmt 
Audi  die  Herstellung  feinerer  Dekorationen, 
ebenso  diejenige  von  Stroh-  und  Flecht- 
waren, erfreut  sich  eines  guten  Rufes. 
Großbritanniens  H.  ist  infolge  der  Holz- 
armut dieses  Landes  weniger  belangreich; 
jedoch  ist  auch  dort  die  Herstellung  von 
Möbeln  im  Aufschwung  begritfen, 

Oesterreich-Ungarn  führte  im  Jahre  1904 
1527441  t  Sägewaren  aus  weichem  Holz, 
203510  t  Sfigewaren  aus  hartem  Holz, 
18  630  t  Möbel  und  Möbelbestandteile  aus 
gebogenem  Holz  und  3380  t  feine  Holz- 
waren aus.  Frankreichs  Ausfuhr  an  Möbeln 
und  Holzwaren  betrug  im  Jahre  1904  28062  t, 
an  Kunsttischlerwaren ,  Spielzeug  usw. 
130924  t  Schwedens  Ausfuhr  an  Bau- 
und  anderen  Tischlerwaren  stellte  sich  im 
Jahre  1904  auf  13773000  M.;  an  gehobelten 
Brettern  wurden  570800  cbm,  an  Sparren 
345  800  cbm,  an  Leisten  und  litten,  Balken 
und  Schwellen  160000  cbm  exportiert.  Nor- 
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ir^ens  Ansfnhr  an  Holzfabiikaten  hatte  im 
Jihre  1904  einen  Wert  von  40  798  000  M.,  die- 
jenige der  Schweiz  von  1481000  M.  Groß- 
hritaooi»  exportierte  1904  ffir  26 146  000  M. 
Waren  «ob  Holz,  einschliefflidi  Möbel. 

litinteri  DU  flltfr  Ale  MtiMnOuttrie  vorKegmde 
Lümtur  iat  fcrAijr  (Hek9  oben).  —  v.  Btvefc- 
äarff,  Dte  B6Uindu»trie ,  Art,  im  ffandbuch 
der  WirUcMflskunde  DetUiclUanda ,  III.  Bd., 
litifgif  1904'  —  AmUich«  Begründung  zvm 
ixXUan^twurf,  Jteiehltagevorkufe,  Bertin  2901. 

—  Slalietit  dee  Deutaehen  Seieh».  —  G.  Got- 
keiHf  Der  deuUehe  Außenhandel,  Berlin  1901. 

—  Vgl.  a^/Sgrdem  den  Art,  „Foretm",  S.  867/g., 
wuhmIIM  dm  Aheeknitt  15,  üoUhandei. 

A.  Wirminghaua. 


HabiSDe  s.  Foraten  oben  fid.  I,  S.  884. 


Hörigkeit 

Du  W<vt  H.  wird  in  Tenchiedenem  Sinne 
ir^bmcht.  Han  verstebt  darunter  teils  eine 
»ildoe  Form  der  Unfreiheit  im  allgemeinen, 
t^ili  eine  Spesiee  der  milderen  Unfreiheit,  näm- 
lich die  dingliche  Unfreiheit  des  Mittelalters. 
L>aii  TerhUtms  dieser  HSrigen  war  ein  unfreies, 
Duofem  aie  dem  Öffentlichen  Geriebt  nicht  oder 
▼«oigften»  nidit  Tcllstttndi?  nntentanden  und 
stt  bestimmten,  sich  vererbenden  Leistnnffen 
rerbonden  waren,  audi,  wenigstens  mit  dem 
iinadstBek,  auf  dem  sie  saßen,  veräußert 
vfrdett  kunnten.  Andererseits  aber  war  ihre 
'  ofreibeit  eine  beschränkte,  insofern  sie  nicht 
Buh  Willkttr  behandelt  wurden,  sondern  (soweit 
nicht  B(^«r  das  Öffentliche  Gericht  Über  sie 
richtete)  m  dem  privaten  „Hofgericht".  dem  sie 
nntentanden,  doch  immer  nach  Recht,  nach  be- 
«timmten  Normen  verfahren  wnrde,  insofern  sie 
'•ner  in  der  Begel  einen  festen  Anspruch  auf 
rnes  Orandatftek  besaßen.  An  die  Scholle  ge- 
bandeo  (glebae  adscripti),  konnten  sie  nicht  ohne 
lieM  verSnflert,  nicht  ohne  Bechtsgmnd  davon 
•^iferot  werden. 

VgL  Art.  »Unfreiheit". 

O.  V,  Bttow. 


Horaigk,  Friedrich  Wilhelm  von, 

(auch  Bomick,  Hörnigk  und  Homeck), 
feb  1638  in  Hains,  gest  gegen  1713  in  Wien. 

-Ua  vo^:eachrittener  Slerkantilist  bereits 
lotersebddeDd  swischen  Geldbesitz  und  Reich- 
nuL  Vater  des,  seinen  merkantilistiachen  Fa- 
•liotifaiu  keuueieb&cndm,  Satzes:  »Besser  ist 
'«  tftr  eine  Ware  swei  Taler  geben,  die  im 
Uade  bleiben,  alt  nur  einen,  der  aber  htnaus- 
iftht*-  lOesterreich  Ober  Alles  nsw.,  s.  n.,  Kap.  9.) 

Uer  Utel  dieser  Homigk'schen  Schrift  lautet : 
'^iflmcich  Aber  Alles,  wann  es  nur  will:  das 
•*!  wohl meyn ender  Fttrscblagj  wie  mittelst  einer 
•wklbestdftoi  LandesOkonomie,  die  kaiserlichen 
ErUaade  in  knrtaem  Qber  alte  anderen  Staaten 
*<ft  Korüpa  an  erheben  und  mehr  als  einiger 
'«nelben  von  denen  anderen  independent  su 
•vhea,  Passati  1684;  dasselbe,  2.  Aufl..  Nüm- 

«Mtvtadi  dar  TolkswlrtKihaft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


bergl684;  dasselbe,  3.  Aufl.,  Passau  1686;  das- 
selbe, 4.  Aufl.,  Leipzig  1704;  dasselbe,  6.  Aufl., 
Regensburg  1706;  dasselbe.  6.  Aufl.,  o.  0.  1719; 
da&selbe,  7.  Aufl.,  Begensburg  1723;  dasselbe, 
a  Anfl^  ebenda  1787;  dasselbe  9.  Anfl.,  Frank- 
fart  a.  H.  17S9;  dasselbe,  la  A.vA.,  ebenda  17C0; 
dasselbe,  11.  Aufl.,  ebenda  1753;  dasselbe, 
12.  Aufl.,  BegeuBburg  1764;  dasselbe,  13.  Aufl. 
u.  d.  T.:  Bemerktmgen  Aber  Osterreichisebe 
Staatsftonomie,  Berlin  1784. 

lAppert, 


Hnber,  Tiktor  Aira«, 

geb.  am  lO./m.  1800  in  Stuttgart,  bekleidete 
mehrere  Professuren  der  neueren  Literatur  und 
Geschichte  in  Rostock,  Harburg  und  Berlin, 
1833— 18Ö1,  ge8t.in  Werni  gerode  am  19./Vn.  1869. 

Apostel  der  englischen  christlich-sozialen 
Bewegung,  scheiterte  bei  dem  Versuche,  dieselbe 
durch  Assoziation  unter  Beihilfe  der  inneren 
Hission  auf  deutsche  Zustände  zu  Qbertragen. 
Idealist  und  PhUanthrop,  aber  ohne  Fühlung 
mit  der  arbeitenden  Klasse.  Verfasser  mehrerer 
theoretischer  Schriften  Aber  die  genossenschaft- 
liche Selbstbllfe  der  Arbeiter  (s.  o.) 

Von  seinot  sahireichen  Schriften  seien  hier 
nur  genannt:  Die  Selbsthilfe  der  arbeitenden 
Klassen  durch  Wirtachaftsvereine  und  innere 
Ansiedelung,  Berlin  1848  (erschien  anonym).  — 
Ueber  die  kooperativen  Arbeiterassoziationen  in 
England,  Berlin  1852.  —  Ueber  Assoziation  und 
deren  Verhältnis  zur  inneren  Hission,  Halle  185B. 
—  Die  gewerblichen  und  wirtschartlicben  Ge- 
nossenschaften der  arbeitenden  Klassen  in  Eng- 
land, Frankreich  und  Deutschland,  Tübingen 
1860.  —  Konkordi^^  Beiträge  aur  LOsnng  der 
sozialen  Fragen,  8  Hefte,  Altona  1661.  —  So- 
ziale Fragen,  7  Hefte,  Nordbausen  1883—69.  — 
Die  genossenschaftliche  Selbsthilfe  der  arbei- 
tenden Klassen,  Elberfeld  1865. 

Uppert. 


Hnfe,  HnfeBTerfassnng. 

1.  Begriff.  2.  Verbreitung.  3.  Größe  und 
Arten.   4.  Die  Hufenverfassung. 

1.  Begriff.  Schon  früh  wird  das  Wort 
H.  im  Sinne  eines  bestimmten  Ackermaßes 
gebraucht,  und  diese  Anwendung  hat  seit- 
dem auch  zu  allen  Zeiten  bestanden ;  neuer- 
dings ist  sie  die  ausschließliche  geworden. 
Daneben  aber  hat  man  in  älterer  Zeit  mit 
dem  Worte  H.  noch  andere  Vorstellangen 
verbunden.  Für  Steiermark  gewinnt  z.  B. 
Meli  das  Resultat,  daß  „H."  hier  teils  ein 
gewisses  Landraaß,  teils  „den  labe^riff  der 
ein^bsten  Betriebsform  der  Laadwirtschaft 
als  bäuerliches  Landgut",  das,  „was  zur  Ein- 
heit eines  b&uerlicnea  Besitzes  gehörte", 
bedeutete.  In  Niedersachsen  war  die  H. 
nach  Knapp  „ein  bestimmter  Komplex, 
herklJmmlicnerTeise  als  ein  Ganzes  bettachtet, 
von  herrschaftlidien  auf  der  Flur  liegenden 
Aeckero,  welcher  dazu  bestimmt  ist,  einem 
Bauern  verliehen  zu  werden" :  anderes  Land, 
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das  etwa  der  Batier  noch  besaß,  wurde  nicht 
zur  Hufe  gerechuet  Es  handelt  sich  dann 
also  nicht  sowohl  um  ein  äußeres  Maß  als 
vielmehr  um  einen  wirtschaftlichen  und 
rechtlichen  Begriff.  Die  namentlich  von 
Meitzen  vertretene  Ansicht,  daß  die  Idee 
der  Hufe  auf  einem  Abkommen  bei  dem 
Üebergang  der  Germanen  von  der  nomadischen 
Weidewirtschaft  zur  festen  Ansiedelung  be- 
ruhe, ist  zum  mindesten  unerweislich.  Schon 
deshalb  ist  es  auch  mißlich,  die  H.  in  Ver- 
glich mit  den  gleichen  Ackerlosen  zu  steUeo, 
welche  die  alten  Spartiaten  wirklich  oder 
angebÜch  unter  sich  verteilt  haben. 

2.  Verbreitung.  Die  H.  ist  eine  spe- 
zifisch deutsche  Einrichtung  und  sie  ist  wohl 
auch  in  allen  Teilen  Deutschlands  bekannt 
gewesen.  Doch  hat  sie,  wenigstens  in  histori- 
scher Zeit,  an  manchen  Orten  leine  erhebliche 
Rolle  gespielt.  Am  Niederrhein  z.  B.  rech- 
nete man  nur  au»iahmsweise  nach  H.,  regel- 
mäßig nach  Moi^n.  In  anderen  GegeDden, 
z.  B.  in  OstdeutsdUand,  spielt  wiederum 
der  Korgen  keine  erhebliche  BoUe  gegen- 
über der  H.  Hier,  insbesondre  im  koloni- 
sierten SlavenUuide,  waren  femer  die  Be- 
zeichnun^n  Pflug  (als  Maß  mit  der  H. 
übereinstimmend)  und  Haken  {^li  oder 
der  Größe  des  Pfluges  umfassend)  häufig. 

Pflug  germanisch,  Haken  slavisch  sei, 
wird  von  P  e  i  s  k  e  r  bestritten ;  er  sieht  dar- 
in nur  Unterschiede  des  Besitzes.  In  Däne- 
mark heißt  das  übliche  Landmaß  bool,  boole, 
in  Schweden  raantal  (Mannsteü),  in  England 
hide  (in  älterer  Zeit).  In  Dänemark  hat 
man  aber  auch  nach  Pflögen  gerechnet. 

3.  Größe  und  Arten.  Die  H.  ist  von  sehr 
verschiedener  Größe.  Sie  galt  ja  in  weitem 
Umfange  mehr  als  wirtschaftlicher  and  rechte 
lieber  Begriff  wie  als  technisches  Maß.  Sehr 
oft  fiel  freilich  die  Besitseioheit  mit  dem  Feld- 
maß znsiuDmen.  Im  allgemeinen  darf  man  sagen, 
daß  die  normale  H.  als  Maß  90  Motten  umfaßte. 
Allein  das  Horgenmaß  war  lokal  so  anQe^orden^ 
lieh  verschieden,  daß  schon  deshalb  das  H.maß 
sehr  stark  differierte.  Neben  jener  normalen 
H.  gibt  es  aber  auch  noch  andere  Maße,  von 
lö'/j  bis  60  nnd  mehr  Morgen.  Unter  den 
größeren  haben  die  weiteste  Verbreitung  die 
Rönigs-H.,  die  flämische  nnd  die  fränkische  H. 
gehabt.  Bie  Königs-H.  bat  ihren  Namen  offen- 
bar daher,  daß  nrspnlnglich  der  König  mit 
ihrem  Maß  Land  verlieh;  sie  nmftißt  etwa  160 
bis  180  Morgen.  Die  flftmische  nnd  die  frän- 
kische sind  wohl  ans  ihr  hervorgegangen.  Jene 
ist  gdegentlich  ebenso  groß  wie  die  Könies-H., 
meistens  aber  (z.  B.  in  Brandenburg.  Schlesien 
und  dem  Orden&lande)  60 — 70  Morgen  groß. 
Diese  nmfaßt  120—160  Morgen.  Die  Unter- 
schiede im  einzelnen  beruhen  vielfach  auf  der 
verschiedenen  Güte  des  Bodens.  Ueber  das  An- 
wendungsgebiet dieser  Formen  s.  Art.  „Ansiede- 
lung" snb  5  oben  Bd.  I  S.  97.  Unterscheidungen 
anderer  Art  sind  die  nach  Teilen  von  H.  Man 
teilte  in  manchen  Gegenden  die  bäuerlichen  Be- 
sitzongen  in  YoU-,  Dreiviertel-,  Halb-,  Drittel-,  i 


Viertel-H.  ein.  Hiermit  fällt  jedoch  nicht 
die  anderswo  (s.  B.  in  Niedenachsea  nnd  im 
eermanisierten  Slavenlande  östlich  der  Elbe) 
begegnende  Vnterschddnng  in  Voll*,  Dreiviertel-, 
Hub-,  TiertelhGf  e  sosammen.  Denn  xu  einem 
Voll  h  of  wurden  etwa  vier  H.,  nicht  eine  gerechnet. 

4.  Die  H.Terfa«9iiiig.  Kamratlich 
Meitzen  bat  die  Theorie  einer  besondren 
H.Terfos8ung  ausgebildet.  Ersa^:  .,Die  Sitte, 
alle  privaten  wie  öffentlichen  Zinsungen,  Ab- 
gaben und  Leistungen  bis  zum  Heerbann 
hinauf  nach  der  Wirtschaftseinheit  derH.  oder 
deren  Bruchteilen  festzustellen,  beheirschte 
das  gesamte  deutsche  Ägrarwesen  vom  frühen 
Mittelalter  bis  auf  die  i^euzeit."  Hierzu  ist 
zunächst  zu  bemerken,  daß  OCFentliche  Ab- 
gaben dem  frühen  deutschen  Mittehilter  un- 
bekannt sind.  Die  Heerespflicht  ferner  hat 
nie  auf  der  H.  als  solcher  ^niht.  Im  übrigen 
ist  es  richtig,  daß  in  emem  großen,  viel- 
leicht dem  größten  Teile  Deutschlands  manche 
öffentlichen,  kommimalen  und  privaten  (grund- 
herrlichen) Leistungen  auf  die  H.  gelegt 
worden  sind.  In  dieser  Beschrtokung  darf 
man  von  einer  H. Verfassung  sprechen.  Nur  hat 
sie  eben  nicht  das  gesamte  deutsche  Ägrar- 
wesen beherrscht  Im  schroffsten  Gegensatz 
zu  Meitzen,  welcher  die  H.  die  Grundlage 
so  ziemlich  für  die  ganze  deiitsche  Ver- 
fassung sein  läßt,  faßt  Caro  sie  nur  als 
abhängiges  Landgut  im  Verbände  einer 
Grundherrschaft  (wenigstens  der  Entstehung 
nach):  die  H.  sei  bloß  ein  Bestandteil  der 
grundherrlichen  Wirtschaftsorganisation ;  das 
Eigengut,  das  der  freie  'Mann  selbst  bestelle^ 
werde  nicht  H.  genannt  Do(^  kann  der 
Beweis  für  diese  These  nicht  als  erbracht 
angesehen  werden. 

Literatur:  Sühc  die  Literatur  m  dem  Art.  „An- 
siedetung"  u.  Histor.  Zeiiachr.,  Bd.  78,  S.  471fy- 

—  G.  Waitt,  Dit  aUdeuUehe  Hv^,  Abhnndl. 
d.  GStL  Gu.  d.  Wiu.,  OetUngen  1854  fmedtr 
abgedruckt  in  O.  Waitz,  GttammtJte  Athaitd' 
Inngen,  Bd.  1,  herawgeg.  von  K.  Zeumer).  — 
G.  lAindau,  Die  Territorien,  Hamburg  und 
Gotha  1854.  —  <?•  W'-  IHttmer,  Dan  Hujen- 
areal  und  die  Hufenhäuer,  LÜbedc  tSS6.  —  G. 
F.  Knapp,  Die  Batiembefreiung  in  den  älieren 
Teilen  Preußens,  ä  Bde.,  Leipzig  1SS7  (vgl.  Bd.  1, 
Ä.  9/g.).  —  Mettgen,  ArU.  „Hufr".  „Hu/enver- 
fatsung".  H.  d.  St.,  Bd.  IV,  ».  Aufi.,  S.  ISJgfg. 
«.  l£4Sfg.  —  O,  V.  Below,  Art.  „Si^en- 
tehqfi",  lAenda,  S.  lS4£fg.  —  WiUUfhf  Die 
Grundherrtcka ß  in  NardwiatdeuUchland,  Leip^ 
tig  1890,  S.  8€/g.  —  B.  Hildehrana,  Recht 
und  Sitte  au/  den  vertehiedenen  u^rtseluifUieA^ 
KuUuretu/en,  I.  Teil,  Jena  1896,  S.  U6  u.  1€S. 

—  Petsfcer,  Zw  SoxialgeechieJUe  Böhmen«, 
ZeiUehr.  Jür  üoxial-  und  WirUchaft$geach.,  Bd.  S, 
S.  Ifg.,  Weimar  1896.  —  Meltf  Zur  Getchiehte 
de»  Auemaßet  bäuerlichen  Beeitses  in  Steiermark, 
ebenda  S.  9Sfg.  —  O.  JCmipp,  Grundherr, 
schaß  un  d  Rittergut.  Leipzig  1897.  —  O.  r.  Betmv, 
Art.  „Grundstetter  in  älterer  Zeit",  U.  d.  8t., 
f.  Aufl..  Bd.  IV.  S.  917 fg.  —  K.  Rühel,  Die 

]    lenken,  ihr  Erobermgt-  und  StedebtngegjfMem. 
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im  DeMtäcken  Voiktlande  (S.  VII.  gl9,  tSt,  U^h 
BM^eld  «md  Ltiptig  1904,  —  K.  Kfcamm, 
DU  Oroßk^fen  dar  Jlordgermoiun,  Brautadiweig 
1905.  —  6.  Caro,  BHtrtIge  mr  älteren  deuUehen 
WirUehaftt'  und  V«rfa*»ttrufBifesehiehte  (t.  imhe- 
tondcre  S.  IS  fg.),  Ltiptig  1905.  —  Üeber  die 
(JiitHnfftr  Do]äordia»ertation  von  Crame,  Hof 
und  ßu/e  (1901),  vgl.  VierUljahratehr.  für  Sozial- 
und  WirisehaJUgtMehif.hu  1904,  S.  471  fg.  ~ 
S.  auch  Beek,  Altfritaiiche  GeriehttverftMtvng 
OS94),  S.  SIS  u.  Caro,  WeUdevtMcht  ZeiUchrifl 
S4.  S.  6g.  O.  V.  Xelov. 


Hnfenscboß. 

Unter  H.  haben  vir  eine  auf  die  Hufe  ge- 
Steuer  za  Teratehen.  Diese  Bezeicbnnnr 
kun  als  tecbniscber  Ausdruck  nur  in  der  Mark 
Brandenburg  und  im  ehemaligen  Ordenslande 
PrenCen  vor.  Denn  die  Hufe  war  in  einem 
großen  Teile  Deutschlands,  namentlich  im  deut- 
schen Osten,  die  Steuereinheit  für  die  Bemessung 
der  Onindstenerpflicht  Der  Ertrag  des  U.  war 
im  16.  Jahrh.  in  Brandenburg  eine  der  Quellen, 
aus  denen  die  laadeahen-üchen  Schulden  durch 
daa  stftndische  Kreditwerk  getilgt  wurden.  Der 
H.  stand  bis  An&ng  des  19.  Jahrb.  mit  der 
Scbtddentiigang  im  Zusammenhang.  Er  wurde 
in  wechselnder  Hobe  erhoben  nnd  mag  im 
16.  Jahrb.  eine  nicht  unerhebliche  Last  f&r  die 
Ludwirtschaft  gewesen  sein,  die  aber  im  Laufe 
der  Zeit  mit  dem  Sinken  des  Geldwertes  immer 
leichter  zn  tragen  war. 

In  Preußen  bestand  seit  Alters  ein  ge- 
mischtes Steuenystem,  bei  dem  die  Abfnbe 
Tom  Grundbesits  nach  dem  Hafistabe  der  Hufe 
erhoben  ward.  Durch  die  bertthmte  preufiisidte 
Steuerreform  unter  KSnig  Friedrich  Wilhelm  I. 
wurde  ein  _GeneraI-H."  eingeführt,  dessen  Ten- 
denzen daJiin  gingen,  eine  gerechtere  Ver- 
tntnng  der  Steuer  herbdzoföhren,  die  Bonität 
der  Aecker  zn  berücksichtigen,  Defraudationen 
nnd  Verschweigungen  von  Hufen  zu  verhüten 
nnd  das  bunte  Gemisch  von  ständischen  Stenern 
durch  eine  einzige  Orundstener,  den  „General-H.", 
«a  ersetcen.  Friedrich  der  Greße  führte  nach 
Beaitxergrdfting  WestprenOens  auch  hier  den 
rieneral-H.  ein.  Zum  Cnterschiede  von  dem 
bnndenbnrgischen  System  ist  der  General-H. 
in  Preußen  mit  Grundsteuer  gleichbedeutend. 

Dem  H.  steht  die  Beateuemn^  des  „Hakens" 
tn  Pommern  nnd  Livland  sowie  in  einzelnen 
anderen  ostelbischen  Landschaften  gleich.  Aehn- 
licb  verb&lt  es  sich  auch  mit  dem  carncaginm 
nnd  hydagium,  das  die  normannischen  Könige 
in  England  einführten,  wodurch  der  Grund- 
besitz nach  GrOlte  mit  festen  Sätzen  durch  eine 
direkte  Steuer  belastet  wurde. 

Lft«ratnr:  Zaiereuraki ,  Die  wiehtiyeren  preuß. 
Reformen  der  direkten  Uindlichcn  Steuern  im 
IS.  Jahrh.,  SchmnUert  Fortchungen,  IfS?,  Bd.  7, 
S.  X.  —  Wagner,  Fin.,  Bd.  S,  S.  HO  u.  115. 
—  r.  Beloir,  Art.  „Hufenaehoß",  H.  d.  St., 

t.  Jtyf.,  Bit.  IV,  s.  im. 

Max  von  Herkel. 


Hnme»  David, 

geb.  am  2ß.ßV.  1711  zn  Edinburg,  1763  Le- 
gationssekretär  in  Paris,  1767  Unterstaatssekre- 
Vkt  in  London,  gest.  am  25./VIII.  1776  in 
Edinburg. 

Als  Preistbeoretiker  Verteidiger  des  Theo- 
rems, daß  nur  die  wirklich  verkauften  oder  zum 
Verkauf  gestellten  Waren  und  das  wirklich 
zirkulierende  Oetdquautum  die  Freisbildungs- 
bedingnngen  ansmachen.  Als  Zinstbeoretiker 
bezeichnete  er  das  Vabtitnis  zvrisdien  Kaintsd- 
angebot  und  Nachfrage  als  bestimmend  fttr  ^e 
Bildung  des  Zinsfußes.  Gegner  der  merkan- 
tilen Handelsbilanz. 

Vater  eines  das  Locke'sche  Theorem  von 
dem  preisbestimmenden  Element  der  Arbeit 
dahin  ergänzenden  Postulats,  daß  Handel  nnd  Ge- 
werbfleiß nichts  als  eine  anfgehätifte  Menge  von 
Arbeit  sei.  Als  Kritiker  des  „Wealth  of  nations" 
nannte  er  zuerst  dessen  Urheber  einen  induk- 
tiven Forscher.  Durch  seine  Kritik  des  Kansa- 
litätab^iffes  forderte  er  die  statistische  Metho- 
dik bei  Untersuchungen  Aber  die  UrsttcUiehkeit 
bestimmter  Erscheinungen. 

Von  seinen  hierher  gehörigen  Schriften 
nennen  wir:  Essays  moral  and  poUtical,  Edin- 
burg ^1742);  dasselbe,  2.  Aufl.  ebenda  1746?; 
dasselbe,  3.  Aufl.,  London  1748;  dasselbe  4.  Aufl., 
ebenda  1753;  dasselbe,  deutsch  u-  d.  T.:  Mo- 
ralische und  politische  Versuche,  4  Teile,  Ham- 
burg 1754—56.  Teil  I  führt  den  Titel:  Ver- 
mischte Schriften  öber  die  Handlung,  die  Manu- 
&ktnrett  und  die  anderen  Quellen  des  Reichtams 
und  der  Macht  eines  Staates :  dasselbe,  fransOs. 
üebersetmns:,  2  Bde.,  (Paris?)  1758.  —  PoUtical 
disconises,  ^linburg  1702:  dasselbe,  in  französ. 
Uebersetzungen  1,  von  Mr.  de  M  .  .  .  .  (Mau- 
rillon),  Ama^rdam  1754;  dasselbe,  2.  Aufl. 
ebenda  1767 ;  2,  von  Abb«  Le  Blanc,  2  Bde., 
Amsterdam  1754;  dasselbe,  Neudruck,  2  Bde., 
Dresden  1755.  —  Essays  and  treatises  on  sereral 
subjects,  Edinburg  1752;  dasselbe,  2.  Aufl., 
4  Tols.,  London  1753;  dasselbe  3.  Aufl.  ebenda 
1753;  dasselbe,  4.  Aufl.,  4  toIs.,  ebenda  1753 
bis  54 ;  dasselbe,  Neudruck,  ebenda  1767  (dieses 
Werk  ist  eine  neue  mit  Zusätzen  nnd  Nach- 
trägen versehene  Bearbeitung  der  2  vorstehend 
genannten  Schriften);  dasselbe,  franzSs.  Ueber- 
setzungen in  den  Sammelwerken  1,  M^Ianges 
d'^conomie  polit.  Puhl,  par  Daire  et  G.  de 
Molinari,  vol.  I  Paris  1847  ;  2,  CoUection  des 

Srincipaux  economistes,  vol.  XV,  1,  ebenda  1847; 
asselbe,  französ.  Ausgabe  von  L.  Say,  ebenda 
1888;  dasselbe,  deutsch  von  A.  Pistorius  n.  d.  T.: 
Philosophische  Versuche  usw.,  4  Teile.  Hamburg 
1755—  56;  dasselbe,  deutsch  von  A.  Kri^us,  Aus- 
zug in  einem  Bd.,  Königsberg  1800;  dasselbe, 
2.  Aufl.,  ebenda  1813  (a.  u.  d.  T.:  Kraus,  Ver- 
mischte Schriften,  Teil  VII);  dasselbe,  neueste 
deutsche  Uebertragung,  n.  d.  T. ;  Nationalökono- 
mische Abhandlungen  übers,  von  H.  Nieder- 
miUler,  Leipzig  1877. 

lApperL 


Hnndesteaer  s.  Luxussteuern. 
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HfitteBwerkes.£i8en, Eisenindustrie, 
Bd.  I,  S.  719  und  Bergbau,  Bd.  I,  S.  392. 


Hygiene,  Soziale 
B.  Soziale  Hygiene. 


Hypothekenaktienbaiikeii. 

I.  Qeschiclitliche  Eotwickelang:  and  Wirk- 
samkeit der  H.  II.  BedentnnK  der  H.  für  die 
Landwirtschaft 

I.  Geschichtliche  Entwichelnng  und 
Wirksamkeit  der  H. 

Die  H.  sind  Erwerbsgesellschaf- 
ten ^  welche  den  Zweck  haben^  Immobilien 
(Örund  und  Boden,  sowie  Oebftude)  hypo- 
thekan^h  zu  beleihen.  Sie  erstrecken  ihre 
Tätigkeit  ebenso  auf  städtische  wie  auf 
ländliche  Qrundstficke,  ihr  Schwerpunkt 
liegt  aber  in  der  Beldhung  der  ersteren. 
Es  hängt  dies  damit  zusammen,  daß  in  den 
meisten  deutschen  Ländern  staatliche  oder 
kommtm^e  oder  genossenschaftliche  In- 
stitute bestehen,  wdche  das  Bedürfnis  nach 
landwirtschaftlichem  Bodenkredit  in  tqU- 
b>mmenerer  Weise  befriedigen,  als  es  die 
H.  tau  können  (s.  Artt  „Landeskreditkassen", 
J^dsqhaften**);  ferner  dann,  dafi  fOr  die 
H.  die  Höhe  der  mit  Sicherhat  auf  städti- 
sche Grundsta<^e  zu  gebenden  Dariehen 
viel  leichter  zu  bestimmen  ist  als  die  Höhe 
der  auf  ländliche  (Srundstflcke  zu  gew^- 
renden. 

Die  H.  sind  erheblich  jQageren  Ur- 
sprunges als  die  staatlichen  oder  genossen- 
schaftlichen. Die  erste  Laudsch^  wurde 
von  Friedrich  d.  Gr.  im  Jahre  1770  ins 
Leben  gerufen,  der  erste  A'ersuch  zu  einer 
Bodenkreditgesellschaft  auf  Aktien  wurde 
1824  in  Frankreich  gemacht,  dem  dann  1835 
Belgien  durch  Gründung  einer  caisse  hj^po- 
th^caire  und  einer  caisse  des  proprietaires 
folgte.  Besonders  bedeutungsvoll  für  die 
Entwickelung  der  H.  war  die  in  Frankreich 
durch  kaiserliches  Dekret  vom  28./n.  1852 
geschaffene  soci6t6  du  crödit  foncier  de 
France,  deren  Grundsätze  und  Einrichtungen 
auf  die  in  Deutschland,  Oesterreich  und 
Holland  errichteten  Bodenkreditiastitute  einen 
maßgebenden  Elinfluß  ausübten.  Vorher  ^b 
es  allerdings  schon  in  Deutschland  einige 
wenige  privatgesellBchaftliche  ßodenkredit- 
institute,  welche  aber  noch  nicht  den  Cha- 
rakter der  Hypothekenbanken  trugen.  Da- 
zu gehörte  die  Pom  morsche  ritter- 
schaftliche Privatbank  vom  15./ VIII, 
1824,  die  Bayerische  Hypotheken- 
u n d W echselbankin München  vom  1./ VII. 
1834}  die  Dessauische  Landesbank 
vom  2./L  1847.  Die  erste  deutsche  Anstalt, 


welche  hypothekarische  Darlehen  gewährte 
and  gleictuceitig  axd  deren  Onmd  Pfand- 
briefe ausgab,  war  die  im  Jahre  1856  er- 
riditete  Allgemeine  Kreditanstalt 
in  Leipzig.  In  den  folgenden  Jahren 
wurde  dum  noch  eine  größere  Zahl  von 
anderen  H.  ins  Leben  gerufen:  die  Frank- 
furter Hypothekenbank  in  Frank- 
furt a.M.  am  8.yXIL  1862,  die  Deutsche 
Hypothekenbank  in  Üeiningen  am 
la'Xn.  1862,  die  Leipziger  Hypo- 
thekenbank am  15./X.  1863,  die  Erste 
preußische  Hypothekenaktienge- 
sellschaft,  Hansemann  in  Berlin 
am  2./V.  1864,  die  Preußische  H.,  Spiel- 
hagen in  Berlin  am  18./V.  1864,  die 
Pommersche  H.  zu  Cöslin  am  1./X. 

1866,  die  Deutsche  Grundkreditbank 
in  Gotha  am  24./VL  1867,  die  Württem- 
bergische Hypotheken  bank8m28./XI. 

1867,  die  Preußische  Bodenkredit- 
Aktienbank  am  217Xn.  1868,  die  Preu- 
ßischeZentralbodenkredit-Aktien- 
gesellschaft  am  2l./in.  1870,  die  Hy- 
pothekenbank in  Hamburg  am  12.'V. 
1871.  die  Süddeutsche  Bodenkredit- 
bank in  Iffinchen  'am  15.'V.  1871, 
die   Braunschweig  -  Hannoversche 

Hypothekenbank  am  ^jjjj^  1B72' 

Bremische  Hypothekenbank  am 
8./XL  1871,  die  Bheinische  Hypo- 
thekenbank in  Hannheim  am  3./ XU. 
1871.  die  Mecklenburgische  Hypo- 
theken- undWechselbankin  Schwe- 
rin 1871,  die  Aktiengesellschaft  für 
Boden-  und  Kommunalk  redit  in 
Elsaß-Lothringen  (Straßburg)  am  8./I1. 
und  18.;ni.  1872,dieSchlesische  Boden- 
kredit-Aktienbank am  13.'IIL  1872, 
die  Deutsche  Hypothekenbank  in 
Berlin  am  3./IV.  1872,  die  Pfälzische 
Hypothekenbank  in  Ludwigshafen 
a.Rh.  am  29.' V.  1886,  die  Mitteldeutsche 
Bodeukreditanstalt  in  Greiz  am 
l./XU.  1895,  die  Bayerische  Boden- 
kreditanstalt in  Wflrzburg  1895,  die 
Sächsische  Bodenkreditanstalt  in 
Dresden  1895,  die  Hannoversche 
Bodenkreditbank  in  Hildesheim, 
die  Mecklenburg-Strelitzsche  Hy- 
pothekenbank in  Neustrelitz  1896. 
—  Mit  einigen  wenigen  Ausnahmen  sind 
die  genannten  Kreditinstitute  noch  jetzt  m 
Wirksamkeit. 

Ei^ünzt  und  in  ihrer  finanziellen  Sicher- 
heit gefestigt  werden  die  H.  durch  die  Ge- 
sellschaften, welche  sich  mit  der  Versiche- 
rung von  hypothekarischen  Darlehen  befassen. 
Im  Deutschen  Beiche  sind  dies:  die  Säch- 
sische Hypothekenversicherungs- 

fesellschaft  in  Dresden  vom  12jlX. 
S59,  die  Preußische  Hypotheken- 
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Tersicfaerangs-AktiengeBell  Schaft 
in  Berlin  Tom  21./VJ.  1862,  die  Nord- 
deutsche ärnndkreditbank  in  Ber- 
Ud  Tom  21./XU.  1868,  der  Frankfurter 
HjpothekenkreditTerein  von  1808. 

Die  Mdurabl  der.  deutschen  H.  hat 
die  Bereditignng,  ihre  Oeschlftstaiagkeit 
ad  das  ganze  Deatache  Beich  anasndehnen ; 
manche  rcax  ihnen  beschr&nkeo  aber  tataHch- 
lich  ihre  Wiitoamkdt  vollBtftndig  oder  doch 
Tom^gweise  aof  bestimmte  Gelaete. 

Nach  IbAgabe  der  gewahrten  Darlehen 
^;ebai  die  E.  Pfandbriefe  oder  andere 
SchnldverBchreibungen  auB,  ähnlich 
wie  die  Landschaften.  Ende  1898  bezifferte 
^rh  das  Ton  den  deutschen  H.  au^^bene 
Ptodfaiiefkapital  auf  über  6  Milliarden  M. ; 
ZQ  deesen  Sicherheit  dienen  die  hypothe- 
IcariBcfa  beliehenen  GrundatQcke.  Ihr  Äktien- 
^{lital  betrug  za  derselben  Zeit  rund  554 
m  also  etwas  aber  Vu  des  Pfand- 
hriefkapitals. 

Die  Organisation  wie  die  Geechftftspraxis 
einzelnen  H.  Bind  sehr  verschieden; 
dies  z.  B.  bezüglich  der  GewShrung  amorti- 
sierbarer oder  mcht  amortisierbarer  iWlehen, 
betreffe  der  Dauer  des  gewährten  Darlehens, 
der  EtlndigungsfriBt,  der  Hohe  des  Zinsfufies 
uäw.  Audi  in  bezug  auf  die  bei  Al»chAtzung 
der  zu  beleihenden  Objekte  gdtenden  Yor- 
»Jiriften  (TaxpriDzipien),  sowie  bezflglich 
der  Quote,  bis  zu  welch«*  der  taxierte  Wert 
behdun  wird,  herrscht  grofie  Mannigfaltigkeit 

BezQ^ich  Grflndnn^  und  Wirksamkeit 
der  pnTatgesellBchafthchen  Hypotheken- 
iostitttte  w^en  in  Preufien  am  6./VII. 
I>t63  Normatirbestimmungen  er^ 
hssen;  diese  wurden  dann  am  27 ./VI.  1893 
durch  neue  IVormatiTbeBtimmungen  ersetzt 

Für  das  gpnze  Deutsche  Reich  er- 
lang dasHvpothekengesetz  vom  13JYII. 
1899,  weldies  mit  dem  1./I  1900  in  Kraft 
tnt  Besonders  widitise  materielle  Bestim- 
mnwen  desselben  and  folgende. 

Jm  Beleibnng  eines  Gutes  sdl  in 
<ler  Regd  nicht  hOher  wie  bis  zu  '/s  (60 ^/o), 
aamahmswsise  bis  zu  '/i  (66,66  <Vo)  seines 
Terkaufswertes  erfolgen  (§  11  d.  G.). 
In  I  12  wird  freilidi  der  verkui&wert  mit 
dem  Ertragswert  identifiziert  —  Üeber 
•Üe  Hohe  des  für  das  Darlehen  zu  zahlenden 
j^intfuftea  trifft  das  Gesetz  keine  Be- 
stimmung, abtust  dieselbe  also  der  Yer- 
'inbBmng  beider  Teile.  —  Ein  Zwang  zur 
AmortiBation  besteht  nicht ;  dieselbe 
kaon  aber  Tertn^mABig  ausbedungen  wer- 
•l«  (5  16),  —  Die  Hypothekenbank  darf 
inf  diu  Recht  zur  Rückzahlung  der 
H.rpotbekenp£uidbriefe  höchstens  fOr  einen 
ZeitonuD  Ton  10  Jahren  verziditen.  Den 
PbadbriefgUabigem  darf  ein  E  fl  n  d  i  g  u  n  g  8- 
:echl  nicht  ein^erilumt  werden  (§  8).  — 
1^  Schuldner  ist  urkuadUdi  das  Recht 


einzuräumen,  die  Hypothek  ganz  oder  teil- 
weise zu  kündigen  und  zurückzuzahlen.  Das 
Recht  der  Eündigimg  darf  nur  bis  zu  einem 
Zeitraum  von  10  Jahren  an^eechlossen 
werden  (§  18).  Bd  Amortisation^ypotheken 
darf  zu^nstw  der  Bank  an  E&idignngB- 
recht  nicht  vorbehalten  werden  (S  19).  — 
Der  Beginn  dec  Amortisation  darf  für  einen 
10  Jahre  nicht  übersteigenden  Zeitraum 
hinausgeschoben  werden  (§  20).  Aus  §§  18 
bis  20  folgtj  daß  einfache  hypothekariadie 
Dariehee  bis  auf  10  Jahre  gewfthrt  werden 
können  und  daß  während  der  Leihzeit  zwar 
der  Sdbuldner  kündi^n  und  zurOc^zidilen, 
nicht  aber  der  Gläubiger  kündigen  darf;  es 
sei  denn,  daß  das  Recht  zu  einer  früheren 
Rückzahlung  ausdrücklich  im  Vertrage  aus- 
geschlossen ist  Auf  längere  Zeit  als  10  Jahre 
gewährte  Hypotheken  können  nur  Amorti- 
sationshypotheken sein.  Diese  sind 
nach  Verlauf  von  10  Jahren  zwar  für  den 
Schuldner  künd-  und  rückzahlbar,  nicht  aber 
für  den  Gläubiger  kündbar  (§  19). 

Dem  Räume  nach  bilden  in  dem  Gesetz 
den  Hauptinhalt  die  Bestimmnngen  über 
die  Beaufsichtigung  der  Banken 
durch  den  Staat,  überdieauszugebenden 
Pfajndbriefe  sowie  über  die  formelle 
Geschäftsführung.  Dem  ganzen  Gesetz 
liegt  zum  Grunde  der  Eon zessions- 
zwang  und  ein  weitgehendes  Aufsichts- 
und Eontrollrecht  des  Staates.  In 
bezug  auf  Ausübimg  des  letzten  sowie 
bezeuch  anderer  Punkte  ist  den  einzel- 
nen Bundesstaaten  freier  Spielraum 
gelassen.  Demzufolge  ist  seitens  des  preu- 
ßischen Landwirtschaftsministers 
unter  dem  17./XI.  1901  eine  „Verfügung 
betr.  die  Staatsaufsicht  Über  die 
Hypothekenbanken"  ergangen,  welche 
im  Abschnitt  A  die  Beleihungeo,  im  Ab- 
schnitt B  die  sonstigen  Geschute  der  Hy- 
pothekenbanken behanddt 

n.  Bedeutung  der  H.  für  die  Land- 
wirtschaft 

Der  für  die  Landwirte  zveckmftBigste 
Realkredit  ist  der,  welchen  die  genossen- 
BchafÜichen  Ereditinstitute  gewähren  (s.  Axt 
„Landschaften").  Dieser  ist  billig,  von  Seiten 
des  Gläubigers  unkündbar  und  geht  nicht 
über  das  auch  in  kritischen  Zeiten  zulässige 
Maß  hinaus.  Wenn  überall  gut  organisierte, 
den  Ortlichen  Verhältnissen  angepaßte,  für 
alle  landwirtschaftlich  benutzten  Grundstücke 
zugängliche  landschaftliche  Bodenkredit- 
Institute  beständen,  so  konnten  die  H.  für 
die  Luidwirtschaft  entbehrt  werden  oder 
hätten  für  sie  nur  eine  ziemlich  geringe 
Bedeutimg.  Tatsächlich  dehnen  sie  auch 
aus  den  schon  angeführten  Gründen  ihre 
Wirksamkeit  viel  mehr  auf  städtische  wie 
auf  ländliche  Immobilien  aus.  Trotzdem 
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habeu  die  H.  auch  für  die  Laadwirtschaft, 
zur  Zeit  wenigstens,  eine  nicht  zu  ver* 
kennende  'Wichtigkeit 

Die  I^andschaften  als  genossenschaftliche 
und  an  bestimmte,  ohne  Zustimmung  der 
Staatsgewalt  nicht  abzuändernde  Vorschriften 
gebundene  Institute  müssen  sehr  vorsichtig 
sowohl  bei  ihren  Taxen  wie  bei  Feststellung 
der  Beleihungsgrenze  sein.  Hieraus  ei^bt 
sich,  daß  ihr  TaxTerfahren  ein  verhältnis- 
mäßig umständliches  ist,  daß  auch  die  Höhe 
des  bewilligten  Darlehns  selbst  berechtigten 
Wünschen  der  Onmdbeützer  nicht  immer 
entflicht  Es  kommt  hinzu,  daß  die  Land- 
sch^ten  nicht  in  der  Lage  sind,  exzeptio- 
nellen Y^iaitnissen,  mOgen  diese  in  der 
Person  des  Dadehnsnehmers  oder  in  der 
Beschaffenheit  des  zu  belmhenden  Objektes 
liegen,  in  ausgiebiger  Weise  Bechnung  zu 
toigen:  aber  auch  anter  gewöhnlichen  Um- 
ständen dürfen  sie  bei  der  Höhe  der  Be- 
leihung über  eiaen  bestimmten  Prozeatsatz 
der  ermittelten  Taxe  nicht  hinausgehen. 
Femer  geben  Landschaften  nur  erststelli^e 
Hypotheken.  Endlich  sind  noch  nicht  m 
allen  deutschen  Ländern  landschaftliche 
Bodenkreditinstitute  vorhanden  oder  die  vor- 
handenen dehnen  ihre  Tätigkeit  nicht  auf 
alle  landwirtschaftlich  benutzten  Grund- 
stücke aus. 

Die  erwähnten  Umstände  zusammen  be- 
dingen es,  daß  die  H.  auch  für  den  land- 
wirtschaftlichen Bodenkredit  eine  Bedeutung 
haben  und  für  ihn  in  Anspruch  genommen 
werden.  Sie  treten  berechtigterweise  dort 
ein,  wo  es  überhaupt  an  gut  organisierten 
genossenschafthchen  Bodenkreditinstttuten 
fehlt,  wo  deren  Mitwirkung  versagt  oder 
doch  nicht  ausreichend  erscheint  Die  H. 
werden  vorzugsweise  von  solchen  Gutsbo- 
eitzem  benutzt,  denen  kein  genossenschaft- 
liches Kreditinstitut  zur  Verfügung  steht 
oder  die  ein  höheres  Darlehn  besmspruchen, 
als  sie  von  jenem  erhalten  kOnoen.  Letzteres 
kommt  ^rade  in  der  G^nwart  sehr  häufig 
vor.  Bei  Erbschaftsregulienmgen,  bei  Käufen 
von  Qütem  übernimmt  der  neue  Besitzer 
öfters  eine  Schuldenlast,  die  über  den  land- 
schaftlidien  Kredit  hinausreicht;  er  wendet 
äth  an  eine  H.,  die  ihm  entweder  nodi 
hinter  der  Landschaft  ein  Daiiehn  gibt  oder 
auch  unter  Äbstofiung  der  laudacoaftliclien 
Schuld  die  ganze  zulässig  scheinende 
Summe  g^n  Vearpfilndung  des  Gutes  dar- 
leiht Es  ^ht  auca  Fälle,  iu  denen  beson- 
^em  günstige  persönliche  oder  sachliche 
VerbSltnisse  eine  die  gewöhnliche  Höhe 
-übersteigende  Beleihung  gereditfertigt  er- 
6cheinen  lassen;  die  Landschaften  dürfen 
auf  solche  keine  Rücksicht  nehmen,  wohl 
aber  die  H.  mit  ihrer  größeren  Bew^lichkeit 
und  AnpaSBungsfthigkeit  an  die  jedesmaligen 
Cmst&ide. 


I  Selbstverständlich  geben  auch  die  H}i)o- 
thekenbanken  keine  Darlehen,  die  sie  für 
unsicher  halten;  aber  auch  in  den  Augen 
von  Sachverständigen  kann  manches  Dar- 
lehen noch  ungeföhrdet  erscheinen,  welches 
die  Landschaft  nach  ihren  Grundsätzen  für 
nicht  mehr  ^nügend  gesichert  betrachten 
muß.  Auch  ist  Sicherheit  ein  relativer  Be- 
griff, deren  Anwendung  zu  sehr  verschie- 
denen Ergebnissen  führt,  je  nach  dem  Stand- 
punkte, den  der  entscheidende  Beurtdler 
einnimmt  Es  ist  z.  B.  leicht  m^Uch,  daß 
von  zwei  gloich  kompetenten  Saäiverstftit- 
digen  der  eine  die  gefahrlose  Beleihunga- 
fähigkeit  eines  Gutes  auf  150  ODO  M.,  der 
andere  auf  175000  3f.  schätzt,  ohne  daß 
man  uubedii^  ea^Ni  könnte,  diese  oder 
jene  Taxe  sei  nnnchtig.  Natürlich  ist  das 
geringere  Darlefan  mehr  gesichert  aJa  das 
höhere;  letzt^es  braucht  aber  dämm  noch 
nicht  als  gefährdet  bezeichnet  zu  werdw. 

Für  das  vermehrte  lÜsiko,  welches  die 
H.  bei  hoch  audaufenden  Darlehen  auf  sich 
nehmen,  entschädigen  sie  sich  durch  die 
Forderung  eines  höhereu  Zinsfußes.  Sie 
können,  was  den  Landschaften  versagt  ist. 
den  Zinsfuß  dem  Grade  der  Gefohr  anpassen, 
die  mit  jedem  Darlehensgeschäft  verbunden 
ist  Selbst  wenn  die  Ijuidschaften,  wie  es 
wiederholt  vorgeschlagen  ist,  zweistellige 
P^dbriefe  ausgeben,  bleiben  sie  doch  in 
der  Normierung  des  Zinsfußes  sehr  viel  be- 
schränkter als  die  H.;  ebenso  in  der  Fest- 
stellung der  übrigen  Bedingungen  des  Dar- 
lehensgeschäfts. Die  Einnahmen,  welche 
den  H.  dadurch  zufließen,  daß  sie  durch- 
schnittlich höhere  Zinsen  wie  die  Landschaf- 
ten nehmen,  bilden  für  sie  nicht  lediglich 
eine  Erwerbsquelle,  sondeni  sie  erfüllen 
gleichzeitig  die  unentb^irliche  Aufgabe,  als 
Deckungsfonds  für  die  AusÜle  zu  dienen, 
welche  unausbleiblich  ab  und  zu  infolge 
der  höheren  Beleihung  erwai^isen. 

Wenn  erst  überall  gut  oi^anisierte  ge- 
nossenschaftliche BodenkreditLnstitute,  die 
alle  landwirtsclu^ch  benutzten  Grundstücke 
beleihen,  ins  Leben  gerufen  sind  und  wenn 
diese  nicht  nur  erststeUige,  sondern  auch 
zweitstellige  und  deshalb  höher  verzinsliche 
Pfandbriefe  aasgeben,  dun  bleibt  deu  H. 
auf  dem  Gebiete  des  luidwirtscbaftlidiea 
Bodenkredits  nur  nodk  ein  geringer  Baum 
übrig. 

Llteratari  A.  Xettsei*,  Dar  Boden  und  d«« 
Utndwirttckafitieken  Vt^kHUmtn  de*  pra^fi. 
Staates,  Bd.  S,  S.  14S~IB«,  BnÜH  1871.  — 
F.  Hecht,  Bmkwewn  «wl  BemkpoHtik  in  den 
deutschen  StacOen  von  19S^ — 1S7S,  Jena  1880,  — 
H.  Schmidt,  Die  UitrmatnbesHmimn^m  für 
die  prevß.  HypothekeTt/kntken ,  Berlin  18SS.  — 
Prevßens  landv.  Vencammg,  Bd.  1,  Bertin  1878, 
S.  187 fg.,  Bd.  f.  JS8S;.  S.  815  fg.,  Bd.  8,  1885. 
S.  881  fg.,  Bd.  4,  1888^  S.  S6fg.  —  Th.  Frhr. 
mm  Aer  Goltt,  Lanimirttehö{faieh«  Taxeaivus- 
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Ukr€,  *,  Avß..  Bertin  im,  8.  S9Sfy.,  6tS/g.  — 
P,  Uecktf  Art.  ^Hypothekenaktienhanken",  H. 
d.  St..  Ä  Ät^.,  Bd.  IV,  (J$00),  S.  mofg.  — 
A,  Smminghttum,  Art.  „Hypothtkenver»icke- 
naisT*,  Ä  rf.  St..  t.  Auß.,  Bd.  IV,  (1900),  S. 
jttefy.  Frhr.  von  der  Ooltm. 


HTpothekenflchiildei. 

1.  BadentniiK,  Art  und  Wirknng  der  H.  2. 
Statistüches  Uber  die  H. 

1.  Bedentaiig,  Art  lud  Wirkong  der 

H.  a)  Bei  der  hypothekarischen  Verachul- 
duQg  dient  das  verpfändete  Grundstock  dem 
GlAubiger  als  Sicherheit  sowohl  für  die 
Zioszahlune  wie  fOr  das  dargeliehene  Kapi- 
tal. Sein  Risiko  ist  daher  durchschnittlich 
ein  viel  geringeres  als  bei  Darlehen,  denen 
lediglich  der  persönliche  oder  der  Qeschäfts- 
kredit  zum  Orunde  li^ ;  er  kann  sich  daher 
mit  weit  geringeren  Zinsen  begnügen.  An- 
dererseits ist  der  Gutsbesitzer,  wenn  er  die 
Landwirtschaft  versteht  und  im  flbrigen 
seine  Yerhftltoisse  einigermafien  geordnet 
dnd,  wohl  imstande,  einen  Trät  seines  Rein- 
ertrags behufs  Deckung  von  Schuldzinsen 
abzugeben.  Indessen  stellen  die  Reinerträge 
in  der  Landwirtadbaft  durchschnittUcfa  nur 
eine  mäßige  Verzinsung  der  dabei  wirksamen 
Kapitalien  dar.  In  der  Gegenwart  darf  man 
fflr  Dentsdilaiid  die  Yerzinsung  des  Grund- 
kapitals nidit  höher  als  zu  3— 4'>/o,  unter 
Qpnr  gttnatigeQ  exzeptionellen  Verhältnissen 
Tidleicht  4%  "/i),  die  des  Betnebskapitals  zu 
5— 7f  höchstens  8*'/o  reraoachlagen.  Außer- 
dem ist  der  Ertrag  der  Londwirtstdiaft,  auch 
abgesehen  von  der  TBÜ^^mt  und  Tfichtigkeit 
des  Betriebstdteis,  eiu  sehr  schwankender, 
namentlich  von  dea  WitterungsvertUUtoissen, 
den  Preisen  der  betreifenden  Produkte  und 
anderen  Cmständen  abhftogiger ;  dagegen 
mOssen  die  Zinsen  der  H.  jäirlich  an  be- 
stimmten Terminen  in  gleich  hohen  Summen 
bezahlt  werden.  Aus  diesen  Tatsachen  er- 
gibt sich,  dafi  die  H.  ein  begrenztes  Maß 
nicht  überschreiten  dürfen,  wenn  der 
Schuldner  in  der  Lage  bleiben  soll,  seinen 
Zinsverpflichtungen  jpünktUdi  nachzukommen 
und  zugleich  seine  Wirtschaft  ordnungsmäßig 
fortzufahren. 

b)  Die  zulässige  oder  ungefähr- 
liche Höhe  derH.  hängt  teils  von  sach- 
lichen, teils  von  den  persönlichen  Ver- 
hältnissen des  Schuldners  ab.  Je  niedriger 
der  für  die  geliehenen  Kapitalien  ausbe- 
dungene Zinsfuß,  desto  höher  darf  die 
Verachuldung  sein.  Wenn  der  Schuldner  in 
der  Lage  sich  befindet,  aus  dem  Beinertnge 
jjÜiHip>t  3000  M.  an  Schuldzinsea  zu  zahlen, 
dann  kann  er  100000  M.  als  hypothekarische 
Schuld  aufnehmen,  falls  dieselbe  mit  3% 
«i  leniiisea  ist;  dagegen  bloß  75000  M., 
wenn  er  4^e  g^>ea  muß. 


Die  H.  dürfen  ferner  höher  sein,  wenn 
dieselben  unkündbar,  als  wenn  »e  künd- 
bar sind.  In  ersterem  Falle  steht  der  ein- 
mal  ausbedungene  Zinsfuß  für  die  ganze 
Dauer  des  Darlehns  fest ,  also  auch  die 
Summe  der  jährlich  zu  zahlenden  Zinsen. 
Bei  kündbaren  Darlehen  ist  die  Gefahr  vor- 
handen, daß  die  Kündigung  eintritt,  wenn 
der  landesübliche  Zinsfuß  heraufgeht  und 
Geldknappheit  vorlianden  ist.  Der  Schuldner 
gerät  dann  in  die  Lage,  das  bi^erige  Dar- 
lehn  höher  als  bisher  verzinsen  oder  ein 

tanz  neues  Darlehen  zu  ungünstigeren  Be- 
ingUDgen  aufnehmen  zu  müssen.  Zudem 
werden  kündbare  Darlehne  gewöhnlich  von 
Privatpersonen,  milden  Stiftungen,  Sparkassen 
usw.  gewährt,  die  auf  pünktliche  Zinszahlung 
angewiesen  sind  und  bei  Versagung  der 
letzteren  schnell  mit  der  Kündigung  vor- 
gehen. Dagegen  gewähren  die  genossen- 
schaftlichen B^eokreditinstitute  unkündbare 
Darlehne.  Namentlich  die  ersteren  pfl^;en 
keine  Kündigung  eintreten  zu  lassen,  wenn 
der  Schuldner  einmal  mit  der  Zinszahlung 
im  Rückstände  bleibt,  falls  nur  begründete 
Aussicht  vorhanden  ist,  daß  das  Versäumte 
später  nachgeholt  wird. 

c)  In  Anoetracht  des  ümstandes,  daß  ein 
hypothekarisches  Darlehen  auf  den  Grund 
und  Boden  gewährt  wird  imd  die  daraus 
fließende  Verj^chtung  ohne  weiteres  auf 
jeden  neuen  Besitzer  übergeht,  könnte  es 
scheinen,  als  ob  fflr  die  Höhe  und  die 
Sicheriieit  desselben  die  Person  des 
Schuldners  nidit  in  Betracht  käme.  IMes 
ist  indessen  nicht  ganz  zutreffend,  nament- 
lichnicht  von  dem  Standpunkte  des  Schuldnras 
aus.  Wenn  letzter«'  sich  zutrauen  kann, 
daß  er  mit  größerer  als  der  durchschnitt- 
lichen Intelligenz  die  I^dwirtschafP  zu  be- 
treiben imstande  ist,  wenn  er  gleichzeitig 
die  Ausgaben  für  sich  und  seine  Familie 
auf  ein  ungewöhnlich  geringes  Maß  zu  be- 
schränken gewillt  ist,  dann  darf  er  unge- 
fährdet das  Ma£  der  sonst  zulässigen  H. 
überschreiten.  Es  gibt  Landwirte,  welche 
ihr  Gut  mit  90 '^/o  des  Ertragswertes  und 
selbst  noch  höher  verschuldet  haben  und 
doch,  wenngleich  unter  viel  Mühe  und  Ent- 
behrung, fortkommen,  während  andere  schon 
bei  einer  Verschuldung  von  70— TÖ^/o  oder 
einer  noch  geringeren  nicht  bestehen  können. 
Dürfen  genossenschaftliche  Kreditinstitute 
auf  die  Persönlichkeit  des  Schuldners  bei 
Bemessung  der  Darlehnshöhe  auch  keine 
Rücksicht  nehmen,  so  geschi^t  dies  doch 
vielfach  und  mit  Recht  von  Privatgläubigem. 

Audi  insofern  kommt  die  Persönlichkeit 
des  Schuldners  in  Betracht,  als  bei  den 
eigentlichen  Hypotheken  nicht  nur  Grund 
uml  Boden  sowie  Gebäude  und  das  Wirt- 
schaftsinventar, sondern  auch  der  sonstige 
Mobiliarbesitz  des  Schuldners   tod  dem 
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Olftubiger  zur  Deckung  seiner  Forderungen 
an  Kapital  und  Zinsen  in  Anspruch  ge- 
nonunen  werden  köoneD.  Für  die  sog. 
Grundschulden  haften  allerdings  die  be- 
McAienen  Immobilien  und  die  dazu  gehöiigenln- 
ventarienstQcke  allein ;  aber  die  Grund- 
schulden  repräBentieren  nur  eine  kleine 
Siumne  im  verhfiltnis  zu  den  H.  Tatsäch- 
lich steckt  daher  in  dem  hypothekarischen 
Sjedit  immer  noch  gleichzeitig  ein  Stack 
von  PenKmalkredit 

Femer  fiUlt  für  die  zulfisedge  Höhe  der 
H.  der  Umstand  ins  Gewicht,  welches  be- 
w^liohe  Vermögen  der  Sqhuldner  besitzt, 
vor  allem,  ob  das  ganze  fOr  die  'Wirtsohaft 
erforderliche  Betiiebska^tal  sön  freieB  Eigen- 
em ist  und  ob  er  vielleicht  aufier  demselben 
noch  Über  bare  Geldmittel  verfOgen  kann. 
Trifft  beides  zu,  so  dflrfen  die  H.  höher  sein, 
als  wenn  er  einen  Teil  des  Betriebskapitals 
^cb.  auf  Kredit  verschafft  hat  und  kein 
weiteres  Kapitalvermögen  besitzt  Manche 
finanziell  wohl  situierte  Landwirte  ziehen 
es  vor,  ihr  Gut  hypothekarisch  hoch  zu  be- 
lasten und  dafOr  emen  Teil  ihres  Vermögens 
anderweitig  anzule^u ,  weil  sie  dadurch 
mehr  Zinsen  zu  erzielen  hoffen,  als  sie  für 
die  aufgenommenen  Darlehne  selbst  bezahlen 
rnüfiseo.  Eine  ungewöhnlich  starke  hypo- 
thekarische Verschuldung  eines  Gutes  be- 
rechtigt daher  noch  nicht  ohne  weiteres  zu 
dem  Schluß,  daß  dessen  Besitzer  in  einer 
besonders  ungünstigen  wirtschaftlicltön  Lage 
mch  befindet  oder  daß  die  gewährten  Dar- 
lehne ge&hrdet  sind. 

Kodlich  ist  für  die  zul&ssige  Höhe  der 
Verschuldung  auch  die  Größe  des  beliehenen 
Gutes  und,  was  damit  ziemlich  Hand  in 
Hand  ^ht,  die  soziale  Stellung  seines  Be- 
sitzers m  gewissem  Grade  mit  entscheidend. 
Mittlere,  namentlidi  aber  kleine  und  kleinste 
Güter  verüTigen  im  allgemeinen  eine  ver- 
hftltnism&ßig  stärkere  hypothekarische  Be- 
lastung als  große  Güter.  Die  Besitzer  jener 
gehören  dem  Stande  der  Bauern  oder  dem 
aar  Arbeiter  oder  auch  der  Ideinen  Hand- 
werker an.  Diese  Personen  sind  in  Über- 
wiewend»  Mehrzahl  gevl^mt,  ihre  Ausgaben 
nach  den  SSnnahmen  zu  richten  mid,  wenn 
sie  hohe  Zinsverpflichtaneen  haben,  donent- 
spredtend  ihre  persönuchen  Bedürfnisse 
einznschrflnken.  Sie  können  dies  auch,  ohne 
an  ihrem  Ansehen  h&  den  Stood^genossen 
iänbufie  zu  erleiden.  Sparsamkeit  ist  für 
den  Bauer  eine  Tugend  und  Ehre;  selbst 
ihre  Ausartung  in  Geiz  wird  ihm  kaum  Abel 
genommen.  Der  Großgrundbesitzer  hat  da- 
gegen nicht  nur  absolut,  sondern  auch  ver- 
nSltnismäßig  viel  weiter  reichende  soziale 
Verpflichtungen:  will  er  sich  denselben  aus 
Sparsamkeitnücksichten  entzieheu,  so  gerät 
er  leicbt  in  eine  für  ihn  und  seine  Familie 
peinliche  Lage.  Am  vorsichtigsten  mit  der 


Aufnahme  von  Hypotheken  mltesen  solche 
Lsmdvrirte  sein,  die,  obwohl  sozial  zu  der 
Klasse  der  Grotonmdbesitzffl-  gehörig  und 
deshalb  im  geselligen  Verkehr  mit  diesen 
stehend,  nur  im  Besitze  eines  Gutes  dcäi 
befinden,  welches  nach  Größe  und  Reinertrag 
in  die  Kategone  der  Bauerngüter  gehört. 

d)  Will  man  in  bestimmten  Zahlen  fest- 
stellen, vrie  hoch  ein  Landwirt  sein  Gut  mit 
H.  belasten  darf,  ohne  ein  zu  großes  Biuko- 
zu  übernehmen,  so  muß  man  dabei  ^wisse 
sachlidie  und  persönliche  Veriiftltmase  als- 
VorauBsetzuog  zugrunde  legen.  Bei  dm 
nachfo^end«!  Angaben  istdavoDau8geawu;en. 
daß  derJUndwirt  mit  dner  durchschnitt- 
lichen Tüchtigkeit  für  die  Ausübung  seines 
Berufes  ausgerüstet  ist;  daß  er  die  Leitung 
seines  Betriebes  selbst  führt;  daß  die  An- 
sprüche, welche  er  für  säne  und  seiner 
Familie  Lebenshaltung  macht,  wed^  beson- 
ders groß  noch  besonders  gering  sind;  daß 
das  zur  ordnungsmäßigen  Führung  der  Wirt- 
schaft nötige  stehende  und  umlaufende  Be- 
triebskapitfid  vollständig  vorhwden  und  sein 
freies  Eigentum  ist;  daß  er  mnerseits  keine 
erheblichen  Personalschulden  hat,  anderer- 
seits aber  auch  über  kein  sonstiges  nennens- 
wertes Privatvermögen  verfügt;  daß  die 
Taxe,  auf  Grund  deren  das  hjrpothekarische 
Darlehn  gegeben  wird,  den  wirklichen  Er- 
trag^wert  des  Gutes  repräsentiert,  d.  h.  den 
Wert,  welcher  aus  der  Kapitalisierung  des 
durchschnittlichen  Beinertrages  mit  einem 
4**/oigen  Zinsfuß,  also  durch  Multiplikation 
mit  25,  sich  ergibt.  Die  Zugrundelegung 
eines  fingierten  oder  auch  wirkhoh  gezimlten 
Kauf  wertes,  der  den  Ertragswert  übeist^;^ 
ist  unzulässig;  sie  muß  zu  den  Verhängnis* 
vollsten  irrtümlidien  Schlufifol^iemDg^  füh- 
ren und  hat  dies  tatsBdüich  m  unzähligen 
Fällen  getan. 

ünt^  obigen  Voraussetzungen  darf  man 
annehmen,  oaß  bei  unkündbaren,  mit 
4*'/o  zu  verzinsenden  Hypotheken  die  V^ 
schuldung  bis  s/fi,  höchstens  */s  {GO—G&fs>), 
bei  kündbaren  Vi,  höchstens  ^.u  (50  bis 
55%)  des  Eringswertes  gehen  darf.  Es 
könnte  g^;^  die  Bfttze  eingewmdet  werden, 
daß  sie  zu  niedrig  s^en^  da  ja  selbst  die 
Landschaften,  welche  bei  dw  FeststeUong 
der  Belrahunragrenze  sehr  vcNraidit^  vec^ 
fahren,  ihre  Duiehen  tus  zu  '/s  des  Tax- 
wei-tes  bemessen.  Darauf  ist  aber  zu  er« 
widern,  daß  die  landschaftlichen  Taxen 
durchschnittlich  nicht  mehr  vrie  '/s  des 
wirklichen  Ertragswertes  repräsentieren,  so 
daß  das  her^^ebene  Darlehn  tatsät^ch 
nicht  mehr  wie  des  Ertrags  wertes  aus- 
macht Gehen  die  H.  über  die  genannten 
Grenzen  hinaus,  so  liegt  die  Gefahr  vor, 
daß  der  Besitzer  in  Not  oder  gar  Vermögens- 
verfall gerät,  sobald  durch  geringe  Ernten 
loder  durch  einen  niedrigen  PraaBtand  der 
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landwirtscliaftlicheD  Prodakte  mehrere  Jahre 
hintei«inander  der  Reinertrag  erheblich  hioter 
dem  dnrchBchnittlichen  zurfickbleibt.  Solche 
oder  auch  noch  andere  un^Elnsti^  Ereignisse 
treten  aber,  wie  zahlreiche  Erfahrungen 
bew^Mm  gar  nicht  selten  auf;  der  Land- 
wirt mult  darauf  gefafit  sein  und  sich  dar 
nadi  richten.  Die  unmittelbare  "Wirkung 
von  XU  hoh^  H.  pfl^  in  der  Begel  nicht 
die  zu  sein,  daß  der  Sdtuldner  sofoit  in  Yer- 
mteensrer&ill  g^4t;  er  sucht  sich  vielmehr 
da£ut^  zu  heuen,  daß  er  seine  Wirtschaft- 
lidien  Ausgaben  beschrftnkt,  weniger  Be- 
triebsmittel anscluifl^  die  vorhandenen  weniger 
gut  nnterhalt,  viellacht  sogar  den  Viehstand 
reduziert.  Treten  dann  besonders  gttnstige 
Jahre  ein,  so  kann  er  sich  wieder  erholen; 
aber  er  schwficht  durch  jene  MaBr^eln  die 
BtragBtthigkCTt  seines  Öutes  und  sdtiebt 
dun^  sie  Mufig  nur  den  wirtschaftUchen 
Zusammenbruch  auf,  der  sAkt  dann  um  so 
TollBtftndiger  eintritt. 

Hat  der  Gutsbesitzer  außer  den  H.  noch 
eihebliche  reine  Personalschulden,  so  dürfen 
die  ersteren  nicht  einmal  die  oben  genannte 
Grenze  erreichen,  falls  seine  Existenz  nicht 
e^hrdet  sein  solL  Andererseits  kann  jene 
Grenze  fiberschritten  werden,  wenn  die  per- 
gtolichen  Verhältnisse  des  Schuldners  einen 
Ausgleich  fär  die  hohen  H,  darbieten,  wenn 
derselbe  mit  besonderer  Intelligenz  wirt- 
schaftet oder  öne  sehr  sparsame  Lebens- 
haltung fahrt  oder  außer  dem  Betriebs- 
kapital  noch  sonstiges  mobiles  Kapital  besitzt. 

e)  Die  heute  gewöhnlich  flbhche  Art  der 
H.  ist  die  Kapitalverschuldung,  d.  h. 
der  Gutsbesitzer  borgt  sich  ein  EapitsJ  und 
haftet  hierfür  wie  für  die  Zinsen  mit  dem 
beliehenen  Gut:  bei  eintretender  Kündigung 
seitens  des  Gläubigers  muß  er  das  Kapital 
zurückzahlen  und  ein  neues  aufnehmen. 
Kach  Älterem  deutschen  RÖdit  war  nur  die 
RentenverBChuldung  zuUsaig;  der 
Qutsbeatzer  borgte  sich  em  K^tu  und 
verpfliditete  sidi  dafOr,  eine  bestimmte  jfthr- 
lic^  ftaaie  an  den  Schuldner  abzuführen. 
SacUich  war  dies  eön  fthnlidiee  Veihfiltnis 
-wie  das  der  Erbpacht  Die  Rentenver^ 
«dnüdong  ist  mit  der  Zeit  bst  ganz  durch 
die  Kapitalverschuldung  verdrängt  worden. 
Rodbertus  und  nac^  ihm  andere  haben 
auf  den  mißlichen  Umstand  der  Kapitalver- 
schuldung hingewiesen,  daß  bei  stei^ndem 
Zinsfuß  auch  die  jfihrlidie  Zinsverpflichtung 
für  den  Schuldner  steigt,  während  bei  der 
Bratenversdinldung  die  einmal  ausbedungene 
Rente  die  gleiche  Hßhe  behält  Rodber- 
tuB  hat  auch  mit  Recht  hervoi^hoben,  daß 
Kapitalkündigungen  seitens  der  Gläubiger 
beeondere  in  Zeiten  steigenden  Zinsfußes 
und  henrachenden  Geldmangels  voi^nommen 
werden  und  dadurch  die  verschuldeten 
Gutsbesitzer  leicht  in  große  Verle^nheit 


und  Gefahr  geraten.  Er  schlägt  daher  vor, 
anstatt  der  Kapitalveischuldung  gesetzlidi 
die  Rentenverscnuldung  wieder  einzuführen. 
Indessen  trifft  der  von  Rodbertus  der 
Kapitalverschuldung  gemachte  Vorwurf  nur 
bei  kündbaren,  nicht  bei  unkündbaren  Hypo- 
theken zu.  Gutsbesitzer,  die  bloß  luid- 
scfaaftliche  Schulden  haben,  stehen  ebenso, 
ia  noch  günstiger  da,  als  wenn  sie  eine 
Rentenschuld  hätten.  Solange  sie  die  Zinsen 
pünktlich  zahlen,  kann  das  Kapital  nicht 
gekündigt  werden  imd  die  Zinssumme  ist 
weiter  mcbts  als  «ne  jährliche  feststehende 
Rente.  Umgekehrt  aber  ist  äne  Erniedrigung 
der  Zinssumme  müglich,  falls  danemd  der 
Zinsfaß  fällt  Die  Landschaften  ^egen 
dann  die  bisherig  hoch  TerziaslicbenPfimd- 
briefe  m  niedriger  veninsfiche  zu  konver^ 
tieren,  und  davon  haben  alle  EkbuMner  rinen 
Vortdl.  Die  Not,  in  welche  während  der 
letzten  Jahrzehnte  viele  Landwirte  dnrdi 
die  H.  geraten  sind,  li^  nicht  in  der  Ka- 
pitaiverschuldimg,  sondern  darin,  daß  ihre 
Güter  zu  hoch  und  dabei  ganz  oder  teilweise 
mit  kündbaren  Hypotheken  belastet  waren. 
Zuzugeben  ist  ja,  daß  durch  die  Ki^)ital- 
verschuldung  eine  Übermäßig  starke  Ver- 
schuldung mehr  begünstigt  wird  als  durch 
die  Rent^verschuldung;  aber  die  Aufgabe 
der  Zukunft  wird  nicht  sein,  jene  durch 
diese  allgemeiu  zu  ersetzen,  sondern  dahin 
zu  streben,  daß  die  Landwirte  ihr  Bedürfnis 
nach  hypothekarischem  Kredit  womöglich 
nur  bei  Landschaften  oder  ähnlichen  ge- 
nosseoschaftlichen  Instituten  befriedigen. 

In  Preußen  wurde  durch  §  91  des  6.  v. 
2,/III.  1850,  betr.  die  Ablösung  der  Reallasten 
und  die  Beroliernng  der  gatsherrlich-bSner- 
Uchen  VerbUtnisse ,  die  I^ntenverschaldung 
verboten,  insofern  als  feste  Geldrenten  einem 
Grundstück  nicht  linffer  wie  auf  hOchsteUB 
30  Jahre  auferlegt  werden  dürfen.  Dagegen  ist 
fttr  die  nach  dem  Ansiedelungsgesetz  T.S&./IT. 
1886  sowie  nadi  den  Bentengutsgesetzen  v. 
27.,iVI.  1890  und  v.  7./VI.  1^1  begründeten 
Bentenfffiter  die  Bentenvencbnldnug  in  Preußen 
ansdrOtälich  znirelassen.  —  Das  Deutsche 
BQrgerliche  Gesetzbuch  hat  die  Benten- 
verscEoldang  als  allgemetngttltige  Bechtsinsti- 
tution  wieder  eingeffiirt  (s.  Art  „Hypothdcen- 
nnd  Gnindbnchwesen). 

2.  Stetlstlsehes  Uber  die  H.  Die  auf 
landwirtschaftlich  benutzte  Gmadst&cke  ein- 
getragenen H.  haben  in  den  letzten  Jahrzehnten 
sehr  zngenommen.  Allerdings  war  schon  seit 
den  napoleoDlschen  Kriegen  nnd  infolge  der- 
selben die  Verschnldong  im  Verhältnis  n  den 
Ertragswert  der  Güter  eine  sehr  habt.  Nach 
ihrer  Beendigung  traten  in  den  90er  Jahra 
ungewöhnlich  niMrige  Preise  der  landwirtaehafi- 
li^en  Produkte  ein,  wodurch  die  Venehnldnc 
noch  mehr  belästigt  oder  notwendw  warde. 
.\ber  seit  den  30er  Jahren  hoben  sieb  oe  I¥eü« 
allmählich  nnd  fortdauernd;  hierdurch  w/vk 
durch  die  bessere  BewirtschaftnactwciM  «ti.^*« 
die  Beinertrige  und  damit  der  btngnrcn  4a/ 
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Gttter  mindesteDs  anf  das  Doppelte,  häaflg  aof 
das  Drei-  and  Vierfache.  Die  nämliche  Samme 
TOQ  H.,  welche  im  Jahre  1840  etwa  80%  des 
Ertrags  werte«  aosmachte,  repräsentierte  1875 
hOchsteos  40%  des  nnterdeU  gestiegenen  £r- 
tngswertefl.  £mQ  praientisch  hohe  Verschal- 
AuDf  war  bei  vnter  Bewirtschaftang  in  jener 
Penode  nemlicn  nniteffibrlicb,  weil  man  mit 
Sicherheit  anf  eine  hädige  Steifrernng  der  Bein- 
ertrSge  rechnen  durfte.  So  gewohnte  man  sich 
daran,  die  Gflter  stärker  mit  Hypotheken  ta 
belasten,  als  bei  sich  gleich  bleibenden  Rein- 
erträgen zulässig  gewesen  wäre.  Nnn  stiegen 
schon  Ton  Anfang  der  70er  Jahre  ab  die  Wirt- 
schaftskosten,  während  bald  darauf  die  Ge- 
treidepreise fielen ;  beides  bedingte  einen  Rflck- 
gang  der  Reinerträge.  Sobald  dieser  eintrat, 
moBte  die  hohe  Verscholdnng  TerbängnisTOli 
werden;  andererseits  bot  der  gleiche  Dnutftnd 
die  Yeranlaanmg  oder  Nötigong  dar  znr  Aof- 
nabme  Ten  nenoi  H. 

Das  bedenkliche  Anwachsen  der  H.  hat  die 
Regiemngen  Terschiedener  deatscher  Staaten 
bewt^n,  darüber  statistische  Erbebangen  zn 
veranstalten.  Fttr  die  prenQische  Monarchie  ist 
dies  seit  1886  alljährlich  geschehen  und  sind 
die  ermittelten  Resultate  in  der  Zeitschrift  des 
Kgl.  prenß.  Statist.  Bnreaos  veröffentlicht  wor- 
den.  Danach  betrog  in  den  Landgemeinden 
die  hypothekarische  Hehrbelastnng 
d.  h.  &r  Üebersebaß  der  Eintragongen  Qber 
die  Ijöschnngen  im  Darchschnitt  der  Periode 
von  1886— ß02  jährlich  256,76  Hill.  M.  In 
den  letzten  sechs  Jahren  dieser  Periode  stellte 
sich  die  Mehrbelastnng  indessen  erheblich  höher 
als  im  Durchschnitt  der  ganzen  Periode;  näm- 
Uch  im  Jahre  1897  anf  331,06  HiU.  H.,  1898 
anf  3Ö7.55  MUl.  U.,  1899  anf  387,89  Hill.  M., 
1900  anf  395,70  Hill.  H.,  1901  anf  405,88  Hill.  M. 
nnd  1902  anf  409,25  UiU.  H.  (Siehe  Zeitschrift 
der  Kgl.  preoO.  statist.  Bureaus  43.  Jahrg.,  1903, 
Statist  KorrespondouB  S.  XXII  u.  dieselbe  Zeit- 
schrift 45.  Jalug.,  1905,  S.  V.)  In  den  ein- 
zelnen Provittsen  betrug  die  Mdirbelutong 
in  Mül.  M.: 

im  Jahre  1900  1902 
Ostpreußen  1 9,47         24,9 1 

Westprenßen  1 7,63         39,7 1 

Brandenburg  22,20  29,38 

Pommern  10,42         1 7^47 

Posen  16,15  9,78 

Schlesien  60,57  43,89 

Sachsen  36,56  32,14 

Schleswig-Holstein  22,71  30,81 

Hannover  35,07  43,41 

Westblen  50,14  56,07 

Hessen-Nassau  19,86  14,06 

Rheinlande  95)80^  77,83 

Zusammen  595*9^ 


ab  Minderbelastang  in 
Hohenzollem 


0.38 


Uehrbelast.  im  Preuß.  Staat  395,70" 


409,46 

0,2  t 
409,25 


Die  hohe  Mehrbelastung  in  den  Provinzen 
Schlesien,  Hannover,  West&len  nnd  Rheinlande 
erklärt  sich  daraus,  daß  auch  in  den  länd- 
lichen Bezirken  dieser  Provinzen  die  In- 
dustrie stark  entwickelt  ist  nnd  die  auf  dieser 
ruhenden  H.  mit  einbegriffen  sind.  Nur  fQr  die 
5  Östlichsten  Provinzen  nnd  fQr  Hessen-Nassau 


darf  man  annehmen,  daß  die  oben  mitgeteiltes 
Zahlen  vorzugsweise  oder  fast  aoschlieulich  anf 
landwirtschaftlich  benutzte  Grond- 
stQcke  fallen. 

Im  Jahre  1883  wurden  in  42  als  typisch 
ausgewählten  preuß.  Amtsgerichts- 
besirken  Erhebungen  Aber  die ky|iothekarische 
Verschnldnng  der  ländlichen  Besitzungen  an- 
gestellt nnaim  Jahre  1896  fOr  die  ttänilieben 
Bezirke,  unter  Hinzanabme  einiger  anderer, 
wiederholt  (s.  Zeitschrift  der  KgL  prenß.  sutist. 
Bureaus  für  1898,  Heft  1  u.  2,  S.  93fg.)-  Uan 
teilte  die  Besitzungen  in  5  Gruppen:  1.  Fidei- 
kommiß- nnd  StiftungsgOter;  2.  Besitzungen 
mit  1500  H.  oder  mehr  Grundstener-Reinertratr 
(^oße  AllodialgQter);  3.  Besitzungen  mit  30O 
bis  1503  U.  Grundsteuer-Reinertrag  (großbäuer- 
liche Güter);  4.  Besiunn^n  mit  90—300  H. 
Grnndsteuer-Reinertrag  (mittelbänerliche  Güter) ; 
5.  Besitzungen  mit  unter  90  H.  Omndstener- 
Reinertrag  (Kleinbesite).  Man  nahm  an,  daß 
eine  Verschnldung  von  unter  30%  des  bei  der 
Einschätzung  znr  Vermfigenssteuer  ermittelten 
Gutswertes  eine  niedrige,  von  30 — 60%  eine 
mittlere,  von  ttber  60o,o  eine  hohe  sei.  Danach 
waren  verschuldet: 


e 

e 

T 
2 
3 
4 
5 


14.4  n 

»5,5  » 

31.5  « 


■c 

.1 

5 

54.4 

15,2  r. 

34,7  n- 
35,4» 


27,5 
28,5 

»7,5 
25,0 


3.8% 

42,9  r 

'4,6  „ 

12,3  r 

18,1  „ 


a 


100 
100 
100 
100 
100 


Hieraua  enibt  sieh,  daß  die  Fidäkommiß- 
gUter  bei  weitem  am  niedrigsten,  ebenso  die 
großen  AllodialgQter  bei  weitem  am  höchsten 
verschuldet  waren;  von  den  groß-  und  raittel- 
bänerlichen  Besitzungen  waren  nur  14,6  "/o  bezw. 
12,3%,  von  den  großen  Allodialgfltem  dagegen 
42,9%  hoch  verschuldet. 

Im  Jahre  1902  ist  für  den  ganzen  preuß. 
S  taateine  Verschnldungsstatistik  aufgenommen, 
bis  jetzt  aber  nur  nach  ihren  Haoptzüilen  rer- 
Offentlieht  worden  (a.  Statistisches  Jahrbuch  für 
d.  Prenß.-  Staat,  2.  Jahrg.  1904,  Berlin  1906, 
S.  232^.).  Danadi  betrog  in  der  ganzen  Ho- 
narchie  die  Verseknldnng  der  Grund- 
eigen tttmer  mit  Haupte  rwerb  ans  Land- 
oder  Forstwirtschaft  im  Jahre  1908 


des  Gesamt- 
VermOgens 
26,4% 


des  Grund- 
Vermtoens 

31,1% 


des  Kapital- 
Yermttgens 
188,5% 


In  den  einzelnen  Provinzen  und  RefnemngB- 
bezirken  war  die  Verscbnldnng  allerdings  säir 
verschieden  hoch.  In  den  la  Ösüicbsten  Re- 
giemngsbenrkeu.  in  denen  der  Großbesits  be- 
sonders stark  vertreten,  bezifferte  sie  dch 
zwischen  32,4%  nnd  58,1%  des  Grnndvei^ 
mdgens;  in  den  übrigen  20  Bezirken  nnr 
zwischen  2,9%  nnd  36,6%  des  GrandvermOgou, 
gebt  aber  hier  nnr  in  einem  einxigen  Bezirk 
(Schleswig)  über  30%  hinaus. 

Auch  aus  dieser  neuesten  nnd  zugleich  voll- 
ständigsten Statistik  geht  hervor,  daß  die  Ver- 
schuldung bei  dem  ^ßeu  Grundbesitz  sehr 
viel  stärker  ist  als  bei  dem  bäoerlichen. 
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Lttcratar:    BodbertuM.JagetMw,   Zur  Er- 

kiärung  und  Abhilfe  der  hetUigm  Krtditnot  de* 
GrwndbtnUtt,  t  Bde.,  Berlin  1868,  Jena  1869.  ~ 
M,  V.  Frryberg,  Die  landvfiruchafilieht  Ver- 
tchuldungifrage  in  Theorie  und  Praxi*,  MUnehen 
J894.  —  Bu^imnherger  f  AgranBt*en  und 
Agrarpoläik,  1998,  Bd.  S,  8.  t9Jy.  —  irtrmlMff- 
hauM  u.  KoUmumn^  Art.  „Bypothekmuehtäden", 
II,  d,  St.,  S,  Auß.,  Bd.  IV.  (1900),  8.  mofg.  — 
Th,  Prhr.  V.  d.  OolUj  Die  agrarieehen  Auf- 
gaben der  Gegenwart,  £.  Avfi.,  1895,  S.  48 fg.  u. 
Hfg.  —  J9€t*9etbe,  Agraru>e*en  u.  AgrarpolitH:, 
t.  Au/t.,  Jena  1904,  ^-  ^Hfg-  —  A-  Buchen- 
htrgfr,  Die  Belatttmg  der  landvirttehafU- 
trtibmden  Bevölkerung  durch  die  Einkommen - 
eteuer  und  die  Vertehuldung  der  Landvirttehajt 
im  GroßhenogUtm  Baden,  XorUruhe  1896.  — 
F.  KÜKertf  Die  Hypothekenbewegung  in  Pret^ßen 
wShrmd  der  Reehnung^fohre  1895—2900,  in  Zeit- 
eekriH  die*  Kgl.  Sttüiet.  Bureaua,  48,  Jahrg., 
Beriin  1908^  S.  8t6—40B. 

Frhr.  von  der  0olts. 


HypothekenTersichernng. 

Die  H.  hat  im  wesentlichen  bot  historisches 
Interesse,  da  sie  EorBÜ^  insbesondere  anch  in 
Deatschland,  nicht  betrieben  wird,  wenngleich 
esne  Ansahl  von  XJntemehmnngeQ  zur  Dnrch- 
nhmng  einer  H.  in  Entstehung  begriffen  sind. 
Der  GManke  einer  H.  steht  im  Zasammenhang 
mit  der  Beform  and  IntensiTiemng  des  land- 
wirtschaftlichen Betriel^  Ende  des  18.  Jahrh. 
Mit  der  Betriebsansdebnnng  verbunden  war  die 
Zunahme  des  laadwirtschaftlichen  Kreditbedarf, 
tosbesondere  hinsichtlich  hypothekarischer  Dar- 
lehen. Schon  1801  wurde  in  einer  Denkschrift 
die  Grttndung  einer  H.gesellschaft  erörtert.  Das 
Projekt  blieb  ebenso  nnausgeffihrt  wie  ein  sol- 
ches, das  in  den  30er  Jahren  in  Paris  aufkam, 
und  wie  selbst  die  1849  ertdlte  Konsesüon 
oner  HTimthekenTerstcherungsbank  in  Berlin. 
Erst  1868  wurde  dank  der  Bemttbangen  des 
pienJtischen  Statistikers  Engel  sowie  Ott«  Habners 
die  sächsische  HjpothekenversichenuigBgesell- 
schaft  in  Dresden,  der  einige  andere  folgten, 
gegiÜDdet 

Die  Terschiedenen  Spielarten  der  H.  haben 
xnm  Zweck:  Deckung  gegen  die  gelegentlich 
einer  Zwannrersteigenuie^  des  hypothekarisch 
bdiebeaien  Gnindstficks  eintretenden  Verloste. 
Bowie  bd  nicht  raehtxeitiger  Zahlung  der  Hypo- 
thekeniinsen  Deckung  dee  Glftn^ers. 

Die  Verrellkommnung  des  Zwangsverstei- 
cenngsrechts  sowie  die  Ans^taltnng  des 
BTpotbekenbankwesens  haben  die  H.  im  wesent- 
Ucnen  gegenstandslos  gemacht 

Unter  den  neueren  Projekten  Terdient  be- 
sondere Beachtung  die  Bypothekentil- 
gnngsTersieh e r nng,  auch  Hypotheken- 
ttbeasversidiemng  genannt.  Hier  handelt  es 
äch  dämm,   mittels   der  LebensTersicherung 

S.  d.  Art)  sur  Entschnldnng  des  ländlichen 
nnidbesitiee  betsatragen.  Bdm  Tode  önes 
Versicherten  soll  das  suist  bei  der  Lebensver- 
tfehentng  an  die  Erben  sur  Auszablang  ge- 
langende Kapital  nicht  rar  freien  Verfilgnng 
der  Erben  stdien,  sondern  zur  Tilgung  einer 
etwa  noch  Torhandenen,  vom  Versicherten  auf- 
genonunenea  SohnU  dienen.  —  In  jüngster  Zeit 


ist  auch  der  Gedanke  aufgetaucht,  eine  Hypo- 

thekentilgung  bei  Arbeiterbänsem  mit  Hilfe  der 

Lebensrersichemng  durchzuführen. 

Literatur:  Br&mer,  Das  Veraieherungtveten, 
Leipzig  1894,  8.  S60.  Dort  auch  weitere  lAU- 
raturangaben ,  8.  4^1-  —  Beekt,  Der  euro- 
päieehe  Bodenkredit,  1.  Bd.,  Leipeig  1900,  1.  Teil, 
ffgpothekentHgungtvertieherung.  —  Htttnea,  Ver- 
$ieherung*u!e*en,  Leipzig  1905,  §  55.  —  Grunen- 
berg,  Hypotitekefiügung  bei  ÄTbeiterhämem 
mit  HÜfe  der  X«&eitmrtieAmmjr,  in  der  Zt*ehr. 
f.  d.  getarnte  Ver*i^urvnga-Wiaaen*ehaß,  Bd.  VI, 
Bertin  1906.  Atfred  Manen. 


Hypotheken-  und  Orandbnchwesen. 

Eine  dem  Zweck  entsprechende  Ordnung 
des  H.  u.  0.  ist  für  den  landwirtschaftlichen 
Realkredit  eine  u&erlftfiliche  Bedingung ;  sie 
kann,  wenn  sie  den  Beteiligten  die  nCtige 
Sicherheit  bieten  soll,  nur  von  selteu  des 
Staates  durch  Gesetz  erfolgen.  Bei  einer 
allen  berechtigten  Anforderungen  genügenden 
Einrichtung  des  H.  u.  G.  müssen  aus  dem 
Grundbuch  (vgl.  Art.  „Grundbuch"  oben  Bd.  I, 
S.  1134)  für  jedes  eiuzelue  Grundstück  oder 
für  alle  zu  emem  Gutskompiex  gehörenden 
Grundstücke  zu  ersehen  sein:  der  Name 
des  Eigentümers,  die  darauf  ruhenden  hyxxv 
thekanschen  Schulden  nebst  der  HGhe  ihrer 
Verzinsung,  die  Rangordnung  derselben,  die 
Namen  derGlSubiger,  die  sonst  auf  demGrund- 
stück  oder  Gut  ruhenden  dinglichen  Lasten, 
die  stattgehabten  Löschungen  von  eingetragen 
gewesenen  Hypotheken  oder  anderen  dmg* 
Heben  Lasten,  vollkommene  Yerfinderungen 
in  der  Person  des  Eigeutümers.  An  diesen 
Nachweisungen  hat  sowohl  jed^  Olftubi^r 
wie  der  Sdiuldner  ein  Interesse,  wenngleich 
das  des  ersteren  das  vorwiegende  ist.  Aber 
auch  für  den  Schuldner  hat  es  großen  Wert, 
nicht  nur,  daß  sein  EigentunasTecht  in  authen- 
tischer Form  festgestellt  ist,  sondern  auch, 
daB  er  genau  weifi,  welche  Verpflichtungen 
auf  seinem  Grundbesitz  ruhen.  £rb- 
teilun^n.  Verkäufen,  bei  der  Nachweisung 
des  Emkommens  usw.  mufi  der  Eigentümer 
in  den  Angaben  des  Grundbuches  einen 
sicheren  Anhalt  haben,  auf  den  er  sich 
Dritten  g^nflber  berufen  kann. 

Den  hier  genannten  Zwecken  des  H.  u.  G. 
hat  die  preußische  Gesetzgebung  zuerst 
und  am  rollkommensten  Rechnung  zu  tragen 
versucht.  So  schon  durch  die  tfypothe- 
kenordnung  v.  20..X1L  1783,  welche, 
uuter  Androhung  einer  Geldstrafe,  sogar 
bestimmte,  daß  alle  mit  dem  Eigentum 
eines  Grundstückes  voi^nommenen  Verän- 
derungen binnen  Jahresfrist  in  das  Grund- 
buch eingetragen  werden  müßten.  Noch 
weiter  geht  das  meiniugischeG.v.  15./ VH. 
1862,  welchesauchfürailePersonalservituteu, 
wie  Altenteilsberechtigung,  Leibzucht,  Woh- 
nungsrecht,  die  Eintragung  verlangt.  In- 
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dessen  entspricht  dieses  System  des  direk- 
ten Zwanges  nicht  der  Aufgabe  des 
Grundbuches,  kann  sie  auch  nie  voUst&ndig 
erfüllen.  Schon  deshalb  nicht,  weil  immer- 
hin zwischen  der  Eigentumsübertragtmg  oder 
der  Belastung  eines  Grundstückes  mit  ding- 
lichen Verpflichtungen  ein  gewisser,  oft 
ziemlich  langer,  Zeitraum  li^t  Für  absolute 
Vollständigkeit  des  Grundbudies  kann  der 
Staat  aber  auch  deshalb  keine  Garantie  ge- 
w^tu«n,  weil  es  ach  bei  den  einzutragenden 
Torgän^n  um  FriTOtgeschäfte  handelt,  deren 
Kenntmsnahme  ihm  en^eht,  wenn  üe  ihm 
y(m  den  Interessenten  absichtlich  oder  aus 
NadUfisägkeit  nicht  mitgeteilt  werden.  Die 
meisten  Gesetzgebungen  beschränken  sich 
daher  darauf,  gewisse  BechtsnachteUe  an  die 
mchteintragung  von  Eigentomsübei^ängen, 
von  Hypotheken  oder  sonstigen  diDgliaiea 
Verpflicntungen  zu  knüpfen.  Solchen  Stand- 
punkt nimmt  auch  das  preußische  Gesetz 
über  den  Eigentumserwerb  und 
die  dingliche  Beiast ung  der  Grund- 
stücke, Bergwerke  und  selbstän- 
digen Gerechtigkeiten  v.  5./V.  1872 
sowie  die  Grundbuchordnung  vom 
gleichen  Tage  ein. 

Im  Laufe  des  19.  Jahrh.  wurden  in  der 
Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  neue 
Grundbucbordttongen  erlassoi,  die  zwar 
wesentlit^  der  preuß.  Oesetz^bung  nach- 
gelnldet  waren,  a!bex  dotäi  in  vielen  Einzel- 
heiten davon  wwichen. 

Nach  der  Gründung  des  jetzigen 
Deutschen  Reiches  und  vollends  nach 
dem  Erlaß  des  Deutschen  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  (BGB.)  wurden 
die  verschiedeneu  Abweichungen  als  ein 
schwerer  Uebelstand  empfunden  imd  eine 
mehr  einheitliche  R^;elung  als  ein  dringendes 
Bedürfnis  erkannt  Soweit  es  sich  dabei 
umdenEigentumserwerb  und  um  andere 
materielle  Bestimmungen  handelte, 
war  die  einhätlidie  B^elang  durdi  das 
Borgerliche  Gesetzbuch  allercui^  bereits 
erfolg  Soldies  traf  aber  nicht  zu  f&  die 
ISnnchtnng  und  Führung  des  Grund- 
buches. Dementsprechend  wurde  unter 
dem  24JIII.  1897  die  deutsche  Grund- 
buchordnung erlassen,  welche  für  das 
ranze  Deutsche  Reich  bindende,  ausführliche 
Vorschriften  über  die  Ordnung  des  G.  ent- 
hält Dieselbe  läßt  indessen  in  vielen  Punkten 
den  einzelnen  Bundesstaaten  noch  einen  ziem- 
lich weiten  Spielraum.  Dadurch  wurde  es 
nOtig,  daß  zur  partikularen  Ausgestaltung 
des  Reichsgesetzes  noch  besondere  Landes- 
gesetze  ergingen.  In  Preußen  geschah 
dies  durch  das  Ausführungsgesetz 
zur  Grundbuchordnung  vom  26./IX. 
1899  und  durch  die  ei^nzende  Allge- 
meine Verfügung   des  Justiz- 


ministers vom  20./XI.  1899  (vgl  Art 
„Grundbuch"  a.  a.  0.). 

Einige  besonders  wicht^  Bestimmungen 
des  BGB.  hinächtUch  des  B.  sind  folgMide : 

§  873.  Zur  Uebertragung  des  Eigen* 
tums  an  einem  Grundstücke,  zur  Belastung 
eines  Grundstücks  mit  einem  Rechte  sowie 
zur  Uebertragung  oder  Belastung  eines 
solchen  Rechtes  ist  die  Einigung  des  Be- 
rechtigten und  des  anderen  Töles  fSbet  dem 
Eintritt  der  Bechtsftadening  und  die  Ein- 
tragung der  Rechtsänderung  in  das  Grund- 
hum  oforderlicJi,  sowdt  nicht  das  Gesetz 
ein  anderes  vorschreibt 

Yor  der  FSntragung  ünd  die  Betriligten 
an  die  Mnigung  nur  gebunden,  wenn  die 
Erklärungen  gerichtlidi  oAer  notariell  beur^ 
kündet  odervordem  Grundbuchamt  abg^b^ 
oder  bei  diesem  eingereicht  sind  oder  wenn 
der  iterec^tigte  dem  anderen  Teile  eine  den 
Vorschriften  der  Grundbuchordnung  ent- 
sprechende Eintragungsbewilligung  ausge- 
händigt hat 

§  879.  Das  Rangverhältnis  unter  mehreren 
Rediien,  mit  denen  das  Grundstück  belastet 
ist,  bestimmt  sich,  wenn  die  Rechte  in  der- 
selben Abteilung  des  Grundbuches  ein^ 
tragen  sind,  nach  der  Reihenfolge  der  Ein- 
tragungen. 

§  891.  Ist  im  Grundbudi  für  jemand 
ein  Recht  eingetragen,  so  wird  vermutet, 
daß  ihm  das  Recht  zustehe.  —  Ist  im  Grund- 
buch ein  eingetragenes  Recht  gelOsdit,  so 
wird  vermutet,  daß  das  Recht  nicht  bestehe. 

§  892.  Zugunsten  desjenigen,  weU^er 
ein  Recht  an  einem  Grundstück  oder  ein 
Recht  an  einem  solchen  Rechte  durch  Rechts- 
geschäft erzielt,  gilt  der  Inhalt  des  Grund- 
buchs als  ridit^,  es  sei  denn,  daß  ein 
Widerspruch  gegen  die  Richtigkeit  einge- 
tragen oder  die  Üarioht^;k^t  dem  Erweroer 
bekannt  ist  .... 

§  893.  Die  Vorschriften  des  §  892 
linden  entsprechende  Anwendung,  wenn  an 
denjenigen,  fflr  welchen  ^  Recht  im  Gmnd- 
haxk  di^txagen  ist,  auf  Grand  dieaes 
Redltee  eme  Lä8tnii|^  bewirkt  oder  wenn 
zwischen  ihm  und  emem  anderai  in  An- 
schauung dieses  Rechtes  ein  nitüit  unter  die 
Yorsdirirten  dee  $  892  fiiülendes  Rechts- 
geschäft vorgenommen  wird,  das  «ne  Yer- 
nigung  über  das  Recht  enthält 

MÜi  unterscheidet  zwischen  Hypothek 
und  Grundschuld.  Die  Hypothek  ist 
ein  zur  größeren  Sicherung  mnee  ursprüng- 
lich persönlichen  Fcaderungsrechtes  acces- 
s  0  r  i  s  c  h  hinzutretendes  Immobiliarpfand- 
recht  Demgemäß  bestimmt  das  bayerische 
Hypothekengesetz  v.  1./VI.  1822  in  §  1: 
„D^  dinglidie  Recht,  welches  ein  Gläubiger 
zur  Sicherheit  seiner  Forderung  auf  eine 
fremde  unbewegliche  Sache  durch  Eintragung 
in  das  dafür  angeordnete  Buch  erwirkt,  ist 
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*iae  Hypothek";  ferner  dsB  sAchs.  OB.  in 
f  384  :*  ..^Pfandrechte  kCnnen  nnr  mit  der 
doidt  sie  ge«i(^erten  Forderuug  auf  Dritte 
über^hen,  die  UebertraguDg  eines  Ffand- 
ifldbtes  snf  eine  andere  Forderong  ist  als 
Bestellung  eines  nenen  Pfandrechts  za  be- 
urteilen.'* Dem  Reichen  Gedanken  gibt  das 
poKscheO.  T.  6^V.  1872  Ausdruck:  „Die 
Hypothek  kann  nur  ganeinsam  mit  dem 
]«n5alicben  itedit  abgetreten  Verden''  (§  52). 
Ans  dieeer  afsoesaoriscnen  Natur  des  l^potiie- 
karifldien  Pfandrechtes  fol^  dafi  der  OlAu- 
t<iger  bei  Gdtendmachnng  sdner  Forderungen 
sot  nidit  nnr  an  das  Teip&ndete  Grund- 
Ktäck  und  deeaen  ZubehOr,  sondern  auch  an 
<l»9u»tige  Vermögen  d^  Schuldners  halten 
kasQ ;  ee  ergibt  sich  femer  hieraus,  d&ß  der 
HgentOmer  Keine  Hypothek  zugunsten  seiner 
n^nsi  Perron  auf  aas  ihm  gehörige  Gnind- 
i>tOck  eintragen  lassen  darf.  Anders  bei  der 
'rmodschuld,  die  erst  durch  da^  preu- 
ßische G.  V.  5./V.  1872  in  das  Recht  emge- 
fühii  ist  Diese  re^rfisentiert  ein  von  ür- 
'imng  selbständiges  Immobiliarpfand, 
Telchem  keine  sonstig  Forderung  ziu-wund- 
bpe  dient.  Für  me  GruDdschuJd  haftet 
•'em^em&B  auch  lediglich  das  Terpf&ndete 
•oTindstflck,  nicht  das  soDstige  Vermögen 
•if-y  (jrundbesitzeiB.  Femer  kann  der  Eigen- 
lümer  auf  seinen  Namen  Grundschulden 
■iDtngen  und  sich  Grundschuldbriefe  darüber 
ufifeiligett  lasaen;  er  erlangt  dadurch  das 
Hi-cht,  über  diese  Gnindschmd  zu  verfügen 
ifid  anf  dritte  Personen  die  vollen  Recate 
»MS  Grundschaldgläubigers  zu  übertragen 
U  S?  des  G.  T.  5.A'.  1872). 

Das  Rechtsiostitut  der  Grundschuld  ist 
xts  dem  prenfiiflchen  Gesetz  in  das  Deutsche 
Bihgerliciie  (leeetzbuch  übernommen.  Auch 
'ii'^sesnoterächeidet  in  dem  oben  ausgeführten 
SiDoe  zwischen  Hypothek  {§§  1113  bis 
des  BGB.)  und  G  r  n  n  d  s  c  hu  1  d  (§§  1191 

1198). 

TataBdüich  ist  indessen  von  dem  Recht 
■\:T  OrnndTerachuldiuig  bis  jetzt  nur  ein 
fertAltnumäfiüc  sehr  geringer  Gebraudi  ge- 1 
r-micht  worden.  Es  gilt  dies  selbst  rttr  { 
i'tHifleQ,  wo  dieselbe  schon  seit  über  30 1 


Jahren  besteht.  Es  findet  solches  seine 
Erklärung  in  dem  ümstande,  daß  die  Hypo- 
thek dem  Gläubiger  eine  grüBere  Sicherheit 
gewählt  als  die  Grundschuld. 

Sowohl  bei  Hypotheken-  wie  bei  Grund- 
schulden haftet  für  die  daraus  fließenden 
Forderangen  nicht  blofi  der  nackte  Grund 
und  Boden,  soodem  auch  die  zu  seiner  Be- 
wirtschaftung nötigen  Gebäude,  Inventorien- 
stücke,  Erzeugnisse,  soweit  solche  vorhanden 
sind  (§§  1120—1122  und  §  1192  des  BGB.). 

Ganz  neu  eingeführt  ist  diux;h  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  die  Rentenschuld, 
die  gewMsermaßen  eine  Unterart  der  Grund- 
schiud  darstellt.  Bei  der  Rentenschuld  wird 
für  den  Glftub^r  keine  Kapitdforderung, 
sondern  nur  eine  Rentenforderang  einge- 
tragen. 

Das  BGB.  bestimmt  darüber  u.  a.  folgendes : 
§  1199.  £äne  Gmodschuld  kann  in  der 
Weise  brätellt  werden,  daß  in  regelmäßig 
wiederkehrenden  Terminen  eine  bestimmte 
Geldsumme  aus  dem  Gmndstück  zu  zahlen 
ist  (Rentenschuld).  —  Bei  der  BesteUung 
der  Rentenschuld  muß  der  Betrag  bestimmt 
werden,  durch  dessen  Zahlung  die  Renten- 
schuld abgelöst  werden  kann.  Die  Ab- 
lösungssumme mufi  im  Grundbuche  ange- 
geben werden. 

§  2000.  Auf  die  einzelnen  Leistungen 
finden  die  für  Hypothekenzinsen,  auf  die 
Ablösungssumme  finden  die  für  ein  Grund- 
schuldkapital geltenden  Vorschriften  ent- 
sprechende Anwendung.  —  Die  Zahlung 
der  Ablösungssumme  an  den  Gläubiger  hat 
die  gleiche  Wirkung  wie  die  Zahlung  des 
Kapitals  einer  Grundschuld. 

Literatnri  Siehe  die  bei  dem  Art.  „Grundbuch" 
oben  Bd.  I,  S.  11S4  angegebene  Literatur  «nw 
den  av^ührliehen  Literatumaeheeü  in  dem  Art. 
Hypotheken-  und  GrHnd&ue&weim"  von  SchoU- 
^>r,  Ä  d.  St.,  S.  Ai^.,  Bd.  IV  aoOOf. 
S.  It97  u.  1898.  —  Job.  iSbhmnoeher,  Xanrf- 
witiiehafitreekt,  ».  Aufl.,  Berfin  1901,  S.  108 f'i. 
«.  S07fy. 

fVhi*.  von  der  Gottz. 


J. 

Jftgd.  !•  Wesen  und  Bedeutung  der  J.  Die 

L  W«.  imd  Bedentnng  der  J.  2.  J.recht.^J-  ^^^^^^""^  freilebenden 

»J  J.poIkri.    al  BiitoriKhe  Entwickelnng. '  ^^^^f^  weidmännischen  Gmndsätren, 

»  Dm  Boderae  J.nebt  c)  Die  IpoUseilicheD '  ™  ^  den  Zeiten  niedriger  Kulturentwicke- 
Vtnehriftcn.  3.  I^^flchadenüid  WildtthadeD- 1  ^iiQg  ^in  Kampf  des  Menschen  um  seine 
tnua.  '  Existenz  und  gleichzeitig  eine  Erwerbsquelle 
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(Wildbret,  Felle,  Hftute,  Pelzwerk,  Horn). 
Schon  zeiüg  wardb  sie  aber  neben  diesen 
Zwecken  (ds  Mittel  zur  Leibesflbung  und 
Erfacdung  i^eschfttzt  und  gepflegt,  und  diese 
"Wirkung  ist  es  jetzt  TomehmlicK,  welche 
der  J.  ihre  Bedeutung  verleiht.  Sie  wird 
als  „des  Waffendienstes  fröhliche  Schwester" 
zu  einem  Gegenmittel  ge^n  schädigende 
Wirkungen  des  hochentwickelten  Kultur- 
lebens in  physischer  und  psychischer  Be- 
ziehung (Sport).  Ihre  Fähigkeit,  Erwerb  zu 
schaffen  und  wirtschaftliche  GOter  zu  liefern, 
tritt  demg^DÜber  zurQck.  Immerhin  sind 
die  Erträ^  ziemlich  hoch.  Eheberg  bewertet 
den  unmittelbaren  Nutzen  aus  der  J.beute 
für  Deutsciiland  auf  jährl.  mindestens  22  Mill. 
M-,  Japing  den  J.beutewert  auf  19  Mill.  M., 
pro  ha  0,3")  M.,  den  Ertrag  aus  J.pachten 
auf  27  Mill.  M.,  pro  ha  0,51  M.,  und  den 
aus  J.8cheinen  auf  3  Mill.  M.  FOr  Oester- 
reich wird  der  Wert  des  jährl.  abgeschossenen 
Wildes  auf  10  Mill.  M.,  geschätzt. 

Nach  einer  Zusammenstellung  der  Oester. 
Forst-  und  J.zeitung  1904  liefert  der  Ab- 
schuß in  Preußen  (Aufnahme  von  1884/85 
und  Oesterreich  (1901)  jahrlich  StQck: 

Preofien  Oesterreich 

Rotwild   14460  30059 

Damwild   8  543  2  486 

Behvild   J08  603  101  546 

Schwamnld  ....  9  019  3  441 

Haaen   2  367  927  '  3H495 

Eantochen   314000  114551 

Füchse   84310  39 150 

Dachse   5  051  5  109 

Fischottern   4092  1  183 

Marder,  Iltisse,  Wiesel  36  975  98  805 

Anerwild   378  6691 

Birkwild   6016  11 455 

Haselwild   2209  13407 

Rebhflliner   3  351  195  i  222  457 

Schnee-  n.  Steinhtthner  103  836  63  793 

Fasanen   139  568  256  133 

Schnepfen  n.Bekassinen  92  882  33  220 

Wildgftnse   3  400  1 473 

Wildenten   269  765  65  081 

Wilde  Schwäne  .   .   .  277  — 

Trappen   818  — 

Krammetsvögel  .   .   .  227 177  — 

Gemsen   —  8957 

Bären   —  6 

Wölfe   —  8 

Luchse   —  48 

Diesen  Werten  stehen  aber  neben  sehr 
erheblichen  Unkosten  des  J.betriebes  die 
Werte  von  beträchtlichen  durch  die  J.  und 
durch  das  Wild  verursachten  Beschädigungen 
in  Feld  und  Wald  gegenüber.  Zwar  nimmt 
das  Wild  als  Nahrung  großenteils  solche 
Vegetabilien  auf.  welche  anderweit  nicht 
nutzbar  sind.  Dennoch  ist  der  Wildschaden 
auf^h  ohne  zahlenmäßigen  Nachweis  in  den 
Kulturstaaten  weit  hoher  einzuschätzen  als 
jene  Erträge.  Die  J.  ist  bei  intensiver  Boden- 
benutzung geradezu  ein  Hemmnis,  wenn  sie 


nicht  in  sehr  mäBieen  Grenzen  gehalten 
wird.  Anders  in  den  der  Kultur  noch 
weni^  erschlossenen  Ländern.  Hier  (z.  B. 
Sibirien,  Canada,  Teilen  von  Norw^n  imd 
Schweden)  bietet  die  J.  fOr  grßfiere  Teile 
der  Bevölkerung  noch  heute  dne  haupt^U^ 
liehe  oder  doch  wesentliche  Queue  für 
Nahrung  und  Unterhalt. 

Die  uiaterieUen  Erträ^  der  J.  bestehen 
wesentlich  in  Wildbret,  Häuten  und  Pelz- 
werk. Das  Wildbret  ist  eine  nahrhafte, 
gesunde  Speise,  doch  aber  wegen  seines 
Preises,  und  weil  es  in  der  Kegel  zu  seiner 
schmackhaften  Zubereitung  kostspieliger 
Zutaten  bedarf,  zumeist  nur  den  wohlhaben- 
den Kreisen  zugänglich.  Letzteres  darf 
auch  voa  Wildleder  und  Pelzwerk  gelten. 
Dagegen  gewährt  der  sportmäßige  Betrieb 
der  3.  neben  den  unmittelbar  den  Jagenden 
zugute  kommenden  Wirkungen  indirekt 
manche.  Vorteile,  so  den  die  J.  nicht  aus- 
übenden Grundbesitzern  oder  den  verpach- 
tenden Gemeinden  eine  Erhöhung  der  Boden- 
rente aus  dem  PachterlOs,  der  stellenweise^ 
besonders  in  der  Nähe  großer  Städte,  sehr 
beträchtlich  ist,  der  ärmeren  Bevölkerung 
einen  Lohnverdienst  aus  Treiberdiensten  und 
Wildtransport,  der  mit  der  Herstellung  von 
Waffen  und  sonstiger  J.au8rÜBtung  beschäf- 
tigten Industrie  lohnenden  Verdienst,  endlich 
speziell  für  den  den  Freuden  der  Gesellig- 
keit entrückten  Forstmann  eine  Quelle  der 
Erfrischung  und  der  Anregung.  Alle  diese 
Wirkungen  machen  die  J.  zu  einem  Gegen- 
stand des  volkswirtschaftlichen  Inter^ses 
und  der  staatlichen  Fürsoive.  Die  letztere 
hat  dabei  die  Aufgabe,  die  J.  in  einem  dem 
Kulturznstande  angem^seneo  Umbnge  za 
erhalten  und  zn  ordnen  und  ihre  Ausübung 
in  einer  andere  Interessen  nicht  gefährden- 
den oder  verletzenden  Weise  zu  regeln. 

2.  J.reelit  und  J.pollzel.  a)  HlBtorischa 
EntWickelung.  In  den  ältesten  Zeiten  des 
Germanentums,  als  das  Land  noch  ungeteilt 
war,  das  Sondereigen  nicht  bestand,  waren 
die  nnseßhaften  VolksstSmuie  hauptsächlich  anf 
Viehsncht  und  J.  zo  ihrem  Unterbalte  an- 
gewiesen. Später  mehr  seOhaft  geworden, 
trieben  sie  das  Weidwerk  auf  reichlieh  vor- 
handenen herrenlosen  J.gebieten  noch  lange 
Zeit.  Das  Wild  als  res  nnllins  konnte  jeder 
freie  Mann  sich  aneignen,  gleichviel  ob  auf 
fremdem  oder  auf  eigenem  Boden.  Insbesondere 
stand  jedem  Harkgenossen  die  freie  Pünch  in 
der  gemeinen  Mark  zu.  Mit  der  Ausbreitung 
des  privaten  Sondereigen  tums  an  Gmnd  und 
Boden  wurde  aber  das  Beeht  zur  J.ansübung 
mehr  und  mehr  ein  Ansäaß  des  Grundeigen- 
tnms.  Die  Zunahme  des  Ackerbaues  and  das 
Anwachsen  der  BevtÜkening  machte  allmählich 
die  J.  fftr  die  NahrnngSKsehaffong  entbehr- 
lich, fQr  die  AekerwirtBdiaft  lästig.  Im  L&nfe 
dieser  Entwickeinng  (8.— 12.  Jahrh.)  verlor  das 
J.recht  seinen  Zusammenhang  mit  dem  Omud- 
eigentnm.    Es  bildete  sich  ein  J.recht  anf 
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fremdem  GmodandBoden  besonden  darch 
iit  «choo  im  7.  Jafarh.  den  fränkischen  Königen 
TOCebende,  im  8.— 10.  Jahrb.  sehr  erweiterte 
BAfltlegang-.  Darcb  «ie  warde  suerst  in  den 
Kraücjfonten  das  aasscbließUcbe  Becht  znr  J. 
lad  Pueheiei  dem  KCnige  bezw.  dessen  Beamten 
bri  <cnfe  des  K^taicsbannes  Torb^alten,  danach 
thnc«  Kteht  dnico  die  Inforestation  auch 
Aof  beades  Eägentiim  erstreckt.  Sowohl  dnrdi 
VcrldhOBg  als  auch  durch  selbständii^  Aneig- 
tnz  ffvtg  e»  vielfach  auf  die  weltlichen  nnd 
kin-lüicbeB  Herren  aber  nnd  gestaltete  sieb 
«iitidllicb  geradesQ  su  einem  Herrenrecbt 
ABS  -15.  Jahrb.).  Die  Banem  nnd  der  Mittel- 
•uad  bU^n  davon  aasgeschlossen.  Eine  weitere 
VenrUeboBg  fand  im  spateren  Hittelalter  mit 
it:  AasbUdong  der  Landeehobeit  statt.  Das 
J.r^bC  wurde  tarn  Begal  (16.  Jahrb.),  indem 
4)f  LaBdeaherren  es  als  Anraoß  ihrer  Hoheits- 
reebic  ia  ABspmch  nahmen  and  soweit  als 
mö^rtki  auf  du  ganie  Land  anumdehnen  sachten. 
iNtt  J.reeht  wmit  dann  wohl  auch  au  Land- 
•M«B  nnd  Untertanen  verliehen.  Nur  den 
nichtigeren  Gmndherren  wie  aach  den  Städten 
i,'«Iug  es,  dasselbe  für  ihre  Gebiete  sich  za  er- 
balteo.  Bisweilen  beschr&nkte  sich  das  Regal 
Dm  anf  die  hohe  J.,  wahrend  die  niedere  als 
Hrmnrecfat  dem  Adel  ond  den  Bargem  ver- 
Ifiieb.  Die  Bauern  waren  znra  Ftonmenst  bei 
irr  Herren-J.  verpflichtet  Ana  nnd  neben  dem 
J.rrgal  entwickelte  sich  vielfach  die  J.bobeit, 
die  Befugnis  besfiglich  der  J.aaaabnDg  Vor- 
•^hriftoi  zn  geben.  Die  Forstordnnngen  des 
IS.  nnd  17.  Juirh.  hatten  fast  nnr  die  Pflege 
J,  und  Erhaltung  des  Wildstandes  im  Ange, 
vollen  aach  den  Schntx  der  Landwirtschaft  ^egen 
Wild-  nnd  J.scfaaden  (Verbot  nnweidmänniscben 
itgtBK  Beatimmong  von  Schonzeiten,  Verbot, 
4eB  Wald  wahrend  der  KJetzzeit  zn  betreten, 
ueeode  Hände  zn  halten,  rigorose  Strafen  des 
H'ilddiehstaUsnsw.).  Die  WudbestÄnde  worden 
4aWi  faiafig  sehr  grolt  nnd  richteten  in  Wald 
md  fcld  enormen  Schaden  an,  dem  der  Land- 
«irt  wehrlos  gegenöberatand.  Die  J.  waide 
in  «tner  drückenden,  oft  anertraglichen  Last  fUr 
lic  LandbevtJlkemng  nnd  ein  Hemmnis  für  die 
Biideakaltnr.  Zuerst  die  bwzSaische  Revola- 
tvin  scbnf  darin  Wandel  Das  Dekret  v.  4./V1II. 
'"i*  hob  das  J.recht  auf  fremdem  Omnd  nnd 
H->lm  anf  und  erklärte  ein  solches  oar  noch  als 
V'i'tliill  des  Omndeigentams.  Diese  Grondsätze 
enetix  in  den  ("ode  Napoleon  Über  und  kamen 
iD  itstn  Geltnngsbereich  sowie  weiterhin  in 
•ludaen  deutschen  Staaten  snr  Anwendung. 
illRnteine  Geltung  erlangten  sie  erst  1848  m 
I'^BttcUand  (die  in  Frankfart  aufgestellten 
'•nudrw'hte  des  deutsche»  Volke«,  verOffenUicht 
1  ttl  im,  Prenßeu  G.  v.  3l.fX.  1848,  Bayern 
M  T.  4./VI.  1848,  Sachsen  V.  v.  13./Vin.  1849, 
^^irttembeiv  (i.  v.  ll-IVm.  1849,  Baden  G.  v. 
"  IV.  1818;  Oesterreich  Fat.  v.  T/UI.  1849). 
i^x;  Fronden  und  das  J.recht  anf  fremdem  Grund 
«arden  messt  ohne  Entgelt  anfgeboben,  jeder 
■ 'TVtideigvntBmer  konnte  auf  seinem  Gebiete 
«DQBuchrt&kl  die  J.  ansDbeit.  Sehr  bald  stellte 
«MS  berau»,  daU  man  zn  weit  gegangen  war. 
'  i<  laiefCMe  der  fifTentliehai  S&dierlielt  uad  am 
'Otf  vQlligeB  Veniichtnng  de«  Vnidei  vorzu- 
^^ign,  rasehten  sich  Einaehränkangen  nnab- 
*nilM-b  nOlig.  Van  konstruierte  zunächst  eine 
''ctdenBg  xwiichen  dem  eigentlichen  nntrennbar' 


mit  dem  Grundbesitz  verbundenen  J.rechte  und 
der  Befagnis  zur  J.auattbnug  nnd  machte  die 
letztere  abbän^g  von  einer  Reihe  von  Bedin- 
fTungen  teils  dinglicher  teils  persönlicher  Art. 
Wesentlich  anf  dieser  Grundlage  entstand  das 
beatige  J.recht. 

b)  Baa  moderne  J.recbt.  Dasselbe  ist 
nach  Einf.-Oes.  z.  BGB.  §  69  wie  bisher  der 
Landesgesetagebnng  ttberlassen.  Die  wesent- 
lichen Gesetze  In  den  grSOeren  Staaten  sind 
folgende:  Preußen:  J.polizeigesetz  v.  7./nL 
18^  für  den  Bestand  vor  1866,  auf  Nassau  und 
Schleswig-Holstein  durch  V.  v.  30./nL  1867  nnd 
G.  V.  1  /in.  1873  erstreckt,  Erg.-Ges.  v.  29./IV. 
1897;  Wildschadengesetz  v.  IhfVU.  1891,  J.- 
scbeingesetz  t.  31./VII.  1895;  Wildschongesetz 
V.  14./VII.  1904,  G.  V.  4./VU.  1905  betr.  ge- 
meinschaftliche J.bezirke;  für  Hannover  und 
Hessen-Cassel  sind  die  J.(Mrdnnngen  t.  ILfUl. 
1859  nnd  G.  t.  7./IX.  1865  teilwoae  in  Geltung 
geblieben.  —  Bayern:  rechtsrhein.  J-gesetz  t. 
»./III  1850.  G.  T.  15./VI.  1850,  betr.  den  Er- 
satz des  Wildschadens,  V.  v.  5./X.  1863,  betr. 
Wüdschonung,  V.  v.  ll./VXL  1900  betr.  jwrd- 
bare  Tiere.  —  Sachsen:  J.gesetz  v.  I./SII. 
1864,  G.  V.  22./VI1.  1876,  betr.  Wildschonung, 
V.  V.  13./V.  1851. —  Württemberg:  J.geseta 
T,  27./X.  1865,  G.  T.  30./VU.  1886,  betr.  Hege- 
zeit. —  Baden:  J.gesetz  v.  2.ßJl.  1850  und 
Novelle  v.  29./IV.  1886.  -  H  e  s  s  e  n :  G.  v.  26./VII. 
1848,  betr.  Ausübung  der  J.,  Wildschadenersatz- 
gesetz V.  l./VL  1895.  — Braunscbweig:  J.- 
gesetz V.  8./IX.  1848,  G.  V.  16./IV.  1852,  betr. 
Ausübung  des  J.rechts.  G.  v.  l./IV.  1879,  betr. 
J.polizei.  —  Elsaü-Lbthringen:  J.gesetz  v. 

7.  /1I.  1881,  Wüdschongesetz  v.  7./V.  1883  und 

8.  /V.  1889.  —  Die  Reichsgesetzgebung  er- 
faßt nur  einzelne  Gebiete  des  J.rechts:  Straf- 
recht  StrGB.  §§  293—95,  368,  RG.  v.  22./IU. 
:S88,  betr.  den  Schutz  von  Vögeln,  RG.  v.  19./V. 
1891,  betr.  HandfeaerwaRen;  das  deotsche  BGB. 
läQt  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
die  J.  unberührt  (Einf.-Ge8.  Art  69—72)  nnd 
erfoßt  bloß  den  Wildschadenersatz  (vgl.  untoi 
sab  3).  —  Oesterreich:  Pat.  v.  7./III.  1849, 
V.  V.  15./XII.  1852  nnd  zahlreiche  Landesjagd- 
gesetze; Ungarn:  J.gesetz  von  1883. 

Der  Staatsgewalt  steht  eine  gewisse  J.- 
hoheit  zu  im  allgemeinen  Interesse  einer- 
seits zum  Schutze  des  Wildes,  andererseits 
zum  Schutze  Dritter  gegenüber  Wild  und 
J.  Das  J.recht  im  objektiven  Sinne  ist  zu- 
meist abhängig  gemacht  von  einer  gewissen 
MindestgröUe  des  zusammenhängenden 
Orundbesitzes,  z.  B.  Preußen  300  Morgen 
(7G,6  ha),  Bayern  im  Flachlande  240  Tage- 
werk (81,8  ha),  im  Hochgebirge  400  Tage- 
werk (126,3  ha),  Sachsen  300  Acker  (166  ha)^ 
Württemberg  50  Morgen  (15,7  ha).  Baden 
72  ha,  Oesterreich  (außer  Dalmatien)  und 
Ungarn  200  Joch  (115  ha).  Ausgenommen 
sind  eingefriedigte  Grundstücke.  Keine  Be- 
Bchränkuu^  bezüglich  der  Flächengrßße  be- 
steht nur  m  Oldenburg,  außerdem  in  Frank- 
reich,  Italien,  Rußland,  England,  Belsen. 
Auf  gemeinschaftlichem  Eigentume  soll  die 
J,  von  höchstens  3  Personen  ausgeübt  werden 
(z.  B.  Preußen,  Hannover).   Gemeinden  und 
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EorporstioDen  dfirfen  meist  ihr  Jjecht  nur 
durch  Verpachtung  oder  durch  augestellte 
J&ger  ausüben.  Alle  Orundstflcke,  deren 
ESgeatfimer  danach  nicht  befugt  zur  Jaus- 
Übooß  sind,  werden  zu  gemeinschaftlichen 
J.beztrten  vereinigt  IHe  Verw^tmig  der- 
selben fil>ea  m^Bt  die  Gemeindevertretungen 
bezw.  der  Vorsteher  der  Gemeinde  (Preußen) 
aus  oder,  z.  6.  in  Hannover,  Sachsen,  Braun- 
schweig,  Zwaugsgeuossenschaftea  der  Grund- 
eigentümer vertreten  durch  einen  gewählten 
J. vorstand.  Auch  für  die  gemeinschaftlichen 
J.bezirke  gilt  allgemein  die  Vorschrift  der 
Verpachtung,  ausnahmsweise  ist  die  J^aus- 
übuDg  durch  eigens  bestellte  Sachverständige 
zugelasaen.  Für  die  Pachtzeit  sind  im  In- 
teresse der  J.pflege  in  der  Regel  gewisse 
Zeitgreozen  (3 — 18  Jahre)  vorgeschrieben, 
ebenso  auch  ist  die  Zahl  der  Pachter  meist 
begrenzt,  endlich  die  Ausübung  der  J.  auf 
die  jagdbaren  Tiere  beschiÄnkt.  Welche 
Tieigattuogen  dazu  gehören,  ist  landesge- 
setzlich verschieden,  oft  überhaunt  nicht 
klar  bestimmt.  Gemeinhin  galten  als  solche 
die  vierfflßigen  wilden  Tiere  und  Vögel, 
welche  zur  Speise  dienen  (Preuß.  ALR.), 
weiterhin  zumeist  die  grüßeren  Raubtiere 
lind  solche,  die  überwiegend  schädlich  sind. 
Unbedingt  jagdbar  sind  alle  die  Tiere,  welche 
in  den  J.gc8etzen  als  solche  bezeichnet  sind, 
bezw.  für  die  eine  Schonzeit  bestimmt  ist, 
so  im  preiiß.  G.  v.  1904  „die  wilden  Tiere, 
an  deren  Erhaltung  wegen  ihier  Nutzungen 
ein  Öffentliches  Interesse  besteht" ;  in  Oester- 
reich „nützliches  Haar-  und  Federwild" ;  im 
Übrigen  entscheiden  zumeist  das  Herkommen 
und  die  alteren  Forstordnun^n.  Das  vom 
Oniodeigeatum  unabhängige  subjektive  Recht 
zur  JAusflbung  ist  an  die  L^teung  eines  von 
der  J.poIizeibehörde  auszufertigenden  J.- 
Scheines  (J.karte,  J.paB)  geknüpft. 

Der  J.schein  kann  oder  soll  Persoaen  ver- 
sagt werden,  von  denen  eine  Geßihrdnng  der 
iiffentlicben  Sicherheit  oder  ein  MiQbraaco  der 
J.befngois  eq  besorgen  ist.  Die  £rteiloDg  er- 
folgt gegen  Bezahlung  (nnoitgeltlicli  in  einigen 
Staaten,  z.  B.  Preußen,  nnr  an  Forst-  und  J.- 
beamte)  nnd  auf  Zeit,  allgemein  auE  1  Jahr, 
außerdem  fUr  1 — 3  Tage,  in  Ungarn  auch  für 
30  Tage.  Die  OebQhr  ist  verschieden  hoch,  so 
in  Prenßen  bis  1895  zwischen  3  nnd  9  M..  dnrcb 
das  G.  V.  189Ö  ist  sie  einheittich  auf  lö  M.  fest- 
gesetzt (Ertr^  i&brl.  ca.  2  Hill.  M.),  in  Bayern 
lö,  Sachsen  12,  Baden  20,  Braunschweig  4  H. 

o)  Die  j.poliseilichen  Vorschriften  be- 
zwecken zumeist  den  Schatz  der  J.  und  er- 
strecken sich  besonders  auf  die  Festsetzung 
von  Sdion-  nnd  Hegezeiten  fttr  die  za  erhalten- 
den WUdgattnngen,  anf  die  weidmännische  Ans- 
übnng  der  J.,  Sänschrftnknng  derselben  im  In- 
teresse der  Öffentlichen  Ordnung  (Verbot,  an 
Sonn-  und  Festtagen  oder  während  des  Gottes- 
dienstes zn  jagen),  Ueberwachung  des  Witd- 
versands  und  Wildverkanfs  nnd  auf  Strafrechts- 
pfiege.  Die  Schonzeiten  dienen  dem  Zweck, 


frei  lebende  WUdgattnngen,  deren  Ansrottnng 
im  LaodeskultnrinteresM  nicht  geboten  ift,  in 
den  Zeiten  der  Paamng,  der  Trlchtigkeit,  des 
Bratens  nnd  während  der  Setzzeit  vor  der  Vei^ 
folgnng  durch  den  J^;er  an  schütsen.  Ihre 
Festsetzung  ist  in  den  Staaten  sehr  verschieden. 
Genaue  Angaben  darOber  enth&li  der  Forst-  und 
J.kalender  von  Nenmeister  und  Eetzlaff.  Die 
unberechtigte  Ausübung  der  J.  gilt  nach 
dentsdiem  Strafrecbt  als  J.vergehen,  alle  an- 
deren rechtswidrigen  Bandlnngra  als  J.polisei* 
Ubertretnngen.  Sie  werden  teils  dnrch  das 
BStrOB.  292~d8:  unbefugtes  Betreten  frem- 
der J.reviere^  Ausnehmen  von  Jungen  und  Eiern 
jagdbarer  vSgel,  Jagen  während  des  Gottes- 
dienstes nnd  an  Sonn-  nnd  Festtagen,  unbefugtes 
oder  fenergeflUirliches  Schießen,  Legen  von 
F^len  una  Selbstgeschossen) ,  teils  durch  die 
Landesstrafrechte  geahndet.  Durch  RStrOB. 
1 17 — 119,  ist  den  J.berecbtigten  nnd  J.beamten 
i  unberechtigtem  Widerstand  gmn  die  Ana-' 
Übung  ihrer  Rechte  der  gleiche  Scbntz  gewährt 
wie  den  Watdeigentümem  nnd  Forstbeamten. 

3.  Wildschaden  and  Wildschaden- 
ersatz. Je  hoher  die  Bodenkultur  entwickelt 
ist,  um  so  schwerer  wird  der  Schaden  em- 
pfunden, den  das  Wild  an  den  landwirtschaft- 
licheu  Bodenerzeugnissen  bei  der  Nahrungs- 
aufnahme, oft  auch  schon  durch  das  Betreten 
des  Geländes  oder  aus  Angewohnheit  und 
Mutwillen  anrichtet  Das  s^It  auch  von  der 
Iforstwirtschaft  Der  iu  dieser  verursachte 
Schaden  ist  viel^h  großer  als  es  den  An- 
schein hat  und  trifft  nicht,  wie  bei  der 
Landwirtschi^  nur  eine  Jahr^mte.  sondern 
den  Ertrag  einer  weiten  Zukunft.  Je  mehr 
zufolge  der  Mehrung  kleiner  selbständiger 
Landwirtschaftsbetriebe  und  zufolge  der  Be- 
schränkung der  J.befiignis  auf  relativ  grofien 
Grundbesitz  die  Zahl  der  zur  Jjitisübung 
nicht  berechtigten  Ghnindeigentflmer  ge- 
wachsen ist,  um  so  dringender  wurde  es. 
die  Frage  der  Entschädig^ung  gesetzgeberisch 
zu  ordnen.  In  erster  lauie  kann  alJerdings 
der  PachtschiUingals  Ersatz  des  Wildw^utdeos 
angesehen  oder  die  Ersatzpflicht  ha  der 
Verpachtung  besonders  ansbedungen  werden. 
Beides  aber  stellt  in  nicht  zweädieniich^ 
Weise  die  Entscheidung,  ob  nnd  inwieweit 
der  einzelne  Grundbeützer  zu  entschfldigea 
sei,  in  das  Belieben  der  verpachtenden  Ge- 
meindebehörde;  die  Verteilung  des  Pacht- 
schillings  erfolgt  femer  nicht  nach  Maßj^be 
des  erlittenen  Schadens.  So  gilt  es  einer- 
seits zwar,  die  Landwirtschaft  gegen  weit- 
gehende Beschädigungen  durch  das  Wild  zu 
schützen,  andererseits  aber  auch  die  J.  in 
dem  zulässigen  Umfange  lebensfähig  zu  er- 
halten und  den  J.berechtigten  gegen  un- 
billige Ansprache  der  Grundbesitzer  sicher- 
zustellen. 

Die  älteren  Gesetze  (z.  B.  Preußen  1850) 
strebten  dies  an,  indem  sie  die  generelle  %t- 
satzpflicht  zwar  nicht  anerkannten,  dafür  aber 
gegen  ein  Uebermaß  des  Wildstandes  der  Anf. 
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ücbtsbehOrde  nnd  auch  dem  Gmodbesitzer  Schotz- 
maßr^ln  zuwiesen  (Asordmiiig  eines  ver- 
itärkten  Abschnsses  selbst  unter  Vernacbl&ssi- 
eonff  der  Schonseit,  weiterhin  Ennächtignng 
nea  Geschädigten,  den  Abschoß  seinerseits  Tor- 
znnehmen  oder  doch  das  Wild  zu  versdieuchea 
dnrch  Schreckmittel,  Blindschießen,  kleine  Hnnde 
D.  dgl.).  Neaerdinga  gewinnt  aber  die  allge- 
meine gMetsliche  Anerkennung  der  Ersatzpflicht 
nehr  und  mehr  Geltang,  so  m  PrenOen  (G.  t. 
1891.  Schwärs-,  Rot-,  Dam-,  BehwUd  und 
Fasanen;  in  Hannover  nnd  Hessen-Cassel  be- 
steht die  Ersatzpflicht  bereits  anf  Gmnd  der 
Uteren  Gesetze  von  1848  bezw.  1854),  sodann 
in  Bajem  (G.  v.  1850),  beschränkt  in  Sachsen 
<G.  T.  1864,  Rot-,  Dam- nnd  Schwarzwild  wesent- 
lich nnr  anf  enidavierten  Grundstücken),  Hessen 
^G.  V.  189&)^  Allgemein  hat  das  deutsche  BGB. 
(H35i  die  Ersatzpflicht  für  den  durch  Bot-, 
Dam-,  £lch-,  Schwarz-,  Rehwild  und  Fasanen 
(nicht  auch  durch  Hasen)  verursachten  Schaden 
bestimmt,  vorbehaltlich  weitergehender  landes- 
gesetzUcher  Bestimmungen.  Keine  gesetzliche 
Ersatzpflicht  besteht  zurzeit  in  Württemberg, 
Baden,  Brannscbweig  (außer  für  den  Schaden, 
den  das  ans  Parks  ausgebrochene  Wild  an- 
richtet), ElsaO-Lotbringen  (schädliches  Wild  darf 
der  Grundbesitzer  erlegend  nnd  einigen  Klein- 
staaten, zusammen  auf  11%  der  Reichsiläche. 
Oesterreich  nnd  üogam  haben  Ersatzpflicht. 

Zameist  wird  kein  Unterschied  zwischen 
Feld  und  Wald  gemacht.  Als  Wildgattungen, 
dereotw^n  Schadenersatz  zu  leisten  ist, 
sind  allgemein  Rot-  nnd  Damwild,  meist 
auch  Rehwild,  vereinzelt  Elchwild  (Reußen) 
und  Fasauen  genaont.  Schwai*zwild  soll 
nur  in  eingeh^ten  J.gebieten  gehalten  werden 
und  hat  keine  Schonzeit.  Gegen  Hasen- 
schaden  kann  sich  wirksam  niu*  der  Oruod- 
eigentfim^  selbst  ^Qtzen  (Ersabqpflicht  in 
Bannover,  Schaombuig^Iiippe,  bis  1895  in 
Hessen).  Kaninchen  haben,  wenn  jagdbar, 
keine  Schonzeit,  nnteriiegen  sonst  dem  freien 
Ti«{ang.  Die  Frage,  ob  auch  der  durch 
Wechselwild  entstandene  Schaden  vom  J.- 
berechtigten  zu  ersetzen  sei,  ist  verschieden- 
«tig  ger^elt.  Meist  ist  ein  Unterschied 
swischen  Stand-  und  Wechselwild  nicht  ge- 
macht. Eine  Ausnahme  bildet  Hannover. 
LHeratar:  Sehwappaek^  Fontpolitik,  Jagd- 
und  Fitchereipolüik,  1394.  —  Graner,  Font- 
^seUfftbunff  und  Ventattung,  J89g.  —  Endres, 
Art.  ,^agd",  B.  d.  St.,  g.  Auß.,  Bd.  IV,  S.  msfy. 

—  V.  IhMMfrroiesley,  DÖt  Waidverk,  Loreyt 
Handb.  d.  F.,  II.  Aufl.,  1003.  —  Eheherg,  Die 
Jagd  in  Tolk*w.  Betiehung,  1901.  — Japing,  Wert 
der  Jagdnutxung  in  Deutschland,  ZeiUekr.  ßir 
Font-  und  Jagdv.,  1903,  653.  —  Preuß.  Statittik, 
Heft  93,  Der  tt'Üdabtehi^,  1887.  —  SUttitL  Jahrb. 
da  k.  k.  Aek.-Min..  Wifn,  III.  Heft,  1903.  — 
DimUz,  Die  Jagd,  in  Oeschiekte  der  fisterr. 
Land-  und  ForthcirUekaß ,  1899,  IV.  Bd.  — 
Voikmann ,  Da*  Waidwtrk  in  OttUrreich, 
II.  Aufi.,  190S.  —  Bemhai'dt,  Getekiehte  des 
WiUdtigentum»  une.,  187Sj75.  —  Ztebarth, 
Fvnl-  und  Jagdrecht,  1889.  —  Dickel,  Das 
dtufeh«  bürgerl.  Recht  für  Fontmänner,  1900. 

—  Deramlbe,  Das  preuß.  WÜdtehongmtz,  1906. 

WSttoibnch  der  VolkswirtsctaafL  II.  Aafi.  Bd.  It. 


—  r.  Brünneck,  Jdgdreeht,  ff.  d.  St.,  t.  Avfi., 
Bd.  IV,  S.  I304fy.  —  Alhert,  Die  deuUehe 
Jagdgeeettgebung ,  1890.  —  v.  Geh l»c hUXg  er, 
Bernhardt  une.,  Preuß.  Font-  und  Jagdgesetze, 
V.  Auß.,  1904.  —  SchuUg  und  v.  Seherr-To89, 
Die  Jagd,  im  Handb.  d.  Oe».  u.  Verw.,  v.  Hue 
de  Grait,  1904.  —  Bauer,  Jagdgetetxe  lYeußena, 
III.  Auß.,  1904.  —  Danekelmann  und  Bngel' 
Hardt,  Wildtehonge».  v.  2904,  1904.  —  Bauer, 
WHdaehongea.  v.  1904,  1904.  —  TigeUus,  Wild- 
tchonges.  r.  Lf.j  VII.  1904, 1905.  —  Engelhardt, 
Ges.  betr.  gemeintch.  Jagdbetriebe  1906.  —  Sty- 
ling, Hannovenehe  JagdgeseUe ,  1906.  —  Wir' 
»chinger,  Jagdrecht  dea  Königr.  Bayern,  190t. 

—  Männer,  Jagdreeht  der  PfaXx,  190t.  — 
Pollwein,  Bayer.  Ge».  v.  30.' IV.  1860  u.  Ott. 
betr.  Wüdeehaden,  VI.  Avfi.,  1906.  —  AsfO,  Ba- 
ditehet  Fontrecht,  1898.  —  Fessler,  Jagdncht  tn 
Brauntekveig,  1904.  —  v.  Haerdtl,  Grundbe- 
griff' de*  Jagdreeht»,  Wien  1904.  —  ^  'ahl- 
reiekea  foriUichen  und  Jagdxeit$ehrifim. 

r.  «TeMtoeh. 


Jahrm&rkte  s.  Hftrkte  und  Messen. 


Identitfttsna  chweis. 

(Aufhebung  des  I.) 

Rückvergütung  des  Zolles  bei  der  Wieder- 
ausfuhr zoUpflichtiger  Waren  findet,  wenn 
überhaupt,  der  Regel  nach  nur  dann  statt, 
wenn  die  Identität  der  ausgeftUuten  Ware 
mit  der  eingeführten  nachgevriesen  wird. 
Unter  Umständen  wird  aber  davon  abgesehen, 
namentlich  wenn  es  sic^  um  Verarbeitung 
ausländischer  Rohstoffs  oder  Halb&brikate 
im  Inlande  und  die  Ausfuhr  des  Fabrikates 
himdelt  In  Deutschland  wird  von  dem 
Nachweise  der  Identität  nur  bei  Getrride 
abges^en.  Durch  das  Q.  v.  23./VL  1S82 
wurde  den  Inbafaem  von  Mühlen  der  Zoll 
für  eine  ihrer  Ausfuhr  von  Mehl  entsprediende 
Menge  Getreide  erlassen.  Seit  der  Mitte 
der  80er  Jahre  aber  entstand  die  Forderung, 
bei  der  Ausfuhr  von  Getreide  eine  dem  Zoll 
entsprechende  Yeigütung  eintreten  zu  lassen. 
Nachdem  der  Reichstag  1888  und  1889  sich 
mit  der  Frage  beschäftigt  hatte,  ab  der 
Abschluß  des  deutsch-russischen  Handels- 
vertrages den  Anlaß  zu  dem  G.  v.  14./IV. 
1894,  dessen  wesentlicher  Inhalt  in  §  Ildes 
ZoUtarifgesetzes  v.  25./XII.  1902  (in  Kraft 
V.  1,/III.  1906)  übergegangen  ist.  Danach 
werden  l»ei  der  Ausfulir  von  Weizen,  Roggen, 
Hafer,  Gerste,  Buchweizen,  Hülsenfrüchten, 
Raps  und  Rübsaat  auf  Antrag  des  Waren- 
führers Einfuhracheine  erteilt,  wenn  die  aus- 
geführte Menge  wenigstens  500  kg  beträgt, 
i  Die  Einfuhrsclieine  werden  auch  Inhabern 
von  Mühlen  und  Mälzereien  erteilt  bei  der 
Ausfuhr  von  Mühlen-  und  Malzfabrikaten, 
sowie  den  Inhabern  von  Oelmühlen  bei  der 
Ausfuhr  von  Oel,  nach  Maßgabe  der  dazu 
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verweadeten  Rohstoffmenge.  IXese  wird 
berecJinet  nat^  Feioh^tetypen ,  jedodi 
werden  Einfuhrscheine  für  Hehl  nicht  ge- 
währt, bei  dem  das  Aosbeuteverhätnis  höher 
als  65°A|  hei  B(ttgen  und  750/o  bei  Weizen 
ist.  IMe  EiDfuErscheine  boechügen  zur 
zoUfreien  Einfuhr  einer  Menge  toq  Waren, 
weldie  den  gleichen  Zollbetra^  wie  die  betr. 
ausgeftLhrte  Qetreidemenge  bei  der  Einfuhr 
zu  entrichten  haben  würde.  Das  ist  jetzt 
in  der  Weise  geregelt,  daß  der  Inhaber  des 
Einfuhrscheineß  berechtigt  ist,  innerhalb  6 
Monaten  eine  dem  Zollwert  der  Einfuhr- 
Scheine  eDtBprechende  Menge  der  obenge- 
nannten Waren  zollfrei  einzuführen  oder 
den  Schein  zur  Zollzahlung  für  bestimmte 
Waren  zu  verwenden.  Diese  in  einem  be- 
sonderen Verzeichnis  enthaltenen  Waren  sind 
solche,  welche  innerhalb  des  deutschen 
Zollgebietes  nicht  produziert  werden  (jetzt 
nur  noch  Kaffee  und  Petroleum).  Bei  der 
Ausfuhr  von  Gerste  und  Gerstenmalz  werden 
die  Einfuhrscheine  nur  zum  Zollsatz  von 
1,30  M.  für  den  dz.  angerechnet  (nach  Maß- 
gabe des  Handelsvertrages  mit  Oesterreich), 
dem  Zollsatz  für  andere  als  Malzgerste. 

Eine  bare  Herauszahlung  auf  die  Einfuhr- 
scheine wird  nicht  geleistet  Aber  da  sie 
jedem  Inhaber,  nicht  bloß  dem  Ausführer 
des  Getreides,  angerechnet  werden^  so  kann 
der  letztere  sie  verftußern  und  ihr  Preis 
wird  iaat  dem  Betrage  gleichkommen,  der 
als  Zoll  für  die  Einfuhr  der  betr.  Gtotreide- 
menge  zu  zahlen  gewesen  wäre. 

Der  Gnmd  für  diese  Einrichtung  ist  in 
den  folgenden  Verhältnissen  zu  suchen.  Im 
Osten  Dentschlands  übereteigt  die  Produktion 
von  Oeträde  den  Va'brauch.  Im  Westen 
und  in  der  Mitte  ist  der  Verbrauch  großer 
als  die  Produktion.  Der  Ausgleich  innerhalb 
Deutschlands  ist  aber  erschwert,  weil  eine 
billige  direkte  Wasserrerbindung  zwischen 
Osten  und  Westen  fehlt  Die  Wasserwege 
Deutschlands  gehen  von  Süd  nach  Nora. 
Die  Folge  war,  daß  früher  der  deutscdie 
Osten  seinen  Getreideüberschuß  seewärts 
ausführte,  während  der  Westen  ausländisches 
Getreide  auf  der  Rheinstraße  bezog.  Durch 
die  Einführung  der  Getreidezölle  änderte 
sich  das.  Sobald  der  inländische  Getreide- 
preis wesentlich  über  dem  Weltmarktpreis 
stand,  hörte  die  Getreideausfuhr  aus  Deutsch- 
land auf,  zuerst  zum  größeren  Teile,  nach 
den  Erhöhungen  von  1885  und  1887  ganz. 
Nur  von  Gerste  erhielt  sich  ein  kleiner  Rest 
der  Ausfuhr.  Die  Folge  war,  daß  im  Osten 
der  vorhandene  Getreideüberschuß  Absatz 
im  Inlande  suchen  mußte  und  dort  auf  den 
Preis  drückte.  Daher  wirkte  dort  der  Ge- 
treidezoU  nicht  in  seiner  ganzen  Höhe  und 
der  Preisunterschied  zwischen  verzollten  und 
unverzolltem  Getreide  blieb  hinter  dem  Be- 
trage des  Zolles  um  so  mehr  zurück,  je 


reicher  die  Ernte  war,  wie  das  namentlich 
nach  der  Ernte  von  1892  bemerklich  war. 
Der  Unterschied  des  Weizenpreises  für  die 
Tonne  zwisdien  inländischer  Ware  in  König^ 
berg  und  unv^rollter  Tranratware  in  Danztg 
betrug  im  Großhandel  im  Durdisdmitt  des 
knappen  Jahres  1891  43,35  M.  Dageg^  im 
Duraischnitt  des  Januar  1893  nur  15,46  M., 
im  Februar  1894  sogar  nur  11,08  M.,  trotz 
eines  Zolles  von  75  M.  auf  russisches,  von 
35  M.  auf  anderes  Getreide. 

Infol^  des  Gesetzes  von  1894  erhielt 
nun  der  Exporteur  von  Weizen  für  die  Tonne 
einen  Einfiihrschein,  der  gegen  35  M.  wert 
war.  Er  konnte  nun  wieder  auf  dem  Welt- 
markt konkurrieren.  Der  UeberSuS  von 
Getreide  ging  ins  Ausland,  und  der  Inlands- 
preis im  Osten  konnte  sich  dem  Weltmarkt- 
preis plus  Getreidezoll  annähern.  Der  Zoll 
kam  also  dem  Getreideproduzenten  des 
Ostens  mehr  als  bisher  zugute.  Der  Unter- 
schied des  Königsberger  und  Danziger  Preises 
stieg  schon  im  April  1894  —  das  Gesetz 
trat  am  l./V.  in  Kraft  —  auf  21,68  M.  und 
stand  im  August  1894  über  30  M.,  Ober- 
schritt im  August  1895  die  Zollhöhe  von 
35  M. 

Im  Westen  bewirkt  die  Verwendung  der 
Einfuhrsciieine  dage^n  eine  kleine  Erleich- 
terung der  Getreideemfuhr,  so  daß  dort  die 
Tendenz  gemildert  wird,  daß  infolge  der 
starken  Nachfn^  der  Inlandspreis  den 
Weltmarktspreis  um  mehr  als  den  Betrag 
des  Zolles  übersteigt.  Die  Wirkung  der 
Aufbebung  des  1.  ist  also,  daß  der  Getreide- 
zoll innerhalb  des  zollgeschützten  Gebietes 

fleichmäßig  in  den  Preisen  zum  Ausdruck 
onunt,  wie  auch  der  Vergleich  der  Preise 
in  Ost-  und  Westdeutschland  unter  äcAi  und 
mit  den  Weltmarktpreisen  1894^  deutlich 
zeigt.  Wenn  seit  1897  der  Unterschied 
zwischen  den  letzteren  und  den  Inlandsprdsen 
geringer  geworden  ist,  so  hat  das  in  andren 
Ursachen  (fiörsengi^tz)  seinen  Grund.  Nach 
dem  Verbot  des  Terminhandels  hat  die  Auf- 
hebung des  1.  die  große  Bedeutung,  daß  vor- 
übei^hend  auf  dem  Inlandmarkt  drückende 
Getreidemengen  ins  Ausland  abgeschoben 
werden,  wofür  dann  in  den  nächsten  Monaten 
um  so  stärker  importiert  wird.  Volkswirt- 
schaftlich ist  es  natürlich  nicht  zweckmäßig, 
daß  auf  diese  Weise  in  den  billigen  Monaten 
exportiert  und  dafür  zu  höheren  Preisen 
nachher  eingeführt  wird.  Für  die  Getreide- 
produzenten und  für  den  Getreidebandelist 
die  Maßregel  vorteilhaft  gewesen.  Dagegen 
klagen  die  G^treidemüller  über  die  dadurch 
bewirkte  Erschwerimg  ihrer  Lage.  Die 
Malzausfuhr  wird  durch  die  neue  Regelung 
schwer  getroffen. 

Die  Erhöhung  der  Getreidezölle  am  iJUL 
1906  hat  für  die  Zeit  bis  zum  28./IL  1907 
besondere  Uebeigangsmaßregeln  nötig  ge- 
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macht  (0.  t.  12.,U.  1906,  nebst  AusfOhruugB- 
bestimmuQgeD  vom  24./II.  1906). 

Die  deutsche  Getreideausfuhr  hat  sich 
seit  Aufhebung  des  I.  sehr  stark  entwickelt, 
aafiei'  fflr  Gerste. 

Es  betrug  die  Ausfuhr  durdischoittlich 


TOD 

Weixen 
Böggen 
Gente 
Hafer 


1891/93 
t 

291 
374 


t 

74772 
41  342 

29  796 

34854 


1903/05 
t 

t68  197 
295  228 
28137 
137  108 


Die  Mengen  von  Raps  und  Hülsenfrüchten 
sind  onbedeutender.  Zu  dem  aosgefQhrten 
Getreide  kommt  aber  nock  die  Ausfuhr 
Ton  Hehl  und  Malz  gegen  Einfohrschein 
U904:  Malz  U200  t,  Wozenmehl  51000  t, 
Roggenmehl  86  900  t,  Graupen,  Gries,  Grütze 
19600  t). 

Die  Ausfuhr  von  Getreide  ging  vorzugs- 
weise nach  Skandioaviea ,  England ,  den 
^ederlanden  und  der  Schweiz,  aber  auch 
nach  Rußland  und  Oesterreich-Ungarn.  Ihr 
"Wert  bewegte  sich  in  den  letzten  Jahren 
zwischen  45  Mill.  M.  (19(t2)  und  90  MiU. 
M.  (1904).  Der  Betrag  der  Einfuhrscheine 
war  im  Finanzjahr  1894  6  754  000  M.  Da- 
gegen betrug  er  1904  31 381  000  M. 

Uteratnrt  8ta*^,  JH*  GetrtidtxiHU  und  die 
Av/hebung  dei  IdetUüäUnachweiatM,  1887.  — 
V.  Mirbach,  Der  ForlfaU  de»  Idcntitätanach- 
ifeitcs  Mm  Geireidetxport,  1888  (S.-A.  aus  dem 
JhuUek.  WochenbL).  —  LejtU,  Art.  „Id^tüäu- 
tutehweit",  H.  d.  St.,  t.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  1S15  fg. 
—  B.  Hatler,  Studien  iUter  den  deuUcben 
Srotgetreidehand^,  1880—1809  (Jenaer  Abhand- 
tumgen  I,  S),  I90t.  —  H.  Bucvek,  Ber  BeiUner 
(Jelrtidehandel  unter  dem  dewUehen  BSraengenls, 
1906  (Heiddb.  Jhet.j.         Karl  Bathgen, 


Jevons,  William  Stanley, 

geb.  am  I./IX.  1835  in  Liverpool,  1866-1881 
Professor  der  Logik  ood  Nationalökonomie  an 
Owens  College  in  lEancbester,  gest.  (ertmuken 
beim  Baden)  zn  BexhilL  Grafsch.  SuBsex,  am 
13.A*m.  1882. 

Aob&nger  Smith 's,  aber  Bekämpfet  der 
Bkardo-Mul'scben  Doktrin.  Freihändler,  aber 
bedingungsloser  Gegner  des  laisser  faire.  Be- 
grfinoer  der  volkswirtachaftlichen  Psychologie 
nit  Benntznng  der  exakten  Wissenschiuten  nnd 
der  mathematischen  Symbolik.  Als  Kapiuü- 
tfaeoretiker  das  Kapital  mit  den  Unterhaltmigs- 
nitteln  der  Arbeiter  identifizierend.  Als  Qrenz- 
nnUentbeoretiker  die  Grenzgrade  der  Nützlich- 
keit ans  dem  wachsenden  bezw.  abnehmenden 
G&terrorrate  entwickelnd.  Als  Zinstbeoretlker 
ans  der  Prodaktivit&t  des  Kapitals  den  Zins- 
exKbeinnnxsgmnd  ableitend.  Vater  der  miß- 
entekten  Theorie  einer  kausalen  Terbiadnng 
der  Handelskrisen  mit  der  Sonnenfleckenperiode. 

Ton  feinen  hierher  gehörigen  Schriften  ver- 
zeichnen wir  die  folgenden:  The  tbeory  of  politi- 
cal  cconomy,  Londw  (1871);  dasselbe  2.  Anfl. 


ebenda  1879;  dasselbe,  3.  Anfl.  ebenda  1888; 
dasselbe,  ins  Italienische  üben,  von  G.  Boccardo, 
abgedruckt  in  der  Biblioteca  dell'  Economista, 
3.  Serie.  Vol.  II,  Mailand  187ö.  —  Money  and 
the  mechanism  of  exchange,  Manchester  (187ö); 
dasselbe,  2.  Anfl.  ebenda  1875;  dasselbe  3.  Ann. 
ebenda  1876;  dasselbe,  4.  Anfl  ebenda  1878; 
dasselbe,  8.  Anfl.  ebenda  1887;  dasselbe,  fran- 
zösisch n.  d.  T. :  La  mounaie  et  le  m^canisme 
de  r^change,  Paris  1876 ;  dasselbe,  deutsch  a.  d.  T.  : 
Geld  ond  Geldverkehr,  Leiraig  1876.  —  The 
Sute  in  relation  to  labonr,  London  1882. 

Ltppert. 


Imitationseewerbe 

s.  Gewerbe  oben  Sd.  I,  S.  1002%. 


IndiTidaalismas. 

L  ist  das  Prinzip  der  Selbstbehauptung 
des  menschlichen  Individuums  gegeu  das 
Uebergewicht  von  Staat  und  G^llschaft 
Er  geht  von  dem  Gedanken  aus,  daß  Staat 
und  GesellschaftsordnuDg  keine  selbstbe- 
richtigten Bildungen  mit  eigenen  Zwecken 
und  Aufgaben  sind,  denen  sich  die  Indivi- 
duen unterzuordnen  und  nötigenfalls  s(^a 
aufzuopfern  haben,  sondern  daß  diese  Oi:gani- 
sationen  nur  um  der  Individuen  willen  und 
zur  F&rderuDg  des  Wohles  derselben  be- 
stehen. Es  ll£ge  nahe,  den  Gegensatz  des 
I.  als  Sozialismus  zu  bezeicuien,  dieses 
Wort  hat  aber  berfflts  seine  besondere,  diesem 
Sinne  nicht  entsprechende  Bedeutung,  und 
es  scheint  daher  für  die  dem  L  entgegen- 
stehende GeseUschaftsanschauuDg  der  auch 
TOD  Dietzel  gebrauchte  Ausdruck  ,,organisches 
Prinzip"  geeignet.  Der  lebendige  Organis- 
mus ist  ja  gerade  das  Gebilde,  in  dem  offen- 
sichtlich alle  Teile  dem  Ganzen  unterge- 
ordnet imd  nur  für  die  Zwecke  des  Ganzen 
bestimmt  sind.  Auch  die  organisierten  Tier- 
gesellschaften, wie  der  ßienenstaat  und  der 
Ametsenstaat,  bilden  noch  wirkliche  Gesamt- 
organismen,  da  die  verschiedenen  Klassen 
von  Individuen  physiologisch  aufein- 
ander angewieseu  sind  und  trotz  der  freien 
Beweglichkeit  der  einzelnen  isoliert  gar  nicht 
existieren  können.  Für  den  Menschen  be- 
steht nur  in  der  Familie  eine  solche  wirk- 
lich organische  Gruppiertug  und  für  die 
Kinder  in  zartem  Alter  ist  die  mütterliche 
Pflege  und  Fürsorge  auch  eine  Existenz- 
bedingung. Aber  man  kann  geltend  machen, 
daß  diese  Kinder  Überhaupt  noch  keine 
selbständigen  Individuen  sind  und  daß  es 
immerhin  auch  möglich  wäre,  sie  außerhalb 
der  Familien  in  besonderen  Anstalteu  auf- 
zuziehen. Männer  und  Frauen  aber  können 
persönlich  ohne  Familienbeziehung  existieren, 
und  ein  extremer  I.,  der  am  meisten  gerade 
bei  den  sog.  Sozialsten  verbreitet  ist,  will 
beide  Geschlechter  von  den  althei^brachten 
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Banden  b^reien  und  jedem  gestatten.  si(^ 
in  fr&er  Liebe  j^uszuleben".  In  der  K^l 
aber  betrachtet  der  Mann  sich  als  Vertreter 
der  Familie  und  sein  I.  geht  toq  dieser  als 
letzter  Einheit  ans.  Hier  zeigt  sich  denn 
auch,  daß  1.  nicht  einfach  mit  Egoismus 
zusammenfiUIt.  Der  Egoismus  liefert  seilet- 
sflditige  Motive  für  das  Handeln  im  einzelnen, 
der  I.  dagegen  ist  eine  Lebensanschauung, 
die  dem  Eingreifen  der  staatHchen  imd  ge- 
sellsch^ichen  Macht  in  die  Interessensphäre 
des  Individuums  widerstrebt.  Das  hindert 
aber  nicht,  daB  der  Individualist  Wohltätig- 
keit übt,  Gemeinsinn  betätigt  und  sein  In- 
teresse mit  dem  seiner  Familie  zusammen- 
faUen  läßt 

Der  I.  ist  im  Zusammenhang  mit  der 
allgemeinen  Kulturentvickelung  allmählich 
auf  allen  Gebieten  des  Lebens  der  Mensch- 
heit, dem  politischen,  dem  gesellschaftlichen, 
dem  religiösen  und  dem  wirtschaftlichen,  zu 
immer  ^ß^«r  Macht  gelangt  Im  antiken 
Staataleben  hexTscht  entschieden  das  orga- 
ni»3he  Prinzip  vor,  wie  ja  auch  die  Fabel 
des  Menwius  Agrippa  die  Beziehungen 
zwischen  dem  Staat  und  seinen  BOrgem 
durch  das  Bild  des  menschlichen  Organis- 
mus darzustellen  sucht  Freiheit  bedeutete 
von  diesem  Standpunkt  vor  allem  Ünab- 
hftngi^keit  des  Staates  nach  aufien  und  femer 
Betätigung  an  der  Oesetzgebung  und  Ver- 
waltung im  Inneren,  nicht  aber  Ungebunden- 
helt  des  BSnzelnen,  der  noch  mehr  durch 
die  Sitte  als  durch  das  Oesetz  in  sönem 
Tun  beschränkt  war.  Es  ist  aber  nicht  zu 
vergessen,  daß  der  antike  Staat  eigentlich 
nur  aus  einer  bevorrechteten  Minderheit  be- 
stand, während  die  Mehrheit  der  Bevölkerung 
entweder  rechtlos  war,  wie  die  Sklaven,  od^ 
sich  in  einer  untereeordneten  Stellung  be- 
fand. Ohne  feste  Einigkeit  und  strenge 
Solidarität  konnte  die  VolibÜi^rklasse  ihre 
Herrschaft  nicht  aufrecht  erhalten  und  auch 
der  Sieg  eines  auswärtigen  Feindes  würde 
für  jeden  Einzelnen  die  schlimmsten  Folgen, 
vielleicht  vollständigen  Vermögensverlust  und 
Sklaverei,  nach  sich  gezogen  haben.  So  war 
jeder  Bürger  auch  mit  allen  seinen  indivi- 
duellen Lebensinteressen  an  den  Staat  ge- 
bunden und  daher  schon  deshalb  bereit, 
nötigenfalls  zur  Erhaltung  desselben  selbst 
sein  Leben  aufs  Spiel  zu  setzen.  Nach  der 
Entstehung  des  Christentums  verlor  der 
Beamtenstaat  des  römischen  Weltreichs  mehr 
und  mehr  die  Herrschaft  über  die  Gemüter 
und  an  seine  Stelle  trat  eine  andere  welt- 
umspannende Oi^nisation,  die  katholische 
Kirche,  der  sich  die  Geister  länger  als  ein 
Jahrtausend  ohne  beträchtlichen  Widerstand 
nicht  nur  in  ihren  religiösen  und  sittlichen, 
sondern  auch  größtenteils  in  ihrem  weltlichen 
Denken  und  Handehi  unter\i'arfen.  Auch 
dieser  Unterordnung  lag  in  letzter  Instanz 


ein  individuelles  Interesse  zugrunde,  aber 
nicht  dn  irdiscdies,  sondern  an  transzendentes, 
das  sich  auf  ein  jenseitiges  Leben  bezog. 
Die  Reformation  war  zunääist  eine  Beaktion 
des  religiOs-sittlichen  L  gegen  die  geistliche 
Macht  der  Kirche,  sie  führte  aber  weiter  zu 
einer  Fintfesselung  des  wissenschaftlichen 
Geistes  der  freien  Forschung,  einer  Auf- 
lehnung gegen  die  herkömmlichen  Autori- 
täten und  einer  kritischen  Prüfung  aller  Übei^ 
lieferten  Dogmen  und  Lehrmeinungen.  Jetzt 
wird  auch  der  I.  als  wissenschaftliche  Theorie 
ausgebildet,  zunächst  in  der  StEtatalehre  durch 
Grotiuß,  Spinoza,  Hobbes  und  Locke  auf  der 
Basis  des  Naturrechts,  aber  mit  sehr  ver- 
schiedenen Ergebnissen.  Alle  sind  zwar 
darin  einverstanden,  daß  der  Staat  um  der 
Individuen  willen  da  sei,  aber  wie  soll  sich 
der  Staat  den  Individuen  gegenüber  ver- 
halten? Soll  er  die  Schwachen  gegen  die 
Starken  schützen  oder  soll  er  audi  die  ge- 
sellschaftliche Ordnung  durch  das  freie 
Spiel  der  Kräfte,  also  durch  die  üebermacht 
der  Stärkeren  sich  bilden  lassen?  Der  konse- 
quente L  müßte  sich  für  das  letztere  ent- 
scheiden, da  nicht  einzusehen  ist  weshalb 
den  Stärkeren  die  volle  Ausnutzung  ihrer 
individuellen  Begabung  beschränkt  werden 
solle.  Auf  diesem  Standpunkt  stehen  Spinoza 
und  Hobbes,  wie  auch  Nietzsche  seinem 
Uebermenschen  die  freie  Betätigung  seines 
„Willens  zur  Macht*'  gestattet  Der  moderne 
politische  I.  dagegen,  der  als  „Liberalismus" 
bezeichnet  wird,  nimmt  mit  Grotius  und 
Locke  ^wisse  für  alle  Mensdiea  glrache 
natürliche  Rechte  an  und  weist  dem 
Staat  die  Aufgabe  zu.  alle  Individuen  gleich- 
mäßig in  diesen  ßechten  zu  schützen.  Hier- 
her gehört  vor  allem  das  Recht  der  persön- 
Uchen  Freiheit  und  des  Eigentums.  Auch 
Preß-,  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit 
wird  prinzipiell  verlangt,  jedoch  meistens 
mit  einigen  beschränkenden  Bedingungen. 
In  betreff  der  Beteiligung  an  der  Gesetz- 
gebung aber  kOnnen  sich  viele  Liberale  doch 
nicht  entschließen,  die  naturrechtliche  An- 
schauung anzunehmen,  die  gleiches  allge- 
meines Wahlrecht  verlangt,  sondern  sie  er- 
klären sich  aus  verschiedenen  Gründen  fOi- 
gewisse  Beschränkungen  des  Wahlrechts. 
Am  stärksten  tritt  der  liberale  L  auf  dem 
wirtschaftlichen  Gebiet  hervor.  Für 
das  ganze  innere  Wirtschaftsleben,  das  in 
erster  Linie  in  Betracht  kommt,  verlangt 
er  volle  Freiheit  der  Betäti^ng  der  Kräfte 
des  Einzelnen,  so  weit  sie  mit  der  be- 
stehenden privatrechtlichen  Ordnung  verein- 
bar ist,  also  Beseitigung  aller  wirtschafts- 
polizeilichenBevormundung.allerzunftartigeu 
Einrichtungen,  aller  Privilegien  und  \or- 
reehte.   Auch  in  der  auswärtigen  Handel»- 

Slitik  vertritt  der  konsequente  Liberalismus 
s  Prinzip  der  wlrtschaftUchea  Freiheit: 
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er  Terwirft  daher  Schutzzölle,  Einfuhrrerbote, 
Ausfuhrprämieo  usw.  and  fordert,  daß  es 
jedem  nei  stehen  müsse,  auf  dem  lolUgsten 
Markt  der  WcJt  za  kaufen  und  auf  dem 
lenersten  zu  verkaufen.  Den  theOTetisohen 
Ausbau  dieses  wirtschaftlichen  L  hat  cÜe 
Freihuidelsschule  (vgl.  d.  Art.  oben  Bd.  I, 
S.  898 fg.)  geliefert,  die  nach  Anr^ungen 
einige  Yot^ta^  von  den  Phymokraten  und 
A.  Smith  ausging.  Ihr  Fn^ramm  ist  auch 
nach  und  nach  fOr  den  inneren  Verkehr  der 
Knlturstaaten  im  wesentlichen  durchgeführt 
worden  und  nach  dem  Siege  der  Mancheeter- 
partei  in  England  schien  eine  Zeitlang  die 
Herrschaft  des  Freifaandelsprinzips  auch  in 
der  auswärtigen  Handelspolitik  der  Kultur- 
Btaaten  in  Aussicht  zu  stehen.  Seit  den 
70er  Jahren  ist  jedoch  in  dieser  Beziehung 
ein  starker  Rfiekschlag  eingetreten,  aber  es 
ist  nicht  zu  verkennen,  daß  der  internationale 
Freihandel  in  der  läaderverbindenden  Macht 
des  modernen  Transport-  und  Verkehrswesens 
einen  gewaltigen  Verbündeten  hat,  der  seinen 
Einfluß  ohne  Zweifel  wieder  stärker  geltend 
iEUU.>hen  wird,  wenn  die  weltwirtschaftliche 
E^tisode,  die  durch  die  überseeische  land- 
wirtschaftliche Konkurrenz  entstanden  ist. 
Überwunden  sein  wird. 

Für  den  wirtschaftlichen  L  mit  seinem 
System  des  unbeschränkten  Wettbewerbs 
erhebt  sich  aber  wieder  dieselbe  Frage  wie 
für  den  politischen:  wie  soll  sich  das  Ver- 
hältnis der  Starken  zu  den  Schwachen  ge- 
stalten? Da  die  einen  wie  die  anderen  auf 
demselben  Rechtsboden  stehen  und  insoweit 
ilue  Rechte  gleichmäßig  geschützt  werden, 
to  hat  der  liberale  1.  im  übrigen  keinen 
Gmnd,  die  Starken  in  der  Ausnutzung  ihrer 
St&ri^e  zu  hemmen  und  den  Schwachen  vor 
den  F(d^n  ihrer  Schwäche  zu  schützen. 
Xur  denjenigen,  die  zur  Wahrung  ihrer  In- 
teressen phrsi^  nicht  beßhigt  sind,  den 
Kindern  und  allenfalls  auch  den  Frauen  ge- 
steht man  wenigstens  in  der  neueren  Zeit 
einen  gewissennaßen  obervormundschaft- 
lichen  Sdintz  von  Seiten  des  Staates  zu; 
die  erwachsenen  Männer  aber  haben  den 
wirtschaftlichen  Eonkurrenzkampf  selb- 
iständig  und  auf  eigene  Verantwortlichkeit 
auszufechten,  so  ungleichmäßig  sie  auch  in- 
folge der  Vermögensverschiedenheit  dazu 
ausgerüstet  seiii  mögen.  Den  Schwächeren 
bleibt  ja  immerhin  die  Möglichkeit,  Dire 
Kräfte  durch  freie  Vereinigung  zu  verstärken. 
Diesem  liberalen  I.  tritt  nun  der  Sozialis- 
mus entg^en,  der  in  seiner  modernen  Ge- 
stalt unzweifelhaft  als  ein  individualistisches 
S^vstem  erscheint,  denn  er  setzt  sich  als  Ziel 
eme  Gesellschafteordnuog,  deren  Zweck  es 
ist ,  allen  Einzelnen  einen  gleichmäßigen, 
möglichst  großen  QÜtergenuß  zu  verschaffen. 
In  den  älterea  kommunistischen  Utopieen 
herrschten  noch  die  antiken  Anschauungen  vor 


und  selbst  in  den  Dekreten  der  Babeufscdien 
TerschwArung,  die  zur  Veröffentlichung  be- 
reit lagen,  wurde  den  Bürgern  des  neuen 
GIeich£eitsstaates  nur  eine  ziemlich  ^lar- 
tanische  einfoche  LebenshaltunR  in  Aussicht 
gestellt  Die  neueren  Zukunftephantasieen 
cU^egen  rechnen  auf  anfierordentlidhe  Ver- 
mäuung  des  natet  die  Mltgl^er  der  Oe- 
sellschaft zu  verteilenden  Jimresertrags  der 
Produktion,  indem  sie  sich  einerseits  auf  die 
nodi  immer  fortschreitende  Steigerung  der 
Produktivität  der  Arbeit  durch  weitere  Ver- 
besserungen der  Technik  berufen  und  anderer- 
seits auf  den  Wegfall  der  gegenwärtig  be- 
stehenden Verschwendung  von  Arbeitskräften 
für  ganz  überflüssige  oder  unvernünftige 
Luxuszwecke.  Wenn  das  kollektivistische 
Produktionssystem  den  Einzelnen  an  eine 
feste  Ordnung  binde,  so  könne  er  sich  leicht 
darüber  beruhigen,  weil  dies  unmittelbar 
auch  zu  seinem  eigenen  materiellen  Vor- 
teiiediene.  Deberhaupt  soll jadiesozialistische 
Gesellschaft  nicht  Selbstzweck,  sondern  nur 
Mittel  zur  Eireichimg  der  Bedürfnisbefrie- 
digung der  Individuen  sein.  Von  dieser 
festen  Ordnung  will  aber  der  I.  in  seiner 
extremsten  Ausartimg,  der  Anarchismus 
(vgl  d.  Art  oben  Bd.  I,  S.  89  fg.)  nichts  wissen. 
Er  will  die  bestehende  Staats-  und  Gesell- 
schaftsordnung vernichten,  das  Privateigen- 
tum aufheben,  dann  aber  den  Individuen 
überlassen,  frei  von  jedem  staatlichen  Zwange, 
die  zweckmäßigste  Form  des  Zusammen- 
lebens zu  finden.  Proiidhon  ist  der  Erfinder 
des  Wortes  „Anarchist",  jedoch  wollte  er 
mit  seinem  Anarchismus  weder  „seine  Sache 
auf  nichts  stellen",  wie  Sümer,  noch,  wie 
Bakunin,  der  Vat^  des  eigentlichen  revo- 
lutionären Anarchismus,  einen  allgemeinen 
Umsturz  herbeiführen.  Er  verstand  unter 
Anardiie  nur  „Nichtherrsdiaft?*,  Fehlen  jedes 
staatlichen  Zwanges,  dabei  dachte  er  sich 
aber  die  Ordnimg  durch  vertragsmäßige 
Beziehungen  zwis^n  den  Einzelnen  her- 
gestellt Auch  das  Eigentum  wollte  er  nicht 
abschaffen,  sondern  nur  die  Ausbeutung  an- 
derer durch  das  vom  Kapital  eriiobene  ,,droit 
d'aubaioe",  den  Kapitalgewinn,  verhindern, 
was  durch  eine  Regelung  des  Güteraus- 
tausches nach  dem  Arbeitswert  geschehen 
sollte. 

Der  I.  entspringt  ganz  naturgemäß  aus 
dem  Wesen  der  selbstverantwortlichen  sitt- 
lichen Persönlichkeit.  Als  solche  ist  der 
Mensch  zu  der  Forderung  berechtigt,  daß  er 
nicht  lediglich  als  Mittel  zu  den  Zwecken 
anderer  behandelt  werde.  Eine  De^tie, 
in  der  alle  willenlos  einem  fremden  Willen 
unterworfen  sind,  bildet  nicht  ein  organisches 
System,  sondern  ein  mechanisches,  das  mit 
der  Wfirde  des  Menschen  als  eines  Vernunft- 
wesens unvereinbar  ist  Ein  wirklich  orga- 
nisches System  ist  nur  vorhanden,  wenn  die 
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Unterordnung  der  Einzelnen  unter  dem 
Ganzen  auf  der  bewußten  oder  unbewußten 
Zustimmang  der  Einzelnen  beruht  Diese 
Grundlage  ist  in  gewissem  Sinne  ebenfalls 
eine  individualistische,  aber  es  giM  eben 
verschiedene  Arten  des  I.,  je  nach  den  Wün- 
schen und  Zwecken,  deren  Erfüllung  er  er- 
strebt Der  gewöhnliche  den  man  zunächst 
mit  diesem  wort  bezeichnet,  ist  der  materia- 
listische, der  dem  Einzelnen  nur  seine  un- 
mittelb^n  wirtschaftlichen  oder  politischen 
lateressen  als  leitend  und  maßgebend  er- 
scheinen läßt.  Selbst  dieser  aber  bekundet 
häufig  einen  weiteren  Blick,  indem  er  auch 
auf  die  künftigen  Interessen  der  Familie 
oder  der  Klasse  Rücksicht  nimmt.  Aber  je 
höher  der  Mensch  geistig  und  sittlich  ent- 
wickelt ist,  um  so  mehr  wird  er  durch  höhere 
und  idealere  Motive  in  seinem  Streben  und 
Wollen  erregt;  ethische,  nationale,  religiöse, 
wissenschaftliche  Interessen  werden  für  ihn 
lebendig  und  bestimmend,  sein  Wünschen 
und  Hoffen  richtet  sich  auf  Zukunftsideale, 
für  die  er  Opfer  zu  bringen  bereit  ist,  wenn 
er  auch  weiß,  daß  er  ihre  Erreichung  nicht 
erleben  wird.  Die  Entwickeluog  dieses 
idealen  I.  ist  eine  der  höchsten  Aufgaben 
des  Kulturfortschritts.  Er  ersetzt  den  staat- 
lichen und  gesellschaftlichen  Zwang  durch 
die  bewußte  und  gewollte  Einfügung  der 
Individuen  in  eine  Ordnung,  die  allgemeinen 
und  höheren  Interessen  dient,  ohne  die  be- 
rechtigte Entfaltung  und  Betätigung  der 
Persönlichkeit  zu  b^hränkeu. 

W.  Lexta. 


lodolt  s.  Moratorium. 


iBdnstrie  s.Gewerbe  oben  Bd.  I,  S.  1002  fg. 


Industriestaat 

s.  Agrar-  und  Industriestaat  oben 
Bd.  I.  S.  45  fg. 


Indnstriesystem 

nannte  man  fräher  das  Smithscbe  System  im 
Gegensatz  zu  dem  MerkantUsjatem  und  dem 
phyaiokratischen  oder  Agrlkultarsystem.  Der 
Ansdrack  ist  nicht  passend,  weü  das  Wort  In- 
dustrie hier  in  dem  Sinne  des  englischen  „in- 
dnstry"  zn  nehmen  ist,  das  sich  auf  jede  wirt^ 
schaftUche  Erwerbst&tigkeit  bezieht,  während 
nun  im  Deutschen  unter  Industrie  nur  die  ge- 
werbliche Fabrikation  nnd  namentlich  den  QroB- 
betrieb  versteht.  Adam  Smitb  hat  ja  gerade 
im  Gegensatz  zn  den  Physiokraten  nnd  Mer- 
kantilisten dargetan,  daO  alle  oätzltche  wirt- 
schaftliche Arbeit  ^gleichberechtigt  ist,  nnd  der 
Fabrikiadnstrie  keinerlei  Vorzng  eingeräumt. 
Hit  größerem  Recht  hat  daher  F.  List  die  Be- 


zeichnung „I."  auf  das  Herkantilsystem  Uber- 
trägen,  das  in  der  Entwickelnng  der  inlän- 
difldien  Manufakturen  nnd  der  Anafuhr  der  Er- 
zeugnisse derselben  die  Hanptqaelle  des  Reich- 
tums eines  Landes  zn  erkennen  glaubte.  Da- 
gegen lautet  die  üeberschrift  des  31.  Kapitels 
des  Listschen  Nationalen  Systems  der  polittscben 
Oekonomie:  .Das  Tanflcfawertsjntem,  Ton  der 
Schule  fiUacluich  L  genannt".  Ob  nicht  auch 
der  Merkantiliamns,  der  doch  vorzugsweise  den 
Gelderwerb  durch  internationalen  Handel  (Ordern 
wollte,  mindestens  mit  demselben  Recht  als 
Tanschwertsystera  bezeichnet  werden  ktfnnte. 
wie  das  Smithsche  System,  ist  hier  nicht  zu 
nntersuchen.  Von  der  Indnstrie  in  ihrer  heutigen 
Gestalt  hatten  Qbrigena  weder  die  Herkantilisten 
noch  A.  Smith  eine  Vorstellung,  und  eine  Volka- 
wirtschaftBtheorie,  die  sie  als  des  Hanpttypus 
der  modernen  Produktion  in  den  Torder^rnnd 
stellte,  wie  das  namentlich  von  sozialistucher 
Seite  ffeschieht,  kSnnte  im  eigentliehen  Sinne 
als  I.  bezeichnet  werden.  Leieta. 


Iiihaberpapiere. 

1.  Der  rechtliche  Charakter  der  I.  2.  Wich- 
tigkeit der  L;  die  Gefahren  derselben  nnd  ihre 
Emengnng. 

1.  Der  rechtliche  Charakter  der  I.^) 

Die  I.  gehören  zu  den  Wertpapieren  (s.  d.  Art). 
I.  ist  eine  Urkunde,  in  der  der  Aussteller 
dem  Inhaber  der  Urkunde  eine  Leistung 
verspricht  (BGB.  §  793).  In  schärfster  Aus- 
prägung wfirde  das  bedeuten,  daß  jeder  In- 
haber, z.  B.  auch  der  IKeb,  die  Gläubiger- 
ansprüche  aus  dem  Papier  geltend  madtea 
düme.  Auf  diesen  Standpunkt  hatte  sich 
in  der  Tat  im  Interesse  freister  Zirkulation 
der  I.  die  1.  Lesung  des  Entwurfes  des 
BGB.  gestellt;  die  2.  Lesung  nahm  den  ent- 
gegengesetzten Standpunkt  ein,  sie  wollte 
nur  dem  Eigentümer  der  Urkunde  das 
Forderungsrecbt  aus  dem  Papier  zugestehen. 
Das  BGB.  hat  aber  im  §  793  eine  Art 
Mittellinie  eingehalten:  Der  Aussteller  ist 
berechtigt,  an  jeden  Inhaber,  also  selbst 
wissentlich  an  einen  Unberechtigten  zu 
leisten ;  die  Schuld  wird  damit  getilgt,  aber 
der  Aussteller  muß  nicht  leisten^  wenn  der 
Inhaber  „zur  Verfügung  über  die  Urkunde 
nicht  berechtigt  ist";  er  kann  jede  Einrede 
benutzen,  die  darauf  hinausgeht,  dafi  der 
Inhaber  nicht  Eigentümer  der  Urkunde  ist. 
Eigentümer  eines  I.  wird  man  aber  durch 
gutgläubigen  Erwerb.  Dieser  kann  vorli^eo, 
auch  wenn  der  Veräußerer  nicht  Eigentümer, 
das  Papier  also  gestohlen  oder  verloren  war. 
Dieser  Grundsatz,  der  nach  dem  BGB.  auf 
alle  beweglichen  Sachen  ausgedehnt  wurde 
(§§932,935),  galt  bei!  auch  schon  früher  nach 
Art.  307  des  HGB.  Nach  dem  neuen  HGß.. 


')  Ich  beschränke  mich  auf  deutsche  Ver- 
hältnisse. Vgl.  Endemann,  Leluhnch  des  b&r- 
gerl.  Rechts,  Bd.  I  §  196. 
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i  367,  ist  aber  eine  sachgemäße  Einschrän^Dg 
^Igt  (8.  ontes). 

L  ist  als  einseitiges  Schuldveraprechen 
Rvhtswtrfcsam,  auch  wenn  es  dem  Aussteller 
^■•^stobleo  Tonien  oder  verloren  gegangen 
/ler  sonst  ohne  seinen  Willen  in  den  Ver^ 
if^ia  Khügt  ist ;  auch  ist  ohne  Einfluß,  ob 
ilie  Cminao  aiisgegeben  wird,  aachdem  der 
Aii&>teller  gestorben  oder  geschftftsun^hig 
L'PWOTdeD  ist  (BGB.  §  794);  das  BOB.  hat 
mit  Hecht  die  Ereationstheorie  acceptiert, 
«■nl  maa  im  Interesse  der  Verkehrssicher- 
hfit  nicht  dem  Nehmer  eines  I.  zumuten 
•lart  immer  erst  zu  prQfeo,  ob  die  Urkunde 
irtdnoDKmäBif  ausgegeben  worden  ist 

ZnrGültigkeit  gehCrt  wie  bei  jeder  Sclinld- 
i^wJueibnng  die  eigenhändige  Unterschrift 
>l<s  Versprechenden,  doch  genügt  auch  eine 
im  Weg  der  mechanischen  Vernltigun^  hei^ 
i:ft>tf>Ute  Namensunterschrift,  wie  sie  ^a  bei 
Musenemissionen  Qblich  ist  Die  OQItigkeit 
>)er  rntera^duning  kann  durch  eine  in  die 
Crkmide  aofgenommene  ^)  Bestimmung  von 
iler  Beobachtung  einer  besonderen  Form, 
z.  B.  Ton  einer  Stempelnng,  abbAngig  ge- 
macht werden  (BGB.  §  793  Abs.  2). 

Der  Anspruch  aus  einem  I.  erlischt  mit 
'1--ID  Ablauf  von  30  Jahren  nach  dem  Ein- 
tritte tl^  FlÜligkeit,  wenn  nicht  die  Urkunde 
Vor  dem  Ablauf  der  30  Jahre  dem  Aussteller 
lur  £iDlOsuog  voijgelegt  wirdj  bei  Zins-, 
Ktutea-  uod  Gewinnanteilscheinen  beträgt 
iie  VorleguDgsErist  4  Jahre.  Die  Dauer  und 
■!>*r  Beginn  der  Vorlegungsfristen  können 
tii  der  Urkunde  auch  anders  bestimmt 
»erden.  Wird  innerhalb  dieser  Präklusiv- 
ingten  die  Urkunde  vorgelegt,  aber  nicht 
ringeltet ,  so  verjährt  der  Anspruch  in  2 
Jafaiea  TOn  dem  Ende  der  Yorlegungsfrist 
la  (BOB.  §  801).  Ueber  die  Hemmung  des 
I^aufs  der  Vorlegungsfrist  wie  der  Ver- 
;Üirang  vgl  BGB.  §  802. 

I'eher  manche  vorbehalte,  welche  der 
Undesgesetzgebung  bezflglich  der  öffent- 
.rheo  L  eingeräumt  sind,  vgL  Einf.-6.  zum 
if  iB.  Art.  98  f. 

Nickt  als  I.  im  oben  entwidcelten  Sinn 
nlttn  Aktien  auf  Inhaber^  da  dieselben  eine 
Vitghcdscbaft  la  einer  Korporation,  einen  Hit- 
e^entnnuanteil  an  einer  solchen  benrknnden 
:3d  ia  thoeo  nicht  ein  Fordemngsrecbt  ver- 
brehüt;  sie  enthalten  keinLeistongsversprechea, 
VI«  »  der  g  793  des  BOB.  voraussetzt.  Nicht 
l  •ind  Wechsel,  weil  sie  nicht  aaf  den  Inhaber 
la^^eateltt  werden  dörfen;  das  Blankoindossa- 
tmit  macht  war  hinsichtlich  der  Uebertragbar- 
int  den  Wechsel  zu  einem  I.  Nicht  I.  sind 
in*  rrkutden,  in  denen  zwar  ein  bestimmter 
''üabifer  lenannt  wird,  der  Anasteller  sich 
UV  verheult,  as  Jeden  bihaber  der  Urknnde 
■kaa  weitere  Legitimatloauprttfong  sa  leisten; 


'  Vri.  jedoch  die  Ammahme  im  §  100  Z.  1 
4»  Eia£-0.  V.  la/VIII.  1696  zam  BGB. 


man  nennt  sie  hinkende  I.,  wohl  auch  Urkunden 
mit  alternativer  Inhaberklansel  oder  qualifizierte 
Leffitimationapapiere ;  Beispiele  sind  Sparkassen- 
böcner,  Versicnemngspolicen,  Depotscheine  u.  a. 
Bei  der  Hasse  solcher  von  den  betreffenden  In- 
stituten aosgegebenen  Ürknaden  wäre  dne 
Prttfung,  ob  der  Vorweiser  berechtigt  ist,  nicht 
mßgUch.  Der  Schuldner  wird  dnrch  die  Leis- 
tung an  den  Inhaber  der  Urkunde  befreit,  aber 
dem  Inhaber  als  solchem  ist  kein  Anspruch  aof 
die  Leistong  zugesichert  (§  SOS) BloOe  Legi- 
timationspapiere  sind  endlich  die  Marken  und 
Karten  des  täglichen  Verkehrs,  wie  Theater-, 
Konzertkarten,  Kontremarken  u.  dgl. ;  auf  ihnen 
ist  giir  kein  Gläubiger  genannt,  in  der  Regel 
sind  sie  vom  Aussteller  nicht  unterzeichnet, 
sehr  oft  ist  auch  Uber  die  Leistnngspflicht 
nichts  ausgesagt  Als  Legitdmatioaspapiere 
sind  solche  Karten  und  Ua»en  keine  Wert- 

Eapiere  und  auch  keine  I.  im  obiireu  Sinn,  sie 
Onnen  aber  nach  dem  BQB.  §  Sffi  solche  sein, 
wenn  sie  nämlich  von  dem  Aussteller  unter  Um- 
ständen ausgegeben  sind,  aus  welchen  sich  er- 
gibt, daC  er  dem  Inhaber  zu  einer  Leistung 
verpflichtet  sein  will  {BGB.  §  807).  Der  Aus- 
steller kann  demzufolge  auch  die  Ihhaberqua- 
lit&t  ausschließen,  wie  es  vielfach  bei  Btlckfahr- 
karten  der  Eisenbahnen  geschieht 

Zu  den  Legitimationsurkunden  gehSren  auch 
die  Talons  oder  EmenemngMcheine,  eben  des- 
halb ist  nicht  der  Inhaber  aes  Talons,  sondern 
der  Inhaber  der  Haupturkunde  zum  Empfange 
der  Zinsscheine  berechtigt;  letzterer  kann  &r 
Aushändigung  an  einen  anderen  widersprechen 
(§  806). 

Wie  aus  TorBtehendem  ersichtlich,  muS 
man  zwischen  L  im  wirtechaftlich-populärea 
Sinn  und  I.  im  Hechtssinn  wohl  unter- 
scheiden. Der  letztere  Begriff  ist  der  engere, 
der  erstere  ist  der  weitere,  dieser  stellt 
sich  besonders  gern  ein  überall  da,  wo 
durch  formlose  Uebertragung  eines  Fkpiers 
Eigentum  übertragen  werden  kann. 

2.  Wichtigkeit  der  I.:  die  Gefahren 
derselben  und  Ihre  Einengung.  Die 
alternative  Inhaberklausel  findet  sich  in 
Urkunden  schon  im  9.  Jahrh.  in  Italien,  die 
reine  seit  dem  13.  Jahrh.  iu  Deutschland. 
In  moderner  Zeit  ist  das  I.  wegen  seiner 
leichten  Uebertra^barkeit  zu  einem  der 
wichtigsten  Kreditinstnimente  geworden. 
Der  größte  Teil  der  Schulden  der  Staaten 
und  Selbst  Verwaltungskörper ,  der  Hypo- 
thckenanstalten,  Aktiengesellschaften,  ebenso 
die  Zinscoupons  und  Dividenden  scheine, 
femer  die  Prämienanleihen ,  Promessen, 
Lotterielose,  die  Banknoten  sind  auf  den 
Inhaber  gestellt ;  auch  Gmndschulden  dürfen 
auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden  (BOB. 
§  1195).  Die  ünkündbarkeit  vieler  Schulden 
seitens  der  Gläubiger,  wie  sie  bei  Staats- 
papieren, Pfandbriefen  die  Regel  ist,  wurde 
erst  mit  dem  I.,  d.  h.  seiner  leichten  Ver- 
ftuSerung,  m{%lic^. 


')  Vgl.  hierzu  Art.  99  des  Einf.-G.  z,  BGB. 
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Der  Verkehr  in  Wertpapieren  ist  in  der 
Hauptsache  an  das  I.  geknüpft;  ein  großer 
Teil  der  Ki^italbeschafFang,  der  Kapital- 
anlage und  Kapitalienübertragung  volLsiebt 
sich  durch  das  Medium  des  I. 

Das  I.  ist  aber  seinem  ganzen  Charakter 
nach  auch  mit  mancherlei  Gefahren 
verknüpft;  sie  liegen  namentlich  in  zwei 
Richtungen.  Die  leichte  üebertragbarkeit 
erleichtert  die  Emission  von  unsoliden 
Wertpapieren,  diese  gewährt  die  Möglichkeit, 
den  Kredit  künstlich  zu  steigern  und  das 
Publikum,  insbesondere  die  kleinen  Kapita- 
listen zur  Hingabe  ihres  Vermfigens  an 
schwindelhafte  Unternehmungen  zu  verleiten 
und  dadurch  schwere  wirtschaftliche  Zu- 
sammenbrüche berbeizufOhreo.  Andererseits 
können  diejenigen,  welche  L  besitzen,  leicht 
zu  Schaden  kommen,  wenn  ihnen  dieselben 
durch  Diebstahl,  Brand  od^  sonstig  Ur- 
sachen verloren  gehen,  wenn  sie  die  V^ 
loBunpen  flbersehen  usw. 

Die  Gteset^bung  hat  in  beiden  Rich- 
tungen die  Ctemren  eiozuengeu  gesucht 

1.  In  ersterer  Hinsicht  hat  man  vor 
allem  in  Deutschland  die  Ausgabe  mancher 
I.  verboten  oder  beschränkt.  Das  RG.  v. 
a/VI.  1871  bestimmt,  daß  I.  mit  Prämien 
nur  noch  auf  Grund  eines  Reichsgesetzes 
und  nur  zum  Zwecke  der  Anleihe  eines 
Bimdesstaates  oder  des  Reichs  ausgegeben 
werden.  Das  Reichsbankgesetz  v.  14.  in.  1875 
stellt  im  §  55  die  unbefugte  Ausgabe  von 
Banknoten  oder  sonstigen  auf  den  Inhaber 
lautenden  unverzinslichen  Schuldverschrei- 
bungen unter  Strafe.  Die  ausgegebeneu 
Banknoten  dürfen  nur  auf  näher  bestimmte 
Beträge  lauten.  Das  HGB.  bestimmt  in 
§  179,  daß  weder  Aktien,  die  vor  der  vollen 
Leistung  des  Nennbetrags  oder,  falls  der 
Ausgabepreis  höher  ist ,  vor  der  vollen 
Leistung  dieses  Betrags  ausgegeben  werden, 
noch  die  Interirasscheine  auf  den  Inhaber 
lauten  dürfen.  Inhaberaktien  müssen  min- 
destens auf  einen  Betrag  von  1000  M.  ge- 
stellt werden  (§  180).  Auch  das  deutsche 
Hypothekenbankgesetz  v.  13./ VH.  1899  kann 
hierher  gerechnet  werden,  wenigstens  in- 
sofern es  die  Ausgabe  der  Pfandbriefe  seitens 
der  Hypothekenbanken  regelt,  diese  aber 
meistens  in  Form  der  I.  geschieht. 

Sodann  ist  von  großer  Bedeutung  die 
Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Börsen- 
handel;  es  wiude  bereits  in  Bd.  I  S.  507 
ausführlich  dieser  Funkt  und  die  ein- 
schlägt deutsche  Gesetzgebung  erörtert. 
Liegt  in  diesen  Vorkehrungen  eine  gewisse 
Garantie,  dafi  nicht  unerlaubte  und  schlechthin 
schwindelhafte  I.  unter  das  Publikum  ge- 
bracht werden,  so  reicht  dies  doch  nicht 
ganz  aus,  um  die  Ausgabe  unzähliger  höchst 
zweifelhafter  Geldversprechungen  hintan- 
znhalten.  Schon  früher  haben  deshalb  eine 


Reihe  von  deutschen  Bundesstaaten  die 
Ausgabe  von  Geldschuldverschreibungen  auf 
den  Inhaber  von  der  staatlichen  Genehmigung 
abhängig  gemacht,  so  Preußen  (G.  v.  7..  VI. 
1833;  ausged.  durch  V.  v.  17./IX.  1807,  G.  v. 
25./U.  1878) ;  Sachsen  (G.  v.  7. '  VI.  1846) :  Baden 
(G.  V.  5./ VI.  1860) ;  Mecklenburg  (V.  v.  28./Xn. 
1863);  Braunschweig  (G.  v.  30./IV.  1867), 
Oldenburg  (G.  v.  l./IIL  1879);  Sachsen- 
Meiningen  (G.  v.  18.1X1.  1874);  Sachsen- 
Altenburg  (G.  V.  21./XI.  1863);  Schaumburg- 
Lippe  (G.  V.  21./U.  1871);  Bayern  (G.  v.  18./in. 
1896).  Auch  das  BGB.  für  Deutsche  Reich 
hat  sich  auf  diesen  Boden  gestellt,  insoweit 
es  sich  um  auf  eine  bestimmte  Geldsumme 
lautende  I.  handelt  und  dieselben  im  Inland 
ausgestellt  sind  (BGB.  §  795).  Zuständig 
ist  die  Zeatralb^Orde  des  Bundesstaates, 
in  dessen  Gebiet  der  Aussteller  s^nen 
Wohnsitz  oder  seine  gewerbliche  Nieder^ 
lassang  hat.  Die  Genehmigung  soll  im 
Deutsdien  Reiehsanzeiger  pubüaert  werden. 
Ohne  s^tüche  Genehmigung  ausgegebene 
L  smd  nichtig  und  verpflichten  den  Aus- 
steller zum  Sdiadensersatz  an  den  Inhaber; 
außerdem  ist  die  Begebung  mit  Strafe  be- 
droht (Eint.-G.  Art.  34,  IV  §  I45a  StGB.). 
Durch  die  Grenehmigung  ist  die  Regierung 
in  die  Lage  versetzt,  Bedingungen  zu  stellen, 
die  ein  Unternehmen,  für  welches  die  Aus- 
gabe von  I.  erfolgt,  in  den  Grenzen  seines 
Zweckes  erhalten  und  das  Publikum,  unter 
Umständen  den  Aussteller  selbst  vor  den  mit 
Benutzung  von  I.  verbundenen  Gefahren 
schützen,  sie  kann  dem  Versuch  der  Aus- 
steiler entgegentreten,  die  Verjährungsfristen 
unverhältnismäßig  zu  kürzen,  die  Amorti- 
sation und  die  Vergütung  für  nicht  eingelöste 
Coupons  auszuschließen,  sie  kann  sich  Kon- 
trollrechte vorbehalten,  z.  B.  bei  Pfandbriefen 
«sw.  Freilich  besteht  die  Möglichkeit,  die 
Genehmigung  dadurch  zu  umgehen,  daß  man 
die  Papiere  auf  den  Namen  mit  Onlreklausel 
aussteut  und  der  mit  Namen  Bezeichnete 
dann  ein  Blankoindossament  beifügt. 

2.  Was  die  Maßregeln  in  der  zweiten 
oben  angedeuteten  Richtung  anlangt,  so  hat 
der  Gesetzgeber  schon  einen  gewissen  Schutz 

feschaffen  dadurch,  daß  er  dem  Aussteller 
ünreden,  die  das  Eigentum  des  Inhabers 
bestreiten,  gestattet  hat  Ferner  hat  das 
HGB.  eine  sehr  wichtige  Einschränkung  voi^ 
genommen  in  bezug  auf  den  guten  Glauben, 
unter  dem  von  Bankiers  ein  L  erworben 
werden  kann.  Der  §  367  besagt:  „Wird 
ein  I.,  das  dem  Eigentümer  gestohlen  wurde, 
verloren  gegangen  oder  sonst  abhanden  ge- 
kommen ist,  an  einen  Kaufmann,  der  Bankier^ 
oder  Geldwedislergeschfifte  beträbt,  ver- 
äußert oder  verpfändet,  so  gilt  dessen  gnter 
Glaube  als  ausgeschlossen,  wenn  zur  Zeit 
der  Veräußerung  oder  Verpfändung  der 
Verlust  dtö  Papiers  von  einer  QffeatUchen 
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Beliörde  oän  von  dem  aus  der  Urkunde 
VCTpflichteten  im  Deutschen  Reichsanzeiger 
Vkaoat  ^macht  und  seit  dem  Ablaufe 
ivs  Jahres,  in  welchem  die  Veröffentlichung 
trfolgt  ist,  nicht  mehr  als  ein  Jahr  ver- 
«nchen  war.  Der  gute'  Glaube  des  Er- 
«■-rrbera  wird  durch  die  Veröffentlichung 
in  dem  Reichsanzeiger  nicht  ausgeschlossen, 
wenn  der  Erwerber  die  Veröffentlichung 
inft'lee  besonderer  Cmstftnde  weder  kannte 
DO(-b  kennen  mußte.  Auf  Zins-,  ßenten- 
imJ  OewinnanteÜBcheine,  die  nicht  später 
ala  in  dem  nÄchsten  auf  die  Veranßerimgi 
'ttT  V^rpfftndung  folgenden  Einlösungs- 
^ermioe  ^Uig  werden ,  sowie  auf  Bank- 
ar'ton  und  andere  auf  Sicht  zahlbare  ud- 
TfTOnsliche  I.  finden  diese  Vorschriften 
fc-ine  Anwendung." 

Fräher  konnte  man  sich  auch  schützen  durch 
<ik  in  riflen  deutwhea  Staaten  zugelassene 
Aal^erkorssetzong. 

In  PrenUen,  Sachsen-Weimar,  Schwarzb.- 
Nflnierehansen  genügte  ein  schriftlicher  Ver- 
aerk  auf  dem  Papier,  wie  „Eigentam  des  N.  N." 
»ifT  ^nBtx  Kurs  gesetzt  von  N.  N.";  die  Wir- 
liia^  war  tacht  üterall  ganz  gleich ;  in  Preußen 
«tf  m  die,  daO  ein  Papier  mit  solchem  Ver- 
mtt  nicht  mehr  von  einem  Dritten  in  gntem 
iiliDben  erworben  werden  konnte;  ein  von 
einer  Cffentlichen  BdiOrde  anOer  Kars  gesetztes 
Hipier  war  absolut  ungangbar,  im  Fall  der 
Kbndi^ttg  nnd  Auslosung  durfte  das  Kapital  I 
im  Scboldner  nur  ansgezahlt  werden,  wenn 
dM  Bebürde,  welche  das  Papier  außer  Kurs  ee- 
•ftzt  hatte,  ihre  Zustimmung  gab;  wmde  der 
Veitnst  eines  von  Privaten  außer  Kurs  ge- 
vuteo  Papien  dem  iicbaldner  angezeigt,  so 
hatte  daa  sehnldneriiche  Listitut  das  Papier 
bdu  spfttereo  Inhaber  anzuhalten  and  den- 
iqimi.  der  den  Verlost  angemeldet  hatte,  zu 
boBaehrichtigen  ■  auch  die  weitere  Ansgabe  von 

Xa  nnterbueb.  Die  Wiederinkurssetznng 
wenn  die  Außerkurssetzung  durch  eine 
Bvbiirde  oder  durch  das  emittierende  Institut 
txi'tlm  wmr,  nor  durch  dieae  selbst  vorgenommen 
ftriish;  dagegen  durfte  die  Wiederinkurs- 
«ninng  der  mit  Privatvermerken  versehenen 
Kpiere  in  der  Regel  nur  durch  das  Üericht 
peMbeben,  welches  die  Legitimation  des  darauf 
Antragenaen  an  prüfen  hatte.  Außerhalb  der 
•oea  genannten  drei  Staaten  war  die  AnQer- 
ntrtMtanne  «w^h  fai  den  ttbrigen  norddeutschen 
•ifKieten  meist  zngelassen,  so  in  Braunachweig, 
I  'jbarg.  Sachsen,  nur  konnte  sie  bei  diesen  fast 
4iiRb^ugig  bloO  durch  Behörden  geschehen, 
l^e  Anfierkurasetzong  war  nirgends  üblich 
-itf  gewtalicb  gestattet  für  die  C'unpons :  auch 
•i'faerte  sie  natOrlich  nicht  gegen  das  Ueber- 
tiun  Ton  Anslosuugen;  ein  wiederholt  auUer 
ior»  und  wieder  in  Kurs  gesetztes  Papier  litt 
*H)r  an  «dncr  Harktffthigkeit  und  war  vielfach 
iB  der  Bbse  Überhaupt  nicht  mehr  verktttiflicb. 
lar  G«tehlftawelt  hatte  wiederholt  die  Ab- 
vbaffoBg  verlangt;  das  neue  BGB.  bat  deshalb 
utii  die  AuIterkunüetzQug  („Festmachnng"! 
Jnrcb  den  Inhaber  oder  eine  Behörde  nicht  auf- 
AiomiBen,  vielmehr  verboten  (Art.  176  des 
Lnt-«.  am  BtiB.j. 


Der  Außerkurssetzung  verwandt  ist  die 
unter  Mitwirkung  des  Emitteoten  mögliche 
Umwandlung  in  ein  Namenpapier 
(s.  dies.  Art.);  der  Name  wird  auf  dem  I. 
vermerkt  und  zugleich  in  die  Stammbücher 
der  emittierenden  Anstalt  eingetragen :  die 
Uebertragimg  erfordert  Umschreibung,  auch 
kann  das  Namenpapier  wieder  in  ein  I. 
verwandelt  werden.  Diese  durch  den  Emit- 
tenten erfolgende  Festmachung  oder  Um- 
schreibung auf  den  Namen  läßt  auch  das 
BGB.  von  Deutschland  zu  (§  806),  doch  ist 
der  Aussteller  nicht  hierzu  verpflichtet.*) 
Sie  hat  den  Vorteil,  daß  sie  auch  gegen 
das  Uebersehen  von  Verlosungen  schützt. 

Die  Vinkulierung  —  in  Oesterreich  zu 
Hause  —  ist  eine  mit  Buchvermerk  seitens  der 
Emissionsstelle  verbundene  Außerkurssetzung 
darch  die  Behörde  bei  Kantionen,  Hündel- 

feldem,  I.,  die  Stiftungen  und  Gemeinden  ge- 
Ören.  Bis  zum  Inkrafttreten  des  BGB.  war 
sie  auch  In  Bayern  statthaft  nnd  viel  ange- 
wendet, jetzt  ist  sie  ersetzt  durch  die  Um- 
wandlung in  ein  Namenpapier. 

Die  Möglichkeit,  ein  I.  in  eine  Bnchfor- 
dernng  zu  verwandeln  nnd  dadurch  die  größte 
Sicherheit  sich  zu  verscfaaflTen,  besteht  bezüglich 
der  deutechen  Reicbsanleihen,  der  prenßischen 
und  sächäischen  Koneols  sowie  hinsichtlich  der 
unverlosbareu  Schuldverschreibungen  der  hessi- 
schen Staatsanleihen  (vgl.  Finanzarchiv,  1  (1884) 
S.265  ;  3(1886)  S.  899  ;  8(1891)  S.  344  ;  2(1885) 
S.  194,  8  (1891)  S.  336,  16  (1898)  S.  864  und 
Art.  „Staatsschulden").  Ueber  die  Hinterlegang 
von  i.  bei  Banken  s.  oben  den  Art.  „Banken^ 
Bd.  I,  S.  313  nnd  „Depotgeschäfte"  Bd.  I,  S.  645. 

Für  den  Fall,  daß  ein  Eigeutilmer  sein 
I.  verloren  liat  oder  dasselbe  ihm  durch 
Brand  oder  sonstwie  zugrunde  gegangen 
ist,  wäre  es  unbillig,  wenn  er  endgültig 
um  seine  Forderung  gebracht  würde.  Um 
das  zu  verhindern ,  hat  man  \ielfach  ein 
Araortisationsverfahren  zugelassen.  Der  Aus- 
druck ist  unglücklich ,  insofern  man  von 
Amortisation  auch  im  Sinne  von  Sehidden- 
tilgung  in  Raten  spricht;  besser  und  un- 
zweideutig ist  der  Ausdruck  Kraftlos- 
erklärung (Mortifikation).  Auf  Antrag 
des  bisherigen  Besitzers  wird  ein  Aufgebot 
erlassen  und  der  etwaige  Inhaber  bei  Verlust 
seiner  Ansprüche  aufgefordert,  sich  mit 
seinem  Papier  zu  melden,  ßeliauptet  der 
Antragsteller  die  Vernichtung  des  Papiei-s, 
so  soll  durch  das  Verfahren  festgestellt 
werden,  ob  diese  Behauptung  richtig  ist; 
gibt  der  Antragsteller  einen  sonstigen  Ver* 

')  Unberührt  bleiben  jedoch  hiervon  die 
landesgesetzlichen  Vorschriften ,  welche  den 
Bundesstaat  oder  ihm  angehSrende  Körper* 
Schäften,  Stiftungen  und  Anstalten  des  ÖSent- 
lichen  Bechts  verpflichten,  die  von  ihnen  aus- 
gestellten auf  den  Inhaber  lantenden  Schnld- 
verschreibungen  auf  den  Namen  eines  bestimmten 
Berechtigten  nmxnschreiben.  £inf.-G.  mm  BGB. 
Art  101. 
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Inst  an,  so  soll  die  Entscheidung  erm^^licht 
Verden,  ob  er  oder  der  jetzige  Inhaber  am 
Papier  ein  Re<dit  bat;  meldet  sich  im  Äuf- 
gebotSTerfohrea  ein  Besitzer,  so  entscheiden 
zwischen  ihm  nnd  demjeni^n.  der  das 
Vwfahren  betragt  hat,  die  Grundsätze 
Aber  die  Vmdikation :  meldet  sich  niemaad, 
fio  wird  das  Papier  cmrch  amtsgerichtlic^ies 
Ausschlufiorteil  fdr  kraftlos  erilärt  (morti- 
fiziert, amortisiert^  und  der  Schuldner  hat 
dem  Verlierer  auf  dessen  Yerlangen  ein  neues 
Papier  anszustell«!  oder  die  ihm  mllige  Schuld 
zu  bezahlen  (BGB.  §  800;  GPO.  §  1018). 
Meldet  ein  Dritter  rechtzeitig  seine  Rechte 
aus  dem  Papiere  an  und  bestreitet  die  Be- 
i-echtigung  des  Antragstellers,  so  erreicht 
er  UEwh  der  CPO.  §  953  entweder  Aua- 
setzung des  Aufgebotsverfahrens  bis  zur 
endgültigen  Entscheidung  über  das  Recht 
des  Inhabers  bezw.  Antragstellers  oder  den 
Vorbehalt  seines  Rechtes  im  Urteil.  Neben 
der  Einleittmg  des  Aufgebotaverfahrens  kann 
der  letzte  Inhaber  auch  die  gerichtliche 
ZahlungBsperre  gegen  den  Aussteller 
beantragen  (CPO.  §  1019),  unter  Umständen 
(CPO.  §  1015  Satz  2)  kann  sie  schon  vor 
der  Einleitung  des  Aufgebotsverfahrens  be- 
antragt und  verfügt  werden  (CPO.  §  1020). 
Die  Zahlungssperre  hat  die  Wirkung,  daß 
jede  verbotswidrige  Leistung  dem  Antrag- 
steller gegenüber  nichtig  ist;  sie  bringt, 
namentlich  wenn  sie  auch  auf  Coupons  sich 
erstreckt,  die  Sache  rasch  zur  Entscheidung. 

Die  Zahlungssperre  kann  auch  in  Verbindang 
mit  der  Yerjährang  die  Mortifikation  ersetzen, 
wenn  dem  Schuldner  anferlegt  wird,  nach  der 
Verjährong  der  gesperrten  Forderung  an  den 
Verlierer  zu  leisten;  die  Sperre  ist  namentlich 
im  französischen  Becbt  ausgebildet,  in  Deatsch- 
land  spielte  sie  frilher  eine  Rolle  in  Baden, 
Württemberg,  Hessen,  Oldenburg. 

Die  Enutloserklftrung  liegt  im  Interesse 
des  Yerlierera,  bringt  aber  drei  Mißstände 
mit  sich:  Es  wird  nun  der  gutgläubige, 
Besitzer,  der  das  Aufbot  übersieht,  um 
sein  Geld  gebracht,  sem  I.  ist  wertlos  ge- 
worden. Die  Verkehrsfähigkeit  der  Papiere 
kann  geschädigt  werden ;  was  man  gerade 
durch  die  1.  hat  erreichen  wollen ,  hebt 
man  damit  wieder  teilweise  auf;  wer  sicher 
gehen  will  beim  Erwerb  eines  amortisier- 
baren Papiers,  muß  die  Verzeichnisse  der 
aufgebotenen  und  für  kraftlos  erklärten 
I^piere  durchsehen.  Es  kann  sogar  dahin 
kommen ,  daß  das  Publikum  die  nicht 
amortisierbaren  Papiere  im  Ankauf  bevor- 
zugt, was  dem  Aussteller  der  amortisier- 
bareu  mittelbar  schadet.  In  Bayern  wurde 
deshalb  noch  1865  ein  Gesetzentwiu^  über 
die  Kraftloserklänmg  der  zu  Verlust  ge- 
gangenen öffentlichen  Wertpapiere  au  por- 
teur  von  den  Kammern  abgelehnt  und  hat 
die  Mortifikation  für  diese  bis  1896  daselbst  — 
aber  auch  nur  daselbst  —  nicht  bestanden. 


Doch  lassen  sich  diese  Nachteile  zum 
Teil  so  abschwächen,  daß  sie  nicht  aus- 
schlaggebend sind.  So  kann  man  nament- 
lich zum  Schutze  des  gutgläubigen  Inhabers 
die  Bestimmung  treffen,  daß  das  Ausschluß- 
urteil erst  ergeht,-  wenn  die  Erhebung  des 
fälligen  Kapitels  oder  neuer  ZinBabs<£mtte 
oder  die  Einlösung  von  solchen  (vgl  §§  1010 
u.  1011  der  deutschen  CPO.)  Ukigere  Zeit 
unterblieben  ist^  nicht  der  Inhaber,  der  das 
Aufgebot  Übersieht,  kommt  dann  in  Nach- 
teil, sondern  nur  ^ener,  d^  in  seltenem 
Alane  nachlSssig  sem  Vermögen  verwaltet 
Ferner  kann  man  aach  im  Interesse  d^ 
Inhabers,  wenn  er  das  Papier  dem  Auf- 
gebot^richt  vorlegt,  eine  tunlichst  schnelle 
Aufhebung  der  Zahltmgssperre  und  des  Auf- 
gebotsverfahrens eintreten  lassen  (vgl.  §  1022 
der  deutschen  CPO.). 

Nach  dem  BGB.  fSr  das  Deutsche  Reich  ist 
die  Kraftloserkl&mog  von  I.  mOglich,  wenn 
nicht  in  der  Urkunde  dos  Gegenteil  bestimmt 
ist.  Ausgenommen  sind  Zins-,  Renten-  und  Ge- 
winnanteüsoheine  sowie  die  auf  Sicht  sahlbaren 
nnverzinstichen  Schnldverschreibanffen  (§  799) ; 
diese  sind  meist  von  geringer  Grwe;  vieUa» 
Geld  in  der  Zirkulation  vertretend,  vertragen 
sie  eine  partielle  Kraftloserklämug  nicht;  das 
BGB.  hat  im  §  804  (vgl.  dazu  Art.  100  Z.  2 
des  Einf.-G.  znm  BQB.)  für  den  Fall  verlorener 
oder  vernichteter  Conpons  einen  gewissen  Schutz 
anderer  Art  gewährt.  Wenn  der  orsprQngliche 
Inhaber  den  Verlust  vor  Ablanf  der  Vorlegnngs- 
frist  (nach  §  801  BGB.  4  Jahre,  sofern  der  Ans- 
steller  in  der  Urkunde  nicht  anders  bestimmt 
hat)  dem  AoBsteller  anzeigt,  so  kann  er  nach  Ab* 
lauf  der  Frist  die  Leistung  von  dem  Aussteller 
verlangen.  Der  Aospracn  ist  ausgeschlossen, 
wenn  mnerhalb  der  Frist  eine  Vorlegung  oda 
gerichtliche  Gel tendmachnng  gegenüber  dem  Aus- 
steller erfolgt  ist.  Dagegen  kann  der  frühere  In- 
haber sein  Recht  gegen  den  Präsentanten  dnrch- 
ftLhren  nnd  die  Einlösung  durch  einstweilige  Ver- 
fügung hindern.  Die  MortifikatioQ  ist  auch  bei 
Aktien  und  Interimsscheinen,  wenn  in  der  Ur- 
kunde nicht  das  Gegenteil  bestimmt  ist,  zuge- 
lassen (%  228  HGB  ).  Die  hinkenden  L  kQnnen 
ebenfalls  im  Weg  des  Aufgebotsverfahrens') 
für  kraftlos  erklärt  werden  (BGB.  §  808  Abs.  2); 
für  die  Legitimationspapiere  verbleibt  es  bei 
den  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  Kraft- 
loserklbnng  und  Zahlungssperre  (Art.  102  des 
Einf.-O.  znm  BGB.).  O.  Scham. 


Innere  Kolonisation 

s.  Kolonisation,  innere. 


lutnngeiL 

1.  Begriff  und  ältere  C^tcgebnng.  2.  Die 
neueste  I.gesetzgebnng  in  Deutsemand  und 

Oesterreich. 

1.  Begriff  nnd  Utere  Geset^eboog. 

I.,  soviel  wie  Einigungen,  sind  korporative  Ver- 
einigungen selbständiger  Qewenietreibender 

>)  Vgl.  jedoch  dazu  Art.  102  Abs.  2  des 
£inf.-0.  tum  BGB. 
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•iofelbeD  Art   Fifiher  gab  ea  sowohl  I.  der 
Hadwerksmeister  wie  der  Kauileute.  Auch 
beute  sind  freie     auch  der  Fabrikanten,  ge- 
setzlich zolfissig,  wAfarend  die  Zwangs-I.  ge- 
verberechtlich  nur  fflr  das  Haad  werk  in  Fn^ 
komnoi.  DasOiofigewerbe  hat  aber  von  dem 
Zisammeoflchlufl  in  I.  keinen  Q^wauch  ge- 
nuchL  V^T  Ausdruck  I.  ist  durchaus  gl^ch- 
U^dpntend  mit  Zunft.  Er  ist  eogfix  Alter  als 
dicKf.  denn  in  Ober*  wie  in  Niederdeutsch- 
Uad  hießen  die  Zfinfte  I.  oder  Brudersdiaften. 
In  Notddeutschland  kommt  der  Name  Zunft 
^«nfills  erst  ^ter  auf,  die  korporativen 
(icflo^ienechaften    der  Gewerbetreibenden 
hifBen  vielmehr  Gilden  oder  Aemter.  Die 
bnhnäonischen    Korporationen    der  Art 
Tonatsa  sich  Nacien,  d.  h.  Nationen,  was 
daher  kommt,  dafi  diejenigen  Kaufleute,  die 
carh  bestimmten  Plätzen  und  Ijftndern  Handel 
tnet-eo.  sich  landsmannschaftlich  vereinigten. 
I'ncb  kommen  auch  mancherlei  Spieluten 
^''^r.  .so  dafi  der  spätere  Name  Zunft  bald 
Vereinigungen  der  Art  umfaßte,  bald 
nur  oder  vorwi^end  die  handwerksmäßigen, 
'iele^entlich  werden  die  HandwerkszOnfte 
im  tfeeensatz  zu  den  kaufmännischen,  die 
•iann  Gilden  heißen,  nur  als  Aemter  be- 
^'khuet    Anderswo  nannten  sich  sowohl 
Veibäude  der  Kanfleute  wie  der  Hand- 
«■-riamoister  Nationen.   Schließlich  ist  es 
jEvlfigentlich  Oebranch  geworden,  die 
*ji]<i*?u  als  die  Tomehmeren,  die  Bruder- 
|<--haften  als  die  weniger  vornehmen  gewerb- 
'^:bca  Vereioigimgen  anznsehen.  Zwischen 
Znoft,  Gilde,  Amt,  Bruderschaft  und  L  be- 
^*«-ht  also  ein  wesentlicher  sachlicher  Gegen- 
atz  and  Unterschied  nicht  Das  G^enstück 
^1  <l'*n  L  oder  Zfinften  bildeten  die  (}esellen- 
^nider»cfaaften  und  deren  lokale  und  inter- 
i<-kale  Verbände.   Sie  wnrden  mit  der  Zeit, 
üialich  wie  die  modernen  Gewerkvereine, 
■h^  TtSgerinnen  der  organisierten  Selbsthilfe 
DU']  Her  ffoftlitionen  der  Gesellen  und  Knechte 
al-i  •'■konomische  Interessenvertretungen  der 
A.4ieitend)aft  gegenüber  dem  üntemehmer- 
d.  Artt  „OesellenverbBode**  Bd.  I 
>  Wir.fg.  n.  „Gewerkvereioe"  Bd.I  S.  1081  fg.). 

Die  Entstebui«  der  ZOnfte  oder  L  wird  von 
W  ^Irca^aftshulorikem  sehr  Tenchieden  er- 
and  ist  heill  umstritten.  Nicht  einmal 
bemeheade  HeintiQg  gibt  es  darüber,  doch 
:it  n  tMht  nnvahrscheinlich ,  daü  das  Anf- 
L'-Dunen  der  mittelalterlichen  I.  in  den  ver- 
^hiedesen  (Agenden  nicht  immer  aaf  die  gleichen 
■  rauben  xnrflckrafQhren  ist  daO  also  mehrere 
EntstehoDeairrllnde  sich  gleichzeitig  als  wirksam 
ivj^i^  baowi.  Die  Kontroverse  über  die  Gnt- 
tuktag  der  Zünfte  nnd  die  venchiedenen  Tbeo- 
nccn  hierflber  werden  bei  dem  Artikel  „ZUnfte" 
nr  Uuitellnag  gebradit.  Soviel  ist  jedenfalls 
■Kber,  dafl  die  L,  auf  denen  das  das  gasite 
uit^lalterticbe  Leben  dnrcbdringende  Assozia- 
i^oaxpriaap  beruht,  ihr  Ökonomisches  Motiv 
<>  'W  Ats&DiiDir  nad  Ansgestaltnog  des  Lzwangs, 
<  k  in  der  AoaschUemAg  fremder  Personen 


vom  Gewerbe  nnd  auf  der  selbstverwaltenden, 
d,  h.  benifsgenossenschaftlichen  Regelung  des 

Sesamten  Gewerbe-  und  Harktwesens  hatten. 
1  den  I.  verkörperte  sich  ein  Teil  der  sozialen 
Gliedemng ,  namentlich  in  den  Städten ,  im 
Gegensatz  zu  den  sog.  „Alten",  zu  den  patrizi- 
scben  Geschlechtern  nnd  zu  den  Stadträten,  die 
lange  Zeit  die  Stadtverwaltung  in  Besita  hatten. 
Zwischen  diesen  Geschlechtem  nnd  den  I.  spielen 
sich  dann  die  innoiwlitiscben  Kampfe  in  vielen 
Städten  ab.  Sie  sind  nicht  weniger  heftig  als 
diejenigen  zwischen  den  Meistern  nnd  Gesellen- 
braderschaften.  Die  ganze  Periode  nennt  man 
die  „ztlnf tierische",  wie  man  heute  noch  die 
Bestrebungen  unserer  Handwerkerpartei ,  die 
öffenttich-rechtliche  Handwerkkorporattonen  mit 
weitgehenden  Privilegien  fttr  Befäbigungs-  und 
Yerwendnngsnachweis  verlangen,  als  „zOnft- 
lerische"  za  bezeichnen  ^egt  Dagegen  ist  Aer 
rechtliche  Name  Zunft  rar  die  modernen  Hand- 
werkerorganisationen aniter  Gebrauch  gekommen. 
In  der  Gesetzesspracbe  heißen  sie  vielmehr  1. 
ältere  Vereinigungen  der  Art  nennen  sich  aller- 
dings gelegentlich  auch  noch  „Gilden**.  Sine 
Zeiuang  konnte  man  die  I.  so^r  in  Gegensatz 
zu  den  früheren  Zünften  bringen,  denn  sie 
hatten  nicht  wie  diese  exklusive  Zwangs-  und 
Verbietnngsrechte ;  die  liberale  Gesetzgebung 
hatte  sie  ihnen  genommen.  Man  definierte  also 
damals  nicht  mit  Unrecht  I.  als  korporative 
Verbtode  von  Angehörigen  gleicher  oder  ver- 
wandter Gewerbe  znr  Forderung  der  gemein- 
samen gewerblichen  Interessen  ohne  zünftige 
Privilegien.  Dieser  Begriff,  paßt  aber  heute 
nicht  mehr,  denn  die  neueste  Handwerkergesetz- 
gehung  hat  den  Forderungen  und  dem  Drängen 
der  Interessenten  nachgegeben  und  die  I.  immer 
mehr  wieder  mit  besonderen  Vorrechten  aasge- 
stattet. Im  hentieen  Sinne  des  Wortes  smd 
deswegen  I.  öffentlich-rechtliche  Korporationen 
des  Handwerkerstandes.  Sie  unterscheiden  sich 
von  den  Üteren  Zünften  iinr  dnrch  ein  be- 
schränkteres Haß  von  Anfgahen  nnd  Bechten. 

Die  neuere  Gewerbegesetzgebnng,  die  die 
Gewerbefreiheit  einführte,  hat  inbezng  auf  die 
I.  sehr  verschiedene  Wege  eingeschlagen.  In 
manchen  Staaten  Warden  die  alten  Korporationen 
direkt  aufgehoben  nnd  ihr  genossenschaftliches 
Vermögen  mehr  oder  minder  als  Öffentliches 
Gut  behandelt.  Die  Neubildung  gewerblicher 
Vereinigungen  wurde  zwar  zugelassen,  vielfach 
aacfa  begünstigt,  sie  waren  aber  durchweg 
unter  das  gewöhnliche  Vereinsrecht  gestellt. 
So  verfuhr  man  in  Baden  und  Württemberg 
(1862)  und  später  (1868)  auch  in  Bayern,  wo 
man  vorher  onne  hinreichend«»!  Erfolg  staatlich 
organisierte  Zwan^verbände  für  die  Färde- 
ron^  gewerblicher  Interessen  an  die  Stelle  der 
Zünfte  zu  setzen  versucht  hatte.  In  Oesterreich 
machte  man  im  Jahre  1859,  das  dort  —  viel 
früher  als  in  Deutschland  —  die  Gewerbefrei- 
heit brachte,  den  Versuch,  den  ganzen  Ge- 
werhestand  in  moderne  Selbstverwaltnngs- 
körper  nach  Analogie  der  Kommunal  verbände 
zu  orgauisieren.  £ine  zttnftlerische  Selbstver- 
waltung hatte  es  schon  vorher  nicht  mehr  ge- 
geben; Fabrik  und  Verlag,  die  beiden  größten 
Feinde  des  modernen  Handwerks,  durdi  eine 
merkantilistische  Staatspolitik  möglichst  ge- 
ffirdert,  hatten  Zunftzwang  nnd  BefÜignngs- 
nachweia  vollständig  erschüttert. 
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Die  Gesetze  der  norddentschen  Staaten 
schlugen  verschiedene  Wege  ein.  Oldenborg 
Tmd  die  Hansastädte  ließen  den  alten  Konio- 
rationen  die  Wahl,  sich  aufzulösen  und  ihr  Ver- 
mögen zu  teilen,  oder  aber  als  freie  C^enossen- 
schaften  fortzubestehen;  neuere  Assoziationen 
dieser  Art  wurden  als  freie  Vereine  behandelt. 
In  Sachsen,  Brannsdiwdgf  und  den  Sftchsiach- 
Thttringischen  Staaten  wurden  die  alten  L  als 
öffentlich-rechtliche  Verbände  konserviert,  die 
Neubildung  ähnlicher  Verbände  aber  unter  staat- 
licjie  Oberaufsicht  gestellt.  Die  preolüsche 
Handwerkerpolitik  war  durcham  uneinheitlich 
und  mancherlei  Schwankungen  unterworfen. 
Nach  einem  frischen  Anlauf  zur  Gewerbefreiheit, 
Anfang  dieses  Jahrhunderts,  kam  es  zu  den 
reaktionären  Gesetzen  von  1845  und  1849.  Sie 
begünstigten  die  Bildung  von  I.  and  erschwerten 
ihre  Auflösung.  Speziell  durch  das  letztgenannte 
Gesetz  wurde  die  Ausübung  des  Gewerbes  in 
faat  allen  Handwerken  von  dem  BefKbignnsrs- 
nachweis  abhängig  gemacht,  alüo  ein  weit- 
gehendes Konzessions-  und  Anfsichtswesen 
wieder  eingeführt,  doch  brauchten  wenigstens 
die  Handwerker  den  I.  nicht  beizutreten,  wenn 
sie  nicht  wollten. 

Einen  Mittelweg  schlug  die  Gew.-O.  des 
Norddeutschen  Bundes  (1869),  aus  der  dann  die 
RGew.-O.  hervorging,  ein.  Das  neue  Reichsrecht 
garantierte  allen  ^stehenden  I.  oder  Zünften 
den  Fortbestand  und  ließ  ihre  Statuten,  soweit 
sie  nicht  der  Gew.-O.  widersprachen,  in  Kraft. 
Einen  Befähigungsnachweis  nlr  das  Handwerk 
gab  es  ebensowenig  mehr  wie  einen  Innnngs- 
zwang.  Die  I.  sollten  zwar  die  Bechte  und 
Pflichten  öffentlicher  Korporationen  behalten 
und  die  Interessen  des  betr.  Gewerbes  mit 
Öffentlicher  Autorität  vertreten  können,  tatsäch- 
lich aber  waren  sie  nichts  anderes  als  freie 
Vereine  von  Interessenten.  Immerhin  war  den 
Handwerkern  die  Möglichkeit  gegeben,  im  W^e 
der  I.  das  Standesbewußtsein  zn  pflegen,  Ein- 
richtungen nnd  Veranstaltungen  zu  treffen,  die 
der  GrMamtheit  des  Gewerbes  zugute  kamen, 
nnd  endlich  ebenso  wie  die  Wirtschaftskammem, 
ihre  Interessen  Regierung  und  Parlament  gegen- 
ttber  zn  vertreten  (s.  Art.  „Handwerk 
(moderne  Bestrebungen)",  „Gewerbekam- 
mern"  nnd  „Gewerbevereine"). 

2.  Die  neuste  Gegetzgebnng  über  die 
I.  in  DentseUand  nnd  Oesterreich.  Die 
RGew.-O.  war  viel  weiter  gegangen  als  die 
ilegieningsvorlage,  und  besonders  die  preußi- 
sche Begierun^  war  vor  der  Macht  der  die 
Cffentliche  Meinung  im  Sturme  mit  sich 
reißenden  Idecen  des  Liberalismus  ziullc^- 
gewichen ;  sie  hatte  aber  den  unvermittelten 
Umschwung  in  ihrem  legislativen  Verhalten 
nur  mit  geteilten  Gefühlen  mitgemacht.  Eine 
Reaktion,  der  sie  auf  halbem  Wege  entgegen- 
kommen konnte,  sollte  Ijald  kommen. 

Die  I.,  zu  losen  Vereinen  degradiert, 
leisteten  nichts  mehr.  Durch  Mehrheits- 
beschluß konnten  sie  sich  auflösen.  Das 
Reinvermögen  durfte  dann,  soweit  es  aus 
Beiträgen  der  gegenwärtigen  Mitglieder 
stammte,  unter  sie  verteilt  werden.  Diese 
Bestimmung  wirkte  wie  eine  Prämie  auf 


die  Auflösung  (H  a  m  p  k  e).  Eine  große  An- 
zahl von  I.  ging  in  der  Tat  auseinander; 
diejenigen,  welcihe  bestehen  blieben,  worden 
nur  noch  dundi  die  Eassenbestftnde  ans 
älterer  Zeit  zusanunengehalten.  Aber  auch. 
deren  Leistungen  waren  ganz  geringfagige. 
Den  neuen  I.  gewährte  die  Oesetzgebon^ 
keine  p4»itiTen  Begünstigungen,  und  so  ver- 
nachlässigten die  Verbände  auch  die  neutralen 
Gebiete  ws  Lehrlings-,  Gesellen-,  Herbeigs-, 
Arbeitsnachwris-  nnd  Unterstützungswesens 
mehr  und  mehr. 

Schon  An^g  der  70  er  Jahre  trat  imter 
den  Handwerkern  eine  rührig  geleitete,  zum 
Teil  stürmische  Bewegung  hervor,  mit  dem 
Rufe  nach  gesetzlicher  Wiederbelebung  des 
I.wesens.  Ein  Erlaß  des  preußischen  Handels- 
ministers verwies  die  Petenten  auf  den  Aus- 
bau der  bestehenden  Vereine  im  Sinne  der 
selbsttätigen  Statutenerweitenmgen.  Nur  in 
einigen  Städten  (z.  B.  Osnabrück  mit  seinem 
von  Miquel  entworfenen  Statut)  folgte  man 
dieser  Anregung.  Die  Aktion  der  Hand- 
werker gegen  die  Gewerbefreiheit  und  die 
durch  sie  geschaffene  Oi^anisationslosigkeit 
des  Kleingewerbes  nahm  aber  immer  größere 
Dimensionen  an;  unter  ihrem  Dnick  wurden, 
nachdem  schon  vorher  (1878)  das  Arbeits- 
buch für  Arbeiter  unter  21  Jahren  wieder 
eingeführt  worden  war,  diirch  die  Novelle 
zur  Gew.-O.  v.  18.,' VU.  1881  die  L  mit  teils 
obligatorischen  Aufgaben  (Regelung  des 
Letfflingsweseus,  Lschiedsgerichte  u.  dergl,), 
teils  mit  fakultativen  (Fach-  und  Fortbildung»- 
schulen)  betraut.  Mit  Genehmigung  des 
Statuts  durch  die  vorgesetzten  Verwaltungs- 
behörden erhielten  die  I.  juristische  Persön- 
lichkeit. Das  Statut  sollte  die  Voraus- 
setzungen für  die  Aufnahme  der  Lehrlinge, 
Dauer  der  Lehrzeit,  Besuch  der  Fachschulen 
usw.  regeln.  Die  lokalen  Interessen  des 
Handwerks  konnten  durch  I.aus8chüsse,  die 
interlokalen  durch  Lverbände  eine  besondere 
Vertretung  finden. 

Die  Handwerker,  besonders  Norddeutach- 
lands, waren  damit  noch  lan^  nicht  zufrieden- 
gestellt. Man  forderte  eine  Hittelstands- 
pditik  m  großem  Stil  auf  zfinftlerischer 
Grundlage,  und  die  Konservativen  und  das 
2^atmm  machten  dieses  Reformprogramm 
zu  dem  ihrigen.  Die  Reichgesetzgebung  aber 
kam  diesen  Wünschen  wenigstens  im  Wege 
des  Kompromisses  durch  die  GG.  v.  8.  JCII. 
1884,  2:t./IV.  1886  und  G.ATI.  1887  ent- 
gegen. War  schon  durch  das  Gesetz  von  1881 
der  öffentlich-rechtliche  Charakter  der  Hand- 
werker-Koi-porationen  wiederhergestellt  wor- 
den, 80  wurde  er  durcli  die  neuen  Gesetze 
weiter  ausgedehnt.  Durch  die  viel  zitierten 
und  viel  umstrittenen  §§  100  e  und  100  f 
näherte  man  sich  allmählich  der  Zwangs- 
innung und  dem  Gedanken,  das  gesamte 
Handwerk  in  Organisationen  zusammenzu- 
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£assea.  Durch  den  erstgenaanteo  I^n^raphen 
worde  die  Aufeichtabehörde  ermächtigt, 
Nidit-I.meistem  die  AuBbildung  von  Lehr- 
lineen  zu  uotersagen,  uod  der  §  100  f  er- 
sctuofi  die  M^Uchkeit,  dieselben  zu  den 
pekuniären  Leistungen  für  die  Leiorichtungen 
und  Anetalten  mit  heraDzuziehen. 

Die  neue  Huidwerkei:ge8etzgebung 
Deutschlands  hat  wenigstens  den  einen  Er- 
folg gehabt,  einen  erheblichen  Teil  der  Hand- 
werker in  Berulsoi^aiiisationen  zusammen- 
znfosaeD. 

Die  Handwei^erpartei  war  auch  mit 
diesra  Zug^tiUidnissen  noch  luige  nicht 
mfriedea.  Die  Entwickelung  iluer  Pro- 
eramme  ist  beim  Axt  „Handwerk  (mo- 
deroe  Bestrebungen}*'  geschildert;  dort  ist 
—  freilich  nur  skizzenhaft  —  auch  die 
Vorgeschichte  des  neusten  Lg^setzes  v. 
26..  Vn.  1897  angedeutet.  Die  Hauptbe- 
stimmung des  neuen  Gesetzes,  durch  das 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Oreani- 
sation  des  Handwerks  auf  Jahre  hinaus  ihren 
AbsehluB  gefunden  hat,  besteht  darin,  daß 
neben  den  freien  I,  ftäikultative  Zwangs-L 
errichtet  werden  dürfen.  Wenn  die  Mehr- 
heit der  BeteiUgten  die  EinfOhrung  des 
Beitrittszwangs  verlangt  und  beantragt, 
kommt  es  zur  Zwangs-L  Die  Tendenz  des 
Gesetzgebers  geht  ofTensichtlich  dahin,  die 
Umwandlung  der  freien  L  in  Zwangs-L 
möglichst  zu  fördern,  so  daß  die  Zwaugs-L 
als  die  Normalform  der  Handwerksoi^ni- 
sation  gedacht  ist  Man  hat  deswe^n  die 
Zwangs-L  mit  weilgehenden  Privil^en  aus- 
gestattet Die  aus  den  oben  genannten 
%%  100  e  mid  100  f  resultierenden  Vorrechte 
werden  den  damit  ausgestatteteu  freien  I. 
^tzogen  und  dOrfeo  als  solche  nicht  wieder 
verliehen  werden.  Dagegen  haben  die 
Zwangs-L  diese  nnd  andere  Rechte  ohne 
weiteres.  Es  gibt  also  jetzt  zwei  Arten  von 
L,  die  freien  L,  die  alle  selbständigen  Ge- 
werbetroil>enden  für  sich  errichten  kOnnen, 
und  die  Zwangs-L  nur  für  das  Handwerk. 
Die  Aufeaben  deor  L  zer&ülen  in  obligatorische 
und  biknltative.  Obligatorische  Aufgaben 
önd  1.  die  Pflege  des  Gemeingeistes  sowie 
die  Aufrechtermiltang  nnd  Stärkung  der 
Standesehre;  2.  die  Forderung  eines  leib- 
lichen Verii&ltnisses  zwischen  Meistern  und 
Gesellen  sowie  die  Fürsorge  für  das  Ber- 
bergswesen  und  den  Arbeitsnachweis;  3.  die 
Hegelung  des  Lehrlingswesens  und  die  FQr- 
aoige  für  die  technische,  gewerbhche  und 
nituche  Ausbildung  der  Lehrlinge;  4.  die 
Entscheidung  gewerblicher  Sti-eitigkeiten 
zwischen  den  Lmitgliedem  und  ihren  Lehr- 
lingen. Als  fakultative  Aufgaben  werden 
angcffllirt:  1.  Herstellung  von  Einrichtungen 
zur  Förderung  der  gewerblichen,  technischen 
und  sittlichen  Ausbildung  von  Meistern, 
Gesellen  und  Lehrlingen,  namentlich  L'uter- ' 


Stützimg ,  Errichtung  und  Leitung  von 
Schulen ;  2.  Veranstaltung  von  Gesellen-  und 
Meisterprüfungen;  8.  Errichtung  von  Kran- 
ken- ,  Sterbe- ,  Invaliditäts-  und  sonstigen 
Unterstützungskassen;  4.  Errichtung  von 
Schiedsgerichten  zur  Entscheidung  gewerb- 
licher Streitigkeiten  zwischen  Lmitgliedem 
und  deren  Gesellen ;  5.  Errichtung  gemein- 
schaftlicher Geschäftsbetriebe  zur  Förderung 
des  Gewerbebetriebes  der  Lmitglieder. 

Obligatorisch  bei  allen  L  wie  bei  den 
Handwerkskammem  ist  die  Errichtung  von 
Gesellenausschüsaen,  womit  das  Kleingewerbe 
dasjenige  erreicht  hat,  was  für  die  Ght>fi- 
industrie  seit  Jahrzehnten  vergeblich  ange- 
strebt wird,  nämlich  eine  geordnete  Ver- 
tretung der  Arbeiterschaft  Durch  die  Hand- 
werkskammern (s.  diesen  Art)  ist  ebenes 
ein  Wunsch  des  lüeingewerbes  erfüllt  Ein- 
schneidend sind  fernerhin  die  Neuerungen 
auf  dem  Gebiete  des  Lehrlings- und  Prüfungs- 
wesens, die  wichtigste  nnd  vielleicht  aus- 
sichtsreichste  An^be  der  neu  oiganisierten  1. 
Bezüglich  der  I.aus6GhüBse  und  der  Lver^ 
bände  ist  es  im  wesentlichen  hei  den 
bisherigen  Hechten  geblieben.  Auch  die 
Paragraphen  über  die  I.8chiedsge93chte  und 
Lkrankenkassen ,  deren  Ausführung  bisher 
unter  dem  Mangel  tüchtiger  Kräfte  litt,  sind 

gimdsätzlich  dieselben  geblieben.  Große 
Öffnungen  knüpft  der  Gesetzgeber  an  den 
weiteren  Ausbau  des  Herbei^wesens  und 
des  Arbeitsnachweises. 

Wenn  anch  die  neae  l-sresetzgebung  noch 
nicht  luge  in  £raft  ist,  so  kann  man  doch  be- 
reits jetzt  das  eine  feststeUen,  daß  das  Hauptziel 
des  GeBetzgebers,  die  Belebang  des  Lgedankens 
and  die  FSrderang  der  Zwangs-I.,  nicht  erreicht 
ist.  DerLgedanke  bat  nicht  an  Boden  gewonnen 
(8.  die  Tabelle  aaf  S.  65  beim  Art.  Handwerk). 

Wer  aber  eeglanbt  hat,  die  dentsche  Hand- 
werksgesetzgebang  sei  jetzt  zum  gewissen  Still-  9 
stand  gekommen,  bat  sich  getäuscht.  Ea  ist 
ziemlich  sicher,  daß  demnächst  eineNovelle  kommt, 
die  den  sogenannten  „kleinen  Benihigangsnach- 
weis"  bringt  Für  um  haben  sich  anch  die 
Beichsregiemng  nnd  das  preußische  Handels- 
ministerinm  ansgesMOchen. 

Dieser  „kleine"  Befähigungsnachweis  hat  mit 
dem  eigentlichen  Beähignngsnachweis  wenig 
zu  ton,  denn  er  besteht  nur  darin,  daß  er  be- 
stimmt, jeder  Handwerker,  der  Lehrlinge  halten 
will,  müsse  eine  Meisterpritfang  gemacht  haben. 
Nach  der  heutigen  Rechtslage  sied  zum  Halten 
TOD  Handwerkerlehrlingen  diejenigen  berechtigt, 
die  das  24.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  in 
dem  betreffenden  Gewerbe  entweder  die  von 
der  Handwerkskammer  vorgeschriebene  Lehrzeit 
oder,  solange  die  ^mmer  darüber  keine  Vor- 
schnft  erlassen  hat,  mindestens  eine  dreijährige 
Lehrzeit  nnd  die  Oesellenpr&fnng  bestanden 
oder  ffinf  Jahre  hindurch  persönlich  das  Hand- 
werk selbständig  ansgeßbt  haben  oder  als  Werk- 
meister ebensolange  tätig  gewesen  sind.  Von 
diesen  verschiedenen  Bestimmungen  ist  die  ein- 
fachste die,  daß  jedermann,  der  sein  Handwerk 
fttnf  Jahre  lang  selbständig  aasgeäbt  hat,  Lebr- 
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linge  halten  darf,  wonach  also  der  Handwerker 
jEor  Befugnis  des  Haltens  von  Lehrlingen  anch 
ohne  jede  Prüfung  gelangen  kann.  Pas  soll 
nan  geändert  werden,  da  der  kommende  Oesetz- 
entwurf  bestimmen  wird,  daß  die  Handwerker, 
die  Lehrlinge  halten  wollen,  die  Heisterpräfang 
abgelegt  haben  müssen.  Zur  Meisterprüfung 
wird  nach  der  Gewerbeordnung  tu  der  Regel 
nur  derjenige  zugelassen,  der  mindestens  drei 
Jahre  in  däa  betreffenden  Oewerbe  als  OeseUe 
tätig  gewesen  ist  Die  Heisterprüfong  wird 
auch  in  Zukunft  nicht  obUgatorisch  sein,  aber 
wer  Lehrlinge  halten  will,  der  wird,  sofern  der 
kommende  Entwurf  Gesetzeskraft  erlangt,  die 
Meisterprüfung  machen  müssen. 

Viel  dringlicher  als  diese  Beform  wäre  eine 
andere  Aendemng  der  Gewerbeordnung,  wonach 
anch  den  freien  1.  Preisfestsetzungen  und  Preis- 
konventionen,  in  denen  sie  neuerdings  stark  ar- 
beiten, untersagt  würden.  Nach  dem  jetzigen 
Stand  der  Geietiurebung  sind  diese  Kartell- 
manOrer  nur  den  Zwangs-L  Terboten.  — 

Die  österreichische  Handwerkergesetz- 
gebong  ist  der  deutschen  nicht  nur  vorange- 

f ansäen,  sondern  sie  hat  den  zünfüerischen 
oraerungen  weitergehende  Zueeständniase  ge- 
macht als  die  deutsche.  Ueber  den  Erfolg 
dieser  gesetzgeberischen  Initiative,  der  unge- 
mein lehrreich  ist,  ist  man  hinreichend  nnter- 
richtet;  wir  wissen,  daß  er  auf  der  ganzen 
Linie  ausgeblieben  ist.  Oesterreich  hat  im  Sinne 
der  Erhaltang  des  gewerblichen  Mittelstandes 
die  Oewerbefretheit  in  grodem  Umfange  einge- 
engt. Den  Anfang  der  Beform  machte  die  Ge- 
werbenoveUe  v.  ISmi.  1883.  Sie  befrie%te 
zwei  Wünsche  der  Handwerkerpartei.  Einmal 
schied  man  große  Gruppen  von  Gewerben  aus 
und  bezeichnete  sie  als  ,.haudwerksmäßige". 
Für  sie  wurde  der  Nachweis  einer  besonderen 
Befähigung  in  der  Weise  verlangt,  daß  jeder, 
bevor  er  Meister  werden  kann,  durch  einLehr- 
nnd  Arbeitszeugnis  über  eine  mehrjährige, 
2— 4  jährige,  Verwendung  als  Gehilfe  dartun 
muß,  daß  er  in  dem  betreffenden  Gewerbe  ge- 
arbeitet hat.  Es  wird  aber  keine  MeisterprUfang 
verlangt,  sondern  nnr  der  Nachweis  der  Ver- 
wendung im  Gewerbe.  Dieser  sog.  „Verwen- 
dnngsnachweis'',  der  für  26  Gewerbe  eingeführt 
worden  ist,  stellt  also  eine  müdere  Form  des 
Befähiguns^nacfa  weises  dar,  hat  aber  alle  jene 
Uebelstände  im  Gefolge  gehabt,  welche  sich  an 
eine  Zwangsabgrenznng  der  Gewerbe  knüpfen. 
Seine  Durchführung  erzeugte  zahllose  Streitig- 
keiten, Schwierigkeiten  für  den  Uebetgang  aus 
einem  zu  einem  anderen  Gewerbe,  Scbabloni- 
riemng  in  der  Anshildnng,  Hemmung  der  streb- 
samen und  vorwärts  scwdtenden  Meister  und 
endlich  eine  nnerträglicbe  Abhängigkeit  von 
der  Bnreankratie.  Der  zweite  Paukt,  den  die 
nenere  Osterreichische  Gesetzgebung  zu  refor- 
mieren unternahm,  war  das  Lwesen.  Man  nennt 
dort  die  Zwangs-I.,  die  nach  lebhaften  parla- 
mentarischen Kämpfen  besonders  durch  das  Ge- 
setz von  1883  weiter  ausgebaut  wurden,  „ge- 
werbliche Genossenschaften".  Ihr  Wirkungskreis 
wurde  in  ähnlicher  Weise  wie  in  der  neueren 
deutschen  Oesetzgebung  erweitert,  ihnen  also 
die  Sorge  für  ein  geordnetes  Lehrlingswesen, 
die  Gründung  von  Fachlehranstalten,  Bildung 
von  schiedsgeriehtlichoi  Aussprüchen  zur  Aus- 
tragung der  Streitigkeiten  zwischen  den  Ge- 


nossenschaftsmitgliedern und  ihreuHilfsarbeitern, 
GesellenausschUssen,  Krankenkassen  nsw.  Über- 
tragen. Trotz  dieses  weiten  T&tigkeitsberüchs, 
der  in  dem  Verwendnngsnachweis  seine  wesent- 
lichste Stütze  finden  sollte,  haben  die  neuen 
Zwangsgenossenschaften  keinerlei  wirksame 
Tätigkeit  entfaltet.  Es  zeigte  sich  ein  über- 
raschender Mangel  an  genossenschaftlichem 
Geiste,  und  nur  ein  Bruchteil  der  handwerks- 
mäßigen Gewerbe  ist  organisiert.  Auch  in  dem 
letzten  Jahizehnt  hat  sich  das  nicht  wesentlich 
geändert,  obgleidi  eine  Novelle  von  1897  die 
Reformen  des  Lehrlings-  und  Genossenschaft** 
Wesens  weiter  in  Fluß  zu  bringen  sachte.  Terri- 
torial sind  die  Handwerksgenossenschafteu  sehr 
verschieden  verbreitet.  Li  einer  Beihe  von 
Kronländem  sind  sie  ziemlich  entwickelt,  in 
anderen  ohne  jede  erhebliche  Bedeutung.  Ob- 
gleich die  Gehufen Versammlungen  (Geseilenaus- 
Bchüsse)  ebenso  wie  die  schiedsgerichtlichen 
Ausschüsse  obligatorisch  sind,  bestehen  sie  bä 
einem  Drittel  der  Genossenschaften  nicht.  Ueber- 
einstimmend  wird  berichtet,  daß  für  eine  um- 
fassende Fürsorge  für  die  Ausbildung  der  Lehr- 
linge so  gut  wie  nichts  ^schiebt.  Weiter  Krdse 
hat  sich  eine  schwere  Enttäuschung  bemächtigt, 
ohne  daß  die  Bewegung,  den  BefähigunganadiweU 
und  den  Genossenschaftszwang  zu  verschärfen, 
znm  Stillstande  gekommen  wäre. 

Den  Mißerfolg  der  ganzen  gesetzgeberischen 
Reform  sieht  jetzt  auch  die  Gewerbepartei  ein, 
und  ihr  radikal-xünftleriscbes  Programm  ver- 
langt deswegen  den  Befähigungsnachweis  für 
jede  Erzeugung  von  Handwenswar^  auch  wam 
sie  fabrikmäßig  hergesteUt  wird.  Die  Fabri- 
kanten BoUen  den  1.  beitreten,  der  Handel  mit 
Handwerksware  bleibt  den  Produzenten  vorbe- 
halten, Hausindustrie  und  Schwitz^stem  werden 
untersagt,  die  wirtschaftlichen  Verbände  der 
Gewerbetreibenden  müssen  mit  Staatskredit 
unterstützt  und  sie  allein  mit  der  Verteilung 
der  Produktion  und  der  Organisation  des  Af 
Satzes  betraut  werden.  Hau  sieht,  die  Mittel- 
standspolitiker scheuen  selbst  vor  den  ver- 
wegensten Beformvorschlägen  nicht  surfldc,  um 
den  mittleren  und  kleineren  Betrieben  die 
Existenz  zu  sichern.  Doch  das  ganze  luftige 
Gebände  einer  modernen  Zunftverfassung  wird 
an  den  Tatsachen  der  fortschreitenden  Technik, 
an  der  Unentbebrlichkeit  des  Handels  und  an 
der  Unmöglichkeit,  von  den  Fabrikanten  den 
Befähigangsiiachweis  zu  fordern,  scheitern.  In 
Oesterreich  ist  also  schon  jetzt  der  Beweis  ge- 
liefert, daß  eine  Zwangsorganisation  des  Klein- 
gewerbes niemals  zu  dem  erwünschten  Ziele, 
der  Erhaltung  des  Kleingewerbes,  soweit  es 
konkurrenznnrahig  geworden  ist,  führen  kann. 

Diese  Anschauungen  haben  aber  bei  den 
ausschlaggebenden  Csterreichischen  Gesetzgebern 
noch  keinen  Eingang  gefunden.  Der  Entwurf 
einer  neuen  Gewerbeoranungsnovelle ,  der  aus 
dem  Jahre  1901  stammt,  hat  das  Abgeordneten* 
haus  im  Juli  1906  nach  forderten  Beratungen 
nnd  wesentlichen  industriefeindlichen  Modifika- 
tionen passiert.  Der  Befäliignngsnachweis  soll 
durch  die  Heisterprüfuna  weiterbin  erschwert, 
die  Autonomie  der  Gewerbegenossenschaften  ver- 
grCßert,  nur  die  Funktionen  der  staatlichen  6e- 
nossenschaftsinstmktoTensolleii  erweitert  werden. 
Lttentar:  t.  Ära.  „Bandwerk"  vnd  „ZeMinga- 
wejten".    JBI«nN«r. 
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lastitut,  intern,  stat  s.  Statistik.     |  Beesly  präsidierten  Meetingvon  „Arbeitern 

  I  aller  Nationen"  in  St.  Martins  Hall  in  London, 

'  auf  welchem  außer  EnglAndern  und  Franzosen 
Interesaenverbände,  kaufmännische    >  auch   Italiener,    Schweizer,    Belgier  und 
s.  ünternehmerverbände,  vgl.  auch    Deutsche  vertreten  waren.    Hierbei  kam 
Kartelle  und  Trusts.  'nicht  nur  der  politische  Zweck  zur  Sprache, 

  j  der  die  Versammlung  veranlaßt  hatte,  sondern 

I  auch  allgemeine  soziale  Fragen.   Das  Er- 

Intenattouto  ArbeiterauoiiaUon.  '  ^^'^^^^-^^^l  iuternatjo- 

I  nalen  Arbeiteround  zu  begründen,  und  die 
1.  a«  Grti^ttng.  2.  Ito  Wesen  und  Üire ,  Einsetzung  eines  Komitees  zur  Abfassung 
Äitwickelnn^  bia  IffTO   a  Ihre  Geschichte  seit  eines  Programm-  und  Statutenentwurfs.  So 
1»70      m  Ihrer  Annosong  1876.  entstand  Sie  „InternatioDale". 

L  Ihre  Omndnng:.  Im  Jahre  1862  fand  Wa8  so  mit  scheinbar  anvermittelter  Plötz- 
in  London  eine  Weltausstellung  statt  die  ^  Uchbeit  ans  Licht  trat,  war  selbstverstÄndlich 
such  von  einer  Abordnung  französischer ,  wie  alle  menschlichen  und  natärlicben  Dinge 
Arbeiter,  darunter  der  1897  als  Senator  in  allmählich  und  organisch  geworden.  Die  Be- 
Paris verstorbene  Ciseleur  Tolain,  besucht  «trebongeo,  die  in  gerader  Linie  von^  der  Lon- 
ininle.  Der  Gedanke  hierzu  war  von  einigen  i«"«^  WeltaussteUung  zu  dem  Meeting  in  St. 

französischen  InduatrieUen  und  Zeitun|en  ?"*;f' ?'äJS?^'.r"^^ 

    j  xr     1       TTT  L  ^      ■      nur  einen  UeaanKen  ans,  der  lange  vorher  m 

ansgerangen  und  Napoleon  lU  hatte  seine  den  Köpfen  Einzeber  erit.  dannfiehrerer  und 
Ausführung  begßnsügt.  In  London  wurden  vieler  gekeimt  ond  Wnrael  gefaßt  hatte.  Man 
die  ,3rüder  aus  Frankreich"  von  ihren  eng-  braucht  nicht  gerade  die  Internationale  als  einen 
lischen  Genossen  herzlichst  aufgenommen,  <  besonderen  Anwendnngsfail  der  christlichen  Idee 
und  es  fand  ihnen  zu  Ehren  am  5.A'in. '  einer  allgemeinen  Menschheitsverbrüdemng,  die 
ein  internationales  ArbeiterverbrÖderungsfest  i  ihrerseits  wieder  in  der  politischen  Entwickelunar 
statt  In  den  hierbei  gehaltenen  Reden  wurde       mittelmeerlÄndischen  Knltnrwelt  di«  Gmnd: 

auch  dieLohnfrage  terührt  und  betont,  daß  ^"SÄ  "m.^'^S'S  Ät^J^^iS^ 

  j]    3  -Ji?  .     r  r,         I-    1  I*        aaznsenen.  Jlan  wird  ancu  mcnt  geneigt  sem, 

zu  deren  gedeihbcher  Lösung  die  Arbeiter  ih„„  direkten  Ausgangspunkt  in  dem  kosmo^ 
der  verschiedenen  lÄnder  sich  mcht  nur  poUtisch-tratemit&ren  &halt  der  französischen 
mit  den  Arbeitgebern,  sondern  auch  unter-  >  Revolution  za  snchen.  Wer  wird  aber  wohl 
einander  verständigen  müßten.  Und  weiter  |  lengnen  wollen,  dal!  Owens  „Association  of  all 
tauchte  der  Vorschlag  auf,  Arbeiterkomitees  ,  ciasses  ot  all  nations"  einen  ersten  Ansatz  zur 
TO  bilden,  die  „Über  die  Fragen  der  iater-  ^^'e™*tionale  darstellt?  Daß  die  BesUebungen 
oationaleD  Industrie  in  Gedankenaustausch '  „Jongen  Europa"  ebenf^s  den  Gedanken 
treten*^  sollten  intemauonalen  Solidantät,  wenngleich  m 

v^jtn.tt    kl-  1-         ti    j-  L  •     politischer  Färbong  nur  und  auch  sonst  mit 

Vorlai^g  blieb  es  allerdings  nur  beim ;  g*^;rkenEin8chränk5ngen.HimAusdrnckbringen? 
Keden.  Denn  jedem  Versuch,  zu  Taten  Daß  schließlich  dieser  Gedanke  jedenfalls  in  dem 
überzugehen,  stand  in  Frankreich  das  17ÖI I  Sinne,  wie  ihn  spater  die  I.  A.  verwirklicht  hat. 
erlassene  und  dann  in  den  Code  p6nal  (Art. !  auch  schon  von  dem  „Bunde  der  Gerechten"  und 
•415— 16)übergegangeneKoalitionsvef^tent-  ^ero„Kommnnistenbnnde''fonnnliert  worden  war? 

gegen  Hatte  dasselbe  ja  auch  1850  die ^'^^*^'^^''^*^'^^^^'>^°'°°'°°^^""^^^^^^^'''' 
Handhabe  znr  ünterdrückung  der  1849  an-  !  ein  halbes  Menscbenalter  vor  dem  Meeting  in  St 

«Winten  Föderation  der  frSizö^on  Ar- 1  S"Ä^JLr^;e^^^^^^ 
bejtCTvereimgungen  geboten.  AHein  die  in  ■  terschied  gegenüber  dieser  unmittelbaren  Ver- 
Lonaon  ausgestreute  Saat  war  auf  irucht- 1  jjangenheit  war  nnr  der,  daß  der  enge  Kreis, 
baren  Boden  gefallen  und  ging  langsam  auf ;  |  in  dem  diese  sich  abgespielt  hatte,  gesprengt 
und  nachdem  den  französischen  Arbeitern  ond  unendlich  erweitert  worden  war. 
die  Koalitionsfreiheit  gewährt  worden  war;  Begreift  man  so  die  neue  Oi^anisation  als 
(Ges.  V.  25./V.  1864),  machte  man  sich  auch  i  Schlußergebnis  einer  laneen  geschichtüchen 
an  seine  Verwirklichung.  '  Entwickelungsreihe,  so  darf  doch  aocli  die  RoUe, 


Gefördert  wurde  dieselbe  durch  die  Sym- 
ttkthieen  der  Arbeiterschaft  in  England  und 
Frankreich  sowie  der  europäischen  Demo- 
kratie Oberhaupt  für  die  1863  ausgebrochene 

elniscbe  Insurrektion  gegen  Rußland.  Es 
m  mehrfach  zu  gemeinsamen  politischen 
Demonstrationen,  welche  die  Arbeiter  der 


!  die  Einzelne  bei  ihrer  Schaffung  gespielt  haben, 
'  nicht  nnterschfttzt  werden.  Von  allem  Anfang 
an  lag  die  geistige  Leitung  des  Ganzen  in  den 
Händen  von  Karl  Harx  (s.  d.),  wie  denn  auch 
keiner  hierzu  mehr  berufen  war  als  der  Hitver- 
fasser des  „Kommunistischen  Manifestes".  Und 
wie  bei  der  Grundsteinlegung,  so  fiel  Marx 
auch  beim  Ausbau  der  Internationale  die  Ftth- 


betden  Under  neuerdings  einander  näherten  !  hatte  sie  anfäneUch  gegen  Joseph 

nnA  ™  air,a^  iT^.-*«,^;««?,»™        1  Qßo  Mazzini  ZQ  verteidigen.  Dieser,  der  nnr  ge- 

E^lSl  Ä  Kl-  nr  ?^  ringes  Verständnis  fttr  soziale  Fragen  besaß  iSid 

S^fö^^f  J!"^  führten,  iind  sehlieflhch  am  g^in  ganzes  Leben  in  poUtischen  Vertwhwönmgs- 
iÄ/La.  18b4  zu  emem  großen,  von  dem  radi-  geseUschaften  verbracht  hatte,  wollte  auch  die 
kalen   Londoner   Philanthropen   Professor  „L  A.**  nach  dem  Master  einer  solchen  straff  zen- 
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traUstisch  organisiert  wissen.  Allein  das  vorbe- 
reitende Komitee  lehnte  seine  Vorschlä^  ab  und 
nahm  das  von  Marx  ausgearbeitete  Frogramni 
(„InaagnraladreBse")  and  Statut  an,  die  auch 
beide  später  vom  Genfer  Kongreß  (1866)  sank- 
tioniert wurden. 

2.  Ihr  Wesen  nnd  ihre  £ntwickelang 
bis  1870.  Als  Zweck  der  Vereinigung  ent- 
liSlt  das  Statut :  die  Schaffung  eines  Zeotral- 
organs  für  das  planmäßige  Zusammenwirkeu 
der  in  verschiedenen  Indern  bestehenden 
und  dasselbe  Ziel,  nämlich  den  Schutz,  die 
Hebung  und  die  vollständige  Be&eiuog  der 
Arbeiterklasse  verfolgenden  Arbeitergesell- 
schaften. —  Diese  letzteren,  die  lokalen 
Arbeiteroi|;aoi8atioQen  der  einzelnen  Länder 
also,  Ulden  —  unbesdiadet  übrigens  ihrer 
besonderen  inneren  Yerfossung — „Sektionen" 
des  Bundes  nnd  sollen  sich,  soweit  es  die 
nationale  Gesetzgebung  gestattet,  wenn  mög- 
lich ^zu  nationalen,  durch  zentrale  Organe  ver- 
tretenen Körperschaften  zusammenschließen", 
um  einerseits  „den  Erfolg  der  Arbeiterbe- 
wegung in  jedem  Lande"  zu  sichern  und 
aoderei-seits  die  „Nutzbarkeit  des  internatio- 
nalen Generalrates",  des  Exekutivorgans  der 
Assoziation,  zu  erhöhen.  —  Als  oberste, 
richtunggebende  und  Eontrolliostanz  der 
letzteren  erscheint  der  Jahreskongreß  der  — 
„zur  bestimmten  Zeit  am  bestimmten  Ort 
ohne  jede  besondere  Einladung^'  zusammen- 
tretenden —  Abgeordneten  der  einzelnen 
Sektionen.  Er  wählt  auch  den  „General- 
ral"  und  bestimmt  dessen  Sitz.  —  Der 
Oeneralrat  wieder  vermittelt  zwischen  den 
einzelnen  Sektionen,  empfängt  deren  Berichte 
über  die  Verhältnisse  in  ihren  Sprengelo, 
unterstützt  ihre  Tätigkeit  im  Interesse  der 
Arbeiterklasse,  ergreift  event  selbst  die  Ini- 
tiative „zu  Vorschlägen  für  die  verschiedenen 
nationalen  oder  lokalen  Gesellschaften",  ver- 
anlaßt nOt^nfalls  die  gleichzeitige  Erörte- 
rung von  „Fragen  von  allgemeinem  Interesse, 
die  in  einer  Gesellschaft  angeregt  wurden**, 
sowie  ,,gleichzeitige  und  gleichförmige  Ak- 
tionen der  assoziierten  Gesellschaften''. 

Eine  detaillierte  Angatte  Uber  die  Mittel  zur 
Erreichung  des  letzten  Ziel«  der  Vereinigung 
fehlt  in  den  Statuten.  Es  wird  nnr  gesagt,  daß 
„die  verschiedeneu  Branchen  und  Sektionen  an 
den  Orten  ihres  Domizils  und  soweit  ihr  Ein- 
fluß reicht,  die  Initiative  nicht  allein  in  bezng 
auf  allgemeine  fortschrittliche  Verbesserung  des 
Öffentlichen  Lebens,  sondern  auch  in  bezug  auf 
die  Gründung  von  Produktivassoziationen  und 
anderen  der  Arbeiterklasse  nätzlichen  Einrich- 
tungen ergreifen  sollen".  Nichts  ist  auch  be- 
greiflicher. Galt  es  ja  vorläufig  Angehörige  der 
verschiedensten  Richtungen  zu  gemeinsamem 
Tun  zu  vereinigen :  Sozialisten  aller  Spielarten, 
englische  Oewerkvereinler,  bOrgerliche  So^al- 
politiker  nnd  Philanthropen,  Anarchisten.  Man 
ging  also  allem  Trennenden  ans  dem  Wege,  ge- 
langte aber  freilich  infolgedessen  nicht  über 
allgemeine  Redensarten  hinaus,  so  daß  jedenfalls 


eine  Scheidung  der  Geister  sich  voUaehen  maßte, 
sobald  man  zu  schärferer  Formnliening  des 
Programms  schritt. 

Auf  dem  ersten  (Genfer)  Kongreß  (3.— 8./IX 
1866)  war  das  noch  nicht  der  Fall,  sondern 
waltete  noch  die  oben  charakterisierte  Tendeus 
vor.  Man  wich  also  z.  B.  bestimmter  Stellung' 
nähme  der  Religion  sowie  einzelnen  Plänen  so- 
zialer Reorganisation  gegenttber  aas  nnd  be- 
gnügte sich  mit  Besdilüssen  zugunsten  des 
8-Stundentages  für  Erwachsene  und  einer  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  für  Kinder  und 
jugendliche  Arbeiter  tiowie  gegen  die  indirekten 
Steuern  und  die  stehenden  Heere.  Immerhin 
aber  wurde  bereits  bei  aller  Empfehltmg  der 
Gewerkvereine  denselben  angeraten ,  ktlnftig 
nicht  nur  den  unmittelbaren  Uebergriffen  des 
Kapitals  entgegenzutreten,  sondern  „bewußt  als 
Brennpunkte  der  Organisation  der  Arbeiteriüaase 
zu  handeln:  im  ^ßen  Interesse  ihrer  vollatän- 
digen  fimanzipation". 

Radikaler  zügt  sich  der  daraoffolgende  Kon- 
greß in  Lausanne  (2.-8./1X.  1867).  Es  hängt 
dies  einerseits  mit  dem  treibenden  Einflüsse  von 
Marx  zusammen  und  andererseits  mit 


zusammen 
Reihe  äußerer  Erfolge 
diesem  Jahre,  die  sich 
noch  steigern  sollten, 
mehr  moralischen  als 


emer 

der  Internationale  in 
in  den  nächstfolgenden 
Dank  der  —  übrigens 
materiellen  —  Unter- 


stützung des  Bundes  wnrde  der  Lohnkampf  der 
Pariser  Bronzearbeiter  (Februar  1867}  siegreich 
durchgeführt,  und  anch  in  England  förderte  sie 
wiederholt  ans  Lohnstreitigkeiten  entsprungene 
Strikes  dadorcfa,  daß  es  ihr  gelang,  den  Znzng 
deutscher  und  belgischer  Arbeiter  femznbalten 
oder  sogar  wieder  rückgängig  zu  machen. 
Hit  der  —  objektiv  freilich  ganz  uubegründeten 
oder  doch  sicher  nnverbältmsmäßigen  —  Furcht 
der  Unternehmer  vor  der  Macht  der  Internatio- 
nale wuchs  natürlich  auch  das  Vertrauen  der 
Arbeiterschaft  in  dieselbe  und  ihr  eigenes  Kraft- 
bewußtsein.  Dieses  zeigte  sich  in  dem  stärkeren 
Hervortreten  der  radikalen  StrOmnngen  inner- 
halb des  Bandes,  jenes  in  dem  raschen  Wachs- 
tum seiner  Anhängerschaft,  und  Marx  benutete 
diese  Entwickelang,  um  die  Internationale  mit 
den  von  ihm  im  „kommuDistischenManifest"  (vgL 
Art.  „SozialdeTDokratie")  niedergelegten  Ideeen 
zu  erfüllen.  In  Lausanne  kam  es  allerdings 
noch  zu  keinen  entscheidenden  Beschlüssen  in 
dieser  Richtung.  Doch  zeichnete  sich  bereits 
der  Gegensatz  zwischen  ihr  und  der  proudho- 
nistischen  Majorität  in  der  Diskussion  scharf 
ab,  und  man  einigte  dch  anch  anf  eine  Reso- 
lution gegen  VeTalTgemeinernng  der  Oewerkvov 
eine  in  „ihrer  jet^^  Form*',  da  diese  ^fiM 
Bildnng  eines  sog.  4.  Standes  mit  ZarUcklassuDg 
eines  ganz  elenden  5.  zur  Folge  haben  würde**. 
Auf  dem  Brüsseler  Kongreß  (6.— 13./IX.  1868) 
drang  dann  der  Kollektivismus  siegreich  vor. 
Auf  Antrag  des  Belgiers  Cesar  de  Paepe 
(1841— 19./Xn.  1890)  wurde  eine  Resolution  ge- 
'  faßt,  welche  die  Verstaaüicbung  der  Bergwerke 
'  und  des  landwirtschaftlich  genutzten  Bodens 
I  und  deren  vertragsmäßige  Ueberlassung  an  Ar- 
i  beitergesellschaften,  sowie  die  Uebemahme  der 
Wälder  imd  Verkehrsanstalten  in  Staatsbetrieb 
forderte.  Allgemeiner  nnd  schärfer  noch  lantete 
der  Beschluß  des  Baseler  Kongresses  f5.— ll./IX. 
1869):  „daß  die  Gesellschaft  das  Recht  besitzt, 
das  Privateigentum  an  Grund  nnd  Boden  absn- 
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lAifn",  and  „daß  üme  Umwandlung  eine 
.Votwcsdifktit  ist". 

3.  Ora  Gewshickte  seit  1870  bis  za 
ilu«r  Anfloenng  1876.  Zu  einer  weiteren 
Eßtwic^aQ^  der  prinzipiellen  Stellnngnahme 
der  loteroabonale  zur  PriTateigeotumsord- 
bon;  ist  es  nicht  gekonunen,  und  zwar  aus 
iull«KB  Gründen.  Der  deutsch-französische 
ii»^  vereitelte  die  Abhaltung  des  fflr  1870 
••ni  nadi  Paris  und  dann  nach  Mainz  eio- 
iiTuteaen  Kongresses.  Im  folgenden  Jahr 
war  ein  solcher  wegen  der  heftigen  Yer- 
fvlgoDgeDunmligUdi,  denen  die  IntematioDale 
»^<igesetzt  war.  Der  Haager  Kongrefi  (5.  bis 
7.1X.  1972)  endlich  führte  tataSdilioh  zur 
SjT^gong  dea  Bundes. 

tirufie  materielle  Machtmittel  hat  die 
IntematicHiale  nie  besessen.  Die  Zahl  ihrer 
Mitglieder  war  allerdings  bedeutend,  nament- 
Icb  ia  den  romanischen  Ländern,  femer  in 
£iiglaad  und  in  den  Vereinigten  Staaten,  — 
vährend  ae  in  Deutschland  1000  nidit  flber> 
!''tiritl€ii  bi^D  soll.  Allein  es  braucht  wohl 
hnm  gesagt  zu  werden,  daA  sie  nur  eine 
sxmee  31inderheit  der  Arbeiterschaft  in  den 
n.r9:hiedenen  Landern  umfafite.  Auch  die 
(t^ldmittel,  über  welche  sie  verfügte,  konnten 
iiiier  dieaai  UmstAnden  nicht  groß  sein: 
'Ii"  SektionsmitgUeder  zaiilten  zur  Deckung 
•W  fortlauiendeu  Ausgabeu  des  Oeneralrates 
Amü  Jahresbeitrag  von  50  Cent  an  die  all- 
cnndne  und  bis  zu  2  Vrca.  aa  die  Orts- 
mi^ieakaMe.  Ihre  Macht  beruhte  also 
rauptsAdilich  auf  d«n  ISndrucke  ,4er  bis« 
LfT  uneriiOften  Tatsache  der  Tersuchten  Yer^ 
•nnignoj^deBeuiopftischenttndAmerikanisch«! 
Pnjletanata^.  Dieser  Eindmok  nun  wu  ein 
^p«^tiger  —  bei  den  Unternehmern  und 
K-^ierungen  sowohl,  als  auch  bei  dem  Bunde 
v-:'[>3L  Diesen  erfüllte  er  mit  einem  objektiv 
truiz  unberechtigten  Eraftbewufitsein  und 
r'iv  mit  äner  Übertriebenen  Besorgnis,  die 
-  ^ttto  unb^ründet  war.  Daher  auch  die 
»treage  Repression  von  seiten  der  Regierung, 
'■■••^  in  £nnkrdch  18ü8  zur  voUständi^en 
'  otadxQckung  jeder  offiziellen  Oi^anisation 
'-r  Interoationale  gedieh  und  nach  dem 
ir^utscb-franzCsischen  Kriegealleorarteanfler- 
nicatlich  zunahm. 

Eb  hing  dies  auch  mit  der  Eialtung  des 
Buodes  gegenüber  der  Pariser  Commune 

Art.  jLKe  Commune  in  Fans'*,  Bd.  I,  S. 
'^}.'(g.)  ztttammen. 

Auf  dem  Brüsseler  Kongreß  schon  waren 
fVittstreeolutionen  gegen  den  Kiieg  gefaßt 
ijD'i  ..den  Arbeiteni  die  EinsteJlui^  jeder 
.UlHt  für  den  Fall,  dafi  in  ihren  Ladern 
-la  Krieg  zum  Anabruch  kommen  sollte", 
-npfcihlpn  worden.  Demgem&B  leitete  auch 
ij*  latenutiooale  beim  Ausbruch  des  deutsch- 
traaiflaiapfaen  Krieges  eiue  allgemeine  Be- 
vf^niu  cesen  dnuelbea  ein  (Adresse  v. 
^  vn.  1970).  Katdi  dem  Stnni  des  Empire 

«inoMah  4.  TfllknrlrtKlwft.  n.  Anfl.  Bd.  II. 


protestierte  räe  (Adresse  r.  9./IX.  1870)  «ner^ 
seits  gegen  die  Annexion  von  Slsafi-Lothringen 
und  forderte  —  nicht  ohne  Erfolg  — ■  die 
deutschen  Arbeiter  zu  Kundgebungen  gegen 
dieselbe  auf;  andererseits  warnte  sie  die 
französischen  Arbeiter  als  vor  einer  „ver- 
zweifelten Torheit"  vor  ,  jedem  Versuch,  die 
neue  (republikanische)  Begierung  zu  stürzen, 
wo  der  Feind  fast  schon  an  die  Tore  von 
Paris  pocht".  An  dem  Ausbruch  des  Pariser 
Eommuneaufstandes  war  sie  also  voUetftndig 
imschuldig.  Nach  dessen  Niederwerfung 
jedoch  solidarisierte  sie  sich  mit  demselben. 
Die  Folge  war  ein  Zurückgehen  ihrer  An- 
hängerschaft in  England;  das  Oesetz  v. 
U.IUI.  1872  in  Frankreich,  das  die  Teil- 
nahme an  der  lateroationale  mit  Oefängpis- 
strafen  von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren,  Geld- 
bußen von  50—1000  Frca.  und  (fakultativ) 
5 — lO-jährigem  Ehrverlust  bedrohte;  Ver- 
folgungen der  Internationalisten  in  Deatach- 
land,  Italien,  Oesterreich-Ungarn. 

Zugleich  sah  sich  der  Bund  nach  außen 
hin  kompromittiert  und  in  seiner  inneren 
Organisation  gefährdet  durch  die  anarchis- 
tischen Bestrebungen  eines  Teiles  seiner  Mit- 
glieder unter  Führung  Bakunins  (s.  Art. 
„Anarchismus"  oben  Bd.  I  S.  89fg.),  der 
seit  1869  der  Internationale  aufhörte.  Auf 
dem  Haager  Kongreß  kam  es  zwischen  dieser 
Gruppe  und  den  ,.Aut(jritaren"  unter  Marx  zu 
einer  entscheidenden  Auseinandersetzung,  die 
mit  dem  Siege  der  letzteren  endigte.  Entgrä;en 
der  anarcliistischen  Ansdiauung,  daß  f,dieZer- 
Störung  jeder  politischen  Macht  erste  Auf- 

fibe  des  Proletariats"  sei,  resolvierte  der 
ongreß:  ,jdie  Eroberung  der  politischen 
Macht  ist  die  erste  Pflicht  des  Proletariats". 
Der  Generalrat  wurde  nicht,  wie  es  die 
Bakuninsche  Gruppe  forderte,  abgeschafft 
bezw.  in  ein  einfaches,  den  Verkehr  zwischen 
autonomen  Sektionen  vermittelndes 
Eorrespondenzbureau  umgewandelt,  sondern 
sein  Machtkreis  gegenüber  den  einzelnen 
Sektionen  und  sogar  ganzen  Föderationen 
erweitert :  er  sollte  solche  künftig  suspendieren 
können.  Endlich  wurden  Bakunin  und 
Genossen  aus  dem  Bunde  ausgeschlossen 
und  der  Sitz  des  Generalrats  aus  London 
nach  New-York  verlegt 

Eine  nicht  unerhebliche  Minderheit  hatte 
auf  dem  Kongresse  zu  Bakunin  gehalten. 
Sie  verließ  ebenfalls  die  Internationale.  Von 
New  York  aus  wurden  ferner  die  jurassische, 
belgische,  spanische  und  italienischeFöderation 
ansgeschlossen  oder  nicht  anerkannt.  Kurz 
die  Spaltung  war  da  und  nicht, mehr  zu 
Oberkleistem ;  damit  auch  das  Ende  der 
Internationale.  Sie  führte  von  da  ab  nur 
mehr  ein  Scheinleben,  obschon  noch  einmal 
ein  Kongreß  zu  Genf  (8.— 13./IX.  1873)  zu- 
stande k&m,  und  löste  sich  am  ID^VII.  1376 
aui  Auf  der  letzten  Delegiärtenversammlung 
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-waren  nur  mdir  14  ameiikaaische  Sdctionen 
vertreten  gewesen. 

Litemtnr:  „Vorbote",  kng.  v.  J.  Ffe.  Becker, 
Genf,  Jahrg.  1866171.  —  W,  mehhoff,  Di« 
internationale  AHteiteroMOXiation ,  Berlin  1868. 

—  Der  Bürgerkrieg  in  Frankreieh.  Adrette  des 
Qeneratratt  d.  Intematümalen  Arbeiteraa«02iation 
(S.  de%Utehe  Aufl.  mü  Einleitung  v.  Engels, 
Berlin  1891).  —  G.  Ratmondl,  Contro  Vinter- 
nationale,  MÜano  1871.  —  O.  Testut,  L'/nter- 
nationale  (S.  Aufl.),  Paria  1871  (deuttch  u.  d,  T. : 
Die  Internationale,  ihr  Weten  und  ihre  Be- 
strt^ngen,  Leiptig  187t}  ;  he  live  bleu  de  I'/nter- 
'MiAonaU.  Bn^forU  et  doemMnU  odfieieU,  Fttri» 
187t:  L'JMernaatmale  et  le  Jaeobiii4tme  au  ban 
de  l'Ewnpe^  t  Bde.,  Farit  187t.  —  B.  MaUm, 
V  InUmaJ^omaU  (i.  d.  ,Jl^mhltque  rfpublieaine", 
Lyon  187t,  Neudruck  I^ria  1896).  —  Le«  liancea 
qfftdeUet  de  l'Intemationaie  d  Pari*  (4.  Aufl.), 
Pari»  187t.  —  Edm.  VUletard,  Hietoire  de 
l' Internationale,  Paris  187t.  —  Onsloic  Torke, 
Seeret  hiatory  of  Ihe  international  working  man» 
attociation,  London  187t  (deutech  u.  d.  T. :  Ge- 
heime Geeehiehte  der  Internationalen  Arbeiter- 
attotiation,  BerUn  187t).  —  X.  Bavre,  Sietoire 
de  l'Intemationale,  t  Bde.,  Paria  1879.  —  W. 
JjeaHSf  Qewerkcereine  und  üniemehnerveHiände 
in  F^nkreieh,  Leipzig  1879.  —  O.  €h%oeehi- 
Viviatti,  L'intemationale  neÜa  Commune  di 
Parigi,  Mailand  1879.  —  O.  Adler,  Art.  „Inter- 
nationaXe",  H.  d.  St..  1.  At^.,  Bd.  IV.  S.  591  fg.  — 
Engel»,  AH.  „Marx",  im  H.  d.  St.,  IV,  S.  UStfg. ; 
Art.  „Internationale  Ari>eitera4eoziation",  in  Steg- 
mann  und  Hugo,  Handbuch  det  Sotialitmut. 

—  E.  BemMein,  Am  Qtdenktage  der  Inter- 
nationale (i.  d.  „Neuen  Zeit",  189tl93,  XIL  Jahrg., 
II.  Bd.).  —  Deraelbe,  Die  Landfrage  auf  den 
Kongrtuen  der  IntemationaU  (ebenda  189SI94, 
XIIL  Jahrg.,  I.  Bd.).  —  Marie  Strombergf 
Michel  Bah>unine  (i.  La  Revue  eoeiaUtte,  1896, 
II.  Bd.,  S.  649169,  67tl97)r  ßakeunine  en  Italie 
(ebenda  1898,  I.  Bd.,  S.  175j81,  5951604).  —  Ath. 
RicKardf  Lea  propagateur»  de  l'Intemationale 
ea  France  (ebenda  1897, 1.  Bd.,  S.  641167).  —  W. 
Tcherkesaof,  Preairaeurt  de  l'Intemationale 
(Nr.  16  der  „Bxbliothique  des  Tempa  nouveaux"), 
Art»  1899;  Paget  d'hiatoire  aoeialiate  (Nr.  8 
ebenda),  ebenda  1896.  —  M.  Bach,  Beiträge  zu 
einer  Oeaehichte  der  Internationale  (in  „Die 
Note  ZeÜ",  1901j0t,  XX.  Jahrg.,  I.  Bd.,  S.  649 
hit  868,  sasjSS}.  —  K,  MarXf  Br*^  pon,  an 
D.  Xuyelmtmn  (^enda  II.  Bd.,  B^l—6,  lt—13, 
15,  17,  19,  t5).  —  Gustav  Jaeckh,  Die  Inier- 
nationale,  Leiprig  1904.  —  Pierre  Ranxus, 
Nach  vierzig  Jahren.  Ein  hiatoriachea  Gedenk- 
bUUt  mr  ^O-^äAri^en  Gründung  der  Internatio- 
nalen Arbeiteraaaoziation.  London  1906.  — 
•Jam€»  OuiUaume,  L'Intemationale.  Docu- 
menta et  aouvenira  (1864  bia  1878),  I.  Bd.,  Paria 
1906,  —  S.  ArU.  „SoMialdemokraiie"  und  „Soaia- 
litmua  und  Emmuniamut". 

Cart  Grünberg. 


IiiTalidenvenIchanulO. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Private  I.  in 
Dentscliland.  3.  Soziale  I.  in  Deutschland, 
a)  l^twickdnne  und  Bedeutung,  b)  Die  Ver- 
ncherten.  c)  Die  Tersicherungsorgane.  d)  Die 


Vernchernngiteistiuigen.  e)  Statistik.  4.  Die 
I.  im  Auiland. 

1.  Begittf  ud  Artoa.  Unter  L  viid 
im  allgemdnen  die  durdi  das  deotsdie 
Beichsgesetz  vom  22JVL  1899  bezv.  IBJYJL 
1899  eingeführte  soziale  Zvangsver- 
sicherung  der  Arbeiter  verstanden.  (Tg^. 
Art.  Arbeiterversichenmg  oben  Bd.  I S.  160 
Allein,  diese  Fassung  des  Begriffes  ist  zu 
eng ;  denn  es  gibt  auch  eine  private  I.,  die 
aber  durchaus  nicht  einheitlich  gestaltet  ist. 
Gemeinsam  ist  allen  Arten  der  I.  der  Zweck, 
die  Versicherten  für  den  Fall  dauernder 
Erwerbsunfähigkeit  materiell  zu  versoiven; 
dabei  ist  zu  bähten,  daß  h&ufig  eine  L  in 
anderen  Versicherungsarten  mitentiialten  ist, 
beispielsweise  in  der  sozialpolitischen  Arbeiter- 
uaffulversicherung  des  Deutschen  Reiches 
eine  I.,  falls  die  Erwerbeunfähigkeit  ans 
Betriebaun^en  herrührt,  während  die  er- 
wähnten Lgesetze  nur  eine  durch  Alter 
oder  Siechtum  hervoi^erufene  Erwerbs- 
unGUiigkeit  berücksichtigen.  Der  Begriff 
der  Invalidität,  der  Srwerbsun&higkeit  ist 
von  der  Privatmsic^enwg  ein  durchaus  ver- 
schiedener ;  in  der  reichsrechtlicheu  L  gilt 
als  Invalide  eine  Person,  deren  Erwerbs- 
fähigkeit infolge  von  Alter,  Krankheit  oder 
Gebrechen  dauernd  auf  weniger  als  ein 
Drittel  herabgesetzt  ist.  Dieser  Zustand  ist 
anzunehmen,  wenn  die  Personen  nicht  mehr 
imstande  sind,  durch  eine  ihren  Kiftfti^ 
und  Eiligkeiten  entsjprechende  Tätiget, 
weldie  ihnen  unter  billiger  BerflckeichtigQD^ 
ihrer  Ausbildung  und  ihres  Bemls  zu- 
gemutet werden  kann,  Vs  desjenigen  zu  er- 
werben, was  körperlich  und  geistig  gesunde 
Personen  derselben  Art  mit  fthnluher  Aus- 
bildung in  deiselben  G^oid  durch  Atbdt 
zu  veraifflira  pfl^n. 

2.  Private  I.  in  DeatBchland.  Bei 
der  privaten  I.  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
einer  solchen,  die  seitens  einzelner  In- 
dustrieller, Eisenbahnen,  Verwaltungen, 
Beiwerke  etc.  für  ihre  Angestellten  ein- 
geriditet  wird,  tmd  der  I.,  wcuche  geschäfts- 
mäßig von  einzelnen  Versicheningsunter^ 
nehmungen  betrieben  wird.  Die  L  ist 
jedoch  als  sellratändige  VersicAerungaart 
nur  sehr  si^rlich  entwickelt.  Häufig  ist 
sie  vielmehr  lediglich  als  eine  Art  Zusatz 
zur  gewöhnlichen  Lebensversicherung  ge- 
dacht. In  wachsendem  Maße  verbreitet  sich 
auch  eine  Art  der  Lebensversicherung,  bei 
der  gegen  höhere  Anbuigsprämien  die 
weitere  Prämienzahlimg  im  fWle  der  In- 
validität des  Versicherten  we^:^t  Eine 
Reihe  von  Anstalten,  vorzugsweise  audi  die 
kleineren  Kassen,  gewähren  eine  I.  nur  zii- 
sammen  mit  Krankenversicherung,  andere  mit 
Pensionsversichernng.  Diel,  wird  von  etwa 25 
deutschen  Anstalten  betrieben,  von  denen 
die  meisten  die  I.  im  letzten  Jahrzehnt  des 
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19.  Jafarti.  aufgeDommen  haben,  nur  6  vor  1890. 
Dabei  Tersteht  jedodi,  wie  schon  erwähnt, 
oaheza  jede  Anstalt  etwas  anderes  unter  In- 
TaliditSt  üeber  den  ümfoog  der  L,  wie  sie 
|jei  sahireichen  kleineren  a^sikd,  darunter 
rieleOf  die  den  Beamtenkfirper  einer  einzelnen 
fmiia  oder  Eorporation  umfassen,  aos- 
ffiObt  wird,  fehlen  genaue  Angaben.  Einen 
omfuigTacaeTOn  GeechSftebetrieb  in  der 
pnvaten  L  steht  vor  allem  der  Mangel  aus- 
racbeader  tecfanisdi-statistischer  Omnd- 
iagen  entgegen, 

S.  Soiditte  L  in  DentachUuid.  a)  Bnt- 
viekehms  und  Bedeatong.  'Wie  die  Be- 
DoauDg  des  Gesetzes  Tom  22./YL  1889  an- 
'InteL  ist  in  Ihm  die  L  der  Arbeiter  ver- 
banden mit  änerAlterBTernchenUifi[(a.  d.Axt 
•i<ea  Bd.  I  S.  82  fg.).  Wenn  die  Novelle  zu 
4m  Gesetz  vom  13./TIL  1899  (in  Kcatt  ge- 
tnt^  am  IJl.  1900)  nur  noch  die  Benennung 
I-gies^tx  führt,  so  ist  hieraus  nicht  etwa  zu 
!'itliefien,  da£  die  Altersversicherung  aus 
■km  Oesetz  entfernt  worden  ist ;  die  neue  Be- 
umDUDg  deutet  vielmehr  nur  an,  daß  tat- 
säehUch  das  Gesetz  im  wesentlichen  der 
L  dient,  während  die  Altersversicherung 
üja  in  verhältnismäßig  geringem  Umfang 
:ti  Betracht  kommt,  da  erst  vom  70.  Lebens- 
;ilir  ab  Altetsrenten  gewährt  werden,  In- 
talidauenten  aber  ohne  Bficksicht  auf  das 
.Utei  des  Yerncherten.  Die  Altersrenten 
r^tEigen  nur  etwa  10  ,  die  Invaliden- 
renten dagegen  90*>/o  der  Leistungen  der 
■leatcchea  L  Im  übrigen  hat  das  zweite 
dtseü  zahlreiche  Yerbessenmgen  und  Yer- 
■'infadiungeD  gebracht. 

Durch  die  Aufzählung  der  verschiedenen 
Betriebearten  der  L  ist  deren  Entwickelung 
benats  ausreichend  angedeutet:  neben  die 
berate  trOh  vorhandenen,  von  den  Arbeitern, 
insbesondere  der  Beiwerke  organisierten 
Kissen  treten  solche,  die  seitens  der  Unter- 
Dfiimer  ins  Leben  gerufen  werdest  und 
tcüvdse,  iosbeeondere  bei  den  Eisenbahnen, 
n  einer  zwan^weieen  I.  führen.  Die  Aera 
Oer  MziaJpolilischen  Yersidienmgsgesetz- 
pMmg  bringt  nach  Hnftthrang  der  zwangs- 
veiKn  KrankeaversichOTung  (s.  d.  Art)  imd 
•  aUIverscheruDR  (s.  d.  Art)  die  zwangs- 
Tasfr  L  Terbuiraen  mit  einer  Altersvei^ 
iduTODg  der  Artwiter. 

IHeae  ist  nkdits  anderes  als  dne  folge- 
»fatigeBotireiidigkeit,  wenn  man  Überhaupt 
*'at  staatlich  geflMerte  Arbeiterveisicherung 
üi  richtig anoleant  Domes  wäre  nntollig, 
'Mna  doicb  CnlaU  invalide  gewordenen 
irteiter  sicher  zu  stdlen,  nicht  aber  dnen 
^i«:ben,  der  durch  Krankheit  oder  Siechtum 
■h?  InvB&ditftt  verfällt  In  vielen  gesund- 
v^agcOhilidien  Betrieben  sind  die  Arbeiter 
^Jka  Ttm  30^  40.  oder  50.  Lebensjahr  an 
tKht  mehr  sn  schwerer  Arbeit  imstande. 
Tflcn  man  daher  auf  der  einen  Seite  zugibt, 


daß  die  Industrie  in  ihrer  Gesamtheit  die 
Entschädigungen  für  Betrie^unfälle  als 
Produktionskosten  der  Arbeit  auf  sich  zu 
nehmen  habe,  so  muß  man  auch  weiter 
zugeben^  daß  die  durch  andere  als  Betriebs- 
unfälle im  Dienste  der  Produktion  «rwOTbs- 
unfähig  gewordenen  Arbeiter  wenigstens 
einen  Teil  der  Yersicherungsentschädigungen 
von  den  Produzenten  oder  sogar  der  All- 
gemeinheit erhalten  müssen. 

b)  Die  Versicherten.  Der  v<»i  der  1. 
umhfite  Personellkreis  ist  um&ngreicher 
als  desr  bei  der  sozialen  Bjanken-  und  Un- 
fallveröcherung;  denn  die  I.  er^«ift  die 
ganze  Arbeiterklasse  ohne  KüctSdit  auf 
den  Bfflti&zweig. 

I.  Einer  unmittelbai'  auf  dem  Reichs- 
.gesetz  beruhenden Ye  r  8  i  c  h  e  r  u  n  g  s  p  f  1 1  c  h  t 
unterliegen : 

a)  Unbedingt,  ohne  Bficksicht  auf  die 
Höhe  des  Lohnes,  alle  mindestens  16  Jahre 
alten  Personen,  welche  als  Arbeiter,  Ge- 
hilfen ,  Gesellen ,  Lehrlinge ,  Dienstboten, 
oder  als  zur  Schiffsbesatzung  deutscher 
Fahrzeug  gehörend,  g^n  Lohn  oder  Gehalt 
beschäftigt  werden. 

b)  Unter  der  Bedingung,  daß  ihr  regel- 
mäßiger Jahresarbeitsverdienst  2000  M. 
nicht  überstei^ ,  Betriebsbeamte ,  "Werk- 
meister, Techniker,  Handlungsgehilfen  und 
Lehrlinge  (mit  Ausnahme  der  In  Apotheken 
beschäftigten),  sonstige  Angestellte,  deren 
dienstliche  Beschäftigung  ihren  Hauptbedarf 
bildet,  ferner  Lehrer  und  Erzieher,  schließ- 
lich Schiffsführer. 

1.  Der  Bundesrat  kann  eine  Ausdeh- 
nung der  Yersicherungspflicht  eintreten 
lassen  entweder  für  das  ganze  Reich  oder 
mit  Beschränkung  für  gewisse  Bezirke,  auf: 

a)  Gewerbetreibende  und  sonstige  Be- 
triebsuntemehmer,  welche  nicht  r^elmäßig 
wenigstens  einen  Ix)hnarbeiter  beschäftigen, 
sowie 

b)  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  von 
ihnen  beschäftigten  Lohnarbeiter,  auf  solche 
selbständige  Gewerbetreibende ,  welche  in 
eigenen  Betriebsstätten  im  Auftrag  und  für 
Rechnung  anderer  Gewerbetreibenden  mit 
der  Herstellung  oder  Bearbeitung  gewerb- 
licher Erzeugnisse  beschBitigt  werden  (Haus- 
gewerbetrein^de),  und  zwar  auch  dann, 
wenn  die  Haustnoustriellen  die  Roh-  und 
HilfBst(^e  selbst  beschaffen,  und  auch  für 
die  Zeit,  während  welcher  ae  vorüber* 
gehend  für  eigene  Bechmmg  arbäten. 

Durch  mnen  soldien  BundesrstsbeschluB 
sind  bisher  die  Hausgewerbetreibenden  der 
Tabakfabriken  und  der  Textilindustrie  ver- 
sichert. 

2.  EineEinschränkung  erfährt  dieser 
Kreis  durch  eine  Reihe  gesetzlicher  Yor- 
schriften,  nach  welchen  von  der  Yersichening 
ausgeschlossen  sind  u.  a.  Beamte  des  Reichs, 

9* 
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der  Bundesstaatea  und  kommunalen  Yer- 
bftnde,  sowie  Lehrer  und  Erzieher  an  OfFent- 
lichen  Anstalten,  Belange  sie  cur  zur  Aus- 
bildung beschaft^  werden  oder  sofern  ihnen 
eine  Pensionsberechtigung  in  einem  gewissen 
Mindestbetrag  ^währleistet  ist. 

3.  Femer  sind  auf  ihren  Antrag  zu  be- 
freien u.  a.  Personen,  welche  im  Laufe 
eines  Kalenderjahres  nur  in  bestimmten 
Jahreszeit^  und  zwar  fflr  nicht  me^  als 
12  Wochen  od^  für  nidit  mehr  als  50  Tage 
Lohnarbeit  übernehmen,  im  übrigen  ihren 
Lebensunterhalt  aber  selbständig  erwerben. 

II.  Neben  dem  Versicherungszwang  kennt 
das  Lgesetz  eine  Versicherungsberech- 
tigung, die  das  Gesetz  nicht  glücklich 
Selbstversicherung  nennt,  freiwillig 
können  der  I.  die  nachstehenden  Qruppen  von 
Personen  beitreten,  sofern  sie  das  40.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben : 

a)  Betriebsbeamte,  Werkmeister,  Techniker, 
Handlnngsgehilfen  nnd  sonstige  Angestellte, 
deren  dienstliche  Besch&ftigDng  ihren  Hanpt- 
beraf  bildet  femer  Lehrer  nnd  Erzieher  sowie 
SchiffsfAhrer,  sämtlich  sofern  ihr  re&:elm&ßiger 
Jahresarbeitsrerdienst  an  Lohn  oder  Oetuüt 
mehr  als  sweitansend  Hark  aber  nicht  Über 

.  dreltaiuend  Hark  beträgt. 

b)  Gewerbetreibende  nnd  sonstige  Betriebs- 
nnternehmer ,  welche  nicht  regelmäßig  mehr 
als  zwei  versicherangspflichtige  Lohnarbeiter 
beschäftigen,  sowie  Hausgewerbetreibende,  sämt- 
lich soweit  nicht  dnrch  BeschlnO  des  Bundes- 
rats die  Versichemngspflicht  auf  sie  erstreckt 
worden  ist. 

c)  Personen,  welchen  als  Entgelt  fUr  ihre 
BescBäftigung  nur  freier  Unterhalt  gewährt 
wird. 

d)  Personen,  die  znfol^  der  Tortibergehen- 
den  aatai  ihrer  Bescbäfti^ng  dnrch  Bnndes- 
ratsbeschlnß  von  der  Versichenmgspllicht  aus- 
geschlossen sind. 

Eine  weitere  Ausdehnnng  der  freiwilligen  I. 
steht  bevor.  (Vgl.  Art.  „Handwerkerversicbe- 
rung".) 

Mne  freiwillige  Weiter  Versiche- 
rung dürfeu  diejenigen  Personen  nehmen, 
welche  aus  einem  die  Versicheruogspflicht 
begründenden  Verhältnis  aussdheideD.  Auch 
eine  freiwiU^  Erneuerung  öner  er- 
loschenen I.  kennt  das  Gesetz. 

c)  Die  Versicherungsorgane.    1.  Die 

Versicherungsanstalten  (Landesver- 
sicherungsanstalten,  Lanstalten),  welche  mit 
juriBtischer  Persönlichkeit  ausgestattet  einen 
örtlich  begrenzten  Wirkungskreis  in  An- 
lehnung an  Provinzen  oder  Bundesstaaten 
haben  sowie  staatliche  Garantie  ihrer 
Leistungen  genießen ,  sind  in  der  Regel 
die  Träger  der  I.  An  der  Spitze  der  Ver- 
sicherungsanstalt steht  der  Vorstand,  der 
die  Eigenschaft  einer  öffentlichen  Behörde 
besitzt  und  dessen  Geschäfte  von  einem 
oder  mehreren  Beamten  des  weiteren  Kom- 
-  munalverbandes  oder  Bundesstaates,  für  den 


die  Anstalt  errichtet  ist,  wahrgenommen 
w^erden.  Die  Vorsitzenden  w^en  vom 
Eommunalverband  bezw.  der  I^desre^e- 
rung  bestellt  Neben  dem  Vcwstand  smd 
ehrenamtliche  Vertreter  der  Arbeitgeber  und 
der  Yendcherten  tätig.  Auf  Qmnd  des 
Statuts,  velches  für  jede  Anst^t  vone- 
schrieben  ist  und  der  Genehmigung  des 
BeichBrersicherungsamtfi  unterliegt,  kOnoen 
noch  andere  Petsonen  dem  Vorstände  aa- 
geh{to«n.  Der  für  jede  Temcherungavistalt 
weiterhin  vorgmchriebene  Ausscnufi  be- 
steht aus  mindestens  Je  5  Vertretern  der 
Arbeilgeber  und  der  versicherten.  In  er- 
heblichem Umfang  ünd  untere  Verwal- 
tungsbehörden im  Dienste  der  L  tätig, 
insb^ndere  zur  Entgegennahme  und  Vor- 
bereitung von  Anträgen  auf  Bewüligung 
von  Kenten,  zur  Begutachtung  der  Ein- 
ziehung oder  der  Einstellung  von  Benten- 
zahlungen  u.  dgl.  m.  Das  Gesetz  von  1900 
hat  die  Einrichtung  der  früher  vorhandenen 
lokalen  Ausf  Ohrungsbehörden  der  Vertrauens- 
männer beseitigt,  andererseits  die  Errichtung 
von  Rentenstelleu  genehmigt,  welche 
als  Organ  der  Versicherungsanstalten  mit 
dem  Charakter  einer  öffentlichen  Behörde 
für  die  Wahrnehmung  der  den  unteren 
Verwaltungsbehörden  obliegenden  Geschäfte 
fakultativ  eirichtet  werden  können,  während 
deren  obligatorische  Einführung  mit  Recht 
gefordert  worden  ist. 

2.  Neben  den  Versicherungsanstalten  be- 
stehen sog.  besondere  Kasseneinrich- 
tungeu,  imd  zwar  fünf  Peoraonskassen  der 
größeren  Eisenbahuverwaltungen  und  vier 
Knappschaftspensionskassen ,  welche  vom 
Bundesrat  zufolge  Erfüllung  bestimmter 
Voraussetzungen  zugelassen  worden  sind. 
Eine  Erweiterung  des  Kreises  dieser  be- 
sonderen Kassen  ist  möglich. 

3.  Eine  bemerkenswerte  Ausnahme  bildet 
dieS'&eberufsgenos&ens^haft,  da 
dieser  zufolge  der  eigenartige  VerhSltDisse 
der  Seeleute  gestattet  worden  ist,  nicht  nur 
deren  Unfallverräch^ng,  sondern  auch  deren 
I.  zu  Übernehmen  unter  der  Bedingung  der 
gleidizeitigen  Anführung  der  Witwen-  und 
wusenv^chenrng  fflr  die  Seeleute.  Das 
vorgeschlagene  Statut  hat  beräts  die  erforder- 
liche Genehmigung  des  Bnndeerates  erhalten. 

Die  auch  für  die  Unfallversicherung 
tätigen  Schiedsgerichte  werden  für 
den  Bezirk  jeder  Versicherungsanstalt  er- 
richtet und  bestehen  aus  einem  ständigen 
Vorsitzenden  und  aus  Beisitzern. 

Das  Reichsversicherungsamt  ist 
bei  der  Alters-  und  I.  in  mehrfacher  Be- 
ziehung tätig  (wie  bei  der  Unfallversicherung], 
nämlidi  als  oberster  Gerichtshof  bei  Revisi- 
onen gegen  die  Eotscheidimgen  der  Schieds- 
gerichte, als  Aufsichtsbehörde  usw.  (vgL  Art 
„Eteichsversicherungsamt').    Als  besondere 
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Abteiloog  des  Beichsversichenuigsamts  ißt 
<!>  KedurangBSteUe  des  HeiohBversicherungs- 
uitäberTotzuhebeo.  velchezurÜuichführuDg 
<jer  rechnerischen  uod  TersicheruD^tech- 
linken  Arbeiten  der  I.  eingerichtet  ist. 

Die  einzelnen  Organe  greifen  in  der 
^'^bt  ioeiDaoder,  daß  itentenanaprüche  bei 
■\r  untereo  Verwaltungsbehörde  (Polizei, 
Muiftnt,  Landrat  usw.)  geltend  gemacht 
vfnlen.  ev,  auch  bei  den  ReoteoBtellen. 
iter  Antrag  nebst  den  erforderlichen  Beweis- 
•'■"i'.tm  wird  nach  Prüfung  (Klarstellung 
1'  s  Sachreriialt^  ev.  durch  Akteneinforde- 
raof^  oder  Ärztlich  B^utachtung)  der  zu- 
^Uadisen  VersiciuerungBanetalt  übermittelt 
Iiamu  erfolgt  ein  anerkennender  oder  ab- 
i'iiseoder  Bescheid.  Gegen  die  Entscheidung 
i^:  Berufung  bei  dem  für  den  Bezirk  jeder 

cßicherongsanstalt  errichteten  Sdiiedsge- 
--.iite  für  ArbeiterTeraichenm^,  gegen  dessen 
Fjit4<Jieidiii^  Revision  beim  Beichsver- 
-i  -henmgsamte  zulfissig.  Bei  dem  Anspruch 
aif  Beitrara^stattung  besteht  das  Rechts- 
iJttel  der  Beschverde  beim  ReichsTersidie- 
'  ü-csamt. 

Üe  AuBzahlnng  der  Renten  wird 
'■if  AnweifUDg  des  Vorstandes  der  zustftn- 
•'•■^ti  Yersicnerangsanstalt  vorschofiweise 
:  in-k  die  Postverwaltnngen  bewirkt. 

Wasdie  Vermögen  Bverwaltung  be- 
'^fft,  so  ist  in  dieser  jede  Anstalt  selbst än- 
"  j.  wenngleich  das  neue  Gesetz  eine  Untere 
>  htidong  von  Gemeinverml^en  und  Sonder- 
'■^nnöfen  eingeführt  und  so  eine  gewisse 
/^ninmsation  der  Finanzen  bei  Dezentrali- 
^iüi'n  der  Verwaltung  ermöglicht  hat.  Der 
Lf^-recheidung  in  Gemein-  und  Sonder- 
*nnr.gen  entspricht  diejenige  in  Gemeinlast 
'.:':<:  Snoderlast.  je  nachdem  es  sich  um  Lasten 
:.i'.(]elt  welche  von  allen  Yersicherungs- 
T^'ern  gemeinsam  aofzubrineen  sind^  oder 
':i[>  .<^lcfie,  welche  den  einzelnen  Anstalten 
'  rf'leiben. 

Die  Anlage  der  Vermfigensbestande  ge- 

-  Iiieht  in  weitem  l'mfang  in  gemeinnütziger 
W<M'.  Ende  1904  waren  von  den  1 158345000 
M.  hetragenden  Vermögen  der  31  Versiche- 
'  ■sinanstalten  und  der  'J  besonderen  Eassen- 

-  snrichtungen  über  3Q°k  und  zwar  133  525  443 
M  fOr  den  Bau  Ton  Arbeiterwohnungen  und 
-"M  444  008  H.  für  andere  gemeinnützige 
^««•ke  hergegeben  worden. 

d)  Sie  Vemoherongaleistiii^ien.  Hin- 
QtlKh  der  Leistungen  der  Versicherungs- 
feue  an  die  Versicherten  sind  zu  unter- 
•■  Rt^idoD  Ini^vlidenrenten  und  Altersrenten. 

I.  l.InTalidenrentenerhaltenvorÜber- 
r^tt'-tid  ErwerfafiunfAhige  nach  26  Wochen 
■'■*iDi«rbroclien  dauernder  firwerbsunfthig- 
"h  Ifa  die  weitoe  Iteuier  dersdbeu.  Ins- 
'-••«ilere  aber  erhalten  Invalidenrenten 
•tfcrod  erweitannfflluge  Veitidierte. 

^  Altersrenten  erhalten  ohne  Rück- 


sicht auf  das  Vorhandensein  von  Erwerbs- 
unfähigkeit versicherte  Personen,  welche 
70  Jahre  alt  sind. 

3.  An  Stelle  der  Geldrenten  kann  ein 
Heilverfahren  treten,  falls  ein  Yer^ 
sicherter  dergestalt  erknuikt  ist.  daß  als 
Folge  der  Krankheit  Erwerbsunfähigkeit  zu 
besoi^n  ist,  welche  einen  Anspruch  auf 
Invabdenrente  begründet.  Durch  statu- 
tarische Bestimmung  kennen  auch  in  ge- 
wissem ümfang  Naturalleistungen  sowie 
Unterbringung  in  ein  lavaUdenhaus  statt 
Rentenzahlung  erfolgen.  Ausländer  kennen 
eine  Eapitalabfindung  statt  Beute  erhalten,, 
wenn  sie  ihren  Wotinsitz  im  Reiche  auf- 
geben. 

Die  "Wartezeit  beträgt  bei  der  In- 
vaüdenrente,  wenn  mindestens  einhundert 
Beiträge  auf  Grund  der  Versicherungspflicht 
geleistet  worden  sind,  200  Beitragswochen, 
anderenfalls  500  Beitra^wochen.  Bei  der 
Altersrente  beträgt  sie  1200  Beitragswochen. 

Die  Höhe  der  Renten  richtet  sich 
nach  der  Zahl  der  Beiträge,  welche  für 
den  Veracherten  geleistet  sind,  und  diese 
Beiträge  können  wieder  je  nach  der  Lohn- 
klasse, innerhalb  deren  der  V^^cherto  ge- 
standen hat,  TOTSchieden  sein.  Dagegen 
spielt  der  Grad  der  Brwerbsmittlugkeit  od 
aer  Hohe  der  Renten  keine  Rolle.  Die 
Chnindlage  jeder  Rente  bildet  ein  Reidis- 
zuschoB  von  50  M.;  dazu  kommt  bei  iedw 
Invalidenrente  ein  Grundbetraje;,  welcher 
nach  Lohnklassen  abgestuft  ist  und  in 
Steigerungen  von  10  zu  10  M.  in  den  5  Lohn- 
klassen 60— 100  M.  beträgt  Die  Lohnklassen 
werden  nach  der  Höhe  des  Jahresarbeits- 
verdienstes der  Versicherten  gebildet,  so 
daß  umfaßt: 

Klasse    I  bis  zu  350  H.  «InscblieQIicb, 
„      II  von  mehr  als  350  bis  zu   650  M. 
„     HI   „      „      „  550  „         850  „ 
„     IV   „      „      „  850  „    „   IIÖO  „ 
„      V   „      „      „  UÖO  M. 
Zu  diesem  Beiebszuschnß  and  dem  Qrand- 

betrag  hinn  kommen  sog.  Steigernngs- 

sfttze,  welche  ebenbdls  nach  den  Lohnklassen 

abgestuft  sind. 

Der  Steigerangssats  beträgt  fOr  jede  Bei- 

tragswoche : 

u  der  Lohnklasse    I  =  3  Pf. 

:  :  :  ' "  =  lo : 
:  :    :    v  =  12 : 

Soviel  Beitra^wochen  einer  jeden  Lohnklasse 
nachgewiesen  sind,  soviel  Wochen  Zuschläge 
jeder  Lohnklasse  werden  hinzugerechnet.  Der 
Mindestbetrag  der  gesamten  m  monatlichen 
Beiträgen  im  voraus  zu  entrichtenden  Invaliden- 
reate  beti^gt  nach  den  Lohnklassen  116,40  H. 
(Kl.  I),  126  M.  (KL  II),  134,40  M.  (Kl.  DT), 
14^20  H.  (Kl.  IV).  l&O  M.  (Kl.  V}.  Die  Höhe 
der  Rente  nach  etwa  fiO  Jahren  (Beharrangszu- 
stand)  beträgt  (abgerundet)  in  den  einzehien 
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Lohnklasaen:  185,40  H.,  270  M.,  330  M.,  390  H., 
460  H. 

Bei  der  Altersrente  fiillt  der  Stei^nm^ 
Satz  weg.  Äußer  dem  Beichszuschnß  Ton  50  M. 
ist  Ton  der  YersichenuigBanBtalt  zu  leisten  in 
Lohnklasse  I:  60  SL,  in  Kl.  U:  90  M.,  in 
Kl.  m:  120  BT-,  in  Kl.  IV:  160  M.,  in  Kl.  V: 
180  H.,  so  daQ  die  gesamte  Altersrente  (abge- 
mndet)  zwischen  110  und  230  M.  sich  bewe^. 

Das  Graetz  ordnet  die  Unpfändbarkeit 
der  Realen  an  und  verbietet  ihre  Beschlag- 
nahme. Ein  Anspruch  auf  Invalidenrente 
steht  dem  Versidierten  jedoch  mfht  zu, 
■wenn  er  die  Erwerbsunfähigkeit  vorsätzlich 
herbeigeführt  hat.  Auch  kann  diese  ganz 
oder  teilweise  versagt  werden,  wenn  die 
Erwerbsunfähigkeit  bei  Begehung  eines  Ter- 
brediens  des  versicherten  entstanden  ist. 
Ein  Ruhen  der  Rente  erfolgt  während  einer 
Inhaftierung,  bei  einem  Aufenthalt  im  Aus- 
land, oder  wenn  der  Versicherte  bereits 
Unf^Irente  oder  Pension  bezieht,  falls  die 
Invaliden-  oder  Altersrente  mit  jenen  Än- 
sprflchea  zusammen  den  7  ^/s  fochen  Ömnd- 
tietrag  der  Invalidenreate  fibersteigt 

Schließlich  ist  die  Rfickerstattung 
der  Hälfte  der  geleisteten  Beiträge  mSglich, 
falls  gewisse  Ytunussetzungen  vorliegen. 

n.  Angebracht  werden  die  Iieistuugen 
durch  das  Reich,  die  Arbeitgeber  und  die  Ar- 
beiter. Das  Reich  leistet  bei  jeder  Rente  einen 
Betrag  von  50  M.  neben  dner  Reihe  sonstiger 
Leistungen,  während  die  übrigen  Kosten 
je  zur  Hälfte  von  den  Versicherten  und 
Arbeitgebern  durch  laufende  Beiträge  auf- 

febracht  werden.   Die  Entrichtung  erfolgt 
urch  Einkleben  von  MIarkeu  in  Quittungs- 
karten. 

Für  jede  Woche,  in  welcher  der  Ver- 
sict^rte  in  einem  die  Versicherungspflicht 


b^rOndend^  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis 
gestand^  hat,  ist  ein  Versicherungs- 
beitrag zu  entlichten  (Bdtra^woche).  Die 
für  die  Batnigswodie  3eu  entnchtenden  Bei- 
trfi«e  w^CT  nach  Lohnklassen  im  vcwaus 
auf  bestimmte  Zdtrftume  und  zwar  zuiddist 
für  die  Zeit  bis  zum  21./XIL  1910,  d^- 
nächst  ffir  je  zehn  weitere  Jahie  dorm  den 
Bundesrat  einheitlich  festgesetzt  Dab«  äad 
die  BeibSge  so  zu  bemessen,  daß  dnrdi  diese 
gedeckt  werden:  die  Kapital  werte  der  den 
Versicherungsanstalten  zur  Last  follenden 
Betr^  der  Renten,  die  Beitragserstattungen 
und  die  sonstigen  Aufwendungen  der  Versiche- 
rungsanstalten (Kapitaldeckungsverfahren). 

In  den  verschiedenen  Lohnklassen  sind 
die  Beiträge  für  die  einzelnen  Ver^cherten 
gleich  zu  bemessen  und  lediglich  nach  der 
durchschnittiichen  Höhe  der  in  denselben 
von  den  Versicherungsanstalten  zu  gewäli- 
renden  Reuten  abzustufen.  Bis  zur  Fest- 
setzung eines  anderen  Beitrages  sind  in 
jeder  Versicherungsanstalt  an  vOchentlicheu 
Beiträgen  zu  erheben: 

in  Lolinkladse    I  =  14  Pf. 

11=20  „ 

V  =  36  „ 

Eine  anderweite  Festsetzung  der  Beiträge 
bedarf  der  Zustimmung  des  Reichstags. 

Die  Entrichtung  der  Beiträge  kann  nach 
besonderer  Änoi-dnung  gewisser  Behörden 
auch  von  einer  Einziehuugsstelle  vorge- 
nommen und  bereits  bestehenden  Kassen 
z.  B.  Krankenkassen ,  übertragen  werden 
oder  aber  es  können  besondere  Heb^tellen 
errichtet  werden. 


e)  Statistik  zu  3.  s.  S.  135—13'; 


4.  Die  I.  im  Ansland.  Wie  erwähnt  hat  bis  ; 
heute  nnr  das  Deutsche  Beich  eine  Invaliden-Ar- 1 
beiterversicherung  im  engeren  Sinn,  d.  h.  mit  Ver-  \ 
sicheran^zwauK.   Aber  es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  das  BeisjiieT  Deutschlands  nicht  unbemerkt  i 
von  dm  ttbngen  Staaten  nnd  den  hauptsächlich 
interessierten  politischen  Kreisen  bleib«i  konnte.  { 
In  der  Tat  haben  eine  Beihe  von  Staaten  seit  < 
mehreren  Jahren  sich  bemüht,  eine  I.  nach 
deutschem  Muster  einzuführen.   Dm  gilt  u.  a. 
ftlr  Oesterreich,  Frankreich,  Holland,  Luxem- 
burg, Schweden,  Norwegen.   Zu  einem  positiven 
Ergebnis  ist  man  aber  noch  nirgendwo, 
gelangt  nnd  es  erübrigt  sich  daher  auf  die 
verschiedenen  Projekte  der  einzelnen  Länder 
des  näheren  einzntgeheu. 

Die  Arbeiteroivaniaationen,  insbesondere  die 
Hilfekassen,  welche  s.  B.  in  England  auf  dem 
Gebiete  des  Krankenversichemi^swesens  be- 
achtenswerte Leistungen  auf  dem  Wege  der 
Freiwilligkeit  aufweisen  können,  versagen 
durchweg  hinsichtlich  der  I.  Auch  die  oben 
sab  2  knrz  erwähnte  private  I.  bei  Aktien*  i 


gesellschaften  usw.  ist  im  Ausland  ebensowenig 
weit  verbreitet  wie  in  Deutschland.  Dasselbe 
gilt  hinsichtlich  der  freiwilligen  Fürsoi^e  von 
Unternehmen  für  ihre  Angestellten,  wenn  auch 
eine  Anzahl  rühmlicher  Ausnahmen  wohl  in 
allen  Ländern  zu  bemerken  ist. 

Iilteratnri  (Außer  der  im  ArL  „Atieitemnirla- 
rung"'  ang^hrten):  Reiehttagtdrwktachem  1888 

bis  89,  2898199.  —  v.  Woedtke,  Art.  „Invali- 
ditätt-  vnd  Attersvcrincherung" ,  im  H.  d.  St., 
£.  Avß.,  IV.  Bd.,  S.  1360 /ff.  —  Rostn,  Das 
Reckt  der  Arbeitervertieherung ,  Bd.  II,  1905: 
3.  Die  Arbeüenertickening  alt  loziai^  Einrich' 
tung,  II.  Auß.,  1904-  —  Keiner,  Die  Entwicke- 
lung  der  deul^clten  I.,  1904.  —  Berichte  der 
internationalen  Arbeiterveraicherungi  -  Eongrttee, 
insbesondere  de»  Wiener  Kongrette»,  1905.  — 
Vebcr  die  private  I.  vergleieitt  Eggen^rgw, 
Die  Herateltwng  der  Invaliden -Sterbtteif ein  in 
Proceeding»  of  the  fourth  International  Vongrea 
0/ Actuariea,  1.  Bd.,  2iew  York  1904.  —  Manet, 
Vertieherungtweaen ,  1905,  i  SS.  —  Yer^j^nt- 
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Invalideaversicherung  —  Irren  weseo 


Am  Anfange  des  Be- 
richtsjahrs laufende 

Beuten 


Tm  Berichtsjahre  hewüligte 


Inva-  |£raE.|^(^ 
Udea-  I  ken-  | 

Renten 


Beitrags- 
erstattongen  hei 

|ün- 
Ifall 


Heirat 


Tod 


Stlndige  im 

Lungen- 

Behandelte  Personen 
Ober-  iM&n- 


hanpt 


Der 


Franen 


324  319  — 
663  1401 14  186 


195  133 
156  618 


31 
55  983 
125  739 
14009z 


6677 
10  449 


132  926 
30144 
19852 
II  936 


8245 
155  105 
154  367 


—  j  2271 
234134  171 

854 : 33  5*5 


11094 

»3  477 


8442 
16957 


3652 
6520 


Darchsclmitts- 


Dorcfaschnittsbetrag  der  im  Berichtsjahre  bewilligten 


Invaliden- 


Eranken- 
Benten 


Alters- 


M. 


Beitragsnstattangen  hei 


Hrärat 
H. 


Unfall 
H. 


Tod 
M. 


Ständige  im  Bericht»- 

Lnngen- 
Kosteunf- 
1  hdimndelte  Person 


aberbanpt 
H. 


H&nner 
H. 


Franen 


113,49 
124,73 
143,04 
155.' 3 


147,73 
158,87 


124,00 
»32,54 
145,54 
157,18 


19,84 
31,79 
36,23 


47,37 
69,88 


28,17 
49,09 
70,01 


339*39 
360,96 


345,13 
37V9 


321,1a 
3a7,a8 


liehmtgen  dti  Devltcken  Verein»  für  Veniehc' 
rungnoinentekaft,  IV,  1905,  8.  HS.  — 

Utber  die  autländitehe  Literatur  vgl.  Zacher, 
Die  Ärbeitervereieherung  im  Audand,  Beriin  1898. 
—  Kommeniart  u.  a.  von:  Weymannt  BerUn 
1901,  Gebhard  und  IHUtnumn,  ».  Af^, 
Aüätbvrg  1901.  —  lamhart  -  S^Mihagen, 
9,  A^,  Berlin  1908.  —  IHlOly,  f.  Ai^, 
München  1900.  Alfred  Mane*. 


Irrenwesen. 

1.  Bas  1.  als  sozialhygienische  Eatfsorie. 
2.  Die  einzelnen  Aufgaben  des  I.  S.  men- 
statistik.   4.  Irrenrecht. 

1.  Das  L  als  sozialhygienische  Kate- 

f orie.  Geisteskrankheiten  sind  Erankheiten 
es  Körpers  (Gramer  u.  a.)  und  unterscheiden 
sich,  medizinisch  beträchtet,  von  anderen 
Erkrankungen  lediglich  durch  den  Sitz  der 
Erkrankung,  das  von  dem  uitholc^ischen 
Prozeß  befallene  Organ.  Das  1.  gehört  also 
in  seiner  gänzen  AusdehnuDg  dem  Arzt, 
dessen  Hauptaufgabe  imd  Hauptinteresse 
auf  eine  Heilung  der  Erkrankung  ^richtet 
ist.  Was  aber  die  Geisteskrankheiten  von 
anderen  Erkrankungen  dem  Wesen  nach 
unteischeidet,  ist  keine  medizinische,  sondern 
eine  soziale  Kategorie.  Das  Gemeinschafts- 
leben der  Menschen  stellt  Anforderungen 
an  Gemüt  und  Intellekt  des  Einzelnen,  denen 
dieser  nur  dann  —  sdbet  bei  einem  Mindest- 
mafi  des  Geforderten  —  entsprechen  kann, 
Venn  a&n  geistiger  und  Gemfltszustand 


nicht  unter  einer  notwendig  zu  fordemdeD^ 
nach  dem  „Normalen"  bemessenen  Grenze 
sich  bewegt.  Aus  diesem  Grunde  hat  der 
Volkswirt  und  Jurist  Interesse  an  einer 
Mitwirkung  bei  der  Regelunjg  des  I.,  ein 
Interesse,  welches  aber  vorwiegend  auf  die 
Bewachung  der  menschlichen  Ge- 
Seilschaft  vor  den  Eingriffen  der 
Irren,  seien  dies  tatsächliche  oder  recht- 
liche EingrifTe,  gerichtet  ist  Beide  Teile 
aber,  den  Arzt  wie  den  Volkswirt,  geht  die 
noch  darfiber  hinanareichende  Aufgabe  der 
Sozialen  Hygiene  an,  die  auf  die  Oe- 
snnderhaltong  oder  Gesundung  des 
Volksganzen  ninzielt  Deshalb  erblidct 
diese  im-  Ziel  nicht  allein  in  der  mt^lichst 
hohen  Zahl  wie  in  der  Kürze  der  Zeit  dar 
Heilungen  von  erkrankten  Einzelmensdien, 
sondern  viel  mehr  noch  in  der  Verhfltnng 
der  Erkrankung  durch  soziale,  psychisdie 
und  körperlidie  Faktoren.  Der  Iimalt  dieser 
Aufgaben  wird  hier  kurz  zu  verzeichnen  sein. 

2.  Die  einzelnen  Anlgaben  des  I. 

So  differenziert  die  Aid^be  des  Arztes  je 
nach  der  besonderen  ^kraukung  ist,  so 
einheitlich  kann  sie  vom  sozialen  Gesichts- 
punkt im  allgemeinen  besprochen  werden, 
und  in  dieser  Hinsicht  besteht  selbst  für 
Idioten,  Imbezille  und  Epileptiker  kaum  ein 
Unterschied  den  Irren  (Manischen,  Deliranten, 
Faralytikem,  Paranoikem  usw.)  gegenfiber, 
vielmehr  geht  auch  h&.  jenen  das  Endziel  auf 
Verhütung  und  heilende  Erziehung 
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Berichtagdizc  abgeschlosse 
tnberindose 

Yerpflegnngstage 

aber-  1  1 

.  Hinner  |Fmueu 

ne  Heübebandlung 

Andere  Krankbeil 
tnbei 

Behandelte  Personen 

aber-  1  HSm-  L 
bauptj  ner  (Frauen 

«n  (außer  Lungen- 
Inilose) 

Verpflegnngstage 

über-  :  Mttn-  „ 
hauDt  '  ner  Frauen 

Nichtständige  im 
Berichtsjahre  abge- 
schlossene Heil- 
behandlong 

Personen 

über-   JSSiOr  \ 
haupt  .  ner  1  Frauen 

8*3  337   6«>  687 
17*5934  «  »65437 

leütangen 

313  650 

14  031 
30608 

8755 

13  18a 

5376 
8426 

701  039  4*9  232  371  797 
989966  576  758  4>3ao8 

3303 

1749 

553 

jähre  abf 
niberknlc 
wand  au 

l.Ve 

über- 
haupt 
X. 

«e 

r 

rpflegnng 
M&nner 
H 

ae  Heilb 

Btag 
Frauen 
M. 

«handli 
Ai 

1  bebt 
Über- 
haupt 
H. 

ing 
idere  1 

andelte 
Män- 
ner 
H. 

[rankhei 
tnbe 
Sostenai 
Person 

Frauen 

H. 

ben  (auß 
rkuloae 
ifwand  1 

1  Ve 

Über- 
haupt 
U. 

Br  Lungen- 
uf 

rpflegnngrtag 

'üli"-  Franen 
ner 

H.    1  H. 

Nichts 
richtsji 
sene  1 
Koste 
1  beba 

über- 
haupt 

H. 

ändige* 
hre  ab| 
[eilbeha 
nanfwai 
indelte 

Män- 
ner 
M. 

im  Be- 
l^eschlos- 
adlnng 
ad  auf 
Person 

Frauen 

M. 

4.57 
4.75 

4.78 
5,0» 

4,00 
4,10 

1 

170,27  177,59 
196,91  213,09 

■58.13 
173,51 

3,41  '  3.62 
4,10  1  4,50 

3,07 
3,54 

24,54 
37,55 

21,94 
35,01 

32,76 
42,47 

in  irgend  ^em  erreichbaren  Grade  bezv. 
darOber  hinaus  in  Pflege  und  Fürsorge. 

a)  Prophylaxe.    Der  einzelne  Fall, 
deesen  Erkrankung  droht,  wird  durch  recht- 
zeitige Uefaeiftthrung  in  ärztliche  Hände  die 
beste  Prophylaxe  genießen ;  und  gerade  die  j 
Kvchmtnsche  Anstalt  ist  in  der  Lage,  die ' 
Sdiftdi^;angra  fernzuhalten.    Die  sozial-! 
Ii^^jenische  Prophylaxe  wird  sidi  mit  einer  I 
Reihe  auAlBger  pathologischer  Anlässe  wie  | 
andererseits  mit  der  Al»tellung  der  all-j 
eemeinen  Schädigungen  des  modernen  Kultur- ' 
tebens  im  ganzen  nicht  at^ben  können,  | 
vielmehr  nur  auf  diej^gen  Schädigungen! 
ihr  Augeamerk  richten  müssen,  die  einesteils  < 
sozial  bedeatnngSTolt  genug    sind, | 
aodemteQB  aber  auch  abwendbar  e>! 
scheine.  So  undurchdringjlich  noch  bisher  j 
in  vielen  Stücken  die  tieften  Entstehungs- 
grfinde  der  psychischen  Erkrankungen  sind,  < 
zwä  Bonal  bedeutsame  Schldigongen  lassen 
sich  in  ihrer  fast  Oberragenden  Bedeutimg  i 
unstreitig  festlegen :  Alkohol  und  Lues.') 
Sticht  alleio,  daß  diese  bei  einem  erblich ' 
belasteten  (wenn  auch  noch  nicht  mit! 
ausgebrochener    Krankheit  behafteten) 
Menschen  den  Ausbruch  der  Krankheit  her- ; 
vorrufen,  geradedie erbliche  Belastung, 

■)  ^In  der  Jugenderdehung  in  dorch  ge- 
ei|;iMte  Beldimng  den  Gefahrai  des  Alkohol- 1 
mfibranchs  und  der  «ypbilitiiehcn  Mektion  vor- 
xobeagen",  Binswanger,  Lehrb.  S.  76;  vgl. 
aoeh  dort  S.  &8,  fiO,  00 u-paisim und Pr insing 
'•-  Lit)  8.  187. 


die  bei  den  geistigen  Erkrankungen  eine 
oft  ausschlaggebende  Rolle  spielt  i),  hat  zu 
einem  großen  Teile  ihre  Ursache  in  einer 
alkoholischen  Yeigiftung  oder  einer  syphili- 
tischen Inf^:tioD,  die  bei  dem  Aufbau  der 
generativen  Werte  ihre  zerstörenden  Einflüsse 
geltend  machen.  AVeit  entfernt  natürlich, 
hiermit  alle  YSile  treffen  zu  können,  dürfte 
durch  jeden  erfolgreichen  Kampf  g^n  den 
Alkoholismus  (s.  Art  „Alkoholfrage''  be- 
sonders sub  m,  1  u.  3  oben  Bd.  I  a  73/74) 
und  ge^n  die  Verbreitung  der  Oeschlechts- 
krankheiten  (b.  Art  „Prostitution")  auch  ein 
großer  Prozentsatz  der  jetzt  schon  eewaltigea 
Zunahme  der  Oösteskranken  wieder  in  Ab- 
zu^  kommen  können.  Auch  die  Fortpflanzung 
Oeistttkranker ,  insbesondere  £e  Ehe- 
schließung muß  natürlich  soweit  irgend  an- 
gängig verhindert  werden.*) 

b)  Heilung  ond  Pflege.  Je  früher  ein 
Fall  geistiffer  Erkrankung  der  ärztlichen,  d.  h. 
bei  Geisteuranken  der  Anstaltsbehaadlong  zu- 
geführt wird,  um  so  güsatifer  sind  die  Aus- 
sichten  für  die  Heilung.  Lehrreich  hierfBr  ist 
die  Tabelle,  die  Binswanger*)  gibt: 

')  Es  weisen  durchschnittlich  60— 70»/o  der 
Anataltsinsassen  erbliche  Belastong  auf.  30  bis 
40%  sind  unter  dem  EinflnO  chroniscber  Alkohol- 
ver^ftung  erkrankt  (Binswanger  a.  a.  0. 

■)  lieber  die  Bewertung  der  goieratiTen 
Faktoren  im  einzelnen  vgl.  die  in  der  Literatur 
genannten  Bücher  von  Binswanger  und 
Sehallmayer. 

')  a.  a.  0.  S.  76. 
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£8  werden  g:efaeUt  von  den  Kranken,  die 
anfgenommen  werden 

-im      1.  Monat  41,4% 

„  2.-3.     „  32,9% 

,  4.-6.  15,3% 

„  2.  Halbjahr  5,5% 

„  2.  Jahr  2,9% 

nach  dem  2.    „  ■  2,2*0 

Erst  sobald  sich  die  Unheilbarkeit  ergeben  hat, 
wird  der  Kranke  als  Pflegling  i.  e.  S.  an- 
gesehen, dem  nur  noch  die  zn^Teich  fUr  ihn 
möglichst  angenehme  wie  für  die  Mitwelt  bei 
unnütigeu  Kranken  möglichst  gefahrlose  Pflege 
ra  gewähren  ist  Beiden  Zwecken,  d&  Heilung 
wie  der  Pflege  —  anter  mSglichster  Trennung 
beider  Gmppen  in  demselben  Anwesen  — ,  dienen 
die  Anstalten. 

Die  hnmane  Heilnngspflege  der  Irren  ist 
eine  Errnngenschaft  neueren  Datums.  Im  Alter- 
tum, im  Mittelalter  und  in  der  Neuzeit  bis  zur 
Mitte  des  18.  Jahrh.  kennt  man  fast  nnr  den 
Gesichtspunkt  der  „Intemiemng".  Als  erste 
Anstalt  nenerer  Irrenpflege  wira  das  1741  ge- 
gründete St.  Lucas-Knmkenhans  in  London  oe- 
zeichnet;  in  Frankreich  Pinel  und  sein  Schfller 
Esqnirol,  in  Dentschland  Langermann  and  an- 
dere worden  die  Bahnbrecher  eines  neuen 
Systems,  and  nnn  entstand  allmählich  —  an- 
fangs noch  mit  relativ  vielfachem  Zwang,  erst 
neuerdings  fast  ganz  unter  Ansschlnu  des 
Zwangsmomeutes  —  das  Dreisystem  der  mo- 
dernen Irrenpflege :  a)  in  geschlossenen  Anstalten, 
b)  in  landwirtschaftlichen  Kolonieen,  c)  in 
Familien. 

a)  In  geschlossenen  Anstalten.  Diese 
sind  Unirersitätskliniken,  Stadtasyle  oder  Heil- 
and Pflegeanstalten  für  Geisteskranke  oder  bei 
gemeingeßlhrlichen  Irren  com  Teil  auch  sog. 
Irrenpflegeanstalten  oder  aach  Irrenstationeu  bei 
den  Gefängmssen ;  endlich  gehören  Privatirren- 
anstalten hierher.  Alle  stehen  unter  obrigkeit- 
licher Aufsicht  (Staat,  Provinz,  Stadt].  W^en 
der  Fülle  schwieriger  medizinal-technischer  Ein- 
zelheiten, die  fnr  Anlage  und  Einrichtung,  fQr 
Verwaltung  and  Betrieb  maßgebend  sind,  sei 
auf  die  Arbeit  von  Ilberg  im  Handb.  d.  sozialen 
Medizin  (s.  Literatur)  verwiesen.  Landschaft- 
liche and  ökonomische  Lage  der  Anstalt,  Nähe 
oder  Entfemnng  von  bewcdinten  Städten,  Anzahl 
der  Häuser  nnd  Patienten  (tunlichst  nicht  mehr 
als  600  in  einer  großen  Anstalt),  Trennung  und 
Vereini^ng  der  Kranken  usw.  sind  hierbei  zu 
berücksichtigen.  Namentlich  in  letzterer  Be- 
ziehung hat  man  statt  der  ZwangsmaOregeln 
and  Isolierzellen  die  gut  beaufsichtigte  Zn- 
sammenfassnng  einer  Beihe  von  Kranken,  selbst 
unruhiger,  in  Sälen  eingeführt.  ^)  Dennoch  müssen 
unruhige  und  störende  Elemente  aus  der  all- 
gemeinen  Heil-  und  Pflegeanstalt  in  die  sog. 
„Inenpflegeanstalt*'  überführt  werden,  wo  be- 
sondere Vorsichtsmaßregeln  baulicher  nnd  organi* 


»)  Das  sog.  „Ofl^en-Tür-System".  Daß  bei 
einem  solchen  mit  seiner  natürlichen  Folge  der 
größeren  räumlichen  Verteilung  der  Kranken  in 
kleinen  Villen  usw.  die  Kosten  moderner  Irren- 
anstalten wachsen,  ist  begreiflich.  Die  seit  1897 
in  der  Bheinprovisz  durchgeführte  Beform  des 
I.  hat  beispielsweise  12'/i  Blill.  M.  gekostet 
(Köln.  Zeitung.  Juli  1906). 


satorischer  Art  und  besondere  Schnlung  nnd 
Sicherung  des  Wartepersonals  vonnöten  ist. 
Eine  besonders  scbwioige  und  viel  diskutierte 
Frage  ist  die  nach  der  gedgneten  Behandlung 
irrer  Verbreeher  (d.  h.  Verbrecher,  die  irrsinnig 
geworden  sind)  und  verbrecherischer  Irrer  (d.  h. 
Irrsinniger,  die  im  Irrsinn  zu  Verbrechern  ge- 
worden sind).  Ihre  Unterbringnog  in  beson- 
deren Anstalten  erscheint  als  ein  Gebot  der 
allgemeinen  Sicherheit  wie  der  Bücksicht  gegen- 
über den  anderen  Kranken.  Wichtig  —  auch 
in  ökonomischer  Beziehung  —  ist  die  Beschäf- 
tigung der  Irren  in  den  Anstalten.  Zwischen 
Frauen-  nnd  Hännerarbeit  ist  auch  dort  zo 
scheiden,  nnd  solche  ArMtcq  sind  zu  bevor- 
zugen, die  nehm  therapeutäacher  Zuträglichkeit 
Atisgaben  für  die  Anstalt  ersparen,  Tonrogs- 
weise  also  Eigenproduktion  durch  Gartenben, 
Flicken,  Nähen,  Holzhacken,  Anfertigung  von 
Binden,  Kompressen  nsw.  (Eingehend  handelt 
von  diesen  Dmgen  Ilberg  a.  a.  0.  8.  46.) 

b)  Pflege  in  landwirtschaftlichen 
Kolonieen,  die  ann  natürlichen  Gründen  der 
Gesundheit  der  Kranken  förderlich  ist  und  zu- 
gleich eine  Verwertung  ihrer  Arbeitskräfte  ge- 
stattet. Eine  Zentralutstalt  dient  zur  Auswahl 
und  Aussendung  für  die  Kolonie  geeignet  er- 
scheinender wie  zur  jederzeitigen  Wiederauf- 
nahme der  sidi  als  ungeeignet  erweisenden 
Kranken.  Erste  Anstalt  dieser  Art  ist  die 
Ferme  agricole  Fitz-James  im  Depart.  Oise  (Frank- 
reich), in  Deuuchl  and  Einum  (ProT.  Hannover)a.8. 

c)  Familienpflege.  Die  Familienpnege 
kann  nur  in  Gegenden  von  Nutzen  sein,  deren 
Bevölkerung  von  wohlwollendem  Charakter,  sitt- 
lich einwandsfrei  und  ruhig  und  namentlich 
alkoholenthaltsam  ist.  Zum  Teil  ist  die  Familien- 
pflege der  Kolonieenpfle«e  analog,  insoweit  sie 
in  der  Weise  erfolgt,  daß  eine  Zentraluutalt 
die  Kranken  auf  die  Pflege£anülien  verteilt  und 
dieselben  wieder  aufnimmt,  wenn  dies  wünschens- 
wert erscheint;  teils  stellt  sie  sich  als  die  un- 
geregelte Form  der  Irrenpflege  dar,  soweit 
nämlich  die  Pflege  in  der  eigenen  oder  in  fremden 
Familien  ohne  Zusammenhang  mit  einer  An- 
stalt erfolgt.  Ein  bekanntes  Beispiel  der  ersteren 
Pflegeform  bietet  das  belgische  Städtchen  Gheet, 
wo  seit  lange  her  eine  ausgedehnte  Familien- 
pflege  bis  heute  sich  erhalten  bat.  Auch  in 
Sdiottland,  Spanien  und  Deutschland  hat  dteses 
System  Eingang  gefunden.  Die  zweite  Art  der 
Familienpflü:e  findet  sich  naturgemäß  bei  den 
leichteren  u'kranknugsformen,  namentlich  In 
den  ökonomisch  besser  gestellten  Bevölkemngs- 
kreisen.  Direktor  Alt  (Uchtspringe)  hat  die 
Familienpflege  besonders  in  der  Form  begün- 
stigt, daß  geübte  Anstaltspfleger  bei  sich  zu 
Haus  Kranke  aufnehmen  nnd  in  naher  Verbin- 
dung mit  der  Anstalt  bleiben. 

3.  IrrenstatlBtik.  Die  interessanteste  Fra^ 
der  Irrenstatistik  ist  die  nach  der  absolnten 
Zunahme  der  geistigen  Erkrankungen,  wie  man 
sie  mit  zunehmender  Knitor  erkennen  zn  können 
glaubt  and  wie  dies  ja  auch  nicht  gaut  nnwahr- 
scheinlich  sein  würde.  Aber  es  läßt  sich  mit 
Hilfe  der  Statistik  hierüber  gegenwärtig  nidits 
Bestimmtes  aussagen,  da  die  &krankangafälle. 
die  keiner  Anstalt  sugefübrt  werden,  nioit  ge- 
zählt sind  und  wegen  der  häufigen  Flüssigkeit 
der  Grenze  zwischen  geistiger  Gesundheit  und 
Krankheit  auch  schwer  gezählt  werden  können. 
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Skber  ist  nur,  d&ß  die  in  ÄnsUlten  Anfnahme 
iaitaiax  FftUe  beträchtlich  Ea^enommen  haben 
OBd  dtfflit  natOrlich  die  Kosten  des  I.  ent- 
fpre^ad  geati^en  sind.  FQr  Deatschland 
tiüüte  man  im  ganzen  an  Krankheitsfällen  in 
den  Inenan8talten(Za£ran«r)'):  1877j79  :  40975, 
lädO|S3:45701, 1883/8&:53Ö77, 1886^:  60609. 


16B9/91 :  68  512, 1892/94 :  79  932, 189Ö/97 :  86  802, 
1898/1900  :  99705. 

Die  Anzahl  der  Anstatten,  der  Betten  nnd 
Zahl  der  Verpflegten  (Belegongszahl]  für  die 
einzelnen  Jahre  seit  1B87  gibt  folgende  Ta- 
belle an: 


Zahl  der  Anstalten 

Betten 

Zahl  der  V«pflegten 

SfEentl. 

priv. 

Offentl. 

priv. 

dffenü. 

prir. 

1877 

93 

114 

25  296 

6001 

33  202 

7  173 

1879 

loS 

117 

27  i;8o 

7267 

37  477 

8  199 

18R2 

107 

tz6 

31  860 

8208 

43709 

8975 

1885 

IIb 

J2S 

35  504 

10087 

48  884 

10  911 

1888 

124 

40280 

12  006 

55032 

13412 

1891 

13z 

146 

46  756 

13456 

63  595 

14  560 

im 

138 

54  »99 

16076 

70  998 

18706 

1897 

»53 

62920 

i6473 

8z  d49 

1871Ö 

1900 

163 

168 

68776 

18674 

94425 

21457 

Die  Anzahl  der  Geisteskranken  in  der  Be- 
Tülkernng  ttberhanpt  hat  Gnttstadt  fUr 
PteaOcn  nach  den  Tolkssählongen  festgestellt. 
Itaaeh  ist  die  der  Geisteskranken  ttber- 
kaopt  joa  56043  i  J.  1871  anf  66315  i.  J. 
low  nnd  82  850  i.  J.  1695  gestiegen,  so  daß 
anf  10000  Einwohner  22,3,  bi»w.  24.3,  becw. 
Jfif)  Kranke  entfielen.  Auf  die  beiden  Oe- 
»cU echter  rerteUten  idch  dieselben  folgender- 
Baßen: 


Jahr 

1871 
1880 
1896 


minnliche  Pers. 
38  002 

34  309 
43  448 


weibliche  Fers. 
37041 
32036 
39402 


tlsoin  einem  ungefähren  Verhältnis  von  53 : 47  %. 
iBteresMDt  ist  noch  eine  Ye^leichnng  der  ein- 
tdatn  Prorinzen,  worttber  Laehr  im  H.  d.  St. 
{*■  Lit)  genanere  Angaben  macht. 

Auch  aber  den  Einfluß  des  Altera,  des  Be- 
rafr.  des  GlanbensbekenDtDisses,  des  ZiVilstandes 
il«tig  oder  verheiratet)  lassen  sich  natürlich 
MI  nngefähre  Schlosse,  nnd  ancb  diese  nnr  bei 
frui  genauer  fienrteilnng  nnd  Krtirternng  der 
xnr  TerfQjnuiff  stehenden  Zahlen  ziehen,  worauf 
u  dieser  stelle  nicht  näher  eingegangen  werden 
iua. 

In  Oesterreich  wurden  1880  45529  und 
I.^  51823  Geisteskranke  gezählt,  tou  denen 
a  IrT<niattstaIten  gepflegt  wurden:  1890:  15311, 
I/Wl:  16153.  leW:  17836. 

laEaglandund  Wales  wurden  ermittelt: 

i  J.  1871:  K»013  (3,02  •/„  der  BeTÖlkemng), 

ISHl:  84  503  (3,25»/J,  1^1:  97383  (3,36  »/og). 

Elitreotlithe  AnsUltraflege  genossen  Ton  diesen 
«na  '  -»  » 

Im  ganzen  sind  aber  diese  Angaben  der  Ge- 
uotttthl  der  Irren  noch  unsicherer  und  mit 
^'•Crnr  Vorncht  zu  benutzen  als  deutschen 
vA  Verglddie  nicht  angängig. 

-L  Imorecht  Die  Bechtsordnung  hat 
*>h  hinsichtlich  des  I.  mit  stnrfrechÜichen, 
unlnditUch«!,  polizri-  und  verwaltungs- 

')  SutlsL  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Belch,  86.  Jahrg. 

WÜ6. 


rechtlichen  i^Iaßnahmen  abzugeben,  die  ganz 
zweckmäßig  —  wie  es  das  Ausland  viel^h 
getan  hat  —  in  einer  besonderen  Irren- 
gesetzgebung  zusammengefaßt  werden.  In 
Deutschland  gibt  es  eine  solche  einheitliche 
Kegelung  nicht.  Reichsgesetzlich  ist  vor 
allen  Dingen  der  §  51  RStrGB.  über  die 
Zurechuungsfähigkeit  wie  überhaupt  diegauze 
strafrechtliche  Zurechnungslehre  vou  Be- 
deutung. Zivürechtlich  besteht  eine  Ein- 
schränkung der  Geschäftsfähigkeit  dorcti 
Entmündigung,  die  nach  §  6  BGB.  vorzugs- 
weise bei  Geisteskiankheit  und  Geistes- 
schwäche geschehen  kann.^)  Die  Einzel- 
heiten regelt  ZPO.  §§  615  Ig.,  680  fg.  Oeffent- 
lichrechtSch  tommt  noch  folgendes  in  Be- 
tracht: Nach  der  BQew.-O.  §  30  Abs.  1 
sind  PrivatirreDanatalten  konzesaionspflichtig. 
Diese  Konzession  ist  aber  nur  dann  zu  ver- 
sagen, wenn  Tatsachen  vorli^n,  welche 
die  Unzuverlftssigkeit  des  Unternehmers  in 
Beziehung  auf  die  Leitung  oder  Verwaltung 
der  Anstalt  dartun,  oder  wenn  nach  den 
einzureichenden  Beschreibungen  und  Plänen 
die  baulichen  oder  sonstigen,  technischen 
Einrichtungen  der  Anstalt  den  gesundtieits- 
polizeilichen  Anforderungen  nichtentsprechen. 
Die  Nov.  V.  6yVIll,  1896  regelt  noch  einige 
Fragen  wegen  der  örtlichen  Lage  hinsicht- 
lich der  Nähe  anderer  Gebäude  und  Grund- 
stücke. Die  Anstalten  sind  nach  §  49  Gew.-O. 
in  einer  bestimmten  Frist  auszuführen ;  laut 


^)  Es  folgt  aus  der  Entmündigung  wegen 
Geisteskrankheit  eine  Geschäftsunfähigkeit 
gleich  derjenigen  eines  Kindes  nnter  7  Jahren, 
aus  derjenigen  wegen  Geistesschwäche  eine 
solche  wie  die  eines  Minderjährigen  (ev.  Ehe- 
mdglicbkeit  usw.),  aus  derjenigen  wegen  eines 
geistigen  Gebrechens  eme  oeschränkte  Ge- 
schäftsfähigkeit. Näheres  hierüber  a.  bei  L  a  e  Ii  r 
a.  a.  0.  In  Betracht  kommen  die  §§  104, 105, 114, 
22294:.,  1304,  1325,  1906,  1910  u.  a.  des  BGB. 
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g  53  Gew.-O.  kann  die  Genehmigang  zurück* 
gezogen  werden,  wenn  aus  Handlungen  oder 
UnterlassuDgen  des  Inhabers  der  Mangel 
der  erforderlicben  Eigenschaften  erhellt 

Das  Wätere  ist  landesrechtlicher 
BegeluDg  vorbehalten. 

In  Frenfiea  liegt  die  Ertdlnng  der  Kon- 
zemon  beim  Bezlriuanssclrafi.  Diera  hat  nach 
den  miniBterieUeo  Änordnangen  t.  19./VIII.  1895, 
20./IX.  1895  und  24./IV.  18^  daranf  zu  achten, 
daß  in  Lage,  Bau  nnd  Einricbtang  alle  wich- 
tigen Anforaemugen  erfüllt  werden  (Maximal- 
ziüil  der  gleichzeitig  zn  verpflegenden  Kranken; 
Minimalzfuil  der  zar  VerfQgong  stehenden  Aerzte 
n.  a.  m.).  Die  Anfnafame  in  eine  Privatanstalt 
darf  nar  auf  Gmnd  eines  ärztlichen  Zeugnisses 
erfolgen  und  ist  der  Ortspolizeibehörde  anzu- 
zeigen. Bei  gemeineeffthruehen  Kranken  kann 
die  Polizeibehörde  den  Anfnahmeantrag  auch 
ffegen  den  Willen  der  Ai^hSrigen  stellen.  Die 
Entlassung  mnß  nach  Heilnng  des  Kranken 
oder  auf  Verlangen  seines  gesetzlichen  Ver- 
treters erfolgen.  Weiter  sind  Uber  die  Aufsicht 
der  Anstalten,  die  EntlassonK  gemeingefSbr- 
Ucher  Kranker,  die  Behandlung  derKranken  nsw. 
genauere  Vorschriften  erlassen. 

Die  vielfach  zerstreuten  Rechtssätze  der  an- 
deren deutschen  Bundesstaaten  hier  auch  nur  in 
großen  ZOgen  wiedeiaugeben,  würde  cn  weit 
fahren. 

England  hat  schon  seit  l^nm  eine  be- 
sondere Irrengeaetzgebung,  dfe  18w— 1891  voll- 
ständig umgestaltet  woraen  ist  und  nunmehr 
die  Materie  in  eingehendster  Weise  rt^lt.  Die 
Oberleitung  liegt  in  den  Händen  der  „Com- 
miflsionerB  in  Lnnacy".  Die  Anstalten  sind  je- 
doch meist  stärker  belect  (bis  zu  1000  Kianken) 
als  die  deutschen,  und  die  Aerztezahl  ist  im 
Verhältnis  geringer. 

Besondere  Irrengesetzgebungen  bestehen  des 
weiteren  in  Schottland,  Frankreich,  Bel- 
gien, Holland,  Schweden  und  Norwegen, 
wfthrend  im  Übrigen  entweder  nnr  Verordnungen 
erlassen  sind  oder  dem  I.  Oberhaupt  nöeh  kerne 
VHawrge  angewendet  ist 

Literatur:  Rberg,  IrrenatuUdten,  Idtotm-  vnd 
^tikptHeeranstaiUn  (Hdb,  d.  $09.  Med.,  Bd.  IV, 
auch  eiiueln  er«chienenj,  Jena  1904-  —  Streit- 
hofff  Grundriß  einer  Geickichte  der  deutschen 
Irrenpfiege,  Berlin  1890.  —  Binfncanger- 
Stemerling;   Lehrbuch  der  Pn/chialrie,  Jena 

1904.  —  Cramer,  Geriehtiiche  Psychiatrie, 
9,  Aufl.,  Jena  1903.  —  ReuM,  RechUtchutt  der 
OeisUtkranken,  Leiptig  1888.  —  Prinxing, 
Handbuch  der  meditinitchen  Statiatik  (mit  wert- 
vollem und  a,  T.  neuem  Material),  Jena  1906.  — 
Sohallmayet*,  Vererbw^  und  AuOete  im 
Lebenslauf  der  Völker,  Jena  1908.  —  O.  v.  Mayr, 
Verbreitung  der  Blindheit,  Taubstummheit,  du 
SWdtinm  und  de«  Irrsinns,  HS.  B.  d.  Seiträge 
zur  Staiigtik  d.  Kirnigr.  Bayern,  München  1877.  — 
Cramer,  Die  HeH-  und  Unterrichttanstaiten  für 
psychische  und  yervenkranke  in  GöUingen,  Jena 

1905.  —  Laehr,  Art.  „Irreniresen",  B.  d.  St., 
S.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  lS80/g.  —  v.  WiMhoff, 
Art.  „Irrenweeen",  B.  d.  Sl,  8uppl.-Bd.  II, 
S.  489fg.;  dort  weitere,  namentlich  statistische 
Literatur,  A.  Elster. 


Iseliiiy  Isaak, 

geb.  am  17./m.  1738  zn  BaseL  daselbst  1764 
Hitglied  des  Großen  Bau  nnd  17m  Batssehreiber, 
gest  in  Basel  am  lö./Vn.  1782. 

Erster  deutscher  Physiokrat  (auf  der  Basis 
des  individualistischen  Natnrrechts).  Bekämpft 
BouBsean.  weil  dieser  die  znkfinfUge  Veredelung 
nnd  Glückseligkeit  des  Houcnengesohlechts 
leugnet. 

von  seinen  hierher  gehörigen  Schriften  seien 
genannt :  Philosophische  nnd  patriotische  Träume 
eines  Henscheafrenndes,  Zflrich  (1769);  dasselbe, 
2.  Aufl.  Basel  1776.  —  Philosophische  und  poli> 
tische  Versuche,  Zürich  (1760);  dasselbe,  8.  Aufl. 
ebenda  1767.  —  niUosophiscbe  UntmaBuiigen 
Uber  die  Geschichte  der  Menschheit,  2  Bde., 
Frankfurt  und  Leipzig  (1764)  (erschien  anonym ; 
dasselbe,  2.  Anfl.  (mit  seinem  Automamen)  n.  d. 
T. :  Ueber  die  Geschichte  der  Menschheit,  2  Bde., 
Zftricb  1768;  dasselbe,  3.  Aufl.,  2  Bde.,  ebenda 
1770;  dasselbe,  4.  Aufl.,  2  Bde.,  Basel  1779; 
dasselbe,  6.  Aufl.,  2  Bde.,  ebenda  1786;  dasselbe, 
6.  Aufl.,  ebrada  1791.  —  üeber  die  Notwendig- 
keit der  Prachtgesetze  in  einem  Freistaate,  Zürich 
1769.  Lippert, 


JngMdliche  Arbeiter. 

1.  Geschichtliches.  2.  Aufgaben  der  Gesetz- 
gebung angesidits  der  Mißstände.  3.  Die  Ge- 
setzgehnng  betr.  den  Schutz  der  j.  A.  4.  Sta- 
tistisches. 

1.  Geschichttiches.  In  der  Epoche  der 
Zimftverfossiing  sind  allem  Anscheine  nach 
Kinder  und  jueendliche  Personen  nicht  über- 
mäßig gewerblich  in  Ansprach  genommen 
worden.  Im  allgemeinen  sind  Qber  diesen 
Punkt  die  Quellen  recht  schweigsam.  Soweit 
sie  sich  darüber  äußern,  geht  daraus  hervor, 
daß  die  Zünfte  datai^  bedacht  sind,  für  die 
Aufnahme  von  Lehrlingen  ein  Minimal- 
ster vorzuschreiben,  „cUunit  der  Lehijuage 
etwas  Recdites  lernen  und  fiusen  kCnne^. 
So  verlangen  die  württembei^Bdien  Zitier, 
Maurer,  Stränmetzen,  Schreiner  und  Hut^ 
mach»  (vom  16.  Jahrh.)  fünbehn  Jahre, 
die  Nümbeiger  Buchbinder  vierzelm  und  die 
hohenzoUonschen  Schnadra  über  dreizehn 
Jahre.  SpAter  wehren  räch  die  Metzga- 
gegen die  Aufnahme  zu  junger  Lehrlinge 
mit  dem  Bemerken:  „die  Kinder  gingen 
jetzt  so  früh  zum  Handwerk,  daß  sie  noch 
nicht  so  kräftig,  ein  Lamm  zur  Schlachtbank 
zu  hetzen!"  Andererseits  kommt  auch  — 
freilich  äußerst  selten  —  ein  Altersmaximnm 
für  die  Aufnahme  ais  Lehrline  vor,  ^mäft 
dem  Handwerkssprichwort :  Alte  Lehrlinge 
sind  dem  Meister  über  die  Hand  gewachsen,  — 
und  60  heißt  es  im  Statut  der  Lübecker 
Kammmacher  (vom  Jahre  1531),  daß  kein 
Lehrling  bei  der  Aufnahme  über  18  Jahre  alt 
sein  dürfe.  Während  der  Lehrzeit  wurden 
die  jugendlichen  Arbeitskräfte  energisch  zur 
Arbeit  —  und  zwar  nicht  bloß  zur  gewerk- 
licheo,  sondern  auch  zur  Mitarbeit  im  Hause 
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nater  der  Leitung  der  ?raü  Hdsterin  — 
angehalten:  aber  man  hOrt  niigendwo,  daß 
die  Arbeit  ungebOhriich  ausgedehnt  vorden 
wftre  —  zudem  oinnefe  num  eich,  daß  im 
mittelalterlit^en  Handwerk  die  Nacht- 
arbeit nur  selten  vorgekommen  ist 

Mit  der  Einführung  der  Manufakturen 
und  der  kapitalistisch  betriebenen  Haus- 
industrie hOrte  dieser  idyllische  Zustand 
auf,  und  jugendliche  Personen  beider  Ge- 
schlechter wurden  bald  zu  übermäßi^r 
Arbeit  herangezogen,  wie  durch  manoig- 
bche  Zeugnisse  konstatiert  ist  Oanz  be- 
sondere allgemein  aber  wurde  die  Be- 
schäftigung solcher  jungen  Personen  mit 
dem  Aufkommen  der  Fabrik  Industrie. 
Die  luer  durchgeführte  Teilung  der  Arbeit 
gestattete  die  Verwendung  von  Kindern  in 
weitestem  Um&uig,  und,  da  die  Einderarbeit 
äußerst  billig  zu  haben  war ,  war  aie 
natürlich  bei  den  Fabrikanten  besonders  be- 
liebt Und  nun  zeigte  sich  in  allen  Industrie- 
staaten die  gleiche  Erscheinung  der  rflck- 
stchtsloeen  Ausbeutung  der  Kinder,  die  trotz 
ihrer  körperlichen  Schwäche  zu  ebenso 
langer  Arbeit  —  häufig  auch  bei  Nacht  — 
wie  die  Erwachsenen  angehalten  wurden. 
In  allen  Ländern  haben  amtliche  wie  private 
Enqueten  erwiesen,  daß  Kinder  schon  vom 
6.-8.  Jahre  an  mit  harter,  überlanger  Arbeit 
geplagt  und  daß  djulurcn  Hunderttausende 
Ton  Kindern  in  ihrer  Lebenskraft  aufe 
schwerste  geschädigt  wurden. 

Einige  Zeugnisse  aoD  England  sind  be- 
reit« im  Art  „ArbeiterschntzgesetzgebnQg"  mit- 
geUUt(s.obenBd.IS.132}.  AosDeatschland 
•d  die  Seldldenuig  wiedergeMben,  die  Alphons 
Thon  von  den  in  den  Tfaeimaciien  Textilfobriken 
arlieitenden  Kindern  entwirft:  nScbwächlinge, 
nbennlldet,  der  Kopf  grindig,  die  Aogen  triefend, 
die  Brost  schwindsüchtig,  der  Hagen  leidend, 
sniD  Hilitftrdienst  fangen  sie  nicht,  in  die  Scbnle 
kommen  sie  nicht,  nnd  verirrte  solch  ein  Qe- 
schflpf  sich  einmal  dahin,  so  fand  es  wenigstens 
auf  einige  Angenblicke  den  Schlaf  nnd  die  Hohe, 
die  ihm  sonst  die  schreckliche  Stimme  des 
'Werkmeisters  ranbte;  von  einer  Schulbildung 
war  keine  Bede,  viele  wußten  nicht  ihr  Alter 
nnd  Buuiche  nicht  einmal  den  eignen  Nanien." 
Fttr  den  Unbefiugenen,  sagt  Adolf  Held  mit 
Becht,  kann  kein  Zweifel  sein,  daß  im  Anfang 
it»  19,  Jahrb.  ein  schreiendes  Unwesen  der 
Fabrikkinderarbeit  existierte!  Darum  knQpft 
auch  in  allen  Ländern  die  Entwickeinng  der 
Arbeiterschntegesetzgebung  an  das  Problem 
der  Beseitigung  dieser  Mißstände  an. 

In  En^wid  leisteten  die  Fabrikanten  und 
die  publizistischen  Vertreter  ihrer  Interessen 
heftigea  Widerstand  gegen  die  geeetcliche 
iDtCTTeation.  Kinderarbeit  —  meinte  Ure  — 
ad  eüÜMh  entittckend,  nnd  pnre  Verienmdnng 
Mi  es,  wcan  mu  tage:  die  Fabrikanten  hätten 
cfailBteresseanKittderausbentang!  DndCooke 
Taylor  erklärte:  Kinderarbeit  abschaffen, 
haß*  einfach  die  Mittel  nua  Unterhalt  der 
Stedar  wegneknen,— und  sfeiaengeOrencen 


beschränken,  beifie  den  unseligen  Opfbm  miß- 
verstandener Hnmanit&t  ein  Mittag-  oder  Abend- 
essen nehmen!  Ein  Fabrikdirektor  sagte  vor 
der  Enqnetekommission  (1B16)  ans:  er  nähme 
Kinder  unter  10  Jahren  bloß  aus  Backsicht  auf 
ihre  Eltern  in  seine  Fabrik  auf,  die  Kinder- 
arbeit sei  leicht,  die  in  den  Fabriken  herr- 
schende Hitae  würde  von  den  Arbeitern  ange- 
nehm empfimden,  nnd  eine  Aenderung  dieser 
Znstände  sei  nnerwttnschtl  Und  andere  Fa- 
brikanten deponieren:  die  Fabrikrilnme  seien 
gesund,  die  hier  beschäftigten  Kinder  kräftiger 
als  andere,  die  auf  der  Straße  spielen,  und 
selbst  fänfzehnständige  Arbeltsaeit  sei  unschäd- 
lich !  (Vgl  Heids  «Sosiale  Geschichte  Eng- 
lands"). 

2.  Aufgaben  der  Giesetzgebang  ange- 
sichts der  HissBtände.  Die  Berechtigung 
des  Staates,  auf  dem  fraglichen  Gebiete 
helfend  einzugreifen,  kann  nicht  bestritten 
werden ,  da  es  sich  hier  um  Personen 
handelt,  die  zur  Selbsthilfe  nicht  imstande 
sind.  Das  Interesse  der  Industrie  kann 
dagegen  kaum  im  Ernste  geltend  gemacht 
werden,  da  die  gesetzliche  Ein- 
schränkung der  biSigen  Kinderarbeit  die 
Industriellen  keineswegs  so  übermäßig  be- 
lastet, lun  sie  gegenüber  dem  Auslände 
konkurrenzunfähig  zu  machen.  Daß  unter 
einer  solchen  Maßregel  eine  Anzahl  von 
Arbeit  er  familten  vorfibei^ehend  ebenfalls 
leidet,  weil  sie  sich  auf  den  Zusclmß  aus 
dem  Erwerb  der  Kinder  eingerichtet  haben, — 
kann  bei  dem  gewaltigen  Nutzen,  den  die 
Einschiänkung  der  Kinderarbeit  fQr  die 
ganze  Arbeiterklasse  hat,  kaum  ins  Gewicht 
Mlen.  Und  wenn  trotzdem  noch  in  den 
achtziger  Jahren  Gustav  Cohn  den  lang- 
samen Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  be- 
fürwortet mit  der  Erklärung:  „Der  gesetz- 
liche Zwang  wendet  äch  mckt  bloß  gegen 
die  FabrlkaDten,  er  wendet  sich  nameat* 
lieh  gegen  die  Arbeiterfamilien,  die  sich 
nach  dem  großen  Naturgesetz,  daß  die 
Blenschen  Iwber  schlecht  als  gar  nicht 
leben,  auf  das  Elend  eingerichtet  haben; 
in  dem  riesigen  Wachstum  der  Bevölkerung 
seit  dem  vorigen  Jahrhundert  stecken 
Millionen  von  solchen  Wesen,  denen  die 
Maschine  Unterhalt  verspricht,  indem  sich 
die  verlockende  Aussicht  eröffnet,  daß  schon 
das  kleine  Kind  Brot  durch  sie  findet",  — 
so  haben  die  Schweizer  Erfahrungen  be- 
wieseo,  wie  wenig  sachlich  Bereditigtes 
Mnter  solchen  Erklärungen  steckt.  Als  hier 
nämlich  die  Fabrikarbeit  der  Kinder  unter 
14  Jahren  verboten  werden  sollte  (ISTTi. 
da  hat  man  (wie  der  berühmte  eidgenösEibche 
Fabrikinspektor  Schuler  erzählt  hat)  .,gan2 
gewaltig  gejammert,  was  das  für  aii>eu 
Einfluß  auf  die  Familie  haben  werde".  Kuri 
sei  es  auch  wirklich  für  manche  Faoiz.i^ 
außerordentlich  schwer  gefallen,  datl 
lauf  den  Erwerb  durch  Kindenrtiöt  Wj« 
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verzichten  mOsscD.  „Aber  wie  ist  es 
sehlieSlich  dann  gekommen  ?  An  dem  einen 
Owe  ist  der  Wert  der  älteren  Kinder  sehr 
gestiegen;  die  Personen,  die  zu  denjenigen 
^beiten  verwendet  wurden,  zu  denen  man 
früher  Kinder  im  Alter  bis  zu  14  Jahren 
verwendet  hatte,  wurden  um  viele  Prozente 
h^ier  hezahlt ;  es  fiinden  ferner  eiae  groSe 
Menge  ftlterer  Leute,  die  schwach  und  elend 
waren,  zu  aDstreng^den  Arbeiten  nicht  be- 
nutzt werden  konnten,  nun  BeschAftigung 
bei  Arbeiteo,  mit  den^i  man  frOher  ganz 

1'unge  Kinder  beschäftigt  hatte,  und  schueß- 
ich,  wenn  man  den  Erwerb  aUer  dieser 
Arbeiterfamilien  zusammenrechnete,  kam  es 
ganz  genau  auf  das  gleiche  heraus,  und 
Tür  die  Arbeiter  selbst  kam  es  ebenfous  auf 
das  gleiche  heraus!'* 

Demgemäß  stellte  schon  die  vom  Kaiser 
Wilhelm  II.  nach  Berlin  einberufene  inter- 
nationale Arbeiterschutzkonferenz  (1890)  auf 
dem  fraglichen  Cfebiete  die  folgenden 
Prinzipien  auf,  die  in  allen  gewerblichen 
Betrieben  Geltung  haben  sollten:  Verbot 
der  Arbeit  von  Kindern  unter  12  Jahren 
(in  südlichen  Ländern :  unter  10  Jahren),  — 
Beschränkung  der  Arbeit  von  Kindern  von 
12  (resp.  10)  bis  14  Jahren  auf  6  Stunden 
täghch  (verbunden  mit  Verbot  der  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  sowie  der  Beschäftigung 
in  ungesunden  oder  gefährlichen  Betrieben),  — 
Beschränkung  der  Arbeit  von  jugendlichen 
Personen  von  14 — 16  Jahren  auf  10  Stunden 
täglich  (verbunden  mit  Verbot  der  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  und  mit  Gewährung  be- 
sonderer Schutzmaßregeln  in  ungesunden 
oder  ge&hrlichen  Betriebeo),  —  schließlich 
EinfiÄmng  von  Schutzmaßregeln  auch  für 
jugendliche  Personen  von  16 — 18  Jahren 
in  den  Fragen  der  Arbeitszeit,  der  Nacht- 
nnd  Sonntagsarbeit  und  der  Beschäftigung 
in  ungesunden  oder  gefthrlichen  Betrieben. 

Diese  Yorschlfige  der  Belferten  der 
B^erungen  sind  jedoch  nicht  ausreichend. 
Vielmehr  und  sie  durch  die  folgenden 
fbrderongen  zu  ergänzen.  Knmal  müssen 
die  TOlk^hulpflichtigen  Kinder  aus  sämt- 
lichen gewerblichen  Betneben  Terlmnnt 
werden.  Dann  muß  der  Schutz  der  jungen 
Personen  von  14—16  Jahren,  wenn  irgend 
möglich,  noch  enei^scher  sein  als  dort  vor^ 
geschlagen,  weil  die  Kntwickelung  so  junger 
Personen  schon  durch  einen  zehnstündigen 
Arbeitstag  leiden  muß.  „Die  nachteiligen 
Folgen  der  Fabrikindustrie  für  Kinder  und 
j.  A.  bis  zu  18  Jahren  —  heißt  es  in 
einer  vom  internationalen  Kongreß  für 
Hygiene  (1887)  angenommenen  Resolution  — 
offenbaren  sich  bsitd  durch  charakteristische 
Mißstaltungen,  Schwächung  einzelner  Organe, 
bald  durch  Hemmung  der  körperlichen  £nt- 
wickelung  und  größere  Morbidität  als  bei 
anderen  Beruf  Barten."  Schließlich  aber  müssen 


nicht  bloß  die  in  industriellen  EtablisBemenls 
(d.  h.  Fabrik  und  Handwerk)  arbeitenden 
Kinder,  sondern  auch  jene,  die  in  der  Haus- 
industrie oder  zu  sonstigen  Besdiäftigungen 
(z.  B.  Botengängen,  Sc^austeUangen  usw.) 
verwendet  werden,  durch  Gesetz  geschützt 
werden." 

3.  Die  Oesetzgebnng  betr.  den  Sehnti 
der  J.  A.  Dasjeni^  Land,  dessen  Gesetzgebnng 
aaf  diesem  Gmete  bahnbrechend  gewesen,  ist 
England,  das  schon  in  derHoral  and  Health 
Act  von  1902  Bestimmnnffen  nun  Schatze  der 
in  BaomwoU-  und  WoU&briken  beschftftägtea 
Kinder  fetroffen  hat  Gegawirtig  wird  die 
Kinderarbeit  in  der  Eaaptsache  ger^lt  durch 
die  Factorj  and  Workshop  Act  von  1901  und 
die  Employment  of  Children  Act  von  19QB.  Da- 
nach beträgt  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten das  Hinimalalter  für  die  Kinder,  die 
halbe  Zeit  arbeiten,  12  Jahre,  —  fSr  die  Kinder, 
die  Vollzeit  arbeiten,  13  Jahre.  Die  Halbzeitarbeit 
beträgt  in  Textilfabriken  27  Vt  Standen  pro 
Woche,  in  allen  anderen  Fabriken  and  in  Werk- 
stätten 30  Standen.  AnOefdem  ist  im  Kindern 
Nachtarbeit  (von  9—6  Uhr)  verboten.  J.  A. 
von  12— 16  Jahren  dürfen  ÜDerdies  in  Fabriken 
and  Werkstätten  nur  dann  beschäftigt  werden, 
wenn  ihnen  der  Arzt  znvor  ein  Taaglichkeits- 
zengnis  ausgestellt  bat.  J.  A.  von  13 — 18 
Jahren  dürfen  in  Textilfabriken  65  Standen 
wöchentlich,  in  allen  anderen  Fabriken  nnd  in 
Werkstätten  60  Standen  wöchentlich  beschäftigt 
werden.  Zudem  ist  ihnen  Nachtarbeit  verboten. 
Ein  besonderes  Gesetz  regelt  die  Arbeitszeit 
von  jugendlichen  Personen  unter  18  Jahren, 
die  in  Ladengeschäften,  Buden,  Wirtshäasem, 
Schänken  jeder  Art  nnd  auf  Märktai  beschäftigt 
sind:  hier  wird  ihnen  eine  HaximalarbutB- 
wocfae  von  74  Standen  voivescbrieben.  Doch 
sind  die  beschäftigten  FaraUienmitglieder  and 
das  hSosliche  Gesinde  von  dieser  Vorschrift  ans- 

fenommen.  Die  Prevention  of  Ornelty  to  Chil- 
ren  Acts  von  1889  nnd  1894  verbieten  den 
Personen,  nnter  deren  Obhnt  Kinder  stehen,  zn 
veranlassen  oder  zn  dolden,  daß  Knaben  unter 
14  oder  Mädchen  nnter  16  Jahren  sich  —  znm 
Zweck  des  Erwerbs  durch  Betteln,  Singen, 
Spielen,  Fdlhalt^  von  TerkanCsgegenstSnden 
asw.  —  in  Gastwirtschaften,  wo  jgreistige  Ge- 
tränke verabreicht  werden,  aufhalten  oder  an 
abendlichen  Theatervorstellangen  teilnehmen 
oder  daß  öberhaapt  Kinder  nnter  16  Jahren  zn 
gefährlichen  Scbaastellangen  (Zirknsvorstel- 
longen  a.  dgl.)  ausgebildet  werden.  Schließlich 
kann  anf  Grand  des  oben  erwähnten  Gesetzes 
von  1903 Jede  Art  der  Kinderarbeit  noch  be- 
sonderen ä-gänzangsbestunmnngen  unterworfen 
werden. 

Speziell  die  gewerbliche  Heimarbeit  wird 
dnrch  die  Factory  Act  von  1901  geregelt,  in- 
soweit es  sich  um  Familienbetriebe  d.  h.  nm 
nichtmotorisehe  Betriebe  handelt,  die  in  Wc^n- 
räumen  von  Mit^iedera  der  hier  domisilieniden 
Familie  nnterhalten  werden.  Die  tägliche  Ar- 
butszeit  für  Kinder  wird  hier  auf  6%  Stunden 
(die  entweder  vormittags  oder  nachmittags  statt- 
zufinden haben)  beschränkt  Dagegen  „ist  die 
Kinderarbeit  unbeschränkt  in  der  Strobflechterei, 
Polsterei,  Handscbnhnacherel  nnd  der  Fertig- 
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itettimg'  Ton  Wann  für  den  Verktni;  ebenso  I 
treten  fOr  nnregelntffige  Nebenarbeit  der 
Kinder  die  Schntabestimmnagen  aufier  Kraft 
Inspektoren  wie  private  Beobacbter  sind  aber 
den  geringen  Wert  dieser  Vorsebriften  einig" 
(Baner).  — 

In  Dentscbland  gilt  heate  in  erster  Linie 
die  Norelle  znr  Oeweroeordonne  von  1891,  die 
fftr  Fabriken  nnd  Terwaodte  Untemehmnngen 
Tnachreibt,  daß  Kinder  nnter  13  Jabren  {^ar 
niebt,  Kinder  Aber  13  nur  dann  beseUifügt 
werden  dürfen,  wenn  sie  nicbt  mebr  Tolksschiu* 
pflicbtig  nnd.  Der  Haximalarbeitstag  beträgt 
rar  Kinder  von  13—14  Jahren  6  Stunden,  für 
jnnge  Personen  von  14 — 16  Jahren  10  Standen. 
Anflerdem  ist  ihnen  j^che  Nachtarbeit 
(■wischen  8%  ühr  abends  bis  b^l,  ühr  morgens) 
Verboten.  Weiter  kann  dnrch  Bnadesratsver- 
ordnnng  die  Beschftftignng  von  jogendlichea 
Arbeitern  in  Indnstriezwe^en,  die  mit  beson- 
denn  Gefahren  ffir  Uoralität  oder  Oesnnd- 
heit  verbunden  und,  entweder  gfinzUch  ver- 
boten oder  Yon  besondren  Bedugnnnn  ab- 
hlBgiff  gemacht  werden,  —  eine  Vollmacht, 
Ton  der  auch  tatsftchlich  in  einer  Reihe  von 
FiUen  Gebraneh  gemacht  worden  ist.  Seit  1900 
sind  die  angeführten  Scbutxbestimmangen  für 
j.  A.  anf  die  Werkstätten  aasgedehnt  wor- 
den,  in  denen  dnrch  elementare  äaft  bewegte 
Triebwerke  nicht  bloß  vortlbergehend  rnr 
Verwendung  kommen.  Ebenso  auch  (schon  seit 
1897)  anf  Werkstätten  der  Kleider-  and  Wäsche- 
konfektion  ohne  Rücksicht  anf  die  Zahl  der 
in  ihnen  beschäfti^n  Arbeiter,  —  mit  allei- 
sigCT  Ansnahme  jener  Werlntätten ,  wo  der 
Anmtgeber  aoascnliefilidi  Personen  beschäftigt, 
die  za  seiner  eigenen  Familie  gehSren.  Dieses 
Gesetz  ist  besonders  wichtigj  da  es  eine  Inter- 
vention in  die  Hansindnstne  darstellt,  die  an 
der  Exploitation  der  j.  A.  besonders  stark  be- 
teiligt ist  ' 


I  Anf  Gmnd  der  lebhaften  A^tation  der 
Lehrer  (besonders  Konrad  Agahd  in  Rixdorf), 
die  anf  Beseiti^nng  der  üb^mäßigen  Kinder- 
arbeit zielte,  ist  dann  das  wichtige  Kinder- 
schatsgesetz  vom  30.  März  1903  zustande  ge- 
kommen. Dieses  —  das  für  a  1 1  e  Beschäftigongen 
mit  Ausnahme  der  Landwirtschaft  und  der 
häuslichen  Dienstleistongen  gültig  ist  —  ver- 
bietet, fremde  Kinder  nnter  12  Jahren,  eigene 
nnter  10  Jahren  mit  Erwerbsarbeit  (vor  ulem 
also :  in  Werkstitten  einschlieOlich  Hanundostrie, 
im  Handels-  nnd  Verkehrsgewerbe  und  beim 
Austragen  von  Waren  und  Mi  sonstigen  Boten- 
gängen) zu  beschäftigen.  Den  beschäftigten 
Kindern  (unter  13  Jahren  oder  volksschol^flicb- 
tigen  Über  13  Jahren)  ist  ein  Arbeitsmaximum 
von  3  Stunden  (in  den  Ferien  von  4  Stunden) 

Sro  Tag  vorgeschrieben.  Die  Beschäftigung 
arf  nidit  in  der  Zeit  zwischen  8  ühr  annds 
and  8  ühr  morgens  und  nicht  vor  dem  Vor- 
mittagsunteiricht  stattfinden;  ebensowenig  an 
Sonn-  nnd  Festta^;^  (mit  Ausnahmen  für 
das  Austragen  von  Waren  sowie  für  sonstige 
BotengSng^.  Endlich  wird  allen  Kindern 
eine  Reihe  von  Beschfiftigangen  gänzlich  ver- 
boten, 80  z.  B.  bei  Bauten  aUer  £t,  beim  Ar> 
beiten  in  Kellereien,  beim  Steinklopfen,  im 
Schomsteinf egergewerbe ,  in  (spezidl  ange- 
gebenen) gesundheitsschädlichen  Arbeitsbran- 
chea ,  endlich  bei  öffentlichen  theatralischen 
Vorstellangen.  Kinder  weiblichen  Geschlechts 
dürfen  im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften nicht  bei  der  Bediennng  der  Gäste  be- 
schäftigt werden,  (üeber  den  Schutz  der  jugend- 
lichen Arbeiter  in  den  anderen  I^ftndem  vgl. 
oben  den  Art  .Arbeiterschulzgesetzgebung", 
Bd.  I  S.  138  ff.). 

4.  SUtisttsehes.  Nach  der  deutschen 
Bernfsstatistik  vom  Jahre  1895  waren  da* 
'  mals  nnter  dm  Erwerbstätigen : 


Jn  den  BemfubteUnngai  der 

Kinder 
unter  14 
Jahren 

Junge  Leute 
von  14—20 
Jahren 

Von  allen  Erwerbs- 
tätigen sind  'Voo 

Kinder   i  Junge  Leute 
unter  14  j  von  14^^ 
Jahren  Jahren 

1.  Landwirtschaft,  Tierzucht,  Gärtnerei     .  . 

135  135 

1  712  911 

16,3 

zo6,6 

2.  Bergbau, Hüttenwesen, Industrien. Bauwesen 

38267 

I  770  316 

4,6 

313,8 

5296 

34440a 

2.3 

147.3 

4.  Häusliche  Dienste,  Lohnarbeit  wechselnder 

135  313 

623490 

14,2 

35» 

&.  Hilitir-,  ^f-,  bürgerlicher  Dienst,  heie  Be- 

953 

88  978 

1,2 

82,1 

Summe 

204254 

4540091 

9,79 

2053 

„Im  ganzen  Deutschen  Reiche"  —  sagt  Stieda 
rdessen  Abhandlung  über  die  „j.  A."  auch  die 
eben  mitteilte  Tabelle  entnommen  ist)  — 
„eisd  1896in  der  Industrie  5035766  erwachsene 
und  614  489  j.  A.  unter  16  Jidtren  nachgewiesen 
worden.  Daod  hat  man  die  interessante  Wahi^ 
nelmung  gemacht,  daß  mit  der  OrOOe  der  Be- 
triebe im  allgemeinen  die  der  j.  A.  ab- 
nimmt. Si  nnd  nämlieh  in  der  Industrie  von 
iOO  Arbdtan  jugendliche: 


in  Betrieben  mit  1—5  Personen  17^ 
n     6-20      „  10.9 

„        „         „     21  u.  m.  w  65' 

Gewiß  spiegelt  sich  hier  der  SintaS  de« 
modernen  Arbeiterschutzes  gerade  auf  fie  Be- 
triebsverhältnisse in  den  grOfieren  ITliMmii 
ments  wieder.** 

Wichtig  ist  ferner  die  auf  AMrtamsg 
Reichskanzlers  im  Jahre  1898  erfolgtB  BMng 
über  den  Ümfang  der  gewertfickca  AAesi 
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sehnlpflichdeer  Kinder.  Danach  waren  anßer- 1     A.  in  der  Indostxie  72428  Knaben  und  fi0318 
halb  der  Fabriken  gewerblich  Uüg  532283  Mädchen,  176077  ohne  Angabe  des  GeseUechti, 
Kinder.  Ton  diesen  SchnUdndem  waren  (nach  insgesamt  306^3,  nnd  zwar: 
der  Ton  Ag^  mitgeteiltoi  Tabelle)  besehuügrt:  I 


In  Gewerbegmppe 


Zahl  der  beschäftigten  Kinder 


Knaben  I  Hftdehen 


Ohne 
Angabe 
von  Ge- 
schlecht 


Zn. 
sanunen 


1 

0 

s 

4 

i6o 

98 

50 

308 

274 

138 

99 

511 

354 

67 

17 

468 

2  577 

I  044 

9269 

12  890 

7042 

2833 

4  433 

14358 

843 

300 

3871 

4914 

aoo 

64 

245 

509 

143 

41 

145 

329 

25955 

29  725 

88030 

143  710 

2S04 

2019 

4  147 

8970 

915 

300 

1  729 

2944 

12  186 

6715 

22  900 

41  Soi 

9  7'9 

5  810 

12  116 

27  64s 

7  616 

10009 

33  372 

40997 

1  064 

67 

3094 

4321; 

341 

55 

^2 

71S 

45 

7 

49 

lOI 

290 

46 

1  089 

1425 

I.  Kunst  nnd  Handelsgärtnerei  

II.  Tierzucht  ood  Fischerei  

ni.  Bergbau  und  Hüttenwesen  ....... 

IV.  Industrie  der  Steine  nnd  Erden  

V.  MetaUrerarbeitang  

VI.  Industrie  der  Maschinen,  Instrumente  usw.  .  . 

YII.  Chemische  Industrie  

VIIL  Industrie  der  forstwirtschaftlichen  Nebenpro- 
dukte usw  

IX.  Teitil-Indnstrie  

X.  Papier-Industrie  

XI.  Leder-Industrie  

XII.  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe  .   .   .  . 

XIII.  Industrie  der  Nahmngs-  und  GennQmittel  .  . 

XIV.  Bekleidungs-  und  Reinigongsgewerbe     .   .  . 
XV.  Bangewerbis  

XVI.  Polygraphische  Gewerbe  

XTII.  KOnstleriBcbe  Gewerbe  

Gewerbliche  Beschäftigung  ohne  nähere  Angabe  .  . 


B.  Handel:  7607  Knaben,  4ö40  Mädchen,! 
6676  Kinder  ohne  Angabe  des  Geschlechts,  m- ' 
sammen  17  628. 

C.  Verkehr:  2014  Knaben,  163  Hädehen. 
614  Kinder  ohne  Angabe  des  Geschlechts,  2U- 1 
sammen  2691. 

D.  Gast- und  Schankwirtschaft:  12757  ' 
Knaben,  2168  Mädchen,  6695  Kinder  ohne  An- 
gabe des  Geschlechts,  zusammen  21620. 

E.  Anstragedienste:   67  188  Knaben, 
36966  Mädchea,  31676  Kinder  ohne  Angabe  1 
des  Geschlechts,  zusammen  136830.  | 

F.  Gewöhnliche  Laufdienste:  23321 1 
Knaben,  2144  Hftddien,  10464  Kinder  ohne  An- 
gabe des  Geschlechte,  zusammen  35909.  1 

G.  Sonstige  gewerbliche  Tätigkeit:   6281  < 
Knaben,  288T  Mflächen,  3119  Kintter  ohne  An- 
gabe des  Geschlechts,  snsammen  11787. 

Llteratnr:  Georg  AMer,  Die  Frage  des  inter- 1 
nationalen  ArbeiUrschuUes  in  den  „Annalen  de»  \ 
DeuUehen  Reichs",  Jahrg.  1888  (auch  separat  er- 
»ehienen).  —  Agahd,  Kinderarbeit  und  Gesetz 
gegen  die  Aumutntng  kvndUeher  Arbeitikrt^fi  in  \ 
DeuUehiand,  Jena  190t.  —  Verselbe,  Kinder- , 
arbeit  ttnd  Kwndertehuta,  Leipzig  1904.  —  Anton,  I 
Geaelü^tt  der  preußischen  Fäbri^eieügebung, ' 
Zeitig  1891.  —  Bauer,  JHe  neuere  Kinder^ 
aehitMgeweUgdntng  in  DeuUehkmd  und  Groß- 
britannien, im  „Archiv  JUr  SoHalwittemehaß",  1 
19.  Bd. — L.  EUter,  JHe  FabrikintpektiontberichU  ' 
und  die  Arbeiterschutxgesetzgebung  in  Deutsch- 1 
kmd,in  Conrads  Jahrbüchern,  4s.  Bd.  —  L.  Elster 
uTid  Kehm,  Art.  „Jugendliche  Arbeiter**,  in  der 
1.  Aufi.  dieses  Wörterbuchs.  —  Ssehe,  Der  ge- 
»ettUche  Arbeüsschuts  der  gewerblich  beschäftigten 
Jugend,  Dresden  1905.  —  Fürth,  WeiUre  Bei- 


träge tur  Kinderarbeit  und  Kindersehntt,  Leipzig 
1905.  —  ßnmMl,  Sf/ttem  der  InAutriepoliHk, 
Leipzig  1905.  —  Julea  ßtmon,  L'ouvrier  df 
kuit  ans,  Paris  1867.  —  Simon,  Die  ErhShung 
des  Sehutxalters  för  jttgendliche  Arbeiter  in 
Fabriken,  in  den  Schriften  der  OescUsehaft  für 
soziale  R^orm,  Jena  1903.  — -  StoAI^  Das  deutsche 
Handwerk,  Gießen  1874.  —  Stietia,  Art.  „Jugend- 
liche Arbeiter**,  im  H.  d.  St.,  S.  At^.  —  Schti^- 
lich  sind  ßir  die  soziale  Gesetsgebung  u.  Statistik 
betr.  die  jugendlichen  Arbeiter  die  periodisch 
erscheinenden  Berichte  der  Volkswirttehe^ftliehen 
Chronik  (Beitage  xu  den  Conradsehen  Jahr- 
bäehem)  und  der  Sozialen  Praxi*  ßerausgeg^ten 
von  Frameke)  tu  vergleieken. 

Georg  AMer. 


Jnsti,  Johann  Heinricli  Gottlob  Ton, 

feb.  gegen  1702  zu  Brücken  (prenß.  Kr.  Sanger- 
aasen}; 1760  Professor  der  KameralisÜk  am 
Theresianum  in  Wien;  1755  Lektor  der  Staats- 
ökonomie und  Naturwissenschaft  in  Göttingen, 
1762—68  Direktor  der  fiskalischen  Benrwerke 
Preußens,  gest.  am  20./VIL  1771  als  Staats* 
gefangener  auf  der  Festung:  Kflstrin. 

Merkantilist  als  HandelsbiUnztheoretiker,  als 
Popuhitionsschwärmer,  als  Gold-  nnd  Geldrer- 

S Otterer,  als  Gegner  des  Geldausfnhnrerbotes. 
iedeutendster  Vertreter  der  deutschen  Kamera^ 
listik.  Erster  deutscher  Sjstematiker  der  Finans- 
wissenschaft,  Staatswirtschaf  t,3taats-nnd  Polisei- 
wissenschaftt  industriellen  Betriebslehre.  Als 
Vorkämpfer  der  lokalen  Dezentralisation  von 
Industrie,  Handel  undBeTÖlkerang  von  L.  T.Stein 
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„Vater  der  Yerwaltniigslelire*'  getauft.  Be- 
kimp^  der  administratiTen  Stmeidang  von 
Fiskos  und  Aerar.  G«g;ner  der  staatlichen 
HfiuprignDg  nnd  der  Auswüchse  der  Begalien- 
lehre. 

Von  seinen  Schriften  greifen  vir  als  wichtigste 
berans:  Staatswirtschaft  oder  systematische  Ab- ; 
bandlmig  aller  Ökonomischen  nnd  Kameralwissen-  ' 
Bcbafeen,  die  cor  Begiernngeines  Landes  erfordert ' 
werden,  Laipug  (17&5J ;  dasselbe,  2.  Anfl.  17öH.  —  j 
Gmndsätae  dn  PoUieiwissensclutft  in  einem  rer- , 
BftafdsflD,  auf  den  Endzweck  der  Polizei  g^rrOn* : 
detoB  ZnMnuneBhang  usw.,  Göttingen  (1766) ; ' 
dandbe,  2.  Aufl.  ebenda  1759;  dass^be,  3.  Anfl.,  I 
renn  ehrt  von  J.  Beckmann ,  ebenda  17H2.  —  ! 
TollstAndige  Abhandlong  Ton  den  Hannfakturen 
und  Fabriken,  2  Bde.,  Kopenhagen  (17&8-'61) ;  | 
daoidbe,  2.  AnfL,  2  Bde.,  heransg^.  von  J.  Beck- . 


mann,  Berlin  1780;  dasselbe,  8.  Anfl..  2  Bde., 
ebenda  178S.  —  Die  Natnr  nnd  das  West«  der 
Staaten  als  die  Grundwissenschaft  der  Staats* 
knnst  nsw.,  Berlin  (1760) ;  dasselbe,  2.  Anfl.  Mietan 
und  Leipzig  1771.  —  Die  Grondveste  zn  der 
Macht  und  Glückseligkeit  der  Staaten  oder  ans- 
führliche  Vorstellang  der  gesamten  Polizei- 
wissenschaft,  2  Bde.,  Königsberg  1760—61.  — 
Abhandlung  tod  den  Stenern  und  Abgaben, 
KOnighberg  1762.  —  System  des  Finanzwesens 
nach  TentttnftigeB . . .  ans  der  Natnr  aller  Qnellea 
der  Einkflnfte  des  Staates  begleiteten  Grand- 
sStzen  nsw.,  Halle  1766.  lAppert. 


Jute,  Jnteindiutrie 

8.  Leinenindustrie. 


K. 


Kaffee,  Tee. 

1.  Allgemeines.   2.  Statistik. 

1.  Allgemeines.  Der  K.,  heute  eines 
der  verbreitetsten  Oenußmittel,  wurde  erst 
gcweo  Ehde  des  16.  Jahrb.  toq  Abessicien 
uid  Arabien,  seiner  Heimat  her  in  Europa 
bdaant,  nnd  zwar  zoerst  in  Oberitalieo.  im 
l^nfe  des  17.  Jahrii.  fand  er  dann  in  den 
meisten  anderen  Lftadem,  so  aocli  in 
Bentschland,  Eängan^;  zunik^t  varen  es 
die  nOfieren  Stfidte,  m  denen  sofc.  K.h&u8er 
errichtet  wurden.  Einer  altgemeineren  Tei^ 
breituDg  des  E.geDusseB  stand  indessen  der 
«ehr  hohe  Preis  der  Rohware  hindernd  ent- 
|;egeo.  Dies  ftndeite  sich,  als  der  E.  aufter 
m  den  Lftodem  des  Roten  Meeres  auch  in 
den  Eolonieen  der  eurofAischen  Staaten  an- 
gebaut wnrde,  deren  klimatische  und  Bodeo- 
rerh&hnisse  die  Kultur  des  E.banms  in 
weitem  Um^ge  begünstigten.  Die  Fort- 
schritte des  Plantagenbaues  in  diesen  Län- 
dern, die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel 
und  die  Entwickeluog  des  Handels  haben 
inzwischen ,  bei  sinkendeD  Preisen ,  eine 
aoBerordentliche  Zunahme  der  enrop&ischen 
Zufahren  ermöglicht  und  dadurch  den  K. 
auch  den  breiten  Volksschichten  als  Oenufi- 
mtttel  zugänglich  gemacht.  In  neuerer  Zeit 
sind  die  älteren  F^uktionsgebiete  (AM^ 
Arabieo,  gewisse  Teile  Ostaäens)  mehr  in 
den  Hintergrund  getreten,  und  es  bilden 
g^nwärtig  Brasilieu,  die  mittelamerika- 
niacdien  Republiken  und  Westindien  die 
wichtigsten  Ausfuhrländer,  neben  denen  dann 
noch  die  niederländischen  Kolonieea  in  Ost- 
indien, nameoüich  Java,  nnd  Britisch-Ost- 

Wörtcrbacb  Ut  Tolkiwiitichaft.  II.  Aofi.  Bd.  II. 


Indien  besonders  in  Betracht  kommen.  Seit 
kurzem  ist  Übrigens  auch  die  afrikanisch 
Produktion  wieder  stärker  geworden. 

Der  bedeutende  Verbrauch  an  E.  in  den 
Kulturländern  und  die  Notwosdigkeit  der 
Einfuhr  desselben  aus  ferneren,  überseeischen 
FroduktioDsgebieten  haben  den  K.  zu  einem 
Welthandelsirtikel  ^macht    Als  Mittel- 

§ unkte  für  den  E.einfuhrhandel  sind  Lon- 
on,  New  York,  Harte,  Hamburg,  Ant- 
weqien,  Amsterdam  und  Rotteroam  zu 
nennen.  Während  die  beiden  letztgenannten 
'  hollftndisdien  Häfen  haapt8&chlichf&>  Java-E., 
^  daneben  aber  auch  für  Santos-K.  in  Betracht 
I  kommen,  werden  an  den  anderen  Plätzen 
Torwi^nd  brasilianische,  amerikanisohe  und 
asiatische  Sorten  gehandelt.  Diese  Geschäfte 
.  vollzogen  sich  früher  ausschließlich  in  der 
I  Weise,  daß  entweder  der  Importeur  aus 
.  den  Produktionsländem  auf  Abladung  kauft 
I  oder  der  Verkäufer  des  Produktionslandes 
[  die  Ware  ohne  Auftrag  absendet  und  sie 
teils  „schwimmend",  teils  durch  einen  Kom- 
!  missionär  im  Einfnhrlande  nach  Ankunft 
verkaufen  läftt;  in  London,  Amsterdam  und 
Rotterdam  finden  zu  diesem  Zwecke  r^el- 
mäßige  Auktionen  statt.    Zu  diesen  Ge- 
I  Schäftsformen  ist  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
'  zehnte,  wie  in  manchen  anderen  Artikelo 
j  so  auch  im  K.geschäft  der  Terminhandel 
I  getreten.  (Vgl.  hierzu  Artt.  „Z^tgeschäfte'^ 
!  und  „Börsenwesen".) 

*  Nachdem  früher  bereits  an  der  New 
,  Yorker  Börse  Termingeschäfte  in  Bio-K. 

fjuiacht  waren,  wurde  im  Jahre  1881  das 
ermingeschäft  in  „gut  mittel  Santos*",  der 
I  wichtigsten  Sorte  für  den  VerbrMch  auf 

10 
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dem  enropftUdien  Festlande,  an  der  Börse 
zu  ßavre  eingeffihrt  Seitdem  hat  diese 
Qeschftftaform  audi  in  Hamburg  (1887)  so- 
wie an  den  meisten  anderen  oben  genannten 
Börsen  Eingang  gefanden,  ohne  indessen  — 
at^esehen  von  Hambu»  —  größere  Be- 
deutung zu  gewinnen.  In  Ha  vre,  Hamburg 
wie  auch  an  den  anderen  Plfitzen  mm 
zur  Erleichterung  der  Termingeachftfte  Li- 
quidationskassen e^ründet  worden.  Seitens 
der  am  K.terminhandel  nicht  unmittelbar 
beteiligten  Handlerkreise  ist  diese  OescbAfts- 
form  von  Anfang  an  wenig  günstig  aufge- 
nommen worden ;  mau  klagte  besonders  über 
die  durch  den  Terminhandel  hervorgerufenen 
starken  PreiBSchwankungen.  Auch  die  wie- 
derhcJt  unternommenen  übertriebenen  Hausse- 
spekulationen waren  seiner  Beurteilung 
wenig  günstig,  wie  denn  überhaupt  der 
K.markt ,  hauptsftchlich  infolge  der  wech- 
selnden Ernten,  Tielfachen  Beunmhigungen 
ausgesetzt  ist 

2.  Statistik.  Bezüglich  der  Benrteilong  der 
E.prodnktion  ist  die  Statistik  in  der  Haapt- 
Sache  anf  die  AusfnhrzifTera  angewiesen.  Letz- 
tere gestalten  sich  je  nach  dem  Emteaasfall 
von  Jähr  zu  Jahr  wesentlich  verschieden,  ao  dafi 
das  Gesamtbild  der  Produktion  und  des  Anteils 
der  einzelnen  Länder  an  derselben  sehr  dem 
Wechsel  unterliegt  Nach  Jnraschek  (s.  Lite- 
ratnr)  n.  a.  neneren  Quellen  lieferte  die  K.emte 
der  Welt  folgendes  Ergebnis: 


Jahre 

1832 

1844 

1855 

1860 

1865 
1870/71 
1876/77 

Von  den 


1000 
95 
255 

330 
330 

422 

375 
530 

Snmmeu 


Jahre 

1881/82 
1884/85 
1888/89 
1891/92 
1894/95 
1897/98 
1904/05 
des  letzten 


lOOD  t 

657 
725 
649 

714 
696 

94z 
874 

Jahres 


ent- 


fallen in  1000  t  anf  Bio  153,  anf  Santos  445. 
anf  Viktoria  23,  anf  Bahia  12,  anf  Mexiko  und 
Zentralamerika  109,  anf  Veaezuela^  Kiriombia, 
Scnador  und  Peru  48,  anf  Knba,  Portorico  und 
Britiscb-Westindien  15,  anf  Haiti  19,  anf  Afrika  12 
und  anf  Ostindien  38.  Wie  ans  obigen  Ziffern 
hervorgeht  ist  die  E.prodnktion  im  Laufe  der 
letzten  Jahrzehnte  erheblich  gestiegen;  nament- 
lich gilt  das  von  der  brasilianischen  Produktion. 

Die  Steigerung  der  E.erzengung  insbesondere 
im  letzten  Jahrzehnt  hat  die  K.. preise  insofeni 
beeinflußt  *^  sie  »it  der  Mitte  der  neunzijger 
Jahre  in  starkem  Fallen  begriffen  sind.  Zur 
Eennzeichunnar  dieser  Verhutniase  diene  die 
Statistik  der  GroßbandeUpreise  fttr  „Santos-K., 
regulär"  in  Hamburg. 


1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 


Darnach  kosteten  100  kg  in  H. 


125,1 
130,0 
108,4 
83,4 

90,7 
93,7 
81.3 
91,6 

»56,9 


1888 
1889 
1890 
1891 

1892 
1893 
1891 
1895 
1896 


>37»3 
163,7 

162,7 
149,7 
'65,4 
163,4 
157,3 
131,4 


1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
190-> 
1903 
1904 
1905 


85.0 
67,0 
62,5 
80,4 
66,3 
63,6 
56,7 
75,7 
81,6 


Auch  in  kflizeren  Zeiträumen  weiaen  die 
E.preise  erhebliche  Verschtedeuheittt  auf,  was 
auf  die  schwankenden  Emteschfitcnngoi  und  auf 
die  Tätigkeit  der  Spekulation  zurUckrafOhren  ist 

Diese  sehr  erheblichen  Preisschwankungen 
sind  natnrgemäll  nidit  ohne  Einwirknng  anf 
den  K. verbrauch  geblieben,  wenn  sich  der- 
selbe auch  entsprechend  dem  gestiegoien  Wohl- 
stände im  Lanfe  der  Jahnehnte  im  ganzen 
•tetig  gehoben  hat  ""i^  die  nachlolgaiden  Zif- 
fern für  das  Deutsche  Reich  dartnn.  Es  Ist  tob 
Interesse,  daneben  anch  den  Verbrauch  von 
Tee  zu  vergleichen,  welcher  bekanntlich  neben 
Kakao  (s.  d.  Art.  „Sehokoladenindustrie^  und 
den  billigen  Surrogaten  das  wichtigste  Ersatz- 
mittel fQr  K.  bildet  und  ohne  deren  eestdgerte 
Aufnahme  seitens  der  BevjJlkemng  der  K.ver- 
brauch  wohl  noch  mehr  zugenommen  hiUten  wttrde. 
Es  betrug  der  Jahresverbrauch  im  dentscben 
Zollgebiet  an 


•'-SÄ 


Kaffee  (roh) 


im 
ganzen 

pro  Kopf 

im 
ganzen 

pro 
Kopf 

t 

kg 

t 

kg 

20600 

1,01 

122 

0,004 

35  373 

1,25 

137 

0,004 

39810 

1.34 

172 

0,01 

49  054 

1,57 

621 

o,ai 

59770 

1.79 

646 

0,02 

65  924 

1,87 

637 

0,02 

82  827 

2,20 

748 

0,02 

93249 

2,27 

1018 

0,02 

101  366 

2,33 

1381 

0,03 

110907 

2,44 
2,38 

1564 

0,03 

1 14  263 

1912 

0,04 

122  897 

2,41 

2614 

0,05 

146  851 

2,69 

2833 

0,05 

176  239 

3,00 

2979 

0,05 

Tee 


1836/40 
1841/45 
1846/50 
1851/65 
1656/60 
1861/65 
1866/70 
1871/75 
1876/80 
1881/86 
1886/90 
1891/95 
1896/1900 
1901/1905 

Wie  sehr  in  den  Kulturländern  der  Verbrauch 
von  K.  einerseits  und  toq  Tee  andererseits  sich 
gegenseitig  ersetzen,  lehren  dieVerbranchsziffem 
der  einzelnen  Länder.  So  betrug  pro  Kopf  der 
BevKlkemng  während  der  Jahre  1^^908  der 
Verbranch  an  E.  in  kg  im  Deutschen  Beiche 
2,92,  in  England  0,32,  in  Holland  8,29,  in  Frank- 
reich 2,26  und  in  den  Vereinü^en  Staaten  von 
Amerika  4,98;  dagegen  der  Verbranch  an  Tee 
in  den  genannten  Ländern  0,0b  bezw.  ^72,  0,65, 
0.02  und  0,49  kg. 

Die  Produktion  von  Tee  läfit  sich  auch 
nicht  annähernd  feststellen.  Die  Länder,  in 
denen  Tee  in  grCBerem  Umfange  produziert 
wird,  haben  keine  zuverl&ßliche  Statistik.  Auch 
die  Ausfuhrziffem  geben  von  der  Erzeugung 
kein  riditigea  Bild,  da  ein  großer  Teil  der  Ernte 
in  den  ProduktiinugebieteB  selbst  verbrancht 
wird.  Immerhin  lawen  die  An^hnilleni  die 
Bedeutung  der  einzelnen  Produktionsläiider  er- 
kennen. Im  J.  1904/05  betrug  die  Teeansfahr 
Chinas  82,4,  Britisch-Indiens  96,6,  Ceylons  71.7, 
Japans  12^  und  Javas  (Niederi.  Ostindien)  24,0 
Hill.  kg.  Fast  die  Hälfte  des  anf  den  Weltmarkt 
kommenden  Tees  wird  von  England  bezi^n  und 
zum  weitaus  grCfiten  Teile  auch  dort  verbraucht 
(s.  obeu). 

Die  in  Hambu^  notierten  Orofihandels- 
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preise  für  Tee  („Kongo-Shanghai") betragen 
Ot  1  kg  in  IL 

1886     m6         1893     i,43         1900  M» 
IB87     1,38         1894     1,29         1901  1,32 
1688     1,31         1895     1,39         1902  1,30 
1889     1,30         1896     1,24         1903  1,30 
1660     1,3a         1897     1,22         1904  1,34 
1881     m6         1896     1,15         1905  131 
189S     1,43         1609  1^ 
Utoratwr:  FUctu,  DUgeoyrapkUcht  Ver^rtitmg 
dt»  Saffeebamme»,  Leip^  1886.  —  JBroNffler, 
J/er  K^et,  detttn  Kvttur  vnd  Bändet,  München 
1889.  —  A.  BeyerdihrfftTf  Dtr  Kaffettermin- 
Itandel,  Jahrb.  f.  NaL,  S.  F.,  Bd.  1,  S.  6^1  fg. 
H.  8i0fg.  —  IL  SannOorfert  Die  Technü  dt* 
WtUAandeit,  Wten  und  Leipzig  1900.  —  F.  v. 
JurateKtk,    Uebertichitn   der  WeUirirtachafi^ 
Jahrg.  1885—89.  Btriin  1890  (Jahnfang  1890 
hit  1909  im  Er$ehgine»  begr^tm).  —  SoHttUche* 
Jakrbudi  JBr  dat  DevUehe  Reich,  BerUn  1906 
umd  früher.  —  Slatlatit  da  DetUMchm  BeUhu 
«nrf  Viert^ahnh^  dant.  —  Naehriekta»  und 
SerichU  fi&er  Handel  und  Industrie,  nwomnen- 
fetteüt  im  Setehumt  det  Innern,  BerUn  1906 
mtdjriüker.  A.  Wtrminghatts. 


Kafteeschenken  s.  Alkoholfrage 
oben  Bd.  I  S.  71  fg. 


KakaoTerforanch 

6.  Schokoladeniadustrie. 


Kalenderstener  s.  Anfwandsteuern 
oben  Bd.  I,  S.  258^. 


KameralwissenscliafL 

Als  K.  bezeichnete  man  frflher  in  Deutsch- 
land den  Inbegriff  der  Kenntnisse,  die  zur 
richtigen  Verrattung  der  „forstlichen  Schatz- 
ond  Kentkammer'*,  d.  h.  der  DomAnen,  Ko- 
rallen und  Steuern  erforderlich  sind.  Die 
Verwaltung  der  Domänen  setzte  bestimmte 
Kenntnisse  iu  der  Land-  and  Forstwirtschaft, 
oft  audi  im  Beigbau  voraus,  imd  die  £r- 
^efangkeit  der  Kegalien  und  Steuern  hing 
von  dem  Wohlstande  der  Berdlkerung  ab. 
So  zog  die  K.  außer  der  Fioanzverwaltuog 
auch  einen  großen  Teil  der  Yolkswirtschafts- 
pditik,  der  Wohl^rtspolizei ,  der  Techno- 
log und  der  PriTatdkoaomie  in  ihren  Be- 
rcKii.  Zincke,  von  dem  das  umfassendste 
Ijehrbnch  dieeet  'Wissenschaft  h^rOhrt 
(Leipzig  1755),  tölt  sie  ein  in  dw  Ijehre 
T(ai  der  Natur  und  Beschaffeohrat  aller  Nah- 
nmgBgeschaftei  die  virtBchaftliohe  Polizei- 
vin^chaft,  die  gelehrte  Oeh>nomik  und 
die  Kammo^  und  KnaazwiBsenBchaft  Die 
£nleitong  bildet  dn  allgemeiDer  Teil,  die 
^Geoeralfikonomik"  und  die  „Oeneralpolizei- 
Wissenschaft**.  In  der  SpezialOkoaomik  tmd 
*poUsd  werden  dann  die  einzelnen  Produk- 


tionszweige sowohl  nach  der  Ökonomisch- 
technischen  wie  nach  der  wirtschaitspoU- 
tischen  Seite  behandelt  Die  Ftnanzwissen* 
Schaft  oder  Kam  raerwi  sse  nschaf t  im  engeren 
Sinne  nimmt  den  2.  Band  ein.  Im  ganzen 
bildet  die  K.  einen  Wissenskrids  von  wesent- 
lich praktischer  Tendenz.  Der  Name  wurde 
erst  im  Anfong  des  18.  Jahrh.  gebräuchlich, 
doch  rechnet  man  auch  die  älteren  deutschen 
Schriftsteller  wie  Obrecht,  Bornitz, 
ßesold,  Elock,  v,  Secfcendorff, 
r.  Schräder  zu  den  Kameralisten.  Die 
ersten  Lehrstuhle  für  Oekonomik  und  E. 
gründete  Friedrich  Wilhelm  I.  1727  in  Halle 
und  fVankfurt  a.  0.«  deren  erste  Inhaber 
Qasser  und  Dithmar  waren.  Audi  an 
anderen  Cniversitfiten  wurden  nach  und 
nach  soldie  Professuren  errichtet ;  in  Kaisers- 
lautern bestEuid  SMar  eaae  Zeitlang  mne 
kameralistisohe  Hochschule,  die  siAter  mit 
der  philosophischen  Fakultät  eu  Hadelberg 
verschmolzen  wurde.  Auch  an  Grundrissen 
und  Lelirbüdiem  der  K.  war  kein  Hangd. 
Besondere  Herroriiebung  verdient  t.  Justi, 
der  den  Uebeigang  von  der  K.  zur  Volks- 
wirtschaftslehre und  Finanzwissenschaft  im 
heutigen  Siune  vorbereitet  hat.  IHe  syste- 
matische Behandlung  ,^er  Ökonomischen 
und  K.  die  zur  R^erung  eines  Landes  er- 
fordert werden",  faßt  er  u.  d.  T.:  „Staats- 
wirtschaft"  zusammen  (Leipzig  1755).  Die 
Polizei  Wissenschaft  (in  dem  Smoe  wie  sie 
in  neuerer  Zeit  noch  B.  v.  Mohl  auffaßte) 
behandelte  er  systematisch  in  einem  beson- 
deren Werke  (0httingen  1756)  und  auch  das 
Finanzwesen  stellte  er  zum  erstenmale  in 
selbständiger  Systematik  dar  (Halle  1766). 
Auch  tritt  bei  v.  Justi  das  theoretische 
Element  weit  mehr  hervor  als  bei  den  älte- 
ren Eameralisten.  Aus  dem  neunzehnten 
Jahrhundert  sind  als  Vertreter  der  K.  nur 
zu  nennen  Schmalz  (Eocyklopädie  der  K. 
2.  Aufl.  Königsberg  1819),  der  als  Physio- 
krat  auch  die  theoretische  Volkswirtschafts- 
lehre berflcksichligte ,  und  Baumstark 
(Kameralistische  Encyklopädie,  Heidelberg 
1835).  Hau  hatte  bereits  in  seiner  Schrift 
über  die  K.  (Heidelbei^  1825)  dieses  wissen- 
schaftliche Konglomerat  aufgelöst,  indem  er 
die  private  und  technische  Oekonomle  von 
der  Öffentlichen  oder  politischen  trennte  und 
diese  in  Volkswirtschaftslehre,  Volkswirt- 
schaftspolitik und  Finanzwissenschaft  teilte. 
In  Baden,  Hessen  und  Württemberg  haben 
Übrigeos  die  künftigen  Beamten  der  Finanz- 
verwaltung  nochimmerdoiqkameralistischen" 
Studien  kreis  durchzumachen,  der  au(di  noch 
naturwissenscdiaftliche  und  technische  Vor- 
lesungen einschließt  Daß  solche  Kenntnisse 
auch  für  den  ei^tlidten  Verwaltungsbe- 
amten, dem  technische  Sachverständige  zur 
Seite  stehen,  von  großem  Werte  sind,  ist 
unbestreitbar,  und  daher  hat  die  in  Berlin 

10» 


Digitized  by  Google 


148 


Kameral  Wissenschaft — Kanäle 


gegründete  „Vereinigimg  fflr  staatswissen- 
schaftUche  Fortbildung'*  (neben  der  jetzt  auch 
eine  ähnliche  in  Cöln  besteht)  sich  mit 
Recht  auch  die  Aufgabe  geutellt.  die  an- 
gehenden Beamten  auch  mit  der  technischen 
Seite  des  Wirtschaftslebens,  namentlich 
durch  Exkursionen,  bekannt  zu  machen.  Vgl. 
hierüber  den  Art.  „Staats^ssenschaftliche 
Fortbüdung".  LrtIs. 

Kftmmerdgater. 

Im  patrimonialen  nnd  absoluten  Staate  xer- 
stand  man  unter  Kammergüter  daqenige,  was 
man  heute  mit  dem  Ausdrack  Domänen  belegt, 
also  im  wesentlichen  den  Grundbesitz  der  Krone, 
der  prim&r  zur  Bestreitnn^  der  öffentlichen  Aus- 
gaben bestimmt  war.  Diese  Bezeichnimg  ist 
gegenwärtig  mehrfach  noch  im  Finanzwesen  der 
U-emeiuden  üblich.  Hier  versteht  man  anter 
„E."  den  städtischen  Orondbesitz,  insoweit 
er  das  FinanzvermÖgen  der  Oemeiiuie 
bildet,  zur  Eraielnng  von  geldwirtechaftlichen 
Einkflnften  dient  Die  TL  nehmen  itäiet  im 
Stadthansbalte  die  gleiche  Stellnns  ein  wie 
die  Domänen  im  Staatshanshalte.  Den  Gegen- 
satz hierzu  bilden  die  gemeindlichen  Allmend- 
ffQter,  das  nicht  aufgeteilte  Omndeigentnm  einer 
Gemeinde,  das  in  gemeinschaftlicher  Nntznng 
sämtlicher  Gemeindegenossen  steht,  wie  gemein- 
schaftliche Weiden,  Hntnngen  und  dgl  mehr. 

Vgl.  Alt.  HGemeindefinanzen",  oben  Bd.  I 
S.  B42fg.  Max  von  HeekeU 


KanUe. 

(Schiffahrtskanäle.) 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Entwickelang. 
3.  Volkswirtschaftliche  Bedentang.  4.  Kanal- 
poUtik. 

1.  Begritt  und  Arten.  K.  mnd  künst- 
lick  in  die  Erde  g^rabene  Wasserlftufe, 
die  Yeikehnawecken  zu  dienen  bestimmt 
ednd.  Nur  in  diesem  Sinne  kommt  das 
Wort  fOr  das  Veikehrsvesen  in  Beteacht 
Dabei  ist  nicht  zu  QberseheD,  daß  mit  K. 
TielfBch  außer  den  Verkehrszwecken  auch 
andere  Zwecke  verfolgt  werden  und  daß 
deshalb  bisweilen  die  Angrenzung  Schwierig- 
keiten bereitet.  Für  den  Verkehr  sind  m 
erster  ßeihe  die  Schiffahrts-K.  von  Bedeu- 
tung, also  diejenigen,  auf  welchen  Schiffe 
fortbewegt  werden  sollen.  „Fiöß-K."  (zum 
Hinableiten  von  Flößen)  und  „Trift-K."  (zum 
Hinabtreibenlassen  von  Baumstämmen  usw.) 
treten  an  Bedeutung  so  sehr  hinter  den 
Schiffahrts-K.  zurück,  daß  sie  hier  Über- 
gangen werden  können. 

Die  Schiffahrts-K.  dienen  zum  kleineren 
Teil  dem  Seeschiffsverkehr  und  verbinden 
dann  entweder  zwei  Meeresteüe  miteinander 
oder  ein  Binnengewässer  mit  dem  Meer 
(See-K.).  Auch  die  Vertiefungen  der  unteren 
Stromstrecken  behufs  Erleichterung  des 
Verkehrs  von  Seeschiffen  werden  —  wenn 


auch  nicht  ganz  zutreffend  —  Öfter  als 
See-K.  bez^chnet  Die  meisten  XeradlieioMi 
als  Eigänzansen  der  Binnenwasserstraßen 
(Binnen-K.).  Die  Binnen-K.  laufen  entweder 
neben  einem  Flusse  einher(Seiten-E.,  Lateitü- 
K.)  oder  verbinden  mehrere  Strom^biete 
unter  Uebei  windung  der  Wasserscheide  (K. 
mit  Scheitelstreckeu,  Wasserscheiden-K). 

Einzelne  K.  dienen  lediglich  dazu,  einen 
seitlich  von  einer  natürlidien  oder  künst- 
lichen Wasserstraße  li^uden  Ort  an  diese 
Wasserstraße  anzuschheßen ,  und  heißen 
„Stich-K". 

Aehnlich  wie  bei  Landstraßen  und  Eisen- 
bahnen unterscheidet  man  auch  wobl  Haupt- 
K.  und  Neben-  (Sekundär*)K.,  je  nachdem 
sie  dem  Femverkehr  oder  dem  Nahverkehr 
vorzugsweise  dienen.  In  Frankreich  ist  durch 
G.  V.  5./V1II.  1879  diese  DnteiBcheidung 
(„lignes  principales"  und  ,Jignee  second^res") 
ausdrücklich  anerkannt.  Im  all^meinen  läßt 
sich  eine  solche  Scheidung  freilich  schwer 
durchführen,  da  ein  Kanal,  der  als  Glied 
eines  Wasserstraßennetzes  erscheint,  nur 
ausnahmsweise  auf  den  Nahverkehr  einge- 
schiänkt  ist 

Die  kanalisierten  Flüsse  (s.  Art.  „Binnen- 
schiffahrt*' oben  Bd.  I  S.  471  fg.)  können  nicht 
den  K.  im  eigentlichen  Sinne  zugerechnet 
werden,  da  sie  ein  künstlich  angelegtes  Bett 
nicht  haben.  Bisweilen  ist  aber  das  mensch- 
liche Eingreifen  bei  kanalisierten  FlQssen  su 
ausschlaCTebend,  daß  sie  in  ihrer  Wirkung 
den  K.  ^ichkommeu. 

8.  Entwlokefauw>  In  dem  Art.  ,3uinen- 
schiffahrt*'  ist  die  Entwickelang  in  ihren 
Hauptzügen  schon  geschildert  Daoadi  reicht 
der  Kanaibaa  bis  in  sehr  alte  Z^ten  zurQc^ 
aber  sdne  Hauptentwidcelung  gehört  der 
nenen  und  neuesten  Zeit  an,  wnl  erst  diese 
wirksamere  Mittel  zor  Ueberwindong  der 
Höhenunterschiede  und  zar  Speisung  der 
K.  z\u:  Verfügung  hatte.  Von  den  größeren 
Staaten  des  europäischen  Festlandes  haben 
namentlich  Frankreich  und  Deutschland  den 
Kanalbau  gepflegt  und  an  der  Verwirk- 
lichung des  Gedankens,  mit  Hilfe  der  K. 
ein  vollständiges  WasserstnSmsyatem  zu 
schaffen,  gearbeitet. 

Frankreich,  das  erste  Land,  welches  die 
Kammei-schleuse  beim  Kanalbau  in  großem 
Maßstabe  verwandte,  hat  schon  im  17.  Jahrh. 
isehr  bedeutende  KaaaJbauten  unternommen, 
1C42  wurde  der  Kanal  von  Briare  zur  Ver- 
bindung der  Seine  und  Loire,  1684  der 
Canal  du  midi  zur  Verbindung  der  Qaronne 
mit  den  Flüssen  Aude,  Orb  und  H6rault 
vollendet.   Im  18.  Jahrb.  sind  von  wichtigen 
Kanalbauten   die  Veri)indungen  zwischen 
Somme  und  Schdde.  Yonne  und  Doubs, 
Loire  und  SaOne  vollendet  worden.  Bis 
iEnde  des  18.  Jahrh.  waren  etwa  1000  km 
.Schiffiahrts-K.inFrankreiohentehuiden.  Nach 
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der  Reflation  trug  uch  die  Seg^eruDg  mit 
jn^en  Pttnen  aal  diesem  Geluete.  Nur  ein 
ääoer  Brnditeil  komite  davoa  in  jener 
«ttSmiisdiai  Zeit  TerwirUidit  verden.  Im 
Jahre  ISlti  vnrde  abermals  ein  umfassendes 
KaoalfnogEunm  aufgestellt,  von  dem  natür- 
iiiJi  ziinSchet  nur  ein  kleiner  Teil  ausgeführt 
wuide.  Immerhin  stieg  bis  1830  die  Länge  der 
S<hiffahrt8-K.  auf  2100  km;  die  Ausfabrung 
erfülle  zum  grCfieren  Teil  auf  Staatsrechnung. 
Die  staatliche  Pflege  des  Kaoalbaues  hielt 
aikrb  QOter  Louis  Philipp  an;  während  seiner 
wurden  1700  km  Schiffahrts-K. 
-^'iffoet  £rBt  ^gen  Ende  der  40  er  Jahre 
:ieä  die  Tätigkeit  auf  diesem  Gebiete  nach, 
'ia  die  großen  Eiaenbahnlinieu  jetzt  zunächst 
•'ine  erhShte  Fürsorge  feinden.  Aber  schon 
l^ij»  begann  eine  neue  Forderung  des  Eanal- 
wesens.  und  mehr  als  800  km  neuer  K. 
vaien  bis  1870  hinzugekommen.  Die  dritte 
R^ublik  mußte  sich  zunächst  aus  finanziellen 
RücbichteQ  eine  gewisse  Zurückhaltung  auf- 
•rlegen,  ohne  indes  ganz  imtfttig  zu  bleiben, 
bis  Wurde  dann  von  Freycioet  sowohl  für 
■las  Eisenbahnwesen  als  auch  fflr  die  Wasser^ 
-trafien  ein  großes  Pn^ramm  aufgestellt, 
•las  u.  a.  die  Verbesserung  Ton  4000  km 
FlnBlänfen  und  3600  km  K.  sowie  den  Bau 
vno  1400  km  neuen  K.  mit  einem  Aufwand 
von  750  Hill.  Free,  (darunter  550  Mill.  Frcs. 
für  Eanalbauten)  vorsiüi.  Tatsächlich  wurde 
•Wr  Nadidruck  auf  Verbesserung  det  vor^ 
haofleoen  Wosserl&ufe  gel^^  A!d  neuen  K. 
^  nur  rand  600  km  mnzugdKHnmen.  1895 
varm  4913  km  K.  Torhuiden,  Ton  denen 
4779  km  im  Jahre  1895  tatsächlich  beEahren 
winden.  Im  Jahre  1903  dienten  nach  den 
Feststelliugen  des  Fmaz.  Hinistaiums  der 
''(FenÜichm  Arbdten  der  Binnenschifbhrt 
■atstchUdi  4647  km  darunter  Hauptlinton' 
mit  wenigstens  2  m  Wassertiefe  3288  km. 

In  Deutschland  hat  im  17.  u.  18.  Jahrb. 
nnr  Bnndenburg-Preußen  K.  geschaffen, 
^'ichtig  sind  ron  den  älteren  E.  oament- 
iith  (W  Finow-Kanal  (zwischen  Havel  und 
'  hier)  und  der  Friedrich- Wilhelm-Kanal 
(Eviscben  Spree  und  Oder)  aus  dem  17.  Jahrh. 
anU  der  Bromberger  Kanal  (zwischen  Netze 
)iad  Brahe)  aus  dem  18.  Jahrh.  Durch  diese 
K.  varen  das  Elbe-,  Oder-  und  Weichsel- 
^•■tiiet  miteinander  in  Verbindung  gebracht 
«urden.  Bis  1886  waren  in  Deutschland 
uch  den  Zusammenstellnngen  von  Kurs 
im  fiandwijrterbudi  der  Staatawissenschaften 
■a  ogoktlidien  Binnenschiffahrts-K.  (ohne 
UDalisierte  Flfisse  und  Moor-K.  und  ohne 
•lie  zu  kfinatlichen  Schiffahrtsstraßen  ge- 
^'innden  Binnenseestrecken)  454,73  km  ge- 
i«ut  Bis  1S70  kamen  397,64  km  hinzu, 
*wi  1871  bis  1900  457,04  km.  Außerdem 
vwleo  1871  in  den  R^chslanden  369  km 
•IbtnomneiL.  Rechnet  masi  dazu  noch  die 
1U9  tan,  deren  Herstellungszeit  unbestimmt 


ist,  so  ergeben  sich  fflr  1900  1823,3  km 
{eii»chl.  ^  Kaiser- Wilhelm-Kanals)  eigent- 
licher Schiffiahrts-K.  Ffir  das  Jahr  1903  ist 
die  Länge  der  eigentüdien  Sciüffahrts-K. 
im  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich  auf 
2073,8  km  berechnet,  wovon  587,5  km 
auf  das  Em^biet,  418,6  km  auf  das  Rhein- 
gebiet, 383,8  km  auf  die  Märkischen  Wasser- 
straßen entfallen.  Auch  in  Deutschland  war 
das  Interesse  an  den  K.  eine  Zeitlang  er- 
schlafft, hat  aber  seit  Jlitte  der  70  er  Jahre 
—  zum  Teil  infolge  der  Wirksamkeit  des 
1869  g^ründeten  „Zentral  Vereins  für  Hebung 
der  Fluß-  und  Kanalschiffahrt"  —  wieder 
erheblich  zugenommen.  Dabei  dreht  es 
sich  sowohl  um  Erhöhung  der  —  zum  Teil 
sehr  geringen  —  LeistungsÄhigkeit  vor- 
handener K.  als  auch  um  den  Ausbau  neuer 
Linien. 

Das  deutsche  Kanalnetz  bedarf  nament- 
lich westlich  der  Elbe  wichtiger  Ei^nzun- 
gen.  Elbe,  Oder  und  Weichsel  sind  —  wie 
gesagt  —  infolge  der  eingebauten  K.  mit- 
einander schon  m  Verbindimg  gebracht,  und 
es  bedarf  hier  nur  noch  gewisser  ergänzender 
Linien  und  der  Verbesserung  des  Vorhan- 
denen. Westlich  der  Elbe  fehlt  die  schiff- 
bare Verbindung  der  Stromgebiete  von 
Rhein,  Ems,  Weser  und  Elbe.  Erst  durch 
eine  Kanalverbindung  zwischen  diesen  Ge- 
bieteo  („Mittellandkaoal^)  würde  Deutschland 
ein  wirkliches  Wasserstiaßensystem  erhalten, 
das  dimih  Kanalisierung  der  Mosel  mit  dem 
fnmzfisiBchen  Wasseratraßens^tem ,  durch 
Verbesserang  des  Donau -Main  (Ludwig)- 
Kanals  und  durch  Ausbau  des  Donau-Mol- 
dau-EHbe-Kuials  und  des  Donau-Oder-Kanals 
mit  dem  Donaugebiet  in  Verbindung  gebracht 
WOTden  wfirde.  Durch  das  preuB.  Or.  t. 
14V.  1905  ist  nicht  der  Mittellandkanal  im 
vorstehenden  Sinne,  sondern  u.  a.  ein  Schiff- 
fahrtfikanal  vom  Rhein  Ins  zur  Weser  vor- 
gesehen . 

8.  Volkswirtschaftliche  BedentnnK. 

Als  Verkehrsweg  werden  die  K.  niemals 
für  alle  Stufen  des  Verkehrsbedürfoisse  in 
Betracht  kommen  können.  Ganz  abgesehen 
von  dem  schon  im  Art.  „Binnenschiffahrt"- 
hervorgehobenen  Umstand,  daß  die  Ver- 
zweigungsfähigkeit der  K.  sowohl  aus  natür- 
lichen als  auch  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
nicht  so  groß  iet  wie  die  der  Eisenbahnen 
und  Landstraßen,  liegen  in  der  Beschi^en- 
heit  der  K.  selbst  gewi^  Schranken.  Nur 
bestimmte  Schiffsformen  sind  auf  den  K.  ^ 
wegen  der  in  der  Regel  beschränkten  Quer- 
schnitte gut  anwendbar,  und  auch  bei  der 
Auswahl  der  Fortbewegungsmittel  ist  man 
weniger  frei  als  auf  großen  Strömen,  da 
starke  Schiffsmaschinen  das  Wasser  so  sehr 
bewegen,  daß  die  Kanalufer  gefährdet  werden. 
Die  Geschwindigkeit  läßt  sich  auch  bei 
Dunpfern  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Ufer 
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nidit  Über  eine  bestimmte  Grenze  hiiums 
steigern.  Deäialb  werden  vidfach  die 
zcüAssieen  höchsten  GteschwiudigkeiteQ  be- 
hördlich festgesetzt,  z.  B.  auf  7,5  km  ia  der 
Stunde  auf  dem  Finow-EanaL  auf  12  km 
auf  dem  hdländischen  Merwede-Eanal,  auf 
15  km  auf  dem  holübdischen  Kanal  van 
Voorne  usw.  Die  Abmessungen  der  K. 
spielen  dabei  eine  große  ftolle.  Tats&chüch 
bleiben  die  erzielten  Reisegeschwindigkeiten 
gewöhnlich  bedeutend  hinter  den  zulässigen 
Fahrgeschwindigkeiten  zurück,  weil  großer 
Verkehr,  Durchschleusungen,  Hebungen  und 
Senkungen  durch  Schiffshebewerke,  Passieren 
von  Brücken  u.  d^l.  sehr  aufhalten.  Auf 
den  Eamdnetzen  bei  Berlin  und  Paris  kommt 
man  im  Durchschnitt  über  2^/3  bis  3  km  in 
der  Stunde  nicht  hinaus.  Im  allgemeinen 
werden  auch  auf  guten  K.  5  km  in  der 
Stimde  nicht  überschritten.  Auf  dem  sehr 
leistungsfähigen  Kanal  van  Voome  ist  der 
Durchschnitt  7^/3  km  in  der  Stunde.  Für 
schnellen  Verkehr  sind  also  die  K.  nicht 
geeignet  Auch  bereiten  die  Frost&törungen 
auf  K.  oft  für  längere  Zeit  dem  Verkehr 
Hindemisse.  In  Schweden  sind  die  K.  140 
bis  170  Tage,  der  Masurische  Kanal  ist  130 
bis  150  Tage,  der  Brombereer  Kanal  100—130 
Tage,  die  K.  zwischen  Craer  und  Elbe  sind 
40—100  Tage  wegen  Eissperre  nicht  benutz- 
bar. Die  K.  sind  in  diesen  Dingen  anderen 
Verkehrswegen  nicht  ebenbürtig,  wenn  sie 
audi  auf  der  anderen  Seite  weniger  als  die 
Flüsse  durch  wechselnden  Wasserstand  beein- 
trächtigt werden. 

Die  Bedeutung  der  K.  liegt  vor  allem 
daria,  dafi  sie  das  Stronmetz  ergibizen  und 
einen  biU^n  Wasserverkehr  ermO^chen. 
Alle  Untersuchungen  eigeben,  daB  im  all- 
gemeinen die  K.  billigere  Frachten  «mOg^ 
uchenals  die  Eisenbalmea  und  LuidstraBen, 
wenn  auch  Ausnahmen  vorkommen.  Dieser 
Hauptvorzug  der  K.  ist  ausreichend,  um 
ihuen  eine  besondere  Bedeutung  fttrdiejenigen 
Teile  des  Verkehrs  zu  verschaffen,  bei  welchen 
es  in  erster  Linie  auf  die  Bilhgkeit  ankommt. 
Die  K.  nützen  mit  ihren  billigeren  Frachten 
nicht  nur  den  Gebieten,  die  ihnen  unmittelbar 
benachbart  sind,  sondern,  sofern  sie  als  Glied 
eines  leistungsfähigen  Wasserstraßennetzes 
erscheinen,  auch  ulen  den  Gebieten,  nach 
denen  die  transportierten  Güter  —  ohne 
ernstUche  Beeinträchtigung  ihrer  Be- 
schaffenheit —  auch  unter  Berücksichti- 

Sng  der  Ausgaben  für  die  anschließende 
ndstraßen-  oder  Eisenbahn  beförderung 
im  ganzen  mit  geringeren  Kosten  gebracht 
werden  können  als  lediglich  auf  Land- 
straßen und  Eisenbahnen.  Das  wirkt  auf 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  weiter  Ge- 
biete zurück.  Diese  Ferawirkung  der  K. 
ist  durchaus  nicht  gering  zu  veranschlagen, 
vorausgesetzt,  daß  sie  richtig  konstruiert, 


zweckmäßig  geführt  und  in  ein  grofies  Netz 
eingegliede^  sind.  Sie  vollen  Yor^e  k&m«! 
freilich  erst  dann  wzielt  werden,  wma  das 
ganze,  aus  natürlichen  und  künsüüdien  Wasaer- 
wegön  zusammoigeBetzte  Netz  mfi^chst 
einheitliche  und  auf  groBe  Fahrzeuge  zu- 
geschnittene Abmessungen  zeigt.  Von  dieser 
idealen  Gestaltung  ist  man  zuzreit  allent- 
halben —  auch  in  Deutschland  und  Frank- 
reich —  noch  weit  entfernt. 

Die  militärische  Bedeutung  der  K.  als 
Glieder  eines  leistungsfähigen  WasserstraSen- 
netzes  im  Kriegsfall  beruht  vor  allem  darauf, 
daß  sie  die  Eisenbahnen,  die  in  solchen 
Zeiten  für  den  Aufmarsch  der  Heere  und 
für  die  rasche  Nachführung  von  Lebens- 
mitteln und  Kriegsmaterialien  bis  zur  Grenze 
ihrer  Leistungsfilhigkeit  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  durch  Uebemahme  wichtiger 
Teile  des  Güterverkehrs,  des  Rücktransportes 
von  Kranken  und  Verwundeten  u.  dgl. 
wesentlich  entlasten  können.  Für  die  eigent- 
hchen  Operationen  der  Feldarmee  werden 
die  K.  in  der  Reget  nicht  mehr  —  wie 
z.  B.  im  18.  Jahni.  —  unmittelbar  ent- 
scheidend sein;  aber  jene  £kitla8tung  der 
Bahnen  bedeutet  eine  wertvolle  mittelbare 
Erleichterung  der  Operationen. 

Mit  den  K.  lassen  sich  auch  für  die 
Bodenverbesserung  unter  Umständen  Vorteile 
erreichen ;  die  Gewinnung  nutzbarer  Wasser- 
kraftanlagen ist  unter  Umständen  ebenfaüls 
möglich,  so  daß  die  Bedeutung  der  K.  nicht 
immer  auf  die  eigentlichen  Schiffahrtszwecke 
beschifinkt  bleibt 

4.  KanalpoUtik.  Die  E.  sind  für  die 
Gesamtinteressen  zu  bedeutsam,  als  daß 
nicht  der  Staat  sich  stets  das  OberaufsiditB- 
redit  über  das  Eaoalwesen  üchem  sollte. 
Die  Ausgestaltung  des  Netzes  und  die  Aus- 
wahl der  Abmessungen  u.  dgl.  kann  nicht 
lediglich  dem  zufiUligen  Einfluß  der  privaten 
Erwerfosintereeseu  anheimgestellt  werden. 
Selbst  da,  wo  der  Kanalbau  dem  privaten 
Unternehmungsgeist  überlassen  wini,  muß 
sich  deshalb  der  Staat  durch  die  Kon- 
zessionserteilung  den  nötigen  Einfluß  sichern. 

In  England  hat  beim  Kanaibau  dieses 
Konzessionssystem  ^herrscht.  Die  voll- 
kommene Freiheit,  die  in  diesen  Dingen  in 
England  bestand,  hat  dazu  geführt,  daß  die 
Eisenbahngesellschaften  den  größten  Teil 
der  K.  an  sich  brachten,  um  sie  entweder 
zur  Beförderung  von  Gfttera  zu  benutzen, 
die  auf  dem  Schienenwege  nicht  erwünscht 
waren,  oder  um  sie  eingehen  zu  lassen  und 
das  so  gewonnene  Gelände  anderweitig  zu 
verwerten.  Aehnlich  gin^  es  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amenka.  In  Schweden 
und  Norwegen  spielte  ebenfalls  das  Kon- 
Zessionssystem  eine  wesentliche  Rolle;  aber 
der  Staat  bat  hier  mit  Sabventionen  nach- 
geholfen. 
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In  fWkreicti  dag^en  herrschte  und 
hoTsdit  der  Bau  auf  Staatskosten  durchaus 
vor.  Im  17.  und  18.  Jahrh.  war  das  Eon- 
aeasionssyatem  zwar  wiederholt  in  An- 
wendung gebracht  worden,  die  französische 
Republik  beseitig  aber  seit  1790  durch 
Konftskationen  die  meisten  früheren  Kon- 
zessionen. Das  G.  T.  20VV.  1804  erklärte 
sftmtliche  Wasserstrafien  als  Staatsdomäne. 
Doch  war  kurz  vorher  wieder  mehnuals  zu 
Eoozessiouen  g^rifien  worden.  Die  Eriegs- 
nSte  der  fnlgeDoen  J^ure  fOhrten  sogar  zum 
Verkauf  mehrerer  Staats-E.  Auch  in  den 
oflidisten  Jduzdintra  kamen  noch  Etm- 
zesöonen  vor.  Daneben  wurde  zeitweilig 
laut  G.  T.  5./VIIL  1821  uud  14/ym.  1822 
«ine  Heranziehung  privater  Anl»hen  mit 
Beteiligung  der  pnvaten  Gddgeber  am 
fidoeewinn  und  laut  G.  v.  6./VL  1843  eme 
Baiulfe  von  intereeüerten  Departements, 
Oemeinden  eta  angewandt  Auf  solche  Bei- 
hilfen bezw.  VorsdiOBse  griff  die  Regierung 
auch  in  den  70er  Jahren  zurück.  In  der 
Huiptsache  aber  ist  seit  Beginn  der  tiOer 
Jahre  Bau  und  Unterhaltung  der  E.  vom 
Staat  bewirkt  worden,  imd  von  den  Frivat-K. 
wurde  ein  erheblicher  Tdl  für  den  Staat 
erworben.  Nachdem  das  G.  v.  5./Vin.  1879 
die  Unterscheidung  in  „lignes  principales'* 
und  „lignes  secondaires"  eingemhrt  hatte, 
fiel  Bau  und  Verwaltung  der  Hauptlinien 
ausschlieBlich  dem  Staat  zu.  Tat^chlich 
waren  1908  von  den  schiffbaren  und  be- 
fahrenen £.  (4847  km)  nur  245  km  nicht 
in  den  Händen  des  Staates,  wovon  der  grOBte 
Teil  der  Südbahngesellschaft  gehOrt 

In  Deutschland  hat  ebennüls  die  staat- 
lidie  Betätigung  stets  im  Vordergründe  ge- 
standen. I^och  nicht  100  km  der  eigent- 
lichen Schiffahrts-K.  sind  im  Eigentum  von 
Gemeinden,  Privaten  und  Genossenschaften. 
Alle  wderen  sind  Staats-E.,  und  zwar  liegt 
der  grCSte  Teil  in  der  Hand  des  preufiischen 
Staates,  neben  dem  Bayern  und  das  Reich 
(für  ElsaB-Lothringen)  noch  eine  wichtige 
Bolle  als  Kanaleigentflmer  spielen.  RuSland 
mid  Oesterreich  haben  gleichfalls  fast  aus- 
schUeitlich  Staats>E.  In  Belgien  gehören 
die  mit  Gebühren  bel^;ten  E.  meist  dem 
Staate,  dn  kleinerer  Teil  den  Provinzen, 
Oemeinden ,  Wassergenoasenschafteu  imd 
konzessionierten  Fiivslen.  In  HoUaod  da- 
gegen gehOrt  nur  der  kleinere  Teil  dem 
Staat  Bei  den  ttbrigen  K.  sind  Provinzen, 
Gemeindeo  und  Wassei^enossenschaften  und 
in  erheblich  geringerem  Umfange  auch 
fVivate  als  Eigentümer  zu  verzeichnen. 

Im  allgemeinen  mufi  es  als  richtig 
angesehen  werden,  daß  der  Staat  den  Bau 
und  die  Unterhaltung  von  E.  mit  nennens- 
werter Femwirkung  selbst  Übernimmt  Bei- 
hilfen kleinerer  Verbände  und  bestimmter 
Interessentengruppen  sind  dabei  nicht  zu 


beanstanden,  wenn  für  sie  ein  besonderer 
Vorteil  aus  der  Anlage  nachweisbar  ist. 
Niw  K.  von  vorwiegend  lokaler  Bedeutung 
dürften  unter  Wahrung  des  Oberaufsichts- 
rechtes des  Staates  den  kleineren  Verbänden 
oder  Privaten  ganz  zu  fiberlassen  sein. 

Der  ei^nuiche  Schiffahrtsbetrieb  auf 
den  E.  bleibt  dagegen  im  allgemeinen  den 
Privaten  fiberlassen.  Unter  Umständen 
kdnnen  aber  staatliche  Subventionen  für 
private  Schiffahrtsbetriebe  oder  auch  die 
Uebemahme  des  ganzen  SchifGahitsbetriebes 
oder  bestimmter  Teile  desselben  auf  den 
Staat  dem  allgemdnen  Interesse  eatspredien. 
Das  rält  in  entsprechender  Wäse  audi  ffir 
das  Bängreifen  anderer  Stufen  der  öffimt- 
licheo  Gewalt 

Wie  die  Erhebung  von  Gebühren  auf 
den  E.  zu  bemteilen  ist,  wurde  b^ite  im 
Art  „Binnenschiffahrt^*  erläutert;  auf  diesen 
Artikel  ist  auch  bezüglich  der  Eanalfnu^ten 
zu  verweisen. 

Literatur:  In  dem  Art.  „Binnetuchiffakrt"  üt  die 
eitachlägige  «tiehtige  Literatur  «ehon  erwähnt. 
Genauere  ^ngoAm  find  in  der  Frankeatleintehen 
BibUogmpkü  *u  van  der  Borght,  „Z)im  Ter- 
ibeArwewn",  Le^*ig  2894,  tu  ßndm.  Von 
n0ti«rm  ßrieheinungen  verdienen  ßivilknuny: 
8ax,  „Trantport-  und  KommuniJcatimtweeen^\ 
in  Schänberp,  4.  Aufi.,  Bd.  i.  —  Ä  r.  Kauf' 
mann,  Die  Eitenbaknpolitik  Frankreich»  (Stutt- 
gart 1S96),  Bd.  2,  S.  564 — S66.  —  Victor  Kurs, 
Tabetlariache  Naehriehten  über  die  flößbaren  und 
aehiffbaren  Wataerstraßen  de*  Deultehen  Reichet, 
Berlin  1894.  —  Deraelbe,  „Sehiffahruatrcifien 
im  Deutschen  Setehf  ihre  hieherig«  und  xvküi\f. 
tige  Entwidmung  und  ihre  gegenwärtige  wirt. 
»ekaföiehe  und  fiaanMitUe  Autnutmng",  Jahrb. 
/.  A'aL,  S.  K  Bd.  10,  S.  641— 70S.  —  DeraeUHi, 
Art.  „Kanäle'',  H.  d.  St..  S.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  S/g. 
—  Zahlreiche  At^ftätte  und  Berichte  über  Fach' 
vereine  und  Bmgrette,  in  der  ZeitteAr.  /.  Binnen- 
tehifftJai.  B.  van  dtr  Borght. 


Kapital. 

1.  B^riff.  2.  X.  im  volkawirtschaftlichen 
und  im  privatwirtschaftllchen  Sinne.  3.  Stehen- 
des und  nmlanfendea  E.  4.  Entstehung  und 
Untergang  des  E. 

L  B^riff.  Unter  K.  verstand  man  ur- 
sprünglich die  „Hauptsumme"*  einer  Geld- 
schuld von  der  die  Zinsen  »neu  bestimm- 
ten Prozentsatz  ausmachen.  Der  B^riff 
beschränkte  si<^  idso  auf  das  durch  Aus- 
leihen gewinnbrin^ttd  aogde^e  Oeldver- 
mögen,  das  wir  jetzt  als  Leih-E.  zu  be- 
zeiäinen  pflwen.  Bei  der  fortschreitenden 
Ausbildung  der  Geldwirtschaft  mußte  man 
aber  bald  oemerkeo,  daS  das  GeldvermOgen 
sich  auch  auf  andere  Art  nutzbar  machen  lasse 
als  auf  dem  Weg  des  Darlehens  oder  des 
sonstigen  Ereditgewährens :  man  konnte  für 
Geld  Waren  kaufen  und  diese  mit  Gewinn 
wieder  verkaufen  und  es  lag  nahe,  auch' 
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das  auf  solche  "Weise  angel^te  Geld  als  K. 
zu  bezeichnen.  Eine  weitere  Ausdehnung 
des  £.begnffes  fahrte  dann  dazu^  daß  ihm 
nicht  nur  das  Warenhaodels-K.  imtergeord- 
net  wurde ;  sondern  auch  das  zum  Ankauf 
von  Rohstoffen  und  Arbeit,  überhaupt  zur 
Unterhaltung  eines  produktiven  Betriebes 
verwendete  Qeldvermögen.  Es  dauerte  indes 
lange,  bis  sich  ein  fester  wissenschaftlicher 
Sprachgebrauch  dubüigerta  Quesnay  spricht 
nur  gd^ntlich  von  Kapital,  in  der  R^l 
aber  von  „avances"  und  er  unterscheidet  — 
zunächst  für  die  laadwirtschaftliche  Produk- 
tion —  avances  primitives  und  avances  an- 
nuelles.  Er  hebt  dabei  hervor ,  daß  die 
„avances"  nic^t  von  der  Geldmenge  ab- 
hängen. Die  „fonds"  derselben  seien  viel- 
mehr die  Gebäude,  das  Vieh,  das  Saatgut, 
die  Rohstoffe,  die  Möbel  und  Werkzeuge 
aller  Art.  Das  Geld  habe  nur  eine  unter- 
Keordnete  Bedeutung.  Adam  Smith  führte 
die  Untffl^eidung  von  stehendem  und  um- 
laufendem K.  Bcmrl  durch  und  stellte  da- 
neben auch  noch,  den  Begriff  des  „stock 
for  immediate  consumtion"  auf,  der  den  von 
den  Besitzern  zu  ihrem  konsumtiven  Ge- 
brauch und  Verbrauch  b^timmten  Güteiv 
bestand  umfaßt,  wahrend  ate  K.  der  Güter- 
vorrat bezeichnet  vrird,  der  zur  Erzielung 
eines  Einkommens  oder  Gewinnes  dienen 
soll.  Diese  Untersdieidun^n  können  auch 
auf  die  Volkswirtschaft  im  ganzen  ange- 
wandt werden,  imd  das  Geld  erschönt  dann 
nur  als  ein  veriifiltmsm&fiig  klöner  Teil  des 
Naticoal-K.,  und  zwar  naca.  Smith  des  um- 
laufenden. Dieser  vom  Oelde  unabhängige 
£.b^pnff  ist  seitdem  in  der  Wissenschaft 
hmschend  geblieben,  jedoch  noch  immer 
mit  mannig^tiger  Abgrenzung.  So  rech- 
nete Hermann  zum  K.  alle  Güter,  die  die 
Grundlage  einer  dauernden  Tauschwert  be- 
sitzenden Nutzung  bilden.  Knies  definiert 
das  K.  als  einen  Bestand  an  KoDSumtious-, 
Erwerbs-  und  Produktionsgütern,  die  zur 
Befriedigung  des  Bedarfs  in  der  Zukunft 
verwendbar  sind.  Roscher  sagt  kurz,  K. 
sei  jedes  Produkt,  das  zu  fernerer  Produk- 
tion aufbewahrt  werde.  Nach  Marx  dagegen 
werden  die  Produktionsmittel  und  die  Güter 
überhaupt  nur  dann  zu  wenn  sie  in  der 
Hand  ihres  Besitzers  als  Mittel  zur  Aus- 
beutung und  Beherrschung  der  Arbeiter  be- 
nutzt werden. 

2.  K.  im  TOlkswirtschaftUohen  und 
im  privatwirtschaftlicheo  Sinne.  Man 
überzeugt  sich  leicht,  daß  die  Unklarheiten 
imd  Diveigenzen  in  der  Auffassung  des  K.- 
begriffe  hauptijächlich  daher  rühren,  daS  der 
volksvrirtschaftliche  und  der  privatwirtschaft- 
liche Gesichtspunkt  nicht  scharf  auseinander- 
gehalten wurden.  A.  Smith  hat  allerdings 
diese  Unterscheidung  schon  angedeutet,  ihre 
dgentliche  Bedeutung  ist  aber  erst  durch 


Rodbertus  und  A.  Wagner  dar^an  wenden. 
Den  Bc^^  des  K.  im  volkBwirtsdiaftliöhen 
Sinne  macht  man  sich  am  leichtesten  klar, 
wenn  man  von  den  bestehenden  Eigentums- 
verhältnissen gänzlich  absieht  und  fragt: 
was  würde  in  einem  kommunistischen  Ge- 
meinwesen als  K.  betrachtet  werden?  Die 
Antwort  wäre:  „Die  Gesamtheit  der  vca^ 
handenen  Produktionsmittel,  die  selbst  Pro- 
dukte sind",  und  dies  ist  auch  die  Defini- 
tion des  K.  im  volkswirtschaftlichen  Sinne. 
Der  Bestand  an  Konsumtionsgütem,  gleich- 
viel ob  baltbaren,  wie  Wolmhäuser,  oder 
rasch  vergänglichen  gehOrt  also  nicht  zum 
volkswirtschaftlichen  K.,  wenn  auch  zum 
Yolksreichtum.  Zu  dem  letzteren  sind  un- 
zweifelhaft auch  die  fertigen  noch  in  den 
Händen  des  Handels,  im  kommunistischen 
Staat  aber  in  den  öffentlichen  Lagern  be- 
findlichen Konsumtionsgflter  zu  rechnen, 
wenn  diese  auch  privatwirtschaftlich  zum 
umlaufenden  K.  gehören.  Konsequenter- 
weise  dürfte  man  aber  auch  die  Rohstoffe 
und  Halbfabrikate,  aus  denen  Konsumtious- 
güter  hergestellt  werden  sollen,  nicht  zum 
volkswirtschaftlichen  E.-  zählen,  denn  diese 
Gegenstände  sind  nicht  im  aktiven  Sinne 
Produktionsmittel,  sondern  nur  Produk- 
tionsstoffe,  Sachen,  an  denen  sich  die  Pro- 
duktion betätigt  Es  entspricht  aber  mehr 
den  herkftmnuichen  Ansdiauungen,  wenn 
alle  nicht  fertige  Konsumtion^ter,  die 
noch  eine  stoffliäe  Verfindening  zu  erohrea 
haben,  als  Ftoduktionsmittel  gleichsam  im 
passiven  Sinne  und  demnach  als  Bestand- 
teile des  TolkswirtschaftUchoi  K.  betrachtet 
werden.  Dieses  besteht  daher  ans  den  Ge- 
bäuden für  gewerbliche  und  landwirtschaft- 
liche Zwecke,  den  Bodenmeliorationen,  den 
Anlagen  für  Transport  und  Nachrichtenver- 
kehr, den  Maschinen  und  Werkzeugen  aller 
Art  und  den  Vorräten  an  Produktioosstoffen. 
Daß  Eisenbahnen  und  andere  Verkehremittel 
nicht  nur  zu  volkswirtschaftlich-produktiven, 
sondern  auch  zu  rein  persönlichen  Zwecken 
verwendet  werden,  tut  ihrer  Bedeutung  als 
Bestandteile  des  volkswirtschaftlichen  K. 
keinen  Abbruch.  Dagegen  ist  allerdings  z.  B. 
bei  Steinkohlen  und  Beleuchtunesmaterial 
die  für  den  nicht  produktiven  verbrauch 
bestimmte  Menge  auszuscheiden  und  dem 
Konsumtiousvorrat  zuzuweisen. 

Das  E.  im  privatwirtschaftlichen  Sinne 
andererseits  ist  das  Vermögen,  das  von 
seinem  Besitzer  zum  Zweck  des  Erwerbs 
verwendet  wird  —  mit  Ausnahme  des  reinen 
Bodenbesitzes  (nach  Abzug  des  Meliora- 
tions-K.).  Diese  Ausnahme  kann  übrigens 
weggelassen  werden,  wenn  der  Boden  in 
das  Privateigentum  übergangen  ist.  Die 
Unterscheidung  zwischen  natüriichen  und 
produzierten  Produktionsmitteln  hat  nur  für 
die  volkswirtschaftliche  Betrachtung  Bedea- 
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tong.    län  im  FriTatoigentum 
Gmndstac^,  das  als  Enrerbsmittel  dient, 
ist  für  den  Beätzer  in  gleidiem  Sinne 

E 'Tatwirtschaftliches  K.  wie  «n  f^biik^ 
ide  oder  ewe  Maschine.  Das  privatwirt- 
Ediaftlidie  K.  nm&ßt  alle  Bestandteile  des 
volkswirtschaltlichen ,  sofern  sie  zum  Er- 
wei^TermGgeu  physischer  oder  juristischer 
Feisonen  gäiOren,  ferner  aber  auch  alle 
fertigen  EonsumtioD^üter,  die  noch  nicht 
den  letzten  Abnehmer  gefunden  haben,  so- 
dann die  zum  Vermieten  bestimmten  Ge- 
branchsgüter,  wie  die  Wohnhäuser,  weiter 
dats  bare  Geld,  alle  Forderungen  und  nutz- 
tttren  Rechte.  Es  erscheint  also  nicht  als 
ein  Komplex  konkreter  Güter,  soodera  als 
ein  VermjSgenswert ,  der  seine  einheitliche 
Darstdlung  dnrch  eine  Geldsumme  findet. 
Man  ist  daher  auch  berechtigt,  wie  es 
Uenger  getan  hat,  dem  K.  wenigstens  im 
priratwirtschaftlichen  Sinne  wieder  eine 
n&here  Beziehung  zum  Gelde  zuzusprechen. 
Wie  mannig^tig  und  veränderlich  die  6e- 
ataodteile  eines  E.Termßgens  auch  sein 
mCgea,  der  Inhaber  muß  stets  den  Geldwert 
deoselben  im  Auge  haben  und  auf  diesen 
Wert  A«a  ebenhuis  in  Geld  ausgedrückten 
Gewinn  beziehen.  Es  ist  hier  aber  noch 
weitere  Unterscheidung  zu  machen. 
Wer  sein  K.  in  einem  Unternehmen  er- 
wert)Btatiß  verwertet,  findet  es  häufig  zweck- 
mäßig, dieses  durch  Aufnahme  von  fremdem 
Leih%.  zu  verstärken,  und  auch  wenn  dies 
Dic^t  der  Fall  ist,  bringt  es  die  fibliche  Art 
des  Ge6chäftsbetri^>e6  gewissermaßen  von 
selbat  mit  sich,  daß  er  durch  Acoeptierong 
Too  Wechseln  oder  auf  andere  Wose  au<£ 
Kredit  in  Ansmiich  nimmt.  IHe  Aktiv- 
poaten  in  adner  Bilanz,  z.  B.  die  Fabrikge- 
hftode,  die  Hasdüneniwlagen,  die  Bohstoff- 
Torrftte,  die  noch  auf  I^ger  befindlichen 
ferügen  Warai,  die  ausstehenden  Forde- 
rungen, der  Bestand  an  Wechseln  und  an 
barem  Gelde,  stellen  daher  insgesamt  viel- 
leicht eine  beträchtlich  höhere  Summe  dar 
ala  das  von  ihm  selbst  in  das  Geschäft  ge- 
steckte K.  Dafür  aber  stehen  auf  der 
Passivseite  der  Bilanz  entsprechende  Be- 
laatnngen,  wie  Hjpothek«ischulden,Wechsel- 
verbiDdliehkeiteu,  Kontokorrentechulden,  und 
diese  Posten  gleichen  in  Verbindung  mit 
dem  eigenen  K.  des  Unternehmers  und  dem 
Gewinnsaldo  die  Aktiva  aus.  Was  ist  nun 
als  das  wiriisame  K.  des  Unternehmens  an- 
xoaeben?  Ohne  Zw^fel  die  Gesamtsumme 
der  Aktiva,  nicht  bloß  das  eigene  K.  des 
Unternehmers.  Soweit  es  sich  um  eigent^ 
liches  L^-K.,  namentlich  nm  Hypotheken 
handelt,  ist  ^es  ohne  weiteres  klar.  Die 
Gläubiger  haben  einen  Anteil  an  dem  Er- 
trage des  Unternehmens,  der  Unternehmer 
selbst  aber  erwartet  imd  bezieht  in  der 
Begd  auch  wiitiich  aus  dem  entUehraen 


E.  fflnen  größeren  Gewinn,  als  die  von  ihm 
zu  zahlenden  Zmsen  betragen.  Aber  auch 
Wechsel-  und  Buchkredit,  den  er  benutzt, 
wird  ihm  normalervdse,  namentlich  durch 
die  M^^chkeit  einer  E^eitemng  seines 
Geschft&betriel»,  noch  einen  Yorteu  gewäh- 
ren,  da  er  anderenfalls  keine  Veranlassung 
hätte,  ihn  in  Anspruch  zu  nehmen.  Es  ist 
also  zu  unteiBcheiden  zwischen  dem  K.  des 
Unternehmens  und  dem  eigenen  E.  des 
Unternehmers.  Dieser  aber  wird  den  ihm 
zufallenden  Gewinn,  auch  wenn  er  durch 
Benutzung  von  fremdem  K.  erhöht  ist,  doch 
prozentmäßig  nur  auf  sein  eigenes  K.  be- 
ziehen und  danach  den  Gang  d^  Geschäfts 
beurteilen.  Dabei  kann  es  freilich  auch 
vorkommen,  daß  sein  Gewinn  unter  dem 
Zinssatz  seiner  Schulden  bleibt 

Im  übrigen  ist  nicht  zu  vei^;essen,  daß 
Erwerb  und  Produktion  nicht  immer  zu- 
sammenftillen  und  daß  daher  auch  die  Ver- 
wendung von  privatwirtschaftlichem  K.  zu 
Erwerbszwecken  keineswegs  immer  mit 
einer  produktiven  Tätigkeit  des  Besitzers 
verbunden  zu  sein  braucht  Wer  einem  an- 
deren ein  Darlehen  ^bt,  betätigt  dadurch 
selbst  keine  Produktintät ,  wenn  auch  der 
Empfänger  das  Geld  produktiv  verwendet 
Auch  das  Vermieten  eines  Wohnhauses  ist 
keine  produktive  Leistung,  sondern  bedeutet 
nur,  aaß  der  Eigentümer  des  Hauses  dem 
Mieter  die  Erlaubnis  erteilt,  diesen  Gebrauchs- 
gegenstand für  sich  zu  benutzen.  Daß  die 
Wohnhäuser  nicht  zu  den  Produktionsmitteln, 
sondern  nur  zum  privatwirtachaftUchen  K. 
gehören,  ist  bereits  oben  bemerkt  worden. 
IHe  Auffiisstmg,  daß  sie  eine  von  ihrer  Sub- 
stanz zu  trennende  ,J«rutzung"  produzieren, 
ist  unhaltbar,  denn  das  gwize  Wesen  der 
wirtschaftüdien  Güter  als  solcher  geht  darin 
auf,  daß  sie  benutzt  werden  können,  und  man 
kann  bei  einem  Hause  die  Nutzung  eben- 
sowenig als  än  Produkt  der  Sache  sdbst 
betrachten  wie  bei  einem  Rock  oder  einem 
Stflck  Brot 

8.  Stehendes  nnd  nmlantendea  K. 
Die  Unterscheidung  von  stehendem  und  um- 
laufendem K.  bat  ei^ntlich  nur  für  das 
privalwirtschaftliche  K.  eine  erhebliche  Be- 
deutung. Adam  Smith  rechnet  zu  dem 
ersteren  die  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Gebäude ,  die  Bodenverbesse- 
rungen, die  Iklaschinen  und  Werkzeuge  und 
auc^  —  was  wir  hier  zunächst  außer  Be- 
tracht lassen  —  die  von  den  Mitgliedern 
der  Gesellschaft  erworbenen  nützlichen  Fähig- 
keiten und  Kenntnisse.  Allgemein  kann 
man  sagen,  das  stehende  K.  bereife  die- 
jenigen Produktionsmittel  in  sich,  die  in  der 
>Virtschaft  bleiben  und  nur  einer  allmäh- 
lichen Abnutzung  unterliegen.  Als  charak- 
teristisches Merkmal  des  umlaufenden  K. 
aber  gibt  Smith  aa,  daß  es  nur  dadurch  Ge- 
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viDn  bringen  könne,  daß  es  umlaufe,  näm- 
lich den  Besitzer  vechsele.  Es  umfaßt 
daher  nach  seiner  Ansicht  nur  das  Geld,  die 
Tonfite  an  Rohstoffen  und  ILübfobrikaten, 
die  zum  Verkauf  oder  zur  unmittelbaren 
Verarbeitung  bestimmt  sind,  und  die  fertigen 
Waren  in  den  Lagern.  £r  läßt  dabei  die 
bei  der  Produktion  verbrauchten  HilfestofTe, 
namentlich  die  EohleUf  aufi^  acht,  die  allere 
dings  zu  sdner  Zeit  noch  bei  weitem  nicht 
ihre  heutige  Bedeutung  hatten.  Alle  jeweilig 
Torhandenen  Vorräte  au  Boh-  und  ffilfe- 
stoffen,  BaXh-  und  Ganzfabrikaten  sind  nach 
ihrem  Geldwert  als  umlaufendes  E.  an> 
zurechnen,  wobei  sidi  daun  in  dem  Wert 
der  höheren  Verarbeitungsstufe  auch  der 
Wert  der  für  ihre  Herstellung  verwendeten 
Stoffe  nebst  den  Ausgaben  für  Arbeitslöhne 
wiederfinden  muß.  So  findet  also  auch 
innerhalb  der  Wirtschaft  eiu  gewisser 
Umlauf  des  E.,  nämlich  eine  Umwandlung 
seiner  Erscheinungsformen  mit  Festhaltung 
seines  Geldwerts  statt  Der  Verkauf  des 
Produkts  an  einen  Abnehmer  ist  aber  inso- 
fern der  wichtigste  Teil  des  Umlaufs,  als 
mit  ihm  allein  die  Erzielun^  des  Gewinnes 
verbunden  ist  Gerade  dieser  aber  kommt 
für  das  K.  im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
nicht  in  Betracht.  In  diesem  könnte  man 
als  lunlaufendes  E.  nur  etwa  die  einer  Ver- 
arbeitung oder  einem  raschen  Verbrauch 
unterliegenden  (aktiven  und  passiven)  Pro- 
duktionsmittel unterscheiden.  Da  aber  die 
Maschinen  und  die  Übrigen  dauerhaften  Pro- 
duktionsmittel sich  ebenfalls,  wenn  auch 
nur  langsam  abnutzen,  so  rechtfertigt  sich 
eben  die  obige  Bemerkung  über  die  wesent- 
lich nur  i)rivatwirtschaftliche  Bedeutung  der 
Unterscheidung  von  stehendem  und  um- 
laufendem E.  Das  Geld  würde  übrigens, 
soweit  es  stofflichen  Wert  hat,  zum  ste- 
henden volkswirtschaftlichen  E.  gehören, 
als  reines  Ereditgeld  aber  ausschließlich  in 
das  priTatwirtschaftli(^e  £.  fallen.  Smith 
hat  die  Bestandteile  des  umlaufenden  E. 
nur  für  die  materiell  produktiven  Untemeh- 
mun^n  und  den  Warenhandel  aufgezählt, 
ea  sind  aber  jeden&lls  auch  die  Handels- 
objekto  des  Bankgeschäftes,  Wertpapiere  und 
Wechself  und  femer  die  buchnüißigen  De- 
ponien der  Bankkunden  —  als  Geldäqui- 
valente —  Bestandteile  des  privatwirtschaftr 
liehen  umlaufenden  E.  Langfristige  hypo- 
thekarische Darlehen  können  unabhängig 
von  jedem  eigentlichen  Geschäftsbetrieb  aus 
getan  werden;  sie  sind  ohne  Zweifel  für 
den  Gläubiger  privatwirtachaftliches  E.,  aber 
die  Unterscheidung  von  stehendem  und  um- 
laufendem E.  scheint  für  sie  kaum  noch 
anwendbar. 

Unter  flüssigem  E.  ist  nicht  einfach 
Geld  zu  verstehen,  sondern  in  Geld  dai^ 
stelltes  oder  auf  Geld  lautendes  (etwa  dtuvh 


stets  fällige  Depositen  dargestelltes)  E.,  das 
zur  Ereditge  Währung  oder  zu  sonstigen  An- 
lagezwecken sofort  verfügbar  ist 

Marx  unterscheidet  zwischen  sog.  kon- 
stanten und  variablen  E.  Das  letztere 
umfaßt  ausschließlich  den  Teil  des  um- 
laufenden E^  der  zur  Entlohuung  der  Ar- 
beiter dieut,  das  erstere  das  sonstige  um- 
laufende und  das  ganze  stehende  £.  Nur 
das  variaUe  K.  am  nasAi  Marx*  Ansicht 
den  Gewinn  einbruigea  —  durch  Ausbeu- 
tung der  Arbeiter  —  tmd  eben  deshalb  in 
verändertem,  nämlich  vergrößertem  Betrage, 
zu  dem  Eapitalisten  zurO^ehrenf  wlUirend 
das  konstante  E.  einfach  ersetzt  werda 

Die  Ansicht  Smith's  und  and^rw,  daß 
auch  die  nützlichen  persönlichen  Fähigkeiten 
zum  E..  und  zwar  zum  st^enden,  zu  zählen 
seien,  läßt  sich  höchstens  soweit  aufrecht 
erhalten,  als  diese  Fähigkeiten  durch  einen 
besonderen  Eostenaufwand  für  Unterridit 
und  Ausbildung  erworben  sind.  Der  Lebens- 
unterhalt aber  ist  zu  diesen  Eosten  nicht 
zu  rechnen ,  denn  leben  muß  der  Mensch 
auch  wenn  er  sich  nicht  für  einen  Beruf 
vorbereitet.  Seine  natürlichen  Talente  und 
Kräfte  aber  sind  Qualitäten  seiner  Per- 
sönlichkeit, also  keine  äußeren  Güter 
und  demnach  auch  kein  E.  Daher  scheint 
es  überliaupt  angemessener,  auch  die  Stei- 
gerung dieser  Talente  und  Eräfte,  selbst 
wenn  sie  mittelst  eines  Eostenaufwandes  er- 
folgt ist.  als  eine  höhere  Ausstattung  der 
Persönlichkeit  aufzubissen  und  nicht  mit 
der  äußeren  Güterwelt  zu  vermischen. 

4.  EntstehoDg  and  UnterigaDS  des  K. 
Bei  der  Frage  nach  der  Entstehung  des  E. 
ist  ebenfalls  der  volkswirtschaftliche  und 
der  privat  wirtschaftliche  Gesichtspunkt  streng 
auseinander  zu  halten.  Das  E.  im  volks- 
wirtschaftlichen Sinne,  die  Gesamtheit  der 
produzierten  Produktionsmittel,  entsteht  nar 
türlidi  durch  Arbeit,  wenn  auch  in  der 
B^el  nicht  durch  die  Arbeit  seiner  Be- 
sitzer. Die  zur  Herstellung  von  Produk- 
tionsmitteln aufgewendete  Arbeit  ist  als  dne 
Vorarbeit  für  die  Erzeugimg  d^  zur  uu- 
mittdbaren  Befriedigung  meoschUchw  Be- 
dürfnisse dienenden  Guter  zu  betrachtML 
Das  privatwirtschaftliche  E.  entsteht  durch 
Ansammlung  von  üeberschflssra  der  Ein- 
nahmen  über  die  Ausg^^jen  des  Besitzers. 
Man  kuin  diese  Ansammlung  als  „ErsparuDg" 
bezeichnen,  aber  mit  Enti^hrung  und  Ent- 
sagung ist  sie  nur  verbunden,  wenn  sie  im 
bescheidensten  3Iaßstabe  stattfindet ,  wUi- 
rend  der  große  E-besitz  mit  seinen  ent- 
sprechend großen  Gevrinnen  sich  gleichsam 
automatisch  anhäuft  Sehr  wesentlich  wtmle 
diese  Akkumulation  befördert  durch  die 
Entwickelung  des  modernen  Maschinen-  und 
Transportwesens ,  die  nur  mit  Hilfe  des 
großen  E.  möglich  war  und  diesem  bei  er- 
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folgradien  GrflDdungen  neuer  Unterneh- 
mimgen  oft  auBerordentlich  hohe  Gewinne 
tingebndit  hat.  Es  ^ht  aber  aach  privat- 
viitachaftliche  K-ansammlapgep ,  die  nicht 
BÜt  ^ner  Std^ening  der  nationalen  Fuh 
dnktionsAhigkeit  veroundai  sind,  sondern 
nur  dmdi  Berddiemng  der  einen  auf 
Kosten  der  uideren  entstehen,  und  teils  auf 
Ausbeutung,  teils  auf  spelartigen  Speku- 
lationen bnuhen.  Durch  solche  Operationen 
wird  die  Summe  des  in  der  Volkswirtschaft 
YorhaDdeaen  privatwirtschaftlichen  E.  nicht 
nur  nicht  vergrößert,  soadem  unter  Um- 
ständen sogar  vermiadert,  so  groß  die  dabei 
stattfindende  E.koDzentrieruDg;  in  einzelnen 
Hftndea  auch  sein  mag.  Eine  fortschreitende 
Vermehrung  der  Gesamtsumme  des  privat- 
wirtschaftlichen  K.  ist  aber  bei  der  be- 
stehenden Produktionsordoung  durchaus 
oütig,  wenn  eine  reichlichere  Qüterproduk- 
tion  für  die  zunehmende  Bevölkerung  statt- 
finden soll.  Denn  die  Initiative  der  Mehr- 
prodnktion  liegt  eben  in  den  Hfinden  der 
K.be&itzer:  es  muß  mehr  K.vermÖgen  ver- 
ffigbar  sein,  wenn  mehr  Maschinen  und 
BohstofTe  angescliafTt  und  mehr  Löhne  be- 
zahlt werden  sollen.  Die  Ansammlung  von 
K.  aus  kleinen  Einkommen  findet  aber  immer 
nur  mit  Schwierigkeit  statt,  weil  dabei  der 
Reiz  zu  einer  Ausdehnung  der  Konsum- 
tion aberwunden  werden  muß.  Daher  ist 
das  Vorhandensein  von  großen  und  sehr 
großen  Einkommen  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  fOr  die  Volkswirtschaft  nütz- 
lidi,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  durch 
Schädigung  der  kleinen  erworben  werden. 
—  Die  Zerstörung  des  K.  im  volkswirt- 
sdiaftlichen  Sinne  findet  unausgesetzt  durch 
langsame  Abnutzung  oder  raschen  Ver* 
bnndi  der  sadUidien  Ftoduktionmutttel 
statt,  weshalb  ebenso  unausgesetzt  für  deren 
Instandhaltung  und  Erneuerung  zu  seilen 
ist  Zu  dieser  phyaschen  Vernichtung 
kommt  aber  noch  eine  andere  Ursache, 
durch  welche  die  Produktionsnüttel  ihre 
£Sgenschaft  als  K.  verlieren,  nämlich  ihr 
V^alten  im  technischen  Sinne,  ihre  Ver- 
diftngung  durch  bessere  technische  Hilfs- 
mittel, mit  denen  die  alten  den  Wettbewerb 
nicht  mehr  bestehen  können.  —  Das  privat- 
wirtschaftliche K.  erleidet  natürlich  eben- 
falls Verlust  durch  die  physische  Zerstönmg 
und  die  technische  Entwertung  der  ihm 
zugerechneten  Produktionsmittel.  Durch 
schlechte  Wirtschaft  und  Verschwendung 
wird  das  K.  des  Einzelnen  ebenfalls  verzehrt. 
Außerdem  aber  ist  es  der  Gefahr  der  Ver- 
nichtung durch  Krisen  ausgesetzt,  die  teils 
durch  materielle  Ueberproduktion,  teils  durch 
Krediterschfltteruo^en  imd  Ausschreitungen 
der  Börsenspekulation  entstehen.  Allerdings  | 
wetden  dabei  ^^elfach  nur  Werte  zerstört,  j 
die  nur  eine  rechnungsmäßige  Existenz i 


hatten,  n&nlich  nur  durch  die  Freisste%erung 
von  Waren  und  W^^pieren  entstanden 
waren.  Aber  sie  Inldeten  doch  für  ihre  Be- 
sitzer wirkliche  privatwirtschaftliche  E.teile, 
und  ihrYerlust  konnte  daher  nicht  nur  für 
diese  Besitzer  sdbst,  sondern  audi  für  deren 
Gläubiger  veriiänniisToil  werden.  S.  auch 
die  Artt.  „Untemäimergewinn"  und  „Zins". 

Llteimtart  Alte  lekrbüeker  enthalten  mehr  oder 
weniger  au^&iHi^  KapiUl  AAer  da«  Kapital. 
Fjr/.  oMfier^m  Queana^f  Dialogue  iw  le 
commerce,  Ed,  Daire,  p.  173.  —  A.  Smith, 
Namentlich  Buch  II,  Kap.  I.  —  Hermann, 
Staaiavr.  UnUrtuchungen,  £.  Aufl.,  S.  UOff.  u, 
Stlff.  —  Htldebrand,  Theorie  des  Geldes, 
Kap.  S.  —  Knies,  Geld  und  Kredit,  1.  Abt., 
e.  Aufl.,  S.  tiff.  —  C.  Menger,  Zur  Theorie 
de«  Kapitals,  Jahrb.  ßlr  JUiU.  u.  Stat.,  III.  M-., 
Bd.  17.  —  V.  Böhm-Bauvrk,  Kapital  und 
Kapitahins,  Bd.  II,  t.  Auß.,  1901,  Bvch  I.  — 
Marx,  Da»  Kapital.  Lejci». 


Kapitalrentensteuer. 

I.  Allgemeines.  1.  Wesen,  Aufgabe  and 
Umfang  der  E.  3.  Hethoden  der  Veranlagong 
der  E.  3.  Stellung  und  Znknnft  im  Stener- 
Byatem.  II.  Gesetzgebn ng.  1.  Bayern. 
2.  Wttrttemberf .  3.  Baden.  4.  Hessen.  5.  Oester- 
reich.  6.  Frankreich. 

L  Allgemeines. 
1.  Wesen,  Aufgabe  und  Umfang  der  K. 

Die  K.  (Leilmns-  oder  Darlehnssteuer)  wird 
in  den  Steuersystemen  zu  den  Ertragssteuem 
gerechnet.  Sie  will  eine  spezielle  Ertrags- 
steuer auf  verleihbares  Kapital,  besonders 
auf  Geldkapital,  darstellen.  Sie  ist  das 
jüngste  Glied  der  modernen  Ertra^teuer- 
s^Bteme.  Allein  sie  ist  nur  in  der  Form 
eme  Ertragssteuer,  tatsächlich  aber  one  par- 
tielle Einkommensteuer;  denn  bei  ihr  fehlt 
das  Realobjekt,  auf  das  der  Ertrag  ziu'flck- 
bezogen  w^en  kann.  Die  Gründls^  önes 
Zinsenbezugs  ist  ein  Rechtsverhältnis,  das 
erat  künstlich  zu  dnerObjektiTitfit  konstruiert 
worden  ist.  Die  K.  will  im  Schuldverhältnis 
grundsätzlich  den  Gläubiger,  als  den 
Zinsbezieher,  treffen,  doch  haben  äußere  Ver- 
hältnisse der  Steuertechnik  nicht  selten  ver- 
anlaßt, den  Schuldner  zum  Steuerzahler  zu 
machen,  der  die  Steuer  auslegt  und  sie  dann 
auf  den  Gläubiger,  den  eigentlichen  Steuer- 
träger, zurückwälzen  soll. 

Der  Umfang  der  Steuer  wird  regelmäßig 
auf  die  Zinsen  und  Renten  aus  versicherten 
und  unversicherten  Privat-  und  Pfandschuld- 
forderungen, aus  Öffeutlichen  Wertpapieren 
(Staatsfonds,  Schuldverachreibungen  öffent- 
licher Körper,  von  Unternehmungen  und 
Gesellschaften)  des  Inlands  und  Auslands, 
auf  die  Erträge  und  Dividenden  von  Aktien-, 
Kommandit-  und  anderen  Erwerbsgesell- 
schaften,  Banken,  Berggewerkschaften  usw. 
und  auf  Zeit-,  Leibrenten,  Annuitäten,  bei 
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deoen  das  Kapital  in  Rentenform  erscheint, 
sowie  auf  versteckte  Zinsen  bd  unverzins- 
lichen Kapitalfordemngen  (Wechsel,  Schatz- 
scheine, LotterieprSmien)  ausgedehnt  Mit- 
unter verdra  die  ErtrSgnisse  der  gesell- 
schaftlidten  Untemehmungen  von  anderen 
Steuerformen,  der  Gewerbe- oder  Einhommen- 
oder  eigenen  OesellschaftsBteaem  getroffen. 

2.  Methoden  der  Veraiiliiffniig  der  K. 
Das  YeranlagungsgeschfUt  stoßt  gerade  bei 
der  K.  auf  besondere  Hindernisse,  zumal  da 
eine  scharfe  Kontrolle  der  steuerpflichtigen 
ZinsansprOche  des  Steuersubjekts  last  aus- 
Cföchlossen  ist.  Auch  sind  keine  Einkommens- 
Bestandteile  so  sehr  der  Verheimlichxing  zu- 
gänglich wie  die  Rentenbezüge.  Fehlt  es 
nun  vollends  an  einer  obligatorischen  Erb- 
schaftskontroUe  für  alle  Erbschaften,  wie 
dies  in  den  meisten  Staaten  der  Fall  ist,  so 
kann  die  Steuerbehörde  niemals  einen  sicheren 
Einblick  in  den  tatsächlichen  Bestand  des 
Renteneinkommens  erlangen.  Um  deswillen 
ist  von  vornherein  eine  Einschätzung  durch 
eine  Steuerkommission  oder  eine  Steuerbe- 
hörde ohne  Selbstangabe  des  Steuerpflich- 
tigen vollkommen  unzulänglich.  Der  andere 
bisweilen  vorgeschlagene  Weg,  ein  allge- 
meioer,  gesetzlicher  Registrierungszwang  für 
die  Gläubiger  hinsichtlich  ihrer  ausgeliehenen 
Kapitalien,  würde  nur  auf  einen  Teil  der 
Schuldforderungen  anwendbar  sein,  die  in- 
ländischen Privatschulden  zwar  treffen,  den 
großen  internationalen  Kredit-  und  Wert* 
papierverkehr  aber  unberührt  lassen  und 
damit  eine  neue  Schädigung  gewisser  in- 
ländischer Kreditverhftltnisse  bewirken.  So 
bleiben  nur  zwei  Methoden,  die  zum  Ziele 
fahren: 

1)  Der  allgemeine  Deklarations- 
zwang  des  Gläubigers  undBezugs- 
berecntigten,  wobei  der  Empfänger  von 
Zinsen  tmd  Kenten  aus  verliehenen  Kapitalien 
Selbstangabea  zu  erstatten  hat  Stenerbe- 
ht^en  und  Kommissionen  fun^eren  als 
Kontroll-  und  ReTisionsinstanzen.  Dies  ist 
tmter  den  dermaligenYerhftltnissen  der  einzige 
We^,  weldhen  me  K.  mit  EMolg  zu  be- 
schreiten vermag. 

2)  Die  Anzeigepflicht  der  Schuld- 
ner inbetreff  der  von  ihnen  zu  zahlenden 
Schuldzinsen.  Die  Besteuerung  selbst 
kann  dann  wieder  erfolgen: 

a)  beim  Gläubiger  und  Renten- 
empfänger nach,  Angabe  des  Schuldners 
und 

b)  beim  Schuldner,  an  der  Quelle  der 
Rentenentstehung,  konsequent  dem  Ertrags- 
steuerprinzipe.   Dies  ist 

«)  die  Anrechnung,  mit  dem  Rechte, 
dem  Bezugsberechtigten  die  Kapitalzinsen 
bei  der  Auszahlung  um  den  Betrag  der 
Steuer  zu  kürzen, 

/i)  die  sog.  Couponsteuer  bei  den 


Öff'enÜichen  Wertpapieren  mit  inländischer 
Zinszahlung. 

Die  beiden  letzten  Erhebuugsformen  halaea 
ihre  großen  Schattenseiten.  Die  Anrechnung' 
führt  zu  einer  Reihe  von  wenig  wünschens- 
werten üeberwälzungsverhAltnissen,  die 
Steuer  wiitt  vorwiegena  auf  den  sdiwäohereo 
Schultern  lasten  bleiben  und  sogar  offcauüs 
überhaupt  nicht  praktisch  durchführbar  seio. 
Die  Goaponstener  hat  ihrersäts  auch  wied» 
manchenei  Bedenken  ge^n  meh.  Sie  l&fit 
keine  Ermäßi^ng,  auohkmnefflrdie  kleiasten 
Renten  zn,  ste  cum  nur  gegen  die  im  Inland 
zahlbaren  Zinsen  Offenmcher  Wertpapiere 
angewendet  werden,  wodurch  indirekt  eine 
Pi^ie  auf  die  Kapitalanlage  in  ausländischen 
Effekten  geschaffen  wird.  Dies  macht  aber 
erforderlich,  daß  der  Staat  Couponsteuer- 
freiheit versprechen  muß,  wenn  er  sich  dann 
selbst  an  den  Geldmarkt  wenden  muß  imd 
seine  Situation  nicht  verschlechtern  will. 
Indessen  kann  bei  einer  Couponsteuer  von 
(dem  oft  behaupteten)  Vertragsbruch  keine 
Rede  sein,  der  darin  bestehen  soll,  daß  der 
Staat  gegen  sein  Zinsversprechen  die  Zinsen 
seiner  GlAubiger  wülkOrlicn  beschneide.  Denn 
der  Staat  als  Schuldner  kontrahiert  seine 
Anlehen  unter  einem  priratrechtlichen  Titeln 
während  er  andererseits  als  Steuergläubiger 
zur  Erhebung  einer  Couponsteuer,  die  nur 
als  eine  besondere  Form  der  K.  erscheint, 
legitimiert  ist.  Hier  sind  eben  zwei  ganz 
verschiedene,  heterogene  Rechtatitel  aus- 
einanderzuhalten. 

8.  Stellnng  und  Znkniift  der  K.  im 
Steuersystem.  Die  K.  ist  aus  dem  Ertrags- 
stenerpnnzip  herauswachsen  und  nur  auf 
dieser  Grundlage  verständlich  und  haltbar. 
Sie  war  eben  eine  aus  Not  dem  Steuer^tem 
aufgezwungene  Form,  um  das  mobile  ^ptal 
in  den  Bau  der  Ertnigssteaerobjekte  einzo- 
gliedern.  Tateächlich  aber  ist  die  K.,  als 
Ertragssteuer  gedacht,  immernur  eine  i1kti<m. 
£b  fehlt  ihr  das  eigentliche,  sidit-  und&fi- 
bare  Objekt,  auf  das  der  Ertrag  znrückbe- 
zogen  werden  kann.  Die  Kapitalrente  ist 
ihrem  ökonomischen  Wesen  nach  Einkommen, 
und  die  K.  nur  eine  ertragssteuerartige  Form 
der  Einkommensteuer. 

Damit  kann  aber  andererseits  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden,  daß  sie  im  System 
der  rationellen  Ertragsbesteuerung  ein  not- 
wendiges Glied  ist,  wenn  auch  ihr  wesens- 
fremd. Geht  aber  die  Steuergesetzgebung 
vom  Ertragssteuersrtem  zur  Einkommen- 
steuer über,  so  wird  sie  vollends  auch 
steuertechnisch  unhaltbar.  Denn  es  stellt 
dann  die  K.  eine  partielle  Einkommen- 
steuer dar,  die  von  der  allgemeinen  Ein- 
konmiensteuer  überbaut  ist.  Ein  reelies 
steuerpolitisches  Homogenes  bis  in  idem.  Der 
Zweck  der  stärkeren  Belastung  des  fundierten 
Eiukommens  wird  zwar  erreicht,  aber  «if 
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eue  sehr  maa gelhafte  Weise.  Namentlich 
aJaer  irird  die  Steuerquelle  des  KapitalTav 
mOgens  nnverhUtDismAßig  hoher  getroffen 
als  andere  Yerml^nsarteD.  Der  preuSiBche 
■Vorgang  der  nomineUen  Vermögens- 
Steuer  dürfte  daher  de  lege  ferenda  ein 
Torzuziehender  Ausweg  sein.  Wenn  damit 
der  landwirtschaftliche  Boden  zu  stark  be- 
lastet wird,  80  wird  auch  eine  partielle 
Vermögenssteuer  die  Funktion  be^er  erfüllen 
als  eine  E. 

II.  Gesetzgebung. 

1.  Bayern.  Die  bayerische  K.  wurde  nach 
mehrfachen  Anläufen  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrh.  durch  O.  t.  31./V.  1856  eingefQhrt 
and  duich  00.  t.  I9./V.  1681  nnd  9^1.  1899 
nicht  nnwesrattichentfodifikationen  anterworfen. 
Im  Jahn  1884  wurde  der  Kreis  der  Stenerbe- 
fretnüen  aotii  erwdtert  Oer  E.  mterliegen 
alle  Zinsen  und  Kenten  aus  den  Anleben  oes 
Baichs,  deutscher  und  aaBw&1%er  Staaten,  der 
Gemeinde-  und  Korporation«Iehen,  alle  Ertrftg- 
niase  jedweder  zinsbar  angelegten  Kapitalin- 
rtKÜuungta  (Hypotheken,  Darlehen),  die  Divi- 
denden und  Zinsen  gesellschaftlicher  Untemeh- 
mungtformen  ohne  Bücksicht  aof  das  Domisü 
der  Anlage,  die  Zinsen  nnrerzinsUcher  Zielfor- 
daningen,  der  Wechsel  und  anderer  Kapital- 
fofderungen  n.  iet^.  m.  Von  da  K.  sind  be- 
frdt  der  Staat,  die  Hitglieder  auswbtiger 
lUsuonen,  Stiftungen  für  Wohltft^keit  nnd 
Cntanidit  und  andere  privilegierte  Kassen  nnd 
Anstalten,  erwerbsunfähige  Personen  bis  zu 
einem  Bentenbeng  von  400  H.,  wenn  ihr  son* 
stigcs  Einkoinmen  700  H.  nicht  übersteigt. 
SUtD^flichtige  mit  einem  Benteneinkommen 
hü  2000  M.,  die  daneben  kein  oder  nnr  ge- 
ringfOgiges  Einkommen  beziehen,  zahlen  die 
äfite  der  Steuersätze.  Personen  mit  einem 
BeBteneinkommen  bis  3000  M.,  deren  Oesamt- 
einkommen  5000  H.  nicht  Qbersteigt,  können 
bei  besonderen  die  Leistungi^Uügkeit  beein- 
friditigaiden  Unutinden  in  die  nichst  niedrigere 
Stetieäasse  versatst  oder,  wenn  sie  der  un- 
tersten angehören,  ^anz  freigestellt  werden.  Die 
Ausländer  sind  (seit  1899)  aach  steuerpflichtig. 
Die  auf  einem  Wirtschaftsbetriebe  lastenden 
FaiaiTainMU  dürfen  in  Abzug  gebracht  werden. 

Die  K.  betraft  bei  eiuer  Jahresrente  ron 


70 —     100  H. 

»V. 

100—     400  „ 

3 

400-     700  „ 

2'/» 

» 

700 —   1 000  „ 

3 

1000 —  30000  „ 

3'/, 

ti 

30000—100000  „ 

3% 

ti 

aber     100000  „ 

4 

n 

Beuten  unter  70  U.  sind  steuerfrei. 

Die  Veranlagung  hat  eine  Steuerdekla- 
ration des  Pfliditigen  zur  Voraussetzung,  in 
der  die  Höhe  der  ^nte  sowie  die  beantragten 
Atsugspoeten  anzugeben  sind.  Das  Veran- 
lagungsgescbäft  seltut  liegt  in  der  Hand  eines 
Aunchnsaes.  der  von  4  aus  dem  Steoerbezirke 
gewählten  and  einem  b.  von  der  GemeindeTer- 
waltang  bestimmten  Mftg^iede  unter  dem  Vor- 
■its«  des  Verwaltnngsbwmten  f^bUdet  wird. 
Der  Steuerbeamte  fungiert  dabei  als  Staatsan- 


walt. Die  Steueroeriode  dauert  2  Jahre.  Die 
Festsetzung  der  K.  erfolgt  durch  das  Bentamt. 

2.  Wttrttemberg.  Nach  mannighichen 
Wandelungen  kam  das  O.  t.  19./IX.  1853  zu- 
stande. Snige  Abänderungen  bewirkten  die 
GG.  V.  13./VI.  1884  u.  a/VIII.  1908.  Das  letz- 
tere hat  die  Materie  im  Zusammenbang  mit 
der  neuen  Einkommensteuer  geregelt.  Die 
württembergische  E.  trifft  als  Ergänznngasteuer 
zur  allgemeinen  Einkommensteuer  ue  ver- 
liehenenEapitalien,  die  ÖrondgefäUe  und  Beuten. 
Als  Steuerobjekt  gelten  das  gesamte  Kapital- 
vermögen, nnverzinslicbe  Forderun^n,  An* 
lehensFose,  Leib-  und  Zeitrenten,  Dividenden, 
Aktienertrilgnisse  usw.  in  ähnlicher  Umgrenzung 
wie  in  Bauern.  Die  Steuerfreiheiten  sind  die 
gleichen  wie  bei  der  Einkommensteuer.  Steuer- 
frei sind  die  als  Diensteinkommen  bezogenen 
Kapitalrenten,  Witwen-  und  Waisenkassen  auf 
Gegenseitigkeit,  ErspamisgeseUschaften  n.  a.  m., 
in  aem  Umfang  wie  bei  der  Einkommensteuer. 
Ein  Absug  der  Schnldciiuen  ist  nnznlässjg. 

Die  Steuer  ist  eine  Prozentual  abgäbe  von 
der  Beute.-  Der  Steuersats  wird  jeweils  im 
Finanzgesetze  bestimmt. 

Die  Steuerpflichtigen  haben  alljährlich  eine 
Stenererklärung  abzugeben,  auf  Grund  welcher 
die  SteuerbehOrae  die  E.  festsetzt  Die  Steuer- 
behörde ist  außerdem  befugt,  von  den  Ortsbe- 
hörden, Dienstherren  n.  dergl.  m.  Auskünfte  zu 
Terian^en,  woraus  sich  ein  sehr  weitgehendes 
InquiaitionsTerfahren  entwickelt  hat  Strenge 
Strafbestimmnngen  sollen  die  Hinterziehung 
der  Steuer  TerhtttoL 

S.  Baien  hatte  (rOher  eine  Kapitalsteuer 
(seit  1848),  die  den  Eapitalwert  der  Zinsen  und 
Rentenbezüge  mit  6  kr.  fttr  je  100  fl.  Steuer- 
kapital traf  Durch  G.  t.  29./VI.  1874  wurde 
sie  in  eine  E.  verwandelt  Eine  Bevision  der 
Bestimmnugeu  wurde  im  Zusammenhang  mit 
dem  Erlasse  der  Einkommensteuer  durch  G.  v. 
9D./VL  1884  bewirkt.  Der  K.  nach  G.  v.  6./UI. 
1686  sind  unterworfen  alle  Benteneinkommen, 
unverzinsliche  Forderungen,  Anlehenslose,  Leib- 
renten, Zeitrenten  u.  dergl,  m.  Beuten  bis 
60  H.,  Witwen,  Erwerbsnnmbige.  Minderjährige 
mit  einem  Einkommen  bis  500  M.  sind  steuer- 
frei, femer  Wohltätigkeits-,  Armen-  und  Ver- 
sicherungsanstalten auf  Gegenseitigkeit,  Zinsen 
aus  dem  Oeschäftskapitue,  Ausstände  und 
Eontokwrentguthaben  der  Gewerbsuntemehmer 
usw.  Die  Kapitalschulden  und  privatrechtlicheu 
Lasten  dQrfen  in  Abzug  gestellt  werden. 

Die  Steuer  ist  eine  Prozentualabgabe  mit 
einem  Stenerfnße,  der  durch  das  jeweilige  Finanz- 
gesetz bestimmt  wird. 

Der  Veranlagung  wird  das  Bentenein- 
kommen zngmnde  gelegt  und  ein  Steuerkapital 
gebildet  Das  Benteneinkommen  wird  oabei 
mit  dem  aO-fachen  Betrage,  Leibrenten  auf 
Lebensdauer  werden  mit  dem  8-facben,  Waisen- 
renten mit  dem  4-fachen  angesetzt  nnd  auf  die 
80  gewonnene  Grölle  hat  dann  der  Steuerpro- 
zentsatz  des  Finanzgesetzes  Anwendung  zu 
finden. 

4.  Hessen.  Die  zuerst  durch  G.  v.  8./VII. 
1884  eingeftlhrte  E.  ist  mit  der  Einkommen- 
steuer nenerdinp^s  durch  G.  v.  10./VII.  1895 
einer  Neuredaktum  nnterworfen  worden.  Steuer- 
pflichtig und  die  Zinsen  aus  Beichs-,  Staats* 
nnd  Oemeindeanlehen ,  aus  sonstigen  Wert- 
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papieren .  die  BiTidenden  der  Aktiengesell- 
Bchaften,  die  Darlehenazinsen,  LotterieanlehenB- 
lose  n.  dergl.  m.  RentenbezU^e  bis  100  M.  sind 
steuerfrei;  im  übrigen  sind  die  Stenerbefrei- 
nngen  die  gleicben  wie  in  Bayern  nnd  Baden. 
Doch  sind  in  Hessen  Witwen  und  minderjährige 
Waisen  sowie  erwerbsunflUiiffe  Personen  bei 
einem  Qesamteinkommen  Ins  iSOO  M.  stenerfrei, 
wenn  ihre  Bezfige  an  Kapitalzinsen  jährlich 
750  M.  nicht  ttberateigen. 

Zam  Behnfe  der  Veranla^ng  werden  Steuer- 
kapitalien  gebildet  nnd  diese  oetra^ren  je  8*^/0 
des  festgestellten  Einkommens.  Die  Schnld- 
zinsen  stellen  abzagsfähige  Posten  dar.  Die 
Veraulagang  erfolgt  alljfihrlich  gleichzeitig  mit 
derjenigen  der  Einkommensteuer  durch  die  fVir 
den  letzteren  Zweck  bestellten  Kommissionen. 
Je  nachdem  die  Kapitalrente  2600  M.  erreicht 
oder  nicht,  hat  die  Kommimion  der  I.  oder  II. 
Klasse  einzutreten.  StenererklBmng  ist  er- 
forderlich. Die  Stenerkapitalien  w»den  pro- 
zentual belastet.  Zn  einer  Progression  oder 
Depression  ist  es  nicht  gekommen. 

fi.  Oesterreich.  Die  österreichische  Rentea- 
stener  wurde  durch  G.  t.  3Ö./X.  1896  begründet- 
Sie  tritt  an  die  Stelle  der  3.  Abteilung  der 
alten  Einkommensteuer  nach  6.  t.  29./X.  1849. 
Steuerpflichtig  ist  jeder,  der  aus  Yermögens- 
ohjekten  oder  Vereinsrechten  BezUffe  empnngt, 
die  nicht  bereits  dnrch  die  Grund-,  Oebftn^, 
Erwerbs-  oder  Besoldongsstener  getroffen  nnd. 
ffierher  zählen  dem^mftS  die  Terschiedenen 
Formen  des  Kapitalanses  aus  Kapitalanlagen 
jeder  Art,  ebenso  aber  auch  die  PachtiZinse, 
Zeit-  nnd  Leibrenten,  Alimentationabeträge. 
Ansträge  nnd  Bezüge  für  die  Ueberlassnng  von 
Patenten,  Privilegien,  Berechtigungen  und  Kon- 
zessionen. Von  der  Rentenstener  sind  befreit 
der  Staat,  die  Länder  und  Bezirke,  staatlich 
unterstützte  Anstalten  und  Foods,  kumulative 
WusenkaBsen,  die  k.  k.  Postsparkasse,  erwerb- 
stenerfreie  Erwerbs-  nnd  Wirtschaftegenossen- 
sehaften,  Dividenden  der  OsterreicniBch-iui- 
garisehen  Bank,  bestimmte  Zinsen  und  Renten- 
bezüge,  welchen  gesetzlich  Steuerfreiheit  zuge- 
sichert ist  u.  a.  m.  Zinsen,  die  1200  Kr.  nicht 
Uberschreiten,  sind  steuerfrei,  wenn  diese  das 
alleinige  Einkommen  einer  Person  bilden. 
Als  Abzüge  sind  zugelassen  anf  dem  Rent«n- 
beznge  haftende  priratrecbtlicbe  Lasten,  passive 
Kontokorrentzinsen  und  Reeskomptezinsen  so- 
wie bei  Pachtzinsen  die  zu  Ernaltnng  des 
Pachtobjekts  eemacbten  Aufwendungen. 

Die  Schnlcbdnsen  dürfen  nicht  abgezogen 
werden.  Bei  Öffentlichen  und  ähnlichen  Eanen 
hinsichtlich  ihrer  Zinszahlungen  sowie  bei  den 
zur  Öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 
Gesellschaften  hinsichtlidi  der  Priontätszinaen 
nnd  der  Zinsen  der  Spareinlagen  findet  die 
Erhebnng  der  Rentensteuer  beim  Schuldner 
statt,  wdcher  die  von  ihm  zu  leistenden  Zah- 
lungen um  den  Stenerbetrag  kürzt  (Coupon- 
steuer). 

Das  Ausmaß  der  Rentenstener  ist  folgendes : 

1.  100/0  für  nicht  steuerfreie  Zinsen  der  in- 
Iftttdisdien  Staatsschulden, 

2.  3  %  für  die  Pachtuns«!  verpachteter  Ge- 
werbe, 

3.  S^lofÜraUeübrigenstenerpflichtigenZinsen 
nnd  Renten. 

4-  1  '/*      ^  ^6  Zinsen  von  Spareinlagen 


bei  Sparkassen  nnd  Erwerbs-  und  Wirt«chafts- 

SmosBenschafCen,  für  die  Hypothekenzinsen  der 
y^othekenanatalten  und  Sparkassen  auf  Gegen- 
seitigkeit, die  nicht  auf  Gewinn  arbeiten,  sowie 
für  die  Hvpothekenzinsen  anderer  Landeskredit- 
institute  hinsichtlich  der  von  ihnen  emittierten 
Oblürationen. 

Die  Veranlagung  der  Rentenstener  ge- 
schieht auf  Gmnd  der  obligatorisehen  Stener- 
bekesntnisse  der  Pflichtigen  bei  der  Steuer- 
behörde. Nach  deren  Prüfung  setzt  diese  die 
Steuer  fest  nnd  übermittelt  sie  als  Zahlungs- 
auftrag dem  Steuerzahler  nnter  Angabe  der 
Gründe.  Gegen  diese  Entscheidung  kann  der 
Stenerpfiichtige  an  die  Landesfinanzbehörde  Re- 
kurs ergreifen,  welcher  aber  keine  aufschiebende 
Wirkung  hat. 

6.  Frankrdefa.  Nack  dem  Kriege  von  1870 
—71  wurde  in  Frankreich  mit  snr  Decksng 
der  Kriegskotten  üne  partielle  K.  (GG.  v. 
29./VI.  1872  nnd  l^XII.  1875)  eingeftthrt  Ihr 
unterließen  die  Zinsen,  Renten  und  Dividenden 
der  Aktien-  nnd  ähnlichen  Gesellschaften,  die 
Zinsen  und  Renten  von  Obligationen  und  An- 
lehen  von  Provinzen,  Departements,  Gemeinden, 
Korporationen ,  Gesellschaften ,  Komp^enieen, 
Untemehmnngen  nsw.,  die  Zinsen  nnd  Ertrtge 
von  Interessen-  nnd  Kommanditanteilen .  die 
Lose  und  Prämien  von  Anleben  a.  de^l.  m. 
Dagegen  bleiben  die  Zinsen  der  Staatsrenten, 
namentlich  der  transOsischen,  steuerfrei.  IMese 
Steuer  wurde  dann  auch  anf  die  an  5*/«  an- 
genommenen Erträge  des  Bmttowerts  des  be- 
weglichen nnd  unbeweglichen  Besitzes  religiöser 
Korporationen  und  ähnlicher  Genossenschaften 
ausgedehnt  (GG.  v.  28./ilI.  1880  nnd  29./Xn. 
1884).  Diese  sog.  Zuschlagssteuer  (droit  d'ac- 
croissement)  wnrae  durch  G.  v.  17./iy.  189ö  in 
eine  jäbrlidie  nominelle  Vermögenssteuer  ver- 
wandelt, welche  vom  Bmttowert  der  beweg- 
lichen und  nubeweglichen  Güter  der  religiösen 
Assoziationen  erhoben  wird. 

Der  Stettersata  betiug  vrsprttnglidi  3\  nnd 
wurde  1890  anf  i%  erhOfat 

Die  Veranlagung  wird  dadurch  bewirkt, 
daß  die  Schuldner  und  die  zur  Zinszahlung 
Verpflichteten  zu  Steuersubjekten  gemacht  wur- 
den. Diese  haben  die  entsprechenden  Dekla- 
rationen abzugehen  und  sie  werden  in  dieser 
Hinsicht  von  der  Steuerbehörde  kontrolliert. 
Ihnen  steht  nur  das  Recht  za,  den  Gläubigem 
und  Empfängern  die  Zinsen  und  Renten  bei 
der  Auszahlung  um  den  Betrag  der  Steuer  zu 
kürsen. 

Die  Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  Staats- 
renten ist  zwar  mehrfach  angere«^;  wordeu, 
aUein  ohne  Erfolg.  Nach  dem  Scheitern  des 
Einkommenstenerprojekts  des  Ministeriums  Bour- 
geois-Doumer  im  Frühjahr  1896  hat  das  HSline- 
sche  diesen  Gedanken  wieder  aufgegriffen,  in- 
dessen ohne  praktisches  Ergebnis. 

Die  anderen  Staaten  treffen  die  Kapitalrenten 
meist  im  Rahmen  anderer  Stenerformen ,  un- 
mittelbar durch  die  Einkommensteuer,  mittel- 
bar durch  die  Vermögenssteuer. 

Litentori  Bau,  Finanmütetueluift,  ü  S77  6m 
390.  —  IPmpfenhaehf  LeMudt  der  ^IEmhu- 

v>ü»en»ehafi,  i.  Auß.,  Stuttgart  1887,  H  ISS  Wt 
1S8.  —  Stetn,  Finanncittentehc^,  S.  At^,  Bd.  S, 
S.  Ii9—148.  —  V.  H««ie,  OtggtnXUtK*  Abgab** 
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<ai  SthJdtn,  Stuttgart  1S6S,  i  SO.  —  Sehäffle, 
iiUutrf^üit,  Tübingen  1880,  S.  S39—SU-  — 
Rotthtr-Qertaeh ,  Syttem,  Bd.  4,  §  87.  — 
Zktberg,  Finansviuensehaß,  8.  Atiß.,  Leipzig 
29('6,  8.  SSS.  —  Vocke,  Abgtü>en,  Au/lagen  und 
ifif  StewT.  StfOlgart  1887,  S\  tilfg.,  S.  U2  bi» 
U!.  —  Wafner,  Fin..  Bd.  t,  2.  Aufl.,  §  169. 

—  BrvflHcf,  Ke^talrenUnttewsT ,  1884.  — 
JIrVSeH«*«  ^  Mi^fiAning  einer  Sapital- 
rrsMHlnwr     Blttkn,  Zeitaekr.f.  Slaattw.t  1846. 

—  Forfer,  Veber  X^tHidrenUnberttüerung, 
ZfitorAr.  /.  StaatMC.,  1865.  —  Lehr,  Eapiiaii- 
nfTVMgattfMer ,  Ziiurenteniteuer  und  Doppelbe- 
tuvmaig, Zeiitehr.f.  StauUaw.,  1877.  —  v.  Heckel, 
EiMtommtntteiter  und  die  SckuidHnten,  Leipzig 
ISSO.  S.  40fg.  —  r.  Heckel,  Die  ForttchritU 
derdirdStn  Be»teuerung  m  den  deutichm  Staaten, 
luftig  J904.  —  Srhons,  £in  Wort  zw  baye- 
ntdum  Sapiiairenten$teuer,  F6H.-Areh.  tl,  S.  689. 

—  r.  FIMippeviehf  Aru  „KapiUUrenlenitewr", 
Ülinftl»  WSrUrb.  d.  D.  V.S.  —  Burkhard, 
Art.  JCapäatrnlenaleuer" ,  B.  0.  St.,  t.  Aufi., 
Bd.  r,  S.  te/f.  Max  von  Heeket. 


KaritatiTsyatem 

ufoot  Ad.  Wagner  die  volkswirtschaft- 
^che  Organisationgform,  in  der  „freie  (uo- 
potgelüiäie  oder  nicht  voll  entgoltene)  Hin- 
reUmg  und  Empfangnahnie  wirtschaftlicher 
iiGter"  seitens  der  tet^igten  Personen  ob- 
waltet Dieses  System  besteht  nii^endwo 
für  sich  allein,  sondern  nur  im  Zusammen- 
kmg  mit  deu  weit  vorherrschenden  Formen 
<1«  piiTatwirtadbaftlichen  und  des  gemeio- 
«irtschaftlichen  Systems.  Aeholicn  hatte 
lach  schon  Sehäffle  neben  der  spekula- 
tiv«! (privatwirtschaftlichen)  und  ßfTeiitlichen 
uich  eine  ,4ibaale",  auf  dem  Prinzip  der 
Freigebigkeit  beruhende  wirtachaftliche 
>  t^amsalioDsform  unterschieden.  0  ro  B  hat 
mh  Recht  hervorgehoben,  daS  Wirtschafts- 
f'innea,  d.  h.  die  Gestaltungen  der  W  i  r  t  - 
^•'ha^tssubjekte  von  dem,  was  er  als 
Vi  rtgcfaaftsprin  2  ipien  bezeichnet,  näm- 
Ii4'h  TOD  den  FrinzipieD  des  Verkehrs 
zvischea  den  Wirtscmftssulnekten  vohl  zu 
'latencheiden  «od  und  daß  das  £.  in  diesem 
^inoe  c£n  W&tschaftsprinzip  ist.  Han 
kann  ee  als  diejenice  Art  des  Verkehrs 
rriitchen  zw«  'Wirtsuhaftssabj^ten  bezäch- 
bei  welch«!  der  eine  Teil  freiwillig 
ilem  anderen  eine  Leistung  gewährt,. für  die 
T  fntweder  gar  keine  oder  nur  eine  minder- 
wertig Gegenleistung  erhält.  Ea  gehören 
»ifA  hierher  alle  aus  altruistischer  Oesinnung 
iiMrTorKehaideQ  Betätigungen  der  Menschen- 
>le  oder  des  Gemeinsinnes  von  wirtschaft- 
u-iier  Bedeutung.  So  insbesondere  die  ge- 
samte private  Armenpflege,  nicht  aber  die 
'lurcfa  staatlichen  Zwang  aonecht  erhaltene 
'ffratüdifi.  Da  der  empfangende  Teil  auch 
(in  Oenmtheit  von  Personen,  eine  KOrper- 
"iudl,  eine  Stiftung  oder  der  Staat  sein 
Uoo,  80  fallen  auch  alle  Zuwendungen  für 


gemednnützige  oder  patriotische  Zwecke,  für 
Ennst  und  Wissenschaft  usw.  unter  das 
karitative  oder  Liberalitätsprinzip,  insbeson- 
dere also  auch  die  Gründungen  von 
Wohltätigkeitsanstalten  oder  gemännützigen 
Stiftungen.  Dag^n  kfinnte  in  Fn^  sein, 
ob  auch  die  Leistungen  dieser  Anstalten  und 
Stiftun^n  als  selbständige  Ausfltlsse 
des  karitativen  Prinzips  zu  betrachten  seien 
und  nicht  einfach  als  die  dauernden  Wir- 
kungen des  Wohltätigkeitsaktes  der  Stifter, 
die  ein  gewisses  Vermögen  einem  bestimmten 
karitativen  Zwecke  gewidmet  haben,  das 
fortan  nur  diesem  Zweck  gemäß  verwaltet 
und  verwendet  wird.  Ebenso  könnte  man 
darüber  streiten,  ob  die  Beziehnngen  des 
Familienhauptes  zu  den  von  ihm  vnrtscbaft- 
lich  abhängigen  Angehörigen  —  die  also 
nicht  selbständige  Wirtschaftasubjekte  sind  — 
als  karitative  aufzufassen  sind  oder  ob  sie 
nicht  vielmehr  die  innere  Organisation  der 
als  Einheit  betrachteten  Familienwirtschaft 
darstellen.  Siehe  auch  die  Art  „Altruismus" 
(oben  Bd.  I  S.  83  fg.)  und  „Gemeinsinn". 

Liteimtnr:  Sehäffle,  Das  geteüsckaßliehe  Syitem 
der  meiuehliehen  Wirtechajt,  8.  Aufi.,  1875,  Bd.  t, 
8.  89fg.  —  Ad.  Wagner,  Grundlegung.  1876, 
S.  165fg.  —  Cfroaa,  WirtBekc^formen  und 
Wirtichofieprinxipien,  Leipxig  1888. 

Lesria. 


Kartelle. 

Der  Name  K.  kommt  im  volkswirtschaft- 
liohep  Sinne  verschiedenfach  vor.  Das  Wort 
E.  kommt  vom  italienischen  cartello,  und 
di^es  aus  dem  lateinischen  carta,  bedeutet 
also  ursprünglich  ein  Stück  Papier,  eine 
Urkunde,  im  übertragenen  Sinne  eine  Kon- 
vention, ein  Vertrag,  eine  Verabredung.  So 
spricht  man  z.  B.  Yoa  ZoU-K.,  völkerrecht- 
lichen Verabredun^n,  nadi  denen  zwei  oder 
mehrere  Staaten  sich  verpfliditen,  dafi  ihre 
Zollbehörden  sich  innerhalb  gewisser  Grenzen 
Beistand  gewahren.  Ein  solches  Zoll-E. 
bildet  in  der  ßegel  das  Annexum  eines 
^mdelsrertrags  (s.  Axt.  „Zölle,  Zoll- 
wesen*'). 

Auf  privatem,  inn^halb  der  Sphäre  der 
wirtschaitlichen  Interessenvertretung  und 
des  Interessenkampfes  Hindern  Gebiete 
kennen  wir  K.  der  oijganisierten  Arbeiter- 
verlAnde  und  der  Vereinigun^n  der  Unter- 
nehmer in  Handel  und  Industne.  In  ersterer 
Beziehung  sind  es  meistens  lokale  Verbände 
der  in  Gewerkvereinen  verschiedener  Berufe 
koalierten  Arbeiterassoziationen.  Man  nennt 
sie  „Gewerkschafts"-  oder  ,,Gewerkvermn8- 
E.*',  und  diese  haben  den  Zweck,  die  Ge< 
Werkvereinspolitik  der  verschiedenen  Vereine 
eines  und  desselben  Platzes  einheiüich  und 
damit  erfolCTcicher  zu  gestalten.  Aber  auch 
unter  den  Verbänden  der  oi^ianisierten  Ai> 
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beiterschaft  einer  und  derselben  Industrie 
eines  oder  verschiedener  Länder  sind  K. 
zur  gegenseitigen  ünterstfltzung  hier  und 
da  Tersueht  worden  (s.  Art.  „Gewerk- 
vereine" oben  Bd.  I  S.  1081). 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  and  die 
£.  der  Unternehmer,  die  man  in  der  wissen- 
schaftlichen Literatur  jetzt  viel&cb  „ünter- 
nehmerverbände"  nennt,  wobei  man  nuincher- 
lei  Unterscheidungen  in  üntemehmerver- 
bände  im  eigentlichen  Sinn,  höherer  und 
niederer  Ordnung,  in  Ringe  und  Trusts 
macht.  In  der  Umgangssprache  haben  diese 
Unterscheidungen  noch  keinen  rediten  Ein- 
gang fanden.  Soweit  sich  das  erkennen 
läßt,  ist  für  die  großgewerblicfaeD  Unter- 
Dehmerrerl^de  auch  heute  noch  der  Name 
E.  oder  Syndikate  manchmal  auch  mit  Ein- 
schluß der  lUnge  und  Truste  üUidL  Die 
K.  kommen  also  in  den  verschiedensten 
Formen  vor  und  vo^lolgen  die  voschiedensten 
Zwecke.  UebenUl  streben  sie  mehr  oder 
minder  eine  Einschiilnkung  der  gegenseitigen 
Eonkurrenz  und  die  Sicherung  des  Absatzes 
mit  lohnenden  Preisen  an.  Solche  K.  spielen 
schon  seit  lange  im  Verkehrswesen  bezüg- 
lich der  Tarifiestsetzung  und  der  gemein- 
samen und  gegenseitigen  Benutzung  der 
Verkehrsmittel  eine  erhebliche  Rolle.  Auch 
die  VersicherungsgeseUschafteu  schließen  K. 
ab,  nicht  nur  zur  Durchführung  einer  ein- 
heitlichen Prämienpolitik,  sondern  auch  um 
einander  Auskunft  über  die  Agenten  und 
Policensucher  zu  gjewähren.  Neuerdings 
spricht  man  von  einer  ICkonvention  der 
Großbanken,  die  bezweckt,  den  Uebertritt 
von  Beamten  aus  einem  Bankinstitut  in  das 
andere  zu  erschweren  oder  unmöglich  zu 
machen.  Dieser  Gedanke  ist  offensichtlich 
dem  Bühnen-K.,  wo  ähnliche  Vereinbarungen 
schon  lange  Platz  gegriffen  haben,  entlehnt 
Aus  den  Kämpfen  des  Aerztestandes  mit 
den  Verwaltungen  der  ^lEmkenkassen  sind 
ähnliche  Schutzvereinigungen  neuerdings 
entetanden,  imd  selbst  die  Universitäts- 
staaten  haben  auf  ihren  Konferenzen  solche 
den  Wettbewerb  mildernde,  die  Freizügig- 
keit erschwerende  Vereinbarungen  bezüglich 
der  Berufungen  von  üniversitätslehrem  von 
einem  Staat  in  den  andern  getroffen. 

Im  Kleinhandel  und  im  Handwerksbe- 
trieb sind  die  E.  zumost  lose  V^ieinigungen 
zum  Schutze  gemeinsamer  Interessen,  z.  B. 
zur  B^ftmpf ung  des  unlauteren  Wettbewerbs. 
Doch  lehrt  die  tägliche  Beooc^tang,  daß  ge- 
rade auch  bdm  Elein^werbe  lokale  Ffeis-K., 
wenn  auch  in  lechüich  kaum  verbindlicher 
Vorm  abKeachlossen ,  an  der  Tagesordnung 
sind,  yieie  Handwerkerinnungen  treiben 
eine  solche  Freispolitik  ganz  offen  und  können 
das,  namentlich  beim  Kahrungsmittelgewerbe, 
wo  sie  eine  lokale  Monopolstellung  haben, 
mit  gutem  Erfolge  tun.  Die  Voii;äugerinnen 


der  Innungen,  die  Zünfte  und  Gilden,  sahen 
in  der  örtlichen  Konkurrenzregolierung, 
Preishaltung  imd  Beschränkung  des  Ange- 
bots eine  mrer  Hauptauf^ben.  Im  über- 
seeischen Handel  mit  seinen  Handelskom- 
panieen  und  Reedereigesellsdiaften ,  aber 
auch  im  Karawanenhandel,  waren  schon  vor 
Jahrhunderten  hochentwickelte  K.bi]dungen 
üblich.  Eine  größere  Aufmerksamkeit  nat 
man  den  K.  und  Syndikaten  aber  erst  dann 
geschenkt,  als  sie  in  der  Form  der  Preis-, 
Absatz-  imd  Produktions-K.  der  Groß- 
industriellen  und  Großhändler  inmitten  einer 
Periode  des  freien  Wettbewerbs  Platz  ge- 
griffen haben  und  zu  ^uer  hohen  Macnt- 
stellung  gelangt  sind. 

In  den  letzten  Jahrzehnten  ist  das  K.- 
problem  zu  einer  der  umstrittensten  natioiial- 
Okonomischen  Tagesfragen  geworden. 

In  der  Heimat  der  Truste,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  beherrscht 
der  Kampf  für  und  ^egen  Truste  das  ganze 
politische  Leben.  Eine  zielbewußte  und  er- 
folgreiche Bekämpfung  der  K.  hat  noch  nir- 
gends eingesetzt,  obgleich  sich  die  Parla- 
mente, nationalökonomische  und  juristisdie 
Kongresse,  ebenso  lebhaft  mit  der  Fn^ 
der  gesetzlichen  Reglementierung  beschäftigt 
haben  wie  die  wissenschaftliche  Literatur. 
Vorläufig  behilft  man  sich  mit  K.-Enqueten, 
von  denen  die  von  dem  „Verein  für  Sozial- 
politik" veranstaltete  und  die  von  der  deut- 
schen Reichsr^;ierung  vetanlaßte  die  wich- 
tigsten sind. 

Unter  den  heutigen  K.  verstehen  wir  die 
durch  besondere  auf  bestimmte  Zeit  ge- 
schlossene Verträge  zwischen  einer  größeren 
Anzahl  von  gleichartigen  Unternehmern  her- 
gestellten Verbände  zum  Zwecke  von  Verein- 
barungen über  Angebot,  Produktion,  Preise 
und  sonstige  Verkaufsbedingungen,  mit  der 
Tendenz,  den  Markt  zu  beherrschen  und  die 
Gewinnrate  za  sichern.  Verwandte  Gebilde, 
wie  Spekulantenringe,  welche  durch  Aufkauf 
und  Zurückhaltung  einer  Ware  vorüber- 
gehend den  Preis  normieren  wollen,  rechnet 
man  gewöhnlich  nicht  zu  den  K.,  ebenso- 
wenig die  Syndikate  und  Konsortien  für 
Gründungen  und  Anlehensunterbringung. 
Die  K.bildung  beginnt  fast  überall  mit  harm- 
losen Verabredungen  über  Lieferungsbe- 
dingungen und  endigt  häufig  mit  Riesen- 
aktien^wellschaften  und  Fusionen,  wo  schließ- 
lich die  Selbständigkeit  des  einzelnen  Unteiv 
nehmens  ganz  aufhört  und  die  gesamte 
Leitung  des  Geschäfte  in  die  Hände  mner 
allmächtigen  Zmtrale  gelegt  wird.  Da- 
zwischen liegen  die  Phasen  des  K.  mit 
wachsender  Bindung  und  Zentralisierung, 
d.h.  derUebei-gangvon  den  Kimmen  niederer 
Ordnung  zu  iten  höherer.  Schmoller  hat 
die  Entwickeluugsstnfen,  wie  folgt,  charak- 
terisiert : 
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1.  Verabredungen  Über  Kreditgew&hmnK, 
Zahlnngsbedin^een  und  Aehnlidies,  2.  sol- 
che Aber  Miunmalpreise ,  welche  man  für 
K<^i8toffe  zahlt,  über  HinimfUpreäse,  die  man 
heim  Verkauf  fordert;  3.  HinzufDgung  des 
ühienwOTteB  und  btüd  von  Geldstrafen  bei 
Verletzung,  welche  man  durch  hinterl^te 
Wechsel  leicht  einsehbar  macht;  auch 
das  reicht  meist  nicht  ans;  also  4.  Ter* 
teflung  des  Marktes  durch  Demarkations- 
linicD,  die  bei  Strafe  eingehalten  werden 
mfissen,  und  5.  Verabredungen  Aber  das 
einheitliche   Vorgehen   bei   Submissionen ; 
nur  ein  Werk  bietet,  die  andern  höchstens 
Äum  Schein;  6.  feste  Verabredungen  über 
die  Grüße  der  Produktion  jedes  Werkes  nach 
seiner  bisherigen  Kapazität,  entweder  über- 
haupt oder  wenigstens  fürs  Inland,  h&uflg 
so,  dafi  für  Minderproduktion  eine  Prämie 
gezahlt,  für  eine  gewisse  Mehrproduktion 
eine  Strafe  erhoben  wird ;  diese  Verabredung 
verbindet  sich  meist  mit  Preisfestsetzungen ; 
7.  reicht  auch  das  nicht,  so  wird  aller  Ver- 
kauf der  Produkte  auf  eine  Zentralstelle 
Qbertragen,  welche  die  Natur  einer  ^mein- 
samen  A^ntur  haben  kann  oder  die  einer 
selbständigen  Äktiengesellschaft,  deren  Aktio- 
näre nur  die  beteiligten  Werke  sein  kOnnen. 
Ist  die  Zentralisatioa  soweit  gediehen ,  so 
kSnnen  auch  weitere  Maßnahmen  geti-offen 
werden :  die  Stillstellung  teilnehmender  oder 
gepachteter  Werke,  der  Ankauf  von  nicht 
beigetretenen,  die  Verhinderung  der  Eot- 
stcnuDg  neuer  Werke,  wobei  mau  in  den 
Mitteln  teilweise  nicht  wählerisch  ist. 

Die  joristische  Natnr  der  K.TerbiDdangen 
kuiD  eine  sehr  verschiedene  sein.  Nstionalöko- 
Domixch  kommt  anf  sie  nicht  viel  an  nnd  ge- 
rade deswegen,  weil  der  K.zweck  auf  so  ver- 
■chiedenen  We^en  und  ümwegen  erreicht  wer- 
den kann  nnd  im  Kleinbetrieb  ebenso  sehr  ver- 
wtrklicht  wird  wie  bei  den  großkapitalistischen 
Biesennnteniehmangen,  ist  es  der  Jnrispmdenz 
noch  nicht  getnngen,  bran<^bare  Oesetzesror- 
flcUSge  zn  machen.  Damit  soll  natftrlicb  nicht 
gesagt  sein,  daß  der  O^tzgeber  den  K.  gegen- 
ftber  ohnmächtig  sei. 

Eine  eingehendere  Behandlung  erfahren 
die  K.  in  dem  Art  „Untemehmerverl^de". 

Btermer. 


Kassengeschifte 

s.  BOrsenwesen  oben  Bd.  I  S.  514fg. 


Kassenscheine  s.  Papiergeld. 


Kataster. 

Unter  K.  verstehen  wir  Stenerbücher  oder 
Stenerbeschreibnngen,  Verzeichnisse  bei  der  Er- 
weibebestenernng,  die  alle  die  Stenerfäbigkeit 
begritndeaden  <tneUen  der  Einkoromensbildnng 

W«irterbaeta  der  VolluwirtMbaft.  It.  Aull.  Bd.  II. 


mit  Angabe  näherer  Beschreibungen  nnd  Ziüilen 
enthiiten,  so  daß  mit  dem  (regelmäßig  nicht 
im  K.  enthaltenen)  Stenerfnsse  die  Stenerpflicht 
eines  jeden  Ertragsobjektes  berechnet  werden 
kann.  Die  Erricntnne  von  K.  ist  mit  um- 
fassenden nnd  daher  kostspieligen  Anfnahmen 
nnd  Operationen  verbanden.  Man  wird  infolge- 
dessen die  Katostriemn^  anf  die  Stenern  zu 
beschränken  suchen,  die  nach  ihrer  stener^ 
technischen  Xatnr  es  mit  solchen  Objekten  zu 
tun  haben,  deren  Verhältnisse  reUtir  stabil  shid. 
K.  werden  also  vor  allem  bei  den  Ertnunstenem 
nnd  zwar  bei  den  Realstenem,  bei  der  Grund-, 
Gebände'  und  Oewerbestener  Anwendung 
finden.  BeideneinkommenatenerartigenQliedem 
der  Ertrag9be8tenemi]g  (Kapitalrenten-  nnd 
Arbeitsertragssteaer)  nnd  bei  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  werden  sie  wegen  der  Ver- 
änderlichkeit und  Beweglichkeit  der  Steuer^ 
Objekte  vermieden.  Hier  wQrde  die  Katastrie- 
mng  einen  nnverbältnismäOig  hohen  Aufwand 
erfordern  nnd  geringen  Erfolg  haben. 

Der  Urspmujg  des  Wortes  „K."  geht  auf 
eine  Znsammenziehnng  von  capitations  registmm 
oder  capitum  regiatrnm  zurück.  Somit  stammt 
der  Ausdruck  aas  der  Finanzgescbichte  der 
späteren  rCmischen  Kaiaerzeit  Hier  bedeutete 
capitatio  sowohl  Gmnd-  als  Kopfstener,  capnt 
das  einzelne  Stenerobjekt.  Ans  dem  lateinischen 
,  Worte  wurde  dann  im  Mittelalter  capdastmm, 
catastmm  nnd  im  modernen  Sprachgebranch 
Cataster,  K.,  cataatre  (nicht  cadastre  oder 
Kadaster!).  Jfox  von  Hecket, 


Kathedersoziallsmns 

ist  ein  von  H.  B.  Oppenheim  erfundener 
Spottname  für  die  von  den  meisten  deutschen 
Professoren  der  Nationalökonomie  vertretene  re- 
formfrenndlicheSoztaIp«iitik.  Oppenheim  wandte 
sich  zuerst  (in  einem  im  Dezember  1871  in  der 
Nationalzeitnng  erschienenen  Artikel  »Man- 
cbesterschnle  nnd  Kathedersozialisten")  gegen 
Roscher,  Schmoller  and  Schönberg,  in- 
dem er  bestritt,  daß  die  Freihandelsschnle  mit 
der  Manchesterschnle  zusammenfalle  nnd  von 
staatlichem  Arbeiterschutz  nichts  wissen  wolle. 
Es  entspann  sich  eine  Polemik,  namentlich 
zwischen  Oppenheim  nnd  Ad.  Wagner(  der 
im  Oktober  1871  in  ebem  in  einer  kirchlichen 
Versammlung  gehaltenen  Vortrage  die  sozia- 
listische Kritik  der  gesellMhaftlichen  Zustände 
bis  EU  einem  gewissen  Grade  als  berecht^ 
anerkannt  hatte.  So  wurde  der  Ausdruck  „K." 
in  weiteren  Kreisen  bekannt,  nnd  als  nach  einer 
am  6.  und  7./X.  1872  unter  dem  Vorsitze 
Oneists  in  Eisenach  abjrehattenen  vorbereiten- 
den Versammlung  der  verein  für  Sozialpolitik 
gegründet  wurde,  mußte  dieser  es  sich  gefallen 
fassen,  ohne  weiteres  gleichsam  als  die  Ver- 
körperung des  K.  aufgesehen  zn  werden,  obwohl 
nnr  etwa  '/s  der  Mitglieder  des  Vereins  Pro- 
fessoren waren,  nnd  noch  im  Jahr  1876  Männer 
wie  F.  Dnncker,  Eras,  M.  Hirsch,  LOwe- 
Calbe  and  andere  dazn  gehrirten,  denen  sicher- 
lich jede  sozialistische  Neigung  fremd  war. 
Sogar  H.  v.  Treitschke  befindet  eich  noch 
auf  dieser  Liste,  der  in  demselben  Jahre  seine 
Streitschrift  gegen  Scbmoller  „Der  Sozialismus 
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and  seine  Günner"  encheineo  ließ.  Dagegen 
hat  Scbäffle,  der  eine  vorgerücktere  sozial- 
politische StMlung'  einnahm,  sich  an  dem  Vereine 
nie  beteiligt.  Aach  wies  das  von  Schmoller  in 
der  Eisenacher  Versammlong  anfgestellte  Pro- 
gramm alte  sozialistischen  Ex^rimente  ent- 
schieden zurück:  man  wolle  keine  Aufhebung 
der  Gewerbefreiheit,  keine  Aufhebung  des  Lohn- 
Terhältnisses ,  aber  man  wollte  eine  maflTolle, 
mit  fester  Hand  dnrcbgefllhrte  Fabrikgesetz- 
gebung, ToUe  und  wirkliche  Freiheit  rar  den 
Arbeiter  bei  Feststellung  des  Arbeitsvertrags, 
Kontrolle  dieses  Vertrags  durch  die  Oefifentlich- 
keit,  Fabrikinspektion,  Enqueten  über  die  so- 
zialen Fragen.  Der  Verein  hat  tatsächlich  durch 
seine  Erhebungen  und  Veröffentlichungen,  die 
jetzt  schon  über  hundert  Bände  umfassen,  die 
Vorarbeiten  für  die  Fortschritte  der  sozialpoli- 
tischen Gesetzgebung  in  dem  letzten  Menschen- 
alter  geliefert  und  dadurch  den  besten  Beweis 
erbracDt,  daß  er  durchaus  auf  dem  Boden  der 
bestehenden  Ordnung  steht  und  nnr  das  prak- 
tisch Erreiehbare  erstrebt.  Für  sozialistische 
Projekte  ist  kein  einziger  deutscher  Professor 
aufgetreten,  und  die  Zahl  deijenigeu,  die  sich 
mit  der  Arbeiterfrage  als  Spezialität  beschäf- 
tigen und  unmittelbar  in  die  schwebenden  so- 
zialpolitiachen  Debatten  ein^ifen,  ist  über- 
haupt nur  klein.  Viele  Arbeitgeber  aber  sind 
geneigt,  alle  Bestrebungen  der  Arbeiter  als 
Soziausmus  zu  bezeichnen,  die  ihnen  unbe^^uem 
Bind  oder  ihren  Geschäftsinteressen  zuwider- 
laufen. Das  charakteristiscbe  Merkmal  des  Sozia- 
lismus ist  die  Verwerfung  des  Lobnsystems. 
Arbeiterverbindungen  dagegen,  die  das  Lohn- 
^tem  grundsätzlich  anerkennen  und  nur  hQbere 
Lohnsätze  zu  erlangen  suchen,  verstoßen  ebenso- 
wenig gegen  die  Normen  der  bestehenden  Wirt- 
scha&ordnung  wie  die  Untemehmerverbände, 
die  sich  zu  dem  Zwecke  bilden,  höhere  Preise 
für  ihre  Waren  zu  erzielen.  Gleichwohl  ist  der 
Vorwurf  des  K.  immer  wieder  gegen  jeden  Pro- 
fessor erhoben  worden,  der  bei  Lohnatreitigkeiten 
und  Arbeitseinstellungen  mehr  oder  weniger 
entschieden  für  die  Arbeiter  Partei  ergriffen  hat. 

Literatur:  H.  B.  Oppenheim,  Der  Katheder- 
tozUüismu«,  Aufl.,  Berlin  1873.  —  Brentano, 
Abttrakte  und  realütisehe  VolknpirU,  Zeäaekr. 
d.  prevß.  slat.  Bureaus,  IS71,  &  SSSJg.  —  AO. 
Wagner,  Offener  Brief  an  Herrn  H.  B.  Oppen- 
heim, Berlin  1S7X.  —  Verhandlungen  der 
Eiaenaeker  Ver$amnUung  nr  Betpreehung  der 
totiaUn  Frage,  Leipzig  187S.  • —  SchmÄM«r, 
Vebtr  einige  Grundfragen  des  Recht«  und  der 
Volkswirtschaft,  Jena  1375  (neuer  Abdrtiek  in 
dem  SamnieUxtnde :  üeber  einige  Grundfragen 
der  Soxiaipolitik  und  der  VolkticirUehafttlehre, 
Leipzig  1S98J.  LeJcU. 


Kaufmann. 

Während  das  alte  HGB.  nach  dem  Vor- 
gange des  Code  de  Commerce  als  K.denjeuigea 
bezeichnete,  welcher  bestimmte  aufgezählte 
Geschäfte  betrieb,  nennt  das  neue  HGB.  K. 
denjenigeo,  welcher  ein  Handelsgewerbe  be- 
treibt. Als  solches  gilt  jeder  Gewerbebetrieb, 
der  gewisse  Gescbfifte  zum  Gegenstände  hat 
(Grundgeschäfte) : 


1.  AnschafFang  und  Weiterveiftusserung  tod 
Waren  and  WertpapiereD. 

2.  Uebemahme  der  Bearbettnng  oder  Ver- 
arbeitung von  Waren  fOr  andere,  sofern 
der  Betneb  Über  den  Dmfong  des  Hand- 
werks hinausgeht 

3.  Uebernahme  von  Versicherungen  gegen 
Prämie. 

4.  Bankier-  und  Geldweehslergeschäfte. 

5.  üebenmhme  der  Betördeniog  von  GQteru 
oder  Reisenden  zur  See,  <£e  GescMfte 
der  FrachtfQhrer  oder  der  zur  Beförderung 
von  Personen  zu  Lande  oder  auf  Binnen- 
gewässern bestimmten  Anstalten  usw. 

6.  Geschäfte  der  Kommissionfire,  Spediteure 
oder  Lagerhalter. 

7.  Geschäfte  der  Handlungsagenten  oder 
Handelsmakler. 

8.  Verlagsgesch&fte,  Buch-  und  Kunsthandel. 

9.  Geschäfte  der  Druckereien,  sofern  ihr 
Betrieb  Über  den  Um&ng  des  Handwerke 
liinausgeht 

Personen,  welche  andere  als  die  Grund- 
geschäfte des  Handels  betreiben,  sind  Kauf- 
leute,  wenn  ihr  üntemehmen  nach  Art  und 
Umfang  einen  in  kaufmännischer  Weise  ein- 
gerichteten Geschäftsbetrieb  erfordert,  sofern 
ihre  Firma  in  das  Handelsregister  einge- 
tragen worden  ist 

Personen,  welche  Land-  oder  Forstwirt- 
schaft betreiben,  sind  nicht  Kaufieutc.  Ist 
aber  mit  ihrem  Betriebe  ein  Nebengewerbe 
verbunden,  das  einen  kaufmännischen  Ge- 
schäftsbetrieb erfordert,  so  können  sie  sich 
in  das  Handelsregister  eintragen  lassen,  und 
werden  dadurch  Kaufleute. 

Auf  HandelsgeselUchaften  finden  die 
für  Katifleute  gegebenen  Vorschriften  immer 
Anwendung. 

Dagegen  finden  auf  Handwerker  sowie 
auf  Personen,  deren  Gewerbetrieb  nicht  Ober 
den  Umfang  des  Kleingewerbes  hinausgeht 
(MinderkaufJeute),  die  Vorschriften  über  das 
Handelsregister,  die  Fjrraen ,  die  Haudels- 
bücher  und  die  Prokura  keine  Anwendung. 

Vollkaufleute  sind  verpflichtet,  sich  in 
das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen,  eine 
Firma  (Geschäftsnamen)  zu  führen ,  eine 
ordnungsmäßige  Buchführung  zu  haben. 

Das  Keich,  die  deutschen  Einzelstaaten 
und  Kommunalverbände  sind,  wenn  sie  ein 
Ilandelsgewerbe  betreiben,  nicht  verpflichtet, 
diesen  Betrieb  ius  Handelsregister  eintragen 
zu  lassen  oder  kaufmännische  Bilanzen  auf- 
zustellen. Die  Reichs-  oder  einzelstaatlidie 
Postverwaltnng  ist  nicht  E. 

Ltteratar:  2>i«  EomHoitare  und  Lehrhbeher  de* 
HandtUreehU.  —  G.  SOtirrmeUter,  Der  Sa*^- 
manntbegriff  nach  geltendem  und  kUnfUgem. 
deuttchen  Handeltrecht,  Zeitachr.  /.  d.  ges^ 
HandOereeht,  B.  48ß9,  1899—1900. 

Karl  BtOhgtun. 
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Katifmannsgerichte. 

1.  fiatstdiQngsgesehiohte.  2.  Die  K.  im 
Deatscben  Beiehe.  3.  Statistik.  4.  Kritiiche 
BeuxteUniig. 

1.  Eatstehiuigsgescliichte.  Wie  schon 
in  dem  Artikel  „Qewerbegerichte"  heiror- 
giehobcsi,  findet  die  Geverbegerichtegesetz- 
gebnng  auf  die  Streiti^iten  der  Kanfleute 
mit  deren  Ängestelltrai  keine  Anwendung. 
Schon  bei  Beratung  des  6G0.  und  seither 
for^esetzt  machten  sich  namentlich  ans  den 
Kreisen  der  Handlungsgehilfen  Bestrebungen 
geltend,  eine  Sondetgerichtsbarkeit  fOr  mre 
Streitigkeiten  mit  den  Prinzipalen  in  ähn- 
licher Weise  zu  erlangen,  wie  das  GÖG. 
tne  für  die  Streitigkeiten  der  selbständigen 
Gewerbetreibenden  mit  iliren  Arbeitern  ein- 
geführt hatte.  Diese  Bestrebungen  kamen 
auch  in  einer  am  7./IV.  1897  ziu-  Annahme 
gelangten  Resolution  des  Reichstages  zum 
Ausdruck,  in  welcher  die  Errichtung  von 
kaufmännischen  Scliiedsgerichten  zur  Schlich- 
tung derartiger  Streitigkeiten  begehrt  wurde. 
In  einer  Resolution  vom  Jahre  1899  wieder- 
holte der  Reichstag  das  Verlangen  nach 
kauhnännischen  Sondei^richten  tmd  im 
Jahre  1902  gelangte  ein  dementsprechender 
aus  der  Initiative  des  Reichstags  hervor- 
g^n^ener  Gesetzentwurf  zur  Beratung. 
Ehe  diese  aber  abgeschlossen  war,  arbeitete 
auch  die  Keichsregierung  einen  Gesetzent- 
wurf aus,  der  indessen  nicht  zur  Torlage 
an  den  Reichstag  gelangte,  weil  die  ver- 
bündeten Regierungen  sich  darüber  nicht 
einigen  konnten,  ob  das  kaufmännische 
Sondergericht  den  Amtsgerichten  oder  den 
Gewertegerichten  angegliedert  werden  sollte. 
Endlich  &ßgte  im  Bund^rat  die  letztere, 
insbesond^  von  Preußen  und  der  Beiclis- 
regierung  seilst  vertretene  Anräc^t,  und  am 
S,/1V.  liK)4  gelangte  der  Entwurf  eines  G. 
„betreffend  K."  (Drucks,  d.  R  T.  Nr.  143) 
Kor  Vorlage  an  den  Reichstag.  Bei  der  Be- 
ratung des  Gesetzes  bewegten  sich  die 
Meinungsverschiedenheiten  baaptsächlicfa  um 
folgende  Punkte :  a)  um  die  Frage,  für  welche 
Bezirke  ein  K.  einzurichten  sei,  d.  h.  ob  für 
Gemeinden  von  mindestens  50000  Ein- 
wohnern, wie  der  Gesetzentwurf  wollte,  oder 
schon  für  Gemeinden  von  20  WX)  Einwohnern, 
wie  dies  im  GGG.  bestimmt  ist;  b)  ob  die 
K.  den  Amt^erichten  oder  den  Gewerbe- 
gerichten anzugliedern  seien ;  c)  ob  auch 
weiblichen  Personen  mindestens  die  aktive 
Wahlfähigkeit  verliehen  werden  solle;  d)  ob 
Anwälte  bei  den  K.  zugelassen  oder  deren 
Auftreten  gänzlich  untersagt  sein  solle;  und 
eudlidi  e)  ob  Streitigkeiten  aus  Anlaß  der 
sog.  Konkurroizklausel  zur  Zuständigkeit 
der  K.  oder  der  ordentlichen  Gerichte  ge- 
hören sollten.  Es  wurde  schliefiUch  eine 
Hnigung  dahin  erzidt,  dafi  es  in  den  Punkten 


b— d  bei  den  Vorschlägen  der  R^emng 
verblieb,  wogegen  in  den  Punkten  a  und  e 
die  AntiÄge  der  R^chstagsmehriieit  zur  An- 
nahme gd»igten.  Das  Gesetz  wurde  dem- 
gemäß unter  dem  6./TII.  1904  vom  Kaiser 
vollzogen  und  im  KGBl.  8.  266  veröffent- 
licht. Es  ist  am  l.ß.  1905  in  vollem  Um- 
fang in  Kraft  getreten. 

8.  Die  K.  im  Deatscben  Reiche, 
a)  Errichtung  und  Znsammensetz- 
ung der  K.  FOr  die  Errichtung  des  E. 
^t  alles  dasjenige,  was  hinsichtlich  der  Er- 
richtung der  GG.  in  dem  Art.  „Gewerbe-- 
gerichte"  (oben  Bd.  I,  S.  1019)  ausgeführt  ist, 
wobei  noch  hervorzuheben,  daß  Mr  alle  Ge- 
meinden, gleichviel  ob  Stadt-  oder  Landge- 
meinden, die  nach  der  jeweilig  letzten  Yo^s- 
zählung  mindestens  20  000  Einwohner  haben, 
ein  K.  errichtet  werden  muß.  Doch  ist  es 
auch  zulässig,  daß  mehrere  Gemeinden  mit 
einer  Einwohnerzahl  von  mindestens  20000 
Personen  oder  auch  weitere  Kommunalver- 
bände (z.  B.  Kreise)  fflr  alle  in  dem  betreffenden 
Bezirk  liegenden  Gemeinden  zur  Errichtung 
eines  einzigen  gemeinschaftlichen  K.  sich 
verbinden.  Dagegen  ist  es  —  abweichend 
von  den  für  die  GG.  gemäß  §  7  Abs.  1 
GGG.  geltenden  Rechtszustande  —  unzu- 
lässig, daß  für  eine  Gemeinde  mehrere 
K.  errichtet  werden,  selbst  wenn  die  be- 
treffende Gemeinde  noch  so  groß  ist.  Wohl 
dagegen  kOnnen  bei  einem  K.  mehrere 
Kammern  oder  Abteilungen  gebildet  werden. 

Jedes  K.  muß  einen  Vorsitzenden  und 
mindestens  einen  stellvertretenden  Vor- 
sitzenden haben;  besteht  das  K.  nur  aus 
einer  Abteilung ,  so  ist  nur  e  i  n  Vor- 
sitzender zu  bestellen,  dem  aber  mehrere 
Stellvertreter  beigegeben  werden  können. 
Wird  dagegen  das  K.  aus  mehreren  Ab- 
teilungen gebildet,  so  können  auch  mehrere 
Vorsitzende  oder  ein  Vorsitzender  mit 
mehreren  Stellvertretern  bestellt  werden. 
Als  Vorsitzender  oder  Stellvertreter  des 
Vorsitzenden  kann  nur  eine  Person  berufen 
werden,  die  weder  Kaufmann,  noch  Hand- 
lungsgehilfe ist.  Im  flbrigen  bestimmt  das 
Gesetz,  daß  als  Vorsitzender  oder  dessen 
Stellvertreter  regelmäßig  nur  solche  Personen 
gewählt  werden  sollen,  welche  die  Fähigkeit 
zum  Richteramt  otler  zum  höheren  Ver- 
waltungsdienst besitzen;  nur  ausnahmsweise 
kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  ge- 
statten, daß  andere  Personen  gewählt  werden. 
Befindet  sich  am  Sitze  des  K.  bereits  ein 
Gewerbegericht,  so  soll  in  der  Regel  dessen 
Vorsitzender  und  seine  Stellvertreter  zugleich 
zu  Vorsitzenden  (und  zu  Stellvertretern  des 
Vorsitzenden)  des  K.  bestellt  werden,  sofern 
sie  die  Befähigung  zum  Richteramt  oder 
zum  höheren  Verwaltungsdienst  besitzen. 
Hierdurch  sowie  dim;h  die  fernere  Vor- 
schrift, daß  in  diesem  Falle  auch  gemein- 
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same  EinrichtuDgen  für  die  Oerichts- 
«chreiberei,  den  Bureaudienst,  die  Sitzun^- 
und  Bureaurfiumlichkeiten  u.  dgl.  fOr  beide 
Arten  von  Gerichten  zu  treffen  sind,  kommt 
die  Angliederung  des  K.  an  das  GG.  deut- 
lich zum  Ausdruck. 

Die  Wahl  des  Vorsitzenden  und  seiner 
Stellvertreter  wird  von  dem  Magistrat  oder 
der  Gem^ndevertretoD^,  bei  dem  für  w^tere 
EommunalTerb&nde  onchteten  K.  dorch  die 
Tertrelung  des  Verbandes  Torgenommen. 
IHe  Wahl  erfolgt  auf  mindestens  ein  Jahr; 
doch  kann  dsx  Vorsitzende  auch  auf  Ifiogere, 
insbesondere  auch  anf  Lebenszeit  gewfthlt 
werden.  Sofern  der  Gewählte  nicht  ein 
Staats-  oder  ein  staatlich  bestätigter  Ge- 
meindebeamter oder  Vorsitzender  des  ÖG. 
ißt,  muß  seine  Wahl  von  der  höheren  Ver- 
■wsiltunesbehörde  bestätigt  werden.  Für  die 
Wahl  der  Beisitzer,  die  zur  Hälfte  aus 
Kaufleuten^),  welche  mindestens  einen  Hand- 
lung^ehilfen  oder  Handlungslebrling  r^l- 
mäßig  das  Jahr  hindurch  oder  zu  gewissen 
Zeiten  des  Jahres  beschäftigen,  zur  anderen 
Hälfte  aus  den  Handlungsgehilfen  zu  ent- 
nehmen sind,  gelten  im  wesentlichen  die- 
selben Grundsätze,  wie  sie  oben  (S.  1019  fg.) 
für  die  GG.  zur  Darstellung  gelangt  sind. 
Hervorzuheben  ist  nur  noch,  daß  weibliche 
Personen  weder  das  aktive  noch  das  passive 
Wählrecht  besitzen,  daß  die  Wahl  eine  un- 
mittelbare und  geheime  ist  und  kraft  Gesetzes 
nach  den  Grundsätzen  der  Verhältnis- 
wahl in  der  Weise  erfolgt,  daß  neben  den 
Mehrheitsgruppen   auch   die  Minderheits- 

Oen  entsprechend  ihrer  Zahl  unter  den 
zem  vertreten  sind. 
b)Zu8tändifi;keitderK.  Subjektiv 
be^nzt  ist  die  Zuständigkeit  auf  Streitig- 
keiten der  Kaufleute  mit  ihren  Handlungs- 
gehilfen oder  Handlungslehrlingen.  Streitig- 
keiten mit  denjenigen  Handlungsgehilfen, 
deren  Jahresarbeitsverdienst  an  Lohn  oder 
Gehalt  den  Betrag  von  5000  flbersteigt, 
gehören  zur  Zuständigkeit  der  ordeDtUcheb 
Gerichte.  Objektiv  be^nzt  ist  die  Zu- 
stän^keit  der  K.  auf  Streitigkeiten  aus 
dem  iJieQSt-  od^  LehrverhSltnis;  aber  nicht 
alle  Streitigkaten  dieser  Art  sind  von  den 
K.  zu  entscheiden.  Vielmehr  besduänkt 
sich  ihre  Zuständigkeit  auf  die  im  §  5 
Ziffer  1—6  d.  G.  benannten  Gegenstände, 
nämlich  auf  Streitigkeiten,  welche  betreffen : 

1.  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  die  Auf- 
lösung des  Dienst-  oder  Lehrverhältnisses; 

2.  die  Leistungen  aus  dem  Dienst-  oder 

*)  Als  solche  gelten  anch  die  Mitglieder  des 
Vorstandes  einer  Aktiengesellschaft,  einer  ein- 
getragenen Genossenschaft,  einer  als  Eanfmann 
anzQsehenden  jaristischen  Person  and  die  Ge- 
schäftsführer emer  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung. 


Lehrverbältnisse ;  3.  die  Rückgabe  von  Sicher- 
heiten, L^timationspapieren  oder  anderen 
G^enständen,  welche  aus  Anlaß  d^  Dieast- 
oder  Lehrverbältnisses  übei^eben  worden 
sind;  4.  die  Ansprüche  auf  Schadensersatz 
oder  Zahlung  einer  Vertragsstrafe  wegen 
Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger  Erfüllung 
der  Verpflichtungen,  weldie  die  unter  Nr.  1 — 3 
bezeidmeten  G^nstände  betreffen,  sowie 
w^n  gesetzwidrig  oder  unrichtiger  Ein- 
tragungen in  Zeugnisse,  EraakenkassenbOdier 
oder  Quittungslourten  der  Invalidenverdche- 
mng;  5.  die  Berechnung  und  Anre(^ung 
der  von  den  Handlungsgehilfen  oder  Hand- 
lungslehrlingen  zu  leistenden  Erankenver- 
sicherungsbeitrS^  und  Eintrittsgelder  (§  53  a. 
65  EVG.) ;  6.  die  Ansprüche  aus  einer  Ver- 
einbarung, aus  welcher  der  Handlimgsgehilfe 
oder  Handlungslehrling  für  die  Zeit  nach 
Beendi^ng  des  Dienst-  oder  Lehrverhält- 
nisses in  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  be- 
schränkt wird.  (Streitigkeiten  aus  der  sog. 
Konkurrenzklausel). 

Im  übrigen  gelten  hinsichtlich  der  ört- 
lichen und  der  ausschließlichen  Zu- 
ständigkeit des  K.  dieselben  Vorschriften,  die 
für  die  GG.  gelten ;  (s.  oben  Bd.  I  Art.  „Ge- 
werbegerichte" S.  1020  fg.).  Eine  Abweichung 
besteht  nur  insofern, als  Schiedsverträge,  durch 
welche  die  Zuständigkeit  der  K.  für  künftige 
Streitigkeiten  ein  für  allemal  ausgeschlossen 
wird,  schlechthin  und  ausnahmdos  nichtig 
sind,  wogegen  es  auch  hier  wohl  zulässig 
ist,  die  Entscheidung  einer  einzelnen  bereits 
entstandeneu  Streitigkeit  durch  besondere Ver- 
einbarungeinem Schiedsgericht  zu  übertragen. 

c)  Verfahren  vor  den  K.  Das  ver- 
fahren vor  den  K.  ist  in  derselben  Weise 
ausgestaltet  wie  das  Verfahren  vor  den  GG. 
(s.  a.  a.  0.  S.  1021),  mit  der  einzigen  Ab- 
weichung, daß  die  Berufung  gegen  die  Ur- 
teile der  K.  nur  dann  zulässig  ist,  wenn  der 
Wert  des  Streitgegenstandes  (nicht  des  Be- 
schwerdegegenstandes) den  Betrag  von  300  M. 
Obersteigt. 

d)  Auch  für  die  Verpflichtung  des 
K.,  Gutachten  über  Fragen  abzugeben, 
wdche  das  kaufmännische  Dienst-  oder  Lehr- 
verhältnis betreffen,  sowie  (Lher  aeme  Be- 
rechtigung, in  diesen  Fragen  Antifige  an 
Behörden,  an  Vertretungen  von  Kommunal- 
verbänden und  an  die  gesetegebenden  Körper- 
Schäften  der  Bundesstaaten  und  dee  Reiches 
zu  richten,  sowie  endlich  für  die  Tätigkeit 
des  K.  als  Einigungsamt  bei  Streitigkeiten 
zwischen  Kaufleuten  und  Handlungsgehilfen 
oder  Handkingslehrliogen  über  die  Bedin- 
gungen der  Fortsetzung  oder  Wiederauf  nähme 
des  Dienst-  oder  Lehrverhättnisses  gelten 
die  gleichen  Vorschriften  wie  für  die  ent- 
sprechenden Funktionen  des  GG. ;  (s.  oben 
!  Bd.  I  Art.  „Gewerbegerichte"  S.  1022  und 
lArt.  „Einiguugsämter*'  S.  689). 
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S.  SUÜsttk.  Am  Schloße  des  Jahres  1905 
miren  im  Dentschen  B«iche  327  K.  vorhaadea, 
TOD  denen  187  bereite  bestehenden  Oewerbe- 
gericbten  angegliedert  waren.  Bei  den  227  K. 
trinken  142^  Klagen  ein;  daron  waren  785 
Klagen  Ton  Kaafleuten  g^eu  Haudlnns^sgehilfen 
und  Lehrlinge,  13  ÖOO  Klagen  von  mtndlnngs- 
gehilfen  nnd  Lebrlineen  gegen  Eaaflente  ge- 
richtet. Der  Wert  deaStrei^egenatandes  betrog: 
bei  1371  Sachen  bis  za  20  31; 
„  2084    „  Ober  ao— 50  M.; 

n    4823      „  „     100-300  „  ; 

3414    „  „    300  M. 

In  857  Sachen  ist  der  Wert  des  Streitgegen- 
itandes  nicht  ftatgestellt. 

Von  den  anhängigen  Sachen  wurden  erledigt: 
durch  Vergleich  6390  gleieh  44  % 

„    Verzicht  57    „    0,3  „ 

9    Anerkennntnis  iii    „    0,7  „ 

„  Zurücknahme  der  Klage  1905  „  13,4  „ 
„    Vers&nmnianrteil  935    »    6,5  „ 

^  andere  Endnrteile  2644  „  18,5  „ 
anf  andere  Weise  1177    »    8,2  „ 

Unerledigt  blieben  1166  gleich  8,17a-  In 
denjenigen  Sachen,  in  denen  es  zn  einem  kon- 
tradiktoriBcben  Endnrteil  kam ,  dauerte  der 
Rechtsstreit  bis  snm  Erlaß  des  Urteils  in  546 
FUlen  weniger  als  eine  Woche,  in  708  ein  bis 
xwei  Wochen,  in  705  zwei  Wochen  bis  einen 
Xonat,  in  560  einen  bis  drei  Monate,  in  125  drei 
Honate  nnd  l&nger.  jbi  246  Sachen  worde  Be- 
mfiing  gegen  das  Urteil  de«  K.  eingelegt. 

Als  Einigongsamt  worde  ein  K.  in  einem 
Falle  Ton  den  (^hilfen  allein  angemfen;  es  kam 
aber  weder  eine  Vereinbarung,  noch  ein  Schieds- 
spruch zustande.  Von  16  K.  wurden  34  6nt- 
achten  al^egeben  nnd  von  U  K.  im  ganzen  14 
AntrSge  goüellt. 

4.  Kritisohe  Benrtellnng.  Daraber, 
wie  sich  die  insbesondere  als  recht- 
sprechende  Organe  bewShrt  haben,  lä&t  sich 
bei  der  Efirze  der  Zeit,  vAhrend  welcher 
sie  in  Tätigkeit  sind,  natuigem&B  ein  ab- 
schliefiendes  Urteil  noch  nicht  abgeben.  Die 
Bedenken  grundsÄtzlicher  Natur,  welche 
gegen  die  Bildung  von  Sondei^richten  zu 
erheben  sind,  vor  allem  die  Zersplitterung 
der  Rechtspflegetätigkeit  und  die  Entstehung 
zahlreicher  unfruchtbarer  Zuständigkeits- 
KtreitigkeiteD ,  welche  die  Verwu-klichuog 
«ies  materiellen  Rechts  naturgemäß  erheblich 
erechwereu,  habe  ich  bereits  oben  (S.  1024) 
bei  der  kritisdien  Würdigung  der  GG.  an- 
gedeutet Um  den  hieraus  sich  ergebenden 
L'niuträgüchkeiten  zu  begegnen,  dürfte  es 
sich  empfehlen,  zwar  die  Mitwirkung  der 
L^enrichter  bei  der  gewerbe-  und  kauf- 
raannsgerichtlichen  Rechtsprechung  beizu- 
behalten, diese  indessen  den  Ämtsgerichten 
anzugliedern,  eine  Lösung,  die  nach  einer 
seitens  des  jetzigen  preußischen  Justiz- 
ministere ,  Dr.  Beseler,  im  Abgeordneten- 
hause neuerdings  gemachten  Aeußerung  auch 
\oo  der  preufiischen  Justizverwaltung  in  Aus- 
acht genommen  zu  sein  scheint. 


Literatur;  Bewer,  (hnU  bttr.  die  Kat^fmantU' 
gerichU,  im  Pr.  YenealtwngtUaU,  Bd.  £5,  Nr.  41^ 
S.  691  fg.  —  Derselbe,  Die  Bezirk«  der  Gewerbe- 
und  Kw^fmanntgeriehle,  im  Archiv  für  UffenÜiehea 
Recht,  Bd.  tO,  S.  S&6fg.  —  Xeukamp,  Die 
Kaufinannsgeriehte,  im  Bankarehiv,  Bd.  4,  S.  4^S9't 
Bd.  5,  8.  4  fg.  —  SilberschmUH,  Die  deuUehe 
SondergerichUbarkeü  in  Handelt-  und  Gewerbe' 
Sachen,  insbeBondere  seit  der  framStischen  Jievolu- 
tion,  Beilageh^  mr  Zeitachrift  für  daa  getarnte 
ffandeUreeht,  Bd.  SS,  SMtgart  1904.  —  Schön, 
Die  Xat^inannageriehie,  Kiel  1906.  —  Die 
Kommentare  tu  dem  Q.  betr.  Katifmanntgeriehte 
von  Hirgekom,  Leipwig  1904,  K%tUetl,  Leiptig 
1904,  Meminger  und  Prenner,  München 
1904,  V.  Meyeren,  Berlin  1905,  v.  Schul«, 
Jena  1905.  —  Bail,  Dag  ReehUverhältni»  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  Handwerk,  In- 
duatrit  und  HandeUgewerbe  uew.,  Berlin  I9O4. 
—  Vgl.  im  übrigen  die  LUeraturangaben  zu 
dem  Art.  „Gewerhegerichte"  (o.  S.  10S4fg.J- 

JVeuleamp. 


KantionsTersichernng. 

Die  K.,  richtiger  Garantie-  oder  Untere 
schlagnngsveraichemng  genannt,  bezweckt  die 
Deckung  von  Verlosten,  welche  der  Kasse  einer 
privaten  Untemebmong  oder  einer  Behörde  dorcb 
Unterschlagung   ond  Veruntreonng   der  An- 
gestellten erwachsen.  Die  Bezeichnune  K.  rtlbrt 
daher,  daß  die  Versicherongs-Gesellscnaft  nicht 
nor  nach  Eintritt  eines  Verlostes  diesen  ersetzt, 
sondern  auch  vorher  bäoflg  den  Beamten  in  der 
Stellang  einer  Kaution  behilflich  ist.    Es  ist 
jedoch  zo  onterscheiden  zwischen  einer  selb- 
ständigen K.  nnd  einer  mit  der  Lebenaver- 
sichemng  verbundenen.   Im  ersteren  Fall 
wird  die  Behörde  oder  der  Unternehmer  einfach 
in  der  angegebenen  Weise  gegen  die  Verluste 
versichert,  die  dorcb  Veruntreuung  entstehen; 
im  letzteren  Fall  beruht  die  K.  darauf,  daß  der 
Beamte,  hinsichtlich  desseo  Ehrlichkeit  die  Ge- 
sellscb^t  eine  Garantie  Übernimmt,  eine  Lebens- 
versicberong  bei  ihr  abgeschlossen  hat.  Der 
Beamte,  der  sein  Leben  versichert  hat  ond 
gleichzeitig  Kaotionsscholdner  ist,  hat  der  Ver- 
sicherongsanstalt  für  die  Btlrgschaftsleistung 
aoßer  Zmsen  nnd  Verwaltnngskostenbeitr^en 
eine  jährliche  Kantions-Bisiko-Främie  zu  ent- 
riditeu.  Hit  der  znuehmenden  Beseiti^ng  der 
Dienstkaotioneo  in  Deutschland  ist  insbesondere 
diese  letztere  Form  fast  ganz  verschwunden, 
während   die    ersterwähnte    neuerdings  von 
3  deotschen  Anstalten  aofgenommen  worden 
ist.   Eine  om  so  größere  Rolle  spielt  die  K.  in 
den  Vereinigten  Staaten,  wo  sie  von  den  Fidelity 
and  Goaraotee  Insurance  Companies  in  großem 
Umfang  betrieben  wird.    Die   erste  Anstalt 
dieser  Art  ist  1840  in  England  auf  der  Grand* 
läge  gegenseitiger  Haftung  entstanden.  Die 
Polizen  dieser   ersten  Goaraotee   Society  of 
London  hatten  auf  Grand  einer  Parlamentsakte 
die  Bedeutung  von  Barkautionen.  Nach  Deutsch- 
land kam  die  mit  der  Lebensversicherung  ver- 
bundene K.  Ende  der  60  er  Jahre. 

Literatur:  BuchMntUr,  Eautionarertichenng^ 
Elberfeld  187S.  —  Idanes,  Vernch^rrungavei. 
Leipzig  1905,  ^  66,  Alfred  Mmne». 
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Eerzeusteuer — Kirchliche  Abgaben 


Kerzengtener  s.  Aufwandsteuern 
obea  Bd.  I  besoaders  S.  263. 


Kinderarbeit,  KiaderBohntz- 
gesetzgebnng  s.  Jugendliche  Arbeiter 
oben  S.  140%. 


Kindei^terblichkeit  s.  Sterblichkeit 
und  Sterblichkeitstafeln. 


RirdihSfe  s.  Bestattungswesen 
oben  Bd.  I  S.  443  fg. 


Kirchliche  Ahgaben. 

I.  Die  katholiBChe  Kirche.  1.  Die 
Zehnten.  2.  Die  StolgebUhren.  3.  Die  Abgaben 
au  den  Bischof  imd  an  den  Papst.  4.  Die  kirch- 
licheBanlast  II.  IHe  evan^eliseheKirche. 

1.  Die  StolgebUhren  nnd  die  Visitationstoxen. 

2.  Die  Eirchenstenem. 

I.  Die  katiiolische  Kirche. 

1.  Die  Zehnten.  Wahrend  die  christ- 
liche Kirche  in  den  ältesten  Zeiten  die 
wirtschaftlichen  Mittel  für  ihre  Zwecke 
durch  freiwillige  Liebesgaben  der  Gläubigen 
empfing,  eine  ergiebige  Finauzquelle,  die 
sich  bis  zum  heutigen  Tag  erhalten  hat, 
ist  seit  dem  Ende  des  6.  Jahrh.  im  An- 
schluß an  die  Vorschriften  des  Alten 
Testaments  der  Zehnt  als  Abgabe  in  der 
abendländischen  Kirche  entwickelt  worden. 
Sehr  bald  wird  die  Zelmtleistung  von  den 
Synoden  als  obhgatorisch  verlangt,  von  der 
fz^Lnkischen  Staatsgesetzgebung  voigeschrie- 
ben  und  vom  kanonischen  Rechte  dahin 
formuliert,  daß  der  Pfarrer  der  gesetzliche 
Zehntherr  der  Parochie  ist.  Die  larchlicheu 
Zehnte  haben  sich  denn  auch  bis  in  die 
Neuzeit  erhalten,  wo  die  modernen  Staats- 
gesetzgebungen sie  teils  aufgehoben,  teils 
in  feste  Beuten  umgewandelt,  teils  zur  Ab- 
lösung gebracht  haben.  Der  Zehnt  war  eine 
Quotenabgabe  vom  Bohertrag  im  Betrage 
von  Vio  (manchmal  melir  und  manchmal 
auch  weniger).  Sie  waren  decimaesanguinales 
(von  den  "Viehhäuptern),  praediorum  (von 
den  FeldfrDchten),  personales  (vom  Ertrag 
der  Erwerbstätigkeit)  und  novales  (vom  erst 
zu  bebauenden  Land). 

2.  Die  Stolgebnhren.  Die  ursprünglich 
verpönte  und  später  zugelassene  Gepflogen- 
heit, dem  Geistlichen  für  Ausübung  seiner 
Funktionen  freiwillige  Gaben  zu  reichen, 
wurde  im  Laufe  der  Zeit  in  eine  Ver- 
pflichtuug  zur  Zahlung  einer  Gebühr  jStol- 
gebühr)  verwandelt ,  die  bei  kirchlichen 
Amtshandlungen  —  mit  Ausnahme  der 
Abendmahlspendung  und  der  Reichung  der 


letzten  Oelung,  hftufig  auch  mit  Ausnahme 
der  Beichte  —  zu  entrichten  war.  Die 
Entridituog  beruht  teils  auf  dem  Herkommen 
(OteervEuiz),  teils  auf  InschSflicher  Fest- 
stellung, teils  auf  staatlicher  Anordonog 
(Bayern),  gewöhnlich  auf  staatlicher  Be- 
stätigung. Die  Stolgebflhren  sind  auch  dann 
fallig,  wenn  die  abgabepflichtige  Amtshand- 
lung von  einem  anderen  Pfarrer  auflerfaalb 
der  Farochie  vorgenommen  worden  ist.  Nur 
ganz  unvermOgende  Parochianen  änd  von 
dieser  Leistung  ^i. 

3.  Die  Abgaben  an  den  Bischof  nnd 
an  den  Papst  An  den  Bischof  waren  in 
frQhereu  Zeiten  und  sind  zur  Zeit  noch  eine 
Reihe  von  Abgaben  zu  entrichten,  die  teils 
besondere  Ijeistungen,  teils  vor  allem  Ge- 
bühren und  gebührenartige  Auflagen  sind. 
Hierher  gehört  das  cathedraticum  oder 
synodaticum,  das  dem  Bischof  bei  Gel^n- 
heit  des  synodus  zu  reichen  war,  die 
procuratioues,  die  Verpflegung  des  Visitators 
durch  den  Visitandus  in  Geld  oder  Naturalien, 
das  seminaristicum  zur  Griindung  und  Er- 
haltung der  bischöflichen  Seminare,  das 
subsidium  charitativum,  die  Entrata ,  die 
Kanzleitaxen  und  das  Ins  deportuum,  das 
Recht  auf  die  Früchte  des  ersten  Jahres 
von  vakanten  Benefizien.  —  Noch  reicher 
hat  sich  das  Recht  des  Papstes  auf  gewisse 
Abgaben  gestaltet.  Neben  dem  denarius 
sancti  Petri,  der  im  Mittelalter  in  manchen 
Ländern  (England,  Irland,  Wales,  Dalmatien, 
Istrien,  Kußland)  als  eine  regelmäßige  Haus- 
Steuer  erhoben  worden  zu  sein  scheint, 
kommen  hier  eine  ganze  Reihe  von  Ab- 
gaben in  Betracht  Die  servitia  comraunia 
waren  Gebühren,  die  der  Papst  für  die 
bischöfliche  oonseoratio  beanspruchte,  die 
annatae  Bonifocianae  sind  in  Oer  Hölü  der 
halben  Früchte  des  ersten  Jahres  zu  ent- 
richten von  allen  Benefizien  päpstlicher 
Kollation,  insoweit  sie  nicht  in  consistorio 
konferiert  werden,  endlich  die  endlose  Reihe 
der  päpstlichen  Taxen,  die  sich  an  Baxid- 
lungen  in  Ausübung  der  Binde-  und  Löse- 
gewalt in  reservierten  Fallen  und  an  die 
papstlichen  Erlasse  in  Fonn  einer  Bulle 
anschließen. 

4.  Die  kirchliche  Banlast  Zu  Zwecken 
der  kirchlichen  Baulast  werden  besondere 
Abgaben  erhoben.  Im  Mittelalter  wurde 
hierfür  ein  Quart  sämtlicher  Einkünfte, 
namentlich  des  Zehnten,  ausgeschieden.  Das 
Tridentiner  Konzil  legte  mangels  eines 
eigenen  Kirchenvermögens  die  Last  dem 
Patron,  den  aus  dem  lurchenvermögen  Ein- 
künfte beziehenden  Personen  und  subsidiär 
den  Parochianen  auf.  Diese  gemeinrecht- 
lichen Bestimmungen  sind  indessen  durch 
das  Staatskirchenrecht  der  meisten  Länder 
abgeändert  worden. 

Hierher    zahlt   auch   die  Frage  der 
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Kirchensteaern  io  der  kathoIischeD 
Kirche.  Zwu  bat  diese  die  Ausbildung  von 
OeldlastuDgeo ,  entsprechend  den  Staats- 
steueni,  für  nicht  erforderlich  erachtet, 
sondern  reicht  mit  den  ßestimmungen  des 
kanonischen  Rechtes  und  den  Staatszu- 
schOssen  meistenteils  aus.  AUeia  das  Staata- 
kirchenrecht  glaubte  von  der  Konstituierung 
«nes  ][irdüi(£en  Besteueningsrechtes  nicht 
absehen  zu  dürfen  und  hat  demgemftB  feste 
27onneu  für  dasselbe  gesdiaffen.  Die  übliche 
Erscheinungsform  solcher  Kirchensteuern  ist 
diejenige  der  Zuschläge  zu  den  Staats-  und 
Gemeindeat^ben.  Die  Einziehung  geschieht 
dtirdi  die  staatlichen  oder  durch  besondere 
Organe.  Sie  wurden  häufig  mit  den  Kirchen- 
steuern für  die  Protestanten  gemeinsam 
geregelt. 

II.  IHe  evangelische  Kirche. 

LIHeStolgebfibreiinnddieVisitatioBS- 
taxen.  Die  Stolgebühren  haben  in  der 
evangeliachen  Kirche  eine  grüBere  Aus- 
bildung als  in  der  katholischen  erhalten, 
man  suchte  das  meist  anzureichende  Amts- 
einkommen  der  Geistlichen  dadurch  zu  ver- 
mehren. Aber  auch  hier  sind,  wie  in  der 
katholischen  Kirche,  gewisse  Ministerial- 
handhmgen  stets,  andere  wenigstens  unver- 
mOgenden  Gemeiodemitgliedern  unentgelt- 
lich zu  spenden.  In  der  neueren  Zelt  fehlte 
es  nicht  an  Versuchen,  diese  Gebühren  in 
festes  Oehalt  umzuwandeln.  Erst  die  Oesetz- 
gebung  der  neuesten  Zeit  (seit  RO.  v,  6./1I. 
1S75)  hat  teils  die  gänzliche  Aufhebung 
der  Stolgebühren  angeordnet ,  teils  eine 
staatliche  Entschädigung  als  Ersatz  für  die 
bewirkte  Vermindening  der  Gebühren  ein- 
treten lassen  (Preußen). 

Auch  in  der  evangelischen  Kirche  ist 
der  Yisitator  zu  unterhalten.  Dies  geschieht 
auf  Kosten  des  KirchenvermOgens,  subsidiär 
auf  diejenigen  der  Gemeinde.  Die  dabei 
vorkommenden  Naturalleistungen  (Spann- 
dienste), die  bald  allen  C^meindegliedeni, 
bald  gewissen  Klassen  unter  ihnen  obUe^en, 
bald  an  den  Grundbesitz  geknüpft  smd, 
sind  in  der  neueren  Zeit  zum  Teil  beseitigt 
worden. 

2.  Die  Kirchensteuern  sind  in  der 
evangelischen  Kirche  bei  der  Unzulänglich- 
keit des  KirchenvermOgens  zur  Bestreitung 
der  kirchlichen  Aus^i^n  zu  groBer  Be- 
deutung gelangt.  Bierdurch  hat  nch  der 
Grundsatz  herausgebildet,  dafi  die  Gemeinde- 
bedürfnisse  duräi  Oemeindenmlagen  zu 
decken  sind.  In  vielen  Ländern  sind  diese 
Abgaben  aber  keine  kirchlichen,  sondern 
kommunale  Abgaben  (Bayern,  Württemberg, 
Hessen)  oder  an  die  Zustimmung  der  Ge- 
meindebehörden gebunden  (Sachsen),  bei 
deren  Widerspruch  die  staatlichen  Organe 
entscheiden,  oder  endlich  die  Besteuerung 


ut  eine  Befugnis  der  kirchlichen  Gemeinde- 
orgaoe,  während  für  neue  Umlagen  -die  Ge- 
nehmigung der  vorgesetzten  Kirchenbehörde 
gefordert  wird  (Preußen,  Baden,  Oesterreich). 
Seit  Einfühnmgder  kirchlichen  Repräsentativ- 
verbissung  müssen  auch  die  Kosten  der 
synodalen  Einrichtungen  bestritten  werden. 
Daher  stellt  die  höchste  Syuodalstufe  ihren 
Etat  auf,  der  neben  den  Synodalkosten  die 
Summe  der  für  die  Landeskirdie  neu  be- 
schlossenen Ausgaben  enthält,  nnd  verteilt  ae 
die  Gesamtsumme  auf  die  folgenden  Synodal- 
stufen, die  wiederum  ihren  Anteil  auf  die 
untersten  repartieren.  Dirae  letzteren  ziehen 
endlich  die  Gemeinden  zu  den  Leistungen 
heran.  Aus  dem  staatlichen  Hoheitsremte 
ergibt  sich,  dafi  diese  kirchlichen  Steuer- 
umlagen der  staatlichen  Genehmigung  be- 
dürfen. 

Literatur:  Friedberg,  Lehrbuch  de»  katholischen 
und  proU*tanti*chen  Kirehenreehü,  Leipzig  1884, 
170—174.  —  Hierzu  die  äbrigat  Lehr-  und 
ffandbäeher  de*  KirekenreehU  v<m  JUcAler- 
Dove-Kahlf  wo  Heh  wittn  UtenUurangabtn 
finden.  Max  von  HeekeL 


Klassenstener  s.  Einkommensteuer 
sub  n  oben  Bd.  I  S.  701  fg. 


Kleinbahnen  b.  Eisenbahnen 

oben  Bd.  I  S.  727. 


RIeineisenindnstrie  s.  Eisen,  Eisenindustrie 
oben  Bd.  I  S.  719%. 


Kleingewerbe 
s.  Gewerbe  oben  Bd.  I  S.  1002fg. 


Kleinhandel. 

(Detailhandel.) 

1.  Begriff.  2.  Geschichtliche  Entwtckelnng. 
3.  Das  Problem.  4.  Entwickelongstendenzea 
der  Gegenwart  5.  Die  Klagen  der  DetailhUndler. 

1.  Begriff.  Man  unterscheidet  im  Han- 
delsgewerbe Großhandel  nnd  K.  oder  Detiül- 
haodel.  Jener  verkauft  Waren  an  wirt- 
sdiaftliche  Unternehmer  {Wiederverkäufer, 
gewerbliche  Frodiuenten  usw.),  dieser  ver- 
kauft an  das  konsumierende  Publikum  meist 
in  kleinen  Mengen  (ea  detail).  Nicht  aber 
bedeutet  die  Bezeichnung  als  K.,  daß  sfflne 
Betriebe  dem  Kleingewerbe  zuzurechnen 
seien.  Im  praktischen  Leben  ist  die  Grenze 
zwischen  Öroß-  und  K.  oft  unklar.  Der- 
selbe Kaufmann  betreibt  gelegentlich  beides. 

2.  Geschichtliche  Entwickelang.  Heute 
gehört  die  große  Masse  der  im  Handel  Er- 
werbstätigen dem  K.  an.    Dessen  große 
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Entfaltung  ist  aber  durchaus  modern.  Die 
stadtwirtschaftliche  Organisation,  wie  sie 
bis  zur  Beseitigung  des  Zunftrechta  be- 
stand, steht  dem  Detailhändler  mißtrauisch 
gegenüber.  Zwischen  den  städtischen  Kon- 
sumenten und  den  Handwerker  oder  bäuei^ 
hcheu  Produzenten  soll  er  sich  überhaupt 
nicht  drängen.  Der  Kaufmann  handelt  mit 
fremder  Ware  und  mit  Altwaren.  Der  ein- 
heimische Krämer,  zünftig  or^ianisiert,  ge- 
nießt den  Schutz  der  städtischen  Wirt- 
schaftspolitik gegen  Konkurrenz,  auch  im 
Umkreis  der  Stadt  Im  übiigen  ist  der 
seßhafte  Detailhandel  in  der  Zeit  vorherr- 
schender Hauswirtschaft  überhaupt  unbe- 
deutend. 

Dieser  Zustand  wird  gelockert  durch 
den  aufkommenden  gewerblichen  Großbetrieb, 
insbesondere  den  der  Textilindustrie,  der 
Absatzrermittler  braucht.  Auch  in  Kurz- 
waren, „Nümbergerwaren"  u.  dgL  entsteht 

Kr^ihandel.  Auf  der  anderen  Seile 
werden  trotz  Zunftverbot  und  Klagen  der 
Krämer  manche  Handwerker  zu  Kleinhänd- 
lern, die  im  kleinen  Laden  neben  eigenen 
Erzeugnissen  auch  zugebiufte  Ware  zum 
Verkauf  stellen. 

Erst  das  19.  Jahrh.  bringt  die  ToUstän- 
dige  Umwälzung.  Die  Umgestaltung  der 
gewerblichen  Produktion,  die  Eotwickelung 
des  Transportvesens,  die  Aenderung  d^ 
Oewerber^ts,  die  ganze  veränderte  Art 
der  Bedarfebefriedigung  wirten  ztisammen. 
Bei  Tieleu  Handwetkem  wird  das  Laden- 
geschäft zur  Hauptsache.  Der  Buchbinder 
wird  Schreib warenhändler,  der  Drechsler! 
verkauft  Spielwaren,  der  Barbier  verkauft 
Kurzwaren  usw.  Wie  beim  Handwerker  an 
die  Stelle  der  Kundenarbeit  immer  mehr 
die  Arbeit  für  den  Verkauf  tritt,  so  arbeitet 
er  in  wachsendem  Umfang  für  das  Laden- 
geschäft anderer.  Die  Massen^duktion 
der  Großindustrie  braucht  die  Hilfe  des 
Händlers,  um  Absatz  zu  finden.  So  ent- 
stehen ganz  neue  Handelszweige,  die  teils 
überhaupt  neu  sind,  teils  an  die  Stelle  des 
bisherigen  Absatzes  der  Handwerker  treten. 
So  vertreibt  der  K.  die  Erzeugnisse  der 
Leder-,  der  Schuh-,  der  Kerzen-,  der  Seifen-, 
der  Schirm-,  der  Hutfabriken,  der  Klein- 
eisenindustrie, der  Spiel  Warenindustrie  usw. 
So  entsteht  der  Handel  mit  Zigarren  und 
Zündhölzern,  mit  Flaschenbier  und  Mineral- 
wasser, mit  Fahrrädern  und  Nähmaschinen, 
mit  i)hotographischen  Apparaten  usw.  Die 
Eutwickelung  des  Transportwesens  erlaubt 
Gegenstände  lokaler  Produktion  weithin  zu 
versendeu,  uud  es  entstehen  Handlungen  für 
Brennmaterial,  mit  Blumen,  mit  nischen 
Seefischen  imd  Wild  usw. 

Zuerst  in  den  größeren  Städten,  dann 
immer  allgemeiner  verschwindet  die  häus- 
liche Eigenproduktion,  und  was  frOher  im 


Hause  hergestellt  wurde,  vrird  jetzt  beim 
Händler  gekauft;  Kleidungsstai±e.  Leib- 
wäsche, fleischwaren  usw.  Auch  bei  schon 
immer  vom  Handel  vertriebenen  Waren 
wächst  der  Verbrauch  so  stark,  daß  ent- 
weder der  alte  Jahrmarktshandel  durch  das 
seßhafte  Ladengeschäft  verdrängt  wird  (G^ 
Porzellan)  oder  die  Zahl  der  Krämer  sich 
stark  vermehren  kann  (Kolonialwaren). 

So  nahm  die  Zahl  der  im  Handel  Erwerbs- 
tätigen (die  ja  ganz  tlberwi^^d  dem  K.  an- 
gehören) ganz  außerordentlich  zu.  Sie  betrug 

in  Alt-  im  Ettnigr.  in  Han- 

prenfien  Sachsen  nover 

1849          174372  22800  ? 

1861          200  648  35 133  2t  443 

1882           397  435  71988  31518 

1895          569 135  435  46  24» 

Im  ganzen  DentBchen  Reiche  wncfai  sie  von 
1861—1875  um  84%(?) 
1875—1882  um  37  „ 
1882—1895  um  59  „ 

Die  absoluten  Zahlen  waren  (nach  den  <ie- 
werbeiAhlnngen) 

von  je  100  gewerbL  tätigen 
Personen 
1875     661 496  10,3 
1882     838392  11,4 
1895  1  332  993  13,0 

Zu  beachten  ist  hti  dieser  Zunahme,  daß 
auch  der  Zuwachs  der  BevSlkening  aich  wesen^ 
lidi  in  den  Städten  voltzieht.  Wenn  nach  der 
Bern&sfihluQg  die  im  Hauptberufe  im  Handel 
Erwerbstätigen  von  1682—1895  von  M2  000  auf 
1205000  anwachsen,  d.  h.  um  so  wuchs 

in  dieser  Zeit  auch  die  Bev{Slkemng  der  Städte 
um  36,5%.  TJud  die  Erörterungen  über  die  große 
Zunahme  der  Händler  werden  dnrch  folgende 
Tabelle  auf  das  richtige  Haü  znr&ckgeftüut. 

Es  gab  Erwerbstätige  im  Hauptberuf  im 
Haudelägewerbe  (nach  der  Bemfazählung) 


in 

1682 

1895 

absolut  1000 

anf  einen  Erwerbs- 
tätigen kommen 
Einwohner 

fi       u  6 

1  "fs 

■53 

a 

Großstädten    .  . 

210,3 

16 

451.4,  1« 

Mittelstädten  .  . 

167,1 

25 

217,5'  25 

Kleinstädten   .  . 

162,3 

35 

199,6:  S5 

Landstädten    .  ■ 

"4,3 

50 

135.6  « 

Orten  bis  zn  2000 

Einwohnern  .  . 

188,2 

140 

aoi,i ;  12» 

3.  Das  Problem.  Jedenbüls  aber  zeigen 
die  Zahlen,  daß  sich  mit  dem  Handel  oe- 
schäftigten : 

1861  je  einer  von  83  Deutscheu 

"     "       "    ^5  „ 
1882  „     „      „  54 
1890  „     „      «   39  p 
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Demgegenüber  entsteht  die  Frage:  ist 
^  virtsduitlidi  sweckm&Big,  daß  ifir  den 
Bedof  xon  je  39  Menschen  eine  Person  nur 
mit  dem  Vertrieb  von  Waren  beschäftigt 
iftV  Anders  ausgedrückt:  ist  es  richtig, 
M  auf  den  TerkehrswirtBchaftlich  gedeckten 
Bdiari  Ton  39  Personen  soviel  im  Preise 
auf^ObClilagen  wird,  daß  davon  eine  Person 
mit  üiren  Angehörigen  leben  kann? 

Vom  Standpunkt  des  Handeltreibenden 
^elbrt  aber  steilt  sich  diese  Frage  so:  -wie 
Ht  ei  zu  machen,  daß  von  der  bloßen  Yer- 
mittelnng  des  Bedarfs  von  je  39  Personen 
rwei  bis  drei  Personen  leben  können?  Die 
(inindlagen  für  die  Antwort  liefern  einmal 
'iio  Zvecke  der  Gesamtheit,  das  andere  mal 
'ii'-  Interessen  einer  Gruppe.  Daher  die 
vfaviengkeit  sich  zu  verständigen. 

-i.  Entwif^elniigstendeiizen  der  Ge- 
ireawarL  Der  K.  der  Gegenwart,  neu  wie 
•  r  ist  erscheint  in  einem  dauernden  Wand- 
luci^'prozeß  begrÜTen.  der  laute  Klagen  der 
BetrofTenen  hervorruft.  Eine  ganze  Beihe 
^-41  Momenten  wirken  bei  der  Umwandlung 
rifammen,  und  es  ist  für  das  Verständnis 
v-nig  getan,  wenn  man  formelhaft  ein  ein- 
•Aaf-i  Moment  als  alleinige  Erklärung  her- 
aii-^^reift,  mag  die  Formel  nun  ^Kapitalis- 
ir.il*.",  „Großbetrieb  und  Kleinbetrieb'',  „Or- 
1,'viiaatioa  der  Kundschaft"  oder  sonstwie 

Berftimmoid  fQr  die  heutigen  Ztutände 
im  ttetailhandel  scheinen  folgende  Momente 
;u  F«in. 

L  Momente,  die  im  unverftnder- 
ifu  Betriebe  des  K.  drückend  wir- 
***n.  a)  Verluste  durch  Borgwirt- 
«i-haft  Je  nach  Art  der  Geschäfte,  Orts- 
L-T<'>U>.  Art  der  Ktmdschaft  sind  sie  sehr 
terw-hieden  an  Bedeutung.  Der  Borg  an 
Kunden  ist  schwerlich  umfangreicher  ge- 
«■''rden.  aber  er  ist  drückender,  weil  Unter- 
L.limungen  aufkommen,  welche  nicht  borgen, 
Aiv'  keine  Verluste  dadurch  erleiden  imd 
i):'>  oicbtborgende  Kundschaft  an  sich  ziehen. 
Anf  der  anderen  Seite  wird  geklagt  Über 
-lomäßige  Kreditgewährung  an  Kleinhäodler. 

M  Steigende  Betriebskosten: 
«j'/bsende  Laden-  und  Wohnungsmieten, 
V4(;h£ender  Aufwand,  um  die  Käufer  diu'ch 
L^fnausatattung  und  durch  Reklame  an- 
nixit^ben,  wachsende  Anforderungen  der 
Siiifer  an  Bedienung,  Schickenlassen  usw., 
•k~  henke  an  DienstJroten. 

ci  Konkarrenz  durch  fachmäßig 
:i)"ht  gebildete  Elemente.  Ehemalige 
daiidverkerf  Fabrikarbeiter,  Ehefrauen  eta- 
■u^tm  sich  des  vermeintlich  beeren,  oft 
«i'ii  de«  müheloseren  Erwerbs  wegen, 
.ani'ntUch  im  Kolonialwarenhandel. 

ii  Ueberbesetzung  des  K.  auch 
.fli  gelernte  Kaufleute,  z.  T.  ver- 
ujaW  durch  Lehrlingszflchterei,  z.  T.  durch 


den  Andrang  von  jungen  Leuten,  denen  der 
KaofmanDsbemf  vornehmer  erscheint,  als 
verwandte  Berufsarten.  Dabei  wird  geklagt 
Über  Mangel  an  LehrUngeo  mit  besserer 
Schulbildung. 

IL  Verschiebungen  der  Stand- 
orte. Auf  der  einen  Seite  verschiebt  sieh 
der  Sitz  des  K.  in  die  Vororte  und  aufs  platte 
Land.  Die  Landkrämer,  deren  Betrieb  meist 
erst  durch  die  Gewerbefreiheit  ermöglicht 
ist,  entziehen  den  altstädtischen  Händlern 
einen  Teil  der  Kundschaft  Auf  der  an- 
deren Seite  ziehen  für  den  Bedarf  der 
wohlhabenden  Bevölkerung  die  großen  Ge- 
schäfte der  Großstadt  die  zahlungsfähige 
Kundschaft  der  kleinen  Orte  an.  So  ist  der 
K.  der  kleineren  Städte  von  zwei  Sraten  her 
beeinträchtigt. 

m.  Verschiebungen  in  den  Ver- 
hältnissen der  Kundschaft  wirken 
lokal  auf  die  Lage  des  K.  ein.  Wird  die  rus- 
sische Grenzsperre  verschärft,  fällt  in  den 
Grenzorten  die  russische  Kundschaft  fort.  Der 
Rückgang  der  Schiffahrt  in  den  Ostseehäfen, 
der  schlechte  Erwerb  der  Landbevölkerung 
wirkt  auf  die  Lage  des  K.  ein,  woraus  sic£ 
erklärt,  wenn  die  Klagen  im  Osten  so  laut 
sind,  während  in  den  westlichen  Industrie- 
gebieten die  Handelskammern  der  Agitation 

Siwisser  Detaillisten  gegenüber  kühl  blieben, 
nrch  den  Rückgang  der  handwerksmäßigen 
Warenproduktion  leiden  die  Händler,  wel- 
che den  Handwerkern  Material  lieferten,  so 
z,  B.  die  Eisenhandltmgen  u.  a.,  wenn  an 
Stelle  selbständiger  kleiner  Bauhandwerkea: 
die  Bauuntemehmimg  |tritt;  so  verliert  der 
Lederhändler,  der  selbst  den  Gerber  ver- 
drängt hat,  seinen  Absatz  mit  dem  ROck- 
gang  der  Schuhmacherei  und  Sattlerei  usw. 

IV.  Diux;h  Spezialisierung  leiden 
die  älteren  Betriebe,  wenn  einzelne  Waren 
ihnen  durch  Entstehen  von  Spezialgeschäften 
entzogen  werden.  So  entstehen  neben  der 
Kolonialwarenhandlung  besondere  Geschäfte 
für  Delikateßwaren,  Fische,  Zigarren,  Dro- 
gen und  Farbwaren,  Kaffee,  Chokolade  usw. 
Diese  Spezialisierung  erfolgt  durchaus  nicht 
bloß,  wie  man  behauptet  hat,  durch  den 
Großbetrieb.  Aber  zum  Teil  gehören  diese 
Unternehmungen  schon  zur  nächsten  Gruppe. 

V.  Die  Entstehung  des  Großbe- 
triebs im  K.  Daß  die  Konzentration,  der 
Großbetrieb  auch  in  das  Gebiet  des  K.  ein- 
zielit,  daß  rührige  Unternehmer  sich  die 
allgemeinen  Vorteile  der  großen  Oi^anisa- 
tion,  den  billigen  Einkauf  großer  Mengen 
aus  erster  Hand,  die  bessere  Ausnutzung 
der  Arbeitskräfte,  die  Ersparnis  an  General- 
unkosten, die  Vorteile  raschen  Umsatzes  zu 
Nutzen  machen,  ist  nicht  merkwürdig.  Kher 
könnte  man  sich  wundern ,  daß  es  in 
Deutschland  nicht  schon  früher  geschehen  ist 

Die  Voraussetzung  solchen  Großbetriebes 
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ist  gegeben  mit  der  Möglichkeit  des  Massen- 
absatzes  infolge  der  ZusammeDbalhiDg 
der  Bevölkerung  in  großen  Städten  und  in- 
folge der  Erleichterung  des  Verkehrs  durch 
die  VerbiUigung  und  Beschleunigung  des 
Reisens  und  durch  die  Tarifbildung  der 
Transportaostalten  (für  den  Versand  von 
Eatalogeo  u.  dgl.,  von  Mustern,  von  Paketen, 
den  vereinfa^ten  Zahlungsverkehr).  Die 
Ausdehnung  der  Tagespresse  mit  ihrem  In- 
seratenwesen gehört  gleichfalls  hierher. 
Daß  der  Großbetrieb  sich  in  geschlossenen 

rfien  Betriebsstätten  konzentriere,  ist  im 
nur  teilweise  möglich.  Soweit  man  die 
Kundschaft  nicht  an  einen  Pünkt  heran- 
ziehen kann,  mufi  man  ihr  nacl^ehen,  durch 
Errichtung  von  Zwe^geschäften,  durch  das 
Versandgeschäft,  durch  ambulanten  Ver- 
kauf (Petroleum,  Milch),  durch  direktes  Anf- 
sudien  durdi  Detiülreisende.  Je  nach  der 
Art  der  Kundschaft  und  der  Waren  zeigt 
sich  diese  Entwickelung  in  sehr  verschie- 
denen Formen. 

Es  handelt  sich  dabei  auch  durchaus 
nicht  bloß  um  die  Oeschäftsforraen  des 
eigentlichen  Großbetriebs.  Das  Detail- 
reisen  (sehr  durch  das  Fahrrad  gefördert), 
so  gut  wie  das  Versandgeschäft  wird 
gerade  vom  mittleren  Kaufmann  stark  be- 
trieben. Dieselben  Kaufleute,  welche  über 
das  Versand  geschäft  von  den  großen  Städten 
her  schimpten,  versorgen  mit  Hilfe  des 
billigen  Paketportos  die  Ijandorte  zum 
Schaden  der  dortigen  Krämer. 

Das  Filialgeschäft  ist  nur  möglich, 
wo  ein  ziemlicli  einfacher  Betrieb  ohne 
dauernde  Aufsicht  möglich  ist  (Kolonial- 
waren, Zigarren).  Etwas  Aehnliches  aber  be- 
wirkt die  Einrichttmg  halbselbständiger  Ge- 
schäfte, die  von  einer  Zentralstelle  aus  mit 
Waren  versorgt  („Hamburger  Engroslager"), 
die  aber  vom  Inhaber  auf  eigenes  Risiko 
geführt  werden. 

Am  meisten  erörtert  sind  in  letzter  Zeit 
die  geschlossenen  Großbetriebe  des  K.  Zwei 
scheinbar  widersprechende  Momente  wirken 
dabei  zusammen:  Spezialisierung  und 
Znsammenfassung. 

Auf  der  einen  Seite  finden  wir  große 
Geschäfte,  welche  eine  einzelne  Branche 
(Leibwäsche,  Seidenstoffe)  pflegen,  in  dieser 
große  Auswahl  bieten.    Aber  gelegentlich 


erweitem  sich  solche  Spezialgeschäfte:  zu 
Schnittwaren  kommen  Betten ,  Teppiche, 
Konfektion  u.  dgl.  Mit  dem  Verkauf  von 
Kurzwaren,  wird  der  von  Lampen,  von 
allerlei  Dekorationsgegenständen  verbunden. 
Auf  der  anderen  Seite  entstehen  Ge- 

,  Schäfte,  welche  eine  ganze  Anzahl  der  Be- 

I  Stimmung  nach  verwandter  Waren  zusam- 
menbissen, immer  mehr  verschiedene  G^n- 
stände  des  täglichen  Bedarfs  in  einer  Ver- 

I  kaufestätte  vereinigen.  So  entstehen  seit  An- 
fang der  siebziger  Jahre  die  Haushaltimgs- 
geschäfte,  die  häufig  von  den  Eisenwunn- 

I  geschäften  ausgehend  neben  den  mannig- 
foltigsten  Metall  waren  auch  Porzellan,  Glas, 

,  Büräenwaren  und  ähnliches  führen. 

So  entsteht  schließlich  durdi  Zusammen- 
fassen der  verschiedenen  Arten  der  Bazar, 
das  Warenhaus,  in  Deutschland  erheb- 
lich SfAter  als  in  Frankreich,  den  Ver- 
einigten Staaten,  England,  seit  den  acht- 

'  ziger,  in  stärkerer  Entwickelung  erst  seit 
den  neunziger  Jahren.  In  seiner  Mannig- 
faltigkeit der  Darbietungen  ist  das  Waren- 

i  haus  ein  Gegenstuck  zum  alten  Jahrmaikt. 
In  dem  Maße,  wie  die  Warenproduktion 
sich  spezialisiert  hat,  ist  es  zweckmäßig 
geworden,  den  Warenvertrieb  wieder  an 
einer  Stelle  zusammenzufassen,  ähnlich  wie 
aus  dem  gleichen  Grunde  die  Muslerlager 
der  Grossisten ,  das  Geschäft  der  Engros- 

1  Sortimenter  dem  Bedürfnis  der  kleinen  De- 

,  taillisten   oder    Produzenten   (z.    B.  der 

I  Schneider)  entgegenkommen. 

!      In  der  ganzen  geschilderten  Entwicke- 

I  lung  handelt  es  sich  um  Massenabsatz,  der 

[  häufig  gleichzeitig  durch  Pflege  des  Ver- 
sandgoschäfts  gefördert  wird.  In  dem 
Massenabsatz  liegt  die  Verminderung  des 
Risikos:  im  großen  Spezialgeschäft  durch 
Konzentration  auf  wenige  Branchen  mit 
raschem  Abstoßen  von  Resten;  im  Waren- 
haus dureh  Beschränkung  auf  die  gangbarsten 
Qualitäten.  Die  Verluste  durch  „Laden- 
hüter", die  im  kleinen  Betriebe  den  Gewinn 
auffressen,  werden  so  vermieden.  Hierzu 
kommt  der  Vorteii,  daß  regelmäßig  nur 

I  gegen  bar  verkauft  und  bar  eingekauft  wird. 

i     Wie  weit  die  Betriebskonzentration  im 

I K  vorgeschritten  ist,  läßt  sich  schwer  sagen. 

'Nach  den  Gewerbezählungen  gab  es  im 

I  Handelsgewerbe  Hauptbetriebe 


1882 

1895 

Zahl  der 
Betriebe 

mit  Personen 

Zahl  der 
Betriebe 

1  mit  Personen 

Alleinbetriebe  

293  399 

293  399 

35057a 

350  572 

Betriebe  bis    5  Personen 

141  3!*6 

348  297 

2;2  637 

592  973 

6-10  „ 

12637 

91  050 

21467 

157766 

5037 

86  760 

10023 

179  259 

„      51  u.  mehr  „ 

330 

1S866 

510 

5»  423 

Im  Warenhandel  allein  gab  es  1895 

Betriebe  mit  21-50  Personen  1853  mit  53  625  Personen 
„    51  n.  mehr  .       283  „  27964 
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Vdd  der  letztangefOhrten  Zahl  kamen  12 197 
auf  Handel  mit  Manu&kturwaren,  4994  auf 
den  mit  Trascfaiedenen  Waren,  2478  den 
roit  Bau*  und  2278  den  mit  Brenn- 
tnaterialien. 

Jeden^s  war  also  die  Zahl  der  eigent- 
Uckea  Großbetriebe  gering.  Unter  die  preus- 
sisdie  WarenbausBteuer  fielen  1901:  109 
Betriebe,  1904  :  82.  Ueber  eine  MUL  M. 
Umsatz  hatten  davon  1901  nur  33 ,  1903 
nur  24. 

VL  Nene  Formen  des  Warenrer- 
trieba.  Zu  den  Umwandlungsteadenzen 
im  K.  kommen  aber  noch  Tendenzen,  welche 
dem  Warenvertrieb  neue  Formen  geben,  was 
man  ziemlidi  schief  auch  als  „Ausschaltung 
de«  Detailhandels'*  bezeichnet  hat.  Das  Ge- 
meinsame dieser  Tendenzen  ist  das  Be- 
streben, an  den  Vermittlungskosten  zu  sparen, 
namentlich  indem  man  Produzenten  und 
Eonsumenten  einander  näher  bringt,  eine 
Bewegung ,  die  sich  im  Großhandel  viel 
stirker  geltend  gemacht  hat. 

a)  Die  industriellen  Großprodiizenten, 
bisher  fflr  den  Absatz  vom  Händler  ab- 
hängig, suchen  ihn  zu  unterwerfeu,  ihm  die 
Preise  vorzuschreiben ,  ihn  zum  bloßen 
Verkaufsagenten  zu  machen.  Durch 
die  Karteile  der  Industrie  ist  die  Macht,  das 
durchzufiÜiren,  erheblich  gesteigert  {Salz, 
Kohlen,  Spiritus,  Petroleum,  Tapeten  usw.). 

b)  Der  Fabrikant  nimmt  den  Einzelver- 
trieb selbst  in  die  Hand,  weniger  dim;h  Er- 
richtung eigener  Verkaufsstellen  als  durch 
Detailreisen  und  Versand  (Stoffe,  Kontor- 
bedarf, optische  Instrumente,  fieiseartikel, 
Fleischwareu,  Konserven  usw.).  Auch  das 
Flofichenbieigeschäft  der  Brauereien  gehört 
lüei^er.  Hier  tritt  dieselbe  Wirkung  ein, 
wie  wenn  umgekehrt  der  Detailgroßbetrieb 
zur  eigenen  Fabrikation  übergeht. 

c)  Landwirtechaftliche  Produzenten  be- 
treiben das  Versandgesdiäft  (Butter,  Käse, 
Spargel,  Geflt^l,  Obst),  statt  an  den  Pro- 
dnktenh&idler  zu  verkaufen. 

d)  Genossenschaften  von  Käufern 
oder  Verkäufern  Übernehmen  dm  Waren - 
Totrieb.     Genossenschaften   der  gewerb- 
lidien  Produzenten  zum  gemeinschwüchen 
finzelverkatif  sind  wenig  entwickelt,  viel 
stärker  die  jüngeren  Absatzgenossenschaften 
der  Landwirte.   iNoch  mehr  hat  sich  der 
genoBsenschaftliche  Einkauf  von  Produktions- 
mitteln  der   Landwirte   entwickelt.  Am 
weitesten  aber  ist  aie  Ent^^äckelnng  der 
Gonossenscbaften  der  Käufer  in  den  Kon- 
sumvereinen vorgeschritten.   Die  Stärke 
dieser  Käufei^nossenschaften  liegt  darin, 
daß  die  Kundschaft  vorhanden,  das  Risiko , 
de»  Absatzes  gering  ist  Ihre  Schwäche  ist, ; 
daß  sie  die  Mängel  jedes  Beamten betriebes  | 
teilen  und  daß  ihr  Vorzug  sich  nur  auf  < 
äoeo  b^renzten  Kreis  von  Waren  bezieht. 


die  von  den  Mitgliedern  in  annähernd 
gleicher  Menge  und  Qualität  begehrt  w»den. 
Während  im  übrigen  auf  den  Art.  „Konsum- 
vereine" hingewiesen  wird ,  sei  hier  nur 
eines  hervorgehoben.  Den  Anfängen  des 
deutschen  Konsumvereinswesens  in  den  sech- 
ziger Jahren  folgte  ein  ziemlicher  Stillstand 
eben  wegen  des  Widerstands  der  im  AUg- 
Verband  einflußreichen  Kleinhändler.  Der 
große  Aufschwung  ist  im  deutschen  Kon- 
sumvereinswesen  erst  seit  der  Mitte  der 
achtziger  Jahre  dadurch  eingetreten,  daß  die 
Arbeitermassen  sich  (infolge  des  Sozialisten- 
gesetzes) ihnen  erst  jetzt  zuwandten.  Da- 
gegen ist  die  englische  Entwickelung  we- 
sentlich älter.  Erst  1894  ist  diu^h  Grün- 
dung der  Großeinkaufsgesellschaft  den  Kon- 
snmvereinen  ein  starker  Rückhalt  in  ihrem 
Einfluß  auf  den  K.  geschaffen. 

e)  Eine  ähnliche  Bedeutung  für  den 
Warenvertrieb  iiaben  die  Konsumaostalten, 
welche  in  großen  Betrieben  eingerichtet 
sind,  um  den  Angestellten  den  billigen  Be- 
zug guter  Verbrauchsartikel  zu  ermöglichen 
(bekanntes  Beispiel  Krupp  in  Essen).  Auch 
die  Bezugsvereinigungen  von  öffentlichen 
Beamten,  die  gleichfalls  uach  englischem 
Muster  in  den  achtziger  Jahren  entstanden 
sind,  gehören  hierher. 

5.  Die  Klagen  der  Detailhändler.  Es 
ist  begreiflich,  daß  alle  die  geschilderten 
Umstände  heftige  Klagen  der  betroffenen 
Detailhändler  nervorgerufen  haben,  die  z.  T. 
bis  in  die  sechziger  Jahre  zurückgehen 
(Sachsen).  So  jung  die  heutige  große  Aus- 
dehnung des  Detailhandels  ist,  so  sehr  fühlen 
sich  die  Angehörigen  dieses  Berufs  als  im 
Besitz  befindlich  und  sehen  in  jeder  neu- 
gearteten Konkurrenz  eine  unberechti^e 
Schmälerung  ihres  Gewinns.  Die  Vorteile, 
die  daraus  erwuchsen,  daß  vielfach  sinken- 
den Großpreisen  die  Detailpreise  niu-  lang- 
sam folgten,  die  Gewinne  aus  der  zuneh- 
menden Verbilligung  der  Transporte,  aus 
dem  wachsenden  Wohlstande  und  der 
wachsenden  Nachfrage  des  kaufenden  Publi- 
kums stri(^  man  als  selbstverständlich  ein. 
Daß  dieselben  Momente  in  der  weiteren 
Entwickelung  zu  neuen  Organisationsformen 
des  Warenvertriebes  führten,  daß  die  Kund- 
schaft nicht  ein  gesicherter  Besitz  war,  ist 
mit  heftiger  Bitterkeit  empfunden.  Vor 
allem  gegen  die  Warenhäuser  imd  gegen 
die  Genossenschaften  w^urde  eine  seit  An- 
fang der  neunziger  Jahre  immer  heftigere 
Ägitatiou  geführt.  AVenu  diesen  vorgeworfen 
wurde,  sie  verleiteten  zu  unnützen  Aus- 
gaben, die  Warenhäuser  lockten  das  Publi- 
kum durch  besondere  Billigkeit  einzelner 
Artikel  an ,  sie  „wollten  nur  Geld  ver- 
dienen" usw.,  so  sind  das  Anklagen,  die 
gegen  den  größten  Teil  aller  Detailhändler 
erhoben  werden  können.  Das  Auffällige  ist, 
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dafi  die  Anklagen  gegen  die  neuen  Betriebs- 
fonnen  nicht  aus  den  Kreisen  des  Publi- 
kums, sondern  aus  denen  der  Konkurrenten 
kommen.  DieRirase  vom  staatserhaltenden 

Mittelstand  wird  tu  dieser  Agitation  in  einer 
ganz  besonders  frivolen  und  unwahrhaften 
Weise  verwendet,  da  die  Interessen  der  agi- 
tierenden DetailhSudler  denen  anderer  Glieder 
des  „Mittelstandes"  durchaus  zuwider  laufen 
(der  Kampf  der  Detaillisten  gegen  die  land- 
wirtschaftlichen OenossenschaiteD !).  Für 
die  ganze  Behauptung,  der  bisherige  K, 
gehe  in  Massen  zugrunde,  fehlt  jeder  Nach- 
weis. Im  Gegenteil  nimmt  überall  die  Zahl 
der  Handelsbetriebe  zu,  nur  hier  und  da 
etwas  verzögert  durch  die  neuen  Vertriebs- 
formen. Die  EinzeluDtersuchungen  für  ver- 
schiedene charakteristische  StAdte  (Magde- 
burg, Leipzig,  Köln  usw.)  zeigt,  daß  für 
einzelne  Zweige  des  K. ,  namentlich  der 
Lebeosmittelbranche ,  die  erste  Hälfte  der 
neunziger  Jahre  schwierig  gewesen  ist,  daß 
aber  die  Steuerkraft  nicnt  zurückgegangen 
und  seitdem  wieder  in  der  Zuntuune  ist. 
Den  neuen  Organisationsformen  des  K.  sind 
ziemlich  feste  Grenzen  der  Entwickelungs- 
möglichkeit  gesteckt ,  so  daß  keine  Rede 
vom  Untergang  des  K.  sein  kann.  Man 
kann  im  Gegenteil  sagen,  daß  die  Gesamt- 
heit kein  Interesse  daian  hat,  daß  eine  so 
große  Ausdehnung  des  K.  bestehe  wie  in 
der  Gegenwart 

Die  Art,  wie  im  E.  die  Preisbildnng 
stattfindet,  birgt  dauernd  die  Gefahr  in  sich, 
daß  eine  Ueberzahl  von  Menschen  vom 
"Warenvertrieb  zu  leben  sucht  Im  K.  stehen 
sidi  meistens  nicht  gleich  starke ,  gleich 
unterrichtete ,  gleichmäßig  ihren  vorteil 
wahmehmeaoe  Parteien  gegenüber.  Die 
wirtschaftliche  Stärke  und  Energie  findet 
sich  regelmäßig  nur  auf  der  Seite  des 
Händlers,  auf  der  anderen  Seite  Abhängig- 
keit, Unkenntnis,  Gleichgültigkeit.  Vor  allem 
fehlt  meist  die  Enei^e,  die  für  den  Nicht- 
händler  gQustigen  Momente  der  Preisbildung 
auszunutzen.  Daher  eine  Preisbewegung  im 
Detailhandel,  die  sich  in  der  dem  Händler 
vorteilhaften  Richtung  viel  rascher  ent- 
wickelt als  umgekehrt.  (Wie  ja  auch  die 
Brotpreise  dem  Steigen  der  Getreidepreise 
rascher  folgen  als  ihrem  Sinken.)  Ergibt 
sich  daraus  eine  steigende  Tendenz  für  die 
Gewinne,  die  im  Kleinhandel  gemacht  wer- 
den, so  sollte  der  alten  Theorie  nach  die 
Konkurrenz  der  Händler  untereinander  die 
Gewinne  wieder  ermäßigen.  Die  Kon- 
kurrenz wirkt  aber  hier  nur  sehr  unvoll- 
kommen und  langsam,  schon  weil  der  Ge- 
werbebetrieb des  K.  in  großem  Umfange 
einen  ganz  lokalen  Chuakter  liat ,  die 
Kundenkreise  örtlich  einigei-maßen  abge- 1 
grenzt  sind.  Auch  herrscht  vielfach  eine 
ziemliche  Solidarität  unter  den  Kaufleuten,! 


namentlidi  an  kldneren  Orten.  Die  Kon- 
kurrenz  in  den  distributiven  Kleingewerben 
wirkt  viel  wenüer  in  der  Richtung  der  Er^ 
mäßigung  des  Ghewinnsatzes  als  in  der  der 

Vermehrung  der  Distribuenten,  so  dafi  der 
Gewinn  sich  auf  eine  größere  Zahl  von 
kleinen  Unternehmungen  verteilt  Besteht 
im  K.  ohnehin  die  Neigung  und  die  Mög- 
lichkeit ,  unverhältnismäßig  hohe  Gewinn- 
prozente zu  nehmen  (relativ  hoch  müssen 
sie  immerhin  sein  w^n  des  großen  Quan- 
tums Arbeit,  das  der  Detfullist  aufzuwenden 
hat),  so  wird  das  noch  verschlimmert,  wenn 
die  Unkenntnis  des  Publikums  zu  bedenk- 
lichen Praktiken  verführt,  zu  kleinen  Betrüge- 
reien bei  der  Menge,  Verschlechterung  der 
Qualitäten,  Verfälschungen  usw. 

Wenn  hier  die  neuen  Organisationsformen 
des  K.  regelnd  einwirken,  so  liegt  das  durch- 
aus im  Interesse  der  (Gesamtheit  Soweit 
diese  neuen  Formen  zweckmäßig  sind,  wäre 
es  unsinnig,  im  Interesse  einer  besonders 
lauten  kleinen  Gruppe  von  Detailhändlem, 
die  ja  gar  nicht  alle  betroffen  siud,  mit 
Verboten  einzuschreiten.  Schon  die  bis- 
herigen Versuche,  durch  Sondersteuem  die 
Konkurrenz  zu  beeinflussen,  sind  höchst  be- 
denklich. Das  Bestreben,  daß  jeder  gerade  die 
ihm  unbequeme  Konkurrenz  mit  Steuan 
treffen  will,  arfflbt  Oberhaupt  kein  braudibares 
I^ßzip  der  Besteuerung.  Jede  Kenntnis 
des  Lebens  zei^,  daß  auch  heute  dnrdi 
Tfich^keit,  Fleiß,  Umsicht,  Zuverlässigkeit 
der  Kaufmann  vorankommt  Hierdurch, 
durch  Hinwirken  auf  Barzahlung,  in  man- 
chen f^en  auch  durch  genossenschaftlichen 
Zusammenschluß  der  KauEleute  kann  ihnen 
geholfen  werden,  aber  nicht  durch  Zwangs- 
mittel lokalprotektionistischer  oder  zünft- 
lerischer  Natur. 

Literatur:  V.  Mat^fUf  OrofimagoMin«  untffM»* 
Handel,  1891.  —  O.  Michel ,  Lei  gmnd» 
magatin»,  Nouv,  ZHetiomt.  de  l'ieonomie  potttiqve, 
1892.  —  P,  du  Jfanmwem,  La  quetUon 
ouvriire  III  (grandä  magoHnt),  1894-  —  Stricht 
über  die  am  9.IX.  1895  zu  Otnabrüek  gf 
pflogenen  Verhandlungen  deuUcker  Handelt- 
körpertchaften  betr.  die  Bedrüngniste  det  Klein- 
handel« und  die  Mittel  mr  AbhUfe  derselben. 
ZueammengettelU  von  F.  Stumpf,  1896.  —  X> 
JEatfttfen,  Die  totiale  Bedeutung  def  Bandda, 
Rejerat  auf  dem  7.  evang.-aoM.  Kongr^  1896.  — 
G.  AAltTf  Der  Kampf  wider  dm  Zteieehen- 
handel,  1896.  —  R.  Ehrenberg,  Der  Handel, 
seine  tnrUchafÜiehe  Bedeutung,  aeine  nationalen 
Pflichten  und  »ein  VerhäUnis  2um  Staate,  1897. 
—  (/".  WemUske,  Kleinhandel,  Ronfumvereine 
und  Warenhäuser,  Jahrb.  f.  yal.,  3.  F..  Bd.  14, 
S.  712  w.  865.  —  G.  Cohn,  NationalÖkoTwmie 
de«  Bandele  und  de»  Verkehr nctaent,  S.  l?Sfg,, 
1898.  —  F.  C  Huher,  Warenkaue  und  Klein- 
handel, 1899.  —  Die  Lage  des  KMniandeU  in 
Deuttehland.  Enquete  her.  v.  d.  HandeUbammtr 
zu  Hannover,  t  Teile ^  1899—1900.  —  W, 
BorgtvSf  Wandlungen  im  mod.  Detailhandd^ 
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Artitiv  /.  loz.  Gu.,  B.  IS,  S.  4Ifg.  —  Verhand- 
Impfen  de*  Vereitu  Jut  Soaialpolüik,  1899  (R^crate 
ron  Sowtbart,  BeUhgeHf  hocke),  Sehr.  d.  Vcr. 
/.  Sox.,  Bd.,  98,  1900.  —  I*.  Pohle,  Die  neturre 
AidrtcJtelunjr  det  Detailhandels,  1900.  —  M. 
BtermteTf  Art.  „StiUeUlandabewegwng"  in  ff.  d. 
SL,  t.  Jiyl.,  Bd.  V,  S.  814 Jg.  «"d  ^  „Waren- 
havter",  a.  o,  O.,  Bd.  VII,  S.  6i»fy.  —  Deraelbe, 
Die  MitUittandtbetMgung  und  da»  Warenhaus- 
pniiem,  190$.  —  H.  Kanter  f  EntwSdeelung 
des  Bandds  mit  ydrraueh^srtigm  Waren  in 
Franirfurt  o.  3f.  (Badisehe  Abhandlungen,  B.  5,  S), 
JOOt.  —  Z~  Katxenateiny  Die  Warvnhausfrage, 
Jahrb.  /.  Nal.,  III.  B.  SO,  S.  S65jg.  —  Aug. 
Engelf  Detaäliätenfragen  (Sos.  Tage^fragen  SS), 
190S.  —  Ceber  den  DeUüthandet  und  die  Preise : 
W.  Scharling,  Der  Detailkandel  und  die 
Warenpreise,  Jahrb.  f.  Not.,  X.  F.,  Bd.  IS, 
S.  tSSff.  —  Vrüersuehungten  über  den  Einfluß 
der  distributiven  Gewerbe  auj  die  Preise,  Sehr, 
d.  V.  /.  Soxiatpot.,  Bd.  S6  «.  S7,  1888.  Daxu 
VerhanMungtn  o.  a.  O.,  Bd.  SS. 

Karl  Kathgen, 


Klock,  Kaspar, 

geb.  zu  Soest  1683,  Kanzler  za  Stolberg.  Minden 
nnd  HUdesheiu,  Obanmdikiu  aod  Konsolent 
der  Siadt  Branmehweig,  geat  daselint  am  15./I. 

Frühmerkantilist.  Theoretiker  des  patri- 
archaliBchen  Begiemngflabsolatinnns  zngnnsten 
4er  FDlIong  des  Staatsschatzes.  Agitierte  fttr 
Anfhelmiig'derFrondeQ,mit  möglichster  Schonung 
der  RechtBtitel  der  ßnmdherren  zum  Besten  der 
KoMiten.  Seine  Banemfrenndlichkeit  charak- 
taisiert  anch  der  Satz:  ^^«0  labore  omnes  alit 
Tir  rastictu."  Seine  Schitznng'  des  Landbaaes 
alt  Tomehmster  Reichtnmsqaelle  macht  Klock 
ZD  einem  Vorgftnger  der  Physiokraten. 

Er  hinterließ  nor  die  zwei  hierher  ^hörigen 
Sdniften:  Tractatns  nomico-^liticns  de  contri- 
hationibns  in  Romano-Germanico  imperio  alüsqne 
regnis  nt  plnhmam  usitatis,  NSrnberg  1634  (er- 
lebte 5  Anflagen).  —  TracUtiis  joridico-poliüco- 

Sslonico-hiitMieiu  de  aerario,  sea  censn  per 
oaerta  media  ahsque  divexatione  popnli  licite 
conficando,  2  Teile,  Nftmherg  1651;  dasselbe, 
2.  Anfl.,  mit  Anmeifamgen  tod  Chr.  Peller, 
ebenda  1671.  lApperL 


Knabengebarten 

8.  QeschlechtsTerhftltnis  in  der 
Bevölkerung  oben  Bd.  I,  S.  958fg. 


Kaappschaftekassen 

&  Bergarbeiter  oben  Bd.  L  S.  387ffi 
TgL  auch  KiankeDTorsicheruDg  und  HUfi 
kusen. 


Freibnrg  i.  Br.,  1865  Professor  derStaatswiasen* 
schatten  in  Heidelberg,  gest.  a/VIIL  1898  zn 
Heidelbeig,  als  Doctor  jnris  honoris  causa,  er- 
nannt 1877  Ton  der  juristischen  Fakultät  zn 
TQbingen. 

Gründer  der  historischen  Schnle  mit  Hilde- 
brand  nod  Boscher,  Wiederhersteller  der  ethischen 
Gerechtigkeit  in  der  von  Adam  Smith  materia- 
lisierten Volkswirtschaft,  eingehendster  ge- 
schichtsphilosojphischer  Interpret  der  national- 
Ökonomischen  Phänomene,  Verfasser  einer  Schrift 
„Die  Statistik  als  selbständige  Wissenschaft"  nsw. 
3.  n.,  welche  als  beste  Einführung  in  den  Geist 
nnd  die  Methodik  der  wissenschaftbchen  Statistik 
gewürdigt  werden  muß. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  ge- 
nannt: Historia  Praenestis  (Latii)  oppidi,  Rinteln 
1846  (Promotionaschrift).  —  Die  StaUstik  als 
selbständige  Wissenschaft.  Zur  Lösung  des 
Wirrsals  in  der  Theorie  nnd  Praxis  dieser 
Wissenschaft  Zugleich  an  Beitrag  zu  einer 
kritischen  Oescfaidite  der  Statistik  mt  Achen- 
wall,  Kassel  1850.  —  Die  politische  Oekonomie 
vom  Standpunkte  der  geschichtlichen  Methode, 
Brannschweig  1853;  dasselbe,  2.  Anfl.  unter  dem 
Titel:  die  politische  Oekonomie  vom  geschicht- 
lichen Standpunkte,  ebenda  1883.  —  Geld  nnd 
Kredit,  Abteilung  I  nnd  II  in  2  Bdn.,  Berlin 
1873—1879.  —  Karl  Friedrichs  von  Baden  briet- 
licher  Verkehr  mit  Hirsbeau  und  Dn  Pont. 
Herausgegeben  von  der  Badischen  historischen 
Kommission.  Bearbeitet  nnd  eingeleitet  durch 
einen  Beitrag  cur  Vorgeechidite  der  ersten  fran- 
zösischen Bevolution  nnd  der  Phynokratie  von 
Karl  Knies,  2  Bde.,  Heidelberg  1892. 

Lippert. 


Knies,  Karl,  Gustav, 

geb.  1821  in  Marbnrg,  1846  Privatdozeut  für 
öetcbichte  nnd  Staatswisseascbaften  in  Marburg, 
18&&  Professor  der  Kameralwissenachaften  in 


Knights  of  Labor. 

1.  Wesen.  2.  Geschichtliche  Entwickelung 
der  K. 

1.  Wesen  der  K.  Die  K.  oder  „die 
Ritter  der  Arbeit"  sind  ein  eigentümlicher, 
ursprünglich  geheimer,  Verband  amerika- 
nischer Arbeiter  der  vaschiedenen  Berufe 
mit  einer  der  Freimaurerei  nachgebildeten 
Oi^anisation  zur  Vertretung  der  gesellschaft- 
lichen Interessen  ihrer  Mitglieder.  Sie  sind 
weder  ein  Verband  reiner  Gewerkvereine 
noch  stellen  sie  eine  i-ein  politische  Oigani- 
sation  dar.  Von  den  Gewerkvereinen,  die 
zwar  in  ihren  lokalen  Verbänden  dem  Bunde 
der  Arbeitsritter  angehören  können  und  da 
und  dort  auch  angehört  haben,  unterscheiden 
sie  sich  dadurch,  daß  sie  in  sich  die  Lohn- 
arbeiter aller  Braocheo,  der  Großindustrie, 
des  Handwerks,  des  Bergbaues,  des  Handels, 
der  Tran  Sportanstalten  und  der  Landwirt- 
schaft zu  vereinigen  suchen.  Auch  Personen, 
die  nicht  Arbeiter  sind,  können  in  den  Orden 
aufgenommen  werden ,  aber  nur  in  einer 
ytatutengemäß  fixierten  prozentualen  Quote. 
Ausgeschlossen  sind  nur  Advokaten,  Aerzte, 
Börseoleute  und  Händler  mit  Spirituosen. 
Sie  werden  als  Parasiten  der  modernen  Ge- 
sellschaft verachtet  und  bekämpft  Im 
übrigen  wird  kein  Unterschied  im  Beruf,  in 
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der  Rasse  und  der  Nationalität  gemacht. 
Schoa  daraus  geht  heiror,  daß  man  es  bei 
den  Ärbeitsrittem  mit  dner  erpe^fisdi  ameri- 
kanischen Einrichtung,  die  auch  in  der 
logenarti^n  Gliederung  des  Verbandes  an 
amerikanische  Eigentümlichkeiten  anknüpft, 
zu  tun  hat. 

Die  Ärbeitsritter  verfolgen  nicht  nur  die 
unmittelbaren  Ziele  einer  modernen  Inter- 
essenverti-etuog  der  Arbeiter,  sondern  haben 
ein  viel  weiteres  Programm  wirtschafts-  und 
sozialpolitischer  Art.  Die  aufgesteUten  Pro- 
gramme haben  öftere  Veränderungen  erfahren, 
je  nachdem  das  politische  Leben  Nord- 
amerikas bestimmte  aktuelle  Fragen  in  den 
Vordergrund  rückte.  Neben  einem  eisernen 
Bestand  von  Forderungen  im  Sinne  der  ge- 
sellschaftliehen Emanzipation  der  arbeitenden 
Klasse  enthielten  die  Programme  der  ,,Ritter 
der  Arbeit"  Postulate  bezüglich  der  Land- 
politik, der  Reform  der  Aktiengesellschaften, 
der  Verbesserung  der  Rechtspflege ,  der 
Einführung  einer  progressiven  Einkommen- 
steuer, der  Frauenm^,  des  Geldwesens, 
des  Auswanderungswesens,  und  auch  mittel- 
standspolitische tragen,  wie  die  Beseitigung 
der  Konkurrenz  der  Geffingnisarbeit,  wui-den 
von  ihnen  vertreten. 

Auf  gewerkvereinlichem  Gebiete  treten 
die  „Ritter  der  Arbeit"  für  Verbesserung 
der  Arbeitsbedingungen  nach  jeder  Richtung 
hin  ein.  Sie  sind  auch  in  große  Streik- 
aktionen in  Verfolg  dieser  Bestrebungen 
Torwickelt  gewesen,  ihre  Führer  zeichneten 
sich  aber  nierbei  durch  bemerkenswerte 
Mäßigung  aus. 

£trachte  es  die  Vielgestalti^keit  ihres 
Arbeitsgebietes  mit  sich«  daß  die  K.  nicht 
eine  einstige  Interessenvertretung  der  ar- 
beitenden Klassen,  sondern  eine  gesellsdiaft- 
liche  Reformpartei  dfu^tellen  wollten,  an  der 
sich  zeitweise  große  Teile  der  Bevölkerung 
beteihgten,  so  verbot  es  die  "Weitherzigkeit 
ihrer  Aufnahmebedingungen,  die  keinen  Un- 
terschied zwisclien  Glauben ,  Rasse  imd 
politischem  Bekenntnis  machten  und  selbst 
die  verhaßten  chinesischen  Einwanderer 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  zuließen, 
daß  der  Verband  einen  ausgesprochenen 
politischen  Charakter  annahm.  Speziell  der 
Sozialdemokratie  und  dem  Anarchismus,  wie 
er  von  deutschen  und  irischen  Revolutionären 
vertreten  wurde,  trat  der  Verband  der  Ritter 
der  Arbeit  grundsätzlich  entgegen.  Auch 
hier  zeigte  sich  das  spezifisch  Amerikanische 
des  Verbandes.  Die  Achtung  vor  den  kirch- 
Ui^en  Bedürfnissen  der  Arbeiter  und  die 
Hinneigung  zu  den  Mäßigkeitsbestrebungeu 
einerseits,  der  demokratische  Gegensatz  gegen 
die  aristokratischen  Verbände  der  gelernten 
Arbeiter  andererseits,  ermSgiichten  es,  daß 
die  „Ritter  der  Arbeit"  zeitweise  eine  ganz 
besondere,  den  amerikaoischea  sozialen  und 


Solitdsc^a  Verhältoissen  eDteprechende,  ein- 
uBieiche  Solle  in  der  neueren  Arbeiter- 
bewegung spielen  konnten.  Freilich  haben 
die  Abneigung  gegen  kommunistisdie  Za- 
kunftsutopieen  und  der  Gegensatz  gegen  die 
rücksichtslose  KampfespoUtik  g^en  das 
Kapital  es  nicht  verhmdern  können,  daß  der 
Orden  der  Ritter  der  Arbeit  mit  der  Zeit 
mehr  und  mehr  sozialistisch  geworden  ist; 
aber  sozialistisch  mehi'  im  Sinne  der  sozialen 
Evolution  als  der  sozialen  Revolution.  Einer 
Einigung  mit  den  wirklichen  Sozialisten 
und  den  anderen  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen standen  lange  Zeit  eine  Reihe  von 
sachlichen  und  persönhchen  Gründen  hin- 
dernd im  Wege,  und  in  den  letzten  beiden 
Jahrzehnten  haben  die  K.  so  an  Bedeutung 
eingebüßt ,  daß  sie  eigentlich  nur  noch 
historisches  Interesse  b^spruchen  können. 

Einer  Einigung  mit  den  Sozialdemokraten 
marxistischer  Observanz  und  der  „American 
Federation  of  Labor",  dem  Verbände  der 
Gewerkvereine  der  Vereinigten  Staaten  auf 
trade-unionistischer  Gnmdlage,  standen  aber 
bisher  eine  Reihe  von  sachlichen  und  per- 
sönlichen Gründen  hindernd  im  und 
es  ist  auch  nicht  anzimehmeu,  daß  dies  in 
der  nächsten  Zeit  anders  werden  wird. 

i     2.  Gesohlchtllolie  Entwlekelna^  der  S* 

Der  Orden  der  K.  ist  im  Jahre  1869  vun  Uriah 
S.  Stevens,  einem  Schneider  in  Philadelphia 
begründet  worden.  Ursprünglich  ein  Geheim- 
bnnd,  scheint  er  sich  nur  langsam  entwickelt 
zu  haben.  Auch  hat  die  furchtbare  Wirtschaft«- 
krisis  Mitte  der  70  er  Jahre  ihn  stark  in  Htt- 
leidenschaft  gezogen.  Gelegentlich  der  krimi- 
nellen Nachspiele  eines  gewaltUttigeu  Arbeiter- 
ausstandes in  den  Kohlengmben  Pennsylvaniens 
(1877)  wurde  seine  Ezistens  offenbar.  £inem 
vorübergehenden  Anfscbwung  machte  ein  npider 
Rttckganf  im  Anschluß  an  den  großen  Eisen- 
babnarbeiterstreik  von  1877,  welcher  die  gesamte 
amerikanische  Arbeiterschaft  in  Gärung  ver- 
setzte, Platz.  Nadi  dieser  Krisis  nnd  besonders, 
nachdem  zn  Anfang  der  80er  Jahre  der  Bund 
anfgehtirt  hatte  ein  geheimer  Bnnd  zn  sein, 
nahm  derselbe  in  grolfera  Umfange  zn.  Im 
Jahre  1886,  iu  dessen  Mittelpunkt  eine  fieber- 
hafte Bewegung  zo^nnsten  des  AchtBtnnden- 
Arbeitstages  stand,  eäühte  sich  seine  Hitglieder- 
zahl Ton^UÜO  auf  700000.  Eine  neae  Krisis 
hatte  der  Verband  zn  Überwinden,  alti  er  sich 
durch  seine  GefaeimBcbwüre,  tlber  deren  Inialt 
seinen  zahlreichen  katholisch-irischen  Mitgliedern 
selbst  in  der  Beichte  unverbrüchliches  Schweigen 
anferlegt  werden  sollte,  mit  dem  katholischeu 
Klerus  in  vorübergehend  scharfen  Gegensatz 
stellte.  Die  Ärbeitsritter  gaben  aber  nach,  nnd 
erst  als  radikal-sozialistische  Tendenzen  Ende 
der  80  er  Jahre  die  Oberhand  zn  gewinnen 
schienen,  zog  sich  die  katholische  Geistlichkeit, 
die  den  Orden  vielfach  auch  positiv  unterstützte, 

Von  1869—1879  war  der  GrOnder  des  Ordens 
Stevens  der  Großmeister  (Grand  Haster  Work- 
man).  Unter  ihm  erhielt  der  Bnnd  der  Arbeits- 
ritter eine  umfassende  GesamtorganisatioB.  Auf 
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nUreidieB  OrtsTeieinen  (Local  AjssemUies),  die 
aidi  nach  Rasse.  Sprache  und  Qeschledit  glieder-  i 
tea,  bauten  sich  DistriktsTerbSnde  (District; 
ABsemblies)  aof.  und  diese  letzteren  entsandten 
Abordnete  in  die  General  Assembly,  welche 
allj&hrUch  nuanuneatrat.  An  der  Spitze  des 
G^uatTerbandes  steht  der  Großmeister  mit 
eüiem  Stab  von  Sekretären  and  einem  fQnf- 1 
köpfigen  Anfsichtsrat.  So  demokratiäcb  die  | 
Orxaaisatioa  des  Ordens  innerlich  aach  ist,  so  I 
itraff  zentratittiach  geldtet  ist  derselbe  durch  i 
den  Vorstand.  Insonderheit  der  Großmöster  ist  I 
mit  weitgehenden  Vollmachten  ausgerüstet.  1 
Besonders  unter  dem  Nachfolger  SteveDS,  i 
Tcrence  V.  Powderly  (1879—1893)  ist  der  Bund 
der  Arbeitflritter  in  zahlreiche  and  langwierige 
Stjukakücnen,  die  besonders  unter  den  Eisen- 
bahnbedieusteten  der  Terscbiedenen  Riesengesell- 
ichaften  ausbrachen  and  in  welchen  derselbe 
ifie  Qberraschende  Macht  seiner  Organisation 
beweisen  konnte,  verwickelt  gewesen.  Der  Zen- 
cnlleitimg  erwuchsen  hierlMd  ganz  besondere 
Schwierigkeiten,  denn  neben  der  gem&ßieten 
Richinng  war  eine  progreseivistiscbe-radäale 
mit  an  berücksichtigen  und  der  Gefahr  einer 
Sezession  vorzabeagen.  Aach  Reibungen  mit 
anderen  Arbeiterrerbänden  waren  nicht  zu  ver- 
neiden.  Trotzdem,  daß  die  Ordensleitunß:  über- 
ans  vorsichtig  und  gewandt  zu  Werke  ging, 
waren  Boykotts  gegen  die  „Outsiders",  die  den 
Bond  in  den  Knf  des  rücksicbtslost^n  Vorgehens 
bnchcen,  nicht  za  vermeiden.  In  der  £in- 
waodererfrage  hatte  der  Grofimeister  Kou- 
ceuioDen  zugunsten  ihrer  gesetzlichen  Ein- 
«chrSnkung  im  streng  nationalen  Sinne  machen 
mDasen,  und  als  aach  der  Hochschatzzoll  keine 
danernde  Besserung  brachte,  verschiedene  Streiks 
und  Boykotts  unglücklich  verliefen,  und  infolge- 
daoen  die  Mitgliederbestände  des  Ordens  zurück- 
gingen, die  Kassenbestände  erschöpft  wnrden 
und  sogar  deren  richtige  Verweudnng  ange- 
zweifelt wurde,  zeigte  sich,  daß  die  Stellang 
des  (irollmeisters  Powderly  erschüttert  war.  Auf 
der  Xationalkonventiou  von  1893,  auf  welcher 
anr  noch  21200J  zahlende  Arbeitsritter  vertTeteu 
waren,  trat  er  znräck.  Sein  Nachfolger  wurde 
B.  Sorereicn,  ein  Vertreter  westlicher  Interessen. 

Inzwischen  ist  der  Verband  weiterhin  zurück- 
ffcgansren,  er  umfaßt  heute  kaum  noch  100000 
Mitglieder,  liegt  also  in  den  letzten  Zügen. 
Dieser  Vorgang  ist  nar  dann  za  veräteben,  wenn 
man  die  P8y(£e  des  amerikanischen  Arbeiters, 
den  spezifisai  anglosächsiscbeu  Geist  des  ameri- 
lunisdien  Lohnarbeiters  und  die  Genesis  der 
mamten  Arbeiterbewegung,  ilber  die  Sombart 
kftreticb  eine  hSchst  lehrreiche  Studie  veröffent- 
iidit  hat,  kennt  und  würdigt.  Das  Schwer- 
gewicht liegt  heute  ^anz  ausgesprochen  bei 
der  ^American  Federation  of  Labor",  die  heate 
l';t  Millionen  Arbeiter  umfaßt.  Das  Gros  der 
dort  vereinigten  Trade  Unions  gleicht  dorchaos 
den  älteren  englisclien  Typus,  nur  daß  die 
zfinftlerischen  Abschließungstendenzen  und  die 
„Bustness-Politik",  namentlich  in  deu  sog.  „Alli- 
usen**,  Organisationen  zor  gemeinsamen  Aus- 
beutung des  Pablikums  durch  monopolistische 
L'ntentebner-  und  Arbeiterverbftnde,  in  Amerika 
■edi  stärker  als  in  England  zntage  treten. 
Neben  der  American  Federation  of  Imot  spielen 
andere  Gmppen  von  Arbeiterrerbänden  Kaum 
eine  Bolle.   Die  beiden  wichtigsten  sind  die 


American  Labor  Union  und  die  Sodaliste  Trade 
and  Labor  .\lliance.  Erstere  vereinigt  die  sozia- 
listischen Gewerkschaften  des  Westens,  ist  aber 
schwach  an  Mitgliedern,  letztere  wurde  189& 
gegründet  und  steht  im  Gegensatz  zu  den 
lührenden  Gewerkschaften. 
Literatur:  Sartoriu»  v.  Walt^vhausen,  IHc 
Gewerkvercine  in  den  tVr.  Staaten  von  Amerika^ 
Jahrb.  /.  yat.,  y.  F.,  Bd.  6.  —  Deraelbe^ 
Art.  ,J[hiyhls  of  Labor",  ff.  d.  St.,  S.  Ai^fl., 
Bd.  y,  S.  ll€fg.  —  Oer&elbe,  Der  moderne 
Sotialimu*  in  den  Ver.  Staaten  von  AmerÜM, 

1890.  ~  H.  W.  AtmaiNf  Die  amerikanitehen 
Gturerteereine,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sotiaipolitüct 
Bd.  18.  —  INMrderly.    Tkirt^  yean  of  labor^ 

1891.  —  r.  JEItf,  The  Lahor  Movement  in 
America,  1886.  —  W.  T.  Stead,  Der  Kriey 
twiaehen  Afhtü  und  Kapital  in  den  Ver.  Staaten, 
deuttch  von  PannttUi,  1894.  —  Sombart^ 
Warum  gibt  e»  in  den  Vereiniglen  Staaten  keinen 
Soxialiemu»,  1906.  Btermer, 


Koalition  und  Koalitionsverbote. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  K.  2.  Gesetz- 
gebung. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  K.  Unter 
K.  versteht  man  die  Vereinigung  von  Arbeit- 
gebern oder  Arbeitnehmern  zum  Zwecke 
der  günstigeren  Gestaltung  der  Arbeitsbe- 
dingiiogen.  Das  gesetzliche  Recht  auf  solche 
VereiniguDgen   oder  Verbindungen  nennt 
man  £.recht  oder  auch  K.freiheit.  Sind 
solche  K.  für  beide  Teile,  Unternehmer  und 
Arbeiter,  oder  nur  fOr  einen  Teil,  oder  fOr 
eine  bestimmte  Gruppe  von  Gewerben  und 
Personen  verboten  und  mit  Strafe  bedroht, 
so  heißen  diese  Bestimmungen,  die  in  der 
Gewerbe-,  Gesinde-,  Seemannsordnung,  im 
Bergrecht  usw.,  früher  ganz  allgemein,  in 
den  Polizeiordnungen  und  Strafgesetzbüchern 
enllialten  sind,  K.verbote.  Solche  K.verl)oto, 
die  in  frOherer  Zeit  die  Regel  waren,  sind 
später  durch  die  liberale  üesetzgebuog  ganz 
oder  teilweise  aufgehoben  worden.  Daher 
kommt  es,  daß  das  K.recht  meistens  nicht 
als  ein  sozialpolitisches  Grundrecht  in  jiosi- 
tiver  Form  in  den  Gesetzbüchern  erscheint, 
sondern  in  der  negativen  Form  einer  Auf- 
hebung bisheriger  Veriwte.    So  sagt  der 
bekannte  §  152  der  RGew.-O.  folgendes: 
„Alle  Verbote  und  Strafbestimmuogen  g;egen 
Gewerbetreibende ,    gewerbliche  Gelüllen, 
Gesellen  oder  Fabrikarljeiter  wegen  Verab- 
redungen und  Vereinigungen  zum  Behufe 
der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Arieita- 
bedingungen, insbesondere  mittels  Ydw^tA- 
lung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Arbeiter, 
werden  aufgehoben.  Jedem  Teilnehmer  ^dol 
der  Rücktritt  von  solchen  VereinigTingen 
und  Verabredungen  frei,  und  ee  fin«*  »uk 
letzteren  weder  Klage  noch  Einrede  äjöa,- 
Aus  dieser  grundlegenden  Bei^flaDULg 
des  Gewerberedits  geht  dreierie  ien^w: 
I.  das  K.recht  ist  nur  denjeni^eo  Fencmt^^i 
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verliehen,  für  die  die  Gew.-O.  gilt.  Die 
landeBgesetzlichen  GesindeordnuDgen ,  die 
rac^i^setzliche  Seemanasordnung  ubw.,  die 
nodi  K. verböte  enthalten,  werden  von  dem 
genannten  Paragraphen  nicht  berührt.  2.  der 
Gesetzgeber  denkt  bei  den  koalierten  Kämpfen 
in  erster  Linie  an  Arbeitseinstellungen  und 
Aussperrungen  und  zwar  in  ihrer  Beschrän- 
kung auf  die  Erlangung  günstiger  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen.  Verabredungen 
und  Vereinigungen  für  andere  Zwecke  faUen 
nicht  unter  das  K.-,  sondern  unter  das  Ver- 
eins- und  Vra-sammlun^srecht  3.  der  Para- 
^ph  schafft  auch  wichtige  ziTÜrecbtliche 
KonBeqnenzen,  nämlich  ein  Bflcktrittsrecht 
ohne  Klage  und  Einrede. 

Bei  allen  nicht  unter  die  00.  fallenden 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  muß  also 
untersucht  werden,  ob  in  anderen  noch 
gültigen,  meist  älteren  Rechtsquellen  K.-Ver- 
bole  oder  -Einschränkungen  noch  bestehen. 
"Wie  jedes  Recht,  so  kann  auch  das  K.recht 
sowohl  seitens  der  Onternehmer  wie  der 
Arbeiter  mißbraucht  werden.  Am  häufigsten 
vorwiegend  bei  den  Arbeitern  sind  der  Kon- 
traktbruch und  der  K.zwang.  Für  den  Fall 
des  Kontraktbruchs  gelten  im  Zweifel  die 
allgemeinen  zivilrechtlichen  BestimmuDgen, 
also  Schadenersatz  für  vorzeitige  Lösung 
bezw.  Nichterfüllung  des  Vertrags.  Früher 
hat  man  die  Verletzung  des  Dienstvertrags 
rechtlich  anders  behandelt  als  die  Verletzung 
anderer  Verträge,  d.  h.  man  verfolgte  straf- 
rechtlich den  Kontraktbruch.  Die  rechts- 
widrige Verletzung  des  Dienstvertrags  war 
also  ein  besonderes  Delikt  Für  die  gewerb- 
lichen Arbeiter  ist,  nachdem  die  Freiheit 
desArbeitsvertrags  ^s  sozial  poUtisches  Grund- 
recht anerkannt  worden  ist,  diese  AnomaJie 
der  Gesetzgebung  in  allen  Kulturstaaten  be- 
seitigt worden.  In  Rußland  dagegen  gilt 
die  kriminelle  Kontraktbruchstrafe  auch  heute 
noch.  Manche  Sozialpolitiker  behaupten,  daß 
«in  Arbeiterkoalitionsrecht  mit  stiafrechtlicher 
Ahndung  des  Kontraktbruchs,  der  bei  heftigen 
K.kämpfen  der  Natur  der  S^he  nach  oft 
unvermeidlich  sei,  eine  Sehmälerung  der 
K.£rdheit  darstelle.  Das  ist  nicht  anzuer- 
kennen; denn  die  Kireiheil  ist  nicht  gleich- 
bedeutend mit  dem  Recht,  Dien&tverträge 
jederzeit  belieb^  zu  iSsen.  Dage^n  ist 
richtig,  daß  die  Kontraktbruchstrafe  ein  Aus- 
nahmerecht enthält.  Bei  bestimmten  Kate- 
gorieen  von  Arbeitern  wie  Dienstboten,  land- 
wirtschaftlichen Tagelöhnern,  Seeleuten  imd 
Eisenbahnarbeitern,  früher  auch  bei  Berg- 
arbeitern, glaubte  die  Rechtsordnung,  sei  es 
im  Interesse  der  Erhaltung  der  Dienstgew^t 
und  Disziplin,  sei  es  im  Hinblick  auf  gefiUirdete 
öffentliche  Interessen,  nicht  ohne  Kontrakt- 
bruchstrafe auskommen  zu  können.  Man 
findet  deswegen  diese  Strafandrohung  noch 
in  den  Gesinde-  und  Seemansorduuugen  oder 


im  landesrecbtlicben  Berg-  und  Eisenbahn- 
recht  Ebenso  wie  eine  Verschärfung  der 
Verfolgung  rechtswidriger  Verletzung  des 
Dienstvertaags  früher  ^nz  allgemein  übli<^ 
war,  jetzt  aber  durch  die  Gewerbeordnungen 
für  die  gewerblidwn  Arbeiter  ebenso  allge- 
mein aufgehoben  worden  ist,  ist  es,  der 
veränderten  Haltung  des  Gesetzgebers  g^n- 
Ober  den  organisierten  Kämpen  auf  den 
Arbeitsmärkten  entsprechend,  denkbar,  ja 
sogar  flblicli  geworden,  die  zivürechtlichen 
Folgen  des  Konteaktbruchs  dnrch  Riierung 
des  Schadenersatzes  und  Begrenzung  der 
Lohneinbehaltung  zu  Kautionszwecken  sowie 
Beschränkung  der  Ordnungsstrafen  nnd  Fest- 
legung ihrer  Verwendung  für  gewisseZwecke 
zu  nmdem.  Die  herrs^ende  Heinung  sieht 
darin  eine  wertvolle  Erweiterung  des  K.rechts, 
was  recht  bestreitbar  ist  Steht  man  auf 
dem  Standpunkte ,  daß  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  in  der  rechtlichen  Beurteilung 
ihrer  Kämpfe  mit  gleichem  Haß  zu  messen 
sind,  so  ist  der  Unternehmer  hier  schon  um 
deswillen  ira  Nachteile,  weil  er  als  der 
Zalilungsfähigo  in  der  Regel  zivilrechtlich 
belangt  werden  kann,  während  der  Arbeiter 
als  B^itzloser  eine  Schadenersatzklage  weni- 
ger zu  fürchten  hat.  In  England  hat  man 
freilich  neuerdings  (s.  Art  „Gewerkvereine" 
oben  Bd.  I,  S.  1090)  den  Versuch  gemacht, 
auch  die  Gewerkverein sführer  und  ihre 
Vereine  mit  ihrem  Vermögen  für  haftbar 
zu  erklären.  In  Deutschland  ist  das  nicht 
der  Fall,  dagegen  hat  man  die  Entschädigung 
im  Falle  des  Vertragsbruchs,  freilich  xmter 
Entbindung  von  dem  Nachweis  eines  Schadens, 
nach  oben  hin  begrenzt  und  die  Geltend- 
machung weiterer  Ansprüche  nach  büiger- 
lichem  Recht  beseitigt  Diese  Bestimmung 
kann  in  manchen  Fällen,  was  bedauerlich 
ist,  gleichbedeutend  mit  einer  Privil^^emog 
des  Koutraktbruchs  sein. 

Eine  andere  Form  der  Ausartung  des 
K.rechts  liegt  in  dem  so^.  „K.zwang^,  d.  h. 
der  Anwendung  körperbeben  Zwiuigs,  von 
Drohungen,  Enrverietzungen  und  vemifs- 
erklärungen  gegen  Arbeitswillü|e,  um  sie 
zur  Teilnahme  an  koalierten  Kämpfen  zu 
veranlassen  oder  ihren  Rficktritt  von  ihnen 
zu  verhindern.  Für  sol^e  FtUle  ^nOgt  in 
der  Regel  das  Strafrecht  mit  seinen  An- 
drohungen gegen  Nötigung,  Erpressung,  Be- 
leidigung, Verleumdung  usw.  Die  G^tz- 
gebung  glaubte,  damit  nicht  ohne  weiteres 
auskommen  zu  können,  und  hat  in  der 
Gew.-O.  selbst  Strafen,  die  den  K.zwang 
bedrohen,  verhängt.  Damit  konkurrieren 
noch  wichtige  Bestimmungen  des  allgemeinen 
Strafgesetzbuches.  Im  Wege  der  Ausle^og 
haben  sich  gelegentlich  die  Gerichte  damit  ge- 
holfen, auch  harmlosere  Streikvergehen  oder 
Streikiinsitten,  wie  Streikposten  stehen  u.  dgl. 
durch  die  Arbeitswillige  belästigt  werden, 
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aUCebertretiiDKen  (groben  Unfug)  anzusehen. 
Ib  daigen  Indern  sind  solche  MaBnahmeD, 
vie  Stn^kposteostehen  und  W^ahme  des 
Hudvei^engs  (in  England  „Picketing" 
und  ..Ratteniag^  genannt)  als  besondere  De- 
likte behandelt,  wiederholt  hat  die  Qesetz- 
gehuDg  den  Veisuch  gemacht,  den  K.zwang 
uuter  schärfere  S&afe  zu  stellen.  Der  be- 
baooteste  und  drakonischste  der  Art,  der 
aixi  gescheitert  ist,  ist  der  deutsche  Reichs- 
tr^setientwurf  zum  Schutze  des  gewerblichen 
.IrbeitsvahAltnisees  TOm  Jahre  1899.  ErtrSgt 
ilfD  S]rttznamen  „Zuchthausvorlage",  weil  er 
oebeo  erbeblidien  Strafverschfirfungen,  neuen 
Strafen  fflr  Streikpostenatehen,  BeschAdigung 
und  Vwentb^tung  von  Ärbeit^rät  usw.  ein 
he90Dda<es  Delikt  vorseht,  den  gemeingefähr- 
lidien  Stzfik  und  die  gemeingef&hrliche  Aua- 
t-[iemu>g  (GeAhrdung  der  Sicherheit  des 
Reidts  oder  eines  Bundesstaats,  gemeine  Ge- 
fahr ffir  Menschenleben  und  Eigentum),  das 
FT  Ähnlich  wie  Hoch-  und  Liandesverrat  mit 
b«'hen  Zuchthausstrafen  bedroht  sehen  wollte. 
I>ie  <}eeetzesTorIage,  das  Werk  einer  ganz 
fibertr^benen  Gel^enheitsarbeit,  verfiel  da- 
mals allgemeine  VerurteUung.  — 

Es  besteht  heute  darüber  kein  Streit,  daß 
die  Kireiheät  der  gewerblichen  Unternehmer 
imd  Lohnarbeiter  nSti^,  ja  unentbehrlich  ist. 
r&r  moderne  Veriiältmsse  und  Empfindungen 
-tdlt  dieses  Recht  ein  Grundrecht,  nament- 
iiih  der  arbeitenden  Klassen,  dar.  Auch  das 
ist  cUme  weiteres  klar,  daß  für  die  Lohn- 
arbeiter dieses  Recht  noch  unentbehrlicher 
»t  ala  fflr  die  Unternehmer.  Einmal  weil 
tin  Untwnehmer  als  solcher  den  von  ihm 
bcschSftigten  Personen  g^nflber  schon  eine 
Art  vQotL  als  Massenarbeitskftufer  darstellt 
tud  zum  andern  ein  K.Terbot  bei  einer 
kleinen  Zahl  von  Personal,  wie  es  die  ünter- 
wehmer  sind,  viel  leiditer  umgangen  werden 
kann  als  bei  einer  großen  Anzahl,  wie  sie 
l«i  der  Arbeiter-K.  die  Regel  ist  Selbst- 
Tenttudlich  w&re  es  durchaus  unbillig,  den 
Arbeitern  das  ICrecht  vorzuenthalten,  es  aber 
den  Üntcmehmem  zu  gewähren,  aber  auch 
•ifj  umgekehrte  Fall  ließe  sich  schwerlich 
rechtfertigen.  In  dem  Artikel  „Arbeitsein- 
«lellungen'*  (oben  Bd.  I,  S.  178  fg.)  ist  alles 
;«sggt  was  für  die  K.freiheit  der  Arbeits- 
Uiifer  nnd  Arbeitsverk&ufer,  deren  Verbin- 
dung und  Vereine  spricht  In  der  K.frei- 
beit  der  Arbiter  verkörpert^  sich  unter  der 
Hemchiüt  des  Prinzips  des'  freien  Arbeits- 
li^vtrags  die  Selbsthilfe  in  der  Arbeiterbe- 
•ügnng  zugunsten  der  Verbesserung  ihrer 
Arbötabedingnngen^  namentlich  was  Arbeits- 
lokn  nnd  Arinttazeit  betrifft  Es  erwächst 
nelfach  aus  den  E.  und  der»  Taktik  der 
LriDektiTe  Arbeitsvertrag,  d.  h.  der  Einzelne 
«ird  von  seiner  IsoUemng  und  Abhän^^keit 
Mrnt  durch  die  K.  gekAftigt  und  wider- 
itMidufllhiger  gemadit  Ein  starkes  Gefühl 
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der  Solidarität  wird  erzmen  und  belebt  und! 
namentlich,  wenn  die  K.  aus  losen  Verab' 
redungen  und  Verbindungen  sich  zu  festen 
Vereinen  vwdichten  (toI.  Art.  „Gewwkver- 
eine"),  entstehen  den  Ünternehmem  gegen- 
über oreauisierte  G^enkontrahenten.  Ihre- 
Erft^e  hängen  von  der  finanziellen  Rüstung,, 
der  vereinscüszipUn  und  derTaktik  der  Führer 
ab.  Freilich  pflegen  solche  aus  dem  Lohn- 
kampf hervoi^henden  Vereine  Gegen-K.  bei 
der  Unternehmerschaft  hervorzurufen.  Mit 
der  K.freiheit,  als  gewährleistetem  modernen 
Grundre<^t  für  die  arbeitenden  Klassen,  ist 
also  dieses  schwierige  Problem  lange  nicht 
erschöpft.  Das  Maß  der  Bewegungsfreiheit,, 
welches  die  öffentliche  Ordnung  dem  Ver- 
einswesen überhaupt  zugesteht,  also  das- 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  (s.  dieseui 
Art.),  ist  ausschlaggebend  für  die  Grenzen 
der  K.freiheit  Da,  wo  der  ökonomische 
Interessenkampf  der  arbeitenden  Klasse 
seinen  Rückhalt  in  einer  besonderen  poli- 
tischen Partei  suchte  und  fand,  legte  da» 
Aufkommen  der  Arbeiter-K.  dem  Gesetz 
geber  nahe,  sie  mehr  oder  minder  als  poli- 
tische V^ine  anzusehen  und  zu  regulieren. 
Die  politischen  Vereine  sind  aber  von  jeher 
Sffentlichrechtlich  anders  behandelt  wonleo,^ 
d.  h.  unter  strengere  Aufsicht  der  staatlichen. 
Behörden  gestellt  worden,  als  die  unpoli- 
tischen, und  die  Verwaltungspraxis  war  be- 
strebt, oppositionelle  Vereine  schärfer  zt» 
r^lementieren  als  die  politisch  harmlosen 
ui^  di^eugen  mit  ai^esprochen  gouvome- 
mentaler  Tendenz.  IL^^rQnglich  übersah 
man  —  und  die  Neuheit  der  Bewegung 
machte  eine  solche  Beurteilung  entsohuidb^ 
— ,  daß  die  Arbeitervereine  neben  politischea 
Motiven  wohlberechtigte  wirtschafuidhe  Ziele- 
verfolgten. Da  gleichzeitig  das  hauptsäch- 
lichste Mittel  dieser  K.,  die  Arbeitseinstellung,, 
als  ein  öffentlicher,  die  bOrgerliche  Ruhe 

fäfährdender  Vorgang  mit  wdth-agenden 
olgen  für  das  gesamte  volkswirtschaftliche 
Leben,  die  weit  über  die  Sonderinteressea 
der  Arbeiter  und  des  Kapitals  hinau^ingen, 
in  die  Erscheinung  trat,  so  wurde  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  verleitet,  den  Streik 
und  die  ihn  oi^nisierenden  Vereine  nicht 
nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts 
zu  behandeln,  sondern  auch  hier,  wie  auf 
allen  Gebieten,  wo  die  Konsequenzen  des 
freien  Frivatrechts  das  Gesamtinteresse  ein- 
schneidend berührten,  ein  öffentliches  Ver- 
waltungsaonderrecht  über  K.  und  Arbeits- 
einstellungen zu  schaffen.  Indem  der  Staat 
die  Arbeiter-K.  polizeilich  zu  Überwachen 
und  die  Arbeitseinstellungen  und  sonstigen 
Kampfmittel  der  Arbeiterassoziationen  zu 
maßregeln  Buchte,  kämpfte  er  plump  und 
erfolglos  mit  den  Symptomen  statt  mit  den 
Ursachen.  Die  K.  wurden  eine  Sache  der 
Polizei  und  der  kurzsichtigen  Bevormundung 
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statt  eine  Viage  der  veisen  und  nüchternen 
Yol^wirtschafts-  und  Sozialpolitik. 

Es  hat  sehr  lange  gedauert,  bis  man  zu 
der  Anschauung  durchgedrungen  ist,  daß 
Erscheinungen,  die  einem  wirklichen  Be- 
dürfnisse entsprechen,  wenn  sie  auch  viel- 
fach recht  bedenkliche  Folgen  haben,  durch 
die  Gesetzgebung  anzuerkennen  sind,  damit 
man  sie  öffentlich  kontrollieren,  ihre  Miß- 
bräuche in  gewissen  Grenzen  bekämpfen 
und  die  sonstigen  nachteiligen  Begleiter- 
scheinungen müdem  kann.  Mit  der  Zeit 
erwies  sich  aber  die  Macht  der  Verhältnisse 
stärker  als  die  spießbürgerlichen  Vorurteile, 
und  so  wiu^e  in  fast  allen  Kulturstaatea 
schließlich  das  K.recht  für  die  zahlreichste 
und  wichtigste  Gruppe  der  Lohnarbeiter- 
schaft zugestanden.  Die  Behandlung  anderer 
Arbeiterkategorieen,  namentlich  des  ländlichen 
und  städtischen  Gesindes,  ist  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  verschieden  geblieben, 
und  so  verrät  die  Gesetzgebung  auf  diesem 
Oehiete  ein  ziemlich  buntscheckiges  Bild 
mit  mancherlei  historischen  Reminiszenzen. 

2.  Gesetzgebung.  Bie  Gesetzgebung 
Über  die  Arbeiter-K.  hat  ihre  besondere  Ge- 
schichte. Dieselbe  spiegelt  die  Entwicke- 
lung  der  gewerblichen  Verliältnisse  der  ein- 
zelnen Länder  und  den  Gang  der  politisdien 
und  gesellschaftlichen  Emanzipation  der 
lohnarbeitenden  EJasse  jgetreuhch  wieder. 
Ihren  Ausgangspunkt  nimmt  sie  in  dem 
Erlaß  von  Gesetzen  und  Yerordnungen,  die 
durch  prohibitive  Maßregelungen  und  durch 
kriminelle  Strafen  yersc^iärfte  K.Terbote  vor- 
sahen. Der  I^dpunkt  der  Entwickelnng 
zeigt  das  Zugeständnis  der  vollen  und  abso- 
luten £.freiheit.  Zwischen  beiden  Extremen 
liegen  mannigfaltige  Abstufungen,  die  bald 
durch  die  größere  oder  geringere,  tatsächlich 
vorhandene  oder  befürchtete,  Verfiiiickung 
der  materiellen  Interessenkämpfe  der  Arbeiter 
mit  radikal -politischen  Zielen  und  Organi- 
sationen, bald  durch  die  Stönmg  der  öffent- 
lichen Ordnung,  das  Gedeihen  der  Unter- 
nehmungen und  die  Rücksichtnahme  auf 
die  Konsumenten  bestimmt  und  motiviert 
worden  sind. 

In  der  Periode  der  Entwickelnng;  der  Landes- 
hoheit ging  die  mittelalterliche  ^reinsfreiheit 
verloren,  nnd  als  im  16.  Jahrb.  die  romanistische 
Bechtswissenschaft,  die  an  der,  der  Vereinsfrei- 
heit feindlichen,  C^esetzgebung  der  Cäsarenzeit 
festhielt,  territorial  Eingang  fand,  wurden  alle 
Vereine  und  Versammlun^n  der  polizeilichen 
UeberwachuDg  nnd  obrigkeitlichen  Genehmigung 
unterworfen.  Im  Polizedstaat  galten  freie  Vereine 
als  eine  Gefahr  fOr  den  Staat,  desw^en  madite 
doiselbe  im  Interesse  seiner  Sicherheit  nnd  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  die  Bildong  jedee  Vereins, 
mit  Ausnahme  der  Gesellschaften  des  Privat- 
rechta,  konzessionspflichtig.  Als  die  Zünfte  ent- 
arteten, entkleidete  man  sie  ihrer  Sell»tändigkeit, 
ihre  Verfassung  wurde  bis  in  das  Kleinste  ge- 


regelt und  ihre  gesamte  Tätigkeit  einer  strengen 
Kontrolle  unterworfen  (Loening).  Gegen  die 
Gesellenverbände  (3.  Artt.  „Arbeitaeinstelliingen'* 
and  „Qewerkvereine"),  in  welchen  die  Hand- 
werksgesellen ge^en  die  Inden  Zünften  zosammen- 
geschlossenen  Meister  ihre  Rechte  und  Interessen 
vertraten,  hatten  die  Beichspolizelverordnnngeu 
einen  heftigen,  aber  erfolglosen  Kampf  erOAiet : 
erst  durch  die  Reichsznnftordnnng  von  1731 
war  es  in  den  meisten  Territorien  gelangen, 
die  K.freibeit  der  Gesellen  gänzlich  zn  be- 
seitigen. Während  in  Dentschlond  die  Gesellen- 
verbände damit  vernichtet  waren,  zeigten  sie 
in  Frankreich,  dort  „compagnonnages"  genannt, 
eine  größere  Widerstaadsfähigkeit.  Auch  dort 
wurden  K.verbote  erlassen  und  immer  wieder 
erneuert;  man  erreichte  aber  nnr,  daß  sich  die 
K.  in  geheime  Verbindnngen  umwandelten, 
konnte  aber  nicht  verhindern,  daß  sie  die  ^Oa 
Revointion  ttberdanerten,  sieh  vielfach  bis  in 
die  zweite  Hälfte  des  19.  Jahrh.  hinein  er- 
hielten, um  dann  in  moderne  Gewerkvereine 
überzugehen.  Selbst  in  England,  wo  weder  das 
römische  Recht  noch  das  Bevormundungssystem 
des  Polizeistaates  Wurzel  hatten  fassen  können, 
wo  sich  vielmehr  die  mittelalterliche  Vereins- 
und  VerBammlungsfreiheit  erhalten  hatte,  war 
diese  lediglich  ein  Privileg  für  die  besitzenden 
Klassen.  Vereine  und  Versommlnngen  der 
Arbeiter,  durch  welche  'eine  Besserang  der 
Arbeitsbedingun^n  erstrebt  werden  sollte,  waren 
frähzeiüg  inhibiert  worden,  nnd  speziell  im 
18.  Jahrb.  wurden^  ab  das  gemeine  Recht  sich 
gegen  sie  als  unwirksam  erwies,  gegen  Arbeiter 
in  einzelnen  Gewerben  nnd  ludnstrieen,  in  denen 
besonders  viel  Arbeitseinstellnngen  nnd  K.  vor- 
kamen, zahlreiche  Spezialgesetze  erlassen,  die 
die  K.freiheit  beschränkten  oder  ganz  aufhoben. 

Am  frühesten  war  ein  schrankenloses  Ver- 
eins-  und  Versammlungsrecht  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  anerkannt  Die  Beform 
der  Unionsverfusong  von  1789  gewährleistete 
ein  dahin  gebendes  ^meines  Hecht,  das  seineu 
Schutz  in  der  politischen  Ueberzengiing  des 
ganzen  Volkes  fand. 

In  keinem  Staate  sonst  fand  sich  nm  die 
gleiche  Zeit  etwas  ähnliches.  Da  keine  politi- 
schen und  wirtschaftlichen  Parteien  im  heutigen 
Sinne  existierten,  der  aufgeklärte  Absolutismus 
alles  Staatsleben  in  sich  vereinigte,  so  empfand 
mau  den  Hangel  eines  freibeitiichen  Vereins- 
nnd  K.rechts  so  gut  wie  nicht,  speziell  die  ar- 
beitenden Klassen  waren  noch  nicht  industriell 
beschäftigt,  nnd  befanden  sich  in  einer  „patri- 
archalischen", S(»ialen  nnd  rechtlichen  Abblng^- 
keit  von  den  Arbeitgebern.  Vieles  änderte  sich 
erst  mit  der  ^ßen  hanzösischen  Revointion. 
Das  französische  Gesetz  von  1791  und  die 
Verfassungen  von  1791  nnd  1793  dekretierten 
eine  radikale  Verems-  nnd  Versammlnngsfreiheit, 
aber  nur  für  politische  Klubs,  nicht  aber  fttr 
K.  der  gewerblichen  Arbeiter  zum  Zwecke  einer 
zielbewußten  Lohnpolitik.  Auch  die  K.  der 
ländlichen  Arbeiter  und  Dienstboten  waren  ver- 
boten und  mit  hoher  Stzmfe  bedroht  Als  die 
Beaktion  gegen  den  Mißbrauch,  den  die  radi- 
kalen Parteien  mit  der  Vereinstreiheit  trieben, 
einsetzte,  die  Klubs  aushoben  nnd  später 
durch  den  Code  p^al  von  1810  der  polizeihchen 
Willkür  unterworfen  wurden  nnd  dieser  Zn- 
stand, der  mit  der  Verfassung  von  1848  voriUwr- 
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rbeod  als  beuitigt  jgelten  konote,  durch  das 
tiista  raa  1832  wieder  rehabiliert  wurde, 
wnrde  du  Verbot  der  Arbeiter-K.  nicht  nur 
inbfcbt  erhalten,  sondern  rerschärft.  Auch  die 
K.  der  Arbeitzeber  waren  dnrch  den  Code 
{•'D&l  nnter  Anorohang  ron  Strafen  untersagt, 
ikr  die  Strafen  waren  fttr  Unternehmer  und 
Arbdler  Tenchiedene.  und  erat  durch  das  Ge- 
i^u  TOB  1649  wnrde  die  Dnaerecbtigkeit  dieses 
Tvr<hiedeaen  Kafiea  anuie^iehen. 

Es  wtr  d«n  xweiten  Kaiserreich  Torbehalten, 
iw  K.frdbeit  gesetzlich  snzugestehen.  Dnrch 
(ÄrMts  Ton  1864  wurde  den  K.,  solange 
•it  sieh  Tou  tiewalttaten  und  Drohaugen  fem- 
«i'^hen,  formell  Tolte  Beweguneafreiheit  gewähr- 
]'intL  Da«  Jahr  1864  wird  also  nach  der 
iilichea  Anffassung  als  das  Gebnrt^abr  der 
Tr^Qiüsischen  K.freiheic  angesehen.  Für  die 
priktische  Handhabung  des  £.rechts  kommt  in- 
drsMii  DOch  die  eigentümliche  Entwickelung  des 
^fRsrnmlnugs- und  Verein»rechts  wesentlich  in 
Frije. 

Anch  in  England  fQhrte  die  Scbreckens- 
C'mrhah  der  iWrolntion  zu  GinschrSnkungen 
•It  Vcreinsfrelbeit  Durch  die  Gesetze  von 
iTiW,  1817  und  1846  wurde  die  TeUnahme 

Vereinen  mit  geheimen  Zielen  und  die  Ver- 
r>indang  solcher  Vereine  untereinander  ver- 
>•  tf-n.  Die  Gesetze  sind  anch  heute  noch  formell 
it.  «ieltnng,  sind  aber  tatsächlich  schon  seit 
^iden  Jahrsehnteo  außer  Gebrauch,  ja  haben 
'■lABtlich  nie  eine  erbebliche  Wirksamkeit  ge- 
t^L  Was  speziell  die  K.  der  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  anbetrifft,  so  wurden  sie  dnrch  das 
ir—eiz  TOS  1800  strafrechtlich  verfolgt.  Auch 
h<T  zeigte  eich,  wie  in  Frankreich,  die  schreiende 
i'ngerechtigkeit  der  differendellen  fiehandlnng 
'IT  .Arbeiter  und  Unternehmer;  die  gemein- 
umn  Lobnakttoneu  jener  wurden  mit  schweren 
f  nribeiCflstrafen  geahndet,  diejenigen  der  Unter- 
Q-rfamer  nur  mit  Geldbußen  bedroht.  Jeglicher 
K.  ier  Arbeiter  wurde  der  Charakter  der  ge- 
Wmea  VerscbwCmng  an^eärttckt ;  die  Arbeiter- 
TtTf-iae  worden  aber  damit  nicht  aus  der  Welt 
KR«haSt,  wmdm  ne  blieben  als  geheime  Ge- 
^iliiehaften  mit  erbitterter  Tendenz  weiter  be- 
-leben.  Er«t  im  Jahre  1834  hob  man  alle 
Krrrbote  auf,  beschränkte  aber  in  der  Folge 
<l'n  Kreis  der  erUnbten  K.  der  Arbeiter  auf 
»•Ii  he;  welche  bessere  LShne  und  kürzere  Arbeits- 
irit  zu  erk&mpfea  suchten.  Erst  die  Gesetze 
TuB  1871  und  1875  hoben  auch  den  Rest  der 
P>rvhrilnkiuigen  der  K.freiheit  endgültig  auf 
and  stellten  alle  Arbeitervereine  unter  das  ge- 
3>'tne  BcchL  Das  GeaeU  von  1871,  Trade 
;  uua  Act  eeuuuit,  erklSrte  die  Gewerkvereine 
tl*  geaeczlicli  zulässig  ond  änderte  gidcbzeitig 
■ivf  ma{r«cbtUchen  Bestimmungen  im  Falle  von 
• »  walt,  Drohungen  und  Belästigungen  (K.zwang]. 
It  veh  dies  als  nicht  ausreichend  erwies,  wnrae 
-I  durch  den  Oonspiracy  Act  vom  13./VIII.  1875 
'-'•«tzL  Hiernach  sind  alle  Handlungen  zur 
iOHervBg  der  E.zwecke  gesetzlich  zulässig  und 
i^häOt  scraftrei,  für  die  nicht  das  Gesetz  aus- 
trifklich  das  Gegenteil  feststellt.  Strafbar  ist 
bot  der  Zwang  durch  Gewalt,  Bedrohung  der 
fcr^m,  yermOffensbescbädigTing  und  bestunrnte 
AntA  ram  Belästigung  (unablässiges  Nach- 
ci«>  von  Ort  zu  Ort,  verstecken  von  Werk- 
t«0£vn  und  KleidnogastQcken  usw.,  Ueber- 
•idiiag  oder  Cmiteilung  dcf  Wohnhauses,  der 


Arbeits-  oder  Geschäftsräume  oder  der  Zugänge 
dazu,  Verfolgung  dnrch  die  Straßen  auf  unge- 
hörige Art).  Die  neueste  noch  im  FluB  befind- 
liche, den  Gewerkvereinen  ungünstige  britische 
Judikatur  ist  oben  bei  dem  Art  „Qewerk- 
vereine*'  (Bd.  I,  S.  1090}  erwähnt. 

In  Deutschland  gab  es  keine  große 
Revolution,  welche  auf  die  Vereinsgesetz- 
gebung einen  direkten  Einfluß  hätte  haben 
können.  Das  Preußische  Allgemeine  Land- 
recht, welches  die  Vereine  und  Versamm- 
luDgen  der  Arbeiter  bis  zur  EinfÖhning  der 
Gewerbefreiheit  regelte,  sah  in  zum  Teil 
unklaren  BestimmungeD  ein  Vereinsrecht 
vor,  welches  weniger  weitherzig  war,  als  es 
den  Anscliein  hatte.  Der  Staat  behielt  sich 
nämlich  das  Recht  vor,  auch  erlaubte  Ver- 
eine ,  wenn  sie  gemeianützigeo  Absichten 
und  Anstalten  nachteilig  waren,  aufzulösen. 
Die  K.freiheit  der  Arbeiter  blieb  versttft- 
Durch  das  Edikt  von  1816  wurden  die 
politischen  Vereine  in  sehr  elastischen  Para- 
graphen der  Willkür  der  Verwaltungsorgane 
überantwortet  und  auch  in  der  GewrO.  von 
1845  waren  die  K.  der  Arbeiter  von  der 

Eilizeilichen  Genehmigung  abhängig.  Die 
nd  wirtschaftlichen  Interessenten  setzten  es 
1854  durch,  daß  die  K.verbote  auf  das  Ge- 
sinde und  die  Tagelöhner,  die  in  der  Land- 
wirtschaft boscii&ftigt  sind,  ausdehnt 
wurden,  und  das  Berggesetz  von  1860  sah 
analog  das  K.verbot  für  Bedeute  vor. 
Aehnlich  war  der  vereinsrechtliche  Zustand 
in  den  meisten  deutschen  Staaten  bis  zum 
Jalir  1848.  Die  Bildung  von  Yereiaen  un- 
politischen Charakters  blieb  stillschweigend 
geduldet  Vereine  und  Verabredungen  der 
Arbeiter  zur  Durclisetzuag  ihrer  Forderungen 
waren  allenthalben  untersagt  und  deren 
Bildung  mit  Strafe  bedroht.  Auch  die 
Sturm-  und  Drangperiode  der  48er  Zeit,  in 
der  zahlreiche  politische  Vereine  gegründet 
und  üfcieraU  politische  Versammlungen  ab- 
gehalten wurden,  brachten  kein  freies  Ver- 
einsrecht Der  Bundestag  beengte  vielmehr 
das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  (18134) 
noch  weiter,  und  nur  in  einigen  Staaten 
wichen  die  polizeilichen  Beschränkungen 
freieren  Landesgesetzen.  Während  das  neue 
Reich  ein  Reiclis Vereinsgesetz  nicht  zustande 
brachte,  schuf  endlich  die  Gew.-O.  von  1869 
die  endliche  Beseitigung  der  K.verbote.  Es 
entsprach  der  Stimmung,  die  in  den  COer 
Jahren  überall  herrschte,  den  Arbeitern  das- 
jenige Maß  von  Freiheit  zu  gewähren,  was 
Napoleon  III.  ihnen  in  Frankreich  "gegeben 
hatte.  Die  spätere  Gesetzgebung  hat  daran 
wenig  geändert.  Der  gegenwärtige  Rechts- 
zustand ist  also  der,  daß  gewerbliclie  Ge- 
hilfen. Gesellen  und  Fabrikarbeiter  —  nicht 
aber  ländliche  Tagelöhner  und  Gesinde  — 
behufs  Erlangung  gflnstigerer  Arbeitsbe- 
dingongen  sich  koaJ^erea  können.  Nicht 
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unwichtig  ist  das  RG.  v.  Il./Xn.  1879,  durch 
■welches  das  sofj.  „Verbindungsverbot"  auf- 
gehoben wurde.  Inlftndlsche  Vereine  jeder  Art 
iÄinen  jetzt  miteinanderinYerbindungtreten. 

In  Oesterreich  wuenK.  der  Arbeit^ber 
und  Arbeiter  durch  das  allgemeine  Strafreaetz- 
bnch  vom  27./V.  1852  bei  Strafe  verboten.  I)ieses 
Verbot  wnrde  in  der  Gewerbeordnnng  vom 
20./X1I.  1859  wiederholt.  Durch  das  Gesetz 
vom  7./IV.  1870  wurden  die  bestehenden  Be- 
stimmungen anfgehoben  nnd  die  K.  beider  Par- 
teien gestattet;  doch  sind  alle  derartigen  Ver- 
abredungen für  die  Betreffenden  onverbindlich. 
Jeder  Versuch,  der  darauf  abzielt,  durch  Ein- 
schttcbterung  oder  durch  Gewalt  auf  die  Koa- 
lierten in  der  Weise  einzuwirken,  daß  sie  bei 
der  £.  verhanen,  oder  die  Nicbuoalierten  au 
Ewingen,  daß  sie  der  K.  beitreten,  wird  gesetz- 
lich als  verbotene  nnd  strafbare  Handlung  an- 
gesehen. 

In  Belgien  wurde  das  K.  gewährt  durch 
Gesetz  vom  31  ./V.  1866,  in  Holland  durch 
Gesetz  vom  12./IV.  1872;  in  Italien  herrscht 
völlige  Assoziationsfreibeit,  doch  ist  mit  Aus- 
nahme von  Toscana  die  K.  zum  Zwech  der 
LohuerhöhuDg  noch  heute  strafbar. 
Literatur :  LOwenfeld,  Kontraktbrueh  uvd  Koa- 
lüion$reri)ot,  Areh.f.  tot.  Gea.,  Bd.  III,  S.  SSSfy. 
—  mdenberg,  Veber  den  Einfluß  da  Verkehrt 
avf  die  Koalitiontge9eUgebung,  JdArfr.  /.  Ges., 
im.  —  von  der  Borght,  Die  Weiterbildung 
de»  Koalition treekiet  der  geverldiehen  AHmUtr 
in  DeuUehland,  Berlin  1899.  —  DerMibe, 
Grundzilge  der  Sozialpolüik,  Leipiig  190$.  — 
Kulemar%n,  Da»  deultche  Verein»-  und  Ver- 
»ammlungerecht ,  Arch.  f.  »o».  Ge».,  Bd.  X, 
S.  816.  —  Legten,  Da»  Koalüionsrecht  der 
detiUcke^i  Arbeiter  in  Theorie  und  Praxis,  Ham- 
burg 1S99.  ■ —  Loening,  Da»  Verein»-  und 
Koalitiontrechl  der  deuttehen  Arbeiter,  Sehriß.  d. 
Ver.  /.  Sotialpolitik,  Bd.  76,  Ä'.  t7S,  Leipzig 
1898.  —  Stieda,  £o^ition  und  KooHtiontver- 
boU,  H.  d.  St.,  2.  Avfi.,  Bd.  V.  S.  HO  fg.  —  Gold- 
aehmtdt,  Das  Koalitiontreeht  der  Arbeiter,  Ann. 
d.  dUch.  Seicht,  1901,  S.  Sit,  4SI,  5S6.  — 
Tthtnies,  Verein»'  und  Ver»ammlung»recht  vnder 
die  Koalitionsfreiheit,  Schrift,  d.  Gesellschqft  f.  soz. 
Ref.,  Jena  190S.  —  BrüU,  Da»  Kiialüion»recht 
der  Arbeiter  in  Deutsehland  und  seine  Refovm- 
bedürftigkeit,  Berlin  1903.  —  ColHez,  Let  coa- 
lilions  industrieües  ef  eommereiales  d'aujourd'hui, 
Paris  1904.  Biermer. 

Kohle. 

1.  Allgemeines.  2.  Prodnktions-,  Verbranchs- 
nnd  Preisstatistik. 

1.  Allgemeines.  Die  K.,  unter  welcher 
Bezeichnung  im  folgenden  neben  der  Stein-K. 
auch  di&  weniger  wichtige  Braun-K.  behandelt 
werden  soll,  findet  nicht  nur  in  Haushal- 
tungen, sondern  namentlich  auch  in  der  In- 
dustrie, im  Verkehrsieben  usw.  der  meisten 
Kulturländer  eine  außerordentlich  umfang- 
reiche Verwendung  und  bildet  infolgedessen 
einen  der  wiclitigsten  Rohstoffe  der  Welt- 
industne.    Die  Verwendung  des  Holzes  als 


Brennmaterial  beschrftnkt  sich  gegenwftrtiir 
in  der  Hauptsache  auf  diejenigen  L&nder  und 
Gegenden,  deren  natürlicher  Waldreidttum 
diesen  ehedem  allgemein  benutzten  Brean- 
stoiT  noch  jetzt  mflhelos  und  woUfeU  ge- 
winnen lä&L 

Ol^leich  schon  im  Altertum  mehrere 
unsra^er  widiligsten  SteinkohleDlager,  wenn 
auch  keineswegs  in  ihrer  heutigen  Ausd^- 
nung  bekannt  waren,  so  fand  doch  erst  im 
Mittelalter,  und  zwar  in  Deutschland  imd 
England  etwa  seit  dem  12.  Jahrh.  ein  regel- 
maißiger  K.bcrgbau  statt  Indessen  blieb  die 
Verwendung  der  Stein-E.  bis  gegen  Ende  des 
18.  Jahrh.  eine  sehr  beschränkte;  man  war 
ihr  schon  darum  abgeneigt  weil  der  Rauch 
fOr  sehr  gesundheitsschäolich  galt,  weshalb 
die  Obrigkeit  den  Gebrauch  der  K.  vielfach 
verbot.  Erst  seit  dem  19.  Jahrh.  trat  die 
große  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Stein-K. 
immer  mehr  hervor,  als  man  lernte,  sie  in 
der  Eisenindustrie  zu  verwenden,  und  zwar 
sowohl  zur  Massendarstellimg  des  Roheisens 
in  den  Hochöfen,  hauptsächlich  in  der  aus- 
geglühten Form  der  Koks  an  Stelle  der  bis- 
her allgemein  verwandten  Holz-K.,  als  auch 
bei  der  Erzeugung  von  Schmiedeeisen  und 
Stahl.  So  ist  denn  auch  die  Förderung  und 
der  Verbraucli  der  Stein-K.  Hand  in  Hand 
mit  der  gewaltigen  Ausdehnung  der  Eisen- 
industrie (s.  Art  „Eisen,  Eisenindustrie", 
Bd.  I,  S.  719  fg.)  im  lAufe  des  vorigen  Jahr- 
hunderts ganz  außerordentlich  gestiegen.  In 
der  gleichen  Richtung  wirkte  die  mit  der 
Erfindung  der  Dampfnutschine  anhebende 
Entwickdung  des  maschinellen  Großbetriebes 
überhaupt,  der  Dampfschiffahrt,  des  Eisen- 
bahnwesens usw.  Aile  diese  modernen  Er- 
rungenschaften der  Weltindustrie  und  des 
Weltverkehrs  wären  ohne  die  gleichzeitige 
entsprechende  Zunsihme  der  K.^)roduktioQ 
nicht  mödich  gewesen.  Hierzu  tritt  die  seit 
dem  Ende  des  19.  Jahrh.  eingeführte  und 
seitdem  immer  mehr  erweiterte  Verwendung 
der  Stein-K.  zur  Herstellung  des  Leucht- 
gases und  der  sehr  bedeutende  Verbnmch 
der  K.  als  SfAterial  für  die  Hausheizung.  ISack 
neueren  statistischen  ZusammensteiluDgen 
(R.  Price  WiUiams,  &.  T.  Bdly)  entfiäen 
von  der  gesamten  jährlichen  Steinkohlen- 
produktion  Gh^Bbritanniens  in  Prozenten  auf 
die  Roheisenerzeugung  8,  die  Roheisenver- 
ai'beitimg  5,  die  Aerwendung  im  Bergbau  6, 
die  Dampferzeug\ing  in  verschiedenen  In- 
dustrieen  22,  die  Verwendung  zu  sonsti^n 
industriellen  Zwecken  2,  die  Dampfschiff- 
Fahrt  7,  den  Verbrauch  bei  den  Eisenbahnen  4, 
die  Oaswerke  7,  die  Verwendung  als  Haus- 
brand-K. 18  und  die  Ausfuhr  nach  anderen 
Ländern  21. 

Da  die  Versandfähigkeit  der  K.  wegen 
ihres  hohen  Gewichts  aus  wirtscliafilichen 
Gründen  räumlich  verhältnismäßig  eng  be- 
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grenzt  ist,  so  vdrd  der  Standort  mancher 
Indastriezweige,  namentlich  denenigen  mit 
starkem  K.verbraach,  iirie  die  Hatten-  nnd 
Hsenindustrie,  durch  das  Vorkommen  von 
abbaufähigen  fLlagem  wesentlich  mitbeding^t 
Das  beträchtliche  Deber^wicht  der  Industrie 
GroBbritanDiens  und  weiterhin  Deutschlands, 
Frankreidis,  Belgiens  und  Oesterreichs  ^geu- 
über  derjenigen  der  anderen  europäischen 
Staaten  findet  zum  Teil  hierin  seine  Begrün- 
dung. In  der  Tat  ist  Großbritannien  gegen- 
wArtig  das  bedeutendste  Steinkohlenproduk- 
tinnsland  Europas ;  da  die  Lagerstätten 
grOBteutells  in  der  Nähe  des  Meeres  liegen 
und  die  Kohlen  bei  den  billigen  Schiffsfrachten 
leichten  Absatz  ins  Ausland  finden,  so  ist 
namentlich  England  in  der  Lage,  die  kohlen- 
anoen  LAnder  und  Gegenden  mit  diesem  un- 
entttehrlichen  Rohstoff  zu  versorgen.  Innere 
halb  des  Deutschen  Reiches  kommen  ins- 
besondere Westdeutschland  (das  Gebiet  der 
Ruhr,  der  Saar,  der  Aachener  Bezirk)  sowie 
ferner  die  Provinz  Schlesien  und  das  König- 
reich Sachsen  (das  Zwickauer  und  das  Plauener 
Becken)  als  Steinkohlenlagerstätten  in  Be- 
tracht. Die  wichti^ten  Lagerstfitten  Oester- 
reichs finden  sich  in  BGhmen,  Mähren  und 
Schlesien,  diejenigen  Frankreichs  in  den 
Dordtlistlichea  (h^nzdepartements,  dem  belgi- 
schen Becken  benachbart,  sowie  in  den  mittel- 
fnuur«i&chen  Gebirgsgegenden.  Ton  den 
außereuropäischen  Ländern  sind  die  Ver* 
einigten  Staaten  das  bedeutendsteProdaktionB- 
lantf,  die  K.-£rzengung  dieses  Landes  hat 
namentlich  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehnts 
erheblich  zugenommen  und  die  englische 
wdt  flberflOeelt  Auch  in  Rußland,  einzelnen 
asiatischen  Gebieten  und  Australien  finden 
sich  reiche  Steinkohlenlager,  die  indessen 
bisher  noch  nicht  in  stärkerem  Umfange  aus- 
gebeutet werden;  neuerdings  gewinnt  die 
Produktion  in  Japan  und  Britisch  Indien 
einige  Bedeutung.  Airika  scheint  arm  an 
Stein-K.  zu  sein.  W^n  des  ziffermäßigen 
Kachweises  der  Produktion  s.  unten  sub  2, 
Statistik.  Einen  beachtenswerten  Zweig  der 
Steinkohlenindustrie  bildet  die  unabh&igig 
von  der  Oaserzeugung  dastehende  Produktion 
der  Koks,  welche  hauptsächlich  industrielleu 
Zwecken  dient  (s.  oben),  sowie  weiterhin  die 
Herstellung  von  Steinkohlenbriketts  zu  Heiz- 
zwecken. 

Neben  der  Stein-E.  ist  auch  die  Braun-K. 
auf  der  Erde  weit  verbreitet ;  die  Fördening 
ist  jedoch  im  Vergleich  zur  Stein-K.  nur 
eine  unbedeutende  und  beschränkt  sich  in 
der  Hauptsache  auf  Deutschland,  Oesterreich- 
Togam  (wo  sie  bedeutend  grOßer  ist  als  die 
der  Stein-K-),  Frankreich  und  die  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika.  Das  Zentrum  der 
deutschen  Braunkohlenindustrie  befindet  sich 
in  Mitteldeutschland,  daneben  wird  sie  in 
stärkerem  Umfange  im  linksrheinischen  Teile 


des  Re^erungshezirks  COln  betrieben.  So- 
weit als  möglich  ist  die  Produktion  in  der 
nachfolgenden  Statistik  berücksichtigt  wor- 
den. Zur  besseren  Verwertung  der  Braun-K. 
für  Heizzwecke  wird  dieselbe  neuerdings  in 
steigendem  Maße  zu  sog.  Naßpreßsteinen  und 
Briketts  verarbeitet  Weiterhin  findet  sie 
zur  MineralOlgewinnung  und  anderen  tech- 
nischen Zwecken  Verwendung. 

Mit  der  zunehmenden  Erkenntnis  von  der 

froßen  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Stein- 
(die  Braun-K.  kann  als  vollwertiger  Er- 
satz nicht  angesehen  werden)  ist  auch  die 
Fr^e  der  Erschöpfung  der  Lagerstätten  in 
der  Zukunft  vielfach  erörtert  worden.  Na- 
mentlich sind  in  England  schon  seit  dem 
Anfang  des  vorigen  Jahrh.  bezüglich  der 
dortigen  Lager  Schätzungen  und  Berech- 
nungen von  vowhiedensten  Seiten  aufgestellt 
worden.  In  den  60  er  Jahren  wurde  die 
Frage  der  Größe  der  in  Großbritannien  vot- 
handenen  K.lager  und  des  Zeitpunktes  ihrer 
Erschöpfung  zum  Gegenstand  einer  amt- 
lichen Untersuchung  gemacht;  ein  gleiches 
geschah  in  den  70  er  Jahren  in  Frankreich 
und  späterhin  in  Deutschland,  wo  man  dem 
Gegenstand  in  fachmännischen  Kreisen  eben- 
falls besondere  Beachtung  schenkt  Wenn 
auch  soldie  Ermittelungen  bei  dem  Reich- 
tum det  Toriiandenra  KJager  eine  un- 
mittelbar praktische  Bedeutung  nicht  haben, 
so  knüpft  sich  an  dieselben  dennodt  ein 
bete(ditu;tes  allgemeines  Interesse  insofemf 
als  nacn  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Tedbnik  die  Stein -S.  a&  unentbehrlich 
gelten  muß,  zumal  da  der  Gedanke  einer 
Verwendung  der  Elektrizität  unter  Zuhilfe- 
nahme der  natürlichen  Kräfte  der  Wasser- 
läufe, des  Windes  usw.  als  eines  vollwer- 
tigen Ersatzes  für  die  Stein-K.  und  die 
Dampfmaschine  zurzeit  wenigstens  noch 
nicht  im  Bereiche  der  praktischen  Ausführ- 
barkeit liegt  Nach  neueren  Schätzungen 
beträgt  der  K.vorrat  in  Deutschland  150 
Milliarden  t,  in  England  erheblich  weniger, 
in  Frankreich,  Oesterreich  und  Belgien  nicht 
über  je  20  Milliarden  t,  in  den  Vereinigten 
Staaten  (mit  Ausnahme  der  Lagerstätten  im 
Felsengebirge  und  im  Westen)  etwa  700 
Milliarden  t  (zu  1000  kg),  lieber  die  reichen 
Schätze  Rußlands  lassen  sich  bestimmte  An- 
gaben nicht  machen.  Während  nach  Maß- 
gabe der  gegenwärtigen  Fördern  ngsverhält- 
nisse  die  Kvorräte  der  Vereinigten  Staaten, 
fWnkreichs  und  Belgiens,  vielleicht  auch 
Rußlands  in  etwa  4r—iiO0  Jahren,  diejenige 
Englands  sogar  in  etwa  300  Jahren  erschöpft 
sein  sollen,  wird  fUr  cÜe  deutschen  Lager- 
stätten ein  Zeitraum  von  1000  Jahren  an- 
genommen. Neueste  Untersudiungen ,  na- 
mentüdi  diejenigen  des  Breslauer  Geolwen 
Frech,  haben  ergeben,  daß  besonders  der 
preußische    K.bergbau    noch    sehr  aus- 
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dehnungsfiUiig  ist  Dwse  Aussicht  ist  na- 
mentlich  dnrdi  die  in  jüngster  Zeit  erfolgten 
Bohrungen  bei  Erkelenz  (Rheinprovinz)  so- 
wie n&dlidi  von  Wesel  erC^et  worden. 
Auf  Grund  dieser  Bohrun^n  unterliegt  es 
nach  fiichmännischem  Urteil  könem  Zweifel, 
daß  geologisch  ein  direkter  Zusammenhang 
zwischen  den  rechts*  und  linksrheinischen 
K.feldem  im  Norden  Deutschlands  be- 
steht Noch  günstiger  lie^n  die  Verhält- 
nisse in  Oberschiesien.  Dieses  umschlieüt 
eine  Menge  von  übereinander  angehäuften 
mächtigen  Flözen,  wie  sie  nach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  der  Geologie  und  des 
Bergbaues  sonst  nirgends  auf  der  Erde  vor- 
kommen. Die  Zahl  wie  die  Mächtigkeit  der 
Flöze  übertrifft  die  der  westfälischen  und 
englischen.  Die  Berechnungen  von  1890 
über  die  Stein-K.vorräte  Oberschlesiens  ge- 
langten zu  der  Ziffer  von  rund  45  Milliarden  t, 
die  neuesten  Schätzungen  fiaben  den  doppel- 
ten K.  Vorrat  ermittelt  Die  Erschöpfung  dieser 
Vorräte  dürfte  keinesfalls  früher  als  im  An- 
fang des  vierten  Jahrtausends  unserer  Zeit- 
rechnung erfolgen.  Lager  von,  absolut  ge- 
messen, größerer  Mächtigkeit  als  Deutsch- 
land haben  nur  außereuropäische  Gebiete, 
nämlich  Nordamerika  und  China  Schon 
vor  längerer  Zeit  wurde  die  in  China  vor- 
handene Menge  Anthrazits  auf  die  Minimal- 
zahl von  630  Milliarden  t  geschätzt,  dazu 
kommt  noch  dieselbe  Menge  von  bituminöser 
K.  Bei  diesen  Verhältnissen  bleibt  immer- 
hin zu  berücksichtigen,  daß  bei  dem 
Tiefergehen  der  Bohrungen  die  Kosten  der 
Fördenmg  im  allgemeinen  steigen,  so  daß 
die  wirtschaftlidhe  Ausbeutimgsfähigkeit 
wohl  eher  au&Ören  wird  als  die  technische. 
Ob  und  inwieweit  die  bisher  noch  unaus- 
genutzten  großen  KJagerstAtten  Asiens  usw. 
den  modernen  Industriestaaten  zugute 
kommen  können,  ist  eine  offene  Frage.  )lan 
hat  daher  voi^^hlagen,  die  Nachhaltigkeit 
des  Steinkohlenbergbaues  durch  eine  auf  dem 
Wege  der  Besteuerung  zu  erzwingende  Spar- 
samkeit beim  Abbau  in  etwas  zu  wahren. 

2.  ProdnktfoDS-,  YerbranchB-  und  Preis- 
statistik. Ueber  die  gesamte  We  Itprodnktion 
an  K.  (Stein-K.  and  Braan-K.)  ei^eben  sich 
»ach  den  besten  vorbandenen  Quellen  folgende 

Zitfern: 


Großbritannien  nnd 
Irland  .... 
Dentschea  Reich  . 
Oesterreich  -Ungam 
Frankreich  .  .  . 
Belgien  .... 
Bnmand  .... 
Spanien  .... 
Niederlande  .   .  . 

Italien  

Schweden  .... 


Xloropa: 

ItRxl 

lovo 

1W4 

193  705 

2jO  15s 

73  075 

957 

ff  f\/\  ^  c  r 
»t>9  451 

20436 

3»  854 

41015 

28  020 

34168 

17438 

20451 

22  761 

4368 

9099 

19628 

919 

1784 

3  124 

46 

137 

467 

190 

305 

362 

174 

224 

321 

I           zusammen  I  298  566  389  526 

I  IL  anßerearopäische  Länder: 
I  Verein.  Staaten  von 

Amerika    .   .   .  100843  '75  ^93 

I  Britiadi  Indien  .  ,  1315  3  595 

Kanada     ....  1 743  3 156 

[Japan   1303  4811 

I  N'en-Südwales    .   .  2  925  3  799 

sonstige  Länder    .  754  2852 


527  455 


319611 
S349 
6813 
10  119 
6  116 

    6493 

zusammen  II   108883   '93  406   357  50' 

Weltproduktion   407449   582932  SS4956 

Was  insbesondere  das  Deutsche  Beleb  anbe* 
trifft,  so  betrag  die  durchschnittliche  jährliche 
Fördemagsmenge  (Angaben  in  lOUO  t)  für: 

Jahre    Steinkohlen  Braunkohlen  ßjjjhanpt 

44  157 


1871/75 

1876/80 
1881/85 
188fi/90 
1891/95 
1896/1900 

ii;oi 

1902 
1903 
1904 
1905 


34  485 
40915 
54  461 
64271 
74  970 
96  797 
108539 
107  474 
116638 
120816 
121  298 


9672 
II  263 
14  169 

16957 
32027 
32510 
44  480 
43  126 
45819 
48  635 
52  499 


«  17S 
68  630 
81  22S 
96997 
129  307 
153019 
150600 
162  457 
169  451 
173797 


Jahre 
1860 
1870 
1880 
1885 


MiU.  t 
137,5 
319,9 
344,2 
407,4 


Jahre 
1890 
1895 
1900 
1904 


Hill,  t 
S>4,8 
582,9 
770,8 

884,9 


An  dieser  bedeutenden  Produktionazunahroe 
haben  sämtliche  Hanpterzen^nngsgebiete  in 
mehr  oder  minder  starkem  Haue  teilgenommen. 
BezQglicb  der  neneren  Zeit  lassen  sich  nach- 
stehende Ziffern  fttr  die  einzelnen  Länder  der 
Erde  zusammenstellen  (Angaben  in  1000  Ueter- 
Tonueu) : 


Im  Jahre  1885  waren  in  den  Steinkublen- 
betrieben  218725  nnd  im  Jahre  1901  490604 
Arbeiter  beschäftigt,  in  den  Braunkobleabe- 
trieben  28186  bezw.  52875,  demnach  beim 
deutschen  E.bergban  Überhaupt  im  Jahre  1^& 
246911  und  im  Jahre  1904  543479. 

In  Oesterreich-Ungarn  wurden  im  Jahre  1685 
8335000  t  Stem-K.  und  12101000  t  Braun-K., 
im  Jahre  1901 13 024 000 1 Stein-K.  nnd  27  991 000 1 
Braun-K.  gefSrdert.  I)ie  Zahl  der  tu  den 
österreichischen  Bergwerken  im  Jahre  1904  be- 
schäftigten Persouen  betrug  135561.  Die  Pro- 
duktion GroUbritanniens  und  Irlands  an  Stein-K. 
und  Braun-K.  stellte  sieb  im  Jahre  18I:(5  auf 
161 909000 1  nnd  im  Jahre  1905  auf  2399180001, 
diejenige  Frankreichs  im  Jabre  1885  auf 
19069000  t  Steiu-K.  und  442000  t  Biann-K. 
und  1905  auf  35347000  t  Stein-K.  und  701000  t 
Braun-K.  In  den  Bergwerken  Großbritanniens 
und  Irlands  worden  im  Jahre  19M  877057  nnd 
in  Frankreich  in  demselben  Jahre  189  297  Arbeiter 
beschäftigt.  Die  Stein-  nnd  Braunkolilener- 
zeugung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
stieg  von  100843000  t  im  Jahre  1885  auf 
338569000  t  im  Jahre  1905. 

Eine  für  die  Kennzeicbnnng  der  industriellen 
Kntwichelnng  der  einzelnen  Länder  wichtige 
Frage  ist  die  des  K.Terbrauches.  Die  w- 
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sägbchen  Ziffern  ergeben  sieh  ans  der  Eigen- 
prodnktion  unter  Beracfcsiebtignng  der  Ein-  und 
Atufuhncahlen.  Was  snnAchst  diese  letzteren 
anbetrifft,  so  ist  die  englische  Ausfuhr  nach 
Frankreich,  Italien,  Deutschland,  den  nordischen 
Staaten  nsw.  recht  bedeutend  (im  Jahre  1904 
4»2ft0210  engl.  Tons).  Frankreich  ist  trotz 
seiner  Eigenprodoktioa  anf  die  fremde  Zufahr 
wesentlich  mit  angewiesen.  Aus  dem  deutschen 
Zollgebiet  wurden  190&an  Stein-E.  nnd  Brann-E. 
I£tii7il6  (1676:  4Ö34838)  t  ansgefahrt,  da- 
gegen 17314954  (1875:  4291990)  t  in  dasselbe 
d^efahrt.  Der  Hauptteü  der  deutschen  Aus- 
fuhr gebt  nach  den  Niederlanden,  Oesterreich- 
rngam,  Belgien,  Frankreich  and  der  Schweiz; 
fOr  die  Einfuhr  kommt  neben  der  Osterreichischen 
BraaU'E.  weitaas  in  erster  Linie  die  englische 
Stein- K.  in  Betracht,  welche  mitder  einheimischen 
deutschen  namentlich  in  den  Eüstengebieten  bei 
den  billigen  Wasserfracbten  in  Wettbewerb 
tritt.  Der  Wert  der  deutschen  E.aQsfuhr  stellte 
fdi-h  im  Jahre  1905  auf  231  Hill.  M.,  der  Wert 
der  dentschen  Einfahr  auf  189  HilL  IL  Eng- 
land« K^ansfohr  im  Jahre  1905  nprilsentierte 
einen  Wert  von  532  Mill.  H.  Anf  den  Eopf 
der  BeTülkenutg  berechnet  sich  der  E.verbrauch 
der  einzelnen  Länder  im  Jahre  1904  folgender- 
malten in  t:  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
4.1.  Großbritannien  4,4,  Deutschland  2,8,  Frank- 
reich 1.1,  Oesterreich-Üngam  0,8,  Belgien  3,3 
nnd  Rußland  0,1.  Wie  bei  diesem  internationalen 
Vergleich  der  angleiche  Stand  der  indostriellen 
Verhältnisse  der  verschiedenen  Staaten  zum 
Aasdrack  gelangt,  so  läßt  die  zeitliche  Ver- 
gleich ung  ue  Fortschritte  erkennen,  welche  im 
Laufe  der  letzten  .lahrzehnte  in  der  Entfaltung 
der  GroDgewerbe  erzielt  worden  sind.  Im 
Dentsrben  Beiehe  betrag  der  Terbrauch  an 
^tein-K.  nnd  Brann-K.  in  kg  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung: 

Jahre  Steinkohle  Braunkohle  zusammen 
18761880 
1881.1885 
18WVI890 
1891  1895 
Ittse  1900 

1901 

1902 

1903 

1901 

Im  J.  1901  betrug  der  tatsftdilicbe  Terbranch 
beider  Sorten  166  Mill.  t. 

L'eber  die  Schwankungen  der  E-preise  im 
Laufe  der  letzten  50  Jahre  gibt  nachstehende 
Uebersicht  Ober  die  GroDhandelsiireise  für  Stein-K. 
iWallsend  Hetton)  in  London  in  den  einzelnen 
Jahren  der  bezeichneten  Jahrzehnte  nähere  Aos- 
Inuift  (Angaben  in  M.  fOr  1000  kg): 

1846'5&  1856/65 1866/75 187Q/8Ö 1886/95 1886/1901 


S50 

320 

ityo 

1062 

383 

1445 

I3«S 

461 

1686 

1374 

566 

1940 

1637 

743 

2380 

»744 

921 

2665 

16S7 

8S0 

3567 

1803 

914 

2717 

1847 

944 

2791 

t8,i 

18,6 

19,6 

21,1 

16,1 

»5,1 

ao,6 

18,6 

20,1 
18,6 

20,1 

16,1 

15,8 

iS,i 

lS,l 

18,1 

16,6 

16,8 

17,6 

18,6 

18,6 

18,1 

17,6 

18,6 

17.» 

30,6 

18,6 

15.6 

19,1 

23,6 

16.1 

20.1 

19,1 

17,1 

>9,i 

20,1 

16,6 

'5,6 

»7.» 

18,6 

18,6 

M,I 

18,1 

18,1 

19,6 

16,6 

«3.6 

30,1 

16,6 

16,6 

16,3 

«2,1 

»,» 

«4,1 

16,6 

15,1 

Die  deutschen  Steinkohlenpreise  waren  fQr 
fflnQährire  Durchschnitte  nach  den  Angaben 
der  Reichsstatistik  folgende :  a)  für  nieder* 
schlesiscfae  G^stück-  nnd  Klein-K.  b)  für  ober* 
schlesische  Oasstück-E.,  beides  (a  nnd  b)  Gruben* 
preis  in  Breslau,  c)  für  gestürzte  Stück-K.  zum 
Ejport,  d)  für  Puddel-K.,  gute  fette  Förder-K., 
beides  (c  und  d)  ab  Werk  in  Dortmund,  e)  für 
Flammförder-K.,  f)  für  Fettförder-K. ,  beides 
(e  nnd  f)  ab  Gmbe,  frei  Waggon  Saarbrücken 
(Angaben  in  M.  für  1000  kg): 


Jahre  a 

1886/1890  10,8 

1891/1895  12,7 

1896/1900  13,9 

1901/1905  15,9 


b 

6,9 
9,1 

9,5 
ii.o 


c      d  e 

8,3    6,3  8,4 

94    7,2  10,0 

10,3    8,8  10,3 

9,3  12,» 


12.6 


f 

8.3 

9,0 
9,5 
11,5 


Im  ganzen  haben  hiernach  die  Kohlenpreise, 
entsprechend  dem  Aufschwung  der  wirtschaft- 
lichen Entwicketung,  eine  steigende  Bichtang 
verfolgt.  Die  Preisschwantunjjen  in  den  ein- 
zelnen Jahren  sind  in  Dentschlaud  infolge  der 
Preispolitik  der  Syndikate  sehr  gering  gewesen. 
Eine  stärkere  PreiserbCbnog  enolgte  znr  Zeit 
der  Hoehkoujnnkturen ,  insbesondere  in  den 
Jahren  1900  und  1901.  Ueber  Syndikate  nsw. 
Tgl.  Art  „UBternehmerTerbände"  und  die  unten 
angefttbrte  Literatur.  Bezhglich  der  technischen 
Verhältnisse  der  E.gewinnung  ist  auf  den  Art. 
„Bergbau"  oben  Bd.  I  S.  392fg.  zu  verweisen. 

Literatur :  v.  <Jura»chek,  Uehernehten  der  Welt- 
wirttehaß,  Btriin  1896  (Jahrgang  1890— I90t  im 
Erscheinen  begrißsn).  —  W.  Lexta,  ArL  „Stein- 
kohlen", H.  d.  St.,  2.  Auß.,  Bd.  VI,  S.  1076.  —  i. 
Francke,  ArL  .^ergbau"  (Statistik),  B.  d. 
Sl,  t.  Avfi.,  Bd.  IL  —  ^Tevons,  The  Voal 
quettiiyn,  London  1865  u.  1866.  —  Prlee- 
WUliamSf  The  Coal  queation,  Journal  of  ihe 
Royal  Statistical  Society  of  London,  Jahrg.  1889, 
S.  Ifg.  —  R.  Nasse,  Die  Kohlenvorräte  der 
europäischen  Staaten,  insbesondere  Deutschlands, 
und  deren  Erschöpfung ,  Berlin  189S.  —  E, 
HvUf  Our  coal  reaources  at  the  dose  of  ihe 
19.  Century,  New  York  1897.  —  Frech,  Ueber 
die  Steinkoklenvorräte  der  europäischen  StaaUm 
und  Nordamerikas,  Art.  in  der  Zeitschrift 
Sozialwissensehaft,  Jahrgang  1900,  Bd.  S.  —  Der- 
selbe,  Ueber  Ergiebigkeit  und  voraussichäiche  Er- 
schöpfung der  Steinkohlenlager.  Stuttgart  1901.  — 
BoBenick,  Der  SteinkoMenbergbau  in  Preußen 
und  das  GeseU  des  abnehmenden  Ertrages,  Er- 
gänzungsheft XIX  zur  Zeilschr.  f.  d.  ges.  Staatmp., 
Tübingen  1906.  —  F.  Fischer,  Die  Brenn- 
stoffe Deutschlands  und  der  übrigen  Länder  der 
Erde,  Braunschweig  1901.  —  Triebet,  Die 
Wahrung  der  Nachhaltigkeit  des  Steinkohlen' 
bergbaues  im  Wege  der  ^euergeselsg^ung,  Jah^. 
f.  Not.,  y.  F.,  Bd.  18  (1889).  —  Die  Ent- 
vieketung  des  Niederrheinisch-Wes^fSUschen  Stein- 
boMerdrergbaues  in  der  zweiten  Sälfie  des 
19.  Jahrh.;  herausgegeben  vom  Verein  für  die 
bergbatUiehen  Interessen  im  Oberbergamtsbexirk 
Dortmund  in  OemeiTischaft  mit  der  Westfälischen 
Berggewerksehaftskasse  und  dem  Rheinisch-  West- 
fälischen Kohlensyndikai.,  Berlin  1904.  —  ^ 
Steinkohlenbergbau  des  Prei^ßischen  Staates  in 
der  Umgebung  von  Saarbrücken,  Berlin  1904 
und  1906.  —  O.  SttUteh,  Nationatekonomiiche 
Forschmgen  auf  dem  Oibiete  der  gn^ßindustrietten 
Unternehmung,  21.  Band,  SteintohUnmdutirie, 
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Leiptig  1906.  —  Th.  HoMel,  J>er  inlemalionaU 
SteinlmfiUnhandel,  intbetofu^re  seine  leirUchafU- 
ttatüHtehe  Gettaltung  im  Jakrtehnt  ISÜljlBOO, 
Esien  1905.  —  Schaper,  SUinkol^enbergbau  und 
Steinkohlminduttrie ;  Wermert,  Die  Braun- 
kohiminduttrie  und  ihre  ßneu^Ttiite,  beide  Artt. 
im  Handbuch  der  WirUeK^ft$kunde  Ihutteldanda, 
III.  Bd.t  Zeipaig  1908.  —  A.  IHiMnenberg, 
Kohie  und  Kohlemenorgung  „im  fenun  Osten", 
Jahrb.  /.  NaL,  III  F.,  Bd.  SS  (1905).  —  JB. 
JPape,  Der  deuUehe  Braunhohlenhandel  unter 
dem  Einfiv^  der  Kartelle,  ZeiUchr.  J.  d.  gee. 
StaaUv.,  Jahrg.  1906.  —  KontradÜOorieche  Ver- 
handlungen über  deutsche  Kartelle,  BerUn  190S 
und  1904,  I-  Bd. :  Steinkohle  und  Kokt.  —  W. 
OoeUke,  Da*  Rheinieeh-WeetfäUeche  Kohlen- 
Syndikat  und  seine  wirttchnftliehe  Bedeutung, 
Essen  lÜOS.  —  H.  Tiegs,  DeuUehlandt  Stein- 
koUenkand^,  mit  besonderer  Berüdssiehtigung 
der  SohUmsynHkale  und  des  Fiskus,  Ärltn 
J904.  —  Qläckauf,  Berg-  und  BÜttenmÜnniaeke 
ZeiUehr^l,  Essen.  —  ZeiUehriß  des  Ober- 
sehlesisehen  Berg-  und  HUUenmännüchen  Vereins, 
KaUowits.  —  Suuiilik  des  Deutschen  Seichs, 
insbesondere  die  Vierteljahrsh^fie  und  das 
StaHstieche  Jahrbuch  (mit  internationalen  Ueber- 
sichten).  —  Berichte  und  Nachrichten  für 
'  Handel  und  Indtatrie,  herausgegeben  ü»  Reichs- 
amt  des  Innern,  Berlin  1906  und  ^üher. 

A.  Wirmlnahaua. 


Kolonialwaren. 

Unter  „K."  versieht  man  die  Rohprodukte 
der  Kolomalländer  und  anderer  Gebiete  der 
wärmeren  Zone,  namentlich  soweit  diese 
Produkte  als  menschliche  Nahrungs-  und 
GenuBmittel  dienen.  Insbesondere  werden 
hierher  gerechnet:  Kaffee,  Rohrzucker,  Tee, 
Reis  und  Gewürze.  Im  folgenden  sollen 
düieben  auch  die  Südfrüchte  berücksichtigt 
werden.  Ueber  Kaffee,  Zucker  und  Tee 
vgl.  die  bezügL  Sonderartikel. 

Reis.  Hauptproduktion^nder  sind 
Hinter-  und  Yoraerindien,  Japan,  China, 
Siam,  die  Philippinen  und  Mada^iaskar;  in 
geringerem  Umran^  wird  der  Reis  auch  in 
den  südl.  Veränigten  Staaten,  Biamlien, 
Westa&ika  und  Italien  angebaut  Für  die 
Au^Ftthr  nach  Europa  kommen  in  erster 
linie  Vorder-  und  Hinterindien,  sowie  Siam 
und  teilwdse  auch  Japan  in  Betracht  Im 
Jahre  1903/04  betrug  dem  Werte  nach  die 
gesamte  Reisausfuhr  Britisch-Indiens 360 Mill. 
M.,  i.  J.  1904  diejenige  Siams  97,2  Mill.  M., 
diejenige  Japans  9,5  Mill.  M.,  diejenige 
Itaüeas  13,6  Mill.  SL  Die  Aufschiießung 
Indiens  durch  eine  Reihe  von  Bahnbauten 
und  die  Anlage  künsthcher  Bewässerungen 
in  den  wasserarmen  Erzeueungsländem 
haben  die  Reiskultur  erheblich  gefördert; 
die  Produktion  hat  sich  namentlich  in  den 
letzten  Jahrzehuten  vergrößert,  so  daß  sich 
trotz  der  beträchtlichen  Bevölkerungszunahme 
die  Ausfuhr  Britisch-Indiens  in  den  letzten 
drei  Jahrzehnten  etwa  verdoppeln  konnte. 


Hierbei  ist  zu  beachten,  daß  von  der 
heimischen  Produktion  der  Eaupterzeugungs- 
lÄnder  nur  ein  sehr  geringer  Teil  zur  Aus- 
fuhr gelangt,  da  der  Reis  in  den  wichtigeren 
Produktion^bieten,  insbesondere  in  Indien, 
Japan  und  China,  das  hauptsächlichste  Nah- 
rungsmittel bild^  Fflr  Japan  stellte  sich 
der  jährliche  DurchschnittsTerbraudi  im 
Jahrzehnt  1894—1903  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung «if  rund  150  kg.  AnnlUierad  so  groB 
ist  wahrscheinlidi  die  Ziffer  für  Indien. 
Verhältnismäßig  stark  ist  der  Rdsverbrauch 
auch  in  Italien,  nämlich  23  kg.  In  England 
beträgt  er  6  kg.  In  Deutschland  hat  sich 
der  Verbrauch  in  den  letzten  Jahrzehnten 
in  folgender  Weise  entwickelt 

Jahre  im  ganzen  t  pro  Kopf  kg 

1861—66  30043  0,85 

1866—70  41748  t,it 

1871—76  63817  1,55 

1876—80  72  300  1,66 

1881—85  82611  1,81 

1886—90  84375  1,76 

1891—95  186  967  2,49 

1896—1900  130443  a,39 

1901—1905  137  003  2,33 

Die  Gestaltung  der  Reispreise  in  den 
letzten  Jahrzehnten  ist  aus  folgender  Ueber- 
sicht  zu  entnehmen.  Die  Preise  beziehen 
sich  auf  die  in  Bremen  erfolgenden  No- 
tierungen für  1  dz  geschälten  Raogoon-R^ 


Jahre 

M. 

Jahre 

H. 

1880 

36,6 

1901 

21,6 

1881—86 

22,3 

1902 

20,2 

188&-90 

21,0 

1903 

1891—95 

19,9 

1904 

20.S 

1896-1900 

20,0 

1906 

3»,5 

Die  Preisschwankungen  sind  infol^  der 
Stetigkeit  der  Zufuhren  aus  den  wichtigeren 
Produküon^bieten  nur  gering  gewesen. 

Der  Rös  kommt  sowohl  geschält  als 
auch  ungeschält  zur  Ausfuhr.  Reismühlen, 
welche  den  Reis  von  den  Spelzen  und  der 
inneren  feinen  Haut  befrden,  befinden  sich 
namentlich  in  Xordamerika  und  in  Europa; 
neuerdings  ist  man  audi  dazu  ttberge^gen, 
Reismühlen  am  Orte  der  Prodiution,  so 
z.  B.  in  Indien  und  Birma,  imzule^n.  In 
Deutschland  ist  die  Reismühlenindustrie 
hauptsächlich  in  Hambuig  und  in  Bremen 
ansässig.  Diese  Plätze  buden  seit  etwa  25 
Jahren  die  Schwerpunkte  des  Reisgeschäfts 
auf  dem  Kontinent;  sie  vermitteln  in  erheb- 
lichem Maße  auch  den  Bedarf  fremder  Länder. 
Die  deutsche  Reiseinfuhr  betrug  im  Jahre 
1905  284529  t,  die  Ausfuhr  101048  t 

G  ew  ü  r  z  e.  Zu  den  wichtigsten  ausländi- 
schen Gewürzen  zählen  Pfeffer,  Zimmet, 
Vanille,  Muskatnüsse,  Muakatblüteo,  Ingwer, 
Piment,  Nelken,  Pa[)nka  usw.  Die  Hauptaus- 
fuhrländer sind  Britisch-  und  Niederländisch- 
Indien,  Ceylon,  Britiscb-Amerika  imd  Ost- 
a&ika.  Die  deutsche  Einfuhr  von  Gewürzen 


Digitized  by  Google 


KoIoDialvaren — Kolonieea  und  Eolwialpolitik 


Utting  im  Jahre  1905  11066  t;  etwa  die 
Hüfte  hierroD  entffillt  auf  den  Pfeffer.  Ueber 
d<n  Verbrauch  b.  unten. 

Sfldfrachte.  Zu  diesen  den  Mittel- 
nN^Üodeni  eigentümlichen  Obstarten  zählen 
Toniehmlich  Äpfelbinen  und  Zitronen,  Fei- 
soiL,  Korintttön,  Rosinen,  Datteln  und  Mandeln. 

kommen  teils  in  frischem,  teils  in  ge- 
trocknetem oder  eingemachtem  Zustande  zur 
Aosfahr.  Die  Einfuhr  von  Südfrüchten  nach 
Deutschland  betrug  im  Jahre  1905  145064  t. 
Sie  hat  im  laufe  der  letzten  Jahrzehnte 
namentlich  infbünB  der  gesteigerten  Apfel- 
•ioefizofohr  aus  Spanien  imd  ItaUen  erheb- 
lich zugenommen. 

Der  Verbraudi  von  SüdMchten  und  aus- 
Müdischeii  JÜ^ewflrzen  im  deutschen  Zollge- 
biet ist  ans  der  nachsteheuden  Uebersicht 
ersichtlich.  Es  betrug  der  Verbraudi  von 


SttdfrtlchteD 

Anal.  Oewftrzen 

Jahre 

im 
guira 

pro 
Kopf 

im 
gtuuum 

pro 
Kopf 

t 

kg 

t 

kg 

3330 

<V>9 

3097 

0,09 

15387 

041 

35'» 

.0,09 

..■*7l-75 

23417 

0.57 

4128 

0,10 

36  379 

0,61 

5055 

0,1 3 

34  »II 

0.75 

5533 

0,12 

l>!«-90 

49976 

1,04 

6761 

70990 

7893 

0,1s 

I«*R-1900 

107  861 

1,98 

8864 

0,16 

1901-  1905 

149469 

*,5S 

94M 

0,16 

Uteratar;  Statütik  de»  Deutschen  Jteicha;  int- 
brttmdtre  da»  Slatistückf  Jahrbuch  und  die 
Vürit^akTMhefU,  Serlin  J906  und  fiilktr.  — 
yackriehten  vnd  Berieht«  über  ffandil  und 
Indutlrie,  herotu^yebenintlteithiomt  des  Jnnem, 
StrUn  1906  md  früher.   A.  Wirmtnghmf. 


KoloilMi  ud  KolonlalpoUtlk. 

L  Einleitender  Abaebnitt:  1.  Begriff 
und  Bcdentang  der  Kolonisetioii.  2.  Einteilang 
derS. —  II.  Abschnitt:  Die  Gntstehnng 
•Icr  modernen  Kolonialreiche  fänßere 
•  reschiebte).  1.  Ueberblick  der  neueren  Kolo- 
nialgesehichte  und  dee  heatigen  Beiiitzfitandes 
öer  fremden  Kolonialnationen.  2.  EDretehonff 
ToiA  beatiger  Stand  des  deatachen  Kolonial- 
t>^tie*.  —  HL  Abschnitt:  Die  innere 
E:titwieke]Qng  der  K.politik  Dentscb- 
Uods  nad  der  fremden  Nationen.  1.  Auf 
<fTiAtiveB Seite:  IMe  kolonisierenden  Faktoren 
Kelooiutioa  durch  privilegierte  Priratontei^ 
aduimgen  —  dnrdi  den  Staat).  2.  Auf  der 
ruAvm  Sdte;  VerhlUtnis  snr  eingeborenen  Be- 
lilkening  dar  K.  —  IV.  Abschnitt:  Die 
Orgftaiietion  der  Staatsgewalt  und 
•lic  Recbteordnnng  in  deo  X  1.  Staats- 
FKlitlScbe  Onmdlagen.  OtganiMtion  der  Ge- 
»ctEgebang  Staatbefae  VerwaltangBorganisation 
Zinl*  and  MUitArrerwaltang)  OrganiBstion  der 
B«kt>(iflege.  8.  Die  Abgraizung  der  Staate- 
«mlt  desllatterlandefl  gegenüber  der  Selbst- 
*«r»ait«ag  der  K.  -  Das  finaaiielle 
VerbKltaii  iwisehen  Xnttorlaad  and  K.  -r 


V.  Abschnitt:  Aufgaben  der  kolonialen 
Wirtschaftspolitik.  1.  Ueberblick  der 
wirtsebaftspolituchen  Probleme  in  dra  K.  2.  Die 
koloniale  Bodenpolitik  im  besonderen.^ 

I.  Einleitender  Abschnitt 
1.  Begriff  und  Bedentung  der  K. 

Friedrich  List  hat  einst  seine  so  knappe 
wie  gedankenreiche  Charakteristik  de;: 
Wesenzüge  einer  „oormalmäBigen  Na? 
tion"  mit  den  Worten  geschlossen:  ^ 

Jhx  wohnt  die  Kraft  bei,  auf  die  Kultur 
minder  voigerückter  Nationen  zu  wirkrai 
und  mit  dem  Ueber8<^uß  ihrer  Bevölkerung 
und  ihrer  geistigen  und  materiellen  Kapitale 
K.  zu  gründen  und  neue  Nationen  zu  zeugeo.f 

Dieser  Satz  —  ausgesprochen  fast  .ein 
halbes  Jahrhundert  vor  dem  Eintritt  Deutsch- 
lands in  die  Reihe  der  Kolonialmächte  — 
mochte  wohl  den  ZeitgeooBsen  des  großen 
Volkswirtes  fremd  und  willkürlich  eI^Bcheir 
nen.  Und  doch  zeigt  er  die  tiefe  ^ 
schichtliche  Erkenntnis,  daß  die  Kolonisation 
nicht  eine  vereinzelte,  auf  ganz  besonderen 
JJillichen  und  zeitlichen  Voraussetzungen  bor 
ruhende  ErscheinuDg,  sondern  daß  sie  einen 
derdanemdenOrunozüge  der  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Gesamtentwickelung  der 
Mensdiheit  darstellt,  daß  sie  in  der  Tat  zu 
den  „normalen"  Betätigungen  jeder  groBea 
Kultumation  gehört. 

Immer  deutlicher  l&ßt  die  moderne 
Forschung  ermessen,  welch  große,  ja  ent- 
scheidende Bolle  der  kolonialen  Entwicke- 
lung  in  allen  geschichtlichen  wie  vorge- 
schichtlichen Ewcheo  zugefallen  ist  Schon 
der  kürzeste  Ueberbliok  zeigt  ihre  Be- 
deutung. 

Die  alten  Kulturzentren,  die  sich  bereits 
in  frühester  Zeit  in  den  leicht  zugänglichen 
und  für  jede  Art  der  Bearbeitung  dank- 
baren Flußgebieten  des  heutigen  Indiens, 
Chi  nag  (und  zwar  nach  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Forschung  vermutlich  zunächst 
im  Norden  des  Landes,  im  Hoangho-Gebiete), 
Mesopotamiens  und  Aegyptens  ge- 
büdet  hatten,  haben  ihre  Einflußsph&ien 
weithin  ausgedehnt.  Von  Asien  aus  haben 
mannigfache  kolonisatorische  Einflüsse,  die 
im  einzelnen  vielfach  noch  der  Aufhellung 
bedürfen,  nach  Eurupa  hinübergespielt.  Lange 
Zeit  bildete  das  Mittelraeer  den  Sdiau- 
platz  dieser  koloDiflatorischen,  und  was  da> 
mit  zusammenfiel,  ziviliBatorischen  Tätigkeit 
Unter  den  Volkern  des  Altertums  läßt  die 
üeberlieferung  in  besonderem  Maße  die 
Phönizier  kolonisatoriBch  hervortreten, 
doch  ist  nach  den  jün^ten  Forschungeq 
anzunehmen,  daß  diese  Betätigunj^  einiger* 
maßen  übeischfttzt  worden  ist;  m  jederoi 
Falle  hat  die  Tochterstadt  Ridniziens,  Kar- 
thago, eine  bedeutsame  kolonialpoliüsche 
fioUe  gespielt 

Unter  den  klassischen  Nationen  waren 
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die  Griechen  das  KoloaialToIk  kut'  iioxijr. 
Nicht  mit  Unrecht  hat  man  gesagt,  daß  fast 
die  gesamte  ftufiere  Geschichte  der  Griechen 
eine  Aufeinanderfolge  von  Wandenmgen  Ober 
See  und  kolonisatorischen  Gründungen  dar- 
stellt,  die  einen  großen  Teil  der  Kftoten  des 
Kittelmeers  der  hellenischea  Kultur  und 
damit  mittelbar  deor  modernen  Zivilisation 
erschlossen  haben.  Die  ROmer  haben  fast 
ein  Jahrtausend  lang  allmählich  Über  immer 
weitere  Gebiete  Europas  und  dann  auch 
Asiens  und  AMkas  hin  ihre  K.  vorgeschoben, 
die  sich  zunfichst  auf  das  militärische  Ele- 
ment stützten,  aber  zum  «"hebüchen  Teile 
auch  wirtscdiaftlioh  und  kulturell  Wurzeln 
sdüugen. 

Kittelalter  setzt  ein  mit  den 
mächtigen  Vorstöfien  der  Germanen  tief 
hinein  in  das  rOmische  Reich.  Während 
aber  hier  sich  zeigte,  daß  auf  die  Dauer  das 
erobernde  Yolk,  wenn  es  nicht  zugleich  das 
kulturell  höher  stehende  ist,  seinerseits  von 
der  Kultur  des  politisch  unterjochten  Volkes 
mtsch^dend  beeinflußt  wird,  ergab  sich  ein 
w^treichender  und  dauernder  kolonisato- 
rischer EMdg  fttr  das  Vordringen  der  Ger- 
manen nac^  Osten,  das  wiederum  einige 
JaMiunderte  später  einsetzte  und  sich  s£i- 
vischen  Gebietöi  zuwandte.  Es  ist  bekannt, 
dafi  der  Tcäl  Deutschlands,  in  d&a  heute 
der  politische  Schwerpunkt  des  fieidies 
ruht,  mitsamt  seiner  Hauptstadt  diesem 
Kolonialboden  an^Ort 

Eine  Eolouisationsepoche  des  Kittelalters, 
die  Bich  über  weite  Zeiträume  und  geo- 
graphisch ausgedehnte  Gebiete  erstreckt,  wird 
remer  gekennzeichnet  durch  die  Vorstöße 
der  Araber,  wenngleich  sie  es  zu  dauernden 
K.grfindungen  auf  abendländischem  Ge- 
biete nicht  gebracht  haben.  Ein  Rückstoß 
des  Abendlandes  ^gen  das  Vordringen  des 
Orients  erfolgte  in  den  Ereuzzügen; 
zu  ihren  Ergebnissen  gehörten  die  mannig- 
fachen SeehandelsbezieKungen  und  die  ko- 
lonialen Gründuogen  im  vorderen  Orient 
seitens  der  Mittel  meerstädte,  besonders  der 
italienischen  Stadtrepubliken,  die  im  folgen- 
den Zeitalter  die  wichtigsten  Führer  für  die 
großen  Seefahrten  fast  alier  Nationen  ge- 
stellt haben. 

Die  Neuzeit  endlich  wird  eingeleitet 
durch  eine  Epodie  weittragender  kolonisa- 
torisdier  Uotemehmungen ,  die  in  ihren 
Fölgeeracheinungen  die  gesamte  Weltwirt- 
schaft und  Weltkultur  umgestaltet  haben 
und  bis  in  unsere  Tage,  ja  heute  stärker  als 
je,  fortwii^en:  Amerika  wurde  entdeckt, 
der  Seeweg  nach  Indien  aufgefunden, 
es  wiu^e  im  weiteren  Vordringen  nach 
Westen  wie  nach  Osten  der  Stille  Ozean 
von  beiden  Seiten  erreicht  Die  ostasia- 
tischen  Küsten  wurden  allmählich  er- 
schlosseu  und  in  der  Südsee  der  jüngste 
Kontinent  Australien  und  eine  veatver- 


zwei^  Inselwelt  entdeckt  Die  Erschliefiung 
Afrikas,  des  vor  kurzem  noch  „dunklen 
Erdteils**,  wurde  und  wird  in'  unserer  Z&i 
in  immer  rascherem  Tempo  durchgeftlhil, 

In  der  neu  entdeckten  Welt  hahea  zu- 
nächst Portugiesen  tmd  Spanier,  dann 
Engländer,  Holländer,  Franzosen 
ein  ungeheures  Gebiet  kolonisatorisdier  Be- 
tätigung gefunden.  Aber  auch  ans  den 
anderen  eiuoplüschea  LAndern  sind  groBe 
Mengen  von  Kolonisten  (vor  allem  von  Deut- 
schen) in  viele  jener  jungen  Gebiete  ge- 
strömt und  haben  an  ihrer  ErschlieBung 
zum  wesentlichen  Teile  mitgewirkt  Nach 
der  politischen  nationalen  Einigung  ist  dann 
auch  Deutschland  daran  gegangen,  allzu- 
lang Versäumtes  nachzuholen,  und  nat  eigene 
flb^«eeische  Besitzungen  erworben,  die  an 
Ausdehnung  jetzt  an  dritter  Stelle  unter  den 
modernen  Kofonialr^chen  stehen.  Kit  min- 
derem Erfolge  ist  das  zu  gleicher  Zeit  poli- 
tisch geeinte  Italien  zu  eigenen  Kolonial* 
gründungen  flbei^^angen.  Rußland  hat 
sich  in  langdauemdem ,  zähem  Vordringen 
über  einen  großen  Teil  des  nördlidien  und 
zentralen  A^uens  ausgebrütet  und  war  bis 
zu  wichtigen  Häfen  am  Stillen  Ozean  gelangt, 
als  die  jüngsten  Ereignisse  öieeet  Ansdeh- 
nuDg  ein  Ziel  setzten. 

Dabtn  ist  Überaus  bemerkenswert  die 
VCTSchiebong,  die  in  der  Stellung  der  kolo- 
nialen Vwgänge  zu  der  poUtisdifin  Gesamt- 
entwickelung  mehr  und  mehr  hervortritt: 
In  den  früheren  Jahrhunderten  sind  die 
politischen  und  nationalen  Geschicke  der  K. 
nicht  so  sehr  in  jenen  Oberseeischen  Ge- 
bteten selbst  als  vielmehr  auf  europäischem 
Boden,  insbesondere  in  den  Kriegen  und 
Friedensschlüssen  Spaniens,  Englands,  Frank- 
reichs und  Hollands,  entschieden  worden; 
so  bezeichnen  der  spanische  Erbfolgekri^, 
der  Siebenjährige  Kjieg,  die  Kriege  des 
RevolutioDs-  und  des  napoleonischen  Zeit- 
alters zugleich  Wendepunkte  der  kolonialen 
Besitzverteilung.  Die  EoloDialgeschichte 
stellt  in  dieser  Epoche  im  allgemeinen 
also  eine  Summe  sekundärer  EIrscheioungen 
der  europäischea  Staatengeschichte  dar.  Im 
Laufe  der  kolonialen  Kntwickelung  aber  und 
eben  durch  ihre  Erstarkung  hat  sich  dieses 
Verhältnis  mehr  und  mehr  verschoben,  ja 
teilweise  fast  in  sein  Ge^nteil  verwandelt 
Mit  ihrer  wac^isenden  wirtschaftlichen  und 
politischen  Kaoht  ist  zunächst  ein  Teil  der 
K.  zu  selbständigen  Staatswesen  geworden, 
wie  die  Republiken  Amerikas;  dteKonroO- 
Doktrin  hat  sich  für  jenen  ganzen  Kontinent 
einem  weiteren  kolonialen  Vordringen  der 
europ^schen  Mächte  entgegengestdlt  Ja. 
lAnder,  die  früher  selbst  als  Feld  koloni- 
satorischer Betätigung  galten,  und  nunm^ 
ihrerseitB  aktiv  in  die  Reihe  der  Kolooial- 
mäohte  mit  groBetn  Nachdruck  dogetreten 
(Vereinigte  Staaten).    Aber  fwch  die 
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tien  emogSaBidbea  Staaten  vertriebenen  K. 
haben  nun  Tdl  dne  dexartiee  Bedeatuog 
tOr  das  Mutterluid  gewonnen,  oaB  ihre  Inter- 
eaea  und  WOnsdie  Ton  genidesa  entschei- 
deodem  Emflufi  auf  die  BesamtpoUtik  des 
letzteren  ^wenden  und,  vie  vir  dies  ins- 
besondere in  der  englisciien  Politik,  tmlweise 
ober  auch  in  deneni^n  der  uideren  euro- 
päischen Grofirnftuite  im  ausgeheodeo  19.  und 
im  20.  Jahrh.  verfolgen  könuen.  In  dem 
letxten  Vierteljahihundert  sind  alle  Kriege 
der  europlüschen  Staaten  Eolontalkriege  ge- 
wesen :  der  spanisch-amerikauische  Krieg,  der 
Borenkri^,  die  chinesischen  Wirren,  ebenso 
wie  das  jOngste  Ringen  in  Ostasien  zwischen 
Russen  und  Japanern  gehen  auf  koloniale 
^rdtfragen  znrQck,  und  auf  der  andern 
Seite  haben  in  dieser  Zeit  auch  die  großen 
friedlichen  YereinbaruDgen  zwischen  den 
Nationen  zum  erheblichen  Teile  koloniale 
Fragen  bebaodelt,  von  der  Berliner  Kongo- 
konierenz  im  Jahre  1884  bis  zur  Marokko- 
konferenz 1906.  Der  Schwerpunkt  der  Welt- 
geschichte li^  längst  nicht  mehr  in  Europa 
allein ,  wo  er  mehr  als  zwei  Jahrtausende 
ceruht  hat.  Man  hat  neuerdings  oft  betont, 
UaS  der  Stille  Ozean,  der  den  europaischen 
Geschehnissen  früher  so  fem  zu  li^n 
tichien,  mehr  und  mehr  in  den  Mittelpunkt 
der  Wdtpolitik  rflckt,  und  hat  ihn  als  „das 
Mittelmeer  der  Zukunft*  bezeichnet. 

Amerika  ist  damit  einer  der  wichtig- 
btssa  Faktoren  der  großen  Politik  geworden. 
Selbst  der  jfingste  Kontinent,  Austra- 
lien, bildet,  in  wirtschaftspoUti8(te  wie 
in  politischer  ffinsic^t,  einen  nidit  zu  unteiv 
sdi&tzaiden  Faktor.  Vor  allem  abeo:  ^nd 
in  Asten  große  Gebiete  eigenstor,  uralter 
Knltnrentwlckelung  mit  der  ettroi^schen 
SSvilisation  zusammeagestoflen;  teils  hat 
eine  Amalgamierung  statlgefnoden,  und  es 
äind  dadurch  machtvdle  politische  Potenzen 
entstanden,  die  alsbald  inrawits  zu  «ner 
kolonialen  Ausbreitung  übei^gangen  sied 
(Japan);  teils  stehen  wir  emem  vorläufig 
noch  wenig  erschlossenen,  durch  enorme 
ifinmliche  QrOße,  Menschenzahl  und  eine 
tlnrdi  die  Jahrtausende  gefestigte  Struktur 
imposanten  Staatsgebilde  wie  dem  der  mehr 
als  400  Mill.  Chinesen  gegenüber. 

Das  ostasiatische  und  das  indische  Pro- 
blem, die  vorderasiatische  und  die  ägyptische 
Fra^,  Schwerpunkte  der  modernen  Welt- 
poUtik,  haben  die  europäischen  Staaten  zu 
den  Indern  hingeführt,  die  vermutlich  die 
ältesten  Kultuistätten  der  Menschheit  be- 
deuten. Und  so  kann  man  wohl  sagen,  daß 
die  Kolonialgeschichte  nunmehr  däiin  zu- 
rückgekehrt ist,  wo  sie  einst  vor  Jahr- 
tausenden ihren  Ursprung  genommen  hat  — 

W&farend  ober  alle  die  vorgedachten  Ereig- 
u«w  uttseren  Kaltnrkreia  berttbren  und  ifarer- 
fltitt  von  ihm  beeinfloflt  sind,  haben  sich  in 
dendben  Zelt  groOe  koloniale  Vorgänge  in  vCUig 


fremden  Entwi^^elnngardben  ToUzogen.  Sr> 
innert  sei  hier  nur  an  die  langdanemden  und 
weitreichenden  Untemehmmigen  der  Araber 
anf  afrikaniBchem  Boden,  in  Itadien  und  bis 
nach  Cbina,  denen  erst  Jahrhunderte  später  die 
K.politik  der  earopäischen  VSlker  in  dieielben 
Länder  gefolgt  ist.  Aber  noch  um  vieles  ferner 
U^^de  Entwickelnngen  Bind  zn  vendchnen, 
die  einen  Charakter  primitiver  Kolonisaüon 
seigen,  and  in  die  erst  die  aenere  wisaenschaft- 
licM  Forschung  allmäUich  Licht  hineinträct. 
Ans  der  Zahl  dieser  Torgänga  sei  hier  nnr  die 
allmähliche  Besiedelnng'  der  Inselwelt  der  Sfid- 
see.  durch  die  Halayen  erwähnt.  — 

Aus  der  Mannigfaltigkeit  der  vorstehend 
skizzierten  Erscheinungen  einen  einheitlichen 
B^rifF  der  „K."  herzuleiten,  begegnet  er- 
heblichen Schwierigkeiten;  in  der  Literatur 
aller  Nationen  bestehen  Meinungsverschie- 
denh^ten  hinsichtlich  der  genaueren  De- 
finition dieses  B^rifTes.  Sprachlich  geht 
colonia  zurück  auf  colere  (den  Boden  urbar 
machen),  auf  dieselbe  Wurzel  also,  aus  der 
Name  und  Begriff  der  „Kultur"  sich  her- 
leiten. Während  dieses  Wort  aber  im 
Spradigebrauch  der  Jahrhunderte  einen 
immer  umfiassenderen  Sinn  annahm,  wird  JE." 
in  besonderer BedeutnngvN'wandt:  Estrarde 
zur  Bezeichnung  der  Ansiedelungen 
außerhalb  des  bisherigen  Gebietes 
(„Mutterlandes")  eines  Volkes. 

IHes  ist  die  weitere  Bedeutung  des 
Wortes,  die  nur  die  natürliche  und  kul- 
turelle Beziehung  der  „Kolonisten"  zu 
ihrem  Mutteriande  im  Auge  hat  Für  den 
Begriff  im  engeren  Sinne  aber,  wie  er  für  die 
praktische  K.politik  und  die  anf  ihren  Er- 
fahrungen sich  aufbauende  modameKakmial- 
wisseoschaft  in  Betnudit  kommt,  at  noch 
ein  weiteres  Kriterium  erfordOTlieh:  Als 
im  eigentlichen  Sinne  sind 
Niederlassungen  eines  Volkes  oder 
Volksteiles  außerhalb  seines  ur- 
sprünglichen Gebietes  nur  dann 
und  nur  so  lange  anzusehen,  als 
zwischen  ihnen  und  dem  Mutter- 
lande ein  politischer  und  recht- 
licher Zusammenhang  besteht^) 

Schon  die  alten  Griechen  kannten  nach 
einem  verwandten  Merkmal  den  Untersdiied 
zwischen  der  Ajuuxia  und  der  idr;^ovzi^j  je 
nachdem  Volksteile  sich  von  der  Heimat- 


')  Den  Gegenstand  der  obigen  Deinition  nnd 
der  vorliegenden  Abhandlnng  bUdet  lediglich  die 
äoßere  KolonisatioQ.  Die  nnter  wesentlich 
verscl^iedenen  volhswirtschaftlichen  wie  politi- 
schen Gesichtspunkten  zn  betrachtende  mnere 
KoloniBation  wird  von  anderer  Seite  in  diesem 
Werke  bebandelt  (Vgl.  d.  folg.  Art)  Der 
Versach  Schäffles  (s.  Literatnrverz.)^  beide 
Gegenstände  einheitUch  za  behandeln,  ist  ver- 
einzelt geblieben.  —  Das  Wort  „K.politik* 
wird  im  modernen  Spracbgebranch  äbrigens  ans- 
schlieOUch  anf  die  hier  behandelte  äußere  Kolo- 
nisation angewendet. 
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Stadt  loslSstea  und  &n  neues  selbständw^ 
Oemeinwesen  grOndeten  oder  aber  die 
Mutterstadt  ihrerseits  eine  Tochtersiedelung 
(K.)  anlöte,  die  mit  ihr  in  politischem  Zu- 
BammenhaDg  blieb.  Der  viel  strengere  und 
einheitlichere  Staatsgedanke  der  Römer  hat 
stets  nur  K.  gekannt,  die  in  enger  Ab- 
hängigkeit vom  Mutterlande  blieben.  Die 
Unterscheidung  ist  nun  für  die  moderne  Zeit 
von  viel  größerer  Bedeutung  dadurch  ge- 
worden, daß  dwch  die  Fortachritte  der 
Technik  und  die  gesamte  VerkehrsentwiQ^e- 
lung  die  Auswanderung  nicht  nur  einen  viel 
größeren  Umfang  angenommen  hat,  sondern 
auch  weit  mehr  in  das  persönliche  Belieben 
des  Einzelnen  gestellt  ist  Während  in  den 
älteren  Zeiten  schon  wegen  der  Unsicherheit 
von  Leben  und  Eigentum  an  fremden  Küsten 
und  wegen  der  schwierigen  und  gefährlichen 
überseeischen  Transporte  immer  nur  größere 
Ghuppen  geschlossen  auswandern  konnten, 
hat  die  moderne  Verkehrsentwickeluog  durch 
ihre  gesteigerte  Rechtssicherheit  und  ebenso 
durch  ihre  technischen  und  wirtsdiaftlichen 
Erleichterungen  es  möglich  gemacht,  daß 
dem  Einzelnen  die  öebersiedelung  in  immer 
weitere  Gebiete  des  Erdballes  offen  steht 
AuswandOTer  aus  den  verschiedensten  euro- 
päischen Nationen  strömen  heute  in  ^em  neu 
erschlossenen  Lande  zusammen'),  während 
dieses  letztere  doch  nur  fflr  eine  dieser 
Nationen  oder  aber  ffir  teine  derselben  als 
j,K." '  im  politisch-reditlichen  Sinne  gelten 
kann.  Das  Beispiel  größten  Stiles  Inldet  die 
Besieddung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  IHe  Deutschen  und  ebenso  (in  der 
Zeit  nach  der  LoslOsung  jenes  Landes  von 
England)  die  Auswanderer  aus  Oroßbritannien, 
insbesondere  Irland,  die  in  Massen  in  jenes 
Land  gekommen  sind  und  zu  seiner  wirt- 
scbaftlichea  und  kulturellen  Entwickelung 
wesentlich  beigetragen  haben ,  sind  kein 
Faktorder  K.politik  im  engeren  Sinne.  Eben- 
sowenig tnih  diffl  auf  die  zeitweise  be- 
trächtliche Auswanderung  der  Deutschen 
nach  Australien,  dem  britischen  Südafrika, 
nach  Brasilien  und  vielen  anderen  Ländern, 
oder  auf  die  der  Italiener  nach  südameri- 
kanischen Staaten  zu,  obgleich  der  losere 
Sprachgebrauch  in  diesen  Fällen  häufig  von 
deutschen  und  italienischen  „K."  im  Aus- 
lande redet 

Die  Geschichte  lehrt  nun  aber  u.  E.,  daß 
beide  Arten  von  Überseeischen  Siedelungeu, 
nämlich  diejenigen  in  fremden  Gebieten  in 
nur  kulturellem  Zusammenhang  mit  dem 
Uutterlande,  und  diejenigen  in  jiolitisch 
vom  Mutterlande  ab!i&ngigen  Gebieten  nicht 
selten  ineinander  über^hen. 

Auf  der  einen  Seite  liegt  es  auf  der 
Hand,  daß  ausgedehnte  Niederlassung«!  von 


S  ^T^''       ^  nAnswaadenmg"  oben  Bd.  I 


Angehfirij^  einer  Nation  in  einem  fremden 
Gebiete  einen  kultur^en  und  insbesondere 
auch  wirtsdiaftlichen  Zusammenhang  miV 
dem  Mutterlande  bedeuten,  der  eine  poli- 
tische Angliederun^  sehr  erieichlert  Um 
nur  wenige  Beispiele  aus  der  jünraten 
Eolonialgeschichte  anzuführen,  so  ist  es  klar, 
daß  die  ausgedehnten  wirtschaftlichen  Inter- 
essen, welche  die  Vereinigten  Staaten*  in 
Euba  bereits  zur  Zeit  der  spanischen  Herr- 
schaft oder  die  Engländer  in  den  hollän- 
dischen Burenrepubliken  besaßen,  der  schließ- 
liehen  politischen  Annexion  dieser  Gebiete 
seiir  starken  Vorschub  Reistet  haben. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  man  häufig 
behauptet,  daß  die  poUtisch  vom  Mutterladde 
abhängigen  E.,  sobald  sie  einen  gewissen 
Grad  wirtschaftlicher  und  kultureller  Ent- 
wickelung erlangt  haben,  sämtlidi  Neigung 
haben,  sich  politisch  selbständig  zu  Dianen 
und  damit  den  Charakter  einer  „K."  abzu- 
streifen. Die  jüngste  weltpolitische  Ent- 
wickelung ist  aber  u.  E.  durchaus  dazu  an- 
getan, den  Satz  mindestens  erheblich  ein- 
zuschränken. Diese  Entwickelung  drängt 
offenbar  zur  Bildung  und  Konsolidierung 
großer  Reiche.  Nicht  nur  für  die  Muttfer- 
staaten,  sondern  auch  für  die  K.  selbst  wird 
die  Zugehörigkeit  zu  einem  solchen  Staats- 
wesen im  Interesse  des  äußeren  militftrisdieu 
Schutzes  wie  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lung ein  Gebot  der  Selbstorfaaltung.  So 
sehen  wir  neuerdings  wieder  vielfach  Be- 
strebungen auf  einen  engten  Zusammen- 
schlnB  von  Mutterland  und  K,  im  Sinne  der 
Gestaltung  wirklicher,  nicht  auf  einen  mn- 
zelnen  Erdteil  beschränkter  Weltreiche  sic^ 
richten,  eine  Tendenz,  die  man  mit  dem 
Namen  „Imperiidismus"  bezeichnet  Das 
ofTenkundigste  Beispiel  bilden  die  englischen 
Bestrebungen,  die  K.  zu  einem  engeren  Zu- 
sammenschlüsse untereinander  und  mit  dem 
Mutterlande  zu  bringen  und  das  Great  Bri- 
tain  auch  wirtschaftspolitisch  in  einem 
„Greater  Britsün'^  auszugestalten.  Dabei  ist 
besonders  bemerkenswert,  daß  diese  Ten- 
denzen, welche  in  England  selbst  vielbchem 
Widerspruch  begegnen  und  dort  in  den 
jüngsten  Parlamentswahlen  (1905)  unterlegen 
sind,  gerade  in  den  politisch  selbständigsten 
K.  (Kanada,  Australien,  z.  T.  auch  Süda&ika) 
ihre  eifrigsten  Vertreter  haben. 

2.  Einteilung  der  K.  s)  Nach  recht- 
lichen Gesiohtspunkten.  1.  E.undkoIo- 
niales  Protektorat  Im  vorigen  Ab- 
schnitt ist  als  wesentliches  Begriffsnderkmal 
einer  K.  ihr  rechtlicher  und  politischer  Zu- 
sammenhang mit  dem  Matterlande  festgestellt 
worden.  Dieser  kann  nun  aber  von  zweierlei, 
^ndsätzlich  verschiedener  Art  sein :  er  känn 
in  einer  staatsrechtlichen,  oder  aber  in 
einer  nur  völkerrechtlichen  Unterord- 
nimg unter  den  Mutterstaat  besf^en.  Im 
ersteren  lUle  handelt  es  sich  nm  eine  K. 
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im  enteren  Sinne,  im  letzteren  um  ein 
koloniales  Protektorat 

Id  jenem  Falle  besitzt  das  Kolonialgebiet 
keine  eigene  staatliche  PersCn- 
Jichkeit,  sondern  bildet  lediglich  einen 
Gebietsteil,  welcher  der  Souveränität  des 
Mutterstaates  unterworfen  ist  v.  Stengel 
hat  mit  Recht  bemerkt,  daB  solche  K. 
nichts  anderes  als  „flberseeische  Provinzen 
oder  Nebenlander  eine8(eiirot^üschen)Staates'* 
and,  und  daß  dieses  grtmds&tzltche  Rechts- 
TerhiUtnis  auch  in  dem  Falle  bestehen  bleibt, 
wenn  mit  Rflcksicbt  auf  die  geographische 
oder  eigentümliche  wirtecnaftJiche  oder 
pulitische  Verhältnisse  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  in  den  K.  sich  nicht  in  gleicher 
Weine  geltend  macht  wie  in  den  miitter- 
UodischeD  ProTiozen  selbst  und  den  E.  ein 
gewisses  MaB  von  Unabhängigkeit  (Selbst- 
Terwaltung)  ein^eiAumt  ist  Daß  sich  aus 
scddien  Verhältnissen  wichtige  kolonialsfaots- 
rechtliche  Unterscheidungen  ei^ben  können, 
wird  an  anderer  Stelle  zu  erOrtem  sein 
(TgL  Abschn.  III.  2).  Der  hier  in  Frage 
stäende  BefpAff  der  E.  wird  jedoch  dadurdi 
nicht  berührt;  für  ihn  kommt  es  lediglich 
darauf  an,  daiß  eine  und  dieselbe  Staatsge- 
walt in  jenen  Überseeischen  Gebieten  und 
in  ihrem  Mutterlande  souverän  ist.  Zu  der 
hier  skizzierten  Kategorie  gehört  der  weit- 
ons  größte  Teil  aller  modernen  K. 

Im  Gegensatz  hierzu  handelt  es  sich  bei 
den  kolonialen  Protektoratsländern 
um  Gebiete,  die  eigene  Staatswesen  dar- 
stellen, aber  in  völkerrechtlicher  Hinsicht 
unter  dem  Schutze  und  damit  zugleich  unter 
einer  Art  Vormundschaft  eines  anderen 
Staati^  sich  befinden.  Hier  ist  also  grund- 
tftilich  eine  eigene  Staatsgewalt  des  Schutz- 
staates gegeben,  niu*  ist  dieselbe  dtut:h  das 
Scbutzverhältnis  in  wichtigen  Beziehungen 
beschiAnkt  Man  nennt  solche  Staaten  zu- 
treffend „halbsouverän".  Ein  derartiges 
IVoteklorat  ist  an  sich  nichts  dem  Koloniai- 
redit  Eigentümliches,  sondern  findet  sich 
«nch  sonst  im  Völkerrechte.  £s  ist  aber 
erfohrungsmäßig  gerade  durch  Verträge  zwi- 
edien  europäischen  Staaten  und  schwächeren 
Oberoeeischen  Staaten  häufig  eingerichtet 
worden,  da  es  sich  in  besonderem  Maße 
dazu  eignet  den  gewünschten  Einfluß  euro- 
ptiecber  Kolonialmächte  auf  derartige  lAnder 
Bicherzustellm,  ohne  deren  Existenz  sogleich 
T0Uig  zu  vemichten.  Derartige  koloniale 
Protektorate  haben  eine  besondere  Rolle  in 
ladieo  und  sdnen  Nachbarland»n  gespielt, 
wo  schon  Mher  große  dnhämische  Staaten 
noter  dner  derartigen  Schutzherrschaft  der 
En^ftnder  und  Holländer  gestanden  haben; 
England  hat  dieses  System  hier  zum  Teil 
bis  heute  beibehalten,  und  neuerdings  hat 
sidi  F^krrach  eine  ännliclie  Stellunc  gegen- 
abcr  Tonking,  Anam  und  Cambodja  ver- 
K^iafft    Die  Schutzherrschaft  Frankreichs; 


über  Tunis  hat  denselben  Charakter,  und  auch 
sonst  finden  sich  in  der  neueren  Kolonial' 
geschichte  Beispiele  dieses  Rechtsverhält- 

nisses. 

Wennicleich  die  juristische  Theorie  von 
ihrem  Standpankt  aas  mit  Recht  den  vorDtehen- 
den  Unterschied  scharf  betont,  so  lehren  die 
Erfahmngen  der  Kotonial^^eschichte  doch,  daß 
in  der  tatsächlichen  Eotwickelung  die  Protek- 
torate nicht  selten  in  K.  tibergeben.  Da  die 
enropäische  Koltmialmacht  regelmäßig  nicht  nnr 
anf  militSriBcbem,  sondern  auch  anf  wirtschaft- 
lichem nnd  knitnrellem  Gebiet  ein  starkes  Ueber- 
^ewicht  ttber  das  koloniale  Protektoratsland  be- 
sitzt B(i  tiilgt  dasSchatzverhSltnis  einenatärlicbe 
Tendenz  in  rieh,  sich  zu  einem  immer  inten- 
siveren auszugestalten  ood  schließlich  auch  den 
Best  von  SeltwtSndigkeit  des  Schatzstaates  ans- 
znlCscben.  Gerade  die  Geschichte  Indiens  lehrt 
solche  Fälle,  indem  große  Gebiete,  wo  die  Eng- 
länder nnd  Holländer  zunächst  nur  ein  Protekto- 
rat aasQbten.  schließlich  dem  Kolonialbesitz  förm- 
lich einverleibt  worden,  and  anch  bezüglich  der 
heate  noch  bestehenden  indischen  Protektorats- 
staaten ist  diese  Tendenz  nnverkennbar.  Aehn- 
lich  hat  Frankrei<h  Madagaskar,  ftber  das  es 
1885—1896  ein  Protektorat  ansgeObt  hat,  im 
letzteren  Jahre  fSrmlicb  zur  K.  gemacht 

Was  die  heutigen  deutschen  kolonialen 
Besitzungen  anlangt,  so  werden  dieselben 
sämtlich  als  „Schutzgebiete'^  bezeichnet. 
Dieser  Name  kann  im  Sinne  der  vorstehen- 
den Unterscheidung  leicht  irre  führen,  in- 
dem er,  rein  sprachlich  betrachtet,  offenbar 
eine  Uebertragung  des  Wortes  Protektorat 
darstellt  Sachlich  trifft  dies  nicht  zu, 
indem  jene  Gebiete  sämtlich  „K."  im 
eigentlichsten  Sinne  sind.  Es  wird 
unten  in  dem  Abschnitt  über  die  innere 
Entwickelung  der  deutschen  K.politik  ^vgl. 
Abschn.  III,  1  u.  2)  zu  zeigen  sein,  daß  jene 
Bezeichnung  aus  kolonialpolitischen  Ideeen 
hervorgegangen  ist,  die  zur  Zeit  des  Eintritts 
Deutschlands  in  die  Reihe  der  aktiven  Kolonial- 
mächte herrschien  und  in  der  Tat  auf  eine 
lediglich  lose  An^liederung  jener  Gebtete  an 
das  Deutsche  Reic-h,  eine  Art  Schutzverhält- 
nis hinzielten,  daß  aber  im  Laufe  der  tat- 
sächlichen Entwickelung  jenes  ursprüngliche 
Programm  mehr  und  mehr  fallen  gelassen 
worden  ist,  und  daß  heute  jene  Gebiete  aus- 
nahmslos nicht  in  einem  nur  völkeireobt- 
lichen^  sondern  durchaus  in  einem  staaita- 
rechthchen  Vertiftltnis  zum  Deutschen  Keidie 
als  K.  im  strengsten  Sinne  stehen. 

2.  Kolonial^ebiet  and  Interessen- 
sphäre. Die  bisher  behandelten  Arten  von 
Kolon  ialgebieten  haben  das  gemeinsam,  daS 
die  Stellung  der  kolonisiOTenden  Uadit  za 
dem  betreffenden  Gebiete  rechtlich  bereits  fest 
umschrieben  ist  und  einen  CHganisstoriscfaea 
Ausdruck  gefunden  hat,  mag  es  sich  aan 
um  die  Durchführung  der  staatlichen  Boheftf»- 
rechte  gegenütter  der  eigentlichen  K,  ryt^r 
um  die  Slatuierung  der  völkcrTeditlicb*rTi 
i  Obergewalt  gegenüber  einem  ProtektcmiU' 
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lande  handeln.  Zum  Unterschiede  hierv(») 
bezeichnet  man  als  Interessensphären" 
diejenuea  Gebiete,  über  welche  ein  koloni- 
sierenaer  Staat  beafasicht^  seine  koloniate 
Herrsohaft  einznriditeD,  insofern  er  die  hiet^ 
za  TöUKiTechtlich  erforderiidien  Torbe- 
reitungshaDdlnngen  e^nüber  einer 
oder  mäirraen  fr^den  Machten  bereits 
vo^enommen  hat*)  Der  Name,  der  erst 
der  neneroi  Bediteentwickelung  angehOrt, 
ist  charakteristisdi  gevfthlt.  Interesse" 
bedeutet,  wie  in  der  sonatigen  Rechtslehre, 
auch  hier  das  noch  unentwickelte 
Recht.  Eine  Interessensphäre  entsteht 
nach  modernem  Eolonialvmkerrechte  zu- 
nächst, indem  eine  Kolonialmacht  mit  einer 
anderen  eine  vertragliche  Yereinbanio^  da- 
hin trifft,  daß  es  innerhalb  eines  bestunmt 
b^reuzten  Gebietes  ^Sphäre)  lediglich  ihr 
seilet  gestattet  sein  soU,  ihre  koloniale  Hoheit 
auszudehnen,  während  die  andere  kontra- 
hierende Macht  hierauf  verzichtet.  Streng 
rechtlich  betrachtet  liegt  also  zunächst  nur 
ein  pactum  de  excludendo  alium  vor,  indem 
die  eine  Macht,  welche  Gegenkontrahent 
ist,  üch  verpflichtet,  ihrerseits  in  dem  be- 
treffenden Gebiete  keine  Hoheitsrechte  zu 
erwerben.  Da  jener  alius  aber  regelmäßig 
diejenige  benachbarte  Kolonialmacht  ist, 
welche  geogn^hisch  allein  in  der  Lage  sein 
wQrde,  mit  der  ersteren  Macht  in  dem  be- 
treffenden Gebiete  zu  rivalisi^n,  so  trägt 
ein  derartiger  Abgrenzungsvertrag  in  seinen 
tatsächlichen  Erfolgen  wesentlich  dazu  bei, 
der  durch  ihn  berechtigten  Macht  freie  Hand 
in  bezug  auf  jenes  Gebiet  zu  schaffen. 
Weiterhin  werden  derartige  Abgrenzungs- 
verträge  nach  diplomatisdier  Uebung  r^l- 
mäßig  allen  dritten  Aßtehten  nottfizi^  and 
die  herrschende  völkerrechtliche  Anächt  geht 
dahin,  daß  jene  dritten  Mächte ^  wenn  sie 
nach  ^eechehenw  NotifizieroDg  nicht  aus- 
drücklich Widerspruch  erheben,  dun^  ihr 
Schweigen  ihr  EinTexständnis  erklären.  Bei 
Okkupdionen  an  den  afrikanischen  Küsten 
ist  die  Notifizierung  durch  die  Kon^oakte 
(Artikel  34}  ausdrücklich  voigeschneben ; 
doch  ist  sie  auch  für  andere  Gebiete  üblich. 


1)  In  der  Litexatnr  findet  ^tch  aU  Einteilung 
der  K.  anter  rechtlichem  Gesfchtspnnkte  snmeiflt 
die  Dreiteitnng:  E.  im  engeren  Sinne  — 
ProtektoratBcebiete  —  Interessensphären.  Nach 
Obigem  handelt  es  sich  aber  hierbei  nicht  am 
drei  koordinierte  Begriffe,  vielmehr  steht 
die  Interessensphäre  den  beiden  anderen  recht- 
lich testeelegten  Arten  von  Kolonialgebieten 
begrifflich  gegenüber.  Es  ist  gmn&äizlich 
denkbar  nnd  in  der  KolonialgesehuJite  wieder- 
holt voigekommen,  daß  eine  Alwrenznng  von 
&itereesensphftren  nicht  nur  behnu  Okkupation 
eigentlicher  K.,  sondern  auch  behufs  AoBllbang 
von  Protektoratsrechten  vorgenommen  wird.  In 
4iesem  Falle  bedarf  es  natürlich  noch  eines  be- 
sonderen Bechtstitels  der  Oberstaaten  gegen- 
fiber  den  Schatzstaaten. 


I  Erfolgt  von  selten  keiner  dritten  Madit  ein 
Widersprach,  so  ist  rechtlich  ein  jus  erclu- 
dendi  alins,  allen  dritten  Mäditen  gegen- 
über, «itstanden. 

Da  Interesaennihftren  r^^tnftfiig  angrai- 
zend  an  bereits  bestehenden  Kolomalberita 
eines  Staates  erworbea  wwden,  so  findet  ihre 
Organisation  in  der  HegeH  derartig  statt,  daS 
die  Grenzen  der  eigentUchen  K.  allmUüidi 
in  das  Gebiet  der  Interessensphäre  hinein 
voigrachoben  werden,  bis  de  schließlich  ndi 
ganz  mit  demselben  decken.  Dies  trifft  io»- 
besondere  für  den  deutsch-afrikani- 
schen Kolonialbesitz  zu.  Hier  hat  der 
Reichskanzler  durch  eine  Kaiserliche  Verord- 
nuDK  vom  2./V.  1894  die  allgemeine  Er- 
mäcnti^Dg  erhalten,  für  diejenigen  inner- 
halb emer  deutschen  Interessensphäre  in 
Afrika  gelegenen,  zu  dem  Schutzgebiete  bis- 
her nicht  gehörigen  Gebietsteile,  hinsichtlich 
deren  der  fortschreitende  Einfluß  der  deut- 
schen Verwaltung  die  Vereinigung  mit  dem 
Schutzgebiete  angezeigt  erscheinen  läßt,  die 
hierzu  erforderlichen  Anordnungen  in  b^reff 
der  Organisation  der  Verwaltung  und  Rechts- 
pfl^  nach  Maßrabe  der  für  das  Schutz- 
gebiet geltenden  Vorschriften  zu  treffen. 

Die  Abgrenzung  von  Interessensphären 
hat  in  der  neueren  Kolonialgeschichte,  ins- 
besondere bei  Ausdehnung  der  earo|Aischea 
Kolonialmachte  in  A  f  r  i  k  a  und  der  S  fl  d  s  e  e, 
eine  wichtige  Rolle  g^jtielt  Seitens  des 
Deutschen  Reiches  sind  Staafsvertitee, 
in  denen  nicht  nur  die  Abgrenzung  der  be- 
reits erworbenen  und  oi:pmisierten  Schutz- 
gebiete, sondern  diejenigen  von  Interessen- 
sphären enthalten  waren,  nlr  die  afrikanischen 
Schutzgebiete  mit  England,  Frankreich 
und  Portugal,  für  die  Sfldsee  mit  Eng- 
land ondFrankreichgeecfalossen  wMden. 
Sie  ii^rden  bei  der  Darstellung  der  Ent- 
stehung des  deatechen  Kolonialbesitzea 
(Abschn.  II,  2)  im  ednzdnen  zu  betrachten  sein. 

In  jün^tOT  Zeit  verliert  der  Begriff  der 
Intonssensphäre  allmählich  wiedw  an  Be- 
deutung aus  dem  cinfochen  Grunde,  weal 
die  v5IkCTrechtli(^  herrenlosen  Gelnete  der 
Erdoberfläche,  die  einer  kolonialen  Ausbrei- 
tuug  offen  stehen,  fast  erschöpft  sind. 

b)  Kinteilung  der  K.  nach  wirtsohaft- 
lichen  Oealohtapunkten.  Während  nadi 
rechtlichen  Gesichtspunkten  die  vor- 
stehende Klassifikation  der  K.  Überall  durch- 
führbar ist,  und  in  der  Mannigbütigkeit  der 
tatsächlichen  kolonialen  Bildungen  zwar  nicht 
selten  Uebergan^rscheinungen  sich  finden, 
aber  immerhin  jene  grundsätzlichen  Ty^en 
sich  zwanglos  unterscheiden  lassen,  ist  eine 
gleich  bestimmte  Elasüfikation  unter  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  nicht  alt- 
gemein  anerkannt. 

Die  älteren  NotionalOkonomen  haben  mit  rer- 
einselten  Aosnahmen  Vemiche  dner  Klasaifl- 
kation  der  K.  nicht  gemacht;  auch  Ada» 
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Smith'  berOhmtes  Kapitel  „üeber  K."  in  m- 
tum  Hanptwtfke  vom  Beichtum  der  Nttioueu 
emtUlt  keine  Boldie.  Seit  den  f  raniSeiachen 
SosyklopftdiBten  aber  begum  man  der- 
artig« BSatwIwBgea.  ZnMst  m^te  man  be> 
■Ifamte  Ustoriacbe  Typen,  teils  6^  teib  8  an 
4er  ZaU,  tetial^aL  Noen  J  B.  Say  Tersacfat 
in  adaem  TolkawiitsehafUidiai  Hauptwerke  ISßß 
•ine  TcHnng  nach  antiken  und  nach  modernen 
Sjatemen,  womit  eine  nicht  nnr  historische, 
flondem  anch  eine  begriffliche  UnterMheidung 
beabsichtigt.  Doch  muß  er  selbst  sogestehen, 
daO  eine  solche  nicht  stnng  dnichfOhrbar  ist 
—  Bin  anderes  Einteilnussprinaip,  das  sich  na- 
aeatlieh  in  der  englisclien.Literatar  findet, 
wrde  gesnehtinder  Art  des  Erwerbs d er  K. 
Biemacn  lassen  sich  Erobenings>K.,  rertrags- 
■IIKg  abgcftretoM  ud  dnrch  Okk^Mti«i  er* 
wnrbene  K.  nntosdieideB.  Dwsh  Hegt  auf  der 
Band,  dafi  diese  Eintdlnng  Ton  romnerein  nnr 
das  An&uigsstadiom,  nicht  aber  die  kolonial- 
poUdsch  entscheidenae  iäktwickeliing  jenw  Qe< 
bete  charakterisiert ;  die  Kolonialgesäuchte  aller 
Nationen  lehrt,  daß  K.  uiffeachtet  gleicher  £r- 
werbsart  sich  wirtschaftliui  nnd  anch  politisch 
sehr  Terachiedea  entwickeln  kOnnen,  und  daß 
umgekehrt  K.,  obgleich  sie  teils  durch  Vertrag, 
teils  durch  Okkapatit»,  tcdls  anf  kriegerische 
Weise  erworben  waren,  nicht  aelttu  an  einer 
wirtsekaftHehen  und  aneh  politisclMn  Einheit 
TaiachnidseB. 

Das  Todienst,  als  leitendes  Prinzip  der  Ein- 
CeQottg  den  streng  wirtschaftlichen  Gesichtspunkt 
ar^ßt  zu  habüi,  gebObrt  der  deutschen 
Wissenschaft.  Es  war  Heeren,  der  in  seinem 
Hiadbuch  der  Qeschichte  des  eoropftiscben 
StaateBSTStems  nnd  seiner  K.  von  der  Entdeckung 
beyder  Indien  bis  zur  Errichtung  des  franEÖ- 
■isehen  Kaisertbrones"  (zuerst  erschienen  1809) 
eine  Einteilung  der  K.  „nach  ihrem  Zweck  nnd 
wh  ihrer  Emriebtung**  in  Tier  verschiedene 
KIsssen  Tomahm ,  nftndich  in  Ackerbau-, 
Piaumngs-,  Bergbau-  nnd  Bandels-K.  An 
Beeren  ImBpft  Roscher  in  seinem  Werke  „K., 
K.potitik  und  Auswanderung"  an,  er  modifiziert 
jene  Einteilung  aber,  indem  er  mit  Recht  be- 
zweifelt, daß  es  eigentliche  Bergban-K.,  d.  h. 
Gebiete,  in  welchen  der  Bergbau  wirklich  das 
flberwiegende  Vollugewerbe  bildet,  auf  die  Dauer 
geben  kOnne.  Andrerseits  behauptet  er,  daß 
sieh  ^ganse  Reihen  historisch  beglanbi^r  K. 
in  die  Heerenscbe  Einteilong  nicht  einreiben 
lassen.  Roscher  will  nun  Hcinerseits  Erobemogs-, 
Handels-,  Ackerbau-  nnd  Pfianaungs-K.  unter- 
acMden.  IMeae  Vierteilung  muß,  sc^on  rein 
logiseh  betradicet,  als  Rttdtschritt  gegenüber 
Beeren  angesehen  weiden.  Denn  der  Begriff 
der  Erobefirngn-K.  gebort,  wie  oben  bereits  er- 
örtert,  einer  gans  anderen  KaU^rie  an,  als 
die  drei  anderen,  nach  wirtschaftlichen  Begriffs- 
merknalen  outerschiedenett  Arten  von  K. 

Die  neuere  deutsche  Doktrin  hat  denn 
auch  jene  Tiefte  Kategorie  nidit  beibehalten 
und  mmmt  jetzt  Oberwiegend  cöne  Drei- 
teilung aller  K.  in  1.  Ackerbau-  oder 
Siedelungs-K^  2.  Pflanzung8-(Plau- 
tagen-)K.,  ä.  Handels-K.  vor.  Auch 
der  fahrende  fransOaische  Kolonial  politiker 
Leroy-Beaulieu,  der  mehr&cbe  Unterschei- 
dungen versucht  hat,  spridit  schUefilich  tou  • 


einer  Znrilckf  Qhrung  aller  K.  auf  „drei  Typen, 
die  sich  nicht  wdter  redau««n  lassen  und 
zwischen  denen  es  ^ne  Vamisdiang  geben 
kann". 

Wir  wollen  nunmehr  die  yolkswirtschaftr 
liehen  Merkmale  dieser  drei  Arten  von  K. 
kurz  betrachten  und  dabei  untersuchen,  ob 
sie  sich  nicht  doch  noch  zu  allgemeineren 
Oruppeu  zusammenbissen  lassen. 

1.  Siedelnngs-K.  sind  diejenigen  K., 
deren  geogr^hisäte  und  klimatische  Yer- 
haltnisse  es  zolaraen,  daB  grofie  Volksteile 
der  kfdcmiaerenden  Nati(m  dauernd  ans&ssig 
werden,  d.  h.  dafi  nicht  nur  die  answao- 
dfflmde  Genontion  selbst,  scradem  anch  ihre 
Nadkkommen  dort  leboi  imd  selbst  die 
Bebaaang  des  Bodens  in  die  Hand 
nehmeiL  Das  grofiartigste  Bei8{ael  dieser 
Form  der  Kolonisation  mldet  die  Benede- 
lung  Nordamerikas.  Femer  kommen  imter 
den  großen  Kolonialgebieteu  der  Welt  hier 
insbräondere  AustraUen  und  Südafrika  so- 
wie Teile  Nordafrikas  und  Vorderasiens  in 
Betracht.  Unter  den  deutschen  Schutzge- 
bieten gehört  hierher  Sfldwesta&ika,  wo  be- 
gründete Hoffnim^  besteht,  die  BewSsse- 
ruDgsfra^  in  befnedigender  Weise  zu  lösen 
und  damit  die  an  sich  gesunden  Hochebenen 
der  Besiedeluiig  durch  deutsche  Fanner  in 
weitem  Maßstabe  zu  erschließen.  Neuer- 
dings stellt  sich  erfreulicherweise  heraus, 
daß  auch  gewisse  hocl^l^ne  Gebiete  in 
Deutsch-OstaMka  in  einem  Umbuge,  der 
etwa  gleich  dem  des  KOoigreichs  Preußen 
geschätzt  wird,  für  eine  bäuerliche  Ansiede- 
lung in  Frage  kommen.  Schließlich  gehören 
nod^  einige  klimatisch  bevorzugte  Südsee- 
inseln  in  diese  Kategorie,  so  daß  man  jetzt  die 
für  Siedelungszwecke  in  Betracht  kommen- 
den deutschen  Gebiete  axd  etwa  die  Hälfte 
der  Oesamtausdehnung  des  deutschen  Kolo- 
nialbesitzes veranschlagt 

2.  Pflan  zungs-K.  bestehen  in  tropischen 
und  subtropischen  LOndetn,  wo  es  sich  um 
Gewinnung  derjenigen  wertvollen  Boden- 
produkte handelt,  die  in  unserem  gemäßigten 
Klima  selbst  nicht  erzeugt  werden  kOnnen, 
und  die  man  dalwr  auch  im  täglichen  Sprach- 
gebrauch schlechthin  als  „Kolouialwaren**  be- 
zachnet  In  diesen  K.  k&inen  die  Europäer 
aus  klimatischen  Gründen  in  der  B^;el 
nicht  selbstdiezurGewinnung  der 
Bodenfrflchte  erforderliche  Arbeit 
leisten  und  sich  im  allgemeinen  über^ 
haupt  nicht  auf  die  Dauer,  wenigstens  nicht 
in  größerer  Anzahl,  niederlassen  und  fort- 
pflanzen. Zu  dieser  Gruppe  zählen  Indien 
und  die  meisten  K.  in  Ostasien,  im  tropischen 
Afrika,  in  Mittelamerika,  insbesondere  West- 
indien, in  Südamerika  und  einem  Teile  der 
Südsee.  Auch  die  deutschen  Schutzgebiete 
in  Afrika  und  der  Sfldsee  außer  den  oben  er- 
wähnten Siedelungsgebieten  gehören  hierher. 

Während  die  Theorie  die  vorstehende  Gnt^ 


Digitized  by  Google 


192  Eolonieen  und 


achelliiiig  snwdleii  allsv  schart  betont,  lehrt 
^e  empiriitche'  Betrachtnng  der  tatsächlichen 
kolonialen  BUdnngien,  daß  zwischen  beiden  Kate- 
gorieen  sich  auch  Uebergänfi^e  finden.  Dies  be- 
ruht einerseits  aaf  der  geographischen  Lage  des 
Landes,  indem  für  den  Europäer  nnbewobnbare 
Gegenden  allmählich  in  fttr  ihn  bewohnbare 
abergehen ;  insbesondere  ist  dies  in  snbtroiiiscben 
iJlni^m  der  Fall  Andererseits  flLhren  die  per- 
sönlichen Eigenschaften  der  kolonisierenden 
Nation  hier  zn  Abstufungen;  mit  Recht  hat 
nenerdings  insbesondere  Zimmertnann  daranf 
hingewiesen,  daß  Spanier,  Portngiesen.  Süd- 
fransosen  nnd  Süditaliener,  die  seit  langen 
SSeiteu  mit  orientalischem  nnd  afrikanischem 
Blute  stark  durchsetzt  sind ,  in  verschiedenen 
Gebieten,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  arbeiten 
nnd  Familien  gründen  kSnnen,  wo  nordische 
Völker  zugrunde  geben.  —  Vor  altem  aber 
spielt  hier  die  Bfldnng  von  Mischrassen 
ans  europäischen  Kolonisten  und  Eingeborenen 
der  K  selbst  mit.  vozu  gerade  die  romanischen 
Eolontalnationen  fiberall  starke  Neigung  zeigen, 
während  dies  bei  den  germanischen  Kolonial- 
vOlkeni  in  minderem  Malle,  am  woiigtiteB  bei 
den  Eiigläudem,  der  Fall  ist  Wo  sich  derartii^ 
Mischrassen  in  grOÜerem  Umfange  bilden,  wie 
in  Mittel-  nnd  Südamerika,  wird  nicht  nur  die 
ethno^phische  Unterscheidung,  sondern  auch 
der  wirtschaftliche  GegeuHatz  von  Siedelnn^s- 
tud  Pflanznng8-K.  verwischt  und  hört  schließ- 
lich auf. 

Trotz  deiartiger  geschichtlicher  Erschei- 
nungen, die  immerhin  Ausnahmen  bilden, 
ist  aber  daran  feslziihalteD,  daß  die  beiden 
vorstehend  skizzierten  Arten  von  E.  zwei 
grnndsfttzlidi  verschiedene  Typen  darstelleD. 
Sie  unterscheiden  sich  nicht  nur  ihren 
oatHrliclien  Vorbedingimgen  und  ihrer  Ent- 
stehungsgeschichte nach,  sondern  weiterhin 
auch  regelmäßig  durch  ihre  fernere  Ent- 
wickelung  und  die  kolonialpolitischen  Grund- 
sätze, die  seitens  des  Hutterlandes  auf  sie 
anzuwenden  sind. 

Diese  Unterscheidung  ist  theoretisch  scharf 
zuerst  erfaßt  worden  von  James  Mill,  der 
die  K.  vor  allem  danach  einteilte,  ob  bei  ihnen 
vom  Standpunkte  der  kolonisiereudea  Nation 
aus  Besiedelttiig  mit  eigenen  Stammeogenossen 
oder  aber  Ausbeutung  der  natürlichen  Schätze 
des  Landes  das  Wesentliche  sei  Ein  verwandter 
Gedanke  ist  in  nenerer  Zeit  eingehend  in  der 
dfntschen  Literatur  bebandelt  worden  durch 
Bfibbe-Schleiden,  der  einen  scharfen  Unter- 
schied betont  zwischen  Kolonisation  und 
Sultivation.  Unter  ersterem  Begriff  versteht 
er  wieder  die  Besiedeinng  mit  Volktteilen  der 
koltinisiereuden  Nation  unter  Erhaltung  ihrer 
Nationalität,  tmter  Ktütivation  hingegen  die  Ge- 
wiunnng  der  natürlichen  Schätze  eines  fremden 
Landes  mit  Kapital  nnd  Intelligenz  der  koloni- 
sierenden Nation,  aber  mit  der  Arbeit  der  Ein- 
geborenen fassen ,  nnd  zngleich  die  kulturelle 
Erziehung  jener  fremden  Rassen. 

Aus  der  grundfiatzlicheD  Verschiedenheit 
d^s  Wirtschansbeliiebes  einerseits  in  Siede- 
lungs-  und  andererseits  in  Pflanzungs-K.  er- 
geben sidi  mit  innerer  Notwendigkeit  veit- 
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tragende  Unt»«chiede  auch  in  sozialer 
und  politischer  Hingeht 

In  den  K.  der  enteren  Art,  wo  es  sich  nm 
die  Bestellung  des  Bodens  dnrdi  Weiße  bandelt, 
ist  die  gegebene  fintwiekelanff  die  BUdnng  oae* 
mehr  oder  minder  zablr^cben  Mnenutanus  toa 
annähernd  gleichmäßigen  Lebensbedingongea» 
imd  im  Zusammenhaug  damit  steht  die  Gleich- 
heit der  soiialen  StelTtug  nnd  der  politischea 
Rechte  Nicht  mit  Unrecht  sagt  Leroy-Beanlira, 
daü  K.  dieser  Art  ausnahmsloM  einen  ausgeprägt 
demokratischen  Charakter  zeigen.  Znm  Unter- 
schiede hiervon  besteht  bei  den  Pflanznnga-K. 
von  vornherein  ein  Schürfer  G^nsati  nicht 
nur  der  Rassen^  sondern  auch  der  wirtachaft- 
lich»  Ijage  iwuehen  der  hemchenden  Kfau» 
der  Unternehmer  enro|^Uscber  Abkunft  und  der 
MassederarbeitendeneinbeimtscheBBeTOlkenis^ 
Derartig  K.  babrn  von  vomherein  in  ecaialer 
wie  politisclier  Hinsicht  eine  atugeprägt  aristo- 
kratische Struktur. 

Aber  nicht  nur  in  der  inneren  Organisatioa 
der  E.,  sondern  auch  in  dem  Verhältnis 
der  E.  zum  Hutterlande,  hat  jener  wirt- 
schaftliche Graudunterscbied  weitgehende  poU- 
tiitche  uud  rechtliche  Konsequenzen.  Siedeluug»- 
K.  tragen  in  sich  eine  Tendenz  zur  möf^lichstea 
Selbständigkeit:  die  ttberseeiscbe  weiße  Bft> 
völhemng  verträgt  auf  die  Daner  nicht  die  Be- 
vormnndong  dnrai  das  Mntterland,  nnd  alle 
Kolonialgeschichte  lehrt,  daß  K.  dieser  Art  ein 
starkes  Bestreben  nach  Unabhängigkeit  zeigeiL 
Dies  haben  die  Engländer,  belehrt  durch  die 
Erfahrung  mit  den  abgefallenen  nordamerikani- 
schen K. ,  eingesehen;  sie  haben  ihren  Siede- 
Inngs  R.  in  Kanada,  Australien  nnd  Südafrika 
ein  außerordentlich  weitgehendes  Maß  von  Selbst- 
verwaltung zugestanden 

Zutit  UnterM^hiede  hiervon  ist  den  Pflanzungt* 
K.  regelmäßignicht  dasselbe  Maß  von  Selbständig- 
keit zuteil  geworden.  Gerade  auch  die  Engländer 
halten  daran  fest,  daß  in  den  K.  mit  überwiegend 
fremdrassiger,  eingeborener  Bevölkerung  öae 
sehr  viel  engere  politische  und  rechtliche  A^ 
häugigkeit  vom  Hutterlande  unentbehrlich  ist 
Wo  aber  in  der  KolonialireHchicbte  info^e  be- 
sonderer politischer  Verhältnisse  derartige  K. 
die  Unabhängigkeit  von  ihrem  Hutterlande  eiv 
kämpft  haben,  da  hat  sich  regelmäßig  gezeigt, 
daß  die  innere,  soziale  nnd  politische  Straktor 
solcher  Länder  sie  sehr  viel  nnf^igneter  snr 
Bestimmung  ihrer  ^B«uen  Geschicke  macht  ab 
die  8iedetnngB-K.  Die  mittel-  und  sfidamol- 
kaiiisithen  Staaten  mit  ihren  nngeaiblten  Revo- 
lutionen ,  vor  allem  aber  die  aJIsn  trfih  enaa- 
zipierten  Neger- Repuhlikoi  bieten  charakteris- 
tische Beispiele  hierfür. 

Im  folgenden  wird  in  den  Abschnitten,  die 
von  dem  Verhältnis  der  kolonisierenden  Macht 
zu  der  eingeborenen  Bevtllkemng  (Abscbn.  III,  8) 
sowie  von  der  Abgrenztmg  der  ^b«tverwalttuig 
der  E.  (Abxchn.  IV,  2)  oandeln,  auf  die  vor^ 
stehenden  Gesichtspunkte  noch  des  näheren  zu- 
rückznkommen  sein.  — 

Die  beiden  bisher  behandelten  Arten  von 
E.,  Siedelungg-  und  Pflanzungs-K.,  haben 
ungeachtet  ihrer  Unterschiede  doch  einen 
wirtschaftlichen  Orundzug  gemeinsam:  bei 
beiden  ist  die  Uewinnimg  der  in  ihnen 
ruhenden  Bodenschätze  Zweck  der  Eoloni- 
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satioo,  beide  bilden  Gebiete  der  Ur< 
prodaktioQ,  eigene  Wirtschafts- 
^lebiete.  Im  Oegensatz  hierzu  steht  die 
Klu&e  der  Handels-E.  Sie  sind  über- 
Keische  Niederlassungen,  die  nicht  oder 
doch  nicht  in  erster  Linie  als  Gebiete  der 
Ürproduktion  in  Betracht  kommen,  sondern 
als  Plätze  zur  Termittelung  des  GQterauB- 
taiisches  zwischen  den  Produkten  der  hinter 
ihnea  Uegradeu  fremden  Gebiete  einerseits 
«nd  der  Erzengnisse  der  europäischen  In- 
doitrie,  insbesondere  der  des  Mutterlandes, 
amlererseits.  Diese  E.  haben  regelmäßig 
Dar  eine  geringe  räumliche  Ausdehnung. 
Charakteristisch  hat  sie  Leroy-ßeaulieu  als 
^comptoirs  de  commerce"  bezeichnet.  K. 
dieser  Art  haben  namentlich  die  Engländer 
mit  Erfolg  gegründet:  hierzu  zählen  u.  a. 
Hongkong  und  Singapore.  Auch  unter  den 
<l«iutSGheo  Schutzgebieten  ist  dieser  Typus 
eharakteristiBch  vertreten,  nämlich  im 
Kiaiitschougebiet.  Diese  E.  mit  einer  Aus- 
dehnung von  wenig  mehr  als  500  □  km 
kommt  im  Gegensatz  zu  sämtlichen  deutschen 
Schatzgebieten  in  Afrika  und  der  Sfldsee  als 
(lebiet  der  landwirtschaftlichen  Urproduktion 
in  nennenswerter  Weise  nicht  in  Frage. 
Auch  die  wichtigen  deutschen  Eohlenbei^- 
werke  liegen  nicht  im  Schutzgebiet  selbst, 
«oodem  im  chinesischen  Hinterlande.  Die 
K.  hat  aber  eine  au6«Y>rdentIiche  wir1> 
-chaftUche  Bedeutung  eben  als  vermittelnder 
Platz  für  den  Handel  Ihr  Hafen  Tüd^u 
Mldet  einen  vichtigen  Stapelphitz,  einen 
flmsclilagbafeu,  in  dem  die  Erzeugnisse  des 
fhioesischen  Hiaterlandes,  d.  h.  der  F^vinz 
Sdiantung  und  r(waussichtlich  noch  weiterer 
^iebiete,  zur  Ausfuhr  von  der  Achse,  der 
neural  deutschen  Schantungeisenbahn,  auf 
fUs  Seeschiff,  und  umgekehrt  die  einströmen- 
den lodustrieerzeugni^  vom  Schiff  auf  die 
Achse  behufs  Verteilung  im  Hinterlande 
verioden  werden. 

In  Anbetracht  der  auch  in  der  neueren 
kolonialen  Literatur  mehrfach  hervortrelen- 
den  Mißverständnisse  fiber  die  Eigenart 
dieser  Art  von  E.  wOrde  es  noch  deul- 
bcher  sein,  sie  als  „Zwischenhaudels-E." 
fder^Haudelsvermiitlungs-K.'"  zu  bezeichnen. 
Ihre  Erwerbung  und  Ausgestaltung  ist  n  i  c  h  t 
Selbstzweck,  sondern  sie  dienen  als 
Stützpunkte  des  Handels  mit 
anderen  Ländern. 

HondeU-K.  od«r  Sttitzpnnkte  in  dem  hier 
be*itrochenen  Siune  habeu  in  der  Kolonialge- 
itchicbie  Mit  dem  Altertum  (Phönizier.  Karthager 
tuil  Griechen)  eiiie  erbebliche  Rolle  ge»pielt. 
In  der  neaeren  Kolonialentwickel  atu;  sind  sie 
von  bewnderer  WiehiigkeitRIr  die  FestBetzong 
•«wobl  <ier  Portn^esen  al«  der  Holländer  und 
Saglinder  an  den  KQsleu  Indiens  geworden. 
Ton  ihnen  aus  bat  «ich  erat  allraählicli  bei  den 
letstfraannten  beiden  Nationen  eine  territoriale 
Astbreitnog  ftber  die  Kitote  bin  und  ins  Innere 
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vollzogen  mid  znr  OrOndung  ausgedehnter 
Pflanzongs-K.  gefllhrt 

Andererseits  gewinnt  es  den  Anschein, 
als  ob  gerade  in  der  jüngsten  Eolooial- 
entwicklun^  diese  Art  von  Eolonialgrflo- 
dungen  wieder  von  erhöhter  Bedeutung 
wird.  Es  ist  selbstverständlich  nicht  mög- 
lich, in  dieser  Richtung  sichere  Voraussagen 
zu  unternehmen,  aber  mannigfache  An- 
zeichen sprechen  dafflr,  daß  die  zukünftige 
Eolonialpolitik  der  Staaten  nicht  so  scni- 
auf  die  Neugründung  ausgedehnter,  großer 
Kolonialreiche  als  vielmehr  auf  die  Ge- 
winnung einzelner  territorial  beschränkter, 
aber  kommerziell  und  politisch  wichtiger 
Stützpunkte  an  fernen  Küsten  gerichtet  sein 
wird.  Denn  wie  weiterhin  bei  der  Dar- 
Bteliimg  der  Kolonialgeschichte  (s.  Abschn.  II) 
zu  zeigen  sein  wird,  ist  die  Teilung  der  meisten, 
für  die  Kolonisation  in  Betracht  kommenden 
Gebiete  der  Erde  im  wesentlichen  vollzogen ; 
eine  weitgehende  territoriale  Verschiebung 
der  Kolonialreiche  würde  nicht  mehr  durch 
einfache  Okkupation  herrenloser  Gebiete, 
sondern  im  allgemeinen  nur  noch  durch 
Kriege  oder  durch  einschneidende  Staats- 
verträge zwischen  den  Kolonialmächten  selbst 
möglich  sein.  Abgesehen  von  di^m  Um- 
stände aber  sprechen  auch  mancherlei  Zweck- 
mäßigkeitserwägungen,  die  mehr  und  mehr 
in  den  modernen  kolonialpoUtischen  Ideeen 
in  den  Vordei^ind  treten,  dafftr,  die  Wichtig- 
keit kolonialer  Neugründungen  nicht  so  sehr 
in  der  Gewinnung  riesiger  ErdflBchen  und 
möglichst  vieler  MUlioneu  nener  ÖDtertanen 
zu  sehen,  sondern  vielmehr  die  vorhandenen 
wirtsch^ichen,  politischen  und  audi  militä- 
rischen Kräfte  mehr  auf  begrenzte  Gebiete 
zu  konzentrieren  und  diese  um  so  rascher 
und  nachdrücklicher  wirtschaftlich  und  poli- 
tisch zu  entwickeln.  Man  kann  in  gewissem 
Sinne  sagen,  daß  die  Idee  einer  extensiven 
K.politik  mehr  und  mehr  der  einer  inten- 
siven Platz  macht  Daß  daneben  für  alle 
in  der  Entwickelung  aufstrebenden  und 
an  Bevölkerung  zunehmenden  europäischen 
Nationen  die  Sicherung  geeigneter  Siede- 
liingsgebiete  zur  Aufnahme  aea  Bevölkenings- 
überschusses  unter  Erhaltung  der  Nationalität 
desselben  ein  wichtiger  Gesichtspunkt  bleibt, 
bedarf  keines  weiteren  Nachweises. 

Stützpunkte  der  soeben  erörterten  Art 
können  nicht  nur  zu  wirtschaftlichen  Zwecken 
(eben  als  Handels-K.),  sondern  auch  unter 
rein  politisch-mililärischen  Gesichispunkten 
begründet  werden.  Sie  dienen  dann  als 
militärische  Stützpunkte  für  die  Kriegsflotte 
und  als  Kohlen-  und  Kabelstationen.  K. 
dieser  Art  besitzt  insbesondere  England  an 
geographisch  wichtigen  Punkten  der  großen 
Seestraßen,  z.  B.  Gibraltar,  Ätalta,  Aden. 
Nicht  selten  fallen  aber  auch  Handels-  und 
militärische  Stützpunkte  zusammen ;  dies  ist 
insbesondere  bei  den  obenerwähnten  oetaai- 
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atischen  E.  der  f!aU.  Ueberall,  wo  «ne  E. 
zQgleich  einen  militärischen  Stützpunkt  bildet, 
kommen  die  Anforderungen  für  ihre  Be- 
festigung und  Besatzung  nicht  niu-  ihr  selbst, 
sondern  der  ^«amten  Machtstellung  des 
Mutterlandes  in  jenen  Gegenden  zugute. 
Dies  ist  ein  wichtiger  Gesichtspunkt  für  die 
Yerteilung  der  ünaDzietlen  Lasten  zwischen 
Mutterland  und  K.  (vgl.  unten  Abschn.IV,  2).  — 
Nach  den  vorstehenden  ErwSgnngen 
kommen  wir  also  zu  folgender  Einteilung 
der  K.: 

A)  Auf  der  einen  Seite  stehen  die  Ge- 
biete der  Urproduktion,  die  selb- 
ständigen kolonialen  Wirtschafts- 
gebiete. Diese  zerfallen  wieder  in  1.  Siede- 
luD^E.  und  2.  Pflanzungs-E. 

B)  Demgegenüber  stehen  die  kolonia- 
len Stützpunkte,  die  keine  selbständigen 
Wirtschaftsgebiete  sind.  Sie  dienen  als 
Handels vermittelungs-E.  oder  (in 
Tleöien  Fällen  und)  als  politisch-militä- 
rische  Stützpunkte. 

Wir  werden  sehen,  daß  gerade  aus  dieser 
grundsätzlichen  Unterscheidung  sich  wich- 
tige Gesichtspunkte  für  praktische  Maß- 
nfdimen  der  kolonialen  Wirtst^ftspolitik, 
insbesondere  für  ihr  widitigstes  Feld,  die 
Bodenpolitik,  ergeben  (TgL  unten  Ab- 
schn.  V,  2). 

Aoßer  den  genannten  Gruppen  von  E. 
wird  als  weitere  Art  vielfach  noch  bezeichnet 
die  der  Straf-E.  Von  dem  für  die  vor- 
stehende  Einteilung  maßgebenden  kolonial- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte  aber 
ist  dies  nicht  als  zutreffend  anzuerkennen, 
dto  Straf-E.  bilden  keine  logisch  gleichge- 
ordnete Eat^rie  neben  den  oben  erwähnten. 
Sie  foUen  entweder  unter  die  Siedelungs-E. 
(dies  sind  die  weitaus  meisten  Fälle,  z.  B. 
die  früheren  englischen  Straf-K.  in  Australien, 
die  russische  Deportation  nach  Sibirien  und 
Sachalin)  oder  in  einigen  Fällen  auch  unter 
die  Pflaazungs-E.  (z.  6.  die  französischen 
Straf-E.  in  Guyana  und  Neukaledonien).  Der 
Unterschied  liegt  nicht  in  den  E.  an  sich, 
sondern  in  dem  Eolonistenmaterial.  Man 
sendet  Kolonisten  aus,  um  mit  dem  Zwecke 
der  Besiedelung  oder  der  Gewinnung  von 
Arbeitern  für  die  Pflanzungen  zugleich  den 
anderen  zu  verbinden,  das  Mutterland  von 
lästigen  Elementen  zu  befreien  und  an  den 
Eosten  des  heimischen  Strafvollzuges  zu 
sparen. 

DieStraf-K.  haben  in  den  ersten  Jahrhanderten 
der  nenzeitlicben  Kolon  ialgescbicbte  bei  säoit- 
licbeo  Nationen  eine  g^roOe  Rolle  gespielt;  im 
19.  Jahrb.  ist  dieses  System  in  großem  Umfange 
insbesondere  von  den  Engländern.  Russen  und 
Franzosen  in  den  oben  genannt«!!  K.  znr  Ad- 
weudang  gebracht  worden.  ludertsen  batEng- 
laud  dasselbe  bereits  um  die  Hltte  des  Jahr- 
hunderts in  einer  aastralischen  K.  nach  der  an- 
deren abgeschafft;  anf  englischem  Kolonialboden 


Eolonialpolitik 


besteht  es  snrseit  nur  noch  anf  den  Andauanen- 

Inseln  für  eingeborene  indische  Verbrecher.  In 
Rn Bland  ist  die  Aufhebung  bereits  wiederholt 
angekäodigt  worden;  nur  Frankreich  hat 
noch  durch  neuere  Gesetze  (iiubesondere  ISSö) 
die  sog.  Relegation  rückfälliger  Verbrecher  in 
großem  Umfange  für  anwendbar  erklärt.  Da- 
neben blüht  die  Strafholonisation  mit  wenig  er- 
freulichem Erfolge  in  den  portugiesischen  K. 

Die  Erfahrungen  mit  den  Straf-E.  gehen 
fast  überall  dahin,  daß  die  Gesamtentwicke- 
lung der  betrefl'enden  E.  durch  sie  ungünstig 
beeinflußt  wird  und  die  Öffentliche  Sicher^ 
heit  unter  ihnen  leidet,  sei  es,  daß  die  Ver- 
brecher während  der  Strafzeit  entspringen, 
sei  es,  daß  sie  nach  Verbüßung  der  Strafe, 
einein  geregelten  Leben  und  insbesondere 
einer  Seßbaftmachung  aus  alteiogewurzelten 
Trieben  widerstrebend,  landstreichend  durch 
die  E.  ziehen  und  die  anderen  Eolonisten 
beunruhigen.  Schließlidi  hat  man  in  den 
meisten  Straf-E.  doch  wieder  sich  genötigt 
gesehen,  besondere  geschlossene  Strafan- 
stalten zu  bauen,  womit  natui^mäß  der 
Grnndgedanke  des  ganzen  Systems  illusorisch 
wird,  abgesehen  davon,  daU  derartige  An- 
stalten in  jenen  Gebieten  noch  wesentlich 
teurer  werden  als  im  Mutlerlande. 

Wie  in  den  englisch-australischen  E.,  so 
hat  sich  mehr  oder  minder  überall  gezagt, 
daß,  sobald  eine  genügend  zahlreiche  Be- 
völkerung von  freien  Eolonisten  einwandert, 
sie  äßh  mit  großer  Schärfe  gegen  den  weüemi 
Zuzng  von  Verbrechern  wenden.  Auch  die 
benadibarten  E.  erheben  r^lmäßig  Wid^- 
spmdi,  und  teilweise  ist  sogar  durch  au&- 
dVfickliche  internationale  Abmachungen  die 
Anl^ung  von  Straf-E.  in  bestimmten  Ge- 
bieten untersagt 

Es  bleibt  für  die  Anleguug  von  Straf-E. 
nur  die  Wahl ,  entweder  ein  wertvolles 
Eolonialgebiet  zu  verseuchen  und  ihm  arbeit- 
same Ansiedler  fernzulialten,  oder  aber 
jene  E.  in  sonst  unbewohnte,  weil  ungesunde 
Gegenden  zu  verlegen,  was  dem  Straizwecke 
nicht  entspincht  und  nicht  verantw(Hlet 
werden  kann. 

Aueh  unter  den  Eriminalisteo  ist  die 
Mehrheit  der  Deportation  abgeneigt,  wenn- 
gleich sich  einzelne  Befürworter  auch  in 
Deutschland  (neuerdings  insbesondere  Brudi) 
finden.  Uuter  deu  früheren  Vertretern  der 
Maßnahme  hatte  insl>e8ond6re  v.  Holtzendorff 
sich  mehr  und  mehr  zu  einem  Gegner  der- 
selben entwickelt  Wenn  immer  wieder  von 
Zeit  zu  Zeit  der  Gedanke  der  Deportation 
anger^  wird,  so  geschieht  dies  weniger 
ans  einer  begründeten  Anschauung  von  posi- 
tiven Vorzügen  der  Straf-K.  als  vielmehr 
aus  der  negativen  Erwägung,  daß  sich  das 
bisherige  System  des  heimatlichen  Strafvoll- 
zuges vielfach  nicht  bewährt  liat  und  die 
Hückfälligeu-Zifter  fast  überall  eine  er- 
schreckend hohe  ist 

Wie  man  aber  aucli  vom  kriminalis- 
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tischen  Standpunkte,  auf  den  an  dieser 
Stelle  nidit  des  nftheran  eingegangen  verden 
kann,  zu  der  MaBoahme  stoben  mOge,  vom 
kolonialpolitischen  Oesichtspiiokte ans 
kann  man  io  ihr  aus  den  angeführten  OrQDdeo 
nnr  ein  Uebel  sehen.  Es  ist  deshalb  u.  E. 
in  billigen,  daS  in  Deutschland  den  wieder- 
holt hervorgetreteneo  Anregungen  zu  einer 
D^rtation  nach  Südveetbfrika  oder  auch 
nach  bestimmten  Sftdse^nseln  nicht  Folge 
gegeben  ist 

II.  Abschnitt   Die  Süssere  Entstehong 
der  noderaea  Kolonialretche. 

1.  AbrU  der  KoIontalgeseUekto  und 
VekerbUek  de«  keutigea  Besltsstaades  der 
frendeo  KolonlalnatioDen.  Es  kann  natnr- 
gemUt  n^t  Aufgabe  der  vorliegenden  Dar- 
«tellonff  der  E.politik  sein,  eioe  Kolonial- 
geacblehte  im  eigeotlicben  Sinue  zu  geben, 
ramal  eine  solche  den  Rahmen,  der  dieser  Ab- 
handlnng  gezogen  ist,  am  das  Vielfache  über- 
schreiten mtlute.')  Im  folgenden  Millen  nor,  ge- 
wissermaBen  im  Grandrisse,  die  Haapizüge  der 
neozeitlichen  geschichtlichen  Vori^änge  skizziert 
werden,  soweit  sie  znm  Verstäudnia  des  hentigen 
kolonialen  Bfcsitxstaodes  der  rersubiedenen 
Nationen  als  erforderUch  erscheinen.  Wir  be- 
Bcbrlnken  ans  dabei  an  dieser  Stelle  auf  einige 
wichtige  Daten  der  1  n  0  e  r  e  n  Koloni^^eschicbte ; 
die  innere  Entwickelnne  der  K  Politik  der 
Tencbiedenen  Nationen ,  d.  n.  die  Gestaltung 
der  staatlichen  nnd  recbtlicfaeD  Organisation  der 
K.  and  die  leitenden  wirtscbaftspolitischen  Gmnd- 
•Itae,  werden  in  den  späteren  Abschnitten 
(in— -T)  in  ihren  Eanptmomenten  zu  cbarakteri- 
neren  sein. 

a)  Vom  Beginn  der  IVeuaeit  bis  zu 
den  Wiener  Verträgen  (1815).  Schon 
Adam  Smith  hat  hervui^hoben ,  daß  die 
eisten  europäischen  EolonisationsTersuche  in 
Amerika  und  in  Ostiadien  keine  so  einfache 
nnd  augenscheiDÜche  Ursache  gehabt  haben 
Tie  diejenige,  welche  die  Niederlassung  der 
alten  griechischen  uod  römischen  K.  veran- 
laßt hat.  Die  Orflnde,  welche  die  Portugiesen 
nnd  Spanier  zu  jenen  überseeischen  Unter- 
nehmungen bevogeUf  liegen  einmal  io  der 
ganzen  psychologischen  Dispoütion  jenes 
abenteuerlustigen,  im  Kampfe  mit  den  Maaren 
zu  iäiren  von  Vaterland  und  Glauben  er- 

')  Von  kurzgefaßten  neueren  Darstellangen 
der  Kolonialgeschichte  sind  besonders  zn  neaneD 
H.  E.  Eggerton,  Tbe  Origin  &  Growtb  oF  the 
Boglisb  Colonies  and  of  their  System  of  Govem- 
neot  1903  (nicht  nor  anf  die  englischen  K.  be- 
Bcbrinkt)  andD.Scbaefer,  Kolon ialgescbicbte, 
t.  Anfl.  1906.  Von  aasführlichen  Oarstellnngen 
der  Kolonialgescbichte  der  einzelnen  Nationen 
sind  insbesondere  tn  erwähnen  die  Arbeiten 
Zimmermanns  (vgl. anten das  Literatarverz.). 
Ein  anscbanliches  Bild  der  koltmialen  Besitz- 
TertciloDg  in  den  TerschiedeneD  Epochen  der 
Menzeit  gibt  S  n  p  a  n ,  Die  territoriale  Entwicke- 
loog  der  earopftuichen  K.,  mit  einem  kolonial- 
geadiiehdicben  Atlas,  1906. 


probten  kri^misdieD  Z^telters  jener  NaÜo- 
nen.  Das  nfichstli^nde  und  am  unmittel- 
barsten -wirkende  Motiv  indessen  war  das 
Bestreben,  in  dem  Wunderlande  Indien  einer- 
seits die  selteneu  Spezerelen,  andererseits 
und  vor  allem  Gold  zu  finden. 

Aber  in  einer  ganz  anderen  Richtung, 
als  sie  selbst  beal^iciitigten ,  haben  jene 
Unternehmungen  gewirkt  und  die  gesamte 
moderne  Kultur  entscheidend  beeinflußt;  die 
atui  Sacra  fames  bat  sich  auch  hier  unbe- 
absichtigt als  Eiilturtrilgerin  erwiesen,  indem 
sie  zu  der  Gewinnung  weiter  Gebiete  der 
Erde  fQr  die  moderne  Weltwirtschaft  und 
Zivilisation  den  Anlaß  gab. 

Die  ersten  Entdeckungsfahrten  der  Neu- 
zeit gingen  entsprechend  der  vorgeschobenen 
geographischen  Lage  schon  in  der  ersten 
Hälfte  des  15.  Jahrh.  von  den  Fortugteaen 
aus.  1486  erreichte  alsdann  Bartholomfto 
Diaz  das  Kap  der  „guten  Hoffnung".  1497 
gelang  es  Vasco  de  Gama,  das  Kap  zu  um- 
segeln und  im  folgenden  Jahre  gelangte  er 
nach  Calicut  an  der  Ettste  Malaw.  Damit 
war  der  Seeweg  nach  Ostindien  ge- 
funden. 

Schon  im  Jahre  1441  war  den  Portu- 
giesen durch  einejjfi^tlicbe  Bulle  Eugens  IV. 
ansdrOcklich  der  Besitz  aller  Länder  zwischen 
Kap  Bogador  und  Indien  zugesprochen 
worden,  und  diese  Bulle  wurde  von  den 
folgenden  Päpsten  mehrfach  erneuert 

Bald  indessen  traten  die  Bpmto  auf 
und  verlangten  einen  weitgehenden  Anteil 
an  der  neueutdeckten  Welt,  Äleouider  VL, 
selbst  ein  Spanier,  nahm  am  4/V.  1^3 
jene  berühmte  Teilung  der  Welt  zwischen 
Spanien  und  Portugal  vor,  wonach  eine  von 
Pol  zu  Fol  mdacKte  länie  100  Seemeilen 
westlich  von  den  Azoren  und  capverdischen 
Inseln  die  Grenze  bilden  sollte.  Im  Laufe 
der  folgenden  Jahre  haben  Verhandlungen 
über  eine  Verschiebung  dieses  Grenzmeri- 
dians  stattgefunden  und  die  Portugiesen 
haben  erreicht,  daß  er  um  270  Seemeilen 
weiter  nach  Westen  gelegt  wurde  (7./VI. 
1494  Vertrag  von  Tordesillas). 

Die  spanische  Krone  hatte  1492  einen 
förmlichen  Vertrag  mit  dem  Italiener  Chris- 
toph Columbus  geschlossen,  der  ausfuhr,  um, 
nach  Westen  steuernd,  Indien  von  der 
anderen  Seite  herzu  erreichen.  Es  ist  bekannt, 
daß  er  noch  in  demselben  Jahre  (12./I0.  1493) 
aus  dieser  Anschauung  heraus  Amerika 
entdeckte,  wo  noch  heute  die  Bezeichnung 
„Indianer"  für  die  Urbewohner  des  ganzen 
Erdteils  und  ,.Westindieo"  für  das  zuerst 
von  Columbus  berührte  Inselgebiet  au  jenen 
grandiosen  Irrtum  erinnern,  der  so  unabseh- 
bare Folgen  für  den  ferneren  Gang  der 
Weltgeschichte  haben  sollte. 

1  m  Jahre  1 51 3  gelaugte  alsdann  vom 
amerikanischen  Isthmus  aus  Baiboa  bis  zum 
Stillen  Ozean.  Sieben  Jahre  darauf  wurde 
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dieser  toq  spanisohen  Se^hrem  unter 
Fflhruae  des  Fiortii^esea  Magalhäes  dordt 
die  nsdi  ihm  bemmnte  Straße  erreicht  und 
durchquert,  und  die  Spanier  gelangten  bis 

zu  den  Philippinen. 

1521  wurde  Mexiko,  1533  Peru  und  bald 
darauf  Chile  erobert  und  damit  das  große 
Reich  der  Spanier  auf  dem  amerikanischen 
Kontinent^fest  be^rüodet  und  zugleich  ihre 
Sehnsucht  nach  Edelmetallen  befriedigt 

Die  Portugiesen  waren  schon  vorher  ge- 
legentlich ilirer  lodienFahrten  um  Afrika 
herum  weiter  nach  Westen  gefahren  und 
hatten  hierbei  das  heutige  Brasilien  ent- 
deckt und  auf  Grund  der  päpstlichen  Tei- 
lung mit  Erfolg  in  Anspruch  genommen. 

Fast  zu  derselben  Zeit  wie  die  Portu- 
gi^en  und  Spanier  hatten  auch  die  Eng- 
länder begonnen,  ihrerseits  den  Seeweg  nach 
Indien  zu  suchen,  und  zwar  forschten  sie, 
ausgehend  von  der  Idee  einer  nordwestlichen 
DurchE^rt,  die  sie  um  die  nördliche  Küste 
Amerikas  herum  nach  dem  fernen  Osten 
fahren  sollte.  Auch  sie  bedienten  sich 
eines  italienischen  Führers,  des  Venezianers 
Setrastian  Cabot  Auf  einer  solchen  Fahrt 
entdeckten  sie  Neu-Fundland  und  betraten 
als  die  ersten  Europäer  das  amerikanische 
Festland. 

SpSter  haben  unter  Königin  Elisabeth 
(1558—1603)  die  langdauemden  Kämpfe  ge- 
gen Philipp  II.  TOD  Sjonien  (1556—1598) 
den  englischen  Überseeischen  Fahrten  und 
kolonialen  Unternehmungen  die  Richtung 
gegeben.  Die  Engländer  haben  seit  Ein- 
rohrung  der  Beforroatioa  grundsätzlich  die 
Berechtigung  des  Fft^tstes  zur  Teilung  der 
Erde  bestritten  und  sich  ihrerseits  nicht  an 
die  von  ihm  den  Spaniern  und  Portugiesen 
zuerkannten  Privilegien  gekehrt  Als  Be- 
ginn der  K.politik  Englands  wird  in  der 
englischen  Literatur  üblicherweise  das  Jahr 
1583  bezeichnet,  in  dem  Sir  Hnmphrey 
Gilbert  den  ersten  kolonisatorischen  Ver- 
such an  der  Küste  von  Neufundland  unter- 
nahm. In  demselben  Jahre  erklärte  die 
englische  Regierung  Spanien  gegenüber  aus- 
drücklich, „that  prescription  wiihout  posses- 
sion  availed  nothing,'-  d.  h.  daß  sie  bloß 
dem  PajHer  stehende  Änß|)rüche  ohne  tat- 
sächliche Okkni>ation  nicht  anerkenne  —  ein 
(THindsatz,  der  sich  im  kolonialen  Völker- 
recht mehr  und  mehr  durchgesetzt  hat  und 
in  den  modernen  Staatsverträgen,  insbeson- 
dere der  Kongoakte,  mehrfach  Ausdnick  ge- 
funden hat.  —  Im  Jahre  1587  wurde  von 
Sir  H.  Gilberts  Halbbruder,  dem  großen 
Seefahrer  Sir  Walter  Raleigh,  das  Gebiet 
Virginia  nach  der  jungfräulichen  Königin 
benannt  und  daselbst  die  erste  auf  einer 
weitgehenden  Selbstverwaltung  beruhende 
überseeische  Niederlassung  von  Engländern 
begründet. 

Die  verschiedenen  Formen  der  damaligen 


englischen  EolonialgrändangeD ,  einerseits  die 

{»roprietary  colonies,  EigeBtoms-K. ,  d.  h.  Be- 
ebanogen  vornehmer  Leute  mit  weiten  Ge- 
bieten, andererseits  die  sog.  charter  cotonies, 
d.  h.  S'iedertassangen  auf  Grand  von  bSnig- 
Itchen  Schatzbriefen  (royal  chatten)  fOr  kam- 
männische  Kolonialgedellachaften ,  werden  im 
Zasammenhange  des  folgenden  Abschnittes  (III.) 
noch  des  näheren  zu  betrachten  sein. 

In  der  Folgezeit  gewann  namentlich  die 
puritanische  Auswanderung  Bedeutung,  die 
durch  die  Opposition  g^n  die  offizielle 
Kirche  in  England  einen  erheblichen  Um- 
fang annahm  und  mit  ihren  sittenstrengen 
Anschauungen  und  ihrer  nachdrücklichen 
Betonung  des  Wertes  der  menschlichen  Ar- 
beit zweifellos  entscheidenden  Einfluß  auf 
die  uordamerikanische  Entwickelung  geübt 
hat  In  diesen  Kreisen  ist  zugleich  von  An- 
fang an  der  Geist  der  Selbständigkeit,  audi 
gegenüber  dem  Mutterlande,  lebendig  ge- 
wesen, der  später  zur  Emanzipation  der 
nordaraerikanischen  K.  führte. 

Auch  die  ITiederländer  sind  in  die 
K.politik  aktiv  eingetreten  im  Zusammen^ 
hang  ihrer  Kämpfe  gegen  die  S[ianier  unter 
Philipp  IL  Bei  ihrer  politräohen  und  reli- 
giösen Opjtositionsstellung  gegen  Sjanien 
es  verständlich,  daß  sie  mit  besonderer  Schärfe 
die  Ansprüche  der  kathoUscheu  Fürsten  aus 
der  päpstlichen  Teilung  bestritten  und  grund- 
sätzlich die  Freiheit  von  Schiffahrt 
und  Handel  auf  den  Weltmeeren 
betonten.  Dieses  Prinzip,  welches  für  die 
gesamte  Entwickelung  des  modernen  Vdlker^ 
rechts  und  der  Weltwirtschaft  von  ent- 
scheidender Bedeutung  geworden  ist,  ist 
zuerst  im  ZuBammennange  mit  kolonial- 
politischen Bestrebtmgen  ausgeaprochen  wor- 
den. Grundlegend  wurde  aie  Schrift  v<»i 
Hugo  Grotius:  Mare  liberum  nve  de  jure 
quod  Batavis  competit  ad  Indicaoa  com- 
mercia  (1609). 

Als  dann  Portugal  zeitweilig  unter 
s|(ani8che  Herrschaft  geriet  (1580—1640), 
haben  sich  die  Niederländer  auch  gegen  die 
portugiesischen  Kolonialunternehmungen  in 
Indien,  die  damals  bereits  in  einer  gewissen 
Blüte  standen,  ^wendet 

Bei  ihren  borschungsfahrten  nach  dem 
Stillen  Ozean  entdeckten  die  Nieder- 
länder 1615  in  Südamerika  das  Kap  Horn; 
in  Ostindien  richteten  sich  ihre  Bestrebungen 
nicht  nur  auf  festländisuhe  Punkte,  sondern 
von  vornherein  besonders  auch  auf  die  Sunda- 
inseln,  wo  sie  mit  kurzer  Unterbrechung 
(9.  unten)  bis  zum  heutigen  Tage  herrschend 
geblieben  sind.  Von  hier  aus  haben  sie 
dann  weiterhin  erhebliche  Teile  des  aus- 
stralischen  Kontinents,  der  eben  daher  den 
Namen  „NeuhoUand"  trägt,  und  einen  er- 
hebliehen Teil  der  Inselwelt  der  Sttdoee 
entdeckt 

Voiülwrgehend  haben  die  Holländer  unter 
!  Moritz  von  Nassau  auch  in  dem  portugieü- 
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sehen  Brasilien  sich  festgesetzt.  Eben- 
falte  nicht  von  dauerndem  Bestand,  aber 
nng'leich  folgenschwerer  in  kultureller  Hin- 
aoDt  waren  ihre  kolonisatorischen  Versuche 
in  Nordamerika.  Hier  haben  sie  die  K. 
Neu*NiedeTland  b^rQndet.  1G67  ging  diese 
00  die  EngUbider  verloren,  die  Haupt- 
stadt Neu-Amst«^m  wurde  in  Xew  York 
amgeüuft.  Das  niederländische  K(donisten- 
element  aber  ist  voa  ebenso  ^ßer  als 
s^nsrdcher  Bedeutung  fOr  die  weitere 
Eotwickelung  jenes  Gebietes  geworden; 
iHK^  heute  führen  politisch  und  sozial  ein- 
fiofireiche  Familien  der  Tereioigten  Staaten 
Ton  Amerika  ihren  Urspnmg  mit  besonderem 
Stolz  auf  die  Holländer  zurück. 

Die  FranxoBen  hatten  gleichfalls  schon 
früh,  fast  gleichzeitig  mit  den  Engländern, 
Kntde<^UDgsfahrteD  nach  dem  nördlichen 
Amerika  untemommen.  Indessen  haben  die 
politischen  Verbältnisse  des  Mutterlandes  es 
mit  sich  gebracht,  daß  die  kolonialen  Be- 
strebungen lange  Zeit  ohne  praktische  Durch- 
r^rung  blieben.  Erst  die  Erstarkung  des 
kontinentalen  Frankreich  unter  Richelieu 
und  vor  allem  unter  der  Regierung  Lud- 
wigs Xrv.  imd  der  weitblickenden  Verwal- 
tung Colberts  ermöglichte  eine  energische 
koloniale  Betätigung  aufamerikanischem 
Boden.  Diese  erstreckte  sich  einerseits  auf 
den  Norden,  wo  Kanada  und  Akadien 
aht  französisch  anerkannt  wurden,  mid  ao- 
dereneits  seit  1680  auf  den  Süden  Nord- 
amerikas, das  Missisippigebiet,  wo 
noch  heute  Namen  wie  Louisiana,  St.  Louis, 
Neu  Orleans  n.  a.  m.  an  den  franziüsischen 
CiBpnin^  erinnern.  Das  Bestreben  Frank- 
racns  ging  lange  Zeit  dabin,  zwischen  diesen 
bdden  großen  Gebieten  eine  gesicherte  terri- 
toriale Verbindung  herzustellen.  Hier  aber 
mufiten  die  baozCsischen  Interessen  immer 
wieder  mit  den  englischen  zusammenstofien. 

Neben  den  bisner  genannten  kolonialen 
Haoptnationen  jenor  Jahrhunderte  haben 
»nch  kleinere  enropftiscbe  Staaten  damals 
kdoniale  Erwwbraigen  gemacht,  insbesondere 
die  Dänen,  die  1671  die  westindische 
Insel  St.  Thomas  besetzten  nnd  »e  bis 
xom  heutigen  Tage  erhalten  haben.  Auch 
Brandentjurg  unter  dem  Großen  Kurfürsten 
unternahm  in  Westindien  im  Ausgange 
des  17.  Jahrh.  koloniale  Versuche  (vgl.  hier- 
über Abschn.  II,  2).  Westindien  gewährt 
bis  zum  heuti^n  Tage  eine  bunte  Muster- 
karte von  Ansiedelungen  der  älteren  Kolo- 
nialnationen. In  jene  Inselgruppen  haben 
sich  Spanier.  Engländer,  Franzosen, 
Niederländer  und  Dänen  geteilt,  wo- 
bei die  Spanier,  die  ersten  Ansiedler,  mehr 
und  mehr  zurückgedrängt  wurden.  An  der 
benachbarten  Nordküste  Südamerikas 
haben  sich  gleichfalls  die  eim}p^schen 
Natiwen  nebeneinander  niedei^lassen.  Xnsr 
besondere  war  dies  in  Guyana  dor  Bdl,  das 


nach  wechselnden  politischen  Schicksalen 
heute  teils  britisch,  teils  niederlän- 
disch, teils  französisch  ist. 

In  ähnlicher  nationaler  Mischung,  aber, 
entsprechend  der  Grüße  des  Landes  in  einem 
weit  großartigeren  Maßstabe,  vollwg  sich 
die  kdoni^lpoutische  Entwickelnng  in  Ost- 
indien. iGer  hatten  sich  zunächst,  wie  wir 
ob«i  sahen,  die  Portugiesen  festgesetzt. 
Den  Handelsstraßen  folgend,  die  schon  Jahr- 
htmderte  vorher  mit  Erfolg  die  Araber  ein- 
geschlagen hatten,  haben  sie  rasch  die  ^upt- 
küsten  andi  des  hinteren  Indiens  und  er- 
heblicher Teile  Chinas  und  Japans  erreidit. 
In  China  erinnert  noch  heute  die  portu-, 
giesische  Makao  (begründet  1577)  an  jene 
Zeiten.  Bald  aber  folgten  Holländer» 
Engländer  und  Franzosen  auch  nach 
Indien.  Wie  für  die  Portugiesen,  so  konnte 
auch  für  diese  drei  Nationen  es  sich  zu- 
nächst hier  nur  um  die  Begründung  von 
Handelskolonieen  handeln ;  jahrhundertelang 
hat  bei  allen  dreien  die  kolonisatorische 
Tätigkeit  auf  indischem  Boden  nicht  dem 
Staate  selbst,  sondern  großen  ])rivUegierteü 
kaufmännischen  Kompagnieen  obgelegen  (vgl. 
Abschn.  m,  1). 

Die  Portugiesen  haben  ihre  weitver- 
zweigten indischen  Besitzungen  auf  die  Dauer 
nicht  halten  künnen;  nach  hartnäckigen 
Kämpfen  haben  sie  dieselben  endgültig  den 
Niederländern  Überlassen  mit  Ausnahme  des 
noch  heute  portugiesischen  Goa  an  der 
Küste  von  Malabar. 

Zwischen  Franzosen  und  Englän- 
dern hat  mehr  als  ein  Jahrhundert  lang 
die  Rivalität  um  die  indischen  Be- 
sitzungen gespielt.  Jeder  der  großen 
europ^schen  Eri^^  fand  sein  Gegenstü<^ 
in  hartnäckigen  Kämpfen  auf  indischem 
Boden.  Wäm«nd  die  Franzoseu  hier  zur 
Zeit  des  Csteiteichischen  Erbfolgekrieges 
(1741—1748)  überwi^nd  äear&cn.  waren, 
wandte  sich  w^r«ia  des  Siebenjährigen 
Krieges  (1756—1763)  das  Kriegsglück  in 
Indien  auf  die  Seite  der  Engländer.  Die 
Engländer  eroberten  damals  süintliche  fran- 
zfiBischen  Be^tzungen;  im  Pariser  Frieden 
(1763)  wurden  nra:  Pondichery  und  einige 
Faktoreien  an  Frankreich  zurQd»egeben. 
Auch  im  späteren  Frieden  von  Vereailles 
(1783)  verbueb  es  bei  diesem  Besitzstande 
in  Indien.  — 

Bevor  wir  die  weitere  Gestaltung  der 
Kolonialreiche  in  Asien  und  Amerika  ver- 
folgen, müssen  wir  noch  einen  kurzen  Rück- 
blick auf  die  kolonialen  Bestrebungen  auf 
afrikanischem  Boden  in  der  bisher  be- 
handelten Epoche  werfen. 

Nach  den  obenerwähnten  ijäpstlichen  Ent- 
scheidungen ^hörle  Afrika  außer  den 
spanischen  Kanarischen  Inseln  den  Por- 
tugiesen, doch  wurde  diese  Entscheidung 
von  den  anderen  Koloniajnationen  nicht  lange 
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respektiert.  Von  Italienern  (Glenaesen), 
Franzosen,  Engifindern,  später  auch 
von  Hollfindern,  selbst  von  Dänen  und 
vom  Großen  Kurffirsten  von  Branden* 
barg  wurden  koloDisatorische  Uoterueh- 
mungenauf  dieafribanischen  Efisten  gerichtet 

£iDen  starken,  freilich  unrühmlichen  Auf- 
schwung nahmen  hier  die  kolonialen  Be- 
strebungen aller  Nationen,  als  infolge  der 
Yemichtong  der  dnh^raischen  BevS&samng 
in  Amerika  und  der  alsbald  dort  auftretenden 
Arbeiterfrage  die  Einfahr  von  N^om  ans 
AMka  und  damit  ein  überaus  nmfaivrrächer 
und  gewinnbringender  Sklavenhandel 
entstand.  Nodi  heute  geben  die  Namen  der 
afrikanischen  Küsteostrecken,  auf  denen  sich 
damals  der  internationale  Wettbewerb  der 
genannten  YOlker  abspielte,  eine  charakteri- 
stische Vorstellung  von  dem,  was  man  in 
jener  Zeit  von  der  kolonialen  Unternehmung 
vor  allem  erwartete:  „Pfeffer-",  „Elfenbein-", 
„Gold-"  und  „Sklavenküste''.  Dazwischen 
freilich  erinnern  Namen  wie  „Liberia"  und 
„Freetown"  zugleich  an  die  sinteren  Be- 
strebuogen  zur  Befreiung  der  Sklaven  und 
zu  ihrer  Sefihaftmachung. 

Die  ursprünglichen  Entdecker  jener 
Küsten,  die  Portugiesen,  haben  diesen  Be-' 
sitz  auf  die  Dauer  nur  an  einzelnen  Punkten 
behaupten  kSnnen,  hingegen  haben  sie  ihre 
E.  in  Tf^ieder-Guinea  und  an  der  Ostkfiste 
von  Afrika  bis  ztun  heutigen  Tage  behalten. 
Der  wichtige  Besitz  im  Süden  aber,  das 
Kapland,  ist  ihnen  von  den  Hollfindern 
entrissen  worden ,  die  ihn  ihrerseits  im 
19.  Jahrh.  an  England  verloren  haben.  — 

Wir  haben  oben  gesehen,  daß  die  eng- 
lische Kolonial  macht  im  18.  Jahrh.  m 
Indira  ebenso  wie  in  Amerika  in  uidauemdem 
Vordringen  begrifTen  war.  Sie  erlitt  aber 
eine  schwere  £a«chütterung  durch  den  Ab- 
fall der  wichtigsten  seiner  K.  in  dem  nord- 
amerikanischen  Cnabhfingigkeits- 
krie«e  (1773—1783).  Den  fiuBeren  Anlaß 
zu  dieser  Emanzipiüion,  die  zu  den  folgen- 
reichsten der  Weltgeschichte  gehArt,  bot  be- 
kanntUch  eine  an  sich  uneriieuiohe  Stoueran- 
gel^nhät,  n&mlich  die  frage  des  Teezolles. 
Hinter  dieser  Frage  aber  standen  grund- 
Atzliche,  wirtscaoftliche  Schwierigkeiten 
und  politische  Interessen :  einerseits  die 
immer  deutlicher  in  Erscheinung  tretende 
wirtschaftliche  Rivalit&t  zwischen  Mutter- 
land und  E.  und  andererseits  die  Frage  der 
SelbstregieruDg  dieser.  Am  4  Juli  1776 
erklärten  die  13  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  förmlich  ihre  Unabhängigkeit. 
Die  alten  europäischen  Rivalen  En^Unds, 
Franzosen,  Spanier  und  Niederländer,  leisteten 
nacheinander  den  Nordamerikanern  mili- 
tärische und  politische  Hilfe  und  erlangten 
auch  ihrerseits  koloniale  Vorteile.  Damals 
war  £k)gland  nach  seiner  eignen  Auffassaog 
in  seinei'  kolonialen  Entwickelung  derartig 


zurückgeworfen,  daß  nicht  niur  das  Amt  des 
Staatssekretärs  ffir  Amerika,  sondern  über- 
haupt das  Colonial  Office  aufgehoben  wurde. 

Das  Wiedererstarken  des  kolo- 
nialen England  trat  aber  alsbald  ein  in 
den  Kriegen,  die  sich  an  die  französische 
Revolution  und  die  napoleooischeo  Bestre- 
bungen knöpften.  Während  sämtlicher  euro- 
päischer Krälitionskriege  gegen  Frankreich 
fanden  wichtige  Kämpfe  zwischen  Franzosen 
und  Engländern  auf  kolonialem  Gebiete  statt 
Im  Jahre  1795  eroberten  die  Franzosen 
Holland,  das  in  die  batavische  Republik  um- 
gewandelt und  gezwun^n  wurde,  ein  Schutz- 
und  Trutzbflndnis  mit  Frankreich  abzu- 
schließen. Im  Jahre  1797  wurde  auch 
Spanien  zum  Anschluß  an  Frankreich  ge- 
nötigt. Ntmmehr  boten  nicht  nur  die  fran- 
zösischen, sondern  auch  die  bis  dahin  hol- 
ländischen und  säuischen  K.  den  Eng- 
ländern ebenso  breite  als  willkommene  An- 
griCTsflächen  in  allen  Erdteilen. 

Napoleon  sucUtegeradeauchanf  kolonialem 
Gebiete  England  empfindlich  zu  treffen  \  auf 
die  Dauer  mangelten  Oim  indessen  die  militäri- 
schen und  maritimen  Kräfte,  um  neben 
seinen  blutigen  europäischen  Kriegen  auch 
See-  und  überseeische  Kämpfe  großen  Stils 
siegreich  zu  Ende  zu  führen.  Im  Jahre 
1798  unternahm  er  seinen  Zug  nach  Aegyp- 
ten. Im  Hintergrunde  stand  zweifellos  der 
Gedanke,  dieses  Land  als  Etappe  auf  dem 
Wege  nach  Indien  zu  gewinnen.  In  Indien 
sdbst  suchte  er  damals  und  auch  noch 
während  der  folgeuden  Koalition  skriegeg^n 
die  Eogländer  Fühlung  mit  den  einheimischen 
Maharattenfürsten.  Durch  den  Si^  Nelsons 
in  der  Seeschlacht  von  Abukir  scheiterten 
seine  Pläne;  die  Engländer  blieben  gegen 
die  Eingeborenen  in  Indien  in  langjährig 
Kämpfen,  zuletzt  im  Jahre  1805,  siegreich. 

Als  nach  den  Kriegen  von  mehr  als  zwei 
Jahrzehnten  im  Jahre  1815  die  Wiener  Ver- 
träge das  politische  Gesamtbild  nicht  nur  in 
Europa,  soudern  auch  in  den  K.  festiegten, 
ging  England  mit  erheblichem  ilacht- 
zuwachs  daraus  hervor.  Es  erhielt  in 
Europa  Helgoland,  das  erst  1890  an  Deutsch- 
land abgetreten  wurde  (s.  Abschn.  II,  2) 
und  Malta,  erwarb  das  Protektorat  über  die 
jonischen  Inseln  und  gewann  von  Frank- 
reich Mauritius  (Isle  de  IWice)  sowie 
einige  westindische  Besitzungen  und  v<m 
Holland  einen  Teil  dm*  K.  Guyana,  das 
Eapland  und  in  Indien  alle  hoUftndisi^en  K. 
auf  dem  Festlande  sowie  die  Insel  Ceylon. 
Die  spanischen  E.  verblieben  damals  bei 
diesem  Lande,  da  Spanien  zuletzt  der  Koalition 
g^n  Na^xileon  angehört  hatte. 

b)  Von  1816  bis  snr  Gegenwart.  Wir 

haben  nunmehr  in  aller  Kürze  die  Ge- 
staltung des  überseeischen  Besitzes  aller  der- 
jenigen Nationen,  die  heute  K.  ihr  eigen 
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oeoaeoj  im  Laufe  des  Jahrhaaderts  nach| 
den  Wiener  VertrSgeD  za  betrachten. 

England  hat  sowohl  die  Ausdehnung 
«ioes  Kolonialbesitzes  als  die  innere  Organi- 
atioQ  and  Festigung  desselben  in  allen  vier 
aoBerearotAischen  Erdteilen  erfolgreich  fort- 
geführt. Eine  antikoloniale  StrOinung,  die  in 
i'iroSbritaiuiieD  selbst  um  die  Mitte  des 
Vi.  Jabrh.  einsetzte,  hat  nur  vorQbergehend 
zu  noem  Stillstände  in  dieser  Bewegung 
t:efflfart  nod  ist  nach  kurzer  Frist  wieder- 
um TOD  einer  noch  verstärkten  Tendenz 
kniomaler  Ausbreitung  abgelöst  worden. 

Auf  dem  Boden  Nordamerikas  ist 

Eogland  gelungen,  diejenigen  seiner  E.,  die 
ihm  nach  dem  Abfall  der  Vereinigten 
Staaten  verblieben  waren,  sich  zu  erhalten, 
indem  es  ihnen  freiwillig  änfierst  weit- 
gebäide  Freiheiten  und  eine  Selbstregie- 
raag  gewährte,  die  jene  Oebiete  in  vieler 
liiosicht  dncm  selbstfindi^n  Staate  gleich- 
-'lellen,  immerhin  aber  wichtige  wirtschaft- 
liche, politische  und  aack  militärische  Bande 
mit  dem  Hntterlande  bestehen  lassen  (vgl. 
mUa  Abechn.  IT,  2).  Kach  jahrzehntelangen 
KoDfiikteOf  die  iosbesraidere  auf  den  Oe- 
iftaatz  des  ec^lischeo  nnd  des  französischen 
£lementea  in  Kanada  zurfickgingen,  wurde 
«chlieUich  1867  die  Konföderation  von 
Britisch -Nordamerika  herbeigeführt 
naä  die  heutige  „Dominion  of  Ganada'' 
begrfindet,  die  damals  aus  Ober-  und  üotez^ 
Kaoada,  Meabraans(^wdg  tud  Nenschottland 
tiestand  und  sich  sdther  durch  Mauituba, 
Bfitittb-Kolambien,  die  ^inz  Edwards- 
inwlo  und  die  sog.  nordwestlichen  Twri- 
tnrien  (an  der  Hudsonbay)  erweitert  hat 

In  Asien  hat  das  19.  Jahrh.  eine  er- 
beblidie  Ausdehnung  des  englisch- 
indischen  Reiches  gebracht,  das  teils 
'lurcfa  förmliche  Einverleibung  großer  Nach- 
torgebiete,  teils  durch  Erwerbung  eines 
Ptntektorats  Ober  solche  erweitert  wurde. 
D?r  englische  Besitz  machte  eine  ernste 
ErachQtterDDg  durch  infolge  des  Einge- 
'■orenenaufetaadea  in  den  Jahren  1855 — 1857, 
•ler  von  England  blutig  unterdrückt  wurde 
nod  xnr  AuflGsnng  der  ostindischen  Kom- 
pagnie nnd  zum  Uebergang  der  Verwaltung 
T<  0  dieser  auf  den  Staat  führte  (vgl.  unten  Ab- 
f  -hn.  III,  1).  Von  der  indischen  Verwaltung 
reseortieren  auch  die  Besitzungen,  die  Eng- 
land im  19.  Jahrh.  in  Arabien  nnd 
•>^oeo  Inseln  erworben  hat.  besonders  Aden, 
am  das  üch  ein  ausgedehnter  arabischer 
Kolnoialbesitz  herausgebildet  hat,  und  die 
IdkI  Fetim. 

Von  besonderer  wirtschaftlicher  und  auch 
politischer  Bedeutung  ist  der  Besitz  der 
in^el  Sin^apore  geworden,  die  allmählich 
-^di  xum  HittelpunVt  der  wichtigen  K.  der 
Stfiits  Settlements  an  dw  StraBe  von  Malakka 
RHtaltet.  nnd  eben  mit  BUcksicht  auf  diese 
z^ni^nphiscfae  lAge  (nne  stets  nw^  wachsende 


Wichtigkeit  gewonnen  hat,  entsprechend  der 
zunehmenden  Bedeutung  der  englischen  In- 
teressen im  fernsten  Osten;  erst  jüngst  hat 
England  seine  militärisch-maritime  Stellung 
in  jener  K.  erheblich  verstärkt.  Im  benach- 
barten Gebiete  der  Sundainseln  beherrscht 
England  den  Norden  von  Borueo  (1846) 
und  übt  ein  Protektorat  über  das  Sultanat 
Sarawak  an  der  Nord  Westküste  der  Insel  aus. 

In  China  sdbst  ^langte England  zuerst 
in  dem  sog.  Ojpiumkriege  (1839—1842)  zu 
einem  territonalen  Bräitz,  indem  es  1841 
die  Insel  Hongkong  erwarb,  die  ihm  im 
folgenden  Jahre  im  Friedensverträge  von 
Nangkiog  förmlich  abgetreten  wurde.  Die 
K.  ist  später  durch  Erwerbung  des  gegen- 
überliegenden Feetlanddistriktes  von  Kowloon 
vergrSfiert  und  dieser  wiederum  im  Jahre 
1898  durch  Pachtung  eines  größeren  Terri- 
toriums erweitert  worden.  Im  letzteren  Jahre 
haben  die  Engländer  femer  an  der  chiuesi- 
Bchen  Küste  Weihaiwei  gepachtet. 

Zu  erwähnen  ist  endlich,  daß  nach  dem 
nissisch  -  türkisdien  Kriege  im  Berliner 
Frieden  (1878)  die  Insel  Cypern  unter  eng- 
lische Verwaltung  gekommen  ist,  obwohl 
nominell  das  Eigentimi  der  Türkei  fortbe- 
steht- — 

Während  in  Asien  und  Amerika  die  eng- 
lische K-poUtik  des  19.  Jahrh.  eine  Fort- 
setzung alterer  Bestrebungen  bildet,  hat 
dieses  Jahrhundert  zwn  neue  englisdie 
Kolonialreiche  entstehen  sehen  inAnstra- 
lien  und  in  Afrika. 

Zuerst  fl787)  durch  deportierte  Ver- 
brecher (vgl.  oben  Abschn.  I.  2)  bald  aber 
durch  freie  Kolonisten  wurdeNeu-Sdd-Walee 
b^iedelt  Im  19.  Jahrh.  folgten  die  K. 
Viktoria,  Westaustralien,  Südanstralien  und 
Queensland.  Alle  diese  Gebiete  besiteen 
eine  ähnlich  weitgehende  Selbstverwaltung 
wie  die  kanadischen  K.  und  haben  sich  auch 
analog  diesen  im  Jahre  1900  zu  einer  Kon- 
föderation unter  dem  Namen  „Common 
wealth  of  Australia"  zusammenge- 
schlossen. Außerhalb  dieses  Bundes  und 
des  australischen  Kontinents,  auf  dem  die 
bisher  genannten  Gebiete  sämtlich  liegen, 
befindet  sich  als  englische  K.  mit  ausge- 
dehnter Selbstverwaltung  die  Insel  Neusee- 
land. Nördlicii  davon  hat  Großbritannien 
die  Fidschiinseln  erworben.  Zur  nämlichen 
Zeit,  als  die  Deutschen  die  Nordostküste 
von  Neuguinea  besetzten,  haben  die  Eng- 
länder den  Süden  der  Insel  okkupiert  und 
sdUießlich  gelegentlich  der  Samoaverträge 
von  1899  die  Tongmnseln  nebst  den  beiden 
Salomonsinseln  Choiseul  und  Isabel  erhalten 
(vgl.  unten  Abschn.  II,  2). 

Die  gi'Oßte  Kolonialaktion  Englands  im 
19.  Jahrh.  aber  wird  gekennzeichnet  durch 
die  Bildung  eines  großen  Kolonialreiches  auf 
afrikanischem  ßoden;  sie  zeigt  ein  plan- 
mäßiges Vorgehen,  das  berräts  zu  Be^n 


Digitized  by  Google 


m 


Kolonie«!  und  EolonialpoUtik 


des.  Jahrhunderts  einsetzt  und  sich  in  immer  | 
weiterer  Ausdehnung  in  das  20.  Jahrh.  her- 
überzieht 

In  der  Kapfcolonie^  die  1815  endgültig 
englisch  ^worden  war  (s.  oben),  hat  das 
holländische  Element,  das  cbunaU  und 
%uiB  Teil  noch  heute  das  englische  an  Zahl 
flbertiifit,  sich  nur  sehr  schwer  an  die  neue 
pöUtiBche  Herrschaft  gewShnt  und  wiederholt 
yeraa^  durch  Wanderungen  nach  Norden 
sidi  ihr  zu  mitziehen.  Zuerst  wanderten 
die  hollfindischen  Bauern  nach  Natal,  1843 
^>er  wurde  auch  dieses  Land  zur  en^iscben 
K.  erklärt,  dann  wandten  sie  sich  nCrdüch 
zum  OranjefluB,  doch  1847  wurde  die  Kap- 
kolonie bis  zu  diesem  FluB  ausgedehnt ; 
nördlich  von  diesem  Fluß  wurde  1884  das 
Betschuanaland  dem  englischen  Kolonialbe- 
sitz einverleibt. 

Die  Buren  hatten  inzwischen  oeue  Frei- 
staaten in  der  Oranjerepublik  und 
Transvaalrepublik  begründet,  die  ab- 
wechselnd in  eine  engere  Frotektoratsstellung 
zu  England  gerieten  und  dann  wieder  zu 
größerer  Freiheit  gelangten,  ohne  daß  eine 
endgültige  Begelimg  gefunden  wurde.  In 
den  Jahren  1899 — 1902  kam  es  dann  zn 
der  blutigen  Auseinandersetzung  im  Buren- 
kriege, der  endgültig  die  englische  Herr- 
sch£^  sicherte.  Die  jün^ten  englischen 
Yerwallungsmaßnahmen  zielen  darauf  hin, 
auch  diesen  neuen  englischen  K.  eine  ge- 
wisse Autonomie  zu  gewähren,  —  1906  Ver- 
leihung von  Yerfessungen  &a  die  Transvaal- 
und  die  Oranje-FIuß-K.  —  und  die  ganze 
neuere  Entwickehing  deutet  darauf,  daß  ^ 
unter  den  englisch-südafrikanischen  K.  zu 
einer  analogen  Konföderation  kommen  wird, 
wie  wir  solche  im  englischen  Nordamerika 
und  in  Australien  haben  entstehen  sehen.  — 
Eine  besonders  geartete  Organisation  besitzt 
zurzeit  noch  die  von  dem  ebenso  w«t- 
blid^raden  als  rficteichtaloBea  engüschen 
Kdooialpiopier  in  Südafrika,  Cecil  Rhodes,  be- 
gründete und  nach  ihm  benannte  K.  Rhodesia, 
die  von  einer  privil^ierten  Eolonialgesell- 
schalt  verwaltet  wira  (v^d.  Abschn.  II,  1). 

An  der  afrikanischen  Westküste  erwarb 
England  einen  aiuvedehnten  Eolonialbemtz 
am  unteren  und  mittlren  Niger  und  B  e  n  n  e. 
Ao  der  Ostküste  des  Kontinents  entstand 
die  K.  Britisch-Ostafrika,  die  auch 
das  Protektorat  über  Sansibar  umfaßt  Die 
K.. reicht  bis  zum  Viktoriasee  und  den  Nil- 
riuellen  und  berührt  sich  hier  bereits  mit 
4er  Inter^sensphÄre,  die  England  von 
■Aflgypteo  her  im  Laufe  des  19.  Jahrh,  plan- 
mäßig nilabwärts  nach  dem  Sudan  vor- 
geschoben hat.  Aegypten  selbst  steht 
rechtlidi  bis  heute  allerdings  noch  unter 
der  Herrschaft  des  eigenen  Khedive  und 
unter  türkischer  Souveränität,  politisch  und 
wirtschaftlich  aber  hat  England  mehr  und 
mehr,  dort  Fuß  gefaßt  und  hat  1882  den 


Aufstand  Arabi  Paschas  benutzt,  am  seine 
Stellung  noch  fester  zu  gestalten.  Die  eng-* 
lische  Festsetzung  in  Aegypten  ist  lange 
Zeit  nicht  ohne  Widerspruch  geblieben,  ins- 
besondere von  selten  des  alten  kdonialeu 
Rivalen  Englands,  nämlich  Frankreichs. 
In  jüngster  Zeit  Itat  durch  ein  umfaasendea 
englisch-franzödsches  Koloniah^kommeD  von 
1904  England  von  dies«-  Seite  in  Ägypten 
freie  Hand  erhalten  (vgL  unten);  hängten 
sdifflnt  neuerdings  wieder,  als  ob  in 
diesem  Lande  der  alte  Bassen-  und  religii^ 
Gegensatz  der  eingeborenen  BevUkerung  zu 
der  kolonidraenden  Macht  sich  stärkeo^  geltend 
macht. 

Frankreich.,  das  im  Jahre  1815  nur 
einen  sehr  bescheidenen  Rest  seines  einstigen 
überseeischen  Boitzes  gerettet  hatte,  hat 
im  I^ufe  des  19.  Jahrb.  sich  ein  neues 
großes  Kolonialreich  geschaffen,  das  heute 
das  zweitgrößte  der  Erde  ist. 

In  Asien  ist  ihm  die  Bildung  eines 
großen  indo-chinesischen  Reiches 
gelungen.  Nachdem  Frankreich  in  den  60er 
Jahren  Gochinchina  und  Cambodja  von  Änam 
erworben  hatte,  wurde  das  ganze  letztere 
Reich  1874  zum  Protektorat  erklärt  und 
10  Jahre  später  Tonking  ebenfalls  als  Pro- 
tektorat erworben.  —  In  der  SÖdsee  wurde 
die  K.  Neukaledonien  und  eine  Reihe 
weiterer  Inselgruppen  erworben  (vgl  die 
Aufzählung  in  der  Tabelle  am  Ende  diese» 
Abschn.). 

Die  wichtigste  koloniale  Entwickelung 
des  19.  Jahrb.  aber  hat  sich  auch  für  Frank- 
reich auf  afrikanischem  Boden  vollzogen, 
Algerien  wurde  seit  1830  in  langwierigen, 
durch  Jahrzehnte  sich  hinziehenden  Kämpfen 
erobert.  Von  dort  aus  hat  Frankreich  seinen 
Kolonialbesitz  dann  mehr  und  mehr  über  daa 
Gebiet  derSahara  hin  auegedehnt  In  Sene- 

fambienistein  umfangreicher  f ranzöascher 
olonialbesite  entstanden.  Timbuktu  und 
Dahomey  wurden  erobert  und  die  OeMeto 
am  oberen  und  mittleren  Niger  dem  fran- 
zösischen Koloni^rddi  einven«bt  An  dem 
südlichen  großen  afrikanischen  Strom,  dem 
Kongo,  entstand  auf  dem  Nordufer  glekdi' 
falls  eine  ausged^te  K.,  Franzöeisch-Koogo, 
die  sich  mit  ihren  Dependenzen  bis  zum 
Tschadsee  erstreckt  In  weiterem  Vordringen 
nach  Osten  hat  Frankreich  versucht,  stdk 
bis  zum  obei'en  Laufe  des  Nils  auszudehnen. 
Hier  jedoch  mußt©  es  mit  der  englischen 
Kolontalsphäre  zusammenstoßen.  Als  im 
Jahre  1898  Faschoda  von  Franzosen  beeetzt 
wurde,  vei-laogte  und  eireichte  England  seine 
Räumung. 

An  der  afrikanischen  Ostküste 
erwarb  Frankreich  Obok.  und  weiter  im 
Süden  die  große  Insel  Madagaskar,  die 
zunächst  zum  Protektorat  und  alsdann  X89r» 
förmlich  als  K.  erklärt  wurde. 

Mit  besonderer  Beharrlichkeit  aber  hat 
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Jftenkreich  im  ausgehenden  19.  und  be- 
ginnenden 20.  Jahrh.  versucht,  seine  koloniale 
ESnSußephäre  an  der  afrikanischen  Nord- 
kflste,  die  durch  ihre  Lage  am  Mittelmeer 
naturgemäß  von  hoher  politischer  und  wirt- 
sciiaftlic^er  Bedeutung  ist,  auszudehnen. 
Das  CetUche  Nachbarland  von  Algerien, 
daa  türkische  Tunis,  wurde  im  Jahre 
1881  trotz  des  heftigen  Widerspruchs  der 
I^Uener,  die  daselbst  erhebliche  Interessen 
beräfien,  zum  fruizO&i&chen  Protektorat  ge- 
macht. Aehnlich  war  Frankreich  bestrebt, 
den  algerischen  Besitz  nach  der  Westseite 
auszudehnen  und  das  große  Nachbarredch 
Marokko  gleich&iUs  unter  sein  Protektorat 
oder  wenigsteDS  unter  seinen  entscheiden- 
den Einfluß  zu  bringen.  Lange  Zeit  wurden 
hier  die  französischen  Bestrebungen  durch 
die  RivalitiU;  Englands  in  Scha^  gehalten. 
Im  Jahie  1904  aber  kam  das  bereits  erwähnte 
KokmialiUtlKunmen  zustande,  wonach  den 
9navoeieia  in  Marokko  en^lscherseits  freie 
Hand  gelassen  wurd&  iJieses  Abkommen 
nreier  europfiisoher  Nationen  Aber  einen 
dritten,  bis  dahin  TSlüg  souverftuen  Staat 
iridersprach  zweifellos  aUgemönen  Völker^ 
reditÜäwn  Gnmdsfttzen  und  den  besonderen, 
im  Jahre  1880  durch  die  Internationale  31a- 
rokkokon!«renz  festgelegten  Bestimmungen. 
Hit  bestem  Recht  erklSrte  deehalb  Deutsch- 
land, dieses  Abkommen,  das  ohne  seine  Be- 
fiBgUDg  abgeschlossen  war,  nicht  anzuer- 
kennen, und  verlangte  eine  abermalige  inter- 
nationale Regelung  unter  Hinzuziehung  der 
SignatarmSchte  der  früheren  Konferenz  und 
Marokkos  selbst  Diese  Neuordnung  ist 
jüngst  (Frühjahr  1906)  erfolgt  in  der  Kon- 
ferenz von  Algeciras.  Wenngleich  darin  den 
besonderen,  durch  die  gengraphische  Nach- 
barschaft Algeriens  bedingten  Interessen 
Frankreichs  Rechnung  getragen  worde,  ist 
doch  grundsfttzlich  der  deutsche  Staudpunkt 
durchgedrungen,  indem  eine  internationale 
R<^dung  der  bestehenden  Differenzpunkte 
in  völkerrechtlich  bindende  Weise  festgelegt, 
die  Souverftnität  des  Landes  aufrecht  er- 
halten und  damit  der  mit  Recht  befürchteten 
^Tunisierung"  Marokkos  ein  Riegel  vor- 
geechoben  ist 

Die  Niederlande  haben  im  Laufe  des 
19,  Jahrh.  ihr  ostindisches  Kolonialreich 
erheblich  erweitert  und,  zum  Teil  unter 
heftigen  Kämpfen,  militärisch  und  admini- 
stntiT  befestigt  Ihren  Kolonialbesitz  in  der 
Sfldsee  und  in  Westindien  haben  sie 
behauptet 

Portugal  bat  bereite  im  ersten  Viertel 
des  19.  Jahrtu  sedn  grüfites  Kolonialgebiet  eiu- 
gebfiflt  durch  die  fiinanupation  Brasiliens 
(18Ü2).  Im  übrigen  hat  es  seinen  alten 
K(d(«iia]besitz,  der  an  der  vorderindi- 
sehen  und  chinesischen  Küste  und  im 
Sondaan^pel  unbedeutend,  dagegen  in 
Afrika  noch  immer  tou  enieblicher  Aus- 


dehnung ist,  durch  das  19.  Jahrh.  hindiuch 
unverändert  bewahrt,  ihn  wirtschaftlidi 
allerdings  wenig  zu  erschließen  verstanden. 

Spanien  hingegen,  das,  wie  oben  gezeigt, 
in  den  Wiener  Verträgen  seinen  großen 
Kolonialbesitz  gerettet  hatte,  hat  diesen  seit- 
her bis  auf  einen  geringen  Rest  verloren 
und  ist  aus  der  Reihe  der  großen  Kolenial- 
staaten  ausgeschieden. 

Zunächst  büßte  es  seine  s  ü  d  -  und 
mittelamerikanischen  K.  durch  deren 
Abfall  ein  (1817—1824).  Aber  auch  seine 
westindischen  und  ostindischen  Be- 
sitzungen hat  Spanien  in  keiner  Weise  zu 
entwickeln  verstanden  und  sie  schließlich, 
als  die  alte  Kolonialmacht  mit  der  jüngsten, 
den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika, zusammenstieB,  auch  ^litisch  ver- 
loren. 1898  kam  es  zum  spanisch-amerik»* 
uischen  Kri^,  in  dem  Kuba,  Fortoriko, 
die  Philippinen  und  die  Marianen -Insel 
Guam  an  den  Si^er  übei^gingen.  Das 
Inselgebiet  der  Karolinen,  Falao  undMariaaen 
außer  Guam  hat  Spanien  im  folgenden  Jahre  au 
Deutschland  verkauft  Abschn.  II, 2). 
Qegenw&rtig  zählt  Spanien  nur  noch  einige 
westafrikanische  Inseln  und  kleine 
Küstengebiete  zu  seinen  K.  In  Marokko 
besitzt  es  von  altors  her  die  so^.  Prerädios 
und  eine  durch  sdne  geographische  Nach- 
barschaft bedingte  Einflußsphäre,  und  in  den 
jüngsten  Abmachungen  von  Algeciras  haben 
gewisse  Vorrechte  Spaniens  erneut  inter- 
nationale Anerkennung  gefunden. 

Italien,  die  jüngste  romanische  Groß- 
macht, das  zur  Zeit  seiner  politischenZerrissen- 
heit  fremden  Nationen  eo  viel  tüchtige 
Kolonialpioniere  geliefert  hatte  (s.  oben)  und  im 
19.  Jahrh.  große  Mengen  von  Auswanderern 
an  fremde  Gebiete  abgab,  hat  nach  seiner  poli- 
tischen E^inigung  ein  aktives  koloniales  Vor- 
gehen versucht,  dabei  jedoch  einen  Mißerfolg* 
erlitten.  1885  erwarb  es  am  Roten  Meer 
Massauah  und  versuchte  von  dort  aus  eine 
Protektoratsstellung  in  dem  weiten  abessy- 
nischen  Reiche  zu  erlangen.  Nachdem 
dies  vorübei^ehend  gelun^n  zu  sein  schien, 
kam  es  zum  Kri^,  der  im  Jahre  1896  mit 
der  Niederlage  ItaUens  bei  Adua  endete 
und  es  zwang,  seine  abessynischen  Pläne 
aufzugeben.  Zurzeit  besitzt  Italien  nur  die 
K.  Ery  tbräa  am  Roten  Aleer,  sowie  weiter 
südlich  einen  Teil  des  Somalilandes. 

Dänemark  hat  um  die  Mitte  des  19.  Jahrii. 
seine  K.  in  Westafrika  und  Ostindien 
an  England  verkauft,  hing^en  die  west- 
indischen Inseln  St  Croix,  St  Thomas 
und  St.  John  bisher  behalten.  Der  Voi^ 
schlag,  sie  an  die  Vereinigen  Staaten  zn 
veräußern,  ist  1903  vom  dänischen  Parlament 
abgelehnt  worden.  Im  hohen  Norden  be- 
sitzt Dänemark  die  Fartler-Inseln  (poli-^ 
tisch  im  Verwaltun^be^k  des  Mutterlandes, 
'  nidit  eigentliche  K.)  sowie  die  wenig  fruoht- 
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bare,  doch  von  einer  hochkulÜTierten  Be- 
T^terung  bewohnte  Insel  Island.  Allein 
diese  hat  in  langen  VerbsBungskAmpfen  eine 
zunehmende  Autonomie  »ch  errungen  und 
steht  nur  noch  in  änem  sehr  losen  Zu- 
samroeDhaDge  mit  dem  Uutterlande.  Dftnisdi 
sind  endlich  die  imwirtlichea  Kflsten  von 
Orönland. 

Eine  eigenartige,  in  ihrer  Art  der  Groß- 
zügigkeit nicht  entbehrende  Eatwickelung 
hat  das  koloniale  Vordriagen  BoBslands 
nach  Osten  im  19.  Jahrfa.  genommen;  denn 
von  einer  kolonialen  Bewegung  kann  und 
mnß  man  sprechen,  wenngleich  das  gewöhn- 
liche Kriterium  einer  solchen,  nämlich  die 
überseeische  läge  der  K.,  hier  nicht  vor- 
handen ist,  vielmehr  sich  die  Eotwickelung 
<Äne  örtliche  Unterbrechung  im  Vordringen 
auf  dem  Landwege  vollzogen  hat.  In  einem 
gewissen  Zusammenhange  damit  steht  auch 
der  politisch  -  rechtliche  Unterschied  der 
russischen  K.  gegenüber  denjenigen  der 
meisten  anderen  Nationen,  indem  Rußland 
auch  formell  in  der  B^el  nicht  eigentliche 
K.  begründet,  vielmehr  die  erworbenen  Ge- 
biete dem  Staatskörper  des  Mutterlandes 
selbst  angegliedert  tüt.  Als  förmliche  K. 
oder  genauer  ais  koloniale  Protektoratsl&nder 
wenden  von  Rußland  nur  die  Gebiete  von 
Bochara  und  Chiwa  gezählt. 

Rußland  hat  im  16.  und  17.  Jidu-h.  die 
sibirischen  Länder  an  sich  gebracht 
und  bereits  im  Anfange  des  18.  Jabrh.  den 
Stillen  Ozean  durch  Unterwerfung  von 
Kamsdiatka  erreicht.  £b  hat  in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrh.  atedann  die  Länder 
jenseits  des  Kaukasus,  die  tdls  tfirkisch, 
teils  persisch  waren,  an  sich  gebracht  und 
die  Tscherkessen  unterworfen,  es  hat  femer  die 
Kiigisensteppe  und  veiter  Chiwa,  Boctwn, 
Turkestan  und  Samarkand  besetzt  und  die 
Turkmenen  unterjocht  Die  Grenzen  sowohl 
gegen  Persien  als  gegen  Afghanistan 
wurden  mit  dieser  Eotwickelung  vorgeschoben 
und  gesichert  und  auch  gegen  das  eng- 
lisch-indische Pamirgebiet  eine  politisch 
bedrohliche  Stellung  gewonnen.  Alsdann  ist 
Rußland  gegen  die  großen  chinesischen 
Gebiete  vorgestoßen,  hat  zunächst  von  China 
das  Amurgebiet  (1858)  gewonnen  und 
am  Stillen  Ozean  Wladiwostock  („Herrscher 
des  Ostens")  zum  Hauptstützpunkt  gemacht 
Der  Wunscn  ßiißlands  ging  aber  weiterhin 
auf  die  Gewinnung  südlicherer  Häfen,  und 
es  gelang  ihm,  dieK  wangtung-Halbinsel 
pachtweise  zu  erwerben  (1898),  wo  es  die 
beiden  dicht  benachbarten  Häfen  Port  Arthur 
und  Dalny,  jenen  als  Kriegshafen,  diesen 
als  wirtschaftlichen  Stützpunkt  organisierte. 
Nach  den  chinesischen  Wirren  von  1900  be- 
hielt Rußland  die  von  ihm  besetzte  Mand- 
schurei in  seinem  militärischen  Besitz,  wenn- 
gleidi  es  nicht  zu  einer  förmlichen  Abtretung 
»un.   und  suchte  weiterhin  Korea  dem 


japanischen  ISnflaß  eu  entziehen.  Noch 
huigea  latenten  FemdseUg^ten  mit  Japan 
kam  es  zn  d^  blutigm  Abrechnung  in  dem 
Kriege  1904/1905,  der  mit  den  bekannten 
schweren  Niederlagen  Bufihinds  zu  Lande 
und  zur  See  endete.  Im  Frieden  von  Ports- 
mouth  mußte  es  auf  seine  jüngsten  Er> 
Werbungen  sowie  auf  die  Sfidhäifte  der  Insel 
Sachalin  wieder  verzichten.  Weit  darüber 
hinaus  aber  besteht  die  Bedeutung  des  Krieges 
darin,  daß  Rußland  durch  seine  militärische 
und  namenthch  auch  maritime  Schwächung 
und  durch  die  Erschütterung  seiner  inneren 
Ordnung  auf  lange  Zeit  vom  Stillen  Ozean 
abgedrängt  ist,  wenngleich  sich  nattirlich 
nicht  voraussagen  läßt,  ob  damit  jene  Ent- 
wickelung  Rußlands  nach  Osten  endgültig 
zum  Stillstand  gekommen  ist  oder  ob  und 
unter  welchen  politischen  Formen  äe  einmal 
zu  erneuten  Vorstößen  führen  wird. 

Mit  dieser  jüngsten  Eotwickelung  ist  auch 
Japan  in  die  Beihe  der  Kolomalmftchte 
größeren  Stils  eingetreten.  Es  hatte  bereits 
vorher,  nachdem  es  in  einem  erstaunlich 
kurzen  Zeiträume  seme  innere  Oi:pani8ation 
reformiert  hatte,  ein  aktives  kolomales  Tor* 
gehen  eingeschlagen,  indem  es  an  der  chi- 
nesischen Küste  im  Jahre  1895  die  Insel 
Formosa  erwarb.  Nunmehr  ist  es  in  die 
früheren  russischen  Pachtrechte  hinsichtlidi 
der  Halbinsel  Kwantung  eingetreten  and 
hat  über  Korea,  das  nur  noch  die  Scheio- 
existenz  einer  Selbständigkeit  führt,  dem 
tatsächlichen  Erfolge  nach  dn  kt^onialee 
Protektorat  erriditeU 

Eine  kcäoniale  Bildung  ganz  modernen 
Stiles,  sowohl  was  die  Enstehungsgeschichie 
als  was  die  politische  Fbnnen  anungt,  ist  auf 
afrikanischem  Boden  geschaffen  worden  im 
KongoBtaat.  Seine  Vorläoferiu  -war  die 
1876  auf  Anr^ng  Stanley  und  unter 
Führung  des  Königs  der  Bdgier  begründete 
„Internationale  Afrikanische  Gesellschaft", 
die  später  in  das  „Comiti>  des  ^udes  du 
haut  Congo'*  und  alsdann  in  die  .,Association 
lotemationaleduCongo"  umgewandelt  wurde, 
welch  letztere  mit  territorialen  Erwerbungen 
an  dem  Strome  vorging.  Nach  an%ngli<£en 
Schwierigkeiten  von  Seiten  Englands  und 
Portugals  kam  es  auf  Anregung  Deutschlands, 
das  als  erste  Macht  den  neuen  Staat  aner- 
kannte, zur  Regelung  seiner  Angelegenheiten 
auf  der  Internationalen  Kongokonferenz  zu 
Beriin  (1884/85).  Diese  hat  nicht  niu-  die 
Grenzen  des  neuen  Staates  festgel^  und 
die  GruadzOge  seiner  Oi^anisation  ge- 
sichert ;  ihre  Bedeutung  reicht  weit  darüber 
hinaus,  indem  sie  für  einen  großen  Teil  des 
afrikanischen  Kontinents,  das  seither  soge- 
nannte „konventionelle  Koogobecken",  dessen 
Grenzen  erheblich  über  den  Kougtetaftt 
hinausgehen ,  gewisse  wirtschaftspolitisGhe 
Grundsätze  (Frähandel)  festlegte  und  all^ 
meine  Grundsätze  für  alle  künftigen  Beeitz- 
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ergr^fongen  der  Eolonialnationen  an  den 
afnkanisdteD  Kfisten  aufstellte.  1885  hat 
der  Kfioig  d^  Belgier  formell  den  Titel 
ones  SouTeiSns  des  Cnabhaogigen  Kon^ 
Staats  angenommen.  Dieser  Staat  hat  sich 
gemftB  der  Kongookte  als  fOr  ewige  Zeiten 
neatial  erklilrt.  £r  steht  zu  Belgien  bisher 
lediglich  in  einer  Personalunion,  doch  hat 
tteia  Soorerftn  bestimmt  daß  nach  seinem 
Tode  der  Staat  an  Belgien  follen  soll.  In 
]etzta«m  Lande  sind  aber  in  neuerer  Zeit  mit 
immer  stärkerem  Nachdruck  Bestrebungeu 
faerTorgetreteOi  die  za  einer  alsbaldigen 
engeren  kolonialen  Angliedemng  des  Eon^ 
Staates  drSogen.  Von  säten  der  kolonial 
interessierten  Kreise  Europas  sind  in  den 
letzten  Jahren  mannig&che  VorschlSge  zu 
einer  Reform  der  staatüdien  and  reohtUdieD 
Veriiflltnisse  des  Eongogebiets  herrorge- 
lieten.  Diese  Bestrebungen  stehen  im  Zn- 
sammeohange  mit  vielfachen  Klagen,  die 
tiber  die  Verwaltung  des  Landes  laut  ge- 
wonlen  sind  —  Elagen,  die,  selbst  wenn  sie 
in  Qnzelheiten  vielleicht  übertrieben  wurden, 
immerhin  einen  nur  allzu  berechtigen  Kern 
haben,  indem  zweifellos  vielbche  MiAbrSuche 
im  Gebiet  des  Eoogostaats  roigekommen 
sind,  sowohl  gegenüber  den  Eingeborenen 
als  auch  durch  Verletzung  der  Handelsfrei- 
bett gegenüber  den  anderen  Eolonialnationen 
und  verstOSe  gegen  die  internationalen  Ab- 
machungen. 

Es  wird  hierauf  bei  der  Darstellang  der 
KngeboreDeDpolitik  und  der  eigenartigen  Land- 
poUuk  des  Kongostaates  snrQdizQkomiDen  sein 
IT|^.  miten  Äbscha.  III,  2  d.  V,  2). 

Die  Vereinigten  Staaten  too  Amerika 

liefern  das  bedeutsamste  Beispiel  der  Ge- 
schichte dafür,  wie  ein  GeHet,  das  soeben 
Dodi  selbst  der  Kolonisation  anderer  Nationen 
gedient  hat,  alsbald  nach  seiner  Emanzipation 
EU  einer  aktiven  kolonialpolitischen  BetAtignng 
übergeht  Denn  man  hat  mit  Recht  gesa^ 
<lafi  aiese  Staaten  im  Grunde  nicht  erst  m 
jüngster  Zeit,  sondern  seit  ihrer  Unab- 
Idi^gkeitserkUrung  ununterbrochen  koloni- 
satoriscb  vorg^angen  sind,  zunftchst  im  Oe> 
knete  ihres  eigenen  Kontinente,  dum  flber- 
atofend  Über  die  Meere.  Die  13  Staaten, 
die  mäi  im  Jahie  1776  als  unabhängig  er- 
kUrlen,  nmfafilen  nur  anen  geringen  Teil 
dm  heutigen  Gebiete  der  Union.  PlanmfiBig 
haben  sie  sidi  dann  nach  Süden,  nadi  Norden 
und  namratUch  nach  Westen  zum  Stillen 
Ozean  hin  ausgedehnt,  indem  rie  neue  Ge- 
biete zunfichst  als  .^Territorien"  und  spftter 
in  aller  Form  als  Bundesstaaten  sich  an- 
gliederten. Sie  haben  hierbei  sowohl  Neu- 
uutd  in  großem  Umfange  kolonisiert  als  auch 
Irebiete,  in  denen  bereits  uidere  Eolonial- 
nationen sich  niedergelassen  hatten,  an  sich 
j^braclit  Die  erste  EIrwerbung  außerhalb 
dm  noxdamerikanisdien  Kontinente  erfolg 
1897  in  der  SOdsee  durch  die  Annexion 


von  HawaiL  Im  folgenden  Jahre  kam  es  za 
dem  entscheidenden  Zusammenstoße  mit 
Spanien.  Es  ist  bereite  oben  erwähnt,  daß 
die  Vereinigten  Staaten  als  Gewinn  dieses 
Kri^es  in  Wesüodien  Portoriko  und  eine 
protektoratsähnliche  Stellung  in  Kuba  er- 
langten; die  Insel  bildet  seit  1902  aller- 
dings  formell  eine  selbständige  Republik,  doch 
haben  gerade  die  jüngsten  dortigen  Torgänge 
(Intervention  uiläßlicfa  des  Autelaodes  1906) 
wieder  gezeigt  daß  die  entscheidende  Stimme 
durchaus  bei  den  Vei^nip;ten  Staaten 
lie^  Diese  haben  von  Spanien  femer  im 
Stillen  Ozean  die  Philippinen  sowie 
eire  der  Itarianen-Inseln  (Guam)  erworben. 
Schließlich  fiel  bei  der  Aufteilung  der  Samoa- 
Inseln  im  Jahre  1899  Tntuila  an  die  Ver- 
einigten Staaten  (vgl.  unten  Abschn.  U,  2). 

Die  bishengen  üb^seeischw  Erwerbungoi 
der  Union  sind  aber  nicht  nur  nach  ihiem 
eigenen  territorialen  Werte  zu  beurteilen, 
sondern  vor  allem  als  Symptome  eines  plan- 
mäßigen Vordringens  nach  dem  Stillen 
Ozean  hin.  Auch  in  den  neueren  ost- 
asiatischen Vorgängen,  insbesondere  beim 
russisch-japanischen  Friedensschlüsse  1905, 
der  auf  amerikanischem  Boden  stattfand, 
haben  die  Vereinigten  Staaten  eine  zu- 
nehmend wichtige  Rolle  gespielt. 

Dieser  Zug  der  äußeren  Politik  deckt 
sidi  in  gewissem  Sinne  mit  der  inneren, 
wirtschaftlichen  und  auch  politischen  Gnt- 
wickelung  der  Union,  die  ihren  Schwerpunkt 
allmähli<£  von  Osten  nach  Westen  zum 
Pacific  hin  verlegt  Es  ist  vorauszusehen, 
daß  diese  ganze  Entwickelungstendenz  mit  der 
bevorstehenden  Fertigstellung  des  Panama- 
kanals an  Kraft  und  Geschwindigkeit  zu- 
nehmen wird. 

Der  gegenwärtige  koloniale  Besitzstand 
der  fremden  Nationen.^) 

Vorbemerknng:  Soweit  bei  der  folgenden 
Statistik  nicht  besondere  Quellen  fOr  die  einzel- 
nen Eolonialnationen  vorlagen,  sind  für  die 
Zahlenangaben  benutzt:  Statesman's  Yearbook 
1905  n.  1906  (unter  Heranziebong  der  mehrfach 
erheblich  hiervon  abweichenden  Cotonial  Office 
List  1906):  HQbners  Geographisch -SUtistiscfae 
Tabellen  1906:  Diplomatisch-Stetistisdies  Jahr- 
hnch  des  Gotbaiscben  Kalenders  1906.  Eine 
Reihe  anderweit  schwer  erhftlüicher  Daten  Über 
die  K.  verschiedener  Staaten  worden  dem  Vtait 
durch  frenndliche  Verroittelnng  des  Boream 
deslnstitot  Colonial  International  znr  TertOgung 
gütelJt.  —  FQr  einen  Teil  der  K.  haben  die 
Ziffern  nar  den  Wert  von  S  c  h  ä  t  z  n  ne  e  n ;  die 
gaben  der  obigen  Quellen  und  bisweilen  selbct  die 
amtlichen  Daten  weichen  znm  Teil  stark  vo»- 
einander  ab.  Es  sind  nach  Möglichkeit  ttberaH 
die  jBngsten  Zählungen  (beaw.  Schätmgen) 


')  Die  dentscben  K.  sind  beMaien  bt- 
handelt  in  der  Tabelle  amSchliuM  4e«  " 
II,  2. 
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herangezoffen ;  für  die  BevOlken^sziffeni 
stammen  dieadben  ans  den  Jahntn  19Q0 — 1906; 

Die  Beseiehnting  (P.)  bedeutet  Protektorat. 
Üeber  die  staatareditliche  Einteilang  und  die 
TerfassnngeD  der  rerschiedeDen  Arten  von  K. 
Tgl.  unten  Abscbn.  IV,  2.  üeber  die  Spesial- 
handelsziffem  der  wichtigsten  Eoloniurdcbe 
TgL  nnten  Absebn.  V,  1. 


Name 
der  Kolonieen 

■ 

Größe  in 
qkm 

Bevölke- 
mng  in 
lÜOO 

OroSbritannien. 

Europa 

Gibraltar 
Halta 

5 

303 

27 
197 

Enropa  insgesamt 

308 

324 

Asien 

Aden  (s.  nnter  Indien)  *) 
Cypem  (nnter  engL  Ver- 

waltnng) 
Bahrein-Insätt  nnd  Kama- 
ren (P.) 
Bomeo 
Brit  Nordbomeo  (P.) 
Brunei  n.  Sarawak  (F.) 
Ceylon 

Hongkong,  dazu 
Kowloon  (Pachtgebiet) 
Labaan 

Straits  Settlements  (inkl. 
Keeling-  a.  Chzistmas- 
Island^ 

Staaten  (P.) 
Wei-hai-wei  (unter  engl. 
Verwaltung) 

9282 

730 

88060 
139860 
65  996 
79 
974 
78 

3952 
88000 

738 

237 

68 

160 
610 
3836 

l  361 
8 

603 
838 
150 

Asien  ohne  Indien 

397  749 

0  Ojl 

Indien  *) 
Oeneralgonvernement 

(inkl.  Audamanen  und 

Nikobaren) 
Aden  mit  Perim 
Schatzstaaten  nnd  Agen- 

tien 

Gebiete   außer  Census, 
arab.  Schutzgebiete  u. 
Sokotn 

2815  562 
207 

i  759  556 
233  779 

231  856 

44 
62462 

Indien 

4809  104 

295214 

Asien  ohne  Indien 
Indien 

397  749 
4809  104 

6871 
395  314 

Asien  insgesamt 

5306853 

303085 

*)  Aden  (Arabien)  gehört  admimstrativ  zu 
Bombay  (Indien). 

^)  Indien  gilt  nach  englischer  Auffassung 
nicht  als  eigentliche  K.,  sondern  als  besonderes 
Reich  (vgl.  unten  Abschn.  IT,  2);  es  ist  aber 
wc^en  seiner  kolonialwirtschaftlichen  nnd 
-politischen  }(atnr  hier  anfknführen. 


Größe  in 

BevStke- 

der  Eolottieot 

^km 

mng  in 

UwO 

AtriKa 

Ascensiou 

8S 

1' 

Baautolaud  (P.) 

26  659 

349 

Betscbaanaland  {T.) 

712  250 

122 

Kap  der  guten  Eoffnuug 
incl.  Walfischbai 

717417 

2410 

Zentralafrika  (P.) 

106  138 

924 

Brit.  Ostafrika 

OntjifrikiL  (P  ^ 

\ /□  \mh  iah        .  J 

40/  ^(Äi 

4  000 

Uganda  (P,) 

211  546 

t  liOO 

i^flimfhji.r  mit:  PAitiliA.  fP  1 

2  642 

3CO 

MnnriHnB  nnil  TtAiMfiil 

iUaUllldUB    UllU  Ji/vfmiU* 

1878 

91  61 1 

I  IO<> 

1 3  0^6 

130  COO 

187 

1  i^i^ 

* 

St.  Helena 

132 

4 

Seychellen 

20 

Somaliland  (P.) 

»55  400 

30a 

±  riuwvcuu'i^uiuiiiv 

1  tAa. 

WeetafrikanischeKolonieen 

Gotdkflste 

308  987 

1 486 

Lagos 

69  153 

1 380 

Gambia 

8096 

90 

Sierra  Leone 

88  060 

1 077 

O-  t  L  t  ^  tk    iUDlCCDa  Iii  L 

6  39s  501 

CO 

30< 

Kanada 

9  701  671 

5S0» 

^«CUlUIiUiaUU    IIa    ±JtkVl  OUUl 

AI  J.  018 

328 

Brit.  Gniane 

«34  395 

302 

Brit.  Honduras 

19  586 

40 

Brit.  Westindien 

Bahamas 

1 1  566 

57 

Barbados,  Trinidad,  To- 

bago 

Jamaika  m.  Depend. 

5368 
11909 

ior 

Leeirard'Inaeln 

I  823 

137 

Windward-Inseln 

I  393 

170 

Amerika  insgesamt 

IO421  903 

8072 

fTAmmnnwpiLltli     VAti  An- 

stralien 

Neu  Süd- Wales 

804713 

1 47s: 

Victoria 

227  620 

1 211 

Queensland 

I  731  407 

522 

Südaustralien  mit  Xord- 

territorinm 

2340557 

370 

Westavstralien 

2  537  633 

343 

Tasmanien  mit  Hacqnari- 

Inseln 

68  337 

178 

Commonwealth  insgesamt 

7  700  367 

4001 

■)  Sch&tzungsziffem  der  Colonial  Office  List 
1906  für  die  »Operationssphftre  der  British  South 
Afr.  Oy."  (umgerechnet  ans  engl  Qnadratmeilen). 
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NsLine 
der  Kokmieen 

OrCßa  in 
qkm 

1  BevSlke- 
lUUO 

Debertrag 
Neuseeland  mit  Dep. 
Fidsclii-InfielQ 
ToBn-.Fannincr-n.  sonstige 

Tadfic-Inseln  (P.) 
Brit  Mengoinea 

7  700  267 

371  305 
20047 

37  "3 
234498 

4001 

:  865 
1  122 

i  205 
1  300 

Anstr.  n.  Osean.  inages. 

8  263  330 

5393 

Zusammen: 

Enropa 

Arien  anBer  Indien 

Indien 

Afrika 

Amerika 

Anstralien  nnd  Ozeanien 

308 

397  749 
4809  10^ 
6  292  501 
10  421  903 
8  263  2JO 

224 
6871 

295  214 
06  45*  Ii 
8072 

5  393 

MiwSkritannten  insges. 

30184795 

349  a26Vi 

Frukreicta. 

Asien 

Franzus.  Indien 

FranzöB.  Indo-China 
Annam  (P.) 
Kambodja  (P.l 
Cochinchina 
Laos  (P.) 
Tongking  (P.) 
Knang  Chon  Wan  (Pacht) 

509 

135000 
96900 
56900 
25s  000 
119  200 
492 

274 

6  124 

1  103 

2  909 
605 

7  000 
150 

Asien  insgesamt 

664001 

18225 

Afrika 
Algerien')  (inkl.  Militfir- 

territorien) 
Französ.  Kougo  n.  Dep. 
Madagaskar 

Hayotte  n.  Comoren  (P.) 
Rennion 

SuoialikQste  nnd  Dep.  (F.) 
TnniatK) 

Franate.  Westafrika") 
Senegal 

Oberer  Senegal  n.  mittl. 

Niger 
MiliUrterritorien 
West-Manretanien 
FranzOs.  Guinea 
Elfenbeinkfiste 
Dahome 

890000 
I  762000 

592  lUO 

1 978 
1 980 

31  000 
167400 

184  680 

302000 
465  0(iO 

300000 

238  350 

310000 
152  000 

4801 
8  500 
2645 
85 
173 
50 
I  S30 

I  050 

335 
2052 
80 

1  500 

2  400 

I  ODO 

Afrika  insgesamt*) 

5  388  488 

26  491 

0  Algerien  ist  Terwaltangsrechtlich  Departe- 
ment, nicht  E.  (vgl  Abscbn.  IV,  2),  ist  aber 
seiner  kolonialwirtecbaftlicben  nnd  -jwlitiscnen 
Natnr  nach  hier  anfzuftthren. 

Die  folgenden  BeTfilkeranguiffem  bemhen 
auf  den  Stenerlisten  nud  sind  daher  als  Mindest- 
sablen  anzusehen. 

*)  Vgl.  die  Anmerkung  zn  folgender  Spalte. 


der  Kdonieen 

qkm 

Berfllke- 
nuur  in 
1000 

Amerika 

FranzÖB.  Guayana 
Guadeloupe  u.  Dep. 
Martinique 

St.  Pierre  und  Hiqaelon 

78900 
I  870 
988 
242 

33 
1S2 
307 
7 

Amerika  insgesamt 

82  000  1  429 

Südsee 
Neukaledouien  u.  Dep.  (Lo- 

yality-,  Chesterfield-) 
Wallis  -  Inneln,  Futnna  u. 

Alaa  (P.) 
Tahiti  u.  Dep. 
Kerguelen,  St.  Paul,  Nen- 

amsterdam 

1 

1 

19823  52 

255  j  6 
4  M6  '  31 

3487;  - 

37  711 

89 

Zusammen: 

Asien 
Afrika 
Amerika 
Sttdsee 

664001 
5388488 
8a  000 
27  711 

18225 
26491 
439 
89 

Fnnkreloh  InsgeuHt  *) 

6  162  200 

45  234 

Niederlande. 

A  Ri  An 

Niederl.  Ost-Indien 
Java  u.  Madnra 
Sumatra    (mit  Rionw 
Banka,  Biliton) 

Borneo 

Celebes,  Bali,  Lombok, 
Henado,  Temate,  Am- 
boina,  Timor 

131  508 

479  231 

553  340 

356  549 

28747 

3404 
1 130 

4313 

Asien  insgesamt 

I  530 6<8 

37494 

Amerika 

X^ipÜafI    W  Mit  i  nil 

Cura^ao  usw. 
Surinam 

1131 
129  100 

54 
91 

Amerika  iusgesamt 

130  231  145 

Ozeanien 

Niederl.  Nengninea  nnd 
K  Q  •>teniuseln 

394  789 

240 

OzeaDien  insgesamt 

394  789  240 

Zusammen : 

Asien 

Amerika 

Ozeanien 

I  520  628 
130331 
394  789 

37  494 
145 
340 

Niederlande  Insgesamt 

2045  648 

37  879 

>)  Zu  dem  hier  anfgeffihrten  Kolonialbesitz 
tritt  n<>cb  das  „EinfluUgebiet"  der  westlichen 
nnd  mitrlereu  Sahara  mit  6037400  qkm  und 
I  790000  Einwohnern. 
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Name 
der  Kolonieen 

Größe  in  '  ^l^^^ 

akm 

Fortagal. 

Asien 
60a,  Damao  n.  Diu 
Ind.  Archipel  (Oattimor  m. 

Pnlo  Cambing) 
Makao 

3658 

16348 
12 

53a 

200 
64 

Asien  insgesamt 

19918  796 

Afrika 

Kap  Verde-Inseln 
Madeira 

Guinea 

St.  Tbome  und  Prineipe- 

Inseln 
Angola 

Portng.  Ostafrika 

3822 
815 

33900 

939 
I  270  200 
761  100 

148 

170 

3800 
2300 

Afrika  insgesamt 

2  070  776 

66II 

Znsammen: 

Asien 
Afrika 

19  918 
2  070  776 

796 
6611 

Fortngal  lasgttMUt 

2090694 

7407 

Spulen. 

Afrika 

Kanarische  Inseln 
Fresidioe 

Bio  de  Oro  n.  Adnu* 
Span.  Oninea  (Rio  Mnni, 
Fernando  Po,  Anno 
bom,  Corisco,  Elobey) 

7273 
35 

185  000 
27715 

359 

24^) 

130 
161 

Spanien  Insgesamt 

230  033 

674 

ItaUen. 

Afrika 

Ei7tbrSa 

Ital.  Somaliland 

200000 
480000 

279 
400«) 

ItalleR  la^wunt 

680000 

679 

Dbemark.*) 

Island 
Grönland 

Dän.  Westindien  (St.  Croiz, 
St  Thomas,  St.  John) 

104  785 
88  100 

359 

79 
12 

31 

DiacmaA  Insgesamt 

193244 

122 

')  Diese  Ziffer  enth&lt  die  13000  Einw.  von 
Genta,  welches  administrativ  znm  Bereich  von 

Cadiz  gehört. 

*)  Nicht  inbegriffen  die  BevClkernng  des 
nCrdlich  itatieDiscbeo  Somalilandes,  fQr  die  eine 
zuverlässige  Schätzung  nicht  vorliegt. 

Die  Faröer-Inseln  (1399  qkm  mit  16000 
Einw.)  sind  nicht  K.,  sondern  Verwaltongsbezirk 
des  Königreichs  Dänemark  selbst. 


Piame 
der  Kolonieen 

uroue  in 
qkm 

Bevölke- 
rung in 
lOuO 

Bafilaad.') 

Chiwa  (P.) 
Buchara  (P.) 

60  000 
205000 

j  3000 

Bnfliuid  iBflgesaMt 

265000 

2fX10 

Ter.  Stuten  t.  Amerika. 

Puerto  Rico 

Philippinen  a.  Snla-Inseln 
Quam  (Marianen) 
Tutuila  (Samoa) 
Hawai*) 

9314 
296310 

5M 
303 
16700 

953 
7636 
10 
b 
154 

Ter.  Stuten  t.  Amerika 
inssreaamt  *\ 

323041 

«759 

Japu. 

Formosa,  Pescadores,  Vol- 

ku-Insela 
Kwantung  (Pacht) 
Sachalin  (Sadhälfte) 

34996 
3856 
33600 

3042 
nnbek. 

n 

Japan  insgesamt*) 

72  452  1  nnbek. 

Kougostut.'^) 

2  383  800 1  20000*) 

2.  EntstehuDg  nad  heutiger  Stand 
des  deatschen  Kolonialbeslties.  A.  Var- 
Iftnfer.  Seit  den  ersten  Jahrhunderten  der 
neuzeitlichen  koboialeu  Dotemehmnageii 
waren  einzelne  Deutsche  ebenso,  wenn  auch 
in  minderer  Zahl,  wie  einzelne  Italiener  an 
wichtigen  kolooialeD  üntemehmungen,  zum. 
Teil  in  fflhrender  Stellung,  beteiligt.  Auch 
an  Ansätzen  zu  kapitalistischer  Betätigung 
in  den  neuerschlossenen  Gebieten  fehlte  es 
deutscherseits  nicht  ganz;  so  erhielt  1528 


')  Die  gesamten  Qbrigen  asiatischen  Be- 
sitzungen KuUlaDds  sind  administrativ  BeciAe 
des  mssischen  Reiches  selbst  uod  nicht  K. 

')  Hawai  eilt  stutsrecbtlich  nicht  als  eigent- 
liche K.,  sondern  als  Territorium  der  Union. 

*)  Knba  (U8H33  qkm  mit  157ä7»7  £inw. 
1899)  ist  seit  20./V.  1902  eine  selbständige 
Republik,  doch  unter  entscheidendem  Einfluß  der 
Union  (vgl.  Abschn.  II,  1). 

*)  Hierzu  die  protektoratsähuliche  Stellung  in 
Korea,  weiches  218  660  qkm  umfaßt  und  6  7i30U> 
Einwohner  bat. 

°)  Der  Koogostaat  ist  völkerrechtlich  ein 
unabhängiger  Staat:  er  ist  hier  aufgenommen 
wegen  seines  koloniaiwirtschaftlicben  Cha- 
rakters sowie  auch  wegen  seiner  ktlnfUgra  Be- 
stimmung als  belgische  K.  (vgl.  Abschn.  11,1). 

<*)  Die  Schätzungen  schwanken  sehr:  Häbner 
und  Gotha  geben  19000UU0,  St.  Yearbook 
SUOO  tOÜO  an.  Letztere  Ziffer  geht  anscheinend 
auf  die  ursprlinglicbe ,  zweifellos  zu  hoch  ge- 
griffene Schätzung  ^Stanleys  znrück.  Die  Zahl 
des  obigeo  Textes  dürfte  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Erforschung  des  Gebietes  an  nächsten 
;  kommen. 
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unter  Karl  V.  das  Ai^buiger  KaufmacDsge- 
adilecht  derEHunger  venesiielasum  Familien- 
Ishen  und  trat  es  sdneradts  ao  die  Welser 
ab.  Aber  infolge  dw  pditischen  Yerhftlt- 
aiase  mr  ee  Iteatschbud  ebenso  vie  Ita- 
fieo  als  StaatBganzem  versagt,  dnen  aktiven 
Anteil  an  den  groSen  fiberseeisdien  Er^ 
verbnneen  zu  nehmen.  Zii  solchen  fehlte 
es  seitdem  Niedei|;aD^  der  Hansa  an  einer 
politisch  sowie  milit&nsch-maritim  senQgend 
starkeu  Oi^anisatioD ,  und  auch  die  wirt- 
schaflUcben  VerhAltnisse  der  deutschen 
Staaten  in  den  ersten  Jahrhunderten  der 
Neuzeit  waren  nicht  dazu  angetan. 

Die  geistige  Disposition  zu  überseeischen 
Gntemehmungeo  ist  aber  auch  in  Deutsch- 
land niemals  ganz  erloschen.  Sie  lebte  in 
der  Tradition  der  alten  Hansestädte  fort 
Ferner  aber  ist  auch  auf  diesem  Gebiete 
Brandenburg  innerhalb  Deutschlands 
fahrend  vorangegangen ,  und  es  ist  be- 
merkenswert, daß  die  bedeutendsten  unter 
den  Hohen zollemfürsten  immer  wieder  den 
Qedanken  fiberseeischer  Betätigung,  ganz 
besonders  unter  wirtächaftlichen  Gesichts- 
punkten, ins  Auge  gefaßt  haben. 

Schon  der  Große  KnrförBt  tat  dies  gegen 
du  Ende  seiner  Begieriing,  sobald  die  glOck- 
Uehe  Beendigung  der  heimatlichen  Kriege  nnd 
die  Sichemng  der  nenbegrttadeten  Grenzen  seines 
Staates  ihm  hierzn  die  Freiheit  ließen.')  Mit 
seiner  damals  rasch  Tcrgrößerten  Flotte  ver- 
sachte er  die  Grändong  von  K.  au  der  afri- 
kanischen Westk&Bte,  insbesondere  an  der 
Goldkttste.  Xarhdem  der  Kapitftn  Blonk  im 
Jahre  16($1  daselbst  mit  Hftnpthngen  einen  Vor- 
vertrag aber  einen  Landerwerb  geschlossen  hatte, 
kam  es  im  folgenden  Jahre  zur  Errichtung  der 
„AfrikaBischeD  Kompagnie",  deren  Eigen- 
tnm  «päter  vom  Kurfürsten  selbst  Uberoommen 
wurde.  Eine  Expedition  unter  Leitung  von 
Oroebeos  wurde  antigesaudt  nnd  die  Feste  Grofi- 
Friedricbsburg  errichtet.  Von  dort  ans  wurden 
im  Jahre  1^  Dorotbeeuschanze  sowie  1685 
Sophie- Luisenscbanze  begründet.  Das  Jahr  1686 
kann  als  Höhepunkt  dieser  kolonialen  Versncbe 
beidehnet  weiden.  Weitere  koloniale  Versuche 
TOD  minderer  Bedentong  schlössen  sich  an.  Der 
Tod  des  GroOen  KnrfBrsten  (16^8)  war  fQr  alle 
diese  Unternehmungen  ein  schwerer  Schlag,  nnd 
alsbald  begann  ihr  Verfall  Die  Holländer 
und  Franzosen  leisteten  den  BrandeubnrKi- 
scheu  KoloDisationsTeraucben  Widerstand.  Im 
Jahre  1717/1718  kam  es  zum  Verkanf  der  oben- 
erwftbnteD  Brandenborgischen  Hanptbesitzungen 
ao  die  Holländisch- Westindische  Kompagnie  — 
Auch  eine  vom  GroUen  Kurfürsten  eiufreleitete 
kdonlale  Untemeh  mnog  aafSt.Thoma8  (West- 
isdien)  konnte  nicht  gehalten  werden. 

Friedrich  der  Große  hat  ebenfalls  die 
Bedeutung  des  nberseeiBChen  Handels  voll  ge- 


'}  Vgl.  Brandenburg- Preußen  an  der  Weat- 
kbte  von  Afrika  1681—1721  in  den  Kriegsge- 
acbiebtlkben  Einzelsefariften  des  Großen  General- 
tUbes,  188Ö.  Scbtlck,  Brandenbni^-Prenflens  K.- 
politik  anter  dem  Großen  KnrfBrsten  und  seinem 
Nachfolger,  1889. 


wflrdigt  nnd  von  Ostfriesland  aus  denselben  zn 
oreauisieren  gesncht  (OstiDdische  Handelsgesell- 
schaft)  Anco  der  Gedanke  kolonialpolitiscber 
Betätigung  Preußens  lut  seiner  ganzen  Ideeen- 
richtuue  durchaus  nahe  (1762  Derschan's  Projekt 
eintfs  Kolonialuntemebmens  an  der  Guinea- 
kBste) ')  Allein,  zu  einer  Verwirklichung  solcher 
Pläne  konnte  er  bei  der  damaligen  politischen 
Gesamtlage  nnd  bei  der  FfiUe  von  wirtschaft- 
lichen Anfgabettj  die  nach  dem  großen  Kriege 
in  seinem  kontinentalen  Reiche  zunächst  an 
lOaen  waren,  nicht  übergehen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrb.  haben 
nur  einzelne  weitblickende  politische  KSpfe  in 
Deutachland  den  kolonialen  Oedanken  verfolgt, 
vor  allem  Friedrich  List,  dessen  schon  in  der 
Einleitung  gedacht  ist  1848  erschien  Roschers 
K.politik  in  der  ersten  Aufgabe,  von  welcher 
der  Verfasser  selbst  später  gesagt  bat,  sie  sei 
damals  „blofi  für  die  Gelehxtenwelt  bütimmt" 
gewesen. 

Nach  der  Zusammenfassunr  der  politischen  und 
wirtschattlichen  Kräfte  im  norddeutschen 
Bunde  wurde  in  die  Verfassung  des  letzteren 
unter  den  Aufgaben  des  Bundes  alsbald  auf- 
genommen die  Getietzgebnng  Uber  „die  Koloni- 
sation nnd  die  Änswandemug  nach  anßerdeut- 
schen  Ländern".  Aus  den  Protokollen  des  Nord- 
deutschen Reicbsta^ea  ergibt  sieb,  dal  unter 
dem  ersteren  Begriffe  damals  weniger  eine 
eigentliche  K.politik  als  die  Beerflndung  von 
Flottensutionen  verstanden  wurde. 

21  it  der  Einigung  sämtlicher  deutscher  Staaten 
im  Deutschen  Reiche  aber  gewnnn  der 
Gedanke  praktischer  kolonialer  Betätigung  als- 
b^d  Boden.  Das  erste  Hervortreten  dieser  Idee 
fällt  znsammeu  mit  der  Gründung  deit  Reiches 
aell»t.  Damals  wurden  sogleich  koloniale  Er- 
werbungen angeregt,  einerseits  aus  den  Kreisen 
von  Bremer  Kanfleuteu  und  andererseits  von 
dem  Prinzen  Adalbert  von  PreuUen, 
dem  weitblickenden  damaligen  Chef  der  Marine. 
Fürst  Bismarck  verhielt  sich  —  sehr  begreif- 
lich bei  dem  strensr  kimtinentalen  Charakter 
seiner  damaligen  P^tik,  die  soeben  erst  zu  so 
großen  Erfolgen  geführt  hatte  —  anfangs  ab- 
lehnend. Er  begründete  dies  damit,  daß  m  dem 
neu  ges(diaftenen  Reich  znnSchHt  näher  liegende 
Aaf^ben  wichtigster  Art  in  Angriff  genommen 
werden  müßten.  1874  nahni  Dent»chhtnd  das 
ihm  angebotene  Protektorat  ttber  Sansibar 
nicht  an. 

ludessen  scblng  die  Kolouialidee  im  Laufe 
der  7Uer  nnd  80er  Jahre  in  immer  weiteren 
Kreisen  Wurzel.  Verschieden  an  ige  Faktoren 
lassen  sich  nnterscbeiden,  ans  deren  Zusammen- 
wirken schließlich  die  koloniale  Bewt-gnufc  entr 
stand.  Erstens  wareseineallgemeiuenatio- 
naleTendenz,die  hervorgernfeu  war  dorch  die 
Höbe  der  damaligen  Auswandt^rung  (vgl.  den  Art. 
„Äuswaudernng"  ob  Bd.  I  S.  287  fg.)  ans  Deutsch- 
land und  dabin  strebte,  diesen  Volksmasaen  den 
deutschen  Charakter  zu  wahren  und  der  rasch 
anwachsenden  Industrie  Deutschlands  einerseits 
den  Bezog  von  Robstoffen  nnd  andererseits 
deu  Absatz  ihrer  Produkte  zu  sichern,  ohne  zu- 
nächst an  territoriale  Erwerbungen  des  Reiches 
zu   denken.     Die  Träger  dieser  Bewegung 

')  Vgl.  Berg^r,  Ueberseeische  Handelsbe- 
sUebungen  nnd  koloniale  Pläne  unter  Friedneb 
d.  Gr.  (1899);  Supan  a.  a.  0.  S.  26&. 
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Würden  aber,  sobald  die  aktive  deatsehe  K.- 
politik  greifbare  Qestalt  gewann,  eifrige  und 
erfolgreiche  Vorkämpfer  derselben.  Eine  zweite 
Gmppe  bildeten  die  unmittelbar  inter- 
essierten wirtscbaftlichenKreise,  ins- 
besondere die  hanseatischen  Kanflente, 
die  an  der  aMkaidscfaen  KOste  und  in  der  Sttd- 
see  erhebliche  nnd  rasch  anwachsoide  kanf- 
mftnniaehe  Interessen  besaßen.  Femer  setzten 
Kreise  ihren  Einfluß  für  die  koloniale  Be- 
wegung ein.  die  in  Fühlung  mit  den  schon 
damals  aasgebreiteten  und  zahlreich  besetzten 
Stationen  der  dentschen  Missionsgesell- 
schaftenin  fremden  Erdteilen  standen.  Neben 
aÜen  diesen  Momenten  aber  darf  die  bedeutsame 
Rolle  nicht  unerwähnt  bleiben,  die  in  den  ersten 
Anfängen  nnd  in  der  weiteren  Pflege  der  deut- 
schen K.ptditik  diedeutscheWissenschaft 
gespielt  nat.  ZnnS«-1ut  auf  geographischem  Ge- 
biete durch  kühne  und  pluiTolle  Forechtuigs- 
reisen.  dann  durch  weiteren  Ausbau  der  ein- 
schlägigen naturwissenschaftlichen  Fächer  sowie 
durch  Studien  zur  Tropenhygieoe  und  nicht 
minder  durch  Erforschaug  der  Sprachen,  Sitten 
nnd  Rechtsinstitatioiien  der  Eingeborenenst&mme 
hat  sie  dem  staatlichen  kolonialen  Vorgehen 
die  Wege  gebahnt,  hat  aber  durch  dieses  sn- 
gteich  ihrerseits  in  allen  ihren  soeben  genannten 
Zweigen  reiche  Anregung  erfahren. ') 

Unter  den  literarischen  Vorkämpfern  der 
Anfänge  der  kolonialen  Bewegung  seien,  ohne 
daß  im  Rahmen  dieser  Darstellung  eine  er- 
schSpfende  Anfzählnng  auch  nur  entfernt  mög- 
lich wäre,  insbesondere  genannt  :Jannasch,  der 
Begründer  des  ^.Zentral  Vereins  für  Handelxgeo- 
graphie  nnd  Förderung  deutscher  Interessen  im 
Auslände"  (1878),  Hllbbe-Scbleiden  nnd 
F  a  b  r  i  (vgl.  im  Übrigen  das  nachstehende 
Literaturverzeichnis).  Im  Jahre  1882  kam  es 
unter  Leitung  des  Fürsten  Hermann  zu 
Hohenlohe-Langenbnrg  zur  Scb<tffung  des 
Dentschen  Eolontalvereins.  Er  tat  sich  1887 
mit  der  „Gesellschaft  für  deutsche  Kolonisation" 
zusammen  zur  „Deutschen  Kolonialge- 
sell schaff,  die  in  einer- ausgedehnten  Orga^ 
Disation  seit  1895  unter  der  tatkräftigen  Leitung 
des  Herzig  Job  an  n  Alb  recht  zu  Mecklen- 
burg wirkt  nnd  in  den  letzten  Jahren  sich 
mit  allen  anderen  Vereinen,  die  in  Deutsch- 
land für  koloniale  Interessen  auf  ideellem  oder 
materiellt-m  Gebiete  tätig  sind,  mehrfach  zur 
Veranstaltung  eines  gemeinsamen  „Dentschen 
Kolonialkongresses"  verbunden  hat  (bisher  1^02 
nnd  19UÖ;  ihr  die  Zukunft  als  periodische  Ein- 
richtung geplant).  — 

Die  ReichsregieriiDg  verhielt  sich  allen 
jenen  kolonialpolitisohen  Bestrebungeo  gegen- 
über zunächst  zurflckhaltend.  Maßgebend 
für  den  Fürsten  Bismarck  waren  dabei 
Erwfignngen  sowohl  der  äußeren  als  der 
inneren  Politik.  In  ersterer  Hinsicht 
sah  er  insbesondere  Schwierigkeiten  von 
Seiten  Englands  voraus,  die  dann  in  der 
Tat  bei  den  ersten  kolonialen  Unterneh- 
mungen Deutschlands  alsbald  hervorge- 
treien,  von  Bismarck  aber,  nachdem  er  sich 


')  Vgl.  hierzu  neuerdings  besonders  die  Aus- 
führuDgen  Dernburgs,  Zielpunkte  des  Deut- 
schen Kolonialw^esens  (liK>7),  erster  Vortrag. 


eiomal  zu  einem  aktiven  Vorgehen  ent* 
schloBsen  hatte,  mit  ebensoviel  Eotachieden- 
heit  als  diplomatlBchem  Geschick  überwun- 
den worden  sind  (vgl.  unten).  In  innerpoli- 
tischer  Hinsicht  aber  hielt  er  koloniale  Unter- 
nehmungen für  undurchführbar  ohne  eine 
verständnisvolle  Mitwirkung  weiter  Volks- 
kreise und  insbesondere  der  Hehrtieit  dei 
Volksvertretung.  Mehr  als  tinmal  hat  Kfr> 
raarck  diesen  Gedanken  auagesprochen,  so 
insbesondere  in  der  Beichstaffsrede  Tom 
2./m.  1885,  in  der  es  heißt:  „Ich  habe  be- 
tont, daß  eine  K.^litik  flberhiuipt  nur  mög- 
lich ist,  wenn  sie  von  einer  3itehrhett  des 
nationalen  Willens  mit  Entschlossenheit  und 
Ueberzeugu  g  getn^n  wird."*  Ais  der 
Altreicbskan^er  schheßUch  im  Jahre  188U 
den  ersten  Versuch  einer  kolonialen  Be- 
tätigung des  Reiches  unternahm,  da  stellten 
sich  die  Schwierigkeiten  der  innerpoli- 
tischen Situation  ihm  alsbald  deutlich  ent- 
gegen :  In  jenem  Jahre  brachte  er  im  Reichs- 
tage einen  Gesetzentwurf  ein  über  eine  Zins- 
garantie  des  Reiches  für  die  „Deutsche  See- 
handelsgesellscbaft"  behufs  Erwerbung  der 
damals  in  finanzielle  Schwierigkeiten  ge- 
ratenen, auf  Samoa  belegenen  und  für  die 
ganze  Stellung  des  deutschen  Handels  in 
der  Südsee  wichtigen  Unternehmungen  de» 
Hambui^er  Hauses  GodefTroy  bezw.  der  aus 
ihm  hervoi^gangenen  ,,Handels-  und  Plan- 
tagengesellschaft  der  Südsee".  Die  Vorlage 
wurde  aber  vom  Reichstage  abgelehnt. 

Als  sich  Fürst  Bismarck  wenige  Jahre 
später  dann  doch  zu  einem  aktiven  kolo- 
nialen Vorgehen  entschloß,  blieb  er  seinem 
oben  gekennzeichneten  Grundgedanken  in- 
sofern treu,  als  er  das  Deutsohe  Reich  als 
solches  in  den  neuartigen  und  ungewissen 
kolonialen  Untemehmun^n  möglichst  wenig 
engagieren,  vielmehr  (ue  eigentliche  kolo- 
niale Tätigkeit,  d.  h.  sowohl  die  Erwerbung 
als  auch  die  ^g^erung  und  Verwaltnnf^  der 
K.,  der  Initiative  der  zunächst  beteiligten 
wirtschaftlichen  Kreise  überlassen  und  dem 
Reich  nur  die  Ausübung  dnes  Schatses 
und  einer  Art  Oberaufsicht  vort)ehaltffli 
wollte.  (Das  Nähere  hierüber  vgl.  im 
Abschn.  III,  1). 

B.  Die  einaelnen  kolonialen  Erwer- 
bungen. Ueberbliok.  Ente  Periode. 
Die  Erwerbung  der  deutschen  K.  teilt  sich 
i m  wesentlichen  in  zwei  Perioden. 
Die  erste  derselben  fällt  in  die  Jahre 
1884—1886  und  brachte  dem  Deutschen 
Reich  seine  sämtlichen  afrikanischen  Be- 
sitzungen, d.  h.  Südweslafrika,  Kame- 
run, Togo,  Ostafrika  und  -n  der  Sfld- 
see  Deutsch-Neuguinea  und  die  Mar- 
schall-Inseln. Naturgemäß  war  noch 
nicht  sogleich  für  alle  diese  Gebiete  die 
endgültige  Abgrenzung  möglich,  die  teils  aus 
natürlichen  Gründen,  nämlich  wegen  der  Un- 
erforschtheit  großer  Landslrecken,  teils  aus 
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politiechen  Differenzen  mit  den  benachbarten 
KolonialniSchteD  sich  fiber  das  Jahr  1886 
hinauszog;  im  wesentlichen  war  die  heutige 
Abgrenzung  der  Gebiete  bis  1890  Tolleodet, 
wenngleich  einzelne  Qrenzregelungen  Aber 
diese  Zeit  hinaus  und  zum  Teil  noch  bis 
zur  Gegenwart  andanem. 

Eine  zweite  Periode  kolonialer  Er- 
werbungen wird  gebildet  durch  die  Jahre 
1S98  und  1899,  in  denen  an  der  chinesi- 
schen Küste  das  Kiautschougebiet  und 
in  der  Südsee  das  Inselgebiet  der  Karo- 
linen, Palau  und  Marianen  sowie  die 
Hauptinseln  der  Samoagruppe  erwor- 
ben wurden. 

Diese  beiden  Perioden  sind  nicht  nur 
äußerlich  diu^h  einen  längeren  Zeitraum 
des  Stillstandes  der  kolonialen  Ausbreitung 
getrennt,  sondern  auch  die  kolouialpolitischen 
örundsätze,  die  das  Reich  bei  der  Erschlies- 
sung der  Gebiete  der  zweiten  Periode  an- 
wandte, waren  von  vornherein  wesentlich 
verscliieden  von  denjenigen,  mit  denen  es 
an  seine  ersten  kolonialen  Erwerbungen 
herangetreten  war.  Denn  zwischen  den 
beiden  Perioden  liegt  eine  Zeit  bedeutsamer 
in  nererFortent  Wieke  hing  der  deut- 
schen K.politik,  worüber  noch  im 
folgenden  Abschnitt  zu  handeln  sein  wird. 
An  dieser  Stelle  sollen  zunächst  wieder  die 
ftufteren  Vorgänge  der  Erwerbung  zusammen- 
gestellt werden,  wobei  im  Kähmen  der  vor- ' 
uzenden  Du^teUtmg  niu-  die  wichtigsten 
DiOeD  hervoi^hoben  werden  können.') 

8)  Dentsch-Sfldwestafrika.  Hier 
war  bereits  seit  Jahrzehnten,  zu  einer  Zeit, 
als  das  Gebiet  völkerrechtlich  noch  völlig 
herrenlos  war ,  die  Deutsche  Eheinische 
Mission^ieseUschaft  tätig.  In  den  70er  Jah- 
ren feste  die  Kap-K.  die  Erwerbimg  des 
Banptteiles  des  Hererolandes  ins  Auge,  jedoch 
ging  die  großbritannische  Regierung 
hierauf  nicht  ein  und  beschränkte  sich  da- 
rauf, von  der  Walfischbai  und  deren  näch- 
ster Umgebung  Besitz  zu  ergreifen.  Im 
Jahre  1882  beschloß  der  Bremer  Kaufmann 
F.  A.  E,  Lfideritz,  im  Gebiete  der  Rheini- 
Mhen  Hission^esellschaft  eine  Faktorei  zu 


')  Das  aosfuhrliche  Material  Uber  die  kolo- 
oiftlen  Erwerbaakte  findet  sich  in  den  anitlichen, 
d«ii  ge«erzgebeoden  Körperschaften  Torj^elegten 
Wei^ücbem  ond  Denkachriften.  Vgl.  im  Übri- 
gtu  das  Literatur  verzeicbniB.  Zar  geographi- 
schen ErittnteruDg  sei  verwiesen  auf  den  amt- 
lich heransgegebeueQ  „Großen  Deuuclien  Kolo- 
oiaUüaa"  sowie  den  Ueiueren,  jährlich  von  der 
DentMhoi  KoIonialgeHeUacbaft  neranügegebenen 
.DeatschcD  Rtdooifüatlas  mit  Jahrboch",  dem 
anch  eine  knrze  wirtsrhaftttgeograpbische  Be- 
»chretbnug  der  einzelnen  ächntzgebiete  sowie  ein 
Üiickblick  anf  da«  jewt-ila  vorangebende  Ent- 
wickelnnifsjahr  beigegeben  ist.  —  Ueber  Aus- 
dehnangand  Einwohnerzahl  der  einzelnen  Schatz- 
gtUete  Tgl.  die  Tabelle  unten  anf  8.  216. 

Wftrtcrbneh  4«r  Volkiwirttchsft  II.  Aufl.  Bd.  II. 


errichten,  und  fragte  das  Auswärtige  Amt 
an,  ob  er  auf  deutschen  Sdintz  rechnen 
könne.  Als  dieses  an  das  englische  Eolonial- 
amt  die  Frage  richtete,  ob  es  seinerseits  in 
genannter  Gegend  Ansprüche  madie,  ver- 
zögerte dasselbe  in  anfflUUger  Weise  die  Ant- 
wort. Lfideritz  erwarb  mittelst  Kaufvertr^es 
vom  1./V.  1883  den  Landstrich  um  die  Bucht 
von  Angra  Peqnena  bis  5  englische  Meilen 
landeinwärts  von  dem  Kapitän  Joseph  Fre- 
deriks zu  Betlianien  (Groß-Namaqualand)  imd 
diux3h  einen  weiteren  Vertrag  von  demselben 
die  ganze  Küste  vom  Oraojefluß  aufwärts 
bis  zum  26.  Gr.  s.  Br.  einschließlich  aller 
Häfen  und  Buchten  imd  20  geographische 
Meilen  von  der  Küste  landeinwärts,  insge- 
samt etwa  9<X)  (deutsehe)  Quadratmeilen. 
Bereits  im  August  1883  hatte  der  Reichs- 
kanzler den  deutschen  Konsul  in  Kapstadt 
ermächtigt,  dem  Kaufmann  Lftderitz  und 
dessen  Unternehmungen  seinen  konsulari- 
schen Schutz  zu  erteilen,  soweit  dieselben 
sich  auf  wohlerworbene  Rechte  stiltzten  und 
weder  mit  früheren  Rechtsansprüchen  der 
einheimischen  Bevölkerung  noch  mit  solchen 
der  benachbarten  Engländer  kollidierten. 
Auf  die  erneute  Änfrs^  des  Auswärtigen 
Amtes  im  November  1883,  ob  englischer- 
seits  Ansprüche  auf  das  Gebiet  erhoben 
würden  und  auf  welche  Rechtstitel  sich 
solche  stützten,  erklärte  die  englische  Re- 
gierung: 

„daß,  obwohl  die  Sonverftnitat  Ihrer  Hqestät 
nicht  längs  der  ganzen  KQste,  sondern  nnr  an 
bestimmten  Punkten,  wie  der  Waltischbai  und 
anf  den  Inseln  von  Angra  Peguena  proklamiert 
worden  ist,  die  königl.  gro^britanniscbe  Ke- 
giernnt;  doch  der  Ansicht  ist,  daß  irgend  welche 
äoDverÄnitäts-  oder  JarisdiktionaansprUche  einer 
fremden  Macht  auf  das  Gebiet  zwischen  der 
südlichen  Grenze  der  portugiesischen  Oberhoheit 
am  18.  Breitengrail  uad  der  Grenze  der  Eap.-K. 
in  ihre  legitimen  Rechte  eingreifen  würden". 

Diese  Änscliauung  stand  offenbar  im 
Widerspruch  mit  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen ,  da  England ,  wie  oben  dai^legt, 
seinerseits  kurz  vorher  ausdrücklich  auf  eine 
(Okkupation  jener  Gebiete  verzichtet  hatte, 
und  wurde  von  der  deutschen  Regierung 
nicht  anerkannt. 

Als  nunmelir  bckaimt  wurde,  daß  das 
englische  Kolonialamt  jetzt  plötzlich  ver- 
suche, die  Kap-K.  zur  Annektion  der  ge- 
samten, noch  herrenlosen  Küste  von  Süd- 
westafrika zu  bewegen,  ging  Füret  Bismarck 
ohne  weitere  Rücksicht  auf  die  englischen 
Ansprüche  vor.  Am  24.1V.  18H4  tele- 
graphierte er  dem  deutschen  Konsul  in 
Kapstadt : 

„Nach  Mitteilungen  des  Herrn  Lttderiti 
zweifeln  die  Kolonialbehörden,  ob  seine  Er- 
werbungen nördlich  vom  Oranjeflnß  aof  deutschen 
Scfantz  Anspruch  haben.  Sie  wollen  amtlich  er- 
klären, daß  er  niid  seine  Niederlassongen  unter 
dem  Schntz  des  Reiches  stehen." 

14 
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Dieses  Telegramm  ist  als  der  erste 
amtliche  Akt  der  K.politik  des 
Deutschen  Reiches  zu  betrachten. 
Weiterhin  erklärte  Fürst  Bismarck,  Verhand- 
lungen nidit  mehr  mit  der  £ap-E^  sondern 
nur  noch  mit  dem  englischen  Auswibtigen 
Amte  filhren  zu  können.  England  machte 
wmtere  Sdiwierigkeiten,  allein  inzwischen 
war  durt^  deutsche  Kri^sschiffe  nic^t  nur 
in  Angra  Pequeoa,  sondern  uich  an  anderen 
Strecken  der  Küste  die  deutsche  Fla^  ge- 
hißt und  der  Schutz  des  Dentsdien  Belches 
verkündet.  Es  erfolgte  der  Abschluß  von 
SohutZTertrfigen  mit  weiteren  einheimischen 
Hftuptliagen ,  insbeHondere  mit  Maharero, 
dem  Haupte  der  Hereros  im  Damaralaode. 
Erst  am  22./IX.  1884  entschloß  die  eng- 
lische Regierung  sich,  ihren  Widerspruch 
aufzugeben ;  in  einer  Note  von  diesem  Ta^ 
erkannte  der  eugUsche  Oeschäftstrfiger  in 
Berlin  die  deutschen  Erwerbungen  an  der 
Küste,  welche  nicht  tatsächlich  in  britischem 
Besitz  seien,  bedingungslos  an  und  bean- 
spruchte nur  die  Waufischbai  und  einige  In- 
aein für  England. 

Zar  R^relnng;  der  strittigen  Privatrechte  eng- 
lischer Untertanen  in  dem  neuen  deutschen 
Gebiete  wurde  eine  Kommission  eingesetzt,  die 
im  Jahre  ItJSö  ihre  Aufgabe  erledigte.  Die  Ab* 
grensuDg  der  beiderseitigen  Hachuph&ren  er- 
folgte durch  das  umfassende  deotscn-engliscfae 
Kolonialablwmmen  vom  1/VII.  1890,  welches 
die  Grenzen  der  sämtlichen  afrikanischen  Schutz- 
gebiete regelte  (vgl.  unten).  Mit  Portugal, 
mit  dessen  Koloniubesitz  sich  das  deutsche  Ge- 
biet im  Norden  berührt,  worde  ein  Abgrenzungs- 
vertrag am  30./XII.  1886  abgeschlossen. 

Die  AufrechterhaltaD^  der  deutschen 
Herrschaft  in  Südwestafnka  hat  weiterhin 
wiederholt  militärische  Operationen  erforder- 
lich gemacht,  insbesondere  erhoben  sieb  in 
den  Jaltren  1893/94  die  Witbois  unter  ihrem 
Häuptling  Hendrik  Witboi  in  einem  blutigen 
Au&tande,  der  durch  die  Unterwerfung  dieses 
E«)itfins  und  sräne  Sefihaftmachung  in 
Qibeon  beendet  wurde.  Er  stand  bcd  einigen 
Bpfiteroi  Eingeborenoi-Aufstftnden  auf  deut- 
scher Säte  und  wurde  als  zuverlässiger 
SVeund  der  Deutschen  betrachtet  £Sn  Jahr- 
zehnt später  aber  wwies  sich  seine  Unzu- 
verlässigkeit,  als  an  neuer  hinter  Aufotand 
fast  das  ganze  Schutzgebiet  eivriff.  Zuerst 
brach  Ende  1903  bei  den  Bondelzwarts  im 
Süden  des  Schutzgebiets  ein  Aufruhr  aus; 
zu  Beginn  des  Jahres  1904  erhoben  die 
Hereros  im  mittleren  Teile  desselben  die 
Waffen  und  auch  die  Stämme  der  Hotten- 
totten, die  bis  dahin  in  dauernder  Feind- 
schaft mit  den  Hereros  gelebt  hatten,  machten 

Stzt  mit  diesen  gemeinsame  Sache,  und 
endnk  Witboi  wurde  ihr  ge&iiriichster 
Führer.  Nur  die  Bastardstämme  in  Bethanien 
und  Rehoboth  blieben  treu.  Es  bedurfte 
des  Aufgebotes  einer  deutschen  Streitmacht 
von  etwa  15000  Hann  und  erst  nach  mehr 


als  zweijährigen  hartnäckigen,  von  den 
deutschen  Tnippen  unter  den  schwierigsten 
örtlichen  Verhältnissen  mit  Heldenmut  be- 
standenen Kämpfen  gelang  es,  nach  dem 
Tode  Hendrik  Witbois  und  der  Nieder- 
werfung der  übrigen  Führer  den  Aufwand 
immer  mehr  zu  beschränken.  Aber  nodb 
bis  ge^  Ende  1906  war  die  Lage  in  der 
K.  kein«w^  eine  gescherte,  und  mit 
Recht  hat  die  Regierung  die  energische, 
vfillige  NiederkSmpniQg  dee  Aufstand^  als 
unwlftBlich  bezeichnet  und  pflichtgemäß  die 
von  Reichstage  mit  knapper  Uelirhdt  be- 
schlossene ländung  an  eine  erhebliche, 
ziffermäßig  im  voraus  bestimmte  Reduktion 
der  Tnippen  zu  einem  bestimmten  Zeit- 
punkte als  unannehmbar  bezeichnet,  worüber 
es  bekanntlich  ziu*  Auflösung  des  Beidis- 
tages  kam.  Jüngst  erst  (Ende  1906)  ist  durch 
die  Uebergabe  der  noch  im  Felde  stehenden 
Bondelzwarts  der  Autetand  im  wesentlichen 
als  erloschen  zu  betrachten.  —  Neben  den 
militärischen  Maßnahmen  ist  aber  seit  £nde 
1905  auch  bereits  wieder  die  Civilverwal- 
tung  im  S&hutzgebiete  eingerichtet  und  die 
schweren  und  wichtigen  Aufgaben  des  wirt- 
schaftlichen Wiederaufbaues  der  K.  sind  von 
dem  neuen  (rouvemeiur  tatkräftig  in  Angriff 
genommen. 

b)  Kamerun  und  c)  Togo.  Im  Ge- 
biete des  heutigen  Kamerun  waren  bereits 
seit  längerer  Zeit  Hanseatische  Kaufleute 
niedergelassen,  die  schon  1874  um  den 
Schutz  des  Deutschen  Reiches  gebeten  hatten. 
Die  deutschen  Handelsinteressen  schienen 

fefährdet,  als  durch  einen  Yertr^  zwischen 
'rankreich  und  England  vom  Jahre  1882 
diese  beiden  Mächte  sich  Über  die  Abgren- 
zung ihrer  Besitzungen  an  der  afrikanisdien 
Westküste  und  über  gegenseitige  MeisUw- 
günstigung  der  beiderseitigen  Untertanen 
verständigten.  Außerdem  hatten  die  deut- 
schen Faktoreien  sich  wiederholt  Über  B&- 
lästiguDgen  durch  die  einheimisohen  Hftopt- 
linge  zu  beschweren.  Auf  die  Aufforderung 
der  deutschen  Regiemng  an  die  Hansestädte, 
etwu^  Wünsdie  der  deutschen  Itrmen  hin- 
siditlich  des  Handels  an  der  afrikanischen 
WestküBtegeltend  zumachen,  schlug  1883  der 
Hamburger  Staat  auf  Anr^og  der  beteiligten 
Kaufleute  u.  a.  den  AbscUuB  von  Verträgen 
mit  den  Häuptlingen  der  unabhängigen 
Negerstämme  sowie  die  Erwerbung  eines 
Küstenstrichs  zur  Gründung  einer  Huidds-£. 
an  der  Biafrabai  (Kamenin)  vor. 

In  Togo  (an  der  Sldavenküste)  waren 
seit  1880  verschiedene  Bremer  und  Ham- 
burger Kaufleute  niedei^assen,  deren  Inter- 
essen aus  denselben  Erwägungen  es  wün- 
schenswert erscheinen  ließen,  das  Qelnet 
unter  deutschen  Schutz  zu  stellen. 

Im  Jahre  1884  wurde  der  Generalkonsul 
Dr.  Naditigal  nach  Westafrika  gesandt,  dem 
neben  andevoi  Auftiflgen  die  Au|gabe  zu- 
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fiel,  den  der  spanischen  Insel  Fernando-Po 
gegenfiberliegenden  Küstenstrich  aiif  Grund 
von  VertTÄgen  mit  den  eingeborenen  Häupt- 
lingen für  das  Deutsche  Reich  zu  erwerben. 
Er  bestHtigte  im  Namen  des  Reiches  die 
Vertrüge,  welche  inzwischen  die  Hambni^r 
li^nnen  Woermann  und  Jantzen  &  Thor- 
mählen  1884  mit  den  „unabhängigen  Köni- 
gen und  Häuptlingen  des  Kameniolandes" 
ägeschloesen  natten,  und  fügte  eine  Reihe 
von  Schutzverträgen  mit  Häuptlingen  der 
im  Hinterlande  von  Kamerun  und  Bimbia 
ansässigen  Völkerstämme  hinzu;  weitere 
Verträge  wurden  von  anderen  Bevollmäch- 
tigten  des  Reiches  in  jenen  Gebieten  verein- 
but  und  damit  das  Schutzgebiet  erheblich 
erweitert 

Im  Gebiete  von  To^o  gelang  es  Dr. 
Nachtigal  1884  mit  den  emgeborenen  ^ipt^ 
fingen,  insbesondere  mit  K5nig  Mlapa  einen 
Schntzvertrag  abzuschließen.  An  den  wicb- 
ticBten  Kostenpunkten  wurde  die  deutsche 
Yiä^e  durch  Kri^schiffe  gehißt. 

^^gen  Ende  des  Jahres  1884  kam  es 
in  Kamerun  zu  Aufständen  der  Neger,  die 
nitiht  (duie  Unterstützung  von  selten  eng- 
lischer Kaufleute  und  Missionare  blieben. 
Audi  hier  ertiob  die  eng^Ux^e  Ri^;iraiiDg 
gq^QbcT  äea  dentschen  kolonialen  B&* 
strebuDgen  Schwierigkeiten.  Dem  Ffirsten 
Ksmarw  gelang  es  jedoch,  dieselben  durch 
aitacMedenes  Auftreten  zu  überwinden  und 
eine  Verständigung  zu  errieten. 

Diese  erfolgte  durch  den  Anstaasch  einer 
fieibe  von  Noten  vom  April  bis  Juni  1885,  durch 
welche  die  K.UQd  Interessensphären  beider 
Nationen  abgegrenzt  und  Vereinbarungen  zn- 
rmuten  der  gegenBäti|;rai  QleicbsteUnng  der 
UDteitanen  nnd  Oflter  m  beiden  Gebieten  ge- 
troffen wurden.  Sowohl  ffir  Kamemn  als  nlr 
Two  wurden  weiterhin  wirtschaftlich  wichtige 
ZollTereinbarnngen  geschlossen. 

Die  Feststellong  der  Togpgrenze  erfolgte  zn- 
flächtt  durch  Örtliche  Eommisfiare  in  den  Jahren 
lB8Ei  und  1886.  Kine  emente  Abgrenzung  der 
dentschen  nnd  englischen  BerrschaftB- 
ffpb&n  wurde  alsdann  sowohl  ftlr  Kamerun  aU 
fär  ToKO  dnrch  das  bereits  erwähnte  dentsch- 
en^^iscbe  Kolonialttbereinkommen  vom  l./VH. 
I6U0  ffetroffen.  £s  schlössen  sich  daran  be- 
tOj^«  Samemns  noch  zwei  Verträge  vom  Jahre 
18».  An  dar  Grenze  von  Toeo  war  damals 
Mcb  ein  neutrales  Gebiet  beTassen  worden; 
die  Änfteilnng  desselben  geschah  erst  9  Jahre 
später  gelegentlich  des  dentsch-enKtiscben  Samoa- 
äoereinkommens  vom  14^X1.  Ibdd.  Gegenüber 
dem  f ranzSsiscben  Koloaialgebiet  erfolgte 
die  Abgrencnng  von  Kamemn  nnd  Togo  dorch 
das  Protokoll  vom  24.  XII.  18t*&.  Dasselbe  wnrde 
Undebtlich  der  Abgrensnng  von  Kamemn  g^n- 
flber  dem  IraDsOeiMhoi  Kongo  sowie  der  Fest- 
setsnog^  der  beiderseitigen  Interessensphären  im 
G^fde  des  Tscbadsees  anrch  dn  Abkommen  von 
UM  DDd  UoiiehtUch  der  Abgrenzung  In  dem 
HimtAbMide  von  Togo  und  Franzödeco-Dahome 
dareb  eine  Vereinbarung  vom  Jahre  1897  er- 
gänzt. An  der  eitdglU»gen  Feststellnng  der 


Grenzlinien  von  Kamemn  ist  noch  in  den  letzten 
Jahren  in  dentsch-franzIteiBchen  nnd  dentsch- 
engtiscben  Grenzexpeditionen  gearbeitet  worden. 

d)  Deutsch-Ostafrika.  Während  an 
der  weBtafrikanischen  KOste,  wie  oben  dar- 
gelegt, schon  von  längerer  Zeit  her  deutsche 
kaufmännische  Niederlassungen  bestanden, 
war  dies  in  Ostafrita  —  mit  Ausnahme  der 
Insel  Sansibar,  wo  angesehene  hanseatische 
Firmen  schon  seit  Jahrzehnten  niedergelassen 
waren  —  nicht  der  Fall.  Auf  dem  Mtafri- 
kaoischen  Festlande  handelte  es  sich  im  Jahre 
1884  um  eine  frisch  in  Än^ff  genommene 
kolonisatorische  Tätigkeit,  die  ausging  von 
der  in  diesem  Jahre  gegründeten  „Gesellschaft 
für  deutsche  Kolonisation".  Ihre  Vertreter, 
Dr.  Peters,  Graf  Pf  eil  und  Dr.  Jühlke, 
schlössen  Ende  1884  eine  Anzahl  von  Ver- 
trägen mit  den  ostafrikanischen  Sultanen 
von  Usagara,  Nguru,  Dsegnha  und  Ukanü 
und  erwarben  sowohl  privatreehtliche  Bügen- 
tums-  als  staatliche  Hoheitsrechte  über  ein 
Gebiet  von  zunächst  etwa  2500  deut- 
schen Quadratmeileo.  Für  dieses  Gebiet 
wurde  der  Gesellschaft  auf  ihr  Gesudi 
unter  dem  27./II.  1885  ein  Kaiseri.  Schutz- 
brief erteilt.  In  den  Jahren  1885—1886  hat 
die  Gesellschaft,  die  sich  in  die  ,.Deutsch- 
Ostafrikanische  Gesdlschaft  Karl  Peters  u. 
Gen."  umwandelte,  noch  weiteren  erheb- 
lichen Landbesitz  erworben;  auf  diesen 
wurde  der  kaisorl  Schntzbrief  indessen  nicht 
ausgedehnt 

Der  Sultan  von  Sansibar  wollte  die  dent- 
schen Landerwerbongen  auf  dem  Festlande  zu- 
nächst nicht  anerkennen,  wurde  jedoch  dnrch 
eine  deutsche  Flottendemonstration  hierzu  nnd 
znm  Abschluß  eines  Handelsvertrags  Ende  188Ö 
veranlaüt  Er  räumte  der  Deotsch-Ostafrika- 
niscben  Gesellschaft  auch  die  ZoHverwaltang 
und  das  Hitbenutzungsrecht  der  HSfen  von 
FanRani  und  Daressalam  gegen  eine  jährliche 
Zahlang  ein.  Im  folgenden  Jahre  würde  der 
Umfang  seiner  Ansprüche  auf  das  KQstengebiet 
dnrch  eine  gemisdite  deutsch-eoglischifranzG- 
sische  Kommission  festeestellt.  Es  kam  zu  einem 
Uebereinkommen  zwiBcnen  Deutschland  nnd 
England  vom  2».X/1.XL  1886;  darin  er- 
kannten beide  Mächte  die  Souveränität  des  Sul- 
tans über  sein  Inselgebiet  und  femer  Uber  das 
Eflstentfebiet  in  einer  Tiefe  von  10  Seemeilen  an ; 
Dentsemand  nnd  England  grenzten  ihre  In- 
teressensphären dnrch  eine  Demarkationslinie  ab. 
Am  30, XII.  1886  erfolgte  zwischen  Deutsch- 
land nnd  Portugal,  dessen  Gebiet  imSäden 
an  Deotsch-Ostafrika  heranreicht,  ein  Grenzregu- 
lierungsvertrag.  Durch  diese  Verträge  war  den 
deutsuien  kulonialen  Bei>trebnngen  em  weiteres 
großes  Ansbreltangsgebiet  ertlmiet. 

Im  Jahre  1888  schlofi  die  Gesellschaft  mit 
dem  Sultan  einen  neuen  Vertrag,  kraft  dessen 
er  ihr  die  gesamte  Verwaltung  des  obener- 
wähnten Küstenstreifens  pachtweise  auf  50 
Jahre  unter  Wahrung  der  ihm  zustehenden 
Hoheitsrechte  Überliefi.  Noch  in  d^selben 
Jahre  aber  brach  ma  Untäger  Aufetand  der 
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einheimischen,  insbesondere  der  arabischen 
Bev&lkerung  aus,  weil  diese  ihren  altgewohn- 
ten und  eintrSglichen  Sklavenhandel  durch 
die  Deutsdien  gefährdet  sab.  Zur  gemein- 
samen energisc^n  Bekämpfung  des  Sklaven- 
handels setzte  sich  Deutschland  mit  Eng- 
land in  Yerbindiing,  und  es  kam  zu  einer 
gemeinsamen  Kflstenblokade  dratjh  ein  ge- 
mischtes Geschwader.  Der  Reichskommissar 
Wiflmann  warf  den  Äufstand  im  Innern 
nieder  und  legte  weiterhin  ia  umsichtiger 
Weise  die  Grundlagen  zu  einer  deutschen 
Verwaltung. 

Schon  1885  hatte  der  Sultan  von  Witn, 
nachdem  er  einen  Landstreifen  von  2ö  Qnadrat- 
meilen  an  Deutsche  abgetreten  hatte,  sich  hin- 
sichtlich seines  Übrigen  Gebietes  unter  deutschen 
Scbntz  gestellt,  und  die  i^cbntzherrschaft  war 
vom  Sultan  von  Sansibar  nach  anfänglichem 
Widerstande  anei^annt  worden. 

Durch  das  umfassende  Kolonialabkommen 
zwischen  Deutschland  und  England  vom 
l./Vn.  1890  wurde  eine  völlige  Neube- 
grenzung des  deutsch-ostafrikanischen  Ge- 
biets getroffen.  Danach  wurde  Helgoland 
an  Deutschtand  abgetreten,  hingegen  ver- 
zichtete Deutschland  auf  die  Schutzherr- 
scfaaft  über  Witu  zugunsten  Englands  und 
erkannte  das  englische  Protektorat  über 
San  si  bar  und  Pemba  an,  erwarb  nimmehr 
aber  die  Souveränität  über  den  bereits  mehr- 
fach erwähnten  Kflstenstreifen  des 
Festlandes  und  die  Insel  Mafia  gegen 
ZahlungeinerGeldentschädigungvon4Mill.M. 
an  den  Sultan. 

In  der  Folgezeit  wurden  noch  mehrfach 
militärische  Espeditionen,  so  insbesondere 
gef^n  die  Wahehe,  gegen  die  Stämme  am 
Kilimandscharo  und  gegen  die  Wagc^  er- 
forderlich. Nachdem  dann  eine  längere  Reihe 
von  Jahren  im  wesentlichen  Ruhe  im  Schutz- 
gebiet geherrscht  hatte,  kam  es  1905  zu  einem 
neuen  umfassenden  Aufstande,  der  indessen 
in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  erfolgreich 
niedei^worfen  wurde. 

e)  Deut^ch-Neu-Guioea.  In  der 
Sfldsee  waren  auf  zahlreichen  Inselgruppen 
seit  längerer  Zeit  erhebliche  deutsche  kauf- 
mäunische  Interessen  vertreten.  Insbeson- 
dere war  dort  die  schon  erwäliute  .,Dcutsche 
Handels-  und  Plantagengesellschaft  der  Süd- 
seeinsoln"  tätig.  Obgleich  die  zu  deren 
Gunsten  eingebrachte  erste  Samoavorlage  vom 
Reichstage  1880  abgelehnt  wurde  (s.  oben), 
setzte  die  Geaellscliaft  ihre  Tätigkeit  fort; 
ihr  und  der  Hamburger  B'irma  Herusheim 
war  es  allmählich  gelungen,  die  nördlich 
von  Neu-Guinea  gelegenen  Inselgruppen  von 
Neu  -  Britannien  und  Neu- Irland  unter 
vorwiegend  deutschon  Einfluß  zu  bringen.  Dem 
deutschen  Handel  drohte  aber  ernste  Gefähr- 
dung, indem  Australien  versuchte,  die 
bis  dahin  .freien  Inseln  für  seine  natürUche 
Domäne  zu  erklären,  England  zur  Okku- 


pation derselben  zu  bewegen  und  im 
Hinblick  auf  eine  solche  sdion  im  Tcraus 
alle  dort  tou  anderen  gemachten  Erwer- 
bungen für  ntill  und  nichtig  zu  erklären. 

Die  hanseatischen  Handelskreise  hatten 
sich  Anfeng  der  SOer  Jahre  verstärkt  diurch 
eine  kapitalkräftige  Gruppe  von  Berliner 
Banken,  die  zwecks  Begrünaung  eines  gra&ea 
Eolonifduntemehmens  in  der  Südsee  sich 
1884  als  „N.eu-Guinea- Kompagnie" 
konstituierten.  Auf  ihr  Gesuch  um  den 
Schutz  des  Deutschen  Reiches  antwortete  der 
Reichskanzler  am  20./Vni.  1884,  daß  die 
beabsichtigten  Erwerbungen  in  demselben 
Maße  und  unter  den  gleichen  Formen  wie  das 
hanseatische  Unternehmen  in  Südwestafrika 
unter  den  Schutz  des  Reiches  gestellt  werden 
würden,  sobald  die  Unabhängigkeit  der  Ge- 
biete, deren  Erwerbung  in  Aussicht  gestellt 
sei,  festgestellt,  also  der  Nachweis  geführt 
sei ,  daß  die  Ansprüche  nicht  mit  erkenn- 
baren Rechten  anderer  Nationen  kollidierten. 

Die  von  der  Neu-Guinea-Kompagnie  ent- 
sandte Expedition  nahm  alsbald  umfang- 
reiche Landerwerbungen  vor,  die  von  dem 
Kaiserlichen  Kommissar  in  Neu-Britannien 
durch  Abschluß  von  Verträgen  mit  den 
Häuptlingen  unterstützt  wurden.  Ende  1884 
hißten  deutsche  Kriegsschiffe  die  Reichs- 
flag^  in  Friedrich- Wilhelmshafen  und  an 
zahlreichen  Punkten  von  Neu-Guinea  Östlich 
Tou  der  niederländischen  K.  und  im  Neu- 
britann ia- Archipel.  Durch  Erlaß  vom  23./XII. 
18S4  wurden  die  deutschen  diplomatischen 
Vertreter  im  Auslande  beauftragt,  den 
fremden  Regiertmgen  mitzuteilen,  daß  die 
gedachten  Ghebiete  vorbehaltlich  der  wohl- 
erworbenen Rechte  Dritter  unter  den  Schutz 
des  deutschen  Kaisers  gestellt  seien. 

England  erhob  auch  hier  erhebliche  Schwie- 
rigkeiten, denen  FUrst  Bismarck  energisch  ent- 
gegentrat (vel.  insbesondere  seine  Reichstags- 
rede vom  2.  III.  18U5).  Nach  langwierigen  Ver- 
bandinngen  kam  endlicli  durch  Notenaastauüch 
vom  25. 29./IV.  1885  zu  einer  Abirreuzung  der 
gegenseitigen  Intereasensphfiren.  Hierauf  wurde 
[  der  Neu-Guinea-Kompagnie  för  ihren  Besitx  der 
Kaiserliche  Schutzbrief  am  17./V.  1886  ausge- 
stellt. Im  folgenden  Jahre  wurde  noch  ein 
umfassendes  dentscb-englisches  Abkommen  Bber 
die  Abgrenzni^  der  beiderwitigeu  Hachtsphlren 
im  westlichen  Stillen  Ozean  abgeschlossen  |6./IV, 
1885)  und  anscblieGeod  daran  (lO./IV.  18K5)  eine 
Erklärung  betrelTs  der  gegenseitigen  Handels* 
und  Verkehrsfretheit  in  den  deutschen  und  eng- 
lischen Gebieten  im  westlichen  Stillen  Osean 
vereinbart. 

Die  Inseln  der  Salomonsgrnppe,  die 
nördlich  von  der  damals  vereinbarten  Scheidongs- 
linie  liegen,  wurden  1886  dnrch  ein  Kriegsschiff 
unter  deiitücben  Schutz  gestellt  und  der  Nea- 
Gninea-Kompagnie  warde  anch  für  diese  Inseln  dn 
Kaiseriicber  Schat2brief  am  I3./XIL  1886  mag^ 
stellt.  Indessen  wurde  später  durch  das  deutsch- 
englische  Abkommen  vom  14  /XI.  18^  (Samoa- 
vertrag,  s.  unten)  ein  Teil  derselben,  näm- 
lich die  Cstlich  bezw.  sfidUstUch  von  -Boogaia- 
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Tille  Kdcgeoen  laaüa  der  Onippe,  an  Groß- 
Mtufliei  ftbgetreten,  wSbrena  BoiufainTiUe 
uü*t  neben  der  Insel  Baka  in  deutscheni  Be- 
•1(1  kütb. 

G^en&ber  Frankreich  erfolgte  die  Ausein- 
iMenetzang  Qber  die  beiderseiti^ren  BesitKungea 
and  Inieresaenfrebiete  in  der  Stldaee  dnrch  das 
b»reiM0beneTw&luiteProto][ollTom24./XII  1885. 

l'eber  die  weitere  Entwickelnng'  des  Schntz- 
zrtiit^ti  unter  der  Yerwaltang  der  Nen-Oolnea- 
K"ia|iigiiie  nnd  über  den  Uebergang  der  Yer- 
fiHmt  von  ihr  anf  das  Beich  selbst  wird  im 
folgadeo  Abaebttitt  lUI,  1}  zu  handeln  sein. 

f|  ilarschall-,  Brown  -  undProvi- 
('..'nce-Infielo.  Auch  in  diesem  Gebiete 
l^-?taadea  ältere  deutsche  Handelsunter- 
;;ohmimgeD,  und  bereits  i.  J.  1878  hatte  ein 
ii''Uteches  Kriegsschiff  im  Namen  des  Reiches 

■  iu-fn  Frenndsehaf tsvertrag  mit  einem  Häupt- 
üu^  auf  Jaliiit,  der  Uauptinsel  der  Gruppe, 
.lU^i^'^chlossen  und  eine  Rolüenstatioo  er- 
Tfjrlifn.  Nach  der  oben  erwähnten  deutscli- 
•rirlisybeo  Vereinbarung  vom  Jahre  1885 
^■k'i)  die  Marschallioseln  in  die  deutsche 
'.iirressensphäre ;  nunmehr  wurden  mit  den 
lläui-üingen  deutscherseits  Schutzvertrflge 
iIiT^-sfliloasen,  die  deutsche  Flagge  wurde 
.-•'hiJlt  und  die  Inseln  wurden  als  besonderes 
>"hotz^biet  organisiert 

Di«  dtuelbst  niedergelassenen  deutschen  Fir- 
iu<;D  Uten  sieb  za  euier  Kolonial  gesellschaft 
aotn  dem  Namen  „ Jalnitgesellschaft"  zoaammen, 
■W  i  J.  188K  Ober  die  Kosten  der  Verwaltung 
nun  Vertrag  mit  dem  Beatschen  Beich  schloU 
<cl-  hierüber  Abschn.  III,  1).  Nachdem  dieser 
V-rmg  mit  dem  1./IV.  1S06  sein  Ende  er- 
t'uU  and  das  Beich  selbst  die  Kosten  der 
Vcnrtltmi^  Qbemommen  hat,  ist  die  Insel- 
mppe  kein  selbständiges  Schutzgebiet  mehr, 
•'■wcni  ist  an  du  dentsche  Schutzgebiet  der 
lUiDÜBeiif  Palan  und  Marianen  ani^egliedert  nnd 
tiMfi  mit  diesem  zusammen  einen  Teil  des 
MmUgrUetes  Nengninea. 

C.  Die  kolonialen  Erwerbungen  der 
xw^leo  Periode,  g)  Das  Kiautschou- 
:  biet  Bereits  in  dem  historischen  Ueber- 

i  (Absdm.  I  11.  II)  ist  dargelegt, 
^■'■Iho  Momente  dazu  beigetragen  haben, 
■\'U  Stillen  Ozean  mehr  und  mäir  in  den 
"^■nweqiuDkt  der  Weltpolitik  zu  rücken  und 
riesige  chinesische  Keich  langsam,  aber 
■l*h  in  naverkennbar  zunehmendem  Maße 
■f-in  Handel  und  der  Kultur  des  Westens 
~i  f'ffnen.   An  dieser  Erschließung  haben 

Jahrzehnten  in  vorderster  Heihe  deutsche 
Kaufteuie  mitgearbeitet;  unter  dem  Handel 
J^r  etirojiÜBchen  Nationen  in  Ostasien  stand 
'I  t  deutsche  schon  seit  längerem,  an  zweiter 
"^'fik.    Dem  Gewichte  dieser  wirtschaft- 

■  Iniere^D  entsprach  aber  bis  gegen 
■'■v  Ende  des  19.  Jahrn.  nicht  die  politische 
i'iiWiü  Deutschlands  an  jenen  KQsten. 
'A'ÜiKnd  alle  anderen«  am  flberseeischen 
ludd  interessierten  Nationen  in  Ostasien 
''niiiHmla  Stfitxponkto  in  eigenen  K.  besaßen 
-  EntrUad  säion  sat  ]tM2  in  Hongkong, 


Frankreich  in  Tonking,  ßußland  im 
Norden  (Wladiwostok  u.  a),  Portugal  seit 
Jahrhunderten  in  ilacac,  Spanien  auf  den 
Philippinen  und  Holland  im  Sundaarchipel 
—  entbehrte  Deutschland  eines  eigenen 
territorialen  Stützpunktes.  Der  Umfang  der 
deutschen  Handelsinteressen  ließ  es  erforder- 
lich erscheinen,  das  deutsche  Kreuzerge- 
schwader  zu  ihrem  Schutze  au  den  chine- 
sischen Kfisten  zu  stationieren,  und  mit  dem 
wirtschaftlichen  und  politischen  Bedürfnisse 
einer  eigenen  K.  war  damit  auch  dasjenige 
eines  maritimen  Stützpunktes  dort  gegeben. 

Es  bleibt  ein  Rulimestitel  der  deutschen 
Wissenschaft,  daß  der  Geograph  Ferdinand 
von  Richthofen  (gest.  1905)  als  erster 
bereits  bei  seinen  Forschungsreisen  Ende  der 
60  er  Jahre  und  Anfang  der  70  er  Jahre  des 
19.  Jahrh.  die  natürlichen  Bodenschätze  von 
Schantung  erkannt  und  die  wirtschafts- 
politische  Bedeutung  seiner  Eingangspforte 
Xiautschou  klar  erfaßt  hat.  Alsein  Viertel- 
jahrhundert später  die  Frage  einer  deutschen 
kolonialen  Niederlassung  an  der  chinesischen 
Küste  aktuell  wurde,  war  es  vor  allem  das 
Verdienst  desAdmirals  von  Tirpitz,  des 
damaligen  Chefs  des  ostasiatischen  Kreuzer- 
geschwaders  (1896),  daß  die  maritimen,  -wirt- 
schaftlichen und  militärischen  Vorzüge  von 
Kiaatschou  erkannt  wurden  und  die  Wahl 
auf  diesen  Platz  fiel,  dessen  Ausgestaltung 
zur  deutschen  K.  er  eelbst  darauf  als  Staats- 
sekretär des  Beichsmarineamts  von  Anfang 
an  geleitet  hat 

Zu  den  bereits  erwähnten  politischen 
und  wirtschaftlichen  Interessen  Deutsch- 
lands in  China  kamen  noch  die  Pflicht  und 
zugleich  das  Recht,  welche  dem  Reich  ans 
dem  Schutz  der  zahlreichen  Angehörigen  der 
deutschen  Missionen  zufielen.  Das  Deutsche 
Reich  hat  den  Anspruch,  den  Frankreich 
auf  den  Schutz  aller  katholischen  Missionen 
im  ganzen  Orient  lange  Zeit  erhoben  hat, 
nicht  anerkannt,  vielmehr  seinerseits  den 
Schutz  der  deutschen  katholischen  ebenso 
wie  der  evangelischen  Mission  in  China 
selbst  übernommen.  Die  erstere  liatte  be- 
sonders in  Schantung  unter  dem  Bischof 
A  n  z  e  r  eine  wichtige  Niederlassung,  imd 
dieser  rief  den  Schutz  des  Reiches  au,  als 
Anfang  November  1897  dort  deutsche  Missio- 
nare ermordet  wurden.')  Die  Kreuzordivision 
unter  Admiral  vonDiederichs  erhielt  Be- 
fehl, die  Bucht  von  Kiaulschou  zu  besetzen, 
um  die  erforderliche  Sühne  von  China  zu 
erzwingen.  Am  14./XI.  1897  erfolgte  die 
Landung  in  Tsingtau,  einem  Platz,  den  die 
Chinesen  selbst  sich  damals  {mschickten  zu 
einem  befestigten  Lager  zu  gestalten,  aus 


')  Vgl.  über  die  gesamten  Erwägangeu  bei 
der  Beaetznng  von  Kiantschou  die  Beicnstags- 
rede  des  damaligen  Staatssekretära  des  Aiis- 
I  wärtigen  Amtes,  von  BOlow  v.  8..U.  1898. 
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dem  sie  sich  indessen  sofort  und  ohne  bnngen  zum  „Schutzgebiet"  erkUbt  vorden. 


Widerstand  zurOokzogen.  Nach  längeren 
Y^handlnngen  harn  es  zu  dem  Vertrage 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  China 
am  67UL  1898;  durch  ihn  wurde  das  Ge- 
biet nSrdlich  und  sfldlich  vom  Eingange  der 
Eiautschonbucht  nebst  dieser  selbst  und  den 
zugehörigen  Inseln  dem  Deutschen  Reiche 
„pachtweise  auf  vorlftufig  99  Jahre**  über- 
lassen (Art.  II). 

Ueber  die  rechtliche  Natur  dieses  Pacht- 


Unter  demselben  Datum  ist  feiner  öne 
Kaiserliche  Yermdnuog  ergangen,  welche 
auf  Orund  des  deutschen  Schut^Uets- 
gesetzes  die  Rechtsverhältnisse  des  neuen 
Schutzgebiets  ganz  analog  denen  d^  übri^o 
deutschen  K.  geregelt  nat.  Seither  smd 
deutscherseits  zatilretohe  gesetzgeberische 
Akte  fQr  das  Kiautschougebiet  erfolgt,  welche 
sämtlich  die  UDbedingte  und  aussdüiefiliche 
Souveränität  DeutsclüandB  hiosichtlich  aller 


Vertrages  herrscht  in  der  kolonial-juristischen  '  Bewohner  des  Gebietes  zur  Yoraussetzung 

  habeD,undauchdieMaßDahmenderdeutschen 

Verwaltung  und  Rechtspflege  sind  ausnahms- 
los voD  diesem  Grundsätze  ausgegangen. 
Ueberau,  wo  in  den  Verordnungen  und  Ehv 
lassen  der  deutschen  Verwaltung  des  Kiau- 
tschougebietes  ebenso  wie  im  Kiautschou- 
vertrage   selbst  sich  die  BezeichnuDgeu 


und  -politischen  Ltteratiu-  vielfach  Unklar- 
heit. Was  zunächst  den  Ursprung  des 
RechtsbegrifFes  der  „Pacht*'  aolaogt,  der  hier 
zum  ersten  Male  in  einem  völkerrechtlichen 
Vertrage  gebraucht  wird,  so  ist  darauf  hin- 
zuwmsen,  daß  derselbe  im  Li^nschafts- 
recht  Chinas  von  alters  her  eine  erhebliche  i 


Bedeutung  besitzt  uad  zwar  in  dem  Sinne, '  „Chineseo"  bezw.  „chinesische  Bevölkemog*- 
der  dem  Eigentumsbegriff  viel  näher  kommt,  |  findeo,  sind  dieselben  lediglich  im  anthro- 
als dies nadi europäischer  Rechtsaoschauung  polo^ischen  Sinne  der ZugehOrigkdt  zur 
der  Fall  ist  Insbesondere  ist  die  Bezeich-  chinesischen  Rasse  (im  Gegensatz  zur  weißen 
nung  „Pacht"  seit  dem  Abschlüsse  der  ersten '  Bevölkerungji,  kemeswegs  aber  im  poli- 
europäisch-chinesischen  Verträge  regelmäß^  (tischen  Sinne  der  Zugehörigst  zum 
für  die  (tatsächlich  eigentumsgleichen)  Pri-  j  chinesischen  Reiche  zu  verstehen, 
entrechte  von  Anslftn&m  an  ^rundstücten  |  Verschieden  von  der  BecbtssteUnnff  des  deut- 
ln China  üblich  ^worden.')  '  scheaBjaotschons^ebietesistdiejeDiMänerZo 

Für  die  Öffenthch-rechtlidie  und  politische  <  von  60  km  im  Umkreise  derKiaatiehon- 
Betrachtung  liegt  das  entscheidende  Merkmal  1  b  n  c  h  t  in  demselben  Vertrage  (Art.  I)  geregelt 
des  Kiauts^ouvertrages  aber  überhaupt  nicht  1  Zone  bat  sich  der  Kaiser  von  China 

in  dieser  Bezeichnung  aU  „Paeht«vertrag,  ^"f  ?Ä      ^";f'?"i**SÄ*?^'f- v^,' 
sondern  darin,  daß  C  hin a  für  die  Pachtdauir ,  ^""l  "''^^  "^f^  verpflichtet,  daselbst  keinerlei  Malt- 
T^  u^-iT^^t  Jt-     A  oder  Anordonngen  ohne  Znstimmong 

Msdröckhch  auf  die  Ausübung  aller  [  der  deutschen  Begiernng  m  treffen  nnd  üibiK 
Uoheitsrechteverzichtet  und  dieselbe  sondere  einer  etwa  erforderlich  werdenden  Begu- 
an  Deutschland  abertragen  hat  (Art.  nL)  I  lierung  der  WasserlKafe  kein  Hindernis  ent- 
Auf  der  Grundlage  dieses  völkerrechtlichen !  ^f^ozosetzen,  femer  den  deatscben  Trappen 
Abkommens  ist  seither  seitens  der  deutschen  jederzeit  freien  Darchmarscb  xa  gestatten.  Guna 
Staatsgewalt  eine  Rechtsordnung  für  das '  «ich  vorbehalten,  in  jener  Zone  im  Bhiver- 
Gebiet  geschaffen  worden,  deren  Normen  1  "J*       dentachen  ßegieriiny  Tropp« 

den  rechtlichen  Charakter  auch  dieses  Teils !  JVit^^^^'TS.ffT'^T^^^ISfi,'"'^ 

j„  .    .      -p-  ,    ■  IL  «II*    1.1       nahmen  zu  trennen.   Die  50  km-Zone  wird  zu- 

des  deutecheo  Kolonialbesitzes  völhg  kUr-  ^eu^n  aU  dentsche  Jnteressenzone-  bewichnet 
stellen:  das  Kuiutschougebiet  ist  durch  den  sie  ist  aber  von  den  „Interessensphären",  die 
Erlaß  des  Kaisers  vom  27./IV.  1898  in  ^  in  Afrika  nnd  in  der  SBdsee  geschaffen  und 

ru  der  gleichen  solennen  Form  wie  (s.  oben  Abschnitt  I  2)  begrifflich  vsllis  ver- 
anderen deutschen  kolonialen  Erwer-  schieden.  Denn  jene  Zone  ist  chinesiscbeaStaats- 

  I  gebiet  ^blieben;  das  Deutsche  Reich  hat  «u- 

,..„.,      ,      ,  ^„^  .    ,.       .  .gnniten  des  dentschen  Kiantschooffebietes  da- 

')  JeUmek  and  anf  ihn  gestützt,  die  mei-  gelbst  aber  die  vontehend  aufgärten,  wdt- 
sten  anderen  DarsteUnngen  des  Kiantschou- j  gehenden  Staatsservitnten,  teilT  positiTer.  teils 
Vertrages  woUen  diesen  auf  den  Paditbegnff ,  negativer  Art  erworben, 
(lease)  des  eaghscheu  Rechts  zurtickftthren,  der  Kiautschouvertrag  «cherte  weiterWu 

der  oben  skizzierte  Pachtbegriff  m  letzterem  b»*»?- «"»"l  Be>?'"kg«echtsame  im  Hmt^ 
Lande  uralt  ist.    Er  kommt  dem  Icase-Be- '         der  K.,  in  der  Provinz  Schantung. 

v«rÄ°JSI!'T'^!J^  h)Karolinen.PalauundMariauen. 

lifSt  S^STdi^inp"^^^^      '-^Ir^r  ^n^"*^ 

an  die  dortigen  Kechtsanschaiiungen  sehr  ,  Pflanzungen  ebenfalb  seit  längerer  Zeit  fast 
leichtert  hat.  Keineswegs  aber  haben  die  Eng-  5»°^  m  den  Händen  der  Deutschen, 
länder  jenen  Betriff  nach  China  getragen.  V^. ,  Nach  dem  bereits  erwähnten  Abkommen  zwi- 
ttber  die  recbthche  Natnr  des  Kiautschouver-  sehen  Dentschland  nnd  England  vom  89./fV. 
träges  des  näheren  KSbner  in  den -Hittl^.  der  188ö  fielen  ^e  Karolinen  auch  politisch  in  die 
Internat.  Vereinig,  f.  vgl.  Bechtawus.  n.  Volks-  dentacbelntereBsenaphäre.  Indeuei  erhob  gegen- 
wirtBch."  n  (1903)  S.  218  ff.  über  dem  dentschen  Veisnche,  die  Insän  an 
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•tta|Hfrai,  Spanien  Einwendungen ,  indem  es 
ilun  Bedtzrecbte  geltend  machte.  Fürst  Bis- 
marck nnterbreitet«  1886  den  Streit  dem  SchiedB- 
tpnA  in  Papstes,  der  öcb  zngoDflten  Ton  Spa- 
DKB  anstpraen.  In  eisern  StaatsTertrage  Ton 
jemaelboi  Jahre  erkannte  daraaf  das  Dentache 
Beicli  die  spanische  SooTerftniUt  an,  wo^gen 
4nB  deotMhen  Handel  die  Gleichberechtigang 
«ii  4eB  spauschen  sneesichert  wurde.  Spanien 
bt  ei  ucb  in  der  Fdgeseit  nicht  Terstanden, 
tie  Imeln  if8:eiidwie  wirtschaftlich  xn  ent- 
«iekeln,  ond  als  es  dnrch  seinen  rahmlosen 
Kiicg  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
«QBCO  ftbrigen  KoloniaJbesits  in  der  Sttdsee  ver- 
br.  icei^  es  sich  bereit,  sie  kenfweise  Dentsch- 
liod  n  (überlassen.  Ausgenommen  war  jedoch 
üt  iBDerhslb  der  Horianengrnppe  gelegene  Insel 
Gaini,  die  gleichseitig  mit  den  Philippinen 
io  FnedensMUasse  an  Nordamerika  flber- 
e^«uu^  war. 

Durch  den  deutsch-spanißchen  Vertrag  t. 
li,lL-30VVI.  1899  trat  Spanien  alle  seine 
SnuTeräniiatsrechte  und  das  Ei^ntum  an 
ocm  loselgebiet  der  Karolinen,  Palau  und 
Varianen  gegen  eine  OeldentBchSdigung  von 
r.  MiU.  Peseten  (20  MilL  M.)  an  das  Deutsche 
Reich  ab. 

i)  Samoainseln.  Auf  den  Samoainseln 
•«staadea  die  ältesten  deutschen  Untemeh- 
mtugen  der  ganzen  Südsee;  bereits  seit 
l"^')  besafi  die  Hamburger  Firma  Godeffiroy 
■If^  Plantagen. 

Is  der  Folgeseit  machten  sieh  auf  dieser 
luelrrappe  aber  englische  nndamerika- 
Blscne  Öegenbestrebnngen  geltend  und  nnter 
da  Eingeborenen  herrschten  fortgesetat  Streitig- 
keiten. Durch  Vertrige  vom  Jahre  1879  wurde 
nse  Regel  an  z  der  Tcrwimen  Bechts-  und  po- 
btiidm  Vernlltnisse  der  Inseln  rersncht;  da- 
Mli  wurde  der  Hafen  Saln&fata  als  deutsche 
EoUastatiOB  unter  der  Oberhoheit  Samoaa  nnd 
in  deutsche  Hejatbesllnstigungsrecht  ftlr  den 
Hafea  Ton  Apia  anerkannt  Zu  derselben  Zeit 
renetea  die  Firma  GodeSroy  und  die  von  ihr 
Kgrfladete  „Deutsche  Handels*  und  Plantagen- 

S»dlsdtaft  der  Sädseelnseln"  in  Verrnttgensver- 
l  Wie  schon  obenerwähnt,  wollte  die  .Deut- 
vke  Seebandelsgesellscbaft"  dem  drohenden 
l'ebergaag  umfangreichen  deutschen  Besitzes  in 
csglische  Binde  KUTorkommen,  wenn  Ihr  behufs 
Enterbung  denelben  eine  Zinsgarautie  seitens 
Bdebes  bewilligt  wttrde,  die  Forderung 
•ner  solebea  wurde  aber  Tom  Beichstage  ab- 
retebat  (1880).  Es  gelang  in  der  Folge  swar, 
nid  prirate  'Dnterstntmng  den  B^ts  der 
.rtratsdien  Handels-  nnd  Plantagengesellschaft" 
n  Wien  und  damit  das  Uebergewicht  des 
Stehen  Handels  in  Samoa  zu  aiehem;  doch 
wdflo  dem  dentseben  Einflüsse  dort  fortgesetzt 
KTCfe  Sehvieiigkeiten  bereitet. 

Die  Regierong  der  einheimischen  Hftnptlioge 
■  äsma  wurde  in  der  ganzen  Zeit  vor  der 
^wsAa  Bentzei^reifung  Ton  den  europüscben 
Utei  als  T^Okerrechtbch  anerkannter  Staat 
Nbtadilt  —  tise  Fiktion,  die  den  tatsächlichen 
Zoriladen  auf  da  lasdn  wenig  entsprach  nnd 
Mit  IO  adur  im  Interesse  Ton  Samoa  selbst  als 
«  cigcMB  der  beteiligten  Machte  aufrecht  er- 
«na  wirdct  i>dea  damals  eine  Anfteilang  der 
^•Ngrapfe  polhliehe  SehwietigkeiteB  muhte 


nnd  die  formale  Wahrung  der  SouTeränitftt  der 
einhränischen  Re^emog  das  Opportunste  schien. 
Es  wurden  mehrfach  von  den  Oroßmächten,  auch 
dentscherseitH,  FrenudschaftsTerträge  mit  Samoa 
abgeschlossen^  und  bei  der  oben  erwähnten  Ab- 
grenzung der  deutschen  und  englischen  Hacht- 
Bphären  tm  westlichen  Stillen  Ozean  Tom  6./IV. 
1886  wurde  ausdrücklich  Samoa  ausgenommen. 
Im  J.  1887  führte  die  Verletzung  der  dentschen 
fiechte  durch  die  Eingeborenen  zu  einer  förm- 
lichen Kriegserkl&rungund  zu  einem  Einschreiten 
deutscher  Kriegsschiffe.  Erneute  diplomatische 
Schwierigkeiten  zwischen  Deutschland,  England 
und  den  Yereini^n  Staaten  folgten,  die  endlich 
ihren  Abschlufi  in  der  SamoaKonferenz  zu 
Berlin  fanden.  Durch  die  Generalakte  dieser 
Konferenz,  die  Samoaakte  Tom  14./VII.  1889, 
wurde  abermals  die  Neutralität  und  Unabhängig- 
keit Ton  Samoa  anerkannt.  Es  wurde  für  be- 
stimmte Gruppen  von  Rechtsstreitigkeiten  ein 
internationales  Obergericht  eingesetzt  und  weiter- 
bin die  Errichtung  einer  Mnnizi]>alität  für  den 
Bezirk  der  Hauptstadt  Apia  bestimmt. 

Volkerrechtlich  ist  der  damals  bestehende 
Zustand  als  ein  gemeinsames  Protek- 
torat der  drei  Großmächte  Ober 
Samoa  zu  bezeichnen.  Ein  solches  erwies 
sich  aber  in  seiner  praktischen  Durchführung 
als  unhaltbar  und  fflhrte  zn  fortsetzten 
Verwickelungen  sowohl  zwischen  den  OroA- 
mOchten  als  auch  gegenüber  den  Eingeborenen 
und  zwischen  den  verschiedenen  I^uträen 
derselben  untereinander.  Im  Jahre  1899  et- 
folgte  endlich  eine  befriedigende  Lösung, 
indem  das  gemeinsame  Schutzverhältnis  aul- 
gehoben und  eine  Teilung  der  Inseln  durdi- 
geführt  wurde.  Dies  gescÄiah  durch  das 
deutseh-eneUsche  Abkommen  vom  14./XL 
1899  nnd  gas  deutsch-amerikanieoh-englisdie 
Uebereinkommen  vom  2.[XIL  1899.  Hier- 
nach wurden  die  Samoaakte  und  alle  frohe- 
ren Verti-Sge,  Abkommoi  xaxA  Veranbanm- 
gen  ausdrflcklich  flir  au^hoboi  erkiftrt; 
Großbritannien  sowie  die  Yerdnigten  Staaten 
verzichteten  zugunsten  DeutBcblands  auf 
alle  ihre  Rechte  auf  den  Inseln  westlich 
vom  171.  Längengrad  westl.  Länge  von 
Greenwich.  Damit  gelangte  Deutschland  in 
den  Besitz  des  größten  und  wirtschaftlich 
wichtigsten  Teils  der  Inselgruppe,  insbe- 
sondere von  üpolu  mit  der  Hauptstadt  Apia 
und  von  Sawai.  Die  Inseln  östhch  des  171. 
Längengrades  (besonders  Tutuila)  fielen  an 
die  Vereinigten  Staaten,  England  erhielt  da- 
mals die  bis  dahin  gleichfalls  neutralen 
Ton^-Inseln. 

Nunmehr  hatte  Deutschland  h-eio  Hand, 
den  unhaltbaren  Zuständen  auf  den  Samoa- 
inseln ein  Ende  zu  machen,  und  vollzog  in 
allen  völkerrechtlich  vorgeschriebenen  Formen 
sowohl  durch  die  symbolischen  Akte  der 
Flaggenhissung  u.  a.  m.  als  durch  die  tat- 
BäcETiche  Organisation  einer  deutschen  Ver- 
waltung die  Okkupation.  Das  Deutsdie 
Itei<^  ist  in  bezog  auf  Samoa  also  nicht 
etwa  nur  als  Rechtsnachfb^»'  des  tot  ihm 
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bestandenen  Dreibund  -  Rotektorats  anzu- 
sehen, so  daß  es  seinerseits  nur  im  Kähmen 
von   dessen  früheren  Gerechtsamen  eine 


Schutzberrschaft  ausüben  würde,  vielmehr 
hat  es  nunmehr  die  volle  territoriale  Sou- 
veränität über  die  Inseln  erworben.*) 


ITebersicht  des  kolonialen  Besitzstandes  des  Deutschen  Reidies.*) 


Käme 
des  Schutzgebiets 

Sitz 
der  Regierung 

Größe  in 
qkm 

Farbige 
BevOlkemng 

in  1000 
(Schfttznng.) 

Ansässige 
WeiUe 

Davon 
Dentsdbe 

Afrika 

Togo 
Eameran 
SUdwestafrika 
Ostafrika 

Lome 
Buea 
Windbnk 

Daressalam 

87  200 

83s  IOC 

995  000 

I  500 

200 
7  010 

224 
826 
4682 
1  »73 

216 

3998 

1  334 

Afrikanische  Schntzg^ebiete  insgesamt 

241Z  900 

12  210 

7605 

5276 

Sttdsee 
Dentsch-N  enguinen 
Biamarck-Ärchipel 
Kaiser  Wilhelmsland 

Karolinen,  Palau, 

Marianen 
Harschall-Inseln  *) 
Samoa-Inseln 

Herbertshohe 
Friedrich  Wilhelms- 
hafeu 

Ponape 

Jalnit 

Apia 

61  000 

179  000 

2076 
400 
2572 

200 
100 

41 

15 

33 

338 
I2B 

161 

84 

381 

«33 
>>5 

69 
66 
19z 

Südseegebiete  insgesamt 

345  048 

389 

1092 

Ostasien 
Kiautscbon 

Taingtau 

501 

ca.  100 

3*98 

3395 

Znsammen  in 
Afrika 

Südsee 
Ostasien 

2412900 

245  048 

501 

12  210 

389 
100 

7605 
I  092 
3298 

>;  276 

■  67; 
3395 

Deutsche  Schutzgebiete  tnggesamt 

2  658  449 

12699 

11995 

9246 

')  Die  Zahlen  sind  den  i.  J.  1906  dem  Eeicbstage  vorgelegten  Denkschriften  fUr  1905 
sowie  den  (denselben  Zeitpunkt  betreffenden)  Angaben  des  Statistischen  Jahrbuches  f.  d.  Deutsche 
Reich  1906  entnommen.  Die  Bevölkernngszählnngen  beziehen  sich  für  die  Afrikanischen 
Schutzgebiete  (außer  Südwestafrika)  und  die  Südseegebiete  (anßer  Samoa)  anf  den  Be- 
ginn des  Jahres  1S05,  für  das  Eiautschongebiet  anf  den  September  190ö.  Für  Südwest- 
afrika liegt  infolge  der  kriegerischen  Ere^isse  eine  neuere  Bevölkerunnstatiatik  nicht  vor; 
die  amtliche  Denkschrift  für  1905  gibt  für  diese  E.  und  fflr  Samoa  die  Zählungen  von  1903. 
Die  jüngste  Eingeborenen-Zählung  m  letzterer  Kolonie  (am  l./X.  1906)  ergab  34062  K»pfe. 

*)  Die  Harschallinseln  sind  inzwischen  (am  l.  IV.  1906)  dem  Inselgebiet  der  Karolinen, 
Palau  und  Marianen  angegliedert  und  damit  Teil  des  Schutzgebietes  Deutsch-Neuguinea  geworden. 


Abschnitt  III.  Die  innere  Entwickelnng 
der  K.politil£  Deutschlands   nnd  der 
fremden  Nationen. 

1.  Auf  der  alitiven  Seite  der  ko- 
lonisierenden Faktoren :  Kolonisation 
dnrch  privilegierte  Privatnntemeh- 
mnngen  und  durch  den  Staat.  Wir  haben 
bereits  oben  (Abschnitt  II,  'J)  gesehen,  daß 
der  Eintritt  des  Deutschen  fteiches  in  die 
aktive  K.politik  zunächst  nur  mit  großer 
Zurückhaltung  geschah  und  daß  Fürst  Bis- 
marck aus  Erwägungen  sowohl  der  äußeren 
wie  der  inneren  Politik  das  Reich  jds 
solches  in  den  neuen  überseeischen  Unter- 
nehmungen möglichst  wenig  in  den  Vorder- 
grund treten  lassen,  vielmehr  die  eigent- 
fiche  kolonisatorische  Tätigkeit  den  un- 
mittelbar beteiligten  wirtscluiftlichen  Inter- 


essenten überlassen  wollte.  Diese  Auf- 
fassung hat  der  Alt- Reichskanzler  in  jener 
Zeit  wiederholt  öffentlich  ausgesprochen ; 
besonders  charakteristisch  erscheint  seine 
programmatische  Reichstf^srede  vom  26.  VI, 
1884,  in  der  es  heißt: 

.,Heine  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  ge- 
billigte Absicht  ist,  die  Verantwortlichkeit  Für 
die  materielle  Entwickelnng  der  K  ebenso  wie 
ihr  Entstehen  der  Tätigkeit  nnd  dem  Unter- 
nehmungsgeist nnaerer  seefahrenden  nnd  handel- 
treibenden Mitbürger  2u  überlassen  nnd  weniger 
in  der  Form  der  Annektiemug  von  überseeischen 


')  Zur  rechtlichen  Beg;rÜndnng  dieser  Auf- 
fassung, die  in  der  juristischen  Literatur  zum 
Teil  bestritten  ist,  vgl.  das  Nähere  bei  K  S  b  n  e  r , 
Kolonialrecht,  i..d.  EiizTkl.  d.  Rechtswiss.  Bd.  II 
8.  1086. 
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PHräm  u  das  DentBche  Reich  vorzugehen 
■b  h  der  Fonn  der  Oewihrang:  Ton  Freibriefen 
uch  QMteit  der  Koyai  Charter«  im  Anscblnfi 
an  4ie  mhnueiche  Lanfbaho,  welche  die  en^- 
li*cbf  Kaofmannschaft  bei  OrUndani?  der  ost- 
isdiMhen  Kompagnie  zarückgelegt  hat,  und  den 
Intrressenten  der  K.  zagleicb  das  Be- 
gieren derselben  im  wesentlichen  zu 
ilierttdten  nnd  ihnen  nnr  die  Möglichkeit 
enRipÜscher  Jnrittdiktion  fUr  Eamp&er  und  dea- 
jeutrea  Schnues  zu  gewähren,  den  wir  ohne 
qebnde  Garnison  dort  leisten  kOnnen.  Ich 
4nke  vir,  dtü  man  entweder  unter  dem  Namen 
eines  Konsuls  oder  Residenten  bei  einer  der- 
AHi^  K.  einen  Vertreter  der  Autorität  des 
Beicbes  haben  wird,  der  Klagen  entgegenzu> 
Bfhmfo  hätte,  nnd  daß  irgend  eines  unserer 
St*-  oder  HandeUgerichte  —  sei  es  in  Bremen 
i"ler  Hamburg  oder  wo  sonst  —  die  Streitig- 
keiten entscheiden  wird,  die  im  Gefolge  der 
kiofmäanischen  Unternehmungen  entstehen 
kvufn.  Unaere  Absicht  ist,  nicht  Provinzen 
a  frrOnden .  sondern  kanfmännische  Unter- 
■ebmnngen,  aber  in  der  höchsten  Entwickelnng, 
iQ<-b  solche ,  die  sich  eine  Souveränität ,  eine 
*<-blieUlich  dem  Deutschen  Reiche  lebnbar 
Udbeade,  unter  seiner  Protektion  stehenile 
kisäninnisclie  SooTeränität  erwerben,  zu 
vbDtsen.  in  ihrer  freien  Entwickelnng  sowohl 
ztsfia  die  Angriffe  ans  ihrer  unmittelbaren 
Niehbarschafe  als  anch  gegen  Bedrückung  nnd 
s'bidignng  Ton  selten  anderer  europäischer 
Hicht».  Im  übrigen  hoffen  wir,  daQ  der  Baum 
tmk  die  Tätigkeit  der  Gärtner,  die  ihn  pflanzen, 
Aik-fa  ia  ganseu  |:edeihen  wird,  nnd  wenn  er 
■*  nicht  tut,  so  ist  die  Pflanze  eine  verfehlte, 
■Uli  a  trifft  der  Schaden  weniger  das  Reich, 
4pdii  die  Kosten  sind  nicht  bedentend,  die  wir 
Ti3l4Dgen,  sondern  die  Unternehmer,  die  sich 
ia  ihren  Untemehmungen  vergriffen  haben". 

In  der  deutsclicn  kolonialpolitischen  Ent- 
«ickchiog  liefi  sich  jenes  Programm  prak- 
ti^^-li  allerdings  von  Anfang  an  nur  in  einem 
T'I!*-  der  Schutzgebiete  durchführen,  ob- 
voUl  hei  allen  koIoDialen  Ei>werbuogen  der 
-fHten  Periode  Versuche  zu  seiner  Ver- 
«irklii'hung  gemacht  Warden. 

in  den  Schutzgebieten  an  der 
afrikanischen  Westküste  gelang  die 
Bildimg  staat&ähnlicli  oiganisierter  Kolonial- 
-^•iellsc-haften  von  vornherein  nicht. 

In  den  Satzungen  der  pDentachen  (kolonial- 
K**«Uichtft  für  Büdwestftfrika"  wurde  zwar 
«ndrOcUich  die  Ausübung  staatlicher  Hoheits- 
tfihtt,  soweit  ihr  aulcbe  mr  ihre  Gebiete  Hber- 
tragfB  werden  sollten,  vorgesehen.  Die  Gesell- 
iofc  bat  uieh  eine  Zeit  lang  eine  eigene  Truppe 
Mf  ihre  Kosctea  unterhalten.  Ks  ist  indessen 
n  itr  Cebertragung  von  Hoheiterechten  nicht 
Cfkumoea  and  zwar  im  wesentlichen  wegen 
•Ur  Aboeigmig  der  Gesellschaft  selbst,  die  da- 
ait  rerbfuideBen  weiteren  finanziellen  Lasten 
a  tri|;«a,  abgesehen  davon,  daß  das  Gebiet  der 
(i-Mllarbaft  nur  einen  Teil  des  Schutzgebietes 
latf^ilL 

Fbr  Kamera»  und  Togo  wurde  alsbald 
des  enten  ErwerbDogHaktoi  im  Oktober 
lit(|  uu  den  beteiligten  Hambnnser  Finnen 
»TBdikat  geUldet,  das  innftohst  die  Re- 
cwnäf  iNrriet  nnd  dewien  BeteUignng  an  der 


Verwaltung  weiterhin  geplant  war.  Jedoch  ist 
es  hieran  nicht  gekommen. 

Hingegen  ist  in  dem  grOßten  afrika- 
nischen Schutzgebiete ,  DentBch-Ost- 
afrika,  und  ebenso  in  dem  grOBten  Schutz- 
gebiete der  Sndsee,  Xeu-Ouinea,  die 
deutsche  Kolonisation  zunäclist  durchaus 
im  Sinne  des  Bisraarckschen  Kolonialpro- 
gramma  erfolgt. 

Wir  haben  eben  gesehen,  daß  sich  für 
den  Erwerb  beider  K.  von  vomlierein  große 
Kolonialgesellschaften  gebildet  hatten.  Beide 
wurden  mit  weitgehenden  Hoheitsrechteu 
belehnt.  Die  Uebertragung  dieser  vollzog 
sich  durch  die  Erteilung  eines  Kaiserliehen 
„Schutzbriefes"  nach  Analogie  der  eng- 
lischen Royal  Charters.  Einen  solchen  erhielt, 
wie  schon  oben  berichtet,  die  Deutsch- 
üstafrikanische  Gesellschaft  am 
27./II.  188ü,  die  Neu -Guinea-Kom- 
pagnie am  17./V.  1885  fOi*  ihr  Starainge- 
biet  und  am  13./XII.  1886  für  die  Saloraonä- 
inseln. 

Die  weitere  Entwickelung  in  den  neu- 
gewonnenen deutschen  Gebieten  hat  alsbald 
gelehrt,  daß  jenes  System  die  darin  ge- 
setzten Erwartungen  nicht  erfüllt  hat.  Die 
von  privater  Seite  geleiteten  kolonialen 
Unternehmungen  haben  sich  den  vei-ant- 
wortiingsvoUeu  und  weittragenden  öffent- 
lich-rechtlichen Aufgaben,  die  ihnen  gestellt 
W£U%n,  nicht  gewachsen  gezeigt  und  teils 
in  administrativer,  teils  in  militärischer  und 
finanzieller  Hinsicht  veraaj^.  In  sämtlichen 
Schutzgebieten  ist  schließlich  die  Verw-altimg 
auf  das  Reich  selbst  übergegangen. 

In  Ostafrika  reichten  die  Kräfte  nnd  Mittel 
der  Gesellschaft  nicht  ans,  als  es  zu  dem  grollen 
Aufstande  der  Araber  i.  J.  1888  (vgl.  oben  Ab- 
schnitt II,  2)  kam,  und  alsbald  mußte  das  Reich 
hier  mit  seiner  Marine,  mit  Landtruppen  und 
mit  der  Aufwendung  von  staatlichen  Geldmitteln 
einschreiten.  Von  da  an  hat  die  Reichsregieriing 
sich  veranlaßt  gesehen,  die  Verwaltung  des 
Schutzgebietes  dauernd  selbst  in  die  Hand  zu 
nehmen,  und  in  einem  Vertrage  zwischen  dem 
Reichskanzler  imd  der  Deutsch-Ostafrikaniächen 
Gesellschaft  vom  20./XI.  1890  verzichtete  diese 
im  wesentlichen  auf  die  Ausübung  der  ihr  durch 
den  ScÜQtzbrief  Übertragenen  Rechte.  Sie  be- 
hielt indessen  damals  noch  einige  wichtige 
öffentlich-rechtliche  Befugnisse  und  Regalien, 
insbesondere  das  Recht,  eigene  Mtlnzen  zu 
prägen,  weiter  Gerechtsame  auf  dem  Gebiete 
des  Bankwesens  nnd  das  ansschließlichc  Recht 
znm  Gigentumserwerb  an  herrenlosen  Grund* 
stücken  in  einem  großen  und  wirtschaftlich 
wichtigen  Teile  der  K.  Auch  diese  der  Gesell* 
Schaft  verbliebenen  Rechte  erwiesen  sich  weiter- 
bin als  schwere  Xachteile  für  die  wirtschaft- 
liche Gesamtentwickelnng  des  Schatzgebietes. 
Sie  sind  durch  einen  weiteren  Vertrag  zwischen 
der  Gesellschaft  und  der  Reichsregierang  vom 
16./'XI.  1902  fortgdfaUen. 

InNeu-Guinea  war  eine  längere  S'rist  ge- 
geben, um  die  Verwaltung  der  kanfmännischen 
'Kompagnie  zu  erproben,   und  kriegerisnhe 
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Störungen  traten  hier  nicht  ein.  Indessen  stellte 
sich  dM^h  aach  hier  heraus,  daß  die  Aof^be, 
die  mit  der  B«^enin^  eines  so  großen  Gebietes 
verbanden  war,  in  administrativer  nnd  finanzieller 
Hinsicht  die  Krfifte  der  Gesellschaft  Überstieg. 
Bereits  in  den  Jahren  1889—1892  kam  es  anf 
Gmod  eines  Vertrags  zwischen  der  Kompagnie 
und  der  Regieroog  vorDbergebend  za  aner 
Uebeitragnng  der  LandesTeriralttmg  an  Kaiser- 
liche Beamte  anf  Kosten  der  Kompagnie.  Da- 
nach Übernahm  die  letztere  wieder  sellwt  die 
Terwaltnng,  ohne  indessen  nnnmehr  befriedi^n- 
dere  Ergebnisse  zn  erzielen.  Nach  abermaligen 
langwierigen  Verhandlungen  mit  der  Regierung 
nud  nachdem  zunächst  i.  J.  1896  der  Keich^ 
tag  die  Kosten  der  Uebemahme  der  Ver- 
waltung anf  das  Reich  wegen  der  Höhe 
der  damaligen  Forderungen  der  Kompagnie 
abgelehnt  hatte,  ermäßigte  die  letztere  ihre  An- 
SMttcbe  nnd  es  kam  zu  dem  Vertrage  vom  7./X. 
1898,  der  die  Znadinmiing  der  gesetagebenden 
Faktoren  fand.  Hiernach  Tersic£tete  die  Kom- 
pagnie zugunsten  des  Reichs  auf  ihre  Hohelts- 
nnd  VennSgensrechte  aus  dem  Schatzbrief  und 
auf  das  Ton  ihr  bis  dahin  ausgeübte  Recht  der 
Prägung  eigener  Münzen.  Sie  erhielt  als  Ab- 
findung für  die  von  ihr  geroachten  Aufwendungen 
ein  Oeldkapital  und  die  Berechtigung,  Land  bis 
zn  einem  bestimmten  Umfange  in  Besitz  zu 
nehmen. 

Zutreffend  ist  in  der  amtlichen  Denkscbrift, 
betreffend  den  Uebemug  der  Landeshoheit  über 
das  Sdintzgebiet  der  >eu-6ainea-Kompagnie  anf 
das  Reich,  vom  Jahre  1896  ansgesprochen : 

nEine  zehnjährige  Erfahrung  hatte  gelehrt, 
daß  die  Fortdauer  des  bestehenden  VerhUt- 
nisses  nicht  zu  wünschen  sei,  wnl  damit  dem 
Interesse,  welches  das  Reich  an  dem  Besitze 
und  der  Entwickelnng  seiner  durch  Gunst  der 
Lage  und  natürlichen  Reichtum  bevorzugten 
Südsee-K.  zn  nehmen  hat,  ebensowenig  Genüge 
geschah  wie  dem  der  Nen-GoineafKompagnie, 
die  mit  einer  für  eine  Privatgesellschaft  un- 
erfüllbaren Aufgabe  belastet  wurde"  — . 

Am  längsten  erhielt  sich  unter  den  Privilegien, 
die  seitens  d»  Reiches  anf  Gmnd  des  nrsprüng- 
lichen  Kolonialprogramms  in  der  ersten  Periode 
der  überseeischen  Erwerbungen  verliehen  wur- 
den, dasjenige  für  das  Schutzgebiet  der  Har- 
schallinseln. 

Es  ist  niedergelegt  in  dem  Vertrage  vom 
21./I.  1888  zwischen  der  Reicfasregierung  und 
der  „Jaluitgesellschaft".  Dieser  Vertrag  hat 
jedoch  nicht  eigentlich  Hoheitsrechte  übertragen, 
sondern  die  Ausübung  derselben  ansdrücklich 
den  Kaiserlichen  Beamten  vorbehalten,  während 
die  Gesellschaft  die  Kosten  der  Verwaltung  zu 
tragen  hatte.  Als  Gegenleistung  waren  ihr 
monoiMliätische  Rechte  wirtschafuicher  Natur 
und  eine  beratende  Stellung  bezüglich  der  Ver- 
waltnngsmaßnahmen  und  insbesondere  der  Be- 
steuerung vorbehalten.  Mit  dem  l.^V.  1906 
ist  auch  dieser  Vertrag  außer  Kraft  getreten. 
Jetzt  trägt  auf  den  Marschallinseln  elranso  wie 
im  gesamten  Übrigen  deutschen  Kolonialbesitz 
der  Fiskus  selbst  die  Kosten  der  Verwaltung. 

Um  für  eine  Beurteilung  der  Vorzüge  nnd 
Nachteile  des  Systems  der  privilegierten  K<^onial- 
gesellschaften  eine  breitere  Grundlage  sn  ge- 
irinnen,  sollen  hier  in  aller  Kürze  wenigstens 
die  vm  den  fremden  Kolonialnationen 


gemachten  Erfahrungen,  und  zwar  insbesondere 
di^'enigen  berührt  werden,  die.  wie  oben  schon 
erwähnt,  dem  deuteeben  Vorgehen  seinerzeit 
als  Vorbild  gedient  haben. 

Seit  den  Anfängen  der  neueren  Kolonial- 
geschicbte  finden  wir  bei  allen  beteiligten 
Nationen  die  Uebertragung  von  großen  Land- 
gebieten  mit  allen  wesentuchen  Ebhmtarediten 
an  Private,  nnd  zwar  nicht  bloß  an  Gesell- 
schaften, sondern  auch  an  Einzdpersoneu. 
Spanier  nnd  Fortngiesen,  Franzosen, 
Holländer  und  Engländer,  ancb  die 
kleineren  Kolonialnationen  wie  Dänen  nnd 
Schsreden  haben  dieses  System  angewandt 
Wir  haben  oben  bereits  gesehen,  daß  auch  die 
kolonialen  Versuche  des  Großen  Kurfürsten 
zunächst  von  der  Bildung  einer  privilegierten 
Gesellschaft  ausnngen.  Wenn  uns  dies  gemäß 
der  ganzen  modemen  Rechteeutwickelnng  nnd 
unseren  Anschauungen  vom  Wesen  und  den  Auf- 

Sahm  des  Staates  Mflremdlich  erscheint,  so  war 
as  in  früheren  Zeiten  heinesw^  der  FaU. 
Vielmehr  war  eine  solche  Verleihung  von  Sou- 
veränitätsrecfaten  in  jenen  Jahrhunderten  etwas 
durchaus  Geläufiges  anf  Grund  der  altgewohnten 
lehnsrechtlichen  Anschauungen.  Auen  in  poli- 
tischer und  wirtschaftlicher  Hinsicht  schi«i  das 
System  in  jenen  Zeiten  das  Natürliche  nnd  Ge- 
botene, da  die  damaligen  Staaten  weder  die 
notwendigen  Geldmittel  noch  die  erforderlichen 
administrativen  Einrichtnngen  besaßen,  tun  selbst 
überseeische  Gebiete  zn  organisieren;  ferner 
konnte  es  bei  den  förteesetsten  eim^tlüschen 
Kriegen  den  Staaten  ancn  nidit  erwünscht  sein, 
ihre  militärischen  Machtmittel  in  fremden  Erd- 
teilen zn  engagieren. 

In  den  holländischen  kolonialen  Unter- 
nehmungen in  beiden  Hemisphären  haben  einer- 
seits die  Ostindische,  andererseitsdie  West- 
indische Kompagnie  die  führende  Rolle  ge- 
spielt. Während  das  Tätigkeitsgebiet  der  leti- 
teren  nicht  auf  Amerika  beschränkt  war,  sondern 
sich  einerseits  über  Westafrika«  anderersdts  Aber 
die  anstralischen  Gebiete  ausdehnte,  besaß  die 
erstere  das  Handelsmonopol  für  sämtliche  Gebiete 
tatlich  vom  Kap  der  gutenHoffiinng  und  sftmtUdie 
Regiemngsvollmachten  in  den  indischen  K. 
Ihre  großen  Machtbefugnisse  und  die  lang- 
dauernde  Anfrechterhaltnng  derselben  in  Indien 
erklären  sich  abgesehen  von  den  oben  gekenn- 
zeichneten allgemeinen  Momenten,  noch  be- 
sonders aus  den  politischen  Verhältnissen  der 
Niederlande,  in  denen  die  einzelnen  Staaten 
und  Städte  in  eifersüchtiger  Wahrung  ihrer 
Selbständigkeit  es  nicht  gern  sahen,  daß  die 
ZentraJres^emng  der  Generalstaaten  albm  große 
politische  nnd  wirtschaftliche  Maebtmittel  in 
sich  vereinigte,  nnd  es  darum  vorzogen,  die 
letzteren  in  die  Hand  einer  privaten  Vereinigung 
zn  legen,  auf  deren  Organisation  sie  ihrerseits 
erheblichen  Einfluß  besaßen.  Dieholländisch- 
ostindische  Kompagnie  wurde  1602  durch 
die  Vereinigung  in  verschiedenen  boUän- 
dischen  Städten  bestehender  einzelner  Kolonial- 
gesellschaften b^rOndet.  Sie  besaß  ein  für 
jene  Zeit  grows  Aktienkapital ,  anfatngs 
6440000  FL,  nnd  erfreute  sich  lange  Zeit  bin- 
dnrch  eines  Cast  unbeschränkten  Kreditee,  der, 
wie  spätere  Forschungen  (Baffles.  Saalfeld, 
Zimmemiann)  erg^en  ttaben^  in  diesem  Maße 
jedenfalls  nidit  ganz  berechtigt  war;  d«in  die 
Bnchführung  der  Gesellschaft  war  nichts  weniger 
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•b  dnrcliaichtig  und  ihre  tataficbliehe  finanzielle 
Lage  dmchans  nicht  immer  gesichert.  Deasen- 
nngeachtet  hat  sie,  rein  kaofmäunisch  betrachtet, 
lange  Zeit  ^oBe  Erträge  aufzuweisen  gehabt, 
daDei  aber  eine  rücksichtslose  Dividendenpolitik 
Tcrfolgt  und  zu  deren  Gaosten  an  den  not- 
wendigsten Ausgaben  fflr  die  Verwaltong  and 
den  militftriseben  Schutz  ihrer  Gebiete  ge- 

rL  Äneb  für  die  Eingeborenen  bedeutete 
Begiment  fiberwiegena  die  lArteste  Be- 
drttckimg.  Im  Laufe  oea  18.  Jahrh.  geriet  sie 
mehr  und  mehr  in  Vermögensverfall,  Hielt  sich 
eine  Zeitlang  durch  ihren  großen  Kredit  auf- 
recht, war  aber  schließlicli  auf  die  Hilfe  der 
Begiemng  angewiesen,  die  1786  eine  eigene 
KontroUbehörde  mit  der  Oberleitung  der  Kom- 
pagnie beauftragte.  Eine  Beform  der  ganzen 
Verwaltung  erwies  sich  als  nicht  länger  anf- 
schiebbar,  eine  staatliche  Kommission  wurde 
rar  Untersuchung  nach  Indien  gesandt.  Gleich 
daimnf  geriet  jedoch  die  Kompagnie  infolge 
der  firanzCsisefaen  Bevolntionsknege  und  ^r 
Beaitsergr^ftiDg  der  holländischen  K.  seitens 
Ewlaada  in  völligen  Verfall.  1798  wurde  sie 
•n&ehoben  und  der  Staat  Übernahm  ihre  AkÜTa 
und  ihre  sehr  erheblichen  Passiva. 

In  England  haben  von  Anfang  an  die 
grollen  Seefahrer  weitgehende  Privilegien  zor 
Kolonisation  der  nen  zu  entdeckenden  Gebiete 
erhalten.  In  der  Folgezeit  sind  fOr  die  eng- 
lüchcn  Kolonialuntemehmnngen  in  allen  Welt- 
teilen  teils  Einzelpersonen,  insbesondere  hohe 
Adlige,  teils  kaufmännische  Korporationen  mit 
OBWigTeiehen  Uoheitsrechtan  buehnt  worden. 
In  ersterem  Falle  spradt  man  von  Eigen- 
tttner-K.  (Proprietary  Colonies),  im 
lebEtNen  von  Chart  er  ed  Colonies,  ein  Name, 
der  von  den  der  Gesellschaft  erteilten  Schntz- 
briefen  (Royal  Charters)  herstammt.  Beide 
Formen  haben  besonders  auch  in  der  Koloui- 
sattonsgeschicfate  de«  englischeuNordame- 
rika  eine  wichtige  Boue  gespielt.  Zu  den 
sonstigen  oben  erörterten  Gr&nden.  die  ftir  die 
BeTorzngung  privater  Kolonisationsnntemeh- 
nrangen  sprachen,  kam  in  England  insbesondere 
WMh  die  weitgehende  Abneigung  beider  Hänser 
dca  Parlaments  dagegen,  grOOere  Machtmittel 
Dflitärischer  nnd  finanzieller  Ari,  wie  sie  mit 
dem  Besit«  von  Kron-K.  verbunden  sind,  in  die 
Band  des  KOnigs  gelangen  zu  lassen. 

Das  berQhmteste  Beispiel  einer  an  Erfolgen 
rdcben  Koloni^esellschaft  bildet  dieBritisch- 
«stindi  sehe  Kompagnie,  von  der  freilich  ein 
neuerer  Kolonialhistoriker  mit  Becht  sagt:  ^Bei 
näherem  Znsehen  ist  indessen  der  Verlauf  ihrei 
Sntwickelnng  kein  so  glänzender  und  nnge- 
trflbter  gewesen,  wie  viel&ch  angenommen  wird." 
(Ztannennann.) 

Die  Gesellschaft  hat  glänzende  Gewinne  er- 
zielt, solange  sie  sich  anf  reine  Handelsge- 
schäfte beschränkte  j  sie  war  sich  anch  dieses 
Grandes  ihres  Gedeihens  bewußt  nnd  weigerte 
dcb  trotz  des  Drängens  der  BegieruDg  längere 
Zät,  feste  Niederlassungen  zu  errichten  und 
anf  eigene  Kosten  eine  Militärmacht  zu  unter- 
halten. Nachdem  sie  sich  hierza  schließlich 
Tentanden  hatte^  gingen  ihre  Erträge  zunächst 
sehr  znrfick  und  im  Juire  1700  machte  sie  infolge 
der  kriegerischen  Verwiokelnngen  eine  schwere 
Kririf  dueli.  Ali  es  zu  emmiaften  Kämpfen 
iilndiai  iubemidere  mit  Fntnkrdch  kam,  mußte 
ÜB  englische  Ri^ening  ihrendts  dng^etftad 


ihre  Marine  nnd  Landtrappen  aussenden.  In 
England  herrschte  seit  dem  18.  Jahrb.  eine  weit 
verbreitete  Mißstimmung  ^egen  die  Gesellschaft, 
der  schwere  Korruption  m  ihrer  eigenen  Ver* 
waltnng  nnd  arge  Mißwirtschaft  in  uidien  vor- 

Seworfen  wurde.  Insbesondere  war  es  bekannt, 
aß  die  Beamten  der  Gesellschaft  trotz  wieder- 
holter Verbote  auf  eigene  Rechnung  Handels- 
geschäfte machten  und  dadurch  die  Kompagnie 
schädigten.  Hierdurch  und  durch  die  Schwer- 
fälligkeit nnd  Kostspieligkeit,  mit  der  die 
ganze  Verwaltung  eingerichtet  war,  arbeitete 
die  Gesellschaft  teurer  als  Einzelkanflente.  Da- 
bei erstreckte  ihr  Handelsmonopol  sich 
schließlich  anf  ganz  Ostasien,  oesonders 
auch  auf  China;  ja,  hier  erhielt  es  sich  bis 
zum  Jahre  1833,  während  für  Indien  selbst  die 
Monopolstellung  bereits  20  Jahre  früher  aufge- 
hoben worden  war. 

Mit  dem  Erstarken  der  Staatsgewalt  in  der  Hei- 
mat nnd  mit  der  zunehmenden  l^bersengung  von 
den  Hißiitänden  in  Indien  wurden  die  £iugriiEe 
der  Begiernng  immer  energischer.  Es  wurden 
1773/74  ein  vom  KOnig  befrtätigter  Generalgon- 
vemenr  mit  einem  Bäte  und  ein  Königlicher 
Oberster  Gerichtshof  fUr  Ostindien  mit  Appella- 
tion an  den  englischen  Geheimen  Rat  eingesetzt. 
Der  Ausbruch  des  eroßen  indischen  Sepo}[-Anf- 
standes  1857,  für  den  die  öfienttiche  Meinung 
allgemein  die  Mißwirtschaft  der  Kompagnie  ver- 
antwortlich machte,  führte  schließlich  zu  deren 
Anfhebnng  im  Jahre  1868.  Ihre  Funktionen 
wurden  vom  Staate  selbst  Übernommen. 

Ungeachtet  der  schweren  nnd  berechtigten 
Vorwürfe,  die  gegen  die  Gesel^aft  erhoben 
worden  sind,  darf  nicht  vergessen  werden,  daß 
sie  es  schließlich  war,  die  den  ersten  Anfang 
nnd  die  immer  weitere  Ausdehnung  der  eng- 
lischen Herrschaft  in  Indien  durch  zwei  Jahr- 
hunderte hindurch  bewirkt  nnd  jenes  Riesen- 
reich ihrem  Vaterlande  gewonnen  hat.  Sie 
war  unter  den  besonderen  politischen  nnd  wirt- 
schaftlicben  Verhältnissen  ihrer  Entstehnngs- 
zeit  ein  geeignetes,  vielleicht  das  damals  ge- 
eignetste Werkzeug  der  K.politik.  Durch 
die  Veränderung  jener  grundlegenden  sta&t* 
lidien  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht 
minder  wie  durch  ihre  eigenen  Fehler  hat  sie 
mehr  nnd  mehr  ihre  Existenzberechtigung  ver- 
loren; die  veränderten  Zeitumstände  machten 
anch  hier  gänzlich  veränderte  Grundsätze  der 
K.politik  erforderlich. 

Nach  Aufhebung  der  Kompagnie  wurde  für 
längere  Zeit  dieses  ganze  System  der  Kolonisa- 
tion von  den  Engländern  wie  von  allen  anderen 
Kolonialnationen  verlassen.  Erst  g^en  Ende 
des  19.  Jahrh.  sind  in  England  vereinzelt  neue 
Versuche  mit  ihm  gemacht  worden.  Im  Jahre 
1881  eriiielt  die  Nord-Borneo'Kompagnie 
eine  Charter,  und  infolge  besonders  gearteter  Ver* 
hältnisse  hat  sich  ihr  Regiment  bis  jetzt  er- 
halten. Anf  afrikanischem  Boden  wurden 
drei  Gesellschaften  privilegiert,  von  denen  jedoch 
bei  zweien,  nämlich  der  Niger-Kompagnie 
und  derBritisch-Ost  afrikanischen  Kom- 
pagnie, dieses  System  der  Kolonisation  bereits 
nach  kurzer  Zeit  abermals  versagte. 

Datregen  hat  die  1888  privil^erte  Briti- 
sche Sttdafrika-Kompsgnie,  gewöhnlich 
schlechthin  als  „Chartered  Company"  be- 
zeichnet, großen  Kredit  genossen,  obgleich  sie 
niemtlB  Dividenden  verteilen  konnte;  sie  ver- 
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dankte  dieses  kaafmännische  Ansehen  vor  allem 
der  hervorragenden  Persönlichkeit  ihres  ehenao 
beg^abteo  als  rücksichtslosen  Beg^r&nders  CecU 
Rhodea.  Sie  hat  für  die  wirtschaftliche  Er- 
schließung des  Landes  Rhodesia  zweifellos  Anßer- 
ordentliches  geleistet,  ist  freilich  anch  vor 
TJehergriffen  aller  Art  nie  zurückgeschreckt. 
In  Südafrika,  anch  nnter  den  dort  lebraden 
Sngl&ndern,  ist  immer  wieder  die  Forderung 
naäi  Ablösung  ihrer  Charter  herTorcfetreten. 
Dies  ist  bisher  im  wesentlichen  am  Geldpankte 
gescheitert.  Indessen  ist  voranszusehen ,  daß 
mit  der  fortschreitenden  Organisation  des  bri< 
tischen  Südafrika  anch  das  O^biet  der  Cbartered 
Company  später  in  staatliche  Yerwaltang  Über- 
geht. 

Die  nationalökononiiscbe  nnd  staatsrechtliche 
Theorie  hat  im  Zeitalter  des  Merkantilis- 
m  n  e ,  besonders  in  Frankreich,  die  Vorzüge  des 
Systems  der  privilegierten  Kolonialgesellscbaften 
aot  das  lebhafteste  Terteidigt  Anch  noch 
Montesquieu  ist  in  seinem  ^^pnt  des  Lois" 
dafür  eingetreten.  Nachdem  schon  vereinzelte 
Herkantilisten  wie  Vau  bau  sich  gegen  diese 
Form  der  Kolonisation  ausgesprochen  hatten, 
ist  dann  mit  dem  Umschwünge  der  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Ideeen  in  der  Aera  der 
Physiokraten  and  weiterhin  Adam  Smith' 
nnd  seiner  Schale  die  Wissenschaft  ganz  über- 
wiegend zu  einer  Bekämpfung  jenes  Systems 
gelangt;  u.  a.  waren  Qnesnay  und  Turgot 
seine  Gegner.  In  England,  wo  es  infolge  des 
Einflusses  der  Ostindischen  Kompagnie  anch  in 
der  Literatur  lange  verteidigt  warde,  hat  sich 
schon  Hnme  nu:bdrücklich  dagegen  ausge- 
sprochen. Adam  Smith  seihst  fällt  seine  Ver- 
urteilang  in  den  Satz:  „The  govemment  of  an 
ezctusive  Company  of  merchants  is  perhaps  the 
worst  of  all  govemments  for  any  conntry  what- 
ever".  Unter  den  deutschen  Nationalöko- 
nomen hat  vor  allem  Roscher  unter  Berufung 
auf  Adam  Smith  sich  mit  Nachdruck  gegen 

firivilegierte  Kolonialuntemehmungen  geäußert, 
tt  der  neueren  Literatur  bat  sich  Leroy- 
Beanlien,  freilich  in  sehr  bedingter  Wüse, 
für  die  Znlässigkeit  privater  Kolonisationsnnter- 
nehmungen  wenigstens  im  ersten  Entwickelungs- 
stadinm  nea  zu  erschließender  Gebiete  ausge- 
sprochen; die  Mehrzahl  der  jetzigen  kolonialpoli- 
tischen  Schriftsteller  aber  steht  dem  Systeme 
ablehnend  g^enüber,  in  jüngerer  Zeit  bat  ius- 
besondere  Zimmermann  dasselbe  bekämpft. 

In  der  Tat  wird  maii  sagen  mflsseo, 
daß  auf  die  Dauer  die  Regierung  weiter 
Gebiete  durch  private  Erwerbsgesellschafteo 
der  gesamten  modernen  Hechtsentwickelung 
nnd  Bechtsempfindung  widerstreitet  und 
zwar  sowohl  unter  -dem  (Gesichtspunkte  der 
volkerrechtlichen  Stellung  nach  außen, 
als  namentlich  unter  demjenigen  der  inneren, 
staatsrechtlichen  Eiitwickelung.  In 
ersterer  Hinsicht  haben  sich  die  Grundsätze 
des  Völkerverkehi-s  dahin  forlgebildet,  daß 
heute  auch  die  kolonialpolitischen  Hand- 
lungen einer  derartigen  privaten  Korporation, 
die  einem  bestimmten  Staate  angehört,  dem 
letzteren  selbst  die  Verantwortlichkeit  nacli 
außen  auferlegen,  so  daß  jener  Gesichts- 
punkt der  privaten  Kolonisation  nicht  mehr 


durchgreift.  Dementsprechend  haben  wir 
vorstehend  an  einer  ganzen  Reihe  von  Bei- 
spielen gesehen,  daß  im  Falle  kriegerischer 
Verwickelungen  schließlich  doch  der  Staat 
mit  seinen  militärischea  und  diplomatischen 
Machtmitteln  dem  privaten  E.unternehmen 
zu  Hilfe  kommen  muß. 

In  innerstaatlicher  Hinsicht  aber 
drängt  das  moderne  Rechtsbewiifitsän  dar 
hin,  daß  in  den  K.  wie  im  Mutterlande 
schließlich  nur  der  Staat  allein  die  aus- 
gleichende Gewalt,  die  Hoheit  über  die 
verschiedenen  Bevölkeniugsteile  austübea 
kann.  In  zweierlei  Hinsicht  trägt  hier  das 
System  der  privaten  K.unternehmung  den 
Keim  von  Mißständen  in  sich :  sowohl 
gegenüber  der  Ein  gebore  nen-BevüJke - 
r u n g  als  gegenüber  den  Kolonisten  der 
eigenen  Nation. 

Eine  Privatgesellschaft  wird  regelmäßig  das 
Bestreben  haben,  im  Interesse  ihrer  Dividenden 
möglichst  rasch  Gewinne  au^  den  neu  er- 
schlossenen Gebieten  zu  ziehen  und  deshalb  leicht 
zu  einer  Art  Raubbau  nicht  nur  am  Boden, 
sondern  vor  allem  auch  an  der  Arbeitskraft  der 
Eingeborenen  neigen,  während  der  Staat  als 
Kolonisator  eine  weiterblickende  Politik  verfolgen 
und  die  wirtschaftliche  Kraft  der  Eingeborenen 
pfleglich  behandeln  kann,  weil  er  nicht  so  sehr 
sofortige  große  Gewinne  als  vielmehr  eine 
danemde  wirtschaftliche  Kräftigung  seiner  K. 
im  Auge  haben  muß. 

ImTerhältnis  zu  den  Kolonisten  selbst 
aber  muß  mit  der  zunehmenden  Entwickelnn^ 
einer  K.  die  Monopolstellung  einer  Gesellschalt 
in  immer  stärkerem  MaQe  zu  Interesseug^fen- 
sStzen  fahren.  Eine  jede  regierende  K.geaeU- 
schaft  trägt  in  sich  das  Bestreben  nach  einer 
solchen  Kunopolstellung,  sei  es  rechtlicher,  ja 
sei  es  nur  tatsächlicher  Katnr,  denn  sie  kann 
nicht  wünschen,  daß  in  einem  Gebiete,  dessen 
Erschließnngs-  und  Verwaltungskosteu  ihr  allein 
zur  Last  fallen,  ihre  Konkurrenten  dieselben 
Vorteile  vom  Handel  ziehen  wie  sie  selbst.  Da- 
her ist  der  Kampf  um  die  Herrschaft  der  K.- 
gesellscbaften  vielfach  geradezu  ein  Kampf  zwi- 
sclien  Monopol  und  freier  wirtschaftlicher  Kon- 
kurrenz geworden,  wie  denn  auch  in  England 
die  parlamentarischen  Kämpfe  ge^n  die  Ost- 
indische  Kompagnie  lange  Zeit  bmdurch  vor 
allem  unter  dem  Schlagwort  «free  trade  versus 
monopoly"  geführt  wo^en  sind. 

Die  Vertiuickung  individueller  Erwerbs- 
tätigkeit und  staatlicher  bezw.  Btaatsfthnlicher 
Regierungsfunktionen,  die  Verffignng  fiber 
die  Öffentlichen  Machtmittel  zugunsten  pri- 
vater wirtschaftlicher  Zwecke  sind  iu  der 
modernen  Entwickeliing  auf  die  Dauer 
unhaltbar.  Für  Deutscliland  darf  dieses 
System  wohl  als  überwunden  gelten.  Die 
E.politik  des  Reiches  hat  sich  endgültig  von 
ihm  abgewandt;  nach  den  erwähnteu  Er- 
falirimgen  in  den  Schutzgebieten  der  ersten 
Periode  hat  man  für  die  kolonialen  Er- 
werbungen Deutschlands  in  der  zweiten 
Periode  (Kiautschou,  Samoa,  Karo- 
linen) überhaupt  nicht  mehr  den  Versuch 
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der  Bildung  von  Kolonialgesellschaften  {öffent- 
lich-rechtlicher Natur  und  der  Cebortragung 
von  Hoheitsrechten  an  solche  geinaclit. 
Heute  übt  das  Reich  in  allen  seinen 
K.  alle  Rechte,  die  aus  der  Staats- 
hoheit flicßeD.  selbst  aus. 

ächlieüUch  hat  üch  auch  vielfach  herausge- 
stellt, daß  eine  Eatlastong  der  Kgesellschafceu 
von  ihren  RegierungsfanktloueD  und  eine  Be- 
schränkung auf  ihre  rein  privatwirtschaftlicben 
and  privatrechtltchen  Anfgabeu  im  woblrer- 
staodenen  eigenen  Interesse  der  Geaellscliaften 
eilbst  gelegen  iät.  Beispielsweise  ist  die  eng- 
lische Nigeria- Kompag:nie  erst  seit  Aufhebung 
ihrer  Charter  znr  Blüte  gelangt.  Änch  die  oben 
erwähnten  deutschen  K.gesellschaften  (Deutsch- 
Ostafrikaniäche  GeseUs<Siaft,  Neu-Guinea-Kom- 
pagniej  haben  eine  sehr  viel  befriedigendere 
innere  Entwickelnag  genommen,  aeitdem  sie 
ihre  öffentlichen  Funktionen  abgegeben  haben. 

Neben  ihnen  bestehen  in  groUer  Zahl  kapi- 
talistisi-be  UnternehmungeQ  in  Gesellschaftafurni 
in  allen  dentscben  Schutzgebieten,  und  wir 
werden  noch  zu  betrachten  haben,  dall  ihnen 
filr  die  koloniale  Wirtschaftspolitik  eine 
groCe  Bedentnng  zukommt  (vgl.  unten  Ab- 
schnitt V,  1).  Von  dieser  rein  wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise  aber  ist  der  Gesichtspunkt 
der  Aasübung  der  kolonialen  Uoheitsrechte 
streng  zu  trennen.  — 

Aus  der  vorstehend  geschilderten  inneren 
Geschichte  der  deutschen  K.politik  heraus 
änd  die  Bezeiehuungeo  zu  verstehen,  die 
bis  heilte  den  Grundbegritfen  des  deut- 
fichen  Knechts  verblieboD  sind,  und  die  ohne 
KeantniB  jener  Entwickeluag  nicht  selten 
nüßrerstanden  wei-deo.  Auf  dem  Grund- 
gedanken jener  ersten  E{)ochc  nflmüch,  wo- 
ouL-h  die  Kolonisation  autonomen  Gesell- 
ivhaften  fiberlassen  werden  und  das  Deutsche 
Bt*'vh  selbst  sich  nur  auf  einen  ..Schutz" 
deraelben  beschränken  sollte,  beruheu  die 
noch  jetzt  in  dem  Wortlaut  der  Gesetze  und 
Vf-ronlnungen  und  im  Konstigeii  Sprachge- 
brauch üblichen  Ausdrücke  ..Schutzge- 
biet" und  „Schulzgewalt".  Im  Laufe 
der  oben  gekennzeichneten  Eotwickelung 
at>cr  liat  sich  der  urspri)nglich  engere  Inhalt 
der  „Schutzgewalt"  zugleich  erweitert  und 
vertieft  und  zu  dem  einer  vollen  Staats- 
gewalt im  Sinne  des  modernen 
Staatsrechts  koosoHdiert ;  die  .,Schutz- 
^hiete"  sind  heute  nichts  anderes  als  K. 
im  strengsten  Sinne  des  Wortes. 

2,  AM  der  passiven  Seite:  Das  Ver- 
tiühaifl  der  holonisierendeo  Uacht  zu 
der  eiueboreiieii   Bevölkerung.     Die  i 

Eotwickelung  der  deutsehen  K.politik  von 
dfT^Schutzgewalt"'  zur  vollen  Staats  -  | 
gewalt,  welche  wir  vorstehend  auf  der  i 
aktiven  Seite,  d.  h.  auf  seilen  der  koloui-j 
aaeodcD  Faktoren  selbst  kennen  gelernt  i 
haben,  zeigt  Bich  ganz  aoidog  auch  auf  der , 
passiven  Säte,  d.  h.  im  Verhältnisl 


zu  der  eingeborenen  Bevölkerung 
der  Gebiete ,  auf  welche  die  Kolonisation 
sicii  richtet  Auch  hier  begegnen  wir  zu- 
nächst einer  großen  Zurückhaltung  seitens 
des  Deutschen  Reichs  bei  Ausübung  seiner 
„Schutzgewalt'';  mehr  und  mehr  aber 
tritt  diese  unter  dem  Zwang  der  inneren 
Eotwickelung  in  den  Vordergrund  und  hat 
die  Tendenz,'  sich  zu  einer  voll  ent- 
wickelten Staatsgewalt  auszuge- 
stalten. 

In  der  ersten  Zeit  der  deutschen  K.politik 
beschränkten  sich  die  Intentionen  derselben 
darauf,  den  neuen  Gebieten  den  Schutz  des 
Reiclies  nach  außen  angedeihen  zu  lassen, 
hingegen  auf  allen  Gebieten  der  inneren 
Verwaltung  der  neuen  Gebiete  sich  tunlichst 
zurückzuhalten,  sich  auf  die  Wahrung  der 
Interessen  der  deutscheu  und  sonstigen 
weißen  Kolonisten  zu  beschränken,  hingegen 
die  Regelung  der  inneren  Angelegenheiten 
der  eingeborenen  Stämme  nach  wie  vor  mög- 
lichst deren  Stammeshäuptern  zu  Obeclassen. 

.\us  diesem  Ctedanken^ange  heraus  sind  die 
Verträge  ,  zu  verstehen,  die  das  Deutsche  Beich 
bezw.  seine  Rechts  Vorgänger,  die  oben  genannten 
kaufmännischen  Unternehmungen,  mit  Einge- 
boreneuhäoptlingen  beim  Erwerb  der  älteren 
.Schutzgebiete  abgeschlossen  haben.  Der  Inhalt 
dieser  „Schutzverträge"  geht  —  in  außer* 
ordentlich  zahlreichen  VerBchiraenheiten  und  Ab- 
stnfungeu  nach  den  einzelnen  Schutzgebieten, 
ja  zum  Teil  innerhalb  desselben  Schutzgebiets 
—  im  allgemeinen  dahin,  daß  der  deutsche 
Kaiser  den  Schntz  der  Gebiete  und  Stämme  der 
einzelnen  Häuptlinge  übernimmt,  daß  die  letz- 
teren sich  verpflichte»,  keinerlei  Verträge  mit 
anderen  Kegiernugen,  insbesondere  keinerlei 
Abtretungsverträge  ohne  dentsche  Zustimmung 
abzuschlielfen,  and  datt  sie  das  Recht  der  Fort- 
erht-bnng  der  ihnen  nach  den  Gebräueben  ihrer 
Gebiete  zustehenden  Einnahmen,  Steuern  und 
Abgaben  erhalten.  Auf  dem  Gebiete  der  Gerichts- 
barkeit wurde  die  Regelung  im  allgemeinai 
dabin  getroffen,  daß  in  Recntsangelegenheiten 
der  deutschen  Reichsangehörigen  nnd  anderen 
Europäer  untereinander  die  Gerichte  des  dent- 
schen  Kaisers,  in  Rechtsange  legen  beiten  der 
Eingeborenen  untereinander  aber  die  Gerichte 
der  Landesbäuptlinge  zuständig  sein  »ollten, 
während  für  Miscbprozesse  zwischen  Dent'jcheu 
und  Eingeborenen  besondere  Vereinbarungen 
teils  sogleich  getroffen,  teils  vorbehalten  wurden. 

Derartige  Schutzverträge  spielten  eine  er- 
hebliche Rolle  in  den  westafrikaniscben  Schutz- 
gebieten, insbesondere  in  SUd westafrika  nnd 
teilweise  in  Togo.  In  geringerem  Umfange 
wurde  den  Kamerun  hänptlingen  eine  Selb- 
ständigkeit überlassen,  indem  ihnen  lediglich 
der  Fortbezug  ihrer  Einnahmen  sowie  die  Be- 
räcksichtigung  der  altangestammten  Sitten  nnd 
Gebräuche  für  die  erste  Zeit  zugesichert  wurde. 
In  anderen  Gebieten,  in  denen  damals  das 
Deutsche  Reich  koloniale  Erwerbungen  vollzog, 
so  in  einem  Teile  der  Südseegebiete,  erwies 
sich  der  Absi-hlnß  solcher  Vertri^e  von  vornherein 
als  nnmSglich,  weil  unter  der  nnzivitisierten 
BevClkernng  überhaupt  keine  irgendwie  ataats- 
lihnlichen  AntoriUten  auffindbar  waren. 
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Id  Ostafrika  endlich  wurden  durch  die 
Verträfire,  welche  die  RechtaTorsräni^er  des  Dent- 
scheD  Reichs  Ende  1884  mit  denStammeBhaaptem 
abscblossen,  die  betreffenden  Gebiete  mit  allen 
Hobeitsrecbten  dentecberseits  erworben ;  den  ein- 
heimigcben  Sultanen  wnrden  nur  Rechte  in  bezn^ 
anf  ihr  Einkoninien  gewährleistet  Auch  bei 
den  späteren  deutschen  Erwerbungen  in  diesem 
Schutzgebiet  wurden  den  einheimischen  Saltanen 
nirgends  Hobeitsrechte  belassen.* 

Durch  jene  Schutzvertri^  ist  den  be- 
trefTenden  Stämmeo  eine  weitgehende  Auto- 
nomie gewährt  worden,  durch  die  der  Inhalt 
der  deutschen  „SchutzgewaJt"  eine  gewisse 
EinschraDkung  erfuhr  und  erfahren  sollte 
im  Sinne   des   oben   erörterten  kolonial- 

Solitischen  Programms,  die  Angelegenheiten 
er  Eingeborenen  tunlichst  ihnen  selbst  zu 
fiberlassen.  Die  SchutzvertrSge sind  deutscher- 
seits anf  das  loyalste  inne  gehalten  worden, 
solange  nicht  die  betreffenden  Stamme  selbst 
sie  durch  Rebellion  gebrochen  haben.  Letzteres 
ist  insbesondere  geschehen  seitens  fast  aller 
sfld westafrikanischen  Stftmme,  und 
selbstverständlich  ist  in  jenem  Schutzgebiete 
das  Deutsche  Reich  in  keiner  Weise  mehr  an 
die  alten  YertrSge  gebunden  und  kann  nicht 
gewillt  sein,  die  darin  einst  gevährleistete 
RechtssteUung  der  einheimischen  Eapitflne 
noch  länger  anznrarkenneo.  Auch  in  Sfid- 
westafrika  wird  schon  in  der  nächsten  Zeit 
das  Reich  die  Angelegenhdteu  der  ein- 
hämischen  Stftcune  selbst  in  die  Hand 
nehmen  mflssen.  Soweit  man  dabei  aus 
Opportunitätserwägungen ,  um  einen  allzu 
großen  Apparat  von  Beamten  und  Kosten 
zu  ersparen,  den  Verkehr  zwischen  den 
deutschen  Behörden  und  den  einzelnen  Ein- 
geborenen zu  erleichtem  und  gewisse  für 
das  Verhalten  der  letzteren  verantwortliche 
Stellen  zu  schaffen,  in  Zukunft  Eingeborene 
mit  gewissen  Öffentlichen  Funktionen  be- 
trauen sollte,  kommen  dieselben  lediglich  als 
&rbige  Beamte  der  deutschen  Verwaltung, 
aber  nicht  mehr  als  Öffentliche  Autoritäten 
aus  irgend  welchem  eigenen  Rechte  in 
Betracht,  und  ihre  Funktionen  kOnnen 
deutscherseits  jederzeit  verändert  oder  auf- 
gehoben werden.  Dies  entspricht  dem  Rechls- 
zustande.  der  bereits  in  einer  Reihe  anderer 
Schutzgebiete  besteht 

Es  kann  nicht  verkannt  werden,  daß  das  Zu- 
geständnis weitgehender  Befugnisse  und  Ehren- 
rechte an  die  Häuptlinge,  das  namentlich  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  Aufstände  in 
SQdwestafrika  in  Uebnng  war,  sich  als  ein 
emster  Fehler  erwiesen  bat  Wenn  es  auch 


üeber  die  vOlker-  und  staatsrechtliche 
Bedeutung  der  „Schutzverträge",  insbesondere 
im  Verbutnis  zum  Erwerb  der  Schnt^biete 
durch  Okkupation,  vgl.  KObner,  Kolonialrecht 
in  der  EntykL  der  Bechtswiss.  II,  S.  1082 ;  s.  da- 
selbst 8.  VjJ9  auch  die  weitere  Xateratur  der  hier 
nicht  näher  ra  erörternden  kolonial  recht- 
lichen Fragen. 


Übertrieben  ist,  jene  Stellung  der  Hänptlmge 
als  den  Gmnd  des  Aufstandes  zu  beceiehuen, 
so  scheint  es  doch,  daß  der  letztere  sich  min- 
destens sehr  verschärft  hat  dadurch,  daO  die 
feste  Organisation  der  Stämme  und  die  Gber- 
ragende  Stellung  der  Häuptlinge  diesen  eine 
große  Autorität,  auch  nachdem  sie  von  der 
deutschen  Herrschaft  abgefallen  waren,  sicherten. 
Gerade  der  Vergleich  mit  dem  fast  gleichzeitig 
ansi^brochenen,  doch  in  »o  viel  eugeren  Grenzen 
gebliebenen  Aufstände  in  Ostafrika,  wo  derartige 
feste  mid  ausgedehnte  StanunesOTganlsaticHiaL 
nicht  bestanden,  lehrt,  wie  sehr  diuelben  dazn 
angetan  sind,  koloniale  Wirren  an  Audehnnng' 
wie  an  Intenutät  zu  rergrSfiem. 

Im  fibrigen  wird  man,  wenn  man  die 
Gestaltung  der  GeBamtverhältnisse  der  deut- 
schen Schulzgebiete  in  den  zwei  Jahrzehnten 
seit  ihrer  Erwerbung  betrachtet  und  mit  den 
historischen  Erbhrungen  anderer  Kolonial- 
nationen zusammenhält,  sagen  mfissen,  daß 
die  Entwickelun^  in  bezug  auf  Aufhebung 
der  alten  Häupthngsstellung  durch  den  sfid- 
westafnkaoischen  Aufetand  lediglich  be- 
schleunigt worden  ist,  während  sie  auch 
ohnehin  im  Werdegange  der  deutschen  wie 
aller  übrigen  K.  früher  oder  später  eintreten 
mußte. 

Denn  auch  ohne  kriegerische  Zwischeo- 
fäUe  hat  in  anderen  Schutzgebieten  diese 
Entwickeluog  bereits  deutlich  erkennbar 
eingesetzt  Ueberall  hat  sich  mehr  und 
mehr  herausgestellt,  daß  eine  scharfe  Schei- 
dung in  dem  oben  an^;edeuteten  Sinne,  die 
Angelegenheiten  der  einbeimischen  Bevölke- 
rung den  eingeborenen  Stämmen  selbst  und 
die  der  europäischen  Bevölkerung  der  deut- 
schen Verwaltung  zu  fiberlasseu,  auf  die 
Dauer  unmöglich  ist  Die  moderne  koloniale 
Entwickelung  drängt  —  wie  sich  nicht  nur 
in  allen  deutschen,  sondern  auch  in  den 
fremden  K.  nachweisen  läßt  —  mit  innerer 
Notwendi^eit  dasu^  auch  den  inneren  An- 
gelegenheiten der  EiDgeboreneD-BevOlkaimg 
seitens  der  kolomsierenden  Macht  volle  AuN 
merfcsamkeit  zuzuwenden. 

In  gewissen  Punkten  lagen  hierzu  von  voni- 
berein  sogar  internationale  rechtliche  Verpflich- 
tungen vor,  so  insbesondere  auf  Gruna  der 
Kongoakte  und  der  sich  daran  anschließenden 
B'rasseler  Antisktavereiakte  besfigUch 
der  Behandlnng  der  Sklavanfrage,  die  nicht 
in  Sfidwestafrika,  wohl  aber  in  den  drei  anderen 
deutschen  afrikanischen  K.  in  Betracht  kam. 
Die  deutsche  Kolonial  Verwaltung  bat  aber  nicht 
nur  den  hieraus  ihr  erwachsenden  Verpflich- 
tungen nachkommen,  sondern  weitdarflber  hinaus 
sich  mit  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver> 
hältnisseu  der  Eingeborenen -Bevölkerung  bfr> 
fassen  müssen :  denn  eine  wirtschaftliche  POrde- 
rnng  der  weißen  KoIonUten  ist  auf  die  Länge 
der  Zeit  nnmOg^ich  ohne  oder  gar  gegen  die 
Wahrung  der  Interessen  der  Eia^borenen.  Das 
wirtschaftlicb  wertvollste  Gut  in  den  meisten 
K..  ganz  besonders  auch  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten  Ahikas  und  der  Sftdsee.  ist  die  Arbeits- 
kraft der  Emgeboreneii.  Anf  iwa  Srhaltnag 


Digitized  by  Google 


Kolonieen  nnd  Eolonialpolitik 


und  Hebnng',  auf  die  Erziebiuie' der  ISingeborenen 
nr  Arbeit  maß  mehr  and  mehr  Bedacht  genommen 
werden;  in  der  wirtschaftlichen  nnd  rechtlichen 
Oeataltiing  deskolonialenArbeitsverhält- 
nffliei  muß  ein  sweckmftBiger  Ausgleich  zwi- 
•ebot  den  Interessen  des  weißen  Arbeitgebers 
nnd  der  farbigeo  Arbeiter  gefanden  werden  — 
eine  LOsnng,  die  nicbt  nur  für  den  Augenblick 
den  Bedarf  an  Arbeitskrltften  deckt,  sondern  die 
Sriultnng  solober  dauernd  fOr  die  K.  aicher- 
steitt.  £in  zweites  hiermit  rielfach  in  Zusammen* 
bug  stehendes  Problem  von  hlicbster  Wichtig- 
keit bildet  in  allen  K.  die  Landfrage.  Auch 
bei  ihrer  Begelnng  hat  sich  frHber  Mer  später 
ftberall  die  Notwendigkeit  ergeben,  die  Bechts- 
rerb&lQüase  der  Eingeborenen,  seien  es  Stammes- 
seien  es  Individualrecbte,  seitens  der  kolonisie- 
roiden  Macht  einer  Normierung  xn  unterwerfen. 
El  muß  einerseits  den  Interessen  der  weißen 
Kolonisten  Genttge  geschehen,  die  zu  jeder  Art 
kolonisatorischer  Tätigkeit  vor  allem  des  ge- 
nügenden Bodenspielranmes  bedürfen,  anderer- 
seits aber  den  Eingeborenen  ein  hinreichender 
Landbesits  gesichert  werden,  um  nicbt  nnr  die 
g^eawftrtige  Generation,  sondern  auch  den 
BatOrliehen  Bevölkerungszuwachs  lebensfähig  zu 
erbnlten.    Wir  werden  der  kolonialen  Boden- 

SiUtik,  die  in  mehrfacher  Hinsicht  geradezu  als 
e  Grundlage  aller  kolonialen  Wirtschaftspolitik 
beiMcbnet  werden  kann,  noch  eine  besondere 
läffirtcnuig  XU  widmen  biü»en  (vgl.  Absehn.  T,  2). 
Aber  ancn  durch  alle  anderen  Zweige  der 
KolonialTerwaltung ,  insbesoudere  durch  die 
FdrdMung  des  Handels  nnd  Verkehrs,  sei 
esdoreh  wirtschaftliche  Einrichtungen,  wie 
die  Regelung  von  HQnze  nnd  Gewicht,  sei  es 
durch  technische  Haßnahmen,  wie  die  Um- 
wälzung des  Verkehrs  durch  Straßen,  Eisen- 
bahnen, Hiienanlagen,  werden  natumotwendig 
die  gesamten  liebrnverhältnisse  auch  der  Ein- 
gebwenen-Bevfflkemng  auf  das  stärkste  bertthrt. 
weito-hin  müssen  mwr  oder  minder  alle  Maß- 
nahmen der  Sieherheits-  nnd  Wohlfahrts- 
pflege in  den  K.  sieb  auch  auf  die  Einge- 
nomen-BeTOlkernng  erstrecken ;  man  denke  z.  B. 
an  gesnndbeitspolixeiücbe  Haßrt^n,  die  schon 
im  Interesse  inrer  dgenen  Wirksamkeit  nn- 
mSgUch  vor  den  eingeborenen  Stämmen  Halt 
machen  kOnnen. 

Knrz,  durch  die  gesamte  Entwickelung 
der  Kolooialpolilik  sind  auch  auf  seiteo  der 
Eäng^renen-BeTOlkeruag  die  kulturellen 
und  wiitscbaftlichen  und  damit  im  not- 
wendigen Zusammenhange  auch  die  Rechts- 
TertiUtniase  m&chtig  beeioflufit  worden.  Je 
■vaVer  aJbec  diese  Eotwickelung  Tonn- 
Bcfareitet,  um  so  nnxidfinglidier  müssen  ach 
die  Äen  Formen  erweism,  in  denen  die 
Pfl^  von  Recht  nnd  Wirtschaft  seitens  der 
£5ogeborraen-Hftaptlinge  sidi  ohne  jeden 
fbilachritt  bew^  Wie  die  koloniale  Er- 
bhrong  flberall  lehrt,  wird  die  Ausübung 
der  ihnen  unprOng^ich  überlasseoen  Rechte 
fttr  die  ESngeborenen-HftuptliQge  schließlich 
mae  koom  mehr  erfüllbare  Pflicht 

Durch  einen  inneren  kulturellen  Ent- 
wickelnngsprozefi,  dem  sich  auch  die  kolo- 
niale Reditseotwickeluug  aufpaßt  bat,  hat 
die  deutsche  Schutzgewiut  emen  wesentlich 


veränderten,  zugleich  erweiterten  und  ver- 
tieften Lihalt  bekommen.  Dieser  Prozeft 
ist  in  den  einzeloen  Schutzgebieten  und 
in  den  einzelnen  Zweigen  der  Verwaltung 
Qattu|:emäfi  in  sehr  ungleicher  Weise  fort- 
gescluitteD;  er  steht  teilweise  noch  in 
seinen  Anfangsstadien.  Die  Tendenz  der 
Eutwickelung  aber  ist  allgemein  die  oben 
gekennzeichnete:  mehr  und  mehr  kon- 
solidiert sich  der  Begriff  der 
„Schutzgewalt^  auch  im  Verhältnis 
zur  einheimischen  BeTfilkerung 
Überall  zu  dem  vollen  Inhalt  des 
Begriffes  der  Staatsgewalt. 

Damit  ist  die  deutsche  Kolonialmacht 
aber  ebenso  wie  die  älteren  kolonisierenden 
Nationen  in  vollem  Umfang  vor  eine  eben- 
so wichtige  als  schwierige  Aufgabe  ge- 
stellt. Man  kann  geradezu  sagen,  daß 
hier  das  zentrale  Problem  aller  E.poUtik 
für  die  Praxis  ebenso  wie  für  die  wissen- 
schaftliche Betrachtung  liegt:  Dean  das 
charakteristische  Moment,  das  der 
K.po]itik  zum  Unterschiede  von  anderen 
Sphären  der  Betätigung  eines  Staates  und 
Volkes  eigentümlich  ist,  liegt  eben  darin, 
daß  es  sich  bei  jener  immer  und  überall 
um  einen  Zusammenstoß  zweierEul- 
turwelten  mit  völlig  verschiede- 
ner wirtschaftlicher  und  sozialer 
Struktur  und  dementsprechend  mit  weit 
auseinandergehenden  Anschauungen,  Sitten 
und  Einrichtungen  handelt,  von  denen  eine 
jede  auch  ihre  ganz  spezifischen 
rechtlichen  Institutionen  besitzt 

Auf  der  einen  Seite  bringen  die  Ko- 
lonisten der  eigenen  Nation,  deren  Förderung 
natuivemäß  den  Ausgangspunkt  und  die 
Qrunturichtung  aller  K.politik  bildet ,  mit 
ihren  wirtschaftlidien  Bedürfnissen  auch 
ihre  angestammte  Kultur  und  als  einen 
wesentlichen  Teil  derselben  ihre  Rechts- 
ansohauungen  mit  uch  Über  See.  Diese 
europftisdie  Kultur  tritt  nun  zuofidist 
unvermittelt  den  euu  verschiedenen  An- 
schauungen und  Einrichtungen,  der  Ein- 
geborenen g^enüber.  Hier  muß  von  den 
kolonuierenaen  Mächten  mit  groBw  Torudit 
und  Zorfickhaltuug  vorg^;angen  werden. 

Nichts  erleichtert  eine  fruchtbare  nnd  fried- 
liche Kolonisation  mehr  als  die  schonende  Be- 
handlung der  altgewohnten  Sitten  und  auch 
Bechtsinstitutionen  der  farbigen  Bevölkerung. 
Dies  gilt  naturgemäß  in  bewräterem  Maße  von 
denjenigen  Gebieten  des  Rechts,  welche  mit  tief 
eingewonelten  Ansehaunngen  und  Eiariehtungoi 
familiärer,  ethischer,  vielfach  auch  reUgtOser 
Art  zusammenhängen^  wie  dies  insbesuL^ve 
vielfach  auf  den  Gebieten  des  FamiliMuechts, 
Strafrechts  u.  a.  m.  der  FaU  ist 

Das  Gesagte  gilt  in  ganz  besonderem  Maße 
natürlich  da,  wo  wir  es  nicht  mit  einer  primi- 
tiven Kultur  zu  tun  haben,  wie  zumeist  in  den 
deutschen  K.  in  Afrika  nnd  der  SQdsee,. 
sondern  mit  einer  Zivilisation,  die  ungeachtet 
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ihrer  für  uns  befremdlichen  Seiten  und  auch 
mancher  zweifellosen  AnHwüchse  doch  als  eine 
ihrer  Art  hoch  entwickelte  bezeichnet  werden 
maß,  wie  wir  sie  z.  B.  bei  den  Arabern  nnd 
ludern  in  Deat8ch*0staf rika,  vor  allem 
aber  bei  den  Chinesen  im  Kiantschonge- 
biete  finden. 

Ein  bloßes  äußerliches  Xebeneinander- 
Ijestehen  der  europäischen  und  der  ein- 
heimischen Volkswirtschaft,  Rechtsordnung 
und  Kultiu-  ist,  wie  aus  aliem  oben  Dai^- 
legten  hervorgeht,  auf  die  Dauer  undenkbar. 
Die  Versuche ,  auf  der  Grundlage  eines 
solchen  Nebeneinander  zu  kolonisieren,  haben 
sieh  bei  allen  Nationen  als  undurchführbar 
erwiesen.  Das  große  Problem  aller  K.- 
politik  liegt  darin,  nicht  eine  äußerliche 
Vereinigung,  sondern  einen  inneren 
Ausgleich  zu  finden  zwischen  der  mo- 
dernen Wirtschafts-  und  Rechtsordnung, 
deren  die  weißen  Kolonisten  bedürfen,  und 
den  altangestammteu  Anschauungen  und  Be- 
dürfnissen der  Eingeborenen. 

Die  gesamte  neuere  Kolonialgeschichte 
lehrt,  daß  gerade  die  Befähigungj  mit  der 
eine  kolonisierende  Nation  diese  beiden  Ge- 
sichtspunkte zu  vereinigen  und  miteinander 
zu  versöhnen  versteht,  einen  untrüglichen 
Maßstab  für  die  kolonisatorische 
Befähigung  des  betreffenden 
Volkes  überhaupt  bilden. 

Spanier  und  Portugiesen  haben  Fiasko 
in  ihrer  K.polttik  ^macht,  nicht  in  letzter 
Linie  deshalb,  weil  sie  dieselbe  auf  eine 
ganz  einseitige  ,JI^fi^Qmoral'*  gestellt  und 
der  Eingeborenen -Bevölkerung  ohne  jedes 
Verständnis  gegenübei^treten  sind. 

Die  Spanier  insbesoDilere  haben  in  kurzsich- 
tigem Streben  nach  rascher  Gewinnung  von 
Schätzen  in  Amerika  das  System  der  „Eeparti- 
mientos"  eingeführt,  d.  h.  ea  wurde  Jedem  halb- 
wegs erwachsenen  Eingeborenen  die  Pflicht  zur 
Ablieferang  bestimmter  Meiigeu  wertvoller  Natur- 
produkte auferlegt  and  aU  Beleg  hierfür  wurden 
Kupfermarken  nnter  sie  verteilt.  Wer  sich  nicht 
durch  eine  solche  Marke  ausweisen  konnte,  wurde 
rücksichtslos  gezüchtigt.  Hand  in  Hand  mit 
diesem  System  ging  das  der  „Encomiendas" :  Es 
wnrden  groüe  Ländereien  nnd  die  daranf  wohn- 
hafte Eingeborenen- Bevölkerung  einfach  in  die 
Hand  einzelner  kolonialer  Unternehmer  zu  be- 
liebiger Ansbentnng  gegeben.  Die  Spanier 
haben  damit  ein  srhraiikenloses  System  der 
Sklaverei  und  derMensrheigagden  geschaffen, 
das  in  knrzer  Zeit  zur  Ausrottung  des  weitaas 
größten  Teils  der  Eingeborenen- Bevölkerung 
geführt  hat.  Vergeblich  htU  die  Geistlichkeit 
in  den  E.  und  im  Mutterlaude  nch  der  Indianer 
anzunehmen  gesucht. 

Nur  allzubald  aber  haben  die  Spanier  er- 
kennen müssen,  daü  sie  mit  ihrem  rücksichts- 
losen Vorgehen  ihre  eigene  wirtschaftliche 
Existenz  und  die  der  neu  gewonnenen  K.  anfs 
schwerste  geschädigt  hauen,  indem  sie  die- 
selben des  alTemotwendigHten  Produktionsfaktors, 
där  genUgendeD  Arbeitr<kr&fr«  beraubten.  Als 
Mittel  znm  Ausgleich  dieses  Schadens  haben  sie  i 


dann  bekanntlich  jahrhundertelang  die  Ein- 
fuhr von  fremden  Negersklaven  ans 
Afrika  betrieben. ')  Der  Vorschlag  hierzu  ent- 
sprang bei  seinem  Urheber,  dem  OeisiÜcben 
Las  Oasas  der  wohlmeinenden  Absicht,  die 
Bedrückung  der  Eingeboreneu-Bevölkerong  der 
amerikanischen  K.,  zu  mildern.  Aber  in  der 
Folgezeit  hat  jenes  System  sich  «1b  eine  der 
verhängnisvollsten  Haßnabmen  der  gansen 
neneren  Politik  nnd  Kultargescbicbt«  erwiesen. 
Es  hat  drei  Erdteile  itchwer  geschädigt:  die 
amerikanischen  K.  selbst,  in  deren  Gebiet  die 
Sklaverei  ebenso  wie  ihre  spätere  Aufhebung 
zu  den  erbittertsten  Kämpfen  geflihrt  bat  und 
wo  noch  heute  das  Problem  der  kulturellen  nnd 
sozialen  Lage  der  rechtlich  längst  emanzipierten 
Nachkommen  jener  Negersklaven  ein  überaus 
schwieriges  ist:  nicht  minder  aber  weite  Ge- 
biete Afrikas,  wo  Sklavenhandel,  Sklavenranb 
und  Sklaveuja^den  bis  in  die  jüngste  Zeit  hin- 
ein wirtschaftliche  nnd  moraliscne  VerwOstaiigeii 
angerichtet  haben;  schlieOUch  aber  auch  du 
europäische  Matterland,  das  durch  jenes  kfinst- 
licbe  System  der  K.politik  zunächst  zn  vorüber- 
gehender ungesunder  Häufnng  von  Schätzen, 
später  aber  in  unausbleiblichem  Rückschläge  znr 
Verarmung  nnd  endlich  zu  dem  Verlnste  der 
wichtigsten  K.  gekommen  ist. 

Die  Eingeborenen -Politik  Portugals  in 
seinen  K.  in  Brasilien  wie  in  Afrika  Migt  gans 
ähnliche  Züge  wie  die  spanische.  — 

Der  Grundgedanke  der  Repartimientoe, 

d.  h.  die  Verpflichtung  der  Eingeborenen  zur 
Ablieferung  bestimmter  Mengen  von  wert- 
vollen tropischen  Naturerzeugnissen,  hat  in 
der  si)äteren  K.geschichte,  ja  bis  in  die 
jüngste  Zeit  hinein  bei  ver8chie<lenen  Na- 
tionen eine  wichtig  Rolle  gespielt.  Insbe- 
sondere finden  wir  dieses  System  bei  deo 
Holländern  und  neuerdings  im  Kongo- 
staate wieder. 

In  den  holiändisch-indisclien  K., 
insbesondere  auf  Java,  hat  jener  Gedanke 
eine  groß  angelegte  und  mit  hohem  Schart- 
sinn durchgeführte  Verwirklichung  erfahren. 

Hier  hatte  sich  die  uiederländisch-ostindische 
Kompagnie  znr  Zeit  ihrer  Herrschaft  darauf 
beschränkt,  die  eingeborenen  Fürsten  zn  be- 
stimmten Abgaben  in  Geld  und  namentlich  in 
Kolonial  Produkten  anzuhalten  und  es  ihnen 
überlassen,  jene  Waren  nach  Belieben  von  ihren 
Untertanen  einzutreiben.  Später,  nnter  der  eng- 
lischen Herrschaft  (vom  18U  ab),  wurde  an 
Stelle  dieser  Naturalat^aben  nach  Möglichkeit 
eine  Grundsteuer  gesetzt  und  die  R^erung 
znm  obersten  Eigentümer  des  Bodens  erklärt. 
Zugleich  wurde  iu  dieser  Zeit  da»  bixher  streng 
geübte  Muuopolsystem  durchbrochen  und  ein- 
zelne LandHtrecken  wurden  an  europäische  Land« 
Unternehmer  zn  Plantagen  zwecken  verkauft 
Als  die  Holländer  1614  wieder  in  den  Besitz 
ihrer  ostindlschen  K.  gelangten,  kehrten  sie 
mehr  und  mehr  zu  dem  alten  Monopolsystem 
und  zur  Erhebung  von  Naturalabgaben  von  den 
Eingeborenen  zurtlck. 

')Ueber  die  Geschichte  der  kolonialen  Sklaverei 
und  der  Bestrebnngen  zn  ihrer  Abschaffong 
vgl.  den  Art  „ÜnfreUieit". 
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Es  wurde  saerst  von  Jan  van  den  Bosch 
mit  den  sog.  „KnltaraTstem"  (KultnorstelBel) 
begonnen,  das  in  den  folgenden  Jahrzehnten  in 
gana  Java  und  ancb  in  einem  Teile  von 
3  Q  m  a  t  r  a  dorchgeftlhrt  wurde,  dann  aber  mehr 
ond  mehr  Terlassen  worden  ist.  Dieses  S^rstem 
ist  jahrzehntelang  von  K.^Ucikem  aller  Nationen 
lebiMit  ab  das  Tortrefflidute  Uttel  cor  lyste- 
natiidiai  Endefaong  der  Eingeboren«!  snr 
Arbdt  und  zm  Gewinnung  hoher  ErtrfignisRe 
ans  tropiflchen  K.  ^priesen  worden  nnd  hat 
auf  der  anderen  Seite  ebenso  oft  scharte  An- 
griffe wegen  seines  monopoUstiiichen  Charakters 
und  der  damit  verbundenen  Hemmung  einer 
gesunden  wirtschaftlichen  Entwickelnng  sowie 
wegen  der  fortgesetzten  BedrBckung  der  Eiu- 
geborenen  erfahren.  BieHe  Angriff  sind  in 
besonden  lebhafter  Weise  gerule  auch  von 
HoUlnden  lelbst  erhoben  worden,  nnd  es  muß 
anerkannt  werden,  daO  diese  tfichtige,  kleine 
Koloolalnation  immer  wieder  Mißstände  in  der 
EineeboroieDpolitik  der  ei^en  K.  mit  großem 
FicuDUt  erOrtert  und  auch  wu^eam  abgestält  hat 

Das  Enltnnrstelsel  wurde  snn&chst  in  der 
Weise  eingeführt,  daß  den  Eingeborenen  frei- 
gefltellt  wurde,  an  Stelle  der  Grundsteuer  einen 
bestimmten  Teil  (V»)  ihres  Grundbesitzes  und 
EOgteicb  einen  bestimmten  Teil  ihrer  Arbeits- 
krute der  Regierung  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Es  wurde  genau  vorgeschrieben,  welche  Arten 
von  Tropenpflanzen  auf  jenen  FlSchen  anzu- 
bauen waren,  und  bestimmte,  niedrige  Preise 
wurden  ffir  die  abgelieferten  Produkte  normiert. 
Bald  darauf  (183^  wurde  die  Abtretung  des 
FQnftels  des  Omsabentzes  fiberall  in  Java  und 
Spaterhin  auch  in  einige  Gebieten  von  Sumatra 
obligatorisch  gemacht  Zugleich  wurde  die  freie 
Koguurrenz  der  privaten  Plantagenbesitzer  durch 
den  Rftckkauf  ihrer  Plantagen  nnd  das  Verbot 
weiterer  Pachtungen  von  eingeborenen -Land 
unterbunden.  Die  Vorwurfe,  die  von  den  ver- 
srhiedensten  Seiten  Über  BedrQckuug  der  Ein- 
geborenin laut  wurden,  gingen  nicht  so  sehr 
auf  das  System  selbst  zurQck  als  auf  die  mit 
ihn  verbundenen  Hißstände,  die  darin  lagen, 
daß  sowohl  die  boUftndischen  Beamten  selbst 
ab  ABmentlich  die  eingebufinen  Fürsten  durch 
PrSnien  an  der  Abnefenin^  grOOtmOgUcher 
Mengen  von  Landeserzengniasen  interessiert 
waren  und  daß  besonders  die  letsteoiai  sich 
schwere  Bedrflcknugen  ihrer  Untertanen  zu- 
idmlden  kommen  ÜeBen. 

Die  ferneren  Schicksale  des  Kultursjstems 
lind  stark  beeinfiuUt  worden  durch  die  Welt- 
markt-Konjunkturen fQr  die  fraglichen  Kolonial- 
produkte (Kaffee,  Zucker,  Tee,  Tabak,  Indigo 
und  Gewflrze).  Die  Leistungen  der  Arbeiter 
auf  den  Zwangsanbau- Flächen  waren  zum  grollen 
Teil  mangelhaft,  die  Produktionsmetboden  nicht 
immer  rationell  nnd  die  ProduktiouHhosten  da- 
her hohe,  so  daß  sie  mit  den  sinkenden  Preisen 
eines  Teiles  jener  Erzeugnisse  nicht  Schritt 
holten  konnten.  AUmfthlii£  wurde  der  Zwangs- 
anbau  der  meisten  jener  Produkte  eingestellt; 
SB  lingsten  hat  sich  das  Monopol  des  KafTee- 
anbanes  seitens  der  Regierung  erhalten.  In 
der  Folgezeit  ist  die  ReehtssTelInng  der  Ein- 

Stborenen  hinsichtlich  des  Landbesitzes  mehr- 
cb  verbessert  und  insbesondere  ist  mit  der 
Aufteilung  des  Gemeindelandes  au  einzelne  Per- 
sonen begonnen  worden,  worfiber  in  dem  Ab- 

Würterbacb  dw  Tolkfwlrtscbsft.  II.  Anfl.  Bd.  U. 


schnitte  tlber  die  koloniale  Bodenpolitik  (s.  unten 
V,  2)  zu  berichten  sein  wird. 

Des  weiteren  ist  die  moderne  holländische 
E.politik  darauf  bedacht  gewesen,  das  koloniale 
Arbeitsverhältnis  in  bezug  auf  Umfang 
nnd  Art  der  Arbeitsleistung,  Lohnzahlung, 
Kontraktsdauer,  Strafen  u  y.  a.  m.  mfiglichst 
genau  in  r^;em.  Dies  bt  mnächst  fflr  Ost- 
Bumatra,  späterauch  fflr  die  anderen  holländischen 
Inselkolouieen  geschehen.  Von  Kennern  der 
holläudisch-indiscben  Verhältnisse  (insbesondere 
von  Anton)  ist  das  Bedenken  erhoben  worden, 
daß  diese,  ganz  auf  modernen,  europäischen 
Vorbildern  beruhende  Gestaltung  des  Arbeit*' 
Vertrages  zu  weni^  den  Anschaunngen  und  Ge- 
wohnheiten der  Eingeborenen  angepaßt  seL 

Besonders  hervorzuheben  ist  noch,  daß  die 
Holländer  der  Rechtsordnung  und  dem  Ge- 
richtswesen fftr  die  einbeimiBche  Bevölke- 
rung der  K.  große  Aufmerksamkeit  ingewendet 
haben.  Nach  dem  fiegeering  Reglement  für 
Niederländisch-lndien  kann  der  Gonvemeur  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Rat  von  Indien  an- 
ordnen, daß  bestimmte  Teile  der  fttr  die  Europäer 
in  der  K.  geltenden  Gesetzgebung,  die  wiederum 
nach  Möglichkeit  mit  den  niederländischen  Ge- 
setzen Übereinstimmen  soll,  auf  die  eingeborene 
Bevölkerung  Anwendung  finden.  Soweit  der- 
artige Anordnungen  nicht  erlassen  sind  und 
nicht  eine  freiwillige  Unterwerfung  der  Ein- 
geborenen unter  das  Civilrecbt  oder  Handeb- 
recht der  Europäer  stattgefunden  bat,  soll  fflr 
die  Eingeborenen  nach  ihren  religiösen  Gesetsen 
nnd  nach  ihrem  Gewohnheitsrecht  Recht  ge- 
sprochen werden ,  soweit  diese  nicht  allge- 
meinen Rechts-  und  Billigkeitsgrundsätzen  wider- 
sprechen. Ein  eigenes  Strafgesetzbuch  für  die 
Eingeborenen,  das  auf  enrojiUschen ,  humanen 
Grundsätzen  beruht,  ist  bereits  seit  einem  Ttertel- 
jahrhnndert  eingefdbrt. 

In  jüngster  Zeit  ist  im  holländischen  Parla- 
ment ein  noch  weitergehender  Gesetzentwurf 
eiiwebracbt  worden,  wonach  Privatrecht,  Handels- 
re<£t  nnd  Strafrecht  soweit  als  mOglich  fQr  alle 
Teile  der  Bevölkerung  auf  derselben  Grundlage, 
nämlich  derjenigen  der  niederländischen  Gesetz- 
gebung ruhen  sollen.  Doch  sollen  die  Einge- 
borenen, soweit  sie  Muhamedaner  oder  Heiden 
sind,  fQr  einzelne  wichtige  Teile  des  Privat- 
rechts ihrem  religiösen  nnd  Gewohnheitsrecht 
unterworfen  bleiben,  soweit  sie  sich  nicht  frei- 
willig dem  Recht  fQr  die  fibrige  Bevölkerung 
unterwerfen.  Zurzeit  ist  Uber  diesen  Gesetz- 
entwurf noch  nicht  entschieden.') 

Das  von  den  Holländern  im  wesentlichen 
verlassene  System  der  Zwaagsliefeningeo 
TOD  kolonialen  Natur  -  Erzeugnissen  ist  in 
unserer  Zeit  mit  alien  seinen  nfirten  wieder 
aufgelebt  im  Koogostaate. 

In  denjenigen  Teilen  des  Gebietes,  in  dem 
der  Staat  selbüt  sieb  die  Ausbeutung  des  Grund 
und  Bodens  vorbehalten  oder  die^lbe  an  ihm 
nabesteheude  konzeBsioDierteGesellDcbaften  Ober- 
tragen  bat,  sind  die  Eingeborenen  zur  Ab- 
liefemng  bestimmter  Quantitäten  der  beiden 
wirtschaftlich  wichtigsten  Produkte  des  Landes, 
Elfenbein  und  Kautschuk  in  bestimmten  Mengen 


')  Vgl.  C.  T.  von  Deventer  in  der  Biblioth^ue 
Colouiale  Internationale,  8»«  S^rie,  III. 
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und  gegen  bestimmte  niedrig  bemessene  Ver- 
gütung verpflichtet  worden;  ihre  H&nptlinge 
sind  dafür  Terantwortlich  gemacht  nnd  Beamte 
des  Kongostaates  zur  ErhOhnng  ihres  Eifers 
mit  bestimmten  (ilewinnanteilen  bedacht  worden. 
Es  soll  hier  dahingestellt  bleiben,  wie  weit  die 
namentlich  ans  englischen  Quellen  stammenden 
Berichte  Über  die  hierbei  vorgekommenen  Orao- 
aamkeiten  (-Congo  atrodties")  im  einzelnen  Ttel- 
]eieht  anf  Uebertreibangra  bemhen ;  daß  aber 
schwere  Äossdtnitn&gen  vorkommen  sind, 
darf  als  bewiesen  gelten.  In  neuester  Zeit 
(190ß)  sind  durch  die  bereits  oben  (Abschn.  IT,  1) 
enriUinten,  jUngsteo  Dekrete  des  Königs  der 
Belgier  Reformen  zogmisten  der  Einge^renen 
Tersprochen  worden. 

Die  Engländer  sind  bei  ihrer  ersten 
koloiüalen  BeÖtigung  auf  nordameri- 
J^anischem  Boden  anfangs  keineswegs 
milder  verfahren  als  Spuiier  und  Portugiesen. 

Aach  sie  haben  die  EingeboKneD-BeTOlkerang 
nach  Krftften  aosgerottet  nnd  auch  ihnen  war 
die  Anschanong.  daß  wenigstens  kriegs^efan^ne 
Indianer  als  Sklaven  zn  behandeln  seien,  nicht 
fremd;  in  der  K.  Vir^nia  war  sie  sogar  gesetz- 
lich sanktioniert.  Nnr  die  Kolonisation  der 
Qnfiker  nnd  verwandter  Sekten  hat  ans  religi{}sen 
Motiven  mehr  Henschlichkeit  den  £in|feborenen 
l^enttber  walten  lassen.  Wenngleich  schon 
im  18.  Jahrb.  die  englische  Begiemng  wieder- 
holt versachte,  zugunsten  der  Eingeborenen  ein- 
zutreten, so  blieb  dies  doch  gegenüber  den 
Interessen  der  Kolonisten  ziemlich  erfolglos. 

Erst  nach  dem  Abfall  derYereinigten 
Staaten  von  Amerika  haben  diese  im 
19.  Jahrh.  durch  das  System  der  Indianer- 
Reservate,  d.  h.  der  Zateiluog  hinreichend 
großer  Oebiete  an  die  Eingeborenen-Stämme, 
eine  humanere  LOeung  der  EiDgeborenen- 
frage  durchgefflhrt ,  ohne  damit  aber  dem 
unaufhaltsam  gewordeoen  Aussterben  der 
Urbevölkerung  £Snhalt  gebieten  zu  kSonen. 

In  den  letzten  Jahren  ist  das  „Indian 
Territory"  dem  amerikanischen  Rechte  unter- 
worfen worden,  die  Stammeaverfassnn^  ist  auf- 
fl^Öst  nnd  das  Stammeseigentnm  wird  unter 
die  StammesmitgUeder  verteilt;  im  Laufe  des 
Jahres  1906  sollte  diese  Neuordnung  durch- 
geführt sein.  —  In  Kauada  ist  im  19.  Jahrb. 
von  der  englischen  Begierang  die  allmähliche 
Oldchstdlnng  der  Reste  der  Angeborenen 
Indianer  mit  den  Weißen  mit  Erf(ug  durch- 
geführt worden. 

In  den  englischen  K.  aof  aastralischem 
Boden  sind  die  Eingeborenen  in  knrzer  Zeit  so 
gut  wie  völlig  ausgerottet  worden;  den  An- 
sturm der  Kolonisten,  die  rücksichtdios  nnd  oft 
^ansam  nnr  das  eigne  wirtschaftliche  Interesse 
in  dem  neugewonnenen  Lande  gelten  ließen, 
versuchten  die  englischen  Behörden  nur  selten 
und  zumeist  ve^g^lich  durch  Maßnahmen  zum 
Schutze  der  eiuheimisehen  Bevölkemng  zu 
mildem. 

Nnr  in  Neuseeland,  nnd  auch  hier  ent 
nach  blutigen  Kämpfen,  sind  die  Reste  der 
Haoris  in  ihrer  wirtschaftlichen  nnd  rechtlichen 
Existenz  sichergestellt  worden  und  es  ist  ihnen 
^tet  sogar  Stimmrecht  bei  den  Wahlen  zage* 
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Der  fOr  die  iemere  Entwickelnng  der 
E.po]itik  entschffldende  ünterscbied  des 
englischen  Vorgehens  gegenfiber  dem  der 
Spanier  und  Portugiesen  Is^  aber  darin,  daB 
es  sidi  fflr  erstere  in  den  soeben  be- 
trachteten Gebieten  (in  den  Kea-Eogluid- 
Staaten  der  Union,  Kanada  und  den  mdsten 
Teilen  Australiens)  um  Länder  gemäßigten 
Elimas  handelte,  in  denen  der  weiße  Kolonist 
die  notwendige  Bearbeitung  des  Oniod  und 
Bodens  selbst  leisten  konnte  und  geleistet 
hat.  Hier  waren  die  Einfuhr  fremder 
Sklaven  und  die  daraus  sich  eichenden 
schweren  Mißstände  zu  vermeiden.  Es  ist 
bekannt,  daß  gerade  aus  diesem  Umstände 
in  der  Folgezeit  zwischen  den  Nord-  und 
den  Sodstaaten  der  Union  schwerwi^ende 
wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Gegen- 
sätze entstanden  sind,  die  schließlich  zu  dem 
amerikanischen  BQigerknege  geführt  haben 
und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  noch 
heute  innerhalb  der  Yereittigten  Staaten 
fortwirken. 

FOr  Gebiete,  in  denen  aus  geographischen 
und  klimatischen  Gründen  der  £uro[AOT 
nicht  die  erforderliche  Arbeit  leisten  konnte, 
und  zwar  nicht  nur  für  die  eigenen,  sondern 
auch  für  fremde  K.,  haben  die  Engländer 
die  Sklaven-Einfuhr  jahrhundertelang 
im  größten  Maßstabe  organisiert  Sie  haben 
lauge  Zeit  diesen  Handelszweig  als  einen 
durchaus  legitimen  betrachtet  und  enorme 
Gewinne  aus  ihm  gezogen:  man  hat  von 
Liverpool  ge«^  es  sei  ,flxd  N<^ierBchfide]n 
gebaut**. 

Charakteristisch  fQr  die  damalige  Anffassong, 
welcher  der  Staat  ebenso  wie  Private  hiddigten, 
ist  der  Umstand,  daß  noch  im  Vertrage  von 
Utrecht  (1713)  die  Engländer  die  sog.  £uento- 
Elausel  durchsetzten,  wonach  es  das  Privileg 
der  englischen  Schiffahrt  sein  sollte,  Neger- 
sklaven nach  der  spanischen  K.  zn  bringen, 
und  sie  sich  verpflichteten,  jährlich  4800  Sklaven 
dorthin  zu  schaffen.')  Die  Öffentliche  Ueiaang 
in  England  faßte  diesen  Handelssw^  geradezu 
als  einen  besonders  ntltzlichen  aof;  noch  L  J. 
n?ö  eAlärte  der  Board  of  Trade,  „den  K. 
könnte  nicht  gestattet  werden,  einen  für  die 
Nation  so  segensreichen  Handel  zu  vemicbten 
oder  zn  entmutigen". 

Erst  1807  wurde  der  Sklavenhandel  eng- 
lischerseits  abg^schaf^.  Es  muß  anerkannt 
werden,  daß  seither  die  nationalen  und  inter- 
nationalen Bestrebungen  zu  seiner  gänzlichen 
Unterdrückung  von  den  Engländern  mit 
großem  Nachdruck  gefördert  wenden  sind. 

In  Indien  sind  Grausamkeiten  schlimm- 
ster Art  in  der  BehiudtUag  der  Eingeborenen 
unter  der  Vra-waltung  der  englisch-oetindi- 
Bchen  Kompagnie  an  dex  Tagesordnung  ge- 
wesen ;  es  wurde  bereits  oben  erwähnt,  daß 
der  blutige  indische  Aufetand  des  Jiüires 
1857  eine  Folge  jener  Bedrückungen  war. 

^)  VgL  den  Art.  »AsieatOTerträge**  oben  Bd.  I 
S.  256^. 
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Es  moB  iodesseD  bemerkt  werden,  daß  die 
eogUsche  Regierung  als  solche  bereits 
ein  Jahriinndert  ft^er  binnen  bat,  sich 
gegen  die  Uebemiffe  der  Kotoniaten  und 
iii«>esDnd^  dar  Kompagnie  selbst  zu  wenden, 
and  daB  sie  die  Lage  der  ISogeboreneQ,  zu- 
nSchst  Ereilich  ohne  wesentlidieu  inaktischen 
iHolg,  zu  heben  gesucht  hat  Nachdem 
dann  aber  die  Vennütung  des  Landes  end- 
gflltig  in  die  H&ide  dee  Staates  übergegangen 
war,  sind  weitgehende  Maßr^ln  zugunsten 
der  einheimischen  Bevölkerung  getroffen 
worden. 

Noch  beut«  freilich  ist  die  Lage  derselben 
in  weiten  Gebieten  elend  genng,  und  ea  ist  be- 
kannt, daU  häufig  Hnngeranöte  and  in  deren 
QdxAn  Senehen  das  Land  heimraeben,  Not- 
stlnde,  die  insbesondere  dorch  das  Ausbleiben 
des  SommerregeDB  und  die  dadurch  bedtncfte 
Trockenheit  und  Ünfmchtbarkeit  herrorgernfen 
wurden.  Die  engliacbe  Verwaltung  bat  neben 
der  planmäßigen  Verbesseninfr  jener  natärlicben 
TerbÜtnisse  dnrch  mächtige  Bew&ssemngsan- 
lagen,  Aufforstung  n.  a.  m.  —  Haßnahmen,  die 
naturgemäB  nnr  sehr  allmählich  ihre  Wirkung 
änltem  kOnnen  —  eine  nmfangreiche  Organi- 
sation geschaffen,  um  den  zunächst  eintretenden 
HoBgersnÖten  vorzubengen ;  sie  hat  fttr  die  Ein- 
fuhr TOD  Nahnuucsmitteln,  für  die  Inangriff- 
n^ne  umfangreicher  Bauten  zur  Beschäftigung 
und  Unterstfltsung  der  notleidenden  BeTölkerong 
in  Zeiten  der  Not  u.  a.  m.  genaue  Vorschriften 
erlassen  und  fQr  solche  Zeiten  Ton  Toraberein 
ihre  gesamte  Beamtenorsanisation  in  den  Dienst 
dieser  Maßnahmeo  gestellt. 

Wenn  das  sneb  abgesehen  tou  Zeiten  be- 
sonderer Notstände  und  Epidemieen  noch  heute 
bestdiende  Elend  weiter  Schichten  der  indischen 
BevClkerong  zutreffend  gewQrdigt  werden  soll, 
so  darf  nicht  rergessen  werden,  daß  dasselbe 
keiuenregs  in  der  Zeit  der  Enropäer-Koloni- 
tatioD  entstanden  ist,  sondern  daß  es  eben  in 
der  Jahrtausende  langen  Oescbicbte  jenra  Landes, 
die  nach  der  ursprBnglicfaen  hoben  kulturellen 
und  virtschaftUcben  BlQte  später  gekennzeichnet 
wird  durch  einen  Kampf  aufeinanderfolffeuder 
Fremdherrschaften ,  nnd  in  letzter  Linie  in 
natürlichen  Drsacben,  insbesondere^er  Deber- 
Tüfternng  weiter  Gebiete,  begründet  ist.  Hau 
wird  bei  nnbefangner  Betrachtung  zugeben 
nBssen.  daß  im  Verhältnis  cn  der  riesigen  Auf- 
g^die,  die  jedv  Verwaltung  Indiens  gestellt  is^ 
Sogliuid  u  der  Terhiltnumäßig  korsen  Zeit 
i^er  staatlichen  Betätigung  dort  Oroties  auch 
in  Interesse  der  Eingeborenen  geschaffen  hat. 

Ganz  besonders  waren  die  Engländer  be- 
strebt, den  Rechtsanschannngen  derlndier 
tanlicbst  entgegenzukommen  j  sie  haben  znnächat 
das  indische  und  das  mobamedanische 
Becht  sorgfältig  gesammelt  und  ins  Englische 
fibeneizt  und  späterhin  ein  anf  modernen  uod 
humanen  Grundsätzen  beruhendes  Strafgesetz- 
buch far  die  Eingeborenen  erlassen.  Diese 
Begelung  des  matenellen  Rechts  wttrde  indessen 
wenig  praktische  Bedeutung  haben,  wenn  sie 
locht  M:ldtet  wäre  tou  einer  zuTertässigen 
und  gleiekfalls  dem  Verständnis  der  Eingeborenen 
tiA  anpassenden  Oericbtsoiganisation ;  es  sind 
fa  anireidiettder  Anzahl  OmchtsbQfe.  die  mit 
ngUschen  und  eingeborenen  Bichtem  bese^ 


sind,  ins  Leben  getreten.  Femer  sind  anf  das 
Schulwesen  fßr  die  Eingeborenen  von  der 
Volksschule  bis  hinauf  zur  Universität  in  lang- 
wieriger Arbeit  viel  Mfihe  nnd  Kosten  ver- 
wendet worden. 

Auch  in  seiner  chinesischen  Kpolitik 
war  Eujdand  bestrebt,  die  Eingeborenen  mit 
seiner  HrarschaCt  auszusöhneo,  indem  es  in 
Hongkong  den  Chinesen  große  wirtschafte 
liehe  Freiheiten  und  in  ihrer  privatrecht- 
lichen Stellung  Bogar  im  allgemeinen  die 
gleiche  Behandlung  wie  die  weiße  Be- 
völkerung gewährte,  in  der  Erkenntnis,  daß 
eine  HandelB-E.  an  der  ostasiatischen  Küste 
nur  durch  umlassendeBetmligiuigderchinesi- 
schen  Kaufmannschaft  zur  Blüte  getlangen 
kOnne. 

Wesentlich  vfflschieden  von  dem  Singe- 
borenen-Problem,  wie  es  mdi  in  Indien  und 
Chinaj  in  Qebietm  mit  einer  in  ihrer  Art 
hochzivilisierten  einh^misdien  BevOltenmg, 
er^bt,  stellt  sich  dasselbe  in  &ner  £. 
nut  Eängeborenen-Stftmmen  auf  primitiven 
Kulturstufen,  insbesondere  in  den  afrika- 
nischen K. 

Die  englische  Regiemng  hat  insbesondere 
in  Südafrika  schon  von  Anfang  des  t9.  Jahrb. 
an  versucht,  sich  der  Eingeborenen  anzunehmen 
und  inabesondere  nähere  Bestimmungen  über 
ihre  Dienstvertrftge  zu  treffen,  läufig  ge- 
nug im  Gegensatz  zn  den  Kolonisten,  die  ein 
rflcksicbtaloses  Vorgeben  geeen  die  fesamta 
Eingeborenen-BevClkemng  für  das  allein  Bichtige 
hielten,  was  wiederum  zu  wiederholten  blutigen 
Kriegen  führte.  Der  Gegensatz  zwischen 
Regierung  und  KolonistenbeTÖlkerung  in  der 
Eingeborenenfrage  bat,  wie  Zimmermann  mit 
Recht  hervorhebt,  wesentlich  daza  beigetragen, 
dali  die  englische  Regierung  einst  lange  Zeit 
gezOgert  hat,  der  Ea]wolonie  grOUere  Fceiheiten 
ut  der  Selbstverwaltung  einzuiftumeu. 

Die  Franzosen  dürfen  sich  rühmen, 
daß  sie  im  Gegensatz  zu  Portugiesen,  Spaniern 
und  Engländern  schon  seit  den  Anfängen 
ihrer  amerikanischen  Kolonisation ,  in 
Kanada,  eine  wesentlich  humanere  Ein- 
geborenenpolitik eingeschlagen  haben;  ins- 
besondere hat  auch  hier  die  Mission  sich 
der  Ureinwohner  energisch  angenommen. 

In  der  späteren  KjKilitik  Frankreichs 
sind  dann  allerdings  Grausamkeiten  und 
DebeigrilTe  gegenül>er  den  Eingeborenen  in 
den  K.  nicht  vermieden  worden ,  auch 
hier  aber  hat  sich  schließlich  gezeigt,  daß 
auf  die  Dauer  für  eine  fruchtbringende 
Kolonisation  eine  pfl^liche  Behandlung  d^ 
selben  und  ihrer  Sitten  erforderlich  ist 

Im  Jahre  1833  wurde  in  Algier  das  ^Bureau 
arabe**  angerichtet,  nm  die  Stimmung  und  die 
Bedürfnisse  der  muselmänniscben  BevSlkemng 
fortlaufend  zu  verfolgen  und  entsprechende 
Maßnahmen  zu  treffen.  Diese  Organisation 
wurde  allmählich  über  alle  Provinzen  ausgedehnt. 
Wir  werden  in  dem  Abschnitte  über  die  Land- 
politik noch  des  näheren  zu  betrachten  hab«i, 
wie  Frankreich  nach  verschiedenen,  einander 
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9.  T.  videnprediendeii  Systemai  Tenneht  hat, 
die  BechtoTttrbaltnisse  Ünsichtlick  des  Land- 
besitzes der  Eingeborenen  zn  klären,  nud  schtiefl- 
lich  an  Stelle  des  mnbamedanischeD  Recht««, 
das  die  Dnverbänflichkeit  des  Bodens  statuierte, 
das  französische  Üecht  gesetzt  bat.  Änch  hier 
aber  hat  sich  wieder  gezeigt,  daQ  die  einfache 
Debertragnog  westenrop&ischer  Bechtssysteme 
anf  die  gänzlich  Terscbiedenen  Anschannngen 
and  VerbKltnisse  der  Eingeborenen  nicht  mit 
befriedigendem  Erfolge  mOglich  ist  Die  Anf- 
teilnng  den  Stanunes-  and  GemeindebeBltses  nnd 
des  niilten  Familienkommimismas  in  Individnal- 

Xtnm  ließ  sich  keineswegs  überall  dnrcb- 
u,  hingegen  wurden  sahireiche  Eingeborene 
infolge  der  neaen  Gesetzgebong,  die  von  Spehn- 
lanten  gemiUbraacht  wnrde,  von  ihrer  Scholle 
vertrieben.  In  neuerer  Zeit  (seit  189?)  hat  man 
daher  die  radikale  Dnrchfahning  dieser  Gesetz- 

Sehnng  verlangsamt,  wie  gleicnfalls  noch  bei 
er  Darstellnng  der  Landpimtik  zu  neigen  sein 
wird. 

In  der  al^rischen  K.politik  hat  auch  in 
anderer  Hinsicht  sich  immer  mehr  das  Be- 
streben gezeigt,  die  Eingeborenen  zu  Franzosen 
zu  machen  und  das  lAnd  den  französischen 
Departements  gleichzustellen.  Seit  1900  be- 
sitzen die  Eingeborenen  das  Hecht,  zu  dem 
Departementsrat  von  Algier  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Abgeordneten  —  nicht  ganz  den 
dritten  Teil  —  zu  wfthlen.  Es  hat  sich  in- 
dessen bis  in  die  neuere  Zeit  gezeigt,  daß 
die  Eingeborenen  von  der  MOguchkeit,  das 
volle  französische  Bargerrecht  zu  erlangen, 
wenig  Gebrauch  machen. 

Aehnlich  wie  in  Algier  ist  in  allen 
franzteiBchen  E.,  wo  eine  zivilisiertere  Be- 
T&lkerung  von  Eingeborenen  vorhanden  ist, 
diesen  gestattet,  bei  Nachweis  eines  be- 
stimmten BUdungsrndeB  sich  naturalisieren 
zu  lassen,  d.  h.  diefranzOsiBche  Staat s- 
angehfirigkeit  zu  erwerben.  Auch  haben 
ae  in  diesen  K.  ein  Wahlrecht  für  die 
kolonialen  VertretungskSrper  Or^.  unten 
Abschn.  IT,  2).  Die  niefit  naturalisierten 
Eingeborenen  gelten  nicht  als  Staatsan- 
gehörige, sondern  nur  als  Untertanen  (sujets). 

Besondere  Sorgfalt  ist  Q berall  dem  Ge- 
richtswesen zugewandt,  wobei  im  allgemeinen 
aoch  Eingeborene  zn  den  Gerichtshlifen  aller 
verschiedenen  Instanzen  zngezogen  werden. 
Das  angestammte  Becbt  der  Eingeborenen  soll 
Verweudong  finden,  soweit  es  nicht  mit  den 
Gmnddätzen  der  eoropäischen  Zivilisation  im 
Gegensatz  steht.  Man  sieht  also,  daß  es  an 
staatlichen  Einrichtnngen,  die  von  weitgehendem 
Entgegenkommen  zengen,  nicht  fehlt,  nnr  scheint 
es,  daß  dieselben  vielfach  anf  dem  Papier  stehen 
bleiben,  indem  die  Kolonisten  sich  Uber  sie  hin- 
wegsetzen. Hat  doch  ein  hervorragender  früherer 
fruzSsischer  Külouiat^nvemear,  deLaoessan 
ausgesprochen,  daß  die  Art,  wie  viele  Europäer 
die  eingeborenen  Handarbeiter  und  Träger  be- 
handeln, oft  so  hart  sei,  daß  die  CnglQcklichen 
versucht  sein  müßten,  die  Zeit  zn  bedanem,  wo 
sie  Sklaven  gewesen  seien.  Lanessan  beklagt 
es,  daß  nach  seinen  Beobachtungen  auch  die 
ärgste  Ausschreitung  gegenüber  einem  Einge- ' 


borenen  nur  sehr  selten  rar  Yenirtdlnng  tSam 
Europäers  Ähre. 

Was  die  Regelung  der  Bechtsstellnng 
der  Eingeboreueu  in  den  deatBchen 
Schutzgebieten  anlangt,  eo  konnten  sie 
in  Anbetracht  der  groSen  knltureUen  Ter- 
Bchiedenhat  der  Bassen  unmöglich  ellge- 
mein zu  ReichBaogehOr^en  gemixt  weiden. 
Es  ist  allerdin^  durch  das  Schutzgebiets- 
gesetz dem  Reichskanzler  die  Befugnis  er- 
teilt, durch  Naturalisation  einzelnen  Ein- 
geborenen die  ßeichsangehörigkeit  zu  ver- 
leihen, und  dieser  Akt  setzt  die  so  Beliehenen 
in  alle  Rechte  und  Pflichten  des  deutschen 
Bfli^rs  ein.  Erklärlicherweise  aber  werden 
derartige  Terleihungen  fOr  absehbare  Zeit 
zu  den  großen  Seltenheiten  gehOren. 

AlleEingeborenen,  die  nicht  naturalisiert 
sind,  haben  weder  die  Rechte  noch  die 
Pflichten  der  ßeichsangehörigen ;  sie  unter- 
stehen weder  der  Gerichtsbarkeit,  die  fOr 
die  letzteren  gesetzlich  festgelegt  ist  {vgl. 
unten  Abschn.  IT,  1),  noch  den  Vorschrüten 
über  die  Eheschließung  und  die  Beurkundung 
des  Personenstand^  soweit  sie  nicht  durch 
Kaiserliche  Terordnung  diesen  Gesetzen  be- 
sonders unterworfen  werden ;  sie  unterli^en 
nicht  der  Wehipflidit  nach  den  deutschen 
Militfirgesetzen  u.  a.  m.  Sie  besitzen  an 
Stelle  der  ReichsangehOrigkeit  nur  eine 
„SchutzgebietsangehCrigkeit".')  Eine 
besondere  Terordnung  über  die  Terieihung 
der  Schutzgebietsangehörigkeit ,  die  tUs 
„Landesangehörigkeit*'  bezeichnet  wird,  ist 
im  Jahre  1903  für  Deutsch-Ostafrika 
ergangen. 

In  einer  einzelnen  Beziehung  dürfen  die  Ein- 
geborenen in  allen  Schutzgebieten  zur  Erwer- 
bung eines  wichtig  Bechtes  zugelassen  worden, 
das  sonst  nur  Eeichsan^hOrigen  zusteht;  nach 
einer  besonderen  Bestimmung  des  Schutzgebiet»» 
gesetzes  kSnnen  afimllch  durch  Kaiseriiche  Ter- 
ordnung Eingeborene  der  Schntxeebiete  in  bezog 
auf  das  Recht  zur  Führong  der  Reichsflagge 
den  BeichsangebOrigen  gleichgestellt  werden. 
Bisher  sind  anf  Umod  dieser  Bestimmung  Ver- 
ordnungen der  Gonvemenre,  die  das  Nähere 
über  die  Verleibnng  der  Flagge  enthalten,  f&r 
Ostafriha  nnd  nlr  die  MarschalHaseln 
ergangen. 

Während  nach  dem  oben  Dargelegten  die 
Eingeborenen  in  innerer ,  staatsrecht- 
licher Beziehung  zu  der  deutsdien  Staats- 
gewalt nicht  im  TerhAltnisse  der  Reichs- 
aogebOrigkeit  stehen,  werden  sie  von  der- 
selben nach  außen,  in  völkerrecht- 
licher Beziehung,  allen  dritten  Staaten 
g^nflber  vertreten.  Im  Terhältnis  zu  allen 
diesen  hat  das  Deutsche  Reich  allein  für 
sämtliche  Schutzgebiete  die  Rechte  und  auch 

')  Ueber  die  rechtliche  KonstmktioB  dieses, 
erst  in  der  Entwickelnng  beflndlieben,  Rechtsbe- 
griffs vgl,  K  0  b  n  •  r ,  Kojonialreoht  a.  a.  0.  S.  10»8. 
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m  Pfliditea,  die  aus  der  Untertaaenschaft 
der  Emgeborenea  erwachsen.  Dies  findet 
ääaea  Ausdruck  u.  a.  in  den  kolonialen 
AiijHefernngSTerträgen,  in  denen 
aasdrficküch  bestimmt  ist,  daB  aus  den 
Jeutscheo  Schutz^bieten  Eingeborene  an 
tmade  Staaten  nicht  ausgeliefert  werden. 

Die  fremden  farbigen  Stämme, 
«üe  sich  in  den  deutschen  Schutzgebieten 
zahlreich  finden,  teilen  diese  Völkerrecht- 
liehe  Stellung  natOrlicfa  nicht,  dagegen  sind 
iD  der  inneren  Bechtsrawiung^  der 
^^t^ebiete,  insbesoodere  in  der  Oenchts- 
harkeit  den  Ein^borenen  durch  Kuserliche 
VtninlnaDg  kleiuhgestellt  Dodi  ist  vot- 
^Mhen,  daß  der  OouTemenr  mit  Oe- 
cehDtgang  des  Reichskanzlers  jeder  Zeit 
iDsnahmen  bestimmen  kann. 

■iü  liad  einige  (arbige  BavQlkerunesteile,  die 
'.iwa  gewisMn  höheren  Kultargraff  besitzen, 
Biaheh  die  christlichen  Sywr,  Goanesen  und 
ivh  OeTlmeeea  in  DentRch-Ostafrika  nicht  der 
Km^bmnen-,  sondeni  der  EnropSei^Getiebta- 
Wfcpit  nntentellt. 

Der  R^elung  des  Qerichtswesens 
für  dieKin geborenen  und  sonstigen 
Farbigen  ist  inBofern  ein  von  derBechts- 
I  flöge  für  die  weifie  Bevölkerung  verschie- 
■yntfi  Prinzip  ingrunde  gelegt,  als  für  die 
I  tztere  entsprechend  den  GnindsStzen  des 
iL'-xieroen  Staates  eine  strenge  Scheidung 
^i)ü  Justiz  und  Verwaltung  erstrebt  wird, 
vShrend  das  gleiche  für  die  fiubige  Be- 
''Ikenmg  nicht  geschieht 

h  ier  Tat  ist  für  diese  eine  solche  TrennnDg 
nofeeigiiet ;  der  Farbige  hat  von  vornherein 
kefu  Bedarfoie  nach  einer  solchen,  ja  nicht  ein- 
nul  ehi  Verst&ndnis  dafOr.  Er  ist  gewöhnt,  zu 
dria  Beamten,  dem  Jamben,  dem  Kadi,  dem 
ludarinen  oder  wie  die  staatlichen  Aatori- 
utet  ia  jenen  Lftndem  sonst  hefOen  mCgea,  zu 
fdKB  nad  sich  seinem  Maditepmche  zu  nnter- 
«»rfei,  ohne  scharf  zwüchen  Anget^nheiten 
der  Kedits|>rechnng  und  solchen  der  Verwaltaug 
<rlieidfli  m  können.  Er  rerlaagt  danach,  dem 
Beutttn  alle  seine  kleinen  nnd  großen  ^rgen 
Uid  Besehwerden  vorzstragen  und  deren  Ab- 
•lelloag  zu  erwarten:  es  int  ihm  dabei  vOtHg 
rVicbgfilti^ ,  in  weiche  Kategorie  modenier 
"Aatkfonktionen  seine  Angelegenheit  gefaürt. 
i>it*ta  Znstaad  finden  wir  im  ganzen  OrieDt, 
UKt  in  den  knltnrell  am  hJJcbsten  stehenden 
'^luun  des  Ostens,  besonders  in  China.  Dem- 
'Bupreehend  sind  aweekmftCigerweiiie  auch  in 
irr  denischen  kolonialen  Organisation  Qberall 
'iit  Fraktionen  der  Gerichtsbarkeit  Aber  die 
i-ükn  BeTOtkemne  in  die  Hftnde  von  Ver- 
■UtuBgsbeamteB  gä^. 

In  den  meiBten  Schutzgebieten  sehen  wir 
luclien  das  an  sich  ttbavus  wflnschens- 
•-rte  üestieben  bereits  mehr  oder  minder 
'rwirfcUf^t,  das  Eingeboren  enele- 
K-ot  auch  aktiv  zu  der  Rechtspflege 
Vjanzudehen,  am  bei  den  Sprüchen  der 
'l-QNdiei)  Behörden  den  altangestammteo 
Hf.fatBaaduanngen  toidif^t  gerecht  zu 
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werden.  Dieses  Bestreben  stdit  durchaus 
nicht  im  "Widerspruch  zu  dem  oben  aufge- 
stellten Grundsätze,  bei  allen  Regierungs- 
akten, namentlich  aber  bei  der  Rechtsprechung, 
die  deutsche  Staatshoheit  deutlich  hervor- 
treten zn  lassen.  Diese  kaon  in  den  Augen 
der  Farbigen  nur  gehoben  werden  durch 
eine  ihnen  verständhche,  den  von  altersher 
verehrten  Rechtsgewohnbeiten  und  Sitten 
sich  anpassende  Justiz.  Dementsprechend 
finden  wir  die  Beteiligung  Eingeborener  an 
der  Rechtsprechung  aus  freiem  Entschluß 
der  deutschen  Staatsgewalt  audi  in  solchen 
Schutzgebieten,  in  denen  keinerlei  Anspruch 
hierauf  aus  irgendwelchen  „Schutzvert^lgen'' 
(s.  oben)  ^geben  war. 

Eine  Kodifikation  des  Einge- 
borenenstrafrechts  ist  bisher  —  ab- 
gesehen von  einigen,  unten  zu  erwähnenden 
Ansfttzen  —  in  deo  deutschen  Schutzgebieten 
nicht  erfolgt.  Es  ist  dies  auch  zu  billigen, 
da  zu  einem  solchen  Unternehmen,  wenn 
die  Kodifikation  bis  ins  einzelne  geben  und 
den  sehr  versckiedenen  Eigentfimlichkeiten 
der  StÄmme  gerecht  werden  soll,  eine  längere 
Kenntnis  der  altangestammten  Kultur-  und 
Rechtsverhältnisse  vorangehen  und  eine  weit 
größere  praktische  Erfahrung  erworben  sein 
muß,  als  dies  in  der  bisherigen  kolonialen 
Praxis  Deutschlands  möglich  war. 

Zur  Beurteilung  werden  jetzt  in  großen 
ZQgen  die  Grundsätze  des  Reichsstrafgesetz- 
biichs  unter  Berücksichtigung  der  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  und  Anschau- 
ungen zugnmde  gelegt.  Soweit  daneben 
gegen  Eingeborene  noch  Prügelstrafe  zu- 
gelassen ist,  sind  überall  genaue  Vorschriften 
über  Maß  und  Art  der  Vollstreckung  dieser 
Strafen  und  Kautelen  gegen  einen  Mißbrauch 
derselben  angeonlnet.  Insbesondere  ist  in 
allen  deutschen  K.  die  Anwendung  der 
Prügelstrafe  gegen  Frauen  verboten, 

FQi  die  EingeboreDen-Strafrechtspflege  in  den 
afrikanischen  Sehn  tage  bieten  wurde 
durch  eine  kaiserlicbe  Verordnung  vom  25.11. 
1896  der  Beichskanzler  ermächtigt,  bis  anf 
weiteres  die  erforderlichen  Anordnungen  zn 
treffen.  Er  erließ  am  27./II.  lHd6  eine  Ver- 
fügang,  wonach  die  Verbängnng  von  außer- 
ordentlichen Strafen,  insbesondere  von  Verdacht- 
Strafen  verboten  und  zug-ieich  zwecks  Herbei- 
fÜhrnng  von  Geständnissen  und  Aussas^n  die 
Anwendung  anderer  als  in  der  deutschen  Prozeß- 
ordnung zugelassenen  Haßnahmen  untersagt 
wnrde.  Im  Anschluß  hieran  wnrde  eine  ein- 

fehende  Regelung  der  zulässigen  gerichtlichen 
traien  durch  die  Verfügung  des  Reich sfaanzters 
wegen  Ausübung  der  Strafgerichts  barkeit  nnd 
der  Disziplinarstrafgewalt  gegenüber  den  Ein- 

geborenen  in  den  deutschen  Schutzgebieten  vnn 
staf  rika,  Kam  ernn  und  Togo,  vom22./VI. 
1896  getroffen.  Dieselbe  Verfügung  regelt  die 
Zuständigkeit  der  einzelneu  Beamten  und  be- 
stimmt, daß  allgemein  zu  den  Strafrerband- 
langen  der  Wali  (Jambe,  Dorfälteste)  hinzu- 
gezogen werden  soll.  Bei  schweren  Verbrechen 
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soll  der  Beärkfiaintmaim  oder  der  Bonst  zu- 
ständige  Beamte  mehrere  angesehene  Ein- 
geborene heranziehen,  ohne  dafi  dadurch  seine 
ftosBchließliche  Verantwortlichkeit  anfgeboben 
wird.  Für  lümernn  sind  eine  Reihe  von  Ver- 
ordnungen Uber  EinffUining  eines  Eingeborenen- 
Sctiiedsgeridits  für  den  Daallaatamm  nnd  eine 
Eeihe  anderer  Stämme  ergangen.  InSttdwest- 
af  rika  war  1896  eine  Verfügung  des  damaligen 
Landeshaaptmanns,  betreffend  die  Strafgericbts- 
barkeit  Über  die  Eingeborenen,  ergangen,  welche 
sich  im  wesentlichen  an  die  oben  erwKhnte  Ver- 
fügung des  Reichskanzlers  für  die  anderen 
afrikanischen  Schutzgebiete  angeschlossen,  aber 
ausdrücklich  die  in  den  urswfii^lichen  wSehutz- 
Terträgen"  den  einzelnen  Kapitänscluuten  be- 
lassenen Jurisdiktionsbefagnisse  anfrecht  er- 
halten hatte.  Für  Hischprozesse  zwischen  Ein- 

feborenen  nnd  Nichteingeborenen  war  kurz  Tor 
em  Ausbruch  des  Äufstandes  im  Jahre  1903 
eine  besondere  Regelung  getroffen.  Nach  Nieder- 
werfung des  Äufstandes  wird  nunmehr  eine 
Neuordnung  gerade  anch  anf  dem  Gebiete  des 
Qerichtswesens  notwendig  werden,  da  die  Ein- 
geborenen-KajntBne,  wie  oben  schon  dargel^t, 
am  alten  Tertnghchen  Rechte  vOllig  verwiAt 
haben. 

In  der  Sfidsee  sind  für  Neuguinea  im 
Jahre  1888  und  für  die  Uarscnallinseln 
(1880)  besondere  Strafverordnangen  für  die  Ein- 
geborenen ergangen.  In  Samoanat  die  deutsche 
Verwaltung  durch  eine  Verordnung  des  öou- 
Temeurs  von  1900  sich  insofern  an  den  früheren 
Rechtszustand  angelehnt,  als  die  Eingebonnen 
der  deutschen  Gerichtsbarkeit  bis  auf  weiteres 
nur  in  deigenigen  Fällen  unterstellt  worden 
sind,  in  denen  sie  früher  anf  Grund  der  Samoa- 
akte  der  Jurisdiktion  des  Obergerichts  oder 
des  Mnnizipalmagistrats  von  Äpia  unterworfen 
waren.  Im  ttbngen  sind  die  einheimischen 
Häuptlinge  in  ihren  richterlichen  Funktionen 
beiaasen,  üben  dieselben  nunmehr  aber  nicht 
mehr  nach  eigenem  Recht  aus,  sondern  ledig- 
lich als  Organe  der  in  Samoa  allein  souveränen 
dentschen  Staatsgewalt. 

Im  Eiautschongebiet  wird  gemäß  einer 
Verordnung  des  Gouvemeurs  über  die  Rechts- 
verhältnisse der  Chinesen  vom  Jahre  1899  die 
Gerichtsbarkeit  in  Chinesenangelegenheiten  teils 
von  den  Bezirksamtmänuem,  d.  h.  Beamten,  die 
mit  der  Landessprache  genau  vertraut  sein 
müssen,  teils  vom  Obemchter  der  E.  selbst 
wahrgenommen.  Zar  Erforschung  der  chinesi- 
schen Rechtsanschannngen  sind  erforderlichen- 
&lls  die  DorfiUtesten  nnd  andere  geeignete 
Personen  zu  hOrea.  Eine  neue  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  der  Chinesen  auf  Grund  der 
inzwischen  gemachten  Erfahmngeu  steht  bevor. 
Anch  für  diese  K.  aber  kann  es  sich  noch  nicht 
um  eine  erschöpfende  Kodifikation  der  geltenden 
Rechtssätze  handeln;  einer  solchen  muß  eine 
eingehende  Erforschung  namentlich  des  außer- 
ordentlich entwickelten  chinesischen  Strafrechts 
vorangehen.  —  Im  Einklänge  mit  einer  uralten 
chinesischen  Rechtsanschauung  nnd  ziuleich  in 
kriminalpoUtisch  sehr  zweckmäßiger  Weise  ist 
in  Eiautschon  bestimmt,  daß  für  die  Handlungen 
ingendlicher  Personen  der  Vater,  ältere  Bruder, 
Vormund  oder  diejenige  Person,  deren  Obhut 
der  jtu^idUche  Verbzecher  anvertraut  ist,  zu 
einer  l^zafe  verurteilt  werden  kann. 
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Schließlich  hat  mau  in  einzelnen  deat- 
sehen  Schutzgebieten  auch  bereits  b^naeo, 
die  Eingeborenen  in  beschrftnktem  Maße  zur 
beratenaen  Mitwirkung  bei  der  Yervraltung 
der  öffentUchen  Ängel^uheiten  auch  außei^ 
halb  der  Rechtspflege  heranzuziehen.  (Ver- 
tretung in  den  Bezirksräten  in  Ostanika; 
Chinesisdies  Komitee  im  Kiautschougebiete; 
vgl.  unten  Abschn.  IV,  2).  — 

Für  die  gesamte  wirtschaftliche 
Lage  und  den  duauf  sich  aufbauenden  Eultur- 
stand  der  Eingeborenen  nnd  sonstigen  Far- 
bigen sind  auch  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten vor  allem  zwei  Punkte  entscheidend, 
nämlich  einerseits  die  Ordnung  des  Arbeits- 
verhältnisses, andererseits  (vielfach  im 
Zusammenhange  damit  stehend)  die  Behand- 
lung der  Landfrage. 

Was  das  Arbdtsveiii81tnis  anlangt,  so  ist 
die  Vorbedingung  sei  ner  befriedigenden  Rege- 
lung vor  allem  die  Lösung  der  Sklaven- 
frage,  die  auch  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten eine  große  Rolle  gespielt  hat  und 
in  einem  Teil  derselben  noch  heute  spielt. 

Die  bereits  erwähnten  internationalen  Ver- 
einbamngen  in  der  Kongo-  nnd  der  Brttasela 
AnCisklaverei-Akte  nnd  das  sich  anschlieileade 
deutsche  RG.  v.  28./V.  1^5  beziehen  sich  nur 
auf  die  Verhindemng  und  Bestrafnag  des 
Sklavenraubes  und  Sklavenhandels, 
während  die  gesetEÜche  Abschaffung  der  Skla- 
verei selbst  Disber  nicht  durch  Staatsvertiäge 
oder  Gesetz  allgemein  durchgeführt  ist.  In  der 
Tat  ist  eine  soTdie  durchgreifende  Abschaffung 
der  Sklaverei^  wo  diese  selbst  eine  altein- 
gewurzelte wirtschaftliche  und  rechtliche  In- 
stitution bildet  und  in  der  milderen  Form  der 
Haussklaverei  auftritt,  nicht  mit  einem 
Schlage  möglieh.  Die  Tffllige  Abschaffung 
der  Sklaverei  muß  selbstverständlich  das  Ziel 
der  Entwickelnng  bilden ;  indessen  kann  letzteres 
nnr  schrittweise  erreicht  werden,  da  die  pl6tc* 
liehe  Abschaffung  nicht  nur  die  gesamte  wirt- 
schaftliche Gmndlage  des  Landbanes  und  der 
gewerblichen  Tätigkeit  in  weiten  Gebieten  er- 
schüttern, sondern  anch  die  Existenz  der  be- 
freiten Sklaven  selbst  geßlhrden  würde,  solange 
für  letztere  nicht  anderweitig  gesicherte  H(^- 
lichkeiten  zur  Erwerbung  des  Lebensunterhaita 
geschaffen  sind.  Die  scUießlicfae  Beseitigung 
des  Instituts  der  Baussklaverei  muß  rorberatet 
werden  einmal  durch  eine  tunlichst  große  An- 
zahl einzelner  Freilassungen  von  Sklaven  und 
sodann  durch  die  Erleichterung  des  Loses  der 
zunächst  noch  in  der  Sklaverei  verbleibenden 
Personen. 

Die  tatsächlichen  nnd  rechtlichen  Verhält- 
nisse bezüglich  der  Haussklaverei  liegen  in  den 
einzelnen  Schutsgebieten  außerordentlich  ver- 
schieden. 

Am  tiefsten  eingewurzelt  ist  das  Institnt  in 
Ostafrika.  Hier  ist  seit  vielen  Jahren  sjvte- 
matiseh  anf  die  Erleiehternng  der  Freilaunng 
von  Sklaven  und  die  Verhinderung  des  Ent> 
Stehens  neuer  Sklavereiverh&ltnisse  hingearbeitet 
worden ;  den  freigelassenen  Sklaven  werden 
Freibriefe  aasgestellt.  Unter  diesen  Gesichts- 
punkten ist,  nachdon  bordte  1891  eineTerwd- 
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■B^  it*  GoDTeraeon  ersaugen  war,  im  Jahre 
1911  die  auanuneDEasseDde  YerordDung  des 
Bathikaaäera,1>etr.  die  Haawkl&Terei  in  Deatsch- 
Unfrika,  eriinen  worden.  Stm  nene  Terord- 
sns  TU  (9M  hat  alle  nach  dem  1./XIL  1905 
a  OiUfrika  geborenen  Kinder  von  Hansaklaven 
ftr  im  erklärt.  In  Kamernn  wird  die  Ab- 
rbalFue-  der  HaDsaklaverei  erleichtert  dnrch 
du  in  anem  Teile  des  Gebietes  beatehende  In- 
nirat  der  Halbfreien.  Dnrch  eine  Verordnung 
des  BeicbakanzlerB  Ton  1903  ist  bestimmt,  daiS 
iu  bü  dem  DaaUastamme  bestehende  Oewohn- 
köfneekt,  wonach  die  Kinder  von  Hanssklaven 
iXokoii)  als  HalMreie  (Unjaberi)  anzusehen 
«iad.  im  gmwta  Scfaatigebiete  Anwendung  finden. 
Iw  Bidi  VerkAndnng  dieser  Terordunng  ge- 
kma«  Kinder  von  Halbfreien  sind  frei,  ^\'eiter- 
ntaMl  ist  eine  gleichzeitig«  Verordnung  des 
Keichsksjulers,  betr.  die  Hansaklaverei  iu 
ToKo-  Hier  ut  kurzweg  bestimmt,  dalt  die 
Wh  Verkiiiidigung  dieser  Verordnung  geborenen 
Kinder  von  &aflsklaven  frei  sind^  ohne  daß 
SK  du  Zwisehenstadinm  der  Halbfreiheit  dnrch- 
ueheiL  ~  In  S&d westafrika  besteht  Skla- 
Teret  Qbeihanpt  nicht.  Auch  in  den  Sddsee- 
^'-hatsge bieten  und  im  Kiantsch on- 
rtbiet  lind,  ungeachtet  erheblicher  Klassen* 
Batenehiede,  ^laTenTerhflltoisse  nicht  vor- 

klidCB. 

Die  koloinale  Oesetzgebmig  miiB  des 
Teiteren  danof  bedacht  seiu,  zu  Terhindentj 
'iafl  mdit  nacdi  Aufhebung  der  Sklaverei 
durch  ArtxnteTOTtrilge  und  insbesondere  durch 
inverbuDg  und  Ausfuhr  von  Arbeitern  auB 
mm  Schutzgebiete  zwecks  BescMftigimg 
io  anderen  Lindem  Abb&ngigkeitsveniält- 
üee  neu  geschaffen  werden,  die  sich  von 
if-f  Sklaverei  nur  dem  Namen  nach  unter- 
st-heiden. 

1)M  Interesse  der  eingeborenen  Arbeiter  be- 
eegset  neb  hier  mit  dem  Tolkawirtschaftlieben 
literaH  iet  welches  naturgernftD  eine  An»* 
fahr  tOdtiger  ArbeitskrUte  als  unerwünscht 
•-»cbtiBQi  lut,  da  ohnehin  iu  den  meisten 
tTupiMb«  Schutzgebieten  Arbeitermangel  be- 
ftebt.  Durch  Verordnnngen,  die  fOr  jMes  der 
■Irikuuschen  und  SQdsee-Schutsgebiete  eivaogen 
■isd,  ut  die  Anwerbung  und  Ausfuhr  von 
^tü^  Arbeitern  teils  ganz  verboten,  teils 
n>t«r  geuane  behördliche  Kontrolle  gestellt 
■wdttt. 

Die  Arbeitsvertrilge  mit  Farbigen  sind  in 
da  dentseben  Schntigebieten  teilweise  im  Wege 
pwnller  Terordnnngen  genau  geregelt;  ins- 
('«odere  ist  dies  In  eingehendster  Weise  ge- 
«twkn  dnreh  Verordnungen  des  Gonvemenra, 
btir.  Arbtitsvertrige  mit  Farbigen  in  Dentsch- 
ivufrika.  an«  den  Jahien  1896  nnd  1897,  worin 
iit  Plliditca  dea  Arbeiters  wie  des  Arbeitgebers 
SQH  aoTBiert  dnd. 

IHe  Kreditgewährung  an  Einge- 
borene iat — im  wohlverstandenen  Interease 
•lefsdba  —  in  mehreren  Schutzgebieten 
verbotm^  teils  nur  untor  genau  be- 
Rimmtea  Voisnasetzungen  gestattet  Die 
iidt%rte  BeechrftnlniDg  der  Veilragsfrdheit 
^  finnboreoen  aber  ist  in  aftmtlichen 
^ptigebieten  dadurch  gegeben,  daß  der 
AladJol  nu  VerluBerungSTerträgen 


Ober  Grundstücke  mit  ihnen  teils  ganz 
untersagt,  teils  an  die  Zustimmung  des 
Gouvernements  gebunden  ist 

Dies  ist  geBchehen  einerseits  vrieder  im 
eigenen  Interesse  der  Eingeborenen,  die  nach 
den  Erfahmngen  aller  K.uationen  dazu  neigen, 
ihren  Orund  und  Boden  ohne  eine  richtige  Ein- 
schfitznng  seines  Wertes  gegen  unverhältnis- 
mäßig geringe,  sie  aagenbiicklicfa  lodiende 
Gegenleistungen  zu  versehleudem  und  die  dann 
hinterher  der  Grundlage  ihrer  wirtschaftlichen 
Existenz  entbehren.  Andererseits  aber  ist  jenes 
Verbot  die  notwendige  Vorbedingung  jeder 
rationellen  nnd  syatematischen  staatlichen 
Landpolitik  in  den  K.  Wir  werden  auf  die 
hieiun  sich  knQpfenden  Fragen  bei  der  Dar- 
stellung der  kolonialen  Bodenpolitik  noch  im 
einzelnen  einzugehen  haben  (vgl.  unten  Abschn. 
V,  2).  - 

Der  vorstehende  geschichtliche  üeber- 
blick  lehrt,  daß  keine  koIoDisierende  Macht 
sich  auf  die  Dauer  der  Aufgabe  der  klaren 
Ab^azung  der  Hechte  und  Interessen  der 
weißen  und  der  jEubigen  Bevölkerung  hat 
entziehen  können.  Zwei  entge^ngesetzte 
Prinzipien  mnd  von  jeher  dabei  Tmrtreten 
worden.  Auf  der  einen  Säte  6er  Stand- 
punkt derjenigen,  welche  eine  koloniale  Be- 
tätigung eines  Staates  led^lich  un^  dem 
Gesichtspunkt  der  BtJrderung  der  eigenen 
Yolk^enoBsen  unter  TOlliger  Jff^eruog  der 
Rechte  und  Interessen  der  Emgeborenen 
verfolgen  vrolleu  und  infolgedessen  die 
schärnte  Scheidung  zwischen  dem  „Heiren- 
volke"  und  den  Eingeborenen  verlangen, 
deren  Arbeitskraft  »ebenso  wie  ihre  Natur- 
schätze lediglich  als  Objekte  der  vrirt- 
schaftlicben  Ausbeutung  in  Betracht  kommen 
sollen.  Auf  der  anderen  Seite  die  Auf- 
fassung derer,  die  auch  auf  dem  Gebiete 
der  £.politik  die  Forderungen  der  Humanität 
geltend  machen  uud  in  dem  Farbigen  den 
Menschen  mit  eigener  Existenzbereditigung 
erblicken,  der  keineswegs  nur  als  Objekt 
der  K,politik  in  Betracht  kommt,  sondern 
dessen  wirtschaftliche  Förderung  und  kul- 
turelle uud  sittliche  Hebung  einen  Selbst- 
zweck bildet 

Diese  beiden  Standpunkte  haben  sich  in 
allen  ]E^}ochen  der  K.politik  und  bei  allen 
Yfilkem  mehr  oder  minder  g^nflbei^;e- 
standen  und  beherrschen  bis  zum  heutinn 
Tage  die  Öffentliche  Diskussion  in  koloniuen 
Angelegenheiten.  Trotzdem  wird  man  sagen 
mi^aen,  daß  fflr  eine  tiefeigreifende  Be- 
trachtung der  Dinge  jene  beiden,  scheinbar 
einander  extrem  entgegenstehenden  Forde- 
rungen keinen  unüberbrückbaren  Gegensatz 
bilden.  Ein  Bolcber  kann  allerdings  las- 
weilen  eintreten,  soweit  es  sich  um  die 
augenblicklichen  Privatwirtschaft' 
liehen  Interessen  von  einzelnen  Kolonisten 
oder  von  Gruppen  solcher  hand^t  Für  eine 
volicBwirtschaf tHohe  Betrachtungs- 
wdse  aber  und  für  die  Maximen  staat- 
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lieber  K.poUtik,  welche  nicht  einen,  viel- 
leicht  TorQbei^hend  lukrativen  Raubbau  an 
den  natflrlichen  Schätzen  der  K.,  sondern 
eine  dauernd  fruchtbringende  und  ertrag- 
reiche K-virtschaft  ins  Äuge  fassen  muß, 
besteht  jener  Gegensatz  nicht  Denn  mit 
den  Forderungen  der  Humanität 
decken  sich  in  letzter  Linie  die  Grund- 
sätze gesunderrealer  K.politik  darin, 
dafi  eine  kolonisierende  Nation  dauernden 
Nutzen  aus  ihren  überseeischen  Besitzungen 
nur  bei  dem  Torhandensein  einer  wirt- 
schaftlich kräftigen  EingeborenenbevSlkerung 
ziehen  kann.  Diese  muß  leistungsfähig  sein, 
einerseits  in  ihrer  Eigenschaft  als  Produ- 
zent der  kolonialen  Nattu^hätze,  die  in 
tropischenundzumTeil  selbst  in  subtropischen 
Gegenden  in  größerem  Maße  nur  durch  die 
ISAgeborenen,  aber  nicht  durch  weiße  Ar- 
biter gewonnen  werden  kßnnen,  und  auf 
der  anderen  Seite  in  ihm-  ESgensdiaft  als 
Konsument,  denn  nur  bä  i^er genügend 
kaufkräftigen  und  in  ihren  Beaflrfnissen 
fortsdireiteaden  Eingeborenen -BevGtkemng 
bilden  K.  lohnende  Absat:u;ebiete  für  cUe 
iodustridle  Produktion  des  Mutterlandes  nnd 
den  Etnfohrhandel  ans  demselben. 

Die  Kultunnission,  welche  in  letzter  Linie 
die  innere  Rechtfertigung  aller  K.politik 
bildet,  steht  somit  nicht  im  (Gegensatz  zu 
den  Forderungen  einer  praktischen  K.politik, 
sofern  diese  nur  mit  weitem  Blick  erfaßt 
werden.  Es  ist  nicht  eine  abstrakte  Doktrin, 
sondern  es  ist  das  übereinstimmende  Er- 
gebnis der  reifen  Erfahmng  bedeutender 
Männer  der  kolonialen  Praxis  aller  Nationen, 
daß  auf  die  Länge  der  Zeit  nur 
eine  pflegliche  Behandlung  und 
EntWickelung  der  Arbeitskraft  und 
derKultur  der  Eingeborenen  kolo- 
niale Erfolge  verbürgt  und  daß  aUes 
darauf  ankommt,  sie  zwar  mit  fester  Hand 
und  ohne  jemals  Schwäche  zu  zeigen,  aber 
auch  mit  Gerechtigkeit  zu  regieren  und 
ihnen  die  Ueberzeugung  beizubringen,  daß  das 
kolonisierende  Volk  ihr  eigenes  Bestes  fördert. 

Schon  der  große  Denker  nnd  Staatsmann 
ans  dem  Zeitalter  der  Königin  Elisabeth,  der 
in  seinem  „Essay  of  Ptantations"  zuerst  koloniale 
Dinge  systematisch  in  den  Kreis  seiner  Be- 
tracntnngen  gezogen  hat,BaconvoiiVernlam 
hat  driagena  gemahnt,  die  Eingeborenen  mit 
Gerechtigkeit  nnd  Hüde,  nichtsdestoweniger 
aber  anch  mit  aasreicbender  Vorsicht  zn  oe- 
handeln.  Ans  der  Zahl  späterer  hervorragender 
Schriftsteller,  die  aus  eigenen  kolonialen  Er- 
fabmngen  in  dem  hier  vertretenen  Sinne  über 
die  Eingeborenenpolitik  sich  ansgesprochen  haben, 
seien  neben  vielen  anderen  hier  nnter  den  Eng- 
ländern besonders  Merivale ,  der  nm  die  Mitte 
des  19.  Jahrb.  dem  Eolonialamt  angehörte,  und 
unter  den  Franzosen  der  schon  oben  zitierte 
frühere  Generalgoavernenr  von  Indo-China  de 
Lanessan  genannt.  Unter  den  ueneren  Be- 
arbeitern der  Frage  sind  sowohl  L  e  r  o  y  - 
Be»nUea  als  Zimmermann  entachiedüie 


Anhänger  einer  pfleglichen  Eingeborenenpolitik. 
Anch  anter  den  führoiden  Männera  m  den 
deutschen  Schntcgebieten  selbst  haben  die  Beeten 
diesen  Standpunkt  vertreten.  Als  vorbildlich 
sei  hier  ein  BnnderlaB  wiedergegeben,  den  jtiiigst 
in  schwerer  Zeit  der  Oonvemenr  von  Sttdwest- 
afrika  v.  Lindeauist  an  die  Beamten  des 
Schntzgebietes  gerichtet  hat: 

„Die  Eingeborenen,  nnd  zwar  die  z.  Z. 
kriegsgefangenen  nicht  minder  als  die  freien, 
sind  gerecht  za  behandeln,  womit  eine  richtig 
angewandte  erzieherische  Stren&re  sehr  woM 
vereinbar  ist.  Die  Beamten  haben  sich  stets 
vor  Angen  zn  halten,  dall  der  Eingeborene  ein 
sehr  feines  OefQbl  dafür  hat,  ob  er  seinem  Be- 
tragen entsprechend  behandelt  und  nur  dann 
bestraft  wird,  wenn  er  es  verdient  hat  Nur 
bei  einer  solchen  Behandlung  wird  es  möglich 
sein,  das  Vertranen  der  Eingeborenen  zu  ge- 
winnen, worauf  Bedacht  zn  nehmen  ist,  dam 
nnr  dann  wird  es  möglich  sein,  de  friedlich  za 
regieren." 

Daß  die  farbigen  Stämme,  selbst  die- 
jenigen auf  einer  niederen  Kulturstufe,  in 
ihrer  großen  Mehrheit  ein  ausgeprägtes 
Gefühl  für  Gerechtigkeit  haben,  ist  von 
kolonialen  Praktikern  der  verschiedensten 
Nationen  oft  hervorgehoben  worden.  Es  ist 
dabei  aber  immer  vneder  anch  betont  worden, 
dafi  es  ön  Recht  sein  muB,  das  den  Ein- 
geborenen verständlich  ist,  und  daß  na- 
m(}glich  erwartet  werden  kann,  daß  recJit- 
lidie  und  sittliche  Begriffe  oder  auch  wirt- 
schaftliche Anschauungen,  die  unter  einem 
völlig  anderen  Kulturkreise  in  tausendjährigen 
Eutwickelungsreihen  entstanden  und  dem 
Europäer  in  Fleisch  und  Blut  übe^^^angea 
sind,  mm  alsbald  auch  dem  Eingeborenen 
begreiflich  werden.  Alles  kommt  darauf  an, 
die  Eingeborenen  allmählich  und  ohne  Ueber- 
eiluDg  der  europäischen  Kultur  auf  ma- 
teriellem wie  auf  geistigem  Gebiet  ent- 
gegen zuführen.  In  diesem  Punkte  liat  nicht 
nur  der  kolonisierende  Staat  durdi  Ein- 
geborenen-Schulen, durch  Heranziehung  der 
Bevölkerung  zur  handwerklichen  Tätigkeit 
und  landwirtschaftlichen  Arbeiten  u.  v.  a.  m. 
einzuwirken;  hier  ist  daneben  den  Missio- 
nen, auch  über  ihre  eigentliche,  religiös- 
ethische Sphäre  hinaus,  ein  weites  Feld  er- 
zieherischer Arbeit  geöffnet ;  diese  muß  aber 
stets  mit  einem  besonderen  Maße  von  Takt 
und  psychologischem  Verständnis  wahr- 
genommen werden,  um  wirklich  den  Ein- 
geborenen unserer  Kultur  allmählich  näher 
zu  bringen.  Die  Faktoren,  denen  die  Leitung 
der  Kolonisation  obliegt,  müssen  ihrerseits 
mit  Verständnis  an  die  alte  Kultur  und  die 
Rechtsvorsteliungen  der  Eingeborenen  her- 
antreten. Daraus  erwächst  die  Forderung, 
die  immer  wieder  von  den  führenden  Männern 
der  kolonialen  Praxis  aufgestellt,  nur  allza 
oft  aber  von  den  kolonisierenden  Nationen 
vernachlässigt  worden  ist:  Die  alteinge- 
wurzelteu  Sitten  und  Einrichtungen  d^ 
Eingeborenen  eingehend  zu  erforschen. 
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Die  bloSe  Abstrakte  Fordeniog  der  ,JSn- 
BuitHt''  bleibt  in  kobnialen  Dingen  genau 
tn  ein  leeres  Schla^ort  wie  das  ihif  eot- 
regeoges^zte  Extrem  der  ^errenmoral". 
Sie  lann  wirklich  fruchtbares  Leben  nur 
peviniteD,  venu  de  mch  aufhaut  auf  einer 
ODi  kookreten  Kenntnis  der  besonderen 
Lebensbedingungen,  Bedflrfnisse  und  An> 
Khimmgen  der  EäDgeborenen-Bevfilkerung, 
die  in  jeder  einzelnen  ja  oft  bei  jedem 
ilfT  St&mme  in  einer  und  denselben  K.  völlig 
TtncbiedeD  sind.  Die  eindringliche,  syste- 
uatisehe  EHorsdinnsder  Sprache,  des  Rechts, 
<kr  nligiOBen  Vorstellungen  und  alle  anderen 
Zreige  der  ethoologischen  ForschuDg,  die 
ras  dem  Verständnis  des  kulturellen  Wesens 
iter  BngeboreneD  näher  fQhreQ,  mfl^n  und 
wenien  früher  oder  später  nicht  nur  theo- 
ftfiitcbea  Gewinn,  sondern  auch  reichen 
[inktischen  Ertrag  bringen. 

Abscbnitt  IV.    Die  Organisation  der 
StaatHnwatt  wid  die  Rechtsordnong  In 
den  K. 

I.  StaatgrechtHehe  Graadlagen,  Or- 
Ruisalion  der  (Seaetzgebnng,  Verw^tnng 
nnd  Justia.  Nach  dem  Krwerb  der  ersten 
(l^ii«iien  K.  herrschte  MeinungsveiBchieden- 
b*-:!  io  der  parlamentarischen  ebenso  wie 
in  der  wissenadkaftlichen  Diskussion  hin- 
"itiitlicb  der  Zuständigkeit  der  Or- 
»ne  des  Reiches  für  die  Regelung 
•i^i  ItechtsTerhftltnisse  in  den  nenen  Qe- 
ti>teu.  Die  Bestimmungen  der  Reichs- 
t  Erfassung  ei^ben  keine  zweifellose 
BeoDtwortong  der  Frage.  Die  Auffassung 
'h^  Forsten  Bismarck  g^ng  ent^ 
ii{'n\'heod  seiner  grundsätzlichen  staats- 
p^^tiicben  Anschauung  dahin,  daß  in  den 
k  ebenso  wie  im  Deutschen  Reiche  selbst 
di^  Suiiveränität  bei  der  Oesamtheit  der 
rbflntleten  Regierun^o  der  Staaten,  die 
•tu  Deutsche  Reich  bilden,  liege.  Er  er- 
K-iontn  aber  zugleich  mit  staatsmännischem 
Hiick,  dafi  die  praktische  Durchführung 
'ii-sw  Gedankens,  wonach  der  Schwerpunkt 
•Jm  staatUchen  Befugnisse  bei  dem  Organ  der 
N'TbÜDdeteD  Regierungen,  dem  Bundesrat, 
beruht  haben  würde,  untunlich  sein  müßte. 
lv>Qn  eine  energische  und  planmäßige  über- 
^-i«che  Betätigung  kfum  natui^raäß  in 
'■Tf'Jcreieher  Weise  nicht  von  einer  kol- 
'f-ivtliia  Küriierschaft,  deren  einzelne  Mit- 
r;tf*ler  jedesmal  die  Instruktionen  ihrer 
S-flenii^    einzuholen    haben ,   von  Fall 

FaII  und  in  allen  Einzelheiten  geleitet 
»'■nlf-n.  sondern  bedarf  einer  starken,  ein- 
:>-ftli<!beu  Spitze. 

PvMm  Gedanken  ist  anch  das  Kolonialstaats- 
"■  '»i  itr  älteren  Kolooialnationen  gerecht  ge- 
«tritn.  indem  fast  Überall  die  Krone  in  deu 
tlfKAsrhen  Besitznngen  eine  wesentlich  weiter- 
^Uade  UaehtToUkoniueoheit  beritzt  als  in  der 
Kami«.  Beispielsweise  hat  in  Bagland,  auf 


dessen  Kolonialstaatsrecht  noch  weiter  unten 
(Abschn.  IV,  2)  einzugeben  sein  wird,  der  KOnig, 
der  im  Hntterlande  nur  geringe  gesetzgebenäche 
Befo^isse  besitzt,  solche  in  weitem  Halle  in 
den  KroD-K. ;  hier  treten  an  Stelle  der  ffirm- 
lidien,  dorch  BeschlUsfie  des  Parlaments  zustande 
kommenden  Gesetze  vielfach  „orden  in  conncU". 
Aehnliche  Verhältnisse  finden  wir  im  spani- 
sehen  und  dänischen  Kolonialrecht  Ja  so- 
gar der  Prärident  der  französischen  Bepnblik 
hat  in  den  K.  nicht  unerhebliche  gesetsgebnische 
Befugnisse. 

Auf  diese  Verliältttisse  wies  die  B^rün- 
duug  des  läitwurfes  des  ersten  Gesetzes, 
betreffend  die  Rechtsverhftltnim  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  hin,  der  L  J.  1886 
den  gesetzgebenden  froren  des  Reiches 
vorgcJi^  wiu^e,  und  in  gleicher  Richtung 
wurde  von  Anfong  an  das  deuteche  Kolonial- 
Staatsrecht  oi^nisiert.  Bundesrat  wie 
Reichstag  verzichteten  hinsichtlich  der 
Schutzgebiete  in  weitem  Maße  auf  diejeni^n 
Befugnisse,  die  ihnen  für  das  Deutsche  Reich 
selbst  verfassungsmäßig  zustehen,  und  er- 
klärten sich  mit  einer  Uebertragung  derselben 
an  den  Kaiser  einverstanden.  Dies  hat 
seinen  Ausdruck  gefunden  in  dem  §  1  des 
Schutzgebietsgesetzes  vom  1&/IV.  1886, 
welcher  lautet: 

„Die  Schntzgewalt  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten übt  der  Kaiser  im  Namen  des  Beicbes 
aus." 

Dieser  Paragraph  hat  durch  keine  der 
seither  ergangenen  Novellen  zum  Schutz» 
gebietsgesetz  eine  Veränderung  erfahren; 
er  gilt  unverändert  bis  heute  und  bildet  den 
Fundamentalsatz  des  deutschen  Kolonial- 
staatsrechts. Seine  Fassung  bringt,  genau 
entsprechend  der  oben  erwähnten  Bismarck- 
sehen  Rechtsaufbssung,  zum  Ausdruck,  daß 
die  Schutzgewalt  an  sich  (^uoad  jus)  dem 
Eleiche,  d.  h.  der  Gesamtheit  der  Verbün- 
deten Staaten,  zusteht  daß  sie  aber  der 
Ausübung  nach  ((^uoad  usum)  dem  Kaiser 
als  Organ  des  Reiches  Obertragen  ist,  der 
sie  „im  Kamen  des  Reiches*'  ausübt  Diese 
Rechtsauffassimg  ist  nach  den  Intentionen 
des  Fürsten  Bismarck  in  der  dritten  Lesung 
des  SchutzgebietBgesetzes  von  1886  im 
Reichstag  von  dem  damaligen  Staatssekretär 
des  Keichsjustizamtes  v.  Schelling  ausdrück- 
lich hervorgehoben  worden. 

Die  „S  c  h  u  t z  g e  w  a  1 1"  im  Sinne  des 
heutigen  deutschen  Kolonialrechts  bedeutet 
nun,  wie  sich  aus  den  gesamten  Ausführungen 
des  vorangehenden  Abschnitts  ergeben  hat, 
nichts  anderes  als  die  volle  Staatsgewalt, 
d.  h.  die  Gesamtheit  der  Hoheits- 
rechte, die  dem  souveränen  Staat  zu  eigen 
sind. 

a)  Die  koloniale  Geaetagebung.  Die 

Schtitzgewalt  umfaßt  als  einen  ihrer  wich- 
tigsten Bestandteile  auch  die  gesetz- 
gebende  Gewalt  Durch  den  angeführten 


Digitized  by 


234 


Kolonieen  und  Kolooislpolitik 


§  1  des  Schutzgebietsgeeetzes  ist  die  letztere 
somit  grundBätzlich  dem  Kuser  Übertragen; 
an  Stelle  des  formeUen  ßeichsgesetzes 
tritt  hier  die  Kaiserliche  Verordnung. 

Dieses  Verordnungsrecht  findet  aber  auch 
für  die  K.  seine  Qrenzen  in  allen  Funkten, 
für  welche  ausdrücklich  eine  gesetzliche 
Re^luDg  voi'geschriebeD  ist.  Denn  hier 
greift  der  allgemeine  staatsrechtliche  Grund- 
satz Platz,  dafi  Gesetzesrecht  vor  Verordnungs- 
recht geht 

Eine  derartige  Beschränkung  des 
VerorduuDgsrechts  ist  nun  ia  den 
verschiedenen  ßechtsmaterieD  in  sehr  ver- 
scihiedenem  Umfiuige  erfolgt.  Auf  dem  Ge- 
biete des  öffentlichen  Rechtsimengeren 
Sinne,  i.  e.  des  Staats- und  Verwaltungs- 
rechts, ist  dies  nur  in  geringem  Maße 
eescheheo.  Man  hat  sich  gesagt,  daß  in 
dem  Anfangsstsdium  der  EntwickeluDK  junger 
E.,  -wie  es  die  deutschen  überseeischen  Ge- 
biete sämtlich  aufweisen,  es  zweckmäßig  sei, 
die  «forderlichen  HaBnahmen  der  fireieo 
Entschliefiung  der  st&atliciien  Zentralgewalt 
zu  überlassen;  man  konnte  und  wollte  in 
diesen  Reditsmaterien,  bd  denen  es  euch 
häufig  um  eine  mehr  versuchsweise  R^lung 
handelt  und  wo  die  Möglichkeit  etwaiger 
rascher  Aenderungen  der  getroffenen  Maß- 
nahmen je  nach  den  gemachten  Erfahnmgen 
und  den  neu  auftretenden  Bedürfnissen  der 
Entwickeliing  offen  gehalten  werden  muß, 
nicht  jedesmal  den  ganzen  Apparat  der 
formellen  Gesetzgebung  iu  Bewegung  setzen, 
der  in  allen  Staaten,  in  besonderem  Maße 
aber  natürlich  in  dem  komplizierten  Organis- 
mus eines  Bundesstaates  immerhin  etwas 
zeitraubend  und  schwerfällig  ist 

Auf  der  anderen  Seite  aber  hat  man  für 
diejenigen  Rechtsgebiete,  welche  mehr  die 
individuelle  Rechtssphftre  des  Kolo- 
nisten betreffen,  bei  denen  es  sich  um  den 
Rechtsschutz  seines  Lebens,  seiner  PVeiheit, 
seines  Eigentums  und  seiner  sonstigen  per- 
sönlichen Interessen  handelt,  d.  h.  auf  den 
Gebieten  des  Priratrechts,  des  Straf- 
rechts, femer  des  zum  Schutze  dieser 
beiden  Rechtsgebiete  bestimmten  gericht- 
lichen Verbhrens  und  endlich  der 
wiederum  dem  letzteren  dienenden  Ge- 
richtsverfassung von  vornherein  gesa^ 
daß  für  diese  Materien  ein  b^nderer  Rechts- 
schutz wünschenswert  seL  Der  stärkste 
Rechtsschutz,  den  der  moderne  Staat  zu 
verleihen  vermag,  ist  aber  überall  der  des 
Gesetzes.  Wir  finden  deshalb  auf  den  letzt- 
erwähnten Recht^bieten  in  den  deutschen 
E.  grundaätxlif^  eine  gesetzliche  Fest- 
legung. 

Die  beiden  vorstehend  erürterten  Prin- 
zipien haben  nun  aber  in  ihrer  Durdifflhrung 
mdirfiu;he  Modifikationen  erfahren. 

Auf  dem  Gebiet  des  Öffentlichen 
Rechts  ist  das  Kaiserliche  Verord- 


nungsrecht nur  durch  wen^  gesetzliche 
Bestimmun^n  begrenzt  Die  wichtigste  der- 
selben betnfft  die  gesetzliche  Garantie  der 
Religionsfreiheit 

Das  SchatzMbietsgesetz  bestimmt^  daü  den 
Angehörigen  der  im  Dentscben  Beiche  uter> 
kannten  Religionsremeinschaf ten  Gewissensfrei- 
heit und  religiöse  DuIdoDg  gew&brieistet  wird. 
Die  freie  and  öffentliche  AnsOhnD^  ihrer  Kulte, 
das  Recht  der  Erbanang  gottesdienstUcber  Ge- 
bäude und  der  Einrichtong  von  Hissionen  der  be> 
zeichneten  Reliffionsgemeuuchaften  unterlimn 
keinerlei  gesetweher  Besehrttnknng  nad  ffiw^ 
rang.  — 

Das  Verordnungsrecht  erßhrt  aberweiter- 
hin  eine  praktisch  sehr  erhebliche  B  e- 
schränkung,  soweit  es  finanzielle 
Folgen  nach  sich  zieht.  Hier  tritt  eine 
Mitwirkung  d^  gesetzgebenden  Faktoren 
des  Mutterlandes  (des  Bundesrats  und  des 
Reichstag)  ein.  Maßgebend  ist  das  Gesetz 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Schutzgebiete  v.  30iIIL  1892. 
Durch  dieses  sind  für  die  Kolonialverwaltung 
auf  demGebiete  desEtatsrechts  Grundsätze 
aufgestellt,  die  mit  einigen  Besonderheitea 
denen  des  Mutterlandes  nachgebildet  sind. 
Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  müssen  für 
jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den  Etat 
der  Schutzgebiete  gebracht  werden.  Dieser 
wird  vor  Beginn  des  Etatsjahree  durch  Ge- 
setz festgestellt,  an  diesem  Etatsgesetze 
aber  müssen  nach  den  Bestimmungen  der 
Reichsverfassung  Bundesrat  und  Reichstag 
mitwirken.  Es  uegt  auf  der  Hand,  daß  hi^ 
nach  der  Kaiser  zwar  allein  dafür  zuständ^ 
ist,  organisatorische  Bestimmungen  für  die 
Schutzgebiete  in  allen  Zweigen  der  Vn^ 
waltung  zu  treffen,  daß  aber,  da  diese  natur- 
gemäß fast  stets  finanzielle  Aufwendu^pea 
beanspruchen  werden,  mittelbar  eine  ma- 
Wirkung  der  gesetzgebenden  Froren  des 
Mutterlandes  gegeben  ist  — 

Im  Gegensatz  zu  dem  Öffentlichen  Reclit 
im  engeren  Sinne  ist,  wie  bereits  oben  dar* 

r liegt,  das  bürgerliche  Recht,  das 
trafrecht,  das  gerichtliche  Ver- 
fahren imd  die  Gerichtsverfassung 
in  den  K.  grundsStzlich  durch  Gesets 
^regelt.  Auch  für  diese  Rechtsgebiete  ist 
indessen  das  Kaiserliche  Verordnungsrecht 
keineswegs  gänzlich  ausgeschlossen,  vielmehr 
ist  für  eine  große  Anzahl  einzelner  wichtiger 
Rechtsmatenen  dasselbe  ausdrücklich  statu* 
iert.  Die  Rechtslage  auf  diesen  Gebieten 
wird  noch  des  näheren  zu  erOrtern  sein 
(S.  nnter  c). 

b)  Die  Organisation  der  Kolonial- 
verwaltung.  KolonialbehOrden.  Vei^ 
antwortlicher  oberster  Reichsbeamter  ist  für 
die  gesamte  koloniale  Verwaltung  der 
Reichskanzler. 

Auch  ihm  sind  wichtige  Verordnnnga- 
befngnisse  Übertragen.  Elnnal  ist  dies  oa- 
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durch  gesehelieD,  daß  der  Kaiser  die  Aiuflbnng 
Äm  oben  erCrtertea,  ihm  zaBtehendenVerordonDea- 
Rchts  in  vielen  Pnnkten  dem  Beichskanuer 
delegiert  bat.  Ferner  aber  ist  dem  Beichs- 
kanuer  auch  unmittelbar  durch  das  Oesetx  ein 
weitgehendes  Verordnnnguecht  fibertragen,  in- 
dem das  ScbntcfrebietsgMetz  bestimmt,  daß  er 
die  rar  Änsführang  des  Oeseties  erforderUchai 
Anordnnngen  zn  erlasaen  hat  nnd  l>efng:t  ist, 
nr  die  SchntB^biete  oder  ffir  einzelne  Teile 
denelben  polizeiliche  ond  sonstige,  die  Ver- 
waltung Mtreffende  Terscbriften  zu  erlassen 
nnd  ^egen  die  Nichtbefolgang  derselben  Ge- 
flüignu  bis  zu  3  Monaten  Haft,  Geldstrafe  und 
Eindebung  einzelner  Gegenstände  anzudrohen. 
Von  dieser  Verordnungsbenignis  hat  der  Reichs- 
kiJDxler  in  wütestem  UaOe  Gebranch  gemacht. 
Sin  erfaeblicber  Teil  des  geltenden  deutschen 
Kolonialrechts,  namentlich  auf  dem  Oebieta  des 
Terwaltnngsrechts,  beruht  auf  derartigen  Ver- 
ordnungen. 

ÜDter  den  ResBorts  der  Beidieverwaltung 
ist  die  YerwaltoDg  der  dflutschen  Schutz- 
gebiete  ^teilt: 

1.  Ehe  Schutzgebiete  Afrikas  und  der 
Südsee  eänd  der  Kolonial-Abteiluog 
des  Auswärtigen  Amts  unterstellt 
Diese  AbteiluDg,  gebildet  seit  dem  1./IV.  1890, 
untersteht  dem  Staatesekretär  des  Aus- 
wärtigen Amts  nur  insoweit,  als  es  sich  um 
die  Beziehungen  zu  auswärtigen  Staaten  und 
um  die  allgemeine  Politik  handelt  Hin- 
gegen steht  sie  hinsichtlich  der  gesamten 
sonstigen  Verwaltung  der  Schutz^biete 
unter  der  unmittelbarön  Yezantwortlichkat 
des  Reichskanzleis. 

In  der  Tat  betrifft,  wie  sich  schon  aus 
d^  Ansfahmngen  in  Abschn.  II  ergibt, 
die  Summe  der  Verwaltungstätigkeit  ftlr  die 
K.  keine  auswärtigen  Angelegenheiten,  son- 
dern soldie  einer  inneren  Staatsver- 
waltung der  deutschen  überseeischen  Ge- 
biete. Hit  der  iortschreitendeu  £ntwicke- 
hing  der  E.  hat  sich  und  mehr  die 

XSnordoQog  der  Verwaltung  in  das  Bessert 
des  Auswärtigen  Amtes  als  nicht  zweck- 
mäffig  herausgeetdlt  nnd  die  Schaffüng  eines 
egenen  Reichskolonialamtes,  das  den 
Qbrigen  obersten  Reichsbehörden  Tellig 
koorainiert  sein  raflBtet  ist  ein  immer  deutr 
lidierherrortretendeBBedfirfniB.  Der  Reichs- 
kanzler hat  sieh  nachdrücklich  hierfOr  im 
Reichstage  ausgesprochen,  und  bereits  in 
dem  Etatsentwurf  für  das  Jahr  1906  war 
das  Reichskolonialamt  vorgesehen.  Der 
Reichstag  hat  diese  Forderung  für  den  Etat 
1906  abgelehnt ;  ihre  Wiedereinbringung  war 
im  Interesse  der  kolonialen  Entwickelung 
geboten  und  ist  soeben  mit  dem  Etatsent- 
wurf für  1907  erfolgt 

2.  Die  Verwaltung  des  Kiautschongebietes 
ist  dem  Reidismarineamt  übertragen.  — 

Als  beratendes  Organ  besteht  bei 
der  Kolonialabtetlang  der  Kolonialrat 

Die  Mitriieder  woden  ffir  Sitzungsperioden 
TOD  je  8  Jahren  Tom  Btiehakaiuler  Demlen. 


Der  OeschäftsgEing  ist  durch  eine  vom  Beichs- 
kanzler  genehmigte  Geschäftsordnung  geregelt. 
Die  Befugnisse  des  Kolonialrats  erstrecken  sich 
erstens  auf  die  Abgabe  von  Gutachten  Uber  alle 
Angelegenheiten,  welche  ihm  von  der  Kolonial- 
abteilung  fiberwiesen  werden,  und  zweitens  auf 
die  BescblnflfasflUttg  Uber  selbständige  Anträge 
seiner  Mitglieder.  Er  hält  femer  ans  seiner 
Uitte  einen  ständigen  Ausschuß,  welcher  außer- 
halb der  Sitzungen  des  Plenums  von  der  Kolo- 
nialabteilnng  mflndlich  oder  schriftlich  um  s^ 
Guthaben  zu  einzelnen  Fragen  angegangen 
werden  kann;  dieser  Ausschuß  bestand  bisher 
aus  3  Personen-  er  soll  nach  einem  jOngst  (1906) 
gefaßten  Beschlüsse  des  Eolonialrate  in  Znsunft 
aus  7  MitjE[liedern  gebildet  werden.  Auf  die  An- 
gelegenheiten des  Kiautschongebietes  erstreckt 
sich  die  Zuständigkeit  des  Eolonialrates  nicht. 

Die  örtlichen  Behörden.  Unter 
den  soeben  aufgeführten  Zentralbehörden  in 
der  Heimat  steht  in  jeder  einzelnen  K.  ein 
Kaiserliches  Gouvernement  Nur 
das  Inselgebiet  der  Karolinen,  Palau, 
Marianen  und  der  Marschall-Inseln 
hat  kein  eigenes  Gouvernement,  sondern  ist 
dem  Schutzgebiete  Ken-Guinea  admini- 
strativ angegliedert  Die  obersten  Beamten 
in  den  K.  führen  jetzt  überall  den  Titel 
„Gouverneur",  während  sie  früher  zum  Teil 
,,K«serlieher  Kommissar"  oder  „Landes* 
Hauptmann"  hießen. 

Auch  dieGouvemeure  derein  zelneu  Schutz- 

febiete  haben  wichtige  Verordnungsbe- 
ugnisse. Zum  Teil  sind  ihnen  diese  vom 
Kaiser,  zum  Teil  vom  Reichskanzler  dele- 
giert Nicht  nur  die  Rechtsverhältnisse  der 
eingeborenen  Bevölkerung  sind  zum  großen 
Teu  durch  GonvrameurveiTOdnnngen  geregdt, 
sondern  unter  diesen  finden  si(m  auch 
wichtige  allgmeine,  insbesondere  verwal- 
tungsrechtliche Bestimmui^D,  die  sich  auch 
auf  die  weiße  Bevölkerung  der  K.  bezieben. 

Für  das  Inselgebiet  der  Karolinen, 
Palan  and  Marianen  haben  der  Vizegon- 
vememr  zu  Ponape  und  die  Bezirksamtmänner 

EU  Jap  nnd  Saipan  das  Verordnungsrecht  in 
demselben  Umfang,  wie  es  sonst  den  Gouver- 
neuren zusteht  Für  die  Harschall-Inseln, 
wo  bis  zum  l-AV.  1906  ein  eigener  Landes- 
hauptmann (Gonvemear)  amtierte,  ist  zorzeit 
eine  Begelung  der  Verordnungsberngnisse  noch 
nicht  geschaffen;  voraussichtlich  wird  der  im 
Etat  1906  neugeschaffene  Bezirksamtmann  zu 
Jaluit  analoge  Befugnisse  erhalten.  —  Die  Gou- 
verneure der  ausgedehnteren  K.  kQnnen  ihre 
Verordnungsbefognis  ffir  begrenzte  Bezirke  mit 
oder  ohne  eachbche  Beschänkung,  in  jedem 
Falle  aber  widermflieh,  anderoi  Beamten  ttber- 
tragen. 

In  den  größeren  Schutzgebieten  wird  weiter 
unterschieden  zwischen  der  sog.  Zentral- 
verwaltung  (am Sitze  des Gtouvernements) 
und  der  Lokalverwaltung  der  einzelnen 
Bezirke.  ZumTeil (insbesondere in  Ostafrika 
und  Kamerun)  beschränkte  sich  bisher  die 
eigentliche  Zivilverwaltung  (,^zirkaämter*') 
auf  die  Küste  und  diejenigen  Bezirke  im 
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Innern,  in  welchen  die  wirtschaftliche  und 
kulturelle  Entwickelung  erheblich  fortge- 
schritten ist,  während  die  übrigen  6ezh>ke  des 
Innern  („Stationen'')  durch  Militarpersonen 
verwaltet  wurden,  welche  gleichzeitig  die 
Obli^nheiten  der  Zivilverwaltung  wahr- 
nahmen. Nunmehr  ist  die  Entwickelung  der 
Schutzgebiete  aber  soweit  voiveschntten, 
dafi  tunlidist  überall  die  Zivilverwaltnng 
auf  das  Oesara^biet  der  K  ausgedehnt 
werden  und  demgemäß  eine  strenge  Schei- 
dung zwisdien  ihr  und  der  MilitftrvCTwaltung 
duräigeführt  werden  soU,  was  beiden  zum 
Vorteü  gereichen  wird.  Zunächst  ist  di^ 
für  Ostafrika  in  Ausdcht  genommen.  — 
Im  Eiautschougebiete  besteht  eine 
DezentraHsation  der  Lokalverwaltung  nur  für 
die  Angelegenheiten  der  Chinesen,  für  welche 
„Bezirksamtmänner*'  bestellt  sind.  Dieser 
Titel  hat  also  hier  eine  wesentlich  andere 
Bedeutung  als  in  den  afrikanischen  Schutz- 
gebieten, wo  seine  Träger  für  die  gesamte, 
also  auch  für  die  weiße  Bevölkerung  zu- 
stäodig  sind. 

Im  übrigen  befindet  sich  die  Organisation 
der  Verwaltungsbehörden  in  fast  allen  Schutz- 
gebieten zurzeit  noch  im  Kusse,  wie  dies, 
angesichts  der  im  gegenwärtigen  Entwicke- 
Inngsstadium  der  E.  rasch  sich  ändernden 
Verhältnisse,  nicht  anders  möglich  ist.  — 

Neben  der  staatlichen  Behörden- 
Organisation  finden  sich  in  einem  Teile 
der  E.  Ansätze  zu  einer  Mitarbeit  nichtbe- 
amteter Vertreter  der  Bevölkerung  und  da- 
mit zu  einer  Art  Selbstverwaltung: 
hierüber  wird  im  folgenden  Abschn.  (IV,  2) 
b^nders  zu  handeln  sein. 

Die  koloniale  SüUtärrerwaltnng.  Für 
die  deutsche  koloniale  Wehrmacht  b^tehen 
verschiedene  Organisationsformen  in  den 
Schutzgebieten  Afrikas,  derSüdsee  und 
im  Eiautschougebiete. 

Für  die  afrikanischen  Schutzgebiete 
and  Eaiserliche  Scbutztruppen  vor- 
gesehen. Nachdem  zuerst  1891  für  Ostafrika 
unddann  lS95fÜr  Südwestafrika  und  Eamerun 
besondere  Gesetze  ei^ngen  waren,  ist  eine 
zusfunmen&ssende  R^elung  der  Rechtsver- 
hältnisse der  Schutztruppen  in  den  afri- 
kanischen Schutzgebieten  erfolgt  durch  das 
Beichsgesetz  v.  7./18./VII.  1896.  In  Ausfüh- 
rung dieses  Gesetzes  sind  alsdann  die  organi- 
satorischen Bestimmungen  für  die  Kaiser- 
lichen Schutztruppen  Afrikas  v.  25./ Vn.  1898 
vom  Reichskanzler  erlassen.  Das  Gesetz 
bezieht  sich  auf  alle  afrikanischen  Schutz- 
gebiete, indessen  ist  für  Togo  die  Organi- 
sation von  Schutztruppen  bisher  nicht  erfolgt. 

Die  Scbutztruppen  dienen  gemäß  den  Organi- 
satorischen BeatimmuDgen  zurAnfrecbterhaltung 
der  öffeDtlichen  Ordnung  nnd  Sicherheit  in  den 
afrikanii<cheu  Schutzgebieten,  insbesondere  zur 
Bekämpfao^  des  SklavenbandeU.  Oberster 
Kriegsherr  ut  der  Kaiser.  Demnächst  sind  die 


Scbutztruppen  dem  Beichskansler  unterstellt, 
der  mit  der  erforderlichen  Anzahl  von  Offizieren, 
Sanitätsoffizieren  und  Beamten  dag  Ober- 
kommando der  Schätzt  rupfen  bildet. 
Daneben  ist  die  Kolonial-Abteilun^  des 
Auswärtigen  Amtes  zuständig  fUr  die  Ver- 
walcnngsangelegenbeiten  der  Scbutztruppen.  lo 
den  eüudnen  Schntzgetdeten  steht  dem  Gou- 
verneur die  oberste  militärische  Gewalt  sq. 
Verantwortlich  für  die  Iieistanfi«nihigkeit  der, 
Schutztmppen,  fQr  Disziplin,  AnsbUdang,  inneroi 
Dienst  und  Verwaltung  ist  der  Kommandeur 
der  Scbatztrnppe. 

Die  Schntztrappen  werden  gebildet:  a)  aus 
Offizieren ,  Ingenieuren  des  Soldatenstandes, 
Sanitätsoffizieren,  Beamten  nnd  Unteroffizieren 
des  Reichsbeeres  nnd  der  Kaiserlichen  Marine, 
welche  anf  Grand  freiwilliger  Heidung  den 
Schutztmppen  zeitweise  ngeteilt  werden  :b)  amt 
angeworbenen  Farbigen.  Ine  Kaise^he  Sehnte- 
tmppe  fär  Sttdwestaf rika  bestdit  auch  ans 
Gemeinen  des  Beichsfaeeres  und  der  Kaiserlichen 
Marine. 

Die  Schutztrnpftn  stehen  oi^anisatotisch 
selbständig  neben  Armee  und  Hanne. 

In  Togo,  wo  eine  Schntztmppe  Ms  jetzt 
nicht  organisiert  ist,  besteht  eine  Polizeitrnppe 
von  Farbigen.  Sie  wird,  ebenso  wie  die  Scbutz- 
truppen ,  von  deutschen  Offizieren  befehligt; 
diese  verbleiben  jedoch  im  Verbände  Armee 
bezw.  Hanne. 

In  den  Schutzgebieten  der  Südsee 
bestehen  lediglich  kleine  Polizeitmppen.  deren 
Mannschaft  ans  Farbigen  unter  deutschen  PoUzei- 
meistem  •  besteht.  Diese  Polizeitmppen  sind 
entsprechend  ihrer  Zweckbestimmung  den  Zinl- 
behörden  nnterstellt. 

Die  Besatzung  des  Eiautschouge* 
b  i  e  t  e  s  bildet  einen  Teil  der  aktiven 
Marine.  Zur  Begelung  ihrer  Verhältnisse 
sind,  unter  Aufhebung  älterer  Vorschriften, 
die  oi^nisatorischen  ßestinuaungen  t.  3./V. 
1902  eigangen. 

Nädist  dem  Kaiser  ist  der  oberste  Befehls- 
haber der  Staatssekretär  des  Bdchsmarineamts, 
welchem  demnach  sowohl  die  militärische  als 
die  Zivilverwaltung  des  Schutzgebietes  unter- 
steht. Der  oberste  Befehlshaber  am  Orte  ist 
der  Gouverneur,  der  ein  höherer  Seeoffizier  ist 
nnd  auch  seinerseits  zu  gleicher  Zeit  als  Chef 
der  Zivil-  and  der  Htlitär Verwaltung  fungiert. 

Neben  der  dentschen  Besatzang  ist  im  ^ant- 
schongebiete  eine  kleine  Chinesentmppe  nnter- 
dentscher  Führnng  organisiert,  die  als  Polizei- 
trnppe Verwendung  midet. 

0)  Das  koloniale  Justtzwesezu  a)  AU- 
gemeines.  —  Verhältnis  von  Kolonial- 
und  Konsolarreolit.  Wie  schon  oben 
bei  «)  erwähnt,  sind  das  Privatrecht, 
das  Strafrecht,  die  Gerichtsver- 
fassung, das  gerichtliche  Verfahren 
in  den  Sdiutzgebieten  grundsätzlich  durch 
Gesetz  bestimmt  Diese  Begdungist  nun 
in  einer  eigenutigen  Weise  erfolgt,  indem 
die  deiitsdnen  Schutzgebiete  wraer  eine 
besondere  Gesetzgebung  haben  noch  eine. 
Gesetzgebung,  die  der  für  das  Mutter- 
land geltenden  entlehnt  ist.  Vielmehr  hat 
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nun  für  die  K.  diejenigen  gesetzUdien  B&- 
fltimmnngen  au^nommen,  die  in  den  aus- 
Iftodischen  GeUeten  gelten,  in  denen  dem 
Deutschen  Räche  durah  Staatsvertrag  oder 
Hericommen  Konsulargerichtsbarkeit 
zusteht 

Früher  bat  man  ffir  die  ^eeamten,  soeben 
genaiiDten  Recbtsgebiete  des  PriTatrechta,  Straf- 
rechtfl  nnr.  ohne  wüteres  anseordnet,  daß  in 
den  K.  die  BestimmwiffeD  des  Konsolar^richts- 
batkeitagesetses  malfgebead  sdn  sollen.  Nener- 
dings  bat  man  mehr  nnd  mehr  die  wichtigen 
YencbiedenbeiteD  in  den  gesetzeeberiscben  Be- 
dfirfiiigsen  einerseits  der  koDsolaren  and  anderer- 
iieita  der  kolonialen  Jurisdiktion  erkannt.  Das 
neue  SchatzgebietwesetK  von  1900  hat  deshalb 
für  jene  Recbtsgebiete  nicht  mehr  die  Be- 
stimmungen des  EonsolargericbtsbarkeitsgeHetzes 
in  Bansd)  und  Bogen  reeipiert,  vielmehr  war 
eine  bestimmte  Anzahl  von  einzeln  anfgefObrten 
Fartgrapben  dieses  Oesetzea  fOr  anwendbar  er- 
klirt.  Diese  Paragruihen  stellen  nnn  auch  ihrer* 
arits  mm  großen  Teil  keine  ans  sieh  selbst 
berans  TerständUche  Norm  dar,  sondern  nehmen 
wieder  auf  andere  Beichs-  und  znm  Teil  auch 
Bof  prenßische  Gesetze  Bezng,  dieselben  teils 
fikr  anwendbar  erklärend,  teils  Vorschriften 
daraas  schlechthin  avsschließend,  teils  sie  er- 
hehUdi  modifizierend. 

Es  liegt  anf  der  Hand,  daß  diese  doppelte 
Verweisnng  des  Schntzgebiet<ige8etze8  auf  das 
Konanlargerichtsbarkeit^esetz  nnd  des  letzteren 
wiederum  anf  die  heimatlichen  Gesetze  die 
Vebersiehtlichkeit  der  in  den  K.  geltenden 
gesetzlichen  Bestimronngen  erbeblich  beein- 
tr&chtijgt.  Sowohl  die  praktische  Anwendung 
als  das  atudinm  des  deutschen  Kolonialrechts 
werden  dadurch  wesentlich  erschwert.  Alve- 
sdien  Ton  dieser  formellen  Scbwierifckeit  stellt 
rieh  aber  auch  sachlich  immer  mehr  heraus, 
daß  die  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Be- 
dürfnisse der  K.  doch  wesentlich  andere 
nnd  reichere  sind  als  dicg'enigen  der  konsu- 
lam  Oeriehtsbenrke. 

Der  guize  Oedanke  der  Debertiagung 
des  KonstUarredits  auf  das  KoloDialrecbt 
^ht  ztu^ck  auf  die  oben  erörterte  Grund- 
idee, die  dem  ursprQoglichen  lodoiiialpoli- 
tisdien  Vorgehen  Dentschlanda  zugrunde 
lag,  wonach  man  die  „Schnt^biete"  nur  in 
loser  Schutzverbindung  mit  dem  Matterlande 
sidi  dachte  und,  von  diesem  Standpunkte 
aus  ganz  logisch,  dort  eine  RechtsordnoDg 
konstruieren  konnte,  wie  sie  sich  sonst  nur 
in  AuslaodsTerh&ltnissen  findet.  Wir  haben 
gesehen,  daß  dieses  Stadium  derkolo- 
oialen  Entwickelung  Ifingst  über- 
wunden ist,  und  diesem  Fortschritte  sollte 
auch  die  koloniale  Rechtsordoung 
sich  nicht  länger  verschließen.  Zwischen 
konsularer  und  kolonialer  Oerichtsbarheit  be- 
steht von  vornherein  b^rifTlicb  ein  grund- 
sätzlicher Gegensatz,  der  darin  liegt, 
daS  die  erstere  ihrem  Wesen  nach  immer  eine 
streng  personale  ist,  beschrSokt  auf  die 
Konnationalen  des  Konsularrichters  und 
eventueU  noch  anf  einen  Kreis  ihnen  be- 


zttglich  des  konsnbren  Schutzes  gleich- 
gestellter Ferson«!  (der  et^,  ,,Schutz- 
genoesen").  ffing^en  ist  die  koloniale 
Üericbtsbarkeit  ihrem  innersten  Wesen  nach 
auf  einen  solchen  Personenkreis  nicht  be- 
Bchrftnkt;  sie  ist  eine  streng  territoriale 
und  umfaßt  grundsätzlich  alle  innerhalb  des 
Gebietes  der  K.  befindlichen  Rechtssub- 
jekte. 

Wenn  somit  die  Gerichtsbarkeit  in  den 
Schutzgubieten  kraft  ihres  territorialen  Cha- 
rakters aber  die  koosulare  Gerichtsbarkeit 
im  P  r  i  0  z  i  p  hioausge  wachsen  ist,  so  gilt  dies 
auch  von  einer  Menge  einzelner  positiver 
Rechtssätze;  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Institutionen  des  Privatrechts,  des  Straf- 
rechts und  des  Prozeßrechts,  die  wir  im 
folgenden  bei  der  Darstellung  dieser  Rechts- 
gebiete noch  zu  berQhren  haben  werden, 
liat  die  koloniale  Rechtsentwickelung  reichere 
und  ausgebildetere  Formen  gesucht  und  ge- 
funden als  die  konsulare.  Also  auch  in 
dieser  Beziehung  ist  jene,  durch  die  Ge- 
schichte der  deutschen  kolonialen  Gesetz- 
gebung bedingte  Unterordnung  durchbrochen. 
Es  muß  aber  weitergehend  angestrebt  werden, 
daß  sich  das  deutsche  Eolonialrecht  grund- 
sätzlich von  dem  Konsularrecht 
emanzipierej  und  daß  ein  selbstän- 
diges, aus  sich  allein  heraus  ver* 
ständliches  deutsches  Koionial- 
gesetz,  das  den  besonderen  Bedflrfnissen 
der  kolonialen  Entwickelung  Rechnung  trägt, 
anch  auf  den  hier  in  Rede  stehenden  Ge- 
bieten des  Privatirechts,  Stra&rechts  usw.  ge- 
schaffen werde. 

Neben  dem  Oesetzesreoht  ist,  vie 
schon  oben  «rwähnt,  auf  bestimmten  Gebieten 
des  Privatrechts,  Strafrechts  usw.  dem  Yer- 
ordnungsrecht  ein  gewisser  Spielraum 
gelassen,  der  durch  die  Novellen  zum  Schutz- 
gebietsgesetz  und  durch  das  neue  Konsular- 
gerichtsbarkeitsgesetz  von  1900  erheblich 
erweitert  worden  ist. 

Im  füllenden  soll  anf  die  Recbtsordnnng, 
wie  sie  sich  nach  Gesetzes-  nnd  Verordnnugs- 
recht  anf  den  einzelnen,  oben  anfge^farten 
Bechtsgebieten  bisher  gestaltet  hat,  eiusegangen 
werden,  wobei  dieselM  im  Rahmen  meser  Ab- 
handhinff  nnr  in  den  Umrissen  wiedergegeben 
werden  kann. 

^)  Die  koloniale  Oerichtsverfossun«.  In 
der  ersten  Instanz  sind  in  den  K.  Beamte 
tätig,  welche  den  Namen  „Bezirksnchter"  fDhren, 
mit  Ausnahme  von  Kiantschon,  wo  die  betreffen- 
den Beamten  „Kaiserlicher  Bichter''  nnd  der 
älteste  von  ihnen  „Oberrichter"  heißen.  Die 
Gerichtsbehörden  als  solche  heiUen  in  den  afrika- 
nischen Schutzgebieten  und  denen  der  Shdsee 
„Bezirksgtrriihte" :  im  Kiaatschoogebiete  beißt 
die  BehOide  Bchlechthin  „das  KaiserUche  Gericht 
von  Kiautschou",  da  dieses  Schutzgebiet  ffir  die 
weiße  Bevölkerung  nur  einen  Gerichtssprengel 
bildet 

Sowohl  in  Zivil-  als  in  Straf  proaessen 
I  entscheidet  in  den  kleineren  Angel^nheitMi 
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der  Richter  allein'),  in  Agileren  das  Kolle^al- 
gericht,  das  ans  ihm  als  Vorsitzenden  und  Laien- 
beisitzem  zusammengesetzt  ist.  In  btlr^erlicben 
Sechtsstreiten  wirken  zwei  solcher,  in  Straf- 
sachen, je  nach  der  Schwere,  teila  xwei,  teils 
Tier  mit. 

Die  Mitwirknng  Ton  Laienbeisitzem  ist  nicht 
nnr  bedingt  dnrch  praktische  Gründe  nnd  solche 
der  Sparsamkeit,  weil  es  in  der  Mehrzahl  der 
FfiUe,  in  denen  ein  Kollegialgericht  zost&ndi^ 
ist,  unmöglich  sein  würde,  me&  als  einen  jnn- 
stischen  Beamten  fär  die  richterlichen  Funktionen 
in  einem  Bezirke  zur  Verfhgiing  zu  haben, 
sondern  besitzt  eine  gmndsätzlicfae  Bedeutung, 
die  gerade  in  der  kolonialen  Becbtspflege  be- 
sonders hervortritt  im  Hinblick  auf  die  grolle 
Bolle,  die  hier  das  Handelsgewohnheits- 
recht  spielt,  SU  dessen  Erforachnng  die  katif> 
m&nnischen  Beisitzer  vor  allem  berufen  er- 
scheinen. Das  Institut  der  Beisitzer  ist  aber 
auch  noch  darüber  hinaus  von  eminenter  rechts- 
politischer  Wichtigkeit.  Wir  sehen  in  ihm  ein 
bedeutsames  Stück  Selbstverwaltang  auf  dem 
Gebiete  der  Kechtspfle^  verwirklicht,  eine  Be- 
teiligung der  Qerichteeingesesseuen  an  der  Ord- 
nung ihrer  eigenen  Bechtsangelegenheiten  und 
damit  zugleich  eine  Schulung  für  weitere  Anf- 
gaben  der  kolonialen  Selbstverwaltung, 
deren  Bedeutung  wir  noch  unten  zu  erOrtem 
haben  werden. 

Als  zweite,  d.  h.  Berufungs-  und  Be- 
schwerdeinstanz hat  das  Konsnlargerichts- 
barkeitsgesetz  sowohl  in  Zivil-  wie  in  Straf- 
sachen das  Beichsgericht  eingesetzt  Es  ist 
indessen  im  Schnt^ebietsgesetze  dem  Kaiser- 
lichen Verordnnngsrechte  vorbehalten,  die  so 
begründete  Zuständigkeit  des  Beichsgericht« 
einem  Konsulargerichte  oder  einem  Gerichtshofe 
in  einem  Schnt^ebiete  za  übertragen.  Gegen- 
wärtig bestehni  fllr  alle  Schnt^biete  jetzt 
besondere  koloniale  Oberge richte  mit 
alleiniger  Ausnahme  des  Kiautschou^bietes. 
Dieses  hat  bisher  das  Gericht  des  General- 
konsulates von  Shanghai  zur  zweiten  Instanz, 
doch  ist  auch  hier  die  Schaffung  einer  eigenen 
kolonialen  Oberinstanz  erwUnsdit  und  Kreits 
in  Aussiebt  genommen. 

Für  alle  anderen  Schutzgebiete  besteht  eine 
koloniale  Gericbtsbehfirde  zweiter  Instanz  unter 
dem  Namen  „Obergericht",  nnd  zwar  haben 
zurzeit  von  den  anikanischen  Schutzgebieten 
Ostafriha,  Südwestaf rika,  Karoernn, 
Ton  den  Sttdseegehieten  Nen-Guinea  nnd 
Samoa  ihre  eigenen  Obergerichte.  Das  Ober- 
gericht für  Togo  ist  vereinigt  mit  demjenigen 
rar  Kamerun,  dasienige  für  das  Inselgebiet  der 
Karolinen,  Palau  and  Marianen  nnd  für 
die  Marschall-Inseln  mit  dem  für  Nen- 
Gninea. 

Eine  dritte  (Revistons-)In8tanz  ist 
in  der  kolonialen  Gerichtsbarkeit  ebenso  wie  in 
der  konsnlaren  bisher  nicht  gegeben.  Hit  der 
Eiinehmenden  Entwickelnng  des  Wirtschafts- 
und  Bechtsverkehrs  in  den  Schntzgebietui  stellt 
rieh  mehr  und  mehr  das  Bedürfnis  nach 
Schaff  nng  einer  solchen  Ins  tanz  heraus. 
Sie  erscheint  als  erforderlich  einmal  zum  er- 
höhten Bechtsscbutze  der  unter  Dmständen  sehr 
bedeutenden  Parteünteressen  (man  denke  an 


')  Im  Kiautschongebiet  entscheidet  in 
allen  Strafsachen  ein  Eollegialgericht. 
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Konzessions-  und  verwandte  Streitigkeiten  der 
großen  Eisenbahn-,  Plantagen-  usw.  Gesell- 
schaften), dann  aber  vor  allem  znr  Wahrung  der 
Einheitlichkeit  der  Bechtspreehnne 
unter  dm  Tersohiedenra  detttaiAen  K.  um 
swischen  diesen  vnd  dem  Muttesiande. 

Eine  weitere  wichtige  Forderung  der  kolft- 
nialen  Jnstisreform  bildet  die  Durcbmhmng  der 
Trennung  Ton  Jastis  und  Verwaltong. 
Der  sachliche  Organisation  nach  ist  diese 
Trennung  Uberall  in  den  deutschen  K.  aner- 
kannt. Wie  schon  oben  dargelegt,  ist  die 
Orgamsatton  der  Verwaltung  im  l^rordnan|^ 
wege  geregelt,  w&hrend  sitm  die  Organisation 
der  Justiz  nach  gesetzlichen  Nonnen  MstimmL 
Dieser  gmndsätziiehen  sachlichen  Scheidnag  ent- 
spricht aber  nodi  nicht  in  allen  Schntzgebieten 
nne  Trennung  der  beiden  Funktionen  in  den 
Personen  der  Beamten.  Es  ist  aturaerhennen» 
daß  eine  solche  Scheidung  sich  unter  den  k<d<^ 
nialen  Verbältnissen  nicht  Überall  sogleich  darein 
führen  läßt,  insbesondere  nicht  in  aasgedehnten 
Schntzgebieten  mit  einer  jungen  Kultur  und 
sebwacher  weißer  Bevölkerong,  wohin  nicht 
sofort  eine  so  zahlreiche  Beamtenschaft  gesandt 
werden  kann,  um  alle  Verwaltung«-  und,  ge- 
trennt davouj  alle  Jnstizposten  sa  besetzen. 
Hier  ist  nur  eine  allmähliche,  aus  den  konkreten 
Verhältnissen  heranswaehaende  EntwickelauK 
möglich;  das  Ziel  dieser  fintwiekelnag  ^her 
kann  —  gmndsätzlicl^  ebenso  wie  im  Hatter- 
lande  —  kein  anderes  sein  als  die  strenge 
Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung.  Be- 
sonders wichtig  erscheint  eine  solche  Seheidnng 
in  der  obersten  Instanz,  d.  h.  eine  Trennung  der 
Geschäfte  des  Oberrichters  von  denjenigen  des 
obersten  Verwaltungsbeamten,  des  Gouverneurs^ 
dem  dieselben  anfangs  in  den  meisten  Schutz- 
^bieten  oblagen.  In  den  letzten  Jahren  sind 
in  der  Tat  für  alle  wiehtigwoi  Sehatsgebiete 
bereits  besondere  oberrirhterliche  Posten  ge- 
schaffen wordoi,  wKhroid  in  der  ersten  Uk- 
stanz  bei  einer  Reihe  von  Gerichten  die  Funk- 
tionen noch  nicht  scharf  getrennt  sind.') 

y)  Das  koloniale  Prlvatreeht.  In  den 
Schutzgebieten  gelten  ebenso  wie  in  den  Kon- 
sulargerichtsbezirken  zunächst  die  dem  bürger- 
lichen Rechte  angehörenden  Vorschriften  der 
Reichsgesetze.  Soweit  daneben  im  Hatter- 
lande  ergänzend  noch  Landesrecht  in  Auwendaug* 
kommt,  gelten  in  den  K.  die  preußischen, 
im  früheren  Geltungsbereiche  des  preußischen 
allgemeinen  Landr^ts  in  Kraft  stehenden 
allgemeinen  Gesetze. 

Die  privatrechtlichen  Vorschriften  der  Beitdit- 
und  preußischen  Gesetze,  welche  nach  vor- 
stehendem in  den  einzelnen  K.  ^Iten  würden, 
finden  keine  Anwendnng,  soweit  sie  Einrich- 
tungen und  Verbältnisse  voraussetzen,  an  denen 
es  für  das  Schutzgebiet  fehlt  Dnrch  Kaiser- 
liche Verordnung  können  die  hiernach  außer 
Anwendang  bleibenden  Vorschriften  näher  be- 
zeichnet sowie  andere  Vorschriften  an  deren 
Stelle  getroffen  werdm.  Im  übrigen  ist  den 
Kaiser  auf  dem  Gebiete  des  Privatredits  hin> 

')  VgL  des  näheren :  Köbner,  Organisation 
der  kolonialen  Rechtspflege  (19U3).  —  Für  die 
farbige  Bevölkerung  trifft  der  oben  aufge- 
stellte Gesichtepunkt  der  Trennung  von  Jastis 
und  Verwaltung  nicht  zu,  wie  oereitB  oben 
in  Abschn.  in,  1  dargelegt  ist 
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ddiUieh  eiiudner  Materien  ein  Verordnonga- 
neht  flbertngen ,  wonach  er  dieselben  ab- 
weiebend  von  aem  hetmatlicben-Secbte  ordnen 
kann.  Als  wicbtigstes  Beispiel  sei  erwähnt, 
dafi  dnrcb  KuserlicEe  Verordnong  die  Recbts- 
Terhftltnisse  an  QrnndatBcken,  ein- 
•cUiefilich  des  Bergrechts,  abweichend  Ton 
den  im  Hotterlande  maßgebenden  Vorschriften 
nregelt  werden  kOnnen.  Der  Kaiser  hat  Ton 
iieser  Berechtigung  Gebranch  gemacht  und  eine 
besondere  Verordnung,  betreffend  die  Rechte  an 
Orandstaeken  in  den  dentaehen  Schutzgebieten, 
am  81  ./XL  19(fä  eriassen.  Diese  Yerordnong 
eÄlIrt  im  §  1  zwar  ihrerseits  wieder  die  Vor- 
schriften der  heimatlichen  Gewtn  im  all^ 
meinen  für  anwendbar,  aber  nur  soweit  sich 
nicht  ans  den  Übrigen  Bestimmangen  der  Ver- 
ordnung ein  anderes  ei^ibt,  and  trifft  in  den 
folgenden  Paraj^phen  eine  ganze  Reihe  von 
wesentlich  abweichenden  Vorschriften.  Znr  Aus- 
f&hnmg  dieser  Kaiserlichen  Verordnung  hat  der 
Reichskanzler  eine  VerfÜ^og  Tom  30./XL  1902 
•riaasen,  in  der  die  Einnehtung  der  kolonialen 
Gnudbfleher  und  Landre^ter  geregelt  ist.  Fftr 
die  eiuelnen  SchutzgebietB  haben  alsdann  die 
GouTemenre  wieder  besondere  AnsftthmngaTei^ 
Ordnungen  erlassen.*)  — 

Der  Grundsatz,  daß  das  faQr^rlicbe  Recht 
sieb  in  den  K.  nadi  den  Bestunmungen  der 
dentacbeu  bezw.  preußischen  Gesetze  richtet, 
hat  fOr  Handelssachen  eine  überaus  wichtige 
Durchbrechung  erfahren.  In  diesen  finden  die 
Torachriften  der  heimatlidien  Gesetze  nur  in- 
soweit Anwendung,  als  nidit  das  in  der  K. 
geltende  Handelsgewohnheitsreeht  ein  anderes 
bestimmt.  Diea  erscheittt  als  zweckmäßig  für 
die  wirtschafÜiehe  Entwickelnng  der  K.,  denn 
dar  döt  beginnende  Handel  wird  in  seiner  Ent- 
viekelmig  vielfach  bedingt  durch  enee  Bezie- 
hungen an  benachbarten  älteren,  nichtdentschen 
Handelsplätzen  der  Küsten.  Derartige  wirt- 
schaftliche Beziehungen  bedürfen  aber  dnrchans 
der  Basis  gemeinsamer  Rechtsgewohnheiten. 

^  Dbb  koloniale  Strafireoht.  Für  die 
dentsche  und  die  sonstige  weiße,  ihr  rechtlich 
gleiobgestellte  BeTOlkemog  gelten,  entsprechend 
Oer  auch  für  die  K.  resipierten  Bestimmung  des 
Konsnlarg^cbtsbarkeit^gesetzes,  ndiedemStraf- 
leebt  aagehdrenden  Vorschriften  der  Beicbs- 
gesetse",  d.  h.  sowohl  das  Reicbsstrafgesetz- 
Sncb  als  auch  die  str^echüichen  NebeDgesetze 
des  Reiches.  Unter  den  strafrechtlichen  Reichs- 
gcaetzen  ist  im  besonderen  Hinblick  anf  koloniale 
Verhältnisse  ergangen  das  oben  bereits  erwähnte 
Ocsets,  betr.  die  Bestrafnng  des  Sklavenranbes 
nnd  Sklavenhandels,  vom  ^./VIL  1895. 

Während  anf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen 
Beehia  außer  den  Reichsgesetzen  aneh  die  da- 
neben in  den  alnireuDiscben  Landesteilen  in 
Kraft  stehenden  allgemeinen  Landesgesetze 
in  Geltung  gesetzt  sind,  ist  dieses  auf  dem  Ge- 
biete des  Strafrechts  nich  t  der  Fall.  An  Stelle 
der  strafrechtlichen  Landesgesetzgebnng ,  der 
im  Mntterlande  ein  gewisser  Spielraum  gelassen 
worden  ist,  tritt  in  den  K.  das  Kaiserliche 
Straf  Ter  ordnnngsrecbt  ergänzend  zum 
SStOB.  binsn.  Natm  dem  Sehut^bietsgesetze 


')  Die  Offentlichrechtliche  Seite  des  Liegen- 
sdiansrechts  ist  in  dem  Abschnitt  Über  die 
kokmiale  Bodenpolitik  bebandelt  (vgL  nnten 
Abschn.  V,  2). 


kann  n&mlich  durch  Kaiserliche  Verordnung  in 
den  Vorschriften  über  Materien,  welche  nicht 
Gegenstand  des  Strafgesetzbuches  für  das 
Dentsche  Reich  sind,  Gefilngnis  bis  zu  einem 
Jahr,  Haft,  Geldstrafe  und  Einziehung  einzelner 
Gegenstände  angedroht  werden. 

Ferner  greifen  anf  strafrechtlichem  Gebiete 
die  bereits  oben  bei  b)  behandelten  Verord- 
nnngsbefugnisse  des  Reichskanzlers  nnd  der 
Gonvemeure  Platz. 

Aifö  dem  vorsteheDdea  Ueberblick  ei^bt 
sich,  daß  in  der  deutschen  kolonialen  Rechts- 
pflege überall  bereits  gesicherte  Grundlagen 
getroffen  sind ,  daß  der  weitere  Ausbau 
aber  eine  Reihe  von  wichtigen  Verbesse- 
ruDgen  und  KensdiOpfuDgen  zur  Voraua- 
setzung  hat 

Die  besondere  Pflege  und  dauernde 
Hochbaltuog  der  Justiz  in  den  K.  ist  nicht 
nur  eine  ideologische  Forderung,  sondern  zu- 
gleich ein  Gebot  ^under  kolonialer  Real- 
politik. Sie  bildet  eine  der  Grundbedingungen 
fflr  das  HineinstrCraen  des  Kapitals  in  neu- 
erschlossene überseeische  Gebiete.  England 
hat  die  Bedeutung  der  Rechtspfli^  auch 
für  die  wirtschaftbche  Entwickelung  seiner 
Besitzungen  sehr  gut  erkannt,  in  allen  eng- 
lischen K.  nimmt  der  Eolonialrichter  eine 
ganz  herronagende  Stellnog  ein.  Für  die 
deutschen  Schutz^bieto  besteht  auf  diesem 
Gebiete  die  wichtigste  Forderung,  wie  oben 
dargel^^  ia  da-  endgülägen  LoslAsung 
vom  Konsularrechte  und  der  Schaf- 
fung eines  selbstftndigen,  in  sich 
geschloBsenen,  den  besonderen 
wirtschaftlichen  und  sonstigen  Be- 
dürfnissen der  Schutzgebietsent- 
wickelung sich  anpassenden  deut- 
schen Kolonialrechts.  Bei  dieser 
bedeutsamen  gesetz^berischen  Aufgabe  ist 
in  allererster  Reihe  die  Mitwirkung  emhrener 
Praktiker  unseres  Koloniallebens  und  nament- 
lich der  kolonialwirtschaftlich  inter- 
essierten Kreise  zu  wünschen.  Neben  dieser 
Berücksichtigung  der  Praxis  aber  erscheint 
als  nicht  minder  wichtig  die  systematische 
Mitarbeit  der  Wissenschaft  des  Kolo- 
niairechts.  Das  Kolonialrecht  muß  auch  iu 
Deutschland  die  Anerkennung  der  Eben- 
bürtigkeit mit  den  älteren  rechtswissen- 
schafüichen  Fächern  zu  erreichen  suchen, 
die  ihm  in  der  Jurisprudenz  der  filteren 
Kolonial  Dationen  bereits  seit  längerem  zuge- 
standen ist. 

2.  Das  Verhältnis  zwischen  dermntter- 
landischen  Staatsgewalt  und  der  Selbst- 
verwaltnng  der  K.  Die  Stellung  der 
mutterlftodiscben  Staatsgewalt  gegenüber  den 
K.  und  das  Maß  von  Selbstverwaltung,  das 
diesen  eingeräumt  wurde,  ist  in  der 
schiebte  der  älteren  Kolonialmttchte  ein 
unverkennbares  Spiwelbild  der  heimaüichen 
staatsrechtlichen  und  politischen  Ueeen  und 
'  StrOmungeo.  Wir  vollen  d^  im  fo^enden 
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am  Beispiele  von  England  nnd  Frankreich 
verfolgeo  und  im  Anschlufi  daran  die  in 
den  deatschen  E.  vorhandenen  Anafitze  zur 
SelbetrerwaltuDg  und  ihre  Entwickelungs- 
fflhigkeit  erOrtem. 

Den  Eoglfindern  schien  von  Anfang 
an  die  Gewährung  weitgebender  politischer 
und  religiöser  Freiheiten  für  die  Kolonisten 
als  etwas  Selbstverständliches.  Diese  bean- 
spruchten von  vornherein  die  Rechte  freier 
englischer  Btlrger  und  in  den  kfinigtichen 
charters,  durch  welche  die  Eolonialunter- 
nehmungen  privilegiert  wurden,  waren  jene 
Oerechtsame  r^lmäßig  auch  ausdracklich 
gewährleistet.  Ja,  die  englische  Recht- 
sprechung stand  sogar  auf  dem  Standpunkte, 
dafi  dies  anch  ohne  eine  derartige  aus- 
drflt^liche  Bestimmung  selbstverständlich 
sei,  da  englische  Kolonisten  ohne  weiteres 
dieselben  Rechte  und  Pflichten  hätten  wie 
Engländer  in  der  Heimat  Trotz  dieser 
Gnindanschanung  ist  es  im  Laufe  der  Ent- 
wickelung  nicht  ausgeblieben,  daß  die  eng- 
lische Zentralregiening  auf  wichtigen  Ge- 
bieten des  Rechts  und  namentlich  des  Wirt- 
schaftslebeos gesucht  hat,  in  die  Verhältnisse 
der  einzelnen  E.  stärker  einzugreifen,  als 
dies  den  Interessen  und  dem  Selbstgefühl 
der  Eolonisten  entsprach,  und  dies  hat 
wesentlich  zu  den  Emanzipationsbestrebungen 
der  amerikanischen  E.  beigetragen.  Die 
Engländer  haben  die  kolonialgeschichtliche 
Lehre,  die  me  damals  erhielten,  nicht  nnge- 
nfitzt  vorübergehen  lassen  und  sind  seitner 
bemüht  gewesen,  ihre  entwickelteren  E.  durch 
die  OewähruDg  grOfitmOgliober  fVeiheiten 
innerlich  an  das  Mutterland  zu  Iratten. 

Sie  haben  dieses  System  weiterhin  aber 
keineswegs  echematisch  bei  jedernenen  kolonialen 
Drwerbong  befolgt,  Bondou  von  Fall  an  Fall 
das  Malt  der  gewährten  Freiheiten  sehr  ver- 
schieden abgestnft.   Während  es  sich  bei  den 

groUen  E.  mit  Selbstverwaltong  Uberall  nm 
ebiete  handelt,  bei  denen  die  weiße  Be- 
völkernng  erheblich  überwiegt,  sei  es  an 
Zahl,  sei  es  an  wirtschaftlichem  nnd  gesichertem 

S>tib>-chem  EinflaQ,  haben  in  Gebieten,  wo  die 
ehrzahl  der  BevClkerang  farbigen  Rassen 
angehört,  die  Englander  stets  groQe  ZnrOck- 
baunng  in  Oewährang  der  Selbstverwaltmig 
geübt.  Einerseits  geschah  dies  zwecks  £r- 
baltang  des  Debergewichts  der  weißen  Basse, 
andererseiu  aber  gerade  auch  im  Interesse  der 
Eingeborenen-BevSlkemng  selbst,  da  die  eng- 
lische Zentralregiening  deren  Schutz  nicht  selten 
gegeuQber  allznatarken  Uebeigriffen  der  Kolo- 
nisten, die  von  vuruherein  in  emem  natürlichen 
Interessengegensatz  zn  den  Eingeborenen  stan- 
den, wahrnehmen  mnßte  (vgl.  oben  Abscbn.  III,  2). 
Abgesehen  von  der  BevlUkeningsfraffe  spricht 
iDüDesondere  anch  das  finanzielle  Moment, 
d  h.  das  Haß^  in  dem  K.  zn  ihrer  eigenen  Er- 
haltung befähigt  sind,  bezw.  sogar  Ueberscbttsse 
liefern  oder  ab^  der  ZnscbAsse  seitens  des  Mutter- 
landes bedQrfen,  bei  der  Gewähmng  von  poli- 
tischen Bechten  an  die  englischen  aberseeischen 
Gebiete  erheblich  mit.  —  AnJler  diesen,  inner* 


lieh  begründeten  Unterschieden  findet  sich  aber 
in  den  englischen  Kolonial  Verfassungen  andi 
noch  eine  bnnte  Mannigfaitigkmt,  die  sich  sam 
Teil  nur  historisch,  ans  der  außerordentlich 
verschiedenartigen  Entstehnng  der  K.  nnd  den 
verschiedenen  bistorischen  Epochen,  in  denen 
dieselben  erworben  worden  sind,  erklären  läßt. 

I.  Unter  den  eigentlichen  K.  unterscheidet 
die  offizielle  engtische  Einteilung SKlassen:*) 

1.  Kron-K.,  in  denen  die  Krone  die  ge- 
samten Gerechtsame  inbezog  auf  üt  Geaets- 
eebung  besitzt,  während  die  Terwaltong  unter 
der  heimatlichen  Beg^ening  geführt  viM. 

2.  K.  mit  Bepresen tati ve inrich- 
tnngen,  aber  nicht  mit  verantwort- 
licher Begiernng,  in  denen  die  Krone  in 
bezng  ant  die  Gesetzgebung  lediglich  ein  Veto 
hat,  die  heimatliche  Begiemng  alter  die  OfTent- 
lichen  Beamten  einsetzt  und  entläßt 

3.  K.  mit  Bepresentativeinrich- 
tnngen  nnd  verantwortlioher  Begie- 
rnng,  in  denen  die  Krone  in  bezng  anf  die 
QesetiEgebiine  lediglich  ein  Veto  hat  nnd  die 
beimauiche  Regierung  keine  Offentüctoi  Beamte 
einsetzen  nnd  entlassen  kann.  Augeaommai 
ist  der  Gouverneur.  — 

Die  erste  und  zweite  Gruppe  insammen 
kSnnen  als  Kron-K.  im  weiteren  Sinne, 
im  Gegensatz  zn  den  parlamcmtarisch  «ich  selbst 
regierenden  E.  der  dritten  Gruppe  bezeichnet 
werden.  Ihre  Zahl  beträgt  nach  der  offiziellen 
englischen  Zählnng  zur  Zeit  36;  unter  ihnm 
werden  inbezng  euiibre  staatsrecbtUche  Stellnng 
nach  der  amtlichen  Einteitnng  der  Colonial  Offtee 
List  wiederum  3  Kategorieen  unterKhiedoi, 
in  deren  erster  kein  gesetzgebender  Bat  (legit- 
lative  Council)  vorhanden  ist  nnd  die  gesHs- 
gebende  Gewalt  dem  das  Gouvernement  ver* 
waltenden  Beamten  allein  Übertragen  ist,  in  deren 
zweiter  ein  gesetzgebemler  Rat  besteht,  der 
von  der  Krone  ernannt  wird,  nnd  in  deren  dritter 
endlich  der  gesetzgebende  Bat  zum  Teil  gewählt 
wird.  In  jeder  dieser  3  Kategorieen  gibt  es 
weiterhin  je  2  Gruppen  von  K.,  je  naebmm  die 
Krone  sich  das  Becht  der  Geseügebnng  durch 
Verordnung  (order  in  conneU)  vorbehalten  hat 
oder  ein  solcher  allgemeiner  Vorbehalt  nicht 
besteht. 

Der  Geaetagebeude  Bat,  welcher  das 
Kriterium  der  vorstehenden  Einteilung  bildet, 
wird  bei  der  zweiten  Kategorie  gebildet  ans 
den  obersten  Beamten  der  K.,  den  sog.  amtlieben 
Hitgliedern,  und  ans  regiernngsseitie  ernannten 
angesehenen  Kolonisten,  sog.  nichtamtlichen 
Hitgliedern.  Bei  der  dritten  Kategorie  treten 
hierzu  noch  von  den  Kolonisten  gewählte  Mit- 
glieder hinzu.  Außer  dem  Gesetzgebenden 
Bat  (Legislative  Council]  l»nnt  das  englische 
Kolonialrecht  einen  Anafflhrenden  Bat 
(Executive  Conndl),  der  im  allgemeinen 
die  Obliegenheit  hat,  den  Gouverneur  in  der 
Verwaltung  der  K.  zn  nnterattttcen.  Er 
besteht  regelmäßig  nnr  ans  ernannten  Mit- 
gliedern, nämlich  den  obersten  Beamten  der 
betreffenden  K.  Beide  Bäte  haben  als  Begel 
nur  eine  beratende,  nicht  beschließende  Stimme, 
d.  b.  der  Gonvemenr  ist  an  das  Votum  des 
Rats  nicht  gebunden.  Er  soll  deneelben  jedoch 


>)  Vgl.  „Rnles  and  regniations  for  Hü 
Majestj's  Colonial  Service",  abgedruckt  alljähr- 
lich in  der  „Colonial  Ofilce  List". 
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TOT  «iebtigefen  Hailnabmen  «ib3reii  nnd  ist 
BOT  in  drin^den  FäUea  hierTon  entbondea. 
[)u  Protokoll  Qber  die  Verhandlungen  dea  BxU 
«ird  ilcffl  heimatlichen  Kolonialamt  vorgeleet, 
dtf  hieram  «isieht,  in  welchen  Fällen  der 
■'virffsm  ron  d«r  Anrieht  des  fiats  abge- 
vkbea  ist. 

VoB  den  Kron-K.  sind  scharf  geschieden  die  K. 
4frolHgai  Klaue  3,  welche  ein  eigenes  Parla- 
■  e  n  t  Bit  beMhliefiender  Kraft  and  eine  e  ie  e  u  e 
BeiEierang  bentmii,  die  leditfUeh  ueaem 
PirUmeDte  TernntworUich  i%t.  nnr  der  Gon- 
Tenwv  wird  hier  in  diesen  K.  nach  wie  vor 
Tm  ia  beimatliGhen  Begienuig:  ernannt  Za 
4iner  Gnippe  gehOren  znrzeit  13  K.,  nämlich 
■of  uneriKaniBcbein  Boden  Dominion  of 
(iBftda  and  Nenfandland;  in  Anstralien 
bciw.  Ottanien  die  6  R.,  welche  znaammen  den 
i'umiDOD  Wealth  of  Anstralia  bilden,  und 
>eateeUod;  endlich  in  SadaMka  die  Kap- 
K.  ood  Natal,  m  dwen  in  jüngster  Zelt 
•IbOS)  TraniTsal  nnd  (mit  etwas  minderen 
SdbAvenvalttoigB-Omehtsamen)  die  0  ran  je 
BiTer*K.  geiretoi  rind. 

Die  K.  dieser  hlasera  stehen  de  lacto  in 
■aaeb«  Beaehang  selbstBndi^en  Staatswesen 
^«cb.  Ifldetsen  haben  sie  keine  eigene  Soa- 
TtriaiUt,  rieiroehr  li^  diese  nach  wie  vor 
Wtffl  Mattellande.  fiinsichtUch  der  Oesetz- 
Kcbosg  hat  die  englische  Krone  lediglich  ein 
WturecbL  Das  Buitterland  hat  die  irOlker- 
nehtliehe  Vertretnnf  der  K.  allen  dritten 
Suu«B  g^enüber:  auch  haben  neuerdings  ein- 
Rbe  K ,  insbesondere  Kanada  und  Anitralien, 
in  btaduspolitischer  Beuebnn^  anefa  im  inter^ 
Dktionaleo  Verkehr  selbsUndige  Wege  einge- 
«Uigto.  Dies  hat  sich  gerade  in  dem  jüngsten 
ZoUkinege  Kanadas  mitDentscbland  gezeigt  und 
Urb  in  Aiutralien  haben  ahnliche  Bestrebungen 
»ich  kie  nnd  da  geltend  zu  machen  gesncfat 

n.  Aofier  den  vorgenannten  Klassen  organi- 
»iener  Staati»>K.  gebären  zam  britischen  Ko- 
■«oiilbedta  noch 

1.  eine  Anzahl  nnter  der  Herrschaft  oder 
4ra  ächntM  des  KOniga  stehende  Gebiete,  die 
9i<b  keine  regeJiecbt  organisierte  Verwaltung 

t.  diejenigen  K.,  die  von  Cbartered  Com- 
pnt*  vmaltet  werden;  es  sind  dies,  wie  oben 
m  Atwchn.  III,  1  dargelegt,  inrzeit  nnr  noch 
Nord-borneo  nnd  Bhodeaia. 

Ihm  kommen  noch  die  TOlkerrechtlichen 
I^fkiorate,  t.  B.  Zanzibar  und  eine  Anzahl 
HS  Malaien-Staaten. 

tu.  Nicht  zu  den  E.  gerechnet  wird 
iw-ix  eDgUecher  Auffassung  Indien.  Dieses 
«ml  Tieimelir  als  ein  besonderes  Reich  be- 
ti^'btet:  der  KGnig  von  Grofibritannien  und 
Iritml  fahrt  zugleich  den  Titel  Kaiser  von 
Iwli*™. 

7.0  unterscheiden  sind  das  eigentliche 
Indien  und  die  indischen  Scbntzstaaten. 
I-K  biibrrige  E^twickelnng  hat  uns  jedoch  bereits 
•."Jfbn.  dafi  eine  natarliche  Tendenz  besteht,  die 
•'UtertQ  mehr  ond  mehr  in  das  englisch-indische 
l'.uci  ciuzQ verleiben-  Von  der  indischen  Re- 
f  tniDK  rationiert  anrh  die  K.  A  d  e  n ,  ihre  Kosten 
^^tiKn  aus  dem  indischen  Budget  bestritten. 
;  L>rr  bfidist«  Tom  KCnig  ernannte  Beamte  in 
ftthn  den  Titel  Vizekönig;  der  Aus- 

VuTWtacb  Ur  VolluwlrUctaaft.  II.  Aofl.  Bd.  II. 


fahrende  Rat,  der  ihm  nur  Seite  steht,  iatana 
den  obersten  Beamten  und  dem  militäriscbeB 
Höchstkommandierenden  zusammengesetzt.  In 
dem  Gesetzgebenden  Rat  sitzen  aufierdem 
eine  Anzahl  weiterer  Beamter  nnd  mehrere  ans 
der  Zahl  der  Kolonisten  und  Eingeborenen  vom 
VizekCnig  ernannte  Privatlente.  Die  Zahl  der 
beamteten  Hitglieder  darf  die  der  nichtbeamteten 
nicht  übersteigen.  Der  Yizekönig  ist,  mit  be- 
stintmten  Ausnahmen,  im  allgemeinen  an  die 
Zustimmung  der  Räte  gebunden.  Neben  jemem 
zentralen  Rat  bestehen  eine  Anaahl  proTin- 
zialer  Rftte,  die  T<m  der  Segiemng  ernannt 
werden. 

Was  die  englischen  kolonialen  Zentral- 
behörden anoetrifft,  so  unterstehen  die  K.  im 
allgemeinen  dem  Colonial  Office.  Für  In- 
dien  besteht  ein  besonderes  India  Office. 
SchlieUlich  werden  noch  unentwickelte  Gebiete 
bisweilen  zonächst  dem  Foreign  Office  (Ans- 
wKrtigen  Amt)  unterstellt,  i.  B.  das  nOrdl^ie 
Zentralafrika. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  fttr  die  Begelnng 
gemeinsamer  Angelegenheiten  der  K.  erseneinca 
ferner  die  Kolonialkonferenzen,  d.  h.  Zu- 
sammenkOnfte  von  Vertretern  aller  K.  mit  Selbst- 
verwaltung. Solche  fanden  bisher  1887,  1^ 
nnd  190:i  statt  nnd  sind  fOr  die  Zukunft  als 
regelmäßige  Einriditung  geplant;  die  nächste 
soll  im  Frühjahr  19UT  zusammentreten  und 
dieses  Mal  auch  Vertreter  Indiens  umfassen.  Das 
Hauptproblem,  das  ihr  wie  ihren  Vor^ngerinnen 
vorhegt,  ist  das  handela-  nnd  zollpoUtische  Ver- 
haltttu  awiaehoi  dem  Mutterlande  nnd  doi  to^ 
sehiedenen  E.  (vgl.  Absefan.  Y,  1). 

Im  Ge^nsatx  za  den  manni^Iti^n, 
organisch  erwachsenen  CTgUschen  Kxdonial- 
verfessuogen  zeigt  das  franzSsische 
Kolonialr^^e  ganz  analog  dem  des  Mutter^ 
landea  das  Bestreben  naäi  streng  einhdt< 
liehen,  auf  bestimmten  abstrakten  Prinziinen 
beruhenden  Kegierungsformen  mid  eine  stark 
zentralistische  Tendenz;  fOr  die  organische 
Ausgestaltung  von  EÜnrichtuQgeu,  die  den 
besonderen  Bedürfnissen  der  einzelnen  K. 
entsprechen,  war  hier  von  Anfang  an  wenig 
Baum.  Bis  in  die  jüngste  Zeit  zeigt  sich 
vielmehr  daß  Bestreben,  die  K.  als  ein  „pro- 
loa^ment  de  la  mctropole"  zu  betrachten. 

In  der  ersten  Epoche  der  französischen  K.- 
politik  wnrde  das  heimatliche  Feudal wesen 
schlechthin  auf  die  K.  Übertragen  und  den  Per- 
sonell, welche  königliche  Privilegien  zur  Be- 
gründnng  Überseeischer  K.  erhielten,  wurden  ge- 
radezu despotische  Befugnisse  hinsichtlich  ihrer 
Untertanen  erteilt.  Erst  Richelieu  gewährte  den 
französischen  Kolonisten  in  Kanada  das  rolle 
Bürgerrecht  und  führte  fhuzOsisches  Recht  dort 
ein.  Vorübergehend  bat  in  Kanada  und  West- 
indien  ein  ,.Conaeil  Souverain"  bestanden,  in 
dem  außer  Beamten  auch  Vertreter  der  Kolo- 
nisten salfen.  Von  Ludwig  XIV.  wnrde  diese 
Ktnrichtnng  wieder  abgeschafft.  Einen  radi- 
kalen Umschwung  führte  in  den  K.,  ganz  wie 
im  Mutterlande,  die  französische  Revolution 
herbei,  Ihre  Machthaber  wandten  ihre  abstrakten 
Gleicbheitsprinzipien  auch  auf  die  K.  an  und 
gewährten  diesen  das  Recht  der  Vertretimg  in 

16 


Digitized  by 


Kolooieen  und  Kolooialpolitik 


242 


den  heimatlichen  Generalstaaten  (1789)  sowie 
die  volle  Selbatverwaltang  (1790)^  wobei  Frank- 
reich sich  nur  ein  Vetorecht  and  eine  beschränkte 
OberanfBicht  vorbehielt.  Die  K.  worden  den 
französischen  Departements  ^eichg;estellt,  er- 
hielten aber  weitergehende  Hechte  als  diese 
fär  die  Begelnng  ihrer  eigenen  Angelegenheiten 
(1791).  Es  kann  nicht  wundernehmen ,  daß 
die  (ranzCdschen  K.  mit  ihrer  weit  überwiegenden 
Eingeborenen-  and  HischbeT5lkerang  diesen 
imTermittelt  anf  sie  herabstrOmenden  Bechten 
and  Freiheiten  sich  wenig  gewachsen  feigten; 
es  kam  bald  za  Ansschreitvngen  and  Aafstftnden, 
Begiemngskommiasare  mnlnen  schon  1792  in 
die  K.  entsandt  werden.  Napoleon  plante  eine 
TSllige  Neoregelnng,  wonach  die  Verwaltung 
wieder  anter  die  Leitung  französischer  Beamter 
gelangt  sein  würde,  ais  die  Kriege  mit  England 
das  fnuuCsiscbe  Kolonialreich  im  wesentlichen 
verschwinden  lieBen.  Für  den  kleinen  Rest  des 
Kolonialbesltces,  der  1816  Frankreicb  verblieb, 
wnrde  allmftUich  wieder  eine  beschrftnkte  Teil- 
nahme der  Kolonisten  an  der  Verwaltnng  ein- 
geffihrt.  Die  Revolntion  von  1848  versnchte 
abermals  eine  Qleichstellang  der  E.  mit  den 
mntterländischen  Provinzen  and  verlieh  ersteren 
das  Becht  der  Vertretung  im  französischen 
Parlament.  Das  inzwischen  erworbene  Algier 
wurde  damals  in  3  Departements  gane  nach 
mntterländischem  Muster  organisiert  Der  Staata- 
streich des  dritten  Napoleon  brachte  wiederum 
einen  Umsehwnng;  Atx  Sänatns-Consutte  von 
1864  schuf  eine  Neuordnung  die  seither  weiter 
ausgebaut  wurde.  In  den  K.  stehen  dem  Gon- 
vemenr  zwei  Eftte  zur  Seite,  nämlich:  ein 
Conseil  Priv6,  Geheimer  Rat,  auch  Conseil 
d' Administration  genannt,  eine  beratende  Körper- 
schaft, die  aus  höheren  Kolonialbeamten  und 
einigen  von  der  Regierung  ernannten  Kolonisten 
besteht,  sowie  ein  Conseil  G^uSral  ans 
Kolonisten,  die  teils  vom  Goavemeur  ernannt, 
teile  von  den  Honizipal-B&ten  der  betreffenden 
K.  gewählt  sind.  Das  Wahlrecht  steht  nicht 
nnr  den  Kolonisten,  sondern  auch  den  Einge- 
borenen zu,  was  vielfach  tn  ünzntri^rlichkeiten 
Anlaß  gegeben  hat.  Der  Generalrat  bat  ins- 
besondere bei  finanziellen  Angelegenheiten  mit- 
■nwirken.  Der  Gebeime  Rat  füngiert  im  all- 
^meinen  als  Verwaltungsgericht,  wobei  zwei 
richterliche  Beamte  zuzozienen  sind,  sowie  als 
untere  Rechnunes-Instanz. 

Die  entwickelteren  französischen  K.  sind  in 
den  mntterländischen  Parlamenten  vertreten. 
In  die  Depntiertenkammer  werden  Abgeordnete 
gewählt  von  Guadeloupe,  Martinique, 
Rönnion,  Französisch  Indien,  Cochin- 
china.  Französisch  Guyana  und  dem 
Senegal-Gebiet  Die  vier  erstgenannten 
sind  auch  im  Senat  vertreteu. 

Was  die  Organisation  der  kolonialen  Zen- 
tralbehörde anbelangt,  so  wnrde  nach  mehr- 
fachen Versuchen  einer  anderweitigen  Organi- 
sation schließlich  1894  ein  besonderes  Kolonial- 
ministerium  geschaffen.  Dem  Kolonial  ministen  am 
steht  ein  oberer  Kolonialrat  zur  Seite,  der  aus 
den  Senatoren  und  Abgeordneten  der  K..  femer 
ans  13  Mitgliedern,  die  von  den  einzelnen  K. 
gawäfalt  werden,  weiter  ans  Mitgliedern  des 
mntterländischen  Staatsrates  und  heimischen 
Verwaltnngsbeamten  und  schließlich  ans  einer 
weiteren  Anzahl  vom  Kolonialminister  ernannter 
Sachverständiger  und  Kolonialinteressenten  be- 


steht. Der  Kolonialrat  zerfällt  in  4  Abteilungen 
entsprechend  der  geographisrhen  Verschiedenneit 
der  hauptsächlichen  Kolonialgebiete. 

Algier  ist  nicht  als  K.,  sondern  als  De- 
partement organisiert  und  untersteht  dement- 
sprechend dem  Ministerium  des  Innern.  Seit 
1900  zeigt  sich  indessen  das  Bestreben,  in 
wichtigen  Terwaltungssweigen,  insbesondere  in- 
bezng  auf  die  Finanzverwaltung.  die  algerischen 
Angelegenheiten  weniger  nach  neimatliehen  als 
nacn  kolonialen  Gesichtspunkten  zu  regeln  and 
dementsprechend  dem  KoloniiUministeriam  einen 
gewissen  Einfiaß  zu  verstatten. 

Außer  den  K.  und  Al^er  besitzt  Frankreich 
die  schon  erwähnten  wichtigen  kolonialen 
Protektorate  (in  Asien:  Anam,Tongking 
und  Cambodja,  in  Afrika:  Tunis-,  endlich 
einige  Südsee-Inseln :  Wallis,  Fntnma  nnd 
Alofi).  In  den  Protektoraten  ist  Frankreich  nicht 
durch  Gouverneure,  sondern  dnrch  Residenten  ver* 
treten ;  einigen  na  diesen  sind  seit  1894  „Conseils 
de  Protectorat"  zorSeite  gesetzt,  deren  Mitglieder 
von  der  Regierung  bestellt  werden,  und  die 
eine  lediglich  beratende  Stimme  bei  der  Auf- 
Stellung  des  Bndnts,  bei  der  Stennerhebnng 
und  in  sonstigen  Flnansangelegniheittn  haben- 
in den  deutschen  Schutzgebieten 
kaon  in  dem  g^enwärtigen  frühen  Entwick^ 
lungsstadium  natiugemäB  fast  ausnahms- 
los noch  nicht  von  einer  Selbstverwaltung 
im  ei^ntlichen  Sinne.  Bondeni  zumeist  nur 
von  einer  berateoden  Mitwirkung  von  Ter- 
tretern  der  Bevölkerung  die  Rede  sein.  In- 
dessen handelt  es  sich  hier  um  bedeutsame 
Ansätze,  ans  denen  lebeasEfthlge  Selbstver^ 
waltungskOrper  sieh  entwickeln  können  and 
die  deshalb  auch  in  dem  beschränkten  Räume 
dieser  Darstdlung  nicht  unenrähnt  bleiben 
dOrfen. 

Durch  ebe  Euserliche  Verordnung  vom 
1./VII.  1899  ist  der  Reichskanzler  ermächtigt 
worden,  Wohnplfttce  in  den  Schutzgebieten  zn 
kommnnalen  Verbänden  zn  vereinigen. 
Diese  Verbände  haben  juristlscbe  Persönlichkeit 
Anf  Grund  dieser  Ermächtigung  erging  die  Ver- 
Ordnung  des  Reichskanzlers,  betr.  die  Schaffnng 
kommunaler  Verbände  in  Dentsch-Ostafrika,  vom 
29./in  19Ü1.  Hiemach  werden  die  Wohnplätze 
der  in  Dentsch-Ostafrika  bestehenden  Bezirks- 
ämter zn  je  einem,  das  Gebiet  des  betreffenden 
Bezirksamts  nmfaasenden  hommanalen  Verbände 
vereinigt.  Ans  den  Angehörigen  des  Bezirks 
wird  ein  aus  drei  oder  fftnf  Mitgliedern  und 
tunlichst  ebenso  vielen  Stellvertretern  bestehen- 
der Bezirksrat  gebildet,  dessen  Vomitzender 
der  den  Bezirksverband  auch  nach  außen  hin 
vertretende  Bezirksamtmann  oder  sein  Stell- 
vertreter ist.  Die  Mitglieder  nnd  Stollvertreter 
werden  vom  Gonvernenr  bezw.  dessen  Stell- 
vertreter nach  Anhörnng  des  Bezirksamtmanns 
anf  die  Daner  von  zwei  Jahren  ernannt.  Die 
farbige  Bevölkernng  muß  im  Bexirksrat  durch 
mindestens  ein  Hitglied  vertreten  »ein.  Der 
Bezirksamtmann  kann  den  Bezirksrat  nach 
seinem  eigenen  Ermessen  bemfen;  er  muß  dies 
tan  zur  Begutecbtung  des  alljährlichen  Wirt- 
schaftaplans  für  deo  Bezirk  und  zar  Prflfnng 
der  Jahresrechnung,  d  h.  der  Uebersicht  der 
sämtlichen  Einnahmen  nnd  AnBgiü)en  des  ver- 


Digitized  by  Google 


Eolonieen  and  Xoionialpolitik 


243 


fkima  BeduiimgnilmB.  Die  SteUnng  des  | 
Uifirbnlei  ist  «wn  hiobei  wewntlieh  eine 
Kriicsde :  die  endffttltige  Feataetzaog  des  Wlrt- 
•  Wupliu  und  eMBBo  die  Abnahme  der  Beeh- 
sniig  and  die  Entlastong  des  BezirkmmtmanDS 
-jfi^eD  dnrdi  den  Gonreroenr.  Anch  sonst 
bflMdi  vichtieere  i^ntscblieOnngen  des  Be- 
urbntes  der  Genehmirang  des  GoQTernears, 
•Ifr  Kberbtopt  die  Aofsidtit  Qber  die  kommmiale 
Tfrwalurag'  der  Beeirke  ansUbt. 

Neben  der  hier  aoi^ebahnten  Organisation 
TiiQ  Beir&ten  für  einzelne  Bezirke  bildet  eine 
tit»vQ<lers  wichtige  Aafgabe  die  &^affmiK  be- 
Rteibler  Organe  der  Gonvememente  selbst  fttr 
üt  ingd^nhäten  dea  Oesamt^bietes  jeder 
£.  NKhdem  beretta  frfiher  in  einzelnen  Scbntz- 
seUetea  derartige  (^gane  in  verscfaiedener  Form 
(Btutanda  waren,  ist  nenerdings  eine  einheit- 
lirbe  Segelaog  erfolgt  dorch  die  VerfQgnng  des 
B'-ictttkaulers,  betr.  die  Bildung  von  G  o  q  t  e  r  - 
Epoeatsräten",  Tom  24./VII.  1903,  welche 
fjr  4ie  Sehntxgebiete  Dentseh-Ostafrika, 
I'eatscb-SüdweBtafrika,  Kamernn, 
Tofo,  Deot8Ch*NeagDinea  nnd  Samoa 
plt.  In  jeder  dieser  K.  wird  ein  GoaTemements- 
nt  gebildet,  der  neb  ^eredta  ans  dem  Gon- 
rerneor,  ans  einer  Ansaht  von  Schatzgebiets- 
kuotfo  (den  aog.  „amtlichen  Mitgliedern")  and 
•ii:tT  Anzahl  Ton  weilten  Einwohnern  des  Schntz- 
erbiefe«  (den  sog.  „aalleramtlicben  Mitgliedern") 
•nUrderenStellTertretern  zuoammensetzt. 

Die  Zahl  der  amtlichen  Hitglieder  darf  die- 
rmt  der  nichtamtlichen  nicht  Uberachreiten. 

Itindesttahl  mtifisen  jedem  GonTemeinents- 
•Mt  drei  aaßeramtliche  Hitglieder  angehören. 
l'u  aatlichen  Mitglieder  wwden  vom  OonTer- 
wo  bestimmt;  auch  die  anOeramtlieben  Mit- 
fflieder  werden  Ton  ihm  auf  mindestens  1  Jahr 
kfrafcB.  nachdem  er  Torher  die  in  Frage  kommen- 
<ifii  BenfKkreise  gntachtUch  ji^ehOrt  hat  Dem 
•i.  oTmieaentsrate  sind  Tor  Einreichnng  an  das 
^nivirtige  Amt,  Kolonial- Abteilang,  zur  Be- 
runng  Tonnlwen;  a)  die  Vorscblt^e  fQr  den 
^rlirhen  Hanahaltsanschlag;  b)  die  EutwQrfe 
•Irr  Tvm  Gonvemenr  zn  erlassenden  oder  in 
VoTKhlig  EU  bringenden  Terordnnngen,  soweit 
K  aicbt  lediglich  lokale  Bedentting  haben, 
i.'^nbt  der  GoaTemenr,  bei  Gefahr  im  Vermg 
itt  «OS  anderen  Ornnden  aninahmsweise  von 
i't  Vorlage  eines  wichen  Entwurfes  an  den 
iftnenentsmt  abtieben  zn  mnssen,  so  hat 
er  kierllbtf  aa  die  Zentralbehörde  zn  berichten. 
>in  GuuTemenr  steht  es  frei,  dem  GonTerne- 
Bfstwat  anch  andere  als  die  soeben  bezetch- 
irTU  Angelegenheiten  znr  Beratung  zn  onter- 
tf-itfa.  nach  dem  Ermessen  des  Giiavemears 
fUr  Hif  Verlauren  eines  aoBeramtiicben  Mit- 
D'*des  itt  eine  Abttimmnng  herbeizn fuhren  nnd 
•itm-T  das  Ergebnis  ein  buonderer  Vermerk  in 
Prau^Hl  »nbanehmen.  Der  GouTemear 
<**  sa  das  Er^bnis  der  Beratnng,  auch  im 
Filk  der  Abatunmang,  nicht  gebunden. 

BodeniMune  Ansitze  znr  SelbstTerwaltnng 
Ifidea  aeb  in  Ktantscbongebiete.  Nach 
'  a*r  V«ronlaang  des  GouTemears  Tom  13./III. 
>fr  treten  zn  dem  ,jOonTernementBrat",in 
«»l'lkem  in  dieser  K  die  Leiter  aller  einzelnen 
im^taagsreaaorts  ihren  Sitz  haben,  für  die 
"TMnag  wiefatigerer  Kolonialangelegenheiten 
«'-iVertreter  der  ZiTitvemeinde  binzn, 
«4>be  alltthrlkb  beateUt  weraen.  Der  eine  der- 
«Ika  vir)  vom  OouTenienr  bettinunt,  die  beiden 


anderen  werden  gewfihlt,  nnd  zwar  der  eine  Ton 
den  in  das  Handelsregister  eingetragenen  nicht- 
chinesischen Firmen,  der  andere  tou  den  im 
Grundbuch  eingetragenen  Grundbesitzern  ohne 
Unterschied  der  Nationalität^  welche  mindestens 
50  Dollar  Grandsteuer  entrichten.  —  Zur  Hit- 
wirkung bei  der  Verwaltung  der  chinesischen 
Stadtgemeinde  und  zur  0  nterstQtznng  des 
GoQTemements  in  chioesischen  Angelegenheiten 
aberbanpt  ist  durch  Verordnung  des  GouTer- 
neurs  Tom  15./IV.  1902  ein  „chinesisches  Ko- 
mitee" ans  zwölf  Mitgliedern  gebildet. 

In  neuerer  Zeit  sind  in  den  kolonialen 
Kreisen  Deutschlands  mannigfache  Vor- 
schlage zu  einer  weiteren  Ausgestal« 
tuDg  der  kolonialen  Selbstverwal- 
tung herrorgetreten.  Im  aUgemeinen  ist  es 
sicherlich  als  zutreffend  anzuerkenoen,  daß 
TOD  dem  geeigneten  Ausbau  kolonialer  Selbst- 
verwältangsoi^QisatioDen  ganz  wesentlich 
die  gesamte  EntvickeluDg  und  nameDtlUdi 
auch  die  wirtschaftliche  Zukunft  der  E.  ab- 
häogeo.  Auch  Ton  den  l^tffliden  amtlichen 
Stellen,  insbesoodera  vom  Reichkkaozier  nnd 
vom  Leiter  der  £oIonialTerwaltung,  ist  deshalb 
bereits  räne  Ausdehnung  derSelbstrerwaltnng 
als  wichtiger  Funkt  d»  kolonialen  Programms 
der  deutschen  Regienuig  im  Bdchstage  be- 
zeichnet worden. 

Die  ^psamte  Eolonialgeschichte  lehrt,  daß 
es  auf  diesem  ebenso  schwierigen  als  wich- 
tigen Gebiete  der  kolonialen  Politik  keine 
einfache,  allgemein  ^Qltige  Formel 
gibt  Vielmehr  liegen  die  Vorbedingungen 
in  den  einzelnen  K.  natiu^mäß  außer- 
ordentlich yerschieden.  Insbesondere  ist  zu 
betonen,  daß  in  den  E.  gemäßigten 
Elimas,  in  denen  ein  fester  Stamm  weißer 
Eolonisten  sich  dauernd  niederlassen  und  an 
Zahl  Btfindig  anwachsen  kann,  die  Yerb&lt- 
nisse  regelmäßig  anders  und  ungleich 
günstiger  liegen  als  in  tropischen  Ge- 
bieten, wo  naturgemftß  immer  nur  eine 
beschränkte  Anzahl  von  Weißen  und  auch 
di^  nur  zu  mehr  oder  minder  vorüber- 
gehendem Aufenthalte  vorbanden  sein  werden. 

Abgesehen  von  den  Schwierigkeiten,  die 
in  den  Personalverhflltnissen  der  in 
jungen  K.  vielfach  fluktuierenden  weißen 
Bevölkerung  liegen ,  darf  vor  allem  das 
finanzielle  Moment  nicht  unberück- 
sichtigt bleiben,  das  in  der  Geschichte  der 
Bestrebungen  zugunsten  kolonialer  Autonomie 
bei  allen  Völkern  eine  erhebliche  Rolle  ge- 
spielt hat.  Solange  das  Mutterland  einer 
iNation  einen  erheblichen  Zuschuß  zu  den 
VerwaltungskoBten  einer  E.  gezahlt  hat,  also 
Geldmittel  aufgewandt  wurden,  die  aus  den 
Steuern  der  Bewohner  d^  Heimat  flössen, 
hat  die  betr.  I^ation  äch  zumeist  auch  von 
dem  Int^«sse  leiten  lassen,  daß  die  Ange- 
legenheiten der  E.  nicht  den  heimatlichen 
Oi:^en  entzogen  werden  sollten.  Für  den 
weiteren  Ausbau  der  Selbstverwaltung  der  E. 
ist  daher  mehr  oder  minder  bei  allen  VJMkem 
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die  ErsdiUeßuDg  eigener  Einnahmequellen 
der  K.  eine  der  Vorbedin^ngen  gewesen. 
tSa  amtliches  deutsches  Weiflbuch  hat  dieses 
Programm  in  die  Worte  gefaßt:  ^^bstrei^ 
waltung  auf  Grundlage  der  Selbstä-haltung*'. 

Dies  führt  uns  zu  einer  —  im  Balimen 
dieser  Darstelliuig  naturgemäß  nur  kurz  zn 
gebenden  —  Betrachtung  der  finanziellen 
Beziehungen  der  kolonisierenden  Nationen 
zu  ihren  überseeischen  Besitzungen. 

Das  flnanaieUe  Verhältnis  Ewisohen  dem 
Hutterlande  und  den  K. 

Soweit  die  deutschen  Schutzgebiete  an- 
fangs im  Sinne  des  oben  erörterten  ^marck- 
schen  E.pn^iramms  zur  autonomen  Ver- 
waltung eiozelned  privilegierten  Gesell- 
schafteo  übergeben  wurden  und  diese  auch 
die  gesamten  hieraus  erwachsenden  finan- 
ziellen Lasten  zu  tragen  hatten,  gestalteten 
äch  die  Verhältnisse  des  kolonialen  Staats- 
haushaltes rechtlich  wie  finanziell  überaus 
einfach.  Wir  haben  bereits  oben  gesehen, 
daß  es  auch  wesentlich  die  Rücksicht  auf 
dieses  finanzielle  Moment  war,  die  den 
Fürsten  Bismarck  zu  seinem  oben  erörterten 
E.programm  beweg.  Wir  haben  aber  auch 
gleichfalls  schon  kennen  gelernt  (vgl.  oben 
Abschn.  III,  1),  daß  eben  diese  finanzielle 
Belastung  der  Gesellschaften  eine  der  Haupt- 
ursachen war,  aus  denen  jenes  System  ver- 
sa^e,  und  daß  schon  nach  kurzer  Zeit  das 
Reich  die  Verwaltimg  der  K.  und  damit 
auch  alle  ihre  finanziellen  Konsequenzen 
überaehmen  mußte. 

Die  nunmehr  sich  ergebenden  finanz- 
rechtlichen Fragen  haben  eine  gesetzliche 
Regelung  ^fuudcn  durch  das  bereits  oben 
(Abschn.  IV,  1)  erwähnte  Reichsgesetz, 
betr.  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Schutzgebiete,  v.  30./ni.  1892.  Hier- 
nach sind  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Schuta^biete  für  jedes  Jahr  zu  veranschlagen 
und  auf  den  Etat  zu  bringen,  der  vor  Be- 
ginn des  Rechnungsjahres  durch  Gesetz  fest- 
gestellt wird.  Alljährlich  wird  für  die  Schulz- 
gelnete  ein  eigener  Haushaltsetat,  losgelöst 
vom  ReichshaiKhaltsetat,  aufgestellt  Hier^ 
durch  findet  eine  formelle  finuizrechUiche 
Selbständigkeit  der  £.  ihren  Ausdruck;  sie 
hat  ihre  gesetzliche  Grundlage  in  §  5  des 
obigen  Gesetzes,  welcher  bestimmt:  „Ffir 
die  aus  der  Verwaltung  eines  Schutzgebietes 
entstehenden  Verbindlichkeiten  hafÜet  nur 
das  Vermögen  dieses  Gebietes."  Dies  besagt, 
daß  die  Haftung  des  Reicbsfiskus  für  die 
Verbindlichkeiten  der  einzelnen  Schutzgebiete 
formell  auBgescliloasen  wird  und  daß  jedes 
der  letzteren  ein  tinanzrechtlich  selbständiges 
Rechtssubjekt  bildet.  Damit  ist  der  Begriff 
eines  eigenen  Landesfiskus  eines  jeden 
Schutzgebietes  geschaffen,  der  etatsrechtlich 
neben  dem  Reichsfiskus  steht 

Insoweit  die  Schutzgebiete  weiterhin  der 


Zuschüsse  seitens  des  Reiches  bedürfen,  ist 
etatsrechtlich  die  Regelung  in  der  Weise 
erfolgt,  daß  diese  Zuschüsse  im  Reichshaus- 
halt als  Ausgaben  figiuieren  und  im  Hans- 
halt  der  einzelnen  Schutzgebiete  wieder  als 
lännahmen  erscheinen.  Aus  der  neben- 
stehenden Tabelle  (S.  245),  die  nach  den. 
Banshaltsetats  dw  Sdiutzgebiete  für  die  drei 
letzten  Itechnungn'afare  aufgestellt  ist,  wird 
das  finanzielle  Verhältnis  zwischen  dem 
31  utterlande  und  den  einz^en  E.  eruchtlich. 

Ueberbliok  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Sohutsgebiete  1806. 

Vorbemerkung:  Die  folgende  Tabelle  i»t 
aufgestellt  nach  dem  Haosbaltsetat  für  die 
Schutzgebiete  aaf  das  Bechnungsjahr  IlOH  in 
der  endgtUtigen  FaHsnng  dea  VoranscbLa^  nach 
den  Beschlüssen  vom  Bondesrat  and  Reichstag. 
Das  Schutzgebiet  SQd westafrika  ist  mit 
Bficksicht  auf  die  Kosten  des  Anfstaudes, 
wegen  derer  der  Etat  dieser  3  Jahre  nicht 
als  ein  normaler  gelten  kann,  getraint  von 
den  QbrigeD  Schutzgebieten  belumdelt  —  Zar 
materiellen  Beurteilung  des  Verhält- 
nisses zwischen  den  Ausgaben  und 
den  eigenen  Einnahmen  der  Schnti- 
gebiete  dienen  die  folgenden  Aas- 
f  übrnngen. 

Bei  der  Beurteilung  des  finanziellen  Ver- 
hältnisses zwischen  dem  Belebe  und  den  K. 
ist  nnn  aber  eine  Beihe  von  Punkten  zn  be- 
rücksichtigen,  die  in  den  Ähschlaßziffem  der 
deutschen  K.etats  nicht  sogleich  äußerlich  er- 
kennbar herrortreten,  aber  für  eine  zntreffende 
statistische  Würdigung  des  Anteils  des  Beichs 
an  den  finanziellen  Lasten  nicht  außer  acht 
gelassen  werdm  dttrfen. 

ZnnBchst  müssen  von  doa  fortlaufenden 
Kosten  der  deutschen  Schatzgebiete  offenbar 
diejenigen  Beträge  in  Abzug  gebracht  werden, 
die  durch  den  Krwerb  derselben  verursacht 
sind.  So  hat  das  Beich  nach  den  Auseinaoder- 
setzungsverträgen  mit  der  Deutech-Ostafrika- 
nischen  Gesellschaft  und  mit  der  Nen-Gninea- 
Kompagnie  (vgl.  oben  Abschnitt  III,  1)  diesen 
Gesellschaften  anf  eine  Reibe  von  Jahren  hin- 
ans  (der  ersteren  für  45  Jahre,  der  letcteren 
für  10  Jahre)  größere  Zahlungen  zu  leisten,  die 
alljährlich  in  dem  Etat  des  betreffenden  Schutz- 
gebietes nnter  den  fortdauenidea  Ausgaben  er- 
scheinen. Sie  stellen  aber  der  Sache  nach  niebts 
anderes  dar  als  den  Ersatz  der  Aufwendung«! 
bezw.  die  allmähliche  Abzahlung  der  Kosten, 
welche  die  genannten  Oeaellschaften  für  den  Er- 
werb und  die  ersten  Einrichtungen  ihrer  Schutz- 
gebiete gehabt  haben;  insbesondere  handelt  es 
sich  in  Ostafrika  um  eine  ratenweise  Rück- 
erstattung der  Zahlung,  welche  die  Gesellschaft 
seiner  Zeit  dem  Snltan  von  Zanzlbar  fOr  die 
Abtretung  des  oben  erwähnten  Kttstenstreifeus 
anf  Grund  des  Vertrages  von  Jahre  1890  ge- 
leistet hat  Wirtschaftlich  betrachtet  sind  diese 
Äiugabeu  des  Reiches  genau  ebenso  anzasdMB 
wie  diejenigen,  welche  es  bei  anderen  ScbBta- 
gebteten  seinerseits  unmittelbar  für  den  ersten 
Erwerb  geleistet  bat,  z.  B.  wie  die  25000000 
Peseten,  die  es  an  Spanien  als  Eauforei»  für 
I  die  Karolinen  1899  gezahlt  hat.  Im  latateren 
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Falle  huddt  es  eich  gewissermaßen  um  eine 
finmaUge  Kapital zahlnng,  in  den  anderen  Fällen 
TO  die  VerzinsoDg  und  AmortiBation  des  £r- 
»«rUkapitals.  GnindsfttzUcb  kann  dies  keinen 
l'stenKlued  machen,  und  demnach  handelt  es 
•vh  nicht  um  Ausgaben,  die  rechneiiHch  den 
lihriichn  Kosten  der  betreffenden  K.  znr  Last 
ttlfft  werden  dürften. 

Als  Kosten  fSr  den  Erwerb  der  SchntE- 
ir<- biete  sind  femer  aoch  die  in  den  K.etata 
irr  letzten  Jahre  äberwiegend  ins  Gewicht 
fallndeB  Ausgaben snr  Unterdrückung  der 
Vaf münde  anznseheu.  Oerade  Südwest- 
1 1  r  i  k  a  ist  hier  ein  lehrreiches  Beispiel :  Während 
udere  Natiooen  ihre  K.  znm  Teil  unter  großen 
isdaaeh  koatsmeligeu  Kämpfen  erobern  mußten, 
bit  fleh  die  £rwerbnng  SQdwestafrikas ,  wie 
wir  in  dem  geschichtliuien  Abschnitt  gesehen 
^Miw,  seiner  Zeit  ohne  Kämpfe  und  ohne 
»«M&tliche  militärische  Ausgaben  vollzogen  -, 
awbtrlglich  aber  sind  letztere  durch  die  Ver- 
•orhe  der  Eingeborenen,  die  deutsche  Herrschaft 
«btoirhiltteln,  in  hohem  Uaße  entstanden.  Für 
'ine  ricbtige  rechnerische  Beurteilung  kann  es 
Aber  ofTeuMT  keinen  grundsätzlichen  Unterschied 
aacben,  ob  jene  Kosten  im  ersten  Jahre  oder 

'I  Togo  hat  1906  ebenso  wie  schon  in  den 
Voriahrea  keines  Reiehscasohnsses  be- 
i<iii^  Dageigen  sind  diesem  Schntzgebiet  in 
itffem  Jahre  ISOOOOO  M.  (1905  :  360U000  H., 
mx.  30000QO  V.)  als  Dartehn  des  Reichs 
ifvKfthTt  worden  fQr  den  Bau  der  Eisenbahn 
^(10  Lome  cach  Palime. 

'  Davon  28040»  M.  aus  Anlaß  des  Ein- 
«eboreneBanhtandes. 

'1  I>aT«n  822t)9400  M.  aus  Anlaß  des  Ein- 
r^reaenanfstandefl.  Hierzu  kommen  noch 
'xn.  nr  Zeit  der  Drucklegung  dieser  Arbeit 
■«h  taeiiedigte  Naehtra^etata ,  erstens  die 
fwdcraag  tob  29830000  H.  ans  Anlall  des 
«'»ntnreneoaufstandes,  wegen  deren  es  zur 
ttniBBnir  des  Reichstags  im  Dezember  1906 
C^nminen  ist,  nnd  zweitens  die  Forderung  von 
timaiOll.  als  ente  Rate  zur  Fortfühning  der 
|N>Ulm  LOdaritabacht  —  Ans  (Kubnb)  bis 
Kcctwunilioopk 


in  einem  späteren  erwachsen  sind,  da  erst  der 
Erwerb  einer  endgültig  nazifizierten  K.  die 
Grundlage  für  eine  koIonialpoUtisdie  Entwicke- 
lung  geben  kann.') 


■]  In  ähnlichem  Sinne  hat  der  Leiter  der 
K.verwaltnng  jüngst  im  Reichstage  ausgeführt, 
daß  die  Kosten  der  Niederwerfung  von  Auf- 
ständen zu  denen  der  endgültigen  Okkupation 
der  Schutzgebiete  zn  rechnen  seien  und  de^alb 
bei  zutreffender  Beurteilung  der  laufenden 
Ausgaben  der  K.verwaltung  außer  Ansatz 
bleiben  müssen.  Eine ,  während  der  Druck- 
legung der  obigen  Abhandlung,  dem  Reichstage 
zugegangene  Denkschrift  über  „Die  finanzielle 
Entwickelnng  der  deutschen  S^ntzgebiete" 
bemerkt  zn  dieser  Frage: 

„Die  finanzwirtschaftliche  Selbständigkeit, 
d.  h.  also  der  Stand  der  Entwickelnng,  wo  die 
K.  in  der  Deckung  ihrer  Ausgaben  einschließ- 
lich des  Dienstes  eTentneller  eigener  Anleihen 
durch  eigene  Einnahmen  auf  eigenen  Füßen 
steht,  ist  aber  schwer,  oft  aoch  unmöglich  zn 
erreichen,  wenn  die  ganz  unregelmäßigen, 
sprunghaft  sich  entwickelnden  Ausgaben  für 
Militär  und  LandesTerteidigune  auf  den  Etat 
der  K.TerwaltuDg  gesetzt  werden.  Zum  min- 
desten erhält  man  hei  einer  solchen  Uebemahme 
der  zur  VerteidUrnng  der  Landwboheit  in  den 
K.  gemachten  Militäransgaben  absolut  kein 
richtiges  Bild  von  der  eigentlichen  finauzwirt- 
schafuicben  Entwickelnng  der  K.,  von  der  Ren- 
tabilität der  werbend  gedachten  Auegaben  durch 
die  aus  diesen  sich  entwickelnden  Einnahmen 
und  von  der  Deckung  der  reinen  Verwaltungs- 
ansgaben  durch  die  sonstigen  Einnahmen  der  K. 
Durch  Einrechnang  der  Ausgaben  für  Militär 
»nd  Landesverteidigung  in  die  koloniale  Finanz- 
gebamng  kommt  in  diese  ein  so  nnsicheres 
nnd  nniwrecfaenhares  Element,  daß  eine  statis- 
tische Darstellung  vielfoch  weiter  nichts  er- 
kennen läßt,  als  daß  die  Ausgaben  in  einzelnen 
Jahren  erheblich  größer  waren  als  in  anderen. 
Die  kolonial  politisch  so  wichtige  Kurve,  welche- 
zeigt,  ob  sich  ein  Kolinusationsgebiet  der  finanz- 
politischen nnd  damit  auch  verwaltnngspoliti- 
seben  Reife  nähert,  dem  Stande  also,  &t  oben 
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Es  ist  mehrfach  die  Fra^e  angeregt  worden, 
ob  es  nicht  angezeigt  sei,  entsprechend  der 
rechnerischen  Unterscheidnng  der  militärischen 
Ausgaben  von  denen  der  ZiviWerwaltnng,  die 
fOr  eine  zatreffeade  finanzstatistiscfae  Anfstellung 
notwendig  ist,  ia  Zukauft  aneh  eine  solche 
in  dem  äaDeren  Aufbau  der  Etats  vorzn- 
nehmen,  d.  h.  die  HUitärlasten  ttberhanpt  vom 
E.etat  fortzunehmen  und  aaf  den  Haashaltsetat 
des  Reiches  selbst  xa  übertragen,  wie  dies  auch 
bei  der  Etatsanfstellnng  einiger  anderer  Nationen 
geschieht  (vgl.  nnten).  Die  Erfirtemng  der  et&ts- 
technischen  Einzelheiten  dieser  Frage  liegt 
anßerhalb  des  Rahmens  dieser  Abhandlang. 
Jedenfalls  Ist  za  bemerken,  daß  die  Sachlage 
nicht  notwendig  für  sämtliche  Schatsgebiete  aie 
gleiche  ist,  msbesoadere  sind  in  Kiantschoo,  das, 
wie  wir  im  historischen  Teil  gesehen  haben, 
von  Anfang  an  nicht  nnr  als  Handels-E.,  sondern 
zugleich  als  Fbttenstützpnnht  gedacht  war,  and 
wo  die  gesamte  Verwaltung  einheitlich 
von  der  Marine  geführt  wird,  besondere  Ver- 
hältoiKse  gegeben. 

In  anderen  Schatzgebieten  wiedernm  enteilt, 
wie  man  mit  Recht  bemerkt  hat,  ein  Teil  der 
militärischen  Ausgaben,  welche  die  K.etats  er- 
heblich belasten,  auf  Aufwendongen,  die  nicht 
nur  der  Erhaltung  der  inneren  Ruhe  der  ein- 
zelnen K.  und  fSaait  dem  Interesse  des  be- 
treffenden  Schutzgebiets  dienen,  sondern  im  In- 
teresse derweltpoutischenUachtstellangdes 
Mutterlandes  geleistet  werden.  Auch  dies  ist 
bei  der  statistischen  Beurteilung  der  Ziffern  der 
dentschen  Schutzgebietsetats  zu  beachten.  Bei 
anderen  K.nationen  tritt  es  schon  äufierlich  im 
Anfban  der  K.etats  in  die  Erscheinung.  In 
England  trägt  im  wesentlichen  der  Etat  des 
Mutterlandes  me  Kosten  der  kolonialen  Wehr- 
macht. Selbst  von  den  finanziell  leistungs- 
fähigsten K.,  z.  B.  von  Hongkong  wird  seitens 
der  K.  selbst  außer  den  Aiuwendnugen  für  die 
ZiTÜTerwaltang  nnr  ein  bestimmter  Beitrag  für 
die  militärischen  Ausgaben  geleistet;  der  ge- 
samte überwiegende  Rest  der  letzteren  hingegen 
wird  auf  den  englischen  Etat  gebracht  Auch 
Frankreich  trägt  in  seinem  Budget  die 
Hititärkosten  der  K.  Als  A  Igier,  dessen  Etat 
bis  1900/1901,  entsprechend  der  oben  geschilderten 
Rechtsstellung  des  Gebietes  als  eines  franzitsischen 
Departements,  mit  dem  mutterländiseben  Etat 
Terbunden  war,  sein  selbständiges  Budget  er- 
hielt, verblieben  die  Militätlasteu  auf  dem  des 
Mutterlandes. 

Endlich  ist  zu  berttduiditigen,  daß  es  sich 
in  der  ZivilTerwaltang  bei  erheblichen 
gegenwärtigen  Ausgaben  einer  Reihe  von  Schutz- 
gebieten zum  Teil  um  große  einmalige  Auf- 
wendungen handelt  (vgl.  die  Tabelle  auf 
S.  245),  die  in  dem  jetzigen  Anfangsstadinm 
der  kolonialen  Entwickelnng  begründet  sind. 
Dies  gilt  z.  B.  von  den  Kosten  der  großen 
Hafenanlagen  in  Tsingtaa  und  den  afrika- 
nischen Häfen,  femer  von  den  durch  das  Reich 
selbst  oder  mit  ReichszuschUssen  geplanten 
Eisenbahnen,  Straften  u.  a.  m.  Hier 


als  Entwickelnngsziet  aller  Kolonisationspolitik 
hingestellt  wurde,  läßt  steh  Überhaupt  nicht 
darstellen  und  zeichnen,  wenn  man  nicht  die 
besonders  im  Anfang  der  Kolonisation  häufiger 
auftretenden  sporadischen  größeren  Aufwände  für 
Militär  und  Verteidigungszwecke  ausscheidet," 
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handelt  es  sich  gewissermaßen  um  einmalige 
EapitalinTestierungen.  Ein  Teil  von 
ihnen  wird  in  Zukunft  fortfallen  becw.  steh  ver- 
mindern können.  Ein  anderer  Teil,  insbesondere 
der  Aufwand  fttr  den  Ausbau  des  kolo- 
nialen BahnnetseSr  wird  wiederholt  und 
Eweckmäßi^rweise  sogar  gesteigert  werden 
müssen,  wird  alsdann  aber  auf  der  Gegenseite 
des  Budgets  entsprechende  Einnahmen  veran- 
lassen, einmal  durch  die  unmittelbaren  Erträge 
der  Bahnen,  dann  aber  auch  mittelbar  dorch 
die  Hebung  der  gesaraten  kolonialen  Volkswirt- 
Schaft.  Für  Kapitalien,  die  für  derartige  pro- 
duktive Zwecke  investiert  werden  sollen,  er- 
scheint nicht  die  Belastung  des  kolonialen  Etats 
eines  oder  weniger  Jahre,  sondern  die  Anf- 
bringnng  dorch  Anleihen  als  das  finanz- 
techniscn  zotrefFende.  Dieses  System  finden  wir 
in  der  Tat  in  der  Eis«ibahn-  und  Finanzpolitik 
der  wichtigsten  fremden  Eolonialnationen.  Dem- 
selben Gnud^edanken  entspricht  in  der  deut* 
sehen  kolonialen  Finanz|K>titik  die  Aufnahme 
eines  Darlehns  beim  Deutschen  Reiche  seitens 
des  Schutzgebietes  Togo  für  den  Bau  der 
Eisenbahn  Lome  nach  Pal ime  (vgl  die  Tabelle): 
ähntiche  Anregungen  sind  jüngst  auch  für  den 
Bahubau  in  Südwestafrika  hervorgetreten. 

Auch  die  oben  erwähnte  amtliche  Denk- 
schrift trennt  die  „werbenden  Kapitalanlagen 
des  R^dies"  von  den  übrigen  Aasgaben  nnd 
auf  der  anderen  Seite  der  Etats  entsprechend 
die  Erträge  aus  jenen  Kapitalanlagen  von  den 
sonstigen  Einnahmen  der  Schutzgebiete.  Unter 
Berücksichtigung  aller  der  vorerwähnten  Fak- 
toren kommt  die  Denkschrift,  auf  deren  Ziffer- 
angaben nnd  graphische  Darstellan^eo  hier 
verwiesen  sei,  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  eigent- 
lichen Verwaltnngsansgaoen  (Lokalverw^ltang 
der  K.)  von  den  eigenen  Einnahmen  derselben 
^ach  Abzog  der  Einnahmen  aus  werbenden 
Kapitalanlagen  des  Reichs)  bereits  jetzt  im 
ganzen  gedeckt  werden. 

Vergleiche  mit  den  K.etats  anderer 
Nationen  übersehen  nicht  selten  die  mannig- 
fachen Verschiedenheiten  in  dem  ganzen  Anfbaa 
der  Budget«,  die  vorstehend  nor  zum  Teil  an- 

Sedeutet  werden  konnten.  Es  fehlt  hier  der 
aum,  die  Etats  der  verschiedenen  K.staateo 
im  einzelnen  zu  analysieren,  was  erforderlich 
sein  würde,  am  ein  wissenschaftlich  unanfecht- 
bares Ve^leiehsmaterial  sn  gewinnen.  Es  seien 
deshalb  in  folgendem  uar  einige'  susammen- 
fasseode  Daten  gegeben: 

In  Englana  ist  die  früher  b^olgte  Praxis, 
den  K.  reichliche  StaatsunterstOtzun^en  zu  ^ben, 
bei  dem  Umschwung  der  kolontalpolitiscbea 
Ideeen  nach  dem  Jahrä  1860  aufgegeben  worden. 
Die  K.  wnrden  seither  im  wesentlichen  auf  ihre 
eigenen  Einnahmen  gestellt,  wofür  ihnen  als 
Gegenleistung  die  oben  erörterte  weitgehende 
Selbst verwaltang  and  als  wesentlicher  Bestand- 
teil derselben  die  selbständige  Verfügung  Uber 
ihre  Einnahmen  und  das  Itecbt  zur  Aufnahme 
von  Anleihen  gewährt  wurde.  Immerhin  be- 
läuft  sieh  nach  Statesman's  Yearbook  der  Oe* 
samtaufwand  des  Untterlandes  für  die  K.  und 
Protektorate  (mit  Ausschluß  von  Indien)  in 

i'edem  der  letzten  Jahre  noch  auf  Uber  3  Hill. 
*fd.  Sterling.  Die  Verwaltung  I  n  d  i  e  n  s  arbeitet 
seit  den  letzten  Jahren  mit  Deberschttssen.  Es 
'  betrugen  die  Einnahmen  nach  dem  Etat  für 
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liii>ljQ6  1870  HUL  Rnpien;  l^jOß  (nach  dem 
EutitronuuchUce)  1261  Mill.  fiupien;  die  Aas- 
nteB  1904/0& Täl8  MUl.  Kapien;  1906/06  (nach 
3ea  EutSToruuchlage)  1237  Jfill.Bapien.  (Ohne 
die  Aoa^ben  für  Eisenbahnen  nnd  Bewässerongs- 
inbgca.)  Dsgcsen  iat  die  StutaachnldenlBst 
Ib^ou  anSerordentlich  augewachBen,  sie  flber- 
titg  1903  ^00  Hill.  Rapien. 

Bedeatende  Sebalden  sind  anch  seitens  der 
neÜKhen  K.  (im  eigentlichen  Sinne)  anfge- 
gommeD  worden.  Die  entwickelteren  unter 
ibsen  haben  Anleihen  am  offenen  Geldmarkte 
in  Eo^and  iu  groSer  Anzahl  gemacht.  Für 
ih«  kuineren  und  anentwickelteren  K.  ohne 
S^lbstTerwaltong,  bei  denen  England  sich  die 
iftoefamignng  zu  Schuldanbiahmen  vorbehalten 
hit.  werden  die  Mittel  bänfig  vom  Untterlande 
wgncluiaien.  Nach  den  Angaben  Zinuner- 
autts  belief  sich  die  6amme  der  an  den  eng- 
lisckefl  Börsen  gehandelten  Sebalden  der  K. 
^risfdiUeSUch  Indiens)  bereits  1901  anf  nahezn 
<)tl'f,  um.  Pfd.  Sterling,  nnd  in  den  folgenden 
.Uttren  ist  diese  Snmme  noch  erheblich  ge- 
«tie^n.  Aach  die  kolonialen  Gemeindever- 
raltimgea  haben  erhebliche  Anleiben  kontrahiert. 

Frankreich  hat  wie  in  allen  früheren 
Perioden  »einer  K.politik  so  aach  bis  in  die 
iaai!>ten  Jahre  bedeatende  Anfwendangen  für 
«dae  K.  machen  mOssen.  Dieselben  betrugen 
-  Bit  Avssehlnfi  von  Algier  and  Tonis  — 
l'JtO:  100321200  ITres.,  1901:  106292700  Eres. 
Bull  1»05:  U0»B2 500  Eres.  Algier  erfordert 
Mhrlich  erhebliche  Aufwendungen  seitens  des 
Hnnerlandes  fQr  Uilitärlasten  (s.  oben)  nnd 
Li^cnbthngarantieen,  Anfwendangen,  die  Vilich 
tuu'h  i^ering  erscheinen  gegen  die  hohen  Kosten, 
•lie  fnlber  die  Erobemng  nnd  jahrzehntelang 
iriltreBde  Paxifizierung  dieses  Gebietes  erfordert 
bit'i 

And)  die  franzOoschen  K.  haben  eine  er- 
keHiche  Sehnldoilaat  ttbeniommai,  wobei  fibnlich 
mit  in  Engluid  die  entwickelteren  anter  ihnen 
•dbitindige  Anleihoi  aufgenommen  haben, 
«ührend  den  jttn^eren  E.  staatliche  Vorschttsse 
nccben  sind.  Die  gesamte  Versehnldong  der 
fnutzSÜBcheo  K.  wiiii  tou  Zimmennuin  llS(fö) 
laf  fast  490'/,  Hill.  Eres,  beziffert 

Holland  hat  aus  seinen  indischen  K.,  nach- 
ifvi  dieselben  ihm  vor  IS^lO  erhebliche  Kosten 
reronacfat  hatten,  dnrch  die  EinfUbrun&  des 
EnltttrsTstenu ,  das  dem  Staate  weitgeoende 
M"Dopofe  in  der  Erzengnng  der  wichtigsten 
E-Iirmlnkte    sicherte ,   Jahrzehntelang  anßer- 

IHe  oben  erwKhnte  amtliche  Denkschrift 
•«Uiilt  eine  lehrreiche  Darstellung  der  finan- 
ccilvB  Kntwickelnng  Algiers  im  vergleich  zu 
-Irrjesigen  der  deutscbeu  Schatzgebiete.  Sie 
Wrtcbnet  den  Gesamtaufwand  Fraokreichs  für 
Alciir  Toa  1830-1906  auf  8598  MiU.,  denen 
£^  HtD.  Efimahmea  gegenttbentehen ,  also 
Hin  Ausgaben.  Trotzdem  sind,  wie  die 
{«akicbrifc  antreffend  berrorhebt,  die  führenden 
ftaatfinieben  K.politiker  davon  durchdrungen, 
iiii  Algerien  dem  Hutterlande  langsam  alles 
nrftckcntatten  werde,  was  es  ihm  gekostet 
Uht.  zwar  nicht  in  dar  Eorm  barer  Einnahmen, 
>fer  dnrch  die  Beletning  von  Indnstrie  nnd 
Budd  sowie  dorch  Verhreitanp  der  Sprache 
nd  ältcn  des  Hotterlandea  nnd  die  Erweiteraug  i 
r^dgtn  Horismti  der  Nation.  ' 
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ordentlich  hohe  Einnahmen  gezogen.  Jenes 
System  hat  aber  aus  den  an  anderer  Stelle  zu  er- 
örternden Gründen  (vgl.  Abschn-  III,  2  und  T,  2) 
schlieQUch  versagt,  der  Staat  hat  die  Kulturen 
dem  freien  Wettlwwerb  privater  Unternehmungen 
erOffiiet  und  schließlich  anf  das  ganze  System 
mehr  nnd  mehr  Tcrzichtet.  In  flsialisdier  Hin- 
sicht bedeutete  dies  naturgemfiO  zunftchst  einen 
starken  Verlust,  der  aber  mit  Rücksicht  anf  die 
Forderung  der  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Entwickelnng  der  K.  die  vorher  stark  zurück- 
geblieben war,  getragen  werden  mußte.  Seit 
den  90er  Jahren  des  19.  Jahrh.  blieben  in  den 
niederländisch-indischen  K.  mit  Ausnahme  ein- 
zelner Jahre  die  Einnahmen  hinter  den  Aus- 
gaben zurück.  Der  Fehlbetrag  belief  sich  U03 
anf  Aber  13  MUl.  und  nach  dem  Etatsansdilage 
für  1906  auf  14Vi  Hill.  Gnlden.  Einen  wesent- 
lichen Anteil  an  den  hohen  Kosten  hat  seit 
Jahren  der  langdauemde  Atchinesenkrieg  auf 
Sumatra  vernrsacht.  Nach  dem  vorlftnfi^n 
Voranschlage  für  1907  belauft  sich  der  Eäü- 
betrag  nur  noch  anf  688000  Gulden;  za  sdner 
Deckang  ist  insbesondere  eine  Aendernng  des 
Zollsystems  in  Aassicht  genommen. 

Die  früher  vertretene,  die  gesamte  ältere 
K.politik  beherrschende  Anschauung,  dafi 
für  den  Wert  der  K.  die  unmittelbaren  jEin- 
kflnfte  für  den  Fiskus  des  MutterlaDdes  der 
wichtigste  Maßstab  seien,  ist  von  der  ge- 
samten K.ge8chichte  widerlegt  worden. 

Ein  deutliches  Beispiel  der  ersten  Jahr- 
hunderte gewährt  die  GegenUberstellnng  einer^ 
seits  der  spanischen  und  portugiesischen  und 
andererseits  der  englischen  Kolonisation.  Wäh- 
rend die  Portugiesen  von  Anfang  an  und  die 
Spanier  mit  der  Entdeckung  der  Edelmetall- 
schfttze  Amerikas  sofort  grolle  Gewinne  aus 
ihren  K.  gezogen  haben,  haben  diese  doch  keine 
befriedigende  Entwickelnng  genommen  nnd  sind 
dem  Hutterlande  auf  die  Dauer  immer  weniger 
von  Vort^l  gewesen.  Umgekehrt  haben  die 
Engländer  aus  ihren  nordamerikanischen  K.  — 
auch  vor  deren  Emanzipation  —  niemtüs  i^^end 
erhebliche  Einnahmen  gezogen,  und  zwar  weder 
die  Krone  noch  die  privaten  englischen  E.untei^ 
nehmungen  selbst^  vielmehr  hat  di^  Mutter- 
land noch  erhebliche  Aufwendungen  machen 
müssen,  insbesondere  infolge  der  Kriege  mit 
Frankreich,  die  es  im  Interesse  seines  amerika- 
nischen K.besitzes  geführt  hat  Als  England 
den  Versuch  machte,  wenigstens  einen  Teil 
dieser  Kraten  dnrch  Emfflbrung  von  Steuern 
und  zollen  in  den  K.  an  deckeu,  führte  dies 
zur  Empfirnng  und  hatte  nur  den  Erfolg,  daß 
England  jene  K.  ganz  verlor.  Trotz  dieses 
jahrhundertelangen  Fehlens  jedes  Nutzens  für 
den  Fiskus  stellt  aber  die  Kolonisation  der  Neu- 
England-Staaten  unbestritten  einen  der  grillten 
und  weittragendsten  Erfolge  aller  K.geschichte 
dar.  Sie  hat  mittelbar  durch  die  Hebung  von 
Schiffahrt,  Handel  und  Gewerbfleiß  im  Mutter- 
landes diesem  reiche  Erträge  gebracht  und  zahl- 
lose Fäden  wirtschaftlicber,  für  beide  Teile  ge- 
winnbringmder  Beiiehongen  angesponnen,  die 
auch  mit  der  politischen  Unabhäiigigkeitser- 
klSrnng  der  K.  keineswegs  gänzlich  aiigeriBsen 
sind. 

I     Heute  bricht  sich  unter  den  praktischen 
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E.politikeni  wie  den  Theoretikera  aller 
Nationeo  mehr  und  mehr  die  Ueberzeugung 
Bahn,  daß  der  Wert  der  K.  nicht,  oder 
mindeBtens  nicht  in  erster  Linie  sieh  nach 
dem  Maß  der  unmittelbaren  fiskalischen 
Eännahmen,  die  der  mutterlandische  Staat 
aus  ihnen  zieht,  bemessen  läßt,  daß  viel- 
mehr alles  auf  eine  gesunde  volkswirtschaft- 
lidie  Entwickelung  der  E.  selbst  ankommt 
und  daß  aus  einer  solchen  mittelbar  auch 
das  Mutterland  durch  Steigerung  seines 
Schiffsverkehrs  und  Handels,  durch  das  er- 
weiterte Feld  der  Betätigung  der  Arbeits- 
kraft und  lotelligenz  seines  Bevölkerungs- 
Uberscbusses  uud  die  Möglichkeit  der  hiicht- 
bareD  Anlegung  seines  Qberschüssi^o  Kapitals 
unter  Wahrung  der  nationalea  Zusammen- 
eefaOrigkeit  Nutzen  zieht.  Dieserümschwung 
der  koionialpolitischen  Anmcfaten  beschribikt 
gid)  nicht  nur  auf  die  eigentliche  staatliche 
Vinanzpolitik,  sondern  erstreckt  sich  auf  die 
gesamte  koloniale  Wirtschaftspolitik,  uud  in 
deren  Zusammenhange  wird  noch  auf  ihn  zu- 
rückzukommen sein  (vgl.  unten  Abschn.  V,  1). 

So  sehr  aber  auch  der  vorstehend  er- 
örterte Standpunkt  zu  betonen  ist,  daß  es 
för  die  Verwaltung  der  K.  nicht  in  erster 
Linie  auf  unmittelbare  fiskalische  Gewinne 
ankommen  kann ,  so  bleibt  es  doch  eine 
Aufgabe  von  gi-ößter  Wichtigkeit,  der  Her- 
beiführung eines  befriedigenden  Verhältnisses 
zwischen  den  Ausgaben  und  den  eigenen 
Einnahmen  der  K.  beständige  Aufmerksam- 
keit zuzuwenden,  um  das  Mutterland  tun- 
lichst von  der  Verpflichtung  zu  Zuschflssen 
zu  entlasten. 

Jenes  wünschenswerte  Verhältnis  von 
Ausgaben  und  Einnahmen  kann  nun  im  all- 
gemeinen —  unbescliadet  aller  sicherlich 
wünschenswerten  Sparsamkeit  —  nicht 
durch  eine  unzweckmäßige  Ein- 
schränkung der  für  die  Er- 
schließung der  E.  notwendigen 
Ausgaben  erreicht  wenlen,  die  sich  in 
der  Folgezeit  bitter  rächen  müßte.  Es  muß 
vielmehr  durch  eine  Hebung  der  eigenen 
ISDnohmen  der  Schutzgebiete  angestrebt 
werden,  die,  wie  oben  dargelegt,  ihrerseits 
gerade  die  Investierung  genügenden  Eapitals 
vielfach  zur  Voraussetzuag  hat.  Es  li^  ja 
auch  auf  der  Hand,  daß  junge  £.  in  dem 
frühen  Entwickelungsstadium,  in  dem  sich  die 
deutschen  Schutzgebiete  zurzeit  ausnahms- 
los noch  befinden,  noch  kein  Bild  von  den 
fioaaziellen  Leistmigen  geben  kOnnen,  deren 
sie  nach  ihrer  vollen  Eutwickehmg  ßhig 
sein  werden. 

Bei  der  Erschließung  neuer  Einnahme- 
quellen  der  einzelnen  K.  muß  nun  aber  mit 
besondem*  rmsicht  voi^gangen  und  jede 
üebereilung  vermieden  werden,  weil  eine 
solche  leicnt  die  wirtschaftliche  Entwicke- 
lung in  einer  Weise  hemmen  konnte,  die  in 
keinem  Verhältnis  zu  dem  augenblicklichen 


Steuerertrage  stehen  würde.   Wenn  erst  die 

rimte  wirtschaftliche  Entwickelung  einer 
erstarkt,  so  werden  sich  auch  erhöhte 
Einnahmen  für  den  Staat  unschwer  ergeben. 

Was  die  heute  bereits  vorhandenen  eigenen 
Einnahmen  der  deutschen  Schutzge- 
biete anlangt,  so  spielen  in  den  meisten  K. 
die  Zölle  die  Hanptrolle.  Anf  diese  wird  noch 
bei  der  Betrachtang  der  kolonialen  Handels- 

ßilitik  zurOckzakommen  sein  (s.  Abschn-  V,  1). 
aneben  bestehen  Steuern  und  Abgaben  in 
den  verschiedenen  K.  in  bunter  Hanni^altigkeit 
Die  Steuern  sind  teils  direkte,  teils  indirekte 
(Verbranchsabgaben).  Unter  ersteren  finden  nch 
insbesondere  Grondsteaem,  Bergwerksabgaben, 
Gewerbestenem,  hier  und  da  auch  Ansätze  zu 
einer  Eiokommenstener.  In  einigen  Gebieten 
finden  sich  für  die  Eingeborenen  Hätten-  oder 
Ropfstenem.  Die  Steuern  der  einheimischen 
Bevölkerung  sind  zum  grollen  Teil  noch  in 
Naturalien  oder  dnrch  Arbeitsleistung  zahlbar. 
Das  Stenersystem  jedes  einzelnen  Schutzgebietes 
steht,  wie  hier  noirhnials  betent  sei,  erst  im 
Anfangsstadioro  der  Entwicketong  und  ist 
überall  noch  in  rascher  Veränderung  begriffen. 

In  den  fremden  K.  findrai  wir  in  bunter 
Mannigfaltigkeit  alle  die  oben  renannten  Zoll- 
und  Stenerformen  wieder.  Daneben  spielen  hier 
vielfach  staatlicbe  Monopole,  insbesondere  das 
Salz-  und  Opinmmonopol,  vereinzelt  anch  das 
Branntweinmonopol,  eine  finanziell  wichtige 
Rolle. 

Auch  in  den  K.  hat  die  Steuerpolitik  neben 
ihren  rein  fiskalischen  Zwecken  die  Anfmbe, 
gewisse  wirtavhafts-  und  sozialpolitische  Kut- 
wickelnngstendenzen  sei  es  zu  fördern,  sei  es 
zu  hemmen.  Beispielsweise  sei  hervorgehoben, 
daß  mit  der  HQttensteuer  der  Zweck  verfolgt 
wird,  die  Eingeborenen  zu  einer  gewissen  Arbeits- 
leistung zu  nötigen,  zu  der  sich  die  Neger  sonst 
schwer  entt<cbliellen;  dabei  tebrt  allerdings  so- 
wohl die  englische  als  die  dentsche  Erfahrung, 
daü  bei  der  Einführung  and  Abstufung  dieser 
Steuer  mit  Vorsicht  und  ohne  Debereilung  vor- 
gwaugeu  werden  muß,  um  die  ^wfinscbte  Er- 
ziehung  des  Negers  zur  Arbeit  wirklich  zu 
erreichen.  —  Auch  bei  der  Stenerpolitik  gegen- 
über der  weißen  Bevölkerung  greifen  Er- 
wägnneen  allgemeiner  wirtschans-  nnd  aozial- 
potitischer  Natur  Platz,  insbesondere  gilt  dies 
für  das  System  der  Bodenbestenernng  nnd 
hier  namentlich  für  die  koloniale  Wertzuwscbs- 
steuer.  Diese  wird  deshalb  im  Zusammenhang 
der  Darstellung  der  kolonialen  Bodenpolitik  zu 
betracbtea  sein  (vgl.  unten  Absdu.  V,  ä).*) 


Absdtiiitt  V.  ÄofgabeD  der  kolonlaleB 
WirtschaftspoUtik. 
1.  UeberbUok  der  wtitsehAftspoIhl- 
schen  Probleme  io  dem  K.  Die  wirtwdiafk- 
lichen  Probleme,  die  la  K.  anftretea,  nmfimea  daa 
Oesamtgebiet  der  NatitoialSkoBomie;  sie  gdtSren 
zum  großen  Teil  ihrer  Natu-  nadi  niebt  der 

')  Zu  den  im  vorstehenden  Abschnitt  be- 
handelten Fragen  vgl.  den  soeben  inaeb  Dmck- 
legong  der  obigen  Durstelloitgt  erschieseaen  Vor- 
trag vonDernbarg,  Koloniale  PinanzproUeae 

{19U7.. 
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K.poUtik  im  besoDdereo  an,  sondern  decken  sich 
mit  Fragen,  die  mehr  oder  minder  in  der  Wirt- 
Kchaltitpolitik  eines  jeden  modernen  Staatswesens, 
nos  besonders  aber  solcher,  deren  Wirtschafts- 
tebeo  znm  wesentlichen  Teile  aaf  überseeischen 
Besiebnng^en  beruht,  sich  einstellen.  Zum  er- 
beblichen Teile  ergeben  sieb  die  kolonial- 
wirCflcbaf tlicben  Fragen  onmittetbar  ans 
der  gesamten  Wirtschaftspolitik  des 
Mutterlandes  and  sind  nur  im  Zosammen- 
bang«  der  letzteren  zn  verateben.  Insoweit  sind 
■De  diese  Probleme  nicht  in  der  vorliegenden 
Darstellong  za  erörtern,  sondern  finden  ihre 
Behandlung  unter  den  allgemeinen  volkswirt- 
schaftlichen Bnbriken  dieses  Werkes.  Nor  die- 
jenigen Seiten  jener  Fragen  sollen  in  folgendem 
beröhrt  werden,  die  in  einer  oder  der  anderen 
Hinsicht  Besonderheiten  des  kolonialen 
Wirtschaftslebens  Hnfweisen ;  auch  dies 
kann  mit  RUckeicht  auf  den  der  vorliegenden 
Darstellnng  gezogenen  rftnmtichen  Bahmen  hier 
nur  in  den  Hauptpunkten  gescbeben. 

Die  Grundlage  jeder  rationellen  Wirt- 
Bchaftspolitik  muß  naturgemäß  auch  bei  den 
K-  ronfichst  in  der  Förderung  der  wirt- 
echafUiehen  Produktion  beniheu.  Es 
kommt  darauf  an ,  durch  tunlichste  Ver- 
wertung und  Vermehrung  der  natürlichen 
Bodenschätze  der  K.  diese  wirtschaftlich  zu 
erschließen,  der  Bevölkerung  gewin  Dbringende 
Tätigkeiten  zu  eröffnen,  zugleich  aber  auch 
der  routtertändischen  Produktion  billige  ßoh- 
Btoffe  in  größtmöglicher  Menge  und  befrie- 
digender Beschaffenheit  zuzuführen. 

Ein  bedeutsame«  Beispiel  fQr  die  Bedürfnisse 
der  deutschen  Volkswirtschaft  bietet  die  koloniale 
Banmwoll-Prodoktion,  mit  der  in  den 
lotsten  Jahren  in  mehreren  Scbntzgebieten  (Togo, 
Ostalrika)  vielversprechende  Anfinge  im  Plan- 
tagenban  gemacht  sind,  während  der  Anbau  in 
Kameraa  oisher  in  Eingeborenenknltnren  ge- 
Mheben,  aber  aneb  dort  in  erbebtichem  Hute 
anadebnungsftbig  ist;  nach  neneren  Ermitt* 
Inngea  guten  weiterbin  auch  Teile  von  SQd- 
westafrika  nnd  Nengninea  als  geeignet  für  diese 
Kuhur.  Fttr  die  Bedürfnisse  der  für  die  dentsche 
Volkswirtschaft  so  wichtigen  Textilindnstrie 
kommen  femer  von  Erzengnissen  der  dentschen 
Kolonieen  noch  in  Betracht  Wolle,  Seide  (in 
Kiantschou) ,  Kokosfaser  und  Hanf,  be- 
sonder» der  Sisalhanf,  mit  dessen  Anbaa  in  den 
afrikanischen  Schntzgebieten,  namentlich  in  Ost- 
atrika,  mit  großem  Erfolge,  begonnen  ist;  anch 
dCT  Anbau  vm  Jnte  iatgnttant:  Gerbstoffei 
lind  in  ostafirikanisclien  WBidern  in  großer  I 
Menge  an  gewinnen.  Kautschak  findet  sich 
sowohl  in  Afrika  (Eamemn,  Togo,  Ostafrika) 
alii  in  der  Sfldsee  (Nengninea  nnd  Samoa).  Von 
Mineralien  ist  in  erster  Reihe  Enpfer  zn 
nennen,  von  dem  in  SUdwestafrika  in  den  Otavi- 
Mlnen  dn  großes  Vorkommen  gefunden  nnd 
durch  eine  besondere  Bahn  bereits  mit  der  Küste 
verbunden  ist;  Eisenerze  finden  sich  in 
mehreren  Schutzgebieten,  znm  Teil  in  der 
wOnacbesswerten  N&be  von  Kohlenlagern, 
in  Afrika  und  namentlich  im  Hinterlande  Ton 
Kiao  tscbon.  Femer  sind  Petroleum  (Kamerun), 
Phosphat  (Südsee)  zu  nennen;  Oold  ist  in 
Oatalnka gefondeD  und  Dlamantenvorkom- 
men  sind  in  Sttdwestafrika  mit  großer  Wahr- ' 


scbeinlicbkeit  anzunehmen,  ohne  daß  Aber  die 
Abbauwürdigkeit  beider  bisher  ein  endgttltigea 
Urteil  sich  bilden  läßt.  Von  Nahrungs-  nnd 
Genußmitteln  kommen  in  Betracht  die  Pro- 
duktion von  Kaffee,  Kakao,  Tabak,  Beis 
nnd  Oelfcttchten  (die  anch  für  industrielle 
Verwendung  wichtig  sind)  u.  a.  m.')  Schließlich 
sind  die  mannigfachen  Erzeugnisse  der  Vieh- 
zucbt,  die  in  einer  ganzen  fi^ihe  der  dentschen 
K.  noch  einer  erheblichen  Steigerung  ßlhig  ist, 
nicht  unerwähnt  zu  lassen.  Im  Babmen  der 
vorliegenden  zusammenfassenden  Darstellung 
kann  auf  die  einzelnen  Produkte  und  die  b^ 
sonderen  örtlichen  Bedingungen  ihrer  Entwicke- 
Inng  nicht  eingegangen  werden.  Es  sind  im 
folgenden  nnr  einige  allgemeine  volkswirtschaft- 
liche Gesichtspunkte  der  kolonialen  Produktiou- 
lehre  zu  erörtern. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  welche  Bedeutung 
es  für  die  gesamte  deutsche  Volkswirtschaft 
haben  muß,  wenn  es  ihr  ^ingt,  sich  auch 
nur  in  einer  Anzahl  der  genannten  Wirt- 
Bchaftszweige  von  dem  Bezüge  ausländischer 
Produkte  zu  enianzipierea ,  deren  Preisge- 
staltung z.  B.  bei  der  Baumwolle  heute  ein- 
seitig von  den  nordamerikanischen  Produ- 
zenten bestimmt  wird.  Mit  Recht  hat 
Dernburg  hervorgehoben,  daß  es  schon 
von  größter  Bedeutung  wäre,  wenn  es  auch 
nur  gelänge,  einen  Teil  des  deutschen  Be- 
darfs durch  die  eigene  koloniale  Produktion 
zu  decken,  sofern  jener  Teil  hiureicheDd  ist, 
um  auf  die  Preisgestaltung  auf  dem  Welt- 
markte einen  Einnuß  Oben  zu  können. 

£ine  jede  Hebung  der  kolonialen  Pro- 
duktion trSgt  aber  auch  auf  der  anderen 
Seite  dazu  bei,  die  K.  kaufkräftiger  und  dar 
,  mit  nichtiger  als  Konsumtionsgjebiete 
für  die  Erzeugnisse  der  mutt^lftndischen 
Produktion  zu  machen. 

Die  Förderung  der  Produktion  muß  auch 
in  den  K.  «eh  auf  alle  drei  Produktious- 
faktoren,  auf  Qrund  und  Boden,  Arbeit  und 
Kapital',  erstrecken.  Von  den  hieran  im 
einzelnen  sich  knüpfenden  Problemen  ist 
die  Arbeiterfrage  in  ihren  kolonialen 
Besonderheiten  bereits  oben  im  Zusammen- 
hange der  Eingeborenenpolitik  berührt  (vgl. 
Abschn.  UI,  2).  Die  koloniale  Boden- 
politik soll  wegen  der  bedeutsamen, 
ja  —  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird  — 
j  in  gewissem  Sinne  geradezu  zentralen  Stel- 
'  lung,  die  sie  für  die  gesamte  Entwickelung 
des  kolonialen  Wirtschaftslebens  besitzt,  im 
folgenden  in  einem  besonderen  Abschnitt  eine 
eingehendere  Darstellung  finden  (s.  Ab- 
schn. V,  2).  An  dieser  Stelle  bleibt  so- 
mit zunächst  die  Organisation  des 
Kapitals  für  die  K.  zu  betrachten. 

')  Ueber  die  vorerwähnten  Produkte  und  ihre 
Bedeatang  für  die  dentsche  Volkswirtschaft  vgL 
Dernburg,  Zielpunkte  dm  deutschen  Kolonial- 
wesens (ItlOT),  2.  Vortrag;  ders.,  koloniale  Lehr- 
jahre {1901),  ferner  die  wichtigen  Veröffent* 
lichnuMn  des  Kolonial- Wirtsdiaftuchen  Komitees 
'zu  Berlin. 
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Es  bedarf  keines  besonderen  Nachweises, 
daß  die  Heranziehung  des  Kapitals  in  neu 
erschlossene,  überseeische  Gebiete  eine  der 
wesentlichsten  Voraussetzungen  für  deren 
wirtschaftliche  Äufschließung  und  damit 
mittelbar  auch  für  ihre  Nutzbarmachung  zu- 
gunsten des  Hntterlaudes  bUdet.  Dieses 
Kapital  kann  und  soll  bei  einer  normalen 
Entwickelung  immer  nur  zum  kleinen  Teile 
Ton  dem  kolonisierenden  Staate  als  solchem 
bereit  gestellt  werden;  den  wichtigsten  An- 
teil muß  das  Privätkapital  n^men. 
Denn,  wenngleich  nach  dem  oben  Ausge- 
führten (vgl.  Abschn.  HI,  1)  dem  Staate  als 
soldiem  bedeutsame  Au^iaben  bei  der  Er- 
schließung neuer  Gebiete  zufallen^  so  ist 
dodi  nadi  den  Er&hruagen  der  meisten 
E.nationen  davor  zu  warnen,  daß  der  Fiskus 
selbst  sich  allzusehr  in  privatwirtschaftliche 
Unternehmungen  in  den  K.  hineinbe^bt  und 
dunit  die  Initiative  der  zunächst  interessierten 
wirtschafthchen  Kreise  lähmt ,  von  deren 
Untemehmun^geist  und  Eapitalkraft  auf  die 
Länge  der  Zeit  das  Gedeihen  der  K.  in  eot- 
soheidendem  Maße  abhängt.  Das  schließt 
nicht  aus,  daß  einzelne  wichtige  wirtschaft- 
liche Aufgaben,  welche  die  Kapitalkraft  der 
zunächst  interessierten  Kreise  übersteigen,  und 
zugleich  ein  volkswirtschaftUches  Interesse 
darstellen  —  insbesondere  die  unten  alsbald  zu 
betrachtende  Schaffung  von  Eisenbahnen  — 
im  allgemeinen  vom  Staate  als  solchem  in 
die  Hand  zu  nehmen  sind.  Allgemeine 
Regeln  für  die  Ab^nzung  der  staatlichen 
und  privaten  Initiative  lassen  sich  für  die 
K.  ebensowenig  wie  für  die  heimatüchen 
Staaten  aufstellen.  Niu*  von  FaU  zu  Fall  imd 
häufig,  nicht  nach  feststehenden  Prinzipien, 
sondern  nach  OpportunitätserwI^ngen,  die 
den  Örtlichen  und  zeitlichen  Besonderheiten 
der  kolonialen  Entwickelung  Rechnung 
bagen,  wird  die  Entscheidung  zu  treffen 
sein. 

Jeden&lls  ist  in  allen  K.  und  in  jedem 
Stadium  ihrer  Entwickelung  dem  Prival- 
ki^tal  und  insbesondere  der  Eapital- 
assoziation  ein  weites  Feld  der  Be- 
tätigung gegeben.  Denn  es  liegt  in  der 
ganzen  wirtschaftlichen  Struktur  flber- 
seeiscber  Unternehmungen  der  hier  in  Fr^ 
kommenden  Art,  seien  es  solche  der  Ree- 
derei, seien  es  Plantagen-  oder  Be^bau- 
Unternehmungen,  seien  es  private  Eisen- 
bahn- oder  sonstige  große  bauliche  Anlagen, 
daß  räe  nur  mit  großen  Kapitalien,  die  sich 
nur  ausnahmsw^se  in  der  Hand  eines  Einzel- 
uDtemehmers  finden  werden,  sich  in  An- 
griff nehmen  und  befriedigend  durchfflhreu 
lassen.  Dazu  kommt  das  mit  überseeischen 
Unternehmungen  verbundene  Risiko ,  das 
eine  Verteilung  der  Verlustmöglichkeiten 
auf  zahlreiche  Schultern  erwünscht  er- 
scheinen läßt.   Kurz  für  wichtige  Gebiete 


der  kolonialen  UnternehmuDgen  ist  die  Ka- 
pitalassoziation die  gegebene  Form. ') 

In  der  Tat  lehrt  die  Geschichte,  daß  bei 
den  meisten  Nationen  die  flberseeiscbni 
wirtschaftlichen  Unternehmungen  vaa  vorn- 
herein ihren  Schwerpunkt  bei  großen  K.- 
gesellschaften  gehabt  haben.  Ja  ^  es  ist 
Wirtschaft-  und  rechtsgeschichthch  be- 
merkenswert, daß  die  modernen  Rechtsformen 
der  Kapitalassoziation ,  insbesondere  die 
Aktienges^lsehaft ,  eine  ihrer  widitigsten 
Wurzeln  in  überseeischen  Handelsimter- 
nehmungea  i^habt  haben.  ^  Auch  in  der 
Gegenwart  bildet  die  Entstehung  und  ge- 
deihliche Entwickelung  lebensßUiiger  K.- 

fesetlschaften  ^nen  der  wesenuidisten 
kktoren  der  wirtschaftlichen  Eischliefiung 
der  E.  Dies  steht,  wie  hier  nochmals  be- 
tont sei,  keineswegs  im  G^nsatz  zu  der 
oben  (Absdin.  UI,  1)  dargelegten  Ansicht, 
daß  kapitalistische  K.gesellschaften  sich 
nicht  zur  Regierung  von  K.  eignen. 
Denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine 
öffentlich-rechtliche,  sondern  um  die  privat- 
rechtliche und  privatwirtschaftüche  Betäti- 
gung dieser  Gesellschaften;  ja,  wie  oben 
bereits  erwähnt  ist,  lehrt  die  Erhhrung 
^radezu,  daß  K.gesellschaften,  nachdem  sie 
ihrer  öffentlich-rechtlichen  Befugnisse  ent- 
kleidet sind ,  ihre  rein  wirtschaftlichen 
Funktionen  regelmäßig  um  so  erfblgrac^er 
wahrnehmen. 

In  den  deutschen  Schutzgebieten  sind 
für  die  Gesellschaftsbildung  alle  heimat- 
Uchen  Rechtsformen  zugelassen.  Es  finden 
sich  dort  Äktieogesellschaften,  Goseltschaften 
mit  beschränkter  Haftung  und  alle  übrigen 
gesetzlichen  Arten  der  Assoziation.^)  So 
reich  ausgebildet  die  Gesellschaftsfbrmen 
des  deutschen  Reichsrechts  aber  auch  schon 
in  den  80er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
waren,  so  schienen  dieselben  durch  ihre 
NonnatiTbestimmnngen  doch  allzu  beengend 

^)  Nach  einer  während  der  Dmcklegaug  der 
obigen  Darstetlang  dem  Reichstage  zageeangenen 
amtlichen  Denkschrift  Ober  „die  dentsehea 
Kapitalinteressen  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten (ohne  Kiantschou)"  sind  zurzeit  in 
Erwerbsgesellscbaften  angelegt  142713986  M., 
wozu  Doch  die  Kapitalien  der  Schiffabrtagesell- 
acfaafteo  mit  65077800  M.  kommen.  Demgegen- 
über stehen  ntir  66521 000  M.  an  Kapitalanh^en 
in  allen  EinzeloDtemebmaugea  (Handel,  Gewerbe 
und  Ansiedler).  Wenngleich  oegreiflicherweiBe 
die  letzteren  schwerer  statistisch  faßbar  sind, 
so  veranschlagt  die  Denkschrift  selbst  die  für 
die  etwa  Qbersehenen  Ansiedler  und  Einsd- 
firmen  zuzusetzende  Summe  nur  auf  10  Hill.  H. 
Danach  Uberwiegen  also  die  Gesellschaftakapi* 
tatien  ganz  erheblich.  Auch  im  Kiantschoa* 
gebiete  liecrt  ein  ähnliches  Verhältnis  vor. 

<)  Vgl.  den  Art.  „Aktiengesellschaften'*  oben 
Bd.  I  S.  50  fg. 

"1  Nur  die  Vorschritten  des  BGB.  Uber  rechts- 
fähige Privatvereine  sind  nach  der  gegenwärtigen 
Gesetxeslage  nicht  anwendbar. 
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flr  die  ^genartigen  Veriifiltnisse  |nii^  K. 
Deshalb  wurden  oanim  der  wichtigsten 
denttchen  kcdoniolen  UDternehmungen,  da- 
innt«'  auch  die  Deuteich-OstafiikaniBche  Ge- 
<«?!L*diaft  und  die  Neii-Guinea-EompagDie, 
10  dur  Rechtsform  von  Korporationen  nach 
im  «Iten  Preufiischen  Landrecht  begründet, 
lolioi  der  Verfassung  der  einzelnen  Oeaell- 
«t-bdft  ein  freier  Spielraum  gelassen  werden 
baiiite.  Spater  (1888)  aber  wurde  auch 
ri>ich$rechtlich  eine  eigene  Orgaui- 
yationsform  fflr  koloniale  ünter- 
u^hmungen  goschalTeii,  welche  allen  Be- 
^Qitaissen  der  überseeischen  VerhAltnisse 
;;encht  za  werden  sucht  und  den  Besonder- 
hA{f^  des  individuellen  Falles  weitestgehende 
Benicksichtigiing  ermöglicht.  Sie  trägt  im 
(»-'«Ize  die  charakteristische  Bezeichnung 
Xf«sell8ChafL"  i) 

Die  eeBetzlicfaeD  Erleicb ternn gen 
%  di?  K^geMlUchaft  im  Gegensatz  za  den 
uderea  UcsellschaftsfonneQ  desaeatechen  Bechts 
k^tebeo  Tor  allem  darin,  daß  ihr  die  HQglich- 1 
\rii  einer  freien  Oestaltnng  ihrer  Stataten  nach 
ihn-D  besonderen  Bedärfniasea  eröflnet  ist  Wenn 
4ie  »taatlicbe  Aatorttät  «ch  der  Ein- 
«irknw,  die  sie  auf  alle  anderen  Arten  von 
■te«elI«ciMfteB  durch  die  Anbtellong  eingehender 
jCTMtiHcberXormativbeatimmQngen  anellbt,  hier 
■a  wesentlichen  enthalten  hat,  so  kommt  sie 

den  K.ge8el]9cbaften  dennoch  zor  Geltung 
DLd  Einr  in  zweifacher  Weise.  Erstens  nnter- 
lir^n  der  (lewllschaftSTertrag  (Statut)  in  allen 
»ra^D  Teilen  der  Präfang  des  Reichskanzlers, 
in  die  Geoehmigang  zn  erteilen  hat.  Erst  auf 
limod  der  letzteren  kann  dnrch  Beschlall  des 
Boadevats  der  tiesellaehaft  die  fiechtsfähigkeit 
*eriiebra  weiden.  Ferner  aber  unterstehen  die 
(ttsellsrbafteD,  nachdem  sie  die  Recbtsß&btgkeit 
Tbilten  haben,  der  Anfsicht  des  Seicbskanuers; 
•lie  einzelnen  AafBicbtsbefngnisae  sind  in  den 
<Mf«]tschaftsTertrag  aafzuDehmen.  Die  Aufsicht 
vird  praktisch  ausgeübt  in  der  Regel  durch  einen 
•der  mehrere  Kommissare  des  Reichskanzlers. 

l'nter  diesen  Kantelen,  die  der  Staat  sich 
forbehalten  bat,  erscheint  die  erstere  ohne 
Teiurea  als  zweckmäßig,  ja  als  notwendig,  da 
ix  staatliche  Genehmli^Dg  des  Statuts  jeder 
naccbieo  Gwllscbaft  eben  an  die  Stelle  der 
«<st  ablieben  NorraatiTbestimmungen  tritt. 
Haccgen  erarheint  die  Staatsaufsicht  als 
*ntt  zweiMhaeidiffe  Malloabme;  sie  soll  dem 
'^te  Rechte  ncnem,  kann  aber  letcbt  dazu 
'blim,  ihn  uneh  —  wenn  nicht  jnristisch,  so 
4tfb  siindbitens  moralisch  —  sn  verpflichten. 
fVrno  dnrch  die  Bezeichnung  „unter  Aufsicht 
^*  Ilekhskanxlers"  kann  in  weiteren  Kreisen 
ItsPnbhknms  leicht  der  Glaube  au  eine  damit 
fic^vbese  beeondere  Kreditwürdigkeit  der  be- 


'iDasuben  ( Anm.  zur  vorigen  Sp.)  genannte  Ge- 
suuLapital  der  kolonialen  Erwerbagesellschaften 
r*9  14S713»8&  M.  verteilt  sich  nach  der  amt- 
iHiet  Denkschrift  auf  die  einzelnen  Gesell- 
^i^aftetoniea  wie  folgt:  Dentsche  K.gesell- 
•"»iftca  W»31U69  M.:  Aktiengesellschaften 
*»mm  M.:  G.  n.  b.  H.  12387710  H.  Dar- 
avi  feberwii^  an  wirtschaftlicher  Bedentnng 
rem  der  K  gescllacbaft  snnwit  erheblich. 


,  treffenden  Uutemehmung  hervorgerufen  werden, 
während  das  Reich  doch  weder  in  der  Lage  ist 
noch  auch  Willens  sein  kann,  sich  in  die  rein 
wirtschaftlichen  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaften einznmischen.  Die  Praxis  der  K.behOrden 

feht  denn  auch  mehr  und  mehr  dahin,  die 
taatsaufsicht  lediglich  anf  die  Wahrung  der 
Offeatlichen  Interessen  zu  erstrecken  und  die 
wirtschaftliche  Entwickelnng  durcbans  der  Ver- 
antwortung der  zuständigen  (Jesellschaftsorgane 
zu  Uberlasaen.  Es  ersäieint  empfehlenswert, 
dies  ausdrücklich  in  da  Fassung  des  Gesetzes 
und  der  einzelnen  Gesellschaftestatuten  zum 
Ausdruck  zu  bringen  oder  aber  die  Staatsauf- 
sicht gänzlich  fallen  zu  lassen  nnd,  sow^t  er- 
forderlich, durch  anderweite  Kautelen  zn  er- 
setzen. Der  letztere  Weg  würde  der  Entwicke- 
lnng entsprechen,  die  das  Gesellschafterecfat  in 
der  Heimat  genommen  hat,  wo  ja  in  früherer 
Zeit  die  Aktiengesellschaften  gleichfalls  nuter 
Staatsaufsicht  gestanden  haben  (vgl  den  Art. 
„Aktiengesellschaften"). 

Mit  der  oben  betonten  Förderung  der 
1  volkswirtschaftlichen  Produktion  der 
K.  muß  eine  geeignete  Förderung  des 
Handels-  und  Verkehrswesens  in 
weitestem  Sinne  Hand  in  Hand  gehen. 
First  durch  eine  solche  wird  es  möglich, 
den  natürlichen  kolonialen  Schätzen  einen 
Markt  zu  schaffen  und  damit  ihren  wirt- 
schaftlichen Wert  zu  heben,  zugleich  aber 
die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  heimat- 
lichen industriellen  Produktion  hinsichtlich 
des  Bezugs  billiger  kolonialer  Rohstoffe  zweck- 
entsprechend zu  organisieren.  Mit  der  Ab- 
satzfähigkeit der  K.produkte  aber  steigt 
regelmäßig  auch  der  Anreiz  zu  erhöhter 
Produktion  imd  mit  beiden  wiederum 
die  Aufnahmefähigkeit  der  K.  der 
ffir  europäische  Waren. 

Was  nun  die  koloniale  Handels- 
politik anlangt,  so  gilt  von  diesem  Teile 
der  Wirtschaftspolitik  in  besonderem  Maße 
das  oben  Gesagte,  daß  sie  sic^  aus  der  ge- 
samten heimatlichen  Wirtschaftspolitik  des 
Mutterlandes  ergibt  und  nur  im  Zusammen- 
hange der  letzteren  verstehen  läßt.  Es  sei 
deshalb  hier  auf  die  Artt.  „Handelspolitik*' 
und  „Handelsverträge"  oben  S.  30  fg.  bezw. 
S.  ülig.  verwiesen,  wo  auch  die  auf  die  K. 
bezügliche  Politik  der  verschiedenen  Nationen 
behandelt  wird. 

An  dieser  Stelle  sei  nur  nochmals  erwähnt, 
das  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  neueren 
K.geschichte  es  als  ganz  selbstverständlich 
galt,  daß  ein  kolonisierender  Staat  sich  das 
absolute  Monopol  sowohl  der  Einfuhr  von 
Waren  nach  seinen  K.  als  des  Bezuges  der 
Rohprodukte  von  dort  vorlrehielt.  In  der 
Regel  wiu'de  ein  Monopol  nicht  nur  nach 
außen ,  fremden  Nationen  gegenüber,  ge- 
schaffen, sondern  auch  innerhalb  des  Handels 
der  eigenen  Nation,  indem  entweder  der 
Staat  selbst  oder  bestimmte,  von  ihm  privi- 
l^ierte  kaufmänoische  Kompagnieen  eine 
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ausschließliche  HaodelsberechtigaDg  er- 
hielten. Wir  haben  diese  VerhältDisse  be- 
reits oben  bei  der  Geschichte  der  großen 
K.gesellschafteü  berührt  (vgl.  Abschn.  III,  1). 
Dieses  MoDOpoIsystem  ist  in  der  Wirtschafts- 
politik aller  älteren  K-Datiooeo  ausnahmslos 
praktisch  durchgefülirt  worden  und  hat 
seinen  adfiquaten  Ausdruck  gefunden  im 
volkswirtschaftlichen  System  des  Merkan- 
tilismus, der  ja  von  vornherein  dem 
kolonialen  Handel  eine  besondere  Bedeutung 
beimaß  und  in  ihm  die  vollkommenste  Form 
der  Ausbeutung  eines  überseeischen  Gebietes 
zugunsten  des  europäischen  Mutterlandes 
erblickte:  charakteristischerweise  ist  das 
eaaze  volkswirtschaftliche  Prinzip  des  Mer- 
kantilismus viel&ch  ja  auch  schlechthin  als 
„E.8y8tem"  bezeichnet  worden. 

von  einer  Rücksicht  auf  die  eigenen 
wirtschaftlichen  oder  gu*  kulturellen  Inter- 
essen der  E.  konnte  bei  diesem  System 
natürlich  kaum  die  Beäe  sein.    Die  un- 

günstigen  Folgen  für  die  Entwickelung  .der 
.  und  das  Gedeihen  ihrer  Bevölkerung 
sind  denn  auch  in  den  meisten  Fällen  nicht 
ausgeblieben.  Aber  auch  den  europäischen 
Staaten  selbst  hat  dieses  Mouopolsystem 
auf  die  Dauer  keinen  Segen  gebracht. 

Zuerst  die  volkswirtschaftliche  Theorie, 
allmählich  auch  die  wirtschaftliche  Praxis 
der  Hauptnationen  hat  in  der  Folgezeit  mit 
jenen  Anschauungen  gnmdsätzlich  gebrochen 
und  die  europäischen  Staaten  haben  ge- 
rade in  ihrer  kolonialen  Handelspolitik  mehr 
oder  minder  ein  System  des  Freihandels 
eingeschlagen.  In  der  letzten  Zeit  indessen 
äußert  sich  die  wiedererwachte  Schutz- 
zolllehre  auch  in  der  kolonialen  Handels- 
und Zollpolitik ,  insbesondere  hat  gerade 
auf  diesem  Gebiete  Frankreich  sein 
System  des  Protektionismus  zum  Ausdruck 
gebracht.  Aber  auch  in  dem  freihänd- 
lerischen England  ist  bekanntlich  eine 
neue  schutzzöllnerische  Bewegung  ent- 
standen, die  gerade  auf  den  Gebieten  der 
kolonialen  Handelspolitik  einen  gnindsätz- 
üchen  Umschwung  im  Sinne  einer  Zoll- 
union oder  mindestens  starken  Zollbe- 
günstigung  zwischen  Mutterland  und  E. 
erstrebt  Während  aber  diese  Bewegung 
ihrem  sonstigen  grundsätzlichen  Ideeen- 
gehalte nach  vielrache  Verwandtschaft  mit 
den  alten  merkantilistischen  Anschauungen 
zeigt,  ist  bemerkenswert,  daß  sie  nunmehr 
die  wirtschaftlichen  Interessen  der  K.  mit 
in  den  Vordei^grund  stellt  und  daß  ihre 
Träger  diesmal  vorwiegend  gerade  in  den 
K.  selbst  und  zwar  in  den  politisch  un- 
abhän^gsten  derselben  ihren  Sitz  haben: 
während  in  Großbritannien  selbst  die  große 
Mehrheit,  wie  die  jüngsten  Parlaments- 
wahlen  (1905)  gezeigt  haben,  den  wieder- 
erwachten SchutzzoUideeen  ablehnend  gegen- 
übersteht, haben  dieselben  in  den  autonomen 


E.,  insbesondere  in  Eanada  und  Australien, 
eine  starke  Anhängerschaft  und  haben  teil- 
weise bereits  zu  einer  dlfTerentiellen  Zoll- 
begünstigung  Englands  g^enüber  anderen 
Staaten  gefflJirt. 

Was  nun  die  heutige  deutsche  kolo- 
niale  Handels-  und  Zollpolitik  an- 
belangt, so  werden  in  allen  Schutzgebieten 
mäßige  Einfuhrzölle  erhoben.  Diese  tragen 
nicht  den  Charakter  von  Schutzzöllen,  da  eine 
Eonkurrenz  für  die  einbeimische  Produktion 
der  Schutzgebiete,  die  sich  ganz  Üh&c 
wiegend  auf  koloniale  Rohstoffe  bezieht, 
von  der  Einfuhr  nicht  zu  beMrchten  steht, 
es  sind  vielmehr  reine  Finanzzölle.  Da- 
neben werden  in  einzelnen  Schut^Metenf 
gleichfoUs  aus  finanziellen  Bewe^ründen 
Ausfuhrzölle  erhoben. 

Dem  deutschen  Zollgebiet  stehen 
die  £.  als  selbständige  Zollgebiete 
gegenüber. 

Dies  macht  sich  geltend  in  dreierlei  Be- 
ziehung: 

a)  Vom  Standpunkt  des  ReiehsEoll* 
eebietes  ans  eelten  die  K.  als  ZoUtns- 

fnnd.  Bis  1893  aatten  ihre  Enengnisse  nicht 
einmal  die  Heistbegfinstigno^,  sondern  mnßten 
die  SStze  des  autonomen  Tarifs  zahlen.  Carch 
einen  BnndesratsbeachluQ  vom  ^./VI.  worden 
Ton  den  Erzengnissen  der  deatschen  K.  die 
„vertragsmäßigen  Zollsätze"  erhoben,  d.  b.  die- 
jenigen Zollsätze,  welche  von  Dentschland  in 
seinen  Handelsverträgen  mit  einer  Reihe  von 
Anslandsstaaten  vereinbart  sind.  Im  neuen 
Zolltanfgesetz  vom  23.'XII.  1902  ist  gleichfalls 
vorgesehen,  daß  der  Bundesrat  auf  die  Erzeug- 
nisse der  Scbotzgebiete  die  vertragsm&i^an 
Zollsätze  anwenden  kann.  Die  Produkte  unserer 
R.  sind  somit  nicht  besser  gestellt  als  diejenigen 
jeder  fremden  meistbegänstigten  Nation.  Ans 
kolonialen  Kreisen  sind  wiederholt  Vorschläge 
hervorgetreten,  die  koloniale  Produktion  durch 
eine  Zolinnion  zwischen  dem  Reich  nnd  den 
Schutzgebieten  zu  heben.  Diese  Vorschläge 
haben  aber  gerade  in  den  Kreisen  des  deatschen 
Ueberseehandels  lebhaften  Widerspruch  hervor- 
gerufen. Es  wird  geltend  gemacht,  dafi  der 
Hebung  des  dentseben  K.handeL«,  die  damit  er- 
reicht würde,  eine  unverttältnismäßige  SeUdi- 
gnngdes  deutschen  Gesamtaasfnhrhandels  gegen- 
überstehen wQrde,  wenn  fremde  Staaten,  insbe- 
sondere England,  mit  dessen  K.  Deutschland 
einen  amfangreichen  Handel  nnterhält,  dnrch 
das  dentsche  vorgehen  einen  Vorwand  erhielten, 
den  deutschen  Handel  gegenüber  dem  mutter- 
ländischen  noch  weiter  zn  differenzieren. 

b)  Vom  Standpunkt  jedes  einzelnen 
Schutzgebietes  ans  gelten  sowohl  das 
Dentsche  Reich  als  auch  lule  anderen  Schati- 
gebiete  als  Zollausland.  Jedes  Schutzgebiet 
bildet  ein  eigenes  Zollgebiet  nnd  erhebt  die 
ZSlIe  gleichmättig  von  aller  Einfuhr,  mag  die- 
selbe nnn  ans  Deatschtand,  aus  einem  anderen 
Schutzgebiete  oder  aas  dem  Anslande  kommen. 
Dieses  deutsche  System  bietet  also  keinen  Vor- 
wand dafür,  daß  fremde  K.  Erzeugnisse  Ihres 
Hntterlandes  differenziell  günstiger  behanddn 
als  die  deutschen  Erzeugnisse. 

c)  Auch  im  Verhältnis  zwischen  dem 
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Dentichen  Reich  and  dritten  Staaten 
Ida  die  Sebatsgebiete  nicht  die  Bechtstetlnng 
MatteriuideB.  Die  Handelavertittge  des 
Onttcbea  Reiches  «strecken  sich  an  sich  nicht 
lof  die  K-,  demnach  haben  die  Erzeugnisse  der 
draMhen  Schntz^ebiete  iu  fremden  Staaten, 
mit  denen  das  Reich  die  Meistbegttasti^ng 
rereüitmrt  hat,  nicht  ohne  weiteres  Anteil  an 
ifj  ietsteren.  Die  Herbeifttbrnn?  derselben 
«ibde  aber  wünschenswert  nnd  auch  innerlich 
Wrechti^  sein,  da  ja  die  dentscben  E.  ihrer- 
•dti,  vie  wir  oben  gesehen  haben,  die  Einfahr 
wf  läBQÜichen  Staaten  gleichmäßig  nntarein- 
udn*  nd  sogar  mit  der  Einfnhr  ans  dem 
dntichei  Hntteriaode  behandehn. 

Eine  besondere  zoU^litiscbe  Stellung  nimmt 
<lu EiaatschoQgebiet  ein.  Dieses  war  bis 
nn  1906  ein  reines  Freihafengehiet;  doch 
wir  gastweise  Im  deatscben  Halen  ein  chine- 
mckes  Seesollamt  zur  Terzollnng  des  von  nnd 
nch  den  chinedschen  Zollgebiete  kommenden 
Dsicbgaigahandels  der  K.  siun  Zwecke  der 


größeren  Bequemlichkeiten  der  Verzollung  zn- 
gelassen.  Um  die  letztere  weiter  zn  Terein- 
laehen,  ist  anf  Anregung  der  Kanfmumschaft 
der  E.  sut  dem  l./L  1W6  eine  Vereinbarnng 
zwischen  Dentschland  nnd  China  in  Kraft  ge- 
treten, nach  der  die  deutsche  K.,  mit  Ausschfoß 
eines  beschränkten  Freihafengebietes,  an  das 
chinesische  Zollgebiet  angegliedert  ist.  Nun- 
mehr  zahlen  also  alle  von  der  Seeseite  iuTsingtau 
eingehenden  Waren,  ohne  Unterschied,  ob  sie 
f Ur  die  K.  selbst  oder  fQr  das  chinesische  Hinter- 
land bestimmt  sind,  den  chinesischen  Einfuhrzoll ; 
der  Verkehr  zwischen  der  K.  und  dem  chine- 
sischen Hinterlande  ist  xollfrei:  der  chinesische 
AasfnhrzoU  wird  nur  bei  der  Ausfuhr  ttber  See 
fKllig.  Von  der  Gesamtsnmme  der  dnrcb  das 
chinesische  Seezollamt  erhobenen  EinfabrzQlle 
erhält  das  GlonTemement  des  dentschen  Schntz- 
gebietes  20">/o. 

Die  folf^nden  ZifTera  zeigen  die  Ent- 
wickelung  des  Handele  der  deutechen  Schutz- 
gebiete in  den  letzten  Jahren: 


Auswärtiger  Handel  der  dentBchen  Schatzgebiete  von  1901 — 1905 


Millionen  Hark 

Einfuhr 

Ausfuhr 

1901 

1902 

1904 

1905 

1901 

1902 

1903 

1904 

1906 

4,7 

6,2 

6,1 

6,9 

7.8 

3.7 

4,2 

3,6 

9,4 

13,4 

9,6 

9,4 

13,4 

6,3 

6,7 

7,6 

J,3 

-<ldwes(afrika*) .  .  .  . 

io,l 

8.6 

7,9 

10,1 

23,6 

2,2 

3,4 

o,a 

Onafrika  

9,5 

8,8 

11,2 

H,3 

17,7 

4,6 

8,9 

9.9 

L  Afrika  sasamDMo 

33.7 

37 

34,8 

40,7 

6a,5 

15,8 

18,3 

21,6 

20,8 

»3,4 

1,6 

2,2 

2,3 

2,9 

1,4 

i.i 

',2 

1,2 

1,3 

Kirolioen,  Harianen  .  . 

0,6 

0,8 

0,7 

1.9 

o,5 

0,4 

o,7 

0.5 

0,3 

linhall-Iaaehi .... 

0,6 

o,5 

o,S 

o,4 

o,6 

o,6 

0,5 

0.5 

o,6 

o,7 

2,6 

3,7 

2,3 

3,4 

1 

1,4 

1.7 

2 

n.  Slldiee  Eiuammen 

4,4 

5,8 

6.9 

5,7 

8,8 

3,5 

3,7 

3.S 

4 

4,3 

in.  KkBtMkon*) 

>3r4 

»5,6 

34,9 

44,8 

58,1 

5,3 

8,9 

»4,7 

19,9 

9o,8 

')  Kaeh  den  amtl.  Denkschriften  nnd  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich 
tWB.  Die  Ziffern  bezieben  sich  für  die  Schutzgebiete  Afrikas  und  der  SBdsee  auf  die 
lUlendeiijahre,  fflr  das  Eiantacbongebiet  au  die  Zeit  vom  1.  Oktober  des  angegebenen 
.Ures  bis  Ende  September  des  folgenden  Jahres,  reichen  also  bis  zum  l./X.  1906.  (v^.  auch 
Asm.  3.) 

*)  Die  Zahlen  fOr  das  Schatzgebiet  Dentscb-SUdwestafrika  für  die  Jahre  1904  und  190h 
BmfsMa  im  Gegensatz  zu  früheren  Jahren  und  die  in  das  Schutswebiet  ein-  nnd  ausgeführten 
PÜTatgftter  ohne  die  Begiernngsgater,  während  die  Zahlen  für  die  Übrigen  Schutzgebiete  die 
lctat«r«n  mitenthalten. 

'i  Die  Ziffern  für  das  Eiautscbongebiet  nmfassen  bis  Ende  1905  nnr  den  Dorchgangs- 
ksudel.  d.  h.  die  Einfuhr  nnd  Ausfuhr  nach  und  von  dem  chinesischen  Hinterlande,  die 
ifvch  ^  chinasiBche  SeezoUbehOrde  zur  Verzollung  gelangt  und  von  dieser  statistisch  erfaßt 
vt^rdea  ist  da  das  Schutzgebiet  selbst  bis  zn  ^nem  Zeitpunkte  in  seinem  ganzen  Umfange 
PnihsfcB^ebiet  war  («.  o.)-  Erst  Tom  l.fl.  1906  ab  wird,  nach  Angliedemng  am  Schutzgebiets 
la  du  dunesische  Zollgebiet,  die  Gesamteinfuhr  und  •ausfuhr  von  Tsingtau  ttber  See  (außer  der 
dei  jetngeu  Freibexirk«)  statistisch  erfaßt. 


Wir  erkenneD ,  wenn  von  der  ünter- 
>TKhuog  des  gesamten  wirtschaftlichen 
Ufacns  in  Sfidweatafrika  infolge  des  Auf- 
■tedes  abgeeehen  wird,  im  aUgemmnen  eine 
teenme;,  doch  stetige  Zunahme  dea  Handels 
'W  deutsciien  Schutzgebiete,  ioBbeeoadere 
uj  der  volkswirtschaftlich  besonders  wich- 
uprD  AuBfuhrBeite. 


Es  kann  selbstverständlich  nicht  erwartet 
werden,  dafi  in  dem  gegenwärtigen  Anfangs- 
Btadium  der  Entwickelung,  in  dem  »ch  alle 
deutschen  Schutzgebiete  noch  befinden,  ihre 
Haode^ziffern  bereits  ao  diejenigen  der 
alt«D,  hoch  entwickelten  fremden  K.  heran- 
idchen. 
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Es  folgen  hier  einige  zusanunenfaHende 
Ziffeniaiigaben  Aber  dm  fiDudel  der  fremden  E. : 
Spezialhandel  1904.1) 


Htllionen  Mark 

Jiiiiiiuiir 
1904 

Ausfuhr 
1904 

QroJIbritansien 
I.  Asien  (einschl.  Indien) 
U.  Afrika 

III.  Amerika 

IV.  Anstt&Uen  u.  Oseanien 

»699,4 
I4SO 

1242,3 

Ioo8,4 

3328,9 
1055 
1002,9 
1084.2 

Frankreich 
I.  Asien 
n.  Afrika 
ni.  Amerika 
IV.  Ozeanien 

161.5 
510,1 

37 
12.7 

i'i3.8 
415.1 
38,7 
II. 7 

Niederlande 
I.  Asien 
II.  Amerika 

327,3 
16,6 

493,6 
7,6 

Portugal 
I.  Asien 
n.  Afrika 

80,7 

72  0 

60 

33t*  } 

Italien 

Afrika 

11,3 

5,9 

Dänemark 
Amerika 

0^ 

0,9 

Rn&land 

Asien 

153r3 

110,2 

Japan. 

Formosa 

34,0 

»5,8 

Kongostaat 

18,8 

42,0 

Der  Förderung  des  kolonialen  Handels 
und  namentlich  der  kolonialen  Urpro- 
duktion mufi  weiterhitt  eine  Verkehrs- 
politik dienen,  die  planmäßig  sowohl  das 
technische  als  das  wirtBchaftlicne  Verkehrs- 
wesen fördert.  In  ersterer  Beziehung  kommen 
insbesondere  die  SchiSahrtsverbinduDgen  der 
E.  und  die  Schaffung  koloniider  Binnenver- 
kehrswege, in  letzterer  namentlich  die  Ein- 
fOhrung  eines  geordneten  MÖnzsystems  und 
soweit  die  Entwickeluug  hiofOr  schon  reif 
ist,  eines  modernen  Bankwesens  in  Betracht, 
Au^ben,  die  mehr  oder  minder  dringlich 
allen  modernen  Kautionen  sich  bieten. 

Die  Schiffahrtspolitik  ist  geiade 
auch  auf  kolonialem  Gebiete  stets  mit  der 
Handelspolitik  Hand  in  Hand  geigen.  Wäh- 
rend zur  Zeit  der  merkantilistischen  Ideeen 
der  Seeverkehr  mit  den  K.  strengstens  als 
Monopol  der  mutterlandischen  Schiffahrt  an- 
gesehen wurde,  sind  heute  die  Häfen  der 
meisten  K.  den  Schiffen  aller  Nationen  ge- 

*)  Nach  Hübners  geograph.-sUtiBt  Tab.  1906. 
')  Hit  Ausschluß  des  Handels  der  einzelnen 
K.  untereinander. 


i  öffnet.  Dies  ist  auch  bei  den  deutschen 
Schutzgebieten  der  Fall.  Um  diesen  indes 
eine  zuverlässige,  regelmäßige  Verbindung 
mit  dem  Mutterlajide  zu  sichern,  sind  vom 
Deutschen  Reich  Verträge  mit  leistungs- 
fähigen Dampferlinien  abgeschlossen,  weläie 
zu  regelmäßigem  Anlaufen  und  zugleich  zur 
Besonarung  der  Post  verpflichtet  sind  und 
hierfür  Subventionen  erhalten  (Bei<^p08t- 
dampferlinien). 

Der  Po  st-  und  Telegraphen  verkehr 
im  Innern  der  einzelnen  Schutzgebiete  ist 
durch  eine  nmfengreiche  Organisation  der 
Reichspost  heimstellt  und  in  ständi^r  Er- 
weiterung begriffen.  Hingegen  steht  die  Übei^ 
seeische  Telegraphenverbindung  der  deut- 
schen Schützgebiete  durch  eigene  deutsche 
Kabel  erst  in  den  Anfängen  und  beruht 
bisher  überwiegend  noch  auf  fremden, 
namentlich  englischen  Länien.  Hier  bleiben 
noch  bedeutsame  weltwirtschaftliche  Auf- 
gaben für  das  Reich,  mit  deren  L&sung  in 
den  letzten  Jahren  bereits  an  mehreren 
Punkten  be^nnen  ist 

Nicht  minder  wichtig  als  die  Anschlüsse 
der  K.  an  den  grofien  Weltverkehr,  ja  öne 
Yorfoedingung  der  wirtsdiaftlichen  Aus- 
nutzung der  letzteren  ist  die  Herstdlung 
von  geeigneten  Terkehrsstraßen  von 
denKfistenplätzen  in  das  Innere  der 
K.  Zu  der  wirtsdiaftlichen  Bedeutung,  weldte 
die  Schaffang  geeigneter  Verkehrswege  in 
der  YolkswirtBchaft  aller  Länder  besitzt, 
kommt  für  die  E.  coch  ein  besonderes  Mo- 
ment :  Mianßels  besserer  Verkehrswege  wer- 
den in  den  KyregelmäßigprimitiveKarawanen- 
straßen  (d.  h.  DatQrliche  Pfade  ohne  künst^ 
liehen  Straßenbau)  benutzt,  deren  Betrieb 
eine  große  Summe  von  Trägem  erfOTdert, 
die  durch  diese  Tätigkeit  anderer  Arbeit 
entzogen  werden.  Dies  ist  angesichts  des 
in  vielen  K.  herrschenden  Arbätermaogels 
ein  ernster  Nachteil,  der  regelmäßig  diuxih 
Inbetriebnahme  modemer  Verkehrsstraßen 
behoben  werden  kann.  An  solchen  modernen 
Straßen  kommen  in  den  K.,  wie  in  anderen 
Ländern,  an  sich  Wasserläufe  für  die 
Binnenschiffahrt,  Kunststraßen  für  den 
Wageoverkehr  und  Eisenbahnen  in  Be- 
tracht. 

Die  Wichtigkeit  der  Bahnen  ist  in  den 
K.,  insbesondere  in  den  afrikanischen,  in 
gewisser  Hinsicht  eine  noch  größere  als  in 
den  europäischen  LAndem.^)  Denn  in  den 
ersteren  fehlen  zum  großen  Teil  ge- 
eignete Wasserstraßen.  Wo  sie  sidi 
aber  finden,  sind  sie  infolge  des  tropischen 
Klimas  außerordentlichen  Ver&ndemngen  in 
ihrer  Wassermenge  unterworfen,  und  werden 
abwechselnd  durch  DeberfluUmg  und  dnrch 
Austiocknung  für  die  SchiffEÜut  unbrauchbur. 


*)  YgL  Bans  Meyer,  Die  Eisenbahnen  im 
tropisdun  Afrika  (1902). 
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Audi  ist  bei  einer  ganzen  Reihe  von  afri- 
baischen  £.  Terechiwener  Nationen  zu  be- 
rückidctitigen,  daß,  entsprechend  der  geo- 
n^>luscbeD  Gestaltung  deeErdteiles,  zwischen 
M  tiefliegenden  Küste  und  dem  lunern 
if^lmatig  StromBchDeUen  liegen , '  welche 
"ine  Caterbrechang  der  Schiföihrt  und  eine 
Cmgehong  durch  Bahnbauten  erforderlich 
mcben.  Was  aber  den  Bau  tob  Land- 
straflen  anbelangt,  so  haben  sie  in  den 
Tmpen  schon  des^b  wenig  praktische  Be- 
deatiiog,  weil  die  geeigneten  Zugtiere  zu- 
BKist  fehlen  oder  aber  infolge  endemischei- 
Krankheiten  einem  raschen  Slerben  ausge- 
sind.  Der  letztere  Umstand  hat  eich  in 
den  jüDgBten  Bfldwestafrikanischen  Kämpfen 
b  erastester  Weise  bemerkbar  gemacht,  und 
hier  hat  sich  auch  gezagt,  nne  wie  groSe 
B^eutuog  fOr  militärische  Operatioaen,  ins- 
twioodere  für  die  Versorgung  der  Maun- 
»diaften  mit  Munition  und  NahmnesmittelD 
und  für  Ttuppennaohscfafibe  den  BahoTor- 
teDdoDgen  g«mde  in  Afrika  zukommt,  und 
Tie  das  Fenlen  sfddier  «eh  durch  außer- 
"identliche  Ä'sch'weruDg  mid  auch  Yerteue- 
ning  der  ^ozcn  Kiiegnlhmng  rächt. 

Bezflghch  der  tropischen  K.  hat  man 
vhlieSlich  noch  mit  Recht  bemerkt,  dafi  die 
jaiveszritlidken  Tropenrecen  einen  so  soliden 
dtraBeoban  erfaeiscneu,  aaB  mit  dem  dazu 
n'iti^n  Kapital  meist  ebensogut  eine  schma]- 
•ptfige  Eisenbahn  gebaut  werden  kann. 

lieiitschland  hat  allzulange  mit  der  In- 
iD^ffnahme  tod  Eisenbahnbauten  in  seinen 
afriUnischen  Schutzgebieten  gezögert,  und 
ilsilarch  ist  die  wirtschaftliche  En twickelung 
ilcr  letzteren  zum  Teil  gegeofiber  derjenigen 
««nachbarter  englischer  K.  zurückgeblieben. 
In  jfiDgster  Zeit  ist  mit  dem  Bannbau  in 
tlo'D  deutschen  Schutzgebieten  in  Afrika  teils 

Staats  wegen,  teils  durch  konzessionierte 
FnvsigesellBchaften ,  denen  zumeist  eine 
7'iiii$»rantie  seitens  des  Reiches  zugesichert 
>\  Öbendl  ein  Anfang  gemacht;  viel  bleibt 
ud  diesem  Gebiete  nachzuholen,  und  mit 
Recht  hat  in  jüngster  Zeit  der  Leiter  der 
<1;:iittchea  Kolonialrerwaltung  ein  großzügiges 
VcT^heo  bei  der  Schaffung  kolonialer  ver- 
kf^hrewege  als  dringlichste  Aufgabe  und 
lis  Vorbedingung  aller  befriedigenden  kolo- 
boleo  Eotwickeiung  in  den  Vordergrund 
i>«elll, 

Dif  nebrastebeDde  Uebersicht  gibt  den  gegen- 
*ütigeB  Stand  des  Bahobanw.  ■) 

Zug  Ver^eiebe  werden  die  Ziffern  der  im 
l^'nebe  befiudUcben  Eisenbahnen  in  den 
•{rikaBiseheu  K.  der  anderen  Nationen  nach 
^  letctea  Torliegeoden  Angaben  (finde  1904] 

')  N»cfa  den  Angaben  des  DentBchen  K.atlas 
1!*^  tfglait  dart£  severe  Daten. 

Naeb  den  SlatiiUscIien  Jahrbach  f&r  das 
t^atKbe  Btfdi  IflQB.  —  Sine  amtiiche  Denk- 
Iber  4it  afrikanSidien  Bisenbahnea  der 


Deutsche  Eisenbahnen  in  Afrika. 


Bahnlinie 


1.  Togo: 

B.)  Lome— Anecho 
b)  Lome — Palime 

2.  Kamemn 

a)  Dnala— Hanengnba- 
Berge 

3.  Südwestafrika 

a)  Swakopmnnd— 
Windhuk 

b)  Swakopmnnd — 
Ouvi 

c)  Lllderitabttcht— Ku- 
bab— Keetmanshoop 

4.  Ostafrika 

a.)  Tanga — Mombo 
b)  Darusalam— 
Morogoro 


45 

IZO 


i6o 

382 
560 
360 
139 
222 


0 
p. 

CO 


m 


160 


11905  1,00 

1907  i.oo 

I 

;i9io 


11902 


1.00 


0,60 


1906,  0,60 


191 


1908 
1904 
1907 


1,06 
1,00 
1.00 


England:  Kap-E.  (ö650  km),  Natal  (1185  km}, 
Transvaal  (2148  km),  Oranje-K.  (960  kin),  Britisdi 
Ostafrika  (936  km),  Sierra-Leone  (363  km), 
GoIdkUate  (270  km),  Lagos  (204  km),  Hanritins 

il88  km).  —  Dazu  kommen  die  nnter  engliscbem 
iinflnsse  stehenden  Bahnen  in  Aegypten 
(5204  km). 

Frankreich:  Algier  nnd  Tonis  (4894  km), 
Franz.  Sudan  (843  km),  Franz.  Somaiihitste 
(160  km),  Madagaskar  (132  km),  E^nnion  (127  km). 

Italien:  Eritrea  (76  km). 

Portugal:  Angola  (543  km),  Mozambique 
(449  km). 

Unabhängiger  Kongostaat:  (478km). 

Während  die  Eisenbahnen  in  den  meisten 
Gegenden  Afrikas  die  Aufgabe  haben,  in 
weiten,  bis  dahin  schwacbbsvölkerten  Ge- 
bieten erst  wirtschaftliches  Leben  zu  wecken, 
haben  sie  eine  andere,  nicht  minder  bedeut- 
same Funktion  in  Ländern  mit  alter  wirtschaft- 
licher Kultur  und  dichter  Bevölkerung.  Dies 
gilt  besonders  von  China.  Zu  der  sonstigen, 
vielfach  hohen  wirtschaftlichen  Entwickelung 
dieses  Landes  befand  sich  der  Zustand  der 
Verkehrsweg  bis  zum  Erscheinen  der  Eu- 
ropäer in  einem  auffälligen  lliliSverhftltnis ; 
die  früheren  kunstvollen  Kanalbauten  waren 
grGBtenteUs  verfallen,  die  Landstraßen  in 
schlechtem  Zustande  und  nur  für  einen 
mühsamen  und  zeitraubenden  Earrentrana- 
port  gangbar.  In  den  letzten  Jahren  haben 
nun  in  China  die  europäischen  Nationen  im 
Wettstreit  miteinander  umfongreiche  Bahn- 
bauten ausgeführt,  die  insgesamt  aber  erst 
den  Anfang  des  riemgen  Bahnnetzes  dar- 
stellen, das  zweifellos  einmal  jenes  Land 
überspannen  wird. 


versobiedenen  Nationen  ist  im  Beichstage  an- 
gekündigt; bis  tnm  Abschlüsse  der  obigen 
Daistellnng  war  sie  noch  nicht  erschienen. 
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Für  das  deatsche  Schutzgebiet  Eiaatscbon 
war  die  rasche  Inangrifinabme  des  Bahnbaues 
von  ganz  bestaiderer  Wichtigkeit  für  die  wirt- 
Bcbaftliche  ErscbließnDg  des  amfaDgreicben 
Hinterlandes,  weil  hier  die  müchtigen  natürlichen 
Wasseratratieo,  welche  die  älteren  großen  Häfen 
der  chinesischen  Küste  mit  dem  Hinterlande 
verbinden,  fehlen.  DiedeutscbeSchantong- 
Eisenbahn,  die  ihren  Ansgangspankt  in 
Tsingtan  nimmt  and  nach  der  chinesischen 
ProTinzhanptstadt  Tsinaitfn  führt,  ist  nicht 
lange  nach  JBrwerbnng  der  K.,  L  J.  189Sf  in  An- 
gnS  genommen  nsd  1904  ferÜggestellt  worden. 
Sie  amfaUt,  einschließlich  einer  südlichen  Ab- 
zweigung nach  dem  wichtigen  Kohlenreviere  von 
Poschan,  eine  Länge  von  435  km.  Diese  Bahn 
ist  ohne  Beteiligung  des  Reiches,  sei  es  mit 
Kapital,  sei  es  auch  nur  durch  eine  Zinsgarantie, 
lediglich  durch  die  Initiative  des  deutschen 
Frivatkapitals  von  einer  Aktiengesellschaft  mit 
&400000U  H.  Kapital  gebaut  worden  nnd  wird 
von  derselben  betrieben.  Ihre  bisherige  Ent- 
wickelung  ist  sowohl  im  Personen*  aJs  naroent- 
Ueh  im  Qfitenrerkehr  eine  überaus  erfrealiche. 
Auch  hier  hat  sieh  wieder  gezeigt,  daß  durch 
die  Bahnverbindung  die  Ausfuhr  der  Landes- 
produkte sich  rasch  hebt  und  deren  Prodoktion 
einen  neuen  Anstoß  erhält,  dadurch  aber  auch 
aDderersetts  die  Konsnmtionsfähigkeit  und  Kauf- 
kraft  der  Bevölkerung  für  eingeführte  Waren 
steigt.  Der  weitere  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes 
im  Hinterlande  bleibt  für  die  wirtschaftliche 
Fortentwickelnng  der  K.  dringend  zu  wünschen. 

Auf  dem  Gebiete  des  wirtschaft- 
lichen Verkehrs  bieten  die  Einführung 
eines  geordoeteD  Geldwesens  und  weiter- 
hin die  Organisation  des  Bankwesens 
natui^mäß  in  den  K.  besondere  Schwierig- 
keiten, sei  es,  daß  die  kolonisierende  Macht 
auf  primitive  Wirtschaftszustände  stoßt, 
denen  ein  eigentliches  geordnetes  Mflnz- 
s^tem  noch  fremd  ist^  sei  es,  daß  es  sich, 
wie  in  China,  um  ein  eingewurzeltes  System 
von  Geld  und  Geldsurrogaten  haudelt,  das 
von  dem  europÄischen  Mflozwesen  weit  ver- 
schieden ist. 

In  den  deutschen  Schutzgebieten  hatten  ur- 
sprtlnglich  die  autonomen  K.gesellsehaften  auch 
das  Recht  der  Münzprägung.  Hiervnu  haben  so- 
wohl die  Neu-Gninea-Co.  als  die  Deutsch- 
Ostafrikanische  Gesellschaft  Gebrauch 
gemacht  Die  erstere  hat  Münzen  mit  besonderer 
Prägung,  die  in  Wert  und  Feingehalt  mit  den 
Beichsmttnzen  fibereinstimmten,  m  Verkehr  ge- 
bracht; die  letstere  Silber-Rnpien  mit  eigener 
Prägang,dieimFeingebaItden  indischen  gleichen. 
Daneben  waren  in  Ostafrika  Kupferpesas  in  Um- 
lauf. Durch  die  oben  (in  Abschnitt  III,  1)  er- 
wähnten Auseinandersetznngsver träge  der  Ge- 
sellschaften mit  dem  DeutAcheu  Reich  ist  anch 
ihr  MüDzregal  aufgehoben  (das  derNen-Uuinea-Co. 
1Ö99,  das  der  Deutsch-Ostafrikaniöchen  Gesell- 
schaft 1902^.  In  Deutscb-Ostafrika  wurde 
1^04  eine  vom  Deutschen  Reich  geprägte  Rupie 
eingeführt,  die  an  Feingebalt  der  indisclien  gleich- 
kommt, aber  nunmehr  nicht  mehr  in  f>4  Pesas, 
sondern  in  1<:0  Heiter  zerfällt  Die^e  Silbermänze 
ist  in  eine  feste  Relation  znr  Goldwährung  des 
Deutseben  Reichs  gesetzt  indem  Id  Rupien  lO  H. 
gdten  sollen.  In  Nen-Gninea  nnd  in  allen! 


anderen  deutschen  Schntzgebieten  in 
der  Südsee  and  in  Af  rikaaußerin  Ostafrika 
ist  nunmehr  die  Reicbswährnng  in  Gelmng. 
In  Kiantscbon  erwies  sieb  die  Eiufühmng 
derselben  als  unmCglich,  da  die  räamlich  eng- 
begrenzte K.,  wie  oben  dargelegt,  ihre  wirt« 
schaftliche  Bedeutung  als  Dorcfagangsbandel»* 
platz  in  dem  großen  chinesischen  Wirtscbafts* 
gebiete  besitzt.  Das  letztere  aber  bat  ein  Geld- 
sjntem,  welches  anf  Silber  gestellt  ist,  neben 
dem  die  Knpfer-Käsch  eine  wichtige  Bolle  smelen. 
Würde  man  die  dentscfae  GoldwSnmng  in  Kunt- 
schou  einführen  wollen,  so  würde  das  G«ld  sehr 
rasch  abströmen,  künstliche  Mittel  hiei^i^egan 
würden  den  Verkehr  in  jeder  Weise  erschweren. 
Eine  kleineGoldinsel  in  einem  so  großen  Ozean  von 
SUberwährang  ist  unhaltbar.  Ans  diesem  Grunde 
bedient  man  sich  im  deutscheu  Kiantscbongebiete 
der  an  den  chinesischen  Küstenplätzen  vielfach 

geltenden  SilberniUnze ,  des  mexikaniHcben 
oUars,  und  hat  diesen  dnrch  eine  Verordoung 
des  Gouverneurs  vom  Jahre  1899  zam  gesetz- 
lichen Zahlungsmittel  gemacht. 

In  jüngbter  Zeit  ist  man  mitderSchaffanff 
deutscher  Banknoten  für  Kiautachoa 
vorgegangen.  Dnrch  eine  Konzeadcoi  des  Reich»- 
kanzlers  vom  Juni  1906  ist  die  Deutsch- Asiatische 
Bank  ermächtigt  worden,  in  diesem  Scbatz- 
gebiete  und  in  ihren  Niederlassungen  in  China 
Noten  auszugeben.  Die  Tslngtan-rioten  lauten 
auf  mexikanische  Dollars,  die  Noten  an  den 
anderen  Plätzen  zum  Teil  auf  diese  Währung, 
zum  Teil  auf  SUber-Taels.  Die  in  der  Provini 
Schantnng  von  der  Baak  ansmeebenden  Notes 
dürfen  snr  anf  Tsütgtan^WUnuig  gestellt 
werden,  was  geeignet  ist,  den  Verkehr  des  Hinter- 
landes mit  dem  deutschen  Hafen  za  erteicbtem. 

K.-Banken  bestehen  znrzeit  femer  in  Ost- 
afrika, in  Süd westafrika  und  in  Kame- 
run-Togo. Die  erstgenannte  gibt  gleichfalls 
Banknoten  ans.  Das  koloniale  Bankwesen  der 
älteren  Kolonialnationen  ist  naturgemäß 
erheblich  entwickelter:  die  englischen  K.- 
Banken, deran  Zahl  z.  Z.  32  Kträgt,  werden 
auf  1  Milliarde  H.,  die  21  franzSsischen 
K.-Banken  anf  30  Hillionen  Francs  und  die 
16  bolländiscben  auf  99  MUl.  Onlden  K^ital 
geschätzt 

Alle  die  bisher  berührten  Maßnahmen 
auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  Ver- 
kehrswesens stehen  in  engster  Wechsel- 
wirkung zu  derkolonialenProduk  tion:  wie 
sie  der  Förderung  dieser  dienen,  so  sind  sie 
ihrerseits  von  den  Fortschritten  derselben 
abhängig ;  —  denn  das  entscheidende  Moment 
fOr  die  koloniale  Oesamtentwickelnng.  auch 
für  die  des  kolonialen  Handels  beruht,  wie 
hier  nochmals  betont  sei,  doch  immer  wieder 
in  der  Hebung  der  Produktion,  welche  Aws- 
fuhrwene  schafft,  zugleich  aber  auch,  wie 
oben  ausgeführt,  die  Aufnahmefähigkeit  fQr 
die  Einfuhr  hebt  Die  wohlverstandenen 
Interessen  der  EingeborenenbevDlkeruug  der 
K.  ^ehen  hier  durchaus  zusammen  mit  den- 
jenigen derraulterländischen  Volkswirtschaft 

Unter  den  kolonialen  Produktions- 
faktoren bedürfen  nun  der  Grund  und 
Boden  und  die  ihn  betreffenden  kolonial- 
politischea  Maßnahmen  noch  eines  beeoa- 
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(tw  EtDgdiens.  Bier  handelt  es  mch  ge- 
TiivernuSen  um  das  sraitrale  Problem  der 
L  iAiil«  Wirtsdiaftspolitik. 


i.  Die  koloniale  Bodenpolitik  im  be- 
•oadnen.  Die  koloniale  Bodenfrage 
*«tet  —  ungeachtet  zahlreicher  und  tief- 
f-iiender  Verschiedenheiten  zwischen  den 
•üirelneo  K.  —  im  wesentlichen  zweierlei 
iiriiDdsStzliche  Probleme: 

Auf  der  einen  Seite  treten  uns  in  den 
K.,  ja  hier  in  ganz  besonders  zugespitzter 
W«se,  die  Fi^en  entg^n,  die  sich  in 
i'len  Ländern  modemer  wirtschaftlicher 
Kntinckelung  als  eines  der  markantesten 
viriscbaftE-  und  sozial politiscljea  Probleme 
herausgebildet  haben  (vgl-  den  Art  „Boden- 
ft-nn-  oben  Bd.  I  ß.  482fg.):  Es  handelt 
•■lii  nm  den  volkswirtschaftlich  -  zweck- 
RiAfiigcn  imd  sozialpolitisch  gerechten  Aus- 
wich zwischen  den  privaten  Interessen  der 
»iDZflaen  Grundbesitzer  einerseits  und  den 
•im-htigten  Interessen  der  Gesamtheit  bezw. 

Staates  andererseits. 

Es  kommt  gerade  in  neuen  K.  auf  der 
'■:iTn  Seite  darauf  an,  dem  Erwerbssinn,  und 
in  gewissen  Grenzen  auch  einem  gesunden 
%ktUationstneb,  ein  hinreicliendes  Mafi  von 
Freiheit  zu  belassen,  weil  nun  einmal  auf 
•tiesen  Eigenschaften  und  Trieben  der  wirt- 
'"hafllicbe  Fortschritt  und  insbesondere  der 
iüTäi  xur  ErsckliefiUDg  virtschaftUch  jung- 
frla lieber  OeUete  wesentlich  beruht.  Aber 

handelt  sich  zu^eich  darum,  hiergegen 
lie  loteressea  der  Geauntheit  abzugrenzen 
•ind  zu  veriiindem,  dafi  der  Grand  und 
Bndcn  durch  spekulative  oder  gar  wuche- 
rische Geschftftspraxis  kflnstlich  verteuert 
nai  damit  den  neu  hinzuziehenden  Kolo- 
^i<4en  von  vornherein  die  Lebenshaltung 
*r!Abwert  werde.  Es  handelt  sich  femer 
■lamm,  der  Gesamtheit  als  solcher  und  der 
vuiskasee  —  beide  finanzielle  Interessen 
•ind  }a  idealisch  —  den  berechtigten  Anteil 
■in  den  Eitrfigen  des  Giiind  und  Bodens, 
nameatlich  an  der  Wertsteigerung,  die  er 
■m  Uiife  der  Entwickelung  einer  jungen 
K.  erfahren  muB,  zu  sichern. 

Die«  Wertsteigerung  bemht  in  letzter 
Linie  auf  dem  natürlichen  Monopol,  welches 
iro  Gngenaatx  zu  allen  anderen  beliebig  ver- 
H:*lu+«rt-n  Gfltera  dem  Grund  und  Boden 
.yentümlich  ist.  AuDer  der  Wertsteigerung, 

der  Onmd  und  Boden  durch  die  eigene 
« inb^haftlicbe  Tfitigkeit  der  Eigentümer, 
-  mh  Nenbauten,  Meliorationea  uaw.  erfähn, 
Ut  der  Bodenwert  eine  Tendenz  zum  Steigen 
<  -teil  die  Zunahme  der  Bevölkerung,  der  Ver- 
fimfceriehuDgen  usw.,  kurs  durch  Verhält- 
'iie.  «dche  gänzlich  außerhalb  der  Macht 
;it*l  der  Tätigkeit  der  OrundeigentOmer  selbst 
'i-vy.  Das  Bodenproblem  in  diesem  Sinne 
^■*inat  in  neuen  Lftndem  eine  noch  viel 

TwtoM  dar  TalkiwlrtMUft.  II.  Aafl.  Bd.  II. 


grOfiere  Bedeutung  als  unter  alten  Kulttu> 
Verhältnissen.    Denn  w&hrend  hier  eine 

SlStzliche  und  erhebliehe  Wertsteigerung 
es  Bodens  im  allgemeinen  nur  in  be- 
stimmten, relativ  kleinen  Bezirken  des  Landes, 
in  der  Kegel  in  den  Städten  und  ihrer  Um- 
gebung zu  erwarten  ist ,  tritt  in  neuen 
Ländern  diese  Erscheinung  ganz  allgemein 
auf,  wenn  die  Besiedelung  und  wirtschaftliche 
Nutzung  bis  dahin  brachliegenden  oder  doch 
schwach  bevölkerten  Landes  stattfindet.  Eis 
ist  kein  Zufall,  daß  gerade  in  neuen  Ländern, 
in  Gebieten  jüngerer  kolonialer  Kultur,  wie  in 
den  Staaten  von  Nordamerika  und  in  Austra- 
lien, die  wirtschaftliche  und  rechtliche  Be- 
handlung dieses  Problems  in  den  Vordergrund 
des  OfTentlichen  Interesses  getreten  ist. 

In  allen  modernen,  jungen  E.  gewinnt 
dieses  Bodenproblem  eine  ganz  besondere 
praktische  Bedeutung;  denn  hier  ereignet  ee 
sich  häufig,  daß  der  Gmnd  und  Boden 
bei  der  ersten  Besiedelung  einen  Überaus 
geringen,  ja  fast  gar  keinen  Wert  besitzt, 
daß  groäe  X^andstrecken  für  g^nz  geringe 
Summen  oder  auch  unentgeltlich  in  feste 
Hände  gelangen  und  daß  im  Laufe 
der  Entwickelung  eine  relativ  besonders 
starke  Wertsteigerung,  eine  rasche  Verviel- 
fachung des  ei-slen  Erwerbspreises  sich 
zeigt.  Es  liegt  femer  auf  der  Hand,  dafi 
gerade  in  neuen  K.  diese  Wertsteigerung 
zum  erheblichen  Teile  durch  Tutoren  be- 
dingt wird,  die  aufieriudb  des  Einflusses  der 
Gmndeigentfimer  lie^n,  und  daß  die  TSr- 
derung  der  Sicherheits-  und  RechtsvOThBlt- 
ntsse«  die  Verbesserung  der  gesundheitJidien 
Zustände,  die  Hebung  des  Verkehrs,  die  An- 
lage von  Bahnen  und  anderen  VerkehrsstraBen, 
die  Hafenbauten  und  die  Erleichterung 
des  SchifTsverkehrs  tmd  vieles  andere  mehr 
die  Hauptursnche  des  Wertzuwachses  dar- 
stellen. Die  Hebung  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse,  w^elche  durch  die 
Gesamtheit  der  Kolonisten  und  durch  die 
Maßnahmen  der  Regierung  herbeigeführt 
wii"d ,  wird  sich  in  letzter  Linie  immer 
wieder  in  einer  Steigerung  der  Bodenpreise 
radizieren.  Hieraus  ergibt  sich  eine  be- 
rechtigte, ja  notwendige  Fordenmg  der  Ge- 
sam'theit  bezw.  des  Staates,  an  diesem  Wert- 
zuwachse nun  auch  ihrerseits  in  einer  oder 
der  anderen  Korm  Anteil  zu  haben. 

Neben  die  Bodenfrage  in  diesem  Sinne, 
die,  wie  schon  oben  bemerkt,  zwar  in  den 
K.  mit  besonderer  Schärfe  auftritt,  aber  in 
ihrem  innersten  Wesen  allen  modernen 
Wirtschaftsgebieten  gemeinsam  ist,  tritt  nun 
ein  anderes  Bodetiproblem  spezifisch 
kolonialpolitiseuer  Natur,  nämlich 
die  Abgrenzung  der  Rechte  und  Interessen 
der  kolonisierenden  Nation  in  ihrer  Gesamt- 
heit gegenüber  denjenigen  der  eingeborenen 
Bevölkerung.  Es  kommt  darauf  an^  die  ein- 
geborene Bevölkerung  möglichst  in  ihrem 
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Besitzstand  zu  schonen  und  ihr  darüber 
hinaus  Spielraum  für  eine  Vermehrung  und 
Ausbreitling  zu  belassen ,  um  sie  lebens- 
fähig und  wirtschaftlich  kräftig  zu  erhatten, 
andererseits  aber  Kaum  für  die  Ansiedelung 
der  weißen  Kolonisten  zu  gewinnen,  denn 
ohne  hinreichenden  Grundbesitz  ist  natur- 
gemäß jede  kolonisatorische  Tätigkeit  un- 
möglich. Bei  dieser  Abgrenzung  der  Rechte 
der  einheimischen  Bevölkerung  und  der 
EHngewanderten  am  Grund  und  Boden  muß 
in  besonderem  Maße  der  oben  bei  der  Er- 
örterung der  Eingeborenenpolitik  allgemein 
erwähnte  Grundsatz  zur  Anwendung  ge- 
langen, tunlichst  an  die  vorhandenen  Ver- 
hältnisse und  die  alteingewurzelten  Rechts- 
anschauuDgen  anzuknüpfen  und  auf  eine  Ver- 
söhnung derselben  mit  dem  Recbtssysteme 
des  kolonisierenden  Volkes  hinzuwteiten. 
In  der  Praxis  stellt  sich  nun  aber  die  zu- 
treffende Beurteilung  der  Rechtsanschauungen 
der  mnheimischen  Stämme  eraade  hinsidit- 
lidi  des  Grundbesitzes  zuwdien  als  überaus 
sdiwierig  heraus.  Bei  den  längeborenen, 
namentlich  bei  nomadisierenden  Stämmen, 
lassen  sich  zum  Teil  klare  Rechtsaaschau- 
ungen  über  Eigentumsverhältnisse  an  Grund 
und  Boden  überhaupt  nicht  nachweisen. 
Wir  finden  bisweilen  lediglich  tatsäch- 
liche Besitzverhältnisse,  wie  sie  sich  durch 
die  ackerbauliche  Benutzung  oder  auch  durch 
den  Gebrauch  des  Landes  zur  Weide  oder 
Jagd  ausdrücken.  Es  handelt  sich  bei  der 
vielfach  an  Raubbau  grenzenden  Nutzung 
des  Landes  nicht  selten  um  einen  fast  alljähr- 
lichen Wechsel  der  Aecker  oder  Weide- 
gründe, und  die  Stämme  selbst  haben  durch- 
aus nicht  das  Bewußtsein,  daß  das  ganze 
jemals  von  ihnen  benutzte  Land  ihnen  nun- 
mehr dauernd  zu  Eigentum  gehört  Hiermit 
hängen  die  Schwierigkeiten  bei  der  so  wich- 
tigen Abgrenzung  des  ümfangs  des  „herren- 
losen Landes'*  zusammen,  welches  einen  der 
wichtigsten  Begriffe  des  ganzen  kolonialen 
Bodenproblems  bildet  Aber  selbst,  wo  wir 
eigentunisartigen  Einrichtungen  bei  den  Ein- 
geborenen b^egoen,  ist  es  häufig  sehr 
schwer,  auseinanderzuhalten,  was  Individual- 
eigentnm  ira  Sinne  unserer  Rechtsordnung, 
was  Eigentum  der  Familie,  und  was  Eigen- 
tum des  Stammes  oder  aber  des  Stamra- 
hänptlingsist  Bisweilen  zeigt  sich  eine  klare 
Scheidung  der  Begriffe  der  politischen  Herr- 
schaft eines  Häuptlings  über  ein  Gebiet  und 
seines  Privateigentums  an  oder  in  dem- 
selben, bisweilen  aber  treten  beide  Rechts- 
begriffe auch  vermischt  auf. 

Anderer  Art  wiederum  sind  die  Schwie- 
rigkeiten der  gerechten  Lösung  des  Boden- 
problems dort,  wo  die  eim>päische  Rechts- 
kultur nicht  mit  primitiven  Kultur-  und 
Rechtsverhältnissen  des  Qnmdbesitzes  zu- 
sammenstößt, sondern  mit  einer  in  ihrer 
Art  hoch  entwickelten  Rechtsordnung  des 


;  Bodens,  wie  dies  insbesondere  in  Ländern 
arabischer,  indischer,  chinesischer  Kultur 
der  Fall  ist  — 

üeberblicken  wir  nun  die  neuere  K.ge- 
schichte  daraufhin,  in  welcher  Weise  sich 
die  verschiedenen  Nationen  mit  dem  Boden- 
problem nach  seinen  vorstehenden  bäden 
Richtungen  abgefunden  haben,  so  sehen  wir. 
daß  in  den  Anfängen  der  modernen  K.poUtik 
keiner  der  erörterten  Gesichtspunkte  die 
mindeste  Beachtung  fand.  Die  Bodenschätze, 
das  einzige  in  jungen  E.  zunächst  vorhandene 
wirtechanliche  Gut,  wurden  rücksichb^os 
vom  kolonisierenden  Staate  selbst  oder  von 
den  seinersäts  privU^rarten  Unternehmern 
ausgebentet 

Die  Spanier  gaben  weite  Landstrecken 
mitsamt  ihrer  Bevölkerung  in  die  Hand 
einzelner  bevorzugter  Personen.  Sie  führten 
das  Sys^m  der  Enoomiendas  und  Reparti- 
mientoB  in  ihren  amerikanischen  K.  ein,  das 
wir  bereits  bei  der  Bettachtung  ihrer  Ein- 
geborenenpolitik kennen  gelernt  haben  (v^ 
oben  Abschn.  III,  2j.  Die  Folge  war,  daß  die 
Eingeborenen  zu  Sklaven  gemacht  wiuxlen  und 
in  erschreckender  Weise  ausstarben  und  daß 
am  Boden  rücksichtsloser  Raubbau  statt- 
fand. Die  Portugiesen  haben  im  wesent- 
lichen in  derselben  Weise  das  System  der 
Encomiendas  in  Brasilien  befolgt 

Dieses  System  der  Zuwendung  großer 
Gebiete  an  einzelne  Personen,  verbunden 
mit  weilgehenden  öfFentlieh-rechtlichen  Be- 
fugnissen, entsprach  durchaus  den  feudalen 
Rechtsanschauungen  jenes  Zeitalters  und 
findet  sich  in  den  ersten  Zeiten  der  mo- 
dernen K.politik  mehr  odei-  minder  bei  allen 
£.nationen.  Nicht  nur  die  Spanier  und 
Portugiesen,  sondern  insbesondere  auch 
die  Franzosen  in  Kanada  haben  es  ein- 
geführt In  diesem  Lande  wurden  zur  Zeit 
der  französischen  Herrschaft  in  engster  An- 
lehnung an  das  einheimische  Feudalsystem 
durch  Belehnung  von  einzelnen  Edelleuten 
oder  auch  von  K.ge8ell&chaften  mit  unge- 
heuren LaodBtrecken,,Seigneurien"  begründet. 
Weiterhin  wurden  von  diesen  Großgrund- 
besitzern ausgedehnte  Gebiete  an  Mittels- 
personen, welche  dio  Kolonisten  anwarben, 
überlassen ,  und  die  Personen  ihrerseits 
gaben  wieder  einzelne  Grundstücke  an  die 
Ansiedler. 

Auch  die  Engländer  haben  in  den 
Änf&igen  ihr^  amerikanischen  Kolonisation 
jenes  Feudalsystem  auf  die  K.  zu  über- 
tragen versucht  Bald  jedoch  mußte  hier 
die  erstarkende  wirtschaftliche  Ahu^t  und 
das  erwachende  Selbstbewußtsein  der  Kolo- 
nisten in  Widerspnich  zu  jenem  Prinzipe 
treten,  und  es  hat  ein  gründlicher  Bnüh 
mit  ihm  im  ganzen  Gebiete  der  angel- 
sächsischen Kolonisation  stattgefunden.  Ad 
Stelle  des  extensiven  Betriebes  der  Land- 
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nftsduft,  der  mit  jeaem  LatifuDdiensystem 
libenll  Terbonden  war,  trat  die  uomittel- 
w>  AndgDUng  beschränkter  Bodenflflchen 
•luidi  die  arforatslustigen  und  arbeitskrftf- 
!igea Koloiüsten  selbet.  Uan  darf  sagen, 
tafi  die  grofien,  bisher  unüber- 
troffenen  Erfolge  des  angeUftchsi- 
«i-hen ICsystems  zum  ganz  yresent- 
lirhen  Teile  auf  seiner  Bodenpo- 
litik beruhen. 

Der  wirtschaftS'  und  sozialpolitische  Ge- 
•iioke,  jedem  arbeitswilligen  Kolonisten  den 
itHihten  &werb  einer  eigenen  Scholle  zu 
-mißlichen  »nd  zugleich  aus  inneren  poli- 
n!(±en  GrOnden  die  Entstehung  eines  Ober- 
iikhtigeo  kolonialen  OroBgrundbesitzes  zu 
fuDdem,  machte  sich  natUTgem&B  mit  be- 
»fiuderer  StArke  nach  der  Emanzipation  der 
Verf^ioieten  Staaten  von  Amerika 
celtead.  Hier  wurde,  zum  ersten  Male  in  der 
DT-nereo  E^geschichte,  eineLandpolitik  großen 
<tiles  alsbald  nach  dem  Befreiungskriege  der 
l'oion  eingeechlagea  und  in  ihren  wesent- 
lichen Zügen  bis  zur  Gegenwart  folgerichtig 
i'ing;e6etzt.  Wenn  u^eachtet  der  enormen 
AnMufoQg  mobilen  Kapitals  in  einzelnen 
[ÜQdeo  und  der  damit  verbundenen  scharfen 
Klafisenunterschiede  die  soziale  Struktur  der 
V'-Haigten  Staaten  immerwieder  zu  gesunden 
Verhältnissen  zurückkehrt,  so  beruht  dies 
:ja.i  wesentlich  auf  der  kolonialen  Boden- 
w  rfwsuog. 

Alsbald  nach  der  LoslQning  der  amerikanischen 
ooatn  von  England  und  ihrer  VereiDi^ng 
wqHe  die  Landpolitik  dem  Ermessen  der  Emzel- 
«liatea  entxog»  und  cor  UnioDSBaehe  erklärt. 
H*mt*  1^  wurde  ein  gemeinsames  Land 
"Efice  gegründet.  Die  einselnoi  Staaten  haben 
lak  sngfeicb  damals,  teils  in  den  folgenden  Jahren 
Im  zum  Beginn  des  19.  Jahrb.  inreii  gesamten 
'iroad  Qnd  Boden ,  soweit  er  noch  nicht  in 
fritaieigentaiD  stand,  der  Union  überlassen, 
HD«!  die«er  sind  weiterhin  die  aasgedehnten, 
'TTnakAen  LAndereien  in  den  sp&teren  Oe- 
■•t»'.i«nrettenu]gen  der  Union,  Damentlich  im 
V^ten  cogefaUen.  Das  I^and  office  bat  diesen 
•BMineii  Landbesits  in  einselne  „Townships" 
r-«  je  36  englischen  Qoadratmeilen  zu.  je  640 acres 

.N«didem  man  den  frOberen  Grandsatz,  nnr 
i^rrale  von  mindestens  4000  acres  zn  verkaufen, 
«Ii  kinderUch  fQrdie  rasche  und  gewinnbringende 
^>nrcrtnng  des  Landes  aofgegeben  hatte,  wurde 
-riBaMtbr  der  Boden  in  StUcken  von  mindestens 

UTH  abgegeben.  Die  einzelnen  Townships 
•  itiea  riorcb  besondere  Proklamationen  des 
i'-iudentn  der  Vereinigten  Staaten  znm  Ver- 
•■tnf  ccAeOt  and  im  Venteigerangswege  unter 
(lurtnag  tiaet  Xindeitpnuii«  losgeschtagen. 
H'orte  d«r  letztere  meht  erreicht,  so  konnte 
»^Uer  das  Land  gegen  Bezablnug  dieses  Preises 
•4-»^  neoe  Tenteigemng  in  Besitc  genommen 
"frdcB.  Die  Preise  muQten  stets  bar  bezahlt 
•irdca  Pfir  die  ersten  Jahre  wurde  Steuer- 
-«ÜMit  Rwihrt,  vom  fünften  Jahre  an  aber 
<^Ma  «B  Erwerber  die  nicht  unerheblichen 
^tnen  saUa  und  hierdoreh,  ferner  dnnh  die 
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Verpflichtong,  das  erworbene  Land  anch  wirk- 
lich zu  bebauen,  sowie  endlich  dnrch  die  Be- 
grenzung des  Hßchstmaßes  des  Grundbesitzes 
m  einer  Hand  wurde  die  Gefahr  der  Land- 
Bpekalation  vermieden.  Dieses  System  des  Klein- 
besitzes ist  später  nur  dnrchbrochen  worden 
ziufonsten  der  grollen  Pacific-Eisenbahn-Unter- 
numungen.  Um  diesen  einen  Anreiz  snr  Er- 
schließung des  Landes  zu  geben,  wurde  ihnen 
eine  Konnssion  Uber  Grundbesitz  von  je  lOMdlen 
Breite  zu  beiden  Seiten  des  zu  schaffenden 
Schienenweges  verlieben.  Die  Gesellschaften 
haben  dann  ihrerseits  diese  Läudereien  durch 
Verkauf  verwertet  und  fahren  hiermit  noch  in 
der  Gegenwart  fort. 

Eine  wirtachafts-  und  sozialpolitisch  besonders 
wichtige  Ausgestaltaug  erfahr  die  Bodenpolitik 
der  Vereinigten  Staaten  in  der  Uitte  des  19.  Jahrh. 
durch  die  Vorkau fs-  und  Beimstfttten- 

Eesetzgebung  (Preemption-  and  Homestead- 
aw).  Auf  Grund  der  ersteren  kun  jeder  Btt^er 
der  Vereinigten  Staaten,  sowie  jeder,  der  Doch- 
w  eis  bar  die  Absidit  hat,  Börger  zu  werden, 
sich  in  bestimmten,  geseläslich  VOTgeschriebenen 
Formen  eine  Landkonzession  anf  bis  dahin  brach- 
liegendem Lande  bis  zur  Ausdehnung  von  160  acres 
sichern,  sobald  er  es  in  Arbeit  nimmt  oder  sich 
daselbst  niederläfit  und  binnen  3  Monaten  die 
Absicht  des  Landerwerbs  förmlich  anzeigt,  and 
hat  alsdann  ein  Vorkanfsrecht  zu  einem  be- 
stimmten Mindestpreise,  das  er  binnen  30  Monaten 
anter  Barsahlnng  des  Preises  ans&ben  muü. 
Des  weiteren  kann  jede  der  vorbesmchneten 
Personen  eine  Heimstätte  von  SO  oder  160  acres 
(je  nach  der  Entfernung  von  der  Eisenbahn) 
erwerben,  indem  sie  zunächst  die  vorgeschriebenen 
Anträge  stellt,  dann  innerhalb  6  Monaten  mit 
der  Bestellung  des  Landes  beginnt,  diese  inner- 
halb von  7  Jahren  vollendet,  und  in  vorge- 
schriebenen Formen  beweist,  daß  sie  tatsächhch 
ö  Jahre  anf  dem  Lande  gewohnt  hat,  worauf 
sie  einen  endgültigen  B^tztitel  erhält.  Sie 
kann  auch  schon  vorher,  nach  mindestens 
6  monatiger  Landbearbeitnug  und  Niederlaasnng 
daselbst,  das  Eigeatnm  gegen  Zahlung  des  an- 
gesetzten Preises  erwerben.  Die  Heimstätten 
sind  nach  amerikanischem  Recht  zn  einem  Teile 
ihres  Wertes  unverschaldbar  und  sichern  da- 
durch die  Erhaltung  eines  landwirtschaftlichen 
Kleinbesitzerstflndes.  (Vgl.  auch  d.  Art.  „Heim- 
stätten" oben  S.  83  fg.) 

Eine  ähnliche  Landpolitik  ist  in  einem 
Teile  derjenigen  englischen  K.,  die  sich  zur 
Besiedelung  durch  weiße  Kolonisten  aus 
klimatischea  Gründen  eignen,  durchgeführt 
worden,  vor  allem  in  dem  benachbarten 
Kanada. 

Hier  hatte  England  das  von  den  Franzosen 
gescbaflene,  oben  erwähnte  Feudalsystem  vor- 
gefanden  und  erkannte  bald,  daß  dieses  dem 
Lande  nicht  von  Vorteil  war,  da  es  nicht  ge- 
nügenden Anreiz  znr  Bebauung  des  Bodens  bot 
Die  Pächter,  die  namentlich  in  Unterkanada  ai^ 
den  großen  Gmndbeaitzen  der  Landedelleute 
saßen  (sof?.  System  der  „Seigneurial  tenure") 
empfanden  den  dringenden  Wunsch,  volles  Eigen- 
tum zn  erwerben,  und  worden  hierin  auch  von 
der  Regierung  unterstützt.  Indessen  scheiterten 
die  Geaetzesvorschläge  wiederholt  an  der  üeber- 
macht  der  Großgrundbesitzer,  die  in  den  kolo- 
nialen  Connoils  vorhemchten.  Während  Unter- 
IT* 


Digitized  by 


260 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


kanada  dorch  dieses  SyBtem  tu  seiner  Eotwicke- 
Inog  erheblich  gebindert  wurde,  machten  andere 
Teile  des  Landes,  in  denen  die  Kolonisten  einen 
bescheideneD  Grundbesitz  (60  acres)  nnentgelt- 
lich  und  weiteren  (400  acres)  gegen  eine  ge- 
ringe Zatalnng  unter  der  Bedingung  erwerben 
konnten,  daß  sie  denselben  bebauten  und  Wege 
anlegten,  bemerkenswerte  Fortschritte.  Nach 
'raschiedflnen  gesetzgeberischen  Anläufen  gelang 
es  endlich  1854—56,  das  System  der  „Seignenrial 
tennre"  abzoschafTen ;  die  Großgrundbesitzer 
erhielten  eine  Entschädigung  fUr  die  Aufgabe 
ihrer  Lehenrechte  teils  darch  Geld,  teils  durch 
IJeberweisnng  nnbebauten  Landes  innerhalb 
ihres  frtlheren  Lehens  zom  vollen  Eigentam; 
die  bisherigen  Pächter  aber  wurden  selbständige 
Bftuem,  die  hinfort  ledigUdi  die  Grundstmern 
EU  entricfaten  hatten.  Das  herrenlose  Land 
wurde  zu  Kronland  erklärt  nud  nach  dem  Vor- 
bilde der  Vereinigten  Staaten  in  Townsfaips 
^teilt,  die  wiederum  in  je  36  Sektionen  (zu 
}e  einer  Qnadratmeile)  und  weiter  in  Viertel 
(160  acres)  mit  je  4  Unterabteilungen  zerfallen. 
Bestimmte  Sektionen  einer  jeglichen  Township 
sind  zugunsten  der  Schnlfonds  reserviert,  denen 
ihre  Erträge  im  Falle  der  VeränUernng  (Ver- 
steigerung) zufließen.  Im  Qbrigen  ist  auch  hier 
eine  Htfehstgrenze  fUr  den  Landerwerb  durch 
einen  und  denselben  Grundbesitzer  (640  acres) 
festlegt.  Jeder  Aber  18  Jahre  alte  Hann  kann 
sich  eine  Heimstätte  gegen  die  Verpflichtung 
der  Urbarmachung  binnen  einer  bestimmten 
Zeit  und  gegen  ^ringe  Gebühren  sichern  nnd 
dazu  sich  noch  ein  benachbartes  Terrain  reser- 
vieren lassen.  Die  größeren  Wälder  sind  zu 
staatlichen  Reservaten  erklärt,  nnd  nnr  das 
Becbt  der  Holzgewiiinnn^  wird  hier  versteigert. 
Ebenso  sind  landschaftlich  besonders  schöne 
Gebiete  im  Staatseigentum  verblieben.  Auch  in 
Kanada  ist  die  anf  Vergebung  von  Kleinbesitz 

feriehtete  Landpolitik  der  Regtfnung  nnr  durch- 
rochen  worden  durch  die  groUe  Landkonzession 
zugunsten  der  Pacific-Eisenbabn,  die  aber  auch 
ihrerseits  in  der  Folgezeit  sowohl  dnrch  tech- 
nische HaÜnahmen  (Bewässemng)  als  durch 
eine  rationelle  Preispolitik  viel  zur  Besiedelnng 
des  Landes  beigetragen  hat.  —  Schließlich  be- 
stehen, wie  schon  oben  erwähnt,  in  Kanada 
Indianerreservate  zugunsten  der  Ureinwohner 
des  Landes. 

Eine  besondere  Zuspitzung  hat  das  I^d- 
problem  in  den  australischen  K.  Eng- 
lands erfahren. 

Die  Gesetzgebung  ist  auch  hier  von  dem 
Grundgedanken  beherrscht,  die  Bildung  von 
Großgrundbesitz  in  wenigen  Händen  und  nament- 
lich das  Aufkaufen  von  Land  zu  Spekulattons- 
zwecken  zu  hindern,  hingegen  den  arbeits- 
willigen Ansiedlern  den  Erwerb  der  eigenen 
Scholle,  sei  es  durch  Kauf,  sei  es  durch  rwM 
Ton  Begierongsland ,  zu  erleichtern  und  die 
Erhaltung  des  Kleinbesitzes  für  die  wirtschaft- 
lich schwächeren  Schichten  der  Kolonisten  durch 
Heimstättenordnungen  sicberznstellen.  Diese 
sozialpolitisch  weitblickenden  Absichten  des  Ge- 
setzgebers sind  aber  fast  überall  mit  großer  Ge- 
schicklichkeit und  leider  vielfach  mit  Erfolg  von 
den  Bodenspekulanten  durchkrenzt  worden  Hier- 
liei  bat  namentlich  derAbschtnU  von  Kaufverträgen 
dnrch  vorgeschobene  Personen,  besonders  durch 
Ehefrauen  und  Kinder,  znm  ZweckederAnh&nfting 


größeren  als  des  gesetzlich  zulässigen  Besitzes  in 
einer  Hand  eine  große  Rolle  gespielt  und  bis  ins 
einzelne  gehende,  gesetzliche  Verbotsbestim- 
mungen  erforderlich  gemacht.  Obwohl  diese 
Hißstände  nnd  andererseits  die  ihrer  Bekämpfung 
dienenden  Gegenmaßnahmen  der  Regierung  im 
einzelnen  in  den  verschiedenen  australischen  K. 
sich  nicht  gleichm&ß^  gestaltet  haben,  worauf 
im  Rahmen  dieser  DarateUang  nicht  im  ein- 
zelnen eingegangen  werden  kann,  so  sehen  wir 
doch  Überall  die  gekennzeichneten  Grundten- 
denzen. 

Bedentsam  für  die  Rechtsentmckelnug  ist 
die  Landgesetzgebung  Südaustraliens  durch  die 
sogenannte  Torrensakte  (1858)  geworden, 
welche  im  wesentlichen  das  preußische  Grnnd- 
bnchsystem  einführte  nnd  damit  gesicherte 
Eigentumsverhältnisse  und  einen  geordneten 
Hypothekackredit  ermöglichte;  sie  bat  später 
in  den  anderen  anstraliechen  K.  Nachahmnng 
gefunden. 

Eine  besondere  Komplikation  erfuhr  das 
Landproblem  in  der  K.  Neuseeland,  wo  es 
sich  nicht,  wie  beiden  festländischen  anstmlischeu 
K.,  um  eine  schwache  und  rasch  aussterbende 
EingeborenenbevOlkerung ,  sondern  um  eine 
widerstandsfähigere  Urbevölkerung  handelte. 
Alsbald  ergaben  sich  hier  Streitigkeiten  über  die 
von  der  ersten  K.geseUschaft  (Neoseeland-Co. 
1839)  mit  den  Eingeborenen  abgeschlossenen 
KaufvertTfige.  Die  lU^emng  näim  für  die 
Eingeborenen  Partei  und  führte  schließlich,  nach- 
dem es  zu  ernsten  Streitigkeiten  gekommen  war, 
einen  befriedigenden  Ausgleich  herbei.  In  den 
folgenden  Jahrzehnten  ist  auch  in  dieser  K. 
eine  große  Anzahl  von  gesetzgeberischen  Akten 
über  die  Rechtsverhältnisse  am  Gmnd  und 
Boden  ergangen,  znletzt  1885  und  1892;  sie 
alle  zielten  auf  die  Bekämpfung  der  eben  er- 
wähnten Tendenzen,  der  Landspeknlation  und 
des  Aufkaufena  masseubaften  Grundbesitzes  in 
einer  Hand  ab  und  verboten  namentlich  wieder 
den  Abschluß  von  Kaufverträgen  diuch  Familien- 
angehörige und  andere  vorgwchobene  Personen. 
Wer  schon  Grandbesitz  in  bestimmter  Größe 
(640  acres)  hatte,  wurde  von  weiteren  Käufen 
ausgeschlossen.  Die  Begründong  unpf&nd- 
barer  Heimstätten  zu  ewiger  Pacht  ist 
ermöglicht,  wobei  der  Pächter  bestimmte  Wohn- 
nnd  Knltivationspflichteu  Übernimmt  Endlich 
üt  1891  eine  hohe,  progressive  Steuer 
vom  Grundbesitz  eingeführt  worden.  TrotK 
aller  dieser  Kantelen  hat  es  sich  nicht  ver- 
hindern Uesen,  daß  auch  in  dieser  K.  große 
Landstrecken  in  einigen  wenigen  Händen  ver- 
einigt sind. 

Im  britischen  Südafrika  ist  boden- 
politisch bemerkenswert  die  weite  Ver- 
breitung des  Erbpachtsystems. 

In  der  Kap-K.  haben  die  Engländer  An- 
sätze hierzu  berdts  aus  der  Zeit  der  hollän- 
dischen Herrschaft  Torgefunden  nnd  dieses 
Syitem  alsdann  unter  Emfübrung  emes  Kulti- 
vationszwanges  weiter  ausgebildet  und  gesetz- 

? eberisch  festgelegt  (insbesondere  Landakte  von 
878  nnd  von  1887).   Alles  Kronland  wird  im 
Wege  der  Versteigerung  an  den  Meistbietenden 
znr  dauernden  Erbpacht  gegeben ;  au  Stelle  des 
jährlichen  Pachtsullings  unn  das  awanzig- 
;  oder  mehrfache  der  Jahrespacht  einmalig  w- 
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«Ut  werden,  docb  bleibt  der  rechtliche  Qraod- 
rkfäkto'  des  Beutzrerbältnitses  derselbe.  Alle 
¥iAa.  die  fBr  (Mentliche  Zwecke  von  Wichtig- 
keit liad,  ud  alle  Xineraldistrikte  bleiben  von 
4er  Veisteigenuisr  anegeecUoesen.  Durch  be- 
•oiideFe  geKtxllcoe  Beatimmungen  (1882)  ist 
4ie  EleinsiedelaDK  tob  Banem  gegen  mäßige 
liuhlnur.  aber  vOTpflichtnng  zar  Bebnuung 
■jaa  begtimmten  Teiles  des  Bodens,  gleichfalls 
äi  (trand  des  Erbpachtsysteins  ermöglicht. 

Die  Kap-Landordniuig  von  1882  ist  in  der 
Hftoptsache  anch  in  Rhodesia  eingeführt. 
Hier  ist  das  Land,  mit  Ansnahnie  der  Einge- 
kerenea-BeserTate,  Eronland  nnd  wird  ent- 
9tia  za  seitlich  begrenzter  Pacht  oder  za 
iunider  Erbpacht  Tergebai.  Auch  in  Natal 
in  du  Land,  mit  Ausnahme  der  Eingeborenen- 
irjeiTste,  Kronland.  Es  wird  hier  znni  Teil 
tm  Verstei^rangswege  nach  Festsetzung  eines 
MinHMtpreises  verkauft,  wobei  der  Kaufpreis 
a  Raten  abzuzahlen  ist  nnd  erst  nach  Zahlung 
■ift  letzten  Kate  Tolle^  Eigentum  erworben 
vird,  zan  Teil  findet  Verpaehtang  auf  eine 
'«grenzte  Zdt  statt. 

Du  Pachtsygtem  als  Qruudla^e  der 
•tätlichen  Bodenpolitik  spielt  auch  in  an- 

Iptcq  engÜBcheD  K.  eine  bedeutsame  Bolle, 
mibcsoudere  ist  dies  der  Fall  in  Handels-K. 
iv«  geringer  Ai^efanun^  und  vorwiegend 
•tädtudiein  Charakter,  bei  denen  der  Grund 
iiod  Boden  natumotvendig  alsbald  seine 
wirtschaftliche  UoDopolnatur  betätigen  und 
m  Werte  steigen  muS.  Bier  sichert  sich 
%  Staat,  indem  er  das  Land  nicht  end- 
-iUtig  verkauft,  sondern  sich  den  Heimfall 
•wh  AUauf  der  Faohtzeit  TorbehSlt,  die  in- 
;iii<icben  eingetretene  Wertsteigerung.  Dieses 
?<T6tem  der  Lwidrergebung  ist  z.  B.  in 
ifongtong  dorchgeführt,  wo  Verpach- 
ruDgen  im  Wege  der  Versteigerung  von  An- 
iang  an  stattgefunden  haben. 

ßt  dvf  in  diesem  Funkte  nicht  aus  dem 
Auee  gelassen  werden,  daß  der  englische 
Kolonist  für  das  Pachtsystem  von  vornherein 
iwsondere  vorbereitet  ist,  weil  es  ihm  von 
^ntT  Heimat  her  etwas  durchaus  Gewohntes : 
iJ-  Denn  aucli  in  Großbritannien  lebt  be- 
uuntlich  die  große  Menge  der  Grundstücks- 
■tni)  Hausbesitzer  nicht  als  Eigentümer, 
«mdem  als  Pftcbter,  nur  daß  das  Eigentum 
tuer  nicht  dem  Stf^te,  sondern  einer  ver- 
hähnismitBig  kleinen  Zahl  von  großen  Grund- 
•ic'-ntftmem  gebGrt.  Der  deutsche  Ko- 
l-nist  liingegen  bringt  aus  den  meisten 
'■eeeodeo  der  Heimat  den  RechtsbegrifF  des 
»Iko  £ägentums  am  Gnmd  und  Boden  mit 

lail  legt  Wert  darauf,  auch  in  den  neuen 
.iB'ieddongen  auf  seiner  eigenen  Scholle 
•"I  atKea  aod  zu  bauen.  So  begreift  gb  sich 
L  B.  daB  man  im  Kiautsdumgebiete .  als 
^BMi  daran  ging,  von  der  zu  erwartenden 
Vi>iftsteigerang  des  Grund  und  Bodens  dem 
seinen  Anteil  zu  wahren,  nldit  das 

ahdiegende  Betspiel  Hongkongs  nachge^ 
^t  und  «n  Faditsjstom  ein^fOhrt  hat, 

•Odern  die  TerftnBeruog  des  Grund  nnd 
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Bodens  zu  vollem  Eigentum  gestattet  hat, 
indem  man  den  Mehrwert  in  anderer  Weise 
zu  einem  erheblichen  Teile  für  die  Gesamt- 
heit sicherte.   (S.  unten ) 

Wir  sehen  hier  an  einem  wichtigen  Bei- 
spiele, daß  die  Wirtschaftspolitik  und  Ge- 
setzgebung auf  kolonialem  Gebiete  sich 
nicht  ohne  Zusammenhang  mit  derjenigen 
des  betreffenden  Mutterlandes  verstehen 
läßt;  eben  deshalb  ist  es  unstatthaft,  die  in 
den  K,  einer  Nation  erprobten  Eiurich- 
tungen  ohne  weiteres  auf  K.  anderer  Na- 
tionen übertragen  zu  wollen. 

In  den  übrigen  englischen  K.  und  in  den 
verschiedenen  Gebietsteilen  Indiens  herrscht 
eine  groQe  Mannigfaltigkeit  in  der  Landgesetz- 
gebnng,  anf  die  im  Raamen  dieser  Darstellnue 
nicht  des  Näheren  eingegangen  werden  kann.') 

Die  koloniale  Landpolitik  der  Holländer 
hat  ihren  charakteristischen  Ausdruck  ge- 
funden in  dem  „Kultursystem"  und  ist  bei 
der  Darstellung  des  letzteren  in  dem  Abschnitte 
über  die  Eingeborenenpolitik  in  Nieder- 
ländisch-Indien  in  ihren  Grundzügen  bereits 
erörtert  worden  (vgL  oben  Abschn.  III,  2). 

Dort  ist  insbesondere  gezeigt  worden,  daß 
in  der  Blütezeit  jenes  Systems  eine  strenge 
Monopolisierung  der  wertvollen  Kulturen  staat- 
licherseits  dadurch  zu  erreichen  gesucht  wurde, 
daß  die  Vergebung  von  Land  an  Private,  sei 
es  dnrch  Verkauf,  sei  es  durch  Verpachtung, 
verboten  war.  Es  entstanden  nun  aber  Hill- 
brünche  namentlich  dadurch,  daß  die  Unter- 
nehmer, welche  das  Land  von  den  Eingeborenen 
nicht  erwerben  durften,  mit  denselben  Li^e- 
mngsvertr&ge  Uber  bestimmte  Mengen  von 
Bodenerzeugnissen  abschlössen.  Die  seit  1856 
zugelassene  Verpachtung  von  Regierungsland 
an  IMvate  fQr  20  Jahre  erwies  sich  nicnt  als 
ausreichend ;  die  Klagen  über  Mißstände  wurden 
immer  lauter.  In  den  Jahren  1866 — 69  fand 
eine  eingehende  Untersuchung  der  Eigentums- 
verhältnisse an  Grund  und  Boden  der  Einge- 
borenen in  Java  statt  und  auf  ihr  baute  sich 
die  neue  Gesetzgebung  von  1870  anf.  Nunmehr 
wurde  die  Bechtssicherheit  der  einheimischen 
Grundbesitzer  erheblich  verst&rkt ;  die  Regierung 
hat  ihren  Anspruch  auf  das  Obereigentum  an 
allem  Laude  der  Insel  grundsätzlich  fallen  lassen 
und  sich  die  Verfügung  Uber  bebaute  Ländereien 
nur  zu  öffentlichen  Zwecken  oder  für  die  Anlage 
von  ZwangsknUuren  gegen  eine  entsprechende 
Entschädigung  vorbehalten ;  die  Zwangsknlturen 
sind  aber  tatsächlich  nicht  weiter  ausgedehnt 
worden.  Weiterhin  war  es  von  grundsätzlicher 
Bedeutung,  daß  die  Regierung  hinfort  die  MSg- 
lichkeit  gab,  den  Gemeindebesitz  an  Land 
an  die  einzelnen  Bauern  anfinteilen.  Ea 
wurde  der  Begriff  des  ^agrarischen  Eigentums" 
geschi^en,  d.  i.  eines  Individnaleigentnmg  der 
Eingeborenen,  anf  welches  Hypotheken  anfge- 
nommm  werden  können,  welches  aber  an  Nicbt- 

')  Ueber  die  Zusammenstellung  der  Land- 
gesetzgebnngen  der  einzelnen  K.  aller  modernen 
K.nationen  in  den  VerOtf.  des  Institut  Coltmial 
bitemational  sowie  über  die  sonstige  Lit.  aar 
Landfrage  -^1.  das  Literaturreraeichnis  am 
SeUnsse  des  Artikels. 
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eiDgeborene  nicbt  veräußert  werden  darf.  Hin- 
gegen ist  den  Eingeborenoi  gestattet,  ihr  Land 
onter  bestimmteD  Voranssetznngen  pachtweise 
an  Niobteingehorene  zu  überlangen.  Die  Vor- 
kehrmgen  zum  Recbtsschatze  der  Eingeborenen 
sind,  da  sie  sich  noch  immer  als  unzulänglich 
erwiesen,  1894  verstärkt  worden;  insbesondere 
wnrden  damals  genaue  Yorscbrift^D  ttber  die 
Form  der  PachtTerträge  zwischen  Eingeborenen 
und  Nichteingeborenen  gegeben,  der  AbBchluß 
in  holländischer  und  malayischer  Sprache  von 
einer  behSrdlichen  Kommissira  vorgeschrieben 
und  an  die  Zustimmung  von  '/s  der  Hitglieder 
der  betreffenden  Dorfgemeinde  gebunden. 

Ein  anderer  T^l  der  Bodengefletzjgebung 
von  1870  regelte  die  RechtSTerbältnisse  an 
herrenlosem  sowie  an  landwirtschaftlich  nicht 
bestelltem  Land.  Dieses  wurde  als  Eronland 
erklärt  und  vergrößerte  den  bereits  in  der 
Hand  der  Kegiemng  befindlichen  nrnfangreichen 
Landbesitz.  Von  diesem  Kronlande  wurden 
Teile  an  Bauern  zur  Urbarmachung  ttberwieKn, 
die  hierdurch  das  Eigoitnm  erwOToen  konnten. 
Femer  wurden  Ländereien  bis  zu  einem  bestimm- 
ten HSchstnmfange  im  Vemteigemngswege  in 
Erbpacht  für  2Ö  Jahre  an  Niederländer,  sowie  an 
die  m  den  Niederlanden  ansässigen  physischen 
und  juristischen  Personen  gegeben.  Dies  betrifft 
vermessene  Ländereien ;  nicht  vermessene  kßnnen 
auf  70  Jahre  in  Erbpacht  überlassen  werden, 
wobei  der  Pächter  die  Vermessung  zu  bezahlen 
hat.  Mit  dem  Monopolsystem  ist  endgültig  ge- 
brochen, und  für  den  freien  Plantagenbetneb 
sind  tunlichst  Erleichterungen,  insbesondere  auch 
für  die  Gewinnung  von  Arbeitern  geschaffen, 
üeber  die  genaue  gesetzliche  Normierung  des 
Arbeitsvertr^^  ist  oben  bereits  bei  der  Ein- 
gehorenenpolitik  berichtet.  Aehnlich  wie  gegen 
diese,  vielleicht  allzusehr  nach  westeuropäischem 
Muster  gedachte  Regelung  des  kolonifüen  Ar- 
beitsverhältniüses  ist  auch  gegen  die  neuere 
Bodenpolitik  der  Holländer  von  manchen  Seiten 
das  Bedenken  geäußert  worden,  daß  sie  zu  sehr 
auf  modernen,  spezifisch  europäischen  Rechts- 
nnd  Wirtschaftsanschauungen  basierte  und  den 
Verhältnissen  der  Eingeborenen  zu  wenig  Rech- 
nung trug,  zumal  sie  nicht  recht  mit  den  da- 
neben aufrecht  erhaltenen  älteren  Einrichtungen 
wie  Frondiensten  usw.  im  Einklang  stand.  Be- 
merkbar war  jedenfalls  nach  der  Gesetzgebung 
von  1870,  dal!  die  Umwandlung  des  Gemeinde- 
eigentums in  ^agrarisches"  Individn  aleigen  tum  | 
zunächst  nur  sehr  langsame  Fortschritte  machte,  i 
ja  daß  die  Eingeborenen  zum  Teil  wieder  zu 
der  ersteren  Reohtsform  zurückkehrten.  | 
Ein  abschliellendes  Urteil  Aber  den  wirt- 
schaftlichen Erfolg  der  holländisch-indischen 
Bodenreformen  ist  dadurch  besonders  er- 
schwert, daß  sie  —  wie  in  anderem  Zvi- 
samraenliange  bereits  betont  wurtle  —  in 
eine  Periode  fielen,  in  der  die  für  jene  K. ' 
wichtigsten  l'i-odukte  heftige  Preisschwau- 1 
kungen  und  vielfach  eine  starke  Entwertung  ! 
durchzumachen  hatten.  Besonders  ist  hier  j 
an  die  Krisen  auf  dem  Weltmarkte  für 
Zucker  zu  erinnern,  die  vielfach  von  wirt- 
schaftliehen Verhältnis.sen  und  gesetzgeberi-  | 
sehen  Maßnahmen  nationaler  und  inter- 1 
nationaler  Art  beeinflußt  wurden,  welche' 
außerhalb  der  Einflußsphäre  der  kolonialen 


i Bodenpolitik  lagen,  aber  den  Erfolg  der 
letzteren  naturgemäß  auf  das  at&^cste  be- 
einflussen mußten.  In  jedem  Falle  aber  ver- 
dient die  organisatorische  SchQpfungskraft 
der  Holländer  die  voU.'>-te  Beachtung. 

Es  ist  bereits  oben  (Abschnitt  III,  I) 
dai^legt  worden,  daß  jenes  ältere,  von  den 
Holländern  später  mehr  und  mehr  verlassene 
System  aer  Zwan^slieferungen 
neuerdings  in  gewissem  Smne  wieder  auf- 
gelebt ist  in  der  Wirtschaftspolitik  des  Kongo- 
staates; hierdurch  hat  naturgemäß  vor 
allem  die  Landpolitik  jenes  Staates  ihr 
charakteristisches  Merkmal  erhalten. 

Der  Kongostaat  hat  allerdings  durch  jenes 
System  große  Gewinne  aus  dem  Koloniallioden 
gezogen ;  aber  mit  den  oben  erwähnten  Grausam- 
keiten gegen  die  Eingeborenen  ging  ein  Banb- 
bau  an  den  wertvollen  Landesprodukten  (Kau- 
tschuk und  Elfenbein)  Hand  in  Hand,  dessen 
Fortdauer  für  die  volkswirtsdiaftliche  Znkonft 
des  Gebietes  ernstliche  Gefahren  enthalten  wtirde. 
Des  weiteren  ist  dem  Kongostaat  zum  Vorwurf 
gemacht  worden,  daß  er  durch  seine  Boden- 
politik, indem  er  die  wichtigsten  Teile  des 
Landes  sich  selbst  oder  einem  beschränkten 
Kreise  von  bevorzugten  Gesellschaften,  die  ihm 
tinanziell  nahestehen,  vorbehielt,  die  Nieder- 
lassungen fremder  Unternehmungen  und  damit 
die  Ausbildung  einer  freien  Konkurrenz  ge- 
hindert und  somit  die  Zusicherung  der  Kongo- 
akte hinsichtlich  der  Handelsf^iheit  in  seinem 
Gebiete  illusorisch  gemacht  hat.  Wir  sehen 
hier  an  einem  prägnanten  Beispiet,  welche  Be- 
deutung die  koloniale  Etodenpolitik  fOr  alte 
Zweige  der  kolonialen  Wirtschaftspolitik  besitzt 
und  wie  auch  das  bestgemeinte  handelspolitische 
System  praktisch  weixlos  wird,  wenn  es  nicht 
durch  eine  entsprechende  Landgesetzgebung  ge- 
sichert ist.  —  Durch  die  bereits  erwSuiten 
jüngsten  Dekrete  des  Küuigs  der  Betgier  fl9CKi) 
sind  eingreifende  Reformen  in  Aussicht  gestellt 
worden,  deren  Erfolg  abzuwarten  bleibt. 

Die  Franzosen  standen  in  ihren  nord  - 
afrikanischen  K.  von  vornherein  einem 
Bodenproblem  von  besonderer  Schwierigkeit 
gegenüber,  indem  es  sich  hier  einerseite  um 
Gebiete  handelte,  die  von  einer  in  ihrer 
Art  durchaus  kultivierten  eingesessenen 
Bevölkerung,  insbesondere  Arabern,  be- 
setzt waren,  andererseits  aber  um  Lände- 
reien, die  mehr  oder  minder  sich  auch  für 
einen  landwirtschaftlichen  Betrieb  durch 
europäische  Kolonisten  eigneten. 

In  Algier  herrschte  in  der  ersten  Zeit 
nach  der  französischen  Okkupation  eine  wdt- 

fehende  rechtliche  Unsicherheit  hinsichtlirh 
er  Grundbesitz  Verhältnisse  der  Eingeborenen. 
Es  stellte  sich  herans,  daO  diese  mehr  Grand 
und  Boden  verkauft  hatten,  als  überhaupt  in 
der  K.  vorhanden  war;  eine  nmfangreiche 
Landspekulation  griff  um  sich.  Im  J.  1844 
wurde  deshalb  eine  durchgreifende  Regelung 
der  bisher  erfolgten  Kauf-  and  Pachtverträge 
durchgeführt.  Das  noch  nnbebante  Land 
wurde,  soweit  nicht  aasreichende  Besitztitel  an» 
der  vorfranzBsüchen  Zeit  vorhanden  waren,  zu 
Staatseigentum  erklärt  und  die  Enteignting 
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rna  Grondbesitz  im  Sffentlichen  Interesse 
■iclter?Mtellt.  In  den  folgenden  Jahren  (1845 
w  1847)  wurden  weitgebende  MaOnahmen  znr 
B^Umpfnng  der  Bodenspeknlation  getroffen- 
I  Dter  aaderem  wnrde  bei  Erteilno^  von  Kron- 
lAfidkonzesnonen  die  Pflicht  sofortiger  Bewirt- 
~-luftmij(;  eingefahrt  nnd  fernerhin  eine  be- 
«■i'Kdeni  hohe  Gnisdstener  für  nicht  unter  Knltnr 
rf-bmehtn  Land  eingerichtet  sowie  dessen  £nt- 
*igmDf  nach  bestimiDter  Zeit  aagedroht.  Eine 
pmase  Prttfnng  der  Besitxtitel  wnrde  dnrch- 
K'-iährt  Dnr(£  letztere  Haßnahmen  wurden 
allrrdingB  die  Lsndspeknlanten  in  der  beab- 
■icfatii^ten  Weise  gehemmt,  indessen  wurden 
L'l«irliceitig  die  Eii^eborenen,  die  vielfach  keine 
iinDgerechten  BesitÄtitel  besaßen,  gefährdet, 
infolgedessen  wurde  diese  Oesetzgebung  1851 
wieder  geändert  nnd  für  LandverkKnfe  nnter 
At9  Eingeborenen  das  maselmftnnische 
Ktf^t  aJii  anwendbar  erklärt 

IHe  EiiureboreBeD  wurden  m^Uchst  auf  be- 
•tinnten  Gebieten  nfibaft  gemacht  („kanto- 
Bien'i.  anf  die  unbenutzten  Ländereien  erhob 
Ii«  Kegjeniag  EigentumsansprUche.  Dies  führte 
Ol  Härten,  nnd  im  Jahre  1863  wurde  ein  neues 
I  '*-<et£  erlassen ,  wonach  den  eingeborenen 
Xiinmen  in  Algier  das  Ei^ntnm  an  den  Lände- 
rn ii;n.  die  sie  der  Tradition  nach  inne  hatten, 
rmrebilligt  wurde.  Die  franzüsische  Verwaltung 
(»nnB  die  Abgrenznng  der  Stamm  eagebiete, 
itrf  Verteilnn^  an  die  einzelnen  Gemeinden 

•  min]  nnd  weiterhin  die  allmähliche  Aufteilung 
•i'-*  (iemeindebesitBefl  in  IndiTidnateigentnm. 
!iiil<«Mii  ist  diese  ganze  Maßnahme  nicht  im 
if^aatgebiete  von  Algier  durchgeführt  worden. 
NiiL-b  dem  Eingeborenenanfstande  von  1871  wnrde 
<).<  (.iimdeigentnm  der  anfrOhreriscfacn  Stämme 
i«BiUziert.  Da  das  Bedürfnis  der  Reoiemng 
■•Afb  Landbesitz  zur  Ansiedelung  von  KoTonisten 
"  ^^h^  f>u  wurde  1873  die  Aufteilung  des  Stammes- 

ic^ninms  an  Einzeleigentttmer  und  deren  Be- 

tu^oiii  znr  WeiterveräaSernng  an  Europäer  nach 
TAnziisischem  Recht  (an  ijtelle  der  Unverkäuflich- 
t'it  nach  mohammedanischem  Recht)  eingeftlhrt. 
Hir  haben  bereits  in  dem  Abschnitte  Uber  die 
Kingrhorenenpotttik  gesehen,  daß  dieses  System 
il*r  Anwendung  westeuropäischer  Rechtsnormen 
ttif  die  gänzlich  verschiedenen  Anschanungen 
■iid  Verhältnisse  der  Kingeborenen  sich  nicht 
irUirt  hat,  daß  der  altgewohnte  Znstand  des 
.''Oieinsaraen    Omndeigentums    einer  Anzahl 

*  umilien  sich  durchaus  nicht  überall  beseitigen 
'  <'l>,  hingegen  zahlreiche  Eingeborene  durch  die 
ri-oe  iresetzgebong,  die  von  Spekalanten  gemiß- 
t<i4iie)>t  wurde,  von  ihrer  Scholle  vertrieben 
«nnlea. 

Im  J.  1892  wurde  bereits  die  Aufhebung 
•iieAfr  (iesetcgebung  in  der  Kammer  verlangt. 
1K<7  kam  ein  neues  Gesetz  zustande,  wonach 
•IIP  Umwudlnn^  des  Oemeindeeigentnms  in 
Knuelrigentam  nicht  von  Amts  wegen  mehr  ge- 
'  hiebt,  wohl  aber  anf  Antrag  eines  kaaflnsti^sn 
^^ampäers  oder  der  Eingeborenen  selbst  eio- 
■  '•ten  kann.  Auch  nach  dieser  Gesetzgebung 
•isd  die  Klagen  aber  deren  Mißbrauch  durch 
^«kulanten  nnd  Landwucherer  (sowohl  fremde 
•11  «ingeborene)  nicht  veratumint,  und  es  ist 
^Mlei)i«li  die  FrwB  anfgeworfen  worden,  ob 
i*U  aster  den  Verhältnissen  jenes  Landes 
Mad  M  d«  Knltuntufe  seiner  Bewohner  die 
••E«  MbrniDnedanittbe  Becbtsanschaunng  von 
f»  l  «Ttränflerliehkeit  des  Bodens  ein  gi^Oner 


Segen  fUr  die  Eingeborenen  war.  Dabei  darf 
aber  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  es 
im  Laufe  der  Zeit  der  französischen  Verwaltung 
in  Algier  gelungen  ist,  eine  erhebliche  Anzalu 
von  europäischen  Kolonisten  ins  Land  zn  ziehen, 
wofür  Frankreich  große  Summen  aufgewendet 
hat.  Freilich  sind  gerade  auch  von  französischer 
Seite  Bedenken  geäußert  worden,  oh  die  hier- 
für geleisteten  Opfer  (nach  Leroy-Beaulien  1871 
bis  1881  im  Durchschnitt  15000  Free,  für  die 
Ansiedelung  einer  Familie)  im  rechten  Ver- 
hältnis zn  den  nicht  immer  günstigen  Ergeb- 
nissen stehen. 

In  Tunis  war  zur  Zeit  der  Errichtung  des 
franzüsischen  Protektorats  das  Stammeseigentum 
in  den  meisten  Gegenden  bereits  ganz  über- 
wiegend in  Individualeigentum  aufgeteilt  Die 
Rechtsverhältnisse  an  Gmnd  und  Boden  waren 
aber  gerade  auch  hier  im  einzelnen  vielfach  nn- 

feklärte,  was  naturgemäß  auch  die  Rechtssicher- 
eit  des  Gnmdbesitzes  europäischer  Ansiedler 
jS^eföhrdete.  Hau  hat  diesem  Mulstande  gesteuert, 
indem  1885  ein  faktütatives  Grundbuch- 
nnd  Hypo.theken- System  nach  Analogie  der 
australischen  Torrensakte  eingeführt  wurde, 
die  ihrerseits  wieder,  wie  wir  oben  sahen,  im 
wesentlichen  sich  an  das  preußische  Vorbild 
anlehnt. 

"Was  die  Gestaltung  der  Landftage  in 
den  deutschen  Bohutzgebieten  anlangt, 
so  ist  eine  einheitliche,  von  Anljeginn  der 
kolonialen  Erwerbung  an  durchgeführte 
staatliche  Bodenpolitik  im  Eiautschou- 
gebiet  eiDgeachlagen  worden.  Ihre  Grund- 
sätze sind  niedergelegt  in  einer  Verordnung 
des  Gouverneurs,  betreffend  den  Landerwerb 
vom  2./IX.  1898,  die  durch  zwei  spätere  Ver- 
ordnungen aus  dem  Jahre  1903  ergänzt  ist 

Das  Gouvernement  kauft  allmählich  sämt- 
liche Grundstücke  von  den  ursprünglichen 
chinesischen  Eigentümern  an.  Diese  erhalten 
dafür  den  Preis,  den  der  Boden  vor  der  deutschen 
Besetzung  des  Kiautschougebietes  hatte.  Bei 
dieser  Bemessung  dieses  Preises  ging  man  von 
dem  Gesichtspunkt  aus,  den  Chinesen  den 
vollen  Wert  zu  vergüten,  den  das  Land  durch 
ihre  Tätigkeit  nnd  durch  die  ihrer  Vorfahren 
bis  zu  jenem  Zeitpunkt  gewonnen  hatte;  hin- 
gegen lag  keine  Veranlassung  vor,  ihnen  die 
Wertsteigerung  ganz  oder  auch  nur  teilweise 
zu  Überla-isen,  die  für  den  Grand  und  Boden 
infolge  der  deutschen  Besitzergreifung  voraus- 
zusehen war  nnd  auch  tatsächlich  in  erheb- 
lichem Maße  eingetreten  ist 

Für  das  so  erworbene  Land  sdireibt  das 
Gonvemement  je  nach  dem  eintretenden  Be- 
dürfnis von  Zeit  zn  Zeit  üft'eutUche  Versteige- 
rungen aus  and  setzt  dabei  ein  Mindestgebot 
fest.  Wird  dasselbe  nicht  erreicht,  so  kommt 
es  überhaupt  nicht  zu  einem  Zuschlag;  wird  es 
tiberschritten,  so  wird  in  der  Regel  dem  Meist- 
bietenden das  Land  zugeschlagen,  doch  bat  das 
Gouvernement  sich  eine  gewisse  Freiheit  bei 
der  Zuweisung  der  Grundstücke  vorbehalten. 
Ein  allgemeiner  Benutzungsplan  ist  ihm  in 
großen  Zügen  vorher  mitzateilen.  Das  so  er- 
worbene Grundeigentum  vrird  im  Grundbuch 
eingetragen.  Der  Ersteher  erwirbt  dos  Land 
zu  vollem  Eigentum  und  darf  dasselbe  auch 
beliebig  weiter  veiäuBeru;  er  muß  aber  vor 
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jedem  Welterrerkaofe  dem  OoaTernement  Hit- 
teilnng  machen  nnd  dabei  den  gebotenen  Kanf- 
preis  nennen.  Es  wird  alsdann  der  fUr  den 
EägentOmer  sich  ergeben4e  Bein^winn,  d.  h. 
die  Differenz  zwischen  dem  von  üim  gezahlten 
und  dem  ihm  jetast  gebotenen  Preise  Mrechnet, 
und  TOD  dieser  hat  er  S3'U%  an  das  Oonverne- 
ment  anszukehren.  Bei  der  Berechnung  dieses 
Reingewinnes  werden  die  Yerbessemngen,  welche 
der  Eigentümer  nach  seinen  eigenen  Angaben 
an  dem  Grnndstücke  vorgenommen  hat,  nebst 
Zinsen  von  6  7o  ii>  Abzog  gebracht.  Diese  An- 
gaben können  einer  Kommission  znr  Prllfaag 
unterbreitet  werden,  die  ans  Beamten  und 
PriTatpersonen  znaammengesetzt  ist;  ihr  Befnnd 
wird  der  endgültigen  Borechnnng  des  Kein- 
gewinns  zngninde  gelegt.  Das  ^nvemement 
behält  sich  das  VorKanfsrecht  zu  dem  von 
den  Eigentümern  gemeldeten  Verkaufspreise 
vor;  bierdnrch  wird  zngleich  der  Gefahr  tob 
Hinterziehungen  des  staatlichen  Gewinnanteils 
dnrch  Angabe  eines  zu  niedrigen,  fingierten 
Kaufpreises  wirksam  vorgebeugt. 

Bei  Grundstücken,  die  innerhalb  25  Jahren 
den  Eigentümer  durch  freiwilligen  Ver- 
kauf nicht  gewechselt  haben,  behält  sich  das 
Gouvernement  die  Erhebung  einer  besonderen 
einmaligen  Abgabe  vor,  welche  den  Gewinn- 
anteil von  33  Va  %  nicht  überstehen  darf.  iDer 
Wert  der  GrondstÜcke  ist  zu  diesem  Zwecke 
TOB  der  oben  erwähnten  Kommission  zu  schätzen. 
Dasselbe  Verfahren  kann  nach  weiteren  je  25 
Jahren  wiederholt  werden. 

Abgesehen  von  den  vorstehenden  Auflagen 
ist  dnrch  die  Verordnung  des  Gouverneurs,  i)e- 
treSend  die  Erhebung  von  Steuern  uud  Abgaben, 
Tom  2./IX.  18^  eine  Grundsteuer  in  Höhe 
von  vom  ££apitalwerte  des  Bodens  einge- 
führt, aie  gleichfdls  dazu  beiträgt,  ein  Auf- 
kaufen und  Brachliegenlassen  des  Landes  in  der 
Ab^ht  von  Preistreibereien  sn  erschweren. 
SdilieUich  hat  die  Landordnnng  Ton  1898  als 
Ergänsnng  der  MaOnahmen  zur  Verhinderung 
des  Erwerbs  Ton  Grund  und  Boden  für  Speku- 
lationszwecke angedroht,  daß  bei  Nichtaosfüh- 
rnng  des  ein^reichten  Benutzangsplanes  des 
Grundstücks  mnerhalb  einer  bestimmten  Frist 
sowie  bei  erheblichen,  vom  Gouvernement  nicht 
vorher  gebilligten  Abweichungen  vom  Be- 
nutzuQgsplane  der  Verlust  des  Eigentums 
an  das  GouTemement  unter  Rückzahlung  von 
nur  der  Hälfte  des  Kaufpreises  erfolgen  sollte. 
Da  nach  dem  Inkrafttreten  des  BGB.  £e  GUltig- 
küt  dieses  Verlnstgnindes  des  Eigentums  recht- 
lieh zweifelhaft  geworden  war  und  auch  wirt- 
schaftlich eine  au  einschneidende  Bestimmung 
entbehrlich  erschien,  so  wurde  in  der  Verordnung 
vom  30./in.  1903  bestimmt,  daß  für  die  nach 
dem  l./iV.  1903  von  dem  Fiskus  veräußerten 
Grundstücke  jene  Rechtsfolge  nicht  mehr  ein- 
treten sollte  Hingegen  hatten  sich  nunmehr 
znr  Sicherung  der  Ausführung  de.s  Benutzungs- 
I^anes  die  Ersteher  einer  Vertragsstrafe 
zu  unterwerfen,  deren  Höbe  in  den  Kaufbedin- 
gungen  festzusetzen  war  und  für  die  der  Er- 
steher eine  Sichemng^hypothek  zur  ersten  Stelle 
in  das  Grundbuch  eintragen  zu  lassen  hatte. 
Da  diese  Bestimmung  sich  indessen  als  hinder- 
lich füt  die  Ausbildung  des  privaten  Hjpothe- 
karkredites  erwies,  so  ist  sie  durch  eine  Ver- 
ordnung des  GouTemenrs  Tom  31./XII.  1903 
wieder  aufgehoben  worden,  und  es  ist  nunmehr 


eine  Neuregelung  dabin  getroffen ,  daß  als 
Folge  der  Nichteinhaltung  des  eingereichten 
Benutzungsplanes  eine  progressive  £rhfihnng 
der  Gmnäteaer  für  das  betreffende  Grundstück 
eintritt;  nach  AnsfQhrong  des  Benutzungsplanes 
wird  die  Steuer  wieder  auf  ihr  normales  HaQ 
herabgesetzt. 

Die  Laadordnung  tod  Eiautsohou  hat 
nach  aoiäugliclieQ  scharfen  Anfeindungen 
bald  und  in  immer  stedgendem  Maße  Bewh- 
tung  und  Anerkennung  auch  Ober  die  Orenaen 
des  Schutzgebietes  hinaue  gefundeu  und  ist 
vielfoch  als  Torbildlich  fflr  eine  Btaatüc^e 
Bodenpolitik  von  bodenreformerischer  Seite 
sowohl  in  I)eat8chland  als  im  Auslände  be- 
zeichnet worden.  In  der  Tat  wird  man  sie 
als  eine,  für  die  Verhältnisse  eines  jungen 
Handelsplatzes  mit  einem  von  Natur  be- 
grenzten Hafengelände,  außerordeotlich 
glückliche  Lösung  der  Bodenfrage  bezeichnen 
dürfen  und  femer  in  ihr  gnmdsätzlich  wich- 
tige wirtschafts-  und  sozialpwlitische  Grund- 
sätze erkennen,  die  Ober  die  Grenzeu  der 
K.  hinaus  Beachtung  verdienen.  Indessen 
muß  es  als  ausgeschlossen  erscheinen,  sie 
etwa  ohne  weiteres  auf  die  andereu 
deutschen  K.  übertragen  zu  wollen.  Ab- 
gesehen von  allen  sonstigen,  natürlichen  uod 
wirtschaftlichen  Verschiedenheiten  zwischen 
den  einzelnen  K-,  besteht  zwischen  Eiau- 
tschou  einerseits  und  den  deutschen  E<>- 
lonialgebieten  in  Afrika  und  der  Süd- 
see andererseitsein  spezifischer  Unter- 
schied in  bezug  auf  die  volkswirt- 
schaftliche Funktion  des  Grund 
und  Bodens,  eia  Unterschied,  der  not- 
wendigerweise auch  zum  Ausdnicke  in  der 
Bechtsordnung  drängt. 

In  Eiautsdbou  hat  der  Boden,  da  es  sidi 
für  die  wirtschaftliche  Eutwickelung  in  der 
Hauptsache  nur  um  den  Bezirk  des  deut- 
schen Eüfitenplatzes  Tsingtau  und  seiner 
Umgebung  handelt,  im  wesentlidien  einen 
sozusagen  städtischen  Charakter.  Im 
G^nsatz  hi^u  sind  unsere  Bämtli(^n 
anderen  Schutzgebiete  Tolkswirtschaftlidi  im 
wesentlichen  Gebiete  der  Urproduktion; 
es  handelt  sich  teils  um  Landbao,  sei  es 
durch  Fannen,  sei  es  durch.  Plaotagra  oder 
die  Anleittmg  von  Eingeborenen  zu  dem 
Anbau  bestimmter  Eiüturpflanzen,  oder  aber 
um  die  Hebnag  der  Bodenschätze  unter  der 
Erde,  d.  h.  um  bergbauliche  Nutzung.  Wir 
sehen  hier  an  einem  prägnanten  Beispiele 
die  grundsätzlichen  volkswirtschafüichea 
Verschiedenheiten,  die  zwschen  eiaer  Haa- 
dels-E.  einerseits  und  den  aaderea  Arten 
von  E.,  die  insgesamt  der  Urproduktion 
dienen,  oämlich  sowohl  Siedelungs-  als 
Pflanzungs-E..  andererseits  bestehen,  und 
erkennen  die  praktische  Wichtigkeit  des 
oben  (vgl.  Abschn.  1, 2)  g^;ebenea,  mit  Unrecht 
in  der  neuerea  Literatur  zum  Teil  bestrittenen 
volkswirtschaftlichen  EiateUungspriozipes. 
In  allen  Siedelungs-  und  Fflanzungs-K.  — 
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K  moaeb  also  id  sämtlichen  deutschen  Schutz-  j  brach  liegen  laseen,  um  den  BodeQwert  in 
.-T't'ipteti  Afrikas  nad  der  Südseo  —  ist  der  |  die  Höhe  zu  treiben  und  eiueu  unbequemen 
ftnl€o  im  Sinne  der  Volkswirtschaft  Pro- ,  Wettbewerb  anderer  auszuschalten.  Denn 
InktioDsfaktor.  im  Kiautschon^biete  die  Erschließung  der  kolonialen  Boden- 
^  er  im  wesentlichen   Produkt] on s- 1 schätze  und  damit  die  Gesamtentwickelung 


itjtte.  Daraus  ergibt  sich  ein  wesentlicher 
i'riterK'hied.  In  Kiantechou,  wie  in  jeder 
/.vi-^t-henhandels-K. .  muß  und  wird  der 
lii>4l)>nTert  sich  heben  durch  die  Hebung 
1-^  ^zeo  übrigen  wirtschaftlichen  Lebens, 


der  K.  wird  hierdurch  im  Interesse  unbe- 
rechtigter spekulativer  Sonderinleressen  auf 
das  schwerste  gefährdet  Dies  fOhrt  zu 
der  grundsätzlichen  Forderung,  bei  Land- 
konzessionen  dem  Nutzungsrechte  eine 


(los  Handels  und  Verkehrs.  In  den  Siede- ;  Benutzungs  p  f  1  i  ch  t  gegenüberzustellen. 
iBQgs-  und  Pflanzungs-K.  hingegen  kommt  j  Naturgemäß  wird  mau  bei  ausgedehnten 
■s  umgekehrt  darauf  an,  zunächst  gerade  |  Ländereien  nicht  schematisch  die  sofortige 
i-u  Boitenwert.  den  Ertrag  der  Erde,  mit !  Inangriffnahme  von  Fflanzungs-  bezw.  Siede- 
iiWa  Mitteln  zu  beben,  und  dieser  erst  ist '  lungsarbeiten  auf  dem  ganzen  Gebiete  durch- 
■ii-'  Basis  alles  weiteren  wirtschaftlichen  führen  können,  vielmehi-  von  Fall  zu  Fidl 
Au/l'Iöhens.  Diese  gnindsätzliche  Verschie-  den  zeitlichen  Spielraum  und  das  Maß 
•U-ah^it  der  volkswirtschaftlichen  Funktion  '  der-  Intensität  derartiger  Arbeiten  abstufen 
BodenA  hat  zur  Folge,  daß  in  den  letz- ;  müssen.  Im  Prinzip  indessen  ist  für  alle 
vrei  Gebieten  der  freien  Erwerbstätigkeit  derartigen  Konzessionen  die  Forderung  eines 
M  hfzug  auf  die  Nutzung  des  Bodens  ein  Benutzungszwanges  anzuerkennen,  wie 
i<>it^rer  Spielraum  zu  lassen  und  ein  ge- .  wir  ihn  oben  in  der  kolonialen  Bodengeaetz- 
i:%er  Antrieb  zn  gewähren  ist  gebung  verschiedener  Nationen  kennen  ge- 

Das  achließt  aber  keineswegs  aus,  daß  lernt  haben. 
v.i-ht  auch  in  allen  diesen  K.  bei  der  Regelung      Zn  bemerken  ist  noch,  daß  die  vorstehend  be- 
'itf  f TTQadbesitZTerhältnisse  auf  die  oben  all-  tonte  Verschiedenheit  der  volkswirtschaftlichen 
-vffldn  aofeestellteo  wirtschirfts-  und  sozial-  Funktion  des  Grundes  und  Bodens  in  Kiautschon 
i.-Jitiseben  Gniodsaize,  o&mlich  einerseitaauf  ^ff  anderen  Schutzgebieten  natürlich 

■.«h'.i.— j  T^TILv^r,  j™  /i*„™*i.„;4.  nicht    von    den    Btadtiacnen  Nieder- 

lu-Vshnii«  der  IntereMen  der  Gesamtheit  j^^g^n  innerhalb  der  letzteren  gilt  Hier 
W  Kolousten  und  des  Staates,  andererseits  ,  treten  vielmehr,  wenn  anch  in  sehr  verschiedener 
auf  die  Erhaltung  der  Lebensfähigkeit  der  Intensität,  die  charakterisUschen  Merkmale  des 
viftgeboreneu  Bevölkening  weitgehende  Rück-  städtischen  Bodenproblem  b  auf  und 
-j-hx  zn  nehmen  ist.  In  ersterer  Beziehung  I  zeigen  nnmittelbare  Analogieen  mit  den  Ver- 
lummen  insbesondere  in  Betracht :  zunächst  hfiltniasen  in  Tsinfrtan,  weshalb  die  Nntzbar- 
ii»*  Sicherung  eines  genügend  umfangreichen  machnnif  wenigstens  einer  Anzahl  von  Be- 
.ia^ii,AeD  (frundb^itzel  bezw.  au£chüeß- '  ?i;^7p^J^°  <ür 
^.n  Okku«.tionsrechte«  an  Gruud  nr,^  .  ^^^^^^^^^^^ 

Men  zwecks  spätere  Verfügung  nach  den,  ^^^^^^^     Unterschieden,  die  sich  ftlr  die 

^  '      TJ"    ■B<>de^^^^  den  verschiedenen  Arten 

wift^-hafthchen  Entwickelnng ;  außerdem ;  k.  ei^eben.  ist  in  einem  Teü  der  Schutz- 
•Acr.  auch  innerhalb  der  m  Pnvateigentum  ^l^^       besonderes,  nur  durch  die 

...reehenden  lAidereien  Vorbehalte  hin- :  1^^^^^^^^^  Entwickelnng  dw  deutschen  K- 
^.hiLch  der  \Vasserläufe,  namenthch ,    .-j^j^  verständliches  fioment  von  großer 

-r  schiffbaren  Fifese,  des  Bergwerks-  f  j^e  getreten,  das  gerade  der  Bod^ 
Meentums  ürd^sen  bishei^nTatrecht.  J^^^  •  %  q^^^^^  besonderen 
•T  Ansgwteltung  eme  Spndergesetzgebung  j  gj^^  j  Aufgedrückt  hat.  Dies  ist  die  Rolle, 
..u-raü  erforderlich  und  10  den  meisten  ^.  ^  |  deutschen  Schutzge^ 

u,h  schon  geschaffen  ist)  und  der  Wald-  ^j  ^^^  _  ^  Gegensatz  zum  KiautschSu- 

■•Mände   deren  Erhaltung  und  Mehrung-    i^^^^  „  kolonialen 

l>inhraüoneUuudstrengdurchgeführteForst-  |r^erbuogen  -  die  großen  K-Gesell- 
~«^"^'f'^*'''^'4'^'f'«T°f-^^  gespielt  hiben  und  in  manchen 

J^TS^^^  S^-^^^^^Jt"^^""  Gebieten  noS  spielen, 
-^•blhf-h  des  in  Pnvatbesitz  übergegangenen  >  ^nm  Teil  banSelt  es  sich  hier  um  Konse- 
Hidens,  sowohl  durch  Abgaben  unter  Be-  ^^enxen,  welche  die  Verschiedenheit  dei  grond- 
ru  ksic-htiguug  des  steigenden  Wertes  als :  sairiichen  K.programms  der  ersten  Epoche  der 
dvn-h  aoDstige  Leistungen  der  Erwerber, .  deatschen  überseeischen  Erwerbungen  im  Gegen- 
«te  Wasserhaltungsanlagen,  Wegebauten  u.  satz  zu  demjenigen  der  jüngeren  Epoche^)  noch 
*  m..  CT  deren  Sicherstefiting  den  kolonialen  eich  gezogen  hat.  Pen  großen  Kompagnieen 
i'ntfmehmeni    bei   jeder   Landkonzession  nämlich,  welchen  nach  dem  nrsprtlnglichen  Pro- 

;;;j2M.e^^                              :  ![eTaÄ"detÄ 
?^                                 ^'^^'^^^''^  bar  in  dem^^hntzbriefe,  wie  in  Nen-Qninea. 
lUT  mnB  unb^gt  auch  bei  dieser  Gruppe  tgüs  durch  Anerkennung  der  zwischen  der  Oe- 
■  flu  K.  T«niueden  werden,  daß  Untemehmer '  

r^Mf  lADrlstreckfm  erw<<TfaM  nnd  alsdann  <     >)  Vgl.  hierüber  oben  Abschnitt  HI,  1. 
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aeÜBchaft  und  den  einlidmiBchen  Herrscheni 
sehlouenen  Verts-fige,  wie  in  OBtafrika,  weit- 
gebende PriTÜeffion  und  Monopole  in  bezog  anf 
den  Gnind  und  Boden  eingeränmt  worden.  Aber 
anch  in  anderen  Schntzgebieten ,  wo  Gesett- 
sebaften  mit  staatlichen  Hoheitsrechten  von 
Tomherein  nicht  bestanden  (Kamernn,  Sfld- 
vestafrika),  ist  die  Rolle  großer,  konzessio- 
nierter Landgesellscbaften  für  me  ^samte  Boden- 
politik der  betreffenden  K.  von  einschneidender 
Wichtigkeit  geworden. 

Der  Nenguinea-Komnagnie  war  in  dem 
Schntzbriefe  vom  27 ./V.  1885  das  ausschließ- 
liche Becht  verliehen,  in  dem  Schutzgebiete 
herrenloses  Land  in  Besitz  zu  nehmen 
und  darfiber  zu  Terfägen  sowie  Ver- 
träge mit  den  Eingeborenen  Uber 
Land-  nnd  GrnQdberechtignngen  ab- 
znsehließen.  Als  die  Kompagnie  in  dem 
Vertrage  vom  7./X.  1898  ihre  Hoheitsrechte  end- 
gültig aufgab,  verzichtete  sie  zugleich  für  den 
ganzen  Bereich  des  Schutzgebietes  auf  die  so- 
eben genannten  Privilegien  and  dieselben 
gingen  anf  das  Reich  Ober.  Doch  wnrde 
in  dem  Auseinandersetzangsvertrage  der  Kom- 
pagnie das  Recht  gewährt,  innerhalb  vou  Kaiser- 
WUh^ms-Land  oder  Nenpommem  einschließlich 
der  dazu  gehörigen  Inseln  Land  im  Urnftuge 
von  SO 000  ha,  unter  bestimmten  Vorschriften 
hinBichtlich  der  Lage,  anentgeltUch  in  Besitz 
zn  nehmen. 

Der  Dentsch-Ostafrikanischen  6e- 
selischaft  bezw.  ihrer  Rechtsvoi^ängerin, 
der  „GesellBchaft  für  dentsche  Kolonisation"  war 
in  dem  Schntzbriefe  vom  27./IL  1885  ein  gleiches 
Monopolrecht,  herrenloses  Land  in  Besitz  zu 
nehmen,  nicht  verliehen.  Indem  jedoch  durch 
den  Schatzbrief  ausdrücklich  die  Verträge  aner- 
kannt wurden,  welche  von  den  Rechtsvorgängern 
der  Gesellschaft  mit  den  einheimischen  Sultanen 
abgeschlossen  waren  (vgl.  oben  Abschn.  II,  2), 
und  indem  der  Gesellschaft  die  Befugnis  znr 
AusQbung  aller  aus  diesen  Verträgen  fließenden 
Rechte  verliehen  wurde,  ergaben  sich  anßer 
den  Hoheitsrechten  anch  weitgehende  privat- 
rechtliche  Befugnisse  hinsichtlich  des  Grundes 
nnd  Bodens  in  einem  groben  Teile  des  Schutz- 
gebietes. Diese  wurden  in  der  Folgezeit  noch 
ausgedehnt  dnrch  die  weiteren  Verträge  der 
Gesellschaft  mit  einheimischen  Fürsten,  besonders 
auch  dnrch  ihren  oben  erwähnten  Vertrag  mit 
dem  Sultan  von  Sansibar  von  1888  über  den 
10  Seemeilen  breiten  Küstenstreifen  südlich  des 
Umbaflnsses.  Als  die  Gesellschaft  in  dem  Vertrage 
vom20./XL  1890  anf  ihre  HoheitsrechtezRgnnsten 
des  Reiches  verzichtete,  erhielt  sie  zur  Entr 
schädignng  u.  a.  auch  das  ausschließliche  Recht 
anf  die  Okkupation  von  herrenlosen  Ontnd- 
stttcken  und  deren  unbeweglichen  Zubebörungen, 
insbesondere  auch  an  Wäldern,  wobei  nnr  ge- 
wisse Vorbehalte  zugunsten  wohlerworbener 
Rechte  Dritter,  des  eigenen  Okkupationsrechtes 
der  Regiernng  filr  üffentliobe  Bauten  und 
schließlich  der  Befugnis  der  Regierung,  Forst- 

SBsetze  zn  erlassen,  gemacht  wurden.  Dieses 
kkupationsrecbt  der  Gesellschaft  —  neben  dem 
ihre  vertraglich  erworbenen  Land^erecbtsame 
in  anderen  Teilen  der  K.  ansdröcklich  in  Kraft 
belassen  worden  —  erstreckte  sich  anf  das 
Küstengebiet,  dessen  Zohebßmngen  ond  die 
lusel  Mafia  sowie  aof  das  Gebiet,  fttr  welches 


der  Kaiserliche  Schntzbrief  vom  27VIL  1885  er- 
lassen war.  Ffir  diesen  ansgedehnten  und  wirt- 
schaftlich besonders  wichtigen  Teil  der  K.  wnrde 
der  Gesellschaft  also  gerade  dnrch  den  Ans- 
ein an  dersetzungs  vertrag,  der  ihre  Hoheitsrechte 
aufhob,  ein  weitgehendes  Bodenmonopol  ver- 
liehen. In  diesem  Rechtszustande  traten  schon 
durch  Verträge  von  1891  und  namentlich  1894 
wichtige  Einschränkungen  ein.  Schließlich  hat 
die  Gesellschaft  in  dem  Anseinaudersetzangs- 
vertrage  mit  der  Regiernng  vom  15./XI.  1902 
(vgl.  oben  Abschnitt  III,  1)  anf  das  ausschließ- 
liche Recht  auf  Okkupation  herrenlosen  Landes 
—  mit  gewissen  Vorbehalten,  insbesondere  be- 
treff emes  FHnftels  der  Landstreifen  an  den 
bis  1935  im  Rdstengebiet  und  im  Bereiche  des 
froheren  SchutzbrieTes  zu  bauenden  oder  zu 
konzessionierenden  Bahnlinien  —  verziditet. 
Damit  ist  endlich  das  weitgehende  Privat- 
monopol der  Landokkupation  beseitigt,  das  nicht 
nar  von  privaten  Beorteilem,  sondern  auch  amt- 
licherseits  als  ein  Hindernis  für  die  Gnt- 
wickelung  des  Schutzgebietes  be- 
zeichnet worden  ist,  da  es  die  Vergebung  von 
Land  an  Dritte  nicht  nnerheblich  erschwert 
ond  die  Klarheit  der  Rechtsrerhältnisse  in  be- 
zog anf  den  Gmndbesiu  gefährdet  habe  (s.  die 
amtliche  Denkschrift  zum  Vertrage  t.  16./KI. 
lÖOii). 

Neuerdings.  1904,  ist  der  Ostafrikani- 
schen Eisenbahngesellschaft  in  der  Kon- 
zession für  die  Strecke  von  Daressalam  nach 
Mrogoro  das  Auei^ungsrecht  an  fiskalischem, 
aber  von  der  Regierung  noch  nicht  benutztem, 
sowie  an  herrenlosem  Lande  im  Umfange  von 

J'e  2000  ha  für  jeden  km  der  Bahnlinie  inner- 
lalb  einer  bestimmten  Entfernung  nach  beiden 
;  Seiten  der  letzteren  verliehen  worden.  Dabei 
I  ist  für  die  anf  beiden  Seiten  zunächst  der  Bahn 
gelegenen,  also  wirtschaftlich  wertvollsten  Ge- 
biete zweckmäßigerweise  das  zuerst  in  Ame- 
rika erprobte,  sog.  Schachbrettsystem  vor- 
geschrieben ,  d.  Ii.  bestimmt  worden ,  daß  die 
Auswahl  in  quadratischen  Blocks  von  bestimmter 
Größe  (nach  dieser  Konzession  von  je  9  qkm) 
geschehen  und  daß  an  jeder  Seite  eines  Blocks 
je  ein  Block  von  gleicher  Größe  frei  bleiben 
muß.   Damit  wird  erreicht,  daß  die  Steigerung 
des  Bodenwertes  durch  Maßnahmen  der  Eisen- 
bahngesellschaft auch  den  zwischen  deren  Gmnd- 
stücken  liegenden  Terrains  der  Regiernng  zu- 
gute kommt.   Lassen  die  tatsächlichen  Verhält- 
nisse im  einzelnen  Falle  jene  Art  der  Begren- 
zung als  unzweckmäßig  erscheinen,  so  kann  der 
i  Reichskanzler  Ausnahmen  zulassen.  L'nber&brt 
I  bleibt  das  oben  enrtlbnte  Recht  der  Deotsch- 
'  Ostafrikantschen  Gesellschaft  anf  Landokkn- 
I  pation  in  bestimmtem  Umfanglängsder  Bahnlinie. 

Erst  nach  Ablösung  der  Landgerechtsame 
der  Ostafrikanischen  Gesellschaft  koonte  die 
staatliche  Bodenpolitik  für  den  ganzen  Um- 
fang dieses  Schutzgebietes  planmäßig  durch- 
gefillirt  werden. 

Die  rechtlichen  Oruodlagon  der  letzteren 
waren  gelegt  bereits  durch  Verordouogea 
des  Gouverneurs  vou  1891  und  1894,  nament- 
lich aber  durch  die  zusammenfassende  Re- 
gelung in  der  Kaiserlichen  Verord- 
!niing,  betreffend  Kronland  in  Ost- 
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ifrika,  vom  26./XI.  1895.  Diese  bestimmt, 
'laü  rortiehaltlich  der  Eigeotumsaosprflche 
'•ifr  sonstigen  dinglichen  Ansprüche,  welche 
Vnvate  oder  jnristische  Personen ,  Häupt> 
kijK  oder  unter  den  Eingeborenen  be- 
4eKnde  Gemeinscliaften  nachweisen  können, 
•f  -tw  Torbehaltüch  der  durch  Vertr^  mit 
ii>>r  Kaiserlichen  Regierung  begründeten 
"tknuüoDsrechtc  Dritter,  alles  Land  inner- 
halb Dentsch-Ostafrikas  „herrenloses  Ejron- 
i^nd-  ist.  Da9  ESgenttim  daran  steht  dem 
N*nche  zu. 

IHe  Bentmahme  von  Kronlaad  erfolgt  durch 
^■K  Kegiarag.  Die  Ermittalnner  und  Fest- 
•t<ellaig  des  berrotlosen  Landes  (Knmiandes) 
■•Thip  dorch  Landkommissionen ,  welche  von 
\m  Htmnaaar  unter  Zoteilnn^  des  erforder- 
iKbm  Vcrmeisiui^penonalB  zn  bilden  aind.  Je- 
'l«eh  k&nn  dem  (lOOTemenr  nach  nllherer  An- 
"ntnon^  des  Reichskanzlers  die  Befagnis  bei- 
jrlret  werden,  einzelnen  Personen  und  Geselt- 
w^krt^D  die  Ermächtignng  zn  erteilen  in  Oe- 
i'KteB.  in  welchen  die  Landkommissionen  noch 
ib-ht  in  Tätigkeit  getreten  sind,  ihrerseits  Land 
iifznselimen,  nach  den  nttheren  Bestimmangen 
>I*T  Ynordnang  mit  etwaigen  Eigentümern 
"Ir-r  suiitigen  Beteiligten  wegen  Ueoerlasanng 
>•&  Und  Abkommen  zu  treffen  and  solches 
Und  sowie  berrenloeeg  Land  Torläafig  in  Besitz 
ifl  Dt^timen.  Bei  der  Besitznahme  von  Kronland 
iB  dfr  rmifebang  bestehender  Niederlassnngen 
'"D  Eingeborenen  sind  Flächen  vorznbehalten, 
t^rra  Nutzung  den  Unterhalt  der  Eingeborenen 
torb  mit  RQckneht  anf  künftige  BeTSikenings- 
■'iBibme  Kichert. 

Wss  dann  weiter  die  VeränÜerung  von  Krön- 
iiad  betrifft,  10  erfolgt  die  Ueberlasaung  dnrch 
•]>^  GooTemetir,  nnd  zvar  entweder  dmrch 
l'«bertragnng  znm  Eigentum  oder  durch  Ver- 
[xriimng.  üei  der  Ueberlasinng  Ton  Kronland 
•iLd  iresOgende  Flächen  iBr  Öffentliche  Zwecke 
•anirkcnbchalten,  worüber  die  Verordnnng  ein- 
j-keade  Bestünmnngen  trifft.  Bezüglich  der 
i'fffinltening  und  des  Erwerbes  Ton  Gmnd- 
»lAfLfa  Ist  uigemein  bestimmt,  dafi  zum  Eigen- 
"itui'rwerbe  oder  zur  Pachtung  von  Grund- 
*^(irkrn.  welche  im  Eigentnme  oder  im  Pacht- 
•  itz*  eine«  Nicht^Gingeborenen  stehen,  eine 
■  ^iriifkeitltehe  Oenehmignng  nicht  erforderlich 
"1  l>ft  Gunvemeur  ist  jedoch  befngt,  allge- 
u>iii  oder  fUr  bestimmte  Bezirke  die  Yer- 
l^K-htiivgEnr  Anzeige  derartiger  Rechtsgeschäfte 
'  rnstkresben.  Die  Uraiehmigung  des  Oon- 
••nnira  ist  durchweg  erforderlieh  bei  Ueber^ 
•Afoatg  Von  städtischen  Qrondst&cken,  welche 
■•«■lir  a\n  I  ha  Fläche  haben,  sowie  von  allen 
iimllicfaea  Qnuidstftcken  von  seiten  Eingeborener 
'»  ."iicht-Eingeborene  zum  Eigentum  oder  zu 
ffiit  Tan  längerer  als  löjäfariger  Daner^  wird 

iteftehmigang  nicht  erteilt,  so  sind  die  Ver- 
'.njt  r^btjninwbkmm. 

Zar  .\asfflhmng  dieser  Kaiserlichen  Vcr- 
»4aiiiig  eq^ngen  die  Verfügung  des  Reichs- 
i'taitrt  vom  27./XI.  1H9&  und  weiterhin  die 
tcvunlaang  des  Gonvemears  vom  4./XIL  1896. 
'*  Ittcterr  bestimmt  als  Richtschnur  fUr  die 
'-«adkonmiMioneu,  da£  außer  den  von  Einre- 
^t-un  bvrHts  bepSansten  GroudstUcken,  jedem 
jederffeaeimle  und  jedem GehGft  ungefähr 


das  Vierfache  des  wirklich  bepflanzten  Gebietes 
in  einer  für  die  Landeskultur  günstigen  Lage 
und  Beschaffenheit  znsiupredien.  ist. 

Für  das  Schutz^biet  Kamerun  ist  die 
Landgesetzgebung  m  Uehei^Btinmiang  mit 
der  oben  wiedergegebenea  Bechtsordnung 
für  Dentsch-Ostafrika  erfolgt.  Die  Eais^ 
liehe  Verordnung  Aber  die  Schaffung,  Be- 
sitzergreifung und  VeiÄußerung  von  Krön- 
land  und  über  den  Erwerb  und  die  Ver- 
äußerung von  Gnindstöcken  im  Schutzgebiet 
von  Kamerun,  vom  15./VI.  1896  und  die 
zu  ihrer  Auaführung  ei^ngene  Verfügung 
des  Reichskanzlers  vom  17./X.  1896  sind 
den  ostafrikanischen  Bestimmungen  nach- 
gebildet. 

Die  ürundbesitzverhältnisse  in  Eamenio 
weisen  indessen  eine  bedeutsame  Verschie- 
denheit g^enüber  Ostafrika  insofern  auf, 
als  in  jenem  Gebiete  in  einem  späteren  Ent- 
wickelungsstadinm  Landkon  Zessionen 
von  grofiem  Umfange  zugunsten  ein- 
zelner Gesellschaften  geschaffen  worden  sind. 

Um  das  Kapital  in  die  K.  zu  ziehen,  sind 
nämlich  derartige  Konzessionen  1898  an  die 
Gesellschaft  „Süd-Kamerun"  in  der  Aus- 
dehnung von  über  81000  qkm  und  1899  an 
die  Gesellschaft  -NordweBt-Kamerun"  in 
der  Grtifie  von  gleichfalls  mehr  als  80000  qkm 
erteilt  worden.  Aach  gegen  diese  Unter- 
nehmungen haben  sich  schwere  Angriffe  er- 
hoben, zumal  sich  an  die  erstgenannte  GrOndung 
nicht  erfreuliche  Bflrsenoperationen  an  einer 
ausländischen  Börse  (Brttssel)  schlössen.  Weiter- 
bin sind  Vorwürfe  gegen  dieselbe  Gesell- 
schaft, einerseits  we^en  ihrer  Eingeborenen- 
Dolitik  und  andererseits  wegen  ihrer  Monopol- 
nestrebunnfen  und  Beschränkungen  der  Hnndels- 
freiheit,  die  in  ihrem  Gebiete  dnrch  die  Kongo- 
akte statuiert  ist,  gerichtet  worden ;  insbesondere 
kam  es  in  letzterer  Hinsicht  zu  Differenzen  mit 
den  im  südlichen  Kamerun  tätigen,  außerhalb 
der  Gesellschaft  stehenden  Handelsflrmen.  Nadi 
langjährigen  Differenzen  erfolgte  im  Jahre  1905 
eine  neue  Vereinbarung  zwischen  der  K.ver- 
waltung  und  der  Gesellschaft:  Die  letztere 
verzichtete  auf  etwa  %  ihres  Konzessionsgebietes 
und  erhielt  nunmehr  das  Eigentum  eines  etwa 
1500U  qkm  großen  Urwatdgebietes,  das  nach 
der  bisherigen  Erforschung  unbewohnt  ist  und 
in  die  sog.  .tote  Zone"  fällt.  Für  den  nicht 
wahrscheinlichen  Fall,  daß  letztere  Annahme 
sieh  aU  irrig  erweisen  sollte,  sind  auf  Kosten 
der  Gesellschaft  ansreichende  Reservate  auszu- 
scheiden und  den  Eingeborenen  Holzschlag,  Jagd 
und  Fischerei  zu  {gestatten.  Der  M{)i>hchkeit, 
die  übereigneten  Ländereien  zu  spekulativen 
Zwecken  zu  verwenden,  ist  durch  einen  nnnmehr 
statuierten  Kultur-  und  Betriebszwang  vorge- 
bengt. Die  Nichterfüllung  der  letzteren  Be- 
dingung iiinerhalb  eines  Zeitraums  von  40  Jahren 
(seit  Erteilung  der  ursprünglichen  Konzession! 
zieht  den  unentgeltlichen  Rückfall  der  be- 
treffenden Ländereiea  an  den  Landesflskus  des 
Schutzgebietes  nach  sich.  Dem  Verkehr  in  den 
übereigneten  Gebieten,  insbesondere  dem  zur 
Zelt  handelsüblichen  Karawanenverkehr,  darf 
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die  Gesellschaft  Hiadeniisse  nicht  in  den  Weg: 
legen. 

Die  amtliche  Denkschrift  Uber  die  Regelung 
der  Landfrage  im  Konzessionngebiete  der  Ge- 
sellschaft SUd-Kamernn ')  betont,  daO  nunmehr 
anf  dem  Boden  der  erteilten  Konzession  ein 
gerechter  Ansgleicb  zwischen  den  berechtigten 
Interessen  der  Gesellschaft  nnd  den  Interessen 
des  allgenieineu  Handels  gefunden  nnd  dabei 
anch  den  Interessen  der  Eing^eborenen  in  vollem 
Maße  Rechnung  getragen  sei. 

DieK  am  eron-Eisenbahngesell  Schaft 
bat  i.  J.  1S06  in  der  Konzession  für  die  Strecke 
von  Duala  nach  dem  Manengubagebirge  das  Recht 
erhalten,  sich,  nachdem  die  Zuweisung  von  aus- 
reii^enden  Reservaten  nach  Verhandinngen  mit 
den  Eingeborenen  an  diese  erfolgt  ist,  die  Hälfte 
der  fiskalischen  oder  herrenlosen  Terrains  inner- 
halb  bestimmter  Greuzlinien  zn  beiden  Seiten 
längs  der  Bahn  anzueignen.  Hierbei  ist  ein 
Block-  und  Schachbrettsystem  analog 
demjenigen  der  Konzession  für  die  Ostafrika- 
nische Eisenhahngesellechaft  (s.  oben)  vorge- 
schrieben, jedoch  unter  Begrenzung  der  Blocks 
auf  je  4  qkm.  Femer  hat  die  Bahngesellschaft 
im  Umkreise  von  ÖO  km  vom  Endpunkte  der 
Bahn  ein  Landaneignungsrecfat  bis  zur  Hfichst* 

frenze  von  10000  ha  innerhalb  15  Jahren  nach 
rteilnng  der  Konzession.  Grundstücke,  welche 
für  ZufabrtstraJJen  zur  Eisenbahn  und  für  fiska- 
lische oder  gemeinnutzige  Anlagen  erforderlich 
sind,  fallen  nicht  unter  dieses  Aneigunngsrecht; 
stellt  sich  eine  dieser  Zweckbestimmungen  erst 
später  heraus,  so  müssen  die  erforderlichen 
Grundstücke  an  die  Gesellschaft  unentgeltlich 
zurückgegeben  werden.  Schließlich  bat  sich  die 
Aufsichtsbehörde  die  Bestimmung  darüber  vor- 
behalten, innerhalb  welcher  Zeit  bei  Verlust 
der  lÄndgerechtsame  mit  der  Kultiviemng  der 
Ijöndblfii^e  seitens  der  Gesellschaft  begonnen 
werden  muß. 

In  Südwestafrika  muß  sich  natur- 
gemäß die  Behandlung  der  Landfrage  wesent- 
lich verschieden  von  derjenigen  in  den  tro- 
pischen Schutzgebieten  in  Afrika  gestalten, 
weil  es  sich  bei  den  letzteren  im  wesent- 
üdien  um  Pf lanzungs-K.  handelt,  wäh- 
rend das  erstgeoannte  Gebiet ,  wie  oben 
schon  dai^Iegt,  nach  seinen  klimatischeii 
Verhaltnisseo  als  Siedelungs-K.  fftr 
deutsche  Farmer  in  Betracht  kommt. 

Das  Reehtasystem  der  Eingeborenen  hinsicht- 
lich des  Grund  und  Bodens  war  in  Sttdwest- 
i^ka  nicht  leicht  festzustellen.  Tatsächlich 
wurde  nur  ein  geringer  Teil  des  Schutzgebietes 
von  den  einheimischen  Stämmen  bewirtschaftet, 
diese  beanspruchten  aber  trotzdem  anf  Grund 
eines  vorübergehenden  nnd  wechselnden  tatsäch- 
lichen Besitzes  die  Verfügung  Uber  sehr  weite 
Landstrecken.  Dabei  war  es  zweifelhaft,  ob  bei 
den  Eingeborenen  der  Begriff  des  Eigentums 
überhaupt  frUier  bestanden  hat  oder  nicht  viel- 
mdir  erst  durch  die  Europäer  zu  ihnen  ge- 
kommen ist.  Die  deutsche  Befpemng  hatte 
sich  vor  dem  Aufstande  dabin  entschieaen,  die 


')  S.  Beilage  zum  amtl.  Deutschen  K.blatt : 
1905  yr.  24. 


Eingeborenen,  solange  sie  sich  der  deutschen 
Scbntzherrschaft  gegenüber  treu  verhielten,  in 
ihrem  tatsächlichen  Besitz  zn  schützen,  zugleich 
aber  die  Grenzen  der  Stammesgebiete  genau 
festzusetzen ,  um  den  fortwährenden  Grenz- 
streitigkeiten ein  Ende  zn  machen  nnd  nm  eine 
Besiedelung  der  von  den  Eingeborenes  nidit 
benutzten  Ländereien  mit  Weißen  zu  ermi^* 
liehen.  Den  eingeborenen  Stämmen  bezw.  Ver- 
anden von  Stämmen  sollten  gemäß  der  Ter- 
Ordnung  t.  lO.ylV.  1S86  die  Stammesgebiete  ab 
Reservate  zngewiesen  werden,  wlurend  die 
übrigen  Teile  des  .Schutzgebietes  allmÜüicb  xa 
Kronland  erklärt  werden  sollten. 

Znr  Durchführung  dieser  Landpolitik  waren 
bereits  weitgehende  Maßnahmen  getroffen,  als 
der  jüngste  Aufstand  ausbrach.  Durch  diesen 
haben  die  Eingeborenenstämme  den  Ansprach 
anf  die  ihnen  vorbehaltenen  ausgedehnten  Re- 
servate verwirkt,  und  ihr  Grundeigentum  — 
nach  dem  Verluste  des  Viehs  in  der  Regel  ihr 
einziges  erreichbares  A'^ermSgensobjekt  —  dient 
der  Deckung  von  Kosten  und  Verlusten  infolge 
der  UnrnhiBU.  Durch  eine  Kaiserliche  Verord- 
nung V.  26./XIL  1905  ist  bestimmt,  daß  da« 
Stammesvermü^en  solcher  Eingeborenen ,  die 
Bich  an  kriegerischen,  feindseligen  Handlungea 
beteiligt  haben,  einschließlich  der  Reservat« 

ganz  oder  teilweise  eingezogen  werden  kann, 
ie  Einziehung  wird  durch  den  Gouverneur 
verfügt.  Diesem  steht  femer  die  Befugnis  zur 
Einziehung  von  Stammes  vermögen  auch  ohne 
die  obige  Voraussetzung  hinsichtJich  solcher 
Eingeborenenstämme  zn,  die  ihre  Stammes- 
organisation  verloren  haben.  Ist  die  Seelensahl 
eines  Eingeborenenstammes  im  Verfaältnü  «r 
Grdße  des  Stammlands  so  gering,  daß  die  wirt- 
schaftliche Ausnutzung  des  ganzen  Stammes- 
gebietes  ausgeschlossen  ersdieint,  so  kann  der 
Gonvemeur  soviel  davon  einziehen,  als  zur  Er- 
haltung des  Stammes  nicht  erforderlich  ist.  Die 
Verordnui^  enthält  genaue  Kautelen  hinsicht- 
lich der  Bekannt  madiung  nnd  DurchfUhmng 
der  Einziehung,  des  Einspruches  von  Einge- 
borenen wie  von  Dritten,  welche  Ansprüche  auä 
einem  Rechtsgeschäfte  haben,  das  sich  anf  das 
betroffene  Stammeseigentum  bezieht,  n.  a.  m. 
Ein  gewisser,  naturgemäß  viel  beschränkterer 
Grundbesitz  wird  auch  in  Zukunft  den  Resten 
der  Eingeborenen  zn  ihrer  Erhaltung  zuzu- 
weisen sein.  Die  näheren  Bestimmungen  hier- 
über stehen  zurzeit  noch  aus. 

Bereits  nach  der  oben  wiederg^benea 
Verordnung  von  1898  verblieb  das  nicht  zu 
den  Reservaten  verwendete  Land  der  Be- 
gierung^s  Kronland,  d.  Ii.  zur  Verfügung 
des  Gouvemements  für  die  Ansiedeloog' 
von  Kolonisten;  durch  die  Einziehung  der 
Reservate  hat  dieses  Kronland  nunmehr 
eine  erhebliche  Erweiterung  erfahren. 

Die  Besiedelungsfrage  bildet  das  große 
Problem,  von  deren  Oestaltung  die  Zuübiuft 
des  Schutzgebietes  abhängt.  Die  Voraus- 
setzung ist  die  Schaffung  ausreichender 
Wassen-ersorgung  für  die  anzul^enden 
Farmen,  eine  Aufgabe^  auf  deren  befriedigende 
Losung  nach  den  jüngsten  fachm&nnischeo 
Ermittelungen  begründete  HofToung  besteht. 
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rfmgster  Zeit  itst  aiifier  der  schon  früher 
ah  M)lg  durchgeführten  Abgrenzung  von 
FarmeD  größeren  Umfonges,  die  naturgemäß 
,tJi  ein  erfeeWicheres  Anfangskapital  seitens 
Vr  Kolonisten  beanspruchen,  ein  Versuch 
n>:t  kleinen  Siedelungen  gemaohl  worden.  — 

Die  Ausdehnung  des  Eronlandes  und 
ut'  Möglichkeit  wirtschaftlicher  Verwendung 
■• .  Bodens  durch  direkte  Vergebung  seitens 
■*  T  Regiorung  erfahren  aber  auch  iu  Süd- 
»■ft-tafi^  erhebliche  Einschränkungen  durch 
•iie  umfangreichen  dort  bestehenden  Land- 
.-•recbtsamc  einzelner  Gesell- 
f  haften. 

Gmndbeeitnms^ttcheder  Gesellschaften 
.•^lieB  fDm  erheblichen  Teil  noch  anf  die  Zeit 
Mir  der  deutschen  Herrschaft  zurück ,  zam 
imteieD  Teil  beraben  sie  anf  dentscher  Staat- 
Kher  Verleibnng.  Letztere  geschah  zu  einer 
'^ii  —  im  Anfange  der  90er  Jahre  —  als 
ED  Deataebland  pessimistische  Anschauungen 
ibn-  die  wirtschaftliche  Entwickelnngsfäbigkeit 
4cr  K  Torberrsehten.')  Da  das  Kapital  sehr 
{tfiafe  Neigung  zeigte,  sieb  in  derselhen  zn 
ketltigen,  m  wude  damals  dnroh  nmAuigreiche 
lasdkoBxessioinnregiemiigBseitig  einb«onderer 
iveif  hierfür  cn  geben  Tersncfat. 

Zanteit  haben  die  Grundbesitzausprüche  der 
!4adfweilschaften  in  Südwestafrika  folgenden 

Deotsehe  K.gesellschaft  für 
SfldweKtafnka   .  .  .  .  ea.  i33  25oqkm 
Kaoko-,  Land-  nnd  Minen* 

ywellschaft  „     99900  „ 

i  äonib  West  Africa  Company    „     13000  „ 
i  {siedelangsgeeellscbaft  für 

Ueotscb  Südwestafriba  .    „     10000  „ 

Santh    Aftican  Territo- 

tie«  Ltd.   .  .   .   ...    „     10  3°°  » 

ca.  266  450  qkni 

Ite  der  OesamtflScbeninbalt  des  Schntz- 
■^biete«  migenbr  831000  qkm  betr&gt,  so 
Bi£bt  hiernach  das  Gesellschaftsland  fast  den 
■IhttSD  Teil  [32%.)  desselben  ans.*) 

Asflerden  bestehen  im  Schutzgebiete  noch 
'inCuigTeiche  Berg-  nnd  Schürfrechte  der 
U«aiieatischen  Land-,  Uinen-  und 
HandelsKesellscbaft  sowie  ferner  der 
.'tiaTi-jTioeu*  und  Eisenbahngesell- 
•  •haft".  die  beide  von  dentecben  Kapitalisten 
r^awinsam  mit  der  South  West  Africa  Comptmy 
)>^rWel  worden  sind,  nnd  scbliefilicb  der 


'  Vgl.  die  amtliche,  dem  Beichstage  190Ö 
■  rnlegte  „Denkschrift  über  die  im  sQdweat- 
■trikanutdien  Scbnugebiete  tätigen  Land-  und 
^iaeogescllsdi  alten' . 

'  Als  Vergleicbsmafistab  sei  erwähnt,  daß 
vf  Liadbedtx  jeder  der  beiden  erstgenannten 
'•n«llM&aftcii  eibeblicfa  grOfler  ist,  als  das 
Eioigmch  Bayern  (7öß6&  qkm),  derjenige  der 
*r.titn  nicht  riel  geringer  als  das  Königreich 
*k  km  ^14993  qkm)  and  derjenigen  derb^oi 
'^'Zin  imnier  noch  erheblich  f^ßer  als  das 
'tp-jdherugtnm  Hessen  f7682  qlmt). 


„Gibeon -  Schürf-  und  Handelsgesell- 
schaft". 

Gegen  die  Landgesetlscbaften  in  Sildwest- 
afrika  sind  in  den  letzten  Jahren  und  insbe- 
sondere im  Zusammenbange  der  wirtschaftlichen 
Krisis  der  K.,  die  durch  den  Aufstand  hervor- 
gerufen ist,  von  vielen  Seiten  schwere  Vorwürfe 
erhoben  worden.  Insbesondere  ist  behauptet 
worden,  daS  die  Gesellschaften  die  Bodenpreise 
in  die  Hohe  trieben  und  an  Speknlationszwecken 
das  Land  zurückhielten  nnd  damit  die  Be- 
siedelnng  erschwerten.  Auf  Anregung  des  Reichs- 
tags ist  190&  eine  ans  Begierungsvertretem, 
Abgeordneten  und  kolonialen  Sachverständigen 
gebildete,  amtliche  Landkommission  eingesetzt 
worden  zur  Unteräuchung  der  Verhältnisse  dieser 
Gesellschaften. ') 

Die  Gesellschaften  haben  die  gegen  sie  er- 
hobeneu Vorwürfe  bestritten.  Inabesondere  bat 
die  Siedelungsgesellachftft  darauf  hingewiesen, 
daß  sie  Änstreugimgen  gemacht  habe,  die  Be- 
siedelnng  zu  fijrdem,  und  nicht  unerhebliche 
Opfer  hierfür  gebracht,  n.  a.  auch  Hnsterfarmen 
zur  Anlernuug  der  Ansiedler  geachaffen  habe, 
femer  daß  sie  bisher  ans  ihren  gesamten  Land- 
verkänfen  nur  einen  f^eringen  Betraij:  gelttst, 
biugef^eu  eine  viel  größere  Summe,  die  sie  ans 
anderweitigen  (Handels-  und  Schiffahrts-)  Ge- 
schäften erworben,  in  ihren  Grundbesitz  im 
Schutzgebiet  hineingesteckt  habe.  Die  Siede- 
Inngsgesellscbaft  bat  sich  bereit  erklärt,  ihre 
Konzession  gegen  Erstattung  und  Verzinsung 
der  gemachten  Anfwendnndfen  der  Regierung 
zurückzugeben.  Die  amtliche  Landkommission, 
die  sich  zunächst  mit  den  Verhältnissen  dieser 
Gesellschaft  befaßt  bat,  hat  sieb  jünrat  ftti  die 
Anfbebnng  der  Konzession,  zngleich  aber  für  die 
Belassnng  der  bereits  eingerichteten  Farmen  der 
Siedeln ngsgesellschaft  ausgesprochen,  um  einer- 
seits die  Siedelnngstätigkeit  in  die  Hand  der 
Regierung  zn  legen,  andererseits  aber  die  pro- 
duktive Arbeit  des  genannten  Privatunter- 
nebmens  dem  Schutzgebiet  zu  erhalten.  Die 
endgültige  Entscbeidung  steht  zur  Zeit  des 
Abschlusses  dieser  Abhandlung  noch  aus. 

Die  gegen  die  anderen  Gesellscbafteu  er- 
hobenen Vorwürfe  im  einseinen  zu  prüfen,  ist 
hier  nicht  der  Raum  und  auch  g^nwärtig 
nicht  der  Zeitpnnkt:  Bis  zum  Abschluß  und 
zur  Veröfifentlichung  der  Ergebnisse  der  Land- 
kommission, die  über  diese  Unternehmungen 
noch  nicht  verhandelt  hat,  wird  mit  einem  end- 
gültigen Urteil  in  deu  Einzelheiten  zurück- 
zuhalten sein.  Das  aber  kann  schon  jetzt  durch 
die  Erfahmug  in  diesem,  ebenso  in  anderen 
deutschen  Schutzgebieten  und  durch  die  Lehren 
der  Kolonialgeschichte  der  anderen  Nationen  als 
erwiesen  angenommen  werden,  dall  das  ganze 
kolonial  iwlitische  System  derartiger  großer  Land- 
vergebungen sich  nicht  bewährt  hat  Der  6ou- 


M  Wertvolles  Material  zur  Landfrage  in 
allen  afrikanischen  Schutzgebieten  ist  bereits 
gesammelt  worden  durch  die  Ton  der  Deutschen 
K-gesellschaft  eingesetzte  Landkommisfiion  (1903 
bis  1905).  Ueber  ihre  Arbeiten  vgl.  Anton  in 
der  Zeitfichr.  £  Kpolitik,  K  recht  u.  K. Wirt- 
schaft 191)5.  Diese  Kommission  hat  sich  auf- 
gelöst, nachdem  die  oben  erwähnte  amtliche 
Kommission  eingesetzt  ist. 
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Teineur  von  Dentsch-Südwestalrika  hat  hierüber 
jOngst  ein  echwerwiegendes  Urteil  geftllt  mit 
den  Worten: 

„Nicht  erleichtert,  sondern  erschwert  wird 
der  Landerwerb  von  seiten  der  Landgesell- 
schaften in  ihren  Gebieten.  Es  iat  nur  natür- 
lich, daß  eine  Erwerb8|j;eselbchaft,  die  in  einem 
im  AnfechwoDfre  begnffenen  Lande  grolle  Ge- 
biete besitzt,  diese  entweder  gamicht  oder  nnr 
ZQ.  hohen  Preisen  veränßert.  In  dieser  Be- 
ziehung sind  alle  im  Schutzgebiete  tfttigen 
Landgesellschaften  gleich.  Sie  k6nuen  dnrch 
Warten  nur  gewinnen  ond  erfreuen  sich  zum 
Teil  noch  des  Schutzes  der  Bestimmung,  daß 
ihr  Land  insolange  frei  von  allen  Steuern  und 
Abgaben  sein  solle,  als  es  unbenutzt  im  Eigen- 
tum der  Gesellschaft  Terbleibt  —  Das  Gegen- 
teil wäre  das  richtige.  —  Daher  sind  die  Land- 
gesellschaften  —  daran  zweifelt  hier  im  Schutz- 
gebiet niemand  —  ein  Hindernis  der  Besiedelnng, 
nnd  ein  wesentlicher  Teil  des  Besiedelnngsplans 
der  Verwaltung  muß  darin  bestehen,  sie  zu  be- 
seitigen oder  wenigstens  zur  Mitarbeit  an  den 
wirtschaftlichen  Aufgaben  des  Ganzen  nach 
Analogie  der  von  dem  Gouvernement  aufge- 
stellten Grundsätze  za  zwingen." ') 

Aller  Voraussicht  nach  wird  somit  die  Ent- 
wickeluDg  auch  auf  dem  Gebiete  der  kolo- 
nialen Bodenpolitik  dieselbe  Richtung  ein- 
sdiU^n,  die  sich  auf  dem  Gebiete  der  E.- 
politik  im  ganzen  bereits  deutlich  zeigt  und 
oben  (vgl.  Abschnitt  III,  1)  charakterisiert 
ist:  Bas  UTsprfiugliche,  im  Anfangsstadium 
der  koU>niaien  Entwickelung  b^reifliche 
Prinzip,  daS  der  Staat  fQr  das  kolonisato- 
r^che  vor^hen  in  vdten  Gtetneten  seine 
eigene  Tätigkeit  zu  eDÜasteu  sucht  und 
Hechte  und  Pflichten  in  die  Hand  großer 
privilegierter  Privatunternehmungen  legt, 
muß  und  wird  mehr  und  mehr  aufgegeben 
werden,  und  der  Staat  selbst  wird  die  wirt- 
schaftliche Erschließung  seiner  überseeischen 
Gebiete  in  die  Hand  nehmen  mfissen.  Dem 
Privatkapital  verbleibt  bei  der  Aufschließung 
dieser  lÄnder  seine  oben  erörteite,  überaus 
bedeutsame  Rolle.  Diese  muß  ihre  Oreozen 
aber  Überall  da  finden,  wo  die  Interessen 
des  Privatkapitals  in  entschiedeueo  Wider^ 
Spruch  treten  zu  den  volkswirtschaftlichen 
Bedürfnissen  der  Gesamtentwickelnng  der  K. 
Insbesondere  kann  es  nicht  in  sein  Belieben 
gestellt  werden ,  zu  rein  privatwirtschaft- 
licheo,  spekulativen  Zwecken  ganze  Gebiete 
auf  kfirzere  oder  läogere  Zeit  brach  liegen 
zu  lassen  und  damit  die  aJIgemeiue  Wirt- 
schaftsentwickelung aufzuhalten,  während  es 
berufen  ist ,  dieselbe  zu  fOrdem.  Seinen 
weitgehenden  Rechten  ist,  wie  hier  noch- 
mals betont  sei,  auf  dem  Gebiete  der  kolonialen 
lAudpolitik  ^s  wirtschaftliches  und  recht- 


')  Denkschrift  des  Gouverneurs  Uber  die  Be- 
siedelnng Dentscb-Südwestafrikasv.  IH./IX.  1906, 
abgedruckt  als  Anlage  2  bei  Dernbnrg,  Ziel- 
punkte des  Deutschen  Kolonialwesens  (1907). 


liches  Korrelat  eine  Pflicht  der  Betätigung 
—  wenn  auch  von  Fall  zu  Fall  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  abgestuft,  so  doch  im 
Prinzip  Überall  gegeben  —  gegenüberzu- 
stellen. Gerade  auf  dem  Felde  der  kolo- 
nialen Bodenpolitik  kann  sich  auf  die 
Länge  der  Zeit  die  Staatsgewalt  nicht  der 
Aufgabe  entziehen,  durch  systematische 
Normen  wirtschafts-  und  sozialpolitisch 
richtige  Gesichtspunkte  aufzustellen  und 
ihre  Durchführung  zu  sichern. 

Literatur:  i'<*rbcnerkuntf.  Di«  unifangrekke 
deutsche  und  fremd«  Lüeraiur  kann  in  dm  M«r 
zur  l'erfägung  stehenden  Raunte  nicht  voll- 
ständig  aufyesähU  werden :  im  folgenden  soilen 
lediglich  eine  .inzaßU  \cichtigrr  Veröffentlichungen 
aUgemeineren  Inhalts  hervorgehoben  werden,  für 
die  SpetiaUit.  wird  insbee.  verwiesen  <ivf  die 
regelm^fiigen  ZutammenHellungen  ttm  SL  Sroae. 
J>ie  deutedlr  XblonüM^eratur  von  1881— 1S9B^ 
mit  fäkrlieMn  XaehtrOgen,  kerautgeg.  von  der 
DeutteheH  KoloniatgetMeehj^. 

Av^tliehe  Deutsehe  VerSff.:  „Wt^ 
bäeher*'  dem  Reichstage  vorgelegt  vom  AtUigSr- 
tigen  Amte ,  enthaltend  die  Kotmiatgesekidtt« 
der  deutschen  kolonialen  Erwerbungen,  zuerst 
1885.  —  Seither  werden  dem  Reichstage  ron  der 
Reicheregierung  altjährtieh  ^.Denkschriften''  besur. 
^,JahrF»berichte''  Über  die  Entwickelung  der 
Schutsgebiele  vorgelegt.  —  Deutsches  Kolo* 
nialblatl,  heramgeg.  ron  der  KoUmialabteilung 
des  Auswärtigen  Amtes,  seit  1S90.  —  Verord- 
nungsblatt f.  d.  Kiautsekougebiet  (seit 
1908;  früher  Anhang  tum  Har^neverorinungMaUl, 
heramgeg.  vom  Reiehs-Marine-Amt, 

Zeitschriften  und  Sammelwerken 
Export,  Organ  des  Zentralvereins  f.  Mandel*- 
geographie  in  Beriüi,  heramg.  v.  R.  JaiuuueM, 
seit  1879.  —  Deutsche  Kolonialteilung , 
Organ  der  Deutsehen  Koloniatgesdlsehaft,  seit 
188t.  —  Zeitschrift  für  Kolonialpolitik, 
Kolonialrechtund  fColoniahrir  tschaft , 
herausgeg.  von  der  Deutschen  RoloniatgeselUehaft. 
—  Koloniale  Zeitschrift.  —  Verhaind' 
hingen  des  ersten  und  des  zweiten  Deutschen 
Kolonialkongresses  1902  und  1905. 

The  (Jolonial  Office  list,  London  (jährlich}.  — 
The  Indui  Office  list,  London  (ßhrtieh).  — 
Proceedings  of  the  royal  colonitU  institiUe.  — 
RuÜetin  offi^l  des  colonies,  seit  1887.  —  Puhti- 
eations  de  l'Union  coloniale  fram^aiat.  —  Quin- 
eaint  coloniale,  seit  1896.  —  VAnnie  Oolotüate, 
sfit  190S.  —  BiUiothkque  ooloniale  intematioiiale, 
herausgeg.  vom  InsUtut  (Monial  International: 
Ire  Kcrie.  Iai  Maii^d^oeuvre  aux  Colonies.  — 
Äe  s.  Lee  Fonctionnaire*  coloniaux.  —  Je  «. 
Le  Regime  fonrier  aux  Colonies.  —  4' 
Regime  des  protectorais.  —  Se  s.  Les  Ckemin* 
de  fer  aux  Colonies  et  dans  les  pay»  neufs.  — 
6e  s.  Le  Rfgime  mimier  aux  Colonies.  — 
7e  s.  Les  differents  systhnes  <r Irrigation.  — 
8e  s.  Les  Lois  organiques  des  Colonies.  —  En- 
cyclopädie  van  Ned.  Indie  1895 — 1906. 

Fr.  Listf  Das  nationale  System  der  politi' 
sehen  Oekonomie,  1.  Aufi.,  I84I,  7.  AufU  be- 
sorgt  von  Ekeberg  1888.  —  IT.  JIOMh«P, 
Kolonieen,  Kotonüüpolilik  und  Auemmdemng 
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..  Jiti.  IS4B,  3.  Ai^.  tuaammen  mit  R.  Jan- 
MK-A  ISSS.  —  Fr.  Fahrt,  Bedarf  DeuUch- 
innd  Jrr  Sfflojtiecn  f  Eine  polititck-ökonomüeke 
BttndUuBff,  J.  Auß.  1S89.  —  Hübhe-SetU^- 
dm.  r<AeraMM£Ae  Pktlitii,  I.  Eine  kulbattÜMen- 
fkafllkiK  ittmflir,  1881,  IL  Kaloniaatü»upoiüiit 
W  SatmitatitmateeAnit,  1888,  —  Jtorselte, 
rar«»  WelmactU,  Vortrag  1906.  —  A.  E.  F. 
Mtägl^f  KotonialpülitücKe  Stwlien ,  in  der 
r^M^ZlMkr.J.  Staattwi»».,  Bd.  XXXXII 
.UXXir.  —  S.  HaM€,  Kolonieen  und  Kolo- 
»udpxUtü,  im  H.  d.  St.,  ä.  Ai^.,  Bd.  Y.  — 
A.  Zfwwemmnw,  IH«  eun^iacken  Äotonieen, 
Btritn  IS96—1903.  Bd.  I.  Die  KoUmiaipolüik 
h>nttgaU  und  .Spaninu;  Bd.  II  u.  III,  Die 
li9l"malfoittH:  Gnfßbrilannien» :  Bd.  IV,  Die  Ko- 
i-miidpoUtik  Frantretdu :  B4.  V,  Die  Eoiwial- 
fUitit  der  yiederitmde.  —  ßemelbe.  Kolonial- 
fim  (xtuatna*enftu»end),  Bd.  XVIII  dee  Hand- 
lad  L$krbuch$  der  Staabtwiu.,  1905.  —  von 
Hebert,  Die  deutechen  Kolonieen  und  ihre  Zu- 
hnjy.  hertin  1906.  —  Dembnvg,  Zielpunkte 
dtf  (üujtrhcn  EoUmittliretent  1907.  —  Derselbe, 
K'JjMiitle  Lehrjahre,  1907.  —  Derselbe,  Kolo- 
ivh  FinantftroUeme,  1907.  —  Merivale,  Lec- 
Wt*  Qn  eoUmitation  and  Coloniet ,  1841.  — 
WolttiMd,  .1  riew  on  the  art  eiUmiitation, 
—  A.  Mllim,  Cobmial  eonatituUont  1866 
».  IS91.  —  1*.  Lsrov-BeaiUieM,  De  la  eolo- 
wiUton  ehu  U»  fieu^e*  modertu»,  190t.  • — 
A.  «rvuU.  Principe»  de  la  eobmüaOon,  1898. 

—  (f.  Z.  de  Lawteman,  Principe*  de  la  coUt- 
tuntion,  1897.  —  O.  P.  Awtin,  Colonial 
iHttimietrotion  1800—1900  (Report  for  Congrw), 

Kulontalgexehiehtliche  Lit,:  Vgl. 
J.  Wrrte  von  A.  Zimmermann.  —  JPer- 
iHhe,  Koloni<tlgeechiehtiiehe  Studien,  1895.  — 
Bwreftf  Handbuch  der  Geeehiehle  dea^ewopä- 
ufkm  Utaalenaj/stems  und  seiner  Kolonieen  von 
der  Entdertunt/  beyder  Indien  bit  zur  Errieh- 
ut,y  de*  ßranx'iHtdien  Kaiterthron» .  2.  .Auß., 
fll.  —  Dietrich  SehAfer,  KoUmialgetehichle, 
:■  -fi^.,  IPO^.  —  £oerUm,  The  Origin  «£■  Grouith 
•r  tU  Engli*k  fhtoniee  and  of  their  JSj/elem  o/ 
*{«*munetU,  1908.  —  Supan,  !He  territoriale 
Eutmiei^nff  der  europHitehe»  ÜUonfMii.  Mit 
nnrm  kolonütlyeeehiehtUdken  Altaa  ton  lg  Karten 
•Md  io  Kärtchen  im  Text,  1906.  —  von  Halle, 
ttu  großen  Epochen  der  neuaeiüiehm  JMcnial- 
v^tkiehu,  1907. 

Kolonialreektl.  Lit.:  K.  Frhr.  von 
^teitget.  Die  Beehteverhältniaae  der  deuUchen 
^hvtignbiete ,  1901.  —  Derselbe ,  in  Births 
•»•rtfed  18ST.  18S9  und  1895.  —  Gg.  Meyer, 
Itt  'laaienchüieht  tilellung  der  deutschen  Schutt- 
ik4v«(.  jif88.  —  K.  Garet»  t  Kolonialreeht, 
:.  At^.,  19fii.  —  O.  KötmeTt  Die  Organisation 

tolaniateH  SeehU]^tege^  190S.  —  Beraube, 
i'^.ttKAu  Xotvnialreeht  i.  d.  Enegelopädie  d. 
Ji'rUnnM,  -f.  Auß.,  1904.  —  Die  deutsche 
K'iinniotgesettgebung.   Sammlung  der  auf 

deuieihen  Schattgtbitte  betOgt.  Oesetie,  Ver- 
•WüM^rti,  Erlaese  wiuf  intemalionalen  Vertin- 
*tr\3kgen.  Auf  Grund  amtlicher  Quellen  her- 
■■«yj.  rW(  /  (I89SJ  wn  Riettow,  Teil  II—V 
•  if-.T—lnoij  BOT»  Ztmmermannt  Teil  VI— IX 
.i-*iS~..j9oe)  ron  Sehmtdt-Darffttt  u.  Kitbner. 

-  Die  öffenaich-rtehtliche  Seite  des  KoUnial- 
■niU*  r^rfmäßig  behandelt  in  den  Lekr- 


und  MandbUckern  des  deutschen  Reichsstaats- 
rechts;  besonders  bcmerkejieiceTt  die  Bearbeitungen 
der  Materie  bei  Laband,  Staatsrecht  des  IMut- 
schen  Reich»,  4.  .4.tiß.  1901,  und  Deutsches  Reichs- 
maatsrecht  i.  d.  .Sammlung  Das  Sffentl.  Recht 
der  Qegenw.,  1907,  sowie  bei  Zorn,  Slaattr. 
d.  Detitteken  Reichs,  B.  Ai^.  1895. 

Zur  kolonialen  Landgetetsgebung: 
BiHütthf-gue  cotoniale  iniemationtüe,  8e  sme 
(9.  o.).  —  ^tttofi,  Le  regime  f ander  aux  eolo* 
nte*.  Rapports  presentes  d  l'histitut  eokmiai 
international,  seconde  ed.  1904.  —  Derselbe, 
l'^mösische  Agrarpolitik  in  Algerien,  1893. —  Vgl. 
oueA  die  Arbeiten  desselben  Verfassers  zur 
kolonialen  Landpolitik  etc.  verschiedener  Nationen 
in  SchmoUera  Jahrbuch  1899,  1900,  1901,  190S, 
1906  sowie  in  der  Zeiisehr.  f.  Kolonialpolitik, 
Kolonialreeht  und  KolonialwirUcht^  1905.  — 
Vgl,  oben  die  Werke  von  A.  Mnunermann, 
in^Mt.  Koloniaipolitik,  Absehn.  XIV.  —  Der- 
acUtef  Die  gesettliehe  Regdung  des  Qrwnder- 
werbet  in  den  engl.,  frans,  und  AoU.  Kolonieen, 
in  Conrads  Jahti.  1894 — l^^^-  —  ÜBsaey 
Die  Landfrage  und  die  Frage  der  Bechtsgüllig- 
keit  der  Konzessionen  tn  Südwestttfrika,  1906.  — 
Paul  Dtälire,  Traile  de  legislation  coloniaie, 
1886.  Köbner. 


KolonisatioD,  innere. 

1.  Begriff.  2.  Römisches  Beich,  3.  Dentach- 
luid.  4.  Enßland.  5.  £ng^laiid.  6.  Dänemark. 
7.  Schweden.   8.  Norwegen. 

1.  Begriff.  I.  E.  ist  die  planmäßig  Be- 
gründunff  neuer  Ansiedelungen  im  Heimots* 
uereich  des  kolonisierenden  Volkes.  Das  Vor- 
dringen eines  Kulturvolkes  in  nodi  unbe- 
siedelte  oder  unzivilisierte  Länder  und  deren 
erstmalige  wirtschaftliche  Erscbliefiiin^  pflegt 
mau  auch  dann  nicht  als  i.  K.  zu  bezeictmen, 
wenn  diese  Gebiete  innerhalb  der  Grenzen 
des  eigenen  Staates  liegen.  Die  Begründung 
von  BäuerosteUen  im  enropäischen  Rußland 
durch  die  Bauembank  ist  nach  dem  herr- 
schenden Sprachgebrauch  ein  Akt  der  i.  E., 
nicht  aber  die  gleichzeitige  Besiedelung  Si- 
biriens. Die  i.  K,  bezweckt  entweder  den 
„Ausbau"  des  Landes,  die  völlige  Nutzbar- 
machung der  heimischen  Hilfsquellen  —  so 
die  grundherrliche  K.,  welche  sich  vom  11. 
bis  13.  Jahrh.  im  älteren  Deutschland  voll- 
zog, die  heutige  Moorkolonisation  (s.  Art. 
„Moorkolonisation")  —  oder  die  Absicht  iet 
zunächst  auf  die  Vermehrung  der  Volkszahl 
oder  die  Veränderung  der  überkommenea 
Grund  besitz  Verteilung  gerichtet. 

2.  SOmlscheB  Beleh.  Echte  Haßnahmen 
der  E.  aus  sozialpolitischen  Motiven  waren  die 
Acker  Verteilungen,  welche  seit  Tiberius  Gracchus 
zu  verachiedeaen  Zeiten  in  Italien  von  der 
Titmischen  Repablik  vorgenommen  wurden.  Es 
handelte  sich  um  die  Ueberfühning  von  Qrnnd- 
besitz  ans  den  Händen  der  Beleben  in  die  von 
Kleinbaaem ,  während  die  älteren  römischen 
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Kolonien  znuächst  bestimmt  gewesen  waren,  nen 
eroberte  Gebiete  milit&riBcb  za  Biebern 

Seit  mehreren  Jahrbanderten  hatten  Adel 
und  QroQkapitalisteD,  gefördert  durch  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung ,  die  italienischeu 
Bauern  in  zunehmende  Abhängigkeit  gebracht 
und  sich  durch  Schnldforderuugen  der  Boden- 
rente bemächtigt.  Der  Rain  des  Banenistaudes 
wurde  Tollendet,  als  die  Konkurrenz  des  im 
Großbetriebe  mit  Sklaven  gewonnenen  Ubersee- 
ischen (siziliscben ,  afrikanischen ,  spanischen) 
Weizens,  der  zn  Schiff  billigst  nach  Rom  trans- 
portiert werden  konnte,  die  Getreidepreise  her- 
abdrttckte  und  die  römische  Regierung  selbst 
seit  dem  Beginne  des  2.  Jahrb.  das  fremde  Ge- 
treide im  Interesse  des  hauptstädrischen  Prole- 
tariats EU  Schleuderpreisen  auf  den  Markt  brachte 
oder  umsonst  verteilte.  Die  Bauern,  unfähig  ihren 
Zinsverpflichtnngen  nachzukommen,  wurden  ans- 
^kauft,  ihre  Güter  subhastiert,  die  Kleinbetriebe 
in  einem  Maße  dnrch  groUe  Sklaven  wirtschaften 
verdrängt,  daß  es  z.  B.  in  ganz  Etrnrien  i.  J. 
1H4  V.  Chr.  keinen  freien  Bauern  mehr  gab 
(Mommsen  II,  81).  Das  Land  entvölkerte  sich, 
die  Zahl  der  waffenfähigen  Bürger  ging  in  den 
Jahren  159—131  von  32800l>  auf  81900JzarQck. 
Längere  Zeit  hatte  die  fortschreitende,  mit  6e- 
grOndung  neuer  Battemstellen  verknüpfte  Ei^ 
oberung  Italiens  dem  Verfall  einigermaßen  ent- 
ge^ugewirkt.  Jetzt  aber  gab  es  in  Italien 
kein  anderes  Land  mehr  zu  verteilen  als  den 
von  Großkapitalisten  —  gegen  Zahlung  einer 
übrigens  lässig  beigetriebenen  Abgabe  —  vor- 
längHt  okkupierten  Staatsgrnndbesitz.  Die  Ein- 
ziehung dieses  Landes,  obwohl  rechtlich  zulässig, 
mußte  doch  die  gegenwärtigen  Besitzer  aufs 
schwerste  treffen  und  wie  eine  „unter  juris- 
tischen Klansein  versteckte  Revolution  gej^en 
das  Eigentum**  erscheinen,  da  die  Ländereien 
teilweise  schon  vor  Jahrhunderten  besetzt  und 
inzwiscben  oft  dnrch  lästigen  Titel  den  Besitzer 
gewechselt  hatten. 

Das  Ackergesets  des  Tib.  Gracchus  von 
133  T.  Chr.,  welches  die  Einziehung  des  Dorna- 
niallandes  —  übrigens  unter  schonenden  Bedin- 
gungen —  verfügte,  kam  durch  den  Druck  einer 
revolationären  Bewegung  znstande.  Das  Land 
sollte  in  Losen  von  30  Morgen  zn  unveräußerlicher 
Erbpacht  aufgeteilt  werden,  ein  Kollegium  mit 
richterlicher  Gewalt  die  Einziehung  and  Ver- 
teilung bewirken.  Der  Senat  wagte  nicht,  das 
Gesetz  nach  der  Tötung  seines  Uäebers  zu  be- 
seiti^n.  Das  Gesetz  kam  zur  Ausführung,  und 
es  wird  darauf  zurückgeführt,  daß  die  Zahl  der 
waffenfähigen  Bürger  in  der  Zeit  von  131—125 
um  '16OOO  zunahm.  Aber  man  beseitigte  doch 
die  Bestimmnugen ,  welche  den  Außkauf  der 
neuen  Stellen  verhüten  sollten.  Das  Gesetz  des 
H.  Livins  Dmsus  von  122  erklärte  unter  dem 
Schein  der  Volksfrenndlichkeit  die  graccbischen 
Landlose  für  zinsfreies  and  veräußerliches  Eigen- 
tum. —  Die  weit  ausschauenden  Pläne  des 
Cajns  Gracchus  kamen  nur  zum  geringsten 
Teil  znr  AnsfUhrung. 

Den  zweiten  grölten  Akt  i.  K.  vollzog  Sulla. 
Er  verteilte  nicht  weuiger  als  120000  Ackerlose, 
hauptsächlich  an  seine  Veteranen,  in  dem  von 
ihm  eingezogenen  Gebiet  der  LStädte  der  feind- 
lifheu  Partei  (hauptsächlich  in  Etrurien).   Aber  I 
auch  das  von  ihm  erlassene  Verbot,  die  Stellen  1 
zusammenzuschlagen,  wurde  nach  seinem  Rück- 1 
tritt  außer  Auwendung  gesetzt. 


Es  war  C.  Julius  Cäsar,  der  die  Pläne  des 
Cajus  Gracchus  wieder  aufnahm.  Schon  al« 
Konsul  setzte  er  i.  J.  59  v.  Chr.  durch,  daß  das 
bisher  verpaobtete  Domanialland  im  Gebiet 
von  Capua,  dessen  Kolonisiemng  von  Cajns 
Gracchus  beabsichtigt  und  von  Karins  begonnen 
war,  an  20000  arme  Bürger,  meist  alte  Soldaten 
des  Pompejas.  verteilt  wnrde.  Als  Imperator 
ordnete  er  eine  allgemeine  Revision  der  ituischeD 
Besitztitel  an  und  oesiedelte  das  noch  verbliebene 
Domanialland.  Das  weiter  erforderliche  Land 
sollte  durch  Ankauf  italischer  Grundstöcke  aas 
der  Staatskasse  beschafft  werden.  Die  neuen 
Eigentümer  durften  erst  nach  Ablauf  von 
20  Jahren  die  empfongenen  Ländereien  veräußern. 
Vor  allem  geht  aufCäBar  die  Verwirklichong 
der  graechischen  Pläne  zurQck,  welche  auf  die 
K.  der  transalpinischen  und  tberseeischen  Be- 
sitzungen gericotet  waren.  So  le^te  er  den  Grund 
zu  der  Vereinheitlichung  der  ^atioualitäten  im 
römischen  Weltreich  und  sicherte  dessen  Bestand 
für  ein  halbes  Jahrtausend. 

3.  Dentschland.  a)  Preußen  im  17.  und 
18.  Jahrb.  In  der  neueren  Geschichte  ist  be- 
sonders die  Entwickelung  des  branden  buigisch- 
preußiücben  Staates  durch  umfassende  i.  K.  be- 
stimmt worden.  Krieg  und  Seuchen  hatten  im 
17.  lud  18.  Jahrh.  ms  Land  verwüntet,  die 
Volksnhl  war  dnrch  den  30-jährigen  Krieg  auf 
etwa  die  Hälfte  reduziert,  auch  der  7-jä1irige 
Krie^  hatte  sie  in  einzelnen  Provinzen  stark 
vermindert  Es  gab  kein  wirksameres  Mittel, 
am  dem  verödeten  Lande  wieder  aufzuhelfen, 
die  Verlaste  an  Händen,  Produkt  ivkapital,  wirt- 
schaftlicher Bildung  zu  ersetzen,  als  die  FUrie- 
rang  der  Einwanderung  ans  höher  kultivierten 
Ländern.  Sie  nahm  in  den  Jahren  1640—1786 
einen  Umfang  an,  daß  nach  Beheim-Sehwarzbach 
im  Todeaja£%  Friedrichs  des  Großen  etwa 
1  Million  Einwohner,  d.  i.  nach  Schmoller 
der  preußischen  Bevölkernag  aus  Kolonisten  und 
Nachkommen  von  solchen  bestand.  Zar  Zeit 
des  Großen  Karffirsten  überwogen  die  städti- 
schen Ansiedler.  Das  „Retablissement"  der 
durch  den  schwedisch-polnischen  Krieg  und  die 
Pest  von  1709  und  1710  verheerten  Provinz 
Ostprenßen  ließ  die  ländliche  Kolonisation  in 
den  Vordergrund  treten.  Unter  Friedrich  d.  Gr. 
erreichte  die  Bewegung  mit  etwa  300000  Ein- 
wanderern ihren  Höhepunkt  und  umfaßte  etwa 
zu  gleichen  Teilen  Sudt  n»d  Land.  Die  Mehr- 
zahl der  Einwanderer  war  deutscher  Abstam- 
mung und  evangelisch.  Unter  den  anDerdent- 
schen  Kolonisten  waren  die  wichtigsten  die 
2UO00  französischen  Reformierten,  welche  in  der 
Zeit  von  1672—1700  hauptsächlich  in  den  Städten 
angesiedelt  wnrden.  Von  den  ans  größerer  Ent- 
fernung herangezogenen  deutschen  Zuzüglern 
sind  befionders  zu  nennen  20  000  Salzburger,  die 
seit  1732  in  Ostprenßen  untergebracht  worden, 
7Ü00  von  16S0— 99  im  Magdeburgischen  ange- 
siedelte Pfälzer,  6—7000  von  16&— 1738  nach 
Ostpreußen  eingewanderte  Deutschschweizer. 
Friedrich  d.  Gr.  setzte  zahlreiche  Schwaben  und 
andere  Oberdeutsche  in  Westpreußen  an.  Aber 
unter  seiner  Regierung  überwogen  doch  die  Ein- 
wanderer ans  den  nächsten  Nachbargebieten  des 
preußischen  Staates:  Mecklenbur^r,  Mittel- 
deutsche, Oesterrcicber.  In  den  rein  polnischen 
Gegenden  wurden  regelmäßig  nur  deutsche,  in 
deutschen  auch  polnische  Leute  angesetzte 
Ein  Teil  der  Kolonisten  diente  znr  Wieder- 
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bewüning  toq  wttat  gewordenm  BaaeniliRfen, 
nnd  hier  wurden  anch  zahlreiche  Inländer  anter- 
gebrmcht  (TgL  ttber  die  Wiederbesetznnf  der 
wQcten  Banemfanfen  Art.  MBuemb^mnng" 
oben  Bd.  I  a  346). 

Friedlich  n.  war  hemQht,  die  privaten  Onts- 
heiren  snr  Annedelnng  Ton  Kossäten,  Bfldnem 
nnd  Hftnaleni  dorcb  I^mira  zn  bewegen.  Vor 
allem  aber  vollzog  sieh  die  IBodUehe  K.  auf  dem 
uuedehntflB  Kfoig^ieben  Domaninm  mit  Sin* 
■chmli  dv  Fnsten,  auf  entwiaserten  Brilehen 
and  Seen  (Oder-,  Warthe-,  Xetzebroch,  Bavel- 
Iftndisches  Loch,  Hadne-See  in  Poinmem  etc.). 

Den  Ki^oniiten  wurde  Freiheit  vom  Militär- 
dienst zngesichert;  rie  erhielten  Reisennter- 
stBtxnng  nnd  eine  Anzahl  Ton  Freijahreu,  letz- 
tere namentlidi  dann,  wenn  sie  ihre  OehSfte 
Hdbsl  anfbanten ;  man  gewährte  Geschenke  nnd 
YorschOsee  snr  Ansstattung  der  Stellen  mit  Saat- 
nt,  Vieti-  nnd  Feldinvencar.  Die  schwierige 
Bum^  lOrte  nun  x.  B.  im  lladne>„StabliBBe- 
BOit**  u  Pommern  derart,  daS  man  den  ans- 
ländiachen  BOdnem  die  GehSfte  fertig  hinstellte, 
des  analBndischen  Banem  die  Hinter  in  Holz 
richtete  nnd  dechte  nnd  ihnen  den  inneren  Aus- 
bau BberUeß;  den  anderen  wurde  wenigstens 
das  Bauholz  fni  ans  dem  Font  angefahren. 
(Ans  den  Alten  des  Stettiner  Archivs.)  Nach 
scbmoUer  rechnete  man  als  mittlere  Konten,  bezw. 
Anslagen  der  Staatskasse  fQr  die  Ansetzung 
einer  Kolonistenfamilie  eine  Summe  von  6(«0  Tlr. 
Den  meisten  Dberließ  man  das  Land  ohne  An* 
Zahlung  g^en  Uebernahme  eines  Erbzinses.  Auf 
Qnmd  von  Ertragstaxen  festgestellt,  war  der 
2ana  durchweg  sehr  mäfiig  —  im  Hadue-Etar 
Uissement  betrug  er  z.  B.  O^nO— 1  U.  per  Morgen 
Ar^land,  l,8ü  M.  fOr  den  Morgen  Wiese.  In 
manchen  Fällen  Qbemahmen  die  Ansiedler  ihre 
Verpflichtungen  als  Genossenschaft  derart,  da£ 
ne  solidarisch  dafOr  hafteten  und  das  Becht 
hatten,  mit  Zustimmung  der  Kammer  schlechte 
nnd  liederliche  Wirte  abzusetzen. 

Im  allgemeinen  durften  die  Ansiedler  vor  der 
3.  Genention  keine  Verpaditung.  Verschuldung 
«der  Vertafienmg  des  ihnen  zugewiesenen  Besiti- 
tus  ohne  Genehmigung  der  Kammer  vornehmen. 

SdunoUer  schätzt  die  Gesamtzahl  der  in 
Prenllai  während  der  hier  braprochenen  Periode 
angesiedelten  grOOeren  Bauern  auf  40i  00,  der 
Klonbanem  und  Häusler  auf  100000  und  das 
ihnen  Sberwiesene  Land  auf  6  7&0U00ha.  Dar- 
unter waren  nicht  wenige  Stellen,  die  sich  nach- 
träglich als  nicht  lebensHUiig  erwiesen.  Denn 
man  hatte  viel  schlechtes  Land  besiedelt,  den 
ve^boien  Wald-  nnd  Sandboden  oft  nicht  mit 
den  eilbrderlichen  Wiesen  und  Weiden  ansge- 
■tattet.  Vor  allem  aber  verführte  die  popn« 
Intionistiicbe  Tendenz  dazu,  daß  man  die 
Stellen  in  viden  fUlen  zu  klein  machte.  Manche 
friedeiixianisebe  DSrler  gdten  noch  heute  als 
nBänberkolonieen"  oder  sind  zu  Zentren  der 
.fSachsengängerei"  geworden.  Indessen  ist  zu 
berflcksiobtigen,  daß  die  Häusler  und  Bfldner  in 
den  OHtlich«!  Provinzen  frQher  wegen  des  Fehlens 
der  landwirteehaftlichen  Maschinen  nnd  wegen 
der  grOfleren  Dezentralisation  der  InduKtrie  nnter 
dem  damals  hemchenden  Verlagssjstem  im  all- 
gemeinen bessere  Existenzbedingungen  fanden 
ml*  beute.  Tausende  von  Wol£^  nnd  Flachs- 
epinaera,  die  in  ganzen  DSrfem  angesiedelt 
wwdoi,  haben  ent  im  19.  Jahrb.  ihren  Verdienst 
dngeMflt  Im  Wnrthe-  und  Netzebmch  fuden 
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die  ursnrDngUchm  Kleinstellen  Gelegenbdt,  sich 
durch  Gutaland  zu  bäuerlichen  Wirtschi^n  aus- 
zuweiten, während  die  alten  Yollbanerstcdlen 
meist  erhalten  geblieben  sind.  Die  Mehrz^  der 
dortigen  Sachaengäuger  besteht  heute  nicht  aus 
Nachkommen  von  Kolonisten,  sondern  aus  einer 
von  jeher  tagelöhnernden  Mieterbev&lkemng,  die 
ans  den  benachbarten  Bezirken  in  die  Kolonie 
eingewandert  ist  (Neuhans).  Im  ganzen  hat 
sieh  die  L  K.  der  absdnten  Hmiar^ie  in 
IVenßen  als  segensreich  fQr  das  Land  erwiesen. 
Sie  war  ein  bedeutungsvoller  Teil  derjenigen 
Politik,  welche  der  im  Zq^  befindlichen  Aus- 
rottung des  Bauernstandes  im  östlichen  DeutseSi- 
land  krAftroll  entgegentrat  und  bewirkt  hat, 
daß  auch  dort  beute  der  ländliche  Mittelstand 
immerhin  die  grSßere  Hftlfte  des  Gmndbesitzee 
in  Händen  hat  (vgl.  Art  »Ländlicher  Gnmd- 
besitz"). 

Die  erste  Poiode  der  t  K.  in  Preußen  ging 
mit  dem  18.  Jahrh.  m  Ende.  Die  liberale  Wirt- 
schaftspolitik, welche  während  dernapoleonischen 
Kriege  Platz  griff,  war  von  dem  ausgesprochenen 
Glauben  getragen,  der  freie  Verkehr  wflrde  von 
selbst  eine  ausgeglichene,  dem  wirtschaftlichen 
Gesamtinteresse  entsprechende  Verteilung  des 
Grundbesitzes  herbeifQhren  nnd  namentlich  die 
bäneilichen  Besitzungen  vermehren.  Es  bedurfte 
der  Erfahmngen  von  fast  8  Jahrzehnten,  bis 
man  diese  Hoffnung  allgemein  als  trägerisch 
erkannte.  Der  freie  GQterverkebr  imd  die  Banem- 
befreinng  hatten  tatsächlich  eine  starke  Ver- 
mindemn^  des  ländlichen  Mittelstandes  zur  Folge. 
Die  um  nch  greifende  Verschnldnng  fährte  zn 
dner  fideikonunißartigen  Bindung  der  grIfUeren 
Güter  (vgl.  Art.  „Rentengut*  unten  S.  713fg.),  und 
so  verringerte  sich  die  Gelegenheit  znm  Land- 
erwerb f£-  die  tQchtigen  Arbeiter  und  Bauem- 
sShne  in  einer  Zeit,  als  die  eindringende  Gdd- 
wirtscbaft,  der  Hackfmchtban ,  das  landwirt- 
schaftliche Maschinenwesen  die  ältere  Arbeits- 
verfAssnne  auf  den  Gütern  zersetzte,  die  innere 
Gebundenneit  der  Arbeiter  an  den  Gntsbetrieb 
löste  nnd  anderseits  die  Ausbreitung  der  moder- 
nen Verkehrsmittel,  die  feeehlieOnng  fremder 
Erdteile,  das  AnfbltUien  der  Industrie  den  Land- 
losen außerhalb  der  Heimat  reiche  Gelegenbdt 
zum  Erwerb,  zur  Befriedigung  des  wachsenden 
Dranges  nach  Unabhängigkeit  boten.  Aus  dem 
Znsammenwirken  dieser  Ursachen  ergab  sich 
eine  so  große  Ab-  nnd  Answandemng,  daß  es 
immer  schwieriger  wurde,  die  für  die  großen 
Güter  und  Bauernhöfe  erforderlichen  Arbeits- 
kräfte zu  gewinnen.  In  vielen  Landbezirken 
trat  eine  eigentliche  Entvölkerung  ein. 

h)  Mecklenburg.  Man  hat  zunädist 
in  Mecklenburg  dieser  Bewegung  durch 
Schaffung  neuer  ländlicher  Stellen  entg^n- 
gewirkt  Dort  ^hören  42°/o  des  Landes 
ziim  Oroßherzoghchen  Domanium,  das  zum 
größten  Teil  von  altersher  in  Üluerlichen 
Betrieben  bewirtschaftet  wird  —  ganz  im 
Ge^nsatz  zn  dem  litterschaftlicheo  Terri- 
tonum,  wo  die  Bauernschaft  im  Laufe  des 
17.  und  18.  Jahrh.  fast  vernichtet  worden 
ist.  In  den  DomanialdOrfem  hat  man  nun 
seit  dem  Jahre  1846  „Häusiereien",  d.  h. 
Arbeiterstellen  geschaffen,  im  ganzen  bis 
1905  rund  lOäOU.  Man  verkaufte  den  Be- 
werbern je  einen  Banplatz  und  Hauagarten 
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§ü&8t  von  0,184  ha).  Die  QrGße  dieser 
te^Qen  ist  darauf  berechnet,  daß  sie  fast 
ganz  von  der  Frau  bewirtschaftet  werden 
und  der  Ifann  auf  Anßenarbeit  gehen  kann. 
Die  Hftu^r  sind  aber  berechtigt,  zu  einem 
sehr  billigen  Preise  Gemeindeland  (das  meist 
5°lo  der  Gemarkung  um&ßt)  in  Stücken 
Ton  V* — ^1  ha  zuzupaatten  —  die  sog.  ^om- 
petenE^  — ,  ede  haben  auch  sonst  Pachtgel^;en- 
heit,  so  daß  ne  meist  1—2  ha  Vaad  be- 
wirtsdiaften  und  in  der  Lage  sind,  sioh  eine 
eigene  Kuh  nebst  Klanvieh  zn  halten.  Da 
man  die  Zahl  der  H&iisler»en  regelrnftttig  der 
Örtlichen  Aibdtsgelegaiheit  angepaßt  hat, 
ist  die  Lage  ihrer  Besitzer  meist  sehr  zn- 
Medenstellend.  YoUbereditigte  Mitglieder 
der  Gemeinde,  bilden  die  mecklenburgischen 
fi&iisler  eine  geachtete  und  hochstehende 
Arbeiterklasse.  Etwa  Vs  aller  Hfiuslereien 
entfällt  übrigens  auf  Handwerker,  Krämer 
usw.  Der  ^stand  der  Häustereieo  ist  durch 
das  Verbot  der  Parzellierung  und  Konsolida- 
tion gesichert.  Außer  den  Häuslereien  gibt 
esimDomanium  gegen8000.,Büd nereien" 
(von  3—7  ha),  davon  sind  einige  Hundert  im 
lAufß  der  letzten  50  Jahre  entstanden.  Im 
ganzen  müssen  diese  Stellen  wegen  oft  un- 
zweckmäßiger OrOßenbemessung  und  schlech- 
ten Bodens  als  weniger  ^lungen  gelten. 
Die  Mecklenbui^;ische  K.  ist  demnach  als 
ein  Ausbau  der  vorhandenen  bäuerlichen 
Donuuiial|;emeinden  durch  Arbeiterstellen  zu 
charakterisieren. 

Der  Versuch,  durch  ein  Ansiedlungs- 
gesetz  vom  24./V.  1898  auch  das  ritter- 
schaftliche, von  Bauern-  und  Arbeitei^gfltem 
fost  entblößte  Gebiet  der  L  K.  zu  erschließen, 
hat  sehr  geringen  Erfolg  gehabt 

c)  Preußen  im  19.  Jahrh.  In  P  reußen 
kam  es  zunächst  nnr  in  den  30er  und  70er 
Jahren  zur  Parzetliemng  einigOT  Staata- 
dombien  in  Neuvorpommem.  Eine  ent- 
schloesene  Wiederaufnahme  der  E.politik 
erfolgte  erst,  als  das  Vordringen  der  Slaven 
Ober  die  Osterenze  die  Gefahr  erkennen 
Heß,  mit  der  die  wiitsohaftüche  Entwicke- 
lung  die  deutsche  Kultur  und  Macht- 
steUung  im  Osten  bedroht&  Im  Jahre  1886 
eiv^og  das  Annedelungsgesetz  fflr  Posen- 
IX^tpreufien.  Dieses  Gesetz,  seine  Ans- 
fOhrung  und  seine  Erfolge  sind  oben  Bd.  I 
S.  96  fg.  behandelt 

Schon  längst  hatten  hervorragende  Mit- 
glieder des  Idindtags  (Miqiiel,  Sombart-Erms- 
Teben  und  andere)  den  Erlsiß  eines  allge- 
meinen E^gesetzes  gefordert  Auf  Verlangen 
des  Abgeordnetenhauses  legte  die  Regierung 
die  Entwürfe  vor,  aus  deuen  das  Bontenguts- 
gesetz  vom  27./ VL  1890  und  das  G.  v.  7./ VII. 
1891  betr.  die  Beförderung  der  Errichtung 
von  Rentengatem  („mittleren  und  kleineren 
Umfangs*')  hervorging.  Das  erstere  hat  neue 
privatrechtUdie  Formen  für  die  Ansiedelungs- 
Terizflge  geediaffte,  das  zwdte  die  Mittel 


zur  Ausführung  der  K.  in  der  Fenn  zur 
Yerfü^ng  gestellt,  daß  die  Rentenbank  die 
Ablösung  der  vom  Ansiedler  Übernommenen 
Beute  vermittelt,  also  den  Yerkäufa',  und 
zwar  nach  Enichtung  des  Rentengiites,  (durch 
Rentenbriefe)  abfindet  und  trieben  zur 
erstmaligoi  Einrichtung  äer  eoforderlicfaen 
Crebftude  gewfthrt  (v^  Nftbaes  im  Art 
„Bentengnt*"  unten  S.  715ff^.). 

Auf  Gmnd  ■  dieser  BeMimmongen  änd 
bis  zum  Ende  des  Jahres  1905  10963  Renten^ 
güter  mit  127  569  ha  l^nd  getnldet  worden. 
Davon  entfallen  9936  mit  119844  ba  auf  die 
sechs  Östlichen  Provinzen.  Für  den  W(>etBD 
kommt  nnr  Weetbira  mit  einer  größeren 
Ansahl  von  mast  kleinen  RentengÜtem  (622) 
in  Betracht  Unter  den  Östlidien  Renten- 
gÜtem sind  7422  (74^  ^/o)  neue  Steilen,  2514 
25,3'*/«)  Zukftufe.  Von  den  ersteren  sind 
/s  kleiner  als  7^/»  ha,  größer,  also  un- 
zweifelhaft selbständige  Bauerngüter.  Rech- 
net man  die  von  der  Ansiedelungskommission 
für  Püsen-Westpreußen  bis  Ende  L905  be- 
gründeten Stellen  (10667  mit  156330  ha) 
hinzu,  so  ei^bt  sich  eine  Helming  des 
Kleingruodbesitzesin  den  östlichen  Provinzen 
um  18089  neue  Stellen  und  um  276174  ha 
Land.  Es  ist  dies  etwa  das  2Vsfoche  der- 
jenigen Fläche,  welche  die  spannßüiigen 
Bauerngüter  im  freihändi^n  Verkehr  mit  dem 
Großgrundbesitz  nach  einer  amtlichen  £r> 
hebungTon  1816 — 1859  verioren  haben,  bleibt 
aber  immerhin  beträchtlidi  zurück  iänter 
dem  G«iamtverlnst,  den  die  dortige  Bauern- 
schaft im  Laufe  des  19.  Jahrh.  —  nament- 
lich auch  durch  die  Agrarfpjeetzgebnng  —  er- 
litten hat  (rd.  8iH)000  ha).  ItasöstBche  Deutsch- 
land ist  noch  weit  von  einer  Qrundbeeitz- 
verteilung  entfernt,  welche  es  dauernd  vor 
Entvölkerung  sdifitzt  und  der  dentsohen 
Kultur  zu  erhalten  vermag. 

Von  allen  RentengÜtem  ist  mehr  als  die 
Hälfte  in  den  ersten  4'^  Jahren  nach  Erlaft 
des  G.  V.  7./VIL  1891  begründet  wmden 
(6188  mit  67  293  ha).  SdtdemistdasJahree- 
ttgebnis  der  staatlich  gefördolen  Koloni- 
sationsarbeit von  1200- 1900  BentengOtem 
(12-2U000ha)auf  3— 4U0  RentengOter  mit 
4—500  ha  in  den  Jahren  1900-1904  ^ 
annken.  Erst  im  Jahre  1905  zeigte  sich 
wieder  eine  eiheblidie  Zuni^e;  es  wurden 
664  Rentengüter  mit  9778  ha  enichtet, 
davon  im  Osten  553  mit  9131  ha- 

Die  zi  ff  ermäßigen  Schwankungen  Kcben 
ein  deutliches  Bild  von  den  wechsednden 
Methoden,  mit  denen  die  E.  betrieben  wor- 
den ist 

Die  Generalk<nDmiaBioDe&  rind  nidit  wie  die 
ABBtedelnngskomninion  filr  Pomd-  Westpreolien 
in  der  Lage,  sellMt  Land  zn  erwerben  tmd  anf 
ei^e  BecDnnng  m  besiedeln.  Die  K.  ist  viel- 
mehr nach  wie  vor  ^ndtäisluA  der  Prini- 
titigkeit  ftberiaasen,  die  BefaOrdok  vermittela 
nur  zwischen  den  ne  anrafoMteB  Parteien.  Sia 
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haboB  kdM  udere  Hkodbabe,  um  diesen  gee«D- 
ttbar  ihren  Willen  dnrchsosetBen,  alt  die  vtae- 
wdiiermig  d«  Staatskredits.  Ton  vornberein 
firemeh  irarden  die  OeBeralkommiBsionen  an^ 
wicMD,  die  AntriM  anf  Kreditgew&bmog  nicht 
UoQ  unter  dem  Gesicbtspnnkt  der  finanaiellen 
Sieherang'  de«  Dariebns,  sondern  anch  im  Inter- 
eaae  der  Ansiedler,  insbesondere  zur  Terh&tnag 
«einer  speknlatiren  Ambeatang  des  Qesetces" 
n  prfifen.  Dies  ist  in  den  ersten  Jahren,  wie 
man  als  festgeatellt  ansehen  kann*  wenigstens 
TOD  sdten  der  OeBeralkommitsion  in  Bremberg 
feuB  mit  dem  nötigen  Nachdrack  geschehen. 
81«  beschränkte  sieh  in  der  Hanptsacne  daraof, 
die  privat«  Parzelliemng  dorcb  die  billigen 
Staatsdarleben  zu  fördern.  iDfolgedesten  ent- 
stand eine  große  Zahl  von  allsn  kleinen  nnd 
Sbetiasteten  Stellen,  nnd  die  Tätigkeit  der  An- 
dedehmgskommisflion  wurde  stark  dnrchkrenst, 
weil  Kr  solche  Stellen  faanpts&chlich  nar  die 
nnBgsamen  polnischen  Arbeiter  nnd  Stellen- 
oeaitMr  in  Betracht  kamen.  Von  den  6799  bis 
Ende  1896  in  den  Satlicben  Proräusen  begrfln- 
deten  Bentengateni  liegen  S867  ^h6^^%)  in  Posen 
nad  Westpreafien.  besonders  in  den  nnfracht- 
haren  HShendistrikten-  1480  (45^%)  von  ihnen 
aind  kleiner  als  7'/i  ha.  1975  (34,1  *>  o)  befinden 
iidi  in  Händen  von  Polen. 

Gegen  diese  Art  nnd  Weise  der  Handbabang 
des  Buitengntsgesetses  erhob  sich  eine  lebhafte 
Opposition.  Im  Jahre  1895  wurde  die  Brom- 
beiger  Oeneralkomraission  angewiesen,  jeweils 
dne  AenßersDg  der  Ansiedelnngskommission 
dvftber  eininholen,  ob  sie  gegen  die  Ansiede- 
long  Bedenken  babe.  Anch  Terschärften  die 
Oaenlkommissionen  üae  AnMeht  Ober  den 
Awledfdnngabetrieb. 

Da  ei  meist  nnmCglich  ut,  an  einer  schon 
fntigett  Sdonie  noch  wesentliche  Verändernnsen 
Torznnefamen,  so  sicherten  sich  die  Behörden 
Tom  Beginn  des  AnfteilnngsTerfahreDs  an  eine 
IGtwirknng,  namentlich  bei  Feststeltnng  der 
Kan^xreise  nnd  des  Besiedelnngsplans. 

Die  Generalkomraisrion  in  Frankfurt  a.  0. 
fttr  Brandenburg  nnd  Pommern,  die  sich  durch 
besonders  sorgfutige  Vorkebrangen  anszeichnet, 
staüt,  »bald  ein  Gnt  znr  Besiedelnng  angeboten 
ist,  nnidut  mit  ffilfe  einer  Tortaxe  fest,  mit 
wdeher  EntschXdignng  der  Bentengntsansgeber 
sich  begnügen  muß.  Dieser  Preis  wird  nach 
dem  Betrage  bemessen,  den  letzterer  beim  Terkaaf 
im  eansen  encielen  kOnnte,  und  später  durch 
Speuahaxen  anf  die  einselnen  Stellen  verteilt 
Dazn  treten  die  Besiedelnngsznschl&ge  f&r  die 
Kosten  des  TerMirens  nnd  fQr  die  gemein- 
Schaft  lieben  Anlagen,  deren  die  nene  Mler  die 
erweiterte  Gemeinde  bedarf  (Schnle,  Kirche, 
Annenhans,  Wege,  Drainage,  Aasstattnng  der 
Gemeinde  mit  Grnndbesita  usw.).  Die  Zn- 
achU^  werden  memlich  reichlich  anf  8—12  % 
de»  Bmedehugswertee  festgesetzt.  Ein  etwaiger 
tJctombnO  aber  die  Abfludnng  des  TerkänKrs 
nd  die  Selbetkost^  wird  im  Interesse  der 
naaai  Ansiedelungen  verwandt.  DerEinteilnngs- 
pIsB  wird  BorgfiÜtig  vorbereitet,  die  Bauunter- 
Mhmer  werden  flberwacbt.  Auch  sorgt  man  ffir 
4a«  wdtere  Gedeihen  der  Amnedler  imrch  Fort- 
bOdung*-  imd  Winterschnlen,  Wanderlehrer  tind 
BibUothefcen,  ffir  das  Genossenscbafts-  nnd  Ter* 
nohemgiiweaen.  Dies  alles  geschieht  in  der 
Bnmtitteh«  ans  den  Mitteln,  wdcbe  die  Ansiedler 
in  Ku^refae  aufbringen.  StaatUehe  Zusehttase 


kommen  ntir  in  geringeren  Betrilgen  hinsn.  Der 
Mehrwert  den  das  Land  im  Uein-  gegoiflber 
dem  GroObetriebe  hat,  kam  frflher  hanptsBcUidi 
dem  Termittier  zugute  und  fliefit  fimte  der 
Gesamtheit  der  Ansiedler  au. 

Ueberau  zeigte  sich  endlich  das  Bestreben 
der  KreisansschQsse,  die  Koloniegenehmigong  an 
eine  reichliche  Dotierung  der  Gemeinden  mit 
Land  und  Kapital  zu  knfipfen. 

Der  oben  festgestellte  Rtlckgang  in  der  Zahl 
der  neu  begrfindeten  Bentengüter  war  eine  un- 
mittelbare Folge  der  strafferai  behSrdliehen 
KontrolleHberdaBAnsiedelnngswemi.  Sierichtete 
sich  hauptsächlich  gegen  die  geschäftsmäUigen 
Termitüer  der  K.  Denn  der  einzelne  Gntsbe- 
sitzer  ist  selten  in  der  Lage,  das  schwierige  Be- 
siedelnngsffeschäft  durcbzufllhren.  Er  kann  einer 
kapitalkräftigen  Vermitteinng  schon  deshalb 
nicht  entbehren,  weil  er  sich  scheut,  das  Binko 
des  Terkanfs  zu  tragen-  Das  Terfahren  pfl^ 
sich  länger  hinsuziehen,  während  es  dem  meist 
verschntdeten  Gutsbesitzer  darauf  ankommen 
mnß,  mtoliehat  bald  zu  seinem  Oelde  cn  kommen. 

An  dieser  Sachlage  konnte  auch  der  EriaO 
desZwiscbenkreditgräetzes  v.  12 /TIL  1900niehti 
ändern.  Dieses  gestattet  lediglich  (ans  dem 
Reservefonds  der  Bentenbanken)  Torscnflsse  nr 
Abstofiung  der  Schnlden  nnd  Lasten  aufzuteilen- 
der Grundstücke  sowie  znr  Besetzung  der  Bentai- 
gflter  mit  den  notwendigen  Wohn-  und  Wirt- 
schaftsgebäuden anf  die  später  ffillig  werdenden 
Rentenbriefe  hin  zu  gewähren,  befreit  aber  nicht 
nach  Art  eines  Ankaufsfonds  von  dem  Besiede- 
loQgs-Bisiko. 

Die  privaten  Parzellanten  fanden  aber  bei 
den  erhöhten  Anforderangen,  die  an  die  Kolonie- 
grltndnng  gestdlt  wurden,  ihre Beehnnngnieht 
mehr,  sie  zogen  sieb  von  diesem  Geschut  fast 
ranz  znrildc  und  beschränkten  sieh  anf  die 
Parzellternng  von  größeren  Bauernhöfen. 

In  die  so  entstandene  Lücke  traten  bald  große 
Kedelnngsnntemehmnngen,  von  polnischer  Seite 
die  Bank  Ziemski  mit  zahlreidien  ifar  ange- 
schlossenen Landkanfsgenoesenechaften ,  von 
deutscher  Seite  die  189&  begründete  Landbank 
zu  Berlin.  Die  polnischen  Unternehmungen  sahen 
sich  Jedoch  vom  BentenbanUredite  anige- 
sehlussen.  Sie  fanden  freilich  Ersats  dunsh 
andere  Kreditquellen ,  aber  ihre  Anüedelungen 
erscheinen  nidit  in  der  Bentengntsstatistik. 
Art  „Anaiedelungsgesetz''  oben  Bd.  I  S. 


1^ 


Die  Landbank  begann  mit  einem  Aktien- 
kapital von  6  Hill.  M.,  das  sie  bald  verdoppelte 
und  verdreifachte;  sie  gab  anch  10  Mill.  H. 
Schuldverschreibungen  aus.  Gestützt  anf  ihre 
großen  Mittel  konnte  sie  ebenfalls  —  zunächst 
wenigstens  —  ohne  die  Mitwirkung  der  General- 
kommissiouen  und  Bentenbanken  das  K  geschäft 
betreiben.  Sie  setzte  auf  soldie  Weise  bis  1902 
nind  900  Ansiedler  anf  ISaiO  ha  Land  an. 
Indessen  gewann  für  die  Geschäfte  der  Land- 
bank bald  der  allgex  eine  Landgüterhandel  eine 
überragende  Bedeutung.  Sie  kaoft  Grundstücke 
in  möglichst  großen  Komplexen  und  verkauft 
sie  hauptsäcbbch  in  Form  verkleinerter  Groß- 
betriebe -  etwa  nach  Abstoßunff  von  AnOen- 
srhlägen  nnd  Abholzang  von  Waldungen.  Die 
Bank  hat  im  ganzen  bis  Ende  1906:  läüOOOha 
Land  erworben.  1.17000  ha  verkauft,  davon 
lObOOO  in  Form  von  811  ^selbständigen  Tor- 
werken und  Restgatem",  8000  ha  nur  TergiVße- 
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rnng  tob  1368  bestebenden  Wirtschaften;  ans 
86w0  ha  sind  1799  selbBtändi^  nene  Baner- 
stellen  begr&ndet  worden.  Unter  den  ver- 
Sndttten  Verhältnissen  empfand  die  Landbank 
die  mit  der  Privat-K.  verbondene  Feetlegung 
erheblicher  Beatkauffeldhypotheken  als  Iftstig. 
Sie  kam  dem  Wnnsdie  der  Behörden  entgegen 
und  anterstellte  ihr  Besiedelnngsgescbäft  g^en 
Gew&hmng  des  EleatenbankkrecutB  der  Kon- 
trolle der  Oeneralkommissionen.  Die  in  den 
Jahren  190^—1906  begründeten  870  Ansiedler- 
stdlen  (mit  13Ü00  ha  Land)  sind  Torwi^end 
BentengQter.  IMe  Dividende  der  Landbank  be- 
trag meist  7%.  Das  Besiedelongsgeschäft  soll 
jedoch  wenie  abwerfen. 

Neben  der  großkapitalistischen  Landbank 
sind  einige  gemeinntttu^  K.gesellscbaften  be- 
gründet worden-  Die  wichtigste  ist  die  Pommer- 
gehe Äjisiedelnngsgesellschut  (Q.  m.  b.  H.)  in 
Stettin.  Ton  einer  Anzahl  nOßerer  Landwirte 
(1903)  ins  Leben  gerufen,  wiU  sie  der  geachftfts- 
ro&ßigen  Anmatsong  des  Siedelongswesens  ent- 
gegenwirken. Die  Verzinsung  der  Geaehäfts- 
aateile  mit  mehr  als  ö%  ist  dorch  das  Statut 
ansgeschlossen.  Die  Gesellschaft  erhält  regel- 
mäßig nnr  die  ron  der  Oeneralkommission  fest- 
gesetxte  OebUhr  fflr  ihre  Arbeit  nnd  ihr  Risiko 
Sie  betmg  für  die  bis  Ende  1901  erworbenen 
nnd  besiedelten  Güter  3,84  "/q.  Die  Vorstands- 
mitglieder arbeiten  ohne  Entschädigong.  Der 
AnEsichtsrat  bezieht  keine  Tantieme. 

Die  in  enger  Verbindung  mit  der  General- 
kommission arbeitende  gemeinnützige  Gesell- 
schaft dürfte  die  theoretiw;h  beste  Form  för  die 
Dnrcbftthmng  des  Bestedelan^sgesch&Etes  sein, 
weil  sie  unter  Wabrong  der  freien  Bew^Uchkeit 
der  Geschäftsführnng  billiger  arbeitet  als  eine 
rein  staatliche  Unternehmung  nnd  doch  die  ge- 
meinwirtschaftlicben  Interessen  ganz  in  den 
Vordergrund  rückt.  Aber  die  Mittel  gemein- 
nütziger Unternehmungen  sind  notwendig  be- 
schränkt, weil  sich  das  Prirat^apital  von  Ge- 
schäften fernhält,  die  lediglich  eine  mäßige  Ver- 
zinsung der  Einladen  gewähren.  Nachdem  ein 
Gesetzentwurf,  welcher  solchen  gemeinnützigen 
Unternehmungen  reichliche  Mittel  (ans  dem 
Beserrefonds  der  Rentenbanken)  zum  Zwecke 
des  Ankaufs  zur  Veifügong  stellen  wollte,  L  J. 
1900  an  dem  kurzsichtige  Widerspruch  des 
Herrenhauses  gescheitert  war,  sind  seit  1905 
im  Etat  2  Mill.  M.  ausgeworfen  worden,  wel- 
che unter  Beschränkung  auf  Pommern  und 
Ostpreußen  zum  Ankauf  von  aufzuteilenden 
Gütern  nnd  znr  Bestreitung  der  Folgeein- 
richtungskosten derart  verwandt  werden  sollen, 
daß  der  Staat  sich  gemeinnütziger  Unter- 
nehmungen znr  Besiedelung  der  erworbenen 
Grundstücke  bedient.  Die  Summe  ist  als  ein 
Betrielmfonds  gedacht,  ans  dem  die  erforderlichen 
Anzahlnngen,  nidit  die  Tolten  Eaufgelder  für 
die  Güter  bestritten  werden  sollen.  Die  ent- 
nommenen Beträge  fließen  ans  den  aufkommen- 
den Bentenbriefen  dem  Fonds  immer  wieder  zu. 
Diese  Bestimmung  hat  es  in  Verbindung  mit 
dem  Zwischenkreditgesetz  immerhin  ermöglicht, 
daß  der  pommerschen  AnsiedelnngsgeselUchaft 
durch  die  Seehandlnng  neuerdings  regelmäßig 
der  Ankaufskredit  vorgestreckt  und  ihre  Be- 
aiedeluufi^t&tigkeit  auf  diese  Welse  ausgedehnt 
werden  konnte.  Sie  hat  im  ganzen  (von  1903 
bis  November  1906)  rood  UOQO  ha  anfgetdlt 
nnd  668  Banergttter  nebst  76  Arbeiterstelkn  be- , 


fründet  Die  Bestellung  des  2  HUlionenfmds  gab 
en  Anlaß,  auch  für  Ostpreußen  eine  OeseUscnaft 
ins  Leben  zu  rufen,  an  welcher  der  Staat,  itx 
Raiffeisenverband  in  Ostpreußen  und  die  Land- 
bank mit  gleichen  Quoten  teilnehmen-  Die  Land- 
bank verpflichtete  sich,  nur  mit  Zuziehung  dieser 
Gesellschaft  Güter  in  Ostpreußen  anzukaufen, 
und  sie  erhält  für  ihre  Einlagen  neben  den  An- 
siedelungsgebabren  nicht  über  b\  Zinsen. 

Zurzeit  liegt  der  Schwerpunkt  der  staatlich 
geförderten  i.  £.  durchaus  in  Pommern.  Von 
664  Rentengütem,  die  I90Ö  begründet  wurden, 
gehSren  433  mit  7458  ha  dieser  Provinz  an. 
Im  ganzen  ist  nach  wie  vor  die  Butengnts-K., 
außerhalb  des  Tätigkeitsgebietes  der  Sw^^ 
lungskommi^sion,  angMicbts  der  GriSße  der  Auf- 

Säte  als  überaus  geringfügig  zu  bezeichnen, 
ier  kann  nnr  ein  ^ßerer  Abwand  von  Öffent- 
lichen Mitteln  Abhilfe  schaffen.  Man  plant  auch 
eine  Neuorganisation  des  K.wesens  im  Anschluß 
an  die  Provinzialverwaltungen. 

Vielfach  wird  eine  stärkere  Begünstigung 
der  Gründung  von  Arbeiterstellen  durch  Staats- 
kredit nach  Art  der  unten  zu  besprechenden 
nordischen  Gesetze  befürwortet  Nach  der  be- 
stehenden Praxis  können  unselbständige  Renten- 
güter  mit  Hilfe  der  Kentenbank  l>egründet 
werden,  wenn  sie  wenigstens  noch  die  Möglich- 
keit bieten,  eine  Kuh  ca  halten  (ca.  2  ha). 
Kleiner  dürfen  aber  auch  die  Eigentnmsstellen 
der  Arbeiter  seit  dem  Wegfall  des  Handdmschs 
nicht  sein,  wenn  die  Leute  mit  Sicherheit  durch 
den  Winter  kommen  sollen.  Eigentnmsstellen 
(Rentengttter)  für  Arbeiter  in  den  Gatsbezirken 
EU  gründen,  empfiehlt  sich  wegen  der  damit 
verbundenen  gegenseitigen  Abhän^gkeit  im  all- 
gemeinen nicht,  dagegen  häufig  die  Verleihung 
von  KleinpachtrOtern.  In  me&eren  Provinzen 
sind  Genossenschaften  zur  Ue»tellnng  von  Ar- 
beiterwohnungen  (mit  Hilfe  von  Oelden  der 
Landesversicherungsanatalten)  entstanden.  Auf 
den  preußischen  Domänen  ist  die  Begründung 
von  Arheiterstellen  in  größerem  Umnnge  be- 
absichtigt 

4.  Bafilud.  In  Rußland  hat  die  schiefste 
Lage  des  hochverschnldeten  Gmndadels  einer- 
seiu,  die  Notwendigkeit,  die  bei  der  Emanzi- 
pation den  Bauern  überwiesenen,  meist  migje- 
nügenden  Ländereien  zu  ergänzen,  andererseits 
die  Veranlassung  gegeben,  daß  man  solche  Er- 
gänzung durch  Gewährung  von  Staatskrediten 
und  staatliche  Vermittelung  in  großem  Maßstäbe 
herbeifBhrte.  Durch  G.  v.  18./V.  188a  wurde 
die  dem  Finanzmiuister  unterstellte  Bauembank 
begründet,  zunächst  als  reines  Kreditinstitut, 
„um  den  Banem  den  Bodenkauf  zu  ermtelieben". 
Die  Bank  besitzt  zahlreiche  Filialen  und  beleiht 
den  Boden  bis  zu       des  Wertes.   Die  von  ihr 

faforderten  Zinsen  sind  4Vt''o;  dazu  kommen 
7o  Verwaltungskosten  und  1—3  %  Amortisation. 
Bis  189Ö  hatte  die  Bauembank  das  Besiede- 
Inngsgeschäft  ganz  den  Parteien  überlassen. 
Die  Folge  war,  daß  sich  GUterschlächter  nnd 
Spekulanten  der  gewinnbringenden  Vermitte- 
lung bemächtigten,  die  Kaufpreise  eine  unver- 
nünftige Höhe  erreichten,  vme  Erwerber  ihre 
Stellen  wieder  verlassen  mußten  und  die  Bank 
scbwere  Verluste  erlitt  Dnrch  das  Statut  tob 
189Ö  wurde  deshalb  die  Bank  verpflichtet,  ,.den 
Banmi  bei  der  Erwerbung  von  Gnudsttteken  be- 
,  hilfUeh  m  sdn".    Sie  soll  sie  beim  Landkanf 
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beiUea,  die  KftafTeitrfiffe  prQfen,  sich  Uber- 1 
jR^en,  daU  der  Bauer  Dei  dem  Vertr^  gat 
ühn  osd  bestehen  kann.  Damit  ist  den  Baaeni- 
bui- Filialen  eine  ähnliche  Stellnng  eingeräomt 
wie  Jen  prenffiscfaen  Oeoeralkonunissionen.  In 
äam  Punkte  gehen  die  Befugnisse  der  enteren 
tber  weiter.  Soweit  die  dun  avsseworfenen 
-  ftUvdiBgi  nicht  sehr  großen  —  Mittel  ans- 
FBckei,  iiC  die  Bank  befogt,  selbst  Liegenschaften 
a  kufea  nnd  anf  eigene  Becbnnng  xu  zer- 

Der  WirknngBkreis  der  Bank,  vorher  anf  das 
onatliche  EoBland  nnd  Polen  beschränkt,  ist 
deichteitig  anf  die  (^tseeprorinaen ,  Sibirien 
ni  Trantkankasien  ausgedehnt  worden;  nor 
Fi^ud  bleibt  noch  aDweschloeaen. 

Der  Buk  liest  ancn  die  Handhabung  der 
EoitnUe  Uber  dte  von  ihr  begrdndeten  Stellen 
»k;  kpis  mit  ihrer  HUfe  gekauftes  Orundstttck 
iui  oline  ihre  fiiswillifrang  den  EigentBmer 
vedueln  oder  aeiteiis  eines  EinzeleigentQmers 
pinelüert  werden. 

Durch  Vemiittelnng  der  Banernbank  sind 
T-iD  16SiV-1901 :  5,3  lOU.  Desj.  Land  gekauft 
«Ofden.  Die  meisten  K&nfer  sind  schon  an- 
•Aftdgt  Wirte.  Im  J.  1901  worden  660622  Desj. 
ti«  Genoeae&schaften,  97  564  von  Landgemeinden, 
V>UB&  von  einzelnen  Bauern  erworben. 

S.  EBglud.  Ein  Gesetc  Ton  1892  (Small 
Huldincs  Act)  bat  den  Venach  gemacht,  den 
ianh  die  frfthe  groükapitaliatische  Entwidtelnng 
i'*  Ltades  ausgerotteten  Bauernstand  wieder 
cQ  beleben.  Den  Grafschaftsräten  warde  die 
Ma^nii  gegeben,  Land  zu  kaufen  und  in 
bitüere  nnd  kleinere  GmndstQcke  (0,4—20  ha) 
«ifEnteilen.  Für  diesen  Zweck  stellte  das  Ge- 
wu  RtaatUcbe  Darlehen  zn  niedrigen  Zinsen  in 
AniÄchL  Die  Verfttgungsfreiheit  des  Erwerbers 
Nonle  zum  Zwecke  der  Erhaltnng  der  neuen 
stellen  sehr  wirksam  durch  Parzellierunga-  und 
Veraa&eningsTerbote  eingeschrtnkt,  anch  die 
Auferlegung  ewiger,  jedoch  ablösbarer,  Kenten 
loedassen. 

Von  1S93 — 1902  worden  unter  dem  small 
boidia^  aet  nur  248  ha  besiedelt.  Anch  die 
ifnchiedaien  priraten  E.gesellschaften  haben 
^Ju  wenig  ausgerichtet  In  England  wtlrde 
^  ricl  «chärferer  MaOnahmen  bedünen,  um  den 
rfraicliteten  Ifijidlichen  Mittelstand  wieder 
lafzorichten. 

Wesentlich  größeren  Erfolg  hatten  die  ver- 
<'ki«4cnen  «AlTotnents  Acta"  (1687,  1890  n. 
UiH>  Be  haben  den  Behörden  das  Recht  ge- 
i^^bea,  auf  Antrag  dner  Ansahl  von  Wählern 
Laad  an  pachten  oder  n  kaufen,  gegebenenfolls 
'ikh  zwangsw^se,  am  es  in  Parzellen  von 
'->rbt  mehr  als  1,  neuerdings  4  acres  (0,4  und 
14  haj  weiter  zn  Terpachten.  Die  Pachtrente 
not  alle  Koaten  decken.  Anf  Grund  der  Allotr 
ixDii  Acu  sind  von  1887-1902  rd.  Ö0900  Ar- 
Mteivtcllea  besouden  in  Indostriebezirken  nnd 
hUBeBtUch  in  den  Bergwerkg^fenden,  begründet 
«-.rdfn.  Die  Angelegenheit  kam  erst  recht  io 
Hot,  als  (1884)  £e  AnsfOhrnng  anf  den  Kirch- 
•yicliuMnad  übertragen  war.  Die  OrOBe  der 
(llrtwata  hetxügt  dnrchaehnittUeh  %  ha.  Sehr 
od  aahlreidier  noch  als  die  hehlMlich  ver- 
i:tielten  aind  die  privaten  nnd  genoHenielaft- 
*hen  Zateilttngen  von  Laad  gewesen. 

t.  IMtwurk.  Ein  O.  t.  1889,  ergftnzt 
tanh  mm  solehea  t.  22./TI.  1901  stellt  fleiSigea 
tad  spanamcn  Laadarbeitem  für  den  Erwerb 


yon  Stellen  im  Umfange  von  1 — 4Va  ha  mittleren 
Bodens  3%  ige,  amortisationspfliditige  Staats- 
darlehen bis  zum  Gesamtbertrage  von  37t  Mill.  H. 
znr  Verfügung.  Die  Stelle  darf  weder  zeratttckelt 
noch  mit  einer  anderen  zusammen  gelegt  oder 
vertauscht  wwd«L  In  jedem  Kreise  liegt  die 
Angelegenheit  in  der  Hand  einer  drei^Uederigen 
RommiHsion,  der  dn  Eleinstellenbesitzer  ange- 
boren mnß.  Ist  im  freien  Verkehr  kein  Grund- 
besitz zn  einem  angemessenen  Preise  erhältlich, 
so  sollen  die  Gemeinden  ein  Grundstück  ans 
kommunalem  Besitz  anweisen.  Auf  Grund 
dieses  Gesetzes  sind  in  den  ö  Jahren  von  1901 
bis  19(6:  1859  Stellen  mit  Hilfe  von  7,1  Mill.  M. 
Staatsdarlehen  gegründet  worden. 

7.  Schweden.  Nachdem  schon  dnrch  frühere 
Gesetze  nnd  Verordnungen  in  gewissem  Um- 
fange ein  parzellenu&Biger  Verkauf  von  DomKn- 
land  stattgefunden  hatte,  erging  am  17./VI.  1904 
ein  Gesetz,  welches  10  Min.  Kr.  aus  dem  Ar^ 
beiterversicherungsfonds  für  die  Gründung  von 
Arbeiterstellen  Vereinen  nnd  Gesellschaften  für 
die  Jahre  1905—1909  znr  Verfügung  stellte. 
Der  Wert  der  zu  errichtenden  Stellen  soll  mit 
Grundbesitz  etwa  5000,  ohne  solchen  3000  Kr. 
nicht  übersteigen  (also  Arbeiterstellen).  Die 
Darlehen  sind  mit  3,6  %  zn  verzinsen  und  nach 
Ablauf  von  3  Jahren  teilweise  zn  amortisieren. 
'/«  der  bewilligten  Mittel  sind  bis  1906  aus- 
gaben worden. 

8.  In  Nonregen  hat  man  nach  einem 
früheren  ziemlich  ergebnislosen  Anlauf  am  9./VL 
1903  ein  Gesetz  betr.  Arbeiterstellen-  und  Ban- 
darlehen  erlassen.  Eine  öffentliche  Bank  ge- 
währt Darlehen  znm  Erwerb  von  ArbeiterstelTen 
gegen  eine  jährliche  Bente  von  höchstens  3%% 
an  Unbemittelte  unter  Garantie  der  Kommunen 
oder  an  diese  selbst.  In  jedem  Herred  wird 
ein  Komitee  errichtet,  welches  die  Darlehns- 
gesnche  prüft  nnd  Beleibnngen  bis  zn  Vto 
Tue  vornimmt.  Ebenso  werden  Bandarleben 
an  Unbemittelte  in  Stadt  und  Land  gegeben. 
Von  Oktober  1903  bis  April  1905  wurden 
3404  Darlehen  bewilligt,  nnd  zwar  zur  gröUeten 
Häifte  zu  landwirtschaftlichen  KleinsteUen. 

Literatur:  Th.  Mommsen,  RSmiacht  Getchichte, 
Bd.  I—III.  —  E.  Neuhaua,  Die  Frideri- 
tianitche  Kblonitation  im  WaTlh«'  und  Netze- 
brueh.  Sehr.  d.  Ver.f.  d.  Surtuark,  Htiß  18.  Landa^ 
herg  a.  W.  1906.  —  Se&rfAen  d.  Ver.  /.  ISowiaJp., 
Bd,  XXXH:  „Zur  inneren  Kolonitation  tn 
DwUchland",  Leipzig  1886  (Auftaue  von 
Sehmoller ,  l%iel ,  Hlmplcr ,  Sombart' 
hrmalebent;  ebenda  Bd.  LVI:  Sering,  „Die 
innere  Sotonitation  im  östlichen  Deuttchland'', 
Leipzig  1893.  —  H.  Metz,  Innere  KoUmiaatüm 
in  den  Provimen  Brandenbtirg  und  Pbmmem 
1891—1901.  Berlin  190S.  —  W.  Asmia,  Umfang 
und  EntWickelung  der  inneren  Kolonitation  in 
Pamvum  i.  d,  Jahren  187S—190S.  DiMvrL  BerUm, 
Greifnpald  1908.  —  H,  Borekeri^  Innert  KoAoni- 
xOion.  DeuUeke  Monatuehr^  IV,  6,  Berlin  1905. 
—  K  Stmnpfe,  Die  Seflkejlmaekung  der  Land- 
arbeiter. Im  Anhang:  HoUmann,  Die  Ar- 
beiterantiedelung  in  den  drei  norditchen  König- 
reichfn  u.  SkalwHt,  Die  Arbeiteranaiedelung 
in  England.  Berlin  1906.  —  M.  Herzenatein, 
Die  Reform  der  Bauendtank  in  Sußland;  beide 
Au/t.  in  Jakrh.f.  Ott.  «.  Verw.,  Bd.  XX,  S.  10» 
u.  88ifg.  M.  Sering. 
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KommanditgeBellBChaft 

s.  Handel8ge8eUBchaftenobeDS.20fg. 


KomniMidltgesellschftft  auf  Aktien. 

Die  K.  a.  A.,  wie  sie  Kr  DeBtaeUaDd  nach 
dem  Beichsgeseti  Tom  18./VII.  1884  erscheint, 
ist  eine  K.,  bei  welcher  sich  eine  Mehrheit  von 
Kommanditisten  beteili«rt,  deren  Einlaeek^ital 
in  Aktien  zerlegt  ist.  £>ie  Gesamtheit  der  Kom* 
manditisten  ist  wie  eine  Aktien^sellschaft  or- 
ganisiert.  Dodi  nnterscheidet  sie  sich  von  ihr 
in  einigen  wichtigen  Punkten.  Die  Orttndang 
ist  Eol&saiff  nur  m  der  Form  der  sog.  Sac- 
cesnTgrttnoaiig  des  Aktiengrttnders.  Gründer 
mid  'Erstand  und  die  KomplemeDtare.  Ein  be- 
sonderer Vorstand  wird  nicht  gewftblt.  Um 
MiObriloche  ea  rerbBten,  müssen  seit  1884  die 
Kompiementare  sich  bei  der  Errichtnne  der  Ge- 
seUsdiaft  mit  Einlagen  beteiligen,  welche  min- 
destens den  zehnten  Teil  des  Gesamtkapitals 
des  Kommanditisten  oder,  wenn  dieses  3  Mill.  M. 
flbersteigt,  den  fßnfrigsten  Teil  der  Übersteigen- 
den Snmme  beträgt  Die  Auflösung  erfoirt  im 
wesentlichen  nach  dem  fiecht  der  K.  Jedoch 
lOst  der  Konkurs  eines  Kommanditisten  die  Oe* 
Seilschaft  ni4^t  anf,  aneh  steht  dem  Komman- 
ditisten oder  seinen  Gläubigem  kein  KOndi- 
gnngsrecht  sn.  Die  Umwanatung  der  E-  a.  A. 
in  eue  Aktiengesellschaft  ist  dnicb  das  G.  Ton 
1881  erieieliten. 

Vgl.  Artt  -HandelsgeseHschaften"  oben  S. 
20^.  und  „Akdengesellschaften"  oben  Bd.  I  S. 
blQ.  Karl  Bathgen. 


Kommissioasiietcliifte  und 
KommissionshandeL 

1.  Begriff.  2.  Geschichte.  3.  Das  Beeht 
4.  Wirtschaftliche  Bedentnag. 

1.  Begriff.  K.ge8ch&fte  »od  Haodels- 
geschftfte,  d.  fa.  regelmäßig  £aub-  und  Yer- 
ksufegeech&fte,  welche  eine  Person,  der 
EommissionSr,  in  eigenem  Namen,  aber  ffir 
BecfanuDg  eines  Auftraggebers,  des  Kom- 
mittenten, schließt  DendiirchEommissionftre 
betriebenen  Handel  nennt  man  E.handel. 

2.  Geschichte.  Der  Ausgangspunkt  des 
E-handels  liegt,  wie  der  der  Handelsgesell- 
schaft, im  Handel  über  See,  ;n  der  Noi- 
wendigkeit,  sich  beim  Handelsbetriebe  am 
fremden  Ort  vertreten  zu  lassen  und  dafür 
Formen  zu  finden,  welche  das  eigene  Inte- 
resse des  Vertreters  für  das  des  Vertretenen 
heranzieht.  Wenn  ein  Eaufmann  über  See 
nicht  in  Person  oder  durch  einen  Diener 
"Waren  kaufen  oder  verkaufen  wollte,  so 
mußte  das  entweder  die  Formen  der  Handels- 
gesellschaft annehmen,  oder  die  der  Kom- 
mission, d.  h.  des  Auftrags,  gegen  eine  Ver- 
gütung für  den  Auftraggeber  zu  handeln.  Wie 
bei  der  Haiidelsgeseluchaft  (vgl.  diesen  Art 
oben  S.  20  fg.)  knüpft  sich  der  Anfang  des  K.- 
gesdififts  an  die  romanische  Commenda,  die 


norddeutsche  Sendere.  In  den  fibeiseeisdien 
Faktoreien  und  Kontoren  entsteht  im  Laufe 
des  Mittelalters  der  K.handel,  der  Diener 
des  heimischen  Kauhnaoos  (F^tor,  linier) 
wird  allmählich  zum  EfXDmissionar.  Je  ineÄir 
der  Handel  auf  erCßereEntfernungen,  nameut* 
lieh  seit  dem  15.  Jahrh.  sich  entwickdt,  um 
80  vichtiger  wird  ee,  orts-  und  s^v^Äun- 
dige  Vertreter  xu  gewinnen,  die  auBeriialb 
der  Faktoreien  am  Platze  Einheimische  sein 
mußten,  wegen  der  üblichen  Verbote  der 
Vei^gesellschaftung  und  der  Aufenthaltsbe- 
sch^nkungenfürauswärtigeKaufleute.  Dieso 
und  das  Stapelrecht  (ygL  dieeen  Art) 
machen  es  niStig,  einem  Ortsbürger  den  BHn- 
oder  Verkauf  oder  wenigstens  die  Weiter- 
beförderung der  Waren  zu  übertnu^.  Im 
letzteren  Falle  entsteht  als  besonderes  Ge- 
schäft das  Speditionsgeschäft  als  Abart  des 
ELgeschäfts.  Im  16.  Jahrh.  ist  das  Recht 
des  E.geschfifts  ganz  ausgebildet,  ein  Zeichen, 
daß  die  tatsächliche  Entwickelung  sich  voll- 
zogen hatte.*) 

3.  Das  Recht.  Die  Bestimmungen  des  HOB. 
Qber  das  K^geschäft  kommen  zur  Anwendung, 
venu  der  Kommissionftr  gewerbsnUUtig  K^ge- 
Bcbftfte  schließt  oder  wenn  eis  Kaafiuim  ^ 
einzelnes  HandelsgeschSft  in  eigraem  Kamen 
fQr  Rechnung  eines  Auftraggebm  sdiliefit.  FBr 
seine  BemQhnngen  kann  der  KommisdonBr  eine 
Provision  (Kommission)  verlangen. 

Durch  die  Geschäfte,  welche  der  Kommissionftr 
mit  Dritten  schließt,  wird  er  allein  berechtigt 
oder  verpflichtet,  nicht  aber  der  Kommittent 
gegenüber  dem  Dritten  oder  dieser  gegenttber 
dem  Kommittenten. 

Der  Kommissionär  hat  das  Geschäft  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  im  In- 
teresse des  Kommittenten  gemäU  dem  Auftrage 
ansxnfahrra.  Insbesondere  bat  er  sofort  aadi 
Ansfabmog  des  Auftrages  davon  Ansdge  m 
machen  und  ist  er  verpflichtet,  dem  Sommitr 
tenton  Becbenschaft  fiber  das  Geschäft  au  gebra. 
Die  Rechte  und  Interessen  des  Kommittenten 
hat  er  in  jeder  Weise  wahrzunehmen.  Des 
Kaufpreis  zu  kreditieren,  ist  der  Konmissionär 
dann  berechtigt,  wenn  der  Handelsgehranch  am 
Orte  des  Gescnäfts  das  mit  sieb  bringt  Nach 
Handelseebranch  oder  auf  Grand  bMonderer 
Cebemafame  kann  der  Kommissionär  d^r  ein- 
stehen, daß  der  dritte  Kontrahent  sahlt  oder 
seine  sonstigen  Verbindlichkeiten  erfüllt  (Del- 
credere),  woför  er  eine  besondere  Provision  er- 
hält. Eine  Provision  fflr  Geschäfte,  welche 
nicht  zur  Ausführung  gekommen  sind,  kann  der 
Eommissinn&r  nicht  fordern.  Wenn  der  Kom- 
missionftr 2U  vorteilhafteren  Bedingung«  ab- 
schließt, als  sie  ihm  vom  Kommittenten  gestdlt 
sind,  so  kommt  der  Vorteil  dem  letzteren  n 
Stetten.  An  dem  Kommissionsgut  bat  der 
Kommissionär  ein  Pfandrecht  wegen  seiner 


')  Die  hftofif  aufgestellte  Behauptung,  dafi 
der  K.handel  imolge  des  Entstehens  der  Brief- 

SOHt  sich  entwickdt  habe,  stellt  die  Dinge  auf 
en  Kopf.  Der  Distanshandel  ist  einer  der 
Hauptgründe,  der  Voraussetningeii  für  das  Ent- 
stehen der  Brie^MMt. 
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Fflrdanugeii  «u  dem  K.gewliift  gtgea  den 
Kamnittenten,  insbesondere  wegra  seiner  Pro- 
▼irion,  seiner  Aaslagen,  der  eingegangen  Ver- 
bndlichkeiteu.  Ist  der  Kommittent  im  Verzag 
in  S^fOUang  dieser  Yerpflichtangen,  so  kann 
deh  der  Kommissionär  aas  dem  Kommissionsgat 
btiablt  machen.  Bei  der  Kommission  Eam  Ein- 
kanf  oder  inm  Verkaaf  von  Waren,  Wechseln 
md  Wer^piereu,  welche  «nen  Börsenpreis 
odier  Muklfnis  haben,  ist  der  KomniHUBir 
befngt,  das  Ont,  wdcbes  er  eiokaitfen  soll, 
adbat  ab  TakXafer  an  liefern,  oder  das  Gut, 
wdcbctf  er  za  Terkaafen  berechtigt  ist,  als 
Klafer  für  sich  an  behalten  (Selbstemtrittsrecht 
dw  Kommiaaionfin).  In  diuem  Falle  ist  die 
Pflicht  des  Eommiasionärs,  Bechenscbaft  an 
geben,  anf  den  Nachweis  beschränkt,  daO  bei 
dem  berechneten  Preise  der  B0rsen-(Harkt-)]prei8 
XV  Zeit  der  AnsfQbmng  des  Anftrags  einge- 
halten ist.  Ob  der  selbst  eintretende  Kom- 
mlailoDlr  mit  einem  Dritten  abgCKhlossen  hat 
oder  niebt,  geht  dann  den  Kommittenten  gar 
niebu  an.  Sine  Frist  fttr  die  Erklftmng  des 
SelbetriDtrltts  besteht  nicht  Dorch  den  Selbst- 
dntritt  wird  der  Kommissionär  dem  Kommit- 
tuten  gegenOber  selbst  Käufer  oder  Verkäufer, 
Ueiht  aber  in  der  gewöhnlichen  Provision  be- 
reehtirt.  Um  den  Kommittenten  gesenllber 
drm  KommisaiOTiär  an  sichern,  benteht  die  Vor- 
aohrift,  daO  jener  diesen  als  Käufer  oder  Ver- 
käater  in  Anspruch  nehmen,  also  znm  Selbst- 
öntritt  zwingen  kann,  falls  der  Kommissionär 
■icht  sogleich  mit  wt  Anieige  Aber  die  Ans- 
nhxwiff  des  Anftnces  eine  andere  Fenon  als 
Kiste  oder  TeiUiiler  nennt 

4.  WtitBchaftliGhe  Bedeatan^.  .Die 
Bedeutung  des  E.ge8oh&fte8  ii^  dann,  daß 
der  Kommittent  durch  einen  Ortskundigen 
und  äachTOrst&ndigen  vertreten  wird.  Mit 
dem  Kommissionär  kann  kontrahiert  werden, 
ohne  daß  man  den  Auftraggeber,  seine  Zu- 
Terlfisngkeit.  seine  Kreditwürdigkeit  usw. 
tennt  Im  überseeischen  Handel,  wie  in 
aHem  Oroßhandel  auf  weitere  Entfernungen, 
vollzieht  sich  ein  großer  Teil  aller  Umsätze 
in  der  Form  des  K.bandels.  Der  Kom- 
missionAr  ist  der  Vermittler,  der  dem  Fabri- 
kanten den  Zugang  zu  neuen  llärkteO}  zu 
den  zentralen  UandetsplätzeD,  zu  den  großen 
Sediäfen  ebnet.  An  Stelle  des  raittelalter- 
licfaeu  Faktors  ist  heute  der  Kommissionär, 
vor  allem  der  der  eigenen  Nation  aogeliörige, 
der  kaufmännische  Pionier  des  übersee- 
ischen Handels.  Im  Binnenlande  ist  der 
Kiundel  an  Stelle  des  Ueßhandels  getreten. 
Wo  bei  Vorwic^n  des  Properiianaels  ka- 
Mtalmarhrige  Eaufhftnser  herrschten,  ist 
onrch  den  K-handel  (im  Verein  mit  der 
Aitwididimg  des  Kredits)  dem  tüchtigen 
ka|»1aUoeeo  Anftnger  der  Weg  znm  Empor- 
kommen geebnet  Wo  der  KommissioDär 
Deleredere  steht,  seinem  Auftraggeber  g^o- 
Uier  die  Garantie  dafür  Übernimmt,  daß  der 
dritte  Kontnihent  seinen  Verpflichtungen 
nachkommt,  ist  ein  gewisser  Ki^)italbc»itz 
«DentingB  für  ihn  wünschenswert  mid  ebenso 


dann,  wenn  er  dem  Konunittenten  auf  seine 
Konsignatioaen  einen  Vorschnfl  gibt,  wie 
das  im  fiberseeischen  Oescdiftft  üolich  ist 
Wo  geordnete  Bankverbindungen  bestehen, 
leistet  diesen  YorscHnS  aber  tatsächlich  die 
Bank,  weldie  den  Wechsel  kauft,  den  der 
Kommittent  auf  den  Kommisäonär  zieht, 
und  welche  zur  Sicherheit  das  Konnosse- 
ment erhält. 

Auch  im  Det^lhandel  hat  die  Verkaofe- 
kommissioD  Bedeutung,  wofür  der  deutsche 
Sortimentsbuchhandel  ein  hervorragendes 
Beispiel  ist 

Vgl.  Artt  .,BörBenwesen"  oben  Bd.  I 
S.  497  fg.,  „Buchhandel*'  ebd.  S.  558^.  und 
die  dort  angegebene  Literatur. 
Literatur  I  «f.  G.  Büsch,  7%eoreti*eÄ-praJctisehe 
DanUUung  der  Handlung,  S.  Avß,,  Bd.  I, 
8. 19Sfg.,  Bd.  II,  S.  S79fg.,  1808.  —  M'OuUoeh, 
DieL  of  Commere«,  «.  v.  Faelor.  —  Grflnfcw^ 
Dat  Recht  dei  XommitnonshtmdeU ,  1879.  — 
Jt  Lqfa,  Utber  den  Uraprtmg  daa  KommiMiont- 
AoikU«.  Zeüsekr.  /.  d.  get.  Bamddenehtt  U81, 
Bd.  XXVI,  8. 488  fg,  —  Dertelbe,  Die  Lehre  vom 
SelbetefntrüUrteht  de»  KommiMtionär»,  1888.  — 
Grünhut,  Mäkler-  und  KtmmiuionMgeaekt^, 
Endemann»  Hdb.  d.  deutsch.  Bandelt-,  See-  und 
WeeheelrechU,  Bd.  III,  S.  Iö7fg.,  1885.  —  t~ 
Levin,  Ueber  da»  KoiRmiMaion»ge»ehäft  im  Hanta- 
gebiete, (Bert.  Ditt.J,  1887.  —  8,  Jtteoby,  Da» 
Recht  der  Bank-  und  Warenkommiation,  189t. 
—  Verhandlungen  de»  28.  deutschen  Jurittm- 
tag»,  Bd.  I,  S.  88€/g.,  (Gutaehten  von  Lette), 
189t.  —  A.  Baehm^at^  Da$  KammitKiome- 
ge»eh^mÜ8abatetiUnutrt(Atdeeßmmi»»iimär$, 
Zeitaehr.  f.  d.  get.  HamdeUrecht,  189S,  Bd.  XU, 
&  Xfg.  —  DnuJctaehe»  der  BSrten-EnqieeU' 
Kommiteion,  nan.  BeridU,  TeÜ  V,  1898.  — 
K.  Coaaek,  Lehrbuch  det  SanäeUreehts,  6.  Avß., 
8.  mfg.,  1908.  Karl  Röthgen. 


Kommnnalabgabengeseti. 

(Preußen.) 
1.  Allgemeine  Bestimmungen.  2.  Gebührea 
und  Beiträge.  3.DieKfanmn]ia&teiiem.  4;  Steuer^ 
Verwaltung.  6.  Natnraldienste.  6.  Kreis-  uid 
Proviozialsteoem. 

1.  AUgenelae  Bettimnangea.  Ein  wesent- 
licher Bestandteil  des  groUen  Steuerreform- Weites 
in  Preußen  nnter  dem  Flnanzminister  Hiqnel 
war  die  tiefgreifende  Neu^taltnog  der  Kom- 
mnnalabgaben  dnrch  das  6.  v.  K./VIL  1803, 
dessen  Bestimmungen  am  1./IV.  188Ö  in  Kraft 
getreten  sind.  Dadurch  wurden  die  Oemdnde- 
ab^aben  für  das  Üebiet  der  gesamten  Monarchie 
(mit  Ausnahme  der  bobenzollemacbai  Lande  and 
der  bisel  Helgoland)  einheitlieh  imd  gjeidimäffig 
geregelt.  Es  steht  im  engsten  Zusammenhange 
mit  dem  Einkommoi-  nnd  Gewerbesteaergesetn, 
mit  der  Ergänsungasteaer  und  dem  Gesetie 
betr.  die  Anflieban^  direkter  Staatmtenem  nnd 
mit  deren  Ueberweunng  an  die  Oemf>indevw* 
bände.  Eine  Novelle  v.  30./VII.  1896  hat  nach- 
trftgtich  einige  Einzelbeetimmungen  modifiziert. 

Insoweit  oie  Ausgaben  der  Ooneinden  durch 
die  Srtrftgnisse  ans  dem  Oemeindeverml^;«! 


Digitized  by  Google 


280 
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sowie  durch  die  Tom  Staate  oder  tob  weiteren 
KommnnalTerbfindeii  ttberwiesenen  Mittel  nicht 
hcstiitttti  werden  kennen,  sind  die  Gemeinden 
belogt,  Gebühren  nnd  Beiträge,  direkte  und  in- 
direkte Stenern  zu  erhaben,  sowie  Natoral- 
leistongen  zu  fordern.  Du  Anfkommen  ans 
indirekten  Stenern  ist  anf  Aea  gesamten  Stener- 
bedarf  in  Änrecfannng  zu  bringen,  bevor  direkte 
Stenern  ausgeschrieben  werden  dürfen.  Diese  Ein- 
scbrftnknngen  des  gemeindlichen  Bestraemngs- 
reehtes  finden  köne  Anwendiingr  auf  soldie  Ab- 
gabm,  wie  die  Handestetier  nnd  die  Alchen 
Ton  Lustbarkeiten,  deren  Zweck  mehr  ein 
polizeilicher  als  ein  finanzieUer  ist 

2.  Gebflhren  nad  Beitrilg«*  Die  Gemeinden 
sind  berechtigt,  für  die  Benntznng  der  von  ihnen 
im  OffentIi<£en  Interesse  unterhaltenen  Vet^ 
anstAltungen  besondere  Vergütungen ,  B  e  - 
nntznngBgebtthren,  zu  erheben,  wenn  diese 
einzelnen  GemeindeangehOrigen  oder  einzelnen 
Klassen  Ton  solchen  Torznnweise  zugute  kom- 
men. Anf  Dnterrichta-  niu  BUdungunstalten, 
auf  Krankenhäuser,  Heil-  nnd  Pflei;;ean8talteii, 
sowie  auf  Veranstaltungen  zugunsten  der  unteren 
Volksklaaaen  sind  diese  Bestimmungen  nicht  an- 
wendbar. Doch  ist  für  den  Besuch  gemeindlicber, 
höherer  Bildangeanstalten  nnd  Fachschulen  ein 
angemessenes  Kaigeld  zu  entrichten.  Außer- 
dem können  die  Gemeindeverbände  für  ausge- 
übte Beaufsichtigung  von  Neu-  nnd  Umbauten, 
von  Märkten  nnd  Messen,  von  HusikanfTübrnngeD, 
Scbanstellnngen  n.dgl.  Verwaltungsgebüh- 
ren beanspruchen.  Bei  Veranstaltungen  im 
Offentlidien  Interene  kOnnen  diejenigen  Gmnd- 
dgentttraer  und  Oewerbetreibenoen,  uenen  hier- 
dMch  besondere  wirtschaftliche  Vorteile  erwach- 
sen, zu  besonderen,  nach  dem  Maße  des  Vorteils 
bemessenen  Beiträgen  zur  Kostendeckung  ver- 
pflichtet werden.  Sonstige,  bereits  bestehende 
Gebühren  bleiben  unberührt.  Die  Schlacbthans- 
gebühren  dürfen  in  dem  Umfange  erhöht  wer- 
den, daß  durch  ihr  Aufkommen  außer  den  ünter- 
haltungB-  und  Betriebskosten  in  den  Gemeinden 
mit  Schlachlwteuererhebnng  b^lo  und  in  allen 
anderen  Gemeinden  8%  des  Anlagekapitals  und 
der  etwa  gezahlten  Entschädigungssummen  ge- 
deckt werden.  In  Badeorten  dttnen  Kurtaxen 
erhoben  werden,  deren  Beitreibong  im  Verwal- 
tungsBwan^erfahren  zulässig  ist. 

1.  Die  KoHmunnlstenern.  1.  Indirekte 
Steuern  kOnnen  von  den  Gemeinden  erhoben 
werden  innerhalb  der  von  den  Reichsgesetzen 
gezogenen  Grenzen.  Dagegen  dürfen  Steuern 
auf  den  Verbrauch  von  Fleisch,  Getreide,  Mehl, 
Backwerk,  Kartoffeln  nnd  Brennstoffen  weder  neu 
eingeführt  noch  in  ihren  Sätzen  erhöbt  werden. 
Nachdem  reichsgesetzlich  aber  für  die  gemeind- 
liche Ausbeutung  der  Getrftnkestener  nur  ein 
enger  Spielraum  gegeben  ist,  so  kommt  hier  fiwt 
lediglich  eine  Anfwandsteaer  vom  Verbrandie 
von  Wildpret  nnd  Geflügel  in  Betracht,  sowie 
eine  Mehrzahl  von  Alchen  Terkehrnrtigen 
Charakters,  wie  Bedtzwechselabgaben  (Umsatz- 
steuern). 

2.  Luxnssteuern.  Die  Gemeinden  sind 
befngt,  das  Halten  von  Hunden  zu  besteuern, 
wodun^  das  Recht  der  Kreise,  eine  Hnndestener 
zu  erbebe,  nicht  berührt  wird.  Kbenso  ist  den 
Gem^nden  gestattet,  Lustbarkeiten,  ein- 
sddiefiUch  musikalischer  und  deklamatorischer 
Vortrage,  sowie  Schanstellnngett  umher- 


ziehender Künstler  einer  Abgabe  zu  unter- 
werfen. 

3.  Direkte  Stenern.  Die  direkte»  Ge- 
meindesteuern sind  auf  alle  der  Beeteuerang 
unterworfenen  Pflichtigen  nach  festen  und  gleich- 
mäßigen Grundsätzen  zu  verteilen.  Ba  Ver- 
anstaltungen, die  in  hervorragender  Weise  einem 
Teile  des  Gemeindebezirks  oder  einzdnen  Oe- 
meindeangehCrigen  zustatten  kommen,  kann 
eine  Mehrbelastung  dieaer  Gruppen  beschlossen 
werden,  wenn  hierfür  nidit  bärälts  „Beiträge" 
erhoben  werd^  Der  Beschluß  bedarf  der  6»- 
nehmigung.  MietB«  und  Wohnnngssteuem  dürfen 
nicht  neu  eingeführt  werden,  die  bestehndea 
sind  auf  ihren  Einklang  mit  den  GrundsStzen 
des  K.  zn  prüfen.  Die  direkten  Steuern  tind 
entweder  Gemeindere&krteuem  oder  dne  6e- 
meindeeinhommensteuer. 

a)  Die  Oemeinderealsteuern  können 
sowohl  als  Zuschläge  zur  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer  als  auch  als  selbständige 
Stenern  vom  Grundbesitz  nnd  Oewerbebetr^ 
erhoben  werden.  Im  ersterea  Falle  gibt  du 
Gesetz  einzelne  Nonnen,  im  letztnren  falle  da- 
gegen ist  die  Anabildung  der  Initiative  der  Ge- 
meinden fiberlasseu,  doch  stellt  das  Gesetz  eine 
Reihe  von  verschiedenen  Maßstäben  zur  An»* 
wähl.  Die  Gteichmäßi^eit  der  Stenervertailung 
wird  durchbrochen  beim  Grundbesitz  durch  die 
Einführung  einer  Bauplatzsteuer  (teilweise  der 
Ersatz  für  Zuschläge  zur  Vermögenssteuer)  und 
beim  Gewerbebetrieb  durch  eine  unterschiedliche 
Behandlung  der  einzdnen  Gewerbsarten,  die  in 
Tersehiedenon  HaOe  aus  den  Veranstaltungen 
der  Gemeinde  Vortdl  defaen  oder  ihr  Kosten 
verursachen,  oder  venn  gewerblich  benutzte 
Räutee  einer  Mietstener  unterliegen  oder  atMUat 
als  nach  den  Normen  der  staatlich  getodnetea 
Vorschriften  zur  Oebäudestener  herangezogen 
werden. 

b)  Die  Gemeindeein  komm  enstener 
darf  in  der  Regel  nur  in  der  Form  von  Zu- 
schlägen zur  staatlichen  Einkommensteuer  er- 
hoben werden.  Ihre  Gründl^  bildet  die  Ver- 
anlagung der  Steu^^iehtigen  zur  Staats^- 
kommeusteuer.  Die  Zuschläge  müssen  g^dch- 
mäßig  sein.  Für  die  der  Stouerpflicht  gelten 
im  allgemeinen  anal(^  Bestimmungen,  me  bei 
der  Staatseinkommenstener.  Doch  ist  im  Be- 
reiche  der  OemeindeeinkommenKtener  auch  da 
Fiskns  steuerbar  bezüglich  seines  Einkommens 
aus  den  von  ihm  in  der  Gemeinde  betriebenen 
Eisenbahn-,  Bergbau-  und  sonstigen  gewerb- 
lichen Unternehmungen  sowie  ans  Domänen  und 
Forsten.  Selbständige  Gemeindeein- 
kommenstenern  sind  aus  besonderen  Grün- 
den zulässig,  dagc«:en  dürfen  die  Feststellung 
des  Einkommens  bei  der  Veranlagung  znrStutn- 
einkommoistener  uud  die  Stufen  des  StenertariCs 
der  Staatseinkommenstener  nicht  ab^ändert 
werden.  Modifikationen  der  Steuersätze  sind  nur 
innerhalb  enger  Grenzen  gestattet  Steuerpflich- 
tige mit  einem  Einkommen  bis  900  M.  erfahren 
eine  besondere  Berücksichtigung.  Sie  haben 
\  %  bis  zum  Höchstbetrage  von  1,20  M.  Steuer 
zn  entrichten,  wenn  ihr  Einkommen  420  X. 
nicht  Übersteigt,  von  Einkommen  von  430— 660  M. 
haben  sie  nach  einem  Steuersätze  von  8,40  M. 
und  von  einem  «riehen  Ton  660—900  IL  nach 
einem  Steuersatze  ron  4  H.  zu  Stenern.  Diese 
Kategorieen  kOnnen  nach  Umständen  durch  Ge- 
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BaDdebneUnit  svdi  ^anz  von  der  Gemeinde* 
rinkiWDensteiier  bdrat  werden.  Endlich  sind 
>*<ondere  Graodsfttie  flir  die  Berechnung  des 
«wiMrpflicbtigen  Einkommens  der  fiskaluchen 
Eirmiaen,  StMt«-  nnd  Privatbabnen  aufgestellt 
rad  eiMM  Vonchriften  fUr  den  Faü  getroffen, 
d&C  «n  itenerpflicbtiger  Erwerb  Uber  meh- 
itn  piea&isGfae  Gemeinden  erstreckt,  behnfs 
VenDcidang  einer  gemeindlichen  Doppelbeetene- 

4.  SteaerTermltaBg*  Die  Beechläase  der 
(rtndadebehiMen,  durch  ^  kommiuuüe  Stenern 
nft  Abgraben  eingwQhrt  werden,  unterliegen  in 
^ilies  l'mf ang  der  Genehmignng  der  Kommnnal- 
ufeirbtsbebOraeD.  Kommen  dabei  solche  Gegen- 
«Usde  in  Frage,  die  an(  die  Staatsstenem  und 
lüren  ErtrSge  Ton  Einfluß  sein  kOnnen,  so  ist 
hxan  auch  noch  die  Zustimmung  der  Minister 
der  Fiaanxen  und  des  Innern  erforderlich.  Wenn 
Aber  ia  einer  Gemeinde  die  Ordnung  der  Gebähren- 
nstl  Stenerbetr&ge  in  einer  dem  K.  widersprechen- 
•lea  Weifie  geregelt  oder  eine  solche  gesetzwidrige 
Ee^elong  De»£l(«KU  wirdj  so  banen  die  Auf- 
«ifhtibebOrden  das  B«cht,  direkt  und  positiv  ein- 
mgreilaa  imd  eine  AtAnderung  herbeizufuhren. 
Itw  gleiche  Befugnis  liegt  fUr  die  Anfsichtsbe- 
f!>'.rden  vor,  wenn  die  Aottofungen  des  Grtmd- 
i'tfiuef,  nach  welchen  eine  Gemeindesteuer  nm- 
fifletrt  wird,  wegen  wesentlicher  Verändening 
■iei  Beäitxrerbältnisse  zur  Grundlage  der  Be- 
■uaemug  nicht  mehr  geeignet  sied  und  ein 
.UTrag  anf  Abündemng  oder  Ergänzung  Ton 
Afi  Kebrheit  der  einer  Abstufung  angehörigen 
n^aerpflichtigen  gestellt  wird. 

j.  XntorudicMte.  Die  Gemeinden  nnd  be* 
ii8i.  die  Stcoerpflichtigen  zu  Netnraldiensten, 
(I  i.  CD  Hand-  nnd  Spanndiensten  heran- 
lOKitflieB.  Letztere  sind  von  den  Grundbesitzern 
M<  h  liem  VerhttltniB  der  Anzahl  der  Zugtiere 
inrc*  Betriebs,  eretere  Ton  sämtlichen  Stener- 
pilWbtigen  gleichbeitlich  zu  leisten.  Die  Dienste 
liöaiten,  Ton  Notfällen  abgesehen,  durch  taug- 
iw'm  Stetlvertreier  abgeleistet  werden.  Die 
^»■neinde  kann  gestatten,  daß  an  Stelle  des 
>AtBraIdien9tes  ^e  angemessene  Geldleistnng 
cemadit  wird. 

H.  Kreis-  u4  ProTiulalstenen.  Ein  G. 
f  ti  IV.  1906  regelt  die  Kr.-o.  P.-A.  Danach 
•mi  die  Krdse  und  ProTinzen  (BezirksTerbftnde) 
htfngt.  rar  Deckung  ihrer  Ausgaben  Abgaben 
n  ei^eWn.  Die  Kreise  können  Gebühren, 
Kotrige,  direkt«  nnd  indirekte  Auflagen  er- 
leben. Direkte  Steuern  dürfen  erst  erhoben 
»«ftleB.  wenn  Gebühren,  Beitrüge,  Dotationen 
lod  iaiÜrekte  Stenern  zur  Bedarfdeckung  nicht 
mreiclwn.  Ais  indirekte  Stenern  sind  znge- 
twMn.  die  das  Becht  der  Gemeinden  zur  £r- 
l^Vuiiif  einer  rieiehen  Steuer  nicht  berühren: 
HffitKweehMla^aben  (Umsatzsteuern),  Konzes- 
^OMbg^bcB  m  den  st&ndigen  Betrieb  der 
<lisi-  und  Sebankwirteehaften  und  des  Klein- 
kaadds  mit  Spirituosen,  sowie  Hundesteuern. 
FAr  ^  direkten  Stenern  sind  nach  Stenerart, 
rsifaay  nsd  Erhebnnffstorro  die  gleichen  Gmnd- 
«itae  wie  fOr  die  direkten  Gemeindestenem 
•  «.  sanfigebsnd.  Auch  der  Fiskus  kann  be- 
alglieb  seines  Einkommens  aus  den  Ansiedelungs- 
ciien  sa  Abgaben  bera&gezogen  werden.  Fttr 
4m  Qrand^  lad  Oebf  ndestener  nnn  der  Gnmd- 
«tn,  nAm  dem  Ertrag  angenommen  wtfdea. 
iV5  g— rtiBge  nr  EiusttiaeBstener  nnd  in 


den  Bealstenem  soUen  gewöhnlich  in  Reichen 
ProzentsStzen  erhoben  wöden.  Die  Provinzen 

(Bezirksverbände)  sind  befugt,  Gebühren,  Bei- 
träge und  direkte  Steuern  zu  erheben.  Die  ge- 
setzlißhen  Bestimmungen  sind  hier  die  gleichen 
wie  fOr  die  Erhebung  der  Kommunal-  und  Kreis- 
Bteuem.  Ebenso  ist  die  Steuerpflicht  des  Fiskus 
anerkannt 

Literatur :  Herrfitrthf  Art. „Kommunalabgaben", 
ff.  d.  St.,  i.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  978 fg.  —Adtekes, 
Studien  iiier  die  weitere  Entieiclcelung  des  Oe- 
meindetteuencesent  nafh  dem  preußischen  KAO. 
V.  UjVII.  1S98,  Tübingen  1894.  —  IfoeU- 
freund,  ^mmentar  zum  KAO.,  5.  Aufl.,  Berlin 
1905.  Max  von  Hechel. 


Kommimismus, 

vom  lat  commnnitas,  gebildet  aas  communis 
=  gemeinschaftlich.  Das  Wort  wird  in  zwei- 
facher Bedeutung  gebraucht.  Einerseits 
zur  Bezeichaunfl^  von  Gemeiueieeutumsformen 
—  in  erster  Linie  an  Grund  nniT  Boden  —  die 
geschichtlich  der  Bildung  des  Sondereigentums 
vorausgegangen  sind  und  sich  nach  derselben 
neben  dem  letzteren,  immer  mehr  freilich  vor 
ihm  zurückweichend,  vielfach  bis  in  unsere  Zeit 
hereinragend  erhalten  haben;  sowie  von  frei- 
willigen Gemeinscbaf t&formen,  die  nicht  grund- 
Bätziicher  Feindschaft  gegen  die  Institution  des 
Privateigentums  als  solche  ihr  Dasein  verdanken, 
sondern  lediglich  ans  den  besonderen  Verhält- 
nissen deijenigen  heraus,  die  sich  zur  Gemein- 
schaft zusammenschließen,  erwachsen  sind:  so 
vor  allem  die  klösterlichen  Gemeinscbaften. 
Andererseits  aber  faßt  man  unter  dem  Be- 
griff K.  sämtliche  Theorieen  und  Bewegungen 
zusammen,  deren  Endziel  die  Beseitigung  des 
Privateigentums  Überhaupt  oder  doch  wenigstens 
der  SonderaneigDung  gewisser  Sachgttterkate- 
gorieen  uud  die  Schaffung  einer  neuen  Gesell- 
sdi^ts-,  Rechts-  und  Wirtschaftsordonng  anf 
Grundlage  des  —  die  Güterwelt  bald  mehr,  bald 
weniger  er^Asenden  —  Gemeineigentums  ist. 

In  diesem  Sinne  scheint  es  wohlberechtigt, 
wenn  der  herrschende  Sprachgebrauch  dieBegrme 
K.  und  Sozialismus  vollkommen  gleichsetzt.  — 
Vgl.  Art.  „Sozialismus  und  E.". 

Carl  Grünherg. 


Konfektloasgewerbe. 

1.  Allgemeines,  Zoll-  nnd  Sozialpolitisches. 

2.  Statistik. 

1.  Allgemeines,  Zoll-  nod  Sozialpoli- 
tisches. Das  K.  bildet  den  größten  und  wich- 
tigsten Teil  der  Bekleidungsindustrie.  Es 
befaßt  sich,  mit  der  Herstellung  von  Kleidern 
und  Wäsche  im  großen. 

Der  älteste  Zweig  der  Konfektion  ist  die 
Damen  mftntelfabrikation.  Berliuer 
firmen  der  Maaufakturwarenbranche  stellten 
zu  Beginn  der  dreifligw  Jahre  des  vor.  Jahrh. 
Mäntel  und  Umhänge,  welche  sieh  die  Damen 
bis  dahin  im  BinzäMl  bä  ihren  Schoeide- 
rinnen  anf  Bestellung  anfertigea  lieften,  ia 
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beBonderen  Werkst&tteD  auf  Vorrat  her.  Den 
YerbnuKÄiem  vurde  dadurch  Oel^oheit 
geboten,  diese  O^netände  in  besserer  Aus- 
stattuD^,  in  grOQerer  Auswahl  und  billiger 
zu  beziehen;  der  Fabrikant  Tennochte  der 
Kode  leichter  zu  folgen  als  die  Schndderin 
und  konnte  stets  das  Neueste  liefern.  In 
kurzer  Zeit  entstand  eine  blflhende  Industrie ; 
ihre  Erzeugnisse  wurden  von  Berlin  aus, 
u.  a.  durch  die  Messe  in  Leip:^,  weithin 
verbreitet  und  fanden  überall  gute  Aufnahme. 
Außer  in  Berlin  etablierten  sich  späterhin 
prGßere  Fabriken  dieser  Art  besonders 
in  Breslau  und  Erfurt.  Schon  iu  den 
60  er  Jahren  dehnte  die  deutsche  Damen- 
mäntelkonfektion  ihr  Absatzgebiet  auf  das 
Ausland,  namentlich  nach  Dänemark,  Ruß- 
land, Schweden  und  Norwegen  aus.  Nach 
und  nach  verschaffte  sie  Bi<^  auch  in  den- 
jenigen Gebieten  Eingang,  welche  frflher 
vornehmlich  von  Frankreich  (Paris) ,  dem 
eigentlichen  Sitz  der  Mode,  beherrscht  worden 
waren,  so  Holland,  die  Schweiz,  Italien, 
Spanien  und  Belgien  und  zu  Anfang  der 
80  er  Jahre  auch  England  und  Nordamerika. 
Südamerika  wurde  schon  in  den  60  er  Jahren 
mit  deutschen  Erzex^issen  versorgt  Die 
Hauptartikel  der  Daniemnäntelkonfektion 
bilden  Jacketts,  Paletots,  Capes,  Kragen  und 
Umhänge,  Theatermfintel,  alle  Arten  Mäntel 
der  Peizkonfektion  sowie  Regen-  und  Staub- 
mäntel. 

Der  Herstellung  dieser  Waren  schloß  sich 
in  den  60  er  und  70  er  Jahren  des  vor.  Jahrh. 
die  Jupons-,  Blusen-  und  KostQm- 
konfektion  an.  Der  Ursprung  dieser 
Branche  ist  aus  der  fabrikmäßigen  Herstellung 
weißer  leinener  und  baumwollener  Unter- 
rocke herzuleiten ;  sie  verdankt  ihren  schnellen 
Aufschwung  der  guten  Aufnahme  der  fran- 
zösischen Jupons  aus  seidenen  oder  wollenen 
Stoffen,  namentlich  aber  der  zunehmenden 
Beliebliidt,  welche  die  Stoff-  und  Luxua- 
blttsen  im  Idufe  der  letzten  Jahrzehnte  ge- 
funden haben.  Ebenso  ist  die  KostOmkon- 
fektion,  welche  die  Fabrikation  fertiger 
Damenkleider  betreibt,  in  kurzer  Zeit  zu 
größerer  Bedeutung  geUingt;  ihre  Erzeug- 
nisse haben  auch  im  Auslände,  insbesondere 
in  den  Niederlanden  und  in  der  Schweiz, 
ein  gutes  Absatzgebiet  gefunden.  Als  Neben- 
betneb  der  Juponskonfektion  ist  die  Schflrzen- 
konfektion  zu  erwähnen. 

Im  engen  Zusammenhang  mit  obigen 
Zweigen  des  K.  steht  die  Wäschekon- 
fektion. Die  Mittelpunkte  dieser  Branche, 
die  sich  über  ganz  Deutsehland  erstreckt, 
sind  Berlin,  Cöln,  Bielefeld,  das  VcMtland 
und  Frankfurt  a.  M.  Die  ersten  Fabriken 
dieser  Art  entstanden  in  den  50  er  Jahren, 
eine  größere  Ausdehnung  fand  die  Industrie 
aber  erst  gegen  Ende  der  70  er  Jahre,  indem 
es  gelang,  die  bis  dahin  vorherrschende 


englische  und  französische  Leibwäsche  vom 
dentschen  Markte  mehr  zurflckzudrftngen. 
Fflr  die  WSscheSabrikation  werden  hanpt> 
sächlich  baiunwollene  und  Idnene  Stoff» 
verwendet.  Seit  etwa  dr«  Jahrzehnten 
arbeitet  die  deutsche  Wäschekonfektion  ia 
umfangreichem  Maße  uich  fOr  dm  Erqxnt  f 
ihre  wichtigsten  Alraatzgebiete  smd  Schweden 
und  Norwegen,  Dänemark,  Belgien  und  Htd- 
land. 

Ein  weiterer,  neben  der  Damenmäntel- 
konfektion  der  wichtigste  Zweig  des  K.,  ist 
dieHerren-  und  Knabenkonfektion. 
Diese  faßte  zuerst  in  Süddeutschland,  in 
den  70  er  Jahren  auch  in  Norddeutschland 
festen  Fuß.  Ihre  Entstehung  hängt  mit  der 
Verwendung  der  Nähmaschine  zu  gewerb- 
hchen  Zwecken  zusammen.  Ihre  schnelle 
Entwickelimg  ist  namentlich  auf  die  grOßere 
Billigkeit  ihrer  Erzeugnisse  g^nüfer  der 
Maßarbeit,  auf  die  einfachere  Art  der  Be- 
schaffung der  Kleider  und  auf  den  Um- 
schwung in  der  Anschauung  d^  Publikuma 
inbezug  auf  das  Kaufen  fertiger  Sachen  zu- 
rückzuführen. Auch  in  der  Herren-  imd 
Knabenkonfektion  hat  Berlin  den  Vorrang 
gewotmen.  Es  gelang  dies  unter  starker 
Ausnutzungder  reichlich  vorhandenen  billigen 
Arbeitskräfte  und  unter  Ausbildung  des 
Zwischenmeisterbetriebs  (s.  uuten),  welcher 
die  Hassenanfert^wig  der  Konfeküonsware 
sehr  erleichtert.  Andere  wichtigere  Plätze 
der  Engroskonfektion  sind  Breslau  und 
Stettin,  aber  auch  die  süddeutschen  Betriebe 
(Frankfurt  a.  M.  AschafTenburg,  NOmbei^r 
Stuttgart)  sind  recht  bedeutend,  ebenso  die 
rheimschen  (M.-Qladbach ,  Bannen,  fHber- 
feld  usw.)  und  die  westfftlisdien  Fabritwn 
(Minden,  Herford,  Bielefeld  usw.).  Diese 
befassen  sich  all^ings  nur  mit  je  cdnem 
besonderen  Zweige  der  Herrenkonfaktion,  aty 
die  rheinischen  Beiriebe  vomehmlidi  mit 
der  Herstellung  von  Arbeiteitieidem,  die 
Herforder  und  benachbu^  fU>riken  mit 
der  Herstellung  von  Sommeianztlffen.  Die 
Herren-  und  Knabenkonfektion  hat  ihr  Haupte 
absatzgebiet  im  Inlande,  sie  arbeitet  nicht 
in  dem  Umfange  för  den  Export  wie  die 
übrigen  K.  Jedoch  ist  auch  dem  Augland- 
absatz im  Laufe  der  letzten  Jahre  eine 
größere  Aufmerksamkeit  zugewandt  worden ; 
Holland,  die  Schweiz,  Dänemark  und  die 
skandinavischen  Länder  werden  heute  vor- 
wiegend mit  Erzeugnissen  der  deutscbea 
Herren-  und  Knabenkonfektion  versehen. 

Die  Bedentong  des  K.  fOr  dos  dentsch» 
Wirtschaftsleben  ist  weitreichend  tmd  vielseitig. 
Eine  ganze  Beihe  anderer  Indnstrieoi  steht  ra 
ihm  in  engster  Bedehnoff.  Das  K.  verarbeitet 
fast  au88cfalie£Uch  dentKme  Stoffe,  es  ist  ndthbfc 
ein  wichtiger  Atmehmer  der  Klelderstofl'-  und 
Tocbfabrikation.  Ein  glucfaea  gilt  von  der 
Seiden-  nnd  Samtfabrikatioii,  der  Spitzen-  nnd 
Stickereündostrie,  der  Besata-,  Knopfindiistri» 
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BW.  DiBBcIuieneEiitwieketuiff  dMK.,die  Ani- 
4ehiimg  der  ProdaktioD  nnd  die  leichte  An< 
}ifiiatg  u  die  oftmals  wechaelnden  Moden 
»»wi«   an    die   Oeschmacksrichtaa^  anderer 
liader  htben  ihm  seine  angesehene  Stellnng 
at  den  Weltmarkte  Terscbafft,  so  daß  Dentsch- 
Uai  in  der  Konfektion  heute  unter  den  ei- 
{»Ttiemidai  Lfindem  der  BekleidnuG^ndnstrie 
•natu  der  enteo  Plfttze  einnimmt.   Die  Export- 
ijügkeit  ist  jedoch  seit  Ende  der  80er  Jahre 
m  etww  gehemmt  worden  dorch  ZoUschwierig- 
liritoi.  welche  sieb  der  Ansfnhr  nach  einzelnen 
lifidera  entgegenstellten.  So  führten  Rnfilaad, 
>Foiea.  Belgien  imd  besonders  die  Vereinigten 
-Muten  TOD  Amerika  hohe  Eingangszeile  ein, 
<lmei  im  Laufe  der   späteren  Jahre  andere 
Under.  a.  a.  Italien,  Schweden,  Norwegen  nnd 
'^teireich-Ungam  gefolgt  sind.   Di«  längsten 
tuidelspolitiacfaen  lußnahmen  haben  die  Zoll- 
4ue  f&r  die  KonfektionKnenguisse  znm  Teil 
]in.h  erhebt.    Auch  aaßerhRlb  Dentscblands 
II  du  K.   in  mehr  oder  wraiger  g^ßem 
IiDfABge  heimisch  geworden.    Diefi  gilt  be- 
*oe'lers  Toa  Eiiglan«^  dessen  Herrenkonfektion 
Mit  lingerer  Zeit  bereite  in  hoher  Blfit«  steht 
vzi  nunenüick  die  englisches  Kolonieen  ver- 
t'Tgt,  von  Frankreich,  insbesondere  hinsichtlich 
der  dort  hochentwickelten  Damen-  nnd  Wfische- 
liKiifektiott.  Ton  den  Vereinigten  Staaten  von 
AtEfrika  (Hanptaits  New- York),  woselbst  viele 
.^'ziiJirtikel  der  Damenkonfektion  in  groSen 
mustn  hergestellt  and  vertrieben  werden,  nnd 
Oeiterreicfa-Unnm,  in  welchem  Lande  sieb 
Toniehmlich  die  Herrenkonfektion  entwickelt 
^t  Die  Folgen  der  bierdnrch  der  deutschen 
i^bfektion  erwachaenen  Konknrrena  auf  dem 
^-Itnarirte  i^gen  sich  n.  a.  in  dem  nnr 
BüfiigeD  AvfechwBttg  der  Ansfnhr  in  den  letzten 
•Itbrea  fa  unten). 

EHe  Betriebsformen  im  K.  sind  recht  mannig- 
i»-'*ig*.  sellMt  innerhalb  der  einzelnen  Zweige, 
^ifcntlicfae  Fabrikbetriebe  haben  die  Oberhand 
in  der  Arbeiter-  nnd  Sommer-  sowie  in 
in  Wiicbekonfektion,  im  ttbrigen  ist  die  Hans- 
Toilii»tne  Torherrschend.  Der  Verkehr  der  Unter- 
bdimer  (Yerleger)  mit  den  HeimarbeitHii  voll- 
O'ht  «kfa  ii  der  Regel  in  der  Weise,  daß  letzteren 
•iw  bereits  angetehnittenoi  Kleiderstttcke  rar 
hwbeitang  fibe^ohea  waden.  Eine  besondere 
£oUe  im  K.  qn^n  neben  der  eigentUchen  Heim- 
srMtdie  sogenannten  Zwischen  meister-Betriebe. 
Uett'  ^Ue<|«ni  sich  wieder  in  zwei  Gruppen, 
tuuDil  m  soJcbe  Betriebe,  welche  die  ihnen  vom 
K'ffltektionir  Überwiesene  Arbeit  ganz  oder 
<*ilveise  an  andere  Haosgewerbetreibende  weiter- 
tfhtm,  dann  in  solche,  welche  diese  Arbeit  in 
ihno  eigenen  WerkstStten  mit  Hilfe  von 
Vndn  Lohnarbeitern  ausfahren.  Im  letzteren 
y*ür  bescbiftigen  die  Zwischenmeister  in 
kleiM  Werkattttan  hi  der  Begel  bis  20  Ar- 
^'ilcr  o<er  Arlwiterinnen,  unter  denen  eine  Art 
f*  .irbtitsitttluDg  dnrchgefQhrt  ist  und  einige 
MM^inea  rar  Anwendung  gelangen.  Nor 
vntK«  Betriebe  stellen  die  vollständige  Cfar- 
^'•be  in  ihren  Arbeifeirinmen  her.  die  meisten 
Wlunn  rieb  mit  der  Anfertigung  einzeher 
•^i'ke.  wie  Bock,  Hose  usw.  Wieder  andere 
ubmieren  nnr  bestimmte  SpecialitAten  eines 
K'VlcktiottKweiges,  so  In  der  Herren-  nnd 
Xstkeakaafektion  ArbeiterUeider,  Sommer- 
k>iler  onr.   In  äer  DanenkonfektioB  ist  die 


Arbtdtstdlung  soweit  durohgeführt,  daO  nicht 
nnr  Kostttme  und  Mäntel  gesondert  angefertigt 
werden,  sondern  von  letzteren  wieder  Damen- 
mftntel,  Mädcbenmfintel  nsw.  getrennt  ftir  sich. 

Was  die  Arbeitsverhältnisse  im  E.  anbetrifft, 
so  sind  dieselben,  je  nach  der  Betriebsform,  sehr 
verschiedenartige.  In  den  hanaindnstrtellen  Be- 
trieben sind  die  Beziehungen  zwisdien  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  nur  lose;  sie  be- 
schränken sich  in  der  Regel  auf  den  einzelnen 
Auftrag.  Die  Zwischenmeistra  sowohl  wie  die 
Heimarbeiter  wechseln  ihre  Auftraggeber  häufig 
und  arbeiten  nicht  selten  für  mehrere  zugleich. 
Das  Fehlen  eines  gegenseitigen  festen  Yahält* 
nisses,  das  Verwieg^  des  Stttcklohnsystems 
nnd  der  hansindustriellen  Betriebsweise  haben 
anf  die  Dauer  der  Arbeitszeit  im  E.  einen  un- 
günstigen Einfluß  ausgeQbt.  Auch  ist  die  Billig- 
keit der  meisten  Eonfektionswaren  weniger  eine 
Folge  vorteilhafter  Betriebsorganisation  und 
weitreichender  Spezialisierung  als  vielmehr  anf 
die  niedrigen  Löhne,  namentlich  der  zahlreichen 
weiblichen  Arbeitsbtöe,  zurückzuführen.  Da 
weiterhin  auch  die  Beschaffenheit  der  Arbeits- 
ränme  in  sanitärer  Beziehung  ra  Klagen  Anlaß 
gibt,  so  ist  die  soziale  Lage  der  Konfektions- 
arbeiter vielfach  eine  recht  unerfreuliche. 

Diese  Verhältnisse  sind  in  Deutschland  in 
den  Jahren  1896  und  1897  znm  Gegenstande 
eingehender  Verhandlungen  in  der  Kommission 
für  Arbeiterstatistik  gemacht  worden  und  haben 
zu  einem  Eingreifen  der  Gresetzgebung  geführt. 
Danach  sind  anf  Grund  des  §  154  der  Reichs- 
gewerbeordnnng  durch  Verordnung  vom  13.  Mai 
1897  baw.  17.  Febrnar  1904  die  Bestimmungen 
der  9%  135—139  und  139  b  der  00.,  betreffend 
diie  Beschäftigungsdauer  von  Kindern,  jugend- 
lichen nnd  weiblichen  Arbeitern,  anf  die  Werk- 
stätten der  Kleider-  und  Wäsohekonfektion  aus- 

gadehnt  worden.    Ergänzend  finden  auch  die 
estimmungen  des  EindarBchutzgnetzea  vom 
30.  März  1903  Anwendang. 

Weiterhin  ist  anf  Grund  des  §  114  a  der 
GG.  durch  BundesratBverordnung  vom  19.  De- 
zember 1902  die  Ftthmng  von  Lohnbüchern  in 
den  Betrieben  der  Eleider-  und  Wäschekon- 
fektion vorgeschrieben  worden.  Letztere  Ver- 
ordnung bat  in  jüngster  Zeit  wiederholt  zu  Er- 
örterungen geführt.  Auf  Veranlassung  des 
Reichstunzlers  hat  der  Beirat  für  Arheiter- 
Btatistik  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  im 
Jahre  1905  durch  mündliche  Vernehmung  von 
Aaskunftspersonen  festzustellen  versucht,  welche 
Beschwerden  seitens  der  Betdligt«!  hinsichtlich 
der  Lohnbücher  Torli^n.  Eine  geBetageberlsche 
Folge  haben  diese  FeststeUimgen  biäier  noch 
nicht  gehabt. 

Auch  in  Oesterreich  sind  die  Wobnnngs- 
und  Gesundheitsverhältnisse  der  Heimarbeiter 
in  der  Kleider-  und  Wäschekonfektion  zum 
Gegenstand  eingehender  amtlicher  Ermitte- 
lungen gemacht  worden. 

8.  Statistik,  üeber  den  ümfuig  des 
deutBohen  E.  laasea  sich  teine  genaueren 
Angaben  machen.  Die  Berufs-  und  Gewerbe- 
statistik hat  den  BegrifF  Konfektion"  augen- 
scheinlich zu  eng  gefafit  Die  Gewerbe- 
statistik von  1895  näat  unter  der  Rubrik 
„Kleideiv  und  Wftschekonfektion"  5311  Be- 
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triebe  mit  20419  m&iu)licheD  und  35683 
weiblichen,  zusammen  56102  beschäftigten 
Personen  auf.  Von  den  in  der  Anzahl  der 
Betriebe  enthaltenen  5039  Hauptbetrieben 
waren  738  Allein-  und  4301  Gehilfenbetriebe. 
An  Großbetrieben,  d.  h.  Betrieben  mit  51 
und  mehr  Personen,  waren  im  Jahr^  1895 
niu*  169  mit  19316  Personen  vorhanden. 
Ueber  die  Ausdehnung  der  hatisindustriellen 
Tätigkeit  lassen  sich  zuverlässige  Zahlen 
nicht  beibringen.  Nach  der  Gewerbestatistik 
von  1895  beträgt  die  Zahl  der  hausindustriell 
beschäftigten  Personen  auf  Grund  der  An- 

faben  der  Hausindustriellen  2603,  auf  Gnind 
erjenigen  der  Verleger  (Arbeitgeber)  66411. 
Der  Bekleidungsindustrie  -  Berufsgenossen- 
schaft,  welche  alle  nicht  handwerksmäßig 
betriebenen  Unternehmungen  umfaßt, gehörten 
im  Jahre  1896  3806  versicherungspfliehtige 
Betriebe  mit  135385  versicherten  Personen 
an  und  im  Jahre  1904  6480  Betriebe  mit 
229 185  Personen. 

Die  vom  Reichsamt  des  Innern  im  Jahre 
1897  veranstalteten  Produktionserhebungen 
sind  auf  das  X.  nicht  ausgedehnt  worden. 
Auch  andere  zuverlässige  Ermittelungen  über 
die  Größe  der  Erzeugung  fehlen.  Nach 
privaten  Schätzungen  beläuft  sich  der  Ge- 
samtumsatz in  Damen-  und  Herrenkonfektion 
auf  400  Mill.  M.,  detjenige  der  WSschekon- 
fektion  auf  120—130  MiO.  H. 

Der  Aufienhandel  in  den  Erzengnissen 
des  K.  ist  statistisch  nicht  genau  e^ßbar. 
da  die  betreffenden  Positioaen  der  amtUchen 
Handelsstatistik  nicht  nur  die  hierher  ge- 
hörenden Artikel,  sondern  auch  andere  zur 
Damen-  und  Herrenbekleidung  zählende 
Gegenstände  enthalten.  Doch  läßt  sich  aus 
diesen  Angaben  immerhin  ein  Bild  von  der 
Bedeutung  und  der  Gestaltung  des  Exports 
entwerfen.  Bezüglich  der  Ausfuhr  an  Kleidern, 
Leibwäsche  und  Putzwaren  ei^bt  die  Keichs- 
statisük  folgendes : 


Jahre 


1886/90 
189ll95 
1896,00 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 


a)  ans 
Baumwolle, 

Leinen, 

WoUe, 

wollene 
Leibwäsche, 
Korsetts. 

t  Mill.M. 
5089  68,1 
5966  6a,8 
7010  88,0 

7315  "6,6 

7629  120,8 

7641  iiS,l 

7076  99,6 

7360  114,7 


b)  ans 
Seide  ond 
Halbseide. 


c)  Leib- 
wäsche, 
banmwoUene 
und  Iränene. 


t 

351 
351 
325 
440 

357 
aSs 
275 
356 


Mill.M. 

32,1 

20, 5 

14,3 

14,6 

12,1 
9,7 
9,4 

14,8 


t 

1235 
1422 
2001 
1977 

1958 
2011 
203X 
2130 


Mill.M. 

8,9 

9,3 
>5,i 
16,2 

",5 
14,0 
16,2 
17,0 


land  ist  verhältnismäßig  gering;  sie  betnig 
im  Jahre  1905  307  t  im  Werte  von  7,9  Mill.  iL 
Seit  dem  Jahre  1900  ist  in  der  Handels- 
statistik eine  Trennung  der  Position  „Kleider 
aus  Baumwolle.  Leinen  imd  Wolle'*  in  der 
Art  durchgeführt,  daß  Männer-  und  Knaben- 
kleider, Frauenkleider  und  Leibwäsche  usw. 
besonders  unterschieden  werden.  Es  betrug 
demnach  die  Ausfuhr,  wobei  zu  verstehen 
sind  nnter  a)  Männer-  und  Knabenkleider^ 
unter  b)  Frauenkleider,  unter  c)  Leibwäsche 
aus  wollenen  ZeugstofTen  und  unter  d)  andere 
Kleider  und  Futzwarenr  in  Mill.  M.: 


Die  Schwankungen  im  Wert  der  Ausfuhr 
sind  in  der  Hauptsache  auf  das  Steigen  und 
Sinken  der  StofTpreise  zurückzuführen.  Die 
Einfuhr  von  Eonfektlonswaren  nach  Deutsch- 


Jahre 

a 

b 

c 

d 

1900 

14,4 

57.5 

1,8 

17.9 

1901 

10,7 

70,2 

«5,6 

1902 

11,3 

70,3 
69.7 

',6 

37.9 

1903 

io,5 

',9 

26,7 

1904 

7.8 

57,5 

1,6 

25,4 

1905 

12,2 

64.8 

2,6 

27,4 

Ein  Vergleich  der  deutschen  Ausfuhr- 
statistik des  K.  mit  derjenigen  anderer  Länder 
ist  we^en  der  üngleichmäßigkeit  der  handels- 
statistischen  Ermittehmgen  nur  schwer  zu 
ermöglichen.  Es  mögen  daher  nachstehendd 
Angaben  über  die  Kleider-  uud  Wäscheausfuhr 
der  beiden  wichtigsten  Konkurrenten  Deutsch- 
lands auf  dem  Weltmarkte,  Englands  und 
Frankreichs,  genügen.  Der  Export  Eng- 
lands an  Kleidern  betrug  im  Jahre  1904 
117,2  Mill.  M.  (hauptsächlich  Herrenkleider), 
derjenige  Frankreichs  76,9  Mill.  M.  {liaupi- 
sächlich  Damen  kleider).  Die  Wäscheausftmr 
Frankreichs  repräsentierte  in  demselben  Jahre 
einen  Wert  von  21,5  Mill.  M. 

Literatur;  H.  Saltnger,  Die Kor\fektion*geircrbef 
Art.  im  Handbuth  rfcr  WirUehafUhnndt  Dtxitich- 
laniU,  III.  Bd.,  Leipzig  1904.  —  f^Uelberg, 
Die  Bekleiduntfäindtutrie,  Hefi  6  der  Kinxei- 
daratellungen  de»  HandtUrertragtverein» :  Da» 
Tnteretäe  der  deuttchen  Industrie  an  den  BandeU- 
vertrügen,  Berlin  1901.  —  <J.  E,  Popt,  The 
Clothing  Indiutrj/  in  New  York,  PtU/lithed  by 
the  Vniversiiy  0/  MUmuri,  1906.  —  F.  C. 
Huber,  DtuUchland  al«  Jnduttriettaot,  :^tutt* 
gart  1901.  —  Werner  Sombart,  Die  druUehe 
VolktwirUehaJt  im  newuehnten  Jahrkundert, 
Berlin  1S03.  —  Ders^be,  Der  moderne 
Kapitalitmta,  Leipzig  190g.  —  JtorMlIv,  Art. 
„Hautindtutrie"  in  Jf.  d.  St.,  t.  Auß.,  Bd.  IV 
S.  1188  fg.  (mit  näheren  Lüeratwnachweiwnt,  Jena 
ISOO.  — Drttekaachen  der Kiimmienouftlr  ArlieiUr~ 
»latittik:  A,  Verhandlungen  -Vr.  9 — IS.  B.  Er- 
helmngen  A'r.  10,  Berlin  1896  und  1897.  —  Dnick- 
gachen  de*  Beirat»  für  Arbeiterttati»tik :  Verband- 
lungen Nr.  11,  IS,  14  und  IS,  Berlin  1906.  ~  Stali4tik 
de»  J}eut»ehen  Reick»,  Berlin  1906  und  früher.  — 
VeröffenUickung  de»  k.  k.  arheüa»tati»ti»chen  Amt» 
über  „Die  Wohnung»-  und  Ge*unäAeil»rerhäÜ- 
ni*»»  der  ffeimarieiter  in  der  KUider-  und 
Wäsekekot^fektion,"  Wien  1901.  (Vtr^.  aucA 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Statistik.  III.  F..  Bd. 
(190e,  S.  £88fg.}. 

A,  Wtrmlnghaus. 
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Kimgresse,  iatera.  stet  s.  Statistik. 


Bie  Königliehe  Baak  in  liflrnberg. 

Was  die  Seebandltmg  (siehe  diesen  Art.)  fQr 
Preoften,  ist  die  Kg).  Bank  in  NQmberg  fttr 
Bayern.  Wie  jene  ist  sie  eine  reine  Staatsbank. 
WahmbeiuUcli  ist  ihre  GrOndang  durch  die 
der  Seehandlnng  (1773)  sogar  angeregt  worden. 
Wörde  sie  doch  von  einem  mit  dem  preus- 
siscbeu  Herrscherbans  eng  verwandten  Fürsten, 
dem  Harkgrafen  Christian  Friedrich  Karl 
Alexander  za  Brandenbnrg- Ansbach -Bayreuth 
ins  Leben  gemleu,  und  «war  am  29 /m.  1780. 
Die  neue  Hofbank  hatte  ihren  Sitz  in  der  Besi- 
dcDzstadt  des  Fttrsteu,  Ansbach.  Als  1792  der 
ICarkgraf  auf  die  Begiemng  Terztchtete,  gingen 
die  Föritentflmer  und  mit  ihnen  die  Bank  an 
PrenCen  Qber.  Sie  erhielt  die  Firma  „Kdniglich- 
rrenßische  Banco  in  Franken",  und  1796  wurde 
der  Siu  der  Bank  nach  FArth  verlegt,  während 
in  Ansbach  ein  Bnrean  der  Bank  verblieb.  Als 
die  Fürstentümer  1806  an  Bayern  fielen,  kam 
am  21^'XI.  1806  der  Sitz  der  Bank  mit  der 
Firma  pKönigliche  Bayerische  Banco"  nach 
XSrab^,  wo  er  heute  noch  sich  befindet.  Im 
.Tahr  18&  wurde  mit  der  Errichtung  von  Zweig- 
anstalten von:egangeD :  Bamberg  (1844).  Würz- 
borg  (1846),  ßegensburg  (18501.  Bayrenth(1851), 
LudwigabKfen  (18äl),  Hof  (185r>),  Passan  (1856). 
Scbwemfnrt  (1856),  Ämberg  (1860),  Straabiug 
|I«60|.  Angsborg  (1875),  München  (1875).  Fürth 
.1894),  Land8but(1899),  Kempten  1 1901),  Kaisers- 
lantem  (1904).  Aschalienbnrg  (1904),  Eoseufaeim 
il906).  ^it  der  Hanptbank  sind  dies  19  An- 
stalten, die  noch  stetig  vermehrt  werden. 

Ans  den  kleinsten  Anfftngen  bat  die  Bank 
Mch  so  einem  mftcbtigen  Tnstitnt  entwickelt, 
la  den  ersten  10  Jahren  1781-1791  betrog  der 
durchschnittliche  Gewinn  nur  10447  fl.  34  Kr., 
1791— 180Ö  bereits  76  640  i).  36  Kr.  In  den 
Jahren  1806—1815  ergaben  sich  sehr  geringe 
Gewinne,  ja  in  einzelnen  Jahren  Verlaste,  auch 
in  der  Folgezeit  kam  loan  erst  1882  wieder  anf 
75152  fl.  32  Kr.,  nm  bereits  mu  bei  118  726  8. 
lä  Kr.  anzugelangen.  Von  1864  an  ging  die 
Kotwickelnng  rasch  vorwärts,  so  daß  der  Gewinn 
1H73  sogar  1060908  fl.  erreichte.  1876— 1£0J 
stiee  er  von  1176587  M.  anf  HÖ31185  M. 

Die  bayerische  Begiemug  hat  von  Anfang 
an  Vorkehrnngen  getroffen,  daß  immer  ein  Teil 
des  Gewinns  dem  Kapital  zugeschrieben  wurde. 
IHe  eigenen  Betriebsmittel  betrugen  bereits 

1876     12  927  518  M. 

1900     35845596  . 

1904  48627157  „ 
Der  Betrag,  der  der  Staatskasse  jährlich  zu- 
HieOt  nnd  ins  Budget  eingestellt  wird,  heißt 
Aerarialrente.  Im  Jahre  1904  betrag  sie 
1417  591  H.  Sie  besteht  aus  der  Hälfte  des 
Beingewinns  nach  Abzug  der  Tantiemen  nnd 
nntei  Hinznrechnnng  von  16611  M.  Zinsen  ans 
dem  sog.  Stammkapital  von  300  000  H. ,  die 
andere  Hälfte  des  Reingewinns  fällt  dem  Beserve- 
fonds  EU.  Die  Verloste  waren  mit  Ausnahme 
einer  Veruntreuung  im  Eanzen  sehr  gering. 
Aneli  sind  ihre  VerwaTtniigskosten  relativ 
ttie4xjg. 

Die  Hank  bringt,  wie  man  sieht,  dem  Staat 


eine  recht  beachtenswerte  Einnahme  und  hat 
ein  stattliches  Kapital  selbst  gebildet. 

Seit  1796  waren  die  Direktoren  nnd  daa 
Bankpersonal  am  Geschäft  mit  sog.  Aktien 
beteiligt.  Mit  diesem  System  wurde  1860  ge- 
brochen, indem  das  Aktienkapital  der  Beamten 
in  ein  Kantionskapital  umgewandelt  wnrde,  so 
daß  es  nicht  mehr  fllr  allgemeine  Verluste 
haftete ;  es  wnrde  aber  nicht  nur  verzinst,  son- 
dern hatte  ancb  noch  Anspmch  aof  Gewinn; 
die  Hälfte  des  Jahresgewinnes  wnrde  an  den 
Staat  und  die  kautionspflichtigen  Beamten  nach 
Maßgabe  ihrer  Kapitalsbetrt^  verteilt.  Im 
Jahre  1878  wurde  ancb  diese  Form  der  Gewinn- 
beteiligung modifiziert,  indem  fortab  den  Be- 
amten nur  Nebenbezüge  nach  dem  in  ihren 
Anstellungs-  nnd  Beförderongsdekreten  festge- 
setzten Prozentsatz  aus  der  Hälfte  des  Rein- 
gewinns gewährt  wurden.  Im  Jahre  1900  be- 
tragen sie  246607  H.  und  bezugsbermhtigt 
waren  69  pragmatische  Beamte,  so  daß  durch- 
schnittlich  auf  einen  3574  H.  trafen.  Die  Ge- 
schäfte der  Bank  sind  die  einer  Handelsbank. 
Sie  pflegt  in  hervorragendem  Maße  das  Depo- 
sitengeschäfr.,  diskontiert  Wechsel,  geirrt  Lom- 
iHirdurlehen  sowie  gedeckten  Kontokommt- 
kredit.  Die  Ausleihungen  betrugen  1904  im 
Kontokorrentkredit  2511 744 134  M.,  die  Znrück- 
zahlnngen  2510554728  H. 

Sehr  gering  ist  ihr  Hypothekengescbäft.  Die 
aus  früherer  Zeit  herstammenden  Hypotheken 
werden  immer  mehr  abgestoßen.  1876  betragen 
sie  noch  6  634  925  M.,  1900  nur  noch  2  604  690  M. 
An  Emissionen  von  Reichs-  und  Staatsanleihen, 
Kreis-,  Gemeindeanleihen  nsw.  ist  sie  häufig  be- 
teiligt. An-  und  Verkauf  Ton  Wertiupieren 
sind  ihr  nur  iimerbalb  der  vom  Ministerium  be- 
stimmten Grenzen  gestattet. 

Das  Kassenwesen  des  Staats  und  der  staat- 
lich geleiteten  Versicfaeraugsanstatteu  ist  mit 
■  der  Bank  in  enge  Füblnng  gebracht  und  neuer- 
dings auch  der  Giroverkehr  ausgebildet  worden. 
I      Der  Kampf  um  größere  Poblizität,  den  die 
;  Abgeordneten  40  Jahre  lang  geführt  hatten, 
i  wurde  1877  durch  großes  Entgegenkommen  be- 
j  endet.   Seit  dem  Landtagsabschied  vom  19./V. 
1882  (§  22)  werden  den  Kammern  1.  die  Ueber- 
;  sichten  des  Aktiv-  und  Passivstandes  (Bilanz)^ 
I  2.  die  Nachweise  Uber  den  Stand  des  Dotations- 
I  nnd  Reservekapitals ;  3.  die  Uebersicht  Uber  die 
'  gesamten  Verwaltungskosten ;  4.  die  Nachweise 
'  Uber  den  Gewinnabacblnß ;  5.  die  Geschäftsbe- 
I  richte  der  Bankdirektoren  mitgeteilt. 

!  Utentnri  Dr.  Hermann  Limburg,  Die  Sgl. 
I  .Samt  IM  y&mhtTg  in  ihrer  Entwickelung  1780 
bia  1900,  Leipzig  190S  (WirUc/m^-  und  Ver- 
'  tctatung$»ludien  mit  betonderer  Berilckdichtigunq 
1    Bayem$,  HeratagegebeH  von  (1.  Schanz,  Bd.  IS). 

G.  Schotts. 


Konkurrenz  s.  Wettbewerb. 
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1.  Begriff.  K.  ist  das  Verfahren,  durch 
welehes  das  Vermögen  eines  zahlungsun- 
fähigen Schuldners  unter  seine  Gläubiger 
verteilt  wird.  An  die  Stelle  des  Einzelan- 
griffes  des  einzelnen  Gläubigers,  wobei  der 
zuerst  Zugreifende  sich  zunächst  unter  Äus- 
flchluß  anderer  Gläubiger  befriedigt,  tritt 
eine  gleichmäßige,  möglichst  gerechte  Ver- 
teilung des  Vermögens  bezw.  Schadens  unter 
sämtliche  Gläubiger  in  einem  Verfahren, 
welches  staatlich  geordnet  und  von  gericht- 
lichen Behörden  geleitet  oder  beaufeichtigt 
wird.  Die  Voraussetzung  der  DurehfOhrung 
«ines  solchen  Verfahrens  ist  die  Umwand- 
lung des  gesamten  Vermögens  in  Geld.  Ein 
Bedürfnis  für  ein  solches  Verfahren  entsteht 
mit  der  Entwickeluog  des  Verkehrs  und 
Kredits,  entsteht  in  HandeLsstädten,  entsteht 
bei  den  Eaufleuteo. 

Der  K.  ist  eine  der  rechtlichen  Einrich- 
tungen, welche  den  Kredit  fördern,  indem 
«r  dem  Gläubiger  erleichtert,  wenigstens 
einen  Teil  seiner  Forderungen  zu  retten.  Er 
bedeutet  für  die  Gläubiger  eine  Verteilung, 
ein  gemeinsames  Tragen  des  Schadens. 

2.  Rechtsgeschichtliches.  Ein  K.ver- 
&hren  hat  sich  ausgebildet  bei  den  Römern, 
wie  im  deutschen  Mittelalter,  als  es  nicht 
mehr  genügte,  daß  jeder  Gläubiger  sich  di- 
rekt au  das  Vermögen  des  Schmdners  hielt 
und  unter  verschiedenen  Gläubigem  jeder 
froher  zugreifende  das  Vorrecht  vor  den 
später  kommenden  hatte.  In  Rom  schuf 
das  prätorische  Bedit  das  Institut  der  missio 
in  bona:  der  Gläubiger  wurde  in  den  Be- 
sitz des  Vermögens  gesetzt,  und  dadurch, 
dafi  alle  anderen  Gläubiger  sich  anschließen 
konnten ,  entstand  eine  Gemeinschaft  der 
Gläubiger,  zu  deren  Gunsten  das  Vermögen 
als  Ganzes  versteigert  wurde.  Der  bonorum 
emptor  Übernahm  die  Rechte  und  Forde- 
rungen des  Schuldners  und  versprach  den 
Gläubigern,  bestimmte  Prozente  mrer  For- 
derungen zu  zahlen.  Im  Anfang  der  Kaiser- 
zeit trat  daneben  ein  anderes  verfahren,  bei 
welchem  ein  Curator  aufgestellt  wurde,  der 
die  Vermögensstücke  einzeln  realisierte.  Der 
Schuldner  konnte  auch  freiwillig  durch 
cessio  bonorum  sein  Vermögen  den  Gläu- 
bigem überlassen,  wodurch  er  sich  von  der 
infamierenden  Wirkung  der  bonorum  venditio 
befreite.  An  dieses  römische  System,  bei 
welchem  die  Gläubiger,  nach  Autorisation 
durch  das  Gericht,  die  Verwertung  des  Ver- 
mögens und  die  Befriedigung  ihrer  Forde- 
rungen selbst  besorgen,  sdüießt  sich  die 
Entwickeluog  in  den  italienischen  Handels- 
städten an.  Stellt  der  Schuldner  die  Zah- 
lung MD,  wird  er  flüchtig,  so  wird  auf  An- 
trag der  Gläubiger  der  K.  eröffnet,  das  Ver- 
min vom  Gericht  mit  Beschlag  belegt, 
die  Gläubiger  werden  öffentlich  aufge- 
fordert,        zu  melden.    Das  Vermögen 


des  Schuldners  wird  den  Gläubigern  über- 
wiesen, ein  Verwalter  von  ihnen  oder  vom 
Gericht  bestellt.  Der  Bankerottierer  gilt  aJs 
entehrt  und  als  Betrüger,  der  in  Haft  ge- 
nommen wird.  Ist  es  ihm  aber  gelungen, 
zu  entfliehen,  so  wird  ihm  wohl  auch  freies 
Geleit  versprochen,  auch  ein  Abkommen  mit 
ihm  getroffen  und  die  Minderheit  der  Gläu- 
biger muß  sich  dem  von  der  Mdirheit  ge- 
schlossenen Vergleich  fügen. 

Die  Grundzfige  des  itaiUenischen  E.  finden 
sich  im  französischen  Recht  wieder ,  vor 
aUem  in  Lyon,  dem  Zentrum  des  Binnen- 
handels seit  dem  Ende  des  15.  Jahrh. 
Dieses  Recht  findet  einen  scharfen  und 
klaren  Ausdmck  in  der  Ordonnance  de 
Commerce  von  1673.  Die  Verwertung  des 
Vermögens  erfolgt  danach  durch  die  er- 
wählten Vertreter  der  Gläubiger.  Dieselben 
Grandsätze  behält  der  Code  de  Commerce 
von  1807,  der  aber  das  K. verfahren  auf 
EauQeute  beschränkt.  Erst  das  G.  von  183S 
hat  die  harte  Behandlung  des  Banke- 
rottierers  gemildert  Dieses  französische 
Recht  ist,  außerhalb  der  Gebiete  des  eng- 
lischen Rechts,  fast  überall  dem  modernen 
K.rechte  zugmude  gelegt  In  Frankreich 
selbst  ist  eine  wesentlidie  Modifikation  er- 
folgt durch  das  G.  vou  1889,  wonach  das 
Gericht  dem  zahlungsun&higen  aber  ehiv 
liehen  Kaufmann  gestatten  kann,  seine  Ge- 
schäfte selbst,  wenn  auch  untör  Aufoicbt, 
abzuwickeln  (liquidation  iudidaire). 

Auch  in  Deutschlaad  nudet  sich  smt  An- 
fang des  14.  Jahrh.  und  namentlich  seit  dem 
16.  Jahrii.  in  den  voi:geschritteneren  Han- 
delsstädten, wie  Lübeck,  Hambui^,  Nürn- 
berg, Frankfurt,  ein  geordnetes  K.verfahren, 
statt  des  früher  herrechenden  Einzelangriffs 
mit  Priorität  dessen,  der  sich  zuerst  ge- 
meldet Dieses  Verfahren  entspricht  dem 
in  Italien  ausgebildeten,  steht  vielleicht  unter 
seinem  direkten  Einfluß.  Aber  mit  Aus- 
nahme kleiner  Gebiete  (namentlich  Ham- 
burgs) dringt  in  der  zweiten  Hälfte  des  17. 
Jahrh.  ein  anders  geordnetes  K.verftihren 
ein,  das  spanische.  Es  schließt  die  Mitwir- 
kung und  Selbsthilfe  der  Gläubiger  im  Ver^ 
fahren  aus.  Der  K.  ist  eine  von  An&in^ 
bis  zu  Ende  vom  Gericht  besoigte  Liqm- 
dation.  Alle  Klagen,  die  sich  auf  Vermögen 
und  Verpflichtungen  des  Geraeinschuldners 
beziehen,  kommen  an  das  K.gericht  Ehe 
der  Erlös  verteilt  werden  kann,  muß  alles 
genau  festgestellt  und  klai^^  sein,  was 
Mellich  um  so  wichti^r  wurde,  je  mehr 
Fordemogen  im  K.  privil^ert  wurden,  je 
mehr  das  römische  Pfandrecht  mit  seinen 
Generalhypotheken  die  Rechte  der  nicht  be- 
vorrechtigten Gläubiger  an  den  einzelnen 
Vermögensstücken  zunächst  unklar  er^ 
scheinen  ließ.  Die  Gmndaätze  dieses  spa- 
nischen Verfahrens  haben  r<n:  allem  Ve> 
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breitnog  gefunden  durch  den  Juristen  Sai- 
gado de  Samoza  (gest.  1664),  dessen 
BoSes  Werfe  Uber  den  K.,  der  Labyrinthus 
Cieditanim,  lange  Zdt  den  giöfiten  Eänflnfi 
^eflbt  hat  und  aeät  dem  Ende  des  17.  Jahrb. 
in  Deutschland  „Praxis  und  Gesetzgebung 
behenacht".  Der  allgemeinen  Richtung  auf 
staaüicltö  Bedang  des  ^K^rtBchaftslebens 
und  aof  Bevormundung  dee  Einzelnen  dorch 
die  Behörden  entsprach  diese  Tendenz 
durchaus.  Erst  eine  Zeit,  welche  das  wirt- 
schaftende Indiriduum  mOgUchst  auf  sich 
selbst  stellte,  fand  wieder  den  Weg  aus  dem 
omstAndlichen ,  langwierigen ,  bureaukra- 
tisdien  und  unwiitschaftlichen  K.Terhihren 
des  gemeinen  Hechts.  Dies  geschah  durch 
die  prenfiische  E.ordnung  t.  8./y.  1855, 
welche  die  Chnnds&tze  des  französischen 
Rechts  aufnahm,  aber  neben  dem  kauf- 
mSuniachen  K.  im  Falle  der  Zahlungsein- 
steUnng  auch  einen  nichtkaufmftnnischen 
K.  bei  Leberschuldung  kannte.  Eine  Weiter- 
bildnng  der  preaßiAchen  ist  die  deutsche 
K^ordnoDg  v.  lOJIL  1877.  Sie  wird  ergänzt 
dxmix  das  Oesetz  Ober  die  Anfechtung  von 
Rechtshandlungen  zahlungsun&higer  Schuld- 
aer  aufierhalb  des  K.,  v.  2r7vU.  1879. 
Eine  neue  Hedaktion  der  K.ordnung,  die  an 
den  Grnndzügen  nichts  änderte,  trat  gleich- 
zeitig mit  dem  BGB.  am  l.ß.  1900  in  Kraft 
(Dieser  Abschnitt  beruht  im  wesentlichen 
auf  dem  unten  angeführten  Werke  Köhlers.) 

3.  Gnindstge  des  dentsehen  K.rechts. 

Es  iit  nicht  unsere  Aufgabe,  das  E.recht  im 
einzdncD  za  entwickeln.  Nor  die  wichtigsten 
ZOge,  soweit  sie  wirtschaftliche  Bedentong 
haMD,  tollen  hier  zasammeagestellt  werden. 
Das  neoe  deutsche  Beeht  (wie  das  en^^ische) 
rateneheidet  nicht  mehr  den  kaoftnihmiachai 
and  den  txichtkaoftn&Dni sehen  K.  Je  mehr  sich 
Penoneo,  welche  niefat  „KanOente"  sind,  am 
Geschiftsieben  beteiligen,  um  so  weniger  läßt 
rieh  die  Beschr&nkaDff  des  K.  auf  Kaofleate 
rechtfertigen.  Wenn  aotsr  das  französische  Becht 
die  .faiUite"  nor  für  KaaQente  hat,  so  ist  doch 
in  beachten,  daß  die  Verbindlichkeiten  des 
Nichtltan&nauu,  der  sich  durch  Ueberschnldiuig 
.en  deeonfitore"  befindet,  in  einer  den  wirt- 
aehaftUchen  Zwecken  des  K.Tei&lirea8  Shnlichen 
Weise  abgewickelt  werden. 

Oer  K.  wird  auf  Antrag  des  GemeinBchnldnerB 
oder  dnei  GlKntngeis  vom  Geridit  erfifhet, 
wenn  (Uesea  die  UeberKugnnff  von  da:  Zahlnngs- 
onJlhiffkect  des  Gemeinschnlaners  hat,  und  diese 
i«t  insbesondere  anzunehmen,  wenn  Zahlmies- 
eisstellnnfl'  erfolgt  ist.  Daß  eine  wirkliche 
Ueberachoidnng  vorhanden  sei,  ist  also  nicht 
aStig.  Das  K.  verfahren  umfaßt  das  gesamte 
einer  Zwangsrollstreckong  nnterli^^ende  Ver- 
mteen  des  Uemeinschnldnen,  welches  ihm  zur 
Zeit  der  Eröffnung  des  Verfahrens  gehört  Diese 
g.aaise  dient  cur  gemeinschaftUchen  Befrie* 
finag  aller  peraOolidiea  OUnbiger.  Dem  6e- 
mänsdiiddner  nicht  gehOrüm  Gegenstände 
werdeo  ^nigesondert".  Der  KlUgkeit  und  den 
BedtrfiÜMeB  des  Torkehrs  entsj^ieht  es,  daß 


der  Verkäufer  eine  Sache,  die  noch  nicht  be- 
zahlt lud  die  noch  nicht  in  den  Gewahrsam 
des  Gemeinschnldnera  Qbergegangen  ist,  zurück- 
fordern kann.  Gläubiger,  welche  ein  dugliches 
Becht  an  Teilen  der  K.maase  haben,  werden 
daraus  „abgesondert"  befriedigt.  Das  ältere 
Becht  kannte  zahlreiche  privilegierte  Forde- 
nmgeu,  und  vor  allem  die  QeneralhTpotheken 
waren  ein  Hemmnis  des  Kredite  and  der  raschen 
und  klaren  Abwickelung  des  E.  Das  neue 
Recht  hat  hier  wesentlich  Tereinfaehend  gewirkt. 
Es  erkennt  im  Prinzip  bei  Immobiben  nur 
Pfandrechte  an,  welche  in  den  Öffentlichen 
Büchern  eingetragen  sind,  bei  beweglichen 
Sachen  nur  das  Fanstpfandrecht  Die  vom 
deutschen  Becht  den  Fanstpfandsläubigem 
gleichgestellten  Gläubiger  haben  alle  das  ge- 
meinsam, daß  sie  den  Gegenstand,  ans  welchem 
sie  abgesondert  befriedigt  werden,  in  ihrem 
Gewahrsam  haben.  Wie  mit  den  Pfondrechten 
ist  mit  den  nriTilegierten,  d.  h.  vor  den  ge- 
wöhnlichen Forderangen  zu  befriedigenden, 
Forderungen  anfoeränmt  worden.  Ans  fiska- 
lischen Gründen  besteht  nodi  das  I^vileg  des 
Fiskus  und  Öffentlicher  Verbände  für  Steuern 
und  Abgaben,  ans  homanen  und  sozialen  Gründen 
das  der  Dienstboten  und  Angestellten  des  Ge- 
meinschnldners  für  Kost  und  Lohn  und  die  Kur- 
und  Pflegekosten,  alles  nur  für  das  letzte  Jahr. 
An  das  alte  Becht  erinnern  noch  die  Forde- 
rungen der  Kinder  und  Pflegebefohlenen  des 
Gemeittschnldners  in  Ansebnng  ihres  gesetzlich 
der  Verwaltung  desselben  unterworfenen  Ver- 
mögens. Vor  allen  KJordemngen  nnd  die  aoe. 
Massesehnlden  zu  beriehtägen,  die  Verbindlich- 
keiten, welche  durch  die  Verwaltung  der  Masse 
entstanden  sind. 

Die  Wirkung  der  ErOffnnng  des  K.verfahrenB 
ist,  daß  der  Gemeinschnldner  die  Befugnis  ver- 
liert, sein  Vermögen  zn  verwalten  una  darüber 
zu  verfügen.  Auch  sonst  ist  er  einer  gewissen 
Aufsicht  unterworfen  und  seine  Ehre  erscheint 
mindestens  für  die  Dauer  des  Verfahrens  ge- 
schmälert. Er  verliert  das  Wahlrecht  nnd 
OffenUiche  Ehrenämter.  Er  wird  von  der  BOrse 
ausgeschlossen.  Doch  gilt  er  mit  Beendigung 
des  Verfahrens  meist  als  rehabilitiert,  während 
z.  B.  das  b-anzOsische  Recht  dafür  Erfüllung 
gewisser  Formalitäten  nnd  vor  allem  vOUige 
Entschädigung  der  Gläubiger  verlangt.  Eine 
Bestrafung  des  Bankerottierers  erfolgt  heute 
nur  noch,  wenn  der  Insolvenz  ein  besonderer 
Leichtsinn  vorhergegangen  ist  (z.  B.  über- 
mäßiger Aufwand  oder  Spiel,  Unterlassung  der 
Führung  von  Handelsbüchem  oder  der  vorve* 
schriebenen  Bilanzziehnng)  oder  wenn  die 
Gläubiger  durch  betrfigemdie  Handlnngeu  he- 
naeht^igt  lüid. 

Zur  Verwaltung  der  K.masse  bestellt  zu- 
nSchst  das  Gericht  einen  Verwalter.  In  der 
demnächst  einzuberufenden  Versammlung  der 
Gläubiger  kOnnen  diese  einen  anderen  Verwalter 
wählen,  dessen  Ernennung  aber  das  Gericht 
versagen  kann.  Dem  Verwalter  kann  ein 
Glänbigeransschnß  zur  Seite  gestellt  werden, 
der  ihn  überwacht  und  unterstützt  Die  K.ver- 
waltung  durch  berufsmäßige  Verwalter  kann 
leicht  zu  Verteuerung  und  Verschleppung  des 
Verfiüirens  fuhren.  In  Frankreich  klagt  man 
sehr  Über  die  bembmäfiigen  Syndics,  und  es  ist 
bezeichnend,  daß  in  EngUnd  die  nenerdings  in 
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«»wiSBen  Fallen  eintretende  Verwaltnnif  dorch 
Beamte  des  Handelsminüterinms  (receivers)  cn 
einer  großen  £rmä£igang  der  Kosten  geführt 
hat  Die  Abwickelnng  des  K.  durch  Öffentliche 
Beamte  kommt  hier  also  Ton  einer  anderen  Seite 
wieder  in  das  Verfahren  hinein. 

Sobald  eine  hinreichende  bare  Hasse  Tor- 
faanden  ist,  wkd  vom  Verwalter  mit  Abschlags- 
TerteiloDgen  be&:onnen,  bis  die  ganse  Hasse 
anfgeteilt  ist  Soweit  aber  die  Forderangen  der 
Gläubiger  schließlich  nidit  gans  befric4igt  sind, 
bleiben  sie  nach  deutschem,  Ogterreichischem, 
franzfisischem  Becht  bestehen.  Dagegen  kann 
nach  englischem  Becht  der  Richter  dem  red- 
lichen Qemeinschnldner  „discharge"  erteilen, 
wodnrch  er  von  allen  Sebalden  befreit  ist. 

Bei  den  Kosten  und  der  Dauer  des  Ver- 
fahrens kann  es  zweckmäßig  sein,  es  abzukürzen 
oder  ganz  zn  vermeiden  durch  einen  Vergleich 
des  Schuldners  mit  seinen  Gläubigem,  wodurch 
nSg^dierweise  der  Schuldner  durch  Erhaltung 
«einer  wirtschaftlichen  Existenz  oder  durch 
Hilfe  von  Verwandten  seinen  Gläubigem  mehr 
suwenden  kann,  als  sie  beim  K.  erhalten  würden. 
Das  Znstandekommen  eines  solchen  Vergleichs 
oder  Akkords  (concordat  in  Frankreich)  wird 
erleichtert,  indem  die  Mehrheit  der  Gläubiger 
(nach  deutschem  Recht  müssen  ihre  Forderangen 
^It  der  Gesamtsamme  betragen)  die  Minderheit 
zwingen  kann,  den  Vergleich  anzanehmen. 
Dieser  Zwangs  vergleich  ist  vom  Gericht  zu  be- 
stätigen. 

4.  WirUchaftUche  ßedentang.  Die 

Aufgabe  des  E. Verfahrens  ist  die  möglichste 
Sicherung  der  Gläubiger,  die  möglichst  ge- 
rechte Verteilung  des  Schadens  unter  ihnen, 
die  möglichste  Verminderung  des  Schadens, 
den  sie  erleiden.  Eine  gewisse  Schädigung 
■wird  aber  aus  der  Natur  des  K.verfabrens 
sich  immer  ergeben.  Zunächst  daraus,  daß 
die  ganze  Masse  „realisiert",  in  Geld  um- 
gewandelt werden  muß.  Dabei  treten  na- 
turgemäß Wertverluste  ein,  die  nicht  ein- 
mal immer  durch  einen  ent^rechenden 
Wertzuwachs  beim  Erwerber  der  veräußerten 
Oegenstftnde  ausgeglichen  werden.  Vor 
allem  handelt  es  sich  ja  re^mftßig  um  die 
Auflösung  eines  Ganzen,  einer  Yermögens- 
«inheit,  einer  wirtschaftlichen  Unternehmung, 
deren  einzelne  Stücke  zusammen  nicht  den 
Wert  des  Ganzen  darstellen.  Daher  fOr  den 
Gläubiger  wie  fOr  die  Volkswirtschaft  die 
Bedeutung  von  Akkorden,  welche  die  Er- 
haltung des  üulemehmens  ermöglichen. 

Verluste  treten  auch  ein  durch  die  Dauer 
des  Verfahrens,  namentlich  durch  das  Brach- 
liegen des  Vermögens  und  der  Tätigkeit 
des  Gemeinschuldners.  Gegenüber  dem 
alten  gemeinrechtlichen  Verfahren  hat  die 
moderne  Gesetzgebung,  welche  die  ein- 
gehenden Gelder  möguchst  rasch  zur  Ver- 
teilung bringt,  den  Gemeinschuldner  selbst 
zur  Verwaltung  heranzuziehen  erlaubt,  große 
Verbesserungen  gebracht. 

Ein  bedenklicher  Punkt  sind  immer  die 
Kosten  des  Verfahrens.  Hat  sich  auch  hier 


manches  gebessert,  so  sind  die  Kosten  dodi 
immer  noch  so  groß,  daß  sie  einen  erheb- 
lichen Teil  des  Erlöses  der  Hasse  ver- 
schlingen und  oft  die  Gläubiger  zum  Ein- 
gehen auf  Akkorde  Teranlassen,  welche  an 
Bich,  nicht  ^jrechtf^tigt  sind,  ein  Umäand, 
den  geriebene  Geschäftsleute  sich  wühl  zu 
nutze  zu  machen  wissen.  Namentlidi  bei 
kleinen  K.  verschlingen  die  Elstra  einen 
sehr  hohen  Prozentsatz  der  Aktiva,  an  Ver- 
lust, der  wieder  vorzugsweise  auf  Glftubiger 
von  geringem  Vermin  fallen  wird. 

Inwieweit  die  Verloste  bei  E.  durch 
entsprechende  Entwickelung  der  Kreditver- 
sicherung vermindert  werden  können,  ist 
hier  nicht  näher  zu  untersuchen. 

Sieht  man  auf  die  Person  des  Schuldners, 
so  bedeutet  der  K.  die  Vernichtung  einer 
wirtschaftlichen  Existenz.  Aber  die  Ent- 
wickeluDg  hat  eine  gewaltige  Aenderung 
herbeigeWhrt.  Alles  ältere  Scholdrecbt 
wendet  sich  mit  Härte  gegen  den  Schuldner, 
ei^reift  seine  Person,  vernichtet  sie.  Das 
neuere  Recht  hat  die  Härten,  den  Zwang 
gegen  die  Person  teils  beseitigt,  teils  ge- 
mildert. Nicht  die  Person  des  Schuldners 
selbst  soll  vernichtet  werden.  Er  soll  Ge- 
legenheit haben,  sich  wieder  hocfaziiarb^ten, 
sich  zu  rehabilitieren.  Aber  freilich  11^ 
in  dieser  größeren  Milde  auch  die  Gefadir 
der  Schwächung  der  kaufmännischen  Mo- 
ralität.  Es  wird  häufiger,  daß  gewissenlose 
Geschäftsleute  auf  gewagte  Geschäfte  sich 
einlassen,  auf  die  Gefahr  hin,  daß  sie  ihren 
Verbindlichkeiten  nicht  nachkommen  können. 
Nur  ein  kleiner  Teil  solcher  Fälle  wird  zu 
einem  Strafverfahren  und  gar  zu  einer  Ver- 
urteilung Anlaß  geben,  und  doch  erscheint 
es  schon  unerfreulich  genug,  wenn  ia 
Deutschland  von  1899— 1904 jähnich  zwischen 
842  und  1070  Personen  verurt^t  wurden 
wegen  Verbrechen  und  Vergehen  des  Banke- 
rottes oder  sonst  in  bezug  auf  ein  E.ver- 
kihren. 

Die  Wirkungen  der  K.  können  uch  weit 
über  den  Kreis  der  sanachst  Beteiligten  er^ 
strecken.  Die  Vernichtung  wirtschaftlicher 
Unt^ehmungen  muß  immer  das  Wirt- 
schaftsleben stören,  selbst  wenn  dadurch 
schließlich  die  an  sich  wünschenswerte  Wir- 
kung erreicht  wird,  daß  ungesunde  tmd 
durch  kein  Bedürfnis  gerechtfertigte  Unter- 
nehmungen beseitigt  werden.  Die  plötzliche 
Verwertung ,  ja  Verschleuderung  der  K.- 
massen  stört  den  regelmäßigen  Warenver- 
kehr und  die  K^usverkäufe  sind  ein  steter 
G^nstand  der  Klagen  im  IQeinhandel. 
Insbesond^  für  den  Kredit  ist  das  Aus- 
brechen von  K.  geShrlich,  teils  durdi  die 
Erschütterung  des  Vertrauens  ül>erhaupt, 
teils  weil  jede  einzelne  Zahlungsunföh^keit 
auch  wieder  die  Zahlungsfähigkeit  der  Gläu- 
biger beeinträchtigt  Iwier  aenn  auch  bei 
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[^nikea  nnd  pUMzIich  mnsbrechenden  EriBen 
nUreidie  InBolvenzeD  das  Torlumdene  Uebel 
■Jer  Uebetspanauoe  des  Kredites  teils  offen- 
'veo,  teils  Terschiimnieni,  veon  immer  ein 
Hans  das  andere  mitreißt. 

S.  Statistik.  Da  die  Häufigkeit  der  K. 
*ia  Ausdruck  für  Ueberspannung  des  Kre- 
>)jts  und  Uagesandheit  Tirtscfaanlicher  Zu- 
ftlnde  ist,  hat  die  Statistik  der  K.  sympto- 
matisdte  Bedeutung  fOr  die  Beurteilung  der 
virtsciiaftlichen  Lage.  Bei  der  Benutzung 
dieser  Statistik  ist  freilich  zwei^lei  nicht 
aofier  Auge  zu  lassen.  Die  Yei^leichung 
der  Zahlen  für  verschiedene  L&nder  ist  bei 
der  Verschiedenheit  des  K.reGhts  nur  in 
Hhr  beschrftnktem  Umfang  zulässig.  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  das  in  den  plötzlichen 
^flen  Aenderungen,  die  in  den  Zahlen 
ftoes  Landes  eintreten  bei  umfassenden 
AendeniDgea  der  Oesetzgebnng.  Man  ver- 
tileiche  unten  die  en^ischea  Zahlen  Ins  nnd 
[iKh  18K3. 

Weiter  aber  eutspricht  die  Zahl  der  er- 
■'•ffoeleQ  K.  nicht  der  Zahl  der  tatsächlich 
ciagetretenen  Fälle  von  Zahlungsunfähigkeit. 
Ein  K.  wird  nicht  eröffnet,  wenn  die  Masse 
Dicht  genflgend  erscheint,  die  Kosten  zu 
decken,  ja  es  wird  in  solchen  Fällen  viel- 
f»üh  nicht  einmal  der  Antrag  auf  K.eröfT- 
cuDg  gestellt  Verden.  Es  wird  auch  in 
i^ilreichen  Fällen  nidit  zum  K.  kommen, 
väl  die  Gl&alnger  einen  Eoivaten  "Vergleich 
mit  dem  Sdiuldner  sohlieBen. 

Im  allgemeinen  sfcngt  die  Zahl  der  K. 
udanemd.  Tdls  hat  du  seinen  Omnd  in 
d«r  Zunahme  der  Geschftftstreibenden,  mehr 
tvn-h  in  der  wachsendeo  Entvlckelung  der 
Ereditwirtschaft,  in  der  immer  schärferen 
Ernkurrenz,  in  der  zunehmenden  Kompli- 
kation und  gegenseitigen  Abhängigkeit  der 
«irt8chaftlich«a  Yerl^tnisse.  wir  sehen 
•liher  auch  beim  Vergleich  einzelner  Jahre, 
(140  die  K.  sich  vermehren,  nicht  nur  bei 
«'uitrptender  Oeschäftsstockung,  sondern  auch 
■<i  plntzlich  anwachsender  Geschäftstätig- 
kdt.  Sie  Termindem  sich  bei  gutem  Ge- 
K  hiftsgang ,  aber  auch  bei  völliger  Ge- 
»•-tiiftsatille.  , 

Deutschland.  Nach  der  Qeschäfts- 
»latistik  des  Reichs-Justizamts  war  die  Zahl 
ifv  anhängig  gewordenen  K.sachen. 

1881  6233  1888  6357 

1882  5904  1889  6490 

1883  5649  1690  7321 

1884  5347  1891  8950 

1885  5728  189a  9108 

1886  5912  1893  8198 

1887  5963 

FOr  1891—94  ist  vom  Statistischen  Amt 
Jif  timad  der  im  Reichsanzeiger  von  den  Ge- 
ncbtnchxeibem  verOfTentlichten  Beschlüsse 
/«>r  Amtf^richte  eine  besondere  Statistik 
W  TL  TcabftHitlidiL  Daoadi  sind  K. 

WenabBisk  Au  Tolluwlrtlchaft.  II.  An«.  Bd.  II. 


eröfFnet  beendet 


1891 
1892 
1898 
1694 


7633 
7684 
6733 
74" 


6144 
7014 
6718 
6628 


davon 

durch  durch 

Sohhifi-  Zwangs- 

Verteilung  vergläch 

3973  «6»9 

4395  1994 

4389  1791 

4186  1871 


Seit  1895  ist  die  K.statistik  auf  einer 
neuen  Grundlage  bearbeitet,  nämlich  auf 
Grund  besonderer  Z^karten,  die  von  den 
Gerichten  auszufflUen  sind. 


Danach  und 


1895  6431 

1896  6190 

1897  6358 

1898  6737 

1899  7057 

1900  77» 

1901  9419 

1902  8438 

1903  8176 

1904  7936 
190Ö  ^„ 
(vori.l  7081 


680 

S70 
639 
627 
68s 
846 
1150 
1388 
I45> 
'575 


6362 

6343 
6077 
6325 

6555 
6293 
7490 
857a 
836J 
7993 


davon: 


4097 
4177 
4059 
4183 
4389 

43»S 
5060 

5736 
579a 
5636 


1704 
1610 
1503 
1571 
1595 
1474 
:689 

2059 
1830 
1671 


1648       7584     5373  1614 


Von  den  9511  neuen  K.  des  Jahres  1904 
kamen  nach  dem  Berufe  der  Gemeinschuldner 
auf 

Handela^werbe  3874 

davon  Waren-  und  Prodaktenhandel  .  .  3604 
Bekleidnnn-  nnd  Retnigunesgewerbe  847 
Indostrie  der  Nahrnngs-  und  Gennfimittel  698 

Baugewerbe  640 

Beherbergnags-  nnd  firqnidinngsgewerbe  602 

Auf  diese  fflnf  Gram>en  allein  kamen  also 
71<>/o.  Auf  die  33  Orofistftdte  entfielen  2793. 

Von  je  100  i.  J.  1904  beendeten  K.ver- 
Eahreu  entfielen  auf  die  Größenklasse  vchi 

unter  5 coo  H.  23,5  50000—  icooooM.  7,6 

5000 — 10000  „  20,5  100000—  500000  „  7,2 

10000 — 30000  „  20^  500000 — 1000000  „  0,5 

30000 — 50000  „  30^0  1  um.  H.  u.  darttber  0,3 

In  je  100  beendeten  E.Ter&hren  wurden 
die  nicht  bevorrechtigten  Forderungen  be- 
deckt mit 

100  «/o   1,9  20— so«*/,  16,4 

50— loojo  5,8  10—20%  34,1 


40—  50% 

30—  40  \ 


5.0 
9^ 


bis  10  »/o  35,9 
nichts  iitS 


Ausgefallen  sind  von  1890—1904  jährlich 
durchschnittlich  ungefähr  752000  M.  bevor- 
rechtigte und  199 138000  M.  nicht  bevorrech- 
tigte Forderungen,  gleich  17,6  und  78,7  "/o. 

b)  Oesterreich.  Besonders  lehrreich 
waren  die  Zahlen  der  eröffneten  K.  während 
der  Krise  der  70  er  Jahre.   Sie  betrugen 
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1871 
1872 
1873 
1874 
1875 


573 
588 
916 
J0S8 
1381 


187S 
1877 
1878 
1879 
1880 


1775 
»377 
1334 
1084 
97» 


In  den  letzten  Jahren  betrugen  me 

1902  1231 

1903  1237 

1904  1173 

c)  Frankreich.  Die  iranzOsische  K.- 
statistik  b^dnnt  mit  dem  Jahre  1840,  in 
-welchem  2618  E.  erOffiiet  vtirden,  die  bis 
1847  auf  4762  stiegen,  bis  1850  auf  2135 
sanken  j  1858  mit  4^  1862  mit  5390  und 
1869  mit  6040  waren  weitere  Maxima.  Nach 
dem  w^n  der  Moratorien  (vgl.  d.  Art)  ganz 
anormalen  Jahre  1871  (mit  nur  3019)  ent- 
wickelten sich  die  Ziüilen  lolgeadennafien  (seit 
1889  einschliefilich  liqmdations  judiciaires) 


1872 

5306 

1889 

9334 

1874 

5596  Mai. 

1893 

8422 

1876 

5193  Min. 

1894 

9166 

1880 

6295 

1895 

9547 

1881 

6795 

1896 

8623 

1886 

8759  Hax. 

■  1897 

8967 

1887 

8ia6 

1898 

9576 

1888 

7754 

1899 

9178 

1900 

9294 

1901 

8927 

1902 

8993 

Davon  waren  i.  J.  1902  2886  liquidations 
judidiures. 

d)  Kngland  und  Wales.  Die  Zahl 
der  K.  betrag 


1878 
1879 
1880 
1861 

1882 
1883 
1884 
1887 
1890 


II  450 

1313a 
10398 

9  7*7 
9041 

855s 
4192 

4  866  Hax. 
4044  Hin. 


1893  4901  Hax. 

1897  4098  Hin. 

1898  4310 

1899  4111 

1900  4410 

1901  4244 

1902  4203 

1903  4286 

1904  4546 


Der  Umschlag  von  1883  auf  1884  ist 
die  F<^  des  Gesetzes  von  1883.  Dodi 
geben  m&  Zahlen  ein  falsches  Büd,  da  man 
die  TOQ  den  Grafschaftsgerichten  zu  er- 
ledigenden E.  mit  edner  G^untraachuldung 
von  höchstens  50  £  zurechnen  muß.  Das 


3420 
3887 

4534 
5543 
6099 


Seit  1887  müssen  auch  die  privaten  Ver- 
gleiche, um  rechtsgültig  zu  sein,  eingetragen 
WCTden. 

Sehr  reichhaltig  sind  die  Jahresberichte 
des  iDspector-Gteneral  in  Bankmptcy  an  das 
Handelüimt 

e)Ve  reinigte  Staaten  von  Amerika. 
Für  diese  fehlt  es,  wie  an  einem  einheit- 


■waren  aber 

1887 

2766 

1900 

1890 

1803 

1901 

1893 

2763 

1902 

1897 

3959 

19(» 

1898 

3959 

1904 

1889 

360X 

folgendermaflen 

entwidelt: 

1871 

2  915 

1894 

1878 

10  478 

1896 

1880 

4  735 

1899 

1864 

u  oao 

1900 

1887 

9740 

1901 

1889 

II  719 

1902 

1890 

10  673 

1903 

1891 

12394 

1904 

1892 

10370 

1906 

18^ 

15560 

lidien  Ejecht,  so  an  äner  amtlichen  Sta- 
tistik. Nach  den  &mittelungeii  der  „Brad- 


13  72t 

15  112 
9613 

9  9«3 
10657 

9  97" 
9768 
10432 
9970 


Literatur:  ThaUmr,  De»  fidUitei  «1  Avil 
eompare,  1887,  t  Bd«.  —  Aid«iiUHm,  Da» 
deuUche  Konkurtwrfahrtn,  1889.  —  «f.  JCoMe**, 
Lehrtnteh  des  KonkurtrechU,  1891.  —  O,  Mleh^ 
Art.  „FaillÜe",  Nouv.  diet.  d'ieonomi«  poUtique, 
1891,  Bd.  1,  S.  984/g.  —  WifmtlnghaUB,  Die 
Ergetmüw  der  KoniurtttatiHit,  Jahrb.  /.  Ifat., 
III.  F.,  Bd.  e,  S.  1  Sg-  ~  V.  Bar  und  Wlrming- 
haua,  Art.  ^Konkuri",  H.  d.  St.,  Bd.  V,  8.  t88fg. 
—  V.  BehMUern^Sehrattenhofen,  Die  OeteU' 
gebung  über  den  Giäubigerkoniurt  vom  Stand- 
pwUae  der  VtAkneirUchi*fl,  ZeiUchr.  f.  Volirw., 
Soxialp.  u.  Veno.,  189X.  Bd.  1,  S.  4t0/g.  — 
Viertetjahnk^  gur  Statüttk  dt*  D.  Seich*. 

Karl  Bn^ÜigeH. 


EonflerrenlndiiBtrie. 

Durch  die  Konservierung  werden  leicht- 
verderbliche Nahrungsmittel  so  zugerichtet, 
daß  sie  zu  Ifiogerer  Aufbewahrung  und  zum 
Versand  in  weitere  Feme  geeignet  sind. 
Das  Eonservierungsverbhren  besteht  in  der 
Verhinderung  der  Zersetzungsprozesse  (Qä- 
ruug,  Fäulnis  und  Verwesung^  denen  alle 
pflanzlichen  und  tierischen  Produkte  duidi 
das  Auftreten  und  die  sdinelle  Vermehnmg 
gewisser  niederer  Otganismen  unterworfen 
sind.  Die  Mittel,  welche  zur  Errdchung 
der  Haltbarmachung  benutzt  werden,  sind 
Kälte,  Austrocknung,  hohe  Temperatur,  Luft- 
abschluß und  antiseptische  Substanzen ;  ihre 
Anwendung  erfolgt  in  der  Weise,  daß  die 
zu  konservierenden  Nahrungsmittel  im  An- 
sehen, im  Wohlgeschmack  tud  in  der  Yer- 
dauHc^eit  wenig  Aenderung  erfahren.  Nach 
der  Verschiedenheit  der  zu  behaaddndeD 
Stoffe  sind  zwei  Hauptgruppen  der  E.  zu 
untersdieiden :  die  Herstellung  von  Eon- 
serven aus  pflanzlichen  StofiSen  (EVflchte- 
und  Gemüsekonserven)  und  die  I^vteUung 
von  Eonserven  aus  tienschen  Stoffen  (Fleisch- 
konserven). 

Die  K.  führt  ihren  Urspnm^  auf  den  Anfang 
des  vor.  Jahrb.  zorflck.  Sie  ut  entstanden  in- 
folge der  Versnebe,  für  die  Verprovianäerang 
der  Sohiffe  uid  der  Expeditionen  in  unkultivierte 
Länder  Nahmsgsmittel  sa  erhalten,  welche 
längere  Zeit  mitgeführt  werden  kttnnen,  ohDe 
sich  ca  zersetzen.  Der  älteste  Zweig  der  K. 
ist  die  Fleischkonservierong,  welche  snerst  in 
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fiaffUad,  «pftter  in  Amerika  md  Australien 

Büd  im  den  dOer  «nd  60^  Jahren  des  vor. 
Jahrh.  auch  in  Deutschland  heimisch  wurde. 
Die  Kottserrierunff  Ton  Frtlchten  und  Gemftaeu 
wurde  saerst  in  .mnkreich  (1604)  erreicht  und 
awar  im  Wege  des  NachdOnstens  in  Blech-  und 
OlasgeflUIen.  Schon  im  folgenden  Jahrzehnt 
wurde  sie  dort  fabrikm&Qig  Betrieben.  In  den 
40  er  Jahren  fand  die  FrSätekonserrierong  in 
OentaohlaDd  £infrang;  die  ersten  Fabriken  ent- 
BludflB  in  Fnakfnit  a.  JC.  und  Lttbeek.  In 
Bnonachweig,  woselbst  die  K.  heute  tod  groBer 
Bedeutung  ist,  nahm  kurz  darauf  eine  Kl^npuerei 
die  Frachte-(8pargel-)konserTiening'  als  Neben- 
betrieb aul  Aus  diesen  kleinen  Anfibigen  und 
der  anerst  Torherrschenden  Haue-  und  Klein- 
induftrie  entstand  im  Laufe  der  Zeit  der  Fabrik- 
betrieb, der  nach  der  £infahning  besonderer 
Maschinen  in  den  lOer  Jahren  einen  groOen 
Attfadiwnng  nahm.  Verschiedene  XJmst&nde 
haben  sur  weiteren  Ansbreitong  der  Industrie, 
die  jetzt  neben  den  erwihnten  Orten  Tomehm- 
Heh  in  der  Bhdnprorinsr  in  Henoi^  Baden, 
den  ElsaB,  der  Provins  Hannover  und  in  Berlin 
aneHwig  ist,  bdgetragen,  namentlich  die  Fort- 
aduitte  der  Chemie,  £e  Bezugs-  und  Versand- 
«rieiehterungen ,  die  Ausdehnung  der  Garten- 
koltnr,  die  Verbiltignn^  mancher  Bodenprodukte 
und  die  starke  Entwickelung  der  Nachfrage, 
beeonders  seitens  der  Armee  und  der  Marine. 
AllerdingB  ist  dieser  Aufschwung  nicht  ohne 
Unterbrechungen  vor  sich  gegangen.  Die  in 
den  ersten  Zeiten  herrschende  Abneigung  der 
BevSlkemag  gegen  die  Konserren  noa  die  da- 
durch beeinträchtigte  Absatcsebwierigkeit  auf 
der  dnen  Sdte,  auf  der  anderen  eine  starke 
Teberproduktion,  in  etwas  verschärft  dnrch  die 
Konkarrenz  der  landwirtschaftlidren  Molkereien, 
welche  ebenfalls  dazu  ftbergingm,  die  Konserren- 
fabrikation  zu  betreiben,  haben  die  Lage  der 
KonserTenfabrikeu  in  manchen  Jahren  wenig 
glbucig  gestalteL  Neuerdings  jedoch^  nachdem 
der  Besng  der  Konserven  infolge  ihres  ver- 
hftltnismuig  billigen  Preises  weitesten  Kreisen 
anglnglieh  gemaent  worden  ist,  haben  sich  die 
VerhIItniaee  wesentUeh  gebenert,  so  dafi  die 
^ostrie  eine  angesehene  Stelhmg'  auf  dem 
WirtaehafUmarkte  einnimmt. 

Seit  längerer  Zeit  arbeitet  die  deutsche  K. 
auch  fOr  den  Ex^rt.  So  verseudeu  die  Ge- 
nSsekanservenfabrikeu  ihre  Erzengnisse  nach 
Afrika  und  Amerika,  daneben  auch  nach  Asien, 
Australien,  den  Kolonieen  und  vielen  enro- 
pMschen  Lindem.  Die  Fleischkonserven,  ins- 
nesondere  Wnrstwaren  (Daaerwttrste),  finden 
namentUeh  in  Südamerika  und  Afrika  guten 
Abnts,  a«h  mit  den  sog.  Bouillonkapseln  wird 
ein  lebhafter  Antfnhrhandel  betrieben.  Indessen 
ist  daa  Tordringen  der  dentachen  K.  nach  viden 
Lindem  durch  hohe  EingangazOlle,  so  nach 
Oesterreich,  Belgien,  der  Schweiz.  Bnßlond  und 
Nordamerika,  und  durch  den  We^bewerb  mit 
fransOiiicheu  GemQtie-  und  amerikanischen 
Fleischkonserven  erschwert  worden. 

Die  wicbtigstai  Bohstoffe  der  Qemfisekon- 
•errenfabrikation  sind  Erbsen,  Bohnen  und 
Spargd,  diejenigen  der  Fleischkoneervenfabri- 
katlon  Fteisdi  vom  Bind,  Kalb,  Schwein,  Hammel 
Bowie  Wild  nnd  OeflOgeL  Die  geschäftlichen 
TcrfaUtsIm  der  Fabruen  sind  infolgedessen 
woeentlieh  tob  den  Ani&ll  der  Bznten  nnd  dem 


Viehaogebot  abhän^.  Dementsprechend  gehfirt 
die  K.  zu  den  Saisonindnstrieen.  Sie  ist  den 
Schwankungen  der  Preise  der  Bohprodukte  in 
starkem  Ms^e  unterworfen  and  sucht  sich  nener- 
dings,  namentlich  in  der  (jemüsekonserrieronj;, 
durch  besondere  Vereinigungen  gegen  die  in 
einzelnen  Jahren  unangenehm  fflnlbar  gewor- 
denen Preissteigerungen  der  Bohmaterial-Fro- 
dnxenten,  welche  in  einzelnen  Gegenden  eben- 
f&Us  zusammengeschlossen  sind,  zu  schützen. 
Ihren  Bedarf  an  Gern  Ose  decken  die  Konserven- 
Cabriken  vomehmlich  in  der  engeren  nnd  wei- 
tereu NaehlMrschaft,  da  die  leichtverderbliche 
Natur  der  meisten  Bohstoffe  einen  längeren 
Transport  nicht  zuläßt. 

Hinsichtlich  der  Arbeiterv«-hältniase  in  der 
Frucht-  und  GemQse-K.  ist  hervorzuheben,  daS 
entsprechend  ihrer  Eigenschaft  als  Saisonindu- 
strie  die  Bescbäftignng  eine  unregelmäßige  ist. 
Die  Zahl  der  in  der  Kampagne  beschäftigten 
Arbeiter  ist  etwa  zehnmal  stärker  als  diejenige 
im  Winter.  Der  grOfite  Teil  der  Arbeitskräfte 
besteht  ans  Frauen  nnd  Mädchen,  von  doien 
nur  etwa  drei  Viertel  in  der  Fauik  arbeitra, 
während  die  flfari^;en  hausindustriell  beschäftigt 
sind.  Die  männlichen  Arbeiter  sind  hauptsäch- 
lich Klempner,  welche  die  znr  Verpackung  der 
Konserven  erforderlichen  Blechdosen  herstellen. 
Die  nach  §  137  GO.  reich^setzlich  festgesetzte 
Beschränkung  der  Arbeitszeit  für  Arbeiterinnen, 
nach  welcher  die  Daner  der  Beschäftigung  von 
Arbeiterinnen  11  Stunden  nicht  Qberachreiten 
darf,  war  für  die  GemDsekonservenfabriken 
nachteilig,  da  diese  Arbeitsdaner  an  heißen 
Tagen  info^  der  lachten  Verdorbliclikeit  der 
Bohmre  unzulängMch  ist  Der  Bundesrat  hat 
daher  unterm  n^lll.  1898  auf  Grund  des  §  139  a 
der  GO.  bratmdere  Bestimmungen  über  £e  Be- 
schäftigung von  Arbeiterinnen  in  GemOse-  und 
Obstkonservefabriken  erlassen,  nach  denen  in 
den  Zeiten  des  Jahres,  in  welchen  ein  ver- 
mehrtes ArbeitsbedOrftiis  eintritt,  Arbeiterinnen 
Aber  16  Jahre  an  den  WerKta^^en,  mit  Ausnahme 
der  Sonnabende,  unter  gewissen  Bedingungen 
bis  10  Uhr  abends  und  bis  13  Stunden  täguq}i 
beschäftigt  werden  dürfen.  Die  Fabrikanten 
erstreben  fftr  besondere  Veriiältnisse,  so  für  die 
Tage  von  außergewöhnlich  warmer  Witterung, 
eine  Erweltemng  dieser  Ausnahme. 

Vgl.  in  be^ig  auf  die  Verhältnisse  der 
Fleisch-K.  auch  den  Art  .Fleischavewerbe" 
oben  Bd.  I  S.  846  fg. 

Die  deutsche  Gewerbezählnug  von  1896  führt 
unter  der  Bubrik  „Konserven-  nnd  Senffabri- 
kation"  1531  Betriebe  anf.  Es  handelt  sich 
dabei  anscheinend  außer  am  die  Senffabriken 
nur  um  die  Betriebe  der  Fracht-  nnd  Gemttae- 
konserviemng,  während  dch  die  Ziffern  ttber 
die  Lsdnetrie  der  Fleischkonaerven  ans  dui  be- 
sBglichen  Angaben  Uber  die  gesamte  Fleiedie- 
reundustrie  nicht  aussondern  lassen.  Von 
jenen  1531  Betrieben  waren  1100  Haupt-  und 
431  Nebenbetriebe.  Die  Hauptbetriebe  beschäf- 
tigten 11 136  Personen.  Bei  dem  Charakter  der 
K.  als  Saisonindustrie  verteilt  sich  die  Zahl  der 
beschäftigten  Personen  sehr  nnglMch  auf  die 
einzelnen  Monate ;  sie  ist  während  der  Kampagne, 
Mai  bis  Oktober,  erheblich  größer  als  in  den 
Übrigen  Mcoiaten.  An  Großbetrieben,  d.  h.  Be- 
trieben mit  61  nnd  mehr  Peraonen,  wawm  un 
Jahre  1895  44  voriianden.  Vorstehende  Ziffern 
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werden  in  Anbetracht  des  AnfschwnDgs  der  K. 
im  leteton  Jafarzelmt  ftlr  die  henti^o  Verb&lt- 
nisse  nicht  mehr  zutreffen.  Nach  privaten  Feat- 
steUmtgen  bestanden  Anfang  19Ctt  316  eigent- 
liche Fabrikbetriebe,  von  denen  158  Gemüae- 
konserren ,  67  Sanerkratit ,  17  Dön^emüse, 
23  Marmelade  nnd  Gelee,  35  BQben-  nnd  Obat- 
krant  und  16  sonstige  Konserren  herstellten. 

Ueber  die  Frodoktion  nnd  den  Verbranch 
von  Sonaerren  im  Deutschen  Beiche  Uesfen  keine 
statistindien  Angaben  tot.  Anch  der  Außen- 
handel ist  nicht  volUtfindig  festzustellen,  da  die 
in  Betracht  kommenden  Waren  gattnngen  größten- 
teils in  der  Reichsstatistik  nicht  gesondert  auf- 
gefithrt  werden. 

Es  sei  daher  nur  erwähnt,  daß  sich  der  Wert 
der  Einfnhr  von  feineren  Eachengewftcfasen,  wie 
Hixed  Pickles,  Znaimer  Garken  oaw.  im  Jahre 
1905  auf  609000  H.,  deijenigen  von  Gelees, 
Froschkenlen,  Himbeeressig,  Kapern,  Marmelade, 
Saucen,  Snppen  usw.  auf  2049000  M.  stellte. 
Der  Wert  der  Ausfahr  dieser  Konserven  betrug 
in  demselben  Jdire  1780000  besw.  S137000  IL 
An  Wttrsten  wurden  im  Jahre  1905  nur  fflr 
1590G0  M.  eingeführt,  an  Fleisch  in  Bnchsen 
oder  ähnlichen  Gefäßen  nur  ftlr  7000  M.  nnd  an 
Fleischextra^t,  Pepton,  Suppen  und  Fleischbrtth- 
tafeln  für  8696000  M.  Die  Einfuhr  an  Wurst 
und  Büchsenfleisch  war  in  früheren  Jahren  er- 
heblich großer;  im  Jahre  1899  wurden  noch  für 
5  362000  M.  Wurst  und  für  3 182000  M.  Büchsen- 
fleisch nach  Deutschland  importiert.   Der  Bück- 

O erklärt  sich  durch  das  am  l./X.  1900  in 
;  getretene  Verbot  der  Einfnhr  von  Würsten 
und  Btichsenfleisch  durch  ^  13  des  Gesetzes  hetr. 
die  Schlachtvieh-  nnd  Fleischbeschau  vom  3/V. 
1900  (s.  den  Art  „Sanitätswesen").  Der  Wert 
der  Ausfuhr  von  Würsten  ans  Deutschland  stellte 
sich  im  Jahre  1906  auf  2023000  M.,  deijenige 
von  Büchsenfleisch  auf  119000  IL  und  von 
Fleischextrakt  usw.  auf  811000  M. 

Bezüglich  der  Verhältnisse  der  K.  in  anderen 
Ländern  ist  folgende^  hervorzuheben.  In  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  war 
die  Herstälnnff  von  Konserven  noch  in  den 
60er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  wen^; 
bdangreich,  sie  hat  aber  in  der  Zwischenzeit 
durch  Kinfnhrnng  neuer  Maschinen  und  nener 
Konservierungsverfahren  einen  solchen  Auf- 
schwung genommen,  daß  sie  heute  etwa  l^X) 
Mill.  Büchsen  Konserven  jährlich  herstellt.  Die 
amerikanische  K.  fabriziert  alle  Arten  von  Kon- 
serven, sowohl  Fleisch-,  Früchte-,  Gemüse-  als 
auch  Fischkouserven.  Im  Jahre  1898  bestanden 
2000  Konservenfabriken,  die  eine  Jahresproduk- 
tion im  Werte  von  72  MÜl.  $  aufzuweisen  hatten. 
Der  gr9ßte  Teil  wird  im  Inlande  verbraucht, 
viele  amerikanische  Konserven  gehen  aber  aach 
nach  dem  Auslände.  (Vgl.  bezüglich  der 
Fleischkonserven  die  Artt.  „Fleischer^werbe" 
und  „Fleischverbrauch  nnd  Fleiscbpreise"  oben 
Bd.  I S.  846  nnd  S.  849  fg.).  Die  Herstellung  von 
Zinn-  nnd  Weißblechen  Ifir  die  amerikanische  K. 
stieg  von  42  MUI.  Pfund  im  Jahre  1892  auf 
895  Hill.  Pfund  im  Jahre  1901.  Eine  ganze 
Beihe  anderer  Erwerbszweige  ist  von  der  K. 
abhängig.  So  werden  z.  B.  3000  Fischereifahr- 
zeuge, 2Ö000  Fischer  und  2000  Anstemboote 
mit  aOOOO  lUnn  Besatzung  an  der  Küste  des 
Atlantischen  Ozeans  von  den  Konservenfabriken 
beschäftigt  Die  Lachskonservenfebriken  an  der 
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Küste  des  Stillen  Ozeans  bilden  einen  der  be- 
deutendsten amerikanischen  Industriezweige. 

Für  den  Weltmarkt  in  Fleischkonserven  haben 
weiterhin  noch  Argentinien,  Uruguay, 
Kanada  und  Anstralien  grOßere Bedeutung. 
In  geringerem  Umfange  ist  in  jenen  Ländern 
auch  die  Früchte-  nnd  Gemftsekonserviemiig 
heimisch.  Für  Frucht-  nnd  Gemüsekonserven 
ist  Frankreich  das  weitaas  wichtigste  Fn>- 
dnktionsland.  Die  dortige  Industrie  Ist  sehr 
alt  nnd  arbdtet  wesentueh  für  den  Export. 
Auch  die  kalifornisehen  Fmchticonsenren 
genießen  dnen  Wdtrat  Im  J.  1903  wurden 
560000  Kisten  Fmchtkonserven  ans  Kalifornien 
ausg^hrt,  die  in  der  Hauptsache  nach  Groß- 
britannien geliefert  worden  sind.  Hier  ist 
die  K.  weniger  entwickelt  Eine  grSßere,  anf 
den  Export  bedachte  K.  besteht  dort  nicht 
Fleisch  wird  in  England  fast  gar  nicht  und 
Gemüse  nur  sehr  weni^  koiuerviert;  die  in 
großer  Menge  an  den  englischen  und  schottischen 
Küsten  ge&ngenen  Fische  (namentlich  Heringe) 
werden,  soww  sie  den  Bedarf  an  frisdier  Ware 
übersteige,  meist  gesalzen  in  Fässern  rersandt 
Eine  Büchsen-K.  größeren  Umfange  besteht  ledig- 
lich für  die  im  Luide  gewonnenen  und  in  großen 
Mengen  eing^lhrteo  Früchte. 

Llterfttur:  f.  Siegemann,  Die  Emuenea- 
induHri»^  ArL  An  Handbuch  der  Wirtteka^Uhmd* 
DntUehkmd».  S.  Bd.,  LetpHg 1904.  —  K.  JM^en* 
haeuxer.  Die  InduttrUtn  dt*  BertogUant  Braun' 
gehweig,  VerSffenÜichunjen  der  HandeUkammer 
ßir  das  Hertogtum  Brautuchipeig,  l.  Bd.,  ßraun- 
gchtcffig  lß99.  —  Stenographitcher  Bericht  über 
den  I.  Kongr^  dtt  Vereinet  DruUcher  Konserven- 
und  Präeervevfabriianten  in  Braunachtceig, 
Leipzig  190S.  —  P.  C.  Buber,  DtuUchkmd  aJU 
Induitriettaat,  StuttgaH  1901.  —  ^MSmUIi  de» 
Deuüehen  Reiche,  Berlin  1906  «it<i  feükir,  ~ 
NaehriehUn  und  Berichte  für  Handel  und  In- 
dualrie,  herautgegeben  im  Beieheamt  de»  htnentt 
Betlin  190G  und  früher.   A.  Wirmtughau», 


Konsolidation. 

K.  ist  die  Znsammenziehung  mehrerer  Schnld- 
kategorieen,  Anlehen  u.  dgL  m.  mit  ridehen 
oder  verschiedenen  Nominalnnsfilfien  In  dne 
einzige  Kategorie.  Der  Zweck  soleher  Haß- 
nahmen ist  die  vielgestaltigen  Anlehw  dnes 
Staates  oder  eines  anderen  Öffentlichen  KOrpers 
einheitlicher  und  übersichtlicher  in  machen. 
Begelmäßig  wird  die  K.  mit  der  Zinsberab* 
Setzung  (Reduktion)  and  der  Schuldnmwande- 
Inng  (Ronversion)  verbunden,  weil  gerade  diese 
einen  gesteigerten  Erfolg  der  Vereinigung  ver- 
sprechen. Vgl.  Art.  „Staatsschulden". 

Max  von  HeekM. 


*  KoBiaUtsweaeB. 

1.  Wesen.  2.  Geschichte.  3.  Reformbe- 
strebungen. 

1.  Wesen.  Konsulate  sind  Behörden, 
denen  außerhalb  des  Staatsgebiets  der  Schutz 
und  die  Forderung  der  Interessen  der  Staats- 
aogehStigen  obliegt,  während  die  Diplomatie 
die  YennittelaDg  des  intematiMialffli  Staats- 
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Tfaiäm  la   besorgen  hat  Tataftfdüich 
tSBta  ätk  die  Oreiueo  oidtt  so  scharf 
adia.  Wie  den  Oesandtschaften  auch  der 
birtz  der  eioEelnen  StaatsangehOrigea  und 
■i»  WahmduniiDg  ihrer  Interessen  obliegt, 
'  rertreten  aoch  Konsuln  den  Staat  gegen- 
.'*<r  fremden  Regierungen  in  Ländern  des 
r.cbt  Tüll  eatwickelten  europftischen  Yfilker- 
ritbts  und  da,  wo  eine  diplomatische  Ver- 
rn-tiiDg  Dicht  besteht,  wie  in  abhängigen 
HisJen  (Aegypten)  und  in  Eolonieen  fremder 
''tulefl.  Qewisse  obrigkeitliche  Funktionen 
vcnieQ  von  Oeaandtsehaften  wie  von  Eon- 
^'lUtec  besoi^gt.  So  findet  selbst  in  Staaten, 
.'1  ileoeo  der  diplomatische  und  der  Kon- 
«Istsdienst  formell  ToUständig  getrennt  sind, 
m  Ccbergang  von  einer  lAufbahn  in  die 
uifkre  statt.    Es  sind  auch  regelmäßig  die 
■V'iDsuIste  der  im  Staate  ihres  Bezirks  be- 
tijiltidien  Oesandtschaft  untergeordnet 

Da  die  Konsuln  mannigfache  obrigkeit- 
Lht'  Funktionen  in  einem  fremden  Staats- 
.vLh  ausüben,  so  bedürfen  sie  der  An- 
•Tt>-rmnDK  des  Staates ,  in  welchem  sie 
'Sff:c  sind,  was  in  der  Form  des  „Exe- 
'latur'  geschieht  Die  Konsuln  sind 
l'vrofskonsuln  (consules  missi)  oder 
A'atiikonsula  (c.  electi).  Diese  sind  E}in- 
/•-r«?ene  des  Konsulatsbezirks,  regelmäßig 
Kiufleute,  welche  im  Nebenberufe  die  kon- 
.iilahiiohen  Funktionen  ausüben,  oft  nicht 
■"jniDid  An^hCrige  des  Staates  sind,  dessen 
K  'usolat  ne  verwalten.  Sie  erhalten  kein 
'i-halt  und  finden  die  Belohnung  für  ihre 
-äafig  recht  geringe  Tätigkeit  weni^  in 
itTtv  Amta^Dtlhren  als  in  dem  Nimbus 
itDd  den  sozuüen  und  wirtschaftlichen  Yor- 
Ml^n,  welche  der  Titel  eines  XonsnU  ver- 
l''iiiL  IMe  Berufekonsuln  sind  in  ihrer 
tu  ntigen  Art  wesratlich  erst  im  19.  Jahrh. 
'•  •  haffeo.  Sie  und,  wie  ihr  Name  sagt, 
H>.>ni&bearote,  mit  allen  Rechten  und  Pflichten 
■iD>s  solchen.  Sie  bilden  in  den  vorge- 
'4  hritteoeren  Staaten  eine  besondere  Be- 
uiit^.akategorie,  zu  welcher  die  BeffUiigung 
lA  («stimmter  Weise  dargetan  werden  muß. 

Die  Aufgaben  der  Konsuln  kann  man  in 
'■^n  Klassen  scheiden: 

1.  Sie  haben  den  Angehörigen  ihi-es 
>tmeB  er.  auch  Angehtlrigen  ben^undeter 
Stuten  und  sonstigen  Schutz^enossen  Rat 
>it^i  Beistand  zu  gewähren.  Sie  sollen  des- 
^ilii  auch  X.  B.  nach  dem  deutschen  Kon- 
••jWj5e8eti  bei  Rechtsstreiligkeiten  Ver- 
öii'be  Tenaitteln^  auch  das  Schiedsrichter- 
DLt  abenehmen,  hilfsbedürftigen  Keichs- 
i(>i:<^~ingen  die  Uittel  zur  Unterstützung 
■>  .Not  oder  zur  Rückkehr  in  die  Heimat 
i-"?*4hmi  u.  dgL 

J.  Sie  flt>en  obrigkeitliche  Befugnisse  aus, 
uaieotlich  inbezug  auf  die  Se^hiffahrt 
«V  hier  nicht  weiter  aufzuzählen  ist,  sie 
t'cütn  als  Standesbeamte,  als  Notare,  als 


NachlaBbeamte  fungieren,  Pässe  aasstellen, 
und  Hilfsorgane  der  heimischen  Justizbe- 
hörden, führen  die  Katrikel  dar  Staatsan- 
gehörigen im  Bezirke  usw.  In  nichtchrist- 
lichen  Staaten  üben  die  Konsuln  die  Oe- 
richtsbarkeit  über  ihre  Staatsangehörigen. 
Nur  in  Japan  ist  dies  seit  1899  aufgegeben. 

3.  Sie  sollen  Berichte  erstatten  Ober  den 
Gang  des  Handels  in  ihrem  Amtsbezirke, 
teils  in  regelmäßigen  Perioden,  teils  bei  be- 
sonderen Anlässen.  An  diese  Aufgabe  der 
Beobachtung  des  Wirtschaftslebens  knüpfen 
die  Diskussionen  der  neuereu  Zeit  an.  Hier 
Hegt  auch  das  eigentliche  wirlschaftspo- 
litische  Interesse  des  K.,  wenn  auch  selbst- 
verständlich die  anderen  Funktionen  für  die 
Erwerbstätigkeit  der  Staatsangehörigen  im 
Auslande  in  ihrer  Bedeutung  nicht  unter- 
schätzt werden  dürfen.  Auf  die  einzelnen 
Lehren  des  Völkerrechts  und  des  Ver- 
waltun^srechts  über  das  K.  näher  einzu- 
gehen ist  hier  nicht  der  Ort. 

2.  Oeschiohte.  Das  K.  ist  ans  der  Organi- 
sation des  mittelalterlichen  Handels  entstanden. 
Die  zu  gemeinschaftlicher  Seefahrt  vereinigten 
Kanflente,  die  in  der  Fremde  gleichzeitig  an 
einem  Orte  befindlichen  Kanflente  derselben 
Stadt  oder  Nation  setzten  sich  Oberhäupter, 
welchen  die  Vertretung  gegenttber  der  fremden 
Staatsgewalt  und  die  Aturechterhaltang  der 
Ordnung  unter  den  Laadslenten  nach  heimischem 
Rechte  oblag.  Das  entsprach  den  Bechts- 
anschannngen  des  Uittelalters,  d^  jeder  nach 
seinem  angeborenen  heimischen  Recht  lebe  nnd 
daß  mui  vor  fremdem  Richter  nicht  Recht  suche. 
Es  entsprach  den  Forderungen  der  fremden 
Regiernngen,  welche  verlangten,  daü  jemand 
da  sei,  der  sein«  Landslente  in  Ordnung  halte. 
Alles  das  entsprach  auch  so  sehr  der  Natur  der 
Dinge,  daß  es  sich,  wie  im  Hittelalter  im  Ge- 
biete des  ItaUeniscben  und  des  hanaischeo  HaDdels, 
Bo  in  der  Neuzeit  in  Ostaaien  wiederholt  hat 

Sind  es  nrsprünglich  die  Kanflente  selt»t 
welche  diese  Oberhänpter  wählen,  so  erscheint 
es  bald  als  zweckmäßig,  daß  diese  Richter  von 
der  heimischen  Staatsgewalt,  d.  h.  von  der  Stadt- 
rf«ienmg  ernannt  werden.  Eine  feste  Ordnung 
erhalten  diese  Dinge  in  den  bleibenden  Eaar- 
mannsniederlassungen  in  der  Feme,  in  den 
Faktoreien  nnd  Kontoren  des  nordischen  Handels, 
den  Fondacbi  der  Levante,  den  Niederlassungen 
in  den  Kreuzfahrerstaaten,  wo  unter  den  Namen 
des  Aeltermanns,  Tieecomes,  podestä,  bailo, 
coninl  diese  Richter  äberall  seit  dem  12.  Jahrh. 
anftanchen. 

Finden  wir  italienische  Konsuln  auch  ander- 
wärts als  in  der  Levante  (z.  B.  anf  den  Hessen 
der  Champagne),  so  hat  doch  an  das  dortige  K. 
die  spätere  Entwickelncg  wesentlich  ani^nQpft. 
Dort  werden  von  Venedig,  Genna,  Pisa  nsw. 
ernannte  Konsnln  seit  der  Hitte  des  12.  Jahrh. 
in  Konstantinopel,  wie  in  Syrien  erwähnt,  am 
Ende  des  13.  Jahrh.  in  Alexandrien  nsw.  Im 
Mittelmeergehiet  finden  wir  bald  die  Einrichtung 
allgemein.  Im  Jahre  148Ö  wird  dort  andi  der 
erate  englische  Konsul  {in  Püa)  erwähnt,  den 
der  ROnig  tou  England  ernennt,  während  die 
Engländer  in  Spanien  noch  erheblich  später  dia 
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Eonanln  wählen.  Hit  der  Äusbilänng  des 
modernen  Nationalstaats  nimmt  dieser  das  K. 
in  die  Hand.  Die  Konsuln  der  südfranztisischen 
Städte  (namentlich  von  Harseille)  werden,  mit 
der  Unterordnnnfi^  der  Munizipalitäten  nnter 
die  KSnigl.  GewEiIt  nnd  durch  die  direkten  Be- 
ziehungen des  französischen  Staats  zum  osma- 
nischen  Snltan,  kfinigliche  Beamte.  Da  nach 
den  Verträgen  von  1528  und  1536  Frankreich 
die  yormacut  in  der  LeTante  wird,  so  ist  auch 
das  französische  K.  Torbildlich  geworden.  In 
der  Ordonnance  de  la  marine  (1681)  und  der 
Ordonnance  von  1781  erhält  es  seine  formale 
Ordnung.  Seit  dem  17.  Jahrh.  wurden  fran- 
zösische Konsuln  auch  in  anderen  als  den  Mittel- 
meerländem  ernannt  und  die  anderen  euro- 
päischen Staaten  folgten  allmählich  diesem  Bei- 
spiel. Aber  mit  den  in  europäischen  Staaten 
residierenden  Konsuln  ging  eine  wesentliche 
Veränderung  tot.  Der  mi^eme  Nationalstaat 
duldete  innerhalb  seines  Staatsgebietes  keine 
fremde  Oerichtsbarkeit,  was  ebenso  wie  die  per- 
sSnliche  Stellung  der  Konsuln  zu  mannigfiwuien 
Reibungen  föhrte.  Die  Konsuln  außerhalb  der 
Levante  waren  damit  ganz  auf  ihre  Verwaltongs- 
t&tigheit  zurückgedrängt  und  wesentlich  nar 
für  Schiffahrtsaufi^elegenheiten  von  Bedeutung. 
Auch  durch  das  Aufkommen  ständiger  Gesandt- 
schaften Terloren  sie  an  Bedeutung.  DafQr 
wurde  ihnen  im  Verfolg  der  merkantilistischen 
Handelspolitik  die  Fürdernng  des  Handels  und 
die  Berichterstattung  darQlwr  zur  Pflicht  ge- 
macht (Frankreich  seit  Colbert). 

In  ftberseeischen  Lindem  gab  es  kern  K., 
aoluige  das  Koloniala^tem  die  fremde  Scbiff- 
fahrt  ansscbloS,  im  Handel  mit  Asien  die  großen 
Monopolcompag^een  herrschten,  deren  Snper- 
cargos  und  Opperhoofds  die  Stelle  der  Konsuln  ver- 
traten. Erst  durch  das  Entstehen  unabhängiger 
Staaten  in  Anterika,  den  Fall  der  großen  Com- 
mgnieen,  die  Öffnung  Ostasiens  ^dehnte  sich  das 
K.  dorthin  ans.  Die  neue  gesetzliche  Regelung 
z.  B.  in  Frankreich  1833,  in  Großbritannien 
1826/32  trug  dem  Rechnung. 

In  Deutachland  waren  es  seit  dem  Mittel- 
alter die  Hansestädte,  erheblich  später  die  an- 
deren an  das  Meer  stoßenden  Staaten,  weldie 
Konsuln  ernannten.  Torbildlieh  wurde  in  der 
Nenzeit  das  preußische  Reglement  Ton  1796. 
Das  Verlangen  der  deutschen  Einheitsbewegung 
nach  einem  einheitlichen  deutschen  K.  konnte 
erst  durch  die  Grtlttdnng  des  Norddeatschen 
Bundes  erffillt  werden,  dessen  Verfassung  das 
gesamte  K.  dem  Bunde  zuwies.  Zu  den  ersten 
Aufgaben  der  Bundesgesetzgebung  gehörte  das 
noch  hente  geltende  Ges.  v.  8./XI.  1867  betr. 
die  Organisation  der  Bundeskonsulate  sowie  die 
Amtsrechte  nnd  Pflichten  der  Bundeskonsuln. 
Dazu  gehört  noch  die  Allgemeine  Dienst-Instruk- 
tion vom  6./VL  1871,  die  Gesetze  Uber  die  Kon- 
snlargerichtsbarkeit  vom  10./VIL  1879  nnd  vom 
7/IV.  1900.  usw. 

Schon  Preußen  hatte  die  Zahl  seiner  Kon- 
sulate, die  sich  regelmäßig  anch  sonstiger  Zoll- 
vereinsangeböriger  anzonehmen  hatten,  an- 
dauernd vermehrt.  Durch  das  Reich  ist  das 
fortgesetzt,  anch  die  Zahl  der  früher  sehr  spär- 
lichen Berufskonsuln  andauernd .  wenn  auch 
langsam  vermehrt  Um  1860  gab  es  etwa  880 
preußische  Konsulate.  Das  Reidi  hatte  1878 
oö6  Konsulate,  wovon  nur  29  mit  Berufskonauln 


besetBt  waren.  BU  1901  waren  diese  ZaUeu 
auf  736  und  108  angewachsen. 

3.  ReformbestrebiiDgen.  Mit  der  Zu- 
nahme der  internationalen  wirtschaftlichen 
Beziehungen  ist  auch  die  Bedeutung  des  K. 
außerordentlich  angewachsen.  Der  Schiff- 
fahrtsverkehr ist  enorm  gestiegen.  (Deutsche 
Schiffe  machten  zwischen  deutschen  und 
außerdeutschen  Häfen  1873  28044  Fahrten, 
1904  58176  und  der  Tonnengehalt  der 
Schiffe  wuchs  von  7,5  auf  72,4  Mill.  Tons.) 
Die  Zahl  der  StaatsangehSrigen,  welche  sich 
im  Auslande  dauernd  oder  vorübergehend 
aufhalten  und  die  Amtstätigkeit  der  Konsuln 
möglicherweise  in  Anspruch  nehmen ,  ist 
überaus  groß.  (Vgl.  rar  Deutschland  die 
Viert  H.  z.  Statist  d.  D.  Itetcfas  1905.) 
Wirtschaftliche  Unternehmungen  werden  von 
den  vorgeschrittensten  Völkern  immer  mehr 
auch  im  Auslände  betrieben.  (Vgl.  Art. 
Handels-  u.  Zahlungsbilanz  obenS.  16  fg.)  Der 
Außenhandel  umfaßt  immer  größere  Werte. 
So  wird  in  wachsendem  Maße  nicht  bloß  von 
Einzelnen  die  Tätigkeit  der  Konsuln  in  An- 
spruch genommen.  Es  wächst  auch  die 
Notwenm^eit,  die  wirtschafÜidie  jßutwicke- 
lung  ftsmder  Wirtschaftsgebiete  soig^tig 
zu  beobachten  und  diese  Beobachtungen  den 
Interesseuten  zugänglich  zu  machen.  Von 
diesem  Oeuchtspunkte  aus  sind  in  den  ver- 

fflr  die  Aus-  und  TJm^ßtaltung  ^es  K.  auf- 
getaucht. Das  war  namentlich  der  Fall,  als 
unter  der  Nachwirkung  der  großen  Wirt- 
schaftskrisia  der  siebziger  Jiüire  eingehende 
£r{}rtemngen  angestellt  wurden  Ober  die 
Mittel  zur  Forderung  des  Absatzes  der 
großen  Industrie.  Von  den  seit  etwa  1880 
gleichzeitig  in  England,  Frankreich,  Deutsch- 
land usw.  aufgestellten  Forderungen  ist 
manches,  wenn  auch  lan^m  verwirklicht. 
Manches  ist  in  der  Entwickelung  begriffen. 
Im  ganzen  macht  das  heutige  K.,  besonders 
auch  das  Deutschlands,  den  Eindruck  von 
etwas  Unfertigem.  Vor  allem  gehen  die 
ßeforrawünsche  darauf  hin,  daß  im  K.  die 
alte  Art  der  Berichterstattimg  über  Handel 
und  Schiffahrt  ganz  anders  ausgebildet  werd^ 
müsse  als  bisner.  Das  K.  müsse  zu  einem 
allgemeinen  Beobachtungsdienst  der  wirt- 
schaftlichen Vorgänge  werden.  Ganz  be- 
zeichnend ist,  daß  di^  Forderungen  wenig»* 
aus  den  Kreisen  des  großen  Handels  ab 
aus  denen  der  Industriellen  erhoben  worden 
sind  und  daß  sich  darunter  viel  Uebertr^- 
bung  und  Unmögliches  findet.  Wenn  manche 
aus  dem  Konsul  eine  Art  von  aUgemeinmi 
Geschäftsagenten,  aus  den  Konsulaten  allge- 
meine Auskunftsbureaus  machen  wollten,  so 
forderten  sie  etwas,  was  das  K.  seiner  Natur 
nach  nicht  leisten  kann.  Der  Konsul  kann 
nic^t  Geschäfte  Terraitteln.  Er  luuin  wohl 
gelegenüich  Auskflidte  geben,  vor  aUem.  an 
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'frtmeosvflrdige  Firmen  Terweiseo.  Aber 
'iiK  dgentliche  Aufgabe  ifit,  die  Öeschäfta- 
r.-Ji  diudi  seioe  Berichte  Ober  den  allge- 
x^aoi  Oaagdes'Wirtscihaltslebeiis  und  dessen 
b.tvkldaDgftteiidenzra  zu  informieren,  den 
ii*itea  "BßnxoQt  zu  liefern  zu  dem,  was  der 
tiufmiiuiisdbe  NachrichtenTertebr  allein 
iri-UA.  FHlft  man  von  diesem  Oesichtepunkte 
JG  die  Konsniatsberiohte,  so  eij^bt  sicui,  daß 
>.•■  dieser  Forderung  im  allgemeinen  noch 
r-iM  ^oflgea.  ZunAchst  besc^irftoken  sich 
•uv  Bmcbt^  wenigstens  die  in  Deutschlaad 
(fn'ifft^QÜichten,  meist  zu  eng  auf  den  Handel 
.1.']  seine  Aussichten.  Es  müfite  aber  über 
>'ut  ganze  Wirtschaftsleben,  Aber  virtschafts- 
;<<litj&cfae  Parteien  und  Bestrebungen,  Über 
Hmkreseo,  Währung,  Finanzen  und  Steuern 
n.  dgi.  berichtet  werden.  Besonders  empfind- 
!;<-ji  ist  die  Systemlosigkeit  der  deutschen 
B-ricLie.  Neben  den  Sonderberi(diten  für 
>i>-  einzelnen  Bezirke  mOBten  zusammen- 
i-^-^de  Berichte  für  ganze  Wirtschaftsge- 
"'.e  erscheinen.  Zeimch  müßte  die  Be- 
r  iiteistattuog  gleichmäßiger  sein.  Ausg&- 
vicboeten  Berichten  folgt  nur  zu  hAußg 
i'ogeics  rOlliges  Schweigen  oder  etwas  dürf- 
tire  Statistik.     Eine   fortlaufende  Orien- 

mng  Ober  ein  Land  ist  nach  den  deutschen 
K^richten  vielfoch  ganz  unmöglich. 

Die  Art  der  VerßfTentlichuag  hat  überall 
^1  zehn  bis  zwanzig  Jahren  große  Fort- 
nJuitte  gemacht  In  Deutschland  ist  neben 
'lualte  ,,HandelsarchiT"  eine  Veröffentlichung 
T  a  dttzelnen  „Berichten"  gestellt,  die  nach 
«leltsuhem  Muster  weiter  ausgebaut  werden 
fme.  ,^ttchrichten  fOr  Handel  und  In- 
dustrie", die  dem  Bedürfnis  nach  schneller 
Vt^jffeDtlichung  genügen  sollen,  werden  als 
K'jRcgpoadeoz  T^^Jflfeutlicht  und  und,  wun- 
ifThcherweise,  im  Buchhandel  nii^t  zu 
idben.  Vieles  wird  vertzauUch  Handels- 
knanten  usv.  mitgeteilt,  vlelffi  bleibt  ver- 
aattich  in  den  Akten,  was  der  OeRentlich- 
V'it  mitgeteilt  weiden  kfinnte. 

Der  Inhalt  der  Beridite  hftngt  natürlich 
lau  ab  Toa  den  PenOnltchkeiten  der  Ver- 
;jAer  and  ihrer  AusUtdnng.  Die  gute 
>^7SteiDaHk  z.  B.  der  englischen  oder  luneri- 
kuiedmi  (ieneralberichte  kommt  oft  nicht 
BIT  'feltung  wegen  der  TolkswirtBcbaflUchen 
T  obildung  der  betreffenden  Diplomaten  und 
Kfjoudn.  So  haben  sich  die  Diskussionen, 
allem  auch  auf  die  Ausbildung  und 
Ki-knitieruDg  des  Konsularkorps  erstreckt 
Hinig  ist  man  über  die  Forderung,  daß  alle 
«ii-Jitigeren  Posten  mit  Berufskonsuln  zu 
(•av^zen,  daß  jedes  Land  mit  einem  Netz 
^•jh  Konsulaten  zu  Überziehen  seL  Der  For- 
•itrmg,  daß  die  Wahlkonsnlate  mit  Ange- 
^'•ngea  des  eigenen  Staates  zu  besetzen 
wild  man  an  kleineren  Pützen  nicht 
'Ointer  nachkommen  künnen.  Für  die  Be- 
.-nbJuiunlo  wird  äne  beeondere  Berufs- 


vorbereitung gefordert.  Die  deutschen  Be- 
stimmungen sind  ganz  ungenügend.  Mit 
dem  vielerw&rts  empfundeuen  Mißstand,  daß 
das  K.  zur  Unterbringung  der  minder  erfolg- 
reichen  Angeh&igen  einer  Klasse  oder  FArtei 
dient,  ist  es  in  Deutschland  sicher  sehr  viel 
besser  ^worden.  Aber  hier  wie  anderwftrts 
wird  die  immer  wichtiger  wardende  Tolkä- 
wirtschaftliche  AUgem^bildung  vermifit. 
Wenn  sich  deutsche  Konsuln  von  fremden 
hier  oft  vorteilhaft  unterscheiden,  so  dürften 
diese  Kenntnisse  üßl  immer  erst  im  Amt 
erworben  sein.  Juristische  Vorbildung  ißt 
gewiß  nützlich ,  aber  nicht  ausreichend. 
Zweckmäßig  erscheint  die  Forderung  einer 
Beschäftigung  der  Konsularaspiranten  bei 
einer  inländischen  Handelskammer,  vielleicht 
auch  bei  einem  Wahlkonsul.  Die  Isolierung 
in  einer  besonderen  Konsularakademie(Oester- 
reich)  ist  nicht  unbedenklich. 

Nach  dem  Ausbruch  einer  französischen 
Autorität  wären  fOr  die  Hälfte  der  Posten 
die  volkswirtschaftlichen,  für  die  andere 
Hälfte  die  Sprachkenntnisse  entscheidend. 
Für  alle  Konsulate  in  Ländern  der  nicht 
vollen  europäischen  Kultur  ist  der  letztere 
Punkt  wicht^.  Im  deutschen  K.  scheint 
er  bisher  wenig  beachtet  Dolmetscher  und 
Konaulatadienst  sollten  in  engstem  Zusammen- 
hsmg  stehen.  Man  kann  vom  Konsul  ^ne 
Kenntnis  der  Sprache  seines  Bezirks  ver- 
langen, wenn  mim  ihn  abwechselnd  in  China, 
in  Rußland,  in  Südamerika  beschäftigt  Auch 
die  für  ein  Oeblet  erworbene  Sachkenntnis 
geht  verloren  bei  dem  herrschenden  Ver- 
setzungssystem.  Wünschenswert  erscheint 
die  Abgrenzung  von  großen,  wirtschaftlich 
zusammenhängenden  Gebieten ,  innerhalb 
welcher  der  Konsul  seine  Amtszeit  ver- 
bringt Durch  Regelung  von  Rang,  Gehalt, 
Urlaub  usw.  könnten  die  Härten  für  den 
Einzelnen  gemildert  werden  (wie  Bismarck 
ähnliches  für  die  Diplomatie  wünschte). 
Im  englischen  K.  ist  das  z.  T.  durchgeführt' 
und  mit  gutem  Erfolg. 

Elin  Hindernis  für  den  Berufskonsul, 
seinen  Amtsbezirk  gründlich,  auch  durch 
Reisen,  kennen  zu  Temen  und  darüber  zu 
berichten,  liegt  in  der  Häufung  der  Ver- 
waltungsgeschäfte gerade  bei  den  Konsulaten 
an  widitigen  Funkten.  Hier  ist  für  aus- 
giebige Vertretung  zu  sorgen.  Die  Attachie- 
rung  Tolkswirtschaftlicher  Sachverständiger, 
deren  ausschließliche  Aufgabe  die  Beriäit- 
erstattung  ist,  vrie  das  in  Deutschland  seit 
1894  geschieht,  ist  ein  wichtig  Fortschritt 

feweaen,  sollte   aber  onjuiisch  in  den 
leibenden  auswärtigen   menst  eingefügt 
werden. 

Auf  den  Zusammenhang  und  die  Gleich- 
mäßigkeit des  Dienstes  würde  eine  periodische 
Bereisung  der  Konsulargebiete  durch  die 
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hdmischen  Dezernenten  ebenso  günstig 
wirken  wie  «if  deren  eigene  Ini(»iauition. 

Litenttar:  Weder  ßlr  die  OtsehiehU  noch  för 
die  wUuwirUehqfüiehe  Seite  de»  K<ni*ulat»v!e»ens 
gibt  es  eine  genügende  DartUüung.  Ueber  die 
äUetU  Zeit  vortrefflich  W.  Heyd,  Oetehiehie 
de«  Levantehandele,  1879.  —  Awh  Ooldachmidt, 
Unicereaigeachiehie  de»  SandelerechU,  S.  181  fg. 
—  Au»  der  völkerrechUichen  LüeratAtr  »ei  hinge- 
wieeen  ai^  Buhnertneq,  in  Hottzendorff»  Hand- 
hveh  de»  Völketreeht».  —  Hübler,  Die  Magisira- 
turen  de»  völkerrechtlich  en  Verkehr»,  1900.  — 
Marten»,  Da»  deuüehe  Montular-  und  Kolonial- 
reeht,  1904.  —  ^  iVoirtr;  JPh.  Xom, 
Die  SxmBf^rgeaettgebung  de»  Deutaehen  Seiche», 
g.  Aufl.,  im.  —  B.  W.  V.  KiMg,  Handbuch 
des  deutachen  Eon»ularwe»&n»,  6.  Aufl.,  190t.  — 
MalfaMi  di  Monte  Tratto,  Handbuch  de« 
Öalerreichiteh  -  ungarieehen  Kon»ularwe«ena,  S. 
Aufl.,  1904.  —  Ceber  die  ReJoTm:  A.  Stein- 
mann-Bucher ,  Die  Reform  de«  Konsulati- 
weeena  aus  dem  volktwirttchaßliehen  Geeicht«- 
pumkt,  1884.  —  *f>  Bryce,  Memorandum  retp. 
the  qaettion  qf  Diplomatie  and  Conaular  Auietance 
to  BrÜith  TVade  abroad,  1886.  —  HaUehele, 
Die  BeriehterelaOung  der  KontularSrnter,  Jahrb. 
f.  Oe».,  Bd.  14,  S.  786fg.  —  Ren^  Millel, 
Art.  „Conauls"  in  Itbuv.  Diet.  d'Eeon.  Pblüigue 
vol.  1,  S,  S47/g.,  1891.  —  Vosberg-Rekow, 
Die  S^orm  de»  deuttehen  Könautataweten«,  1897. 

Karl  Rathgen. 


Konsumtion. 

1.  Physische,  technische  nnd  persönliche  K. 
2.  Die  objektive  K.  3.  PriTatwirtschaftliche  K. 

1.  Physische,  technische  und  per- 
sönliche K.  K.  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  ist  die  Vemiclitung  eines  wirtschirft- 
lichen  Gutes  als  solchen.  Zunächst  ist  nun 
ein  Unterschied  zu  machen  zwischen  der 

fhysischen  und  der  wirtschaft- 
ichen  K.  Die  erstere  erscheint  als  eine 
vom  Menschen  nicht  beabsichtigte,  durch 
Naturki-äfte  oder  unglückliche  Zufalle  ent^ 
stehende  Qüterzerstörung,  die  letztere  aber 
lUs  der  mit  der  zweckgem&ßen  Yer- 
veudnng  da:  Güter  stets  Terbmidene, 
lasdi  oder  langsam  toi  sich  gehende  Yer- 
brauch  derselben.  Auch  die  physische  E. 
ist  wirtschaftlich  nicht  bedeutun^os.  Nicht 
nur  Übt  de  auf  die  Produktion  dieselbe 
Bückwirkung  aus  wie  die  wirtschaftliche, 
sondern  sie  läßt  räch  auch  von  dieser  nicht 
scharf  trennen,  da  die  Güter  bei  ihrer 
zweckmSßi^n  Yerwendung  auch  immer 
einem  gewissen  Risiko  der  zufalligen  Zer- 
störung durch  Feuer,  Blitz,  Ueberechwem- 
mung  URW.  ausgesetzt  sind.  Die  durch 
solche  Ursachen  entstehenden  Verluste  zeigen 
sogar  bei  Zusammenfassung  sehr  zahlreicher 
Beobachtungen  eine  ^wisse  Regelmäßigkeit 
und  können  daher  ]>nvatwirtsdiaftlich  durch 
Versicherung  gedeckt  werden.    Als  £.  im 


engeren  Sinne  betrachten  wir  aber  nur  die 
wirtschaftliche,  jedoch  ist  auch  für  diese 
noch  eine  Unterscheidung  zu  machen.  Der 
Verbrauch  von  Kohlen  und  anderen  Hilfe- 
Stoffen  für  gewerbliche  Zwecke  und  die 
Abnutzung  der  Maschinen  und  überhaupt 
des  stehenden  Kapitals  der  Produktions- 
untemehmungen  ist  ohne  Zweifel  eine  be- 
sondere Art  der  wirtschaftlichen  K.,  die 
man  als  technische  K.  bezeichnen  kann. 
Aber  auch  die  Umwandlung  von  Bohst<äFen 
in  fertige  Waren  kann  dieser  zugeredmet 
werden,  wenn  diese  Stoffe  au(^  in  ihrä* 
Substanz  erhalten  bleiben  und  nur  in  neue 
Formen  gebracht  werden.  Wird  ja  auch 
die  Terbrannte  Kohle  nicht  matenell  ver- 
nichtet, 8ond^  nur  in  eine  Verbindung 
mit  Sauerstoff  Übergeführt  Aber  die  tech- 
nische K.  ist  doch  selbst  in  den  £!ftlleQ  der 
ersteren  Art  im  wirtschaftlichen  Sinne  nicht 
als  eine  Gütervemichtung  aufzuhissen.  Sie 
stellt  vielmehr  nur  einen  notwendigen  Pro- 
diiktionsaufwand  dar,  der  seinem  Werte 
nach  in  den  schließlich  beigestellten  fertigen 
Gütern  erhalten  bleibt.  Das  gilt  nicht  nur 
für  die  privatwirtschaftliche  Ordnung  mit 
Geldverkehr,  sondern  auch  für  die  objektive 
volkswirtschaftliche  Betrachtung.  Die  Ge- 
winnung der  Rohstoffe,  die  Herstellung  der 
Maschinen  usw.  sind  notwendige  Vorarbeiten 
für  die  Herstellung  der  fertigen  Waren  und 
in  jeder  Mengeneioheit  der  letzteren  stedct 
daher  nicht  nur  die  unmittelbar  bei  ihrer 
Fabrikation  aufgewendete  Arbeit,  sondern 
auch  ein  gewisser  Anteil  an  jener  Vorarbeit 
Anders  aber  steht  es  mit  den  Gütern,  die 
zur  Befriedigung  der  unmittelbaren  persön- 
lichen Bedürfnisse  des  Menschen  dienen, 
den  BOgenannteo  Gennßgütern.  Der 
zweckgemäße  Verbrauch  dieser  Güter  bringt 
auch  ihre  wirtschaftliche  Wertbew^ng 
endgültig  zum  Abschluß,  sie  werden  wiit- 
Bchaitli(£  wirklich  vernichtet  Man  kann 
nicht  etwa  sagen,  daß  sie  als  ihr  Aequi- 
valent  die  Wiederherstelhmg  und  Ver- 
mehrung der  Produktionsföhigkeit  des  Men- 
schen hervorbrin^n.  Das  wäre  höchstens 
mit  Bezug  auf  einen  lediglich  als  Arbdts- 
maschine  betrachteten  SkuTen  berechtigt; 
die  freie  menschliche  Perathiliohkeit  aber 
ist  Selbstzweck  und  die  Güter  sind  au»* 
schHefilich  Mittel  für  Zwecke  des  Menschen, 
deren  Aufstellung  seiner  vernünftigen  und 
sittlichen  Seltetbätimmung  überlassen  bleibt 
Als  eigentliche  K.  ergibt  sich  daher  der 
zweckgemäße  Verbrauch  derGenußgflter, 
die  vidfeich  auch  ausdrücklich  als  K.güter 
bezeichnet  werden.  Diese  persönliche 
K.  bildet  den  letzten  Zweck  der  gesamten 
Produktion  und  Überhaupt  der  gesamten 
wirtschaftlichen  Tätigkeit.  Alle  Vorarbeiten 
mit  Einschluß  des  Transports  und  der 
Handelsvermittlung  laufen  darauf  hinaus, 
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Ü>  sich  stets  erneuernden  Bedürfnisse  der 
sfpfitlidieQ  Konsumenten  zu  befriedigen. 
I^iirch  entsteht  eine  ebenso  andauernd 
•nh  fmeoemde  Katleemng  der  Vorrftte,  die 
■ffi  dne  Sauf^raft  die  nachdrängende  Pro- 
iuViion  heranzieht.  So  erscheint  die  K. 
.<;«issennafien  als  der  Faktor,  der  den 
nszea  Totkswlrtscbaftlichen  Prozeß  im 
'lanse  erhält  und  man  kann  daher  auch  den 
"rrsucfa  machen,  in  der  wissenschaftlichen 
Tocorip  von  ihr  statt  Ton  der  Froduküon 
a>t>nigehea. 

i.  Die  objektive  K.    Betrachten  wir 
pwsönliche  K.  nadi  ihrer  objektiven 
viic,  so  scheint  es  empfehlenswert,  niu- 
.  :ij**njgöi  "Verbrauch  unter  diesen  Begriff 
.1  bringen,  der  mit  einer  stofflichen  ver- 
.d-lOTiog  der  Güter  verbunden  ist.  Wenn 
ein  Ge^nstand  infolge  eines  Uode- 
-i  *'h3eb  oder  der  Erfindung  eines  zweck- 
jfiifferen  Ersatzmittels  seine  bisherige  Be- 
:.tiiimg  als  Out  verliert,  so  ist  dies  als 
-:.v  Entwertung,  aber  nicht  als  eine  K. 
■1'  fuseben.  Auch  die  Annahme  einer  persön- 
'■  iaai  Dienstleistung  wäre  hieroadi  nicht 
ii'  niae  objektiTe  E.,  sondern  nur  als  QenuB 
■r.rs  imiutmdlen  Qutes  —  wenn  man 
■j:-^  Begriff  zul&Bt  —  anzusehen.  Wenn 
i\:-in  Qennfi  g^n  ein  Entgelt  erlangt 
*-> inl, so  bedingt  erprivatwirtschaftlicb  einen 
VTtirauch  an  Einkommen,  was  aber 
iit^ektire  K.  aicht  in  Befzacht  kommt. 
llltKmein  verBteben  wir  hier  unter  objek- 
*i'vr  E.  sowohl  den  rasdien  Verbrauch, 
«!•■  di(^  langsame  Abnutzung  mit  Einschluß 
/»fh  derjenigen,  die  ohne  Zutun  der  Men- 
tK-n  durch  Außere  Einflösse  im  lAufe  der 
J>ir  stattfindet. 

/wischen  der  K.,  unter  der  wir  im  fol- 
.^nilAD  nnr  die  persönliche  verstehen, 
i-  'l  der  Prodoklioo  steht  die  Verteilung 
<■•>  fVoiinktioDsertrags,  die  auf  Grund  der 
.•?:benen  gesellschafüichen  Ordnung  teils 
''tingsmlflig,  teils  zwangsmäBig,  teils  nach 
■  m  Fmgebigkeitsprinzip  geregelt  ist  Durch 
"  bestimmt  sich  das  Einkommen  der 
^'!*:4aen,  und  dieses  Qbtden  hauptsfichlich 
M-«-:hcidendeD  ^oflufi  auf  die  konkrete  Ge- 
-'jhiiog  ihrer  K.  aus.    Je  kleiner  das  Ein- 
t'-uiDen  eines  Wirtschaftenden  ist,  um  so 
'  'jr  bcflcfarftokt   sich  seine  E.   auE  die 
'>r<  Lans  notwendigen  Lebensunterhaltsmittel 
■'i!>l  um  80  goinger  ist  der  Spielraum,  der 
•*-.otn  pereCnUchen  Neigungen  in  der  Aus- 
«siil  »einer  K.gflter  offenbleibt.    Mit  der 
"rzrütterung  des  Einkommens  nimmt  dieser 
'iMnum  mehr  und  mehr  zu  und  zugleich 
-rtuaaDigfaltigen  und  verfeinem  sich  die 
^•■litrfaisse  immer  mehr,  die  durch  die  K. 
■^nnUgong  finden  sollen.  Bei  grofien  Ein- 
•-niuea  «ndlidi  erstredit  sich  die  E.  immer 
•  'hr  auch  auf  GQter,  die  gar  keine  eigent- 
■i  Uli  BedOifnisse  beMedigen,  sondern  nur 


subjektive  momentane  Bohrungen,  oder 
die  man  nur  braucht  im  Wettbewerb  mit 
dem  Luxus  anderer,  aus  Rücksicht  auf  die 
Mode  oder  auf  Herkommen  und  Standes- 
raäßigkeit.  Diese  letztere  Rücksicht  beein- 
flufit  allerdings  auch  schon  in  nicht  ge- 
ringem Grade  die  £.  der  Inhaber  mäßi^r 
iSnkommen,  namentlich  solcher,  die  sich 
durch  ihre  gesellschaftliche  oder  amtliche 
Stellung  genötigt  sehen,  einen  erhöhten  Auf- 
wand fflr  ihre  äußere  Lebenshaltung  zu 
machen. 

Die  Größe  der  objektiven  K.  wird  ge- 
messen durch  die  Größe  des  jährlichen  Ver- 
brauchs der  verschiedeneu  Güter.  Sbin 
kanu  dann  auch  weiter  die  Menge  be- 
rechnen, die  auf  den  Kopf  der  BevöSerung 
entfallt,  aber  diese  DurchschnittszsJiIen 
haben  nur  für  die  durchaus  notwendigen 
Lebeosunterhaltsmittel  eine  konkrete  Be- 
deutung. Von  diesen  kann  man  annehmen, 
daß  sie  wenigstens  der  grofien  Mehrzahl 
zur  vollen  Befriedigung  ihres  Bedatb  zu- 
gänglich sind.  Sie  werden  sogar  von  den 
ärmeren  Klassen  in  verhältniranäfiig  gri^erer 
Menge  verbraucht  als  von  den  reicheren, 
wräl  diesen  temere  Ersatmittel  zur  Ver- 
fügung stehen.  FOr  die  höherwertigen  E.- 
Güter aber  beschränkt  sidi  nidit  nur  immw 
mehr  der  Kreis  der  Personen,  denen  sie 
fiberhaiipt  zugänglich  sind,  sondern  es  ist 
unter  diesen  &u(äi  immer  nur  eine  Minder- 
zahl  imstande,  diese  K.  bis  zur  vollen 
Sättigung  auszudehnen.  Könnte  man  für. 
alle  K.güter  diesen  Sättigungsbedarf  nach 
seiner  Durchschnittsgröße  feststellen,  so  ließe 
sich  daraus  die  Maximal-K.  für  die  ganze 
Bevölkerung  abieilen,  und  die  wirklich  fest- 
gestellte K.  derselben  würde  dann  zeigen, 
wie  weit  sie  hinter  jener  noch  zurücksteht. 
Indes  würden  ganze  Kategorieen  aus  der 
Reihe  der  jetzt  dem  bloßen  Luxus  dienenden 
Güter  gestrichen  werden  können,  ohne  daß 
dadurch  die  vernünftige  Bedürfnisbe- 
friedigung beeinträchtigt  würde.  Tatsäch- 
lich wird  gegenwäi-tig  aber  in  den  ärmsten 
Schichten  der  Bevölkerung  selbst  der  not- 
wendige K.bedarf  vielfach  nicht  voll  ge- 
deckt. Was  insbesondere  die  Ernährung 
betrifft,  so  bedarf  nach  Voit  ein  Erwachsener 
bei  mäßiger  Arbeit  täglich  IIS  g  Eiweiß, 
od  g  Fett,  500  g  Kohlehydrate  und  30  g 
Mineralsalze.  Da  nun  aber  Schwarz-  und 
Weißbrot  nur  6— 7®/o,  Kuloffeln  sogar  nur 
2%  Eiweiß  enthalten,  so  wird  in  vielen 
Arbeiterfämilien,  die  hauptsächlich  auf  diese 
Nahrungsmittel  aufwiesen  sind,  die  Er- 
nährung unzulänglich  sein.  Was  die  vor- 
handenen statistischen  Erhebungen  Über  die 
K.  betrifft,  so  sind  sie  alle,  sofern  es  sich 
nicht  um  Gegenstände  der  inn^n  Ver^ 
brauchsbesteuerung  bandelt,  mehr  oder 
weniger  unsicher  und  können  nur  eine  an- 


Digitized  by 


298 


Eonsumtion 


nähernde  YorsteUung  von  dem  wirklichen 
Verbrauch  geben.  Die  Brot-K.  ist  ungefähr 
dem  Verbrauch  von  Weizen  und  Roggen 

§leichzuschatzeD,  und  dieser  betrug  nach 
em  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  in  den  Jahren  1393—1905  in  Deutsch- 
land durchschnittlich  auf  den  Kopf  bezw. 
90,2  und  149^  kg.  Zu  derselben  Zeit  stellte 
sic»i  die  durchsc^ittliohe  Kopfqaote  des  Ver- 
brauchs an  Kartoffeln,  jedoch  mit  Ein- 
schluß der  Verwendung  derselben  für  Brannt- 
weinbrennerei und  gewerbliche  Zwecke,  auf 
589  kg.  In  Berlin  dagegen  bew^e  sich 
die  EartofTel-K.  in  den  Jahren  1895—1904 
nur  zwischen  67,8  und  84,0  kg.  Der  Ver- 
brauch von  Brot  und  Kartoffeln  wird  im 
ganzen  dem  Bedürfnis  genügen.  Hinsicht- 
lich des  Fleisches  ist  dies  aber  nicht  der 
Fall.  In  Berlin  beträgt  er  allerdings  auf 
den  Kopf  jährlich  in  der  Regel  75—76  kg, 
in  den  Jahi-en  1900  und  1901  sogar  80  bis 
81  kg,  was  mit  Rücksicht  auf  das  Kon- 
tingent der  kleinen  Kinder  in  der  Bevölke- 
nmg  dem  Normalbedarf  nahekommen  dürfte, 
zumal  auch  noch  14 — 16  kg  Fische  hinzu- 
kommen. Auf  dem  Lande  und  bei  einem 
großen  Teil  der  FabrikbevOlkerung  aber 
bleibt  die  Fleisch-K.  bedeutend  unter  dieser 
Höhe.  Für  das  ganze  Königreich  Sachsen 
z.  B.  wird  sie  nur  auf  41  kg  auf  den  Kopf 
berechnet,  wobei  sich  übrigens  im  Vergleich 
mit  den  entspredienden  Ziffern  vor  30  und 
40  Jahren  ein  beträchtlicher  Fortschritt  ergibt. 

Zucker  wird  gewöhn hch  schon  zu  den 
Gegenständen  des  Volksluxus  gerechnet 
Sein  Verbrauch  ist  in  Deutschland  in  der 
neueren  Zeit  bedeutend  gestiegen.  In  den 
Jahren  1876—1882  kamen  auf  den  Kopf 
5,8  kg,  im  Jahre  1902/3  aber  st^hon  12,5  kg, 
im  I^re  1903/4  stieg  die  K.  infolge  der 
Steuererleichterung  auf  17,4  kg,  ging  aber 
im  folgenden  Jahre  wieder  auf  14,4  kg 
zurUck.  Der  Kaf feeverbrauch  betrug  in 
den  Jahren  1901—1905  durchschnittlich 
3  kg  auf  den  KopL  Zum  wirklichen  Volksr 
Inxus  gehört  der  Tabak,  dessen  Verinauch 
in  Deutschland  in  den  Jahren  1896—1904 
durchschnittlich  1,6  kg  auf  den  Kopf  betrug 
^uif  fabrikationsreofen  RohtabEik  berechnet^ 
Wenig  erfreulich  ist  der  enorme  Bierver- 
braudi  des  deutschen  Volkes :  in  den  Jahren 
1896—1898  durchschnittlich  117  1,  ebenso- 
viel in  den  Jahren  1903  und  1904,  1899 
und  1900  sogar  125  1.  In  Bayern  vollends 
erreichte  die  Kopfquote  in  denselben  Jahren 
237  bezw.  248  1.  Der  Verbrauch  von  Trink- 
branntwein lutt  etwas  abgenommen :  in  den 
Jahren  1890—1895  kamen  auf  den  Kopf 
durchschnittlich  noch  4,4  l  Alkohol,  im 
Jahre  1903/4  aber  nur  4,0  und  1904'5  nur 
noch  3,7  1.  Dagegen  ist  der  Alkoholver- 
brauch zu  gewerblichen  Zwecken  von  1,1 1 
auf  den  Kopf  in  der  erstgenannten  Periode 


auf  2,4  und  2,3  I  in  den  beiden  letzten 
Jahren  g^estiegen.  —  Mit  der  Befriedi^ing 
des  Kleidungsbedfirfnisses  hängt  eiuger- 
mafien  der  Verbrauch  von  roher  Baumwolle 
zusammen.  Er  ist  im  Deutschen  Kelche 
seit  mehreren  Jahrzehnten  stetig  geeti^en 
und  betrug  z.  B.  in  döi  Jahren  1876—1880 
durchschnittlich  auf  den  Kopf  2,86  kg,  im 
Jahre  1905  aber  6,52  kg.  Als  BeleuchtungB- 
mateiial  trat  sät  den  sechziger  Jahren  all- 
mählich das  Petroleum  mehr  und  mehr  an 
die  Steile  des  Ödes.  In  den  Jahren  1876 
bis  1880  hatte  sein  Verbrauch  indes  erst 
5,40  kg  auf  den  Kopf  erreicht,  während 
diese  Quote  im  Jahre  1905  16,19  kg  (etwas 
weniger  als  in  den  nächst  vorhergegaogenen 
Jahren)  betrug.  Der  Verbrauch  von  Stein- 
und  Braunkohlen  dient  größtenteils  gewerb- 
lichen Zwecken.  Er  betrug  im  Jahre  1904 
bezw.  1897  und  944  kg,  zusammen  also 
2791  kg  auf  den  Kopf,  und  es  dürfte  etwa 
ein  Viertel  dieser  Menge  für  die  häusüche 
Heizung  verwendet  werden. 

3.  PriTatwirtschaftliche  K.  Vom  privat- 
wirtschaftlichen  Standpunkt  stellt  sich  die 
K.  dar  als  Verwendimg  des  Einkommens 
mit  Abzug  desjeuigen  Teils,  der  als  neues 
Kapital  zur  Ausdehnung  der  Produktion  be- 
stimmt wird.  Die  Regelung  der  konsum- 
tiven Verwendung  des  Einkommens  ist  Auf- 
gabe der  Haushaltung  (s.  d.  Art.  oben 
S.  71  fg.).  Je  geringer  das  verfügbare 
Jahreseinkommen  ist,  um  so  mehr  wird 
durch  die  Umstände  eine  gewisse  Gleich- 
mäßigkeit zwischen  den  einzelnen  Haus- 
haltungen in  der  Verteilung  der  Ausgaben 
zur  Befriedigung  der  flauptarten  der  Be- 
dürfnisse erzwungen.  Die  Messung  der 
privatwirtschaftlicnen  K.  findet  also  nicht 
nach  der  Menge  der  verbrauchten  Güter, 
sondern  nach  den  dafür  verwendeten  ESn* 
kommensteileu  ^tt  Dabei  treten  auch 
noch  andere  Posten  auf  als  die  der  ob- 
jektiven E.  der  Haushaltung  entsprechenden. 
So  wird  die  Wohnungs-E.  nicht  durch  die 
Abnutzimg  des  Hauses,  sondern  durch  die 
für  die  Brautzung  dw  Wohnung  zu  be- 
zahlende Miete  oder  dm  ffir  den  £dgeDtfimer 
anzurechnenden  Mietwert  deraelboQ  aowe- 
drückt.  Die  Ausgaben  für  ärztliche  Be- 
handlung, Unterricht  und  andere  persön- 
liche Dienstleistungen  wie  auch  die  für 
staatliche  und  andere  öffeutliche  Zwecke 
sind  ebenfalls  aus  dem  Einkommen  zu 
decken  und  gehören  daher  zur  privatwirt- 
schaftlichen  K.  Die  Untersuchungen  über 
die  Haushaltungsbudgets,  namentlich  der 
Arbeiterklasse,  bilden  einen  sehr  wichtigen 
und  interessanten  Teil  der  wirtschaftlicHeu 
und  sozialen  Statistik.  Schätzungen  dieser 
Art  wurden  schon  im  17.  Jahrhundert  von 
Sir  W.  Petty  versucht,  wirkliche  Erhebungen 
aber  finden  sich  zuerst  in  dem  Werke  „The 
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State  of  the  poor"  von  Sir  M.  Eden  (1797). 
iSoe  neue  Anr^ng  erhielten  diese  UDte> 
Buchungen  1853  diirch  Quetelet  auf  dem 
statistisdbieQ  EongreB  in  Brüssel,  als  deren 
Frucht  1854  das  Werk  von  Ducpötiaux 
yjjes  budgels  economiqnes  des  classes 
ourri^ree  eo  Belgique''  erschien.  Eine  Reihe 
aehr  genau  aufgenonunener  Arbeiterbudgets 
lieferte  (1855)  Leplay  in  seinem  Werke 
^Les  onrriers  europ^Ds'^  an  das  sich  spater 
das  Sammelwerk  „Les  ou\Tiers  des  deux 
mondes«  anschloß  (8  Bde.,  1856—1895). 
Seitdem  sind  solche  Arbeiten  in  sehr  großer 
Zahl  unternommen  worden,  teils  in  der  Form 
genauer  Detailuntersuchungen,  teils  auch  auf 
Grund  von  Massen beobachtun^n.  So  er- 
streckt eicb  die  von  C.  D.  Wnght  geleitete 
Erhebung  in  Amerika  auf  5284  Budgets 
und  in  dem  Statistischen  Jahrbuch  der  Stadt 
Berlin  für  1903  sind  die  Ergebnisse  für  908 
Haushaltungen  zusammengestellt.  Besondere 
Uervorbebung  verdient  noch  die  Schrift  von 
Engel  fiber  die  Ijebenskosten  belgischer  Ar- 
beiter sonst  und  jetzt.  Er  scluAgt  darin 
auch  eine  Einheit  als  gemeinscnaftiicfaes 
Uafi  für  die  E.&higkeit  von  Personen  ver- 
schiedenen Alters  und  Geschlechts  vor,  die 
er  zur  Erinnerung  an  Quetelet  nach  Analoge 
der  elektrischen  Maßbezeichnungen  „Quet" 
neuDt  in  der  Tat  sind  Budgets  von  Haus- 
haltuugen  mit  großer  Yetsduedenheit  der 
Zahl  und  Beschaffenheit  der  Hitolieder  unter 
sich  nicht  unmittelbar  vexi^eichbar,  wenn 
sie  auch  an  sich  wieder  za  interräsanten 
Beobachtungen  Anlaß  geben.  So  ^;eht  in 
den  erwähnten  Berliner  Budgets  die  Zahl 
der  Mi^lieder  von  1  bis  13. 

Im  allgemeinen  eigibt  sich  aus  diesen 
UntennKdinngen,  daß  je  geringer  das  Ein- 
kommen ist,  ein  desto  größerer  Prozentsatz 
der  Ausgaben  auf  die  Nahrung  (mit  Ein- 
scUufl  der  Qetifinke)  entfallt  So  berechnete 
Laspe^Tes  nach  den  39  Leplayschen  Budgets, 
die  er  nach  dem  Eiilkommen  in  vier  Klassen 
teilt,  folgende  Ausgabenverteilung  in  Pro- 
zenten des  Einkommens: 

Enk.  W«^-  z^ng 

rung  dttng  nuiig  ^ 

I.  639  Frw.  63,4  17,0  ifl  4,3 

n.  1101    ,  58,8  18,1  5,6  4,3 

in.  1564    „  56,a  15.0  7,9  6,a 

IV.  252a    „  51,9  14.3  8.4  3,5 

Der  Heet  der  Ausgaben  kommt  auf 
Steuern,  Unterricht,  Gesundheitspfl^  usw. 
In  den  großen  Stfidten  nimmt  das  relative 
Üebergewioht  der  Nahrungsausgaben  infolge 
der  Zunahme  der  Wohnim^kosten  ab.  Die 
letzteren  machen  in  Berlm  auch  für  die 
Arbeiterklasse  jetzt  14— 16<Vo  des  Einkorn- 
mois  aus  und  mr  die  wohlhabenderen  Klassen 
■teigt  diMer  Posten  in  den  Großslfidten  oft 


auf  18— 20»/o.  —  Die  im  Wirtshause  ent- 
nommenen Getränke  bilden  in  der  Berliner 
Statistik  einen  besonderen  Posten,  der  bei 
unverheirateten  Arbeitern  auf  12  und  mehr 
Prozente  des  Einkommens  steigt,  während 
er  bei  verheirateten  nach  den  Angaben  dee 
Berliner  Jahrbuchs  (VII)  nur  7— 9**/o  er- 
reicht 

Als  staatliche  Maßregeln  zur  Be- 
schiAnkung  gewisser  Arten  der  K.  finden 
wir  in  früherer  Zeit  namentlich  Luxus-  und 
Auf  wandgesetze,  die  teils  aus  den  Anschau- 
ungen des  Merkantilsystems  hervorgingen, 
teils  aber  auch  den  Zwedc  hatten,  die  äußere 
Unterscheidung  der  Stände  aufrecht  zu  er- 
halten. Als  eigentlich  wohlfahrtspoiizeiliche 
Eingriife  in  der  Freiheit  der  K.  sind  ^^n- 
wärtig  nur  noch  die  in  einigen  amerikanischen 
Staaten  erlassenen  Gesetze  zur  Beschränkung 
des  Branntweintrinkens  zu  erwähnen.  In 
mehreren  europäischen  Staaten  wird  dieser 
Zweck  durch  eine  hohe  Besteuerung  des 
Branntweins  neben  dem  fiskalischen  verfolgt. 
Die  übrigen  inneren  Verbrauchssteuern  und 
Finanzzolle  führen  natürlich  eben&dls  eine 
Yerminderung  der  E.  herbei,  jedoch  ist  dies 
keine  beabsicmtigte  Wirkimg,  aumal  dadurch 
der  finanzielle  Ertrag  dieser  Abgaben  ge- 
schmälert wird. 

Lltemtnrt  Hermann,  Staattw.  VtiUrmtihmigm, 
t.  At^.,  S.  S99fy.  —  LexU,  Die  vMtwirt- 
achafÜiche  KontutiUion ,  Schönberg$  ffandb., 
4.  Aufi.,  I,  S.  789fg.  —  Engel,  Die  Lötens- 
kcsten  belgiteher  Arbeiterjamüien  etc.,  Bulletin  de 
Vlmtitul  iTUertiationat  de  Stati$tique  1896.  —  St- 
Bauer,  Art.  „Eonavmtion"  (Kontumtionabudget) 
im  B.  d.  Ä.,  f.  Aufl.,  Bd.  V.,  S.  S16/g.  — 
Hösbach,  GüUrvmekrung  und  Güterhervor- 
bringtmg,  Jena  1906.  W*  Xevto. 


KonsnmTereine. 

1.  B^riffliches.  2.  Geschichtliches.  3.  Ge- 
schäftsbetrieb and  Einrichtnag:  YeriAnde.  4. 
Statistuches  und  WirtschaftastatUtischu.  5.  Geg- 
nerschaft  6.  Besteuerung  der  E. 

1.  Begriffliches.  Wissenschaftlich  be- 
traditet  sind  die  KJ*ersonenvereinigungen, 
die  unmittelbar  für  den  Kreis  ihrer  Mit- 
glieder, mittelbar  dann  auch  für  weitere 
BevQlkerungskreise  die  wirtschaftliche  Güter- 
verteilung praktisch  imd  zwar  in  dem  Sinne 
zu  r^eln  versuchen,  daß  sie  durch  Aus- 
schaltung des  entbehrlichen  Zwischenhandels, 
d.  h.  durch  gemeinschaftlichen  Großeinkauf 
von  Lebens-  und  Wirtschaftsbedflrfnissen, 
ihren  Angehörigen  eine  billigere  und  bessere 
Lebenshaltung  ermöglichen.  Händlei^ruppen 
und  Warenhausringe,  die  ebenfalls  mittels 
gemeinsch^ichen  Großeinkaufs  ihren  Mit- 
gliedern billigeren  Warenbezug  sichern,  wird 
man  in  diesem  engeren  Sinne  nicht  zu  den 
K.  zählen.  Einkauf  im  großen  und  Verkauf 
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im  kleinen,  und  zwar  von  G^enstAnden  des 
persOolichen  oder  hauswirtachflftUchen  Ge- 
brauchs, ist  das  Kennzeichnende  der  E. 
Der  Bechtsforra  nach  kßnnen  sie  gemein- 
nützige, Wohl&hrts-,  Sr&ß  Vereine,  Aktien- 
eesdbdiaften  usw.  sein,  die  mch  ihre  Ver- 
niSBung  und  ESnrichtungeo  nadi  Landesge- 
setz oder  besonderen  Quetzen  schaffen ;  der 
^fiere  Teil  der  E.  im  Deutschen  Reiche 
ist  aber  „ein  getrageneGenossenschaff '(Reichs- 
ges.  V.  i./V.  1889),  obschon  gerade  einzelne 
besonders  ansehnhche  und  mitgtiederreiche 
Vereine  diese  Rechtsform  nicht  angenommen 
haben.  Im  nachstehenden  ist  ausschließlich 
von  den  genossenschaftlich  organisierten 
K.  die  Rede;  diese  sind  zum  allergrößten 
Teile  K.  im  engeren  Sinne.  Sie  haben 
als  Verbilliger  der  Lebenshaltung  eine  große 
wirtschafthch  -  praktische  Bedeutung ;  sie 
gelten  gegenwärtig  aber  auch  als  die  kraft- 
vollsten TrSger  der  Bewegung,  die  auf  Be- 
seitigung Überlebter  Formen  der  Gflterver- 
teilung  und  teilweise  im  Sinne  der  Umge- 
staltung der  Wirtschaftsordnung  auf  ihren 
volkswirtschaftlich  zweckmäßi^n  Ausbau 
abzielt.  Hier  und  da  haben  sie  sich  auch 
bereits  der  wirtschaftlichen  Gütererzeugung 
bemächtigt.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  wohin 
die  neuere  E.bewegimg  treiben  und  ob  sie 
zu  einem  guten  Ende  für  die  Volkswirtschaft 
ffthreo  wird ;  einstweilen  entwickelt  sie  eine 
ansehnliche  Lebenskraft,  und  die  in  ihr 
wirkenden  Triebkräfte  sind  von  nicht  geringer 
wirtschaftlicher  und  sozialer  Tragweite. 

Die  erzieherische  Bedeutung  der 
K.  vorwiegend  in  der  durch  regelmäßige 
BarziuüuDg  bedingten  Gewöhnung  der  Mit- 

flieder  zur  Sparsamkeit  und  Wirtschaftlich- 
eit,  ihre  wirtsehaftUdie  Bedeutung  neben 
der  Verbilligung  des  Wuenbezuges  auch  in 
der  Beschammg  besserer  Waren.  Nicht  zu 
unterschfttzen  ist  femer  die  Befreiung  vieler 
Mitglieder  aus  dem  HOrigk^tsverhUtnis  zu 
den  Hftudlem,  welches  h&vAg  ans  bereit- 
williger Kreditgewährung  zw^s  Erhaltung 
einer  abhängigen  und  darum  notgedrungen 
wenig  anspruchsvollen  Kundschaft  entsteht. 
Vorteile  anderer  Art  gewährt  endlich  der 
K.  den  MitgUedem,  welche  zur  Verwaltung 
mit  berufen  werden  und  dadurch  eine  ihnen 
sonst  meist  schwer  erreichbare  geschäftliche 
Gewandtheit  erlangen, 

2.  tiesohlehtliches*  Die  E.bewegniig,  die 
jetJEt  in  allen  Kultnrländem  verbreitet  ist,  am 
meisten  in  England,  Bentschlaud ,  Dänemark, 
der  Schweiz,  Belgien,  Holland,  Oesterreich  usw., 
bat  ibreo  Ansgangsponkt  in  England.  Dort 
begann  sie  bereits  in  den  letzten  Jahrzehnten 
des  18.  Jahrb.  mit  gemeinntttzigeu  Vereinen, 
die  von  Wohltätern  zum  Besten  der  ärmeren 
BevOlkenug  nnd  zn  deren  FSrdemng  ins  Leben 
gernfen  wnrden,  allerdings  ohne  feptes  System 
nnd  in  durchaus  Srtlicber  Bedentang.  Aebn- 
liehe  Gebilde  waren  die  in  den  Notjahren  der 


vierziger  Jahre  des  19.  Jahrb.  in  Deutschland 
nnd  der  Schweiz  geffriindeten  „Fmchtvereine", 
welche  im  großen  Ankäufe  von  Getreide  machten 
und  darans  Brot  backen  ließen,  um  es  za  billigen 
Freisen  an  die  wirtschaftlich  Schwachen  abzn- 
ffeben.  Der  den  ersten  Versuchen  zugrunde 
Hegende  Gedanke  der  Wohlt&tiffkeitapflege  hatte 
an  sieh  nichts  Genouenscharaiohes,  hat  aber 
mittelbar  dnrcfa  den  Nachweis,  daB  ridt  der 
Zwischenhandel  durch  geeignete  Vorkehrasgen 
einschränken  lasse,  den  Boden  fär  die  genossen- 
schaftliche K.bewegang  immerhin  vorbereitet 
—  Ein  zweiter  Abschnitt  der  Entwickelang 
wird  durch  die  Owensche  Bewegung  in  Eng- 
land bezeichnet  Sie  war,  Owens  volkswirt- 
schaftlichen nnd  komrannistischen  Theorieen  ent- 
sprechend, eine  sozialistische.  Ihr  Wesen  wird, 
soweit  seine  K.  in  Betracht  kommen  (die  pro- 
dnktiveenossenschaftliche  S^te  lassen  wir  hier 
nnbeauitet),  durch  das  Streben  nach  Beseitigung 
des  Qbermäßifen  gesdiäftUcheu  Nutzens  der 
Händler,  Malier,  Bäcker  usw.  kennzeichnet, 
auf  der  anderen  Seite  durch  den  eingeschlaffenen 
Weg,  Betriebskapital  durch  Einzahlung  wöcnent- 
licher  Beiträge  zn  schaffen,  den  Gewinn  aber 
in  kapitalistischer  Weise  nach  Verhältnis  der 
Geschäftsanteile  zn  verteilen.  Den  Gedanken, 
den  Gewinn  nach  dem  Umsätze,  d.  h.  nach 
dem  Verbranch  der  Hitglieder  zn  verteUen, 
kannten  die  K.  dieser  Penode  nicht  Sie  schei- 
terten denn  auch  an  dem  Hißerfolge  eines 
falschen  kunromgenossenschaftUchen  Grund- 
satzes. —  Die  dritte  Periode  der  Entwicklung 
des  K.gedankens  beginnt  mit  der  Tätiffkdt  der 
„Redlichen  Pioniere  von  Bocbdale'*.  Sie  schuf 
die  heutige  Grundlage  der  Konsameenossen- 
Schaftsbewegung,  die  mehr  nnd  mehr  der  Boden 
der  K.arbeit  aller  Länder,  insbesondere  auch  der 
deutschen,  geworden  ist:  Barzahlung,  Verkai^ 
euter  Waren,  volles  Gewicht,  vor  allem  Vertei- 
lung des  Gewinns  nach  dem  Verhältnis  der  be- 
zogenen Waren.  —  In  Deutschland,  wo  sich  die 
genossemehaftliehe,  insbesondere  die  konsum- 
genossrauchaftliehe  Bewegung  später  ausbreitete 
als  in  Eneland,  hat  die  Owensche  Biohtnng 
keinen  Boden  gefunden;  hier  sind  die  Boch- 
daler  Grundsätze  gleich  mit  dem  Einsetzen  der 
neueren  K-bewesung  eingeführt  worden.  Aber 
die  Kreise,  in  denen  der  Gedanke  Leben  ge- 
wann, waren  nicht  die  Arbeiter,  wie  in  Eng* 
land,  sondern  das  städtische  Eleinbtl^rtnm 
nnd  der  sonstige  Hittelstand.  Hit  dem  Er- 
starken der  Industrie  und  der  Anhäufung  großer 
Arbeitermassen  nahmen  später  auch  diese,  an- 
fänglich langsam,  dann  rascher,  an  der  K.bew^ 
guDi?  regeren  Anteil,  nnd  heute  sind  vide  nnd 
große  K.  ansBcbließlidi  oder  ttbowiegend  aus 
gewerblichen  Arbeitern  zusammengesetiL  Aber 
auch  der  Mittelstand  bat  zahlreiche  Vereine, 
und  das  Verständnis  ffir  den  genossenschaft- 
lichen gemeinschaftlichen  Einkauf  und  den  Ab- 
satz an  die  Hitglieder  nach  den  Bochdaler 
Grundsätzen  findet  anscheinend  immer  mehr 
Verbreitung.  Den  stärksten  äußeren  Antrieb 
ftir  die  konsumfenossenscbaftliche  Bew^:uiig 
hat  neuerdings  nei  uns  vielleicht  die  Ein- 
führung der  beschränkten  Haft^fUcbt  im  Jahre 
1889  gegeben ;  sie  ermöglichte  eme  Einrichtung 
der  Vereine,  mit  der  ein  fester,  im  voraus  be- 
stimmter, oft  geringfügiger  flaftungsbetrag  bei 
entsprechend  großem  Konsum  ganz  erhebliehe 
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humrirtMhaftliche  Grspaniisse  ncherte;  breite 
Schichten  der  Bevölkerniig  konnten  eich  nun 
ongeBhrdet  an  den  Vereinen  beteiligen;  Qber 
90^'«  der  K.  mit  (190&)  Aber  97%  aller  K.- 
mit^eder  haben  die  beschrfinkte  Haftpflicht. 
Cnucbtige  Geschäftafftbrnng  nnd  ^wissenhafte 
Verwaltung,  an  der  die  Mitglieder  ia  teilnebmen, 
BchlieQt  für  aie  alles  Bedroblicbe  der  Haftpflicht 
ao  gnt  wie  ganz  ans.  Oleicbwohl  Tennindert 
die  beiohriiLbe  Haftpflicht  die  geschäftliche 
Kreditnhi^eit  nicht.  VoransBetzmig  einer  ge- 
deihlichen Kntwickelnng  der  bleibt  aber  an 
erster  Stelle  geschaftstediniscbe  TQcfatigkeit  der 
Terwaltnng,  Pflege  rein  wirtschaftlicher  Aaf- 
eahoi  und  Femhaltnng  aller  parteipolitischen 
KebeoEwecke.  Versteckte  Verfol^g  der  letz- 
teren (die  offenknndige  wQrde  ein  gesetzlicber 
AnÜOftuigBgTQnd  sein)  vemintet  man  nament- 
lich bei  Ärbeiter-K.,  ob  mit  Recht,  kann  bei  der 
TerhältnismaCig  jungen  Bewegung  vorlänfig 
noch  nicht  beurteilt  werden.  Die  fahrenden 
Kiifte  des  ZentralTerbandes  deutscher  dem 
jene  angeboren,  haben  sidi  seither  dnrehans  die 
virtaehaftUehe  Seite  des  Vereinsgedankens  an- 
gelegen sein  lassen.  H.  Kanfmann,  der  gei- 
stige Leiter  des  genannten  ZentralTerbandes, 
sagte  1903:  „Wir  können  den  Verband  nor 
entwickeln,  wenn  wir  uns  streng  anf  den  Boden 
des  reinen  Konsnmenteninteresses,  auf  den  Boden 
der  Nentralitfit  gegenüber  allen  politischen  nnd 
religiösen  Anschanungen  stellen;  die  deutsche 
Konsnmgenossenscbaftsbewegung  der  Zukunft 
wird  nentrml  sein,  oder  zu  &kten-  und  Cliqoen- 
hadangai  henÜMmken."  Wird  dieser  Omnd- 
aetz  festg^alten,  so  ist  fDr  die  Volkswirtschaft 
cm  Vorteil  ans  der  Bewegung  zu  erwarten. 
Dafi  die  Ffihrer  dabei  das  Ziel  aller,  auch  der 
httigeilieben  K.,  nbniich  die  allmähliche  üm- 
gesttlcung  der  Gaterverteilung  durch  Besei- 
tignsg  cntbehrlicber  Zwischenhändler  theoretisch 
stärker  betonen,  Terdient  wohl  weniger  Bean- 
stand  ong  als  wissenschaftliche  Anerkennung. 
(Vgl  u.  Kanfmann  im  Jahrbuch  des  Zen- 
tnÜTerbaadee  deutscher  K.  1904  n.  fg.) 

3.  Gesehäftsbetrieb  nad  EiDrichtang: 
VorbiBde.  ESogerichtet  Bind  die  eingetrage- 
oen  K.  in  Dentsehland  nach  dem  ßeichs- 
g»etz  T.  UV.  1889  (s.  Art  „Erwerbs-  und 
WntschaftBgeoosseaschafteo"  oben  Bd.  I 
S.788fg.)  und  derEigSozungdazu  t.  12./ VIIL 
1990,  welche  den  Vei^rauf  ao  Niehtmit- 
glieder  unter  Strafe  stellt,  den  Verkauf 
gegen  Marken  verbietet  nnd  noch  einige 
andere  Beetiinmmigenenth&lt  DerOeschäfte- 
beliieb,  fflr  den  das  Betriebskapital  durch 
ÜCBcfalnsaoteile,  CebmreiBiuigen  ans  den 
CebendiflsKn  and  angeliehene  fremde  Gelder 
iTSBcbiedCTtUdi  auch  in  der  Form  der 
Annahme  von  Spareinlagen)  beschafft  wird, 
st  aaf  dem  Grandsatze  der  Barzahlung  anf- 
gelwit.  Der  Teifauif  erfolgt  zu  Bfarktpreisen 
oder  ZD  Too  rtHmhereitt  erm&fiigteo  Freisen. ' 
Cm  die  Kit^ieder  dau^nd  an  den  Yerdn ! 
m  fe— cia,  wild  der  Geschäftsgewinn  ganz ' 
iberwiegeod  nidit  nadi  dem  Oeschftftsan- 
teüe  (der  wnlki  auch  nadi  landesttblicfaean  i 
yinrfatw  reninst  wird),  Baadern  nadi  dem . 


Werte  der  Warenentnahme  der  Mitglieder 
verteilt,  ein  Verftihren  toq  grundl^nder 
Bedeutung,  obschon  ihm  theoretiscn  der 
Uangel  anhaftet,  daß  die  g^häftlich  not- 
wendigen Freisaufschläge  nicht  {Qr  alle 
Waren  gleich  grofi  sein  kOuneo,  die  kaufendei) 
Mitglieder  aber  uicht  in  gleichem  Verhältnis 
Mengen  aller  Waren  entnehmen.  Der  Ein- 
kauf wird  nach  Möglichkeit  im  großen  be- 
wirkt. Ein  beträchtlicher  Teil  der  K.  bezieht 
seine  Waren  oder  gewisse  Arten  durch  die 
schon  im  Jahre  1894  gegründete  Großeiu- 
kaufs-Gesellschaft  deutscher  K.  in  Hamburg 
(1904  Gesamtumsatz  gegen  34  Mill.  M.)  oder 
entnimmt  sie  unmittelbar  vom  Erzeuger, 
neuerdings  auch  schon  in  weitem  Umfaage 
von  landwirtschaftlichen  Produktivge- 
noBsenschaften.  Auch  genossenschaftliche 
Handlervereine  haben  sich  zu  einer  Groß- 
einkaofs-Gesellschaft  zusammengeschlossen; 
sie  sind  in  der  Begel  Gegner  der  eigent- 
lichen K. 

Zu  den  Einrichtungen  für  E.  gehOrt  auch 
deren  Zusammenschluß  zu  Verbänden, 
welche  die  gemeinsamen  Interessen  «"ahr- 
nehmen,  die  Pfiege  und  Ordnung  gemein- 
samer Einrichtungen  in  die  Hand  nehmen 
und  insbesondere  auch  die  gesetzliche  Revi- 
sion der  einzelnen  Vereine  (zum  Teil  durch 
Vermittelung  von  Unterverbänden)  besorgen. 
Indwsen  ist  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil 
der  deutschen  E.  solchen  VerbbideD  noch 
nicht  angeschlossen,  wie  diese  um^pdrehrt 
anch  solche  Vereine  mit  umfoseeo,  die  nicht 
„eingetragene^  Genossensdiaften  nnd.  Die 
beiden  größten  Verbände  dieser  Art  sind 
der  Zentralverband  deutsc^o-  £.  mit  dem 
Sitze  in  Dresden  (Sekretuiat  in  Hamburg), 
der  Anfang  1905  715  eingetragene  Genossen- 
schaften mit  573  461  Mitgliedern  zählte,  und 
der  Allgemane  Verband  der  auf  Selbsthilfe 
beruhenden  deutschen  Erwerbs-  nnd  Wirt- 
schaftsgenossenschaften (Anwaltschaft  in 
Charlottenburg),  der  224  eingetragene  E. 
mit  121822  Mitgliedern  ha-Ue. 

4.  Statiftisehes  nnd  WlrtMhaftssUU- 
stisehes.  Nach  dem  von  der  PrenHischea  Cen- 
trai-Genossenschafts-Kasse in  Berlin  herausgege- 
benen „Jahr-  nnd  AdreObuche  der  Erwerbs- 
und  WirtachaftsgenoBseasebaften  im  Dentaehen 
Beiehe"  fOr  1905  bestanden  am  Anfimge  dieses 
Jahns  1858  K.  mit  900481  MltgUedem.  Da 
die  Mitglieder  ganz  Bberwiegend  Haushaltung 
vonrtinde  sind  und  Familien  vertreten,  so  ist 
schon  ein  beträchtlicher  Teil  der  Bevölkerung 
an  der  Arbeit  nnd  an  den  Vorteilen  der  Kobsub- 
genoasenschaften  beteiligt.  Der  Haftpflicht  nach 
waren  166  Vereine  mit  34  629  Mit^edera  uAAe 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  nnr  4  mit 
^8  Mitgliedern  solche  mit  unbeschriakter  Nach- 
schnltpfticbt,  dagegen  1683  mit  875101  Mit- 
gliedem  solche  mit  beschränkter  Ha^^ieht.  Itvt 
weitans  grOBte  Zahl  der  K.  arbeüet  mit  ni«!- 
diiga  oder  reriiältnifniä^niediigai  G«KLafu- 
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anteilen ;  am  meisten  vertreten  ist  der  Satz  voQ 
30  nnd  20  H.,  demnächst  von  15,  40,  10,  50 
und  2Ö  H. ;  aoffftlli^  niedrig  und  sehr  hohe 
GeschftftsaDteilsätze  kommen  nor  bei  wenigen 
K.  vor  nnd  haben  wohl  besondere  Gründe;  die 
Erkenntnis,  daß  genügend  hohe  Oeschäftsanteile, 
die  eine  wesentliche  Unterlage  für  die  Be- 
schaffnng  des  notwendigen  eigenen  Vermögens 
und  fttr  die  nachhaltige  TeTiolß:nng  der  wirtr 
scbitUch-sozialen  Ziele  der  Vereine  bilden,  nicht 
entbehrt  werden  können,  ist  der  deutschen  E.- 
bewegnng  in  weitestem  Umfange  za  eigen  ge- 
worden nnd  stellt  den  Betrieb  and  Qescb&ns- 
kredit  anf  eine  gesnnde  Gmndlage. 

Wirtschaftsstatistisch  sind  nachfol- 
gende, allerdings  nnr  einen  großen  Teil  der  E. 
schildernde  Angaben  lehrreich:  Der  Zentral - 
verband  dentscher  E.  berichtet  im  3.  Jabr- 
^nge  (1905)^Beines  Jahrbuchs  (heraosgeg.  Ton 
Heinrich  Kaufmann  in  Hamburg)  für  den 
Stand  Ton  1901,  dafi  725  Verbandsvereine  (ein- 
schließlich der  GroBeinkanfu^sellsdiaft)  mit 
649  588  Mitgliedern  wirtschaftestatistische  Be- 
richte geliefert  hatten ;  sie  erzielten  in  1840  Ver- 
hanfsstellen  nnd  mit  8281  Angestellten  einen 
GeschftftsnmsaU  Ton  2U2646  O0O  M.,  stellten 
davon  fftr  17(^000  H.  Waren  in  eigener  Pro- 
duktion her,  machten  einen  Betngewinn  von 
16768000  H.,  hatten  einen  Gmndbeaitz  (vor- 
zugsweise Geschftftshftnser)  im  Buchwerte  von 
25816000  H..  ein  eigenes  Kapital  vou  19761 OOOM. 
bü  dnem  fremd«!  Eapital  von  24827000  M.; 
in  dem  eigenen  Eapital  stecken  13628000  H. 
Geschftftsgnthaben  und  4  243000  H.  Beserve- 
fonds ;  unter  dem  fremden  Eapital  befinden  sich 
1394400011.  Hypothekenschulden,  9910000  M. 
Spareinlagen  nnd  angeliebene  Gelder.  Der 
Bemf  war  von  494  9^  Mitgliedern  bekannt, 
darunter  befanden  sich  44263  selbständige  Ge- 
werbtreibende,  10  289  selbständige  Landwirte, 
30122  Beamte  nnd  Angehörige  freier  Berufe, 
359  465  gegen  Lohn  oder  Gehalt  in  gewerblichen 
nnd  144ä)  in  landwirtschaftlichen  Betrieben 
angestellte  Personen  sowie  36376  Personen  nn- 
bestimmten  Berufs  (meist  wohl  Frauen).  —  Fttr 
die  sweitgrSfite  Gruppe  der  E.,  die  dem  All- 
gemeinen  Verbände  der  deutschen  Er- 
werbs-nndWirtschaf  tsgeuossenschaf- 
ten  angehangen,  berichtet  der  Verbaudsanwalt 
Dr.  Cröger  im  „Jahrbuche"  für  1904.  daß 
252  Vereine  mit  255916  Mitgliedern  die  Unter- 
lagen znr  Wirtschaftsstatistik  geliefert  haben; 
sie  machten  1904  einen  Umsatz  von  55307000  M. 
(davon  ÖOlOOOO  M.  für  in  eigener  Produktion 
hergestellte  Waren)  nnd  einen  Beingewinn  von 
5977000  M.;  das  Gesehiftsgnthaben  der  Mit- 

flieder  betrug  4246000  M.,  der  Beservefonds 
869000  H.,  die  fremden  Gelder  3078  000  U., 
die  Betriebsmittel  also  zusammen  10 193<XX)  M. ; 
der  Grundbesitz  stellte  sich  anf  3913000  M., 
der  Hypothekenstand  auf  1  560  000  M.  ■  dem  Be- 
rufe nach  waren  unter  234  417  Mitgliedern,  über 
die  Angaben  vorlagen,  4,31  o/»  selbständige  Land- 
wirte, Gärtner,  FOrster  nnd  Fischer,  4,51  Ge- 
hilfen nnd  Arbeiter  in  der  Landwirtschaft,  Gärt- 
nerei nnd  Fischerei,  2,10%  Fabrikanten,  Berg- 
werksbesitBer  and  Bannntemehmer,  11,92% 
selbständige  Handwericer.  29,10  %  Fabrikarbeiter, 
Bei^beiter  und  Handwerkwehilfen ,  6,06o/o 
selbständige  Eanflente  nnd  löbidler,  1,69% 
Handlnngsgehilfäi,  8,60  %  Fahrberren,  SchifEs- 


eigentümer  und  Gastwirte,  14,17%  Unterbeamte 
und  Arbeiter  hei  der  Eisenbahn  und  Post,  un- 
selbständige Schiffer,  Kellner,  1,53%  Dienst- 
männer  und  Dienstboten,  12,49%  Aerste.  Apo- 
theker, Lehrer,  Künstler,  Schriftsteller,  »taat»- 
und  Gemeindebeamte,  8,60%  Bentner,  Pensionäre 
und  Berufslose.  —  Die  bentbstatistische  Zn- 
sammensetinng  der  Mi^fUedaehaft  der  K.  ist 
etwas  sehr  Beachtenswertes,  uud  gerade  die 
Gegner  der  K.  sollten  sie  wttrdigen  (s.  nntw 
Bub  6). 

ft.  Gegnerschaft  Die  oben  gekeun- 
zeichaeten  großen  wirtechaftlichea  Erfolge 
der  K.  baben  den  schon  früh  begonnenen 
Kampf  gegnerischer  latereesenteD  gegen  sie 
zu  großer  Lebhaftigkeit  ent&cht  Inre  natfir- 
lichen  G^ner  sind  die  Zwischen-  und  Klein- 
händler, deren  Tätigkeit  und  Untemehmer- 
gewinn  durch  die  K.  eben  eiogeschrfinkt 
werden  soll ,  soweit  der  Zwisdienhandel 
entbehrlich  und  deshalb  volkswirtschaftlich 
nachteilig  ist.  Es  ist  aber  b^reifUch,  daß 
der  einzäne  privatwirtschaftlich  GeechSdigte 
sich  volkswirtschaftlich  noch  so  gut  be- 
gründeten Forderungen  nicht  beugen  will, 
sondern  sich  nach  Kräften  wehrt.  Dte  K.- 
arbeit  hat  dem  Zwischenhandel,  insbesondere 
dem  Kleinhandel,  ganz  ähnlich  wie  das  Waren- 
haus, zweifellos  sdiwere  Wunden  geschlagen, 
im  wesentlichen  doch  aber  nur  da,  wo  er 
auf  ungesunder  Grundlage  beruhte,  wie  frei« 
lieh  oft  der  Fall.  Er  sachte  slc^,  ungerechnet 
die  oft  leidenschaftliche  und  unaadUiche 
BeEebdung  in  Wort  und  Schrift,  gegen  die 
ihm  drohende  Oe&hr  zu  schfltzen,  teUs 
durch  eigene  Anstren^ngeo ,  indem  er 
weni^teos  einen  Teil  smnes  Gewinns  prda- 
mb  (Preiserm&Bigung,  ZuBammenschloB  m 
Rabattvereineu  usw.),  t^s  dnrdi  ZuhiUfr- 
nahme  anderer  Kräfte.  D)U>ei  kam  ihm  die 
durch  das  Ueberragen  der  großkapitalistischen 
Untemehmungsfonn  in  Gewerbe  und  Handd 
ausgelöste  StrOmang  der  sog.  „Mittelstands- 
bewegung"  sehr  zu  statten.  Der  Kampf 
gegen  die  K.,  der  im  wesentliclien  seine 
ersten  Erfolge  in  dem  gesetzlichen,  späterhin 
unter  Strafe  gestellten  Verbot  des  verkaufe 
an  Nichtmit^heder  aufzuwdseo  hatte,  dann 
sich  auch  die  steuerliche  Gesetzgebung  und 
die  Steuerpraxis  zunutze  zu  macnen  wußte, 
wird  heute  atigemein  unter  dem  Schlagworte 
„Schutz  dem  Mittelstande*'  geführt  Dabei 
wird  der  sachliche  Irrtum  began^n,  den 
Zwischen-  und  Kleinhandel  und  seme  Ver- 
treter schlechtweg  als  „den"  Mittelstand  zu 
werten,  als  ob  es  nicht  zahllose  Hitglieder 
des  Mittelstandes  und  breite  Schichten  darin 
gäbe,  die  dem  Handel  ^^nüber  als  Käufer 
und  Verbraucher  auch  ihrerseits  ein  durch- 
aus berechtigtes  Daseinsrecht  haben  und  es 
zweifellos  geltend  machen  dürfen,  beispiels- 
weise eben  durch  konsumgenoesenschaft- 
lidien  Zusammensehlufi  (s.  o.  die  berufliche 
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Zusatnniensetziiii^!).  Und  wenn  selbst  der 
Kampf  .die  K.  eia»lnen  Sdiichten 

des  Mitteutandes  zur  Rettung  gedofaen 
Ifinnte,  bleibt  es  nidit  aofiUUender  Wider- 
ffpmdi  gegen  den  heutigen  Qeist  der  Zeit, 
der  ja  in  ireitein  Umfange  die  FQrsorge  fOr 
die  virtBchaftlich  Schwacbca  theoretisch 
nsd  praktisch  aufgenommen  hat,  venu  den 
luwstalteUj  die  gerade  jenen  in  weitem 
ümfonge  eine  bessere  LebenshjUtung  durch 
S^vpamisse  an  hauswirtechaftlichen  Ausgaben 
ermfi^ichen,  der  Kreis  und  der  Vorteil  ihrer 
suEensreichen  T&tigkeit  geschmälert  werden 
soD? 

I.  Bcateaanug  dw  K.  Ein  Kampfmittel 
gc»n  die  K.  ist  die  Bestenenug;  aber  sie  ist 
andi  ein  selbsUndiger  Aosflnfi  der  Steaerpolitik. 
Als  die  dentschen  K.  in  den  sechiiger  nnd  sieb- 
liger  Jähren  vorigen  Jahrhanderts  noch  ein 
smles  Dasein  fährten,  ließ  Bie  der  Gesetzgeber, 
in  sachlicher  Abwägung  der  Nator  frenossen- 
sdiaftlicber  Wirtschaftsweise,  Ton  der  Qewerbe- 
nnd  Sinkommenstener  so  weit  frei,  wie  sie  ihren 
Qesch&ftsbetrieb  nar  auf  Mitglieder  beschränkten, 
während  etwaiger  Gmnd-  und  Kapitalbesitz  ans 
allgemeinen  stenerrechtUchen  Qnuäs&tzen  natnr- 

Smäß  zur  Steuer  herangezogen  wurde.  Bie 
energeaetzgebung  nnd  Stenerprazis  wandelte 
sich  unter  dem  Druck  der  bändlerischen  Ein- 
lltLsee  seit  dem  Kode  der  siebziger  Jahre  all- 
mählicb;  sie  blieb  aber  nnd  ist  bis  heute  noch 
»^r  buntscheckig  in  den  Staaten  des  Dentschen 
Reichs,  je  nach  dem  herrschenden  Steuersystem 
der  Staaten  (vgl  B.  Biehn  im  Jahrg.  1904 
der  .KonsnmgenossenBchaftlicben  Bundschan", 
S.  607 fg.  und  S.  760 fg.,  der  das  theoretisch 
und  geKhichtUch  Erschfipfendste  ttber  die  Sache 
hringtL  Anfänglich  im  allgemeinen  nur  der 
Gewerbesteuer  (wegen  des  offenen  Ladens)  unter- 
worfen, wurden  mit  den  achtziger  Jahren  die 
K.  aneb  zur  Einkommensteuer  herangezogen. 
8dt  Mitte  der  nenniiger  Jahre  wird  in  vielen 
Staatoi  ndt  dieser  Besteuerung  vorgegangen, 
neuerdin^  auch  mit  besonderen  Cmsatcsteuem 
in  TarBchiedeuen  Staaten.  Der  letzteren  gegen- 
über bat  das  preaßisGhe  Oberverwaltnng^encht 
in  einer  Entscheidung  vom  12./XII.  1^1  einen 
ablehnenden  Standpunkt  eingenommen.  Das  Fttr 
und  Wider  der  Besteuerung  hat  R.  Biehn 
a.  a.  O.  abgewogen ;  man  lese  dort  nach,  wenn 
man  in  die  weitsehiehtige  und  gans  naeinheit- 
Ordnnng  der  Dinge  Einsieht  erhalten  will. 
Hier  mQge  nur  nach  Riehns  Arbeiten  ein 
Ceberbtiok  ttber  das  1904  tatsächlich  Bestehende 
folgen.  Die  K.  unterliegen  der  Gewerbe- 
steuer: schlechthin:  m  Bayern,  Wflrttem- 
benr,  Baden,  Mecklenburg,  Anhalt  und  Elsaß- 
Lothringen;  nur  wenn  sie  Qber  den  Mit- 

Sliederkreis  hinausgehen:  in  Preußen, 
rmunachweig,  Sehwarzbnrg-Rudolstadt,  Wal- 
deck, Uppe  und  Schanmbun- Lippe;  oder 
wenn  lie  offenen  Laden  nahen:  in  den 
ebea  genannten  Staaten  (mit  Anmahme  der 
baiden  Lippe);  wenn  sie  außerdem  Ge- 
winn Terteilen:  desgleichen.  ~  Der  Ein- 
kommensteuer nnd  sie  unterworfen:  nicht: 
in  Hessen:  schlechthin:  in  Württemberg, 
Baden  n»  den  beiden  Renß;  nur  wenn  sie 


eingetragen  sind:  in  Preußen,  Oldenbni^, 
Braunschweig ,  Sachsen  -  Meiningen ,  Sachsen- 
Altenburg,  Coburg-Gotha,  Anhalt,  den  beiden 
Scbwarzburg,  Wudeck,  Lippe,  Ltheck,  Ham- 
burg, Bremen;  wenn  sie  Aber  den  Mit- 
eliederkreis  hinausgehen:  in  Preußen, 
Sachsen  -  Weimar ,  Oldenburg ,  Brannschweig, 
Sachsen-Altenbnrg,  Coburg-Gotha,  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Waldeck,  Lippe;  oder  wenn 
sie  offenen  Laden  haben:  in  Preußen, 
Braunscbweig.  Sachsen-A  Itentnunr,  Coburg-Gotha, 
Schwarzburg-Sottdersbansen ,  Waldeck.  —  Die 
BttckvergQtung  ist  bei  den  Genossen  der 
Einkommensteuer  oder  der  Kapitalrentensteuer 
ausgesetzt:  in  allen  Bundesstaaten  mit  Aus- 
nahme von  Sachsen,  Württemberg,  Sachsen- 
Weimar  und  Elsaß  -  Lothringen.  —  Die  Um- 
satzsteuer ist  hauptsächlich  in  Sachsen  nnd 
Brannschweig  vertreten.  —  Es  ist  also  ein  ganz 
uneinheitliches  Bild,  das  die  K.besteuerang  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  bietet.  Die  einzel- 
staatlichen  Steuersysteme  haben  diese  Vielge- 
Btaltighcit  bewirkt.  —  Beurteilen  muß  man  die 
Stenerpflichtigkeit  der  K.  nach  dem  Wesen 
dieser:  Zwar  Ist  der  K.  nach  seinen  äußeren 
Veranstaltungen  ein  Handelsbetrieb,  aber  er  er- 
fftUt  nur  die  Aufgaben  des  Handels,  ohne  die 
Absicht  einer  Gewunerzielnng,  er  verfolgt  nur 
die  Absicht  einer  Ausgabenerspamng  bei  den 
Mitgliedern^  daran  ändert  auch  nichts  die  for- 
male rechthche  Selbständ^keit  des  eingetra- 

Senen  K.  als  einer  nach  anwn  hin  auftretenden 
ütgUedergesamtheit.  Da  Erspamngen  an  Ans- 

faben  nirgends  von  der  Gewerbe-  oder  Ein- 
ommensteuer  getroffm  werden  dürfen,  so  sollten 
auch  die  Betriebserttbrigungen  der  Vereine  und 
die  BQck  Vergütungen  an  die  Mitglieder  steuer- 
frei bleiben.  Das  ist  namentlich  dann  das  Ge- 
gebene, wenn,  wie  jetzt  überall  im  Reiche,  ein 
Verkauf  an  Nichtmitgtieder  bei  Strafe  verboten 
ist.  Am  härtesten  wirkt  und  am  ungerechtesten 
ist  wohl  die  Umsatzsteuer. 

Literatur!  -EV»  rtiehhäUiger  LUeratarnaekwtia 
findet  »ich  in  dem  von  der  Preußischen  Zentral- 
GenoeaeneckafU-Kwe  heratugeffebenen  ,^ahr-vnd 
Adreßbuch  der  Erveriu-  und  WirUehaflagenotaen- 
tchajien  för  190i"  u.  fg.  ■ —  All  ergiebige  Zeit' 
eekriflen  »ind  su  nennen  ,J>ie  £ontumgeno4sen- 
«ehaJÜiche  Rundschau"  (herausgegeben  von  Hein- 
rich Kau/mann  in  Hamburg)  und  „Die  Blätter 
für  Genotsenscit^üwesen"  (herausgegeben  von  Dr. 
Hans  CrOgerJ.  —  Vgl.  im  übrigen  den  Litx- 
ratumachteeis  bei  dem  Art,  „Erwerbs-  u.  Wirt- 
sch^fUgenossenseht^ften".  —  Im  «mxefnm  «Aid 
antußihren:  H.  Crüger,  Die  Angriffs  gegen 
die  Konsumvereine  usvi.,  Berlin  1894-  —  Der- 
selbe, Zur  Kritik  der  Agitation  gegen  die  £bn* 
tumvereine.  Berlin  1899.  —  Derselbe ,  Art. 
„Konsumvereine",  im  ff.  d.  St.,  f.  Ai^.,  Bd.  V, 
S.SSSfg.  —  A.  Gerhard,  Konaumgenossensehnfi 
und  Sotiatdemokralie ,  y^iimberg  1895.  — ■  H. 
HaentBchke  und  O.  Oppermanftf  Handiueh 
für  Konsumvereine,  S.  von  F.  SehneUler  um- 
gearbeitet«  At^lag«  (in  der  von  H.  Cräger  her- 
ausgegebenen BandbMiotbei  JUr  das  Genotten- 
sehafisicesen).  —  Jahrbäcker,  eiehe  die  im  Text 
aufgefilKrten.  —  H,  Kaufmann,  Geschichte 
des  konsusngenossenschafüichen  Großeinkax^ft, 
Hamburg  1904.  —  Snarek,  Die  Entwicke- 
lung  der  Konsumverein«  in  Oesterreiehf  Wien 
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1900  (Bd.  4  der  Wohl/ahrtieinriektungifn  Oetter- 
reich»  und  Bd.  1  der  SoziaUn  VerwaUung  in 
Oetterreich  am  Ende  des  19.  Jakrh.).  —  H,  Kühn, 
Beamtenkonaumvereine  und  Wirttch^ftsvereini- 
ffungen,  Dresden  1890.  —  O,  Ltndeke,  Die  Au»- 
tickten  der  Konsumvereine  und  der  kleinhändte- 
ri$chen  Interaaem/erbände ,  Botel  1904.  —  F. 
ManehttUf  Gegen  die  Xontumvere^e,  C3^zifr»- 
imd  Beamtenwarenhäuser  vtw.,  t.  At^.,  Stuttgart 
1894.  —  Hi.  Jfültor,  Die  schweizerischen  Kon- 
sumgenosaenschaflen ,  ihre  Entwiekclung  usw., 
Basel  1896.  —  Derselbe,  in  „die  Schweis  im 
19.  Jahrh.",  Bern  1901.  —  A.  PeUfrstHe,  Mü- 
teÜwngen  mr  deutschen  Genotsensekafisstatistik, 

1901  u.  /g.  (a.  u.  d.  T.  „Ergänzungskefie  zur 
Zeitsckr.  d.  Kgl.  Preuß.  Statist.  Landesamts)."  — 
R.  Rtehttf  Das  Eoneumvereinswesen  in  Deutsch- 
land u»v>.,  Stuttgart  und  Berlin  190t.  —  Def- 
Mtbe  (und  J.  Gietberta),  ArbeiteHionsumver- 
eine,  B^erate,  Jena  1908.  —  Derselbe,  Ober 
die  Besteuerung  der  Konsumvereine  siehe  im 
Text.  —  G.  Schanx,  Zur  Frage  der  Besteuerung 
der  Genossenschaften  (im  Fin.'Areh.,  Bd.  1  des 
XV.  Jahrg.,  1898).  —  O.  Schmidt,  Die  Be- 
gründung von  Einkaufegenosaenschafien  durch 
den  Kleinhandel,  Konstanz  1899.  — H.  V.  Simon, 
Die  Einkommensteuer  der  Aktiengesellscht^flen 
usw.,  der  eingetr.  Genossenschaften  und  der  Kon- 
sumvereine in  Preußen,  Berlin  189S.  —  E. 
Stsehalund,  Los  von  den  Konsumvereinen  usw., 
S.  Avfi.,  BaUe  1908.  —  Itene^be,  Die  KUppen 
de»  sos^Mlen  Friedens,  Saite  1904.  —  Deraelbe, 
Schulz-  und  Trutzwaffen  für  Äen  gewerblichen 
Mittelstand  usw..  Halte  1904.  —  X.  Thieaa, 
Die  Konsumvereine  und  die  neueste  deutsche 
Wirtsehafispolitik  (im  Archiv  f.  soziale  Gesetzgc 
bung,  Bd.  10,  1897).  —  J.  Wemieke,  Vvuatz- 
ateuer  und  Konsumvereine,  Berlin  1898.  —  Der- 
selbe, Die  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgen ossen schqflen  in  den  deutschen  Bundes- 
staaten (im  Fin.-Arch.,  IS.  Jahrg.,  1898,  Bd.  1). 

A.  Petersilie. 


Kontinenttlsperre. 

Die  von  Napoleon  gegen  fiogland  dekre- 
tierte Absi>emiDg  aller  unter  seiner  Herr- 
Schaft  oder  seinem  Einflufi  stehenden  L&nder 
war  rane  Yerschfirfung  der  handelspolitischen 
Kziegsmafiregeln  gegen  jene  Macht,  mit 
denen  der  Konvent  durch  das  Dekret  v.  l^UI. 
1793  den  Anfang  gemach  hatte.  Diesem 
folgte  bald  das  Dekret  v.  18.  Vend^miaire 
II,  das  auf  die  Einfuhr,  den  Kauf  und  Ver- 
kauf von  Waren  aus  QroSbritannien  und  Irland 
und  den  imter  der  britischen  Regierung 
stehenden  Ländern  20jährige  Kerkerstrafe 
setzte.  Durch  das  Ges.  v.  10.  Brumaire  V 
wurde  dann  die  Einfuhr  fast  sämtlicher 
Fabrikate  überhaupt  verboten,  lodern  man 
voraussetzte,  daß  sie  englischen  Cr&pruDgs 
seien.  Auch  während  der  kurzen  Kriega- 
pause  nach  dem  Friedeo  von  Amieus  blieben 
noch  viele  Einfuhrverbote  auf  Grund  dieses 
Tarifgesetzes  in  Kraft.  Als  nach  dem  Wieder- 
ausbruch des  Krieges  die  mit  den  französi- 
schen Kidonieen  verkehrenden  amerikanischen 


Schiffe  anfingen,  Erzeugnisse  derselben  auch 
nach  Frankreich  und  Holland  einzuführen, 
griff  die  britische  Regierung  zu  der  unbe- 
rechtigten Maßr^I,  die  ganze  Kflsteostrecke 
von  Brest  bis  zu  der  Elbemfiadung  in 
Blockadezustand  zu  erklären,  obwohl  die 
Blockade  nur  von  der  SeinemUndung  bis  0^ 
ende  effektiv  bestand.  Darauf  aber  erließ 
Napoleon  das  Berliner  Dekret  v.  21./XI.  1806, 
in  dem  er  den  Engländern  vorwirft,  daß  me 
daeallgemein  ^Itende  Völkerrecht  nicht  aner- 
kennen, daß  sie  jeden  Angehörigen  des  femd- 
lichen  Staates,  insbesondere  aucui  die  Miafarosen 
der  Handdsschiffe  und  die  reisenden  Han- 
delsagenten und  Kaufleute  als  Feinde  be- 
handelten und  zu  Kriegsgefangenen  machten, 
daß  sie  das  Eroberungä«cht,  das  nur  hin- 
sichtlich des  Staatseigentiunes  gelte,  auf  die 
Handelsschiffe  und  das  Eigentum  der  Privat- 
personen anwendeten,  daß  sie  das  nur  fftr 
befestigte  Plätze  geltende  Blockaderecht  auch 
auf  offene  Städte  und  Flußmündungen  an- 
wendeten und  Orte  für  blockiert  erldärteu, 
vor  denen  sie  nicht  ein  einziges  Kri^sschiff 
hätten,  ja  sogar  ganze  Küsten  und  ein  ganzes 
Reich.  Diese  ungeheuerlichen  Mißbräuche 
hätten  nur  den  Zweck,  den  Verkehr  unter 
den  Völkern  zu  verhindern  und  den  Handel 
und  die  Industrie  Englands  auf  dem  Ruin 
des  Kontioenls  empor  zu  bringen ;  jeder,  der 
auf  dem  Kontinent  Handel  mit  englischen 
Waren  treibe,  mache  sich  zum  Mitschuldigen 
Englands ;  es  sei  ein  natürliches  Recht,  den 
Feind  mit  denselben  Waffen  zu  bekämpfen, 
die  er  selbst  auwende,  und  somit  verordnete 
das  Dekret:  die  britischen  Inseln  sind  in 
Blockadezustaad  erklärt;  jeder  Handel  und 
jede  Korrespondenz  mit  ihnen  ist  verboten; 
jeder  englische  Untertan,  der  sich  in  einem 
von  den  französischen  oder  verbündeten 
Truppen  besetzten  Lande  findet,  wird  Kriegs- 
^fangener;  jedes  Warenlager  imd  iedes 
einem  englischen  Untertan  gehörende  ESgen- 
tum  wird  fflr  gute  Prise  erklärt;  der  Handel 
mit  englischen  Waren  ist  verboten,  und  alte 
Waren  dieser  Art  werden  für  gute  Prise 
erklärt;  die  HUfte  des  Ertragee  aus  diesen 
Konfiskationen  und  Prisen  dWt  zur  Ent- 
schädigung der  von  den  En^;Iftndeni  ge- 
schädigten KauEleute ;  kein  Sduff,  das  direkt 
aus  England  oder  den  englisdten  Kolonieen 
kommt  oder  seit  Erlaß  dieses  Dekretes  dort 
gewesen  ist,  wird  in  den  Häfen  Frankreichs 
und  seiner  Verbündeten  aufgenommen ;  jedes 
Schiff,  das  diese  Bestimmung  durch  falsche 
Deklaration  zu  um^hen  sucht,  wird  kon- 
fisziert wie  ein  englisches;  die  Prisengerichte 
in  Paris  und  Mailand  entscheiden  über  vor- 
kommende Sti-eitfragen :  das  Dekret  soll  den 
Köni^n  von  Spanien,  Neapel,  Holland. 
Etrurien  und  den  Übrigen  Verbündeten  mit- 
geteilt werden.  Diese  Mitteilung  hatte  aber 
die  Bedeutung,  daß  alle  diese  von  Frank* 
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lotJi  abltlngüen  Staaten  daB  Delcret  eben- 
bSs  ZOT  Änafhhnmg  bringen  mußten,  und 
fi  väter   die    früizSaiBclie  Machtsphfire 
%Ii  ausbreitete,  mn  so  D&her  kam  Napoleon 
imeaa  2aeie,  der  AbsperruDg  des  ganzen 
bmtiiieDta  gegen  England.    Preußen  und 
HuiUaDd  mußten  dem  System  im  Tilsiter 
Fricdeo  beitreten ;  Dänemark  schloß  sich  1807 
ID.  auch  Schweden  und  Oesterreich  folgten 
il^Ö).  Der  Beitritt  Portugalß  hatte  wegen 
'It  Kri^seriolge  der  Engländer  keine  prak- 
OK-be  Mdeutung.    Die  englischen  Gegen- 
lufir^n  waren  nicht  weni^r  gewaltsamer 
Xdtor.    Nach  einem  Gehemiratsbefehl  v, 
:.L  1807  sollte  keinem  Schiffe  gestattet 
>m.  Ton  einem  feindlichen  oder  für  Engluid 
T^Uoesenen  Hafen  nach  einem  andra^n 
diurr  Art  zu  fahren,  und  jedes  neutrale 
Schiff,  das  sich  diesem  Verbot  nicht  fflge, 
ftdlte  nadi  Torg&ngiger  Verwarnung  für  gute 
IW  erklärt  werden.   Napoleon  antwortete 
Dil  der  Besetzung  Hamburgs  und  der  Kon- 
fidatioo  der  dort  lagernden  englischen  Waren. 
Eine  weitere  englische  Oeheimratsverordnung 
T.  11.  XI.  1807  erklärte  darauf  alle  Häfen 
Fnokrdchs  und  der  an  der  K.  beteiligten 
Staaten  für  Uockiert  und  bebhl,  daß  alle 
dmthia  bestimmten  Schiffe  von  britischen 
änwiem  nnteisudit  werden  sollten  und 
•nne  Tu»  zu  bezahlen  hätten.  Nunmehr 
•nlieB  Napoleoa  das  zweite  Uailfliuler  Dekret 
r.  17.  XII.  18U7  (dw  erste  datierte  vom  23./XL 
ani  enthidt  wago  Verschärf ui^a  dier  Sperr- 
uafiKgelnX  in  dem  er  v^fflgte,  daß  jedes 
iNhiff.  des  sich  taaer  der  von  England  vor- 
Tschriebeaea  Blaßregeln  unterwerfe,  seine 
Nitiooalität  verliexe  und  wie  ein  engUsdies 
'ia  Wegnahme  verfalle.  Jedes  Schm  ohne 
I'acerediied  der  Nationalität,  das  aus  einem 
■  nglifichen  oder  einem  von  englischen  Truppen 
itf^ixtea  Hafen  oder  aus  einer  englischen 
l'tUmie  komme  oder  dorthin  bestimmt  sei, 
viM  fflr  gute  Prise  erklärt   Füi-  die  ameri- 
uniscben  Schiffe  setzte  indes  England  1809 
Bestimmungen  von  1807  anßeor  Kraft, 
'itKl  auch  N^x)leon  sah  sich  aus  politischen 
'mlnden  veranlaßt,  diesen  eine  Äusnahme- 
^leUnnz  änzuräumen.   Jedoch  belastete  er 
■tim-h  das  Dekret  V.  a/VIU.  1810  (den  sog;en. 
Tarif  von  Trianon)  die  überseeischen  Kolonial- 
fTidakte  mit  enormen  Zöllen  {Kaffee  z.  B. 
xiit  UO  Frcs.  für  100  kg),  die  auch  von  den 
HJHiabundataaten  und  von  Preußen  ange- 
.i^qnmeo   werden   mußten.     Dem  immer 
ailchtü»  werdenden  Schmu^l  suchte  er 
■liip-h  das  Dekret  von  Fontainebleau  v,  18./X. 
>IM  eolgegenzuwirken ,  das  außer  drako- 
cicchen  «nfbestimmungen  den  Befehl  ent- 
tK\t.  daß  die  konfiszierten  verboteneu  Waren 
•"itiannt  oder  auf  andere  Art  vernichtet 
v-td»   sollten.     Auch   die  verbündeten 
^taalen  mnftteo  sich  diesen  barbarischen 
^(«felo  aaadüießen.  Rußlands  laxe  Hand- 

«««Uftaek  te  Tolknrlrtichaft.  II.  Anfl.  Bd.  II. 


habung  der  K.  war  öne  Hauptursache  des 
Kri^es  von  1812,  und  der  fflr  Napoleon 
verhlUignisvolIe  Ausgwg  desselben  gab  den 
Anstoß  zum  Zusammenbruch  des  ganzen 
Systems.  Preußen  entzog  sich  demselben 
schon  durch  das  Edikt  v.  20./ni.  1813;  in 
Frankreich  aber  wurde  es  erst  durch  eine 
Verordnung  des  Grafen  von  Artois  als 
Generalstatthalters  des  Königreichs  v.  23./IV." 
1814  aufgehoben.  Die  K.  war  eine  unge- 
wöhnlich gewalttätige  Kriegamaßregel  und 
konnte  schon  deshalb  für  die  Volkswirtschaft 
im  ganzen  keine  vorteilhaften  Folgen  haben, 
wenn  auch  die  Privatinteressen  einzelner 
Industrieller  dadurch  gefördert  wiutlen.  Daß 
sie  die  Verwendung  gewisser  Surrogate  be- 
günstigte, kann  ihr  ^\un  als  Veitlienst  an- 
gerechnet werden.  Die  wirklich  bedeutenden 
Fortschritte  der  Rfibenzuckerindustrie,  der 
Krappfärberei  tmd  der  Sodafabrikation  nach 
dem  Leblanc'schen  Verfahren  datieren  erst 
aus  spätrer  Zeit  und  sind  von  der  K.  gänz- 
lich unabhängig.  Großen  Schaden  aber 
brachte  sie  dem  ostelbischen  Deutschland, 
das  für  den  Absatz  seiner  Bohprodukte  und 
die  Vermittelang  flberseeischer  Ausfuhrseiner 
Leinwand  und  seiner  Tuche  auf  England 
angewiesen  war. 

lilteratari  tLüOera)  Da»  KoiOin&ntaltyttm, 
Leiptig  ISU.  —  KUmaUbaOt,  Die  KontktmUal- 
tpem  in  iknr  Skenomü^-poUettehm  Bedeutung, 
Stuttgart  ft.  Tübingen  18S0.  —  Bülau  An 
ÜtaaUlexikon  von  RoUeek  u.  Weleter,  3.  At^., 
Bd.  4.  —  Socke,  Die  JContinentaitperre  und 
deren  Eiavtrhing  auf  die  JraiuÖnscke  Industrie, 
Naumburg  a.  S.  1894.  ~  Höniger,  Die 
SontinvntaUperrf  und  ihre  Einwirhungen  auj 
Deuteehland  (Vortrag},  Berlin  1905.  Lexia. 


Kontribution. 

1.  K.  im  allgemeinen.  2.  Die  K.  in  Brandan- 
bnrg-Prenßeo  üid  Oest^reich. 

1.  K.  im  allgemeinen.  Mit  dem  Worte 
contributio  verstand  man  im  Mittelalter  jede 
Steuer,  eine  Terminologie,  die  noch  heute 
in  der  französischen  Steuerverwaltung  fort- 
besteht (oontributions  directes  —  indirectes). 
Seit  dem  15.  und  16.  Jahrh.  erhält  der  Be- 
griff E.  eine  besondere  technische  Bedeu- 
tung. Man  versteht  darunter  eine  Steuer, 
die  speziell  zur  Unterhaltung  eines  Söldner- 
heeres oder  von  Garnisonen  erhoben  wird. 
In  Deutschland  tritt  eine  solche  im  16.  Jahrh. 
zunächst  am  Niederrheia  während  der 
spanisch-niederländischen  Uimihen  auf.  Im 
folgenden  Jahrhundert  haben  die  Ereignisse 
des  30jährigen  Krieges  diese  Steuerform 
mehr  oder  weniger  in  allen  deutschen  Terri- 
torien notwendig  gemacht,  und  nach  dessen 
Beendigung  wurden  sie  durch  das  Aufkommen 
der  stehenden  Heere  in  Deutschland  eine 
bleibende  Einrichtung  der  Finanzverfassung. 
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Ein  aholichee  Geschick  hatte  in  Frankreich 
die  Taille  {vergl  Avi.  „Taille").  Mit  dieser 
E.  haben  nur  den  Kamen  gemeinsam  die 
Kriegs-K.  im  Feindesland,  die  ihrem  Wesen 
nach  Zwangaanleihen  des  kriegführenden 
Heeres  im  Auslände  sind. 

3.  Die  K.  In  BnuiAeMbvrf-Preiifieii  und 
Oetteneleh.  Die  braadeabn^sch-prenOiMhe 
E.  kamt  als  Typus  der  deutsdien  K.  gelten. 
SdHm  früher  waren  öfters  solche  K.  erhoben 
worden.  Als  der  Große  KnrfOrst  im  17.  Jahrh. 
ein  stehendes  Heer  achnf,  wurde  die  K.  die 
hauptsächliche  direkte  Stener  von  den  steuer- 
baren Aeckem  des  platten  Landes  und  derHediat- 
stSdte  vornehmlich  fQr  militärische  Zwecke.  Sie 
war  eine  rohe  Grondstener  nach  alten  Kataetem, 
die  hier  und  da,  jedoch  keinen  durchgreifenden 
Beformen  unterworfen  wurden  (vgl  ArL  ,,Hufen- 
sdioß**  oben  S.  99}.  AuBerdem  aber  traf  sie  noch 
andere  als  die  gmndbesitzenden  Klassen  und 
näherte  sieh  duer  den  Siteren  VermSgens- 
und  Einkommensteuern.  Sie  wurde  von  landes- 
herrlichen Beamten  verwaltet.  Die  Städte 
zahlten  an  Stelle  der  K.  die  Äccise  (vgl.  Art 
„Acrase"  oben  Bd.  I  S.  löfg.),  die  iwar  wesent- 
lich indirekte,  aber  auch  mit  direkte  Steuern 
umfaßte.  Durch  die  Gnudstenerreformen  unter 
Künicr  Friedrich  I.  erfuhr  die  K.  in  verschiede- 
nen  ProTinseu  eine  Erleichterung.  —  Auch  die 
K.  in  Oesterreich  war  im  wesentlichen  eine 
Grundsteuer,  mit  der  anden  Steuerelemente  ver^ 
bunden  wuen.  Sie  war  die  direkte  Hauptstener 
und  wurde  1748  durch  die  „Steuerrectifikation" 
unter  Maria  Theresia  und  178ö  unter  Joseph  II. 
reformiert  Sie  stand  unter  landstttndischer 
Verwaltung.  Die  seit  1696  hier  mehrfach  ge- 
machten Ersuche,  sie  durch  die  Acciae  zu  er- 
setzen, waren  in  der  Hauptsache  erfolglos. 
Ltt«ratur ;  Brey  »lg,  -Der  brantknburgitche  StaaU- 
hauthait  in  der  tweiien  HälfU  de»  17.  Jahrh,, 
Jahrb.  /.  Oet.  u.  Verw.,  Bd.  16,  S.  117 fg.  — 
r,  Mensi,  J}ie  Fitiamen  Oetterreicha  von  1701 
bis  1740,  Wim  1890.  —  Wagner,  Fin.  III, 
S.  97—98  und  U4—U5.  —  v.  BeUnc,  Art. 
„KontrAuHon",  H.  d.  St.,  S.  Auß.,  Bd.  T, 
8.  84»  fg.  Max  «mt  HeekeL 


K.  oder  Konvertierung  ist  die  Umwandelung 
Ton  Offeutlicben  Schulden,  die  eine  Aenderaa?  des 
Anlehens  oder  anderer  Bedingungen  des  ScEuld- 
Terbältnisses  betrilft  Natur^mfiO  steht  die  K. 
in  eurstem  Zusammenhang  mit  der  Herabsetzung 
des  Zintfaßes  von  Anleihen,  mit  der  Zinsrednk- 
tion.  und  häufig  ist  der  Zweck  der  ersteren,  die 
letztere  dnrchzuftihren.  Die  Konvertiemng  ist 
eine  vertragsmäßige  Umwandelnng,  indem 
der  Staat  als  Schuldner  seinen  Glänbieem  die 
Rückzahlung  des  Darlehens  anbietet  oder  diese 
veranlaßt,  unter  veränderten  Bedingungen  das 
SchnldTerbältniBfortsusetzett.  Die  Wahl  zwischen 
diesen  beiden  Hodalitftteu  ist  dem  Gl&ubiger 
ibeigestellt.  Aber  nicht  die  Zinsreduktion  allein 
gibt  dem  Staate  zu  Konversionen  Anlaß.  Bis- 
weilen werden  auch  andere  Bedingungen,  wie 
die  Tilgung,  verändert  oder  der  Chanäter  ein- 
zelner Schuldkate^rieeu  wird  umgewandelt, 
oder  surficksuiahiende  Schulden  werden  au 


I  Rentenscbulden  gemacht  Sobald  der  Staat  seinen 
Verpflichtungen  hinsichtlich  eingefangener  Be- 
dingungen nachkommt  oder  sich  Vorbehalte  bei 
der  Kontrahierune  gesichert  hat,  ist  rechtlieh 
^egen  die  E.  nichts  einzuwenden.  Finanzpoli- 
tisch ist  sie  Tortdlhaft,  dagegen  lassen  sich  vom 
Tolkswirtachaftlicben  Stan^unkt  wie  aus  social- 
politiachen  Erwlgnngen  mancherlei  GegeiuTttnde 
geltend  maehen.  Die  Entscheidung  wira  daher 
nur  relativ  fftr  den  einseinen  Ful  zu  treffen 
sein.  YgL  Art  RStaatsschnlden". 

JVox  von  Aeefcei. 


Kopfstener. 

1.  Allgemeines.  2.  Geschichtliches. 

1.  AllgemeliieB.  Die  K.  ist  die  roheete 
Form  einer  direkten  Personiüsteu».  Sie 
geht  lediglich  von  der  Tatsache  des  Vor- 
handenseins einer  Person  aus  und  erhebt 
ohne  Rücksicht  auf  die  größere  oder  geringere 
wirtschaftliche  LeistungsfäÜgkeit  von  jedem 
gteuerpflichtigen  Eopfe  die  gleidie  Abgabe. 
Dabei  können  alle  Personen  ohne  Unterschied 
des  Alters  oder  Oeechlechts  zur  Steun<- 
leistung  heTangez<^n  we^en  oder  Befrei- 
ungen für  gewisse  Gruppen  der  BevOlkenuig, 
wie  für  Kinder,  Greise,  Frauen,  einzeln 
Privil^erte  u.  dgl.  m.,  bestehen.  Wegda 
der  Ein^hheit  der  Veranlagung,  der  Er- 
hebun^  and  Eontrolle  kommt  sie  auf  allen 
primitiven  Stufen  der  wirtschaftlichen  Kat- 
wickelung vor.  Mit  den  Fortsc^tten  der 
Steuersysteme  und  der  Verfeinerung  der 
Steuertechnik  und  den  steigenden  Fuuuiz- 
bedürfnissen  der  Staaten  erweisen  tich  die 
E.  als  unzulSnglich  und  werdea  von  nenea 
Steuerformen  aoj^öat,  wdche  die  wirtschaft- 
liche Lage  des  einxelnen  Steuersulriekts  nai^ 
besseren  and  mefibareren  Anhaftspunktea 
zu  berücksichtigm  vermögen.  Iromöfain 
sind  Reste  einer  ehemaligen  Kopfbesteuerung 
auch  in  den  neueren  Stenersystemen  nicht 
vollständig  verschwunden,  wie  in  den 
untersten  Stufen  einer  abgestuften  Elassen- 
und  Peraonalsteuer.  Das  wichtigste  moderne 
Beispiel  dieser  Art  ist  die  französische  Per- 
sonal- und  Wohnungsstener.  Eine  sehr 
ra&Bige,  allgemeine  E.  neben  einem  System 
von  anderen  Steuern  zur  Durchführung  der 
Gleichmäßigkeit  der  Besteuerung  ließe  sich 
auch  heute  noch  steuertheoretisch  recht- 
fertigen. 

2.  Oesehlobtllches,  In  früheren  Zeiten 
waren  reine  oder  nur  wenig  abgestufte  K.  in 
Westeuropa  sehr  verbreitet  Sie  waren  teils 
regelmäßige  Steuern,  teils  außerordentliche  Ab- 
gaben in  Not-  und  Kriegszeiten.  Hit  dem  16. 
uud  17.  Jahrh.  verscbwindet  allmiUilich  die  erstere 
Gruppe  in  den  deutschen  Territorien,  um  spe- 
ziahsierten  Einzelsteuem  Phttz  zu  machen.  Als 
Kriegssteuern  haben  sich  K.  bis  ins  19.  Jahrb. 
erhalten.  Von  lf>90— 1710  wurden  in  Preußen 
achtmal  außerordentliche  K.  erhoben  und  ebenso 
noch  1811.   Auch  die  seit  1696  ia  Franlueich 


Digitized  by  Google 


Kopfsteuer — Krankenversicherung 


307 


iiVcflAne  rKapHation"  war  im  weaeDtUcfaeo 
u4  in  der  Winrang^  ^oa  K.  Im  Orient  sind 
dir  K.  bis  in  anaere  Zeit  gebräachlicbe  Stener- 
lürveo.  Seit  dem  17.  Jabrn.  ist  die  K.  in  Baß- 
lud  tiitgefQhrt  worden.   Von  Peter  dem  Grofien 
cnprtB^b  ala  eine  Art  VermSgenasteaer  ge- 
wit,  wvde  sie  später  in  eine  K.  der  nach 
'wwiideB  festabgei^iten  Winrlichen  BstOI- 
\emg  xmi  der  bttrgerlidien  Stftdtebewofaner 
iBfmadelt.  &a  giag  indessen  schlecht  ein, 
tat  «tiad«^  blieben  groBe  StenerrBckstlnde  xm- 
kuden.  Die  K.  lastete  lediglich  auf  den  nnte- 
rti  .^asdea  und  Klassen,  väbrend  die  verschie- 
•cotD  Anlftnfe,  auch  die  oberen  Klassen  zur 
'tenfrieisrang  beranznziehen.  erfolglos  blieben. 
m(4fb  im  Jahre  1863  die  K.  der  Kleinbürger 
n(K«boben  worden  war,  lastete  sie  nnr  nur  auf 
den  Ba&enstaod.    Dieser  Umstand  sowie  die 
rr>bt  Dod  ongleiclimäßige  Form  der  Bestenemng 
f-ilirten  seit  1869  an  Tersebiedenen  Versncben, 
t«  K  abauchafFen.  Erst  in  den  Jahren  1883/86 
i-'lug  dies,  and  es  wurden  an  deren  Stelle 
'fit»  scae  Stenern  eingefflbrt,  teils  vorhandene 
T»t<iraiert  oder  erhobt,  um  den  etwa  60  MUl.  Rbl. 
i<v^^eaden  ÄnsMl  m  decken. 

Lhentnrt  Hoaeher,  Siftt.,  Bd.  4  (2.  Auß.},  ^  s^, 
—  KmUt  Lekrhueh  der  politüehea  Oekonomie. 
Bd.  S.  i  897.  —  Wagntr,  Sehönberg,  Bd.  S, 
.<  XOO.  —  V.  KMiavIer,  Dtu  natisehe  Gtaett 
«W  «M«  Äb»fka0\t7tg  dtr  Kopfiteuer,  Fin.-Areh., 
Bi.  s,  S.  m^.  ~  Sheberg,  Art.  „Xop/tiewr", 
H  4.  St.,  S.  Ju/I.,  Bd,  y,  S.  -Ul.  —  Einwlne 
X'  iittn  in  eilen  Lehr-  vnd  SoMdbächem  der 
f  'iMmtwie$eiu^Ufft.         JUode  rott  JteekeL 


KonzöUe 

^  fietreidezöUe  oben  Bd.  I,  S.  996fg. 


Korordnung. 

IHe  laadwirtediaftliche  Viehhaltung  bringt  es 
riit  firh,  Aill  der  Bedarf  an  münnlic^en  Zucht- 
'i'na  tihx  gering  ist  im  Verhültnia  zu  Hutter- 
-i  rto  oder  zu  Tieren,  die  xa  keiner  dieser 
«•^rl-n  Gruppen  gebSren.  Fftr  30—40  oder  noch 
s'hi  K&he  oder  Stuten  genügt  ein  Bulle  oder 
'10  Hengst.  FQr  die  mittleren  und  kleinen 
'trndbcMtuer  würde  es  stt  kostspielig  sein,  sich 
»bnf*  Befntchtnng  der  kleinen  in  ihrer  wirt- 
Ikft  befindlichen  Zahl  von  Muttertieren  ein 
*««d«v«s  Blonlkhes  ZnchtUer  ni  halten*  Von 
^un  her  ist  es  daher  in  den  Landgemeinden 
-HU  geweeoi,  daB  nur  ein  oder  allenfalls  ein 
ti  Beiitcer  ein  männliches  Zuchttier  im  Stalle 
■'>ni,  welches  von  den  Übrigen  Besitzern  gleich- 
'ilis  Iteantxt  wird;  oft  war  und  ist  das  Vatcr- 
t'fr  «iCTBöadeeigentura.  Im  Interesse  der  ein> 
■"-aa  Viebbesitzer  wie  der  ganzen  Landwirt- 
*>ti(i  liest  es  ami,  daß  die  vatertiere  den  sn 
ti  C3  ftdleadoi  Anforderungen  mifglichst  ent- 
•I4^ha.  Dasn  ist  es  aber  nOtig,  daQ  sie  von 
'■Byunefisebea  Sachverständigen  vorher  geprüft 
•i<t  dal  ov  diejenigen  Individuen,  die  zur 
/ 1  ht  taugÜdi  befunden  werden ,  auch  hierzu 
"*««Bdrt  werden  dUrfen.  Diese  Prüfung  nennt 
KSrnngfvon  kfiren  wählen,  answählen); 
■  t  dra  bnuuhbar  befundenen  Tieren  sagt  man, 
wid  anyek4rt,  nm  den  anderen,  sie  sind 


abgekSrt.  Die  Bestimmungen  ttber  das  bei 
der  KOrung  zu  befolgende  Verfäiren  nennt  man  K. 

Schon  m  früheren  Jahrhundtften  gab  es  K., 
namentlich  für  Kindvieh;  dieselben  hatten  aber 
immer  nnr  eine  örtlich  sehr  begrenzte  Gültig- 
keit; sie  erstreckten  sich  zuweilen  bloß  auf  eine 
Oemände,  meist  auf  eines  einzelnen  Landstrich. 
Seitdem  man  in  den  letzten  30—40  Jahren  so- 
wohl von  selten  der  Landwirte  wie  von  selten 
des  Staates  der  Viehhaltung  giSßere  Aufmerk- 
samkät  zugewendet  hat,  ist  auch  der  Versuch 
gemacht  worden,  überall  eine  K.  durchzuführen 
nud  die  verschiedenen  Ordnungen  einheitlicher 
zn  gestalten.  Aber  noch  immer  zeigen  die  vor- 
handenen K.  eine  große  Mannigfaltigkeit  und 
mit  Recht;  die  Sruidien  Bedürfnisse  sind  zu 
verschieden,  als  daO  man  die  gleichen  Vor* 
Schriften  auf  alle  Gegenden  auwenden  könnte. 
3üt  der  K.  ist  in  der  Begel  der  Körzwaug 
verbunden,  d.  h.  nur  angekOrte  Vaterüere  dürfen 
in  Ooneinaen  als  Zudittiere  aaf«8tellt  oder  als 
solche  von  Privatpersonen  an  Dritte  gellten 
werden.  Dagegen  kann  jeder  Landwirt  jedes 
beUebige  Vatertier  zur  Zudit  innerhalb  seiner 
Mgenen  Herde  verwenden.  Auf  Muttertiere 
dehnen  sich  die  K.  nicht  ans. 

In  dem  Körzwang  liegt  zwar  eine  gewisse 
Beschränkung  der  wirtschaftlichen  Freiheit,  und 
deshalb  ist  der  Erlaß  einer  K.  früher  nicht  selten 
von  den  Landwirten  bekämpft  worden  und  wird 
zuweilen  noch  bekämpft  Aber  die  damit  ge- 
machten Erfahrungen  haben  sich  doch  vorwiegend 
als  günstige  erwiesen,  und  infolgedessen  ist  der 
Widerstand  gegen  die  K.  von  vieloi  früheren 
Geraem  aufgegeben  worden. 

Das  Bedtmifs  nach  einer  K.  liegt  hanntsäch- 
lieh  für  Pferde  und  Rindvieh  vor;  für  Schweine 
ist  sie  weniger  wichtig,  für  Schafe  kann  sie  ganz 
entbehrt  werden,  existiert  auch  wohl  nirgends. 
In  Preußen  gab  es  1887  18  Hengstr  und  11 
Stier-K.,  die  zusammen  aber  noch  nicht  alle  zur 
Monarchie  gehörenden  Gebiete  umfaßten.  Die 
Zahl  der  angekOrten  Stiere  beting  im  Kalender- 
jahr 1903  in  Preußen  rund  öoOOO,  die  Zahl  der 
angehörten  Eber  rund  29Ö0  Stück.  Bayern 
hat  die  Hengstkörnng  durch  O.  v.  ^TIH.  1881, 
die  Stierkömng  durch  G.  v.  5./rv.  1888  geregelt. 

Llterator;  Preußent  landtvirUeh.  Vencallung  in 
den  Jakren  1884,  ^^95,  1889,  1887,  Bertin  1888, 
8.  Sltt-519.  —  Art,  „Kifrordnw»g"j  von  R. 
TkUlf  B.  d.  St.,  g.  Auß.,  Bd.  V,  1900,  8.  ISl/g. 
—  Beraube,  Landmrtiekqfä.  Jahrbücher,  83. 
Bd.,  BrgSnMungthamd  II  (1904),  S.  104- 

Frhr.  von  der  GoUa. 


Kraftwagen 
s.  Fahrrad-  und  Auto mobilindnstrie 
oben  Bd.  I  S.  806  fg. 


Kraftwagenverkehr  s.  Landstraßen 
unt^  S.  357  fg. 


Krankenvenicheriuig. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Private  K.  in 
Deutschkuid.    3.  Soziale  K.  in  Deutschland. 
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Kranken  Versicherung 


a)  Entwickelnn^  und  Bedeutung,  b)  Die  Ver- 
Bicherten.  c)  Die  Versichemugsorgane.  d)  Die 
Versichemagsleistungen.  e)  Statistik.  4.  Die 
K.  im  Äualoud.  a)  Oesterreich,  Ungara  und 
Laxembuig.  b)  Uebrige  Länder. 

1.  BegiUt  lud  Arten.  Die  K.  hat  die 
Aufgabe,  den  bei  einer  Krankhut  ent- 
stehenden Bedarf  an  Aufwendung  fflr 
Arzt  und  Heilmittel  zu  decken,  mne  ent- 
sprechende  Pflege  der  erkrankten  Ver- 
stchertea  zu  erm^lichen  und  den  durch  die 
Krankheit  entgehenden  Gewinn  infolge  vor- 
libei^hender  Beeinträchtigung  der  Arbeits- 
und mithin  regelmäßig  der  Erwerbsfähigkeit 
wenigstens  zum  Teil  zu  ve^ten.  Dabei 
pflegen  der  Krankheit  gleichgestellt  zu 
weraen  gewisse  Körperzustände ,  welche 
ähnliche  Folgen  wie  die  Krankheit  haben, 
insbesondere  Schwangerschaft  und  die  damit 
verbundenen  Begleitzustände. 

Man  kennt  eine  K.  sowohl  als  Betriebs- 
form der  Privatversicherung  (vgL  Art  „Ver- 
sicherun^wesen")  wie  als  solche  der  Sozial- 
versicherung (vgl.  Art.  „Arbeiterversicherung" 
oben  Bd.  I  S.  160  fg.)  und  rechnet  zur 
letzteren  insbesondere  die  mit  Beitrittszwang 
für  die  versicherten  Arbeiter  ausgestattete 
K^  welche  jedoch  aufier  in  Deutschland  nur 
noch  in  OeBterreich,  Ungarn  und  Luxem- 
burg vorhwden  ist  In  den  Übrigen  Ländern 
ist  nur  üne  private  K.  zu  finden. 

Als  Krankheit  ist  nach  herrschender 
Auffassung  anzusehen  ein  die  gewöhnliche 
körperliche  oder  geistige  B^haffenheit 
störender  Zustand,  der  entweder  ärztliche 
Hilfeleistung  oder  sonstige  Pflege  fordert 
oder  die  Erwerbsfähigkeit  mindestens  beein- 
trächtigt, wenn  nicht  ausschließt  (Rosin). 

2.  Private  K.  in  Deutschland.  Im 

G^ensatz  zur  Lebensversicherung,  bei  wel- 
cher heute  der  Großbetrieb  vorherrscht  und 
die  erst  durch  den  Kapitalismus  und  in  der 
kapitalistischen  Epoche  zur  Entfallung  ge- 
la^  ist,  wird  die  K.  seit  ilirem  ersten  Vor- 
kommen insbesondere  in  Deutschland  vor- 
wiegend von  beruflich  oder  örtlich  b^renzten, 
auf  Gegenseitigkeit  beruhenden,  oft  mit 
Dnterstützungszwecken  der  mannigfachsten 
Art  verbundenen  kleinen  Kassen  betrieben. 

Die  Versicherungsleistungen  der  Gilden 
und  ZQnfte  bezogen  sich  häufig  auf  Krank- 
heitsfälle. Neben  diesen  mittelalterlichen 
Berufskassen  für  K.,  die  sich  bis  auf  den 
heutigen  Tag  erhalten  haben  (Hilfskassen 
[vgL  d.  Art.  oben  S.  87  fg.],  Knappschafts- 
kassen  usw.)  sind  allgemeine  K.kassen  wohl 
zuerst  in  England  im  17.  Jahrh.  anzutreffen. 

In  Deutschland  finden  sich  zwei  Aktien- 
gesellschaften, welche  die  K.  neben  anderen 
Zweigen  betreiben,  im  übrigen  sind  hier, 
abgesehen  von  den  zur  Ärbeiterversicherung 
zu  rechnenden  Kassen  eine  große  Anzahl  K.- 


anstalten  auf  Gegenseitigkeit  vorluinden  (vgl. 
Art  „Hilfskassen"  a.  a.  0.). 

Die  Genehmigung  des  Betriebes  der  K. 
durch  größere  Anstalten  begegnet  neuerdings 
in  Deutschland  eriieblichen  Schwieri^eiten, 
da  die  Aufsichtsb^ide  mit  Recht  strenge 
Anforderungen  au  die  finanzidleu  Grund- 
lagen stellt 

3.  Soziale  K.  ia  Deutschland,  n)  Bat- 
wiokelung  und  Bedeutung.  Die  soziale 
K^  welche  duKsh  das  G.  r.  WYTL  1883 
zur  Einfahrung  ^langte,  konnte  an 
ganze  Reihe  geeigneter,  schon  vorhandener 
Einrichtungen  anknüpfen.  Für  das  erkrankte 
Gesinde  war  in  einzelnen  deutschen  Staaten 
durch  die  Gesindererordnungen  gesoigt 
worden;  es  bestand  weiter  u.  a.  nach  dem 
preußischen  allgemeinen  Landrecht  dne  ge- 
wisse Fürsorge  für  die  Schiffsmannschaft. 
Das  allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch 
und  in  Anlehnung  an  dieses  das  zurzeit 
geltende  Handelsgesetzbuch  hat  eine  Fürsoi^ 
für  erkrankte  Handlung^hilfen  geschaffen. 
Weniger  kommt  hier  in  Betracht  das  Reichs- 
gesetz über  die  Haftpflicht  (vgL  d.  Art. 
oben  S.  Ifg.).  Auf  der  anderen  Seite  be- 
stand schon  früher  eine  genossenschaftliche 
Fürsorge  in  Handwerk  und  Gewerbe. 

Auch  der  Bei^gbau  wies  von  tdters  her  Ver- 
ordnungen auf,  welche  „Arztgelder'  für  er- 
krankte Bergleute  erwähnen  und  Kuapj)- 
schaftfikassen  mit  Zwangsmitgliedsciuut 
kennen,  zu  welchen  die  Bei::gwerk8besitzer 
meist  Zuschüsse  zu  leisten  haben. 

Neben  dieser  Entwickeluog  von  Zwangs- 
kassen  und  Kassenzwang,  wie  sie  sich  aus 
Einrichtungen  einer  frütieren  Wirtschafts- 
epoche ei^ben  haben,  läuft  eine  Entwicke- 
Inng  modernen  Assoziationsgeistee,  wie  sie 
natm^emäß  zuerst  in  EngUmd  aufkam  und 
dann  von  hier  räch  auf  dem  Kontineat  fort- 
pflanzte, nämlich  die  Einrichtung  der  fräen 
Hilfskassen,  in  welchen  sich  Arbeiter  zu 
g^Qseitiger  Hilfe  insbesondere  bei  Kxani:- 
heit  vereinen.  Die  Gestaltung  und  Oeeetz- 
gebung  dieser  Hil&kassen  ist  an  anderer 
Stelle  zu  erörtern  (vgl.  Art  „ffilfekassen"). 

Der  deutsche  Gesetzgeber  fand,  als  er 
an  die  Ausarbeitung  der  Arbeiterversiche- 
rungsgesetze  ging ,  mithin  eine  große 
Mannigfaltigkeit  von  Krankenfürsorge- 
Organisalionen  vor ,  welche  ebenso  ver- 
schieden waren  in  bezug  auf  ihren  ört- 
lichen Geltungsbereich  wie  auf  den  Personen- 
kreis ihrer  Mitglieder,  ihre  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  u.  dgl.  m.  Das  historisch 
Gewordene  wollte  und  konnte  man  nicht  un- 
berücksichtigt lassen^  und  so  erklärt  sich  die 
heutige  etwas  verwickelte  Organisation  der 
deutschen  sozialen  K.  aus  den  geschilderten 
historischen  Zuständen. 

Die  besonders  große  Bedeutung  einer  K. 
fflr  den  Arbeiter  und  mithin  für  die  gesamte 


Digitized  by  Google 


KrankenrerBicherung 


309 


T<v[iswirt3chaft  ^ht  schon  daraus  hervor, 
so  firflh  und  in  so  rerschiedenen  Formen 
Arbeiterorganisationen  der  K.  au^tancht 
«iod.  Was  oben  bereits  (im  Art  „Arbeiter- 
tersidiening'')  über  den  Wert  der  Arbeiler- 
mvidiemiig  flberhanpt  gesagt  worden  ist, 
nlt  iasbMODdere  auch  gerade  für  die  E. 
«I  Die  Welterentwickelnnff  derK.-GeBetz- 
ednuig  ist  in  der  Weise  Teiianien,  dafi  nnaitB- 
e^tMX  VerbestemngcQ,  Vereinfachong^n,  vor 
lUeo  Diiigai  aber  Erweitenini^es  in  bezog  anf  den 
tenicherten  Personenkreis  wie  anf  die  den  Ver- 
»icberten  zaente  kommenden  Lei^tnugen  vorge- 
BidomeB  woraen  sind.  Durch  das  Ansdehonngs- 
;ieKtx  Tom  28./V.  1885  wnrde  die  E.  a.  a.  anf 
di5  TTansportc^ewerbe  erstreckt.  Das  Gesetz 
T«ni  &.,'T.  1886  bezieht  sich  anf  die  E.  der  in 
Und-  nnd  forstwirtschaftlichen  Betrieben  be- 
.-biftigten  Personen.  Das  Gesetx  Tom  lO^IV. 

bewirkte  eine  ITmgestaltang  nnd  Erweite- 
reng  in  Tenchiedenen  Bichtnngen.  Das  Gesetz 
TI.B  86./VII.  1897,  eine  NorelTe  »ar  Gewerbe- 
"MDinig,  «rg&DKte  die  Vorschrift  über  die  In- 
onan-Krankenkassen.  Das  Gesetz  vom  30./VI. 
i:<UU  bestimmte  n.  a.,  dafl  die  Versicheningspflicht 
lirbt  nur,  wie  bisher,  dorch  statutarische  Be- 
»timmnog,  der  Gemeinde  oder  Kommunalver- 
hude, sondern  such  dorch  Bescblnß  des  Bandes- 
FiU  anf  die  Hansindostrle  erstreckt  werden 
iiM.  Am  bedentnugsvollsten  ist  aber  das  Ge- 
tiu  vom  86..'V.  190B.  Hier  wnrde  die  frühere 
liüduidaaer  der  Krankeanntersttltsnnff  von  13 
uf  26  Wochen  ausgedehnt.  Es  -worde  so  er- 
nirht.  daß  die  Leistungen  der  InTBlidenver- 
tichening  (s.  d.  Art.  oben  S.  l^Ofg.)  sich  nnmittel- 
lar  sascoließen  an  die  der  K.  Weiterliin  worden 
'he  LeiMtangeo  aasgedehnt  a.  a.  anf  Geschlechts- 
knakheiten.  Die  Gmndsätze  der  Dnübertra^- 
birkeit,  Unverpfilndbarkeit  und  Unpfändbarkeit 
4tr  raterstützungsansprüche,  wie  sie  schon  fUr 
•Uc  l'nfall-  and  InvalidenveraicheroDg  früher  ge- 
niitn  hatten,  worden  aocb  anf  die  K.  angewandt. 
Eise  Erweitemng  des  Kreises  der  Tersicherten 
}^noiwn  trat  dareh  Einbesidiang  der  Hand- 
hm^gehilfen  und  Lehrlinge  ein  n.  dgl.  m. 

b)  Die  Veraicherten.  Hinsichtlich  des 
'Ifj  K.  unterliegenden  Peraonenkreises  sind 
lu  unterscheiden:  1.  unbedingt  Versiche- 
ninsspfliclitige ,  2.  bedingt  Versicherunga- 
j'Ilifhtige .  3.  statutarisch  Versichenings- 
tflti-Jitigo  und  4.  Versicheningsberechtigte. 

1.  Uobodingt  nnd  unmittelbar 
i:kft  Reichsgesetzes  versieh  e- 
r II ngfiT) flichtig  ohne  Rücksicht  auf  die 
\i'h<>  lies  Ijobncs  sind  Personen,  welche 
i'^a  Gehalt  oder  Lohu  beschäftigt  sind: 

ui  Bergwerken,  Salinen,  Anfbereitungsan- 
<talt«o,  Brüchen  nnd  Gruben,  in  Fabriken  und 
Ufttlnwerken ,  beim  Eisenbahn-.  Binnenschiff- 
tilmt>  rad  Baggereibetriebe,  anf  Werften  und 
t«t  Butca :  imuandeli^ewerbe  fvgl.  aber  unter 
2  .  ia  Haadwak  und  m  sonstigen  stehenden 
'■««erbebetrieben;  in  Betrieben,  in  denen  Dampf- 
h/nt]  oder  durch  elementare  Kraft  (Wind, 
W'aw.  Dampf,  Gas,  heiße  Luft  usw.)  bewegte 
Tnebwerke  rar  Verwendung  kommen,  sofern 
iiMt  V«waidnng  nicht  anaseUiefilidi  in  vor- 
tbsgcbenda-  Baratsmg  einer  aieht  mr  Be- 


triebsanlage gehörenden  Kraftmaschine  besteht; 
in  dem  Betriebe  der  Post  nnd  TelegrapheuTer- 
waltungen  sowie  in  den  Betrieben  der  Marine- 
und  Heeresverwaltungen. 

Voraussetzung  der  Versichenin^pflidit 
dieser  Personen  ist,  daß  die  Arbeit  nidtt 
bereits  diurch  die  Nattir  des  Q^nstandes 
oder  vertragsgemäß  aiif  weniger  als  eine 
Woche  beschränkt  ist. 

2.  Bedingt,  aber  ebenfalls  un- 
mittelbar kraft  Reichsgesetzes  ver- 
sicherungspflichtig sind  Betriebsbe- 
amte, Werkmeister  und  Techniker,  Hand- 
lunf^sgehilfen  und  -Lehrlinge,  im  Geschäfts- 
betrieb der  Anwflite,  Notare  und  Oerichts- 
vf^zieher,  der  Krankenkassen,  Berufgge- 
noBsenschaften  und  VerncberungsanstalteD 
tAtige  Personen.  Für  diese  tritt  der  Ver- 
sichenmgszwang  nämlich  nur  ein,  wenn  ihr 
Arbeitsverdienst  6^/3  31.  für  den  Arbeitstag 
oder  2000  M.  für  das  Jahr  nicht  übersteigt. 

3.  Durch  statutarische  Bestim- 
mung einer  Gemeinde  oder  eines 
■weiteren  Kommunal  Verbandes  (also 
nur  mittelbar  durch  ßeichsgesetz)  kann  der 
Yersicherungszwang  ausgedehnt  werden : 

a)  anf  diejenigen  nnter  1  bezeichneten  Per- 
sonen, deren  Beschäftigung  dorch  die  Natur 
ihres  Gegenstandes  oder  im  voraus  dorch  den 
Arbeitsvertrag  anf  einen  Zeitraum  von  wauger 
als  einer  Woche  beschränkt  ist; 

b)  auf  die  in  Kommnnalbetrieben  und  im 
Kommanaldienste  beschäftigten  Personen  (sofern 
sie  nicht  unter  1  fallen); 

c)  anf  diejenigen  Familienangehörigen  eines 
Betriebsonternehmers ,  deren  Bescfaäftigang  in 
dem  Betriebe  nicht  anf  G^mnd  eines  ArEeitsTer- 
träges  stattfindet; 

d^  auf  selbständige  Gewerbetreibende,  welche 
in  eigenen  Betriebsstätten  im  Auftrage  und  für 
Rechnung  anderer  Gewerbetreibender  mit  der 
Herstellung  oder  Bearbeitung  gewerblicher  Er* 
Zeugnisse  beschäftigt  werden  (Hausindustrie) 
nnd  zwar  auch  für  den  Fall ,  daß  sie  die  Roh- 
ond  Hilfsstoffe  selbst  beschaffen  und  auch  für 
die  Zeit,  wKhrend  welcher  sie  vorübergehend 
für  eigene  Rechnung  arbeiten; 

e)  auf  die  in  der  Lanit  und  Forstwirtschaft 
beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten. 

Eine  Ausdehnung  des  Versicherungs- 
zwangs  ist  für  die  unter  d  aufgeführten 
Gewerbetreibenden  auch  durch  Beschluß 
des  Bundesrats  möglich;  eine  weitere  Aua- 
dehnung auf  gewisse  Personenkreise  ist 
durch  Verfügung  des  Reichskanzlers  oder 
der  Zentralbehörde  eines  Bundesstaates  mög- 
lich. Eine  solche  landesrechtliche  K.  ist  für 
die  Dienstboten  in  Bayern,  Württemberg, 
^iden,  Sachsen,  Weimar,  Hessen,  Bremen, 
Reuß  und  Hamburg  usw.  eingeführt. 

Vom  gesetzlichen  Versicherungszwang 
ausgenommen  sind  Personenkreise,  für 
welche  bereits  anderweitig  gesorgt  ist,  -wie 
im  Betrieb  oder  Dienst  des  Reiches,  eines 
Bundesstaates  oder  Kommnnalverbandes  be- 
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Bch&ftigte  Persooen  unter  gewissen  Yorans- 
setzungen,  feruer  Lehi'Unge  und  Gehilfen  in 
Apotheken  und  Personen  desSoIdateaBtandes. 

Das  Gesetz  kennt  auch  eine  Befreiung 
Ton  der  Versicherungspflicht  auf  eigenen 
Antrag  oder  auf  Antr^  des  Arbeitgebers. 

Neben  dem  Versicherungszwang  gibt  es 
eine  Versicherungsberechtigung  so- 
wohl unmittelbar  aus  dem  KeichsgeBetz  wie 
durch  statutarische  Bestimmung. 

a)  Eine  BerecbtigTing  zum  freiwilligen  Ein- 
tritt besteht  für  Penonen  der  ArbdterbevSlke- 
nmg,  welche  der  Yersichenuigspflicht  nicht 
nnterli^n  nnd  deren  jähriichei  Gesamtein- 
kommen 2000  M.  nidit  Bbersteigt,  also  bei- 
ipielsweiee  für  PerBonen,  welche  in  den  nster  1 
an^eföhrten  Betrieben  ohne  Gehalt  oder  Lohn 
beschäftigt  werden,  ferner  Dienstboten  osw. 

b)  Eine Berechtigong  snr  freiwilligen  Fort- 
setzung ist  den  aas  einem  Versicherongsv»- 
baltnis  (etwa  wegen  Fortfalls  der  fräkeren 
Unselbständigkeit)  ansscheidenden  Personen 
unter  gewissen  Voraussetznngen  eioger&nmt. 

e)  Eine  statutarische  Ausdehnang  der 
VerdefaermigsbereehtignBg  ist  äea  Gemeindai 
und  größeren  KommnnalTerbändea  für  nicht 
versicherongspflicfatige  Personen  mit  weniger 
als  2000  H.  J^eseinkommen  Uberlass».  Dienst- 
männer,  kleine  Handwerksmeister  a.  a.  kommen 
hier  in  Betracht 

Die  Nichteinbeziehung  landwirt- 
schaftlicher Arbeiter  unter  die  K.  ent- 
springt neben  Schwierigkeiten  technischer 
Natur  der  Ansicht,  daß  für  diese  das  Be- 
dürfnis nach  ein^  K.  weniger  dringend  ist 
als  für  gewerbliche  Arbeiter.  Von  der  der 
Landesgeeetzgebung  zust^enden  Befugnis 
einer  Ausdehnung  auf  die  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Artwiter  hat  Gebrauch  ge- 
macht Bayern,  welches  den  Gemeinden  die 
Einführung  einer  statutarischen  Versiche- 
rungspflicht gestattet,  Wüiitemberg,  das  eine 
besondere  Krankenpfl^versicherung  für  die 
erwfihntea  Arbeiter  eingeführt  hat,  femer 
Sachsen,  Baden,  Hees»  und  die  thüringischen 
SiaaAen. 

IKe  auf^eführtea  versicherungspflichtigea 
Personen  sind  sämtlich  Unselbständige;  mit- 
hin fallen  auch  die  Hömarbeiter  unter  die 
£.,  während  die  Haus^werbetreibenden 
statutarisch  in  die  E.  emhezogea  werden 
ktanen,  eine  UOglichkeit,  von  wd(Aer  die 
Gemeinden  bisher  nur  vereinzelt  Getvandi 
gemacht  hahea. 

0)  Die  Venioheni]ig8(»gBiie.  Die 
Versicherungsorgane,  auch  Versiehe- 
rangsträger  genannt,  bilden  System 
von  Zwangskassen  (abgmehen  von  den 
Kassen  unter  iL),  in  welchen  die  Versicherten 
je  nach  Art  und  Ort  ihrer  Beschtöigung 
ohne  VMteres  auf  Grund  des  Gesetzes  ein- 
treten. Jeder  Versicherungspflichtige  muß 
«dner  Kasse  an^hOren  (Kasse uz wang). 
Aber  wenn  er  emer  freien  Hilfskuse  beige- 


treten ist,  die  gewissen  Minde^ordenin^n 
genügt,  braucht  er  keäner  Zwangskasse  beuu- 
treten.  Diese  Zwangskassen  schließen  sich 
aber  untereinander  aus.  Gemeinsam  ist  den 
Zwangskassen,  daß  sie  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  Korporationen  siad  und  eine  Ört- 
liche Begrenzung  haben.  Keine  eigentliche 
Kasse  bildet  die  Gemeindeversicbnung, 
welche  nur  subsidiäre  Bedeutung  hat  &a 
ei^ntliches  Gerippe  sind  die  Orts-  und  Be- 
tnebskntnkenkassen  gedacht.  Der  Um&uig 
der  einzelnen  Kassen  ist  sehr  versdiiedeo. 
Es  gibt  solche  mit  500  uad  andere  mit 
100000  Mitgliedern  und  mehr. 

Im  «nzelnen  k(»iunen  folgende  Kassea- 
arten  in  Betracht: 

1.  Die  bereits  erwähnten  freien  Hilf s- 
kassen,  für  welche  ein  Beitrittszwang 
nicht  besteht  und  die  von  den  Arbeitern 
selbständig  gegründet  sind.  Sie  siad  ent- 
weder eingeschriebene  Hilfskasseo  (auf  Gnmd 
des  Reichsgesetzes  vom  7./IV.1876  bezw. 
1.1  VI.  1884)  oder  sonstige  freie,  auf  landes- 
rechtlichen  Bestimmungen  benihende  BUfs- 
kassen.  Nur  wenn  und  insoweit  solche 
Kassen  die  Mindestleistungen  von  Zwangs* 
kassen  gewähren,  ^t  die  Versicherungs- 
pflicht ihrer  Angehörigen  als  erfüllt. 

2.  Ebenso  wie  die  Hilfskassen  sind  die 
bereits  auf  Grund  früherer  Ges^xe  errichteten 
Knappschaf tskassen  in  Wirksamkeit 
gelassen  worden,  welche  auf  Grund  berg- 
rechtlicher Vorschtiftea  der  Einzdlstufeo 
bestehen  und  nur  für  Beiffwerksarbater  in 
Betracht  kommen. 

3.  Audi  die  Innungskrankenkassen, 
welche  für  Geselle,  Lehrlinge  und  Aiteit«* 
von  Innungsmitgliedem  errichtet  sind,  be- 
ruhen  auf  älteren  Gesetzen. 

4.  Ortskrankenkassen  werden  von 
den  Gemeinden  für  die  in  ihrem  Bezirk  be- 
schäftigten Persona  eingerichtet,  sofern 
mindestens  100  YersicherungspfliiMitige  in 
Betracht  kommen.  Sie  sollen  in  d«- Begel 
für  die  in  &nem  Gewerbszweige  oder  io 
einer  Betriebsart  beschäftigten  Personen  er> 
richtet  werden,  sind  also  mdstens  Berufs- 
krankenkassen. 

5.  Betriebs-  (Fabrik-)  Kranken- 
kassen werden  von  den  ^nzelnen  Betriebs- 
untemehmera  für  einen  oder  mehrere  snner 
Betriebe  errichtet  Zur  Errichtung  berech- 
tigt  ist  der  Unternehmer,  wenn  er  in  saiiiem 
Betrieb  mindestens  50  versichernng^Aiditige 
Pwsonen  beediäfti^  Verpfliditet  zur  Es^ 
richtung  ist  er  beispielsweise,  wenn  der 
Betrieb  mit  besonderer  Krankh^tsgefahr 
verbunden  ist. 

6.  Baukrankenkassen  sind  eine  Da- 
terart  der  Betriebskrankenkasaen.  Besondere 
Baukrankenkassen  werden  für  vorübergehra- 
den  Baubetrieb,  in  welchem  eme  grUftere 
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iu^  Ttm  Arbeitern  beschttftigt  wird,  ein- 
?srichtet 

T.  Die  Gemeinde-K.  ist  im  G^osatz 
;u  deo  bisher  angefflhrteD  EasBen  eine 
litomunale  Einnchtoog  und  nur  für  Fer- 
<iBMi  obligatorisch,  velche  in  keiner  an- 
Jereo  Kuee  aufgenommen  sind.  Während 
ilie  tttoicen  Kusen  selbstftndige  Rechts- 
lenSnlioukeit  haben,  eine  besondere  Ver- 
assung  und  besondere  Orguie  besitzen,  ist 
ijje  OemeiDdfr<lL  lediglich  eine  Einrichtung 
•kr  Gemdnde,  velche  daher  auch  die  Ver- 
«iltoDg  fahrt. 

Die  Verfassung  der  Kassen  ist  natnr- 
s^mi&  je  nach  deren  Art  eine  Terschicdene. 
Hi»r  gelangt  nur  die  Verfassung  der  Orts- 
iiTuiieiiiui^n  als  der  wichtigsten  Oi^ani- 
utioQ  zur  Darstellung.  Diese  beruhen  auf 
eiDdoi  von  der  Gemeindebehörde  zu  ent- 
■rerfeoden  und  von  der  höheren  Verwaltungs- 
tetiürde  zu  gimehmigenden  Statut.  IXeee 
einen  von  der  Generalv^rsammluDg 
^vyüteo  Vorstand,  aus  Arbeitern  und  Ar- 
'«tgebem  beetehend,  und  zwar  ist  die  Ver- 
iKtwg  der  Arbeitgeber  zu  bemessen  nadi 
•lern  veriiAltnis  der  von  den  Arbeitgebern 
eigenen  Mitteln  zu  zahlenden  Beitrage 
tm  OesamUietragB  der  Bwtifl^.  Mehr  als 
' '  4er  Stimmen  aarf  den  Arbeitgebern  aber 
«)^r  in  der  GenexalT^sammlung  noch  im 
Vrntaod  eingerftumt  werden.  Die  Arbeit- 
svSer  haben  das  Recht,  sich  durch  ihre 
iMilftsfOfarer  oder  Betiiebebeamte  in  der 
* Wiefalvewamm  lung  vertreten   zu  lassen. 

OenmlTersammlnng  besteht  entweder 
aus  BfaotUcheii  KaBWunitgliedem ,  welche 
cm&jifatig  mild  im  Beiitse  dw  bürgerüdiett 
>jiiwr«£te  sind,  oder  ans  Tertretem,  welche 
^im  (fiesen  Mitguedem  ans  ihrer  lutte  ge- 
vlUt  werden.  Die  letztere  Art  der  Zu- 
«uomensetsong  ist  fOr  Kassen  mit  mehr  als 
Uft  Uit^edem  voigeschrieben.  Die  Ver- 
tretervul  erfolgt  in  geheimer  Abstimmung. 

FQr  die  Entscheidungen  ron  Streitig- 
^"iteo  kommen  die  Terschiedensten  Be- 
k'-T^en  m  Betracht  Solche  zwischen  Ver- 
-liii^rten  und  ihren  Arbeitgebern  und  den 
l^Mf-o  eotsdieiden  die  AufsichtsbehSrclen. 
lie  Eotecheidung  kann  binnen  vier  Wochen 
urä  der  Zustellung  mittels  Klage  beim 
AmUgeridit  angefochten  werden.  Streitig- 
i-^lea  zwischen  Arbeitgebern  und  Aibeit- 
t^hmeni  Ober  Berechnung  der  Beiträge  usw. 
r^tK^ciden  die  Gewerh^erichte  oder  auch 
'L«  ordentlidiaL  Gerichte. 

Ceber  alle  Kassen  steht  der  Staatsbehörde 
"n  weitgebendes  Aufsiohtarecht  su.  fSne 
H^tvirkanK  des  BncfasTorncherangiamts  bei 
^  K.  findet  nicht  statt 

Die  E.  hat  das  ProUein  der  Kassen- 
kritlrage  geseitiat 

L  Bttm  KranKenarztqntem  bestimmt 


die  Kasse  den  Arzt  oder  stellt  sogar  be- 
stimmte Aerzte  fOr  ihren  Zweck  an. 

2.  Bei  der  unbesdufinkten  freien  Arzt- 
wahl wird  dem  Versicherten  die  Wahl  der 
Aerzte  Überlassen  und  zwar  unter  allen  im 
Kassenbezirii  ansässigen. 

3.  Bei  der  freien  Arztwahl  im  engeren 
Sinne  steht  dem  Erkrankten  die  Wahl  unter 
denjenigen  Aerzten  zn,  die  sich  bereit  er- 
klärt haben,  zu  den  von  der  Kasse  aufge- 
stellten Bedingungen  die  Versicherten  zu 
behandeln.  Als  Hontnierung  kann  zwischen 
Arzt  und  Kasse  die  Bezahlung  nach  Einzel- 
leistungen mit  bestimmten  oder  unbestimmt«! 
Sfitzen,  mit  oder  ohne  em  Jahresmaximum 
oder  einem  festen  G«halt  fOr  das  Jahr  oder  auf 
den  Kopf  der  Mitgliederzahl  bestimmt  sein. 

Die  Mehrzahl  der  Kassen  hat  das  Kassm- 
arzts^tem  gewählt;  doch  finden  ai^  auch 
eine  ganae  Reihe  solcher,  welcto  das  Syiriem 
der  &eien  Arztwahl  im  engeren  Sinne  be- 
vorzugen. IHe  Yoriiemchfut  der  Arbeiter 
in  den  Krankenkassen  mußte  naturgemäß 
dazu  führen,  daß  die  Arbeiter  ihr  nun- 
mehriges üebergewicht  auch  politisch  aus- 
zubeuten suchten.  So  sind  heute  die  Kranken- 
kassen durdiweg  von  sozialdemokratischen 
Beamten  geleitet. 

d)  DieVersioheruiigaleiBtuiigen.  I.Bei 
den  Leistungen,  welche  die  Organe  der  K. 
gewähren,  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
Mindestleistungen,  die  das  Gesetz  ge- 
nau umgrenzt  und  Höchstleistungen, 
welche  das  Gesetz  für  die  meisten  Kiesen 
ebenfalls  festsetzt.  In  der  R^l  gehen 
die  Leiatnngen  der  Kassen  über  das  vom 
Gesetz  festgestellte  Minimum  hinaus. 

Als  Mindestleistungen  sind  die  Unter- 
stützungen anzusehen,  welche  die  Gemeinde- 
K.  zu  leisten  hat. 

Hier  ist  zu  ^währen: 

1.  Vom  B^nne  der  Krankheit  ab  freie 
ärztliche  Behandlung,  Arznei,  sowie  Brillen, 
Bruchbänder  und  ähnliche  Heilmittel; 

2.  im  Falle  der  Erwerl^nfähigkeit  vom 
dritten  Tage  der  Erkrankung  ab  für  jeden 
Arbeltstag  eva  nach  Ablauf  jeder  Woche  zu 
zahlendes  Krankengeld  in  Höhe  der  Hälfte 
des  ortsüblichen  Tagebhnee  gewöhnlicher 
Tagearbeiter : 

3.  an  Steile  der  unter  1  und  2  genannten 
Leistungen  kann  ^e  Kw  und  Vetpflegung 
in  einem  Erankenhause  treten,  bei  ünver- 
heirateten ,  ohne  Familienznsammenhang 
lebenden  Personen  oder  z.  B.  bei  anstecken- 
den Krankheiten,  ohne  daß  es  der  Zustim- 
mung bedarf.  Die  Angehörigen  des  in  einem 
Krankenbause  Untergebrachten  erhalten  die 
Elälfte  des  Krankengeldes,  falls  ihr  Unterhalt 
bisher  aus  dem  Arbeitsverdienst  des  Er- 
krankten bestritten  worden  ist 

Was  die  Dauer  der  XiOistuDgen  anbe- 
langt, so  richte  sich  diese  nach  der  Daner 
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der  Krankheit,  werden  aber  höchstens  für 
26  (frflher  13)  Wochen  gewährt. 

Diese  MindestleistuDgeii  können  durch 
besonderen  Oemeindebeschluß  in  gewissen 
Beziehungen  erweitert  werden,  beispiels- 
weise durch  Zahlung  des  Krankengelds 
schon  vom  Tage  des  Motritts  der  Erwerbs- 
unfthigkeit  ab  sowie  für  Sonn-  und  Fest- 
tage^ oder  durch  Unterstützung  der  dem 
Yersicherungszwang  nicht  unterhegenden  er- 
krankten Familienangehörigen. 

Die  Mindestleistung  der  freien  Hilfskassen 
muß  deijeni^n  der  Gemeindie-K.  entsprechen, 
wenn  die  Hilfskassenmitglieder  von  der  Ver- 
sicherune bei  dner  anderea  Kasse  befreit 
sein  wolleD. 

Die  Mindestleistungen  der  Gemeinde-K. 
erhöhen  sich  bei  Orts-,  Betriebs- ,  Bau-, 
Innung  und  Knappschaftskassen  dadurch, 
daß  hier  nicht  der  ortsübliche  Tageloha  ge- 
wöhnlicher Tagearbeiter  zugrunde  gelegt 
wird,  sondern  der  durchschnittliche  Tage- 
lohn derjenigen  Arbeiterklasse,  für  welche 
die  Kasse  besteht,  soweit  er  4  M.  nicht 
fibersteigt.   Hierzu  kommen  femer: 

1.  eine  Wöchnerinnenunterstützung  in 
Höhe  des  Krankengeldes  auf  die  Dauer  von 
sechs  Wochen  nach  der  Kiederkunft; 

2.  ein  Sterbegeld  im  zwanzigbchen  Be- 
trage des  durchschnittlichea  Tagelohnes. 

lüne  Erweiterung  auch  dieser 
Leistimgen  brä  den  zuletzt  ^nannten  Kassen 
ist  znlftsffl^,  aber  nur  in  bestimmtem  ümfan^. 

Die  Kassen  haben  aber  nicht  nur  die 
jlilOglichkeit  dner  Erwdterung  sondern  auch 
die  einer  Beschränkung  ihrer  I^eistun^n 
insbesondere  für  den  Fsm,  daß  ihre  Mit- 
glieder einer  anderweitigen  K.  angehören 
oder  die  Kiwse  durch  eine  mit  dem  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bedrohten 
strafbaren  Handlung  geschädigt  haben,  sich 
eine  Krankheit  vorsätzlich  oder  durch 
schuldhafte  Beteiligung   bei  Schlägereien 


Am 

Ende 
des 

Jahres 
1885 
1890 
1895 
1900 
1904 

1890 
1896 
1900 
1904 


Zahl  der  Versicherten 
Gemeinde-    Orta-    Betriebs-  Ban- 

E  a 


oder  Rauffällen  oder  durch  Trunkfilligkeit 
zugezogen  haben.  Im  übrigen  ^ielt  das 
Verschulden  der  Krankheit  durch  den  Ver* 
sicherten  keine  Rolle. 

n.  Die  Leistungen  der  Kassen  beruhen  auf 
Beiträgen  der  Arbeitgeber  und  der  ver- 
sicherten Arbeiter,  und  zwar  zahlen  erstere 
'/s,  letztere  Va.  Freiwillig  versicherte  Ar- 
beiter haben  die  gesamten  Beiträge  selbst 
zu  entrichten.  Was  die  Höhe  der  Beiträge 
betrifft,  so  ist  diese  verschieden  nach  dem 
Umfang  der  Leistungen.  Die  Beiträge  der 
Arbeiter  dürfen  bei  den  Orts-  und  Betriebs- 
krankenkassen höchstens  2—3  %  des  Lohnes, 
bei  der  Gemeinde-K.  l'/s— 2"/©  des  Lohnes 
betragen,  unterliegen  dagegen  keiner  Be- 
schränkung bei  den  freien  Hilfskassen.  Zu 
den  Beiträgen  hinzu  kommen  etwaige  Ein- 
trittsgelder, Strafgelder  und  Zinsen  aus  den 
Vennögensanlagen.  Reichen  die  Einnahmen 
aus  den  Beitr^n  nicht  aus,  so  kann  eine 
Erhöhung  in  gewissen  Grenzen  stattfinden, 
reichen  auch  diese  nicht,  so  hat  bei  der 
Gemeinde-K.  die  Gemeindekasse  zunächst 
Vorschüsse  zu  leisten,  bei  dauerndem  Un- 
vermögen die  Kasse  überhaupt  zu  halten. 
Ortskrankenkassen  müssen,  wenn  die  Mit- 
gliederzahl dauernd  unter  50  sinkt,  oder  bei 
unzureicheuden  Mitfein  geschlossen  werden. 
Die  Versicherten  wraden  dum  der  Oemeinde- 
Tersicheruug  fiberwiesen. 

e)  StatlBttk.  Die  Gesamtzahl  der  in  der  K. 
versicherten  Penoneo  betmg: 

%o  der       "U  der 
Gesamt-  erwerbt. 
BevClkg.  BevOlkg. 
1885  4  670  959  =   ICD  ? 

1890  7018483  =  143  ? 

1895  8  005  797  =  154  5«! 

1900  IG  159 155  =  181  625 

1901  II  418446  =  192  764 

Die  VerteUong  der  Mitflieder  anf  die  tm- 
zelnen  Eassenaiten  am  Ende  der  Jahre  ist  aas 
der  folgenden  Ueberaicht  zu  ersehen. 

in  den  einzelnen  Kassenarten 
InnnngB-  eingeachr.  Hilfsk.  Landenechtiiche 
s  8  e  n 


586  584 

I  534  888  I  361  200 

12  115 

24  879 

730  722 

143  785 

1  056  726 

2559761  1689977 

10  834 

61  554 

821  403 

142573 

1  222  737 

3287  712  1  929010 

15081 

102  857 

671  607 

59880 

I  353  378 

4  220  986  2  465  633 

13613 

173  295 

844  347 

45080 

I  515  789 

5337967  2693927 

22  712 

249  054 

853  897 

37374 

Von  100  Versicherten  kamen  anf  die  einzelnen  Kassenarten: 

16,7 

40,4  26,6 

0,2 

1,0 

13,9 

2.2 

16,8 

45,1  26,5 
46.3  27,0 

0,2 

',4 

9,2 

0,8 

14,8 

0,2 

1,9 

9,3 

o»5 

I3r3 

46,8  23,6 

0,2 

2,2 

7,5 

0,3 

Es  ergibt  sich,  daß  in  allen  Jahren  und  zwar '      Es  betraf  die  Gesamtzahl  der  am  Jahres- 
stettg  zunehmend,  die  meisten  Versicherten  in  !  schloß  KraDkenversicberten  in  Prozente  der 
Ortskrankenkassen  versichert  waren,  daß  nach  Bevtilkemng  des  Deutschen  Reichs: 
diesen  stets  die  Betrieb8-(Fabrik-)krankenkaa8en         1885      10,0  1900  18,0 

und  sodann  (in  den  sechzehn  Jahren  1888  bis  1903)         1690      13,8  1903  18,6 

die  Gemeinde-K.  die  meisten  Mitglieder  hatten.         1895      15,3  1901  19,2 
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fnTtRtaniif  Ton  e)  Statistik  s.  die  Tabellen 
»uf  8.  3U  n.  316. 

4.  Die  S.  im  AoRland.  m)  Oesterreich, 
üncaraniidXinxembiirg.  Aafier  dem  Deutschen 
ileieb  kennen  bia  bente  eine  Arbeiter-K.  im 
'tfcren  Sinne  d.  b.  mit  Yersicbeningszwang 
nur  Ooterreicb,  Ungarn  nnd  Laxembarg. 

Oesterreich  hat  die  Zwangs- K.  dnrch  das 
iifvts  Tom  30.ßXl.  1688  eingoQhrt,  welches 
•inrcb  das  Gesets  vom  i.ßV.  1889  abg«ftndert 
vihI  e^inzt  worden  ist.  Die  (fsterreichisehe 
X  ift  nicht  so  nm&usend  wie  die  deutsche; 
ifare  Organisation  entspricht  aherim  allgemeinen 
in  dentechen.  InsbMondere  hat  man  anch  in 
(>aterreieh  die  Altere  Form  genossenscbaftlicber 
Eitnkenkassen  beibehalten,  die  anf  Gnmd  der 
•»  «erbeordnong  errichteten  Bmderladen,  Knapp- 
•rhiftskassen  und  Vereinakassen  nach  MaQgabe 

VereinsgesetEea.  Die  wichtigsten  Xassen- 
lonMft  fftr  Oesterreich  sind  die  Besirkskranken- 
kzwB,  die  fOr  jeden  genchttiehen  Bezirk  be- 
«tcbra  und  keine  bemfliche  Gliederung  anf- 
vM<eB.  Daneben  kennt  Oesterreich  Betriebs- 
imd  Baokrankenkassen.  Nach  dentschem  Unster 
•mi  hier  ebenfalls  Mindestleiatnnnn  nnd 
ViiinaUeistnttgen  eingeführt ,  die  aber  hinter 
Jea  deatschen  anrAckbleiben.  Die  Aufbringung 
'l>-r  Mittel  ist  im  wesentlichen  wie  in  Deutsch- 
lud  geregelt. 

In  Ungarn  ist  die  Zwangs-K.  durch  da« 
•'rtftz  Tom  9/iy.  1Ö91  eingeführt  in  Anlebnnng 
u  die  Osterreichischen  Bestimmungen,  aber 
4»>>h  mit  einer  «emlicb  großen  Anzahl  von  Ab- 
»•nehnagen,  welche  sich  auf  den  Personenkreis 
'rnreeken;  n.  a.  kamt  das  ungarische  Recht 
aar  rinen  gesetzlidien,  keinen  statutarischen 
Vfmcbeningszwang.  Die  Versichernngsorgane 
Mtiiprecben  den  österreichischen.  Anch  hier 
i;ibt  es:  Bezirks-,  Betriebs-,  Bau-,  Gewerbe-, 
äfirporations-Krankenkassen  ,Bergwerks-^mder- 
Utlra  und  Vereinskassen.  Während  die  Ober- 
c7F£ze  der  BeitJ'agslast  für  Arbeiter  nnd  Arbeit- 
z^i^  znsammen  in  Oesterreich  4  '/i  %  des  Lohnes 
l^trigt.  ist  die  Xonn  für  TJnnm  3%,  kann 
Iber  nnter  UmsUnden  bis  anf  &%  erhöht  werden, 
la  DentKhland  zwischen  3  und  G%) 

Luxembvrg  ist  das  dritte  Land,  welches 
'In  d'Btachen  K^ffefolgt  ist,  nnd  zwar  dnrch 
f'"9ftt  Tom  31  ./Vn.  1901.  Von  Besonderheiten 
yndieat  berToreehobeo  zu  werden ,  daO  in 
I.DxnDbnrg  die  Hausindostriellen  dem  gesetz- 
litbm  Veraicfaemngszwang  nnterliegen.  TiHger 
i^i  K.  sind  hier  anerkannte  Hilfskassen,  Fabrik- 
U'i  Bezirhskrankenkassen ,  nnter  welchen  den 
^rMteni  die  Wahl  freisteht.  Die  Leistaugen 
4rr  Kassen  rind  in  Luxemburg  nicht  nur  ge- 
nafu*  wie  in  Deutschland,  sondeni  audi  ge- 
nwir  wie  in  Oesterreich  und  Üngam. 

Vim  sonstigen  Ländern  kennt  Frank- 
f»if  h  auf  (Jnmd  der  Gesetze  vom  29./VL  1894, 
19  ,  XU.  1894  eine  K.pflicht  für  die  Berg- 
'rntt.  Ja  der  Schweiz  ist  die  Ton  der  Begie- 
nig  beabsichtigte  obligatorische  K.,  nachdem 
bereits  die  Genehmigung  vom  Nationalrat 
••^4  'tinderat  erhalten  hatte,  in  der  Volksab* 
•«^iBDnng  19UÜ  mit  beträchtlicher  Majorität  ab- 
r*VkBt  worden.  Ebenso  ist  bisher  die  Ein- 
t>'  »nag  gesdieitert  in  l^i  o r  w  eg e u  nnd  anderen 
Ua4en.  In  Schweden  werun stets BeitrXge 
n>  4^  eingetragnen  Hilfikaiseo  zur  Deckung 
''r  Vcnralmagskosta  genithrt.  wdche  je  nacJi 


Anzahl  der  Hitglieder  zwischen  1  Kronen  und 
85  Oere  betragen. 

Zu  erwähnen  ist  die  Vorschrift  der  russi- 
schen Gewerbeordnung  Tom  Jahre  1886  nebst 
Novelle  von  1893,  anf  Grund  deren  die  Arbeit- 
geber rerpflichtet  sind,  erkrankten  Arbeitern 
ärztliche  Hilfe  nnd  Heilrerfahren  hostenfrei  zu 

gewähren.    Im  ehemaligen  £linigreich  Polen 
eatand  eine  Zwan^^K.  für  die  in  Bergwerken 
beschäftigten  Arbeiter. 

In  einer  Bähe  weiterer  Under,  insbesondere 
in  Holland,  der  Schweiz  usw.,  beschäftigen 
sich  die  geaet^ebenden  Faktoren  mit  der  Mn- 
fUhrnng  einer  Zwangs-K. 

b)  UebrigeliSiider.  In  allen  übrigen  Ländern 
ist  die  K.  der  freien  Selbstbeteilignng 
den  in  Betracht  kommenden  Bevölkernngskreisen 
überlassen.  Durchweg  finden  wir  aber  mehr  oder 
minder  die  K.  der  Arbeiter  mit  freien  Vereini- 
gungen der  verschiedensten  Art  ausgebildet,  und 
fast  überall  hat  die  Gesetzgebung  mit  den  Organi- 
sationen, welche  der  E.  dienen,  sich  bescbftrtigt. 

Den  grßßten  Gegensatz  zur  dentschen  K. 
bildet  die  englische  K. ,  welche  vollkommen 
anf  der  freien  Initiative  der  ArheiterbevSlkerung 
beruht.  Trftger  der  englischen  K.  sind  eine 
groüe  Beifae  verschiedenartiger  Organisationen, 
anter  denen  die  Friendly  Societies  Hilfskassen 
(s.  d.  Art.  oben  S.  90)  eine  besondere  Bolle 
spielen,  daneben  die  Trade  ünions,  Gewerk- 
vereine (s.  d.  Art  oben  Bd.  I  S.  1088  fg.) 
Hauptmangel  des  englischen  Systems  ist  der 
Umstand,  dafi  gerade  die  hilflosen  Arbeiter  un- 
versichert  bleiben,  nur  die  Arbeiterelite  in  der 
E.  ist,  welche  jedoch  an  einer  sehr  großen  Zer- 
splitterung der  Kräfte  leidet ;  ein  Vorzug  ist  in 
der  großen  Anpassungsfähigkeit  an  die  wech- 
selnden Bedürfnisse  der  verschiedenen  Arbeiter- 
klassen zu  sehen.  Wenn  anch  noch  bente  eine 
große  Anzahl  der  der  englischen  E.  dienenden 
Kassen  nicht  als  solvent  nnd  versichemngs- 
technisch  einwandfrei  zu  bezeichnen  üt,  so  hat 
doch  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  großer 
Fortschritt  stattgefunden. 

Die  Hitgliederzahl  der  eigentliidien  Friendly 
Societies  wird  für  Ende  19(S  auf  5,6  Hill,  an- 

fegeben.   Die  freiwillige  K.  Englands  ist  als 
erartig  befestigt  anzusehen,  daß  eine  obligato- 
rische E.  völlig  aussichtslos  erscheint. 

In  Frankreich,  Belgien,  Holland,  der 
Schweiz,  den  skandinavischen  Län- 
dern und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika sind  Träger  der  K.  die  Hilfskassen 
(vgl.  d.  Art.).  In  Amerika  spielen  die  Hand- 
werkervereine und  die  Brüders(uiaften  der  Lohn- 
arbeiter eine  große  BaUp. 

Daß  die  freiwillige  K.  hei  den  Hiltikassen 
seibat  bei  den  in  anderer  Beziehung  so  hervor- 
ragenden engliscfaen  Eassen  durchaus  nicht  an 
das  System  einer  Zwangs-K.  heranreicht,  liegt 
bereits  in  dem  Umstand  begründet,  daß  die 
Kassen  als  Versichernngsvereine  mit  geschäft- 
lichen Prinzipien  eine  gesundheitliche  Grenze 
ziehen,  unterhalb  deren  eine  Annahme  von  ver- 
sieh ernngssiichenden  Personen  nicht  erfolgt. 
Häufig  mUssen  sich  diese  vielmehr  einer  änt- 
lichen  Prüfung  nnterziehen.  Dazu  kommt  oft 
eine  Einkommengrenze.  Beispielsweise  muß  bei 
einer  der  bedeutendsten  engliscnen  Organisations- 
formen  der  Eintretende  ein  Einkommen  Ttm 
mindestens  24  Shilling  wSchentlich  nachweiBen. 
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Jahr 

Einnahmen 

Ausgaben 

Ein- 
nahmen 
Qberfaanpt 
H. 

Beitrü 
Arbeit- 
geber 
H. 

ge  der      { Zinsen  n. 
Ver-  sonstige 
sicherten  Einnahm. 
■  M.      '  M. 

Ansiraben  Entsch&di- 
übXnpt 

H.  M. 

Erankhei 
Qberh&npt 
H. 

takostea 
Arzt  usw. 
M. 

1866 
1890 
1896 
1900 
19M 

65  408444 
104  835  695 
134  704  aa6 
193  »30*74 
364  819  404 

17  387  416 
29  149  136 
39  »6»  552 
56501  755 
79  413  599 

45  "9019 
71 107587 

89448919 
136  330  149 
172566398 

2  902  009 
4578972 
6  093  755 
10  408  370 
13  839  407 

57787750;  54  139  3»  i|  52663574 
98  061  7091  93351472  90932618 
122  599623  115  513  015' 114 001  326 
185  123  396  1 74  932  541 ;  1 72  393  378 
351  468  1661337  107  6fo;333  160688 

9  966  774 
17  830  367 

24  394  799 
36061  390 
50460598 

Jahr 


Hit  Erwerbsnofahigkeit  verbandene 
ErkraukangsfäUe 


Uberhanpti  Männer 


Franen 


Erankheitstage 
überhaupt  [  Männer  Franen 


1886 
1890 
189Ö 
1900 
1901 


1  956  635 

2  627  124 
2  943 '59 
40234»! 
4643  679 


I  637  965 

3309915 
2413773 
3  283  1 1 7 
3  686  498 


318670 
417209 
529386 
740  304 
956  181 


27  864  226 
42  002  835 
50  301  640 
70  146  991 
90051  510 


23  383  9741  4480252 
34833875I  7  168960 
40  275  713, 10025  927 
55  272 077;]48749i4 

67833772  32  218  738 


Literatar:  (Außer  der  in  den  Artt.  „Arbeiterver- 
tieherung"  und  „Ei^tkaaten'^  angeßihrlen):  Druck- 
eachen  det  Beichttag»  aua  den  Jahren  1880 — 8S, 
l$$^S6—86,  1900,  190e—0S.  —  Statistik  de» 
DtuUehen  Reiche,  Jährlich  ereeheinend,  Berlin, 
Kommentare  von  PUoty ,  II.  Avf.,  1904.  — 
V.  Woedtke  %nd  Eueken 'Addenhauten, 
XI.  Avfi.,  im.  —  Hahnj  V.  Ayß.,  1906.  u.  v.  a. 
vmr^eiehe  ferner:  Art.  „Krankenrertiekerun^', 
von  van  der  Borgh$,  im  H.  d.  SU,  t.  A^ß., 
Bd.  V,  S.  S60 Jg.  —  Oeber  die  privtUe  Kranken- 
vereicherung  vgl.  Manee,  Vereieherungtweeen, 
Leiptig  1905,  i  S4-  Alfred  Manea. 


Xradlt 

1.  Wesen.  3.  Arten  des  E.  3.  Entwickelong 
und  Tolkswirtaefaaftliche  Wttrdigongdes  E.  4.  Das 
Kj«cht. 

1.  Wesen.  Das  Erwerbsleben  stützt  sich 
in  weitem  Maße  auf  Vertrauen.  Wer  eine 
Ware  kauft,  verläßt  sich  in  bezug  auf  Güte 
und  Freiswertigkeit  vielfach  auf  die  Firma, 
bei  der  er  kauft;  wer  ein  Gut  verpachtet, 
wählt  den  Päcditer,  von  dem  er  erwartet, 
daß  er  das  Gut  nicht  deterioriert  Allein 
nicht  alle  Geschäfte,  bei  denen  das  peraÖD- 
Uche  Vertrauen  eine  fiolle  spielt,  nennt  man 
K.ge8dULfte-,  wir  sprechen  von  solchen  nur, 
wenn  Löstung  und  Gegenleistung  zeitlich 
auseinanderfallen ;  man  kann  deshalb  E. 
definieren  als  das  Vertrauen,  daß  eine  für 
eine  L^stung  versprochene  Gegenleistung 
ei^üUt  werde,  also  auch  erfOUt  werden 
k&nne  bezw.  müsse;  daher  auch  Aus- 
sprQdie,  wie:  Der  Mann  hatK.  Gewöhnlich 
imd  eine  noch  weitergdiende  Einschifia- 
kuDg  voi^nommen,  wenn  man  von  K.ge- 


Bchftften  spricht;  es  ist  wenigstens  nicht 
allgemm  üblich,  die  Padit-  und  Miet» Ver- 
träge über  Immobilien  und  die  Gebrauch»- 
leihe        E.geBchäfte  zu  bezeichnen,  da 
hier  der  verliehene  G^nstand  im  £^Qtum 
des  Verleihers  bleibt;  wohl  aber  ist  es  all- 
gemein gang  und  gäbe,  dann  von  E.vov 
i  nftltnissen  und  K-geschäften  zu  sprechen, 
I  wenn  es  sich  bei  der  Verleihung  um  Güter 
Ihuidelt,  die  in  das  SSgentum  des  Ent- 
I  leihers   übergehen   und   bei   denen  der 
'  ausbedungene  Ö^enw^t  dn  fungibles  Gut, 
I  unter  heutken  veiiüUtniBsen  also  medatens 
iQ^ld  ist    Das  sind  die  K.ge8chftfte  im 
{strengsten  Sinn  des  Wortes.    Nur  diese 
,  werden  in  diesem  Arti^l  behandelt 

I  2.  Arten  des  K.  Je  nach  der  Leistung, 
|die    gewährt    wird,    kann    man  Dar- 

lefaens-K.,  Bank-  und  Waren-K.  unter- 
I  scheiden ;  beim  Darleh^i  ist  die  hinge- 
'  gebene,  d.  h.  verliehene  Sache  Geld  oder 
,  eine  andere  fungible  Sache :  beim  Waren- 
I K.  wird  der  Preis  der  verkanftOT  Waren 
I  gestundet ;  ist  die  hingegebene  Sache  nicht 
I  Geld,  sondern  ein  auf  Geld  lautendes  For> 
I  denm^recht,  so  kann  man  (mit  Lexis)  von 

Bank-K.  sprechen ,  weil  bei  Banken  ge- 
'  rade  diese  Form  vielfach  voi^mmt :  so, 
,  wenn  sie  Wechsel  kaufen,  Lombarddariehen 
j  geben,  die  I^lehenssumme  aber  Über  Otio- 
I  konto  gehenlassen  oder  Banknoten  herg^wn, 
'  oder  wenn  sie  Wedisel  auf  äeh  dehen  ussen 
i  (Accept-E.). 

'     Oer  K.  ist  entweder  ein  anmittel- 
.barer  oder  Übertragener;   wer  eine 
Banknote  von  der  ausstellenden  Bank  in 
,  Zahlung  erhftlt  und  annimmt,  schenkt  dieser 
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AoBgaben 

VermOiren 
M. 

Amei  n.  '  Krankel 
Hciloittel .  Kit^eder 

RrankheitBkosten 
»«»der  Wöch- 
An^hfir.  nermnen 

Kr«ik«iib. 

Rekon- 
vaJeBzenten 
M. 

Sterbe- 
geld 
M. 

Sonstige 
Leia- 
tn^en 

Gesamt- 
Terwal- 
tnng 
M. 

icSjs?^!  46 193274 
1= ♦81350  4*687456 

ivW95»5  49286443 
1x9033  76465046 
M9$Kot3  103  303413 

348660    661  163 
603  7151 1  017018 
840  498'  I  S24  994 

1  536  804'  2558313 

2  656  964^  9  389  131 

5  128  911 
9822878 
14  038  691 
21  865  348 
31  121  103 

2  381  930 

3  499934 
3  986  376 

5  677  545 
6472  477 

t  475  737 
1  418854 

1  511  689 

2  629  263 

3  946  922 

3  648  439 
5710237 
7086608 
10200  855 
14  300  556 

31  782  095 
83  709  793 
"5538  247 
176  594259 
312  840  205 

Vt/TtnneD ;  ebenso,  wer  eiDe  Banknote  von 
^wm  Dritten  wuiimmt;  in  dleeem  Fall 
Tud  aber  nidit  dem  Dritten,  acnitern  -wieder 
Urs  Bank  Vertiauen  geschenkt,  deshalb 
:tn  twfiit»  Fall  ein  übertragener,  im  ersten 
f  «II  «in  unmittelbarer  K.  vor. 

Nach  der  Art  der  Sicherheit,  die  der 
S  hiildoer  dem  Glaubiger  gewahrt,  unter- 
M neidet  man  Personal-  und  Real- 
R-  Bei  ersterem  berücksichtigt  der  Dar- 
i^tien^eber  die  persönlichen  Sägenschaflen 
d-j  Entlehners,  seine  Fähigkeiten,  Ge- 
*.?hiftskeuntnis ,  Kechtschalfenheit  —  Fall 
d«.  reinsten  Personal-K.  — ,  häufiger  aber 
U&t  er  zn^eich  auch  das  7enn^en  des 
>«-hnldDer8,  das  projektierte  Unternehmen, 
win  Wannlager  u.  d^L  ins  Atige ;  aber  eine 
Aawräung  auf  spezielle  TermögenBobjekte 
QQterUeibt.  Dieser  Peraonal>E.  findet  die 
»wpedehnteete  Aovendung;  man  denke  nur 
■u  (Ue  üirokapitalien  und  Depositen^  die  den 
Buken  c^e  alle  Deckung  kreditiert  wer* 
4»,  in  die  enormen  Betrage,  die  beim 
ViRovokaaf  mit  Zahlangsaufechub  -  vo> 
komm«,  an  die  Spa^assengutbaben,  an  die 
Hurtigen  Sdralden  der  SeLbstrerwaltu^s- 
LCrpo-  and  Staaten,  wo  eine  spezielle  Ver^ 
fUödiug  entweder  fehlt  oder  schwer  leali- 
-Hftor  ttt  kvxAi  die  Wedisel  sind  hierher 
IQ  ziblen,  wenn  auch  das  ganze  'Wechsel- 
p^-ht  den  Zugriff  auf  das  vorhandene  Ver- 
iftSgen  sehr  erleichtert ;  femer  sind  die  Bflrg- 
»kilten,  die  solidarischen  Haftungen  für 
'''^  Fetsonal-K.  wichtig.  Anderer  Art  ist 
•trr  Real-K.,  der  ein  spezielles  Unterpfand 
Ujiiils  ^chening  der  Forderung  voraussetzt 
«aa  je  nach  Art  des  Unterphndes  Hypo- 
iM«D-  oder  I^mbard-K.  ist,  iüer  kann  das 
V^itnoea  in  die  Person  des  Schuldners  ganz 
t^^oeren;  der  Darlehms^ber  weifi  z.  B., 
•Uk  der  Schuldner  den  Zins  nicht  zijüen 
da  derselbe  sonst  nur  noch  ein  mini- 
»u!«»  Snkommen  für  sich  behielte ;  gleich- 
V'^l  gibt  er  das  Darlehen,  wenn  das  Pfand 
»fwichi:  bei  vielen  Geschäften  des  Real- 
ie kennt  der  QlAubiger  den  Darlehens- 
iKiaaes  gar  nidit,  z.  6.  bei  Öffentlichen 
[V'lhaiwfrm :  auch  sonst  tritt  beim  Beal- 
k  im  sobielrtive  V^txaoen  zurück ;  dag^n 
mua  laäx  in  andwer  Achtung  das  v»- 


trauen  geltend,  nftmlich  in  bezug  auf  die 
Dauer  der  verpfändeten  Sache,  auf  die  Be- 
stlhid^ät  ihres  Wertes,  auf  die  eventuelle 
Mfigliciikat  oder  Leicht^keit  ihrer  Um- 
wandlung in  Geld;  man  kann  also  irohl 
auch  für  den  Real-E.  mit  Leroy-Beau- 
lieu  das  Yertrauensmoment  als  Voraus- 
setzung des  E.  gelten  lassoi;  unsere  otüge 
Definition  von  E.  ist  so  gefaßt,  daß  sie  kqxAl 
diesen  Fall  deckt. 

Nach  der  Dauer  ist  der  E.  ein  lang- 
fristiger oder  kurzfristiger;  diese 
Unterscheidung  ist  wichtig,  weil  die  ganze 
E.organiBation  davon  abhlüigt  und  die  ver- 
schiedene Holle  des  Eaptals  darin  zum  Aus- 
druck kommt. 

Nach  den  Zwecken  des  Gläubigers  nennt 
man  den  langfristigeu  E.  auch  vielfach  An- 
lage-K., weu  der  Gläubiger  hierbei  ^en 
langer  dauernden  Zinsgenufi  sich  zu  ver- 
schaffen wünscht,  den  kurzfristigen  dag«»n 
Umlaufs-  und  Handels-E.,  w^  er  dem  Be- 
dfirfnw  nach  umlaufende  Eapital  bei  Her- 
stellung und  Umsatz  der  Waren  dient  und 
namentlich  den  Banken  Gelegenheit  gibt, 
die  toten  Eassenbestände  der  XSnzelwirt- 
schaften,  soweit  sie  ihnen  zufließen,  zu  ver- 
werten und  den  ZahlungsvOTkehr  zu  er^ 
leichtem. 

Nach  den  Zwecken  des  Schuldners  spricht 
man  von  produktivem  und  konsum- 
tivem £.,  je  nachdem  das  Darlehen  be- 
hufs Verwertung  in  der  Produktion  und  im 
Erwerb  oder  zum  persönlichen  Verbrauch 
benutzt  wird.  Auch  bei  Staaten  wendet 
man  diese  Bezeichnungen  vielfacli  aUj  so 
den  Ausdmck  Eonsumtiv-E.,  wenn  Anleihen 
zu  leichtfertigen  und  unglücklichen  Kri^n, 
zu  unzweckmäßigen  und  verschwenderischen 
Maßnahmen  im  Innern  venA'endet  werden. 

3.  Entwickelnng  und  Tolksvtirtsch^- 
liche  Wilrdigong  des  K.  Parallel  mit 
der  steigenden  Kapitalbildung  und  Produk- 
tivität, dem  Fortschreiten  der  Graittung,  der 
zunehmenden  Kechtssicherheit,  dem  Ausbau 
der  den  K.  stützenden  Versicherungen  (man 
denke  nur  an  den  Immobiliar-K.  bei  Ge- 
bäuden sowie  an  die  verschiedenen  Ertrags- 
versichemngen),  der  Weiterbildung  der  Wert- 
iwpiere,  der  Entstehung  und  Ausdehnung 
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der  maonigfaltigsten  Banken  ist  das  K.weseo 
emporgewachsen  und  durchsetzt  heute  in 
so  reicher  Verflechtung  die  Volkswirtschaft, 
daß  man  diese  nicht  mit  Unrecht  nach 
ihrem  Verkehrszustande  als  K.wirtschaft  {s. 
d.  Art.  unten  S.  322  fg.)  im  Gegensatz  zu  der 
früheren  (reld-  und  Katuralwirtschaft  be- 
zeichnet 

Die  beiden  Zweige  des  K.,  der  konsum- 
tive und  pi-oduktive,  nehmen  an  dem  Wachs- 
tum nicht  gleichen  Anteil;  in  eben  dem 
Mafi,  als  der  erstere  zurilckging,  in  dem- 
selben, ja  noch  in  viel  stärkerem  hat  sich 
der  andere  ausgedehnt;  der  konsumtive  E. 
ist  äne  Art  Nebenast  geworden,  der  sich 
zwtff  oft  als  ein  krankhafter  Zweig  darstellt, 
aber  doch  durch  die  Leihhäuser  und  viele 
gesetzgeberische  und  andere  Einrichtungen 
gesunder  geworden  ist 

Spielte  sich  in  älterer  Zeit  derK.  ^ßten- 
teils  in  lokalen  Grenzen  ab,  so  reicht  b^ 
dem  heutigen  Weltverkehr  sein  Arm  über 
die  ^ze  Erde.  Das  gilt  sowohl  vom 
Sffenuichen  als  privaten  £.  Die  PrOfung 
der  £.wOrdigkeit  wird  fflr  die  GeschSfte- 
leute  immer  sdiwieriger,  was  besondere  Be- 
mfsanstalten  für  Eruiemng  derselben  nötig 
gemacht  hat  (sog.  KAUskimftsbiireaiis.  s.  Art. 
..Auskunftswesen,  kaufmännisches"  oben  Bd.  I 
S.  274  fg.). 

Der  eminente  Nutzen  des  modernen  K.- 
wesens  liegt  in  folgendem :  Vor  allem  sichert 
es  den  steten  Gang  der  Produktion,  erleich- 
tert den  Absatz  der  Produkte  und  vermehrt 
die  Umsätze.  Würde  die  Produktion  immer 
nur  im  Ausmaß  barer  Slittel  funktionieren 
können,  so  würde  sie  nur  stoßweise  und 
unter  den  größten  Störungen  erfolgen,  da 
Absatz  und  Zufluß  nie  in  ununterbrochener 
Kette  sich  vollzieht;  die  Entlohnungen  der 
Arbeiter  würden  einen  höchst  schwankenden 
Charakter  annehmen,  die  Abschaffung  des 
Trucksystems  würde  beinahe  unmöglich 
sein;  die  Macht  der  Reichen,  weiche  dann 
die  Produktion  allein  beherrschten,  müßte 
unertri^ich  werden.  Der  Absatz  der  Pro- 
dukte selbst  wird  erheblich  durch  den  K. 
erleichtert,  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart 
und  Znkimft  gleichen  sich  besser  aus:  der 
Einzelne  ist  nicht  mehi-  von  der  momen- 
tanen Zahlungsfähigkeit  abhängig,  sondern 
kann  zugleich  auf  Grund  seiner  künftigen 
fännahmen  handeln.  Eben  deshalb  kann 
der  K.  auch  zur  örtlichen  imd  zeitlichen 
Ausgleichung  der  Preise  beitragen;  bei 
großen  Preisdifferenzen  setzt  sofort  die  vom 
K.  getragene  Spekulation  ein.  Femer  stdgert 
der  K.  in  hohem  Maße  die  Produktivität 
der  Volkswirtschaft,  teils  dadurch,  daß  der 
Entleiher  meist  mehr  mit  dem  Kapital  an- 
zufangen weiß  als  der  Geldgeber,  teils  weil 
der  K.  sehr  zum  Sparen  und  zur  Vorsor^ 
fflr  die  Zukunft  anspornt;  die  Leiditig^eit 


mit  der  mau  unter  den  heuligen  Einrich- 
tungen durch  Sparkassen,  Banken,  Pbnd- 
briefe,  Eisenbahnobligationen  usw.  die  An- 
lage vermittelt  erhält,  ist  für  alle,  die  ihre 
ersparten  Kapitalien  nicht  selbst  ausbeuten 
können,  geradezu  von  entscheidendem  Wert; 
durch  die  Kapitalffllle,  die  sich  so  im  Laufe 
der  Zeit  bildet  wird  zwar  der  Gewinn  für 
den  Sparer  gedrückt,  aber  die  Produktion 
verbilligt,  der  Konsum  erleichtert  und  da& 
G^mtbefinden  der  Menschheit  gebessert. 
In  gleicher  Ki<:ht»mg  liegt  die  durch  den 
K.  ermöglichte  Vereinigung  der  Kapitalien; 
ohne  ihn  und  seine  durc^igreifeDde  OrgUr 
nisation  wären  die  Eisenbahnen  und  sonsti^n 
großen  Verkehrsmittel,  die  das  ganze  Wirt- 
schaftsleben umgestaltet  haben,  nicht  miß- 
lich geworden.  Mit  Hilfe  des  K,  haben 
ganze  Klassen  und  Nationen  sich  emporge- 
arbeitet und  ihre  Totalentwickelung  be- 
schleunigt; man  braucht  «eh  nur  zu  er- 
innern ,  was  Oesterreich-Üngam,  Rofiland, 
die  skandinavischen  und  amerikuiischen 
Staaten  dem  frranden  E.  verdankt  haben 
und  zum  Teil  noch  verduiken.  Schließlich 
ermO^icfat  der  K.  nicht  nur,  daß  die  Volks- 
wirtschaft Tiel  Bargeld  erspart,  indem  die 
K.urkunden  (ungedeckte  Banknoten,  Papier* 
geld,  Wechsel,  Coupons  usw.)  dasselbe  als 
Zirkulationsmittel  vertreten ,  sondern  ge- 
staltet aucti  den  Zahlnngsprozeß  leicliter 
und  bequemer,  indem  das  auf  K.  benihende 
Depositensystem  den  Giro-  und  Checkver- 
kehr  sowie  das  Clearing  ermöglicht. 

Diese  wichtigen  Funktionen  des  K.  sind 
so  hervorstechender  Art,  daß  es  nicht  zu 
verwundem  ist,  daß  man  zuweilen  seine 
Bedeutung  so^ar  überschätzt  hat.  Das  ge- 
schah namentlich  von  dem  Engländer  Mac* 
leod  (Elements  of  poHtical  economy,  1858, 
und  Theory  and  practice  ot  banking,  2.  Ed. 
1866),  indem  er  in  dem  K.  ein  neues  Ka- 
pital und  einen  selbständigen  Produktions- 
faktor finden  wollte;  er  deduzierte,  daß  der- 
jenige, der  kreditiert  erhalte,  einen  Gewinn 
raacHie,  den  er  ohne  den  K.  nicht  hätte 
machen  können.  Allein  damit  ist  doch 
nichts  weiter  erwiesen,  als  daß  das  Kapital 
im  Wege  des  K.  in  Hände  kommt,  die  es 
ausbeuten  können,  und  daß  der  K.  die  Ka- 
1  pitalbildung  fördert ;  volkswirtschaftlich  ent- 
steht durch  den  K.vorgang  selbst  unmittel- 
bar kein  neues  Kapital;  was  der  eine  m 
KapitaJgut  hatte,  geht  an  einen  anderen 
über :  das  Forderungsrecht  selbst  wird  durch, 
die  Sdiuld  des  andere  kompen^ert 

Muß  man  «ch  vor  solchen  UeberscfaStz- 
ungen  hüten,  so  darf  man  des  weitere 
auch  nicht  die  viden  Schattenseiten  flber^ 
sehen,  die  das  helle  Licht  des  K.we8cn8  be- 
gleiten. Dadurch,  daß  der  E.  die  Tausch- 
geschäfte von  den  Schranken  des  jeweils 
gegebenen  Moments  emanzipiert,  den  Kauf 
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ia  LieferuDg  tiod  spätere  G^nlieferung 
zerlegt,  ist  ein  weites  Feld  für  MißbraucE 
gelben ;  die  Spekulationeu  mit  ihren  Preis- 
treibereien,  Ueberproduktionen,  Corners  und 
ihren  schweren  darauf  folgenden  Zusammen- 
brflchen  und  Krisen,  der  hasardartige  Zug 
der  heutigen  Volkswirtschaft  sind  aufs  engste 
mit  dem  K-wesen  verknfipft ;  das  reich  ver- 
zweigte Kjietz  von  heute  briii^  es  mit  sieh, 
daB  einer  auf  den  anderen  sich  stützt  und 
daß  die  Schicksale  der  Einzelnen  unterein- 
ander aufs  engste  verkettet  sind ;  der  ünter- 
gaog  eines  großen  Hauses  zieht  leicht  den 
vieter  anderer  Leute  nach  sich.  Der  E.  und 
aeine  Pqtirae  geben  viel  (relegenheit  zu 
TSnsehtuigen  aUer  Art,  zu  Unterdrückung, 
AosBaogung,  Bewucherung  der  Schuldner, 
ebenso  ermt^licht  aber  auch  der  E.,  beson- 
dere der  Waren-K.  und  Konsumtiv-K.,  die 
SchSdigung  der  Gläubiger  in  weitem  Maße, 
wie  die  großen  Auafälle  bei  Eonkursen  (1904 
in  Deatsdilaod  rund  285  SülL  H.)  und  die 
ZaUnngBTOrweigerui^  schuldender  Staaten 
hinUamich  bewiesen.  Eine  besonders  ver^ 
derbliäie  Seite  stellt  das  Boigsystem  im 
Sldnveikehr  dar;  es  erschwert  dem  Yer- 
sc^öfier  und  kleinen  Handwerker  die.  iExis* 
tenzbecUngung,  führt  zur  UnreeUilAt  des- 
selben und  zur  VerschweDdung  und  Un- 
ordentlichkeit der  Käufer  und  verhindert 
geordnete  und  glatte  E.beziehungen  zwischen 
Kleinhandel  und  Großhandel  bezw.  Pro- 
doktioa. 

Viele  der  genannten  Schäden  können 
durch  umfassende  Organisationen  des  E.- 
vesens  selber  sehr  eingeengt  werden;  ich 
erinnere  an  die  Bedeutung  großer  Zentral- 
notfflibanken  für  Verhinderung  von  Über- 
triebenen Spekulationen,  an  die  Bolle  der 
Sparkassen,  landwirtschaftlichen  Darlehens- 
kassen in  der  Bekämpfung  des  Wuchers, 
an  die  modernen  Auskunftsbureaus  und  E.- 
»chutzgemeinschaften  zur  Eruierung  der 
wüjdi^eit  ond  Lahmlegung  der  E.schwind- 
Ler,  an  die  Eontrolle  der  Banken,  die  sie 
Uber  ihre  Eunden  ausüben  usw.  Was  die 
Kreditierung  im  Eleinverkehr  anlangt,  so 
mOohte  es  im  allgemeinen  ein  wenig  emp- 
fohlener We^  sem,  wenn  in  Oesterreich 
sidi  zahlreidie  Genossenschaften  gebildet 
haben,  welche  unter  bestinunten  Bedingungen 
itelbst  wieder  offene  Buchforderungen  be- 
leihen. Die  Inhaber  von  S^ezial-  und  mitt- 
leren Engroe^ieechäften,  die  ihrer  Kundschaft 
sehr  langfristige  E.  gewähren  müssen^  wäh- 
leod  sie  selbst  nur  gegen  kurzfristige  Ki 
kaufen  kfinnen,  eriialtea  dadurch  zwar  eine 
gewisse  Bew^Dgsbdbfflt,  aber  das  Uebel 
wird  dodi  nicht  an  der  Wurzel  gepackt 
£her  zu  UUigen  ist,  wenn  uch  in  Oester- 
reich  1893  ein  fleterreichisch-ungarischer  In- 
fcasBOverein  mit  dem  Zweck  budete,  offene 
Bochforderungen  dureh  Anweisungen  ein- 


zuziehen und  die  Honorienuig  dieser  An- 
weisungen durch  angemessene  Uittel  zu 
sichern;  im  Jahr  1903  wurden  30641  An- 
weisungen im  Betrage  von  7,5  Mill.  K.  zum 
Inkasso  eingereicht,  von  denen  38,54  "/o  bei 
der  Präsentation  uneingelöst  blieben,  wäh- 
rend für  den  Best  Maßr^;eln  ergriffen 
wurden.  Ein  anderes  Uittel  ist  die  nicht- 
acoeptierte  Tratte  (siehe  hierüber  den  Art. 
„Wechsel"  sub  II,  1).  Zum  Teil  muß  aber 
auch  das  Becht  ein^ifen,  um  die  K.wirt- 
Schaft  in  gesunden  Bahnen  zu  halten. 

4.  Das  K.recht.  Es  kommen  nament- 
lich in  Betracht  die  Zins-  und  Wueherge- 
setze,  die  Gesetze  zur  Regelung  der  Ab- 
zahlungsgeschäfte ,  das  Obligationen-  und 
Wechselrecht,  die  Gesetze  Über  Banknoten 
und  sonstige  Inhaberpapiere,  das  Hypo- 
theken- und  sonstige  Pfandrecht,  die  Ge- 
setze Über  Emisnon  von  Wortpapieren  und 
Über  Börsenwesen  überhaupt,  die  (besetze 
über  das  auf  E.  aufgebaute  Lebensversiche- 
ruDßSwesen,  das  ganze  Schuldklag-  und  Exe- 
kationsredit  (Civilprozeß,  Wechselprozeß, 
Eonkursrecht,  Subhastationsordaungen^H^m- 
stättengesetz);  für  viele  Fälle  sind  auch  sehr 
wichtig  die  Verjähruogsbestimmungen:  die 
Yerkünung  der  Verjährungsfrist  auf  2  Jahre 
für  Ansprüche  der  Kaufleute,  Handwerker 
usw.  in  Deutschland  (BGB.  §  196)  hat  zur 
Minderung  der  Borgwirtschaft  beigetragen» 
wenn  sie  auch  allein  nicht  aui^icht. 
Diese  Gesetze  ziehen  die  Grenzen  für  die 
zulässigen  K.geschäfte,  geben  die  nötigen 
Stützen  für  den  K.  und  suchen  den  Aus- 
schreitungen der  Gläubiger  und  der  Schuld- 
ner entgegenzutreten.  Das  im  einzelnen  zu 
erörtern  und  zugleich  in  geschichtlicher  Ent- 
wickelung  darzulegen,  würde  hier  zu  weit 
führen ;  vgL  die  Spezialartikel  über  die  ein- 
zelnen Themata. 

Litemtnr:  Kn^ea,  Der  Kndä,  Berlin  1879.  — 
Sehr  au  t,  Die  Organitation  <Us  SrediU,  Leipzig 
18SS.  ~  Joh.  V.  JComonKytwM,  Die  national- 
Ökonomiecke  Lehre  com  Kredit,  Intulmtek  1903.  — 
Mtusleod,  Tkeory  of  credit,  S.  ed.,  Vol.  1.  II,  1.  ^, 

•  Xontfon  1394—97.  —  Favar^ ,  Theorie  du 
credit,  S  Volt.,  Parit  1S76—13S0.  —  Lamprrtico, 
II  credito,  Mäano  1884.  —  OteRfcotralef ,  Du 
credit  et  de  Ia  eireulation,  J.  ed.,  Fbaii  1888.  — 
Böhm  -  Bateerk ,  Eapüal  lotrf  XopUaUiiu, 
S.  A^.,  1.  Abt.,  GeteMchte  und  Kritik  d^r  Ka^aS~ 
ziiutheorieen ,  /nniftruri  1900. 

Schanz. 
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1.  Bejmffliches  und  Aufgabe.  K.  sind, 
wie  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften  (e.  d.  oben  Bd.  I S.  788^.),  zu  deoeo 
sie  gehören,  Personen-  (oicht  Kapital-)  Ver- 
einigungen and  haben  die  Erleichterung  und 
Vermittelung  des  wirtschafUidien  Kredits 
für  ihre  Mi^ied«  zum  Zweck.  Sie  tr^o 
versdüedene  Namen:  Kreditvereiu ,  vor- 
schufiTerem,  Spar-  und  DarlehnskassOf  Tolks- 
bank,  Qewerbebank,  Handw^kerkreditverein, 
InouDgskreditkasse,  Bandwerkerbank  n.  dgl. 
Schon  aus  diesen  Beoennungen,  die  besser 
allesamt  unter  eine  Hauptbezeicfanung  ge- 
bracht werden  sollten,  geht  hervor,  daß 
ihre  kreditwirtschaftliche  Aufgabe  vorzugs- 
weise dem  Mittelstande,  insbesondere  dem 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  !MUttel- 
stande  zugute  kommen  soll.  Für  das  Groß- 
kapital sind  sie  entbehrlich  und  für  den 
Arbeiterstaad  habea  sie  nur  gering  Be- 
deutung. Sie  sollen  in  erster  Linie  die 
wirtschaftlich  Schwachen  des  gewerbe-  und 
handeltreibenden  und  des  landwirtschaft- 
Udien  Mittelstandes  diuch  Vereinigung  vieler 
kleiner  Kräfte,  die  sich  gegenseitig  stützen, 
kreditfähig  und  dadurch  stark  machen,  dem 
Oberragenden  Mitbewerb  des  Großkapitals 
in  Gewerbe  und  Handel  die  Spitze  zu  bieten 
und  sich  dessen  Vorteile  beim  Einkauf,  bei 
der  Warenerzeugung  und  dem  Warenabsatz 
zu  sidiem.  Der  Handwerker,  der  kleinere 
Gewerbetreibende,  Händler,  Landwirt  kann 
sein  im  Betriebe  zeitweilig  auftretendes 
Kreditbedürfnis  bei  aller  persönlichen  Kredit- 
würdigkeit als  einzelne  wirtschaftliche  Kraft 
nicht  leicht  oder  nur  zu  den  ungünst^ten 
Bedingungen  befriedigen ;  er  hat  keinen  An- 
schluß au  den  großen  Geldmai^,  dessen 
Einrichtungen  ihn  geradezu  davon  aus- 
sdüießen;  er  ist  nicht  kreditfähig  im 
Sinne  des  Geldmarktes.  DafOr  aber  verfiel 
er  um  so  leichter  dem  Geldwucher,  solange 
er  nicht  im  geoossenschaftlicfaen  Zusammen- 
schluß gleichsam  eine  g^nsütige  Ver- 
sicherung gegen  seine  wirtschafthcbe  Ohn- 
macht gefunden  hatte.  Die  neuzeitliche  Um- 
gestaltang  der  Natural-  in  die  Geldwirtschaft, 
die  Umwandlung  der  Technik,  die  Ent- 
wickelung  der  Verkehrsverhältnisse  und  der 
Großindustrie  usw.  machten  für  den  hier- 
durch mehr  und  mehr  in  Bedrängnis  ge- 
ratenen Mittelstand  besondere  Kreditorgani- 
sationen notwendig,  und  diese  wai-en  ge- 
funden in  den  K.,  die  heute  im  Deutschen 
Reiche  überwiegend  die  Rechtsform  der 
„eingetragenen  Genossenschaft"  (Reichsges. 
V.  l./V.  1889)  haben.  Sie  haben  vielen 
Segen  gestiftet,  u.  a.  durch  Zurückdrängung 
des  Geldwuchers ;  ein  Allheilmittel  sind 
aber  auch  sie  nicht  in  dem  gewaltig  ver- 
wickelten Wirtschaftsgetriebe  uoserer  Zeit. 

2.  OesehiehUlehes.  Die  Geschichte  der  K. 
hat  ihren  Av^;aogspuiikt  in  DentscUand;  von 


hier  ans  sind  sie  auf  die  anderen  Knltarländer 
in  rascher  Folee  übergegangen,  indeBsen  nicht 
überall  in  gleicher  Stärke  und  in  gleidier  Form. 
Ihr  Begründer  war  Schulze-Delitzsch,  dessen 
nnermüdliche  Arbeit  für  den  Genossenschaft«- 

fedankeo  schoa  in  den  fündiger  Jahren  vor. 
ahrbunderts  znerst  in  der  Provinz  and  im 
ESnigreidi  Sachsen,  dann  auch  in  anderen 
Landesteilen  Vorsehußverüne  auf  der  Orawl- 
läge  der  Selbsthilfe  schnf.  Obsehon  diese  Ver- 
eine mit  mehr  städtisch-gewerbÜchem  Charakter 
zunächst  nicht  für  die  Befriedifruig  des  Per- 
sonalkreditB  des  landwirtachafuichen  Mittel- 
standes gedacht  waren,  scblosgen  sich  ihnen 
von  Anfang  an  doch  viele  Landwirte  an  nnd 
gewannen  teilweise  bestimmenden  Einfloß  in 
ihnen.  Als  dann  RaifTeisens  genoBsenschaft- 
liche  Arbdt  für  die  Landwirtschaft,  mit  der 
Schnlzescbea  etwa  gleichseitig  einsetzend,  auch 
hat  dem  platten  Lande  hinreichend  genossen* 
schaftlü^es  Verständnis  geschaffen  hatte,  ent- 
standen seit  1864  die  nach  ihm  benumten  länd- 
lichen Darlehnskassen  (vgl.  d.  Art.  oben  Bd.  I 
S.  641  fg.).  Beide  Bichtnngen,  die  städtiscb-fi;«- 
werbliche  nnd  die  landwirfMbaftUche.  deren  Ver* 
schiedeuheiten  weiter  nnten  geschildert  werden, 
haben  sich  seitdem  im  Deutschen  Reiche  ond  auch 
in  anderen  Ländern  nebeneinander  entwickelt, 

rz  anllerordentlich  stark  bei  uns  die  ländlichen 
der  Zahl  nnd  der  Mitgliedschaft  nach,  stärker 
der  kreditwirtschaftlichen  Tätigkeit  nach  die 
städtfsch-Eewerbliehen.  Ehlen  iätrieb  m  ihrer 
neuzeitlichen  Entwickeinng  gab  die  erste  ge- 
setzliche Regelung  der  Rechtsfähigkeit  der  Ge- 
nossenschaften (iSSlßd)  nnd  späterhin  dieNe»- 
Schaffung  der  vordem  nicht  bestehenden  Form 
der  beschränkten  Heftpflicht  dnrch  das  Reichs- 
gesetz  von  1889,  seit  Mitte  der  uenoziger  Jahre 
auch  die  Staatshilfe  zur  Förderung  des  Ge- 
nossenschaftswesens, die  allerdings  mehr  den 
ländlichen,  aber  doch  anch  einem  Teile  der  ge- 
werblichen K.  cngefnhrt  wurd  (vgL  d.  Artuie! 
„Preußische  Centnl-Genossenschafte-Kasse**). 

8.  Geschäftsbetrieb  und  Einrich- 
tung; Verbände;  Zinsiwlitik.  Die  äußere 

Einrichtung  der  deutschen  E.  ist  nach  den 
Vorschriften  des  Genossen  Schaftsgesetzes  (s. 
d.  Art.  „Erwerhs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften") gestaltet:  ein  Vorstand  hat  die 
Geschäftsführung  und  rechtliche  Vertretung, 
ein  Aufsichtsrat  führt  die  Aufeicht,  avd 
die  Generalversammlung,  in  der  jedes 
Mitglied  ohne  Rücksicht  auf  seine  Geechäfta- 
anteile  als  Person  eine  Stimme  Itat,  be- 
schließt im  Rahmen  der  Satzungen  nnd 
über  diese  selbst  Das  Gesetz  fordert,  daß 
die  KreditempÖnger  selbst  Mitgtieder  der 
E.  sind ,  daß  sie  einen  oder  bei  be- 
schränkter Haftpflicht  nach  den  Bestimmungen 
der  Satzungen  mehrere  Geschäftsanteile,  die 
in  Teilbeträgen  eingezahlt  und  durch  Zu- 
Schreibung  des  Gewinns  gebildet  werden 
k^Jnneo,  erwerben,  und  daß  die  Mitglieder 
für  die  Verbindlichkeiten  der  Genossen- 
schaft nach  der  Form  der  nnbeschränlrtea 
Haftpflicht  oder  der  unbeschränkten  Nach- 
schußpflicht oder  der  beschränkten  Haft- 
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i'^lt,  ia  letsterem  Falle  bis  xav  H5he  der 
tili  fitv  Geschäftsanteil  satzungsgem&ß  feet- 
T'M'titeD  Haftsumme,  haften.  Die  nahe- 
„waöe  Frage,  ob  die  bis  1889  allein  be- 
•iriit'ode  uobeschrftnkte  Haftpflicht  oder  die 
«bilden  zugelassene  beschrSnkte  für  die  K. 
•hf.  Vorteilhaftere  ist,  kann  nicht  allgemeia- 
:'dtig  beutwortet  werden.  Oroße  vereine 
mit  bereits  erheblichem  angesammelten  Ver- 
mr-spo  werden  sich  leichter  auf  die  be- 

-  brhikte  Haftpflicht  zurQckzi^en  kOnnen 
al»  ufugegründete  achiÄGhere  Ver^ne,  denen 
■üe  nnbeBChrBnkte  Httftpfliöht  die  eigene 
LnditflÜü^eit  erhöht  Das  Ansehe  der 
•i'f^n  rasOiüidikätea  ist  wohl  ebenso 
Th'btig  vie  die  Fonn  der  Baf^iflicht  Tat« 
«-Uiai  herrscht  auch  heute  noch  die  unbe- 
»:hflDkte  Haftpflicht  Tor.  —  Auf  Onind 
f\ff  gemeinschAftlichen  Haftpflicht  sind  die 
ü.  iu  den  Stand  gesetzt,  fremde  Gelder  fflr 
'•-'rra  üeachiftsbetrieb  heranzuziehen,  was 
II  <ehr  Teitem  üm^ge  durch  Annahme 
'<«  Sjareinlagra  geschieht.  Im  Deutschen 
ftiche  mfSgen  gegenwärtig  wohl  1200  Mül.  M. 
^ian>ii)tagen  bei  Kredit-  und  anderen  Ge- 
.%.^nKhaften  angelegt  sein.  —  Der  Ge- 
•'■^■Äftsbetrieb  besteht  an  erster  Stelle  in 
'•■■Tihning  von  Darlehen  aa  die  Mitglieder 
'•^  im  Kjuif  von  Forderungen  für  verkaufte 
•i?r  gelieferte  Waren  (Diskontierungen), 
t^riber  hinaus  aber  auch  in  sonstigen  Bank- 
.f--' haften.  Selbst  sehr  große  K.  mit  aus- 
.""itintem  Geldverkehr  unterscheiden  sich 

Tnn  den  eigentlichen  Banken  dadurch, 
..fi  üe  den  Kreditverkehr  auch  im  kleinen 
!;it  ihren  Mitgliedern  pfl^n,  die  ihrerseits 
''^TTiegend  zu  den  weniger  Bemittelten 
.  fi'".ren  and  geh^ien  kOnnen,  weü  die  Fest- 
-irnnj;  der  Oeschflftsanteile  und  die  Art 
j'T  Bnzahlnng  dieser  nicht  größere  Kapital- 
inJt  nuBussetzt.  —  Die  K.  sind  zum  aller- 
-TiSten  Tefle  ru  Verbftn  den  zusammen^ 

-  ij^ieo,  die,  neben  der  Pflege  der  gemein- 
imfo  Intereeaeo,  namentlich  die  genossen- 

■  luftÜ'i^en  ESnrichtnn^n  durch  Muster- 
^jtiiten,  durch  vorbÜdhche  Gestaltung  der 

Ii ,  k-  and  Oeschftftaf Qhrung  usw.  auf  einen 

.-«D  Stand  zu  bringen  bratrebt  sind  und 
U'ln^  seUwt  oder  durch  UntervorbAnde 
mctalidi  vofgeschriebene  Revision  ans- 
■■■■I-  Die  Verfaftode  haben  zum  Au^leich 
'■^  'ieMvefteliTB  der  E.  im  GroSeD  und 
nCBere  Gebietsteile  oder  ^ne  größere 
•*iahl  roo  K.  weiter  sogenannte  Verbands- 
^*'*'o,  Zeotralgenossenschaften  (&.  d.)  ge- 
'Uiff'D.  die  meist  selbst  wieaer  einge- 
'nn-ne  Omoasenschaften  sind  und  zu  Mit- 
l^lwi  eben  die  einzelnen  K.  haben.  — 
1^  Zinspolitik  der  K.  ist  nicht  einheit- 

^  Vihreod  für  die  Spareinlagen  be- 
'^'ifiiiiienreise  ein  fester  Zinsfuß,  gewöhn- 

t'  «6  etwas  höhere  als  bei  den  öffent- 
'■"^  Sfwkaasen,  f«tgesetzt  und  sonst 


angeliehenes  fremdes  Geld  tunlichst  zu  dem 
üblichen  Zinssatze,  im  Kontokorrentveri^ehr 
bei  Kredit^sten  gewöhnlich  etwas  niedriger, 
verzinst  wird,  ist  der  Zinsfuß  für  Dtu-lehen 
verschieden  und  wird  außerdem  in  sehr 
vielen  Fällen  noch  mit  einer  Provision  be- 
lastet, nicht  bloß  je  nach  der  Art  der  ge- 
währten  Kredite  (Vorschußwechsel,  Schuld- 
scheine mit  und  ohne  Bürgschaft,  Dis- 
kontierung, Debetposten  im  Kontokorrent 
usw.),  aondem  auch  nach  Art  und  Gegend 
und  ferner  nach  der  vom  Yorstande  und 
Aufsichtsrat  verfolgten  Geach&ftsrichtnng 
(HerauBwirtschaftung  hoher  Dividenden  und 
Bücklagen  oder  das  G^enteÜ).  IKe  Zins- 
Politik  wird  auch  beeinfltiBt  durch  die 
Fristen  für  gewährte  Kredite,  die  bei  den 
städtisch-gewerblichen  K.  gewöhnlich  kurz 
(3  bis  6  Monate  in  der  überwiegenden  Mehr^ 
zahl),  bei  den  l&ndlichen  Darlehnskassen 
meist  länger  sind.  Früher  wurde  den  K. 
mit  Recht  der  "Vorwurf  gemacht,  ■  daß  sie 
unverhältnismäßig  hohe  Zinsen  berechneten, 
was  einerseits  an  dem  damals  höheren  landes- 
fiblichen  Zinsfuße  lag,  andererseits  aber  auch 
durch  den  den  Mitgliedern  wieder  zufließen- 
den Gewinnanteil  einigermaßen  wett  gemacht 
wurde.  Neuerdings  hat  sich  die  Zinspolitik 
der  K.  mehr  und  mehr  der  des  großen 
Geldmarktes  genähert  und  ist,  iu  Anbetracht 
der  besonderen  Verhütnisse  der  genossen- 
schaftlichen Kreditwirtschaft,  im  allgemeinen 
milde  und  angemessen.  Die  banktechnische 
Entwickelung,  der  Zusammenschluß  zu  Ver- 
bandskassen und  damit  der  leichtere  An- 
schluß an  den  Geldmarkt,  auch  wohl  die 
!E}inwirkung  der  bereits  erwähnten  Staats- 
hilfe u.  a.  m.  hat  hier  den  vorteilhaftesten 
Einfluß  geäußert 

4.  Unterschiede  der  Systeme  Schulze- 
Delitzsch  und  Raiffeisen.  Indem  wegen 
der  Raiffeisenkassen  auf  den  Artikel 
lehnskassenvereine"  (a.  a.  0.)  verwiesen 
wird,  sollen  hier  nur  die  grundsätzlichen 
Verschiedenheiten  beider  Systeme  kurz 
gekennzeichnet  werden.  Die  Praxis  des 
Lebens  verwischt  indessen  manche  davon, 
und  das  beide  lUditungen  Trennende, 
das  in  früheren  Jahren  zu  gegenseitiger 
heftiger  Befehdung  geführt  hat,  ist  durdi 
vertiefte  Auffassung  der  Arbeit  an  gemein- 
samen Zielen  einigermaßen  abgemildert 
worden. 

Die  B^ffeisenkassen  sollen  außer  wirtr 
schaftlichen  auch  sittlich-religiOse  Zwecke 
und  die  Aufgaben  der  christlichen  Nächsten- 
liebe verfolgen,  woher  es  wohl  kommt,  daß 
sie  in  manchen  Ländern  ganz  überwiegend 
in  die  Hände  der  kirchlichen  Orgaue  ge- 
raten si  nd .  Das  Programm  der  Schulze- 
Delitzschschen  Kreditvereine  hat  eine  über^ 
wiegend  wirtschaftliche  Richtung,  setzt  aber 
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in  seiner  Yerwirklichung  keine  geriDgeren 
aittÜchen  Kräfte  bei  seinen  Mitgliedern 
voraus.  BaifFeisen  will  vorzugsweise  den 
Landwirten  dienen,  Schulze-Delitzsch  zieht 
die  Zusammrasetznng  der  Mitgliedschaft  aus 
versdiiedenen  Berufen  vor,  weil  damit  der 
natOrlid»  Aue^leioh  der  im  Laufe  der  Zeit 
abwechselnd  eintretenden  geld-  und  kredit- 
wirtsdiaftlidien  BedOrfnisse  gesichert  wird. 
Weil  KaifFeisen  sane  Arbeit  vorzugsweise 
auf  das  platte  Land  mit  seiner  einheitlich 
landwirtschaftlichen,  ab^  weniger  dichten 
Bevölkerung  verlegte  und,  gleichzeit%  auf 
die  Bildung  von  Geschäftsanteilen  der  Mit- 

fUeder  verzichtend,  die  genossenschaftliche 
'fttigkeit  aiisschliefilich  auf  die  Persönlich- 
keit stellte,  beschränkte  er  sinngemäß  die 
Vereinsgebiete  auf  die  geschlossene  Einzel- 
gemeinde  oder  das  Kirchspiel,  womit  aller- 
dings die  genaueste  Kenntnis  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte  der  Darlehnsnehmer .  verbüi^ 
wird.  Schulze  zog  dem  Kreditverein  keine 
Ortlidie  Grenze,  schuf  ihm  aber  durch  die 
grOfiere  Ausdehnungsfähigkeit  auch  die  Mög- 
lichkeit zu  umfassenderer  geschäftlicher 
Wirksamkeit  Raiffeisen  forderte,  daß  Vor- 
stand und  Aufsichtsrat  ihr  Amt  ehrenamt- 
lich verwalten  und  daß  hik^hstens  der 
Rechner  Entgelt  erhalte.  Schulze  kennt 
diese  Beschränkung  nicht.  Der  von  Raiffeisen 
damit  beabsichtigte  Vorteil,  die  Verwaltuogs- 
koeten  auf  niedrigem  Stande  zu  erhalten, 
wird  bei  den  Schulzeschen  Kreditvereinen 
aber  dadurch  unschwer  auch  erreicht,  daß 
diese  größere  Gebilde  sind,  bei  deren  um- 
fänglidierer  Geschäftstätigkeit  sich  die  Ver- 
waltui^i;sko6ten  mit  dem  höheren  Umsatz 
verbilligen.  Die  Raiffeisenkassen  gewähren 
an  die  Mitglieder  keine  Dividende  aus  dem 
G^eschflftsgewinn,  vielmehr  wird  dieser  außer 
zu  gemeinsamen  sozialen  Zwecken  zur  An- 
sammlung eines  unteilbaren  Yennteens 
(Stiftnngäonds)  „zur  Forderung  der  Wirt^ 
schaftBverhftltnisse  der  Blitelieifer^  benutzt. 
Die  Scbulzeschen  E.  bilden  zu  weniger 
allgemeinen,  oft  bestimmt  feslxelegten 
Zwecken  emea  Reservefonds,  betratmten  die 
Schaffung  eigenen  Vermögens  als  eine 
wesentliche  Au%abe  und  i^en  den  Mit- 
gliedern auf  it^  Qesühäftsguthaben  eine 
Dividende.  Ein  großer  Unterschied  besteht 
endlich  in  der  grundsätzlich  kurzen  Dar- 
lehnsfrist  (3  bis  6  Monate)  bei  den  Schulzeschen 
Genossenschaften  mit  Zulassung  von  Fiist- 
verlängerung  nach  den  Verhältnissen  des 
Schuldners,  in  der  langfristigen  Ausleihung 
(bis  zu  10  Jahren)  bei  den  Raiffeisenkassen, 
jedoch  mit  Vorbehalt  kiu^fristiger  Kündigung 
des  ganzen  Kredits.  Die  Vorzüge  und  Nach- 
teile beider  Verfahren  li^n  auf  der  Hand ; 

gaunde   wirtschaftliche  Verhältnisse  des 
arlehnsnehmers  vorausgesetzt,  führen  beide 
zu    gedeilüicher   Kreditbefriedigung.  Im 


genossenschaftlichen  Kreditwesen,  das  aus- 
schließlich auf  Personalkredit  abzielt,  ist 
nicht  das  System,  sondern  die  Persönlich- 
keit und  die  persönliche  KreditwQrdigkmt 
des  Schuldners  das  Entscheidende;  von 
diesffli  Merkmalen  ist  die  KreditfiU^gkeit 
in  jedem  System  abhfing^  zu  madien. 
Gewissenhafte  Verwaltung  ist  überall  Vw- 
aussetzung. 

5.  SUUrtlsetaes  und  WlrtsehaftwtaUs- 
tlsehes.  Nach  dem  von  der  PreußiKhen  Central- 
GenowenaehattB-Kwe  hemug^benen  „Jthf 
und  Adreßbuch  der  Erwerbs-  und  Wirtachaftsge- 

nossenschaften  für  1906"  bestanden  am  1.  Januar 
dies.  J.  im  Deutscfaen  Beicbe  insgesamt  U497 
K.  mit  1 926  267  Mitgliedern  (ohne  die  Zentral-K.). 
Davon  waren  12820  mit  1537606  Mitgliedern, 
also  der  bei  weitem  erößte  Teil,  Genoasensch if- 
ten  mit  anbeBchränlter  Haftpflicht,  51  mit 
1146S  Mitgliedern  solche  mit  unbeschränkter 
Nachschußpflicht  und  1626  mit  35?  191  Mitglie- 
dern solche  mit  beschränkter  Haft^tflicht.  Da 
bei  den  K.,  anßer  der  Haftpflicht  der  Genossen, 
das  eigene  Verm5fi:eB  eine  wes^tliehe  Bedingung 
gesonder  Wirtschaft  ist  and  dessen  Ansamm- 
in  hervorragendem  Maße  von  den  Oescb&ft«an* 
teilen  mit  abhängt,  hat  die  amtliche  Statistik 
der  Preußischen  Central-Genossenachafts-Kasse 
anch  deren  Höhe  festgestellt  nnd  gefnnden,  daß 
ri903)  von  je  100  K.  im  Deutschen  Reiche  den 
Qesch&ftsanteü  festgesetzt  hatten 
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iToßer  Teil  der  E.  arbeitet  also  mit  kleinen 

GescmÜteanteilen,  nnd  das  sind  außerdem  Ver* 
eine  mit  verfaUtiiiBmftOifF  niedriger  Mitglieder« 
zahl ;  hauptsächlich  sind  dies  landwirtscbaftliche 
K.,  hinter  denen  die  nnbeechränkte  SoUdarbi^ 
ihrer  Hitglieder  steht  —  Die  berufliche  Zu- 
sammensetzung der  Hitglieder  verdient  beson- 
dere Beachtimg  bei  den  gewerblichen  Genossen- 
schaften nacfa  Scholze-Delitzsch.  Der  Anwalt 
des  AUgemeinen  Verbandes  der  anf  Selbsthilfe 
bernhenden  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften  Dr.  Haas  CrQger  weist  im  „Jahr- 
buche«  des  Yerbandee  fOr  1904  die  Bemfmi- 
sammensetsung  eines  Mitgliederbestandes  von 
Ö&5944  nach;  von  je  100  waren  danach  27,61 
selbständige  Landwirt«,  G&rtner,  Förster  und 
Fischer,  2,71  Gehilfen  nnd  Arbeiter  bei  der 
Land-,  Forstwirtschaft,  Gärtnerei  nnd  Fischerei, 
3,78  Fabrikanten,  Bergwerksbesitser  nnd  Bau- 


Digitized  by  Google 


Kreditgenoesenschaften 


321 


tuterneliiDer.  24,69  selbständig  Handwerker, 
6,7o  Fabrikarbeiter,  Bergarbeiter  and  Hand- 
werksgesellen, 9,80  selbstÄndige  Kanflente  und 
Hbidler,  1,12  Handlancn-  und  sonstige  kaaf- 
mSnmsche  Gehilfen,  4^3  Fnbrberren,  Schi&- 
eigentQmer-  Oast-  nnd  Schankwirte,  3,02  untere 
Eisenbahn-,  Fostr,  Tel^apbenbeamte,  fiisen- 
bahnarbeiter,  Kellner  nnd  SchiffergehUfen,  0,76 
DienstmSnner  nnd  Dienstboten,  Aerzte, 
Apotheker ,  Lehrer  ^  KOnetler ,  Schriftsteller, 
Kuchen-,  Staats-  und  Gemeindebeamte,  8,01 
Boibier,  Pensionäre  nnd  Personen  ohne  Beruf. 
Iba  mbt,  daß  die  Landwirte  noch  mit  mehr 
als  einem  Viertel  an  der  Mitgliedschaft  der 


stftdtiscbgewerbUchen  E.  beteiligt  und:  der 
ttbri^  Mittelstand  hat  natnrgemftß  den  Hanpt- 

anteil. 

Die  wichtigsten  wirtscbaf tsstatisti- 
schen  Nachrichten  Ober  die  K.  aller  Arten  (ohne 
die  Zentralkassen)  im  Dentschen  Reiche  hat  Dr. 
Crttgera.a.0. ebenfalls zasammengetragen.  Sie 
folgen  hier  mit  den  von  Hager  nnd  K  o  r  t  n  a  n  s  in 
der  „Gesch&ftsstatistik  des  uanntverbandes  deut- 
scher gewerblicher  GenoesenseWten  fnr  1904" 

fegebnien  Ergänzungen.  Die  anfgeredinete 
omme  läQt  trotz  ihrer  Lttcken  die  großartigen 
Leistungen  der  K.  in  gUnzendem  Lichte  er- 
scheinen. 
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AifterMkaete  Stuiaie 

1.  A%em.  Verb.  (Schnlze- 
MtxKb).  1901 

2.  fieichsrerb.  d.  deutsch, 
laadw.  Gen.,  1903 

3.  Oeneralrerband  landw. 
Oeo.  (Baiffeisen),  1903 

4.  Verb,  der  Undwirtsch. 
Geooss.  in  Wflrttem- 
hetg  1904 

3.  Verb,  sebles-  Genossen- 
schaften inBreslau,  1904 

&  THencberBeTis.-Verb., 
1904 

I.Verband  Württemberg. 
Kieditgen.,  1904 

8.  NiedersSehs.  Verband  in 
HaanoTcr,  1906 

9.  Verband  der  E.  u.  WG. 
Oberhessen,  1904 

10.HaoptTerb.  deutsch,  ge- 
werbL  Gen.,  1904 
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Literstnr:  Einen  reichhaltigen  LUeratumachweis  ' 
fibt  da*  von  der  Preufi.  Centrat-Genotsenschaßi-  \ 
Kaue  hermugegebme  „Jahr-  und  Adreßbuch  der  ^ 
Eneerb*-    und    WirUehafitgwotwnMehaflen   ßir  1 
1904"  H.  fy.  ~  Die  LiteraUtr  über  die  Ba^- 
tiaeiueMe»  Dartehutaasentereiiu  Hehe  bei  diaem 
ArtiM.  —  Im  übrigen  vgl.  die  JAteralum ach  ■ 
wtiu  bei  dem  Art.  „Erwerbs-  und  WirUchafl»- 
genoeeentcbaften".  —  An  Zeittchrijten  »ind  zu 
nennen :  BtäUer  /.  Genouentchaflaweten,  heraus-  i 
yryeben  von  Dr.  Hans  Crüger  (Sachregister 
bis    1900    vorhanden).    —    Der  Kreditverein, 
Bannwer  1899 fg.  —  Außer  den  im  Text  ange. 
fübrten  JaKrbüehem  um.  und  den  Verbandabe-  j 
ricitm  :  A.  Bematein,  SchuUe-DelHueh'»  Zc&«n  ' 
mtd  WiMm,  ArMn  1879.  —  H.  Crüger,  SOi 
Jahre  deutadter  ÖenoMteniehcfftegeiekiehte,  BeHin  I 
1899.  —  Derselbe,  Kreditgenomentchafien  (im  \ 
ff.  d.  SU,  S.  Aul.,  1900,  Bd.  V).  —  Derselbe,  1 
Vorachufi-  u.  Kreditvereine  aU  Volktbanken  u»v>.,  \ 
7.  jligt  —  Z.  OlaekemeyeTf  ABC-Bueh  für  ' 
Vond^^ß•  und  KredUvereine ,  BetUn  1889.  —\ 

WarterbwA  der  TolkswIrtMsliaft.  IL  Aufl.  Bd.  II. 


Drrgetbe ,  Der  Kredürerein  naeh  SchuUe- 
DelUzech  utte.,  Hannover  1887.  —  Derselbe, 
Wie  gründet  und  leitet  man  einen  Krediteerein  T 
Bawnoter  189S.  —  C,  W.  Beiler,  Handbuch 
für  öenoutHMekt^fi^imim,  l^utlgart  1884-  — 
K.  Knies,  Die  QenouenKhafien  und  Vereine 
von  Breditnehmem  (Der  Kredit,  t.  HSlfte).  Berlin 
1876.  —  B.  Mumm,  Ueber  Kredit-  und  Ge- 
nottensehttftewesen  mit  Bezug  auf  da»  Handwerk, 
Str^ßburg  1889.  —  L.  Partei««  u.  B.  CrÜger, 
Kreditgenoatemchoiften  nach  Schulze  •  Delitzteh, 
Berlin  1895.  —  A.  PeterHUe,  MiUeilungen  t. 
deuttcheii  GenouemehaßaMtatistik  (Ergänzungt- 
hefie  d.  ZeiUchr.  d.  Kgl,  Preuß.  SlatlMieehen 
LandesamU).  —  F.  X.  J*Wlftst,  Sekulie  und 
Batj^iten,  München  1894-  —  A.  Betsboehf 
Die  Handwerker  und  die  KredOgenauenMekaflen, 
Freiburg  i.  B.,  1899.  —  B.  Sehulae-Delittaeh, 
Vortchuß-  und  Kreditvereine  als  Volksbanken, 
5.  Aufi.,  Leipzig  1876;  7.  Auß.,  bearbeitet  von 
B.  CrQger,  Berlin  1904.  —  J-  SUHemann, 
Die   Organisation   der  Kreditgenossenschaften, 

21 


Digitized  by  Google- 


322 


Kreditgenossenschaften  —  Ereditwirtschaft 


Witn  190g.  —  Derselbe,  Der  Uebergang  von 
der  OeW-  zur  Buehinrüehqft ,  Wien  190S.  ~~ 
Thortpart,  Die  doppelte  Buchführung  und  ihre 
Anwendung  ßir  Voriehuß-  und  Kreditvereine, 
t.  Aiifi.,  Wieebadtn  1898.  —  A.  FolMom, 
Die  Buchführung  fibr  Vonckuß-  und  Kredüver- 
eine,  Berlin  1900.  A.  PmtmvtUe. 


KredltrersichernDg. 

Durch  die  K.  soll  den  Vemcherten  Brsatc 
Ar  anCerordeatUche  GeschäftsTerltute  geleistet 
weiden,  die  durch  Kreditgewähnuig  entstehen. 
Das  achfrierige  Problem  einer  K.  ist  jedocb  noch 
nicht  gelSst,  so  zahlreich  auch  die  Versuche 
und  Vorschläge  sind,  welche  hinsicbtlicb  einer 
K.,  die  schon  im  engHschen  SQdseeRchwindel 
1710 — 1720  eine  Rolle  spielte,  gemacht  wurden. 
Im  modernen  Betriebe  der  E.  herrscht  das  eng- 
lische System:  hier  wird  der  ganze  Umsatz 
einer  Firma  versichert,  aber  nur  die  nover- 
schnldeten  und  anßeigewOhnlichen  Verluste,  d.  h. 
die  einen  bestimmten  Prozentsatz  übersteigenden, 
gedeckt.  In  Deutschland  wird  dieses  System 
von  einer  Hamburger  Oesellschaft  betneben. 
Die  K.  ist  nar  mäglicfa  in  engster  Verbindung 
mit  Ansknnfteien.  Es  wird  jedoch  in  weiten 
Kreisen  teils  die  Zweckmäßigkeit  einer  K.  über- 
haupt bezweifelt,  weil  das  leichtsinnige  Kredit- 
geben sonst  allzu  sehr  gefordert  werde,  teils 
die  praktische  Durchführbarkeit.  Aber  auch 
diejenigen  Praktiker  und  Autoren,  welche  an 
die  Dfuvhffihrbarheit  glauboi,  stimmen  selbst 
in  den  wesentlichen  Punkten  durchaus  nicht 
fiberein.  —  Die  K.  fällt  weder  unter  Staatsauf- 
siebt  in  Deutschland,  noch  soll  sie  den  zwingenden 
Normen  des  künftigen  fieichsgesetzes  über  den 
VersicbemngsTertrag  nnterstehen.  (Vgl.  Art. 
nVersichernngswesen.'') 

Idtentor;  HerrfHder,  Diu  Problem  der  K., ' 
Leipttg  1904.  —  XterteU«,  ZeiUckriß  JUr  die  ' 
getarnte  Vertieherwngtwiuetuehajl,  Bd.  V,  S.  549.  \ 
190S.  —  V.  lAehlg ,  Beitrag  cum  Problem  der , 
K.,  Berlin  1905.  —  MoU,  Die  K.  in  der  Zeit- 
»chrift  för  die  gesamte  Vertieherungncisteruchufl, ' 
Bd.  V,  S.  44^-  —  Manes,  VerMheruTtgtwesen, 
Leipng  1905,  g  54.  Alfred  Manes. 


Kreditwesen,  landwirtschaftliches 

8.  Landwirtschaftliches  Kredit- 
wesen unten  S.  374  fg. 


Kreditwirtacliaft. 

B.  Hildebrand  hat  den  Namen  K.  fOr 
einen  idealen  Zustand  angeführt,  der  in  der 
Zukunft  auf  die  gegenwärtig  herrschende 
Geld  Wirtschaft  folgen  soll:  der  Umsatz  der 
menschlicheD  Erzeugnisse  soll  sich  dann 
Tollziehen  gegen  das  persönliche  Versprechen 
auf  Treu  und  Glauben.  Was  in  der  Natural- 
wirtschaft dvirch  äußere  siunliche  Bande  an- 
einander gefesselt,  von  der  Geld  Wirtschaft 
aber  voneioauder  gelöst  worden,  das  werde 


durch  die  K.  wieder  durch  geistig  und  satt- 
liehe  Bande  verknflpft  Sie  verleihe  der  per- 
sönlichen Tüchtigkeit  und  dem  moraUscnen 
M^ert  des  Menschen  dieselben  Eigenschaften, 
welche  in  der  Geldwirtschaft  das  Kapital 
besitze;  sie  ermögliche  dem  redlichen  und 
befähigten  Arbeiter  nicht  nur,  den  Gewinn 
seiner  Arbeit  zum  Teil  vorwegzunehmen 
und  gleichmäSi^  auf  gute  und  schlechte 
Zeiten  zu  vexteüeDf  sondern  auch  wie  der 
Kapitalbesitzer,  große  Untonehmnngen  zu 
machen.  Wie  es  schdnt,  hatte  Hilawrand 
die  O^^isatim  Ttm  Ärbwteimossoi- 
Bchaften  im  Auge,  die  ohne  erhebliches 
a^nes  VermSgra  vom  Staate  odCT  von 
Privaten  Kredit  erhalten  s(dlteii.  So  tadelt 
er,  daA  man  bei  der  Verdrängung  der  Hand- 
Spinnerei  und  -veberei  durch  die  Maschine 
es  unterlasseu  habe,  ,,durch  Kreditinstitute 
diesem  Gewerbe  die  Möglichkeit  zu  ver- 
schaffen, ein  selbständiges  Fabrikleben  zu 
organisieren'*.  Seine  Vorstellungen  laufen 
also  auf  ähnliche  Pläne  hinaus,  wie  sie  da- 
mals schon  von  L.  Blanc  augeregt  waren 
und  später  von  L  a  s  s  a  1 1  e  befürwortet 
wurden.  Daß  aber  eine  E.  in  diesem  Sinne 
eine  größere  Ausdehnung  gewinne  und  der 
Volkswirtschaft  ein  anderes  Gepräge  geben 
werde,  erscheint  nach  allen  Erfahrungen  als 
vollständig  ausgeschlossen.  Der  reine  Per- 
Bonalkredit  für  oesitzlose  Arbeiter  hat  trotz 
aller  Bemühungen  zu  seinen  Gunsten  auch 
jetzt  noch  immer  nur  eine  verhältoismäßig 
sehr  geringe  Bedeutung.  Eine  Arbeiterge- 
nossensch^  mit  Solidarhaft  der  Hitglieder, 
die  ein  kleines  Kapital  aus  eigenen  Mitteln 
aufgebracht  hat,  ist  vielleicnt  imstande, 
dieses  soweit  durch  Kredit  zu  ergänzen,  als 
für  den  Betrieb  eines  ünternehmens  erfor- 
derlich ist,  das,  wie  z.  B.  eine  Druckerei, 
auf  den  Kopf  der  Arbeiterschaft  nur  eine 
mäßige  Summe  für  stehendes  und  umlaufen- 
des Kapital  verlangt.  Industrielle  Großbe- 
triebe dagegen,  die  ein»  Kapitals  von  Mil- 
lionen bedürfen,  werden  schwerlich  jemals 
von  Arbeitergenossenschaften  auf  Kredit  ge- 
gründet werden  können.  Was  mau  als 
Personalkredit  bezei<^et,  ist  in  der  Regel 
keineswegs  ein  jeder  materiellea  Sicher- 
Btellung  entbehrenda*  Kredit  Kr  hat  nur 
keine  spezielle  Deckung,  aber  der  Kredit- 
geber schätzt  die  ganze  Termt^nshtge  des 
Schuldners  und  glaubt  darin  eine  genügende 
Sicherheit  zu  haben.  Cebrigens  geht  die 
neuere  Entwickelung  dahin,  den  formlosen 
Kredit,  wie  er  namentlich  in  dem  sog.  Buch- 
kredit erscheint,  mehr  und  mehr  zu  beseiti- 
gen und  durch  konfirmierten  oder  gedeckten 
Kredit  zu  ersetzen«  Denn  Wechsel  und 
Ijombarddarleben  bilden  die  Grundlagen  des 
a  wärtig  so  großartig  atisgebildeteo 
litumlaufsystems. 

Wenn  man  heute  von  K.  spricht,  so 
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iah  nun  dabei  nicht  mehr  an  die  Eüde- 
bnixisidie  Idee,  sondern  au  das  Ereditum- 
iiabjstem,  das  auf  dem  Depositen-  und 
SiKdcrerkehr  beniht  und  in  England  und 
impiika  auch  die  Bedeutung  der  Banknoten 
tl«  Imlaufsmittel  stark  herabgedrflckt  hat 
ItKies  System  steht  in  keiner  Weise  in 
GKsn  Gc^osatz  zur  Qeld  Wirtschaft,  sondern 
A  nur  ajs  eine  hiJhere  technische  Aus- 
til-toDK  derselben  zu  betrachten.  Alle  Preise 
ukI  ule  Verbindlichkeiten  werden  in  Qeld 
ui^rOckt,  das  also  seine  Funktion  als  Wert- 
Eufi  ToUstindig  beibehUt,  nur  der  wirkliche 
ttebnuch  Ton  Geld  als  Umlaufsmittel  wird 
iiirch  die  Au^eichung  der  im  Verkehr 
■t'isteheoden  Forderungen  auf  ein  Mindest- 
aiB  beechrftnkt    Die  Kreditgewährung  an 
l^itxlose  Personen  wird  durch  dieses  System 
(ituituDB  nicht  erleichtert,  vielmehr  ist  m^^- 
'•iihst  ^roBe  Sicherheit  der  Kreditgrundlagen 
■■of-  £xiste&zbedin^ng  desselben.   Die  800 
HüL  i:  an  stets  {&Ui£[en  Depositen,  die  gegen- 
vonif  bei  den  britisdien  Banken  std^en, 
baaptaSchlich  durch  Diskontierung  und 
li'XTichrift  von  sicheren  Wechseln,  zum  TeU 
lii'-b  durch  Crntschrift  von  Lombuddarlehen 
M  aar  zum  kleinerea  Teil  durch  bare  Ein- 
skUtugoi  entstanden.  Hier  liegt  ein  großer 
VA  ie»  Weites  dea  umlaufenden  Kapitals 
>^f  Kation  i^ets  <^en  zutage,  und  seine 
((••dmlsumine  Ändert  sich  nur  wenig,  weil 
•ii^  ibfol^  der  Koiuumtion  ausschradenden 
ij|4tilt6Üe  durch  die  Produktion  wieder 
fPttzt  Dod  im  übrigen  nur  Gebertra^ngen 
unerhalb  des  Kreises  der  Depositeninhaber 
-'atihodeo.   Der  K.  in  diesem  Sinne  steht 
•<liw  Zweifel  in  der  Zukunft  noch  eine 
XToBe  Entwicklung  in  Aussicht, 
'MmtrnUich  diuxJi  die  Ausdehnung  derselben 
III  Orn  LAndern,  die  bisher  in  dieser  Be- 
'  hiiDg  hinter  Eaigland  und  den  Vereinigten 
^luen  aoch  zurflckstehen. 
Vgl  auch  Art  ,^redit"  oben  S.  314  fg. 

UUntort  B.  BtltUbrand ,  DU  JVolional- 
i'nomir  der  Gegrmcart  und  Zukunß,  Frank- 
'ort  lAis,  S.  tlSjg.  —  AA.  Wagner,  Beiträge 
^  Itin  von  den  Banitn,  Leiptig  1867, 
f  '^fy.  —  K,t^em,  ZeiUekr.  /.  &aai*u)i»»en- 
•^fi,  IMO,  S.  m/9-  LexiM. 


XrelitnL 

ibtäitkMnt,  Amtsarzt,  Krrasphyüku^  Kreia* 
Wundarzt.) 

t  EuluteDde  Vorbemerknog.  2.  Der  K.  in 
r-taba.  3  Der  beamtete  Arzt  in  den  anderen 
Kitdwuatei.  4.  Bexirks&nte  in  Oesterreich. 

t  Eialeiiende  Vorbemerkung.  Nach 
■W.  4  2t  15  der  RV.  unterlie^n  zwar  die 
Miürefcda  der  MedizinalpoUzei  der  Beauf- 
••jiti^m^  und  Uesetzgebucg  des  Reiche; 
f'  -ihvohl  ist  aber  auf  diesem  wie  auf  fast 


allen  Gebieten  des  Öffentlichen  Rechts  die 
Ansgestaltungim  einzelnen  Sache  der  Bundes- 
staaten. In  Preußen  war  bis  zum  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  durch  die  Anstellung 
von  Kreifiphvsikern  und  Kreiswund&rzten  in 
höchst  unzulänglicher  Wdse  für  die  Wahr- 
nehmung der  Öffentlichen  Qesundheitspflege 
und  der  gerichtsärztlichen  Tätigkeit  g^rgt, 
so  daß  schon  seit  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderte der  Ruf  nach  einer  Reform  immer 
dringlicher  erscholl.  Es  ist  jedoch  erst  nadi 
mehrfachen  ver^blichen  Anläufen  und  nach- 
dem das  preußische  Abgeordnetenhaus  im 
Jahre  1S96  die  Regierung  um  die  Einbringung 
eines  Gesetzentwurfs  ersucht  hatte,  „der 
eine  den  jetzigen  Ansprüchen  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  entsprechende  Re- 
organisation der  MedizinalbehCrden  in  allen 
Instanzen  herbeiführt'^ ,  wenigstens  eine 
Neuregelung  der  Medizinalbehörden  der 
untersten  Instanz  durch  das  am  1./IV. 
1901  in  Kraft  getretene  G.  „betreffend 
die  Dienststellung  des  K.  und  die  Bildung 
von  Gesundheitskommissionen"  vom  16./IK. 
1899  (GS.  S.  172)  zustande  gekommen. 
Dieses  G.  bedeutet  für  Preußen  einen  ganz 
erheblichen  Fratsdiritt,  und  es  bildet  die 
Grundlage  für  die  BechtasteAlnng  und  den 
Wirkungskreis  des  beamteten  Arztes  in 
Preußen,  des  K. 

8.  Der  K.  in  Prensaen.  a)  Rechts- 
stellung. Der  K.  ist  der  staatliche  Ge- 
sundheitsbeamte  des  Krdses  und  als  solcher 
technischer  Berater  des  LAudrats,  in  Stadt- 
kreisen der  Polizeibehörde  für  alle  Ange- 
legenheiten der  Öffentlichen  Gesundheits- 
pflege. Er  wird  vom  Kultusminister  ernannt 
und  untersteht  unmittelbar  dem  Regierungs- 
präsidenten. In  Stadtkreisen  können  die  als 
kommuoalbeamte  angestellten  Stadtärzte  von 
dem  Minister  mit  den  Obliegenheiten  des  K. 
betraut  werden.  In  der  Regel  wird  für 
jeden  Kreis  ein  K.  ernannt;  doch  können 
größere  Kreise  in  mehrere  K.bezirke  zerlegt, 
kleinere  zu  einem  Bezirke  zusammengelegt 
werden.  Ersteres  ist  in  Berlin  und  Breslau 
geschehen,  während  im  ganzen  72  kleinere 
Kreise  zu  35  K.bezirken  zusammengelegt 
sind.  Gegenwärtig  sind  in  Preußen  an  Stelle 
der  früheren  545  Kreisphysiker  im  ganzen 
495  K.  und  4  Stadtärzte  mit  kreisärztlichen 
Obli^enheiten  vorhanden.  Dem  K.  können 
auf  Widerruf  ein  oder  mehrere  kreisärztlich 
gei>rüfte  Aerzte  als  Assistenten  (,jKreis- 
assistenzärzte")  beigegeben  werden,  die  ihm 
dienstlich  unterstellt  sind  und  eine  ange- 
messene Vergütung  aus  staatlichen  Mitteln 
erhalten. 

Zur  Anstellung  als  K.  ist  erforderlich: 
a)  der  Nachweis  der  Approbation  als  Arzt; 
ß)  der  Erwerb  der  medizinischen  Doktor- 
wtlrde  bei  einer  preußischen  (oder  nach  Be- 
finden des  Kultusministers  auch  einer  aufier- 
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preuKBchen)  DuiTersttat;  y)  das  Bestehen 
der  kr^sSrztliehen  PrüfuDg.  fOr  welche  die 
PrüfuDgBoidQung  vom  3O4II.  1901  maß- 
gebend ist ;  S)  der  Ablauf  einra  angemesseaea 
0n  der  Itegm  5jährigeD)  Zütraiims  nach  der 
Approbation  als  Arzt. 

Der  K.  erhSlt  eine  pensionsffihige  Be- 
soldung, die  aber  in  der  Begel  so  gering- 
fügig ist,  daß  er  daneben  die  ärztliche  Privat- 
praxis in  Tollem  Umfange  ausüben  darf. 
Nur  ausnahmsweise  werden  vollbesoldete 
K.  angestellt;  (im  Jahre  1902  waren  nur 
18  voUbesoldete  gegen  477  nicht  vollbe- 
soldete  K.  vorhanden).  Der  voUbesoldete 
K.  bezieht  ein  festes  Diensteinkommen  unter 
Ausschluß  von  Gebühren;  die  Ausübung 
einer  Frivatpraxis  ist  ihm  abgesehen  von 
dringenden  FSlIen  und  von  Eonsultationeu 
mit  anderen  Aerzten  untersagt,  wogegen  ihm 
die  Anmüime  von  Nebenämtern  gestattet 
werden  kann.  —  Der  K.  ist  gleichzeitig  der 
Gerichtsarzt  seines  Amtsbezirkes,  ins- 
besondere auch  im  Sinne  des  §  87  StPO.; 
nur,  wo  besondere  Verhältnisse  es  erfordern, 
kann  die  Watimehmung  der  gerichtsärzt- 
lichen Geschäfte  besonderen  Gerichtsärzten 
fibertragen  werden,  was  bisher  in  25  Fällen 
geschehen  ist  —  Auf  den  E.  kommen  als 
Be^unten  außer  den  Vorschriften  des  Straf- 
gesetzbuches für  Beamtendelikte  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  über  die  Dienst- 
vergehen der  nichtrichterlichen  Beamten  zur 
Anwendung;  im  übrigen  sind  für  ihn  die 
Dienstanweisung  des  Kultusministers  vom 
23./IIL  1901  und  in  seiner  Eigenschaft  als 
Arzt  die  oben  (in  dem  Art.  nArzt"  Bd.  I 
S.  253)  mitgeteilten  Vorschriften  maßgebend. 

bj  Wirknngskreia  Abgesehen  von 
ihrer  vorerwähnten  Tätigkeit  als  Gerichtsarzt 
haben  die  E.  kraft  Gesetzes  folgende  Auf- 
eiben: a)  auf  Erfordern  der  zust&idi^ 
Behörden  in  Angel^enheiten  des  (Jesundheits- 
Wesens  »di  guta(»itlich  zn  äußern^  audi  an 
den  Sitzungen  des  Ereisausschusses  und  des 
Ereistf^  auf  Ersuchen  dieser  ESrperschaften 
oder  ihres  Vorsitzenden  mit  beratender 
Stimme  teilzunehmen;  ß)  die  gesundheit- 
lichen Verhältnisse  des  Kreises  zu  beobachten 
und  auf  die  Bevölkerung  aufklärend  und  be- 
lehrend einzuwirken ;  die  Durchführung 
der  Gesundheitsgesetzgebuog  und  der  hier- 
auf bezüglichen  Anoitlnungen  zu  überwachen 
uud  nai^  Maßgabe  der  bestehenden  Vor- 
schriften die  Heilanstalten  und  anderweitige 
Einrichtungen  im  Interesse  des  Gesundheits- 
wesens zu  beaufsichtigen  sowie  über  das 
Apotheken-  und  Hebammenwesen,  über  die 
Heilgehilfen  und  anderes  Hilfspersonal  des 
Gesundheitswesens  die  Aufsicht  zu  führen ; 
S)  den  zuständigen  Behörden  Vorschläge  zur 
Abstellung  von  Mängeln  zu  machen  und  die 
für  die  öffentliche  Gesundheit  geeigneten 
Maßnahmen  in  Anr^ung  zn  bringen. 


Außerdem  soll  der  K.  vor  dem  Erlaß  von 
FolizeiTerordniingen  and  sonstigen  allge- 
meinen Anordnungen,  wdche  das  Gesnnd- 
beitsweaen  betreten,  gutachtlich  gehört 
werden.  Ferner  kann  d^  E.  bei  Gefiur  im 
Verzuge  und  zwar,  wenn  ein  Benehmen 
mit  der  Ortspoliz^behörde  nicht  angängig 
ist,  (^e  deren  Hitwirkung  die  zur  Ver- 
hütung, Feststellung,  Abwehr  und  Unter- 
drückung einer  gemeingefährlichen  Krankheit 
eriorderlichen  Aiiordnungen  treffen ;  eine  Zu- 
widerhandlung gegen  diese  Anordnungen 
wird,  falls  nicht  §  327  RStGB.  Platz  greift, 
mit  Geldstrafe  bis  zu  150  K.  oder  mit  Haft 
bestraft.  Der  E.  und  der  Kreisassistenzarzt 
sind  ferner  gemäß  §  13  des  PrG.  betr.  die 
Bekämpfung  übertragbarer  Krankheiten  vom 
28./8.  1905  (GS.  S.  373)  die  beamteten  Aerzte 
im  Sinne  der  §§  6—10  des  RG.  betr.  die 
Bekämpftmg  gemeingefährlicher  Krankheiten 
vom  307VL  1900  (RGBl.  S.  306),  vermöge 
deren  sie  die  behufs  Feststellung  und  Ver- 
hütung der  Verbreitung  von  Aussatz,  Cholera, 
Fleckfieber,  Gelbfieber,  Pest  und  Pocken  in 
den  gedachten  Gesetzesbestimmungen  vor- 
gesehenen Obliegenheiten  wahrzunehmen 
haben. 

Endlich  kann  der  E.  allen  Sitzungen  der 
gemäß  §§  10-12  des  G.  vom  16jIX.  1899 
und  der  Geschäftsanweisung  vom  13./UI. 
1901  für  alle  Gemeinden  mit  mehr  als  5000 
Einwohnern  zu  bildenden  Gesundheits- 
kommissionen mit  beratender  Stimme 
beiwohnen  und  deren  Einberufutig  jederz»t 
Verlanen. 

8.  Der  beamtete  Arzt  iu  deo  anderen 
Bundesstaaten.  Dem  preußisdien  K.  ent- 
sprechen in  Bayern  die  Landgeriditaäizte 
und  Bezirksftrzte  1.  und  IL  Klasse;  doch  ist 
ihr  Wirkungskreis  vielbcdL  andws  bestimmt ; 
insbesondere  existieren  hier  —  abgeseh«! 
von  der  bayerischen  Pfalz  —  noch  bindere 
SanitätsBeamte  neben  den  Gerichtsärzten. 
Maßgebend  «nd  insbesondere  die  VV.  v. 

6.  /X.  1809,   127Vm.  1857,  2lJlV.  1862, 

7.  /n,  1869  und  3./IX.  1879.  Im  Kgr.  Sachsen 
unterscheidet  man  Bezirksärzte,  Gerichtsärzte 
und  Gerichtsasststenzätzte.  Die  beiden  ersteren 
Aemter  sind  meist  in  einer  Person  vereinigt. 
(Vgl.  G.  V.  30./V11. 1836,  W.  v.  7.  und  lOJVlI. 
1884,  im.  1857,  I27IX.  1879  und  13./V1II. 
1883.)  Für  diese  beamteten  Aerzte  gilt  die 
V.  V.  16./1II.  1896  betr.  die  staatsärztliche 
Prüfung.  In  Oldenburg,  Sachsen-Weimar, 
;  Koburg-Gotha,  Bremen  und  Elsaß-Lothringen 
sind  besondere  Gerichtsärzte  angestellt;  in 
den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  fun- 
gieren die  Gerichtsärzte  gleichzratig  als 
Amtsärzte. 

4.Beitrl[8lntelBOeBterretcli.  InOester- 
reich bemht  die  Ordnung  des  behördlichen 
GesundheitsH-egens  auf  dem  BO.  v.  30./IV.  1870, 
das  dnreh  die  fär  die  einzehien  Landesteile  er- 
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rümt  wird.  DiaTaBdesfttrstUeheu  6e- 
tirWirite  emd  die  SachTeratändirai  inSaoi- 
OuLUttdegenheiteD  bei  den  Beurksaanptmaim- 
vbiftcn;  de  haben  eine  den  Kreioftnten  ent- 
kpKrkeDde  Stdlnng. 

lltentBr:  Ptetor,  Dom  GemindheiUtOMen  in 
Prr^ßn.  Bd.  t  u.  2,  Berlin  1896;  lS97j98.  — 
Mty,  Mtdisinc^hrhorden,  StengeU  Wörterb.  d. 
l  V.R..  Bd.  t,  8.  90 fg.  —  Wiener,  Handbuch 
•Irr  MtdinWMlgetetxgttmng  des  Deutschen  Seicht 
,«d  rn««r  Eintelttaaten ,  SbtUgart  188S—1887. 
—  thtiutitnKeitung  för  die  KrtitärtU,  Berlin 
.wii.  —  atppelf  Ge*.  betr.  die  J>teiuUteUung 
Kreitarxte*,  BerÜn  190Z.  —  Sekto^eme, 
ttn  prtufi.  ngtitiu,  5.  Aufi.,  biaor^t  von  Roth 
<W  Uppmann,  Bertin  1900,  —  RapmHfid, 
ihr  btamUtr  Arst  «nd  Srttiicke  Saehverttändige, 
Bde..  Beriin  1904.  —  Wehmer ,  Die  neuen 
M*'hiifiaIgeMi»e  Preufient,  1902.  —  V.  Haberi^r, 
Art  „Gfmndheit$iee$en" ,  im  Heterr.  StaaU- 
■  ••rffrAwA,  Bd.  J,  S.  844fy.,  Wien  1895. 

Xeukamp. 


KriegSTersichenuiK 

\  Lebensversicherung  und  See- 
versicherung. 


KrinUalstatUtik. 

I  AUgemdnei.  3.  Die  Rtatistiaehen  Er- 
^bnicD.  3.  Ergebnisie  Act  Statistik. 

L  AOgemeiBes.  Die  K.  luldet  einen 
T^il  iler  Justizetatistik  und  zwar  insbesondere 
'l-rjfnigen  der  Strafrechtapflege.  Insofern 
.-men  Statistik  auf  die  Zahl  der  Gerichte, 
itins  Penonals,  der  im  Laufe  eines  Jahres 
tnUagig  gewordenen  Klagesachen,  der  er- 
r^i^aenCrteile  usw.  unter  Berücksichtigung 
'i*T  ii;radiiedenen  Instanzen,  der  eingelegten 
K>' titemtttel  und  Aehnliches  sich  bezieht 
md  d«ingem&ß  als  eine  Oesch&ftsstati&tik 
'!<  Sti&^richle  sich  darstellt,  hat  dieselbe 
nijT  für  die  Justizverwaltung  größeres  In- 
'  T^-ae,  Eine  altgemeinere  Bedeutung  ge- 
«iaat  die  Statistik  schon  daon,  wenn  sie 
II»'  Vergehen  und  Verbrechen  sowie  die 
■.*Unntea  Strafen  nach  Art  und  Dauer  be- 
rVbnchtigt  und  dadurch  für  die  E.  wissens- 
»'rt»-  Einzelheiten  liefert.  Eine  weitere 
At^^41flaog  bat  diese  Seite  der  Strafstatistik 
'-»liRh  er^ren,  daS  die  persönlichen  Ver* 
'hiltoitte  der  Verurteilten  sowie  die  für  die 
iliriH^eit  und  die  Schwere  der  Vergehen 
"^^iKPfaeoden  Momente  mit  in  Rücksicht 
»•^■^en  wurden,  wodurch  der  „Verbrecher" 
it'  ^itcher  (den  Ausdruck  im  weiteren  Sinne 
i''tnucht>  in  den  Vordergrund  trat.  Man 
•ikiuiDte,  da0  die  statistische  Untersuchung 
«^r  Uinfigkeit  und  der  Ursachen  der  ver- 
"  krdoieo  Verbrechen  eine  über  das  straf- 
r^.'hüiche  loteresBe  hinausgehende  sozial- 
"'««luKhaftliche  Bedeutung  hat  So  ent- 
die  K..  welche,  vie  die  Gef&ngnis- 


statistik,  innerhalb  der  gesamten  Statistik 
der  Strafrechtspfle^  mne  Sonderstellung 
einnimmt  und  zu  dieser  sich  ähnlich  verhält 
wie  die  Konkursstatistik  (s.  d.)  zur  Statistik 
der  Zivilrechtspflege.  Wie  hier  der  wirt- 
schaftliche, so  macht  sich  dort  der  sozial- 
ethische Gesichtspunkt  neben  dem  juristischen 
geltend.  Die  K.  betrachtet  die  Verbrecher 
als  Bestandteile  der  Bevölkerung,  ihre  straf- 
würdigen Taten  als  Äeußerungen  des  gesell- 
Bchaftlichen  Lebens.  Aus  der  Häufigkeit 
und  der  Schwere  der  Verbrechen  und  Ver* 
geheu  lassen  sich  mit  den  durch  die  Be- 
schaffenheit des  statistischen  Jllaterials  und 
sonstige  Umstände  gebotenen  Einschrän- 
kungen gewisse  Sclilüsse  ziehen  auf  den 
Stand  der  Moralität  bezw.  Immoraütät 
innerhalb  der  Bevölkerung.  So  bildet 
die  K.  einen  wicht^n  Teil  der  sog.  Moral- 
statistik (s.  d.). 

Im  einzelnen  ist  hier  auf  folgendes  hinzu- 
weisen.  Als  vollständige  und  nntr^liche  Grund- 
lage fftr  die  Beorteilang  der  moralischen  Ver- 
hältnisBe  innerhalb  eines  Volkes  kann  die  E. 
deshalb  nicht  dienen,  weil  einerseits  zahlreiche 
an  sich  amooralische  Handlungen  durch  die 
Strafgesetze  nicht  getroffen  werden,  femer 
nian(^e  strafwttrdige  Taten  unentdeckt  und 
nngeslümt  bleiben,  nnd  weil  andererseits  zahl- 
reiche durch  die  Stra^setze  getroffene  Hand- 
lungen zwar  tadelnswert  nnd  strafwürdig,  aber 
doch  nidit  als  Folge  einer  schlecbten,  un- 
moralischen Gesinnung  anzusehen  sind,  wie 
z.  B.  viele  der  im  deutschen  Strafgesetzbuch 
als  „Cebertretongen"  bezeichneten  Straftaten. 
Letztere  werden  daher  zweckmäßig  ans  der  E. 
aasgeschieden.  Trotz  dieser  Mängel  bildet  die 
Statistik  eine  brauchbare  Unterlage  für  die  Be- 
urteilung der  kriminellen  Verhältnisse  innerhalb 
der  einzelnen  Länder,  insbesondere  anch  nach 
der  Richtung  hin,  daß  sich  ans  den  zeitlichen 
nnd  Örtlichen  Verschiedenheiten  nnd  den  mate- 
riellen Untencheidnnffen  der  Statistik  wertvolle 
Schlüsse  auf  die  beeiniossenden  Umstände  ziehen 
lassen.  Jene  Uängel  machen  sich  nnr  dann 
sehr  empfindlich  g^tend,  wenn  man  die  krimi- 
nellen Verhältnisse  verschiedener  Länder  mit- 
einander vergleichen  will,  da  nicht  nnr  die 
einzelnen  Strafgesetze  nnd  der  Kreis  der  von 
ihnen  getroffenen  strafwürdigen  Handlungen, 
sondern  auch  die  auf  die  Entdeckung  und  Ahn- 
dung der  Straftaten  gerichteten  Bemühungen 
der  zuständigen  Polizei-  nnd  JnstizbehOiaeu 
sowie  die  Empfindung  des  Volkes  für  die  Straf- 
wüi^keit  der  Tat  in  den  einzelnen  Ländern 
sehr  verschieden  sind.  Hierzu  treten  dann  noch 
die  Unsrieichhdten  in  der  Erhebung  nnd  der 
Bearbeitung  des  statistischen  Materius.  Inter- 
nationale statistische  Vergleiche  lassen  sich  da- 
her nur  schwer  mit  einigem  Nntzen  durchführen. 

Bei  der  Aufmachung  der  Statistik  wird  das 
Hanptgewicht  weniger  auf  die  Anzeigen  nnd 
Anklagen  als  vielmehr  auf  die  Verurteilungen 
ztt  legen  sein,  weil  durch  sie  die  Straftat  als 
solche  endgültig  festgestellt  wird,  wobei  bezüg- 
lich der  Zeitreihen  zu  beachten  ist,  daß  die 
Straftat  nnd  die  VenuteiluDg  des  Angeklagten 
zeitlidi  mehr  oder  weniger  weit  auseinander- 
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liegen.  Was  die  Person  des  Yemrteilten  anbe- 
timt,  so  erscheint  es  wünscbeoswert,  diUt  die 
Statistik  das  Geschlecht,  das  Alter  (nach  einigen 
Alteragmppen),  den  Beruf  (ebenfalls  nach  Hanpt- 
gmppen),  den  Monat,  in  welchem  die  Tat  be- 
gangen worden  ist,  and  die  Tatsache  der  Vor- 
bestrafnng  (znr  Feststellung  der  RUckfäUi^fkeit) 
ermittelt  Andere  Einzelheiten,  wie  der  FomiUea- 
stand,  die  Konfession,  die  eheliche  oder  nnehe- 
liebe  Abknnft,  die  Wohlhabenheit»-  nnd  BUdnngR- 
Terhiltnisse  nnd  die  kSipcrliche  Beschaffenheit 
des  Verurteilten  haben  fQr  die  E.  geringere 
Bedentang,  da  dieselben  von  jenen  anderen 
Faktoren  an  Wirkan|f  so  sehr  tlbeitroffen  werden, 
daß  sie  sich  statistisch  nnr  schwer  znm  Ans- 
dmck  bringen  lassen.  Ueberdies  ist  die  zor 
Herstellung  der  relativen  Hänfifkeit  der  Straf- 
fälle erforderliche  Beziehung  au  den  betreffen- 
den der  Bevölkening  bei  den  letztgenannten 
Unterscheidungen  vielfach  kaum  oder  gar  nicht 
nSelich.  Andere  Momente,  wie  der  Einfinß  der 
Xationalitftt  oder  des  Yolkscharakters ,  lassen 
sieh  durch  geographische  Vergleichnngen,  soweit 
flberhanpt  tunficb,  berücksichtigen.  Daß  die  K. 
die  Art  der  strafbaren  Handinngen  eingehend 
zn  unterscheiden  hat,  ist  selratverständlich, 
wenn  mfiglich  in  Verbindang  mit  den  anderen 
oben  angedeuteten  wichtigeren  Einzelheiten. 

Was  das  schon  bertthrte  Yerbältnis  der  Zahl 
der  Verurteilten  znr  Zahl  der  Bevölkerung  an- 
betrifft, so  ist  zu  beachten,  daß  hierbei  die 

C^eren  Altersklassen,  welche  bekanntlich  einen 
entenden  Bnichteil  der  QesamtbevOlkening 
ausmachen,  als  noch  nicht  .HtrafmOndig"  zweck- 
mäßig außer  Betracht  bmboi.  (Nach  dem 
Deutschen  Stra^esetzbuch  beginnt  die  Straf- 
mttndigkeit  mit  dem  vollendeten  12.  Lebens- 
jahre.) Indessen  bereitet  auch  hier  die  Art  der 
Bearbeitung  des  Volkszählnngsmaterials  vielfach 
Schwierigkeiten. 

2.  Die  statistischen  Erhebungen.  Fast 
in  allen  Eulturstaaten  ist  die  E.  Schoo  seit 
einer  Reihe  von  Jahrzehnten  gepflegt  worden 
nnd  bildet  dort  einen  wichtigen,  meisteas 
gut  ausgebildeten  Bestandteil  der  amtlichen 
Statistik.  Von  den  außerdentschen 
Staaten  ist  hier  in  erster  linie  Frankräch 
zu  nennen,  draaen  K.,  L  J.  1^5  von  Querry 
de  Ghampneuf  begründet,  seitdem  gleich- 
mäßig bis  auf  die  neueste  Zeit  fortgefflhrt 
vordea  ist;  sät  1889  hat  man  versndlit, 
auch  die  Beweggründe  der  Steaftat  in  den 
Kreis  der  Erbebungen  hinelDzurieben.  Fast 
ebeoso  alt  (seit  1826)  ist  die  belgische,  nach 
französischem  Vorbilde  bearbeitete  Statistik. 
Schweden ,  Norwegen  und  Dänemark  be- 
gannen ihre  Arbeiten  in  den  30er  Jahren. 
In  Oesterreich  wurde  1845  die  erste  Er- 
hebung veranstaltet;  die  dortige  Statistik 
berücksichtigt  auüer  den  Verbrechen  und 
Vei^hen  auch  die  üebertretungen.  Die 
Statistik  Ungarns,  wo  1880  ein  neues  Straf- 
gesetzbuch in  Kraft  getreten  ist,  geht  bis 
auf  das  Jahr  1873  zurück.  England  beginnt 
mit  dem  Jahre  1857,  Schottland  mit  1870, 
Irland  mit  1863.  Zu  den  älteren  Statistiken 
gehört  ferner  die  der  Niederlwde  (seit  1847), 


doch  ist  auch  hier  die  Vei^Ieichbarkeit  der 
Daten  durch  das  seit  1886  geltende  neue 
Strafgesetzbuch  unterbrochen.  Spanien  ver- 
Offenüicht  seit  dem  Jahre  1873  r^UnäSige 
Nadiweise.  Eine  eingehende  K.  blitzt  aodi 
Italien,  deren  Berichte  sdt  1880  veröffent- 
licht werden ;  hier  ist  1890  än  neues  Straf- 
gesetzbuch in  Eiah  getreten.  In  Spamen 
be^nnen  die  r^elmüigen  NachveiBungen 
mit  dem  Jahre  1883.  Du  Statistik  der  an- 
deren lAnder  ist  von  geringraer  Bedeutung. 
Was  den  lohalt  aller  dieser  amtlichen  Sta- 
tistiken anbetrifft,  so  berücksichtigen  dieedben 
in  größerer  oder  geringerer  VoUständigkat 
die  unter  1.  aufgeführten  Erhebung^^n- 
stände.  Ein  näheres  Eingehen  auf  die  Einzel- 
heiten würde  hier  zu  weit  führen. 

Die  E.  des  Deutschen  Reiches  ist, 
nachdem  früher  bereits  die  Einzelstaaten 
Ermittelungen  veranstaltet  hatten,  auf  der 
(Grundlage  des  einheitlichen  Strafgesetzbuches 
(seit  1871)  und  der  einheitlichen  Gerichts- 
organisation (seit  1879)  durch  Bundesrats- 
beschluß V.  5./Xn.  1881  neu  geordnet  Sie 
bezieht  sich  ausschließlich  auf  die  bürger- 
lichen Gerichte.  (Die  E.  für  das  deutsche 
Heer  und  die  Ktdserl.  Marine  wird  gesondert 
bearbeitet.)  Die  Erhebungen,  welche  mit 
dem  Jahre  1882  binnen,  erfolgen  mittels 
Zählkarten.  Je  eine  solche  wiiS  für  jeden 
wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens 
Abgeurteilten  (Üebertretungen  bleiben  unbe- 
rücksichtigt) seitens  des  betrefTenden  Gerichts 
aus^füllt  Sie  enthält  u.  a.  Namen,  Alt^, 
Religionsbekenntnis,  Familienstand  und  Berui 
des  Angekla^n,  die  Art  der  strafbaren 
Quidlnng,  Zeit  und  Ort  der  Tat,  die  Angabe, 
ob  verurteilt,  freigesprochen  usw.,  die  er- 
kannten Strafen  und  die  etwügen  vorgftngigen 
Verurteilungen.  Sämtliche  Zählkarten  werden 
vom  Euserudien  Statistischen  Amt  alljähr- 
lieh  nach  den  durch  jene  Angaben  bezeich- 
neten Gesichtspunkten  bearbeitet  nnd  die 
Ergebnisse  in  seibständigea  Bänden  der 
Statistik  des  Dentschen  Sekha  fortlanfend 
verOlTentlicht  £äne  Aber  die  Ermitlelan^n 
der  Bei(diBstati6tik  hinaufgehende  Erweite- 
rungder  E.  (u. a.  durch  HitberOcksichtigang 
der  Üebertretungen)  ist  von  den  statistischen 
Aemtem  einzelner  Städte  (Berlin  n.  a.)  unter- 
nommen worden. 

Auf  die  Schwierigkeiten  eines  internatio- 
nalen Vergleiches  der  kriminalstatistischen 
Daten  wurde  obeo  bereits  hingewiesen.  Nach- 
dem früher  die  statistischen  Eongreese,  so 
namentlidi  derjenige  in  Petersburg  1872,  ver- 
sucht hatten,  dieselben  durch  Einführung  eines 
gleicbarti^n  Erhebuogsverfahrens  tunlichst 
zu  beseitigen,  sind  neuerdings  das  Inter- 
nationale statistische  Institut  sowie  die  Inter- 
nationale kriminalistische  Vereinigung  in 
gleicher  Richtung  tätig  gewesen.  Bisher  ist 
es  indessen  noch  nicht  gelungen,  streng  ver> 
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etwfabare  Daten  zn  erzielen.  Am  ehesten 
■inl  dies  in  der  Art  mOglich  Bein,  daß  die 
Vn^ieichQng  bezfiglich  einzelner  Delikte 
'farchgefOhrt  wird.  In  dieeer  Beziehung 
fuf]  aodt  schon  erfolgreiche  Versuche  ge- 
sat'ht  worden.  Die  nachstebeoden  Kit- 
'nlnngeQ  beschränken  sich  auf  einige  Er- 
^-faoisse  der  Deutschen  Reichsstatistik. 

S.  ErgebniBse  der  Statistik.  Es  betrug 
•ite  Zahl  der  im  Deutschen  Reiche 
v^fco  Verbrechet»  und  Yergehens  g^n 
•lu"  Bei<äi8gesetze 


Von  je  100  Ver- 
nrteilteB  entfallen  auf 


1«291  355 '34 
1^  1901 459  671 

VMa  512399 
im   505  353 

ISOI  516976 


108,7 

H7J 
'«3.4 
IZ4,3 


a 

16,6 
17,0 
16,8 
17.» 
17,9 


37,0 
41,7 
43,3 

4«,< 
4»,6 


45,9 
41,0 
40,8 
40,S 
39,a 


0,5 

o>3 
o,a 

0,3 
0,3 


Die  Verfaaltniszahlen  unter  a,  b,  0  und  d 
■•:-zi^n  sich  auf  Vemrteiluagen  wegen 
^«fforedieD  und  Vergeb«i  gegen  Staat, 
■'^tlidie  Ordnung,  Religj(»i  (a),  gegen  die 
V*tm  (bX  fegen  das  vermOeen  (c),  im 
imte  (d).  Die  Torstehenden  Zanlea  weisen 
ud  «oe,  anch  anderwftrts  beobachtete  Steige- 
nugderallgemeisenSMmioalitftthin.  Diese 
lUt  nicht  ohne  weiteres  auf  eäne  Zunahme 
IniDoraliiat  sdilieBen,  vielmehr  haben 
dif  gtM^e  BevOlkwnngBvermehnwg,  der 
Auhdiwung^  des  wirtschaftlichen  Xebens 
und  die  hiermit  im  Zusammenhang  stehende 
V«TkehrBentwickeluDg,  welche  die  Menschen 
m<'hr  miteinander  in  Berührung  bringen,  die 
Oi;legeohcit  zu  strafbarea  Handlungen  ver- 
mehrt Daneben  ist  zu  berücksichtigen,  daß 
-pneTrlings  auch  die  Zahl  der  nach  anderen 
Rc-iciuKesetxen  als  dem  Strafgesetzbuche 
iOevertieordnungjVerBlchenmg^esetze)Ver- 
iin^iten  stftrker  tns  Gewicht  Bült  Wie  die 
r>nijKs  Verfaftltniszahlen  erkennen  lassen, 
lulvn  die  Verbrechen  und  Vergehen  gegen 
■1h  Person  erheblich  zugenommen;  nament- 
'■'■<ii  iplt  dies  von  den  gef&hrlieheu  EOrper- 
Tfletxiingen,  wahrend  die  Zahl  der  Dieb- 
*J«ii)>e  zm^okg^angen  ist  Die  Steigerung 
'W  Kriminalität  fiLllt  lülein  auf  das  männ- 
l>dke  Oeschleofat,  insbesondere  anch  auf  die 
;^iw»ren  Peraooen,  was  mit  der  Auflösung 
■1»»  Familienlebens  und  dem  frühen  Eintritt 
:u  dm  £rwerb  znaammenhangt. 

Die  L  J.  1904  ei^ngenen  rechtskräftigen 
FxtKheidungen  bezogen  sich  auf  660857  An- 
)i?khgte;  davon  wurden  516976  TemrteUt, 
■iK  fitngen  freigeeprochenf  bezw.  es  wurde 
'W  Verfahren  gegen  äe  eingestellt  Die 
Vemridlnngen  betrafen  611 082  Handlungen. 
V(.o  den  Verurteilten  waren  435191  Mer 
>Un  mlonKch  und  81785  oder  15,8o/o 
««ihÜdL  &  waren  225328  oder  43i60/o 
Y'vtiMtnlL  Was  das  Alter  der  Yenirteilten 


betrifft,  so  änd  die  Altersklassen  vom  18. 
bis  40.  Jahre  relativ  am  stärksten  beteil^, 
indessen  zeigen  sich  hier  wesentliche  Unter- 
schiede je  Dach  der  Art  der  strafbaren 
Handlung.  Ein  gleiches  gilt  für  die  meisten 
anderen  Beziehungen.  So  werden  die  Ver- 
brechen und  Vergehen  gegen  die  Person 
hauptsächlich  in  den  Sommermonaten,  die- 
jenigen gegen  das  Vermögen  dag^n  vor- 
wiegend in  den  Wintermonaten  began^n. 

Auf  eine  Vorführung  der  Ergebnisse 
anderer  Staaten  muß  hier  verzichtet  werden. 
Einer  summarischen  Oegenüberstellung  der 
Hauptdaten  für  die  einzelnen  Lander  wird 
angesichts  der  formalen  Verschiedenheiten 
der  Statistiken  (s.  oben)  ein  sachlicher  Wert 
nidit  beigemessen  werden  kOnnen. 
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1901.  —  H.  MÜUer,  Die  Entunckeiung  der 
Zriminalüat  in  Pret{fi«n  in  den  letMten  Dexennten  / 
ebenda,  Bd.  18, 1899. — JT.  Hers,  Die  KrimilniaUät 
und  die  arbeitenden  Volkaklaaaen  in  Oeelerreieh; 
Oenda,  Bd.  S8,  1904.  —  -DDefcote,  Die 
Ergebniate  der  Ötteireickitehe»  Kriminaltlatittik 
in  den  letzten  Jakren ;  e&enda,  Bd.  t9, 1905.  — 
£  Mischler,  Internationale  ttaiiititeke  üeber. 
lichim  aber  die  ICrimincUität,  Allgem.  ttatitt. 
Archiv,  3.  Jahrg.,  1894.  —  -E  Würzburger, 
Ueber  die  Vergleiehbarkeit  kriminaUtatiatiaeher 
Daten,  Jahrb.  f.  Nat.,  N.  F.,  Bd.  I4,  1887.  — 
a.  V.  Hayr,  Ueber  die  Reform  der  Rüekfaü- 
»tatUiik,  Aügem.  »latiat.  Archiv,  3.  Jahrg.,  1894 
u,  4.  Jahrg.,  1896.  —  Q.  A»ch<^mburgf 
Dae  Verbrühen  und  aeine  Bekämpfung,  Seidel- 
berg 1903.  —  Monaiaaehiß  für  jkriminat- 
paychohgie  und  Str^frechtartjform,  herauageg.  von 
O.  Aachaffenburg  (leii  1905).  —  Vertehiedene 
Anftätie  von  WÜrtburger,  Yvemia,  Starke, 
Bodio  und  Boteo  im  Bulletin  de  l'Inatit%U 
intemaiional  de  ttaiialique,  Some  1888 fg.  —  AI* 
Qtiellenwerke  für  die  Ergebniaae  der  Kriminal. 
»tatittiJe  kommen  die  amtlichen  ataJiatiachen  Ver- 
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iand  die  betr.  Bände  der  „Statiatik  dei  Deutaehen 
Seiehe»",  für  Oesterreich  „die  Ergebniaae  der 
Strafrechtepßege  in  den  im  Seieharate  vertretenen 
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KSnigrtiehen  und  Ländern".  —  Vgl.  außerdem 
die  Literaturangaben  in  dem  Art.  „Moral- 
tUUüiik".  A.  Wirmtnghaua. 


Ensen. 

1.  Wirtschaftliche  K.  im  weiteren  Sinne. 
2.  K.  im  engeren  Sinne.  3.  Frodnktions-E. 
4.  Die  K.  nnd  die  kapitalistische  Produktions- 
weise.  5.  Uebersicht  der  K.  seit  1815. 

1.  Wirtechaftliche  K.  im  weiteren 
Sinne.  Als  wirtschaftliche  Krisis  im  wei- 
teren Sinne  kann  man  jede  zeitweilige  Stö- 
rung des  Wirtschaftslebens  bezeichnen,  durch 
die  dn  grOSerer  Krräs  Ton  Personen  erheb- 
liche Nachteile  erleidet.  In  ein^  Gesell- 
B^baXt  mit  entschieden  voriierrschender 
Naturalvirtsdiaft  entstehen  solche  SUirungen 
lediglich  dun^  Ausfälle  in  dem  nonnuen 
sadüichen  Froduktionseitrage  oder  durch 
ungewöhnliche  GüterrOTnichtung.  Die  Wir- 
kungen z.  B.  von  Bchlediten  Ernten  oder 
Viehseuchen  würden  also  hier  unmittelbar 
als  K.  bezeichnet  werden  können.  In  der 
Geldwirtschaft  treten  die  Folgen  solcher 
Störungen  immer  durch  Vermittelung  der 
PreisbUdimg  hervor-  sie  verteilen  sich  da- 
her in  verwickelter  Weise  auf  die  verschie- 
denen Bevölkeruagsklassen  und  belasten 
nicht  immer  vorzugsweise  diejenigen,  die 
unmittelbar  durch  den  Froduktionsausfall 
oder  die  Güterzerstömng  getroffen  werden. 
Der  Landwirt  kann  z.  B.  durdi  Erhöhung 
der  Getreidepreise  teilweise  oder  vollständig 
für  das  ungünstige  Ernteergebnis  entschädigt 
werden,  der  Schaden  trifft  dann  die  Konsu- 
menten und  weiter  auch  die  Produzenten 
und  Verkäufer  anderer  Waren,  deren  Absatz 
beschränkt  wird,  weil  eben  die  Käufer  mehr 
für  Brot  ausgeben  müssen.  Immer  aber 
wird  der  vorhandene  objektive  GOteraus^ül 
an  irgendwelcher  Stelle  seinen  nachteiligen 
Einfluß  ausüben,  wie  umgekehrt  eine  objektiv 
über  den  gewöhnlichen  Stand  hinausgehende 
Produktion  gewissen  Schichten  der  Gesell- 
schaft zugute  kommt  Man  kann  solche 
dmck  Güterausfoll  entstehende  E.  —  soweit 
man  sie  Überhaupt  zu  den  K.  rechnen 
will  —  als  Defizit-  oder  Bedarfs- 
E.  bezeic^en.  Mdstens  sind  sie  nicbt  von 
langer  Dauer,  da  z.  B.  die  folgende  Ernte 
häufig  schon  Besserung  bringt.  Doch  können 
Ede  sidi  auch  längere  Zeit  hinziehen,  wie 
das  Bd^iel  der  Baumvollnot  während  des 
amerikanischen  Bürgerkrieges  zeigt 

Eine  andere  ebenes  zu  den  E.  im 
weiteren  Sinne  zu  rechnende  Störung  ent- 
steht dadun^,  dafi  in  den  Produktionabe- 
dingungen  oder  den  Weltmarktsverhält- 
nissen wichtiger  Waren  eine  Äenderung 
stattfindet,  durch  die  für  einen  großen  Teü 
der  bisherigen  Produzenten  eine  übermäch- 
tige Eoukurreuz  geschaffen  wird.  So  wurde 


in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahr- 
hunderts die  Handarbeit  auf  den  wichtigsten 
industriellen  Gebieten  mehr  und  mehr  durch 
die  Maschine  verdrängt,  und  so  steht  jetzt 
die  europäische  Landwirtschaft  seit  einer 
ßeihe  von  Jahren  infolge  der  Entwickelung 
der  modernen  Transportmittel  unter  dem 
Drucke  des  Mitbewerbs  der  Überseeisch«! 
Länder  mit  jungfräulichem  und  wenig 
kostendem  Boden.  Je  kürzer  solche  Ueber- 
gangsperioden  sind,  um  so  mehr  Merkmale 
haben  die  in  ihnen  auftretenden  Erschd- 
nungen  mit  denen  der  eigentlichen  E.  ge- 
mein, und  maa  wird  die  Störunge  dieser 
Art  als  UebergangS'E.  bezeichnen 
können.  Die  sich  dur^  ämge  Jahrzehnte 
erstreckende  ^rückte  Lage  der  Landwirt- 
schaft hat  frälich  einen  chronischen  Cha- 
rakter und  ist  daher  zweckmäfiigerweiBe 
nicht  als  Krisis,  Bondem  als  Depression 
zu  bezeidmen. 

Endlich  können  auch  die  von  der  finan- 
ziellen Zerrüttung  des  Staates  ausgehenden 
Störun^n  der  Volkswirtschaft  zu  den  K. 
im  weiteren  Sinne  gerechnet  werden.  Hier- 
her gehören  die  Wirkungen  eines  Staats- 
baokerotts,  eine  Fapier^dwirtschaft  mit 
starkem  Sinken  des  Wertes  des  Papier- 
geldes. Die  schlimmen  privatwirtschaft- 
Uchen  Fol^n  solcher  Erschütterungen  sind 
hauptsächlich  die  Lähmung  des  Kredits 
auch  im  Geschäftsleben,  das  Steigen  des 
Zinsfußes,  die  Schwächung  oder  Vernich- 
tung des  Untemehmimgsgeistes.  Wird 
dieser  Zustand  in  verhältnismäßig  kurzer 
Zeit  überwunden,  so  daß  er  als  eme  akute 
Störung  erscheint,  so  kann  man  von  einer 
Finanzkrisis  sprechen.  Nicht  selten  aber 
führt  der  Huin  der  Staatsfinanzen  zu  einem 
dauernden  Verfall  der  VolkswirtBchaft  des 
Landes,  für  den  dann  die  Bezmchnung 
Krisis  nicht  mehr  geeignet  erscheint 

2.  K.  im  engeren  Sinne.  Die  E.  im 
weiteren  Sinne  sind  also  vorübergehende 
Störungen  der  Volkswirtschaft;  die  K.  im 
engeren  oder  eigentlichen  Sinne  haben  aber 
noch  ein  weiteres  Merkmal,  das  der  ur- 
sprünglichen Bedeutung  des  Wortes  ent- 
spricht :  sie  bilden  einen  Wendepunkt,  ^en 
Umschlag  von  einem  Zustande  in  einen 
anderen,  und  zwar  von  einer  aubteigraden, 
aber  nicht  dauernd  haltbaren  Bewegung  zn 
einem  Zusammenbnu^.  Dot  vorher^gangene 
„Aufschwung"  hat  in  der  R^el  eme  reelle 
Berechtigung,  aber  die  Spekulation  tr^bt 
ihn  ine  Debermaß  und  zwar  mit  voUem  Be- 
wußtsein, daß  früher  oder  später  ein  starker 
Rückschlag  stattfinden  muß ;  nur  hofft  jedor 
Spekulant,  daß  es  ihm  gelingen  werde,  äch 
noch  rechtzeitig  vorher  mit  seinem  Gewinn 
zurückzuziehen.  Diese  K.  sind  also  wesent- 
lich Spekulations-E.,  und  je  nachdem 
die  Spekulation  sich  auf  Waren  oder  auf 
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FJ^ea  bezieht,  kann  man  Handels-E. 
ni  BArsen-K.  unterscheiden,  wenn  man 
mter  BSrae  hier  spraieU  die  EfTektenbOrse 
i^nleht  Die  den  Handelskrisen  (in  dem 
Mir  ugenommeora  beaehrftnkten  Sinne) 
»■rfaergfUDende  Spekolatioa  erstreckt  sich 
.'^ireilea  auf  eine  grOfiere  Gruppe  von 
War».  I.  B.  der  K(uoniaIwaren,  ooer  die 
•r^sunthdt  der  fflr  rän  gewisses  Land  ge- 
■i;n>etai  Ausfohrwaren;  meistens  aber  han- 
■leix  uB  udi,  namentlich  in  der  neuesten 
2*^1.  nnr  um  Spekulationen  in  einzelnen 
i.;ciiligea  Waren,  wie  Kaffee,  Getreide, 
ÜQpfer  iMonopolisieruogsversuch  der  Soci6t^ 
■U-i  ta^taxkx  1887/88),  um  s<^.  Ringbildungen, 
<mKh  welche  die  Freise  zunächst  über- 
■.ciSi'^  in  die  BOhe  getrieben  werden,  um 
auh  dem  Umschwung  desto  tiefer  zu 
'lokea  Der  Terminhandel  an  den  Waren- 
N*>n»?Q  trftgt  ohne  Zweifel  dazu  bei,  solche 
Aus:^-hreitUDgen  der  Spekulation  zu  begDns- 
■■-•"o:  soweit  er  indes  nur  auf  ein  DifFe- 
n-nzenspiel  hinausläuft,  ist  seine  Einwirkung 
in{  die  Preisbewegung  doch  nur  gering; 
'Iii.'  ei^tlieben  Beherrscher  des  Marktes 
'13(1  (tie  Lieiter  der  ^fien  Spekulationen 
uni  diejenigen,  die  mit  Millionen  eingreifen 
."aufn,  um  Waren  aufzukaufen  und  zurück- 
iiihilten.  Die  Warenproduzenten  sind  bei 
■ii-äsu  Spekulationen  meistens  nicht  aktiv 
'tteihgt  jedoch  dehnen  äe  ihre  Produktion 
vimdt  wie  mißlich  der  gestei^rten  Nach- 
iidse  entsprechend  aus  und  sind  auch  ua- 
ttirÜch  darauf  bedacht,  womöglich  zum 
filnstigsteD  Zeitpunkte  zu  verkaufen.  Häufig 
ti«a  flieh  aucäi  Privatleute  verleiten,  mit 
'j>i¥m  Kapital  oder  ihren  Ersparnüsen  an 
>«!  Spekulationen  der  Warennörse  teilzu- 
.-•-hmen,  wodurch  dann  die  schliefilich  ein- 
Tp>teade  Ktisis  aatäi  in  weitoen  K.  ihre 
'•^heenmgen  anrichtet. 

Im  EBozen  treten  indes  die  Waren- 
^ifdB-K.  in  der  neueren  Zeit  an  Bedeu- 
*iiAir  wat  zurfli^  hinter  den  durch  die 
K.fRkteoBpeJni]ation  herbd^efOhrten  Börseo- 
K.  Zeigende  Warenpreise  wirken  stets 
virh  auf  die  Xurse  der  Industrie-^  Berg- 
»'Tis-.  Bank-,  Eisenbahn-  usw.  Aktien  ein, 
■isd  da  die  Zahl  der  grofien  Unternehmungen 
la  Form  von  AktieDgeselischaften  seit 
'*•  Jahren  in  enormem  Maße  zugenommen 
List,  K>  bieten  diese  Papiere  für  die  Speku- 
■±'*><D  den  bequemsten  und  nächstliegenden 
Atn^punkt.  Die  guten  Dividenden  eines 
•ahn*  w«rden  als  sichere  Vorbedeutungen 
-'ir  den  Ertrag  des  nächsten  Jahres  be- 
'Jb-Mpl  and  mit  einer  optimistischen  fiech- 
•iin«  kapitalisiert,  um  den  jetzigen  Wert 
•Ut  Aktien  zu  schätzen.  Die  große  Menge 
*it*  Poblikuma  drängt  sich  mit  einem  be- 
tt-ierlichen  Eifer  zur  BOtse  und  kauft  Pa- 
I^v^  nicht  nur  mit  eigenem  Kapital,  son- 
vtd  vielfach  auch  noch  mit  Benutzung  von 


Bankierskredit  oder  sogar  in  der  Form  von 
Termingeschäften.  Durch  diese  ungewöhn- 
lich gesteigerte  Nac^ifrage  werden  Kurse 
herbeigefflhrt,  die  von  jeder  rationellen  Er^ 
wBgnng  unabhängig  sind:  jeder  wöß,  daB 
eine  Katastrophe  unansbieiblich  ist,  aber 

{'eder  hofft,  ds^  er  nicht  zu  den  letzten  ge- 
tOren  werde,  die  die  Zeche  bezahlen  mflssen. 
Das  Spekulationsfieber  wird  natflrlich  auch, 
benutzt,  neues  „Material"  an  die  Börse 
zu  bringen;  namentlich  werden  bestehende 
UntemehmuD^en  „gegründet",  d.  h.  in  die 
Form  von  Aktiengesellschaften  umgewandelt, 
wobei  der  Wert  derselben  den  augenblick- 
lichen günstigen  Konjunkturen  entsprechend 
fibermäßig  hoch  taxiert  wird.  Auch  werden 
Aktienuatemehmungen  wirklich  neu  ge- 
gründet, wodurch  also  in  den  betreffenden 
Produktionszweigen  die  Konkurrenz  ver- 
schärft wird.  Indes  sind  solche  Gründungen 
weit  weniger  zahlreich  als  die  Umwand- 
lungen. Länger  als  ein  Jahr  kann  eine 
solche  ungesunde  Erregung  selten  dauern; 
denn  dann  zeigt  sich,  daß  die  Dividenden, 
selbst  wenn  sie  an  sich  nicht  ungünstig 
sind ,  den  hochgespannten  Erwartungen 
nicht  entsprechen,  und  die  Einsicht  bricht 
sich  Bahn,  daß  das  übermäßig  hohe  Aktien- 
kapital vieler  Gründungen  unter  normalen 
Yerhältnissen  uiemals  auch  nur  den  ge- 
wöhnlichen Zins  abwerfen  kann.  Häufig 
treten  auch  noch  andere  Gründe  der  „Ver- 
stimmung" der  Börse  auf,  wie  der  Bankerott 
von  Staaten,  denen  man  blindlings  viele 
Millionen  dargeliehen  hatj  Einstellung  der 
Zinszahlung  seitens  amerikanischer  Msen- 
bahnen  usw.  Dann  beginnt  die  al^meine 
Flucht,  jeder  sucht  dem  anderen  noch  mit 
seinen  Verkäufen  zuvorzukommen  und  er- 
höht dadurch  die  Intensität  der  Krisis.  Zu 
einem  großen  Teil  treffen  die  Verluste  die 
kleinen  Kapitalbesitzer,  die  sich  zumBOrsen- 
spiel  haben  verleiten  lairaen ;  auch  die  kleinen 
&tnkiers,  die  ihren  Kunden  Kredit  gewährt 
haben,  werden  oft  stark  in  Mitleidenschaft 
gezogen,  und  die  nofien  Aktienbanken  kom- 
men nicht  selten  dadurdi  zu  Schaden,  daß 
Finanzleute,  die  auf  ihre  Verwaltung  Einfluß 
haben,  die  Mittel  derselben  zur  Unter- 
stützung zweifelhafter  Gründungen  benutzen 
und  ihnen  die  sich  später  entwertenden 
Papiere  zuschieben.  —  Mit  den  Handels- 
und Börsen-K.  verbindet  sich  immer  auch 
eine  Kreditkrisis,  die  sich  durch  ein 
rasches  und  starkes  Steigen  des  Diskonts 
und  des  Ijombard  Zinsfußes  sowie  dadurch 
charakterisieri,  daß  viele  überhaupt  keinen 
Kredit  mehr  finden  können.  Als  eigentliche 
Geldkrisis  kann  man  die  höchste  Steige- 
rung der  Kreditkrisis  bezeichnen;  sie  äußert 
sich  nicht  nur  in  dem  hohen  ^nkzinsfuß, 
sonderu  auch  in  der  Störung  des  ganzen 
auf  Kredit  gegründeten  Unilaufsmeäanis- 
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mm  Das  Mißtrauen  des  Publikums  richtet 
sich  auch  gegen  die  großen,  an  sich  gar 
nidit  gefährdeten  Banken,  man  will  wieder 
Metallgeld  haben,  die  Depositen  werden  in 
bar  zurückgefordert,  die  Noten  zur  Ein- 
Ifisung  präsentiert.  So  konnte  selbst  die  so 
fest  b^n^ndete  Bank  von  England  zu 
wiederhuten  ^len,  allerdings  tdiweise  in- 
folge der  unzweckmäßigen  Starriieit  der  Be- 
stimmungen der  Feelschen  Bankakte,  in 
emsüiche  Terlegenheif  gebradit  werden, 

3.  ProdnknoBs-K.  Die  angefahrten 
Arten  der  K.  sowohl  im  weiteren  wie  im 
eigentlichen  Sinne  haben  nichts  Rätselhaftes 
an  sich,  sondern  nnd  durch  die  angegebenen 
GrOnde  vollkommen  genügend  erkl^  Bei 
den  eigentlichen  K.  insbesondere  ist  die 
Spekulation  die  treibende  Kraft  zur  Her- 
stellung des  Zustandes,  der,  wie  alle  Welt 
im  voraus  weiß,  zu  einem  kritischen  üm- 
echlag  führen  muß.  Die  Produktion  folgt 
nur  der  steigenden.  Nachfrage,  geht  aber, 
weil  diese  Nachfrage  sich  nicht  dauernd 
auf  der  un^wOhnlicnen  Höhe  erhalten  kann, 
über  die  ncbtigen  Grenzen  hinaus,  nament- 
lich soweit  neue  große  üntOTnehmungen  ge- 
gründet werden.  Die  Gründung  derselben 
hatte  in  der  Spekulationsperiode  zwar  nur 
den  Zweck,  aus  der  Emission  neuer  Papiere 
Gewinne  zu  ziehen,  aber  die  gegründeten 
Fabriken,  Hüttenwerke  usw.  bleiben  auch 
nach  dem  Umschwung  mit  ihrer  vollen 
Leistungs&higkeit  im  Autbewerb,  und  da  sie 
jetzt  meistens  in  der  Form  von  Aktienge- 
sellschaften auftreten,  so  werden  sie  ihren 
Betrieb  auch  nicht  einstellen,  wenn  sie  auch 
mehrere  Jahre  hindurch  w^n  der  nie- 
drigen Preise  ihrer  Erzeugnisse  keinen  Ge- 
winn erzielen.  Die  theoretisch  angenom- 
mene Regelung  der  Produktion  durch  den 
Prras  findet  nur  sehr  lan^m  und  unvoll- 
kommen statt,  denn  die  verdrän^ng  der 
kleinen  Produzenten  trägt  zur  Erleichterung 
des  Marktes  wenig  bei,  und  die  grofien 
Aktiengesellschaften  lassen  ach  eben  aiadk 
dnrch  das  Ausbleiben  der  Dividenden  nidit 
Trardr&D^en.  So  tmterli^  es  keinem  Zweifel, 
daß  die  ungünstige  Lage  der  Eisenin- 
dustrie in  den  dem  Krach  von  1873  folgen- 
den Jahren  dnrch  die  noße  Produktions- 
tätigkeit der  vor  dem  Krach  g^ri^ndeten 
Aktiengesellschaften  verureadit  wurde.  Es 
li^in  solchen  Fällen  Ueberproduktion 
in  dem  Sinne  vor^  daß  die  Produktion  zu 
groß  is^  um  Preise  zu  ermöglichen,  bei 
denen  die  Aktionäre  den  normalen  Gewinn 
von  dem  übermäßig  hoch  gerechneten,  „ver- 
wässerten" Aktienkapital  erhalten.  Dadurch 
entsteht  dann  ein  starker  Kurssturz  und 
vielleicht  eine  längere  Zeit  dauernde  De- 
pression. Periodisch  tritt  aber  wie  mit 
Naturnotwendigkeit  auch  eine  absolute 
Ueberproduktion  ein,  deren  Folgen  auch  die 


nicht  überkapitalisierten  Unternehmungen 
treffen.  Die  Produktion  im  Großbetrieb 
muß  mit  der  Konsumtion  der  Zukunft  rech- 
nen, die  ihrerseits  wieder  von  den  Ein- 
kommensverhaltnissen  der  BevftlkerUDg  ab- 
hängt Wenn  nun  schon  alle  Schätzung 
des  künftigen  Bedarfs  an  «gentlichen  fikOn- 
snmtionBgütem  sehr  nnsicher  sind,  so  alt 
dies  in  noch  weit  faltherem  Grade  von  aUen 
YoraussetEungen  in  betreff  der  Frodnktions- 
mltteL  deren  Herstellung  niur  als  Vorbera- 
hing  für  die  BeM^ignng  d^  Konsnmfion»- 
bedürfnüse  dner  noai  weiter  hinaus- 
liegenden Zeit  zu  betrachten  und.  Die 
B^werks-,  Eisen-  und  Maschinenindustrie 
hat  aber  vorzugsweise  Produktionsmittel  zu 
liefern  und  sie  ist  daher  der  Gefahr  folscher 
Vorausberechnun^tt  ganz  besonders  aus- 
gesetzt. Tatsachlich  beraßt  die  Großindustrie 
sich  freilich  sehr  wenig  mit  solchen  Berech- 
nungen, sondern  sie  läßt  sich  durch  den 
drängenden  Wettbewerb  forttreiben.  Wenn 
auch  die  bestehenden  Unternehmungen  sich 
vorsichtig  beschränken  wollten,  so  würden 
sie  doch,  solange  die  Nachfrage  bei  lohnen- 
den Preisen  lebhaft  bleibt,  nicht  verhindern 
können,  daß  neue  Betriebe  gegründet  werden. 
Da  unter  solchen  Umständen  auch  die  Lohne 
steigen,  so  kann  die  Konsumtion  eine  Zeit* 
lang  mit  der  steigenden  Produktion  Schritt 
halten,  schließlich  aber  wird  das  Gleich^ 
wicht  gestOrt,  es  treten  Absatzschwierig- 
keiten und  in  deren  Gefolge  Kreditschwierig- 
keiten ein,  die  zu  einer  Krisis  führen,  durch 
die  dann  eine  Periode  des  Niedecgangs  und 
der  Depression  eingeleitet  wird.  Es  genügt, 
daß  einzelne  Hauptzweige  der  Industrie  auf 
solche  Art  in  eine  ungünstige  Lage  versetit 
werden,  um  durch  die  Stöning  der  bis- 
herigen Absatz-  und  Einkommensveihftlt- 
nisse  auch  schlimme  Nachwirkung^  für 
die  übrigen  Produktionszweige  zu  veror- 
sacheo  und  die  Depresnon  vielleidit  auf 
längere  Z&t  zu  Terallgemmnenif  während 
welcher  die  Ueberproduktion  dnrch  Unter- 
konsumtion —  dem  dgentiichen  Wesen  da 
Depression  —  ersetzt  ist  Die  Bedentnng 
dieser  Prodnktions-K.  li^  nicht  sowohl 
in  ihnoi  seihet  —  denn  sie  treffen  zunächst 
axKh  nur  die  Spekulanten-  und  BOrsen- 
weit  —  als  vielmehr  darin,  daß  sie  den 
Uebei^Qg  zu  einem  chronischen  abnormen 
Zustand  der  Volkswirtschaft  bilden.  In  der 
neuesten  Zeit  hat  man  versucht,  die  Ueber- 
produktion und  ihre  Folgen  durch  die 
Kartellierung  der  miteinander  konkurrieren- 
den Großbetriebe  zu  verhindern.  Es  ist 
möglich,  daß  auf  diesem  W^  der  beab- 
sichtigte Erfolg  erreicht  wird,  jedoch  be- 
steht auch  die  Gefahr,  daß  solche  Be- 
strebun^Q  monopolistisch  entarten,  was  im 
allgemeinen  Interesse  verhindert  werden 
müßte. 
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Der  natOrlidte  Heilanjgqirozefi  der 
Dffinnon  aber  bestobt  dann,  daft  dundi 
Ehuedrigiuig  dar  Prodoktionakosten,  wozu 
ouDaiäich  tecbniscbe  Verbeserungen  viel 
bdbigen  kOnnoi,  auch  die  herabsetzten 
Preise  dar  Erzeugnisse  fOr  die  Produzenten 
irieder  lohnend  gemacht  werden,  wodurch 
dann  die  OesdiAfte  sich  wieder  beleben. 

4  Die  K.  nad  die  ha^italiatiache  Pro- 
daktloBsweiae.  Viele  sind  nun  der  An- 
<4'-ht,  dafi  Ueberprodnktion  und  ProduktionB- 
L  such  ohne  vorhergehende  spekulative 
iosdueitungen  im  normalea  Öange  der 
Vdkawirtschaft  als  eine  notwendige  Folge 
dn  kapitalistischen  Produktionsweise  perio- 
•it«ch  wied«-kekren  müfiten.  Ton  den  älteren 
'v-tiriftsteUern,  die  sich  mit  der  K.frage  be- 
f'-hlftigt  haben,  stehen  Owen,  Ifalthus, 
i'hslmers,  Sismondi  auf  einem  dieser 
.lD!)Chauung  verwandten  Standpunkte.  Sie 
haitea  Aea  üebergang  der  ladostrie  zur 
MKchioenarbeit  vor  Augen,  bei  dem  eine 
«Aerordentliche  Steigerung  der  Produktivität 
mit  Freisetzung"  vieler  Arbeitskräfte  und 
LdtmherabsetzuDg  zusammentraf,  und  glaub- 
v^a  daher,  dafi  die  Entwiokelung  des  kapi- 
talistischen Betriebes  mit  Notwendigkeit 
rioen  ^^erspruch  zwisclien  der  angebotenen 
Maiee  der  Produkte  und  der  Eaumraft  des 
Ebnpttäles  der  BevAlkemng  mit  sich  bringe, 
ähnlich  ist  auch  die  Rodbertussche 
ILtheorie.  Bei  der  fortwährend  steigenden 
Pr<4uktivit&t  wird  die  der  Arbeiterklasse 
suUkode  Quote  (die  sich  nach  dem  not^ 
«•tidi^  Lebensonteriialt  dieser  Elasse  be- 
nifet)  immer  kleiner,  und  die  Masse  der  Pro- 
dnkte  kann  daher  keinen  genOgenden  Absatz 
Süllen.  Audi  Prondhon  midet  die  Ei^ 
Lllnmg  der  K.  darin,  daß  der  Arbeiter  mit 
Kfona  Lohne  ^n  Produkt  nicht  zurflck- 
bnfm  kOone".  Marx  uud  Engels  be- 
tncbtea  in  ihrem  kommunistischen  Manifest 
<lie  C  d)eDfalls  als  notwendige  Folgen  der 
bpiulistischen  Produktion.  Die  Produktiv- 
bifte,  die  der  Oesellschaft  zur  Yerfflgung 
nliidra,  seien  zu  gewaltig  geworden  fOr 
ijp.  hfirgerlichen  Eigen  tarn  s  Verhältnisse,  sie 
vQrcl«!  durch  diese  gehemmt  und  durch 
«ii^reberwimlung  dieser  Hemmnisse  brächten 
die  ganze  bfirgerliche  Oesellschaft  in 
l'o'rrdaoD^.  Mill  brin^  die  K.  wenigstens 
mtAem  mit  dem  Kapitalismus  in  Znsammeo- 
als  er  annimmt,  dafi  das  Kapital  durch 

Donnalerweise  immer  mehr  fortschreitende 
y^nntnderang  seiner  Gewinnrate  sich  von 
j^t  ZQ  Zeit  zu  gewagten  üatemehmungen 
<IQ<1  andren  leichtsinnigen  Spekulationen 
T^rlnckea  lasse,  was  dann  zu  einer  Erisis 
t^Un-.  dnnA  welche  das  angesammelte  (pri- 
tatvirtsduftliche)  Kapital  teilweise  vei^ 
nrhtat  und  wieder  ein  Steigen  des  Kapital- 
C'vianes  ermöglicht  werde. 

S»  in  nicht  m  vet^enoen,  dafi  die  kapi- 


talistische Produktionsweise  aus  ihrer  eigenen 
Natur  gewisse  TIebel  erzeug  wie  das  fibrigens 
in  ander»  Art  audi  bd  jeder  anderrai  Pro- 
duktionsweise der  Fall  sein  würde.  In 
erster  Linie  steht  hier  die  Unsicherheit  der 
Anpassung  der  Produktion  an  die  Konsum- 
tion, wobei  wieder  weiter  in  Betracht  kommt, 
daß  die  letztere  nicht  nur  von  den  Bedürf- 
nissen und  Neigungen,  sondern  vor  allem 
auch  von  dem  Einkommen  der  Konsumenten 
abhängt  Die  Anpassung  erfolgt  tatsächlich 
diuvh  Ausprobieren,  imd  zwar  drängen  sich 
in  der  Bj&gel  zu  jedem  Produktionszweige 
mehr  Unternehmer,  als  dem  BedOrfnis  ent- 
spricht, so  daB  fast  überall  und  ununter- 
brochen ein  Kampf  ums  Dasein  herrscht, 
durch  den  die  schwächsten  Mitbewerber 
fortwährend  verdrängt  werden.  Der  moderne 
nt>ßkapitali8tiBche  Betrieb  hat  die  Zahl  dieser 
Opfer  verfehlter  Versuche  größer  gemacht,  als 
sie  früher  bei  mehr  gleichförmiger  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Unternehmer  war. 
Doch  kann  dieser  cfaronisühe  Ausscheide- 

Erozeß  nicht  als  eise  K.  angesehen  werden, 
las  eigentliche  Uebel  liegt  darin,  daß  die 
heutigen  Großbetriebe  vermöge  ihrer  großen 
Produktionskraft  leicht  auf  die  Bahn  der 
Ueberproduktion  in  dem  oben  bezeichneten 
Sinne  geraten,  und  zwar  auch  ohne  dafi 
durch  Handels-  und  Börsenspekulation  ein 
besonderer  Anreiz  dazu  gegeben  worden  ist. 
Wenn  für  einen  Produktionszweig  aus  durch- 
aus reellen  Gründen,  durch  eine  gute  Ernte, 
günstige  Ausfahrverhältnisse,  technische  Ver- 
bessenmgen  usw.  eine  günstige  Konjunktar 
mit  reichlich  lohnenden  Preisen  entstehtf  so 
wird  jeder  Unternehmer  s^ort  seine  Pro- 
duktion soweit  wie  irgend  mö^Iidi  ausdehnen, 
seine  Betriebsanlagen  erwmtem,  vielleicht 
auch  noch  nene  errichten.  Jeder  weiß,  daß 
er  dadurch  zur  Herbeiführung  eines  Bück- 
Schlages  beitragt,  aber  er  will  die  gute  Ge- 
legenheit benutzen,  solange  es  möglich  ist, 
da  er  weifi,  daß  andere  dies  \im  so  aus- 
giebiger tun  würden,  wenn  er  auch  selbst 
darauf  verzichten  wollte.  Früher  oder  später 
tritt  dann  auch  eine  Wendung  ein,  die  Preise 
sinken  infolge  der  übermäßigen  Angebote, 
und  wenn  die  stehenden  Pi'oduktionsmittel 
bedeutend  vermehrt  worden  sind,  so  tritt 
jenes  Ringen  der  lebenszähen  Großbetriebe 
ein,  von  dem  oben  bereits  die  Rede  war. 
Nichts  steht  theoretisch  im  Wege,  daß  solche 
Erscheinungen  gleichzeitig  bei  allen  Pro- 
duktionszweigen eintreten  könnten,  und  dem- 
nach ist  die  von  Say,  Mill  u.  a.  bestrittene 
Möglichkeit   einer  allgemeinen  Ueber- 

Sroduktion  (s.  den  Art.)  theoretisch  vorbau- 
en, wenn  der  Be^tf  in  dem  hier  ange- 
nommenen privatwirtschaftlichen  Sinne  auf- 
gefaßt wird.  Wie  sich  die  Preise  aller 
Waren  gleichzeitig  heben  können,  so  können 
sie  sich  auch  gleichzeitig  senken  und  zwar 
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aach  so  tief,  daß  viele  Produzenten  in  allen 
Zweigen  nicht  mehr  den  normalen  Eapital- 
gevinn  erlangen.  Dabei  ist  natürlich  auch 
der  mit  der  kapitalistischen  Produktionsweise 
wesentlich  verbundene  Umstand  von  Be- 
deutung, daß  das  privatwirtschaftliche  Eiv 
gebnis  der  einzelneu  Produktionsuntenieh- 
mungen  von  der  Preisbildung  der  Waren 
abhängig  ist. 

Dfunit  hän^  femer  zusammen,  daß  schon 
verliftltnismäßig  kleine  Preisermäfiiguiipn 
f&c  viele  Produzenten  ruinierend  wirEen 
können.  Denn  für  die  Produzenten  kommt 
es  darauf  an,  wieviel  ihnen  von  dem  Preise 
als  Gewinn  flbrig  bleibt  Haben  sie  aber 
die  BohstofTe  in  der  Periode  der  hohen  Preise 
angeschafft  und  hohe  Lohne  während  der 
HerBtelluDgs|)eriode  bezahlt,  so  kann  der  ge- 
sunkene Preis  der  fertigen  Ware  leicht  gar 
keinen  Gewinn  mehr  enthalten,  vielleicht 
sogar  die  Kosten  nicht  einmal  decken.  Noch 
ungünstiger  steht  der  Verkäufer,  wenn  er 
aus  dem  Ertrage  eines  Unternehmens  auch 
noch  Schulden  zu  verzinsen  hat  So  ist 
überhaupt  der  Spielraum,  in  dem  die  Pro- 
duzenten ein  Zurückgehen  des  Preises  ihrer 
Waren  unter  den  Normalstand  ertragen 
können,  sehr  eng;  je  näher  der  Preis  der 
Grenze  dieses  Spielraumes  rückt,  um  so 
mehr  entsteht  der  Zustand  des  labilen  Gleich- 
gewichts, aus  dem  mit  einem  Male  ein  sich 
weit  verbreitender  Zusammenbruch  hervor- 
gehen kann. 

Die  niedrigen  Preise  veranlassen  Herab- 
setzung der  Löhne,  dadurch  wird  die  Nach- 
frage nach  den  für  die  Arbeiterklassen  be- 
stimmten Massenerzeugoissen  vermindert 
und  eine  relative  Deberproduktion  auf  diesem 
Gebiete  veranlaßt,  die  eigentlich  eine  Unter- 
konsumtion ist  Zugleich  finden  Arbeiter- 
entlassuogen  statt,  wodurch  Arbeitskräfte 
unbenutzt  bleiben,  was  einen  objektiven 
vollmwirtschaftlichen  Verlust  bedeutet  Da- 
ssen ist  es  nicht  richtig,  daß  die  hier  in 
KMe  stehenden  Erscheinungen  der  Ueber- 

Sroduktion  und  die  aus  dieser  abgeleiteten 
'..  durch  die  zu  geringe  Bemessung  des  An- 
teils der  Arbeiterklasse  an  demProduktions- 
ertn»  entstehen.  So  wfinschenswert  es  ist, 
daß  aieser  Anteil  möglichst  groß  sei,  so 
wären  doch  b^  jedar  Höhe  desselben  K. 
ebenso  leicht  m^Iich  wie  g^nw&*tig,  da 
es  sidi  immer  dwiim  handeln  vOrde,  die 
Produktion  dem  E^nkommeu  der  Arbeiter 
wie  der  Übrigen  Gesellschaftsklassen  richtig 
anzupassen.  Erhalten  die  Arbeiter  einen 
größereu  Anteil  an  dem  Produktion  sertrag, 
so  wird  sich  nicht  nui-  die  Quantität  ihrer 
Konsumtion,  sondern  auch  die  qualitative 
Zusammensetzung  derselben  ändern,  indem 
geringere  Warenqualitäten  durch  bessere  er- 
setzt werden.  Andererseits  aber  wird  sich 
der  Anteil  der  Kapitalisten  entsprechend 


vermindern,  und  demnach  nicht  nur  ihre 
Nachfrage  nach  höchstwertigen  Konsumtions- 
gegenständen,  sondern  auch  die  nach  neuen 
Produktions-  und  Transportmitteln,  übtar- 
haupt  ihre  Beteiligung  an  neuen  Unterneh- 
mungen abnehmen.  Dadurch  entsteht  idso 
wieder  relative  Ueberprodnktion  auf  diesen 
wichtigen  Gebieten.  Denn  die  Unteraeh- 
mungen  zur  Herstellung  von  Maschinen^ 
Eisenbahnwagen ,  Schienen,  Schiffen  usw. 
sind  darauf  berechnet,  daß  jährlich  nicht 
nur  Ersatz  fOr  den  Vertwauch  geschaffen 
wird,  sondern  audi  ^ne  fortwährende  Yer^ 
mehrun^  des  nationalen  Bestandes  an  solchen 
Produktionsmitteln  stattfinde.  Tritt  diese 
nicht  oder  nicht  in  genügendem  Maße  ein, 
so  haben  diese  Unternehmungen  keine  volle 
Beschäftigung  für  ihre  Froduktionskiaft,  es 
werden  Arbeiter  entlassen,  und  es  zdgea 
sich  dieselben  Erscheinungen  wie  b^  un- 
genügendem Absatz  der  für  die  Arbeiter- 
klasse bestimmten  Konsumtionsgegenstfinde. 
Nach  der  Rodbertusschen  K.theorie  müßte 
man  annehmen,  daß  die  Kapitalisten  für  das 
ihnen  zufallende  Einkommen  bei  einer  ge- 
wissen Größe  desselben  gar  keine  Verwen- 
dung mehr  wüßten,  vrae  doch  offenbar  nicht 
zutrilft.  Zunächst  iat  ihrer  Konsumtions- 
fähigkeit, wenn  sie  sich  immer  feineren  und 
wertvolleren  Gütern  zuwendet ,  praktisch 
keine  Grenze  gesteckt  Tatsädilich  legen 
allerdings  die  Kapitalbesitzer  ihrer  Konsum- 
tion freiwillig  eine  gewisse  Beschränkung 
auf,  und  es  ist  nicht  richtig,  daß  sie  —  wie 
es  früher  bei  theoretischen  t)eduktionen  an- 
genommen wurde  —  bei  sinkendem  Kapital- 
gewinn schließlich  vorziehen,  ihre  Ueber- 
schüsse  vollständig  zu  verbraucheu  und 
nichts  mehr  zurückzulegen.  Die  Erfahrung 
zeigt  vielmehr,  daß  die  Kapitalisten  gerade 
in  Zeiten  des  niedrigen  Kapitalgewinnes 
besonders  sparsam  w^den,  daß  sie  auch 
bei  andauernd  sehr  niedrigem  Stande  des 
Zinsfußes  keineswegs  mehr  als  &Qher  zu 
leichtsinnigen  Spekidationen  geneigt  werden, 
sondern  im  all^meinen  die  Scheren,  wenn 
auch  wenig  einttSglicben  Anlajj^n  immer 
mehr  bevorzugen.  Die  allmählidie  Herab- 
drOc^ng  des  Kapitalgewinnes  durch  die 
zunehmende  Konkurrenz  der  Kapitalisten 
wird  von  diesen  z^rar  unangenehm  empfunden, 
ist  aber  an  sich  keineswegs  ein  Zeichen  dar 
wirtschaftlichen  Depression,  vielmehr  ein 
volkswirtschaftlich  günstiges  Symptom,  wenn 
damit  Vermehrung  der  objektiven  Gütern 
erzeugung  und  eine  Verbesserung  der  Lage 
der  Arbeiterklassen  verbunden  ist  Jedoch 
kommt  die  Verminderung  des  Kapitalge- 
winnsatzes nur  insofern  den  Arbeitern  zugute, 
als  sie  durch  die  Konkurrenz  des  Kapitals 
die  Vermehrung  und  Erweiterung  der  Pro- 
duktionsanlagen verursacht  Zu  einem  großen 
Teil  aber  entsteht  sie  nur  durch  die  Kur:^ 
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•tit^eroDg  der  voriuinden«!  Alctien-  und 
N  baUTerachretbai^en,  wobei  die  frflhereu 
ßesitzer  den  Gewinn  aavontragen,  oder  sie 
Sil'fet  eine  Erleichterung  für  die  ver- 
KiinldeteQ  Staaten  und  andere  Schuldner, 
vmtiil  durch  die  £rmtelichung  von  Kon- 
teisionen  als  auch  durch  die  Ziusermäßigung 
der  Aufnahme  neuer  Schulden.  Im 
usjED  mufi  also  zugestanden  werden,  daß 
die  kapitalistische  Produktionsweise  die 
Tf^toz  in  sich  schiiefit ,  abwechselnd 
UeiiUDgea  und  Senkungen  der  volkswiri- 
-  hafüicheo  Bewegung  zu  erzeugen.  Diese 
Scliirankangen  aber  telden  gewissermaßen 
rnr  die  all^meine  Untersb-ßmung;  sie  sind 
cicht  schroff,  and  die  'V^ndungen  nach  ab- 
«iits  haben  noch  nicht  die  Bedeutung  von 
K.  Die  besonderen  XTrsachen  der  eigent- 
in-hen  K.  kombinieren  sich  vielmehr  mit 
■Ic^r  allgemeinen  Bewegung,  indem  die 
Sjvkolation  hei  günstigen  Gelegenheiten  die 
tnrtiaadene  Tendenz  zum  Aufs^wnng  flber- 
niiSig  verstirict  und  schliefilich  der  j&he 
Man  der  Preise  Ton  einer  unhaltbaren 
Ii>'>he  als  E.  erscheint.  Alle  beobachteten 
K.  lassen  sich  auf  die  oben  angeführten 
h'nnea  (von  denen  auch  mehrere  zosammen- 
TKim  kOnDm)  zurOckffihien  und  durch  ihre 
■waderen  locht  erkennbaren  Ureachen  ev- 
USren;  die  kapitalistische  PlroduktionBwaBe 
ftusof^i  u  aicn  keine  sondern  erleichtert 
m  von  Zeit  tu  Zeit  das  Einsetzen  der 
biwnUldeDdeD  Faktoren. 

B.  Ueberalolit  der  K.  seit  1815.  Sie 
K.  in  diesem  Jahrhundert  und  im 
«ertlichen  auf  England  beschränkt.  Die 
K.  nra  iHlf)  ratstand  dadurch,  dafi  der  Ab- 
^  oo^Uscher  Waren  im  Auslande  nach 
•i'T  Knegsperiode  den  fibertriebenen  Er- 
vutoaeen  bei  weitem  nicht  entsprach.  Die 
K.  \\,a  1825  liatte  Ihre  Hauptwirkiingen  eben- 
*-3Üi  in  England.  Sie  ging  aus  übermäßigen 
IVineospekiilationen,  besonders  in  südaraeri- 
Ucif  'ben  Staatgpapieren  und  mexikanischen 
wul  anderen  Ber^erksaktien ,  hervor  und 
"TTimchte  namentlich  den  Zusammen- 
^■■rvch  tahlreichor  notenausgebender  Bauk- 
iiisft.  Daher  wurde  durch  das  Baokgesetz 
<  u  lgS6  bestimmt,  daß  außerhalb  eines  ge- 
^iea  Umkreises  um  London  auch  größere 
l^hRfveUschaften   zur  Notenausgabe  be- 

Migt  sdn  sollten.  Aach  wurde  die  Aus- 
ai*  rua  Koten  unter  5 1'  außerhalb  Schott- 
luxi«  Teiboten.  Nunmehr  aber  wurden 
N'-tMhankgeeellschaften  in  übei^ßer  Zahl 
<*n^hidet,  was  nicht  wenig  zum  Ausbruch 
''^  K.  von  1835  beitmg.  Es  war  dies 
»wlffr  eine  durch  Ueberspekulation  ent- 
ftmdene  Kredit-  und  Geld-K.,  für  die  man 
u»  b  die  Bank  von  England  wegen  der  un- 
«••mchti^  Vermehrung  ihrer  Noteuaus- 
cile  mit  reiaatwortlioh  machte.  Der  Ab- 
iluk  Tin  G(dd  nach  Amerika  gab  die  tm- 


mittelbare  Veranlassung  zu  dem  Bfickschlag. 
In  den  Vereinigten  Staaten  herrschte  um 
dieselbe  Zeit  ebenfalls  ein  tolles  Spekula- 
tionsfieber,  das  sich  namentlich  in  zahl- 
reichen Gründungen,  Eisenbahnen  —  im 
Staate  New  York  wurden  im  Jahre  1836  allein 
60  konzessioniert  —  Kanälen,  Beiwerken 
usw.  äußerte.  Die  englische  E.  brachte 
auch  den  amerikanischen  Aufschwung  ins 
Stocken,  und  das  Jahr  1837  zeitigte  auch 
hier  eine  K.,  bei  der  alle  Notenbanken  des 
Landes  ihre  Barzahlungen  einstellten.  Bald 
aber  begann  unter  der  Yereinigten-Staaten- 
Bank  —  die  jetzt  nicht  mehr  Bundesbank, 
sondern  Privatuoternehmung  mit  Konzession 
des  Staates  Pennsylvanien  war  —  eine  neue 
Schwindelbewegung  in  Verbindung  mit  dem 
Versuche  einer  Monopolisierung  des  Banm- 
wollmarktes.  Das  Ende  war  die  K.  von 
1839,  bei  der  959  Banken  ihre  Zahlungen 
einstellten,  und  die  auch  eine  starke  Rück- 
wirkung auf  England  ausübte.  Die  vor- 
herrschende Meinung  war  damals,  daß  die 
K.  hauptsächlich  durch  das  unsolide  Ver- 
fahren der  Banken  und  namentlich  durch 
übermäßige  Notenausgabe  befördert  worden 
seien.  In  England  suchte  man  daher  für 
die  Zukunft  solchen  KOgli<^eiten  durch 
die  Peelsche  Bankakte  von  1844  vorzubeugen. 
Aber  schon  die  große  K.  von  1847  lehrte, 
daß  das  neue  Gesetz  diesen  Zweck  in  keiner 
Weise  erreicht  hatte.  Seine  mechanische 
Starrheit  tn^  sogar  zur  Verschärfung  der 
K.  bei;  denn  nachdem  die  Bankakte  durdi 
eine  Geheimratsverordnung  suspendiert  wor- 
den war,  legte  sich  die  Panik,  ohne  daß 
die  Bank  genötigt  war,  wirklich  mehr  als 
das  gesetzliche  Kontingent  an  nicht  metallisch 
gedeckten  Noten  auszugeben.  Die  Ursache 
dieser  K.  lag  in  der  übermäßigen  Ausdeh- 
nung der  Eisen babnbauten,  und  ihre  Wirkung 
wiurde  durch  eine  Mißernte  verstärkt.  Ihre 
Folgen  machten  sich  auf  dem  Kontinent 
mehr  oder  weniger  fühlbar.  Die  K.  von 
1857  hatte  ihren  Ausgangspunkt  in  Amerika, 
verbreitete  sich  dann  über  England,  wo 
abermals  die  Bankakte  suspendiert  werden 
mußte,  und  ging  dann  auch  nach  Deutsch- 
land hinüber,  wo  namentlich  Hamburg 
schwer  getroffen  wurde.  Das  allgemeine 
Steigen  der  Warenpreise  hatte  teilweise 
seinen  Grund  in  dem  Zufluß  des  kaliforni- 
schen und  australischen  Goldes,  wurde  aber 
wieder  durch  die  Spekulation  ins  Maßlose 
getrieben;  dazu  kam  leichtsinniges  Kredit- 
geben der  Banken,  große  Börsenspekula- 
tionen in  Verbindung  mit  zahlreichen  Grün- 
dungen von  Aktiengesellschaften.  Auch 
Deutschland  hatte  in  der  Mitte  der  50er 
Jahre  seine  erste  Gründungspetiode,  und 
namentlich  wurden  damals  in  vielen  Mittel- 
und  Kleinstaaten  Notenbanken  errichtet.  Die 
E.  von  1866  blieb  wieder  im  wesentlichen 
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auf  England  beschrankt.  Den  Anstoft  dazu 
gab  der  Sturz  des  Baohhauses  Overend, 
Gumey  4  Co^  und  die  Panik  wurde  so 
heftig,  dafi  zum  dritten  Male  die  Suspen- 
sion der  Bankakte  erfolgen  mufite. 

JHe  K.  von  1873  hatte  ihren  Hauptsitz 
ia  Deutschland  und  OestOTreidb,  doch  ging 
auch  eia  selbständiger  Stofi  von  Amerila 
aus,  wo  namentlich  der  Sturz  des  Hauses 
Jay  Cooke  &  Co.  onen  weiten  Erschfltte- 
rungskr^  erzeugte.  In  den  bdden  erst- 
genannten Lftndem  hatten  sich  BCrsen- 
schwindel  und  GrQndungsfleber  in  einem 
früher  nie  dagewesenen  Grade  entwickelt 
Der  ei^ntliche  „Krach*'  trat  im  Mai  in 
Wien  em ;  in  Deutschland  zeigte  sich  die  E. 
in  weniger  akuter  Form,  aber  auf  allen  Ge- 
bieten trat  ein  rascher  wirtschaftlicher 
Rückgang  ein,  der  mit  einer  mehrere  Jahre 
dauernden  Stockung  und  Depression  endigte. 
Auch  die  übrigen  Lander  Europas  hatten 
unter  diesem  ümschwuDg  mehr  oder  weniger 
zu  leiden.  Den  tiefsten  Punkt  der  Depres- 
sion findet  man  im  Jahre  1878,  in  dem  auch 
England,  u.  a.  infolge  des  Bankrotts  der 
City.of  Glasgow-Bank,  besonders  stark  in 
Mitleidenschaft  gezogen  wurde.  Im  Jahre 
1879  trat  ziemlich  allgemein  eine  Besserung 
ein,  und  von  1880  und  1881  an  entwickelte 
sich  in  Frankreich  unter  Führung  der  Union 
g^n^rale  wieder  eine  starke  Ueberspekulation. 
Die  Folge  war  1382  der  Zusammenbruch 
dieser  Bank  und  eine  im  ganzen  bloB  auf 
Frankreich  beschrankte  Börsen-K.  Seit  dem 
Jahre  1888  wurde  die  Börsenspekulation  in 
Deutschland  wieder  sehr  lebhaft,  und  die 
Industrie-  und  Bergwerksi&tien  erreichten 
1889  enorm  hohe  Kurse.  Aber  schon  im 
folgenden  Jahre  trat  der  Bückschlag  ein  mit 
zahlreidien  Bankrotten  kleiner  Bankhäuser 
und  großen  Verlusten  auf  selten  des  Privat- 

enims,  das  sieb  sehr  stark  an  dem 
nspiel  beteiligt  hatte.  In  demselben 
Jahre  brachte  der  Sturz  des  grofien  Hauses 
Baring  in  London  die  Gefahr  ^nes  weitv^ 
breiteten  Unheils.  Es  gelang  aber  durch 
das  Eintreten  der  Bank  von  England  imd 
anderer  Banken,  eine  größere  Katastrophe 
zu  vermeiden.  Im  Jahre  1893  brach  wieder 
eine  Bank-  und  Eisenbahn-K.  in  den  Ver- 
einigten Staaten  aus,  die  sich  in  Europa  in- 
des hauptsächlich  nur  den  Besitzern  ameri- 
kan^her  Eisenbahnfonds  fühlbar  machte. 
Im  ganzen  haben  die  K.  seit  1866  die 
periodische  Regelmäßigkeit,  die  sie  bis  dahin 
annähernd  gezeigt  hatten  • — Jevons  wollte 
darin  sogar  einen  Zusammenhang  mit  der 
Sonnenfleckenperiode  finden  — ,  gÄnzlich 
verloren.  Als  eine  Eigentümlichkeit  der 
neueren  Zeit  glauben  manche  die  lange 
dauernden  Depressionsperioden  (1874  bis 
1879,  dann  wieder  1882  bis  1888)  ansehen 
zu  dürfen,  indes  hat  es  auch  früher  m  ge- 


drückten Uebeigangszeiten  nicht  gefehlt 
Auch  war  der  Rückgang  fast  aller  Pi^se 
in  den  drei  letzten  Jahrzehnten  des  vorigen 
Jahrhunderts  —  den  man  älschlich  auf  die 
SUberentwertong  und  die  aogeblidie  Oold- 
knappheit  zurückzuführen  versuchte  —  an 
sich  keineBweßs  ein  kritisches  Symptom,  da 
diese  I^risenuedrigung  durch  die  Vemunde- 
nin^  der  Transport-  und  Produktionskosten 
in  vielen  Fallen  gerechtferti^  war.  Seit  dem 
Jahre  1896  trat  die  Industne  wieder  in  eine 
Periode  günstiger  Ent Wickelung,  die  im  Jahre 
1900ihrenHöhepunkt«Teidite.  Dasfolgende 
Jahr  aber  brachte  wieder  einen  Rückschlag, 
der  in  Deutschland  durch  den  Zusammen- 
bruch der  Leipziger  Bank  infolge  ihrer  Ver- 
bindung mit  dem  schwindelhaften  Treber- 
trocknungs-Conoem  und  den  Ruin  einiger 
Hypothekenbanken  einen  sehr  akuten  Charak- 
ter erhielt  und  auch  mit  einer  erheblichen 
Senkung  des  Preisniveaus  der  Industri^no- 
dukte,  namentlich  der  Bergwerks-  und 
Hüttenerzeugnisse  verbunden  war.  Bald 
aber  machte  sich  wieder  eine  aufsteigende 
Bewegtmg  bemerklich,  die  bis  zur  Gegen- 
wart (1906)  gedauert  hat  und  selbst  durch 
die  großen  Verluste,  die  dem  europäischen 
Kapital  aus  der  Entwertung  der  russischen 
Papiere  erwachsen  sind,  nicht  zum  Still- 
staiide  gebracht  worden  ist. 
Literatur ;  Jf  «ur  Wirth,  G^ckiehte  der  Handelt- 
krüen,  Franl^H  1858  (4.  Aufi.,  1890).  —  Tookm 
v,nd  Newmarch,  Geschichte  und  BeitmMimff 
der  Preite,  deuüeh  von  Aaher,  Dretden  ISSSjSO. 

—  Jieuwtrth,  Die  Spehtlationahriaia  von  187S, 
Ltiptiff  1874.  —  Bodbertu«,  Zur  Beieuchtung 
der  lotialen  Fnge  (neue  Autgnbe  dea  weiten 
Bri^a  an  v.  KvrehmannJ,  Berttn  187S.  — 
Oeeh^häuter,  Die  virtaeh^ftlteke  KHtie,  Berti» 
2876.  —  Bügelt,  Herrn  B.  Imkrinf»  Uwf 
wältung  der  Wi—eneckaft,  Zürich  1878.  —  *f, 
Wolf,  Die  gegenwärtige  Wirtacht^kritia, 
TiUnngen  1888.  —  Wosaerrab,  Preiae  und 
Kriaen,  StuUgart  1889.  —  Juglar,  Dea  criee» 
eommer Cialea,  S.  id.,  Päria  1889.  —  Wittet»- 
Mfer,  UntertuchitngeniU>erdaaKapHal,Til&it^fen 
1890,  S.  StS/g.  —  E.  V.  Bergmann,  Oeachtehte 
der  n€Uionalök€ntomi9ehen  Kriaentheorieen,  Stutt- 
gart 1896.  —  O.  Cohn,  Natimalökonomie  dea 
Handele  und  VtrkehrawMtM  (Sg^em  IIJ),  Stutt- 
gart 1898,  S.  t95/g.  —  M.^  V.  ÄtffOM- 
BaranoumM,  i^iudien  zur  Theorie  vnä  Gf 
achichte  der  Handelakriaen  in  England,  Jenn 
1901.  —  Im  Pohle,  BevöUterungibewegung, 
Kapüalbildung  und  periodische  WirtHJunftakriaeH, 
GSttingen  190S.  —  A.  Sptethoff,  Vorbemerkungen 
tu  einer  Theorie  der  Unterproduktion,  JaM>. 
f.  Gea..  Vene.  «.  Volkaw.,  XXVI,  S.  7»lfy. 
(190t}.  —  Schriften  dea  Ver.  /.  Sotialpolitik, 
Bd.  106 — Ilt:  Die  Störungen  im  deutacJun 
Wirtaeht^tateben  während  derJaluv  ISOOfy.  (im). 

—  O.  Ka/rminf  Zw  Lehre  von  den  Wirt- 
aehciflakriaen,  Heidelberg  IMS.  —  JL  AnIem^ 
Daa  Problem  dea  Honnef  in  der  JVoKimal- 
Ökonomie,  Leipaig  1906.  —  Weitere  Litenlnr 
bei  Jterkner,  Art.  „ürSaen",  H.  d.  St.,  t.  A^» 
Bd.  V,  S.  ilSfg.  Lexl«. 
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L. 


Lagerbänser  und  Warranti. 

1.  6e«chicbtliche  Entwickelongr.  2.  Wirt* 
sdiaftliche  Bedeatnng;. 

1.  CieschichÜidie  Entwickeinng.  Der 
seitliche  AusRleich  zwischen  der  Produktion 
und  dem  Verbrauch  wirtschaftlicher  Güter 
macht  es  nötig,  Vorräte  zu  halten.  Ur- 
sprünglich eine  I^otwendigk^t  für  Produzent 
und  £oD8nment  wird  mit  der  Eotwickeluug 
der  Vericehrewirtechaft  diese  Aufgabe  zu 
einem  großen  Tdle  vom  Handel  flbo^mmen, 
soweit  nicht  die  Versorgung  der  städtischen 
BevOlkenuig  mit  nnentbehrlichen  Lebens- 
bedürfnissen (Getreide,  Salz)  zur  Anlage 
{deutlicher  Vonutshftuaer  ftUirt  Solange 
das  Kapital  der  Kaufleute  gering  ist,  wird 
aber  die  !Elrrichtung  Ton  kostspieligen 
massiven,  gegen  Feuer  und  Diebstahl  ge- 
sicherten L.  als  eine  Aufgabe  der  fiffentlichen 
Gewalt  angesehen.  Solche  mittelalterlichen 
Kaufhäuser  oder  Hallen  dienen  aber  nicht 
nur  der  Unterstützung  des  Handels.  Sie 
sind  auch  ein  >Uttel,  die  gewerbe-  und 
handelspolizeiliche  Aufsicht  und  das  Prinzip 
der  Oeffeotliehkeit  im  Verkehre  dimjhzu- 
führen  und  die  Erhebung  von  Zollen  und 
anderen  Alchen  sicher  zu  stellen.  Daher 
vielfiich  ein  Lagerhauszwang :  die  Verpflich- 
tung, bestimmte  Waren  auf  das  Kaufhaus 
zu  bringen  und  nur  dort  zu  verkaufen. 

Mit  dem  Nieder^g  der  städtischen 
Wirtschaftspolitik,  mit  der  Zunahme  des 
Seichtums  und  massiver  Bauweise  tntt  die 
Bedeutung  solcher  Öffentlicher  Kaufhäuser 
hinter  der  von  Speichern,  die  sich  im  Privat- 
besitz der  Kaufleute  befinden,  zurück.  Wie 
aber  die  Transportuntemehmung,  wie  die 
Spedition  als  Abständiges  Gewerbe  sich 
vom  Handelsbetriebe  loslöst,  so  auch  diei 
Le^erhaosuntemehmung :  die  gewerbsmäßige  I 


Aufbewahrung  von  Handelsgütern,  die 
namentlich  im  Zusammenhang  mit  den  zwei 
genannten  Arten  der  Unternehmung  auftritt 
Wo  große  Ken^n  von  Waren  sich  zusammen- 
drängen, wie  m  den  großen  Seehäfen,  wird 
dann  die  Lagerung  von  Waren  ein  ganz 
selbständiger  Gewerbetrieb. 

Vor  allem  im  Zusammenhang  mit  der 
Zollverwaltung  steht  die  neuere  Eotwickelung 
des  Lagerhauswesens.  Zollpflichtige  Waren 
müssen  mindestens  bia  zur  Abfertigung  durch 
die  Zollbeamten  erst  einmal  sicher  untere 
gebracht  werden.  Solohe  Zollspeicher  er- 
halten aber  eine  besond^  Bedeutung,  wenn 
für  die  dort  eingelagerten  Waren  der  Zoll 
erst  zu  entriditen  ist,  sobald  die  Ware  aus 
dem  geschlossenen  Speicher  in  den  Verkehr 
gebracht  wird.  Damit  ist  der  Importeur  der 
Notwendigkeit  überhoben,  den  Zoll  für  die 
Ware  unnötig  früh  zu  entrichten.  Er  hat 
auch  die  M^lichkeit,  die  Ware  wieder  ohne 
Sdiwieiigkeiten  auszuführen.  Auch  für 
Gegenstände  der  inneren  Verbrauchsbesteue- 
rung werden  solche  Zollniederlagen  (Entre- 
pöts,  Bonded  Warehouses)  wichtig,  um  steuer- 
pflichtige Waren  steueiifrei  zu  lagern  und 
möglicherweise  ohne  Steuerzahlung  auszu- 
führen. 

Solche  zollfreien  Niederlagen  sind  in 
England,  nachdem  ein  dahin  gehender  Plan 
Robert  Walpoles  1733  vereitelt  war,  durch 
William  Pitt  ins  Leben  gerufen  und  1803 
io  London,  bald  auch  in  anderen  Städten 
zugelassen.  Die  mit  L.  verbundenen  Docks 
haben  in  den  englischen  Häfen,  namentlich 
in  London  und  in  Liveipool  eine  ganz  ge- 
waltige Ausdehnung.  Die  Anlagekosten  der 
Docks  im  Vereinigten  Königreich  wurden 
am  Anfang  der  90er  Jahie  auf  100  Uill.  £ 
I  geschätzt 
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Auch  in  anderen  Ländern  steht  die  Ent- 
stehung |:roßer  L.  im  ZusammeDhaog  mit 
den  Zolleinrichtungen,  so  in  Frankreich,  in 
Holland,  in  Deutschland,  wo  namentlich  der 
ZollanschluB  von  Hamburg  und  Bremen 
(1888J  zur  Errichtung  grofier  Öffentlicher 
Speicher  geführt  hat 

Neuermngs  haben  auch  große  Kredit- 
institute die  Errichtung  von  L.  unternommen, 
wie  umgekehrt  Lagerhausuntemehmer  Kredit 
auf  die  bei  ihnen  hinterlegten  Waren  f^ben. 
Auf  der  anderen  Seite  sind  in  Deutschland 
in  gröfierer  Zahl  L.  dnrcb  QenoBsenschaften 
laaawirtsc^ftlicher  Produzenten  errichtet 
worden. 

Besondrae  Bedeutung  im  Handelsverkehr 
haben  in  neuester  Zeit  die  L.  erhalten,  in 
welchen  vertretbare  Waren  (Getrräde,  Petro- 
leum) in  der  Weise  gelahrt  werden,  daß 
sie  mit  anderen  Waren  gleicher  Gattung  und 
Gute  vermischt  werden,  wobei  dann  jeder 
Liagerer  Eigentamer  des  ihm  gebührenden 
Anteils  und  darüber  verfügungsberechtigt 
bleibt 

In  öffentlichen,  d.  h.  jedem  zur  Ver- 
fügung stehenden  L.  wurde  es  mOglich,  Über 
die  Waren  zu  verfügen,  ohne  sie  zu  be- 
wegen. An  die  Stelle  der  Ware  tritt  dann 
der  Lagerschein,  W.,  dessen  Inhaber 
legitimiert  ist,  über  die  Waren  zu  verfügen. 
Die  Debei«abe  des  La^rscheins  steht  der 
Tradition  der  Ware  gleich.  Der  Lagerschein 
kann  möglicherweise  durch  Indossament 
übertragen  werden.  Der  Lagerschein  dient 
dann  auch  dem  Kredit,  indem  durch  Ueber- 
gabe  des  Scheins  ein  Pfandrecht  begründet 
wird,  ähnlich  wie  durch  die  Uebergabe  des 
Konnossements.  In  England  und  Holland 
ist  das  zuerst  ausbildet,  später  namentlich 
auch  in  Frankreich,  wo  durch  das  sog. 
^Zweisdieinsystem"  für  die  EigentumsQber- 
tragung  und  die  Verpfändung  gesonderte 
Scheine  eingeführt  sind.  In  Deutschland 
besteht  dieses  System  außer  in  Elsaß-Loth- 
ringen nur  in  Bremen.  Die  Meinungen  über 
Schaden  oder  Vorteil  dieses  Systems  gehen 
scharf  auseinander. 

Sollen  die  Lagersdieine  wirididi  den 
Warenkredit  erleichtem,  so  muß  QewiBhelt 
für  das  Vorhandensein  der  Ware  geboten 
sein.  Daher  vidfcidi  die  Bestimmung,  daß 
indossable  W.  nur  ausgestellt  werden  können 
von  staatlich  ermächtigten  Anstalten.  Sehr 
eigentümlich  sind  die  1898  in  Frankreich 
geschaffenen  W.  agricoles,  die  eine  Ver- 
pfändung landwirtscnaftl  icher  Produkte  ohne 
Niederlegimg  in  L.  ermöglichen. 

In  Deutschland  hat  sich  der  W.verkehr 
bisher  nicht  eingebürgert  Fehlte  es  früher 
an  einer  gesetzlichen  Regelung;  so  ist  seit 
1900  diesem  Mangel  im  wesentlichen  abge- 
holfen durch  die  Bestimmungen  des  BGFB. 
und  des  neuen  HOB. 


2.  Wirtschaftliche  Bedentiug.  Oeffent- 
liche  L.  sind  vor  allem  wichtig  für  die  wirt- 
schaftlich Schwächeren.  Der  Kaufmann 
oder  Produzent  braucht  wenige  eig^ 
La^rräume,  die  er  vielleicht  nur  zeitweise 
nötig  hat,-  wirtschaftlich  gar  nicht  genügend 
ausnützen  kann.  Er  braucht  daher  weniger 
Kapital,  ist  unabhängig  von  den  kf4>ital- 
kr^gen  Kaufleuten^  welche  im  Besitz  von 
Spei(£eni  mnd.  Er  steht  nicht  mehr  vor 
der  Alternative,  ä  tout  prix  zu  verkaufe 
oder  Beim  Ware  vom  Marktort  wieder  nadi 
Hause  zu  &hren.  Er  kann  mit  seinem  Ad- 
gebot  bei  günstigen  HariEtveihältnissen  zs- 
rflckhalten.  In  derselbe  ffichtung  wirkt 
die  Erleichterung  des  Kredits  durch  Ver- 
pföndung  der  Waren. 

Man  hat  demg^nüber  hervorgehoben, 
daß  dadurch  die  Spekulation  verstärkt  werde, 
und  wenn  dadurcn  der  Besitzer  z.  B.  von 
Getreide  veranlaßt  werde,  zu  lange  mit 
seinen  Vorräten  zurückzuhalten,  so  würde 
dadurch  er  selbst  Schaden  haben,  die  Ge- 
samtheit durch  heftigere  Preisschwankungen 
leiden.  Das  ist  zunächst  ganz  richtig.  L. 
erleichtem  die  Spekulation  und  besonders 
dann,  wenn  ein  ausgebildeter  W.verkehr  die 
Beleihung  und  damit  das  Zurückhalten  der 
Ware  erleichtert.  Das  Urteil  über  Nutzen 
und  Schaden  von  L  und  W.  hängt  ab  von 
dem  Urteil  Über  die  Spekulation  (vgL  diesen 
Art).  Die  Spekulation,  welche  die  Preis- 
gestaltung richtig  vorher  berechnet,  ist  nicht 
nur  individuell  vorteilhaft,  sondern  auch 
volkswirtschaftlich  nützlich.  Die  hlsche 
Spekulation  ist  schädlich.  Nun  erleichtem 
aber  gerade  die  L.  die  richtige  Spekulation, 
indem  sie  ein  richtigeres  Urteil  Über  die  vor* 
handeneu  Warenmengen  ermöglichen. 

.  Das  Fehlen  öffentUcher  L.  macht  es  viel 
leichter,  über  das  vorhandene  Angebot  ach 
zu  irren  oder  andere  zu  täuschen.  Ein  aus- 
gebildetes Lagerhauswesen  verhindert  un- 
berechtigte Preistreibereien  und  Ver^ 
redungen.  Seine  Oeffentlichkdt  rönigt  die 
Spekulation  in  eriieblichem  Grade  von  Za- 
fallsgewianen,  vermindert  ihren  Spiekdia- 
nüder.  Wenn  der  wirtBchaftliche  Fort- 
schritt in  &net  immer  sicherereD  Ansmer- 
zuDg  des  Zufälligen  beruht,  so  dienen  auch 
die  L.  diesem  Fortsdiritt  Die  YonuuBetomg 
sind  aber  eine  gesidierte  OeffimtUdi^t, 
häufige,  schnelle  and  zuverlSsedge  Berichte 
über  die  vorhandenen  Warenmengen.  Wenn 
nun  dies  wichtig  ist  und  wenn  L.  volks- 
wirtschafüich  von  Bedeutung  sind,  so  eit- 
steht auch  die  Frage,  wer  L.  errichten  soll. 
Dies  kann  geschehen  als  ganz  freier  Ge- 
werbebetrieb, als  Privatuntemehmung  unter 
öffentlicher  Kontrolle,  indem  für  che  Er- 
richtung Konzession  erforderlich  ist  oder 
Normativbedingungen  au^eetellt  werden. 
Oder  endlich  können  L.  von  Staat  oder  Qe- 


Digitized  by  Google 


LagerfaAuser  and  Warrants— Landeskreditkassen 


337 


iraaiie  enichtet  oder  unterstützt  werden. 
)hD  wird  achwerlich  fOr  ein  oder  das 
iodm  System  sich  auescUießlich  ent- 
•iht-ideo.  Zu  brachten  ist  aber,  daB  L. 
Jim  Natur  nach  vielfach  einen  mono- 
'•Oiitischai  Charakter  haben,  indem  sie  an 
.-rvisseQ  PlMzen  liegen  müssen  (am  Hafen, 
«oEisenbahnknoteDpimkten)  und  Konkurrenz 
'liuti;  onmt^lich  ist  In  allen  solchen 
Yihta  ist,  wie  bei  entsprechenden  Transport- 
di^talteo,  zum  mindesten  eine  Öffentliche 
Atiffjtit  Festsetzung  der  Tarife  ii.  dgl. 
^'i)e.  Am  besten  aber  wird  dann  die  Er- 
r.iftTuog  wie  Verwaltung  durch  öffentliche 
Körj^rschaften  sein.  In  England  besteht  für 
ü<^  Docks  in  allen  Häfen  auBer  London  ein 
Mi-n>ii*-il  und  die  Dock  Verwaltung  liegt  in 
'.»D  iUoden  der  Gemeinde  oder  besonders 
ß^-haffcner  Körperschaften.  Von  den 
C'S^a  Ofreatlichen  L.  Deutschlands  sind, 
[■»  h  Piner  Denkschrift  der  Berliner  Aeltesten 
••'-r  Kaofoiannschaft  (Herbst  1895),  die  in 
1''  wichtigen  Stftdten  vom  Staat,  in  13  von 
•kr  SUtIt,  in  S  sonstwie  mit  Öffentlicher 
nt'ilifnng  hergestellt.  Manche  unerfren- 
■1  b<ni  Vorgänge  im  Berliner  Handel  er- 
lun*!!  sich  aus  dem  bisher  ganz  tingenügen- 
i-n  dortigen  Speicherwesen.  Doch  stehen 
i«;h  iltjrt  jetzt  groöe  Anlagen  in  Aussicht. 

Dif  Verbindung  von  Lagerhausgeschäft 
vivi  WarenbeleihuDg  durch  private  Unter- 
-iim«r  kann    leidit   zur  Bewucherung 

Weidra  solche  Anlagen  von  OtTentlichen 
K«rtKncbaftra  enichtet,  so  sind  die  Gte- 
•  lihrvn  oatOfflich  so  zu  bemessen,  daß  sämt^ 
.  Ii''  Kosten  daraus  gedeckt  werden. 

lu  groBe  L.  mit  einer  zahlreichen  Ar- 
l-ir-nnliaft  betrieben  werden  müssen,  er- 
:■  r^-n  «ich  tfci  ihnen  die  gleichen  Arbeiter- 
1 1  -f  Jnne  wie  bei  anderen  Qrofibetrieben, 
T.  -u^  der  große  englische  Dockerstreik  von 
und  der  Hamburger  Ausstuid  von 
Zeugnis  ablegen. 

VsL  Alt.  ^Getxeideluuidel^'  oben  Bd.  I 
(g.  und  die  dort  angegebene  Literatur. 

LilMBturi    l'trhandiungtn  dea  21.  Juristen- 
mi.  —  O.  t^anfiH»,  Art.  Entrtpött, 
it^^HMint  jenfnux,    Warra-nt,   Nmvtaxt  diel. 
*  'mm.  poUt.,  T.  1.  S.  89S,  T.  II,  8.  SOS  u. 
JV.  Mll9t.  —  X.  AMer^  Da»  öattrreiekitekB 
Itt-rfhornftda,  U9t  (mit  em^Ar/Mkm  LUeratur- 
■••Trt*"  aurh  über  andere  Länder).  —  Ber- 
•rtk^,  -Irt.  „Warrante  und  La^käuter",  ff. 
*■        Bd.  ?,  S.  eeifg.  —  J.  MavWf  Art. 
JJi^,   Myratee  IHct.   o/  Polit.  Economy, 
'•'■•f  I,  S.  eil/g.  —  K.  Co&aek,  Lehrbuch  de» 
M.tmdtUrtfkU,  6,  Aufl.,  1903.  ^  101/.  —  Denk- 
Jrr  Aelttaten  der  Berliner  Ka\f/mann- 
Bier  Errichtung  eine»  Lagerhofe»,  1895. 
—  Btrieht   äfcw   die  Frage  der  Errichtung 
titferhJiMter  in    MpHg,  er»t.  von  der 

«VciMtwA  der  VoUuwirttdiAft.  II.  Aofl.  Bd.  U. 


BandeUhammer  Leipzig,  1903.  —  Beriiner 
Jahrb.  f.  Handel  u.  Induttrie  1904,  ^  S.  491  fg. 

Karl  BaOigen. 


Landeskreditkassen. 

1.  Geschichtliche  Entwickelang.  2.  Geschftfts- 
fühmng  and  Wirksamkeit  8.  Bedeutung  der 
L.  fOr  die  Landwirtschaft. 

1.  deseUehtUohe  Entwlckelnng .  In  den 

älteren  Provinzen  der  preußischen  Monardüe 
hatte  man  schon  im  letzten  Drittel  des  18.  Jahr- 
hunderts durch  GrUndnng  der  auf  dem  Genossen- 
schaftsprinzip beruhenden  Landschaften  (a. 
d.  Art  unten  S.  354  fg.)  dem  Bedürfnis  nach 
landwirtschaftlichem  Bodenkredit  Abhilfe  zu 
schaffen  gesacht.  Die  Landschaften  waren,  wie 
es  die  dortigen  Verhältnisse  zn  damaliger  Zeit 
mit  sich  brachten,  lediglich  für  den  adligen, 
den  ritterschaftlichen  Besitz  berechnet  In  den 
meisten  Teilen  des  ttbrigen  Deutschlands  la^n 
die  sozialen  und  wirtsdiaftlichen  Verhältnisse 
aaf  dem  Laude  wesentlich  anders.  Hier  trat 
der  Großgrundbesitz  weniger  in  den  Vordeigrund, 
während  der  bäuerliche  Besitz  in  den  manuig- 
falti^ten  Abstnfnngen  die  weitaas  vorwiegende 
Bedeutung  hatte.  Man  glaubte  im  westelbischen 
Teile  Deutschlands  mit  Recht,  dall  dem  Be- 
dürfnis nach  Bodeakredit  nur  durch  Institutionen 
genügt  werden  könnte,  die  der  Gesamtheit  der 
(imndbesitzer  dienten.  Für  diese  fehlte  es  aber 
an  jeder  genossenschaftlichen  Organisation,  sie 
war  auch  nicht  ohne  weiteres  ins  Leben  zu  rufen. 
Dadurch  e^ab  es  sich  von  selbst,  daß  man  von 
selten  des  Staates  oder  größerer  Kommunal- 
verbände and  unter  deren  Garantie  nnd  Vei^ 
waltnn^  stehende  bankähnliche  EinricbtnDgen 
schuf,  die  den  genannten  Zweck  za  erfüllen  oe- 
stimmt  waren.  Man  begreift  dieselben  unter 
dem  Ansdmck  L.;  viele  von  ihnen  führen  auch 
offiziell  diesen  Namen,  manche  aber  auch  einen 
anderen.  Die  meisten  L.  sind  erat  viel  später 
[als  die  preaß.  Landschaften  gegründet;  nur 
das  her  zog  1.  Leihhans  ioBraunschweig 
(176Ö)  und  die  herzogliche  Landesbank 
in  Altenburg  (31./vm.  1792)  haben  ihren 
Ursprung  schon  im  18.  Jahrhundert.  Beide 
dienten  aber  ursprünglich  wesentlich  nur  den 
Zwecken  der  herzoglichen  Kammerverwaltnngen 
und  haben  sich  erst  später  za  eigentlichen  L. 
entwickelt.  An  sonstigen  Instituten,  die  den 
Zweck  von  L.  erfüllen,  gibt  es  im  Deutschen 
Reich  noch  folgende:  -Die  L.  in  Kassel  v. 
23./VL  1832;  die  Landesbank  in  Wies- 
baden V.  22./L  1840;  die  Landeskredit- 
aastalt  in  Hannover  v.  1»./1L  1843;  die 
landständische  Bank  des  k du igl.  säch- 
sischen Harkgrafentnms  Oberlausitz 
in  Bautzen  v.  26./VIL  und  23/7ni.  1844; 
die  Landeskreditanstalt  in  Sachsen- 
Heiningen  v.  26./Vin.  1849;  die  Landes- 
kreditanstalt in  Sachsen -  Coburg- 
Gotha  V.  23./Xn.  1ÖÖ3;  die  L.  in  Schwarz- 
bnrg-Rudolstadt  v.  l./XL  1865;  die  L.  in 
Sachsen-Weimar  V.  17.  XI.  1869;  dieBod en- 
kreditanstalt  in  Oldenburg  V.  14./IL  1883; 
die  Landeskreditanstalt  m  Schwarz- 
borg-Soadershausen  v.  9./vn.  1883;  die 
Landeabank  der  Bheinprovinz  v.  23./IV. 
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1883;  die  L.  fQr  das  OToCherzog'tata 
Hessen  v.  lö./X.  1890;  die  Landesbank 
der  Provinz  Westfalen  in  Htt&Hter  v. 
24./VI.  bezw.  V.  31./Xn.  1894. 

8.  Geschfiftsffihrons  und  Wirksamkeit 
Finanziell  haftbar  fOr  die  L.  sind  die 
einzelnen  Staaten  oder  kommunalstftndischen 
KOrperscÄiaften,  denen  sie  unterstellt  sind. 
Bei  einzelnen  geht  audi  die  unmittelbare 
Yerv^tong  vom  Staate  aus  (Rudolstadt, 
BrauDschveig),  uidere  haben  besondere  Vor- 
st&nde,  die  aner  unter  Staatskontrolle  stehen ; 
bei  manchen  ist  dem  Jjuidtag  ein  Aufsichts- 
recht eingeräumt 

Der  räumlicheGeschftftskreis  fast 
aller  L.  beschränkt  sich  auf  den  Staat  oder 
den  Landesteil,  welcher  die  finaDzielle  Ga- 
rantie fQr  sie  ttbemommen  hat;  nur  die 
Altenburger  Landesbank  und  die  landstän- 
discbe  Bank  in  Bautzen  sind  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  ermaclitigt,  auch 
in  anderen  deutschen  Gebieten  Beleihungen 
vorzunehmen. 

Das  sachliche  Wirkungsgebiet  der  ein- 
zelnen L.  ist  ein  sehr  mannigfaltiges.  Eine 
Hauptaufgabe  suchen  alle  in  der  Beleihung 
ländlicher  wie  städtischer  Gnmdstücke  (nur 
die  L.  in  Hannover  schließt  städtische  Gnmd- 
stücke aus)  sowie  in  der  Gewährung  von 
Darlehen  an  Kommunalverbände,  an  einzelne 
politische  oder  kirchliche  Gemeinden,  auch 
wohl  an  Genossenschaften.  Manche  leihen 
außerdem  Gelder  zur  Ausfühnmg  von  MeUo- 
lationen  wie  £nt-  und  Bewährung  von 
Grundstücken,  Anlage  von  Feldwegen  oder 
zur  Ausführung  gemeinnützlicher  Unterneh- 
mungen wie  den  Bau  von  Nebenbahnen,  von 
Kunststraßen,  Wasserleitun^n.  Ferner  er- 
füllen einzelne  L.  die  Funl^tionen  von  Depo- 
sitenbanken oder  von  Sparkassen ;  die  Alten- 
burger L.  sowie  die  huidständische  Bank  in 
Bautzen  »nd  sogar  zu  Bankgeschäften  in 
noch  viel  weiterem  Umfange  ermächtigt. 

Nicht  mindere  Mannigfoltigkeit  liemHiht 
bezüglich  der  Verzinsung  und  Amortisation 
der  gewährten  Darlehne,  bezüglich  ihrer  ab- 
soluten Hohe  und  ihres  Wertverhältnisses 
zn  dem  verpfändeten  Objekt  Bei  den  meisten 
ist  der  gelegentlich  der  Darlehnsgewährung 
vereinb^te  Zinsfuß  ein  feststehender,  einzelne 
h^n  einen  veränderlichen  Zinsfuß.  Die 
Möglichkeit  der  Amortisation  ist  überall  ge- 
geben, die  Mehrzalü  der  L.  hat  aber  zu- 
gleich die  Zwangsamortisation. 

Ende  1897/98  hatten  die  oben  aufge- 
führten L.  Darlehen  im  Gesamtbetrage  von 
rund  775  MUl.  M.  ausstehen  und  Obligationen 
im  Gesamtbetrage  von  ruud  662  Mill.  M. 
ausgegeben. 

3.  Bedentnoff  der  L.  für  die  Land- 
wirtschaft Im  sllgemeinen  daif  man  sagen, 
daß  die  L.  sich  durchaus  bewährt  haben. 
Ihr  Wirkungskreis  ist  durchschnittlich  ein 


viel  maani^tiger&r  wie  der  der  Land- 
schaften. Letztere  bescMiUcen  sidi  auf 
Gewährung  von  hynothekarischem  Kredit 
an  Gutsbesitzer  una  beleihen  zudem  nur 
Güter,  deren  Beinertr^  eine  festgesetzte 
Minimalgrenze  erreicht  Hierin  liegt  b^lidi 
auch  ein  Vorzug,  indem  die  Landsdiaften 
durch  die  Eonzentrierung  ihrer  Tätigkeit 
auf  ein  einzelnes  Gebiet  und  auf  eine  be- 
schränkte Zahl  von  Personen  ihren  speziellen 
Zweck  vollkommener  zu  erfüllen  imstande 
sind,  als  die  L.  es  bezüglich  ihrer  mannig- 
faltigen Zwecke  zu  tun  vermOgen.  Zum 
Teil  li^  dies  allerdings  auch  an  der  ge- 
nossenschaftlichen Organisation  der  Land- 
schaften, welche,  sofern  sie  durchführbar 
Ist,  bei  Kreditinstituten  Immer  als  ein  i)rtD- 
zipleller  Vorzug  vor  einer  staatlichen  oder 
kommunalen  Organisation  zu  betrachten  ist 
(s.  Art.  „Landschaften"). 

Literatur:  F.  Hecht,  Die  OrgnnuaHon  <U» 
Bodenkredita  in  DeuUckland,  1.  Abt. :  Di«  itaal- 
liehen  und  provinaieUen  BodenkrediiingtUute, 
e  Bde.,  Leiptig  1891,  X.  AhU,  I.  Bd.,  StatiMk 
der  dmUe/um  Bypolhtkenbanjcen ,  Leipzig  19QS. 
—  Det-aelbe,  Art.  „LandttkreditkoMtn",  3. 
St.,  f.  Aufi.,  Bd.  V  (1900),  8.  US/9. 

Frhr.  von  der  OoUx. 


IiandesknlturroBtenbanken. 

1.  Wesen  und  Entwicketang.  3.  Zweck  and 
Tilgung  der  Rente.   3.  Wirksamkeit 

1.  Wesen  und  Entwickelnng.  L.  sind 
auf  Grund  staatlicher  Anordnung  ins  Leben 
gerufene  Institutionen,  welche  den  Zweck 
verfolgen,  einzelnen  Grundbesitzern  oder 
Genossenschaften  von  solchen  oder  anch 
Gemeinden  Darlehen  zur  Ausführung  von 
Bodeumelloratlonen  unter  günstigeren  Be- 
dingungen zu  gewähren,  als  dieses  von  selten 
einzelner  Privatleute  oder  durch  andere 
Kreditinstitute  zu  geschehen  pflegt.  Von 
Meliorationen  kommen  dabei  namentlich 
Ent^  und  Bewässerungsanlagen,  Wasserlauf- 
berichtigungen, Urbarmachungen,  W^re-  oder 
Straßenanh^n  in  Betratet  Dieselben  er- 
fordern In  der  Regel  ein  großes  Anlage- 
kapital, welches  sich  durch  den  Erfolg  der 
Melioration  auf  die  Steigerung  der  Rein- 
erträge nur  langsam  amortisiert,  während 
der  ersten  Jahre  auch  in  der  Regel  gar  nicht 
oder  nur  niedrig  verzinst  Andererseits 
liegen  solche  Meliorationen  im  Interesse 
nicht  bloß  der  einzelnen  Gutsbesitzer,  son- 
dern vor  allem  auch  des  Staates,  der  nament- 
lich bei  stark  wachsender  Bevölkerung  das- 
grSßte  Interesse  daran  hat,  daß  die  vor- 
handene und  unvermehrbwe  Bodenflfidio 
zur  Hervorbriogung  größerer  Mengen  von 
Nahrungsmitteln  usw.  befähigt  wird.  Hier- 
aus erwächst  für  den  Staat  gewissermaßen 
die  Pflicht,  seinerseits  die  Durchführung 
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iTTilBiUiR  befundener  XeUoraÜoiien  mSg^ 
ft?t  xa  bleicht;»!!.  Voa  deutschen  Staaten 
r,J  in  dieser  Richtung  rorgegaogen  zuerst 
Mi-b^^eo,  Bp&ter  Preußen,  Hessen^ 
lUrmstadt  und  Bayern.  Die  säch- 
»..-rhe  L.  ist  gegründet  durch  Q.  v.  26./XI. 

iNachtn^ge^esetze  v.  l./VL  1872, 
::.\'m.  1878  und  1./V.  1888),  die  baye- 
'i<che  Landeskulturrentenanstalt 
•UavhQ.  V.  21./rV.  1881,  die  hessische 
L:tnileskultnrrentenkasse  durch  Q. 
■  J<t  OL  1880.  Die  letztgenannte  ist  in 
ii*  am  i5./X.  1890  gegründete  Landes- 
iffditkasse,  welche  gleich^tig  die  Zwecke 
'loer  L  erfüllt,  aufgingen.  Auch  in 
".'Ifnburg  gibt  die  als  Staatsinstitut  ge- 
mlodete  Bodenkredltanstalt  Darlehen  zu 
Vr-li'jratiooBz wecken.  InPreuflen  erschien 
im  13.  V.  1S79  das  Gesetz  betr.  die  Er- 
ricBtiing  von  L.  Dasselbe  erteilt  den 
i'n>Tii]2ial-(KoniaiunaI-)Verbanden  die  Er- 
tü'htigung,  ihrerseits  mit  der  Errichtung 
•■->u  L  Tonugehen:  für  deren  Organisation 
uthI  Wirksamkeit  gibt  das  Q-esetz  gewisse 
lilcemein  bindende  Vorschriften,  überläSt 
a'-t  riele  Einzelheiten  den  besonderen  Be- 
•timfflUQgea  jeder  einzelnen  L.  Ton  dieser 
rWii^is  haben  bis  jetzt  nur  vier  Provinzen 
■T-i.niK^  gemacht:  Schlesien  (Statut  v. 

VIL  1881  und  Nachtrag  v.  8./VI.  1891), 
•^-hlPswig-Holstein  (Stotiit  v.  10./X. 
I'-^l  und  Nachtrag  v.  a/V.  1888),  Posen 
sutut  T.  17.;VL  1886),  Westfalen  (Statut 
'  :.^^V1L  1894).  In  der  preullischen 
ÜlicinproTiaz  hat  die  dortige  Landes- 
•atüL  ihieo  'Wirkungskreis  auch  auf  alle  in 
t  1  -les  Ugesetzes  v.  13./V.  1879  bezeich- 
Zwecke  ausgedehnt. 

Iteiooach  sind  in  Preußen  die  L.  Pro- 
'i'^ualtnstitute,  während  sie  in  den  Übrigen 
-'•c-oanlen  Ijändem  reine  Staatsinstitute  dar- 
'tf\l:a.  Für  die  Art  ihrer  Wirksamkeit  be- 
'linirt  dies  aber  keinen  Unterschied.  Sie 
.-■t.eo  «ämtiich  zur  Ausführung  von  Boden- 
.ü'-liurationen  nnkündbare  Amortisalionsdar- 
'k-ii  zn  einem  billigen  Ziosfuß.  Die  Mittel 
;.i<-rfiir  beschaffen  sie  sich  durch  Ausgabe 
'<!  Vhuldrerschreibnngen  auf  den  Inhaber 
i'iwa<l  (lAndeskttlturrentenbriefen  oder 
''.''IcAkalturrentenscheinen) ,  welche  nach 
iriHfli  festgesetzten  Tilgungsplaoe  allmählich 
vHiIi>r  eingelöst  werden. 

ü.  Zveck  nnd  Tügnng  der  Rente. 
V.>  h  dem  preußischen  tiesetz  können  die 
I-  iMrl^n  gewähren:  1.  zur  Förderung 
'■■T  H>jd«akuitur,  insbesondere  zu  Entwässe- 
-'uum  (Ihainagen)  und  Bewässerungen,  zur 
uad  BeguUemng  von  Wegen,  zu 
'^'li'lliultareD  und  Urbarmachungen,  zur 
Ktoiiijitung  neuer  ländlicher  Wirtschaften; 
-  2U  rferschutzanlagen ;  3.  zur  Anlage^  Er- 
'"'''^ning  and  Unterhaltung  von  Deichen 
•jül  tUw  gdiiCrigai  Sidierungs-  und  MeHo- 


ratdonsanlagen ;  4.  zur  Anlegung,  Benntzung- 
nnd  ünteraaltung  von  WasserlAufen  oder 
Sammelbecken,  zur  Herstellung  und  Yer- 
besseniDg  von  Wasserstraßen  (Flößereien) 
und  anderen  Schiffahrtsaolagen  (g  1  des 
V.  1879).  Indessen  sind  die  einzelnen  Pro- 
vinzialinstitute  nicht  genötigt,  ihre  Wirksam- 
keit auf  alle  diese  Zwecke  auszudehnen,  Bi& 
können  dieselbe  vielmehr  durch  ihr  Statut 
beliebig  beschränken.  Dies  ist  auch  in  der 
Tat  geschehen ;  die  L.  für  die  Provinz  Posen 
gibt  z.  B.  lediglich  Darlehen  zur  Ausführung 
von  Ent-  imd  Bewässeningsaolagen.  Auch 
io  den  übrigen  genannten  deutschen  Staaten» 
ist  das  Tätigkeitsgebiet  der  L.  veischiedeok 
begrenzt 

Besonders  schwierig  ist  die  Frage  der 
Beschaffung  der  nötigen  Sicherheit  für 
die  von  der  L.  gewährten  Darlehen.  In. 
Sachsen,  Bayern  und  Hessen  hat  man  die- 
selbe ein&ch  dadurch  gelöst,  daß  man  für 
sie  nicht  nur  hypothekarische  Eintragung 
fordert,  sondern  ihnen  auch  ein  Vorzugs- 
recht vor  älteren  mngetragenen  Hy^theken» 
bewilligt.  In  Preußen  scheiterte  eine  ähn- 
liche Bestimmung  an  dem  Widersprach  der 
landschaftlichen  Kreditinstitute.  Man  hati 
sich  hier  mit  folgender  Bestimmung  be- 
gnügen zu  müssen  und  zu  dürfen  geguubt : 
„Für  das  Darlehn,  die  Landeskulturrente  und 
deren  etwuge  Zuschläge  ist  mit  land-  oder 
forstwirtschaftlich  benutzbaren  Grundstflokea 
in  Hypothek  oder  Orundschuld  Sicherheit 
zu  b^tellen.  —  Die  Sicheriieit  ist  als  vor- 
handen zu  erachten  f  wenn  das  Du-lehn 
innerhalb  des  35  fachen  Betrages  des  bei 
der  letzten  Grundsteuerffluschätzung  er- 
mittelten Katastralreinertrages  oder  inner- 
halb der  ersten  Hälfte  des  durch  ritter- 
schaftliche, landschaftliche  oder  besondere 
Taxe  der  L.  zu  ermittelnden  Wertes  der 
Liegenschaften  zu  stehen  kommt"  {§  6). 
Nur  bei  Darlehen  zum  Zwecke  der  Drai- 
nierung  kann  nach  vollendeter  Ausführung 
der  Melioration,  unter  gewissen  gesetzlich 
bestimmten  Einschränkungen^  der  Darlehens- 
nehmer beanspruchen,  daß  der  Landeskultur* 
rente  ein  Vorzugsrecht  vor  allen  anderen 
auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhenden  Be- 
lastungen des  Grundstückes  gewährt  werde 
(§  11).  Die  Bestellung  der  Sicherheit  durch 
Hypothek  oder  Grundschuld  kann  unter- 
bleiben, wenn  das  Darlehen  gewährt  wird : 
an  Stadt-  oder  Laad  gemeinden,  an  Wasser- 
genossenschaften, die  nach  dem  G.  v.  l./IV. 
1879  gebildet  sind,  an  Deichgenossenscliaften 
mit  Korporationsrechten ,  endlich  an  die 
Waldgenossensohaften ,  die  auf  Grund  des 
G.  V.  ü,!  VIL  1875  ins  Leben  gerufen  sind  (§  33). 

Bezüglich  der  Verzinsung  und 
AnLortisation  der  gegebenen  Darlehen 
schreibt  das  preußische  Gesetz  vor ,  datt 
eralere  höchstens  4^/o  jährlich  betragen 
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dflrfe,  letztere  mindestens  Vi  %  jährlich  be- 
teigen  mttese  (§  5  Abs.  3).  Innerhalb  dieser 
Sd&anken  QberläBt  das  Öesetz  es  den  ein- 
zelnen L.,  in  ihren  Statuten  nähere  Be- 
stimmungen über  Verzinsung  und  Amorti- 
sation zu  treffen.  Bei  Darlehen  zu  Drai- 
nierungszwecken ,  welchen  ein  hypotheka- 
risches YorzuRsrecht  eingeräumt  wird,  muß 
die  jährliche  Tilgungsquote  mindestens  4^/0 
ausmachen  (§  12  Abs.  3).  In  Bayern  ist 
dra*  Amortisationsbetrag  auf  miodestens  **/o, 
in  Hessen  auf  mindestens  1%  jährlich 
normiert;  in  Sachsen  sind  von  dem  ge- 
währten Darlelm  jährlich  zu  ent- 
riditen,  wovon  SVa'/o  auf  Verzinsung,  l*/8'/o 
auf  Amortisation  gerechnet  werden,  so  daß 
die  ganze  Schuld  in  38  Jahren  getilgt  ist 
Vor  Gewährung  des  Darlehens  findet 
Überall  eine  Prüfung  aof  die  Zweckmäßig- 
keit und  den  Kostenbetrag  der  Melioration 
slatt.  Ebenso  haben  sich  alle  L.  eine  mehr 
oder  minder  ausgedehnte  Kontrolle  über  die 
bestimmungsmäßige  Verwendung  der  ge- 
liehenen Gelder,  über  die  sachgemäße  Aus- 
fühnmg  der  Meliorationsanlagen  sowie  über 
deren  ordnungsmäßige  Instandhaltung  vor- 
behalten. 

3.  Wirksamkeit.  Die  Wirksamkeit  der 
L.  hat  sich,  soweit  sie  in  Anspruch  ge- 
nommen wurde,  durchaus  bewährt.  Bei 
weitem  am  ausgedehntesten  ist  sie  im  König- 
reich Sachsen  gewesen.  Die  dortige  L.  hatte 
bis  Ende  1898  schon  rund  28  Mill.  M.  an 
Darlehen  gewährt  und  zwar  in  18885  ein- 
zelnen Posten;  von  der  gesamten  Darlehns- 
smnme  fielen  allein  auf  Ent-  und  Bewässe- 
rungsanlagen nind  12>/2  Mill.  M.  Erheblich 

feringer  sind  die  zahlenmäßigen  Erfolge  der 
I.  in  Bayern  und  Hessen,  obwohl  auch  hier 
in  den  letzten  15  Jahren  sich  ein  Fortschritt 
zeigt.  In  der  preußischen  Monarchie  haben 
die  L.  bis  jetzt  nur  eine  verhältnismäßig 
geringe  Tätigkeit  entwickelt;  am  ausge- 
dehntesten noch  in  Schlesien,  dessen  L.  in 
den  18  ersten  Jahren  ihres  Beetzens,  von 
1881—1899  zusammen  rund  3Vs  Mill.  M. 
an  Darleben  bewilligte. 

Literatur:  K.  v.  hangsüorff,  DU  Landwirt- 
aehafi  im  Kvnifreieh  Sachsen,  ihre  Entwiekelung 
bü  I88S  unc.,  Dresden  1889,  S.  8S/g.  —  Schober, 
JHe  LandetkuUurrtntenbanken  i.  Prevßen,  Sachten 
und  Hetsen,  Beriin  1887.  —  2>ie  LandvirUchafi 
in  Bayern,  München  1890,  S.  649  fg.  —  Hermea, 
Art.  „Landeskultvrrenlenbanken" ,  H.  d.  SL, 
g.  Auß.,  Bd.  V  (1900),  S.  448 fg. 

Frhr,  von  der  Goltz, 


Landes&konomiekollegiam. 

Schon  in  dem  für  die  preußische  Land- 
wirtschaft so  bedeutungsvollen  Edikt  zur 
Beförderung  der  Landeskultur,  dem 
sog.  Dmdeskulturedikt,  v.  14./IX.  1811  hatte 


Friedrich  "Wilhelm  UI.  die  Errichtimg  eines 
Zentral  bureaus  verheißen^  weiches  den  Mittel- 

Sunkt  für  die  Bestrebungen  zur  f^rderung 
er  Landwirtschaft  in  der  ^zen  Monardüe 
und    zugleich    die    vermittelnde  Instanz 
zwischen  der  Staatsregierung  und  den  land- 
wirtschaftlichen Vereinen  bilden  sollte  (§  39 
Abs.  3  des  0  v.  14./IX.  1811).  Dasselbe 
trat  aber  erst  30  Jahre  später  ins  Leben, 
als  Friedrich  Wilhelm  IV.  durch  Kabinetts- 
order  v.  16./I.  1842  das  L.  scbut  In  dem 
für  dasselbe  unter  dem  25./III.  1842  er- 
lassenen Regulativ  -wird  als  seine  Auf- 
gfU»  bezeichnet:  „Das  Kollegium  hat  die  Be- 
stimmung 1.  dem  vorgeordneten  Ministerium 
zu  dienen,  teils  als  technische  Deputation 
in  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten,  teils 
als  Oi^an  zur  Ausführung  der  ihm  erteilteo 
Aufträge ;  2.  die  landwirtschaftlichen  Vereine 
in  ihrer  gemeinnützigen  Tätigkeit  zu  unter- 
stützen, ihre  Wirksamkeit  zu  befördern  und 
ihre  Verbindung  untereinander  und  mit  den 
Staatsbehörden  zu  vermitteln"  (§  1  des  Reg.). 
Bei  der  damali^n  geringen  Entwickelung 
des  landwirtschaftlichen  Vereinswesens  war 
es  selbstverständlich,  daß  die  Mitglieder  des 
L.  lediglich  von  dem  vorgesetzten  Minister 
des  Innern  ernannt  wurden  und  derselbe 
hierin  ganz  freie  Hand  behielt  (§  7  des  Beg.). 
Das  L.  war  wesentlich  nur  eine  beratende 
und  begutachtende  Behörde,  deren  Mitglieder 
zu  periodischen  Sitzungen  zusammentraten; 
die  laufende  Geschäftsfühnrag  lag  in  den 
Händen  eines  ständigen  Generalsekretärs; 
diesen  Charakter  bat  das  L.  bis  zur  Gegen- 
wai-t  behalten.  Außerdem  hat  es  nach  seinen 
neuesten  Statuten  vom  lO./XlI.  1898  das 
Recht  erhalten,  selbständige  Anträge  an  den 
Minister  zu  stellen.    Die  Art  seiner  Zn- 
sammenBetzung  hat  sich  im  Laufe  der  Jahre 
gänzlich  geändert.   Nach  §  2  der  oben  er- 
wähnten Satzungen  besteht  daraelbe  jetzt 
aus:  1.  den  von  3  zu  3  Jahren  von  den 
preußischen   Landwirtschaftskammem  ge- 
wählten Mitgliedern ;  2.  den  von  dem  Minister 
für  den  gleichen  Zeitraum  ernannten  Mit- 
gliedern.  Die  Zahl  der  letzteren  darf  ein 
Drittel  der  gewählten  Mitglieder  nicht  fiber- 
schndten  (§  5).  Für  die  Wahlperiode  1905 
bis  1907  betrug  die  Gesamtzahl  der  3fit- 
gliedw  33,  davon  25  gewählte  und  8  vom 
Minister  ernannte  (Lanäv.  Jahrbfloher  34.  Bd. 
Ergänzungsbd.  I  1905,  S.  Ifg.l. 

Schon  in  dem  begrfhidenden  Regulativ 
V.  25./III.  1842  wurde  ausgesprochen,  daß 
das  L.  ein  eigenes'  publizistisches  Organ  ins 
Ijeben  rufen  werde:  „Die  Annalen  der 
Landwirtschaft^.  Dies  geschah  auch 
alsbald;  später  wurde  ihr  Titel  umge- 
wandelt in  ,Jjandwirtsch  aftl  ich  e  Jahr- 
bücher. Zeitschrift  für  wissenschaftliche 
Landwirtschaft  und  Archiv  des  königl.  preuß. 
L.**  Unter  diesem  Titel  erschein«!  «e  noch 
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rraiirjbtig,  redigiert  Ton  dem  Uinisterial- 
.■iffttiir  Dr.  ThieL 

Das  L.  hat  während  der  63  Jahre  seines 
f>>tehäis  eioen  sehr  bedeutenden  nnd 
oi^eosreidLen  Eioflufi  auf  die  EatwickeLung 
Jrf  preufiischen  Landwirtechaft  ausgeübt 
nuö  tut  es  not^  bis  zur  Gegenwart  Dies 
i«t*l  durch  die  Mitwirkung  bei  den 
luiuiigbltjgsteQ  Fortschritten  der  landwirt- 
vtiaftlichen  Praxis  wie  auch  dnrch  sein 
rul.liiigtifiches  Oi^an,  welches  ununter- 
T>:lien  eine  der  be<leutendsten,  wenn  nicht 
ü*  Meutradste,  aller  landwirtschaftlichen 
//■itüchriftesi  gebildet  bat  und  noch  jetzt 

Uuntvrs  l>ie  vmehiedmen  Jahrgänge  der 
Aimatm  tUr  Landyffrüehtfi  von  I84S — 1871, 
Bde.,  tmd  der  LandwirUduiifÜieken  Jahr- 
WA<r  9on  U72—1905,  84  Bde.  —  <J.  Koeh, 
tUt  AsrargtMtUt  du  preußUehcn  Staates, 
BnJaH  184S,  S.  l—XS. 

^hr.  von  Oer  Goltz. 


LudMTendcherimggäinter 

s.  SctchuTersicherungBamt. 


LiBdlioher  Onmdbeiltc. 

L  G.varteiinng.  1.  Im  allgemeinen.  2.b 
I'^vnrhlud  imd  einigen  anderen  Grofotaaten. 
>  Gliederung  Dentsealands  nach  der  Orond- 
l«fiUTerteUiuig  und  deren  Entstehung.  II.  Die 
K^rhtiordnnng  des  (j. 

L  G.Tertoilimg. 

L  Im  angemeinen.  Der  Boden  ist  die 
■i^'millage  jeder  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
äl-  Stsnoort  der  Produktion  und  als  Quelle 
'1*  f  Dutzbarcn  Stoffe.  Alles  organische 
1>-1»'D  igt  an  die  Erdoberfläche  gebunden. 
In"  Verteilung  und  Rechtsordnung  des  G. 
<ii>il  oamentlich  der  —  liier  allein  zu  be- 
iia&<icUideo  —  land-  und  forstwirtschaft- 
■v\m  Uegenschaften  bildet  deshalb  eine  der 
"''''Ktissten  Tatsachen  des  gesellsctiaftlichen 
I^i^oa.  Sie  beeinflußt  in  entscheidender 
Wti«<.  die  VennCigenB*  und  Machtverteiluog. 
•Ii'  ^cwllschaftliche  und  politische  Ver- 
'^mt;,  die  Lebenshaltung  und  Sitten  der 
l^'Mkeruog.  Dtö  Entwickelung  der  In- 
•lQ^trK!.  die  Lage  des  Handwerks  und  der 
rvvtrblichen  Arbeiter  gestalten  sich  ganz 
■>rvh»deo,  je  nachdem  auf  dem  Lande 
<  rcTi)8c,  mittlere  oder  kleine  G.  vorherrscht 
-ii'l  die  Ricbtuiig  der  Bedürfnisse  bestimmt, 
:  uuhdem  ausgestattete  BauernsOhne 
•^rJkbkßmmlinge  von  proletarisierten  Zweig- 
rüiltTB  und  beritzloeea  Ta^lfihnera  den 
^AorttHl  dee  Zuiuga  in  die  SUdte  aua- 
u  nes. 


Man  versteht  unter  großen  Gütern 
solche,  auf  denen  „ein  Wirt  der  gebildeten 
höheren  Klasse  schon  mit  der  bloßen  Direktion 
des  Betriebes  vollauf  beschäftigt  ist" 
(Roscher).  Die  ausführenden  Arbeiten 
bleiben  Lohnarbeitern  überlassen.  Die  mit tr 
leren  (^ßeren)  Bauen^üter  werden  von 
dem  Besitzer  und  seiner  Familie  unter  regel- 
mäßiger Teilnahme  fremder  Hilfskräfte  be- 
arbeitet. Die  kleinen  Bauerngüter  ge- 
währen der  Familie  des  Besitzers  noch  eine 
selbständige  wirtschaftliche  Existenz,  ausr 
reichende  Nahrung  und  Beschäftigung; 
fremde  Arbeitshilfe  ist  regelmäßig  nicht  er- 
forderiich. 

Die  Farzellenbetiiebe  endlich  sind  zn 
klein,  als  daß  sie  eine  Familie  ernähren  nnd 
vollständig  beschäftigen  könnten;  der  In- 
haber ist  auf  AuBenverdienst  angewiesen. 

Diese  Betriebseinheiten  fallen  mit  den 
(Jrundbesitzungen  zwar  nicht  notwendig, 
aber  doch  so  häufig  zusammen,  daß  die 
Identität  von  Besitz-  und  Betriebsgrößen 
im  folgenden  zunächst  vorauBgesetzt  werden 
darf. 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  ist  nuil 
als  die  beste  Verteilung  des  G.  in  wirt- 
schaftlicher wie  in  sozialer  Beziehung  die- 
jenige anzusehen,  welche  an  eine  starke 
l&naliche  Mittelklasse,  an  einen  Stamm  von 
zahlrädien,  durchaus  selbständigen  Bauern- 
gutsbesitzem  in  mehr  beschränkter  Aus- 
dehnui^  Grofigrundbesitaer  nnd  Parzellen- 
bentzer  wgliedert.  In  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht ist  der  Grofigrundbesitzer  im  allge- 
meinen wegen  seiner  größeren  Mittel  und 
höheren  Bildung  am  besten  beßUügt  und 
berufen,  die  Errungenschaften  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  nutzbar  zu  machen, 
rationelle  Wirtschafts-  und  Betriebsweisen, 
veredelte  Viehrassen,  neue  Maschinen  vor- 
bildlich zur  Einfflhnmg  zu  bringen.  Die 
eroßen  Güter  hüten  (üe  Landwirtschaft  vor 
der  Verknöcherung ,  die  in  einem  reinen 
Bauernstaat  leicht  eintreten  w^ürde.  Aus 
dem  großen  Umfange  des  Betriebes  ergeben 
sich  gewisse  organisatorische  Vorteile. 

Die  £raft  der  mittleren  nnd  kleineren 
Güter  liegt  in  der  hier  mög;lichen  genauen 
Ueberwa^ung  und  Kenntnis  der  ganzen 
Wirtschaft,  jeder  Ackerparzelle  und  jedes 
Tieres,  in  der  Sorgfalt  und  dem  Elfer  der 
Arbeit,  die  der  selbstwirtschaftende  Eigen- 
tümer mit  den  Seinigen  in  ganz  anderem 
Maße  zu  betätigen  pflegt  als  der  gemietete 
Arbeiter.  Kommen  die  technischen  Vorzfl^ 
des  Betriebes  im  großen  hauptsächlich  in 
der  Gewinnung  der  Massenprodukte  des 
Bodens  zur  Geltung,  so  exzellieren  —  wie 
mau  dies  namentlich  audi  in  Deutschland 
beobachten  kann  —  die  mittleren  Betriebe 
hauptsächlich  in  der  Viehzucht,  die  kleinen 
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in  der  Erzeugung  hochwertiger  Spezial- 
produkte. 

In  sozialer  und  politischer  Be- 
ziehung gewährt  der  GroSbesitz  die  Grund- 
lage für  die  Existenz  einer  Aristokratie, 
deren  wirtschaftliche  Lage  sie  zur  Erfüllung 
■wichtiger  öffentlicher  Leistungen  im  Heere, 
in  der  Staats-  und  Selbstverwaltung  beson- 
ders geeignet  macht ;  sie  verbtirgt  eine  selb- 
ständige Vertretung  der  landwirtschaftlichen 
Interessen  und  verhütet  die  Monopolisierung 
der  politischen  Intelligenz  durch  die  Städte. 
Selbst  in  Ländern  wie  England  spielt  die 
Landaristohratie ,  vej^lichen  mit  der  in- 
dustriellen und  kaufmännischen  Aristokratie, 
eine  große  Rolle,  weil  kein  anderes  Ver- 
mögen den  Bestand  der  Familien  so  sehr 
sichert  wie  der  G.  und  die  oft  uralten 
Traditionen  jene  Familien  aufs  engste  mit 
den  öfTentlichen  Institutionen  des  Landes, 
namentlich  auch  mit  dem  Königtum,  ver- 
binden. Aber  der  Grofl-G.  wird  zum  Ver- 
derben für  ein  Land,  wenn  er  sich  zum 
Latifundienbesitz  (vgl.  Art.  ,Jjatifundien") 
erweitert  oder  die  großen  Güter  so  zahlreich 
auftreten,  daß  sie  keinen  Raum  für  die  länd- 
lichen Mittelklassen  lassen  und  einen  unver- 
mittelten Gegensatz  zwischen  einer  wenig 
zahlreichen  Aristokratie  und  einer  über- 
großen Zahl  besitzloser  Proletarier  hervor^ 
rufen. 

Der  mittlere  und  kleinere  G.  ist  der 
-Träger  des  eigentlichen  Bauernstandes.  Jede 
Nation,  die  sich  einer  zahlreichen  und  wohl- 
habenden Bauernschaft  erfreut,  gewinnt  da- 
durch ein  außerordentliches  Maß  wirtschaft- 
licher und  politischer  Kraft  und  Widerstands- 
fähigkeit. Der  Bauernstand  bildet  den  Kern 
des  Mittelstandes  Überhaupt,  an  ihn  gliedern 
sich  zahlreiche  sonstige  selbständige  Exi- 
stenzen an,  seine  Abkömmlinge  führen  der 
städtischen  Bevölkerung  immer  wieder  viele 
gut  ausgestattete,  zu  tüchtiger  Arbeit  er- 
zogene Kräfte  zu.  "Wenn  nicht  überschuldet, 
erfreuen  sich  die  Bauern  eines  durchaus 
gesicherten,  durch  eigene  Arbeit  errungenen 
Einkommens,  und  aus  solchen  Lebensbe- 
dingungen erwachsen  Unabhängigkeit  und 
Selbständigkeit  der  Gesinnung.  Die  von 
Generation  zu  Generation  vererbenden  Höfe 
bilden  den  Sitz  eines  gefestigten  Familien- 
amd Gemeindelebens.  Die  in  der  Zucht 
der  familien  haften  Arbeitsverfassung  dis- 
ziplinierten imd  durch  ihren  kräftigenden 
Beruf  abgehärteten  Bauernsöhne  bilden 
einen  besonders  wertvollen  Bestandtdl  des 
Heeres. 

Der  enge  Kreis,  in  dem  sich  das  bäuer- 
liche Leben  abspielt,  beschränkt  freihch 
auch  nicht  selten  den  Horizont  der  bäuer- 
lichen Vorstellungen,  wo  die  Bauerngüter 
nicht  mit  größeren  Betrieben  durchsetzt  sind, 


kommt  leicht  ein  gewisses  Banausentum  zur 
Herrschaft. 

Die  Kleinbauern  und  Parzellenbesitzer 
vermitteln  den  Uebergang  zu  den  Be&izloseü. 
Das  Vorhandensein  zahlreicher  kleiner  Stellen 
gibt  den  tüchtigen  und  8i)arsamen  Arb«tm 
die  Möglichkeit,  in  die  mittleren  Schichten 
der  Gesellschaft  ati£nisteigen.  Wo  aber  die- 
jenigen Stellen  vorwi^n,  welche  auf  oder 
unter  der  Grenze  der  Selbständigkeit  stehen« 
und  es  an  ausreichender  Erwerbegel^nheit 
für  ihre  Inhaber  auf  größeren  Qfitem  oder 
in  der  Industrie  gebricht,  kurz,  wo  der 
Kleinbesitz  in  ein  Zwerggütlertnm  entartet, 
wird  der  G,  zum  schlimmsten  Hemmnis  für 
die  Entwickelung  des  Volkswohlstandes,  well 
er  zahlreiche  Bewohner  an  die  Scholle  fesselt, 
die  sie  nicht  zu  ernähren  vermag  und  die 
LebensbaJttuig  herabdrückt.  Das  Familien- 
leben der  auf  Zeit  Abwandemden  wird  zer- 
rissen und  die  Zurückbleibenden  geraten 
nur  zu  oft  in  die  traurigste  Abhängigkeit 
von  Unternehmern ,  welche  die  Hilflosig- 
keit der  Zwerggütler  für  ilire  Zwecke  aus- 
beuten. 

2.  G.-Verteiliuig'  in  DeotochUuid  und 
einigen  anderen  Grossstaaten.  Deutsch- 
land, als  ganzes  betrachtet,  erfreut  sich 
einer  glücklichen  Verteilung  des  1.  G. 

Es  wurden  1882  5276344, 1895  5  556900 
landwirtschaftliche  Betriebe  gezählt,  ihre  6e* 
samtfläche  betrug  40178681  und  43278487 
ha,  ihre  landwirtschaftlich  benutzte  Flache 
(ohne  die  Holzungen,  das  Oedland,  die  Hof- 
räume  usw.)  31868973  und  32511899  ha. 

Von  der  landwirtschaftlich  be- 
nutzten Fläche  entfielen  auf  die  Betriebe  von 


1888 

1895 

. 

% 

unter  a  ha 

5,73) 

15,74 

5,5*  \ 

5  » 

10,01 

10,11  t 

5— 

12,26 
16,48] 

13,0» 

lO—  20  „ 

21,87  [ 
8,48 1 

20-  50  „ 

22.53 

47,57 

50-100  „ 

8,57  J 

100  „  u.  dar. 

100,00 

24,08 
100,00 

Die  Wirtschaften  unter  5  ha  sind  im 
allgemeinen  als  unselbständige  Parzellen- 
betriebe,  die  von  10—100  ha  als  selbständige 
bäuerliche  Besitzungen,  die  von  100  ha  und 
mehr  als  Großbetriebe  zu  kennzeichnen.  Der 
Uebergang  von  den  unselbständigen  zu  den 
selbständigen  Gütern  vollzieht  sich  meist  in 
der  Kategorie  von  5—10  ha. 

Demnach  gehört  eine  reichliche  Hälfte 
des  Landes  den  selbständigen  Bauern,  wJÜi- 
rend  etwa  den  unselbständigen,  '/<  den 
großen  Gütern  zufällt  Dabei  sitzen  die 
Bauern  fast  durchweg  als  Eigentümer  auf 
ihrem  Boden.  Im  Jidire  1895  waren  von 
der  bewirtschafteten  Gesamtfläche  nur 


Digitized  by  Google 


LKodlich^  Grundbesitz 


343 


12.38  *'o  Pachtland,  und  von  allen  Betrieben 
der  betr.  OrOSenklasse  hatten  ansBchließlich 
Facbtland:  Wirtschaften  unter  2  ha  25,(>8%, 
"Wirtschaften  von  2—5  ha  4,64%,  5—20  ha 
1,97%,  20—100  ha  3,54%,  Über  100  ha 
19,91  ".'o.  Nur  die  kleinsten  Parzellenwirt- 
echaften,  die  großenteils  Industrie-,  Wald- 
arbeitern usw.  geboren,  und  die  großen 
Otiter.  anter  denen  sich  viele  Staatsdornftoen 
befinden,  umschließen  also  zahlreiche  reine 
Fachtbetriebe.  Außer  dem  gegen  einen  Geld- 


zins gepachteten  und  dem  eigenen  Lande 
der  Itetriebsleiter  kommen  nur  noch  1,51% 
der  Gesamtfläche  in  Betracht,  die  auf  Halb- 
scheid- (Teilpacht-),  Deputatland,  Dienstland 
und  Anteil  am  Gemeindeland  entfallen. 
Das  eigene  Land  macht  86,11  %  der  ganzen 
BetriebsAäche  aus. 

Wegen  der  geringen  Entwickelung  der 
PachtwirtBchaft  gibt  die  mitgeteilte  Statistik 
der  landwirtschaftlichen  Betriebe  auch  ein 
ziemlich  zutreffendes  Bild  von  der  Aus- 
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dehnung  uod  Verleiluog  wenigstens  des 
bäuerlichen  Grundeigentums.  Deber 
die  Zusammenfassung  zahlreiclier  Einzelbe- 
triebe zu  großen  Eigentumskomplexen  Tgl. 
Art.  „Latifundien". 

Nur  wenige  Großstaaten  erfrenen  sich  einer 
gleich  starken  Vertretung  der  ländlichen  Mittel- 
klassen. Zn  diesen  Ländern  gehüren  Frank- 
reich nnd  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  In  beiden  haben  die  demokratischen 
Ideale  in  neuerer  Zeit  zn  dem  Versuch  geführt, 
eine  gleichmäßige  Boden  verteil  nne  ^lanmäDig 
herzustellen  —  in  Nordamerika  durcn  die  Art  nnd 
Weise  der  Aufteilung  der  Sffentlichen  L&ndereien 
(Tgl.  Art.  Jleimstatten"  oben  S.  83fg.),  in  Frank- 
reich durch  die  Konfiskation  zahlreicher  großer 
Güter  während  der  ersten  Revolution  uud  die 
Versteigerung  dieser  ^NationalgUter",  sowie 
namentlich  dnrch  das  Erbrecht  des  Code  civil 
(Tgl.  Art.  „Vererbung  des  ländlichen  G.").  Tat- 
sächlich haben  beide  Länder  einen  sehr  zahl- 
reichen Bauemstand.  Aber  in  beiden  ist  der 
Groß-G.  doch  von  beträchtlicher  Ausdehnung, 
und  die  Pacbtwirtschaft  Tiel  stärker  entwickelt 
als  in  Dentsehland.  Die  Betriebsstatiatik  ergibt 
folgende  Zahlen: 

Trankreich  hatte  1892  5.7  Mill.  land-  nnd 
forstwirtschaftliche  Betriebe  mit  einer  Gesamt- 
Üche  —  unter  Einschluß  der  in  der  deutschen 
Betriebsstatistik  nicht  berücksicbtifrten  reinen 
Forstbetriebe,  jedoch  nnter  Ausschluß  der  Staats- 
forsten  —  Ton  49,4  Mill.  ha  nnd  mit  einer  land- 
wirtschaftlich benutzten  Fläche  von  34,7  Mill.  ha. 
Von  der  Gesamtfläche  im  obigen  Sinne  entfielen 
auf  die  Betriebe  nnter  i  ha   2,7  «/q 
Ton   I— 10  „  22,8  „ 
»    10—40  „  29,0  „ 
mehr  als  40  „  45,5  n 

Die  Durchschnitt^grüße  des  einzelnen  Betriebes 
war  8,65  ha,  in  Dentsehland  7,78  ha.  Dabei 
kommt  in  Betracht,  daß  das  in  der  „Gesamt- 
fl&cbe"  enthaltene  Forstland  in  Frankreich  17% 
(8,4  Mill.  ha),  das  nicht  kultirierte  Land  {Oed- 
land nsw.)  aber  12*>/o  (6,2  Mill.  ha)  nmfaßt,  wäh- 
rend in  Dentsehland  in  der  Gesamtfläche  der 
landwirtschaftlichen  Betriebe  ebenfalls  YJ\ 
(7,6Mill.ha)  Forstland,  aber  nur7,3«/o  (3,2  Mill.ha) 
Oedland  usw.  enthalten  sind. 

Die  Verteilung  der  Gesamtfläche  auf  die  ein- 
zelnen Größenklassen  ist  iu  der  unten  zitierten 
französischen  Statistik  für  die  größeren  Betriehe 
(Uber  40  ha)  nicht  nachgewiesen.  Wohl  aber 
ist  die  Zahl  der  nach  der  Gesamtfläche  ein- 

Seteilten  Betriebe  bekannt  Sie  ist  im  folgen- 
en  den  nach  der  Anbanflfidie  gegliederten 
deutschen  Betrieben  gegenübergestdlt  Es  gab 
1893  bezw.  1895  in  Frankreich  und  Deutschland 
Betriebe  Ton 

ha  Gesamt- 
(bezw.  An- 
bau-)fläche 
tmter  5 

5—  10 
10 —  20 
20 —  50 
50 — 100 
100—200 
Uber  200 


Frankreich 
(1000  Betriebe) 

4064,7 
788,3 
439,4  ] 


335,0 

5»,o| 
22,8  \ 
10,5  f 
57oa,7 


816,4 


33,3 


Deutschland 
(1000  Betriebe) 

4251,4 

605,8 

393,0  \ 
239,6  } 

42.1  f 

11.2  ) 
13,8  / 

5556,9 


674,7 


25,0 


Von  je  1000  Betrieben  entfallen  demnach  auf 
die  Größenklassen:  unter  5,  5—10,  10—10» 
nnd  öber  100  ha  in  Frankreich  712,7—138.3— 
143,2  nnd  6,8,  in  Deutschland  hingegen  765,1— 
109,0-121,4  nnd  4^ 

Obwohl  die  beiden  Zahlenreihen  einen  ganz 
zntreff'enden  Vergleich  nicht  gestatten,  weil,  wie 
bemerkt,  im  einen  Falle  die  Gesamtfläche,  im 
anderen  die  landwirt^ichaftlicbe  Fläche  der  Ein- 
teilung zugrunde  gelegt  worden  ist^,  veranschan- 
lichen  sie  doch  die  Tatsache,  daß  in  Frankreich 
der  Großbetrieb  dnrchaus  nicht  bedeutungslos 
and  der  mittlere  Betrieb  nicht  schwächer  ent- 
wickelt ist  als  in  Deutschland.  Die  Absicht, 
den  Ö.  durch  die  Naturalteilung  im  Erhganee 
Tollstftndig  zn  „demokratisieren**,  ist  hanptsftui- 
lich  dadurch  vereitelt  worden,  daß  die  iranzS- 
sischen  Bauern  die  Zahl  der  Erben  gewohnheits- 
mäOig  beschränken;  die  Erhaltung  vieler  sehr 
leistungsfähiger  Güter  ist  erkauft  dnrch  den 
Stillstand  der  französischen  Bevölkerung. 

Auch  sind  sehr  viel  ländliche  Besitzungen 
und  gerade  auch  einstige  „Nationalgöter"  in 
den  Händen  des  städtischen  Bürgertums,  da» 
nicht  selbst  wirtschaftet,  sondern  verpachtet. 
Gut  abgerundete  Fachtgüter  aber  werden  selten 
im  Erbgange  geteilt.  Von  der  landwirt- 
schaftlich bräntzten  FIftche  Frankreichs  ge- 
hören nicht  weniger  als  36,46%  zn  fermages 
et  locations  verbales,  d.  h.  zu  Oetdpachtgtitem 
und  10,850/0  zu  m^tayages  et  colonatu,  zn 
Pachtungen  auf  Anteil.  Nur  etwa  die  B&lfte 
der  bebauten  Fläche  (52,09 «/o)  st^t  also  in 
freien  Eigentum  der  Landwirte. 

In  den  Vereinigten  Staaten  gab  es  i.  J. 
1900  5  737872  Farmen  mit  838,6  Mill.  acres 
(339,6  MUl.  ha)  Land.  Die  Größenklassen  müssen 
hier  mit  Rücksicht  auf  den  geringeren  Wert 
und  die  eztensireie  Bewirtschaftung  weiter  als 
für  mittel-  oder  westeuropäische  Linder  be- 
messen werden. 


(bis  ha) 


8 
40 
202 


2 


i" 
1er 

Betriebe 

1890  1900 


Beine 
Pacht- 
betriebe 
1890  190D 


9,1 
44,3 
44,1 

2.5 


11,8 

45,7 
39,9 
3.6 


44.3 
38,6 
20,7 
15.8 


49,5 
40,6 
26,3 
l6,S 


Grflße  der 
Betriebe 
acres 

unter  20 
20—100 
100—500 

über  500  .  

100,0   100,0       28,4  35,3 

Der  Anteil  der  einzelnen  Größenklassen  an 
der  Farraflftche  ist  nicht  ermittelt.  Von  den 
Farmen  waren  1900  (bezw.  1890)  gegen  Geld- 
zins verpachtet  13,1  (,9.96)  7«.  auf  Anteil  22.2 
(18,41)%).  Die  Pachtwirtachaft  ist  auch  auf  den 
mittleren  Betrieben  im  Gegensatz  zn  Deutsch- 
land weit  verbreitet  und  befindet  sich  in  rascher 
Ausdehnung. 

In  England  hat  die  frühe  großkapitsU- 
stiscfae  EntWickelung  —  fthnlicsh  wie  in  1 1  a  I  i  e  n 
—  zum  Anskauf  nnd  zur  Verdrängung  der 
aeihständigen  bäuerlichen  Eigentttmer  geführt. 
Eine  Statistik  von  1873  gibt  Uber  die  en^ 
lischen  Grund  ei  gen  tu  ms  Verhältnisse  Aus- 
kunft. Sie  umschließt  indessen  zahlreiche  Hans-, 
Fabrik-,  Villenbeaitzer  usw.;  auch  wurde  sie 

grafschaftaweise  erhoben;  wer  in  mehreren 
rafschaften  Grundbesitz  hatte,  wurde  mehr- 
fach gezählt.  Auf  die  größeren  EtgentQnwr 
entfielen  von  der  Gesamtfläche  folgende  Anteile: 
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8026  ha 


.tttmer  von 
ha  n.  mehr 

0' 


^OP**    Kftche    K^P**  wache 


ta^luid  and 

^at»  9333 

^H'ttlntd  2004 

liiul  5717 


38,3' 
I7,ai 
40,21 


874  38,37 
580  79,57 
744  47,69 


In  Scbottland  befiitzen  24  Personen  2ß,93V„ 
Wimmtiticfae.  Den  in  der  vorletzten  Spalte 
«ofrftUlten  2198  Personen  gehört  fast  die 
i^i.tu  rem  Großbritannien  und  Irland.  Die 
'TcHatnbl  der  Grunde] gentämer  beträgt  in 
.•'S  dra  Gebietsteilen  nur  972836,  132131  und 
■"Tili  Jie  ^Den  Besitzungen  werden  in  Irland 
I  ft  ttarch  Eleio-  and  Zwergpäcbter,  in  GroU- 
"nuuien  in  Form  mittlerer  und  größerer 
•'uhnnK»  bewirtschaftet.  Von  allen  land- 
* .^«rWUicben  Betrieben  GroQbritaDniens 
•l>(i-  Irluid)  hatten  1895  579133  nicht  mehr  als 
i-n  .i),4U6  ha)  Land,  520 106  waren  von 
rutem  Umfang.  Nur  fQr  die  letzteren  ist 
ii>  '»«uiitfl&cbe  nach  Größenklassen  ermittelt. 
*!<■  Dalifitea  losammen  32,ö8  MiU.  acres  (13,19 
M.  ba)  landwirtMhattUch  benutstes  Land 


funder  crop  or  grass)  ohne  Gebirgsweiden, 
Haiden  und  Holzungen.  Davon  entfielen  auf 
die  Betriebe  von  1-20  acres  (0,4—8  ha)  6,25 
20—50  acres  [8—20  ha)  8,79%,  50—100  acrea 
(20—40  ha)  16,00  o'o.  100-300  acres  (40—121  ha> 
42,59%,  300— 1000  acres  (121^05  ha)  24,91%, 
über  1000  acres  2^46%;  oder  zosammengefalit 
aaf  den  Kleinbetrieb  6,25%,  den  mittleren  Be- 
trieb (8—121  ha)  66,38%,  den  Großbetrieb 
27,37%.  Von  der  Gesamtfläche  der  Betrieb» 
sind  85,8%  Fachtland,  nur  142%  Eigenlaud. 
51%  des  Gesamtareals  sind  Weideland,  32% 
aller  Betriebe  (Uber  1  aere)  haben  nur  dauern- 
des Weideland. 

fUr  die  sonstigen  Großstaaten  fehlt 
es  an  brauchbaren  statistischen  Erhebungen 
(Tgl.  die  Literatoraugaben). 

3.  Gliederan^  Deutschlands  nach  der 
G.verteilung  and  deren  £ntetehnng.  Dio 

folgende  Tabelle  faßt  die  Zahlen  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebsstatistik  von  1895 
nach  geographischen  Gruppen  zusammen, 
innerhalb  deren  die  A^rarverfassung  den 
Grundzttgen  nach  ziemlich  übereinstimmt. 


Landw. 
benutzte 
Flfielie 
um.  ha 

l'AS  mlelbiscbe  Deutschland  ■)  14,23 

.Ni>rli«re6tdentsch1and*)   4,80 

'  Mniddentxchland 
&  Sacbien,^)  Branntthweig,  Anhalt    .   .   .  3,97 

»■  Th&riBgeu*)   0,85 

'I  Rf^enngsbezirk  Cassel   0,51 

i  We«t-  nud  Süd  Westdeutschland 

1'  Kpciernngsbezirk  Düsseldorf   0,36 

ti.  hu  ftbrii^  Rhetuland   1,02 

■  ■  SiidweitdeutKihland    (ohne  Württemberg 

nnd  das  rechtsrheinische  Bayern)     .   .  2.59 
■I  Du  westliche  Württemberg»)     ....  0,44 

>  ^nduitdeatschland 

i  hu  Östliche  Württemberg  1   0,72 

b.  Fruken")   1,31 

'  1*1*  Bbrige  rechterheinische  Bayern  .  .  g,7a 
IirätKhet  Reich  33,52 


Von  der  landw,  benutzten  Fläche 
eutfallen  auf  die  Größenklassen  Ton 
ha 

0—5    5—20     20— ICO    über  10[> 


Prozent 

19.0 

28,5 

44,0 

15,6 

27,7 

47,4 

9,3 

13,3 

29,1 

34.5 

23.1 

21,6 

43-3 

22,5 

12,6 

24,3 

42,1 

24,2 

9,4 

22,1 

38,0 

36,6 

3,3 

35,7 

45,1 

15,6 

3,6 

38,3 

43,2 

13.9 

55.7 

37,0 

4,5 

2,8 

18,1 

49,9 

30,2 

1,8 

20,3 

57,1 

20,3 

2,3 

»2,5 

46,1 

28,7 

a,7 

15,7 

29,9 

30,3 

»4,1 

lieiitKhIand  zerfUllt  zunächst  iu  zwei 
i  •■i['ti;ru|tpen,  cUe  man  nach  den  besonders 
'  itk  Teitretenen  Gflterkategorieen  als^  das 

'  r>if  6  Cstlicheu  Provinzen  Preußens  und 
'  it-  Mefklenbnrg. 

N^bleiirig- Holstein,  Hannover,  Westfalen, 
[^■iKt^  ohne  das  Fürstentum  Birkenfeld, 
A  il4^lt,  Uppe,  Schaumhurg-Lippe,  Eambnrg, 
■ LBbeck. 

KCaigreich  Sachsen,  Provinz  Sachsen  ohne 
B^Ciernngsbezirk  Erfurt.  S.-Altenbnrg. 
'  Rtoernngsbezirk  Erfurt  und  die  thUrin- 
r^'-ni  Staaten  ohne  Sachsen- Altenburg. 

l'nier  Einschluß  des  Begierungsbezirka 
^'"^•dtB  und  dea  Fürstentums  Birkenfeld. 
' '  Nwkar-  und  Scbwarzwaldkreia. 

1^0-  nnd  Jagstkreis. 
'  <Aer,  Mittel-  und  Unterfnnk«.- 


Großgrundbesitzer-  und  das  Bauerngebiet 
bezeichnen  kann.  Das  erstere  umfaßt  die 
Landschaften  Östlich  der  Elbe,  einschließlich 
des  östlichen  Holstein.  Es  ist  das  einst 
slavische  Kolooialgebiet,  welches  die  Deut- 
schen größtenteils  erst  in  der  Zeit  vom 
12.— 14.  Jahrh.  unter  Führung  der  Ritter- 
schaft in  Besitz  genommen  und  besiedelt 
haben.  Von  vornYierein  wurde  diese  hier 
reichlicher  mit  Land  ausgestattet  als  in 
den  alten  Volkslanden  westlich  der  Elbe. 
Als  sich  die  moderne  Verkehrswirtschaft 
entwickelte,  die  alte  Heeresverfasauug  zer- 
fiel, die  Ritler,  angei-egt  durch  die  Preis- 
revolution des  16.  Jahrb.,  zu  Rittergutsbe- 
sitzern wurden,  gelang  es  diesen,  namentlich 
auch  infolge  der  Verwüstungen  des  30- 
jährigen  Krieges  ihr  Areal  auf  Kosten  des 
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Banernlandes  wesentlich  zu  erweitern.  Aber 
nur  im  rittetschaftlicheo  Gebiet  von  Mecklen- 
bui^  und  im  schwedischen  Neuvorpommem, 
wo  fflch  förmliche  Adelsrepublikeo,  wenn 
auch  unter  monarchisdier  Spitze  gebildet 
hatten«  fQhrte  die  Entstehung  der  modernen 
Oroßlandwirtsdiaft  wie  in  England  zu  einer 
fast  vollstftndigen  VerdrftnguDg  des  Baiieru- 
fitandes.  In  PreuBen  stellte  sidi  seit  Frie- 
drich Wilhelm  I.  und  namentlich  Friedrich 
dem  Großen  die  erstarkte  Monarchie  der 
auch  dort  im  Zuge  befindlichen  Entwicke- 
lung  entgegen,  und  ihr  ist  es  zu  verdanken, 
daß  im  östlichen  Deutschland  nach  wie  vor 
der  größere  Teil  des  Bodens  (56  "^/o)  sich  in 
Händen  der  Bauern  befindet  lu  Mecklen- 
burg und  Pommern  gehören  rund  ^/a,  in 
den  spät  zur  preußischen  Krone  gekommenen 
Provinzen  Posen  und  Westpreußen  etwa  die 
Hälfte,  nämlich  52,2  und  43,7  (1882:  55.4 
und  47,1  %)  zu  den  Betrieben  von  mehr  als 
100  ha,  in  Ostpreußen  sind  es  39,  in  Branden- 
burg 35,  in  Schlesien  34*'/o.  Unter  den 
bäuerlichen  Besitzungen  (Iberwiegen,  abge- 
sehen von  Schlesien  und  Posen,  die  größeren 
Höfe,  Wenn  daneben  der  Parzellen  besitz 
(unter  5  ha)  außerhalb  Schlesiens,  wo  er 
15,5 "/o  der  Fläche  einnimmt,  sehr  schwach 
Tertreten  ist,  so  ist  dies  teils  als  eine  Wir- 
kung der  Ägraigesetzgebung  (vgl.  Art. 
„Bauernbefreiung"  oben  Bd.  I  S.  344  fg.), 
hauptsächlich  aber  der  Tatsache  anzusehen, 
daß  im  östlichen  Deutschland  bei  rauhem  Klima 
und  kurzer  Dauer  der  wannen  Jahreszeit, 
großer  Ausdehnung  des  unfruchtbaren  Bodens 
imd  geringer  Industrieentwickelung  die  Be- 
dingimgen  fflr  lebensfähige  kldoe  Stellen 
nur  in  beschränktem  Maße  g^ben  ünd. 

Ueberall  westlicli  der  Elbe  tritt  der 
OroB-6.  zurück,  und  zwar  Tomehmlich  des- 
halb, weil  die  Gmodlinien  der  dortigen 
Agrarverfossung  bereits  im  frflheren  Mittel- 
alter gezogen  worden  sind.  Jene  Zeit  hat 
überhaupt  den  landwirtschaftlichen  OroSbe- 
trieb  nur  in  geringen  Ansätzen  gekannt. 
Dieser  ist  also  im  westlichen  und  süd- 
lichen Deutschland  henle  von  geringer  Be- 
deutung, weil  er  schon  im  Mittelalter  gefehlt 
hat  und  keine  wirtschaftlichen  oder  poli- 
tischen Einflüsse  stark  geung  gewesen  sind, 
um  die  von  alters  her  vorherrschenden 
Bauerndörfer  und  Bauerohöfe  zu  verdrängen. 
Im  allgemeinen  sind  die  Rittergüter  im 
Westen  und  Süden  nicht  viel  größer,  als 
die  Sitze  der  mittelalterlichen,  auf  Natural- 
lieferungen  der  Bauern  angewiesenen  Grund- 
herren gewesen  sind.  Daneben  findet  sich 
jedoch  ein  bedeutender,  meist  aus  Wald 
bestehender  G.  der  ehemaligen  Landesherren. 

Das  westelbische  Deutschland  ist  wieder- 
um in  Groß-  und  Kleinbauembezirke  zu 
scheiden.  Die  letzleren  umfassen  das  Ge- 
biet des  mittleren  und  oberen  Rhein  mit 


seinen  NebenflOssen  und  erstrecken  sich  dem 
Main  entluig  bis  nach  Thüringen.  Hio-her 
«hören  vor  allem  die  Gkvppen  4  b — d  der 
Tabelle  —  dort,  in  Westr  und  Südwest- 
deutschlaud  entfallen  36— 560/o  der  Flache 
auf  die  Wirtschaften  unter  6  ha,  nur  7  bis 
20^h  auf  di^'enigen  über  20  ha  —  ferner 
der  größte  Teil  von  Thüringen  (3bl  und 
bedeutende  Strecken  in  Franken  (5  b),  nament- 
lich Unterfranken. 

Die  rheinisch-thüringischen  Kleinhauem- 
distrikte  scheideu  voneinander  ein  nordwest- 
liches und  südöstliches  Großbauerngebiet. 
Zu  jenem  gehören  die  Landstriche,  welche 
sich  in  weitem  Bogen  um  die  NordseekOste 
von  Schleswig-Holstein  bis  zum  Niederrhein 
hinziehen  —  dort  nehmen  die  meist  bäuer- 
lichen Betriebe  von  20  ha  aufwärts  etwa 
die  Hälfte,  die  Parzellenwirtschaften  weniger 
als  ^  i  des  Landes  ein  (vgl.  Ziffer  2  der 
Tabelle);  auch  ein  bedeutender  Teil  des 
Regierungsbezirkes  Düsseldorf  (4  a)  ist  vor- 
wiegend mit  größeren  Bauernhöfen  besiedelt. 
Das  südöstliche  Großbauerngebiet"  um- 
schließt den  Hauptteil  des  rechtsrheinischen 
Bayern  (5  c)  und  dos  wOrtlembeigischen 
Jagst-  und  Donaukreises;  zwar  liegt  hier 
—  die  Gebiete  als  ganzes  betrachtet  —  der 
Schwerpunkt  d^  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes bei  den  kleineren  Bauerngütern  (5  bis 
20  ha);  aber  die  größeren  Höfe  (20—100  ha) 
nehmen  einen  melur  als  doppelt  so  großen 
Teil  der  landwirtachafüichen  Flache  ein  wie 
in  Südwestdeutschland,  während  auf  die 
Parzellenwirtschaften  Runter  5  ha)  wie  im 
Nordwesten  weniger  als  der  Fläche  ent- 
fällt Die  ifiumliche  YerbioduDg  zwischen 
dem  nordwestlichen  und  dem  südöstlichen 
Bauemgebiet  wird  einerseits  durch  einen 
großen  Teil  des  Regierungsbezirkes  Cassd 
(3  c),  andererseits  durch  Ostliche  SOttel- 
deutschland  (3a)  hergestellt;  das  letztere 
enthält  neben  den  dominierenden  Baueni- 
wirtschaften  zahlreiche  große  Güter  und 
bildet  auf  diese  Weise,  der  historischen  EaU 
wickelung  entsprechend,  zugleich  den  Ueber- 
gang  zum  östlichen  Kolunialgebiet. 

Der  Gegensatz  zwischen  der  rheinisch- 
thüringischen Ländergrupi)e  und  dem  übrigen 
Deutschland  erscheint  zunächst  als  Folge 
der  herrschenden  Vererbungsgewohnheiten. 
Dort  herrscht  die  Sitte  der  Realteilung,  hier 
werden  die  Landgüter  ungeteilt  von  einer 
Generation  auf  die  andere  übertragen.  Aber 
diese  Erbsitten  sind  nur  der  Ausdruck  für 
die  verschiedene  Auffossung  vom  G.,  welche 
die  Bevölkerung  Oberhaupt  betätigt  In 
einem  Falle  gelten  die  Landgüter  —  von 
etwaigen  „Wandeläckern"  abgesehen  —  als 
wirtschaftliche  Einheiten ,  deren  altüber- 
kommenen und  in  sich  wohl  abgewogenen 
Bestand  an  Ackerland,  Wiesen,  Weiden, 
Holzungen,  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden 
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:iui  nicht  nur  im  Erbgange,  ßondem  auch 
!-  {p>iklfidigein  Besitzwechsel  so  zu  er- 
»1  (--n  sucht  Der  Verkehr  mit  einielnen 
'r-.in'lrtäcken  ist  gering.  Im  Kleiobauero- 
-t  hingen  bilden  die  einzelnen  Liegen- 
-  '«rien  selbstfindige  Vermögens-  und  Ver- 
t".'-s^ii$t&nde  und  wechseln  hflufig  die 
2  LMi"'rigkeit  zu  dem  einen  oder  anderen 
ji-l  wirtschaftlichen  Betrieb. 
Man  hat  diesen  Unterschied  aus  der 
iialigea  gnmd herrlichen  und  steuerlichen 
V-iixSiinQg,  d.  h.  daraus  erklären  wollen, 
<iih  (las  gniDdherrliche  und  fiskalische  In- 
••  ■  zwar  durchweg  die  Bindung  des  O. 
.  '  -niert,  aber  sich  nicht  Qberall  gleichmäßig 
iniiznsetzen  gewußt  habe.  Die  heutige 
'.'-^hlidie  Geschlossenheit  des  G.  und  die 
'.T  •fit^yrechende  Vererbun^weise  ist  nach 
■ii^  •'■r  Auf&ueung  lediglich  eine  Nachwirkung 
'■•-r  vtaimaligeD  rechtlichen  Geschlossenheit 
•W  niiodheiTiich  abbftnpgen  oder  steuei^ 
:*'  utigm  Liegenschaften,  während  der  frei 
»«•uhnhe  0.  des  KIeinbaum)gebietes  aus 
■-:  ttühen  Ebtwickelui»;  des  bäuerlidien 
i'i'tfngentumB,  dem  fehlen  des  grund* 
(.'trb.li^a  Obeneigentnms  und  aus  einer 
•il>T4  geartetea  Steuerrer&ssung  entstan- 

Di>>j«  Auffossung  steht  zunächst  im 
II ' ;"n!iinn*h  dazu,  daß  unter  ganz  der- 
f  *•  M'  n  grundherrlichen  Verfassung  auf 
•l^r  ^inen  Seite  (z.  B.  am  Mittelrhein)  die 

i>  T^ilbariieit  sich  einbflreerte,  während 
■wi  iler  anderen  Seite  (am  ^Niederrhein  und 
tu  W>^tfalen)  die  llüfe  streng  geschlossen 
t.i--'»'n.  Die  tatsächliche  Geschlossenheit 
■iti'i  ilire  prägnanteste  Erscheinungsform, 
•It-  iiTij^eleille  Vererbung,  findet  sich  femer 
1  .U'ftiälb  des  rheinisch-thOringischen  Ge- 
I-  Us  Tim  alters  her  ebenso  durchgängig  bei 
'■'  I  enudherreufreien  wie  bei  den  grund- 
(/•.Tiich  althängigeo,  bei  den  frei  teilbaren 
^^  den  recntlieh  geschlossenen  Gütern. 
f'Mkh  ist  jene  Ansicht  schwer  mit  der 
T^t^lrlH!  vernnbar,  daß  der  Dualismus  auch 
-ii  Aafhebung  der  grundherrlichen  Ver- 
h'tyng  uurerändert  fortdauert.  Neuere 
}  r<<^uagen  haben  es  außer  Zweifel  ge- 
teilt, daß  das  entscheidende  Moment  nicht 
<*-  'W  froheren  fiechtsordnung  zu  erblicken 
Hl.  <l«tTQ  selbständiger  Einfluß  vielmehr  im 
ii-£:<waneD  ein  bloß  sekundärer  war,  son- 
'<m  m  den  gegebenen  Wirtschaftsbedin- 
nftk''"«,  dpnen  die  gnmdherrliche  und  Steuer- 
i>  tu*  Vprfiusang  sich  ihrerseits  anpaßte. 

l>er  sOadig  wechselnde  Besitz  des 
and  äldwestena  ist  nrspründieh 
'  'f  f^nflSncAuAnung  der  fruchtbaren  Taler 
OcHäete«,  die  fieaitzforai  d^  dortigen 
uthreutenmUligea  Betriebsweise.  In  jenen 
|«ti  KUna  nod  BodenbescbafTttiheit  zum 
**-iD-.  ^delsgewBdi»-  und  Oemflsebwi 
'*«  Arten  lAndstrichen   fflhrte  das  Zu- 


sammendrängen einer  dichten  Bevölkerung, 
die  reiche  Entwickelung  des  städtischen 
Lebens  und  der  städtischen  Märkte  schon 
seit  dem  12.  Jahrh.  zur  Auflösung  der  aiten 
Hufenverfassung,  die  Sitte  der  Heaiteiluog 
im  Erbgange  griff  Platz,  ohne  von  den 
Grundherren  gehindert  zu  werden ;  sie  fan- 
den es  vielmehr  oft  in  ihrem  Interesse,  die 
Teilung  der  Grund  besitz  ungen  zu  fördern, 
denn  dadurch  vermehrten  sich  die  Sterb- 
fallsabgaben.  Nun  wurden  die  Lasten  statt 
nach  I^ndgQtem  (Hufen)  nach  dem  Morgen 
umgelegt;  an  die  Stelle  der  Verpflichtung, 
die  Genehmigung  des  Grundherrn  zum 
Verkauf  oder  zur  ZerteiUing  der  Liegen- 
schaften einzuholen,  trat  die  bloße  Anzeige- 
pflicht ;  eben  damit  fiel  das  ,.Obereigentum" 
des  Grundherrn  fort,  seine  Ansprüche  wurden 
zur  bloßen  Realberechtigung  am  bäuerlichen 
Ei^ntum  und  hinderten  ^aum  noch  die 
freie  Verfügung  des  Besitzers.  Diese  Ver^ 
flüchti^ung  der  grundherrlichen  Rechte  war 
also  emeTolee  der  Teilungsaitte  und  tat- 
sächlichen Mobilisierung  des  Grundbesitzes, 
nicht  umgekehrt  die  Teilungssitte  eine 
Folge  der  größeren  bäuerlichen  Unab- 
hängigkeit 

Hingegen  gewannen  und  behielten  die 
Landgüter  im  größten  Teil  von  Deutschland, 
auf  den  Gebirgen,  den  Hochebenen  desWestens 
und  Südens,  wie  im  norddeutschen  Tieflande 
den  Charakter  von  geschlossenen  Höfen,  weil 
dies  durch  die  dort  vorherrschenden 
Wirtschaftsbedingungen  gefordert  wurde.  Es 
kommt  hier  in  Betracht,  was  Fuchs  in 
dem  Art.  „Agrargeschichte"  (oben  Bd.  I 
S.  31)  sehr  rich%  bemerkt:  die  Deut- 
schen sind  in  der  Verteilung  Europas  schon 
bei  der  ersten  Besitznahme  „zu  spät  ge- 
kommen", sie  „haben  mit  dem  nach  Klima, 
Bodenbeschaffenheit  und  Lage  schlechtesten 
Lande  vorlieb  nehmen  müssen".  Der  größte 
Teil  ihres  Landes  ist  vorzugsweise  nur  zu 
solchen  Kulturen  —  wie  dem  Getreidebau, 
der  Weidewirtschaft,  der  Holzgewinnung  — 
geeignet,  welche  größere  Betriebe  und  vor 
allem  die  Kontinuität  der  Bewirtschaftung  vor- 
aussetzen. Während  die  Zerstückelung  im 
Rheintad  usw.  mit  der  wirtschaftlichen 
LeistungsfiUiigkeit  der  Bevölkerung  verein- 
bar war  und  deshalb  das  grund herrliche 
und  staatliche  Interesse  nicht  verletzte,  würde 
sie  außerhalb  solcher  begünstigten  Lagen 
rasch  den  Wohlstand  der  Landbevölkerung 
vernichtet  haben ;  das  gnmdherrliche  und 
staatliche  Interesse  forderte  dort  nicht 
weniger  als  das  der  bäuerlichen  Familien 
die  £Mialtung  größerer  Betriebe. 

Allerdings  hat  sich  die  einmal  entstan- 
dene, innerludb  desselben  Volksstarom  es  ver- 
einheitlichte Anschauungsweise  und  Ge- 
wohnheit vielfach  auch  auf  solche  kleineren 
Gebietsabschnitte  ansgedehnt,  deren  Pro- 
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duktioDsbediaguDgen  die  entgegengesetzte 
Gepflogenheit  zugelassen  oder  vüDBchenB- 
vert  gemacht  hääen. 

Die  ehemalige  Onindheirschaft  und 
Steuerverfassung  hat  sich  nach  dem  allen 
ebenso  den  ^gebenen  Wirtschafls-  und 
Besitzverbältnissen  angepaßt  und  einen  Ähn- 
lichen Einfluß  aaf  den  Bestand  der  Be- 
triebseiaheiten  ausgeübt  wie  die  heutige 
H^^thekenTerhssQDg,  die  auf  der  einen 
Seite  den  Hof  ids  ganzes  erfaßt  und  damit 
die  Zersplitterung  au  die  Genehmigung  des 
Gläubigers  bindet,  während  sie  auf  der  an- 
deren Seite  meist  nur  die  einzelne  Parzelle 
ei^ift  und  die  freie  Bew^ane  des  Grund- 
eigentums nur  unweseotlich  liindert  (vgl. 
die  nähere  Begründung  des  Vorigen  in 
,,Yererbuug  des  ländlichen  Grundbesitzes 
im    Königreich   Preußen*' ,   herausg.  von 


M.  Sering,  Heft  VII,  „Erbrecht  u.  Agrar- 
verf.  in  Schleswig-Holstein",  bearb.  v.  Her^ 
ausg.  u.  Heft  V,  „Oberlandesgerichtsbezirk 
Hamm'",  bearbeitet  von  Graf  von  Spee, 
Berlin  1898 ;  Vorbem.  des  Herausgebers 
über  die  Entstehung  der  Anerbensitte  und 
Kap.  I:  HistonscheEntwickelung;  vgl.  audi 
Buchenberger,  Agrarpolitik  I,  §  76). 

Deber  die  gegenwärtige  Ausdehnung 
des  Kleinbauemj^bietes  mit  seinem  frei  lie- 
wegUchen  G.  einerseits,  der  GroBbwieni- 
und  Großgrundbe8itzei:gel»ete  mit  ihrem 
frDher  großenteils  rechtlich  und  heute  tat- 
sächlich geachlossenea  G.  andererseits  gibt 
nachfolgende  Tabelle  ungefähre  Auskunft. 
Dabei  sind  die  Begierungsbezirke  Cassel 
und  Ddsseldorf  zum  Großbauemgebiet, 
Franken  und  Thüringen  ganz  zum  Kleiu- 
banemgebiet  gerechnet  wräilen. 


Gelnet  der 


GroßCTQDdbesitzer 
GroQbanem 
Eleinbanem 
Deutsches  Reich 


Oesamtflftcbe  Laodw. 
der  landw.  benntzte 
Betriebe  Fläche 
1000  qkm 


Im  Haupte- 
beniF  land- 
wirtschaftJ. 
Erwerbs- 
tätige 


Einschl. 
Ange- 
bfirige  u. 
Dienst- 
boten 


187,8 
157,7 
87,4 


143,3 
120,8 
63,1 


432,9 


325.« 


ICOO  Köpfe 
2713  61S8 
2966  6  333 

^366  _5  395_ 

8045'       '  1781S 


Zahl  der 
tandw. 

Betriebe 
(1000) 

1547 
2069 

1942 


Deren 
Dnrch- 
Bchnitta- 

ba 

7.6 
4.5 


5558 


7.S 


Danach  umfaßt  daa  BJeinbaaerngebiet  rund 
20  bezw.  19  %  der  Betriebsfläche  des  Deatschen 
Reichs,  29,3  bezw.  30  3%  der  landwirtscbaft- 
lichen  Bevölbernag  and  bei  einem  Dorchschnitts- 
umfanf?  der  Landgüter,  der  nar  wenig  mehr  als 
Va  und  '/>  80  gToü  ist  wie  in  den  beiden  anderen 
GeMeten,  34,9%  sUer  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe. In  etwa  */io  des  Dentsdien  Reiches  mit 
Vio  der  landwirtschaftlichen  BevQlkeroag  aber 
herrschen  die  tatsachlich  geschloaseDen  Bauem- 
hüfe  und  größeren  Güter  vor. 

Die  kartographische  Darstellung  der 
GTundbesitzverteilung  (vgl.  S.  343)  nüat  die 
Grenze  der  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
kategorieen  bei  10  und  100  ha.  NutzflAche 
gezogen. 

II.  Die  Rechtsordnung  des  G. 

Die  Institution  des  privaten  Grundeigen- 
tums am  ländlichen  Boden  —  zunächst  an 
der  Hofstatte  und  dem  Äckerlande  —  ist 
aus  der  ökonomisch  bedingten  Sooderbewirt- 
scbaftung  und  Sondernutzang  entstanden. 
Nichts  aber  spornt  so  sehr  zur  soi^ältigen 
Bearbeitung  und  Verbessenmg  der  Grund- 
t^tücke  an  wie  daß  Bewußtsein,  daß  das 
Ergebnis  des  eigenen  Fleißes  dem  Bearbeiter 
lies  Bodens  und  seinen  Angehörigen  zu- 
gute kommt.  In  der  engen  Verkettung  des 
Eiozelinteresses  mit  dem  Erfolg  der  wirt- 
schaftlichen Arbeit  liegt  die  volkswirt- 
schaftliche Rechtfertigung  des 
selbstbewirtschafteten,  namentlich  des  mitt- 
leren und  kleineren  Privateigentums  am 


Boden.  Es  ist  ein  Erfordernis  der  ökono- 
mischen Zweckmäßigkeit.  Je  mehr  das 
Wachstum  der  Bevölkenmg  es  zur  Kot- 
wendigkeit  machte,  dem  Boden  durch  er- 
höhten Arbeits-  und  Kapitalaufwand  größere 
Ertr^  abzugewinoeu.  um  so  weiter  dehnte 
sich  der  Umfcrds  der  dem  Privateigentum 
unterworfenen  Liegenschaften  aus  (vgl.  Art. 
„Gemeinheitsteilung"  oben  Bd.  I  S.  951  fg.). 
Nur  die  Gebirgsweiden  und  die  Waldungen, 
deren  Produkte  in  der  Hauptsache  fflch  von 
selbst  erneuern  und  deshalb  eine  individuelle 
Behandlung  nach  Art  des  Ackerlandes  nicht 
erfordeni,  sind  in  großem,  wenn  auch  nicht 
flbenül  in  wanschenswertemllm&mge  —  dem 
Eigentmn  der  öffentlichen  Verbände  untere 
worfen  geblieben  (vgl.  Art.  „AUraende*^ 
oben  Bd.  I  S.  78).  Richtig  ist  allerdings, 
daß  auch  das  Pachtsystem  auf  den  großen 
Gütern  gute  wirtschaftlich- technische  Er- 
folge gezeitigt  hat ;  die  Staatsdomänen,  z.  B. 
Preußens,  werden  gix)ßenteil8  ausgezeichnet 
bewirtschaftet.  Es  ist  aber  falsch,  wenn 
darans  manche  Boden  verstaatlicher  (vgl.  Art. 
„Bodenreform"  oben  Bd.  I  S.  482fg.t  ge- 
folgert haben ,  daß  eine  allgemeine  Ver- 
breitung der  Pachtwirtschaft  ohne  Schft- 
digung  des  Produktionsinteresses  möglich 
wäre.  Wie  sich  z.  B.  auf  den  Götem  der 
Änsiedelungskommission  in  Posen  -  West- 
pi-eußen  herausgestellt  hat,  verknüpft  die 
Kleinpacht  das  Interesse  des  Bauern  ent- 
fernt nicht  in  gleich  starkem  Maße  mit  der 
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uHiHsoimg  des  Besitztums  wie  das  Eigeo- 
K-u.  Vor  aJlem  läßt  jenes  Verlangen  die 
-.•h  zn  beeprechenden  sozialen  und  poli- 
i^n  Anfgäben  aitßer  acht,  welche  dem 

•  riuteo  Gnindeigentnm  znfallen. 

■'(feoQber  der  eozialislisdien  Kritik  des- 
V  ist  bervurzuheben,  daß  in  der  Land- 
TjiA-haft  durcbaOB  nicht  wie  in  manchen 
/«Mßon  der  Industrie  die  Tendenz  zu  fort- 
"hpciwoder  VeiTpesellschaftung  der  Pro- 
•■■iitiaa  und  damit  zu  einer  gesetzmäßigen 
J  t^iireitung  des  großen  Belriebes  auf  Kosten 
li'-  mittleren  und  kleinen  hervortritt.  Es 
i  riint  hier  in  Betracht,  daß  die  Arbeits- 
-■-ri^^img  und  Maschinen  Verwendung  infolge 
'•;  ijr>lwidenheit  der  landwirtschaftlichen 
\'mdituQgeo  an  den  Wechsel  der  Jahres- 
.  '•.11  geringere  Vorteile  bietet  als  in  der 
I  -i-^iie.  auch  die  Foldmaschinen  dem  mitt- 

•  r-'i  und  grTißeren  bSuerlichen  Betriebe 
'  "-laus  zugänglich  sind  und  in  wachsendem 

tatsachlich  von  ihm  benutzt  werden. 
:>..  maß.  nod  richtunggebende  Prinzip  des 
nnis-hen  Fortschrittes   im  Pflanzenbau 
1   der  Tierzucht  ist  nicht  die  zunehmende 
.{-Tit'fnmg  der  erforderlichen  Arbeiten  und 
f«tHTtFagnng  der  vereinfechten  Manipu- 
i'.'mn  auf  Teilarbeiter  und  automatisch 
>'  »"itende  Apparate,  sondern  die  zun^mende 
-li^idiialisiening,  wie  des  ganzen  Betriebes, 

-  Wer  dnaelnen  landwirtschaftUdien  Ver* 
I  '  tuRfir,  der  Anpassung  an  die  Eigenart 
.•^i^r  «nzelnen  Bodenparzelle,  jeder  Pflanzen- 
.-'tUD'l  jedes  Tieres.  Je  größer  aber  die  So!^- 
»<!'  die  jede  Manipulation  erforflert,  um  so 
n-tif  erweist  sich  die  Arbeit  des  selbständigen 
"  >rtes.  der  sich  mit  seiner  Familie  zum 

-  lif-a  Werk  verbindet,  derjenigen  des  Ar- 

■  x^t-  im  Großbetriebe  überlegen.  Anderer- 

■  lU  wild  es  in  dem  Maße  unvorteilhaft, 
■■'01  Wirtachaltshof  entfernt  gelegene  Gnmd- 
-■■i  <f  10  bewirtschaften,  als  den  einzelnen 
..  ixi>f:haflen  erhühte  Arbeits-  imd  Kapi- 
'«i«incfi,(^  zugeführt  werden  müssen.  Bei 

•  -  hwader  Intensität  der  Wirtschaft  macht 

-  Sj  deshalb,  wo  immer  eine  geistig  rege 
r>iipniM-haft  vorhanden  ist:  in  XordameriKa 

'  lit  weniger  als  in  üetitschland  gerade 
■II-  T<^ndenz  zur  Verkleinerung  der 
i-  triebe  geltend ,  und  zwar  nicht  etwa 
'"lij  im  goometrischen,  sondern  im  morpho- 
'v-.«-ben  Sinne;  es  handelt  sich  um  ein 
/  'riicLittflngon  der  herrschaftlichen  durch 

'  hmilieohafte  Betriebs-  und  Arbeits- 
'!-rtA«ftaDg.  Die  Uebertragung  der  Akku- 
m  iUnun«theorie  von  der  Industrie  auf  die 

^.KUiitddiaft  verkennt  die  Vtfschiedenheit 
Prwluktioosaufgaben,  -welche  der  Stoff- 
'■•^-lelung  nnd  der  FCrderang  or^iBcheo 
'Af  nutasiH  von  Pflanzen  und  Tieren  ge- 

1^  landüche  Gnmdeigcntum  ist  aber 
•■'  bi  ata  bloße  Venuutiütang  zur  Ereeagung 


von  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  zu  be- 
urteilen ;  es  bildet  bei  zweckmäßiger  Aus- 
gestaltung die  Voraussetzung  für  die  Existenz 
einer  zahlreichen  Klasse  von  wahrhaft  un- 
abhängigen, kOr[)er]ich  und  geistig  G^simden, 
arbeitsamen  Familien,  und  darin  ist  die  soziale 
und  politische  Rechtfertigung  des  Grund* 
eigentums  zu  erblicken. 

Wichtiger  noch  als  die  Aufgabe,  das 
landwirtschaftliche  Prodaktionsinteresse  zn 
fordern,  ist  demgemäß  die  andere,  sehr  wohl 
damit  zu  vereiDbarende  Aufgabe  der  agra- 
rischen Rechtsordnung  und  der  Agrarpolitik, 
die  ökonomische  Unabhängigkeit  der  länd- 
lichen Grundbraitzer,  einen  zahlreichen, 
wohlhabenden  Bauernstand  zu  erhalten,  die 
Entstehung  von  verderblichen  Abhängig- 
keitsverhältnissen, die  Verdrängung  dea 
ländlichen  Mittelstandes  durch  Latifundien- 
besitzer imd  Zwerggütler  zu  verhüten. 

Diese  Aufgabe  verliert  keineswegs  an 
Bedeutung  durch  die  Entwickelung  der 
Städte  und  der  Industrie  —  im  Gegenteil! 
(vgl.  den  Art.  „Agrar-  und  Industrirataaf^, 
b^nders  sub  VI  oben  Bd.  1  S.  50). 

Der  heutige  Rechtszustand  des  G.  ist 
aus  jener  Reihe  von  gesetzgeberischen 
Akten  hervorg^angen,  wäche  gewöhnlich 
kurzals  „Banembefreiung*' bezeichnet  werden 
und  die  ständische  durch  die  Staatsbürger^ 
liehe  Gesellschaft  der  Gegenwart  ersetzten 
(vgl.  Artt.  ,,Bauembefreiung'*  oben  Bd.  I  S. 
344  und  „Agrarpolitik"  ebd.  S.  43  fg.).  Mit 
der  Ablösung  der  bäuerlichen  Lasten  und 
der  Durchführung  der  Gemeinheitsteilungen 

Ö;l-  d.  Art.)  verband  man  in  den  meisten 
ndern  eine  gänzliche  Neuordnung  des 
;  privaten  Agrarrechts  und  schuf  damit  die 
eigentliche  Grundlage  der  heutigen  Agrar- 
verfassung. 

Der  bis  dahin  vorherrschende  Zustand 
war  ein  solcher  der  farailienrechtlichen, 
ständischen  und  staatlichen  Gebunden- 
heit des  Grundbesitzes.  Außerhalb  der 
Gebiete  des  Kleinbauemtums  war  der  Grund- 
besitzer in  bezug  auf  Veräußerung,  Teilung 
und  Verschuldung  beschränkt.  Abgesehen 
von  den  Stammgütern  (vgl.  d.  Art)  ei^b 
sich  die  familienrechtliche  Gebunden- 
heitnamentlichaus dem  Retraktrecht,  welches 
für  die  zu  Eigentum  und  unter  eigentums- 
ähnlichen Titeln  besessenen  Güter — Übrigens 
auch  in  den  Eleinbauerngebieten  —  galt 
d.  h.  dem  Recht  des  nächsten  Erben,  das 
ohne  seinen  Konsens  veräußerte  Grund- 
stück gegen  Zahlung  des  Kaufpreises  zurück- 
zufordern. Die  ständische  Gebundenheit 
fand  ihren  Ausdruck  in  den  Vorschriften 
des  Lehns-  und  I^iherechts.  Sie  wollten 
zunächst  die  ritterlichen  und  bäuerlichen 
Familien,  jene  in  kriegerischer,  diese  in  be- 
zug auf  ihre  Abgaben-  und  Dienstpflichten 
leistungsfähig  erhalten  und  beschränkten  zu 
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diesem  Zweck  die  Teilbarkeit  und  Veav 
schuldbarkeit  der  abh&igigea  Güter.  Aber 
die  Erhaltung  der  Leistungsffthigkeit  dieser 
Güter  lag  nicht  bloß  im  Interesse  der  Lehns- 
imd  Grundherren,  sondern  ebenso  sehr  im 
Interesse  der  ritterlichen  und  bäuerlichen 
Familien  selbst  Der  Gedanke,  daß  das  väter- 
liche Gut  für  alle  AngehÖri^^ea  der  engern 
flEuniUe  eine  Heimstätte,  ein  Zufluchtsort 
sei  und  als  solche  erhalten  bleiben  müsse, 
ist  in  den  Gegenden  der  geschlossenen 
Güter  niemals  OTloschen.  viele  Bestim- 
mungen des  filteren  fiauemrechts,  wie  die 
Ordnung  der  ehelichen  Gemeiuschaft,  die 
Yerpflicntung  des  Anerben,  die  minder- 
jährigen Gteschwister  zu  erziehen,  die  kranken 
und  gebrechlichen  ebenso  zu  versorgen  wie  die 
alten  Eltern,  sind  lediglich  aus  der  Empün- 
duDg  der  Familienzusammengehörigkeit  abzu- 
leiten und  galten  ebenso  für  dieEigentums-  wie 
für  die  grundberrlich  abhängigen  Landgüter. 

Die  staatliche  Gebundenheit  ergab 
sich  in  einer  Reihe  von  solchen  Territorien, 
in  denen  die  tatsächlich  oder  grundherrlich 
geschlossenen  Bauerngüter  vorherrschten, 
daraus,  daB  man  die  Steuern  auf  das  Gut 
als  solches  legte  und  nun  im  Interesse  der 
Ordnung  in  den  Katastern  und  der  steuer- 
lichen Leistungsfähigkeit  die  Teilung  der 
steuerpflichtigen  Güter  oder  Hufen  von  der 
obrigkeitlichen  Genehmigung  abhängig 
machte.  Dazu  traten  vielfach  Bestimmungen, 
welche  lediglich  aus  volkswirtschaftlichen 
und  staatlich-militärischen  Gründen  erlassen, 
die  Bauerngüter  vor  Ueberschuldung,  Über- 
mäßiger Zersplitterung  und  Aufsaugung 
durch  den  Großgrundbesitz  schützen  sollten 
(vgl.  über  den  ,,Banemschutz'*  Artt.  „Bauer" 
oben  Bd.  I  S.  324  fg.  und  „Bauernbefreiung" 
ebd.  S.  344  fg.). 

Die  gebundene  Besitzordnung  der  Bauern- 
güter wurde  in  den  meisten  Ländern  gleich- 
zeitig mit  der  Durchführung  der  „Bauem- 
b^reinug**  au^ehoben. 

Es  war  eine  selbstverständliche  Konse- 
quenz der  Aufhebung  der  ständischen  Ge- 
sellschaftsordnung, des  Lehnswesens  und 
der  Grund-  od^  Gutsheirschaft,  daß  damit 
die  ständische  Gebundenheit  dra  Landbesitzes 
fortfiel — dahin  gehörte  auch  die  in  mehreren 
Ländern  anerkannte  kastenmäßige  Abschlies- 
sung  des  Adels,  welche  Büi^rliche  vom 
Erwerb  von  Rittergütern  ausschloß.  Daß 
aber  auch  alle  staatliche  Fürsorge  für  die 
soziale  und  wirtschaftliche  Verfassung  der 
Landbevölkerung  und  alle  privatrechtlichen 
Institutionen,  die  bestimmt  gewesen  waren, 
die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der 
Landguter  zu  wahren,  ohne  jeden  Versuch 
einer  zeitgemäßen  Umbildung  beseitigt 
wurden,  lag  keineswegs  in  der  Konsequenz 
des  Befreiungs Werkes. 

Tatsächlich  ist  in  verschiedenen  Ländern 


das  ältere  Privatredit  in  wesentlichen  Teilen 
erhalten  geblieben.  In  Hannover  dauerte 
die  rechtliche  Gebondraheit  der  Bauern- 
güter imd  das  gesetzliche  Anerben  recht  bis 
zur  Zeit  der  preußischen  Herrschaft  (1874) 
fort,  ähnlich  war  die  Entwiokeluog  in  Kmv 
hessen  und  Schleswig-Holstein.  Im  größten 
Teile  der  letztgenannten  Provinz  ist  ebenso 
wie  in  einigen  Kleinstaaten  das  überkommene 
Anerbenrecht  bis  zur  G^nwart  in  Kraft  ge- 
blieben (vgl  Art  „YererfouDg  des  ländlichen 
G.'^).  T^luu-kdtsbeschr&nkungen  bestehen 
noch  j^t  zu  Recht  für  die  etwa  5000 
geschlossenen  Hofgüter  des  badischen 
Schwarzwaldes,  für  die  meisten  Ritter-  und 
Bauerngüter  des  Königreichs  Sachsen,  in 
Sachsen-Altenburg,  Reuß  j.  L.  und  Schwarz- 
bui^-Sondershausen,  ebenso  in  Tirol,  während 
der  „Bestiftungszwang"  im  übrigen  Oester- 
reich in  den  Jahren  1865—69  fortgefallen 
ist  In  Mecklenburg  hat  man  —  nMientlich 
für  die  zahlreichen  Bauern,  Büdner  und 
Häusler  im  großherzoglichen  Domanium  — 
das  Erb  Pachtverhältnis  mit  der  Wirkung 
beibehalten,  daß  die  Güter  nicht  ohne  Ge- 
nehmigung parzelliert  oder  mit  anderen 
Grundstücken  konsolidiert  werden  dürfen. 

Endlich  iat  zu  bemerken,  daß  in  einer 
Reihe  von  kleinbäuerlichen  Gebieten  Vor- 
schriften über  die  zulässige  Minimalgröße 
der  Parzellen  bestehen  {vgl.  Art.  „Boden- 
zersplitterung" bes.  sub  3  oben  Bd.  I S.  491  fg.). 

In  Preußen  hingegen  erfolgte  in  den 
Jahren  1807 — 16  ein  radikaler  Bruch  mit 
der  Vei:gangenlieit  Der  Bauernschutz,  alle 
Beschränkungen  der  Teilbarkeit  und  Ver- 
schuldbarkeit  fielen  fort,  der  G.  wurde  frei 
veräuüerlich,  frei  teilbar  und  verschuldbar, 
und  wurde  dem  gemeinen  Erbrecht  unter- 
worfen, d.  h.  jeder  Miterbe  erhielt  mangels 
anderer  Bestimmungen  des  Erblassers  das 
Recht,  die  Versteigerung  des  hinterlasseuen 
Landgutes  oder  dessen  Aufteilung  zu  for- 
dern. So  trat  der  Grundsatz  des  unbe- 
schränkten Ghrundeigentums  und  der  frdea 
Konkurrenz  um  den  Bodenbesitz  an  die 
Stelle  der  bisherigen  Gebnndenheit  und 
staatlichen  Vorsorge,  und  das  Prinzip  der 
mechanischen  gleicheu  Erbteiluug  au  die 
Stelle  des  Auerbenrechts.  Der  ländliche 
G.  wurde  rechtlich  dem  Kapitalb^tz  gleich- 
gestelltj  von  Rechtswegen  zum  Verkehrs- 
objekt, er  wurde  ,.moiHlisiert".  Nur  für 
die  nach  dem  Edikt  v.  U./IX.  18U  und  der 
Deklaration  dazu  v.  29./V.  1816  re^u- 
lierungsfähigen  StellRU  blieben  die  Vor- 
schriften über  den  Baueroschutz  bis  zur 
Durchführung  der  Regulierung  (Eigenturas- 
verleihung)  bestehen ;  ferner  sollten  diese 
Stellen  auch  nach  erfolgter  Regulierung 
nur  bis  zu  V*  ihres  Wertes  versc^huldbar 
und  bis  zu  '/«  der  zugehörigen  Grundstücke 
teilbar  sein.    Aber  diese  Beschrinkimgen 
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>2xn  sich  Dor  anf  einen  verhfiltnism&Big 
ihäen  Teil  aller  Bauemgüter,  und  die  letzt- 
.•-oaantCT  Beschrftnkungea  wurden  im 
'ihff  IK43  aufgehoben.  Im  übrigen  blieben 
Tin  dem  älteren  üinndbesltzrecnt  nur  die 
familieofid^ommiBse  erhalten  (7gL  Axt 
j^bmmgüter^). 

&  ist  nicbt  zu  bezweifeln,  daß  viele  der 
^ienü  VorschrUteD  fiberlebt  waren,  daß 
iLK  rmbildnog  einem  dringenden  wirt- 
icUfüicfaen  BedfirEoiB  entspradi.  Die  starre 
>-tki^g  bestimmter  Besitz-  und  Be- 
intiicprQBen  hatte  eich  vielerorts  als  ein 
Uminms  der  landwirtschaftlichen  Kultur 
'TviüM'n.  Denn  die  wachsende  Intensität 
W  Iktdeokultur  bedingt  eine  aUmähliche 
V^kltönerong  der  durchschnittlichen  Be- 
tr-t-Äröfle.  Viele  Besitzungen  waren  be- 
tn^'tetHTlmisch  und  im  Verfaätuis  zum  ver- 
:üfi«ren  Betriebskapital  zu  groß  und  wurden 
!*.>ulb  schlecht  oder  doch  zu  extensiv  be- 
*m.-«Thaftet.  IKe  mechanischen  Beschrftn- 
iaraxn  der  Versdiuldbo^keit  hinderten  die 
ltdühnag  von  produktiv  wirkenden  Kapi- 
•.ikt'D.  die  durchaus  erforderlich  war,  um 
••^Q  Ff»tt8chrittm  der  landwirtschaftlichen 
T--niuk  j»aeh  und  allgemein  Eingang  zu 
'•jTsi-haffen.  Es  war  eine  logische  Folge 
i'rl'rawandlung  von  bisherigen  schlechteren 
t^itmditen  in  ^geatum,  daß  man  dort, 
«>  Mäher  die  Miterben  auf  Abfindungen 
t'j*  dem  MobilianrennfigeD  des  Erblassers 
•^hiinkt  gewesen  waren,  ihnen  nunmehr 
'iFK-o  vollen  Antdl  an  den  Ertifignissen  der 
l.-wn£>:hafteD  zugestand.  Ab^  die  Ne- 
.-i!i«ü  aller  staatlichen  Auf^ben  agrarischer 
Winst-hafta-  und  Sozialpolitik,  der  Grund- 
Mt:  der  möglichsten  Mobilisierung  des 
r*  »lenbesitzes ,  die  Vorschrift ,  daß  jeder 
Hiterle  die  gerichtliche  Versteigerung,  die 
W.?nsteilung  der  hinterlassenen  Liegen- 
-iuften  nach  ihrem  Handels-  oder  Speku- 
'.tii  insirert  ohne  Rflcksicht  auf  das  Schick- 
'ul  üfs  QutKnachfolgers  oder  auf  die  Er- 
'jiiun^  de«  Besitztums  in  der  Familie  ver- 
v  mi  kitane,  war  lediglich  eine  Wirkung 
-  aus  Btikltisch-kapit^istischen  Anschau- 
i'ir^Q  erwachsenen  englischen  Wirtschafts- 
-'ttvn.  welche  die  liberalen  Staatsmänner 
:-  'T  Zeit  ertönten. 

Bie  Ton  der  Privatrechtsreform  er- 
virteten,  ist  am  klarsten  ausgesprochen  in 
i*'ni  Toa  A.  Thaer  verhßten  preußischen 
.laodesknltiaedikV'  v.  14./IX.  1811.  Es 

■  dort,  daß  vorbehaltlich  der  Rechte  der 
>''i'nk>jmmifiaDWärter  und  Gläubiger  jeder 
.-.5*0  Hof  durch  Ankauf  vei^ßem  oder 
•ftinnem,  Oberhaupt  unter  Lebenden  oder 
>  '  <l*v  Todesfall  frei  darüber  disponieren 

Dieae  unbeschränkte  Disposition  sei 
«tchente  und  beste  Mittel,  die  Grond- 

■  «  uer  Tor  VcndiuldongeD  zu  bewahren'', 
*ul  ^  EriiteUimgen  oder  sonst  entstehen- 


den außerordentlichen  Geldbedftrfnia^n  deA- 
Annehmers  oder  Beotzers  dnes  Hofes  so 
viele  einzelne  Grundstücke  verkauft  werden 
können,  daß  derselbe  schuldenfrei  bleibt  oder 
es  wird";  2.  werde  durch  die  freie  Dispo- 
sition die  Kultur  aller  Grundstücke  geför- 
dert, weil  der  Einzelverkauf  dem  Besitzer 
die  Mittel  verschaffe,  „das  ihm  verbleibende 
Land  gut  zu  kultivieren"  und  eine  Ver- 
schuldung zu  vermeiden,  durch  die  „der 
Acker  entkräftet"  werde;  weil  femer  „die 
Grundstücke,  welche  in  der  Hand  eiues  un- 
vermögenden Besitzers  eine  Verschlechterung; 
erlitten  hätten,  bei  dem  Verkauf  in  be- 
mittelte Hände  geraten,  die  sie  imstand»' 
erhalten";  weil  endlich  die  ,,Freiheit,  das 
Grundeigentum  nach  Willkür  unter  die 
Kinder  zu  verteilen,  und  die  Gewißheit,  daß- 
diesen  eine  jede  Verbesserung  zugute  kommt"-, 
den  Eltern  ein  Interesse  an  solchen  Ver- 
besserungen gebe.  Abgesehen  von  der 
letzteren  zweifellos  zutreffenden  Erwägunge 
erwartet  man  also  eine  Förderung  der  Boden- 
kultur durch  üebergang  des  G.  in  kapital- 
kräftige Hände  und  denkt  dabei  vornehm- 
lich an  bäuerliche  Käufer.  Vor  allem  aber 
erblickt  man  in  der  freien  Disposition  ein 
unfehlbares  Mittel,  den  G,  vor  Ueberschul- 
dung  zu  schützen.  Zum  Schlüsse  wird  dar- 
auf hingewiesen,  daß  Vereinzelung  .  .  . 
den  Kätnern,  Gärtnern,  Büdnern,  Häuslem 
Gelegenheit  gebe,  ein  Eigentum  zu  erwerben 
und  solches  nach  und  nadi  zti  vermehren  .  .  . 
Viele  von  ihnen  werden  sich  emporarbeiten 
und  d^n  gelangen,  sich  durch  ansehnlichen 
Besitz  und  Industrie  auszuzeichnen.  Der 
Staat  erhält  also  eine  neue  schätzbare  Klasse 
fleißiger  Eigentümer,  und  durch  das  Streben,, 
solches  zu  werden,  gewinnt  der  Ackerbau 
mehr  Hände  und  durch  die  vorhandenen 
infolge  der  freiwilligen  größeren  Anstrengung 
mehr  Arbeit  als  bisher". 

Die  konservativen  Staatsmänner  jener 
Zeit,  an  ihrer  Spitze  der  Frhr.  v.  Stein, 
drangen  mit  ihren  Forderungen  nicht  durch. 
Sie  traten  zwar  ebenfalls  für  die  Befreiung 
der  Bauern  und  die  Separationen  ein,  ver- 
langten aber  die  Beibehaltung  eines  der 
Eigenart  des  landwirtschaftlichea  Betriebea 
angefaßten  Agrarrechts.  „Eine  große  Lück» 
in  diesem  Gesetz"  (von  1820  für  das  Herzog- 
tum Westfalen),  so  äußerte  Stein,  „ist  der 
Mangel  einer  Bestimmung  über  die  Erbfolge,, 
und  die  hierüber  von  den  Gerichten  jetzt 
angenommenen  Grundsätze  führen  zu  der 
Zersplitterung  der  Bauerngüter  —  der  west- 
fälische Bauernstand  wird  aus  einem  tüch- 
tigen, kräftigen,  sittlichen,  geachteten  Stand 
von  mittleren,  vermögenden  Grundbesitzern,, 
in  einen  Pöbel  von  Tagelöhnern,  ärmlichea 
Brinksitzern  verwandelt,  wie  an  der  Lahn  . . 
Die  Beibelmltung  des  jetzt  in  Westfalen 
geltenden  Erbrechtes  und  der  Unteilbarkeit 
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der  Hofe  halte  ich  fOr  wesentlich  n5t^  zur 
E^luütung  unseres  krftfügen,  tQchtigen,  acht- 
baren Bauernstandes  ...  Es  ist  mir  vohl 
bekannt,  daß  diese  Meinung  der  Ansicht 
derienigen  widerspricht,  denen  Bevölkerung 
una  Erzeugung  von  Nahrungsmitteln  der 
Hauptzweck  des  Staates  ist ;  mir  ist  er  aber 
seine  reJigiCs-rooralische,  intellektuelle  und 
politische  Vollbommenhmt,  und  diese  wird 
verfehlt,  wenn  die  Bevölkenin^  sich  in 
Tagelöhner,  kleine  ärmliche  Grundeigentümer, 
Fabrikarbeiter  und  in  ein  Gemenge  von 
christlichen  und  jüdischen  Wucherern,  Fa- 
brikenverlegern, Beamten  aufgelöst  hat,  die 
durch  Genuß  und  Erwerteliebe  durch  das 
Leben  gepeitscht  werden." 

Von  den  Prophezeiungen  der  einen  und 
der  anderen  Seite  ist  ganz  eingetroffen  nur 
der  allseitig  erwartete  technische  Aufschwung, 
und  er  hing  ebenso  sehr  mit  der  Ablösung 
der  bäuerlichen  Lasten ,  der  Einführung 
einer  freien  Arbeitsverfassung  und  den  Ge- 
meinheitsteilungen wie  mit  der  Beform  des 
privaten  Agrarrechtes  zusammen.  Denn  sie 
führte  der  Landwirtschaft  reichlichen  Pro- 
duktivkredit und  viele  tüchtige,  früher  vom 
Ankauf  ausgeschlossene  Kräfte  zu,  und  die 
Umwandlung  der  ehemaligen  unsicheren 
Besitzverhältnisse  in  Eigentum  regte  die 
Schaffenslust  mächtig  an. 

Was  aber  die  sozialen  Wirkungen  an- 
langt, so  sind  weder  die  erwähnten  Be- 
fürchtungen noch  die  Hoffnungen,  die  man 
auf  den  „beweglichen  Besitzstand''  der  Laud- 
gflter  gesetzt  hatte,  vollständig  in  Erfüllung 
gegangen,  fn  den  Kleinbauemgebieten  hatte 
sich  privatrechtlich  Oberhaupt  wenig  ge- 
ädert, die  Agrarreform  hatte  nur  eine  seit 
Jahrhunderten  im  Zuge  befindliche  Ent- 
wickelung  zum  Abschluß  gebradit  Die 
althergelffachte  Gewohnheit  der  Natural- 
teilung der  Grundstücke  im  Erbgange  büdet 
so  sehr  den  Nerv  der  dorti^n  Agrarver- 
fassnng,  daß  die  Zustände  jener  Gebiete 
besser  in  dem  unten  folgenden  Artikel 
^Vererbung"  behimdelt  werden.  Auch  für 
die  GroSrauemgebiete  und  GroÖgrundbe- 
sitzei^biete  ist  die  Art  und  Weise,  wie  sich 
die  Vererbungssitte  nach  der  Einführung 
des  allgemeinen  Erbrechts  gestaltete,  von 
maßgebender  Bedeutung  geworden,  und  es 
muß  in  dieser  Hinsicht  ebenfalls  auf  jenen 
Artikel  verwiesen  werden.  Hier  sei  nur 
bemerkt,  daß  die  Sitte  der  Bealteilung  im 
Erbgange,  abgesehen  von  einigen,  dem  Code 
civil  unterstellten  rheinischen  Gebii^ 
distrikten  und  gewissen  polnischen  Landes- 
teilen seit  der  Bauern  befreiung  kaum  Fort- 
schritte gemacht  hat  In  vier  Fünfteln  des 
Deutschen  Reiches  bleiben  nach  wie  vor 
die  großen  wie  die  Bauerngüter  im  Erb- 
£ange  geschlossen ;  eben  deshalb  ist  die  von 
Stein  erwartete  Auflösung  der  Bauernhöfe 


in  Zwerg^ter  nicht  eingeteeten.  In  weiten 
Gebieten  hat  die  bäuerliche  Bevölkerung 
auch  himichtUch  der  Bemessung  der  Erb- 
abfindungen mit  Zähigkeit  an  dem  Gniod- 
gedankea  der  ^ten  Vtfert)ungsordDungen 
festg^balten.  Dort  findet  dementsprechend 
nur  in  geringem  Maße  ein  kaufweiser  Be- 
^tzwechsel  statt,  die  Höfe  gehen  regelmäßig 
nur  im  des  Erbganges  unter  mäßiger 
Belastung  des  Uebemeuners  in  andere  Häode 
über,  sie  haben  also  trotz  der  dieser  An- 
schauung feindlichen  Gesetzgebung  den 
Charakter  von  Familiengütem  bewahrt,  und 
in  dem  Maße,  als  dies  der  Fall  war,  haben 
die  Bauern  sich  in  Kraft  und  Wimlstand 
erhalten. 

Anderw&^s  hingegen  hat  sich  die  Ver- 
erbungssitte mehr  oder  weniger  vollständig 
dem  geltenden  Erbrecht  angepaßt;  es  gilt 
dies  namentlich  von  den  großen  Gütern  in 
den  östlichen  Provinzen  Preußens.  Dort  hat 
auch  ein  lebhafter  Besitzwechsel  Platz  ge- 
griffen ;  die  Folgen  davon  entsprechen  jedoch 
nur  wenig  den  Theorieen  des  ökonomischen 
Liberalismus. 

Nach  Rod  her  t  US  sind  z.  B.  von  1835 
bis  1864  auf  4771  von  ihm  —  hauptsäch- 
lich im  Osten  —  gezählten  Ritte^tem 
23  654  Besitzveränderungeo  vorgekommen, 
darunter  61  «/o  freiwillige  Verkäufe,  33  "'o 
Vererbungen,  ö^/o  notwendigeSubhastalionen. 
Der  unbeschränkte  Beaitzkredit  regte  die 
Nachfrage  namentlich  bei  steigenden  Kon- 
junkturen und  sinkendem  Zinsfuß  übermäßig 
an  und  trieb  die  Bodenpreise  weit  über  den 
Ertragswert  hinaus  —  ganz  im  Gegensatz 
zu  der  Theorie  des  Ad.  Smith,  der  von 
der  Aiifhebung  der  alten  IKspositionabe- 
schränkungen  lediglich  vermelules  Angebot 
und  billigere  Bodenpreise  erwartete.  —  Nicht 
wenige  Güter  wurden  zu  förmlichen  Speku- 
lationsartikeln, die  man  gegen  geringe  An- 
zahlung in  der  Hoffnung  erwarb,  sie  nach 
einiger  Zeit  mit  gntem  Gewissen  weiter  za 
^ben.  Der  Einzelne  stand  der  AnomiJie 
jener  Preisbildung  wehrlos  gegenüber.  Die 
hohen  Preise  wmden  auch  den  Erbteilungen 
zugrunde  gelegt,  und  die  Wirkung  war  ein 
enormes  Anschwellen  der  Besitz- 
verschuldung, die  wiederum  bei  sinken- 
den Konjunkturen  den  im  Gesamtinteresse 
erwünschten  Rückgang  der  Bodenpreise  ver- 
hinderte (vgl.  Art,  „A^rschuldung''). 

Keineswegs  trat  eine  Verkleinerung  der 
großen  Güter  ein,  wie  der  Verbsser  des 
Landeskulturedikts  erwartet  hatte.  Gerade 
die  Verschuldung  hinderte  den  Abvei^al 
Denn  die  Hypothekengesetzgebung  so^te 
dafür,  daß  überall  dort,  wo  der  G.  nicht 
bereits  stark  zerstückelt  war,  die  Hypothek 
stets  das  ganze  Gut  mit  allen  seinen  Tölen 
ergriff.  Kein  mit  einer  Hypothek  belastetes 
Gut  kann  aber  ohne  Eänwüligong  des 
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'•änlngGZ«  Bo  geteilt  verden,  dafi  die  Treon- 
crikle  aus  der  Mithaftung  für  die  ganze 
S.lmlil  ausscheiden.  Baa  Q.  t.  3./III.  1850, 
T»jcheB  den  Abverkauf  verbfiltnismäBig  ge- 
norverliger  und  bleiner  OrundetUcke  gegen 
•*.a  leh^kviliches  tTnsch&dlichkeitsatteat  ohne 
•>  Zustiminung  der  Realberechtigten  und 
lOia  AossfdLäduDg  aus  dem  RealrerbaDde 
■1^  Haaptgnts  gestattete,  Uieb  ohne  grofie 
[nktische  Bedeutung.  So  var  die  kaum 
vi^diobeDe  Gebundeohät  des  Q.  tatsächlich 
Tuder  MOgeftthrt  —  an  die  Stelle  der  Ge- 
Arimq^^vorbehalte  der  Lehn&-  und  Gruad- 
hfnm  «aieo  die  der  Glaubiger  ^ti«ten. 
Hit  der  landschaftlichen  Ereditoigani- 
£aQ>^a  als  solcher,  vie  man  behauptet  hat 
(Br«atano,  Agrar^litik,  Bd.  I  S.  104, 
''tQttgart  1897),  hat  jene  Bindung  nichts  zu 
tun;  «äe  besteht  im  Interesse  jedes  Oläu- 
■sxn  und  hinsichtlich  jedes  im  Grundbuch 

P^dobjekt  eingetragenen  Besitztums. 
kütcn  Pläne ,  weläie  das  Interesse  des 
ireien  Bodenverkehis  ge^nüber  den  GlÄu- 
hgmi  wahren  wollten,  sind  bezeichnende!^ 
nicht  zur  Verwirklichung  gelangt. 

In  noch  schärferer  Weise  wirkte  der 
fiirlbestand  der  fldeikommisse  der  Yer- 
kleinenmg  mancher  ^fien  Güter  entgegen. 
Kei  ihrer  im  Yerbältnis  zu  den  H^potheken- 
rVfienmgen  sehr  geringen  Verbreitung  (vgl. 
.Ut.  .JStammgüter")  kam  jedoch  diese  Form 
>icT  GebODdenheit  unter  dem  hier  erörterten 
ifftsicfatspaiüct  nur  in  zweiter  linie  in  Be- 
tracht. 

Trotx  der  Fortdauer  des  geschlossenen 
<r  kam  es  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  zu 
immeriiin  zahlreichen  Zerschlagungen  von 
Laodgfitem  —  auch  in  den  iSetlichen  Pro- 
nR»n.  Beklagenswert  war  es  aber,  daß, 
j-'itilem  die  Staatsbehörden  ihre  früher  um- 
lüF-cnde  kdonisatorisdie  Tätigkeit  ein^stellt 
Italien,  die  Ansiedelung  dw  kleinen  Käufer 
fr.>Ba)leiIs  unter  Auswucherun^  ihrer  selbst 
«1^  iler  Verkftnfer  vor  sich  gug  (vgl.  Art. 
-O&tasdilichter^'*  oben  Bd.  I  S.  1155fg.), 
•  kJt  Mit  diese  Wdse  viele  durchaus  lebeos- 
MSibige  Stellen  entstanden  und  die  Be- 
«t^Eong  eich  fast  ganz  auf  Kosten  der 
iSswriHchaft  vdlsog.  Dies  war  der  Fall, 
^•sl  die  Ablösung  der  H^rpothekenschuld  und 
itflckwfflse  Verkauf  von  Bauergütem 
-■TiD^ere  Kapitalien  erfordert  und  gangere 
■'HmiK'he  Schwierigkeiten  macht  als  die  Äuf- 
*'  Uung  Ton  groAen  Gütern. 

In  nicht  geringem  Grade  ist  den  selb- 
»tibidi^D  Bauerngütern  auch  durch  den 
Aitf^f  seitens  der  Großgrundbesitzer  und 
Kj{iitstisten  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  Ab- 
•niji  peBchehen.  Diese  Vorgänge  waren 
.<at  hw  dorch  die  Weite  des  technischen 
^  -tspruogs  bedingt,  den  die  großen  vor  den 
Uw-rlicböi  Besitzern  längere  Zeit  hindurch 
">nwi  h^a.  Seitdem  indessen  die  Bauern 

V«tarbnh  du  Volkiwirltoluft.  II.  Avfl.  Bd.  II, 


des  Ostlichen  Deutschland  mehr  und  mehr 
die  lähmenden  Traditionen  aus  der  Unfreiheit 
fiberwunden  und  sich  die  moderne  Technik 
mehr  angeeignet  hiU)en,  ist  in  den  meisten 
Gegenden  —  und  zwar  schon  seit  den  50er 
und  60er  Jahren  —  jener  Au^ugungsprozefi 
zum  Stillstände  gekommen.  Br  geht  abw 
ununtarbrodien  fort,  wo  eigentUäie  Lati- 
fundien bestehen,  weil  deren  Besitz»  viel- 
fach ihre  fibOTschfissigen  Einkünfte  immer 
wieder  in  Land  anlegen;  ebenso  verfahren 
in  manchen  Gegenden  städtische  Grofikapl- 
taliston  (vgl.  Art  j^tifundien*^  und  S  e  r  i  n  g , 
Innere  Kolonisation  im  Ostlichen  Deutschlana, 
Kap.  I,  Abschn.  3  und  4,  Schriften  d.  Ver. 
t  Sozialpol.,  Bd.  56,  Leipzig  1893). 

Nach  der  freilich  nicht  ganz  zuverlässigen 
Erhebung  von  1860  haben  von  1816—1859 
die  spannfähigen  Bauemnahrungen  der  6  Ost- 
lichen Provinzen  Preußens  im  freien  Vei^ 
kehr  mit  dem  Großbesitz  netto  104  380  ha  = 
1,6  °/o  ihres  ursprünglichen  Besitzstandes 
verloren  —  unter  Abrechnung  von  48408  ha 
Nettogewinn  vom  Hskus  — ,  femer  an  den 
nicht  spannfähigen  kleinen  G.  277  558  ha 
{4,2  ^!o\  zusammen  5,8  "/o.  Dazu  kommen 
197 146  ha  (2,9  '^/o),  welche  die  spannfflhigen 
Bauern  in  rorm  von  Landentschädigung  an 
den  Groß-G.  für  die  Eigentumsverleihung  und 
angehobene  Lasten  abtreten  mußten;  der 
Gesamtverlust  stellt  sich  demnach  auf  etwa 
i/i8  des  ursprünglichen  Besitzstandes  (8,7  "/o), 
ungerechnet  die  von  den  Rittergütern  ein- 
gezogenen ,  nicht  reguherungsfähigen  HOfe 
und  Stellen.  Ohne  die  letzteren  Abtretungen 
würde  der  Verlust  durch  Auskauf  vermut- 
lich noch  großer  gewesen  sein.  Nicht  zu- 
lässig ist  es,  demgegenüber  die  Separations- 
entschädigungen  (3,6  ^'/o),  die  den  Bauern 
zuüelen,  aufzurechnen,  weil  es  sich  hier  um 
Grundstücke  handelt,  auf  deren  Nutzungs- 
wert  sie  schou  vor  der  Separation  Anspruch 
hatten. 

Unter  den  geschilderten  Umständen  ist 
es  begreiflich,  daß  die  längst  geäußerten 
Zweifel  an  der  unbedingten  Heilsamkeit  der 
älteren  Agrargesetzgebung  neuerdings  — 
namentlich  als  die  liudwirtschaftliche  Krisis 
den  Druck  der  Verschuldung  verdoppelte 
—  immer  grOßere  Kraft  gewuinen. 

Man  hat  eine  Reform  des  ländlichen 
Erbrechts  in  einer  Beihe  von  deutschen 
Staaten  teils  begonnen,  teils  durchgeführt, 
von  vielen  Seiten  wird  eine  Reform  des 
Schuldrechts  befürwortet.  In  Preußen  sind 
die  alten  Bestrebungen  nach  planmäßiger 
Vermehrung  der  bäuerlichen  Anwesen  wieder 
aufgelebt,  und  man  hat  damit  Maßnahmen 
zum  Schutz  der  neugegründeten  Stellea 
gegen  Auskauf  und  unwirtschaftliche  Zer- 
splitterung verbunden  (vgl.  hierzu  Ärtt.  „Ver- 
erbung*' ,  „Verschuldung" ,  „Kolonisation, 
innere",  „Rentengüter").  In  denjenigen  Län- 
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dem,  welche  noch  rechtlich  gesdiloesene 
Oflter  besitzen,  hSlt  man  durdiaus  an  dieser 
ESnricbtung  fest.  Bnchenberger  ver- 
t^digt  üe  prinzipieU  für  solche  Q^nden, 
die  unter  besonders  ungfinstigen  &uß»en 
Yorh&ltnissea  wirtschaften.  Eine  allgemeine 
und  grundsfttzliche  Wied^belebong  der 
Alteren  Gebundenheit  wird  nur  vereinzelt 
gefordert  Sie  wOrde  weder  der  Mannig- 
»Itigkeit  der  wirtschaftlichen  Bedflrfnisse, 
noch  dem  allgemeinen  fiechtsbewuStsein 
entsprechen. 

Literatur:  Statistik  de*  Z>euUchen  Reichs,  JV.  F., 
Bd.  US,  Berlin  1898.  ~  SUUiaUqw  agricoU  de 
ial^ramee,ri9ttUiaigenirQmdel'9»gueU  decennale 
d*  189S,  TMeatte,  itortir  1887.  —  Agrietdturat 
Rttunufor  Great  Britain,  1896,  London  1897. 
—  Oennu  der  Verein.  Staaten  f.  1900:  Jieport 
tm  the  ^atistici  of  AgrieuUure  in  the  U.  S., 
Washington  1903.  —  Angaben  vber  die  Verhält- 
nieee  in  anderen  Ländern,  im  Art.  „Grundbeeüx", 
im  H.  d.  St.,  Bd.  IV  und  bei  Buchenberger, 
Agrarweten  und  Agrarpolitik ,  Leipzig  189S, 
Bd.  1,  8.  4S6/g.  —  Ueber  die  Jteehtaordnung 
dtt  Orundbeaittee  vgl.  beaondert  A,  Wagner, 
Grundlegung  der  politischen  Oekonomief  8.  Aufi., 
T,  II,  Buch  S,  Leipzig  1894  Mt  ff.  d.  St., 
Bd.  IV  und  Bw^umberger,  a.  a,  O.,  Bd.  1, 
Kup.  II  wnd  IV.  Dort  auch  au^ßMiehe  An- 
gaben  Uber  die  ionfangrtiehe  Literatur. 

X.  Sertng. 


Landschaiteit. 


1.  Zweck  im  aUgemeioeD  und  Geschichte 
der  L.  n.  Organisatiou  und  Wirksamkeit  der 
L.  m.  Beurtolnng  der  L. 

I.  Zweck  im  allgemeinen  und  Geschichte 
der  L. 

Unter  L.  versteht  man  diejenigen  Kredit- 
institute, welche,  auf  genossenschaftlicher 
Basis  begründet,  den  Zweck  haben,  das  Be- 
dürfnis der  einzelnen  (Genossen  nach  Boden- 
kredit zu  befriedigen. 

Der  Schdpfer  der  L,  war  Friedrich 
der  GroSe.  Nach  dem  siebenjährigen 
Kriege  lag  in  Schlesien  die  Landwirtschaft 
sehr  danieder;  die  Großgrundbesitzer,  von 
denen  gleichzeitig  die  Mehrzahl  der  bäuer- 
lichen Besitzer  in  rechtlicher  imd  wirtschaft- 
licher Abhänpgkeit  sich  befand,  waren  stark 
verschuldet;  es  fehlte  ihnen  das  Geld,  um 
ihren  durch  die  lange  Kriegszeit  schwer 
geschädigten  Betrieb  wieder  in  die  Hohe  zu 
bringen.  Friedrich  der  Große  sann  daher 
auf  Wege,  welche  diesem  Mangel  abhelfen 
könnten.  Da  unterbreitete  ihm  der  Kauf- 
man  n  B  Ü  r  i  n  g  in  Berlin  den  Plan  zur 
Gründung  einer  Kreditgenossenschaft,  welche 
alle  Rittergutsbesitzer  der  Provinz  Schlesien 
umfaissen  sollte.  Der  König  billigte  den- 
selben, mit  einigen  Abänderungen,  durch 
Kabinettsorder  v.  29.' VIII.  1769,  und  am 
9.  ML  1770  wurde  das  R^lement  für  die 


Schlesische  L.  publiziert  Deren  Wirk- 
samkeit erwies  sich  als  so  gttnstig,  dai 
Friedrich  der  Giofie  beschloB,  andi  den 
anderen  Provinzen  des  Staates  die  f^iächß 
Vohltat  zukommen  zu  lassen.  Wfthiend 
seiner  R^erungszeit  oder  kun  nach  der- 
selben wiuden  nodt  4  weitere  L.  fa^rOnd^: 
die  kur^  und  Denmftrkische  Ritter- 
schaft durch  Reglement  v.  15./VI.  1777, 
die  pommersche  L.  durch  R^lement  v. 
13./lil.  1781,  die  westpreußische  L. 
durch  Reglement  v.  19.'lV.  1787  und  die 
ostpreußische  L.  durch  Reglement  v. 
t6./U.  1788.  Somit  waren  alle  östlichen 
Teile  des  preuftischen  Staates  mit  L.  ver- 
sorgt. Nach  Beendigung  der  Freiheitskri^ 
wurde  die  L.  für  die  Provinz  Posen  durch 
Reglement  v.  15./XI1.  1821  gegründet. 

Alle  diese  L.  erstreckten  ihre  Wirksam- 
keit zunächst  nur  auf  die  adligen  (Ritter-) 
Güter;  für  die  bäuerlichen  lag,  solange  das 
gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  b^tand, 
kein  dringendes  Bedürfnis  hierfür  vor.  Diea 
zeigte  sich  erst,  nachdem  jenes  Verhältnis 
gelöst  und  die  Bauern  auf  eigene  Füße  ge- 
stellt waren.  Dem  entsprechend  wurde  der 
ostpreufiischen  L.  schon  im  Jahre  1808  die 
Befugnis  erteilt,  ihre  Wirksamkeit  auch  auf 
bäuerliche  Güter  mit  einem  Werte  von 
mindestens  1500  M.  auszudehnen.  Die  an* 
deren  älteren  L.  folgten  diesem  Beispiel  erst 
viel  später.  Am  13./ V.  1857  erfolgte  die 
Errichtung  des  Neuen  Kredit  verein» 
für  die  Provinz  Posen,  der  sich  ur- 
sprünglich auf  alle  nicht  zur  alten  h.  ge- 
hörenden Güter  von  mindestens  15000  M. 
Taxwert  erstreckte.  Später  dehnte  er  ^>er 
seine  Wirksamkeit  auch  auf  die  zur  alten 
L.  gehörigen  Güter  aus,  und  letztere  wurde 
1677  aufgelöst 

Am  3./V.  1861  trat  die  Neue  west- 
preuBische  L.  ins  Leben,  welche  aus- 
schließlich für  den  bäuerlichen  Besitz  be- 
stimmt ist  Am  30./X.  1865  wurde  das 
landschaftliche  Kreditinstitut  für  das  Mark- 
grafentum  Ober- und  Niederlausitz 
gegründet,  welches  alle  in  seinem  Bezirk 
belegenen  Güter  von  mindestens  300  M. 
Taxwert  beleiht  Unter  dem  30..Vm.  1869 
entstand  das  Neue  Brandeoburgische 
Kreditinstitut  für  die  von  dem  ritter- 
schaftlichen  Verbandeausgeschlossenen  Güter 
der  Kur-  und  Neumark  mit  einem  Grund- 
steuerreinerl rag  von  mindestens  150  M.  Am 
9. ' VUI.  187 1  wurde  der  Pommersche 
Land -  Kreditverband  ins  Leben  ge- 
rufen für  die  nicht  zur  alten  L.  gehörenden 
Güter  mit  einem  Grundsteuereinertrage  von 
wenigstens  240  M.  Durch  kgl.  Erlasse  v. 
22./Xt.  18G7  und  v.  30./X.  1872  wurde  der 
Schlcsischen  L,  das  Recht  zuerteilt,  auch 
die  nicht  landschaftlich  inkorporierten  Oüter 
zu  beleihen,  sofern  dieselben  einen  Grund- 
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•twrrQnertrag  tod  mindesteoB  30  M.  haben 
md  eiaai  Kredit  von  mindestens  laO  M. 
RchtlertigeD. 

Änf  diese  Weise  wurden  sämtliche  Alteren 
,:aafiädhen  L.,  sei  es  durch  ErweiteniDg 
.bn-  B^n^is,  sei  es  durch  Angliederung 
•■<m  ZwdginstituteD,  in  die  I^ige  versetzt, 
■api  Wirtoamkeit  auch  auf  die  nicht  ritter- 
st^aftGdi»  and  auf  die  bäuerlidien  Ottter 
.Ii  a&hT  oder  minder  ^Bem  Umfange  ans- 
taiyiDen.  Bei  den  in  späterer  Zeit  ge- 
rrludetoi  L.  hat  man  von  vornherein  keinen 
Utmdned  zwischen  adligen  und  nicht- 
Jiüceo  Gütern  gemacht. 

ifflSlvUL  1864  trat  der  landschaft- 

i  ;he  Kreditverfaand  der  Provinz 
"a'^bsen  ins  Leben,  der  alle  innerhalb  der 
iWiBz  bel^enen  Güter  von  mindestens 
"<•■  3L  Ornndstenerreinertiag  beleiht ;  ebenso 
am  15i  VII.  1877  die  L.  der  Provinz 
Westfalen  undam  11./L  1883  der  land- 
'  bahliche  Ereditverband  für  die 
rTi.Tiaz  Schleswig-Holstein.  Auch 
i>.'  bäden  letztgenannten  blähen  alle  land- 
•\-T  finstwirtscfaaftlich  benutzten  Orund- 
-•'i'it»,  die  in  einem  Gniodsteuerreinertrage 
»<:i  mindestens  150  M.  abgeschätzt  sind. 

In  Hannover  waren  schon  vor  der 
rInT(»rl(nbnDg  in  die  preußische  Monarchie 
'ii'i  den  L.  ähnliche  Kreditinstitute  errichtet 
■••  Heo :  1.  daa  ritterschaftliche 
Ürf'iiitinstitut  für  das  Fürstentum 
I-ilDoburc  am  16./U.  1790;  2.  der 
ÜT'-ra'-n  -  Verden  sehe  ritterschaf  t- 

1' ni  Kreditverein  i.  J.  1826;  3.  der 
K»!.^Dt»erg-Grubenhagen-Hildes- 

■iinscbe  ritterschaftliche  Kredit- 
''■r«in  Am  5.  VIII,  1825.  Diese  Hannover- 
-  fi-^n  Institute  geben  aber  ihre  Darlehne 

.  iit  wie  die  preußischen  L.  in  Pfandbriefen, 
■  ''l'rn  in  bar;  die  erforderlichen  Betriehs- 
u:\tA  verschafien  sie  sich  durch  Aufnahme 
•ün-iUrer  Darlehne,  wofür  sie  Schuldver- 
■■  *irvil>nngen  gewähren,  die  auf  den  Namen 
'-■^  'ilänbigers  oder  auf  den  Inhaber  lauten. 

I'ie  preußischen  Provinzen  sind  also,  mit 
VfOohme  von  Hessen-Nassau  und  der 

ii  i«ioDrovin  z,  sämtlich  mit  landschaft- 
r-'i  Kreditinstituten  bedacht;  in  den  bei- 

-*  I  Irtito^n  glanbte  man  mit  den  1840  und 
*-v  gegründeten  Landesbaoken  sich  genügen 
zn  dürfen  (vgl,  Art:  „LMdeskredit- 
"  -o- oben  S.  337).  AußerhalbPreußensbe- 
'•i<>a  nur  wenige  landschaftliche  Kredit- 
:*iitutR,  olmlich  1.  der  Kreditverein 
■-'T  SIecklenbnrgischen  Ritter- 
halt  bader  OrofiherzogtÜmer  v.  28./ YH. 
"1"'  2.  der  erhlftndische  ritter- 
'  ii*ti  liehe  Kredit  verein  im  KOnig- 
•'»•h  Sachsen  v.  13.'X  1844  ;  3.  der 
-**''r*chaf ttiche  Kreditvercin  für 
H«rxoKtnni   Braunschweig  v. 
)IL]863:  Die Undständische Bank 


des  kgl.  sächs.  Markgrafentums- 
Oberlausitz,  i.  J.  1844  errichtet,  sowie 
der  landwirtschaftliche  Kreditver- 
ein im  Königreich  Sachsen,  g^ründet 
am  27./IV.  1866  sind  ebenfalls  landschaft^ 
ähnliche  Kreditinstitute,  tragen  aber  doch 
auch  teilweise  den  Charakter  voa  Genossen- 
schaftsbanken. 

IL  Organisation  und  H^rksamheit  der  L. 

Die  L.  gewähren  ihren  Mitgliedern  un- 
kündbare hypothekarische  Dar- 
lehne und  zwar  in  Pfandbriefen.  Der 
Zinsfuß,  auf  den  letztere  lauten,  hat  im 
Laufe  der  Zeit  wiederholt  gewechselt  und 
je  nach  dem  zeitlich  vorlumdenen  Zinsfufi 
zwischen  3%  und  b^lo  sich  bewegt  In 
den  letzten  20  Jahren  haben  alle  L.  ihre 
höher  als  4*Voigen  Pfandbriefe  konvertiert 
und  geben  zurzeit  in  der  Bßf^  3^^  oder 
3*>/o  ans.  Der  Schuldner  hat  aufler  den- 
durch  das  Pfandbziefkapital  bestimmten 
Zinsen  noch  einen  Batnig  für  die  Yer-- 
waltungskosten  und  für  Amortisation  zu 
geben,  der  sich  z.  R  bei  der  westfölischen 
L.  auf  V^o/o  und  Vs^/o  belänft.  Seitens  der 
L.  kann  das  dargeliehene  Kapital  nie  ge- 
kündigt werden,  solange  der  S<diuldner 
seinen  Verpflichtungen  nachkommt ;  dagegen 
kann  er  selbst  durch  Abzahlungen  seine 
Schuld  beliebig  verringern.  Die  L.  geben 
ihre  Darlehne  nur  auf  erste  Hypothek,  haben 
aber  Einrichtungen  getroffen,  um  dem  Dar- 
lehnssucher  die  A^toßung  vorangehender 
Hypotheken  mit  Hilfe  des  zu  erwartenden 
landschaftlichen  Darlehns  zu  erleichtern. 

Die  L.  beleihen  selbstverständlich  bloß 
einen  Teil  des  ermittelten  Gutswertes  ^ 
manche  gehen  nur  die  Hälfte,  andere  zwei 
Drittel  desselben.  Damit  ist  aber  nicht  ge- 
sagt, daß  erstere  den  wirklichen  Ertrags- 
wert niedriger  als  jene  beleihen.  Es  spielt 
hierbei  die  Art  der  Taxierung  eine  große 
Rolle,  und  man  kann  im  allgemeinen  sagen, 
daß  diejenigen  L.,  welche  eine  niedrigere 
Beleihungsqnote  haben,  höher  taxieren  als 
die  L.  mit  höherer  Bel^ungsquote.  Durch- 
schnittlich bleibt  der  taxierte  Wert  mehr 
oder  minder  erheblich  hinter  dem  wirklichen 
Ertragswert  zurück;  auch  bei  Beleihung  bis 
zu  ^'3  des  Taxwertes  wird  das  Darlehn  selten 
die  Hälfte  des  wirklichen  Ertragswertes  er- 
heblich überschreiten. 

Ueber  das  bei  der  Taxe  inne  zu  haltende 
Verehren  haben  alle  L.  sehr  ausführliche 
Grundsätze  ausgearbeitet,  die  den  Taxatoren 
zur  Richtschnur  dienen.  Manche  von  ihnen  be- 
folgen dabei  das  Prinzip  derErtragstaxe, 
andere  das  der  Kapital-  oder  Grund- 
taxe (vgl.  Art.  „Taxation").  Bei  ersterer 
werden,  nach  voraufgegangen^  Bonitierung, 
die  Roherträge  der  einzelnen  Grundstücke 
in  den  verschiedenen  Kulturarten  (Acker, 
Wiese,  Weide,  Wald  usw.)  festgestellt,  dann 
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die  M^rtBchsftskosten  in  Prozraten  der  Roh- 
erträge ;  durch  Abzug  der  letzteren  von  den 
ersten  gewinnt  man  den  Reinertrag  und 
durch  dessen  EapitaUäerung,  unter  An- 
wendung eines  5  %  igen  Zinsfußes,  also  durch 
Multiplikation  mit  20,  den  Reinertrag.  So 
verfährt  die  Schlesische  L.,  auch  die  £ur- 
und  NeumOrkische  Ritterschaft  D^geu 
haben  die  Ostpreußische,  die  Westpreußische 
und  die  Posensche  L.  das  System  der  Orund- 
oder  Eapitaltaxe.  Sie  schätzen,  ebenblls 
nach  Toraufgegangener  Bonitierung,  direkt 
den  Eapitalwert  der  einzelnen  Grundstücke, 
nach  Eulturarten  gesondert,  ab.  Bei  beiden 
VerfahruDgsarten  wird  aber  gleichzeitig 
Bficksicht  genommen  auf  die  Zahl  und  Be- 
schaffenheit der  Gebäude,  die  Menge  und 
Beschaffenheit  des  lebenden  und  toten  In- 
TentarSj  die  auf  dem  Gute  ruhenden  I^ten 
oder  die  ihm  zustehenden,  einen  Geldwert 
besitzenden  Rechte  usw.  infolgedessen  ist 
eine  landschaftUdie  Taxe  immerhin  eine 
ziemlich  weitläufige  und  verwickelte  Arbeit, 
die  auch  einen  nicht  ganz  unerheblichea 
Aufwand  an  Zeit  und  einen  entsprechenden 
an  Kosten  verursacht 

Nach  EiafOhrung  der  Grundsteuer  in 
Preußen  (1864)  und  der  ihr  voraui^;^angenen 
Abschätzung  des  Orundsteuerreiner^ages  für 
alle  Grundstücke  hat  man  versucht,  das 
Taxgeschäft  dadurch  zu  vereinfachen,  daß 
man  dn  bestimmtes  Multiplum  des 
Orundstenerreinertrages  als  zu- 
läBSige  Beldhun^note  aufstellte.  Manfol^e 
darin  dem  faewäbrteD  Beisfael  des  Ednig- 
reidis  Sachsen,  wo  die  OfFentüchen  Boden- 
kreditinstitute von  vornherein  bei  iluren  Taxen 
die  nach  Geschftftsanweisnng  zur 
Abschätzung  des  Grundeigentums 
im  Königreich  Sachsen  v.  30./IIL  1838 
vorgenommene  Kinschätzung  sowie  die  in 
dem  Gesetz  betr.  die  Einführung  des 
neuen  Grundsteuersystems  v.  9./IV. 
1843  enthaltenen  näheren  Vorschriften  zu- 
l^inde  legten.  Die  oben  ^nannten  säch- 
sischen landschaftlichen  Kreditinstitute  haben 
von  Beginn  ihrer  Wirksamkeit  an  die  auf 
Güter  zu  gebenden  Darlehne  in  einem 
Multiplum  des  Steuerbetn^es  bemessen; 
allerdings  hat  sich  das  Multiplum  im  Laufe 
der  Jahre  verändert,  d.  h.  es  ist  entsprechend 
dem  gewachsenen  Reinertrage  auch  mit  ge- 
stiegen. 

Bei  den  nach  Erlaß  der  preußischen 
GrundsteuergesetzgebuDg  in  der  preußischen 
Monarchie  errichteten  L.  hat  man  ebenfalls 
den  Grundateuerreinertrag  als  Maßstab  für 
die  Höhe  der  Taxe  und  der  Beleihung  ge- 
nommen. Die  L.  der  Provinzen  Sachen 
und  Schleswig-Holstein  beleihen  bis  zum 
20fachen,  die  der  Provinz  Westj^en  bis  zum 
22  fachen  Betrage  des  Grundsteuerreiner- 
trages ;  die  beiden  ersteren  geben  unter  ge- 


wissen TcnauBsetzungen  auch,  h&here  Dar* 
lehne,  aber  solches  nur  auf  Grund  äner 
besonders  zu  diesem  Zweck  vorgenommoiea 

Taxe. 

Auch  manche  der  älteren  h.  haben  die 
Feststellung  der  Beleihungsquote  nach  dem 
Gmndsteuerreinertrage  in  der  Form  üch 
angeeignet,  daß  sie  bis  zu  einem  gewissen 
M^tipium  des  Grundsteuerreinertrages  ohne 
weiteres  beleihen,  bei  höheren  Ansprüche 
aber  eine  ihren  sonstigen  Grundsätzen  ent- 
sprechende förmliche  Taxe  voraufgehen  lassen. 

Am  21./V.  1873  hat  sich  ein  Teil  der  in 
Preußen  vorhandenen  L.  zu  einer  „Zentral- 
landschaft für  die  preußischen 
Staaten"  verbunden.  Dieselbe  gibt  eben- 
falls Pfandbriefe  aus  und  ermittelt  den  Wert 
der  Grundstücke  im  all^meinen  nach  den 
für  die  einzelnen  Provinzial-L.  maßgebenden 
Taxgrundsätzen;  sie  ist  aber  befugt,  ohne 
weitere  Wertsermitteluug  die  P^dbriefe- 
beleihung  eintreten  zu  lassen,  wenn  das 
nachgesuchte  Darlehn  inneriialb  des  15  fachen 
Betrages  des  Grundateuerreinertrages  zu 
stehen  kommt 

III.  BenrteUniig  der  L. 

Für  die  Zweckmäßigkeit  der  L.  spricht 
ihre  nun  schon  mehr  als  hundertjährige 
Bew^ming.  Ein  paar  Jahrzehnte  nadi  ihrer 
Gründung  brach  über  die  Landwirtschaft 
der  Ostlichen  preußischen  Provinzen  die 
schwerste  Zeit  herein,  welche  dieselbe  sät 
dem  SOjähiigen  Kri^  bis  zur  G^enwart 
durchzumachen  gehfwt  hat  Durch 
Napoleonischen  Kjiege  und  Kontributionen 
waren  die  Geldmittel  aufs  ftußraste  erschöpft 
die  Landwirte  eines  großen  Teiles  ilu«8 
Wirtsobaftsinventars  beniabt,  die  Güta*prrase 
auf  ein  Minimum  gesunken,  Priv^kredit 
existierte  so  gut  wie  gar  nicht  Dazu  kam, 
daß  die  Durchführung  der  preußischen 
Agrai^eaetze  von  1807 — 1821  zunächst  den 
Lwidwirten  große  Opfer  auferlegte,  die  nur 
im  Laufe  längerer  Jahre  wieder  ersetzt 
wurden,  üm  das  Unglück  voll  zu  machen, 
traten  von  1820 — 40  so  niedrige  Getreide- 
preise ein,  wie  sie  seit  vielen  Jahren  nicht 
dagewesen  waren.  In  dieser  kritischen 
Periode  war  es  wesentlich  der  Mitwirkung 
der  L.  zu  danken,  daß  immerhin  noch  der 
überwiegende  Teil  der  Großgrundbesitzer 
über  Wasser  gehalten  wurde.  Allerdings 
haben  auch  die  L.  damals  manche  Verluste 
erlitten ;  aber  sie  haben  sich  doch  alle  durch 
die  Stürme  der  Zeit  hindurchgerettet  und 
sind,  als  günstigere  Umstände  für  die  Land* 
Wirtschaft  sich  einstellten,  zu  hoher  Blüte 
gelangt 

Der  große  Erfolg  der  L.  li^  sowohl  in 
ihrer  vortrefflichen  Organisation  wie  in  ihrer 
nicht  minder  guten  Leitung;  letztere  wird 
in  hohem  Grade  dtirch  die  erstere  bedingt 
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r*,^  L.  sind  Geoossenschaften  vta  Onmd- 
rejtxon.  dei«i  Intorease  bezflglidi  der 
Enffitgewfhnmg  ein  identiscdies  ist  Jeder 
Gemäw  hat  Interesse  daran,  daß  das 
t■.^.dltigte  EreditbedürfniB  jedes  anderen 
ni'$lidist  ToUsUndig  befriedigt,  daß  dagegen 
icr  Kredit  nicht  über  ein  ungefährUc^es 
XiS  ansgedehnt  wird.  In  jedem  einzelnen 
Yalif'  läftt  sich  dies  Ziel  zwar  nicht  voll- 
-tiiKlig  ezreichen ;  aber  annähernd  kommen 
•Ii-  L  dadurch  zu  demselben,  daß  die  für 
lin  Erfolg  der  Sache  entscheidendste  Maß- 
■^ihme  in  die  Hände  von  gewählten  Ge- 
-  •^■D  ^iegt  ist:  ich  meine  damit  die  so 
"  hvienge  Abschätzung  der  Güter  auf  ihre 
!>'!eihungsf&higkeit  Dieselbe  wird  von  Mit- 
.i.'xlem  der  L.  Tcvgenommeo,  die  sich  als 
;  -ütische  Landwirte  bewährt  haben,  die  in 
'•^iD  Abschätrungsbezirk  längere  Zeit  ange- 
>*^n  sind,  die  deshalb  ein  genaues  und 
tJ'here«  Urteil  über  die  Ertoagsfähigkeit 
Gutes  sowie  Über  die  persönliche 
yiiali&katioa  des  Darlehnssuchers  haben. 
AuS^em  anterliegt  jede  derartige  Taxe 
:*ch  der  B^utachtung  einer  oberen,  aus 
^It^iedem  der  L.  gebildeten  Behörde.  Wie 
A.!"  AbBchfttzungBgrundsätze  Ton  Kredit* 
in-titutcn,  so  sind  auch  die  der  L.  bezi^lich 
i'jrer  Anwendung  auf  den  einzelnen  Fall 
dehnbar  und  müssen  es  sein ;  aber  ge- 
»!•!  in  der  Art  der  Oi^anisafion  und  Ter- 
waltnuf  der  L.  ist  die  giOBtml^iche  Garantie 
j?r»beD,  dafi  die  Dehnbarkeit  dazu  benutzt 
*3d.  um  den  Wünschen  und  Bedürfnissen 
i-*  Sn^t  suchenden  Landwirtes  sowät 
'Otci'^iukonunen,  als  es  die  Bücksicht 
ä>'il  die  Sicherheit  der  L.  gestattet  Letztere 
Tird  auch  luch  dadurch  geirilhrleistet,  daß 

L.  unter  Airfsicht  eines  Staatskommissars 
tpxwühnlich  des  Oben)räsiden1en  der  Provinz) 
>K:beD  und  daß  Statutenänderungen  der 
ttroehmignog  des  Königs  bedürfen. 

Lhe  L.  haben  sidi  bemüht,  den  mit  der 
/'it  reränderten  Kreditbedürfnissen,  soweit 
in  ihrer  Aufgabe  und  Macht  liegt, 
iü-chnung  zu  tragen.  Es  geht  dies  schon 
i'ii  dem  hervor,  was  oben  über  die  Aus- 
'■•■haang  ihrer  Wirksamkeit  auf  bäuerliche 
•t'itfr  geaagt  wurde.  Femer  daraus,  daß 
iii^  L  der  7  natlichen  Provinzen  noch  be- 
-'fltlcrr  Institute  gegründet  haben,  welchen 
ir  Au^;sbe  obliegt,  dem  Bedürfnis  der  Oe- 
v-f-wx  nach  Personalkredit  entgegenzu- 
'  >iuuen.  Dieselben  führen  den  Hamen 
an d»chaft liebe  Darlehnskasseu 
'•)<7  landschaftliche  Banken. 

r»ie  jetzige  landwirtschaftliche  Krisis 
■'<'ift  lUaiiings  erhöhte  Anforderungen  an 
'i>-  L  Eb  dürfte  als  ausgemacht  zu  be- 
*ni*hten  sein,  daß  die  über  viele  Landwirte 
•t^incKbrochene  Not  zum  großen  Teil  in 
•1-t  rfberl^uDg  der  Güter  mit  hypotheka- 
r.-'bta  tichnldni  211  suchen  ist  und  daß  das 


wichtigste  Heilmittel  für  die  Zi&nnft  darin 
gefunden  werden  muß,  einer  solchen  UebeP- 
achnldung  Torzubengen.  Gutsbesitzer,  welclie 
bloß  L.gelder  haben,  kOnnen  nicht  Über- 
schuldet sein.  Als  Zi^  muß  daher  ^ten, 
es  dahin  zu  bringen,  daß  die  Landwirte  in 
denjenigen  Bezirken,  in  welchen  landschaft- 
liche Kreditinstitute  vorhanden  sind,  nur 
bei  diesen  hypothekarische  Darlehne  auf- 
nehmeo.  Hierzu  scheint  es  aber  nOtig,  daß 
die  L.  ihr  Abachätzun^verfahren  so  einfach 
und  ao  wenig  kostspielig  ^stalten,  als  es 
mit  ihrer  Sicherheit  nur  irgend  vereinbar 
ist  und  daß  sie  ihre  Wirksamkeit  allgemein 
auf  alle  bäuerlichen  Güter  ausdehnen. 
Für  die  letzteren  sind  in  den  Jahren 
1895 — 97  die  landschaftlichen  Reglements 
fast  durchgängig  nach  der  Richtung  hin  vor- 
teilhaft geändert,  daß  das  Taxverfahren  sehr 
vereinfacht  und  verbilligt,  auch  die  Höhe 
der  zulässigen  Beleihung  eine  dem  Werte 
der  Bauernhöfe  mehr  entsprechende  ge- 
worden ist  IS 

Llteratnr:  IHe  J^atuUn  und  Ab§ehäiMttngtgrmid- 
lätte  der  eftweinen  Landtehti^m.  —  Primßcn» 
landvfirüchc^ftliehe  Verwailung,  S  Bdt.,  Berlin 
1878,  S.  188  fg. ;  1885,  8.  iSSfg. ;  1888,  S.  75 fg, 
—  HenneSf  Art.  „Landschaften" ,  H.  d.  Sl.^ 
e.  Aufl.,  Bd.  V,  1900.  S.  45s fg.  —  v.  d.  Goltz, 
LandwirtsckafÜiehe  Taxalionalehre ,  S.  Aufl., 
Sertin  190S,  S.  69Sfg.  h.  6t5fg,  —  Die  Agrar- 
h>nferent  v.  S8.IV.  bi»  g.jVI.  18H,  Berlin  1894 
(t.  Ergbd.  des  SS.  Bd».  der  LanÄairUch.  Jahrb. 
von  H.  Thiel).  —  v.  d.  GoWSf  OenckiehU  der 
dflufseAen  LandwirUeheuß,  £  Bde.,  190t  u.  MOS, 
1.  Bd.,  8.  438 fg.  —  Venelbe,  Agrarwesen  und 
AgrarpolÜ^  t.  A^.,  Jena  1904,  S.  197 fg.  — 
i^ittitehe»  Jahrbuch  f.  d.  prevß.  Staat,  II.  Jahrg., 
1904,  Berlin  1905,  S.  98. 

Vrhr»  von  der  Gölte. 


Landitraflen. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Geschichtliches. 
3.  BedentuQg.  4.  Die  Stelloog  der  Öffentlichen 
Gewalt  geeeuaber  den  L.  ö.  Die  Befdrdenmgs- 
preise  im  L. verkehr. 

t.  Begriff  und  Arten.  Unter  L.  ver- 
steht man  künstlich  zugerichtete  Landwege, 
die  zum  öffentlichen  Verkehr  der  Fußgänger, 
Reiter  und  Fahrzeuge  zwischen  verschiedenen 
Orten  bestimmt  sind.  Durch  diese  Begriffs- 
bestimmung werden  alle  ,,Privatwege"  und 
alle  nicht  künstlich  zugericliteten  Wege  aus- 
geschlossen. Auch  die  „Ortsstraßen",  die 
lediglich  der  Vermittelung  des  Lokal- 
verkenrs  innerhalb  eines  einzelnen  Ortes 
dienen,  kommen  hiemach  nicht  in  Betracht. 

Der  Grad  der  künstlichen  Herrichtung 
kann  verschieden  seiD.  Die  L.  sind  entweder 
„iCunststraßen",  d.h.  gepflastert  oder  mit 
einer  Steinschüttun^  bedeckt  („cb  aus  s  iert'*), 
oder  aber  „gemeine",  d.  Ii.  ungepflasterte 
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und  uDchausfflerte,  künstlich,  hei^richtete 
Wege. 

Die  SffeDtlichea  L.  der  Eulturstaaten 
sind  in  der  Regel  auf  den  Verkehr  sowohl 
Ton  als  auch  tod  Reitern  und  Fuß- 

gflDgem  Ungerichtet  Ihre  Aufgabe  ist  aber 
niehtsdestoweni^r  verschieden.  Ein  Teil 
der  Straßen,  die  „Hauptstraßen'^  dient  der 
Terkehrsvermitteiung  zwischen  den.  Haupt- 
orten des  Landes  untereinander  und  zwischen 
Inland  und  Ausland.  Ein  anderer  Teil,  die 
jjNebenstraßen",  dient  vornehmlich  dazu,  den 
Verkehr  mit  den  Hauptstraßen  und  mit 
Wasser-  und  Schienenw^n  zu  ermCglidien. 
Eine  dritte  Gruppe,  die  ,^achbar8chaün-  oder 
VüünalskaSen",  ist  vorzugsweise  fOr  den 
örüichea  Yerkebr  ionerhalb  engerer  Bezirke 
bestimmt  In  Frankreich  werden  die  Straßen 
in  routea  nationales,  routes  ddpiurtementales 
und  routes  vicinales  unterschieden,  eine 
Unterscheidung,  die  der  Sache  nacii  mit  der 
angegebenen  Eänteilung  zusammentrifft. 
Seufbstveistftndlich  läßt  sich  diese  Dreiteilung 
nicht  scharf  dtux;hfOhren.  Die  Grenzen  sind 
hier  nicht  minder  flüssig  als  bei  der  Unter- 
scheidung der  Haupt-,  Neben-  und  KJein- 
bahnen,  die  auf  gleichen  Gesichtspunkten 
beruht. 

2.  Geschichtliches.  Entscheidend  für  die 
Eutwickelnng  des  L.wesens  ist  —  ebenso  wie 
für  die  des  Verkehrswesens  überhaupt  —  die 
Gestaltane  der  VerkehrsbedUrfnisse,  wie  sie  sich 
ans  den  Taaschbeziehnngen  der  Menschen  und 
Volker  ergeben!  Wege  überhaupt  bat  es  gewiß 
schon  in  den  äühesten  Zdten  gegeben.  Ge- 
bahnte  hhrbare  Ww  konnten  aber  erst  an(- 
kommen,  als  ün  lebhafterer  Lastenverk^  mit 
Hilfe  von  mechanischen  Vonichtnngen  (Karren, 
Wagen)  stattfand,  und  das  setzt  schon  eine 
höhere  Stafe  des  Wirtschaftdebens  and  des 
Kolturzastaades  Überhaapt  Toratis.  Die  Za- 
sammenziebong  der  einzelnen  Straßen  zn  wirk- 
lichen, in  sich  zasammenhängenden  Straßen- 
netzen wird  ein  volkswirtschanJiches  Bedürfnis 
erst  dann,  wenn  ein  lebhafter  Tanschverkehr 
Ober  weite  Gebiete  bin  stattfindet.  Erst  bei 
dieser  Sachlage  kommt  überbanpt  dem  Straßen- 
netz eine  volkswirtschaftliche  Bedeutung  zu. 
Je  weiter  der  Tanschverkehr  seine  Kreise  zieht, 
desto  wichtiger  wird  das  Straßennetz,  desto 
höhere  Anforderungen  werden  an  dieses  Netz 
nnd  seine  einzelnen  Glieder  gestellt,  bis  zuletzt 
das  Verkebrsbedllrfnis  über  das  Maß  der 
Leistongsfähigkeit  des  L.netzes  so  weit  binans- 
greift,  daß  ein  noch  wirksameres  Wegenetz  (in 
Gestalt  des  Eisenbahnnetzes)  zn  dem  L.netz 
hinzutritt. 

Die  L.  dienen  nicht  lediglich  wirtschaftlichen 
Interessen.  Wie  mit  allen  Verkehrswegen,  so 
sind  auch  mit  den  L.  —  nnd  zwar  frUher  in 
noch  viel  höherem  Maße  als  jetzt  —  inslH^ondere 
anch  militärische  und  Verwaltnngsinteressen 
verknüpft.  Sie  haben  anf  die  L.  einen  be- 
sonders großen  Einfloß  ansgeUbt,  da  die  L. 
früber  neben  den  Wasserstraßen  allein  als  Ver- 
blndnngswege  im  Binnenland  in  Frage  kamen. 
Daher  erklärt  es  sich,  daß  gerade  starke  Zentral- 


gewalten großer  Reiche  an  der  Schaffung  eines 
L.netzes  arbeiteten.  Das  persische  Reich  and 
das  römische  Ruch  z.  B.  haben  zum  nicht  ge- 
ringen Teile  bei  der  Anlage  ihrer  Straßennetse 
ans  Verwaltongs-  und  mäit&rischen  Interessen 
gehandelt.  Das  rOmisehe  StraSennetz  seigt  In 
seiner  ganzen  Anlage  diese  Eig^tflmliGnkdt 
deutlich.  Im  übrigen  ist  das  rtfoiische  Straßen* 
netz  als  die  bedeutaamste  Leistnng  des  Alter- 
tums im  Verkehrswesen  anzusehen,  sowohl  in 
bezng  anf  die  Straßenbaatechnik  als  auch  io 
besag  auf  die  Planmäßigkeit  nnd  Vollständig- 
keit des  Netzes.  Beachtenswerte  Reste  des 
römischen  Straßennetzes  haben  sich  bis  in  onsere 
Zeit  hinein  erhalten,  nnd  dieses  Netz  ist  in  ver- 
schiedenen Ländern  nachweislich  die  Grandlage 
der  späteren  NetniUa«  gewesen. 

Dte  wirtschaftliehe  JBntwickelong,  die  nach 
dem  Verfall  des  römischen  Weltreiches  einsetzte, 
ging  von  völlig  anderen  Voranssetzangen  aas. 
Starke  Zentralvewalten  fehlten,  nachdem  Karls 
des  Großen  kühne  nnd  umfassende  Oedanken 
nnd  Pläne  mit  ihm  ins  Grab  gesunken,  im  enro- 
päischen  Mittelalter  dnrchans.  Insbesondere  in 
Dentsehland  wnrde  das  politische  nnd  wirtschaft- 
licbe  Leben  durch  Zersplitterong  in  enge  Sonder^ 
gebiete  gekennzeichnet  Eine  planvolle  groß- 
zügige ^twickelnng  des  L.wesens  war  dadoich 
ausgeschlossen.  Zudem  standm  bei  dem  Ver- 
halten  der  Landesherren  zn  dem  L.wesen  die 
Getdinteressen  zn  sdir  im  Vorde^^nnde,  als 
daß  dessen  Bedeutung  für  das  Wirtschaftsleben 
recht  gewürdigt  werden  konnte.  Die  Straßen- 
baatechnik stand  anf  einer  viel  geringeren  Stufe, 
als  im  römischen  Weltreich,  und  deshalb  blieb 
auch  das  Netz  von  Handelsstraßen  technisch  un- 
vollkommen, das  infolge  der  Berührung  mit  dem 
Orient  durch  die  KreazzÜge  atis  den  Interessen 
der  oberdeutschen  Haadelsstädte  hervorging. 

In  der  Neuzeit,  als  die  Pflege  eines  ein- 
beimischen Oewerbefleißes  als  notwoidig  zur 
FQIItmg  der  landedieirlichen  Kassen  ^annt 
wurde,  kam  gerade  das  Geldinteresse  der  Fürsten 
dem  gewacfasenen  Verkehrsbedürfnis  mehr  ent- 
gegen, nnd  manches  geschah  für  die  L.,  nament- 
heb  in  Holland,  England  nnd  Frankreich.  Im 
ganzen  blieb  aber  das  L.wesen  bis  in  den  An- 
fang des  19.  Jahrb.  noch  sehr  imvollkommen  auch 
in  bezng  auf  die  Straßenbaatechnik. 

Die  größten  Fortschritte  hatte  erst  das 
19.  Jahrb.  aufzuweisen,  und  drei  Gründe  waren 
es  vornehmlich,  die  in  dieser  Zeit  das  Lwesen 
förderten.  Zunächst  war  durch  die  Erfindung 
des  Macadamisiereos  die  Technik  des  Straßen- 
baues zn  weit  größeren  Leistungen  befähigt 
worden,  und  gleichzeitig  steigerte  sich  das  nüli- 
tärische  and  das  wirtschaftliche  Interesse  an 
gnten  Straßen  und  namentlich  auch  an  einem 
zasammenhängenden  Netz  guter  Straßen. 

Für  die  Steigerang  des  militäriscben  Inter- 
esses war  besouders  das  Vorgehen  des  ersten 
Napoleon  von  Bedentang,  der  im  Interesse  seiner 
Trappenhewegnngen  em-ig  auf  den  Ausbau  des 
Straßennetzes  bedacht  war  und  von  1800—1812 
aOO  Mül.  EVcB.  darauf  verwandte.  Anderswu 
lernte  man  von  seinem  Vorgehen  und  nnterließ 
nicht,  auch  die  Staatskasse  zn  erheblichen 
Leistungen  für  L.bau  heranzuziehen. 

Die  Steigerung  des  wirtschaftlicben  Interesses 
an  den  L.  ist  namentlich  durch  die  Elseobahneo 
hervorgerufen  worden,  wie  denn  übeibanpt  die 
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Eüenbfthaeii  das  Verkehnbedfirbiia  auf  alleo 
Gebieten  erbeblieb  gesteigert  haben.  Die  volle 
Wirknoff  des  Eisenbabnweaeiu  —  das  maßte 
man  bud  erkeDnen  —  war  ohne  ein  gutes 
StraOennetz  nicbt  mSriich ;  erst  dadnrch  konnte 
Ton  allen  Seiten  der  verkehr  an  die  Eisenbahnen 
herangezogen  werden,  nnd  erst  dadnrch  konnten 
die  Gttteranfnhren  der  Eisenbahnen  auf  die  ein* 
xelnen  Punkt«  des  Bedarft  verteilt  werden.  So 


kam  es,  daß  im  Zeitalter  der  Eisenbahnen  am 
meisten  für  die  Entwickelong  des  L.netzes  ge- 
schah. Neuerdings  ist  auch  durch  die  Ent- 
wickelnng  des  Fahrrad-  nnd  Kraftwagenverkehrs 
das  Bedürfnis  nach  glatten  nnd  Widerstands- 
^igen  Straßendecken  nnd  reichlicher  Yerzwei- 
gnng  des  Straßennetzes  gesteigert  worden. 

Preußen  hatte  1816  nur  8166  km  chanssierter 
Wege.  Dagegen 


1876 
1887 
1891 
189Ö 
1900 


Privat-,  Aktien-, 

ProvinziaI>und 
Beciriustnßen 

Ereisstraßen 

Oemeinde- 
straßen 

Forst*,  Bern* 
werk»-  u.  Uiktftr^ 
Straßen 

im  ganxen 

km 

km 

km 

km 

km 

29096,5 

37  748,5 

5  652,8 

248o,a 

64  978,0 

31413,1 

26  379,0 

4  456,1 

3005,8 

65  254,0 

31  8a6,6 

42  350,2 

10066,6 

2383,1 

86  536,5 

33  159,0 

39946,0 

to88S,o 

3185,0 

85  178,0 

33371.0 

46198,0 

14  731,0 

3395,0 

95  945iO 

In  Bayern  gab  es  1904  6778  km  Staats- 
straflen  nnd  1816Ö  km  Distriktsstraßen ,  in 
Sachsen  Ende  1904  3625  km  Staatsstraßen. 
Württemberg  hatte  am  31./I.  1901  3087  km 
Staatsstraßen.  Baden  zählte  1900  3101  km 
Land-,  1268  km  Kreis-  und  6224  km  Gemeinde- 
straC^n. 

Frankreich  hatte  von  1814—1830  67,6  Hill. 
Frcs.,  dagegen  1831—47  203.5  Mill.  Eres,  nnd 
1848—70  2di,S  UiU.  Frcs.  für  Straßenbauten 
Tcnrendet.  Am  l./L  1904  hatte  es  Uber  38271  km 
Staatsstraßen,  ferner  i.  J.  1902  16617  km  De* 
Mrtementalfltraßen.  165063  km  VicinalsMen 
tOr  großen  Verkehr  und  731%  km  Ticinal- 
straßen  von  lokaler  Bedeutung.  In  Frankreich 
betrug  1903  der  Aufwand  fQr  Unterhaltung, 
Benaratnren  nnd  Neubauten  der  Staatsstraßen 
3035  »ilL  Frcs.  nnd  1902  für  diejenige  der 
Departementalstraßen  11,67  MUl.  Frcs.,  wahrend 
für  die  Vicinalstraßen  (ohne  die  oben  nicht  be- 
rücksichtigten gewöhnlichen  Landwege)  W02  im 
ganzen  102,60  Hill.  Frcs.  (ohne  die  ^ßen  Repa- 
raturen und  Neubauten)  ausgegeben  wurden. 
Belgien  hatte  ISSO  3241  km,  1903  9609  km 
Chaasseeen,  darunter  —  1903  —  7806  km  Staats- 
straßen. In  Italien  waren  am  30./VI.  1903  in 
Gebrauch  6715  km  Staatsstraßen,  42612  km 
Provinzialstraßen  nnd  88015  km  Kommunal- 
Straßen.  In  Großbritannien  sind  über  200000  km 
L.  vorhanden.  In  Oesterreich  gab  es  Ende  1903 
1Ö991  km  .Aerarialstraßen",  3571  km  Landes- 
straßen, 58273  km  „Bezirks-  nnd  Konkurrenz- 
Straßen''  und  36 135  km  Gemeindestraßen,  zas. 
1139(0  km  (gegen  104822  km  Ende  1894).  Der 
«reine  Aufwand"  für  die  Aerarialstraßen  war 
1694  10.87  MÜI.  Kr.  (6P8  Kr.  auf  1  km)  und 
1903  16,91  Hill.  Kr.  (1058  Kr.  für  1  km). 

3.  B«deQtan];.  Die  L.  sind  auch  im 
Zeitalter  der  Eisenbahnen  nicht  wertlos  ge- 
worden. Sie  Bind  unentbehrlich  als  Güter- 
rtibriDger  wnd  Güterverteiler  der  Eiseo- 
bahoeD  und  ebenso  der  Wasserstrafien.  Sie 
stellen  die  letzten  Verästelungen  des  Ver- 
kehrsnetzes dar.  Ihre  Vorzöge,  wie  die 
große  VerzweiguD^sßhigkeit,  die  verhältois- 
mftflig  gnfle  fUugkeit  ziir  UeberwinduDg 


j  von  H5heD,  die  Beniitzbarkeit  für  jeden  An- 
1  lieger,  die  MiSglichkeit  der  Be-  und  Ent- 
ladung an  jeder  Stelle,  die  Fahrbarkeit  für 
Fahrzeuge  der  verschiedensten  Art  und  zwar 
meist  gleichzeitig  nach  zwei  Richtungen  hin, 
I  die  Möglichkeit  einer  freien  Konkurrenz  der 
Frachtführer  und  nicht  soletzt  auch  ihre 
verhaltnismftfiig  g^ingen  Anlage-  und  Unteiv 
haltungakosten  machen  we  ^anz  besonders 
geeignet,eineerg&nzendeRolIeindemheQtigeD, 
so  hochentwickelten  Verkehrswesen  zu 
spielen.  Die  gründe  Eatwidrelong  des 
EHsenbahnvesens  wird  durch  ein  gutes  L.- 
netz  erheblich  gefördert  nnd  ist  unter  üm- 
ständen  dadurch  geradezu  bedingt,  ^n  be- 
merkensweiles  Beispiel  dafür  bietet  in  der 
neuesten  Zeit  das  griechische  Eisenbahn- 
wesen, das  ohne  ein  ^nügendes  Netz  von 
Güter  zuführenden  L.  nicht  vorwärts  kommen 
konnte,  wie  im  „Archiv  f.  Eisenbahnwesen" 
(1896,  S.  10)  von  fachmännischer  Seite  fest- 
gestellt worden  ist.  Aus  diesem  Grunde 
hat  Griechenland  sein  L.netz,  das  1875  nur 
320-350  km  betrug,  bis  1882  auf  1100  km 
vermehrt  und  alsdann  behufs  Anlage  weiterer 
2000  km  L.  eine  Anleihe  von  20  Mill.  Frcs. 
aufgenommen. 

In  dem  Gesagten  liegt  aber  schon,  daß 
die  L.,  so  unentbehrlich  sie  neben  Eisen- 
bahnen und  Wasserstraßen  sind,  doch  nicht  zu 

?leichen  Leistungen  wie  diese  befähig  sind, 
hre  Hauptschwäche  ist  der  große  ßeibungs- 
widerstand,  den  sie  der  Fortbewegung  ent- 
gegensetzen, und  die  beschränkte  wider- 
stAndsfähigkeit  gegen  starke  Belastung.  Beides 
steht  zunächst  der  Verwendung  vnrksamer 
mechanischer  Triebkräfte  entgegen.  Durch 
die  Gntwickelung  der  Fahrrad-  nnd  Kraft* 
Wagenkonstruktionen  ist  indes  wenigstens 
für  den  Personenverkehr  dieser  Nachteil 
abgeschwächt  worden.  Die  gleidien  Gründe 
erschweren  die  Verwendung  großer  und 
'  deshalb  schwerer  Transportgenße.  Die  Fo^ 
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ist,  daß  der  Verkehr  auf  den  L.  weder  be- 
sonders massenhaft  und  billig  noch  bd  Yer- 
wendung  gewöhnlicher  Fahrzeuge  besonders 
schnell  und  pQnktlich  sräu  und  daß 
auch  die  BefOrderungsgegenstftnde  infolge 
der  größeren  Stöße  und  Erachüttenrngea 
beim  Transport  leichter  beschftdigt  werden. 

Für  besonders  schnellen  und  pQnktlicben 
Verkehr  sind  Bonach  die  L.  nicht  geeignet, 
wenn  man  vom  Fahrrad-  und  Kraftwagen- 
verkehr  absieht,  der  aber  besonders  für  die 
Personen-,  weniger  für  die  Güterbeförderung 
in  Betracht  kommt,  und  ebensowenig  passen 
sie  für  die  Fälle,  in  denen  ein  massenhafter 
Verkehr  billig  bewältigt  werden  muß.  Jenes 
leisten  die  Msenbahnen,  dieses  die  Wasser- 
straßen am  besten;  aber  auch  die  Eisen- 
bahnen sind  den  L.  in  bezug  auf  Massen- 
haftigkeit  imd  Billigkeit  des  Verkehrs  weit 
überlegen.  Als  Hau^tvermittler  desjenigen 
Verkehrs,  welcher  sich  nicht  auf  Schiffen 
bewegt,  können  die  L.  in  Kulturländern  heute 
nicht  mehr  benutzt  werden,  weil  ihre  Fem- 
wirkung namentlich  im  Güterverkehr  nach 
dem  Gesagten  nur  gering  ist  In  früheren 
Zeiten  konnten  sich  die  Verkehrswege  gleich- 
wohl auf  Wasser-  und  L.  beschränken,  weil 
der  Nahverkehr  im  Wirtschaftsleben  eine 
verhältnismäßig  viel  größere  Bolle  spielte 
als  jetzt  Für  die  meisten  Bedarfsartikel 
des  tätlichen  Lebeos  bestand  im  Mittel- 
alter eine  lokale  Beschränkung  von  Er- 
zeugung und  Alsatz.  Ein  Netz  von  Ver- 
kehrswegen mit  besonderer  Ferowirkung 
war  also  nicht  nötig;  freilich  hidt  auf  der 
and»«Q  Seite  derMüigel  eines  solchenNetzes 
Erzeugung  vaaA  Absatz  in  dieser  lokalen  Be- 
schränkung fest  Nur  ffir  Waren  von  höherem 
Wert  konnte  äch  der  Transpcvt  auf  weite 
Strecken  hin  auf  den  L.  entwickln. 

Heute  di^ien  die  L.  in  normalen  Zeiten 
dem  Femvertehr  auch  von  wertvollen  Gütern 
nicht  Nur  wo  aus  iigend  einem  Grunde 
die  Benutzung  anderer  Verkehrswege  aus- 
geschlossen ist,  greift  in  den  Kulturstaaten 
bei  Gütern  der  lemverkehr  heute  noch  zu 
den  L.  In  Krie^zeiten  kann  für  militärische 
und  wirtschafthche  Zwecke  allerdings  eher 
ein  Bedürfnis  zum  Femverkehr  auf  den  L. 
entstehen,  wenn  die  Eisenbahnen  überlastet 
sind  und  genügende  Wusserstraßen  nicht 
zur  Verfügung  stehen.  Im  Personenverkehr 
haben  Fahrrad  und  Kraftwagen  die  Fera- 
wirbung  der  L.  neuerdings  gesteigert;  die 
Hauptmasse  dieses  Verkehrs  bleibt  aber  in 
den  Kulturstaaten  auf  die  Eisenbahnen  an- 
gewiesen. 

Für  den  Lokalverkehr  zwischen  den 
einzelnen  Orten  und  ihrer  nächsten  Um- 
gebung sind  die  L.  heute  noch  oft  von  er- 
heblicher Bedeutung,  weil  Schienen-  und 
Wasserwege  hier  nicht  immer  zur  Bewälti- 
gung des  Verkehis  ausreidien  und  auch 


nicht  immer  den  be6ondei*en  Zwecken  dieses 
Verkehrs  angepaßt  werden  können.  Die 
Bedeutung  für  den  Nahverkehr  ist  duidi 
die  wachsende  Anwendung  ron  FahrrSdem 
und  Kraftwagen  noch  emeblich  gesÜKen, 
sowenig  auch  diese  Yetkehrsmittel  dem 
Massenverkehr  zu  dienen  geeignet  sind. 

4.  Die  StolluK  der  SffenÜichen  Ge- 
walt gegenüber  den  L.  Den  Veikehr  aof 
den  L.  selbst  durchzuführen,  ist  nidit  die 
Aufgabe  des  Staate  und  fuiderer  Stufen  der 
öifentlichen  Gewalt;  ein  allgemeines  Fracht- 
regal ist  auch  von  dem  Staat  nie  beansprucht 
worden.  Nur  für  gewisse  Teile  des  kleinen 
Güterverkehrs  und  für  den  Keiseverkehr 
wurde  früher  von  der  staatlichen  Post  ein 
Kegat  beansprucht,  das  aber  inzwischen  längst 
verschwunden  ist 

Als  Inhaber  eines  L.monopols  erscheint 
der  Staat  mithin  nicht,  und  als  gewerblicher 
Fuhrunternehmer  im  Wettbewerb  mit  Privaten 
tritt  er  in  den  Kulturstaaten  nur  in  bezug 
auf  einen  Teil  des  noch  vorhandenen  Fer- 
sonenpostverkehrs  auf. 

Da  aber  die  Sorge  für  die  allgemeine 
Wegsam  keit  des  Landes  zu  den  Aufgaben 
des  Staates  gehört,  ist  ihm  auch  untet  den 
heutigen  Verhältnissen  eine  Reihe  wichtiger 
Obliegenheiten  g^nflber  den  L.  verblieben, 
sowohl  in  bezug  auf  die  vo^ndenen  als 
auch  in  bezug  auf  die  zu  schaffenden  Straßen. 
Der  Staat  muß  zunächst  dafür  sorgen,  daß 
die  L.  —  ihrer  Bestimmung  gemäß  —  all- 
gemein benutzbar  bleiben.  Die  Aufrabe 
wird  wesentlich  durdi  w^polizeiliche  Vor* 
Schriften  und  Ueberwachui^  ihrer  Durch- 
führung erfüllt  Dahin  gehören  Vorachriften 
Über  Ausweichen^  zulfi^ge  Breite  der  Be- 
ladung, Verbot  der  Querstellnng  der  Wagen 
usw.  Durch  die  Entwickelnng  des  Fahirad- 
und  Eraftwagenverkehrs  sind  nodi  besondere 
Anordnungen  nöt^  geworden,  um  die 
nntzuog  der  neuen  Verkehrsmittel  nicht  in 
unzeitgemäßer  Weise  zu  beengen,  aber  auch, 
um  die  nicht  geringen  Belästigungen  und 
Gefahren,  die  damit  für  den  sonstigen  Ver* 
kehr  verbunden  sind,  einzusduänken. 

Der  Staat  muß  weiterhin  dafür  sorgen, 
daß  der  gebrauchsfähige  Zustand  der  Straße 
erhalten  bleibt.  Er  muß  sie  schützen  geeen 
Beschädigungen,  namentlich  auch  g^u  Be- 
schädigungen durch  Beschaffenheit  und  Be- 
lastung der  Fahrzeuge,  durch  die  Fortbe- 
wegung in  den  Wagenspuren,  durch  die 
Art  des  Beschlages  der  Zi^ere  usw.  Auch 
das  gehört  dem  Gebiet  der  W^ropoUzei  an. 

Die  Verschlechterung  der  Fahrbahn  ist 
freilich  auch  bei  den  sirengsten  Vorachriften 
unvermeidlich ;  denn  die  L.  werden  er- 
fahrungsgemäß durch  den  Verkehr  sehr  stark 
angegnffen.  Es  sind  deshalb  fortdauernd 
Unterhaltungskosten  aufzuwenden,  die  zum 
Teil  eine  ansehnliche  Höhe  errNchen,  aber 
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y  aach  dm  Gweaden  wegen  der  Schwierig- 
«dt  da- JfatBrifdbeechaffuDg,  der  Stärke  der, 
i^iQ^miduiahme  nsw.  ^fie  Abweichungen 
idgnL  Die  jUirlichen  Unterhaltung^oBten 
rir  1  km  sind  io  Preußen  (1900)  durch- 
•.^hoitüicfa  700,92  M.  (am  hficheten  mit  950 
u»l  970  3L  in  Schieten  und  West&J«!,  am 
•MiDgttBD  mit  408  IC  in  Posen)  den 
PnnniiBlstraBea.  io  Bi^bih  (1904)  hol  den 
K«tnkt88tta8en  376  IL  (am  höchsten  in 
<i!>3baiyeni  mit  787  M.,  am  niedrigsten  in 

•  ^»'T^kea  mit  262  M.),  in  WQrttembei^ 
^•m  bei  den  Staatsstiatten  778  M.  usw. 
IVr  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht, 
Vt)iielmiogeQ  zu  treffen,  welche  die  Deckung 
i'  t  rnteihaltnngskosten  sichern.  Die  Frage, 
■  ft  der  Staat  danlber  hinaus  noch  mit  eigenen 
-Mitieln  für  die  Unterhaltung  des  Wege- 
nE^ens  aufkommen  soll,  wird  verschieden 
(«antwortet  Da  die  Unterhaltung  der  Wege 
inj  aligemeinen  volkswirtschaftlichen  In- 
v-i^  li^  und  auch  im  milit&risdien  In- 
ifinniip  und  aiia  allgemeinen  Yerwaltungs- 
rOck&ichten  notwendig  ist,  so  liegt  es  an 
-i'-h  nahe,  dem  Staate  die  Unterhaltungs- 
fük-lit  Eozusprechen.  Indes  darf  man  es 
•(•-tirönTomnerein  als  berechtigt  bezeidinen, 
lull  die  dem  Staat  nachgeordneten  Offent- 
■1  'him  i)rgane  sich  an  den  Lasten  der  Unter- 
^tuD£  auch  ihrerseits  beteiligen,  weil  Neben- 
mid  Vidnalstraßen  vorzugsweise  dem  In- 

engerer  Gebiete  dienen  und  weil  bei 
oitf  ^ngen  Fernwirkung  des  L.verkehrs  die 
iiDoittelbaren  Vorteile  tatsächlich  in  der 
HaiiptBacfae  in  dem  betr.  engeren  Bezirk 
^•■röUibeD.  Da  indes  die  Wege  zweiter  und 
Amf^  Ordnung  als  Glieder  des  ganzen 
^tnlk2lIletzes  stets  auch  ffir  die  Gesamtheit 
vm  Bedeutung  ünd,  so  würde  eine  er- 
Eäuiende  Beteiligung  an  der  Unterhaltungs- 
■ut  im  Falle  nicht  senOgender  Leißtungs- 
Slii{;kät  der  fiff^ntlichen  Organe  geringerer 

•  (nlaong  als  Pflidit  des  Staates  anzuerkennen 

i^ifi. 

lUt  taltfcfalichen  Yerhältnisse  sind  ver- 
f-  awden.  In  Frankreich  werden  die  „routes 
OBikfflales**  vom  Staat,  die  „routes  d^partemen- 
lalet^  Too  den  DqwrtementB,  die  „routes 
Tiisaalcs^  TOD  den  Gemeinden  unterhallen. 
>fuilidie  Zuschüsse  zur  Dnterhaltung^last 
K&d  TOTKeeefaeo,  so  daä  das  französische 
>:Am  dem  eben  Entwickelten  entspricht 
iUueD  folgt  demselben  System.  In  Oester- 
nicli  und  Ungarn  teilen  sich  der  Staat,  die 
Under,  Bezirke  und  Gemeinden  in  die 
I'DVTfaoltiugBlast  In  Preußen  dagegen  liegt 
•Ii*  Cnterhaltung  den  Provinzen,  Kreisen 
lui  iiomanden  ob,  während  staatlich  unter- 
uJiet)*-  StaatBStiafien  nicht  mehr  bestehen. 
N;  ^ttaat  hat  aber  den  Provinzen  für  diese 
^•>*«'le  bestimmte  Beträge  überwiesen. 

Die  Unterbaltongspfliäit  für  StraBen,  die 
^'^  hititgoBellschaften  angelegt  und  be- 


trieben werden,  ruht  natürlich  zunächst  auf 
diesen.  Sie  werden  aber  die  Last  durch 
Erhebung  von  Wegegebflhren  auf  die  Be- 
nutzer der  Wege  abzuwälzen  bemüht  sein. 
Auch  die  Öffentliche  Gewalt  ist  diesen  Weg^ 
gegangen,  um  die  Last  ganz  oder  zum  TeO 
auf  die  S(uiultem  derjenigen  zu  legen,  welche 
unmittelbar  die  Torteile  der  Strafie  genießen 
und  welche  deshalb  dw  Abnutzung  der 
Straße  zummst  hervorrufen.  Auch  durch 
Zwecksteuem  hat  sich  die  öffentliche  (Je- 
walt  unter  UmsÜlnden  die  nGtigen  Mittel  zu 
verschaffen  gesucht,  ein  Vorgehen,  das  leicht 
ungleich  belastet  Die  Erscheinung,  daß  die 
Abnutzung  der  Straße  durch  bestimmte  Arten 
des  VerkeMS  besonders  groß  ist,  hat  ferner 
dazu  geführt,  die  betr.  verkersinteressenten 
mit  besonderen  („Präcipual'^-)Leistuugen  für 
die  Wegeunterhaltung  zu  belegen  (Frankreich, 
Elsaß-Lothringen  usw. ,  neuerdings  auch 
Preußen).  Die  Schwierigkeiten  einer  gerechten 
Abmessung  dieser  binderen  Leistungen 
sind  nicht  gering. 

Einer  Fürsorge  für  die  Unterhaltung  der 
Wege  aus  eigenen  Mitteln  hat  sich  die 
Öffentliche  Gewsdt  lange  enthalten.  Die  An- 
lieger wurden  damit  belastet,  die  ja  am 
leichtesten  zu  erreichen  waren.  Eine  ge- 
wisse ßechlfertigung  dafür  lag  in  der  Tat- 
sache, daß  das  Besitztum  des  Anliegers 
durch  den  Weg  oft  wertvoller  wird.  Aber 
gerechterweise  kann  die  ganze  UnterhaJtungs- 
last  den  Anliegern  nicht  aufgebürdet  werden, 
da  die  Ben\itzer  der  Wege  ebenfeüls  un- 
mittelbare Vorteile  daraus  ziehen  und  da  die 
Wege  für  die  Gesamüieit  um  so  bedeutsamer 
werdun,  je  dichter  sich  das  Wegenetz  ge- 
staltet 

Bei  den  L.  hat  auch  die  Beteiligung  an 
den  Unterhaltungslasten  in  Gestalt  von 
NaturaUeistungenlangebestanden.  ImMittel' 
alter  kamen  dafür  namentlich  die  zwangs- 
weisen Arbeitsleistungen  der  Bauern,  die 
„Wegfionden",  in  Betradit;  sie  haben  sich 
bis  in  das  19.  Jahrh.  hinein  erhalten.  Jetzt 
beschiftnlmn  sie  smh  in  der  Hauptsache  auf 
Hand-  und  Spanndienste  der  Einwohner 
ländlicher  Gemeinden  für  die  von  der  Ge- 
meinde zu  unterhaltenden  Wege  niederer 
Ordnung,  können  aber  infolge  der  gesteigerten 
technischen  Anfordenmgen  an  Wegebau  und 
Wegeunterhaltung  meist  in  Gel<Üeistungen 
umgewandelt  werden. 

Beim  Bau  der  L.  hat  der  Staat  zunächst 
ein  dringendes  Interesse  daran,  eic  planloses 
Entstehen  von  Straßen  zu  verhindern  und 
auf  die  allmähliche  Entwickelung  eines  dem 
Bedürfnis  entsprechenden  Straßennetzes  mit 
genügenden  Abmessungen  und  widerstands- 
fähiger Ausgestaltung  hinzuwirken.  Die 
Selbstbetätigung  der  kommunalen  Selbstver- 
waltungskörper braucht  deshalb  nicht  unter- 
bunden zu  werden ;  nur  mtlssen  sie  durch 
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die  Staatsgewalt  angehalten  werden,  ihre 
Wege  in  der  Richtung  zu  führen  und  in 
der  Weise  auszugestalten,  daB  sie  sich  als 
brauchbare  Glieder  in  das  gesamte  Straßen- 
netz einfttgen.  In  Frankreich  wird  die  Plan- 
feststelluog  der  Straßenbauten  durch  die 
staatliche  Baubehörde  bewirkt.  Auch  der 
Bau  der  Straßen  wird  durch  staatliche  in- 
g^nieurs  des  ponts  et  chauss6es  durchgefflhrt, 
aber  unter  Eon  trolle  eines  Straßenausschussea, 
in  weldiem  die  Departemeals-,  Ärrondisse- 
ments-  und  GemeindeTftte  und  event.  auch 
die  Privatpersonea  vertreten  sind,  welche 
freiwillige  BdtrBge  leisten.  Hier  ist  also 
das  Wegewesen  zeutraliaiert  in  der  Eaod 
des  Staates.  Ähnlich  ist  es  in  Belgien  und 
IbdieD.  In  Enj^and  fehlt  die  Zentralisation 
ToUstSodig.  Die  Straßen  stehen  unter  der 
Etlichen  Selbstverwaltung,  und  im  übrigen 
grÜfen  private  üntemehmungen  {„turnpifce- 
trusts**)  ein.  In  Preußen  ist  das  L.wesea 
jetzt  provinziell  und  lokal  geregelt,  eine 
zentrale  Staatsbehörde  für  das  Wegewesen 
besteht  nicht,  während  in  anderen  deutschen 
Staaten  solche  Behörden  vorhanden  sind. 

Die  Deckung  der  Baukosten  wird  in  erster 
Linie  bei  den  Hauptstraßen  Sache  des  Staates, 
bei  den  Nebenstraßen  Sache  der  Provinzen 
und  Kreise  und  bei  den  Nachbarschafts- 
straßen  Sache  der  Gemeinden  sein  wegen 
des  besonderen  Interesses  dieser  Organe  an 
den  betr.  Arten  der  Straßen.  Dadurch  kann 
aber  nicht  grundsatzlich  ein  Eingreifen 
mehrerer  öffentlicher  Oi^oe  ausgescbiossen 
"werden,  und  auch  Interessenten  und  Anlieger 
können  unter  Umständen  mit  herangezogen 
werden.  Das,  was  Ober  die  Aufbringung 
der  Unterhaltungslasten  gesagt  wurde,  trifft 
im  wesentlichen  auch  hier  zu. 

In  Preußen  erfolgte  früher  der  Bau  der 
Chausseeen  vorwiegend  aus  Staatsmitteln,  und 
soweit  andere  Öffentliche  Oi^ane  oder  Aktien- 
gesellschaften den  Bau  auf  sich  nahmen,  ge- 
währte der  Staat  Zuschüsse  oder  Bauprämien. 
Seit  1875  sind  diese  Bauprämien  fortfallen, 
und  der  Neubau  ist  ebenso  wie  die  Unter- 
haltung der  bisherigen  Staatsstraßen  den 
Provinzen  übertragen,  denen  entsprechende 
Dotationssummen  überwiesen  sind.  Den 
Kreisen,  welche  seitdem  besonders  mit  Neu- 
bauten einge^ffen  haben,  gewähren  die 
Provinzen  Bfflhilfen. 

Will  der  Staat  oder  die  ÖfTentliche  Oe- 
walt  sich  die  Zinsen  und  Tügungsquoten 
der  Anlagekcffiten  und  die  Unterhaltungskosten 
ganz  oder  zu  einem  Teile  von  den  Benutzem 
der  Wege  erstatten  lassen,  so  ist  die  Er- 
hebung von  Wegeabjgaben  erforderlich,  und 
diese  nat  denn  auch  in  der  Geschichte  der  L. 
eine  wichtige,  nicht  immer  rühmliche  Rolle 
gespielt.  Im  Mittelalter  wurden  vielfach  die 
Wege  lediglich  oder  überwiegend  als  Finanz- 
queUe   behandelt ,   und    dem  entsprachen 


die  Wegeabgaben  nach  Zahl,  Mannigfaltig- 
.keit  und  Höhe.  In  den  Kulturstaaten  ist 
dieser  Standpunkt  verlassen  worden.  Die 
neueren  W^;eabgaben  halten  sich  auf  mäßiger 
Höhe  und  erscheinen  als  Geb{Uiren,  also  als 
unmittelbara  Vergütungen  für  bestimmte 
Leistungen  der  öffentlichen  Gewalt  Ihre 
Höhe  hängt  wesentlich  davon  ab,  welcher 
Teil  der  Verzinsung  und  Tilgungs^uotoi 
und  der  Unterhaltungskosten  durch  die  G&-' 
bühren  gedeckt  werden  soll. 

Da  in  der  Tat  besondere  Vorteile  der 
Wegebenutzer  erkennbar  sind,  so  ist  die  Be- 
lastung der  Wegebenutzer  mit  mäßige  Oe- 
bflhren  an  sich  nicht  ohne  weiteres  zu  reis 
werEen.  Das  gilt  um  so  mehr,  je  mehr  das 
W^netz  noch  wichti^r  Erg^zongen  be- 
darf. Eine  völlige  Fk^lassung  der  Wege- 
benutzer  würde  an  eöch  erst  dann  zweck- 
mäßig sein,  weüJH  das  Ii.netz  dne  solche 
Ausbildung  erhalten  hat,  daß  die  günstig«i 
Wirkungen  für  die  Gesamtheit  gegentuter 
den  besonderen  Vorteilen  der  W^benutzer 
durchaus  Überwiegen.  Nichtsdestoweniger 
hat  die  Erhebung  von  Wegegebühren  —  ab- 
gesehen von  Brückengeldern  —  schon  ver- 
hältnismäßig früh  bedeutende  Einsehen- 
kungen  er&ihren,  hauptsächlich  wegen  der 
Belästigungen,  die  für  den  Verlffihr  aus  da 
Gebührenerhebung  erwachsen. 

In  Deutschland  haben  die  Zollvereins- 
verträge für  diese  Frage  Bedeutung.  In 
dem  Zollvereinsvertrage  v.  22./III.  1833 
zwischen  Preußen,  Kurhessen,  Oroßherzog- 
'  tum  Hessen  einerseits  und  Bayern  und 
Württemberg  andererseits  wurde  g^enseitig 
die  Verabredung  ,,emeuert",  daß  Chaussee- 
gelder  oder  andere  statt  derselben  bestehende 
Abgaben  —  „ohne  Unterschied,  ob  die  Er- 
I  hebung  für  Rechnung  des  Staates  oder  eines 
,  Privatberechtierten,  namentlich  einer  Kom- 
mune geschieht^'  —  nur  in  dem  Betrage 
beibehalten  oder  neu  eingeführt  werden 
können,  „als  sie  den  gewöhnlichen  H&- 
stellungs-  und  Unterhaltungskosten  ange- 
messen sind".  Dabei  wurden  die  Sätze  des 
preußischen  Chausseegeldtarifes  von  1S38 
als  die  höchsten  zulässigen  Sätze  bezeichnet 
Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  den  späteren 
ZoUvereinsvertrfigen  wiederholt  und  in  das 
Vereinszollgesetz  v.  V  VH.  1869  nbemommen 
worden.  Inzwischen  war  in  Baden  sdioo 
1820,  in  WfirttembeiK  1828  und  18S3,  in 
Hessen  1835,  in  Bayern  1840  auf  Staats- 
chausseeen  das  Chausse^ld  abgeschallt 
worden.  Preußen  hatte  den  GhaufBeegeld- 
tarif  von  1828  im  Jahre  1840  w^ntlich 
I  ermäßigt  nnd  1875  das  Ohausseegeld  auf 
'  den  —  bekanntlich  den  Provinzen  über- 
•  wiesenen— Staatsstraßen  aufgehoben. Sachsen 
brachte  18Sr>  das  Chausseegedd  in  WegfolL 
Dem  Beispiel  der  Staaten  sind  in  Deutsch- 
land vielfach  auch  die  Kommnnalorgane  ge> 
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higt,  oturoU  Urnen  das  Hecht  zur  Bdiebimg 
ftiQ  VegecebQhren  zusteht  In  England 
<ue^  gibt  «6  noch  eettr  viele  Lotulbe- 
h:  rkD.  weldie  Chansseegelder  ertieben.  Die 


die  Fostverwaltung.  Fflr  den  st&dtisclun 
DroBcdikenTerkehr  bestehen  behördliche  Preis- 
taxen;  sie  und  hier  deshalb  zu  rawähnen 
-weil  äe  in  der  Regel  auch  die  Fahrten 


AitieageseUschafteD,  veldie  Straßen  anl^n  Ober  L.  nach  der  nftherea  ümgebong  be- 
and  Tervalten,  kfinnen  natürlich  auf  We^  |  treffen. 

:«Wbren  nicht  verzichten,  solange  sie  im  i  Literatur:  E.  8ax,  DU  Verkehnmiuel  in  VoUu- 
(ntocsGe  der  Aktionfire  auf  Reinertrfige  hin-  j 
an^tra  mflssen,   Jeden&Jls  ist  na^  dem 
in^^ea  auf  den  L.  jetzt  in  großen  Gebieten , 
<ite  BeoutzuDg  der  Fahrbahn  nicht  an  be- 
-•cdere  Gebühren  gebunden.   Bei  Brücken, 
>lic  im  Zuge  der  L.  li^en.  spielt  die  Er- 
iphnng  von  Gebühren  nock  eine  größere 
Ü'Üc.  (Tgl.  auch  Art  ^Brückengeld,  Wege- 
zAA-  oben  Bd.  1  S.  555  fg.) 

fi.  Die  BefSrdemngspreise  im  L.ver* 
Lrbr.  Die  L.frachten  sind  Konkurrenzpreise, 
^1  no  Wettbewerb  der  Frachtführer  auf  der 
Filirti^n  stattfindet  Die  Preise  werden  in 
•^r  Kegel  durch  Vereinbarung  von  Fall  zu 
fiQ  festgesetzt.  Bei  ihrer  Bemessung 
xttht  sidi  auf  Seiten  des  Frachtführers 
1  -  Rücksicht  auf  die  Selbstkosten  stark 
!>:vod.  weil  die  Selbstkosten,  namentlich 
i-  hier  besonders  wichtigen  Strecken- 
1  »teo.  Terhftltnismmg  leicht  zu  ermitteln 
•i'.r  v^gstena  mit  annfthemder  Genauig- 
1  it  zu  veranschlagen  sind.  Natürlich  sielen 
r.'  h  andere  Momoite  in  die  Frage  lunein. 
{{-«-■Oders  wichtig  ist  das  Streben,  Rück- 
b(.-st  zu  gewinnen,  um  nicht  leer  znrück- 
unm  zu  müssen,  und  oft  genug  bedarf  es 
•laZQ  «iner  sehr  niedrigen  Bemessung  der 
Eit'ifrachiEStxe. 

Einp  nennensverte  AnnftWung  der  Hohe 
•i^rFnchten  in  den  verschiedenen  Gebieten 
•iit  aiebt  statt^fonden,  wdl  zu  einer  solchen 
Atbcteidinng  immer  äne  starke  Femwirknng 
»'■iic  ist  Diese  Voraussetzung  ist  —  wie 
*  hi-o  erwähnt  —  bei  den  L.  nicht  angegeben. 
Inf  Itirachten  kOnnen  deshalb  nur  innerhalb 
.Mocrer  Gebiete  durch  die  Konkurrenz  ans- 1 
.''ciidieQ  werden,  zwischen  den  einzelnen 
'i*  lii«i*in  aber  bestehen  große  Verschieden- 

tVber  die  Hohe  der  L.frachten  sind  schon 

^i^wat  Grunde  allgemeine  Angaben  uo- 
m-Vlich.  Ueberdies  ist  es  sehr  schwer,  zu- 
''fli^sise  Angaben  von  den  Frachtführern 
III  nlahen. 

Im  allgemäneD  müssen  nach  dem  schon 
h<:vi(-lteueD  die  Ufrachten  hoher  sein  als 
-  WaEserstraßen-  und  Eisenbahn  frachten 
-vohl  für  den  Güter-  als  auch  für  den 
*''p*«oeaTerkehr,  der  aber  keine  besondere 
»if  den  L.  der  Eultuistaaten  spielt, 
^^iweit  der  Personenverkehr  durch  die 
!'    ^«rmittelt  wird,  tritt  an  die  Stelle  dei* 
•  ttrt  ftbüchen  Vereinbarung  von  Fall  zu 
»ii;  woe  einseitige  und  für  die  betr.  Strecke 
Kir  )i-J«n  Benutzer  der  Fahrpost  verbindliche 
l'^t^etnag  des  BefOr^mngspreises  dnrch 


und  Staatswirtiehafi,  Bd.  1,  Wien  1878.  —  Ber^ 
melbe,  Traruport-  und  KommunikationtKeaen, 
JSehönberg,  4.  Aufi.,  Bd.  1,  S.  SSI  fg.  —  von  der 
Borght,  Da*  Verkekrtwtwn  fmü  BibHogn^kü 
von  f.  FhinJcenstein),  LeipHg  1894.  —  Huber, 
Die  gaekiehäiehe  Entwiekdung  des  modernen 
Verkehrt,  Tübingen  189S.  —  ÄrU  „Verkehr»- 
miOet",  im  H.  d.  Si.,  £.  At^.,  Bd.  VII,  S.  401  fg. 
—  iercfc,  Das  Fahrrad  und  leine  Bedeutung 
für  die  VolktwirUchaft ,  in  SekmoUert  Jahrb.  f. 
Vene.,  Oes.  und  VoUcnc.,  1900,  S.  297fg.  — 
G.  Cohn,  Ueber  SecJction  im  Verkehrauieten,  in 
Sckmollera  Jahrb.  f.  Verw.,  Ges.  und  Volkew., 
1903,  S.  73 fg.  —  OoeU,  Die  Verkekrnoege  im 
DienaU  de»  WdÜua^l^,  Stuttgart  1888.  — 
Naeher,  Die  römit^en  MiUUhitraflen  und 
Handelswege  in  der  Schwei»  und  in  Südwest- 
deuUehiand,  t.  Aufl.,  Slrußbwg  1888.  — 
Sehnriderf  Die  alten  Heer-  und  Handetswege 
der  Germanen,  Börner  und  Franken  im  Deutschen 
Beiehe,  Leipzig  188S.  —  QOManer,  Zum  deutschen 
^rafienwesen  von  der  äüetten  Zeit  bis  zur  Mitte 
de»  17.  Jahrh.,  Leipzig  1889.  —  Ackerfnann, 
Die  Wegebaulast  im  Geltungsbereich  des  preiiß. 
Landrechtes,  8.  Aufl.,  Breslau  1890.  —  Bitmann, 
Handbuch  der  getettlichen  Bealimmungen  Uber 
du  PrwtnMial-,  Kreit-  und  Aktien-Chauateeen 
der  prevfi.  MonarehU,  f.  Avfl.,  Berlin  1891.  — 
Rumpf,  DU  Venetdtung  der  Chau»$eeen  in  den 
preußischen  Staaten,  t.  Avfl.,  Berlin  1S60.  — 
Baer,  Die  Wasser-  und  Straßenbauverwaltung 
im  Großhertogtum  Baden,  Karlsruhe  1870.  — 
Derselbe,  Chronik  über  Straßenbau  u.  Straßen- 
verkehr im  Großherzogtum  Baden,  Berlin  1878.  — 
Beraelbe,  Straßenbauwesen  im  Großherzogtum 
Baden,  Karltruhe  1890.  —  V.  Mönne,  Die  Wege- 
polisei  und  das  Wegereekt  dt»  pret^ß.  Staates, 
Brealau  1882.  —  Germmr^uauaen,  Da»  Wege- 
recht  und  die  Wegecerwaltung  in  Preußen,  t.  A^., 
Beriin  1900— 190S.  —  von  Eae^rvMh,  Der 
öffentliche  Weg,  Berlin  190S.  —  Zimmermann, 
Der  Landrerkehr ,  im  ffandb.  der  WirttchaftS' 
künde  DeuUcManda,  Bd.  IV,  Leipzig  J9'jS.  — 
V.  Bettgenstein,  Das  deutsche  Wegerecht  in 
aeinen  Gnindzügen ,  Freiburg  i.  B.  1893.  — 
Deraelbe,  Ahl  „Wege  und  Straßen",  „Wegeban 
und  Wegebaupflieht" ,  „  Wegepolizei" ,  Stengds 
Wörterbuch  d.  D.V.R.,  Bd.  S,  S.  875—917,  Frei- 
burg i.  B.  18&0.  —  FirauA-Giraud,  Voiea 
rurales  puMiqucs  et  pHree»  et  aercitudea  ruralea 
de  passage,  4-  -luß..  Pf^rU  189G.  —  Maudter, 
Traitf  de  la  legislation  det  chem  ins  t-ureaux, 
Paris  1891.  —  CampredoH,  Sole  economique  et 
sociale  des  roifs  de  eommunication,  Paria  1900. 
—  Boyee,  Highway  law»  of  the  State  of  New 
York  190S.  —  Glen,  Laie  relating  to  highways, 
London  I88d.  —  Pratt,  Laie  of  highways  (ent- 
haltend die  hightcay  acta  von  1835,  1862,  I8G4 
uav.),  14.  Aufl.,  iMndon  1897. 

B.  van  der  Borght. 


Digitized  by 


Goo 


364 


Landetreidier — Idndwirtschaft 


Landstreicher  &  Armenwesen 
oben  Bd.  I  S.  237  Ig. 


Landverkehr 

s.  Landstraßen  oben  S.  357 fg.  und 
Yerkehrswesen,  t^.  auch  Eisen- 
bahnen (oben  Bd.l  S.  726fg.). 


Landwirtschaft. 

I.  Begrifi  nnd  Aufgabe  der  L.  II.  Gescbicht- 
licbe  Bntwickeliuig  der  L.  III.  Betriebs-  nnd 
BedtEformen  in  der  L. 

L  Begriff  und  Aufgabe  der  L. 

Die  L.  bildet  denjenigen  Teil 
der  volkswirtschaftlichen  Pro- 
duktion, der  dieErzeugungpflanz- 
licherund  tierischer  Rohstoffe  zum 
Zweck  hat,  der  daher  mit  der  Be- 
bauung des  Bodens  sowie  mit  der 
Züchtung,  Aufzucht  und  Pflege  der 
Haustiere  sich  beschäftigt.  Im 
engeren  und  eigentlichen  Sinne  versteht 
man  allerdings  unter  L.  nur  die  auf  obige 
Zwecke  gerichtete  Tätigkeit  des  Menschen, 
Bofem  dabei  eine  regelmäßige  Bearbeitung 
des  Bodens  stattfindet  und  sofern  die  Boden- 
nutzung in  untrennbarem  Zusammenhang 
mit  der  "Viehhaltung  auftritt.  Hiernach  ist 
von  der  L.  auszuschliefien :  die  Forstwirt- 
schaft, der  Gartenbau,  die  Fisch-  und  Bienen- 
zucht. Falls  diese  Produktionszweige  inner- 
halb eines  landwirtschaftlichen  Betriebes  vor- 
kommen, gehören  sie  allerdings  zu  demselben 
mid  damit  zur  L. 

Der  L.  hegt  die  für  die  Volkswirt- 
schaft hochbedeutsame  Aufgabe  ob,  die  un- 
entbehrlichsten Nahrungsmittel  für  den  Men- 
schen sowie  die  Rohstoffe  für  die  wichtigsten 
gewerblichen  Tätigkeiten  zu  produzieren: 
Getreide.  Fleisch,  Milch,  Butter,  Wolle,  Flachs, 
Hanf,  Baiunwolle,  Leder,  Oel  usw.  Sie 
bildet  deshalb  die  Grundlage  für  die  physische 
Existenz  und  für  das  wirtschaftliche  Leben 
der  gesamten  Bevölkerung. 

OharakteristiBch  für  die  Art  und  die  Aus- 
dehnung des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
ist  der  ümstEmd,  daß  derselbe  an  die  durch 
Boden  und  Klima  einmal  g^ebenen,  nur  in 
geringem  Maße  dem  menschlichen  Einfluß 
naterworfenen  Bedingungen  gebunden  ist 
Der  Flächeninhalt  der  Eide  und  ebenso  der 
eines  einzelnen  Landes  sind  unveränderlich ; 
dagegen  ist  die  Zahl  der  Menschen,  welche 
von  den  Erzeugnissen  ein  und  derselben 
Landflflche  leben  soll,  großen  Veränderungen 
unterworfen.  Bei  starker  Bevölkerung  weiden 
daher  an  die  L.  viel  größere  Ansprüche  ge- 
macht als  bei  schwacher  Bevölkerung. 
Andererseits  hat  nichts  den  Fortschritt  der 
L.  so  sehr  befördert  als  die  Notwendigköt, 


bei  wachsender  Bevölkerung  auch  die  Menge 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  ent- 
sprecheod  zu  rramehren.  Die  Beeohaflen- 
heit  von  Boden  und  £lima  bedingen  die  Art 
und  Menge  der  in  der  L.  zu  erzeugenden 
Produkte.  Hier  ist  freilich  dem  mensch- 
lichen Einfluß  schon  ein  größerer  Spielraum 
gelassen,  aber  derselbe  ist  doch  im  Vergleich 
zu  anderen  Gebieten  der  wirtschaf^chen 
Tätigkeit  gering.  Baumwollengewebe  können 
überall  in  der  Welt  heigestallt,  Bier  kann 
überall  aus  <^rfite  und  Hopfen  gebraut 
w^en ;  aber  Baumwolle^  Gerste  und  Hopfen 
können  nicht  unter  belietnlgen  Boden-  und 
klimatischen  Verhftltnimea  erzeugt  werden. 
Hierin  li^  ein  wesentlicher  Grund  für  den 
konservativen  Charakter  der  L.  und  der 
ländHclun  Bevölkerung. 

Die  urswün^che  und  nnersohöpflidie 
produktive  Kraft  des  Bodens  einersäts,  die 
Fortschritte  des  Menschen  in  der  Erkennung 
und  Beherrschung  der  Naturgesetze  anderer* 
seits  sind  indessen  so  groß,  daß  es  bisher 
immer  noch  vollständig  möglich  gew^n  ist, 
für  die  so  stark  gesti^ne  2^ahl  von  Menschen 
die  nötigen  Erzeugnisse  der  L.  zu  gewinnen. 
Selbst  diejenigeD  dicht  bevölkerten  Länder, 
welche  jetzt  einen  Teil  ihres  Nahrungsbe- 
darfes vom  Auslande  beziehen  müssen,  sind 
in  ihrer  L.  noch  bei  weitem  nicht  an  der 
höchsten  Grenze  der  mögUchen  Produktion 
an^laogt.  Dies  gilt  auch  für  das  Deutsche 
Reich. 

Die  beiden  Hauptzweige  der  L.  sind,  wie 
schon  aus  obiger  Begriffsbestimmung  hervor^ 
geht,  Boden  nutzungund  Viehhaltung; 
erstere  nennt  man  gewöhnlich  Ackerbau, 
obwohl  dieser  Ansdmck  dem  Wortlaute  nach 
einen  engeren  Begriff  umschließt  (vgl.  Art. 
„Ackerbau"  oben  Bd.  I  S.  17  tg.).  Die  hanpt- 
sächUchsten  landwirtsch^iohen  Benutzungs- 
weisen des  Bodens  j  die  man  auch  als 
Kulturarten  bezeichnet,  sind  folgende: 
Ackerland,  Gartenland,  Wiese, 
Weide,  Holzland:  dazu  treten  in  untere 
geordneter  Bedeutung:  Oedland, Wasser- 
st ücke.Wege,Hof  räume, Baus  teilen 
und  Unland.  Von  der  Gesamtfläche  des 
Deutsdien  R^dies  nahmen  nach  der  Boden- 
statistik von  1900  in  Ansprndi:  6aa  Adcei^ 
und  Gartffliland,  einschließlidi  Weinberge, 
48,8«/o,  die  Wiesen  ll,02o/o,  die  Weiden 
5,010/0  das  Holzland  25,890/o,  die  übrigen 
Kulturarten  9^^lo. 

Bodennutzung  und  Viehhaltung  sind  in 
der  L.  aufeinander  sngewiesen,  sie  müssen 
sich  gegenseitig  imterstfltzen  ond  eigfinzen. 
Der  Boden  liefert  dem  Vieh  das  nötige 
Futter,  letzteres  dem  Boden  den  erfordei^ 
liehen  Dünger.  Aber  außerdem  sind  zwischen 
beiden  noch  andere  nicht  minder  wichtige 
Beziehungen.  Der  fortdauernde  Anbau  von 
Getreide  oder  sonstigen  Marktpflanzeo  auf 


Digitized  by  Google 


lAodwirtschaEt 


366 


>fii  Ic^  wflrde  dessen  prodnktiTes  Ter- 
r'cco  bald  erschSpfen  oder  doch  sehr  her- 
ibilrGcteo ;  durch  das  EiDscfaieben  tod  Futtei^ 
vfiäien  twiachBa  2  MarktpflaDzen  wird  die 
Kt^ntraft  einereeits  stärker  ausgenutzt, 
iD'ieKisäts  mehr  geschont  Gin  auspe- 
iiiiDter  Fotterbau  auf  dem  Acker  läBt  sich 
iT^r  nur  mit  Vorteil  treiben,  wenn  eine 
i'wedehnte  Viehhaltung  daneben  vorhanden 
nt  ;  MMt&te  ^bt  durch  die  reichliche  DQnger- 
fiTmipme  vieder  die  Möglichkeit,  den  Acker 
r-liT  die  PflaozeDprodaktion  stark  in  Anspruch 
:b  ortunea  und  hohe  Ernten  zu  erzielen. 

Es  geht  hierans  hervor,  velche  vielftichen 
DQiI  oueo  Beadehnneen  zwischen  den  beiden 
Bnplzw^en  der  L.  obwalten.  Das  Ver- 
i^litnis  iwudien  Ackerbau  und  Viehhaltung 
'«l'^r,  vas  ungefähr  auf  das  nämUche  heraus- 
i  mnA,  iwischen  Marktfruchtbau  und  Futter- 
>«a,  kuto  sdnem  Omfaoge  nach  nicht  immOT 
•Vi  ^Iridie  aeän.  Je  nach  Boden,  Kiima, 
hf^t  Absate-  und  Arbeiterverhliltmssen 
Tud  «  sich  versdiiedeii  gestaltea  mflssen 
:ttd  tot  dies  auch  in  der  Tat  Aber  der 
Iti^äft  «Des  landwirtschaitlicheD  Betriebes 
Mngi  ganz  besonders  davon  ab,  dafi  man 
idMilM  und  '^ebhaltung  miteinander  so 
Mtiindel,  daS  sie  ihre  Bestimmung  der 
ftcotbteitigeD  Uoterstfitzung  und  Ei^nzung 
r^i-clicliBt  vollkommen  enflllen.    Bei  der 

I  »nöuiiaation  einer  Wirtschaft  ^bt  es  für 
ivii  ÜDt«mehmer  keine  bedeutungsvollere 
Aii^Eab&  als  das  in  dem  vorliegenden  Falle 
n^<rAiDä8igBte  Verhältnis  zwischen  Acker- 
'•ui  and  Viehhaltung,  zwischen  Marktfrucht- 

ood  Futterbau  zu  finden. 

II  Gesefcli^didie  EDtwIckelniig  der  L. 

I^  eigeotUche  L.  beginnt  bei  einem 
Vvlie  mt  dann,  wenn  es  zu  festen  Wohn- 
siwQ  gdanfrt  ist;  sie  bedeutet  schon  einen 
•-ttoUiäiea  Fortsdiritt  g^n  den  Zustand, 
□  •]«m  sich  die  JS^er*,  Fischer-,  Nomaden- 
T'lUr  befinden.  Die  Anfange  der  L.  fallen 
lut  der  Aufnahme  eines  geregelten,  wenn 
j'i'  h  noch  sehr  primitiven  Ackerbaubetriebes 
Ti'Miaico  (vgl.  Art.  „Ackerbau'*).  Sie  fahren 
Ei'i  Notwendigkeit  zur  Ausbildung  eines 
■luf  ti  (iesetz  oder  (iewohnheitäi-echt  g&- 
■i'jifitQ  Oemeindelebeus,  wonu  sich  d^u 
im  «eiteren  die  Auageataltung  des  Staats- 
y.'-aa  schlieAt 

Ztioichst  tritt  in  der  L.  der  Ackerbau 
ruct^r  der  Viehhaltung  zurflck ;  er  venusacht 
iL-hr  Arbeit  als  diese  und  ^nrd  daher  be- 
k  Iiribkt  auf  denjenigen  Umfang,  welcher 
iiir  Exieagung  der  für  die  Ernährung  und 
I'ilfidDQg  der  noch  dönnen  Bevölkerung 
s'iitRn  Ackerbauprodukte  genügte.  Der 
P-'Hav  T«il  des  Oberhaupt  in  Benutzung 
rt-fipoeo  Landes  dient  der  Produktion  von 
''^'T  fOr  die  in  veriiAltnismäßig  grofler 


Anzahl  gehaltenen  Haustiere.  An  einen 
r^lm&ßigen  Wechsel  im  Anbau  der  Feld- 
früchte  denkt  man  ebensowenig  wie  an  eine 
sorgfältige  Bearbeitung  und  Düngung  des 
Bodens.  Aus  dem  in  überflüssiger  Menge 
vorhandenen  Land  nimmt  man  ein  geeignet 
scheinendes  Stück  heraus,  bebaut  es  ein  paar 
Jahre  mit  Getreide,  überläBt  es,  wenn  es 
nicht  mehr  genügende  Ernten  bringt,  dem 
Graswuchs  und  wählt  sich  ein  neues  Stück 
für  den  Ackerbau  aus.  Es  ist  dies  das 
System  der  sog.  wilden  Feldgraswirt- 
schaft. Mit  der  wachsenden  Bevölkerung 
steigt  der  Bedarf  an  Nahrungsmitteln;  zu 
ihrer  Hervorbringung  muß  man  größere 
Flächen  für  den  Ackerbau  in  Anspruch 
nehmen,  wodurch  gleichzeitig  der  Umfang 
des  verfügbaren  Weidelandes  abnimmt.  Man 
ist  genötigt,  die  gleichen  Flächen  dauernd 
dem  Ackerbau  zu  widmen.  Sollen  diese 
aber  nicht  bald  in  ihren  Erträgen  nachlassen, 
so  ist  eine  regelmäßige  Bearbeitung  und 
Düngung  unbedin^  erforderlich,  auch  ein 
gewisser  Wechsel  in  der  Art  der  Benutzui^ 
des  Ackers.  Daraus  sind  die  A<tefaatt- 
STsteme  hervorgegangen^  welche  man  unter 
dem  Namen  Felderwirtsohaft  oder  auch 
Körner  Wirtschaft  zusammenfaßt  und 
deren  wichtigster  Repräsentant  die  Drei- 
felderwirtschaft ist  (vgl.  Art  „  Adcerbau")' 
Aber  auch  diese  bedingt  eine  sehr  einseitige 
und  unvollkommene  Ausnutzung  der  prodiu- 
tiven  Bodenkrafte  und  erweist  sich  als  nnzu- 
länglioh  in  demselben  Hi^Be,  als  die  Bevölke- 
nmg  eine  zahlreichere  wird  und  als  das  Acker- 
areal im  Verhältnis  zu  den  ständigen  Futter- 
flächen zunimmt.  Der  Ertrag  der  letzteren 
reicht  dann  nicht  mehr  aus,  um  einen  dem 
Bedarf  entsprechenden  Viehstand  genügend 
zu  ernähren ;  der  Rückgang  der  Viehhaltung 
bedingt  einen  Rückgang  der  Düngetproduk- 
tion,  aus  dem  dann  wieder  ein  Sinken  der 
Ackerbauerträge  folgt.  Es  tritt  daher  die 
Notwendigkeit  ein,  das  Feld  nicht  bloß  mit 
Getreide  oder  anderen  Marktpflanzen,  sondern 
auch  mit  Futterkräutern  zu  bebauen,  also 
einen  Wechsel  zwischen  diesen  und  jenen 
eintreten  zu  lassen.  Mit  anderen  Worten 
dieFruchtwechselwirtBchaft  tritt  an 
die  Stelle  der  KÖmerwirtschaft  Alle  Kultur- 
länder haben  diese  drei  Entwickehingsstufen 
der  L.  durchgemacht,  auch  Deutschland.  Bis 
zur  Mitte  des  8.  Jahrh.  n.  Chr.  herrschte 
dort  die  FeUlgraswirtechaft,  die  von  da  ab 
allmählich  durch  die  Dreifelderwirtschaft 
verdrängt  wurde,  welche  ihrerseits  bis  zu 
Beginn  des  19.  Jahrli.  die  Herrschaft  be- 
hauptete. Alsdann  bürgerte  sich  die  Fruchfc- 
wecnselwirtschaft  ein,  welche  jetzt,  sei  es 
in  ihrer  reinen  Gestalt,  sei  es  in  einer  durch 
die  Feld  gras  Wirtschaft  oder  Körnerwirtschaft 
raodifiziei'ten  Form,  die  fast  allgemein  üIh 
liehe  ist. 
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Läfit  die  FnichtwechBelwirtschaft  schon 
an  und  für  sich  eine  viel  größere  Mannig- 
faltigkeit in  dem  Betriebe  der  L.  zu  als  die 
beiden  anderen  genannten  Systeme,  so  ist 
diese  Möglichkeit  noch  sehr  gesteigert  worden 
durch  die  gewaltigen  Fortschritte,  die  von 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  bis  zur  Gegen- 
wart auf  dem  Gebiete  der  Katorwissensdiaft 
und  der  Technik  gemadit  worden  sind.  Die 
Folgen  zeigen  sicn  in  einer  grflndliciieren, 
der  Natur  der  Pflanzen  angemesseneren  Be- 
arbeitung and  DDngiing  des  Bodens  sowie 
in  einer  rationelleren  und  reidilicheren  Pflege 
und  Ffitterung  der  Hanstiere.  Dabei  ist  der 
einzelne  Landwirt  unabhängiger  geworden 
von  den  für  seine  Wirtschaft  fest  gegebenen 
äußeren  Verhältnissen.  FQr  die  Beschaffung 
des  nötigen  Viehfulters  und  des  erforder- 
lichen Düngers  ist  der  Landwirt  nicht  mehr 
ausschließlich  auf  die  Produktion  dieser 
wichtigen  Materialien  innerhalb  seines  eigenen 
Betriebes  angewiesen,  er  kann  vielmehr  einen 
Teil  des  Bedarfes  hieran  durch  den  Ankauf 
der  in  den  mannigfaltigsten  Formen  zu  Markt 
gebrachten  Futter-  und  Düngemittel  decken. 
Hierdurch  wie  inful^  anderer  Umstände 
bat  die  L.  ihren  viele  Jahrhunderte  be- 
haupteten Charakter  einer  fast  reinen  Natural- 
wirtschaft verloren:  bei  ihr  spielt  vielmehr 
jetzt  die  Öeldwirtschaft  schon  eine 
große  Bolle.  Die  Löhne  der  meisten  länd- 
lichen Arbeiter  bestehen  ausschließlich  oder 
vorzugsweise  in  barem  Geld,  für  Anschaffung 
von  Maschinen  und  Geräten,  für  Veiisiche- 
rung  gegen  Feuer-  und  Hagelschaden,  für 
Steuern  und  sonstige  Abgaben  usw.  müssen 
jetzt  viele  und  große  Ausgaben  in  Geld  ge- 
macht weitien,  die  früher  entweder  ganz 
fortfielen  oder  nur  eiue  Kleinigkeit  betrugen 
oder  in  Naturalien  geleistet  wurden. 

Je  mehr  die  Geld  Wirtschaft  in  der  L.  in 
den  Vordeigrund  tritt ,  desto  schwieriger 
tmd  riskanter  wird  ihr  Betrieb,  desto  mehr 
Kenntnisse  gehören  zu  seiner  erfolgrrächen 
E^dhabung.  Die  Zeiten  sind  vorüber,  in 
deuen  jeder,  der  etwas  gesunden  Menschen- 
voiBtand  besaß  und  sieh  ein  wenig  auf  dem 
Lande  umgesehen  hatte,  unter  Anwendung 
des  nötigen  Fleißes  ein  guter  Landwirt  sein 
oder  werden  konnte.  Freilich  kommt  diese 
in  der  Vergangenheit  berechtigte  Anschauung 
auch  in  der  Gegenwart  noch  häufig  vor ;  es 
wird  dadurch  aber  manchem,  der  die  Leitung 
eines  landwirtschaftlichen  Betriebes  ohne 
die  dazu  nötige  Vorbildung  übernimmt,  der 
wirtschaftliche  Untergang  bereitet.  Die  er- 
folgreiche Durchfühnmg  einer  umfangreichen 
landwirtschaftlichen  Unternehmung  erfordert 
heutzutage  mindestens  ebenso  viele  Kenntnisse 
und  Umsicht  wie  die  eines  Fabrikbetriebes 
oder  eines  größeren  kaufmännischen  Ge- 
schäftes. 


III.  BetriebB-  und  Botritzformen  In  der  L. 

üeber  die  verschiedenen  in  der  L. 
vorkommenden  Wirtschafts-  oder  Betriel>s- 
systeme  ist  bereits  in  dem  Art  „Ackerbau** 
gehandelt  worden.  Hier  soll  daher  nur  kurz 
darauf  hingewiesen  werden,  welchen  Einfluß 
die  Art  der  Verteilung  des  Grund- 
besitzes und  die  damit  zusammenhängende 
Stärke  der  ländlichen  BevOlkmiug  auf  die 
Gestaltung  und  Bentabilität  des  Iwidwirt» 
schaftUchen  Betriebes  ausübt 

In  nnem  dicht  bevölkerten  Lande  kann 
die  L.  die  ihr  für  die  gesamte  Volkswirt- 
schaft zufallende  Aufmbe  am  besten  erfflllen, 
wenn  große,  mittlere  und  kleine  Be- 
triebe nebeneinander  vorkommen  und  zwar 
in  dem  Mengeverhältnis,  daß  nach  dem  Areal 
berechnet  die  mittleren,  d.  h.  die  bäuer- 
lichen Betriebe  Oberwi^n.  Alsdann  werden 
die  Bodenkräfte  am  zweckmäßigsten  ausge- 
nutzt, dann  sind  auch  die  einzelnen  Betriebe 
jeder  Größenklasse  am  rentabelsten.  Herracht 
der  Großgrundbesitz  vor,  so  fehlt  es  an 
ländlichen  Arbeitern ;  infolgedessen  muß  der 
Betrieb  mehr  oder  weniger  extensiv  sein, 
und  der  Boden  kann  nicht  diejenigen  Ertrfige 
bringen,  zu  denen  er  seiner  Natur  nach  be- 
fähigt wäre.  Um  Arbeitskräfte  zu  sparon, 
wird  ein  Teil  des  Ackerlandes  zur  Weide 
niedei^elegt,  auch  öfter  Brache  gehalten, 
als  es  unter  anderen  Umständen  nötig  wäre. 
Hieraus  erklärt  sich  vorzugsweise  der  Um- 
stand, daß  im  nordöstlichen  Deutschland, 
wo  im  allgemeinen  der  Großgrundbesitz 
vorherrscht,  der  Betrieb  extensiver  ist  als 
selbst  in  denjenigen  Teilen  des  mittleren 
und  südlichen  Deutachlands,  in  welchen  das 
Klima  ebenso  ungünstig  wie  dort  sich  ge- 
staltet Bei  vorwaltendem  kleinen  und 
kleinsten  Grundbesitz  ist  zwar  eine  sehr 
intensive  Ausnntznng  des  Bodens  m^licb, 
findet  auch  dort  statt,  wo  die  kleinen  Wirte 
inmitten  oder  in  der  NlUie  doer  zahlreichen 
städtischen  oder  industriellen  Bevölkerung 
sich  befinden  und  infolgedessen  einen  guten 
Absatz  für  die  mannigfaltigsten  landwirt- 
sdiaftlichen  Produkte  haben.  Sind  sie  aber 
isoliert,  so  ist  die  Erzeug^ung  gerade  der 
wertvollsteu  Produkte  (Gemüse,  Handels- 
gewächse, Milch,  Eier,  Geflfl^l)  wenig 
lohnend.  Man  begnügt  sich  mit  dem  An- 
bau von  etwas  Getreide  und  Futter  und  lt&- 
schränkt  die  Viehhaltung  auf  den  durch  den 
eigenen  Bedarf  nötigen  Umfang.  In  diesem 
F^le  bringt  aber  der  kleine  Besitz  so  wenig, 
daß  er  seinem  Inliaber  nur  eine  sehr  kümmer- 
liche Existenz  möglich  macht  Solches  tritt 
um  so  eher  ein,  je  weniger  durch  benachbarte 
große  Güter  die  Gelegenheit  geboten  ist,  mit 
Hilfe  von  Tagelohnarbeit  das  eigene  Ein- 
kommen zu  erhöhen.  Es  kann  keinem  Zwräfel 
unterliegen,  daß  die  L.  am  wenigsten  voll- 
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lanaea  ifaxem  Zveck  geoügt  und  daß  die 
uidsea  Ludwirte  in  der  am  wenigsten 
•rA^ilidieD  lüge  in  solchen  G^enden  sich 
l^lsden,  vo  entweder  der  Qro^nindbeaitz 
•ier  der  El^grundbesitz  die  Hauptmasse 
<k  UodwirtschaftUcfa  benutzten  Fläche  inoe 
bjL  Der  mittlere,  bäuerliche  Besitz  kann 
im  ebenen  isoliert  bestehen ;  das  Areal  des 
oieliiMi  Bauern  ist  grofi  genug,  dafi  er 
tipon  auskömmlich  zu  leben  vermag;  einen 
-rbeiilichen  Teil  der  in  dem  Betrieb  nötigen 
Aiiät  leistet  der  Bauer  mit  seiner  Familie ; 
für  deo  flbiigen  Teil  hält  er  sieh  Oesinde- 
l'iKiwo,  die  er  aus  den  Kindern  seiner 
Benil^  und  Standesgenossen  entnimmt.  Aber 
ijtii  für  den  bäuerlichen  Betrieb  ist  die 
Xadtbufichaft  sowohl  von  Großgrundb^tzem 
r#  na  Kleinbesitzern  von  erheblichem  Wert 
DiffA  erstere  wird  er  mit  den  Fortschritten 
•IT  tudwirtschaftlichen  Technik  bekannt 
.•macfal:  letztere  bieten  ilim  in  Zeiten,  wo 
•iii  virts^afllichen  Geschäfte  sich  drängen, 
viUiinuneDe  Arbeitskri^  dar. 

Der  Schweipunkt  der  OroBwirtschaften 
i/v*  un  ßetreidebau,  in  der  Enseiigung  von 
Vildi*  nnd  Molkereiprodukten,  auch  wohl  in 
iti  SvhaQialtung ;  er  kann  fenier  liegen  in 
I-t  massenhaften  Produktion  von  Kartoffeln 
•i?r  KQbeo  behufe  Herstellung  von  Spiritus 
'i?7  Zucker.  Die  kleinen  Besitzer  müssen 
•  iTQgswcise  Gemüse ,  Oespinnstpflanzen, 
Bi'i^  Tabftk,  feine  Speisekaitoflelo,  lenier 
«-•«.-Jes  GeflOgei,  Eier  usw.  für  den  Ver- 
Uoi  prodttziwD.  Auf  di«en  Gebieten  haben 

mefi  Vorteil  vor  den  groflen  und  auch 
T  ^ku  bloeriichen  Landwirten,  wdl  sie 
-AiräozdneD  Pflanze  und  jedem  einzelnen 
Tkn  mdir  Aufmerksamkeit  und  Pflege 
r.'lmf^  kOnnen,  ohne  dafi  ihnen  dadurch 
i^odeier Kostenaufwand  entsteht;  weil  sie 
.'trctfhm  die  erzeugten  Produkte  bei  dem 
•'!lat  iKKtrgteu  Kleinverkauf  höher  zu  ver- 
»-ttin  imstande  sind.  Der  bäuerliche  Be- 
'f'-'.  h&lt  zwischen  dem  großen  und  kleinen 
•:-  Hitie  und  wird  sich,  je  nach  seinem 
'  mUas  und  je  nach  der  Person  des  Inhabers, 
>!-  fKivs  Organisation  bald  dem  ersteren, 
'«I<i  dem  letzteren  mehr  nähern. 

IVi  (ift  geführte  Streit  darüber,  bei 
•*'khu  Orö&e  des  Besitzes  die  L.  am  ren- 
■»(••Irt-in  hd,  ißt  ein  ganz  nutzloser.  Bei 
tfan  Handhabung  ist  die  L.  in  allen 
t'Vi^rtfien  in  gleicher  Weise  lohnend,  vor- 
-t!^:s«ti.i,  daß  nictit  eine  einzelne  Besitz- 
••*'!•?  kti  Stark  vorwiegt  und  daß  jeder  Be- 
'yl  iu  fäaa  seiner  Größe  und  den  sonstigen 
'<  *f  UltDimen  angemeesenen  Weise  organisiert 
■''•1  «"führt  winl.  Wenn  hier  und  da  die 
(•vrxoiä  aasgesprochen  worden  iat,  daß 
'  ■  'AiterÜche  oder  der  kleine  Besitz  durch 
(Wijßbeeits  verschlungen  oder  daß  um- 
.•■i:>*rt  der  bäuerliche  Besitz  in  Kleinbesitz 
"Yt'Utteit  wodeo  könnte,  so  liegt  bierfür 


in  der  Natur  der  L.  sdbst  gar  kein  Anhalt 
vor.  Im  G^nteil  weist  diese  gebieterisch 
auf  ein  Nebraeinandergehen  aller  drei  Besitz- 
formen  hin.  Es  hat  zu  allen  Zeiten  bei  allen 
Kulturvölkern  eine  Hauptaufgabe  weiser 
Staatsmänner  ^bildet  und  bildet  sie  insbe- 
sondere auch  in  der  Gegenwart,  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  eine  gesunde  Mischung  von 
kleinem,  mittlerem  und  großem  Grundbesitz 
vorhanden  sei  oder  ins  Leben  gerufen  werde. 
Nur  wenn  diese  existiert,  kann  die  L.  ihre 
wichtigen  Zwecke  für  die  gesamte  Yolks- 
WLris(£aft  vollkommen  erfüllen:  sie  brin^ 
dann  sowohl  die  höchsten  Roh-  wie  die 
höchsten  Betnerträ^;  sie  ist  imstande,  der 
sich  schnell  aufreibenden  städtischen  Be- 
völkerung in  allen  ihren  Schichten  wieder 
frisches  gesundes  Blut  zuzuführen ;  sie  bildet 
dann  die  sicherste  Garantie  für  eine  ruhige, 
allmählich  fortschreitende  Entwickelung  dea 
Staatslebens  und  für  die  Erhaltung  des 
sozialen  Friedens. 

Literatur:  S.  die  bei  Art.  „Ackerbau  uvd  Aifker- 
baitsyHeme",  oben  Bd.  I,  S.  t6  angeg^ene  LUeratw. 

—  Alb.  Thaer,  GrundtäUe  der  ratümellen 
Landwirttehaß,  7.  Auß.,  1380.  —  aötHx,  Di« 
landirirttchaftliche  BetriebtUhre,  S  Bde.,  18S3j54. 

—  Settegast,  Die  Landwirtschaft  und  ihr  Be- 
trieb, 3  Bde.,  1875179.  —  17t.  Frhr.  v.  d.  Goltz, 
Handbuch  der  landwirtteha/Üiehen  ßetri«b4lehre, 
3.  Avß.,  B«rUn  1908.  —  Beraelbe,  Oetehichte 
der  detdaehen  LandwirtMchaß,  2  Bde.,  &uagart 
190t  und  1903.  fVhr.  von  der  CMt*, 

durchgesehen  von  C.  von  Seelhttrst 


Landwirtschaftliche  Arbeiter. 

I.  Charakteristik  der  1.  A.  im  alli^meinen. 
II.  Die  einzelnen  Gruppen  der  I.  A.,  Oire  wirt- 
schaftliche nnd  soziale  Lage. 

I.  Charakteristik  der  L  A.  im  allge- 
meinen. 

Unter  1.  A.  versteht  man  diejenigen 
Personen,  welche  mit  Lohnarbeit 
iu  der  Landwirtschaft  beschäftigt 
sind  und  hierdurch  sich  dieMittei 
zu  ihrem  Lebensunterhalte  ganz 
oder  doch  vorzugsweise  erwerben. 
In  dem  Wort  „vorzugsweise"  ist  schon  aus- 
gedrückt, daß  die  Gruppe  der  zu  den  1.  A. 
gehörenden  Personen  sich  nicht  scharf  um- 
grenzen läßt.  Es  hängt  dies  mit  dem  Um- 
stände zusammen,  daß  der  Bedarf  an  länd- 
lif^eu  Arbeitern  je  nach  der  Jahreszeit, 
selbst  je  nach  der  augenblicklichen  Witte- 
rung ein  sehr  wechselnder  ist.  Im  Sommer 
wird  mindestens  die  dopMlte,  in  manchen 
Betrieben  die  3—4  fache  Zahl  von  den  im 
Winter  nötigen  1.  A.  gebraucht;  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Sommers,  dem  früher 
sog.  Erntetiuartal,  welches  man  etwa  vom 
1.  Jidi  bis  1.  Oktober  oder  bis  1.  November 
rechnen  kann,  ist  der  Bedarf  viel  erheb- 
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Hcher  als  in  Aer  ersten  Hftlfte  vom  1.  April 
bis  1.  Juli.  Es  liegt  daheir  im  dringenden 
Interesse  bow<^  der  landwirtschaftlichen 
Unternehmer  wie  der  1.  A.,  daß  eine  große 
Anzahl  von  Personen  sich  findet,  die  im- 
stande und  bereit  sind,  den  ganzen  Sommer 
oder  einen  Teil  desselben  landwirtsdiaftliche 
Lohnarbeit  zu  verrichten,  während  der 
Übri^n  Zeit  des  Jahres  aber  durch  ander- 
weitige Tätigkeit  ihren  Lebensunterhalt  zu 
erwerben.  Solche  sind  denn  auch  in  der 
Tat  vorhanden  in  den  Frauen  und  Kindern 
der  1.  A.,  in  den  kleinen  Grundeigentümern, 
deren  Besitztum  nicht  umfangreich  genug 
Ist,  um  ausschließlich  davon  existieren  zu 
können,  in  den  Handwerkern  und  etwaigen 
sonstigen  auf  dem  Lande  wohnenden  Per- 
sonen, die  nur  ab  und  zu  landwirtschaft- 
liche Lohnarbeit  verrichten.  Je  zahlreicher 
die  Gruppe  dieser  nichtständigen  1.  A.  ist, 
desto  besser  stehen  sich  iu  der  Re^  nicht 
nur  diese  selbst,  sondern  auch  die  Unter- 
nehmer. Hieraus  erhellt  gleichzeitig  die 
Richtigkeit  der  oben  ausgesprochenen  Be- 
hauptung, daß  die  Klasse  der  1.  A.  sich 
nicht  fest  umgrenzen  läßt,  daß  auch  die  in 
der  Statistik  gemachten  Angaben  über  die 
Zahl  derselben  keineswegs  vollständige  Zu- 
verläsagkdt  besitzen.  Die  Men^  der 
fltändig  oder  vorübergehend  mit  land- 
wirtschaftliche Lohnarbeit  beschäftigten 
Personen  ist  unzweifelhaft  zusammen  sehr 
viel  großer  als  die  Summe  der  in  der  Sta- 
tistik als  L  A.  aufgeführten  Personen. 

Oharakteristisch  für  die  in  der  Landwirt- 
schaft zu  verrichtenden  Arbeiten  ist  deren 
^Be  Mannigfaltigkeit  und  deren  be- 
ständiger Wechsel  je  nach  Jahreszat  und 
Witterung;  ferner,  daß  die  emzelnen  Ar- 
bdten  eine  selbst  plötzliche  Unter- 
brechung nicht  nur  gestatten,  sondern 
häufig  geradezu  erfordern;  endlich,  daß  die 
meisten  Arbeiten  in  freier  Luft  statt- 
finden. Alte  diese  Umstände  machen  es 
möglich,  daß  man  als  1.  A.  Personen  der 
verschiedensten  Art,  die  mit  den  verschie- 
densten Kräften  ausgestattet  sind ,  auch 
fiolche,  die  den  Hauptteil  ihrer  Kräfte  gauz 
anderen  Tätigkeitsgebieten  zuwenden  müssen, 
beschäftigen  kann.  Erwachsene ,  Halber- 
wachsene und  Kinder,  männliche  und  weib- 
liche Personen,  Voükräftige  und  Halbin- 
valide finden  gleichzeitig  in  der  Landwirt- 
schaft eine  ihrem  körperlichen  Vermögen 
angemessene  Wirksamkeit.  Besondei-s  gilt 
dies  bei  den  im  Sommer,  also  in  der  drin- 
gendsten Arbeitszeit,  vorzunehmenden  Ver- 
richtungen. 

Uie  Verwendung  von  Frauen  und 
Kindern  ist  deshalb  in  der  Landwirtschaft 
ganz  anders  zu  beurteilen  als  in  der  In- 
dustrie. Beide  werden  vorzugsweise  nur 
in  der  guten  Jahreszeit  beschäftigt,  dazu 


fast  ausschließlich  im  Frden.  Das  körper- 
liche Wohlbefinden  und  die  fortsdirdtwde 
körperli(die  Entwickelnng  werden  dadurch 
ni<mt  geschädigt,  sondetn  im  Oe^teil  ge- 
fordert. Jedem  kann  die  seinen  Kräften 
angemmsene  Arbeit  zogeviesen  wi^en;  die 
Art  der  Arbeit  wechselt  häufig,  so  daß 
k^ne  einseitige  Inanspruchnahme  des  Leibes 
oder  Geistes  stattfindet;  es  ist  sehr  wohl 
m/^lich,  öfter  so^  notwendig,  gewisse  Ar- 
beiten nur  an  emem  Teil  des  Tag^  vor- 
nehmen zu  lassen,  so  daß  die  betr.  Pei^ 
sonen  den  übrigen  Teil  anderen  Verpflich- 
tungen nachgehen  können;  selbst  stunden- 
weise Beschäftigung  einzelner  Personen  ist 
zulässig.  Infolgedessen  können  verheiratete 
Frauen  am  Vormittag  ihre  eigene  Hauswirt- 
schaft besorgen,  Kinder  in  die  Schule  gehen 
und  beide  dann  am  Nachmittag  als  L/oha- 
arbeiter  tätig  sein. 

Die  oben  erwähnten  Eigentümlidikeiten 
der  landwirtschaftlichen  Verrichtungen  kom- 
men auch  den  vollkräftigeu  Männern  zu- 
gute. Die  Mannigfaltigkeit  und  der  häufige 
Wechsel  der  Arbeiten  wirkt  auch  auf  ilip 
körperliches  und  geistiges  Wohlbefinden 
günstig  ein.  Die  bei  der  Industrie  so  häufig 
beklagten  nachteiligen  Folgen  der  Maschinen- 
arbeit treffen  für  die  1.  A.  nicht  zu.  Die 
Anwendung  von  Maschinen,  die  durch  ele- 
mentare Kräfte  (Dampf  usw.)  in  Bew^ng 
gesetzt  werden,  ist  m  der  Landwirtschaft 
überhaupt  nicht  ausgedehnt;  außerdem 
werden  in  der  Landwirtschaft  die  gleichen 
Geräte  immer  nur  tage-,  höchstens  einmal 
wochenlang  hintereinander  benutzt,  so  daß 
eine  einseitige  Inanspruchnahme  der  damit 
b^chäftigten  Menschen  nicht  vorkommt. 
Pflug  und  Egge,  Säe-  und  Hackmaschine^ 
Mäh-  und  Dre8Chmas(^ne ,  Rflben-  und 
Häckselfichneider  usw.  folgen  im  huate  des 
Jahres  hinteeinandor  oder  wechseln  in  der 
gleichen  Jahresz^t  oder  selbst  an  dem 
gleichen  Ta^  miteinauder  ab. 

Endlich  ist  für  die  in  der  Landwirtschaft 
nötigen  Verrichtungen  im  Gegensatz  zu  den 
in  den  meisten  sonstigen  Gewerben  vor- 
kommenden als  charakteristisch  hervorzu- 
heben, daß  sie  in  Oberwiegender  Mehrzahl 
an  das  Vorhandensein  des  Tageslichtes  ge- 
bunden sind,  weil  sie  im  Freien  stattfinden. 
Daraus  ergibt  sich  für  die  1.  A.  die  Folge, 
daß  deren  tägliche  Arbeitszeit  im  Sommer 
viel  länger  sein  kann  und  muß  als  im 
Winter.  Im  Sommer  dauert  sie  in  der 
Regel  mindestens  10  oder  12  Stunden,  steigt 
auch  wohl  in  dringenden  Perioden  vorüber- 
gebend auf  14  Stunden,  während  sie  im 
Winter  an  den  kürzesten  Tagen  auf  7—8 
Stunden  sinkt.  Dies  entspricht  der  Natur 
der  Sache  und  den  Interessen  sowohl  der 
1.  Ä,  wie  der  Unternehmer. 

Die  Unterschiede  zwischen  der  Uudwirt- 


Digitized  by  Google 


Landwirtschaftliche  Arbeiter 


369 


i>.ltfdidien  nnd  indoBtriellen  Lohn- 
wäH  sind  somit  zBhlreitdi  und  von  durch- 
viJageoder  Bedeutung ;  sie  sind  auch  immer 
■Abea^e.  Hieraua  folgt,  daB  die  Grund- 
iätiA  für  die  Behandlung  der  Landarbeiter- 
infx  raoz  andere  sein  mOssen  als  fOr,  die 
liifboalang  der  die  Fabrikarbeiter  be- 
mlTndeo  Fragen.  O^tzliche  Maßregeln, 
>]i?  fflr  ietzt^  zulflssig  oder  notwendig 
tiQil,  können  für  jene  unznlS^ig  oder  direkt 
Lirlitcilie  sein.  Umgekehrt  sind  bei  den  1. 
1  UebelstAnde  vorhanden  und  verlangen 
AlAÜfe,  die  bei  den  Fabrikarbeitern  fehlen 
■Ell  (leihalb  bei  ihnen  Überhaupt  nicht  in 
K^ncht  kommen. 

IL  Die  einzelnen  Gruppen  der  L  A.,  ihre 
«irtscbaftUche  and  soziale  Lage. 

Unter  den  ländlichen  Arbeitern  kann 
!Ufi  tonSchst  zwei  Hauptgrappen  uoter- 
•'bi'itlän:  die  Oesindepersonen  und  die 
fapeldhner.  Erstere  erhalten  außer 
•:t:cm  für  längere  Termine  (Jahr,  Monat) 
'»einbarten  Geldlohn  volle  Naturalverpfle- 
CQDe  im  Hause  des  Brotherrn.  Sie  sind  zu 
bestimmten  Dienstleistungen  ver- 
t'tK'-fateL  Man  nimmt  Gesinde  oeaondera 
:*ir  solche  Aiteiten,  die  sich  an  keine  festen 
T.-.<^undeD  binden  lassen,  und  zu  solchen, 
-tf>  eiue  gewisse,  wenngleich  einseitige  Qe- 
hi.klichk«t  erfordern ,  namentlich,  zur 
Ifegi;  und  Fütterung  des  Yiehstaadra  und 
im  Bewigung  des  inneren  Haashaltes, 
ff-rtekne^te,  Sddfer,  KuhfOtterer  (Meier, 
biveixer),  Mflgde  zur  Fütterung  der 
slivcine,  des  Qeflügels,  zum  Melken,  zur 
^-rvjT^ug  der  Küche  bilden  das  Haupt- 
i'i-inoseut  der  Oesindepersonen.  Die  Mehr- 
ijitil  uetselben  ist  unverheiratet,  es  bildet 
i^her  der  Oesindedienst  in  der  Regel  nur 
'tM  Dorchgangsstufe.  Für  besonders  wich- 
tu?  Posten  nimmt  man  auch  wohl  ver- 
•i'-iratete  Oesindetiersonen ;  diese  führen  in 
■■■i^i'Jien  Gegenden  den  Namen  Oeputa- 
'is'-en  oder  Deputat^esinde. 

Die  Tagelöhner  sind  zu  allen  gerade 
't\iKii  und  ihren  Kräften  entsprechenden 
AHriten  während  der  ortBÜblicfaen  Arbeits- 
f  -ii  verpflichtet  und  empfangen  dafür  einen 
'^''Tag  berechneten  baren  Lohn;  viele  von 
Aj<ii  erhalten  außerdem  auch  noch  Natu- 
nJtiQ,  die  dann  in  der  Hegel  für  längere 
T  nniae  vereinbart  sind. 

Bei  den  Tagelöhaem  muB  man  zunächst 
"ütcTHcheäden  zwischen  freien  und  kon- 
triKtiich  gebundeneu.  Erstere  kßnnen 
j-ifn  Tag  die  Arbeit  freiwillig  aufgeben 
■iT  ^  dem  Arbeitgeber  entlassen  werden, 
«'-Tn  nicht  im  einzelnen  Fall  eine  gegen- 
Bindung  für  bestimmte  Zeit  verab- 
t^Un  irt.  Sie  zerfallen  wieder  in  zwei 
'Tifiirti;  die  ^rundbesitzlosen  und 
''»^  grundbeaitzenden.    Die  ersteren 
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hdfien auch  wohl  Einlieger,  Losleute, 
Freileute.  Sie  wohnen  meist  bei  Bauern 
in  Dörfern,  zuweilen  auch  bei  einem  grö- 
ßeren Gutsbesitzer  zur  Miete  und  suchen 
sich  Arbeit  und  Lohn  verdien  et,  wo  sie  die- 
selben am  besten  zu  finden  glauben.  Wäh- 
rend des  Sommers  sind  sie  regelmäßig  be- 
schäftigt, falls  sie  wollen,  im  Winter  aber 
oft  ohne  Verdienst.  In  Gegenden,  wo  der 
Winter  lang  und  der  Sommer  kurz  ist, 
haben  viele  von  ihnen  eine  sehr  kümmer- 
liche Existenz.  Sie  bilden  das  Prole- 
tariat unter  den  I.  A. 

Sehr  viel  besser  daran  sind  die  gnmd- 
besitzenden  freien  Arbeiter,  welche  örtlich 
sehr  verschiedene  Namen  wie  Eigen - 
käthner,  Büdner,  Häusler,  Klein- 
stellenbesitzer  führen.  Sie  haben  ein 
kleines  Haus  und  mehr  oder  weni^r  nutz- 
bares Land  im  Eigentum  oder  auch  in  Pacht. 
Ihr  Land  reicht  zur  Befriedigung  von  ihren 
und  ihrer  Angehöri^n  Lebensbedürfnissen 
zwar  nicht  vollständig  ans,  gibt  aber  hier^ 
für  einen  mehr  oder  minder  großen,  meist 
erheblichen  Zuschuß.  Es  gewährt  ihnen 
deu  Bed^  an  Wohnung,  Kartoffeln,  Ge- 
müse und  etwas  Viehfutter;  die  kleine^ 
meist  aus  einer  Euh  oder  ein  paar  Ziegen, 
einem  oder  ein  paar  Schweinen,  ans  ver- 
schiedenem Geflügel  bestehende  Viehhaltung 
gibt  ihnen  änen  groüea  Teil  ihres  Bedarfes 
an  animalischer  Nahrung  und  durch  Vei> 
kanf  einzelner  Produkte  axKÜi  noch  eine 
bare  Annahme.  Die  kleine  Luid-  und  Haus- 
wirtschaft wird  zumeist  von  der  Frau  und 
den  Kindern  besorgt,  während  der  Mann 
auf  Lohnarbeit  geht.  Fehlt  letztere  zeit- 
weise, so  bietet  die  eigene  Wirtschaft  dem 
Familienvater  immer  Gelegenheit,  seine  Ar- 
beitskraft nützlich  zu  verwenden.  Im  Winter 
repariert  er  Gebäude  und  Geräte,  fertigt 
neue  Geräte  an,  bringt  den  Dünger  aufs 
Land  und  gräbt  bei  frostfreiem  Boden  seinen 
Acker  um.  Er  ist  im  allgemeinen  zum 
Sparen  geneigt,  da  er  jede  ^spaiois  sofort 
in  der  e^nen  Wirtschaft  durch  Zukauf 
von  Grundstücken,  von  Vieh,  Geräten  usw. 
nutzbar  anlegen  kann.  Die  grundbcsitzenden 
l.  A.  bilden  die  intelligenteste,  wirtschaft- 
lichste, in  jeder  Hinsicht  am  besten  situierte 
Gruppe  unter  allen  1.  A. 

Die  kontraktlich  gebundenen 
Tagelöhner,  auch  Gutstagelöhner, 
Hoftagelöhner,  Instleute,  Insten, 
Gärtner  ^nannt,  stehen  zu  dem  Gutsbe- 
sitzer in  einem,  meist  halbjährlich  künd- 
baren, Konäuktsverhältnis.  Diesem  gemäß 
müssen  sie  täglich  auf  herrschaftliche  Ar- 
beit kommoD,  hierzu  auch  noch  einen  von 
ihnen  gemieteten  Dienstboten  fScharwerker, 
Hofgänger),  im  Sommer  gewönnlich  außer- 
dem die  Frau,  mitbringen.  Hierfür  erhalten 
sie  außer  einem  geringen,  aber  für  Mann, 
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Fna  und  Scharwerker  besonderB  bemessenen 
Tagelohn  veiscfaiedene  Naturalien:  Woh- 
nung, Brennmaterial,  Yiehfutter  ffir  eine 
Kuh,  Garten-  und  Eartoffelland,  einen  An- 
teil an  dem  erdroschenen  Getrdde.  Der 
Wert  der  Naturalien  pflegt  den  des  Creld- 
lohnes  weit  zu  übersteigen.  Somit  sind  die 
GutstagelChner  in  ihrer  Existenz  sehr  ge- 
sichert und  von  den  Schwankungen  der 
Preise  für  die  wichtigsten  Lebensbedürf- 
nisse unabhängig  gemacht.  Andererseits 
weiß  der  Gutsbraitzer,  daß  er  täglich  über 
eine  bestimmte  Zahl  ihm  genau  bekannter 
1.  Ä.  verfügen  kann.  Das  Mißliche  für  den 
Gutstagelöhner  liegt  darin,  daß  er  von  dem 
Arbeitgeber  sehr  abhängig  ist,  daß  er  keine 
feste,  sichere  Heimat  hat  und  keine  Aus- 
sicht, jemals  durch  Erwerb  von  Grundbe- 
sitz eine  Heimat  zu  erlangen.  Wird  ihm 
vom  Herrn  gekündigt  und  ist  er  nicht  mehr 
besonders  arbeitskräftig,  dann  wird  es  ihm 
schwer,  eine  neue  Stelle  zu  finden,  und  er 
wird  in  die  Klasse  der  Einlieger  oder  gar 
der  Ortsarmen  herabgedrückt.  In  diesen 
Umständen  ist  der  hauptsächlichste  Grund 
zu  finden,  weshalb  gerade  aus  der  Klasse 
der  Gutstagelöhner  so  viele  in  die  Städte 
des  Inlandes  oder  über  das  Meer  ins  Aus- 
land wandern. 

Die  Gutstagelöhner  bilden  auf  den  großen 
Gütern  des  nordöstlichen  Deutschlands, 
namentlich  in  Ost-  und  Westpreußen,  in 
Posen,  Pommern,  Brandenburg,  den  beiden 
Mecklenbni^  und  Schleswig -Holstein  die 
Hauptmasse  der  1.  A.  Die  gnmdbesitzenden 
Tagelöhner  repiilsentieren  das  Hauntkon- 
tingent  im  mittleren  und  südwestlichen 
Deutschland:  in  Thüringen,  Hessen-Nassau, 
in  der  preußischen  Kheinprovinz,  in  Hessen« 
Dartnsüidt,  in  der  Rheinpfalz,  in  Baden  und 
Württemberg. 

ßinlieger  gibt  es  liberall,  im  Nordosten 
mehr  als  im  Südwesten ;  niigends  aber 
stellen  sie  den  größeren  Brucht^  der  vor- 
handenen 1.  A.  dar. 

Selbstverständlich  finden  sich  in  allen 
nicht  ganz  kleinen  Wirtschaften  außerdem 
Gesindepersonen,  die  ja  unentbehrlich  sind. 
In  bäuerlichen  Wirtschaften  wird  verhält- 
nismäßig mehr  Gesinde  gehalten  als  auf  den 
großen  Gütern ;  in  jenen  wird  es  auch  öfters 
zu  regelmäßiger  Feldarbeit  verwendet.  Be- 
sonders stark  ist  die  Gesindehaltuog  im  süd- 
östlichen Deutschland,  in  Bayern. 

In  dem  letzten  halben  Jiüirhundert  sind 
drei  sorgfältige  Erhebungen  über  die  Lage 
der  I.  A.  gemacht  worden.  Die  erste,  nur 
auf  die  preußische  Monarchie  sich  be- 
ziehende, ging  von  dem  preußischen  Landes- 
Ökonom ie-K olle^iu m  aus  und  wurde 
in  dessen  Auftrag  im  Jahre  1849  durch 
von  Lengerke  veröffentlicht;  die  zweite, 
dnrch  von  der  Goltz  im  Jahre  1875  her^ 


ausgegeben,  geschah  auf  Initiative  des 
Kongresses  deutscher  Landwirte; 
die  mitte  verdankt  ihren  Cr^irung  dem 
Verein  für  Sozialpolitik  tmd  ist,  von 
einer  Anzahl  verschiedener  Männer  be- 
arbeitet, im  Jahre  1893  erschienen  (die  ^ 
naueren  Titel  8.  im  Literaturverzeidmis). 
Alle  drei  Erhebungen  zeigen  große  innere 
üebereinstimmung  und  gew^Üiren  zusammen 
ein  klares  und  ziemhch  vollständiges  Bild 
von  der  Lage  der  1.  A.  Ihre  Vergleichung 
bietet  außerdem  die  Möglichkeit,  über  die 
im  Laufe  der  letzten  5  Jahrzehnte  stattge- 
habte Entwickelung  ein  üileil  zu  gewinnen. 

Während  der  Periode  von  1849-  75  sind 
die  Löhne  der  1.  Ä.  sehr  erheblich  ge- 
stiegen; von  1875 — 93  hat  im  Darchscbnitt 
nur  eine  geringe  Zunahme  derselben  statt- 
gefnnden,  dafQr  ist  aber  eine  grCBne  Ans- 
gleichang  der  LChne  in  den  eiuselnen  Teilen 
des  Dentschen  Reiches  eingetreten.  Die  Er- 
hebungen von  187.Ö  enthalten  eine  generelle  Zu- 
sammenstellnng  der  LShne  für  alle  Bezirke ;  die 
von  1893  entbehrt  eine  sulcbe.  Da  nun  inner- 
halb dieser  20jährigen  Periode  keine  erbeblidie 
ErhOhnn?  der  Löhne  eingetreten  ist  ao  mögen 
hier  einige  kurze  Angaben  aus  der  Publikation 
von  1875  Platz  finden.  Es  betrng  darchscbnitt- 
lich  im  Deatscben  Kelche  der  Tagelohn  fQr 
ständig  beschaftiste  Männer  im  Darchsdtnitt 
ftlr  Sommer  und  Winter  1,44  M.,  für  ebensolche 
Franen  0,73  M.  In  den  einzelnen  Gegenden 
waren  die  L6hne  aber  sehr  abweichend;  im 
Regierangsbezirk  Oppeln  betrug  der  Dnrch- 
Bchaittslohn  fßr  den  Mann  0,70  U.,  fUr  die  Fmn 

0.  43  H.,  im  Bezirk  Ober-ElsaU  dagegen  1,9t  U. 
für  den  Hann,  0,84  M.  für  die  Fran.  Nach  dem 
Ro^genpreis  der  vorangegangenen  25  Jahre  be- 
rechnet, stellte  sich  der  darchschnittliche  Mannes- 
tagelobn  auf  18  Pfd.  Boggen;  in  Geeenden  mit 
honen  Löhnen  repräsentierte  er  20—24  Pfd. 
Boggen.  Das  Jahreseinkommen  der  I.  A. 
war  allerdings  erheblich  höher,  als  die  Mnlti- 

!>Iikation  des  dnrdischnittliefaen  Mannestage- 
ohnes  mit  der  Ziüil  derjfthrlichen  Arbeitst^« 
eines  Mannes  (etwa  300)  ergiebt.  Zo  dem 
Jahreseinkommen  ist  noch  der  Verdienst  von 
Fran  nnd  Kindern,  bei  gmndbesitzenden  Ar- 
beitern der  Ertrag  der  eigenen  Wirtschaft,  bei 
Gntstagelöhnem  der  Wert  der  erhaltenen  Natu- 
ralien zn  rechnen.  Nach  den  ErmitielaDgen 
von  1875  stellte  sich  das  dorcbscbnitttiche  Jahm- 
einkommen  einer  Arbeiterfamilie 

1.  bei  den  grundbesitzotden  Arbeitern 

im  sQdlicben  Dentschland  anf  .  .  7813  M. 

2.  bei  den  Gntstagelöhnem  im  nörd- 
lichen Dentschland  anf  661,2  „ 

3.  bei  den  gmndbesitzenden  Arbeitern 

im  nördlichen  Dentschland  anf  .  .  687,9  ,. 

4.  bei  den  grandbesitzlosen  ^en  Ar- 
beitern im  sOdlichen  Dentschland  anf  611,4  „ 

5.  bei  den  grandbeaitzlosen  freien  Ar- 
beitern im  nördl.  Deutschland  anf  663,1  „ 

In  den  letzten  Jahren  sind  von  ver- 
schiedenen Landwirtschaftskammem  Er- 
hebungen über  die  Lage  der  ländlichen  Ar- 
beiter innerhalb  ihres  Bezirkes  veranstaltet, 
zum  Teil  auch  der  OefTentlichkeit  fibergeben 
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Linien.  Es  geht  daraus  hervor,  daß  die 
Tac^,  rar  allem  aber  die  Gesindelöhne  seit 
K'.(mehroder  minder  erheblich  gestiegen  sind 

iwar  als  oatürliche  Folge  der  stetig  zii- 
:-lmieaden  Fort  Wanderung  der  Landarbeiter. 

ia«  fast  allen  Teilen  Deutschlands,  be- 
>  ntlers  aber  aus  den  nordöstlichen^  findet 
»  hon  seit  Jahrzehnten  eine  erhebliche,  bald 
mi'hr  bald  minder  starke  Fortwande- 
r'in?  der  Ulndlichen  Arbeiter  teile  nach 
i'-u  SlAdten  und  Industriebezirken  des  In- 
^'k'S  (Abwanderung),  teils  nach  dem  Aus- 
sind'', liesouders  nach  den  Vereinigten  Staaten 
N\.niaraerikas  (Auswanderung)  statt.  Die- 
•i-'M  geht  hauptsäclilich  von  den  Gutstage- 
'.'ii^ifjü  aas;  sie  ist  so  groß,  daß  in  vielen 
H^en  die  Zahl  der  ländlichen  Arbeiter 
«ilircnd  der  letzten  2  Jahrzehnte  atsolut 
i'^-nommen  hat,  obwohl  die  intensivere 
f  v>(altattg  des  landwirtschaftlichen  Betriebes, 
« •ifbfi  im  Interesse  der  Gutsbesitzer  wie 
-1<  r  c^äamten  Volkswirtschaft  dringend  nötig 
1'!,  die  Verwendung  einer  größeren  Menge 
^••a  1.  A.  eigentlich  nötig  macht.  Die  Ur- 
M  Jio  der  Abwanderung  liegt  nicht  in  den 
rinkommeDSverhältnissen  der  Outstagelöhner, 
-'jdvni  in  ihrer  abhängigen  Lage,  in  der 
U  ti^ithcit  von  der  ihr  sozial  am  nfichaten 
-f-henden  Schicht  der  Iftndlichen  BevOlke- 
fme,  von  den  Bauern;  femer  in  ihrer 
HrimatloBi^eit ,  in  der  tlnsicheriieit  ihrer 
MtrlloDg,  in  dem  Mangel  an  Aussicht,  später 
Hnmal  io  den  Besitz  eines  kleinen  Omnd- 
'loTilDins  und  damit  einer  gesicherten 
KibXenz  zu  gelangen.  Abhilfe  kann  nur 
(Ul'irch  geschafft  werden,  daß  man  den 
iitiTstagelßhnern  wie  Einliegem  die  Ml^Iich- 
i-it  dubietet,  sich  mit  Hilfe  gemachter  £r- 
'fttmisse  in  einem  Bauerndorf  als  grund- 
''.5iti>*ude  Tagelöhner  niederlassen  zu  können. 

Ziel  ist  keinesw^egs  unerreichbar  und 
»inl  ja  auch  von  Seiten  des  preußischen 
••'aal«  durch  die  in  den  Jahren  1890  und 

erlassenen  Gesetze  über  die  Bildung 
>■*  Hentengfltern  angestrebt. 

IXm  herrschenden  Mangel  an  Arbeitern 
•»  \wa  die  Landwirte  durch  Heranziehung 
-n  Wanderarbeitern  abzuhelfen.  Die- 
>-!r>-u  kommen  teils  aus  den  russisch- 
r-luiäi.hen  Grenzdistrikten,  teils  aber  auch 
<-  -  cdozelnen  Gegenden  des  Inlandes,  wo 
•  "V  Mengen  von  Kleinstellen  besitzem  und 
^nbf^m  zusammen  wohnen,  ohne  daß  hin- 
r-  ■  h«id  viele  Güter  in  der  Nähe  liegen, 

ihnen  Lohnbeschäftigung  gewähren 
k'-noien.  früher  gingen  die  Wanderarbeiter : 
■■fiiHtweiae  in  die  Zuckerrttbendistrikte 
'•'T  Provinz  Sachsen  und  deren  Nachbar- 
*•  tiah ;  daher  führen  sie  noch  jetzt  die  Be- 
f  i'hnnngSachseDgänger.  Gegenwärtig 
'•■tieoeo  sic^  aber  sehr  viele  OroSgrund- 
t<>ttBer  im  oordCstUchen  Deutschland  der 
Waodawbeiter  imd  UJonen  ohne  dieselben 


ihren  Betrieb  gar  nicht  mehr  in  regulärer 
Weise  weiter  führen.  Die  Zahl  der  Wander- 
arbeiter beträgt  jährlich  mehrere  Hunderte 
tausende.  Sie  kommen  meist  im  Frühjahr 
(März,  April)  aus  ihrer  Heimat,  bleiben  bis 
zum  Herbst  (Oktober,  November)  an  ihrer 
Arbeitsstätte  und  verbringen  den  "Winter 
dann  wieder  zu  Hause.  Sie  sind  während 
der  Arbeitsperiode  in  der  Kegel  fleißig  imd 
sparsam,  durchschnittlich  spart  jeder  während 
der  Arbeitsperiode  etwa  150  M.  Auf  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Gegenden, 
aus  denen  die  Wanderarbeiter  stammen, 
wirken  sie  infolged^en  sehr  günstig  ein. 
Weniger  läßt  sich  dies  von  den  Gegenden 
sagen,  wo  sie  ihre  sommerliche  Arbeitsstätte 
haben.  Für  die  landwirtschaftlichen  Groß- 
betriebe daselbst  sind  sie  allerdings  zunächst 
nützlich.  Die  £r£ahrung  zeigt  aber,  daß 
durch  die  meist  polnischen  Wanderarbeiter 
die  einheimische  deutsche  Arbeiterbevölke- 
rung verdrängt  und  zra*  Fortwanderung  ver- 
anlaßt wird.  Das  Institut  der  Wandeiv 
arheiter  befördert  die  Ausbreitung  des 
Polonismus,  das  Zurücktreten  des  Deutsch- 
tums in  den  östlichen  Provinzen  der  preus- 
sischen  Monarchie.  Hierin  liegt  eine  große 
Gebhr  sowohl  für  das  Staatslebcn  wie  für 
die  Landwirtschaft  selbst.  Poln^he  Arbeiter 
sind  weniger  kräft^,  weniger  zuverlas^, 
weniger  wirtschaftlich  als  die  deutschen; 
ein  Zurfl(Ädrftngen  der  letzteren  durch  die 
ersteren  wtlrde  unabwendbar  einen  Rück- 
gang des  «mzen  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes herbeiführen.  Wenn  die  geringere 
Qualifikation  der  Polen  bei  den  Wanderar- 
beitern bis  jetzt  nicht  stark  sich  bemerkbar 
macht,  so  liegt  dies  daran,  daß  dieselben 
vorzugsweise  mit  leichteren  und  einfacheren 
Verrichtungen,  namentlich  mit  der  Pflege 
und  Ernte  der  in  Reihen  angebauten  Ge- 
wächse, beschäftig  werden ;  daß  sie  kolonnen- 
weise unter  stetiger  strenger  Aufsicht  ar- 
beiten ;  daß  sie  zum  größten  Teil  aus  weib- 
lichen Personen  bestehen;  endlich  daß  sie 
meist  bloß  6,  7,  höchstens  8  Monate  in 
Arbeit  sind  und  während  der  übrigen  Zeit 
des  Jahres  so  gut  wie  mflßig  gehen.  (Deber 
das  Nähere  vgl.  noch  d.  Art.  „Sachsengänger".) 

Llteratnri  A.  v.  Lengerke,  Die  Utndliake  Ar- 
Mtvfi^,  BeHin  1849.  —  2%.  Frhr.  von 
der  Oolbe,  Die  Lage  der  ländliehen  ArbMer 
im  Derttsehen  Seiche,  Berlin  1875.  —  Die  Ver- 
hällniese  der  Landarbeiter  in  Deutteh- 
land,  SBde.,  SS.,  54.  und  56.  Bd.  Sehr.  d. 
Vtr.f.  Sozialpolitik,  Berlin  189S.  Dieee  drei  Werke 
rnthaiten  die  in  den  Jahren  I848,  187S  und  189£ 
veranstalteUn  Erhdtungen  Uber  die  Lage  der  land- 
wirUehf^ßliehen  ArbeiUr.  —  Th.  Fthr.  von  der 
OoWCt  LHe  ländliche  Arbeiterfirage  und  ihre 
Liilung,  3.  Aufi.,  Damig  1874.  —  Prledrieh 
Knapp,  Die  Bauentbtfreiung  und  der  Urtpnmg 
der  LatidaiMt^  in  den  äUeren  TeOen  Pr^^ent, 
2  Bde.,  laipeig  1887.  —  Karl  Kaerger,  Die 

24* 
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Stu^ttnffängerei ,  Berlin  1890.  —  Th.  Wrhr. 
von  der  Goltz,  Die  ländliche  Arbeilerkltuae 
und  der  preuflüche  Staat,  Berlin  189S.  —  jE-uno 
^rankensteitif  Die  Arbeiterfrage  in  der  dauttehen 
LandwirUchaft,  Berlin  1893.  —  Tlu  Frhr.  Von 
der  Goltz,  Affrarweten  und  Agrarpolitik, 
t.  At^.,  Jena  1904,  ^-  U^Sg- 

Frhr.  von  der  GFoIfc. 


Landwirtschaf tliches  Genouen- 
Bchaftswesen. 

1.  Geschichte  und  Ursachen  der  Entwicke- 
IttDg.  2.  Die  Scholze-Delitzsch-  and  BaüFeisen- 
schen  Gründungen.  3.  Arten,  Aasbreitiuig  und 
Statistik.  4.  ^eatang  des  1.  G. 

1.  CFeseUehte  und  Ursachen  der  EntwIcke- 
Inng.  Oenosaenschaftliche  Einrichtangen  sind 
in  der  Landwirtschaft  schon  sehr  alt.  In  F  r  a  n  k  - 
reich  gab  es  seit  dem  12.  and  13.  Jahrh.  viele 
Taasende  von  bänerlichen  Genossenschaften, 
commanant^s  genannt,  die  ans  20— 100  oder 
noch  mehr  Landwirten  bestanden,  welche  ihren 
sanzea  Betrieb  gemeinschafUich  führten.  Sie 
Destellten  und  ernteten  ihre  Ländereien  gemein- 
schaftlich ab  and  teilten  dann  den  Ertrag  nach 
Maßgabe  des  Bedarfes.  In  Deatschland  finden 
wir  als  ältere  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaften die  Hanbergs-,  die  Deich-,  die 
Käserei ^nossenschtmen ,  die  Gehöfer- 
schaften  im  Trierschen,  —  Einrichtnngen,  die 
nnter  Teräoderter  Gestalt  sich  bis  zur  Gegen- 
wart erhalten  haben.  Dem  ganzen  Atlmend- 
weeen,  welches  vom  frühen  Mittelalter  an  in 
der  deutschen  Landwirtschaft  eine  so  grolle 
Solle  gBspielt  hat  and  noch  heute  im  sAdwest- 
lichen  Deutschland  sowie  in  der  Schweis  dne 
henrorragende  Bedeatung  büitat,  liegt  der  Ge- 
danke des  genossenschaftlichen  Eigentums  and 
der  genossenschaftlichen  Benntzong  des  Bodens 
sagronde. 

Diefranzüsischen  commnnantSs  rerschwanden 
zu  Ende  des  Mittelalters  infolge  der  Bezeption 
des  römischen  Bechts.  Die  Allmenden  wurden 
in  den  meisten  Teilen  des  Deutschen  Kelches 
aufgehoben  oder  doch  sehr  reduziert  durch  die 
tu  Ende  des  vorigen  nnd  in  der  ersten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderts  erfolgte  Beseitigung  des 

Sitsherrlich-häuerliehoi  Verhältnisses  und  durch 
e  Oemdnheitsteilung.  Gegeuttber  den  aller- 
dings sehr  nachteiligen  Bescnränknngen,  denen 
bis  dahin  die  Landwirte  bezüglich  der  Benutzung 
des  Grund  und  Bodens  unterworfen  waren,  hielt 
man  es  für  einen  Fortschritt  und  als  durchaus 
notwendig,  den  einzelnen  Grundbesitzer  in  der 
Bewirtschaftung  seines  Areals  ganz  anabhängig 
von  seinen  Nachbarn  zu  machen.  Wie  sehr 
dies  die  Landwirtschaft  im  ganzen  gefördert 
und  den  Wohlstand  der  einzelnen  Landwirte 
gdioben  hat,  ist  anderwärts  schon  dargestellt 
worden  (s.  Art.  „Ackerbau",  oben  Bd.  I,  S.  17  fg. 
und  „Landwirtschaft",  oben  S.  364fg.).  Mit 
der  i^eit  stellten  sich  aber  auch  Schattenseiten 
der  gäuzlichen  wirtschaftlichen  Ungebundenheit, 
des  auf  die  Spitze  getriebenen  Individualismus 
heraus,  namentlich  für  die  kleinen,  die  biner- 


Itchen  Besitzer.  Es  zeigte  sich,  daß  diese  eben 
wegen  der  Kleinheit  ihres  Betriebes  in  vielen 
Dingeu  mit  den  Großgrundbesitzern  nicht  zu 
konkurrieren  vermochten;  so  z.  B.  in  der  Be- 
nutzung TOQ  kostspieligeren  Maschinen  und  Ge- 
räten, in  der  Beschaffung  von  käuflichen  Dnng- 
und  Futtermitteln,  in  der  Herstellung  und  dem 
Verkauf  tos  Butter  und  Käse,  in  der  firluigiu^ 
eines  billigen  und  gesicherten  Kredit«.  Die 
Bauern  mußten  auf  diese  wichtigen  iÜnrich- 
tungen  und  Maßregeln  entweder  überhaupt  ve^ 
ziehten  oder  dafür  doch  unverhältnismäßig  große 
Opfer  bringen.  Die  Erkenntnis  dieser  'Tatsache 
hat  daun  etwa  nm  die  Mitte  des  19.  Jahrh. 
weithlickeade  nnd  für  das  Wohl  des  Volkex  be- 
sorgte Männer  dazu  geführt,  zunächst  die  Bauern 
zur  Gründung  von  OeDossenschaften  anzuregen. 
Es  geschah  dies  wesentlich  unter  dem  Einfluß 
der  großen  Erfolge,  welche  in  England  und 
Frankreich  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen 
Genossenschaftswesens  erneltword«!  waren.  Das 
Hauptverdienst,  zur  Bildnug  von  Genossen- 
schaften in  Deutschland  angeregt  zu  haben, 

febührt  Victor  Aime  Huber,  der  auch  ani 
ie  EntwicheluQg  des  1.  Q.  von  erheblichem 
Einfluß  gewesen  ist  Dasselbe  im  praktischen 
Leben  verwirklicht  zu  haben,  ist  allerdings 
vorzugsweise  Baiffeiaen  (1818 — 1888)  uud 
Schulze-Delitzsch  (1808— 1883)  zu  danken. 

2.  Die  Scholze-Delitzsch-  und  Raiff- 
eisenscheD  Gründungen.  Beide  Minner 
kamen  ziemlich  gleichzeitig  (1849)  duBuf, 
Kreditvereine  für  den  Mittelstand  zu  gründen, 
die  von  dem  Prinzip  der  genossen  schaft- 
lichen Solidarhaft  au^ngen.  Aber 
während  Schtilze-Delitzsch  dabei  zunächst 
nur  die  städtische  Bevölkerung,  besonders 
die  Handwerker,  im  Auge  hatte,  waren  die 
Bestrebungen  Raiflieisens  lediglich  für  die 
bäuerliche  Bevölkerung  berechnet  Schulze* 
Delitzsch  suchte  aUudings  seine  Bestre- 
bungen bald  auf  die  ländliche  Beväkemog 
auszudehnen  und  gründete  neben  den  Spar- 
und  Yorschufiv^cinen  außerdem  nodi  Roh- 
stoff-, Konsum-  und  andere  Oe- 
nossenschaften.  Ebenso  brachte  Raiff- 
eisen  mit  seinen  Darlehnskassen  auch  ge- 
nossenschaftliche Vereinigungen  zum  Zweäe 
der  Beschaffung  von  Verbraucnsgegenstftnden, 
zum  Verkauf  von  Produkten  usw.  in  Vei^ 
bindung,  besdirilnkte  sich  aber  bis  zuletzt 
auf  die  ländliche  Bevölkerung.  Beide 
Männer  haben  voneinander  gelernt,  und  die 
jetzige  Blüte  des  1.  G.  wäre  nicht  erzielt 
worden,  wenn  diese  gegenseitige  Einwir- 
kung nicht  stattgefunden  hAtte.  Was  speziell 
die  landwirtschaftlichen  Oenoasen- 
schaften  betrifft ,  so  hat  auf  deren  innere 
wie  äußere  Eotwickelung  it^ffeisen  einen 
erheblich  größeren  Einfluß  als  Schulze- 
Delitzsch  ausgeübt,  und  er  ist  deshalb  in 
erster  Linie  als  Begründer  des  1.  Q.  zu  be- 
zeichnen. Schon  an  einer  früheren  Stelle 
ist  nachgewiesen  worden,  welche  prinzipi- 
elleo  Unterschiede  zwischen  den  nach  Raiff- 
eisen  und  den  nach  Schulze-Delitzsch 
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MirhteteQ  Genossenschaften  ursprünglich 
f^^dra,  Tie  sich  aber  diese  Dnterscmede 
.vnvie  bei  den  landwirtschaftlichen  Oe- 
(H««afiefaaften  mit  der  Zeit  mehr  und  mehr 
ifif^Uchen  haben,  wenn  sie  auch  bis  zur 
4p«^nwart  noch  nicht  gänzlich  verwischt 
-:i>il  i.i,  Art  ,,Darlehiis^8envereine''  oben 
li-l.  1,  S.  641  fg.)- 

a.  Arten,  Ausbreitniig  nnd  Statistik. 
Man  Imao  bei  den  landwirtschaftlichen  Qe- 
ors^schaften  folgende  Gnippen  unter- 
-'iifiileo:  l.  Kreditgenossenschaften; 

i^Qossen schatten  zur  Beschaffung 
'"L  Betriebsmitteln  wie  Sämereien, 
ffuoje-  und  Futtermitteln,  Geraten  und  Ma- 
Miiioeo,  Vieh,  Brennmaterial  usw.,  sie  heißen 
^«tihnlich  Bezugs-  oder  Konsum- 
iienostenschaften;  3.  Genossenschaften 
lum  gemeinschaftlichen  Verkauf  bezw. 
rar  vorherigen  Verarbeitung  landwirt- 
"  haftlicher  Produkte:  hierzu  gehören  Tor 
lÜpm  die  Molkereigenossenschaften; 
l  iJcDOGsenschaften  zur  gemänschaftlicben 
b^Qatxnog  von  Betriehemittelu,  noment- 
Ii'b  Ton  Maschinen  oder  Znditvieh;  Gc- 
[■««seiHtdinfteD  zur  gemeinschaftlichen  Dnrch- 
f&hmng  oder  Unteriialtung  von  Meliora- 
ti<-.Den  wie  Bewässerungs-  nnd  Ent- 
«äfsernngsgenoBsenschaften.  Deichge- 
»•'»«»•nschaften,  Waldgenossenschaften  usw. 

IVlier  die  Kredit-  und  Meliorationsge- 
nrcä^Uijchxiften  ist  bereits  gehandelt  worden 
(•■.  Artr.  „Darlehnskassen vereine",  „Landes- 
kr-><Jiikassen",  ,.LandeskulturrentenbaDkeu*\ 
-lurnlschaften'-,  Deichwesen",  „Wasseree- 
R:«een?chaften").  Unter  den  anderen  Ge- 
r<(««enaehaften  nehmen  der  Zahl  nach 
'Ii«  Holkereigenoesenschaften  die  erste, 
BezugsgenoBsenscbaiten  die  zweite 
Mrlle  em. 

Ab  1  ,Tn.  1904  gab  es  im  DentBchen  Reich 
fi'l(ni4c  dem  GenosnenBchaftsgesetz  nnteratellte 
ludirirucliaftliche  Genosseiucbaften : 

12  477  KreditgenoBsenscbafteTi 
1 7M  Bezag»-  n.  Absatzgenoisenscbaften 
271S  HolkereigCDotgenscbaften 
1 366  wnuttige  OenoueiucliafteD 

lf(3Ö0  Oenoweudiaftfin  cnsaramen. 

Wtud  waren  14  936  mit  nnbeftcbränkter, 
'^Ti  Bit  beschränkter  Haftpflicht.  99 
ut  BbbeBckrftnkteT  NachschnOpflicbt 

Ab  l^II.  1800  betrug  die  Gesamtzahl  der 
UsdwirfMfaaftlicbeD  GeDtmKnscbafteD  nar  9000; 
u  I  'TD.  1H86  war  sie  schon  auf  mnd  9000 
>*«ti4««n;  in  den  letzten  8  Jahren  hat  sie  sich 
«ck  terdoppelt 

Ib  dn  eu) Minen  Teilen  des  Deutschen  Reiches 
-•t  tUndiairK  das  1. 6.  sehr  verschieden  stark  ent- 
V  Itclt ;  ha  Westen  nnd  Süden  bat  es  weit  größere 
Vtfbmtoog  als  im  Norden  nnd  im  Osten;  im  Osten 
t*  Ott  seit  etwa  10  Jahren  eine  nennens- 
*!ru  Aoidefannng  Bageaommen.  Es  erhellt 
<M  ai  folgender  Zusammenstellung,  welche 
>iW  praAtcheB  Provinzen  die  deottehen  K0nig^ 


reiche  und  GrofihetzogtBmer  sowie  ElsaB-Loth- 
ringen  umfaßt.  Am  L/VII.  1896  bezw.  am 
l./yll.  1804  existierten  an  landwirtschaftUohen 
Genossenschaften,  die  nuter  dem  Genossenschafts- 
gesetz standen: 

1896  1904 

1)  in  der  Provinz  Ostpreußen        267  471 

2)  „   „        „      Westpreaßen      187  403 

3)  „  „  „  Brandenburg  270  813 
4}  „  „  „  Pommern  235  538 
ö)  „  „  „  Posen  279  664 
6}  „  „  ^  Schlesien  565  1471 
?)  „   „       y,      Sachsen            207  814 

8)  „    „        „      Schlesw.-Holst.    256  457 

9)  „    „        „      Hannover          500  904 

10)  „   „       „      Westfalen         3*5  805 

11)  „   „       „      Hessen-Xassau    sSt  898 

12)  n   n       n      BheinprenOen     794  i777 

13)  im  Königreich  Bayern           1825  3509 

14)  „         „         Sachsen             125  276 

15)  „         „         Württemberg      801  1285 

16)  „  Großherzogt.  Baden  339  764 
17j  „  „  Hessen  589  761 
181  „  n  Itfeckl. -Schwerin  in  183 
19)  „  „  Meckl.-Strelitz  16  24 
20}  „         »         Sachs. -Weimar     90  144 


„        Oldenburg         103  237 
22)  n  Beichslaud  Elsaß^Lotbrmgen    209  490 

Die  unter  1 — ')  genannten  Östüchen 
preußischen  Provinzen  zählten  1904  zu- 
sammen 2889  Genossenschaften,  wälirend 
die  Rheinprovinz  allein  1777,  Hessen-Nassau 
898  und  das  Großherzogtum  Hessen  761 
Genossenschaften  besaß.  Diese  großen  Un- 
terschiede erklären  sich  zunächst  daraus, 
daß  im  Süden  und  Westen  der  Bauernstand 
viel  stärker  vertreten  ist  als  im  Nordostan; 
femer  daraus,  daß  dort  der  Bauernstand  in 
der  wirtschaftlichen  Kultur  weiter  fortge- 
schritten ist  als  hier;  endlich  daraus,  daß 
mau  im  Süden  und  Westen  seitens  der 
höheren  Klassen  der  Gesellschaft  sich  mehr 
des  L  G.  angenommen  und  die  Bauern  bei 
Einrichtung  desselben  mehr  unterstfitzt  hat^ 
als  eB  im  Nordosteu  geschehen  ist. 

Bei  den  16 163  lanawirtschaftUchen,  dem 
allgemeinen  (jetzt  Reichs-)  Verbände  an  ge- 
hörigen QenossenBchaften,  welche  dem  Ver- 
bancUvOTStande  fQr  das  Jahr  1904  die  Nach- 
weisung Aber  ihre  Gesch&ftseigebnisse  ein- 
gereicht hatten,  war  das  summarische 
Resultat  der  letzteren  folgendes: 

1 1 426  Spar-  nnd  Darlehnskassen 

mit  e.  Xassenumsatz  von  1 537  219  436  H. 
2(^7  Bezugs-  nnd  Abaatzge- 
nossenschaften    mit  e. 
Warenumsatz  von.  .  .     41  286  355  „ 
1667  Molkereien   mit  einge- 
lieferter Müchmenge  von  1  472  635 177  1 
964  sonatigeOenOBsenschaften 
mit  e.  GMchftftaamsatz 

von  mnd   45  000  000  H. 

69  Zentralgenossenschaften. 
16 163  zusammen. 

Aus  'diesen  wenigen  Zahlen  ist  ersidit- 
lich,  welche  große  Bedeutung  das  L.  G.  be- 
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ätzt;  aus  ihnen  erklärt  sich  leicht  die 
schnelle  Verbreitung  desselben.  —  Dabei 
hat  das  1.  0^.  uodi  lange  nicht  den  Höhe- 
punkt seiner  Entwickelung  erreicht. 

4.  Bedentnog  des  L  G.  FOr  den 
Bauernstand  ist  die  weitere  Ausbreitung 
und  Fortbildung  des  1.  G.  geradezu  eine 
Lebensfrage.  Er  wird  dadurch  befähigt, 
mit  dem  Großgrundbesitzer  bezüglich  der 
Ertragsfähigkeit  seiner  Güter  erfolgreich  zu 
konkurrieren;  er  wird  in  den  Stand  gesetzt, 
die  Hilfe  von  Zwischeniiändlem  und  von 
Wucherern  entbehren  zu  können;  er  wird 
veranlaßt,  eine  ganze  Reihe  von  Verbesse- 
rungen in  seinem  Betrieb  vorzunehmen,  die 
er  für  sich  allein  gar  üicht  oder  doch  viel- 
leicht erst  nach  langen  Jahren  durchgeführt 
hätte,  z,  B.  die  Verwendung  käuflicher 
Dung-  und  Futtermittel.  Endlich  wird  durch 
das  genossenschaftliche  Zusammenwirken 
der  Gemeinsinn  unter  den  Bauern  gestärkt, 
und  dies  ist  nicht  der  geringste  diuuus  er- 
wachsende Vorteil. 

Vorzugsweise  kommen  die  Genossen- 
schaften den  Bauern  zugute,  für  die  sie 
auch  ursprünglich  bestimmt  sind.  Vielfach 
nehmen  aber  auch  Großgrundbesitzer 
daran  teil  und  zwar  nicht  bloß  aus  Gemein- 
siDD,  sondern  auch  zur  Förderung  ihrer 
eigenen  wirtschaftlichen  Interessen.  Nament- 
lich im  ostelbischen  Deutschland  sind  Groß- 

Cdbesitzer  häufig  Mitglieder  von  Darlehns- 
iiiy  von  Konsumvereinen,  von  Molkerei- 
geno^nschaften. 

Die  großen  Erfolge,  welche  mit  dem 
1.  Or.  eisielt  worden  sind,  haben  allerdings 
zuweilen  «ich  dazu  geführt,  überspannte 
Hoffnungen  an  dasselbe  zuknfipfen  und 
es  auf  Gebiete  auszudehnen^  ffir  die  ea  sidi 
nicht  eignet  Von  Landwirten  gegründete 
Sdilachtvieh-  und  BSckereigenossenschaften 
haben  rach  bis  jetzt  wenig  bewährt  und 
werden  es  voraussichtlich  auch  in  Zukunft 
nicht  tun.  Sie  können  ausnalimsweise  ein- 
mal zweckmäßig  sein,  um  den  Schlächtern 
und  Bäckern  zu  zeigen,  daß,  wenn  dieselben 
ihre  eigenen  Interessen  unbillig  stark  in  den 
Vordei^rund  treten  lassen,  die  Landwirte 
nötigenfalls  imstande  sind,  dem  konsumieren- 
den Publikum  selbst  das  nötige  Fleisch  und 
Brot  zu  liefern.  Von  dem  genossenschaft- 
lichen Verkauf  des  Getreides  ist  ebenfalls 
kein  großer  Erfolg  zu  erwarten,  wenn  er 
vielleicht  auch  in  Gegenden,  in  denen  es 
dem  Bauer  an  Gelegenheit  fehlt,  sein  weniges 
Korn  an  einen  reellen  Händler  zu  verkaufen, 
unter  der  Voraussetzung  nicht  zu  verwerfen 
ist,  daß  er  weder  bedeutende  einmalige  An- 
lagekosten  noch  auch  irgend  erhebliche  Ver- 
waltungskosten veruisacht. 

Eine  Ei^gäazuug  findet  das  hier  über  das 
1.  G.  Gesagte  in  dem  Art.  „Darlehns- 
kassenvereine*',  welche  gewissermaßen 


den  Au^angs-  und  KristallisatioD^onkt  für 
die  Übrigen  landwirtsdiaftlichän  Genossen- 
schaften gebildet  haben  uud  noch  bUden. 

Vgl.  auch  Art  „Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossensciiaften"  oben  Bd.  I,  S.  788  i^. 

Literatur:  Vgl.  die  Litfraturanffoien  bei  Art. 
„Darlehmkattenvereine" ,  Bd.  1,  S.  64I.  — 
Victor  Aint^  Huber,  Reittbrit/e  aus  Belgien, 
Frankreich  und  England,  t  Bde.,  Hamburg  18BS. 

—  Derselbe,  Das  Oenosientchaflsvrtm  und  die 
kindlichen  Tagelöhner,  Nardhausen  1S63.  —  Tk. 
Prhr.  von  der  GoUg,  Ueber  die  SIdglickheÜ 
und  Zweckmäßigkeit  InndwirttchqfÜieher  Ai$o- 
tiationen,  nebst  Vorschlägen  zu  deren  Organisie- 
rung, WochenbUtU  der  AnnaJen  der  Landieirtsck, 
in  den  kg},  preuß.  Staaten  pro  186S,  Ar.  7  u.  9. 

—  K.  Birnbauntf  Das  GenosBentchaftspriraip 
in  Anwendung  und  Anwendbarkeit  auf  die  Land- 
wirUehaJt,  1870.  —  v.  Mendet-StetnfeU,  Art, 
„LandwirtsckafÜiches  Genossenschaftswesen" ,  H. 
d.  St.,  Aufl.,  Bd.  V  (1900),  S.  4?6fg.  —  3t. 
Faasbender,  f)r.  W.  Jta^eüen  in  seinem  tebett. 
Denken  und  Wirken,  Bwiin  190t,  —  JeÄwimeh 
des  Reiehaverbande»  der  deutschen  iandv.  Ge- 
nossenschaften  f3r  1904,  J**hrg.,  Darmstadt 
1905.  —  Crikger,  Art  „Erwerbs-  und  »Tirt- 
schaftsgenossenachaften",  H,  d.  St.,  1.  Au/t., 
Bd.  III,  S.  734  fg.  Dort  findet  sieh  auch  eine 
Darstellung  der  deutschen  Genossenschaftsgesett- 
gebung.  Frhr.  von  der  Goltz. 


LudwirtschaftUohes  Kreütwesei. 

I.  Bedentnog  UDd  Charakteristik  des  land- 
wirtschaftlichen Kredits.  II.  Die  Formen  des 
landwirtschaftlichen  Kredits. 

I.  Bedentong  und  Charakteristik  des 
landwii^haftlidien  Kredits. 

Solange  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
fast  au^c^eSlich  eine  Naturalwirt- 
schaft darstellt,  hat  der  Kredit  für  den 
land Wirtschaft  lidien  Cnternehmer  nur  eine 
geringe  Bedeutung;  am  ehesten  kommt  in 
diesem  Entwickelungsstadiiun  noch  der 
hypothekarische  Kredit  in  Betracht  Bei 
der  Naturalwirtschaft  wird  der  weitaus 
größte  Teil  des  "Wirtschaftsaufwandes  durcli 
die  in  der  Wirtschaft  selbst  erzeugten  Pro- 
dukte gedeckt  sogar  die  Löhne  des  Gesindes 
und  der  Tagearbeiter  bestehen  fast  ausschließ- 
lich in  Naturalien;  für  Betriebskredit  liegt 
deshalb  so  gut  wie  gar  kein  Bedürfnis  vor. 
Dies  macht  sich  erst  geltend,  wenn  die 
Naturalwirtschaft,  und  in  dem  Maße,  als 
dieselbe  durch  die  Geld  Wirtschaft  ver- 
drängt wird.  Es  ist  solches  besonders  durch 
zwei  Umstände  bedingt.  Je  dichter  die  Be- 
völkerung wird,  je  stärker  namentlich  die 
8tädti.sche  Bevölkeruug  wächst,  welche  selbst 
keine  landwirtschaftlichen  Pi-odukte  erzeugt, 
sie  aber  zum  täglichen  Leben  notwendig 
braucht,  desto  mehr  ist  für  den  Landwirt 
die  Möglichkeit  geboten,  einen  Teil  seiner 
Erzeugnisse  durch  Verkauf  vorteilhafter  als 
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litrcfa  deo  T^raucb  in  dem  eigenea  Be- 
meii  m  verv^teD.  Es  fiieBt  ihm  bares 
iii^Id  zu,  das  er  dann  hauptsftchlich  benutzt, 
an  die  Bedürfnisse,  die  er  früher  durch 
'^isne  Bneu^ase  gedeckt  hat,  nun  dar 
r!tih;h  ZU  befnedi^eii,  dafi  er  sie  durch  Hin- 
nl»t  nm  Geld  sich  erwirbt.  Der  Natural- 
i  Id  wird  ganz  oder  teilweise  durch  Oeld- 
■•hik  Satnnuabgaben  durch  Qeldabgaben  usw. 
tnetzt  F«7ier  aber  wird  ein  ZurOckdräogen 
i^^r  Ntfuialwirtaehaft  durch  die  intensivere 
(H«taltnng  des  Betriebes  bedingt,  welche 
iiu^ßeita  auch  wieder  wesentlich  von  einem 
Anwachsen  der  städtischen  Bevölkerung  ab- 
.ünet.  Je  intensiver  der  Betrieb  wird,  desto 
■ii-lir  Au^ben  für  menschliche  Arbeits- 
traftp.  für  Anschaffung  und  Unterhaltung 
•  -n  tr<tem  und  lebendem  Inventar,  für  käuf- 
lictip  &werbung  von  Futter-  und  Dünge- 
iiiitoin  usw.  müssen  gemacht  werden ;  desto 
m-'hr  verlohnen  sich  Bodenmeiiorationen  wie 
■-•■vÄseenings-  und  Entwässerungsanlagen 
•i-v.  Mit  anderen  Worten  l&ßt  sich  dies 
ui'ii  so  ausdrückeji,  daB  der  Bedarf  an  Be- 
tne^jsbapital  in  dem  gleichen  Grade  wie  die 
IjitensjtSt  des  Betriebes  zunimmt. 

In  der  Landwirtschaft  ist  der  Umsatz 
>f  eiogel^en  Kapitalien  ein  langsamer, 
^■•n  der  Zeit  der  Bearbeitung  des  Bodens 
i'U  ZQ  der  Zeit,  daß  die  duauf  gebauten 
Frik-hte  xum  Verkauf  gebracht  werden 
LriQoen.  reneht  mindestens  ein  halbes,  oft 
"iO  {wes  Jahr  und  noch  mehr.  Oer  Erlös 
H  lä  lien  Tertfauften  Erzeugnissen  fließt  dem 
luudwirt  zudem  nicht  immer  sofort  nach 
'(•"jD  Verkauf  zu,  vielmehr  beansprucht  auch 
•ft  KAuter  hftufig  kürzere  oder  längere 
Kr»i}itgewflhrung.  Dagi^n  muS  der  land- 
virtBcbaftliche  Unteniehmer  einen  großen 
Tt^il  sdner  Ausgaben,  wie  z.  B.  Löhne, 
>tPu«Tn  iisw„  stets  sofort  in  bar  bestreiten. 
Wßnscbeoswert  ist  es  allerdings,  daß  der 
l^lwirt  so  viel  eigenes  Verm^en  besitzt, 
iiEc  alle  Ausligen  rar  geiiwn  Betrieb  daraus 
^Ls  lu  der  2£«t  bestreiten  zu  kOnnen,  wo 
ituD  tfüselben  durch  den  Verkauf  seiner 
Enengnisse  ersetzt  werden.  Aber  bei  in- 
tttiuver  Wirtschaftsweise  ist  dies  selten  der 
Foix  imd  man  darf  es  nicht  als  ungerecht- 
^nigten  Leichtsinn  betrachten,  wenn  der 
vi'lwiftsdiaftliche  Unternehmer  einen  Teil 
Kioer  Baraosgabeo  durch  Inanspruchnahme 
•■•n  Krndit  deckt  Die  auf  dem  Felde,  in 
■•-n  Sdieunen  und  auf  den  Speichern  be- 
'iji'üi(.4ien  Bodenprodukte,  die  Tiere  in  den 
^UUbD  Kowie  die  vorhandenen  Geräte  und 
W-hinen  geben  solchem  Kredit  eine  sichere 

Dctso  gerechtferti^  ist  es,  wenn  der 
■i'ibilesitzer  sein  Out  m  mäßiger  Höhe  mit 
iivjiothekariBchem  Kredit  belastet;  ohne  ihn 
^^pIe  er  häufig,  ja  in  den  meisten  Fällen, 
'1>£  Uewiyt%diaftung  gar  nicht  uitreten  kOnnen. 


Endli(^  würden  gerade  die  erfolgreiclisten 
Meliorationen,  wie  z.  B.  Drainage,  künstliche 
Wiesenbewftsserung,  Moordammkultur,  in  der 
Regel  sich  gar  nicht  durchführen  lassen, 
wenn  der  Unternehmer  das  dazu  erforder- 
liche Geld  nidit  «if  dem  W^  des  Kredits 
sich  beschaffen  konnte. 

Der  Kredit,  wichen  der  Landwirt  allein 
brauchen  kann,  muß  billig  und  lang- 
fristig, der  hypothekarische  Kredit  sogar, 
wenn  irgend  möglich,  unkündbar  sein. 
Die  in  der  Landwirtschaft  wirksamen  Kapi- 
talien sind  im  Verhältnis  zu  den  in  der  In- 
dustrie tätigen  sehr  sicher  angelegt,  verzinsen 
sich  aber  nur  in  seltenen  Fällen  hoch.  Des- 
halb kann  der  Gläubiger  mit  mäßig  hohen 
Zinsen  sich  begnügen,  und  der  Schuldner 
ist  nicht  imstande,  hohe  Zinsen  zu  zahlen. 
Da  femer  der  Ertrag  aus  den  aufgewendeten 
Kapitalien  durchschnittlich  erst  nach  Jahres- 
frist dem  Landwirt  zufließt,  so  muß  er  die 
Gewißheit  haben,  daß  ihm  bis  dahin  die 
aufgenommenen  Darlehen  nicht  gekündigt 
werden  bezw.  daß  er  sie  nicht  früher  zu- 
rückzuerstatten braucht.  Bei  hypothekarischen 
Darlehen  kann,  falls  nicht  aus  irgend  welchen 
Ursachen  eine  erhebliche  Steigerung  der 
Reinerträge  eintritt,  eine  Rückzahlung  über- 
haupt nicht  stattfinden ;  bei  ihnen  kann 
billigerweise  der  Gläubiger  wie  der  Schuldner 
nicht  mehr  erwarten,  als  daß  die  Erträge 
des  Gutes  ausreichen,  um  neben  den  Wirt- 
schaftskosten  und  den  nötigen  persönlichen 
Ausgaben  des  Unternehmers  die  Zinsen  der 
Hypothekenschulden  regelmäßig  daraus  be- 
streiten zu  können.  Außerdem  darf  nur 
noch  eine  mäßige  Amortisationsquote  ge- 
fordert w^en.  Hieraus  ei^bt  sich,  d^ 
der  hypothekarische  Kredit  eigentlich  un- 
kündtör  sein  sollte.  Nur  wenn  derselbe  im 
Verhältnis  zum  Wert  und  Reinertn^  des 
Gutes  sehr  niedrig  sü;h  gestaltet,  ist  die 
Kündbarkeit  desselben  unbedenklich,  weil  in 
diesem  Fall  bei  eingetreteiwr  Kündigung 
ohne  große  Schwierigkeiten  sich  ein  neues 
Darlehen  beschaffen  läßt. 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Zweckmäßige 
keit  des  landwirtschaftlichen  Kredits  bezw. 
der  landwirtschaftüchen  Kreditinstitute  vor 
altem  danach  zu  bemessen  ist,  ob  und  in- 
wieweit den  Forderungen  der  Wohlfeilheit, 
der  Langfristigkeit  una  der  Unkündbarkeit 
der  gewährten  Darlehen  Genüge  geleistet 
wird. 

IL  Die  Formen  des  landwirtschafttichen 
Kredits. 

Je  nach  der  Unterlage,  auf  die  sich  der 
Kreditnehmer  für  die  Inspruchnahme,  der 
Kreditgeber  für  die  Gewährung  des  Kredits 
stützt,  unterscheidet  man  zwischen  Perso- 
nalkredit und  Realkredit.  Der  erstere 
gründet  sich  lediglich  auf  die  persönliche 
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Zuverlässigteit  und  die  wirtschaftliche  Tüch- 
tigkeit des  Schuldners,  ohne  daß  dieser  eine 
sachliche  Sicherheit  für  pünktliche  Zins- 
zahlung und  spatere  Rückgabe  des  entliehenen 
Kapitals  stellt.  Bei  dem  ßealkredit,  der 
auch  wohl  Pfandkredit  genannt  wird, 
dient  ein  körperliches  Wertobjekt  als  Sicher- 
heit für  die  Erfüllung  der  vom  Schuldner 
eii^gangenen  Verpflichtungen.  Ist  das  ver- 

Cdete  Objekt  eine  bewegliche  Sache,  so 
lehnet  man  den  Kredit  als  Jtfobiliar-, 
ist  es  &ne  unbewegliche  Sache  (Grundstock 
oder  Gebftude),  so  heiflt  er  Immobiliar- 
kredit In  der  Landwirtschaft  spricht 
man  außerdem  auch  wohl  noch  Ton  Melio- 
rationskredit,  d.  h.  solchem,  der  zur 
DurdbfOhmng  von  BodemneJiorationen  ^ 
wahrt  wird.  Vast  immer  ist  derselbe  eme 
Art  von  Immobiliarkredit,  da  bd  ilun  das 
meliorierte  Grundstück  oder  Gut  zum  F&Einde 
dient  Indessen  unterscheidet  sich  derselbe 
doch  in  einigen  wesentlichen  Punkten  von 
dem  gewöhnlichen  Immobiliarkredit ;  ans 
diesem  Grunde  und  weil  er  für  die  Land- 
wirtschaft eine  hohe  Bedeutung  hat,  verdient 
er  eine  besondere  Betrachtung.  Wir  unter- 
scheiden demnach  3  Formen  des  landwirt- 
schaftlichen Kredits:  1.  Personalkredit, 
2.  Realkredit  und  3.  Keliorations- 
kredit 

1.  DerPersonalkredit  IhnsoUteder 
Landwirt  nur  in  Anspruch  nehmen,  wenn 
es  sich  darum  handelt,  das  unzulängliche 
umlaufende  Betriebskapital  zu  ei^nzen, 
also  zur  Bezahlung  von  Löhnen,  zur  Be- 
schaBFung  von  Saatgut,  Futter-  und  Dünge- 
mitteln oder  von  sonstigen  Wirtschaftser- 
fordemissen.  Der  Bedarf  hieran  ist  ein 
wechselnder,  oft  imvennutet  in  großem  Um- 
fang auftauchender;  von  seiner  rechtzeitigen 
Befriedigung  hängt  der  Erfolg  der  Wirt- 
schaftsführung in  hohem  Grade  ab.  Zudem 
pflegt  das  umlaufende  Betriebskapital,  an 
der  rechten  Stelle  und  in  der  richtigen 
Weise  angewendet,  sich  verhältnismäßig 
hoch  zu  verzinsen,  dnrdi&chnit^ch  mit 
etwa  6 — Wenn  der  Landwüt  einen 
Teil  seines  Bedarfs  an  Betriebskapital  auf 
Kredit  nimmt  und  dafür  6%  z^t,  so  ist 
nichts  d^g^n  einzuwenden,  falls  im  übrigen 
seine  wirtschaftliche  Lage  in  geordnetem 
Zustande  sich  befindet  Dagegen  ist  es 
schon  vom  Uebel,  wenn  der  Ijmdwirt  Per- 
sonalkredit in  Ansprudi  nimmt,  um  sich 
das  erforderliche  stehende  Betriebskapital, 
Nutz-  und  Zugvieh  oder  Maschinen  und 
Gerfite  zu  beschaffen.  Falls  er  nicht  Eigen- 
tümer, sondern  Pächter  des  bewirtschafteten 
Gutes  ist  oder  falls  er  zwar  Eigentümer 
des  Gutes,  aber  hypothekarisch  hoch  ver- 
schuldet ist,  bilden  die  Zinsen  des  stehenden 
Betriebskapitals  diejenige  Einkommens- 
quelle, auf  die  er  für  seinen  eigenen  Lebens- 


unterhalt vorzugsweise  angewiesen  ist  Wenn 
er  diese  zum  erheblichen  Teil  für  Schuld- 
zinsen abgeben  muß,  so  bleibt  ihm  wenig 
Übrig;  er  ist  gezwungen,  um  die  dringendsten 
Bedürfnisse  Wi  sich  zu  bestreiten,  an  nötigen 
Wirtschaftsausgaben  zu  sparen.  Hierdurch 
wird  aber  ein  Bückgang  des  Betriebes  her- 
beigeführt. Das  stehende  Betriebskapital 
verzinst  sich  durchschnittlich  nicht  höher 
als  mit  b—G^la;  Personalkredit  zur  Be- 
schaffung desselben  erhält  der  Landwirt 
etwa  für  6^/0.  Hinaus  ergibt  sich  sc^on, 
daß  die  Inanspruchnahme  des  Persoiuü- 
kredits  für  diesen  Zweck  nur  in  Ansnahme- 
fiUlen  statthaft  ist 

Der  Landwirt  befriedigt  s^en  Bedarf 
an  Personalkredit  am  besten  auf  d«u  Wege 
der  genoBsenschaftlichen  Selbst- 
hilfe,  speziell  also  durch  Bettritt  znemem 
landwu'tschaftlichen  Darlehnskassen- 
verein.  Üeber  diese  Institution  ist  bereits 
ausführlich  gehandelt  worden  (vgl.  Art.  „Dar- 
lehnskassen  vereine"  oben  Bd.  I  S.  641%.). 
Durch  ihre  Vermittelung  erhält  der  Landwirt 
billigen,  langfristigen,  seinem  Vermö^n  und 
seiner  wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  ent- 
sprechenden Kredit.  Er  ist  gleichzeitig  vor 
der  Gefahr  gesichert,  seinen  Personalkredit 
zu  überspannen.  Die  Darlehnskassen  schätzen 
jeden  Genossen  auf  das  Maß  seiner  Kredit- 
würdigkeit ab,  sie  verlangen  außerdem  auf 
dem  Schuldschein  nicht  nur  die  Unterscduift 
des  Schuldners,  sondern  auch  noch  die  eines 
anderen  Genossen  als  Bürgen.  Durch  beide 
Vorsichtsmaßregeln  ist  die  Gewährung  eines 
ungerechtfertigt  hohen  Darlehns  so  gut  wie 
ausgeschlossen.  Wenigstens  gilt  dies  von 
den  Darlehnskassen,  die  nach  Baiffeiaenschem 
System  auf  eine  Ortschaft  oder  doch  auf  cda 
Kirchspiel  sich  beschränken  und  die  ledig- 
lich an  Mitglieder  Darlehne  geben.  Dem 
berechtigten  Bedürfnis  der  bäuerlichen  Be- 
sitzer, auch  eines  Teiles  der  Großgrund- 
besitzer,  nach  Personalkredit  ist  vollständig 
und  in  der  voUkommensten  Weise  abgeholfen, 
wenn  jedem  derselben  eine  Darlehnkasse 
zur  Benutzung  offensteht  Es  ist  deslulb 
eine  wichtige  Auf^be,  solohe  Kassen,  wo 
sie  noch  fehlen,  ms  Leben  zu  rufen  und 
dort,  wo  täe  bestehen,  die  Benutzung  anderer 
Quellen  für  den  P«sonalkredit  möglit^ 
zu  beseitigen.  Die  Hehrzi^  der  Gro^rund- 
besitzer  oder  QroßpAchter  wird  allerdings 
für  die  BeMedigung  ihres  Bedarfes  an 
Personalkredit  auf  Bankinstitute  oder  ein- 
zelne Bankiers  angewiesen  bleiben. 

2.  Der  Kealkredit  InFramdesHo- 
biliarpfandkredits  kommt  derselbe  in 
der  Landwirtschaft  im  ganzen  nur  selten 
vor;  er  ist  auch,  Ausnahmen  abgerechnet, 
unnötig  und  vom  Uebel.  Der  Landwirt  soll 
im  freien,  unverschuldeten  Eigentum  des 
für  seinen  Betrieb  erforderlichen  toten  und 
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"•od»  Inventars  sich  befinden.  Hufi  er 
^Ihf  als  PEandobjekt  ffir  ein  entliehenes 
lu,-n^  benutzen,  so  steht  er  schon  auf 
«jtä^haftHch  \insicherer  Basis.  Bei  Groß- 
r  iiiifbefiitzem  kann  es  Öfters  vorkommen, 
i3  *)e  Ulf  bedeutende  VorrÄte  an  Getreide 
•lt.-  S[-tritus  oder  sonstige  Massenprodukte, 
U'-  aus  irgend  einem  Grunde  unverkauft 
'■■^^  tiabeUf  ein  Darlehn  aufnehmen  müssen, 

1  'W  ihre  wirtschaftliche  Lage  im  flbrigen 
'  v  tlurchaus  ^rdnete  ist  In  anderen 
ytit-ii  ist  aber  die  Verpfändung  von  stehen- 
oder  umlaufenden  Betriebsmitteln  fast 
.'■loer  ein  Zechen  dafür,  daß  es  dem  Land- 
tirt  aa  dem  zu  einer  regelrechten  und  er- 
■;rmchen  Wirtschaftsführung  erforderlichen 
^.jptal  miuigelt 

inders  steht  es  mit  dem  Bealkredit,  den 
1:1  dlä  Immobiliarkredit  bezeichnet 

iit  dutt^hauG  zulässig,  daß  der  Gutsbe- 
-  i:.-r  auf  sein  Gut  hypothekarische  Darlehen 
-'niramL  Dieselben  dürfen  aber  immer 
lur  «'inen  Teil,  etwa  die  Hälfte  bis  höchstens 
'•■i  Drittel  des  Ertragswertea  des  Gutes 
.-micfaen;  sie  müssen  femer  niedrig  ver- 
.-.siuih  und,  wo  möglich,  unkündbar  sein. 
H.>;r(iber  wurde  in  einem  früheren  Artikel 
'  ft-iu  ausführlich  gehandelt  (s.  Art  ,,Hypo- 
■  ienschulden"  oben  S.  101  fg.).  Es  ist  dort 
'<!  in  anderen  Artikeln  (Jblypothekenaktien- 
•iiA^D>*  oben  S.  100  fg.,  ,,Luiaeskieditkaasen'^ 

•  b  S.  £17  fg.,  ,J«ndBchaften"  oben  S.354  fg.) 
1  :.  h  etogehend  daq;elegt  worden,  auf  welche 
\fif^  der  Landwirt  am  besten  seinen  Be- 
Mif  u  bumobiliM-luedit  befriedigt;  daB 

rHtr  in  erat^  linie  die  graossenschaft- 
':^k*•ß  KicditinBÜtute  (Landschaften  usw.) 
'"Ivo diese  fehlen,  die  Ijandeskreditkassen 
'.  Betracht  kommen,  während  der  von 
■i  '^''^hekenaktienbanken  oder  von  Privat- 
l'.-^jtien  gewährte  immobiliai-kredit,  falls  er 
•iiT  als  die  Hälfte  des  Ertragswertes  des 
'■Ii  iieoen  Gutes  ausmacht,  den  Schiddner 
'  -ti  in  Verlegenheit  bringen  kann. 
Für  den  Landwirt  hat  es  eine  ganz  be- 
."krp  Wichtigkeit,  daß  Einrichtungen  ge- 
T'ifttjTi  wietden,  welche  ihm  die  allmähliche 
1  (tagoog  seiner  Immobiliarkredit-Terbiud- 
'<■  '.k''iten,   also  der  Hypothekenschulden, 
•iii'>^lioheo.    Ee  geschieht  dies  auf  dem 
der  Amortisation.    Kauft  der 
lauaviit  äa  Gut  oder  flbernimmt  er  es  als 
fi't^  iiml  muB  Miterben  auszahlen,  so  kann 
in  den  meisten  Fällen  es  gar  nicht  um- 
^-tiiL  ön  mehr  oder  minder  erhebliches 
icebekariaches  Darlehn  aufzunehmen.  Das- 
■•-  m  größeren  Posten  re^mäßig  abzu- 

•  «ii'o.  kann  er  aich  nicht  anheischig  machen ; 
V  til  tivr  ist  es  ihm  mO^oh,  jährlich  ge- 

•  Vuotea  der  Sdiuld  zu  tilgen,  so  daß 
'  rta»  n  einer  längeren,  immerhin  abseh- 
vfi  Periode  voll^ändig  a^;etragen  ist 

t'i  «inn  jährlichen  Amortiaationsquote  von 


Vj^i/o  findet  die  Tilgung  in  etwa  60,  bei 
einer  solchen  von  1  *>/o  in  ungefähr  40  Jahren 
statt.  Die  hierdurch  dem  Schuldner  aufge- 
bürdete Last  ist  für  ihn  kaum  merk^. 
Die  Landschaften  geben  ihre  Darlehen 
durchschnittlich  zu  einem  um  V-i — l^/o 
niedrigeren  Zinsfuß,  als  die  Hypotheken- 
banken und  Privatpersonen  zu  berechnen 
pflegen.  Wer  Landschaftsschulden  hat,  zahlt 
demnach,  einschließlich  der  Amortisations- 
quote,  in  der  Regel  nicht  mehr  Zinsen  ^s 
derjenige,  welcher  anderweitigen  Immobiliar- 
kredit ohne  Amortisation  in  Anspruch  ge- 
nommen hat  Ein  Amortisationszwang,  wie 
er  bei  vielen  Landschaften  besteht,  ist  daher 
durchaus  gerechtfertigt. 

3.  Der  Meliorationskredit  Zur 
Durchführung  größerer  Meliorationen  bedarf 
der  Landwirt,  wenn  er  nicht  zufällig  außer 
seinem  Grund  und  Boden  und  seinen  Be- 
triebsmitteln noch  ein  erhebliches  Barver- 
mögen besitzt,  durchaus  Kredit.  Es  handelt 
sich  dabei  hauptsächlich  um  Bewässerung 
und  Entwässerungsanlagen,  femer  lun  Ur- 
barmachungen, Moorknltiu^n  usw.  Diese 
Meliorationen,  wenn  sie  umfangreich  sind, 
erfordern  große  Geldmittel  An  der  richtigen 
Stelle  und  in  der  richtigen  Weise  ausge- 
führt, verzinsen  sie  sich  durch  die  gewon- 
nenen Mehrerträge  ziemlich  hoch;  aber  es 
erfordert  doch  stets  eine  Bdhe  von  Jahren, 
bevor  aus  den  MehrsrtrSgen  außer  den  für 
das  Anla^apital  erforderlichen  Zinsen  so 
viel  erzielt  wud,  daß  auch  letzteres  selbst 
vollständig  abgetragen  werden  kann.  In- 
dessen ist  die  Abtragung  viel  schneller 
möglicli  als  bei  Darlehen,  welche  den  Cha- 
rakter des  gewöhnlichen  Immobiliarkredits 
au  sich  tragen,  welche  sich  also  nicht  auf 
neu  durchgefülirte  Verbesseningen  stützen. 
Hieraus  ergibt  sich  die  Möglichkeit,  wenn 
nicht  Notwendigkeit,  fürMeliorationsdarleheo 
eine  erheblich  stärkere  Amortisation  einzu- 
führen als  für  gewöhnliche  hypothekarische 
Darlehen.  Auch  Meliorationsdarlehen  pflegen 
hypothekarisch  eingetragen  zu  werden,  sie 
bilden  deshalb  eine  Art  von  Immobiliarkredit. 
Da  sie  eine  ähnliche  Sicherheit  gewähren 
wie  andere  hypothekarisch  garantierte  Kapi- 
talien, so  braucht  auch  ihr  Zinsfuß  kein 
höherer  zu  sein. 

Der  Bedarf  an  Meliorationskredit  wird  am 
besten  befriedigt  durch  staaüiche  oder  unter 
Staatsaufsicht  stehende  Anstalten,  welche 
in  der  Lage  sind,  die  Zweckmäßigkeit  der 
ins  Auge  gefaßten  Melioration  und  den  da- 
für aufgestellten  Kostenanschlag  zu  prüfen 
sowie  deren  sachgemäße  Durchführung  und 
dauernde  Unterhaltung  zu  überwachen,  wel- 
che femer  die  erforderlichen  Geldmittel  zu 
niedrigem  Zinsfuß  zur  Verfügimg  stellen 
und  die  Amortisationsquote  in  einer  dem 
speziellen  Eall  entsprechenden  Weise  nur- 
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mieren  können.  In  den  meisten  deutschen 
Staaten  oder  den  einzelnen  Teilen  derselben 
bestehen  gegenwärtig  EinrichtungeD,  welche 
ausschließlich  oder  doch  neben  anderen 
Zwecken  dem  Meliorationskredit  zu  dienen 
bestimmt  sind.  Es  gehören  hierzu  nament- 
lich die  Landeskulturrentenbanken 
und  die  Laudeskreditkassen,  über 
deren  Organisation  und  Wirksamkeit  bereits 
ausführlich  gehandelt  ist  (vgl.  diese  Artikel). 
Aus  den  dort  gemachten  Ausführungen  geht 
unter  anderem  hervor,  daß  die  meisten  jener 
Anstalten  die  Bestimmung  der  AmortisattonB- 
quote  der  Vereinbarung  für  den  jedesmaligen 
Fall  Oberlassen,  daß  sie  aber  einen  Minimal- 
betrag dafür  festsetzen,  der  auf  *:s''/o,  l**/o, 
auch  auf  lV8'*/o  nonniert  ist.  Das  preußische 
Gesetz  fordert  für  Darleben  zu  Drainieriings- 
zweckea  sogar4*'/o,  falls  der  Schuldner  tod 
gewissen  in  dem  Gesetz  vorgesehenen  Ver- 
günstigungen Gebrauch  machen  will.  Der 
Zinsfuß  (ohne  Amortisationsquote)  pfle^  bei 
jenen  Anstalten  3^,  3— 4  ".'o  zn  betragen. 

lilteratnr:  Siehe  die  Literatur  bei  den  ArU.  „Dar- 
tehtukastenvereine" ,  „Hypothekenaktienbanken'^, 
„HypoÜukentehitädrtt'* ,  „Landeskredilkaaten" , 
^yLandakiUtumntenbanken''\  ,^Landgckaften" . 

Frhr.  von  der  Goltz. 


Landwirtschaftlicher  Unterricht 

1.  AUgemeiaes.  2.  Höhere  Lehranstalten. 
3.  Niedere  und  mittlere  LandwirtediaftsBchiileii. 

1.  AOffemeines.  Die  AnfiUige  des  1.  U. 
fallen  zeiuch  und  ursftcMch  mit  d&c  wissen- 
schaftlichen Behandlung  derLandwirtscbafts- 
lehre  zusammen.  Der  Bahnlniecher  für  die 
letztere,  Albrecht  Thaer,  war  auch  der 
erste,  der  1802  in  Celle,  1806  in  Möglin 
eine  landwirtschaftliche  Lehran- 
stalt gründete.  Von  da  ab  hat  der  1.  Ü., 
anfangs  nur  langsam,  später  in  sehr  viel 
rascherem  Tempo  eine  große  Ausdehnung 
und  Verbreitung  gefunden.  Aehnüch  wie 
bei  den  Übrigen  Zweigen  des  Dnterrichts- 
wesens  sind  zunächst  höhere  landwirt- 
schaftliche Lehranstalten  eingerichtet  worden ; 
die  künftigen  Bewirtschafter  größerer  Güter 
empfanden  naturgemäß  am  meisten  das  Be- 
dürfnis, sich  mit  der  wissenschaftlichen  Be- 
gründung der  Landwirtschaft  bekannt  zu 
macheu.  Auch  konnten  erst  die  ehemaligen 
Schüler  höherer  Institute  das  erforderlielie 
Lehrermaterial  für  die  niederen  Schulen 
liefern.  Letztere  waren  und  sind  für  die 
Söhne  aus  dem  Bauernstände  bestimmt. 
Zwischen  diesem  und  der  Klasse  der  Groß- 
grundbesitzer oder  Großpäcliter  war  bis 
gegen  die  Mitte  des  laufenden  Jahrhunderts 
noch  eine  ziemlich  scharfe  Grenze  gezogen. 
Später  hat  sich  dieselbe  etwas  verwischt 
Manche  Bauern  erwai'ben  sich  nicht  unbe- 
deutendes Vermögen  und  strebten  demge- 


mäß eine  Bildung  und  eine  Lebenshaltung 
an,  welche  sich  von  den  früheren  bäuerlichen 
Gewohnheiten  schon  erheblich  entfernte. 
Andererseits  brachte  es  die  wachsende  Renta- 
bilität der  Landwirtschaft  mit  sich,  daß 
junge  Leute  ans  den  höheren  Klassen  der 
Gesellschaft  sich  mit  Gütern  begnügten,  die 
entweder  ursprünglich  bäuerliche  waren  oder 
doch  nach  Umfang  die  größeren  bäueriicfaen 
Besitzungen  nicht  übertrafen.  Damit  war 
die  Zweckmäßigkeit  oder  Notwendigkeit  der 
Gründung  von  mittleren  landwirtschaft- 
lichen Lehranstalten  gegeben.  Die  genannten 
drei  Gruppen  bestehen  auch,  heute,  wenn* 
gleich  sich  manche  Uebergangsstofen  zwischen 
ihnen  finden. 

2.  Höhere  Lebranstalten.  Die  erste 
höhere  landwirtschaftliche  Ijehranstalt 
wurde  auf  Veranlassung  Friedrich  Wil- 
helms III.  und  seines  Ministers  Harden- 
berg von  Albrecht  Thaer  i.  J.  1806  zu 
Möglin,  unweit  Berlin,  errichtet;  die  vaa 
Thaer  1802  zu  dem  gleichen  Zweck  in  Celle 
gemachten  Versuche  können  noch  nicht  als 
Gründung  einer  förmlichen  Lehranstalt  be- 
trachtet werden.  Das  Mögliner  Institut  war 
mit  einer  ausgedehnten  Gutswirtschaft  ver- 
bunden, in  der  aber  die  Studierenden  nicht 
selbst  praktisch  tätig  waren;  für  sie  diente 
dieselbe  bloß  als  Lehrmittel.  Im  J.  1819 
verlieh  der  König  dem  Mögliner  Institut  den 
Namen  „Königlidie  akademisdie  Lehnmstalt 
des  LaDabauefi".  Thaer  selbst  hatte  schon 
von  Anfang  an  sein  Institut  häufig  als 
Akademie  des  Landbaues  oderland- 
Bchaftliche Akademie bez^chnet  Nach 
dem  Muster  von  Möglin  wurde  in  den 
nächsten  Jahrzehnten  noch  eine  ganze  Reihe 
von  ahnlichen  Anstalten  begründet,  die  fast 
sämtlich  ebenfalls  den  Namen  landwirt- 
schaftliche Akademie  führten.  Es  sind  dies 
folgende;  Hohenheim  in  Württemberg, 
1818  von  Schwerz  gegründet;  Idstein 
in  Nassau,  von  Albrecht  1818,  wurde  1834 
nach  Hofgeismar  bei  Wiesbaden  verlegt ; 
Schleißheimin  Bayern,  1822 von  Schön- 
leu t  n  e  r ,  1852  nach  Weihenstephan 
bei  Freising  verlegt;  Jena  1826  durdi  Fr, 
Gottl.  Schulze;  Tharandt  im  König- 
reich Sachsen  1829  durch  Schweizer; 
Eldena  bei  Greifswald  1835  durch  Fr,  G. 
Schulze;  Regen  walde  1842  durch  Karl 
Sprengel;  Pros  kau  in  Schlesien  und 
Poppelsdorf  bei  Bonn  1847;  Waldau 
bei  Köuigsberg  i.  Pr.  1858.  Alle  diese  An- 
stalten waren  mit  einer  mehr  oder  minder 
großen  Gutswirtschaft  verbunden,  die  aber 
ebenso  wie  in  Mögün  ftlr  die  Studierenden 
nur  als  Demonstrationsmittel  diente.  Die 
meisten  von  ihnen  lagen  isoliert  anf  dem 
Lande  oder  doch  in  einer  kleiiieren  Stadt. 
F.  G.  Schulze  war  der  erste,  der  zunächst 
in  Jena,  später  in  Eldena,  den  Versuch 
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ij'nte.  den  höheren  1.  U.  mit  einer  Dni- 

•  ■  -^.lät  in  Verbindung  zu  bringen. 

Im  J.  1^1  hielt  Justus  Liebig  in  der 
':\tuilieaef  Akademie  der  Wissenschaften 
:v'='i  HeiUm,  in  denen  er  die  landwirtsohaft- 
.  :.v-n  Akademieen  in  heftiger  tmd  nicht  ganz 
.-fwtitfcrt^er  "Weise  angriff  und  die  Yer- 
.v-ufc  des  höheren  1.  ü.  an  die  Universi- 
■ji'  ü  H'rlaogte.  Bei  dem  Ansehen,  welches 
l.'tis  infolge  seiner  bahnbrechenden  Ent- 
•'■»»'lugen  auf  dem  Gebiete  der  pflanzlichen 
Tierischen  Ernährung  iu  landwirtschaft- 
.  hin  Kreisen  genoß,  machten  seine  Reden 
7<i>^n  QndruG^;  es  entstand  eine  lebhafte 
/-»psung  g^n  die  landwirtschaftlichen 
{.ud^mieen  und  für  die  landwirtschaftlichen 
"iverait^institute.  Biese  bewirkte,  daß 
<i.-  Veiuzahl  der  er^teren  aufgelöst  wurde ; 

Kegenwalde  1859,  Möglin  1862, 
A'iMaii  186S,  Tharandt  1869,  Hof- 
i^mar  ltf71,  Bldena  1877,  Proskau 
I>^eeen  wurden  neu  gegründet  die 
'j' ivirtscfaunlichen  üniverBit&tsinsti- 
i'.t  in  Halle  1862,  Leipzig  1869, 
'  ■■'^iftk  lOTl,  Königsberg  1876,  Kiel, 
i^r.^Klaa  1880.    Die  in  Weende  be- 
AtEademie  wurde  als  UnirersitfttB- 
■■'•'itut  Dach  Qöttingen  verlegt.  An  der 
-*  huschen  Hochschule  zu  Manchen  wurde 
:  -7 1  «äoe  landwirtschaftliche  Abteilung  ein- 
.belltet,  und  das  schon  seit  1860  bestehende 
aiiflviitachaftliehe  Institut  in  Berlin  wurde 
^t^j  in  dne  landwirtschaftliche  Hochschule 
■■mc^K^delt 

XenefFtetdin^  scheinen  sidi  die  ursprüng- 
'ii  Bchrolf  einander  gegenüberstehenden 
'.L'S  'titen  etwas  mehr  auszugleichen.  So 
iii^ii  die  CniversitAtsinstitute  Halle  und 
S  "'nigsfjerg  sich  wieder  Versnchswirtschaften 
-i^*>gliedert:  die  Akademieen  widmen  ihrer- 
>■  lU  dem  rein  naturwissenschaftlichen  Un- 
"m..-ht  und  der  naturwissenschaftlichen 
t  r-hung  die  gleiche  Aufmerksamkeit  yne 
"•■  l'DiversitatBinstitute.  Durchgehends  ist 
'  TTuterricht  wissenschaftlich  erweitert  und 
•Tii-ft  worden. 

3.  Niedere  nod  mittlere  Luidwirt- 
•ciaft«schnleD.    Die  allerersten  Anfänge 
f'iederen  l  U.  reichen  in  das  Ende 
^fricen  und  den  Beginn  des  laufenden 
ii-r^niKlerts   zurück.     Es  sind  die  von 
'•■«Uluxz i  und  seinen  Freunden  Fellen- 
und  Wehrli  in  der  Schweiz  ins 
!-^'*n gerufenen  landwirtschaftlichen 
t:iu«Ddchulen.    Bei  diesen  war  aller- 

•  • » «W  the4»eti8che  1.  ü.  ganz  Nebensache, 
.^V*^  trat  die  praktische  tandwirtschaft- 
'"tte  BesrhAftigune  in  den  Vordergrund, 
■•'  ftl«r  auch  mehr  zum  i^weck  der  Er- 
"  iiuie  als  zu  dem  des  Cnterrichts  geübt 
^'*f<ic.  Trotzdem  haben  die  landwirtsdiaft- 
'titi  Annenachid»  einen  unverkennbiuren 
.tri  tochveiabareD  Einfluß  auf  die  Organi- 


sation der  niederen  landwirtschaftlichen 
Schulen  in  Deutschland  ausgeübt.  Schon 
bei  der  Griindung  der  höhereu  landwirt- 
schaftlichen Lehranstalten  in  Hohenheim 
und  Schleißheira  wiu^en  mit  denselben 
niedere  1.  Ü.anstalten  verbunden.  Dieselben 
blieben  aber  zunächst  ziemlich  isoliert,  und 
erst  seit  den  40er  Jahren  entstanden  solche 
iu  größerer  Zaiil.  Man  nannte  sie  gewöhn- 
lich Ackerbauschulen.  Sie  waren  auf 
dem  Lande  und  stets  mit  einer  meist  mittel- 
großen, etwa  dem  Umfang  eines  Bauerahofes 
entsprechenden  GKitswirtschaft  verbunden. 
Der  Unterricht  erstreckte  sich  sowohl  auf 
Landwirtschaftslehre,  Naturwissenschaft  und 
die  elementaren  Bildun^fächer  wie  auch 
auf  die  Handhabung  der  landwirtschaftlichen 
Praxis.  Man  hat  diese  Anstalten  daher  auch 
wohl  als  theoretisch-praktische 
Ackerbauschulen  bezeichnet,  um  sie  von  den 
später  zu  erwähnenden  Anstalten,  in  denen 
nur  theoretischer  Unterricht  erteilt  wurde, 
zu  unterscheiden.  Ais  die  letzteren  vor 
etwa  50  Jahren  auftauchten  und  immer 
grOfiere  Verbreitung  fanden ,  schmolz  die 
Zahl  der  Ackerbaus^ulen  zusammen,  so  daß 
sie  in  der  Q^enwart  im  Voihfiltnis  zu  den 
Schulen  mit  rein  tlieoretisc^em  Unterricht 
gering  i&t 

Die  theoretischen  Anstalten  lassen  sich 
in  zwei  Gruppen  trennen,  in  die  landwirt- 
sdiaftlichen  Winterschulen  und  in  die 
Landwirtschaftsschulen.  Jene  ge* 
hören  zu  den  niederen,  diese  zu  den  mittleren 
Lehranstalten. 

Die  Winterschulen  haben  in  den 
letzten  Jahrzehnten  eine  ungemein  starke 
Verbreitung  gefunden.  Bei  ihnen  umfaßt 
der  Unterrichtskursus  zwei  Winterhalbjahre. 
Sie  werden  fast  ausschließlich  von  Bauera- 
söhnen  besucht,  die  im  Sommer  iu  der  elter- 
lichen Wirtschaft  tätig  sind  und  im  Winter, 
wo  sie  zu  Hause  wenig  versäumen,  die 
Winterschule  besuchen.  Der  Unterricht,  der 
ausschließlich  theoretischer  Art  ist,  ersti-eckt 
sich  auf  die  Elementarfächer,  auf  alle  Zweige 
der  Landwirtschaftslehre ,  auf  die  für  die 
Landwirtschaft  wichtigsten  Gebiete  der  Natur- 
wissenschaft, auf  die  Anfänge  der  Volks- 
wirtschaftalehre,  auch  wohl  auf  ausgewählte 
Teile  der  Gesetzes-  und  Verwaltungskunde. 
Die  Winterschulen  sind  einerseits  billig  zu 
imterhalten ,  andererseits  legen  sie  den 
Schülern  oder  deren  Eltern  verhältnismäßig 
geringe  Opfer  auf.  Hieraus  erklärt  sich 
zum  nicht  geringen  Teile  ihre  ganz  unge- 
wöhnlich starke  Vermehrung;  allerdings  ist 
dieselbe  in  erster  Linie  den  günstigen  Er- 
folgen zu  danken,  welche  die  Winterschulen 
durch  ihre  Zöglinge  erzielt  haben.  Vor 
30  Jahren  etwa  wurden  die  ersten  landwirt- 
schaftlichen Winterschulen  gegründet ;  1880 
gab  es  deren  im  Deutschen  Reich  schon  55 
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i.  J.  1905  -war  ihre  Zahl  auf  233  gestiegen, 
von  denen  130  auf  Preußen,  103  auf  die 
flbrigen  deutscheu  Staaten  fielen. 

Die  landwirtschaftlichen  Winterschulen 
befinden  sich  fast  sämtlich  in  Stfidten,  meist 
kleinen  oder  mittelgroßen ;  die  Schüler 
wohnen  bei  Bürgern,  wo  sie  auch  Verpflegung 
erhalten.  Die  theoretisch-praktischen  Acker- 
bauBchulen  dagegen  sind  auf  dem  Lande 
und  stellen  Internate  dar.  Dadurch  wird 
ihre  Unterhaltung  und  Leitung  sehr  viel 
schwieriger  und  kostspieliger ;  sie  haben 
aber  auch  einen  viel  größeren  Einfluß  auf 
die  geistige  und  sittliche  Bildung  ihrer  Zög- 
linge. 

Die  WinterschuMirektoren  wirken  zu- 
gleich als  Wanderlehrer  und  halten  im 
Sommer  zahlreiche  Spezialkurse  an  den 
verschiedenen  Orten  ihres  Dienstbezirkes 
ab  (Buchführuugß- ,  Fütterungs-,  Obstbau-, 
Bienenz\ichtkurse  usw.),  so  daß  die  I^and- 
Wirte  stets  Gel^enheit  haben,  ihre  auf  der 
Winteischule  erworbene  Bildung  zu  erhalten 
und  zu  vervollständigen. 

Die  landwirtschfätUchen  Winterschulen 
stellen  gewissermaUeu  einen  Ersatz  für  die 
zu  Ende  der  50er  Jahre  entstandenen  land* 
wirtschaftlichen  Fortbildungs- 
schulen dar,  die  namentlich  in  deri»eu8- 
sischen  Rheinprovinz  eine  Zettlang  ziemlidi 
verbreitet  waren  und  denen  man  jetzt  wieder 
erneute  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  be< 
ginnt.  Sie  reptfisentiereii  keine  besonderen 
UttterrichtBanstalten,  sondern  bestehen  darin, 
daß  der  Lehrer  des  Ortes  die  aus  der  Schule 
entlassenen  jungen  Leute  im  Winter  ein- 
oder  zweimal  in  der  Woche  um  sich  sammelt 
und  ihnen  Unterricht  sowohl  in  den  Elementar- 
fächern wie  auch  in  der  Naturwissenschaft 
und  in  der  theoretischen  Landwirtschaft  er- 
teilt. Im  J.  1904  betrug  in  Preußen  ihre 
Zahl  2019. 

Die  mittleren  I.  U-anstalten  haben 
ihre  Entstehung  Konrad  Michelsen  zu 
danken,  der  1858  in  Hildesheim  eine 
Anstalt  zur  Ausbildung  von  Bauemsöhnen 
einrichtete,  in  der  lediglich  theoretischer 
Unterricht  in  Landwirtschaft,  Naturwissen- 
schaft, Volkswirtschaftslehre,  Geschichte  und 
den  Elementarfächern  erteilt  wurde.  Nach 
ihrem  Muster  entstanden  dann  ähnliche 
Schulen,  die  man  als  landwirtschaft- 
liche Mittelschulen  oder  theo- 
retische Ackerbauschulen  bezeich- 
nete. Nach  der  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  erstrebten  und  erlangten  diese  An- 
stalten die  Befugnis,  ihren  Abiturienten  Be- 
rechtigungsscheine für  den  einjährig- frei- 
willigen llilitärdienst  auszustellen.  Infolge- 
dessen wuchs  ihre  Zahl  und  Frequenz  be- 
deutend. Offiziell  wurde  ihnen  oer  Name 
Landwirtschaftsschulenbeigel^t  In 
Preußen  stellen  die  Landwirtschaftsscnnlen 


ihrem  Wesen  nach  Realschulen  II.  Ordnung 
dar,  in  welchen  der  Landwirtschaftslehre 
als  Unterrichtsfach  ein  besonderer  und  zwar 
hervorragender  Platz  eingeräumt  ist^  auch 
die  Natiirwissenschaften  besonders  gepflegt 
werden.  Außerdem  erstreckt  sich  der  Un- 
terricht auf  die  deutsehe  un<l  zwei  fremde 
Sprachen,  auf  Geschichte,  Geographie,  Mathe- 
matik, Zeichnen.  Singen  und  Turnen.  Ende 
1904  gab  es  in  Preußen  16  Landwirtschafts- 
schulen. 

Neben  diesen  Unterrichtsanstalteo ,  die 
die  ganze  Landwirtschaft  umfassen,  gibt  es 
noch  eine  große  Zahl  von  Spezialschnlen, 
deren  Zweck  und  Bedeutung  aus  ihrem 
Namen  von  selbst  sich  erklären.  Hierhin 
gehören:  die  Molkerei-,  Flachsbau-, 
Gartenbau-,  Obstbau-,  Weinbau-, 
Brennerei-,  Brauereischnlen.  £än 
vollständiges  Verzeichnis  der  für  die  Land- 
wirtschaft bestimmten  Schulen  findet  sich 
in  dem  II.  Teile  jedes  Jahrganges  des 
Landwirtschaftlichen  Kalenders 
von  Mentzel  und  Lengerke  (Berlin 
bei  Parey). 

Für  den  Unterricht  der  weiblichen 
Bevölkerung  des  Ijandes  sind  in  den  letzten 
Jahren  Wanderhaushaltnn&:Bachnten 
geschaffen  worden,  die,  ihre  TlUdgkdt  von 
Zeit  zu  Zat  an  einen  anderoi  Ort  verl^nd, 
den  Töchtern  kldneier  und  mittlerer  Land- 
wirte theoretischen  und  praktiBOhen  Unter- 
richt in  der  eigenÜHdien  nauratrhat  (Kochen, 
Backen,  Nähen  usw.)  sowie  in  den  für  die 
Frauen  in  Betracht  kommenden  landwirt- 
schaftlichen Betriebszweigen  ((}artenbau,  Ge- 
flügelzucht. Kälber-  und  Ferkelaufzucht,  Ge- 
müse- und  Obstverwertimg,  Molkereiweeeo) 
erteilen.  Diese  noch  neue  Einrichtung  scheint 
sich  vortrefflich  zu  bewähren  und  verbreitet 
sich  rasch. 

Litemtar:  f.  €Mtl,  SelluUe,  l'eber  Wtwn  umi 
Studium  der  KajneralipiannickafUn,  Jena,  From- 
mann, 1826.  —  tfutt,  Prhr.  von  JLtebigf  Red* 
zur  Vorfeier  des  10t.  Stiftungttagtt  d«r  S^igl. 
bayer.  .Akademie  der  Witaentehnflen ,  ifSnekett 
1861.  —  Demelbe,  Die  moderne  LandvirUeMt^ß 
als  Beispiel  der  OemeiitnOtiiffkeit  der  Wisaen- 
tehajten,  Brauntchireig  186S.  —  £  MtehttM^ 
jyie  Ackerbautehvle  in  HUdeskeim,  1868.  —  Dr. 
Konrad  Michelaen,  Blätter  der  Erinnerumf 
utw.,  Hildeaheim  I88S.  —  Th.  Frhr.  ron  d«r 
Goltz,  Handbuch  der  landtrirt*cluifUiehen  B<- 
triebttehre,  i.  Juß.,  1899,  S.  ^9Sfg.  und  SlBfg. 
—  ir.  Sett^€tBt,  SrMlet  und  Erttrehtea,  Berti» 
189t.  —  Frhr.  von  der  OoU*,  KoU  wtd 
KÜntrl,  FesUehr^  tur  Feier  dee  ßlnftigjäkriye» 
BesUhent  der  Kgl.  Pte^ß.  landw.  Akademie 
PöppeUdorf,  Bonn  1897.  —  Srhtcart  und  StnOtf 
StauUkauahait  u.  Finanzen  Preußens,  Bd.  JI, 
Buch  £,  Berlin  190S.  —  Frhr.  von  der  OoU*. 
Geschichte  der  deutsehen  Landteirttchafi,  Bd-  It 
(19.  Jahrh.).  StuttgaH  190S.  —  Stand  tmd  Eni-  * 
Wickelung  der  Idndliehen  Fortbildungtsekuien  im 
Preußen  290i.   DenJeteiaiß  dt*  LamdwirUduf/b' 
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miüräflu.  Artin  ISOf.  —  HavmnatHn, 
BMr3ge  tmm  lantUeirlteAi^fiUchen  ^hul-  und 
'h-HMtucJta/Uiraen,  Sonn  1904.  —  Kreil«, 
lyaiwAn^  &btr  die  Entwickelung  det  landv. 
WxtVTttktihDettn»  und  WanderUhrtuma  in  der 
K^npnxrim  in  den  lelxUn  tS  Jakren,  Bonn  1905. 
—Jemme,  Dantand«.  ünt«rrichtncaen  in  Bayern. 
Ln^äf  1»06,  —  Die  Egl.  Landw.  Soehtchule 
■>  Bfriim,  FetUehr^  jut  Fewr  da  gS  jährigen 
liftttknt,  herausgfgtbe»  tom  LehrerkoUeginm 
.31-r  SedaHioH  von  Wittmaek,  Berlin  19ii6. 
Mtr,  ron  Oer  Goitt.    W.  Ww^drlH^a. 


LulwirtsehaftUches  TereinsweseB. 

1  (rtschiehtliches  nnd  Statutisches.  2.  Or- 
ri^Mtim  nftd  Wirksamkeit  der  iandwirtschaft- 
.iktn  Vadse. 

L  OncUehtllehes  und  Statistisches.  Die 
rrfxa  k&dwirtscbafüicben  Vereine  im  Deat- 

•  tco  Bdch  ^d  um  die  Uitte  des  18.  Jahrh. 
'«banden.  Es  war  die  Zeit,  in  der  man  das 
:  uoliiurlkihft  in  der  Mshericen  Art  des  land- 
»jocbsttlidun  Betriebes  erkannte  nnd  nach 

•  »r  beacren  Gestaltung  strebte,  in  der  aach 

•  f  Wi<Benschaft  aUmfihUch  anfing,  mit  der 
t-^irinschatt  sich  En  beschäftigen.  Die  haapt- 

■  vtUchiteo  im  vorigen  Jahrhundert  gegrün- 
üm  dentseben  landwirtschaftlichen  Vereine 
M 1.  thgeaehen  Ton  der  physikalischen 

"•rllscfaaft  in  Zttrich  (1747)  nnd  der 
'■Lwelxeri  sehen  landwirtschaft- 

i-btB  (iesellsehaft  in  Bern  (1760)  fol- 

AtwU;  t.  die  Thüringische  Landwirt- 
<•  hattsgesellsehaft  in  WeiOensee 
':t>:<  2.  die  Landwirtschaftsgesell- 
*'b>f(  zn  Celle  (1764);  3.  die  öko- 
i'>a.i»c  he  GeselUchaftin  Leipzig  (1764); 
4  dii' tiesellschaft  der  Sittenlehre  nnd 

.«advirtschaft  in  Bauern  (1768);  6.  die 
Kitpfitaiacb  e  physikatiach-Qkono- 
■■tt'bf  («esellschaft  in  Lautem  (1769); 
'    dir  Sehlesiscbe   patriotische  So- 

'iiH  11772);  7.  die  fikonomisch-patrio- 
tiKiie  Geaellaehaft  an  Breslau  (1772); 

■  die  akononische  Gesellschaft  im 
kküdeborgischen  (1772);  9.  die  Mär- 
liirbe  skonomiscbe  Oesellscbaft  in 
:-»liflsm  (1791)-  10.  die  Westfälische 
"«."Bomlsche  (teaellscbsf  t  in  Hamm 
>«''1<  Diese  Vereine  bemühten  ^cb  nnd  zwar 
HS  TeD  mit  groOem  Erfolg,  nicht  nur  den 

iuwib  safkommenden  Verböserungen  in  der 
iui\simchaftlichen  Praxis  wie  z.  B.  dem  Elee- 
'-'i  4tr  Abschaffung  der  Brache,  der  ratio- 
-  "U'rea  FQttenuig  der  Tiere  allgemeinere  Ver- 
f-itong  SD  Teriehaffen,  sondern  auch  die  Be- 
*-tt;ciug  der  der  freien  Brantcung  des  Bodeus 

•  'I  ler  penOnlichen  Fruheit  der  niederen  Iftnd- 
!  i^n  BcTGlkemog  entgwenatehenden  Hinder- 

•  n#  ammbahnen.  Zu  ihren  Orfindem  oder 
KuMtcdcni  alhlten  die  berrorragendsten  Ver- 
"•^.«r  der  landwirtschaftlichen  Praxis  und 
"««tuchafL  wie  Albr.  Thaer,  Schubart 

•  l^Uefela.  Prof.  Leske,  Gugemns  nnd 
fr'*  udere. 

laftilgc  der  Kriegueit  nnd  der  napoleoniscben 
Hif>«htft  entwickelten  sich  wfthrend  der  ersten 
tv<i  Juknehntc  diese«  Jahrfannderts  die  land- 


wirtschaftlichen Vereine  nnr  luigsam.  Ge- 
grftndet  wurden  n.  a.:  der  landwirtschaftliche 
Verein  in  HUnchen  (1810);  der  landwirtschaft- 
liche Verein  in  Högl  in  (1808);  der  Verein 
praktischer  Landwirte  zn  Heiligenbeit  in 
OatpreaBen  (1808);  die  Landeskultnrgesellschaft 
in  Arnsberg  (1809);  die  pommersche  öko- 
nomische GeseUschaft  in  Stettin  (1810);  der 
landwirtschaftliche  Verein  zn  Nimptscb  in 
Schlesien  (1815) ;  der  landwirtschaftliche  Verein 
in  Stuttgart  (1817);  der  landwirtschaftliche 
Verein  in  Balber8tadt(1819);  der  landwirt- 
schaftliche Verein  zu  Ahaus  in  Westfalen 
(1819).  Die  Hehrzahl  der  hier  und  oben  ge- 
nannten Vereine  besteht  noch  in  der  Gegen- 
wart; manche  von  ihnen  gaben  den  Mittelpunkt 
für  die  später  in  dem  gleichen  Lande  oder  In 
der  gleichen  Provinz  gebildeten  landwirtschaft- 
lichen Vereine  ab  nnd  entwickelten  sich  zn 
landwirtschaftiicben  Zentral  Ter  einen. 
Dies  geschah  z.  B.  bei  den  Vereinen  in  Celle, 
Manchen,  Arnsberg,  Stettin  nnd  Stuttgart. 

Eine  schnellere  AusbreituDg  fandrai  die  land- 
wirtschaftlichen Verdne  von  1820  ab ;  befördert 
wurde  sie  namentlich  auch  dadurch,  daO  die 
Staatsbehörden  die  Gründung  solcher  oder  die 
Anregnng  dazu  sich  angelegen  sein  ließen.  In 
Preußen  natte  schon  das  Landesknltnr-Edikt  v. 
14./IX.  I8U  anf  die  große  Wichtigkeit  der 
landwirtschaftlichen  Vereine  hingewiesen  und 
znr  Bildung  solcher  Vereine  angefordert;  auch 
in  anderen  deutschen  Staaten  ging  man  in 
gleicher  Sichtung  vor. 

Mit  dem  Wachsen  der  Zahl  der  landwirt- 
schaftiicben Vereine  trat  gleichzeitig  die  Not- 
wendigkeit hervor,  fflr  die  innerhalb  eines 
Landes  oder  einer  Provinz  gelegeneu  Vereine 
einen  gemeinschaftlichen  Mittelpunkt  zn  schaffen. 
Es  war  dies  erforderlich  sowonl  znr  üarchftih- 
mug  größerer  gemeinsamer  Untemehmnngen 
wie  auch  znr  Erleichterung  des  VerkelirB  mit 
den  Staatsbehörden,  die  sich  nicht  mit  jedem 
kleineren  Verein  in  Verbindang  setzen  konnten. 
So  entstanden  die  landwirtschaftlichen  Zen- 
tralvereiue  oder  Zentralstellen,  anch 
wohl  Hauptvereine  genannt.  Sie  bildeten 
die  Vermittelnng  zwischen  den  einzelnen  land- 
wirtschaftlichen Verdnett  nnd  der  Staataregie- 
rung ;  ihnen  flössen  auch  in  der  Regel  die  vom 
Staate  für  das  l.  V.  bestimmten  Unterstützungen 
zu.  Die  Entstehung  der  landwirtschaftlichen 
Zentral  vereine  fällt  hauptsächlich  in  die  Zeit 
von  1820—1840.  Abgesehen  von  den  schon  er- 
wähnten ,  ans  kleineren  Vereinen  hervorge- 
gangenen Zentralvereinen  wurden  u.  a.  ge- 
gründet: derVerein  nassauischer  Land- 
und  Forstwirte  (1820);  der  landwirt- 
schaftliche Zentratverein  für  Li- 
tauen und  Masuren  (1821);  der  Haupt- 
verein  westp  reu  Bischer  Landwirte 
(1822);  der  Xiederrheinische  landwirt- 
Bchaftliche  Verein  (1833),  der  seit  1840 
den  Namen  1  and  wirtschaftlicher  Verein 
für  Rheinprenßenfahrte;  der  Baltische 
Verein  znr  Beförderung  der  Landwirt- 
schaft (1838). 

Das  Wachstum  der  landwirtschaftlichen  Ver- 
eine erhellt  ans  folgenden  Zahlen :  Im  Jahr  1808 
gab  ea  in  der  preußischen  Monarchie 
nach  ihrem  jetzigen  Gehietsumfang  nur  5 
landwirtschafcliche  Vereine ;  1820  war  ihre  Zahl 
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aof  15,  1830  anf  45.  1840  anf  145,  1850  auf 
313,  1860  anf  541.  1870  auf  865,  1881  aaf  1322 
nud  1887  auf  1817  mit  zusammen  148342  Mit- 
gliedeni  frestiegen.  Zurzeit  bestehen  in  Prenfieu 
rund  3000  allgemeine  oder  Spezialvereine.  In 
den  anderen  deutseben  Ländern  baben  die  land- 
wirtschaftlichen Vereine  verbältniamäßig  min- 
destens ebenso  stark  zugenommen. 

In  eine  neue  Phase  der  Entwickelung 
traten  die  landwirtschaftlichen  Vereine  zu- 
nächst in  Preußen  durch  die  Errichtung 
von  I^dwirtschaftskammem  (vgl.  Art. 
„Landwirtschaftsliammera",  unten  S.  384  fg.). 
Kach  §2  desLandwirtsdiaftskammergeseizes 
sind  die  Kammern  befugt,  die  Anstalten, 
das  gesamte  Vermögen  sovie  die  Rechte 
und  Pflichten  der  bestehenden  landwirt- 
schaftlichen Zentralvereine  auf  deren  An- 
tn^  zur  bestimmungsmäßigen  Verwendung 
und  Verwaltung  zu  übernehmen  und  mit 
deren  bisherigen  lokalen  Gliederungen  ihrer- 
seits in  organischen  Verband  zu  treten,  so- 
wie sonstige  Vereine  und  Genosseoschaiften, 
welche  die  Förderung  der  landwirtschirft- 
lichen  Verhältnisse  zum  Zwecke  haben,  in 
der  Ausführung  ihrer  Aufgaben  zu  unter- 
stützen. Die  Verschmelzung  der  Zentral- 
vereine  mit  den  Kammern  hat  in  den 
meisten  Provinzen  stattgefunden ;  wo  das 
nicht  geschehen  ist,  wie  in  Ostpreußen, 
Nassau,  Rheiuprovinz,  stehen  die  Zentral- 
vereine in  mehr  oder  minder  engen  Be- 
ziehungen zu  den  Kammern.  —  Äehnlich 
ist  die  Entwickelung  in  den  meisten  anderen 
deutschen  Staaten.  —  Die  Tätigkeit  der 
Lokalvereine  wird  durch  diese  Umwandlung 
der  Zentralen  nicht  berührt. 

Den  Mittelpunkt  für  sämtliche  landwirt- 
schaftliche Veräne  in  der  preußisc^eu'Mon- 
archie  bildete  das  LandesOkonomie- 
kollegium  (seit  1842),  über  dessen  Ent- 
stehung, Zusammensetzung  und  Wirksamkeit 
(im  Art.  „I^ndesGkonomiekoHegium'',  oben 
S.  340  fg.)  eingehend  g^iuidelt  wurde.  Jetzt 
sind  im  Land^konomiekollegium  an  Stelle 
der  Zentral  vereine  die  Landwirtschafts- 
kammem  getreten.  Die  meisten  deutschen 
Üittelstaaten  haben  ähnliehe  Kollegien,  die 
den  Beirat  der  Staatsbehörden  in  landwirt- 
schaftlichen Angelegenheiten  bilden  und  in 
der  Regel  vorwiegend  aus  den  erwählten 
Vertretern  der  landwirtschaftlichen  Haupt-, 
Zentral-  oder  Kreisvereine  sich  zusammen- 
setzen, aber  auch  einige  Staatsbeamte  oder 
vom  Staat  ernannte  Mitglieder  unter  sich 
haben.  Im  Königreich  Bayern  heißt  dies 
Kollegium  „Bayerischer  Landwirt- 
schaftsrat'', im  Königreich  Sachsen  „Lan- 
deskultur-Rat für  das  Königreich 
Sachsen",  in  Württemberg  „Zentral- 
stelle für  die  Landwirtschaft", 
im  Großherzogtum  Baden  ^J^audwirt- 
Bchaftsrat". 


Die  oberste  Spitze  für  die  luidwirtscfaaft- 
liehen  Vereine  im  ganzen  Deutschen  Reich 
bildet  der  Deuts  che  Landwirtschafts- 
Rat,  der  1872  ins  Leben  gerufen  wurde, 
und  aus  erwählten  Abgeordneten  aller  land- 
wirtschaftlichen Zentralstellen  (Kammem 
oder  Vereine)  besteht;  die  Zahl  seiner  Mit- 
glieder beträgt  74.  Seine  Beratungen  finden 
alljährlich  einmal  in  Berlin  statt.  Er  ist 
von  der  Reichsregierung  sowie  von  den 
Regierungen  der  einzelnen  Staaten  als  der 
Vertretungskörper  für  die  gesamte  deutsche 
Landwirtschaft  anerkannt. 

Im  Jahr  1837  trat  die  Wanderver- 
sammlung  deutscher  Land-  und 
Forstwirte  zusammen,  welche  zum  ersten- 
mal in  Dresden  und  dann  bis  zum  Jahr  1865 
fast  ^Ij^lich  in  irgend  einer  deutschen 
Stadt  ta^.  Sie  war  allen  Landwirten,  auch 
anderen  Personen  zugänglich ;  ihre  Tätigkeit 
bestand  darin,  daß  sie  bei  dem  jedesmaligen 
Zusammentritt  eine  Ausstellung  und  außer- 
dem freie  Besprechungen  Über  landwirt- 
schaftlich wichtige  Gegenstände  veranstaltete. 
Nachdem  1867  der  Kongreß  norddeutscher 
Jjandwirte,  der  sich  1872  zum  Kongreß 
deutscher  Landwirte  erweiterte,  ge- 
gründet war,  erlosch  das  Interesse  an  der 
Wanderversammlung ;  sie  wxurde  sehr  schwach 
l>esucht  und  tagte  1872  zum  letztenmal. 
Der  Kongreß  deutscher  Landwirte  bestand 
bis  1894,  löste  sich  dann  aber  infolge  der  Grün- 
dung des  Bundes  der  Landwirte  auf. 

Als  Fortsetzung  der  Wanderversammlung 
kann  die  im  Jahre  1885  ins  Leben  getretene 
Deutsche  Landwirtschafts-Gesell- 
schaft  betrachtet  werden.  Ihre  Tätigkeit 
b^eht  einmal  darin,  daß  w&  jähriidi  eine 
große  landmrtschaftliche  Ausstellung 
veranstaltet.  Außerdem  aber  sut^t  ue  die 
huldwirtschaftliche  Technik  nach  allen  lUch- 
tuDgen  hin  zu  fördern  und  hat  zu  di^m 
Zwecke  für  alle  Haviptzweige  derselben  be- 
sondere Ausschüsse.  Die  Zahl  ihrer  Mit- 
glieder betrag  1905  über  läOOO. 

Der  im  Jahr  1893  gegründete  Bund  der 
Landwirte  hat  nach  seinen  Satzungen 
den  Zweck,  ,,alle  landwirtschaftlichen  In- 
teressenten ohne  Rücksicht  auf  politische 
Parteistellung  imd  Größe  des  Besitzes  zur 
Wahrung  des  der  Landwirtschaft  gebühren- 
den Einflusses  auf  die  Gesetzgebung  zu- 
sammenzuschließen, um  der  Landwirtschaft 
eine  ihrer  Bedeutung  entsprechende  Ver- 
tretung in  den  parlamentarischen  Körper- 
schaften zu  verschaffen".  Hieraus  erhellt, 
daß  der  Bund  der  Ijandwirte  seine  Äuf^be 
wesentlich  auf  politischem  Gebiet  erbbckt 

Ein  genaues  Verzeichnis  der  landwirt- 
schaftlichen Vereine  im  Deutschen  Reich 
findet  sich  im  zweiten  Teile  jed»  Jahrganges 
desLand  wirtschaftlicheDEaleDders 
von  Mentzel  und  Lengerke. 
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1  OisaaiBation  nnd  Wirksamkeit 
4t  ludwiitBchaftUdieii  Vereine.  Die 

■  anta>H<»i  der  landvirtsdiaftlicten  Vei^ 
.r  peht  schon  zum  Teil  aus  dem  oben 
'>  !.  Geäfften  heiror.    Die  untere  Stufe 
KD  die  Orts-  oder  Zveigvereioe, 

■  ciien  Stufe,  velche  den  Mittelpunkt  der 
i*-iirra«iDe  eines  größeren  Bezirks  aus- 
.  iiit,  führt  in  den  verschiedenen  Ländern 
r  l'mvinzeo,  soweit  sie  nicht  jetzt  durch 
Laoilwirtschaftskammern  ersetzt  ist,  ver- 

■  ti^lene  Namen:   Haupt-,  Zentral-, 
l'-TiDzial-,  Kreisverein  usw.  Die 
■'■'ri*'  Sttife.  welche  schon  einen  halbamt- 
iin  Ibarakter  trägt,  ist  für  das  Deutsche 

K*irh  der  Landwirtschaf tsrat,  fQr 
-•^nlien  das  Landesökonomie- 
i  Ilf'^iiim,  för  Bayern  der  Baye- 
•liciiv  Landwirt  Schafts  rat,  für 
"*-:h»en  der  Landeskultur  rat,  für 
^1  Orttemberg   die  laodwirtschaft- 

■  'lie  Zentralstelle.  In  den  kleineren 
'•  iiieo  \iflegt  die  obere  imd  die  oberste 
';ul-'  zu  einem  Kollegium  verschmolzen 

L»or  Bestritt  zu  den  Zweigvereinen  ist 
'  rt-in  fr^ williger;  zu  ihren  Mitgliedern 
.'ii'V'-n  auch  viele  Nicht-Landwirte,  nament- 
■I  Iz-hrfir,  Geistliche,  Verwaltungsbeamte 
I^e  Mitgliedschaft  ist  durch  einen 
•urii'hwi.  meist  geringen  Beitrag  — 3  M.) 
'  «itctü  In  der  K^el  kommen  die  Zweig- 
'  i'ioe  allmonatlich  zusammen,  manche  aber 
f-nr  im  ^\'iDter.  Den  Hauptg^nstand  der 
'"  rhaadJungen  bildeten  {rimer  teils  die  auf 
^'inßetiiete  der  Naturwissenschaft  ^machten 
'  i'l  f<1r  die  Landwirtschaft  wichtigen  Ent* 
"-^1tBeeD.  teils  die  auf  dem  Fäde  der 
>'"<viit«ohaftIichen  Praxis  graammdten  £^ 
'i^inincen.  In  den  letzten  Jahren  hat  man 
':-]hi^  Mich  wirtscbaftspolitische  Oegen- 
-  ->'(e  in  den  Krns  der  SrOrtenmgen  ge- 

•  --"n.  Außerdem  werden  den  Zweigver- 

■ß  hiufig  von  Seiten  der  Zentralvereine 
•'•'tt^D  zur  Beantwortung  vorgelegt.  Auch 
*>  den  Zweigvereioen  unbenommen, 
"  'iiische  oder  AntrSge  an  die  Zentralvereine 
••■r  die  Staatsregierung  zu  richten;  sind 

•  för  letztere  bestimmt,  so  pfl^on  sie 
•'-T  tr.it  Recht  zunSchst  den  Zentral  vereinen 

Beputichtnng  überwiesen  zu  werden. 
Ad  (1er  Spitze  der  Zentralvereine  steht 
■1  Prinident^  der  seipe  Stelle  als  Ehren- 
•i<^  'fÄidit;  die  eigentliche  GeschäftsfOh- 
"uii:        in  den  Händen  eines  besoldeten 
■' •"•raUekretars.   In  allen  wichtigen 
•'/•^•^iXflheiten  sind  dieselben  gebunden  an 
iCwtimmuDg  oder  den  Auftrag  einer 
^"^mlmig,  die  aus  Abgeordneten  der 
'-»■wweine  gebildet  ist.    Dieselbe  führt 
'      eänzelnen  Ländern  oder  Landesteilen 
*'>t  rmchiedene  Namen:  Generalversamm- 
U-legierteaTenammluDg.  Direktorium, 


YerwaltangBrat,  Aussdiuß  usw.  Die  Auf- 
gabe der  Zentnuvereine  ist  eine  sehr  mannig- 
mitige ;  sie  vertreten  die  Landwirtschirft  und 
die  landwirtschi^idien  Vereine  ihres  Be- 
zirkes gegenüber  der  Staatsregierang,  und 
letztere  bedient  sich  der  Zentralvereine  als 
ausführender  Organe,  so  namentlich  zur 
Verwendung  der  für  die  Landwirtschaft  be- 
stimmten ötfentlichen  Mittel.  In  dieser 
Tätigkeit  sind  sie  jetzt  allerdings  zumeist 
durch  die  Landwirtschaftskammem  abgelöst 
Die  Zentralvereine  haben  femer  Soige  zu 
tragen,  daß  die  in  der  landwirtschaftlichen 
Technik  gemachten  Fortschritte  innerhalb 
ihres  Bezirkes  möglichst  allgemeine  Ver- 
breitung fiuden;  sie  regen  zur  besseren  Be- 
arbeitung und  Düngung  des  Ackers  an,  zur 
Einführung  ertragreicherer  Viehrassen,  zu 
einer  rationelleren  Füttemng  der  Tiere,  zur 
Vornahme  von  Meliorationen  usw.  Von  den 
Zentral  vereinen  oder  auch  von  den  Zweig- 
vereinen ist  die  Initiative  zur  Gründung  der 
meisten  jetzt  bestehenden  niederen  imd 
mittleren  landwirtschaftlichen  Lehranstalten 
ausgegangen.  Viele  Zentral  vereine  haben 
landwirtschaftliche  Versuchssta- 
tionen  gegründet,  die  sowohl  wissensdiaft- 
liche  Versuche  anstellen  wie  auch  ganz  be- 
sonders sich  mit  der  Kontrolle  der  in  den 
Handel  gekommenen  Dünger-  und  Futter- 
mittel beschäftigen.  Die  weit  überwiegende 
Mehrzahl  der  im  Deutschen  Reich  vorhandenen 
Versuchsstationen  ist  von  Zenlralvereinen 
ausge^gen.  Um  den  Zweigvereinen  und 
den  einzelnen  Landwirten  ihres  Bezirkes 
die  Möglichkeit  zu  gewfthren,  sidi  über  die 
gerade  für  sie  wichtigen  Gegenstfinde  ihres 
Berufes  zu  orientieren  und  denselben  Mit- 
teilungen über  Yereinssachen  zugehen  lassen 
zu  können,  haben  die  meisten  Zentralvereine 
eine  eigene  Zeitung  oder  Zeitschrift 
gegründet,  die  entweder  den  Mitgliedern 
unentgeltlich  zugeht  oder  für  einen  verhältnis- 
mäßig geringen  Preis  bezogen  werden  kann. 

Die  Entwickelung  und  Wirksamkeit  der 
landwirtschaftlichen  Vereine  im  Deutschen 
Reich  ist  eine  ungemein  erfreuliche  gewesen 
und  ist  es  noch  in  der  Gegenwart.  Es 
zeigt  sich  dies  nicht  niu*  und  nicht  einmal 
hauptsächlich  darin^  daß  die  Zahl  der  Ver- 
eine und  ihrer  Mitglieder  eine  so  starke 
Steigerung  erfahren  hat,  sondern  noch  mehr 
darin,  daß  ihre  Tätigkeit  eine  so  viel  inten- 
sivere geworden  ist.  Große  Fortschritte 
und  Verbesaerungen  in  der  landwirtschaft- 
lichen Praxis  pflegen  ja  zunächst  von  ein- 
zelnen, besonders  intelligenten  und  tat- 
kräftigen Männern  auszugehen;  wenn  die- 
selben aber  nach  ihrer  Bewährung  in  weiten 
Kreisen  der  Landwirte  Eingang  gewonnen 
und  in  einer  den  örtlichen  Verhältnissen 
entsprechenden  Form  Anwendung  gefunden 
haben,  so  ist  dies  in  erster  Linie  den  land- 
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wirtschaftlichen  Vereinen  zu  danken.  Ohne 
sie  wfirde  die  Landwirtschaft  im  Deutschen 
Beich  und  ebenso  in  anderen  Eulturstaaten 
auf  einer  viel  niedrigeren  Stufe  stehen,  als 
sie  gegenwärtig  steht. 

Literatur  :  Langethal,  Getchichte  der  deutschen 
Landwiruchaft,  Bd.  4,  S.  S4Sfg.,  1856.  — 
Stad^mann,  Dai  UmdvfirttehaJÜiche  Verein»- 
wenn  in  Presen ,  SaUe  1874.  —  limßent 
landwirtMhqfUic/u  KeriMi/fwi;  in  den  Jahren 
18S4—1887,  Berlin  1888,  &  491/9.  —  v.  Mmdel- 
StHttfeltf  Art.  „Landwirttdu^iehes  Vereiru- 
weten",  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  SIS  fg.  — 
fVAr.  von  der  OolU,  Geeehiekte  der  deutschen 
LandwirUch^ft,  Bd.  II  (19.  Jahrh.),  SluttgaH  190S. 
Frhr.  von  der  Ooltt.    W*  WvgotUtnski. 

Landwirtschaltskammeni. 

1.  EDtstebnugsgrüDde  and  Entwickelung. 
2.  Wirksamkeit  nad  OrgauisatioQ. 

1.  Entstehun^grfinde  und  Entwicke- 
Inng.  Die  L.  sind  eine  Institution,  die 
zuerst  in  Preußen  Wurzel  geschlagen  hat. 
Schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren-  ist  von 
manchen  Sachkundigen  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  die  landwirtschaftlichen  Zentrat- 
vereine  (s.  „Landwirtschaftliclies  Vereins- 
wesen" oben  S.  381  fg.)  trotz  ihres  so 
segensreichen  Wirkens  doch  nicht  im- 
stande seien,  die  lEind wirtschaftlichen  Inter- 
essen ihres  Bezirkes  in  vollem  Umfange  und 
mit  dem  wOnBchenswerten  Nachdruck  zu 
vertreten.  Ihre  und  die  Mitglieder  der  ihnen 
unteigeordneten  Zweigvereine  bestehen  aus 
Mftnnem,  welche  sich  fireiwUlig  hierzu  ge- 
meldet haben  ^  sie  umfassen  daher  bei  weitem 
nicht  alle  Landwirte,  andererseits  gehören 
zu  ihnen  viele  Personen,  die  direkt  mit  der 
Landwirtschaft  nichts  zu  tun  haben.  Hau 
hat  daher  gegen  die  landwirtschaftlichen 
Zentralvereine  den  Einwimd  erhoben,  sie 
kennten  nicht  als  die  legitimen  Vertreter 
der  ganzen  Landwirtschaft  angesehen,  ihnen 
auch  von  der  Staatsregierung  nicht  alle 
diejenigen  Befugnisse  übertragen  werden, 
welche  eine  die  ganze  Landwirtschaft  re- 
präsentierende Körperschaft  beanspruchen 
dürfe  und  müsse.  Zunächst  trat  dies  hervor, 
als  es  sich  darum  handelte,  die  für  die 
Zentralvereine  unumgänglichen ,  in  ihrem 
Umfang  stetig  steigenden  Geldmittel  zu  be- 
schaffen. Die  preußische  Begierung  hatte 
zwar  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  für 
die  Zentralvereine  bewilligten  Staatszuschüase 
bedeutend  eriiöht;  aber  trotzdem  reichten 
sie  nicht  aus,  um  neben  den  eigenen  Ein- 
nahmen der  Zentralvereine  (Mitgliederbei- 
trSge  usw.)  den  wachsenden  Bedürfnissen 
gerecht  zu  werden.  Eine  eriiebliche  Er- 
höhung der  Mitgliederbeitrfipe  wÄreauf  großen 
Widerstand  seitens  der  Zvreigvereine  gestoßen 
und  hätte  möglicherweise  den  Austritt  vieler 


Personen  veranlafit  Ein  Beeteuerangn«cht 
konnte  mui  den  Zentralvereinen  wedor  fibor 
die  eigenen  ^tglieder  und  noch  weniger 
über  aUte  Landwirte  ihres  Bezirtes  eintftumffli ; 
dies  durfte  nur  einer  auf  Gesetz  beruhenden, 
alle  Ge  werbsgenoesen  umfassenden  Vertr^ung 
bewilligt  werden.  Der  Wunsch  nach  einem  aol- 
chen Besteuerungsrecht  gab  den  ersten 
Anstoß  zur  Bildung  der  L.  Hierzu  kam  in 
den  allerletzten  Jahren  noch  ein  weiterer 
Bewe^rund.  In  landwirtschaftlichen  Kreisen 
wurde  lebhafte  Klage  darüber  geführt,  daB 
die  Interessen  der  Landwirtschaft  sowohl 
seitens  der  Regierung  wie  seitens  der  parla- 
mentarischen Körperschaften  nicht  die  ge- 
nügende Berücksichtigung&nden.  Ans  diesem 
Gedanken  ist  die  i.  J.  1893  erfolgte  Gründung 
des  Bundes  der  Landwirte  hervone^angen. 
Die  Staatsregierung  konnte  nun  den  Bund 
der  Landwirte  oder  andere  aus  Landwirten 
gebildete  freie  Vereinigungen,  deren  Mit- 
gliederz^  außerdem  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen sehr  verschieden  groß  ist,  unm^lich 
als  die  für  sie  maßgebende  Vertretung  der 
gesamten  Landwirtschaft  betrachten;  als 
solche  mußten  ihr  die  landwirtsdiaftlichen 
Zentralvereine,  die  ihre  Spitze  im  Landee- 
ökonomiekoll^um  hatten,  so  lange  gelten, 
bis  durch  Gesetz  eine  hierzu  noch  mehr  be- 
rechtigte Körperschaft  ins  Leben  gerufen 
war.  Hierin  hegt  das  zweite  und  besonders 
wirksame  Motiv  für  die  Errichtung  der  L. 
Die  Regierung  fühlte  das  erklärliche  Be- 
dürfnis, in  den  für  die  Landwirtsdiaft 
widitigen  Fragen  und  Maßregeln  ön  be- 
ratende, unter  Umstftnden  auäi  ausführen- 
des Or^n  znr  Smte  zu  haben,  welches 
zweifellos  als  die  legitime  Vertretung  der 
landwirtschaftliehen  Interessen  gelten  krante. 
Die  Ueberzeugung  von  dieser  Notwoidi^keit 
hat  auch  die  Mehrzahl  der  anfangs  wider- 
strebenden Mitglieder  der  beiden  Hftuser 
des  preußischen  Landtages  dazu  bewogen, 
dem  am  30./VI.  1894  erlassenen  Gesetz 
betr.  die  Einrichtung  von  L.  ihre  Zu- 
stimmung zu  geben. 

Zunächst  ist  die  Errichtung  von  L.  nur 
fakultativ  zu^tassen  worden,  d.  h.  die 
Ijandtage  der  emzelnen  Provinzen  sollten 
darüber  gehört  werden,  ob  sie  für  ihren 
Bezirk  L.  wünscltten.  Es  ist  diee  in  dem 
Winter  1894/95  geschehen,  und  es  haben 
die  Landtage  der  Provinzen  Ostpreußen, 
Westpreußen,  Pommern,  Branden* 
bürg,  Posen,  Schlesien,  Sachse n 
und  Schleswig- Holstein  sowie  der  Re- 
gierungsbezirke Cassel  und  Wiesbaden 
die  Emchtung  von  L.  beschlossen,  gleich- 
zeitig auch  die  Statuten  für  dieselben,  soweit 
das  Gesetz  ihnen  darin  freien  Spielraum 
ließ,  der  Königlichen  Genehmigung 
linterbreitet.  Letztere  ist  unter  dem 
,  3.  vm.  1895  erfolgt,  mid  die  L.  jener  Be- 
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srfce  and  1  J.  1896  zum  ersten  Haie  zu- 
^mengfitretep.  Sie  baben  dabei  oebeQ 
H€a  BooBt  ihnen  Übertragnen  Obliegeuheitea 
iicb  die  FnnktioDen  der  in  den  gleichen 
iVsirken  bis  dahin  bestanden  habenden  land- 
vmschaftlichen  Zentralvereioe  ganz  oder 
Teilweise  GberDommen.  Die  Provinz  West- 
fakti  folgte  1898,  Hannover  imd  Rhein- 
fnuSen  1899. 

fjse  Reihe  anderer  deutscher  Staaten 
bat  die  Einrichtung  acceptiert ;  so  Oldenburg, 
Aahalt ,  Sachsen- Ältenbu^ ,  Schwarzburg- 
jsQodersbau&en.  Es  werden  jedenfalls  auch 
auch  wntore  Staaten  mit  Bücksicht  auf 
die  grßbere  Leistungsfäliigkeit  der  geeetz- 
Itcben  Vertretungen  eine  entsprechende  Um- 
%udlnng  der  auf  Freiwilligkeit  beruhenden 
ZintimJrereine  vornehmen. 

S.W{iiLBamkeit  und  Organisation.  Als 
allRmeiDe  Aufgabe  der  L.  wird  in  §  2 
QH  preaflischen  Gesetzes  bezeichnet,  „die 
•n^fcamtinteressen  der  Land-  und  Forstwirt- 
iK^iaft  ihres  Bezirkes  wahrzunehmen ,  zu 
»iesem  Behufe  alle  auf  die  Hebung  der 
des  Grundbesitzes  absielenden  £in- 
TfiitoDgeD,  insbescHidere  die  w^t^  korpo- 
nth«  OrganiBation  des  Benitestandes  der 
Ijmdvirte  lu  ffirdem**.  Wählbar  in  die  L. 
und  onr  Landwirte  und  zwar  iägentflnier, 
NniznieBer  oder  Fftchfer  von  Grundstöcken, 
oic  zusammen  mindestens  eine  Acker- 
nabrung  repräsentieren  |  die  Kleinstellen- 
l«alzer  and  grundbesitzenden  ländlichen 
Jlrtnler  sind  also  ausgeschlossen.  Den 
B^grifr  Ackemahrung  zu  präzisieren,  ist 
Statuten  der  einzelnen  L.  überlassen. 
iJanufhio  sind  nun  folgende  Grundsleuer- 
nüifTtrsgssätze  als  unterste  Gmodlage  für 
■lu  Recht  der  Beteiligung  an  den  L.  an- 
^cncmmeo  worden:  in  Ostpreußen  30  Tlr., 
!■<  Westpreußen  25,  in  Fommem  20,  in 
Bnradenburg  35,  in  Posen  40,  in  Schlesien  35, 
iB  Sac-hsen  30,  in  Schleswig-Holstein  50,  in 
'  •aeel  40,  in  Wiesbaden  20  Tlr.,  in  Han- 
4ioTOr  25  Tlr.,  in  Westfalen  25  und  Rhein- 
fTvnnz  50  Tlr.  Außerdem  aind  noch  wählbar 
••bvmalige  Landwirte,  sofern  sie  noch  in 
■l*m  betr.  Bezirk  wohnen,  und  Personen, 
«piche  mindestens  10  Jahre  Vorstandsmit- 
ehnleroder  Beamte  von  landwirtschaftlichen 
V*r«Den,  Genossenschaften  und  Kreditin- 
»ittuten  gewesen  sind;  auch  kann  einzelnen 
IViwoeo,  die  sonst  nicht  wählbar  wären, 
•^geu  ihrer  Verdienste  um  die  Landwirt- 
"tiaft  die  Wählbarkeit  von  der  L.  verliehen 
■•frden.  Endlich  ist  jeder  L.  die  Befugnis 
•*rt«ilt,  noch  bis  hio  ihrer  Mitglieder  nach 
»li«tiig«r  Auswahl  zu  kooptieren ;  die  koop- 
^en  Hiiglieder  haben  aber  nur  eine  be- 
fili^nde  Stimme. 

Ois  aktire  Wahlrecht  zu  den  L. 
*ird  zoBfidist  von  den  ländlichen  Vertretern 
*ler  Kreistage  ausgeftbt.  Jedoch  läßt  §  9 

VOrwtaeh  dw  TtikiwlrtHluft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


des  Gesetzes  die  Möglichkeit  offen,  daß  die 
L.  selbst  ein  anderes  Wahlverfahren  aa- 
nehmen.  Dasselbe  muß  aber  ein  indirektes, 
nach  dem  Orundsteuerreinertrage  abgestuftes 
sein.  In  diesem  Ffüle  darf  das  Wahlrecht 
auch  an  kleinere  Landwirte,  die  nicht  im 
Besitz  einer  Ackemahrung  sich  befinden, 
verliehen  werden. 

Jede  L.  hat  einen  Vorstand,  der  aus 
mindestens  5  Mitgliedern  bestehen  muß; 
außerdem  hat  sie  das  Recht,  Ausschüsse 
zu  bilden,  denen  besondere  Aufgaben  zu- 
gewiesen werden  kOnnen. 

Die  Hitglieder  der  L.  werden  anf  6  Jahre 
gewählt;  ea  scheiden  aber  alle  3  Jahre  die  Ver- 
treter der  Hälfte  der  Wahlbezirke  ans;  ebenao 
wird  der  Vorstand  alle  B  Jabre  nen  gewählt. 

Nach  den  vom  Kfiuige  bestätigten  Satzangen 
der  einzelnen  L.  beoteben  dieselben  ans: 


in  Ostpreußen 

„  Westprenßen 

„  Fommem 

„  Brandenburg 

„  Posen 

„  Schlesien 

„  Sachsen 

n  Schlesw.-Eolst. 

„  Cassel 

„  Wiesbaden 

„  Hannover 

„  Westfalen 

„  Kheinprovinz 


Die  L.  haben  das  fiecht,  znr  Bestreitnng 
der  Kosten  der  Gescbäftsfübrang  und  znr  Er- 
fUlniig  ibrer  sonstigen  Aufgaben  bia  '/■  "/»  des 
Gmudstenerreiuertrages  von  sämtlichen  betei- 
ligten Landwirten  ihres  Bezirkes  einzufordern; 
dieser  Beitrag  wird  wie  eine  dffentlicbe  Last 
behandelt,  at  also  exekntoriscb  eintreibbar. 
Darüber  hinausgehende  AosschreibnugeB  be- 
dürfen der  Genebmiffong  des  Hinisters  fär 
Landwirtschaft.  Im  Jabre  1906  erhoben  Schle- 
sien '/«t  Sachsen,  Brandenburg  and  Schleswig- 
Holstein  '/ftr  Westpreußen  \t,  Wiesbaden 
die  anderen  Kammern  Vt"/«  Gnuutstener^ 
reinertrafs. 

Die  Tätigkeit  der  prenGischen  L.  hat  sich 
enti«precbend  den  größeren  ihnen  dnrch  das 
Stenerrecbt  znr  Verfügung  gestellten  Mitteln 
weiter  ausdehnen  kOnuen  fus  die  der  alten 
Zentralvereine;  jedoch  bewegt  sie  sich  in  der 
gleichen  Bicbtnng.  Sie  haran  sidi  sn  einer 
nZentralstelle"  mit  einem  eigenen  General- 
sekretär zufiammeogeschlossen ;  daneben  finden 
noch  zweimal  im  Jahre  Konferenzen  statt,  an 
denen  die  Vorsitzenden,  event.  noch  Delegierte 
und  die  Generalsekretäre  der  Kammern  teilzu- 
nehmen pflegen  und  in  denen  diejenigen  An- 
gelegenheiten behandelt  werden,  die  mcht  nur 
ein  provinzielles  Interesse  haben. 

Die  Organisation  der  L.  der  anderen  deut- 
schen Staaten  ist  im  wesentlichen  der  prens- 
sisi^u  nadigebildet 

Literatliri  H.   TktH,  Art.  J[aiad»irUehafta- 
iommem",  ff.  d.  St.,  S.  Ai^.,  Sd.  V,  S.  BSlfg. 
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—  LandxcirUchaftlicher  Kalender  von  MetUtel 
und  Lengerk«.  —  Ständige  MiUeäungen  über 
die  Tätigkeit  der  LandwirUehafitlcarnntem  bringen 
sunächil  deren  JakrefberichJe,  die  „Zeii- 

tchrifi  für  Agrarpolitik".  —  Korrespondent  der 
ZentralsteUe  der  pre^ßitchen  LandwirUeAaflt- 
kammem.  (Nur  ala  Manutkripl  gedruckt;  er- 
acheint  teil  1901.) 

Frhr.  von  der  GoUm.    W.  WygodKtnsIci. 


Landwirtschaftsrat. 

Nach  der  OrÜDduTig  des  Deutschen  Reiches 
fühlten  die  deutschen  Landwirte  das  Be- 
dürfnis, eine  ihre  (Jesamtheit  vertretende 
Körperschaft  zu  besitzen,  welche  als  solche 
yon  den  ReichsbehOrden,  speziell  vom  deut- 
schen Bundesrat  als  dem  Repräsentanten 
der  deutschen  Regieruogen,  anerkannt  sei. 
Daraufhin  trat  am  8./IV.  1872  der  deutsche 
L.  ins  Leben.  £r  setzt  sich  zusammen  aus 
den  erwählten  Abgeordneten  der  einzelnen 
Wd wirtschaftlichen  Zentral-  oder  Haupt- 
vereine bezw.  Land  w irt schaftskam mero ,  und 
zwar  ist  die  Zahl  der  jedem  Zentralvereine 
bewilligten  Abgeordneten  unter  Anlehnung 
au  das  Stimmenverhältnis,  welches  im  Bundes- 
rat fQr  die  einzelnen  deutschen  Staaten  be- 
steht, und  unter  BerQcksichligung  der  vor- 
handenen provinziellen  Zustände  normiert 
Vörden.  Im  Februar  1893  erfolgte  eine 
Neuregelung  der  Zahl  der  Abgeordneten, 
wonach  auf  Preußen  deren  25,  auf  die 
übrigen  deutschen  Staaten  zusammen  49 
hllen.  Bayern  hat  9,  Sachsen  und 
Württemberg  je  5,  Baden  4,  Hessen- 
Darmstadt  und  Reichslande  je  3, 
Mecklenburg-Schwerin  und  Braun- 
Bchveig  je  2,  die  übrigen  deutschen 
Staaten  je  einen  Dele^erten.  In  §  1  des 
Statute  des  L.  ist  dessen  Zweck  folgender- 
maßen definiert:  „Der  Deutsche  Xj.  hat  den 
Zweck,  die  landwirtschaftlichen  Interessen 
im  Oesamtumfange  des  Deutschen  Reiches 
wahrzunehmen  und  überall,  wo  dieselben 
durch  die  Rdchsgesetzgebung  oder  dnrch 
Anordnungen  und  Maßregeln  der  Reiclis- 
verwaltung  gefördert  werden  können  oder 
geschädigt  zu  werden  Gefahr  laufen,  nicht 
nur  die  etwa  von  ihm  geforderten  Gutachten 
abzu^ben.  soudem  auch  unaufgefordert  und 
beizeiten  an  den  Reichskanzler  motivierte 
Vorstellungen  zu  richten  oder  sich  mit  An- 
trägen an  den  Reichst^  zu  wenden." 

Dieser  Aufgabe  ist  der  L.  auch  in  vollem 
Umfange  nachgekommen  und  hat  in  allen 
die  landwirtschaftlichen  Interessen  berühren- 
den wichti^n  Fragen  seine  gewichtige 
Stimme  in  die  Wagscnale  gelegt  Er  kommt 
alljährlich  zu  einer  mehrtägigeu  Sitzung 
zusammen.  An  «einer  Spitze  stehen  ein 
Präsident  und  zwei  Stellvertreter, 
welche  den  Vorstand  bilden,  außerdem  neun 


Ausschußmitglieder,  welche  zu- 
sammen mit  dem  Vorstand  einen  ständigen 
Ausschuß  darstellen.  Die  laufende  Ge- 
schäftsführung liegt  in  den  Händen  eines 
besoldeten  Generalsekretärs. 

Alljährlich  gibt  der  L.  eine  Publikation 
heraus,  die  den  Bericht  über  die  Geschäfts- 
tätigkeit während  des  abgelaufenen  Jahres 
und  Über  die  Verhandlungen  des  L.  in  der 
letzten  Session  enthält  Dieselbe  führt  den 
Titel  .(Archiv  des  Deutschen  L.**.  Da- 
neben veröffentlichte  er  seit  einigen  Jahren 
„Nachrichten  des  Deutschen  L.",  die  seit 
1903  in  die  Monatsschrift  ,^ZeitBchri{t  für 
Agrarpolitik'^  umgewandelt  sind. 

Vgl.  auch  Art.  „LandwirtschaftUches  Ver- 
einswesen", oben  insbesondere  S.  383. 

Llteratlir :  ^A«  die  ver$chiedenen  Jahrgänge  du 
Archive  bezw.  der  Verhandlungen  des  ßeuieehe» 
LandwirUehafttralet,  Berlin,  P.  Parey.  —  FeH' 
achrift  zur  Feier  de»  tS  jährigen  Beetehen»  de« 
Deuüehen  LandwirUchaJteratea  1S7S — 97,  BeiHin, 
Parey  1897.  —  Zeitsekrift  Jür  Agrarpolitik.  — 
LandmirUehaJÜiek«r  KtUeuder  von  Jfenicel  und 
Leng  er  ke, 

Frhr,  von  der  OoUf.    W.  WvgodalnakL 


LandwirtschaftMtatistik. 

1.  Anbanstatistik.  2.  Saatenstands-  nnd  Ernte- 
statiatik.  3.  Landwirtschaftliche  Betriebssta- 
tistik.   4.  LandwirtschaftUdie  BevOlkerongs- 

Statistik. 

1.  Anbanstatistik.  Schätzungen  des  An- 
baus (der  Aussaat)  und  der  Ernte  es  in 
Preußen  zeitweise  schon  seit  Friednch  d.  Gr. 
Im  übrigen  ist  die  landwirtschaftliche  An- 
bauBtatistik  in  Frankreich,  England  und 
Oesterreich  sowie  in  einigen  deutschen  Staaten 
( Württembei^ ,  Baden)  früher  ausgebildet 
worden  als  im  Deutschen  Rdche,  welches 
als  solches  bisher  4  Anbauermittelungen  (für 
die  Jahre  1878,  1883,  1893  und  1900)  ver- 
anstaltet hat  Die  l^hebung  erfolgte  bisher 
derart,  daß  die  Gesamtfläche  des  ^hebnng»- 
bezirks  (Gemeinde  u.  dgl.)  nadi  8  Kultur- 
und  Benutzungsarten  und  zwar  1.  Ackei^ 
und  Gartenländereien,  2.  Wiesen,  3.  Weideo 
und  Hutungen,  getrennt  nach  reichen  (etwa 
1  Kuhweide  pro  lia)  und  geringen,  4.  Wein- 
bergen, 5.  Forsten  und  Holzungen,  7.  Bans- 
und  Hofräume,  7.  Oed-  und  Unland,  8.  Wege, 
Gewässer  u.  agl.  nachzuweisen  war.  Für 
die  Klasse  1  —  Acker-  und  Gartenländereien 
—  waren  (i.  J.  1900)  noch  7  Unterabteilungen 
und  zwar  a)  Getreide  und  Hülsenfrüchte, 
b)  Hackfrüchte  und  Gemüse,  c)  Handels- 
gewächse ,  d)  Futterpflanzen ,  e)  Brache, 
f)  Aokerweide,  g)  Haus-  und  Obstgärten  ge- 
bildet, in  der  Regel  noch  mit  einer  Reihe 
von  Untemumniern  iz.  B.  bei  Futterpflanzen : 
Klee,  Luzerne,  Esparsette,  Mischungen  davon^ 
Serradella,  Spörgel»  Gmssaat),  die  dann  bei 
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Sozelstaatea  noch  durch  weitere  Fragen 
'lA  den  Fatteipflanzen  z.  B.  in  Preußen 

äaatUee  n.  dgl.)  erweitert  worden  ßind. 

Vr«  der  Oesamtflftohe  des  Deutschen 
f:-.-'uea  kamen  1S7S  (1900)  Hundertteile 
i.'  1.  Acker-  und  Gartenland  4S,26  (48,56), 
-  VieM  10,96  (11,02),  3.  "Weiden,  reiche 
ii  <1.47)»  gering  7,40  (3.54),  4.  Weinberge 
5.  Häzungen  25,7  (25,90/0).  In 
l-.l.  (u  enifieieu  auf  diese  5  Gruppen  26,06 
. .  .'t;i  bervT.  5,91  (5,96)  sowie  0,62  (0,80)  und 
.  oilitl)  Bowie  0,13  (0,14), und  13,87  (14,00) 
■*iln'h  auf  die  Gruppen  6—8  (s.  oben)  0,50 
'  .'(iKiwie  0,50  (2,10)  und  2,40  (2,39)  Mill.ha. 
''-'Vi»^  Ün&tinimigkeiten  in  der  Statistik 
i-r  eiozelaen  Jahre  erklären  sich  durch  die 
-iräüche  FlGsBigkeit  der  Grenzen  zwischen 
"^  -adeo.  Ilatangen  und  Oedland.  Viele  an- 
iitip<  als  T^Hutungen"  angesprochene  Flächen 
.--firtnen  spftter  ale  „(^land".  Von  dem 
M^rlande  entfielen  15,59  (16,05  MiU.)  ha 
A-c  ßttreide  und  Hülsenfrüchte.  3,55  (4,59) 
i-.t  Hackfrüchte  und  Gemüse,  0,42  (0,19)  auf 
HaL-lcLsgewächse,  2,45  (2,66)  auf  Futter- 
ffluu^o,  231  (1,23)  auf  Brache.  1,51  (1,06) 
•  1!  Ackerweide,  0,24  (0,48)  auf  Haus-  und 
' '  -r^arten.  Die  Ausdehnung  des  Acker- 
''■•irt  eowie  innerhalb  desselben  das 
>'|]wiiuIeo  der  Ackerweide  und  Brache 
'>-i'-ii|?eo  den  Fortschritt,  den  der  land- 
•irtfciufUiche  Betrieb  trotz  der  Ungunst 
?  Veiidlioisse  im  letzten  Menschenalter 
allireaianeD  hat  machen  können.  Der 
-r'«ui  von  Hackfrüchten  und  Gemüsen  hat 
•u  der  von  Getrdde  und  Hülsen- 
irfii'hion  um  3,0 ,  der  von  Futterpflanzen 
■im  h,:,"»,»  sugeoommen,  der  von  Handels- 
.  «Achsen  um  55,0%  abgenommen.  So  ist 
».ni)>^  nüich  der  Flachsbau  von  rund  134  000 
At.l  34(.^X)  ha  gesunken.   Auch  der  Anbau 

Elrüscafrüchteu  ist  sehr  stark  zurück- 
■■.■it)<Mi.  bei  Erbsen  allein  von  469000 
••■t  .liTmK)  ha. 

l'i'e  internationale  Bedeutung  Deutsch- 
für  Anbau  und  Ernte  der  wichtigsten 
::rQchte  ergibt  sich  daraus,  daß  i.  J.  1900 
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Im  Jahre  1900  (l./XII.)  hat  im  Deutschen 
Beiche  auch  zum  ersten  Male  eine  wirkliche 
Obatbaumzählung  (Apfel-,  ßirn-,  Pflaumen- 
uod  Zwetschen-  sowie  Kirschbäume)  statt- 
gefunden. 

2.  Saatenstandg-  und  Erntestatietik. 

Hierfür  gelten  in  Deutschland  seit  1899, 
von  wo  ab  namentlich  in  PreuBen  auch  die 
Zweiteilung  in  eine  vorläußge,  auf  Schätzungen 
landwirtschaftlicher  Vertrauensmänner  und 
eine  endgültige,  in  Wirklichkeit  wegen  Steuer- 
furcht meist  viel  zu  geringe,  auf  Angaben 
der  Gemeinde-  und  Gutsvorstände 
gründete  Ernteschätzung  weggefallen  ist^ 
folgende  Vorschriften: 

a)  In  der  Mitte  der  Monate  April  bis 
November  sind  Saatenstandsberichte 
mit  5  Noten  (1  sehr  gut,  2  gut^  3  mittel, 
4  gering,  5  sehr  gering)  schon  seit  1893  für 
die  meisten  wichtigen  Feldfrüchte  (nicht  z.  B. 
Zuckerrüben)  durch  landwirtschaftliche  Ver- 
trauensmänner (in  Preußen  ^gen  6000) 
einzureichen.  Aus  diesen  Berichten  wird 
dann  ein  allgemeiner  Durchschnitt  unter 
Berücksichtigung  der  verschiedenen  Bedeu- 
tung der  einzelnen  fiegierun^bezirke  nacJi 
ihren  Erträgen  für  die  einzelnen  Früchte 
berechnet  Die  Methode  ist  einfach  ^ 
aber  gegenüber  der  in  anderen  Ländern 
üblichen  Sdiätzung  nach  Prozenten  einer 
Mittel-  oder  vollen  Enite  mit  dem  Nachteil 
behaftet,  da  sie  weder  für  sog.  „Rekord- 
ernten" noch  für  völlige  MlBeniten  eine  ge- 
eignete Nummer  besitzt,  beispielsweise  eine 
Fehlemte  (0%)  ebenso  wie  eine  Viertels- 
emte  ^25%)  mit  dersdben  Nummer  „sehr 
gering*'  (5)  bezeichnen  muß. 

b)  Im  November  sind  von  denselben 
Organen  Angaben  über  die  Emtemengen 
pro  ha  zu  machen,  die  an  der  Zentralstelle 
mit  den  im  Juni  durch  die  Gemeinde- 
behörden auf  besonderen  Postkarten  anzu- 
gebenden Anbauflächen  multipliziert  werden. 
So  wird  die  Ernte  für  Winter-  und  Sommer- 
weizen, Winterspelz,  Winter-  und  Sommer- 
roggen, Sommergerste,  Hafer,  Kartoffeln^ 
Klee,  Luzerne  und  Wiesenheu  schon  zum 
Dezember  festgestellt.  In  enger  Verbindung 
damit  steht  eine  Statistik  über  den  Hopfen- 
bau (in  Gemeinden  mit  wenigstens  5  ha 
Anbaufläclie)  und  über  den  Mostertrag  in 
Gemeinden  auf  wenigstens  20  ha  im  Er&age 
stehender  Rebfläche. 

Wegen  der  Erträge  der  wichtigsten  Brot- 
früchte 8.  oben  sub  1.  Die  gesamte  Welt- 
emte  an  Weizen  ist  gegenwärtig  auf  mehr 
als  80  Mill.  Tonnen,  die  Roggenemte  etwa 
halb  so  hoch  zu  schätzen. 

3.  Landwirtschaftliche  Betriebsata- 
tiBtik.  Eine  landwirtschaftliche  Betriebs- 
statistik ist  in  Deutschland  im  Anschluß  an 
die  fierubzählungen  von  1892  und  1895 
aufgenommen  worden,  im  wesentlichen  beide- 
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mal  auf  dea  gleichen  Qrundlagen,  nur  weiden 
1895  die  landwirt8cbafüi<^n  Farzellenbe- 
triebe  noch  vollzüiliger  ermittelt  worden 
aem  als  1882,  da  ausdrücklich  die  Aas- 
stellnng  von  liandwirtechaftakarten  für  Be- 
trübe auch  ^Tom  Ueinsten  Umfange"  ge- 
fordert worden  war.  Für  das  Jahr  1907 
ist  fflne  neue  Zahlung  wesentlich  auf  den- 
selben Grundlagen  wie  bei  den  beiden  ersten 
geplant. 

Im  ganzen  wurden  i.  J.  1895  5  556900 
landwirtschaftliche  Betriebe  mit  43,28  MtlL  ha 
Oesamtfläche  und  32,51  MilL  ha  landwirt- 
schaftlicher Anbaufläche  (Acker,  Wiese,  kulti- 
vierte Weide,  Gartenland,  Weinberge)  er- 
mittelt. YoQ  dieser  landwirtschaftlichen  Aji- 
bauflflche  kamen  auf  Betriebe  mit  einOT  An- 
baufläche. 
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Es  hatte  sich  also  der  Anteil  der  Be- 
triebe zwischai  2  und  20  ha  an  der  ge- 
samten Anbanflfiche  etwas  vermehrt,  dei^ 
jenige  der  größeren  nnd  der  kleineren  etwas 
vermindert   Die  landwirtschalfliche  Flftche 


VI  ODO 

\  1882 

Die  Bevölkerung  überhaupt  > 


selbst  war  in  den  13  Jahren  von  31,87  auf 
32.51  HUL  ha  gewachsen.  Von  den  aftmt- 
licnen  Betriebsinhabem  kamen  3235169  anf 
die  Klasse  unter  2  ha,  1 016  239  besw.  998  701, 
281734  und  25057  anf  die  nBchsth&heren 
Klassen. 

In  Preußen  ist  bei  beiden  Aufnahmen 
auch  die  Anzahl  der  landwirtschaftlichen 
Hauptbetriebe,  d.  h.  denenigen,  für 
deren  Inhaber  die  Landwirtschaft  den  Haupt- 
beruf bildet,  festgestellt  worden.  Die  Zählung 
ergab  1882  :  3040196  Betriebe  überhaupt 
mit  26,58  Mill.  ha  Wirtschaftsflache;  188» : 
3308126  mit  28,48  MUL  ha.  Darunter 
waren  landwirtachaftliche  Hauptbetriebe  von 
wenigstens  1  ha  Anbau-  (nicht  Wirtschafts-) 
fläche  1118067  mit  24,05  bezw.  1200560 
mit  24,49  Mill.  ha;  die  Vermehrung  nament- 
lich der  Fläche  beruht  teilweise  auf  der 
HeranziehuDg  mit  Landwirtschaft  verbun- 
dener Forstbetriebe  i.  J.  1895.  Vom  Hundert 
dieser  Hauptbetriebe  entfielen 

Betriebe  ^^f- 

1882    1896  1888  1895 

anf  solche  von 

1—  5  ha  Anbanfl.  44,29  43,5^  7,03  7,35 

ö— 100  „       „       53,9a  54,84  57,06  58,4a 

üb.  100  „        „         1,79     1,60  35,91  34,83 

Die  Gh-ofibetriebe  sind  also  an  Bedeutung 
etwas  vor  den  Mittel-  und  Kleinbetrieben 
zurückgewichen. 

Die  in  einzelnen  Ländern  vorhandenen 
Zusammenstellungen  aus  den  Katastern 
bieten  eine  Statistik  der  Besitzungen,  nicht 
der  Betriebe  und  geben  in  der  Regel  audi 
insofern  keinen  Einblick  in  die  Besitzver- 
teilung, als  nicht  ersichtlich  ist,  wie  viele 
Besitzungen  in  einer  Hand  vereinigt  sind. 

4.  Landwirtschaftliche  Bevölkeranes- 
sUtistik.  Für  Deutschland  geben  auch  für 
die  landwirtschaftliche  BerufebevSlkerung 
die  Erhebungen  von  1882  und  1895  önen 
freilich  inzwischen  veralteten  An&chlufl.  Es 
entfielen  danach  anf 


Erwerbs- 
tätig 
8  336  496 
S  392  692 
18  9S6  494 
aa  913  683 


Dienende  AngebCrige  coBammen 


434  913 
374  697 
I  324  924 
I  339  316 


IG  564  046 
9884918 
34910695 
87517*85 


19  "S  455 
18551  307 
45  M»ii3 
51  770  a84 


Die  Land-  und  Forstwirtschaft  umfaßte 
1882  bezw.  1895  42,5  bezw.  35,7  »/o  der 
Gesamtbevölkerung ;  sie  verlor  binnen 
13  Jahren  fast  ^i*  Mill.  Köpfe.  Doch  ist 
ein  Teil  davon  jedenfalls  auf  flechnung 
eines  veränderten  Zählverfahrens  zu  setzen, 
indem  namentlich  1895  viele  Personen  als 
Alters-  oder  Invalidenrentner  bei  den  „Berufs- 
losen'* eingereiht  sind,  die  i.  J.  1882  noch 
bei  den  produktiven  Gruppen  Platz  gefunden 


hatten.  Von  je  100  Erwerbstätigen  kunen 
zu  un^fähr  gleicher  Zeit  auf  Land-  und 
Foretwirtschaft  in  Deutschland  37,5,  Oester- 
reich 64,3,  Ungarn  (wenigstens,  da  viele 
Tagelöhner  fehlen)  58,6,  Italien  56,7,  Frank- 
reich 40,4,  England  15,1,  Vereinigten  Staaten 
(wen.)  38,0,  Schweiz  37,4,  Holland  32,7,  Bel- 
gien (wen.)  22,9,  Dänemark  (wen.)  27,1, 
Schweden  54,0,  Norw^n  49,6. 

Die  erwerbstätige  LandwirtschaftsbevOl- 
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iomf  DeatscblandB  zahlte  1895  2  568725 
>'Jt«äDdige(  Eig8Dtfiiner,Mitinhaber,  Pachter, 

ihnitustratoren,  OberfSreter  u.  dgl.),  96 173 
'•''hniscfa  oder  brnfmännisch  gebildete  Hilfs- 
;>'n->DeD  (Lispektoren,  FOrster  n.  dgl.)  uod 
'f'J7794  soDBtige  Hilfspersonen  (Instleute, 
Tjgrföhuer,  Waldhüter  u.dgl.).  Im  Jahre  1882 
anieteo  diese  Ziffern  2288033,  66644  und 
'<  nS1SI9.  Es  hat  sich  also  trotz  der  Ab- 
jahine  der  landwirtschaftlichen  Gesamtbe- 
«''•Uering  nicht  nnr  die  Zahl  ihrer  Erwerbs- 
Utiecn,  sondern  befwnders  auch  die  der 
.vi^6taodigen  and  höheren  Hilfspersonen 
i-aioehrt,  wahrend  die  der  niederen  Hilfs- 
l>7«)aeQ  abgenommen  hat.  Wenngleich  also 
•tic  landwirtschaftliche  Bevölterung  ein- 
"oliefilich  Forstwirtschaft  und  Fischerei  in 
I^DtacUand  nnr  noch  wenig  Qber  ein  Drittel 
HtT  tieaamtheit  nmfaflte,  so  waren  doch  In- 
liiLstiie  und  Handwerk  allein  nur  wenig 
-iirk«r  besetzt  nnd  blieben  in  der  Zahl 
'^'-r  Erv«xb6tatigen  sogar  noch  etwas  hinter 
ir  xuröck  (a.  unten).  Die  ganze  übrige 
l^vClkening  (Handel,  Verkehr,  Hausdienst 
[ic<l  wechselnde  Lohnarbeit ,  Verwaltung, 
MDitir  und  fr«e  fierufe,  Kentiers  usw., 
HsnifBloee)  hADst  in  ihren  Lebendnteressen 
irtnUeoleils  auon  noch  von  der  Landwirt- 
Il^-Uft  ab.  Dassdbe  ^It  ron  ^em  groiBen 
7'".tf'  der  gewerblicjben ,  namentlich  der 
fcli'iosadtisdiea  Berj^lkerung.  wahrend  äne 
'üt-fTOchende  Abhängigkeit  der  Landwirt- 

i<di  Too  gewerbb<£en  Krdsen  nicht  in 
.«niselbeo  Oiade  besteht  Würde  z.  B.  die 
I^virtschaft  dnrch  irgend  welche  Vor- 
:*tifX'  zur  Betriebseinstellung  gezwungen, 
■•'wSrien  die  sämtlichen  Handwerker,  Eauf- 
und  anderen  Gewerbetreibenden,  welche 
t.t«her  ihren  Absatz  auf  dem  Lande  hatten, 

r<ijfillfl  zur  Betriebseinstellung  und  zur 
Anfvanderung  oder  zum  üebergange  in 
•lif  liroBinduBtrie  gezwungen  werden,  soweit 
Jiw  ihnen  Aufnahme  gewahren  könnte, 
^'iinle  umgekehrt  die  Landwirtschaft  ihre 
lalÄDtlischen  Abnehmer  verlieren,  so  wilrde 
•.i  iwar  erheblich  geschadigt  werden,  gleich- 
»"lil  iloa  in  bedeutendem  Umfange  fort- 
^—lehen  können,  da  sie  für  den  größten 
'  ■■'  ihwT  Produkte  auch  auf  dem  Welt- 
i-uii  Käufer  fftnde.  Da  hiernach  die  Ijand- 
» m!.-haft  noch  einen  Teil  der  gewerblichen 
1- v'lienjDg  gewisaermaBen  mittragt,  ist  ihre 
IlMlputiujg  ftb-  die  Gesamtbevölkenmg  noch 
.T.'i(er.  als  die  obigen  Ziffern  erkennen 
^•MQ.  AUerdings  kwin  es  keinem  Zweifel 
"Dt'^Cfim,  dafi  die  i.  J.  1907  stattfindende 
KTtifttUilung  eine  weitere  erhebliche  Ver- 
"  uj»4>unr  des  Schwerpunktes  unserer  Volks- 
»irtjchan  nach  der  gewerblichen  Seite  hin 
['^Wt-iien  wird.  Man  hat  sich  aber  auch 
iiiDftfiio  vor  dem  durch  die  herkömmliche 
t^ntMluDg  in  „LandwirtachaffS  „Indtistrie" 
be^stiglen  MifiratatandniB  au  hüten, 


als  gehörten  die  Personen  der  „Industrie'^ 
alle  dem  modernen  Qrofigewerbe  an,  wahrend 
in  Wirklichkeit  dort  auch  das  ganze  Klein- 
gewerbe steckt.  Ebenso  unrichtig  ist  die 
beliebte  Gegenüberstellung  ron  „Landwirt- 
schaft*' auf  der  einen,  „Industrie  nnd  Handel'^ 
auf  der  anderen  Seite.  Denn  abgesehen 
davon,  dafi  in  der  Berufaabteilung  II  (In- 
dustrie i.  J.  1895  mit  8281220  Erwerbs- 
tätigen, also  weniger  als  in  Gruppe  I,  aber 
mit  20253241  Personen  Überhaupt)  sehr 
viel  mehr  Personen  wenigstens  nebenher 
landwirtschaftlich  tatig  sind  als  umgekehrt, 
ist  die  Berufsabteilung  U  (Handel  und  Ver- 
kehr, mit  2338511  Erwerbstätigen  und 
5966846  Personen)  in  ihren  Lebens-  und 
Wirtschaftfibedingungen  wenigstens  auf  dem 
Lande  meist  viä  en^r  mit  der  I^ndwirt- 
Schaft  als  mit  der  Industrie  verwandt. 

EverU 


Lange,  Friedrich  Albert, 

eeb.  am  28./IX.  1828  in  Wald  bei  Solingen  als 
Sohn  des  spateren  OberkonsiBtorialrates  und 
Professors  in  Bonn  Dr.  J.  F.  Lange,  studierte 
1847—61  in  Zürich  und  Bonn  Theologie.  Philo- 
Bophie  und  Philologe  nnd  habilitierte  sich,  nadi 
3  jähriger  T&tigkeit  als  GjmnasialhilfalebVer  in 
(Xln  (1853— öö),  als  Privatdozent  der  PhiloHophie 
in  Bonn.  Seit  dem  Sommer  1858  wieder  Gym- 
nasiallehrer in  Dnisbarg,  entsagte  er  im  Herbst 
1862  seiner  Stellung,  um  nicht,  der  ministeriellen 
Verftlgang  vom  16./I.  1862  gemäß,  politischer 
Tätigkeit  entsagen  zu  müssen,  und  widmete  sich 
—  erst  in  Duisburg,  wo  er  auch  den  Pwten  eines 
Handelakanuneriekretars  bekleidete  nnd  seit  1666 
Teilhaber  einer  Buchhandlung  nnd  einer  von  ihm 
geleiteten  Druckerei  war,  und  seit  November 
1866  in  Winterthur  (Schweis)  —  der  Journalistik. 
Seit  1869  gehOrte  er  der  philosophischen  Fakultät 
in  Zürich  als  Privatdozent  nnd  seit  1870  als 
ordentlicher  Professor  der  Philosophie  an.  1872 
folgte  er  einem  Rufe  in  gleicher  Eigenschaft 
nach  Marburg,  wo  er  am  21.,/XL  1875  starb. 

Schriften.  Hier  seien  nur  hervorgehoben : 
Die  Arbeiterfrage.  Ihre  Bedeutung  fUr  Gegen- 
wart nnd  Zukunft,  Dnisbnrg  1^  (4.  Aufl. 
Winterthur  1879);  Hills  Ansichten  Über  die 
soziale  Frage  und  die  angebliche  Umwälzung 
der  Sozialwissenschaft  durch  Carey,  Duisburg 
1866;  Geschichte  des  Uaterialismus  und  Kritik 
seiner  Bedeutung  in  der  Gegenwart,  Iserlohn 
1866  (ö.  Anfl.  hrsg.  und  mit  einem  biographischen 
Vorwort  und  einer  Einleitang  versehen  von  Her- 
mann Cohen,  Leipzig  1896).  Von  diesem 
Werke  ist  auch  eine  französische  Uebersetzung 
von  B.  Poramerol  (Paris  1877/79)  und  eine 
englisdie  von  Thomas  (London  1878/79)  er- 
sehenen. 

Llteratnri  Vaihinger,  ffartmann,  Dühring  und 
Fr.  Alb.  iMnge,  Iserlohn  1876.  —  H.  Braun^ 
F.  A.  Lange  alt  Sozialökonom,  Haüe  1881.  — ■ 
O.  A,  Elliaaen,  Friedrich  Albert  Lange,  Eine 
Lebenibeiekreibung ,  Leipxig  1891;  vgl.  Aiertu 
Eä.  Bem^etn,  Zur  Würdigung  Friedrieh 
Albert  Lange;  In  „DU  Neur  Zeit",  Jahrg.  Xjt, 
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—  JT.  R«teheaberg,  FHedrieh  Albert  Lange 
alt  NaOtmatökonom,  Bern  189t.  —  J>.  Weiaen- 
grün,  Friedrich  Albert  Lange  als  Soziologe  und 
Ifationaiekonom,  „Devitehe  Worte",  XU,  S.  SS8 
bi»  367,  Wien  1S9£.  ~  Xikolai  Berdiajen, 
Friedrich  Albert  Lange  und  die  krititche  Philo- 
sophie in  ihren  Beziehungen  tum  SoHiUismus 
(in  „Die  Neue  Zeü",  XVIIljt,  S.  ISißO;  164174  ; 
laejtO?),  —  lAppert,  Art.  „Lange",  im  ff.  d. 
St.,  t.  Avfi,,  Bd.  V,  S.  BtS/g. 

Carl  Grünberg. 


Lassalle,  Ferdinand, 

^eb.  am  ll./IV.  1825  in  Breslau,  entstAmmte  einer 
lüdisuben  Kanfmannsfamilie.  Bis  zu  seinem  16. 
Lebensjiüire  besachte  er  das  Oyrnsosinm  seiner 
Vaterstadt,  hierauf  die  Handelsädmle  in  Leipsig 
und  studierte  seit  1842  in  Breslau  und  Berlin 
Philolosne  und  Philosophie.  Nachdem  er  1844 
bis  1846  auf  Heisen  zugebracht  hatte,  die  ihn 
auch  nach  Paris  nnd  za  Heinrich  Heine 
führten,  kehrte  er  nach  Berlin  zuräck.  Hier 
machte  er  die  Bekanntschaft  der  in  einen  lang- 
wierigen Ebescbeidungsprozeß  verwickelten 
Gräfin  Hatzfeld.  Er  machte  ihre  Sache  zu 
der  seinen,  nnd  es  gelaug  ihm  auch  nach  acbt- 

i 'ährigem  Kampfe,  derselben  zum  Siege  zu  ver- 
lelfen.  Das  ReTolutionsjahr  1848  traf  ihn  in 
DQsseldorf.  Er  schloß  sich  der  demokratischen 
Partei  an  nnd  beteiligte  sich  in  Schrift  nnd 
Wort  eifrigst  an  der  Bewegung.  Da  er  nach 
der  im  Norember  1848  erfolgten  Auflösung  der 
Nationalversammlung  das  Volk  zu  bewafifoetem 
Widerstaude  und  zur  SteuerTerweigemug  auf- 
forderte, wurde  er  erst  wegen  Aufreizung  gegen 
die  königliche  Gewalt  nnd,  nachdem  ihn  die 
Geschworenen  freigesprochen  hatten,  we^en  Auf- 
forderung zum  Widerstand  gegen  Regierungs- 
beamte  neuerlich  vor  dem  Znchtpolizeigericbte 
angeklagt  und  zu  einer  sechsmonatlidien  Ge> 
fangniastrafe  verurteilt  Nach  VerbQßung  der- 
selben blieb  er  bis  18ö7  in  Düsseldorf,  um  hier- 
auf, nachdem  ihm  Alexander  von  Hnmbolt 
die  königliche  Erlaubnis  hierzu  erwirkt  hatte, 
nach  Berlin  überzusiedeln.  Hier  vollendete  er 
sein  schon  zu  Beginn  der  40  er  Jahre  geplantes 
Werk  über  „Die  Philosophie  Herakleuos'  des 
Dunkleu  von  Ephesos"  (1857)  und  das  historische 
Trauerspiel  „Franz  von  Sickingen"  (1859).  Wäh- 
rend des  französisch-italieniach-österreichischen 
Krieges  (1859)  und  in  der  Konfliktsperiode  (seit 
Ende  1861)  trat  er  wiederholt  publizistisch  her- 
vor und  wurde  infolge  einer  im  Frühling  1862 
im  Oranienburger  Handwerkervereine  gehaltenen 
Bede  wegen  Aufreizung  der  besitelosen  Klassen 
zu  Haß  nnd  Verachtung  gegen  die  Besitzenden 
zu  einer  viermonatlichen  GeÄugnisstrafe  ver- 
urteilt, die  jedoch  im  Beruf  ongswe^e  in  eine  Geld- 
strafe umgewandelt  wurde.  Damit  beginnt  seine 
Laofbahn  als  sozialistischer  Agitator  im  emi- 
nentesten Sinne  des  Wortes  und  als  Organisator 
der  deutschen  Arbeiterschaft  Sie  veruef  fiber- 
ans  glänzend,  endete  aber  rasch.  Von  den  Auf- 
regungen der  Agitation  und  der  vielen  Prozesse, 
in  die  sie  ihn  verwickelt  hatte,  erschöpft,  nng 
Lassalle  im  Sommer  1864  in  die  Schweiz.  Hier 
fiel  er  im  Duell  von  der  eines  nunftnischen 
Bojaren,  Racovitsa,  nnd  starb  in  Genf  ara 
31./VU.  1864. 


Schriften.  Besonders  hervorgehoben  seien 
hier:  System  der  erworbenen  Bechte,  eine  Ver- 
söhnung des  positiven  Rechts  und  der  Rechts- 
philosophie, 2  Bde.,  Leinug  1861,  2.  Aufl.  hng. 
von  Lothar  Bücher  1880;  Deber  Verfassung»- 
wesen,  ein  Vortrag,  gehalten  in  einem  Berliner 
Bezirksverein,Berliti  1862, nnd:  Was nnn? Zweiter 
Vortrag  Uber  Verfassnngsweeen,  Zürich  1863; 
Arbeiterprogramm.  Ueb^  den  besonderen  Zu- 
sammenhang der  g^ranwärtigen  Oeschiehtsperi- 
ode  mit  der  Idee  des  Arbeiterstandes,  Beiiin  1868 
(ZtLrich  1863);  Macht  und  Recht  Offenes  Send- 
schreiben. Zürich  1863;  Die  Wissenschaft  nnd 
die  Arbeiter.  Eine  Verteidigungsrede  vor  dem 
Berliner  Eriminalgericht;  Der  Laraallesche  Kri- 
minalprozeO,  IL  Heft  Die  mDndliehe  Verhand- 
Inng  nach  stenogr.  Bericht;  Der  Lassallesche 
Kriminalprozeß,  ul.  Heft.  Das  Urteil  erster  In- 
stanz mit  kritischen  Randnoten,  sämtlich  Zftrich 
1863;  Die  indirekte  Steuer  und  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen,  eine  Verteidigongsräe  vor 
dem  Kgl.  Kammergericbt  zu  Berlin,  Zürich  1863; 
Offenes  Antwortschreiben  an  das  Centralkonitee 
zur  Berufung  eines  allgemeinen  deutschen  Ar- 
beiterkongresses zu  Leipzig,  Zürich  1863;  Ai- 
beiterlesebnch.  Rede  zu  Frankfurt  a.  H.  am  17. 
und  19.' V.  1863,  Frankfurt  a.  M.  1863;  Herr 
Bastiat  Scbnlze  von  Delitzsch,  der  ökonomiscbe 
Julian  oder:  Kapital  und  Arbeit,  Berlin  1864. 
Die  Agitation  des  Allgemeinen  Deutschen  Ar- 
beitervereins nnd  das  Versprechen  des  KOnigs 
von  Preulfen.  Eine  Rede  gehalten  auf  dem 
Stiftungsfeste  des  Allgemeinen  Deutschen  Ar- 
beitervereins EU  Ensdorf  am  227V.  1864. 
Berlin  1864.  —  Es  existieren  auch  ini  Sammel- 
ausgaben: Reden  und  Schriften,  neue  Oesamt» 
ausgäbe,  hrsg.  im  Auftrage  der  sozialdemokra- 
tischen Partei  Deutschlands  von  Ed.  Bern- 
stein, Berlin,  Verlag  des  VorwärU  1881  (beste 
und  vollständigste  Ausgabe,  mit  einer  Biognphie 
Lassalles  sowie  Einleitungen  und  Noten  zu  den 
einzelnen  Schriften  von  Bernstein;  Ferd. 
Lassalle,  Sämtliche  Reden  nnd  Schriften,  hng. 
von  Georg  Hotschick,  NewTork  1882; 
Ferdinand  Lassalles  au^ewählte  Reden  und 
Schriften  in  3  Bdn ,  Leipzig,  K.  F.  Pfau,  1891/93 
(sehr  schlecht).  —  Briefe  von  Fwdinand  Lassalle 
an  Kar)  Harz  und  Friedrich  Engels.  Stuttgart 
1902  (IV.  Bd.  von:  Aus  dem  litenrisehen  Xa^- 
laß  Ton  Karl  Marx.  Friedrich  Engels  und  Fer* 
dinand  Lassalle). 

Literatur:  Bernhard  Beekerp  Gesehiehu  der 
Arbeiteragitation  Ferdinand  LataaUet,  Brmm- 
schweig  1874:  Bnth&ümmgen  HUr  da»  fruyiwAr 
Lebensende  F.  LastalUt,  Schleis  1888  (Heube- 
arbeitung,  NUmberg  189g).  —  O.  Brande», 
Ferdinand  Lassalle,  ein  titerarisches  Charakter' 
büd,  Berlin  1877.  IV.  -Iiyl.,  Letpng  1900.  — 
A.  Aaberg ,  Ferdinand  Lassalle,  Biographie, 
Leipzig  1883.  —  E.  v.  Plener,  Ferdinand 
Lassalle  (a.  d.  attg.  deutsch.  Biographie,  Leiptig 
1884).  —  AfCfcT  Kegel,  Ferdinand  LastaOe. 
Stuttgart  1889.  ~  Outtav  Mayer,  LastoU«  als 
Sozialökonom,  Bertin  1894  (vgl.  daxu  das  Referat 
von  B.:  in  „Die  Seue  Zeit',  Ilji,  8.  180  bis 
183).  —  L.  M.  Brandy  Ferdinand  LaasalUs 
sozialökonomische  Anschauungen  und  praktischs 
Vorsehläge,  Jena  1896.  —  Eme«t  MlUfrre, 
Stüdes  sur  Ferdinand  Lassalle,  Ärif  1897.  — 
K.  DUhl,  ArL  ,44UiaUe",  im  B.  d,  St.,  S.  Auß, 
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Mi.V,  8.  SaefSL  —  MO.  BertUtem,  Ferdinand 
Utmn*  wmd  mtne  Bedeutung  ßtr  die  Arbeitar- 
ttu*r,  Berlin  1904.  —  Hemt.  Onehen,  La$iaUe, 
StMOgart  1904  (H-  Bd.  d.  Smmntung  „PtitiHker 
Ml  yaiifmnWkon<mtn"J.  —  «TulitM  VahUeteh, 
Ferdimand  Xaimmüc  und  die  At\ßn^  der  deuUehen 
JrUiUrAfwgKng,  Uünchen  o.J.  —  JE.  d<  Carlo, 
FtüMMdo  Laüalle ,  Studio  eepoiitivo-erüica, 
fitkrmcf  I9ÖS.  —  S.  ArU.  „iSoiiatiaanu  und 
loMMUMHu"  wiiJ  „Soabddemokratie". 

(ktrl  Ovünberg, 


Lateinisdier  Hfiubnnd 
f  Ouldvfthranp  oben  Bd.  I,  S.  1120fg. 


LatifOBdieB. 

rnter L-besitz  versteht  man  die  über- 
aMige  AnhSufoog  von  Grundbesitz  in  einer 
Uua,  die  „rUlarmn  infioits  spatia"  (Tacitos 
Ann.  m,  53).  Der  Ausdruck  ist  ia  unseren 
^I-rachgebraach  aus  der  viel  citierten  Stelle 
in  PliniuB  Naturgeschichte  (Buch  XVIIl, 
Kip.  VI)  Qbergegaogen :  . .  latifundia  per- 
4iiter»  ItaBam,  jam  vero  et  proviacias.  Sex 
'l'imini  semissem  Äfricae  poarädebant,  cum 
mterfedt  oos  Nero  princeps". 

Wo  der  Ihbesitz  vorherrscht,  bleibt  kein 
Saum  fOr  die  grundbesitzenden  Mittelklassen, 
md  es  macht  sich  eine  Tendenz  geltend, 
«okhe  die  Klassengeeensätze  immer  weiter 
Toschärft,  weil  die  Einkflnfte  aus  den  L. 
Dicht  verbraucht  und  die  Uoberschüsse  zu 
EU'uen  lAnderwerbungen  benutzt  werden. 

Der  Ubeaitz  ist  nicht  notwendig  mit 
■i«  Lwirtschaf t,  d.  h.  der  Bewirt- 
Khaftnog  des  Landes  in  Biesen  betrieben, 
T^ibuoden.  In  dem  Maße,  als  die  Land- 
«rirtiehaft  intensiver  wird,  pfiegt  die  ein- 
keithcheSelbstbewirlBchaftun^  der  landwirt- 
-^baftlichen  L.  der  dann  meist  besser  ren- 
^I'len  Verpachtung  in  wohl  arrondierten 
'»roß-  und  Mittelbetrieben  oder  selbst  der 
ranellenpacht  mehr  und  mehr  zu  weichen. 

Die  Geflchicbte  Oriechenlands  und  Borna 
icliloQ  mit  der  Vorhemcbaft  des  L.besitzeB 
An.  „KoloDisatioD,  innere",  sab  1),  w^- 
RÄd  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Römischen 
BogIms  die  mit  Sklaven  betriebene  L.wirt- 
'"kaftallrnfthUch  dem  Kolonatsverhältnie  wich. 

Xittelalter  kannte  swar  ebenfalls  gewaltige 
AlauimlangeB  von  Gmndbeaits  in  wenigen 
Binden.  Dennoch  spricht  man  in  diesem  Falle 
Qklit  Ton  h.j  weil  diese  Komplexe  vorwiegend 
»  wlbsUndigen  Kleinbetrieben  bewirtschaftet 
•iii4fa  oad  das  Zeitalter  der  geschlossenen 
HianrirtKkaft  (Naturalwirtschaft)  nicht  die- 
Oegensätse  der  Klasseninteressen  anf- 
iiBKen  Ueä,  die  dem  L.beaitz  im  eigentlichen 
^nnc  des  Wortes  eigentümlich  und  wesentlich 
■lad.  Dm  Latifondlam  ist  eine  Krscheinungs- 
turai  4ar  TerkehnwiiisebafUicben,  da  „kam- 
tiliMaa«  Organfiatioii  der  Tolkiwirtschaft. 

Mte  L.  entstanden  wiederum  seit  dem 
^'opugt  de»  Kittelalten  zonlchst  in  den  ita- 
btaueka  8tailttt«U«ii ,  die  das  Landvolk  zu 


PftchCam  der  Btädtischen  Kapitalisten  lurab- 
drflekten,  In  Kng^and  hanptsadilieh  dorch 
sneceuiven  —  bis  in  die  neneste  Zeit  fort- 
danemden  —  Anahanf  der  Bauern,  ebenso  in 
Spanien  und  den  spanisch-portagiesiscben  Xo- 
louieeo,  während  sich  in  den  englischen  Siede- 
Inngskolonieen  der  ans  der  Heimat  verdrftngte 
Bauernstand  aof  erweiterter  Grundlage  erneuerte. 

Von  der  enormen  Konzentration  des  Orund- 
besitzes  in  Großbritannien  gibt  die  Tabelle  im 
Art.  „Ländl.  Grundbesitz''  oben  S.  345  eine  Vor- 
stellung; Uber  die  Anaddmnng  des  L.besitzea  in 
Itdien  ent^t  die  landwirtschaftliche  Enquete 
von  1S77  einige  Angaben.  Danach  gab  es  z.  B. 
in  der  Provinz  Rom  III  Eigentumskomplexe  von 
1000- 6000  ha,  26  von  mehr  als  6000  ha.  Es 
Bind  dies  zum  Teil  echte  L.wirtschaften;  im 
allgemeinen  aber  kennzeichnet  eine  ttberana 
groSe  Verbreitung  der  Kleinpachfr  und  Teil- 
wirtachaft  die  Agrarverfassnng  Italiens. 

Auch  in  Deutschland  fehlt  es  nicht  au 
L.  Dahin  gehOren  zunächst  die  Besitzuneen 
mancher  west-  und  süddeutschen  Stanoes- 
herren ;  es  handelt  sich  da  indessen  Obor^ 
wiegend  um  große  Waldkomplexe,  die  zweck- 
miiigerweise  dem  Privateigentum  kleiner 
Besitzer  entzogeh  bleibeu.  Ueb^  die  Aua- 
dehnnng  des  Ubesitzes  in  den  Ostlichen 
Provinzen  Freufiens  gibt  eine  von  Conrad 
nach  dem  „Handbuch  des  Grundbe»itzas*' 
aufgestellte  Statistik  Auskunft.  Conrad  be- 
zeichnet als  L.  die  Grundei^entumseinheiten 
von  mehr  als  5000  ha.  Mit  Ausschluß  des 
Fiskus  besitzen  158  Personen  derartige  Herr- 
schaften. Ihnen  gehören  1830  einzelne  Güter 
mit  692250  ha  Acker  und  Wiese,  d.  h. 
4,71  *'/o  der  Gesamtfläche  dieser  Kulturarten 
in  den  östlichen  Provinzen,  femer  936  388  ha 
Wald  (17,52o/o),  insgesamt  1 768 046  ha  oder 
7,79  **/o.  Unter  den  Besitzern  sind,  abge- 
sehen von  den  mit  86  Gütern  beteiligten 
juristischen  Personen,  15  Souveräne,  128 
Adlige  und  10  Bürgerliche.  Rechnet  man 
dazu  die  Eigentümer  von  1000—  5000  ha 
Grundbesitz,  so  stellt  sich  die  Zahl  der 
eroßen  Grundbesitzer  auf  1882.  Ihnen  ge- 
hören 17,59  */o  der  Aecker  und  Wiesen, 
36,26 ''/o  der  Waldfiäche,  21,66  »/o  des  Ge- 
samtareals. Unter  den  Besitzern  sind  1298 
(68,5  "/o)  Adlige  (einschl.  24  Souveränen), 
516  (47,4%)  Bürgerliche,  77  (4,lo/o)  juristische 
Personen. 

Falsch  ist  es,  wenn  man  die  sog.  Bitter- 
güter der  östlichen  Provinzen  als  „L."  bezeich- 
net. Das  typische  Rittergut  von  2—600  ha  er- 
gibt vielleicht  einen  Reinertrag  von  5— 30000 H. ; 
Qber  die  Hälfte  davon  ist  im  Durchschnitt  an 
Hjpothekenglänbieer  abzugeben,  „der  Rest  ist 
im  allgemeinen  das  Resultat  scharfer  Arbeit 
und  Intelligenz  des  eelbstwirtscbaftenden  Grund- 
besitzers" nnd  »entspricht  dem  Einkommen  des 
Mittelstandes"  (Conrad),  üs  nbt  in  den  tot- 
liehen  Provinzen  Preußens  91w  Personen,  wel- 
che 100-1000  ha  Land  in  9962  Gutem  be- 
sitzen; darunter  sind  2362  (26,8%)  Adelige, 
6666  (71,9  "/q)  Bürgerliche,  198  Korporationen  usw. 
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Neben  den  meüt  in  den  H&nden  dea  Adels 
befindlichen  älteren  L.,  die  rieh  übrigens  im 
Lanfe  des  19.  Jahrb.  bedentend  ausgedehnt 
haben,  gibt  es  in  den  westlichen  Indostriebe- 
zirken  ^ntschlands  neuere  L»  welche  ans  dem 
Bestreben  des  städtiscfaen  Großkapitals  ent- 
standen und,  einen  Teil  ihres  VermSgois  in 
Gnindstttcken  aaznlwen.  Während  der  Grofi- 
bedtz  des  Ostens  mäst  auch  im  Grofibetriebe, 
teilweise  im  L.betrie1>e  bewirtschaftet  irird,  ist 
am  Bhein,  in  Westfolen  vsw.  die  Verpaehtimg 
im  kleinen  üblich. 

Sehr  bedentend  nnd  die  L.  in  Böhmen,  Un- 
garn nnd  BnOland.  In  Böhmen  hat  der  Ueber- 
gang  ZOT  intensiven  Landwirtschaft  in  großem 
Umning  den  Ersatz  der  Selbstbewirtscuftang 
dnrch  Groß-  und  Hittetpacht  wahrend  der  letzten 
30  Jahre  znr  Folge  gehabt. 

Ein  ähnlicher  Gegensatz  wie  zwischen  dem 
östlichen  nnd  westlichen  Deutschland  bezw. 
Snropa  ist  in  Nordamerika  zu  beobachten :  In 
den  weide-  und  Weicenr^onen  des  „fernen 
Westens"  L. wirtschaften ,  teils  ans  spanischer 
Zeit  stammend,  teils  infolge  der  Landpolitik  der 
Union  während  der  letzten  30—40  Jahre  ent- 
standen :  in  den  Ost-  und  Mittetstaaten  dagegen 
nicht  selten  Aoskanf  der  selbständigen  Farmer 
dnrch  städtische  Kapitalisten  nnd  Fortfübrnng 
der  Wirtschaft  dnrch  mittlere  nnd  kleinere 
Pächter. 

Als  Mittel,  am  der  L.büdnng  entgegen  zn 
wiriEHi,  kommen  in  Betracht:  die  innere  Kolo- 
nisadoD  (s.  d.  Art  ^  Kolonisation,  innere**),  alle 
Maßnahmen,  welche  geeignet  sind,  dieBaaem  und 
Hittelbesitzer  vor  Ueberschnldnng  zu  schützen 
und  in  ihrem  Erbe  zn  erhalten,  endlich  die  Be- 
schränkung solcher  Stammgnts-  oder  Fidei- 
kommiOstiitungen  (s.  Art.  „Stammgttter"),  wel- 
che I*.  cn  untralbann  Einheiten  machen. 

literatur:  J*.  Conrad ,  Die  Lat^mdien  im 
preußischen  Oalen,  JaM,  f.  JSiU.,  A'  F.,  Bd.  16, 
S.  1X1  fg.  —  O.  Ctreiss,  Die  wirisehafüiehe  und 
toxiale  Bedeutung  der  Latifundien  unter  be- 
sondrer Bezugnahme  auf  Böhmen.  Heidelberger 
IHetertation  190X.  —  üd>er  Latifundienbildung 
im  Rheinland  vgl.  Vererbung  des  ländl.  Grund- 
besitzes im  Kgr.  Preußen,  hrsg.  von  M.  Sering, 
I,  O.L.G.B.  £otn,  beari>.von  W,  WygoiUinakt, 
Baiin  1897,  S.  IS4—ISI.  IL  Sering. 


Landerdale,  James  Haitland, 

Graf  von  L.,  geb.  am  26./I.  1709,  unter  dem 
Ministerium  Fox  Großsiegelbewahrer  von  Schott- 
land, gest.  als  FQhrer  der  schottischen  Hoch- 
tories  am  U./IX.  1839  anf  Schloß  Thirlestane 
bei  Berwick. 

Nächst  Bentham  erster  Kritiker  des  Systems 
Adam  Smiths.  Bekämpfer  des  Smithschen  Postu- 
lats, daß  die  eigentliche  Beichtnmsauelle  die 
Arbeit,  indem  diese  bestimmt  sei,  nur  das  Volks- 
Tennögen  zu  Termehren.  Gegner  des  Smith* 
sehen  Satzes,  daß  die  Arbeit  den  Haßstab  für 
den  Wert  der  Güter  bilde,  indem  nnr  der  be- 
zahlten Arbeit  der  Charakter  der  Produktivität 
zukomme.  Vater  des  Satzes,  daß  die  richtige 
Verteilung,  nicht  blofi  die  mö^ichst  hohe  Ver- 
mehrung der  Sachgttter  den  Kein  der  Volks- 
wirtschaft bilde. 


Die  bedeutendste  seiner  Schriften  betitelt 
sich:  An  inquiry  into  the  natnre  and  origin  of 
public  wealth,  and  into  the  means  and  canses 
of  its  increase,  Lmdon  1804;  dasselbe,  2.  Aufl. 
ebenda  1819;  dasselbe  in  französischer  Ceber- 
Setzung  u.  d.  T.i  Rechercfaes  snr  la  n»tnre  et 
rorigine  de  la  richesse  publique.  Traduit  par 
£.  Lagentie  de  Laraisse,  Fans  1806:  dassdbe 
in  deatflcher  Uebersetzung  u.  d.  T.:  Ueber 
Nationalwohlatand,  Berlin  1809.  Ui^perL 


Laveleye,  Emil  Loais  Tictor  de, 

geb.  am  5./IV.  1822  zu  Brügge,  1844  Professor 
der  Staatswissenschaft  an  der  Imivenität  Lüttich, 

gest.  als  Hitglied  der  belgischen  Akademie  in 
ojon  bei  Namur  am  3./I.  1898. 
Gemäßigter  Freihändler.  Unermüdlicher 
Kämpfer  für  den  internationalen  Bimetallismus. 
Soziologischer  Forscher  in  seinem  Hanptwerke: 
„De  la  propriitö"  (s.  u )  durch  die  logische  und 
historisene  Fundamentiemng  des  Kollektiv-  und 
Privateigentumbegriffes.  L.  steht  sympathisch 
zur  realistischen  Schule  bezw.  zum  Katheder- 
eozialismus  in  der  Schrift:  „Soctalisme  contem- 
porain",  Kap.  12  bekämpft  die  individnalistiscbe 
Polemik  Herbert  Spencers  in  dessen  gegen  den 
enirlischen  Staatssozialismus  gerichteten  Schrift: 
„The  man  versus  the  State". 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  mögen  fol- 
gende genannt  sein;  I^e  march£  mouetaire  et 
ses  crises  depuis  cinquante  ans,  Paria  18tö; 
dasselbe  in  aentscher  Debenetzung  tt.  d.  T.: 
Die  Gdd-  nnd  Handelskrisen.  Kassel  1866.  — 
De  la  propri£t6  et  de  ses  formes  primitives, 
Paris  1874;  dasselbe,  2.  Aufl.  ebenda  1678;  das- 
selbe, 4.  Aufl.  ebenda  1891 ;  dasselbe  in  eng- 
lischer Uebersetzung  u.  d.  T.:  Primitive  pro- 
perty,  translated  by  B.  R.  L.  Harriott,  London 
1878;  dasselbe  in  deutscher  Uebersetzung  n.  d. 
T. :  Das  Ureigentnm.  Hrsg.  nnd  vervollständigt 
von  K.  Bttdier,  Leipzig  1879.  —  Le  socialisme 
contemporain ,  Paris  1881;  dasselbe,  2.  Anfl. 
ebenda  1883;  dasselbe,  3.  Aufl.  ebenda  1886; 
dasselbe,  4.  Anfl.  ebenda  188B;  dasselbe,  6.  Anfl. 
ebenda  1890;  dasselbe,  6.  Aufl.  ebenda  1891; 
dasselbe,  7.  Anfl.  ebenda  1892 ;  dasselbe,  8.  Anfl. 
ebenda  1893;  dasselbe,  9.  Anfl.  ebenda  1894; 
dasselbe  ins  Englische  übersetzt  u.  d.  T.:  The 
socialisra  of  to-day,  from  the  French  by  Orpett, 
New  York  1895 ;  dasselbe  deutsch  n.  d.  T. :  Die 
sozialen  Parteien  der  Gegenwart,  übertragen 
von  Eheberg,  Tübingen  1^;  dasselbe  deutsch 
u.  d.  T.:  Der  Sorialismus  der  Gegenwart,  Obers, 
von  Ch.  Jasper.  Hit  Anhang:  Der  Soztaliamtis 
in  England,  von  O.  H.  Orpen,  Halle  1^.  — 
La  monnaie  et  le  him^taUisme  international, 
2.  Aufl.  Paris  1891.  Uppert, 


Law,  John, 

geb.  im  April  1671  in  Edinburg,  nach  einem 
im  steten  Wechsel  von  Ueberflnß  nnd  Dürftig- 
keit verbrachten  Leben  gest.  in  Venedig  in 
Armut  und  Verlassenheit  am  2t./lII.  1729. 

Law  war  ein  Finanzkünstler  ersten  Banges, 
er  besaß  in  seinem  Ingenium  die  HiUiarden, 
welche  erforderlich  waren,  das  bankerotte  Frank - 
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rueb  wieder  aolvent  sa  machen,  tmd  daß  dies 
aidit  ffescbeben,  TerBchnldete  der  Verschwender 
und  WitatUng'  par  excellence  Philipp  von  Or- 
leans, der  die  Staatsgescbäfte  während  der  Re- 
gentschaft leitete  und  L.'s  genialste  finanz- 
politische SchachzOge  mit  seiner  unersättlichen 
Begehrlichkeit  dnrdikrenzte.  3  Jahre,  171Ö— ^ 
1718.  wthrte  der  Kampf,  ehe  alle  die  großen 
Institute,  welche  L.  ins  Leben  gemfen,  von 
der  Banqae  g^nirale  bis  anr  Compagnie  d'Occi- 
dent,  aas  welcher  die  Indische  Kompagnie  ent- 
stand, nuammrastOnten  ondL.  in  ihren  Starz 
hiseinrissen. 

Uebeieinstimmend  mit  BQsch  betrachtete  L. 
die  Unterhaltung  des  schnellen  Geldnmlanfs  als 
Hanptanfgahe  jeder  staatlichen  Finanzwirt- 
Bchaft,  aber  abweichend  von  Büsch  bevorzogte 
er  nidit  das  gem&nzte  Geld,  sondern  die  auf 
dem  Kredit  des  Staates  mhenden  Banknoten 
mit  Zwangskars  als  Zirkalationsmittel.  Staats- 
sozialist war  er  als  Vater  folgenden  nach  ihm 
benannten  Finanzsystems:  Der  Staat  soll  seinen 
eigenen  Kredit  aU  Staatspapiergeld  ansmOnzen 
UM  den  Kanfprds  der  UnfUchen  Aemter 
nach  dem  Taxwerte  znrBckzahlen ;  die  Staats- 
schuld soll  eine  Zinsrednktion  erfahren  and  eine 
freiwillige  Konvertierang  der  Obligationen  er- 
folgen. 

Folgende  Schriften  von  L.  mögen  hier  ge- 
nannt sein :  Lettres  snr  le  nonvean  Systeme  des 
Itnances  (zuerst  abgedruckt  im  „Mercnre  de 
France"  1720).  —  Considferations  bot  le  com- 
nerce  et  snr  Targent,  i  la  Haye  1720:  daa- 
•elbe,  ins  Englische  ttbersetzt  n.  d.  T.:  Honey 
and  trade.  —  Biflexions  snr  le  commerce  et  les 
fnanoes,  i  la  Haye  1738.  —  Seine  gesammelten 
Schriften  TerOffentlichten  Senovert  n.  d.  T. : 
,OeaTres  de  Iaw",  Paris  1790  nnd  E.  Daire  in 
„Economistea  finanders  du  XVIH"  sitele",  Paris 
1843.  — 

Vgl.  Axt  nXiasisrippigesellschaft". 

Uppen. 


Leben gdaner 
fr.  StcrblichkeitundSterblichkeits- 
tafeln. 


Lebensversichernng. 

L  Begriff  nnd  Arten.  2.  Wesen  nnd  Be- 
deutung. 3.  fintwickelnng.  4.  üntemeh- 
mnn^Htrmen.  5.  Versichernngsbedingangen. 
6.  Bunkenbu«chnang  und  PrämienbUdang. 

1.  Begriff  und  Arten.  Unter  der  ße- 
zeichouDg  L.  werden  eine  große  Reihe  ver- 
eehiedener  Versicherungsarten  zusammen- 
gefo^t ,  deren  vorwiegendes  gemeinsames 
Merkioal  darin  besteht,  daß  im  Wege  der 
Versicherung  die  Deckuag  eines  Bedarfs 
beabsichtigt  wird,  der  durch  die  ungewisse 
Daner  des  menschlichen  Lebens  oder  durch 
Aufwand  erfordernde  Ereignisse  in  diesem 
ix^ndwie  hervorgerufen  oder  beeinflußt  vrird. 
Dieser  B^riff  L.  im  weitesten  Sinn  ist 
gleiahhedenteiid  dem  der  Personenver- 
eicherung,  mnfofit  mithin  auch  n.  a.  die 


AlterBvemdierung ,  Invalideaversicherung, 
KruikenTenächerung,  Unfallversicherung  (s. 
diese  Artt).  Durch  das  Ausscheiden  dieser 
VersicherungsarteD  er^bt  sich  ein  engerer 
Begriff  der  L.,  wie  er  gewöhnlich  an- 
gewandt wird.  Allein  auch  dann  haben 
wir  es  mit  einem  Gattungsnamen  zu  tim, 
der  insbesondere  die  folgenden  Gruppen 
und  Untergruppen  der  L.  umfaßt. 

1.  Nach  dem  Versicherungszweck. 

a)  Versicherung  auf  den  Todes- 
fall. Hier  wird  die  Versicherungssumme 
im  Augenblick  des  Todes  des  Versicherten 
ffillig.  Von  kurzer  Versicherung  spricht 
man,  falls  die  Auszahlung  der  Versicherungs- 
summe nur  dann  erfolgt,  wenn  der  Tod 
innerhalb  eines  im  voraus  bestimmten  Zeit- 
raumes (z.  6.  innerhalb  der  nächsten  5  Jahre) 
eintritt. 

b)  Versicherung auf  den  Erlebens- 
fall. Hier  wird  die  Versicherungssumme 
f&llig  beim  Erleben  eines  bestimmten  Alters 
oder  auch  eines  bestimmten  Ereignisses,  sei 
es  d^  Versicherungsnehmers  selbst  oder 
anderer  Personen,  z.  B.  der  Kinder  des 
Versicherungsnehmers.  Hier  kommen  fol- 
gende Unterarten  in  Betracht 

aa)  Ausstattungsversicherung: 
die  Verncherungssumme  wird  bei  der  Ver- 
heiratung einer  Tochter  oder  der  Etablierung 
eines  Sohnes  usw.  ausbezahlt 

bb)  Militärdienrt-  oder  Studien- 
gelderversicherung:  bd  Eintritt  in 
den  Militftrdienst  oder  bei  Beginn  der 
Studienjahre  wird  die  Versicherungssumme 
zur  Auszahlung  gebracht 

c)  Gemischte  Versicherung^  die 
heute  bei  weitem  häufigste  L.art,  bei  dOT 
die  Versicherungssumme  si^testens  beim 
Erleben  eines  im  voraus  festgesetzten  Alters, 
z.  B.  des  60.  Lebensjahres  erfolgt ,  oder 
aber,  wenn  dieses  Alter  nicht  erreicht  wird, 
im  Augenblick  des  Todes.  Diese  Ver- 
sicherungsart wird  auch  abgekürzte  oder 
alternative  Versicherung  genannt. 

2.  Nach  Art  der  Leistungen  der  V^ 
sicheningsanstalten . 

a)  Kapitalversicherungeu:  die 
Ijcistungen  der  Versicheningsanstalt  bestehen 
hier  in  der  Auszahlung  einer  einmaligen 
Geldsumme,  eines  Kapi^s. 

b)  Rentenversicherungen:  die 
Eigentümlichkeit  dieser  besteht  darin,  daß 
von  einem  bestimmten  Termin  ab  regelmäßig 
wiederkehrende  Leistungen  seitens  der  Ver- 
sicherungsanstalt an  einen  Versicherten  zu 
zfüilen  sind,  falls  er  den  Termin  erlebt 
Dabei  spricht  man  von  Leibrentenver- 
sicherung, wenn  diese  Auszahlungen 
während  der  ganzen  künftigen  Lebensdauerer- 
folgen (s.  Art.  „Leibrenten"  unten  S.  411), 
von  begrenzt  er  Renten  Versicherung, 
wenn  die  Renten  nur  Ins  zu  dnem  be- 
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stimmten  Termin,  etva  solange  eine  andere 
Person  lebt,  gezahlt  -verden.  BentenvOT- 
sicherung  ist  auch  die  PensionsTer- 
Sicherung  (s.  d.  Art). 

c)  Versicherung  mit  bezw.  ohne 
Gewinnanteil.  Unter  Gewinnbeteiligung 
der  Versicherten  ist  die  Verteilung  gewisser 
Geldsummen,  welche  mit  mehr  oder  weniger 
Recht  als  Gewinn  bezeichnet  werden,  zu 
verstehen.  Als  Quelle  dieser  sog.  Gewinne 
kommen  in  Betracht  Betrfige,  die  aus  einem, 
gegenüber  den  rechnungsmäßig  angenom- 
menen, tatsSchlich  günstigeren  verlauf  der 
Sterblichkeit  sich  ergeben,  ferner  aus  Zins- 
Dberschüssen,  gewissen  Ersparnissen  u.  dgl. 
m.  Die  L.  mit  Gewinnanteilen  bildet  heute 
die  R^l.  Es  versteht  sich  dabei  von 
selbst,  oafi  die  Frftmie  für  diese  höher  ist 
als  für  Versicherungen  ohne  Gewinnanteil. 

d)  Versicherung  mit  bezw.  ohne 
Prämienrückgewähr.  Unter  Främien- 
rQckgewähr  versteht  man  die  Verabredung, 
daß,  falls  infolge  frühen  Todes  eines  Ver- 
sidbierten  die  versicherte  Summe,  welche 
allein  für  den  Fall  des  Erlebens  eines 
späteren  Alters  ausbedungen  war,  nicht  zur 
Auszahlung  gelangt,  die  geleisteten  Prämien 
gering  verzinst  oder  «nverzinst,  mit  oder 
ohne  Abzüge  für  Verwaltungskosten  zurück- 
gezahlt werden.  Auch  hier  sind,  falls  die 
Rückgewähr  vereinbart  wird,  die  Prämien 
selbstredend  h^ier,  als  wenn  keine  solche 
YerabreduQg  stattfindet 

e)  Yersicherung  mit  gleich- 
bleibender, fallender  oder  steigen- 
der YersicnerungsBumme. 

3.  Nach  Art  der  Leistungen  (Prämien) 
des  Versicherungsnehmers. 

a)  Einmalige  Einzahlung,  3Gse: 
hier  wird  vom  Versicherungsnehmer  ein 
Kapital  einbezahlt,  durch  das  die  Leistungen 
der  Versicherungsanstalt  erkauft  werden. 

b)  Lebenslängliche  oder  ab- 
gekürzte Prämienzahlungen,  je 
nachdem  die  Prämien  während  der  ganzen 
Lebensdauer  oder  nur  während  einer  be- 
stimmten Reihe  von  Jahren  entrichtet  werden. 

c)  Periodische  Einzahlungen: 
hier  iinterscheidet  man  Jahres-,  Halbjahres-, 
Vierteljahres-,  Monats-,  Wochenprämien. 

d)  Fallende,  steigende  oder 

gleichbleibende  Prämien;  letztere 
Uden  die  Regel. 

4.  Besondere  Arten. 

a)  Sterbegeld-  oder  Begräbnis- 
geidversicherung.  Diese  hat  die  Auf- 
gabe, die  Kosten  eines  Begräbnisses  zu  er- 
setzen  und  ist  historisch  die  älteste  Art 
der  L.  (s.  unten  sub  3). 

b)  Volks  Versicherung,  auch  kleine 
L.,  Markversicherang,  Ärbeiterversicherung, 
engl.  Industrial  Insiu^nce  genannt.  Ihre 
iägentümlichkeit  besteht  in  der  kleinen 


Yersichmmgssninme,  dem  Fortfall  der  sonst 
bd  der  L.  abliefen  ärztlidien  Cntersuchong, 
in  kurzfristiger,  meist  wöchentlicher  Prämien* 
Zahlung,  in  der  Einsammluog  der  Beiträge 
oder  Verwendung  von  Klebekarteo  mit 
Marken.  (Vgl. Art.  „Volksversicherung".)  Be- 
sonders ausgebildet  innerhalb  dieser  ist 
wieder  die  Kinderversicherung. 

8.  Wesen  nnd  Bedeatong.  Aus  der 
üebersicht  über  die  zahlreichen  Arten  der 
L. ,  die  im  einzelnen  einem  fortgesetzten 
Umbau  und  Ausbau  unterliegen,  geht  bereits 
hervor,  daß  sich  die  einzelnen  Kombinationen 
den  mannigfachen  Bedürfnissen  der  ver- 
schiedensten Volkskreise,  Berufsarten,  Lebens- 
alter, den  besonderen  Familienveiiiältnissen, 
individuellen  Bedürfnissen,  Wünschen,  Hoff- 
nungen, Tatsachen,  mit  denen  der  einzelne 
zu  rechnen  hat,  in  geradezu  bewundems* 
werter  Weise  anschmiegen. 

Die  L.  ^ift  bald  in  dieser,  bald  in 
jener  Form  in  das  Menschenleben  ein,  ob 
eine  Person  ein  dauernd  gIdchmäBig  blei- 
bendes  Einkommen  hat  oder  ein  am  An- 
fang niedriges  und  allmählich  immer  mehr 
steigendes,  oder  im  Gegensatz  hierzu  ein 
anfänglich  hohes  und  voraussichtlich  nicht 
lauge  auf  derselben  Höhe  bleibende  Ein- 
kommen bezieht:  alle  diese  Mö^lichkeitea 
werden  von  entsprechenden  Versicherungs« 
formen  berücksichtig.  Aber  nicht  jode  Form 
ist  für  jeden,  der  eine  Versidiemii^  eingeht, 
brauchKur,  und  nicht  jede  Art  hat  dieselben 
Vorzüge.  Die  Yermcheraog  auf  den  Todes- 
fall  bezweckt  Sicherung  der  Familie  nach 
dem  Ableben  des  Familienhauptea;  die  ge- 
mischte L.  und  die  Senteaverdcherung 
dagegen  aollen  zunächst  nicht  den  Hintei^ 
bliebenen,  sondern  dem  Yersicheniogsnehma* 
selbst  für  die  Zeit  seines  höheren  Alters 
zugute  kommen.  Eine  besonders  wichtige 
Aufgabe  hat  die  Volksversicherung  zu  er- 
füllen, die  in  Amerika  und  in  EIngland  die 
dort  fehlende  Arbeiterversichenmg  (8.  d.  Art 
oben  Bd.  I  S.  167)  ersetzt 

Am  klarsten  dürfte  die  wirtschaftlidie 
Bedeutung  der  L.  durch  einen  Vei^eich 
mit  dem  Sparen  werden.  Denn  wer  sparen 
will,  um  einen  künftigen  Geldaufwand  zu 
decken ,  muß  hierzu  vor  allem  die  nCtige 
^i^eit  haben.  Wer  versichert,  ist  dagegen 
vom  Augenblick  der  Versicherungsnahme 
ab  gedeckt,  mag  seine  erste  Einl^  nadi 
so  gering  sein.  Wer  sich  vornimmt,  jedes 
Jahr  10IX>  M.  auf  die  Sparkasse  zu  bringen, 
um  im  Falle  seines  Todes  seinen  Ett>eQ 
ein  großes  Kapital  zu  hinterlassen,  aber  im 
ersten  Jahre  der  Spartätigkeit  bereits  stirbt 
hioteriäBt  den  Erben  nur  1000  H.,  lediglich 
vermehrt  um  die  Zinsen.  Wer  sich  dagegen 
mit  10000  M.  versichert  und  am  Tage  naoh 
Zahlung  der  ersten,  nur  wenige  Swk  be- 
tragenden Prämie  stirbt,  hinterUAt  dennoch 
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yinAn  Erben  die  retsicherte  Stimme  tod 
:>iiiiit  M.  Bei  einer  Sparkasse  gibt  es 
**^aso  wie  bei  der  Versicliening  vide  Ein- 
her, aber  bei  der  Sparkasse  steht  die 
^famfllase  des  Sparers  in  keiner  Beziehung 
m  -ler  des  anderen,  derart,  daß  es  ein 
L-^Qwitiges  Anrecht  darauf  gibt,  Der 
i"ymr  ist  isoliert.  Er  sorgt  nur  für  sich. 
N>:u  Sparen  kommt  nur  ihm  oder  seinen 
>ät-ti^ea  KU.  Bei  der  Versicherung  gelangt 
n  H-hiüffeo  Oeeensatz  hierzu  der  Grundsatz 
;uiD  Dorcbbmch:  alle  fflr  eineo^  einer  für 
ill"  Die  Einlage  eines  jeden  ist  gleich- 
»='iT:^  znr  Deckung  fDr  den  etwaigen  Bedarf 
ftit**  aodereo  bestimmt.  Beim  Sparen  handelt 

-ich  um  eine  jederzeit  für  jeden  Zweck 
•arWrfÖgang  stehenden  Eapitalansammlung, 
'hfTHi  Fortführung  aber  jederzeit  gehindert 
vi-viIm)  kann  durch  den  Tod  des  Sparers. 
l'^i  der  L.  ist  die  Kapitalansammlung  uur 
tfir  eioeo  ganz  bestimmten  Bedarfsfall  be- 
•noiDt.  ODd,  vie  das  angeführte  Beispiel 
'itx,  ist  es  gerade  hier  in  der  Regel  gleich- 
iTüitii:.  wie  Irage  man  VerBichernngsprämien 
A'ja^t  hat;  das  Ziel  wird  doch  erreicht. 

!  reber  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
L  Do  abrigen  vgl  Art.  „  VeraicherangBwesea".] 

t  Eatwiekeluf  *  Wenn  aach  der  Gmnd|^ 
iuke  der  L.  mehrere  Jahrtausend  alt  ist,  so  ist 
•liKfa  die  Ziuammenrassnng  der  einzelnen,  die  mo- 
ioM  tu  dantellenden  Elemente,  and  Tor  allem 
iM  rttiODdle  anf  winenBchaftlicheii  Gnindltgen 
wehende  Betrieb  nnr  anderthalb  Jahrfannderte 
»t  f un  denT  orlänferu  Tersicbenuigstthnlicher 
An  rerdienen  die  rOmischen  Begräbnlskassen, 
f'iilr^  leoaionim  hervorgehoben  zn  werden, 
<V«uüiniBgen  armer  Plebejer,  Freigelassener  nnd 
."kUTca  mit  dem  Zweck  aer  BegrabnisfUrsorge. 
Im  Zdttlter  der  TOUcerwandening  verschwanden 
^  KsMeii.  Da«  Hlttelalter  war  in  der 
i  irderang  der  L.  dorehaos  origüiell.  Zar  Ter- 
virUicknag  des  Gedankens  der  L.  war  insbe- 
•  ulere  dia  germanische  GenoBBenschaftswesen 
tKJUich  geeignet.  Anf  dem  Boden  der  Gilden 
itä  Zünfte  erwuchs  die  gegenseitige  Unter- 
tTdtznng,  wie  bei  CnglBcksf&Uen  aller  Art,  so 
n-h  in  Tode»-  nnd  KrankheitsKlIen.  Neben 
if^  tat  die  FttTBorge  nnter  Bernfsgenossen 
(vkhteten  Ersehünnng,  die  aaf  dem  Gern  ein - 
IIIS  hembt,  treten  EiDriehtuigen,  die  dem  Er- 
«tr^siiBB  ihr  Entstehen  Terdaaken.  Bereits 
la.  Jahrb.  finden  sidi  in  Italien  Anssteuerrer- 
■i't'nuigai,  als  deren  üatemehmer  die  Ton  der 
KffTiefMrrfladeten  Leihhftuseraaftreteu.  Eines 
kr  Mittel  der  Kapitalbescbaffang  f Qr  diese  war 
^"  Vmprachen,  bei  sinsloser  Ueberlassnng  von 
^iiMera  aadi  einer  Reihe  von  Jshren  den  Dar- 
*^iu«k4m  den  zehnfachen  Betrag  aasznzablen, 
nor,  wenn  sich  eine  Tochter  des  Dar- 
rtaiftben  verheiratet  Während  dieses  Ge- 
«Ufi  «af  Italien  blieb,  gelangte  das  1660  von 
ha  luliflBcr  Toati  vorgeschlagene  Verfahren, 
*»A  dem  Kribider  Tontinea  genannt  (vgl.  d. 
^  u  ugeheorer  Terbraitnng  in  viden  L&n- 
^t.  Tragen  adion  diese  einen  wirtschaftlich  nidit 
nwiadfroeB  Spekidationicharakter,  demzofolge 
beate  TimtiiUB  in  vielen  Staaten  verboten 


sind,  so  waren  noch  weniger  einwandfrd  die  im 
Mittelalter  hinfigen  VersidiOTingswetten ,  eine 

Art  BeiaeTersichunng  anf  das  Leben  von  Scbiffii- 
Passagieren  usw.  Der  fortgesetzte  Mißbraach 
iflhrte  häufig  zu  staatlichen  Verboten,  deren 
erstes  in  der  Ordonnana  Philipps  H.  vom  Jahre 
1570  EU  finden  ist. 

Erst  als  nm  das  Ende  des  18.  Jahrb.  die 
Sterblichkeitsforschnng  anftancbt,  be- 

f'innt  die  moderne  L.,  deren  Ursprung  sich  in 
Qgland  findet,  wo  1762  die  Eonitable  gearflndet 
wurde.  Naeh  doenErfolg  war  em  stftndigetöteigen 
in  der  Zahl  enriischer  Anstaltoi  an  veneiehnen; 
1830  waren  biereits  35  Unternehmungen  vor- 
handen, die  ihre  Betriebe  teilweise  auf  den 
Kontinent  fortpflanzten.  Dorch  das  Einfalltor 
Hamborg  und  gefSrdert  dnrch  fortgesetzte  Zn- 
sammenbrüche  der  zahlreichen  auf  nnzareichen- 
den  Berechnungen  beruhenden  kleinen  Sterbe- 
Aaasteuerhassen  usw.,  die  im  Zeitalter  des  Mer- 
kantiliamns  ans  beTOlkerung^politischen  Grhnden 
die  Unterstützung  der  Begierang  gefonden 
hatten,  sowie  begünstigt  durch  die  Begelniuf 
des  Versicherongsverbrags  im  preußischen  Laad- 
recht, gdangte  die  L.  in  Dentachland  znr  Aos- 
breitnng.  Ke  Jahre  182^/S9  brachten  die  er- 
folgreiche GrQndxmg  zweier  noch  heute  vor- 
handener dentscher  Anstalten,  der  L.bank  tUf 
Deutschland  zn  Gotha  nnd  der  Lübecker  L.bank. 
Jene  wnrde  von  Amoldi  anf  Gegenseitigkeit,  diese 
von  Vermehren  als  Aktiengesellschaft  mit  Ge- 
winnbeteiligung ins  Leben  gerufen. 

Die  Entwickelung  der  deutschen  L. 
(eigentliche  L,,  ohne  Volksversicherung  etc.) 
wird  durch  folgende  Tabelle  gekermzeichnet. 


IS 

Personen 

Durch- 
schnitt 
pro  Person 
resp.  Police 
M. 

Jahr 

Zahl 
Anstal 

resp. 
Policen 

yers.-Summe 
M. 

1830 

2 

2072 

1 1  768  190 

5680 

1840 

6 

19852 

83  320  333 

4197 

1850 

IC 

36955 

142  807  oto 

3864 

1860 

19 

88507 

315655  473 

3566 

1870 

28 

348  930 

1  007  725  017 

2888 

1880 

36 

595  6*6 

2  129  333  381 

3  575 

1890 

37 

864  126 

3662217977 

4238 

1900 

47 

I  475  529 

6  404  271  912 

4330 

1905 

44 

I  746  161 

7  722627  577 

4461 

Früher  als  in  Deutschland  findet  sich  die  L. 
in  Frankreich;  1787  wnrde  hier  die  Comp^ie 
Koyale  d'Assurances  gegründet.  1826  ist  die  L. 
in  Italien  und  anderen  romanischen  Ländern  za 
finden;  1822  in  Oesterreich,  1830 in  Nordamerika, 
1842  in  Dänemark,  1847  in  Norwegen,  1850  in 
Schweden,  1857  in  der  Schweiz,  erst  1890  in 
Japan.  Heute  entbehrt  kein  Kultnrland  mehr 
eigener  L.anstalteu. 

4.  Unternehmnnggfonnen.  Die  L.  wird 
in  der  Form  öffentlicher  wie  privater  ünter- 
oehmungen  betrieben,  und  zwar  entspricht 
im  privaten  Großbetrieb  die  Zahl  der  Aktien- 
gesellschaften uDgefähr  derjenigen  derOegen- 
seitigkeitBvereine,  wfthrend  der  Kleinbetrieb 
fast  ausschließlich  die  Form  von  Versiche- 
rungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  aufweist, 
die  unter  den  verschiedenartigsten  Namen 
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tStie  sind,  besonders  hftoflg  mit  der  Be- 
z^diQune  SterbekaBsen.  (S.  d.  Art.) 

Die  Überwi^ende  Mehrzahl  der  Aktien- 
^eseliachaftea  haben  das  reine  Aktienprinzip 
insofern  durchbrochen,  als  sie  in  der  Regel 
nur  L.verträge  mit  Gewinnbeteiligung  der 
Versicherten  abschließen  (vgl.  oben)  und 
sich  auf  diese  Weise  dem  Wesen  der  Gegen- 
seitigkeitsvereine nähern.  Andererseits  haben 
die  Gegenseitigkeitsvereine,  namentlich  die 
größeren  und  größten,  sich  insofern  der 
Aktiengesellschaft  genähert,  als  sie  gegen 
feste  Prämie,  unter  Ausschluß  von  Nach- 
schüssen oder  Kürzungen  der  Versicherungs- 
summen allgemein  L.vertr3ge  abschließen. 

OeSentliche  L.unteniehmungen  sind  in 
der  mannigfachsten  Form  in  vielen  Kultur- 
ländern vorhanden,  sei  es  als  Staats-  oder 
als  Kommunaleinrichtung,  ünd  zwar  dienen 
sie  vorwiegend  den  ärmeren  Bevölkenmgs- 
klassen,  indem  sie  die  Volksversichenug  be- 
günstigen, (s.  d,  Artt:  „Altersversicherung'* 
und  „Volksversicherung").  Deutschland,  die 
Schweiz,  Oesterreich,  Dänemark,  IfYankreich, 
Belsen,  England,  Rußland,  Neuseeland  usw. 
besitzen  öffentliche  L.einrichtungen. 

6.  Versichenmgsbeding^iiDgen.  Die  L. 
beruht,  falls  nicht  etwa  eine  Zwangsver- 
sicherung in  Betracht  kommt,  auf  dem  frei- 
willigen Abschluß  eines  Versicherungsver- 
trags. Während  aber  bei  den  übrigen  Ver- 
sicherungsarten  durchw^  zum  Abschluß 
nichts  anderes  erforderlich  ist  als  ein  mit 
dar  Beantwortung  gewisser  Fragen  über 
die  TeriiSltnisse  des  Versicherungsuchendra 
versehener  Antrag,  ist  die  Aufnahme  in 
eine  L.anstalt  re^mäSig  von  dner  firzt-: 
liehen  Untersuchung  abhängig.  !Bs  werden 
(von  gewissen  unten  noch  zu  erwähnenden 
Ausnahmen  abgesehen)  nur  Personen,  welche 
vom  Vertrauensarzt  als  gesund  befunden 
worden  sind,  zur  Versicherung  zugelassen, 
da  die  zur  Prämienberechnung  dienenden 
Sterbetafeln  eine  Auslese  gesunder  Leben 
darsteilen.  Die  ärztliche  Untersuchung  hat 
den  Zweck  festzustellen,  ob  ein  Individuum 
die  Lebenserwartung  hat,  welche  die  Sterb- 
lichkeitstafeln für  ein  normales  Individuum 
des  betreffenden  Alters  angeben,  oder  ob 
es  sich  etwa  um  ein  sog.  minderwertiges 
Leben  handelt.  Die  von  dem  Vertrauens- 
arzt der  Gesellschaft  vorgenommene  Unter- 
suchung unterliegt  einer  Prüfung  durch  den 
Revisionsarzt. 

Die  in  dem  Versicherungsantrag  bei  Ver- 
meidung von  Rechtsnacliteilen  richtig  zu 
beantwortenden  Fragen  beziehen  sich  auf 
das  Alter,  den  Beruf,  die  Gesundheitsver- 
hältnisse des  Versicherungsnehmers  u.  dgL  m. 
Wenn  auch  die  unrichtige  Beantwortung 
Rechtsnachteile  im  Gefolge  hat,  so  ist  doch 
als  eine  durch  die  starke  Konkurrenz  herbei- 
geführte £rmngenBchaft  modernen  Versiche- 


rung^«chtB  der  Ghnndsats  der  ünanfeoht- 
barkeit  der  Lupdice  al^mein  durchgeftthrt 
Dies  bedeutet,  daB  nach  einer  Reihe  von 
Jahren  die  Yeisicheningssumme  bei  Eintritt 

des  Versichemngs^ls  unbedingt  zur  Aus- 
zahlung gelangen  mnß,  ohne  Rücksicht  auf 
etwaige  falsche  Angaben  des  Veraicherten 
bei  Abschluß  des  Vertrags.  Weiterer  Grund- 
satz des  heutigen  L-vertrags  ist  die  Un- 
verfallbarkeit. Damit  wird  angedeutet,  dafi 
ebenfalls  nach  wenigen  Jahren  bereits,  auch 
wenn  weitere  Prämienzahlungen  alsdann 
nicht  mehr  erfolgen,  die  bisher  geleisteten 
Einzahlungen  dem  Versicherten  nicht  ver- 
loren gehen. 

Neben  den  auch  bei  anderen  Versiche- 
rungsarten üblichen  (und  daher  in  der  all- 
gemeinen Abhandlung  über  Versicherungs- 
wesen näher  zu  erörternden)  Punkten  pflegt 
der  L.vertrEu^  Vereinbarungen  zu  enthalten 
über  das  Verfügungsrecht  an  der  Police, 
ihre  Abtretung  und  Verpfändung;  denn  die 
L.poUce  stellt  im  Gegensatz  zu  den  Policen 
fast  aller  anderen  Versicherungsarten  einen 
bestimmt  fäUig  werdenden  Geldbetrag  dar. 
Da  der  Versicherte  einen  bestimmt  ftUig 
werdenden  Anspruch  gegen  die  Versiehe* 
rungsanstalt  hat,  so  kann  er  diesen  ebenso 
wie  jeden  anderen  rechtlichen  Anspruch 
verpfänden.  Außer  dieser  Kreditfunktion 
bietet  die  Police  dem  Versicherten  die 
Möglichkeit,  sich  auch  bei  der  Veisiche- 
rungsanstalt  Kredit  zu  verBdiaffm,  indem 
man  die  Policen  hd  der  OesdlschiA  be- 
leihen kann  u.  a.  zu  dem  Zweck,  um  bä 
eintretenden  Zahlungsschwierigkäten  die 
Prämie  für  die  eigene  Versicherung  vater 
zahlen  zu  können. 

Oft  ist  die  Auszahlimg  der  Yeraicherung»- 
summe  an  die  Kinhaltung  einer  Wartexdt, 
Karenzzeit,  geknüpft  Darunter  versteht  man 
einen  Zeitraum,  der  mit  Abschluß  des  Ver- 
sicherungsvertrags beginnt  und  ein  oder 
mehrere  Jahre  währt,  währenddessen  aber, 
falls  der  Versicheruugsfall  eintritt,  nichts 
ausbezahlt  wird.  Praktisch  angewandt  wird 
diese  Bestimmung  u.  a.  für  die  Haftung 
bei  Selbstmord.  Was  diesen  betrifft,  so 
bestimmt  allerdings  der  deutsche  Gesetz- 
entwurf, ohne  eine  Karenzzeit  anzuordnen, 
daß  der  Versicherer  bei  Selbstmord  des 
Versicherten  nur  dann  die  Versicherungs- 
summe auszahlen  muß,  wenn  die  Tat  auf 
Geisteskrankheit  zurückzuführen  ist. 

Besondere  Vereinbarungen  pflegen  hin- 
sichtlieh des  Einschlusses  einer  Kriegs- 
gefahr getroffen  zu  werden.  Bei  einer  Reibe 
von  Gesellschaften  wird  die  Kri^sge&hr 
ohne  weiteres  in  die  gewöhnliche  Ii  mit 
eingeschlossen,  während  andere  Gesell- 
Schäften  sie  als  eine  Art  Zusalzversit^erang 
betrachten. 

Da  natuigemäB  nicht  nur  Personen  von 
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DfHTQaler  Gesundheit,  daB  Bedfirfois,  eine 
L.  abzuschließen,  haben,  so  sind  die  ver- 
schiedensten  Versuche  untemominen  worden, 
auch  die  Veisichenuig  minderwertiger  Leben 
dtnchzufOhicn.  Als  solcl»  werden  1ns- 
besondere  anfge&fit  Personen,  welche  Yor- 
erfamnkongen  oder  Veranlagung  haben  zu 
KrdiB,  Diabetes,  Tuberkulose  usw. 

Als  minderwertig  ist  in  gewissem  Sinn 
auch  das  Leben  der  Frau  vom  Standpunkt 
der  L.  aus  wenigstens  in  einer  Reihe  von 
Jahren  anzusehen,  f^uen  werden  daher 
sehr  h&ufig  nur  zu  ungünstigeren  Be- 
dingungen versichert ;  übrigens  ist  die 
ftauenrersichemng  nur  wenig  verbreitet. 

Oüustigere  Bedingungen,  d.  h.  billigere 
Prämien  bekommen  gelegentlich  abstinente 
Personen  eingeräumt.  Zu  einer  ^wissen 
Bedeutung  ist  diese  Abstinentenversichenmg 
gelangt  in  England,  Schweden,  Nen-Seeland. 
(Vgl.  hierQber  auch  Art.  „Alkoholfrage"  oben 
Bd.  I  insbesondere  S.  74.) 

6.  RisikenberechnnDg  nnd  Prämien- 
bUdm^.  Grundlage  für  die  Berechnung 
Ton  Risiko  und  Prämie  bilden  vomehmli^ 
die  Sterbetafeln.  Diese  pflegen  folgende 
Angaben  zu  enthalten. 

1.  Die  Zahl  der  von  einer  angenommenen 
Anzahl  Lebenden  eines  gewissen  Anftuigs- 
alters  in  den  höheren  Altern  noch  vor^ 
liaadenen  Lebenden; 

2.  die  Zahl  der  aus  d^elben  Gesamt- 
heit zwischen  den  einzelnen  Altem  ein- 
tretenden Sterbefälle; 

3.  für  die  einzelnen  unterschiedenen  Alter 
die  Wahrscheinlichkeit,  binnen  Jahresfrist 
zu  sterben  (Sterbenswahrscheinlichkeit) ; 

4.  die  entgegengesetzte  Wahrscheinlich- 
keit, nach  Ablauf  eines  Jahres  noch  zu 
l^ten  (Lebenswiüirsdieinlidikeit) ; 

5.  dieLebenserwartungfüreinen  in  einem 
gewissen  Alter  befindlichen  Menschen  (die 
fernere  mittlere  Lebensdauer). 


s 

Lebende 

Sterbende 

1  Sterbens- 
wahrschein- 
lichkeit 

Lebena* 
'  Wahrschein- 
lichkeit 

Mittlere 
Lebensdauer 

0 

1 

2 

3 

4 

6 

0 

1 

2 
94 
9b 

loooo 
7  700 
7  300 

4 
1 

2  300 
500 
337 
3 
1 

0,2300 
0,0649 
0,0468 

0,7500 
1,000 

0,7700 
0,9351 
0,9532 
0,2500 
0,0000 

33,20 
42,45 
43,83 
o,7S 
0,50 

Man  liest  diese  Sterbetafel  folgender- 
maßen: von  10000  Ojahrigen  (Spalte  0  und  1) 
das  sind  Neugeborene,  sterben  vom  Augen- 
blicke der  Geburt  bis  zum  Endo  des  ersten 
Lebennahres  2300  (Spalte  2).  Die  Sterbens- 
-wahtsdieinlidilKit  fOr  einen  Neugeborenen 


im  Verlaufe  des  ersten  Jahres  beträgt  also 
2300 : 10000  =  0,2300  (Spalte  3),  die  Wahiv 
scheinUchkeit,  am  Ende  des  ersten  Jahres 
noch  zu  leben,  ist  7700  :  10000  =  0,7700 
(Spalte  4).  Die  fernere  mitÜere  LebensdAnw 
eines  der  10000  Neugeborenen  beträgt  33,20 
Jahre  (Spdte  4).  (Im  übrigen  vgL  Art  „Sterb- 
lichkeit and  Sterblichkmtstafeln".) 

Die  Benutzung  der  Sterbetafel  für  die 
Zwecke  der  L.  ist  süber  nur  mfiglich,  wenn 
man  von  einer  R«he  von  Voraussetzungen 
ausgebt,  die  durch  den  Erfolg  als  zutreffend 
angesehen  werden  können.  Man  nimmt  an : 

1.  daB  zu  derselben  Zeit  eine  sehr  große 
Anzahl  Personen  desselben  Alters  und  mit 
eiiter  Sterblichkeit,  welche  der  in  der  Sterbe- 
tafel angegebenen  genau  entspricht,  Ver- 
sicherungen derselben  Art  und  mit  gleich 
hoher  Versicherungssumme  abschließen ; 

2.  daß  alle  Abweichungen  bei  dem  In- 
dividuum in  der  großen  Blasse  sich  gegen- 
seitig aufheben; 

3.  daß  nur  das  Alter  die  Sterblichkeit 
bestimmt 

Außer  den  Sterbetafeln  kommen  die  Ver- 
ziosungsverhältnisse  in  Betracht,  die  einen 
sehr  wichtigen  Faktor  bilden. 

Zu  den  aus  den  Sterbetafeln  und  Verzin- 
sungsverhältnissen zu  berechnenden  Netto - 
rämien  kommen  gewisse  ZuschlSge,  aus 
enen  sich  dann  die  Bruttoprämien, 
welche  den  Versicherten  gewöhnlich  allein 
bekannt  gegeben  werden,  ergeben.  Diese 
Zuschläge  werden  erhoben  zur  Deckung  der 
Verwaltungskosten  usw. 

Der  Regelfall  bei  der  L.  ist  nun,  daß 
der  Versicherte  Jahr  für  Jahr  seine  Prämie 
in  gleicher  Höhe  zahlt,  während  die  Wahr- 
scheinlichkeit zu  sterben  für  einen  älteren 
Versicherten  größer  ist  lüs  für  einen  jüngeren. 
Da  aber  im  allgemeinen  die  wirtschaftliche 
Leistimgsfähigkeit  eines  Menst^iea  nicht  ia 
demselben  Verhältnis  wächst  wie  die  Wahr- 
scheinlichkeit seines  Sterbens,  bei  zunehmen- 
dem Alter  vielmehr  d^  Verdienst  und  die 
Sparfähigkeit  abnehmen,  so  wäre  es  sehr 
wenig  angebracht,  einen  Versicherten,  der 
etwa  mit  dem  25.  Lebensjahr  einer  Anstalt 
beitritt,  wahrend  sein  Tod  erwartung^inäß 
vielleicht  erat  nach  40  Jahren  erfolgt,  einen 
jedes  Jahr  wachsenden  Beitrag  zahlen^  zu 
lassen.  Der  Versicherle  zahlt  bei  gleich- 
bleibender Prämienleistung  mithin  in  den 
ersten  Jahren  eigentUch  viel  mehr,  als  er 
rein  rechnungsmäßig  für  die  Deckung  des 
Jahresrisikos  zu  zahlen  hätte,  während  er 
in  den  letzten  Jahren  viel  weniger  zahlt, 
als  er  lediglich  unter  Beachtung  der  Sterbens- 
gefahr  zu  zahlen  hätte.  Daher  dürfen  die 
Versicherungsunternehmungen  nicht  die  in 
jedem  Jahr  vereinnahmten  Prämien  ver- 
brauchen, sondern  müssen  den  Ober  das 
Jahresrisiko  gezahlten  Teil  der  KAmiea 
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reservieren  j  hieraus  ei^bt  sich  Begriff 
der  PrämienreBerve. 

Diese  eothAlt  nämlich  einfach  diejenigen 
Zahlungen  des  Versicherten,  wdche  ifber 
die  rechnungsmäBigen  Beitrftge  in  den  An- 
fangsjahren  hinausgehen.  Die  E^rftmienreserve 
ist  die  aus  den  eingehenden  Prämien  nebst 
Zinsen  bestehende  Rdcklage.  deren  der  Ver- 
sicherer bedarf,  um  die  veifQgbaren  BetxStee 
seiner  kfinftigen  Einnahmen  auf  die  Höne 
der  zu  OTwartenden  Aaszahlungen  zu  er- 
gänzen. 

Ueber  die  Berechnung  dieser  Prflmien- 
reserren,  die  L  J.  1905  bk  den  deutschen 
Anstalten  allein  etwa  3  Milliarden  U.  be- 
trugen, herrscht  unter  den  Mathematikern 
keine  Uebereinstimmung.  Zu  einer  gewissen 
BerQhmtheit  gelangt  ist  die  sog.  Zillmer'sche 
Methode,  eine  Berechnungsart,  die  von  dem 
deutschen  Aufsichtsgesetz  nurin  beschränktem 
Maß,  von  anderen,  ausländischen  Gesetzen, 
z.  T.  Oberhaupt  nicht  gestattet  wird.  Es 
handelt  sich  hierbei  um  eine  für  junge  Ver- 
sicherungsanstalten vorteilhafte,  von  dem 
hervorragenden  deutschen  Mathemathiker 
Zillmer  angestellte  Methode,  wonach  die 
erste  Jahresprämie  ^anz  oder  teilweise  dazu 
verwandt  wird,  die  Abschlußkosten  einer 
neuen  L.  zu  decken,  statt  in  den  Prämien- 
reservefonds gestellt  zu  werden.  Der  hier- 
durch hervoi^fegangene  Ausfall  wird  erst 
in  einer  Reihe  von  Jahren  wieder  ausge- 
glichen. 

Bei  der  Höhe  der  Prämienreserve  ist 
deren  sichere  Anlegung  von  großer  Be- 
deutung. Das  Reich^setz  über  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen  gibt  daher 
entsprechende  Vorschriften,  ebenso  wie  die 
ausländische  Gesetzgebung  für  sichere  An- 
lage der  Prämienreserve  Sorge  trägt.  Die 
Entnahme  von  Geldern  aus  den  Prämien- 
reservefonds  gestattet  das  deutsche  Aufsichts- 
gesetz nur,  wenn  es  sieh  um  die  zur  Kapital- 
anlage nötigen  Mittel  und  die  durch  Be- 
endigung des  Versicfaerungsverhältntsses  frei 
werdenden  Summen  handelt  Dasselbe  Ge- 
setz ^bt  den  Versicherten  an  dem  Prämien- 
reservefonds im  KonkursfoU  gesetzlich  fest- 
stehende Rechte. 

Der  Entwurf  eines  deutschen  Beichs- 

r:zes  Ober  den  Versicherungsvertrag  regelt 
Recht  der  h.  und  gibt  hier  u.  a.  Be- 
stimmungen Ober  folgende  Funkte: 

Die  L.  kann  aof  die  Person  des  Versiche- 
mo^DehmerH  oder  eines  anderen  genommen 
weraen.  In  letiterem  Falle  ist  die  Rchriftliche 
EinwilligQog  des  anderen  erforderlieh,  wenn  die 
Police  auf  den  Fall  seines  Todes  laatet. 

VersicbemDgeu  aof  den  Todesfall  von  Kin- 
dern nnter  7  Jahren  bedörfen,  wenn  Ton  Vater 
oder  Matter  abgeflchlosaen,  der  Mitwirkung  eines 
gerichtlich  bestellten  Pflegers. 

Bei  anricfatiger  Ältersangabe  mindert  sieb 
die  Leistung  des  Versicherers  nach  dem  Ver- 


hältnis, in  welchem  die  dem  wirklichen  Alter 
entsprechende  Prämie  sn  der  verunbarten  Prämie 

steht. 

Der  Eflcktritt  vom  Vertrag  kann  bei  Ver- 
letzung der  Anzeigepflicfat  dnrcb  den  Versiche- 
mngsnebmer  nicht  mehr  erfolgen,  wenn  »nt 
VertraMBchlnß  10  Jahre  verstridien  sind,  aafier 
bei  ar^istiger  Verietzang. 

Hat  das  VersicheniDgsTeihUtBis  miadeatens 
3  Jahre  bestanden,  so  kann  der  VerricheniBgs* 
nebmer  Umwandlang  der  L.  in  eine  prftmien- 
freie  Versichemng  verlangen.  Eine  solche  Üm- 
wandlnng  tritt  auch  ein,  wenn  der  Versicherer 
wegen  nnterbliebraer  Prilmienzahlong  kQndigt 
Nach  dreijährigem  Bestand  bat  der  Versicherer 
auch  die  anf  die  L.  entfallende  Prämienreserve 
zu  erstatten,  falls  eine  Kapitalversicbenutg  fOr 
den  Todesfall,  bei  der  die  Versichemngsnmme 
sieber  Hlllig  wird,  durch  Bftcktritt  oder  Kttsdt- 
gnng  aufgehoben  wird. 

Literatur:  El&ter,  Di«  L.  in  Deutschland,  ISSO. 

—  Kartip  f  Handimeh  der  Lebmuvenieiienmg, 
Lttpng,  t.  Avfi.,  1885.  Hier  und  hti  BrAmer^ 
Da»  Ver$iehenmgavettyt,  Leipfig  1S94,  ^  dtm 
von  läppert  verfaßten  Anhang  wi^auende  LiU' 
raturübereieht.  —  ZutUmd  und  ForUekriOe  der 
deuUchen  L.,  jährlich,  1871—1904.  (Bis  188S 
Sep.-Abdr.  a.  d.  Bremer  HandelebtaU,  1884jg.  in 
Conrad»  Jahrbüchern.)  —  t'on  SekevMiav^n^ 
Vom  Leben  und  Sterben  (a.  d.  HoUän<t.  Obere.), 
1898.  —  Emminghau« ,  Art.  „Lebentvereieke- 
rung",  im  H.  d.  SL,  X.  Aiifi.,  Bd.  V,  S.  SSO  fg., 
1900.  —  lAtewy,  Veraiehentngemalhemaiik,  Leip- 
tig  1903.  —  Landr4,  Mathematiieh-UchnitcAe 
Kapitel  tur  Lebeneverneherung ,  3.  A\^.,  Jena 
1905.  —  Greene  r  The  Medieai  Emmining  f6r 
Li/e  Inettranee^  t.  Av^.,  Jfew  York  1905.  — 
Manest  Vereicherungeveaen,  Leipn'g  1905,  7.  Ab- 
eekniU.  —  DeraHbe,  Qrandxügr  de*  Veniehe- 
ntngeveatn»,  LeipHg  1906,  8.  Kapitel.  —  JiiMtnta^ 
of  ifi«  Institute  of  ActuoTiet,  London,  »eil  1850, 

—  Zeitechrifl  f.  d.  getarnte  Vertieherttngimsaen' 
ichajl,  Berlin,  »eü  1900.  —  Brricläe  und  Verhand* 
lungen  der  internationalen  Kongr^tte  für  Vcr. 
eicherungewigtentchaß,  infbee.  de»  V.  Kongraee*, 
S  Bde.,  Berlin  1906.  —  Vgl.  im  übrigen  die 
bei  den  ArtL  „  Vertiehenängeveten"  und  „  Ver- 
tieherungewieeenachaft"  verteickneten  I4$erv»¥r- 
angaben.  Alfrttl  Manea. 


Lederindnstrie. 

I.Allgemeines  und  Geschichtliches.  2.  Neuere 
Verhältnisse  und  Zollpolitisches.  3.  Statistik, 
a)  Dentscbes  Reich,  o)  Fra&krdch.  c)  GroG- 
britannien.  d)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

1.  Allgemeines  und  GescUchtlldieB. 

Die  L.  befaßt  sich  mit  der  Herstellung  und 
der  weiteren  Verarbeitimg  von  jjJeder", 
worunter  der  durch  Aufnahme  von  Gerb- 
BtofTen  gegen  äoßere  Einflüsse  (Fäulnis  und 
Wasser)  widerstandsfähig  gewordene  Tdl 
der  enthaarten  tierischen  Haut  zu  verstehen 
ist.  Als  Rohmaterial  für  die  Lederfabrikation 
(Gerberei)  dienen  die  Häute  verschiedener 
Säugetiere,  vornehmlich  der  Rinder,  femer 
diejenigen  einiger  Reptilien  und  Fische. 
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'  tm  Heistelliuig  des  Leders  erforder- 
e>  a  ßabnuUaiaUen  irerden  dem  Pflanzen- 
r  «V  (Bunnrinde).  dem  Tierreiche  (Fette) 
1  it!t  anoixsiiischeii  Katur  (Salze  11.  dg],j 
.ir.«Dmeii.  Ihm>  Anwendune  eotapreohend 
:  i^lt  die  LederfaeistelluDg  1.  in  die  Loh- 
t'.t  Rotgerberei,  bei  welcher  die  Hfiute 
..'*rlf  pfluclicher  Gerbstoffe   in  Leder 
«Trvf&ut  werdeo,  2.  in  die  Sämisch-  oder 
■'  „-lijari,  welche  Oele  und  Fette  zur  Her- 
■'•iltuw;  der  Leders  verwendet,  und  3.  in  die 
'■'  »•r»lgerb«ei  (Weiß-  und  Chromgerberei), 
-•-ü  Gerhm«terialien  aus  mineralischen  Sub- 
'.>ien  bcetehen.   Je  oacli  der  Benutzung 
sei  Verfahren  and  der  Qualit&t  der  zu 
■.irt.'iteoOeo  Haut  besitzt  das  Produkt  eine 
.  %i^-<?  Weichheit   und  Geschmeidigkeit 
;  R  Schiiboberleder,  Weißgarleder,  SÄraisch- 

•  n  oder  eine  gewisse  Starrheit  und  Festig- 

(i.  B.  Sohlleder).  Demgemäß  findet 
j.-  m  den  Gerbereien  hergestellte  Leder 

■  ^t-wliiedenartigste  Verwertung :  es  bildet, 
'  1  ieru  es  xum  Teil  einer  künstlichen  Fär- 

' .  r  niileiK^Q  worden  ist,  den  Rohstoff 
'lif  ilbrigen  Zweige  der  L.,  von  welchen 
..  ü-ijtlK'b  die   Portefeuille-  und  Leder- 
.•^iit'nevarpnfabrikation,  die  Handschuh- 
■'■■ittni:  Hod  die  Schuhtobrikatioa  liervor- 
■  ■>-<>•■)  «Dd.    Daneben  wird  Leder  be- 
■mtiTk-h  in  vielen  anderen  Gewerbezweigen, 
in  iW  Sattlerei,  der  Eflrschnerei,  dem 
'Vj.TiiVau  nsw.,  benutzt. 

V-Q  der  peachichttichen  £otwickelang  der 
jtWm  Mt  wenig  bekannt,  da  sich  ihr  Auf- 
>  <raiu;  giaz  empirisch  vollzogen  hat.   Bis  in 

■  i-QMtt  Zeit  hmeia  st&tzte  «ch  die  Leder- 
r-trllnn^  mllein  vat  die  Erfahrung,  ohne 

k>fbt  auf  die  Fortschritte  der  Natarwissen- 

•  ^i'l   [>»  Verwesdnng  des  Leders  ist  uralt. 

•  ti-  Tor  Be^nn  unserer  Zeitrechnung  warea 
-•■•n»-  BeUeidangBstttcke  bei  den  Aegyptem 
>>'  'rrhnndi.   En  wird  angenommen,  daß  die 

inilliDff  der  Tierhäute  znr  Abwendung  der 

•  Mtnii  zoem  durch  Fett,  Tran  nsvr.,  welche 
■'*.<)  iDzea  «TU  den  KCr^pem  der  getöteten  Tiere 
f*"-<iiueD  minien,  bewirkt  woraen  ist.  Dem- 

•  ■>[ir«i'iintd  durfte  wohl  die  Sämischgerberei 

*  A«-r  Utesu  Zweig  der  Lederfabrikaüon  za 
'•fvbin  gan.   Die  ROmer,  welch«  das  Leder 
-  ^*cypten  kennen  geiemt  hatten  nnd  es 
-MiU*  Torwieffend  zu  Kleidnngszwecken  be- 

^fito  TcrirandteD  vielfach  znr  Herstellang 
•  I  «cicbeo  geschmeidigen  Leders  Alaun, 
'tiM  anch  beute  zur  tierberei  gebrancht  wird. 

'■■'Iff-  \<;iker  versuchten  znr  Verhiuderang  der 

•  «■"Dw  die  Anwendaog  des  Rauches,  wieder 

'f  tfUffsn  znr  Benutzung  pflanzlicher  Qerb- 
*'  1*  fibn^.  So  ist  bekannt,  dali  in  Asien  schon 

•  ''*t  *ftcMen  Zeiten  Gall&pfel  znr  Herstellung 
'•  Le4m  Vcrwendnng  fanden,  in  den  Mittei- 

'--rUadfliB  Snmaeh  osw.  In  Mittet-  nnd  Nord- 
'y*  iit  mit  Vorliebe  die  Eichenrinde  ange- 

•  "»Im  «vrden.  Znr  Zeit  der  arabischen  Kultnr 

Sil  Lnzn^rberei  zu  hoher  Blute;  sie 
ton  !tpaaien  aus  in  Europa  bekannt  und 
MttcitUfh  in  Fraokieieb  festen  FaQ. 


Französische  Einwanderer  brachten  die  Hethode 
dieser  Gerberei  in  der  Mitte  des  18.  Jafarh.  nach 
Deutschland,  wo  sie  anf&nglich  in  den  am 
Rheine  gelegenen  Ländern  betrieben  wurde. 
Auch  andere  Zweige  der  Gerberei,  so  die  Weiil- 
gerberei,  die  Lack-  nnd  Saffianleaerfabrikation, 
sind  von  Frankreich  ans  in  Deutschland  ein- 

SsfUhrt  worden.  Die  weitere  Entwickdnng  der 
erberei  ist  durch  die  Fortschritte  der  Gerbe- 
technik,  die  u.  a.  durch  die  L  J.  18öB  veröffent- 
lichten  Untersuchungen  des  Professors  Knapp 
eine  wissenscfaaftliche  Gnmdlage  erhalten  hat, 
wesentlich  gefördert  worden.  Namentlich  die 
EinfOhmng  der  Schnetlgerbemethoden,  die  zu- 
erst in  Amerika  größere  Anwendung  fanden, 
hat  zu  dem  gewaltigen  Aufschwung  der  Leder- 
fabrikation in  den  letzten  Jahrzehnten  beige- 
tragen ,  .  insbesondere  aber  die  fabrikmäßige 
Massenherstellung  von  Leder  ermöglicht.  Hand 
in  Hand  hiermit  gingen  die  Veränderungen, 
welche  die  Erfindung  und  Anwendung  neuer 
Maschinen  in  der  Herstelluig  einzelner  Leder- 
arten hervorriefen ,  so  die  Lederspdtmaachine 
in  der  Obertederfahrikatifm,  die  zuerst  in  Eng^ 
land  und  Dänemark  aufkommende  ostindische 
Kipsgerbnng,  die  Verarbeitung  der  früher  nicht 
verwandten  Boßhant  nnd  die  Herstellung  ge- 
färbter Kalb-  und  Rindleder.  Weiterhin  haben 
die  gesteigerten  Anforderungen,  welche  der 
stets  zunehmende  Lederbedarf  an  die  Produktion 
stellte,  einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  Ent- 
wickelnng  der  L.  ausgeübt,  insbesondere  auch 
nach  der  Richtung  hin,  daß  sich  die  Fabrikation 
durch  Weiterbildung  der  fabrikmäßigen  Arbeits- 
teilung immer  mehr  verfeinerte.  Naturgemäß 
stellten  diese  Verändemngen  in  der  Lederher* 
Stellung  erhöhte  Ansprüche  an  die  Leistungs- 
fähigkeit und  an  die  Ka^italkraft  der  einzelnen 
Betriebe :  es  macht  sieb  dies  in  dem  Aufschwung 
der  GroUbetriebe  nnd  in  dem  Rückgang  de» 
Kleingewerbes  während  der  letzten  Jahrzehnte 
bemerkbar  (s.  unten). 

Bezüglich  der  geschichtlichen  Entwickelung 
der  sonstigen  Zweige  der  L.  ist  hervorznheben, 
daß  die  Anfänge  der  Handsdiidiverfertigiug 
bis  ins  Altertum  zurückgeführt  werden.  In 
Europa  kam  die  Handschnhindnstrie  zuerst  in 
Frankreich  zu  hoher  Blüte,  gegen  Ende  des 
17.  Jahrb.  wurde  sie  in  Dent8<äland  eingeführt 
nnd  hat  sich  hier,  namentlich  in  den  letzten 
drei  Jahrzehnten ,  zu  einem  bedeutenden  In* 
dustriezweige  mit  fabrikmäßiger  Arbeitsweise 
entwickelt.  Auch  die  Herstellung  von  Schuhen 
aus  Leder  ist  sehr  alt.  Sie  wird  seit  Anfang 
des  vorigen  Jahrhunderts  fabrikmäßig  betrieben, 
als  es  gelungen  war,  durch  eine  eigens  hierzu 
konstruierte  Sohlennähmascbine  zur  Befratjgung 
der  Sohle  am  Oberzeug  die  Massenherstdlung 
zn  ermöglichen.  Die  verfertignng  von  Porte- 
feniUewareu,  die  in  der  Hauptsache  aus  feinerem 
Leder  erfolgt,  wurde  ebenfalls  als  selbständiger 
Gewerbezweig  zuerst  in  Frankreich  heimisch. 
In  den  60er  und  70er  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts nahm  Wien  die  leitende  Stellung  in 
ihrer  Herstellung  ein.  Seitdem  ist  sie  auch  in 
Deutschland  in  grüßerem  Umfange  betrieben 
worden  und  zwar  lu  der  Hauptsache  fabrikmäßig. 

2.  Neuere  Verhältnisse  und  ZoUpoli- 
tisches.  Die  L.  ist  heute  in  mehr  oder 
weniger  großem  Umfange  in  fast  allen  Läo- 
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dem  heimisch.  Sie  ist  DaturgemäS  am  besten 
begründet  in  denjenigen  (Agenden,  welche 
neben  einem  ausreicheoden  Hftatematerial 
auch  hinreichende  Gerbmaterialien  besitzen. 
So  haben  sidi  auch  in  Deutschland  die 
Zentren  der  L.  dort  erhalten,  wo  ESchen- 
und  El<^tenwftlder  die  (}erberlohe  schon 
von  alters  her  lieferten.  Das  in  Deutschland 
vorhandene  Material  genflgt  aber  bei  wdtem 
nicht,  um  den  starken  Bedarf  der  L.  zu 
decken,  und  viele  der  zur  Verwendung 
kommenden  Rohstoffe  mOsseu  vom  Aus- 
lände bezogen  werden.  Dies  gilt  neben 
der  BeschaiiuDg  von  Qerbtnaterialien  auch 
von  dem  Bez\ige  von  Tierhäuten,  deren 
Produktion,  da  sie  in  der  Hauptsache  Äb- 
fiülprodukte  der  Schlächterei  sind,  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  vom  Fleischverbrauch  (s. 
d.  Art  oben  Bd.  I  S.  849  fg.)  abhängig  ist 

Die  Benutzung  der  Eichenrinde,  welche  als 
bestes  Gerbmaterial  gilt,  ist  infolge  ihres  hohen 
Preisstandes  und  der  langen  Gerbedaner  gegen- 
flber  den  Qbrigeii  OerfostAffen  im  Laufe  der 
letzten  Jafare  stark  zorhckgegangen,  die  Ver- 
weadong  aasl&ndiscber  Gerbmaterialien,  nament- 
lich des  Qoebrachoholses  nnd  einiger  Gerbstoff- 
extrakte  dagegen  mit  der  Entwickelang  des 
sog.  Schnellgeroererfahrens  erbeblich  gestiegen. 
Zorn  Schntxe  des  hierdurch  bedrohten  dentsdien 
Eichenschftlwaldes  führte  der  deutsche  Zolltarif 
Tom  Jahre  1902  einen  Zoll  auf  Quebrachoholz 
und  anf  G^bstotTextrakte  ein,  der  jedoch  durch 
die  nachfolgenden  Handelsverträge  ganz  erheb- 
lich herabgesetzt  worden  ist. 

Die  deutsche  Lederfabrikation  hat  sich  in 
den  letzten  25  Jahren  in  zwei  Gmp^en  geteilt, 
einerseits  in  die  süddeutsche  und  rheinische  mit 
vorherrschender  Eichenrindegerbang ,  anderer- 
seits in  die  norddentsche  mit  Uberwiegender 
Schnetlgerbong  und  Verwendnng  der  ftber- 
seeischen  Extraktstoffe,  wie  Qnebracbo,  Katenhu, 
Dividivi,  Valonea  und  Uimosenrinde.  Deutsch- 
land produziert  fast  alle  Arten  von  Leder;  die 
erste  Stelle  nimmt  das  ans  Kalbsfellen,  Bind- 
und  Boßhäuten  hergestellte  Oberleder  ein.  Da- 
neben ist  anch  die  Fabrikation  von  Sohlleder 
von  eroüer  Bedentnng,  nicht  minder  anch  die 
Feinleder-  nnd  Bandscbnhlederprodnktion.  Der 
weitans  größte  Teil  des  in  Dentschland  fabri- 
zierten Leders  findet  im  lolande  Terwendnng. 
Die  Ausfuhr  erstreckt  sich  in  der  Hanptaacbe 
auf  feinere  QnaUtäten. 

Der  Absatz  des  Leders  an  die  Verbraucher 
erfolgt  entweder  durch  Vermittelnug  des  selb- 
stän£gen  Lederhandels  oder  doreh  den  direktm 
Yerkenr  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten. 
Vereinzelt  sind  Betriebe  vorhanden,  welche  das 
zur  weiteren  Verarbeitung  erforderliche  Leder 
selbst  herstellen;  bei  weitem  überwiegen  aber 
die  vollständig  s^esonderten  Betriebe,  d.  h.  die 
Lederfabriken  (Gerbereien)  auf  der  einen  nnd 
die  Betriebe,  welche  Lederwaren  herstellen,  auf 
der  anderen  Seite.  Das  Lederwarengroßii^ewerbe, 
welches  grßßere  Mengen  Leder  benOti^t  und 
keinen  längeren  Kredit  beansprucht,  bezieht  in 
der  Beget  direkt  von  den  Gerbereien.  Diese 
halten  zu  diesem  Zwecke  möglichst  gleichmäßige 
Sortimente,  um  ihren  Abnehmern  eine  durchaus 


gleichmäßige  Ware  liefern  za  kSnnen.  Die 
Ortliche  Trennung  beider  Betriebe  bildet  bei 
den  guten  Verkehrsverhältnisien  und  bei  dem 
hoben  spezifischen  Werte  des  Leders  kein 
Hindernis.  Teilweise  dienen  aocb  die  an  be- 
stimmten Orten  Öfters  stattfindenden  Leder- 
messen der  Vermittelnng  dieses  Verkehrs.  Nach 
privaten  Schätzungen  entfällt  ai^  diesen  un- 
mittelbaren Verkehr  etwa  die  Hälft«  des  ge- 
samten Ledenbaatses.  Den  Vertrieb  der  an- 
deren HUfte  besoivt  d«:  LederhandeL  Letzterer 
ist  da  unamgängUch,  wo  der  Konsument  längeren 
Kredit  beansprucht  oder  der  Produzent  keinen 
Kredit  gewähren  kann,  wo  kleinere  Mengen 
verlangt  werden  und  eine  Besichtigung  der 
Ware  beim  Kaufe  wünschenswert  ist.  Auch 
bieten  die  Vorräte  des  stehenden  Handels  jeder 
Art  von  Verbranchem  eine  willkommene  Hilfe 
hei  plStzlieh  eintretendem  Bedarf.  Weithin 
ist  die  Notwendigkeit  des  Lederhandels  durch 
den  nach  Menge  und  Art  venehiedenartigu 
Bedarf  bedingt.  Der  Lederhaudel  zerfällt  in 
den  Groß-  und  Kleinhandel.  Zur  Unterscheidung 
beider  ist  aber  das  übliche  Merkmal,  daft  der 
Großhandel  an  Wiederverkänfer  oder  Gewerbe- 
treibende^ der  Kleinbandel  an  Verbraadier  ab- 
setze, mcht  maßgebend,  der  Grossist  liefert 
vielmehr  nur  in  Originalpackungen,  der  Klein- 
händler  nur  in  einzelnen  Hänten  und  Fdlen 
oder  in  Teilen  von  solchen.  Der  Großhändler, 
welcher  seine  Ware  sowohl  aus  dem  Inlande 
als  anch  aus  dem  Auslande,  von  Lederfabrik» 
und  kleinen  Gerbern,  bezieht,  übernimmt  die 
Ware  entweder  anf  faste  Betonung  oder  er 
handelt  als  Kommissionär  dea  Produzenten.  Der 
Kleinhändler  deckt  seinen  Lederbedarf  in  der 
Beget  beim  Grossisten,  bei  Barzahlung  andi 
beim  Produzenten. 

Die  Herstellung  von  Lederwaren  ist  über 
das  ganze  Beicb8e:ebiet  verbreitet,  doch  haben 
sich  für  die  einzelnen  Arten  derselben  gewisse 
Mittelpunkte  herausgebildet,  in  denen  die  Fabri- 
kation eine  besondere  Bedeutung  erlangt  bat. 
Dies  gilt  bezüglich  der  PortefenUle-  nnd  Leder- 
galanteriewaren von  Offenbach,  Berlin,  Hanau, 
Dresden,  Nürnberg  usw.^  bezüglich  der  Hand- 
schuhinanstrie  vom  Kfinigreich  Sachsen,  Berlin, 
einigen  bayerischen  Städten  usw.  und  hinsichtlich 
der  Schnhfabrikation  ebenfalls  vom  Königreich 
Sachsen,  speziell  vom  Erzgebirge,  von  der  Pfalx, 
von  Berlin,  Breslan,  Weißenfels,  München,  Erfurt, 
Tuttlingen  usw.  Die  deutsche  Lederwarui- 
fabrikation  ajbeit«t  in  umfangreichem  Mafie  fttr 
den  Export,  namentlich  in  feineren  Gegenständen 
und  in  Handschuhen. 

Die  deutsche  L.  ist  im  Gegensatz  su  einigen 
anderen  Ländern,  in  denen  die  Ledererzeugimg 
besonders  stark  betrieben  wird,  nur  durch  mäßige 
Zollsätze  gegen  die  Einfuhr  aus  dem  Andanoe 
geschützt.  Der  Zolltarif  von  1879  erhahte  den 
bis  dahin  12  M.  betragenden  Satz  fttr  Sohlleder 
um  das  Dreifache,  um  dem  Wettbewerb  des  stt 
jener  Zeit  in  großen  Mengen  aus  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  etugeftthrten  billigen  Hem- 
locbsohlleders  erfolgreich  zu  begegnen.  Die 
Einfuhr  dieses  Leders  hat  seit  dem  Inkrafttreten 
dieses  Satzes  fast  ganz  anfgebCrt.  Durch  die 
Handelsverträge  der  90er  Jahre,  namentlich 
durch  diejenigen  mit  Belgien  und  Bnffland,  [st 
der  Zollsatz  fttr  Sohlleder  wie  auch  fOr  Hand- 
BchuUeder  etwas  ermiOigt  worden.  Dieaer  Vor- 
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ifä  kam  infibesonäere  infolge  des  Heistbe- 
mnstifiiiiigsTerirages  dem  iu  großen  Mengen 

l^e  eingeführten  Taldivia&oblleder  kq- 
tuttfn.  Der  Zolltarif  des  Jahres  1902  and  in 
V'.r)iiiitiiiss  damit  die  BandelsTertrttge  von  19Ü6 
h>Uai  kone  weientlicben  AeademBsen  in  den 
Htnn  tSr  Soblleder  nnd  Handuchiibleder  ber- 
Vti^fUhrt*  wohl  aber  in  den  Sktzen  fßr  andere 
lt«iemirt«i,  so  fär  Ziegen-,  Kalb-  und  Scbaf- 
Mer.  einige,  snm  Teil  nicbt  nnbeträchtlicbe 
Eiidbangen  gebracht.  Ancb  die  ZüUe  anf 
^iuselae  Lederwaren  sind  in  BerUckeicbtigtiDg 

nutebmeoden  anslftndiacben  Wettbewerb 
dzrcb  die  nenevten  HandelavertrSge  etwas  erhöbt 

Iiie  geachiftliche  Lage  der  deatscben  L.  war 
in  den  feilten  Jahren  wenig  gOnstig.  Der  Preis 
in  irichtigsten  Bobnateriab,  der  Bänte,  ist 
Hxi  lt)St6  nm  iiiigdfthrfiO%  gestiegen,  wahrend 
TtniüM  Leder  ueaer  Preisbewegnug  bei  weitem 
aidit  fiilgen  konnte  Dieses  MißverhältDis  Übte 
ummtlich  anf  die  mittleren  nnd  kleineren  Be- 
irietic.  die  ohnehin  dnrch  die  acbnelle  Ausbildung 
f.ri  (rrottbetriebsfoni]  in  der  Lederfabrihation 
ue  brdriOfft  sind,  einen  nachteiligen  Einfluß 
tat.  ftber  aacb  die  bestehenden  großen  Betriebe 
ktuin  anier  dem  wachsenden  Preisdruck  zu 
Irtdeo.  Unter  diesen  Dmst&nden  trat  die  be- 
in  der  Glitte  der  90er  Jahre  aufgeworfene 
Fnss  tler  Kartelliemng  der  deutschen  L.  in 
■ii-n  Jahren  1103  and  Iwi  Ton  neuem  herror. 
!>ie  Lcderfabrikanten  setzten  im  Jahre  1904  in 
HfTlis  eine  Zentralstelle  ein,  deren  Banpttätig- 
küT  in  der  Agitation  ftir  den  Kartetlierungs- 
^-<lanken  bestehen  sollte.  Nennenswerte  £rfu%e 
i<4t  dieses  Voi^ebeu  indessen  noch  nirht  zu  ver- 
ifichnen  Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der 
ViKlizieruug  entgegenstellen,  liegen  insbesondere 
■ti  iah  Teracbiedeuartiseu  Verhältnissen  und 
liktFre>«en  von  Bandwerk  uitd  Fabrik,  die  beide 
la  «in  L.  vertreten  sind  und  miteinander  kon- 
komrren. 

Bcxfigltch  der  neneren  Yerhältnisse  der  L. 
■Ii  Anderen  Ländern  ist  folgendes  hervorzuheben : 

In  Prankreich,  woselbst  die  L.  schon 
'rukaeitig  cur  Entwickelnng  gelangt  ist,  zeigt 
•iie  (lerwrei  eine  große  Ausdehnung,  obwohl 
Mrle  Bohnaterialien  iu  der  Banptsache  aus  dem 
•nriande  eingetUhrt  werden  müssen.  Die  Ans- 
fnliT  an  Leder  ist  ziemlich  beträchtlich,  sie  er- 
iiiKkt  »ich  mehr  oder  weni^r  anf  alle  Leder- 
*  neu.  Norfa  grUOer  ift  der  £xport  von  Ledei^ 
*arca,  in  deren  Herstellung  Frankreich  eine 
•i'f  entCB  Stellen  einnimmt.  Es  gilt  dies  Ins- 
tKf^derc  Ton  den  feineren  Lederwaren  und  von 
L«tirfaaiidflchaben ,  deren  Fabrikationszentren 
«cti  m  Paris  und  Grenoble  befinden.  Die  fran- 
tlj•t^>iltf  L  ist  gegen  die  Einfnbr  ans  dem  Aub- 
Usili  aowobl  in  Leder  als  auch  in  Lederwaren 
•{«nh  hohe  Zölle  gescbQtzt.  Der  Import  etn- 
9-l>er  Lederwaren,  insbesondere  ans  Deutsch- 
lASfl,  ist  aber  trotzdem  ziemlich  groU;  es  handelt 
•irii  d»bei  meistens  um  Sjpezialartikel. 

Aach  die  L.  (jroßbritanniens  ist  ziem- 
bdi  bedeniend.  Der  Hanptaits  der  Leder^ 
uiuhkatioa  if>t  London.  Die  eigene  Produktion 
r'irht  aber  nicht  aus,  am  den  Bedarf  des  Lan- 
EU  dtcken,  so  daß  eine  starke  Einfuhr  er- 
(«Hcrlifh  bt.  Einen  großen  Teil  dereelbeu, 
uBtatllrh  in  Ruft-  und  fiohlleder,  liefert  Dentsch- 
ittl    Bei  der  Fabrikation  von  Lederwaren 

Vümrtweh  der  Tolkmrlilscbaft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


steht  Handschuhleder  obenan;  seit  der  Mitte 
des  vor.  Jahrzehnts  hat  dieser  Produktionszweig 
eine  erhebliche  Aufwärtsbewegung  zn  verzeich- 
nen. Daneben  werden  viele  Galanteriewaren  hi 
England  hergestellt;  ebenso  ist  die  Sehnh- 
fabrikatiQn(Northampton,  Norwich  ondLeicester) 
recht  nmfangrräch. 

Was  die  L.  in  Oesterreich-Ungarn  an- 
betrifft, 80  ist  die  eigene  Lederfabrihation  nicht 
imstande,  den  einbeimischen  Bedarf  zu  decken. 
Die  Einfuhr,  welche  in  feineren  Ledern  vornehm- 
lich aus  Deutschland  erfolgt,  übersteigt  infolge- 
dessen die  Ausfuhr  ganz  erheblich;  sie  leidet 
allerdings  etwas  unter  den  hohen  Zollsätzen  fOr 
einzelne  Ledersorten.  Bedentender  ist  dagegen 
die  Herstellung  von  Lederwaren,  so  von  Uand- 
schnheu  und  insbesondere  von  Schuhwaren 
(Wien,  Brünn,  Prag),  die  ancb  in  erbeblichen 
Mengen  exportiert  werden. 

In  Belgien  ist  die  L.  verhältnismäßig  stark 
entwickelt.  Größere  Gerbereien  befinden  sich 
besonders  in  Brüssel  und  Umgegend  und  in  der 
Froviuz  Lüttich.  Die  belgischen  Lederzölle 
halten  eine  größere  Einfuhr  fern.  Auch  die 
Bandschuhfabrikation  sowie  die  Eerstellung 
feinerer  Lederwaren  ist  von  Bedeutung. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnii>se  der  L.  in 
Italien;  doch  ist  dort  die  Ledereinfohr  viel 
größer  als  die  Ausfuhr.  Von  italienischen  Leder- 
waren kommen  Schuhwaren  und  Handschuhe 
für  die  Ansflihr  in  Betracht. 

Die  L.  Spaniens,  welches  früher  dnrch 
einzelne  seiner  Fabrikate  (Saffian  und  Kordnan) 
eine  bedeutende  Stellung  einnahm,  kommt  bente 
für  den  Weltmarkt  nicht  mehr  in  Betracht 
Dasselbe  gilt  von  Bnßland,  welches  früher 
in  Jurhtenleder  gute  Erzeugnisse  lieferte.  Die 
deutsche  Ausfuhr  nach  Rußland  hat  unter 
dem  Zollkriege  des  Jahres  1^93  sehr  zn 
leiden  gehabt:  die  Einfuhr  ging  teilweise 
anf  Frankreich  und  EnglauT  Über.  Die 
späteren  Handelsverträge  haben  die  Verbältnisse 
für  Deutschland  wieder  günstiger  gestaltet. 
Von  atiQereuropäischeu  Staaten  ist  nament- 
lich die  L.  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  hervorzuheben.  Die  L.  gehört  dort 
zu  den  wenigen  Gewerben,  welche  infolge  des 
reichen  Vorrates  an  Bob-  und  Hilfsstoffen  schon 
unter  der  englischen  Kolonialherrschaft  ge- 
nügend erstarkt  waren,  um  den  heimischen  Be- 
darf XU  decken,  so  daß  zu  keiner  Zeit  ein  nennens- 
werter Import  nach  der  Union  stattgefundra 
bat.  Sie  wurde  bis  gegen  Ende  der  10  er  Jahre 
des  vor.  Jahrb.  bandwerkamäUig  betrieben  und 
schloß  sidi  früher  gegen  alle  Nenerangen,  welche 
Chemiker  uud  Mechaniker  darboten,  ab.  Erst 
nm  das  Jahr  lt8U  begann  in  der  amerikanischen 
Lederfabrihation  der  Ersatz  der  Bandarbeit 
durch  MaBchinenkraft  und  damit  der  Uebergang 
vom  handwerkfmäliigen  Kleinbetriebe  zum 
fabrikmäßigen  Großbetriebe.  Durch  weitgehende 
maschinelle  Betriebsweise  und  auf  Gruud  wich- 
tiger Entdeckungen  der  angewandten  Chemie 
hatte  sie  in  kurzer  Zeit  einen  gewaltigen  Auf- 
scbwnng  ca  verzeichnen,  der  dnrch  die  Ein- 
führung und  stetige  Verbesserung  der  Schnell- 
gerberei  uud  unter  dem  Schutze  prohibitiv 
wirkenderEinfuhrzülle  erheblich  gefördert  worden 
ist.  Vor  der  Entfaltung  der  moaeruen  Verkehrs- 
mittel befanden  sich  die  Hauptstandorte  der 
I  Lederherstellung  an  kleinen  Wasserlänfen  in 
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der  Nähe  oder  inmitten  der  den  Gerbstoff  liefern- 
den Waldnn^n.  Starke  Abholzang^en  der  Loh- 
wälder nud  die  Entwickelang  des  amerikanischen 
filsenbahnneues  haben  die  Zentren  der  Leder- 
prodabtion  vielfach  nnd  stark  Terttcboben.  Gegen- 
vftrtig  steht  PennsylTanten  besonders  infolge 
seiner  ausdehnten  Sohl-  nnd  Ziegenieder- 
gerberei mit  mehr  als  einem  Viertel  d&  6e- 
samtprodoktion  an  der  Spitze  der  Leder  fabri- 
zierenden Staaten.  Dann  folgen  mit  weitem 
Abstände  New  York  nnd  Wisconsin,  von  denen 
das  letztere  in  der  Sattler-  ond  Geschirrleder- 
fabrikatiou  zarzeit  der  fQhrende  Staat  ist.  Auch 
die  Lederwarenberstellnng  bat  mit  dem  Auf- 
schwang der  Lederfabrikation  gleichen  Schritt 
gehalten.  Es  kommen  hier  namentlich  in  Be- 
tracht die  Schnhfabrikation  sowie  die  Yer- 
fertigang  sonsti^r  Lederwaren  (Sattler-,  Gttrtler- 
waren  nnd  Basekonfektion).  Bdde  Oewerbe- 
arten  sind  schon  seit  langer  Zdt  in  den  Ver- 
onigten  Staaten  ansässig;  ihre  gewaltige  Ent- 
wicketnoG:  in  den  letzten  Jahrzehnten  hängt 
mit  der  EinfUhiong  der  maschiuellen  Betriebs- 
weise zusammen.  Sowohl  die  Leder-  als  anch 
die  Lederwarenfabriken  arbeiten  hente  in  nm- 
fangreichem  Haße  für  den  Export;  ihre  Erzea^- 
nisse  sind  über  die  ganze  Erde  verbreitet.  Die 
amerikanische  L.  ist  von  jeher  durch  hohe  Ein- 
fnhrzOlle  gegen  den  Import  ans  dem  Aaslande 
getchtttzt  ^weien;  namentlich  hat  der  Dingley- 
tarif  die  Einfuhr  vieler  Lederwaren  nach  Amerika 
lahmgelegt.  Außer  den  dort  nicht  zu  ent- 
behrenden feinen  Lederwaren  kSnnen  nur  noch 
wenige  Lederspesialitäten  nach  Amerika  ans- 
ffefOhrt  werden.  Die  Einfuhr  von  Scbahwaren 
ist  durch  einen  25  7a  igen  Wertzoll  gänzlich 
ansgeschloBsen. 

3.  Statistik,  a)  Deutsches  Beioh.  Die 

Reichsgewerbestatistik  führt  unter  der  Ru- 
brik „L."  die  Lohmählen  und  Oerbereibe- 
triebe,  die  Wachstuch-  und  Ledertuchher- 
stellung  sowie  die  Riemer-,  Sattler-  und 
Tapezierarbeiten  auf.  Der  B^riff  der  L. 
um£aBt  hier  also  nur  einen  Teil  der  in  Be- 
tiacht  kommenden  Gewerbezweige,  wahrend 
andere  wesentliche  Zweige,  wie  die  Schiih- 
und  Handschuh&brikation,  in  den  Angaben 
Ober  die  Bekleidun^gewerbe  berücksichtigt 
sind.  Nach  den  OewerbezAhltmgen  von  1882 
und  1895  betrug  die  Zahl  der  in  der  L. 
bestehenden  Gewerbebetriebe  44725  bezw. 
47325;  die  Zahl  der  beschäftigten  Per- 
sonen stellte  sich  auf  121532  bezw.  160  343. 
Ad  Großbetrieben,  d.  h.  Betrieben  mit  51  und 
mehr  Personen,  bestanden  im  Jahre  1882 
131  mit  19206  Personen  und  im  Jahre  1895 
250  mit  39269  Personen.  Während  sich 
demnach  die  Großbetriebe  fast  verdoppelt 
haben,  hat  die  Anzahl  der  Betriebe  über- 
haupt verhältnismäßig  nur  wenig  zuge- 
nommen. Die  Entwickelung  zum  Großbe- 
triebe ^ht  noch  deutlicher  aus  den  Ziffern 
über  die  Ledererzeugungsindustrie,  welche 
in  den  obigen  mitenthalten  sind,  hervor.  Die 
Zahl  der  Gewerbebetriebe  in  der  Gerberei 
(einschl.  der  Verfertigung  von  ^färbtem 
und  lackiertem  Leder)  betrug  im  Jahre 


1882  10455  und  im  Jahre  1895  7637.  Es 
befanden  sich  darunter  9883  bezw.  7150 
Hauptbetriebe  mit  43943  bezw.  53  Ifö  Per- 
sonen. Die  Anzahl  der  Oerbereibetriebe  ist 
mithin  sogar  erheblich  zurQckg^angen.  die-  ' 
jenige  der  Personen  dag^n  wesentlidi  ge- 
stiegen. Auf  einen  muptbetrieb  entfi^n 
im  Jahre  1882  4,4  und  im  Jahre  1»95  7,4 
Personen.  An  Orofibetrieben  in  der  Led^ 
herstellung  waren  im  Jahre  1882  62  und 
im  Jahre  1895  139  vorhanden.  Auch  in 
den  übrigen  Zweigen  der  L.,  in  denen  allere 
dings  das  Handwerk  noch  bei  weitem  Ober- 
wi^  tritt  die  Tendenz  der  Eabrikm&Bigen 
EntWickelung  unter  Zurdckdrängung  der 
kleinen,  handwerksmäfiigeD  Betriebe  hervor. 
So  betrug  die  Zahl  der  Betriebe  in  der 
Schuhherstellung  im  Jahre  1882  247779  mit 
398757  Personen  und  im  Jahre  1895  237  160 
mit  388  443  Personen ;  im  Jahre  1882  waren 
71  Großbetriebe  mit  6878  Personen  und  im 
Jahre  1895  258  Großbetriebe  mit  27  264 
Personen  darunter.  In  der  EUndschuh- 
macherei  waren  im  Jahre  1895  5247  Be- 
triebe mit  16787  Personen  vorhanden.  Der 
L. -Berufsgenossenschaft ,  welche  alle  nicht 
handwerksmäßigen  Betriebe  umfaßt ,  ge- 
hörten im  Jahre  1886  2101  Betriebe  mit 
35519  Personen,  im  Jahre  1897  2717  Be- 
triebe mit  62817  Personen  und  im  Jahre 
1904  5802  Betriebe  mit  71  648  Personen  an. 

Die  vom  Reichsamt  des  Innern  für  das 
Jahr  1897  veranstalteten  Produktionserhe- 
bungen sind  auch  auf  die  L.,  insbesondere 
auf  die  der  erwähnten  Berufsgenossenschaft 
angehörenden  Betriebe,  ausgedehnt  worden. 
Sie  ergaben  als  Gesamtwert  der  deutschen 
Ledererzeugung  L  J.  1897  336252946  M. 
Die  Produktion  verteilt  sich  auf  die  einzelnen 
Ledersorten  wie  folgt  in  MilL  U.: 

Oberleder  von  Kalbfellen  62,0 

Sohlleder  58,2 

Oberleder  von  Rinds-  nnd  RoShänten  .   .  50.4 

Brandsohl-  und  Vacheleder  48^ 

Feinleder  34.4 

Handschahleder  21^ 

Sattlerieder  18,6 

Leder  fQr  techu.  Zwecke  14,7 

Gegerbte  Abfätle  S,4 

Verschiedene  Leder  6,4 

Säniischleder  2,3 

Nebenprodukte  10,8 

Der  weitaus  größte  Teil  des  erzeugten 
Leders  entfällt  mithin  auf  Ledersorten  zu 
Bekleidungszwecken,  fast  '/s  allein  auf  Schuh- 
leder. Bei  der  Beurteilung  der  obigen  Ziffern 
inbezug  auf  die  Menge  der  Lederproduktion 
ist  natürlich  der  verschiedenartige  Wert  der 
einzelnen  Ledersorten  zu  beachten.  Deber 
die  Erzeugung  der  übrigen  Zweige  der  L. 
liegen  keine  amtlichen  Nachweise  vor. 

Die  Entwickelung  des  Außenhandels  in 
Leder  ist  aus  der  nachstehenden  Zusammen- 
stellung ersiohtUt^   Es  betrag  fflr 
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a)  geflLrbtes  tind  lackiertea  Leder,  Huidschnh- 

leder,  Eordnan  naw. 

T-v-*  Einftihr  Anafahr 

Jawe  t  Hill.  M.  t  MilL  M. 

1881/85  398  ?  3516  22,9 

188690  637  5^  3015  »7,4 

188195  722  6,7  4268  41,2 

1896/1900  1039  9^  5019  48,3 

1901/19{ß  1040  1 1,0  6497  79,0 

b)  fOr  SoliU6der  aller  Art 
1881/85         1506       ?  903  ? 

imw         1914      3,8         580  1,3 

169195  1739      4|0  556  1,1 

1896/1900       1966       4,5         1755  3,6 

1901/1906       1461      3>3        3946  6,7 

Die  Ausfuhr  der  unter  a  aufgeführten 
Ledersorten ,  velche  in  der  Hauptsache 
feineres  Leder  umfassen ,  übertrifft  die 
Einfuhr  ganz  erheblich;  in  den  letzten 
Jahren  hat  auch  der  Ehiport  an  SohUeder 
den  Import  überflügelt.  Das  feinere  Leder 
wird  namentlich  von  Frankreich ,  Groß- 
britanoien  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  eingeführt;  SohUeder  kommt  vor- 
nehmlich aus  Chile.  Die  wichtigsten  Ab- 
nehmer deutschen  Leders  sind  Österreich- 
Ungarn,  RnBland,  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amenka,  Italien,  Belgien,  Frankreich, 
Schvedeo,  die  Niederlande,  Orofibritannien 
und  die  Schweiz;  letztere  drei  Länder  im 
besonderen  auch  für  SohUeder. 

Im  Außenhandel  mit  Lederwaren  ist  die 
Ausfuhr  ebenfalls  bei  weitem  überwiegend ; 
sie  betrug  für  a)  feine  Lederwaren,  für 

b)  grobe  Lederwaren  nnd  für  c)  Handschuhe 
ans  Leder 


Jahre 


t  Hm.M.  t  HU1.H.  t  HUI.H. 
1881/85  4571  83,0  1210  9,4  354  '8,9 
1886W  4503  90,4  1031  7.3  345  "8,9 
18ai;9ö  2825  53,8  1007  6,2  337  24,7 
1096/l9n0  3238  47,1  1409  7,5  381  22,4 
190t/l»05  3341  30,8     1501    7,1     329  19,2 

Der  Export  feinerer  Lederwaren  richtet 
sich  hauptsächlich  nach  Großbritannien  und 
einigen  benachbarten  europäischen  Staaten, 
derjenige  grober  Lederwaren  vornehmlich 
nach  Rußland  und  der  Schweiz  und  der- 
jenige von  Handschuhleder  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  nach 
OTolbritanDien. 

b)  Tronkreloh.  Die  Ausfahr  von  Leder  und 
Lederwaren  «teilte  sich  wie  folgt  in  HilL  Frcs. : 

Jahre    Leder  Jahre  Leder 

waren  waren 

1866/SO  loi  135  i902  116  63 

1891/^5  81  102  19U3  117  61 

1896/1900  108  74  1904  118  63 

1901  110  68 

Wibrend  der  Export  von  Lederwaren  in  früheren 
Jabren  erbeblich  stärker  war  als  deneniife  von 
I>der,  hat  rieb  daa  Verhältnis  in  den  letzten 
Jabren  zanngansten  der  Ledenreren  entwickelt. 


Die  Binfahr  von  Leder  betrag  i.  J.  1904  38  MiU. 
Frcs.,  diejenige  von  Lederwaren  14  Hill.  Frcs. 

o)  Oroeebritazmien.  Der  Aaßenhandel 
dieses  Landes  in  Leder  und  Lederwaren  reprä- 
sentierte L  J.  1905  in  der  Einfuhr  einen  Wert 
von  11  Hill.  £,  in  der  Ansfobr  einen  solchen 
von  5,7  Hill.  £.  Die  Einfnbr  ist  also  bei  weitem 
überwiegend.  Der  Imprt  von  Leder  gestaltete 
sich  in  den  letzten  Jahren  wie  folgt  in  Hill.  £: 


1890 

6,4 

1902 

1891/95 

1903 

8,1 

18%/1900 
1901 

8,1 

1904 

8'« 

8,3 

1905 

8,0 

d)   Vereinigte    Staaten  von  Amerika. 

Die  Entwickelang  der  amerikanischen  Leder- 
fabrikation ist  ans  der  nachstehenden  Uebeisicht 
errichtlich. 

T  t        Zahl  der    Zahl  der  ^^,5?' 
J»*»»      vThtik«.     ^«»n«.  Produktion 
Fabriken    Personen        jjyj  jj^y 

1860  6686  25  595  43,5 

1860  5188  36246  75,7 

1870  7569  35  343  157,» 

1880  5638  40383  200,3 

1890  1787  45027  172,1 

1900  1306  54  551  204,0 

1905  1049  57  240  252,6 

Während  also  die  Zahl  der  Fabriken  fast 
ständig  snrückgegangen  ist,  ist  info^e  der 
raschen  Entwiäelnng  der  Oroßindnstne  die 
Zahl  der  beschäftigten  Personen  nnd  der  Wert 
der  Produktion  erheblich  gestiegen.  Der  Wert 
der  L  J.  19(fö  verarbeiteten  Hänte  nnd  Felle 
stellte  sich  anf  lf>0  Hill.  Doli.,  der  Wert  der 
Gerbstoffe  anf  35  Hill.  Doli.  Von  der  Produktion 
des  Jahres  1900  entfallen  anf  Sohlleder  55  Hill. 
Doli.,  anf  Oberleder  42  Hill.  Doli.,  auf  feinere 
Leder  52  Hill.  Doli,  nnd  der  Rest  anf  die  übrigen 
Lederarten.  Die  Lederverarbeitungsindustrie, 
einschließlich  der  Schuhfabriken,  zählte  i.  J.  1850 
14993  Betriebe  mit  120393  Personen  nnd  einem 
Prodaktionswote  von  66  Hill  Doli,  i.  J.  1880 
26699  Betriebe  mit  166814  Personen  nnd  einem 
Produktionswerte  von  261  Hill.  Doli,  nnd  i.  J.  1900 
39445  Betriebe  mit  1998U  Personen  und  einem 
Prodnktionswerte  von  412  Hill.  Doli.  Von  den 
Ziffern  des  letzten  Jahres  entfallen  anf  die 
Schobwarenherstellnng  25  634  Betriebe  mit 
159031  Personen  und  einem  Prodnktionswerte 
von  312  Hill.  Doli.  Die  bandwerk$niä&i^en 
Betriebe  sind  in  dieser  Zneammenstellnng  nicht 
berttckrichtigt 

Der  amerikanische  Außenhandel  in  I^eder 
nnd  Lederwaren  gestaltete  sich  wie  folgt  in 
HiU.  Doli.: 

Jahre  Einfuhr  Ansfnhr 

189091-1894^5  13,0  "3,4 

1895/96-1899/1900  12,5  33,3 

1900,1901  11.9  »7.9 

1901/1902  11,3  39,8 

1902/1903  11,3  31,6 

1903/1904  11,1  33,9 

1904/1905  ii,7  37,9 

WlÜirend  die  Einfuhr  in  den  letzten  15  Jahren 
etwas  zurückgegangen  ist,  hat  sich  die  Aasfuiur 
ganz  erheblich  gesteigert.  Ein  großer  Teil  der 
letzteren  entfällt  anf  Schuhwaren,  deren  Export 
von  1  Hill.  DoU.  i.  J.  1894/96  anf  8  HiU.  Doli. 
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i.  J.  1904/OÖ  frestiegeu  iat.  Der  Sttckgutg  der 
EiDfnhr  betrifft  Tonuhmlich  Handschuhe  und 
Sattlerwareu. 

Literatur:  H.  Haniach,  Deuttchlandt  Leder- 
produHion  und  Lederkandel,  Ergänzungtkeß  XVI 
der  ZeiUehri/t  ßlr  die  getarnte  StaaUwUaen- 
»ehafi,  Tübingen  190S.  —  Riehe»,  Die  Leder- 
indt^rie,  Art.  <m  Handbuch  der  WirUeha/u- 
kund»  Deutichlands,  S.  Bd.,  Leipxig  J90S.  — 
Jentaeh,  Der  deutaehe  EiehenaeMHwald,  Berlin 
1899.  —  (f.  FetrVf  Der  Niedargtmg  der  Hau- 
berge-  und  der  WaidfeldtrirUcfutfi,  Art.  im  Jahrb. 
für  Nat.  u.  Stat.,  S.  F..  Bd.  XXXI  (1906).  — 
Schriften  des  Vereine  für  Sozialpolitik,  Unter- 
suchungen über  die  Lage  dea  Handvierke  in 
DeuUehland,  Bd.  6£—70,  Leipzig  1896—1897.  — 
f.  C.  Huber,  Deuttchiand  alt  Indvetriettaat, 
StuUgaH  1901.  —  G.  Gothein,  Der  deuUche 
A^ßenhandel,  Berlin  1901.  —  Amaiche  Be- 
gründung zum  ZolUarifentmirf,  Keichstagtvor- 
iagct  Berlin  1901.  —  &atii»tik  det  Deuteehen 
BeiehM,  BerUn  1906  und  firi^er.  —  Berichte 
über  Handel  und  Induetrie,  nuammengeetelU 
im  Beichtamt  dea  Innern,  Berlin  1906  und 
früher.  A.  Wirminghaus. 


Leggeanstalten 
8.  Leinenindustrie  unten  S.  412%. 


Leglerong. 

1.  Goldmünzen.  2.  Silber-  und  geringere 
Münzen.   3.  Anstand.   4.  Geschichtliches. 

1.  Goldmünzen.  Sämtliche  in  Deutsch- 
land gegenwärtigumlaufenden  und  die  meisten 
ausländischen  Münzen  der  Jetztzeit  sind  nicht 
aus  einem  einzigen  Metall,  sondern  aus  „h.'\ 
d.  h.  Mischungen  verschiedener  Metalle  ge- 
prägt. Der  Grund,  weshalb  gegenwärtig 
die  Gold-  und  Silbermünzen  der  höchst- 
zivilisierten  Staaten  nicht  ans  reinem  Oold 
bezw.  Silber  hereestellt  werden,  ist  nicht 
etwa  ein  fiskalischer,  sondern  lediglich  ein 
technischer.  Mflnzen  aus  reinem  Gold  und 
Silber  sind  zwar  chemisch  besonders  wider- 
standsfähig, aber  im  Gepräge  dafür  wenig 
haltbar.  Die  Edelmetalle  in  unvermischtem 
Zustand  sind  zu  weich  für  Münzzwecke. 
Das  Problem  der  Münz-L.  brateht  darin,  so 
viel  von  einem  anderen  Metall  dem  rräneo 
Golde  oder  Silber  zuzusetzen ,  daß  die 
Hisdiung  möglichst  baltbar  wird,  ohne  daß 
die  Gold-  und  Silbermflnzen  ihre  chemisdie 
Widerstandsfähigkeit  und  lei<dite  Erkenn- 
barkeit einbüßen.  Jn  Deutschland  werden 
gegenwärtig  sowohl  die  Gold-  wie  die  SUber- 
müozeo  zu  ^/looo  fein  ausgeprägt,  d.  h.  es 
wird  dem  Golde  bezw.  Silber,  aus  dem  die 
Münzen  auszubringen  sind,  so  viel  Kupfer 
beigefügt,  daß  ^/looo  des  Prägungsmetalls 
aus  Gold  bezw.  Silber,  ^'"/looo  aus  Kupfer 
bestehen.  Bei  der  Taxienmg  der  Münzen 
nach  ihrem  Edelmetaligehalt  wird  der  Wert 
des  Kupferzusatzes  in  der  Praxis  ignoriert 


Der  Kupferzusatz  ist  eine  unentgeltliche 
Beigabe  des  Staates  bei  der  Prägung  der 
Wänrungsmünze,  er  yerursacht  nicht  Ge- 
winn, sondern  vergrößerte  Kosten.  Die 
Menge  an  Edelmetall,  welche  eine  Münze 
enthält,  nennt  man  ihr  Feingewicht,  das 
tatsächlich  meist  um  höhere  Gewicht 
der  aus  legiertem  Metall  ausgebrachten 
Münze  dagegen  ihr  Bauhgewicht  Das 
Verhältnis  zwischen  Feingewicht  und  Bauh- 
gewicht einer  Münze  nennt  man  deren 
Feingehalt  In  der  älteren  dentsc^n 
Münzsprache  wird  der  Ausdruck  „Schrot** 
gleichbedeutend  mit  Bauhgewicht,  der  Aus- 
druck „Korn"  bald  gleichbedeutend  mit  Fein- 
gewicht, bald  gleichbedeutend  mit  Feingebalt 
gebiauctkt  Da  aus  einem  Pfund  Feingold, 
dem  V»  Pfund  Kupfer  beigesetzt  wird,  189*  s 
deutsche  Zehnmarkstücke  geprägt  werden, 
ist  das  vorschriftsmäßige  Rauhgewicht  der 
Zehnmarkstücke  ^^.^'^  •  •  '/lasi  Pfund  oder 
3,9825  g,  das  Feingewicht  ^"/ism  Pfund  oder 
3,5842  ^. 

2.  Silber-  and  geringere  Münzen.  So- 
lange das  Silber  noch  nicht  auf  den  HO.  Teil 
des  Wertes  einer  gleichen  Gewichtseinheit 
Gold  und  weiter  gefallen  war,  sondern  dte 
Relation  beider  Metalle  zwischen  1 : 10^.  i 
und  1 : 15^/4  schwankte,  also  bis  zum  Anfang 
der  70er  Jahre  des  19.  Jahrh.j  ergab  sich 
eine  große  technische  Schwierigkeit,  wenn 
man  die  Werte  von  10  und  20  Pfennigen, 
vollends  die  Pfennigwerte  in  Silber  aus- 
münzen wollte.  Wählte  man  die  L,  ^/looo, 
so  wurden  die  kleineren  Teilmünzen,  selbst 
wenn  sie  nicht  als  Scheidemünze,  sondern 
vollwertig  ausgebracht  wurden,  für  den 
praktischen  Gebrauch  zu  klein.  Suchte  man 
dem  abzuhelfen ,  iodem  der  Kupferzusatz 
vermehrt  und  dadurch  das  Format  beträcht- 
lich vergrößert  wurde,  ao  ergab  sich  eine 
Beeinträchtigimg  der  leichten  Erkennbarkeit 
Silbermünzen  mit  weniger  als  ^liooo  SUber- 
gehalt,  sog.  „Billonmünzen",  werden  schnei 
schwarz  und  sind  leicht  zu  fälschen.  Aus 
diesen  Erfahrungen  stammt  die  Fraids, 
welche  nicht  bloß  in  Deutschland,  sondern 
in  zahlreichen  Staaten  befolgt  worden  ist, 
das  Kleingeld  von  20  Pfennig  abwärts  in 
anderen  Kompositionen  als  SUter-L.  aus- 
zuprägen. Diese  Praxisist  beibehalten  worden, 
obwohl  bei  dem  gegenwärtigen  SÜberpreiB 
mit  mäßigem  Schlagschatz  hergestellte  sol- 
beme  10-  und  20-PfenniK8tücke  zu  etwa 
^hwio  fein  nicht  allzu  klein  für  den  Ge- 
brauch sein  würden. 

Das  Material,  aus  welchem  die  deutschen 
Stücke  zu  5  und  10  Pfennigen  hergestellt 
werden,  ist-  eine  L.  von  25  Teileu  Nickel 
und  75  Teilen  Kupfer,  die  neuen  öster- 
reichischen Nickelmünzeu  entbehren  dagt^a 
jeden  Kupfergehaltes.  Für  die  Herstellung 
der  Ein-  und  Zwetpfennigstücke  dient  eine 
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L  TOD  95  Teilen  Kupfer,  4  Teilen  Zinn 
\"i  1  Teil  Zink,  die  weit  widerstands- 
■^  JÄTF  als  reines  Kupfer  iat 

3l  Ausland.  Etwas  feinere  L.  als  in 
I^'itsdiJaDd  hetTEchen  in  England,  wo  die 
'■..Idmünzen  aus  916*/8  Teilen  Gold  und  83^/3 
T-ilen  Knpfer,  die  SUbermÜnzen  aus  925 
T^iitn  Silber  und  75  Teilen  Kupfer  geprflgt  I 
vopleD.  Andererseits  werden  die  Silber- 
nfin^  unter  5  Franken  in  den  Staaten  der 
LtT^iniidiai  Mfinzunion  (s.  Art  „Gold- 
T^'jhnn^  oben  Bd.  I  S.  1120fg.)  seit  deren 
F^tefaeä  sowie  die  neuen  Osterreic^schen 
Niti'.rwheideinflDzen  nur  zu  **^/ioi»  UÄn  aus- 
.->tawht 

Die  Londoner  Harktnotiz  für  Silber  ver-  i 
•»ehl  sich  nicht  för  reines  Silber,  sondern 
i'iT  roten  Standardsilbers,  d.  h.  derjenigen 
L.  welche  die  englische  Münze  verwendet 
Zw  oz.  Standard  (*'^/iooo  fein)  Silber  ist 
:.-  \rh  31,1035X0,925=28,7707  g  Feinsilber. 
is:-T  Knre  6Ct'^'!6  pence  per  oz.  Standard 
-^t>[iricht  dem  Preise  von  180  M.  in  Gold  ' 
\'T  1  kg  Feinsilber  und  der  Relation  1 : 15^'2. 

L  (ieMblchtUehes.  Benutzt  man  hente  die 
i.  SU  WohlfabrUgesichupanhten  aaf  Grand 
' c nn^^Dgen er  Experimente,  so  ist  doch  die 
WohUkbrturwSgnng  keineswegs  immer  in  der 
<i9cl)iGble  die  erste  Ursache  gewesen  für  Ver- 
ftvimag  der  Metalle  beim  Aounttnzen.  Tiel- 
tuh  b«t  im  Mittelalter  die  Oewinnsneht  der 
MittiWren  dazu  geführt .  den  Feingehalt  der 
Hitaea  bei  ^leiehueibeodem  äußeren  Aussehen 
0'r>4>]ben  heimlich  zn  rerringem;  daher  die 
^  '-rlitbe  der  älteren  Uünzschriftsteller  (Qr  m8g- 
li'tin  wenig  legierte  Mänzen.  Eine  L.  von 
rt*<5  (iqld  mit  Silber  wt  in  älterer  Zeit  femer 
tisseilen  deshalb  zum  Httnzen  genommen  wor- 
Mi.  weil  man  beide  Metalle  im  natürlichen 
VorkonuBoi  venniacht  ^d  and  mit  primitiven 
UiltftbittelB  nicht  TOIlig  au  trennen  vermochte. 
I'>rf  dürfte  auch  der  timnd  der  Verwendung 
^'T  älberfo1d.-L. ,  die  die  Alten  als  Elektron 
unckaeteB,  gewesen  sein ;  mangelhafte  Scheide- 
''-htkik  db^te  aacb  die  Ursache  sein,  dafi  die 
»iuna  Taler  zum  Teile  geringe  Mengen  Gold 
uir»  dem  Silber  enthalten. 

Aadmrseit«  begegnet  in  älterer  Zeit,  z.  B. 
Ui  den  fiortmtintschen  und  venezianischen  Gold- 
Bdacra,  das  Bestreben,  mSfrlicfast  jeden  Zusatz 
'•t  Kapfer  ra  vermeide,  möglichst  reines  Gold, 
-Rnt  mao  solches  zu  affinieren  verstand,  zn 
fentsdea.  Das  war  zweckmäßig,  solange  die 
(nÄtaftucn  ledi^ich  im  GroßhandelsTerkehr 
luvtadct  wurden.  Hente,  wo  sie  alt  tägliches 
''tld  dei  Terkehrs  der  Aboutcnngsgefahr  aus- 
r'*tn  ünd.  werden  auch  die  Gol^tttcke  mit 
IhU  aai  Btirker  l^:iertem  Edelmetall  her- 

.nttÜL 

UWatsri  Sehönbenr,  4.  Auß.,  Bd.  1,  S.  S34/g. 
«Xawr-J>j>Caf.  —  Th.  Beekert  und  Albano 
Brwtä,  BatUnkunde,  Stuttgart  1895,  S.  7t5fg. 
-  Ol  Haupt,  Gold.  Säber  und  Wahrung,  Wien 
'••*?.  Ä.  ei/g.  —  Jieport  0/  (Ar  Dirtetor  0/  (Ar 
Igt«,  Washington  JB97,  8.  139 fg. 

W.  Lotx. 


LeluliiigSTeifassiuiK 

s.  Beffthignngsnaehweis  oben  Bd.  I 
S.  382fg.  und  Zünfte. 


Lehrlingswesen. 

I  I.  Im  allgemeinen.  2.  Das  L.  in  Dentsch- 
:  land.   3.  Das  L.  im  Auslände. 

1.  Im  allgemeinen.  Lehrlinge  sind 
jugendliche  Personen,  welche  sich  für  einen 
bestimmten  Beruf  die  nötigen  elementaren 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  erwerben  wollen 
(Lehrzeit)  und  zu  diesem  Zwecke  mit  dem 
Lehrherrn  in  ein  eigentümlich  geartetes 
I  Yertragsverhftltnis  (Lehrvertrag)  treten.  Dies 
Lehrrerhältnis  ist  dnnuü  eÄa  Pflege-  und 
SchutzverhAltnis,  insofern  dem  Lehrherm 
an  Vaters  Statt  die  Erziehung  und  die  un- 
mittelbare Fürsorge  für  das  geistige  und 
körperliche  Wohl  seines  Lehrlings  anver- 
traut ist;  zweitens  ein  UnierrichtsverhfiltniB, 
da  dem  Prinzipal  die  allgemeine  und 
namentlich  auch  dio  Schliche  Ausbildung 
seines  Schutzbefohlenen  übertragen  ist;  end- 
lich auch  ein  ArbeitHTerhAltnis,  insoweit 
dem  Meister  in  gewissem  Um^ge  die 
freie  Verfügung  über  die  Arbeitskraft  seines 
jugendlichen  Gehilfen  zusteht  Der  Gesamt- 
heit erwachsen  gegenüber  dem  L.  eine 
Reihe  Aufgaben  von  weittragender  volks- 
wirtschaftlicher und  sozialer  Bedeutung ; 
denn  von  einem  gesunden  Zustand  der  Lehr- 
lingsausbildung hängt  nicht  nur  die  Zukunft 
der  Lehrlinge,  sondern  auch  die  Prosperität 
und  Leistungsfähigkeit  des  Gewerbes  in 
einem  Lande  ab.  Der  Staat  hat  aber  nicht 
nur  ein  Interesse  daran,  daB  die  Lehrlinge 
theoretisch,  praktisch-technisch  und  mora- 
lisch zweckmäßig  und  umfassend  für  den 
später  selbständig  zu  ergreifenden  Beruf 
voi-gebildet  werden,  sondern  er  muß  im 
Sinne  des  sozialpolitischen  Schutzes  Garan- 
tieen  schaffen  gegen  die  mißbräuchliche  Aus- 
nutzung der  jugendlichen  Arbeitskraft  tmd 
^gen  eine  ungebührliche  Behandlung  der 
in  die  Lehre  gegebenen  jugendlichen  Per- 
sonen. Es  ereeben  sich  hieraus  für  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  eine  Reihe  öffent- 
üch-rechtlicher  Aufgaben,  um  das  L.  derart 
zu  organisieren,  daß  sich,  dasselbe  als  ein 
vernünftiges,  sozial  gesundes  und  volkswirt- 
schaftlich leistun^fähiges  wirtschaftlich- 
pädagogisches Institut  herausbilde.  Je  nach 
dem  Stande  der  gewerblichen  Technik  be> 
stinunen  sich  diese  Aufgaben  des  Öffent- 
lichen Rechts.  Von  jeher  hat  deswegen  die 
staatliche  Gewerbepolitik,  sei  es  durch  ge^ 
werbegesetzliche  Normativbestimmungen,  sei 
es  durch  verwaltungsrechtliche  Eautelen^ 
sei  es  durch  staatlich  organisierte  Selbst- 
verwaltungskörper, denen  der  Erlaß  von 
Qewerbereglements  zur  solbständigen  Ord- 
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nuDg  ihrer  Interessen  übertragea  wurde, 
sei  es  endlich  durch  besondere  staatliche 
oder  kommunale  gewerbliche  Bildungsio- 
stitute  (Fach-  und  Fortbildungsschulen, 
Lehrwerkstätten,  Lehrlingsheime  usw.)  für 
diejenigen  Berufe,  in  welchen  eine  besondere 
pr^tisch-technische  und  theoretisch-schxü- 
gemäße  Fachbildung  des  gewerblichen  Nach- 
wuchses unerläßlich  erschien,  einen  maß- 
gebenden pädago^schen  Einfluß  auf  die 
Aasbildung  und  Erziehung  der  Lehrlinge 
zu  gewinnen  gesucht  Das  Haß  des  öffent- 
lichen Eingreifens  bestimmte  sich  in  den 
einzelnen  Perioden  von  den  jedesmal  herr- 
schenden gewerbepolitifiGhen  Qrundanscbau- 
ungen. 

2.  Das       in  Deutschland.    In  der 

Zeit  der  Znnftverfasstuig  war  das  L.  eine 
Anfache,  klare  Institution  und  konnte  es 
Bein,  weil  die  Verschiedenheit  der  Technik, 
der  Arbeitsteilung  und  der  Unternehmungs- 
formen in  den  verschiedenen  Gewerben 
nidit  so  groß  war,  um  nicht  eine  in  der 
Hauptsache  ähnliche  gewerbliche  Erziehung 
in  allen  Gewerben  zuzulassen.  Das  Leben 
in  den  verschiedenen  Weztetfttten^  dasVeiv 
bfiltnis  des  Mdsters  zu  den  Oeeellen  und 
Lehrlin^n  war  so  flberein  stimmend,  daß 
einheithcbe  und  gldchmäßige  feste  Yerb-^s- 
formen,  feste  f^ic^ten,  feste  Traditionen 
ffir  das  L.  sich  tnlden  und  so  heilsam  auf 
die  heranwadisende  gewerbliche  Jugend 
wirken  konnten.  Die  Zunft  griff  rücksichts- 
los in  den  freien  Willen  der  Individuen  ein: 
von  Debertreibungen  zwar  nicht  frei  und 
sich  in  mancherlei  Formelkram  verlierend, 
machte  sie  sich  zur  alleinigen  Erzieherin 
des  gewerblichen  Nachwuchses  und  schuf 
fflr  die  Lehrlinge  und  Oesellen  einen  fest 
normierten  Pflichtenkreis.  Die  Dauer  der 
Lehrzeit  war  fest  normiert,  der  Lehrbrief 
stand  der  Korporation  allein  zu,  sie  war 
verantwortlich  für  die  Ausbildung  des  Lehr- 
lings in  der  Werkstätte,  sie  bestrafte  den 
Lehrherm,  der  seine  Pflichten  vernachlässigte, 
und  zwang  den  Vertragsbrüchigen  Lehrling, 
zum  Meister  zurückzukehren.  Als  dann  die 
Zünfte  mehr  imd  mehr  einem  engherzigen 
Schematismus  verflelen,  die  Meister  durch 
verallgemeinerte  Vorbereitungszeit ,  durch 
über  Gebühr  ausgedehnte  Lehr-  und  Wander- 
zeit  und  rücksichtslose  Privilegienwirtschaft 
ihre  Position  zu  stärken  suchten,  entstauden 
nachhaltige  Gegensätze  zwischen  ünter- 
nehmem  und  Arbeitern.  Die  Behörden 
griffen  endlich  mit  mehr  oder  minder  Erfolg 
ein.  Besonders  dem  L.  wandte  man  erhöhte 
Aufmerksamkeit  zu.  Die  Obrigkeit  beschnitt 
das  Gebflhrenunwesen  und  suchte  die  Aus- 
stellung der  Lehrbriefe  allön  in  die  Hand 
zu  bekommen.  Trotz  dieser  —  fr^ch  nur 
teilweise  gelungenen  —  Beformen  stand 
Deutschland  noch  im  ganzen  18.  Jahrtu  tief 


im  Zunftwesen.  Eine  bis  ins  kleinste  ge- 
regelte Verfassung  reglementierte  den  Ent- 
wickelun^gang  eines  jeden  von  der  Lehr- 
zeit an  bis  zur  Erlangung  der  Meisterschaft 
und  erst  als  die  überragenden  Tatsachen 
in  der  Umwälzung  der  modernen  Technik 
unsere  Anschauungen  und  Ideeen  über 
volkswirtschaftliche  Dinge  aufl3sten,  der 
Ruf  nach  Gewerbefreiheit  von  allen  Seiten 
erscholl,  ging  man  dazu  über,  mehr  und 
mehr  den  Lehrlingsvertrag  der  freien  Ver- 
einbarung der  Kontrahenten  zu  Überant- 
worten. 

Nach  der  Gew.-O.  von  1869,  mit  der  die 
Gewerbefreiheit  in  Deutschland  endlich  zum 
Durchbruch  gelangte ,  wurden  die  Bedin- 
gungen, unter  denen  ein  Vater  oder  Vor- 
mund den  Jungen  in  die  Lehre  ^b,  in  der 
Tat  der  freien  Vereinbanmg  beider  Tdle 
überlassen.  Als  Lehrling  wurde  jeder  an- 
gesehen, der  bei  einem  Lehrherrn  zur  Er- 
lernung eines  Gewerbes  in  Arbeit  trat, 
einerlei  ob  er  Lehi^ld  zahlte  oder  für  seine 
Dienstleistungen  ein  Entgelt  erhielt  Der 
Lehrling  stand  in  der  väterlichen  Zucht  des 
Lehrherm  und  hatte  zu  geluntshen.  Nadh 
beendeter  Lehrzeit  konnte  et  von  seinem 
Lehrfaram  einen  Ausweis  über  die  erworbeoen 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  sowie  über  sdn 
Betn^n  fördern.  Ütas  Zeugnis  wurde  voa 
der  GfemeindebehOrde  beglaubigt.  Das  neue 
Gewerberecht  schuf  nur  minimale  Garantieen 
für  eine  zweckmäßige  Ausbildung  der  Lehr- 
linge und  ^gen  die  maßlose  Ausnutzung 
der  jugendhchen  Arbeitskräfte,  den  Unfug 
der  sog.  „Lehrlingszüchterei",  den  Kontrakt- 
bruch usw.  Fast  die  einzigen  wirksamen 
Schutzbestimmungen  der  Gew.-O.  galten  der 
Nichtbeschäftigung  der  Lehrlinge  an  Sonn- 
und  Festtagen  und  einem  fakultativen,  durcii 
Ortsstatut  zu  schaffenden  Fortbildungsunter- 
richt Die  zweifellos  zu  unvermittelt  ein- 
setzende liberale  Gesetzgebung  war  allent- 
halben von  den  bedenklichsten  Mißständen 
begleitet  Zuchtlosigkeit  unter  den  jugend- 
lichen Lehrlingen  und  Gehilfen,  Abnahme 
des  Lenitriebs,  Kontraktbruch  usw.  erreichten 
eine  nie  dagewesene  Höhe.  Die  Prinzipale 
vernachlässigten  die  Ausbildung  der  itmen 
anvertrauten  Jungen  in  der  schnödesten 
Weise.  Es  lag  in  der  Natur  der  gewerb- 
lichen EntwickeluDg,  daß  im  Handwerk,  im 
Detailhandel  und  in  der  Hausindustrie  sich 
diese  Mißstände  besonders  kraß  zeigten. 
Die  Lehrlinge  im  Großhandelsgewerte 
brachten  beim  Eintreten  in  das  Geschäft 
wenigstens  eine  gewisse  allgemeine  Vot^ 
bildung  mit,  und  der  Bildungsgrad  der  kauf- 
männischen Prinzipale  und  flu*  geschärfteres 
Pflichtbewußtsein  g^nOber  den  ihnen  in 
Lehre  Gegebenen  ucberton  venigsteos 
einigermafieu  eine  zweckmäßige  Aasbudnng 
und  anständige  Behandlung  der  jnngea 
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l/tOi.  la  der  Landwirtschaft  erleichterte 
'u-  Tatsadie  der  einfacheren  Betriebstechnik 
•.i-si'  hioieichende  Torbildnng.  Was  den 
fibiikbetrieb  anbetraf,  so  war  dort,  dank 
■Vr  -roberrschenden  Arbeitsteilung,  die 
:^f«zial&asbilduD^  der  jugendlichen  Arbeiter 
-•t^ieer  bedenklich  als  beim  Handwerk,  zu- 
il>m  rekrutierte  sich  die  Arbeiterschaft  in 
i<r  GroAiodustrie  zunehmend  aus  Personen, 
l*-  ihre  erste  Lehrzeit  in  kleinen  Betrieben 
.-rhoDdorchgetoacht  hatten.  Immerhin  wirkte 
'ii'--  dort  Temachlfissigte  Ausbildung  auch 
tiil  die  Industrie  ungünstig  zurück.  Die 
MiSliäuche  der  maBloeen  Ausnutzung  der 
i'L'iihllichen  Arbeitskräfte,  die  Uebelstände 
:!.wfdn<ler  hyneoischer  Werkstätten  wie 
rhaa|)t  das  VerhftltniB  von  Arbeitgeber 
it:  Arbeitnehmer  bnden  in  der  Fol^  durch 
ii-:  PattrikEesetzgebuog  und  die  Institutionen 
1-r  Selbsmilfe  der  o^anisierten  Arbeiter- 
•bait  ein  gevisBes  Korrektiv.  Dasselbe 
\<[iU  aber  im  wesentlichen  auf  den  6roß- 
I-  aieb  beschränkt,  während  im  Handwerk 
in  der  Hausindustrie  alle  genannten 
I  -  i'dfitSiide  weiterhin  sich  breit  machten. 
Ist  Vorhandensein  wurde  emstlich  von 
t<uer  Sdte  bestritten.  Da  gleichzeitig  sich 
lei  ROckgaog  des  Handwerks  und  das 
I  rher^vidit  der  Großindustrie  gegenübw 
l"»  Kleinbetrieb  geltend  maditen,  entstand 
!-:!»vDden  im  gewerblichen  Mittelstaad  eine 
rl<hafte  Bewegung  zagunsten  oner  Reform 
'irt  üewerberedits.  Van  forderte  stflrmiBdi 
diA  Aufhebung  der  Geweiiiefreiheit  und  die 
RtVkkehr  zu  einer  korporativen  Oiganisation 
'les  Eldogewerbes.  Anstatt  einzusehen,  daB 
•iie  EonluEtTenznnffthi^eit  des  Handwerks 
luuq<t&SrJiIich  in  der  Vernachlässigung  der 
Ci-v-'T  blichen  Ausbildung  der  Lehrlinge  und 
IQ  der  Unfähigkeit  der  Handwerksmeister, 
ifir?  jogendlichen  Gehilfen  für  den  zu- 
iiioftigea  Beruf  auszubilden,  ihren  Grund 
'iine-.  forderte  man  ein  verschärftes  Meister- 
t^nt  gegenüber  den  I^hrlingen,  das  die 
Willkdr  unfähiger  Lehrherren,  statt  zu  be- 
■'-jirSnkea,  weiter  konservierte.  Die  Gesetz- 
<;-t>UQg  trug  manchen  dieser  Wünsche  in 
•mtr  Reihe  von  Novellen  zur  Gew.-O. 
Iwiaung.  Die  Novelle  von  1878  sah  von 
"•no-  BegrÜTsbestimmung  der  Kategorie 
■l^ariiage'-  ab.  Damit  fiel  die  frühere  zu 
-i'it^fentäodaisaen  AnlaS  gebende  Scheidung 
;»iKh«D  Bandwerks-  und  Fabriklehrlingen. 
l>iMr  tollte  durch  die  Begünstigung  der 
hnftlichen  Form  dee  Lehrvertrages  und 
•1'in.h  genaue  Bc^grenzung  der  gegenseitigen 
^>  bte  und  Pflichten  der  bisherigen  Un- 
'niBiiog  im  L.  gesteuert  werden.  Während 
'!>'  liew.-O.  V.  1869  nur  Lehrlinge  unter 
lAbreo  der  väterlichen  Zucht  des  Arbeit- 
t"t«rR  tmterworfen  hatte,  dehnte  das  neue 
V<»ctx  dtefelbe  schlechterdings  auf  alle 
^^^ttritnge  ans.  Kein  Minderjähriger  durfte 


ohne  Arbeitsbuch  angenommen  werden. 
Deber  die  Dauer  und  die  eventuelle  Auf- 
lösung des  Lehrvertrages  wurde  eine  Reihe 
einschränkender  Vorschriften  erlassen.  Es 
wurde  eine  Probezeit  eingeführt,  derart,  dafi 
4  Wochen  nach  Beginn  der  Lehrzeit  der 
Vertrag  einseitig  gelöst  werden  durfte.  An 
die  schriftliche  Abfassung  des  Lehrvertrages 
knüpfte  sich  der  Vorteil  für  den  Lehrherm, 
daß  er  den  die  Lehre  unberechtigt  ver- 
lassenden Lehrling  polizeilich  zum  Bleiben 
anhalten  und  zwangsweise  zurückbringen 
lassen  konnte.  Eingehend  wurden  auch  die 
Entschädigungsansprüche  beider  Parteien  bei 
vorzeitiger  Auflösung  des  schriftlichen  Lehr- 
vertr^es  festgesetzt  und  der  üebergang  des 
Lehrling  von  einem  Gewerbe  zum  anderen 
durch  die  schriftliche  Zustimmungserklärung 
des  Vaters,  Vormundes  usw.  erschwert. 
Endlich  ordnete  die  Novelle  von  1878  das 
Zeugniswesen.  Die  Ausstellung  von  Zeug- 
nissen wurde  nunmehr  obligator^di  gemacht 
Da,  wo  Innungen  bestanden,  konnte  an  Stelle 
des  Zeugnisses  ein  von  diesen  ausgestellter 
Lehrbrief  treten. 

Was  die  Handwerkerpartei  mit  dem  Q. 
V.  1878  nicht  erreicht  hatte,  war  die  Tren- 
nung des  Fabri^esetzea  von  der  ei^nüichen 
Gew.-O.  Es  fehlte  ^mer  nach  wie  vor  an 
Oraanen.  welche  das  L.  einheitUch  r^elten 
und  das  Verhalten  der  Meister  kontrolliarten. 
Hierfür  sollte  eine  Wiederbelebung  der  ge- 
werblichen Korporationen,  wie  tos  die  neuere 
Innungsgesetzgebung  (vgl  Artt.  „Handwerk, 
moderne  Bestrebungen"  oben  S.  60 
und  „Innungen"  oben  S.  122  fg.)  anzu- 
bahnen versuchte,  die  Wege  ebnen.  Durch 
die  Novelle  zur  Gew.-O.  v.  1881,  ergänzt 
durch  die  GG.  v.  1884  und  1886,  wurden 
die  Innungen  reformiert  Sie  wurden  zur 
Errichtung  und  Leitung  von  Lehrlingsfach- 
schulen ermächtigt ,  zur  Gründung  von 
Unterstützungskassen  für  Lehrlinge  ange- 
halten, fakultative  Schiedsgerichte  zwischen 
Innungsmitgliedem  und  Lehrlingen  wurden 
zugelassen  und  außerdem  Vorschriften  über 
die  von  den  Innungsmitgliedern  bei  Annahme 
von  Lehrlingen  zu  erfüllenden  Voraus- 
setzungen und  Formen,  über  die  Dauer  und 
Beendigung  der  Lehrzeit,  über  den  Besuch 
der  Fortbildungs-  und  Fachschulen  und  über 
den  Lehrbrief  erlassen.  Besondere  Bedeutung 
legte  man  der  neuen  gesetzlichen  Bestim- 
mung des  §  103 e  bei,  welcher  folgendes 
bestimmte:  Für  den  Bezirk  dner  Binung 
nämlich,  die  sich  auf  dem  Gebiete  des  U 
besonders  ausgezeichnet  hatte,  konnte  durch, 
die  hOhereVerwaltungsbehördeau^esprochen 
werden,  1.  daß  Streitigkeiten  üb^  Lehr- 
verhältniese  auch  dann  von  der  zuständigen 
lonangsbeh^de  entschieden  werden,  wenn 
der  Ait)eitgeber,  obwohl  er  ein.  in  der  Innung 
vertretenes  Gewerbe  betreibt,  der  Innung 
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nicht  angehört,  und  2.  daß  die  von  der  In- 
nuDg  vorgenommene  Regelung  .des  L.  auch 
für  die  Lehrherren  biodead  sei,  die  nicht 
zur  Innung  gehörten.  Da  gleichzeitig  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  das  Recht  eio- 
gerfiumt  wurde,  zu  bestimmen,  daß  Arbeit- 
geber, die  der  Innung  nicht  angehören,  keine 
Lehrlinge  mehr  annehmen  dürfen,  und  durch 
das  G.  V.  1890,  betreffend  die  Gewerbe- 
gerichte, die  Zuständigkeit  der  Innungen  in 
Lehrlingsstreitigkeiten  eine  unbedingte  ge- 
worden war,  so  erhoffte  man  von  dieser 
Erweiterung  der  Innungsprivilegien  eine 
Auffrischung  des  Lebens  innerhalb  der  ge- 
werblichen Korporationen.  In  den  Ärtt. 
,jH«idwerk"  und  „Innungen"  ist  darauf  hin- 
gewiesen, daß  diese  Hoffnimg  eine  durch- 
aus verfehlte  wäre.  Die  luunngen  hatten 
sich  nach  keiner  Richtung  befähigt  gezeigt, 
die  Mißstände  in  der  Lehrlingsausbildung 
zu  bekämpfen,  und  die  Klagen  über  mangel- 
hafte Yerpfiegung  und  rohe  Behandlung  der 
Lehrlinge,  ihre  Verwendung  zu  Dienstboten- 
imd  Ta^löhaerarbeiten,  maßlose  Lehrliugs- 
zflchterei  and  Lehrzeit,  schlediteD  Schul- 
besuch,  inteDflive  AuBbeutong  der  jugend- 
lichen  Arbeitskräfte  und  überhaupt  Ver- 
-wahrlosung  der  jugendlichen  Fersonen  haben 
in  der  Folge  nicht  ab-,  sondern  zugenommen. 
Aus  allen  diesen  Gründen  mußte  sich  die 
Ueberlegenheit  der  Großindustrie  gegenüber 
dem  Kleingewerbe  noch  fühlbarer  machen. 
Nachdem  sich  jene  erst  an  die  gewissen- 
hafte Befolgung  der  Arbeiterschutzbestim- 
mungen zugunsten  der  jugendlichen  Arbeiter 
gewöhnt  hatte,  übernahm  sie  vielfach  die 
Ausbildung  von  Fabriklefarlingen  selbst  Der 
Zug  in  die  Fabrik  nahm  zu,  und  es  ent- 
wickelte sich,  dank  der  Minderwertigkeit 
des  klein  gewerblichen  Lehrlingsmaterials 
und  der  sozialpolitischen  Ueberlegenheit  der 
Großindustrie ,  eine  Art  sozialer  Auslese- 
prozeß, bei  welchem  die  industriellen  Groß- 
betriebe auf  dem  Arbeitsmarkte  sozusagen 
den  Rahm  abschöpfen.  Sie  entziehen  heute 
in  zunehmendem  Umfange  dem  Handwerk 
die  qualifizierten  Arbeitskräfte  und  stoßen 
die  nicht  qualifizierten  ab.  Dieser  Prozeß 
ist  indessen  durchaus  nicht  unbedenklich 
und  keineswegs  erfreulich.  Denn  nur  in 
den  seltensten  Fällen  erfährt  der  Lehrling 
in  der  Fabrik  eine  sorgföltige  und  umfassende 
Ausbildung.  Zudem  ist  er  den  sittlichen 
Gefahren,  die  das  Znsammenarbeiten  mit 
Hunderten  an  einer  Betriebsstätte  bietet, 
meist  nicht  gewachsen,  er  verwildert  dort 
vielfach  und  endlich  kommt  er  durch  die 
einseitige  technische  Ausbildung  in  eine 
dauernde  Abhän^gkeit  von  derjenigen 
Branche,  der  er  sich  einmal  zugewandt  hat 
Dadurch,  daß  der  fabrikmäßige  Großbetrieb 
vom  Arbeitsmarkt  die  besseren  und  leistimgs- 
fiUiigeren  Elemente  des  jugendlichen  Nach- 


wuchses an  sich  zieht  und  dem  Handwerke 
den  minderwertigen  Rest  Überläßt,  schj^ 
er  dort,  dank  der  ungünstigen  Lebensbe- 
dingungen und  des  mangelnden  Arbeiter- 
schutzes, eine  wachsende  Degeneration  in 
dem  Gehilfenpersonal.  Gerade  die  unge- 
eigneten Lehrwerkstätten  nehmen  die  Lehr- 
linge am  bereitwilligsten  auf.  Die  dort 
vorherrschende  Mittellosigkeit  der  Meister 
zwin^  sie  förmlich  dazu,  diese  wohlfeilen 
Arbeitskräfte  anzunehmen,  um  sie  dann  in 
skrupelloser  Weise  auszunützen.  Gerade  in 
den  Zweigbetrieben  findet  aber  eine  moderne 
Hand  Werkstechnik  nur  selten  Eingang,  der 
Meister,  seihst  schlecht  ausgebildet,  steckt 
noch  in  den  Fesseln  einer  veralteten  Arbeit»* 
methode,  in  der  er  seine  Lehrlinge  weiter 
erzieht.  Besser  ist  es  freilich  in  den  Mittel- 
betrieben des  Handwerks,  was  den  Stand- 
punkt der  Technik  anbetrifft,  bestellt  Dort 
ist  aber  auch  eine  ähnlich  einseitige  Aus- 
bildung der  jugendlichen  Hilfsarbeiter  wie 
in  den  Großbetrieben  vorherrschend  geworden. 
Vielfach  sind  es  schon  jetzt  Spezialwerk- 
Btätten,  in  welchen  nur  ein^  Artikel  des 
betreffenden  Handwerks  erzeugt  werden. 
Wenn  in  solchen  Werkstätten  die  jugend- 
lichen HUfeartieiter  auch  die  ^IgemeiDe 
Fertigkeit  in  der  Handhabiug  des  zum  be- 
treffenden Handwerke  nötigen  Werkzeugs 
erlangen,  so  fehlt  itmen  doch  die  Haupt- 
sache, nämlich  die  Gelegenheit,  sich  auch 
in  der  Herstellung  der  mannigfachen  Er^ 
Zeugnisse  des  Gewerbes  auszubilden.  Dieser 
Speztalisiemngsprozefi  in  den  kapitalkräf- 
tigeren Mittelbetrieben  schreitet  rasch  vor- 
wärts. Tritt  zu  dem  arbeitsteiligen  Ver- 
fahren noch  die  Verwendung  von  Klein- 
motoren und  Arbeitsmaachinen  hinzu ,  so 
kann  von  einer  wirklichen  handwerksmäßigen 
Ausbildung  des  Lehrlings  kaum  eine  Rede 
mehr  sein. 

Es  ist  schon  darauf  hingewiesen  worden, 
daß  die  Innungen  in  ihrer  Überwiegenden 
Mehrzahl  sich  wenig  lebenskräftig  zeigten. 
Speziell  in  der  Reform  des  L.  hat  es  ihnen 
an  Mitteln  und  gutem  Willen  gefehlt,  Er> 
kleckliches  zu  leisten.  Nur  verhältnismäßig 
wenige  wohlorganiaierte  Innungen  in  den 
größeren  Städten  haben  sich  des  L.  durch 
Gründung  von  Lehrlingsheimen,  Fachschulen, 
Einrichtung  von  periodischen  AussteUnogen 
von  Lehrlingsarbeiten  und  Ordnung  des 
Prflfungswesens  energisch  uigenoramen, 
mindestens  dasselbe  aber  haben  freie,  durch 
Staat  und  Kommune  finanziell  unterstützte, 
Gewerbevereine  geleistet.  Besonders  in 
Süddeutächland  (Bayern,  Heesen,  Ba'len  und 
Württemberg)  haben  auf  diesem  Gebiete  die 
Gewerbevereine  sich  nennmswerte  Verdienste 
erworben,  die  audi  von  dauerndem  Erfole 
begleitet  varrai.  Die  Lehrlingshwme  sma 
als  Asyle  für  die  Lehrlinge  gedacht.  Die 
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Yi  udiaIeD  besondere  für  Zeichenunterricht, 
.  «xrblicjie  BachfUhrun^  und  Wwenkunde, 
»  Itrh  in  ihrer  Tätigkeit  durch  Lehrwerk- 
»'inr>n  u.  dgIL  eigäozt  and  mit  staatlichen 
-i:**a<Iico  rar  junge  befähigte  Leute  unter- 
"V'i.  hteteo  einen  lehrreichen  flinweis,  wie 
-  .<  m  besten  der  berufsmäßigen  Aus- 
i.--iiiDp  der  jagendlichen  Arbeiter  nachhelfen 
tm.  Auf  dem  Gebiete  der  Yeranstaltiiogen 
'  1  fi>nt)t]ischen  Ausstelliuigen  von  Lehr- 
'i'Mrtflten,  die  ein  Bild  der  erworbenen 
ft:Jjtut<'n  und  Kenntnisse  und  einen  An- 
>  :z  IUI  soig&Utigeren  Ausbildung  des  Lehr- 
i>  ^lien  sollten,  ist  besonders  Hessen 
iinifrechewl  gewesen.  Ihm  folgten  erfolg- 
'>h  Baden,  Bayern,  Württemberg  nacli, 

1  auch  Preußen  gibt  seit  1880  für  solche 
<'tm1.^  Staatsmittel  her.  Der  erste  deutsche 
''iit.iierdcm  Lehrliogsprüfungsweseo  nach 
:  Ji  feisffiele  Englands,  wo  die  Society  of 
irt.  (in  zwar  freiwilliges,  aber  Aber  das 
Reich  verzweigtes  Prüfungswesen  ins 
l«!*'n  gerufen  hatte,  Eiugang  verschaffte, 
IM  W^ttemberg.  Baden  mit  seiner  Landes- 
iVT  .fhehalle,  Bayern  mit  seinem  Gewerbe- 
:iuy:iiai  und  Beesen  mit  der  großherzog- 
■-■trfn  ^ntralstelle  für  die  Gewerbe"  folgten 
''•10  wfirttembCTgischen  Beispiel.  Württem- 
i-Tkt  radlich  auch  für  die  kaufmännischen 
tfiirlinpe  einen  Prüfungsmodus  eingeführt, 
sLir-wJ  an  den  verschiedensten  Orten  von 
*rt  iv-fngnia  der  Gew.-O.,  den  kaufmÄn- 
iN-ii-n  Fortbildungsunterricht  obligatorisch 

1  mai-iieo,  Gebrauch  gemacht  worden  ist. 
^ii-h  im  kaufm&nnischeD  Leben,  besonders 
'1^0  Detaillistea  wird  über  mangelhafte 
in^iildiiog  der  Lehrlinge  und  übennaßige 
UurtingnOditerei  bewe^iche  Klage  gef  ülut. 
Ili^  maea  nur  daa  Ftnlbildungsschäwesen 
■iiul  eine  AuBdehonog  der  Arbeiterschutz- 
»«^mni^D  der  Gew.-O.  einige  Heilung 

Alle  geoanoten  Versuche  beweisen,  daß 
■Ii-  ''""«ffTbevereine  (a  d.  Art.  oben  Bd.  I, 
*  mit  ihren  gemeinnützigen  Be- 

•T^ungen  anf  dem  richtiKen  Wege  sind. 
I«:  ihn  Wirksamkeit  bituang  nicht  eine 
z^'-'^n'  gewesen  ist,  lag  am  Geldpunkt 
^U)t  TuuTOemeinde  müssen  hier  eigfijizend 
"■■Ti'Men.  Auf  dem  Gebiete  des  gewerb- 
'ni-'n  Schnlweeens  erwachsen  ihnen  viel- 
.'■j-klrige  weitere  Aufgaben.  Im  Gegensatz 
"i  Postul^en  haben  indessen  die 
"itN.-hen  Mittelstandspolitiker,  unterstützt 
"0  Urößen  politischen  Parteien,  eine  leb- 
'Vtr-  iktioD  zugunsten  der  Zwangsorgani- 
^>'ti  ^  Bandwerks  und  des  Befahigtmgs- 
'*' iweises  in  Szene  gesetzt  Diese  Be- 
"r^lrnngea  änd  oben  in  dem  Art  „Hand- 
^'^V  moderne  Bestrebungen"',  ausfflhrlicher 
-■^  tuJdcft  Ihre  Frucht  ist  das  par^raphen- 
'•'1»'  RO.T.  26JVU.  1897,  meist  ,Jnnungs- 
■'^tr  geniont  Es  nähert  sich  dem  System 


des  InnuDgszwangs,  bringt  aber  den  Be- 
fähigungsnachweis nicht  Es  stellt  also  nur 
eine  gesetzliche  Abschlagszahlung  auf  die 
Forderungen  unserer  lUittelBtandspolitiker 
dar.  Ein  überaus  komplizierter  Apparat  von 
Organen  des  !^ndwerfes,  bestand  aus 
Innungen ,  Innungsausschüssen ,  Innungs- 
ßchiedsgerichten ,  Innungsverbfinden,  Hand- 
werkskammern und  Gesellenausschüssen,  ist 
unter  anderem  auch  dazu  bestimmt,  eine 
bessere  technische  Ausbildimg  des  gewerb- 
lichen Nachwuchses  herbeizuführen  und 
namentlich  der  übermäßigen  Lehrlingshaltung 
in  vielen  Gewerben  zu  steuern.  Beide  Auf- 
gaben sind  die  Keraprobleme  der  Lehrlings- 
frage:  ihre  befriedigende  Lösung  soll  aus 
dem  exakten  Zusammenwirken  aller  Organe 
des  Handwerks  entspringen. 

Das  G.  V.  1897  begnügt  sich  aber  nicht 
damit,  den  Organen  des  Handwerks  Rat^ 
Schläge  zu  erteilen,  sondern  enthält  auch 
positive  Beetimmungen  über  die  Ausbildung 
der  Lehrlinge  in  technischer,  sittlicher  usw. 
Hinsicht.  Es  unterscheidet  die  Lehrlings- 
verhältuisse  im  allgemeinen  und  für  die 
Handwerker  im  besonderen.  In  den  allge- 
meinen Bestimmungen  ist  festgelegt,  daß 
die  Befugnis  zum  Halten  von  Lehrlingen 
Personen,  die  sich  nicht  im  Besitze  der 
büi^rlichen  Ehrenrechte  belinden,  nicht 
zusteht  und  daß  sie  solchen  Personen  jeder- 
zeit entzogen  werden  kann,  die  wegen 
moralischen  Defekts  oder  wegen  geist^er 
und  körperlicher  Gebrechen  zur  sachgemäßen 
Anleitung  des  Lehrlings  un^jgnet  sind. 
Femer  achreibt  das  Gwetz  die  Schriftlich- 
keit des  Lehrvertrags  vor  und  umschreibt 
die  Pflichten  der  Lehrherren  und  Lehrlinge. 
Weitere  Bestimmungen  regeln  die  zulässige 
Probezeit,  die  Auflösung  des  Lehrverhält- 
nisses, die  Lehrzeugnisse,  die  Möglichkeit 
des  Uebergaugs  zu  einem  anderen  Gewerbe 
und  die  EntschädigungsaQsprQche.  Von  be- 
sonderer Wichtigkeit  sind  die  Bestimmungen 
des  §  128.  Sie  wollen  die  Lehrlingszflchterei 
bekämpfen,  und  zwar  kann  die  untere  Ver- 
waltungsbehörde da,  wo  ein  Mißverhältnis 
zwischen  Umfang  und  Art  des  Gewerbe- 
betriebs und  der  Zahl  der  beschäftigten 
Lehrlinge  besteht,  die  Entlassung  eines  ent- 
sprechenden Teils  der  Lehrlinge  anordnen. 
Auf  Beschluß  des  Bundesrats  und  in  Er- 
mangelung eines  solchen  durch  die  Landea- 
zentralbehörde  (Ministerium)  kann  generell 
für  einzelne  Gewerbezweige  die  Höchstzahl 
der  Lehrlinge  bestimmt  werden.  Während 
ein  weiterer  Pai-agraph  die  Bestimmung 
enthält,  daß  den  Lehrlingen  Gelegenheit 
zu  geben  ist,  sich  nach  Ablauf  der  I^hrzeit 
der  Gesellenprflhmg  zu  unterziehen,  gibt  es 
Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
der  Prüfungsausschüsse  und  über  diejenigen 
Gegenstände,  auf  die  sich  die  Prüfung  zu 
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erstrecken  hat.  Damit  die  Prüfung  qualitativ 
die  Bedeutung  erlange,  wie  sie  in  AnbetrEicht 
der  Verhältnisse  geboten  ersdieiut,  ist  den 
Handwerkekammera  nicht  nur  ein  großer 
Einfiufi  auf  die  Auswahl  der  Prüfungsmeister, 
sondern  auch  eine  Kontrolle  über  die  Prüfung 
selbst  zugestanden.  Ferner  gibt  das  Gesetz 
der  Hand  werkskammer  dieBefugnis,  allgeraei  u 
gültige  Torschriften  über  die  Dimere  Regelung 
des  L.  in  Handwerksbetrieben  zu  erlassen 
sowie  die  Durchführung  dieser  durch  sog. 
„Beauftr^te"  überwachen  zu  lassen.  Auch 
die  Mitwirkung  der  Oesellenausschüsse  ist 
hierbrä  vorgesehen,  wodurch  den  letzleren 
eine  nicht  zu  verkennende  Bedeutung  ein- 
^jrftumt  worden  ist.  So  hat  das  Gesetz  die 
Ausbildung  des  Lehrlings  nach  allen  Seiten 
zu  sichern  gesucht 

Trotz  dieser  Bestimmungen  enthält  das 
Innuogsgesetz  im  Gh^nde  eenommen  nur 
eine  !^nn,  die  einen  materiellen  Inhalt  erst 
erhalten  soll.  Die  Zukunft  muß  lehren,  wie 
weit  die  reformierten  und  erweiterten  Hand- 
werksoi^nisationen  befähigt  siud  und  den 
ernsten  Willen  haben,  den  ihnen  von  der 
ßeichsfagsmebrheit  überantworteten  Auf- 
gaben gerecht  zu  werden.  Es  hat  den  An- 
schein, daß  namentlich  die  Handwerks- 
kammern für  große  Bezirke  wirklich  bestrebt 
sind,  Reformen  einzuführen.  Die  Leistungen 
der  früheren  Innungen  waren  dagegen  ganz 
minimal.  Besonders  wichtig  ist  das  Lehr- 
liogsschulwesen  mitstaatlicher  Unterstützung. 
Ferner  kommen  in  Frage,  Lehrlingsheime, 
Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeiten  und 
eine  rationelle  Ausgestaltung  des  Lehrlings- 
prüfungswesens. 

Das  Lehrlingsproblem  ist  übrigens  nicht 
nur  im  Handwerk  brennend,  sondern  auch 
in  den  FfU>riken.  Sie  ziehen  erfahrungs- 
gemäß das  beste  Lehrlingsmateiial  an  sich, 
Überlassen  also  die  Ausbildung  der  Anfänger 
dem  Handwerk  und  bilden  sie  vielfach  sehr 
einseitig  und  wenig  sorgfältig  weiter  aus. 
Koch  dringlicher  ist  die  Lehrlingsfrage  im 
Eaufmannsstande.  Neuere  Untersuchungen 
haben  hier  arge  Mißstände,  namentlich  im 
Detailhandel,  die  geeignet  sind,  die  Krisis 
dort  zu  verschärfen,  aufgedeckt  Das  Fort- 
bUdungswesen,  wie  überiiaupt  die  B^elung 
des  kanfmännischea  L.  bedarf  der  ernsten 
Beachtung  und  eneigischer  Befonnen. 

8.  Das  L.  im  Auslände.  Oesterreich 
ist  der  einzige  Staat,  der  Deutschland  In 
adner  neuzeitlichen  zQnftlerischen  Reaktion 
Toransg^ngen  ist  Maßgebend  für  das  L. 
sind  besonders  die  Minlsterialverordnungen 
V.  17./IX.  1883  und  v.  5./VII.  1892.  Erstere 
bestimmte  die  Lehrzeit  auf  2—4  Jahre,  die 
Festsetzung  innerhalb  dieses  Spielraums  den 
„Genossenschaften",  wie  dort  die  Innungen 
heißen,  überlassend.  Die  Verordnung  von 
1892  ermäßigte  für  Ijehrlinge,  welche  eine 


dreiklassige  Handwerkerschule  besucht  haben, 
die  Lehrzeit  auf  ein  Minimum  von  IVs  Jahren, 
Im  übrigen  dürfen  nach  der  Novelle  zur 
Gew.-O.  V,  8./in.  1885  Lehrlinge  von  Ge- 
werbsinhaberu  nur  dann  gehalten  werden, 
wenn  der  Gewerbsinhaber  die  erforderlidiai 
Fachkenntnisse  besitzt,  um  die  gewerbUdbe 
Ausbildung  des  Lehrlings  leiten  zu  kfinnen. 
Es  ist  dies  der  sog.  „Yerwendungsnachweis^. 
Ein  weiteres  G.  v.  23./n.  1897  hat  dann 
sich  mit  der  Neuregelung  des  Lehrlii^»- 
und  Genossenschaftswesens  befaßt,  ohne  an 
diesen  Institutionen  grunds&tzÜctw  Aende- 
rungen  vorzunehmen. 

In  der  Schweiz  hat  man  sich  in  den 
totzten  Jabnehnten  besonders  eine  Regelung 
der  Lehrlin^prüfungen  angelegen  sdn  laBseo, 
nicht  aber  im  "Vfege  des  gewerbegraetzlidieo 
Zwanges,  sondern  durdi  die  Maßnahmen 
der  Gewerbever^e  und  Berutsvorstande. 
Nur  der  !^nton  Keuenbuw  hat  1890  ein 
Gesetz  zum  Schutze  der  Lenrlinge  erlassen, 
das  die  PrQfungen  obli^^risch  macht  Im 
übrigen  unterstützt  das  Industriedepartement 
des  Bundes  den  „Schweizerischen  Gewerbe- 
verein", der  bestrebt  ist,  das  gewerbliche 
Lehrlingsprüfuugswesen  mißlichst  einheit- 
lich zu  regeln,  nicht  anerheblich  finanzielL 
In  Frankreich  ähnelt  das  gewerbepolitische 
Vorgehen  demjenigen  Deutschlands  in 
früherer  Zeit.  Ein  G.  v.  1851  hält  an  der 
Freiheit  des  Lehrvertrages  fest,  hat  aber 
eine  Reihe  von  Bestimmungen  vorgesehen, 
die  den  schwächeren  Teil  schützen  sollen. 
Der  Erfolg  ist  ausgeblieben.  Neuerdings  hat 
man  viel  für  Lehrwerkstätten  und  Fach- 
schulen getan,  welch  letztere  ein  besonderes 
G.  v.  1880  reglementiert  Außerdem  gibt 
es  eine  Reihe  von  Lehrlingsschutzgesell- 
Schäften  (soci^t^  de  patronage),  ähnlich  den 
deutschen  Gewerbevereinen.  In  England 
hat  sich  der  Staat  seit  1814  um  das  L.  nicht 
mehr  bekümmert  Deberall  aber  wird  eine 
Lehrzeit  eingehalten,  und  die  Kontrolle  Ober 
die  Zahl  der  Lehrlinge  Obemehmen  im 
eigensten  Interesse  die  Gewerkvereina 

Ltteratnrl  8.  die  Angaben  bei  den  Aru.  „Gt- 

Werbevereine",  „Handwerk"  u.  ,Jfmungen.".  Eine 
»ehr  übtraichtUcKe  DanUUimff  aUer  hierher  ge- 
hörigen Bestrebungen  findet  tich  in  Srocihaue, 
Kom  ertations-Lexikon,  14-  Aufl.,  Bd.  17  (Suppte- 
mentj,  Leipzig  1904  ^nter  dem  StieMeort  „Sand- 
werkerfrage".  At^ßerdem  Slteda,  Art  „Lehr- 
tingtwesen",  H.  d.  St.,  t.  Aufi.,  Bd.  S.  S.  576, 
—  Orünmberg,  Art.  „LehrUng»'  u.  OeeeUen- 
weeen",  Staalileinkon,  S.  Ai^,  Bd.  III  ffM- 
burg  i.  B.  19011),  8. 106f/g.  Dort  weitere  epeeielU 
LÜeralamotiten.  Biierm&r. 
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Leibrenten. 

Unter  L.  sind  periodisch  wiederkehrende 
Natoiml-  oder  Geldletatonfeu  zn  verstehen,  deren 
Beginn  oder  Ende  von  der  Daner  des  meoBch- 
lichen  Lebens  abhängt.  BegrOndet  werden  L. 
dnrch  die  verachiedenartigaten  Rechtsgeschäfte 
inabemndere  dorcb  VersicbeningsTerträge  (s. 
Art.  „IiebeosTersichernng"  oben  S.  393fg.).  Aber 
anch  s.  B.  dnrch  Delute  (Verpflichning  zar 
heäatang  einer  L.  aaf  Grand  einer  Haftpflicht; 
8.  d.  Art.  oben  S.  Ifg.)*  besonderer  Be- 
deutung ednersuts  fttr  die  Entwickelnng  der 
Lebensrersicbernng,  andererseits  für  die  Ge- 
schichte des  Staatshredits  sind  L.  in  der  Form 
Ton  Toniinen.  Ihre  Technik  bemhte  im 
wesentlichen  darauf^  daß  man  gegen  einmalige 
Zahlnng  einer  gewissen  Summe  an  den  Staat 
das  Anrecht  auf  eine  jährlich  anszahlbare 
lebenslänglich  za  gewährende  Bente  erwarb. 
DieM  Berne  wuchs  in  ihrer  Höhe,  indem  die 
ana  den  Einaahlnngen  sich  ergebenden  Zinsen 
•Ujihriich  durch  ue  der  noch  lebenden 
Baitner  dividiert  und  alsdann  entsprechmd  ver- 
teilt wurden.  Der  am  längsten  Ubalde  erbte 
also  die  Renten  aller  vor  ihm  verstorbener 
nitrentner.  Dabei  waren  die  Rentenbeziefaer 
meist  in  verschiedene  Klassen  geteilt,  die  je 
nach  dem  Ein  trittsalter  gebildet  worden  nnd 
verschieden  hohe  Bezüge  hatten:  umso  höhere, 
ie  älter,  nm  so  niedrigere,  je  jUnger  die  Bentner 
Deim  Eintritt  waren. 

Von  dem  Italiener  Tonti  geschaffen,  ge- 
langten die  Tontineu  von  Frankreich  aus  nach 
fioUand  1671,  nach  England  1692.  nach  Preußen 
169a  Nicht  nur  der  Staat,  sondern  auch  Pri- 
Tirte  betrieben  Tontinenuntemebmnn^en. 

Seit  dieser  Zeit  spielt  die  L.,  sei  es  in  der 
nitten  Form  der  Tontinen  oder  in  Verbindung 
mit  Lotterieen  eine  groQe  Bolle  im  Staats- 
achnldenwesen  EnglaniU,  Frankreichs,  Hollands 
niw.  (b.  Art  „Staatsscholden"). 

Das  Deutsche  Beich  hat  dnrch  die  sozial- 
poIitiKhen  Arbeiterversichernngsgesetze  von 
gaux  neuen  Gesichtspunkten  aus  das  Entstehen 
Ttn  L.  in  der  Form  von  Un^-,  Invaliditäts- 
lud  Altenrenten  ^efBrdert. 

INe  h.  kommen  in  sahireichen  Kombinationen 
vor  und  zwar  entweder  als  L.  auf  ein  einzelnes 
Lebra,  wobei  der  Leibrentenempfiüiger  eine 
lebensungliche  oder  eine  nur  temporäre,  d.  h. 
lediglich  eine  Reihe  von  Jahren  wtiirende  L. 
beliehen  kann.  Diese  kann  wieder  eine  sofort 
beginnende  oder  aufgeschobene  L.  sein.  Unter 
VerbindangareDten  versteht  man  solche  L.,  bei 
denen  der  Bezug  nicht  nur  von  dem  Leben 
einer,  sondern  mäirerer  Personen  abhängig  ist. 
Die  bei  der  Versicherung  von  ersteren  nicht 
seltene  Ueberlebensrente  wird  nach  dem  Tod 
des  einen  Gatten  wi  den  Deberlebenden  ge- 
wehrt. Von  sonstigen  Eombtoationen  seien  er- 
wUint :  gleichbleibende,  steigende  nnd  fallende  L. 

Debo*  das  Recht  der  L.  liandelt  das  Bürger- 
liebe  Gesetzbuch  §§  759—761. 

Utentart  Lehr,  Art  ,jMbrtn$t",  im  H.  d.  St., 
».  At^,  Bd.  V,  8.  S9S/SI.  und  die  dort  ange- 
gebeiw*  Sekreten.  ill/Wd  Manea. 


Leichenschan. 

1.  Begriff  nnd  Zwecke.  2.  Ausübung  und 
gesetBliehe  Begelung. 

1.  Begriff  und  Zwecke.  L.  (Toten- 
schau) ist  die  obrigkeitlich  angeordnete  ge- 
naue sachverständige  Besichtigung  eines  (an- 
geblich) Toten  aus  saoitäts-  und  sicherheits- 
polizeilichea  Gründen.  Die  L.  hat  verschie- 
aeue  Zwecke,  die  ihre  obligatorische  Durch- 
fOhruog  zu  einer  sozialen  Notweudigkeit 
machen.  Sie  soll  1.  verhüten ,  dafi  ein 
Scheintoter  begraben  werde.  Diese  Mög- 
lichkeit, die  von  vielen  Menschen  in  über- 
triebenem Maße  gefürchtet  wird,  gehört  zu 
den  Seltenheiten  und  wird  oft  auch  durch 
andere  Mittel  verhütet,  so  z.  B.  durch  Oeff- 
nen  des  Sai^s  kurz  vor  der  Bestattung, 
durch  dreitägige  Beobachtung  voi  seilen 
der  Familie.  —  Aber  wenn  vielleicht  gerade 
in  der  Familie  oder  der  Umgebung  des  Ver- 
storbenen eine  solche  Tendenz  nicht  waltet 
oder  sogar  ein  Interesse  am  Tode  vorliegt 
so  muß  hier  die  L.  eingreifen,  besonders 
weil  dieselbe  2.  audi  den  Zweck  hat,  einen 
gewaltsam  oder  strafbar  herbeige- 
fOhrten  Tod  zu  konstatieren.  Hier  hat  der 
Totenbeschauer  in  erster  linie  zu  unter- 
suchen, ob  Anzeichen  einer  auf  strafbare 
Weise  herbeigeführten  Todesart  vorhanden 
sind.  Der  Leichenbeschauer  darf  sich 
daher  nicht  darauf  beschränken,  nur  die 
Anzeichen  d^  mehr  äußerlichen  Todes- 
arten: des  Erschlagens,  des  Grstechena  nnd 
Erschießens,  des  Erdrosseins  oder  Erstickens 
(z.  B.  Eindrücke  und  blutnnterlanfene  Adern 
am  Halse,  Aufgedunsenheit  des  Gesichtes) 
zu  berücksichtigen,  sondern  wird  die  Leiche 
auch  auf  innerliche  Verletzungen  und  ins- 
besondere aiif  Vergiftungen  zu  untersuchen 
haben,  soweit  dies  durch  äußere  Besichtigung 
m^lich  ist ;  die  Fülle  dieser  Symptome  er- 
fordert ganz  besonders  die  medizinische  Durch- 
bildung der  Totenbeschauer.  —  Weiter  hat 
der  Leichenbeschauer  3.  das  Vorhanden- 
sein der  Todesursache  zu  konstatieren, 
durch  die  der  Tod  wirklich  eingetreten 
ist;  dies  um  deswillen,  damit  bei  Krank- 
heiten, die  eine  leichte  Ansieckmigsgefahr 
haben,  die  Familie  oder  Umgebung  des  Ver- 
storbenen geschützt,  bei  gemeingefährlichen, 
epidemischen  Krankheiten  aber  (Cholera, 
Typhus,  Pocken,  Diphtheritis,  Pest  usw.)  die 
Ponzei  sofort  in  Kenntnis  gesetzt  und  durch 
schnelles  Eingreifen  und  Schutzmaßregeln 
einer  Ausbreitung  der  Krankheit  vorgebeugt 
werden  kann.  Hier  liegt  auch  das  große 
Interesse  der  Hy^eniker  an  der  obligatorischen 
L.  begründet,  weil  eine  sorgfältige  Statistik 
der  Todesursachen  die  Lösung  wichtiger 
sozialhygienischer  Probleme  (Aufdeckung  von 
Mißständen  und  Gefahren  im  Volksleben) 
Überhaupt  erst  ermöglicht  —  Ebenso  im 
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Interesse  der  AogehOri^n  des  Terstorbenen 
Tfrie  der  All^meinheit  liegt  der  letzte  Zweck 
derL.:  4.  die  tdentität  des YerslorbeoeD 
zu  beurkunden,  damit  a)  die  Angehörigen 
bei  ihren  Erbansprüchen  einen  der  Wahrheit 
entsprechenden  Totenschein  vorlegen  können 
und  b)  der  Staat  bezw.  die  Gemeinde  ord- 
nungsmäBigeSterbelisten  und  damit  ein  jeder- 
zeit richtiges  Persoaenstaudsregister  zu  führen 
imstande  ist 

So  unterscheidet  sich  auch  die  L.  von  ähn- 
lichen InstitDtionen,  die  entweder  andere  Zwecke 
oder  nur  den  einen  oder  den  anderen  von  den 
Zwecken  der  L.  verfolgen  können;  so  die  post- 
hmne  L.,  die  bei  nacbmaU  anfiretendem  Ver- 
dacht von  strafbaren  Todesursachen  Platz  greift-, 
80  die  Obduktion,  die  auch  nur  in  diesem  Falle 
zur  Anwendung  kommt  oder  verbanden  mit  der 
Sektion  wissenachaftlichen  Zwecken  dient;  end- 
lich ist  die  Institution  der  Leichenhänser  nur 
ein  minderwertiger  Ersatz,  wenn  nämlich  durch 
schnelles  Fortschaffen  Anstecknog  oder  dnrch 
dortiges  Stehenlassen  und  Beobachtung  Begraben 
eines  Scheintoten  vermieden  werden  soll.  Alle 
Zwecke  der  L.  verfolgt  keine  dieser  Einrich- 
tnngen,  das  oben  gekennzeichnete  Ziel  kann 
also  nur  durch  eine  geordnete  obligatorische 
L.  erreicht  werden. 

2.  AoBftbnng  und  gesetsliehe  Regelung. 
Die  L.,  die  in  so  vieler  Hinsicht  eine  groUe 
soziale  Bedeutung  hat,  bedarf  zu  ihrer  segens- 
reichen Ausgestaltung;  zweier  wichtiger  Fak- 
toren. 1)  Sie  muH  obligatorisch  sein:  damit 
sie  gerade  in  den  Fällen,  fttr  die  sie  von  Wichtig- 
keit ist,  geübt  wird.  2)  Sie  darf  nur  von  Leuten 
verwaltet  werden,  die  imstande  sind,  die  Zwecke 
der  L.  zu  verwirklichen;  das  kann  nur  bei 
Aerzten  der  Fall  sein,  und  zwar  kommt  der 
Arzt,  der  den  Kranken  behandelt  hat,  oder  der 
Bezirksarzt  oder  überhaupt  der  nächste  Arzt  in 
Betracht. 

Wurde  bisher  das  Amt  vielfach  auch  dnrch 
Barbiere,  Nachtwächter,  Hebammen  und  kann 
es  in  Sachsen  noch  jetzt  durch  Frauen  ausgeübt 
werden,  so  ist  das  eine  ungenügende  Begelnng. 
— R  e  i  c  h  8  g  e  s  e  t  z  1  i  c  b  ist  Ü  her  die  L.  trotz  eines 
1877  vom  Bundesrat  beschlossenen  Antrages  an 
das  Reicbsamt  des  Innern  keine  Regelung  erfolgt, 
und  selbst  das  Personenstandsgesetz  v,  6./II. 
1875,  in  dessen  Absicht  doch  die  Führung  einer 
genauen  Sterbeliste  liegt,  begnUgt  sich  mit  einer 
mündlichen  Anzeige,  die  der  Standesbeamte  nach 

§21  nur  zu  prüfen  hat,  wenn  dieselbe  zu 
weifein  Anlafi  gibt.  Am  11.  Juni  1900  hat 
der  Beicbstag  in  einer  Resolution  den  Rdchs- 
kanzler  ersncbt,  einen  Gesetzentwurf  zur  Ein- 
ftthmng  der  obligatorischeu  L.  vorzulegen.  Zu 
einem  Gesetze  ist  es  jedoch  —  man  sagt,  weil 
Preußen  wegen  der  geringen  Aerztezafal  auf  dem 
Laude  in  seinen  SstHcben  Provinzen  die  Durch- 
fUfantug  für  nntunlich  hielt  —  nicht  gekommen. 
Reichsgesetzlich  besteht  nur  eine  L.  in  anUer- 
gewöhnlichen  Fällen,  nämlich  nach  g  10  des 
RG.  V.  30./yi.  1900,  betr.  die  Bekämpfung  ge- 
meingefährlicher Krankheiten,  in  den  von  einer 
gememgefährlicben  Krankheit  befalleneu  Ort- 
schaften oder  Bezirken  auf  besondere  Anord- 
nung der  zuständigen  Behörde. 

^  waren  die  einzelnen  Staaten  anf  eigene 


Haßr^eln  angewieiai.  Bajen  JOberpoUcä* 
liehe  Vorschrift  v.  30./XI.  1885),  Wttrttemberg 

Kgl.  V.  V.  24. 'L  1882),  Baden  (V,  v.  16 /ÜL 
1875),  Hessen  (v.  18./II.  1841)  haben  obligato- 
rische L.  und  eine  Dienstvorschrift  f&r  Leichen- 
beschaner  eingeführt  Auch  die  kleineren  Bondee- 
staaten,  namentlich  die  tbUringiscben  Staaten 
nnd  die  freien  Städte,  haben  zumeist  zureichende 
Ordnungen  des  L.wesens.  Sachsen  hat  schon  seit 
1850  eine  obligatorische,  aber  freilich  nicht  ge- 
nügende L.  (Leichenfrauen}.  In  Preußen  Ma 
ist  eine  landesgesetzUche  Regelung  trotz  mannig- 
facher Anregungen  nodi  nicht  emiigt  Dennoä 
hat  der  Minister  durch  Erlasse  v.  22./XI.  1902 
und  19./VIIL  1904  sein  Interesse  an  der  ort«- 
polizeilichen  Einführung  der  obligatorischen  L. 
in  den  Städten  und  Regiernngsbezirken  kund- 

f^ben,  so  daß  allmählich  die  meisten  größeren 
tädte  und  auch  eine  Reihe  von  Begienmg»* 
bezirken  (am  wenigsten  ist  die  L.  noch  in  ost- 
etbischen  und  hannoverschen  Bezirken  eingeführt) 
zu  einer  obligatorischen  L.  in  Preußen  gelangen 
werden.  Gleichwohl  ist  eine  reichagesetzUcfae 
allgemeine  Reeelnug,  die  den  Zwecken  der 
L.  völlig  gerecht  w^,  dnrchans  eu  wünschen. 

LIteratu  r  :  Eit^fUhrung  der  obUgatOTÜcJum  Letcke*- 
tchau  im  DeuUchen  Reiche,  Petition  de*  Fertiiu 
deutscher  LeberuverricherungtgetetUchi^fieti  au 
Se,  Durchlaucht  den  Reiehakimzler,  Berlin  I8S0, 
—  Rakts,  Art. „Leicheiuchau",  H.  d.  St.,  2.  .4ujr., 
Bd.  V,  S.  SaSfg. ;  doH  weitere  Literatur.  —  O. 
V.  BoUenatem,  O^enä.  OetundheitMpßege, 
StuUgari  1906.  V^.  auch  die  LUeml  uran  gaben 
beim  Art.  „BeetaUungiwemu"  oben  Bd.  I,  S.  444, 

A.  mater. 


LeicheaTerbrenniiDg 

s.  Bestattungs  we8eoobenBd.IS.44Sfg. 


Leihh^oser  s.  Pfandleih-  und 
RflckkaufageschAfte. 


Leinenindnstrie. 

I.  Vorbemerkung.  II.  Allgemeines, 
m.  Statistik.  1.  Kobstoffe.  a)  Flachs,  b) 
Hanf,  c)  Jnte.  2.  Leinen-  nnd  Juteindustrie, 
a)  Oesamtübersicht,  b)  Großbritannien  nnd  Ir- 
land, c)  Frankreich,  d)  Oesterreich-Ungara. 
e)  Deutsches  Reich. 

L  Vorbemerknag. 

Das  weite  Gebiet  der  Textilindustrie 
zerfällt  nach  der  Art  der  verarbeiidten 
Spinnfasern  in  mehrere  größere  Unterab- 
teilungen ,  welche  in  diesem  Worterbuch 
einzeln  zur  Darstellung  gelangt  sind.  Neben 
der  Wolle  (s.  Art.  „Wolle.  Wollindustrie") 
und  der  Seide  (s.  Art.  „Seide,  Seideaio- 
dustrie'')  finden  andere  tierische  Robstoffe 
(wie  die  Haare  des  Pferdes,  der  Ziege,  dee 
Eameels  usw.)  nicht  in  solchem  Mafie  Va<- 
wcndung,  als  daß  hierauf  in  dem  vorliegenden 
Werke  eingegangen  werden  könnte.  Unter 
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ti']  jillaiuJicheD  Spinubsern  haben  außer 
r.t-  Bum volle  (s.  Art.  „Baumwolle,  Baum- 
« .-Iwlnstrie-  obeD  Bd.  I  S.  369  fg.)  noch  der 
P-«  tmd  der  Hanf  von  alters  her  eine 
rt-  BedeutDDff  gehabt.  Zu  ihnen  ist 
t  >.fdinf^  die  late  getreten,  vfthrend  die 

-  -;ijp>a   SpioDfaserpflanzen  (Kokoefaser, 
-uJiKTiks  kesseln,  Agave,  Fiasmva  usw.) 

.'i-cvtleliatm  Verweitaag   bislang  noch 
:  \\  jiefaodea  haben. 
Ffiter  Lünen  versteht  man  im  engeren 
das  Gewebe  aus  Flachs  (linum,  Lein), 
s.  veiteren  Sinne  auch  solches  aus  Hanf 
'■(  Wef^  tHede),  dem  Abfall  von  Flachs 
-•I  Hanf.    Indeesen  soll  auch  die  ver- 
ijiiitt'  Jateinduetrie  in  der  nachfolgenden 
.v^llniig  berücksichtigt  werden. 

ladlich  ist  hier  darauf  hinzuweisen,  daB 
' "  T'Tschtedeaea  tierischen  tmd  pflanzlichen 
.-r-nufasem  vielfach  zu  gemischten  Stoffen 
••rvfbt  und  je  nach  ikrer  Qualität  außer 
•i  ip-veben  auch  zu  anderen  Zwecken,  der 
Damentlich  zur  Herstellung  von  Seiler- 
^iRo  osw^  verwandt  werden. 

n.  Allgemeines. 

Flachs  und  Hanf  gehOreo  zu  denjenigen 
l  ilrarpflanzen,  deren  Anbau  in  die  frühesten 
.-  -  bohttichea  Zeiten  zurückreicht.  Ebenso 
*•  AT  die  Verwertung  ihrer  Fi^r  zur  Her- 

iluD^  TOD  Geweben.  Leinene  Stc^e  waren 
.  trT  dca  altorientalischen  Völkern  allgemein 
•  lerntet  und  erfreuten  sich  auch  bei  den 
r-f-iit^n  und  RAmem  großer  Wertschätzung. 
Al"  iiw  germanischen  Stämme  in  die  Ge- 

iv}itv  eintraten,  betrieben  sie  ebenfolls 

I  f.  die  Kidtur  des  Dachses  tmd  die  Her- 
•'A\\mf^  leinener  Gewänder.  Das  Spinnen 
-iwl  ^ebea  bildete  «nen  Teil  der  haus- 
«irt*<-haftfichen  Tätigkeit  der  Frauen;  das 
^•'■i'a  übernahmen  später  die  Männer. 
^'■m  während  der  ersten  Jahrhunderte 
'  t  Vittelalters  war  die  Leinwand  unter  den 
'  laiüts-hm,  germanischen  und  slavischen 
'•'iUm  als  Bekleidungsstoff  im  allgemeinen 
'  '•ruii.-he,  und  dies  hat  sich  bis  in  die 
Zeit  hinein  erhalten,  wenn  auch  die 
'••r^^odnng  wollener  Stoffe  und  noch  mehr 
■•■  Eoiwickelung  des  Baumwollgewerbes 
^rn^nitich  seit  Beginn  des  vor.  Jahrh.  den 
>  '-n  mucfa  leinener  Erzeugnisse  eingeschränkt 

li«rf  somit  die  uralte  Kunst  der  Leine- 
•»■i  Mcfeitung  zu  den  von  jeher  verbreitet- 
K^wf-rtiUcheo  Verrichtungen,  insbeson- 
r>'  m'U  der  westeuropäischen  Völker  ge- 
'•<tin>^  werden,  so  haben  sich  doch  sowohl 
'  !'T  Technik  wie  in  dem  wirtschaftlichen 
^tn«'!.  und  den  Lebensbedingungen  dieses 
"  »'T*»«  im  Idufe  der  Jtdimunderte  und 

-  '  aIIi^  in  neuerer  Zeit  eingreifende  Ver- 
.  iTttuppo  vollzogen. 

Wm  Dftaehland  anbetiiffC,  n  war  hier 


schon  im  Mittelalter  die  LeiowanderzeugUDg 
so  bedeatend,  daÜ  ein  umfangreicher  Export  in 
die  benachbarten  Ländergebiete  stattfinden 
konnte.  Die  Prodaktion  war  also  längst  aus 
dem  Kreise  der  lediglich  für  den  eigenen  Be- 
darf arbeitenden,  vorwiegend  bäuerhchen  Be- 
völkerung heraustreten,  und  die  Leinen  weberei 
bildete  emen  wichtigen  Zweig  des  stfidtischen 
VoUhanilwerks.  Die  Heister  Sezoiren  das  Garn 
teils  von  den  Landleuten,  teils  lielieu  sie  den 
Buhstoff  von  ihrem  eigenen  Gesinde  verapiuneu. 
So  blühte  das  Gewerbe,  dem  im  Jahre  1530  die 
wichtige  £r&ndnnff  des  Spinn-(Tritt-)  Rades  zu 
Hiife  kam,  UberaU  in  Stadt  und  Land,  bis 
der  SOjährigB  Krieg  diese  Entwidcelang  unter- 
brach. 

Hit  dem  Beginn  des  18.  Jahrb.  erfolgte  ein 
neaer  Aufschwang  der  L.,  unterstützt  durch  die 
Bemtthitngen  der  damidjgen  Landesherren, 
weli-he  hier,  wie  auf  anderen  Gebieten,  durch 
Maßregeln  der  staatlidien  Gewnbepolitik  die 
heimische  TnduBtrie  sn  fördern  trachteten.  Be- 
sondere Bedeutung  gewannen  in  dieser  Hinsicht 
namentlich  in  Prenßen,  Hannover,  Karhessen 
und  Oesterreich  die  sog.  Leg  gen  (Leinenschau- 
anstalten), welche  Länge.  Breite  und  Güte  der 
Leinwand  festzastelleu  und  amtlich  zn  beglau- 
bigen hatten.  In  Preußen  wnrde  dnrch  Ges. 
V.  15./V.  1875  die  Aufhebnncf  dieser  inzwischen 
veralteten  Einrichtung  angebahnt;  sie  hat  sich 
indessen  in  der  Provinz  Hannover,  wenn  auch 
nnr  In  geringem  Umfange,  bia  auf  den  hent^en 
Tag  erhalten.  Im  Laufe  des  18.  Jahrh.  hob 
sich  das  deutsche  Leinengewerbe  bald  wieder 
zn  der  Bedeutung  einer  wichtigen  Änsfnhr- 
indnstrie,  welche  schon  damals  hauptsächlich  in 
Schlesien,  der  Lausitz,  Westfalen,  der  Osna- 
bröcker  Gegend  und  im  Ravensbergiscben 
(Bielefeld),  aber  auch  in  Süddeutscblsna  ihren 
Sitz  hatte.  Im  ganzen  ist  die  L.  al)>  altes,  weit- 
verbreitetes Kebengewerbe  der  ländlichen  Be- 
völkerung viel  weniger  Ortlich  konzentriert  als 
die  anderen  Zweige  der  TextiliDdostrie,  ins- 
besondere die  BanmwoU-  und  Seideuiadnstrie.  Als 
seit  dem  18  Jahrh.  der  Betrieb  des  Leinenge- 
werbes im  Interesse  der  Verbillignng  der  Pro- 
duktion und  der  Erweiterung  des  Absatzes  die 
Vorteile  des  Großbetriebes  an^nntzen  mnSte,  er- 
langte der  hansindnstrielle  Betrieb  der  Weberei 
f^vgl.  Art.  „Hausindustrie"  oben  S.  71  fg-)  unter 
der  Leitung  größerer,  kapitalkräftiger  Verleger 
eine  besondere  Bedeutung  nnd  vermehrte  sich 
stark  auf  Kosten  des  alten  zünftigen  Hand- 
werks. Letzteres  ist  aus  dem  Leiuengewerbe 
fast  ganz  verschwunden,  während  die  Haus- 
industrie auch  heute  noch  ein  weites  Feld  inne 
hat,  wenn  dasselbe  auch  im  Laufe  der  letsten 
Jahrzehnte  zugunsten  des  maschinellen  GroB- 
betriebes  immer  mehr  eingeengt  wird. 

Diese  neueste  Entwickelang  ging  von  Eng- 
land ans,  wo  um  die  Wende  des  Jabrh.  für 
die  gesamte  Textilindustrie  in  wirtschaftlicher 
nnd  tecbniitcber  Hinsicht  neue  Grundlagen  ge- 
schaffen wurden.  Das  Nähere  hierüber  ist  in 
dem  Art.  über  die  Baumwolliudastrie  (s.  d.  oben 
Bd.  I,  insbesondere  S.  370j  angedeutet  worden, 
in  wdcher  sich  diese  UmwähEung  sunttchst  und 
am  wirksamsten  geltend  machte.  In  England 
wurde  die  Handspmnerei  von  der  Spinnmaschine 
bald  völlig  verdräuet,  während  in  der  Weberei 
der  MaschinenstuhT  ans  technischen  GrQnden 
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sdiwieriger  EiDgang  finden  kmutef  indessen 
jetEt  mch  schon  den  Bandstahl  fast  gans  be- 
seitigft  hat. 

Ja  Dentschland  begannen  geetn  Anfang  des 
TOT.  Jahrh.  fflr  die  L.  sehr  trObe  Zeiten.  Infolge 
der  Kontinentalsperre  stockte  der  Export  an 
Webwaren  gänzlich ;  ihre  Äafhebnng  wnrde  der 
Eansspinnerei  verderblich,  da  letztere  gegen  die 
inzwischen  erstarkte  aasländische  Uaschinen- 
spinnerei  nicht  mehr  in  Wettbewerb  treten 
konnte,  sowohl  liinsichtlich  der  Preise  wie  der 
Qualität  der  Waren.  Aber  anch  die  Hand- 
weberei litt  immer  mehr  unter  dem  Wettbewerb 
des  maschinellen  Großbetriebes,  nnd  die  Not  der 
Spinner  and  Weber  war  teilweise,  namentlich 
in  den  40er  Jahren,  eine  große,  um  so  mehr  als 
and^  die  Konkurrenz  der  billigeren  Baumwoll- 
waren empfindlich  sich  geltend  machte.  Erst 
a]lm&hU(^  wurde  in  Deutscblaud  das  einge- 
wurzelte Vorarteil  gegen  die  Maschineunpinnerei 
und  -Weberei  überwunden ;  in  grfiüerem  Umfange 
wnrde  die  wachsende  KapitalTermefamng  de« 
Landes  der  neueren  Technüc  dienstbar  gemacht 
und  80  allmählich  die  Ueberleitnng  in  die  neuen 
Verhältnisse  angebahnt  Während  des  kurzen 
Zeitraumes  TOn  1849—1861  ging  die  ZaU  der 
mit  Handroinnerei  von  Leinengarn  beschftf^ten 
Personen  in  PreuSen  von  84286  auf  14557  zu- 
rQck  nnd  ist  jetzt  bis  auf  geringe  Reste  ganz 
Tersehwnnden.  In  der  Weberei  vollzog  sich  der 
Uebei^aug  vom  hansindustriellen  Betrieb  znr 
Großindustrie  laugsamer.  Nach  der  gewerblichen 
Betriebszählnng  t.  14./yi.  1895  waren  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches  in  der  Leinen-  und  Jute- 
weberei etwa  30000  Hausindustrielle,  d.  h.  mehr 
als  ein  Drittel  sämtlicher  Gewerbetätigen  dieses 
Bemfszweiges  beschäftigt. 

So  ist  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  das  alte 
Leinengewerbe  in  die  Reihe  der  gmfiindnstriellen 
Frodnktionssweige  eingetreten,  wenn  anch  lang- 
samer nnd  mit  Ueberwindung  größerer  tech- 
nischer nnd.  wirtschafüicher  Schwierigkeiten  als 
die  anderen  Zweige  der  Textilindustrie.  Am 
raschesten  gewann  der  Groltbetrieb  in  Groß- 
britannien nnd  Irland  Boden,  sodann  auch  in 
Frankreich  und  Belgien  (letzteres  hat  eine  ver- 
hältnismäßig sehr  bedeutende  Ausfuhr,  besonders 
in  leinenen  Garnen),  während  Deutschland  nnd 
Oesterreich,  wenigstens  in  der  Weberei,  zum 
Teil  noch  an  der  alten  Produktionsweise  fest- 
halten. 

Die  Juteindustrie  ist  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  vor.  Jahrh.  in  Deutschland  einge- 
führt worden.  In  wenigen  Jahren  dehnte  sie 
sieh  erheblich  aus,  namentlich  zur  Zeit  des 
amerikanischen  Sezessionskrieges,  als  die  Baum* 
woUpreise  zu  einer  außerordentlichen  Höhe  em- 
porschnellten. Auch  die  immer  umfangreicher 
gewordene  Verwendung  der  Jute  zu  den  ver- 
sdiiedensten  Zwecken  nat  wesentlich  zu  ihrer 
Ausbreitung  beigetr^en.  Die  Juteindnstrie  hat 
ihren  Hauptsitz  in  Hamburg,  Bremen,  Brann- 
Rchweig,  Westfalen,  im  Königreich  Sachsen  und 
in  Süddeutschland-,  sie  bezieht  ihren  Rohstoff 
seit  1887  direkt  aus  Indieo,  während  er  bis 
didiin  durch  Vermittelang  £nglands  ^liefert 
wni^e.  Ihre  Entwi^elung  hat  indessen 
wiedelholte  Unterbrechnn^n  erfahren,  nament- 
lich zu  Anfang  der  achtziger  und  gegen  finde 
iex  neunnger  Jahre,  als  Üeberpro£inicai  und 


Konkurrenzkämpfe  die  Preise  der  Jntef abrikate 
erheblich  herabdrückten.  Zar  Abwehr  der  Ueber- 
erzengung  bildete  sich  im  Mai  1901  der  ^Verband 
deutscher  Juteindustrieller",  der,  ebenso  wie  der 
bereits  früher  gegründete  „Verband  deutscher 
Leineuindustrierier"  die  meisten  Werke  der 
Branche  umfaßt.  Neben  diesen  beiden  Ver- 
bänden bestehen  in  der  deutschen  L.  noch  eine 
ganze  Reihe  von  Interessenteavereinigangen, 
die  aber  mehr  Ertlichen  Charakter  haben. 

Was  die  Zollpolitik  der  einzelnen 
Staaten  betrifft,  so  ist  hierin  die  L.  im 
wesentlichen  denselben  Wandlungen  unter- 
worfen ^wesen  wie  die  Übrigen  Zweige 
des  Textilgewerbes.  In  Deutschlaad  machte 
das  strenge  Prohibitivsystem  der  älteren 
Zeit  zu  Anfang  des  19.  Jahrh.  niedrigen 
Zöllen  Platz.  In  den  verschiedeneo  Ver- 
einszolltarifen  wurden  die  Sätze  ailmfthlicäi 
erhöht,  bis  in  den  60  er  Jahren  wieder  eine 
Ermäßigung  eintrat  Die  Zollreform  von 
1879  und  1885  brachte  wieder  hohe  S&tze, 
welche  dann,  in  den  HandelsvertrSgen  des 
Jahres  1891  gebunden,  nur  in  wenigen 
Punkten  gemildert  worden  sind.  Der  deutsche 
Zolltarif  vom  Jahre  1902  hat  die  Zölle  für 
Game  und  Gewebe  nicht  unwesentlich  er- 
höht; die  neuesten  Handelsverträge  haben 
nur  geringe  Ermäßigungen  herbeigeführt. 
Durch  die  neuere  HaDdelsvertragspolitik 
Oesterreichs  sind  die  vorhältnismäfiig  hohen 
Sätze  der  dortigen  autonomen  Tarife  in  der 
Hauptsache  nicht  berührt  worden.  In  Eng- 
land wurde  durch  den  Tarif  v.  5.' VII.  1825 
eine  allmähliche  Herabaetzimg  der  bisherigen 
Schutzzölle  angebahnt,  bis  sie  der  fmn- 
zösisdie  Handelsvertrag  von  1860  gftnzlich 
beseitig.  Frankreich  hat,  von  zeitweisen 
Ermäßigungen  abgesehen,  wie  sie  u.  a.  die 
Handelsrerlragspolitik  des  Kaiserreichs  her- 
beiführte, hohe  Zölle  auf  Leinenwareo  ge- 
habt; auch  der  autonome  Tarif  von  lä03 
trägt  einen  entschieden  schutzzSllnerischea 
Charakter.  Die  Yereini^n  Staaten,  deren 
L.  bis  jetzt  noch  weniger  bedeutend  ist, 
hatten  durch  den  Tarif  v.  28./yiII.  IS&l  die 
ohnehin  mäßigen  Sätze  des  Mo  Kinlej-Tarifs 
V.  l./X.  1890  weiter  herabgesetzt;  dieselben 
wurden  jedoch  durch  den  Dinglev-Taril  t. 
24^yi.  1897  bedeutend  erhöht 

Ueber  die  jüngste  Preisentwicke- 
I  u  n  g  einiger  Artikel  der  h.  lassen  sich  auf 
Orund  der  amtlichen  Statistik  folgende  An- 
gaben machen: 

Bei  Flacbsgam  ist  unter  a)  solcbes  Nr.  30 
in  Landeshut  i.  Schi.,  unter  b)  solches  Nr.  SO 
in  Bielefeld,  bei  Werggam  unter  a)  solches 
Nr.  20  in  Landeahnt  i.  Behl.,  unter  b)  ulches 
Nr.  ao  in  Bielefeld,  endlich  bei  Hanf  solcher  in 
L&beck,  St.  Petersbureer  Runh.  verstanden. 
Die  Preise  besiehen  Bic£  fSr  Flachs-  und  Went> 
gamanllkginH.;  für  Hanf  auf  100  kg  in  S. 
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Jkhre       Flachsgant  Wer^^arn  Hanf 

ab  ab 

1871/75       a,34     —  —  — 

187^90       a,o7     —  1^9     —  — 

1S81 85  1,93  1,41  i,59  54,o8 

1886/90  1,80  1,93  1,34  1,46  52,92 

1891/9&  1.85  1,97  1,25  1,39  51,32 

I{Bt6/1900  1,72  1,86  1,33  1.43  58,50 

1901/190&  2,05  2,14  1,51  1,61  64,30 

Der  Preis  fQr  Bohjnte  stellte  sich  in  Harn- 
hxixg  iMarke  B.  F,  c)  anf  31,19  bezw.  31,97  U. 
fOr  100  kf  im  DnrchschniU  der  Jahre  1887/90 
benr.  1891/86  und  32,4  besv.  39,7  im  Dorch- 
■dmitt  der  Jahn  189Ö/1900  beiw.  1901^905. 

^IIL  Stotistik. 

1*  Boksloire.  a)  Flachs.  Flachs  wird  in  der 
Haaptaache  in  Europa  gewonnen.  Im  Jahre 
1900  betmg  der  Oesamtertrag  der  enropäischen 
Flachsernte  ö95  444  802  kg.  Seit  den  neunziger 
Jahroi  ist  der  Flachaban  in  fast  allen  Erzen- 
nnQriindem  im  Rflckgang  begriften.  Es  wird 
3to  in  erBto*  Linie  dem  Säken  der  Flachspreise 
naucbreöben  sein,  welches  ednersmte  wiederam 
ia  der  »mebmenden  Verwendung  der  baam- 
woUenen  ond  halbleinenen  anstatt  der  rein- 
Jemenen  Stoffe  seine  Erklärung  findet.  In 
jttngater  Zeit  machen  sich  Bestrebangen  geltend, 
den  Flachsbaa  in  einzelnen  Gegenden,  insbeson- 
dere anch  in  Deotschland,  an  neben. 

Das  wichtigste  Prodnktionsland  ist  Ruß- 
land, Wellies  etwa  80%  seiner  Erzengang  an 
die  atuländiacbe  L.,  namentlich  an  die  franrö- 
siaohe,  deotsehe  and  englische,  absetzt.  Doch 
ist  anch  hier  die  Flaclukaltiir  im  letzten  Jahr- 
sehnt xnrBcfcgegangen  ond  zwar  Ton  1 622500  ha 
der  Anbaaflttche  nnd  341  Hill,  kg  Ertrag  im 
Jahre  1690  anf  93^641  ha  bezw.  216  Mill.  kg 
im  Jahre  19Ü0.  Neben  den  bereits  erwähnten 
Grttnden  kommt  für  Bnfiland  noch  in  Betracht, 
da£  die  dortigen  Flacbsbfiden  durch  jabrbnndert- 
langen  Banbbaa  derartig  erschöpft  und  flachs- 
mQde  »ind.  daQ  eine  weitere  Flachsknltnr  immer 
unlofanender  wird.  Neuland  in  klimatisch 
güSAtig  gelegenen  Gebieten  steht  nicht  mehr 
rar  Terfwung,  die  russische  Flachserzeugiuig 
wird  infolgedessen  im  Laufe  der  Zeit  voraas- 
siebüich  noch  geringer  werden.  Dasselbe  gilt 
TOD  der  Qoaliät  des  russischen  Flachses,  die 
schon  in  den  letzten  Jahren  erheblich  nach- 
gelaaaen  hat. 

Im  Dentachen  Betcbe  hat  sich  die  mit 
Flachs  bestellte  Fläche  von  183  900  ha  im  Jahre 
l^TTS  anf  10»  297  ha  im  Jahre  1883  and  auf 
609&6  ha  im  Jahre  1893  verringert.  Neuere 
Angaben  liegen  nicht  vor.  Der  Flachsertrag 
wira  fldt  I60U  nicht  mehr  ermittelt;  w  wurde 
für  den  Anfang  der  achtziger  Jahre  auf  44  Hill, 
kg  geschätst.  Die  heutige  Flachserute  Deutsch- 
landtf  liefert  rund  Vi«  des  im  Inlande  Terspon- 
neneu  Flachses,       müssen  eingeführt  werden. 

In  Oesterreich  betmg  (ue  Anbaufläche 
fBr  Flachs  1873  noch  1U2U9  ha,  sank  dann 
1886  bis  auf  81084  ha,  hob  sieh  dann  wieder 
IStsa  anf  92  HÖ2  ha,  um  bis  189ä  Ton  neuem  auf 
630ÖO  ha  nnd  bis  1904  aaf  rund  710U0  ba 
hermbzogeben.  Die  jährliche  Flacbaerzeugung 
dieses  Landes  beträgt  etwa  39  MilL  kg.  Aach 
die  Anb«aflAche  Ungarns  hat  sich  verringert. 
Im  Jahre  1896  worden  5,4  und  im  Jahre  1904 


3  Mill.  kg  Flachs  erzeugt  In  Frankreich 
ist  die  Anbaufläche  tou  78440  ha  im  Jahre 
1875  auf  33  163  ha  im  Jahre  1894  imd  auf 
23  640  ha  im  Jahre  1903,  in  Italien  von 
dnrchschnitüich  82  4Ö3  ha  in  dem  Zeitraum 
1870/74  anf  52000  ha  im  Jahre  1895,  in  Ir- 
land (in  Großbritannien  ist  die  Flacbsproduk- 
tion  ganz  unerheblich)  von  43  289  ha  im  Jahre 
1874  anf  18 692  ha  im  Jahre  1905.  in  Belgien 
von  67046  ha  im  Jahre  1866  anf  40  078  ha  im 
Jahre  1880 zarhcbg^^angen.  DieNiederlande 
hatten  in  dem  Zeitraum  1861/70  eine  Anban- 
flSche  Ton  durchschnittlich  21 303  ha  aufzu- 
weisen, dieselbe  sank  bis  1884  anf  10567  ha 
nnd  st^eg  dann  wieder  bis  anf  17  070  ha  im 
Jahre  lf«9:  1895  betmg  sie  13871  ha,  19U1 
12  995  ha. 

Von  aullerenropftischen  Ländern  kommen  für 
die  Flacbskultur  besonders  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  in  Betracht,  deren 
Anbaufläche  im  Jahre  1905  1  076906  ha  betrug 
gegenilber534000haimJahrel889.  Trotzdieser 
Zunahme  der  Anbaufläche  ist  jedoch  die  Fasei^ 
gewinnung  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte 
sehr  znrückgegangen,  so  daß  jetzt  die  gesamte 
Flachsproduktion  fast  nur  noch  der  Samenge- 
winnung dient.  Das  Flachsstroh  wird  haupt- 
sächlich zur  Papierfabrikation  und  in  der  Land- 
wirtschaft verwendet  Die  L.  ist  wenij?  be- 
deutend. Auch  in  den  anderen  überseeischen 
Staaten  (Britisch-Ostindien,  Argentinien  usw.) 
dient  der  Flachsbau  banptsfichlich  zur  Gewinnung 
von  Leinsamen. 

b)  Hanf.  Die  Herstellung  von  Hanf,  der 
in  seinen  feineren  Sorten,  für  sich  oder  mit 
Flachs  gemischt,  zur  Herstellnng  grober  Lein- 
wand verwendet  wird,  wird  auf  etwa  340  Hill, 
kg  jährlich  geschätzt.  Bnßland,  der  wichtigste 
Produzent  lieferte  im  Jahre  1900  109  Mill.  kg; 
Oesterreich- Ungarn  produziert  jährlich  etwa 
70  Mill.,  Julien  90  Mill  nnd  Deutschland 
10  Mill.  kg  Hanf.  Die  Anbaufläche  ist  in  fast 
allen  enro^ischen  Ländern  zurückgegangen  nnd 
zwar  in  Rußland  von  550  3(X)  ha  im  Jahre  1880 
anf  386  522  ha  im  Jahre  1900,  in  Italien  von 
134  871  ha  im  Darchscbnitt  der  Jahre  1870f74 
auf  lOöOOO  ha  im  Jahre  1895,  in  Frankreich 
von  84187  ha  im  Jahre  1890  auf  22  672  ha  im 
Jahre  1903  nnd  im  Deutschen  Reiche  von 
21  200  ha  im  Jahre  1883  auf  7921  ha  im  Jahre 
1893.  Oesterreich  hatte  im  Jahre  1904  eine  An- 
baufläche von  29000  ha,  Uagarn  eine  solche 
von  66  000  ha  mit  Hanf  bestellt 

Für  die  Deckung  des  Bedarfs  der  europäischen 
Hanfindnstrie  kommt  von  aoßerenropäi- 
schen  Ländern  neuerdings  namentlich  die 
Inselgruppe  der  Philippinen  in  Betracht,  welche 
den  eigentttmlichen  ,JlaiiiiA-BaBf"  liefern. 
Von  dwsem  wurden  1.  J.  1904  für  88  Mill.  M. 
ausgeführt  Die  Hanfproduktion  der  Vereinigten 
Staaten,  welche  i.  J.  1890  11,69  Mill.  kg  be- 
trug, bei  einer  Anbanfläche  von  rand  25000  Acres, 
ist  im  LaÖFe  der  letzten  Jahrzehnte  sehr  zurOek- 

fegangen.  Britisch-Ostindien  hat  in  jüngerer 
eit  ntr  die  Hanlproduktion  Bedeutung  ge- 
wonnen. 

c)  Jute.  Dieser  neuerdings  in  immer  steigen- 
dem Maße  Verwendung  findende  Spinnstoff  wird 
fast  aasschlieülich  in  Ostindien  (Bengalen)  an- 
gebaut Die  Produktion  betmg  i.  J.  1904 
7490000  Ballen;  3100000  Ballen  gingen  davon 
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nach  Europa,  550000  Ballen  nach  Amerika  und 
3900000  Ballen  wnrden  in  indischen  Fabriken 
verarbeitet  and  dienten  dem  einheimischen  Be- 
darf. Der  Wert  der  indischen  Jateaasfnbr 
flteUte  sich  i.  J.  1880/Bl  anf  ö3  HiU.  H.,  1903/04 
auf  163  MUl.  H. 

2.  L>-  und  Jutelndnstrlfl.  a)  0«aaiiit> 
Übersicht.  Ueber  den  Umfane  dieser  Indostrle 
in  Europa  lassen  sich  für  den  Anfang  der 
90er  Ji^re  folgende  statistische  Angaben  machen, 
die  znm  Teil  allerdings  durch  die  jüngste  Ent- 
wickelnng  mehr  oder  minder  Qberholt  sein 
werden.  Zuverlässigere  neuere  Zahlen  liegen 
für  die  meisten  nachstehenden  Länder  leider 
nicht  vor.  Immerhin  ist  aus  der  Zusammen- 
fltellung  der  rerhältnismäCige  Anteil  der  ein- 
zelnen Länder  an  der  L.  etwa  zu  erkennen. 


Spindeln 
I  530046 

573  977 
384  800 

414694 
306000 
250000 

98556 


Kraft- 
stahle 
63  337 

17619 

4  6t6 

17055 

4  755 
9 

7548 


Hand- 
stflhle 

? 

28  892 
64025 
150000 

? 

•> 

15  266 


Länder 

Großbrit.  n.  Irl. 
Frankreich 
Oesterreich-Üng. 
Deutsches  Beidi 
Belsen 
Rnilland 

Uebriges  Europa  

zusammen    3  55S  073        ?  ? 

Bezüglich  der  einzelnen  Länder  ist  noch 
folgendes  zu  bemerken: 

b)aTOBsbritamiieii  und  Irland.  Diebeiden 
obigen  Oesanitziffem  verteilen  sieh  derart,  daß 
anfdie  Flachsindnstrie  1 196  331  Spindeln  und 
48714  Kraftstühle,  anf  die  Hanflndostrie  63673 
Spindeln  und  516  Kraftsttthle  und  auf  die  Jnte- 
industrie  2!'0039  Spindeln  und  14107  Kraft- 
Stuhle  entfallen.  Hanpt«itz  der  Leinenweberei, 
dea  wichtigsten  Zweiges  der  englischen  L.,  ist 
Irland.  Im  J.  1895  waren  33540  männliche  nnd 
7&362  weibliche  Arbeiter  beschäftigt. 

Fflr  Flachs  nnd  Werg  berechnet  sich  ans 
der  Einfuhr  (a),  der  heimischen  Produktion  (b) 
nnd  der  Ausfuhr  (c)  der  Verbrauch  (d)  wie  folgt 
{Angaben  in  Hill.  engl.  Pfd.); 


1860 
1868 
1877 
1888 
1896 

igo& 

Es  wnrden  amgefQbrt: 

leinene  Ge-  ui„.„^ri-«.-  lein.  Waren 

Jahre      webe      ^*vin  p!^  öberhaupt 

MUl.  Yards  Hill.  £ 

1860        144             31  6,6 

1868        aio             33  9,4 

1877         178              19  71 

1888         177              15  6,4 

1»96        174             19  6,0 

190&         183              15  7,3 

Die  englische  L.  bat  danach  in  letzter  Zeit 
keine  Fortachritte  machen  können.  Dagegen 


a 

b 

zus. 

c 

d 

164 

53 

217 

6 

211 

209 

56 

265 

6 

259 

»59 

49 

308 

3 

305 

205 

46 

251 

9 

242 

213 

30 

243 

10 

333 

302 

21 

333 

7 

3 16 

stieg  in  dem  Zeitraum  von  1877 — 1906  die 
Ausfuhr  der  Jutegarne  von  217424  £  auf 
601034  £,  die  der  Jutefabrikate  von  1547443  £ 
anf  2078669  £. 

c)  Frankrelcb.  Die  mechauiache  Weberei 
bat  in  diesem  Lande  schneller  festen  Fuß  ge- 
faßt als  in  den  Obrigen  europäischen  Staaten, 
indesfien  überwiegt  auch  beute  noch  die  Zahl 
der  Handstühle.  Im  .1.  1904  wurden  für  65,1 
MiU.  Frcs.  Flachs,  für  43,6  Mill.  Pres-  Jnte  nnd 
für  173  MUl.  Frcs.  Hanf  eingeführt.  An  Flachs 
und  Hanf  wurden  für  19,8  MÜl.  Frcs.  ausgeführt. 
Gleichzeitig  wnrden  für  4,7  Mill.  Frcs.  Flachs- 
und  Hanf-  nnd  Bamiegam  nnd  für  9.2  Hill. 
Frcs.  Gewebe 'ans  Flachs,  Hanf,  Bamie,  Jnte 
oder  neuseeländischem  Hanf  eingeführt.  Die 
Ausfuhr  von  Garneu  ans  Flachs,  Hanf  nnd  Ramie 
hatte  einen  Wert  von  26,2  Hill.  Frcs.,  di^enige 
von  Geweben  dieser  Art  (auch  ans  Jnte)  Su5 
MiU.  Frcs. 

d)  Oeaterreioh  •Ungarn.  Bei  der  Öster- 
reichischen Volkszählung  vom  31./X1I.  1900 
wnrden  18322  Haupt-  nnd  1374  nebensächlich 
tätige  Flachs-,  Hanf-  und  Jntespin&er,  ferner 
34  591  Hanp^  und  6106  nebensächlich  atige 
Leinen-  nnd  Jnteweber  ermittelt  Doch  sind 
diese  Zahlen  unzuverlässig.  Die  verhältnis- 
mäßig geringe  Zahl  der  Spinner  erklärt  sich 
dadurch,  daß  Zurichtung  nnd  Spinnerei  des 
Flachses  noch  zum  großen  Teil  in  der  Form  des 
HausfleilleB  sich  vollziehen  und  daher  in  der 
Berufsgliederung  nicht  zutage  treten.  Die  öster- 
reichische L.  bat  hauptsächlich  im  Beichenberger 
Bandelskammerbesirk  ihren  Sitz. 

Im  J.  1904  betrug  die  Einfuhr  an  Flachs 
21,9,  an  Flachswerg  1,7,  an  Hanf  ö,3,  an  Hauf- 
werg  0,3,  an  Jute  17,0,  an  Fladisgamen  3^, 
an  Hanfgarnen  1,2,  an  Jnteg^am  1,2  nnd  an 
Leinengarn  0,8  Hill.  Kronen.  Die  Ausfuhr  stellte 
sich  fUr  Flachs  auf  5,0,  für  Flachswerg  auf  2,2, 
für  Hanf  auf  3,3,  für  Hanfwerg  auf  2,1,  Ar 
Fiachswerggame  auf  5,8,  für  Flachsgame  auf 
7,3,  für  Hanfgame  anf  1,0,  für  Leinengarne  auf 
1,6  und  für  fertige  Leinenwaren  anf  18,6  HiU. 
Kronen.  Die  Ausfuhr  von  Jnte  und  Jutegarnen 
ist  unbedeutend. 

Deutsehes  Beich.  Nach  der  Gewerbe- 
statistik von  1895  waren  in  der  Flacfa»-  und 
Hanfindastrie  275  900  mechanische  Feinspindeln, 
22311  Handwebstühle  und  1763H  Kraftsttthle. 
in  der  Juteindastrie  73006  Spindeln,  107  Band- 
webstühle und  4355  Kraftstühle  vorhanden. 
Spätere  private  Schätzungen  zeigen  znm  TeU 
wesentlich  höhere  Ziffern.  Die  ^blnngen  da 
Verbandes  deutscher  Leinenindnstrieller  ergaben 
für  1900  3270CX)  Spindeln  nnd  27000  Knft- 
stuhle  für  die  Flachs-  und  Hanfindnstriej  die 
Zähtungen  des  Vereins  deutscher  inteindustneller 
für  1901  ca.  148000  Spindeln  nnd  7100  Kraft- 
stühle für  die  Jnteindnütrie.  Die  Betriebs- 
zählung vom  14./VI.  1885  führt  fUr  ^e  Flach*-, 
Hanf-  und  Jutespinnerei  1405  Hauptbetriebe 
mit  30873  Arbeitern,  für  die  Leinen-  und  Jute- 
weberei 34606  Hauptbetriebe  mit  73^1  Ar- 
beitern anf. 

Die  für  das  Jahr  1897  vom  Reichsant  des 
Innern  veranstalteten  Prodnkttonserhebnnga 
ergaben  für  die  L.  folgendes: 
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Fikiktte 


Henj 
1000 


Terkanb- 

wert 
1000  H. 


Flackf-  n.  FUdiswergnrtte 
Jntegirn 

üin  «a  H«Bf  vaä  uuleren 
Futfstoffn 

Hu^  nd  mutige  But- 

Kb-  nnd  Aaafahratatistik  staltete  sich 
kd^lidi  der  Bohstoffe  wie  ftägt  in  t: 

Hanf 


34000 
91400 

3760 
? 

74990 

? 


42538 
3791« 

3688 
83  401 
45674 

9093 


Flubi 

(ander  Manila- 

hanf) 

Eint 

Anef. 

Einf.  Ansf. 

SS  406 

30450 

48175     »4  539 

58635 

24  7>o 

47  438     23  289 

49324 

16  213 

46475  18226 

HU  06 

5*446 

18433 

41  699      M  601 

Bede  (Wenr) 

Jnte 

Jibn 

Einf. 

Ansf. 

Sinf.  Ansf. 

l-tWSO 

>7  5>9 

8713 

59  078  910 

31  448 

8846 

84  399      5  0*5 

37  786 

10  964 

105  432     12  230 

30313 

10034 

137  414      7  594 

BcMuden  bemerkenewert  ist  die  bedentuide 
Ärakfane  dea  Verbranehs  an  Bt^ate,  deren 
Emfohr  L  J.  1880  erat  17664  t  befrag. 

Beim  Anfieabandel  in  Leinengarn  Aber- 
▼Kft  Dwentlich  in  den  mittleren  Sorten,  ganz 
TtWolich  die  £infnhr,  welche  in  der  Hanpt- 
«ubc  au  Oesterreich,  Ungarn,  Belgien  tind 
(•ruUbritannien  erfolgt.  ÄI9  Ansfnbrland  kommt 
'•'»«hmlieb  Oesterreich- Dngam   in  Betracht. 

Eotwickelnng  des  Aiiüenhaodels  in  Leinen- 
nn  ist  ans  der  nachstehenden  Uebenicht  er- 
•Kbtlieh.  £•  betrag 


Einfuhr 


Änifnhr 
t      MiU.  M. 
1178  2,2 
"35  »,9 
1405  2,5 
J463  2,9 


t  HiU.  M. 

!«*30       10870  18,7 

1M>.V6       10416  17,9 

t'-%UO       13  153  18,3 

"X'^Ob       10408  17,9 

In  J.  1905  wnrden  an  Leinwand,  leinenem 
Zviiiich  ud  Drillich  sowie  an  leinenem  Tisch-, 
vu-  oad  Handttlcherzeag  40ö8  t  im  Werte 
1'«  IT^  ViU.  U.  ansgefahrt  nnd  nnr  627  t  im 
K'vt«  TOB  6.4  Hill.  II.  eingefttbrt.  Die  dem- 
tvh  rtbebUcli  fiberwiegen«  Ansfnhr  richtet 
"'b  hMptsftehlich  nach  den  Vereinigten  Staaten 
Anerika.  nach  DSnemark,  Schweden,  der 
^haric  und  den  Niederlanden.  Die  Einfnhr 
triitiici  aas  Omflbritannlen  nnd  ans  OestOTreieh 
<  ocan. 

lilentars  &  BÜd^brand,  Verganffenheü  und 
fJ^tnmi  der  deuiaeken  JAiamind»»tri€,  Jahrb. 
/■  .V«L,  iu.  SS,  &  M/g.  —  B.  PoUhoff,  Art. 
.ih«  UimemimduMlne"  im  Hvni^mtK  da"  Wirt 
MKtfukmmde  DetiUeSkmdt,  S,  Bd.,  Leipfig  190S. 
—  UtfwH^  Dte  Leinen'  und  WäaeheinduBtHe, 
7  dur  Sekrißeit  dtt  Handelnertragneretrt», 
Bnüm  1901,  —  IferB^be,  Dte  leinm-,  Wäsche-, 
B*mf-  mnui  Jt^Jndvttrie,  Sehrtften  de»  Vereint 
fir  IMaipoUH»,   Bd.  10»,  JMptig  190B.  — 

Vtnntaefc  der  Telkswlrttohaft.  IT.  Anfl.  Bd.  II 


P.  SehüUe,  DU  JiOsinduatrie,  Art.  im  Savd' 
buch  der  WirUchaJUhunde  DeuUchlandä,  S.  Bd., 
Leiptig  1903.  —  O.  SehmoUer,  Zur  Qesehiehte 
der  deutachmi  Kleingewerbe  tm  29.  Jakrh.,  Salle 
1870.  —  Derselbe,  Die  Eaiwiekehmg  und  Mriti» 
der  «ImtKAm  W^terti  in  10.  JbArA.,  BmUn 
1973.  —  Weltmann,  Zur  SfoKiMt  der  Leinen- 
imduMrie  und  dea  Leggeweeeji»,  Münden  1878.  — 
Zbnmepmaiin,  Bi/ÜU  und  VerfaU  de»  Leüim- 
gewerbe»  im  Heidetien.  Sretlau  1885.  —  C.  BOler, 
Der  Säckgang  der  SandieinwaJidindwtrie  de» 
Mänatertandei,  Leipzig  1906.  —  E.  Homung, 
Entwickelung  und  Niedergang  der  hannoverschen 
Leinwandindustrie,  Hannover  1905.  —  W.  Leada, 
Art.  „Leinenindiutrit",  H.  d.  St.,  f.  Aufi.,  Bd.  V, 
S.  611/g.  —  V.  Jitraaehele,  U^ieniiehten  der 
(TeUwirUeAqftj  Berlin  1896  (Jahrg.  1890—1909 
im  Erteheinan  begriffen).  —  DeuUehe»  Sanädt- 
arekie,  ksramgegeben  im  Beidmimt  des  hmem, 
Berlin  1909  und  fiHker.  —  SbOietit  des  Deut- 
sehen Beiehs,  Berlin  1906  und  früher.  —  Nach- 
richten  und  Berichte  über  Handel  und  Industrie, 
herttuagegeben  m  Beiehsamt  des  Innern,  BerU» 
1906  und  froher.  A.  WimutngluiMB. 


geb.  1S06  im  Dorfe  La  BiTi^re  bei  Honflenr, 
bekleidete  die  Aemter  eines  Oberingenieurs  nnd 
spfiter  Qeneralinapektors  der  Bergwerke,  war 
Staatsrat  nnd  Senator  nnd  starb  am  1&/V.  1882 
in  Paris. 

Er  begrttndete  eine  indnktive  üntersaehnng»' 
methode  der  sittlichen  nnd  wirtechaftliehen  Zu- 
stände von  Arbeiterfamilien,  stellte  Arbeiter- 
bndgets  aef  nnd  war  ein  Lobredner  der  patri* 
archalischen  Solidarität  zwischen  Heister  nnd 
Geselle,  Landwirt  und  Gesinde,  und  im  Kansal- 
nezQs  damit  agitierte  er  fQr  Neahelebnug  des 
Altruismus  innerhalb  des  christlichen ,  den 
-d^alogue  Stemel"  zur  Bichtschnnr  nehmenden 
Familienverbandes.  Vater  der  sog.  Le  Plajschen 
Schule,  welche  auf  moralisch-religiOser  Basis  die 
Lösung  der  aozialrai  Frage  auf  friedlichem  Wege 
befürwortet. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir  als  die  be- 
deutendsten: Les  ouTriers  europ^ens.  Etndes 
sur  les  travanx,  la  Tie  domestiqne  et  la  condi- 
tion  moräle  des  populations  ouTriäres  de  l'Europe, 
pn^cedes  d'nn  expos6  de  ia  methode  d'ohserTa- 
tion,  Paris  ISöö  (Ton  der  Pariser  Akademie 
lb64  preisgekröntes  Werk);  dasselbe,  2.  Aufl., 
6  Bde.,  Tours  1877—79.  —  La  reforme  sociale 
en  France,  didaite  de  l'observation  comparie 
des  peuples  enrop6en8 ;  2  Bde.,  Paris  1864;  das- 
selbe, 2.  Aufl.,  2  Bde.,  Tours  1866:  dasselbe, 
a  Aufl.,  3  Bde.,  ebenda  1867-  dasselbe,  4.  nnd 
6.  Aufl.,  ft  S  Bde.,  ebenda  1872—74;  dasselbe, 
6.  Aufl.,  4  Bde.,  ebenda  1878;  dasselbe,  7.  Aufl.. 
3  Bde.,  Paris  1887.  —  L'organisation  dn  traTail 
selon  la  coutume  des  ateliers  et  la  loi  du  ddca- 
logne  etc.,  Toms  1870;  dasselbe,  2.— Ö.  Anfl., 
ebenda  1870—88;  dasselbe  in  engl.  Uebersetzung, 
Philadelphia  1872.  —  L'organisation  de  la  famille 
Selon  le  vrai  modMe,  signalö  par  l'biatoire  de 
tontes  les  races  et  de  tous  les  temps,  Paris  1871, 
dasselbe,  2.  Aufl.,  ebenda  1876;  dasselbe,  3.  Anfl., 
ebenda  1884.  lApperL 
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liefernngseeBdififte 

8.  Spekulation,  Zeitgeschftfte. 


Lingaet,  Simon-Nicolas-Henri, 

geb.  14./Vn.  1786  in  Beima,  während  der 
Scbreckensberrscfaaft  hingerichtet  in  Pari«  27./VL 
1794 ;  vgl.  Art  „SozialinBiu  und  KommnnismiiB'*. 

Carl  Ctrünberg. 


List,  Friedricli, 

geb.  am  6/VII[.  1789  in  EentUngen,  gest.  am 
Su./XI.  1846  nnweit  Kaftttein  «Inrcb  Selbstmord. 

List  war  seiner  Zeit  am  Jahrzehnte  Torans- 
geeilt,  und  deshalb  ernten  jetzt  erat  seiue  Epi- 
gonen, was  der  große  an  der  g^ntigen  Be- 
scbräuRtheit  und  partikolaristischeu  Engherzig- 
keit des  damaligen  Dentscbland  zngrande  ge- 
gangene  handelspolitische  WirtschaftBreformer 
znm  Wohle  seines  dentschen  Vaterlandes  ge- 
B&et  bat 

Als  Agitator  für  die  Einignng  Deutschlands, 
insbesondere  durch  seine  Propaganda  für  Zoll- 
einigQDg  und  Eisenbahnansdehunng  hervor- 
ragend. Er  bekämpfte  das  im  „bodenlosen  Ktismo- 
poTitisDias"  verharrende  industrielle  System 
DentBchlands,  an  dessen  Stelle  er  ein  konse- 
quentes Schutzsollsystem  fordert  Er  schaf  die 
Lehre  von  den  produktiven  Kräften,  in  Anwen- 
dnug  auf  den  Satz,  daß  die  perpetnierlich  wir- 
kende Kraft,  Reichtämer  zn  sammeln,  nnermeß- 
lieh  wertvoller  sei  ata  der  Reichtnm  selbst. 

Von  Lists  Schriften  seien  genannt:  Das  na- 
tionale System  der  politischen  Oekonomie,  Nen- 
dmck  nach  der  Aas&:abe  letzter  Hand.  Jena  1905. 
(Sammlung  sozialwissenscbaftlicher  Heister, 
heraosgeg.  von  (Prof.)  H  Waentig,  Bd.  III.)  — 
Friedrich  Lists  gesammelte  Schriften,  herausg. 
von  LuilwigHäasser,  3  Bde.,  Stuttgart  1850—51. 
Von  Uebenetznngen  seines  „Nationalen Systems' 
sei  hier  nnr  aufgeffihrt :  „HanloBajiMafl  cncraiu 
•KOMOMiH"  (ttbersetzt  von  K.  Tribnikoff,  St.  Peters- 
burg lH92j.  LipperL 


Lizenzen. 

1.  Geschichtliches  und  Allgemeines.  2.  Ge- 
setzgebung. 

1.  Gescliiditlicheg  nnd  AUgemeines. 

L.  nennea  wir  eine  ganze  Reihe  von  Er- 
lauboiserteilungea  oder  die  SchafFung  eines 
Ansnahmezustandes  im  Wirtschafts-  und 
Bechtsleben.  Ij.  hiefien  in  den  Klöstern  die 
TOD  den  Äebteo  den  Mönchen  zugestandenea 
Dispenaationen  von  Elosterr^eln  und  Kloster- 

febräiichen.  Die  licentia  maritalts  war  in 
er  fränkischen  Gesetzgebung  der  Ebe- 
konseoB  des  Herrn  bei  Verheiratung  seines 
Leibeigenen.  L.  (Freibriefe)  waren  zur  Zeit 
der  KuntinentalspetTe  wälurend  der  napoleo- 
nischeo  Eriegszeit  von  der  englischen  oder 
französischen  R^erung  ausnahmsweise  er- 
teilte Handelserlauboisse. 

Indessen  gehört  vor  allem  der  Begriff 


L.  dem  Steuerweseo  an.  L.  (droit  de  Ucence, 
liceose)  sind  Formen  der  Besteuerung,  die 
einen  doppelten  Charakter  haben,  indem  sie 
teils  zu  den  Aufwandsteuem  hinneigen,  teils 
gewerbesteuerartige  Abgaben  sind.  Sie  haboi 
sich  regelmäßig  aus  dem  staatlichen  Koa- 
zessionswesen  auf  dem  Gebiete  des  Oewerbe- 
reclits  entwickelt  Und  auch  heute  noch 
sind  eäe  fflr  nic^t  nnbedingt  freigegebene 
Gewerbebetriebe  anfrechterhaJten  worden, 
z.  B.  für  den  Kleioabsatz  mit  Getrftuken 
und  für  die  Fabrikation  anderer  Yerbrancha- 
steuem  unterliegender  Waren.  Gnmdsätz- 
lich  mit  dem  Systeme  der  Gewerbefreihdt 
unvereinbar,  haben  sie  sich  dennoch  teils 
aus  polizeilichen  Rilcksichten,  teils  als  Konse- 
quenz der  rechtlichen  Stellung  gewisser 
(Gewerbebetriebe  als  durchaus  berechtigte 
Ergänzungen  des  Steuersystems  bewährt 
Steuertechnisch  und  steuerpoli tisch  erscheinen 
sie  einmal  als  wirkliche  Knnzessions- 
gebühren  (L-gebühren)  fQr  die  einmalige 
Erlangung  oder  die  periodische  Erneuerung 
der  Befugnis,  gewisse  Gegenstände  zu  pro- 
duzieren oder  mit  solchen  Handel  zu  treiben: 
sie  w^erden  dann  nach  der  Höhe  der  ver- 
ursachten Kosten  bemessen.  Sodann  aber 
sind  sie  eigentliche  Steuern,  die  nach 
Maßgabe  gewisser  Merkmale,  wie  Betriebs- 
umfang,  Rauminhalt  und  Mietpreis  der  Ge- 
schäftslokalitäten u.  dgl.,  bemet^sen  werden. 
NaturgemäB  wirken  die  L.  dann  mehr  als 
Gewerbesteuern  denn  als  Aufwandsteuem. 
Endlich  können  die  L.  Hilfsmittel  der 
Kontrolle  von  Produktion  und  Verschleifi 
gewisser  Gegenstände  s>in,  wenn  sie  mit 
anderweiten  Formen  der  Besteuerung  kon- 
kurrieren und  den  Zweck  haben,  mit  nie- 
drigen Zuschlagssfttzen  den  richtigen  Ein- 
gang der  Hauptsteuer  zu  sichern. 

2.  GesetzgAbnng.  Frankreich.  Das  fran- 
zösische L.sy8tem  biHet  ein  Anhänsrsel  der  lie* 
tränkesteuern  und  einzelner  anderer  Aaflagen 
nnd  hat  die  Wirkung  einer  untergeordneten 
speziellen  Oewerbe^tener.  Finanziell  erheblich 
Bud  die  L.  nnr  bei  den  Getränkestenem.  Die 
neuere  französische  Gesetzgebnng  hat  das  leitende 
Prinzip  der  Beatenerang  des  Ancien  lUgime, 
dem  droit  annnel  für  Wirtschaften  (seit  IßtO), 
entlehnt  nnd  es  für  den  Getränke  verschleiß  and 
andere  Geschäfte  (Tabak,  Transportun temeh- 
mungen)  aufgestellt  (G  v.  28/lV.  1816).  Diese 
Grnndsätze  smd  in  der  Hauptsache  auch  heute 
noch  in  Kraft  Die  stenerpnichtigen  Geschälte 
sind  vor  Beginn  des  Betriebes  der  Stenerbehtirde 
anzumelden  (declarer).  Der  Betrieb  ist  von  einer 
speziellen  Krlaubniserteilttiig  nnd  der  Erlegung 
einer  Abgabe  (beides  licence  genannt)  abhängig. 
Der  Steuersatz  besteht  in  einem  Fixnm  per 
Qnartal  oder  Jahr,  das  nach  Betriebsam fann- 
nnd  Ortsklassen  abgestuft  ist  Die  Steoerpdicn- 
tigen  werden  wie  bei  den  fibrigea  direkten 
Stenern  in  Stenerrollen  eingetragen  und  aof 
Anzeige  der  StenerbehSrde  eingezogen.  Trotz 
ihres  Charakters  als  direkte  Stenern  rechnet  dl« 
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fufSnehe  KomenUfttnr  die  It.  nt  den  «in- 
lütho*  Steaeni.  Sttng  1906:  mßil  Hill, 
fifv  i'Getrioke  ond  GffentUche  Fuhrwerke). 

EsziAiid.  Die  ungemein  reich  gegliederten 
zii  watiacli  wichtigen  L.  in  England  ent- 
nimnKn  mm  Tei)  Uteren  polizeilichen  Reanlie- 
'as^,  namentlich  des  Scbankgewerbes,  im  Inter- 
*<*4erSKfaerbeits-  und  OesoadheitsTerwalning, 
tao  T«!  «ind  nie  ans  dem  Stempel-  und  Accise- 
«rrVD  benosgewmcfaseD.  Ihr  Charakter  ist  dem- 
itmiä  lowoU  TerbraQchssteaerartig'  als  auch 
ftvtrbestenerartig.  Mu  nntericheidet  zwei 
Bnpunippen,  Tun  denen  die  erste  die  ^fewerb- 
rUiLUsteaern  in  VerbindnnemitTer- 
'TtBfhRtceaerartikeln  nmfaUt  nnd  Ton 
:-UK>rben  und  Kontrolltendenzen  beherrscht 
M  Sie  betreffen  Weiu^  Bier,  Branntwein, 
Kcoftweia,  Het,  Obstwein  nnd  Tabak,  Ton 
f-icbeo  jede  Oroppe  In  3  Äbteilnngen  (Fabri- 
ustea.  HKodler,  VerachleiSer)  zerfilUt.  Die 
EiEuelbfcilen  sind  dnrcb  mancherlei  YolIzagsTor- 
•  jrilten  ^eoaa  geregelt.  Die  Stenersätze  zählen 
II-  gxaxen  74  Abstufungen.  —  Die  andere 
Hiafterappe  wird  Ton  Spezialgewerbe- 
•t-nern  für  die  Berdfe  der  RechtoanwKlte, 
Ai'ttff  ond  anderer  Gericbtspernonen,  ferner  fOr 
(1*  VorfsbankjreMhftft  nud  den  Betrieb  gewisser 
ipDDdbettasrhfidlicher  Fabriken  gebildet.  Die 
«erden alJ jfibrticb  inätempelform  erhoben, 
■nder*- L.  «änlen  zur  Accise.  Der  Ertrag  der 
i.  in  Bmaer,  Branntweinbrenner  und  der 
'  luiilcr  mit  patentierten  Heilmitteln  fiießt  in 
-•."Uatflkafse,  derjenige  der  übrigen  fließt  den 
'  iai  Verwaltungen  zu. 

Du  L^em  bat  ancb  in  den  Vereinig- 
ito  älaaien  tob  Nordamerika,  in  ßn£- 
und  in  Bnmftnien  Anwendung  ge- 

16'in 

£nieArtL.  ist  auch  die  Bet riebsstener 
«  Prtaßen  (G-  t.  24./VI.  1891),  die  als  jähr- 
Lt  S^aschlag  rar  Gewerbesteuer  vom  Betrieb 
Tti&iv  nnd  Srhank Wirtschaft  und  Tom  Elein< 
.lüM  mit  9piritnosen  mit  dem  Charakter  einer 
k  BU«>iiijn0gebllbr  erhoben  wird.  Steuersätze: 
V  Va.  sä,  äO  nnd  100  U. 

hknteri   Hock,    Offfcnlliche  Abgabm  und 
fS'tJn,,  Stuttgart  186S,  S.  167 fg.  —  Zeller, 
»-»■«trTs.  Bd.  8     S.  47«.  —  Srhäffl^  SUhct- 
"Kimigen  1880,  S.  449.  —  Derselbe, 
»"•■"mi  //,  Uiptig  1897.  S.  4H-  —  Wagner, 
r  <    Bd  S,  i§  118  und  1SSI64  (Engiand)  und 
i'/Vonirrü-A;.  —  Ehebergf  Finantvmten- 
•'i  V.  8,  Jigif ,  lAivtig  1906,  S.  »84-  —  Xeroy- 
■"aMlIm,  Traiit  de  la  »elenee  de»  flnanee; 
'  M,.  rtsria  189t,  T.  J,  eh.  14.  —  Meckel, 
tf.  J.üaam",  H,  d,  St.,  t.  Aufl..  Bd.  V, 
ftrnrr  die  Arft,  „lievnee",  in  Block, 
/M.  4f  l'JJminiitration  Jranfaün  et  Say,  Diet. 
/W  Max  von  Beseel. 


Locke,  John, 

m  26JTÜ1. 1632  zd  Wrinf;ton  bei  Bristol, 
1'^  Mufbter  artinm  an  der  UniTersität  Oxford, 
Wf  Ktri  IL  in  Ungnade  gefallen,  16H4— 88 
nitbtÜBr  i»  Uolland  nnd  starb  am  26./X. 
'■•M  a  Otiö,  engl.  Onfaehaft  Kmez. 
.  BvpifwBtut  &»  pcditiHhen  Badonalismoi; 
*  vxrott  im  reehtetbeoretiachen  IndiTidualismns 


und  als  solcher  in  seinen  beztt^.  Ansftthnmgen 
von  Quesnay  für  das  „droit  natnrel"  benntzt.  Als 
Handelsbilanz-,  Münz-  und  BeTSlkemngstheo- 
retiker  auf  merkantilistiscbem  Bo<1en  stehend,  im 
übrigen  Vorläufer  Ton  Smith  und  Ricardo.  Tater 
der  Qnantitätstbeorie  oder  des  (Güter-}Angebot8- 
nnd  Nachfrag^sfesetzes.  Die  Fordemog  L.'8,  in 
erster  Linie  für  Aofrechterhaltung  des  Kredites 
der  Grundbesitzer,  Arbeiter  und  Eaufleute  zu 
wirken,  beweist,  daß  er  die  Wichtigkeit  des 
materiellen  WobJbefindens  der  ProduktiTstände 
erkannte.  Als  Lohnt^eoretiker  erscheint  er  Uber 
die  irrigen  Anschantin^n  seiner  Zeit,  daß  der 
Stand  der  Oetreidepreise  die  Hohe  der  Arbeits- 
löhne  reguliere,  noch  nicht  erhaben. 

Als  sein  bedeutendstes  Werk  sei  hier  nnr 
aufgeführt:  Treatises  on  goTemment,  London 
168il;  dasselbe,  Neudruck  u.  d.  T.:  CItü  goTem- 
ment,  Filmers  „Patriarcha"  ed.  by  H.  Morley, 
ebenda  1684;  danselbe  in  französischer  Ueber- 
setzung  n  d.  T.:  Dn  gouvernement  civil,  Gen^TO 
1724,  Leipzig  I7ö4  und  Amsterdam  175Ö. 

Zitppert. 


Lockont  6.  ArbeitaeinstelluDgen 
oben  Bd.  I  S.  178fg. 


Lohn. 

1.  Begriff.  2.  Wesen  und  Bedeutung  des 
L.  3.  Formen  der  L.zahlung.  4.  Formen  der 
L.beme8sun^.  5.  Zeit-  nnd  Werklübnnng  in 
der  kapitalistischen  Produktionsweise.  6.  Die 
Prämienlohnsysteme  nnd  ihre  Bedeutung.  7.  Be- 
teiligung der  Arbeiter  am  Gewinn.  8.  Bestim- 
mnngsgründe  für  die  L  hche.  9.  Die  L.theo- 
rieen  der  Klassiker  der  Nationalökonomie  lud 
des  Sozialisrnns.  10.  Zukünftige  Gestaltungen 
des  L. 

1.  BegrifL  L.  im  weiteren  Sinne  ist 
alles  EiukomnieD,  das  von  einer  Person  laut 
Vertrag  als  Entgelt  dafür  bezogen  wird,  daß 
sie  die  Nutzung  ihrer  Arbeitskraft  an  Dritte 
verkauft  (im  Gegensätze  zu  dem  Einkommen, 
das  von  einer  Person  aus  der  in  der  eigen  en 
Unternehmung  verwendeten  Arbeitskraft 
gewonnen  wird).  L.  im  eben  festgestellten 
Sinne  umfaßt  den  Entgelt  für  Arbeiten  der 
verschiedensten  Art  (also  vor  allem  für 
geistige  Arbeiten  ebenso  wie  für  körperliche). 
Der  L.  im  engeren  Sinne  hat  es  dagegen 
nur  mit  dem  vertragsmäßigen  Entgelt  für 
vorwiegend  körperliche  Arbeiten  zu  tun.  Im 
folgenden  wird  nur  vom  L.  in  diesem  engeren 
Sinne  {soweit  er  beim  Unternehmer  ver- 
dient wird)  die  Rede  sein. 

S.  Wesen  und  Bedeutung  des  L, 
Die  Produktion  geschiebt  durch  Aufwendung 
von  Kapital  und  Art>eit  unter  Benutzung  der 
vorhandenen  NaturetofTe.  Die  Eigentümer 
von  Boden  und  Kapital  erhalten  für  ihre 
Beteiligung  an  der  Produktion  Grundrente 
und  Eapitalgewinn,  die  Inhaber  der  Arbeita- 
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kiaft  fflr  deren  Terweadung  beim  Prodnk- 
tionsprozefl  den  L.  Das  ge9(düdtt  in  der 
Form,  daß  der  Kapital-  oder  Grondeigea- 
tOmer  die  gemeinsam  hergestellten  Produkte 
behält  (sei  8  zum  Selbstgebrauch,  sei's  zum 
Verkauf  auf  dem  Markt),  während  der  Ar- 
beiter mit  einem  im  voraus  vereinbarten 
Betrage  von  Qütera  (eben  dem  L.)  abge- 
funden \rird.  Da  der  L.  das  Einkommen 
der  Arbeiterklasse  bildet,  so  ist  seine  Höhe 
.  von  entscheidender  Bedeutung  für  die  mate- 
rielle Lebenslage  von  50—75%  der  Be- 
wohner der  modernen  Eulturstaaten.  In 
froheren  Zeiten  ist  das  natürlich  anders  ge- 
wesen, da  damals,  wo  der  Kleinbetrieb  in 
Stadt  und  Land  herrschte  und  eine  sehr 
breite  Mittelschicht  selbständiger  (wenn  auch 
meist  in  Armut  lebender)  Produzenten  be- 
stand, die  Zahl  der  Ljirbeiter  natui^mäß 
klein  war.  Erat  recht  mußte  das  der  Fall 
sein  in  Wirtschaffszuständen  (wie  in  denen 
des  klassischen  Altertums),  wo  ein  großer 
Teil  der  benötigen  Arbeit  durch  Sklaven 
oder  Hörige  geleistet  wurde,  die  keinen 
,,Lohn"  erhielten,  sondern  durch  Zwang 
und  Gewalt  zu  Arbeitsleistungen  angehalten 
wurden. 

Bei  der  Bedeutung  der  durch  den  L. 
repräsentierten  Güterbeträge  für  die  mate- 
rielle Existenz  der  Arbeiter  ist  es  nicht  ver^ 
wunderlich,  daß  die  auf  Verbesserung  ihrer 
Lage  gerichteten  Bestrebungen  in  erster 
Linie  auf  eine  Erhöhung  der  Ij.  abzielen. 

Dieses  Bestreben  wird  h«ilich  auf  den 
lebhaften  Widerstand  der  Unternehmer  stoßen, 
denn  für  diese  bedeutet  der  L.  eine  Kapital- 
auslage und  somit  ein  Element  der  Produk- 
tionskosten. Je  hoher  der  L.  für  das  jgleiche 
Arbätsprodukt  steigt,  desto  mehr  wird  der 
Eapitalgewlnn  gekürzt 

8.  Formen  der  Lzahlnn^.  Die  Zah- 
lung des  L.  kann  in  Naturalien  oder  in 
barem  Gelde  stattfinden,  und  danach 
unterscheitet  man  Natural-  und  Geld-L. 
In  früheren  Zeiten  überwogen  die  Natnral-L. 
Der  Handwerksgesell  des  Mittelalters  pflegte 
im  Hause  des  Meisters  zu  wohnen  und  an 
seinem  Tische  beköstigt  zu  werden ;  daneben 
empfing  er  freilich  noch  eine  kleine  Geld- 
summe. Auf  dem  Lande  war  das  Prinzip 
der  NaturallöhnuDK  natürlich  noch  strenger 
durchgeführt.  Mit  dem  Vordringen  der  kapita- 
listischen Produktionsweise  wird  die  Natural- 
löhnung  zurückgedrängt,  ohne  jedoch  ganz 
zu  verschwinden.  So  hat  sie  sich  —  ganz 
abgesehen  vom  Gesindedienst  —  in  der 
■Landwirtschaft(nicht  bloß  Deutschlands)  noch 
in  weitem  Umfange  erhalten.  Schraoller  liat 
eine  Reihe  von  Beispielen  zusammengestellt 
Danach  erhält  der  niedersächsische  Heuer- 
ling vom  Gutsherrn  Wohnung,  Stall,  Acker- 
land von  1 1/2—2  ha,  Wiese  und  Weideland 
(nebst  den  benötigten  Fuhren)  und  arbeitet 


dafür  tin-  l»s  zwmhundert  Tage;  der  lund- 
ostdentsche  Instmami  belrammt  dne  Kate, 
eine  Erdmachquote  (20—70  Zentner  im  Jabxe), 
oft  auch,  noch  in  den  SdilSgen  des  Gutes 
weduelnde  Stücke  Getreide-,  Kartoffel-  and 
Weideland;  dafür  haben  Hum  und  Fnu 
g^n  geringen  Geldlohn  auf  dem  Gutshofe 
zu  arbeiten.  Der  Natural-L.  entspricht  im 
ganzen  mehr  patriarcJudischen  Zuständen. 
Der  Geld-Ii.  stellt  den  Arbeiter  persönlich 
unabhängiger,  da  dieser  dann  über  die  Art 
der  Verwendung  des  L.  frei  verfügt.  Zu 
der  Zeit,  wo  die  kapitalistische  Produktions- 
weise sich  Bahn  brach,  benutzten  häufig 
Fabrikanten  und  kapitalistische  Leiter  der 
hausindustriellen  Produktion  ihre  wirtschaft- 
liche Uebarmacht  dazu,  um  den  Arbeitern 
schlechte  und  teuere  Waren,  die  sie  oft  gar 
nicht  einmal  für  sich  brauchen  konnten,  statt 
des  angezeigten  Bar-L.  aufzunötigen.  Dieses 
sog.  „Trucksjrstem"  ist  nun  zwar  überall  — 
in  England  seit  1831,  in  Preußen  seit  1849  — 
gesetzlich  verboten,  konnte  aber  in  der 
Hauptsache  erst  nach  Verschärfung  der  Ge- 
setze und  der  Aufsicht  beseitigt  werden. 
Die  Durchführung  ist  darum  so  schwierig, 
weil  das  (Jesetz  den  Gewerbetreibenden  ge- 
statten muß,  den  Arbeitern  Lebensmittel  rar 
den  Betrag  der  Anschaffungskosten ,  Woh- 
nung und  Landnutzung  zu  den  ortsübliche 
Miet-  und  Pachtpreisen,  Feuerung,  Beleuch- 
tung, regelmäßig  Beköstigung,  Arsn^en  und 
ärztliche  Hilfe,  auch  Werkzeuge  und  Stoffe 
zu  den  ihnen  übertragenen  Arbeiten  für  dea. 
Betrag  der  durchschnittlichen  Sei  betkosten 
zu  liefern  und  bei  der  Ljcatüung  anzurechnen 
(s.  jetzt  das  deutsche  Gesetz  vom  1./VI.  1891). 

4.  Formen  der  IjJiemessnng.  Der  L. 
kann  entweder  nach  der  aufwendeten 
Arbeits  zeit  oder  nach  dem  geleisteten  Werk 
bemessen  werden,  und  danach  unterscheide 
man  Zeit-  und  Werk-L.  (so  hat  —  wie 
Ed.  Bernstein  nachgewiesen  hat  —  die  Ein- 
teilung zu  lauten,  nicht:  Zeit-  und  Akkord-L«.). 
Der  Zeit-L.  war  seit  alters  her  verbreiteter 
als  der  Werk-L.  „Der  Arbeiter  hat  dort 
kein  besonderes  im  Lohn  b^ründetee  Inter- 
esse, sich  anzustrengen.  Man  rechnet  auf 
seine  durchschnittlichen  Eigenschaften,  auf 
die  Motive  der  Treue,  des  anerztwenen  E*Üicht- 
gefühls.  Der  Zeit-L.  ist  das  Hergebrachte, 
die  Arbeiter  des  älteren  gemächlichen  Typus 
sind  an  ihn  gewöhnt,  ziehen  ihn  vor* 
(Schmoller). 

Der  Werk-L.  wird  dagegen  die  Ten- 
denz haben,  die  Leistung  des  Arbeiters  zu 
steigern,  weil  sich  die  Höhe  des  L.  nach 
dem  vollbrachten  Werk,  also  nach  den  Leis- 
tungen richtet  Es  ist  natürlich  von  vorn- 
herein klar,  daß  der  Werk-L.  nicht  Überall 
durchgeführt  werden  kann,  weil  es  Arbeits- 
funktionen gibt,  deren  Resultate  sich  nidit 
so  messen  lassen,  wie  es  bei  dieser  LOhnmig»- 
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ak^bodenotweiidiffist.  DerWerk-L.  ist  eot- 
vffler  Akkord-L.  oder  Stück-L.  Der 
.ikkord-L.  ist  (nach  BemsteiDB  DefinitioD) 
<W  U,  der  d »  ^eudüt  wird,  wo  bestimmte 
Multen  im  Geding  vergeben  werden.  (W er- 
.^1  diese  Arbeite  oicht  an  einzelne  Arbeiter, 
MJidern  an  Gruppen  von  Arbeitern  ver- 
tihm.  so  spricht  man  von  Gruppen- 
iki'wl)  Der  Stück-L.  ist  der  L.,  der 
■.^h  nach  der  Zahl  der  gelieferten  Stücke  be- 
ntitt  iTVerden  Gruppen  von  Arbeitern  — 
Edl^ktiveinheit  —  auf  StÜck-L.  gesetzt, 

-  <r ficht  man  von  Gruppenstücbtrbeit.) 
Lb  ist  klar,  dafi  der  WerklShunng  die 

TfDiIenz  inaewohneD  muß,  die  Arbeiter  zu 
-'^k»ter  Anspannung  der  ErSfte  zu  ver- 
idiA^D.  Daher  kommt  hier  der  Arbeit- 
r\er  auf  seine  Rechnung;  ebenso  auch  der 
ir^ter,  solange  sich  sein  Lohn  seiner 
I/ostoog  entfiprechend  stdgert  Freilich 
•  ''Cneo  der  WeiUOhnung  auch  Nachteile 
■Ahlften.  Schon  Adam  Smith  hat  darauf 
'  jiiirewiesen .  dafi  die  Arbeiter  bei  VfeA- 
>j<aD^  in  der  Mehrzahl  der  flUle  geneigt 
rvm.  och  zu  Überarbeiten  and  so  in  wenigen 
■  tlin-n  ihre  Gesundheit  zu  nüniwen.  ^Yon 
•jiem  Zimmermann  in  London  nnd  an  önigen 
iMeKü  Orten  nimmt  man  an,  dafi  er  nur 
Tva  acht  Jahre  bei  vollen  Krftften  bleibt; 
Uni  ihiilidi  verhält  es  sich  in  vielen  anderen 
■i^irerben,  wo  der  Arbeiter  nach  dem  Stück 
'-ohH  wird."  Seitdem  sind  noch  andere 
.Vaifateile  des  WerUohnBystems  in  die  £hv 
viitimoDg  ^treten.    So  verführt  dusdbe 

^eflhriichen  Arbeiten  den  Arbeiter, 
•ivT  mS^clffit  viel  verdienen  will,  l^cht  zur 
'•'■nuacUiBsignng  der  notwendigeii  (aber  die 
'^■bnefligkeit  der  Ariieit  beeutäohtigenden) 
vliutznufiregeln  und  erhSht  darum  wesent- 
"ü  die  Lebensgefahr.    Weiter  aber  wird 

hiofig  zur  Uebervorteilung  des 
Aili^itm  mifibraucht  So  hat  z.  B,  das  sog. 
Uirirdmeistersystem  diese  Wirkung:  hier 
f'j^  Dämlich  die  Arbeit  an  einen  „Meister" 
vTjflen.  der  nach  dem  vollbrachten  Werk 
•ailtlt  wird,  w&hrend  die  von  ihm  ange- 
•"■Uoen  Arbeiter  im  Zeitlohn  arbeiteu, 

-  'lie  Folge  davon  ist  natürlich,  dafi  der 
V'btpT  die  ihm  unterstellten  Arbeiter  un- 
i'ir>)rflich  xur  Arbeit  antreibt,  ohne  dafi 
•y  i.tTvonderjElThOhungder  Produktion  einen 
';-'KU)n  haben  (also  em  ^^weating  System*') ! 
*.  VC  andere  Form  der  Uebervorteilung  der 
.lii^jter  ergibt  sich  aus  ungenauen  oder 

tiftrOgciischen  Werklohnberechnungen 
•.ucrbnal  durch  die  Schuld  der  Fabrikanten, 
aber  durch  die  der  Werkmeister). 
^  Zeit-  wid  WerklShnone  In  der  kapi- 
Iffetbidiea  Produktion ewelse.  Werk- 
'■iotuag  bat  jederzeit  existiert  Aber  ganz 
'■viixlffe  Bedeutung  hat  sie  erst  seit  dem 
\  !l'.ffimeo  der  kapitalistisch  betriebenen 
H^-indnitrie  und  d«  Manufakturen  ge- 


wonnen. Schon  Adam  Smith  wwahnt,  daft 
sie  zu  smner  Zeit  bereits  vielfach  in  An- 
wendung k&me,  und  seitdem  ist  sie  zu 
nooh  weit  grßfierer  V^breitung  gelangt. 
Den  Arbeitgebern  war  natürUch  der  Werk-L, 
erwünscht,  weil  er  die  Arbeiter  zu  grQfieren 
Leistungen  anspornte  und  einen  erheblichen 
Teil  der  Arbeits  aufsieht  Überflüssig  machte. 
Sachkenner  wie  MacCulloch  erklarten,  „daß 
die  Ueberlegenheit  der  eaelischen  Produktion 
zum  großen  Teile  auf  der  flberwiegenden 
Anwendung  der  Werklöhnung  beruhe". 

Die  Arbeiter  freihch  waren  mit  dieser 
Entwickelung  weniger  zufrieden,  und  sie 
hatten  gute  Gründe  für  ihre  Abneigung  gegen 
das  System  der  WerkKftmung !  Denn  in 
der  ersten  Hälfte  des  19.  J^rh.  war  — 
wie  Bernhard  konstatiert  —  die  beliebteste 
Form  für  die  Werklöhnuog  das  Akkord- 
meistersystem ,  bei  dem  die  Arbeit  an 
Gruppen  von  Arbeitern  ausgeteilt,  aber 
nur  der  „Meister"  jeder  Gruppe  nach  dem. 
Prodttktionsertrage  gelöhnt  wurde,  wäh- 
rend fdle  anderen  Arbeiter  Zeit-L.  empfingen. 
So  wurden  die  Arbeiter  auf  höchste  aus- 
genutzt, ohne  daß  der  Erfolg  ihnen  zugute  kam. 
In  anderen  Fällen  (z.  B.  in  der  Textilin-, 
dustrie),  wo  wirkHch  der  einzelne  Arbeiter, 
seiner  Leistung  gemäß  bezahlt  wurde,  diente, 
der  Werk-L.  als  Mittel  zur  Verlängerung, 
der  Arbeitszeit.  „Jeder  Fabrikant  ~  sagt 
Ure,  der  philosophische  Lobredner  des 
Fabriksystems,  —  weiß,  wie  eifrig  die  Spinner 
die  höchstmöglichen  L.  durcÄi  sdinellea  und 
langes  Arbeiten  zu  gewinnen  trachten,  und, 
wie  er  sicher  seine  geschicktesten  Arbeiter 
verliert,  sobald  er  seine  F(U)rik  tone  halbe. 
Stunde  frilher  scliließt  ids  seine  Nachbarn !" 
Wenn  so  der  L.  zunächst  sti^,  so  dauerte 
es  doch  häulig  nicht  laoge  und  der  bU- 
herige  Werklohntarif  wurde  zu  Ungunsten 
des  Arbeiters  herabgesetzt  Baines,  der 
ganz  vom  Fabrikantenstandpunkt  aus  schiei- 
bende  Historiker  der  britischen  Baumwollen- 
industrie, bemerkt  hierzu  freilich  entschul- 
digend (1835):  „Recht  auffallend  hat  sich 
in  manchen  Fällen  der  Stück-L.  vermindert, 
doch  nicht  in  dem  Verhältnis,  in  dem  die 
Leistungen  infolge  der  mechanischen  Fort- 
schritte vermehrt  wurden.  So  sehen  wir 
z.  B.,  daß  vor  20  Jahren  dem  Weber  3  sh. 
pro  Stück  bezahlt  wurden,  und  daß  er  jetzt 
nur  1  sh  4  d  erhält,  allein  diese  Weberei 
ist  seitdem  so  vervollkommnet  worden,  daß. 
sein  wöchentlicher  Erwerb  doch  nur  von 
14  auf  12  sh  vermindert  ist,  wofür  er 
zurzeit  aber  weit  mehr  Güter  kaufen  kann.'^ 
Schließlich  kam  dazu  noch  die  Benach- 
teiligung des  Arbeiters  durch  ungenaue  oder 
betrügerische  L.berechnungen.  Und  all  das 
wiederholte  sich  bei  der  Einfühning  des 
Werklohnsystems  in  den  Industrieen  des 
Kontinents.   So  ist  dei  Haß  begreiflich,  der 
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nele  Arbeiterkreise  gegen  das  Werklofan- 
^tem  erfüllte.  Ihm  gab  die  neuere  sozia- 
listische Literatur  energischen  Ausdruck. 
Zuerst  in  Frankreich,  wo  Louis  Blanc  die 
Werklohnarbeit  bekämpfte,  und  wo  die  sozia- 
listischen Arbeiter  i.  J.  1848  —  vei^bens  — 
ihre  gesetzliche  Abschaffung  forderten.  Dann 
in  Deutschland,  wo  Marx  in  eioem  berfihmten 
Kapitel  seines  „Kapitals"  den  StOck-L.  als 
„die  der  kapitalistischen  Produktionsweise 
entsprechende  Form  des  Arbeits- L."  darstellte 
und  ihn  als  „furchtbarste  Quelle  von  Lab- 
zügen  und  kapitalistischen  Prellereien"  denun- 
zierte. „Der  größere  Spielraum,  den  der 
Stöck-L.  der  Individuahtflt  bietet,  strebt 
einerseits  dahin,  dil  Individualität  und  damit 
FreiheitsgäfQhl,  Selbständigkeit  und  Selbst- 
kontrolle der  Arbeiter  zu  entwickeln,  anderer- 
seits ihre  Konkurrenz  unter-  und  g^en- 
einander :  er  hat  daher  eine  Tendenz,  mit 
der  Erhebung  individueller  Arbeits-L.  über 
das  Durchschnittsniveau  dies  Niveau  selbst 
zu  senken"  (Marx).  Demgemäß  hat  sich  der 
intemationide  sozialistische  Kongreß  zu 
Brüssel  (1891)  in  der  folgenden  I^olution 
aufs  entschiedenste  g^n  die  Werklöhnung 
ausgesprochen:  „In  Erwägung,  daß  die 
Stflck-  und  Akkordarbeit  immer  mehr  in 
der  Groß-  und  Kleinindustrie  sich  einbürgert, 
daß  diese  Form  der  L.zahlung  die  Ausbeutung 
der  Arbeiterkräfte  und  damit  lüe  Armut  und 
das  Mend  der  Arbeiter  immer  mehr  -vev 
grOßert  und  deu  Arbdter  immer  mehr  zur 
Maschine  macht,  daß  durch  die  Konkurrenz, 
die  unter  diesem  System  die  Arbeiter  sich 
eegenseitig  machen,  dasselbe  dazu  dient, 
daß  bei  der  Berechnung  der  Stück-  und 
Akkordlöhne  Leistungen  der  besten  Arbeiter 
zur  Grundlage  der  Berechnung  genommen 
werden;  in  Erwägung  endlich,  daß  dieses 
System  eine  beständige  Ursache  zu  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitern  und  üntemehmem 
und  zwischen  den  Arbeitern  selbst  wird  und 
namentlich  auch  in  der  Hausindustrie  sich 
stetig  verallgemeinert,  ist  der  Kongreß 
der  Ansicht,  daß  dieses  fluchwürdige 
System  intensivster  Ausbeutung  eine  not- 
wendige Folge  der  kapitalistischen  Gesell- 
schaftsordnung ist  und  erst  mit  der  Be- 
seitigung derselben  aufhören  wird;  daß  es 
aber  nichtsdestoweniger  Pflicht  der  Arbeiter- 
organisationen aller  Länder  ist,  mit  allen 
ihnen  zu  Gebote  stehenden  und  ihnen  gut- 
dünkenden  Mitteln  für  die  möglichste  Be- 
seitigung desselben  zu  wirken."  Man  ging 
sogar  so  weit,  daß  man  durch  „Kampfhymnen", 
die  das  Werklohnsystem  als  des  „Teufels 
Erfindung"  verfluchten,  dasselbe  zu  diskredi- 
tieren suchte. 

Faktisch  aber  ist  die  Arbeiterschaft  dieser 
Parole  nicht  gefolgt;  die  Agitation  gegen 
die  WerklChnung  hat  neuerdings  sehr  nach- 
gelassen, vielmehr  verlangen  die  deutschen 


Gewerkschaften  in  den  mosten  FUlen  mne 
Regelung  der  Werk-L^  die  die  lotereasen 
der  Arbeiter  ausreichend  berücksichtigL 
,,Allen  Verurteilungen  zum  Trotz,  —  schreibt 
Ed.  Bernstein  —  die  das  Stücklohnsystem 
von  Arbeiterführern,  Arbeiterfreunden,  Ar- 
beiterkongressen schon  erfahren  hat,  erhält 
es  sich  ungeschwächt  am  Leben;  mächtige 
Arbeiteroi^ianisationen  haben  es  in  der  Praxis 
gut  geheißen,  befestigt,  ja  verlangt  und  ge- 
stärkt!'' 

Die  englischen  Gewerkvereine,  die  früher 
ebenfalls  Jahrzehnte  hindurch  dem  Werk-L. 
feindUch  gesinnt  gewesen  sind,  nehmen 
neuerdings  den  Standpunkt  ein^  daß  gegen 
Werk-L.  nichts  einzuwenden  sei,  wofero  ein 
kollektiver  Arbeitsvertrag  geschlossen  d.  h. 
ein  Werklühntarif  durch  gemeinsame  üeber- 
einkunft  von  Unternehmern  und  Vertre- 
tern der  gesamten  Arbeiterschaft  angestellt 
würde.  — 

Zu  welchem  Resultate  wird  nun  die  ob- 
jektive Untersuchung  in  der  Frage  der 
Werklöhnung  führen?  Prinzipiell  wird  ge^Bn 
sie  nichts  einzuwenden  sein,  imter  der 
Voraussetzung,  daß  die  Arbeiter — 
in  gewissen  Fällen  unterstützt  durch  die 
Gesetzgebung  —  die  möglichen  un- 
günstigen Folgen  für  Ii.  und  Arbeitsz^t 
hintanzuhalten  vermöge  Die  durch  die 
WerklOfanung  bewirkte  höhere  Inteasitftt 
der  Arbeit  ist  durchaus  wünschenswert: 
denn  danach  erst  wird  die  tägliche  Artimtazeit 
hinreichend  gekürzt  weraenkOnnea.  Da- 
gegen mufi  die  Werklöhsung  im  Intmsse 
der  Industrie  da  abgelehnt  werden,  wo 
sie  die  Qualität  des  Produkts  scbäliKt 
(weil  sie  zu  allzu  rascher  Arbeit  antreibt): 
z.  B.  verwerfen  (nach  Brentanos  Bericht) 
aus  diesem  Grunde  in  England  die  Archi- 
tekten  und  viele  Arbeitgeber  des  Bauge- 
werbes die  Stücklölmung,  und  in  Deutschland 
lassen  (nach  Bernhards  Unteisuchnng)  „^t 
alle  Unternehmer,  denen  an  der  Qualität 
der  Maurerarbeit  gelegen  ist,  im  Zeit-L. 
arbeiten!''  Und  im  Interesse  der  Arbeiter 
muß  das  Prinzip  der  WerklOhnung  un- 
bedingt da  abgelehnt  werden,  wo  seine  An- 
wendung zur  Gefährdung  von  Leben  und 
Gesundheit  von  Arbeitern  führen  würde. 
Von  vielen  Beispielen  eines:  Die  kgL  Ge- 
werbeinspektion berichtet  aus  dem  Regie- 
rungsbezirk Arnsberg:  „Zahlreiche  ünäUe 
mit  schweren,  oft  tödlichen  Verletzungen 
kamen  in  den  Steinbrüchen  und  Gräbereien 
durch  unvorschriftsmäßi^n  Abbau  vor;  das 
in  diesen  Betrieben  vorherrschende  Akkord- 
lohnsystem begünstigt  die  UnttUe  aufiei^ 
ordentlich,  da  die  Arbeiter  in  dem  Be- 
streben nach  tunlichst  hohem  Verdienst 
häufig  die  gewöhnlichen  SicherheitsmaB- 
regeln  außer  acht  lassen."  Mit  Becht  kon- 
statin  Bernhard,  daß  der  Werklöhner  hftafip 
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SdioteTomchtun^  beseitigt,  -weil  er 
i'faocll  arbeiten  will,  und  -weil  sie  ihn 
SD  EdtoetlMi  Arbeiten  hindert   In  allen 

V  itea  F&Uea  muß  der  Werk-L.  beseitigt 
:A  tlnrch  den  Zeit-L.  ersetzt  werden,  — 
>:in,  wie  die  preiifiische  Oewerbeiaspebtion 
.'.'iiirt:  pbei  den  gefährlichen  Mascliinen  ist 
.ml  tileibt  der  Zeit-L.  immer  die  beste 
j'niitiTomchtnng!'' 

Weiter  mufi  ebenso  durch  dieOesetz- 
r^taog  wie  durch  die  Macht  der  Arbeitet^ 
raütsation  dafür  gesoi^  werden,  daß  der 
r nzenauigkeit  {und  erst  recht  dem 
B- trüge)  bei  der  Werklohnberechnung  ein 
Ende  bereitet  werde.  Hier  ist  E  n  g  1  a  n  d  mit 
i  r  soe.  particnlars  clause  vorangegangen, 
]••  Trade  Unions  der  Spinner  und  Weber 
•iPi  Entstehung  verdankt  Diese  hatten 
-jmlich  durch  ihre  Führer  dem  Unterhause 
•  ineo  Oeeetzentwarf  vorlegen  lassen,  wo- 
L«ch  die  Textilfabrikanten  verpflichtet  sein 

V  .It^,  .jeder  in  der  BaumwoU-,  Kammwoll- 

Sciuifwollindustrie  als  Weber  oder  in 
i>r  Baum  Wollindustrie  als  Spuler,  Weber 
•irr  BaEipIer  befichaftigtea  und  im  Akkord 
MiiJnhoten  Person  bei  der  Zuweisung  der 
Xrimt  ^oe  näheren  Angaben  zu  machen, 
'liirch  die  diese  Person  in  den  Stand  gesetzt 
«itd.  den  JUss^  genau  zn  ermitteln,  zu  dem 
•uUijliDt  zn  w^en  aie  den  Ansprach  hat" 
Lfitw  Bestimnaung  wurde  1891  wirklich 
'i'i»^,  aber  schon  1895  verachftrft,  weil 
Buo  ihr  in  der  Praxis  niclit  binzeicheDd 
Airiurekomniea  war.  Dies  neue  Geeets  hat 
i'j  alle  Textillalffiken  OeltoDg  und  sdireibt 
>M.  daß  die  näheren  Angaben  Über  den 
L<4tz  dem  Arbfflter  schon  bä  Ausgabe 
w  Arbeit  schriftlich  nutzuteilen  (untw 
■  lutAadea  wic^  auf  Plakaten  in  d^  Fabrik 
''-■lUidi  lefthor  anzubringen)  seien.  Wo  ein 
'^itrtw^er  (automatic  inaicator)  zur  Fest- 
''U<iog  des  Arbeitsresultats  benutzt  wird, 
»etJpfl  geeetzliche  Vorschriften  über  die 
ir.;  »Hßem  Oehause  zu  machenden  Angaben 
-r.Men.  Zum  Zwecke  der  Durchführung 
Gesetzes  wurde  eine  Spezialge- 
«■ila^ingpektion  eingerichtet,  deren  Leitung 
•  a  liisherigen  Sekretftr  des  Gewerkvereins 
• Weber,  Thomas  ßirtii'istle,  übertragen 
-kTiPip.  Schon  für  das  Jahr  1896  konnte 
iT  neue  Fabrikinspektor  (der  in  der  Er- 
i  'iJuDg  seiner  Aufgabe  durcli  drei  Assistenten 
litmnütirt  wurde)  berichten:  die  angeführte 
'''irxirift  sei  geworden  „the  most  populär 
"^VM  of  any  act  of  Parliament  that  has 
•yt  teni  powed  in  the  interest  of  labonr^S 

weiter  wurde  mitgeteilt:  „die  Arbeiter 
'ii'fa  iulcbps  Vertrauen  zu  jener  Vorschrift, 
'■<  ihritfi  die  Genauigkeit  der  WerklOhnung 
•:'hfffr,  daß  dadurch  unzweifelhaft  zahl- 
•^i'iirn  Streitigkeiten  vorgebeugt  würde." 
'^ii'lem  ist  das  Gesetz  audi  noch  auf  die 
)>ila-  nod  Hmlabrilaüion  unddnige  Branchen 


der  EisMiinduatrie  ausgedehnt  worden,  wo 
es  den  Arbeitem  ebenftdls  von  großeqi 
Nutzen  ist 

In  Deutschland  wären  ^nliche  Ge- 
setzesb^timmungen  Behl  am  Platz,  da  auch 
hier  bei  der  Werklohnberechnung  uoch  sehr 
viel  gesündigt  wird,  wie  die  Arlräiter  klagen 
und  die  Gewerbeinspektionsberichte  be- 
stätigen. So  beschwert  sich  die  preußische 
Gewerbein Bpektion  über  die  vielfache  Uebung, 
daß  die  Arbeiter  erst  am  Ende  der  L.perioae 
die  Höhe  der  L.8ätze  erführen,  —  und  mit 
Recht  fordert  dieselbe  Behörde;  die  Werk- 
lohnbedingungen „sollten  vor  allen  Dingen 
vor  der  begonnenen  Arbeit  vereinbart  sein 
und  über  die  Höhe  der  Entlohnung  der  her- 
zustellenden Arbeit  keinen  Zweifel  lassen!'^ 

Endlich  ist  noch  ein  Punkt  von  gioßer 
Wichtigkeit,  wenn  die  Berechnung  der  L. 
nach  der  Werkleistung  empfohlen  werden 
und  zum  Heile  der  Volkswirtschaft  aus- 
sciilagen  soll:  die  Stück-  und  Akkordlohn- 
sätze, die  dem  Arbeiter  einmal  zugestanden 
worden  sind,  dürfen  nicht  einfach  darum 
herabgesetzt  werden,  weil  sich  die  Fertige 
keit  des  Arbeiters  (gerade  mit  unter  dem 
Einflüsse  des  Prinzips  der  Bezahlung  nach 
der  Werkleistung)  gesteigert  hat!  Die 
Tatsache,  daß  solche  Praktiken  so  überaus 
häufig  stattgefunden,  hat  die  Arbeiter  mit 
Recht  g^ndie  ESnffihrung  neuer  L.methoden 
miBtrauiash  gemacht,  weü  d^  Schlußeffekt 
so  oft  darin  besteht^  daß  die  Arbeitsleistung 
größer  geworden  ist  ohne  entsprechende 
Steigerung  des  L.  Wenn  die  aeutschen 
Industiidüfen  die  Leistung  des  deutschen 
Arbeiters  auf  die  Höhe  der  Löstung  seines 
amerikanischen  Kollegen  bringen  wollen,  so 
werden  sie  künftig  von  solchen  L.kürzungen, 
nach  an^glicher  Steigerung  der  Werk-L., 
abzusehen  haben.  Darüber  aber  zu  wachen, 
daß  die  einmal  eingeführten  Werklohnsätze 
auch  den  Arbeitern  erhalten  bleiben,  wird 
eine  der  vornehmsten  Aufgaben  der  Gewerk- 
vereine bleiben. 

6.  Die  Prämienlohnsysteme  und  ihre 
Bedeutung.  Es  ist  eine  bekannte,  allgemein 
zuge^bene  Tatsache,  daß  die  amerikanischen 
Arbeiter  an  Intensität  der  Arbeit  die  euro- 
päischen weit  übertreffen.  Eines  der  Mittel, 
wodurch  die  amerikanischen  Industriellen 
das  erreichen,  ist  die  möglichst  allgemeine 
Durchführung  des  Werklohnprinzips.  Aber 
da  hierbei  der  Arbeiter  noch  lange  nicht 
das  leistet,  was  er  leisten  kann,  —  weil  er 
immer  fürchten  muß,  durch  zu  starke  Pro- 
duktion den  Unternehmer  zur  Erniedrigung 
des  L.satzes  pro  Stück  zu  veranlassen  — , 
60  ist  man  in  Amerika  neuerdings  zur  Ein- 
fflhning  von  Prämien- L.  übergegangen. 
Und  dies  Verfahren  ist  in  England  bald  nach- 
geahmt und  in  Deutschland  zum  Gegeost^uid 
eingehender  Untersuchungen  durch  Techniker 
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und  Gelehrte  (unter  denen  E.  Bernstein 
und  W.  Hasbach  in  erster  Idoie  zu  nennen 
sind)  gemacht  worden.  Da  es  scheint,  daß 
dasPnnzip  dieser  FramienB^steme  too  großer 
Bedeutung  fOr  die  znkfinrage  üntwickelung 
der  kontinentalen  Industrieen  sein  wird,  so 
verdient  es  tuer  nähere  Betrachtung.  Bei 
der  Darstellong  dieser  Systeme  selber  be- 
nutze ich  z.  T.  die  lichtvollen  Ausfdhrungen 
Hasbachs  (in  seiner  Abhandlung  über  ,4allende 
und  steigende  StücklohnsOtze*'). 

Das  berühmteste  PrAmieDsystem  ist  das  tod 
Hals  ey  in  dem  von  ihm  geleiteten  kanadischen 
Betriebe  der  Rand-DriUgesellscbaft  (in  Sher- 
brooke)  angewandte  ZeitpriUniensystem.  Hier 
Btdit  der  Arbmter  im  Zeit-L.  Aber  ei  wird 
dne  BOf.  Grundzeit  (allowed  time)  festgesetzt, 
d.  h.  die  Zeit,  in  der  er  ein  Produkt  herstellen 
kann.  Gelingt  es  ihm  nun,  das  Produkt  in 
kürzerer  als  der  Grundzeit  herzustellen,  so  er- 
hält er  einmal  den  auf  die  tatsächlich  Ter- 
braucbte  Zeit  entfallenden  Stunden- L.  und 
überdies  noch  einen  Teil  des  Stunden -L.  für 
die  ersparte  Zeit.  Halsey  selber  gibt  das 
folgende  Beispiel:  .Ein  Arbeiter  erMtt  3  S 
Ifi^ch  und  steUe  ein  Stück  einer  Prodokteu- 
art  her  —  in  10  Stunden.  Es  wird  ihm  ge- 
sagt, man  werde  ihm  anch  in  Zukunft  seue 
3  $  weiterzahlen,  —  wenn  er  aber  die  Zeit- 
kosteu  vermindere,  dann  erhalte  er  eine  Prämie 
TOD  10  C.  für  jede  ersparte  Stunde.  Wenn  er 
nun  die  Zeit  um  eine  Stande  herabsetzt,  dann 
stellt  die  Stande  einen  Bruttogewinn  von  30  G. 
dar.  10  C.  davon  werden  ihm  als  Prämie  ge- 
zahlt, während  der  Unternehmer  die  verbleiben- 
den 20  C-  empfängt,  —  was  eine  Yerbilligung 
der  Produktionskosten  darstellt.  Wenn  der 
Arbeiter  die  Herstellungszeit  weiter  herabsetzt, 
so  wiederholt  sich  der  Vorrang:  jede  ersparte 
Stunde  bewirkt  eine  Zunahme  des  L.  um 
10  C.  und  eine  Yerbilligung  der  Pro- 
duktionskosten um  20  C."  System  und  Bei- 
spiel werden  dnrch  die  folgende  Tabelle  an- 
schaulich gemacht: 


1 

2 

3 

4 

6 

1 

II 

Stun- 
den 

Der  für 

das  Stück 
gezahlte 
Stunden- 
lohn 

S 

Prämie 
$ 

Kosten 

des 
Stückes 
«Spalte2 
+ Spalte  3 
S 

Arbeits- 
verdienst 
für  die 
Stande  = 
Spalte  4 
dividiert 

durch 
Spalte  1 
9 

10 
9 
8 
6 

2JO 

2,40 

>.50 

0,00 
0,10 
0,20 
0,50 

3,00 
2,80 
2,60 
2 

0,30 
0,311 
0,325 
0,40 

An  diesem  häufig  angewandten  System  sind 
in  der  Paxis  mehrere  Korrekturen  vorgenommen 
worden ,  als  deren  brauchbarste  die  von  dem 
Glasgower  Maschineningenieur  Ko  w  a n  aus- 
gedacbte  gilt  Auch  hier  stdit  der  Arbeiter 
im  Zeit-L.  und  wird  eine  Gmndzüt  festgesetzt. 
Gelingt  es  ihm  nun,  das  Produkt  m  kürzerer 


als  der  Grundzeit  herzastellen ,  so  erhält  er: 
1.  den  auf  die  tatsächlich  verbraacbte  Zeit 
entfallenden  Stondsn-L.  und  2.  ( —  and  hierin 
besteht  eben  der  neue  Oedanke  Bowans  — ) 
eine  Prilmie,  die  den  angeführten  L.  nm 
ebensoviele  Prozente  erhöht,  als  Zeit  (von  der 
Grundzeit^  gespart  wurde.  Wer  also  (um  bei 
dem  vorhm  angeführten  Beispiele  zu  bleiben) 
das  Produkt  statt  in  10  Stunden  (der  Grund- 
zeit) in  9  herrtellt,  der  erhält:  1.  den  für 
9  Standen  berechneten  Gmnd-L.,  also  2,70  t 
und  2.  —  weil  er  10*/^  der  Grundzeit  erspart 
hat  —  eine  Prämie  im  Betrage  von  10  %,  des 
eben  angeführten  Gmnd-L. ,  also  0,27  $. 
Der  Cresamt-L.  für  9  Standen  beträgt  also  in 
diesem  Falle:  2,97  t.  —  Hat  der  Arbeiter  das 
Produkt  in  8  (statt  in  10)  Standen  hergestellt, 
so  erhält  er:  1.  den  für  8  Standen  ber«hneten 
Grund-L.  (2,40  $)  nnd  2.  eine  Prämie  von  20"/« 
eben  dieses  L.  (0,48  t),  im  ganzen  also: 
2,88  $. 

Was  ist  der  Unterschied  der  beiden  Systeme? 
Beim  System  von  HaUey  steigt  die  I^r&mie 

eüe  immer  33Vi'*/o  des  ersparten  Stnnden- 
betift^)  mit  jeder  ersparten  Stunde : 
Die  Priimie  beträgt  (im  vorhm  ansfefflhrtea 
Beispiel)  bei  9  Stund«i  tatsächlich  gebraachter 
Zeit  0,10  $;  bei  8  Stunden  0,20;  bei  7  St 
0,30;  bei  6  St.  0,40;  bei  5  St.  0,50;  bei  4  St 
0,60;  bei  3  St  0,70;  bei  2  St  0,80;  bei 
1  St.  0,90  $.  Beim  System  von  Bowan  (wo 
die  Prämie  sich  in  der  angegebenen  Weise 
nach  dem  gezahlten  Stnnden-L.  berechnet) 
sind  die  entsprechenden  Beträge  der  Prämie: 
0,27  $;  0,48;  0,63;  0.72;  0,75;  0.72:  0,63; 
0,48;  0,27  «.  Hier  steigt  also  die  Prämie 
nnr  so  lange,  bis  die  halbe  Grondseit  als 
tatsächliche  Arbeitszüt  für  die  Her^ 
Stellung  des  Produkts  gebraucht  wird.  Wird 
die  tatsächliche  Arbeitszeit  noch  weiter 
herabgesetzt,  so  sinkt  die  absolute  Hobe  der 
Prämie I  Andererseits  ist  hier  die  Prämie  bis 
zu  einer  Ersparnng  von  7  Standen  hSher  als 
beim  System  Halsey  (wie  ein  Blick  anf  die 
snletzt  mitgeteilten  Tabdlen  lehrte  Die  Folgen 
davon  filr  tue  Praxis  sind  diese;  Der  Arbeiter, 
der  am  Produkt  bloß  einige  Stunden  erapart, 
wird  von  Bowan  hSher  prtUoiiert  als  von  Hal- 
sey —  also  ist  der  Antrieb  cn  Anfangs- 
ersparungeu  beim  System  Bowans  gans  oe< 
sonders  stark.  Dagegen  ist  hier  der 
Antrieb  zu  hoben  Ersparungeu  nicht  so  stark, 
weil  ja  dann  die  Prämie  fällt:  in  diesem 
Falle  ist  also  das  System  Rowans  für  den 
Unternehmer  günstiger,  indem  er  alsdann  keine 
zn  hohe  Prämie  zahlt  Halsey  mochte  natürlich 
den  Wert  der  von  Bowan  an  seinem  System 
vorgenommenen  Korrektur  nicht  anerkennen. 
Doch  bequemte  er  sich  scUielUich  zn  dem  Zu- 
geständnis ;  man  kOnne  die  Frage  nicht  generell 
entscheiden,  —  man  müsse  gerade  soviel  an- 
bieten, als  nfitig  sei,  nm  ans  dem  Arbeiter 
größere  Leistungen  herauszuholen;  „wo  die 
Aufmerksamkeit  die  Intelligenz  stärker  ange- 
spornt werden  sollten,  da  komme  man  mit 
einer  geringereu  Prämie  ans  als  dort  wo  es 
mehr  auf  Muskelkraft  ankäme!'  Ich  glaube 
übrigens,  dall  die  von  Bowan  vorgenommene 
Korrektur  (des  Fallens  der  Prämie  bei  zu  groBeo 
Ersparui^en)  noch  andere  wichtige  K(nue- 
quenzen  hat:  sie  wirkt  doch  oSenbü  aü  Prft- 
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TBtiTinttel  gcgtn  zn  eroQe  Sclmelligkeit  der 
Irtet  md  danin  wird  ne  besonders  da  an- 
fftaviit  Hdtt,  wo  vnler  m  grofier  Basehheit 
•ZT  Arbdt  faae  Hasehineii  leiden  oder  die 
tfi«litttder  teietnng:  hersb^ben  könnte! 

Seben  diesoi  sog.  Pr&mienlobnsystemen 
ut  aoeb  Botthmtheit  «-langt  das  von  Taylor 
>s  itm  Toa  ibm  geleiteten  Werken  der  Mid- 
Tale  Sieel  Company  in  Philadelphia  angewandte 
mg.  ,DifrereDtiaI''-%tilcklohns78teQi.  Die  Grnnd- 
ii^  dieses  Systems  bildet  die  sog.  „Slementen- 
(«»efanuiK**. bei  der ETtnachstjede  Werkleistang 
a  ibre  Ueinsten  Teile  (^Klemente")  zerlegt 
ni  dann  die  durchschnittliche  Arbeits- 
itit  einer  jeden  solchen  dementaren  Operation 
VnehMt  wbd,  —  was  leicht  angängig  ist, 
4s  sich  Mejfwenn  auch  noch  so  kom^uäerte) 
iKlutneile  Werkleistung  in  eine  Beihe  ein- 
ftrha  tind  b^annter  Hanipnlationen  anflSsen 
Uu  Danach  wird  der  Tarif  ensammengestellt, 
vuris  all«  elementaren  Operationen  (die  in  dem 
Wtr.  Unternehmen  vorkommen  können)  auf 
•  iacs  Neuner:  die  durchschnittliche  Ärbeits- 
lea  irebracht  sind,  —  und  durch  dies  sinnreiche 
*trt*hren  ist  man  in  den  Stand  gesetzt,  die 
m  Berstellung  aller  Produkte  erforderliche 
iurbseknittUche  Arbeitsceit  durch  einfache 
Addilioa  so  ermitteln  (wie  in  den  Haschinen- 
■ffkstftten  der  geuanntm  Gesellschaft  durch 
h&ftthn^hrige  «f(dgreiebe  Anwendung  dieser 
Nfibttde  bei  n&i  mannigfaltigsten  und  kompli- 
neiMten  Arbeiten  erwiesen  ist).  Auf  dieser 
t*'.u  nun  wird  ein  Stttcktobntarif  aufgestellt, 
f««^  SAtse  entsprechend  der  Zeiterspar- 
Li*  .im  VerfaSltnia  su  der  eben  berechneten 
(•onluchuittsarbeitszeit)  steigen:  d.  h.  also, 
»  wild  der  L-satz  bei  schnellerer  Produktion 
filtfiht  idaber  der  Name:  „Differenuysteia"). 
En  Mann  t.  B.,  der  täglich  b  Stück  eines  ge- 
■uftt  StaUIabrikatB  anfertigt,  erbUt  &&  C. 
»Ti'iCtMi;  bringt  er  dagegen  tftglich  10  Stftck 
^Jtic,  SD  erti&lt  er  3ö  C.  AnJJerdem  wird  noch 
i-f  L.  gemäß  der  Qualität  der  Fabrikate, 
tu  'torcbana  keine  Ginbuile  erleiden  soll. 
■Iifffftaziert:  angenommen,  er  verfertigte  10 
"tik,  abtv  dnige  davon  seien  mangelhaft,  — 
»ML  niikt  der  Sati  auf  20  C.  oder  gar  auf 

Welches  sind  die  Konsequenzen  dieses 
^^^fma  der  PrSmienlOhne  för  Untemehmer 
>;'l  Artjöter?  Die  Unternehmung  pro- 
Qoi^jtt  erheblich,  mehr  als  früher,  nutzt 
L'w.^f  alle  FUleihr  stehendes  Kapital 
aus  als  vordem  und  ist  in  der  Lage, 
io»  Masdüneo  rascher  zu  erneuern  (was 
-1  den  mBÜosen  technischen  Fortschritten 
ift  Uiigenwart  als  Vorteil  gelten  muß). 
^1^0  gi^Ser  ist  aber  der  VOTteil  för  die 
'■'r-radunang  dadurch,  dafi  tae  atißerdom 
'>"h<li!ii  Arbeiter  nicht  entsprechend 
-  ui«r  HduleiKluQg  (geeen  frflher)  bezahlt, 
Milem  ihm  nur  absolut  mehr  gibt:  so 
•iit  ala»  iedea  Stflck,  soweit  es  sich  um  den 
dut*Ji  A  r  oei  t  Terursachten  Aufwand  handelt, 
■  6  aun  an  weniger  Kosten  mai^t  So- 
•-tt  mirbekaantliat  nur  eine  einzig  Vntef 
n*fataang  —  die  Thames  Ironworka  in  Black- 
-a!l  i<M-London)  —  darauf  verzichtet,  bei 


der  EänfÜhruDg  ihres  (übrigens  auch  sonst 
eigenartigen)  PrämlenRystems  an  den  Aus- 
lagen für  Arbeit  unmittelbar  zu  sparen ;  alle 
anderen  Unternehmungen  geben  dem  Arbeiter, 
der  mehr,  sagen  wir :  die  doppelte  Zahl  von 
Produkten  herstellt,  nicht  auch  den  doppelten 
L.,  sondern  kassieren  einen  Teil  davon  zu 
ihrem  eigenen  Nutzen.  Die  Auslagen  für  die 
Arbeit,  die  das  Stück  kostet,  fallen  £dso  da- 
durch, und  entsprechend  steigt  der  (rewina 
der  Unternehmung,  —  wenn  sie  das  Hub 
zu  den  alten  Preisen  absetzen  kann!  Weiter 
kommen  noch  für  den  Untemehmer  in  Be- 
tracht :  die  Ausgaben,  die  für  genaue  Buch- 
führung und  exakte  Äufetellung  der  Tarife 
sowie  für  sorgfältige  Nachprüfung  der  Quali- 
tät der  produzierten  Artikel  gemacht  werden. 
Diesen  Mehrkosten  steht  freilich  als  Ge- 
winn die  Uebersicht  über  alle  in  der  Untere 
nehmuDg  vollbrachten  Arbeits-  und  Werk- 
leistungen gegenüber:  „Zum  erstenmal  in  der 
Geschichte  dieses  UnterDehmeDS  —  schreibt 
Hills,  der  Direktor  der  Thames  Ironworka  — 
haben  wir  uns  einen  absolut  zuverUsBigeu 
Kostenanschlag  für  alle  Liefeningsauftrage  ge- 
sichert, die  vor  zu  irgend  einer  Zeit  in  Hänaen 
haben.  Jeden  Monat  habe  ich  jetzt  einen 
genauen  Ueberbiick  aus  der  Vogelschau  Über 
die  finanziellen  Ergebnisse  der  im  Monat 
geleisteten  Arbeit.  Ich  kann  nicht  nur  den 
Stand  jedes  einzelnen  der  verschiedenen 
Aufträge  feststellen,  sondern  so  wissenschaft- 
lich genau  ist  das  System  durchgeführt,  daß, 
wenn  ich  es  wünsche,  ich  ermitteln  kann, 
welchen  Gewinn  oder  Verlust  jede  einzelne 
Arbeit  in  den  verschiedenen  Abteilungen  bei 
jedem  einzelnen  Lieferungsauftrag  gemacht 
hat!''  Alles  in  allem  genommen.  Konnte  der 
geriebene  Yankee  flalsey  mit  Recht  er- 
klaren :  „Dem  klar  blickenden  Unter- 
nehmer wird  es  nicht  entgehen,  dafi  sein 
Gewinn  gi-oßenteüs  aus  der  größeren  Pro- 
duktion eines  gegebenen  Anla^kapitals  fließt, 
da  das  System  nicht  bloß  die  Auslagen  für 
die  Arbeit,  die  das  einzelne  Produkt  kostet, 
vermindert,  sondern  hierdurch  auch  dem 
Anlagekapital  die  Fähigkeit  verleiht,  mehr 
Produkte  als  bisher  zu  erzeugen.  Die  aus 
dieser  Quelle  hervorgehenden  Vorteile  sind 
so  groß,  daß  sie  alle  Haarspaltereien  Ober 
den  Piämiensatz  überflüssig  machen 

Welche  Konsequenzen  hat  nun  das 
Prämienlohnprinzip  für  den  Arbeiter? 
Zunächst  vermeidet  es  die  erfabrungsmäßige 
Schwäche  des  gewöhnlichen  Stücklohn- 
Systems,  welches  so  überaus  häufig  dazu 
benutzt  wird,  im  ausschließlichen  Interesse 
des  Kapitals  die  Arbeiter  zu  eriiöhter  Pro- 
duktion zu  vaanlassen,  indem  die  zunächst 
gewährten  Stflcklohnsätze  nachher  wieder 
lierabgesetzt  werden.  Diese  Konse<iuenz 
wird  dadurch  vermieden,  dafi  —  bisher 
wenigstens  —  jeder  Prämien-L.  mit  einem 
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Minimal- Ii.  Terbnndea  ist,  der  auf  alle 
FUle  für  die  Arbeitsstande  gezahlt  wird. 
Die  Fiftmte  wird  blofi  ffir  die  Bchnellere 
Leistung  des  Produktquantums  gezaUt  Setzt 
also  der  notemehmer  die  Prämie  herab, 
so  wird  der  Arbeiter  es  wahrscheinlich  untere 
lassen,  sich  noch  weiter  so  wie  früher  ao- 
zustreogen;  setzt  er  aber  den  einmal  ge- 
währten Minimallohn  herab,  so  verliert 
der  Arbeiter  leicht  das  Vertrauen  zu  seinem 
Arbeitgeber.  „Die  ganze  VorteUhahigkeit 
des  Prämiensystems  —  schreibt  einer  seiner 
hervorragendsten  Vertreter  —  ist  zerstört, 
wenn  die  Arbeiter  den  Eindnick  emp^gen, 
daS,  sobald  sie  ihre  Produktion  steigern, 
die  L.Bätze  reduziert  werden!'*  Selbstver- 
ständlich zeigt  aber  die  Untersuchung  dieses 
Punktes  die  Notwendigkeit  für  die  Arbeiter, 
sich  auch  unter  diesem  System  in  Gewerk- 
vereinen zusammenzuschließen,—  denn  solche 
Oi^nisatiouen  leisten  etwaigen  OelQsten 
der  Unternehmer  zur  Herabsetzung  einmal 
währter  Minimallohne  den  käftigsten 
iderstand. 

Weiter  gestattet  der  Prämien-L.,  der 
die  Arbeiter  zu  intensivster  Anstrengung 
ihrer  Kräfte  anspornt,  die  Heratoetzung  der 
Arbeitszeit  In  großen  Unternehmungen  wird 
unter  dieser  Voraussetzung  (wie  das  auch 
schon  verschiedentlich  der  Fall  gewesen  ist) 
der  Achtstundentag  durchgeführt  werden 
können.  Freilidi  werden  alsdann  die  minder 
leistungsfähigen  Arbeiter  aus  solchen  Qe- 
scbäfteD  ausgemerzt  werden. 

So  ist  es  dahin  gekommen,  daß  die  be- 
deutendsten Trade  Unions  in  England  and 
in  den  Vereinigtal  Staaten  den  Widerstand 
g^n  die  EinrOhrung  des  Frftmien^tems 
aui^l^ben  haben,  —  unter  der  Voraus- 
setzung freilich,  daß  erstens  der  Gewerk- 
verein bei  der  AufsteUang  des  L.tarifs  mit- 
wirkt, daß  zweitens  der  von  den  Oewerk- 
verdnen  festgesetzte  Normalzeit-L.  den  Ar- 
beitern als  Minimal-L.  garantiert  wird,  und 
daß  drittens  die  Sätze  des  Tarifs  nicht  herab- 
gesetzt werden,  solange  die  technischen  Vor- 
bedingungen der  Arbeit  sich  nicht  ändern. 
Darum  konnte  der  amerikanische  Gewerk- 
verein aführer,  O'Connell,  erkläi^en,  daß  das 
Prämiensystem,  „wenn  es  ehrlich  ins  Werk 
gesetzt  und  seine  Versprecbungen  ehrlich 
innegehalten  werden,  von  großem  Wert  für 
die  Verminderung  der  Reibungen  sein  könne, 
die  sich  jedesmal  zeigen,  wenn  irgend  etwas 
der  Stückarbeit  Aehnliches  in  Vorschlag  ge- 
bracht wird."  — 

Neben  den  eben  behandelten  neueren 
Prämienlohnsystemen  sind  die  früheren 
sog.  Prämiensysteme  —  unter  denen  besonders 
die  Ersparnisprämien  für  sorgfältige  Be- 
handlung von  Ron-  und  Hilfssteffen  und  von 
Maschinen  in  Betracht  kamen  —  sehr  an 
Bedeutung  zurückgetreten. 


7.  BeteUlfaag  der  Arii^tor  am  Gewtoa. 

Die  BeteUigiuig  der  Arbeiter  am  Oeschaftsge* 
winn  der  Untemehmnag  ist  von  uftDchen  N&* 
tionalOkoDomeu  empfohlen  worden  als  Mittel,  am 
den  Fleiß  der  Arbeiter  su  heben,  ibr  InteresM 
mit  dem  der  kapitalistischen  Geschäftsleitung 
identisch  zu  machen  und  den  L.  indirekt  sa  er- 
höhen. Man  darf  aber  dem  Arbeiter,  der  bloß 
technischer  Produzent  ist,  nicht  Anweisungen 
auf  den  Gewinn  derGeschftf  tsleitunggewi, 
auf  die  EinflnB  anssnäben  er  nicht  in  aet  Lage 
ist:  die  Gewinnbeteiligong  ist  dämm  (wie  Hat- 
b  a  c  h  treffend  bemerkt)  Widerspnieh  geg[ea 
unsere  Wirtschafisordnnng".  Der  JU'Veiter  wird 
mit  dem  L.  abgefaoden  und  darf  nidit  für  die 
wirtschaftlichen  Erfolge  der  Unternehmung  ver- 
antwortlich gemacht  werden.  Die  prakuschen 
Erfahmngen  haben  überdies  längst  gezeifift,  daS 
der  Gewianbeteilignag  keine  Bedentang  für  dti 
Wirtschaftsleben  zukommt:  sie  wird  fast  dnrcb- 
gän^g  von  Arbeitern  und  Unternehmern  gleich- 
mäßig abgelehnt.  Vgl  im  Übrigen  den  An. 
H Gewinnbeteiligung"  oben  Bd.  I,  S.  It^fg. 

S.  BestimmnngsgrändefördieUhöhe. 

Die  Arbeitpkraft  ist  zwar  eine  Ware,  aber 
sie  ist  von  den  anderen  Waren  bgüt  ver- 
schieden.  Denn  die  anderen  Waren  haben 
Kapitalauslagen  gekostet  und  werden 
von  Unternehmern  auf  den  Markt  ge- 
bracht, die  beim  Verkaufe  Ersatz  der  Kapitel- 
ausl^n  und  Kapitalgewinn  beanspruchen,  — 
die  Arbeitskraft  dagegen  hat  keine  Kapital* 
auslagen  gekostet  und  wird  auf  den  Markt 
gebracht,  damit  ihr  Inhaber,  der  durchaus 
kein  Üntemehmer  ist,  leben  kann!  Damit 
ist  erwiesen,  daß  die  Ware  ,vArbeit8kialt'* 
dem  für  die  (beliebig  vermehrbaren)  Waren 
gültigen  all^m^en  Preis^eeetz  nicht 
unterworfen  ist  Suchen  wir  nma  feetzu- 
stellen,  von  welchen  Momentm  der  Preis 
der  Arbeitskraft  (soweit  es  sich  um  ihre  Bs- 
schäftigang  in  Üntemehmungen  handelt)  ab- 
hängt. 

Einmal  wird  der  L.  durchsdmittlidi 
immer  geringer  sein  mtissen  als  der  Arbeits- 
ertrag. Denn  der  Unternehmer  —  ma^  er 
nun  ländlicher  Produzent,  Fabrikant,  Kauf- 
mann oder  Handwerker  sein  —  muß  auf 
die  Dauer  immer  mit  Gewinn  produzieren. 
Jedes  Arbeitsprodtikt  muß  (ganz  abgesehen 
von  dem  darin  enthaltenen  Matenalw^) 
teurer  sein  als  sämtliche  darin  enthaltenen 
L.  zusammengenommen,  da  es  „Besitzreute** 
(um  mit  Rodbertus  zu  reden)  abwerfen  muß: 
der  Arbeiter  kann  nie  sein  Produkt  zum 
gleichen  Preise  zurückkaufen. 

Damit  ist  die  Obergrenze  der  L.  be- 
zeichnet. Die  Untergrenze  wird  angegeben 
durch  denabsolut  not  wendigenUnter- 
halt.  Dieses  Minimum  gilt  freilich  nicht 
für  den  einzelnen  Arbeiter,  sondern  nur  für 
die  ganze  Arbeiterklasse,  die  ja  der 
Kation  erhalten  bleiben  muß.  Zwischen  diesen 
beiden  Grenzen  gibt  es  natürlich  eine  Menge 
von  Möglichkeiten  für  die  tidttische  L.höhe. 
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lo  «Rter  linie  vird  für  diese  immer  der 
—  xa  eiiier  beetimmtea  Zeit  in  einem  Lande 
liier  io  einer  O^end  —  gewohaheits- 
(cJBig  Übliche  EjebeDSunterhalt  der  uotereo 
Eli^MQ  (der  mehr  oder  weniger  Ober  dem 
A  (•  B  0 1 Q  t  Dotwendigea  stehen  wird)  von 
lio&ui  sda.  DeoQ  erfahnmgsmäliig  hält 
<W  Arteiter  an  den  Bedürfnissen,  deren  Be- 
[nfäigmig-  ihm  zur  Lebensgewohnheit  ge- 
«•irdcD,  mit  grOßter  Zähigkeit  fest 

Va»  wichtigste  Moment  ffir  die  Höhe 
t!rt  L.  wird  natürlich  stets  das  Verhältnis 
(i»T  Nachfrage  nach  Arbeitshiäfteo  zum 
iD^ebot  «ein.  Da  in  der  modernen  kapi- 
'«UätificfaeD  Äero  die  Uenee  dee  akkumulierten 
KftfutalB  Ton  Jtüir  zu  Jahr  wächst  (mit  Aus- 
cabme  tob  Süsenjahren),  ao  wird  auch  die 
Kachfr^  noch  ^beitskrftften  von  Jahr  zu 
J&tir  immer  grOBer.  Nun  wächst  freilich 
'iw  Angebot  von  Arbeitskräften  ebenfalls, 
da  la  dcneJben  Epoche  auch  die  Bev51ke- 
nuicBvermefaruDg  so  stark  gewesen  ist  wie 
nie  iDTor  in  der  Weltgeschichte;  — 
md  wo  die  Bevölkerung  sich  ausnalimsweise 
oo^üam  vermehrt  (wie  z.  B.  in  Frankreich), 
Ah  liefert  die  Einwanderung  den  benötigten 
^uscbuii  an  Arbeitskräften  (analog  liegt  der 
F.iU  IQ  Kolonialländem,  wo  die  natürliche 
BetrJkeningsveraiehrung  keine  hinreichende 
irt«iicnafal  liefert).  Aber  die  Tatsachen 
ubm  gelehrt,  dafi  in  den  Ländern  occiden- 
iikr  Knltur  das  produktive,  Anlage  suchende 
U{nlal  —  ausgenommen  in  Zeiten  un- 
riüsaiger  Konjunktur  —  stets  mehr  Arbeiter 
t'^larf,  als  wenigstens  an  brauchbaren  Kräften 
tortuuiden  ist  Damit  ist  der  erste  An- 
.i<.|>  f;«geben  zur  Erhöhung  der  L.  über 
■In  Niveau,  das  sich  bei  B^nn  der  kapi- 
'^di^i'Khen  Aera  voi^gefunden  hatte. 

VcHer  kommt  für  die  Höhe  des  L.  die 
liilcDsität  von  Angebot  und  Nachfrage 
in  Betracht.  Hier  ist  der  isolierte  Arbeiter 
<ialrtrch  in  besonders  ungünstiger  Situation, 
■1^  «r  ohne  den  L.  nicht  leben  kann  und 
IS  '1™  seltenen  Fällen  eine  nennenswerte 
>itLOie  erspart  hat.  Aus  diesem  Grunde  ist 
i'-r  U  zn  Anfang  des  19.  Jahrh.  überall  so 
riif^in^  gewesen.   Seitdem  aber  die  Arbeiter 

fi  m  Qewerkvereinen  geeinigt  und  bei 
-liWi  Arbeitak&npfen  ein  so  hohes  Maß  von 
^  I'  iuität  bekundet  haben,  daß  es  den  Cnter- 
f^mwn  häufig  eanz  unmöglich  ist,  eine 
-"ufttjeml  große  Zahl  von  Streikbrechern  zu 
•^uficii,  ~  ist  die  Macht  der  Arbeiter  kräftig 
f>^ai.-haea,  zumal  in  Zeiten  aufsteigender 
*>  r.]uitktar,  wo  das  Kapital  das  brennendste 
''■TWfiTtun^bedQrfnis  hat  Damit  ist  der 
■■»"ite  Anstoß  zur  Erhöhung  der  L.  über 
bei  Beginn  der  kapitalistischen  Aera 

n»fuodene  Niveau  gejgeben.  (Vielleicht 
aber  die  Bedeutung  dieses  Faktors 
ii'rdi  dk  sich   neuerdingB  überall  aus- 


breitenden Untemehmerorganisationen  in  Zn> 
kunft  gemindert  werden.) 

Jedenfalls  hat,  hauptsächlich  veranlaßt 
durch  die  geschilderten  Momente,  der  L. 
seit  einem  Jahrhundert  in  allen  Ladern 
eine  steigende  Tendenz,  wie  seit  Wolfs  bahn- 
brechendem Werke  über  „Sozialismus  und 
kapitalistische  Gesellschaftsordnung"  (1892) 
überall  zugegeben  wird  und  wie  seitdem 
zahllose  historisch-statistische  Dntersuchun- 
gen  für  einzelne  Fälle  bewiesen  haben. 

Freilich  gilt  diese  steigende  Tendenz 
bloß  für  den  L.  im  allgemeinen. 
Einzelne  Schichten  der  Arbeiterklasse  haben 
sich  in  ihrer  Lebenslage  nicht  gebessert 
oder  sind  gar  zurückgegangen.  Die  modernen 
(nationalen  und  i  n  t  e  r  nationalen)Konkurrenz- 
verhältnisse,  die  wechselnden  zollpolitischen 
Maßregeln  der  Regierungen,  die  üeberlegen- 
heitj  die  den  Betneben  mit  der  fortge- 
schnttensten  Technik  (und  der  größten  An- 
passungsfähigkeit an  den  Kreis  der  Kon- 
sumenten und  an  die  Launen  der  Mode) 
innewohnt,  müssen  eben  immer  hier  oder 
dort  einen  Fabrikationszweig,  namentlich 
aber  ganze  Branchen  des  Handwerks  oder 
der  Hausindustrie  zeitweise  oder  dauernd 
in  schwere  Notlagen  bringen:  solche  Ge- 
werbszweige können  sich  dann  nur  durch 
Zahlung  von  Hunger-L.  halten,  und  die 
Arbeiter  gehen  a\d  die  schlechten  Arbeits- 
bedingungen ein,  sie  nur  die  Wahl 
haben  zwischen  dend  besoldeter  oder  ^ 
keiner  Arbeit!  Außerdem  muß  natürlich 
mit  dem  Faktum  gerechnet  werden,  daß 
viele  Tausende  in  jedem  lAnde  einfach 
darum  einen  sehr  niediigen  L.  beziehen, 
weil  sie  physisch,  intellektuell  oder  moralisch 
minderwertige  Eidstenzen  repräsentieren  und 
unter  dem  Durchschnittsmaß  der  nötigen 
Leistungen  oder  der  erwarteten  Zuverlässig- 
keit bleiben. 

In  Uel^ereinstimmung  mit  unserer  Auf- 
fassung stehen  die  Ergebnisse,  zu  denen 
Englands  berühmtester  sozialistischer  Schrift- 
steller der  Gegenwart,  Sidney  Webb,  trotz 
seines  unverkennbaren  Pessimismus,  in  seiner 
Studie  über  die  englische  Arbeiterklasse 
während  der  Periode  von  1837  bis  1897  ge- 
kommen ist.  Danach  hat  sich  der  Geld-L. 
der  männlichen  Arbeiter  seit  1837  in  fast 
allen  Gewerben  verdoppelt,  während  freilich 
der  L.  der  Arbeiterinnen  .„in  einem  sehr 
großen  Prozentsatz  der  Falle"  keinen  be- 
merkenswerten Fortschritt  gemacht  hat- 
schließlich  ist  es  höchst  wahrscheinlich,  daß 
es  i.  J.  1897,  absolut  gerechnet,  mehr 
Menschen  gibt,  die  für  Hunger-L.  oder 
annähernde  Hunger-L.  arbeiten ,  als  i 
J.  1837,  obgleich  ihre  Zahl,  relativ  ge- 
rechnet, also  im  Verhältnis  zur  ganzen 
Bevölkerung  betrachtet,  kleiner  geworden 
ist.  Das  ist  das  Resultat,  soweit  es  sich 
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um  die  Geld-L.  handelt  Nun  Bind  aber 
die  Pr&ae  nicht  mehr  die  gleidtön  wie  L 
J.  1837.  Der  Arbdter  bezahlt  jetzt  viel 
mehr  Miete  als  damals,  und  einige  andere 
Waren  sind  ebenfalls  teurer  geworden. 
„Aber  es  ist  kein  Qrund,  die  statistischen 
Feststellungen  zu  bezweifeln,  die  uns  zeigen, 
dafi  die  Preise  im  ganzen  niedriger  sind 
als  L  J.  1837"  (Webb).  — 

Natürlich  zerfKlIt  die  Arbeiterklasse  in  ver- 
schiedeneSchichten.  Vorallem  mnOman  zwiHchen 
gfeleniten  und  nQ^eleniten  Arbeitern  unter- 
sdieiden:  auf  die  Dmer  werden  die  gelernten 
Arbeiter  immer  einen  höheren  L.  benehm  mttssen 
1Ü8  die  nn&:elemten,  denn  jene  haben  eine  längere 
Lehrzeit  dnrcbgemacbt,  tuso  Kosten  der  Ansbil- 
dong  gehabt  (Mler  anf  Elinnabmen,  die  sie  sonst 
gehabt  hätten,  Verficht  geleistet),  —  hierfür 
mnfl  eine  Entschädignmg  (im  höheren  L.)  gezahlt 
werden,  sonst  w&rde  die  „gelernte"  Arbeit  sich 
nicht  reproduzieren!  £in  weiteres  Eingehen 
anf  EinzelheiteOj  die  sich  der  Leser  selber  sagen 
kann,  ist  hier  nicht  am  Platze. 

B.  Die  L.theorieen  der  Klassiker  der 
Sattonalökonomle  und  des  Sozialismus. 
Schon  Tnrgnt  hat  in  seinen  „B^fiexions  snr  la 
formation  et  la  distribntion  des  riehesses"  ^1769) 
eine  pessimistlBiUie  L.theoiie  anfgestellt;  die  Ar- 
beiter —  meint  er  —  werden  nch  gegenseitig 
nnterbieten,  um  nnr  Arbeit  zn  bekommen;  und 
der  Arbeitgeber  wird  denjenigen  Arbeiter  an- 
stellen, der  sich  znm  billigsten  Preise  anbietet. 
So  kommt  TurROt  zn  dem  Schlnß:  „Le  salaire 
de  roQTrier  est  bome  4  sa  snbsistance;  il  ne 
gagne  qne  sa  yie,"  —  der  L.  ist  also  gleich  dem 
notwendigen  Unterhalt!  AberTorgot  erweitert 
den  Begnff  des  notwendigen  Unterhalts  durch 
die  Erklärnng:  der  L.  müsse  groß  genng  sein, 
um  den  Arbeiter  aach  dnrch  die  Zeiten  der 
Krankheit,  Tenernng  nnd  Arbeitslosigkeit  dnrch- 
znbringen ! 

Bedeutender  ist,  was  Adam  Smith  aber  den 
L.  SU  sagen  weiß.  Bei  dem  Streit  um  die  Hfibe 
des  L.,  meint  er,  können  es  die  Kapitalisten 
länger  aushalten  als  die  Arbeiter,  —  folglich 
baben  die  Kapitalisten  auch  den  größeren  Ein- 
fluß anf  die  L.höhe  nnd  können  cUrnm  den  L. 
niedrig  halten.  Aber  unter  ein  Uinimnm  kann 
der  L.  auf  längere  Zeit  nicht  sinken:  der  Ar- 
beiter muß  durch  den  L.  in  den  Stand  gesetzt 
sein,  sich  und  seine  Frau  zu  ernähren  nnd  Kin- 
der aufzuziehen,  —  denn  der  Arbeiterstand  mnß 
unter  allen  Umständen  reproduziert  werden. 
Wenn  jedoch  die  Kapitalien  regelmäßig  wachsen 
nnd  ebenso  die  Nachfrage  nach  Arbeitern,  so 
treiben  die  Arbeitgeber,  um  Arbeiter  zn  be- 
kommen, einander  den  L.  in  die  Höhe,  ~  nnd 
so  wird  der  L.  weit  über  jenes  Minimnm  erhöbt. 
Doch  glaubt  fjmith,  daß  in  einem  solchen 
Falle  die  Vermehrung  der  Arbeiter  schließlich 
auch  wieder  den  L.  senken  wird.  Immerhin 
konstatiert  er,  daß  sich  in  England  der  L.  im 
Laufe  des  18.  Jahrb.  beträchtlich  vermehrt  habe. 
Auch  gelangt  er  bereits  zur  Erkenntnis,  daß 
ein  bober  Arbeits-L.  in  der  Regel  größerer  Li- 
teneität  der  Arbeit  parallel  gebt. 

Berühmter,  wenn  auch  nicht  tiefer  ist  die  L.- 
theorie  Kicardos.  Ricardo  unterscheidet  den 
Harktpreis  der  Arbeit  d.  h.  den  tatsächlich 


in  jedem  einzelnen  Kalle  (gemäß  dem  Veriiiltaii 
TOn  Angebot  und  Nachfrage)  (rezahlten  Prds 
vom  nBatÜrlichen"  Preis  d.  n.  demjenigen,  der 
notwendig  ist,  um  die  Arbeiter  in  aen  Stand  zu 
setzen,  sich  zn  erhalten  und  ihr  Oeachlecbt  fort* 
znpflanzen.  Der  natürliche  Preis  gibt  dcu 
Mittelpnnkt  ab,  am  den  die  Marktpreise  oacUlie- 
ren.  Wenn  der  Marktpreis  höh  er  als  der  natür- 
liche Preis  steht,  dann  verfügt  der  Arbeiter  über 
eine  größere  Menge  Ton  Gütern  und  ist  daher 
in  der  Lage,  eine  zahlreiche  Familie  an  erhalten. 
Wenn  jedoch  infdsre  des  Anreizes,  den  dn 
hoher  Arbeits-L.  zur  vergrtfierang  der  BevOtke- 
mng  gibt,  die  Arbeiterzahl  zugenommen  hat, 
hernach  sinkt  der  L.  wieder  am  seinen  natfir- 
liehen  Preis  nnd  (wegen  der  Gegenwirkung) 
bisweilen  sogar  darnnter"  (Ricaroo).  Der  L. 
hat  also  die  Tendenz,  sich  auf  die  Daner  gleich 
dem  notwendigen  Lebensunterhalt  zu  gestalten! 
Das  Maß  dieses  „notwendigen"  Unterhalts  ist 
aber  nicht  ein  für  allemal  bestimmt,  sondern  es 
ist  bei  verschiedenen  Völkern  zn  gleicher  Zdt 
und  beim  selben  Volke  zu  TerBchiedenen  ZeUn 
verschieden.  „In  einem  Lande  sind  die  Ar- 
beiter mit  Kartoffeln  nnd  einer  scbmulxigen 
Hütte  zufrieden,  in  einem  anderen  verlangen 
sie  eine  anständige  Wohnnng  nnd  Weizenbrot" 
(Ricardo).  Und  ausdrücklich  konstatiert  Ricardo, 
daß  „ungeachtet  des  Strebens  des  L.,  sich  dem 
natürlichen  Satze  gleichzustellen,  dennoch  sein 
Harktsatz  in  einer  fortschreitenden  Gesell- 
schaft auf  unbestimmte  Zeit  hinaus  ständig 
Uber  demselben  stehen  kann."  Ricardo  vertritt 
also  durchaus  nicht,  wie  die  SoziaUsten  messen, 
ein  „ehernes"  L.gefletz,  sondern  vielmehr  gerade 
ein  —  „elastisch«"! 

DieEpigonen  der  fclas^hen Schule  (Senior, 
J.  St.  Min  n.  a.)  baben  dann  —  im  Anschlüsse 
an  einige  mißverstandene  Sätze  der  Btcardoschen 
AnsfUhmngen  Über  den  L.  —  die  sog.  L.f  onds- 
t  b  e  o  r  i  e  anfgestellt,  die  längere  Zeit  die  Geister 
beherrschte.  Danach  ist  in  jedem  Lande  ein 
bestimmter  Fonds  vorhanden,  der  zum  direk- 
ten Kauf  von  Arbeit  bestimmt  ist.  Die  L.hShe 
hängt  also  ganz  einfach  vom  Verhältnis 
zwischen  diesem  L.fonds  nnd  der  Zahl  der  Ar- 
beiter ab:  ist  die  Zahl  der  Arbeiter  groU,  so 
tat  der  L.  klein  und  umgekehrt!  Demnadi 
k&nnen  Gewerkvereine  höchstens  den  L.  ein- 
zelner Arbeiter  erhöhen,  müssen  dann  jedoch 
den  L.  anderer  Arbeiter  um  ebensoviel  drücken : 
denn  die  Gesamtsumme  der  L.  steht  nnab- 
änderlich  fest.  Nur  ein  Weg  führt  znm  Ziele 
der  L.erhöbnng:  die  Bescbränknng  der  Zahl 
der  Arbeiter  (in  der  Hauptsache  durch  Ein- 
schränkung der  Bevölkernngsvermehmng,  ev. 
aoch  dnrch  Auswanderung).  Wie  man  siebt, 
liefert  diese  Theerie  eine  neue  Bestätigung  des 
Ausspruchs :  es  sind  nicht  die  geistreiehen  Lmte, 
die  die  absturden  Konseqnenzen  ziehen!  Und 
die  Vertreter  dieser  Lehre  haben  wahrlich  den 
Hohn  Carlyles  verdient,  der  schrieb:  „Klage 
Leute,  —  die  glauben  an  ein  goldnes  Zeitalter, 
wenn  zwanzig  Hillionen  Arbeiter  gleichzeitig 
auf  demselben  Gebiete  streiken,  sie  brauchen 
bloß  in  einem  allumfassenden  Gewerkverein  den 
Beschluß  zu  fassen,  sich  nicht  eher  zu  befcrntteii, 
als  bis  die  Situation  des  Arbeittmarktes  wieder 
allgemein  befriedigt!" 

•        *  * 
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Cimidii  peasimiitiscfa  behandeln  die  Sozia- 
listts  oA  Frage  der  L.hCfae.  Wir  beschrilnken 
m  hür  an!  die  berflhmtesten  Tbeorieen,  die 
naBodbertns,  Lasaalle  nnd  Marx.  NachSod- 
bf  rtas  Udben  die  Arbeiter  immer  nur  aof  das 
mit  dfi  notwendigen  Unterhalts  beschrftnkt. 
Heu  die  Debmnacht  gebOrt  in  der  bestehenden 
tiMfllirfuft  bei  freiem  Jlarktrarkehr  den  fileen- 
nwn  fim  Boden  vod  Kapital:  de  schrdben 
4im  hthriwen  Arbiter  die  Bedingnnrai  dea 
Arkatskmitnkts  vor  and  werden  ihm  ans 
EsDisnu  nidit  mehr  L.  angeetehen,  als  nOtig 
Iii.  iB  feine  Arbeitskraft  zu  erhalten  nnd  sich 
a  Mioea  Kindern  zn  verjüngen.  „Wenigstens 
K  diner  Betrag  der  QraTitationspiinkt  alles 
4rbdi*-L.,  wenn  ihn  anch  zuweilen  nationale 
^itieo  oder  der  partiknlare  Kampf,  den  in  diesem 
tU^nemai  gewerblichen  beUom  omninm  con- 
ta  osnei  m  K^taliiten  wieder  unter  sich 
Q  ksidm  haben,  imhedeBtakd  hSbmr  stellen" 
Kudtertns).  Und  darin  tritt  keine  Aendemag 
tia.  ebw<At  die  ProdnktiTitXt  der  Arbeit 
fertwtkiad  wftebstl 

Laisalle  formnlierte  seine  Ansichten  Ober 
■iHi  L  —  die  für  die  EntwickelnngsgescMchte 
4tr  iwBaldemokratie  von  großer  Bedeutung  ge- 
«•«cfl  lind  —  folgendermaßen.  Das  ^eherne" 
i>t«t£i,  das  unter  der  Herrschaft  von  Angebot 
ud  Nachfrage  nach  Arbeit  den  L.  besummt, 
wtiiieKs:  daß  der  dnrehschnittlicbe  L.  immer 
vd  dea  notwendigen  Unterhalt  reduziert  bleibt, 
T  in  einem  Tolke  gewohnhdtamttJlig  snr 
FriKong  der  Eltens  nnd  zur  Fortpflanzung 
crtvderueb  ist.  Der  wirklich  gezahlte  Tages-L. 
tiaa  sidi  nicht  dauernd  Uber  diesen  Durdi- 
•Mit  erheben,  denn  sonst  entstände  dnrcb  die 
loMue  Lage  der  Arbeiter  eine  Vermehrung  der 
.^rUherbeTdkemng  nnd  somit  des  Angebots 
T',t  Hiadea,  die  den  L.  wieder  auf  und  unter 
»ivm  frdheren  Stand  herabdrücken  wQrde.  Der 
L  juaa  ancb  nicht  dauernd  tief  unter  diesen 
i  twcadigen  Unterhalt  fallen ,  denn  dann  entr 
>(tkea  Anawudemug,  Ehelosigkeit,  Enthattang 

•  q  der  Smderenengnng  und  endlich  eine  durch 
hitai  erzeogte  Vermindemng  der  Arbeitenabi, 

wait  das  Angebot  von  „Händen"  Terringert 
»d  des  L.  daher  wieder  au  den  früheren  Stand 
iimckbtingt  Fttr  die  Ottlügkät  dieses  6e- 
•■^  berief  sich  Lassalle  —  nicht  ganz  mit 
Knhc  —  auf  alle  „großen  und  berühmten 
^usa  in  der  naUraalOkonomischen  Wissen- 

Msri.  der  in  seinen  früheren  Schriften  ähn- 
K'W  Aasenannngen  wie  Lassalle  vertreten  hatte, 
mvtchdte  später  im  ^Kapital"  eine  tiefsinnige 
Tlauie  vom  L.  Danach  verkauft  der  Arbeiter 
»  d«B  KapitAllsten  die  Ware  „Arbeitskraft^ 
Uir  Wert  wird  (wie  der  Wert  jeder  Ware) 
^tiaifflt  dnrch  die  zn  ihrer  Beproduktion  not- 
««ad^e  Arbeitszeit.  Die  Arbeitskraft  erfordert 
n  ärä*  stetigen  Beproduktion,  daß  das  Indivi- 

•  TVM,  vtfdies  ihr  Träger  ist,  sich  selbst  erhält 
UM  nghiidi  imstande  ist,  hinreichoideD  Nach- 
wrh«  aaünunehen.  Die  snr  Reproduktion  der 
it^tkraft  notwendige  Arbeitszeit  ist  also 
KkttM  der  Arbeitaieit,  die  snr  Produktion  des 
i'bttfanteibalu  dea  ArbeiteTa  und  seiner  An- 
i.'üteiyq  aotwcndlg  iat.  Dem  natflriiehe  Be- 
<irfbiM«iad  nun  je  nach  den  klimatischen  nnd 
•Qdmn  natärlicben  Eigenschaften  ein»  Landes 
vwMUedM.  Andarcndta  und  ihre  naotwendigen" 


BedDräiisse  wie  die  Art  ihrer  BeMedignng  selbst 
ein  historisches  Produkt  nnd  hängen  daher 
großenteils  von  der  Kulturstufe  eines  Landes, 
n.  a.  anch  wesentlich  davon  ab,  unter  welchen 
Bedingungen  and  daher  mit  welchen  Gewohn- 
heiten nnd  LebensansprÜchen  die  Klasse  der 
freien  Arbater  sich  gebildet  hat.  Im  Gegen- 
sata  ni  dm  andren  Waren  enthält  also  die 
Wertbestimmnng  der  Arbdtskraft  ein  histo- 
risches und  moraliscbes  Element  Für  ein  be- 
stimmtes Land  in  einer  bestimmten  Periode  je- 
doch  ist  der  Darchschnittsamkreia  der  notwen- 
digen Lebensmittel  gegeben.  Der  Wert  der 
Arbeitskraft  hat  sich  so  in  den  Wert  einer  be- 
stimmten Summe  von  Lebensmitteln  anfgelOst. 
Für  diesen  L.  stellt  der  Arbeiter  seine  Arbeits- 
kraft in  den  Dienst  des  Kapitalisten  zum  Zwecke 
der  Sehaflung  eines  Wertes,  der  regelmäßig 
großer  sein  muß  als  der  L.  So  »bat  der  Lms- 
Eeitn'  nur  die  Erlaubnis,  für  sein  eigaies  Leben 
in  arbeiten,  d.  b.  zn  leben,  soweit  er  gewisse 
Z<^t  umsonst  fttr  den  Kapitalisten  arbeitet;  und 
das  ganze  kapitalistiscne  Prodnktionssystem 
dreht  sich  darum,  diese  Gratisarbeit  zn  ver- 
längern durch  Ausdehnung  des  Arbeit8ta|^ 
oder  durch  Eatwickeltmg  der  Produktivität 
(resp.  größere  Spannung  der  Arbeitskraft^  usw. 
—  so  daß  also  das  ^stem  der  L.arbeit  ein 
System  der  Sklaverei  nnd  zwar  einer  Sklaverei 
ist,  die  im  selben  Haße  stärker  wird,  wie  ^h 
die  gesellschaftlichen  Produktivkräfte  der  Arbeit 
entwickeln,  ob  nun  der  Arbeiter  bessere 
oder  schlechtere  Zahlung  empfange" 
(Marx). 

Die  Frage  ist  nun:  wie  weit  läßt  Marz  ein 
Steigen  des  L.  zn?  Darüber  geben  fulgende 
Sätze  ans  dem  „Kapital"  (Bd.  I,  S.  629fg.)  Aus- 
kunft. Das  Akknmulationsbedürfnis  des  Kapitals 
kann  das  Wachstum  der  Arbeiteranzahl,  die 
Nachfrage  nach  Arbeitern  ihre  Znfuhr  über- 
flügeln, and  daher  kOnuen  die  L.  steigen-  Aber 
die  mehr  oder  mioder  günstigen  Umstände,  wo- 
rin sich  die  L.arbeiter  erhalten  nnd  vermwren, 
ändern  nichts  am  Grundcharakter  der  kapita- 
listischen Produktion.  Steigender  Preis  der  Ar- 
beit infolge  der  Akknmntation  des  Kapitals  be- 
sagt in  der  Tat  nur,  daß  der  Umfane^  und  die 
Wacht  der  goldnen  Kette,  die  der  L.arbeiter 
sich  selbst  bereits  geschmiedet  hat,  ihre  losere 
Spannung  erlanben. 

Auf  die  Daner  aber  überwiegen,  nach  Man, 
die  Elendstendenzen,  wenigstens  für  die  große 
Masse  der  Arbeiter.  Denn  die  kapitalistische 
Produktioasweise  schafft  anch  eine  immer  wach- 
sende Zahl  nnbeschäftigter  Arbeitskräfte.  Und 
„im  großen  nnd  ganzen  sind  die  allgemeinen 
Bewe^ngen  des  Arbeits-L.  ausschließlieh 
reguliert  dnrch  die  Expansion  and  Kontraktion 
der  indnatriellen  Beservearmee,  welche  dem 
Periodenwechsel  des  indnatriellen  Zyklus  ent- 
sprechen. Sie  sind  also  nicht  bestimmt  durch 
die  Bewegung  der  absolaten  Anzahl  der  Arbeiter- 
bevölkerang,  sondern  durch  das  wechselnde  Ver- 
hältnis, worin  die  Arbeiterklasse  in  aktive  und 
Reservearmee  zerfällt,  durch  die  Zunahme  and 
Aboahme  des  relativen  Umfang  der  Ueber- 
Tiflkemng,  dnrch  den  Grad,  wonn  sie  bald  ab- 
sorbiert, wud  wieder  freigesetzt  wird''(„Kapital*',I, 
S.  654).  So  tendiert  die  kapitalistische  Produk- 
tionsweise dahin,  den  L.  aai  die  Dauer  nieht 
erheblich  steigen  zu  lassen,  vielmehr  „die  Masse 
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des  Elendi,  des  Drucks,  ia  Knechtscluft,  der 
EntartnDg*,  der  Ansbentoog**  zrx  Termehren 

(S.  7i.O). 

10.  Zukfinftige    Gestaltniigeii   des  L. 

FOr  alle  absehbare  Zeit  wird  die  kapitalistische 
ProdnktioDPwei&e  and  mit  ihr  das  L-system  bei- 
behalten werden.  —  muH  man  sich  aber  darum 
bei  der  bmtalen  Tatsächtichkeit  der  L.gestaltnng 
ein  für  allemal  beruhigen  ?  £dlere  Geister 
haben  auch  hier  Ziele  aufgestellt,  deren  Bea- 
lisierbarkeit  von  der  WisseDschaft  geprüft 
werden  muO.  Tor  allem  ist  hier  Sismoudi 
zu  erwähnen,  der  (vielleicht  beeinflnßt  durch  die 
Formnlierung,  die  Targot  dem  L-gesetz  gegeben 
hatte)  das  Postulat  aufgestellt  hat:  „Der  L  ist 
nicht  altein  eine  Bezahlaug  der  Arbeit,  die  auf 
der  Batfis:  so  and  soviel  pro  Stnnde  berechnet 
wird,  —  der  L.  ist  das  Einkommen  des  Be- 
sitzlosen und  muß  darum  nicht  blufi  zu  seinem 
Unterhalt  während  der  Arbeit,  sondern  auch 
wahrend  der  Z^t,  wo  er  nicbt  arbeiten  kaon, 
ansreicheu:  es  muß  ebenso  für  Kindheit  und 
Greisenalter  wie  für  dos  Manuesalter  durch  den 
L.  gesorift  werden,  f&r  die  Zeit  der  Krankheit 
ebenso  wie  für  die  der  Gesundheit,  für  die  zor 
Erhaltnng  der  Kräfte  nötigen  (oder  durch  Ge- 
setz oder  öffentlichen  Kultus  angeordneten) 
Ruhetage  ebenso  wie  für  die  Arbeitstage!"  Und 
Bodbertns,  der  „Seher  von  Jagetzow" ,  hat  das 
Postulat  hinzugefügt,  daß  die  Arbeiterklasse 
einen  mit  den  stetig  wachsenden  Produktiv- 
kräften der  Nation  roitsteigenden  L.  erhalten 
solle.  Wir  halten  diese  Forderungen  prinzipiell 
fQr  begründet,  —  nicht  auf  Ornud  irgend  eines 
alntralten  Gerechtigkeitsprinzips,  sondern  auf 
Grund  der  soziaJen  und  politischen  Prinzipien 
der  gegenwärtigen  Geachirhtsepoche,  worin  die 
Arbeiter  mehr  Selbstbewußtseiu,  mehr  Rechte, 
mehr  Einfluß  nnd  Macht  gewonnen  haben.  Der 
friedliche  soziale  Fortschritt  ist  nnr  unter  der 
Bedingnugzu  sichern^  daß  den  erwähnten  Forde- 
rungen auf  dem  Gebiete  der  L  politik  einiger- 
maßen Rechnnng  getragen  wird.  Wie  aber 
setzen  sich  ~  da  ja  weder  die  von  Rodbertus  ge- 
plante L^reform  noch  Thilnena  geniale,  aber  un- 
praktische Idee  des  „uaturgemäUeu'  Arbeits-L. 
realitiierhar  sind — jene  Forderangen  in  der  Praxis 
durch?  Ein  Teil  davon  erfüllt  sich  gewissermaßen 
automatisch,  indem  (wie  J.  Wolf  bewieaen  hat) 
der  Chemismus  der  bü^erlicben  Wirtschafts- 
ordnung dahin  drängt,  einen  Teil  ihres  nnanf- 
hSrlichen  technisch  -  ökonomischeu  Fortschritts 
selbsttätig  in  sozialen  Fortschritt  umzusetzen. 
Weiteres  aber  müssen  Staat  nnd  Gesellschaft 
sowie  die  Selbsthilfe  der  arbeitenden  Klassen 
leisten. 

Wichtiges  ist  bereits  durch  Versicherung  der 
Arbeiter  gegen  die  wirtschaftlicfaen  Folgen  von 
Krankheit  Unfall,  Invalidität  und  Alter  ge- 
schehen. Die  Yersichenug  der  Witweu  und 
Waisen  wird  nächstens  organiifiert  werden; 
und  daran  muß  sich  eine  hinreichende  Fürsorge 
für  die  unverschuldet  Erwerbslosen  schließen. 
Eine  durchgreifende  aligemeine  Regelung  der 
L.  ist  freilich  nicht  angängig.  Wohl  aber 
wäre  schon  viel  geschehen,  wenn  der  Staat,  die 
Gemeiuden  und  die  anderen  öffentlichen  Körper 
für  das  immer  mehr  anschwellende  Heer  der  in 
ihrem  Dienste  stehenden  Arbeiter  L.miniraa 
ftetatellen  und  ebenso  Ttm  allen  Unternehmern,  die 
fOr  sie  Arbeitoi  aosflUuen,  hierbei  die  Inne* 


baltnng  von  Minimallbhnen  verlangen  würden. 
Auch  wäre  den  Arbütem  der  Riesenbetriebe 
nnd  der  von  Untemebmer-K  arteilen  be- 
herrschten Industriebranchen,  wenn  sie  gegen- 
über der  Hacht  des  Unternehmertums  nicht 
aufkommen  können,  von  Fall  zu  Fall  der  Schatz 
durch  ein  gesetzliches  L.minimam  ztizubilligHL 
Wenn  man  diese  Fragen  mit  der  nötigui  vor- 
sieht nnd  nicht  schatHonenmäßig  behandelt,  so 
können  ancb  hier  Erfolge  erzint  w«4ai,  wie 
das  Beispiel  der  australischen  Kolonie  Viktoria 
beweist  (vgl.  Art  „Arbeiterschntcgesetagebnng*, 
oben  Bd.  I,  S.  löö). 

Vor  allem  hat  sieh  aber  ancb  die  Selbst- 
hilfe der  Arbeiter  auf  dem  tn  Rede  stehenden 
Gebiete  zu  betätigen,  indem  sie  auf  den  Ab- 
schluß verständiger  Tarifverträge  zu  drängen 
hut  Weiter  mI  es  aber  auch  Sache  der  Ar- 
beiten<cliaft  selber,  zu  den  neuen  (oben  darge- 
stellten) Prämieulubnsystemen  Stellung  zu  neh- 
men. Sofern  dieite  die  Intensität  der  Arbeit  in 
der  Fabrik  fordern,  sind  sie  keineswws  dem 
Arbeiterinteresse  scnädlich,  wohl  aber  dem  Ge- 
samtinteresse  dienlich.  Dagegen  haben  die 
Arbeiter  allen  Grund,  darauf  zu  achten,  daß 
alles,  was  der  erböbten  Leistungakraft  des 
Arbeiters  allein  ge!>cbuld«t  wird,  auch  ihm 
allein  zukommt.  Wenn  der  Arbeiter  in  der^ 
selben  Arbeitszeit  mehr  Produkte  als  früher 
herstellt  (ohne  daß  eine  verbesserte  Tech- 
nik zur  Anwendung  kommt),  so  soll  auch  sein 
Lohn  ebenso  sehr  wachsen.  Nur  insofern  die 
Arbeitgeber  durch  die  neue  Prämientöbnnng 
auch  mehr  Ausgaben  haben  (s.  B.  infolge  ge- 
nauerer  Kontrolle  der  I^ttdnkte  nnd  verbesserter 
nnd  komplizierterer  Buchführung),  sollten  sie 
einen  Abzug  machen  dürfen.  Aber  wie  selten 
wird  jene  Forderang  erfüllt:  soweit  mir  be- 
kannt, ist  das  bloß  in  den  Thames  Ironworks 
in  Blackwall  geschehen'.  Aber  auch  ab<;e8eben 
von  diesem  Punkte,  haben  die  Gewerkvereiue 
bei  der  Werkloh  iibemessnng  wichtige  Aufgaben 
zu  erfüllen:  so  haben  sie  vor  allem  dafür  zu 
sorgen,  daß  stets  ein  Uinimalstunden-Ii. 
(neben  dem  Werklohntarif)  ausgemacht  wird, 
weiter,  daß  eine  genaue  und  wwheitagetreQe 
Berechnung  der  Werk  L.  im  einzelnen  ge- 
währleistet wird,  femer  daß  bei  der  Werk- 
löhnang  eine  Schädigung  des  Arbeiters  infolge 
von  SchlechtiRkeit  des  gelieferten  HateriaU 
oder  von  ungenügender  maschineller  Ansrüstang 
der  Unternehmung  vermieden  wird.  Und  schließ- 
lich müssen  die  Gewerkvereioe  durchsetzen, 
daß  gefährliche  Arbeiten  überhaupt  nicht 
nach  dem  Werkiohnprinclp  bezahlt  _  werden 
dürfen. ; 


Wir  leben  in  einem  Zeitalter,  wo  alle  gleidi- 
berechtigte  Staatsbürger  sind  und  die  Hassen, 
die  sich  als  Macht  Ittblen,  auf  die  Dauer  nnr 
durch  die  innere  Zuchtdes  eigenen  Willens  werden 
regiert  werden  können.  ^Iche  Zucht  ist  aber 
nur  möglich,  wo  freie  Selbstbestimmung 
und  gleiche  Achtung  des  anderen  du 
Normen  der  sozialen  SittBchküt  darstellen.  In 
diesem  Sinne  wird  daher  auch  die  L.frage  nach 
der  strahlenden  Norm  des  Saum  coique  gereKelt 
werden  müssen;  und  dann  wird  das  Renlnt 
sein!  daß  einmal  der  Arbdter  fBr  die  Zütm 
der  Erwerbslosigkeit  gesichert  ist  nnd  daß  ihm 
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fener  keim  Std^ea  des  Nationalreiclitamg  ein 

maa  widwnder  Anteil  n^lltl 

LilmtBr:  In  enter  Linie  inf  hintmceiaen  euif 
Ol  ihrr  dm  „Lohn"  handelnden  EapiUl  in  dm 
^mßafenden  Werken  der  Klauiker  der  Xational- 
•i^MMiitw,  deä  Soriaiümxu  und  der  SoneUre/orm, 
iUi  n>M  Smtth,  Ricardo,  Kodberttu,  Marx 
■•4  Stamondi,  —  %ectu  dann  tu  rergleirhtn 
nnd  die  Sehriften  ron  W.  Basbach  über  Smith, 
rm  K.  IKcM  <Aer  Mieardo,  von  G.  Adler 
Ar  JBMtttfrlH«  und  Marx  sowie  von  £.  SUter 
«Irr  iHamomdt,  üeber  die  Lokntheorieen  der 
Snttii^  der  Verganffenhett  vgl,  O.  Adltnrm 
.intdtidU«  des  SoaitUitmus  vnd  iCommuniamua", 
S4.  I,  Ltijuig  1S99.  Ferner  vgl.  auch  die 
.Jl'ivptverke  de»  So*iali»mu$  und  der  Sozial- 
ftflttiif'  (mit  einteilenden  Abhandiungim  heram- 
,  i'hm  tvn  O.  Adler),  Leiptig,  seit  1904 

Von  tpnielUn  Schriften  über  den  Lohn  tind 
r*  enHknen  :  Aahl^,  The  adjustment  qf  waget, 
L-^Ju»  190».  —  Beaureourdt  Etiai  «ur  la 
tihnt  du  eataire,  Arb  U87.  —  Beek,  Oe- 
nrUtrArtett^ohm.'Itreeden  190*.  —  Bernhard, 
t*^  Jkbfrdarbeit  in  Deufchland,  leiptig  190S. 

—  Sremlarut,  Veber  das  VerhäUnie  von  Arbeits- 
■  in  uitd  Ärbeütteü  tvr  Arbfittleiatuvg,  Auß., 
{'■pri^  —  ChevnHer,  Lea  salnires  au 
J/.r*  »iVrir.  Paria  1887.  —  Engel,  Der  Preis 
*'t  Arbeit,  Berlin  1866.  —  Z.  Elster  u.  Kehm, 
irt.  ^Lmhn"  in  der  I.  Auß.  diese»  n'Srterbucks. 

—  Bosbach,  J>ie  Zukunft  der  Koalitionsfreiheit 
•hJ  Hn  Cewerkvereine,  in  der  Gegenwart,  Ar.  IS 
'■  is».;tll.  JS98.  —  Peters,  Ein  Beitrag  zur 
l  ".wft.rm ,  Tübingtn  I884.  —  JUItfter,  Zur 
SirUil  4tir  Lehre  vom  Arbeitslohn,  Erlangen  1861. 

—  Sthmidtf  Der  natürliche  Arheiitlohn,  Jena 

— SchmolUnc,  Grundriß  der  allgemeinen 
i -'ifm^rteehaftslehre  (Kapitel:  ArbeiUlohn),  Leip- 
rx*J,  —  Sch&nberg,  Art.  „Arbeitslohn", 
it.  'L  .M.,       Juß.,  Bd.  J,  8.  8G3Jg.  —  Sinz- 
*<tM(T,   Lohn  und  Aufrechnung,  Bertin  1902. 

—  Thiknen,  Dfr  isolierte  Staat,  Teil  II,  Abt.  1 

naturgemäße    ArbeitslohnJ  ^   Rostock  1860, 
.*.  Jhstoek  1863,  —  Walker  t  The  wage» 
.•r*ii»t,.  Xew  York  tajc.  —  V,  Zwtedlneeh- 
^•idenhoralt    Lohnpolitik   und  Lahntheorie, 
t*'j-sif  190>K 

^lußlith  sei  noch  die  wichtigste  Literatur 
ii*  aktuelle  Frage  de*  Prämienlohnayslems 
.  i-nmnipnteW .-  E.  Bernsleln,  Das  Prämien- 
^■^i'flMn  und  die  Arbeiter,  in  den  Sozialistischen 
.i-mtiih^it^n,  Jahrg.  190ä.  —  Derselbe,  Einige 
S/j-TTHtersuche  in  Lohnsystem,  in  Brauns  Archiv, 
M.  —  Derselbe,  Die  Bedeutung  der  Lohn- 
i-^n .  in  den  SotieUtstisehen  Monatsheften, 
J.i\rf  11104.  —  Itatsey,  Erperienee  vitk  the 
pvnim  piam  *(f  paying  for  Lobar,  Aiw  York 
:/.•  >.  —  ffaakacfcr  ^"«iu(<  vmd  »teigeHde  l^iiek- 
V  '•tätse.  in  Conrad»  Jahrbächern.  S.  F.,  HS.  Bd. 

—  VJtloat,  Methode  of  induatri<ü  remuneration, 
'■  i^t,  London  1898.  —  Mferselbe,  Report  on 
'■tt^tharing  and  other  sgstems  of  Bonus  on  pro- 
■■•■'••»,  London  1895.  —  Taylor,  A  piece-rate 
'T':rM  M  dem  Organ  der  American  soeiely  of 
Mvi.iiüai  tmgineers  („Tratuactiont"),  16.  Bd.  — 

MtdiMtck' Südenhorst,  Beiträge  zur 
U^*r  Ml  den  Lohi^ormen,  J^Hringen  1904. 

Georg  Adler, 


Loluikala,  gleitende. 

1.  Wesen  der  L.  2.  SozialpoUtUche  Beur- 
teilnng. 

1.  Wesen  der  L.  Die  gleitende  L. 
(,,Bliding  Scale",  in  den  Veieinigtea  Staaten, 
auch  „ba»8  Bystem"  genannt)  ist  eine  hanjpt- 
sächlich  in  den  beiden  vorletzten  Jahr- 
zehnten in  der  £üsen>  und  Eohlenindustrie 
OrofibritannienB  und  Nordamerikas  verstichte 
eigentQmliche  Form  des  Lohnvertrages,  vet- 
einbart  zwischen  den  offiziellen  Assoziationen 
der  oi^niaierten  Unternehmer  und  Arbeiter. 
Der  wesentlichste  Inhalt  einer  jeden  L.  bo- 
Bteht  darin,  daB  die  Kontrahenten  durch  sie 
sich  vertragsmäßig  dahin  einigen,  daß  unter 
Zugnindelegung  eines  bestimmten  Nonnal- 
(Standard-) Lohnes  und  eines  Normal-  {Stan- 
dard-)Preiße8  des  Produktes  —  Roheisen 
bezw.  Kohle  —  der  Lohnsatz  prozentual  über 
den  Norraallohn  steigen  oder  unter  diesen 
fallen  soU,  ziigleich  mit  den  entsprechenden 
etwaigen  Preisschwankungen  des  Rohpro- 
duktes; mit  anderen  Worten:  Lohn  und 
Verkaufspreis  werden  bindend  in  eine  ge- 
wisse Wechselbeziehung  gebracht.  Das  Ver- 
hältnis beider  ist  von  der  Skala  abzu- 
lesen. Die  L.  beruht  auf  Verlrag,  und 
dieser  ist  wie  jeder  andere  Mietsvertrag 
kündbar.  Gedacht  sind  die  meinten  Skalen 
als  so  lan^  gültig,  als  sie  den  Pai-teien  ge- 
fallen; einigen  hat  man  von  vornherein  einen 
Endtermin  gesetzt. 

Solange  eine  L.  in  Ki-aft  ist,  regelt  sie 
automalisch  die  Lohnhöhe  auf  Qruod  der 
ermittelten  Nettopreise  von  Kohle  bezw.  Eisen. 
Maßgebend  ist  hierbei  der  Durchschnitts- 
preis sämtlicher  Werke  eines  Bezirks  (Graf- 
schaft) ;  er  wird  von  eingeschworenen  rech- 
nerischen Vertretern  der  Parteien  durch 
BOchereinsicht  nähme  oder  sonstwie  aus^ 
rechnet.  In  der  Widzeison-  und  Stahlin- 
duBtrie  änd  vereinzelt  auch  Skalen  fßr  ein- 
zelne größere  Werke  voi^;ekommen ;  hier 
waren  nur  die  Preise  diesCT  Werke  maft- 
gebend.  Die  Formen  der  bekannt  gewor* 
denen  und  beschriebenen  sliding  scalra  sind 
in  ihren  Einzelheiten  außerorrlentlich  ver- 
schieden. In  einigen  ist  ein  Lohnminimum, 
unter  welches  bei  noch  so  großem  PreisfoU 
der  Lohn  nicht  sinken  darf,  vorgesehen  ge- 
wesen. Je  nachdem  ein  solcher  Miniraal- 
lohnj  dem  eine  zugunsten  der  Unternehmer 
vereinbarte  verlangsamte  Progression  bei  ge- 
wisser Preishöhe  entsprach,  ausbedungen 
war  oder  nicht,  könnte  man  einen  begriff- 
lichen Unterschied  machen:  es  scheint,  daß 
das  in  Amerika  geschieht,  wo  man  in 
ersterem  Falle  von  ^,basi8  System"  spricht 
Auch  Skalen  mit  einem  absoluten  Lohn- 
maximum hat  es  ^gebeu.  Sehr  mannig- 
faltig ist  ferner  die  prozentuale  Pro-  und 
De^ession. 
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S.  Sosialpolitische  Benrteilaog.  Die 
EinfOhruDg  der  L.  hängt  aufs  engste  mit 
der  neueren  Entwickelung  der  Gewerkver- 
eine zusammen  (s.  Art  „Gewerkvereioe" 
obenBd.  IS.  lOSlfg.).  Doch  hat  sich  eigen- 
tfimlicherweise  diese  Eiorichtung  da  am 
längsten  gehalten,  wo  die  Arbeitervereine 
sich  noch  nicht  zu  festgeschlossenen,  finanziell 
umfassend  gerüsteten  und  zentral  geleiteten 
Verbänden  vereinigt  haben.  Ans  den  lang- 
jährigen ArbffltsUmi^D,  zahllosen  Aus- 
ständen und  Aussperrungen  ging  die  Ten- 
denz hervor,  dem  Eampte  durch  das  Eini- 
giings-  und  Schiedsvetrahren  vorzubeugen 
oder  ihn  wenigstens  zu  mäßigen  und  abzu- 
kflrzen.  An  Stelle  der  häufigen,  umständ- 
lichen und  kostspieligen  Schi^ssprOche  ent- 
wickelten sich  dann  die  vertragsmäßig  zu- 
stande gekommenen  L.  Besonders  Ende  der 
70  er  Jahre  und  in  den  SOern  bind  die  Ein- 
richtung in  den  för  sie  besonders  geeigneten 
Orofiindustrieen  starke  Ausbreitung.  Mitte 
der  80  er  Jahre  ist  etwa  ^/i  der  gesamten 
britischen  Bergarbeiterbevölkerung  nach  L. 
ausgelohnt  worden. 

Schon  frttbrer  hat  es  gleitende  L.  gegeben, 
doch  uDterschiedeu  sich  dieselben  wesenuicb  von 
den  späteren  dadnrcfa^  daß  sie  nicht  auf  der 
Tereinbanug  der  Arbeiteeber  and  Arbeitnehmer, 
sondern  led^licb  anf  derjenigen  der  Arbeit- 
geber nntereinander,  welche  die  nominellen 
verkanfspreise  einseitig  normierten,  bernhten. 
Solche  Skalen  werden  schon  in  den  60  er  Jahren 
erwäh)it    In   ihrer  technischen  £innchtnng 

fliehen  ganz  den  späteren.  Die  älteren 
kalen  waren  bei  den  Arbeitern  wenig  be- 
liebt; man  hatte  einen  Widerwillen  gegen  Lohn- 
Schwankungen.  Ein  Stimmnngswecnsel  trat 
erst  dann  ein,  als  die  neuen,  an  deren  Fest- 
setznng  in  langwierigen  und  mühevollen  Ver- 
handlangen beide  Parteien  mitgearbeitet  hatten, 
aufkamen  und  sich  bewährten.  Man  befreundete 
sich  zusehends  mit  der  Institution  und  nahm 
die  Lobnschwanknng  als  etwas  Natürliches  hin. 
Es  wird  behauptet,  aaQ  die  Erfahrungen,  welche 
die  Arbeiter  der  Baumwollindnutrie,  die  an!  das 
genaueste  den  Oewinn  der  Untemebuer  be- 
rechnen nnd  danach  ihre  Forderoogen  einrichten, 
hierbei  mitbestimmend  gewesen  seien.  Daa 
letzte  Jahrzehnt  ist  dagegen  dem  Skalasystem 
nicht  günstig  gewesen.  Fast  alle  bisherigen 
L.  sind  anßer  Kraft  getreten,  freilich  zum  Teil 
nur  formell,  denn  in  einigen  Gebieten  dient  der 
frühere  Tarif  anch  heute  noch  tatsächlich  als 
anerkannter  Haßstab  zur  Regnliemng  der  Löhne. 
In  den  Vereinigten  Staaten  hat  sich  das  Skalen- 
fljstem  am  längsten  in  der  Eisenindnstrie  ge- 
halten, in  Großbritannien  bis  anf  unsere  Tage 
in  Staffordshire  und  Sttdwales.  Besonders  in 
Südwales  nnd  in  der  benachbarten  Grafechaft 
Honmonthsbire  war  eine  Skala  von  1875  an, 
freilich  mehrfach  geändert,  bis  in  die  Gegen- 
wart in  Kraft.  Ueber  ihre  Festsetzung  bezw. 
Reform  konnte  man  sich  indessen  nicht  einigen, 
nnd  das  föhrte  zu  einer  Massenarbeit^ein- 
stellung,  an  der  ftber  lOOOUQ  Bergleute  beteiligt 
waren. 


Während  die  Unternehmer  nadi  Mfiglidi- 
keit  an  den  Skalen  festzuhalten  und  sie 
durch  Kartelle  zu  unteistQtzen  suchen,  wollen 
die  Arbeiter  von  diesen  Tarifen,  die  sie  an 
der  Bewegungsfreiheit  in  ihrer  Lohnpolitik 
hindern,  nichts  mehr  wissen.  Sie  behaupten 
jetzt,  daß  die  Löhne  zu  stetig  s^en  nnd 
die  Lohnsteigerungen  den  Preissteigerungea 
nicht  schnell  genug  folgten.  Ferner  oe- 
klagen  ne  sich  darOber,  daß  alle  technischen 
Verbesserungen,  weldie  die  Froduktions- 
k<Kten  verringern,  ihnen  Schaden  zufflgen. 
Die  L.  8»  zudem  »n  gefährli^ieB  Stünuhus 
fttr  technische  Verbesaerungen.  £ndlidi 
warfen  »e  diesem  System  vor,  dafi  es  das 
HerabdrOcken  der  neise  durch  die  Kon- 
kurrenz erleichtere:  bei  einem  Rückjgange 
der  Preise  würde  der  Nachtöl  auf  die  Ar- 
beiter abgewälzt.  Die  Unternehmer  hätten 
deshalb  wenig  Interesse  daran,  die  Prrase 
hoch  zu  halten,  obwohl  sie  es  könnten. 

Will  man  die  gleitende  L.  systematisch 
betrachten,  so  muß  man  sich  gleichmäßig 
vor  üeber-  und  Unterschätzung  dieses  eigen- 
tfimliohen  Lohnvertragea  hüten.  Sie  ^ellt 
keine  Gewinnbeteiligung  (s.  d.  Art  oben  Bd.  I 
S.  1100  fg.)  dar.  Der  wichtigste  Inhalt  einer 
Skala  ist  ihre  Basis,  d.  h.  der  zum  Aua- 
gaogspunkt  genommene  Normallohn  nnd 
Normalpreis.  Von  ihnen  hängt  in  erster 
Linie  die  Lohnhöhe  ab ;  um  sie  drehen  sich 
erfahrungsgemäß  die  heftigsten  Lohokämpfe. 
Eine  wirkliche  Gewinnbeteiligung  li^  auch 
deswegen  nicht  vor,  weil  die  Basis  aus  den 
Freisen  des  gesamten  Industriezweiges  sich 
zusammensetzt  Die  Geschicklichkeit  und 
Kapitalkraft  des  einzelnen  Üntemehmen 
tritt  in  den  Hintergnind,  das  Verhältnis  vim 
Gewinn  und  Verkaufspreis  ist  kein  festes; 
die  Aufnahmefälligkeit  des  Marktes,  Schwan- 
ken des  Zinsfußes,  rasche  und  vorteilhafte 
AusnOtzung  der  Konjunktur  u.  %L  m.  ver- 
ändern die  Betriebsresidtate.  Die  L.  ist 
anch  keine  dauernde  Feetaetaung  der  Löhne. 
Die  llachtverteilung  des  AugenUicks  kann 
die  bisher  gewonnene  Orunduge  rasch  ver^ 
schieben,  m.  a.  W.  das  Arforntsverhältnis 
kann  neu  geordnet  werden.  Von  einer  auto- 
matischen Kegelung  der  Löhne  kann  man 
aus  denselben  Grfinaen  nur  insofern  sprechen, 
als  die  Prozentsätze,  wie  sie  in  der  Skala 
vereinbart  »nd,  «ne  automatische  Progression 
und  Degression  vorsehen.  Der  wichtigste 
Punkt,  das  Wechselverhältnis  von  Lohn  und 
Preis,  beniht  lediglich  auf  Vertrag  nnd 
spiegelt  die  geschichtliche  Gntwidkelung 
beider  wieder. 

Dagegen  gewährt  die  L.  folgende  Vor- 
teile: Sie  gibt  dem  üntemehmer  einen  xm- 
zweifelhaften  Vorteil  auf  dem  Weltmarkte, 
sie  verringert  die  Arbeitsausstäode  mid 
leistet  auch  dem  Arbeiter  einen  wesentlich» 
Dienst.  Es  ist  nachgewiesen,  dafi  bei  dem 


Digitized  by  Google 


Lohnskala,  gleitende  —  Lotterie  und  LoiteriebestenernDg 


433 


tilhacD  Ver&hren  die  LOhne  grOBeren 
i^tivunkiiDKai  anegesetzt  vareu  als  zn 
ieltea  der  Skala.  Die  Skab  gevUirt  auch 
J^jesig8  üriiOhune  des  Lohnes,  vie  sie 
•6  randiiter  ^chfrage  und  aus  dem 
>nidirten  Gewinn  von  dem  Eraetignis,  das 
'>  T3tü;fceit  des  Arbeiters  mit  herrorbringt, 

-  i^x  ui  Zeiten  des  QescbAftsniedeiganges 
t.^iitügt  sie  den  üntemehmer,  sein  Werk 
,.11  tiaago  zu  halten  und  dem  Arbeiter  Be- 

-  hiftigung  za  ^ben. 

Trotz  uler  dieser  Übertrieben  gerühmten 
V.-.Ttä)e  des  Skalensystems  ffir  beide  Teile 
^  es  meist  wieder  auBer  Gebrauch  ge- 
kniamea.  Dieser  HiBerfolg  hftn^  eng  mit 
W  Deuesten  Gewerkvereinspolitik  der  bri- 
riithn  Arbeiterstdtaft  zusammen.  Sie  ist, 
liDk  der  Deberspannung  des  Eoalitionsprin- 
nps  lud  des  gegenseitigen  Mißtrauens,  un- 
•efsätioUcfaer  geworden.  Diese  Tatsache  Iflfit 
•K-h  uädechterdings  nicht  wegleugnen. 

Utfntir:  Btenner,  Art.  „Lohntkaia",  B.  d. 
.M.. A^ß.,  Bd.  V,  3.  est  fg.  -  »f.  B,  O.  Munro, 
Stiätmf  ttnle*  in  Ihe  cool  induttry,  18SS.  — 
Itmtlbe,  Stiding  »eait»  in  ihe  ircm  induatry, 
'.•■ff/.  —  f.  SehuiM-GaevwnitM f  Die  Fer- 
*niv*g  w.  Bfilegung  von  Arieitutreüigkeiten 
'*  EitfUntd,  Jahrb.  /.  Ott.  u.  Verw.,  Bd.  8.  — 
Umelfe,  Znm  nuiaUn  jFWetfen,  1890.  —  Prie«, 
hduiOial  jwace,  <l$  advantaga  mcthod*  and 
•It^imtoM«  18S7.  —  JL  Naaae  u.  O.  Krümmer, 
tht  BergarMUrwarkältnisM  in  Großbritannien, 

—  BewNMT,  BuetOej  UÜUer,  Bericht 
Jt'  naek  ^tgland  nttfendeten  Kimmiation  sur 
{ hirrmtkung  der  dortigen  ArbeOerverhäUniatt, 
.^.W  —  Sehr.  d.  V.  f.  Soxialpol.,  Bd  45.  — 
T.  A.  Watker,  The  v>aget  qnettton,  a  irealiae 
"A  vof»  and  the  ttaget  etat»,  189U  —  Sartoriu» 
I.  ll'alf«nllui*Mett  I  Die  nordamerikaniachen 
*i*»tTkta>afien.  1886.  —  V.  Ao*KCs,  D.  AvS- 
Mnjint  da»  ArbeiitralaiuU»  in  England,  Jena 

—  St^enf  StHidUn  rar  Ottch^shte  der 
n^iaekm  lohnarteiter,  »  Bde.,  Stuttgart  1901 
Vt  13W.  Bieruur. 


Lrtnreifc  s.  Gewerbe  besonders  anb  YH 
oben  Bd.  1  S.  lOOSfg. 


Xoisen. 

L.  nad  saehkniidiee  Penooea  (Seeleute), 
*^lw  gevnbsmtfiig  die  Leitnag  fremder  Schiffe 
Wio  Puaeren  schwieriger  oder  dem  Scbiffs- 
r^to  labekanoter  Stellen  des  Fabrwusers  in 
^  X&be  dH  lAndnugBplaties  auf  der  See  oder 
itrf  StiüBcn  (FlttMcn)  lioemebmen.  Gleichgültig 
'ir  dm  B^iriff  des  Lotsen  ist  es,  ob  er  das 
v^iff  uf  «ine  llngere  oder  kürzere  Strecke 
^{IeiteI:  bt  ersteres  der  Fall,  so  heifien  die 
L  £se-  oder  Berier-L.,  wogegen  diejenigen,  die 
tet  SeUf  anr  nDDittelbv  in  oder  ans  dem 
Kafeg  fllhrea.  Bafen^L  genannt  werden. 

Du  L.  (Ohren  das  Schiff  entweder  selbitfindi^ 
n4  mler  eigener  Verantwortliclikeit  oder  sie 
dm  tKhibftthrer  nur  als  Ratgeber :  in 
•Uq  nilcB  stellen  sie  diesen  aber  nur  ihre 

vinntack  du  TolkswlrtMhalt  IL  AnA.  Bd.  ir. 


SersOnlichen  Dienste  zur  VerfOgong,  wo- 
□reh  sie  sich  Ton  dm  Sdüeppem  unter* 
scheiden,  die  mittels  einer  von  ihnen  zu  be- 
schaffenden Fortbewegnngskraft  das  Schiff  bis 
zu  einem  gewissen  Punkte  zn  befördern  anter- 
nehmen. 

Die  L.  bilden  keinen  Teil  der  SchifFs- 
besatzung;  sie  sind  entweder  selbst&idige  Ge- 
werbe treioende  oder  behördlich  angestellte  Be- 
amte 

In  Dentsdiland  bedttrfen  die  L.  anr  Aus- 
übung ihres  Gewerbes  eines  BeffUiigimgszeog- 
nisses.  Die  von  dem  ßnndesrat  za  erlassenden 
Vorschriften  über  den  Befähigun^nachweis 
stehen  noch  ans,  so  daß  bis  jetzt  noch  die  ent- 
sprechenden landesrechtlicben  Bestimmungen  in 
Geltung  sind.  Die  Landepgesetzgebung  hat  über- 
dies die  Befugnis,  noch  eine  besondere  Oeneh- 
mignng  zum  Betriebe  des  L  gewerbes  Torzn- 
schreilwn.  Neben  den  reichs-  und  landesrecht- 
licben Torsehriften  bleiben  ttberdies  die  in  be- 
sonderen  Staatsvertrteen  getToffenen  Anord- 
nunnn  in  Kraft  (§ä  31,  34  GO.) 

BehiA,  die  einen  L.  zur  Führung  zu  er- 
halten wflosefaen,  zeigen  dies  durch  Lidgnale 
an.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  das  Dentsche 
Reich  die  kaiserliche  Not-  nnd  L  aignalordnnng 
für  Schiffe  anf  See  und  auf  den  Kfistengewässem 
T.  14.IVIIL  1876,  deren  Uebertretang  gemftfi 

L146  RStrGB.  mit  Geldstrafe  Us  zu  iDUO  H. 
itraft  wird. 

Durch  polizeiliche  Vorschriften  kann  ein  sw. 
„L.zwang",  d  h.  die  Verpflichtung  für  ue 
Schiffe  eingeführt  werden,  rieh  bdm  Ein-  oder 
Auslaufen  eines  L.  zn  bedienen. 

In  Oesterreich  sind  die  deren  Ver- 
hältnisse durch  die  H.  V.  t.  l./VU.  lt-88  ge- 
regelt sind,  Gewerbetreibende;  ebenfio  in  Eng- 
land, wo  die  merchant  ahipping  act  von  18o4 
ai  u.  18  Vict,  c.  104)  und  von  1889  (52  n.  63 
Vict.  c.  68]  für  deren  RechtsTerhältnisse  malt- 

febend  sind.  In  Frankreich  dafregen  haben 
ie  L.  gemfiß  Dekr.  v.  12./SII.  1806  den  Cha- 
rakter von  öffentlichen  Beamten. 

Vfrl.  die  Artt,  „ApprobatioDen"  oben  Bd.  I 
S.  IIb.  „Gewerbegesetzgebung"  oben  Bd.  I 
S.  lOäOfg. 

Llteratnr:  G,  Meyer,  An.  „LoUen",  im  H.  d. 
St.,  t.  Auß.,  Bd.  V,  S.  6S6fg.  —  NeMeen,  Daa 
Gevierbertcht  in  Preußen,  Bd.  I,  S.  688 fg.  — 
PcmlUs,  Daa  deutsche  Lotiesveteri,  Bremerhaven 
1908.  NeiOeamp. 


Lotterie  und  Lotteriebestenenutg. 

I.  Allgemeines.  1  Wesen  nnd  Entwicke- 
luug  der  L.  2,  Technik  und  Formen  der  L. 
n.  Die  L.  b  e  t  r  i  e  b  e.  1.  Die  preußische 
Klassen-L.  2.  Die  sftchsische  Landes-L.  2.  Das 
Srtterreicbiscbe  uad  italienische  Lotto.  IIL  Die 
L.be8teaernog.  1.  Charakter  der  Staatsein- 
nahmen aus  den       2.  Die  Steuern  auf  den  L. 

L  AUgemeines. 

1.  TVeseo  und  Entwickelnng  der  L. 

L.  sind  VerauslaltungeD  von  Glücksspielen 
mehrerer  gegeu  einen  nac^  einem  beetimmten 
Qeech&ftsplwie,  bei  dem  die  Ziehung  von 
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Losen  oder  Numniem  oder  ein  ähnliches  auf 
den  Zufall  gestelltes  Mittel  Ober  Verlust  des 
Einsatzes  oder  Erreichung  von  Termögcns- 
Torteilen  entscheidet  Durch  den  L.vertrag 
verpflichtet  sich  der  Unternehmer  des  Spiels 
einer  Mehrzahl  von  Spiellustigen  ^egenflber, 
die  sich  ihr^^its  zur  Zahlung  einer  Geld- 
summe oder  zum  Eiuschießen  eines  anderen 
Wertgegenstandes,  des  Einsatzes,  bereit  er- 
klären, gleichmäßig  zu  einer  Leistung  ver- 
ml^iensrechtlichen  Inhalts  an  denjeDigeo  unter 
ihnen,  den  das  eingeschlagene  AusspieluQga- 
verfahren  als  den  Bezugsbereditigten  be- 
zeichnet (Gewinnst  —  (^wioner).  Besteht 
der  zu  erwartende  Gewinn  in  einer  Geld- 
summe, 80  liegt  eine  Oeld-L.  oder  L.  im 
engeren  Sinne  vor,  besteht  er  dagegen  in 
beweglichen  oder  nnbew^lichen  Sachen,  so 
spricht  man  von  einer  Ausspielung. 

Die  Geldlotterie  hat  ihren  Ursprung  in 
Italien,  wo  eine  solche  zuerst  vom  florentäniscben 
Staate  im  Jahre  IfiSO  unternommen  worden  zu 
sein  scheint.  Dieser  Vorgang  fand  mannigfache 
Nachahmongen,  die  teiu  mifilangen^  wie  in 
Frankreich,  teils  rasch  eedieben,  wie  in  den 
meisten  Staaten  und  Städten  der  apenninischen 
Halbinsel.  Die  Klassen -L.,  die  ältere  Form, 
hat  sich  seit  dem  16.  Jahrb.  von  Holland  ans 
in  den  germanischen  Ländern  verbreitet  (1610 
in  Hambarg,  1694  in  England,  1699  in  Nürn- 
berg), und  die  Zahl  dieser  L.betriebe  bat  sich 
dann  im  18.  und  19.  Jahrb.  erheblich  vermehrt 
(17(B  Frenflen,  dann  folgten  Ittnemarh,  Han- 
nover, Hessen,  Hecklenbnr^nScbweriu ,  Frank- 
furt, Osnabrück  usw.).  Das  Zahlenlotto,  die 
jähere  Schwester,  gin^  von  Genna  ans,  wo 
1620  der  Staat  einen  solchen  Betrieb  eröffnete. 
Da  in  dieser  Stadt  bei  den  Wahlen  znm  Großen 
Rat  alljährlich  ans  90  Bewerbern  ö  Namen  zn 
ziehen  waren,  so  pflegte  man  auf  die  einzetnen 
Personen  Wetten  anzustellen,  um  bald  die  ein- 
zelnen Namen  dnrch  Zahlen  za  ersetzen.  Die 
Erkenntnis  der  Einträglichkeit  solcher  Unter- 
aehmun^n  veranlaßte  den  Staat  zur  Einrich- 
tung eines  Lottos  als  eines  Staatsmonopols. 
Die  Zahlen  90  und  Ö  sind  seitdem  fQr  das 
Zahlenlotto  typisch  geblieben.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jafarh.  drang  das  Lotto  in  Frank- 
reich und  Deutschland  ein,  wo  es  die  Staaten  und 
Städte  teils  in  eigener  Regie  betrieben  teils  in 
Pacht  gaben. 

Die  L.,  gemeinsamen  Stammes  mit  Wette 
und  GlQck^ptel,  teilt  deren  wirtschaftliche 
und  sittliche  Ge&thren  und  Nachteile  (vgl. 
Art  „Spiel").  Um  deswillen  darf  der  Staat 
unter  keinen  Umstäadw  and  in  keiner  Form 
das  L.unwe6en  unterstützen,  da  dies  mit 
seinen  ethischen  und  dronomischen  Au^ben 
im  Widerspruch  steht 

2.  Technik  und  Formen  der  L. 
1.  Die  Klassen-L.  Eine  Geldsumme 
wird  in  eine  bestimmte  Anzahl  von 
liosen  verschiedener  GrGfie  (ganze,  halbe, 
viertel  usw.)  eingeteilt  und  zu  einem  festen 
Preise  an  die  Spiellustigeu  verkauft.  Die 
Ausspielung  der  Geldgewinne  erfolgt  nach 


einem  Spielplane  und  nach  der  Zusaramen- 
gehCrigkeit  der  Lose  in  einzelnen  Abteilungen 
(Serien,  Klassen)  und  zwar  in  zeitlich  ge- 
trennten Ziehungen.  Zum  Anreiz  zur  Be- 
teiligung werden  in  den  letzten  Ziehungen 
die  größten  Gewinne  bei  weniger  mitwirken- 
den Losen  ausgespielt.  Der  (Tnteniehmer- 
gewinn  besteht  im  Abzug  voransbesUmmter 
Prozente  von  den  auszuspielenden  Geld- 
summen beim  Verkaufe.  Voraussetzung  des 
Betriebes  ist  ein  genügender  und  sicherer 
Absatz  der  Lose. 

2.  Das  Zahlenlotto.  Der  Spiele 
kann  aus  der  (Gesamtzahl  der  Kumman 
von  1  bis  90  eine  oder  mehrere  Zahlen 
besetzOL  Aus  diesen  Nummern  voden 
5  gezo^n.  Die  Oevinoste  wetdea  ab^ 
sturt,  je  nachdem  der  Spieler  nur  eiDe 
einzige  herausgekommene  Zahl  (simpler 
Auszug)  oder  zwei  (Ambe)  oder  drei  (Teme) 
oder  vier  (Qnateme)  in  seiner  BesetzuQg 
en4t  Die  HOhe  der  Eins&tze  ist  von  einem 
Minimum  aufwärts  beliebig.  Die  Gewinnste 
bestehen  in  einem  Vielfachen  der  Einsätze. 
Eine  höhere  £ombinatioD  als  die  Teroe  ist 
iu  der  Regel  unstatthaft.  Die  Chancen  für 
Spieler  und  Spielunternehmer  bewegen  sich 
in  sehr  weiten  Grenzen;  denn  nach  den 
Grundsätzen  der  Kombinationslehre  befinden 
sich  unter  90  Zahlen: 

1.  90  einfache  mögliche  AuszQge, 
d.  h.  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  eine  der  oe- 
setzten  Nummern  überhaupt  gezogtn  wird,  ist 
1:18  (unbestimmter  Aaszng);  Gewinn  das 
14 — 15  fache  des  Einsatzes.  Beim  o  estimmten 
Aaszug  oder  der  Wette,  daß  die  Nummer  bü 
einem  im  voraus  bezeicfaneten  Auszüge,  t-  B. 
beim  3.,  erraten  wird,  ist  sie  l :  90.  Gewinn 
das  57— 70  fache  dee  Einsatzes. 

90  ■  89 

2.  -j^-j-g   =  4005  Amben,  wovon  anter 

den  5  gezogenen  Zahlen  ^        ~  heraos- 

kommen.  Wahrscheinlichkeit  1:401.  Gewinn 
240  fach. 

i  90-89-87 

!     3.  -|—  2~.~s  =  ll'-*80  Temen;  in  der 

1  5   4  3 

Zahl  5  =  1  .  2".  3  =  10  Temen.  Wahrachda- 

Uchkeit  1 : 117480.   Gewinn  480)fach. 
90  -  89  ■  88  ■  87 


4. 


1.2-3-4 

B   4 -3  -2 


2565190Qnaternen; 


in  der  Zahl  B=  i72~~6^^  —  ®  Qoatamea. 

Wahrscheinlichkeit  1 : 511  038.  Gewinn  60000 
bis  64  500 fach.  Besetzung  meist  nicht  gesuttet 

3.  Die  Verlosung  mit  Geldge- 
winn s  t  e  n  (Zweck-L.).  Durch  die  üebex- 
Bchfisse  ans  solchen  Veranstaltungen  werden 
gemeinnfitzige  oder  Wohltätigkeitsxwec^e 
erfallt  Der  Spielunternehmer  (Private, 
Gesellschaften,  Gemeinden,  Eirchenverviü- 
tungen)  teilt  eine  bestimmte  Geldsumme 
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m  eine  große  Anzahl  von  Losen  von 
meist  kleinen  Beträgen,  um  durch  die 
Niedrigkeit  einen  sicheren  Absatz  zu  ver- 
bürgen. Vom  Erlöse  werden  zuofichst  die 
Yerwaltungs-  und  Betriebsauslagen  bestritten, 
dann  wird  die  fOr  den  Zweck  an^worfene 
Summe  in  Abzug  ^bracht  und  der  ver- 
bldb«ide  Rest  fttr  einige  grofie  Treffer  und 
eine  Anzahl  klmnerer  Oewinnste  verwendet 
Bas  typische  Beispiel  ffir  diese  Form  der 
L.  sina  die  Terschiedeaen  EiicheDbau-L. 
Voll»wirtscbaft)ich  wie  sittlich  sind  sie  rer- 
werflioh.  —  4.  Die  Zinsen-L.  oder  Pr5- 
mienanlehen.  Di^  sind  eine  Form  der 
Schuldverschreibungen  des  Staates  und 
anderer  Öffentlicher  Körper,  mitunter  auch 
Privater  (Standesherreo).  An  Stelle  der 
Verzinsung  des  t^lehns  oder  auch  mit 
dieser  kotunirriereod  werden  dem  Darleiher 
Oewinnste  in  Aussicht  gestellt  Durch  das 
RG.  V.  8./V1.  1871  wuide  die  Ausgabe  von 
Prämienanlehen  auf  das  Deutsche  Reich 
und  die  deutschen  Bundesstaaten  beschränkt 
Sie  dürfen  nur  auf  Grund  eines  Reichsge- 
setzes  ausgeben  werden  (vgj.  Art.  „Staats- 
schulden"). 

IL  Die  L.be1riebe. 

1.  Die  preossische'  Klassen-L.  Schon 
1703  hatte  die  Klasseo-L.  in  Preußen  Ein- 
gang gefunden.  Die  ursprünglich  konzes- 
sionierte Privat-L.  wurde  1767  durch  ein 
L.moQopol  des  Staates  ersetzt  Von  1767 
bis  1793  wurde  es  verpachtet  und  1794  bis 
1S08  vom  Staate  in  eigener  Regie  zugunsten 
von  Wohltat  igkeitsanstalten  betrieben.  1763 
hatte  man  auch  das  Lotto  zugelassen,  das 
1810  wieder  aufgehoben  wurde.  Die  1810 
suspendierte  Kla^n-L.  ward  1814  erneuert 
und  Ina  1831  mehrfiod),  aber  ohne  SMolg 
reorganisiert  Die  heutige  preußische 
Klassen-L.  wurde  i.  J.  1832  in  Betneb  gesetzt. 

IHe  preußische  L.verwaltung  veranstaltet 
allj^lich  2  L.  mit  je  5  Ziehungen  oder 
Klassen.  Ffir  jede  L.  werden  256000 
Stammlose  und  32000  Freilose  ausgegeben. 
Ffir  jedes  in  den  ersten  4  Klassen  ge- 
zogene Los  erhält  der  Spieler  neben  dem 
Geldgewinne  des  Spielplans  ein  für  die 
nSchstfolgende  Serie  einsatzfreies  Los,  wo- 
fQr  jedoch  für  die  bereits  gezogenen  Klassen 
der  Einsatz^  die  Schreibgebühren  und  die 
fUlige  Reichsstempelabgabe  nachzuzahlen 
und  ffir  die  laufende  Klasse  die  Schreib- 
gebfihr  sowie  vom  Betrage  derselben  die 
2i)prozentige  Reichsstempelabg^be  zu  ent- 
riditen  ist.  Die  Freilose  spielen  bis  zu 
ihrer  Ausübe  für  Rechnung  der  L.kasse. 
Kaiiflose  smd  diejenigen  Lose,  die  erst  zur 
2L,  3^,  4.  und  ü.  Klasse  verkauft  werden  und 
fttr  die  Einsätze,  Schreibgebühren  und 
Reidiastempelabgabe  der  vomngegangenen 
Klasse  nachzuzahlen  sind.    Der  niedrigste 


Gewinn  ist  in  steigender  Stufenfolge  der 
4  Klassen  50,  96,  144,  192  und  240  M.,  der 
höchste  Treffer  100000  und  in  der  5.  Klasse 
500000  M.  Der  Preis  eines  ganzen  Loses 
beträgt  ffir  jede  Serie  39  SL,  wozu  dann  no(^ 
1 M.  Sohreil^bühr  für  den  Li.eiDnehmer  ffir 
jede  Klasse  und  die  20prozentiRe  Beichs- 
stempelab^be  zu  erlegen  ist  die  der  Losver- 
käufer für  jedes  Ijos  zu  flbOTnehmoi  hat  und 
die  im  preufiisdien  L.etat  als  durchlaufend 
vereinnahmt  und  ver«isgabt  voi^merkt  wird. 
Die  Ausgabe  der  Lose  geschient  als  ganze, 
halbe,  viertel,  achtel  und  zehntel  Lose.  Die  ge- 
werbsmäßige Feilbietung  oder  Veräußerung 
von  Lc^nteilen  oder  Losabschnitten,  die 
kleiner  sind  als  die  gesetzlichen,  ist  mit 
Geldstrafen  bedroht  (&.  v.  19./IV.  1894). 
Seit  1888  werden  zusammen  15,50 '*/o  von 
allen  Gewinnen  zugunsten  der  General- 
L.kasse  und  für  die  den  Verschleiß  be- 
treibenden Einnehmer  abgezogen.  Jeder 
Einnehmer  erhält  von  dem  zur  Aus- 
zahlung gelangenden  Gewinnbetrage  seiner 
Kollekte  1,5%.  Die  Einnehmer  werden 
von  der  L.verwaltung  aus  geeigneten, 
meist  aus  dem  kaufmännischen  Gewerbe 
hervorgegangenen  Personen  gewählt ,  die 
Wühlhabend  sind  und  mindestens  12000  M. 
Kaution  stellen.  Der  Handel  und  das 
Spielen  von  ausländischen  L. losen, 
die  in  Preußen  nicht  mit  kjJniglicher  Ge- 
nehmigung zugelassen  «nd,  werden  mit 
Gelds^en  bedroht  Daneben  kann  der 
Fiskus  auf  Herauszahlung  des  am  einem 
solchen  verboteneu  Geschäfte  bezogenen  Ge- 
winnes einen  zivilrechtlichen  Anspruch  er- 
hel)en.  Der  Ertrag  belief  sich  1905  auf 
96,813  Mill.  M.  und  auf  9,215  Mül.  M.  Rein- 
ertrag. Seit  190.4r-06  hat  Preußen  mit  Erfolg 
versucht,  das  Geltungsbereich  seiner  Klasaen- 
L.  zu  er  weitem.  Zu  diesem  Zwecke  hat  es 
mit  verscMedenea  Staaten  L.verträge  ab- 
geschlossen, die  auf  die  Herstellung  einer 
L^emeinschaft  gerichtet  waren.  Nach  diesen 
wird  die  preußische  Klassen-L.  in  diesen 
Staaten  zt^Iassen,  die  dann  ihrerseits  auf 
ihre  eigenen  L.betriebe  verzichten  und  von 
Preußen  als  Entschadi|^Dg  eine  feste  Jahres- 
rente empfangen.  Diese  steigt  und  fällt 
mit  dem  Erträgnis  der  preußischen  Klassen- 
L.  Diese  Staaten  sind;  Mecklenburg  (Ent- 
schädigungssumme 400000  M.),  Lübeck 
{200000  M.),  Reuß  jr.  L.  (6r)Ü00  M.), 
Oldenburg  (100000  M.),  Hessen-Thüringen 
1 630000  M.)  und  Braunschweig  (475000  M). 
Die  Vertrage  sind  meist  auf  10  Jahre  ge- 
schlossen. 

2.  Die  sächsische  Landes-L.  In  Sachsen 
finden  alljährlich  2  Auaspielungen  statt,  die 
aus  je  100000  Losen  in  5  Klassen  bestehen. 
Der  Einsatzbetfi^  für  alle  Ziehungen  ist 
39  M-,  wozu  der  Spieler  für  jede  Serie  1  M. 
Schieibgebfihr  an  den  Kollektenr  and  B  M. 
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als  20pn)zentige  Röchsstempelabgabe  zu 
eutrichten  hat  Auf  die  1. — 1  Klaue  treffen 
3500  Gewinne  und  36000  auf  die  5.  Serie. 
Die  niedrigsten  Gewinne  belaufen  sidi  in 
den  5  Klassm  auf  je  105,  160,  210,  260 
und  260  M.,  die  hfiohsten  io  gleicher  Staffe- 
lung auf  Je  30000,  40000,  liOOOO,  60000 
und  500000  M.  Die  Einrichtung  der  Frei- 
lose besteht  nicht  Die  AuMpabe  der  Lose 
erfolgt  in  ganzen,  halben,  fttnrtel  und  zehntel 
Losen.  Von  den  Gewinnen  werden  12V«*'/o 
zugunsten  der  Staatekasse  und  3^3%  ffir 
den  Verschleiß  abgezogen,  wobei  deu  EoUek- 
teuren  2%  von  den  Einlagegeldem  und 
l^ft"/o  von  den  Gewinn^dem  gewährt 
werden.  Das  Königreich  Sachsen  hat  mit 
einer  Reihe  von  kleineren,  mitteldeutschen 
Staaten  Verträge  Ober  die  ausschließliche 
Zu]a88un|  der  sAchsischen  Landes-L.  in  den 
betreffenden  Territorien  geschlossen,  wofür 
diese  ein  sog.^onzessionsgeld"  von  Sachen 
emphngen.  Die  Beteiligung  an  auswärtigen 
L.  und  die  Auffordenmg  hierzu  sind  straf- 
bar. Der  Vertrieb  auswärtiger  LJose  wird 
mit  Geld-  und  Freiheitastn^  getüindet 
Ertrag  4,56  MiUL  M. 

Nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  die 
preußische  und  sächsische  Klassen-L.  ist 
eine  solche  nur  noch  vertreten  in  Ham- 
burg (Ertrag  1,793  Mill.  iL].  Außerdem 
bestehm  noch  EJassen-L.  m  Ungarn, 
Holland,  Dänemark,  Spanien,  Ser- 
bien und  Bumftnien. 

8.  Baa  SsterreleUlBehe  «4  ItaUenlB^e 
Lotto.  Das  Lotto  in  Oesterreieb  bembt  auf 
Patent  t.  13./IU.  1813,  dasjenige  in  Italien  anf 
den  Tarifordnangen  vom  Jahre  1864  und  1866. 
£b  werden  hier  ans  90  Zahlen,  die  beliebig  be- 
setzt werden  können,  je  5  gezogen,  wobei  dem 
Spieler  dnrch  Kombioatitn  der  Ansz&ge  (simpler 
Anazng,  Ambe,  Teme,  Quateme)  Ranm  ftir 
Phantasie  und  Berechnung  gewährt  ist.  Qna- 
temen  d&rfen  in  Italien,  aber  nicht  in  Oester- 
reich gespielt  werden.  Die  Oewinnste  der  ge- 
«igenen  Nammem  bestehen  in  dnem  Vielfachen 
des  Einsatzes.  Es  werden  gezAhlt  fOi: 

in  Oesterreich  in  Italien 

1.  Einfach.  Auszug  d.    14  fache      lOVt  fache 

2.  Bestimmt. Auszug  d.    67    „  52';,  _ 

3.  Ambo  das  240    „         250  „ 

4.  Temo  das  4800    „      4  250  „ 

5.  Qoatemo  das  —     „     60000  „ 
FQr  die  Einsammlong  der  Spieleinsätze  sind 

Lottokollektanten  bestellt,  die  durch  bestimmte 
Prozente  von  den  bei  ihnen  eingeflossenen  Spiel- 
sfttzen  ft)r  ihre  Mühewaltung  entschädigt  werden. 
Die  Staatseinnahmen  aus  dem  Lotto  betrogen 
1905  in  Oesterreich:  29,541  Hill.  Kr.,  die 
Betriebsansgaben  18,141  Büll.  Kr.,  so  daß  der 
Staat  11,400  Hill.  Kr.  als  Ueberschnll  bezog. 
Debrigens  zählen  in  Oesterreich  zu  den  „Lotto- 
gef&llen*  andi  die  Taxen  tta  Bewilligungen 
zur  Ansspielnnff  von  Landgütern,  fie^tftten, 
PretioseD  u.  dgl.  m.  Die  LottogeRllsdirektion 
ist  eine  FinanzbehOrde,  die  dem  Tinanzministe- 
riam  unterstellt  ist  Fftr  Italien  stellen  sich 


die  Einkünfte  ans  dem  Lotto  anf  70  IGIL  lAn 
bei  einem  Betriehsanfwand  von  4d008  Hill.  Lire. 
Ueherschoß  29,392  HiU.  Lire. 

Die  Stimmen,  welche  sich  in  beiden  Ländern 
f&r  Anfbebnng  des  Lottos  erhoben  haben,  sind 
bisher  —  wou  anch  unter  dem  Dnicke  finan- 
zieller Notlagen  —  wirkungslos  verhallt.  Trotz- 
dem dOrfte  die  Erkenntnis  von  den  rerwerf- 
liehen  Einflüssen  des  Lottos  auf  Moral  and 
Volkswohlstand  eine  allgemeine  aeiB. 

IIL  Die  Ikbestenemng. 

L  Charakter  der  Staatseimialimea 

ans  den  L.  Die  StaatseiDuahmeo  aus  den 
L.  sind  entweder  BetriebsflberschOsse 
der  L. betriebe  als  staatlicher  DntemehmuDgen 
oder  Belastungen  des  L.spiels  selbst 
In  letzterer  Hinsicht  fallen  sie  tmter  den 
Begriff  der  Steuer  oder  steuerartiger  Auf- 
lagen, die  teils  den  Spieler,  t^ls  den  Ver- 
mittler des  Losankaufes ,  den  Debitanten, 
Verschleißer,  Agenten  usw.  treffen  (s.  u). 

Die  Einnahmen  aus  den  BetriebsHber* 
Bchfissen  einer  staatlichen  Lhunternehmung 
zählen  zu  den  KrwerbseinkOnften 
oder  den  erwerbswir  tschaft  liehen 
Staatseinnahmen,  deren  Eigeuiul  durch 
den  Ausschluß  oder  doch  durch  die  erheb- 
liche Beschränkung  der  Privatkonkurrenz 
bedingt  ist  Die  Eraeluug  von  Reinertrfigen 
steht  dabei  obenan.  Die  L.einnahmen  mit 
Gebühren  oder  Steuern  auf  eine  Stufe  stelle 
zu  wollen,  ist  vergeblich.  Eine  Konstruktion 
der  L.  als  ,4^re^"  erscheint  mit  dem  Be- 
griffe Regal  selbst  als  veraltet.  Die  Rechte- 
form,  in  der  sich  der  L.betrieb  äußert,  ist 
meist  das  Uonopol  des  Staates,  obschon 
auch  hier  eine  Durchbrechung  infolge  der 
Zulassung  von  Privat-L.  zu  wohltätigen 
und  sonstigen  gemmnnfltzigen  Zwecken 
r^;elniäBig  vorhanden  ist  Gharakteristieob 
fflr  die  Stellung  der  I^einnahmen  zum 
Staatshaushalte  ist  die  Gewerhsmäfiig- 
keit  des  Spielgeschäftes,  ebenso  wie  die 
E^;enschaft  seines  Ertrags  als  Unter- 
nehmergewinn, für  däsen  Beorteilnng 
es  ohne  Belaug  ist  ob  die  Anteüsch^  der 
Staatskasse  in  der  Einziehung  von  Prozenten 
besteht  —  wie  bei  der  ElasseD>L.  —  cxler 
ob  der  Staat  selbst  ak  Spieler  und  Gegen- 
spieler auftritt  —  wie  oeim  Zahlenlotto. 
In  beiden  Fällen  haben  wir  es  mit  den 
Merkmalen  eines  Erwerbegeechäftes  zu  tun. 

Eine  besondere  Beleuchtung  erfthrt  der 
ClDtemehmergewinn  des  Staates  aus  dem 
L.betriebe  durch  den  strafrechtlichen 
Schutz  dieser  BezQge.  Dadurch  werden 
mittelbar  die  Verbote  und  Stiafbestimmungen 
zu  einer  Beförderung  des  in  die  Bahnen  der 
Staats-L.  gelenkten,  erlaubten  Spieltriebes, 
da  sie  die  Teiln^une  an  den  heimischen  L. 
bewirken  sollen.  Sozialpolitisdi  ist  aber  in 
beanstanden,  daß  der  Staat  selbst  mitwirirt. 
an  einer  dem  Zutall  anheimgegebenen  Vtt^ 
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ittkm^  der  YemOgensTertialaiig,  indem 
'laich  die  stMiÜidteii  L.imteniehnnmgen  die 
>{>iddttaltze  vieler  zur  Beieicherong  eiiii|^r 
noiger  Terwendet  werden.  Zudem  verleitet 
'lie  Aussicht  auf  Ugewinne  leicht  zu  un- 
virtschafüichen  Ausgaben  und  reizt  die 
Suebt  nach  aleatorischen  YermOgeosTorteilen, 
iom  Chancen  ein  großer  Teil  der  Spieler 
i^.tz  genauen  Planberechnung  der  L.- 
fETwaltODg  nicht  zu  beurteilen  vermag. 

t.  Die  Steuern  auf  den  L.  Die  Steuern, 
'iardi  die  das  L.8piel  zur  Leistung  heran- 
^viogeo  werden  soll,  kOnnen  zweierlei  Art 
^  Sie  können  einmal  das  Spielen  in  den 
1.  selbst  zum  Oegenstand  der  Besteuerung 
sBcbeo  und  sodann  seine  Besultate,  die 
tR^inoete,  treffen.  Im  ersten  Falle  haben 
<rir  es  mit  Verkehrssteuern  vom  Ver- 
BhrGakt  des  L.8piels  zu  tun,  im  letzteren 
Falle  liegt  eine  Vermögens-  und  Spiel- 
tievinn Steuer  vor.  Die  erste  Form 
iRcät  sidi  allmAhlich  in  den  Steuergeset^ 
ESboneen  Bahn,  während  die  letztere  wenig 
rätviäeU  ist  S<^ieflUch  kann  noch  eine 
dhtte  Abgabe  auf  den  L.  ruhen,  die  den 
V^vmittlra-  des  L.spiels  trifft  Bei  diesen 
iieaexa  finden  wir  dann  das  Gepräge  einer 
ipeiiellereD  Gewerbesteuer,  die  sich 

dem  Lizenzsystem  nähert. 
Im  Deutschen  Reiche  onterlieet  die 
Vmutiltiug  von  inlftndlseheo  OffentlicDen  L. 
äerBdehutempeUbgabe  von  20<*,d  mid  die  Ein- 
fUroof  MuÜaducher  Lose  oder  Aosweiae  Uber 
coideiüluen  einer  25°,oigen  Beicbsstempet- 
ugal«.  Uie  Erhebung  enolgt  bei  deatschen 
roieraehmimgen  Tompfanm&ßigen  Preiae  (Nenn- 

Rimtlicher  Los«  oder  Ausweise,  bei  ana- 
bsdkrkui  von  dem  Preise  des  einzelnen  Loses 
n  AbttvfBBgeD  von  Oj50  M.  und  je  5  H.  oder 
öaen  Bracbteil  diesei  Betrages.  Die  Steuer  ist 
tr  ialfaidiache  Ünteraehmnugen  sn  entriobten 
na  Tmnatalter,  fttr  auiUndisebe  vom  Sünftthrer 
4er  Lose  oder  vom  LosempOnger.  Die  Stener- 
Ictouig  hat  jedenfalls  vor  Beginn  des  Vertriebs 
m  bei  »nukndjgchen  Losen  oder  Ausweisen 
4Vr  Sfneleiahfen  spltestens  3  Tage  nach  ihrer 
Gafluüoag  o«r  nach  ihrem  Empfang  zn  ge- 
•cMmw.  Den  Spieleinlagen  stehen  gleich  die 
Wctutultse  bei  dffentlidien  Rennen  und  fthn- 
)i^8  Gelegenheiten.  Auch  die  Staats-L.  sind 
^KKT  Abgabe  nnterworfen.  Befreit  sind  nur 
Ae  LoM  der  behördlich  genehmigten  L.  und 
iat^eloBgen,  sofern  der  tnsamtiöeis  der  Lose 
*aMr  ABMelnng  100  H.  nidit  übersteigt,  so- 
«M  Aoa^longen  ansschlieBlich  in  wohl- 
^^ejuswecken  bis  zn  einem  Spielkapital  von 

IKe  Icdse  in  Wttrttemberg  trifft  auch 
StMmteniehmnngen  von  soläien,  die  mit 
I'  'itcT  Qlttekshifen  zu  Hftrkten  oder  Hessen 
Mtea,  mit  eiaem  Sat»  von  t&glich  8  M.,  femer 
V«w«rtiiac  von  Oegenst&nden  durch  ge- 
«ftriidw  L.  0^  sonstiges  Ausspielen  mtt  einem 
><'<naMtae  von  3Vs°/*  von  InUndem  und  mit 
nxa  KiAtn  von  6%  von  Attslindem. 

Ociterreiek  baitesert  bei  Wetten  den 
Vtnpnii,  bd  Gcld^L.  und  Aisqteinngai  die 


in  den  Losen  oder  dem  Spielplan  angegebene 
Einlage  und  daneben  die  Gewinnste.  Beim 
Zahlenlotto  ist  von  Gewinnen  von  1  bis  4000  fl. 
eine  Staffelgebflhr  von  5  kr.  bis  20  fl.  zu  ent- 
richten, von  einem  etwaigen  Mehrertrage  '/i  %■ 
Bei  den  Losrai  der  Staats-L.  beträgt  die  Ab- 
gabe 20%,  bei  Privat-L.  15%  der  Gewinne 
nach  Abzug  der  Spieleinlagen.  Die  Gebühr 
von  Gewinnsten  hat  die  Spielnntemehmane  von 
den  nach  dem  Spielplan  entfallenden  Trel^  in 
Abzng  zu  bringen  und  rar  Zeit  der  FftUis^eit 
der  Gewinnste  unmittelbar  zn  entrichten.  Süd- 
lich werden  In  Oesterreich  Abgaben  vom  Hoff- 
unng^kanf  und  von  Bodmereiverträgen  erhoben, 
wie  anch  stenertecbniach  die  Versicbenmgs- 
und  Lelbrentenvertr&ge  den  QlückBvertrtl^n 
((leichgestellt  werden. 
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Forum  der  Landeavertretung,  Sehanx'  Fin.'Areh., 
Bd.  1,  8.  580.  —  Schanz,  Der  preuß.  Lotterie- 
etat in  der  preuß.  Cammer,  Sehanz'  Fin.-Arch., 
Bd.  2,  S.  1066  und  Bd.  S,  S.  910.  —  War- 
»ehawer.  Die  Zahlenlotterie  in  Prevßen,  Leipzig 
1885,  —  Derselbe,  Die  Quinen-  und  Güter- 
lotterie in  Fre^ßen,  Schant'  Fin.-Arck.,  Bd.  S, 
8.  716.  —  Bentellie,  EntHehung  und  Entieicke- 
hmg  der  Ktaeamlotterie  in  Pretzen,  Zeitechr.  f. 
Staatew.,  Bd.  it.  —  Derselbe,  GeechUftarendtaU 
der  KUutentoUerie  in  Preußen  und  die  Vertuehe 
beaiigtieh  deren  Aushebung,  Jahrb.  für  Ge».  und 
Veno.,  1886,  S.  149.  —  Mardnowt^A,  Die  in 
Preußen  neften  der  Slaatttotterie  tftgelaeeenen 
Lotterieuntemehmungen,  Zeitechr.  d.  prn^ß.  »tat. 
Sur.,  1887.  —  Dietrich,  Da»  Spiel  und  die 
KloMentotterie ,  Dresden  1887.  —  Sieghart, 
Geschickte  und  Statittik  de»  ZaIUerUottos  in 
Oesterrtieh,  Wien  1898.  —  DeraeUte,  Die 
SffenOidtm  OULOupide,  Wien  1899.  —  Bajonaki, 
Kritik  und  B^forvten  der  deutschen  Staattlotterieen 
at»  Fincaurtgatien,  ^rtin  1904.  ~~  Meckel. 
Art.  „Lotterie  und  Lotteriebesteuerung",  H.  d.  St., 
2.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  638 fg.  —  Mayr,  ArU 
„Lotterie",  Stengel»  W.B.  d.  D.  r.E.  t*.  Erg.-Bd., 
Art.  „Lotterie",  Block,  Diet.  de  l'Adm.  firanfaise, 
und  Say,  im  Diet,  des  Finances. 

Maas  von  Hechel. 


Lötz,  Johann  Friedrich  Eusebius, 

gib.  am  13./I.  1770  zn  Sonnefetd  im  damaligen 
erzogtnm  Steichsen-Hildbnrghansen ,  gest.  am 
13./XI.  1838  in  Eobnrg,  lehnte  1819  die  ihm  von 
der  UniversiUlt  Bonn  angetragene  Professur  für 
StaatswirtschaJt  ab  und  wurde  1824  sacbsen- 
kobnrgischer  Begiemng^at. 

Amiänger  Adam  Smiths  durch  weitere  Aus- 
bildung semes  Industriesystems.  Vorläufer  der 
neuzeitlichen  Theoretiker,  welche  an  Stelle  von 
Nslinr,  Kapital  und  Arbeit  nur  den  mensdüichen 
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Geist,  dessen  G-edanken  sich  produktiv  ausmQnzen 
lassen,  als  FrodukttTfaktor  anerkennen.  Vater 
des  Satzes,  daß  nach  der  theoretischen  Isoliemng 
der  Begriffe  Wert  nnd  Preis  „Gtiatigefl  in  ihr 
durch  die  Güterwelt  wehe" 

Rigoroser  Interpret  der  Prodoktintiltstheorie 
der  Ä^eitszweige,  derzufolge  er  die  Kauf-  nnd 
Ätndelslente  trotz  ihrer  sehr  eintrSglichen  Kom- 
binations-  und  Speknlationstätigkeit  als  un- 
produktiv ausschließt  Als  Werttheoretiker  be- 
kämpft er  die  Auerkennnn^  der  Arbeit  als 
Wertmaßntab,  weil  Arbeit  (im  Gegensatz  zur 
Arbeitsleistung)  ein  immaterieller  Begriff  sei. 

Von  seinen  Schriften  sind  folgende  Lehr- 
bächer,  die  heute  noch  zu  benutzen  sind,  berror- 
zubeben :  Revision  der  Grundbegriffe  der  National- 
ökonomie in  Beziehung  auf  Tenenuff  und  Wobl- 
feilheit,  angemessene  Preise  und  ibre  Bedin- 
gODgen,  4  iMe.,  Eobarg  18L1— 14.  —  Handbuch 
der  StaatflvirtachaftaldiTe,  3  Bde.,  Erlangen 
1821—22;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebenda  1831—38. 

ZAppert. 


Lnetbarkeitsstener  b.  Luxussteuern 
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Lnzns. 

1.  Wesen.  2.  Die  Beurteilung  des  L.  3.  Ge- 
schichte des  L.   4.  L.gesetzgebnng. 

1.  Wesen.  Das  Wort  L.  ist  außer- 
ordentlich verschieden  erklärt  worden.  Maa 
hat  den  L.  als  „die  als  etwas  sittlich  Gleich- 
gültiges voi^enommene  unproduktive  Ver- 
wendung des  freien  Einkommens"  definiert 
oder  als  „ein  dem  Stande  der  Kultur  eines 
Volkes  angemessenes  höheres  Wohllebea" 
usw.  Am  besten  wird  man  den  Sinn  treffen, 
den  der  Sprachgebrauch  mit  dem  Ausdruck 
Ij.  verbindet,  wenn  man  ihn  als  die  Kon- 
sumtion bezeichnet,  die  das  durch  Bedürfnis 
gegebene  Jfaß  von  Aufwand  übersteigt  Wie 
es  sich  aber  bei  den  Bedürfnissen  um  durch- 
aus relative  Dinge  handelt,  so  ist  auch  der 
B^riff  des  L.  im  höchsten  Orade  relativ. 
Das  eine  Zeitalter,  das  &ne  Volk  erklärt 
das  als  L.^  was  dem  nAchsten  als  unent- 
behrlich erscheint,  und  auch  innerhalb  des- 
selben Volk^  und  desselben  Zeitalters  be- 
gegnet die  größte  Tersdüedenheit  der  Auf- 

UlSSUDg. 

2.  Die  Benrteilang  des  L.  Da  der  Be- 
griff des  L.  in  außerordentlich  mannigfacher 
Weise  bestimmt  wird,  so  ist  es  natürlich, 
daß  auch  das  Urteil  Über  seine  Berechtigung 
nicht  einhellig  ausfällt  Wenn  man  z.  B. 
die  (mit  dem  Sprachgebrauch  freilich  nicht 
verembare)  Behauptung  aufstellt,  daß  jede 
Verschönerung  des  Lebens  zum  L.  gehöre, 
so  wird  man  ihn  ohne  Bedenken  billigen, 
während  andererseits  die  gelegentlich  auf- 
gestellte Definition,  L.  sei  üebermut,  von 
vornherein  einen  schweren  Tadel  enthält. 
Die  Frage  der  Berechtigung  des  L.  ist  ferner 


auch  deshi^b  schwer  zu  beantworten,  weil 
sie  mit  anderen  Fragen  zusammenhängt,  ins- 
besondere mit  der  der  zweckmäßigen  Öüter- 
verteilung.  Tatsächlich  zeigt  die  Geschichte 
eine  unendliche  Zahl  abweichender  Urteile 
über  den  Wert  des  L.  Im  Altertum  waren 
es  namentlich  die  Kyniker  und  Stoiker,  die 
den  L.  verurteilten.  Besonders  ans  der  rfV- 
mischen  Kaiserzeit  lie^n  scharfe  Urtdle  vor. 
Im  Mittelalter  und  in  den  ersten  zwei  Jahr- 
hunderten der  Neuzeit,  wo  die  Wissensch afteu 
eine  einseitig  theologische  Farbe  trugen, 
herrschte  die  Verwerfung  des  L.  theoretisch 
entschieden  vor.  Eine  Wandlung  begann 
mit  dem  Beginn  des  18.  Jahrb.,  indem  jetzt 
Philosophen  (z.  B.  Voltaire  und  Hume)  und 
Oekonomisten  (fast  alle  MerkantiUsteu  und 
Physiokraten)  dem  L.  das  Wort  redeten, 
teilweise  in  sehr  übertriebener  Weise.  Auf 
der  anderen  Seite  entstand  dem  L.  damals 
allerdings  auch  noch  ein  großer  Gegner  in 
Rousseau.  Die  Fiktion  eines  von  allem  L. 
freien  Naturzustandes,  die  bereits  im  Alter- 
tum Vertreter  gehabt  hat ,  ^nd  in  den 
Lehren  Rousseaus  ihren  klassischen  Aus- 
druck. Im  19.  Jahrh.  weichen  die  Urteile 
zwar  auch  noch  erheblich  voneinander  ab: 
doch  verschwand  die  radikale  Verwerfung 
des  L.  im  wesentlichen,  und  es  gelangte 
eine  Anschauung  zur  Vorherrschaft,  die 
einen  klassischen  Ausdruck  in  Mommsens 
Wort  fand  ^  der  großstädtische  L.  mache 
manche  fleißige  Hand  reich  und  ernähre 
mehr  Arme  als  die  almosenspendende 
Menschenliebe.  Indessen  sind  noch  am 
Schluß  des  Jahrhunderts  wieder  Stimmen 
laut  geworden  (s.  unten  die  Arbeiten  von 
Herkuer  und  Velieman),  welche  ein  solides 
Urteil  kritisieren  und  geltend  machen,  daS 
z.  B.  die  L.-  und  Modeindustrieen  vom  sozial- 
politischen Standpunkte  ans  in  der  Regel 
ungünstig  beurteilt  werden  müssen. 

3.  Oesehlohte  des  L.  Eine  allgemeine  nnd 
eingebende  Geschichte  des  L.  zu  schreiben, 
wäre  schon  deshalb  ein  Unding, .  weil  man  es 
mit  dnem  zu  relatiTen  Begriff  zu  tun  bat.  In- 
dessen lassen  sich  wohl  &am  S&tse  Qber  ge- 
scbichtlicbe'  Wandlungen  des  L.  aufstellen.  Man 
macht  z.  B.  die  Beobachtung,  daß  der  L.  einet 
gewissen  wirtschaftlichen  Stufe  fiich  beeooders 
in  dem  Halten  einer  das  Bedürfnis  weit  über- 
schreitenden großen  Zahl  von  Hansdienem  zeigt. 
Die  Erklärung  dafür  liegt  zum  großen  Teil 
darin,  daß  der  Herr  die  ihm  reichlich  zufließen- 
den Produkte  anderweitig  nicht  ohne  Schwierig- 
keit verwerten  kann.  Man  beobachtet  femer. 
daß  bei  höher  stehenden  Völkern  ein  gewisser 
L.  das  t&gliche,  das  ganze  Leben  durch- 
dringt, während  anf  niederer  Kulturstufe  der 
Luxus  sich  oft  mehr  bei  einzelnen  Anlässen, 
z.  B.  durch  ^ße  VnmAßigkeit  bei  Festlich- 
keiten (neben  DOrftigkeit  des  tägHcbm  Lebenst. 
äußert.  Im  ganzen  darf  man  behaupten,  dafi 
mit  dem  Fortschritt  der  GiTilisation  die  Ao»- 
dehnnng  des  L.  wächst ,  andereneits  aber 
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1«^  Mine  Art  eiiie  andere  wiid:  wif  niederen 
Üoltsmsfeii  üt  du  Ziel  vorwiegend  die  Ter- 
zfiAvag  TOD  ADstrengnngen  und  Ünaonehm- 
■'.*bkidten,  aaf  bOberen  die  Erweitemne  und 
.nrigemaj?  der  Lebensfreaden ;  es  tritt  allmäh- 
">  b  eine  RicbttiDg-  aaf  Vemnnftmäßigkeit,  Viel- 
'i%keit,  Oteichmäßi^keit,  VergeiBtignng  der 
mmRlko  Qeu&Bse  ein.  Docb  ist  die  Ent- 
«Kkefosg  nicfat  immer  konstant  Z.  B.  macht 
icu)  der  iDi>demen  Zeit  den  Yorwnrf,  daß  ihr 
4-T  Sias  fär  edlen  Lebensgenuß  vielfach  fehle. 
.  \  mUftüsb  Tennag  rieh  unter  dem  entnerrraden, 
rTjchlaflenden  Odem  des  modernen  Pnuikei  die 
>T^?  taehre  SchCnbeit  echter  and  großer  Kunst 
la  entfalten.  Makarl^  nicht  Fenerbach  war 
#T  LiehUngsmaler  anserer  Grttnderiahre** 
tWkner*.  Uebrigens  handelt  es  sich  bei  dem, 
wu  die  einen  als  ecbfine  BlQte  des  L.  bezeichnea, 
■  am  etwas,  was  andere  nicht  als  L.,  sondern 
>.->  lT«chtigtes  Bedürfnis,  als  Notwendigkeit 

4.  Li^tfetzgebnDg.  £in  Thema,  das 
IU.10  sdiärfer  als  die  tieschiebte  des  L.  ab- 
;miz^  kann,  ist  die  L.gesetzgebung,  Die 
V.'ÜÄr'f  haben  in  ihr  das  bezeichnet,  was 
ai<^  DiKrlaobten  Aufwand  ansahen.  Aus 
•>«ai  Altertum  sind  besonders  bemerkenswert 

«{«rtaoischen  und  die  römischen  Ge- 
Schon  hier^  wie  auch  später,  wendet 
uua  sich  tumenthch  g^en  den  Tafel-  und 
Kleula<-U  Im  deutschen  Mittelalter  geht 
iiojk-fast  (abgesehen  von  einigen  Bestim- 
mnugen  in  den  Kapitularien  Karls  desOroBen) 
jin  die  Kirche  ^egen  den  L.  vor.  Ihr  folgen 
iK-  "Stillte.  Bereits  am  Anfang  des  13.  Jahrb. 
«•■nlen  in  Straß  bürg  Statuten  über  den  bei 
H"'hzätea  und  sonst  zulftssigen  Aufwand 
remacht  Ton  da  an  entfalten  die  Stftdte 
•tif  diesem  Gebiet  äne  sehr  reiche  Gesetz- 
-■»^nng.  Am  Ende  des  Mittelalters  folgen 
'  Territorien  und  das  Reich.  Die  L^esetz- 
:-tiitni:  dieser  Zeit  steht  unter  dem  EinfliiB 
■•r  Tendenz,  die  die  gesamte  wirtschafts- 
:*'iiü«die  Gesetzgebung  damals  beherrschte: 

-Tlndische  Teilung  des  wirtschaftlichen 
hiK-iax  herbeizuführen  resp.  festzuhalten. 
'  '■  tot  nicht  blofi  den  Zweck,  den  L.  flber- 
'•'ipt  einznsdir&nken,  sondern  ebenso  sehr 
■n.  vioer  niederen  Klasse  dasjenige  Maß 
'  I)  L  XU  nntersageo,  das  sie  einer  höheren 
•  .'luilit.  Denselben  Charakter  trugen  die 
1  .■•^'Izft  der  anderen  Staaten  des  Äbend- 
■iTt-i.  Sur  griff  der  Staat  hier  früher  als 
:•  tvntschhuid  ein.  Seit  dem  16.  Jahrh. 
'I  bentsdiland  im  allgemeinen  erst  später) 
■T».ielt  die  L-gesetzgebung  eine  neue  Fär- 
.m^:  man  suchte  sie  dem  Prinzip  der 
'Uultchen  Unterstützung  und  Forderung 
•-rtiiomtcr  Oewerbszweige  dienstbar  zu 
ij<hen.  MH  dem  Ende  des  vorigen  Jahr- 
'  :ri<lHi«  erreichen  die  eigentlichen  L.gesetze 

£odei.  im  19.  Jahrh.  gibt  man  zwar 
■^6  Kampf  ^egen  den  L.  nicht  auf,  geht 
^•v  gtgen  ihn  auf  anderem,  indirektem 
^trE?  lor:  durch  Lstenem  (deren  Hauptzeit 


übrigens  ins  18.  Jahrhundert  föllt),  Ge- 
setze gegen  die  Trunksucht  und,  was  damit 
teilweise  zusammenhängt,  eine  zweckmäßige 
Regelung  des  Konzessionswesens.  In  neuester 
Zeit  läßt  sich  wohl  eine  steigende  Neigung 
für  L.steuem  beobachten.  Vorzugsweise 
jedoch  führen  heute  den  Kampf  gegen  den 
L.  die  Mäfligkeitsvereine,  deren  Bestrebungen 
zweifell<ffi  größere  Erfolge  aufzuweisen  haben 
als  die  L-gesetzgebung  der  alten  Zeit. 
Literatur:  H.  v.  Mangoiat,  An.  „Luxtu", 

lSt.W.B.  von  Bluntachli  und  Brater,  Bd.  6, 
S.  4SSfg.  —  W.  Roscher,  Ueber  de»  Luxus, 
AnaiehUn  der  Volkswirttchajt  (S.  Aufl.),  Bd.  1, 

5.  103 fg. ,  Leipzig  und  Heidelberg  1878.  — 
H.  BaudiHllart,  Bfittoire  du  Iwce  privi  et 
public  dfjmü  t'antiguiti  juagu'ä  not  jovn, 
4  Bde.,  Paria  isys/SO.  —  L.  FtHedldtuler, 
ßartt^lmge»  auM   der  StUeageaehiehte  Barn», 

6.  Aufl.,  8  Bde.,  Zeipaig  ISSSjdO.  —  Th. 
Sommerlad,  ArL  „Luxua",  B.  d.  8t.,  Bd.  IV, 
S.  1077 fg.,  in  der  t.  Aufl.  Bd.  V,  S.  6Sefg. 
(mit  eingehenden  hiatoriachen  Kaehweiaen).  — 
H.  Merkner,  Ueber  Sparaamkeit  und  Luxua 
vom  Standpunkte  der  nationcUen  Kultur-  und 
Soaialpoluik,  Jahrb.  f.  Qeaetagebung  1896,  8.  Ifg. 
—  K.  WelnholA,  Die  deutaehen  Frauen  in 
dem  Ifitlelatier,  S.  Af^.,  t  Bde.,  Wien  1897.  — 
A,  FeUeiHon.  Der  Zurät  tn  *e<nen  BeHdamgen 
zur  SoHat-OekeiuHHia,  Malliadia  Diuert.  v.  1898, 
vollaländig  in :  Zeitaekr.  f.  d.  gea.  Staauw.,  Bd. 
55  und  56,  Tübingen  1899  und  1900.  —  Roscher- 
pahtmann,  Grundlagen  der  NaUonat3hmom4e, 
24.  Aufl.  (S.  687 fg.),  Stuttgart  und  Berlin  1906 
(hier  daa  reichate  hiatoriaehe  Material).  —  Viel 
Material  enthalten  auch  die  Daraleliungen  der 
Geachiehte  dea  älteren  Städteviesena  sowie  die 
territorialen  Landes-  (d.  h.  Pol'üei-Jordnungen. 

G.  V.  Selow. 


Lnxasindustrie  s.  Gewerbe 
oben  Bd.  1  S.  1004  fg. 


LnznMteneriL 

I.  AUgemeiuea.  1.  BwriS,  Wesen  und 
Bedeutung  der  L.  2.  Oeschi(£tliche8.  II.  Die 
einzelnen  LnxusBteaern.  1.  Die  Woh- 
nung- oder  Mietstener.  2.  Die  Hundesteuer. 
3.  Die  Nacbtigallenstener.  4.  Die  Wagen-  und 
Fferdestener.  Ö.  Die  Billardstener.  6.  Die  Steuer 
von  geselligen  Vereinen.  7.  Die  Dienstboten- 
(Bedienten-Jatener.  8.  Die  Klaviersteuer.  9.  Die 
Automobil-  und  Fahrradsteuer.  10.  Sonstige  L. 

1.  Allgemeines. 
L  Begrifft  Wesen  und  Bedentnng  der 

L.  Unter  dem  Sammelnamen  L.  fassen  wir 
eine  Anzatil  von  direkten  Aufwandsteueni 
zusammen,  die  sich  an  Gegenstände  und 
Genüsse  eines  die  durchschnittlichen  Be- 
dürfnisse übersteigenden  Aufwands  knüpfen. 
Sie  haften  daher  an  der  LuxuskonsumtioD, 
und  für  ilire  Beurteilung  und  Systematik 
ist  der  Begriff  des  „Luxus"  maßgebend  (s. 
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Art  ^uxub"  oben  S.  438  fg.).  Daraus  geht 
hervor,  daß  man  es  hier  mit  sehr  rela- 
tiven Beslimmungen  zu  tun  hat.  Würde 
man  dabei  ganz  folgerichtig  verfahren,  so 
wflrden  unter  den  B^rifF  der  L.  alle  Ab- 
gaben auf  Aufwendungen  fallen,  die  anderen 
als  den  grßbsten  Bedürfnissen  dienen,  z.  B. 
die  Bier- ,  Wein-  und  Tabakbesteuening. 
Terminologisch  hat  man  aber  den  Begriff 
auf  die  direkten  Aufwandsteuem  beschrSjikt, 
mit  denen  sich  dann  im  allgemeinen  die  L. 
decken.  Und  in  der  Tat  lAfit  sich  die  Richtig- 
keit dieser  Auffassung  nicht  bestreiten  mit 
der  einzigen  Ausnahme  der  Mlet-  oder 
Wohnungssteuer.  Denn,  sobald  der 
Wohnun^ufwand  allgemein  besteuert  wird, 
besteht  hier  eine  Belastung  des  notwendigsten 
Bedürfnisses.  Man  könnte  also  nur  dem 
Grade  nach,  ba  üeberschreituog  des  Dnrch- 
schnittsmafies  von  einer  U  sprechen. 

Das  Meii:mal  des  Gebrauches  steht  bei 
ihnen  obenan.  Sie  sind  keine  VermOgens- 
oder  Verkehrssteuem,  da  sie  ihren  Steuer- 
grund  in  dem  Momente  des  Gebrauches 
oder  Yerbraoohes  haben,  selbst  iu  dem  Falle, 
dafi  die  Steuerg^nstäode  ^oen  Teil  des 
YennSgenB  bilden.  Da  sich  aber  aller  Luxus 
nur  an  ftofierüch  sichtbarea  Oegeustfiaden 
zcngeo  kann,  so  kann  die  At^be  leicht  un- 
mittelbar vom  StenertrSger  erhobeu  werden. 
Die  direkte  Einziehung  stoßt  demgemäß  nur 
anf  anerhebliche  Schwierigkeiten.  Anderer^ 
sats  aber  mad  gerade  oei  den  L.  starke 
Eautelea  und  ftNclwfihrende  Kontrollen  er- 
forderlich. Da  nun  die  Insb^mente  der 
Luxuskonsumtion  sich  innerhalb  der  Wohn- 
häuser, Gärten  usw.  befinden,  so  ist  die 
Ueberwachun^  der  Steuerobjekle ,  ist  ein, 
lästiges  Eindringen  in  die  Privatwohnungeo, 
besonders  bei  starker  Ausdehnung  der  LuxuB- 
besteuening  oft  unvermeidlich. 

Die  Steuerfreiheiten  beziehen  sich  auf 
solche  Gegenstände,  die  eigentlichen  wirt- 
schaftlichen Verrichtungen  dienen,  wenn  sie 
auch  hin  und  wieder  zum  Vei^ügen  ver- 
wendet werden.  Ebenso  sind  regelmäßige 
Luxusartikel  beim  gewerbsmäßigen  Verkäufer 
frei.  Hier  hat  die  Steuertechnik  ausdrO<^ich 
darauf  verzichtet ,  den  Produzenten  oder 
Händler  zum  Steuerzahler  zu  machen,  dem 
es  dann  überlassen  bliebe,  die  Auflage  auf 
den  eigentlichen  Steuerträger  flberzuwälzen. 
Die  Steuersätze  sind  teils  einheitliche,  teils 
prc^ressive.  In  letzterer  Hinsidit  knüpfte 
man  entweder  an  sachliche  Voraussetzungen 
an  oder  hat  die  Steuersätze  nach  einem  Orts- 
tarif abgestuft.  Dieses  letztere  Verfahren, 
das  franzOäsche  System,  scheint  den  Vorzug 
zu  verdienen.  Das  Anwendungsbereich  der 
L.  ist  sehr  verschieden.  Immerhin  aber 
bleibt  es,  selbst  wenn  die  Finanztechnik, 
wie  in  England  und  Frankreich,  sehr  er- 
finderisch ist,  ein  ziemlidi  beschiftnktes. 


Der  Grandgedanke  aller  L.  ist,  eine  Er- 
gänzung dem  Steuersystem  einzufügen.  3Ian 
beabsichtigt  einerseits,  die  ElinkomiAenstener 
zu  vervol&tändigen,  indem  man  solche  Xon- 
sumtious-,  Gebrauchs-  und  GentiBakte  einer 
Sonderbesteuerung  untervrirft,  die  auf  eine 
größere  Leistungsfähigkeit  schließen  lassen. 
Andererseits  will  man  auch  der  Gerechtig- 
keit im  Steuerwesen  näherkommen  dadurch, 
daß  man  für  die  wohlhabenderen  Stände  der 
Bevölkerung  eine  zusätzliche  Aufwandbe- 
steuerung schafft,  um  eine  Lastenausgleichung 
für  die  indirekten  Verbrauchssteuern  herbei- 
zuführen, welche  die  unteren  Klassen  relativ 
stärker  belasten.  Beides  ist  gut  gemeint 
und  wäre  auch  wirkungsvoll,  wenn  man  den 
gesamten  Luxusaufwand  steuermäßig 
treflfeu  könnte.  Das  erstrebte  Ziel  ist  aber 
praktisch  unerreichbar,  da  sich  immer  zfüil- 
reiche  Formen  des  Luxus  der  Besteuerong 
entziehen ,  die  bestehenden  L.  demgemli 
ungleichmäßig  und  willkürlich  die  höheren 
Einkommen  belasten.  Desgleichen  hat  es 
sich  immer  gezei^  daß  der  Eiltag  der  L. 
ein  verhältnismäßig  unerheblicher  ist  ge^n- 
über  den  beträchtlichen  Kosten,  der  iSsügea 
Kontrolle  u.  dgL  m.  So  war  in  Englaad 
1888—89,  als  die  L.  noch  Staatssteoem 
waren,  ihr  Ertrag  1,38  Mill.  £,  wog^n  die 
Konsumsteuera  23,57  Hill.  £  Anbrachten. 
Solche  Erwägungen  haben  dazu  gefdhrt,  die 
L.  des  ethischen  Prinzipes  und  des  fmeaU 
liehen  GewissenB  halber  zwar  beizubehalten, 
meabcrznOemeindestenern  zumachen 
oder  ihre  ErtrBgnisse  wohltätigen  Zwecken 
zuzuwenden. 

2.  GeseUehtUohes.  In  frQheren  Jahrhan- 
derten  haben  Staat  and  Ubriekett  in  mannig- 
facher Weise  venacht,  dem  ueberhandnehmen 
der  Verwdiwradnng  nnd  des  Loxos  der  höheren 
Schichten  der  BevOlkenmg  entgegessatreten. 
Dies  geschah  teils  dnieh  Verbote  and  Strafen, 
teilB  dnrch  positive  Anordnungen  über  Art  ana 
Haß  der  EonsnmtioD.  Das  Mittel  der  Bestene- 
rang  war  diesen  Bestrebnngen  des  Altenonu 
und  des  Hittelalters  fremd.  Erst  im  16.  ond 
17.  Jahrh  ringt  sich  die  Idee  einer  Sonder- 
bestenenuig  des  Laxnsanf  wandes  siegreich  durch. 
Die  Motive  hienni  waren  aber  dnrcbans  keine 
laxnspoUtischen,  die  neaen  Stenern  hatten  keines- 
wegs die  £in8cbrflnkang  da  Lnxaa  znm  Ziele, 
sondern  scheinen  wesentlich  aoe  fiskatiscbea 
Bedürfnissen  harvo:^g;effangen  m  sein ;  sie  wUten 
die  ewig  leeren  Staatskauea  ftHlen  twlfcn.  Die 
ältesten  L.  finden  wir  in  Italien  nnd  Hol- 
land. Wagen  nnd  Pferde  waren  die  ersten 
Gegenstände,  denen  sich  die  Finanzterhnik  in- 
wandte. Dann  folgte  die  Dienstbotensteuer.  An 
diese  schloß  sich  wm  eine  stattliche  Reihe  von 
Abgaben,  welche  die  verschiedensten  Objetoe 
des  Anfwaodes  trafen:  Hönde,  NaohtigäUei, 
Gold-  nnd  Silbergeschirr.  Waraen,  gesellige 
VergnOgaogea,  fiffentUche  Lnstuirkeitea  oiw. 

£i  der  Hitta  dea  la  Jahrh.  ist  England 
der  führende  Staat  hn  Gebiete  der  Law* 
beatenernng.  Auch  hier  waren  poUtnehs  Dm- 
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■•Jade  ihre  TdebfederiL  Seit  1747  —  und  in 
imm  Jahn  swheint  cnent  die  Karossenstener 
-  k«un  das  Inselreich ,  seine  Kriege  mit 
Ihsdu  MUitirkiiften  n  mhreo,  und  seitdem 
fieHes  die  eiiKUsehai  Sabsidienffeldw  eine  wich- 
Uk«  ioB»  in  der  europäischen  Politik.  Die  da* 
'tniA  Mioffte  Steigtvnn^  der  Staatsaiugraben 
irlayte  aof  eine  rasche  Vermehning  der  Offent- 
Ixrhco  Emnahmoi  hin  and  es  folgten  in  reicher 
(iliaknute  bald  die  Terachiedensten  L.  Der 
MrdiB^kaniache  Freiheitskrieg  und  später  die 
truiünsche  Kri^^eit  gaben  diesem  Entwicke- 
IxHEvpmefi  immer  neue  Nahrnng.  Die  Jahre 
:.^l~S3,!B&3nnd  1869  bilden  wichtige  Epochen 
tir«r  f^nerart.  1889  worden  die  meisten  L. 
m  ätutsatenem  in  Oemeindeabgaben  ver- 
«uddt 

Eis  ihaMche«  Bild  gewährt  Frankreich. 
9ckgo  die  FinumSte  in  den  letsten  Dezennien 

indea  lUgiae  führten  1769  za  einer  Pferde- 
DM)  Wii^eitttraer.  In  diese  Faßstapfen  trat, 
vir  SU  uft.  die  fraiiaOaiache  Bevolation  1791—  95. 
lahrb  beb  man  180?  die  L,  wegen  ihrer  ge- 
rann Ertrtin  wieder  anl  Nach  dem  dentsch- 
insddicfaea  Kriege  beginnt  dnrch  6.  t.  16./IX. 
m  eine  neoe  Aera  der  L.  (1871,  1872,  1874, 
Ifi9,  im,  18M,  1889, 1890, 1833).   1893  warde 

Fahrrad«teaeT  g«schafibn  nnd  1895  der  Ver- 
mk  tfemaeht,  eine  Dienatbotenstoner  einca- 
rtbrca;  letztere«  ohne  Erfolg. 

Tos  weit  geringerer  Bedentirog  sind  die  L. 
MlieBtsehlmndnnd  Oesterreich  geblieben. 
WcU  iodea  wir  auch  hier  Ansätze  hiemt,  wie 
IiW  eine  PenUcken-  and  Karomensteaer  ia 
rnoCen,  1564  eine  Stener  vom  Süber^eacbirr 
D  Biyen,  Wagen-  and  Pferdetazen  in  ver- 
»^tuedenen  Temtorien,  eine  Spicleteaer  im 
i'i.  JAA.  in  Oesterreich  a.  dgt  m.,  aber  es 
Wt  ui  «Bern  einheitlichen  Zuge  and  an  wir- 
kucflfoUer  Dnrchbildong.  Seit  1906  hat  man 
ia  I>eaaeben  Beich  eine  Automobilitener 
T.  a^VL  1908)  ab  Reichaabgabe  in  der 
'cn  einer  Stiemiwbtener  eingeführt  Sehen 
*»  t^a  der  Huadesteoer  ab,  bei  der  jedoch  mit 
am  LsranBonent  gesnndheitspolizeiliefae  £r- 
■Imgva  konknrrieren.  so  sind  die  Stenern  dieser 
•iMtooc  nicht  aehr  aabueich,  und  wo  wir  solche 
»■dcD.  haben  wir  et  regelmUig  mit  Qemeinde- 
"catn  a  ton. 

IL  Die  dnaelaeB  L. 

].M«WokBuga- od«rKletotener.  Aaeh 
ti«r  haaa,  wesigsteas  bis  an  ehiem  gewissen 
|'n4e.  dua  L.  beigezählt  werden,  insofern  näm- 
LkA  der  Wobanagsaafwand  die  dorchschnittr 
Irkea  Wuhnbedarfniase  Bberateigt.  Vgl.  Art 
.limteuer*. 

£•  Ma  Hu4estener.  Eine  Abgabe  vom 
ruhcB  Tun  Bonden  wird  btafig  ans  polizeilichen 
''rfftin  erhoben,  teils  nm  der  Vermehnuig  der 
Bilde  catg^cnzowirken,  teils  nm  sie  ans  sani- 
lUn  Qrtadm  onter  fortwährender  Kontrolle 
n  bsIiCB.  8ia  sind  meistens  ganz  oder  doch 
<f<l"äM  Gemdadesteneni.  In  PrenBen  ist 
u*  Hoadtaiener  eiaa  komnniiale  AWabe.  Die 
l^kciadea  slad  hereehtigt,  das  ^ten  Ton 
SiMra  ta  beMeaent.  Sbräeo  kOnnen  die  Kreise 
ni<  Bandesteoer  in  der  Hlfhe  von  6  H.  f&r 
H«  Hiad  etheben,  welche  die  gemeindliehe 
Un^tfteofir  nebt  berflhrt  (GG.  v.  WVU.  1893 
tt<  aOvVn.  1890).  In  Bayern  irt  die  Hnnde- 


steaer nach  der  Einwohnerzahl  der  Gremeinde 
abgestaft  Die  Steaersätze  betragen  3,  9,  12 
a.  20  H.  Der  Ertrag  der  Steuer  (l  Hill.  H.) 
fällt  nach  Abzng  der  Kosten  zar  Hälfte  dem 
Staate  und  zar  Hälfte  den  Gemeinden  za.  Doch 
ist  ersterer  der  Eigner  der  Handegeb&hr  (6. 
T.  2l.ß.  1888}.  Die  Hnndeatener  in  Württem- 
berg beträgt  7  H.  für  den  Hnnd  nnd  fällt  je 
zar  Hälfte  dem  Staate  and  den  Gemeinden  za. 
Zuschlag  von  1  H.  fQr  die  Staatskasse.  Seit 
1889  können  die  Gemeinden  Zaschläge  bie  12  H. 
erheben.  In  Sachsen  fließt  die  Hnndesteaer, 
die  mindestens  3  U.  zu  betrs^en  hat,  der  Armen- 
kasse zn.  Baden  erhebt  eine  Hnndesteaer  von 
8  nnd  16  M.,  die  halb  den  Gemeinden,  halb  dem 
Staate  zofliefit;  darch  staatlich  genehmigten 
GemeindeheBehlaB  kann  angnnaten  der  Gemeinde- 
kasse  ein  gl^chmttBiger  Zaschl^g  znr  Hande- 
taxe erhoben  werden  (G.  t.  4./V.  1896).  Hessen 
hat  eine  Staatsatener  von  ö  M.  fUr  jeden  Hund, 
wozu  die  Gemeinden  Zuschläge  bis  zum  gleichen 
Betrage  erheben  können. 

Oesterreich  erhebt  die  Hnndesteuer  als 
Territorialateuer,  die  in  den  einzelnen  Kron- 
ländern Terschieden  geregelt  ist.  (Steuersätze 
4-10  Kr.)  In  Frankreich  (G.  V.2./V.  1855) 
ist  die  Handeateaer  eine  Gemeindeabgabe,  die 
naeh  3  Gruppen  von  Händen  (Jagd-  nnd  Lnxos- 
hnnde  einmeits  und  Wachhund  andererseita) 
abgestuft  int.  Die  Sätze  bewegen  sich  zwischen 
1  nnd  10  Frcs.  Die  Handeateaer  in  England 
wurde  1796  als  Staatsateoer  and  zwar  mit 
DifEerenziaJsätzen  nach  Art  nnd  Zahl  der  Hunde 
eingeführt  (Koppelhunde  36  sh,  Windhunde  20  sh, 
für  mehr  sJs  1  Hnnd  14  8h  per  Stück,  für  Nicht- 
jagdhnnde  8  eh).  Armnt  begründete  Steuer- 
freiheit, ebenso  waren  junge  Hunde  und  seit 
1^3  die  Schäferhunde  der  kleinen  Farmer,  seit 
1834  alle  Schäferhunde  steuerfrei.  Die  Exem- 
tion auf  Grand  der  Armut  fiel  1853,  dagegen 
waren  alle  Hnnde  znr  BeanbichtigaiM;  nnd  anm 
Treiben  dea  Viehs  stener&ä.  Sät  1858  nahm 
man  fUr  alle  Hnnde  einen  Einheitssatz  von  12  sh 
an,  welcher  1666  auf  5  sh  ermäßigt  wurde, 
während  alle  Steuerbefreiungen  mit  Äasnahme 
derjenigen  fOr  junge  Hnnde  in  Wegfall  kamen. 
1878  ward  der  Steuersatz  wieder  auf  7Vt  sh 
erhebt  and  außer  den  jun^n  Hunden  auch 
wieder  den  Schäferhunden  im  Verhältnis  zur 
Zahl  der  Schafe,  jedoch  bei  höchstens  nur  8, 
Steuerfreiheit  gewährt.  1889  wurde  die  staat- 
liohe  Hundesteuer  in  eine  Oemeindeabgabe  rei^ 
wandelt  Die  1^  in  Irland  anteehobene  staat- 
liche Handesteuer  wurde  1865  saa  Lokalgeb&hr 
(2  sh  für  den  Hund)  wiederhe^estellt. 

3.  Die  Naohtlgallenateuer.  Eine  solche  be- 
steht in  Sachsen  (G.  t.  l./XIT.  1864  Steuer- 
satz 12  HO  als  Gemeindeabgabe  j  ebenso  in 
Bremen  (Steuersatz  20  U.).  In  Preußen  ist 
sie  fakultativ  als  Kommuualabgabe  statthaft 
(Keb.-O.  T.  7./XI.  1841  and30./III.  1842),  Hessen 
(G.  V.  l.ß.  1875)  erhebt  sie  als  Staatasteuer  and 
awar  mit  8,60  H.  für  jede  Nachtigall.  Ertrag 
80—90  H.  Diese  L.  ist  demgemäß  ohne  finan- 
zielle und  oraktische  Bedeutung. 

4r,  Die  Wagen-  und  Fferdeatener.  Eng- 
land. Schon  im  18.  Jahrb.  findet  sich  £e 
Wagenstener  mit  sehr  verschiedenen  Steuer- 
sätzen, die  1823  ermäßigt  nnd  1853  neu  tari- 
flert  wurden.  Han  unterschied  3  Klassen  von 
Fnbrwo-ken:  Miet-,  Privat-  und  Wagen  für  ge- 
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legentlicbe  Befördening  von  Passagieren.  Die 
einzelnen  Klassen  zerfielen  wieder  in  Unterab- 
teilungen nach  Bespannung,  Zahl  und  Größe  der 
Kftder.  Die  Stenersätze  worden  1884  neu  geregelt 
and  betrogen  per  Jabr  für  Mietwagen  15  sh  und 
fttr  andere  Wagen  je  nach  der  6rO£e  16  und 
43  sb.  Sie  ist  jetzt  Gemeindesteuer.  Ertrag 
0,55  Mill.  £.  —  Die  Pferdestener  (Wagen- 
imd  Beitpferde)  entstammt  dem  Jabre  1784  nnd 
hatte  hone  progressive  Sätze,  welche  je  nach 
der  Zahl  der  Pferde  in  einem  Besitz  abgestuft 
war.  Später  wurden  diese  auch  auf  die  ge- 
werblich benutzten  Pferde,  die  bisher  geringer 
belastet  waren,  ausgedehnt  1821  wnrde  die 
Pferdestener  für  die  Landwirtscbaft  aufgehoben, 
und  1823  and  1853  worden  die  Sätze  ermäßigt 
nnd  der  Tarif  ver^facht.  Seit  1869  bestand 
ein  Einheitssatz  von  10  Vs  sh  für  jedes  Pferd. 
1874  hat  man  im  Interesse  der  Pferdezacht  die 
ganze  Abgabe  wegfollen  lassen. 

Frankreich.  Hier  ward  1791  eine  Stener 
auf  Lnxnspferde  nnd  1795  eine  solche  aaf  Wagen 
eingeführt,  welche  man  jedorh  1807  wegen  ihrer 
Lästigkeit  and  der  geringfügigen  Erträgnisse 
halber  wieder  beseitigte.  1862—65  wurde  sie 
vorübergehend  erhoben.  Die  heutige  Wagen- 
nnd  Pferdesteuer  bembt  auf  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  von  1862.  Die  vormalige  Abgabe 
wurde  1871  nach  dem  Kriege  wiederhergestellt 
nnd  1872  nnd  1879  modifiziert.  Der  Wagen- 
stener  sind  unterworfen  alle  zum  Personentrans- 
port dienenden  Wagen.  Den  halben  Steuersatz 
haben  diejenigen  Wagen  zu  entrichten,  die  ge- 
wöhnlich zn  landwirtachaftliehen  Zwecken  ver- 
wendet werden.  Befreit  von  der  Stener  sind 
alle  nicht  in  Federn  hängenden  Wagen,  die 
zum  Verkauf  gestellten  und  diejenigen  für  den 
öffentlichen  Dienst  und  zu  Militärzwecken.  Die 
Pferdestener  erstreckt  sich  (unter  Beiziehung 
der  Manltiere)  anf  die  zur  Bespannung  eines 
fltenerpfliehti^  Wagens  erforderlichen  Pferde 
sowie  auf  die  Beitpferde.  Steuerfrei  sind  die 
znr  Landwirtschaft,. Industrie  und  zur  Zucht 
gebrauchten  Pferde,  die  zum  Verkauf  bestimmten 
nnd  diejenigen  des  öffentlichen  und  militärischen 
Dienstes.  Beide  Abgaben  besteben  in  festen 
Jabressätzeu ,  welche  nach  6  Ortsklassen  ab- 
gestuft sind.  Verschiedene  Sätze  besteben  für 
2  räderige  und  4  räderige  Wagen.  Die  Wageu- 
stener  für  2  räderige  Wagen  schwankt  zwischen 
5  und  40  Frcs.,  für  4räderi^e  zwischen  10  nnd 
60  Frcs^  die  Pferdestener  zwischen  6  nnd  25  Pres. 
Durch  G.  V.  14./IV.  1898  worden  auch  die  auto- 
mobilen Wagen  nach  der  Zahl  der  Sitze  (in 
5  Ortsklassen)  besteuert  (2gitzige  25— 60Frcs., 
4  sitzige  50—110  Pres.).  Die  Veranlagung  be- 
mht  anf  dem  Deklarationszwang  des  Steuer- 
pflichtigen. 57«  der  Abgabe  fällt  den  Gemein- 
den zn.   Ertrag  14,300  Mill.  Eres. 

Vorübergehend  bat  man  1888  -  89  in  Bremen 
eine  L.  von  Lustfuhrwerken  und  von  Pferden 
erhoben.  Wagen-  nnd  Pferdestenem  finden  sich 
auch  in  den  Niederlanden  und  in  einzelnen 
Schweizer  Kantonen. 

5.  Die  Blllardstener  wnrde  1871  in  Frank- 
reich eingenhrt  8ie  wird  auf  Grund  obli^- 
torischer  Deklarationen  von  Billards  in  Wirt- 
schaften nnd  in  Privatbesitz  nach  Ortsklassen- 
säteen  von  6,  15,  30  und  60  Frcs.  (letzterer 
Satz  für  Paris)  erhoben.  Befreit  sind  die  zum 
Verkanfe  nnd  znr   Vermietung  bestimmten 


Billards  der  Fabrikanten  und  Händler.  Ertrag 
1,020  Mill.  Fics.  —  In  Bremen  ist  für  jede« 
Billard  20  M.  nnd  für  jedes  weitere  5  M.  als 
Steuer  zu  entrichten.  Lübeck  bat  1867  seine 
Billardstener  beseitigt-  Einzelne  Schweizer 
Kantone  (Genf,  Waadt)  haben gleiehfalla eine 
Billardstener. 

6.  Ble  Stener  von  geselligen  YerelneB, 
1871  in  Frankreich  eingeführt,  beträgt  sie 
20  "/a  der  Mitgliederbeiträge  nnd  Eintritts^lder, 
zn  deren  Deklaration  der  Vorstand,  Sekr«tAr 
oder  Schatzmeister  verpflichtet  ist.  Steuerfrei 
sind  gelehrte  Gesellschaften ,  Wobltätigkeits- 
vereine,  Vereine  für  gymnastische  nnd  Schieß- 
übungen und  die  offiziellen  Militärzirket.  Er- 
trag 1,185  Mill.  Frcs.  Auch  in  Lübeck  findet 
sich  eine  Ve^Ügnngssteuer  für  Tansver* 
gnügungen  von  2— oO  M.  Eugnostea  des  Ons> 
armenverband«.  Ertrag  ca.  10  000  M. 

7.  Ble  messtboteB-  <BedienteD->Stener. 
Eine  Stener  von  männlichen  Dienstboten  erhob 
man  seit  1777  in  England,  Die  Stenersätze 
waren  hoch  und  progressiv  nach  der  Zahl  der 
Bedienten  abgestuft.  Eine  weitere  Erhöhung  des 
Steuerfaßes  bestand  für  die  Dienerschaft  unver- 
heirateter Herren.  1815  ging  etwa  0,5  Mill.  £ 
ans  ihr  ein.  Im  Jahre  1^  wurde  die  Steuer 
ermäßigt,  woranf  1833  verschiedene  Klassen  von 
Bedienten  von  der  Steuer  ausgenommen  wurden. 
1853  ging  man  zum  Einheitasatc  ttber,  der  81  sh 
fttr  Bediente  ttber  16  Jahre  nnd  10  %  sh  für 
jüngere  Diener  betrug.  Seit  1^9  werden  alle 
männlichen  Diener  ohne  Unterschied  mit  einem 
Steuersatze  von  15  sb  besteuert.  Die  Bedienten- 
steuer  wnrde  1889  in  eine  Gemeindeab^be  ver- 
wandelt. In  Irland  war  sie  niemals  eingeführt 
worden.  Der  Ertrag  belief  sich  im  Jahre  1888 
(als  sie  noch  Staatsstener  war)  auf  1360  0  £. 
Er  ist  stetig  im  Kückgaug  begriffen.  —  Eine 
progressive  Dienstbotensteuer,  welche  sich  auf 
weibliches  nnd  männliches  Diemtperaonal  tf- 
streckt  nnd  sogar  die  im  Gewerbebetriebe  be- 
schäftigten Hilrakräfte  trifft,  besteht  zurzeit  in 
Holland.  Die  Stener  wird  nach  einem  Tarif 
in  5  Klassen  erhoben.  In  Oberen  Zeiten,  zumal 
im  vorigen  Jahrhundert,  als  sich  der  Luxus  der 
höhereu  Stände  insonderheit  im  Halten  zahl* 
reicher  Dienerschaft  änßerte,  war  die  Dienst- 
botenstener  eine  sehr  häufige  L.  Auch  einige 
Schweizer  Kantone  htMen  eine  solche  Ab- 
gabe. 

8.  Ble  KlftTterstener.  Das  wachsame  Ange 
der  Steuergesetzgebung  bat  sich  auch  anf  om 
Klavierspiä  als  Gegenstand  zu  L.  gerichtet. 
Xach  dem  Sezaesiooskriege  hat  man  in  den 
Ver.  Staaten  einen  Versnob  mit  der  Klavier- 
steuer gemacht  (G.  T.  30./VI.  1864).  Die  Steuer 
traf  Klaviere  tind  andere  Musikinstrumente  in 
Privatbesitz  nnd  Privatgebranch,  wenn  sie  einen 
höheren  Wert  als  100  Doli,  darstellten.  Ertng 
0,4u  Mill.  Doli.  Die  steuertedmischen  Stdiwieri^ 
keiteu,  die  kostspielige  Veranlagung  nnd  du 
lästigen  Kontrollen  führten  schon  1866  m  ihicr 
Aafhebung. 

e.  Die  Aatoaobtl-  umA  Fahmdsteser. 
Der  Sport  des  Badfahreasbat  in  Frankreich  zu 
einer  Steuer  auf  Fahrräder  und  „ähnliche  Appa- 
rate" geführt  (G.  v.  28./IV.  1893  und  U./iV. 
1898).  Die  Steuersätze  betragen  für  1  Sita 
6  Frcs.,  für  2  sitzige  Fahrräder  12  Frcs.  nnd  je 
6  Frcs.  für  jeden  weiteren  Sitz.  FQr  Fahrräder. 
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die  dnreh  Kotoren  getrieben  Verden,  sind  je 
nach  der  Zahl  der  Stze  die  doppelten  Steaer- 
säuie  tu  eotricbten.  V»  des  Ertrags  ist  der  be- 
treifenden  Gemeinde  gewährt.  Steoerfrei  sind 
die  zam  Verkanf  bestimmten  Fahrräder  der 
H&ndler  nnd  diejenigen  fär  den  Öffentlichen 
nud  mÜit&rischen  Dienst  Ertrag  6.600  Hill. 
Frea.  —  Italien  (G.  v.  22.A^II.  1897)  erhebt 
nach  der  ZaU  der  Sitze  eine  Fahrradstener 
nnd  xwam«  10  Lire  fär  einsitzige  nnd  lö  Lire 
für  mehnitziffe  FahrrBder  nnd  Lire,  wenn 
diese  dnreh  Motoren  betrieben  werden.  Steuer- 
frei jdnd  diese  Vehikel  fttr  Militär-  und  Oivil- 
dienstzwecke ,  diejenigen  anner  oder  kranker 
Personen,  der  BeiBenden  und  endlich  die  zam 
Verkaafe  gestellten  Haschinen.  Der  Ertrag  wird 
hälfUg  zwischen  Staat  und  Gemeinden  geteilt. 
Dmch  das  RG-  v.  3./VI.  1906  werden  die  Kraft- 
fahrzeuge im  Deutschen  Keich  besteuert. 
Die  Ab^be  wird  fär  die  Erteilung  von  ErLaubnis- 
karten  in  Stemuelform  erhoben.  Steuersätze 
betragen  fflr  jede  Erlanbniskarte :  ffir  Kraft- 
rtder  10  X..  fftr  Kraftwagen  je  nach  der  6  Pferde- 
kri^  tibersteigenden  Leistung  zwischen  25  und 
150  X.:  Außerdem  Znschl^e  ffir  jede  Pferde- 
kraft oder  einen  Teil  von  2—10  H.  Die  aus- 
landüchen  Kraftfahrzeuge  entrichten  je  nach 
der  Zeit  ihres  Anfenthaltes  ermäßigte  Sätze 
(2.  15,  Jt)  M.).  Steuerfrei  sind  die  Kraftfahr- 
zenge  im  Dienste  des  Reiches,  eines  Bundes- 
frtaat«3  oder  einer  Behürde  nnd  solche,  die  der 
gewerbemäßigeu  Personenbeförderung  dienen. 

10.  SunsUge  L.  Der  fiskalische  Erfindungs- 
Ifeiat  bat  sich,  Tomehmtich  in  froheren  Zeiten 
oder  bei  grollen  Katastrophen,  noch  einer  ganzen 
Anzahl  TOD  Lnxnagegenstfinden  bemfichti^  um 
si«  ZQ  bestenem.  So  bat  nan  den  Besitz  von 


Gold-  und  Silbergeschirr  (England,  Preußen), 
den  Gebranch  von  Hüten  und  Handschuhen 
(England  18.  Jahrb.),  von  Taschenuhreu,  das 
Tragen  von  Beifrßcken  der  Damen  (Schweden 
1732)  u.  dg],  m.  besteuert.  England,  dessen 
Steuertechnik  im  Ersinnen  von  L.  besonders  im 
vorigen  Jahrhundert  ungemein  erfinderisch  war, 
hatte  bis  1869  eine  Haar  puders  teuer  (Steuer- 
satz 23'/,  sh,  Ertrag  1S65-66  1000  £)  und 
ebenso  eine  Abgabe  anf  Wappenfflhrnng 
(seit  1778),  welche  die  Wappen  an  Wagen  mit 
42  sh  nnd  die  sonstwie  gofthrten  mit  21  sh 
trifft.  Sie  ist  jetzt  eine  Gemetndesteaer  (Ertrag 
1888  74678  £). 

Die  Abgaben  anf  Jagdscheine  (vgl,  Art.  „Ge- 
bühren" oben  Bd.  I,  insbesondere  S.  918),  Schufi- 
Waffen  nnd  Wildhandel  können,  wenigstens  zam 
TeU,  auch  unter  die  L.  gerechnet  werden. 

Uteratar :  Wagner,  Fin.  III,  Erg.-H^  paatiM. 
—  Lehr,  Schänbarg.  Bd.  S,  &  4*6—4X8.  — 
Bilinslei,  Die  Luxutaleuer  alt  Korrektiv  der 
Einkommerwteuer,  leiptig  1875.  —  Mamroth, 
Die  Luxu4tlcuer  in  Prwßen  von  1810 — 14,  Leipzig 
1S88.  —  Reitztmutein,  Die  indirekten  Abgaben 
der  Gemeüiden,  JakH>.  f.  2fat.,  N.  F.,  Bd.  8,  9, 
18.  —  Volkamann,  Warum  betteuem  wir  den 
Luxus  nicht f  Magdeburg  1S9S.  —  Kate,  Die 
Wohnunga-  und  LÖxuaateuem  ait  Gemeindeabgfüx, 
Dita.,  1895.  —  Qrafy  Das  Problem  der  Luxu»^ 
»teuem,  Berlin  1905.  —  Farieu,  Traite  de* 
impSü,  2.  Id.,  Pari*  1866,  Vol.  2.  —  Mamroth, 
Art.  „Luxuatteuem",  H.  d.  St.,  t.  Aufl.,  Bd.  V, 
S.  660/g.  —  Vgl.  die  einaehUigigen  ArU.  in 
Blöekf  Diet.  de  t'Adm^iatraUon  franpiiae,  und 
in  Saißf  Diet.  des  Finanee*. 

Maje  ran  Heeket. 


M. 


Xsblf,  Gabriel,  Bonnot  de, 

geb.  1700  in  Grenoble,  gest.  23./IV.  1786;  vgL 
Art  »Soiialismas  nnd  Kommnniiimni''. 

Carl  erünberg. 


Km  CaUoch,  ! 

geb.  am  1789  im  Dorfe  Withom  in  der' 

Achotdschen  Grafschaft  Wigtown,  18:28  Professor 
der  Nationalökonomie  in  London,  gest  als  Kon- 1 
croUeor  beim  Statiooery  Office  am  ll./XL  1864  i 
xn  London.  1 

Xancfaestermann ;  Bekämpfer  der  industriellen  j 
iScfantzxjJlle,  Verteidiger  eines  mäßigen  Korn- 1 
Zolles.   Interpret  Bicardoe  und  Adam  Smiths, 
deren  Werke  er  herausgab  und  kommentierte. 
Verteidiger  der  Produktivität  der  immateriellen  < 
DiencUaBtnsgen.  i 

Ton  Beinen  zahlreichen  Schriften  seien  ge- 1 
fi«init:  Essay  on  the  question  of  reducing  the  j 
iatere«t  of  the  national  debt,  in  which  the 
jastioe  and  expediency  of  that  measnre  are  fnlly 
cstAbliabed,  Edinborg  1816.  —  The  principlea 


of  political  economy,  with  some  inqniries  respec- 
ting  their  application,  etc.,  Edinbnrg  182Ö;  das- 
selbe, 2.-7.  Aufl.  ebenda  1830,  184:-»,  1849,  1864, 
1870,  1885;  dasselbe,  in  französischer  Ueber- 
aetznng von  A.  Planche,  2  Bde.,  Paris  1851; 
dasselbe,  2.  Aufl.  ebenda  1864;  dasselbe,  in 
deutscher  Uebersetznng  von  Q.  H.  v.  Weber, 
Stuttg^  1831.  —  An  essay  on  the  circum- 
stauces  which  determine  the  rate  of  wnges  and 
the  condition  of  the  labonring  ctasses,  Edtnburg 
1826;  dasselbe,  neue  Bearbeitung,  ebenda  1851. 
—  Ä  treatise  on  metallic  and  paper  money  and 
banks,  written  for  the  Encyclopaedia  Britannica, 
Edinburg  18Ö8;  dasselbe,  in  deutscher  Ueber- 
setznng u.  d.  T-:  Geld  nnd  Banken,  von  C.  J. 
Boi^ns  nnd  J.  L.  Teilkampf,  Leipzig  1859. 

Lljtpttrt. 


Mädchengeborten 
s.  tieschechtsTerhältnis  in  der 
Bevölkerung  oben  Bd.  I  S.  958 fg. 
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■agaiingeBOBseaiolialteB. 

M.  Mnd  Vereine  zur  Errichtung  und 
UnterfakltuDg  gemeinsamer  Magazine,  io 
welchen  die  voa  den  einzelnen  Hitglienem 
fOr  eigene  Bechnnne  eingeUefraten  Waren 
verkaoft  werden.  Da  die  Ausstdiuog  in 
offenen  Lftden  und  die  Warenla^rung  ein 
verhftltnism&Big  bedeutendes  Betriebskapital 
und  in  vielen  F&llen  auch  die  Herstellung 
eines  der  Beschaffenheit  und  Preislage  nach 
reich  gegliederten  Warenvorrates  erfordeit, 
ist  ein  großer  Teil  der  Produzenten,  gleich- 
viel ob  es  Gewerbetreibende  (namentlich 
Handwerker)  oder  Landvrirte  sind,  in  der 
Vereinzelung  außer  stände,  diese  Bedingiingen 
za  erfüllen,  obgleich  für  verschiedene  Waren 
ein  Ausbieten  in  offenen  Laden  oder  die 
Anhäufung  in  Lagern  oft  notwendig  und 
mindestens  vorteilhaft  ist.  Das  gilt  insbe- 
sondere von  den  Erzeugnissen  der  kleineren 
und  mittelst&ndischen  Oewerbetreibenden 
und  Landwirte,  für  welche  die  Magazinierung 
einen  lohnenden  Anschluß  an  den  Markt 
schaffen  kann.  Hier  soll  der  Zusammen- 
schluß nach  genossenschaftlichem  Grundsätze 
das  ermöglichen,  was  die  schwache  Kraft 
des  Einzelnen  übersteigt  Die  Unkosten  des 
gemeinschaftlichen  Magaüns  werden  durch 
Lageigdder  und  durch  Prozente  vom  Ver- 
kaäserlOs  gedeckt.  Soweit  die  M.  „einge- 
tragene" Genossenschaften  (nach  dem  RG. 
V.  1.1  V.  1889)  sind,  ist  ihre  Oi^anisaüon  die 
gleiche  wie  bei  den  übrigen  Genossenschafts- 
arten (vgl.  Art  „l^werbs-  uud  Wirtschafts- 
fi^nossenschaften"  oben  Bd.  I  S.  789).  Das 
Betriebskapital  best^t  in  den  Geschäftsan- 
teilen der  Mitglieder,  während  die  Aufnahme 
fremder  Gelder  für  den  eigenüichen  Magazin- 
betrieb seltener  aforderlich  sein  wird.  In- 
dessen stehen  die  M.  manchmal  mit  Kredit- 
genoBsensohaKea  oder  mit  anderen  Kredit- 
anstalten inVo-bindung  derart,  daß  letztere 
die  im  ]l&igazui  voriiandenen  Waren  den 
Eigentflmem  beleihen  und  ihnen  so  zur  Fort- 
setzung ihres  Betriebes  bis  zum  Verkauf 
der  Ware  die  nötigen  baren  Mittel  beschaffen. 
Eine  solche  Verbindung  ist  zweckmäßiger 
als  die  Ausgestaltung  der  M.  selbst  zum 
Kreditverein,  da  hierdurch  ihr  Risiko  unge- 
bührlich vermehrt  wird.  Die  Steigerung 
des  Risikos  tritt  auch  dann  ein,  wenn  die 
M.  als  solche  die  Büi^ehaft  für  die  kredit- 
nehmenden Wareneigentümer  selbst  über- 
nimmt. Die  Verteilung  der  Ueberschüsse 
des  Betriebes  erfolgt  meist  (nach  ent- 
sprechender Verzinsung  der  Geschüitegut- 
baben)  im  Verhältnis  der  gezahlten  I^er- 
gelder  und  Verkaufsanteile. 

Da  die  Preiswürdigkeit  der  verkauften 
Waren  für  das  Gedeihen  der  M.  von  größter 
Bedeutung  ist,  so  muß  der  Genossenschaft 
notwendig  ein  Einfluß  bei  Bemessung  des 


Preises  der  angraiommeneo  Waren  dnge- 
räumt  werden,  wiewohl  deren  Verkauf  auf 
Rechoong  des  einzelnen  Hiteliedes  und  nicht 
der  Genossensdiaft  als  Bolcher  geht 

Mit  der  M.  w'ad  häufig  sack  der  Roh- 
stoffbezug  der  Mitglieder  ein  gemeinschaft- 
licher; maa  redet  dann  von  TOrt>andaien 
Rohstoff-  und  BL  Auch  Hasdiinen  zu  ge- 
meinsamer Benutzung  werden  angekauft  und 
Bestellungen  auf  nicht  vorrätige  Waren  an- 
genommen, deren  Ausführung  entweder  den 
Mitgliedern  auf  ihre  Rechnung  übertragen 
oder  auf  gemeinsame  Rechnung  und  Gerahr 
unternommen  wird.  Damit  volkieht  sic^ 
der  Uebei^aug  von  der  Magazin-  zur  Pro- 
duktivgenossenschaft  (s.  dort},  wie  denn 
nicht  selten  die  Grenze  zwischen  Magazin-, 
Rohstoff-  und  Produktivgenossenscnaften 
schwer  zu  ziehen  ist,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Q^nossw- 
schaften. 

Die  Vereinigung  zur  ünterhaltimg  des 
eigenen  Magazins  führt  die  Vorteile  wirt- 
schaftlichen Zusammenschlusses  deutlich  vor 
Augen ;  sie  ermöglicht  z,  B.  die  Einführung 
der  Arbeitsteilung  im  handwerksmäßigen 
Betriebe  dadurch,  daß  der  Einzelne  mit  der 
Herstellung  einer  bestimmten  besonderen 
WarengattuQg  sich  befassen  kann,  deren 
ünterbringung  innerhalb  des  Ganzen  Sache 
der  Genossenschaft  ist  Dadurch,  daß  die 
M.  weiterhin  sich  nicht  auf  ein  Gewerbe  zu 
beschränken  braucht,  vielmehr  auf  venrandte 
Gewerbe  sich  ausdehnen  kann,  tritt  sie  in 
Wettbewerb  mit  den  Bazaren  und  Magazinen 
der  Großindustrie.  Solche  gemeinsamen 
Magazine  (z.  B.  der  Tischler,  Tapezierer  usf.) 
sind  unter  dem  Namen  „Gewerbehalle"  od« 
„IndustriehaUe*^  mancherorten  aozutreffea. 

Leider  b^gnet  das  Vorwftrtswhreitea 
der  H.  auf  dem  so  vorgezeichaeten  Wege 
manchen  Schwierigkraten.  Mnmal  siiid 
oi^nisatorische  Fragen  zu  lOeen ,  ver- 
wickeltere,  als  die  8<»istigen  Qenossenschafts- 
arten  aufweisen,  dann  aber  ist  mit  dem 
maugelhaften  Gemeinsamkeitsgefühl  nament- 
lich der  kleineren  Gewerbetreibenden,  mit 
ihrer  Scheu  vor  dem  Aufgeben  auch  der 
kümmerlichsten  Selbständigkeit  zu  rechnen. 
Ja  die  Furcht  vor  Preisgebung  eines  Tals 
ihrer  Selbständigkeit  hindert  sogar  die  Aus- 
breitung der  einbchsten,  ganz  wenige  Opfer 
heischenden  gewerblichen  M.  So  hat  äcfa 
deren  Zahl  nur  langsam  vermehrt,  und  über 
ihre  Geschäftsei^bnisse  sind  &8t  käne 
Nachweise  beizubringen,  da  die  Furcht  vor 
der  Konkurrenz  ihnen  Schweigen  auferlegt 
—  Rascher  haben  sich  die  landwirtscbon- 
lichen  M.  entwickelt,  z.  T.  aus  eigener  Kraft 
und  unter  der  Wirkung  des  üch  mehrenden 
Verständnisses  des  GenoesenschaftsgedankeoB 
in  landwirtschaftlichen  Kreisen,  z.  T.  aber 
auch  unter  dem  läullusse  der  Staatahilft» 
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ZOT  Förderung  dee  Genossenscbaftawesens. 
Sie  haben  im  ganzen  zweifelloB  viel  Segen 
gestift^  Dar  £rfolg  mancher  dieser  Oe- 
oosaensdiaftsgrflnduDgen  ist  aber  ttote  der 
vohlmeinoaden  Staatshilfe  Öfter  auch  aus- 
fi^Ueben,  vc41  von  fidsohen  Torausaetzungen 
in  den  BfdQrfoissen  und  in  der  Warener- 
seugnng  der  Hi^lieder  auag^angen,  auch 
vom  der  OnrndsfUz,  daB  dch  em  Wirtschaft- : 
lidier  Öenossecschaftsbetrieb  wie  jedes  an- 
dere virtschaftliche  Unternehmen  auf  privat* 
-wirtschaftlichen  und  kaufmännischen  Oe- 
schSftBgrundlagen  aufhauen  muB,  verlassen 
worden  ist  (vgL  Übrigens  den  Art  „Land- 
wirtschaftlichee  Oenoswnschaftswesen"  oben 
S.  372  fg.). 

Die  gegenirtrtifi^  in  der  amtlichen  Statistik 
der  PTenß.  Centrai -Oenossenschafta- Kasse  als 
Magazin-  bezw.  Bohatoff-  und  H.  zusammeage- 
famn  YereinigniigeD  sind  gegliedert  in  gewerb- 
liche nnd  landwirtflchaftlidie.  Zn  den  gewerb- 
lichen werden  gerecbnet:  H.  fUr  Tischler 
(ifSbebnaganiw),  Tapesierer,  Ziegeleien,  fbr 
^ote-  und  Fellverwertmig ,  fQr  Tonwaren, 
Schneiderwaren  n.  a.  m.,  ferner  Rohstoff-  und 
II  fttr  Schneider,  Korbmacher.  Holzindastrielle, 
Sebiüt-  und  Scbutemacher,  Scnloeser,  Schmiede, 
Klemmer,  Goldschmiede,  Otaser  n.  a.  m.,  soweit 
aie  nicht  we^n  vorwiegender  Produktion  sn 
den  Prodnktivgenossenschaften  gezählt  sind. 
ÜDter  den  landwirtschaftlichen  werden 
geftthrt:  M.  fQr  Tiehverwertnng,  OeflOgel-  nnd 
Eierrerkanf,  Eomhftnser  tftr  OetrddealMatz,  für 
Sviritiu>T  Hopfto*,  Ben-,  Houig*,  HelasseTer- 
wertmiff,  für  TabtÄ-,  Kloe-,  RQben-,  Gemttse- 
Teriun^  Prodozentenvereiiie  in  Bayern  n.  a.  m., 
mit  Anenabme  aber  der  Bntter-  nnd  Hilcbver- 
wertnngv,  Weinverkaufs-  nnd  Obstverwertnnge- 
genoasenscbaften,  die  ihres  technischen  Betriebes 
wegen  mehr  als  Prodaktivgenossenschaften  an- 
geMhen  werden.  Nach  dieser  Grappiernng,  die 
wegen  der  oft  unsicheren  Kennzeichen  der  Ge- 
noasenschaften  nnd  der  echwankenden  Grenzen 
Kwiichen  ibuen  nicht  vollkommen  sein  mag.  sind 
die  fidgenden,  dem  „Jahr-  nnd  Ädreßbaco  der 
Krw^M-  mid  WirtschafugenossaiBchaften  im 
Denticben  Keiche  tHr  1905"  entnommenen  atati- 
ttiscben  Angaben  za  verstehen.  Es  warrai  am 
Anfange  dieses  Jahres  vorhanden: 

».»»Kii.k.  landwirt- 
gewerbhche  „t^üiche 

Gen.  Mitglied.  Gen.  Mitglied. 

MagaxingenoBsen- 

Mbaften  64    2393      331  30838 

Bohstoff*  n.Maga- 

«bgeBoaaeiwch-  lao    4138       »5  »38a 


cnsammen  184    6531      356  33320 

Uteratnri  JSmm  allgemeinen  genoueiuchqfiüehen 
LüfrtUurnarh\ceu  findet  man  bei  dem  Artikel 
„Erwerbt-  und  WirUehafi»genot$en»ehafien"  und 
jür  die  lonAvMaeAqWieAeit  Veremigwikgm  bn 
dem  ArtIM  „LamdwirUeKi^tiidu»  Oenouen- 
ecKqfitveten".  BUt  wrden  nur  genannt: 
H.  Orüger,  Die  ErridOmiy  von  imduetriellen 
SolMe^;  Magtuin-  mw.  OemMenaehaftcn, 
CkaHMinihwg  189t.  —  Vermelbe,  Getreide- 
aitotMgtmotenadutfieikt  BetUn  S896.  —  2>erae(bi^ 


Anleitung  »ur  Gründung  von  Handwerier' 
genoeteneehnften  (Bd.  6  der  Handbibliothek  f.  d. 
deutaehe  Genoaeeiuehafiaweaen),  —  Drrgelhe, 
Artikel  „Magatingenoaeentchajlen" ,  H.  d.  St., 
g.  Aufl.,  Bd.  V.,  m.  674 fg.  —  Mater-Bode 
und  C.  Neumann,  Die  Öetreideverkau/9geno$$en- 
eehi^ten,  ihr  Nutaen,  ihre  Binriekhingen  unv., 
Sluagarl  190t.  —  M.  JSefcutee-IMUnol^ 
A»»owiationebuch  für  deutMche  Handwerker  u. 
Arbeiter,  Leipng  1858. 

Ahot^  «rgdnMt  von  A.  PetenUte. 


■aU-  und  Schlachtsteiier. 

I.  Allgemeines.  1.  Die  H.  2.  Die  S. 
II.  Gesetzgebung.  1.  Die  vorroalii^e  prena- 
sische  H.-  nna  S.  2.  Die  sScbaische  Fleisch-  nnd 
8.  S.  Die  badische  Fleiscbstener.  4.  Oester- 
reich-Ungarn- 6.  Die  ehemalige  italienische  M. 

L  AOgemelnes. 

1.  Die  SL  Die  Nachteile  der  Aufwand- 
und  insbesondere  der  Verzehrungssteuem 
verschärfen  sich,  je  mehr  sie  notwendige 
UitteldermenBchlicheDLebenshaltuDgtreffen. 
Dies  gilt  namentlidi  von  den  Verbrauchs- 
steuern auf  Mehl-  und  Brotfrfichle  sowie 
auf  Fleischwaren.  In  beiden  Fällen  werden 
wichtige  Bedürfnisse  der  Yolksemährung 
besteuert,  die  vor  allem  auch  fflr  die  ärmeren 
Volksklassen  und  die  arbeitende  Bevölkerung 
von  höchster  Bedeutung  sind.  Eine  indirekte 
Belastung  dieser  beiden  Objekte  kann  ge- 
schehen entweder  durch  eine  innere  Ver- 
zehrungssteuer auf  die  im  Inland  er- 
zeugten oder  verwerteten  Brotstoffe  und 
Fleischprodukte,  an  deren  Seite  eine  ent- 
sprechende Ausgleichungsabgabe  (,,Ueber- 
gangsabgabe'*)  für  die  Zufuhr  von  Ländern 
außerhalb  des  Steuergebiets  tritt,  oder  durch 
Einfuhrzölle  fOr  die  aus  dem  Auslande 
eingebrachten  Kahrungastoffe,  wobei  teils 
rein  finanzielle  Erwägungen,  teils  scbuts- 
z6llnmB(die  Zwecke  wirksam  werden.  JAe 
voBchiedeoeD  Ik}rmen  der  Brot-  und  Fleisch- 
steuer ktanen  dabei  «oerseitB  als  Staats- 
steuern  nnd  andermrseits  als  Gemeinde- 
abgaben  auftreten. 

Unter  M.  vovteht  man  eine  innere  Vov 
brauchsal^be  oder  eine  Verze^ngssteuor 
von  den  Mehl-  und  Brot&üchten,  die  durch 
deu  Vermahlungsprozeß  zu  Mehl  oder  andren 
Mühl warcQ Produkten  (Schrot,  Gries,  Graupen) 
verarbeitet  werden.  Neben  entsprechenden 
Zöllen  kommen  als  Erhebungsformen  in  Be- 
tracht: 

1.  Die  Torsteuer,  lokaler  Zoll  oder 
Octroi  bei  der  Einbringung  der  steuer- 
pflichtigen Waren  in  geschlossene  Orte  (vgl 
Art.  „Octroi"). 

2.  Die  M.  i.  e.  S.  knüpft  an  den  Prozeß 
des  Mahlens  an  und  ist  zu  erlegen,  bevor 
das  Getreide  in  die  MQhle  verbracht  wird. 
I  Kein  HQUer  darf  Brotfrucht  zum  Vermählen 
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übernehmen  ohne  eine  Bescheinigung  der 
Stenerbehörde  über  die  bezahlte  Steuer. 
Fortwährende  Kontrollen  suchen  die  M. 
sicher  zu  stellen,  wie  das  Verbot  der  Hand- 
ln fihlen,  beweglicher  Mühlen,  dra  Stampfens 
desGetreid^  dann  staatliche  Beaufeichtigung 
des  Müllereigewerbes,  obrigkeitliche  Erlaub- 
nis für  die  Gewerbelokale,  Aufbewahrung 
derVorrfttein  behördlich  fibrävacäten  Lagern 
u.  dgl.  m.  Durch  Vorschriften  ist  ferner 
g^^gelt  die  Art  und  Weise  der  Verbringung 
des  Getreides  auf  die  Mfihlen  hinsichtlich 
der  geringsten  zulässigen  Menge,  die  Ver- 
packung, die  Zeit,  die  Führung  der  Listen 
über  die  abgelieferten  Mehlprodiikte  und  ihre 
Eigentümer,  die  Verwiegiing  jeder  Getreide- 
post UBW.  Endlich  besteheo  häufig  zur 
Kontrolle  mechanische  Zähl-  und  Wäge- 
apparate. 

Der  größte  und  beinahe  einzige  Vorzug 
der  M.  ist  ihre  große  fiskalische  Ergiebig- 
keit, die  sich  aus  der  Allgemeinheit  der 
Pflanzen  naiu*UDg  erklärt  Diesem  stehen 
aber  ebenso  erhebliche  Bedenken  sozial- 
politischer wie  finanztechuischer  Natur  ent- 
gegen. Zu  den  ersteren  ist  vor  allem  die 
höchst  ungleichmäßige  Belastung  zu 
rechnen,  da  der  Brotverbrauch  ein  sehr  ver- 
schiedener im  Verhältnis  zum  Einkommen 
ist,  der  Steuerfu£  für  die  einzelnen  Getreide- 
arten kaiun  annähernd  richtig  abgestuft 
werden  kann  und  die  M.  überhaupt  pro- 
gressiv nach  unten  wirkt  und  zwar  um  so 
mehr  drückt,  je  größer  die  Kopfzahl  der 
Familie  ist  Zu  den  finanztechnischen  Mängeln 
gehört  die  beschwerliche,  kostspielige,  lästige 
und  mit  vielen  Härten  verknüpfte  Erhebung 
der  Abgabe.  Die  Kontrolle  wird  um  so 
schwieriger  sein,  je  zerstreuter  das  MfiUerei- 
gewerbe  ist,  wenn  wie  in  Preußen  30000 
oder  in  Italien  ^000  Betriebe  zu  über- 
wachen sind.  Schließlicb  wird  es  nicht 
mOglidi  sein,  das  Verbot  der  Handmühlen 
jemals,  namentlich  in  den  landwirtsdiaft- 
lichen  Betrieben,  konsequent  durchzuführen. 

2.  Die  S.  Unter  S.  oder  Fleischsteuem 
versteht  man  jene  inneren  Verbrauchs-  oder 
Verzehrungssteuem,  die  den  Konsum  von 
Fleischwerk  in  verschiedener  Gestalt  zur 
Ijcistung  heranziehen.  Außer  den  Vieh-  und 
Fleischzöllen  können  wir  3  Erscheinungs- 
formen unterscheiden: 

1.  Die  Torsteuer,  lokaler  Zoll  oder 
Octroi  bei  der  Einbringung  steuerpflichtiger 
Waren  in  ein  geschlossenes  Steuergebiet, 
in  geschlossene  Orte  (vgl.  Art.  ,jOctroi"). 

2.  Die  eigentliche S.  Sie  ist  vom 
Schlächter  oder  Fleischer  auszulegen  und 
von  diesem  in  den  Fleischpreiseu  auf  den 
Konsumenten  zu  überwSlzen.  Sie  wird  ent- 
richtet: 

a)  vor  der  Schlachtung  nach  der 
Stückzahl  in  Steuersätzen,  die  nach  den 


verschiedenen  Gattungen  der  auszuscfaladi- 
tenden  Tiere  abgestuft  «nd,  oder  nach  den 
verschiedenen  Gewichtsklassen  des 
Schlachtviehes ; 

b)  nach  der  Schlachtung  vor  der 
Zerlegung  durch  pfundvreiae  Auswieigang 
der  steuerpflichtige  Teile  in  Anwesenheit 
eines  Terpäif^teten  Wa^meistOTs.  Beide 
Veranlagungsformeu  erheischen  weitere  Koa- 
trollmittel.  Hi^er  sind  zu  zählen  das 
Verbot  des  Schlachtens  zur  Nachtzeit  oder 
außeibalb  der  öffentlichen  Schlachthäuser 
und  des  Hausschlachtens,  die  Anmeldepflicht 
und  Erlaubniserteilung,  Anzeige  der  Gattung 
und  des  Gewichts  des  Schlachtviehs,  der 
Zeit  und  des  Ortes  der  Schlachtung,  obrig- 
keitliche Kontrolle  der  Schlachthäuser,  Ver- 
kaufslokale, des  Fleischverkehrs  und  der 
Aufbewahrung  der  Fleisch  Vorräte. 

3.  Die  Handelssteuer,  eine  Abgabe 
vom  Verkauf  vom  Vieh,  die  mitunter  mit 
der  eigentlichen  Schlachtsteuer  als  Zusatz- 
abgabe konkurriert 

Gegen  und  für  die  Fleischsteuer  sprechen 
die  gleichen  Grfinde  wie  gegen  die  M. 
Verwerflich  ist  vor  allem,  daß  sie  ein  not- 
wendiges Nahrungsmittel  zum  Steueraweck 
auswertet,  während  andererseits  gerade  dieser 
Umstand  einen  reichlichen  Ertrag  in  Aussicht 
stellt  Bei  der  Versdiiedenheit  des  Fleisch- 
konsums in  den  Städten  und  auf  dem  platten 
Lande  wirkt  die  Steuer  ungleichmäßig.  Uebei^ 
dies  bleiben  die  Koutrollraaßr^eln  immer 
sehr  mangelhaft.  Ein  das  ganze  Steuer- 
gebiet gleichmäßig  überspannender  Schlacht- 
hauszwaog  ist  undenkbar  auf  dem  Lande, 
die  Ueberwachung  des  Haiisschlaehtens  ist 
lästig  und  unzureichend,  wichtige  Luxus- 
fleischarten (Geflügel,  Wildpret,  Fische  und 
Schaltiere)  werden  zu  niedrig  besteuert  usw. 
Am^  passendsten  bleibt  die  FlraschsteuOT 
noch  immerhin  den  Gemeinden  Oberlaßsen, 
da  man  in  den  Städten  leicht  Torabgaben  ver- 
bunden mit  Schlachthauszwang  und  in  den 
Landgemeinden  eine  ein&cheS.  unschwer  zur 
Anwendung  bringen  kuin.  Aber  auch  die 
Fleischsteuer  selbst  als  Gemeindeabgabe  ist 
unter  allen  Umständen  wenig  empfeiilenR- 
wert  und  alle  anderen  Steuern  erscheinen 
zur  Deckung  des  Finanzbedärfe  für  Staat  und 
Gemeinde  vorzuziehen. 

II.  GeBeUgebnnf. 
1.  Die  vormalige  preußische  M.-  nad  8. 

Bis  zum  Jahre  iHlO  entrichteten  die  Bewohner 
der  Städte  als  Hanptabgabe  die  KOenendaceise'', 
eine  Steuer  vom  Veroranob  der  wicbti£»tai 
Lebensmittel,  und  die  Bewohner  des  LanoM  in 
der  Hauptsache  die  Groudstraer.  Sie  wurden 
nur  mittelbar  zur  Accise  heningecogen.  Bd 
Zulassung  eines  städttBchen  Gewerbe«  auf  dem 
platten  Lande  war  als  Ersatz  die  sog.  ^Fii- 
accise"  zu  entrichten.  Nach  Anfhebnng  des 
rechtlichen  Unterschieds  zwischen  SMdt  und 
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Uid  (Eäikt  V.  28.^.  1810)  wurde  aach  das 
l%ti  im  gam  Teil  erhöhten  Abgaben  von 
:i'.<ch,  GaoKbl,  Bier  nnd  Braoatwein  onter- 
■urfcB.  Du  Vieh  wurde  nach  der  StQckzahl 
tn  1  Tt.  (Or  jeden  Zentner  Fleisch  besteuert. 
.'imDstea  der  irnieren  Klassen  genoLt  das 
- -jw eodleisch  einen  Vorzagssatz,  wogegen 
Muferkd-  und  HammelfleiMeh  als  LnxusgennA 
•urkrr  bdutel  wurden.  Die  allgemeine  Ver- 
a^ongMeaer  betrug  Va  Tl.  vom  Scheffel 
'>  riKs  nnd  '/u  Tl.  tod  den  ttbrigeD  Getreide- 
in«ii.  Die  M.  wurde  jedoch  schon  dbrch  Edikt 
t  l  IX  läl  I  «nf  dem  platten  Land  dorch  eine 
i-r-onrn^tcoer  ersetzt,  die  Fleiachsteaer  auf  die 
Bilfu  herabgesetzt. 

rhwtb  ü.  T.  30/V.  1820  wurde  die  M.-  und 
«  Aof  die  132  größeren  Städte  beschränkt, 
'(Jtrend  du  Ijod  seine  Steuerscholdigkeit  durch 

aea  «ingeAhrte  Klassensteuer  (s.  Art.  „Ein- 
l  ionensteiier*  oben  Bd.  I.  S.  7U8)  abtrug.  Die 
«ridie  battfln  mter  bestimmten  Vorausseteungen 

VTiU  swiscben  dem  einen  oder  anderen 
'•rQemodtts. 

IHe  H.  wurde  von  dem  auf  den  städtischen 
VatlcB  TcmahteDen  Getreide  nnd  den  von  ans- 
»»rt  ein^bracliten  Produkten  erhoben.  Der 
•VT-f*ti  fßr  Weizen  betrug  '/»  Tl.  för  den 
."'iinfl-  und  für  die  flbrigen  Getreidesorten 
Uälsenfrflchte  Vs  Tl.,  sofern  daraus  Hehl, 
'StH.  lirBtxe,  Gries,  Graupen  usw.  bereitet 
*Jit.  In  einzelnen  Stedten  bestand  für  alle 
t-  rvrarten  der  gleiche  Stenersatn.  Die  Steuer 
.ir  T<>r  VerbringuDg  des  Getreides  znr  Htthle 
'  'jiecen,  bei  Einfuhr  von  Kraftmehl,  Puder, 
■.m(«ii.  Grfitxe  und  Gries  ins  Stenergebiet 

■  t(  lu  1>.,  fache,  bei  Einbringong  von  Schrot 
'■14  Eick  werk  das  Einfache  des  Steuersatzes  zu 

iut  ^.  traf  die  Schlachtung  von  Kindvieh, 
Kiftti.  Ziegen  und  Schweinen  mit  Eiiischluti 
tAlber.  Ummer  und  Ferkel  mit  1  Tl.  für 
Zestier  Fleisch.    Bei  Erbebang  als  Ver- 
^■'COb^Umi    wurde   das   ganze  ansge- 
"U'ttiete  Stack  nnzerschnitten  mit  Fleisch, 
\''rbfB  and  Fett  gewogen,  bei  Erhebung  als 
'  -liteoo  bestimmte  der  Finanzminister  für 
-  Madt   die  StÜrkBfttze.    Eine  städtische 
■  '  it-  and  Fleiscbsteuer  war  gestattet  für 
'         treflagel  und  Pferde  (Kab.-O.  v.  S.ßll. 
<  and  184«).  Die  Einfuhr  vou  frischen, 

.  -liifDCB  oder  gerftncherten  Fleisch-  und  Fett- 

■  minie  mit  dem  I'/ifachen  Satze  des  in 
!*iidt  ansgeschlachteten  Fleisches  belegt. 

■'«t-tciche  Kuntroll-  und  SicberheitsmaOregeln 

'■•vhtm  den  Verkehr, 
lu  Tenenmgsjahre  1817  wurde  die  H.  für 
••  ■•  '>rtm4««orten  und  Hfilsenfrflcfate  von  April 
'  ■  Aneust  nupendiert.    1854— Ö6  erhöhten 

i^urifailiche  Zuschläge  die  M.-  und  S,  um 
-  '  Dnd  1^  hatte  der  au  die  Stelle  des 
.  -  4ktf  ii«B  g«tretene  leichtere  Zollzentner  eine 
*".\rtt  behurtuDg  inrolTiert.  1848  wurde  pro- 
'  -Tii/h.  1851  definitiv  ein  Drittel  der  staat- 

t't  I.  den  StKdten   für  Gemeindezwecke 

"•■'Dtlicb  ZOT  Unterstützung  der  ärmeren 

'tftUMui  flberlaasen  und  innen  anheimge- 
*     d«a  Bat  dnrch  eine  direkte  Steuer  nach 

'«"iir  Wahl  «nfiiQlaitigen.  Koch  drei  Jalv- 
''^^^  «cffliochte  da*  Interesse  der  groQeu  Städte 

■  •bwa  Abgaben,  deren  oft  geforderte  Be- 
- .  vnig  jn  fauatia treiben.  Erst  mit  -der  Dnrch- 


fühmng  der  Klassenstener  auch  für  die 
Städte  mit  G.  v.  25./T.  1873  kam  die  M.-  und  S. 
ZU  Fall.  Dagegen  durfte  die  S.  in  solchen 
Städten  als  Gemeindeabgabe  forterhobeu  werden, 
in  denen  es  die  Lage  des  städtischen  Haus- 
halta  erforderte  oder  die  örtlichen  Verhält- 
nisse dazu  geeignet  befunden  wurden.  Die 
Ifeaeiiiftthmng  Ton  H.-  nnd  S.  ist  den  Ge- 
meinden durch  das  Kommunalabgabengesetz  t. 
14./V11 1893  untersagt  worden  (TgL  Artt  ^Ein- 
kommensteuer" oben  Bd.  I  S.  7(X^  nKomrannal- 
abgabeagesetB"  oben  S.  279 fg.). 

2.  DiesftelislBeheFlelseh-nndS.  In  Sachsen 

wird  eine  S.  uud  eine  ITebergangtiabgabe  von 
zollTereiualändischem  Fleischwerk  erhoben.  (GG. 
V.  25./V.  18Ö2  und  IB/V.  1867.)  Die  S.  ist 
eine  Laudessteuer  vom  GroßTieh  und  Schweinen 
in  Stücksätzeu  vor  der  Schlachtung.  Lämmer, 
Schafe,  Ziegen  and  Ferkel  bis  zn  10  kg  nnd 
Kälber  uud  Jungvieh  bis  62.5  kg  sind  steuerfrei. 
Die  Abgabe  beträgt  1.  für  Ochsen  21  H.  (Dresden, 
Leipzig,  Chemnitz)  und  18  M.  (übrige  Städte 
nna  ucbes  Land);  2.  ftlr  sonstiges  Bindvieh 
(mit  Ausschluß  der  Kälber  und  KOhe  unter 
150  k^)  12  H. ;  3.  für  Kühe  unter  150  kg  und 
Ju^Tieb  Ton  60—160  kg  6  H. ;  4.  für  Schweine 

SteuerpjSichtig  ist,  wer  auf  eigene  Rechnung 
schlachtet  oder  schlachten  läßt.  Die  Kuttler, 
die  Schlachtanfseher  und  die  Lohnschlächter 
(beim  Hausschlachten)  haften  für  Anmeldung 
des  steaerpflichtigen  Viehs  und  den  richtigen 
Eingangs  der  Steuer,  die  vor  Tötnng  des  Viehs 
zu  entrichten  ist.  Diese  wird  rllcherstattet, 
wenn  sie  ohne  Verbindlichkeit  bezahlt  und 
innerhalb  eines  Jahres  zurückgefordert  wurde, 
desgleichen,  soweit  bei  Viehsenchen  oder  infolge 
Impfung  gegen  Lungensenche  Entschftdigun^fen 
gewahrt  w^en.  Die  Vorschrift  der  Anzeige- 
pflicht des  steuerbaren  Viehs,  Ausstellung  von 
Schlacbtscheiuen,  Führung  von  Steuerquittungs- 
büchem  dnrch  Bankfleiscner,  Gast-  und  Speise- 
wirte, Nacbwiegnug,  steneramtliche  Aufsicht, 
TransportkontroUeu  usw.  sollen  die  Darchführung 
der  8.  sichern. 

Von  eingeführtem ,  zollvereinsländischem 
Fleiechwerk  wird  eine  Uebergangsabgabe 
erhoben  und  zwar  vou  frischem  Schweinefleisch 
nnd  Rindfleisch  4  M.  und  von  zubereitetem  5  M. 
für  je  60  kg.  Alles  nach  Sachsen  eingeführte 
Fleiechwerk  ist  sofort  nach  Ankunft  am  Be- 
Btimmun^orte  bei  der  S.einnahme  anzumelden 
und  zur  Bevision  unter  spezieller  Verpflichtung 
der  Post-  uud  Eiseubahnverwaltungen  für  das 
dnrch  diese  eingebrachte  Fleischwerk  vorzulegen. 
Die  Zahlung  ist  an  die  S.einnabmen  zu  be- 
wirken. Die  Fleischvorräte  der  Händler  können 
von  Zeit  zu  Zeit  durch  die  Steuerbeamten  unter- 
sucht werden. 

3.  Die  badische  Fleischsteuer.  Sie  ist 
eine  Verzehrungssteuer  vom  Verbranch  vom 
Fleische  des  Bindviebs  mit  Ausnahme  der  Hitch- 
kälber  und  wird  teils  als  S.  und  teils  als 
Uebergangsabgahe  erhoben  (GG.  v.  1835,  1844, 
1874  und  v.  29/IV.  1886).  Die  Steuersätze 
der  S.  betragen  für  einen  Ochsen  unter  200  kg 
4  M.,  ebenso  für  ein  Rind,  einen  Farren 
(Färse)  oder  eine  Kuh;  für  derartige  Tiere 
mit  der  Gewichtsstufe  von  200—250  kg  6  M. 
und  mit  einer  solchen  ttber  2Ö0  kg  11  M. 
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Kopf,  FttDe,  Eingeweide  und  UnKhlitt  Ueiben  I 
auuer  Betracht  bei  der  GewichtsbemessoiiK.  Die 
Accise  fQr  Ziegen  und  HilchscbweiDe  wurde 
1828,  fQr  Schweine,  Schafe  and  Lämmer  m2 
nnd  fQr  Kftlber  1862  aafeehoben.  SchlacbtTieh, 
welches  wegen  ftnßerlicber  Beecb&digime  oder 
Erkrankung  oder  auf  Anordnnng  der  Polizei- 
behörde geschlachtet  oder  dessen  Fleisch  nach 
der  Schlachtung  fOr  ungenießbar  erklirt  wird, 
bleibt  steuerfrei.  In  den  beiden  ersten  Fällen 
^ocb  nur,  wenn  der  EigentOmer  kein  Metzger 
ist  Ueberau  wird  hier  die  bereits  geaaute 
Steuer  rttekentattet. 

Die  Ueberffangaabgabe  fDr  Einfuhr  Ton 
Fleisch  und  Fleischwaren  aus  anderen  Zoll- 
Tereinsstaateu  beträgt  8  M.  fQr  100  hg  und  ist 
f&llig  nur  vom  Großrieh  und  zwar  bei  Ein- 
bringung sowohl  Ton  frischem  als  auch  ge- 
salzenem,  gekochtem  und  ger&nchertem  Fleische. 

4.  Oeiterreleli-IJagarii.  Eine  Abgabe 
Ton  Brotf  rächten  wird  als  Staatssteaer  und 
Glied  der  allgemeinen  Verzebrungssteaer  für 
Hehl,  Backwerk,  HtUsen&üchte  una  Brotfritchte 
aller  Art  erhoben.  1890  wurde  sie  fQr  Wien, 
18ßt  fOr  Triest  aO^ehoben,  sie  besteht  noch  in 
den  fibrigeu  Städten  und  den  geschlossenen 
Orten  Dalmatiens.  Sie  wird  teils  als  Torstener, 
teils  als  H.  (BrQna,  Lemberg,  Gras,  Laibach) 
erhoben.  Die  staatliche  Fleiacbstener  (GG. 
V.  18:i9, 1876  nnd  vom  16./VI.  1877.  GG.  t.  16./VL 
lb90  and  23./YI.  1881)  ist  nach  Tiergattnngen 
nnd  Ortsklassen  abgestuft.  In  den  gescblosseneu 
Städten  (außer  Tnest)  werden  auch  GeflOgel, 
Wildpret,  Federwild,  Krammetsvögel  usw.,  Fische 
und  Schaltiere  besteuert.  In  Wien  ist  die  Ab- 
gabe nach  dem  neuen  Tarif  t.  lO./V.  1890  in 
eififener  Begie,  in  den  übrigen  geschlossenen 
Städten  und  auf  dem  flachen  Lande  in  Oester- 
reich ist  sie  auf  YerpachtiiDg  oder  gegen  Ab- 
findnng  vergeben-  In  den  geschlossenen  Städten 
Ungarns  erfolgt  sie  fast  ausschließlich  nach  dem 
Tanf  nach  G.  T.  23/XIL  1887,  während  auf 
dem  Lande  Verpachtung  und  Abfindung  über- 
wiegen. 

5.  Die  elieBallge  italienische  M.  Schon 
Ton  alters  her  ist  auf  italienischem  Boden  die 
BesteaeruDg  der  Brot-  und  HeblfrDchte  bekannt. 
Diene  Steuer,  die  in  vielen  Gemeinwesen  der 
Halbinsel  bestand,  war  drückend  und  lästig, 
verantaßte  mancherlei  Steuerbetrug  und  erseugte 
Tielfach  Unzufriedenheit  1860  beseitigte  Gari- 
baldi die  U.  in  Sizilien. 

Die  höchst  ungünstige  Finanzlage  des  pngen 
Königreichs  Italien  zwang  bald  die  Begierung, 
die  sehr  unbeliebte  H.,  tou  der  in  einzelnen 
FroTinzen  noch  Ueberreste  Torhanden  waren, 
im  ganzen  Staatsgebiete  vom  l./I.  1869  an  wieder 
einrnföhren  (G.  t.  IJVll.  1868)  Die  Steuer- 
sätze betrugen  für  100  kg  Weizen  2  Lire,  fflr 
100  kg  Mais  und  Boggen  1  Lire  nnd  für  100  kg 
anderer  Cerecüien  0,öO  Lire.  Seit  1874  waren 
die  Sätze  für  (Herste  und  Hafer  1  Lire.  Indessen 
blieb  das  Erträgnis  der  U.  weit  hinter  den  ge- 
hegten Erwartungen  zurück;  kaum  die  Hälfte 
des  Steneranscblages  Ton  35  Hill.  Lire  ging  ein. 

Die  Abgabe  war  an  den  HflUer  an  entriditen, 
der  seinerseits  eine  FauecfaBunime  an  den  Staat 
abzuliefern  hatte.  Die  Bemesfung  der  letzteren 
geschah  auf  Grand  der  Zahl  der  Umdrehungen 
einer  Achse  an  der  mechanischen  ZfthlmaBchme 


(contadore).  Später  wurde  diewr  Zählappaiat 
durch  eine  direkte  Wägerorrichtung  (pesatore) 
ersetzt.  Die  Steuererhebung  war  bei  einer 
Zahl  von  40000  über  das  ganze  Laad  zer- 
streute Htthlen  sehr  beschweriidi  und  kotti^ndig 
und  bewirkte  fortwährend  Unzufriedenheit.  IH^ 
wurde  das  zur  Spiritns&brikation  Terwendete 
Getreide  für  steuäfrai  erklXrt  und  1879  wnrda 
auch  die  geringeren  Getreideaorten  von  der  M. 
ausgenommen.  Durch  die  00.  t.  19  /ViI.  1880 
und  1./L  1884  wurde  die  Auflage  ttberiianpt 
beseitigt  Ertrag  1868:  17  MiU.  Lire,  18»: 
83,60  SilL  Lir^l888:  B0;60  MUL  Lin. 

Lltoratari  BenNwa»  OmndaäiM  der  fUmu- 
vri$$«iueluift,  BtrUn  t971,  f  4*.  —  Boffiiuum, 
Lehre  von  den  SUwth,  Berlin  1840,  S.  SIS— SIT. 
—  Pfeiffer,  SUtaUeinnakmen,  StuU^art  ISSe, 
Bd.  g,  S.  S6S~S74-  —  Hoch,  OeffenÜiehe  Ab- 
gaben und  Schulden,  Stuttgart  186S,  S.  ISt,  — 
JPrince-8miU%,  Wer  trägt  die  MaJä-  vnd 
SehiaehUteverf  Berlin  1848.  —  Wolff,  Di* 
Mahl-  uTid  SehlaehUteuer ,  Vjtchr.  f.  V.W.  m. 
K.Qetch.  1864,  Bd.  t,  S.  t.  —  Friedberg, 
Die  italieni*eke  MahUteuer,  Jahrb./.  JVoL, 
Bd.  8,  &  SSe.  —  Mat/Tf  Art.  „MaU-  und 
SehlaekUtetter",  StmtgOt  W.B.  d.  D.V.S,  — 
Heekel,  Art.  „Schiada-  und  MaUtteuar",  B. 
d.  St.,  g,  Auß.,  Bd.  VI,  8.  SStfg.  —  Ferrärä, 
Taaaa  ttd  maeino,  Firtmse  1868.  —  CapettaHf 
I  doxri  di  tontumo  in  Italia,  FirenM«  1866.  — 
FerrarAf  La  taeta  eni  macinato  dete  atotirti, 
mantenerai  o  r^formani,  Firente  1871. 

Max  von  HeekeL 


■aUerwesen. 

1.  Begriff.  2.  H.  in  alter  Zeit  3.  Umge- 
staltung des  Handels-H.  durch  das  dentaäe 
HOB.,  die  ZPO.,  Oew.-O.  und  LandMgesetae. 
4.  Unhaltbarkeit  des  früheren  Instituts  <wr  amt- 
lichen Makler,  ö.  Die  Stellnng  des  deutacbca 
Börsengesetzes  v.  2ä./VI.  1896  zur  Handet»* 
maklerfrage.  6.  Die  Handelsmakler  nach  dem 
neuen  Handelsgesetsbuch  t.  lOVV.  1897.  7.  Der 
MaklerTertrag  im  deutschen  BGB.  &  Das  M. 
im  Ausland. 

1.  Begriff.  Makler  wird  im  aJlgemeinen 
jeder  genauDt,  der  gewerbBm&Big  Qeschftfte 
oder  Vertrage  fflr  andere  Personen  vermittelt, 
ohne  von  ihnen  auf  Grund  eines  Vertrag 
Verhältnisses  stAndi^  damit  betraut  zu  sein, 
ja  auch  schon  derjenige,  der  unter  dieser 
VoraussetzuDg  gewerbsmäßig  Gelegenheit 
.  zum  Abschluß  «nes  Vertrages  vermittelt 
(Tgl.  §  652  des  deutscheu  BOR).  Vom 
Makler  des  bfli^rlichen  Verkehrs ,  wie 
Grundstücks-,  Gesinde-,  Ueiratemakler  n.  dzL, 
ist  zu  unteracheiden  der  HaDdelsmakler;  der 
Begriff  des  letzteren  ist  enger  (s.  unten  sub  3 
und  6). 

2.  M.  in  aher  Zeit  Das  Bedffrfoia, 
Leute  zusammeozubriDgeo,  die  bestimmte 
Geschäfte  abschließen  mochten,  hat  zu  aHm 
Zeiten  bestanden,  und  es  haben  deshalb 
schon  das  Altertum  und  Mittelalter  das 
Maklei^ewerbe  gekannt  Im  Mitteküter  er- 
hielten die  Handelsmakler  ^ne  amtliche 
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Oiint;  imd  das  Uonopol  der  Yermitteluo^t 
jTirfidi  irar  ihre  Zahl  beschiftokt  Mit 
•1^  möderneo  Verkehr  und  seiner  rieai^n 
r^twickeliing,  nameutlich  auf  dem  O^iete 
!■^^  BSnenwesens  war  eine  solche  Ein- 
-  hnfinmg  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten. 
>.<  maohle  sich  das  BedÜrfois  nach  ümge- 
•^Itoji^  geltend,  es  mag  für  Deutschland 
Kitwickelung  bis  in  die  neueste  Zeit 
im  »huiert  werden : 

8.  rmgestaltaDsdes  Handels-M.  durch 
4v  devlBclie  HGB^  die  ZPO.,  Gew.-O. 
ind  lAodesgeaetxe.  In  Deutschland  regelte 
■Ii'  alte  HGR  die  Verhältnisse  der  „Handels- 
[clllfT  oder  Sensale"  in  Art  66—84;  dar- 
>ii't-r verstand  es ausschlieBlich  dieamtlich 
.■•rfvlllco  Vermittler,  welche  Geschäfte  über 
<(.vt?oAtAnde  des  Handelsverkehrs  vermitteln 

Im  Ü€^nsatz  zu  ehedem  war  aber  den 
«uiucb  h^tellten  Maklern  nicht  schlechthin 

'1  Monopol  verliehen;  nach  Art.  84  konnte 
t<ar  durch  Landesgesetz  dem  Handels- 
TukW  ein  aoBSChliefiliches  Recht  verliehen 
«*T  Jen,  aber  durch  die  Gewerbeordnung 
■IT  diese  Bestimmung  hinfällig  geworden, 
!og,  I'fuBch-  oder  Winkelmakler  konnten 
'  ■■•i  nel«o  den  amtlich  bestellten  „Handels- 

u^'^r  im  Handelsverkehr  auftun  und,  da 
'^^  UQB.  fflr  sie  keine  R(^lung  vorsah 
''  "1  M«'  sozusagen  halb  ignorierte,  frei  und 
» 'i*'hir)dert  bewegen,  während  die  amtlichen 
■  Reihe  tod  Beschränkungen  unterworfen 
»ans. 

IKe  BeMhrtnknoffen  waren  nach  dem  alten 
"'•Ii  umentlich  fo&ende:  Es  war  ihnen  ver- 
Kibst  HandeUgewhKfte  za  machen,  sei 

iD  ti^taea  Namen  tmd  fttr  eigene  Rechnnng, 
»I    in  eigenem  Namen  fQr  fremde  Beehnnng, 

M  in  fmodeoD  Namen  fttr  eigene  Rechnung ; 
'!Prr<ltaft  SQ  abernehmen  oder  sich  anderweitig 
'  ^'iiitdlic^  SD  machen  fQr  die  Erfällong  der 
'■n  ibneo  Termittelteu  Geschäfte;  in  ein  Ab- 
^■a^cigkeiUTerhaitniü  za  treten  durch  Annahme 
'ST  SieUnng  als  Proknrißt ,  Handlungsbevoll- 
*  *•  Hilter  oder  HandlnngsgehUfe ;  ancb  als 
Li-tudhiDren  einer  Handeldgesellschaft  oder  als 
(«Melier  doer  Aktiengesellschaft  durften  sie 
')  Bt  bagiereo ;  lie  tollten  lidi  mit  anderen 
niit4e(fnäüeni  nicht  asaczUeren  an  gewerbs- 
lUijfeDi  i^einschaftlichem  Betrieb  der  Uakler- 
r-^tii/tt;  befogt  waren  eie  dagegreo,  dich  mit  Zu- 
■umvatg  der  Auftraggeber  ad  noc  zu  gemein- 
»  hi/iHclitr  Vermittelang  einea  einzelnen  Han- 
'-i*;«Kfaifta  XU  Terbinden.  Die  Handetamakter 
iUfii  ihre  XaUerverricbtungen  pertönlich  be- 
iniUtt;  Uebilfen  dnrften  sie  nnr  za  gewissen 
•-cktnächen  IHemtleistnngeD  heranzieoen;  sie 
'  niHi  —  ei  war  dies  geschehen  im  Interesse 
I»  KwmMioiHhiaier,  die  nicht  wollten,  dall 
>u  poUikBm  direkt  mit  den  Maklern  in  Ver- 
^vtwf  trete,  —  nor  Oeschifte  vermitteln 
'">«hni  den  ortsanwesenden  Parteien,  soweit 
loBtick  StiUschveigen  beobachten  Ober  Anftrftge 
*ot  ikachllUM;  sie  maßten  neben  ihrem  Hand- 
tt«  Tsgetaeh  ftthren,  in  welches  alle  ab- 

TOttartaeb  dn  Tolkiwlftaetaaft.  Ih  Anfl.  Bd  II. 


geschlossenen  G^chSfte  mit  ihren  Einzelheiten 
unter  BeifQgnng  der  Unterschrift  einzutragen 
war.  Nach  dem  Abschluß  eines  Jeden  GeschSits 
mnßte  der  Handelsmakler  jeder  Partei  eine  von 
ihm  unterzeichnete  ScbluUnote  zustellen.  Bei 
Geschäften,  die  nicht  sofort  erfüllt  werden  sollen, 
hatte  er  jeder  Partei  ein  von  der  anderen  nnter- 
schriebenes  Exemplar  der  Schiaßnote  zu  über- 
senden. Verweigerte  die  eine  Partei  die  An- 
nahme oder  Unterschrift,  so  hatte  er  der  ande- 
ren Anzeige  an  machen.  Die  Handelsmüdw 
leisteten  vor  Antritt  ihres  Amtes  den  Eid,  daß 
sie  die  ihnen  obliegenden  Pflichten  getreu  er- 
füllen wollten. 

Die  Vorrechte,  die  die  amtlichen  Makler 
gegenüber  den  nichtamtlichen  Haklern  früher 
besaßen,  achmmpften,  seitdem  dnrch  das  Einf.-G. 
zur  RZPrO.  ihren  Tagebüshem  und  den  Schluß- 
noten  die  erhöhte  Beweiskraft  auch  genommen 
worden  war,  auf  ein  einziges  zusammen,  es 
war  dies  die  Mitwirkung  bei  der  Feststellung 
der  BSrsenknrse.  Da,  wo  ein  Einbeitskurs  ftlr 
Kassengeschäfte  bestand,  brachte  er  es  mit  sich, 
daß  diese  ihnen  beinahe  ganz  zur  Vermittelnng 
zufielen. 

Die  Landesgesetze  hatten  nach  Art  84  des 
alten  HGB.  das  Recht,  die  Verpflichtungen  nnd 
Befugnisse  der  Handelsmakler  zu  beschränken 
oder  zn  erweitem.  Das  preußische  Einf.-G.  zum 
HGB.  erteilte  ihnen  die  Befngnis,  Sfi'entliche 
Versteigerangen  der  Qegenstände  abzuhalten,  in 
denen  sie  Geschäfte  vermittelten;  in  Frank- 
furt a.  M.  [G.  V.  9./XII.  1864)  durften  sie  sich 
für  die  vermittelten  Geschäfte  verbindlidi  machen 
oder  Bürgschaft  leisten;  der  Makler  nuinte  des- 
halb dort  in  der  Regel  seinen  Kommittenten 
nicht  dem  anderen  Teil ;  in  Bayern  (V.  v.  IR/VII. 
1887)  war  den  Handelamaklem  gestaUet,  anoh 
unter  Abwesenden  zu  vermitteln.  Baden  hatte 
das  Institnt  der  amtlichen  Makler  nicht  einge- 
fahrt,  Bremen  hatte  es  1867  nnd  Hambui^  1671 
wieder  abgeschafft 

4.  ITnhaltbarkeit  des  früheren  Insti- 
tnts  der  amtlichen  Hakler.  Das  Institut 
der  amtlichen  ])Iakler  war  in  seiner  früheren 
Gestalt  unhaltbar  geworden;  offenkundig 
wurde  bezw.  mußte  das  Gesetz  verletzt 
werden,  insoweit  das  Verbot,  Handel^e- 
BchUte  zu  machen,  in  Betracht  kam.  Der 
Selbstointritt  wurde  an  den  BOrsen  zum 
BedQrfnis  gemacht  durch  die  sog.  Spitzen. 
Dadurch,  daß  der  Makler  nicht  jedes  ihm 
aufgetragene  Geschäft  an  der  Börse  ab- 
wickelte ,  sondern  alle  Aufträge  in  tote 
kompensierte,  blieben  fast  regelmäßig  kleine 
Restbeträge  übrig ;  erledigte  der  Mäkler  den 
Auftrag  nicht  ganz,  so  lief  er  Gefahr,  seine 
Kundschaft  zu  verlieren,  da  es  ja  dem 
Bankier  frei  stand,  einem  anderen  Makler 
seine  Orders  zuzuwenden ;  hatte  der  ein 
etwas  leichteres  Gewissen,  so  übernahm  er 
selbst  die  Spitze;  ferner  kam  in  Betracht 
die  Ungleichheit  der  Stücke.  Wurde  der 
Makler  beauftrag,  15000  Stück  Pfandbriefe 
zu  verkaufen  und  zwar  5  zu  2400  M.,  1  zu 
3000  M.  lind  von  anderer  Seite  zu  kaufen 
6000  und  9000  M.,  so  konnte  er  diese  Ge- 
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BchSfte  nur  durch  Selbsteintritt  ausführen. 
Kflufer  und  Verkäufer  wollten  oft  auch  nicht 
genannt  werden. 

Wurde  die  offene  Umgehung  des  Ge- 
setzes gescheut,  dann  bediente  man  sieb 
eines  Strolunannes;  dieser,  ein  gut  akkredi- 
tiertes Bankhaus,  |^tattete  den  Maklern, 
seine  Firma  in  gewissen  iUUen  als  Aufgabe 
zu  benutzen,  wenn  es  ihm  fflr  einzelne  Ge- 
schäfte an  Oegenkontrahenten  fehlte.  Das 
war  unerläßlich  für  den  Wechselmarkt  und 
im  Valuten handel.  Wenn  jemand  100000 
Rubel  russische  Noten  verkaufen  wollte, 
würden  ihm  ohne  Dazwischentreten  desStroh- 
mannes  vielleicht  100  Konti-ahenten  aufge- 
geben worden  sein;  wollte  die  Reichsbauk 
größere  Posten  Wechsel  ankaufen,  so  hätte 
sie  vielleicht  100  und  mehr  Stück  der  ver- 
schiedensten OrDße  und  Bonität  erhalten ; 
der  Makler  half  mit  dem  Strohmann.  Femer 
zwangen  auch  die  Kostbarkeit  der  Zeit  und 
das  rasche  Schwanken  der  Kurse  auf  dem 
Termiumarkt  dazu,  daß  das  Geschäft  alsbald 
zustande  komme ;  der  Makler  garantierte 
deshalb  und  ward  dadurch  zum  ,.Äufgabe- 
makler",  in  weiterem  Verlauf  der  Entwicke- 
lung  unterblieb  die  Benennung  eines  Gegen- 
kontrahenten ganz,  der  Makler  schloß  selbst 
das  Geschäft  zu  festem  Kurse  ab.  Manche 
Makler  machten  schließlich  auch  eigene 
Geschäfte,  weil  ihr  Vermittdungsverdieust 
zu  gering  war.*) 

Damit  entstand  ein  neuer  bOrsentechnischer 
Begriff  des  Maklers;  jeder,  der  innerhalb  des 
Kreises  der  Teilnehmer  das  jeweilig  vorhandene 
Angebot  und  die  vorhandene  Nachfrage  ansglich, 
sei  BH  als  Kontrahent  oder  als  Vermittler,  war 
ein  Makler;  den  ersteren  nennt  man  auch  „Pro- 
premakler' ;  derselbe  unterscheidet  sich  von  den 
übrigen  Börsenhändlern  dadurch,  dait  er  sofort 
Deckung  sucht,  nicht  auf  die  künftige  Preis- 
entwickeiung  spekuliert,  vom  Kommisstunftr  da- 
durch, daU  er  nicht  nach  außen,  sondern  nur 
auf  dem  Harkt  innerhalb  des  Kreises  der  Börsen- 
händler vermittelt. 

5.  Die  Stellung  des  deutschen  ßörsen- 
gesetzes  v.  22./VI.  1896  zur  Handeis- 
inakierfrage.  Schon  i.  J.  1886  lag  dem 
Bundesrat  ein  Entwurf  vor,  der  das  Verbot 
der  Bürgscliaftsleistung  seitens  der  Handels- 
makler aufheben  wollte.  Eine  recht  bedeut- 
same Wendung  in  der  Maklerfrage  erfolgte 
durch  das  Börsengesetz.  Nach  diesem  fand 
zur  Verraittel  img  von  Börsen  geschäf ten 
eine  amtliche  Bestellung  von  Handelsmaklern 
im  Sinne  des  Art.  66  des  alten  HGB.  nicht 
mehr  statt ;  die  früher  erf  )lglen  Bestellungen 
verloren  ihre  Wirksamkeit  (g  34). 

Allein  im  Interesse  der  Kurs-  und  Preis- 
feststellung ist  das  Institut  der  „Kurs- 


Vgl.  E.  Löh,  Knrsfeststellnng  und  M.  an 
der  Berliner  Effektenbörse,  Jahrb.  f.  Nat.  a.  St., 
III.  F.,  l»9t>,  Bd.  n  S.  261,  269. 


makler"  voigesehen.  Zur  Mitwirkung  b^ 
der  amtlichen  Feststellung  des  Böisen- 
preisffl  von  Waren  und  Wertpapieren  —  nur 
die  von  den  Eursmaklem  vermittelten  Ge- 
schäfte sind  maßgebend,  die  flbrigen  nur, 
insoweit  der  Börsenvorstand  sie  berück- 
sichti|;en  will  —  sind  aus  dem  Kreis  der 
Vermittler  besondere  Hilfspersonen  (Kurs- 
makler)  auszuwählen,  welche  der  Aufsicht 
des  Börsen  Vorstandes  unterstellen.  Die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Bestellung  und  Ent- 
lassung der  Kursraakler  und  die  Organisation 
ihrer  Vertretung  (Maklerkammer)  sowie  über 
ihr  Verhältnis  zu  den  Staatskommissaren 
und  den  Börsenorganen  werden  von  der 
Landesregierung  erlassen.')  Die  Makler- 
kammer 2)  ist  bei  der  Bestellung  neuer  Kurs- 
raakler und  bei  Verteilung  der  Gescliäfte 
unter  die  einzelneu  Makler  gutachtlicb  zu 
hören.  Vor  Antritt  ihrer  Stellung  leisten 
sie  den  Eid,  daß  sie  die  ihnen  obliegenden 
Pflichten  gelreu  erfüllen  wollen  (§  30).  Ihre 
amtliche  Bestellung  bezieht  sich  nicht  auf 
ihre  V^ermittlertätigkeit  als  solche,  sondern 
nur  auf  die  angegel>ene  Obliegenheit,  im 
Bereich  ihrer  Vermittlertätigkeit  sind  sie 
einfach  private  Gewerbetreibende.  Im  Gegen- 
satz zu  den  früher  für  Handelsmakler  be- 
stehenden Beschränkungen  dürfen  die  Kurs- 
makler selbst  in  den  Qeschäftszweigeo,  für 
welche  sie  bei  der  amtlichen  Feststellung 
des  Börsenpreises  mitwirken ,  für  eigene 
Hechnung  oder  in  eigenem  Namen  Handels- 
gescliäfte  schließen  oder  eine  Bürgschaft 
für  die  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte 
übernehmen,  aber  nur  soweit  dies  zur  Aus- 
führung der  ihnen  erteilten  Aufträge  uOtig 
ist;  die  Landesregierung  bestimmt,  in  wel- 
cher Weise  die  Beobacfatunff  dieser  Yor^ 
scbrift  zu  überwachen  ist.  Die  Gültigkeit 
der  abgeschlossenen  Geschäfte  wird  hier- 
durch nicht  berührt  (§  32).  Auch  ist  ihnen 
nicht  verboten,  sich  mit  anderen  Maklern 
zu  einem  gemeinsdiaftlichen  Betriebe  zu  ver- 
einigen. Die  Kursraakler  sind  zur  Vornahme 
von  Verkäufen  und  Käufen  befugt,  die  durch 
einen  dazu  öffentlich  ermäclitigten  Handels- 
makler  zu  bewirken  sind  (§  34).^)  Dagegen 
dürfen  sie  nach  §  32  Abs.  2  des  BG..  so- 
weit nicht  die  Landesregierung  Ausnahmen 
zuläßt*},  kein  sonstiges  Hand  olsge werbe  be- 

■)  In  Berlin  erfolgt  die  Erneuerung  und  £nt> 
lassung  der  Kursmuler  durch  den  OberprSsi- 

denten. 

In  Berlin  besteht  sie  aus  11  Mitgltedem. 
die  von  den  dortigen  Kursmaklem  auf  je  4  Jahre 
frei  gewählt  werden;  2  Hitglieder  m Oasen  an 
der  Produktenbörse  tätig  sein. 

*)  Diese  Fassung  erhielt  g  34  durch  EnC-O. 
z.  HOB.  Art.  14. 

*)  Eine  solche  Ausnahme  gestattete  derpreos- 
sische  Handehmiinister  ti.;iV.  1»00  fQr  Frank- 
furt a.  H.,  weil  die  Kursmakler  infolge  des 
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l^'^MJ.  anch  zn  keinem  Kaufmann  im  Ver- 
hiltoiä  oines  Proknristen,  HandhingsbevoU- 
ciit-'hti^teu  oder  Handlungs^hilfen  stehen, 
!■!  ki.>iDPm  Q^chäft  die  Eio-willigung  der 
I'iTt'Heo  oder  deren  Beroilmäcbtigten  anders 
itiD)*htoeD  als  durcb  ausdrückliche  und  per- 
-oivbß  Erkl&rung;  es  ist  ihnen  nicht  er- 
iMt«.  von  Abwesenden  Auftiige  zu  über- 
K-lSita  oder  «ch  zur  Vermittelung  eines 
r^vriiiiidlen  zu  bedienen.  Der  Eursm^ler 
'.luB  viJBer  sdoem  Ilandbucb  ein  Tagebuch 
:  iiim,  in  welches  alle  abgeschlossenen  Ge- 
-;iiifte  tSglioh  einzutragen  ^nd.  Das  Ein- 
fL-lr«Koe^t  er  tSglich  zu  unterzeidinen. 

Ton  ihm  zu  f&rende  T^buch  muß 
T  r  ^ein  Gebrauch  Biatt  {Qr  B&tt  mit  fort- 
■Anfiniien  Zalilen  bezeichnet,  dem  BÖrsen- 
•  Tvtwtd  zur  Beglaubigung  der  Zahl  der 
Xir.^r  vonrelegt  werden.  Wenn  ein  Kurs- 
'■iUfT  etirU  «1er  aus  dem  Amte  scheidet, 

.-=in  Tagebuch  bei  dem  Börsen  vorstände 
ai-i^milegen  >)  (BG.  §  33).  Verboten  ist 
'I-'D  KiiremakJoru  die  Vermittelung  in  Wert- 
.ui'ioren.  die  an  der  Börse  nicht  zugelassen 
(Blj,  §  41),  sowie  hinsichtlich  ver- 
f-it-nw  Börsenterroingeschäfte  (BG.  §  51,  52). 

Man  sieht,  die  Neuerung  gebt  hauptsScti- 
m  2  Richtungen;  die  kursmakter  haben 
etwas  freiere  Bewegung  als  die  bis- 
^nsim  (amtlichen)  Haodelsmakler,  ferner 
-^^  fw  nicht  lebenslänglich  ernannt,  was 
•mi.'^dichl,  slets  die  zuverlässi^ten  und 
*iM:htii:>ten  Personen  aus  dem  Kreis  der 
^•-nutttlor  zu  Kursmaklern  zu  machen  bezw. 
i'-r4>inen,  die  fQr  diesen  Zweck  ni(^t  ge- 


''«'ki^iiiees  des  dortigen  BäraenbandeTs  und  der 
mbeu  ^hl  der  angestellten  Makler  zu  wenig 
>rnlKoteiL   Ja  wurde  Ibnen  erlaubt,  außer  dem 
Hüln^verbe  nocfa  sunstige  Handels&rewerbe 
n  (xcreiltfu,  sich  als  KonunaDditisten  oder  stille 
-••'■lUcliafter  an  solchen  zn  beteiligen  und  ala 
l'<->kaiUrcii,  Handlangugehilfen  darin  tätig  zu 
'■;>.  jtdodi  bezieht  sich  diese  Ermächtigung 
«i't'i  ftnf  dfts  BnnkKeschftft;  der  Karsmakler  hat, 
■fiiD  «r  TAD  der  Ermächtigung  Gebrauch  macht, 
""^  4er  Frankfarter  HandelBkammer  nnd  dem 
^'uukuInD]ts»«r  der  dortigen  BOrve  aosuzeigen, 
'-'^t  inod  befugt,  binnen  3  Wochen  nach  er- 
(»ii-oer  Anzeige  gegen  die  beab»ichtigte  TRtig- 
''•I  oder  Bewilignng  EioBprucb  zn  erheben, 
'1"  >^ier  nur  dantuf  gegründet  werden  kann, 
i.rn  der  beabBichtigten  Tätigkeit  oder  Be- 
■■iIiLun^  dev  Kumaaklert)   eine  Gefährdung 
>'iCfT  &mUi<'brn  Tätififkeit  zn  besorgen  sei.  Bei 
Mnftut  «atsateUenden  Korsroakleni  kann  der 
*>u«rmrfa  aocfa  darauf  gegrtlndet  werden,  daQ 
'd.  Hnlftrdn«  xur  Gewabrung  der  VergQnstlgnng 
"  'ji  iMllege.  Leber  den  Einspruch  entscheidet 
'•f  Ürgierangiiprilsident. 
'  Aach  die  Artt.  67  Abs.  2,  72—74,  76,  79— 
dti  kitni  HOB  wnrden  für  die  Knrsmakler 
'ffpriii  erhalten.  Diese  Anfrecbthaltnng  wurde 
W,  seil  iafoUre  des  nenen  HGB.  ffegenstands- 
•  uncb  Art.  U  des  Eint-G.  sDn  BGa  wieder 


eignet  sind  oder  sich  Verstöße  zuschulden 
kommen  lassen,  aus  dem  Amte  zu  entfernen. 
Die  für  ganz  Deutschland  vorgeschriebene 
Ernennung  der  Kursmakler  durch  die  Staats- 
behörde gewährt  weitere  Garantie,  daß  nur 
zuverlässige  Personen,  nicht  dagegen  in  die 
Kategorie  der  Börsenspieler  gehörende  im 
Börsenspiel  verunglflckte  Existenzen  henifen 
werden. 

6.  Die  Handelsmakler  nach  dem 
Handelagesetzbnch  v.  10./V.  1897.  Nach- 
dem das  Börsengesetz  mit  dem  Institut  der 
(amtlichen)  Handelsmakler  im  bisherigen 
Sinoo  gebrochen,  war  zu  erwarten,  dafi  auch 
bei  der  Bevision  HGB.  eine  völliee 
Aendemng  eintreten  werde.  Das  geltende 
HGB.  T.  10./V.  1897  bewegt  sich  in  der 
Tat  in  dieser  Richtung. 

1.  Das  Institut  der  amtlichen  Haddels- 
makler  ist  definitiv  aufgegeben;  fortan  sind 
„Handelsmakler"  jene,  die  man  bisher  als 
„Privathandelsmakler"  bezeiclinete.  Äußer 
den  amtlich  berufenen  Kursmaklern  der 
Börse  gibt  es  nur  eine  Kategorie  von  Handels- 
maklern. 

2.  Die  Rechte  und  Pflichten  dieser  Privat- 
handelsmakler, über  die  das  HGB.  bisher 
schwieg,  werden  zu  regeln  versucht 

Der  neue  „Handelamakler"  ist  begrifflich 
nach  der  im  Handelsverkehr  bestehenden  Auf- 
fassung beschränkt  auf  die  Vermittelung  von 
Vertr^en ;  der  bloße  Nachweis  von  Gelegenheit 
znm  Abschluß  eines  Vertrages  wie  beim  Zivil- 
niahler  (vgl.  unten  sub  7}  genügt  nicht,  die  Ge- 
schäfte des  Handelsmaklers  sollen  sidi  auf  Gegen- 
stände des  Handelsverkehrs  beziehen;  der  ^  93 
Abs.  1  des  HGB.  lautet:  „Wer  gewerbsmäßig 
für  andere  Personen,  ohne  von  ihnen  auf  Grund 
eines  Vertragsverhältnisses  ständig  damit  betraut 
zn  sein,  die  Vermittelung  von  Verträgen  Über 
Anschaffung  oder  Veräußerung  von  Waren  oder 
Wertpapieren,  über  Versicherungen,  Güterbeför- 
derungen, Bodmerei,  ScbiEFsmiete  oder  sonstige 
Gegenstände  des  Handelsverkehrs  übernimmt,  hat 
die  Becbte  nnd  Pflichten  eines  Handelamäklers." 
Auf  die  Vermittelang  anderer  ala  der  bezeich- 
neten Geschäfte,  insMsondere  auf  die  Vennitte- 
lung  von  Geschäften  Uber  unbewegliche  Sachen, 
finden,  auch  wenn  die  Vermittelung  durch  einen 
Handelsmakler .  erfolgt ,  nicht  die  Vorschriften 
Uber  die  Handelsmakler,  sondern  die  des  BGB. 
Anwendnng.  Der  Handelsmakler  ist  wie  der 
Handlungsagent  selbständiger  Gewerbetreibender 
nnd  als  solcher  Kaufmann ;  die  Parteien,  zwischen 
denen  er  vermittelt,  brauohen  nicht  Kanflente 
zn  sein. 

Der  Handelsmakler  steht  —  im  Gegensatz 
znm  Zivilroakler  nnd  dem  mit  Geschäftsver^ 
mittelnngen  beauftragten  Handlnnfirsageuten  — 
in  einem  vertragsverhältnis  zn  b  e  i  de n  Parteien, 
zwischen  denen  er  vermittelt.  Der  Handels- 
makler hat,  sofern  nicht  die  Parteien  ihm  dies 
erlassen  oder  der  Ort»)^ebranch  mit  BUcksicbt 
auf  die  Gattnng  der  Ware  davon  entbindet  — 
anch  für  die  sog.  Krämermakler,  welche  die 
Vermittelung  von  Warengeschäften  im  Klein- 
verkehre b^orgen,  gilt  die  Vorschrift  nicht 
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S\  lOi)  —,  unverziUlich  nach  dem  AbsclüasBe 
es  Geschuts  jeder  Partn  eine  von  ihm  nster- 
Eeichnete  Schiaßnote  znznstellen.  welche  die 
Parteien,  den  Gegrenstaud  and  die  Bedinenngeo 
des  Geschäfts,  insbesondere  bei  Terkänfen  von 
Waren  oder  Wertpapieren  deren  Oattnnff  and 
Menge  sowie  den  Preis  nnd  die  Zeit  der  Liefe- 
rnng  enthält.  Bei  GeschtLften,  die  nicht  sofort 
ermllt  werden  sollen,  ist  die  Schlaßnote  den 
Parteien  zu  ihrer  Unterschrift  znznsteHen  nnd 
jeder  Partei  die  tob  der  andern  unterschriebene 
Schiaßnote  zu  Ubersenden.  Verweigert  eine 
Partei  die  Annahme  oder  Unterschrift  der  Schlnß- 
note,  80  hat  der  Handelsmakler  davon  der  an- 
deren Partei  nnrerzllglich  Anzeige  zn  machen 
(§  94).  Hit  dieser  Bestimmung  ist  der  SehlnU- 
notenzwang,  wie  er  nach  Art.  73  des  alten 
BOB.  schon  für  die  amtlichen  Handetsmakler 
galt,  nnn  auf  alle  Handelsmakler  aasgedehnt; 
ein  großer  Teil  dieser  Geschäfte  unterliegt 
Übrigens  bereits  seit  1885  infolge  des  §  10  des 
sog.Börsensteuergesetzes  demSchlußuotenzwang. 
Die  Schlußnote  bezweckt  nicht,  das  Geschält 
gOltig  zu  machen,  es  ist  auch  ohne  Schlnßnote 
gttltig,  sie  soll  nor  den  Beweis  dee  Geschäfts 
erleientem,  die  widerspracbslose  Aniuhme  be- 
deutet Anerkennung  des  OeschSfts  so  wie  es 
in  der  Note  beschrieben  ist. 

Der  Handelsmakler  ist  (analog  wie  der 
frühere  amtliche  Hakler  nach  Art.  71,  72  des 
alten  BGB.)  verpflichtet,  ein  Tagebuch  zu  füh- 
ren und  in  dieses  alte  abgeschlossenen  Geschäfte 
täglich  einzutragen  —  aneh  hiervon  ist  der  sog. 
KrÄmermakler  entbunden  (§  100)  — ;  die  Ein- 
tragungen in  das  Tagebuch  sind  nach  der  Zei^ 
folge  zu  bewirken;  das  Eingetragene  ist  von 
dem  Handelsmakler  täglich  zu  unterzeichnen. 
Die  Eintragungen  müssen  in  einer  lebenden 
Sprache  and  deren  Schriftzeichen  gNchehen. 
Das  Tagebuch  muß  gebnnden  und  Blatt  für 
Blatt  oder  Seite  für  Seite  mit  fortlaufenden 
Zahlen  versehen  sein.  An  Stelleu,  die  der  Begel 
nach  zu  beschreiben  sind,  dürfen  keine  leeren 
Zwischenräume  gelassen  werden.  Der  urspröng- 
liche  Inhalt  einer  Eintragung  darf  nicht  mittelst 
Dnrchstreichens  oder  ant  andere  Weise  unleser- 
lich gemacht,  es  darf  nichts  radiert,  auch  dürfen 
solcheVeränderungen  nicht  vorgenommen  werden, 
deren  Beschaffenheit  es  ungewiß  läßt,  ob  sie 
bei  der  ursprünglichen  Eintrasting  oder  erst 
spater  gemacht  worden  sind.  Die  Tagebücher 
sind  10  Jahre  lang  anfzuhehen  (§  100).  Zu- 
widerbandlung  in  betreff  der  Vorschriften  Über 
Führung  und  Aufbewahrnng  des  Tagebuchs  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  lOUO  M.  bestraft.  Der 
Handelsmakler  ist  (analog  wie  früher  der  amt- 
liche Makler  nach  Art.  74  des  alten  HGB.)  ver- 
pflichtet, den  Parteien  jederzeit  auf  Verlangen 
AnszUge  aus  dem  Taf^ebucbe  zu  geben,  die  von 
ihm  unterzeichnet  sind  und  alles  enthalten,  was 
von  ihm  in  Ansehung  des  vermittelten  Geschäfts 
eingetragen  ist  (§  lol). 

Im  Laufe  eines  Rechtsstreites  darf  vom  Ge- 
richt die  Vorlegung  des  iStgebuchs  von  Amts 
wegen  angeordnet  werden,  jedoch  nur,  um  es 
mit  der  Schlußnote,  den  Auszügen  und  anderen 
Beweismitteln  zo  verRleicben  (S  102).  Wie  der 
frühere  amtliche  Handelsmakter,  so  bat  der 
nene  Handelsmakler,  sofern  nicht  die  Parteien 
ihm  dies  erlassen  oder  der  Ortsgebranch  mit 
Bücksicbt  anf  die  Gattung  der  Waren  davon 


eutbindet,  von  jeder  durch  seine  Vermittelong 
nach  Probe  verkauften  Ware  die  Probe,  falb 
sie  ihm  übergeben  ist,  so  lange  aofcubewahreo, 
bis  die  Ware  ohne  Einwendung  gegen  ihre  Be- 
schaffenheit angenommen  oder  das  Geschäft  in 
anderer  Weise  erledigt  wird;  er  hat  die  Probe 
durch  ein  Zeichen  kenntlich  zn  machen  (§  96); 
er  gilt  nicht  als  ermächtigt,  eine  Zahlung  oder 
eine  andere  im  Vertrag  bedungene  Leistung  in 
Empfang  zu  nehmen  (§97);  es  haftet  jeder  der 
beiden  Parteien  für  den  dorch  sein  Verscholden 
entstehenden  Schaden  (S  98) ;  er  kann  anch  von 
jeder  Partei,  wenn  nichts  anderes  ausgemacht 
ist.  in  Ermangelang  eines  abweichenden  Orta- 
georauchs  die  Hälfte  des  Haklerlohnes  verlangen 
(§  99).  (Anders  bei  dem  ZirUmakler;  vgl.  ontea 
sub  7). 

Die  vielen  sonstigen  Beschränkungen  des 
früheren  amtlichen  Handelsmaklers  gelten  nicht 
für  die  neuen  Handetsmakler  mit  einer  wich- 
tigen Ausnahme:  ein  Recht  zum  Selbsteintritt 
steht  auch  dem  neuen  Makler  nicht  zn,  der 
bOrsentechnisch  Propremakler  genannte  Makler 

g'lt  juristisch  als  Eigenhäadler.  Da  aber  im 
irsengesetz  der  Knrsmakler  in  gewisser  Be- 
grenzooi^  das  Recht  zum  Selbsteintritt  erhalten 
hat,  so  ist  seine  Stellung  gegenüber  den  an- 
deren Handelsmaklern  sehr  gekrilftigt  Dagegen 
ist  im  §  95  des  neuen  HOB.  ausdrücklich  aei 
Auf  gahemaklers  gedacht  nnd  das  hier  vor- 
liegende Rechtsverhältnis  nea  geregelt,  weil  in 
Handelskreisen  darüber  keine  volle  Klarheit  be- 
stand und  auch  die  Grerichte  noch  zn  keinen 
festen  Grundsätzen  gelangt  waren.  Nach  dem 
Gesetz  soll  der  Makler,  der  sich  in  der  Schlaß- 
note die  Aufgabe  vorbehält,  für  den  Erfolg  seiner 
Maklertätigkeit  derart  einstehen,  daß  er  dem 
Auftraggeber  innerhalb  ortsüblicher  oder  an- 
gemessener Frist  eine  einwandafreie,  also  nament- 
lleh  zahlungsfähige  Gegenpartei  bezeichnet  Der 
Anftrag'geber  darf  eine  Schlußnote  mit  vorbe- 
haltener Aufgabe  zurückweisen:  nimmt  er  sie 
aber  an,  so  muß  er  bis  zum  Ablauf  jener  Frist 
anf  die  nachträgliche  Bezeicbnnng  warten  nnd 
jeden  einwandfreien  Dritten  als  Gegenpartei 
annehmen.  Wird  der  Dritte  nicht  rechtzeitig 
benannt  oder  lassen  sich  gegen  ihn  begründete 
Einwendungen  erheben,  so  ist  die  Parte!  befugt, 
den  Makler  selbst  auf  Erfüllung  des  Geschuts 
in  Ansproch  za  nehmen.  Spekalationen  des 
Anftraggebere  anf  Kosten  des  Handelt maklers 
ist  dadurch  vorgebeugt,  daß,  wenn  letzterer  es 
verlangt,  der  Auftraggeber  sich  nurerzü^idi 
darüber  erklären  maß,  ob  er  Erfüllnng  verlange. 

Der  landesgesetzlichen  Regelung  des  Makler- 
wesens ist  im  Entwarf  kein  Baom  g^ben. 

7.  Der  Uaklervertrac  im  deutachea 

BGB.  Das  BOR  behandelt  den  Makler- 
vertrag  in  §§  652 — 656.  Die  Besümtnungea 
desselben  über  die  Voraussetzungen  des 
Anspruchs  anf  den  Maklerlohn  (Courtage, 
Sensarie)  und  fiber  die  Hfihe  dee  letxteren 
gelten  auch  für  die  Handelsmakler,  indem 
das  neue  Haudeisgeeetzbuch  hierüber  —  im 
Gegensatz  zu  Art  82  des  alten  BGB.  —  sich 
ausschweigt.  Insbesondere  kann  nach  §  662 
des  BOB.  auch  der  Handelsmakler  die  Oe> 
bühr  nur  fordern,  wenn  das  Oescfa&ft  infol^ 
seiner  Vermittelung  zustande  gekommen  (die 
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VeiBhniDK'  des  abgeschlosseuea  Geschäfts 
'  t  Dicht  VomnssetzuDg)  und  eine  etwaüe 
4'i!>-Ui<'l>enite  Bedingung  erfQlIt  ist  £f- 
tiirui;  «eiDer  AufwenduDgen  lutun  der 
y.vt;<-r  nur  fordern,  wenn  es  verriobart  ist 
abr^D  zieht  das  BGB.  den  Makler- 
'.TifT  vdter  als  das  neue  HGB.,  insofern 
viib  der  Nachweis  der  Gelegenheit  zum 
A^.-^-hlnfl  eines  Tertrags  darunter  gerechnet 
Iii  ferner  steht  der  sog.  Zivilmakler  nur 
•i  '•iaem  Äaftraggeber  in  einem  Vertrags- 
.t.ti.iJtnis:  von  dem  Dritten  kann  er  in  der 
keinen  Maklerlohn  fordern  \md  für 
V-r-vhnlden  haftet  er  dem  letzteren  im  all- 
f'UOiDi-D  nur  nach  den  Grundsätzen  über 
:y  iiD^laubten  Handlungen,  was  alles  an- 
■f-n<  it-t  fQr  Jen  Uandelsmakler, 

Im  Öhrigcn  sind  fflr  den  Maklerlohn 


man  keine  wesentlichen  Bescbränknngen  des 
Haklergewerbes ;  die  holländigchen  Bestim- 
mungen entsprechen  denen  des  alten  dentschen 
HGB.,  ein  Vorschlag,  sie  aafznheben.  warde 
1890  gemacht,  aber  ohne  Erfolc:.  In  Oester- 
reich gilt  das  G.  V.  4./IV.  18/5.  Wie  früher 
in  Deutschland,  sind  in  Oesterreich  Handels- 
makler  (Sensale)  nur  die  amtlich  bestellten  Ver- 
mittler für  Handelsgeschäfte;  diesen  ist  strikte 
verboten,  auf  eigene  BechnuDg  oder  als  Kom- 
misaioDSl^  Geschalte  abznschlieUen ;  das  Effekten- 
amsatEstenereesetK  t.  9./III.  1897  g  37  fügt  fOr 
den  Fall  der  Verletzung  dieses  Grundsatzes  bei 
EfFektennmsatzgescbäften  noch  eine  besondere 
Geldstrafe  zu  den  anderen  Strafen  hinzn.  Doch 
ist  legale  Umgehung  möglich  nnd  wahrscbeiu- 
lich  durch  die  sog.  anonymen  Schlüsse-  Der 
Handelsmakler  ist  nämlich  berechtigt,  den  Namen 
seines  Auftraggebers  za  verschweigen,  wenn  er 
von  diesem  angemessene  Deckung  erhalten  oder 
mit  voller  Beruhigung  erwarten  kann;  bat  er 
'■!:cüde  Bestimmungen  des  BGB.  wichtig:  keine  angemessene  Deckung  erhalten,  so  haftet 

er  demjenigen,  mit  welchem  er  das  Geschäft  ab- 
lüfweftiragen  sind  dem  Makler  nur  za  er-  »egcblosaen  hat,  für  den  entstehenden  Schaden. 
-iKo.  wenn  es  vereinbart  ist  Dies  gilt  auch ,  eine  Handelsraaklerstelle  zu  erlangen,  mnß 
Ufl.  ««an  etn  Vertrag  nicht  zrutande  kommt ,  ^er  Bewerber  24  Jahre  alt,  unbescholten  und 
:  "'5;.  ^  Uaklerlohn  gilt  als  stillschwei- 1  verfllgungsberechtigt  sein,  sowie  die  Haadels- 
.--1  vereinbart,  wenn  die  dem  Makler  über-  „jaklerprttfung  mit  gutem  Erfolg  bestanden 
■  ^Bt  Leistang  den  Umständen  nach  nur  gegen  i  haben.  Die  Verleihung  erfolgt  durch  die  Börsen- 
•  lic  Veriftttong  zu  erwarten  ist.  Ist  die  Höhe  leitnng,  bezw.  durch  die  zuständige  Handels- 
■■'f  Vcrgfttniig  nicht  beslammt,  so  ist  bei  dem  !  bammer,  bedarf  aber  der  Bestätigung  durch  die 
!..-t*-|ieB  einer  Taxe  der  tazmä^  Lohn,  m  i  politische  Landesbehörde.  Der  Pflichtenkreis  der 
uHusclmg  einer  Taie  der  Übliche  Lohn  als ,  Handelsmakler  ist  sehr  verschärft 
frmfcatt  anrosehen  (Ö  653).  Der  Ansprach  In  Frankreich  wnrde  1312  das  Makler- 
il  4*11  Maklerlohn  nnd  den  Ersatz  von  Auf- 1  gewerbe  zu  einem  privilegierten  verkäuflichen 

Staatsamt  gemacht.  Seit  1798  gilt  der  Grund- 
satz: „Alle  ohne  die  Mitwirkung  eines  „agent 
de  change"  abgeschlossenen  Geschäfte  in  Han- 
delspapieren und  Effekten  werden  im  Streitfall 
für  nichtig  erklärt".  Damit  war  den  Haklern 
;  ein  weitgehendes  Monopol  verliehen.  Allein  die 
;  Rechtsprechung  der  Gerichte  legte  nach  und 
nach  Bresche  in  das  Privileg,  indem  sie  die 


«radaniien  ist  ansgescblossen,  wenn  der  Makler 
"T'  lubülte  dm  Vertrags  zuwider  auch  für  den 
'c<l^  nn  Teil  tätig  gewesen  ist  (§  654).  Ist  für 
•i'ii  Nicbweis  der  Gelegenheit  zum  Abschluß 
ftf>-*  IHenatvertrags  oder  für  die  Vermittelung 
'".'4  Holcfaen  Vertrags  ein  unverhältnismäßig 
t  dir  Maklerlohn  vereinbart  worden,  so  kann 
'  vd  Antrag  des  Scbnldnen  durch  Urteil  auf 
4*1  sBgemeiMiieB  Betrag  herabgesetat  werden. 
Nuh  «er  Sntriclitang  des  Lohns  ist  die  Herab- 
«innK  auageschlossen  (g  655).  Durch  das  Ver- 
•|ir^ben  eines  Lohns  für  den  Nachweis  der  Ge- 
iT^bfit  tn  Eingehung  einer  Ehe  oder  fUr  die 
^'Hsittelmg  des  Zustandekommens  einer  Ehe 
■ird  riae  Verbindlichkeit  nicht  begründet  Das 
•  ti  limsd  des  Versprechens  Geleistete  kann 
•vf  Dicht  de«halb  zurückgefordert  werden,  weil 
•IC  Verbindlichkeit  nicht  bestanden  hat  Diese 
^'  r»  hriftai  gelten  auch  für  eine  Vereinbarung, 
twi  ^  der  andere  Teil  zum  Zwecke  der  Er- 
Moag  ief  Tenprechas  dem  Hakler  gegen- 
f-W  äw  Verbinalichkeit  eingebt,  insbesondere 
tj  m  Seknldaaerkeiiftciüs  (g  666). 

■^fosdifttslidi  ist,  wie  aus  dem  oben  Mit- 
ptfllin  boTorgebt,  das  Gewerbe  der  Zivil- 
RiUfrviederHandelsmaklertreigegeben.  Ueber 
tu  l'itenajfong  bestimmter  MaUergeschäfte 
L*:irafebn  BunTerlisdgen  Personen  vgl.  g  85 

H.  Um  M.  Im  AuKland.  Was  das  Aus- 
Ivi'l  tfilaugt,  so  kann  an  dieser  Stelle  nicht 
u>  «Is»  X.  «leseelben  im  Detail  ^ng^ngen 


direkt  zwischen  Verkäufer  nnd  Käufer  ohne 
fremde  Vermittelung  abgeschlossenen  Geschäfte 

imarcbfis  directs)  nnd  die  Abschlüsse  in  nicht 
votierten  Wertpapieren  für  gültig  erklärte.  Die 
amtlichen  Makler  beißt  man  das  P  a  r  q  u  e  t  wegen 
des  an  der  Börse  für  ihre  Tätigkeit  abgegrenzten 
Baumes.  Ihre  Zahl  betrug  seit  1724  für  Paris 
trotz  des  enorm  gewachsenen  Verkehrs  immer 
60;  sie  müssen  Kantionen  stellen  (in  Paria 
2600tX)  Frcs.);  die  amtlichen  Makler,  bezw.  ihre 
Erben  haben  das  Recht  einen  Nachfolger  vor- 
zuschlagen, d.  b.  die  Stelle  zu  verkaufen:  es 
werden  dafür  hohe  Preise,  bis  zu  2  Hill.  Frcs. 
gezahlt.  Der  Kaufvertrag  unterliegt  aber  der 
Genehmigung  der  Syndikatskammer  nnd  der  Be- 
statigung  des  Finanzministers.  Die  Makler  werden 
vereidigt,  sie  bilden  an  der  Börse  eine  Ge- 
nossenschaft. An  den  Börsen,  die  ein  Parqnet 
haben  —  es  sind  7  [Paria,  Bordeanx,  Lille,  Lyon, 
Marseille,  Nantes,  Toulouse)  —  wird  jährlich 
von  den  Maklern  eine  Syndikatskammer  ge- 
wählt, welche  die  Aufsicht  über  die  Effekten- 
makler führt,  Streitigkeiten  schlichtet  usw.,  auch 
über  die  Zulassung  von  Wertpapieren  zum 
Börsenhandel  hat  sie  zu  entscheiden.  Die  amt- 
I  lieben  Makler  dUrien  Hilfspersonen  in  beschränk- 
U  Belgien,  England,  Amerika  kennt  [ter  Zahl  anstellen,  diese  aber  keine  Gesdiäfte 
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auf  eig:eDe  Becbuung  machen. ')  Sie  sind  allein 
berechtigt,  Karse  festzostellen  nnd  zu  verOffent- 
lichea. 

Neben  dem  Pu^aet  existiert  dieOoalisse. 
Dan  GesetE  von  1807  beschränkte  das  Operations- 
feld der  amtlichen  Hakler  auf  8  namentlich  auf- 
ffefahrte  Werte,  und  untersagte  ihnen  auch  die 
Termingeschäfte.  Diese  Einschuttniug  mnßte 
dazu  führen,  daß  sich  Makler  nnd  Vermittler 
für  die  sonstigen  Werte  nnd  die  nnteraagten 
Geschäfte  einsteUten.  Noch  unter  dem  ersten 
Kaiserreich,  dann  wieder  1824,  1835,  1842,  1843 
beklagte  sich  das  Parquet  über  die  Coutisse,  ohne 
bei  der  Regierung  ein  Einschreiten  gegen  die- 
selbe zu  erreichen.  Erst  unter  Napoleon  III. 
veranlaßte  die  Regierung  1859  die  Verurteilung 
der  Conlissiers  wegen  Verletzung  des  Privilegs 
dffl  amtlichen  Makur.  Die  Conlisse  verschwand, 
aber  damit  auch  das  Leben  an  der  Börse,  nnd 
die  öffentlichen  Wertpapiere  erlitten  eine  so  - 
große  Einbuße,  daß  die  Regierung  den  freien  i 
Markt  wieder  duldete.  Dagegen  hatten  die  i 
amtlicheu  Hakler  mehr  Erfolg  in  der  Ausdeh- 1 
nung  ihres  Arbeitsfeldes.  Sie  erhielten  182^^  | 
das  Recht,  alle  fremden  Staatspapiere,  1858  an- 
dere fremden  Werte,  1880  die  Werte  aller 
fremden  Gesellschaften,  die  in  Frankreich  durch 
einen  Agenten  vertreten  sind,  zu  handeln.  Von 
8  im  Jahr  1807  war  die  Zahl  der  ihnen  ge- 
statteten Papiere  so  anf  1026  im  Jahr  1898  ge- 
stiegen. 1886  erhielten  sie  zu  ihrem  ansschließ- 
liche^  Vorteil  die  Anerkennung  der  GlUtigkeit 
der  1  ermin^eschäf  te. 

Die  Couksse  hatte  bis  1870  nur  eine  sekun- 
däre Bedentuog,  nach  dem  Krieg  wurde  sie  in- 
folge der  großeu  Staatsauleihen  sehr  wichtig, 
ihre  Hilfe  sehr  geschätzt.  Soweit  die  Recht- 
sprechung in  Betracht  kommt,  gelten  ihre 
Abschlüsse  als  rechtmäßig,  sofern  sie  in  die 
Eonn  der  march^s  directs  gekleidet  sind  oder 
nicht  kotierte  Werte  zum  Gegenstand  haben. 

Als  es  sich  im  Jahr  1893  am  die  Besteue- 
rung der  Börsengeschäfte  handelte,  wollte  der 
Gesetzentwurf  des  Finanzministers  Tirard  die 
Eintragung  aller  Geschäfte  in  ein  Register, 
welches  die  Namen  der  Vermittelnngsagenten 
enthalten  sollte,  Torschreibeo,  damit  wäre  ein 
großer  Teil  der  Geschäfte  der  Conlisse  unmög- 
lich geworden;  aber  der  Entwurf  fiel  uud  der 
Nachfolger  Peytral  ließ  es  hei  dem  Status  quo; 
das  Gesetz  erstreckt«  sich  auf  die  Geschäfte 
sowohl  des  Parquets  als  der  Conlisse,  worin  eine 
Art  Anerkennung  der  letztem  lag.  Die  Börsen- 
stener  zeigt,  daß  in  den  Jahren  1893—97  des 
Erträgnisses  von  der  Conlisse  nnd  '/s  vom  Par- 
quet herrührte.  1896  brach  der  Streit  zwischen 
Parquet  uud  CouUsse  von  neuem  aus.  Trarieur 
nnd  Boulanger  legten  einen  Gesetzentwarf  vor, 
worin  sie  AhschaffuDg  des  Parquets  verlangten, 
letzteres  beschwerte  sich  dagegen  über  die  Ueber- 
griffe  der  Conlisse.  Die  Conlissiers  begnügten 
sich  nicht  damit,  Makler  zu  sein,  sondern  sie 
betätigten  sich  auch  als  Emittenten  neuer  Papiere. 
In  das  Bndgetgesetz  pro  1898  wurde  auf  An- 
trag von  Flenrjr-Bavarin  ein  das  O.  t.  28./I  V.  1893 

*)  Vgl.  Döcret  portant  rSglement  applicable 
anx  agents  de  change  et  aux  march^  ä  terme 
V.  7./X.  1830  (Journal  ofßciel  v.  8/X.  1890; 
Bulletin  de  stat.  et  l^gial.  comp.  Oct.  1890 
S.  389). 


abändernder  Artikel  an^noTOmeu,  der  auf  die 
Idee  Tirarda  zuiilckjerifi^  Wer  gewerbsmäßig 
Angebote  und  Nachfragen  von  Börsenwerten 
sammelt,  muß,  wenn  es  sich  um  kotierte  Werte 
handelt,  auf  Verlangen  der  Einregiatrierung»- 
beamten  SchlnOnoten  eines  amüi<£en  Haklers 
Tonseigen  oder  die  Nommem  nnd  das  Datnm 
der  SchlnDnote  sowie  die  Namen  der  amtlidien 
Makler  angeben,  wenn  es  sich  dage^n  um 
nichtkotierte  Werte  hutdelt,  persönlich  den  Ab- 
gabenbetrag bezahlen. 

Ein  Dekret  v.  29./VL  1898  setzte  für  Börsen, 
die  mehr  als  40  Hakler  haben,  die  solidarische 
Haftung  derselben  für  alle  Verpflichtungen  eines 
Effektenmakters  aus  Börsengeschäfteu  bis  zum 
Betrage  des  Wertes  aller  Haklerstellen,  des 
Vermögens  der  Haklerkomragnie  und  der  ge- 
stellten Kautionen  fest.  Durch  zwei  gieicb- 
zeitige  Dekrete  wurde  die  Zahl  der  amtlichen 
Hakler  an  der  Pariser  Börse  von  60  anf  70  er- 
höbt und  die  Conrtagesätze  ermäßüct- ')  Die 
Coulisse  war  schwer  getroffen,  der  Einfluß  des 
Parquets  auf  den  Effektenmarkt  sehr  gestärkt: 
seine  Einnahmen  wachsen  trotz  der  Hentbsetznng 
der  Courtage.  Die  Börse  selbst  verfiel  in  Immer 
größere  Flauheit.  Der  Finanzminist«r  Caillaux 
suchte  nach  einem  Modus  vivendi  und  erreichte 

1901  für  die  Conlisse  die  erforderlichen  Kon- 
zessionen. Das  Kompromiß  zwischen  Coulisse 
und  Parquet  ging  dahin,  daß  die  Coulinias 
gewissermaßen  als  Zeichen  ihrer  Anerkenanng 
einen  besonderen  Platz  in  der  neuen  Börse  er- 
hielten, ferner  daß  nicht  das  S.rndikat  der  amt- 
lichen Hakler  der  Coulisse  die  \Vert|}apiere  durch 
Zulassung  zur  Notiz  entziehe,  weiter,  daß  die 
Reportgeschäfte  erleichtert  wurden.  Die  Cour- 
tage wurde  durch  Dekret  t.  12./VU.  1901  wieder 
erhöht,  was  dem  Parquet  ermöglichte,  den 
Conlissiers  für  die  von  ihnen  vermittelten  Ge- 
schäfte erhebliche  Anteile  zu  überlassen  (10% 
bei  Kassageschäften,  40o/«  hei  Zeitgeschäften, 
20%  bei  Reportgeschäften,  80"/«  bei  serbiscbett 
und  ottomanischen  Papieren)  *). 

Während  das  Parqaet  bis  heute  seine  Priri- 
legieu,  allerdings  unter  bald  weiter  bald  weniger 
weitgehender  Duldung  der  Coulisse,  zu  behaupten 
wußte,  wurde  das  Gewerbe  der  Warenmakler 
(conrtiers  des  marchandises)  durch  G.  v.  i8./VII. 
1866  freigegeben.  Der  Warenmakler  wird,  wenn 
er  seine  Dnbescholtenheit  und  Befähigung  nach- 
weist, auf  Antrag  gegen  Bezahlung  einer  Ge- 
bühr in  eine  Liste  des  Handelsgerichts  einge« 
tragen  und  verddigt  Diese  vereidtgten  MaUer 
halKU  allein  das  Recht,  bei  der  amUichen  Fest- 
stellung der  Prodnktenpreise  mitzuwirken  nnd 
Versteigerungen  abzuhalten.  Der  Geschäftsbe- 
trieb für  eigene  Rechnung  ist  den  Warenmaklent 
gestattet  Diese  sind  ehenfalb  genosaenscbaft- 
heb  organisiert. 

Ueber  die  Börsensensale  und  Börsenageoten 
(für  die  Börse  konzessionierte  ProprehftndJer)  in 
Zürich  siehe  das  G.  v.  31./V.  1896,  S  13fg. 

')  Vgl.  RafihloTich.  Le  marcb^  financier  en 
1897/98.  Paris  1898  S.  134t:  760f.:  188699, 
Paris  1899  S.  Ulf. 

*)  Raffalovicb.  Le  marcbe  financier  en  1901/03 
Paris  1902  S.  480:  Andr£-E.  Sayons,  Die  Pariser 
Börse  seit  dem  Etatsgesetz  von  1898  und  den 
Kompromiß  v.  Febr.  1901  (Bankarchiv  L  Jahrg. 

1902  Nr.  12  S.  301  f.). 
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5i£be  indi  oben  iuit«r  Art.  „BörsenweBen" 
Abich&itte  PreisfestflteUaiig  (Bd.  I  S.  öl8  fg.), 
.,-uiUiwukuMD  (S.  b'£>\  UaklerbankeD  (S. 

'i4 

UlNltars  V.  Katimf  Zur  GetchühU  da  Makler- 
•■  fni  *u  Hamitiry,  liaUe.  1897.  —  JE.  Jacwsiel, 
'*v  £>idta  ifr  MaUer,  Sertin  J9Q0.  ~~  Biesen- 
Jrtd.  Ihr  CipamatUr  (GruehoU  Seitr.,  Bd.  S6, 
—  Pfleger,  Art.  ^aiterwaen",  im  H.  d. 
V.  *  Jt^r.,  Bd.  r  (1900).  S.  6?6/g. 

G.  Sehang, 


Malon,  B^noit, 

.-'h.  3,Tt.  IWI  in  Pr*Tienx  bei  St.  Etienne 
•  ■'in  .  gcrt.  t3./iX.  Ib03;  vgl.  Art-  „Sozialdemo- 
iritu*.  Carl  Grünberg. 


lalthns»  Thomas  Robert, 

.  ■  m  Dortin^  in  der  engtischeu  Grafschaft 

.n*Y.  gnt.  zu  Haiieybarj  in  der  engtiachen 
■  rttürhAft  Hrrtford,  all  Profesior  der  Geschichte 
''i><i  NinonalOkonomfe  am  dortigen  Eaat  India 

•.ap4iijt  College,  am  29./XII.  1884. 

Knter  groSer  Systematiker  der  BeTölkernn^- 
i'-«^uchaft  Er  verkttndigt  in  der  Schrift 
.fl^av  uQ  Population"  {s.  u.l  die  Lehre,  daß  es 
■xt  Mitive  OekoDomie  im  Natnrbausbalte  gebe, 
■'■i'hf  der  onbegrenzteD,  in  geometrischer  Pro- 
."■»le&zmiehiDenden  Reproduktion  des  nienseh- 
.'Itra  tjcwhleehts  nnr  eine  begrenzte,  in  aiith- 

i'TMber  Progretsion  zunehmende  Menge  von 
>iSttnmnüttpla  enteegensetzen  k(inne.  Dieses 
^ktatEneu  wHrde  der  Nachkommenschaft  des 
hriiict&riatB,  lofeni  sie  ohne  Unterhaltamittel  ist, 
Kt'ti  der  H-sdien  Darstellung  die  Existenz- 
'-TicLtigung  absprechen,  wenn  M.  nicht  in  der 
'  ind.  sfioes  ^EsMy"  diese  pessimistische  An- 

bt  ihrer  scUimmsten  Folgerungen  entkleidet 
i>rT^  M.  i»t  auch  als  inteUektneller  Urheber 
W  IhU  erfolgt»  Rdbna  der  engliflchen  Armen- 
iTiv  tarebong  n  bezeiclinen,  die  eine  heilsame 
*:bnjike  gegen  die  nbermaßige  Termehmng 
•\*t  Froletarierkinder  anfrichtete. 

All  Gmndrententheoretiker  vollendet  er 
Hiianl<4  anvollständige  Theorie  der  landwirt- 

tiittiichea  Grundrente.  Er  bekämpft  die  opti- 
n>icik-hr  Kriaentheorie  J.  B.  Says. 

Von  seinen  Schriften  verzeichnen  vir  nnr 
i.»  wirbti^ten:  An  essay  on  tfae  principle  of 
:-1>iil«iKin  BA  ft  affeeta  the  foture  improvement 

'  Koety,  with  remarka  on  the  specalations  of 
Vr  Mwio,  Mr.  Condorcet  etc.,  London  1798 
tntn  AalL  enchien  anonym),  dasselbe, 
-  inl  Q.  d.  T.:  An  essa^  on  the  principle  of 
,  •foIauoB  or  a  view  of  its  past  and  present 
-<Mi  OB  hnman  hanpiness  etc.,  ebenda  1803; 
U-tlbe.  3.  Anf.  2  Bde.,  ebenda  1806  [in  dieser 
1  lall  ift  die  berühmte  Stelle  vom  AnsscblnÜ 
't  tündo-  des  Elends  vom  Gastmahl  des  Lebens, 
i«-  IS  der  a.  AnfL  sich  auf  S.  531  befindet  „At 
•tttTt't  migbty  feast  there  is  no  vacant  cover 
bim*  «tc  unterdrückt];  dasselbe,  4.  Aufl. 
'  B4e.  ebenda  1807;  dasselbe,  6.  Aufl.  mit 
«'»Bilirben  Znsfttien,  3  Bde.,  ebenda  1817; 
li»ribt,  6.  AnfL  (letste  vom  Verhsser  besorgte) 
i  Bde.  ebenda  1»»;  duselbe,  7.  Anfl.,  ebenda 


1872;  dasselbe,  9.  Aufl.,  ebenda  1888;  dasselbe, 
10.  mit  Biographie  nnd  kritischer  Einleitung  ver- 
sehene Aufl.  von  Bettauy,  ebenda  1890;  dasselbe, 
in  französischer  Uebersetzang  n.  d.  T.:  Essai 
sur  le  principe  de  popnlation.  Trad.  de  l'anglais 
par  P.  et  G.  Frevost,  pr^c^d^  d'nne  introduution 
par  Kossi,  et  d'nne  notice  sur  la  vie  et  les 
ouvragefi  de  Tautenr  par  Ch.  Comte,  4.  Aufl. 
4  Bde.,  Paris  1846  (die  erste  Aufl.  dieser  Üeber- 
setzung  erschien  1809);  dasselbe,  in  deutscher 
UebersetzQug  n.  d.  T.:  Versach  aber  die  Be- 
dingungen nnd  die  F^en  der  Volksvermefamng, 
übersetct  von  F.  H.  ^gewiscb,  2  Teile,  Altona 
1807  (unvollständige  Üebersetzung) ;  dasselbe, 
deutsch  n.  d.  T. :  Versuch  über  das  Bevölkerungs- 
gesetz usw.  Nach  der  7.  Ausgabe  des  englischen 
Originals  übersetzt  von  F.  StSpel,  Berlin  1879; 
dasselbe,  deutsch  nach  der  (6.)  Aasgabe  letzter 
Hand  (1826)  von  Valentine  Dom,  eingeleitet  von 
(Prof.)  H.  Waentig  (Sammlung  sozialistischer 
Meister,  Bd.  VI)  Jena  1905.  —  Observations  on  the 
effects  of  the  com  laws  and  of  a  riae  or  fall  in 
the  price  of  com  on  the  agrienltnre  and  general 
wealth  of  the  conntry,  London  1814;  dasselbe, 
2.  und  3.  Aufl.,  ebenda  1815.  —  Au  inqniry  into 
the  natnre  and  progress  of  rent  and  the  prin- 
ciptes  by  which  it  is  regulated,  London  181ö.  — 
Principles  of  political  economy  considered  with 
a  view  to  their  practica!  applicaüon,  London 
1820;  dasselbe,  2.  Aufl.  mit  wesentlichen  Zu- 
sätzen, ebenda  1836. 

XAppert. 


■anchesterlelire. 

Als  M.  p&egt  man  den  ftufiersten  Flt^l 
der  Freibandelsschule  (b.  d.  Art  oben  Bd.  I 
S.  898  fg.)  zu  bezeidinen,  der  jedes  Ein- 
groifen  des  Staates  in  das  wirtscbaftliche 
und  gesellschaftliche  Leben,  nicht  nur  die 
Schutzzoll nerische  Handelspolitik,  sondern 
auch  z.  B.  öffentliche  Armenpflege,  Schul- 
zwang, Versicherungszwang,  Arbeiterschutz, 
Baupolizei  grundsätzlich  verwirft.  Die  Be- 
zeichnung ist  wenig  passend,  da  die  so^. 
Manchesterpartei  in  England  (s.  Art.  „Anti- 
CorD-Law-Leag\ie  oben  Bd.  1  S.  107  fg.) 
lediglich  praktische  Zwecke  verfolgte  und 
die  theoretische  Lehre  von  den  Vorzügen 
der  absolut  freien  wirtschaftlichen  Be- 
wegung ganz  unabhängig  von  ihr  entstanden 
ist  und  sich  im  tinrnde  schon  bei  Adam 
Smith  und  in  schärferer  Ausprftgtmg  bei 
.1.  B.  Say  flndet.  Als  besonders  charakte- 
ristischer Ausdruck  der  Manchestertheorie 
können  die  „Harmonies  ^conomiques"  von 
Bastiat  betrachtet  werden.  In  der  neueren 
Zeit  wird  von  den  einzelnen  Interessenten- 
kreisen häufig  jede  Bekämpfung  ihrer  be- 
sonderen Ansprüche  an  die  Staatshilfe  als 
„ödes  Manchestertum''  bezeichnet.  Wenn 
man  aber  das  Wort  Oberhaupt  beibehält,  so 
ist  nur  seine  Anwendung  im  obigen  Sinne 
berechtigt.  Vertreter  dieser  Anschauun^n 
finden  sich  namentlich  noch  in  Frankreich, 
wo  die  staatliche  Sozialpolitik,  d.  h.  die 
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Tfttif^eit  des  Staates  zum  Sdiutze  und  zur 
Forderung  der  Arbeiterklasse,  noch  vielfeich 
mit  den  Aigumenten  bek&npFt  wird,  die 
in  den  30er  Jahren  in  England  fiblich 
-waren.  Die  Manchest»theorie  will  aller- 
dings den  Arbeitern  volle  Koalitionsfreiheit 
und  Vereinsfreiheit  gewfthren  und  sie  glaubt, 
daß  die  Arbeiter  mit  diesen  Mitteln  imstande 
seien,  ihre  Interessen  selbst  genügend  zu 
Tahren.  Tatsllchlich  ist  indes  nach  und 
nach  in  allen  Kulturländern  die  Notwendig- 
keit besonderer  gesetzlicher  Schutzbestim- 
mungen  wenigstens  für  die  in  den  Fabriken 
Mbeitenden  Frauen  und  Kinder  anerkannt 
worden.  In  Deutschland  standen  die  Führer 
der  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  blühenden  Frei- 
handelsschule, Faucher,  Michaelis,  Prioce- 
Smith  usw.,  auf  dem  Boden  der  M.  Gegen- 
wärtig dürften  deutsche  Freihändler  als 
Vertreter  einer  jede  positive  Sozialpolitik 
ablehnenden  Theorie  kaum  noch  zu  finden 
sein;  selbst  der  Arbeiterversicheruugszwang 
wird  kaum  noch  angefochten,  nur  werden 
von  manchen  den  Zwan^sanstalten  freie 
genossenschaftliche  Organisationen  vorge- 
zogen, wie  sie  für  die  Krankenversicherung 
in  den  eingeschriebenen  Biltekassen  auch 
noch  bestehen.  Die  mißlichst  vollständige 
wirtschaftliche  Freiheit  sowohl  im  aus- 
wärtigen Bändel  wie  im  inneren  Gewerbe- 
betriebe ist  eine  Forderung,  die  auch  von 
der  Freihandelspartei  erhoben  wird,  ohne 
daß  sie  deshalb  mit  der  Uandiesterpartei 
im  olagen  Sinne  zusammenfiUlt 

Lexta. 


Muigoldt,  Hans  Karl  Emil  Ton, 

geb.  UD  9./VI.  1824  in  Dresden,  1848  Leiter  des 
offiziösen  „Dresdener  Joomala",  1862  ord.  Pro- 
fessor der  Staats-  und  Kameralwissenschaften  zn 
Freiburg  L  B.,  gen  am  19./IV.  1868  zu  Wies- 
baden. 

Anhänger  derjenigen  wirtschaftlichen  Dogmen 
der  Adam  Smithachen  Schule,  welche  abseits  der 
individnalistiacben  nnd  mancheaterliehen  Doktrin 
lie«:en.  Grnndlegender  Theoretiker  des  Unter- 
nehmergewinns,  der  dessen  Selbständigkeit  da- 
durch begrflndet,  daß  das  Opfer,  für  welches 
der  Gewinn  die  Entschädi^ng  bildet,  ein  kosten- 
nnd  anstrengUDgalos  geleistetes  ist  und  daß  die 
Entschädiguig  für  dieses  Opfer  weder  mit  der 
Produktion  noch  mit  der  auf  diese  verwendeten 
KapitalnntzQDg  in  wirtschaftlichem  Zusammen- 
hang: steht. 

von  seinen  Schriften  seien  genannt:  Die 
Lehre  vom  Uutemehmergewinn.  Ein  Bei- 
trag zur  Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  1856.  — 
Gmndriß  der  Volkswirtschaftslehre.  Ein  Leit- 
faden fftr  Vorlesungen  an  Hocbschnlen  usw. 
Stuttgart  1863;  dasselbe,  2.  Aufl.,  bearbeitet  von 
Fr.  Kleinwachter,  ebenda  1873. 

lApperL 


Har^chal,  Sylvaiii, 

geb.  16./Vin.  1760  in  Paris,  gest.  ebenda  la/I. 
1803;  vgl  Art  „Sojdaldenaokratie''. 

Carl  Grünberif. 


Margarfoe  s.  Butter-  und  deren 
Ersatzmittel  oben  Bd.  I  S.  598%. 


HarkenschntK. 

Unter  „M."  im  weiteren  Sinne  versteht 
man  den  Schutz  von  solchen  sichttarea 
Merkmalen,  welche  zur  Unterscheidung  der 
Waren  eines  Geschäfts  treiben  den  von 
den  Waren  anderer  dienen  (Warenzeichen). 
Während  g^enwfirtig  das  Gesetz  zum  Schutz 
der  Warenbezeichnungen  v.  12./^.  1894  den 
M.  gewährleistet,  war  bis  zum  l^X.  1894 
das  G.  v.  30./XI.  1874  „über  M."  zn  diesem 
Zwecke  in  Geltung.  Im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes verstand  man  unter  „äL"  nur  den 
Schutz  solcher  Zeichen,  welche  von  einge- 
tragenen Kaufleuten  zur  Unterschei- 
dung ihrer  Waren  von  denen  anderer  Ge- 
werbetreibenden auf  den  Waren  selbst  oder 
auf  deren  Verpackung  angebracht  werden 
und  nicht  ausschließlich  in  Zahlen,  Budi- 
stabeu  oder  Worten  bestehen.  Der  M.  auf 
Grund  des  G.  v.  30./XI.  1874  (M.  im  engerea 
Sinne)  wurde  bis  zum  1./X.  1898  denjenigen 
Warenzeichen  forteewährt,  die  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  ihre  Eintragung  in  das 
Handelsregister  (Zeichenregister)  erlangt 
hatten.  Auch  konnten  die  Zeichen  bis  da- 
hin jederzeit  zur  Eintragung  in  die  Zeichen* 
rolle  des  Patentamtes  nach  Maßgabe  des  G. 
T.  12./V.  1894  angemeldet  venlea;  dann 
unterlagen  sie  lediglich  den  Beetinunuogeu 
dieara  Gesetzes.  Waren  die  Z^dien  auf 
Grund  eines  älteren  landesgesetzlicfaeo 
Schutzes  in  das  handelsr^isterliche  Zeidieo- 
register  eingetragen,  so  konnte  ihre  Kn- 
In^^ung  in  die  Zeichenrolle  seitens  dee 
Patentamtes  nicht  versagt  werden,  insbe- 
sondere nicht  auf  Grund  des  §  4  des  0.  v. 
12./Y.  1894.  Alle  sonstigen  im  Zeichen- 
register eingetragenen  Warenzeichen  konnten 
in  die  Zeicfaenrolle  des  Pateolamts  nur  ein- 
getragen werden,  wenn  die  vom  G,  v.  12JV. 
1894  vorgeschriebenen  Voraussetzungen  vor- 
lagen. Alle  auf  Grund  dee  G.  v.  30./XL 
1874  bereits  eingetragenen  Warenzeichen 
wurden  in  die  Zeichenrolle  des  Patentamtes 
unter  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Anmeldung 
unentgeltlich  eingetragen,  jedoch  nicht  von 
Amts  wegen,  sondern  nur  auf  vorgängi^ 
AnmelduDg.  Vermiß  der  Eintragung  m 
die  Zeichenrolle  genießen  diese  Zeichen  nur 
noch  den  Schutz  des  G.  v.  1^4;  ist  dieee 
Eintragung  nicht  bis  zum  1./X.  1S9S  be- 
wirkt worden,  so  sind  sie  jeglichen  Schuttes 
verlustig  gegangen.    Vgl  Art  „Wareabe* 
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rLichcoogen" ,  insbesondere  auch  hinsicht- 
,,->i  iier  gefidiichtlichea  Entwickelang,  der 
vjustik  nnd  da*  Literatur. 


■ttkgeaosseueliafi 

1  ieall«re  Geschichte.  2.  Innere  Geschichte. 

Die  ..gemeine  Mark",  von  der  die  M. 
'.ni-iü  Namen  hat,  ist  nur  ein  anderer  Aus- 
■\mi  fftr  „Allmende".  Da  dieser  schon 
-r.  Artiiel  gewidmet  ißt  {oben  Bd.  I S.  78  fg.), 
.-  'icd  hier  nur  Nachträge  zu  liefern. 

L  Aenssere  Geschichte.  Lauge  hat 
•zm  es  als  aicher  angesehen,  dafi  die  M. 
■  Mta  in  der  deutschen  Urzeit  existierten. 
>"itnlinga  hat  jedoch  nach  dem  Vorgwige 
Franzosen  Fustel  de  Coulanges 
umentÜch  K.  Hildebrand  die  Meinung 
■FTtröten,  daß  eine  wirkliche  gemeine  Mark, 
)  h.  «in  im  Oemeindeeigentum  der  Bauern 
.-r  im  Eigentum  Ton  Dorfgemeinden  be- 
MriütJies  Wald-  und  Weideland  erst  in 
.•r  tveiten  BAlfte  des  Mittelalters  nach- 
KHi^  sei.  Die  Nachrichten  aus  frOherer 
die  man  bisher  dahin  gedeutet  habe, 
'^'Vta  sich  tatsächlich  nur  auf  Nutzangs- 
-.^hi  an  einem  im  fSg^tum  eines  oder 
i:'iimn  Orondherren  befindlichen  Areals 
^t'r  auf  res  nullius  (nidit  res  communis) 
"$¥  Jeden blls  ist  nicht  zu  bestreiten,  daS 
'iv  ^niaaa«n  Nachriditen  über  eigentliche 
h.  ent  TCrh&ltpismftBig  jung  sind.  Diese 
•Ji^meü  nun  (naohweisliar  seit  der  Mitte 
i**  Uittdalters)  meistens  eine  Mehrzahl 

t)6rfem.  Wohl  haben  auch  die  Dörfer 
■'  iür  sich  rwelm&Big  Land,  das  im  Gemein- 
•  >otum  steht.  Aber  die  gemeinen  Marken 
">i  ^fierer  Atisdehnung,  -wie  namentlich 

inoßen  Waldungen  und  Haiden,  stehen 
Teit  Qberwiegend  im  Eigentiun  nicht 
i>T  <iemeinschaft  eines  einzelnen  Dorfes, 
-'iiJoni  mehrerer  DOrfer.  Diese  umfang- 
n-iiiitfn  Harken  einer  Mehrz^  von  Ge- 
'.t-iiHlen  äncl  zum  großen  Teil  bis  in  die 
-•■iM,ie  Zeit  bei  Bestand  geblieben,  haben 
•■]|»h  immerhin  seit  dem  Mittelalter  eine 
v^i'^iileode  Einbuße  zugunsten  der  Eer- 

Iribg  von  besonderen  Gemeindemarken 
'führen.  Wir  wissen  z.  B.  von  Stadtge- 
vi-j)^,  daß  eie  ihren  Anteil  aus  der  bisher 
•lA  Landgemeinden  gemeinsam  besessenen 
hewiageltet  und  sich  so  eine  besondere 
Ktfk  i;eschaffeD  haben.  Vollst&ndige  Auf- 
■h-aagw,  dff  HL  (d.  h.  nicht  bloße  Zer- 
■vuDgsQ  der  großen  Marken  in  Dorf-  bezw. 
^Kilouukco)  sind  bis  zum  18.  Jahrh.  Aus- 
iluDrat  In  diesem  aber  setzt  eine  sehr 
'  lufle  Bewegung  zur  Beseiti^ng  der  M. 
'^a  ttif  bis  in  die  neueste  Zeit  fortdauert. 
Ik'-ii  «ad  nameniUch  in  Sfld-  und  West- 
')*'it«hlui1  noch  Marken  in  großer  Zahl 


erhalten  geblieben,  und  in  neuerer  Zeit  vrird 
die  Auflösung  von  Staatswegen  eher  er- 
schwert als  erleichtert.  —  Soweit  die  Mark 
Dorfmark  ist,  gibt  es  keine  besondere  Or- 
ganisation der  M.  Hingegen  sind  in  den 
großen  Marken,  an  denen  eine  Mehrzahl 
von  Gemeinden  berechtigt  ist,  Beamtentum 
und  Gericht  von  denen  des  Dorfes  getrennt. 
An  der  Spitze  der  Markverwaltung  stand 
der  „oberste  Märker",  „Holzgraf.  Ihm 
waren  niedere  Beamte  untergeben,  nament- 
lich solche  für  den  Schutz  des  Waldes.  Ein 
Ausschuß  trat  dem  obersten  Mftrker  erst 
später  und  nicht  in  allen  Marken  an  die 
Seite.  Das  unter  dem  Vorsitz  des  obersten 
Märkers  tagende  „Märkerding",  „Holzding*' 
urteilte  über  Markfrevel.  Großen  Einfluß 
übte  in  den  meisten  M.  ein  Grundherr,  der 
dann  wohl  die  Stellung  eines  obersten  Märkeis 
einnahm  und  größeren  Anteil  an  der  Mark- 
nutzung beanspruchte.  Man  pflegt  einen 
solchen  Grundherrn  als  „Obereigentümer" 
der  Mark  zu  bezeichnen,  weil  er  reiner 
Eigentümer  doch  nicht  war ,  die  übrigen 
Markgenossen  vielmehr  ein  selbständiges 
Aurecht  auf  die  Mark  besaßen.  Seit  dem 
Ende  des  Mittelalters  begannen  auch  die 
Landesherren  in  die  Verwidtun^  der  Marken 
einzugreifen,  ein  Vorgang,  der  mit  der  damals 
eintretenden  allgemeinen  Erweiterung  der 
landesherrlichen  Oe^t  zusammenhängt 

8.  Innere  Geschichte.  Für  die  inneren 
Verhkltnisse  der  M.  sind  insbesondere  zwei 
Frs^n  entscheidend:  1.  Hat  der  dnzelne 
Berechtigte  ein  uneingeschränktes  Nutzungs- 
recht? 2.  Siud  fdle  länwohner  der  Mark 
nutzungsberechtigt  oder  nur  b^timmte 
Klassen?  Die  erste  Fr^  wird  für  die 
älteste  Zeit  ebenso  zu  bejahen  wie  für  die 
spätere  zu  verneinen  seiu.  Die  Vermehrung 
der  Ansiedelungen  und,  was  damit  zusammen- 
hängt, das  Wachstum  der  Bevölkerung,  ferner 
die  Einforstung  von  Markwäldern  (wodurch 
sie  dem  gemeinen  Nutzen  entzogen  wurden) 
nötigten  zu  einer  Einschräokungdes  Nutzungs- 
rechtes. Was  die  zweite  Fra^  betrifftj  so 
waren  ursprünglich  gewiß  alle  selbständigen 
Haushalte  in  der  Mark  gleichberechtigt. 
Seitdem  jedoch  das  verfügbare  Ackerland 
knapper  wiurde,  tauchen  (noch  im  Mittel- 
alter) Klassen  von  minder  berechtigten  Ge- 
meindegenossen auf :  Kötter,  Seidner,  Büdner, 
lläusler,  welche  sich  in  den  Jahrhunderten 
der  Neuzeit  beständig  vermehren.  Erst  seit 
der  starken  Zunahme  der  Bevölkerungs- 
klassen wird  die  Frage  nach  der  Konstruktion 
der  Markanteile  brennend.  Gelöst  ist  sie 
im  einzelnen  auf  sehr  verschiedene  Weise 
worden:  bald  ist  die  Realgemeinde,  bald 
die  politische  Gemeinde  nutzungsberechtigt, 
und  dazwischen  gibt  es  noch  Mittelstufen. 

Vgl.  auch  die  Artt.  „Ansiedelung  (oben 
Bd.  1  S.  95  fg.),  „FeldgemeiuschaEt"  (oben 
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Bd.  I  S.  814).  „GemeinheitBteilung"  (oben 
Bd.  I  S.  951  fg.). 

Literatur:  Vgl.  die  Literatur  in  dem  Art. 
„AUmende"  (oben  Bd.  I,  S.  79).  —  Stüve, 
Weaen  und  Verftuntnff  der  Landgemeinden  und 
det  tänd ticken  Grundbesitzee  in  NiederaacAgen 
und  Watfalen,  Jena  185L  —  Thudiehuni,  Die 
Gau-  und  Mariver/a$aung  in  Deutschland,  Gießen 
1860.  —  hacomblH,  Die  Mark-  und  Wald- 
gen otten »chaften  (am  Xiederrkein).  Arch.  f.  d. 
Gesch.  d.  Niederrheimi,  Bd.  III,  Diiaaeldorf  1860. 
—  Endemann,  Die  Markgenostenachaft  und 
die  Landgemeinde  in  Ileaaen,  Ztachr.  f.  pievß. 
Gesch.,  Bd.  VII,  Berlin  1870.  —  Waitz,  Deutsche 
Verfaaaungggeackiehte,  Bd.  I,  3.  Auß.,  S.  126 ff., 
Berlin  1880.  —  ,T.  Wolff,  Btüräge  zur  sieben- 
biü^eh-deutsehm  Agrargtaehichte ,  Progr.  d. 
evaag.  GymnaHums '  ^  MüMaeh  (Siebenbürgen), 
Hermannstadt  1S8S.  —  Lüttlch,  Zur  GesckichU 
der  deutschen  Markgenosaenseht^len,  Naumburg 
1886  (Oj/mnasiaiprogramm).  —  O.  v.  BeUtw, 
Der  Ursprung  der  deutaehen  Stadtver/aaaung, 
J}äasetdor/  189t.  —  Derselbe,  ArL  „Mark- 
genoasenschafl".  ff.  d.  St.,  Bd.  IV,  S.  1117 Jg., 
g.  Aufi.,  Bd.  V,  S.  689 fg.  —  W.  WittUh,  Die 
Grundherrschaß  in  yordiceatdeutachland.  Leipzig 
1896.  —  R.  HUdebrand,  Recht  und  SUte  auf 
den  verschiedenen  wirtachaftUchen  Kulturstufen, 
I.  7Wf,  Jena  1896.  —  K  H.  Meyer,  DeuUehe 
Vottskunde,  Stra^rg  1898.  ■—  Emat  Ueaier, 
Zur  ältesten  Geschichte  OsÜ>ererHS  (Ober  das 
Marhenreeht  «.  1SS9),  Ztsehr.  f.  wesIJSl.  Gesch., 
Bd.  LXI.  —  K.  Haff,  Geschichte  einer  ost- 
alemannischen Gemeinlandsverfaaaung ,  Würz- 
burger Dissertation  v.  1908.  —  O.  v.  Below, 
AUmende  und  Markgenostenachaft,  Vierteljahr- 
tehriß  f.  Soz.'  und  Wirtschaßageach.  1  (190SJ, 
S.  ISO  fg.  —  H.  Rennefahrt,  Die  Allmetid  im 
Bemer  Jura,  Brealau  1905.  —  H.  Wopfner, 
Das  AUmendregeil  det  Tiroler  Landeafüraten, 
Innsbruck  1906.  O.  v.  Below. 


■&rkte  und  Messen. 

1.  Begriff  und  Ursprung.  2.  Geschichtliche 
Entwickeiung.  3.  Jabr-H.  n.  H.  in  der  tiegen- 
wart. 4.  Der  städtische  Lebensmittel  markt. 
6.  Das  Recht. 

1.  Begriff  und  Ursprung.  Markt  im 
allgemeinsten  Sinne  ist  der  Ort,  an  welchem 
Nachfrage  und  Angehot  sich  treffen.  Im 
engeren  Sinne  versteht  man  darunter  Yer- 
anstaltungeo,  durch  welche  periodisch  Kauf 
und  Verkauf  an  einem  Orte  konzentriert 
werden. 

Wenn  der  Handel  sich  über  die  Stufe 
des  bloßen  Hausierhandels  erhebt,  wenn 
Kauf  und  Verkauf  dim^h  die  EDtwickehing 
der  Verkehrswirtschaft  etwas  Hegelmftßiges 
werden,  entsteht  der  Markt,  wo  zuerst  eine 
i-egelmäßige  Preisbildung  stattfindet,  indem 
es  hier  zuerst  möglich  wird,  Aber  Menge 
und  Güte  der  angebotenen  Waren  wie  Ober 
die  Starke  der  Nachfrage  sich  ein  Urteil 
zu  bilden. 

Wo  regelmäßig  Menschen  in  größerer 
Zahl  zusammen  kommen,  lockt  das  auch 


naturgemäß  Händler  herbei.  So  haben  vor 
allem  religiöse  Feste  bei  den  verschiedensten 
Völkern  den  Äntaß  zur  Entstehung  von 
Märkten  gegeben,  wie  das  in  den  Bezeich- 
nungen Messe,  Dult  (von  indnltum),  Send 
(von  synodiis),  dem  französischen  foire  und 
dem  englischen  fair  (von  feriae)  Ausdruck 
gefunden  hat.  Ümgekehrt  lockte  auch  die 
Ankunft  von  fremden  Seefeihrern  und  Kara- 
wanen die  Käufer  zu  deren  üblichen  Halte- 
plätzen. Und  da  durch  die  Abhängigkeit 
von  den  Jahreszeiten,  durch  die  gemein- 
schaftlichen Beisen  zu  Festen  u.  dgl.  solche 
Ankunft  sich  zu  regelmäßigen  Zeiten  wieder- 
holte, entstand  an  solchen  Pimkten  nator- 
gemäß  ein  periodischer  Markt. 

Vor  allem  da,  wo  die  Kaufleute  zweier 
Völker  sich  trafen,  um  die  Waren  ver- 
schiedener Handelsgebiete  auszutauscbeo, 
da ,  wo  verschiedene  Verkehrswege  sich 
kreuzten,  wo  die  Ware  von  einem  Transport- 
mittel auf  ein  anderes  Übeiging,  entstanden 
Märkte  von  einiger  Bedeutung.  Und  der 
naturwüchsigen  Entstehung  folgte  die  be- 
wußte Errichtung,  nachdem  man  den  Nutzen 
von  Märkten  eingcfiehen  hatte:  die  Steigung 
der  ZolldunahmeUj  vieUeddit  auch  die  wirt- 
schaftlichen Vorteile. 

Neben  solche  Jahrm&rkte,  welche  an-, 
zwei-,  drdmal  im  Jahre  stattfinden ,  tritt 
aber  mit  der  Entstehung  größerer  Nieder^ 
lassuDgen,  der  Städte,  etwas  weiteres.  Wenn 
in  ihnen  Arbeitsteilung  und  Produktion  (Qr 
den  Verkauf  sich  entwickelt,  so  ist  das  an 
das  Vorhandensein  des  wöchentlichen, 
des  täglichen  Marktes  gebunden,  wo 
Lebensmittel  und  Handwerkerprodukte  für 
den  Städter  und  für  den  Bewohner  des  um- 
liegenden Landes  feilgehalten  werden. 

So  gehören  bei  allen  Völkern  Stadt  nnd 
Markt  begrifflich  zusammen.  Die  Grund- 
lage für  allen  Marktverkehr  aber  ist,  daß  er 
einen  besonderen  Schutz  und  Frieden  habe, 
eine  Vorstellung,  die  sich  wiederum  bei  den 
alterverschiedensten  Völkern  findet  und  die 
bald  mehr  einen  kirchlichen,  bald  mehr 
einen  politischen  Charakter  trägt. 

2.  Geschichtliche  Entwlckelnny.  Aller 
mittelalterliche  Handel  vollzog  sich  anf  dem 
Markte,  in  der  Form  des  fiffentlicheii 
Marktverkehra.  Er  war  zneammeng«dr&ngt 
anf  bestimmte  Tage  nod  Stauden »  aaf  be- 
stimmte Plätze  and  Straßen,  in  öffentliche 
Stände  und  Eanfhänser.  Er  ToUzog  licb  anter 
der  Mitwirkung  von  Hilfapeisonen  (tfnterkäafen 
oder  Maklern,  Trägern,  Messern,  Wagemeistem 
usw.),  welche  eine  beamtenartige  Stellane  ein- 
nahmen.  Dadurch  wird  der  Öffentliche  Harkt 
das  Mittel,  nm  die  Rtädtiscbe  Gewerbe-  nnd 
Handelspolitik  dnrchznfUbren :  Die  Aufsicht  Aber 
Maß  und  Gewicht,  über  (joaUtät  und  Preis,  die 
Verhinderung  Überflüssigen  Zwischenbandelti, 
des  Auf-  und  Vorkanfs.  Dem  egoistiscbeQ 
Charakter  städtischer  Handelspolitik  entspricht 
die  Bekämpfung  fremder  Märkte,  das  verbot 
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tfi  ist  fremden  Kanflente,  sieb  ao  dem  gewiDn- 
bnopendeo  Detailhandel  so  beteiligen  oder 
i.:  '»t  mitoiDaader  za  handeln.  0iese  Be- 
'inakKog  der  Fremden  aber  wurde  darcb- 
tr  ^lieB  m  den  Jahrmärkten,  auf  denen  anch 
i'f  frmde  Kaufmann  Detailhandel  treiben 
Knnte.  wu  Zcaie  and  andere  Abgaben  ennttUigt 

foter  besonders  g&nstigen  Bedingnngen  ent- 
^.-kelo  «ich  solche  Jahrmärkte  za  MeHseu, 
4  za  Mirkten,  welche  nicht  nur  wie  jene 
4-11  ItetaÜTerkaof  dienen,  sondern  wo  tot  allem 
s-/  Verkehr  swischen  Grolikanflenten  nnter- 
-  iiudrr  oad  mit  den  Detaithändlern  stattfindet. 
!>>ti'  Hessen,  dnrch  aablreiche  Privilegien  be- 
i  A-tiet.  sind  seit  dem  13.  Jahrh.  die  eigent- 
.( !  tu  rräupnnbte  des  enropäiscben  Großhandels, 
üuoratlieb  im  Binnenlande,  während  in  den 
T'Uv  Seehäfen  mit  dem  Äjawacbsen  dar  Um- 
•*ut  mi  bei  der  größeren  Leichtigkeit  des 
--rvrkchts  die  Hessen  nicht  dte  gleiche  Be- 
knmng  behauptet  haben. 

l*ie  Hessen ,  welche  zuerst  fär  den  kon- 
ii>fiuJen  Verkehr  eine  zentrale  Bedeutung  er- 
lioften,  waren  die  Hessen  der  Champagne, 

•  -tie  za  ProTins,  Troyes,  Bar  and  Lagnj 
"  !i>iDs]  im  Jahre  gehalten  wurden  nnd  deren 
Küif  ia  das  13.  Jahrh.  ViWt.   Vom  14.  Jahrb. 

T«tpefatebt  akh  das  Zentrum  dei  europäischen 
<iT-il!liaBdeis  nach  ferttgge  und  Antwerpen  einer- 
lach  den  Hessen  von  Genf  nnd  Lyon 
■tdcmseits.  Seit  der  große  Handelscug  nicht 
oit-or  Tin  Italien  nordwärts,  sondern  mit  der 
<  mrotaltnng  des  indischen  Handels  von  den 
^l■•lfrlanden   nach  Süden   und  Osten  gebt, 

•  Tlt-n  die  Messen  von  Frankfurt  a.  M. 
«"büe.  und  die  weitere  HandelsTermittelnng 
1)1' □  dem  europäiscbeu  Osten  wird  auf  den 
Mt«cBTun  Frankfurt  a.  O.nnd  von  Leipzig 
k^wt.  hier  namentlich  seit  der  Herstellung 
H  puUtisehen  Verbindung  mit  Polen  (zu  £nde 
4^  17.  Jahrii.1.  DicM  norddevtachen  Hnsen 
«nrdeu  anch  dadurch  bedeutend,  daß  das  Ein- 
ibtitAr  des  fremden  Handels  nach  Deutsch- 
•ini  immer  mehr  Hamburg  wurde.  Außer  den 
^■•suntcB  Hessen  sind  b^onders  berttbmt  ge- 
«*<«n :  in  Frankreich  die  Hessen  von  Paris  nnd 
T'<o  Beaucairec  in  Italien  die  von  Sinigaglia; 
it  Spanien  die  ron  Hedina  del  Campo;  in  der 
"^imtix  die  Ton  Zuriach. 

Xit  dem  Warenrerkefar  konzentrierte  sich 
wf  im  Hesaen  der  Geldumsatz.  Wie  es  häufig 
IV  daß  Endit  fär  Benhlung  der  Ware  von 
'ibtr  Mene  snr  anderen  gewährt  wurde,  so 
«anlc  es  Crfth  flblich,  anch  fQr  andere  Zahlungen 
't-  II  Darleben)  eine  Hesse  zum  Zablnngs- 
^'rtaiDe  zu  machen.  Daran  knüpfte  sich  natur- 
.'•Bit!  das  internationale  Zablungswesen,  An- 
'eHiia(^,  die  Entstehung  des  Wechsels,  die 
vtDldfaAUsgleiehung  am  Schlüsse  der  Messe 
c-i'fb  Skuntration.  Zu  hoher  Voltkoinmenheit 
^ar>led«B  gebracht,  als  die  genuesischen  Bankiers 
Hill  den  Hessen  von  Lron  emanzipierten 
ijA  auh  spanischem  Vorbild  cum  Zwecke  der 
n'iTflimg  der  internationalen  Zahlungen  eigene 
■«fbidmesMU  gründeten,  auf  denen  ein  Waren- 
*'ri(tfar  Qberhanpt  nicht  stattfand  (in  Hesan{;on 
;^^>  >pticr  nach  Süden  verlegt,  seit  1Ö79  in 
('•v«aza.  seit  1621  in  N'otI,  bald  daranf  einge- 

ia  Anacklnlt  an  die  Ueasen  organisierte  sich 


auch  der  Buchhandel,  der  französische  in  Lyon, 
der  deutsche  zuerst  in  Frankfurt  a.  H.,  seit 
dem  17.  Jahrh.  in  Leipzig. 

8.  Jahr-M.  u.  M.  in  der  Gegenwart. 

Die  Bedeutung  der  Jahr-Ikf.  u.  >L  hat  sich 
im  Laufe  uoseres  Jahrhunderts  rasch  ver- 
mindert. Die  Entwickelung  des  st&ndigeu 
laden geschäftes  hat  sie  im  Detailhandel  (vgl. 
Art  ,,Kleiohandel"  oben  S.  167  fg.)  zurQckge- 
dräogt  Die  den  uiaftssigen  Händlero  gegen- 
über wünschenswerte  Konkurrenz  wird  durch 
die  Yersandgeschftfte  bewirkt,  denen  jene  eine 
ebenso  lebhafte  Abneigung  widmen  wie  den 
Jahrmärkten.  Die  Bedeutung  dieser 
schwindet  auch  fflr  die  kleinen  Städte  in 
Deutschland  wie  im  ganzen  mittlei-en  und 
westlichen  Europa.  (lewohnheitsmäBig 
kommen  noch  die  Laiidleute  bei  solcher 
Gelegenheit  iu  die  Stadt,  um  ihre  Einkäufe 
zu  machen,  aber  durchaus  nicht  nur  auf 
dem  Markte,  sondern  auch  in  den  städtischen 
Läden.  Auf  den  Märkten  selbst  werden 
nur  noch  ganz  wohlfeile,  zurückgesetzte, 
schadhafte  Waren  verkauft,  welche  auf  diese 
Weise  abgesetzt  werden.  (Größere  Kauf- 
leute und  kleine  Fabrikanten  beziehen  diese 
Märkte  nicht  mehr,  auch  die  Handwerker, 
die  selbstgefertigte  Ware  f  wie  Stiefel,  Bürsten, 
Töpfe)  feilhalten,  werden  immer  seltener. 
Die  Jalirmärkte  sind  überwiegend  eine  Form 
des  Wanderhandels  geworden  und  eine  Ge- 
legenheit für  Lustbarkeiten  ziemlich  niedriger 
Stufe.  Das  Bestreben  der  Verwaltung  geht 
denn  auch  dahin,  die  Jahrmärkte  zu  ver- 
mindern. 

Anders  steht  es  mit  den  vielfach  im 
AaschluB  an  Jahrmärkte  entstandenen  oder 
noch  gehaltenen  Spezialmärkten.  Durch 
die  natürlichen  FroduktionsbedingUDgen  kon- 
zentriert sich  das  Angebot  namentlich  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  ohnehin  auf  be- 
stimmte Zeiten  und,  um  einen  klaren  Ueber- 
blick  Über  Angebot  und  Nachfrage  zu  ver- 
schaffen, ist  OB  zweckmäßig,  sie  auf  M^kte 
zu  konzentrieren,  auf  denen  die  Produzenten 
ihre  Ware  zu  Verkauf  stellen.  Das  ist  vor 
allem  der  Fall  mit  Viehmärkten  allgemeiner 
Art  wie  fflr  bestimmte  Gattungen  (Pferde- 
märkten, Schwoinemärkten,  Jungriehinärkten, 
Schlaclitviehmärkten  usw.).  Aehnlich  liegt 
es  mit  Märkten  für  Butter,  Eier,  Hopfen, 
Honig,  Obst,  Spargeln,  Zwiebeln,  für  Flachs, 
Hanf,  Garn  und  Leinewand.  Die  Zahl  der 
Spezialmärkte  nimmt  im  allgemeinen  zu; 
nur  die  früher  so  wichtigen  WoUmärkte  ver- 
lieren neuerdings  an  Bedeutung. 

Die  Messen  sind  nicht  mehr  die 
herrschende  Form  des  Großhandels.  Aller- 
dings ist  die  Zufuhr  von  Waren  in  Frank- 
furt a.  0.  bis  in  die  50er,  die  in  Leipzig 
bis  in  die  60er  Jahre  gewachsen.  Hinter 
der  Gesamtzunahme  des  Handeis  aber  blieben 
die  Messen  schon  damals  weit  zurück.  Der 
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Großhande],  der  Verkehr  des  Fabrikanten 
mit  Orofi-  und  Kleinhändlern  nimmt  andere 
Formen  an,  der  Ausgleich  von  Nachfrage 
und  Angebot,  die  Preisbildung  vollzieht  sich 
in  anderer  Weise.  Der  KommisBionshandel, 
das  kaufmännische  Nachrichten-  und  Zeitungs- 
wesen, der  Verkauf  nach  Mustern  oder 
Kattdogeo,  das  Aufsuchen  der  Bestellungen 
durch  Handlnag^isende,  die  grOSere  Unab- 
hängigkeit des  Warentransports  von  den 
Jahreszeiten  —  alles  das  ist  durch  die  Ent- 
vickelung  der  Verkehrsmittä  in  früher 
ungeahnter  Weise  ausgebildet  worden.  Damit 
venoren  die  Messen  entsprechend  an  Be- 
deutung, 

In  gewissen  Waren ,  die  der  Käufer 
zweckmäßigerweise  selbst  prüft  und  ver- 
gleicht, wie  Pelzwerk,  vollzieht  sich  noch 
ein  erheblicher  Umsatz  z.  B.  auf  den  Leipziger 
Messen  (etwas  Analoges  sind  die  Auktionen). 
Aber  im  tlbrigen  verändert  das  noch  be- 
stehende Meßgeschäft,  soweit  es  nicht  zum 
bloßen  Jahrmarkt  herabsinkt,  rasch  seinen 
Charakter.  Anstatt  der  Ware  selbst  werden 
immer  mehr  Mustersammlungen  vorgeführt, 
um  daraufhin  Bestellungen  zu  erhalten. 
Soweit  es  zweckmäßig  ist,  daß  die  an  einem 
Geschäft  Beteiligten  persCnhch  von  Zeit  zu 
Zeit  zusammenkommen,  werden  im  Anschluß 
an  die  Messe  oder  selbständig  Börsentage 
eingerichtet.  An  die  Stelle  der  Messe  treten 
damit  ihre  modernen  Nachfolger:  die  Börse, 
das  Musterl^er,  der  Verkauätag,  die  Aus- 
stellung. 

Da,  wo  die  Verkehrsmittel  unentwickelt 
sind,  die  Bevölkerung  spärlich  ist,  haben 
auch  heute  größere  Märkte  noch  große 
Wichtigkeit  Vor  allem  ist  das  der  Fall 
in  Rußland.  Die  in  ihren  Anfängen  bis  ins 
16.  Jahrb.  zurückreichende,  an  ihrem  jetzigen 
Orte  seit  1817  befindliche  Messe  von 
NishniNNowgorod  ist  der  Mittelpunkt 
des  Handels  von  ganz  Inner-Rußland.  Dort 
strOmen  im  Juli  und  August  bis  zu  300000 
Menschen  zusammen  aus  Rnßliuid  und  den 
angrenzenden  Teilen  Asiens.  Der  Wert  der 
zngefflhrten  Waren,  von  1857—1866  durch- 
schaittlidi  104  MilL  Rubel  betragend,  war 
1881  bis  auf  246  Mill.  angewachsen.  Auch 
eine  Anzahl  anderer  Messen  sind  von  großer 
Bedeutung,  so  im  Osten  die  von  Irbit  (im 
Februar),  wo  der  Wert  der  Waren  in  den 
80er  Jahren  50  Mill.  Rubel  überstieg.  Charkow 
und  Pultawa  im  südlichen  Rußland,  Ischira 
und  Tjumen  in  Sibirien.  Aber  auch  in 
Rußland  fängt  die  Organisation  des  Handels 
an  sich  zu  ändern.  In  Polen,  dessen  Jahr- 
märkte (Berditschew)  im  18.  Jahrh.  berühmt 
w^aren,  wie  in  den  gewerblich  höher  ent- 
wickelten Teilen  Rußlands  ist  keine  Messe 
von  besonderer  Bedeutung  mehr.  Und  wo 
die  Eisenbahnen  sich  ausdehnen,  leiden  die 
alten  Messen.    Selbst  in  Nishnij  ist  die 


Warenzufuhr  von  der  Höhe  der  Jahre 
1880—84  auf  166  Mill.  Rubel  im  Jahre  1893 
herabgesunken  (1892  nur  144)  und  in  Irbit 
fiel  sie  von  1888—1892  von  57  auf  34  MilL 
Rubel.  Von  1885—1892  sank  im  gaozea 
russischen  Reiche  die  Zahl  der  M&rne  von 
mehr  als  7  Tagen  Dauer  von  488  auf  359. 
Befördert  wird  dieser  Rückgang  dadim;h, 
daß  der  früher  steuerfreie  Bandelsbetri^ 
auf  den  Märkten  seit  1883  für  die  größeren 
Märkte  einer  ^^idings  sehr  mäSigeo  Steuer 
untfflworfen  ist. 

4.  Der  gtädtigche  Lebenemlttelmarkt 
Die  Lebensmittelversor^ng  der  Städte  er- 
folgte früher  ausschließiicJi  auf  dem  Wochen* 
markte.  Auch  heute  wird  dieser  nur  teil- 
weise durch  das  Ladengeschäft  und  den 
Hausierhandel  von  Gemüse-,  Geflügel-,  Butter- 
händlern usw.  ersetzt.  Die  KonzentratioQ 
dieses  Verkehrs  auf  Märkten  liegt  im  Interesse 
der  raschen ,  gleichmäßigen  und  billigen 
Lebensmittelversorgung  der  städtischen  Kon- 
sumenten. Die  Fürsor^  hierfür  ist  eine 
wichtige  Aufgabe  städtischer  Wirtschafts- 
politik. Den  direkten  Verkehr  zwischen  dem 
Konsumenteu  und  dem  ländlichen  Produ- 
zenten zu  erzwingen,  hat  man  allerdings 
aufgegeben.  Den  Wochenmarkt  bezieht  wegen 
des  Zeitaufwandes  und  der  größeren  SpezuJi- 
sienmg  nicht  mehr  ausschiießUch  der  länd- 
liche Produzent,  in  großen  Städten  ist  er 
versehwunden.  Um  so  wichtiger  ist  es,  den 
Lebensmittelmarkt  so  zu  organisieren,  daß 
der  Konsument  den  Zwischenhändlern  nicht 
ganz  ausgelieferi  ist  In  den  großen  Städten 
mit  ihrem  M^senbedarf  sondert  sich  zunächst 
der  Großhandel  vom  Kleinhandel.  Der  Groft- 
handel  der  großen  Städte  versoi^  sogar  in 
wachsendem  Umfange  die  Kleinhändler  der 
kleineren  Städte.  Für  den  Detailhandel 
werden  in  größeren  Städten  Markthallen 
errichtet  zum  Schutze  der  Käufer  und  der 
Verkäufer  vie  der  Waren  das  Wetter, 
Staub  usw.  Das  Vorbild  dieses  Markthalleo- 
verkehrs  ist  Fans.  In  Deutschland  hat  mao 
erst  in  neuester  Zeit  (Frankfurt  ^  U.  1S79) 
dieses  bemerkenswerte  Muster  nachgeahmt 
In  Berlin  ist  der  städtische  Viehhof  1881, 
die  Zentralmal ktlialle  1886  eröffnet  worden. 
Die  Anlagekosten  der  doriigen  14  Markt- 
hallen betragen  28  Mill.  M.,  die  Standgelder 
gut  2  MUI.  M. 

5.  Das  Becht.  Der  Marktverkehr,  mit  Ads- 
schloß  der  Spezialmärkte,  ist  für  Dentiich- 
land  einheitlich  geregelt  darch  den  IV.  Utal 
der  Gew.-O.  (g§  64—71).  Den  Markt  darf  jeder 
als  Verkäufer  mit  seiner  Ware  besuchen.  Dia 
sonst  zu  Kant  oder  Verkauf  nötigen  gewerbe- 
polizeilichen Bedingungen  (Amneldaag  de«  Qe> 
werbebetriebea,  liOsung  eines  GewerbescfaeiaM) 
brauchen  nicht  erfüllt  zn  werden.  Der  Harkt* 
verkehr  ist  auch  nicht  gewerbesteuerpflichti;. 
Zum  Verkauf  geistiger  Getiänke  znm  OeDuJB 
auf  der  Stelle  ist  Qesehmigong  der  OrtspoUid 
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•r^irjafiGli.  Alle  Vorkaufsverbote  u.  drf.  sind 
l^fitigt.  Zabl^  Zeit  und  Dauer  der  Märkte 
nrd  TOB  der  \  erwaltungsbehdrde  festgesetzt, 
it  Preußen  ist  du  der  Provinzialrat  für  Eram- 
-ailJahmirkte,  der  Bezirksansschufi  f  IlrWocben- 
TirltA  S^pdAliD&r^tesindTomHandelBmiDister 
n  noehmlgea.  In  anderen  deutschen  Staaten 
«ird  die  öenebmignng  zu  Jahrmärkten  rege!- 
altäg  vom  Uinister  des  Innern  erteilt  Die 
SiifctordiinDgea,  welche  den  Marktverkehr  im 
'luelnen  regeln,  setzt  die  OrtspolizeibehOrde 
m  EinTeistindni«  mit  der  Gemeindebehörde 
t»t  Marktabgaben  dftrfen  nnr  als  Gebühr  für 
«i-D  benstflen  Baum,  für  Buden  und  Oer&t- 
»r^tlteo  erhoben  werden  (Freuß.  0.  t.  2a/IV. 

In  Frankreich  erfolg  die  Regelung  des 
Hvkiweseofl  durch  die  Prüfehten,  fUr  Jahr-  and 
^lehmirkte  aber  seit  1871  durch  die  General- 
ra;e.  Die  Marktpolizei  und  der  Erlalf  von 
Xirktardnangen  stehen  dem  Maire  zu.  Be- 
wliilokiuigen  des  Vorkaufa  und  der  Aufkäufer 
•ai  mlla^.  Für  die  Paiiaer  M&rkte  bestehen 
V(  •'•ädere  Bestimmungen. 

In  Oesterreich  enthält  die  Gew.-O.  von 
'JvS  62—71  die  allgemeinen  Grundsätze,  in 
£B2l*Bd,  WO  anfBeseitigong  der  Jahrmärkte 
Hafurbdlet  wird,  die  Akte  10/11  Vict.  eh.  14. 

Utmters  ZaUnieke  Bemerkungen  Uber  Xärku 
n  ttUrm  Werte»  ^er  HamdOl-  und  Wirteehafit- 
•j»*Mtkle  m»d  «kr  da»  StädteweMen,  die  hier 
ttela  eme^^fitkre»  ehtd.  An  be»m^rw  Werken 
md  nt  nennen: 

P.  J.  MarperffeVf  Betekreibun^  der  Messen 
<a-i  JakrmärkU,  1711.  —  fj.  Ph.  Orth)  Ab- 
'••i.idlHny  mm  den  berühmten  tvoen  Reiehs- 
••^fm,  M>  in  dtn-  Reiekeatadt  Frankfurt  a.  M. 
ftirftck  yrhnlten  werden,  1765.  —  J.  G.  Hoff- 
*Miiit.  Die  Brfugni»  zum  Getvtrbebctriebt, 
If^t.  —  f.  £  f.  PhUip^,  Bei- 
Mgt  ntr  (reee&iekte  und  StaUAik  der  deuUehen 
Mrtftm,  JSS7.  —  B.  de  Mamv,  ßet  AoUm  et 
mirtkü  H  du  ammeree  de»  otjeU  de  eon^ 
•  *mali«m  A  Zondret  et  A  Paris  (Rapport),  1861. 
—  a.  L.  Kftegk,  Die  Frankftirter  Messe  im 
*hJtttaUer ,  im  Frankfurier  ßürgerxtnste  und 
/~Män4e,  S.  S94fg.,  186t.  —  P.  Bourquelot, 
f^öet  nur  les  foires  de  (.'hampagne,  Mimoires 
f'-Mnih  ä  l'Acadfiaie  des  inseriptions  et  heiles 
itUrt»  Serie  U  tonte  S,  1865.  —  B,  Büchsen- 
sehAtM,  Beeits  und  Enterb  im  griechischen 
iftetium,  S.  470/g.,  1S69.  —  G.  achmoller, 
2«r  fJnekieiot  dir  demUeken  £leingeti>erbe, 
A  3i:ji/.,  1870.  —  K.  Tkmmat,  Le  marehf  aux 
»■«Tmu  d»  ta  riUeUe,  187S.  —  r.  E.  F. 
nwtnr*,  Bit  Messen  der  SUidt  Frank- 
/-^  II-  rt.,  M77.  —  K.  W.  XiUaeh,  Der 
"Utut  Morktrerkehr  du  deutschen  Binnenlandes, 
tiesek.-Bl'Uter,  1880/81,  S.  14fg.  —  JC. 
B*tkprn ,  Die  fVitfteAun^  der  Märkte  in 
Ik^AioNrf.  IS8I.  —  Roscher,  System  III, 
ri  I*  u.  es  (1.  Avfi.).  —  B.  fberty,  lieber 
UttrtsmiUeiiersorffung  von  Großstädten  in  Markt- 
tU4,  VoUum.  &ii/imgen,  Hefi  4?l48.  ~- 
^  Bmmtf  Oeeekiehtt  der  Leipriger  Messen, 
—  Pr.  Kapp,  QeaehiekU  da  deuUehen 
AMUnMkb,  S.  44'/ff-,  —  I*  CoUt- 

•r*Ml4(|,  Btndbuck  des  Handelsrechts,  S.  Äufi.. 
Ol.  J,  Ä  Ufg^  ttiJS;  (mü  reichen 

t-tfMsranfökeH).  —  F.  Boret,  Les  foires  de 


Oenive  au  quimihne  sücte,  189t.  —  E.  Lev}ß 
von  Halle,  Die  Organisation  des  Berliner 
Vieh-  und  Fleisehmarktes,  Jahrb.  f.  Ges.  u. 
Vene.,  Bd.  XVI,  S.  381  fg.  —  JC.  Rathgen,  Art. 
„Märkte  und  Messen",  H.  d.  St.,  Bd.  V,  S.  691  fg. 
(dort  auch  freitere  Literatur).  —  W.  Lescis, 
Schönberg,  Bd.  II,  S.  tSSfg.  «.  SlO.  —  R. 
Biedl,  Der  Wiener  Schlaehtviehhandel  in  seiner 
geschichtlichen  EiUwickelung,  Jahrb.  f.  Ges.  u. 
Verw.,Bd.XV2I,S.  8g9fg.—PdmMarvu$9em 
et  C  Oufrie,  Salles  centrales  d«  Paris  et 
commerce  de  l'alimentatü»n,  1894.  —  K.  Wutke, 
Die  Breslauer  Messe,  Virehow •  Hblieendorff» 
Sammlung  von  Vorträgen,  N.  F.,  jVr.  SSO,  189S. 

—  F.  Keutgen ,  Üntersuckungen  über  den 
Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung,  1895. 

—  O.  Stmson,  Die  russischen  Jahrmärkte  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  if essen  von 
Nishnij-Xowgorod  und  Irbil,  Jahrb.  f.  Not., 
S.  F.,  Bd.  IX,  S.  &7lfg.  —  B.  Ehrenberg, 
Das  Zeitalter  der  Fugger,  1896.  —  Palgravea 
Dia.  of  PoüL  Eeonomjf,  Bd.  II,  S.  18 fg.,  Art. 
„Fairs  and  markeU",  1896.  —  &  Btetsehel, 
Markt  und  Stadt  in  ihrem  rechtliehen  Ver- 
hältnis, 1897.  —  Onat  Cohn,  Nationalökontmie 
des  Sandels-  und  Verkehrswesens,  S.  76 fg., 
1898.  —  A.  lAndemann,  Die  Markthallen 
Berlins,  1899.  —  E.  Oosgner,  Ueber  die  Ent- 
Wickelung  und  heutige  Organisation  des  Berliner 
Fischmarkts  (Sckmotlers  Forschungen  XIX,  5), 
1901.  —  P.  L.  Heiibner,  Der  Musterlager- 
verkehr  der  Leipziger  Messen  (Erg.heft  XI  der 
Zeüschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.),  1904.  —  O. 
Sehmollerj  Grundriß,  Bd.  11,  8.  Ifg. 

Karl  MtUhgen. 


Marx,  Heinrich  Karl, 

p^b.  am  5./y.  1818  za  Trier,  entstammte  einer 
Jüdischen  Familie.  Sein  Vater,  der  Advokat- 
anwalt  und  BpKt«re  JuaUzrat  Heinrich  Marx 
trat  erst  1824  zum  Protestantismns  über.  Nach 
Beendigung  seiner  Gymnasialbildnng  in  Trier 
studierte  H.  in  Bonn  und  Berlin  Rechtswissen- 
schaft und  Philosophie.  Nach  seiner  Promotion 
zum  Dr.  phil.  (1841)  beabsichtigte  er  zunächst, 
sich  aa  der  Bonner  Universität  als  Dozent  zu 
habilitieren,  gab  jedoch  diesen  Plan  bald  auf, 
da  sein  Radikalismus  sich  mit  der  Reserve, 
welche  eine  solche  Stellung  ihm  auferlegt  und 
die  Regierung  gefordert  hätte,  nicht  vertrug. 
Er  widmete  sich  daher  literarischer  Tätigkeit 
—  erst  als  Mitarbeiter  4w  von  der  jnngradikalen 
rheinischen  Bourgeoisie  begründeten  und  seit 
l./I.  1842  in  CöId  erscheinenden  „Rheinischen 
Zeituufi:'',  nnd  seit  dem  Oktober  1B42  als  deren 
Chefredaktenr.  Als  solcher  gab  er  dem  Blatte 
eiue  so  scharf  oppositionelle  Richtung,  daß  die 
,  Regierung  das  Weitererscheioen  demselben  vom 
:  l./I.  1843  ab  untersagte  nnd  daß  selbst  M.  Aus- 
tritt aus  der  Redaktion  die  Unterdrückung  der 
Zeitong  nur  um  3  Monate  hinauszuschieben 
vermochte.  —  Im  Herbst  184ä  siedelte  H.,  nach- 
dem er  seine  Jugendfreundin  Jenny  von 
Westphalen  geheiratet  hatte,  nach  Paris 
Uber,  wo  er  zusammen  mit  Arnold  Rüge  die 
„Deutsch- französischen  Jahrbücher"  heran^ab, 
von  denen  jedoch  nnr  ein  Heft  erschien,  da  sich 
zwischen  den  Herauitgebern  grundsätzliche 
HeinnngsTerschiedenheiten  e^ran.    M.  warf 
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sich  um  diese  Zeit  anf  das  Stadinn]  der  poÜ- 
tischeu  OekoDomie  und  der  poHtischeu  aozialen 
Bewegungen  Frankreichs  und  vollzog  seinen 
Uebergang  zam  Sozialismus,  Ans  dieser  Zeit 
(September  1844)  datiert  ancb  sein  persfinüclies 
Zusammentreffen  mit  Friedrich  Engels  (s.  d. 
Art.  oben  Bd.  I S.  758  fg.)  und  das  fortan  ununter- 
brochene Zusammenwirken  beider.  —  Anfang  1&4Ö 
siedelte  M.  nach  Brüsael  über,  da  er  infolge  seiner 
publizistischen  Tätigkeit  auf  Reklamation  der 
preußischen  Regierung  vom  Ministerium  Gnizot 
aus  Frankreich  ausgewiesen  worden  war.  Anch 
während  seines  Aufenthaltes  in  Brüssel,  während 
dessen  er  aus  dem  preußischen  Staatsverbande 
austrat,  war  er  wissenschaftlich  nnd  jouma- 
lifttisch  tätig.  Hier  arbeitete  er  anch  znsammeu 
mit  Engels  im  Jannar  1818  das  „Manifest 
der  kommunistischen  Partei"  ans  —  und  zwar 
im  Auftrage  des  ^Bundes  der  Kommunisten", 
dem  beide  seit  dem  Frühjahr  1847  angehörten.  — 
Der  Ausbruch  der  Februarrevolution  brachte  M. 
zugleich  mit  der  Ausweisung  aus  Belgien  die 
Einladung  von  seiten  der  provisorischen  Ee- 

f'erung  in  Paris  zur  Rückkehr  nach  Frankreich, 
r  folgte  derselben,  ging  dann  im  April  nach 
CÖln  nnd  leitete  hier  vom  l./VI.  1848  bis  19./V. 
1849  die  „Nene  Rheinische  Zeitung".  Während 
dieser  Zeit  zweimal  in  Prozesse  verwickelt 
(7.  und  8./n.  1849),  beidemal  jedoch  freige- 
sprochen,  wurde  er  nach  Niederwerfung  der 
Revolutionsbewegung  ausgewiesen.  Da  auch 
in  Frankreich  seines  Bleibens  nicht  mehr  war, 
weil  ihn  die  französische  Regierung  in  der 
Bretagne  internieren  wollte,  so  begab  er  sich 
nach  London.   Hier  starb  er  am  14  /111.  1883. 

Schriften:  Hauptwerk:  Das  Kapital,  Kritik 
der  politischen  Oekonomie,  3  Bde.  in  4  T.,  Ham- 
burg^ lr-67/»4  (.Bd.  2—8  sind  aus  dem  Nachlaß 
TonEngels  herausgegeben  worden).  Die  beiden 
ersten  maAe  sind,  ebenso  wie  andere  Schriften 
H.,  wiederholt  aufgelegt  und  in  fremde  Sprachen 
übersetzt  worden.  Ferner  seien  außer  den  be- 
reits im  Texte  genannten  Schriften  noch  hervor- 
gehoben: Misere  de  la  philosopfaie,  reponse  ä  la 
Philosophie  de  la  mis^re  de  M.  Proudhon,  Brüssel 
und  Paris  1847  (deutsch,  2.  Aufl.,  (mit  Vorwort 
nnd  Noten  von  Friedrich  Engels),  Stuttgart  189^); 
Der  18.  Bmmarre  des  Louis  Napoleon.  New- York 
1852  (3.  Anfl.  Hamburg  1889);  Enthüllungen 
ttber  den  Cätner  Kommnnistenprozeß,  Basel  1852 
(zuletzt  Zürich  1S83);  Zur  Kritik  der  plitischen 
Oekonomie.  1.  Heft,  Berlin  1859;  Herr  Vogt, 
London  1860;  Inangnraladresse  der  internatio- 
nalen Arbeiterassoziation;  Revolution  und 
Kontre- Revolution  tn  Deutschland,  Stuttgart 
1806  (Sammlung  von  Artikeln  in  der  New- 
Yorker  „Daily  Tribüne"  von  1851/52,  deutsch 
von  Kautsky).  Gesammelte  Schriften  von 
K.  M.  nnd  Friedrich  Engels  1841—1850,  3  Bde. 
Stuttgart  1902  (Bd.  l—Ü  des  von  Franz  Meh- 
ring berausgeirebenen  Sammelwerkes:  Aus  dem 
literarischen  Nachlaß  von  K.  M. ,  Friedrich 
Engels  nnd  Ferdinand  Lassalle);  Theorien  Ober 
den  Mehrwert,  aus  dem  nachgelassenen  Manu- 
skript .  .  herausgegeben  von  Karl  Kautsky) 
bisher  2  Bde.  in  3  Teilen,  Stuttprt  1905  (der 
3.  Band  soll  Anfang  1U07  erschemen). 

Literatur :  Aus  der  /att  int  Vnüberaehbare  ange- 
wacbaenen  Zahl  der  Schriften  über  Marx  und 
den  Marxismus  seien  Ai>r  nur  hervorgehoben: 


Ougt,  (}ro88,  Karl  Marx,  eine  Studie,  Leiptig 
IgSS.  —  G.  Adler,  Die  Grundlagen  der  £art 
Marjtschen  Kritik  der  bestehenden  Volksirirttchnjt, 
Tübingen  1887.  —  P.  Lafargue,  Karl  Jfnrz, 
persönliche  Erinnerungen,  „Neue  Zeit",  Jahrg.  u, 
Bd.  1.  —  Fr.  Litaanet;  Erinnerungen  «mmi 
.4r&nVer«  an  Karl  Marx,  ebenda.  —  Arth. 
Mühtberger,  Marx  und  Feuerbach,  „Deutsche 
Worte",  Wien  189S.  —  Werner  Sombart,  Zur 
Kritik  des  Skonomisehen  System»  von  Kart  Man, 
Arch.f.  »Ol.  Ge».,  Bd.  VII,  S.  555 fg.  —  AehÜU 
iMria,  L'opera  pottumn  di  Chrlo  Marx  (i.  „Xvova 
AnloUtgia''  v.  I.III.  1S»4).  —  J*et  r.  Struvf, 
Zwei  bisher  unbisianntc  Atffsätte  von  Karl  Marx 
aus  den  40er  Jahren,  t,Xew!  Zeit",  Jahrg.  J4, 
Bd.  II.  —  C.  PUehanow,  Beträge  tw  Qe- 
schichte  des  Materialismus:  III.  Marx,  Hhttl- 
gart  1896,  S.  lS4fg.  —  AO.  f.  W«nckstem^ 
Marx,  Leipzig  1896.  —  Hans  Müller,  Eine 
unbekannte  Abhandlung  v.  K.  Marx,  (in  „Die Zeit" 
vom  6.  u.  IS.III.  1897),  Wien.  —  lAehkneeM, 
Kart  Marx  tum  Gedächtnis,  yUmberg  189C.  — 
EngeU,  ArL  Marx  im  II.  d.  St.  (I.  fi.)  II.  Av/l.. 
Bd.  V,  IS.  704107:  und  K.  JHehl,  Mai xliteratur. 
ebenda  S.  707/70.  •—  Karl  Kauteky,  Karl  Marx 
ökonomische  Lehreti,  gemeinverständlich  darg&- 
»teilt  und  erläutert,  Stuttgart  1897.  —  Th,  O. 
Maaarvk,  DiephUotophisehen  und  sosiotogisdien 
Grundlagen  des  Marxismus,  l&udien  rar  sosialrn 
^ge,  Wien  1899.  —  Mich.  Tugan^Bara- 
nouraky,  Theoretische  Grundlagen  des  Marhf 
mus,  Leipzig  1905.  —  Im  übrigen  vgL  die  LiU- 
raturangaben  bei  den  Artt.  „Internationale  Ar- 
beiterassoziation", „Sozialdemokratie",  „SotiaUs- 
mus  und  Kommunismus". 

Carl  eirünberg. 


■aBchinenindnBtrie. 

1.  Allgemeines.  Oescbicbüiehes.  Kenere 
Verhältnisse.  2.  Statistik,  a)  Deutsches  Reich, 
b)  Andere  Länder. 

1.  Allgemeines.  Geschicfatllcheg.  \eaere 
Verhältnisse.  Die  M.  steht  io  eog^ter  Ver- 
bindung mit  der  Eisen-  nnd  Stahlindustrie, 
welche  die  zur  Herstellnog  der  Maschioeo 
hauptsächlich  erforderlichen  Rohstoffe  liefert 
und  gleichzeitig  einer  der  wichtigsten  Ah- 
oehmer  der  M.  ist.  Man  teilt  die  Erzeug- 
nisse der  M.  ihrem  Zweck  entsprechend 
io  Kraftmaschinen  und  in  Ärbcitfima- 
schinen  ein.  Vgl.  hierzu  wie  auch  be- 
züglich der  Bedeutung  der  Maschinen 
für  das  Wirtschaftsleben  den  Art  „Ma- 
schinen weseu"  unten  S.  466  fg.  Das  Gebiet 
der  M.  ist  ein  sehr  umfangreiches ;  die 
deutsche  Handelsstatistik  rechnet  hierher 
folgende  Erzeugnisse :  Landwirtschaftliche 
Maschinen,  Brauerei-  und  Brennereig«4te, 
MQUereimaschinen,  elektrische  Maschinen, 
Baumwollspinnmanshinen,  Webereiiiiasehi- 
nen,  Dampfmaschinen  (auch  Wasserkraft- 
maschineo,  Motoren  aller  Art),  Maschinen 
fOr  die  Holzstoff-  und  Fa|nerfabrikatioD, 
Werkzeugmaschinen ,  Turbinen ,  Trans- 
missionen, Maschinen  ztir  Bearbotung  von 
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Wulle,  Pumpen,  Ventilatoren  für  Fabrikbe- 
!r.-ti,  Uehläsemascbiuen ,  Walzmaschioen, 
Itof'fhibuiner,  Maschiuen  zum  Diirchschnei- 
ikn  uud  Durchlochen  von  Metalleu,  Hebe- 
traii-hiD«), andere  Moschioon  zu  iudustrielleo 
Xwifken  (ArbeitsmaschiDen  fflr  Tabak-, 
biirt^,ZDdferfcibrikcn,  Büchdnickraaachinen 
u-vH.i  HDwte  LokoinotiveD ,  liokomobüen, 
lUcr.pfkessel  und  NAhraaschioen. 

Ine  X.  gehört  za  den  jüngeren  Gewerbe- 
la'-itfcn;  ihre  Eotwickelong  ist  Hand  in  Hand 
^"jtbi^a  mit  deu  gewaltigen  Erfolgen,  welche 
.  t  Tt^bnik  Rof  dem  Qebiete  des  Maschinen- 
.nuti  *cii  Ende  des  18.  Jahrh.  zn  verzeichnen 
''•i  Gewisse  einfache  Maschinen  (Hebel,  Keil, 
*~:.nobf!  luw.)  waren  schon  in  den  ältesten 
Uiitü  im  Gebrauoll ;  sie  dienten  zur  Hervor- 
trutimiif  necbanischer  Wirknngen,  für  welche 
>.  Duid  andienet  war.    Auch  einige  zn- 

>  •iGneui:esetate  Mascbioen,  so  GetreidemÜhleD, 

>  triti  früh  bekannt ;  sie  worden  von  Menächen- 
'iD'i  Tie^riften,  späterhin  von  Wasser  und 
^iiid  betrieben.  Jedoch  war  die  Verwendung 
iirtr  Mudiinen  bis  in  daa  18.  Jahrh.  hinein 
•.II«  tehr  beiciiränkte,  da  ihre  Vorteile  nnr  in 
{"ria^n  UkBtt  aasgenntzt  werden  konnten. 

Einr  bedeutende  Aendemng  in  diesen  Ver< 
'•itoiwn  brachte  die  gegen  Ende  des  18.  Jahrh. 
trfiU'te  Erfladang  der  DaiDpfmaschine  (James 
^■ti:  ili«  hente  noch  trotz  des  in  neuerer  Zeit 
<■  der  Elektrizität  und  in  den  Oasmotoren  ent- 
■aiiiiciiea  Wettbewerbe,  die  Grundlage  des  ge- 
•lo-iim  HanrhlDeBbanes  bildet.  Die  Dampf- 
oiuchine  verdrängte  in  kürzester  Zeit  die  bis- 
"fi  rerwendeten  Antriebskräfte,  sie  erzielte 
mn  der  Einwirkung  uener  Erfindungen  und 
T<->tiBiM:h«r  VerroUkommnuDgen  eine  Arbeits- 
Truqiortleistang,  die  vorher  völlig  nner- 
r<:iflitur  war.  Zwischen  dem  Maechinenban  and 
•L*u  «äderen  Industriezweigen  eutstand  eine 
luiwr  engere  Verbindung,  welche  u.  a.  darin 
miu  AoHlnick  kommt,  daß  der  Standort  der  ver- 
•■  h:(deaea  Zweige  der  H.  vielfach  mit  dem  der 
i>t  Vuchinen  verwendenden  Industrieen  zn- 
•iiciDPBfiUt.  Femer  ist  die  M.  erheblich  ge- 
.  -iTt  »uiden  durch  die  Ausbildung  und  Ver- 
•  uiinamnaog,  welche  das  Verkehritwesen  durch 
'  ttf bfluoac  der  Dampfenergie  fttr  die  Schiffahrt 
w  Awh  die  Verwendung  der  Dampfmaschine 
"m  Betriebe  von  Eisenbahnen  erfahren  bat. 

kik  Stammland  der  M.  ist  England  zn  be- 
t^i/JilD.  Die  dortige  schon  frühzeitig  huch- 
-jiwickdte  Industrie  nahm  die  Dampfmaschine 
y^nx  «qf;  dnrch  praktische  Gestaltung  der 
uric^^ten  Arbeitsmaschioen  wurde  die  Dampf- 
•in.*n<  nameutlich  der  Textilindustrie,  der 
Kmo-  Stahlindustrie,  späterhin  auch  der 
l-aJwirfcK-htft  nutzbar  gemacht.  Von  England 
*v  Kuxie  die  H.  nach  nnd  nach  in  fast  allen 
Uo4fTii  bdoiarh,  namentlich  in  denjenigen,  wo 
f'nidafctiaiiiibediBgnnKen  sowie  die  Bedürf- 
4et  Mutriellen  Lebens  besonders  günstig 

lo  Deatschlaud,  woselbst  die  M.  zu  An- 
■'uf  de*  IV.  Jahrb.  Einzug  hielt,  kam  sie  unter 

«cbarfeD  entfliehen  Konkurrenz  nnr  langsam 
urEntttltaag.  Erst  seit  Beginn  der  40er  Jahre 
%t'itif  t*  deatachen  Ldtomotiven,  Motoren  und 
ftWnnBuchineit,  im  Inlande  selbst  Boden  zu 


gewinnen  und  mit  dem  englischen  Fabrikat  er- 
folgreich in  Wettbewerb  zu  treten.  Dieser 
Wetti)ewerb  wurde  indessen  in  den  folgenden 
Jahrzehnten  dadurch  erschwert,  daß  es  in 
Deutsehland  den  einzelnen  Haschinengattungen 
an  einem  so  umfangreichen  Bedarfe  fehlte,  daß 
sich  die  einzelne  Maschinenfabrik,  ähnlich  wie 
in  England  nnd  Amerika,  anf  deren  Herstellung 
bescbiänkeu  konnte,  vielmehr  genötigt  war,  sidi 
auf  fast  allen  Gebieten  des  Maschinenbaues  zu 
versuchen.  So  ist  der  allgemeine  Maschinenbau 
in  Deutschland  heute  noch  vorherrschend,  wenn 
auch  darin  für  bestimmte  Zweige  (Landwirt- 
schaftliche, Textilmaschinen  usw.j  eine  Aende- 
rung  eingetreten  ist.  Einen  gewissen  Nachteil 
brachte  der  deutschen  M.  auch  der  Umstand^ 
daU  sie,  infolge  der  Ansprüche  der  Besteller, 
weniger  nach  bestimmten  festen  Tj^pen  arbeiten 
konnte  als  die  englische  und  amerikani^he  H., 
vieloiehr  der  individuellen  Ansprüche  der  ein- 
zelneu Betriebe  besonders  Bechnnng  tragen 
mußte,  wodurch  naturgemäß  eine  billige  Massen- 
herstellung erschwert  wurde. 

Die  deutsche  M.  hat  namentlich  in  den 
letzten  Jahrzehnten  einen  gewattigen  Auf- 
schwung zu  verzeichnen.  In  bezug  auf  ihre 
Leistungsfähigkeit  sowohl  nach  Art  und  Menge 
der  Erzeugnisse  hat  sie  sich  unter  dem  EinflaB 
des  einheimische  Eisen-  und  Kohlenreichtums, 
dem  starken  Bedarf  an  Maschinen,  namentlich 
seitens  des  deutschen  Montangewerbes  und  ver- 
möge ihres  ansgezeichneten  Ingenieurpersonals 
zu  einem  der  bedeutangsvoUsten  iuläudiscben 
Gewerbezweige  entwickelt,  der  heute  in  der 
Lage  ist,  einen  großen  Teil  seiner  Fabrikate 
ausführen  zu  kOunen.  Besonders  bat  auch  der 
gewaltif^e  Aufschwung  der  elektrischen  Industrie 
(s.  oben  Bd.  I S.  7öl  fg.)  za  dieser  Entwickelung  bei- 
getragen. Die  Ausfuhr  ftbertrifft  die  Einfuhr 
erheblich,  nur  in  wenigen  Zweigen  besteht  jetzt 
noch  ein  Oberwiegender  Wettwwerb  des  Aus- 
landes (s.  unten). 

Die  Einfuhr  von  Maschinen  nach  Deutsch- 
land unterliegt  zur  Zeit  mit  Rücksicht  anf  die 
Bedürfnisse  der  Maschinen  verwendenden  In- 
daatrieen  im  ganzen  nur  mäßigen  ZSUen.  Ein 
Vergleich  der  augenblicklich  geltendeu  Zollsätze 
für  die  einzelnen  Maschinengattungen  mit  deu 
früheren  Sätzen  ist  schwer  durchführbar,  da 
das  in  den  alten  Tarifen  der  Verzollung  von 
Maschinen  zugrunde  Hegende  System  nur  die 
Stoffe  beriick5ic:htigte,  aus  denen  die  Maschinen 
vorwiegend  hergestellt  werden,  sowie  den  Wert 
dieser  Stoffe^  indem  es  die  Zollsätze  nach  ihnen 
abätnfte.  Der  neue  deutsche  Zolltarif  vom 
Jahre  1902  hat  dagegen  eine  Unterscheidung 
der  Maschinen  nach  dem  Verwendungszwecke 
durchireführt  und  um  der  Verschieden  artigkeit 
der  Werte  für  eine  bestimmte  Gewichtseinheit 
gerecht  zn  werden,  anstatt  einheitlicher  Ge- 
wichtszöile  Stah'elu  mit  sinkenden  Zollsätzen  bei 
steigendem  Reingewicht  der  einzelnen  Maschinen 
durchgeführt. 

Der  enge  Zusammenhang  der  H.  mit  den 
übrigen  Industriezweigen  macht  sie  auch  stark 
von  deren  Geschäftslage  abhängig.  Dies  tritt 
besonders  in  die  Ersclieinung  in  Zeiten  wirt- 
schaftlichen Niedergangs,  wenn  der  Bedarf  an 
Haschinen  zurückgeht  und  die  Aufträge  nach- 
lassen. Preisvereinigungen,  insbesondere  aber 
Kartelle  oder  Verbände,  bestehen  in  der  M.  nur 
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vereinzeltj  bei  der  Verschiedenheit  der  Verhalt- 
nisse der  K.  sowohl  nach  Art,  Größe  und  Leis- 
tung der  einzelnen  Untern  eh  rann  f^en  als  auch 
hinsichtlich  der  Art,  Menge  und  OUte  der  Fabri- 
kate sind  solche  Vereinii^niten  schwer  durch- 
föhrbar.  Auch  kommt  £e  Entstehanff  der  ein- 
selnen  Werke  hierbei  in  Betradht.  Viele  sind 
im  Laafe  der  Zeit  ans  handwerksmäßigen  Be- 
trieben herrorgeguiffen,  andere  wieder  bemhen 
von  Anfang  an  anf  wirklichen  GroGbetrieben 
mit  allen  maschinellen  Einrichtnn^n  nnd  tech- 
nischen Hilfsmitteln  der  Neuzeit.  Die  bestehenden 
Fachvereinigungen ,  so  der  Verein  deutscher 
Maschinenbauanstalten,  der  Verein  deutscher 
Werkzeugmascbinenfabriken,  der  Verein  land- 
wirtschaftlicher HaBcbinenfabriken  osw.  ver- 
fol^n  nur  allgemeine  wirtschafts-  nnd  toU- 
politische  Zwecke. 

BexQgUch  der  geographischen  Verteilung  der 
H.  ist  herrorznhebai,  daß  sie  mehr  oder  weniger 
Qber  ganz  Pentecbland  verbreitet  ist.  Die  Ma- 
Bchinengroßindustrie  hat  infolge  des  stärkeren 
örtlichen  Bedarfs,  der  günstigeren  Verkehrs- 
verhältnisse nnd  der  leichteren  BeschaSang  der 
Arbeitskräfte  ihren  Sitz  hauptsächlich  in  oder 
bei  Großstädten,  die  Fabriken  für  Bergbau-  und 
Eßttenmaschinen  liegen  größtenteils  am  Stand- 
ort der  wichtigsten  Industriezentren,  diejenigen 
Werke,  welche  landwirtschaftliche  Maschinen 
herstellen,  vorwiegend  in  landwirtschaftlichen 
Gegenden.  Textilmaechinenfabriken  sind  am 
stärksten  in  den  Zentren  der  Textilindustrie 
(Chemnitz  nsw.)  vertreten. 

An  der  Spitze  derjenigen  Länder,  iu  denen  die 
M.  eine  hervorragende  Bedeutung  hat,  steht,  wie 
oben  bemerkt,  von  altersher  E  n  g  1  a  n  d.  Nament- 
lich ist  die  Fabrikation  von  Textilmaschinen  in 
diesem  Lande  hoch  entwickelt ;  sie  verfügt  über 
große  Erfahmngeu  nnd  arbeitet  unter  güns- 
tigeren Bedingungen  als  diejenige  anderer 
Länder.  Aber  aach  die  Herstellung  landwirt- 
schaftlicher Maschinen,  ebenso  diejenige  von 
Lokomotiven  und  Lokomobilen  ist  m  England 
weit  vorangeschritten. 

An  zweiter  Stelle  in  der  M-  stehen  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Dort 
hat  die  Kostspieligkeit  der  menschlichen  Arbeits- 
kräfte und  der  Beichtum  an  Brennmaterial  in 
Verbindung  mit  dem  Unternehmungsgeist  der 
Amerikaner  den  Anstoß  zu  der  ^deutenden 
Entwtckelang  der  M.  gegeben.  Die  amerika- 
nische M.  ist  namentlich  im  Bau  von  Werk- 
zeugmaschinen, besonders  in  kleinen  und  leichten 
selbsttätigen  Maschinen  mit  einem  hohen  Arbeits- 
wert sehr  leistungsfähig,  ebenso  in  der  Her- 
stellung von  landwirtHc haftlichen  Maschinen. 
Sie  arbeitet  ebenso  wie  die  englische  in  starkem 
Maße  für  die  Ausfuhr. 

Eine  verhältnismäßig  sehr  wichtige  Stellung 
in  der  M.  nimmt  auch  Belgien  ein,  welches 
mehrere  größere  Maschinenfabriken  besitzt  und 
in  erheblichem  Umfange  ffir  den  Exnort  tätig 
ist.  Auch  in  Frankreich  steht  oie  M.  in 
BlQte;  dasselbe  gilt  von  der  Schweiz  und 
neuerdings  von  Italien.  In  Oesterreich- 
Ungarn  ist  nnter  dem  Schutze  hoher  Ein- 
fuhrzölle ebenfalls  eine -leistungsfähige  M.  ent- 
standen, die  sich  namentlich  mit  der  Her- 
stellung von  Lokomotiven  und  Lokomobilen 
befaßt  Die  M.  Rußlands  ist  erst  im  letzten 


Jahrzehnt  in  stärkerer  Entwickelnn^  begdffsn; 
fUr  die  Ausfuhr  kommt  sie  kaum  in  Betracht. 

S.  Statistik,    a)  Deatsohes  Reich. 

Nach  der  Qewerbestatistilc  bestanden  io  der 
Indiistrie  der  Maschinen  und  Apparate  i.  J. 
1882  6504  Hauptbetriebe  mit  160813  be- 
schAftigten  Personen  und  i.  J.  1895  7829 
Haui>tbetriebe  mit  269036  Personen.  Der 
Anteil  der  einzelnen  Fabtikatiooszweige  an 
den  Ziffern  des  Jahres  1S95  gestaltete  sich 
wie  folgt: 

Dampf masehinenj  Lokomotiven  138  29804 
Petroleum-,  Benzin- u- Gasmotoren  30  3360 
Landwirtschaftliche  Maschinen  1206  229^2 
Spinnerei-  n.  Webereimaschinen  1152  17047 
Mähmaschinen  383     iz  544 

Eiserne  Baukonstmktionen  124  10124 

Zentralheizanlagen  12a      3  052 

Maschinen  n.  Apparate  and.  Art  4774  170253 

An  Großbetrieben,  d.  h.  Betrieben  mit 
51  und  melir  Personen,  waren  i.  J.  1882 
054  mit  114425  Personen  und  i.  J.  1895 
1080  mit  201776  Personen  vorhanden,  so 
daB  der  Großbetrieb  in  der  M.  durchaus 
überwiegt.  Nach  den  ProduktioDserhebungeü 
vom  Jahre  1897  betrug  die  Zahl  der  fabrik- 
mäßigen Betriebe  2249  (ausschließlich  der 
Beparatur Werkstätten),  die  Zahl  der  in  ihnen 
beschäftigten  Personen  187  104.  Der  Ge- 
samtwert der  Jahresproduktion  der  deutschen 
Maschinenfabriken  belief  sich  i.  J.  1897  auf 
685  MUl.  M.;  48  MiU.  M.  entfielen  hiervon 
auf  Lokomotiven,  11  Mill.  M.  auf  Ijokomiv 
bilen.  Die  Gewichtsmeuge  der  hergestellten 
Maschioea  und  Lokomotiven  stellte  sich  auf 
954000  t.  Hieran  waren  beteiligt  Metall- 
verarbeitungsmaschinen  mit  5I70i>  t,  land- 
wirtschaftliehe  Maschinen  mit  55900  t.  Ma- 
schinen fflr  die  Textilindustrie  (außer  Nah- 
maschinen) mit  31 600  t,  Bei^werks-  und 
HQttenmaschiacn  mit  164(J0  t  und  Trans- 
missionen mit  55700  t 

Von  der  Froduiction  des  Jahres  1897 
wurden  abgesetzt  zum  inl&ndischen  Vei^ 
brauch  753  OOU  t  im  Werte  von  526  MUL  H.. 
abgesetzt  im  Inlande  zur  Ausfuhr  14100  t 
im  Werte  von  9  Mill.  H.,  unmittelbar  nach 
dem  Auslände  187  300  t  im  Werte  von 
147  Mill.  M.  Wie  aus  diesen  Kiffern  er- 
sichtlich ist,  finden  die  wataus  meisten 
der  in  Deutschland  hergestellten  Maschinen 
im  Inlande  Verwendung,  aber  auch  die  Aus- 
fuhr ist  recht  bedeutend,  was  auch  in  den 
Aufzeichnungen  tlber  den  Außenhandel  lom 
Ausdruck  kommt.  Der  deutsche  Auücn- 
handel  in  Maschinen  aller  Art  betrug  in 
MiU.  M. 

Jahre  Einfuhr  Aasfuhr   Jabre  Einfuhr  Aosfuhr 

1900  101,1      328,8       1908     57,3  332,6 

1901  64.3     300,7      1904     69,6  250,6 

1902  48,8     1974      1805  78,7 
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Die  Axisfahr  ist  mithin  OTheblich  stärker 
als  die  Einfohr,  nur  in  einzelnen,  Zweigen 
des  dentsohen  Maschinenbaues,  insbesondere 
in  landwirtsohaftlichen  und  in  Textilma- 
schinen,  bestdit  noch  ein  überwiegender 


Fabrikatäonszwdg 

Landwirtscfaafüielie  Haschinen 

Branerei-  nnd  BrennereimaschiDen 

NUlerdmasehinen 

ElektrlBcbe  Maschinen 

BanmwoItspionnaKhinen 

Webereimaschinen 

Danpfmaschiaen 

Hasehioen  f.  Holzstoff-  n.  Papiarfabrikation 

Werkzeugmaschinen 

Manch  ineo  zur  WoUbearbdtoug 

Pampen 

Walzmaochiuen 

Hebemaschinen 

Andere  Maschinen  an  indnstr.  Zwecken 
Nibmasehinen 
LokinnotiTeD,  Lokomobiloi 
Dampfkessel 


'Wettbewerb  des  Aualandes,  wie  aus  der 
nachstehenden  [Jebersicht  über  den  Anteil 
der  wichtigeren  Fabrikationszweige  der 
deutschen  M.  am  Außenhandel  des  Jahres 
1905  erkenntlich  ist 


Ein  fahr 


Ansfohr 


t 

11  *  * 

t 

HUI.  M 

20  47^ 

14,0 

14  56a 

11,2 

140 

0,1 

3*84 

3,3 

730 

8840 

1636 

2,6 

14  272 

22,8 

9353 

5,4 

3290 

3,3 

4367 

",3 

8506 

1^ 

3756 

3,3 

24602 

18.5 

601 

Oy* 

7  977 

5,2 

53U 

6,1 

39212 

20,4 

999 

0,8 

5173 

4,7 

1  221 

1,1 

10475 

9,7 

584 

0,3 

II  117 

5,3 

1082 

0,8 

9294 

7,1 
72,7 

15036 

11,5 

84819 

7  »70 

10,9 

16948 

29,5 

4118 

«5,9 

34688 

50,9 

728 

0,3 

8760 

4,0 

Die  Einfuhr  von  landwirtechaftlichen  und 
von  Werkzeugmaschinen  erfolgt  hauptsäch- 
lich aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
diejenige  von  Textiimaschiaen  und  anderen 
Maschinen  zu  industriellen  Zwecken  vor- 
oehmlich  aus  England.  IjCtzteres  Land  ist 
Oberhaupt  an  der  Maschineneinfubr  Deutsch- 
lands in  erster  Linie  beteiligt,  neben  Frank- 
reich in  geringem  Maße  auch  an  dem  Import 
von  Lokomotiven  und  Lokomobilen.  Die 
fleutsche  Maschinenausfuhr  richtet  sich  in 
der  Hauptsache  nach  Rußland,  Oesterreich- 
Ungarn  und  nach  der  Schweiz,  aber  auch 
Frankreich,  OroBbritannien,  Schweden,  Nor- 
wegen und  andere  euroi^sche  Länder  sind 
mehr  oder  weniger  bedeutende  Abnehmer 
deutscher  Fabrikate. 

b)  Andere  lÄnder.  Das  ttber  den  Umfang 
und  die  Prodaktion  der  M.  in  den  einzelnen 
L&odem  vorliegende  Material  ist  gering;  wir 
mttuen  noa  anf  die  Hitteilnng  einiger  Daten 
Ober  den  AnUenhandel  beschränken.  Die  Aus- 
fuhr von  Maachinen  ans  Oroßbritannien 
betrug  in  Hill.  £: 


ltt89 
1M9Ü 
1891 
1892 
1893 
1894 


»Sr3 

i6,4 
15.8 
»3,9 
13,9 
14,3 


1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


15,2 
17,0 
16,3 
18,4 
■9,7 
19,6 


1901 
1903 
1903 
1904 
19ÜÖ 


17,8 
iS,8 
20,1 
20,1 
23,3 


Die  Einfuhr  stellte  sich  demg^enttber  im 
Jahre  190L  auf  4,0  nnd  im  Jahre  19UÖ  auf  4,5 
HiU.  £. 

Der  Haschinenexport   der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  entwickelte  aich  in 
den  letzten  Jahren  wie  folgt  in  Hill.  Dollar: 
1A93/94   10^   1897/98      34,1    1901/02  47,6 
18M/9&   11,5   1898)99      44,5   19U2/03  51,0 
ISSbim  2i,s   1899/1900   55,5   1903/04  56,2 
1896/97    29,4    19U0/1901  49,8 

WörtobBcb  der  Tolkawlrbdtaft.  II.  And.  Bd.  II. 


Die  Aosfohr  landwirtschaftlicher  Maschinen 
betrug  im  Jahre  1903/04  22,7  Mill.  Dollar. 

Der  Außenhandel  Belgiens  in  Maschinen 
stellte  sich  im  lotsten  Jahn^nt  in  Mill.  Fr«, 
anf: 

Jahre  Einfuhr  Ausfuhr   Jahre  Einfuhr  Ansfnbr 


1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


»9,5 

31,7 

24^ 
28,0 
34,8 


61,8 
64,8 

88,7 
47,7 


1900 
1901 
1903 
1903 
1904 


54,9 
42,4 
34,4 
49,3 
51,0 


57,7 
71,3 
56,8 
99,1 
112,7 


Frankreich  führte  im  Jahre  1904  für  90,9 
Mill.  M.  Maschinen  ein  nnd  für  48  MilL  H.  Ua- 
schineu  ans.  Die  Haschinenaosfohr  der  Schweiz 
betrug  in  demselben  Jahre  38  Hill.  H.,  die- 
jeni^  Schwedens  (ohne  Dampfmaschinen 
und  NShmascMnen)  16,2  Hill.  M.  Die  Haachinen- 
einfuhr  dieses  letzteren  Landes  repräsentierte 
einen  Wert  von  20,4  Hill.  H.  In  fast  allen 
anderen  Liüidem  tiberwiegt  der  Import  den 
Export  ganz  erheblich,  so  auch  in  Oester- 
reich-Ungarn, woselbst  banptaäeblieb  die 
Textilm  ascUaeneinfnhr  (im  Jahre  1904  12092 1) 
in  Frage  kommt,  und  in  den  Niederlanden, 
wohin  im  Jahre  1904  Maschinen  aller  Art  im 
Gewichte  von  16106  t  eingefllhrt  worden  sind. 

Literatur  I  cmrt»,  Miuehinen  und  Apparate.  — 
ßeraelbe,  Motoren  und  Lokomotiven.  Beide» 
Art.  im  ffandbuek  der  WirUekaßthtnde  Deutsch- 
lande,  III.  Bd.,  Leipzig  190S.  --  Steiler,  XHe 
Matckineninduttrie  Deuttchlanda.  IndenSchrißen 
dea  Verein»  /ür  Sonalpolitik,  Bd.  107,  Leipzig 
190S,  —  Hutter,  Deuiec/Uand  aU  Industriestaat, 
Stuttgart  1901.  —  G.  Gothein,  Der  deuUche 
At^ßenhandel ,  Berlin  1901.  —  Amtliche  Be- 
gründung zum  Zolltarif geeeiz,  Beiehslagevorlage, 
Berlin  1901.  —  Statistik  des  DeuUchen  Reichs, 
Bertin  1906  und  früher.  —  The  Statetmans  year- 
Book  (Statistik),  London  1906  und  früher. 

A.  Wirminghaua. 
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MasdiiaeDTersicheruDg — Maschmenwesen 


HasehinenTerslcherang. 

Die  erst  im  Jahre  1904  in  Dentschland  zur 
Entstehnne  gelangte  tf.,  welche  hier  bis  jetzt 
TOD  6  ein  Kartell  büdenden  AktieneeseUschafteD 
betrieben  wirdj  hat  nach  den  Folinmbedinenneen 
den  Zweck,  einen  Ersats  von  Seb&den  nerbei- 
zofQhren,  die  insbesondere  entstehen:  infolge 
VneeaehickUchkeit,  Fahrlässigkeit  oder  BtSs- 
wilugkeit  der  Arbeiter  oder  anderer  Personen; 
infolge  Ton  Unfällen  durch  den  Betrieb ;  infolge 
Ton  Kurzschloß ;  durch  Sturm ,  Wolkenbruch 
und  Eisgang:  bei  Hontage  oder  Demontage 
innerhalb  des  BetriebsgrundstäckB.  Die  H.  bildet 
mithin  wie  sonatige  SachTerBicbemngen  aus 
teckmscben  OrQnden  nur  bei  einem  bestimmt  um- 
grenzten Gefahrenkomplex  Schutz.  Immerhin 
w«den  gegen  Prämienzuschläge  z.  B.  auch 
Sdiftden  ans  Ueberschwem mnng  oder  ans  GaQ- 
nnd  Haterialfehlem  usw.  mitflMruoinnien.  Die 
Prämien  sind  je  nach  den  Betriebsarten  und 
dem  Umfang  der  Ersatzleistung  verschieden  und 
betragen  bei  einem  80  "/o  igen  Schadensersatz 
durchschnittlich  zwischen  2  nnd  5  Aus  den 
OeschtÜtsencebnissen  dreier  GeBellschaften  für 
das  Jahr  1904  ist  zu  entnehmen,  daß  die  Brutto- 
prämleneinnahme  1%122  H.  betrug.  Hiervon 
waren  aber  nur  62  739  H.  Prämien  fitr  eigene 
Becbnnne,  während  die  übrige  Prämieneinni^me 
anf  die  uftckrersichening  fäUt.  Die  Schäden 
fftr  Offene  Beehnnng  betrugen  24440  H.,  die 
Verwaltungsunkosten  61670,  so  daß  sich  ein 
Defizit  von  Ober  38000  M.  ergibt.  Das  Jahr 
1905,  in  dem  1135  M.  Polizen  auf  87  HiU.  U. 
lautend,  liefen,  schloß  ebenfalls  mit  einem  Defizit 
von  2724  H.  ab. 

Literatur:  Manca,  Vertichemngtwcgfn,  Leipzig 
190S,  i  67,  —  Anekuran*iahrbueh,  Wim  XXVU, 
Jdhr^mg  1906,  III.  Teil,  S.  21S. 

Alfred  Matte». 


■aieUnenwesen. 

Die  mechanisdien  Hil&mittel  zumF  o  r  m  e  a 
TOD  Stoffen  und  zum  Bewegen  von  Massen, 
die  unmittelbar  von  der  menschlichen  Hand 
geführt  werden,  nennen  wir  Werkzeuge. 
Die  meisten  sind  besondere  Formen  der 
sog.  einfachen  Maschinen  (Keil,  Schraube, 
Rdle,  Hebel,  Bad  an  der  Welle),  die  dazu 
dienen,  eine  bestimmte  Arbeit  im  mecha^ 
nischen  Sinne  (d.  h.  üeberwinduog  eines 
bestimmten  kontinuierlichen  Widerstandes 
auf  einer  bestimmten  Strecke)  mit  einer 
kleineren  Kraft  zu  leisten,  die  auf  einer 
entsprechend  längeren  Strecke  wirkt  Die 
zusammengesetzten  Werkzeug-  oder  Arbeita- 
maschinen  wirken  wie  Werkzeuge,  aber  die 
zu  ihrem  Betrieb  angewandte  Kraft,  selbst 
wenn  diese,  wie  z.  B.  bei  der  Nähmaschine, 
die  der  menschlichen  Hand  ist,  bewirkt 
nur  eine  einfache  Bewegung,  die  dann  erst 
die  für  den  besonderen  Zweck  erforder- 
lichen Bewegungen  der  einzelnen  Maschinen- 
teile herrorbrii^.  An  die  Stelle  der 
Blenschen-  oder  Tierkraft,  die  ursprünglidi 
zum  Treiben  der  Werkzeug-  und  Ar^ts- 


masdünen  verwendet  wurde,  traten  mehr 
nnd  mehr  besondere  Bew^^m^  oder  Kraft- 
maschinen (Motoren),  mechamsche  Vorridt- 
tungen,  mittels  deren  eine  unorganische 
Naturkraft  zur  Gewinnung  von  mechanisoher 
Kneife  benutzt  werden  kann.  Das  S^el 
ist  wohl  das  älteste  Mittel  zur  Verweitmtg 
einer  Naturkraft,  jedoch  pÜegt  man  ee 
nicht  zu  den  Maschmen  zu  rechnen.  Wohl 
aber  gehOren  zu  diesen  die  Wasserräder, 
die  B(mon  im  Altertume  als  Motoren  dienten. 
In  neuerer  Zeit  wird  bekanntlich  die  Aus- 
dehnungskraft  des  Dampfes  vorzugsweise 
zum  Betrieb  von  Motoren  benutzt.  In  be- 
schränkterem Umfemge  werden  statt  des 
Dampfes  auch  heiße  Luft  oder  explodierende 
Oa£^mi6che  angewandt  Auch  die  Elek- 
trizität wird  bereits  als  selbständige  Quelle 
mechanischer  Energie  verwertet :  jedoch  tut 
sie  in  dieser  Hinsicht  dem  Dampf  noch 
nicht  viel  Abbruch,  vielmehr  werden  mdstens 
Dampfmaschineu  benutzt,  um  mittels  Dynamo- 
oder ähnlicher  Maschinen  den  elektrischon 
Strom  zu  erzeugen.  Abgesehen  von  ihrer 
Verwendung  als  Lichtquelle  und  zur  Er- 
zeugung sehr  hoher  ^tzegrade  vrird  die 
industrielle  Bedeutung  der  Elektrizität  vor- 
läufig wohl  hauptsächlich  darin  liegen,  dafi 
sie  das  bequemste  Mittel  zur  Üeb^tragaog 
und  Leitung  der  mechanischen  Energie  von 
einer  feststehenden  Kraftquelle,  z.  B.  »nem 
Wasserfalle,  nadi  da*  verwendmigaateUe 
darMetet  —  Mne  blondere  Art  von  Be- 
wegungsmaschinen  bilden  die  Trans port- 
maschinen,  die  nicht  Werkzeugmaschmen 
treiben,  Bondem  ach  selbst  in  Bewegung 
setzen  und  zuglddi  noch  eine  Zugkran 
ansflben.  O^nwärtig  werden  etwa  zwei 
Drittel  der  in  den  Kulturländern  vorhandenen 
Darapfpferdekräfte  *)  zu  Transportzwecken 
verwendet  Von  dem  Best  kommt  mehr 
als  ein  Drittel  auf  Maschinen,  die  im  B^> 
Werks-  und  Hottenbetrieb  und  in  der  Metcul- 
verarbeitung  verwendet  werden,  wie  Wasser- 
haltungs-  und  Fördermaschinen ,  Dampf- 
hämmer, Walzwerke  usw.,  bei  denen  es 
sich  noch  immer  hauptsächlich  um  ein- 
fache mechanische  Kranwirkungen  handelt 
für  die  früher  Wasser-  oder  Tierkräfte  ver- 
wendet wurden.  Auch  die  Mühloiwerke 
siod  noch  hierher  zu  rechnen.  So  wird 
nur  ein  verhältnismäBig  geringer  Teil  der 
Maschinenkraft  zur  Bewegung  der  feineren 
Werkzeugmaschinen  benutzt,  die  man  als 
formende  bezeichnen  kann  und  zn  denen 
nameuüich  die  Sjonn-  und  WebemudÜDen 
gehOren. 


')  Einer  Pferdekraft  oder,  wie  man  in  der 
aeneren  Zeit  sagt,  einer  Pfierdesttrke  (dn 
Wort  mit  dnem  sprachwidrisen  Plmml)  cot- 
spricht  eine  Leistoifg  von  75  Kitogiamiumtar 
in  der  Sekonde. 
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D»  Ersatz  dee  MenBohen  als  Trflgers 
•ukfr  blofieu  Bevegongskiaft  durch  Motoren 
tano  nur  als  da  ^ßer  KulturfortBchhtt 
t<tnchtet  werden.  Wenn  dieser  Ersatz  seit 
Eiofülknuf  de?  Dampfmaschine  in  weit  aua- 
»Mioterem  Maße  als  frOher  Btatjtgefundea 

to  l&fit  sich  doch  nicht  behaupten,  da£ 

Dtodernen  KraCtmaschioen  durch  ihre 
!k<m^iirrenz  der  Arbeiterklasse  nachhaltigen 
vJudfli  gebracht  h&tten.   Der  ^ßte  Teil 

Kraft  der  Bewegungsmaschinen  dient, 
K~.e  oben  bemerkt,  zu  Transporizwecken, 
<iui  dadarch  änd  im  wesentlichen  nur  Tier- 
■dfte  tmd  S^el  o^tzt  worden.  Die  Zahl 
<at  Arbeiter  aber,  die  Überhaupt  im  Trans- 
f'-nvewn  beschäftigt  werden,  ist  gegen- 
«tftj^  nidit  Qur  absolut,  sondern  auch 
Tiiun  weit  nßfler  als  zur  Zeit  der  Fracht- 
riiirvtrke.   Denn  nicht  nur  sind  z.  B.  an 

(leul«dieD  f^nWnen  allein  350000 
Irtister  mtil  230000  Beamte  tatig,  sondern 
•i-in4i  die  modemeD  Truisportmittel  ist  auch 
iirGfiterrerkdiriD  enormem  Maße  gesteigert 
■iirden,  so  daB  jetzt  fflr  die  lokale  An- 
loti  Abfidir  und  die  sonstigen  Nebenge- 
-  hlfte  des  Transports  noch  eine  sehr  gmfie 

roQ  ArbütakiWen  erfturdert  wird.  Auch 
iji  lier  lokale  P^tsoneotraoBport  durch  Fuhr^ 
io  den  grofien  Städten  trotz  der  elek- 
-.idaa  und  DämptetnBeabahnen  bedeutend 
■'izfoominra.  Daher  ist  auch  die  Zahl  der 
^Htde  in  Deutschland  trotz  der  großartigen 
'jiraickelnng  des  Eisenbahnnetzes  mehr  und 
.whi  gewadisen.  Sie  betrug  im  Anfang 
'WüiiCT  Jahre  3194000,  i.  J.  1904  dagegen 
1.'b7'103,  wariüso  um  32*Vo  gestiegen.  In 
■Hl  Stfidteo  werden  jetzt  aUerdings  viel- 
-■•ht  die  Antoroobile  die  Droschken  und 
■'mmhos  einigermaßen  zurückdrflngen,  aber 
Ii";  Verwendung  menschlicher  Arbeit  wird 
'Itrtiircfa  niciit  verringert.  Auch  in  den 
'''figra  Betrieben,  bei  denen  es  auf  große 
".h:?!!!!!»:!»  KnAwirknngen  ankommt,  hiaben 

Maerea  Bewegungsmaschinen  keine 
^l'itfdieokrftfte  verdrängt  —  zumal  hier 
hiufhio  schon  Überwiegend  Tier-  oder 
^fceerbaft  verwendet  wurde  — ,  sondern 
-.r  sind  zur  Erfüllung  neuer  Aufgaben 
irraafEeiogen  worden  und  haben  Leistungen 
'  "  ¥>  riesigen  VerbältniBsen  übernehmen 
Tt&aen,  wie  man  sie  vor  der  Erfindung 
•lieber  Maachinwi  gar  nicht  gekannt  hat. 

Am  meisten  EoDKurrenzhabendie  feineren, 
'^rufodeo  Haschinen  der  menschlichen 
lUadvbot  gemacht.  Sie  brauchen  nicht 
>'*'  '«wegende  Kraft,  können  aber  doch 
fitt  giole  Anxabl  von  Arbeitern  ersetzen, 
«sr  luanentlich  in  der  Textilindustrie 

Ceberpnp  von  der  Haodarbnt  zur 
'{»diioeurbeit  fOr  den  JüiteitOT  one 
■-Uinuse  Zeit  Indes  hat  auch  hier  die 
i'Umk  Atwdduiaiig  der  Fxodaktion  in 
tifhi  aUn  langer  Zeit  wieder  zuwege  ge- 


bracht,  daß  an  den  Spinnmaschinen  nnd 
mechanischen  Webstühlen  mehr  Arbeiter  be- 
schäftigt wurden  als  früher  bei  Benutzung 
der  unvollkommenen  Hilfsmittel.  Dazu 
kommt  noch,  daß  auch  der  Transport  der 
in  so  großen  Massen  erforderlichen  Roh- 
stoffe  sowie  der  Handel  mit  den  su  enorm 
angewachBenen  Warenmengen  eine  reichliche 
Vermehrung  der  sonstigen  Arbeitsgel^en- 
heit  darbietet.  Allgemein  endlich  ist  inbosug 
auf  die  Einwirkung  der  Maschinen  auf  den 
Bedarf  an  menschlichen  Arbeitskräften  auch 
noch  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  die  mit 
Hilfe  von  Maschinen  hergestellten  Waren 
billiger  werden,  daß  also  für  die  Kon- 
sumenten ein  Teil  ihrer  Kaufkraft  frei  wird, 
den  sie  nun  anwenden  können,  um  eine 
größere  Nachfrage,  sei  es  nach  denselboi, 
sei  es  nach  anderen  Waren,  zu  unterhalten, 
wodurch  aJso  zugleich  wieder  eine  Aus- 
dehnung der  Produktion  und  vermehrte 
Nachfrage  nach  Arbeit  geschaffen  wird. 
Durch  die  Uebertragung  der  schweren 
mechanischen  Arbeit  auf  die  Maschinen  ist  die 
Lage  der  Arbdterklasse  im  ranzen  imzwmfel- 
haft  verbessert  worden,  daj^mi  glauben 
manche,  daß  sie  durch  die  Ednfühmng  der 
formenden  Masdiinenarbeit  ungünstiger 
geworden  sei,  wedl  dem  Arbeiter  anstatt 
der  früheren  mehr  abwechBelungsrolleD,  an- 
regenderen und  selbständigeren  nunmehr 
nur  eine  einförmige,  abstumpfende,  ^wiss^ 
maßen  maschinenmäßige  Tätigkeit  zuge- 
wiesen sei.  Aber  die  Einförmigkeit  der 
Arbeit  ist  nicht  durch  die  Maschine,  sondern 
durdi  die  Arbeitsteilung  und  durch  den 
Großbetrieb  herbeigeführt  worden.  Auch 
ist  die  Arbeit  z.  B.  an  einem  Handwebstuhl 
ebenso  eintönig  wie  die  an  einem  mecha- 
nischen Websüihl,  zugleich  aber  weit  an- 
strengender. Femer  ist  durch  die  Ein- 
führang  d^  Maschinen  mehr  und  mehr 
das  Arbeiten  in  ^fien  Fabrikräumen  be- 
fördert worden,  die  für  die  Gesundheit  der 
Arbeiter  weit  günstigere  Bedingungen  dar- 
bieten als  die  oft  so  elenden  Arbeitsstätten 
der  Hausindustrie,  überdies  auch  die  Mög- 
lichkeit einer  wirksamen  Handhabung  der 
ArbeiterschutzgeBetzgebun^  gewähren. 

Yiele  Werkzeugmaschinen  finden  auch 
im  Kleinbetrieb  auBgedehnte  Anwendung. 
Aber  es  ist  ein  Irrtum,  zu  glauben,  daß 
die  Lage  des  Kleingewerbes  durch  die 
weitere  Ausdehnung  der  Benutzung  solcher 
Maschinen  eine  erhebliche  Yerbeseerung  er- 
fahren könne.  Solange  nur  Einzelne  sich 
solcher  besseren  Hilfsmittel  bedienen,  haben 
sie  einen  Vorteil  davon,  da  die  Preise  noch 
die  alten  bleiben.  Dadurch  aber  werdoi 
immer  mehr  Miti}ewerber  bewogen,  ash 
ebenfeÜB  die  betrefTende  Maschine  anziH 
schaffen,  und  bald  kommt  es  dann  dahin, 
daß  diese  an  notwendiges  Invaitantttek 
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fflr  jeden  Betrieb  bildet,  der  Qberfaaupt 
tonlniiTenz&hig  bleiben  will.  Dann  aber 
verschwindet  der  Extragewinn  ans  der 
liascbine,  sie  kann  nur  noch  den  normalen 
Gewinn  des  durch  sie  dargestellten  Kapitals 
einbringen,  und  das  kimo  nicht  viel  aus- 
machen, da  es  sich  eben  nur  um  kleine 
Maschinen  handelt  Besonders  deutlich  zeigt 
sich  dieser  Verlauf  bei  der  Nähmaschine: 
die  Lage  der  hausgewerblichen  Schneider 
und  Nsheiinnen  ist  durch  sie  nicht  Ter- 
bessert  worden,  aber  jeder,  der  das  Ge- 
werbe betreiben  will,  ist  jetzt  genötigt,  sich, 
oft  unter  sehr  ungünstigen  Bedingungen  in 
Abzahlungsgeschäften,  mit  einer  solchen 
Maschine  zu  versehen.  Nur  die  größeren 
selbständigen  Handwerker ,  die  auf  Be- 
stellungen arbeiten  und  deren  Preise  nicht 
unmittelbar  von  dem  großen  Markt  ab- 
hängig sind,  können  durch  die  Verwendung 
kleiner  Maachin«i  dauernde  Vorteile  eiv 
langen. 

Die  Erfahrung  bestätigt  den  Satz,  dafi 
die  Produktivität  der  Arbeit  immer  nach 
dem  jeweilig  als  normal  zu  betrachtenden 
Stande  der  Technik  und  der  Hilfsmittel  zu 
beurteilen  und  zu  bemessen  ist  und  daß 
sondt  der  von  Marx  aufgestellte  Begriff 
der  „gesellschaftlich  notwendigen  Arbeit'^ 
sräne  gute  Berechtigung  hat  Wird  anstatt 
der  Handarbdt  allgemein  die  Maschinen- 
arbeit oder  statt  einer  unvollkommenen 
Maschine  dne  verbesserte  eingeführt,  so  ist 
die  größere  Menge  der  Produkte,  die  nach 
diesen  Fortschrinen  auf  den  Kopf  der  Ar- 
beiter kommen,  als  Wirkung  der  grateigerten 
Froduktiviffit  d^  Arbeit  zu  betrachten.  Die 
Maschine  selbst  leistet  keine  Arbdt  im 
viitschaftlichen  Siune  (der  oben  erwähnte 
Begriff  der  Arbeit  in  der  Mechanik  kommt 
hier  nicht  in  Betracht),  sie  ist  nach  Analogie 
der  mit  der  Hand  geführten  Werkzeuge 
aufzufassen.  Wenn  der  Holzhauer  mit  einer 
eisernen  Axt  mehr  leistet  als  mit  einer 
steinernen,  so  schreibt  man  nicht  der  Axt 
die  Mehrleistung  zu,  sondern  man  sagt,  die 
Arbeit  des  Menschen  sei  produktiver  ge- 
worden. Der  Schiffer,  der  seinen  Kahn 
durch  ein  Segel  in  Bewegung  setzt,  hat 
nur  dieses  zu  spannen  und  das  Steuer  zu 
führen,  und  mit  dieser  geringeren  Arbeit 
erreicht  er  denselben  Effekt,  wie  vorher 
mit  dem  mühsameren  Rudern;  wird  das 
S^el  durch  eine  Dampfmaschine  ersetzt, 
BO  bedeutet  dies  eine  abermahge  Steigerung 
der  Produktivität  der  Arbeit.  Der  Gewinn 
aus  dem  in  den  Maschinen  angelegten 
Kapital  entspricht  also  nicht  der  durch  die 
Maschine  möglich  gewordenen  Mehrleistung 
der  Arbeit,  sondern  er  beruht  darauf,  daß 
die  Besitzer  der  Maschinen  sich  nur  bis  zu 
dem  Punkte  durch  Herabsetzung  des  Preises 
ihres  Erzeugnisses  Konkarrenz  zu  machw 


sndiea,  bd  dem  ihnen  noch  ein  gewiases 
Mindestmaß  von  Eapitalgewinn  fibiig  bleibt 
Zur  statistischen  Kennzeichnung  der  Ent- 
wickelung  des  modernen  MaschioenweBens 
sei  hier  nur  angefahrt,  daß  in  PreoBea  vor- 
handen waren: 

1879  1905 
feststehende  Dampfanaschinen   32441  81756 
bewegliche  „  5442  34539 

private  SchUfsmaachinen  633  1696 

Pferdekrftfte: 
feststehende  Dampbnaschinen  8877804684948 
bewegliche  «  4^104  315*91 

private  Sehifhmaschinen         50  309   4^  884 

Unter  den  beweglichen  Dampfmaachinen  sind 
hier  nar  die  sog.  Lokomobilen  zu  verstehen, 
nicht  aber  die  Lokomotiven,  deren  im  Dentachen 
Reich  t.  J.  1904  auf  den  vollspurigen  Bahnen 
21 418  vorhanden  waren  mit  etwa  6 '/«  MilL 
Pferdekräften.  Zar  Erxeogong  von  elektrischem 
Strom  dienten  im  Aprit  1905  ausscblieflUch  oder 
in  Verbindang  mit  anderen  Zwecken  6679 
Dampfmaschinen  mit  788981  Pferdekiiften. 
LlteratnT:  Babbage,  Economy  0/  maddntrj/ 
and  mani^facturei ,  London  ISSt.  —  UTtj 
Philotophy  0/  mumüfaüure*,  S.  «d^  London  l&SS. 

—  Grothe,  Bilder  und  Indien  xiir  G^fcMdkfe 
der  InduMrie  und  da  MtuekineitueHn».  — 
Engel,  Dat  jeeitalter  da  Damjtfe»,  Berlin  2890. 

—  E.  Herrmannj  Teehniaehe  Fragen  umd 
ProMeme  der  modernen  VolktwirttdK^ft,  Leipzig 
1891.  —  Zoe^ft,  ^Nationalökonomie  der  UkU- 
nieehen  BetriebtkrOift,  Jena  190S.  —  Matsehomf 
Getehichte  der  Damp/iMuckine,  Berlin  1901.  — 
V.  OcchethAvser,  Teehnitche  Arbeü  tonet  Muf 
]tUt,  Berlin  1906.  —  Fortlau/ende  etaiietieeke 
Ueberaichten  in  der  „SUUittiechm  Korretpondent" 
(Beilage  a.  Zeitackr.  des  Kgl.  prtuß.  etatiil, 
Bureaua).  —  Baitod,  I>ie Dampflen^m  Rr^nßm, 
Zeitackr.  dea  Kgl.  preuß.  alaHaL  LoMdnoMa, 
1906,  S.  195  Jg.  iMOa. 


Man-  nnd  Qewiditnresea. 

L  Allgemeines.  ILGeBcbichtlichee. 
in.  Das  metrische  System.   IV.  Die  Re- 

§elang  des  M.-  u.  Q.-W.  in  den  einEelnea 
taaten.  1.  Deatsches  Reich,  a)  Oeachidit- 
liebes;  b)  Das  geltende  Recht;  c)  Die  Vtfwal- 
tnng;  d)  Reformfragen.  2.  Oeeteireich.  3.  Die 
übrigen  Staaten. 

1.  Allgemeines. 

Diejenige  feste  Größe,  durch  welche  eine 
andere  als  im  Yerhältnis  zu  ihr  stehend  be- 
stimm i  wird,  heißt  das  Maß  dieser  anderen. 
Das  Messen  ist  demnach  ein  Vergleichen. 
Als  Objekte  der  Maßbestimmung  kommen 
auf  dem  Qebiete  der  Technik  u.  a.  in  Be- 
tracht die  Größen  der  Zeit  uud  des  Raumee. 
die  Schwere,  die  WArme,  die  Stärke  dee 
Lichtes,  des  elektrischen  Stromes.  FOr  das 
wirtschaftliche  Leben  stehen  unter  diesen 
die  Größen  des  Raumes  und  die  Schwere 
(das  Gewicht)  an  praktisdier  Bedeutung  so 
s^  voran,  daß  bisher  haaptsftdiUch  aar 
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•Kvoi  UftAbestinimuDg  zum  Oegenstand 
•'•ngkeitliefaer  Regelung  gemacht  vorden 

-  >i  ü»harb  in  der  nachfolgeodeu  Dar- 
;f--ilung  TOT  allem  zu  berücksichtigen  ist 
■.t-rigees  haben  die  Gesetze  mancher 
yjMij^n  durch  Aufstellung  sog.  Einheits- 
•iieD  in  gewissem  Sinne  auch  in  die  Zeit- 
i,^(ing  eiogegriffeu.  (Vgl  das  deutsche 
K'u.  \.  lillL  1893.)  Von  hervorragender 
V:^^ti|;keit  auf  Ökonomischem  Gebiete  ist 
■'raer  die  Bestimmung  eines  Maßes  für  den 
'4  tri  der  wirtschaftuchen  Güter  (vgl.  in 
'-ric  hierauf  die  Artikel  betr.  das  Oeld- 
.[itl  Mflazwesen  z.  B.  Artt.  „Geld"  oben 
W  IS.  929 fg.,  „Geldwirtschaft"  oben  Bd.  I 

^lünzsystem",  „Wahrung'').  Endlich 
n  iacT  darauf  hiozuweiseo,  daä  sich  im 
luri'-  der  neuesten  Eotwickelung  des  wirt^ 
v.iuftliehfin  Verkehrs  das  BedOrfois  heraus- 
;f?>teUt  hat,  Deben  deu  zur  Ermittelung  des 
.■uuhmis  be^eheuden  Maßen  auch  solche 
•  c  Hestimmung  der  Qualität  zu  besitzen. 
Ivfvtige  t^iialitÄtsmafie,  wie  sie  namentlich 
u  iatfmatiooalen  Getreide-  sowie  Garn- 

x:  Sadenhandel  üblich  sind,  w^en  ge- 
V  nota  durch  Kombiuation  zweier  Quan- 
":«L-iaale  verschiedener  Gattung.  So  wird 
:  l'  dip  Qiulitat  des  Getnides  feet^stellt. 
■"im  man  das  Gewicht  eines  bestimmten 
K*4T*niiafies  Getreide  ermittelt,  tmd  ftholicb 
rirl  die  Feiiüieit  eines  Öespiuostfadens 
( •zirdrfii'kt  durch  das  ZahleDverhUtois 
.«bdteo  BNoer  lAoge  und  seinem  Gewicht 
■  zur  Besttmmnng  von  Baum^flen  die* 
-mlra  MaBe  uatersäieiden  sich  in  U&ngen- 

lUe,  FlAchenmaße  und  Körpermaße.  Zur 
>'-<'i.;lluog  der  Schwere  kommen  die  Wagen 
.  den  zugehörigen  Gewichten  in  Ad- 
«"XÜnog.  Diese  Male  und  ihre  entsprechen- 
H  UeSwerkzeuge  bilden  den  eigentücheu 
'"C^aod  der  staatlichen  Regelung  auf 
<'<rni  Geläete  dn  M.  u.  G.  Ueber  das  SchifTs- 
^»rme-itungswesen  s.  Art  „Schiffahrt". 

Gewerbe,  Handel  und  Verkehr  haben  an 
'■■m  Bestehen  allgemeiner,  fester  Maßein- 
I  iwii  oatiuvemfiß  das  grOßte  Interesse,  da 

h<\t-  <l«en  Vodiandenseia  zwischen  den  im 
>  m-'haftlichen  Leben  einander  gegenüber- 
•--hctiden  Parteien  in  jedem  einzelnen  Falle 
II.  milhfamer  und  umständlicher  Weise  eine 
'"rriQgige  £SnigUDg  Ober  die  beiderseits 
'  ir  Anwendung  gebrachten  Maße  stattfinden 
siUtc.  Dieser  Nachteil  wäre  so  groß,  daß 
■in  aosg^iideter  wirtschaftlicher  Gflteraus- 
UuK-h  heute  nur  unter  der  Geltung  eines 
'l'.nioeten  U.  n.  G.  mOglich  erscheint. 
'A'lhreod  ia  der  unentwickäten  Volkswirt- 
^'iütfl  iiad  bei  beschränktem  Verkehr  eine 
Wihtt  fifati^eitUche  K^luog  iooerhalb  eng- 
'•wtozter  räumlicher  Bezinfe  stattzufinden 

-  f^-pb  und  dann  oamentlich  in  den  auf 
>'t»Trea  KnltvntnCni  Btehenden  städtischen 
'"neiaveseo  notwendig  wurde,  ist  mit  dem 


Fortschreiten  der  Verkefarsentwickelung  tmd 
dem  Erstarken  der  zentralen  Staatsgewalten 
eine  umfassende  staatliche  Regelung  immw 
mehr  zum  Bedürfnis  geworden.  Darfiber 
hinaus  hat  dann  neuerdings  der  wachsende 
internationale  Güteraustausch  wie  auf  man- 
chen anderen  Gebieten  so  auch  auf  dem 
des  M.  u.  G.  zu  intemationaleD  Verein- 
barungen  zwischen  d«i  einseinen  Kultur- 
staaten geführt. 

Zu  den  Erfordernissen  eines  guten  Maßes 
gehört  zunächst,  daß  die  Maß^heit  eine 
festbestinunte ,  unveränderliche  GrOße  ist 
Während  früher  unter  den  unentwickelten 
wirtschaftlichen  imd  politischen  Verhält- 
nissen der  meisten  Länder  ungefähre  Schät- 
zuDgen  die  Stelle  fester  Masse  vertreten 
mußten,  ist  man  neuerdings,  den  gesteiger- 
ten Ansprüchen  des  Verkehrs  und  der  Tech- 
nik entsprechend,  immer  mehr  bemüht  ge- 
wesen, das  Maß-  und  Gewichtesystem  mit 
aller  erreichbaren  Genauigkeit  festzulegen. 
In  diesem  Bestreben  hat  man  vorübergehead 
auch  versucht,  anstatt  der  vnllkflrlich  ge- 
wählten Einheiten  gewisse  der  ErdgrOße 
usw.  entlehnte  sog.  natürliche  Einheiten  (s. 
nnten  sub  II)  aufzustellen.  Diese  und  ähnliche 
Versuche  sdieitem  jedoch  an  dem  Um8tand& 
daß  jene  Einheiten  selbst  wieder  nnr  auf 
dem  Wege  vorgftngiger  Messmi^  bestimmt 
werden  Können  und  deshalb  ein  Moment 
der  ünsicherheit  in  sidi  schließ«!.  Man 
ist  daher  vor  wie  nach  auf  mehr  oder 
minder  willkürlich  gewählte  Einheiten  an- 
gewiesen. 

Femer  wird  von  einem  gaten  Maß-  und 
Gewichtfisystem  verlangt,  daß  dasselbe  xnOg- 
iichst  auf  einer  einzigen  Maßeinheit  aiu- 

febaut  ist,  in  der  Art,  daß  die  Flächen-, 
!Orper-  und  GewichtsgrOßen  auf  die  Längen- 
einheit zurückgeführt  werden.  Dabei  sind 
die  Unterabteilungen  nach  gleichen  Grund- 
sätzen zu  bilden.  Die  Einteilung  soll  eine 
solche  sein,  daß  sie  das  Rechnen  möglichst 
erleichtert  (Dezimal-  und  Duodezimalsystem). 
Endlich  verlangt  die  praktische  Anwendung 
der  Maße,  daß  die  Längen-,  Flächen-,  KOrper- 
und  Gewichtseinheiten  mit  ihren  Ableitun^n 
so  groß  angenommen  werden,  daß  sie  sich 
auf  die  im  Verkehr  hauptsächlich  üblichen 
Größen  bequem  anwenden  lassen ,  damit 
Bruchzahlen  imd  übergroße  ganze  Zahlm 
tunliehst  vermieden  werden. 

Die  erste  Aufgabe  der  staatlichen  Ver- 
waltung gegenüber  dem  M.  u.  G.  ist  somit 
die  Bildung  des  Sy^ms,  d.  h.  die  Be- 
stimmung der  verschiedenen  Maßeinheiten 
für  die  Längen-,  Flächen-  und  Körpermaße 
sowie  für  die  Gewichte,  die  FesteteUung 
ihrer  etwaigen  Beziehungen  zueinander  nm 
die  Bestimmimg  und  Benennimg  der  ab- 
geleiteten Größen  (Einteilung).  Sodann  sind 
jene  Einheiton  durch  Herstellung  konkret« 
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ünnaBe  und  Ui:^wichte,  deren  qualitative 
Beschaffenheit  eine  möglichst  groBe  ün- 
Terftnd^dikeit  verbfii^,  8i(diräzuatellen. 

^ratli(^e  AuMchtsrecht  der  Staats- 
Terwattutt^  ^ommt  zum  Ausdruck  in  dem 
Erfordeniis,  dafi  nur  solche  MaBe,  Gewichte 
und  Wagen  im  Yerkehr  angewandt  werden 
dttrfen,  welche  auf  ihre  Debereinstimmung 
mit  den  Normalmaßeo  bezw.  ihre  Richtig- 
keit hiti  amtlich  geprüft  und  beglaubigt 
sind  (Eichung).  Jedes  als  richtig  anerkannte 
Meßwerkzeug  erhält  als  Zeichen  dieser  An- 
erkennung den  amtliehen  Stempel  Da  sich 
in  der  Praxis  eine  völlig  genaue  Ueberein- 
BÜmmuDg  der  im  Verkehr  angewandten 
Maße,  Gewichte  und  Wagen  mit  den  Nor- 
malmaßen  nidit  erzielen  läßt,  so  pflegen 
Fehlergrenzen  festgestellt  zu  werden ,  bis 
zu  welchen  die  einzelnen  in  Gebrauch  be- 
findlichen Maße  vun  den  Normalmaßen  ab- 
weichen dürfen.  Weiterhin  dehnt  sich  das 
staatliche  Aufsichtsrecht  auch  aus  auf  die 
äußere  Beschaffenheit,  die  Form  und  die 
Konstruktion  der  Meßwerkzeuge  durch  Er- 
laß solcher  Vorschriften,  welche  geeignet 
sind,  Veränderungen  des  ursprOnglichen 
Zustande  der  Meßwerkzeuge  tunlichst  zu 
vermeiden,  böswillige  Täuschungen  zu  er- 
schweren, Irrtümern  vorzubeugen  usw.  Zur 
Durchführung  aller  dieser  Bestimmungen 
fiber  die  Verwendung  richtiger  Meßwerk- 
zeuge und  ihre  sonstige  B^^iaffenheit  ist 
endÜich  erforderlich,  daß  seitens  der  damit 
beauftragten  Behörden  fortgesetzt  Prüfungen 
(Bevisionen,  Kacheidiungen)  der  im  Verkehr 
befindlichen  Maße,  Gewichte  usw.  voi^ 
nommen  werden  und  daß  der  Gebrauch 
ungestempelter  cmd  unriditinr  Meßwerk- 
zeuge unter  Strafe  gestellt  wird. 

n.  GeschichfUches. 

Nach  den  Untersnchno^en  BSckhs  waren  die 
Babylonier  das  erste  'V6&,  welches  nachweis- 
lich ein  dnrchgebildetes  Haß-  und  Öewicbts- 
tj^stem  besessen  hat,  wie  denn  auch  die  babylo- 
nuchen  Banwerke  bereit«  den  Oebranch  eenaner 
Meßinstrmnente  vonnssetzen.  Dieses  System, 
welches  eine  Verbindung  des  Zeitmaßes  nut  dem 
Baam-  und  Gewichtsmalie  darstellt,  ging  durdi 
Vermittelnng  des  Handelsverkehrs  später  auf 
Aegypten,  Jndäa,  Griechenland  und  Italien  über. 
Die  hohe  Bedeatnng,  welche  diese  KnlturvQlker 
dem  H.  u.  G.  zuerkannten,  spricht  sich  n.  a. 
darin  ans,  daß  sie  die  Erfindung  dessdben  mit 
reli^Ssen  Mythen  umgaben.  In  Athen  wnrden 
die  Nonnalg^wichte  auf  der  Bnrg,  in  Rom  anf 
dem  Kapitol  aufbewahrt  Bei  den  weniger 
kultivierten  Völkern  des  Altertums,  während 
des  ganzen  Mittelalters  nnd  bis  in  die  neuere 
Zeit  kinein  ist  ein  streng  durchgebildetes  Haß- 
nnd  Gewichtssystem  nicht  wieder  erreicht  worden. 
Nur  vereinzelte  große  Städte  strebten  im  Inter- 
esse ihres  Handels  nach  festen  HaßgrOßen  nnd 
allgemein  gültigen  Normen.  Im  übrigen  be- 
gnügte sich  der  Verkehr  damit,  gewisse  Natnr- 


gegenstände  wie  die  Großen  des  menscUichai 
Körpers  (Schritt,  Faß,  £lle)  alu  Längenmaße, 
Tafereisen,  Heeresmärsche  als  Wegemaße,  die 
Arbeitslei8taiu:en  eines  Mannes  anf  dem  Felde 
(Tagewerk,  Morgen  nsw.)  als  FlSehenmaOej  die 
Last,  die  ein  Mann  tragen  kann,  für  Gewichte 
und  ähnliche  allgemein  bekannte,  wenn  auch 
nor  nngefähr  feststehende  Größen  als  Maßein- 
heiten anzuwenden.  Dieselben  sind  dann  später, 
als  die  Obrigkeiten  Haß-  nnd  Gewichtawdnnagen 
aufstelltett,  zum  Teil  auch  dot  bebCrdlichen 
Festsetzungen  zogmnde  gelegt  worden,  wie  die« 
die  vielfach  noch  jetzt  üblichen  MaßbenennnngeB 
erkennen  lassen.  Im  Laufe  des  späteren  Mittel- 
alters begannen  die  einzelnen  Knltortänder  feste 
Haß-  nnd  Gewichtsnnheiten  für  ihr  Staatsgebiet 
znr  Durchführung  zu  bringen.  Am  besten  ge- 
lang dies  den  Ländern  mit  starken  Zentral- 

gewalten,  namentlich  England,  während  in 
entschland  infolge  der  staatlichen  Zerrissenheit 
wie  im  MOnzwesen  so  auch  auf  dem  Gebiete 
des  M.  u.  G.  eine  Einbeitüchkeit  nicht  zu  er- 
zielen war,  so  daß  hier  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein  sehr  starke  Ortlii^  Verschiedenheiten 
geherrscht  haben. 

Nachdem  früher  schon  veränzelte,  erfolglos 
gebliebene  Heformbestrebuagen  zum  Zwecke 
der  Vereinheitlichung  des  H.  jl  G.  aufgetreten 
waren,  ist  seit  dem  18.  Jabrh.  mit  den  durch 
die  französische  Bevolntion  hervorgerufenen 
politischen  Umwälzungen  die  Schaffung  einheit* 
licher  Maß-  und  Gewi^tsordnungen  als  dringend 
erforderlich  immer  mehr  anerkannt  worden.  In 
technischer  Hinsicht  ist  diese  neuere  Bewegung 
auf  das  Bestreben  nach  Aufstellung  eines  sog. 
natürlichen  Maßes  zurückzuführen.  Schon  i.  J. 
1673  war  von  Hayghens  die  Länge  des  Sekunden- 
pendels als  MaUemheit  voi^schlagen  worden, 
und  dieser  Vorschlag  ist  mit  gewissen  Ein- 
schränkun^n  im  Laufe  des  18.  Jahrb.  von 
mehreren  Physikern  wiederholt  worden,  wKhrend 
von  anderen  ein  bestimmter  Teil  der  Erdachse 
(John  Herschel)  bezw.  des  Erdmeridians  (zaet«t 
von  Monton  1690,  ein  Jahrhundert  später  von 
Laplace,  Condorcet  n.  a.)  empfohlen  wurde.  Die 
Bemühungen  um  Aubitelinng  eiser  natfiriichen 
Haßeinheit  kamen  den  Al»ichten  der  französi- 
schen Nationalversammlnng  entgegen,  welche 
in  ihrem  Bestreben,  mit  den  Zuständen  des 
„ancien  regime"  zu  brechen,  auch  der  Ver- 
worrenheit in  dem  französischen  U.  u.  G.  ein 
Ende  machen  wollte.  Am  a.pf.  1790  beschloß 
die  Nationalversammlung  auf  einen  Antrag  Ton 
Talleyrand,  die  Län^e  des  Seknndenpendels  unter 
einem  bestimmten  Breitengrade  als  Gnmdlage 
des  „natürlichen"  Maßsystems  feststellen  in 
lassen.   Eine  znr  Prüfung  dieser  Frage  ein- 

fesetzte  Kommission  von  oalehrtea  verwarf  je- 
och  die  Bestimmung  nach  der  Peadellänge  nnd 
sprach  sich  für  die  Hessnng  des  Erdmeridian- 
quadranten BUS.  Die  Nationalversammlnng  trat 
diesem  Vorschlfure  am  26./III.  1791  dann  auch 
ihrerseits  bei  und  bestimmte  als  neue  Maßeinheit 
den  zehnmillionsten  Teil  des  Erdquadranten,  mit 
dessen  amtlicher  Vermessung  alsbald  begnuen 
wurde. 

IIL  Das  raetriache  System. 

Die  amtUchai  Vermessungen  des  Erdqaa- 
dnnten  waren  noch  nicht  an  Ende  geAhrt,  als 
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der  inxwisehen  an  die  Stelle  der  NAtionalver- 
sunmlon^  getretene  Nationslkonvent  am  I./VIU. 
1793  den  zennmiUionsten  Teil  des  Erdqnadranten, 
welcher  nach  älteren  VermesBangen  44SL44  alte 
Puiaer  Linien  betragen  sollt«,  endgtUtig  als 
Mafieinheit  bettimmte.  Du  olnn  Dekret  wnrde 
InM  darsnf  durch  das  O.  t.  18.  Oerminal  des 
Jahres  III  (17%)  nod  die  Not.  t.  19.  Frimaire 
des  Jahres  Vm  (1799)  ersetzt,  welche  das  fran- 
xSsische  HaA-  and  Qewichtasystem  endgfUti« 
regelten  nnd  noch  heute  in  Kraft  sind.  Ab 
UJigemeinheit  wurde  das  Meter  festgesetzt, 
weluiee  nach  den  inzwischen  voltendeten  amt- 
liehen V^messnngen  mit  443,29  Pariser  Linien 
ermittelt  worden  war.  Da  Obrigens  nene  Ver- 
messungen die  Ungenaniffkeit  auch  dieser  LKnge 
eigeben  haben,  ist  das  mfizielle  Metermaß  nicht 
alt  eine  natfiniche  Einheit  anzusehen.  Znr  Ge- 
wkhtseinhtft  erhoben  wurde  unter  dem  Namen 
^Kilt^Tum"  das  Gewicht  von  1  Kubikdenmeter 
raneo  Wassers  bei  4<*  C.  Das  Gesetz  von  1795 
bestimmt  ansdrllcklicfa,  daß  der  in  obi^  Lange 
«US  Flatan  hergestellte  Heterstab  als  Urmaß  mr 
die  Lftneenmaße  und  ein  besonders  angefertigtes 
Stück  Pbtin  tou  obigem  Gewicht  als  Urgewicht 
fQr  die  GewichtsbesUmmmig  zn  gelten  habe. 
Fftr  die  Flilchenmessnn^  worde  das  Ar,  ein 
Quadrat,  dessen  eine  Seite  10  m  lang  ist,  als 
Bofalmaß  das  Liter^  ein  Kubus  mit  einer  Kanten- 
llBge  Tm  1  Dezimeter,  lUs  Gmndmaße  fest- 
gesetzt.  Letztere  werden  ausschlieltlich  durch 
die  Zahl  10  eingeteilt  und  Terrielfiltigt  und 
Bsdi  den  Vorschlage  des  holländischen  Ge- 
lehrten van  Swinden  in  der  Weise  benannt,  daß 
das  Vielfache  der  Einheit  durch  griechische  und 
die  Bruchteile  derselben  durch  lateinische  Bei- 
worte gekennzeichnet  werden,  mit  der  einen 
Abweichung,  daß  nicht  das  Gramm,  sondern 
dessen  Tausendfaches,  das  Kilogramm,  die  Ge- 
wichtseinheit bildet 

Die  eigenartigen  Vorteile  des  metrischen 
■aß-  nnd  Gewichtisystems  bonhen  vor  allem 
in  den  einfachen,  leicht  faßlichen  GrOßenverh&lt- 
nissen  der  TencUedenen  Mafigattnngen  unter- 
ein ander,  in  der  ebenso  systematischen  Bildung 
der  Dnterabteilnngen  und  Verrielfachongen,  in 
der  dnfacben  Art  der  Benennung  der  abge- 
löteten GrCßen  nnd  endlich  darin,  daß  die  Ver- 
wendung des  DezimalgjsteaiB  die  unbequemen 
Bmchzahlen  vermeidet  und  überhaupt  die  Bech- 
nung  erieichtert.  Andererseits  ist  zuzugeben, 
daß  die  hauptsächlich  gebranchten  Maße  fQr 
manche  Zweue  nicht  Msonders  gut  geeignet 
sind.  Das  Meter  erweist  sich  im  prakdschen 
Verkehr  häufig  als  zu  groß,  das  Zentimeter  als 
xo  klein;  ein  mittleres  Maß,  etwa  nach  Art  des 
Fußes,  fehlt.  Der  Quadratkilometer  ist  für  geo- 
ffraphiftch-statistische  Angaben  zu  klein  und 
nhrt  zn  sehr  großen  Zanlen,  welche  bei  An- 
wendung der  (^adratmeile  vermieden  wurden. 
Auch  ist  die  geringe  Teilbarkeit  der  Zahl  10 
vielfiwh  hinderlicb.  Diese  nnd  ähnliche  Mängel 
wiegen  jedoch  die  Vorteile  des  metrischen 
STstems  nicht  aof,  deren  internationale  Ein- 
ftthrang  woU  gerade  deshalb,  weil  es  sich  nicht 
an  das  in  irnnd  rinem  Lande  eingebürgerte 
S/sten  anKfaloß,  vielmehr  vSllig  Neues  brachte, 
wesentlich  gefordert  wurde. 

So  hab<na  denn  nach  dem  Voi^ange  Frank- 
reichs inzwischen  die  meisten  anderen  Kultur- 
cttaten  das  metrische  Maß-  und  Oewichtss^stem 


bei  sich  eingeführt,  nämlich  Belgien,  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn,  die  Schweiz,  die  Nieder- 
lande, Luxemburg,  Schweden^  Norwegen,  Fin- 
land,  Spanien,  Portugal,  Italien,  Griwbenland, 
Rumänien,  Sabien,  Balgarien,  die  TOrkei, 
Ägypten,  die  mittdametikanisehea  nnd  die 
sOumeiikiuusdien  Staaten.  Neben  dem  metri- 
schen System  ist  am  weitesten  verbreitet  das 
englische  Maß-  und  Gewichtsc^stem,  das  außer 
iu  Großbritannien  und  Irland  noch  in  den 
britischen  Eolonieen  und  im  wesentlichen  auch 
in  den  Vereinigen  Staaten  von  Amerika  gilt. 
Uebrigens  gewinnen  in  Kreisen  des  britischen 
auswärtigen  Handels  in  den  letzten  Jahren  die 
Bestrebungen  auf  Annahme  des  metrischen 
Systems  immer  mehr  Anhänger;  ein  bedeut- 
samer Fortschritt  nach  dieser  Kichtung  ist  das 
1897  geschaffene  Gesetz,  welches  das  metrische 
System  wenigstens  foniltatiT  eingefOhrt  hat. 
Von  sonstteen  Staaten,  welche  du  metrische 
System  bisner  noch  nicht,  weni^^ns  nicht  voll- 
ständig, angenommen  haben,  sind  besonders  zu 
nennen  Dänemark,  Bußland  mit  Ausschluß  von 
Finland,  sowie  Japan.  Doch  sind  auch  in  diesen 
Staaten  die  memschen  Gewichte  und  Maße 
fakultativ  zTigelassen  und  werden  im  inter- 
nationalen Handelsverkehr  meist  tatsächlich  an- 
gewendet. 

Angesichts  der  weiten  Verbreitong,  welche 
du  metrische  Haß-  und  Gewichtssystem  im 
Laufe  der  Jahrzehnte  gefiraden  hatte,  trat  bei 
deu  beteiligten  Staaten  bald  das  BedQrftiis  her- 
vor, durch  Schaffung  möglichst  genauer  Urmafie 
(Prototypen)  und  Sicherung  ihrer  dauernden 
Bichtigkeit  eine  internationale  Grundlage  fOr 
das  metrische  System  zu  gewinnen»  um  so  mehr 
als  die  älteren  franzfiaisdien  Urmaße  sich  als 
verbessernngsbedflrftig  erwiesen  hatten.  Ans 
dieser  Erwägung  heraus  trat  im  Frühjahr  1875 
in  Paris  die  sogen.  Meterkonferenz  zusammen 
welche  durch  ^vollmächtigte  von  17  Staaten 
bwdiiekt  wurde,  darunter  ust  alle  widitigeren 
Staaten  mit  metrischem  System,  femer  Däne- 
mark, Btißland  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Das  Ergebnis  ihrer  Beratungen  war 
der  Abschluß  der  Internationalen  Meter- 
kottvention  vom  20./y.  1875,  welcher  im 
Laufe  der  letzten  drei  Jahrzehnte  Serbien, 
Hnmänien,  Großbritannien  and  Irland,  Japan, 
Meriko,  Bulgarien  und  Tunis  nachträglich  bei- 
traten, während  dagegen  die  Türkei  wieder 
ausschied.  In  dieser  Konvention  sind  die  ver- 
tragschließenden Teile  Übereingekommen,  unter 
dem  Namoa  „Internationales  Maß-  und  6e- 
wiehtsbnreau"  ein  wissenschaftliches  und  per- 
manentes Institut,  mit  dem  Sitze  iu  Paris,  auf 
gemeinschaftliche  Kosten  zu  gründen  und  zn 
Unterbalten.  Dasselbe  steht  unter  Leitung  eines 
besonderen  „internationalen  Komitees  für  Maß 
nnd  Gewicht",  welches  seinerseits  der  aus  Dele- 
gierten aller  vertragschließenden  Begiemngea 
zusammengesetzten  „tieneralkonferenz"  unter- 
Btellt  ist.  Nach  Eriedigung  der  Vorarbeiten 
konnte  die  Generalkonferenz  L  J.  1889  wtm 
ersten  Male  zusammentreten,  um  die  newa  au 
Platin  und  Iridium  beistellten  Protstype  des 
Meters  und  des  Kilogramms  ansxuwiUea  aal 
den  Einzelstaaten  die  nationalen  TnMyft  sa 
Überweisen.  Die  beiden  erste ren  siad  Wa  Mm 
Bureau  niedergelegt  und  bilden  weMtm  die 
internationalen  Urmaße.   Dem  Bareaa  Be^ea 
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ob  sämtliche  Vergleichaagen  nudBefflanbignii^n 
der  neuen  Prototype  des  Meters  und  des  Kilo- 
gramms, die  Anfbewahroog  der  mtemattoDalen 
Prototype,  die  periodisch  wiederkehrenden  Ver- 
ffleichangen  der  nationalea  Prototjpe  mit  den 
intemationalea,  die  Terg^chong  der  neuen 
Protot^  mit  den  fnndamoitalut,  in  den  Ter- 
schied enen  Ländern  und  in  der  Wissenschaft 
angewandten  nielit  metrischen  Haß-  nnd  6e- 
wichtseinheiten  und  feinere  metrische  Arbdten 
anderer  Art.  Die  Generalkonferenc  soll  sich 
alle  6  Jahre  wenigstens  einmal  Tersammeln,  sie 
ist  demzufolge  in  den  Jahren  1885  und  1901 
wiedenim  zusammengetreten. 

Die  Bestimmungen  der  Meterkonvention  haben 
fOr  die  beteiligten  Staaten  Abänderungen  ihrer 
Maß-  und  Gewichtsordnungen  notwendig  ge- 
macht Während  nach  der  deutschen  Mau-  und 
Oewiehtsordnung  (s.  unten  sub  IV,  1,  a)  bisher 
allein  das  Meter  die  Grundlage  des  Haues  wie  des 
Gewichtes  bildete,  bat  das  Beichsgesetz  (Novelle} 
T.  26./IV.  1893  das  Meter  und  das  Kilogramm 
als  solche  festgesetzt.  Das  Meter  wird  dort  als 
die  Einheit  des  Längenmaßes,  das  Kilogramm 
als  die  des  Gewichtes  definiert.  Beide  werden 
danfestellt  durch  den  Haßstab  bezw.  das  Ge- 
wichtsstück, welche  bei  dem  internationalen 
Maß-  und  Gewichtsbureau  niedergelegt  sind. 
Als  Urmaße  gelten  deijenige  Maßstab  und  das- 
jenige Oewichtsstttck,  irälche,  ans  Platin-Iridium 
nergeateUt,  von  den  intemanonalen  Prototypen 
abgleitet  sind.  Sie  sind  Ton  der  intemationuen 
Genenlkonferenz  dem  Deutschen  Reiche  als 
nationale  Prototype  Überwiesen  und  werden  Ton 
der  Normal-Eichongskommission  aufbewahrt. 
Aua  dem  Meter  werden  die  Einheiten  des 
Flächenmaßes  —  Quadratmeter  nnd  Kubikmeter 
—  gebildet  und  aus  den  Teilen  und  dem  Viel- 
fachen dieser  Maßeinheiten  die  sonstigen  Längen-, 
Flächen-  und  Körpermaße  abgeleitet. 

IV.  Die  ReKelnng  des  M.  n.  G.  in  den 
einzelnen  Staaten. 

1.  Deutsches  Reich,  a)  Geeohichtllchea. 
Infolge  der  jahrhundertelangen  staatlichen  Zer- 
splitterung Deutschlands  waren  in  diesem  Lande 
die  örtlichen  Verschiedenheiten  im  M.  u.  G.  bis 
zum  Beginne  des  vorigen  Jahrhunderts  ^nz 
besonders  groß.  Um  den  för  Handel  und  ver- 
kehr hieraus  entstehenden  Unzuträglichkeiten 
ein  Ende  in  machen,  entschlossen  sich  damals 
die  Einzelstaftten,  für  ihr  Gebiet  eine  Neuord- 
nung und  Vereinheitlichung  des  H.  n.  G.  vor- 
zunehmen. Für  Preußen  erfolgte  diese  Regelung 
durch  das  O.  v.  16./V.  1816.  Kurz  vorher  waren 
die  sfiddeutschen  Staaten  in  gleicher  Weise  vor- 
geganeen,  nnd  die  nächsten  Jahrzehnte  brachten 
auch  den  anderen  Staaten  eine  entsprechende 
Neuregelung.  Indessen  war  man  hiermit  von 
einem  einheitlichen  deutschen  Haß-  und  Ge- 
widitssystem  noch  weit  entfernt,  da  sich  jene 
Neuordnungen  an  die  bestehenden  Verhältnisse 
anlehnten  und  somit  von  sehr  verschiedenen 
Grundsätzen  ansgin^n.  Der  Wunsch  nach 
einer  allgemein  ^Itigen  deutschen  Maß-  und 
GewichtsordnuDg  blieb  also  nach  wie  vor  be- 
stehen. Die  Gründung  des  Zollvereins  brachte 
ihn  seiner  ErfttUung  näher.  Da  das  Neben- 
einanderbestehen verschiedener  Maße  und  Ge- 
wichte bei  der  Verwaltiug  der  Zolle  als  sehr 


störend  empfunden  wurde,  so  einigten  sich  die 
Zollvereiusstaaten  derart,  daß  seit  dem  Jahre 
1840  in  dem  Zollzeutner  (zu  100  Zollpfond 
=  60  )Lg)  ein  gemeinsames  Gewicht  zunächst 
för  die  Zwecke  der  Zollverwaltungen  geschaSen 
wurde,  welches  honaeh  in  vielen  Staaten  auch 
fttr  den  sonstigen  Verkehr  amtlich  eingeführt 
wurde.  Diese  Spinnende  VueinheitlUÜiQiig  er^ 
hielt  ^e  weitere  fMKnakg  durdi  das  Vor* 
gehen  des  Bundettoges,  auf  deesen  Veranlassung 
seit  dem  Jahre  1860  kommissarische  Vorbe- 
ratungen über  die  Frage  einer  einheitlichen 
Regelung  des  deutschen  U.  n.  G.  in  die  Wege 
geleitet  wurden.  Die  Arbeiten  und  Vorschläge 
dieser  Kommissionen  f&hrteu  zwar  infolge  der 
kriegerischen  Verwickelungen  und  der  sich  an- 
schließenden politischen  Verändemogen  des 
Jahres  1866  zu  keinen  imiktischen  Ergebniuen ; 
indessen  nahm  der  Nondentsche  BquI  die  An- 
gelegenheit sehr  bald  von  n^em  auf  nnd  mit 
solchem  Erfolge,  daß  schon  unterm  17./VIII.  1868 
die  Maß-  und  Gewichtsordnung  fQr  den  Nord- 
deutschen Bund  erlassen  werden  konnte.  Die- 
selbe ist  i.  J.  1870  durch  Staatsverträge  auf 
die  übrigen  Bundesstaaten  des  späteren  Dent< 
sehen  Reiches  mit  Ausnahme  von  Bayern  aus- 
gedehnt worden.  Ihre  Einfahrung  in  Bayern 
erfolgte  durch  das  R.G.  v.  26./XI.  1871,  in 
Elsaß-Lothringen  durch  R.G.  v.  19./XIL  1874 
mit  der  Maß«ihe,  daß  fflr  Bayern  die  Artikd 
15—20  Aet  Maß-  und  Oewiehtsordnung  kdne 
Anwendung  finden,  statt  deren  also  das  Landes- 
recht bestehen  bleibt  und  daß  ferner  fQr  Ksal- 
Lothringen  gewisse  Souderbestimmungen  neben- 
sächlicher Art  getroffen  sind.  Uel»igens  iet 
durch  Art.  4  der  Reichsverfassung  auscutlcUich 
bestimmt,  daß  die  Ordnung  des  Maß-  und  Ge- 
wichtssystems der  fieaufeicStigung  nnd  Gesetz- 
gebung des  Reiches  unterliegt. 

Somit  bildet  die  norddeutsche  Haß-  und  Ge- 
wichtsordnung V.  17./VIIL  1868,  inzwischen 
durch  die  Beichsgesetae  v.  107III  1870,  26. 'XI. 
1871,  7./m  1873,  19./m  1874,  11./VIL  1884. 
26  /IV.  18%  nnd  1./VI.  1900  abgeändert  benr. 
ergänzt,  die  gesetzliche  Grandlage  des  deut- 
schen Haß-  und  Gewicbtssystems.  (Auf  die 
technische  Grundlage  desselben  ist  obüi  sub  II 
hingewiesen  worden.)  Eine  neue,  das  geltende 
Recht  in  einzelnen  wichtigen  Punkten,  ledocb 
unter  Beibehaltung  des  Systems,  nmffestaltende 
Maß-  und  Gewichteordnnng  ist  in  Voroereitung: 
siehe  hierüber  unter  d)  Reformfragen. 

b)  Das  geltende  Recht.  Der  Gebrauch 
folgender  Maße  und  Gewichte  ist  gesetzlich 
anerkannt'):  a)  von  I^geomaßeo  das  Meter 


*)  Die  in  Klammem  beigefögten  AbkÜixnngen 
sind  in  Verfolg  eines  Bnndearatebeschlusses  v. 
8./X.  1877  im  amtlichen  Verkehr  sowie  in  den 
öffentlichen  Lehranstalten  eingeführt  Außer- 
dem ist  fttr  die  Qewichtsmenge  von  100  kg,  die 
einer  besonderen  Beieiehnung  in  der  geltendes 
Maß-  und  Oewiehtsordnung  entbehrt,  wegen  des 
nach  dieser  Richtung  hervorgetretenen  prak- 
tischen Bedürfnisses  zunächst  im  W^  der 
Verwaltungsvorschrift  durch  den  Bundesrat  (Be- 
schluß vom  8./IV.  1897)  die  Beieichnnnf  n1>oi9>«l- 
zentner"  („dz")  im  amtlichen  Verkehr  nnu  in 
den  öffentlichen  Scholen  ebgefflhrt  worden  und 
hat  später  auch  in  der  Gesetzessprache ,  ins* 
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mi.  ibsZoitimeter  (cm),  das  Ifülimeter  (mm), 
Ii-  Kilometer  (kro) ;  b)  von  FUdienmaSea 
-!*■  Vudnüneter  (qm),  daB  (}aadratzenti- 
if  t'T  (qcm).  das  Quadratmillimeter  (qmm), 
nir  VttiantkU<HDeter  (qkm),  das  Ar  (a),  das 
H<^uribat;  c)  tod  Körper-  und  HohlmaBen 
iv  Liter  (1),  das  Kubikzentimeter  (ccm),  das 
liul.ikoi31mi^er(cmm),da8Kubikmeter(cbm), 
U  Hektoliter  (U);  d)  von  Gewichten  das 
kilicnoiffl  (kg),  das  Gramm  (g),  das  Milli- 
tnnim  (nig),  die  Tonne  =  1000  kg  (t). 

In«  in  den  Händen  der  EichtingsbehOr- 
Tfo  rM:>find]ichen  Normalroaöe  und  Normal- 
ichte  werden  nach  beglaubigten  Kopieen 
>^  rnnafies  und  des  Crgewichtes  herge- 
-HÜt  itod  richtig  erhalten.   Zum  Zumessen 
-md  ZawSjgen  im  öffentlichen  Verkehr  dürfen 
[vseiti'^  gestempelte  älaße,  Gewichte  und 
^  uifu  angewendet  werden.  Der  C^brauch 
.'rk-htieer  Maße  usw.  ist  untersagt^  auch 
•  ■■f-a  dieeclbe»  im  übrigen  den  Bestim- 
:  mcPD  entsprechen.  Die  ftußersteu  Grenzen 
Manen,  Meßwerkzeugen  uaw.  im 
''"otlicben  Verkehr  noch  zu  duldenden  A.b- 
«■^K-knngen  von  der  absoluten  Hiditi^eit 
rrhlti^renzen)  sind  durch  Bekanntmachung 
Bnodesrats  r.  27./VII.  m85  nfther  be- 
■'imml.   Zar  Eichung  und  Stempelung  sind 
i'ir  Milche  HaSe  und  Gewichte  zuzutassen, 
»-'viiK  dm  oben  aufgeführten  Oi-Oßen  oder 
't^n  VielfBchem  oder  deren  Dezimaltei- 
M'gnt  eotspiechen  \  aufindem  ist  dasYiertel- 
ki»}iter  und  dasVi^telliter  znlftasig.  Außer 
'■i!  'Üf"  Male,  Gewichte  und  Wagen  erstreckt 
"■Ii  der  Eiditwanp  auf  die  b«m  Verkauf 
'  'tDcetstiger  Flflssigkeiten  zur  Ermittelung 
■•V  Alkoholgehalts  aufwendeten  Thermo- 
Mb^bnJometer,  auf  die  FBaser,  in  denm 
Hko  nun  Verkauf  kommt,  und  auf  die 
''«ainesKr,  nat^  welchen  die  Ve^tung 
('*!•'  den  Verbtandi  von  Leuchtgas  bestimmt 
viH    Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vor- 
-t^en  der  Maß-  und  Gewichtsordnung 
":nlcn  nadi  $  3t)9  des  StrGB.  bestraft. 

l*vT  ITmstaod,  daß  die  Bestimmungen 
'i-'i  MaU-  und  Qewichtsordnun^  nicht  sftmt- 
i"  '1  mi  Bayern  ausgedehnt  sind,  tritt  für 
1*  gleitende  Recht  namentlich  insofern  her- 
f .  il»  Maße  usw.,  welche  von  einer  baye- 
r  ittfa  EichungsstelJe  geeicht  und  gestem- 
l"-'  mnd,  in  dem  übrigen  Beichsgebiet  im 
'  ■  citlidien  Verkehr  nicht  angewanat  werden 
»iriio  nod  umgekehrt.  In  Bayern  und  Elsaß- 
t'  thriageo  besteht  auf  Grund  der  oben  er- 
bauten RGQ.  (vom  26./XL  1871  bezw. 

-^dere  fm  ZoIItarifgesets  vom  25.  Desember 
!''%.iMriwnnuigg«faDden.  Esistbeabslebtigt, 
; '  Bcsektooiig  anch  is  die  (im  Text  nnter  d, 
•'•t'n^bt^ea  enrfifente)  neue  Haß*  und  Oe- 
vrbuordBOSjr  tu  Dbemelmicn,  ^woU  de  be- 
riiriü^  SB  we  dem  aetrisehen  Systeme  fremda 
■TQiMalisit  aaknapft. 


19..'XIL  1874),  außer  der  durch  die  Haß-  und 
Gewiohtsordntmg  TOi^eschriebenen  erstm 
Eichung,  zur  dauernden  iUchtigerhaltung  der 
Maße  UBw.  die  periodische  Kadieichung  als 
obligatorisch^  ebenso  hat  Sachsen  sat  1893 
eine  dreij&hnge  periodische  Nacbeichung  an- 
geordnet. Württemb^  hat  freiwillige  amt- 
liche Nacheichungen  im  Interesse  des  ge- 
werblichen Publikums  bei  sich  eingeführt 
In  denjenigen  Teilen  des  Reiches,  wo  perio- 
dische NacbeichuDgen  nicht  bestehen,  hat 
jeder,  welcher  MaBe  usw.  im  öffentlichen 
Verkehr  verwendet ,  ein  Interesse  daran, 
die  Richtigkeit  derselben  ab  und  zu  eich- 
amtlich feststellen  zu  lassen. 

Zur  Sicherung  der  Durchführung  der  be- 
züglichen Bestimmungen  der  Maß-  und  Ge- 
wichtsordnung finden  seitens  der  einzelnen 
BundesregieruD^eu  obrigkeitliche  Revisionen 
der  im  öffentlichen  Verkehr  befindlichen 
Maße,  (iewichte,  Wagen  und  sonstigen  Meß- 
werkzeuge statt.  Nach  der  in  Pi-eußen  unterm 
5,/Vin.  188Ö  erlasseoen  Ministerialbestim- 
roung  zerbülen  diese  Revisionen  in  ausschließ- 
lich polizeiliche  und  in  technische.  Beide 
erfolgen  durch  die  Ortspolizeiverwaltung. 
Krstere  werden  unvermutet,  in  den  Stttdten 
jährlich  zweimal,  auf  dem  Lande  jährlich 
einmal,  vorgenommen  uod  beschränken  sich 
auf  eine  äußere  Prüfung  der  betreffenden 
Gegenstände,  also  hauptsächlich  auf  die  Fest- 
BteDung,  ob  die  Meßgeräte  gehörig  geeicht 
sind.  Die  technischen  Revisionen  erfolgen 
in  Pristen  von  2  Jahren  in  den  Städten, 
von  4  Jahren  auf  dem  Lande,  unter  Zu- 
ziehung eines  Eichmeisters.  Der  Zeitpunkt 
ihrer  Vornahme  wird  vorher  öffentlicn.  be- 
kannt gemacht;  sie  erstrecken  sich  auck 
auf  die  Ri(^tigkeit  der  Meßgeräte,  ob  die- 
selben sich  innerhalb  der  erlaubten  Fehler- 
grenzen befinden.  In  ähnlicher  Weise  ist 
das  Ueberwachungsrerfahi'en  in  den  meisten 
anderen  Bundesstaaten  ^regelt 

Für  die  näheren  Bestimmungen  über  die 
in  der  Maß-  und  Gewichtsordnung  ausge- 
sprochenen Grundsätze  dient  die  Eichord- 
nung V.  27./XII.  1884,  neue  Fassung  vom 
15./ V.  1891.  Dieselbe  trifft  demgemäß  Vor- 
schriften über  das  Material,  die  Gestalt,  die 
Bezeichnung  und  die  sonstige  Beschaffenheit 
der  zur  Eichung  zuzulassenden  Maße  und 
Meßwerkzeuge  die  verschiedensten  Art  (dar- 
unter Meßrahmen  für  Brennholz,  Gasmesser, 
Gtetreideprober,  Thermo-Alkoholometer),  über 
die  bei  der  Eichung  innezuhaltenden  Fehler- 
grenzen, die  Ausführung  der  Stempelung  und 
die  in  Anwendung  zu  bringenden  Stempel- 
zeichen. Die  von  den  Eichbehörden  für  die 
amtliche  Prüfung  und  Stempelung  sowie  für 
ihre  sonstigen  Mühewaltungen  zu  erheben- 
den Gebühren  sind  durch  die  Eichgebühren- 
taxe V.  28./Xn.  1884  geregelt  wollen.  Die 
Eichordnung  sowohl  wie  die  GebfUurentaxe, 
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welche  beide  von  der  EaiBerlicbeD  Normal- 
EächuDgskommissioü  erlasseo  sind,  haben 
iozwisdien  wiederholt  Eig&izuDgea  bezw. 
Abänderungen  erfcthren  (vgL  RQBI.),  zuletzt 
durch  Behauntmachang  vom  1./X.  1905. 

In  enger  sachlicher  Beziehung  zu  den 
BeatimmuDgen  der  Maß-  und  Gewichtsord- 
nung steht  das  RQ.  v.  20./m  1881,  betr.  die 
Bezeichoung  des  Raumgehalts  der  Schank- 
ge&ße,  nach  welchem  letztere,  falls  üe  zur 
YerabreichuDg  von  Wein  und  Bier  in  den 
Wirtschaften  dienen,  mit  einem  den  Soll- 
inhalt begrenzenden  Füllstrich  und  der  Be- 
zeichnung des  Sollinhalts  nach  Litermaß  ver- 
sehen sein  müssen.  Hierbei  sind  nur  solche 
MaßgrSBen  zulässig,  welche  vom  Liter  auf- 
wärts durch  Stufen  von  Vs  Liter,  vom  Liter 
abwärts  durch  Stufen  von  Zehnteilen  des 
Liter  gebildet  werden,  und  solche,  welche 
Vi  Liter  darstellen. 

Endlich  ist  zu  bemerken,  daß  nach  §  36 
der  Gew.-O.  das  Gewerbe  deiienigen  Per- 
soueu,  welche  das  Wägen  imd  Messen  von 
Waren  berufsmäßig  ausüben,  zwar  frei  be- 
trieben werden  darf,  die  zuständigen  Be- 
hörden jedoch  berechtigt  sind,  solche  Per- 
sonen auf  die  Beobachtung  der  bestehenden 
Vorschriften  zu  beeidigen  und  Öffentlich  an- 
zustellen. 

Das  amtliche  M.  kann  sich  in  anbetracht 
des  Fortschrittes  der  Erfindungen  und  der 
Technik  nicht  dauernd  auf  Raum-  und  Ge- 
wichtsgrö&en  beschränken,  wie  es  denn  ja 
auch  in  Einzelheiten  früher  schon  darüber 
hinausgegangen  ist.  Neuerdings  forderte  die 
außerordentliche  Entwiclrolung  der  Elek- 
trizität und  ihre  Anwendung  zu  den  ver^ 
schiedensten  Zwecken  (Motoren,  Beleuch- 
tung) dazu  auf,  die  zur  Messung  des  Stmn- 
v^nrauchs  usw.  dienenden  Maße  und  In- 
strumente gleichblls  reidisgesetzlichen  Yor- 
sdiriftea  nach  Anal(^e  der  Maß-  und  Ge- 
wichtsordnung zu  unterwerfen.  Diesen  Be- 
dürfnissen ent^ridit  das  RO.  heti.  die 
elektrischen  Maßeinheiten  vom 
1./V1.  1898.  Dadurcli  sind  als  gesetzliche 
Einheiten  für  elektrische  Messungen  fest- 
gesetzt das  Ohm  (als  Einheit  des  elektrischen 
Widerstandes),  das  Ampere  (als  Einheit  der 
elektrischen  Stromstärke)  und  das  Volt  (als 
Einheit  der  elektromotorischen  Kraft),  deren 
Bedeutung  im  Gesetz  näher  bestimmt  ist. 
Nur  solche  Meßwerkzeuge,  deren  Angaben 
auf  diesen  gesetzlichen  Einheiten  beruhen, 
dürfen  bei  der  gewerbsmäßigen,  entgeltlichen 
Abgabe  elektrischer  Arbeit  verwendet  werden. 
Als  obere  Verwaltungsbehörde  für  das  elek- 
trische Maßwesen  fungiert  die  Physikalisch- 
Technische  Reichsanstalt  zu  Berlin.  Auch 
im  übrigen  sind  die  bezüglichen  Vorschriften 
zwar  denen  der  Maß-  und  Gewichtsordnung 
analog,  jedoch  von  dieser  völlig  unabhänrig. 

o)  Die  Verwaltnng.  Gemäß  den  Be- 


stimmungen der  Maß-  und  Gewichtsordnung 
ist  die  Kaiserliche  Normal-ESchungs-Kom- 
misaion  mit  dem  Sitze  in  Berlin  enichtet 
worden.  Sie  untersteht  dem  Rächrämt  des 
Innern  und  luldet  die  oberste  BehSrde  für 
das  gesamte  M.  u.  G.  des  Reidies.  Als 
solche  hat  sie  darUbw  zu  vachen,  daß  im 
Reit^sgebiete  das  Eidinngsw^n  nach  Qbei^ 
einstimmenden  Bc^ln  und  dem  Interesse 
des  Verkehrs  entsprechend  gehandhabt  wird. 
Ihr  liegt  die  Anfertigung  der  Normalmaße 
ob ,  der  Erlaß  der  näheren  Vorschriften 
über  Material,  Gestalt,  Bezeichnung  und 
sonstige  Besch^enheit  der  Maße,  Gewichte 
und  Wagen,  sowie  über  die  innezuhaltenden 
Fehlergreuzen,  und  sie  hat  überhaupt  alle 
die  technische  Seite  des  Eichungswesens 
betreffenden  Gegenstände  zu  regeln. 

Das  Geschäft  der  Eichung  und  Stempe- 
lung wird  ausschließlich  durch  Eichungs- 
ämter ausgeübt,  deren  Errichtung  den  Bundes- 
regierungen zusteht  und  nach  den  Landes- 
gesetzen erfolgt  Die  Bundesr^erun^ 
haben  jede  für  sich  oder  mehrere  gemein- 
schaftlich zum  Zwecke  der  Aufsidit  über 
die  Gescbäftsführvmg  und  die  ordnungs- 
mäßige Unterhaltung  der  Eichungsämt^  die 
erforderlichen  Anordnung^  ^u  treffen.  Zu 
diesem  Behufe  ist  das  ganze  Reichsgebiet 
mit  Ausschluß  Bayerns,  in  23  Auteichts- 
bezirke  eingeteilt. 

Infolge  der  wiederholt  erwähnten  Aus- 
nahmestellung Bayerns  gegenüber  der  Maß- 
und  Gewichtsordnung  erstreckt  sich  die 
Tätigkeit  der  Kuserl.  Normal-Eichungs-Kom- 
mission auf  dies«!  Bundesstaat  Qi(£t  viel- 
mehr werden  dort  die  bezQglitUien  Obli^en- 
hetten  von  der  selbstftnd^n  Eönigl.  Baye- 
rischen Nonnal-Eichunga-Kommissitxi  erfUlt 
Es  hat  jedoch  letztere  die  toq  ihr  anm- 
wendende  Ncumde  von  der  Reichskommissioa 
zu  beziehen  und  die  technischen  Vorschriften 
über  die  BeachafFenheit  der  Maße  und  Ge- 
wichte gleichförmig  mit  dieser  zu  erlassen. 

Die  Organisation  der  Eichungsbehörden 
ist  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  eine 
verschiedene,  namentlich  insofern  als  die 
Eichungsämter  in  einigen  ausschließlidi  oder 
größtenteils  Staatsanstalten,  in  anderen  aus- 
schließlich oder  größtenteils  (nach  preus- 
sisohen  Vorbilden))  Gemeindeanstalten  sind. 
In  Preußen  sind  die  Eichun^behörden  dem 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  unter- 
stellt und  auf  Grund  des  G.  v.  26./XL  1869 
organisiert.  Die  Aufeicht  über  die  Eichimgs- 
ämter,  denen  das  Geschäft  der  Eichung  und 
Stempelung  obli^t,  wird  durch  staatliche 
Eicbungsinspektoren  ausgeübt,  in  der  Regel 
einen  für  jede  Provinz.  Wo  solche  Inspek- 
toren ihren  Sitz  haben,  sind  die  Eichungs- 
ämter Staatsanstalten  mit  den  Inspektoren 
als  Vorstehern^  im  übrigen  Gemaodesn- 
stalten.  Die  Emchtuog  kann  den  GemeiDdeD, 
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«(4die  die  Kosten  dereelben  tragen,  nicht  I 
•Tretdialten  werden ;  ihnen  fallen  dann  auch 
^  'kbiäaen  so.  £ichungsamt  besteht 
m  tivm  Vorsteher  und  einem  oder  meh- 
RK&  Hchmeisteni,  welche  ihre  Befähigung 
utiunweisen  haben.  Die  GeschSlt^filüung 
•y  EiohoDgsSmter  ist  durch  besondere 
loflniktion  ger^elt 

d)  Beformfragen.  Die  unter  der  Oel- 
tong  der  jetzigen  Maft-  und  Gewichtsordnun^ 
e^wonneoen  Erfahrungen  haben  schon  seit 
an  Rflhe  ron  Jahren  in  mehr^her  Hin- 
•iM  eine  Aeoderung  der  bestehenden  Vor- 
viuiftea  wünschenswert  erscheinen  lassen, 
l'te  erstrebtes!  Verbesserungen  schienen 
'1^  Biächsegierang  jedoch  zu  erheblich  und 
:o  atJrddt,  um  in  der  Form  einer  Novelle 
a<«l)  fiberachtlidi  Auadruck  zu  finden,  viel- 
ofkt  ist  beat^chtigt,  die  gesamte  Materie 

I  ■«  Gnind  ans  neu  zu  regeln.  Der  Btmdes- 
•3t  bat  daher  dem  Reichäag  im  Jahre  1905 
<Wi  Entwurf  einer  neuen  Maß-  und  Qe- 
Kii'lttinrdnnog  Toigel^;t,  dessen  parlamen- 
HDK-ht*  &Iedigung,  ToraussichtUch  ohne 
vri^ntOcbe  Aendeiuugen,  in  Kürze  zu  er- 
Tdies  stdit  Die  in  dem  Entwürfe  vor- 
?^hf>oen  Keaerungen  sind  hauptsächlich 
!  l^eode:  1.  Die  Einführung  eiuer  obliga- 
'■v^eo  periodisdien  Naf^ichung  (§  8  der 
K^i^-hstusTOrlage).  IHe  Erfahrungen  in  den- 
.-(iif»n  Baadeestaatea,  in  denen  polizeiliche 
iiRiJ  tediDiBcbe  Rerisionen  der  Slafie  usw. 
•iDgElittiit  Bind  (b.  oben),  haben  nftmlich  ge- 
lelut  (laB  die  festgestellten  Fehler  in  sehr 

FUIen,  und  namenüioh  bä  den  Qe- 
TKhteo,  über  die  erlaubten  Fehlergrenzen 
itwblicb  hinanae^n,  hauptsächlich  infolge 
•ks  Umstand»,  oaA  das  Publikum  nur  wenig 
mi«>tgt  ist  die  ffichtigkeit  der  im  Gebrauch 
tHlindilichen  Mefiwerkzeuge  aus  eigenem  Än- 
trifte  fefifBtaUen  zu  lassen,  letztere  vielmehr 

II  Unre  wmter  zu  benutzen  pflegt,  als  bis 
liav  l'arichtigkeit  polizeilicü  konstatiert 
V'Tiiea  ist  Dieser  Uebelstand  soll  durch 
iliiiUgeioesne  Einführung  der  obligatoriBchen 
.^.tolieicbnng  gehoben  werden,  welche  die 
n-nii^a  tedimacben  Revisionen  überflüssig 
ttubt  und  lediglich  eine  polizeiliche  Re- 
n^'jQ  erfDTdezI,  ob  die  Nacheichung  statt- 
if>fio(len  hat,  was  an  der  Stempelung  leicht 
»u  >Tkeanen  ist  Die  Frist,  innerhalb  deren 
•Ik  Xachci<^ang  vorzunehmen  und  zu  wieder- 
'kIpu  iit,  iat  auf  Grund  der  praktischen 
FHdiruogen  der  Eichbehörden  auf  1,  bezw. 
-  \viv.  a  Jahre,  je  nach  der  Art  der  MeB- 
isrlie  notmiert  2.  Die  Ausdehnung  der 
fmtlijpgkett  der  Meflgeiflte  auf  das  KCnig- 
"ifh  bayeni  ($  Ifl  der  Vorlage).  Wie  oben 
•'^Ihat,  Dimmt  Bayern  zurzeit  auf  Grund 

)  3  des  Ö.  T.  2QJXL  1871  insofern  eine 
(■unalunateUunff  ein,  als  diejenigen  Be> 
•ömmooKen  der  HaB-  und  Gewichtsordnuag, 
v'kite  die  Aneritennung  des  ^cbzeichens 


im  Reichsgebiet  gewährleisten,  auf  Bayern 
keine  Anwendung  finden ;  infolgedessen  haben 
nach  jetzigem  Recht  die  in  Bayern  geeichten 
Meßgeräte  im  übrigen  Reichsgebiet  keine 
Geltung  und  umgekehrt.  Dieser  Zustand 
hat  für  Gewerbe,  Handel  und  Verkehr  an- 
dauernd große  Unzuträglichkeiten  zur  Folge. 
Die  Vorlage  will  daher  die  gegenseitige 
Anerkennung  der  Reichseiche  und  der  baye- 
rischen Eiche  sichern.  3.  Die  Ausdehnung 
des  bisher  nur  für  Weinfässer  geltenden 
Eichzwanges  auf  Obstwein-  und  Bierfässer. 
Auch  diese  Bestimmung  entspricht  einem 
in  den  beteiligten  wirtschaftlichen  £reisen 
seit  Jahren  gehegten  Wunsche.  4.  Die  Ver- 
staatlichnng  des  Eichwesens  {%  16  der  Vor- 
lage). Während  die  meisten  Eichämter,  na- 
mentlich in  Preußen,  zurzeit  Gemeindean- 
stalten sind,  erscheint  es  zweckmäßig,  mit 
der  Einführung  der  periodischen  Nadieichung 
aus  verwaitungs-technischen  Gründen  eine 
Verstaatlichung  des  gesamten  Eichwesens 
Hand  in  Hand  gehen  zu  lassen,  derart,  daß 
die  Errichtung,  Ausrüstung  und  Unterhaltung 
der  Eichämter  und  Aufeichtsbehörden  künftig 
durch  die  Landesregierungen  erfolgt  5.  Die 
zurzeit  der  Eaiserl.  Normal-Eichungs-Eom- 
mission  vorbehaltene  Befugnis  ziun  Erlaß 
der  Bestimmungen  über  die  Höhe  der  Eich- 
gebiUijen  und  über  die  Form  der  Eioh- 
zeichen  soll  nach  §  14  der  Voriage  auf  den 
Bundesrat  übei^hen,  während  die  Fest- 
setzung der  NacheichnngBgebühren  innerhalb 
der  vom  Bundesrate  zu  bestimmenden  Höchst- 
beträge  durch  die  Landesr^eruugen  erfolgt. 
6.  Endlich  sind  folgende  EinzeUidten  zu 
erwähnen:  Bei  der  Aufzählung  der  zur 
Eichung  zuzulassenden  Maße  und  Gewichte 
in  §  12  ist  neu  eingefügt  das  halbe  Kubik- 
meter mit  seinen  ganzen  Vielfachen,  dagegen 
ist  das  viertel  Hektoliter  nicht  wieder  auf- 
genommen. Wichtig  ist  femer  noch,  daß 
§  6  der  Vorlage  die  Anwendung  und  Be- 
reithaltung geeichter  Maße,  Gewichte  und 
Wagen  „zum  Messen  und  Wägen  im  Ver- 
kehr" vorschreibt,  „sofern  dadurch  der  Um- 
fang von  Leistungen  bestimmt  werden  soll". 
Das  jetzige  Recht  fordert  den  Gebrauch  ge- 
eichter Meßgeräte  nur  ,,zum  Zumessen  und 
Zuwägen  im  öffentlichen  Verkehr".  Die 
vorgesehene  Neuerung  will  die  Verwendung 
geeichter  Meßgeräte  auch  dann  sichern,  wenn 
der  Empfönger  nicht  anwesend  ist,  weiter 
für  den  Großhandel,  für  Vereine  (z.  B.  Kon- 
sumvereine) im  Verkehr  mit  ihren  Mit- 
gliedern, für  den  Verkehr  der  Behörden 
(Eisenbahn,  Post)  mit  dem  Publikum  tmd 
schließlich  auch  beim  Messen  und  Wägen 
von  Rohstoffen  und  Arbeitserzeugnissen  zur 
Ermittelung  des  Akkordlohnes. 

2.  Oestemlek.  Hior  vilt  die  Haß-  nnd 
Gewichturdnnng  t.  2a/Vlf.  1871  mit  Nach- 
trägen Tom  24.^.  1876,  10.yiV.  1884  n.  12JI. 
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189S  sowie  die  Eicbordnimg  imd  der  OebUfaren- 
tarif  r.  19./XII.  1872.  Es  herrscht  das  metrische 
.System,  und  zwar  int  das  Meter  die  Eiuheit  des 
Längenmaßes,  das  Kilogramm  die  Einheit  des 
Gewichts.  Die  Anwendung  nichtgesetjElicber 
Maße,  Gewichte  and  Meßapparate  (darunter 
Wagen,  Fässer,  OasmesHer,  wie  im  Deutschen 
Reich)  im  öffentlichen  Verkehr  ist  nntersagt  nnd 
wird,  abgesehen  von  der  etwaigen  Ahndang 
nach  dem  Strafgesetse,  als  Uebertretnng  mit 
Geldstrafen  besw.  Haft  bestraft.  Znm  Hessen 
nnd  Wägen  dQrfen  nur  gehttrig  geeichte  und 
gestempdte  Maße  usw.  angewandt  werden.  Die 
letzteren  sind  von  den  Besitzern  periodisch  in 
festen  Terminen  einer  nenerlichen  Eichang 
(Nacheichnng)  zu  unterziehen.  Die  Eichung  und 
Stempelung  erfolgt  durch  die  öffentlichen  (staat- 
lichen) Eichämter.  Als  oberstes  technisches 
Organ  für  das  gesamte  H.  und  G.  fangiert  die 
dem  Handelsminister  unterstellte  K.  K.  Normal- 
Eicbungs^Kommission  mit  dem  Sitae  in  Wien. 
Die  ZnsammeusetzQng  nnd  der  Geschäftskreis 
der  letzteren,  die  Instrnktion  fQr  die  Eichämter 
sowie  die  Einzelheiten  hinsichtlich  der  Eichung, 
Stempelung.  Form,  Konstruktion  nnd  Signatar 
der  Haße  und  Gewichte  sind  durch  besondere 
Yollzugsvorsehriften  geregelt. 

ä*  Die  fibrlgen  Staaten.  In  Ungarn  ist 
das  H.  nnd  G.  fibnlich  wie  in  Oesterreich  ge- 
ordnet. Bezüglich  der  in  den  anderen  Ländern 
geltenden  Systeme  s.  oben  sab  III  S.  470  fg. 
Frankreich,  Italien,  die  Schweiz  und  Belgien 
haben  die  periodische  Nacheichnng  eingeführt 
nnd  staatlich  organisierte  EichnngsbenOrden. 
Letzteres  gilt  auch  fOr  Großbritannien  nnd 
Irland. 

Lttenturi  X.  Jdlty,  Maß  und  Oewieht,  ifchön- 
bery$  Sait&itdir  ^d.  I.  —  Hopf,  Maß-  und 
Gewieküweten,  B.  d.  Sl.,  2.  A^.,  Bd.  V,  S.  7J7fg. 
Hultachf  GrieeAiaehe  und  rSmüche  Metrologie, 
Berlin  ISSS.  —  Q.  Sehmoller,  Die  Verwaltung 
de»  Maß-  und  Oewichi»we»en»  im  Mütelailer,  in 
Jahrb.  f.  Ges.,  Verw.  «.  Volktw. ,  17.  Jahrg., 
J89S,  S.  t89Jg.  —  Küntxel,  Veber  die  Ver- 
waltung de*  Maß-  und  GewichUwesent  in  Deuttch- 
land  während  de*  MHielalter*,  1894.  -~  J.  F. 
HauaehUd,  Zur  Oaekickte  de*  deuttehen  Maß. 
und  Müntweten»  in  de»  leisten  eechxig  Jahren, 
IVamltfurt  a.  M.  1861.  —  WUle,  Da*  metriseke 
MaßtxftUm  und  die  neue»  deuUehen  Urta^ße, 
Berlin  1891.  —  Severa,  Da*  öaterreichi*che 
Eichwesen,  PU*en  1889.  —  Sonndorf  er,  Die 
Technik  de*  Welthandel*,  Wien  1900.  —  Ent- 
wurf einer  Maß-  und  GeurichUordnung  nebtt 
Begründung,  Reichttagtrorlage  vom  l.flV.  1905. 
—  Sübnert  geographiech  -  >tati*titehe  Tabellen, 
Ausg.  1906.  A.  Wirminghnvis. 


Mässigkeitsbestrebmigen 
8.  Alkohol  frage  oben  Bd.  I,  S.  75fg. 


Kassffliersclielnnngen,  Theorie  der. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  statistischen  Be- 
obaehtong.  daß  dieselbe  znr  Feststellung  nicht 
nnr  großer,  sondern  auch  kleiner  Zahlen  fflhrt. 
Da  indessen  die  Omppiemn^  von  kleinen  Ge- 
samtheiten ans   dem  sogleich  anzugebenden 


Grunde  die  den  großen  Zahlen  eigentBmliche 
Regelmäßigkeit  der  Erscheinungen  Terniasen 
läßt,  bei  ihr  demnach  die  Vorraussetzongen  Avt 
praktischen  Anwendung  der  statistischen  Me- 
thode fehlen,  so  beschäftigt  sich  die  Statistik 
(s.  d.  Art.)  grundsätzlich  nur  mit  M.  Je 
großer  die  Anzahl  der  beobachteten  Erschei- 
nangen  ist,  am  so  wahrscheinlicher  ist  e>, 
daß  individuelle  Besonderheiten  nnd  zufällige 
Nebennmstände  in  den  Hintergrund  treten  und 
die  allen  ElnzdOUen  gemeinsamen  EiceD- 
tömlichkeiten  und  Ursachen  in  den  ZaUea- 
gmppienmgen  zum  Ausdruck  gelangen.  Sowüt 
diese  hauptsächlichen  Eigeut&mlichkeiten  und 
Ursachen  konstant  bleiben,  mUsseu  die  M.  Regel- 
mäßigkeiten hervortreten  lassen.  Diese  Tat- 
sache hat  man  als  das  „Gesetz  der  großen  Zahl" 
bezeichnet.  Die  erfahrangsgemäß  beobachtete 
Regelmäßigkeiten  berechtigen  weiterhin  zu  der 
Annahme,  daß  unter  wesentlich  gleichen  Um- 
ständen dieselben  Verhältnisse  wiederkehren. 
Insofern  läßt  sich  die  Wahracheinlichkeit  des 
Eintritts  sozialer  nnd  anderer  M.  im  voraas  be- 
rechnen. Uebrigens  ist  zu  betonen,  dafi  de» 
»großen  Zahlen"  die  Regelmäßigkeiten  an  sieb 
keineswegs  eigen  sind,  vielmehr  gerade  die  Un- 
regelmäßigkeiten and  Schwankungen  in  den  M. 
als  Wirkung  bestimmter  wesentlicher  Ursachen, 
deren  Klarstellung  Aufgabe  der  statistischan 
Forschung  ist,  besonderes  Interesse  erregen. 
(Vgl.  auch  den  Art.  „MoralsUtistik".) 

A,  WirmlngWoMM, 


Hatriknlarbeitrftge. 

1.  Wesen  und  Charakter  der  M.  2.  6e> 
schichtliches.  3.  (Die  H.  im  Deutsehen  Riücbe.) 
4.  Die  M.  in  der  österreichisch-ungariieheB  M»* 
narchie  und  in  der  Schweiz. 

1.  Wesen  nnd  Charakter  der  M.  Dater 
dem  Namen  M.  oder  Matrikulanunlagen  ftaBt 
man  diejeDigen  Beitrfige  oder  Umlfueo  zu- 
sammeD,  die  von  einfflnBundesstaate,  Staaten- 
bunde oder  einer  sonstigen  staatsrechtUdien 
Oliederang  einzelner  Tenitorien  nach  Haft- 
gabe eines  Verzeichnisse  einer  sog.  ..Ha^ 
trikel",  veranlag  «od  eiogehoben  werden. 
Sie  sind  also  im  Haushalte  solcher  staat- 
licher Verbände  Beiträge  oder  Zuschüsse 
der  Olieder  aa  den  oberstaatlicheo  KOrper 
zur  ErfOlluDg  gemeiosamer  Aufgalwo  ucul 
Zwecke.  In  ihnen  äußerst  sich  die  loeeste 
politische  ZeatralisatioD  und  eine  bestimmte 
historisch-staatsrechtliche  Eotwicketung. 

Kinaozwisseaschaftlich  ist  hier  znnflchst 
beachtenswert  die  Z  wangsbef ugais  des 
oberstaatUchen  Körpers  zur  Beitredbung  dieser 
Auflagen  vod  den  BeitragsjoflichtigeD,  wah- 
rend andererseits  die  M.  die  Merknuue  von 
GeseUscbaftsbeitragen  aufweisen.  Ffir  die 
leistendeo  Qliederslaaten  sind  diese  Omlagen 
r^Imäßig  in  ihrer  endgültigen  Wirining 
Steuern,  wenn  auch  nicht  unbedingt,  inso- 
fern prinzipiell  die  Erfüllnng  der  Beitrag 
pfUcht  ihnen  der  Form  nach  frei  geateltt  ist 
und  ihre  Aufbringung  daher  auch  auf  einem 
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aaderen  Wege  geschehen  kann.  Ferner  sind 
'iv- M.  Ton  sabsidi&rem  Charakter, 
k  sie  Our  dacn  uoü  insoweit  eintreten,  als 
dif  ngeoen  Eianahmen  der  betr.  staatsrecht- 
ic.'beo  GUederuDg  zur  Deckung  der  Aus- 
nt«D  nicht  aasreichen.  Wirkungskreis 
ia}L  ist  demgernftS  dnrch  die  selbständigen 
&aitahffleqiidten  des  Bundes  beding  Die 
'^Knttatlicbe  Gesetzgebung  entscheidet  da- 

in  d«sa  Grenzen  ihrer  Zust&ndigkeit,  wie 
«ot  matezM  ihr  Urning  zu  bemessen  ist 

fieÖD  finuztechnisch  betrachtet,  sind  die 
JUtritoianunlagen  zugleich  ein  rechnerisches 
UO&mitt^  ffir  die  gemeiosame  Finanzver- 
vahaag  zur  wechselseitigen  Abgleichung 
ivisdien  Buipt  und  Gliedern.  Soweit  nAm- 
•jf^  die  letzteren  von  dem  oberstaatlichen 
i'vper  Zuwendungen  (,.DeberweisuDgen") 
m  jrBmeinttmen  Bundesmitteln  empfangen, 
•lud  die  Jf.  ein  an  sich  zwar  nicht  oot- 
v^tgor,  aber  doch  usueller  Behelf  des 
fT'miseitigea  RechnungBverh&ltnisses. 

Dw  Aosmessong  der  Beititigspflicht  Aer 
MQi^nen  Kontribuenten  geschieht  entweder 
uch  Eoplqnotoi  der  BevlÜaanngsztffer  oder 
■lartfa  Anmellim^  -na  prosentoalen  Anteilen. 
IHe  gritfte  Schwierigkeit  bietet  naturgem&ß 
•lie  TH-htige  Aufteilung  der  Hauptsnnune. 
\*'n-^  Kootingantierang  wud  immer  mehr 
'I'T  vreniger  unToUstflndig  sein,  da  es  un- 
leidlich ist,  sie  der  tatsftchlichen  Oko- 
urmiischen  Leästnogs&higkeit  genau  anzu- 

t  GesrUcbtUcheB.  Die  M.  sind  in  filteret 
•if  in  Denerer  Zeit  hftaflg  Torgekommen.  Schon 
1*'  atitteltlterlichen  StenerMwiUigangeo  der 
(t(tch^,  Ladet-  und  ProriuEialstftnde  waren 
.'uiilniaimen,  von  denen  in  der  Hauptsache 
j'iet  ftuad  seinen  meist  auf  Herkommai  be- 
^säen  Anteil  abnahm  nnd  lediffUch  für  den 
->  iitigta  Eingang  idner  Schuldigkeit  haftete, 
[•w  hm  der  Anfbringnag  war  unter  Ein- 
•tiuiBff  geirfaMr  gesetzFicher  Vorschriften  and 
^Ur  KoatroUe  der  Staatsgewalt  den  Bettrags- 
^irbtieu)  aberlassen.  Später,  als  die  kleinen 
'^■*%tfti  in  ätaate  zerfielen  nnd  an  Stelle  des 
■UfUicliai  Bwiments  die  iBndesherrliche  Oe- 
•iJi  tnt  QBd  damit  die  ständische  Abstufung 

^ilitur-hen  Uaditfaktoren  durch  den  Tem- 
•■ntliiut  enetxt  wurde,  regelten  wiederum 
nii  V  die  ftujixieJlen  Beziehnngoi  zwischen 
Einzelitaaten  und  dem  staatsrechtlichen 
'•nv-n.  Derartige  Umlagen  haben  sich  fast 
'Mdatitig  in  England  nnd  Frankreich  mit 
ininii^  in  Deutschland  entwickelt. 

m  tttaftchliche  Auflösung  des  alten  Dent- 
*^t.•■a  B»iehe«  in  eine  Beihe  von  Territorial- 
umchifwo  in  der  späteren  Zeit  des  Mittelalters 
ul  f^illend»  Mit  dem  16.  und  17.  Jahrb.,  die 
^  Tn^bfnia  nach  einer  einheitlichen  Stener- 
*(Hu«nQg  weniger  dri^end  machte,  erOfbete 
tit  die  M.  ein  nenei  Vai.  Man  wählte  ein 
>!*f-tt  Mlcher  K.         und  mehr  entsprechend 

V-MlbaOadigODg  der  Beichtstände  zur  Be- 
<*a^aag  ■iimfiTnuinnr  Beiehssweeke,  namentlieh 
*1*  i»  HoMiua-  ud  TQrkenkiic^  die  £r- 


schlieSungr  weiterer  Finanzqnell«i  erheiBchten 
und  der  Versnch  einer  allgemeinen  direkten 

Reichflstener,  des  „(Gemeinen  Pfennigs"  (s.  d. 
Art.  oben  Bd.  I  S.  950)  ohne  praktischen  Erfolg 
blieb.  Auf  Gmnd  der  dentschen  Beichsmatrikel 
wurden  die  einzelnen  Beichsstände  zn  einer  be- 
stimmten Summe  veranlagt.  Diese  Reichsmatrikel 
enthielt  ein  Verzeichnis  sämtlicher  Beichsstfinde 
nnd  wies  die  Ton  ihnen  zu  tragenden  Qnoten  der 
Eauptsnmmeans.  Das  bereits  frOher  angewendete 
Verfahren  entwickelte  sich  zum  System  der  sog. 
„Bffmermmiate'*  (s.  d.).  Die  Wormser  Matrikel 
von  1^1  liesümmte  die  zu  stellenden  Kontingente 
znm  Bfimerzng,  die  dann  als  Grundlage  des 
Oeldansdilagi  dienten,  ürsprfinglich  war  ein 
ROmermonat  mit  128000  fl.  angesetzt,  betrug 
aber  später  viel  weniger  nnd  gmg  sogar  173? 
auf  ^2ä0  fl.  znrtlck,  eine  Summe,  die  nicht 
einmal  rollständig  einging.  Diese  Bednktionen 
des  M.  bemhten  teils  aot  ReichsschlQssen  teils 
auf  einem  abnsiven  Herkommen,  so  daß  nicht 
mehr  die  Wormser  Matrikel,  sondern  eine  all- 
mählich entstandene  neue,  die  sog.  „üsual- 
matrikel"  zugrunde  gelegt  ward.  Auch  die 
snbaidUren  Beiträge  zur  Decknng  der  Kosten 
des  Reiobskammergeridits,  soweit  die  Oerichte- 
Bporteln  nicht  ansreichten,  wurden  durch  M. 
aufgebracht;  desgleichen  die  Zuschüsse  der 
einzdnen  Staaten  zn  außerordentlichen  Reichs- 
ansgaben. Diese  wie  jene  pflegten  nach  be- 
sonderen Matrikeln  nmgelegt  zu  werden. 

Die  Einnahmewirtscliaft  des  Deutschen  Ban- 
des bestand  in  Beiträgen  der  Einzelstaaten. 
Sie  flössen  teils  in  die  BundeskanzleikasBe  zur 
Bestreitung  der  Ausgaben  der  Bundeskanzlei, 
nnd  zu  ihnen  hatte  jede  der  17  Stimmen  des 
inneren  Rates  einen  gleichmäßigen  Beitrag  zu 
leisten,  teils  in  die  Bondesmatnkularkasse  ffir 
die  übrigen  Ausgaben.  Letztere  wurde  gespeist 
durch  H.  der  einzelnen  Staaten,  welche  nach 
der  in  der  Bnndesinatrikel  featgestellten  Kopf- 
zahl der  Bevölkerung  eines  jeden  Territoriums 
veranschlagt  waren. 

Mit  der  Gründung  des  nenen  Deutschen 
Reiches  wurde  das  Institut  der  M.  in  die  Beichs- 
verfiassnng  (Art.  70)  aufgenommen.  Ursprüng- 
lich als  eine  vorttbergehende  Einricbtnng  ge- 
dacht, bis  Eeichssteuem  in  hinreichendem  Maße 
eingeführt  seien,  haben  sie  sich  zn  einem 
bleibenden  Bestandteil  derReichsfinanzwirtschaft 
ausgebildet.  Zu  diesem  Ergebnis  hat  einerseits 
das  Abrechnungsverhättnis  zwischen  Reich  nnd 
Bundesstaaten  infolge  verschiedener  Einnabme- 
und  Ansgabegemeinschaften  innerhalb  des  Reichs 
geführt,  und  andererseits  ist  es  der  sog.  „Franken- 
steinschen  Klausel"  zu  verdanken,  nach  welcher 
der  lüO  Hill.  M.  Uberateigende  Ertrag  der  Zölle 
und  der  Tabaksteuer  (später  auch  auf  gewisse 
Reichsstempelabgaben  und  die  Verbrauchsab- 
gabe von  Branntwein  ausgedehnt)  den  einzelnen 
Bundesstaaten  durch  ein  System  von  Ueber- 
weisuttgen  zuzuwenden  ist  Einzelne  Beicha- 
gesetze  haben  auf  kürzere  Frist  einzelne  Ab- 
änderungen begründet. 

S.  Die  H.  im  Deutschen  Reiche.  Vgl. 
Art  „Reichsfinanzen". 

4.  Die  M.  in  der  österreichisch- 
angarischen  Monarchie  nnd  in  der 
Schweiz.  Oesterreich-Ungarn.  Die 


Digitized  by 


478 


Matrikularbeitrflge — Maxunalarbeitstag 


gemeinBamen  Ausgaben  des  Gesamtstaates, 
oiejenigen  für  das  Heer,  die  VertretuDg  im 
Auslanäe,  für  die  Verwoltimg  der  gemein- 
samen Staatsschuld  und  für  den  Penäons- 
etat  der  ^meinsameu  Zivilbeamten^  werden 
durch  geringfügige,  privatwirtschafthche  Ein- 
nahmen, durch  den  Reinertrag  der  ZQUe  und 
endlich  durch  Beitragsquoten  beider  Beidis- 
hftlften  oder  durch  M.  bestiitten.  Diese 
wurden  bis  1897  ermittelt  durch  Abschrei- 
bung von  2*>/o  des  gesamten  gemeinsamen 
Finanzbedarfs  zu  Lasten  des  ungarischen 
Staates  nach  Abzug  der  privatwirtschaftlicben 
Einnahmen  und  der  zu  Qemeinschaftszwecken 
bestimmten  Zölle,  worauf  der  Tcrbleibende 
Best  mit  70%  auf  die  im  Beichsrat  ver- 
tretenen Königreiche  und  LAnder  und  mit 
30%  auf  Ungarn  verteilt  ward. 

Nach  langwierigen  Eftmpfen  zwischen 
beiden  Reichshälften  gelang  es  erst  1899,  die 
„Quotenfrage"  auf  die  Dauer  von  10  Jahren 
zu  lösen.  Danach  sind  die  Quutenbeitrftge 
für  Oesterreich  auf  66*^/6o%  und  für  Ungarn 
auf  33*/«  %  festgesetzt  worden.  Seit  30./ VI. 
1905  gibt  es  Überhaupt  keine  gesetzlich  be- 
willigte Quote.  Die  beiden  Regierungen 
haben  die  BeitragsIeistuDgen  nur  vorschuß- 
weise nach  dem  alten  Schlüssel  geliefert. 
Die  gegenwärtig  (Juli  1906)  versuchte  neue 
Lösung  scheint  geringe  Aussicht  zu  haben. 

ScAweiz.  Die  Ausgaben  des  Bundes 
werden  aus  dem  Ertrage  des  Buadesver- 
mögens,  der  schweizerischen  Oreozzölle.  der 
Post-,  Tel^raphen-  und  Fulververwaltung, 
aus  der  Hälfte  der  von  den  Kantonen  be- 
zogenen Militärersatzsteuem  der  Banknoten- 
steuer und  aus  „Gädkontingenten  der  Kan- 
tone** bestritten.  Die  Bundesverhssung  vom 
Jahre  1874  hat  diese  viederhei^tellt,  und 
Gr.  V.  9./I11. 1875  hat  äe  nach  einer  Klassen- 
skala festgesetzt  IMe  Kontingente  stellen 
sich  dar  als  das  Tiel&che  ans  der  Kopfzahl 
d^  Bevldkerung  und  einem  je  nach  der 
Wohlhabenheit  der  Kantone  abgestuften 
Klassensatze.  Den  geiingsten  hat  Uri, 
0,15  Frcs.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  den 
höchsten  Basel-Stadt  mit  0,80  Frcs.  Es  be- 
stehen im  ganzen  8  Klassen,  aus  denen  sich 
ein  Gesamtkontingent  von  1,72  Mill.  Frcs. 
für  den  Bund  berechnet.  Eine  praktische 
Bedeutung  hat  die  ganze  Einrichtung  bis 
zum  heutigen  Tage  nicht  gehabt. 

Literatur:  Sogeher-Gerlaeh,  Smt.,  Bd.  IV, 
g  les.  —  Wagner,  Fin.,  Sd.  1.  3.  At^.,  §  40.  — 
Deraethe,  Jakrb.  f.  Ge*.  u.  Vvrw.,  Bd.I,  S.  6X8, 
Bd.  III,  S.  tl7.  —  Hirth,  Birth»  Ännaim, 
1876,  8. 116.  —  Scheel,  Jakrh./.  Öet.  u.  V«rw., 
Bd.  II,  S.  43.  —  Dmnetbe,  Jahrb.  /.  NaU, 
Bd.  XXX,  S.  84.  —  Maiyr,  Art.  ,Jtnek^fiiMaum", 
B.  d.  St.,  Bd.  V,  S.  384,  Steftg^  W.B.  d. 
D.  VM.  —  Hechel,  Art.  ,Jiatribuiarbeiträgt", 
B,  d.  St.,  t.  Aufi.,  Bd.  V,  &  7S7—741- 

Max  von  Heelbel. 


■aztmalarbeitsUg. 

1.  Begriff  nnd  Arten.  2.  Tolluwtrtsch&ft- 
liche  und  sozialpolitiKbe  BenrtäUniig  de«  M. 
3.  Die  Oesetzgebong  in  den  einxeliten  Staatea. 

1.  B^riff  nad  Art«.  Unter  H.  vei^ 
steht  man  die  peaebdidie  Beschränkung  dw 
tätlichen  Arbeitszeit  Für  die  in  einem  Ar- 
beits- oder  Dienstverhältnis  stehende  un- 
selbständigen Personen  auf  ein  Höchstmaß 
von  Stunden.  Zweierlei  \ai  hier  begrifEIich 
wesentlich,  einmal  die  Festsetzung  auf  ge- 
setzlicher Basis,  zum  anderen  die  arbeiter^ 
schutzpolitische  Tendenz  der  MaBregeL  Der 
M.  in  unserem  Sinne  untersch^det  sich  also 
grundsätzlich  von  denjenigen  Arbeitazeitbe- 
Bchränkungen^  wie  sie  in  den  Programmen 
unserer  Arbeiterparteien  und  Arbeiterorga- 
nisationen als  Postulate  aufgenommen  ssnd 
und  welche  durch  ein  geschlossenes  Vor- 
gehen der  Beteiligten,  aber  innerhalb  der 
Sphäre  freier  Vertragsbilduog,  also  ohne  g^ 
setzlichen  Zwang,  erkämpft  werden  soIl«i. 
Hierher  gehört  z.  B.  die  %ag,  Achtstundeu- 
bewegung.  Hier  tritt  die  lohnpolitiache 
Tendenz  neben  der  schutzpolitischen  ^eicb* 
wertig  hervor.  Der  M.  in  unserem  Sinne 
unterscheidet  sich  femer  auch  von  dem  sog. 
Normalarbeitstag  im  Sinne  von  Hodbertus 
und  anderen  Sozialisten.  Hier  wird  zwar 
die  Festsetzung  der  Arbeitszeit  durch  den 
Staat,  also  durch  Oesetz,  gefordert,  aber  ge- 
mäß dem  prinzipalen  Postulat,  das  ^jedem 
Arbeit  nach  Verhältnis  seiner  Arbeitskraft 
und  Oenufi  na«^  seinem  vernünftigen  Be- 
dürfen" zuspricht  Für  diesen  Nonnal« 
Werkarbätsteg  tiitt  das  hynenische,  sdmta- 
politisdie  Element  in  den  Hintergnmd,  die 
Hauptsadie  ist  vielmehr  die  lohnpolitisdie 
Reform.  Der  Lohn  soU  gerechter,  ein  wirk- 
liches Entgelt  für  die  inneriialb  der  Knrmal- 
zeit  produzierte  Arbeitsmenge  s^n.  Von 
dem  normalen  Zeitarbffltstag,  wie  ihn  unsere 
Sozialdemokraten  verlangen ,  unterscheidet 
sich  der  Rodbertussche  normale  Werkarbeits- 
tag auch  dadurch,  dafi  letzterer  nicht  eine 
mechanisch  gleichmäßige  Arbeitszeit  für  alle 
Arbeiter  daretellen  soU,  sondern  abgestuft 
nach  der  verschiedenen  Intensität  und  der 
Eigenart  des  einzelnen  Werkes.  Rodbertos 
will  seinem  Reformplw  diejenige  Quantität 
Arbeitsleistung,  die  ein  mittlerer  Arbeiter 
bei  mittlerer  Geschicküchkdt  und  mittlerem 
Fleiß  während  dra  Zeitarbeitstages  hervor* 
zubringen  imstande  ist,  zugrunde  gelegt 
wissen,  und  danach  soU  sich  der  Lohn  be- 
messen. Liefert  der  Arbeiter  bei  vollem 
Normaltage  nur  einen  Tdl  des  normalen 
Tagesweras,  so  erhält  er  um  so  weniger 
Lohn ;  um^kehrt  steht  ihm  bei  einer 
leistung  ^e  Zusatzver^tung  zu.  Man 
sieht,  dieser  Plan  setzt  anen  kompliuateQ 
Apparat  innerhalb  des  B(»dali8ti8ohen  Zwange 
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f^tta  TOisns  und  vollständig  aufier- 
yi'  des  Beraches  der  sozialen  frobleme 

Im  la^cfaea  Sprachgebrauch  werden  die 
Au^drilcke  und  ,J^ormalarbeit8tag" 

r^mUig  vermengt  So  haben  unsere 
^•cilileDiobateo,  indem  sie  im  Reichstage 
iatiiiK  auf  £inf&hning  eines  neun-  bezw. 
i-Jjbtäodj^n  Nonnal^beitstages  stellten, 
•lynaak  die  Nonnalarbeitezeit,  verbunden 
ut  Woem  „gerechten"  Normallohn,  im  Auge 
i*biiA,  äoodeni  nur  einen  M.,  d.  h.  die  ge- 
^Güche  Festsetzung  einer  Obergrenze  der 
TÜssisnt  tflglif^en  Arbeitszeit.  Dies  geht 
'im  Totoes  ans  der  weiteren  Bestimmung 
Wior.  welche  sie  in  die  Novelle  zur  Ge- 
«vri«(^ung  hineinbringen  wollten  und 
vtrirM  lautet,  .„kürzere  Arbeitsscdiichten  sind 
^  freien  Verabredung  beider  vertrag- 
mhlidtendai  Teile  fiberlassen". 

Wie  schon  gesagt,  ist  der  M.  in  diesem 
•zkt  ttnaerem  Smne  eine  arbeiterschutzpoli- 
taia  M&Bregel,  die  aus  ethischen,  hygi- 
mftäaa  und  volkspädagogischen  Qeeidits- 
l'iEih«  gefordert  wird,  Ähnlich  wie  der 
■VitnUnduBdratz  mit  sdnen  Unterarten, 
Ttt^-otpaasen-,  Naditruhe-  und  Feiertag 
'Hiitx  (Sonntagsruhe),  durch  Verbot  einer 
'ilMuduuea  Arb^zeitdauer  die  KOrper- 
sah  ODO  Oesiudhdt  der  Arbeiterschaft  er^ 
bait«n  und  das  kulturelle  Wohlbefinden  der- 
"'liea  pflegen  und  bessern  wilL  Der  M. 
iao  oUiouileinheitUch  fDr  alle  Lt^marbeiter 
i^ftfti^  werden;  denkbar  und  oft  ee- 
«tlot  «iod  auch  internationale,  v01kerre<mt> 
•  h  jonntierte  Vereinigungen  der  Art  Die 
lAeilsuitdaner  kann  aber  auch  nur  fOr 
•luloe  Gewerbe  und  Betriebsweisen  be- 
■•>4«9  oonniert  werden  oder  nur  für  ein- 
•^tof  besondets  schutzbedilrftige  Arbeiter- 
n'nmpen  (jugendliche  Personen  und  Frauen), 
.HriciiEftlti^  in  welchen  Betrieben  sie  be- 
■'tiUt^  smd.  Endlich  kann  beides  mit- 
'-(undffl  kombiniert  werden.  Vielfach  hat 
loa  Too  einem  M.  im  engsten  und  eigeot- 

■  tulen  Sinne  dann  gesprochen,  wenn  der 
^baiffleitscbutz  auf  alle  Erwachsene^  die 
i>  Fibriken  und  hbrik&hnlichen  Betneben 
'-Äiihigt  mnd,  ausgedehnt  wird.  Diese 
F'fin  geeetzlichen  Arbeitszeitschutzes 
'*TiQt  m&a  auch  „Fabrikarbeitstag". 

VoQiswirtschaitUfdie  und  soadal- 
HUiMclie  Benrtoilang  des  H.  Die  so- 
ulfnlitische  Entwicklung  der  Kultur-  und 

■  i^tutiieetaaten  innerhalb  der  letzten  3sÄar- 
t-Mtt  ifS  abenil  durch  zwd  Beihen  von 
Tuachen  besonders  gekennzeichnet  einmal 

•Hl  gqpuÜBiezte  KAmpfe  der  Arbeiter- 
'      nignnsten  der  Vetitessemng  ihrer 
^Jterielleo  Idge  und  zum  anderen  durch 
d«r  lelbBtladiRen  Initiative  entsprun- 
■hslHchos  lansreifett  im  Sinne  des 
.-wxilichBn  Aitaifendintzea  fflr  die  airim- 


tenden  Klassen.  Auf  den  Arbeitslohn  wollen 
der  Staat  und  diß  Qesdischaft  einen  direkten 
Einfluß  grundsfttzlich  nicht  ausflben.  Sie 
fiberlassen  die  Lohnpolitik  den  beteiligten 
Faktoren.  Dagegen  berQhren  sie  sich  mit 
den  selbständigen  Bestrebungen  der  Arbeiter 
auf  dem  Gebiete  der  Herbeiführung  besserer 
hygienischer  Zustftnde  in  den  Arbeitsstätten 
und  der  Regelung,  d.  h.  zwangsweisen  Ab- 
kürzung ,  der  Arbeitszeit  Auch  in  den- 
jen^n  Ländern,  in  denen  man  dank  einer 
freien  und  ungebundenen  Entwickelung  der 
Koalitionsgesetzeebung  der  organisierten  Ar- 
beiterschaft die  Verböserung  ihrer  sozialen 
Idge  aas  eigener  Kraft  zu  Überlassen  ge- 
wohnt war,  hat  man  auf  eine  subsidiäre 
Fabrikschutzgeeetzgebnng  nicht  verzichten 
können.  In  den  Staaten  aber,  wo  die  histo- 
rische Entwi(^elung  immer  wieder  dazu 
führte,  an  der  Idee  der  Wohlfahrtaaa^abea 
der  staatlichen  Zwangsgenossenschaft  anzu- 
knüpfen, ei^ben  sich  ganz  von  selbst  um- 
fassende  und  tief  eingreifende  Ziele  der 
gesetzlichen  Sozialpolitik.  Hierin  ist  mit 
der  Zeit,  gezwungen  durch  die  Macht  der 
Tatsachen  und  toeinflufit  durch  die  Zu- 
nahme der  ec^ialOkonomischen  Erkenntnis 
bei  allen  Teilen  der  Nation,  ein  Staat  dem 
anderen  gefolgt.  Der  Gesetzgeber  nahm 
läet  das  Wesentliche  der  B^orm  selbst  vor. 
Hand  in  Emd  damit  vollzog  sich  in  den 
sozialökonomischen  Anschauungen  der  füh- 
renden Geister  «ine  bemerkenswerte  Wand- 
lung. Ai^  keinem  (}ebiete  zeigte  sich  das 
mehr  als  auf  demjenigen  der  Abkürzung  dw 
Arbeitszeit.  Während  man  früher  in  Pnuds 
und  Theorie  gleichmaßig  annahm,  daß  jede 
Verringerung  der  Arbeitszeit  bei  sonst  gleich 
bleibenden  Produktions faktoren  eine  Ver- 
ringerung der  Arbeitsleistung  und  damit 
auch  des  Arbeitslohnes  notwendig  zur  Folge 
haben  müsse,  wissen  wir  heute,  daß  dieser 
Satz  nur  sehr  bedingt  richtig  ist  Zahlreiche 
und  exakte  Einzelk«obachtungen  haben  er^ 
geben,  daß  bei  mäßiger,  nicht  zu  unvfflv 
mittelter  Redtiktion  der  Arbeitsdauer,  be- 
sonders wenn  diese  bisher  eine  besonders 
große  und  Überspannte  war,  sich  die  Inten- 
sität der  Arbeitsleistung  derart  steigern 
kann,  daß  nicht  nur  das  gleiche,  sondern 
vieläch  sogar  ein  Mehr  an  Arbeit  g^eleistet 
wird.  Selbstverständlidi  gilt  dies,  wie  oben 
in  dem  Art  „Arbeitszeit"  (Bd.  I  S.  220  fg.) 
ausgeführt  ist,  nur  innerhalb  gewisser  nicht 
allzu  weiter  Grenzen.  Inneriulb  dieser  ist 
aber  in  der  Tat  eine  Kürzung  der  Arbeits- 
dauer ohne  bedenkliche  Konsequenzen  für 
die  Gestaltung  des  Lohnes  und  des  Kapital- 
zinses  mOglich.  Wie  weit  man  hierin  gaben 
kann,  ist  a  priori  gar  nicht  festzustellen. 
Die  in  Frage  kommenden  Verhältnisse  sind 
vid  zn  vMBdiieMlenml;^,  je  nach  dem  tech- 
nisdiea  Prozeß,  nach  der  Qualität  der  be- 
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scb&ftigten  Arbiter  und  je  nadi  der  bis- 
herigen DauOT  der  ArbeitaiEät,  lüs  dafi  ^ch 
one  auch  nur  einigermaBen  gültige  allge- 
meine R^l  su&tellen  ließe.  So  hat  die 
Erfahrung  gelehrt,  dafi  beeondera  in  Be- 
trieben mit  primitiver  Arbeitsmethode  ein 
Ausgleich  nur  dadurch  herbeigeführt  werden 
kaon^  wenn  man  gleichzeitig  mit  der  Re- 
duktioQ  der  Arbeitszeit  zu  beeseren,  arbeit- 
sparenden maschinellen  Einrichtungen  über- 
geht Es  ist  mehrfach  bezeugt,  daß  eine 
Kürzung  des  Arbeitstages  auf  diesem  Wege 
in  einer  für  alle  Teile  wohltatigen  Weise 
zur  Verbesserung  der  Betriebstöshnik  ge- 
führt hat  Allerdings  pAegen  kompliziertere 
Maschinen  wohlüberlegtes  und  exaktes  Ar- 
beiten, verständnisvolle  und  umsichtige  Be- 
dienung vorauszusetzen.  Daraus  erklärt  sich 
die  Erscheinung,  daß  die  Arbeitszeit  am 
ehesten  in  denjenigen  Industrieen  ohne 
Schaden  für  die  Produktion  gekürzt  werden 
kann,  wo  intelligente  und  geschulte  Arbeits- 
kräfte vorherrschen.  Es  steht  damit  vOllig 
in  Einklang,  daß  in  anderen  Industrieen 
und  Gewerben,  wo  weniger  geübte  Arbeits- 
kräfte Verwendung  finden,  die  Arbeiter  von 
ein^  Verkürzung  der  Arbeitszeit  nicht  viel 
wissen  vollen,  weil  sie  mit  richtigem  In- 
stinkt entweder  eine  Schmälerung  ihres 
Einkommens  befürchten  —  dies  ist  beson- 
ders da  wahrscheinlich,  wo  Stücklohn  üblich 
ist  —  oder  aber  sich  dadurch  bedroht  sehen, 
daß  an  ihrer  Stelle  gelernte  Qualitätsarbeiter 
eingestellt  verdoi.  Auch  in  ^igland  mit 
seiner  technisch  so  hoch  entwickelten  In* 
duatrie  und  seiner  bedäditigen,  zähen  und 
elastisdien  Ari)eiterschaft  kann  man  ge- 
legentlich ähnliche  Stammnngen  wa^ 
nehmen ;  besonders  die  ungelernten  Arbeiter 
stelwn  einer  weiteren  Küraung  der  Arbeits- 
zeit wenig  sympathisch  gegenüber.  In 
jedem  Falle  setzt  aber  eine  Arbeitszeitre- 
duktion eine  allmähliche  Gewühnuog  und 
Uebung  voraus ,  wenn  die  Arbeiter  in 
weniger  Stunden  wirklich  eine  höhere  Ar- 
beitsenergie beweisen  sollen.  Außerdem  ist 
nicht  unbedingt  sicher ,  ob  wirklich  die 
Steigerung  der  Ai'beitsleistung  in  kürzerer 
Arbeitsfrist  ganz  ohne  Gefährdung  der  Ge- 
sundheit möglich  ist;  die  Ärbeitsgeschick- 
testen  und  Leistungsfähigsten  werden  die 
intensivere  Anspannung  ihrer  Kräfte  leichter 
ertragen  als  andere.  Und  so  kann  eine 
aufgezwungene  Keduktion  der  Arbeitszeit 
das  sozial  keineswegs  wünschenswerte  Er- 
gebnis haben,  daß  die  leistungsfähigsten  Be- 
trielte  und  Arbeiter  auch  so  auf  der  Höhe 
bleiben ,  während  die  weniger  leistungs- 
fähigen Unternehmungen  und  die  schwächeren 
Arbeiter  unterliegen. 

Es  ist  kein  Zweifel,  daß  bei  der  natio- 
nalen Verschiedenheit  der  Arbeitsenergie 
und  der  Produktionsbediagungen  man  bei 


der  Be^lung  der  Arbeitszeit  auch  mit  den 
Tatsachen  d&c  KonkurrenzfiUulgkdt  der  In- 
dustrie auf  dem  Weltmarkte  zu  rechnen 
hat  Solange  mne  internationale  Beform 
kedne  Ausääit  auf  Erfolg  hat,  —  und  das 
ist  aekoa  mit  Bfit^t^t  aaf  die  erfaeblidieo 
nationalen  Verschiedenh^ten  so  gut  wie 
sicher  —  ist  jede  zwan^nreise  und  mecha- 
nische Kürzung  der  Arbeitszeit  durch  den 
Staat  mit  erheblichen  Gefahren  für  die 
Volkswirtschaft  verbunden.  England  war 
dank  der  überraschenden  Erfolge  der  orga- 
nisierten Arbeiterschaft  auf  diesem  Gebiete 
eine  Zeitlang  auf  dem  besten  Wege,  die 
Konkurrenzfähigkeit  seiner  Industzieeo  ernst- 
lich in  Frage  zu  stellen.  Immerhin  wird 
dort  die  Bewegung  von  den  Interessenv^ 
bänden  innerhalb  der  Grenze  des  zurzeit 
Erreichbaren  und  mit  verständiger  Ver- 
meidung der  Schabionisierung  unter  markt- 
mäßigen Gesichtspunkten  ausgekämpft.  Um 
vieles  bedenklicher  ist  es,  wenn  der  Staat 
mit  grober  und  harter  Hand  eingreift.  Dies 
tut  er  aber,  wenn  er  einen  einzigen  allge- 
meinen Ki.  dekretiert  Nicht  die  Zeitdauer 
an  sich  ist  der  Kernpunkt  der  Sache,  son- 
dem  eine  je  nacli  dem  Berufe  zu  bemessende 
Zeitdauer.  Es  steht  fest,  daß  es  Berufe 
gibt,  in  denen  schon  jetzt  ohne  gesetzhche 
Beeinflussung  regelmäßig  8  und  9  Stunden 
gearbeitet  wird,  und  fern^  gibt  es  Berufe, 
für  die  der  Natur  der  Arbeit  entsfn'eohend 
ein  10-,  ja  11  stüodiges  Verweilen  im  Berafe 
noch  gax  keine  besondere  Ueberanstrengung 
bedeutet  Beide  Tatsachen  legen  es  von 
selhRt  nahe,  dafi  nur  ein  bemflicä  bmenzter 
oder  vieimehr  verschiedene  beniujoh  und 
jahreszeitlich  at^egrenzte  Haximalarbät»- 
zeiten  für  die  verschiedenen  Gewerbe  Ober- 
haupt in  Frage  kommen  können.  Sine  sol- 
che Abstufung  und  Abgrenzung  auf  U^iis- 
lativem  Wege  ist  indessen  schlechterdings 
unmöglich.  Wohl  aber  ist  hier  der  Weg 
der  Verordnung  unter  eingehender  Berück- 
sichtigung der  Verhältnisse  der  einzelnen 
Branche  gangbar.  Das  h^n  mehr  oder 
minder  alle  Staaten  erfahren  müssen,  wel- 
che wenigstens  die  gesetzliche  Feetl^ng 
einer  obersten  Grenze,  über  welche  hinaus 
überhaupt  nicht  gearbeitet  werden  darf,  de- 
kretiert haben.  Einerseits  mußten  sie  die 
Maximalgrenze  so  weit  hinausschieben,  daß 
davon  eine  Reihe  von  Berufen  überhaupt 
nicht  getroffen  wurde,  andererseits  mußten 
bei  günstigen  Konjunkttu«n  und  großem 
Andränge  von  BestelJimgen  im  beiders^tigen 
Interesse  von  Unternehmern  und  Arbeitern 
zahlreiche  Ueberzeitbewilligungen  zuge- 
standen werden.  Damit  wurde  das  System 
des  M.  zeitweilig  stark  durchlöchert,  und 
vielfeich  wird  darüber  geklagt,  daß  von  der 
Nachsicht  des  Gesetzes  und  der  Behörden 
überreichlich  Gebtauch  gemacht  wurde. 
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&  Bt  schoD  herrorgeboben  worden,  daB 
-.-.«k  mit  der  Fordming  ^ee  M.  neben 
•tm  scfaotzpolitisdien  Absicht  ane  lohn- 
;>  .ilifche  nod  aUgemein  sozialpolitische  ver- 
'■\r.A«a.  Die  sozialistiBchen  Arbeiterkreise 
<itl  auch  manche  Theoretiker  knüpfen  hier- 
t>>i  iD  die  marxistisoiie  Lehre  von  der 
-Kft*rTeannee"  an.   Sie  laßt  die  Frage,  ob 

der  Tat  bei  kürzerer  Arbeitsdauer  die 
Art-eitaleistaiig  dieselbe  bleibt,  offen.  Ent- 
^'liT.  SO  sagt  sie,  bleibt  die  Produktion 
i!-<!lbe.  dann  verliert  weder  ünternehmer 
.  .Ji  Arlpeiter,  oder  aber  die  Produktioos- 
äbi^'keit  vermindert  sich,  dann  mfisseo,  um 
u  LOcke  aaszufiUlen,  um  so  mehr  neue, 
,--'11  bescfaAftigun^oee  Arbeitakrafte  (die 
ÜHerrearmee^)  eingesteJlt  werden,  d.  h. 
■i-  Angebot  von  Arbeit  verringert  sich,  die 
\u-hfrüe  nach  derselben  erhOht  sich,  und 
WediBel  Wirkung  kompeDBiert  den 
nn<hfDi1ea  fiflck^^g  des  Ixmns.  Es  soll 
durch  die  AUgemeinbeit  wie  durch 
■p  Karze  des  Einheitsarbeitstagra  eine 
t>iii<üiche  VoringeruDg  des  Arbeitsaogebots 
03']  damit  ein  TohopoUtischer  Druck  zu- 
„iiitstea  der  Lohnarbeit  erreicht  werden. 
Iv%>*r  Plan  ist  utopisch  und  in  seineD  Kon- 
^>)iten2C0  aichta  weniger  als  sozialistisch. 
Er  kfiDDte  allerdings  die  Arbeitsleistung 
ii'*?(']be  blwben  unter  Verminderung  der 
'ci^itszdt  —  aber  dies  nur  unter  der  Vor- 
.  :»^iuig,daß  alle  weniger  leistuogsf^gen 
hintbe  mn  and  desselben  Produktionsge- 
•K-t.^«  ai^  anoftherad  gleiche  technische 
Ifn^tungsfthigkeit  gehoben  würden  mit  den 
.-i-iiiogsfiU^len.  Dies  ist  eine  HiJgltch- 
*it.  auch  diiroh  die  Dinfübrung  eines  ge- 
•'ilichea  Haximaltapes  wird  üe  keines- 
lor  Wirklichkeit;  hierzu^  würden  be- 

•  iiiltm  bernflichet  wirtschaftliche  Organi- 
■-'twofunnen  gehören,  die  wir  vorlÄufig 

•  'Ii  nicht  haben.  Mit  Recht  ist  im  An- 
Mufi  ao  die  Erfahrungen,  welche  Amerika 

■ir.'t  <tTt}Bbritannien  mit  der  Abkürzung  der 
>r-;iüieit  in  den  Fabriken  gemacht  haben, 
'•'■■iit  Vörden,  dafi  die  Keduktion  der  Ai^ 
■'.^Hiauer  jedesmal  daraufhin  zu  prüfen 
-^i,  ob  sie  die  Produktion  vermindere, 
■'■r-'jhvtig  laase  oder  steigere.  Da  die  fie- 
itii*nrtiiD^  dieser  Fragen  je  nach  der  Be- 
'■'■affeiiheit  der  Industrie  verschieden  aus- 
'lii  lu  kann  jedenfalls  mit  einer  acha- 
''-n>:ohaften,  auf  alle  anwendbaren  Q-esetz- 
.-i.iiDg  tttww  OleichmäBiges  kaum  erzielt 

•  r^.ii.  E3ae  quantitativ  eleiche  Eiuschr&n- 
*'t'f  der  Zeit  wirkt  in  den  einzelnen  Be- 
"il*5t()irten  wie  in  den  einzelnen  lAndem 
Afii  t«r8chiedeo. 

M&a  irrt  sich  auch,  wenn  man  glaubt, 
4»  Kapital  einer  zwangsweisen  Din- 
'  'ninit  kttnerer  Arbeitszeiten  ge^nflber 
■"imicfatig  ist.  Denn  «tch  das  Kapital 
tun  Eetera,  es  kann  auBwandem  und  es 

"«unwk  dw  TolkawlmebBft.  11.  Aafl.  Bd.  II. 


kann  durch  Koalition  <tie  Warenpreise  er- 
hüben und  damit  die  Kaufkraft  des  Lcdmes 
wieder  kompensieren  oder  aber  lediglich  im. 
Wege  d^  Kampfes  verhindern,  daß  mehr 
Arbeiter  als  bisher  besch&ftiet  werden. 
Aber  auch  dann,  wenn  die  UDtemehmer 
entschl(»sen  sind,  mit  der  kürzeren  Arbelts- 
zeit dauernd  zu  rechnen,  ist  es  zweifelhaft, 
ob  sie  auf  die  industrielle  Reservearmee 
zurückgreifen  müssen.  Sie  werden  die  Ar- 
beiter unter  Umständen  aus  der  liandwirt- 
schaft  beziehen  und  verschärfen  so  die  land- 
wirtschaftliche Krisis  noch  weiter.  Jeden- 
falls wird  das  Kapital  alles  tun,  um  durch 
strengere  Beschäftigung,  rigorosere  Kontrolle, 
verbesserte  und  veimehrte  Maschinen  in 
kürzerer  Zeit  mehr  zu  leisten  als  bisher. 
Ein  etwaiges  Sinken  des  Lohnes  aber  in- 
folge eines  Rückganges  in  der  Produktivität 
der  nationalen  Arbeit  würde  die  industrielle 
Reservearmee  der  Beschäftigungslosen  nicht 
vermindern,  sondern  vermehren.  Bei  einer 
Schwächung  des  Ertrages  der  Natioaalpro- 
duktion  würde  auch  die  Konsumtion  zurück- 
gehen, und  zwar  zuerst  diejenige  der  ent- 
behrlichen Artikel,  nach  denen,  weil  sie  zu 
teuer  geworden,  die  Nachfrage  sinkt.  Mit 
diesOT  Konsumtionsabuahme  würden  die  für 
entbehrlichen  Bedarf  arbeitenden  Arbeiter- 
schaften bedroht.  Es  wünlen*  nun  über- 
zählige Arbeiterschichten  eotstshen,  die  die 
industrielle  Reservearmee  notwendig  ver- 
mehrten, und  damit  wären  alle  Momente 
g^ben,  um  den  fehlerhaften  Zirkel  zu 
schlieBen  (a.  Art  .Jirbeitszeit!'  oben  Bd.  I 
S.  220  fg.). 

Am  Eweckmäfligsten  Überl&fit  der  Staat 
die  Regelung  Aer  Arbeitszeit  primär  den 
Aktionen  und  Verhandlungen  der  organi- 
sierten Interessenten.  Sekundär  sc^r^tet 
er  dann  im  Yerordnungswege  solchen  Bran- 
chen ^genüber  dvrch  Verbot  ein,  in  wel- 
chen eine  übermäßige  Arbeitsdaiier  festge- 
stellt ist.  Er  schafft  also  nach  gründlicher 
OntersuchuDg  der  in  Frage  kommenden 
Verhältnisse  eine  Reihe  Spezial-M.  und  be- 
schränkt sich  keineofalls  hierin  nur  auf  die 
Fabrikindustrie.  Diese  Regel  bezieht  sich 
natürlich  nur  auf  die  Arbeit  der  Erwach- 
senen. Aus  ganz  anderen  Gesichtepunkten 
ist  dagegen  der  Arbeitszeitschutz  für  jugend- 
liche Arbeiter  und  Frauen  zu  beurteilen. 
Vom  Standpunkte  der  Ethik  und  der  Volks- 
pädagogik wird  hier  ein  energisches  Ein- 

f-eifen  der  Gesetzgebung  und  eine  scharfe 
ontroUe  der  Aufsichtsoi^ne  unvermeid- 
lich. Eine  Rücksichtnahme  auf  die  Pi-oduk- 
tioo  und  die  Lohngestaltuog  bei  den  schutz- 
bedürftigen und  geschützten  Arbeiterkate- 
gorieen  muß  hier  gegenüber  höheren  Ge- 
sichtspunkten in  den  Eintei^^rund  treten 
(s.  Art  „Arbeitersdiutzgesetzgebung^  oben 
Bd.  I  S.  130fg.). 

31 
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8.  Die  GeBetspebnnff  Sa  dea  eiaxelaeD 
Staatea.  In  Dentschland  gibt  es  einen  all- 
gemeineo  H.  für  Erwachsene  nicht.  Bei  den 
Verhandinngen  tLber  die  am  l./VI  1891  Oesetz 
gewordene  verftndening  der  Oew.-O.  brachten 
die  Sozialdemokraten  einen  Antrag^ ein,  wonach 
der  zehnstHndifc«  Arbeitstag  ffir  Fabriken  ge* 
Mbtlidi  dekretiert  werden  aoUte.  Vom  JaEra 
18M  aa  sollte  an  s^e  Stelle  der  nenastttadige 
Arbeitstag  nnd  vom  Jahre  1896  an  der  acht- 
Rtfiadige  treten.  Von  konservativer  Seite  wurde 
der  elTstHjidige  H.  Sit  die  Textilindustrie  in 
Vorschlag  gebracht.  Beide  Anträge  fanden 
keine  Annahme.  Dagegen  verfügte  das  Gesetz 
den  elfständigen  H.  für  alle  Fabrikarbeiterinnen 
ttber  16  Jahre.  Sehr  wahrscheinlich  ist,  dal!  er 
demnächst  auf  zehn  Stunden  reduziert  werden 
wird.  Daneben  wurden  Kinder  nad  junge  Leute 
nater  eiaea  wdteren  ArbeiteseitMhiita,  sei  es 
ArbeitspaoseaBcliatz,  sei  es  Arbütszeitschntz, 
sei  es  eadlieh  Verbot  oder  Beschränkung  der 
Nachtarbeit. gestellt  DiewichtigsteBestimmung 
der  novellierten  6ew.-0.  enthält  der  §  120e 
Abs.  3,  welcher  den  Bundesrat  ermächtigt,  fttr 
solche  Oewerbe,  in  welchen  durch  übermäßige 
Daner  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Gesundheit 
der  Arbeiter  gefährdet  wird,  Dauer,  Beginn  und 
Ende  der  ztmssigen  täglichen  Arbeitszeit  und 
der  za  gewährenden  Pausen  vorzuschreiben  und 
die  zur  Durchführung  dieser  Vorschriften  er- 
forderlichen Anordnungen  zu  erlassen.  Auf 
Grand  dieser  Bestimmnngea  ist  1896  die  — 
«Uerdinga  anfänglieh  von  den  Interessenten 
sehr  angefochtene  —  Verordnung  betn^Efend  die 
Maximalarbeitsnacht  in  Bächereien  und  ver- 
wandten Betrieben  erlassen  worden. 

Weitere  bundesrätliche  Verordnungen  be- 
ziehen sich  auf  die  Wäsche-  und  Kleiderkon- 
fektion,  Steinbrüche,  Getreidemühlen,  Gast^  und 
Schaukwirtscbaften  usw.  Von  der  Enquete  der 
Gewerbeaufsicbtsbeamten  und  deren  Vorschlägen 
betreffend  den  sanitären  M.  ist  oben  bei  dem 
Art  „Arbeitszeit**  (Bd.  I,  S.  22b)  bereits  die 
Rede  gewesen.  Ebenso  von  den  Normalschiehten 
im  preußischen  Bergbau  auf  Grund  der  letzten 
BerggesetzDovelle  von  1905. 

In  Oesterreich  ist  der  elfstündige  M.  ftir 
Fabriken  (G.  v.  188ö)  für  Bauantemehmungen 
nnd  Begiebauten  der  Eisenbahnen  (G.  v.  1902) 
eingeführt.  Im  Kohlenbergbau  ist  durch  G.  v. 
1901  die  Scbicbtdauer  für  die  in  der  Grube  be- 
schäftigten Personen  auf  9  Stunden  begrenzt. 
Für  den  übrigen  Bergban  gilt  noch  das  6.  v. 
1881,  das  höchstens  eine  zwöl&tündige  Scbicht- 
daner  und  eine  zehnstündige  effektive  Arbeits- 
zeit gestattet  In  Frankreich  hatte  das  G. 
V.  Iw2  b^timmt  daß  die  effektive  Arbeitezeit 
der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  vom  16.  bis 
18.  Lebensjahr  60  Stunden  in  der  Woche  nnd 
die  tägliche  Arbeitszeit  für  diese  Personen  und 
Arbeiterfrauen  11  Stunden  nicht  überschreiten 
dürfe.  Eine  Erhebung  der  Office  du  Travail 
stellte  für  die  Mitte  der  90er  Jahre  fest,  daß 
in  der  Privatindnstrie  im  Mittel  von  1000  Ar- 
beitetagen 2lö  eine  Dauer  von  mehr  als  elf 
Stunden,  180  weniger  als  9  Stunden  hatten. 
296  hatten  9-10.  309  10—11  Standen  Daner. 
Störend  war  die  Verschiedenheit  des  Arbeits- 
tages der  Jngendlichen  (unter  18  Jahren)  und 
der  Franea,  was  in  der  Praxis  zu  zahlreichen 
Uebertretungen  der  Scbatzvorsehrift  für  jene 


führte.  Ihnen  machte  das  6.  v.  ao./IIL  1900 
ein  Ende,  welches  nach  einer  Uebergangsperiode 
die  Arbeitszeit  für  Jugendliche  und  Franen  ein- 
heitlich mit  10  Stunden  fixiert  nnd  dieses 
Maximum  zugleich  auf  die  erwachsenen  männ- 
lichen Arbeiter  tiberträgt,  welche  mit  geschfititea 
Persoaea  ta  einem  Betriebe  arbStea.  Sät 
3l.{UL  1904  ist  der  Zehnitaadeatag  in  Kraft 
Er  trifft  ttber  die  Hälfte  aller  Betri^  uad  fast 
40%  aller  Arbeiter  der  Industrie.  Das  Gesetz 
umfaßt  auch  die  Kleinbetriebe.  Es  ist  nicht 
ebne  Stärun^en,  aber  im  ganzen  mit  gutem 
Erfolge  darcngeführt  worden.  Für  die  fran- 
zösischen Grubenarbeiter  wurde  190ä  die 
9  stündige  Maximalarbeitezeit,  der  nach  zwei 
Jahren  die  S'/tStttndige  und  nach  abermals  zwei 
Jahren  die  8 stflndige  folgen  sollte ,  vorge- 
scbriebo).  In  der  Schweiz  ist  schon  seit  IsJl 
der  11  ständige  M.  fttr  Fabriken  eingefflhrt 
seit  190B  ist  aber  die  Arbeit  am  Samstw  auf 
9  Stunden  mit  5  Uhr-Schluß  gekürzt.  In  Ruß- 
land ist  durch  G.  v.  1897  die  tägliche  Arbeits- 
zeit in  Fabriken,  Hütten  und  Bergwerken  auf 
11  Vif  vor  Sonn- und  Feiertagen  auf  10  Stunden, 
die  Nachtarbeit  auf  10  Stunden  im  Maximum 
festgesetzt  Die  schwedische  Gesetzgebung 
ähnelt  ziemlich  der  deutaclieQ.  In  Nord- 
amerika haben  einige  Staaten  einen  sog. 
„legalen"  Arbeitstag  von  10,  bezw.  8  Stunden, 
entweder  für  alle  Arbeiter  oder  nur  für  solche 
in  gewissen  Fabriken.  Aber  diese  Schntsbe- 
stimmnnf^  gelten  nur  dani^  wenn  nicht  ver- 
tragsmältijf  Iftagere  Arbeitszeit  verabredet  wird. 
Seit  1892  ut  der  M.  von  8  Stunden  für  die  in 
öffentlichen  Untemehionngen  bescbäftigtoi  Ar- 
beiter eingeführt  Großbritannien  hat  be- 
kanntlich die  älteste  Arbeiterschutzgesetzgebung, 
aber  keinen  M.  Da»  frühere  Fabrik-  and  Werk- 
stättengesetz von  1878  ist  mit  den  Ergänznngs- 

§e»etzeu  von  1883,  1889  und  1891  und  dem 
iauptgesetze  von  1895  in  einer  Kodifikation 
1901  neu  herausgekommen.  Die  wicbtignte  Be- 
stimmuag  gilt  rar  die  Textilfobriken ,  die  an 
dea  Samstagen  am  12  Uhr  geschlossen  sein 
müssen.  2'l,  Hillionen  Arbeiter  erhielten  anf 
diese  Weise  diesen  Nachmittag  frei,  was  bei 
den  übrigen  Fabriken  gewohnheitsmäßig  schon 
vorher  die  Regel  war.  England  int  auch  ohne 
umfassendes  gesetzliches  Eingreifen  zu  be- 
friedigenden Zuständen  gekommen.  UebermäCig 
lange  Arbeitszeiten  kommen  nur  noch  in  den 
Verkebrsgewerben ,  im  Handwerk  und  in  der 
Hausindustrie  vor.  In  Südaustralien.  Neu- 
seeland nad  Viktoria  herrscht  der  Aebt* 
stundentag.  In  Queensland  ist  durch  Ver* 
Ordnung  die  Arbeitszeit  Aet  Arbeiter  in  dea 
Weikstätten  der  Staatsbahnen  auf  wiJchentlich 
48  Standen  festgesetzt  In  Ostindien  ist  iu 
den  Textilfabriken  dnrch  Fabrikgesetz  die 
llstilndige  Arbeitszeit  eingeführt  nnd  dea 
Männern  eine  '/i  stündige  I^ue  während  di«er 
Zeit  gewährleistet  — 

Seit  dem  Internationalen  Sozialistenkongrefi 
in  Paris  (1889)  und  der  Züricher  Internationalen 
Arbeiterschntzkonferenz  (1897)  ist  die  Bewegung 
für  die  allgemeine  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
in  lebhaftem  Flnß  geblieben.  Der  Züricher  von 
Theoretikern  wie  Politikern  stark  beschickte 
Kongreß  verlauf  von  den  Regierungen  ,.bei 
dem  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetvebna^ 
uad,  nachdem  in  den  verschiedeBst«!  fiernfea 
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toi  liBden  mit  der  Verkfirzong  der  Arbeits- 
jfli  asf  9  nad  8  Stondeii  die  besten  Erfahrungen 
Etsadt  worden  sind,  daß  der  Achtatnndeutag 
«m  ta  eistrebenaes  Ziel  ins  Ange  gefaOt 
itrüft  W«  der  Uebe^^g  Bnm  Achtstanden- 
IV  niteit  nicht  mSglich  erflcheinL  soll  er  mit 
4«  FertMhraten  der  Technik  nnd  durch  £iu- 
Fjrng  eiiei  sieh  Udo  nOglülut  annUiemden 
I  Ttniinslt  werden.  Die  Oesetzgebnng  soll, 
>!•  aitkt  gau  besondere  Terhiltnuae  em  an- 
lats  VaicdMn  gebieten,  fUr  alle  Indnatrieen 
Jtt  nifflliate  Xaximalarbeitszeit  festsetzen.  So- 
«tit  die  Gesetzgebung  Ausnahmen  von  der 
ßvtl  d«  H.  sulUtt,  soTlen  die  Voraussetzungen 
\  tJÜi  im  OcKtse  selbst  genau  bestimmt  und 
iK  nlioige  HaxiiDaldauer  der  sog.  -Ueberzeit- 
irwit'  pro  Tag  nad  Jahr  festgestellt  werden. 
Ulmter:  Sidk»  die  LiUratwangabm  bei  dem 
irt  ^rMUtait"  ölten  Bd.  I,  S.  218.  —  Avfier- 
<lrs  imekf  Der  MttximalarbeiUtag  in  Uehniteh- 
WnrfJtcArr  BeUuektwug,  Jahrb.  /.  Oet.  u.  Veno., 
U.  i^.  —  Schafftet  JMuUehe  Ken*-  und  Zeil- 
.rrayn,  Sd.  1,  S-  S6i~-S79'  —  SUtda,  Art. 
.J<«maiiuMtäaf"t  B,  d,        S.  Au/l.,  Bd.  V, 

*  "ti'fy.  —  BoMmboefc,  Der  Normaiarbeitt' 
119,  im.  ~  Qumprecktt  Di«  Maxtmidarbeite. 
:  >l.  Arbeilerfreund,  Bd,  U-  —  Seidel,  Der 
Jckutmdetitaf    row*   Standpunkte   der  Sotial- 

■itbmit  ete.,  1891.  —  SartortuB  V.  Waltera- 
ktnuen,  ArbeiUlag  und  XorvuUarbeitetag  in  den 
l  er.  itunfen,  Jahrb./.  Not..  N.  F.,  Bd.  4,  Ü.  4esfg. 
-  .t.  Wagmer^  Rodbertue  JageUow  über  den 
XimaiarbeHetag ,  Zuehr.  f.  d.  get.  StaaUw., 
m.  Jt.  —  OechelhAUMer,  Sotiale  Taget/ragen, 

•  S.SIfy.  ~~  aUhtraäUagt  DerAriteiUtag 
4ie  gee.  Fetl»Umng  der  Dauer  deatdben, 

irinletffwund,  Bd.  fl.  —  X,  KnoTTt  Der 
yT^aUabeiutag,  1880.  —  JfarU«;  Verkiinung 
■'  Aiintneit  i.  d.  Textüinduttrie,  Archiv  f.  eoz. 

fid.  VIII,  S.  S40/g.  —  Brau«,  EntWieke- 
'«ly  tnm  Ztknetundentag,  ebenda».,  Bd.  XIX.  — 
Kor,  .Y«««  ForUehritte  d.  Achtelxindenbewegung 
Kn^nd,  ebenda».,  Bd.  XII,  S.  S4fg-  — 
■IbW,  lK»anM.  Abhdtg.  Bd.  III,  Jena  1906. 

Biermer. 


Mcthitbes&astigaiiesklaiuiel 
HandelavertrSge  besonders  sub  3 
oben  S.  52  fg. 


Irister,  Meisterreeht,  Helster- 
prflftmg. 

1  uetltt  diejenige  Person,  welche  ein  Hand- 
i^bstindig  betreibt.  In  der  Zeit  der 
'.'Mlit  kiaste  nur  derjenige  H.  werden,  der 
ifB  Nkikw eil  der  Befthigung  durch  Anfertigung 
^&!T  I'rebearbeit  („M.stUck")  erbracht  hatte. 
1  rrfiriflgUcb  nand  der  Ehrentitel  „M."  nur 

Vontaad  der  Zunft,  der  entweder  von  der 
<'H!i;keit  dsgeaeUt  oder  von  den  Mitgliedern 
"■M  {cwUUt  wnrde,  in;  spAter  wnrae  aber 

Ijtitck  Tcrallgeawinert  und  damit  auch 
ii  4es  H.  (s.  Artt.  „Handwerk"  oben 
'  nd  .,Z(Lnft6").  Die  H.  waren  die 
WOfniimi^  die  Gesellen  und  Lehrling  die 
'  ^»ifeDossen  der  Zunft.  Der  Inbegriff  det^ 
.*i>^  Bechte.  wdcbe  dem  Ii.  ans  seiner  Zn- 
>*t^'nckei(  cor  Züaft  erwuchsen,  Befngnis  aar 


AosQbung  des  selbstlndigen  Handwerkabetriebs« 
Sitz  nnd  Stimme  in  der  Zunft  und  das  Bechi 
zum  Halten  und  Ausbilden  von  Hilfspersonen, 
nannte  man  „M.recht". 

Hit  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit 
wurde  auch  die  FQhrang  des  M.titels  frei,  die 
H.prQfan2  fiel  weg  und  das  besondere  H-recht 
gin?  verMren.  Zwar  hat  die  Oew.-O.  von  lHßd 
in  bestimmten  AnsnahmefBlieB  in  Öffentlichem 
Interesse  {Apotheker,  Hebammen,  SeeflchiffiBr, 
Lotsen,  HnfBchmiede  asw.)  Approbationen  und 
PrQfangen  vorgMchrieben,  aber  dieser  Bef&hi- 
gungaiMuhweiH  hat  mit  dem  zünftigen  nichts 
oder  wenig  gemein  (s.  Art.  „(jewerbegesetz- 
gebung"  oben  Bd.  I  S.  1031). 

Mit  der  neuzeitlichen  Reform  der  Innnngs- 
und  Handwerker^esetzgebung  in  Oesterreich 
nnd  Deutschland  lebte  nach  und  nach  auch  ein 
gewisses  H.recht  wieder  anf.  Die  deutsche 
uesetzgebung  der  achtziger  Jahre  beschränkte 
unter  gewissen  Voranssetsongen  das  Beeht  snm 
Halten  von  Lehrlingen,  beTorzngte  also  die 
Innungsmeister  Tor  &n  anderen  nnd  gestattete 
den  Innungen,  durch  Statut  die  H  prtlfung  unter 
ihre  Aubiahmebedingungen  zQ  stellen.  Die 
Prüfung  war  indessen  nicht  obligatorisch  und 
der  Eintritt  in  die  Innung  keine  Bedingung 
fttr  das  AusÜbungsrecht  des  Oewerbebetriebea. 
Das  sog.  Innungsgesetz  tou  189?  verschärft 
die  Bestimmungen,  die  sich  auf  Lehrmeister 
bezogen,  dnrch  das  Erfordernis  der  Lehrzeit, 
der  GesellenprOfong  usw.  nnd  sieht  sogar  eine 
H.prttfung  vor,  die  allein  das  Beeht  zur  Fflhrung 
des  Htitels  verleiht.  Um  vieles  weiter  ist 
die  Österreichische  Handwerkergesetzgebnng 
des  letzten  Jahrzehnts  gegangen  (i.  Artt.  „Cie- 
werbegesetzgebung*'  oben  Bd.  I  S.  W3ö,  „In- 
nungen" own  S.  122  fg.,  „Handwerk"  oben 
S.  60fg.  und  „Lehrlingswesen",  oben  S.  405  fg.). 

Biermer, 


Meldepflicht. 

M.  (Meldezwang)  nennt  man  den  gesetzlichen 
oder  verordnungamäUigen  Zwang,  wonach  be- 
Htimmce  Personen  verpflichtet  sind,  an  hierfür 
vorgeschriebenen  Stellen  über  Personen  oder 
Sachen,  über  die  Vornahme  von  Handlangen 
oder  Transporten  und  über  anderweite  Begeben- 
heiten, Oebnrt,  Tod  u.  del.  m.  Angaben  nnd 
Meldungen  zu  machen.  Die«  geschieht  bald  im 
Interesse  der  Öffentlichen  Ordnung,  bald  zur 
Verhütung  von  Gefahren,  bald  aus  sanitären 
Erwägungen,  bald  zu  Zwecken  der  Bestenernog, 
wenn  die  Kenntnis  solcher  Umstände  eine  Ver- 
waltnnffstätigkeit  Überhaupt  er^t  ermSglicht 
oder  Schwierigkeiten,  Kosten  und  Belästigungen 
erspart  Die  Anmeldung  bat  entweder  durch 
die  Leistungspflichtigen  eelbst  oder  durch  Dritte 
zu  geschehen. 

Ein  Heidezwang  in  weitestem  Umfang  be- 
steht in  den  meisten  Staaten  für  olle  im  militär- 
pflichtigen Alter  stehenden  Personen,  sich  zur 
Stammrolle  aninmeJden,  sich  an  gestellen,  bei 
Benrlaubnng  von  der  Fahne  oder  im  Beserve- 
und  Landwehrverhäitnis  an  zuständigen  Stellen 
(Heideämter)  bei  einem  Anf  enthalte  Wechsel  sich 
an-  oder  abzumelden  usw.  Ebenso  besteht  eine 
ähnliche  Verpflichtung,  Waren  an  bestimmten 
„AnmeldesteUen"  nach  Gattung,  Menge.  Hei^ 

31* 


Digitized  by 


484 


]f eldepflicht — Merkantilsystem 


knnft  und  Bestimmungsort  anzumelden,  wenn 
solche  ftber  die  Grenzen  des  Zollgebiets  ein- 
oder  aasgefahrt  werden.  Diese  Vorschriften 
stehen  im  engsten  Znsammenhange  mit  der  Anf- 
nahme  der  Verkehrsstatistik. 

Besonders  zahlreiche  Fftlle  des  Heldexwanges 
sind  im  Gebiete  der  Bestenernng  und  des 
Oebtthrenwesens  vertreten.  Im  Bereiche 
der  Gebnhren  und  der  Terkehrsstenern 
pflegen  insbesondere  solche  abgabepflichtigen 
Handinngen  der  Anmeldung  nnterworfen  zn 
sein,  die  nicht  nnmtttelbar  uar  zar  Kenntnis 
der  einhebenden  Stelle  gelangen,  z.  B.  bei  den 
Begisterabgaben.  H&nflg  sind  hier  dritte  Personen 
(Notare,  Rechtsanwälte  now.)  anzeigepflichtig, 
die  am  Abschlösse  des  Geschäfts  mitgewirkt 
haben.  Bei  den  Verbranchsstenern  mttssen 
die  Betriebe,  ihre  Verfindemng  oder  Neaer- 
riehtnog  gemeldet  werden,  in  denen  verbranchs- 
Btenerpnichtige  Gegenstände  hergestellt  werden, 
ferner  die  Entnahme  von  Waren,  deren  Ueber- 
gang  in  freien  Verkehr  n.  dgl.  m.  Bei  den 
direkten  Stenern  endlich  sind  gewisse  Herk- 
male  der  Steaerbehörde  anzugeben,  wie  bei  der 
Gewerbe-  nnd  Gebfindestener,  oder  es  sind  aber 
Einkommens-  nnd  VermOgensTerhftltnisse  oder 
Kapitalrenten  bei  der  betr.  Steuer  Meldungen 
zn  erstatten  (Deklarationen,  Fassionen,  Bekennt- 
nisse). Durch  solche  werden  teils  selbständig, 
teils  ergänzend  Steneranl^ekte  nnd  Steoerebijekte 
ermittelt  TgL  hiersa  Lehr-Heckel  Art. 
„Meldepflicht",  H.  d.  St,  2.  Anfl.,  Bd.  V,  S.  746-47. 

Jtfax  von  Heckel. 


Herder  de  la  Bivtöre,  F.  Fierre, 

feb.  1720.  1747  Parlamentsrat  in  Paris,  1759 
nstiz-,  Finanz-  nnd  Marineintendant  der  fran- 
zösischen Kolonie  Martinique,  17fiö  von  Choiseul 
seines  Amtes  entsetzt  nnd  gezwungen  znr  Bück- 
kehr  nach  Paris,  gest.  daselbst  ab  Staatsrat 
1793. 

Talentiertester  und  dafUr  auch  von  Adam 
Smith  angesehener  Interpret  des  phjsiokratiscben 
Systems  m  der  Schrift:  „L'ordre  naturel"  usw. 
(b.  u.',  welche  die  Lehren  der  QHesnayechen 
Schale  weit  über  den  Kreis  der  Oekononiisten 
hinans  in  Frankreich  verbreitete  nnd  sogar 
Voltaire  zur  Abfassung  eines  gegen  M.  ge- 
richteten protektionistiHcben  Pasquills  veranlaute. 
Als  BeTÖlKernngstheoretiker  und  als  Vorgänger 
TOD  Mtilthus.  eine  Ueberwachernng  der  BevSlke- 
rang  Uber  die  durch  Verringerung  der  Emte- 
erträgnisse  geschmälerten  Unterbaltauiittel  vor- 
aussagend. 

IrrtHmlich  bezeichnet  von  H.  Roesler  in 
„Grundlehrender  VoIk8wirt(»cbaft8theorie*',2.Anfl, 
Erlangen  IbTl,  S.  6.  als  Vater  des  herQbmten 
Losungswortes  der  Maochesterschnle:  „Laifsec 
aller  et  laissez  passer  nsw  **,  da  diese  Ehre  der 
Vaterschaft  dem  PbjBiukraten  Gonmay  zn- 
kommt 

Der  Titel  des  oben  erwähnten  Werkes  lautet: 
L'ordre  uaturel  et  essentiet  des  soct^t^spolitiqnes, 
London  (recte  Paris)  1767;  dasselbe,  Nendruck 
in  CoUection  des  principaox  iconomistes,  Bd.  II : 
Physiocrates  etc.,  avec  des  notices  biographiques, 


des  commentaires  et  des  notes  explicatives,  par 
E.  Dure,  ebenda  1848. 

Itippert, 


MerkaatUsystem. 

Man  pflegt  das  M.  als  die  erste  Oeetal- 
tuDg  eiaer  wisseoschaftüchen  Theorie  der 
Volkswirtschaft  zu  bezeichnen.  Es  hat  sich 
lodes  in  seinen  Hauptzügen  ursprQnglich  als 
ein  praktisches  System  der  Handelspojitik 
entwickelt  und  auch  als  Theorie  ist  es  nicht 
auf  einen  -  einzelnen  Schriftsteller  oder  eine 
bestimmte  Schule  zurflckzuführeQ,  eondem 
es  bildet  den  nach  und  nach  eotstandenen 
Niederschlag  der  volkswirtschaftlichen  An- 
schauungeo,  die  vAhread  einiger  Jahrhun- 
derte die  Oberhand  hatten.  Die  im  Mer- 
kantilismus praktisch  am  meisten  hervt»^ 
tretenden  Bestrebungen,  nämlich  Schutz  der 
gewerblichen  Produktioo  durch  Zölle  und 
Verbote  und  Yermiaderun^  der  Ausfuhr  von 
Edelmetall  finden  sich  in  viden  Staaten 
schon  von  lüters  her. 

Schon  bei  den  BSmem  kamen  mebrbch  Ter* 
böte  der  Ausfuhr  von  Edelmetall  vor;  in  Frank- 
reich wnrden  solche  seit  Philipp  dem  SchSnen 
nnzäbli^eroal  wiederholt;  in  England  verbanden 
sich  mit  diesen  Verboten  UaAregeln,  durch 
welche  die  Kanfleute  gezwungen  wurden,  bei 
der  Einfuhr  tmd  der  Ansfubr  gewisser  War^ 
bestimmte  Quantitäten  EdelmeUll  in  die  Lon- 
doner Münzstätte  zn  bringen.  SchntzzOlle  und 
Einfuhrverbote-  zogunsien  der  Industrie  waren 
in  den  italienischen  Stadtrepnbtikoi,  namentlich 
in  Florens  nnd  Venedig,  schon  seit  dem  13.  Jahth. 
zahlreich  vorhanden,  wie  Überhaupt  die  mittel- 
alterliche Stadtwirtscfaaft  der  merkantilistiscbai 
Volkswirtschaft  den  Weg  bahnte.  In  Frank- 
reich wurde  1443  die  Einfuhr  englischer  Tuche 
verboten,  „damit  das  Geld  nicht  den  Engländern 
zngefQhrt  werde".  In  England  erlangten  die 
Einfnhrverbote  gegen  fremde  Fabrikate  in  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrb.  eine  grolte  Aus- 
dehnung. Im  ganzen  überwog  aber  auch  im 
Iti.  Jahrh.  in  dem  Zollwesen  der  europäischen 
Staaten  das  fiskalische  Element  noch  in  solchem 
Grade,  dafi  eine  ayetematisehe  DnrehfOhnuig 
des  Indostriesehntzes  noch  niebt  möglich  war. 
Die  darauf  gerichteten  Grundsätze  aber  wnrden 
allmählich  bestimmter  formuliert,  insbesondere 
von  Jean  Bodin  (De  la  Ripnblique,  1576),  der 
die  freie  Einfuhr  von  Nabrangsmitteln  und 
Rohstoflien,  hohe  Zolle  auf  fremde  Fabrikate  nnd 
Verbot  der  Attsfuhr  von  Getreide  lud  Bob* 
Stoffen  empfiehlt  In  demselben  Geiste  forderte 
die  Notablenversammlang  von  St  Germain  (1583) 
zur  Wiederberstellnng  der  Tuch-  und  Leinen- 
indiutrie  nnd  snr  unfBhmng  der  Seidenin- 
dnstrie :  Ermäßigung  der  Zolle  anf  Wolle,  FUch% 
Hanf,  Rohseide,  Wachs,  Kupfer  nnd  andere 
Robstofi'e,  Verbot  der  Atuftihr  dieeer  Rohstoffe, 
Verbot  der  Einfuhr  von  Tuch  fiber  Onyenne 
nnd  ans  Italien,  Zulasanng  desselben  atu  Eag- 
land  (der  Verträge  wegen),  aber  mit  Feetaetzong 
eines  so  niedrigen  Verkanispreises,  daß  die  Eng- 
länder das  Oeichäft  einsteUen  wflrden;  ebon» 
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iLahsniB^  der  fremden  Seidenwaren  mit  Fest- 
vintfif  eines  nnter  ihrem  wahren  Wert  bleibeo- 
ia  VeriunfspreiBes.  Han  uh  in  diesen  Maß- 
nrta  dn  Mittel  sor  JBereielierong  de«  Landes" 
oai  inr  Beeatägnsg  der  Uebel,  die  ans  der 
4'teitdoiigkeit  und  Amnt  der  Jbsse  der  Be- 
ivliffVDf  entsprangen.  Unter  .Bereicherang 
i»  Uadcr*  ist  hier  ohne  Zweifd  die  Ter- 
Mbnm?  des  Vetallj^ldea  zu  verstehen.  Anf 
ikse  anch  Bodm  besonderen  Wert,  und 
^■r  huiptilchlich  ans  slaatswirtschaftlichen 
•irtadth.  da  er  im  Oelde  die  „Nerven  des 
Suitcs*  iseht.  Andererseits  aber  ist  es  gerade 
^iudni.  der  znerst  mit  Bestimmtheit  die  Preis- 
^futstira  des  16.  Jahrb.  auf  die  großen  Zn- 
Silber  imd  Gold  ans  Amerika  snrOck- 
tUne  oad  richtig  erkannte,  daß  der  Wert  des 
ikli-*  doich  eine  starke  Yermehmug  der  Uenge 
ij4»lb(9i  sieb  Temindere.  Diese  Einsicht  drang 
«itsdlLlieh  durch ;  so  sagt  anch  Paol  Welser  in 
,PoUtisdien  Discnrs  vom  H&DKwesen" 
,1601),  „Oold  nnd  SDber  sei  ^ropter  coplam 
«(■hlfdler  ^worden  nnd  der  Beichtnm  bestehe 
iKblin  oopia  anii  et  argenti  per  se  et  simpli- 
iter.  «tadon  comparatiTC  erga  alias  res". 

DieeageDtlioh  dkarakteristiBohe  Lehre  des 
M'^antitiBmua,  nSmlich  die  von  der  Handels- 
iiluu.  Intet  wAi  Evar  ans  den  oben  er- 
ilhoten  handel^politischeii  Grundfifttzea  un- 
mittelbar ab,  erhielt  aber  ihre  genaue« 
FfmalieraDg  erst  im  17.  Jahrb.  Nach  dieser 
Itf4ire  ist  die  Quelle  des  Volhsreichtums  der 
fHwärtige  Handel,  sofern  der  Wert  der 
^iinfuhr  deM  Landes  grGßer  ist  als  der  der 
Lmfobr  nnd  demnach  ein  Saldo  entsteht, 
tkr  Ton  dem  Auslände  in  barem  Oelde  be- 
ablt  werden  muß.  Da  nun  die  Fabrikate 
•i&ea  weät  hOboren  spezifUchen  Wert  haben 
ilj  <he  Rohstoffe,  so  wird  die  günstige 
^iio'idfibiljuis  hauptsächlich  von  dem  Ver- 
idJtni»  da-  Ans-  und  Einfuhr  dieser  hoch- 
«vrtigrn  E^*wQgmsse  abh&ngen,  und  daraus 
<-n!^wa  sich  die  Regeln  für  die  zollpolitische 
Bt^dlung  dereelben.  Die  Herstellung  uud 
Anfuhr  TOD  Fabrikaten  aber  wird  begünstigt 
■liin:h  Billigkeit  der  Rohstoffe  und  Lebens- 
nitiol,  die  also  nach  dieser  Theorie  durch 
^udahnAUe  oder  Verbote  zu  erstreben  ist 
burch  Eolche  Schutzmaßregeln  sollte  sowohl 
'Ue  BeffirderuDg  der  bestehraiden  als  auch 
•it*  Eniehung  und  EinbOrgeruDg  neuer 
Vjuubktnrtweige  erreicht  werden.  Die 
ituglädinzig  der  Bilanz  durch  bares  Geld 
'**tnditeto  nun  als  einen  Gewinn,  auch 
«enn  man  den  Einfluß  der  Menge  desselben 
vif  seinen  Wert  zugestand.  Man  glaubte, 
•Ut  durcfa  Geldzufuhr  der  innere  Gflter- 
'tuiaof  belebt  und  die  Besdiftftigung  der 

Irteiter  —  auf  die  auch  die  lloruntilisten 
■MS  groBes  Gewicht  l^tm  —  vennehii 
"•Bde.  Aach  die  seit  der  Entstehung  der 
nt^fitom  StaalannriditUDgien  und  der  stehen- 
-Hl  Been  immer  gesÜMene  Bodeu- 
itiBc  de«  Oeldes  für  die  SUatsfioanzen  trug 

•m  bei,  den  EdelmetaUm  one  erhöhte 


Wertschätzung  zu  verschaffen.  Es  handelte 
sich  darum,  Geld  in  das  Land  zu  ziehen, 
damit  der  Staat  es  nötigenfalls  in  den  Taschen 
der  Büig^  finden  kOnne.  Auch  blieb  eine 
gewisse  DeberschAtzung  der  Edelmetalle  in 
ihrer  Güterei^nschaft  sehr  verbreitet  da 
sie  im  Vei^leich  mit  gewöhnlichen  Waren 
gesicherte  und  dauernde  Wertträger  zu  sein 
schienen. 

Als  unmittelbarer  Vorläufer  der  Handels- 
bilanztheorie kann  Serra  genannt  werden. 
Der  Titel  seiner  Schrift  (Breve  Trattato  ete., 
1613)  ^>ri<^t  das  Hauptproblem  des  Mer- 
kantUismus  aus:  Wie  kann  man  in  einem 
Lande  Reichtum  an  Gold  und  Silber  Ter- 
schaffen,  das  keine  Bergwerke  besitzt?  Serra 
sieht  das  Mittel  zu  diesem  Zweck  in  der 
Ausfuhr  von  Fabrikaten  und  er  rabt  zugleich 
eine  richtige  Darstellung  des  Mechanismus 
der  internationalen  Zahlungen  und  der 
Wechselkurse.  —  In  aller  Bestimmtheit  ver- 
tritt Thomas  Mun  die  Handelsbilanztheorie 
in  einer  erst  viele  Jahre  nach  seinem  Tode 
von  seinem  Sohne  herausge^benen  Schrift: 
„Englands  treasure  by  foirmgii  trade  or  the 
balanoe  of  our  forraign  trade  is  the  rule  of 
cur  treasure"  (1664).  Im  [Jntersdiied  von 
dem  bereits  oben  erwähnten  älteren  eng- 
lischen System  der  Heranziehung  von  Edel- 
metall durch  Maßregeln,  welche  die  einzelnen 
Eaufleute  trafen  ~  von  R  Jones  als  „balance 
of  bargainb"  bezeichnet  —  kommt  es  bei 
dem  merkantilistischen  Handelsbilanzsyatem 
nur  auf  den  üeberschuß  der  Gesamtauafuhr 
Aber  die  Gesamteinfuhr  an.  Es  schadet  dabei 
nichts,  wenn  im  Verkehr  mit  einem  ein- 
zelnen Lande  die  Bilanz  passiv  wird,  also 
Geld  dorthin  ausgeführt  werden  muß:  viel- 
metu-  ist  dies  vorteilhaft,  wenn  das  Inland 
dadurch  wertvolle  Rohstoffe  und  andere 
Waren  erhält,  die  es  mit  Gewinn  zur 
Hebung  seiner  Gesamteusfuhr  verwerten 
kann.  Das  galt  besonders  für  den  Verkehr 
Englands  mit  Indien,  wie  Mun  schon  in 
einer  früheren  Schrift  (1620)  dargelegt  hatte 
und  später  auch  von  JosiaJi  Child  (Obser- 
vations  on  commerce  eta  1668)  hervorge- 
hoben wurde.  Mun  sowohl  wie  Child  waren 
sich  auch  klar  darüber,  daß  die  Zahlungs- 
bilanz zwischen  zwei  libidem  nicht  immer 
mit  der  Waren  handelsbilanz  zusammenfalle, 
sondern  daß  Edelmetallversendungen  auch 
durch  andere  Ursachen  entstehen;  Child 
namentlich  weist  auf  Irland  hin,  das  jährlich 
bedeutende  Pachtzinsen  an  England  zu  ent- 
ridbten  habe,  wodurch  es  genötigt  werde, 
einen  großen  üeberschuß  an  Waren  auszu- 
führen, ohne  rinen  Gegenwert  in  Geld  dafür 
XU  erhalten. 

In  der  zweiten  WXfte  des  17.  Jahrh.  und 
in  ;den  ersten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrh. 
stand  die  merkuitilistiache  Lehre  auf  der 
Höhe  ihrer  Herrschaft,  waa  sie  vor  allem 
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der  Tatsache  zu  verdanken  hatte,  daB  Col- 
bert  in  Frankreich  ihre  Grundsätze,  soweit 
es  die  Umstände  gestatteten,  systematisch 
zur  AusfQhnmg  brachte  und  daß  fast  alle 
anderen  Staaten  diesem  Beispiele  mehr  oder 
weniger  nachfolgten.  Auch  die  französische 
und  englische  Kolonialpolitik  wurde  diesem 
System  angepaßt  und  die  englische  Navi- 
gatioDsakte  ist  demselben  Geiste  entsprungen. 
In  dieser  Periode  treten  auch  die  engsten 
und  einseitigsten  Auffassungen  des  Merkan- 
tilismus hervor.  So  die  von  W.  v.  Schröder 
(Fürstliche  Schatz-  und  Rentkammer,  1680), 
T.  Hörnigk  (Oesterreich  über  alles,  wenn  es 
nur  will,  1684)  vertretene  Meinung,  daß  der 
Abbau  von  Edelmetallbergwerken  fortg^tzt 
werden  müsse,  auch  wenn  er  Zubußen  er- 
fordere ;  denn  die  aufgewendeten  Kosten 
blieben  ja  im  Lande  und  das  geförderte 
Metall  bilde  eine  Vermehrung  des  Reichtums 
des  Landes.  So  sagt  v.  Hömigk  auch,  es 
sei  besser  für  eine  Ware  2  Taler  zu  ^ben, 
die  im  Lande  blieben,  als  einen,  der  hmatis- 
gehe.  Noch  weit  später  spricht  von  Justi 
(StaatswirtBchaft,  1755)  über  den  Edelmetall- 
bergbau  die  gleiche  Ansii^t  aus,  wie  er  sich 
audn  sonst  über  das  Geld  viM&idi  in  schroff 
meNrkantilistischem  Sinne  äußert,  wenn  er 
auch  andererseits  besonderen  Wert  auf  die 
Yermehrong  der  Volksmenge  legt.  Praktisch 

gelangte  das  M.  zur  vollen  Hertschaft  in  der 
andels-,  (Jewerbe-  und  Geldpolitik  Fried- 
richs des  Großen.  Unter  den  Franzosen  sind 
MeloD,  Forbonnais  und  auch  noch  Necker 
als  entschiedene  Merkantilisten  zu  nennen, 
während  BoisguiUebert,  der  sieh  sehr  ab- 
fällig über  die  Edelmetalle  äußerte,  als  Ver- 
treter einer  agrarischen  Reaktion  gegen  das 
herrschende  System  erscheint.  In  England 
traten  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrh. 
noch  einige  Schriftsteller,  wie  Ch.  King  und 
JoBuah  Ctee  als  strenge  Merkantilisten  auf. 
(Gemäßigtere  Ansichten  vertritt  Sir  James 
Steuart,  dessen  „Inquiry  into  the  principles 
of  political  economy"  (1767)  aber  bald  durch 
das  große  Werk  Adam  Smiths  gänzlich  in 
Schatten  gestellt  wurde.  Von  den  späteren 
italienischen  Merkantilisten  seien  BeUoni, 
Constantini,  Broggia,  femer  Genovesi,  Galiani 
und  Beccaria  erwähnt.  Nachdem  zuerst  das 
physiokratische  System  dem  wirtschaftlichen 
Denken  eine  neue  Richtung  gegeben  und 
Adam  Smith  das  M.  einer  scharfen  Kritik 
unterworfen  hatte,  blieben  diesem  nur  noch 
wenige  Anhänger,  wie  v.  Sonnenfels  und 
Büsch,  und  auch  diese  mit  wesentlich  ge- 
milderten Ansichten.  Ueberiiaupt  wurde  im 
IR  Jahrhundert  die  günstige  Handelsbilanz 
schon  viel&ch  mehr  als  ein  Symptom  denn 
als  die  Ursache  des  Volkswohlstandes  und 
der  Schutz  der  Industrie  durch  Zoll-  und 
ESnfuhrrerbüte  als  Selbstzweck  zur  BefGrde- 
mng  der  inlbidischen  Produktion  und  der 


VermehruDg  der  Bevölkerung  angesehen. 
Dazu  kamen  auch  Erwägungen  der  natio- 
nalen Machtpolitik,  namentlich  in  bezug  auf 
den  Schiffahrtsschtitz  und  das  Kolonialsystera. 
So  bereitete  sich  allmählich  der  üebergang  zu 
dem  im  19.  Jahrh.  von  List  v^treteaen 
Standpunkt,  von  dem  aus  die  Schutzzölle 
nach  wesentlich  anderen  Gründen  verteidigt 
werden  als  den  ursprünglich  für  das  M. 
maßgebenden.  In  der  handelspolitisclun 
Praxis  aber  kam  mehr  und  mehr  das  Prinzip 
des  allgemeinen  Schutzsystems  zur  An- 
wendung, das  sich  ebenso  auf  die  landwirt- 
schaftlichen wie  auf  die  industriellen  Er- 
zeugnisse erstreckt  und  in  England  sdbon 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrh.  Geltung  er- 
langt hatte. 

Die  Kritik  des  M.  hat  sich  nicht  gegen 
die  allgemeine  Frage,  ob  Freihandel  oder 
Schutzzölle,  zu  richten,  da  diese  von  den 
spezifisch  merkantUistischen  Grundsätzen 
unabhängig  ist  Letztere  liegen  in  den 
falschen  Anschauungen  über  die  Bedeutung 
des  auswärtigen  Handels  und  der  Mehrein- 
fuhr  von  barem  Gelde.  Dieae  VorsteUuo^o 
waren  ohne  Zweifel  entstanden  durch  eioe 
unberechtigte  Uebertragun^  der  Beobach- 
tungen Über  das  Verhutnis  zweier  mitein- 
ander verkehrenden  Geschäftsleute  auf  den 
Verkehr  ganzer  Nationen.  Nur  für  klaue 
Völker,  die  in  der  Lage  sind,  in  größtem 
Maßstabe  Zwischenhandel  zu  treiben,  kaiui 
der  Handel  die  Hauptquelle  des  Volksein- 
kommens bilden ;  für  alle  wirtschaftlich 
selbständigen  Völker  ist  die  inländische  Pro- 
duktion die  eigentliche  (Quelle  des  Reich- 
tums, und  der  auswärtige  Handel  dient  nur 
dazu,  im  Austausch  gegen  einheimische  Pro- 
dukte Güter  einzuführen,  die  im  Inlande 
entweder  gar  nicht  oder  nicht  unter  gleich 
gQnstigen  Bedingungen  und  zu  höheren 
Preisen  erzeugt  werden  können.  Eine  Hehr- 
ausfuhr oder  eine  Mehreinfuhr  von  Gold  — 
gegen  wilrtig  kommt  nur  noch  dieses  als 
Währungsmetall  für  die  Kulturländer  in  Be- 
tracht —  kann  für  den  Wohlstand  eines 
Landes  unter  verschiedenen  Umständen  eine 
sehr  verschiedene  Bedeutung  haben.  Eine 
starke  Mehrausfuhr  von  Gold  ist  ein  un- 
günstiges  Symptom,  wenn  sie  durch  onen 
Ausfall  in  der  inländischen  Produktioa,  z.  B. 
dim;h  eine  schlechte  Ernte  verursacht  ist; 
dagegen  ist  sie  ein  Vorteil,  wenn  ne  zum 
Zweck  gewinnbringender  Kapitalanlagen  im 
Auslande  erfolgt  Umgekehrt  ist  eine  Mebr- 
einfuhr  von  Gold  ungünstig  zu  deuten,  wenn 
sie  durdi  eine  Staatsanl^e  für  unwirtechaft- 
liehe  Zwecke  veranlaßt  vird.  Selbst  eine 
lediglidL  ans  daa  Handelsverkehr  hervor- 
gehende Goldeinfohr  stellt  Ic^neawegs  imra»-. 
wie  die  Herkantilisten  annahmen,  einen 
realisierten  Beingewinn  dar,  sie  kann  uaxAk 
mit  einem   voluwirtsdiaftlichen  Schaden 
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*rinn4ea  Bao.  xreaa  z.  B.  Waren  lediglich 
r  Godasttuif  des  inneren  geschotzten 
'6>rkleä  zu  nidit  lohnenden  Preisen  im  Aus- 
Juit  t^kaoft  Vörden  sind.  Allgemein  zeigt 
Erfahnuig,  daß  gerade  die  reichsten 
.lader.  die  „GUiibigerl&nder'*,  meistens  eine 
•V'  DD^finstige  Handelsbilanz  haben,  d.  h. 
?«i  r^Berea  Wert  an  nötigen  und  nfltz- 
•iten  Gütern  Tom  Auslande  beziehen,  als 
i-  •iit'sem  ziirQckgeben.    Der  Einfuhrflber- 
■       aber  ist  nichts  anderes  als  der  Betrag 
/T  linfiea  und  Gewinne  aus  Kapitalanlagen 
31  Auslande,  die  nicht  in  Oeld,  sondern  in 
anM)  bezahlt  werden.  Dies  gilt  namentlich 
II  Eiigland,  das  auch  seinen  ungeheuren 
r  '.(tünimsatz    mit    dem  verhältnismäßig 
•  >:ii«teo  Vorrat  an  Metallgeld  imterhält 

Ulfntar:  Boseher,  Zur  Qttchiehte  der  eng- 
.t*fhtn  ValkneirUehaflalthre ,  Leipxig  18SI.  — 
tKrMlb^,  Getchi^htt  der  NattonatÖkonomik  in 
I>'-*t»eMnmd,  MOneAen  187^.  —  SehmoUer,  Zur 
'i'trkieku  der  nai,  Ansichten  in  Detittchland 
rlKTTHj  der  Seformationtperiode ,  ZUchr.  /. 
^'••>an^.,  m9,  S.  369/g.  —  Bertelbe,  Studien 
■i*r  dit  wuitdu^Üiehe  Politik  Friedridi»  d.  Or., 
/'«Arft.  /,  GaetMf.  etc.,  ISS4,  S.  IS/g.  —  Koute, 
f*"  yeuküiAtlii^  Bttttoidcelung  der  NationtU- 
i-nimie  und  ihrer  Idteralvr,  Wien  1860.  — 
/^upcyrea,  GetchiehU  der  volkevnrteeha/Üiehfn 
If^AnNMayen  der  Xieder/änder,  Leipxig  1863.  — 
'•'  Vakn,  rolbert,  Zeitechr.  /.  Staattw.,  1869, 
*  ■•'^Vf'f  ilf'O,  S.  390 fg.  —  Bidermanny 
'■•her  d^  MerkantUiemue ,  Innebntck  1870.  — 
f.  Clrmt^Ht,  Hietoirt  du  »yet^me  proteeteur  en 
i'ntuet,  Alna  185^.  —  Veraelbe,  Bietoin  de 
'  ■•Urft  tt  de  fin  admimiativaon  t.  id.,  Ar^  1876. 
—  r.  BeyMng,  Zur  OeeehUhU  der  JHandätM- 
■Vaiutknrie,  Berlin  1880.  —  Sehans,  Sng- 
MrAt  JfmmdeltpotUik  yegen  Ende  dea  MitteUdtere, 
L  iptiif  ISMI.  —  Oobbi,  La  ameorrema  eatera 
amticJti  eeonomiati  iUMani,  Mitano  I884.  — 
tmfiramt  Geaehiehte  der  Volkewirtachaftalehre, 
■'"tUfk  rt>n  RnteUau,  Tübingen  1390.  —  CosM, 
lair.ntutiunf  ath  »tudio  deU'eeonomia  politica, 
'<i.,  MiUtno  189t.  —  Le»er,  AH.  „Merkantil- 
••»w«".  Ä      fit,  f.  Ay/I.,  Bd.  V,  S.  751/g, 

Lejrts. 


HesUer,  Jean, 

r  ^  le^H  so  Moxerajr-eD-Cbftmpagne,  gest.  1729 
'^tlt  kIs  Phrrer  im  Dorfe  £tr£piniv  in  der 
'  uinpRiniB ;  *-  Art  nSonaUBniiw  um  Kommn- 
■  '•au*.  Cart  OrtMterg. 


Xessen  s.  Märkte  und  Messen 
oben  S.  458  fg. 


HetaUe. 

VftQ  den  für  die  Volkswirtschaft  wich- 
'wnn  H.  finden  in  diesem  WOrterbuche 
'u  Gold  und  das  Silber  im  Zusammeo- 
•iu.pt  mit  den  das  Geld-  und  MOnzwesen 
«•hawi^oden  Fragen  Berflckaic^giiDg.  (Vgl 


n.  a.  den  Art  ^el-H."  oben  Bd.  I  &  666  fg.). 
Dem  Eisen  ist  unter  dem  Stichwort  ^isen, 
Eisenindnstrie*'  oben  Bd.  I  S.  7 19  fg.  ein  be- 
sonderer Artikel  gewidmet  Es  erübrigt 
demnach  an  dieser  Stelle,  Über  die  H. 
Blei,  Kupfer,  Zink  und  Zinn  einige 
An^ben  zu  machen. 

aaßh  den  fortlaufenden  statistischen  Zu- 
sammenstellungen der  Frankfurter  M-gesell- 
schaft  gestalteten  sich  während  der  letzten 
Jahre  die  Weltproduktion  und  der  Weltver- 
brauch  folgendermaBen  (Angaben  in  1000 1) : 


1890 

1893  1895 

1897 

1900 

1904 

Blei 

Produktion 

540 

638  638 

702 

836 

927 

Verbrauch 

567 

636  657 

710 

839 

938 

Kupfer 

Produktion 

281 

304  354 

426 

50a 

639 

Verbrauch 

389 

300  364 

4*7 

487 

619 

Zink 

Produktion 

349 

378  417 

443 

478 

Verbrauch 

347 

378  417 

444 

478 

629 

Zinn 

Produktion 

56,7 

68,8  76,2 

71,0 

79,3 

94,6 

Verbrauch 

5S,7 

65,6  69,6 

70,6 

76,2 

83,0 

Es  ist 

somit 

bei  allen 

vier 

M.  neuOT- 

dings  eine  ansehnliche  Produktionssteigerung 
eingetreten,  welcher  der  Verbrauch  aonähemd 
entsprochen  hat. 

Ueber  die  Produktion  der  einzelnen  Länder 
belehrt  folgende  Zusammenstellung  für  1904. 
Die  VerhIUtnisse  dieses  Jahres  entspredien, 
mit  den  za  kennzeichnenden  Ausnahmen,  an- 
nähernd denen  der  jüngsten  Zeit  überhaupt 

Die  Produktion  von  Blei  betrug  im 
Deutschen  Reiche  137  600,  in  Spanien  177  400 
(1885:106000).  in  GroSbritannien  24700 
1800 : 48500),  in  Oesteireich-UnBam  14000, 
in  Italien  23200,  in  Belgien  21600,  in  Frank- 
reich 15200,  in  Griechenland  15200,  in  an- 
deren Ländern  Europas  11300,  in  den  Ver^ 
einigten  Staaten  von  Amerika  284700  (1885: 
117800),  in  Mexiko  107000  (1885: 117  500), 
in  Kanada  8200,  in  Australien  (Ausfuhr)  86  200 
(1885 :  2000) ,  und  in  anderen  außereuro- 
päischen Ländern  300,  zusammen  demnach 
926600  t  (zu  1000  kg). 

Die  Produktion  von  Kupfer  (aus  frem- 
den und  einheimischen  Erzen  und  Zwischen- 
Produkten  verhüttet)  betrug  im  Deutschen 
Beiche  30  262,  in  GroBbritannien  65  500 
(1889 : 97  866),  in  Frankreich  7000,  in  Oester- 
reich-Ungarn 1463,  in  Italien  3700,  in  Ruß- 
land 10900  und  in  anderen  europäischen 
Ländern  11 500  t  Ferner  sind  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  245O00  (1895: 
55100),  aus  Chile  22000,  aus  Japan  3850 
(1895:11500),  aus  Australien  12200  und 
aus  anderen  überseeischen  Ländern  (Mexiko, 
Ostindien  und  Britisch-Nordamerika)  10  000 1 
nach  Europa  eingeführt  worden,  so  dafi  sich 
die  Gesamtmenge  des  aus  der  Produktion  des 
Jfüues  1904  für  Europa  verfügbaren  Roh- 
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kapfers,  abzOglich  tod  12100  t,  welche  aus 
EuTOf»  nach  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Asien,  Afrika,  Britisch-Nordamerika 
und  Zentral-  nnd  SQdamerika  ausgeführt 
worden  sind,  auf  rund  411300  t  berechnet 
Hierzu  tritt  die  Produktion  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  mit  180000  t,  das  in 
Amen  konsumierte  EupfOT  mit  45300  t  und 
das  in  Britiach-Nordwnerika,  Zentral-  und 
SQdamerika  konsumi^le  Kupier  mit  2450  t 
Danach  stellt  eich  die  gesamte  Weltproduktion 
auf  639050  t. 

Die  Induktion  von  Zink  betrug  im 
Deutschen  Reiche  191 060,  in  Belgien  139  982, 
in  Holland  13099,  in  OroBbritannien  46216, 
in  Frankreidi  und  Spanien  49  082,  In  Oester- 
reich und  Italien  9248,  in  Rußland  10606 
nnd  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika 165850  (1885 : 36902),  somit  fiberhaupt 
625143  t. 

Die  Produktion  von  Zinn  ist  in  Europa 
unbedeutend;  nur  England  ist  wesentlich 
daran  beteiligt,  an  der  Gesamtproduktion 
der  Welt  i.  J.  1904  mit  4369  t  Das  wich- 
tigste Produktionsgebiet  bilden  die  Straits- 
Settlements  auf  Malakka,  von  woher  58  537  t 
(1885:17  597)  nach  Europa  und  Amerika 
verschifft  wurden.  Ebendorthin  gingen  4674 1 
australisches  Zinn.  Rechnet  nun  die  Vei> 
kftufe  von  Bankazinn  in  den  Niederlanden 
im  Betrage  von  11684  t,  die  Verkäufe  von 
BillitODzinn  in  den  Niederlanden  und  auf 
Java  im  Betrage  von  3251  t  und  endlich 
die  bolivianische  Einfuhr  nach  Europa  mit 
12  060 1  hinzu,  so  ei^bt  üch  rane  Oesuntpro- 
doktion  von  94575  t 

Die  mitgeteilten  Ziffern  beziehen  sich 
auf  die  rohen  M.,  nicht  aber  auf  die  Erze, 
was  namentlich  auch  fOr  die  Beurteilung 
der  Örtlichen  Verteilung  der  Produktion  ins 
Gewicht  fällt,  da  die  Verhüttung  der  Erze 
vielfach  nicht  im  Froduktionsgebiet  erfolgt 

Die  Preise  der  obigen  M.  im  Groß- 
handel gestalteten  sich  in  den  beiden  letzten 
Jahrzehnten  nach  der  amtlichen  Statistik  des 
Deutschen  Beiches  folgendermaßen  (Angabe 
in  H.  für  100  kg): 

Jahre 
1866/1890 
1891/18U& 
18U6/1900 

1901 

1908 

1908 

1904 

1905 

Die  Preise  für  Blei  und  Zink  sind  aus 
6  bezw.  5,  die  für  Zinn  aus  2  Notieniogen 
berechnet  Beim  Kupfer  ist  der  Berhner 
Preis  für  Mansfelder  Kupfer  angesetzt 

Llteratnr:  Statiatiaehe  Zu$anmen»teUungen  Über 
Blei,  Kupfer,  Zink,  Zinn,  Siiber,  Niekd,  Alumini- 
um und  Queektilber  von  der  IhttUtgaelUelunß 


Blei 

Kupfer 

Zink 

Zinn 

25,3 

"5,4 

36,4 

219,3 

21,9 

103,5 

37,3 

171.8 

28,3 

'29,5 

40,4 

186,3 
246,1 

31,9 

154,9 

34,8 

27,8 

"5,4 

37,5 

248,9 

28,7 

»30.5 

42,3 

264,9 

29,2 

127,4 

45,3 

362,5 

33,8 

153,3 

50,8 

298,5 

und  der  MUaUwyiächen  GeMtUchaß.  A.G.,  Frank- 
furt a.  M.,  IS.  Jahrgang  (1895—1904)  undfriOur. 

—  B.  Jfeumann,  IHe  MeteUle;  Geschi^^ 
Vorkommen  und  Geinnnung  nelut  ati^/Ukrliehtr 
Ji-oduktiona-  und  PreimtatisHk,  Halle  a.  S.  1904. 

—  AdHbert  RMmg^  Otiekiekta  der  MelaUe, 
SerUn  1901.  —  SlatitHk  de»  Dentteben  Beidm.- 
iMMbeMondere  da*  HiaUatiacke  JaMmek  mA  «Oer- 
naHonalen  ZuMmmmMühmgen  Uber  die  ^mk-, 
£te£-  und  Kupfergewinnmg  und  den  OroßhandeU' 
preiaen,  Berlin  1906  und  frühtr. 


Heterkonveiition,  InteniatioDale 
B.  Mafi-  und  Gewichtswesen 
oben  S.  471. 


Hethnen-Tertrag. 

Dieser  nach  dem  Namen  des  engtischeD 
Unterhändlers  John  Hethuen  genannte,  am 
27./X11.  1703  zwischen  Porto^  und  Groß- 
brlconniea  abgeschlossene  Haadelsveftrag  ist 
das  bekannteste  Beispiel  eines  Handelsrertrages 
im  Geiste  des  Herkantilismus ,  in  welchem 
einseitige  Handelsbefiränstigiingen  cngesicbert 
werden.  Der  Vertrag  bestimmte,  1.  daü  Fortogal 
für  immer  die  Einfabr  britischer  Wollenrabrikate 
gestatten  solle,  wie  das  vor  dem  Verbote  (von 
16Ö4/8&)  der  Fall  gewesen  sei.  2.  daU  dafOr 
Oroßbritannien  die  portngiesiscDen  Weine  zn- 
lassen  wolle  zu  einem  Zolle,  der  immer  nm  ein 
Drittel  niedrh^r  sein  solle  als  der  Zoll  anf 
französische  Weine.  Die  verbreitete  Aufgang, 
daß  dieses  Zo^tändnis  der  Preis  dafür  ge- 
wesen sei,  daß  Portugal  deh  d»  groflen  Allians 
gegen  Frankreich  anschloO,  ist  von  Schorer  mit 
guten  Orttnden  bestritten  worden. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrh.  sah  man  in  Eng- 
land den  Vertrag  Qberwiegend  als  gSnstig  fär 
dieses  au.  da  anf  ihm  die  große  Ausfuhr  Eng- 
lands nach  Portngal  beruhe.  Diesem  gegeoQber 
habe  England  deshalb  eine  sehr  f^nsti^e 
Handelsbilanz,  welche  in  brasilianischem  Golde 
ansgeglichen  werde.  Tatsächlich  ist  die  Ans- 
dehnang  des  Qoldnmlanfes  in  England  im 
18.  Jahrb.  durch  die  Ooldraftihr  au»  Portugal 
ermSgUcht  worden.  Anf  der  anderen  Seite  bat 
man  den  M.-y.  als  die  Ursache  dafür  beieicluiet, 
daß  die  portngiesiscbe  Industrie  durch  di» 
englische  Konkurrenz  vernichtet  and  Portonl 
von  England  wirtscbaftlich  abh&ngig  geworden 
seL  Gewiß  hat  der  H.-V.  daran  einen  Anteil. 
Aber  es  ist  nicht  außer  acht  su  lassen,  daß  die 
UutUchtigkeit  der  Portngieeen  selbst  dazn  bei- 
getragen hat  und  femer,  daß  die  engen  Be- 
ziehnngen  beider  Länder  schon  seit  dem  spiteren 
HitteliQter  bestanden  (wie  Schanz  nachge- 
wiesen hat)  nnd  daß  Pwtogal  fQr  seine  stets 
gefthrdete  Unabhingigkeit  seit  dem  Vertran 
von  1654  einen  BQunalt  an  England  gehaot 
bat  Dieser  Vertrag  ist  auch  a»  die  eigent- 
liche Grundlage  fOr  die  wirtschaftliche  Be- 
herrschung Portugals  durch  England  anza- 
sehen.  Die  Meinung  des  Adam  Smith,  daß 
der  H.-V.  fQr  England  ungünstig  gewesen  sei 
wird  in  der  von  ihm  gegebenen  lloÜTieriing 
heute  nicht  mehr  geteOt  Aber  e«  nnterliegt 
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T*fa]  kaum  Zweifel,  daO  das  Vorort^  für  den 
Sioa  der  gBnitigea  HandeUbOuis  Portng:al 
rfalber  mm  der  Hinderiusse  fftr  die  Aq- 
iitpfwglieMow  Ilandebbeiiriumgen  za  Frank- 
n«h  eewetea  tit. 

[Hfi  Bfl*timmoiiges  des  H.-V.  sind  in  dem 
üindelirertrefce  t.  19./IL  1810  emenert. 

Bt^fttatigaog  der  portnflriesischen  Weine 
Q  EB^had.  die  M^on  vor  1?03  als  Kampf- 
siüre^  gerat  Frankreich  bestand,  ist  1831 
t9r««rluSi,  der  Vertrag:  1842  endgültig  anf- 

VcL  Arft  »HandelBTOtrtffe"  oben  S.  61  fg., 
ivk  .Hudeb-  imd  Zahlnncibilaiia''  3.  16  fg., 
.Hoddapofilik''  8.  301^. 

IHmtir:  VcwCim,  EngUth  tndt  and  finance, 
■Wify  Ai  tke  17tk  Century.  Chap.  S,  189t.  — 
/uiraary  JUaHamal  Biograpky,  Vol.  37, 
"  SIU,  m4.  —  AtU  „Mahtm-Treaty",  in 
fUffrarea  IHeL  of  PoliL  Eeonnmy,  Vol.  t, 
••  ni,  IB9€.  —  B.  Schorrr,  Der  Methuen- 
Votn^  {wtQ  am^fUM.  LUmUwrangahm),  ZeÜichr. 
.  f.  9».  arsnlnpte.,  1909,  8.  4^4  f 9- 

Karl  Rathgen. 


■letatener. 

L  AtlgeneioBs.   1.  Berrilf  und  Wesen 
X  !.  BereditignDg  nnd  Dnrehf&hrang  der 
t   n  Qeeetieebnng.    1.  Personal-  nnd 
Y  ^-rtiiantener  in  Frankreich.  2.  England.  3.  Die 
t  m  Qcneindeiteaer  in  Dentschland  nnd  Oester- 

■»irk. 

L  AOseineineB. 
L  Betriff  nnd  Wesen  der  H.  Die 

\  *i-  oder  Wohnungssteuer  ist  eine  direkte 
■ufvandg-  oder  eine  Gebrauchsstener,  die 
■7  Rowohner,  NntznieBer  eines  Hauses  oder 
'!i'i>tinls  ZD  entrichten  hat,  ohne  Rflcksicht 
Jraif.  ob  er  Eigentfimer  oder  Mieter  ist. 
l*-ip-ü  sie  soll  der  Inhaber  einer  Wohoung 
<•*  Ii  MAfigabe  seines  zu  Wohnungszwecken 
.""TJcliteD  Aufwandes  besteuert  werden, 
I'-'  Dirht,  wie  bei  der  OebAudesteuer,  das 
>  'W  Niitznng  dea  Gebäudes  mittelbar  orler 
imitii'lljtr  liq^nde  Sinkommen.  Tatsäch- 
•  *i  "rtnügen  indessen  üeberwälzungsver- 
■unciH*-  durch  die  freie  Vereinbarung  des 
Mi'txiuefi  (Mietpreises)  die  Wirkung  zu 
hieliea,  hier  kOnnen  sie  den  Mieter,  dort 
''i>  Kgeatümer  zum  endgültigen  Steuei-- 
'■c^'f  machen. 

''•^  die  M.  als  Aufwandsteuer 
)•>■  hfm  alle  Bedenken,  die  sich  gegen  die 
''■''■•iKTOug  eines  notwendigen  Lebensbe- 
'IrfniM^  geltend  machen  lassen.  Sie  ver- 
'ttlHüi)  «CD  hier  aber  Doch  durch  den  Um- 
■iitxl,  der  hfihere  Wobnungsaufwand 
^■''i»:^«¥g&  ÜberaU  aus  einer  höheren  Leia- 
'  ucKQhigkcit  entspringt  Wenn  man  die 
H.  4iich  auf  die  Oeschftftarftnme  ausdehnt, 

*uil  ite  SU  einem  Zuschlag  zur  Ge- 
"''•«»teuer,  w^che  die  verschiedenen 
'-'u  Mroffisnen  Personen  .sehr  ungleich- 
l<4Met  Endlich  kann  die  Wohn ungs- 


steuer  auch  in  das  Gebiet  der  Einkommen- 
steuer hinOberspielen,  wenn  nnd  insoweit 
der  Wohnungsaufwand  als  fixierbarer  Ein- 
kommenbestandteil aufgefaßt  wird.  Diese 
Fiktion  hat  insbesondere  die  ^nzösische 
Gesetzgebung  rezipiert  und  angenommen, 
daß  bei  steigendem  Einkommen  die  Auf- 
wendung für  das  Bedürfnis  der  Unterkunft 
in  gleichem  Maße  wfichst  Tatsächlich  haben 
aber  statistische  Untersuchungen  gerade  das 
Entgegengesetzte  gezeigt,  indem,  zumal  in 
großen  Stfldten,  die  unteren  Klassen  y&—Vsy 
die  mittleren  — Ve,  die  oberen  Vt  — Vio, 
nnd  die  ganz  reichen  etwa  V12 — Vao  ihres 
Einkommens  für  Wohnzwecke  verwenden. 
Dadurdi  wird  daa  „Süßere  Merkmal"  des 
M.  zu  einem  sehr  mangelhaften  Mittel  für 
die  Rekonstruktion  des  individuellen  Ein- 
kommens. Geht  man  aber  gleichwohl  davon 
aus,  so  erscheint  die  M.  als  eine  Belastimg, 
die  progressiv  um  so  höher  wird,  je  mehr 
die  Einkommensgroße  abnimmt. 

2.  Berechttgiing  nnd  Dnrchfährung 
der  M.  Die  M.  ist  keine  rationelle  Form 
der  Aufwandbesteuerung,  deren  Nachteile 
noch  vermehrt  werden,  wenn  eoß  als  Er- 
fiftnzang  der  Gevertae-  oder  Einkommensteuer 
langieren  soU.  Haben  wir  es  mit  einer  be- 
reits bestehenden  M.  zu  tun,  so  kSnnen  die 
Bedenken  gegen  sie  durdi  die  Frage  des 
Ersatzes  dieser  Abgabe  durch  andere  Steuer- 
arten naoh  Umständen  abgeschwächt  werden, 
Ueberdies  soh^t  es  fraglich,  ob  ihre  Auf- 
hebung überhaupt  den  Steuerzahlern  zugute 
kommen  und  nicht  vielmehr  die  Hauseigen- 
tümer zu  MietsztnserhOhnngen  veranlassen 
würde.  Dagegen  wird  die  Neneinfühnmg 
der  Wohnungssteuer  nicht  empfehlenswert 
sein;  denn  die  Schattenseiten  einer  solchen 
sind  kaum  je  durch  eine  noch  so  rationelle 
Einrichtung  zu  beheben. 

Die  M.  läßt  sich  überhaupt  nur  als  Ge- 
meindesteuer, nicht  als  Staatssteuer 
einigermaßen  rechtfertigen.  Femer  hat  sie 
sich  zu  beschränken  auf  den  eigentlichen 
Wobnungsaufwand,  die  gewerblichen  Lokali- 
täten aber  frei  zu  lassen.  Auch  ein  Woh- 
nungsbedürfnis in  kleinstem  Umfang,  je  nach 
den  örtlichen  Verhältnissen,  eine  Art  „Exi- 
stenzminimum" an  Wobnungsaufwand,  soll 
steuerfrei  bleiben.  Die  Steuersätze  müssen 
nach  einem  durchschnittlichen  Umfang  der 
Zahl  der  Familienmi^lieder  angesetzt  und 
die  Ueberschreitung  dieser  Untergrenze  soll 
durch  entsprediende  Abzüge,  die  unterdurch- 
schnittliche Zahl  durch  Zuschläge  zum  Aus- 
druck gebracht  werden.  Der  Wobnungs- 
aufwand nach  dem  mittleren  Familienstand 
ist  bei  steigendem  Mietpreis  mit  steigenden 
Sätzen  zu  belasten.  Die  Erhebung  det 
Wohnungssteuer  soll  nur  subsidiär  eintreten, 
soweit  andere  (Quellen  des  kommunalen  Elaus- 
halts  zur  Deckung  der  Ausgaben  niclit  aus- 
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rachen.  Der  Ertrag  ist  voroehmlich  fflr  ge- 
meinnützige Zwecke  und  'Wohltfttigkeitsan- 
eliüten  zu  Terwenden.  Die  ganze  Auflage 
eignet  sich  ihrer  ganzen  Natur  nexAi  haupt- 
sächlich f  Or  städtische  Oemeinwesen,  weniger 
für  Landgemeiudea.  Aber  selbst  unter  Be- 
rücksichtigung all  der  vorerwähnten  Kau- 
lelen wird  die  M.  noch  immer  weit  vom 
Ideale  einer  Steuer  entfernt  sein ,  sie  wird 
groEle  Mängel  und  schwere  Bedenken  haben, 
die  zwar  in  ihrer  Gestaltung  als  Gemeinde- 
steuer zu  verringern,  aber  nie  zu  beseitigen 
sein  werden. 

II.  Geaetzgebang. 

1.  Personal-  und  Moblllarsteuer  In  Frank- 
reieh.  Die  M.  liegt  in  der  Personal-  und  Mo- 
bUiarstener  (contriontion  personnelle-roobiliere). 
Die  Personalstener  ist  eine  abgestufte  Kopf-  nod 
Familienstener,  die  Uobiliarsteuer  dagegen  war 
an^^lich  eiue  Einkommeustener  vom  beweg- 
lichen Vermögen  und  rein  persönlichen  Erwerb, 
die  sich  aber  tatsächlich  als  eine  allgemeine, 
staatliche  Wohnnnga-  nud  M.  in  stenertecbniscber 
Beziehnng  charakterisiert.  Beide  Stenerformen 
zasammen  in  Wechsel  wirknng  bilden  einen  Er- 
satz für  eine  Einkommensteuer.  Die  Mobiliar- 
Steuer  ist  eine  Repartitionssteuer,  bei  der  das 
Gesamtkontingent  des  Staates  und  die  Kontin- 
gente dea  Departements  durch  das  jährliche 
Finanzgesetz  festgestellt  werden.  Diese  letzteren 
werden  alsdum  durch  die  BepartitionsbehOrden 
(Generalrate  nsw.)  auf  die  Arrondissements  und 
Gemeinden  verteilt,  und  schließlich  werden  die 
Gemeindekontingente  auf  die  einzelnen  Stener- 
Pflichtigen  nmgäegt.  Der  Stenerfnli  ergibt  sich 
ans  dem  VerhUtnis  der  dnrch  die  Mobiliarstener 
zu  deckenden  Quote  des  Gemein dekontiugents 
der  zweigliederigen  Steuer  und  den  ermittelten 
Hiet-  nnd  Wohnnngswerten.  Er  ist  ein  pro- 
portionaler, nur  wenig  nach  der  Natur  der  Re- 
partitioQsstener  wechselnder.  Aufwand-  and 
Einkommenstener-Elemente  berfihren  sich  «ehr 
nahe,  so  daß  eine  scharfe  Scheidung  kaum 
möglich  ist  Ifehrfadi  sind  sowohl  in  der  Be- 
volnticmsära  (1791)  als  auch  später  bis  auf  unsere 
Zeit  (1887,  18^,  1895)  Versuche  gemacht  worden, 
die  Personal-  und  Mobiliarstener  in  eine  eigent- 
liche Einkommensteuer  hinüberzufahren.  Diese 
Bestrebungen  sind  aber  b^  jetzt  ohne  Erfolg 
geblieben. 

Von  physiokratischer  Anschanun^weise  be- 
herrscht, wollte  die  Gesetzgebung  der  Konsti- 
tuierenden Versammlung  vom  Jahre  1791  das 
vielgestaltige,  umständBcbe  Steuersystem  des 
Ancien  Regime  durch  möglichst  einliaiüie  Formen 
der  direkten  Bestenening  unter  Ausscbluß 
sämtlicher  indirekten  Auflagen  ersetzen.  Man 
bealffiichtigte  zwei  große  Uauptstenem,  eine  all- 
gemeine Grundsteuer  (contribution  fonciire)  und 
eine  Mobiliarateuer  (contribution  mobilifere),  ein- 
zuführen, die  znaammen  auf  300  Mill.  Frcs. 
kontingentiert  worden  waren.  Von  dieser  Summe 
sollte  die  Grundsteuer  240  Hill.  Frcs.  (hierzu 
waren  noch  durch  einen  „Zwanzigsten "-Zuschlag 
60  Hill.  Frcs.  für  Erhebnngsfcosten,  Departements- 
anagaben nsw.  in  Ausstcnt  genommen)  nnd  die 
HoNliarsteuer  60  Mill.  Frcs.  ttbemebmen.  Diese 
letztere  faßte  verschiedene  Etnnahmearten  zur 


Bestenemsg  znsammen  nnd  war  infolgedessen 
teils  Lohn-  und  Besoldungs-,  teils  eine  goierelle, 
alle  nicht  ans  dem  Grand  und  Boden  aießenden 
Einkünfte  betreffende  Ertragsstener,  wozn  noeh 
einige  Lnxnsstenera  traten.  Zur  Ermittelui^ 
der  Erträge  ans  Gewerbe  nnd  Handel  sowie  ans 
dem  Kapitalbesitz  bediente  man  sich  Steuer- 
technisch  der  Hebe  des  Wobnungsanfwandes 
(revenaes  Svala^es  d'aprte  les  loyers  d'halüta- 
tions).  Die  anföngUcfae  FestateUiug  dea  Staats- 
kontingents erwies  sieb  bald  als  zu  hoch  und 
mußte  wieder  herabgesetzt  werden.  Dies  ge- 
schah in  rein  mechanischer  Weise  innh  Ent- 
lastung einzelner  Departements,  die  man  als 
zu  sehr  belastet  bezeichnete,  ein  Verfttbren, 
das  bei  der  mangelnden  Kenntnis  der  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  höchst  willkürlich  sein  mußte. 

Schon  1798  wurde  die  Hauptsnmme  anf 
30  Mill.  Frcs.  ermäßigt,  wovon  5,65  Hill.  Frcs. 
durch  die  eigentliche  Mobiliarstener  zu  decken 
waren.  Nach  verschiedenen  Veiftudenuigen  in 
den  folgenden  beiden  Decennien  tanebten  süt 
1820  Pläne  zu  neuen  Bepartitloneu  der  Mobiliar- 
Steuer  anf,  zn  wachem  Zwecke  eine  Aufnahme 
der  Mietwerte  im  ganzen  Staate  erfolgte  (G.  t. 
23./yiI.  1820).  Die  Besaitete  waren  keineswegs 
befriedigend,  sondern  man  begnügte  sich- wieder- 
um mit  der  Entlastung  einzelner  Departements. 
Der  zweckmäßige  Plan,  die  Personalstener  von 
der  Mobiliarstener  zu  trennen  nnd  letztere  an 
einer  Quotitätssteuer  mit  festen  Steuersätzen  za 
gestalten,  wurde  zwar  zum  G.  v.  26./III.  1831 
erhoben,  aber  bei  der  Durchführung  wieder  rück- 
gängig gemacht.  Vielmehr  vereinwte  ün  neues 
6.  V.  21./IV.  1^2  endgültig  die  PenRmal-  und 
Mobiliarstener  mit  einem  ziemlich  willkürUchen 
Prinzipal  von  34  Mill.  Frcs. ,  das  nach  ver- 
änderten Grundsätzen  umgelegt  werden  sollte. 

Von  1834  an  wurde  bestimmt,  daß  die  Re- 

Sartition  unter  den  Departementä  von  5  zn  5 
ahren  nach  den  Mietwerten  zu  ernenem  sei. 
um  die  fortschreitende  Entwickelung  der  Hiet- 
werte  doch  einigermaßen  zu  berücksichtigen. 
Dies  unterblieb  jedoch  tatsächlich  und  wurde 
auch  1838  durch  ein  Gesetz  rechtlich  beseitigt 
Das  gleiche  Schicksal  teilte  ein  neuer  Repartitioas- 
plan  vom  Jahre  1842,  so  daß  das  System  von 
1832  das  herrschende  blieb.  Nnr  die  Departe- 
mentskontingente wurden  seit  1846  jährlich  um 
die  Steuerquoten  der  Abbrüche  vermindert  and 
um  die  5%  Mietwerte  der  Nen-  und  Ümbanten. 
die  zur  Grundsteuer  veranlagt  wurden,  erhöht 
(G.  V.  4./\'lIl.  1844).  Hierdurch  Bildet  eine  all- 
mähliche, wenn  auch  langsame  Steigerung  der 
Kontingente  sUtt  Bei  steigender  BeviUkemng 
oder  Lohnhöhe  nimmt  der  ^trag  der  Penmal- 
Steuer  zwar  zn,  was  indessen  für  die  Staatakaase 
kein  Vorteil  ist,  da  diese  Steigerang  dnmk 
einen  entoprechenden  Bttckgang  der  Hobiliar- 
stener  ausgeglichen  wird.  Daher  führt  die  Ver- 
knüpfung beider  Glieder  leicht  zu  einer  u- 
günstigen  Verschiebung  für  die  Personalstener- 
pflichtigen.  Seit  1890  sind  Vater  nnd  Matter 
mit  sieben  lebenden  (legitimen  oder  anerkanatcn) 
Kindern  steuerfrei. 

In  Gemeinden  mit  Ocbwiverfassnng  kann  das 
Kommunalkontingent  der  Pentonal-  und  Mobiliar- 
Steuer  ganz  oder  teilweise  durch  die  EionahBea 
aus  dem  Octroi  gedeckt  werden.  Der  hier  etwa 
verbidbende  Best  wvd  dann  nur  anf  die  Mobi- 
liarsteuerquoten  gelegt,  wobei  er.  die  klelneicn 
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Mnub  fmfiluieii  nd  die  hAeren  Stufen  des 
TdhtsagiufwudM  dnreb  einen  FrogressiTtaTif 
rnnleB  «erden.  Doch  dürfen  die  Stenerpflicb- 
t^a  ah  Mberen  Hieten  nur  za  demleoigeQ 
r<tn^  reranli^  werden,  welchen  Bie  bei  der 
IVfirtienuur  des  Oesuntkontingents  der  Per- 
•iil  udMobiliarsteaer  an  trafen  haben  wQrden 
..1,  T.  l./fV.  1839  nnd  3.)VII.  1846).  Nor 

•  linlMfidie,  damnter  Paris,  Harseitle  ond 
f  adeafix.  haben  diesen  Weg  gewählt.  Mit  der 
^•:^>^D  des  Octroi  seit  1697  haben  diese  Be- 
-:inniB^  fut  gftnxlich  ihre  praktische  Be- 
svno;  TerloRo.  Ertrag  190Ö  :  99562  Hill. 

-  Bn^asd.  Die  englische  Haossteaer  be- 
•"M  onprGnglich  ans   einer  klassifizierten 

■•tertlener  tmd  ans  einer  Wobnnngs-  nnd  H 
tnif  wraitn  seit  1815  mit  den  wechselnden 
Aas-lttoi  tber  ihren  steaerpolidschen  Wert 
i'orfub  rertndert.  Ans  diesen  Cmgestaltangen 
■(  K^flich  1851  die  einzige  reformierte 
V,  iibnsniteaer  herTonregangen  (inhabited 
ihwi  Tm.  14  &  15  Vict.  c.  36),  die  nur  für 
tnviibriunoieB,  nicht  aber  fUr  Irland  gilt.  Nach- 
"-q  (he  beben  StntersfttH  der  napolecmiichai 
%  it^wii  herabgesetzt  nnd  versehiedene  Steuer^ 
Mbehes  B^wihrt  worden  waren,  wurde  1834 
)  Will  c.  1(Q  die  Wohnnngsstener  aufgehoben, 
••r  Feiutentener  aber  beibehalten.  Von  dieser 
^utü  Usdhättser  auf  I^dgtttem  von  weniger 

Liß  Pfd.  Sterl.  Rente  anagenommen.  Die 
"cheliebtbeit  der  Fensterstener  wegen  der  da- 
'  II  TerbnndeDen  Visitationen ,  sanitäre  nnd 
ut^n  Nschteile  und  endlich  die  bei  der  Ver- 
iiiinsg  lUra  bflnflg  auftanchende  Streitfrage, 
n.  nnitt  .Fenster"  sn  Teratehen  sei^filhrte 
**öl  n  ihrtf  Abscbafhing  und  zur  wieder- 
■Mdhng  der  Wohnongssten»  in  Terbesserter 
'  nn.  m  d«  «ie  tnit  wenige»  Abtndemngen 
I  w  rtoA  besubt. 

[>ie  ngtische  H.-  und  Wohnunesstener  ist 
fAio&aiK  Tom  Bewohner  oder  Mieter  der 
■'•oeniflirbtiKen  Gebftnde  und  bei  geteilt  ver- 

■  -fM«!!  H2u«eni  vom  Eigentümer  su  entrichten. 
!^  <1iumkter  schwankt  zwischen  einer  Äuf- 
'ibditMiet  nnd  teilweise  einer  Oebilndeertrags- 
*'^a  nMige  der  UeberwfllsungsTerhältnisse. 
iV.hiiliARMr  mit  einem  geringeren  Jahresertrag 

31  <,  Iserstehoide  nnd  nnbewohnte  Hftnser, 
r'.-'paler,  Amenschnlen  nnd  ihnliehe  Anstalten, 
V  •  wohnbioterder  königlichen  Familie,  Arbeiter- 
''M^T  mit  getrennt  gehaltenen,  Ton  Arbeitern 
'  it>;^hliHi  bewohnten  BSnmIichfceiten,  wenn  die 
'iu*lBe  Wohnnng  hficbstens  30  £  Mietwert  hat, 

■  ii'l  Heacrfnl  Nebengebäude,  Gärten,  Böfe  usw. 
>.->!  Dich  dem  Elrtragswerte  zn  veranschlagen. 
•-t  MfoerfuB  beträgt  ö  d  von  je  1  £  bei  Wohn- 
lAMni  and  6  d  bei  solchen  mit  40—60  £  und 

i  l^iMlchen.  die  zugleich  gewerblichen  Zwecken 
iKva  tKe  Gruppen  der  niedriger  besteuerten 
pvtrUieheii  Wolmgebäude  sind  genau  be- 

Iv^Heser  nnterstebt  der  „Abteilung  fBr  in- 
•'vliKbcEinkairftc'*  (Board  of  the  Commissioners 
'  lalud  BeTenne).  Sit  wird  durch  Örtliche 
"•wnbuchltxer  veranlagt,  die  von  den  Kom- 
'«'•■nrai  du  Landstener  aus  den  Kirchspiel- 
'»•toeni  emumt  werden,  und  sie  wird  durch 

*  Xkicbcr  Weise  bestellte  Erheber  cingeiogen. 

^^tUng»-  ud  der  stenerhare  Smagswert 
-Iw  f«tti  Miel-  and  Wohawen,  der  ictgel- 


mäOig  mit  dem  Roherträge  des  Sauses  msammen- 
fällt,  wenn  der  EigentQmer  die  Abgabe  vorschieSt 
(Steuerzahler).  Wo  aber  dieser,  wie  hei  geteilt 
vermieteten  Qebftnden,  der  wirkliche  Snener- 
pflichtige  (Steuerträger)  ist,  jedoch  nicht  im 
Einhebnngsbezirke  wohnt  oder  nach  einem  Frist- 
verlanf  die  Steuer  nicht  erlegt,  haben  die  Mieter 
die  Zahlung  zn  Qbemehmeu  mit  dem  Rechte 
der  Verkfirznng  der  Miete  um  den  anogelegten 
Stenerbetrag.  Für  die  Stadt  London  sind 
Einzelheiten  dnrch  ein  besonderes  Gesetz  vom 
Jahre  1869  (32  &  33  Vict  c.  67  s.  45)  geordnet. 
Hier  wird  fOr  den  Rohertrag  eine  Abschätznngs- 
liste  aufgestellt,  welche  alle  6  Jahre  einer  neuen 
Durchsicht  unterworfen  wird.  Ertrag  19(fö: 
2,015  MUI.  £. 

H.  finden  sich  in  Belgien  (Ertrag:  19  Hill. 
Frcs.)  nach  französischem  Muster,  in  den  Nieder- 
landen, wo  neben  einer  Abgabe  von  b%  nach 
dem  Mietwert  eine  solche  vom  Wohnungsmobiliar 
erhoben  wird  (Ertrag  11— 12  Hill,  fi.),  und  seit 
dem  14./26,/V.  1893  auch  in  Rußland  nach 
dem  Hietwert  der  Wohnung  mit  progressiven 
Steuersätzen  auf  Grund  eines  5  klassigen  Orts- 
tarifs. 

S.  Pie  H.  als  GenielBdestoiier  In  Beatsob- 
land  nnd  Oesterreleh.  Beide  Staaten  kennen 
die  U.  nur  als  Gemeindeabgabe.  Als  solche 
hatte  sie  vor  allem  in  Preußen  Eingang  ge- 
funden (Berlin,  Frankfurt  a.  M.,  Danzig,  UaUe, 
Emden,  Ottensen  usw.  J.  Durch  dasKAG.  v.  14./VII. 
18H.S  (§  23)  wurde  die  Neueinfilhrung  von  H. 
verboten.  Die  bestehenden  M.  waren  auf  ihre 
Uebereinatimmnng  mit  den  Vorschriften  des 
KAG.  nacbznpraten  nnd  nen  zn  genehmigen. 
Ohne  Genehmignng  traten  sie  mit  dem  l.'IV. 
1898  außer  Krut.  Die  meisten  Städte,  vor  allem 
Bwtin,  hab<»  infolgedessen  anf  ihre  Erhebung 
versichtet.  —  Auch  in  Oesterreich  ist  sie  in 
einer  Reihe  von  Städten  eine  Haupteinnahme- 
qnelle  des  städtischen  Finanzwesens  unter  dem 
Namen  Zinskrenzer.  In  Wien  liefert  sie  bei- 
spielsweise einen  Jabreseitrag  von  3—4  HilL.fl. 

LItenitnr:  JRati,  Finaiawi$*m8Ch(nft,  4.  Av^.. 
Heid€lbtrg  1860,  i  426.  —  Hoffmann,  Lehre 
von  den  Steuern,  Berlin  I84O,  8.  SiSS.  —  ^elffer, 
Lehre  von  den  ISttiattetnnahmen,  SttUtgart  186G, 
Bd.  II,  S.  48t.  —  Schafftet  Steuerpolitik, 
Tübingen  1880,  S.  S9S.  —  Äo«chef,  Ä'j/**., 
Bd.  IV,  ^  160.  —  Schallr  SehSnberg,  3.  Avß., 
Bd.  III,  S.  4K.  —  Wagner,  Schonb«rg.  S.  Aufi.. 
Bd.  III,  S.  SÜ9  (über  England  «nd  Frankreich 
auch  bei  Wagner,  Firt.  Bd.  III,  mit  Ergunianga. 
h^t).  —  Eheberg.  Finanawisaenechaft,  8.  Aufl., 
Leiptig  1906,  S.  291.  —  Keussler,  SlaaU- 
wohnwngtateuer  in  Rvßland,  Scham,  Fiwmt- 
arekivt  Bd.  XI,  1894,  ii-  H^-  —  AdamM,  Gr- 
bände-  und  XieUteuer  in  Oetterreich,  Diu.  189t. 
--  Tr9lt8eh,  Art.  „Mobüiantenet",  «.  Heeleel, 
Art.  „MieUleuer"  beide  im  II.  d.  St.,  f.  Avfl,, 
Bd.  V,  S.  84Sfg.  betvf.  S.  774.fg-  -  Leroy- 
Benulieu,  Tratte  de  la  acience  de»  ßnance«, 
4.  id.  Farit  1888,  Tome  I,  p.  874,  ebenso  Art. 
„Contribution  pcraonnellc  m^rUiert"  in  Block, 
Vict,  de  l' Adminittration  Jranfaise,  und  Say, 
IHet.  dee  Fhianeee.         Max  von  Heeket. 
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■ilchwirtBchaft  und  ■olkereiwesen. 

1.  Bedeutung  und  Entwickelaag.  ä.St&dl38che 
MilcbverBorgQQg.  3.  Holkereiweaen.  a)  Batter- 
fabrikation.  b)  KAaefabrikaüon. 

1.  Bedentnng  und  Batwickelnng.  Die 

M.  spielt  im  heutigen  landwirtschaftlichen 
Betriebe  eine  ganz  andere  Holle  als  in 
früherer  Zeit  Während  sie  früher  nament- 
lich in  Schleswig-HolBteio  und  überhaupt  in 
den  KüBtengegenden  sowie  in  den  Gebir^- 
ländern  eine  grOüere  Bedeutung  besaß,  ist 
diese  heute  für  weitaus  die  meisten  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  vorhanden.  Eine  ganz 
besonders  hohe  Stufe  hat  seit  Mitte  der  60  er 
Jahre  des  Torigen  Jahrhunderts  das  Molke- 
reiwesen in  D&iemark  erreicht 

Früher  rein  empirisch  durchgeführt,  wird 
die  Milchwirtschaft  heute  auf  wissenschaft- 
licher Grundlage  betrieben.  Molkereiversuchs- 
stationen, deren  erste  1876  unter  Fleisch- 
mauns  Leitung  in  Raden  iu  Mecklenburg 
gegründet  wurde,  erforschen  das  einschlägige 
Gebiet  und  stehen  der  Praxis  mit  Bat  uud 
Tat  zur  Seite.  Molkereischnlen  bilden  das 
erforderliche  Personal  aus.  Für  die  Unter- 
weisung der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
sorgen  die  landwirtschaftlichen  und  Haus- 
haltungsschulen. 

Der  Grofibetrieb  hat  sich  im  Molkerei- 
wesen  mehr  und  mehr  ein^bürgert  Diese 
Großbetriebe  —  Molkereien  genannt  — 
sind  meist  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage  oigaoisiert.  Im  J.  1905  waren 
2822  Oenossenschaftsmolkereien  in  Deutsch- 
laad vorhanden.  Die  meisten  Molkereien  haben 
bescdirftukten  Betrieb,  d.  h.  sie  beschrftnken 
sic^  auf  die  Butterfabrikation;  die  Abfälle, 
Möger-  und  Buttermilch,  werden  von  den 
lÄnd Wirten  zurftckgenommen.  Yielbtch  haben 
sich  die  Genossenschaften  einzelner  Bezirke 
zu  Yerbänden  vereinigt  I^e  letzteren  haben 
neben  der  Revisionstfttigkeit  die  technische 
Förderung  des  Betriebes  durch  besondere 
Instniktoren  zu  bewirken.  Sie  veranstalten 
vielfach  Butlerprüfungen  und  halten  Aus- 
stellungen ab.  Besonders  bemerkenswert 
ist  die  Tätigkeit  des  ostholsteinischen  Ver- 
bandes, der  unter  der  Führung  von  Pe- 
tersen durch  seine  regelmäßig  in  Hamburg 
abgehaltenen  Butterauktionen  das  Preis- 
ootierungswesen  in  für  die  Produzenten  vor- 
teilhafter Weise  beeinflußt  hat  Größere 
Molkereiausstelhingen  sind  verschiedentlich 
von  dem  1874  auf  Anregung  von  Benno 
Martiny  gegründeten  deutschen  müchwirt- 
schaftHchen  Verein  abgehalten,  und  diesem 
Verain  gebührt  ein  erhebliches  Verdienst 
bei  allen  großen  Fortschritten,  welche  im 
Laufe  des  letzten  Vierteljahrhunderts  auf 
milchwirtschaftlichem  Gebiet  erzielt  worden 
sind. 

2.  Städtische  MUchTersoigang.  Der 


Konsument  verlangt  die  Liefemng  dner  u  n  - 
verfaiBchten,  reinen  und  rCllig 
süfien  Milch.  Der  produziereode  Land- 
wirt muß  diesen  Eorderungen  Bechnung 
tragen  durch  Sauberkeit  im  Stall  und  im 
ganzen  Betriebe.  Die  Süßeriuütung  der 
Mildi  macht  mit  Hilfe  der  modernen 
Kühleinrichtungen  keine  weiteren 
Schwierigkeiten.  Für  Großbetriebe  sind  die 
Kältemaschinen,  für  kleinere  Betriebe  die 
mit  einem  Gemisch  von  Salz  und  Eis  ar- 
beitenden Kühlvorrichtungen  außerordentlicli 
empfehlenswert  Mit  Hilfe  dieser  Einrich- 
tungen kann  für  Lieferung  einer  völlig  süßen 
Milch  unbedingte  G«iuitie  übernommen 
werden.  Zwar  kann  man  die  Milch  anch 
durch  Erhitzung  (Sterilisieren)  haltbar  machen, 
aber  dieses  Vorgehen  verändert  die  Be- 
schaffenheit der  Milch,  während  die  Tief- 
kühlung die  Qualität  der  rohen  Milch  nicht 
weiter  beeinflußt  Schwieriger  ist  es  für 
den  Produzenten,  einen  bestimmten  Minimal- 
fettgehalt  einzuhalten.  Die  Höhe  des  Fett- 
gehaltes der  Milch  hängt  von  den  indi- 
viduelleu  Eigenschaften  der  Kühe  ab  und 
kann  durch  Fütterung  und  Haltung  sehr 
wenig  beeinflußt  werden.  Sobald  der  Kon- 
sument sehr  hohe  Anfordeningen  an  die 
Beschaffenheit  der  Milch  stellt,  muß  diese 
unter  ganz  besonderen  Vorsichtsmaßregeln 
gewonnen  und  kann  demnach  nur  mit  er- 
höhten Kosten  produäert  werden.  Solche 
Vorzugsmilch  maß  daher  höhere  Preise 
bedin^n. 

Die  Kindermilch  soll  für  Säuglinge 
die  Muttermilch  ersetze.  Gewöhnliche  Kuh- 
milch kuin  dies  nur  unvollkommen,  w^ 
ihre  Zusammensetzang  quantitativ  und  ifosli- 
tativ  eine  andere  ist  als  die  der  Fnuien- 
milch.  Verschiedene  Vtffachlftge  und  ge- 
macht, um  die  Kuhmildi  der  Fraoenraudi 
ähnlicher  zu  machen.  Gärtner  stellte  eine 
sog.  Fettmilch,  d.  h.  einen  fettarmen  Rahm, 
dem  er  Wasser  und  Milchzucker  zusetzte, 
her.  Backhaus  vermindert  den  Gehalt 
der  Milch  an  Käsestoff  und  erhöht  den  Ge- 
halt an  löslichem  Eiweiß  und  an  Milch- 
zucker. 

8.  Im  MolkereiweseD  handelt  es  sich 
um  die  Gewinnung  von  Butter  und  Käse. 

ä)  BatterfabrUcatlon.  Die  Butter  bettehl 
tn  83—84%  auB  Fett,  von  welchem  dieKnh* 
milch  im  Durchschnitt  ganzer  Herden  etwa 
3-  4  %  enthält.  Beim  Bottenrngsvorgang  handelt 
es  sich  danim,  dieses  Fett  zn  gewinnen.  D«r 
Begel  nach  stellt  man  zunächst  als  Z wisch en- 
stnfe  eine  fettreiche  FlOssif^keit,  den  Rahm 
her.  Dieser  scheidet  sich  beim  mhig^ea  Stehoi 
anf  der  Oberfläche  der  UUcb  ab.  Auf  die»« 
Tatsache  beruhen  die  alten  AnfrahnTer- 
f  ahren.  In  neuerer  Zeit  wird  die  Entrahmimg 
meist  mit  HiUto  von  besonderen  Maschinm, 
Uilchzentrifngen  (1877  tob  Lefeldt  er- 
fanden), Torgeaommen.  Die  Zoitrifvge  gestattet 
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-uK  iofoTtin  TrenDnag  Ton  Bahm  tmd  Hafeiv 
■ilcb.  micht  dadoTcb  den  Betrieb  Ton  allen 
ZB&UifkdteD  ODabfaSogig  nnd  liefert  auQerdem 
■■M  erittklkh  hOhere  Änsbente  als  die  alten 
AafnkBTeff&hren.  Pie  Gewinnung  eines  völlig 
•iia  Sahmea  gestattet  aneh,  sofern  das  er- 
•u3chtiM,  die  Uerstellnng  Ton  Süßrahm botter. 
t'tlb  man  letalere  nicht  proidasieren  will,  säuert 
lu  4cn  Bahn  vorber  an.  Im  Holkereibetrieb 
ni  beute  vidfach  der  Rahn  erbitst  (paateori- 
BH  ihn  vm  allen  nachteiligen  Bakterien 
M  brittieB  and  dann  mit  einem  ev.  ans  llilch- 
«UnmakBltnr  ^[ewonnenen  Saner  veraetat. 
.  r  KikDpaitenrudenmg  gestattet  die  Pro- 
\u\Mi  öaer  rSllig  gleicbmSüigen  Bntter.  Im 
h:taf&6  idid  der  Rahm  dann  zn  Batter  ver- 
utfitei  nnd  die  BnUer  wird  hierauf  dnrcb 
UKt«a  er.  aach  Salzen  weiter  für  den  Eonsnm 
i«mricitteL  —  Die  Uaacbinen,  welche  gleich* 
»iür4ie  Mflch  entrahmen  und  den  gewonnenen 
Sun  Mfort  Terbattem  —  Bnttereztraktor, 
UiaUr  —  haben  bislang  lidi  noch  keinen 
UB^?  in  die  Praxis  verMhaffen  kfinnen  (vgl. 

irt  ,Batter  and  deren  Eraatsmittd'*  oben 
Ii  I.  S.  5«Jfg.). 

Lie  aas  Miffermilcb  nnd  Buttermilch  be- 
•■henita  Abf&lle  der  Bntterfabrikation  werden 
•^'S  verfattert.   Die  Hagermilch  kann  aber 
iicb  %al  Kise  weiter  verarbeitet  werden. 

bi  Dl*  XÖBefabrlkatlon  beruht  auf  der 
•»aiiiQtuifr  des  im  Mittel  zn  3.2  %  in  der  Milch 
ndHltcnen  K&sestoffes.  Die  AoBscheidung 
■  t  Ufcfioffes  erfolgt  beim  ruhigen  Stehen  der 
ViM  BBicr  dem  EinfluB  dv  nilehsftnre  — 
•''inernilebklse  —  oder  in  der  noch  sttBen 
anter  dem  EinfluB  der  Labflässigkeit 
«nrcD  fenneDtative  Wirkungen  —  Labkäae. 
l^r  leutere  ist  der  weitaus  wertvollere  Käse 
«eine  Gewinnung  st^t  an  erster  Stelle. 
•  i<  für  die  Kfiaefabrikation  verwendete  Boh- 
ti''riil  kann  verschieden  sein-  Der  wesent- 
'  K^T«  ['ntencfaied  besteht  in  dem  Fettgehalt. 
Xu  DDterKbeidet  Magerkäse,  der  ans  Mager- 
■b^nwoanen  wird,  n albfetten  Käse,  der 
'V  leilweitt  entrahmter  Milch  herrObrt,  fetten 
(Itf  laeh  Tollfetten  Else,  dessen  Roh- 
uitTiil  tos  Vollmilob  besteht  und  endlich 
»t-trfetteD  Ktse,  für  dessen  Gewinnung 
T-ia  do  VoUnilcb  noch  Bahm  hinzusetzt.  Die 
'•'«inntiiig  des  LabkSses  beginnt  mit  dem 
^n^■lkea  der  Milch,  d.  h.  der  Äusscheidung: 

KlMsioffes  durch  Lab.  Die  geronnene  Uilcn 
i'BDt  man  Brach.  Dieser  wird  durch  die 
"iurt  Verarbeitung  von  den  Milchreaten 
H'lktn  befreit,  worur  bei  den  Hartkäsen  im 
'<Vtauu  ni  den  Weichkäsen  auch  das  Pressen 
t<i  RiUt  genommen  wird.  Der  Zusatz  von  Salz 
in  vcnchiedmer  Weise  bewirkt.  Audi 
••wirliiliek  der  ^bone  liegen  Verschieden- 
^it*9  vor.  Den  AbscUnß  des  Oewinnungs- 
pcMc»  iteDt  die  Beifnng  des  Käses  dar. 
l:tMtr  Vornng^  vollzieht  sich  unter  dem  Ein- 
TDD  Bakterien  und  durch  ihn  erhält  der 
•>t4«iBeckarakleristiscbe  Farbe  sowie  seinen 
"mni(c«  Geruch  und  Geschmack.  Der 
^^*»fnatnng  lunn  je  nach  der  Eäsesorte 

«aufcn  Tagen  oder  auch  erst  in  mehreren 
«•«tica  eriediiti  sein.  Auf  die  einzelnen  Käae- 
•"^imnZuil  dne  sehr  gioBe  ist,  kann  hier 
'"^  ^ter  efngegmngen  wirden. 

Ife  Gewinniug'  von  kondensierter 


Milch,  wobei  die  Milch  zum  Zwecke  grBSerer 
Haltbarmachung  eines  mehr  oder  weniger  großen 
Teiles  ihres  Wassergehaltes,  der  im  Mittel  etwa 
87,6  o/o  beträgt,  beraubt  wird,  kann  hier  ebenso- 
wenig besprochen  werden  wie  die  Herstellung 
von  Milchzucker.  Beide  Pr(>duktion8arten 
werden  im  gewöhnlichen  Molkereibetriebe  nidit 
vorgenommen. 

Literatur:  Vtelaehmann,  Lehrbuch  der  Milch- 
wirttehafl,  S.  Ävfi.,  Leipzig  1901.  —  Ktrehner, 
Handbuch  der  MÜehmrUchaJl,  S.  Aufl.,  Berün 
1891.  —  Stohmann^  Die  MOeh-  und  MoUterei- 
Produkte,  BrawMckweig  1S98.  —  Kitin,  Er- 
folgreieke  Milehuirtaeke^  JBerl&i  190g.  —  Die 
Mikh  und  ihre  Bedeutung  JÜr  Volkewirttehitft 
und  Votkegetimdheit,  Htn^urg  190S. 

J.  Hanaen. 


HilitärdienstTeroicliernng 

eine  Form  der  Lebensversicherung  (vgl.  d.  Art 
obra  S.  3i6)  mit  dem  Zweck,  den  durch  Militär^ 
dienst  eatatdienden  Bedarf  des  Dienstpflichtigen 
zu  deoken.  A^red  üchmb. 


Hill,  James, 

geb.  am  17./rV.  1778  im  Dorfe  Northwaterbridge 
in  der  schottischen  Graffichaft  Angns,  Vater 
von  John  Stuart  MUt,  Hitbegrttnder  der  Lon- 
doner Universität,  Clief  der  indischen  Korre- 
spondenz bei  der  ostindischen  Kompagnie,  geat 
am  23  /71.  1836  in  Kensington. 

Verdienstvoller  Interpret  der  Lehren  Adam 
Smiths  und  Bicaidos  hinsichtlich  der  Erzeugung 
and  Verteilung  der  Güter.  SchutzzöUnerischer 
Vemrteiler  einer  freihändlerischen  Regierungs- 
maUregel  unter  Georg  III  betreffend  die  Prft- 
miierung  der  Getreideausfuhr  zwischen  England 
nnd  Irland  in  der  Schrift  „An  essay  on  the 
impolicy  etc."  (a.  u.).  Verteidiger  (gegen 
Spencer  und  Cobbett)  der  Lehre  von  der  Pro- 
duktivität des  Handels. 

Von  seinen  nationaUtkonomitthen  ScbrUten 
nennen  wir:  An  essay  on  the  impdif^  of  a 
bouuty  on  the  exportation  of  grain,  and  on  the 
prindplea  which  ongfat  to  r^:ulate  the  commerce 
of  grain,  London  18U4.  —  Commerce  defended: 
an  answer  to  the  argumenta  by  which  Mr. 
Spence,  Hr.  Cobbett,  and  others  bave  attempted 
to  prove  that  commerce  is  not  a  sonrce  of  na- 
tional wealth,  London  180H.  —  Elements  of 
political  economy,  London  (1821)  j  dasselbe,  2. 
Anfl.,  ebenda  1824;  dasselbe,  3.  Aufl.,  ebenda 
1826;  dassdbe,  Neudruck,  ebenda  1846;  das- 
selbe, französische  Üebersetzung  von  J.  T.  Par 
risot,  Paris  1823;  dassdbe,  deutiicbe  Uebei^ 
Setzung  von  Ad.  Lndw.  v.  Jakob,  mit  Znsätz« 
vom  Staatsrate  T.  Jakob,  Halte  1824  ■  dasselbe, 
spanische  Ueberaetaung  von  Mannd  Maria  Gn- 
tierez,  Hadrid  1881.  lÄppert. 


Mill,  John  Stuart, 

James  UiUs  Sohn,  geb.  am  207V.  1806  zn  Lon- 
don, gest.  als  Hnglied  de«  Unterhansea  auf 
einer  Beise  nadi  Rankraidi  nt  Avigntm  am 
&/T.  1878. 
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Scfaüler  Eicardos,  ÄDhämcer  Smiths  in  der 
Theorie  and  Praxis.  NationalCkonomiscfaer  Papst 
in  Alt-  und  Neo-England,  dessen  den  blindesten 
Optimismos  atmenden  „Principlea  of  political 
economy"  (s.  n.)  jahrzehntelang  als  eine  Art 
Totkswirtschaftticher  Katechismas  im  Inselstaat 
und  seinen  Kolonieen  ästimiert  worden.  Ver* 
kOndiger  der  durch  Comte  bednfloflten  Losung, 
daß  die  Nationalökonomie  dne  rein  deduktive 
WiBsenschaft  sei  Anhftnger  der  optimistischen 
Krisenthetnie  J.  B.  Ssys. 

Radikaler  Anhänger  der  harmonischen  NUtz- 
lichheitsmoral,  mit  sozialistischen  Problemen 
spielender  und  mit  dem  französischen  Kom- 
munismns  kokettierender  Ideologe,  Verkändi^er 
des  Rechts  anf  den  vollen  Arbeitsertrag  (Pnn- 
ciples  book  3).  Verfechter  der  n.  a.  von  Harz 
widerlegten  Kompensationstheorie  der  durch  die 
Maschinerie  verdrängten  Arbeiter. 

Folgende  seiner  ^fariften  sind  die  erwähnens- 
wertesten: Essays  on  some  nnsettled  questions 
of  political  ecoDomy,  London  1844;  dasselbe. 
2.  Aufl..  ebenda  1874.  —  Principles  of  political 
economy  with  some  of  their  appfication  to  social 
philosopby,  2  vols.,  London  1848;  dasselbe, 
7.  Aufl.,  ebenda  1871 ;  dasselbe,  deutsche  Ueber- 
Setzung  von  Ad.  Soetbeer,  2  Bde.,  Hamburg 
1852;  dasselbe,  4.  Aufl.,  Leipzig  188ö.  —  August 
Comte  and  the  positivism,  London  1865;  das- 
selbe, 3.  Aufl.,  eoenda  1882;  dasselbe,  franzS- 
siHche  Uebersetzung  von  Ö.  Olemencean,  Paris 
1868;  dasselbe,  Neudruck,  ebenda  1886;  das- 
selbe, deutsche  Uebersetzung  von  Elise  Oom- 
perz,  Leipzig  1871.  Uppert, 


Mir. 

1.  Begriff  und  Geschichte-  2.  Wirtschaft- 
liche Bedeutung.  3.  Der  U.  anßerbalb  Rußlands. 

1.  Begriff  nnd  Geschichte.  Das  rus- 
sische Wort  „M.**  bedeutet  sowohl  Gemeinde 
als  auch  Welt.  Auf  die  Gemeinde  bezogen, 
bezeichnet  es  die  Gesamtheit  der  Stimmbe- 
rechtigten aus  einem  Dorfe,  welche  als  be- 
schlußfähige Versammlung  anzusdieo  ist. 
Man  versteht  jedoch  gewfihiilich  darunter  die 
iu  Rußland  übliche  Form  des  Gemeindebe- 
sitzes an  Grund  und  Boden,  wobei  das  ein- 
zelne Gemeinderaitglied  nur  ein  Nutzuugs- 
i-echt  am  Boden  hat,  der  in  gewissen  Zeit- 
abständen gänzlich  neu  verteilt  wird.  In 
Rußland  selbst  heißt  die  Feldgemeinschaft 
gewöhnlich  Obschtschtina. 

Der  H.  ist  nicht,  wie  panslavistiache  Poli- 
tiker und  Enthusiasten  behaupten,  eine  uralte 
slaviäche  Einrichtung  nnd  aus  der  slavischen 
Hauskommunion  erwachsen;  seine  Entstehung 
reicht  vielmehr  nicht  Uber  das  17.  Jahrb.  hin- 
aus. Der  M.  ist  eine  Folge  der  Einführung  der 
Schollenpflichtigkeit  und  der  Kopfsteuer.  Im 
bestimmten  Gntsbezirk  wurde  die  Zahl  Aer  dort 
Hörigen  festgelialteu ;  der  Ontaherr  mußte  fQr 
seine  Gemeinde  und  die  Gemeinde  ihm  wie  dem 
Staate  solidarisch  fttr  die  Stenern  und  Fronden 
haften.  Da  die  Steuer  nach  EGpfen  repartiert 
wurde,  hatte  die  solidarisch  haftbare  Gemeinde 
ein  Interesse  daran,  jedem  arbeitsfUiigeu  Mit 


glied  Arbeitsgelwenbeit  zu  verschaffen.  IHe 
einzige  in  Betracht  kommende  Arbeitsgdegen- 
heit  ist  der  Ackerbau.  Bai  Land  ist  bei  der 
spärlichen  Besiedelung  ^ringwertig;  es  ist 
möglich,  jedem  arbeit^higen  Qemeindemitglied 
Land  zu  Überlassen,  um  ihn  stenerAbig'  zn 
machen.  So  entwickelt  sich  ein  Becbe  auf  Land, 
das  im  Grunde  nur  die  Pflicht  der  Uebenabme 
von  Land  gegen  hohe  Leistungen  war.  Da  der 
Personalbestand  der  Familien  sush  im  Laufe  dw 
Zeit  verllnderte,  erfidgte  periodisch  «ne  Neu- 
aufteilung des  Landes.  Jwer  wirtschaftete  ftr 
sich;  doch  bat  er  an  dem  Lande  nnr  ein 
Nutzun»recht,  kein  £igentum. 

Die  Emanzipation  der  gntsherrlicheu  Banera 
i.  J.  1861  nnd  der  Domänenbauem  i.  J.  18G6 
beseitigte  die  wirtschaftlichen  Ursachen,  die  den 
M.  bis  dabin  erhalten  haben.  Da  der  Gemeinde 
zugleich  das  Beeht  gegeben  wurde,  mit  */»• 
Majorität  die  Anfteilnng  des  Gememdeberities 
zu  beschließen,  ToUaieht  sich  seitdem  tön,  wie 
es  scheint,  nnaufhaltniner  Prozeß  der  Um- 
wandelnng  in  genossenschaftlichen  oder  indivi- 
dnelleu  Besitz. 

Ungeffihr  S&%  alles  Bauemlandes  sind  je- 
doch zurzeit  noch  Eigentum  des  M. ;  nur  im 
Westen  Bulllands,  in  der  Zone  zwischen  Finland 
und  Bessarabien  und  in  den  beiden  kleinrussischen 
Gouvernements  Pnitawa  und  Tschemigoff 
herrscht  das  reine  Privateigentum. 

3.  TVütscbaftUche  Bedeatang.  Die 

Bedeutung  des  M.  ist  eine  gleich  große  nach 
der  rein  technischen  vrie  nach  der  sozialen 
Seite  hin.  Der  Gemeinbesitz  in  der  Form 
des  M.  hat  alle  Nachteile  des  Fluizwaans 
und  der  Gemengelage  der  Parzellen.  Wo 
der  Boden  gleichmäßig  fruchtbar  ist.  er- 
schöpfen sich  diese  Nachteile,  die  allerdings 
bedeutend  genug  sind,  damit  Anders,  wo 
der  Boden  ungleichmäßig  oder  schiecht  ist 
Hier  ist  der  intelligentere  Wirt  im  doppelten 
Nachteil,  wenn  ei  den  von  ihm  soiigfälltig 
bestellten  Acker  bei  der  Umteilung  wieder 
herausgeben  muB  und  dafflr  ein  säüechtes 
Stack  bekommt  So  geht  denn  der  Ruf 
nach  Binstellung  der  Umt^un^  oder  Aus- 
scheidung des  individuellen  Besitzes  gerade 
von  den  tflchtigsteu  Landwirten  aus.  die 
sich  durch  die  minderwertige  Masse  be- 
drückt fühlen. 

Noch  wichtiger  sind  jedoch  die  sozialen 
Konsequenzen. 

Die  Befürworter  des  M.  rühmen  ihm 
nach,  daß  er  den  Pauperismus,  die  Geißel 
der  Gesellschaft  des  Westeos,  unmöglich 
mache;  denn  jeder  habe,  wovon  er  leben 
könne.  Das  ist  wohl  wahr;  nur  lebeA 
notorisch  alle  gleich  elend.  Seit  1861  hat 
zudem  auch  innerhalb  des  M.  eine  soziale 
Differenzierung  begonnen,  die  den  theore- 
tisch gleichen  Anspruch  aller  auf  das  Oe- 
meindelaud  illusorisch  macht.  Die  auf* 
steigende  neue  Klasse  sind  die  Kulaken,  die 
Wucherer,  „M.-Fresser",  wie  sie  charakte- 
ristischer Weise  genannt  werden.  Die  mit 
Steuern  überlasten  und  stets  geldbedfirfti- 
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jen  Baoeni  verpachten  ihren  Anteil  am 
■NododelBiidj  den  sie  nicht  verkaufen 
ii'anea.  u  den  Kulaken  „bis  zur  n&chsten 
jliiftolnii^.  Daß  diese  nicht  allzu  bald  ein- 
[T.ti.  daflir  sorgt  der  Kulak,  der  stets  das 
caflaBiachste  G«nieindeimtglied  ist  Der 
vLuUaer  aber  muß  ihm  das  verpachtete 
Lad  liecitdlra.  Nach  einem  von  Step niak 
lOMtea  fioidite  vom  Jabie  1885  var 
n  iler  Pforiut  Pidtawa  der  gesetzlich  un- 
•'italeriKlie  Boden  der  früheren  Kosaken 
.9  der  Oesamtflache  in  der 

fUiid  roctter  Kulaken  koozentriert-  16,5 
« •."»JSV  der  Bevölkerung  waren  richtige 
iVIftirier  ohne  jeden  Grundbesitz  geworden, 
Ut  aie  Hälfte  (43—49»  hatte  ihr  Land 
i>  Ulf  >  4  ia  Vi6  einer  Desj&tine  ver- 
iitiwfL  VAe  Kulaken  hingegen,  die  5,46  <*/d 
■>T  [^TSlkennig  bildeten,  besaßen  20  und 
""br.luStJU  D^jfltineo  des  besten  schwarzen 
YMm  na  Wirtschaft. 

Viir  allem  aber  ist  der  Umfang  des 
luirtje»  jetzt  viel  zu  klein  für  die  bäuerliche 
liT-'Jkron^,  die  es  ernähren  soll.  Nach 
'XUM  ofTuMdlen  Semstwobericht  bietet  der 
IL  m  UbA  für  etwa  29  >  der  M-genossen. 
■K'  Dficlute  Fol^  ist  eine  sehr  starke  Äb- 
rud^mig  in  die  Stadt,  die  jedoch,  da  auch 
"W  Äligewanderte  Mitglied  des  M.  bleibt, 
i'j  tmer  außerordentlichen  Ausbeutung  dieser 
Atcjwaaderten  durch  den  M.  führt  Weiter 
•>T  folgt  daraus  der  Wunsch  nach  mehr 
l»i  fär  die  faftoerliche  Bevölkeruag,  wie 
•f  in  den  Agranmruhen  des  Jahres  1905/06 
vt  «leawotarer  Gewalt  zum  Aiudruck  ge- 
numoi  ist 

&  kaan  kaum  einem  Zweifel  unterliegen, 
d«-  M.  in  Aufllisung  b^riffen  ist.  Die- 
'Uffü  Familien,  deren  Bestand  sich  ver- 
r.i»n  bat,  die  also  bei  einer  Xeiuuistei- 
ns  ilw  Lande»  zu  kurz  kommen  wOrden, 
rp^nierea  erfolgreich  gegen  mne  solche, 
iiil  danüt  ist  praktisch  das  Itecht  der 
^»itiKtHiraMm  auf  Land,  der  wicditigste 
-.!.w'  (trundzag  des  M.,  negiert 
.     ttrr  I.  aufierhalb  BaSlands.  Es  sind 
T*icht  emacbt  worden,  die  durch  den  M. 
.'i*>«nticne  Form  des  öemeindebeBitzes  auch 
lialb  des  eig*ntHcheo  RußlaDd  zu  ver- 
''■>i'-ii.   So  m  Sbirien;  doch  ist  iu  diesem 
^ '  i^iuatioailaad  die  individaelle  Tüchtigkeit 
KiDulwinea  noch  zu  nnentbehrlicb ,  um 
-'-I  «Iii  Anftogen  in  der  Kichtung  auf  Eiu- 
i^uj;  ta  den  GeroeiDdebeütz  Raum  zu  geben. 
U  l'vlca  hat  man  den  K.  anf  dem  Umwege 
KrtiUtgcwährang  an  solidarisch  haftende 
"■'"«uuiafteii  eiumflUiren  venucbt.  Dieser 
Ju.  dfl)  die  am  II7IT.  1888  gegründete 
'«^rttiuk  fflr  dss  K&nigreich  Polen  eingeffthrt 
*'  liu  tKh  jedoch  nicht  bewkhrt,  da  die  pol- 
'•^u  Bannv  swar  dorfweiae  zn  wohnen 
*B.  ihMB  aber  jede  Spur  genoiseniehaitUohen 

Ulmtar:  A.  v.  tiaaUhauten,  Studien  Ober 


—  Laveleye,  Dom  Ureigentum,  deutaeh  von 
Bücher,  Leiptig  1879.  —  J.  v.  KeuaaleTf  Zur 
Geac/tickte  und  Kritik  da  bäueriiehen  Gemeinde- 
beaiüts»  in  Rußland,  4  Bde.,  Riga  und  St.  Petera- 
bürg  1876187.  —  Deraelhe,  GenottentchaJUiehe* 
Grundbetitzrechi  in  Rußland  (Fettgabe  für  Georg 
Hamum,  langen  1889).  —  SUpniak,  Der 
rvMaiteha  Bauer,  deutsch  von  K.  Adler,  Stuttgart 
1898.  —  Adolf  Wagner,  Grundlegung,  3.  Ai^.^ 
189il94.  —  MeitXLn,  Siedelung  und  Agrar- 
weaen  der  Ott-  und  Weatgermanen,  der  Kellen, 
Römer,  Finnen  und  Slaven,  3  Bde.,  Berlin  189S. 

—  V.  ZaMerxewäki,  Die  ruMiache  Bauembank 
mil  besonderer  Berückriehtigung  des  Königreich* 
Polen,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vera.,  Bd.  20,  S.  109 ff. 

—  Kaufmann,  Beiträge  lur  Kenntnis  der  Feld- 
gemeinsehqfl  in  Sibirien,  Ar^h.  /.  tot.  Ges., 
Bd.  9,  S.  108 ff.  —  StnOehowiteh,  Die  Feld' 
gemeintekafi  m  RvfiUmd,  Jena 1898. —  Wladimir 
KovatevaJey,  La  Ruteie  d  la  ßn  du  XIX.  HeeU, 
ibm  1900.  —  Georges  Alf oMa,  La  orite 
agraire  en  Ssmie,  40  ome  de  preprütS  eoüeelüie, 
Paria  1905.  W.  Wf/aoOslnäkL 


Hirsbean,  Tietor  Biqnetti, 
Harqnis  de, 

geb.  am  3./X.  171Ö  in  Perthnis  in  der  Provence, 
geHt  am  13,/VII.  1789  in  Argentenil. 

Vater  des  berQhmten  Revolutionamannes 
Honor6  Gabriel  Riqnetti  Mirabeau.  Von  ihm 
stammt  die  Hyperbel:  „Die  drei  wunderbarsten 
Erfinduiigen  in  der  Welt  sind  die  Schrift,  die 
Münze  and  das  tableau  ecoDomiqoe."  Weniger 
Kommentator  als  Verwfisaerer  des  von  ihm  inter- 
pretierten tableau  economiqne  Queanaya  (a.  d.). 

Befbrworter  der  Zerstückelung  der  großen 
Oflter  zugunsten  des  bäuerlichen  fQeinbetriebes; 
Vater  der  Sentenz:  „Die  Fuflstapfen  des  Land- 
wirts sind  der  beste  Dünger  für  seine  Felder." 

Von  seinen  Schriften  verzeichnen  wir :  L'ami 
des  hommes,  on  traitö  de  la  population,  5  Teile, 
AvigQon  (Paria)  1756;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
5  Teile,  ebendia  17ti2;  dasselbe,  in  deutscher 
Uebersetzung  u.  d.  T.:  Der  politische  und  Öko- 
nomische Menschenfreund,  oder  praktische  Vor- 
schläge zur  Beförderung  der  Staaten,  2  Bde., 
Hamhiirg  1758 :  dawdbe  in  italienischer  Ueber- 
setznog,  Venedig  1784.  —  Tableau  6conomiqne 
avec  ses  explications,  Paris  1760.  —  La  Philo- 
sophie rurale,  ou  economie  g^n^rale  et  particu- 
li6re  de  l'agricultnre,  3  Bde.,  Amsterdam  (recte 
Paris)  1764  (an  diesem  Werke  war  Quesnay  als 
Mitarbeiter  beteiligt);  dasselbe,  in  deutscher 
Uebersetzung  u.  d,  T.:  M's.  Landwirtschafts- 
philosophie, oder  politische  Oekonomle  der  ge- 
samten Land-  und  Staatswirtscbaft,  gebaut  auf 
die  unveränderliche  Ordnung  physischer  nnd 
moralischer  Gesetze  usw.,  ülurs.  von  Chr.  Aug. 
Wichmann,  2  Bde.,  Liegnitz  1790  -  9S. 

UpperU 


Hississippigesell  Schaft 

war  der  im  Verkehr  gebräuchliche  Name  der 
von  Law  (s.  d.  Art.  oben  S.  392/93)  ge- 
gründeten „Compaguie  d'Occident".  die  bald  zu 
einer  ^gCompague  des  Indes"  erweitert  wnrde. 
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Law  bei^ann  seine  unheilvolle  finanzielle  Tätig- 
keit in  Frankreich  mit  der  Oründang  der  Banque 
g:£n«rale,  die  dnrch  ein  Edikt  Tom  i;./V.  1716 
ein  PriTilegium  und  das  Becbt  der  Notenaos- 
f^abe  erhielt.  Um  den  Geschäften  derselben 
eine  feilere  Aasdebnang  und  den  Noteo  einen 
lebhafteren  Umlauf  sa  Terscbaffen,  stellte  Law 
ihr  im  Angnst  1717  die  Con)ia^6  d'Oocidtsnt 
snr  Seite,  die  auf  25  Jahre  das  aasschlieUiche 
Becht  der  Aiunntzang  des  ganzen  HittiMippH 
gcbietes  durch  Handel  nnd  Kolonisation  erhielt 
(das  bis  dahin  etuem  Kaofmann  Namens  Crozat 
zugestanden  hatte),  aaßerdetn  auch  das  Monopol 
des  Biberfanges  in  Kanada.  Das  Kapital  betrag 
100  MiU.  Livres  in  201) OCO  Aktien  za  500  Livree, 
war  aber  nicht  in  bar,  sondern  in  Verschrei- 
bangen  der  schwebenden  Staatsschuld  einza- 
zahltfn,  die  vom  Staate  gegen  Zahlnng  einer 
Bente  von  4  Hill.  Livres  übernommen  nud  ver^ 
Dichtet  worden.  Die  Gesellschaft  war  also  nur 
eine  Vereisigang  von  Stut^länbigern,  die  cn- 
gleich  ein  Handelsmonopol  oesaU.  Schon  im 
Dezember  1718  wurde  nnn  die  Banqne  g^n^rale 
als  „Bauque  royale"  in  eine  Staatsaustalt  ver- 
wandelt, deren  Noten  neben  dem  Golde  allein 
gexetzlicbes  Zablnngsmittel  für  grSßere  Sommen 
sein  sollten,  während  Silbergeld  nur  bis  zu 
600  Livres  und  ScheidemQnzen  nur  bis  6  Livres 
Zahlungskraft  behielten.  Die  Norenansgabe,  die 
von  der  privaten  nB&niQC  g^n^rale'  nar  auf 
61  Hill.  Livres  gebracbt  worden  war,  stieg  jetzt 
auf  immer  größere  Sammen,  and  um  diesen 
Beschäftigung  zu  geben  und  durch  Steigerang 
des  Bedarfs  an  Zahlungsmitteln  den  Wert  der 
Noten  künstlich  anfrccht  zu  erhatten,  wurde 
jetzt  ein  großartiger  Bfirsenschwindel  in  den 
Aktien  der  H.  ins  Leben  geraten.  Die  Oesell- 
schaft hattA  schon  im  Dezember  171S  die  privi- 
legierte Senegalgesellschaft  in  sich  aufgenommen, 
im  Mai  171»  aber  erhielt  sie  als  „Cumpagie 
des  Indes"  auch  das  Handelsmonopol  für  Ost- 
indien nnd  China  und  bald  nai-bher  auch  noch 
das  für  die  afrikanische  Uittelmeerküste ,  für 
Guinea  und  St  Domingo,  womit  sieb  zn^leich 
das  HoDopid  des  NegeniklaTenbaudels  verband. 
Dieser  Ausdehnung  aes  Oeschftftsbereiebes  der 
Gesellschaft  entsprach  eine  VergrSUeroug  ihres 
Aktienkapitals:  im  Hai  1719  wurden  zunächst 
60000  „junge"  Aktien  (filles)  mit  10%  Auf- 
geld, alüo  zum  Preise  von  550  Livres  aus- 
gegeben, und  im  Juli,  nachdem  .die  Gesellschaft 
fUr  ÖU  Mill.  Livres  das  Hünzregal  überaommen 
hatte,  erfolgte  eine  abermalige  Emission  von 
50000  Aktien  (petitcs  filtes)  mit  UlO\  Aufgeld. 
Das  „Sytitem"  wurde  aber  noch  immer  mehr 
erweitert  nnd  der  Kurs  der  Aktien  durch  eine 
tolle  Preistreiberei  anf  eine  schwindelnde  Höhe 
gebracht.  Die  Gesellschaft  übernahm  die  General- 
pachten nnd  die  kleineren  Steuerpachten,  und 
schließlich  machte  sie  sich  im  September  1719 
anbeieichig,  dem  Staat  den  grüßten  Teil  seiner 
Schuld  mittels  eines  Darlehens  von  1200  Hill. 
Livres  zu  3°o  abzunehmen.  Zu  diesem  Zwecke 
wnrden  im  September  und  Oktober  noch  224000 
neue  Aktien  zum  Kurse  von  5*  00  Livres,  also 
mit  iOOX  Aufgeld,  anf  den  Harkt  gebracht; 
außerdem  blieben  noch  200000  Stück  in  den 
Händen  des  Begniten  nnd  der  Gesellschaft 
selbst  Diese  Aktien  sollten  in  erster  Linie 
mit  den  zu  tilgenden  Staatsschuld  vemcbreibnngen 
beuhlt  werden,  es  konnten  aber  auch  Bauknoten, 


jedoch  gegen  Entrichtnng  einer  weiteren  Prämie 
von  10%,  verwendet  werden.  Das  Publikum 
griff  begierig  nach  den  neuen  Papieren,  die 
Spielwut  überstieg  alle  Grenzen,  und  ab  der 
Ktirs  anf  11000  gestiegen  war,  benntzte  die 
Gesellschaft  die  Gelegenheit  um  dem  Staate  noch 
ein  wi^iteres  KosverMonsdarlehen  von  'AKi  Hill. 
Lirres  in  gewähren.    Der  stie^  anf 

18000  Livres;  Law  verspradi  eine  INvidende 
von  300  Livrc»,  nnd  nachdem  er  am  ö^.  1720 
zam  Generalkontrollenr  (Finanzminister)  er^ 
nannt  worden  war,  ging  die  Steigerong  noch 
weiter.  Hit  dieser  enormen  Entwickelnng  des 
Börsenspieles,  das  seinen  Hauptsitz  in  der  Bne 
Quincampoix  aufgeschlagen  hatte,  {png  eine 
massenhafte  Vermehrung  der  Notenemueicm  der 
kSniglicben  Bank  par^el.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1719  erreichte  die  Summe 
derselben  bereit«  eine  Milliarde.  Aber  acbtm 
am  Anfang  des  Jahres  USß  sagten  sich  Vor- 
boten einer  Ersehtttternng  des  Vertmoens;  der 
Kurs  der  Aktien  be4g;ann  nn  sinken  nnd  kränie 
durch  weitere  Vermehmng  der  Noten  nicht 
mehr  gehalten  werden,  vielmehr  erwachte  jeut 
auch  das  Hißtranen  gegen  die  7«oten  and  es 
entstand  ein  Agio  auf  das  verpönte  Silbergeld. 
Im  März  ließ  Law  den  Kurs  der  Aktien  uf 
9000  Livres  filieren  nnd  zu  diesem  Preise 
sollten  sie  jederzeit  geg^  Noten  ein-  und  an»* 
getauscht  werden  kOnnen.  Es  zdgte  sich  aber, 
daß  die  Noten  weit  mehr  Kredit  besaßen  als 
die  Aktien,  denn  die  letzteren  wnrden  massen- 
haft zur  EinlOsong  präsentiert  nnd  man  sah 
sich  genötigt  die  Notenausgabe  im  geheimen 
mehr  und  mehr  zu  TergrOßern,  bis  sie  schlicÄ- 
lirh  auf  heinahe  3  MUliardeu  gestiegen  war. 
Hittierweile  aber  rückte  der  Zusammenbroch 
unaufhaltsam  heran.  Eine  V.  v.  217V.  17m, 
durch  die  der  Preis  der  Aktien  stufenweise  bis 
zu  6&(X)  Livres  und  zugleich  auch  der  Wert 
der  Nuten  bis  znm  1..XIL  nach  und  nach  aaf 
die  Hälfte  herabgesetzt  wurde,  gab  den  letzten 
Stoß.  Law  wurde  am  29./V.  seiner  Stellung 
enthoben,  die  Lage  der  Bank  nnd  der  indischen 
Gesellschaft  einer  Untersnchnng  nntermgen.  Es 
folgte  eine  lange  sehtrierige  Li^nidaiwm  mit 
großen  Verlwten  für  alle  Beteiligten.  Alle 
von  der  Gesellw-haft  und  der  Bank  ausgegebenen 
Aktien  und  Noten  nnd  die  in  ihrem  Bedti 
befindlichen  sonstigen  Wertpapiere  wurden  einem 
Visa  unterworfen  und  je  nach  ihrer  Nainr  in 
verschiedenem  Maße  im  Werte  herabgesetst 
Diejenigen,  die  sich  durch  rechtzeitige  „Reali- 
siernng^  bereichert  hatten,  wurden  einer  anfler^ 
ordentlichen  Stener  unterworfen,  die  188  HilL 
einbrachte.  Im  Übrigen  wnrden  snr  Dtcknng 
der  Verbindlichkeiten  des  Staates  tV^pna. 
Renten  und  4  nroz.  Leibrenten  ausgegeben.  Die 
indische  Gesellschaft  erhielt  wieder  ihre  Handels* 
monopole  nnd  setste  mit  wenig  Erfolg  ihn 
Ezistenc  bis  1769  fort 
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Wttelstandibewegiug. 

1.  B^grifllidtes.  8.  Die  V.  Im  Handwenrk. 
X  I*ie  H.  Im  KanfmaniiBBtaiide. 

1.  BepIffUches.  Unter  K.  verstehen 
fit  di«  gewerbliche  M.,  d.  h.  eine  wirt- 

-ulbpihtische  Kichlung,  die  namentlich 
.1  wfierer  Zeil  unter  bestimmten  gewerb- 

i^-a  Berufen  ncd  Interessentenklassen  eot- 
i'.uHlen  ist,  die  Aufmerksamkeit  weiter 
in-ise  fiuf  Sick  gelenkt  hat  und  bererts 
a3.hafte  SKolge  m  den  parlameDtarischen 
'i>q»^nchafteD  und  in  der  Gesetzgebung 
.>.  vprwicbnen  hat.  Es  sind  gewisse  ge- 
v-iiitk-he  Cntemehmer,  Handwerker  und 
KuiQeute  mit  kleinem  und  mittlerem  Um- 
'..^r^  Qaer  Oeschftftsbetriebe,  die  sich  als 
u  ti'lüassra  fohlen,  sich  von  den  kapilal- 
»rtfligpa  Cnteroehmem  in  Handel  und  In- 
•1.4irie  bedn^t  sehen,  infolgedessen  auf  eine 
.  g^enseitij^  Interessengemeinschaft 
jiii«iisexi  tmd  sich  in  ihren  Reformvor^ 
••■iilSi:? D  ^tteletmd'* ,  „Hittelslandspoli- 
!ik>r-  Denoen.  Was  in  unserer  heutigen 
*'"»»-U<f^lHiftB-  und  VittBchaftstntlnang  in 
Viribchk^t  unter  Mittelstand  zu  verstehen 
1^.  wie  diese  Klasse  von  den  anderen  Be- 
iihklasseo  zu  unterscheiden  sei,  ist  sehr 
'•^triiten.  Eine  sichere  Grunalage  ffir 
■  Ix*  feste  BegrifTsfest Stellung  gibt  es  nicht 
U-üii  die  Begriffe  ,^ein-",  ,^itlel-"  und 
.'mjBU'trieb**  sind  hier  besonders  relative. 
i-lT  Vereudi,  den  gewerblichen  Klein- 
'■'i'i  Mittelbetrieb  vom  Großbetrieb,  vom 
•iaiiitalibtiachen"  Betrieb,  nach  zuverlÄssigen 
lioalen  begrifflich  zu  trennen,  stQUt  auf 

"iwiengkeiten  und  führt  zu  einer  mehr 
■'.*T  minder  wiUkflrlicheo,  in  jedem  Falle 
"•ir  Qieihanischea,  Gruppierung  der  in  Frage 
i  (nnwoden  gewerblichen  Unternehmungs- 
'-miea.  ist  oft  genug  darauf  hingewiesen 
■"nJeii,  wie  schwankend  und  elastisch  die 
'■Mizen  bei^timmter,   nach  ümsatz,  be- 

[Stielen  Hilfspersonen  usw.  gemessenen 
'ri'li^DklaGsen  oder  die  nach  Maßgabe  der 
I'  'n- Ulechnik  altgratufteo  Erwerbsgruppen 
''"'1-  I)te  Unterscheidung  zwischen  Hand- 

'•rk  tind  Fabrik  erweist  sich  vielfach  für 

■■  Rf^leiligteD  selbst,  die  doch  wissen 

'"'iilt'-o,  ob  aie  Handwerker  oder  Fabri- 
•■>bt..o  and,  als  undurchführbar.  Immerhin 
;-<j|  ra  bier  geaellschaftliuhe  Momente  neben 
'  '>  nia  technischen,  wie  z.  B.  die  all- 
f  vmoe  und  berufsmäßige  Bildung  der  Be- 
'•*"<inefi  und  äas  Verhältnis  zu  ihren  ge- 

^Hj^ichra  Gehilfen  und  zum  konsiimieren- 
<'o  PHbhkum,  die  die  doe  Klasse  von  der 

toWrt^  durch  mehr  oder  minder  charakte- 

''•fUrtMli      Toikawlrtwhaft.  II.  Aofl.  Bd.  IL 


ristische  Zfige  weuigstens  in  der  Re^ 
scheiden.  Bei  der  Trennung  von  Klein- 
und  Mittelhandel  einerseits  und  Großhandel 
andererseits  versagen  nicht  selten  auch  diese 
Hilfsmittel  der  Begriffsfeststellung.  Die  Be- 
zeichnung kleiner  und  mittlerer  Handel  ist, 
wie  ja  allgemein  bekannt,  durchaus  nicht 
identisch  mit  dem  „DetaUhaudel",  d.  h. 
dem  Handelsbetrieb,  berechnet  für  den  Ab- 
satz an  letzte  Konsumenten,  im  Gegensatz 
zum  Großhandel  mit  dem  Absatz  an  ando» 
Händler. 

Unzweifelhaft  stehen  zwischen  der  eigent- 
lichen Arbeiterschaft  und  dem  grnßkapita- 
hstischen  Unternehmertum  gewerbliche  Mit- 
telstandsklassen der  verschiedensten  Art  in 
der  mannigfaltigsten  Abstufung  und  in 
größerer  oder  geringerar  sozialer  Unab- 
hängigkeit Aber  diese  Klassen  stimmen 
mit  demjenigen,  irae  man  im  Sinne  des 
wirtscbaftspolitischeo  Strömungen  unserer 
Zeit  als  „Mittelstand*'  zu  bezei^nen  pflegt, 
nur  zum  Teil  übereio.  Die  sog.  „Mittä- 
Standspolitik"  geht  vielmehr  nur  von  einem 
Teil  der  nichtgroßkapitftlistischen  Unter- 
nebmerklassen  aus,  der  eine  Reform  der 
Gewerbe-  und  Steueigeeetzgebuiig  fordert 
derart,  daß  durch  staatliche  MaSr^In  die 
Erhaltung  und  RentabUit&t  der  kleinerm 
und  mittleren  Unternehmungen  gegenüber 
dem  Wettbewerbe  anderer,  QamentUch  der 
Großbetriebe,  ^chert  wird.  Sa  sind  also 
,,notIeidende^  Klassen  oder  Bolche,  die  sieh 
wenigstens  als  notleidend  fühlen,  die  mittel- 
standspolitische  Forderungen,  d.  h.  ein  Mn- 
greifeu  der  Legislative  zugunsten  bestimmter 
Unternehm  ungsformen,  verlangen.  Die  M., 
in  diesem  Sinne  ist  eine  bestimmte  Rieh-, 
tiing  innerhalb  der  Bestrebungen  der  neu- 
zeitlichen wirtscliaftBpolitischen  Meinungen. 
In  allen  Staaten,  wo  man  wirtschaftliche 
und  soziale  Mißstände  in  erster  Linie  durch 
eine  gesetzliche  Reform  abändern  oder  ab- 
schwächen zu  können  hofft  —  und  das 
sind  bei  weitem  die  meisten  Kulturstaaten 
— ,  verdichtet  sich  die  M.  zu  eitiem  aua- 
gesprochenen Programm  von  Gesetzesvor- 
schJägeu.  Dieses  Programm  gipfelt  in  einer 
mehr  oder  minder  radikalen,  rflokläiifigen 
Bewegung  in  unserer  wirtschiaftlichen  Kut- 
wiek»ung,  eine  Rückkehr  zu  den  früheren 
nihigen  und  behäbigen  Verhältnissen  des 
Kleinbürgertums.  Da  mau  für  die  Erisis 
im  Mittelstande,  für  die  schrankenlose  Kon- 
kurrenz und  für  die  .Auswüchse"  dra 
KapitaUsmus,  in  erster  Linie  die  Gesetz- 
gebung, die  durch  Gewerbefreiheit  imd  Frü-. 
zügigkeit  die  wirtschaftlichen  Kräfte  ent- 
fesselt und  die  Kleinen  dem  Vernichtunga- 
kampf  durch  die  Großen  preisgegeben  hat, 
verantwortlidi  macht,  so  verlangt  man  durch- 
aus konsequent  zu  allereist  eine  Rückbil- 
dung des  Gewerbe-  und  Steuerrechta  im 
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Sinne  des  lokalen  Protektionisnius  für  das 
ansässige  kleine  unä  mittlere  Gewerbe. 

Die  M.  der  Gegenwart  fußt  in  zwei 
verschiedenen  Lagern,  die  nur  zum  Teil 
auf  Grund  gemeinsamer  Gegnerschaft  gegen 
gleichartige  Konkurrenten  interessenverwandt 
erscheinen.  Sie  fufit  im  Handwerk  und  im 
Klein-  und  Mittelhandel.  Daß  beide  Gruppen 
sich  zu  einem  wirtschaftspolitischen  Pro- 
gramm zu  vereinigen  streben,  ist  ein  Vor- 
gang der  allemeusten  Zeit,  der  im  Wider^ 
streit  steht  mit  den  früheren  wirtschafts- 

EoUtischen  ÄnschannngeD  der  nunmehr  Yer- 
Qndeten  und  nur  auf  einem  KompromisBe 
beider  beruht,  freilich  auf  einem  Kompro- 
misse, der  vielleicht  dodi  vSh&T  liegt  als 
viele  andere  vriitschaftspolitische  Bündnisse 
aus  der  nennen  Zeit. 

Die  M.  unter  den  Handwerkern  ist  viel 
ftiteren  Datums,  dafür  aber  reicher  an 
äafieren  Erfolgen,  als  die  neuzeitUc^ea  Be- 
BtrebungeD  der  sog,  „DetulUstenvereine". 
Das  kaannftnnische  Bürgertum  unserer  StSdte 
hat,  wie  das  beim  Handelsstande,  der  ge- 
werbOTechtlldie  und  verkehrdiemmende  ge- 
setzliche Schmira  besonders  Iftstig  emp- 
finden mußte,  gar  nicht  anders  sein  kann, 
alle  Stadien  der  Gewerbefreiheit  tmd  Frei- 
zü^keit  mit  Freuden  begrüßt  Die  liberale 
Wirtschaftsgesetzgebung  des  19.  Jahrh.  war 
von  seinen  Sympathieen  getragen,  wie  er 
überhaupt  von  jeher  einen  wichtigen  Be- 
standteil unseres  politischen  Liberalismus 
ausmachte.  Ganz  anders  ist  dies  bei  den 
Handwerkern  gewesen.  Sie  traten  mit  der 
stadtischen  Kaufmannschaft  aller  Grade,  die 
die  Bedarfskonzentration  und  die  Neigung 
des  Publikums,  in  Ladengeschäften  nach 
Auswahl  zu  kaufen,  statt  auf  Bestellung 
arbeiten  zu  lassen,  umfassend  ausnutzten, 
frOhzeiti)E;  in  Interessengegensatz.  Erst  als 
der  Detailhandel  in  der  Form  der  Magazine, 
Bazare  und  Versandgeschäfte  großkapita- 
listische Formen  annahm,  und  das  kon- 
sumierende Publikum  seinerseits  durch 
Gründung  von  Konsumvereinen  u.  dgl. 
Glieder  des  Zwischenhandels  auszuschalten 
acAi  anschickte,  und  dank  Reklame  und 
Kulanz  eine  Kundenflucht  von  den  bis- 
herigen ^ndlungen  alten  Stils  zu  den 
neuen  und  großen  eintrat,  durch  Hausiererei 
und  Detailreisen  die  bisherigen  lokalen  Ab- 
satzgebiete und  Märkte  eingeengt  wurden, 
regt  sich  auch  unter  den  sog.  „Detaillisten" 
der  Widersprach  gegen  das  „System  der 
freien  Konkurrenz".  Also  viel  später  als 
die  zünftlerische  Beaktion  g^en  die  liberale 
Gesetz^bung  entstanden  die  Klagen  der 
Detullisten  und  machte  sich  eine  Detail- 
listeobewegun^  geltend.  Beide,  die  Hand- 
werker- und  die  Detaillistenbewegung,  wen- 
den sich  gegen  das  Großkapital,  dessen 
Unteraehmungsformea  und  dessen  Praktiken. 


Der  Volksinstinkt,  verführt,  die  nächst- 
liegenden Erscheinungen  für  alle  Mißstände 
verantwortlich  zu  machen  und  den  neuanf- 
strebenden  Konkurrraten  als  Typus  für  die 
mittelstandsfeindliche  Verschiebung  unter 
den  Erwerbsgruppen  anzusehen,  suchte  nach 
einem  Prügäknaben  und  fand  ihn  in  der 
„^wissenlosen  jüdischen  Konkurrenz*'.  Voa 
diesem  Gesichtepunkte  aus  ist  ein  guter 
Teil  des  neuzeitlichen  Antisemitigmus,  oei 
dem  sich  ßasseninslinkte  mit  Konkurrenx- 
motiven  unklar  verbanden ,  zu  verstehen. 
Es  mischen  sich  zwar  in  die  Agitation 
Mahnrufe  einzelner,  die  die  Parole  „cherchez 
le.  juif'  erweitern  wollen  in  ein  „cherchez 
le  capital" ;  aber  die  große  Masse  der  Mittel- 
standspolitiker  verleugnet  in  keinem  Stadiam 
eine  gewisse  antisemitische  Färbung.  Die 
gewerbefr^heitliohe  Gesetzgebung  wutl,  wie 
die  Fr^handelspolitik  schlechthiu,  ,Jfldisch- 
liberal"  genannt  So  einseitig  und  korz- 
ächtig  die  meisten  derarti^n  Reform  pro- 
grammaufetellungen  auch  sem  mögen,  eine 
soziale  Bewegung  weittragender  Art,  die 
ein  unparteiischer  Nationalükonom  nicht  un- 
beachtet und  ununtersucht  lassen  darf,  ist  der 
Antisemitismus,  der  namentlich  in  Deutsch- 
land  und  Oesterreich  zeitweilig  so  groBe 
Anhängerschaft  gewonnen  hat,  unzweifelhaft. 
Niemals  hätte  das  konsumierende  Publikum 
und  die  von  ihm  gewählte  Partei  Vertretung 
so  viele  Programmpupkte  der  Mittelstanda- 
Politiker  sich  zu  eigen  gemacht,  wenn  nicht 
auch  in  weiten  anderen  Kreisen  gewisse 
Hasseninstinkte,  die  auf  gleiche  oder  ähn- 
liche Antipathie  gestimmt  waren,  von  ESn- 
fluß  gewesen  wäreo.  Erfolgreich  mußten 
diese  wirtschaftspolitischen  Reformideeea  in 
dem  Augenblick  werden ,  wo  große  und 
mächtige  politische  Parteigruppen  sich  ihrer 
aus  wahllaktischen  Gründen  anzunehmen  eich 
bereit  erklärten.  Die  deutsche  Gesetzgebung, 
besonders  durch  preußische  und  sächsische 
Staatsmänner  geführt,  hat  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  gar  deutliche  Spuren  hiervon 
hinterlassen.  Gesetzesuovellen,  die  von  der 
nationalSkonomischen  Wissenschaft  fast  ein- 
rafltig  als  irreleitende  und  aussichtslose  Ex- 
perimente verurteilt  werden,  sind  auf  dieee 
Weise  zustande  gekommen.  Gerade  seit 
diesen  Vorgängen  und  in  Zusammenhang 
mit  ihnen  ist  eine  vielverroerkte  Entfremdung 
zwischen  der  in  Deutschland  herrschenden 
nfUionalükonomiachen  Schule  einetsrits  und 
den  führenden  politischen  Freien  und  re- 
gierenden Krösen  andererseits  eingetreten. 
Aber  auch  unter  den  nationalSkonomischen 
Theoretikern  ist  es  zu  unliebsamen  Aua- 
einandersetzungen,  die  gewisse  PrinufHen- 
fragen  wieder  aufrollten,  gekommen.  Man 
hat  der  „ethischen*^,  staatssozialistischen 
Richtung  den  Vorwurf  nicht  erspart,  daB 
sie  duräi  übermäßiges  Betonen  des  Eän- 
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'jtiikia  des  Wohlf&hrtsstaates  die  übei> 
•r.'-Ufne  Geeebtesmacfaered  auf  wirtschafta- 

i]ti8oh«D  Uebiete  mitverschulde,  ein  Vor- 
«iirf.  der  unzweifelhaft  einen  Kern  von 
(Ai-Kiijeem  eotfaftlt.  Die  manchesterliche 
K^tbrnog,  die  lange  gftnzlich  eiofluBloe  ge- 
tifU'a  war.  bat  diesen  Streit  ihrer  Gegner 
Biit  b^Ereiflicber  Schadenfreude  verfoTgen 
•<«oea.  \ä&  sich  dann  eine  Annäherung  der 
rrisTN^o  DaüfflialOkonomiBoben  Sezcssionisten 
ib  die  alte  Frähandels^artei  vollzog.  Diese 
AanUherang  ist  um  vieles  grOSer  und  io- 
tiititY.  als  mch  die  Beteiligten  selbst  ein- 
jfffiriien  wolloi.  Auf  die  deaetsgeber  aber 
diese  Wandinngen  in  den  national- 
'tinottuschen  ADsdiaoangen  der  fflhrenden 

faule  gir  krined  Eindruck  gemacht  Viel- 
Dvhr  sind  mittdatudspolitiBClie  Ideeen  mehr 
■ud  mehr  gouvonemental  geworden.  — 

2.  Die  bi  Handwerk.  Die  ganze  Kette 
<tff  icnetweberiechen  Akte,  die  im  19.  Jahrb. 
( Ctwvrbucbe  Freiheit  znm  Durchbrach  brachte, 
w  b^leitec  von  der  lebhaften  OppoiitioD  der 
Hu4««rber.  Sät  Aufhebung  des  Znoftweseua 
.4  itb  dentMbe  fiandwerkerbewegnng  eigentlich 
üf  eieiln  mr  Rnhe  gekommen.  Ek  muß  hier 
umUeiben,  ihre  Haaptphasen,  die  ein  merk- 
«firdig«  Hin  und  Ber  t»  der  Oewerbefreiheit 
to  4  4«r  WiedeHwtebung  iflnfli^  Reminis»nsen 
«irneUt.  in  Erinnerung  sn  bnngen.  Einen  n- 
r-L'-rü  AbechloO  bildet  daa  para^^aphenreiäie 
i^i<ä<faKtB  Tom  26./VIL  1897,  meiat  „Innungs- 
i-jcu*  genannt,  eine  durch^ifende  Novelle 
itr  Rd(£igewerbeordnnng,  die  dem  Titel  TI 
l>-*n  Gesetzes  einen  ganz  neuen  Inhalt  ^bt. 
iti^  aentte  Bandwerkergeaets  mit  aeinem 
««pUcierten  Apparate  von  freien  Innungen, 
/rttninuigeo,  Innnngsauaachttssen ,  Buid- 
••?i'«ktmmeni,  Geaellenausschflaeen  und  lo- 
'  ispTerhäuden  trftgt  zwar  den  extremen 
^  uorbeg  der  ZBnftler  keine  Bechunng,  denn  es 
l'rnbt  taf  einem  Kompromisse  zwischen  Preußen 
it4  in  Stinmong  in  den  süddeutschen  Bundes- 
•tuten,  woM  Preußen,  das  1810  an  der  Spitze 
'"-iriiireii  Staaten  stand,  die  zuerst  und  radikal 
'Ii:  l'ftelitinde  der  zßnftischen  Oewerbever- 
fiMiug  bokitigt  haben,  jetzt  die  obligatorische 
/«mtfiioBiiBg  für  alle  Handwerke  in  Vorschlag 
^''iiie.  Hit  diesem  Plane  stieß  es  aber  im 
''■mdwst  bei  den  sttddentscben  Begiemngen 
**(  carnpwlien  Widerstand.  Man  nahm  zn 
iMa  KoaproBiiMe  seine  Znflacbt,  versagte  die 
Eiafii^i)£  des  Beffthigungsnach  weises,  dassogre- 
'utttf*  „fcroße  Mittel",  welches  die  Handwerker 
"flu^ien,  konzedierte  auch  den  obligatorischen 
'i-uaustzwaBg  nicht,  aber  man  legte  den  Innunf^s- 
■  riojf  dcrch  in  Aussicht  gestellte  Privilegien 
■*^m  DBkt.  daß,  Robald  die  Hehrheit  der  Be- 
'"hnra  ta  wftnschte,  die  Zwan^innung  die 
^  lulturm  der  Handwerkeroraanisationen  sein 
•irdr.  I)u  nene  Qesets  enthUt  im  Orunde  ge- 
lar  ose  Form,  die  ihren  materieUen 
mt  erhalten  soll.  Es  ist  also  beute  noch 
'  *t*  fcloaaehen.  wie  weit  die  reformierten  und 
-*  itm  Befagussen  außerordentlich  gestärkten 
iKD^  bef&higt  sein  werden,  ihren  von  der 
■^(kstagnnefarhett  Ihnen  flbertragenen  Anf* 
r-'t  löecbt  nt  weiden.  Soviel  steht  aber  schon 


jetzt  fest,  daß  die  Belebung  des  Innongsge- 
dankens  nicht  gelungen  ist  und  die  Handwerker 
nur  mit  Widerwillen  und  nicht  in  dem  er- 
warteten Umfange  an  die  Zwangsinaung  hei^ 
antreten.  Etwa  der  fanfte  Teif  aller-  Hand*- 
werker  ist  organisiert,  aber  nur  der  elfte  in 
ZwangalnnuRgen.  Alles  Nfthere  hieröber  ist  in 
den  Artt.  „Handwerk,  moderne  Bestrebungen* 
oben  S.  60  fg.,  „Innmigen"  oben  S.  122^.  und 
„Lebrlingswesen"  oben  S.  405  fg.  in  Eörze  erörtert. 

Die  Pnu^-amme  unserer  mittelatandspoli- 
tischen  Handwerker  enthalten  im  Übrigen,  vom 
Bef&hi^ngsnachweis  abgesehen,  für  den  aber 
neuerdings  unter  Führung  der  Handwerks- 
kammern und  deren  Sekretären  die  Stimmung 
abzuflauen  beginnt  noch  manche  andere  radikale 
Forderungen,  die  bislang  die  Oesetsf^ebung  nn- 
erfüllt  gwwsen  hat  Sie  sind:  Besatisiuig  der 
Militärwerkstiltten,  äußerste  Einsdufinkung  der 
Gefängnisarbeit,  Verbot  des  Hausierens  durch 
Ausländer  and  mählichste  Beschränkung  des 
Hausierhandels,  Beseitigung  der  Konsumvereine, 
besonders  der  Beamten-  uml  Offtziervereine  und 
Warenhäuser,  ein  Verbot  der  Wanderlager  und 
aller  Arten  von  Yersteigernngen  aller  Hand- 
werkserzengnisse,  Beseitienng  der  Filialgeschäfte 
oder  Erschwerung  derselben  durch  progressive 
Bestenerung,  Beseitigung  oder  Begelang, des 
Snbmissionswesois  in  der  Biohtnng,  daß  die 
sog.  Unternehmer  Tollständk;  ausgfeschlossen 
werden,  der  Grundsatz,  das  nwdrigste  Gebot  zu 
berücksichtigen,  aufgegebm  und  die  Arbeit  dem 
Übertragen  werde,  der  mit  seinem  Anschlage 
dem  Hittelpreia  zunächst  kommt,  Vorzugsrechte 
für  die  Forderungen  der  Bauhandwerker^  Be- 
seitigung des  Firmen-  und  Reklamenschwindels 
und  eine  Aenderung  der  Konknrsordnung. 

3.  Die  M.  Im  Eanfmannsatande.  Die 
meisten  der  ebengenannten  Forderungen  haben 
auch  die  sog.  DetaiUistenvereine  cn  den  ihrigen 
gemacht  Auch  auf  den  Gebieten  des  modernen 
Handels  haben  sich  fast  überall  dank  der  Ver- 
Totlkommnungen  des  Verkehrswesens,  größerer 
Ar  beitsteilungund  stärkerer  Kapitalkonzentration 
in  den  ünteraehmnngen ,  weittragende  Ver- 
änderungen und  Verschiebangen  vollzogen.  Auf 
diese  Weise  ist  es  zn  einer  Reihe  von  Ans- 
schaltnngsprozessen,  durch  die  kaufmännische 
Hittelpersonen  UberSüssig  worden,  gekommen. 
Besonders  beim  Binnenhandel  wurde  es  für  die 
Produzenten,  Fabrikanten  und  Landwirte  mög^ 
liob,  gewisse  Zwiscbenhandelsstufen  zu  flber- 
springok,  bezw.  sieJi  selbst  direkt  zu  versorgen 
oder  selbst  kaufmännische  Waren  abzusetzen. 
Die  ungemeine  Ausbildung  des  Assoziatlons- 
wesens,  die  Gründung  zahlreicher  genossen- 
achaftlicher  Verbände  für  Warenabsatz  und 
Warenbezng  und  ähnliches  führten  ganz  natnr- 
gemäß  zu  einer  Einengung  zahlreicher  Handels- 
betriebe. Unter  diesen  Yerschiehnngen  litten 
übrigens,  wohl  verstanden,  nicht  nur  die  kleinen 
und  mittleren  Handelsgeschäfte,  sondern  ebenso, 
wenn  nicht  noch  mehr,  der  Großhandel.  Ge- 
legentlich sind  auch  Elagoi  der  ans  ihrer  bis- 
herige Position  geworfenen  Ghnßhftndler  laut 
geworden,  aber  zu  einer  wirklichen  Reform« 
hewegnng,  die  sich  zu  einem  besonderen  wirt- 
schaftlichen Pntfranun  hätte  verdichten  können, 
und  die  kurzsichtig  genug  gewesen  wäre,  ein 
staatliches  Eingreifen  zugunsten  ihres  Standes 
zu  fordern,  ist  es  niemals  g^mmen.  Der  Groß- 
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handel  wu-  an  gesteigerte  EonkurreiucmOglieh- 
keiten  gewQbut,  das  in  ihm  arbeitende  Betriebs- 
kapital  war  bewegUiäi  vnd  elaitiscA  genug,  sich 
nuKh  den  neuen  verhttltnissen  anziucbmiegen, 
vnd  endlich  eröffneten  sich  fOr  ihn  mannigfaltige 
anderweitige  Aoswe^,  die  erfolgreich  nnd  ge- 
winnbringend beachntten  werden  konnten,  ns 
kam  dasn,  daß  der  Stand  der  OroOkanfleate 
ÄrdbKndlerisch,  wie  er  in  der  großen  Mehrheit 
gesinnt  sein  mußte,  sich  wohl  hütete,  gesetz- 
geberische Eingriffe  des  so^.  „Wohlfahrtsstaates" 
ttberluinpt  nar  za  diskutieren,  xumal  in  einer 
Zeit  des  Protektionismus  nnd  einer  antikapita^ 
Üstischen  handds-  und  bOrsenfeindlicbett  Str6- 
mnngnuterden  herrschenden  Klassen,  die  sich  mit 
Vorliebe  und  komischer  Einseitigkdt  als  nalleiu 
prodnktiT''  nnd  „staatserhaltend"  becdclmen. 

Gans  anders  war  es  beim  kleineren  nnd 
mittleren  Detailhandel.  Seine  Daseinsbedin- 
gungen  worden  und  werden  Ton  den  ver- 
sdiiedensten  Seiten  untergraben.  In  erster 
Linie  von  den  Konsumenten  selbst  nnd  dann 
Ton  anderen  rein  kanfmännisclien  Großunter- 
nehmern, die  sich  in  der  Form  der  Waren- 
häuser, Magazine,  Großbazare,  Versandgeschftfte 
in  ungeahnter  Weise  ausdehnten  und  das  Detail- 
geschlft  an  sich  rissen  oder  aber  als  mächtige 
Spesialgeschäfte  mit  zahllosen  Filialen,  Beisenden 
oder  Agenten  dem  kantenden  Publikum  dienst- 
bar machten.  Ungemein  nntersttttzt  wurden 
diese  Aktionen  durch  die  Verbessemng  und 
Verbilligang  des  Transportwesens ,  besonders 
durch  den  billigen  Postpakettarif,  femer  durch 
die  Verbreitung  der  Presse  nnd  das  Inserateu- 
wesen  und  die  dadurch  erleichterte  Reklame, 
dnrcb  den  enormen  Umfang  der  durch  Eon- 
samentenadreßbtlcher  und  besondere  Agenturen 
für  die  Erleichterung  der  Aufsuchung  neuer 
Absatzgebiete  ermCglicfaten  Warenkatalogrer- 
sendungen  mit  ftußerst  kulanten  Bedingungen 
fOr  Zahlung.  Auswahl  und  Umtausch.  Die  ge- 
steigert« Zahl  der  auswärtigen  Kunden  er- 
möglichte die  Ver^ßemng  der  Warenbestände, 
eine  billigere  Preisgestaltung  und  grSßere,  dem 
Bedürfnis  aller  konsumierendeD  Klassen  vollauf 
geuQ^enden,  Reichhaltigkeit.  Vielfach  standen 
mit  diesen  Großunternehmungen  ftlr  den  Detail- 
handel, aber  auch  direkt  mit  industriellen  Eta- 
blissements, Hausierer,  Commis  Toyagenrs  und 
Detailreisende,  die  das  platte  Land  nnd  die 
kleineren  entlegeneren  Städte  mit  Waren  und 
Warenofferten  Uberschwemmten  nnd  dadurch 
dem  ansässigen  kaufmännischen  Kleingewerbe 
die  bisherigen  Absatz^biete  abgruben,  in  engster 
Verbindung.  Alle  jene  Vorgänge,  die  der 
Detaillistenstand  so  lebhaft  beklagt,  wurden 
noch  unterstützt  durch  die  Vereinheittichnng 
der  Mode  und  des  Bedarfs  und  die  griSßere, 
durch  den  wirtschaftlichen  AnfHcbwung  des  ge- 
samten volkswirtschaftlichen  Körpers  herbei- 

fefUhrte  Wohlhabenheit  des  kaufenden  Pnbli- 
nms. 

Man  sieht,  das  Bild  der  neuzeitlichen 
'wirtschaftlichen  Umwälzungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Detailhandels  ist  womöglich  noch 
vielseitiger  als  dasjenige  auf  dem  Gebiete 
des  Handwerks  in  seinem  Konkurrenzver- 
hältnis zur  Grofiindustrie.  Die  Lage  der 
kaufmflonischea  Klein-  und  Mittelbetriebe 


miiBte  dank  dieser  Verschiebungen  eine  um 
so  kritischere  werden,  wenn  gleichieitis 
infolge  von  Freizügigkeit  und  Niederlassung»- 
freiheit  und  einer  erweiterten  Kreditoigam- 
satioQ  die  Zahl  der  DetailgeBch&fte,  besonders 
in  den  Stfidten,  ins  UngemesseDe  wnch&. 
Wahrend  man  beim  Handwo'k  neben  ein^ 
zunehmenden  Blutarmut  auch  ein  Absterben 
zahlreicher  Glieder  konstatieren  konnte,  isL 
wie  die  Statistik  erweist,  beim  Detailhandel 
—  wenigstens  in  Deutschland  —  das  gerade 
nteil  der  FalL  Die  Statistik  besagt, 
die  VennehniDg  der  Geschäfte  nicht 
etwa  nur  parallel  der  BevOlkerangszimahme, 
sondern  in  rascherem  Tempo  stAttgefnoden 
hat  Nach  den  Berufszfthlungea  voa  1882 
und  1895  hat  sich  die  Zahl  der  Handels- 
betriebe überhaupt  um  40^  «/e,  von  452725 
auf  635209  vermehrt,  während  die  BevSlke- 
rung  io  derselben  Zeit  nur  um  13"/»  an- 
wuchs. In  Deutschland  kommen  auf  100  000 
Einwohuer  l  J.  1882  1364  Händler,  1895 
1502  Händler.  1882  kam  ein  gewerblicher 
Händler  auf  59,9  Einwohnen  ist  schon 
jeder  38.  Einwohner  dn  Händler.  Oreiffc 
man  in  den  Ver^eichen  noch  wäter  sorüt^ 
bis  in  eine  Zdt,  wo  von  einer  kaubnftnniachea 
M.  noch  keine  Bede  war,  so  werden  die 
Zahlen,  soweit  hierffir  statistische  Unter- 
lagen vorhanden  sind,  noch  fiberrasdiender 
(s.  Art  „Kleinhandel**  oben  S.  167  fg.). 

Ks  ist  zum  Teil  ein  recht  trilbes  Bild,  welches 
ein  guter  Teil  unserer  DetaUgeschftfte  Metet, 
ungesund  in  ihren  Orundanlage«,  nnkulant  in 
der  Bedienung,  unreell  und  unpfinktlieh  in  dem 
Verkehr  mit  der  Kundschaft  Das  OegenstOck 
zu  diesen  verwahrlosten  Zwerggeschfirten,  die 
nicht  leben  nnd  sterben  kSnnen,  änd  die  eben- 
faUs  meist  pilzartig  emporgesdiosBeneii  Oeechtfte 
zugewanderter  und  nomadenhaft  das  DomisU 
wechselnder  Inhaber,  die  durch  Qbertriebene 
Harhtschreierei,  widerwärtige  Zudringlichkeit, 
erlogeneu  Komfort  ihrer  Schaufenster  und  einer 
Talmiknianz  den  Kundenfang,  namentlich  anter 
der  Bauern-  und  Arbeiterbevölkenmg,  syste- 
matisch betreiben.  Freilich  weicht  der  Qe- 
schäftfibetrieb  dieser  Firmen  von  demjeniii^ 
der  obengenannten  Gattung  schon  loßerUch 
«mz  erheblich  ab.  Dort  träge  Langsamkeit, 
Bequemlichkeit  nnd  eine  sewine  selbstbewoBte 
Behäbigkeit,  hier  nemOse  Hast,  Dunihe,  gewian- 
Hücbtige  Arbeltsfreudigkeit,  SpekaUtion  und 
hOdist  riskante  Ums&txe. 

Es  läßt  aidi  nachweisen,  dafi  die  erstea 
Gärungsmomente  unter  unserem  kleinbOiKO-- 
lichen  Detailhandel  gegen  die  Schleuderun- 
knrrenz,  die  Reklamesncht  und  den  sonstigen 
unlauteren  Wettbewerb  dieser  neuzeitlicoea 
Geschäftsgründungen  sich  wandten.  Die  Reaktion, 
die  dann  endlich  das  „Oesetz  zur  Bektrapfnuic 
des  unlauteren  Wettbewerbs"  von  1896  naw 
franzdsiscbem  Uuster  zeitigte,  war  eine  durch- 
aus berechtigte,  im  Interesse  der  Solidität  des 
kanfmännischenLebens  nneittbelirliche  und  ward« 
audi  in  denjenigen  Toikswirtaehaftlichen  Kraaon 
sympathisch  bc^rOAt,  dk  dieTerallgeDei&eningeB 


Digitized  by  Google 


Mittelstandsbe  weguag 


501 


der  Klagen  iraaenr  DetaUUudler  und  ihre 
mHtelaUndflpolitJachen  Forderangen  zn  den 
iliiif«!  zn  machen  nicht  KeDeig:t  waren. 

Dnrch  die  eeeeteliche  Bekftmpfnng  des  nn- 
lauteren  Wettbewerbs  konnten  oatilrlich  nnr 
gewigee  AttswQcbse  getroffen  werden  und  auch 
dann  nor  erfolgreich,  wenn  kaafm&naiscbe  Ver- 
eine die  Vorgänge  im  Geecb&f  teleben  aberwachten 
nnd  geechloewn  Töpingen.  Nicht  immer  war 
dcarOebraach,  den  man  vra  den  geaetigeberischen 
Handhaben  maebte,  ein  erfreafieber.  Der  Eon- 
kurenzneid  artete  manchmal  in  Dennnziations- 
wnt  ans.  Das  DenanziereD  ist  niemals  eine 
angen^me  Sache,  aber  ohne  das  fehlte  es  dem 
Ofuetze,  das  ja  ua  Denunzieren  nnd  damit  die 
DetaillisteuTereine,  die  es  organisieren,  legali- 
sierte, an  der  nfitigen  Wirksräikeit.  Immerhin 
wirkte  schon  die  Strafandrohnng  vielfach  Qber- 
rascbend  prophylaktisch,  aber  ein  wirksames 
Heilmittel  gegen  die  hauptsächlichsten  Schoden 
des  Detailnandels  wollte  nnd  konnte  sie  kaum 
bieten.  Nicht  alles,  was  Beklame  trieb  nnd 
eine  nenzeitliche  Enianz  einführte  nnd  pflegte, 
war  nUMÜde  and  anf  die  Tftnscbnng  der  Kon- 
ramenten berechnet  Außerdem  waren  ja  noch 
andere  Konlrarrenten ,  die  der  Reklame  gar 
nicht  bedurften,  wie  die  KonsnmTereine,  nnd 
aolebe,  die  «ich  dem  mUheTollen,  vielfach  nn- 
dsoikbaren  Aafsncben  der  Kundschaft  in  den 
entlegenen  Orten  des  platten  Landes  widmeten, 
wie  das  Wandergewerbe  in  seinen  verschiedensteu 
Formen,  anf  dem  Plane.  Gegen  sie,  Konsoro- 
vereine,  Beamten-  nnd  Offlziervereine,  Einkanfs- 
muMsenschaften,  Haosierereif  Detailreisen  nnd 
Wanderlager  wandt«  sich  der  Ansturm  unserer 
Mittelstaiidspolitiker,  besonders  in  den  letzten 
beides  Jahrzehnten.  Erst  später  konzentrierte 
sich  die  Agitation  derHittelstaadspolitiker  gegen 
die  Warenhunger  und  Bazare. 

Schon  früher  entbrannte  der  Kampf  gegen 
die  Konsumvereine.  Sie  sind  entstanden 
in  ieuer  Zeit,  wo  das  moderne  Oenossenschafts- 
recht  im  heutigen  Wirtschafts-  nnd  Rechtslehen 
Eingang  fand.  Deherall  begröBte  man  die  neue 
BecBtsform  als  une  willkommene  Errungenschaft 
einer  fortscbreitaiden  Zeit,  vorzüglich  geeignet, 
■nr  Selbsthilfe,  Sparsamkeit,  wirtschaftlichen 
Efauicbt  und  SelbstAndigkeit  der  unteren  Klassen 
zn  erziehen.  Es  ist  bekannt^  daß  die  arbeitenden 
Klassen  nicht  nur  vom  Arbeitgebertum  abhängig 
■tnd,  sondern  auch  vom  Zwischenhändlertnm 
und  rieh  von  beiden  nach  Maßgabe  des  Er- 
reichbaren zn  emanzipieren  streben.  Aber  nicht 
nnr  die  Btädtische  Arbeiterschaft  und  deren 
privater  Haushalt  wird  dnrcb  den  Konsum- 
vcrefaug^nken  in  sosidpoliüscb  wünschens- 
werter weise  beeinflußt,  mindestens  ebensogroß 
ist  der  Nutzen  ftr  die  kleinbftnerliohe  Bevfilke- 
rung.  Die  landwirtschaftlichen  Konsumvereine, 
in  Wirklichkeit  BezugsgenossenBcbaften  nnd 
Eohstoffvereine,  haben  vielleicht  noch  größere 
materielle  Erfolge  als  die  Arbeiterkonaumvereine 
und  die  Vereine  kleiner  Beamten  erzielt.  Dort 
ist  der  AusschaltungsprozeU  den  kaufmännischen 
Handlnogen  fQr  Saatgnt,  Düngemittel,  Geräte 
und  Maschinen  gegenüber  ein  besonders  leb- 
hafter gewesen.  Das  ländliche  Qenossenschafts- 
weaea,  nicht  etwa  bloß  dasjenige  der  Rreditr 
BenoBsenaefaaften,  hat  in  Deutschland  in  den 
letzten  Jahrzduten  eine  geradesu  großartige 
Entwiekelnng  genommen.  In  agrarischen  Kreisen 


ist  der  organisierte  Kampf  gegen  OroD-  nnd 
Kleinhandel  der  wichtigste  Piognmmpunkt  der 
Selbsthilfeheetrebnngen,  und  es  mnß  als  ein  sehr 
durchsichtiges  Manöver  der  Wahlpolitik  erklärt 
werden,  wenn  sie  jetzt  den  Händlern  in  den 
Städten  vorreden,  sie  seien  deren  geborene 
Bundesgenossen.  In  Wirklichkeit  ist  das  gerade 
Gegenteil  der  Fall. 

Die  Konsumvereine  verdanken  ihre  Ent- 
stehung der  privatwirtBchaftlichen  Einsieht,  duß 
man  innerhalb  gewisser  Grenzen  den  Massen- 
bedarf solidariadi  durch  günstige  Einkanfs- 
bedingnugen ,  Barzablungspriimp ,  geringere 
Transport-  und  Verkanfsspesen,  Vereinigung  zn 
Großeinkaufegesellschaften  bei  gleichzeitiger 
Sicherheit  des  Absatzes  nnd  Vermmderung  des 
Risikos  den  Warenbezng  preiswOrdiger  und  den 
Warenvertrieb  rationeller  gestalten  kann,  als 
es  der  ansässige  Zwischenhandel  mit  seiner 
notorischen  Preisverteuemng  vermag.  Selbst 
eine  gewisse  Warenprodnktiou,  wie  durch  6e- 
noesrasdiaftshSekereien  nnd  dergleichen,  ist  auf 
dem  gleichen  Wege  angängig  nnd  nützlich. 
Die  Verteuerung  des  Zwischenhandels  und  seine 
Monopolstellcmg  ist  überall  vorbanden,  wo  es 
an  der  nötigen  Konknrrens  fehlt,  wo  man  also 
von  kleinen  Preiskartellen  umgehen  nnd  ab- 
hängig ist.  Es  ist  dies  besonders  in  industriellen 
Revieren  mit  starkem  Zuzug  von  Arbeitern  und 
rapider  Vermehrung  der  Einwohnerzahl  der 
Fall,  wo  ein  solider  Kaufmannstand  mit  hin* 
reichendem  Betri^kapital,  kanjfm&nnischer 
Bildung  und  kanfmännucher  Tradition  fehlt. 
Hier  schafft  ein  vorsichtig  geleiteter  Konsum- 
verein die  noch  fehlende  Konkurrenz,  kontrolliert 
die  lokale  Preispolitik  und  weist  ihre  Ueber^ 
treibunffea  in  die  gebotenen  Schranken  zurück. 
Es  handelt  sich  also  nicht  etwa  und  nicht  immer 
nm  eine  Verdrängung  und  Ausschaltung  der 
Zwischenhändler,  sondern  vielfach  nnr  um  die 
Schaffung  eines  Gegengewichts  gegen  dieselben. 
Die  Konsamvereine  vertiefen  den  Einblick  in  die 
Vorgänge  der  Warenmärkte,  deren  erhebliche 
Preisschwankungen  —  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten waren  es  vorwiegend  Preisminderungen 
—  beim  lokalen  Absätze  sonst  gar  nicht  in  die 
Erscheinung  treten  würden.  Die  mittelbare 
Konkurrenz  der  auf  der  Selbsthilfe  aufgebauten 
Genossenschaften,  wie  auch  der  großen  Bazare 
und  Warenhäuser,  wodurch  der  innere  Zu- 
sammenhang zwischen  Engrospreis  nnd  Detail- 
preis verstärkt  wird,  pflegt  viel  fühlbarer  zn 
sein  als  direkte  Kundenflncht.  Vielfach  kSnnen 
erst  anf  diesem  Wege  neue  Konkurrenzerschei- 
nungen ausgelost  und  die  eigentümliche  Preis- 
beharrung,  wo  es  die  Verhältuisae  der  großen 
Märkte  wünschenswert  erscheinen  lassen,  be- 
kämpft werden. 

Die  AusBchaltungsmÖglichkeit  dem  Zwischen- 
handel gegenüber  —  darüber  darf  man  sich 
nicht  täuschen  —  ist  trotzdem  eine  recht  be- 
schränkte. Aber  innerhalb  gewisser  Grenzen 
ist  sie  vorhanden  und  für  die  Beteiligten  von 
unzweifelhaftem  Vorteil.  In  der  Natnr  des  ge- 
wöhnlichen Konsumvereins  liegt  es,  daß  er  die 
Waren  des  täglichen  Masseuhedaris,  für  die  er 
seine  Kundschaft  nicht  erst  an  suchen  braucht, 
und  nach  denen  eine  quantitativ  nnd  qualitativ 
konstante,  leicht  zu  schätzende  Nacbirage  be- 
steht, so  daß  der  speknlatire  Untemehmnugs- 
geist  des  Unternehmers  mehr  oder  minder  cu- 
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rüoktrilt,  TondenGroBbSiidleni  öderProdnzenteD 
direkt  bezieht  und  an  die  letzten  Eon8iimeat«n 
vertreibt.  Es  ist  unzweifelhaft,  daß  anf  diese 
Weise  ohne  kostspieligen  Beamtenapparat  nnd 
ohne  erhebliches  Bisiko  der  Warenbezug  der 
Genossen  erleichtert  und  verbilligt  werden  sann. 
Dazn  kommt,  daß  durch  die  KonBumvereine  in 
den  Mitgliedern  Sinn  nnd  Ffthi^heit  für  die  Er- 
sielnng  von  Ersparnissen  entwickelt  wird,  die 
Barbeztthlang  znr  Gewohnheit  wird  and  die 
Genossen  Kur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit 
herangezogen  nnd  in  derselben  geschult  werden. 
Es  sind  also  ebensowohl  wirtschaftliche  als 
sittliche  Gesichtspunkte,  die  die  Errichtung  von 
Konsumvereinen,  besonders  für  die  arbeitenden 
Klassen  als  in  hohem  Grade  wünschenswert 
erscheinen  lassen.  Wenn  die  Konsumvereine 
ihren  Zweck  erreichen,  mQssen  sie  den  ansässigen 
Detailgeschäften  Abbruch  tun  und  mit  ihnen  in 
Konkurrenz  treten. 

So  lebhaft  die  Anklagen  unserer  Detail* 
hftndler  gegen  das  KonsamTovinswesen  auch 
sein  mögen,  und  so  sehr  die  persönlichen  In- 
teressen der  Ankläger  durch  dasselbe  auch  ge- 
schädigt werden,  auf  eine  dauernde  Unter- 
stützung seitens  der  Gesetzgebnng  wird  eine 
solche  Eeaktion  kaum  zu  rechnen  haben.  Viel- 
fach haben  sich  schon  die  Konsumvereine  zu 
Verbänden  vereinigt,  die  Lieferantenverträge 
mit  besouderen  Babattbedingungen  in  großem 
Maßstabe  abschließen.  Auch  hiergegen  ist  ver- 
nOnftigoweiBe  gar  nichts  einzuwenden.  Die 
Großhändler  sind  dnrchans  geuei^,  solche  Kon- 
trakte abzu.«chließen,  dnrch  die  sie  kaufkräftige 
und  zahlungsfähige  Kunden  sich  sichern.  Unsere 
Mittelstandspolitiker,  wenigstens  in  ihrer  be- 
sonnenen Minderheit,  haben  deswegen  auch  mit 
der  Zeit  einsehen  gelernt,  daß  gegen  die  Kon- 
sumvereine der  Arbeiter  und  der  sonstigen 
„kleinen  Leute"  nichts  zu  machen  ist.  Um  so 
größer  ist  das  Wehgeschrei  gegen  ähnliche  In- 
stitute in  der  Beamtenschaft  nnd  anter  den 
Offizieren.  Hier  sind  in  neuer»  Zeit,  besonders 
in  Deutschland,  Vereinigungen  entstanden,  die 
zam  Teil  großkapitalistische  Unternehmungs- 
formen angenommen  haben  und  sich  von  den 
^oüen  Versandgeschäften  and  Warenbazaren 
in  der  Betriebstechnik  kaam  onterscheiden. 
Aber  aach  die  lokalen  Vereinigungen,  nament- 
lich in  Städten  mit  einer  zahlreichen  Beamten- 
schaft, haben  ihre  Wirksamkeit  in  eigenartiger 
Weise  ausgedehnt  und  greifen  bereits  durch 
eigene  Bäckereien,  Schlächtereien,  Schneider- 
werkstätten a.  dgl.  in  das  Gebiet  des  Hand- 
werks ein.  Erheblich  sind  aber  die  hierbei  er- 
zielten Erfolge  nicht.  Waren  schon  bei  den 

Sewöhnlidien  Konsumvereinen  zahhreiche  Glieder 
er  besitzenden  Klasse  beteiligt,  so  sind  bei  den 
großen  Beamten-  and  Offiziervereinen  diese 
Klassen  der  hauptsächlichste  Bestandteil.  In 
ganz  eigentümlicher  Weise  haben  die  Mittel- 
standspolitiker diese  neuen  Unternehmungen  der 
genossenschnftlicben  Seibathilfe  anzuschwärzen 
und  zu  bekämpfen  gesucht.  Man  hat  den  Vor- 
ständen vorgeworfen,  daß  sie  einem  speknlattven 
Privftterwerb  nachj^ten  und  dabei  das  Dienst- 
interesse  and  die  Beantffliwttrde  vernachlässigten, 
Behauptnngen,  die  leichter  aufgestellt  als  be- 
wiesen waren.  Man  hat  femer  darauf  hinge- 
wiesen, daß  es  ein  eigentümlicher  Widerspruch 
sei,  daß  die  vom  Staate  besoldeten  and  zur 


]  Wahmehmang  des  Staatrinteretsea  faernfenoi 
Personen  an  Unternehmungen  beteiligt  seien, 
die  den  Mittelstand  zerrütteten  und  seine  Glieder 
proletarisierten.  Man  hat.  es  hier  mit  gans 
eigentümlichen  Ideeen^ängen  zu  tun,  die  den 
Grand,  warum  der  Einzelne  an  die  staatliche 
Zwangsgenossenschaft  Stenern  zahlt  nnd  wozn 
der  B«tmte  ei^rentlieh  da  ist,  Terkeanoi.  Sdbst- 
verständlich  ist  es  im  Interesse  des  soBalen 
Friedens,  der  Unparteilichkeit  und  des  An»eheiu 
der  Behörden,  wenn  sie  sich  den  Beamtenkoo- 
sumvereinen  gegenüber  jeglicher  Einmiachaiig 
enthalten.  Hehr  kann  man  aber  billigerwcüe 
nicht  verlangen. 

Außerordentlich  omstritten  nnd  in  der  Tat 
recht  schwierig  ist  die  steuerliche  Behaodliui|^ 
der  Konsumvereine  wie  der  Genossenschaften 
Überhaupt.  Hier  erüflniet  sich  dem  Xaüona>l- 
Ökonomen  ein  interessantes  finanzwissenecbaft- 
Hehes  ProUem,  das  ohne  genaue  FeststeUnng 
der  Begriffe  Einkominen  nnd  Gewerbe  nicht 
gelöst  werden  kann.  Die  Frage,  wieweit  Kon- 
sumvereine znr  Steuer  herangezogen  weMea 
können  and  müssen,  wird  sich  anter  Umständen 
verschieden  beantworten,  je  nachdem  es  sich 
um  Staatssteuem  oder  nm  kommunale  Abgaben 
handelt,  und  femer,  ob  Personal-  oder  Ertrag 
Stenern  in  Frage  kommen.  Die  Stenerarten, 
die  hier  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  sind  die 
Einkommensteuer  nnd  die  Gewerbestener.  Allen- 
falls kann  es  sich  auch  um  die  Kapitalrentea- 
stener  handeln.  Bei  diesen  Stenergattim^eB 
wird  wieder  ein  Unterschied  zu  machen  ^ein, 
ob  sie  Staats-  oder  Einkommensteuern  nnd. 
Der  Rechtszustand  in  Denschland  hat  sich  in 
dem  letzten  Jahrzehnt  teils  darch  neue  Steav- 
reformgesetze,  teils  dnrch  die  Judikator  sehr 
verändert.  Beides,  Gesetz  und  Gesetzesauslegang-, 
war  den  Konsumvereinen  gleich  ungünstig. 
Was  die  Staatseinkummensteuer  anbeljiffc,  »o 
wird  man  bei  einer  flüchtigen  Prüfung  der  ^t- 
setzlichen  Beatimmungen  einen  Unterschied 
zwischen  denjenigen  Bundesstaaten  machen 
kennen,  bei  draen  die  Ktnunrnvereine,  wie  die 
meisten  OraoBsenachaftoi,  der  Einfcomnenstmer 
ohne  weiteres  anteiligen;  ferner  swiscliai 
solchen,  wo  die  Stener  nur  erbolMtn  wird,  wenn 
anzonehmen  ist,  daß  der  Geschäftsbetrieb  der 
Konaamvereine  Uber  den  Kreis  der  Genossen 
hinausgeht ;  endlich  gibt  es  einige  wenige 
Bundesstaaten,  wo  die  Staatssteaer  die  Konsum- 
anstalten  freiläßt.  In  die  erste  Gruppe  gehSren 
jetzt  Sachsen,  Baden,  Württemberg,  M»:klenbnr;p, 
Heinigen,  Anhalt,  Lübeck,  Hamburg  nnd  die 
beiden  Renß.  Der  zweiten  Gmppe  sind  Prenfien, 
Braunschweig,  Bremen,  nnd  eine  fieihe  Th&> 
riogischer  Staaten  zncnrechnen.  Der  wicbtigate 
Repräsentant  der  dritten  Gruppe  ist  Hesssn. 
Aber  auch  dieses  Land  hat,  wie  fast  alle  anderen 
Staaten  mit  einer  neuen  Einkommensteuer- 
gesetzgebung  die  reine  Personalsteuerreformj  in 
der  nur  phy.<)ische  Personen  steuerpflichtig  sind, 
verlassen.  Durch  die  neuen  Blinkommensteaer- 
gesetze  geht  insofem  ein  einheitlicher  Zn^,  aU 
neben  den  physischen  Personen  auch  juristuche. 
wie  Aktiengesellschaften  nnd  Genossenschaften, 
vielfach  auch  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  als  einkommensteaerpftichtige  Personen 
im  steaertechnischen  Sinne  oehandelt  werden. 
Den  Anfang  hat  man  fast  überall  mit  der  Her- 
anziehnng  der  Aktiengesellschaften  gemacht. 
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iLunii  wurde  dci  System  dnrcbbrocben  nnd  die 
'.»rUgcbiuig  Terleitet,  den  Kreis  der  atener- 
l-tiriitigea  joristiHchen  Personen  immer  weiter 
19  üeheD.  Bei  n&berer  Betrachtung  erweist 
•-'Ii  iUt  ünterscbied  der  ersten  nnd  zweiten 
••mp^  bssdesstaallieher  Einkommenstenern  als 
•IL  vkha,  der  nicht  Ton  großer  praktischer 
VJi-uiang  ist,  10  theoretisch  wichtig  eine  solche 
r.^!toktiga  aoch  sonst  sein  mag.  Früher  gab 
.  Aijummrereine,  die  auch  an  Kicbtmitglieder 
"V^B  Terknofen  dnrften.  Pas  ist  nach  der 
■..otnn  Gesetzgebang  nicht  mehr  der  Fall. 
I"  Novelle  znm  Genossenschaftsgesetz  tou  1896 
■'H'ietei  direkt  den  Warenahsatz  an  Kicht- 
cT^ifdtrr  nnd  stellt  Zuwiderhandlungen  unter 
.•tr^f.  Gleichxeititr  ist  die  Ansgabe  von  Marken 
ii-l  agf  den  Iihäter  lautenden  Anweisnogen, 
'cl'U  die  Hitglieder  zum  Warenbezug  4)e- 
fingten,  verboten  wordoi.  Die  sog.  Divi- 
-fidenaukeB  als  Unterlage  fUr  die  Verteilung 
ptwmMtbaftlichen  Gewinns,  die  ja  keine 
■UÜniu><vBmigate  fltr  den  Wareneinkauf  sind, 
[id  4»^gvn  weiterhin  znlässig.  Das  Gesetz 
—tr<4it  weiterhin  auch  die  Konsum vereinsmit- 
.  :Hier  mit  Strafe,  wenn  sie  gewohnheits-  oder 
.>n(TUmiiüig  die  aus  dem  EonBumverein  he- 
wneo  Wanai  eegen  Entgeld  weiter  geben. 
'-:»it  m»  dieser  Bestimmong  ersieht  mau,  daQ 
;>  ■•«ntsaeuehaftenoTelle  von  1896  ein  reines 
■tii^eealmt^eMeU  ist,  das  die  an  nnd  für  sich 
riilittiidif  bamlose  and  mit  der  Rechtsordnung 
tu  nirhl  im  Widerstreit  stehende  Weiterüher- 
'.■iiriing  mn  Waren  bestimmter  Provenienz 
>'nr  aar  verbietet  sondern  str^rechtltcfa  ver- 
:  .t  W&hrenil  jedermann  das  Becht  hat,  sein 
i  ir'iitnm  20  reriuDem,  Warenbezüge  in  größeren 
i'ofutibiies  vorzunehmen  nnd  diese  dann  wieder- 
i-ii  ui  Rekannte  zum  Selbstkostenpreis  weiter- 
tMif-iffi,  wird  der  Kunde  eines  Konsumvereins, 
')T  ikat  als  Genosse  angehörtj  unter  ein  Aus- 
iilivwnchi  gestellt  und  in  seiner  Bewegnngs- 
üiibett  beengL 

Nsaentlieh  im  Königreich  Sachsen  haben 
t\t  Koinnranen  einen  organisierten  Kampf 
<rt*A  die  Konkurrenz  des  ans&ssigen  Klein- 
-ia4-UinSKne  gesetzt  Die  dortigen  Gemeinden 

«IfD  fine  fast  nneingescbrftnkte  Autonomie  in 

'  R«gelnng  ihres  Gemeindeabgaben wesens, 
•fu  (U  4v  Staatsregiernng  Schritt  für  Schritt 
>  Jeu  Mittelstandspolitikem  zurückwich,  ge- 
'•»'•e  w  ihnen,  nicht  nur  die  Konsumvereine, 
^ritn  nch  die  sonstigen  Erwerbs-  und 
"  ••t^cbsf^enoasenschaften,  alle  Aktiengesell- 

uUtD,  wiirenbftQfler,  VerBand-  and  Filial- 
r:vufi»  hoben  Bondergewerbesteaern  (ITmsatz- 
■i'tMui  zB  QBterwerfea.   Emen  sambafteu  Er- 

-  k  hst  sber  dtMe  ganze  Aktion  bislang  nicht 

-  aiht  In  der  Sonderbestenerung  und  Be- 
•.iiiifaiyf  der  Warenhäuser,  der  Großbazare 

'in.  die  jetit  im  Hittelpnnkt  erregter  Er- 
''■  nuu;  liehen,  ist  Sachsen  nicht  allein  geblieben. 

Warenhansproblem,  das  übrigens  sehr 
lamuica  iftt  namentlich  anch  im  Hinblick 
tttl  die  T4tJ>acbe,  daß  die  großen  Spezial-  und 
^'riud£c*cbAfte  dem  DetaiAiandel  viel  tn^hr- 
■1'^  wwden  kennen  als  die  Warenhftnser, 
t  m  hier  aidit  erSrtert  werden.  Die  Haupt- 
!•  rlmu^  der  HittelstandspoHtiker  war  anf  eme 

"l'rl)Mt«uemng  der  Wareubauser,  gemessen 
ibJi  itjf,  t'msatw,  gerichtet.  Vorangegangen 

is  diewr  Beuehang  Frankreich  mit  den  ver* 


schiedensten  nnd  z.  T.  extravagantesten  Ver- 
suchen, die  Großm^azine  und  Bazare  steuerlich 
zu  strangalteren.  Diese  Steuerexperimente  sind 
dank  der  mannigfalti^^en  Abwälzungsmöglich- 
keiten vollständig  mißlungen.  Die  deutsche 
Wareuhaoshestenerun^  nahm  zwar  dnen  anderen 
Weg  als  die  französische ,  ist  anch  neneroi 
Datums,  Erfolge  hat  sie  ebensowenig  wie  diese 
gehabt 

Unter  den  Stener-  nnd  Sozialreformen  des 
kaufmännischen  Mittelstandes  war  eine  radikale, 
strikt  zttnftlerische  Richtung  von  einer  ge- 
mäßigten klar  zu  unterscheiden.  Die  Vorschläge 
znr  Abhilfe  seitens  der  ersteren  berührten  sich 
zum  Teil  eng  mit  dem  Programm  der  Hand- 
werkerpartei nnd  verlangten  sogar  gewerlie- 

eolizeiliche  Verbote  oder  weni^tens  die  Wieder- 
erstetlnng  früherer  Konzessionssysteme.  Die 
gemäßigtere  Richtung  betrieb  dagegen  mehr 
eine  etwas  „verschämte"  Hittelstandspolitik. 
Sie  sammelte  fortgesetzt  Anklagematerial,  das 
den  Warenhäusern  unlauteren "  Wettbewerb, 
Qualitätsverschteiernng,  Quantitätsrerminde- 
rung,  sonstigen  Schwindel  aller  Art,  Markt- 
schreierei nnd  skrupellose  Ausnutzung  der  Ar- 
beitskraft der  Angestellten  usw.  nachweisen 
sollte.  Selbst  die  größere  Feuergefährlichkeit 
der  Warenhäuser,  welcher  Gesichtspunkt  sogar 
in  den  Motiven  des  preußischen  Gesetzentwüb 
V.  8./II.  1900  ein  verstecktes  Plätzchen  gefunden 
hat,  wurde  fttr  die  Berechtigung  einer  konuno' 
nalen  Extrabestenenmg  verwertet. 

Die  vorgeschlagenen  Radikalmittel  gegen 
die  Warenhäuser  und  verwandte  Institute,  die 
auf  Kongressen,  in  Petitionen  und  in  zahlreichen 
Broschüren  begründet  worden  sind,  können  hier 
nur  aufgezählt  werden.  1.  Die  Gründung  von 
Aktiengesellschaften  für  den  Detailverkauf  ist 
zu  verbieten.  2.  Sämtliche  Beamten-  nnd  Offi- 
zierkenanmvereine  und  deren  Warenhäuser  sind 
von  den  Regiernngen  zu  untersagen.  3.  Alle 
Filialen  grwer  Geschäfte  sind  foner  Sonden 
besteueruug  zn  unterwerfen.  4.  Die  Zulassung 
von  Warenhäusern  ist  von  einer  Konzession, 
die  wiederum  nach  der  „Bedürfnisfrage"  zn 
entscheiden  ist,  abhängig  zu  machen,  ß.  AUe 
größeren  Detailgeschäne  von  einem  bestimmten 
Umsatz  an  sind  einer  progressiven  Unuatzsteuer 
zu  unterwerfen. 

Mehr  und  mehr  konzentrierte  sich  aber,  da 
die  Mittelstandspolitiker  anscheinend  ihre  extra- 
vaganten Forderung[ea  selbst  nicht  recht  ernst 
nahmen,  die  Agitation  auf  eine  besondere  Be- 
steuerung der  Warenhänaer,  Versandgeschftfte 
nnd  der  Filialen.  Wenigstens  stellte  man  die 
weitergehenden  Forderungen  vorläufig  zurück, 
um  neben  der  bestehenden  Gewerbesteuergesetz- 
gebung oder  innerhalb  derselben  die  großen 
Detailgeschäfte  einer  hüheren  Besteuerung  zu 
unterwerfen.  Die  Idee  der  Umsatzsteuer  in 
Deutschland  stammt  aus  dem  Jahre  1895.  In 
diesem  Jahre  wurde  in  verschiedenen  Eingaben 
an  die  Landtage  der  einzelnen  Bundesstaaten, 
namentlich  an  diejenigen  von  Sachsen,  Bayern, 
Preußen  und  Württemberg,  seitens  der  Ver- 
einigungen der  Detailkanftente  zugunsten  einer 
Umsatzsteuer  für  Warenhäuser  nnd  Bazare 
Stimmung  gemacht.  In  Bayern  führten  diese 
Bestrebungen  zu  lebhaften  Kämpfen  innerhalb 
und  außerhalb  des  Parlaments  nnd,  da  aus- 
drücklich gefordert  wurde,  daß  die  Warenhäuser 
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so  hoch  hestenert  werden  sollten,  daß  dadurch 
das  Fortkommen  des  Kleinhandels  nicht  mehr 
gehindert  werde,  so  wnrde  aach  die  Bechtsfrage, 
ob  Qberbaapt  ein  solches  Vorg^ebeo  mit  der  in 
der  BGew.-O.  gewährleisteten  Oewerbefreibeit 
in  Einklang  eq  hringen  sei,  aufgeworfen.  Aach 
hei  den  späteren  preofilscben  VerhandlaDgen 
worde  diese  Streitfrage  erQrtart.  Die  Staati- 
regiernngen  Bayerns  nnd  PrenDens  stellten  sich 
«U  den  Standpunkt,  daß  nur  eine  „prohibitiT" 
wirkende  Umsatzsteaer  unzulässig  sei,  während 
jndirere  Bechtagntachten  sich  im  O^eniatz 
dazu  dabin  aussprachen,  dafi  solche  Eitrabe- 
steuemngen  mit  ausgesprochen  aosiatpolitiscben 
Tendenzen  mit  dem  Oeiste  der  BOew.-O.  nicht 
in  Einklang  zu  bringen  seien.  Der  §  7  der 
BGew.O.  hebt  nämlich  alle  Abgaben,  welche 
für  den  Betrieb  eines  Gewerbes  entrichtet  werden, 
mit  Ausnahme  der  an  den  Staat  and  die  Ge- 
meinde SD  entrichtenden  Oewerbestevem,  auf, 
und  es  ist  in  der  Tat  nach  der  historiBchen 
Entstehung  dieser  Bestimmung  und  nach  der 
sugestandeneuTendenz  der  neuen  Sondergewerbe- 
steuer zum  mindesten  zweifelhaft,  ob  diese 
unter  die  znlässi^n  Gewerbesteuern  i&üt.  Be- 
steuert wird  bei  ihr  nicht  nur  eine  in  gewissen 
Merkmalen  gefundene  Geschäftsanadehnnng,  auf 
Grund  deren  man  auf  eine  erb{!hte  Leistungs- 
filbigkeit  schlieOen  kann,  sondern  auch  ein  un- 
gewöhnliches Geschäftsverfabren ,  und  dieses 
Geschäftsverfahreo,  das  sich  eben  aus  dem 
Warenhans-  und  versaodgeschftftscbarakter  er- 

E'bt,  ist  die  primäre  Veranlassung  der  Sonder- 
steuemng.  In  Bayern  geht  das  aus  den  Ver- 
haadlungen  des  Parlaments  unzweifelhaft  klar 
hervor.  Man  hat  im  Gewerhestenertarif  gleich- 
sam eine  Normal  betriebe  weise  des  Detailhandels- 

Cbäftes  konstruiert  und  daneben  ein  anormales 
häftsverfahren,  bei  dem  man  gleichsam  den 
unlauteren  Wettbewerb  präsnmiert,  hingestellt 
und  dieses  besonders  stenerlich  belastet.  Diese 
gesetzgeberische  Tendenz  hat  &ber  alle  juris- 
tischen, volkswirtschaftlichen  nnd  steuertbeo- 
retiscfaen  Bedenken  und  Einwurfe  obgesiegt. 

In  dem  neuen  bayerischen  Gewerbesteuer- 
gesetz  von  1899  ist  alles  dasjenige  enthalten,  was 
die  Mittelstandspolitiker  verlangt  haben.  Die 
bayerische  Warenhausstener  ist,  rein  äoCerlich 
betrachtet,  nur  eine  reguläre  Gewerbebeateuerung, 
materiell  aber  eine  ausgesprochene  Sonderbe- 
Bteuerung.  Im  Gegensatz  aber  zur  späteren 
preuQiflchen  Gesetzgebung  ist  sie  verbunden  mit 
einer  gleichartigen  steuerlichen  Belastung  der 
Abzahlungs-,  Versteigemngs-,  Filial-  nnd  Ver- 
sandgeschftfte  sowie  auch  der  großen  Spezial- 
geschUte.  Es  ist  also  hier  der  Charakter  der 
Sonderbestenerung  etwas  gemildert  Eine  ana- 
loge Bewegung  in  Preußen  mbrte  zu  dem  Waren- 
Iwusgesetz  von  1900.  Es  wird  jetzt  fjlgemeln 
anerkannt,  daß  dieser  Versuch,  wie  von  natioual- 
Ökonomischer  Seite  vorausgesagt,  ein  glänzendes 
Fiasko  gemacht  hat;  außer  Preußen,  Bayern 
und  Sachsen  haben  sich  in  der  Warenhaus- 
besteuerunjT  noch  Wttrttemberg  (1903).  Brann- 
scbweig  (1904)  und  Baden  (ebenfalls  1904^  ver- 
sucht. Alles  Nähere  hierüber,  namentlicn  die 
finanstechnische  Seite,  findet  man  unten  in  dem 
Spezialartikel  „Warenhausstener". 

Zu  den  regelmäßig  wiederkebreuden  Klagen 
des  kanfmänniscben  Mittelstandes  gehlJrt  auch 
di^enige  Ober  das  Wandergewerbe.  Die 


Eausiererei,  das  Detailreisen,  d.  b.  der  Ahsats 
von  Waren  durch  die  Geschäfbreiseuden  stehen- 
der Gewerbebetriebe  direkt  an  das  kaufende 
Publikum,  die  Wanderlager,  die  Warenanktionen 
und  die  Konkorsausverkäufe  hätten  sich  —  so 
behauptet  man  —  in  der  ungesundesten  Weise 
Termehrt  und  zu  einer  hCcnst  bedauerlichen, 
auch  Bosialpolitüeh  bedenkliehen  Sdinndkon- 
knrrenc  gefllnrt  Deb«-  die  Arten  des  HaQs!er- 
handels  und  seiner  Entwickelnng  unterrichtet 
der  Art.  „Haasiererei'*.  Auch  ist  der  Art. 
„Kleinhandel"  nnd  die  dort  angegebene  Liter&tnr 
(oben  S.  167 fg.)  zu  vergleichen.  Die  Beschwerden 
über  das  Wandergewerbe  u-  dgl-,  die  Hbri^ns 
nach  der  Enquete  des  „Vereins  nlr  SozialpoUlik" 
(Bd.  77—83)  eine  Bestätigung  nicht  gefunden 
haben,  haben  mancherlei  gesetzgeberische  Er- 
folge erzielt.  So  haben  einzelne  Bundesstaaten, 
z.  B.  Preußen  (1880),  den  Kommunen  eine  be- 
sondere Besteuerung  des  Wanderlagerbetriebs 
gestattet.  Die  Gewerbewdnang  behandelt  jetet 
die  Wanderlager  grundsätzlich  wie  den  Oeweriw- 
betrieb  im  Umherziehen  und  hat  die  Wander- 
anktionen  ganz  verboten,  ebenso  die  Wander- 
verloBUDgen.  Die  Novelle  zur  Gew.-O.  von  1896 
richtete  sich  namentlich  gegen  das  Detailreisen. 
Außerdem  wurden  gewisse  Waren  vom  Feil- 
bieten im  Umherziehen  ganz  ausgeschlossen 
und  die  Bestimmnn^n  Qlwr  die  Erteilung  des 
Waudergewerbescheins  tind  seine  Zurücknahme 
verschärft  (s.  Art  .Gewerbegesetzgebnng"  oben 
Bd- 1  insbesondere  S.  103t  fg.).  Audi  das  Kinder» 
Schutzgesetz  von  1903,  wenn  es  such  vorwiegend 
sozialpolitischen  Tendenzen  huldigt,  ist  den  Mift* 
ständen,  die  aus  der  Verbindung  von  Eausiererei, 
Straßen^ewerbe  (s.  diesen  Art)  mit  Bettelei 
durch  Kinder  unter  13  Jahren  geseif  igt  wurden, 
ener^sch  zu  Leibe  gegangen.  MitteUtands- 
politischen  Charakter  trägt  enillich  auch  eine 
Reibe  von  Maßnahmen  zur  Verschärfung  der 
Sonntagsruhe  und  Sonntagsheilignng,  z.  B.  der 
Scblnßzwang  der  Warenautomaten,  der  nur  ans 
Konkurrenzmotiven.  aber  nicht  ans  Arbeiter- 
schutzgrUnden  erklärt  werden  kann. 

Im  übrigen  ist  die  mittelBtandspolitiache 
Bewegung  gegenwärtig  noch  in  volletn  FluB 
und  führt  Tielleicht  zur  Gründung  einer 
selbständigen  MittelstaDdBpartei ,  die  der 
Glesetzgebung  noch  maacherln  Zugeständ- 
nisse abringt. 

Literatur:  M.  Biermer,  Art.  „SfUteUtantU- 
bewegung"  in  H.  d  St.,  t.  Ävß..  Bd,  V,  &  »U/f. 
und  Art.  „TTorotMuMr"  o.  a.  O.,  Bd.  Vil, 
8.  64t fg.  —  DeratMte,  DU  MHUitlanditvvtgm^ 
und  WarmhautprtAUm ,   1905.  —  Amg. 

Mngelf  DetaiUütenfragm  (So*.  Jhgpsfragtn  SS), 
1905.  —  G.  Adler,  Der  Kampf  vider  den 
ZtPÜchenhandcl,  1896.  —  K  Wernteke,  £Mn- 
Kandel,  Konnimvereine  und  Wamhäuwr,  Jahri. 
f.  Nat.,  S.  F.,  Bd.  I4,  S.  ?lt  u.  8SS.  —  F.  C. 
Huber,  Warenhaut  und  KUmhandet,  1899^  — 
Die  Lage  de»  Kleinhandel«  in  Deutaetiland. 
Enquete, her.v.  i.  BandeUJcammer  tu  Hannover, 
X  TeiU,  1899—1900.  —  W.  Borg  ins.  Wand- 
lunf/en  im  modernen  Detaithand^  Areür  f.  »nt. 
Ge9.,  Bd.  IS,  S.  ilfg.  —  Verhandiungen  da 
Verein»  für  Sowitäpolitik ,  1899  (Rt/rraf  ron 
Son^rt,  Jlathffm,  SoOcej,  Sekr.  d.  Ver.  f. 
Sog.,  Bd.  98,  1900.  —  Bwieht  iAer  lUe  am  9.IX. 
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1X)S  zw  OwnabrUck  gepßogenm  Verhandlun gen 
4titUdter  HamMtkSrpenchafien  betr.  die  Be- 
ir^mf»it»e  de»  Xleinhandelt  und  die  Mittel  sur 
Jiki^  dmetben.  Zu$ammenf/eMteUt  von  F.  Stumpf, 
—  J)eut»eAe  MiUtUtands-Korretpondena 
'DJtJ£j,  t.  Jakrs^  BerUtt-FHtdenau,  1906. 

Biermer. 


JiollUiarsteaer. 

M.  Ut  ein  aoi  der  fransOsiBcben  Steaer- 
^hichte  herrorgegangener  Aasdmck.  Stener- 
ti^-iiBtscb  es  Up  rang  er  der  Absiebt,  darch  eine 
itt  Immobiliftrstener  enteegengesetzte  direkte 
rtrwTfami,  die  M.  (contnbation  mobiliSre),  die 
£iikftalu  ftoa  dun  bewulichen  Vennü^eD  obne 
Bickäeht  anf  deren  konnete  Encheinangsf  orm 
n  mfos.  Der  Umfoiur  der  H.  ist  im  Laafe 
fc*  19.  Jahrb.  dnrth  die  Steaergesetzgebang 
aoBtr  mehr  cöngeaebrftnkt  worden.  Sie  stellt 
>irb  heute  in  ihrem  Wesen  als  eine  direkte 
ruoer  Tom  persODlichen  Wobnangsanfwande 
'kl  als  eine  Mieutener  dar. 

Vgl  Art.  .Hietateaer"  oben  S.  489  ig. 

Max  von  Veeleek 

Modelle,  Modellschntz 
N  Muster-  and  Modellschutz 
ttoten  S.  525  fg. 


■oaopol. 

I.  Begriff  vnd  Wesen  des  H.  2.  Arten  der 
H   Iii  M.  bei  der  FreisbildoDg). 

L  Oecriff  md  Wesen  dea  H.  Unter 
V.  ^vnfewt  man  diejenige  VorzugssteUuog 
la  TaiuchTpHcehr,  (Ue  den  Eignem  (Pro- 
■iiueoteo  oder  Besitzern)  bestimmter  wirt- 
"•baftUcher  Oder  deren  ProduktioD  oder 
VerweituDg  unter  Ausschluß  fremder 
Mitb'-werbuDe  Bichert,   Der  freie  Wett- 
^•^■■rti  ist  Qbenll  im  Wirtsoha^Ieben  mehr 
■<W  veniger  durch  reiBehiedene  Schranken 
lOifengt    Diese  können  teils  natflrliche, 
)'ih  reditUche  und  soziale  sein.  Sie  können 
-"»^  aber  mituntn  bis  zu  einem  Grade 
*v«eni,  daB  sie  gewissen  Personen  im 
><ndireiDe  aolehe  Machtstellung  verleihen, 
!*■  jnle  Kookunenz  ohne  weiteres  aus- 
•  rtliett,  sie  kflnnen  sn  einer  Mauer  werden, 
AcUc^Chin  jedes  EÜndringen  fremder 
'A'ftfTOifldier  Interessen  in  die  eigene  Wirt- 
vhaftsaphäre  nnml^lich  macht 

her  Inhaber  eines  M.  vermag  daher 
«trtechaftlidien  Interessen  unbedingt 
in\  eiMeitig  zu  wahren,  da  keiuo  Unter- 
''tnngen  söner  Eonkurrenten  die  volle 
A'siwertUDg  stflren,  sein  Wirlschaftserfolg 
M-Imehr  lediglich  von  der  Schätzung  der 
^trf-ritoer  seiner  M.ware  abhängt.  Je  not- 
»••oiltirw  ein  solches  Gut  zur  Bedflrfnis- 
■*lr»«liping  and  je  verbreiteter  infolgedessen 
Verblau«^  ist,  desto  leichter  kOnnen 


die  Binzel-  und  die  Gesamtinteressen  mit- 
einander in  Widerspruch  geraten,  und  desto 
gefährlicher  kann  nach  Umständen  die  Aus- 
beutung eines  M.  für  die  Gesamtheit  werden. 
Diese  Macht  des  M.inhabers  kann  wirt- 
BchaftUch  nur  dadiuch  gebrochen  werden, 
dafi  die  Konsumenten  aÜE  den  Genuß  der 
M.E^ter  verzichten,  was  überall  da  erreichbar 
ist,  wo  sie  durch  „Surrogate"  entbehrlich 
werden.  Wq^u  diraer  mannigfaltigen  Nach- 
teile bedarf  tedes  M.  einer  öffentlichen  Kon- 
trolle und  Beeinflussung.  Zudem  ist  die 
M.8tellung  leicht  mit  der  Ckt&hr  des  Still- 
stehens der  teohnisdien  Entwickelung  ver- 
knfipft  und  flberhebt  den  Monopolisten  wegen 
der  Sicherheit  seines  Absatzes  der  Not- 
wendigkeit, das  (ökonomische  Prinzip  ßorg- 
fältig  zu  wahren. 

8.  Arten  der  M.  Die  meisten  M.  sind 
Yerkaufs-M.,  auch  M.  im  engeren  Sinne, 
bei  denen  sich  die  Vorzugsstellung  auf  den 
Vertrieb  von  Verkehrsgütem  bezieht.  Letztere 
können  aber  neben  Sachgütem  auch  Lei- 
stungen, z.  B.  Transporte,  Waren bef Orderung 
u.  dgl.  m.,  umfassen.  Daneben  kommen 
auch  Ankaufs-M.  vor,  bei  denen  ein  Ein- 
zelner Träger  der  Nachfrage  ist,  z.  B.  der 
Staat  ^genüber  den  Diensten  des  Richters, 
militärischen  Leistungen  usw. 

Wenn  das  Yerkaufs-M.  auf  der  natür- 
lichen, objektiven  Seltenheit  des  betreffenden 
Gutes  überhaupt  oder  innerhalb  des  Ver- 
kehrsbereiches beruht,  so  sprechen  wir  von 
Natur-M.,  und  falls  die  M.wirkung  auf 
künstliche  Ursachen  zurückgeht,  von  künst- 
lichen M.  Die  Entstehungsgründe  können 
privater  oder  staatlicher  Herkunft  sein,  wie 
private  Vereinigungen  Syndikate  und  Kar- 
telle, Geheimh^tung  der  technischen  Her^ 
Stellung  und  des  technischen  Yer&hrens 
einer-  und  gesetzliche  Vorschriften  andere 
seits.  Die  kOnstlichen  M  pflegen  dort  erst 
voll  wirksam  zu  werden,  wo  an  sich  die  Be- 
dingungen für  den  freien  Verkehr  gegeben 
sein  würden,  künstlich  aber  durch  eiae  Ver- 
einigung der  Verkäufer  (Kartell,  SyndiluU:, 
Ring,  Trust,  staatliche  M.betriebe  usw.)  unter* 
bunden  werden. 

Allgemeine  M.  sind  solche,  die  in 
ihrem  Wirkungskreise  mehr  oder  weniger 
unbeschränkt  siud.  Sie  setzen  gegenüber 
der  vorhandenen  Nachfrage  einen  M.gegen- 
stand  von  relativer  Seltenheit  voraus,  der 
nicht  unbeschränkt  hergestellt  werden  kann 
Edelmetalle,  Sorten  von  feinen  Weinen  usw.). 
Den  Gegensatz  hierzu  bilden  die  be- 
schränkten M.,  für  deren  Wirkungen  be- 
stimmte Schranken  gesetzt  sind.  Sie  sind 
entweder  zeitlich  oder  örtlich  be- 
schränkt, wenn  der  M.charakter  durch  Zeit 
und  Raum  begründet  ist,  z.  B.  landwirt- 
schaftliche Produkte,  deren  Herstellung  an 
den  Wechsel  der  Jahreszeiten  geknüpft  ist, 
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Patente,  deren  monopolistische  Ausbeutung 
befristet  ist,  und  andererseits  2.  B.  die  Er- 
zeugnisse der  Handwerker  in  der  Zunftver- 
fassung, wo  der  Mai'kt  fflr  die  Zufuhr  von 
außen  gesperrt  war.  Die  beschränkten  M. 
können  auch  insofern  natOrliche  sein,  als 
die  Mitbewerbung  gleichartiger  Waren  durch 
die  großen  Beschaffungskosten,  durch  hohe 
Schutzzölle  usw.tatsächlich  ausgeschlossen  ist. 

Femer  kann  man  unterscheiden  dau- 
ernde und  vorübergehende,  voll- 
st ä  n  d  ig  e  nnd  unvollständige  M. 
Erstere  Gruppe  um^t  solche  M^ter,  die 
entweder  durdi  Natur  oder  staatlidiett  Ein- 
griff die  Vorzugsstsllung  auf  unbegrenzte  Zeit 
genießen  oder  die  nur  zeitweilig  sich  dieses 
Genusses  erfreuen.  Die  letztere  Gruppe 
df^gen  wird  dadurch  gekennzeichnet,  daß 
entweder  der  Monopolist  überiiaupt  keiner 
Konkurrenz  au^esetzt  ist  oder  er  zwar  an 
sich  Mitbewerber  hat,  die  aber  unter  viel 
ungünstigeren  Bedingungen  produzieren  und 
deshalb  erst  dann  als  Verkäufer  auftreten 
können,  wenn  die  M-preise  so  hoch  sind, 
daß  sie  auch  ihre  höheren  Produktionskosten 
noch  decken.  Beispiel:  die  (DifTerenzial-) 
Orundrente  (vgl.  Art  „Grundrente^'  oben 
Bd.  I  S.  1136  fg.). 

Endlich  besteht  ein  letzter  Unterschied 
zwischen  Produktions-  und  Handels- 
M.  je  nach  der  Ausnützung.  Jene  werden 
vom  Produzeuten,  diese  vom  Händler  (Kauf- 
mann) verwertet.  Beide  Arten  können  aber 
leicht  ineinander  übergehen ,  indem  das 
Handels-M.  nichts  anderes  als  eine  Oigani- 
sation  zur  wirksameren  Ausbeutung  eines 
Produkt ions-M.  ist.  In  diese  Gruppe  zählen 
die  Staatshandels-M.  der  älteren  Handels- 

S>litik,  die  insonderheit  in  England  und 
oUwid  zugunsten  einzelner  privilegierter 
Handelskompagnieen  errichtet  wurden.  Auch 
zu  Steuerzwecken  hat  der  Staat  oftmals  die 
Form  des  Produktions-  oder  Handels-M., 
mitunter  beider,  gewählt.  Hier  haben  wir 
es  dann  mit  Steuer-M.  zu  tun,  deren 
.Zweck  kein  handels-.  sondern  ein  steuer- 
]K>liti6cher  ist  Die  Steuertechnik  hat  dabei 
die  MJiusbcutung  als  wirksamere  Form  der 
Besteuerung  gewählt,  z.  B.  beim  Tabaks-M. 
Doch  sprechen  auch  manchmal  andere  Rück- 
siditen  aJs  rein  fiskalische  bei  Errichtung 
von  Staats-M.  mit,  z.  B.  eine  höhere  tech- 
n^che  Leistung,  polizeiliche  und  hygienische 
Erwägungen  u.  dgl.  m.  Nicht  selten  hat 
auch  im  modernen  Staate  das  Institut  des 
M.  die  Regalien  ersetzt  (vgl.  Art  ,,Regalien"). 

3.  ».  l>ei  der  Preisbildnng.  Vgl.  Art. 
„Preis". 

Literatur:  Fhillppovlch,  Gntndriß  der  pnlt- 
tischen  Oekonomie,  4.  Avß.,  Freiöurg  1901,  S.  187. 
—  Lea^M,  Art.  „Monopol",  B.  d.  St.,  X.  Avß., 
Bd.  V,  a.  850 fg.  Max  v.  HecktL 


MoorkolonisaUoi. 

1.  Ausdehnung  der  Uoore  in  Dentachland. 
2.  Qritnlandsmoore.  3.  Hochmoore.  4.  Die  B*- 
siedelung  der  Hochmoore,  aj  FehnkotonieeiL. 
b)  Moorkolo&ieen. 

1.  Ausdehnung  der  Moore  in  Deutsch- 
land. Die  Nutzbarmachung  und  Besiedelung 
der  unkultivierten,  zum  Teil  ^nz  unbenutzten 
Moore  bildet  ein  Überaus  wichtiges  Problem 
der  deutschen  Volkswirtschaft.  Die  ausge- 
dehnten Moorflächeu  bieten,  wie  namentlidL 
die  hollftadiscfaen  Erfahrungen  beweisen, 
Raum  und  Erwerbsfi^elegenheit  für  viele 
Tausende  von  ansäsm^n  Familien.  Aber 
allerdings  stehen  der  Erschließung  gerade 
in  der  G^nwart  große  ^ndemiaee  im 
Wege. 

Die  Moore  —  von  Vassear  durchsetzte 
Ansammlungen  von  abgestorbenen,  halbzer^ 
setzten  Yegetabilienresten  —  nehmen  in 
Deutschland  nach  ungefährer  Schätzung 
wenigstens  22000  qkm  ein.  Davon  eQtf&llt 
der  bei  weitem  überwiegende  Teil  auf  Nord- 
deutschland. Die  unkultivierten  Moore  um- 
fassen vielleicht  12 — 16000  qkm,  in  Hannover 
und  Oldenbui^  allein  etwa  tiOCiO  qkm. 

2.  GrunIandsmoore.  Oestlich  der  Wasser- 
scheide zwischen  Weser  und  Elbe  findet  sich 
vorwiegend  „Grünlands-"  („Niederungs-**, 
„Wie8en-")moor,  westlich  fast  ausschließlich 
„Hoch-"  („Heide-'' ,  „Moos-")moor.  Auch 
Ostpreußen  besitzt  ausgedehnte  Hochmoor- 
fläcnen.  Die  Grünlandsmoore,  auf  reicherem 
Untergnmdsboden  ruhend  und  graswQchsig, 
ermöglichen,  sobald  betretbar,  die  Haltung 
von  Vieh  und  sind  daher  ohne  weiteres 
einigermaßen  betriebsfähig.  Bei  günstiger 
Entwässerung  bringen  sie  wertvolle  Futter- 
gewächse hervor  und  bei  mäßiger  Zufuhr 
von  Düngemitteln  bieten  sie  den  anspruchs- 
vollsten Ackerpflanzen  genügende  Nahrung. 
Die  Kultur  dieser  Grünlandsraoore  machte, 
angeregt  namentlich  durcli  die  überraschen* 
den  Erfolge  der  „Moordammkulturen"  (Be- 
sandung  des  Moores)  des  Rittergutsbeätz^a 
T.  H.  Rimpau  auf  Cimrau  im  Drömhug  (Pro- 
vinz Sachsen),  in  den  80er  und  90er  Jahren 
bedeutende  Fortschritte.  Damals  wtmlea  in 
Preußen  gegen  6000  ha  Niederungsmoor  in 
Ackerland  verwandelt  Indessen  iät  seitdem 
unter  dem  Druck  der  gesunkenen  Getreicle- 
preise  und  der  gesteigerten  Arbdtslflhne 
(die  Moordammkulturen  verlangen  dauernd 
viele  Arbeitskräfte)  die  rationelle  Anlage 
von  Moorwiesen  und  -weiden  ohne  d«a  teure 
Sanddeckverfahren  wieder  mehr  in  den 
Vordergrund  getreten.  Für  die  Begründung 
neuer  Landwirtschaftsbetriebe  haben  die  meist 
in  kleineren  Stücken  zerstreuten  OrQnland»- 
moore  verhältnismäßig  wenig  Bedeutung ;  aie 
werden  von  den  voi^üandenen  Betrieben  ans 
nutzbar  gemacht. 
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3.  Hechmowe.  Die  im  nordweBtlidheo 
I'  tx-hbnd  Qberwi^nden  Hochmoore  hin- 
.  •.'•.n  mhcn  ftiif  eioem  &st  sterilen,  nie  von 
j^MciIicichem  Waaser  getrftnkten  Heide- 
Stp  eoth^teo  in  den  tiefsten  Schichten 

•  :k«3n?o.  dichten  Heidetorf,  weiter  nach 

fjne  heJJer  geerbte  MoorJage,  und  diese 
.*  Lf  in  Pioe  hnmnsartig  zersetzte  Heideei-de 

•  -r.  III  welch«-  dieselbe  wenig  reichhaltige 
!.  n  iBdtleknutt)  wurzelt,  aus  deren  al^ 

•  H>-M*n  Resten  sie  entstanden  ist.  Da 

H^^hiBDomi,   auch   entw&asert,  der 
üuriiche  Onuwucbs  fehlt,  mufl  ihnen  der 
vrm  avfieo  siigefQhrt  werden, 
l't'  Hndimoore  bnden  das  6i^ntli<^e 
r  -iirt  der  M.  Sie  hat  sich  in  zwei  Formen 

•  .-••ecn:  aln  Fehnkolonisation  (,,Yeen".  ost- 
.     h  ^ehn**  =  Moor)  d.  i.  Besiedelung 

i  Ettltivienmg  des  abgetorften  ünter- 
.  ■  'wJrK  und  als  M.  im  engeren  Sinne,  d.  h. 

n^ii-mog  der  Mooroberfläche  ohne  jede 
.  •  'l«':h  ohne  voUstÄndige  Äbtorfimg. 

1  Die  Besiedelung  der  Hochmoore. 
1  Fehnkolonieen.     Diese   haben  eine 

'■-lilUihe  EntwickeluDg  in  der  nieder- 

.'j.vhen  Provinz  Groningen  gefunden.  Die 

■  Hochmoore  umfassen  mit  Einschluß 
■cigr'n  der  Nachbarprovinz  Drente  ios- 

.       -'twa  250  qkm,  vom  „Hondsnig"  bis 

•  -Ifulschen  Grenze.  Die  Technik  der 
-' ,  'ikuji-iniBation  besteht  darin,  daß  man 

■U?  .M«jr  abtorft,  nachdem  man  seine 

• !'  Eniwhicht,  die  sog.  Bunkererde  ab- 
.  -  i>init  hat :  2.  den  Untergrund  mit  der 
-■iittTcnie  vermischt  und  bei  Zuhilfe- 
■.<ii)>>  finer  intensiven  Düngung  kultiviert, 
'mmdlage  aller  übrigen  Arbeiten  ist 
'ii  ilie  Herstellung  Bchiffbarer  Kanäle, 
'*-!  ti^.  in  den  Untergrund  eingeschnitten, 

'•  :il  den  Absatz  des  Brenntorfs,  späterhin 

'  Uodwirtsch&ftlichen  und  industriellen 
r^Hiigaiggo  als  auch  die  Zufulir  von  städti- 

"Ii  AMallutoffen,  Seeschlick  usw,  ermOg- 
Xach  geringen  älteren  Ansätzen  be- 
.  ■  n  lif  reiche  Stadt  Groningen  im  Verein 

'  OtwUschafteu  unternehmender  Bürger 
m  .lofaage  des  17.  Jdirh.  die  planmäßig 
tüir-Bnog  des  Bourtan^  Moores.  Die 
' '  -..lit  war  sanOcbst  auf  die  Torfgewinnung 
'  tr>«E(ea  gerichtet    Das  Unternehmen 

•■iiif  sich  Iftnafalt  durch  Kanal-,  Brücken-, 

■  •l'n-^igebühren,'  Verkauf  des  auf  beiden 

!i  ite«.  Kanals  gewonnenen  Torfes,  Ver- 
uhd  Verpaclitnng  des  Untergrundes 

•  iW  aogreuzenden  Moorstrecken.  Bald 
■■■**tu  «ich  zahlreiche  Einzelimternehmer 
•rtfiiiK-r)  an,  welche  die  Torfgräberei  im 

-      Vtriebeo.   Selbständige  Sclüffer  und 
I  •fiOuillur  vermitteln  den  Verkehr  und  Ab- 
^1  SG^ireitct  die  Erscliließung  des 
oft-h  in  der  O^nwart  voran. 
J''*"  treibende  Kraft  der  Kolonisation  liegt 
i'  i'.      (j^Q  Ver£ehoem.  Sie  kaufen  den 


Grund  und  Boden  für  die  Moorausheutung  von 
einer  Gemeinde  oder  von  Privateigentflmeni 
und  bauen  gemeinschaftlich,  zu  einer  Wasser- 
genossenschaft vereinigt  (Beitrittszwang  bei 
einer  nach  Besitzraassen  berechneten  ^is 
Majorität),  einen  Seitenkanal  etwa  in  An- 
schluß an  den  städtischen  Hauptkanal.  Jeder 
für  sich  oder  in  Gemeinschaft  mit  seinem 
Nachbarverfehner  sticht  dann  die  Wieken 
ein,  weldie  das  Moor  in  quadratische  Blöcke 
teilen;  in  etwa  25  Jahren  ist  ein  solcher 
Block  zwischen  zwei  Wieken  abg^raben. 
Der  in  der  erwähnten  Art  zubereitete  Unter- 
grund ei^ält  nun  nodi  eine  starke  Düngung 
—  statt  des  städtischen  Kehrichts  verwendet 
man  jetzt  fast  durchweg  Kunstdünger  — 
und  kommt  zum  Verkauf  an  einen  Bauer. 

Das  Verfahren  wird  von  der  Provinzial- 
behörde  überwacht,  damit  Raubbau  ver- 
hindert, namentlich  auch  die  Bunkererde  ge- 
schont wird. 

Die  bäuerlichen  Fehnbetriebe  sind  8  bis 
20  ha  groß ;  mau  baut  Roggen,  Hafer,  Stroh 
und  Kartoffeln.  Die  Erträge  wetteifern  mit 
denen  des  besten  Marschbodens.  Wohl- 
habende stimdenlange  Reihendörfer  ziehen 
sich  heute  den  Kanälen  und  den  sie  be- 
gleitenden Chausseen  entlang,  und  hier  haben 
zugleich  fast  alle  Industrieeu,  die  zyr  Land- 
wirtschaft in  Beziehung  stehen,  eine  Stätte 
gefunden :  Stärkemehl  - ,  Stärkezucker  -, 
Zichorien  fabriken,  Brennereien  und  Braue- 
reien ,  Getreide-  und  Oelraühlen ,  Seifen- 
siedereien und  Strohpapierfabriken,  endlich 
auch  zahlreiclie  Schiffsbaiian stalten. 

Das  ganze  Werk  ist  ein  Triumph  der 
kapitalistischen,  ^r  Cffenthch  regulierten 
Tätigkeit  Begünstigt  wnrde  die  Entwicke- 
Inng  durch  die  Lage  einer  großen  Stadt  in 
der  nüchslen  Nähe  der  Hochmoore  und  die 
noch  jetzt  durch  den  Wettbewerb  der  Stein- 
kohle nur  wenig  beeinträchtigte  Verwendung 
von  Torf  als  Brennmaterial. 

Die  hdländische  Fehnkolonisation  fand  im 
benachbarten  Ostfriesland  Nftchabmong. 
Emdener  BUrger  begründeten  —  snnäcbst  eben- 
falls  im  Interesse  der  Torfgewinnang  —  im 

Jahre  1633  die  Hochmoorkolonie  Großefehn,  der 
noch  eine  Keifae  anderer  Än»iedeluDg:en  folgte. 
Wie  aber  die  rasche  und  kraftrolle  Entwicke- 
Inng  der  holländischen  Uoorbesiedelnng  Hand 
in  Hand  gegang'en  war  mit  der  glänzenden 
Entfaltung  des  holländischen  Wirtschaftslebens 
Überhaupt,  des  Großhandels  und  der  Seeschiffahrt, 
so  vermochten  umgekehrt  die  ostfriesischen  Fehn- 
nntemehmangen  niemals  zn  einem  gleichen  Ge- 
deihen zn  gelangen,  weil  ihre  Anlage  in  die 
Zeit  der  gänzlicnen  politischen  Machtlosigkeit 
nnd  des  dadurch  bedingten  Niederganges  der 
deutschen  Volkswirtschaft  fiel.  Der  Dreißig- 
jährige Krieg  und  die  Pest  hatten  Ostfriesland 
verwüstet  nnd  die  Öffentlichen  Kassen  geleert 
die  Emdener  Schiffahrt  unterlag  im  17.  Jahrh. 
der  Kaperei  aller  Parteien,  weil  man  die  neutrale 
Flagge  Ostfrieslands  nicht  achtete;  dazu  kam, 
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daß  eine  Verfindenmg:  des  Strombettes  der  Ems 
mr  allmählichen  Verschlammone  des  Emdener 
Hafens  fUhrte.  So  fehlte  der  Emdener  Fehn- 
kdoniflatioQ  von  vornherein  die  einheitliche  and 
kapitalkräftige  Leitan§^  des  Werkes  nach  Art 
derjenie:en,  welche  die  Stadt  Oroutn^n  atu- 
geöbt  hat.  In  den  kleinen,  miteinander  planlos 
konkurrierenden  Untemehmoogen  herrschte  das 
Prinzip  möglichster  WohlfeUheit,  die  Kanftle 
worden  zn  gering  abgemessen ;  deshalb  kam  der 
Wassertransport  und  der  Torf  teuerer  m  stehen 
als  in  den  Niederlanden,  nnd  der  dortige  Wett- 
bewerb drückte  die  Untemehmergewinne  stark 
herab.  Die  Arbeitateilnng  kam  zn  geringer 
Entwickelang,  dem  Kanal  an  temehmer  traten 
nicht  wie  in  Holland  besondere  groOkapita- 
listische  Torfgräbereien,  sondern  ledif^lich  ver- 
mSgenslose  Kolonisten  znr  Seite.  Da  jeiler  An- 
siedler für  sich  immer  nnr  eine  gerfnge  Strecke 
abtorfen  konnte,  hatte  der  Unternehmer  ein  In- 
teresse danui,  sein  Moor  in  mBglichst  kleine 
Stftcke  aafinteilen,  die  späterUn  niätztireichten, 
ma,  kolliriert,  einer  Familie  Arbeit  nnd  Unter- 
halt za  geben.  Um  eine  selbständige  Existenz 
zn  gewinnen,  mullten  die  Kolonisten  sich  be- 
mtthen,  sobald  als  mSgUch  ein  Torfechiff  zn  er- 
werben nnd  selbst  den  Torf  zn  vertreiben.  So 
vereinigte  in  hSch^t  anwirtBohaftlicher  Weise 
der  Kleinbetrieb  Abtorfnng,  Kaltiriernng  and 
Anban,  Schiffahrt  nnd  Handel. 

Abtorfnng  nnd  Untergrundknltnr  rückten 
tiberaas  Jaagsam  vor.  Erst  gegen  Ende  des 
18.  Jahrn.  kam  es  anter  der  preuUischen  Herr- 
schaft za  einer  vorübergebendeu  Bessemng  in 
der  Lage  der  Emdener  Kolonieen,  als  eine 
gQnsti^  Konjunktur  den  Torfrerbranch  belebte 
und  die  R^iemng  die  Eanlle  vertiefte.  Hente 
finden  die  Ansiedler  auf  den  älteren  Strecken 
der  ostfriesiscben  Fehne  immerbin  ihr  Ans- 
kommen,  es  hat  sich  neben  der  landwirtschaft- 
lichen eine  ziemlich  rege  gewerbliche  Tätigkeit 
entwickelt,  jedoch,  abgesehen  von  den  Schiffs- 
baaereien,  nor  als  Kleinbetrieb.  Im  .lahre  1880 
nmfaßte  der  kultivierte  Fehuboden  etwa 
lOOOü  ha,  die  Einwohnerzahl  der  Fehne  etwa 
16Ö00  Köpfe. 

Verhältnismäßig  günstig  Erfolge  hatte  in 
früherer  Zeit  die  Kolonisation  des  Moores  bei 
der  ehemaligen  Bnrg,  hentigen  Stadt  Papeu- 
bnrg.  Der  HQnstersche  Drost  Dietrich  von 
Velen  bante  1631  einen  Kanal  von  der  Ems 
nach  der  von  ihm  gekauften  Bn^,  am  nach 
holländischem  Unster  das  nnergiebige  Hochmoor 
seines  Besitztums  nutzbar  zn  machen.  Ancb 
hier  blieb  die  Verfehnnng  (Abtorfnng)  kleineu 
Ant«iedlem  überlassen.  Die  Lage  der  Kolonie 
an  der  Ems  und  dem  für  kleine  Seeschiffe  fahr- 
baren Kanal  ließen  Reederei  nnd  Schiffsbau  im 
18.  Jahrb.  zn  ziemlich  beträchtlicher  Eutwicke- 
lung  kommen  und  forderten  das  finanzielle  Qe- 
deihen  der  Unternehmung. 

Zu  einer  rechten  nnd  dauernden  Blüte  ist  es 
auch  hier  nicht  gekommen.  Der  Rückgang  der 
kleinen  Segelschiffahrt  nnd  das  Sinkra  der 
Kohlen*  und  damit  der  Torfpreise  hat  dabei 
mitgewirkt.  Aber  der  Hauptgrund  liegt  in 
einem  anentwickelten  Unternehmungsgeist.  Seit* 
dem  die  Stadt  (1883)  das  Fehn  gekauft  hat,  ist 
die  FehnktfionisatioQ  ganz  zam  Stillstand  ge- 
kommen. Auf  den  städtischen  Mooren  (1700  ha) 


wird  grSlItenteUs  Brandfmefatban  getrieboi.  die 
Tor^lÄberei  an  kleine  UntMadimer  Terpaditet. 

Im  ganzen  kranzeii^ineD  ungenflgeode 
Technik,  Kaofile,  die  vielfooh  verschlammt 
sind,  zu  kleine  (selten  Ober  5,  meist  unter 
4  ha)  und  nnzweckmftBig  abgestellte  K(^ 
nate  noch  jetzt  die  älteren  Fehnknlooieea 
in  Ostfriesland.  Fflr  die  Herrschaft  eines 
engherzigen  Krftmeigeistes  ist  bezeichnend, 
daß  in  den  beiden  grCfiten  ostfrieeischen 
StSdtea  Emden  und  Leer  bis  auf  den  hea- 
ti^n  Tag  eine  Accise  vom  Torf  ei^oben 
wird,  die  Vi  bis  Vs  der  Oewinnungskostea 
ausmacht 

Ein  etwas  größerer  Zug  kam  erst  in  die 
deutsche  Fehnkolonisatioo,  als  seit  der  Mitte 
des  19.  Jahrh.  die  oldeoburgische  und  die 
preußische  Regierung  die  Sache  in  die  Haud 
□ahmen.  Nur  die  erstere  hat  jedoch  ihre 
Pläne  zu  konsequenter  Dtu^hfühning  ge- 
bracht. Sie  erwarb  die  zur  Besiedelung 
bestimmten  Flächen  Ton  Privaten  nnd  stellte 
von  1850  bis  1897  82  km  schiffbare  Kanäle 
her.  Die  HauptUnie  ist  der  Hunte-Eme- 
kanal.  Das  dadurch  erschlossene  Land  wird 
zu  billigen  Preisen  und  zu  gQostigen  Zahluugs- 
bedingimgen  den  Ansiedlern  überlassen ;  1901 
waren  600  Kolonate  veigeben,  das  Besiede- 
lungstempo  hat  sich  immer  mehr  bescbletmigt, 
die  Durchschnittsgroße  der  Stellen  ist  von 
etwa  4  auf  7  ha  gestiegen.  "Ea  fetUt  d^ 
oldenbui^schen  freilich  wie  der  ost- 
friesischen EoIonisatioQ  die  holl&idische 
Arbeitsteilung  zwischen  dem  kapitalistischen 
Verfehner  und  dem  landwirtschaftlidien 
Kolonisten.  Die  Abtorfung  des  Moores  bleibt 
den  Ansiedlem  überlassen. 

Aber  diuik  der  zweckmäßigen  und  Inlligen 
Aolage  kommt  der  Stut  auf  seine  Kosten, 
die  Ansiedler  geUngen,  zwar  langsam,  aber 
sicher  zn  einem  bescheidenen  Wohlstand.  So 
hat  das  oldenbnr^ische  Cntemehmen  immer- 
hin den  Nachweis  geliefert,  daß  trotz  der 
gedrückten  Torfpreise  eine  Fehnkolonisation 
auch  im  heutigen  Deutschland  möglich  ist 

In  Preußen  reifte  bald  nach  der  Annexion 
Hannovers  der  Plan,  die  Verhältnisse  im 
Emsmoorgebiete  im  großen  zu  reformieren. 
Auf  Betreiben  des  Uoterstaatssekretärs  von 
Marcard  ging  die  Reglenm^  seit  1870  daran, 
durch  Ausbau  der  Kanäle  in  den  schon  be* 
stehenden  Ansiedelungsgebielen  die  früher 
gemachten  Fehler  möglichst  auszubessern; 
sie  erschloß  femer  das  Bourtanger  Moor 
durch  ein  großartiges  Kanalsystem  (Haupt- 
Unie: Süd  -  Nordkaoal) ,  welches  mit  den 
holländischen  Kanälen  im  Westen  nnd  der 
Ems  im  Osten  in  Verbindung  steht  Als 
man  mit  diesen  Arbeiten  bei^n,  stände 
die  Preise  für  Torf  wie  fflr  alle  Brenn- 
materialien hoch.  Aber  bald  trat  ein  starker 
Preisrückgangein ;  die  Privatuutemehmnngen 
zur  Torfausbeute  «^ben  schlechte  finanziäle 
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Fatale,  h«iHcfa  keioeew^  mir  yre^a  des 
I^uiUewandes,  BODdem  zu  gutem  Teil  auch 
t'Zta  w^vBxer  techniacher  Fehler  bei  der 
s'jaige  (man  varmeante  den  Zugaug  zum 
ditidi  die  beim  Kanalbau  anegdiobenea 
.wilmaasen,  anoh  fehlt  es  Tielfacn  an  ms- 
*  .ncnd«n  Inwiekea).  Unter  dem  Eindruck 
::r  güiMtigen  technisdien  Ergebnisse  der 
Lib^  Mgestallteo  Versuche  mit  Künste 
iSogong  auf  vOdem  (unabgetoritem)  Moor 
•:ü  iledulb  dn  TtUli^r  Systemwechsel  ein, 
jio  g^dieFetmkoIoniBation  auf  und  wandte 
t:'h  ganz  der  ei^ntlichen  M.  zu.  Als  jedoch 
t'?!i  hier  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  nicht 
•.^ht  alä  recht  bescheidene  Erfolg  erzielt 
viipJea,  scheint  man  nunmehr  wieder  zur 
:--iif)koloiiisation  zurückkehren  zu  wollen,  für 
«  irhe  die  Grundlage  in  den  neuen  Eanälen 
\-rHü  vorhanden  ist  Inzwischen  ist  von 
^.m  Anzahl  kapitalkräftiger  holl&ndischer 
r>viiiiDteraehmer  im  Anschluß  an  dieses 
k'iuilftTirtCTi  an  verschiedenen  Stellen  des 
<*t>^iiisiBchen  Bourtanger  Moores  die  Ab- 
'  riuag  innrerer  Tausend  Hektar  mit  der 
A'-iii-bt  Bpftterer  Beeiedelung  ganz  nach 
' -lläDtiiächem  Huster  in  Angriff  genommen. 

b)  Moorkolonieen.    Am  Anfang  des 
>■  J&brb.  drang  von  den  Niederlanden  her 
V^ifohren  derMoorbrennerei  ein  und  ver- 
■•■"\-M  sich  rasch  über  das  nordwestliche 
i^'it'^-Jilatid.    Es  besteht  darin,  daß  man 
*khol«riUchlicher  Entwässerung  die  durch 
'iJbckeo  gelockerte  oberste  Hoorschicht 
•ihnml  zum  Zwecke  der  Gewinnung  einer 
^'i-rknime,  in  die  man  Buchweizen,  zu- 
'■^«'n  «ich  Roggen  und  Hafer  säet  Bei 
-■"•Tiger  Witterung  erzielt  man  auf  diese 
V  im;  rviche  Ernten.   Aber  nach  6— lOjfih- 
•r^ni  Brennen  eiachCpft  sich  die  Frnchtbar- 
'  >t  «Iv»  BodeoSt  nnd  das  Moor  ist  seiner 
loit-o  EnltttTBchicht,  der  Bunkererde,  be- 
(■t'it.  Hui  mnSdo)  Boden  dann  15— SOJahre 
;  '^ciordi  liegen  lassen,  bis  sich  eine  neue 
ti-ilniiunionchicht  an  seiner  Oberfläche  ge- 
:iH  lut  Bold  fand  man  indessen,  daß 
y  'QD  Qua    das    Brennen   auf  venige 
lAhre  beschrankte  und  zugleich  die 
JJivteeruog  vervollständigte,  man  durch 
-lirli'-h«  DOogung  aus  dem  Moore  ständiges 
ivriini  nuwhen  konnte.   Auf  diese  Weise 
ts  mß^Üch,  die  Moorflächen  unab- 
vur^  nnd  deshalb  ohne  den  großen  Kapital- 
»^«and.  den  die  Fehnkolonisation  mit  ihren 
'•Ul^o  fordert,  zu  besiedeln.  Es  handelte 
"ii  nur  danun,  den  erforderlichen  Dünger 
'tdchaSen.   Solange  es  an  kaostliuheo 
'initetuiiteb  fdilte,  mufite  man  sich  auf 
'"  B^weJelimg  einiger  b^nders  gfinstig 
^h^'m  Stellen  beschränken:  die  Nähe 
" '  bnrfachaften  mit  starker  Viehhaltung, 
'"'  läaiier  der  Moore  und  die  Sandinaeln 
■j'  itinan  Innern  —  denn  hier  war  es  in 
löofat,  durch  Aufhacken  des  Sand- 


bodens und  Termischen  mit  Moor  eine  Gras- 
vegetatioa  nnd  damit  Yiehfutter  zunächst 
ohne  Düngung  zu  erzielen  — ^  endlich  die- 
jenigen Stellen,  an  denen  sic^  infolge  Deber- 
strOroens  mit  gutem  Wasser  Orfinlandsmooie 
gebildet  hatten.  Wenn  dann  die  anfangs 
g»rfindeten  Wirtschafte  selbst  Dünger  ab- 
gaben konnten,  wurde  es  möglich,  die  An- 
siedelangen weiter  in  dos  Moor  hineinzu- 
schieben. 

In  dieser  Weise  kamen  die  Moorkolonieen 
zu  Stande,  welche  die  hannoversche  R^emng 

von  1750—1838  in  den  Hochmooren  der 
Herzogtümer  Bremen  und  Verden  anlegte. 
Die  Brenn  Wirtschaft  hat  dort  immer  nur 
eine  untergeordnete  Bolle  gespielt,  auch  der 
Torktich  war  im  allgemeinen  als  ein  aller- 
dings wichtiges  Nebengewerbe  der  Kolonisten 
gedacht.  &Ss  Endziel  schwebte  von  vorn- 
herein die  dauernde  landwirtschaftliche  Nutz- 
barmachung vor.  „Elrleichtert  wurde  die 
Besiedelung  durch  den  geringen  Cmfang 
und  die  infolgedessen  leichtere  Zugänglich- 
keit  der  einzelnen  Hochmoorfläcuen  und 
durch  das  Vorhaadensein  zahlreicher  an  die 
Hochmoore  stoßender  Wiesenmoore,  die  die 
kleinen  Flußläufe  begleiten",  nicht  minder 
durch  die  Nähe  der  Großstädte  Hamburg 
und  Bremen,  guter  Absatzplätze  für  den  ge- 
wonnenen Brenntorf. 

Die  Kolonisation  wurde  von  tüchtigen, 
mit  den  Bedfirfaissen  der  Ansiedler  wohl 
vertrauten  Lokalbeamten  unter  Leitung  eines 
technisch  e;eBchulten  „MoorkommiBsars"  aus- 
geführt. Man  bestimmte  in  wolilüberlegtor 
Weise  die  zu  besiedelnden  Plätze,  keine 
Kolonie  wurde  ohne  gleichzeitige  Anlage 
von  —  allerdings  meist  nur  kleinen  und 
schmalen,  nicht  bis  auf  den  Untennmd  des 
Moores  eingeschnittenen  —  ,,Schinsgrähen" 
oder  von  Landw^eu  begründet.  Man  war 
weniger  bestrebt  übo-hau  pt  Ansiedelungen  als 
seihständige  Wirtschaften  ins  Leben  zu  rufen ; 
durchweg  schuf  man  seltetänd  ige  Gemeinden. 
Der  Staat  trug  die  allgemeinen  Einrichtungs- 
kosten,namentlich  fÜrdieHanptabwässernngs- 
gräben  und  Verkehrswege,  und  gewährte 
mancherlei  sonstige  Beihilfen  für  die  erste 
Ansiedelung.  Den  Kolonisten  fiel  als  Gegen- 
leistung die  Unterhaltung  der  allgemeinen 
Einrichtungen  zu;  sie  mußten  sich  hinsicht- 
lich des  Torfmichs,  der  Entwässerung,  der 
Anlage  von  Äeckern  und  Wiesen,  den  er- 
lassenen Vorschriften  fügen  und  nach  Ablauf 
einiger  Freijahre  an  den  Staat  einen  Meier- 
zins zahlen.  Die  Kolonieen  erfi-euen  sidi 
heute  im  ganzen  eines  bescheidenen  Wohl- 
standes; sie  sind  in  dem  Maße  gediehen, 
als  sie  mit  Wiesen  ausgestaltet  waren  oder 
sonstige  Gelegenheit  zur  Düngergewinnung 
hatten  und  sich  dem  Ackerbau  widmeten, 
den  Torfstich  jedoch  zurücktreten  ließen. 
Dies  wird  aber  vielfach  durch  Teilungen 
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verhindert  oder  hinsuBgeschoben ,  die  seit 
Aufhebung  des  M eierrechts  vorkamen.  Auch 
reichen  die  Wiesen  und  die  DfingerbezQge 
oft  nicht  ans,  um  ein  Kolonat  von  10  ha  — 
das  ist  jetzt  die  ungefähre  Durchschoitts- 
grOße  —  in  Anbau  zu  nehmen.  Im  Jahre 
1875  umfaßten  die  staatlichen  £olonieen  von 
Bremen-Verden  25000  ha  und  18000  Ein- 
vohner  auf  3000  Stellen. 

Wenn  die  Bremen- Verdenschen  Kolonieen 
den  NachweiB  lieferten,  daß  eine  Kultivie- 
nmg  der  Hochmoore  ohne  Abtorfung  bei 
geeigneter  Düngung  technisch  möglich  ist, 
so  haben  ausgedehnte  Niederlassungen, 
■welche  in  den  ostfriesisehen  Moorgebieten 
unter  der  preußischen  und  hannoverschen 
Herrschaft  vorwiegend  auf  Brandwirtschaft 
gegründet  wurden,  die  schweren  volkswirt- 
schaftlichen Nachteile  aufgedeckt,  mit  denen 
sich  jenes  Verfahren  verknüpft  Fopulatio- 
nistische  und  fiskalisohe  Gründe  führten 
nach  Abschluß  des  7jfihrigen  Krieges  zu 
dem  Plane,  die  HochmooiiQächen ,  welche 
etwa  den  dritten  Teil  von  Ostfriesland  be- 
decken, zu  besiedeln.  Duruh  ein  Edikt  von 
1765  wurden  die  wüsten  und  unbebauten 
Heidefelder  zu  königlichem  Eigentum  er^ 
klfirt.  Ohne  für  ordentliche  Znw^ung  und 
Abwftsserung  zu  sorgen,  siedelte  man  nach 
Willkür  und  Zuftill  —  unter  Gewfihrung 
von  Hausbauprämien  —  zahlreiche  ganz 
mitteUtoee  Menschen  mitten  im  wilden  Moore 
an.  Man  -überwies  ihnen  Stellen  von  meist 
Vz— 2Vs  ha  gegen  Erbpacht  und  überließ 
es  ihnen,  sich  durch  Brandbuohweizenbau, 
den  man  g^n  Erlegung  einer  Brandheuer 
gestattete,  emen  Erwerb  zu  schaffen.  Miß- 
riet der  Buchweizen  —  „und  er  mißrfit 
stets,  wenn  das  Moor  nach  einer  längeren 
oder  kürzeren  Keihe  von  Jahren  seiner 
oberen  Heidrachicht  beraubt  ist  —  so  waren 
die  unglücklichen  Ortschaften,  abgeschnitten 
von  jeder  Verbindung  mit  der  Außenwelt, 
von  jeder  Mögüchkeit  eines  Nebenverdienstes 
durch  Torfabsatz  oder  Tagelohn,  auf  unred- 
lichen Erwerb  geradezu  angewiesen"  und 
bürdeten  den  filteren  Bauemgemeinden,  denen 
man  sie  angegliedert  hiüte,  unerschwingliche 
Annenlasten  auf. 

In  dieser  Weise  kamen  von  1744 — 1815 
etwa  2000  Kolonate  zustande.  Trotz  jener 
Erffihrungen  fuhr  die  damdlls  eintretende 
hannoversche  Verwaltung,  wenn  auch  in 
verlangsamtem  Tempo,  in  der  hergebrachten 
Besiedehmg  fort  —  sie  gründete  bis  1845 
etwa  1500  Kolonate.  Im  übrigen  befolgte 
sie  die  Politik  der  Nichteinmischung.  Sie 
ließ  trotz  des  vorbehaltenen  Obereigentums 
die  Zersplitterung  der  Stellen  zu,  obwohl 
damit  die  Zahl  der  Moorbrenner  und  die 
Gefahr  der  raachen  Erschöpfung  durch 
Brandwirtschaft  wuchs;  es  geschah  auch 
nichts,  um  die  Begründung  sehr  zahlreicher 


lebensunfähiger  Stellen  seitens  der  dem  Moor 
benachbarten  Bauern  zu  hindern.  Im  Jahre 
1869  lebten  nach  Hugenbeig  in  82  ge- 
schlossenen ostfriesisehen  Moorkolonieen  mit 
etwa  4000  Stellen  und  in  2000  einzelnen 
Kolonaten  etwa  30000  Einwohner. 

In  einigen  besonders  günstig  —  nament- 
lich in  der  Nähe  von  natürlichen  Weiden  — 
gelegenen  Kolonieen  sind  die  Ansiedler  durdt 
die  Kultur  eines  für  sie  und  ihre  Familien 
hinreichenden  Stückes  Land  und  dun^  Torf- 
stich in  gesicherte  Verhältnisse  gekommeo. 
Aber  die  große  Mehrzatü  befindet  sich  in 
Überaus  gefährdeter  Lage.  Sdton  in  den 
30  er  und  40  er  Jahren  stellte  sich  heraus, 
daß  die  Ruheperioden,  die  man  dem  Moor 
nach  dem  Brennen  gewährt,  immer  länger 
werden  mtlsaen  und  andernfalls  die  Ernten 
mit  jeder  Brennperiode  abnehmen.  Notstand 
folgte  auf  Notstand.  Im  J.  1869  mußten 
in  den  erwähnten  82  Kolonieen  8%,  im 
Amte  Aurich  über  12<>/o  aller  Einwc^er 
aus  den  öffentlichen  Armenkassen  untere 
halten  werden.  Die  Kolonate  waren  datzend- 
weise  g^en  eme  Freikarte  nat^  New- 
York  zu  haben. 

Nicht  viel  beeser  ist  die  Mehrzahl  der 
Kolonieen  gelungen,  welche  im  Niedersüft 
Münster,  dem  heatigen  Kreide  BCeppen,  seit 
1788  entstanden  sind. 

Der  Hauptgrund  für  die  hotTnnngsloee 
oder  doch  gedrückte  Lo^  ao  vieler  älterer 
Hochmooi^olonieen  lag  in  der  auAerordeat- 
liehen  Schwierigkeit,  die  großen  DOnger- 
massm  zu  beschaffen,  welche  zur  erf^g- 
reichen  Kultivierung  der  Hochmoore  ohne 
Abtorfung  erforderlich  sind. 

In  dieser  Hinsicht  sieht  ee  Verhältnis* 
mäßig  günstig  aus  in  den  Moorkolonieen, 
welche  die  preußische  Forstverwaltuog  auf 
dem  großen  Moorbruch,  dem  Rupkalwer 
und  Augstumalraoor  am  Kurischen  Üaff 
seit  dem  Jahre  1756,  hauptsächlich  jedo(^ 
in  der  2.  Hälfte  des  19.  Jahrh.  begründet  hat 
Hier  wurden  die  Stellen  indes  auch  Wel 
zu  klein  bemessen,  —  1  Vs— 2  ha  —  dabei 
Freijahre  nicht  bewilligt,  noch  irgend  eine 
Unterstützung  beim  Ambau  ^wfihrt.  Fast 
alle  Ansiedler  sind  bloße  Zeitpächter.  Die 
Kleinheit  der  Stellen  zwingt  sie,  beinahe 
ausschließlich  Frühkartoffeln  zu  bauen  — 
also  ihr  Schicksal  an  eine  einzige  fVucht 
zu  knüpfen  —  und  zn  hohen  Preisen  von 
der  Forstverwaltun^  Heu-  und  Waldstrea 
hinzüzupachten.  Die  La^  der  (litauischen) 
Kolonisten  ist  deshalb  eine  dürftige.  Die 
sehr  erwünschte  Vergrößerung  der  Kolonate 
und  ihre  Ueberfühning  in  Rentengflter  ist 
neuerdings  in  Aussicht  genommen. 

Zum  Studium  der  einschlägigen  Fragen 
ist  im  Jahre  1876  die  preußische  Zentnl» 
Moorkommission  und  im  folgenden  Jahr  aU 
ihr  wiseenschaftJich-technisches  Organ  dia 


Digitized  by  Google 


MoorkoloDisatioD — Moralstatistik 


611 


Hoorrersiichsstation  in  Bremen  begründet 
worden.  Anf  Grund  eingehender  ünter- 
snt^ungen  erbrachte  sie  nach  den  Worten 
ihres  langjährigen  Leiters  Prof.  Fleischer 
deo  jj^achweia,  daß  die  so^.  kflnstlichen 
DQogstofTe  in  Verbindung  mit  kalkreichen 
HatoiaÜen  unter  gewissen,  fast  überall  leicht 
Wzostellenden  Bedingungen  nicht  nur  den 
Uteren  Hochraooransiedelungen  mit  ihrem 
xam  Teil  altkullivierten  Boden  ein  aus^ 
Edchnetes  Mittel  bieten,  um  ihren  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  auszudehnen  und  zu- 
gkich  intensiver  zu  gestalten,  sondern  auch 
axd  neu  urbar  gemachtem,  besaodetera  oder 
nicht  besandetem  Hochmoor  gleiche  und 
höhere  Erträge  an  den  vichtigsten  Feld- 
früchten  liefern  als  der  bisher  aiuschließUch 
verwendete  Stalldung".  Man  glaubte  ferner 
am  den  Erfahrungen,  die  man  mit  einer 
Reihe  von  Vasuchakolonatea  gemadit  hatte, 
deo  Sdilufi  ziehen  zu  kSnnen,  daß  auf  einem 
entwässert»  Hochmoor,  wenn  es  anch  fflrs 
erste  der  Mflgliohkeit  entbehrt,  durch  Vi^> 
haltung  oder  auf  eine  andere  Weise  tierischen 
Dflmger  zo  beziehen,  mit  Hilfe  jener  Kultur- 
methoden  wirklich  lebensfähige  Ansiede- 
lungen begründet  werden  könnten.  Daraufhin 
wurden  von  der  hannoverschen  Provinzialver- 
waltung  und  vom  preußischen  Staate  (Gteneral- 
kommission  in  Hannover)  zwei  derartige  An- 
siedelungeD  (1887  und  1890)  unter  Berück- 
sichtigung aller  bisher  gewonnenen  Er- 
4  &hmngen  in  AngrifT  genommen.  In  beiden 
Fällen  wurde  alle  Kultivierungsarbeit  zum 
Teil  unter  Beschäftigung  der  Kolonisten, 
zum  Teil  von  Gefangenen  durch  die  BehOrde 
selbst  geleistet  nnd  den  Ansiedlem  die  Stelle 
mit  ÖetAuden  in  Zeitpacht  gegeben.  Die 
KolonatgrOße  ist  durchschnittlich  10  ha. 
1902  waren  im  Provinzialmoor  43,  im  staat- 
Uchen  Marcardmoor  38  Kolonate  vorhanden. 
Die  Kolonisation  ist  technisch  als  gelungen 
anzusehen,  aber  das  Verfahren  gestaltete 
nch  so  kostspielig,  daß  von  einer  Rentabilität 
keine  Rede  sein  kann. 

Atisallen  vorhandenenErfahrungen  scheint 
Bich  zu  er^ben,  daß  überall  dort  eine  echte 
Fehokolooisation  angebracht  ist,  wo  größere 
Gebiete  dnrch  Kanäle  erschlossen  werden 
kOooeD,  während  die  M.  uch  lediglich  für 
solche  Flächen  eignet,  die  den  grOßöen  Auf- 
wand für  einen  Kanal  nicht  rechtfertigen 
wflrden. 

AehnUcbe  Bestrebungen  wie  in  Deutsch- 
land »nd  nenerdinga  in  Schweden,  Finland, 
Oestcrrcidi  und  Ünram  hervoi^treten. 

Ccfaer  die  bei  der  H.  hei^braäiten  Beehts- 
fbraen  vgt  Art  ^^ntengnt". 

Uteratars  A,  Hugenberg,  Innere  Kolonitatton 
M»  XvrHwaten  DeuUehlandt,  Abh,  a.  d.  ttaaUw. 
Jieminar  tu  Straßburg,  Straßburg  1891.  —  M. 
PtHtehSTf  DUBttieddungdernorduettdmUehen 
Boekmoon,  Bei»,  iferfte  1894'  —  JienHbe, 


Denkschrift  de»  Minüteriunu  für  Landvnrttehejt, 
Domänen  und  Foraten  vom  Jahre  1899  „über 
den  gegentoärtigen  Stand  der  Moorkultttr  und 
Moorbeeiedelung  im  Preußen^'.  —  C.  Stdhly, 
Die  wirUehaJÜidu  Enittictelung  der  im  oU- 
preußischen  Kreite  ZaUau  belegenen  Moor- 
kolonieen,  Thiele  Landw.  Jahrb.,  Bd.  S6,  S.  ASlfg., 
Berlin  1897.  —  Protokolle  der  Sitzungen  der 
Zentral- Moorkommieiion,  Berlin.  —  E.  Stumpfe^ 
Die  Betiedelung  der  deufeehen  Moore  mit  be- 
»onderer  Berüekeiehtigung  der  Hochmoor-  und 
Feknkolonieation,  Leipaig-Berlin  1903.  —  V.  X, 
Wiamüller,  Die  Bayerische  Moorkolonie  Groß- 
karolinenfeld,  Stuttgart-Berlin  1906.  —  Salfeld, 
Die  Ktätw  der  Moore.  (In  MeUzen,  Der  Boden 
und  die  lan dwirtackaJUieken  VerhäUniMte  des 
preußischen  8laoU$,  Bd.  7,  S.  407 fg.),  Berlin 
1906.  —  •/".  FroBt,  Agrarverfassung  und  Land- 
wirUchaJl  in  den  Niederlanden.  (Berichte  über 
Land-  u.  Foratwtrtt^tifi  im  Auslande,  Stdi.  Ii), 
BerUn  1906  (&  88—80). 

Jf.  SeHng. 

HoralsUUstik. 

Den  Q^;enstand  der  M.  bilden  diejenigen 
Massenerscheinungen  innerhalb  des  Gesell- 
Bchaftelebens,  welche  sittlich  gute  oder  sitt- 
lich schlechte  menschliche  Handlungen  be- 
zeichnen oder  auf  solche  zurückzuführen 
sind.  Die  Veranstaltung  einer  vollständigen, 
lückenlosen  Statistik  in  diesem  Sinne  ist 
nun  freilich  unausführbar,  da  sicli  weitaus 
die  meisten  ethisch  bedeutsamen  Hand- 
lungen, wenn  nicht  überhaupt  der  Beob- 
achtung, so  doch  jedenfalls  der  statistischen 
Feststellung  entziehen.  Dies  gilt  ganz  be- 
sonders von  den  sittlich  guten  Handlungen, 
da  an  deren  Registrierung  sich  kein  staat- 
liches oder  sonstiges  OfTentliches  Interesse 
knüpft.  In  dieser  Beziehung  lassen  sich 
nur  auf  Grund  anderweitiger  statistischer 
Ermittelungen  (über  Sparkassen,  kirchliches 
Leben,  milde  Stiftungen  usw.),  sofern  ihren 
Ergebnissen  für  die  Beurteilung  der  mora- 
lischen Zustände  innerhalb  der  Bevölkerung 
eine  symptomatische  Bedeutung  beizumessen 
ist.  gewisse  Schlttese  ziehen.  Enen  wesent- 
licfi  Rüstigeren  Standpunkt  nimmt  die 
Statistik  gegenüber  der  Feststellung  der 
sittlich  schlechten  Handlungen  ein.  Hier 
sind  es  vor  allem  die  durch  das  StGB,  ge-- 
troffenen  Vergehen  und  Verbrechen,  bezüg- 
lich derer  eine  objektive  R^strierung  miß- 
lich und  schon  im  staatlichen  Interesse 
wünschenswert  erscheint,  und  tatsächlich 
bildet  denn  auch  die  Kriminalstatistik  (s.  d: 
Art  oben  S.  325%.)  den  wichtigsten  Bestand- 
teil der  M.  Femer  gehören  hierher  die  Selbst- 
mordstatistik (s.  d.)  und  die  Statwtik  der 
unehelichen  Geburten  (s.  d.  Art.  „Uneheliche 
Geburten").  Auch  etwa  vorhandene  statis- 
tische Angaben  über  die  Ehescheidungen, 
die  Trunksucht,  die  Prostitution,  das  Bettler^ 
Unwesen  und  ähnliches,  sowie  weitertiin 
gewisse  Tale  dar  politiiKhen,  wirtschaft- 
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liehen  uod  kirchlichen  Statistik  lassen  eine 
moralstatifltische  Verwertung  zu  und  werden 

für  diesen  Zweck  um  so  lieber  herangezogen, 
als  auch  das  Gebiet  der  sittlich  schlechten 
HandluDBen  nur  zu  einem  kleinen  Teile  eine 
Btatistiscne  Beobachtung  gestattet.  In  der 
Hauptsache  ist  die  M.  eine  Statistik  der 
Moralilftt  weit  weniger  als  eine  Statistik  der 
Immoralitftt  innerhalb  der  Bevölkerung;  als 
solche  hat  sie  trotz  ihrer  Dnvollkommen- 
heiten  eine  große  wissenBchaftUche  und 
praktisclie  Bedeutung. 

Ihr  Material  entlehnt  die  M.,  wie  aus 
obigem  hervoi^ht,  sehr  verschiedenartigen 
Gebieten.  Auf  diese  einzelnen  Teile  näher 
einzugehen,  ist  nicht  die  Aufgabe  der  vor- 
liegenden ErSrterun^ ;  vielmehr  darf  in  dieser 
Beziehung  auf  die  m  Betracht  kommenden 
Souderartikel  des  Wörterbuchs  verwiesen 
werden,  in  denen  die  Einzelstatistiken  nach 
der  formalen  und  materiellen  Seite  hin  so- 
weit tunlich  berflcksichtigt  worden  sind. 
An  dieser  Stelle  erübrigt  es,  auf  die  grund- 
sätzliche Bedeutung  und  die  allgemeine 
wissenschaftlicheTn^eite  moralstatistischer 
Ei:gebni88e  hinzuweisen ,  ein  Gegenstand, 
welcher  im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts, 
auch  vom  philosophischen  Standpunkte  aus, 
lebhaft  erörtert  worden  ist. 

Nachdem  bereits  früher  die  in  den  statis- 
tischen Ergebnissen  j  namentlich  auf  dem 
(Gebiete  der  naffirlichen  Bevölkmingsbe- 
wegung,  auftretenden  Regelmäßigkaten  all- 
gemeine Beachtung  gefunden  hatten,  so  dafi 
sich  die  politische  Arithmetik  (s.  d.  Art. 
„Statistik"  sub  Ij  3,  b)  als  eigenartige  Dis- 
ziplin hauptfächhch  auf  dieser  Bevölkerungs- 
statistik aufbauen  konnte,  war  es  der  bel- 
gische Statistiker  Qnetele^  welcher  in  den 
30er  Jahren  des  19.  Jahrh.  als  der  erste 
mit  Nachdruck  darauf  hinwies,  daß  solche 
statistischen  Regelmäßigkeiten  nicht  nur 
auf  dem  Gebiete  des  natürlichen,  sondern 
ebenso  sehr  auch  auf  dem  des  sitt- 
lichen Lebens  der  Menschen  hervortreten. 
Aus  der  Tatsache,  daß  nach  seiner  Be- 
obachtung die  Zahl  der  Verbrechen,  der 
Selbstmorde  usw.  während  einer  Reihe  von 
Jahren  annähernd  stabil  bleibt,  glaubte  er 
weiterhin  folgern  zu  können,  daß  mit  natur- 
gesetzlicher Notwendigkeit  aus  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  alljährlich  eine  im  voraus 
annähernd  feststehende  Zahl  von  Vei  brechem, 
ein  bestimmtes  „Budget  der  Gefängnisse 
und  der  Schafotte"  hervoi^he.  Die  mensch- 
liche Willensfreiheit  war  damit  negiert  oder 
doch  wenigstens  erheblich  einengt.  Quetelet 
selbst  scheute  freilich  vor  dieser  Folgenmg 
zurück  und  gab  ausdrücklich  zu,  daß  dem 
heien  Entschlüsse  des  Menschen  ein  be- 
deutender, modifizierender  £influfi  auf  dessen 
„Hang  zum  Verbrechen"  einzuräumen  sei. 
Weiter  als  Quetelet  gingen  in  den  Folge- 


rungen seine  zahlreochen  Anhftoger,  wie 
BucEle,  John  Herschel  und  früher  Adolf 

Waguer,  welch  letzterer  in  seiner  Jugend- 
Schrift  über  „Die  Gesetzmäßigkeit  in  dea 
scheinbar  willkürlichen  menschlichen  Hand- 
lungen" zu  dem  Ergebnisse  gelangt,  daß 
der  Glaube  an  die  unbedingte  Willensfrei- 
heit nur  eine  Selbsttäuschung  sei,  da  unsere 
Handlungen,  in  der  Masse  betrachtet,  von 
festen  allgemeinen  Ursachen  hehenscht 
würden  und  wie  die  Prozesse  der  physischen 
Weitordnung  vor  sich  gingen.  Als  Bewets- 
material  dienten  für  d^ae  Schriftsteller 
hauptsächlich  die  Ergebnisse  der  M..  daneben 
aber  auch  andere  statistisdie  Nachweiae 
über  sittlich  bedeutsame  menschliche  Hand- 
lungen, wie  z.  B.  die  Heiratsstatistik  (s.  d. 
Art  ,3he"  oben  Bd.  I  S.  674  fg.). 

Jener  einseitigen  Richtung,  welche  längere 
Zeit  hindurch  zahlreiche  Anhänge  hatte, 
sind  seitdem  namhafte  Statistiker  und  Philo- 
sophen entgc^ugetreten ,  so  namentlich 
V.  Oettingen,  Drobisch,  Rümelin,  Lexis  und 
zwar  mit  solchem  Erfolge,  daß  gegenwärtig 
die  Ansichten  Quetelets  und  seiner  SchtUer 
nicht  mehr  als  maßgebend  gelten  köonen. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  das  Problem  der 
Willensfreiheit  zu  erörtern  und  vom  i^o- 
sophischen  Standpunkte  aus  diejenigenGründe 
dajTznlegen,  welche  gegen  die  Queteletsdie 
AufbBBung  sprechen.  Wohl  aber  muß  be- 
tont werdeo,  dafi  die  Eigebnisse  der  M. 
usw.  keinerld  Anhalt  bieten,  um  Ober  die 
SVage  nach  der  menechlic^en  Willensfreiheit 
in  der  früher  angedeuteten  Weise  m  ent- 
scheiden. 

Wie  schon  die  individuelle  Erfahrung 
lehrt,  lassen  sich  zahlreiche  Menschen  mit 
bestimmten  geistigen  und  sitthchen  Eigeo- 
scbaften  unter  besonderen  äußeren  VerhÄlt- 
uissen  und  beeinflußt  von  gewissen  Beweg- 
gründen zu  einem  Verbrechen  dieser  odCT 
jener  Art,  einem  Selbstmord  usw.  verleiten. 
Die  statistische  Beobachtimg  zeigt  nun  weiter- 
hin, daß  innerhalb  eines  at^egrenzten  Zeit- 
raumes (Jahres)  aus  einer  bestimmten  Be- 
völkerung {oder  Bevölkenmgsgnippe)  eine 
mehr  oder  minder  große  Anzahl  von  Ver- 
brechen usw.  hervorgeht  und  daß  diese  An- 
zahl für  aufeinanderfolgende  Jahre  bei  völlig 
oder  annähernd  stabiler  ßerClkerung,  von 
besonderen  Aiisnahmefällen  abgesehen,  un- 
gefähr gleich  groß  bleibt  Es  erhebt  sich 
nun  die  Frage,  ob  diese  R^elmäßigkeit  das 
Ergebnis  von  zusammenhangslos  nebenmn- 
anderstehenden  EinzelßUlen  (Verbrechen 
usw.)  ist  oder  ob  die  B^elmäfiigireit  auf 
eine  die  Fälle  ionerüch  verbindende,  ge- 
meinsame Ursache  zurflckgefiUul  werden 
muß,  welche  unabhftn^g  von  dem  freien 
Willen  des  Einzelnen  wirksam  ist  Letateie 
Annahme  erscheint  nicht  b^ründet  B« 
annähernd  gleich  bleibenden  VetidUtoissw 
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ijnscUlidi  der  YateUnng  der  moxalischen 
^'^sofduften  innerhalb  der  BerSlterung, 
tttiitMich  der  BaftereD,  sutwirkenden  üm- 
HloAt  der  Tit  Bowie  ninaic^tlioh  der  be- 
.LdosieDdeo  Kotive  —  und  nicbta  liegt 
..f.  v»  der  Amuhme  doer  Bolchen  Sta- 
liitA  fOr  einen  kOrzeren  Zeitraum,  von 
i'Miiliiii^J]«!  (Kriege,  'Wirtschaftskrisen 
i'i  >  abgceefacn,  entgegen  w&re  —  muß 
-ti  J<<n  QroDdBltzen  der  Wabrscheinlich- 
L  :i.2TcbDUQg  ann&henid  dasselbe  Kontingent 
Stnftatea  usw.  in  derselben  BevOlke- 
:ti^  TÜderkehren  (vgl.  auch  den  Axt 
TbKirie  der]  Massenerscheinungen"  oben 
Ol).  Ja,  diese  Begelm&fligkeit  konnte 
^•^  eine  wesentlich  größere  sein,  als  sie 
aa  moralstatistiachen  und  äholichen 
I'Uen  nachgewiesen  ist,  ohne  dafi  man 
unim  eine  die  Einzelfftlle  verbindende  ge- 
'.<:iD»8[De  Ursache  anzunehmen  hätte.  Mit 
:-f-'bt  weist  Ijexia  darauf  hin,  daß  bisher 
KU»'-  iftatifitiscltön  Verhältniszahlen  von 
•  VIks  Stabilitfit  bekannt  geworden  sind, 
•iL  mau  zur  Erklärung  derselben  einen 
:j})irGT$etzUchen,  auf  die  Berstellung  der 
t,  «stanz  gerichteten  inneren  Zusammenbaog 
*i  Fjsc^nungen  annehmen  müßte,  daß 
>.'Imehr  die  meisten  Verhaitniszahlen  noch 
t>i  »aton  nidit  den  höchsten  Orad  der 
'utütit  besitzett,  der  bei  unvOTbundenen 
HiijeDflrsclwinoDgen  noch  zulflssig  eischeint, 
(.Ijttliob  denjenigen,  der  den  Ei^bniesen 
-M-  entsprechend  angeordoeten  Glflcks- 
"•■'W  lukommt  Bei  dieser  Sachlage  ist 
-i^rent&odlich  keineewegsausgeschlossen, 
;>>ii  mii  allgemeine  Ursachen  wirtschaft- 
•t^r.  taätkx  oder  legislatoriechor  Art  maß- 
^•Uitd  and,  w^che  auf  den  moralischen 
^n^iud  der  Bevölkerung  sowie  auf  die 
■«■^tioM,  die  Begehung  der  Tat  beein- 
•'.wMtdea  Homente  fiMemd  oder  hemmend 
Mfivirbn.  Yielmehr  sind  es  gmde  diese 
■^iRmonea  Ünacihen,  welche  im  I^ufe  der 
itttre  dem  Wechsd  untmrli^en  und  die 
'P'ima  der  Maasenerschemungen  ver- 
iuV>ni.  Sokhe  Zuaammenhänge  aufzudecken, 
y  >Mhe  der  Statistik.  Die  u.  insbesondere 
'jnl  die  ihr  gestellten  Aufgaben  am  besten 
■u^ioUi  Ifiseo,  daß  sie  unter  Yermeidung 
'••^r  ihrem  Gebiete  fernliegenden  Spekula- 
'"1  ioalymeread  voi^ht  und  so  den  Zu- 
wmenhiag  und  die  mitwirkenden  Ursachen 
m  iDonlisch  bedeutsamen  Erscheinungen 
-urijriulb  des  ÜesellschaftBlebens  klarzu- 
■•^Ura  ttachtet.  Auf  diese  IVeise  bietet  die 
E  ftodi  der  pbiloetmfaiBchen  Ethik  eine 
«■^Bttltie. 

LÜTlIiri  A  QuettUi,  Sur  l'homme,  Btrtt 
^  —  Deraetbe,  ütbtr  dtn  Xmtehm,  F«r- 
*^  *fmtf  ny«a  der  GaelUeh<^fl,  i^utigart 

—  Dmeibef  ff^tiqtM  toeiaU,  Bmxeüea 

-  A6.  Wagner,  Die  QtatUmUßigUÜ  «n 
^  «citMor  rtUMHüJUn  mmuMichtn  Band- 

^«MwliffTolknrinKlutA.  IL  Ava.  Bd.  XL 


hingen  vom  Slemdpankte  der  BtatütUe,  Samhurg 
1864.  —  W,  Drohiaeh,  Die  moralitehe 
iSlaiiatib  und  die  menecHlicÄe  Willensfreiheit, 
Leiptig  18S7.  —  A,  v.  Oettingen,  Die  Moral- 
ttatietik  und  die  ckriBtlieke  Sittenlehre,  Erlange» 
1868— 7 S.  —  Derselbe,  Die  MoraUtatietit  in 
ihrer  Bedeutung  ßlr  eine  ekrietliche  Soxiaietkik, 
S.  Ai^.,  ßriangen  ISSB.  —  W.  X^asia,  Zw 
Theorie  der  ManeMrteheimtngtm  m  der  menaek- 
Uekm  Ö9iaUdu0,  ß>re^urg  1877.  —  Ber^»e, 
Art.  „  OeaeW*,  ff.  d.  St.,  f.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  tS4fg.  — 
Dera^he,  Art.  .Jtorahtalietit',  d>enda,  £.  Ai^, 
Bd.  V,  S.  866 fg.  —  G.  F.  Knapp,  Die  neueren  An- 
9ichtentiöerMoral»tati9lik,  Jahrb.  f.Nat.,  Bd.XVT,  • 
S.  tS7fg.  —  Deraelö«,  Quetelet  alt  Theoretiker, 
ebenda,  Bd.  X  VIII,  S.  89 fg.  —K.Th.v.  Inama- 
Stemegg,  Zur  Kritik  der  MoraUtatietik,  ebenda, 
IT.  F.,  Bd.  VII,  8.  SOSfg.,  Mowie  in  den  „Staat»' 
vnseenteh.  Abhan^ungen"  de»  Verf.  (1903).  — 
B.  Stebeek,  Da»  VerhäUnia  dt»  Mnaelu>iUena 
nir  GetamthaÜ  An  Lichie  der  MoralatattaUk, 
ebenda,  Bd.  XXXIII,  S.  84 7 fg.  —  6.  SehmoUer, 
Zur  lÄteraimrgeeekiehte  dar  Staat»-  tmd  Soeial- 
tpieeentchaften,  Leijwig  1888  (darin :  die  neuereh 
Aneiehten  über  BeaBUcerving*-  und  Moraltiatittik, 
1869).  —  Vgl,  außerdem  die  Literatttrangabe» 
in  den  ArtL  ,,Xriminal»tatiei!ik"  (oben  8.  St7), 
„SelbttmordMiatitHi"  und  „Siaiittik". 

A.  Wirminghaua. 


■oratorinm. 

1.  Begriff  und  geschichtliche  Entwickelang. 
8.  Geltendes  Becht  und  voUnwirteehaftlicbe  Be- 
dentmig. 

1.  Begriff  vad  gesehlchtUche  Bnt- 

Wickelung.  M.  oder  Indult  (frflber  auch  An- 
standsbrie^,  litterae  respirationis,  securitatis, 
litterae  dilatoriae,  induciales,  indudae  quin- 
quennalesj  Quinqueonellen  ^)  nennt  man  eine 
obrigkeithch  angeordnete  Stundung  fälliger 
Schulden.  Es  ^hSrt  mithin  nicht  hierher 
die  Stundung,  die  die  Glaubiger  aus  eigenem 
freien  Wülen  oder  gezwun^n  durdi  die 
Majorität  der  flbrigen  Gläubiger  gewähren 
und  die  auch  (bezw.  ihre  Yorverhaadlungen) 
mit  „M."  (oder  „Moratorialverhandlungen") 
bezeichnet  wird.  Man  imterscheidet  einen 
General-  und  einen  Spezialindult,  je  nachdem, 
ob  er  einer  ganzen  Gruppe  von  Schuldnern 
(eines  Landstriches,  eines  Industriezweiges 
oder  dgl.)  oder  nur  einem  bestimmten  Schuld- 
ner gewährt  wird.  Weiter  kann  man  den 
Spezialindult  nach  dem  Muster  der  Preuß. 
ABgem.  Gerichtsordnung  von  1794  wieder 
in  General-  und  Spezial-M.  (im  engeren 
Sinne)  teilen,  je  nachdem,  ob  das  M.  dem 
einzelnen  Schuldner  gegen  aUesrnneGläubiKcr 
oder  nur  gegen  einen  speziellen  zugestanaen 
worden  ist 


*)  Weil  meist  auf  6  Jahre  erteilt;  „qnin- 
qnennale  spatinm  eis  indnlgere"  heiUt  es  in 
c.  8  qai  tranifl  cedere  posaunt  VII,  71.  Diese 
Stelle  behandelt  freilich  nicht  die  obrigkütUck 
gewährten  Moratorien. 

aa 
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a)  Spezialindolt.  Schon  iu  rSmischen 
Sedit  der  EaiBeneit  waren  H.  bekannt,  wie 
eine  Verordnong  Konstantins  beweist  (c.  2  de 
precibns  1,19)  ^  aas  deren  Worten  „moratoria 
praescriptio"  das  Mittelalter  den  Ansdrock  H. 
entnommen  bat;  aber  nach  der  c.  4  desselben 
Titds  sollte  ein  solcher  Speeialindtüt  nur  ee- 
wHat  werden,  wenn  goifigende  Btt^^sohaft  Tär 
die  ZafalnDg:  Torhandäi  war.  —  Das  rOmische 
Beich  dentacher  Kation  wollte  sich  dieses 
Becht  obrigkeitlichen  Eingriffes  in  die  Privat- 
rechtsTerhStnisse ,  wie  es  den  rSmischen 
Kaisern  eigen  war,  nicht  entgehen  lassen,  nnd 
80  wird  uns  schon  ans  dem  14.  Jahrh.  beaengt, 
daß  die  Reicbsstände  M.  erteilten;  aber  die 
BeichspoUzeiordnnng  von  1548  (Tit  22  §  2) 
bestimmte  ansdracklich ,  daß  zn  solchen  Ge- 
wftbrnngen  steta  der  Kaiser  seine  Znstimmang 
ni  geboi  habe.  mochte  aber  wohl  schon 
damals  nicht  so  gau  Ton  der  Zweckmäßigkeit 
diraer  Institation  ftberzengt  gewesen  sein,  denn 
die  Beichspolizeiordnong  Ton  1577  (Tit.  23  §  4) 
machte  die  Horatorienerteilnng  von  der  Vor- 
anssetznng  abhängig,  daß  die  Schuldner  be- 
Kbeinigtermaßen  „ans  nuersehenen  zugestan- 
denen Unfällen  ihrer  Leib  oder  Qüter  verdorben 
und  aosgestanden  seien".  War  das  H.  aber  aaf 
Grund  falscher  Angaben  erschlichen,  so  war  es 
nichtig.  Aosdrückuch  wurde  anch  das  Recht 
der  Horatorienerteilnng  den  einzelnen  Landes- 
herren zugestanden,  die  es  denn  in  ansge- 
dehntem  Haße  für  sich  in  Ansprach  nahmen, 
80  daß  es  dem  Kaiser  nur  noch  in  betreff  Reichs- 
nnmittelbarer  zustand.  Mithin  ginsr  auch  die 
rechtliche  Entwickeinng  den  partikularen  Gang. 
Vor  aUem  erließ  Preußen  1701  1709,  1722 
Edikte  zur  Begelang  der  M.,  befaßte  sich  damit 
im  Corpos  jnriB  Frider.  U,  23  §  20 fg.,  bis 
es  in  der  allgemeinen  Gerichtsordnung  von  1794 
Teil  I,  Tit.  47§§  1  tg.  die  Befugnis  der  Horatorien- 
erteilnng dem  Landesherm  tlberhanpt  entsog 
nnd  den  Gerichten  Überwies.  Es  macht«  sich 
dann  eine  entschiedene  Strömung  gegen  das 
Iforatorienwesen  bemerkbar,  insonderheit  weil 
es  vielfach  mißbraucht  wurde.  So  gelangten 
die  deutschen  Staaten  teilweise  bald  zur  gänz- 
lichen Absdiaffnngi  während  andere  das  Institut 
ganz  wesentlich  emschränkten  und  der  Hand- 
nabung  der  Gerichte  überwiesen,  so  z.  B.  auch 
Preußen,  welches  in  seiner  Konknrsordnung  von 
1856  noch  H.  zwischen  einem  Schuldner  und 
einem  Gläabiger  (Spezialmoratorien)  auf  höch- 
stens ein  Jahr  bei  genügender  Sicherheit  zuUeU. 

Im  Auslände  war  die  BedentBUjg  der  Spezial- 
indnlte  dne  Terscbiedene.  In  England  ganz 
unbekannt,  in  Oesterreich  verboten,  haben  sie 
in  Frankreich  eine  eingebende  Regelung  er- 
fahren. Hier  hat  auch  der  Regent  nicht  mehr 
das  Recht  der  Moratorienerteilnng ,  sondern 
nach  Art.  1244  des  Code  civil  das  Gericht; 
aber  nnr  mäßige  Zahlungsfristen  —  von  einem 
Jahr  —  werden  gewährt,  nnd  zwar  nur,  wenn 
der  Schuldner  glaubhaft  beweist,  daß  der  reine 
nnd  freie  Ertrag  seiner  Liegenschaften  in  einem 
Jahre  zur  Zahlung  der  Schuld  an  Kapital, 
Zinsen  und  Kosten  hinreiche  (Art  2212  Code 
civil),  während  der  Code  de  proc^dure  die 
weitere  Einschränkung  macht,  daß  unent- 
schuldigt abwesenden  oder  im  Falliment  rieb 
bf^denden  Sdinldnem  überhaupt  keine  Zah* 
Inngsfristen  gewährt  werden  dOifen. 


b)  Generalindulte,  schon  von  Justinlan 
nach  der  Eroberung  Italiens  erlassen,  werden 
später  in  Frankreich  1188  (für  die  Kreuzfahrer), 
gegen  Jaden  nnd  Wucherer  weitere  in  den 
Jahren  1223,  1299,  13^1  nachgewiesen.  Im 
J.  1251  erließ  Mailand  nach  seinem  Kriege  mit 
Friedrich  II.  einen  Indult  auf  8  Jahre,  15M 
statoierte  Fraiikrdcfa  wegen  der  langoi  BOrser^ 
kriege  den  Erlaß  von  Vs  Zinsen.  J>er 
jüngste  Reichsabschied  von  1664  gewährte,  vm 
den  durch  den  30jährigen  Kriee  zerrüttete 
Yerhältnissen  und  den  gänzlidi  damieder- 
liegenden  Schuldnern  anCzuhelfen,  eine  3  jährige 
Suspension  der  Schulden,  die  Zahlung  nnr  eine« 
lanieuden  und  eines  rfidiständi^n  Jahreszinses 
und  Erlaß  von  der  bis  dahin  anfgelanfenen 
Zinsen.  Auch  nach  dem  spanischen  Erbfolge- 
krieg,  nach  dem  7jährifi^n  Kric^  (1763— fi6  in 
Schlesien,  1763—68  in  Pommern  und  der  Kea- 
mark,  1768—75  m  Mecklenbnrg)  und  nach  iem 
Tilsiter  Frieden  1807  (in  Preußen  1807— IB 
resp.  21,  in  Mecklenbnrg  1806— 28)  finden  wir 
solche  Cfeneralindnlte  für  die  am  meisten  vom 
Kriege  heimgesncbten  Gegenden.  Anch  Oester- 
reich erließ  1811  einen  sorchen  nach  der  groBea 
Verändernng  des  Puiiergeldes;  Ungarn  einoi 
solchen  für  1849— öS.  In  nenester  Zeit  Be- 
währte Frankreich  wegen  des  Krieges  IndaTte, 
die  sich  auch  auf  Wediaelf ordernngen  erstrebten 
—  so  am  13./VIIL  1S70,  am  10/01.,  26JIV. 
und  4./VII.  1871. 

2.  Geltendes  Recht  und  Tolkswirt- 
schaftliche  Bedeutung.  Der  letzte  Rest 
der  SpezialinduUe ,  der  in  verschiedeoen 
deutschen  Staaten  noch  den  Qenchten  ge> 
blieben  war,  ist  durch  das  Einf.-G.  zur  ZPO. 
§  14,  4  (vgl.  auch  Einf.-G.  zur  KO.  §  4)  be- 
seitigt wonlen,  wo  es  heißt,  daß  die  laodee- 
rechtlichen  Vorschriften  Ober  SL,  Zahluogs- 
stundungen  von  Qerichtswegen  usw.  auf- 
gehoben sind.  Und  das  hat  seine  Berech- 
tigung, insofran  als  dne  obrigkeitliche 
Stundung  zunächst  gevaltsam  in  das  Forde- 
mngsrecut  des  OIÄubucers  eingreift  ^  der 
nicht  nur  regebreoht  ^nsen  fordern  dui, 
sondern  der  «ich  auf  den  Eiogang  sedoer 
Ausstände  rechnen,  ihn  eventuell  gerichtUdi 
zu  erkämpfen  berechtigt  sein  mnfi.  Auf 
der  anderen  Seite  ^bt  das  M.  dem  Schtddoer 
etwas,  worauf  dieser  keinen,  miodesteDB 
aber  weniger  Anspruch  hat  als  der  Oläubigw 
auf  die  Zahlung  seiner  Forderung.  Ina- 
besondere wäre  ein  landesherrlicher  Eingriff 
ist  das  private  Forderungsrecht  sehr  be- 
denklich. Um  aber  den  Schuldner,  dem 
im  Augenblick  die  Zahlung  schwer  wird, 
nicht  sofort  gänzlich  zahlungsunfähig  zu 
madien,  gibt  einerseits  das  Gesetz  (Oüter- 
abtretung,  Recht  des  Notbedarfes  usw.), 
andererseits  die  Freiheit  des  richteriichao 
Ermessens  entsprechend  seiner  geoauea 
Kenntnis  des  Falles  (Fristverlängerung, 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  St&nd) 
zahlreiche  Mittel  an  die  Hand,  wenn  ach 
nicht  die  Gläubiger  Oberhaupt  im  eigenen 
Interesse  bereit  finden  las^,  Surrogate 
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^  n-  Akkord,  Annahme  von  Äcoepten  oder 
X  ntonalTerhandlniigen  einzugehen,  um  den 
s  ^Tjiiitier  f or  dem  Konkurse ,  sich  selbst 
iuDit  vor  Doch  größeren  Verlusten  zu  retten. 
.s-TMlich  sind  aber  auch  die  Gefahren,  die 
i^.u  Sclinldaer  drohen,  nicht  mehr  so  groß 
Hh*5r  za  Zeiten  der  Schuldknechtschaft 
:im1  SchtUdbaft  (a.  d.)i  da  der  Schuldner 
l'iiTe  $eioe  persönliche  Freiheit  behält,  die 
wieder  das  Mittel  seioes  virtschaft- 
'.'-i'Q  Au^wnnges  bleibt  und  immerhio 
m:.'1i  vesentUchen  Teil  seiner  Kredit- 
Tünligkeit  bildet.  Und  schwerer  fällt  noch 
i-^  Gesichtspunkt  ins  Gewicht,  daß  durch 
:m  Rechtsunsicherheit,  wie  sie  durch  Zu- 
■AoMüg  TOD  M.  entsteht,  der  Kredit  in 
vem  Uale  gesohAdigt  werden  müßte. 
S\a  deo  eewiflsenloeen  Schuldner  eine  ge- 
'itHicbe  Handhabe,  nützen  sie  dem  red- 
.■3(1)  io  den  seltensten  Fallen  .  .  .  Die 
liUutiiger  werden  gereizt  und  schwierig, 
;t-  Miuldoer  in  der  Eingebung  und  £r- 
flUua^  ihrer  Y^bindlichkeiten  sorglos'* 
Ä"tire  zum  EiDf.-G.  zur  KO.).  —  Aber 
'  -liMids  die  Horatorienerteilung  mit  dem 
tnmtaeU^  B^nadigungBrecht  auE  eine  Stufe 
"^ridlfio,  ist  T&U^  verfehlt;  „dort  verzeiht 
'>T  fiWeX  bdeid^  Staat ,  tasr  dagegen 
\iff\.  a  das  oDzweifeUiafte  Uedit  des  &nea 
m  iveiEdbaften  Nutzen  des  andoen  anf^ 

Antteis  Bt^t  es  mit  dem  Generalindult; 
■iTi«[be  ist  oidit  beseitigt,  wcAd  aber  da- 
•imh  erschwert,  daß  er  nur  durch  Reichs- 
-■"^x  pewährt  werden  kann ;  er  wird  noch 
••-M  in  denselben  FHUen  von  wirtschaft- 
•'  Vt  Bedeutung  sein,  in  denen  er  es  früher 
•u  Er  scheint  viel  allgemeiner  zu  sein 
\-  dt.  SL,  wird  aber  nur  durch  Spezial- 
^'■fvltrift  aus  allgemein  anzuerkennenden 
|raactiei]  geigeben  und  häogt  nicht  als 
'toipklesBOiwert  tlber  der  Rechtsordnung, 
iML^erfaeit  su  vemichteD.  Er  schafft 
-•'ht  fOr  »nen  Einzelnen  Ausnahmerecht, 
IT  im  Rahmen  einer  Ökonomisch  gesund 
,-(Ii(*U;ticn  Umgebung  zurQckbleibt  und  zu 
droht,  sondern  er  schafft  Becht  für 
raozen  BeTölkeruDgskreis,  der  durch 
i'<i-reUewait  wirtschaftlich  so  beeinträchtigt 

■  Uluneel^  ist.  daß  sich  die  daroieder- 
^v^-ode  Wirtsohart  dee  Gebietes  nur  all- 
'  Vilich  aQter  möglichster  Schonung  empor- 
iWd  kann. 

I^WntKr:  VfL  dü  Sand-  und  Uhrtächer  de» 
AmA(m  tutd  CSväprotpuss ;  dann  di« 
•^'tA^rnMrAv ,  in^tetondm:  Schaper  in 
'^itrffi  BneyH.,  Bd.  II,  S.  183 ^g.  —  Föaaer 
Tt  >iQßtt^hm  unter  „Konkurwrdnwng".  — 
™»'«p,  Dietdonary,  Bd.  II,  S.  8I4.  —  E. 

if.  i.  Ä,  «.  At^  t.,  Bd.  IV,  &  ms/g., 
*-«  trilm  litgratmr.  —  troffttar,  SehötUÜrg, 
'.  &  iS4 —  JtoMher,  Bd.I,i94,  Bd.  II, 
t  lit.  —  BetOfUek  4»  JntmMetüektn  InduU- 
NN  1970  M.  71  jährt  eotäaOmMt 


in  der  ZeittOriß  für  OmdOtneht,  Bd,  XYIT, 
S.£94fg.  «.  Bd.  XVm,  S.  etsfg.  tl  Sekriftaik 
über  dieaen  Qegeiutand  an,  die  »iek  in  veraehitde»- 
Stern  Sinne  Uber  die  Berechtigung  und  Galligkeit 
dieter  Öeteüe  tauta$ien.  A>  JSater. 


Horellf. 

Ueber  sein  Leben  ist  nichts  Nftherai  bekannt; 
%.  Art  M^^ozlaliBmnB  und  Kommaniunns". 

Carl  Qrünberg, 


Hortifikation. 

M.  oder  Amortisation  heißt  die  Kraft- 
loeerkl^og  einer  rechtserheblichen  Urkunde, 
die  entweder  durch  dne  formelle  ErklArung 
des  Berechtigten  oder  durch  einen  obrig- 
keitlichen Akt  bewirkt  wird  (Privat-M.  — 
öffentliche  M.)-  Der  Zweck  des  letzteren 
Rechtsvoi^anges,  der  allein  größere  praktische 
Bedeutung  hat,  ist  die  Ai^hebung  des  Öko- 
nomischen Schadens,  der  dem  Berechtigten 
aus  dem  Verlust,  der  Eotwendung  oder  dem 
Verbrennen  einer  Urkunde,  eines  Le^ti- 
mations-,  Kredit-  oder  sonstigen  Wertoapiers 
erwSdi&t  oder  erwachsen  £uid.  Daber  ist 
das  Rechtsinstitat  der  M.  one  notwendige 
Bedingung  des  volkswirtschaftlidien  Ver^ 
kehislebens,  wenn  auch  die  Verkehrssicher^ 
bät  dadurch  dne  Einbuße  erleidet,  weil  die 
mortifinerte  Urkonde  fflr  den  gatglftubigea 
Erwerber  nidit  mehr  Wert  hat  als  eine  ge- 
fälschte. Allein  diesem  Kachteil  stehen  dodi 
hinwiederum  durchschlagende  Verkehrsbe- 
dürfnisse gegenüber.  Denn  die  Ausübung 
des  Rechts,  das  an  die  Verfügung  Ober  das 
Dokument  geknüpft  ist  hOit  für  den  Be- 
rechtigten auf  und  führt  zu  einer  ungerecht- 
fertigten Bereicherung  des  Verpflichteten. 
Ebensowenig  kOanen  Rechte  aus  den  in  der 
Urkunde  verbrieften  Forderungen  geltend 
gemacht  werden,  wenn  der  Besitz  des  Papiers 
fehlt  Andererseits  aber  muß  der  zur  Leistung 
Verpflichtete  gegen  eine  nochmalige  Inan- 
spruchnahme durch  Mißbrauch  der  verloren 
gegangenen  Legitimation  geschützt  werden. 
In  beiden  Richtungen  sollen  die  Interessen 
des  Berechtigten  und  Verpflichteten  gewahrt 
werden.  Dies  geschieht  aber  durch  die  mit 
der  M,  verbundene  Rechtswirkung,  welche 
die  Urkunde  ihrer  Rechtserheblichkeit  ent- 
kleidet, sie  wirkungs-  und  „kraftlos"  macht. 
Die  Gesetzgebung  schreibt  zu  diesem  Be- 
huf e  eine  amtliche,  bindende  Erklärung  vor, 
die  auf  ein  besonderes  formelles,  an  bestimmte 
Fristen  und  mehrfaches  Aufgebot  ange- 
schlossenes Verfahren,  das  A  m  0  r  t  i  s  at  i  0  n  s  • 
verfahren,  folgt. 

Eine  Ähnliche  Rechtswirkung  wie  die  M. 
lehnt  sich  an  das  Institut  der  Zahlungs- 
sperre oder  Opposition  an.  Dadurch 
wird  mit  äner  ErklArung  des  Verlierers  an 
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Yerpflichteten  die  Erfüllung  zugunstea 
Inhfunrs  oder  der  TTmlanf  einer  gdd- 
•werten  üifamde  inhibiert  Wenn  dem 
SdiuldDer  die  Auflage  gemacht  wird,  nach 
YeijShrung  der  Kesmxrten  Forderung  zu 
leisten,  so  kann  die  Zahlungssperre  die  M. 
ersetzen  oder  sie  bann  mit  der  Einleitung 
des  M-verfohrens  kombiniert  vmlen  (fran- 
zO^sches  Recht,  frflher  Wflzttembei^,  Eteiden, 
Hessen). 

Die  M.  war  schon  dem  fränkischen  Rechte 
bekannt.  In  den  neueren  Gesetzgebungen 
suchte  man  ihr  Anwendungsbereich  zu  er- 
weitern und  namentlich  im  'Wechselrechte 
zu  entwickeln.  Nur  bei  Inhaberpapieren 
mit  speziellen  Verkehrs-  und  ümlaufsquali- 
täten  oder  kiu-zer  Befristung  (Papiergeld, 
Banknoten,  Kupons  u.  a.)  hat  man  die  M. 
auBgeschloBsen.  Nach  dem  deutschen  BGB. 
(§§  790  und  800)  ist  die  „Kraftloserklärung*' 
bei  Inhaberpapieren  im  Wege  des  Aufgebote- 
verfahrens statthaft,  wenn  die  Urkunde  nicht 
das  G^nteil  bestimmt.  Ausgenommen  sind 
Zins-,  Renten-  und  öewinnanteilscheine  so- 
wie die  auf  Sicht  zahlbaren  unverzinslichen 
Schuldverschreibungen.  Der  Verpflichtete 
muß  dem  Berechtigten  die  zur  Erwirkung  des 
Aufgebots  oder  der  Zahlungssperre  erforder- 
liebe Auskunft  erteilen  und  die  notwendigen 
Zeugnisse  ausstellen.  Nach  Erwirkung  des 
Ausschlutturteils  kann  der  Berechtigte  vom 
Verpflichteten  die  Ausstellung  einer  neuen 
Urkunde  verlangeo.  Das  An%ebotsverfahren 
soll  sich  nach,  den  Bestimmiingen  der  ZPO. 
richt^i,  deren  Erweiterung  und  Ergänzung 
vai^esehen  ist  Die  M.  ist  ein  geriditUoher 
Akt 

Gleiohen  Charaktets  ist  die  H.  in  Oester- 
reioh-Ungrarn  nnd  in  der  Schweis.  Die 
Becfatsbildang  in  Frankreich,  der  fräherdas 
ffanze  Institut  fremd  war,  hat  diüch  O.  v.  16./VI. 
1872  die  Materie  geregelt  nnd  bestimmt,  daß 
nach  vorgängiger  Zahlungssperre  mid  mehr- 
fachem Aufgebot  der  Verlierer  gerichtlich  die  Ein- 
ziehung der  Oegenfordemug  heischen  kann.  Das 
englische nna  amerikanische  Common  and 
Eqait;-Law  kennt  die  M.  nicht.  Doch  hat  der 
Verlierer  eines  Wertpapieres  in  Eqnity  einen 
Anspruch  gegen  den  verpflicht«ten  aof  Leistung 
oder  NenauBBteUns^,  wenn  er  den  Verlast  glauo- 
haSt  macht  and  Sicherheit  g^an  doppeUe  In- 
anspracbnahme  stellt.  Die  ^iherfaeitsbestellansr 
kann  unter  gewissen  Voraassetzniigen  in  Weg- 
fall kommen. 

Llteratar:  Beek,  Art.  „Mbrtyitation",  S.  d. 
St.,  i.  Avfi.,  Bd.  V,  S.  srsfg. 

ilax  V.  Hechel, 


HoruSy  Thomas, 

(nach  der  Sitte  der  Zeit  aas  Höre  latinisiert), 
-geb.  am  7./n.  1478  als  Sohn  des  Bicbters  am 
£inga  Bench,  John  Höre.  Nachdem  er  seine 
erste  Aosbüdnng  in  der  St.  Anthonyschale  in 
Londcm  nnd  sodann  am  Hofe  des  Enbisdiofs 


von  Canterbivy,  John  Morton,  erhalten  hatte, 
bezog  er  bereits  1492  oder  1493  die  üniv^tlt 
Oxford,  wo  er  sich  eifrigst  faumanistiscbeo  Stu- 
dien widmete.  SpSter  wandte  er  sich  auf 
Wunsch  seines  Vaters  der  Jorispradenz  eu  and 
wurde  in  der  Folge  als  Beehtcanwalt  inge- 
lassen. Kaum  %  jährig,  trat  er  in  das  Pam- 
ment  von  1504/Ö.  Hier  zeichnete  er  sich  dnrdi 
sein«!  erfotgmchen  Wid«stand  gc«^  die  Qeld- 
fwdenuigen  Hdnriehs  VII.  am.  Dies  toa  ihm 
den  ZOm  des  KOnigs  zo,  so  daß  er  aicb  ms  n 
dessen  Tode  (1509)  dem  Cffentlichen  Leben  fern- 
hielt Nachher  wirkte  er  eine  Zeitlang  als 
Untersheriff  von  Londim.  Durch  Empfehlong 
des  Lordkanzlera  Kardinal  Wolsey  sog  ihn 
Heinrich  Vin.  (1509-1647)  an  den  Hol  nnd 
wuidte  ihm  sein  vcdles  Vertrauen  zo.  Baach 
die  Stufenleiter  der  Würden  erklimmend,  er- 
reichte H.  schlieQlich  im  Jahre  1539  die  höchste. 
Er  war  der  erste  Lordkansler,  Ata  nicht  dem 
Priesterstande  oder  dem  hohen  Adel  angehörte. 
Bald  darauf  aber  trfthte  sich  B«n  VmUtais 
zam  KQnige,  nnd  schon  1532  legt«  er  sein  Amt 
nieder.  Gläubiger  Eatfaolik  nnd  treuer  An- 
bänger des  Papsttums  und  der  kirchlichen  Sin- 
beit,  wollte  er  sich  weder  dazu  verstehen,  die 
Ehescheidung  Heinrichs  VIII.  von  Katharina 
von  Aragonien  und  dessen  Wiedervereheüchnng 
mit  Anna  Boleyn  als  rechtsgOltig  anzoerkenneii, 
noch  war  er  von  seiner  Ge^erschaft  gegen  die 
vom  Könige  betriebene  Kucbeuspaltang  abia- 
bringen. Als  diese  tatsächlich  eingetreten  war, 
verweigerte  er  den  durch  die  Parlamentsakte 
von  1E04  geforderteil  Snprematsdd.  Der  KOnig 
ließ  ihpi  merauf  den  HochverratsproaeS  maeben 
und  ihn  am  6./Vn:.  1^  fm  Tower  hinrichten. 

Schriften:  Das  Hauptwerk  H.*Sj  das  ans 
hier  allein  interessiert,  ist  die  „Utopia",  deren 
erste  Ausübe  1516  in  Löwen  unter  dem  Titel 
erschien :  Xibellus  vere  aureus  nec  minna  saln- 
taris  qnam  festivus  de  optimo  reipnblicae  statu, 
deqae  nova  insula  ütopia,  authore  darissimo 
viro  Thoma  Horo  indytae  civitatis  Londinenaifl 
et  vicecomite  cu»  M.  Petri  Aegidii  Antuo- 
piensis,  et  arte  Theod<nid  Hartini  Alnstenns, 
Typographi  almae  LooaniendnBi  Aeadmiae 
nnnc  pnmum  editus.  Das  Werk  wurde  noch 
in  demselben  Jahre  in  Antwerpen  und  bis  IfiSO 
weitere  vier  Male  neu  aufgellt  Bereits  1SS4 
erschien  in  Basel  die  erste  —  eine  deutsche  — 
Uebersetzung.  Ihr  folgten  1548  eine  italienische 
von  Doni  fVenedig)'  1550  eine  franzSnsche 
von  Jehan  Leblond  (Paris);  1551  eine  enjg- 
lische  von  Ralph  Bobjnson'  (Londw);  1^ 
eine  spanische  von  D.  Jerönimo  Antonio 
de  Hediniila  y  Porres  (Cordova).  Seither 
sind  unzählige  Ausgaben  der  „Ütopia"  in  allen 
Sprachen  erschienen. 

Literatur:  Roper,  Um        and  death  of  Sit 
Thoma»  More,  London  17S1  (neue  AwyeAe  ISUK 

—  Btapleton,  7Wf  Thotnae  etc.,  Dvaey  JS3S. 

—  G.  T.  B^tdhart,  Tk.  Mona,  yOmberg, 
18X9.  —  *r.  M€UMrUathj  The  hffe  of  Sir  Thomaj 
Mona,  B.  Auey.,  London  I844.  —  O.  TaUat, 
Etudf  «ur  la  vie  etlee  oeuvree  de  TAewuts  Mare, 
AWa  1887;  7%oma$More  et  eon  oeunt  immorleOt, 
Tbun  J89S.  —  K,  KmOtteif,  Thema»  Mont 
und  «enu  lUopiet  Stuttgart  1898.  —  J.  B. 
lAtpUm,  l%t  ÜUip(a  «f  Sir  Thoma»  Mar», 
Oaford  189B.  —  TM,  MMhäU  umd  flkaak 
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AyffT.  TlMMJ  Morrn»,  Üiopla,  BnUn  1895 
XI  dtr  JLattm.  LileratttrdenJmäUr  dca 
IT.  «.  xn.  JairL).  —  Sgn,  JEM.  ITeCMttv, 
i<»M*  Jfemt,  Cto^  «6en.  tmtf  «ä  taehl. 
I'.«.  cn«.  fffiEft  1/ — 23  der  SamnUung  geseü- 
.'i/tnria.  At^tStte,  München  1896).  —  K. 
Mfftf.  Jrt.  JVcfW  im  H.  d.  St,  t.  Aufl 
I  i.  r.  A  —  &  Art  „SotiaUtmus  und 

\'-MaHM«Mw**.  Carl  GrOnberg. 


Hfiser,  Justus, 

.■I  uD  H.,\iL  1720  zu  Osnabrück,  1742  Se- 
mUr  ud  1747  Sjudikiu  der  Ritterschaft  des 
'.Misäun  OnabrQck,  1762  Justitiar  am  Eri- 
:rW;,'(>ricbt  Beizer  Vaterstadt,  gest.  daselbst 
. ;  •'riicimer  Jiutisrat  (seit  1783]  am  8./I.  1794. 

.Vvh  Bowher  .grOlIter  dentacher  National- 
i  tm  it§  la  Jahrb."  (s.  ZdtKhr.  f.  Staatow., 
«UE  186&I;  naeh  BlantaoUi  (Geachiebte  des 
rut^bts  nod  der  Politik)  „edelster  Beprttsen- 
^i:  iiT  hiatoriscli-reaUstischea  Staatsweisheit 
Zeit';  naeh  Lnio  Brentano  „Tater  der 
'j'.-Ua  prenlKscben  Agrarreform".  Als  Mer- 
li-.iilirt  BcffOnstiger  der  protektionistischen 
■'KliTinkim^  im  Handels-  nnd  Gewerbe- 

•  -n»b    Cnter  den  dentschen  Volkswirten 

•  -itr  Yurginger  ron  Haltbns.  Verfechter  der 
;{T«hriBktMit  dea  privaten  Orondeigentums 

•  ti 

<  ai  täun  hierher  gehSrieen  Schriften  seien 
truBst:  Otnabracka  Oescbi<Ate  mit  Urkunden, 
'•ilf.  OanabrUck  1768  (ein  wertvoller  Beitrag 
c-r  iStrttcbafta-  und  Anargeschichte  dea  Hoch- 
■■  :t.  .  danelbe,  2.  Aufl.  Berlin  1780:  dasselbe, 
'  tili  ebenda  IBlSj  dasselbe,  Teil  3  (hrsf. 
•M  da  Verlasen  bandschr.  Nachlasse),  ebenda 

~  Patriotische  Pbantasieen,  3  Teile, 
~iiD  1774—78;  dasselbe,  3.  Anfl.  Ton  Teil  1 
•A  i.  ebenda  1778;  dasselbe,  sog.  3.  Anfl., 
I  Mt,  tbeoda  1801;  dasselbe,  4.  Anfl.,  4  Bde., 

TW  seiner  Tochter  J.  W.  J.  v.  Voigt, 
"täk  lh20:  daaaelbe,  Nene  Anagabe  in  M. 
•-'iKbra  WeAen,  nengeordnet  von  B.  R. 
'vka.  Bd.  I-IV.  ebenda  1858. 


Xotanramnlmu  s.  Fahrrad-  und 
u;ufflobiliadastrieobenBd.IS.806fg. 


MUlenrecbt. 

}  Bepil     2.  ReichsreditUche  Normen. 
LiMfviwhTliche  Vorwhriftra.  4.  Statiatiaches 
•«  ^-Jifwinachafüiches. 

I.  B«frUf.   Unter  ,^fllüe"  im  weiteren 
'V  versteht  nuw  jegliche  gewerbliche 
■■      die  dazQ  dieot^  BohBtoffe.  2.  B.  Ge- 
1I<^  a.  dgL  in  einer  bestimmten 
n  serUänern.    In  dieson  Sinne 
n  man  von  Oetrade-,  Sfige-,  Pulver-, 
Nwnnfihlen  usw.    Unter  „Mfihleo" 
*"  ''UUn  (im  enceren  Sinne)  pflegt  man 
tom  Zerueinem  von  Getreide, 
t'-^  also  aur  Mehlproduktion  be- 


stimmten ^verblichen  Anlagen  zu  ver- 
stehen. Die  Mühlen  zerfallen  wieder  je 
nach  der  Art  der  Triebkraft,  durch  die  sie 
in  Bewegung  gesetzt  werden,  in  Hand-, 
Roß-,  Wind-,  Wasser-  und  Dampfmühlen. 
Besondere  Becbtsnormen  eigentümlicher  Art 
haben  sich  der  geschichthcben  Entwickelung 
eotsprecheod  im  wesentlichen  nur  für  Wind- 
und  Wassermühlen  herausgebildet,  so  daß 
man  als  „Uühlenrecht"  den  Inbegriff  der- 
jenigen Bechtsnormeu  bezeichnet,  die  sich 
auf  diese  beiden  Arten  von  Mühlen  (meist 
GetreidQmQhlen)  beziehen.  Für  die  Dampf- 
mühlen gelten  in  der  Regel  keine  beson- 
deren Vorschriften.  Die  Anlage  und  der 
Betrieb  dkser  Mühlen  unterliegt  n&mlich 
den  allgemeinen  Vorschriften  der  §§  24 
und  25  der  Gew.-O.  und  den  durch  diese 
aufrecht  -  erhaltenen  landesrechtlichen  Be- 
stimmungen. (S.  den  Art.  „Dampfkessel- 
polizei"  oben  Bd.  I,  S.  639  fg.). 

Im  folgenden  gelangen  demnach  nur  die 
Vorschriften  über  die  Wasser^  und  'Wind- 
mühlen zur  Darstellung. 

2.  BetohsrechtllcheNormen.  Als  reichsrecht- 
Ucbe  Vorschriften  f  flr  die  Wasser-  nnd  Windmühlen 
kommen  nor  einzelne  Bestimmungen  der  Qew,-0. 
nnd  dea  RStxGB.  in  Betracht,  von  denen 
folgende  hervoranheben  sind:  a)  Durch  §  7 
Gew.-O.  ist  der  sog.  Mahlzwang,  d.  h.  das  mit 
dem  Besitze  einer  MDhle  verbundene  Recht,  die 
Konsamenten  zu  zwingen,  daß  sie  ihren  Bedarf 
bei  den  Berechtigten  mahlen  oder  schroten 
lassen,  mit  dem  l./I.  1873  anfgehoben.  (Vgl. 
den  Axt  „Zwangs-  und  Bajmreätte".)  b)  Nen- 
anlaffen  für  Wassertriebwerke,  also  auch  fUr 
Mühlen,  bedürfen  der  behördlichen  Genehmigung 
nnd  unterliegen  den  Vorschriften  der  gg  16—23, 
25 — 27  Gew.-O.,  neben  denen  die  landearecht- 
Ueben  BeetimmuDgen  in  Kraft  hteiben.  Die  fQr 
alle  gewerblichen  Anlagen  geltenden  Vor- 
schriften der  §§  51,  62  Gew.-O.  —  s.  Art.  „Ge- 
werbliche  Anlagen"  oben  Bd.  I  S.  1071  —  finden 
auch  aof  Müluenwerke  Anwendong.  c)  Für 
Windmühlen  gibt  §  28  Gew.-O.  den  höheren 
Yerwaltnngsbebtirden  die  Befugnis,  durch  Polizei- 
verordnung festzusetzen,  in  welcher  Entfernung 
von  NachbargmndstÜcken  oder  fifientlichen  Wegen 
die  Windm^Ien  zn  errichten  sind  (vgl.  g  907 
BGB.),  d)  Strafrechtlicher  Schatz  ist 
den  Wassermühlen  dorch  die  §§  321,  325,  336 
StrGB.  (Bestrafung  der  Zerstörung  oder  Be- 
schädigung von  Schleusen,  Wehren  und^onstigen 
WoBserbaaten)  und  §  274  1.  c.  (Vernichtung, 
Verrilckung  usw.  eiues  zur  Bezeicbnong  des 
Wasserstandea  dienenden  Merkmals,  dea  sog. 
„Herkpfbhla'*)  gewährt. 

8.  Landesrechtllche  Torschriften.  Durch 
Art.  66  des  £inf.-G.  zam  B.G.B,  sind  die  privat- 
rechtlichen Vorschriften  des  Landesrechtes, 
„welche  dem  Wasserrecht  angehören,  mit  Ein- 
schluß des  M.",  ausdrücklich  aufrecht  erhalten. 
In  diesem  Sinne  ist  also  unter  „H."  der  Inbe- 
griff derjenigen  Normen  zu  verstehen,  die  sich 
auf  die  WassermUhlen  beziehen.  Als  die 
wichtigsten  Grundsätze  des  landesreditlichen 
M.  Bind  die  folgenden  hervoranheben :  a)  Das 


Digitized  by  Google 


518 


MOhlemecht 


M.  ist  ein  GoniHli  yaa  Votscbriften  priTafr- 
nnd  (fffentüch-rechtlicher,  insbesoDdere  Ter- 
waltnngsreclitlichar  Natnr.  Daraus  erklärt  es 
sich,  daß  die  Streitigkeiten  aof  dem  Gebiete  des 
H.  teils  durch  die  „ordentlichen  Gerichte",  teils 
darchdieVerwalton£:8behSrdett  oder  Verwaltung 
gericht«  entschieden  werden.  Für  PrenQen  ist 
h  dieser  Hinsicht  dnrch  §g  67,  83,  84,  89,  92  fg. 
des  Znständigkeitsgesetzes  t.  1./VIII.  1883  fUr 
eine  Beihe  von  Fällen  (insbesondere  die  Setzung 
des  Merknfahls  usw.)  die  Zuständigkeit  der  Ver* 
valtongsDehOrden  und  -geriehte  eiugnffihrt. 
Vj  Die  Souderrorschrifteu  des  H.  bezwecken 
einerseits,  dem  Mühlenbesitzer  eine  ordnungs- 
mäßige fienutzong  der  Wasserkraft  z«  ermSg- 
liohen,  andererseits  zu  verhindern,  dall  diese 
Ausnutzung  eine  Schädigung  der  anliegenden 
Grundbesitzer  (üeber-  oder  ünterlieger]  oder 
eine  Beeinträchti^iung  der  Schiffahrt  zur  Folge 
hat.   Die  hier  mitunter  lebhaft  in  Widerstreit 

Ssratenden  Interessen  aller  Beteiligten  nach 
9gUcbkeit  auszugleichen,  ist  die  ebenso  wichtige 
wie  schwierige  Aiugabe der  Wassergesetzgebung. 
Dem  Ausgleich  dieser  Interessen  und  mC^chster 
Terhfltuiu:  von  Streitigkeiten  dienen  vor  allem 
folgende  Vorschriften :  a)  Diejenigen,  welche  die 
Setzung  eines  Herkpfahls  (Aichpfahls,  Stauziels, 
Eichpfahls,  Pegels)  betreffen,  d.  h.  die  Fest- 
setzung der  Stauhöhe,  in  welcher  der  Müller  für 
seine  Zwecke  das  Wasser  des  Flusses  (Stromes, 
Baches)  aufstauen  darf  oder  im  Interesse  der 
Schiffahrt  aufstauen  muß.  (Verhütung  einer 
TTnteratauung).  Diese  Festsetzung  erfolgt  durch 
Anbringung  eines  Pfahls  unter  Zuziehung  aller 
Beteiligten  und  unter  obrigkeitlicher  Leitung. 
(Ueber  den  strafrechtlidiai  Schutz  dieses  Merk- 
pfaUs  8.  0.  2d.)  ß)  Die  Yorschrift«  Uber  die 
Art  und  Zeit  der  Stauung,  die  Beschaffenheit 
der  Staumitte]  (Schleusen ,  Wehre ,  Schützen 
u.  dgl.),  die  Zu-  und  Ableitungsgräben  des 
Wassers,  die  Zulässigkeit  der  Verursachung 
eines  Rückstaus  usw.  Diese  Vorschriften  be- 
zwecken sämtlich,  eine  möglichst  gleichmäßige 
Ausnutzung  der  Wasserkraft  seitens  mehrerer 
benachbarter  Hfiblen  zu  ermöglichen,  jegliche 


VerschvendmipderWaBBerkTaft  nndinsbeeondeie 
auch  eine  Beuntrfichtigung  der  Sehi^hrt  oder 
eine  Ueberschwenunung  oder  Versumpfung  an- 
grenzender Ackei^rundstücke  zu  Terhäten.  ;')I>ie 
Vorschriften  Ober  die  Zwangsenteignung,  die 
einerseits  gegebenenfalls  dem  Müller  die  Ein- 
richtung von  Stauanlagen  auf  fremdem  Gmnd 
und  Boden  ermfiglichen  und  andererseits  die 
Untersagnng  des  Mtthlenbetriebes  g(«en  Ent- 
schädigung im  Jntanut  der  Sehiffohrt  ^ 
statten. 

Die  landesrechtliehe  Gesetzgebung  über  das 
U.  ist  eine  hfichst  mumigf altige;  von  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  sind  als  me  wichtigst« 
folgrade  zu  nennen:  «)  für  Preußen  und  swar 

aa)  für  das  landrechtliche  Gebiet:  §§  103—117 
I,  8,  §§  229-247  U,  15  ALE.  EdUtt  r.  28./X. 
1810,  G.  T.  15./XI.  1811,  G.  T.  28./n.  1843.  O. 
T.  ll./m.  1850  (GS.  S.  146);  §§  35fg.,  G.  r. 
30./V.  1874;  daneben  gelten  noch  provinzial- 
rechtliche  Vorschriften,  ßß)  für  Hheinpreußöi : 
Art  538,  640  -  643,  645  Code  civil  (alle  aus- 
drücklich anfrecbt  erhalten  durch  Art.  89  Kr.  2 
PrABGB.1  nebst  G.  v.  14./VI.  1859;  sowie  das 
unter  aa)  erwähnte  durch  V.  t.  9.(1.  1845  in 
Hbeinpreußen  eingefBhrte  O.  v.  28711.  18^ 
yy)  für  Provinz  Hannover:  G.  v.  16./II.  1846 
und  22./Vm.  1847.  83)  für  Schleswig-Holstein 
und  Lanenburg :  WassertCsungsordnung  v.  2äiV. 
16./Vn.  1857,  V.  V.  6./IX.  1863.  «1  für  Kur- 
hessen: V.  V.  31./Xn.  1824,  G.  V.  28./X.  ISM. 
tS)  für  Nassau:  V.  v.  12./IX.  1829,  18./VI.  1838, 
G.  V.  24./VII.  1854,  V.  v.  27./VIL  1855,  T.  27.|Vn. 
1858.  fjT})  für  die  vorerwähnten  neuen  Pro- 
vinzen gemeinsam :  G.  v.  IZßU.  1668.  —  fOr 
Bayern:  G.  v.  28./V.  1852,  G.  v.  20./m.  1869, 
29./IV.  1869,  löitV.  1875.  —  /)  für  Baden:  G. 
V.  25./Vin.  1876.  Für  aUe  «irigen  deutschen 
Staaten  vgl.  Neubauer,  Zusammenstellung  nsw., 
S.  28  fg.  (s.  d.  Literatur). 

4.  Statistisches  nnd  VoUcswirtscluiftlielie«. 
Die  nachfolgende  Statistik-  bezieht  sich  nur  auf 
die  der  I^hrungsmittelerzen^ng  dienenden 
Mühlen,  nämlich  auf  die  Getreide-,  Grüts*  nnd 
ReisschftlmOhlen. 


Jahr 

Ein- 
wohner- 
zahl des 
Dentscboi 
Reiches 

i  Zahl  der  in 

1  werbtatigen 
1  Personen 

Dai 

a)  Ge- 
schäfts- 
leiter 

ron: 

b)  Hilfs- 
personen 

In  Betrie- 
ben bis  zn 
5  Gehilfen 

be- 
schäftigt 

In  Betrie- 
ben mit 
mehr  also 
Gehilfen 

be- 
schäftigt 

1 

1875  42727360  1  5990S 

(\      58079;  davon: 

1882  4*20000!  »)  Hauptbetriebe  52492 
1            l^'b)  Nebenbetriebe  5587 

(!      52389;  davon: 
1895  5a  379  90K  ja)  Hauptbetriebe  44  loi 
i:b)  Nebenbetriebe  828S 

126  563  •) 

1  "8513 

\    HO  267 
) 

57  328 ') 

69335 

:o9  7a8') 
99700 

78596«) 

16835 ') 
iSStj 

314"') 

')  In  diesen  Zahlen  sind  die  in  den  Neben  betrieben  beschäftigten  Personen  einbegriffen. 
')  Zu  den  beiden  Zahlen  der  beiden  letzten  Kolonnen  treten  noch  259  in  Alleinbetrteben 
beschäftigte  Personen  himni,  wodurch  man  dann  (78  686  -]-  31 412  4-  369)  die  Gesamtzahl  1 10  267 

erhält.  V  -r  -r  / 

Es  gehörten  der  Müllerei- Berufsgenossenschaft  an: 

Jahr           Betriebe      Versich.  Personen  |       Jahr  Betriebe  Versieh.  Personen 

189.5               37  219                 86  315        1        1898  35  868  74  739 

1896  36  969                85  510       I       1899  35  310  73  293 

1897  36788               85571       I       1900  34  5*7  7^*93 
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Jüir 
1901 
1902 
I9i8 
1901 
IVOb 


Betriebe 

33451 
32678 
31856 
30823 
30*73 


Terddi.  Penonen 

68977 

67  527 

68  478 
6731s 
65  757 


in  Danpfbetrieben  waren  Torhanden : 


mit  Dampf- 
kraft  allein 
m  1.1.  190O  786 
.  1  T.  1901  818 
.  1. 1.  1902  815 
.  l  -I.  1903  833 
.  1.1.  1904  841 
.  I..L  19Üä  867 
.  1.L  1906  SS6 


mit  Wasser- 
u.  Dampfkraft 

1847 

1866 

1868 

1873 

1849 

1884 

1965 


Ferwr  ist  ennittelt,  daQ  Ende  1897  68  von 
JhienfeMUscbaften  betriebene  Utthlen  be- 
•rudea,  die  Jlhrlich  1,8  MUL  t  Getreide  ver- 
ciUea.  —  Diese  Betriebe  sind  sSmtlich  nnbe- 
i-aUidi  aU  Dampf-  nnd  Großbetriebe  zn  be- 
ttrbaen. 

vboD  djeee  statistischen  Daten  lassen  mit 
''irbufadt  erkennen,  daß  einerseits  die  Zahl  der 
i^trifelK  überhanDt  in  beständi^r  Abnahme  be- 
zdlia  Lit,  andererseits  aber  die  Zahl  der 
jruiien  Betriebe  zunimmt,  was  sich  insbesondere 
iiniu  ergibt,  daß  im  Jahre  1895  in  den  größeren 
HC  laehr  als  b  Hüfopersoaen  arbeitenden]  Be- 
31 412  PerKmen  beiehftftifft  waren, 
riliKnd  die  Statistik  des  Jahres  1882  deren 
w  1B813  aofweist   Demnach  haben  sich  die 
.*-<im  Betriebe  in  dem  verhftltnismftßie  kurzen 
Mitnom  Ton  13  Jahren  eanz  erheblich  Ter- 
B'bt.  Man  wird  nicht  fehl^hen,  wenn  man 
lu- Vennehmoff  der  großen  Betriebe  mit  einer 
Zuabme  de«  DampfmUblenbetriebes  auf 
K(i<i4B  der  Wind-  und  Waesermühlen  identi- 
Jn*n  weil  nnr  der  Dampfbetrieb  einen  inten- 
•I'«  Betrieb  im  {großen  einerseits  ennSgUcht, 
olcrtneita  aber  auch  bedinet.  DafOr,  daO  der 
Dia^llUenbetiieb  beet&ndtg  in  der  Zunahme 
ymStn  ist,  spricht  aach  die  Tatsache,  daß  im 
't!iT»  liflb  anter  den  sämtlichen  1313  Betrieben, 
'II  iata  mehr  als  5  OefaiJfeu  beschäftigt  waren, 
:e  WmdiD&hlen.   438  Dampfmtthlen  und 
Wauenntthlen  sich  befanden.    Im  Jahre 
^'^-wtrendaKtieenTon  sämtlichen  vorhandenen 
strichen:  W57fl  Windmühlen,  33069  Wasser- 
'•ohleu,  1707  Dampfmühlen,  wobei  jedoch 
^Npa  Wind-  und  Wassermühlen,  die  zn- 
rii):li  Oiapr  benutzm,  doppelt  gectUilt  sind. 
V^t  auch  die  Zahlen  des  Jahres  1882  nicht 
^oe  «dteres  mit  denen  de«  Jahres  187&  in 
Tfixiej^Uf  gestellt  werden  dflrfen,  da  erstere 
■'■b  -lof  slmtliche  Betriebe  (ohne  Rücksicht 
*iä  die  Zahl  der  darin  beschäftigten  Personen) 
^uieben,  so  ist  doch  gerade  hei  Dampfmilhlen 
<i*  Annabme  gerecht»rtigt,  daß  sie  in  über- 
vi^BderZahl  nur  im  großen  (d.  h.  mit  mehr 
^  j  Gebilfea  t  betrieben  werden,  so  daß  jene 
uUen  innerhin  einen  ziemlich  sicheren  BUck- 
■rhiBli  tat  die  annehmende  Vermehrung  des 
'■■■pfbetriebes  im  Mühlengewerbe  gestatten. 

wb  triebt  aueb  der  ümitand,  daß  die 
«kl  der  bei  der  IflUlerel-Bemfsgenoesenschaft 
Ifrvdwrtea  Personen  in  dem  Jahrzehnt  1896 
Kl  1«H  na  faat  10000  abgenommen  bat,  was 
i;<«ieUiIli  aal  dnen  iiamer  fortschreitenden 


Bntatz  derTiel  mehr  HenschenkzKfte  erfordernden 
Wasser-  und  Windmttblen  durch  Dami^flhlen 

hindeutet. 

Erwägt  man  nun,  daß  die  Wind-  und  Wasser- 
mühlen eine  an  nnd  für  sich  irgendwelche 
Kosten  nicht  verursachende  Triebkraft  (Wind 
nnd  Wasser)  ausnntzen,  die  Dampfmühlen  da- 

fefcen  erst  durch  die  mitunter  recht  kostspielige 
Ohle  die  erforderliche  Triebkraft  sich  bescfeaSen, 

Sieichwohl  aber  imstande  sind,  die  Konkarratn 
er  kleinm  Wasser-  und  Windmttblen  mehr  und 
mehr  aus  dem  Felde  zu  Bchlajgen,  so  liefert  diese 
Tataache  den  aiudi  tuiderweit  schon  erbrachten 
Beweis,  daß  die  Geschäftsunkosten  des  Groß- 
betriebes unverhältnismäßig  geringer  sind  als 
di^enigen  des  Kleinbetriebes^  Dazu  kommt 
noch,  daß  es  den  Wind-  und  Wassermühlen  ui 
einer  konstanten  Triebkraft  gebricht.  Die 
letzteren  werden  deshalb  mehr  und  mehr  von 
der  Beteiligung  an  der  Mehlprodnktion  nnd  dem 
Uehlhandel  zurückgedrängt  nnd  auf  die  sog. 
„KundenmüUerei" ,  d.  h.  auf  das  handwerto- 
mäßige  Umarbeiten  des  Oetreidfls  der  Knndoi 
in  Hehl  angewiesen.  Aber  die  modernen  Ver^ 
kehrsverhältuisse  bringen  es  mit  sich^  daß  auch 
die  sog.  „Kundenmüflerei"  beständig  in  der 
Abnahme  begriffen  ist  Denn  der  Landwirt 
zieht  es  sehr  hänfig  vor,  seinen  G«treideertrag 
vollständig  zu  verkaufen  und  den  Bedarf  an 
Hehl  von  dem  Händler  zu  beziehen.  —  Alle 
diese  Umstände  drängen  dahin,  einen  von  Jahr 
zu  Jahr  fortschreitenden  Rückgang  der  Klein- 
müllerei, d.  h.  des  Wind-  nnd  Wassermühlen- 
betriebes, und  ein  Fortsehreiten  des  Dampf-,  d.  h. 
des  Groumtthlenbetriebes  herbeizuAhrea,  wo- 
durch selbstverständlich  das  eigentliche  .H."  an 
praktischer  Bedeutung  vollst&ndig  verliert 

Eine  interessante  Bestätigung  finden  diese 
bereits  in  der  1.  Aufl.  (1898)  enthaltenen  Aus- 
führungen durch  das  inzwischen  erschienene 
Buch  von  P.  Hohr  (s.  Literatur].  Dieser  hat 
ermittelt,  daß  die  Zahl  der  Getreidemühlen  von 
Ö990B  im  Jahre  1875  auf  52389  im  Jahre  1895 
gesunken  ist  und  daß  sich  in  demselben  zwanzig- 
jährigen Zeitraum  die  Zahl  der  Hauptbetriebe 
von  57780  (1875)  auf  44100  (1895)  vermindert 
bat  Dagegen  ist  die  Zahl  der  AktienmOhlen 
von  17  mit  einem  Aktienkapital  von  rund  17  Hill 
H.  im  Jahre  1883  auf  60  mit  etwa  60  Hill.  U. 
bis  Ende  1897  ^tiegen;  nnd  im  Jahre  1898 
sind  allein  9  weitere  Aktiengesellschaften  mit 
rund  9Vi  Hill.  Aktienkapital  gegründet  worden. 
Hohr  kommt  demnach  gleichfalls  zu  dem  Schlüsse, 
daß  die  EntWickelung  zum  Großbetrieb  in  dem 
Httllereigewerbe  eine  berechtigte  nnd  mit  Not- 
wendigkeit sich  vollziehende  Erscheinung 
ist,  der  „mit  künstlichen  Hittelu"  ent^gen- 
zutreten  verfehlt  sein  würde. 

Literatur :  Die  Lehrbücher  der  deuUeken  EechU- 
geschickte  und  det  deutschen  Privatrechis  »otcie  de» 
deutschen  Vervaltungtrechta,  x.  B.  von  Schroeder, 
Gerber,  ßtobbe,  Loening,  G.  Meyer,  — 
ScMXUng,  Handbuch  de»  jaUhienrechU,  1S»4. 
—  Endemann     Da»  ländliehe  WataemdU, 


>)  Dies  hängt  nicht  zum  wenigsten  damit 
zusammen,  daß  der  Großbetrieb  wegen  seiner 
Kapitalkraft  das  Rohprodukt  (das  Getreide)  viel 
billiger  einzukaufen  unstaude  ist,  tii  der  Klein- 
betrieb. 
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Xaud  186t.  —  Baum^erty  Die  ünMulänf^h- 
keit  der  betlehenden  Watttrgwite  in  DeuUeK- 
fand  tuw.,  1876.  —  Drraelb«,  ÄvfeiÜxe  am 
dem  WoMterrtcht,  1888.  —  BrOcIener,  Da» 
dmUtehe  WattemetU,  Birth»  Anwüen,  1877, 
S.  Ijg.  —  VortthUtge  ßlr  Verb»a»erung  des  deut- 
schen Watsefreehte  u»w.,  ScrUn  189t.  —  3r«u- 
hauer,  ZutammeHUdiun^  de»  in  DetOaektani 
geltenden  Wtuterreekl» ,  eiiuM.  de»  MtUUe»-, 
Ft^fimrei-  und  mttrteku,  BeMn.  1881.  — 
A,  Nt€berdino,  Wanerreekt  und  WatterpoUaei 
Ml  prevfi.  Staate,  t.  Avfl.  von  Franlc,  Brtalau 
1889.  —  V.  Pßtl,  Die  bayerischen  Wasserrechte, 
t.  Aufl.,  Erlangen  1880.  —  v.  Seydel,  Bayerische» 
StaaUrechi,  Bd.  V,  München  1891,  S.  409/ff.  — 
Rissmann,  Da»  Wa»»erreeht  nach  gemeinem 
und  Kgl.  »äehtitehem  Seeht,  Dresden  187t.  — 
£.  Schenkt^,  Da»  baditehe  Wauerreekt,  Karts- 
ruhe  1877.  —  Langf  Bandbuek  de»  tut  Sdnig. 
reich  WärUemberg  geltenden  Saehenredtt»,  t.  Aufl., 
Tiengen  189S.  —  ITuber,  Die  Waaaergeeetze 
^»afi-Lothringena,  t.  Aufl.,  Mannheim  189t.  — 
Dr.  jur.  Paul  Mohr,  Die  Entwickelung  de» 
Großbetriebt  in  der  OetreidemOUerei  Deutsch- 
lands,  Berlin  1899.  —  Erhebungen  der  Sgl. 
bayerischen  Fabrik-  u.  Gewerbeinspektoren  über 
da»  MiiUergeKerbe,  München  1905  lAekertnannf. 
—  Die  Ära.  „Müldenrecht"  von  Marbach  in 
Weiskes  SeehUlexikon,  Bd.  VII,  S.  236 fg.,  «on 
Behenkel  in  v.  Holtgendorff*  Becht»lexHam, 
Bd.  II,  S.  808,  von  Roeenthal  tm  H.  d.  SU, 
t.  jltffl.,  Bd.  V,  S.  887fy.  Neukamp. 


Xflller,  Adam  Heinrich,  Bittor  von 
Nittondorf, 

geb.  in  Berlin  am  30./VI.  1779,  1816  öster- 
reichischer QeneralkonBal,  1820  von  Franz  II. 
geadelt,  seit  1827  anter  Metternich  st&ndiger 
Kitarbeiter  in  der  geheimen  Staatskanzlei  zn 
Wien.  gest.  daselbst  am  17./I.  1829. 

Geistiges  Oberhaupt  der  romantischen  Schale 
der  Nationalökonomik  in  Dentwdüand.  Unter 
dm  deatscben  NationalOkonomra  erster  beden- 
toider  Gegner  des  Materialiamns  Adam  Smiths, 
dessen  (^etdwirtschafts-  und  Arbeitsteünngsrstem 
er  bekämpft. 

Schellmgianer  als  Bekftmpfer  der  Emanzi- 
pation des  Individaums  vom  Staate  sowie  als 
Sekämpfer  des  Natnrrechts  sogonsten  des  ge- 
offenbüten  göttlichen  Bechts  in  der  christlichen 
Staatsverfassang. 

Von  seinen  Schriften  seien  genannt:  Elemente 
der  Staatekonst  Oeffeatliche  Vorlesungen  vor 
Sr.  Dnrcbl.  dem  Prinzen  Bernhard  von  Sachsen- 
Weimar  usw.,  3  Teile,  Berlin  1809.  —  Vob  der 
Idee  des  Staates  und  ihren  Terhtitnissen  zn 
der  popnl&ren  StaatsÜieorie,  Dresden  1809.  — 
Yersnch  einer  neuen  Theorie  des  Geldes  mit  be- 
sonderer Rücksicht  anf  Großbritannien,  Leipzig 
1816.  ~  Von  der  Notwendigkeit  einer  theo- 
logischen Grundlage  der  gesamten  Staatswissen- 
schaften und  der  Staatswirtschaft  insbesondere, 
Leipzig  1819.  Ltppert. 


MfinzbuDd,  lateinischer 
8.  Ooldwahrang  oben  Bd.  I  S.  1123. 


Hftupaiititen  &  Paritäten. 


Hflupragui. 

1.  Allgemeines.    2.  Speridle  Erfordeniisse. 

1.  AUgemeiaes.  Die  M.  lunn  als  ^vat- 
untemehmuDg  unter  obrigkätHchw  Au&nclit 
oder  In  R^;ie  des  Staates  betneben  werden. 
Ersteres  ist  h-flher  vielfach  vcHKekommen. 
letzteres  hente  die  B^el.  In  I^ntscUaad 
herrscht  zwar  gegenwärtig  staatüche  Pa- 
gong:  dieselbe  wfblgt  aber  nidit  dnrch  eine 
Reichsmünzanstalt,  sondern  in  Landeemfiot- 
anBtalten,  von  denen  gegenwärtig  6  in  Tätig- 
keit sind.  ^)  Die  Kosten  der  Ausmünzung 
werden  Datfirlich  größer,  wenn  es  mehrere 
mangelhaft  beschäftigte  Münzstätten,  als 
wenn  es  nur  eine  oder  zwei  Zentralmünzsn* 
stalten  gibt.  In  der  Mflnztechnik  hat  sich, 
wie  in  anderen  Gewerbstätjgkeiten ,  gegen- 
wärtig der  mit  Maschinen  ausgerOstete  Groß- 
betrieb mit  Massenproduktion  am  leistungs- 
fähigsten erwiesen. 

2.  Spezielle  Krfordemisse.  Die  Pflich- 
ten, welche  bei  der  Ausmünzung  zu  erfüllen 
sind,  bestehen  in  folgendem: 

a)  Die  Münzen  müssen  brauchbar  als 
Zahlungsmittel  und  Wertaufbewahrongsmittel 
sein.  SilbermüDzen  von  mehr  als  5  M.  Nenn- 
wert entsprechen  diesem  Erfordernis  nicht, 
ebenso  taten  dies  nur  in  geringem  Maße  die 
kleinsten  Goldmünzen  zu  5  M.,  die  deshalb 
in  Deutschland  wieder  beseitigt  sind. 

b)  Die  Münzen  müssen  gegenFälschung 
gesichert  sein.  Die  FälschungsmSglichkeiteu 
sind  von  zweierlei  Art:  Hersteilung  von  un- 
echten Münzen  aus  minderwertigem  Material 
und  Nachprägung  der  staatlichen  Münseo 
aus  ebensoviel  Edelmetall ,  als  der  Staat 
verwendet.  Letztere  Praxis  kann  bloß  Ge- 
winn bringen,  wo  es  sich  um  Herstellung 
von  Münzen  handelt,  deren  Nennwert  den 
Metallwert  betiächtlidi  Übersteigt  Da  beim 
Silberpreis  im  Winter  1906/1906  180  M.  m 
Talern  nur  emen  Goldwert  von  90  31, 
ebenso  200  M.  in  Fünbnark-,  Zweimark-, 
Einmarkstücken  nur  dnen  Goldwert  von 
90  H.  darstellen,  so  ist  an  und  für  sich  bei 
diesen  Münzen  —  imd  ähnlich  beim  fran- 
zösischen, holländischen,  nordamerikaniscben 
Sillrerceld  —  die  Geftüir  der  Nachprägnng 
seit  Eintritt  der  Sübereotwerfung  nicht 
völlig  ausgeschlossen.  Amtlich  sind  fälle 
derNachprägung  amerikanischen  SÜbeigeldes 


Anf  den  deutschen  Httszen  ist  der  Her- 
steUnngsort  an  einem  kleinen  Zeichen  e^can- 
bar,  nnd  awar  bedeutet:  A  Beriln,  D  HOn^ea, 
£  Moldener  Hätte  in  Sachsen.  F  Stattnrt,  G 
Karlsruhe,  J  Hambniv.  Die  HfiBSaitsliuten  in 
Hannover  (B),  Frank&t  a.  M.  (C),  Darnstedt 
(H)  sind  seit  1878  beaw.  1880  besw.  1888  anfier 
Betrieb 
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a  Boidit  des  amerikaDischen  MOnzdirek- 
T'.^fSrl896,S.  110/111  festgestellt  Ebenso 
Kill  oacfagepTSgtes  Silbergeld  in  die  hol- 
iodisdien  Kolonieen  verbnicht  worden  sein. 
Sollten  massenhafte  £%lle  deiartigeT  Mflnz- 
dfhkte  auch  fftr  Deutschland  einmal  nach- 
."•wiesen  werden  —  was  bisher  nicht  ge- 
»jbdieii  ist  — ,  60  wftre  eine  Terbesserung 
•ier  M&nzen  unseres  Kleinverkehrs  —  sei  es 
■*aeh  DeifSgong  von  mehr  Silber  oder  etwas 
t»*-id.  sei  es  aai  andere  "Weise  —  unauf- 
-«.tuebUch.  Da  eine  möglichst  kunstroUe 
I'r&fcuog  immer  das  Hauptschutzmittel  ist, 
«  kr'ionte  vielieidit  die  Soige  um  die  Sidier- 
jKt  des  Umlaufs  den  Austofi  geben,  die 
PVSguag  der  deutschen  Silbermflnzen  zu 
'^TfiUkommnen.  Es  -wäre  kein  Schaden, 
Triu  bei  dieser  Qelegenheit  auch  kUnstle- 
'k-he  Gesichtspunkte  in  der  Ausstattung 
•Kf  lieotschen  Simngeldes  mehr  zur  Greltung 

•-t  Die  Haltbarkeit  der  Münzen  muß 
anotierl  werdeu,  indem  ae  möglichst  gegen 
beidmadeü  (Eipperei)  und  gegen  Abnützung 
^■hfttzt  werden.  Gegen  das  Beschneiden 
4cd  die  Mfinzm  schlecht  geschützt  gewesen, 
ToUnee  nicht,  'wie  es  heute  geschieht,  mit 
iLff  Maschine  der  eriiGhte  Band  he^estellt 
nude.  Bä  den  wertToUeren  HOnzen  wird 
■lOngois  der  ^nd  nidit  glatt  geprfigt,  son- 
im.  um  abMohtliche  Beschftdigungen  hint- 
■JUuhihcn,  gerippt  oder  mit  InscSrift  ver- 
•Hi^  berge^ellt  Um  gegen  Abnützung  die 
VQnuD  SQ  Bchfitzen,  mofi  nicht  nur  eine 
■idoslandifiUiige  L«;iernng  (s.  Art  „Le- 
crtm^  oboi  S.  404|g.)  gev&hlt,  sondern 
ukii  one  allra  groSe  und  allzu  erhabene 
■^ksflldio  der  Münze  vermieden  werden 
.rUciiprlgune  derVerkehramÜnzen  im  G^n- 
uu  znr  Meoaillttitechnik). 

'i;  (iar  nicht  genug  Sorgfalt  kann  darauf 
'•modet  werden,  daß  die  Münzen  tatsSch- 
>''fa  genau  mit  dem  vorschriftsmäßigen 
RVhaetallgehailt  ausgestattet  siud.  Laufen 
f  t-Mi  vollwichtigen  überwichtige  und  unter- 
^K-Ktige  Stücke,  afimtlich  zum  gleichen 
>'-'nnirert,  um,  so  treten  die  bekannten  üblen 
h'jxn  nach  dem  Oresham'schen  Gesetz 
■"i  (Vgl  Art  ^^Gresham'sches  Oesetz"  oben 
M.1  S.  1127).  Wenigstens  gilt  dies  für  die 
VlhnmgnDOnien  bei  Bugeldverfassung, 
"Ätuvnd  Kcheidemünzea  und  Überwertetes 
^ilterkonnt  unter  gewöhnlichen  Yerhält- 
tvwi  mit  ihrem  Metallwert  überhaupt  nicht 

Knncht  kommen  und  daher,  solange  sie 
1*  «unwichtige  Wfthrun^mflnzen  umge- 
*^tueh  werden  kfkinon,  moht  dem  Gresham- 
tiflsetze  unterliegen. 

bei  der  Herstellung  der  Münzen  wird 
aCglidiAe  Uebereinstimmung  zwischen 
.'MfdidMB  tmd  tatsächlichem  Gehalt  der 
VAi'Mi  «nidehst  dadurch  verbüi^  daß 
r-Lergranzra  (Ramedium,  tol6nuice)  festge- 


setzt und,  jenseits  deren  Münzen  von.  der 
Münzustalt  nicht  ausgegeben  werden  dürfen. 
Der  tatsächliche  Feingehalt  du^  bei  deutschen 
Goldmünzen  vom  gesetzlichen  nicht  um 
mehr  als  2  ^/oo,  das  tatsächliche  Gewicht  der 
einzelnen  Zwanzi^mark-  und  Zehnmark- 
stücke vom  gesetzlichen  nicht  um  mehr  als 
2^/2'*/oo  bei  der  Prägung  abweichen.  Stücke, 
die  jenseits  der  Femei^nze  stehen,  werden 
von  der  Sortiermaschme  ausgesondert  und 
zerschnitten.  Die  Staatsmünzanstalten  sehen 
femer  darauf,  daß  nicht  etwa  bloß  Stücke, 
die  genau  um  das  gesetzliche  Maß  leichter 
als  me  normalen  sind,  in  Verkehr  kommen. 
Es  muß  vielmehr  eine  größere  Menge  neu- 
geprägter Münzen,  soweit  sich  darin  vom 
Normalgewicht  abweichende  finden,  neben 
den  leichteren  auch  schwerere  enthalten, 
so  daß  das  Gesamtgewicht  einer  größeren 
Menge  beliebig  vermischter  neugeprS^r 
Münzen  genau  dem  gesetzlichen  entspricht 
Je  gleichmäßiger  die  Münzen  ausgeprägt 
werden,  um  so  mehr  wird  dem  Aussortieren 
und  Einschmelzen  besondeis  guter  Stücke 
(Wipperei)  vorgebeugt  Die  gut  ausgeprägten 
Münzen  werden  im  Umlauf  allmählich  ab- 
genutzt Goldmünzen  zu  30  und  10  M.,  die 
5^/00  sm  gesetzlichen  Gewicht  eingebüßt 
haben,  hetzen  das  Passiergewicht 
nicht  mehr,  d.  h.  brauchen  von  Privaten 
nicht  genommen  zu  werden.  Die  Baaken 
schützen  sidh  tatsSchlich  ge^en  solche 
abgenutzte  Münzen,  indem  sie  grOflere 
Gojdzahlungen  nachwiegen.  Eine  Gefahr 
kann  aber  lOr  den  Kleinverkehr  entstehen^ 
wenn  es  an  einer  Instanz  fehlt,  welche  die 
a^enützten  Münzen  zum  Nominalwert  ein- 
löst. Es  besteht  die  Möglichkeit,  daß  solche 
Münzen  gerade  den  wirtschaftlich  Schwäche- 
ren zugeschoben  werden  und  diese  dann  den 
Verlust  tragen,  wenn  sie  Zahlungen  an  eine 
Bank  leisten  wollen.  Im  allgemeinen  In- 
teresse ist  es  das  beste,  wenn  der  Staat,  wie 
in  Deutschland  und  anderwärts,  kraft  ge- 
setzlicher Verpflichtung  fortdauernd  Wäh- 
rungsmünzen, die  —  ohne  gewaltsam  be- 
schädigt zu  sein  ■ —  ihr  Passieigewicht  ver- 
loren haben,  zum  Nennwert  in  Zahlung 
nimmt  und  dann  auf  seine  Rechnung  ein- 
schmilzt 

Literatur  i  Dietiormaire  det  FinaneeM,  publU 
MouM  la  dirtetion  de  X,  lAim  Say  par  L. 
Foyot  et  A.  Lanjalley,  ^Art.  „MonnaUa".  — 
JS.  CoateSf  Leg  inatÜuHont  monetaires  de  la 
Franee  avant  et  depuü  1789,  Paria  188S.  — 
BcMnberg,  4.  Aufi.,  Bd.  I,  S.  S36Jg.  — 
Art.  ,^ünzweten",  H.  d.  St.,  Bd.  V,  S.  898 fg. 
—  Karmarseh,  Beiträge  rar  Technik  des 
Mümwetent,  1856.  —  t4th  Annual  Report  of 
the  Director  of  the  Mint,  Waahington  1897, 
S.  110— m,  isi  ff.  —  A.  iMsehan  v.  Eben- 
greuth,  AUgviMine  MÜTukunde  und  Otld- 
geaekiekte  da  MittdaUen  und  der  neueren  Zeit, 
JJünehen  u.  Berlin  1904;  inrtcf.  &  64  fg.  — 
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Vyl.  aueh  Leveuaeur,  Memoire  auT  U»  mon- 
naia  du  rtyne  de  IVan^oit  ler  in  Bd.  1  der 
^Ordonnanua  de»  roit  de  Fnmee,  Signe  de 
Francis  Jer,  Parit  190t  und  die  dort  ange- 
gebene ge$chiclUliehe  Literatur. 

W.  Lötz. 


■ftnsBystem. 

1.  Die  Beeriffe  „WahnrngsmUnze",  „Knrant- 
mtlnze'*.  MSdiüdemttnce*'.  2.  Privatprägiug. 
3.  Die  Frage  des  Schlagsehatzes. 

1.  Die  Begriffe  .Währoimrsniüiize*', 
„Kiinuitmflnze*S  „Soneidemünze".  Das 

QeldsyBtem  der  Länder  mit  modenien  wirt- 
schaftlichen Zuständen  kann  von  zweierlei 
Art  sein :  entweder  dient  ein  Edelmetall  als 
"Wertmesser,  oder  das  Schicksal  des  Geld- 
systems ist  vom  Edelmetall  losgelöst.  Letz- 
teres ist  der  Fall  bei  Papierwährung  und 
bei  Süberwährung  mit  gesperrter  Silberprä- 
gung.  Im  folgenden  wird  der  Fall  voraus- 
gesetzt, daß  eine  metallische,  mit  dem  Schick- 
sal des  Metalles  verbundene  Währung  — 
sog.  gebundene  Valuta  —  herrscht.  (Vgl. 
Art.  „Währung").  Das  in  der  maßgebenden 
Münzart  enthaltene  Edelmetall  dient  hier  als 
"Wertmesser,  solange  nicht  nur  jederzeit 
Edelmetall  zu  festem  Satze  in  die  maß- 
gebende Münzart  verwandelt  werden  kann, 
sondern  auch  zweitens  der  Umlauf  dieser 
maßgebendea  ]!fQDzart  in  einem  Zustande 
solcher  VoUwichtigkeit  erhalten  wird ,  daß 
diese  Mfinzen  jederzeit  wieder  ohne  Verhist 
in  Edelmetall  zurückverwandelt  worden 
können.  In  Deutschland  sind  diese  maß- 
gebenden Münzen  die  goldenen  Zwanzig- 
markstücke und  Zehnmarkstücke.  Als  Rech- 
nungeeinheit  dient  die  Mark,  ein  Betrag 
von  ^2790  kg  Feingold;  nur  das  Zehnhche 
und  Zwanzigfoche  desselben  igt  in  Gold- 
münzen dai-stellbar. 

"Die  maßgebende  Münze  nennt  man  die 
Wfihrnngsmünze  oder  valutarische 
Münze.  Nor  die  W&hruDgsmÜnzen  sind 
der  international  und  für  industrielle  Zwecke 

C"  rzeit  vegen  ihres  Stofifwerts  verwend- 
Träl  des  Umlaufs  an  Zahlun^mitteln 
eines  Landes. 

Währungsmünzen  sind  nach  ihrem  Nenn- 
werte bis  zu  jedem  Betrage  rechts^tigee 
Zahlungsmittel.  Staatliche  Kassen  smd  da- 
her normalerweise  nur  berechtigt,  in  "Wäh- 
rungsmünzen bis  zu  jedem  Betn^  Zahlung 
aufzudrängen.  Begrifflich  wesentuch  ist  also 
für  die  Wahrungsmünze  bei  metallisch  ge- 
bundener Valuta: 

a)  Möglichkeit,  stets  die  Münzen  ohne 
Verlust  in  Edelmetall  zurückzuverwandeln. 

b)  Verwendbarkeit  als  gültiges  Zahlungs- 
mittel bis  zu  jedem  Betrage. 

c)  lu  der  Gegenwart:  GewÄhiung 
des  ItechtB,  zu  festem  Satze  Edelmetall  in 


Währungsmünze  umzuwandeln.  (Siebe  unten 
sub  2  „Privatprilgung**.) 

Nirgends  wird  aber  tate&chlich  bloß  in 
Wahrungsmünzen  bezahlt  Werden  Dinge, 
die  nicht  Wfthrungsmünze  sind,  als  Umlauf»* 
mittel  verwendet,  so  kann  diese  Surr^st- 
verwendangf  ans  lUicksiditen  der  Wirt- 
Bchafdidikeit  sicdi  empfehlen  und  vfiUig 
harmlos  sein,  sofern  die  Übri^^en  Umlaufs- 
mittel jederzeit  im  Bedarfafalle  in  Wfthruogs- 
münzen  einlOslich  dnd. 

Es  kOnnen  papieme  ^lOsliche  Sdi«ne 
verschiedenster  Art  verwendet  werden,  z.  B. 
Banknoten,  einlösliche  staatliche  Scheine, 
Schecks.  Harralos  sind  nur  diejenigea 
Scheine,  denen  liquide  Deckung  gegenüber 
steht.  Es  kommt  sogar  vor,  daß  der  Gesetz- 
geber einzelnen  einlöslicben  Forderungen,  die 
als  Umlaufsmittel  verwendet  werden,  die 
Eigenschaft  eines  rechtiich  bis  zu  jedem  Be- 
tr^e  gültigen  Zahlungsmittels  beü^;  so 
z.  B.  den  Noten  der  Zentralbank  in  England. 
Dieselben  bleiben,  solange  sie  einlöalich  in 
goldenen  Währungsmünzen  sind,  ein  Surro- 
gat für  Geld;  sie  werden  nicht  Währungs- 
geld,  sondern  stellen  Forderungen  auf  W&b- 
run^münzen  dar.  In  der  Regel  ist  die 
Annahme  der  als  Geldsurrogat  dienend«! 
Fordeningen  in  barzahlenden  Ländern  in 
das  Belieben  der  Privaten  gestellt. 

Im  Gegensatz  zur  Währungsmünze  steht 
der  Begriff  des  Scheide^lds,  regelmfißig  der 
Scheidemünze.  Die  Scheidemünze  ist 
ein  Surrogat  der  Währungsmünze  für  den 
Kleinverkehr.  Das  Wesen  der  Scheide- 
münze besteht  aber  in  modemer  Zeit  nidit 
nur  darin,  daß  sie  Münze  des  Kleinverketus 
von  beschränkter  Zahlkraft  ist,  sondern  auch 
darin,  daß  sie  zu  höherem  Nennwert,  als 
dem  Werte  des  darin  enthaltenen  Metalls 
entspricht,  genommen  werden  muß.  Durch 
dieseal^chuich  „unterwichtige"  Anabiingaag 
ist  die  Scheidemünze  vor  der  Gefahr  be- 
wahrt, exportiert  und  ran^eschmolzen  zu 
weiden,  solange  nicht  schlimmste  Parier* 
Wirtschaft  heomiQit  Ihre  Pifigung  bnngt 
femer  dem  Münzheim  Gewinn,  lun  weist 
übrigens  auch  darauf  hin,  daß  die  Kosten  der 
Ausprägtmg  um  so  größer  seien,  je  kleineie 
Nennwerte  auszumünzen  eiüd.  Qegeawix^ 
geht  aber  in  den  meisten  Staaten  der  Müoz- 
gewinn,  welcher  bei  Ausprägung  der  Silber- 
scheidemünze  erzielt  wird,  ganz  beträcht- 
lich über  die  Selbskosten  der  Frilgung  hinaus. 
Solange  dies  nicht  zu  Nachprägnngen  der 
Fälscher  (vgl.  Art  „Münzprägung"  oben 
S.  520 fg.)  führt,  ist  diese  Praxis  nicht 
gerade  schädlich.  Es  mfissen  jedoch  eben- 
falls mehrere  Sicherheitsmaßregeln  beobachtet 
werden,  die  tatsächlich  im  deutschen  und 
auch  in  anderen  Münzgesetzen  voi^geseheo 
sind :  Ausschluß  der  PrivatprSgung  für 
Scheidemünze,  Beschifinkung  der  staatlichen 
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Scheidemanzpr&gnng  auf  ein  den  Bedarf 
des  KleiDverkehre  nicht  überschreitendes 
Hiaximum.  In  letzterer  Hinsicht  ist  es 
zweckmäßig,  da  der  Eleingeldbedarf  nicht 
nnr  mit  der  Bevölkeningsmenge .  sondern 
auch  mit  deren  wirtschwtlicher  Entwicke- 
luDg  wechselt,  nicht  bloß  Maximalqiiaota  der 
per  Kopf  der  Bevölkerung  zulfissigen  Scheide- 
mflnzprägung  festzustdlea ,  sondern  auch 
bestimmte  öffentliche  Kassen  zu  verpflichten, 
daß  sie  Scheidemfinzumlauf ,  der  nicht  be- 
nötigt wird,  durch  Ümwechseluog  der 
ScJieidemünze  in  WShTungsrnfiaze  zurQck- 
ziehen. 

Die  Forschung  über  die  geschichtliche 
Entwickelung  der  Scheidemünze  ist  noch 
nicht  ab^:esch]o6sen.  Es  scheint  Jedoch 
wahrecheinlicb,  daß  erst  nm  1500  die  sil- 
berne Scheidemünze  im  modernen  Sinne 
sich  herausgebildet  hat,  während  überall  in 
den  Anfihigen  der  Gddwirtschaft  —  solange 
die  kleinen  Umsätze  überwiegen  —  auch 
die  kleinsten  Silbermüozen  möglichst  als 
^GV^hningseeld,  d.  h.  als  sog.  grobe,  voll- 
wichtige Münzen  ausgebradit  wurden. 

In  Ländern  mit  hinkender  Währung  auf 
Ooldbasis  gibt  es  außer  Währungsmünzen 
und  Scheidemünzen  noch  eine  Art  von  ge- 
setzlichen Zahlungsmittehi ,  das  sog.  Sil- 
berkurant  Es  sind  dies  Münzen,  deren 
Edelmetall  wert  seit  der  Silberentwertung 
nicht  mehr  dem  Kennwerte  entspricht,  son- 
dern hinter  ihm  zurückbleibt.  Ein  Anwen- 
dungsfall sind  die  deutschen  Taler,  nieder- 
Ifindischen  Gulden  usw.  Man  hat  es  beim 
Ueberaang  von  früherer  Silberwährong  oder 
aack  Doppelwährung  versäumt,  diese  Mün- 
zen, welche  früher  Währungsmünzen  waren, 
einzuschmelzen  und  zu  verkaufen.  Mau 
vagt  andererseits  nicht,  solange  sie  masseo- 
baft  vorbanden  sind,  äe  zu  Scheidemünze 
za  erklären.  Sie  sind  nicht  mehr  Währungs- 


münze, da  sie  weder  soviel  Metallwert  ent- 
halten, als  ihrem  Nennwerte  entspräche, 
noch  auch  beliebig  durch  sog.  Piivatprägung 
vermehrt  werden  können.  Sie  müssen  vor- 
läufig bis  zu  jedem  Betrage  als  gesetzliches 
Zahlungsmittel  angenommen  werden.  Wenn 
die  öffentlichen  Kassen  imd  die  Kassen  der 
Notenbanken  indes  dieses  Silberkiuant  dem 
Publikum  nicht  aufdrängen  und  wenn  im 
Bedarfsfalle  stets  GK)ld  erhalten  werden 
kann,  wird  eiu  mäßiger  Betrag  von  solchem 
Silberkurant  ertragen,  obwohl  er  immer  eine 
Unregelmäßigkeit  bleibt  Da  deutsche  Schei- 
demünzen nach  geltendem  Rechte  von  öffent- 
lichen Kassen  sowohl  in  Goldmünzen  wie  in 
Talern  eingelöst  werden  dürfen,  bestände 
j  eine  Gefalu- ,  wenn  von  letzterer  Möglich- 
[  keit  wirklich  Gebrauch  gemacht  würde. 
I  Neuerdings  verringert  sich  der  Talerumlauf 
I  durch  Umprä^ng  der  Taler  in  SclieidemÜnzo 
derart,  daß  diese  Gefahr  beseitigt  ist. 

I 

I      In  früheren  Zeiten,  vor  der  Silberent- 
I  Wertung   seit  1871 ,   waren   die  Begriffe 
I  Kurantmünze  —  bis  zu  jedem  Betrage  gül- 
I  tige  gesetzlicheMünze  —  undWährungsmünze 
in  monemetallistischen  Ländern  identisch. 
'  Sie  sind  ea  auch  heute  in  Ländern  mit 
I  reiner  Goldwährung.     Daß  ein  Teil  des 
Kurantgeldes  nicht  Wäimingsmünze  ist,  be- 
gegnet nur  als  historisch  besonders  erklär- 
I  bare  Erscheinung,  vor  allem  in  den  Län- 
I  dem   mit   hinkender   Goldvaluta   in  der 
I  Gegenwart,  Überhaupt  in   Zuständen  ge- 
j  sperrter  Silberprägung.    (Vgl.  Art.  „Gotd- 
I  Währung",  sub  II  u.  III,  oben  Bd.  I  S.  1121  fg.) 

I      Statistisches:  Die  Wandlungen  Inder 
;  Zusammensetzung  des  deutschen  Münz-  und 
1  Edelmetallbestandes  seit  der  Zeit  bei  Beginn 
der  deutschen  Münzreform  (1871)  weist  fol- 
gende von  Helffierich  (Das  Cteld,  S.  174) 
gegebene  Zusammenstellung  nach: 


Zdtpnnkt 

Deutsche 
Goldmünzen 

Awl  Gold- 
münzen nnd 
Barren 

Qold  im 
ganzen 

Silber- 
mlLnzen 

Nickel-  und 
Knpfer- 
mUnzen 

Gesamter  Me- 
uUomlaaf 

Hill.  H. 

um.  M. 

Hill.  M. 

UiU.  M. 

MUl.  M. 

Hill.  U. 

1.  Beginn  der 
Hftnzrelonn 

2.  Ende  1879 

3.  Ende  1901 

95 
1470 

3000 

150 
60 

180 

345 

»530 
3180 

1735 
875 

880 

36 

45 

So 

198s 

3450 

4140 

Ton  den  880  Mül.  M.  Ende  1901  waren 
etwa  330  Mill,  M.  Taler,  550  MUl.  M.  sU- 
beme  Scheidemünzen.  Seitdem  hat  sich  die 
Menge  der  Taler  weiter  durch  ümprfcung 
iD&iibei*scheidemanzenTennind^.  BisEnde 
Jnli  1906  waren  ausgeprägt  —  abzüglich 
der  von  der  Regierung  wiedereingezogenen 
Stücke:  4263982  240  M.  in  Goldstücken, 
806  064  699,5  M.  in  SUberscheidemünzen, 
77  7 14  074,5  M.  in  NickelmOnzen  und 
17  967  300,69  M.  in  Kupfermünzen. 


Der  Ende  Juli  noch  verbleibende  Taler- 
bestand ist  auf  77  bis  100  Mill.  M.  zu  schätzen. 

Von  den  ausgeprägten  Goldmünzen  dürf- 
ten 900  bis  1000  Mill.  H.  für  Export-  und 
Industriezwecke  verwendet  sein. 

2.  PrivatprSg^ong.  Unter  „Privatprä- 
gung" ist  nicht  etwa  eine  von  Privaten 
ausgeübte  Münzprägungstätigkeit  zu  ve> 
stehen.  Vielmehr  bedeutet  Privatprägung 
gegenwärtig  das  Becht  der  Privaten,  vom 
Staate  UmprSgung  von  Währungsmetall  in 
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WAhmngsmflDzen  za  festem  Tarife  zu  ver- 
langen.  Nach  dem  deutschen  Mflnzgesetz 
vom  9./VII.  1873  Art  12  Abs.  2  haben 
Privatpersonen  „das  Becht,  an  denjenigen 
tf finzst&tten ,  welche  sich  zur  Ausprägung 
auf  BeichsrechnuDg  bereit  erklärt  haben, 
Zwanzigmarkstücke  für  ihre  Rechnung  aus- 
prägen zu  lassen,  soweit  dirae  Münzstätten 
nicht  für  das  Keich  beschäftigt  sind".  Es 
darf  hierfür  eine  vom  Bundesrat  festzu- 
setzende Öebühr  erhoben  werden,  die  7  M. 
für  das  Pfund  fein  keinesfalls  übersteigen 
Boll^).  Faktisch  wird  wohl  selten  von  an- 
deren Privaten  als  der  Beichsbank  dies 
Beeilt  der  Privatpragung  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  da  naca  dem  Beichsgesetz 
die  Reichsbank  gleich  den  übrigen  Noten- 
banken verpflichtet  ist,  Oold  zu  mindestens 
1392  M.  per  Pfund  fein  in  jedem  Betrage 
anzukaufen  und  es  somit  das  einfachste  und 
wohlfeilste  für  den  Besitzer  von  Goldbarren 
ist,  sein  Oold  gegen  Banknoten  umzutauschen. 
Die  gesamte  Qoldausprägung  des  Beichs 
seit  1878  ist  auf  Orund  des  ^vatprSgungs- 
rechts  erfolgt,  wohl  fast  ausschließlich  unter 
Yermittelung  der  Reichsbank.  Die  Beichs- 
bank läßt  das  erworbene  Gold  nach  Bedarf 
vermünzen;  sie  hat  es  übrigens  zeitweilig 
im  Interesse  der  ErmuÜgimg  der  GK>ldein- 
fuhr  zweckmäßig  gefunden^  durch  Gewäh- 
rung von  UDTetzinsUchen  TorsohÜMen  auf 
unterwegs  befindliches  QtAd  sowie  durch 
eventuelle  £rtidhung  des  Goldankanfspreises 
den  Goldimporteuren  mehr  entewenzukom- 
men,  als  sie  geBetzlich  verpflicntet  wäre. 
Die  Bestimmungen  des  deutschen  Münzge* 
setzes  über  die  Prlvatprägung,  welche  ihrer- 
seits eine  Nachahmung  des  englischen,  ameri- 
kanischen, französischen  Yorbildes  waren, 
sind  wiederum  in  Oesterreich  bei  Vorbe- 
reitung der  Goldvaluta  nachgeahmt  worden. 

Der  geschichtliche  Urspnmg  der  Priratprä- 
^ong  braarf  —  wie  der  der  Scheidemünze  — 
m  manchem  noch  der  Erforschmtg.  Schon  im 
Mittelalter  begegnen  wir  in  Italien  und  deut- 
schen Städten  Emrichtimgen ,  welche  der  heu- 
tigen Privat^lgnng  sehr  ähnlich  sind,  sowohl 
da,  wo  das  Mttnsgesch^  in  Begie  des  HUnz- 
herm,  wie  da,' wo  es  als  delegierte  Offenüiche 
Unternehmang  von  Pächtern  betrieben  wird. 
Ehemals  sind  in  den  silherprodozierenden  Ge- 
genden in  Deutschland  die  Bei^bantreibeuden 
verpflichtet  gewesen,  zn  einem  nicht  eben  gUn- 

^)  Durch  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers 
Tom  8./VI.  1875  ist  die  Prägegebühr  der  Pri- 
vaten erheblich  niedriger  als  der  gesetzlich  vor- 
gesehene Maximalsatz,  nämlich  anf  3  M.  pro 
Pfund  fein,  festgesetzt  worden.  Da  das  Beicb 
für  Aaspräi^ng  von  ZwanzigmarkstUcken  den 
einzelstaatltchen  Münzanstalten,  2,75  M.  pro 
Pfand  fein  vergütet,  besteht  sdn  Prägegewmn 
nur  in  25  Pfg.  pro  Pfund  fein.  Vgl.  Helft e- 
ricb,  Die  Beform  des  deutschen  Geldwesens, 
Bd.  I  S.  224. 


stigen  Preise  alles  Eddnetall  der  MOnze  m 
<eni.  In  letzterem  Falle  liegt  also  ^e 
Pflicht  der  Privatpritomg  vor,  nerbeige&brt 
durch  ein  vom  ininu«ni  Iwanspriichtes  Vor* 
kanferecbt 

In  Deutschland  existierte  im  19.  Jahrh.  vor 
1871  meist  nicht  eine  gesetzliche  Pflicht  der 
HQnze,  zn  festem  Tarife  alles  angebotene  Edel- 
metall ZOT  VennQnznng  zn  übernehmen,  sondern 
die  Münze  setzte  jeweilig  noch  Ermessen  fest, 
ob  und  zu  welchem  Satze  das  damalige  Wfth- 
rung^metall,  Süher,  gekauft  wurde.  Daß  in 
Deutschland,  nachdem  einmal  der  Uebewang 
znr  Goldwährung  bnchloueo  war,  die  Pnvat- 
prägnng  nicht  für  Silber  g»tattet  werden  konnte, 
ist  selbstverständlich.  Eigentümlich  ist  aber, 
daß,  heim  Sinken  des  Silb«preises,  von  1873  an 
bisherige  SUberwährungsländer,  wie  zuerst  Hol- 
land nnd  später  Britisch-Ittdien,  femer  bisherice 
Doppelwähmngsländer,  wie  die  Staaten  der 
teimschen  Münzkonvention,  schließlich  auch  das 
lange  in  tatsächlicher  SUbervalnta  verbliebene 
Mexiko  die  unbeschränkte  Privatsilberpr&gnng 
weigerten,  um  nicht  den  Kurs  ihrer  Währung 
mit  dem  Schicksal  des  im  Werte  sinkenden 
Metalls  zu  verknüpfen. 

8.  Die  Frage   des  ScUaggchatzes. 

Schlagschatz  ist  dw  Mflnzgewlnn,  welcher 
dadurch  entsteht,  daß  aus  ein^  Quantum 
Edelmetall  eine  Summe  Münzen  von  grOBe> 
rem  Nennwert  hfflgestellt  wird,  als  der  An- 
kaufspreis des  Edelmetalls  betrug:  Ünbe- 
strittioi  ist,  daß  ein  solcher  Gewinn,  solange 
nicht  Nachprägung  droht  und  die  nStigen 
Eautelen  gegen  übermäßigen  Umlauf  ge- 

geben  sind,  bei  Scheidemünzen  unbedenk- 
ch  erstrebt  werdrai  kann.  Soweit  über- 
vertetes  Silb^kurant  in  Betracht  kommt, 
ist  man  —  mit  Ausnahme  der  amerÜbini- 
kanischen  SUberpartei,  die  eine  Zeit  lang 
seit  1878  Silberkuranlprflgungen  in  den  Ver^ 
einigten  Staaten  erzwang,  —  einig,  daß  es 
Überhaupt  nicht  durch  Neuprägungen  ver- 
mehrt werden  sollte ,  solange  die  neutigeu 
WähniDgszustände  dauern.  Hier  also  Ist 
die  Frage  des  Schlagschatzes  gegenstands- 
los. Daß  die  Taler,  FünffranJfeenstücke, 
SUbeigulden  im  Metallwert  hinter  dem  Neun- 
wert  heute  um  50°/o  zurückbleiben,  rührt 
nicht  davon  her,  daß  sie  etwa  absichtlich 
uDterwertig  ausgeprägt  wären,  sondern  ist 
eine  Folge  der  Silberentwertung.  Wie  steht 
es  aber  mit  der  Frage  des  Schlagschatzes 
bei  den  Währungsmünzen,  für  welche  Pri- 
vatprägung gestattet  ist?  Dies  ist  eine  alte 
Kontroverse  in  der  Mflnzliteratur.  Für  die 
Verwendung  im  Inlande  erhält  allerdings 
das  Edelmetall  durch  die  Vermflnzung  eine 
erhöhte  Brauchbarkeit:  daraus  folg^  die 
einen ,  daß  bei  Privatprägung  ein  die  Au&* 
münzungskosten  ersetzender  Schlagsch^ 
erhoben  werden  müsse.  Für  den  interna- 
tionalen  Zahlungsverkehr  —  sagen  cÜe  an- 
deren —  kommt  die  MÜnzform  nur  ans- 
nfüimsweise  in  Betracht,  nämü^  wenn  Zak' 
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limc^  an  OeeiAftftsleute  deejemgen  Landes 
XQ  losten  sind,  sob  welchem  oSe  Ufinsen 
stamraen;  in  dar Mdmahl  der fUle  kommt 
nur  der  Edebnetallwort  der  Wabrnnesmünze 
in  Betracht  ich  von  Deutschland  in 

Oold  nach  Eiagland  zu  zahlen  habe,  ist  mir 
zwar  englische  Mttaze  willkommener  als 
Barrengold,  aber  unter  Umständen  wieder 
Barrengold  willkommener  als  deutscheMünze ; 
die  deutsche  PrSgung  bedeutet  für  den- 
jenigen, der  nach  dem  Auslände  zu  zahlen 
nat,  meist  nicht  einen  Wertzusatz:  daraus 
leiten  die  O^er  des  Schlagscfaatzee  die 
Berechtigung  ihrer  Ansicht  ab. 

Tatsächlich  hat  sich  die  Eotwickelung 
foIgeDdermaßen  vollzogen.  Kein  Staat  kann 
verhindern,  daß  bei  ungOnstiger  Zahlungs- 
bilanz sein  Wfthrungsgeld  exportiert,  ferner 
dafi  es  zu  industriellen  Zwecken  einge- 
edimolzen  wird.  Alle  "Verbote,  die  hier- 
gegen erlassen  wurden,  erwiesen  sich  ent- 
w^er  als  undurchführbar  oder  als  Ur- 
sache weitei^hender  unerwtlnschter  Er- 
scheinungen. W«in  man  anerkennt,  daß 
die  WfthningBmünze  nicht  immer  im  Lande 
zurückgehalten  werden  kum,  ja  daS  sie  ge- 
rade als  Reserve  für  internationale  Zäi- 
lungen  da  ist,  wenn  andererseits  dem  Staate 
die  Or^e  fehlen,  bei  günsti^m  Stande 
der  Wediselkurse  seinerseits  durch  Arbi- 
trage Oold  hereinzuziehenj  so  muft  er  dafür 
Soi^  tn^D,  di^  die  Pnvateo,  welche  bei 
nngOnstigem  Stande  der  Zahlnngstnlanz  Gkdd 
exportieren,  ein  Interesse  daran  haben,  bei 
günstiger  Zahlnngabilanz  Gold  einzuführen 
und  den  vennmdcrten  Umlanf  an  Wahrungs- 
mOnzffli  wieder  zu  ei^hizen.  Würden  alle 
Lander  für  QtM  im  Betrag  der  Vermfln- 
zuogskosten  einen  Schl^scbatz  bd  der  Pri- 
mtpragnug  erheben,  so  wäre  nichts  einzn- 
venden.  Tatsachlich  erhebt  die  englische 
Kllnze  seit  dem  17.  Jahrh.,  die  amerikani- 
sche Münze  seit  geraumer  Zeit  keinen 
Schlagschatz.  Da  man  aber  bei  Inanspruch- 
nahme der  Münzanstalt  Zinsen  verliert, 
wendet  man  sich  in  England  nicht  an  die 
Münzanstalt,  sondern  an  die  Bank  von  Eng- 
land, wenn  man  Gold  verkaufen  will.  Man 
erhalt  dort  sofortige  Zahlung,  muß  sich  aber 
mit  einem  etwas  schlechteren  Preis  als  dem 
Künzpreise  (höchstens  1  ^/s  d  per  oz.  stand. 
Differenz)  begnüge.  Würde  die  deutsche 
Reichsfaank  erheblich  ungünstigere  Bedin- 
gungen den  Ooldimporteuren  stellen  als 
unsere  Konkurrenten,  so  würde  in  Deutsch- 
land weniger  Oold  gemünzt  werden.  Die 
mSgliche  Hohe  des  Sdilagschatzes  bei  einem 
allseitig  begehrten  Met^  wird  demgem&S 
dmdb  Eonkurrenzerwagungen  beschränkt. 
Dies  ist  die  Bedeutung  der  Frage  des  Schlag- 
sehatzes  bei  Privatgoldprägung.  Nicht  ge- 
nau 80  wie  bd  dem  ah  fester  Wertmesser 
intematioDal  reichlidi  begehrten  Gold  steht 


aeii  Eintritt  der  Silberentwertung  die  Frage 
der  Frivatpragimg  ohne  Schlagschatz  beim 
Silber  in  LBnaem  mit  silbernen  Währungs- 
mOnzen.  Beim  sinkenden  Silberpreis  be- 
deutet Au&echterhaltung  der  PrivatprBgung 
von  silbernen  Währunesmünzen  mit  geringem 
Schlagschatz  oder  ohne  Schlagschatz  das 
Zugeständnis,  daß  eine  B^erung  sich  aller 
Mittel  begibt,  welche  hindern,  daß  alles  in 
der  Welt  sonst  nicht  verwendbare  Silb» 
zur  Vermehrung  des  Geldumlaufs  des  Silber 
prägenden  Landes  verwendet  werde.  Die 
WJ^rung  eines  barzahlenden  Landes,  wel- 
ches die  Privatsilberprägung  ohne  Schlaga 
schätz  unbeschränkt  zuläßt,  folgt  dann  ge- 
nau den  Bewegungen  des  Silberpreisee. 
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S.  S—71.  —  StMnberg,  4.  Aufl.,  Bd.  l, 
S.  S44fg.  —  i.  Bamberger,  Qetammeüe 
Sehrißen,  Berlin  1896,  Bd.  IV,  S.  277 fg.  —  JE, 
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Hnsterlager  s.  Ausfuhrmusterlager 
oben  Bd.  I  S.  270. 


■1lste^•  and  ModeUtchnti. 

1.  GeGchichtlicfaes  xmd  Ällfifemeines.  2.  Be- 
triff, Gegenstand  and  wirtschaftliche  Begrbn- 
anng.  8.  Geschmacksmtutendkntz.  4.  Gebrandw- 
nmsterschntz.  &.  Statistisches.  6.  Intemationalee 
and  anslättdisches  Becbt. 

1.  Geschichtliches  nnd  Allgemeines. 

Der  M.-  imd  M.,  der  einen  Bestandteil  des 
Schutzes  des  gewerblichen  Eigentums  bildet, 
hat  einer  verschiedenartigen  Eotwickelung 
unterlegen,  je  nachdem  es  sich  um  den  sog. 
Geschmacksmuster-  oder  um  den  sog. 
Gebrauchsmusterschutz  handelt  Unta 
einem  Gebrauchsmuster  versteht  man  näm- 
lich insbesondere  in  der  deutschen  Bedile- 
wiseenschaft  ein  solches  Muster,  das  einem 
ästhetischen,  einem  SchOnheitsz wecke 
dient,  wt^egen  man  als  Gebrauchs- 
muster solche  Muster  bezeiclmet,  die  einen 
praktischen  (Gebrauchs-)Zweck  verfolgen. 
Der  M.-  nnd  M.  hat  sich  nnn  ursin^g^ 
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lieh  als  „GeschmacksmusterBchutz"  herans- 
gebüdet.  IHe  ältesten  gesetzlichen  Bestizn- 
mnngen  finden  sidi  in  den  französischen 
Be^[ements  tou  1737  und  1744^  die  speziell 
zugunsten  der  Lyoner  Seidenfobrikanten  die 
EEwrikmuster  ihrer  Seidenstoffe  zu  schützen 
brätimmt  Taren.  Di^ien  Schutz  dehnte  eän 
Staatsratsbeschluß  vom  14JYII.  1787  auf 
alle  Sddai£abiiken  des  lindes  aus.  Der 
gedachte  Beschluß  wurde  durch  ein  Dekret 
vom  19./VtL  1793  ersetzt,  auf  welchem  in 
Verbindung  mit  dem  Gesetz  t.  la/IU.  1806 
und  den  Artt.  425 — 429  code  p6nal  sowie 
einigen  neueren  Bestimmungen  noch  heute 
der  G^schmacksmusterschutz  in  Frankreich 
beruht,  während  die  Gebrauchsmuster  ledig- 
lich aoi  Grund  der  Pateotgeset^bung  eines 
Schutzes  teilhaftig  sind. 

Eine  etwas  abweichende  Entwickelung 
zeigt  sich  bei  dem  Musterschutzwesen  in 
England.  Die  ältesten  Gesetze  vom  Jahre 
1787  (27  Geo.  3  c.  38)  und  vom  Jahre  1789 
(29  Geo.  3  c.  19)  beschränkten  sich  auf  den 
GeschmacksmuBterschutz,  und  auch  das  am 

I.  /IX.  1842  in  Kraft  getretene  Gesetz  5  und 
6  Yict  c.  100  hielt  an  dieser  Beschränkung 
fest  jßrst  das  Gesetz  v.  22./YI1L  1843 
(6  und  7  Vict  c.  65)  dehnte  den  Schutz 
auch  auf  Gebrauchsmuster,  d.  h.  auf  Muster 
mit  einem  Nützlichkeitszweck  (purpose  of 
Utility)  aus,  und  hieran  hat  auch  die  neueste 
englisclie  Gesetzgebung  aus  den  Jahren 
1883—1890  festgehalten,  ohne  zwischen  Ge- 
schmacks- und  Gebrauchsmuster  zu  unter- 
scheiden. 

In  Deutschland  findet  sich  —  abge- 
sehen  von  einzelnen  partiktilären  Bestim- 
mungen —  der  Gtedanke  an  die  Ausbildung 
eines  Musterschutzes  zuerst  im  Separat- 
artikel 9  zu  Art  18  des  zwischen  Preußen 
und  Oesterreich  abgeschlossenen  Handels- 
und  Zollvereinsvertrages  vom  IQM- 1853,  der 
a\xx  nicht  zu  einer  YerwiiidichuDg  gelangte. 
£^  nach  den  ffir  die  deutsdie  Industrie 
60  traurigen  Erbhrungen  der  Wiener  AVelt- 
ausstelluni;  (1873)  und  auf  Grund  der  Klagen 
der  beteiligten  Kreise,  speziell  der  elsSssi- 
schen  Fabrikanten ,  b^chloß  man ,  im 
Deutschen  Reiche  auf  diesem  Gebiete  das 
Prinzip  der  freien  Konkurrenz  aufzugeben. 
Demgemäß  wurde  das  Gesetz  betr.  das  Ur- 
heberrecht  an  Mustern  und  Modellea  v. 

II.  /I.  1876  (RGBl.  S.  11)  erlassen.  Da 
dieses  Gesetz  nach  der  durch  die  Praxis  des 
Reichsoberhandelsgerichts  (Urteil  v.  3./IX 
1878,  Bd.  24  S.  109)  herrschend  gewordenen 
Ansicht  sich  niu-  auf  Geschmacks- 
muster bezog,  so  erging  zu  seiner  Ei^än- 
zuDg  das  Gesetz  betr.  den  Schutz  von 
Gebrauchsmustern  v.  IVVL  1891  (RGBl. 
S.  290). 

Im  Ansclüuß  an  diese  Gesetze  sind  die 
Bekanntmachungen  des  Reichskanzleo^s  v. 


29./n.  und  237m  1876,  16JVn.  1879, 
12./XL  1883  und  2a/XIL  1886  sowie  die 
AusfOhrungsverordnnngen  v.  ll^VU..  1891 
(§§  19  fg.),  307VL  1894  (§  9)  und  v.  2ä/X. 
1899  (RGBL  S.  661)  und  die  „Be8timmungen*< 
des  Patentamts  v.  22JXL  1898,  S^H.  1904 
nebst  Bekanntmadiang  vom  gleiohra  Tage 
erlassen. 

Danach  ezistiraen  also  in  den  drei  Hiaupt- 
kulturstaaten  drei  vraschiedene  Systeme  aea 
Musterschutzes,  die  ffir  die  andräen  Staaten 
vorbildlich  geworden  sind: 

das  französische  System,  das  nur 
einen  Geschmacksmusteradiutz  kennt,  die 
Gebrauchsmuster  aber  dem  Patentschutz 
unterstellt;  diesem  System  haben  sich 
Bdgien,  Italien  und,  wie  es  scheint,  ancb 
Portugal  angeschlossen: 

das  englische  System,  das  men 

gleichmäßigen  und  gleichartigen  Schutz  fOr 
teschmacks-  und  Gebrauchsmuster  gewährt; 
diesem  sind  das  österreichische,  das  unga- 
rische und  das  nordamerikanisdie  Hecht  ge- 
folgt; und  endlich 

das  deutsche  System,  das  ffir  die  Ge- 
Bchmacksmiister  auf  der  einen  imd  fQr  die 
Gebrauchsmuster  auf  der  anderen  Seite  je 
einen  besonders  gearteten  Rechtsschntz  ein* 
geführt  hat  Diesem  System  hat  sicii  ia^aa 
(Gesetz  v.  1./III.  1899  und  jetzt  Gesetz 
V.  15./II.  1905)  angeschlossen. 

2.  Begriff,  Gegenstand  nnd  wirt- 
schaftliche Begrnadan^  Das  Gesetz  v. 
1876  begründet  in  Anlehniing  an  das 
künstlerische  ein  kunstgewerb- 
liches Urbeberrecht,  das  bestinuut  iet^ 
solche  neuen,  eigentümlichen,  zur  Befriedi- 
gung des  ästhetischen  Gefühls  bestimmten 
Vorbilder  zu  schützen,  die  geeignet  und, 
auf  gewerbliche  Erzeugnisse  Überfragen  aoi 
werden  (vgl  ERG.  Bd.  U  S.  46^.).  Da- 
gegen schützt  das  Gesetz  v.  1^1  Ge- 
brauchsmuster, das  sind  „Modelle  von 
Arb^tsgerfitsdiaften  oder  Gebrauchsgegen- 
ständen oder  von  Teil^i  derseüben,  inaovot 
sie  dem  Arbeits-  oder  Gebraudiszweck  dnrdi 
eine  nene  Gestaltung,  Anordnung  oder  Vor* 
richtimg  dienen  sollen"  (G.  v.  1891,  §  l). 
Das  Gebrauchsmusterrecht  nähert  sich  also 
dem  Erfinderrecht,  schützt  aber  nicht  wie 
dieses  eine  Idee  als  solche,  sondern  nur 
ihre  Verwirklichung  durcJi  eine  Form  (sog. 
v^eine  Erfindungen'*).  Die  wirtschaftliche 
Berechtigung  des  Musterschutzes  er^bt  sich 
aus  der  Erwfigung,  daß  das  Muster  ein  E]> 
Zeugnis  geistiger  Arbeit  ist,  deren  Kosten 
im  Preise  des  Fabrikats  gedeckt  werdea 
müssen.  Der  Fabrikant  kann  aber  nur  dann 
die  Arbeit  des  Autors  des  Musters  nach 
ihrem  vollen  Werte  bezahlen,  wenn  ihm  die 
wirtschaftliche  Ausnutzung  des  Erzeugniasea 
durch  Verbot  der  Nachahmung  gesichert  ist 

3.  Geaohmaeksmvstereehatz.  GeichQtat 
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cM  terch  d«s  O.  T.  1876  prinsipiell  nur  der 
rtleker,  der  dnrch  den  Scfants  ein  Terftofier- 
ikks  ud  veterblicbea  Recht  erlangt;  doch 
fili  tl»  Urheber  von  Unstern  nnd  Modelleu, 
nkhe  von  den  in  einer  gewerblichen  Anstalt 
•laf  [imnil  danemder  Anstellnng)  beschäftigten 
ükhixa,  Kalem  naw.  im  Aaltrage  oder  für 
bfliin^  des  Eigentümers  der  Anstalt  ange- 
htöft  werden,  wenn  im  Vertrage  nichts  anderes 
anonnt  ist,  der  Geiehlftdierr.  Anslflnder, 
flcUe  iai  DentachcQ  Beiche  eine  Niederlassung 
ab^  stdien  den  Inliadem  gleich.  Der  Schutz 
tixi  iber  Kiwohl  Ar  Ausländer  wie  fttr  LiUnder 
wir  4tn  gcwilot,  wenn  die  nach  den  Mustern 
Voddlen  hergestellten  Erzeagnisse  im 
ialasdc  Terfertigt  sind.  Erlangt  wird  der 
IL  imh  Anmeldung  des  Mneters  bei  der. 
nrtiaügn  BcgisterbebSrde  unter  gleichzeitiger 
NH4f:^enag  eines  Exemplars  oder  einer  Ab- 
ul^noff  im  m  schUtxenden  Hnsters  oder  Modelle. 
tat  mfung  hissiclitlidi  der  Berechtigung  des 
litngsleUers  oder  der  Bicbtigkeit  der  zur  Ein- 
oicng  aagernddetoi  TatiMhen  findet  nicht 
)Utt;  Tidmuir  der  Anmeldende  bis  snm 
'tf^bewBse  als  Urheber;  dagegen  maß  er  die 
XtBbeit  osd  Eigentttmliebkeit  des  von  ihm 
^Ufl^ten  Muster»  oder  Modells  im  Streitfalle 
^vewiL  Zuständig  zur  Entgegennahme  der 
iBDcIdusg  ist  das  mit  der  Führung  des  Handela- 
KiristnB  betraute  Gericht  der  Hauptniederlassung 
«4fr  (Rir  oidit  eingetragene  Personen)  des  Wohn- 
>nm  da  Anmeldenden,  seit  dem  l./1. 1900  ^ 
Bifi  $  126  des  Gemtzes  betr.  die  freiwillige 
(/fxbtsbariteit  in  gani  Denscbland  aus- 
«t&elflich  das  Amtsgericht,  während  bis 
itbin  in  Bayern,  Elsali-LoÜiTingen,  Sachsen- 
*»mrt;,  Bremen  nnd  dem  grCnen  Teil  des 
HuBbargiKheu  Staatsgebietes  das  Landgeridit 
ba«.  der  Vorsitzaide  der  Kammer  für  Kindels- 
*rka  all  BwisterbehCrde  fungierte;  (eine 
IfDrnlnetdesteüe,  wie  fQr  die  Gebraachsmaster, 
Miitim  siebt).  IHe  Master  kilnuen  trotz  der 
'^fimüiehkdt  des  Registers  versiegelt  nieder- 
«erden;  alsdann  erfolgt  die  Oeffnang 
Ufer  bei  enutebendem  Streit  über  die  Schnta- 
IcTKbtijang  etat  nach  S  Jahren.  Bei  der  An- 
BfldBne  BOB  angegeben  werden,  ob  daa  Muster 
fir  nicbai*  oder  plastische  Erzeugnisse  be- 
■tinat  iit,  da  die  Nachbildung  der  Flächen- 
Mrter  in  Räume  und  umgekehrt  zulässis:  ist. 
W  in  Anmeldung  dürfen,  damit  ein  Schutz- 
*»pmh  entsteht,  nach  dem  Master  gefertigte 
l-nengniue  viebt  rerbreitet  werden.  —  Der 
rrWbtj  kun  den  Schutz  des  Gesetzes  nach 
•Iber  Wahl  für  die  Bauer  von  1— lö  Jahren 
Zahlung  <^er  Gebühr  von  je  1  M.  für 

crtten  a  Jahre,  von  ie  2  M.  für  das  4.— 10. 
1*1  na  ft  a  H.  tfir  das  11.— 16.  Jahr  erwerben; 
'urw  Scbtti  besteht  in  dem  ausschliefllidien 
K^bi  4ir  vollständigen  oder  teUweisen  Nacb- 
tiHntg  das  an^emddiBten  Masters.  Dritten  ist 
iM  frae  Benutzung  einzelner  Motive 
nd  die  Einsclkopie  su  Phvatzwecken  sowie 
<3r  Anbsfane  von  Nachbildungen  einzelner 
Xsfter  oder  Modelle  in  ein  Schriftwerk  gestattet. 
-  I)ie  Btditsfolgen  bei  unbefugter  Nachbildung 
*w«s  frflher  die  gleichen  wie  beim  literarischen 
■^tstbmscht;  nachdem  dieses  aber  durch  das 

*.  I»/n.  1801  (i.  Art.  I.Urheberrecht*')  neu- 
word«n,  tiiA  dnroh  denen  S  64  die 
^  Bechtstolgen  r^dnden  TorsdurBten  der 


|S  18-86,  36  des  BGB.  vom  ll./VI  1870  (BOBi. 
8.  839)  nur  noch  für  den  Geschmacksmnster- 
schutz  (sowie  den  Schutz  von  Werken  der 
bildenden  Künste  und  von  Pbotographieen)  in 
Kraft  geblieben.  Danach  gilt  folgendes:  Die 
BchmacksmuBter  genießen  sowohl  zivil-  wie  straf- 
rechtlichen Schatz.  Die  zivil-  and  etrafrechtlicbe 
Verantwortlichkeit  tritt  ein:  a)  bei  vorsätz- 
licher oder  fahrlässiger  Veranstaltung 
oderVemnlassungvonTerootenenNacbbUduiffien ; 
b)  bei  Torsätzlieber,  nicht  aber  bei  fahr- 
lässiger gewerbsmäßiger  Verbreitung  von 
verbotenen  Nachbildungen.  In  beiden  Fallen 
kann  aaf  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  erkannt 
werden  (an  deren  Stelle  im  UnvermSgensfalle  eine 
Freiheitsstrafe  bis  zu  6  Monaten  tritt).  Außerdem 
)  kann  dem  Beschädigten  eine  Buße  bis  zu  6000  M. 
zugesprochen  werden,  die  indessen  den  sonst 
gegebenen  zivilrechtlicben  Schadensersatzan- 
Bpruch  ausschließt  Die  vorrätigen  Nachbildungeu 
und  die  zur  widerrechtlichen  Vervielfältignng 
bestimmten  Vorricbtnngen  sind  auf  Kosten  des 
Eigentümers  nnd  nach  dessen  Wahl  entweder 
ihrer  gefährdenden  Form  zn  entkleiden  oder  Üa 
zum  Ablauf  der  Schutzfrist  amtlich  aufzu- 
bewahren. Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf 
Antrag  ein,  der  nach  Ablauf  von  3  Monaten 
seit  der  Kenntnis  von  der  Tat  und  der  Person 
des  Täters  unzulässig  ist.  —  Zar  B^ntacbtnng 
technischer  Fragen  sind  aof  Granu  der  sab  1 
erwähnten  Bekanntmachungen  des  Reidis- 
kanzlers  aus  10  Mitgliedern  und  einer  Anzahl 
Stellvertreter  bestehende  Sachverständigenvtt- 
eine  gebildet,  die  in  der  Besetzung  von  mindestens 
7  Mitgliedern  beschließen. 

4.  Gebranohgmngtersehntz.  Daa  nach  dem 
G.  V.  1891  zn  schützende  Modell  muß  neu,  d.  h. 
zur  Zeit  der  Anmeldung  noch  nicht  in  öffent- 
lichen Druckschriften  beschrieben  oder  im  In- 
lands offenkundig  benutzt  sein.  Der  M.  kommt 
ebenso  wie  der  Patentschutz  nicht  demE  r  f  i  n  d  e  r , 
sondern  dem  Anmelder  der  Erfindung  zugute. 
Der  Erwerber  des  Scbutzrechts  muß  im  Inlande 
einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  haben. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird  er  nur  dann 
geschützt,  wenn  am  Orte  seines  Wohnsitzes  oder 
seiner  Niederlassung  deutsche  Gebranchsmuster 
(gemäß  Bekanntmacnung  im  BGBl.)  einen  Sdiutz 
genießen  und  wenn  er  gleichzeitig  bei  der  An- 
meldung einen  im  Inlande  wohnenden  Vertreter 
bestellt.  Erworben  wird  der  Gebraucbsmuster- 
schutz  nicht  schon,  wie  der  Geschmacksmuster- 
schatz, durch  die  Anmeldung'),  sondern  erst 
durch  die  Eintragung  in  die  beim  Patentamt 
geführte  Rolle  für  Gebrauchsmuster.  Diese  Ein- 
tragung erfolgt  auf  Grund  einer  Anmeldung,  die 
angeben  muß,  unter  welcher  Bezeichnung  das 
Master  eingetragen  nnd  welche  neue  Gestaltnng 
oder  Vorriäitnng  dem  Arbeits-  und  Gebranchs- 
zweck dienen  soll.  Der  Anmeldung  ist  eine 
Nach-  oder  Abbildnng  des  Modells  sowie  für 
jedes  Modell  ein  Gebttnrenbetrag  von  lö  M.  bei- 
zufügen. Nur  von  dem  Vorhandensein  dieser 
formellen  Erfordernisse  bat  sieb  das  Patentamt 
za  überzeugen ;  im  Übrigen  herrscht  das  prüfun^s- 
lose  Anmeldesystem.  —  Durch  die  materiell 


')  Die  Anmeldung  sichert  indessen  dem  Be- 
rechtigten die  Priorität  seines  Urheber- 
rechts, so  daß  bei  zwei  Anmeldungen  desselben 
Modells  die  frllhore  der  qiäteren  vorgebt. 
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bsrecbtiffte  Eintrafi;iuier  erwirbt  der  Eingetragene 
fflr  3  (durch  recbtaeitige  Emenernng  g^en 
Zahlnog  einer  OebUhr  von  60  H.  für  weitere  S] 
Jahre  das  ansBchlieOliche ,  veränflerliche  und 
Tererbliche  Kecht,  gewerbsmlUIif  das  Master 
nachznbüden,  die  dnrch  Nacbbudnng  hervor- 
gebrachten  Oeritscbaftea  und  Gegenstände  in 
Teikebr  an  bringnii,  fettsnbietea  oder  zu  ge- 
brandien.  Entspridit  das  eingetragene  Modell 
den  gesetclichen  Erfordernissen  nicht,  entbehrt 
es  z.  B.  der  Nenheit.  so  kann  jedermann  im 
ProzeQwege  die  LöscDung  beantragen.  Orüft 
das  dnrch  «ine  Eintragung  erworbene  Becht  in 
das  dnrch  eine  frühere  Eintragnng  geechtttzte 
Becht  eines  Dritten  ein,  so  kann  dieser  die 
Löschung  im  Kechtswege  verlangen.  Im  ttbrigen 
endet  das  Schutzrecht  durch  Zeitablanf  oder 
Verzicht.  —  Die  zivil-  oder  strafirechtlicben 
Folgen  der  Verletznng  des  Oebraachsmoster- 
rechts  sind  diesdben  wie  beim  Patentrecht,  wie 
auch  im  ttbrigen  der  Hnatencbntz  im  wesent- 
lichen dem  Patentsdnits  entspricht;  jedoch  kann 
—  abweichend  vom  Patentrecht  —  auch  die 
Kenheit  des  eingetrsfenen  Gebrauchsmusters 
in  dem  Zivil-  nnd  Stra^rozeQ  in  Frage  gestellt 
werden,  wogegen  es  hier  an  einer  vor  dem 
Patentamt  zu  erbebenden  Nichtigkeitsklage 
mangelt  (vgl.  Art.  „  Patentrecht"). 

5.  Statlstisehes.  Auf  Gmnd  des  G.  v.  1876 
gelangten  nach  dem  Statistischen  Jahrbnch  für 
das  Deutsche  Reich  zur  Eintragnng: 

bis  1900  I  g66  231  Mnster  nnd  Modelle 
im  Jahre  1901    135  994     „       »  « 
1903     160764     „        „  n 

JäS     '7'*^'      "        "  " 
19Ü4    192352  „ 

190o    211 398     „        „  „ 

Auf  Grund  des  G.  v.  1891  wurden  vom 
l./X.  1891  bis  Ende  ISOO  angemeldet  162054 
Gebranchsmnster,  wovon  146  800  znr  Eintragung 
gelangten; 

im  Jahre      angem.  Mnster   davon  eingetr. 
1901  24  082  20  700 

iao2  27  483  24 102 

1903  29  259  24  548 

1901  30819  26001 

1905  32 153  36  589 

Es  sind  in  der  Zeit  vom  l./X.  1891  dem 
Tage  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  bis  Ende 
19wt  insgesamt  305800  Gebrandisinuster  ange- 
meldet, ^7  740  eingetragen  and  27  442  ohne 
Eintragnng  erledigt  worden.  Gelöscht  wurden 
bis  Ende  1905:  wegen  ZeitaUanfs  179695,  anf 
Grund  Verzichts  oder  Urteila  3083,  also  insgesamt 
182  788  Master.  Verlängert  wurde  i|er  Schutz 
für  31  514  Gebrauchsmuster. 

6.  Interoatlonales  und  analftndisehes 
Reeht.  Das  Dentsche  Reich  bat  ftber  den 
Masterschatz  vielfach  Verträge  mit  auswärtigen 
Staaten  geschlossen,  meist  im  Anachlnß  an  die 
vertragsmäßige  Regelung  des  Patent-  und 
Markenschatzwesens.  Zu  nennen  sind  die  Ver- 
tage mit  Oesterreich-Cngam  v.  6./XII.  1891, 
ItaOen  v.  1B./1.  1892  n^  4./VI  1902,  Groß- 
britannien v.  14./IV.  1875,  Frankreich  v.  lO./V. 
1871,  12./X.  1871  und  8./X.  1878,  Belgien  v. 
12.'XII.  1883,  Schweiz  v.  13./VI.  1892  und  26./V. 
1902,  Schweden  und  Norwegen  v.  11./VIL  1872, 
Portugal  V.  2.ym.  1872,  Spanien  t.  12./VII. 


1883,  Griechenland  r.  9./VII.  1884,  Serbien  t. 
21./9./VIII.  1892,  Vereinigte  Staaten  von  Noi4- 
amerika  v.  ll./XIL  1871,  Japan  v.  4./IV.  18B& 
Ein  internationales  Mnsterscnutzrecht  ist  dnrd 
die  in  Paria  geschlossene  „Convention  inter- 
nationale- V.  20./IIL  1883  (BGBl.  1903  S.  148) 
geschaffen,  durch  die  eine  „Union  ponr  la  mo- 
tection  de  la  proprietö  i&dnstridle^  mit  itm 
Sitze  in  Bern  gegrflndet  wurde.  INenr  Ter- 
einigimg  gehörten  ursprOnglich  an :  Fnnkraok, 
Belgien,  Brasilien,  Spanien,  Gnatemala')|,  Italfa, 
Niederlande,  Porta^ü,  Serbien,  Schweiz,  Orofi* 
hritannien,  Tunis,  Ecuador  nnd  Salvador'). 
Weiter  ausgebildet  wurde  dieser  intemationatt 
Schatz  des  gewerblichen  Eigentums  dnrch  das 
Madrider  Protokoll  vom  l£/IV.  1891  (RGBL 
1903  S.  164)  und  die  BrOsseler  Zusatzakte  vom 
14./xn.  1900  (RGBl.  1908  S.  167).  Inswiacheft 
sind  der  „Vereinigung**  noch  eine  groJIe  Zahl 
von  Staaten  beigetreten,  das  Deatach«  Beieh 
seit  don  IJV.  1908  laut  Bekanntmaehniur  das 
Reichskanzlers  von  97IV.  1908  (BGBL  S.  147). 
Bis  jetzt  (Oktober  1906)  gehören  der  Ver- 
einigung an :  Belgien,  Brasilien,  Dänemark  mit 
den  Farttr-Inseln,  Frankreich  mit  Algier  und 
den  Kolonieen,  Großbritannien  mit  Neu-Seeland, 
Queensland  und  Ceylon,  Nordamerika.  Italiea, 
Japan,  Niederlande  mit  Niederläudiscn  Indiea, 
Surinam  und  Curacao,  Norwegen,  Portugal  mit 
den  Azoren  und  Madeira,  Schweden,  Schweix, 
Spanien,  Kuba,  Mexiko,  Tnnis.  Serblea  nnd  <Ue 
Dominikanische  Republik  sind  zwar  der  Puiier 
Uebereinkuuft  von  1883  beigetreten,  haben  lAcr 
die  BrtiBseler  Znsataakte  bisher  nicht  ratifiziert. 
Die  Angehörigen  und  Bewohner  der  Vertrage* 
Staaten  haben  in  allen  der  Union  beigetreteDOi 
Ländern  inbezng  auf  Patent-,  Marken-  wil 
Musterschutz  die  Rechte  der  Inländer. 

Eine  gesetzliche  Regelung  des  Musterrechts 
existiert  in  fast  allen  Knlturstaaten  nnd  zwar  viel- 
fach im  AnschluQ  an  das  Patentrecht-  So  gilt  ia 
Oesterreich  und  Ungarn  das  G.  v.  7./XIL  1868 
und  das  6.  t.  23./V.  1868;  in  Frankreieh  das 
Dekret  v.  IS./IIt  1806  (tit  II  seet  5)  adMt 
Ord.  V.  29./Vm.  1825,  Art.  425-^29  code  pinal: 
G.  V.  26./XL  1873;  O.  v.  25./IL  1861  (Algier); 
in  England  die  Patent,  Deaigns  and  Trademaiks 
Act  von  1883  nebst  Amendment  Act  vom  24.,'XIi 
1688  (51  u.  52  Vict.  c  50)  und  Merchandise 
Marks  Act  1887;  in  Belgien  das  franzOaiiebe 
Dekret  von  1806:  V.  v.  1D./Vn.  188S  und  von 
lO./XU.  1884  ;  6.  v.  22./III.  1886  code  piaal 
Artt.  425—427,  429:  in  Italien  das  O.  v.  SOjVIIL 
1868  nebst  V.  v.  7./IL  1869  und  Artt  295-297 
StrOB.;  in  der  Schweiz  das  BG.  v.  30JIU. 
1900  mit  AosfühmngsbestiBmnngen  v.  nJviL 
1900.  Ans  den  Vorschrifien  der  auzUtudisdeB 
Hanptknltnrstaaten  ist  folgende«  herrorzo- 
heben: 

In  Oesterreich -Ungarn  beträgt  die 
Schutzfrist  höchstens  3  Jahre;  doch  kuin  der 
Anmelder  bei  der  Anmeldung  eine  kOiaere 
Schutzfrist  beantragen.  In  England  beträgt 
die  Schutzfrist  5  Jahre;  in  Nordamerika 
14  Jahre  (GebQhr  90  Dollars):  doch  kann  bis 
der  Antra^teller  auch  eine  Schutzfrist  von  nar 
3  Jahren  (Oebtthr  10  Dollars)  oder  voa  7  Jahna 
(Oebahr21  DoUars)  beantragOL  In  Fr  ankreiek 


*]  Salvador,  Guatemala  tud  Eeudor  riai 
inzmachen  ansgetreteK. 
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Ml  4tt  Antra^teller  bei  der  Anmeldan;  zu 
•liilfin.  ob  er  eiae  1, 3,  &jftfarige  oder  dauernde 
x^nttfrüt  beehrt;  die  GebQhren  betragen  für 
a*  Jtbr  1  Fic;  Ar  eine  daaemde  Schatxfrist 
.mFit«  Ebe  naebtritgtiebe  Yerlttugemiig  der 
i»ffiB^icb  beanlnu(teD  Frist  iat  vBEnlässig. 
v^.  ia  ftbrigCB  4ber  das  fransttaiscbe  Becht 
VI  in.  „Prad'boianet*'.  In  Italien  betrfigt 
üt  y^ntifrist  K  Jahre,  die  Gebahr  10  Lire. 
luiKT  Schweix  kann  die  Schutzfrist  in  fOnf- 
jthsen  Perioden  bis  ni  15  Jahren  verlängert 

Wexei  da-  OeMtwebong  der  Übrigen  Staaten 
Xenkanp  (s.  Literator). 

Ulnatirs  l>üi  Maier^  üt  bthandelt  in  einem 
rnt*  4ir  mmUr  ürh^emchl  und  AitettfrwAf 
itj^Urtr*  Worte,  intbej.  bei  Klostemtann, 
WMtUr,  KoMer  und  Olerice.  Bienu 
ii.Mm  nocik  /olyende :  Jannaach,  Der  Mwaer- 
t  Wu  M(f  die  Geverbepolitit  de*  DeuUeken 
/'■ir^.  Bertin  187S.  —  Landgraf,  Mueter- 
trrii  u»4  MfUlettchuU,  Leipzig  1875.  —  Daude, 
i/krtiwk  ieä  dcuUchen  gewerblichen  .  .  ,  Urheber' 
"-itt,  SitUlgart  18$S.  —  Lieber,  2>at  douUche 
t-'UiUfteeU  und  da*  GeieU  betr.  dm  ScAuta  von 
hrintiteiifmuMUm,  BerUn  1S9$.  —  P.  Sekmiidf 
I"*»  BmfeiekrJuny  de»  Gt»chMaekwimMeT»dmt*u 
•«  /VMbrUanif,  BerUn  1896.  ~  ßeraelbe,  Dia 
•fKtcp  ntn  äirAiiCM  det  gevtrbUchm  Etgentuita, 

jgtfi,  —  Lafg,  Vrheberreeht  an  Gebraucht- 
••»"^,  Marburg  189t.  —  Schanze,  Recht 
«"  hrfimdungen  und  der  Mutler,  Leipzig  1900.  — 
tt^ui»,  H.  4.  St.,  Bd.  V,  S.  9Xifg.  —  Land- 
rrnf.  W.B.  d.  D.  V.R.,  Bd.  II,  S.  ISO  fg.,  Suppl.  1, 
•v  .iff.  —  CoJhfer,  Schßnberge  Bandb.,  4.  Aufl., 
I  i- 1. 1.  Balbb.,  S.  SOtfg.  —  Mareaeh,  Oetterr. 
••  ir.fi.,  Sd.  t.  S.  74s fg-  —  Komm.  $.  0.  v. 
■  •'  M  Dambneh,  Berlin  1876:  Jaeobt,  Berlin 
'M:  AarfdaDhM,  Cffei^eh  1890.  —  £bnim. 
:.  'i.  f.  u&l  von  JvnvIitMAn,  München  1891; 
MipwAn,  S.  A^.,  Berlin  1906;  Landgraf, 
Ä"*Mi  1891:  Weber,  aien  1898;  Bobolski, 
{""nin  189S;  Oentach,  Berlin  1894;  Wandel, 
^W>«  J89?:  Stephan,  Berlin  1897 ;  Sehm^, 
A^t-  liä7:  laav,  Berlin  1903.  —  Nieaper- 
Mrjifr,  DfT  Uchnti  dt«  induttriellen  Eigentumt 
<t  *T  Stkitvit  und  im  DeuUehen  ReieKe,  Zürich 
''«t  —  P.  SehuU,  Der  Schutz  der  Erfindungen, 
Ittn  und  Mutter  in  Oetterreieh,  t.  A^., 
R'w^  190t.  —  Haame,  Ltit/aden  über  i\KeiU> 
ShiUrttkuttangelegenhtiUn  edler  ^uOen, 
S^'*«  1894195.  —  JVeuleamp,  Die  GueUgebung 
.^cuCni  det  ErdhaUet  Ober  dat  graerbliciU 
'  /thN«  in  tahtllariiieher  Vebertieht,  nebtt  einer 
•  ■yüiVftndni  Zutammentlellung  Über  die  Be- 
i  •Mitling  D^ltcAlandt ,  England»  und  Nord- 
•^rttni  an  dem  gtvertdichen  Rechtuehutz  in 
*<t  Bamfahätwntaaten,  CGln  1905.  —  Stephan 
"J  Sehmidr  Der  Schulz  de*  gewerblichen  ür- 
«■«orra*/«  de*  In'  und  Autlandet,  Leipzig  1899. 
-  PtMiet,  TraUe  dt*  dettiM  et  modiUt  de 
J.  At^ß..  Fbria  1899.  ~  PhUipon, 

thtorttifu«  et  pratique  de  la  propriki  det 
a  m«d>iet  induMrieU,  fMa  1880.  ~  Der- 
•rtW,  Etüde  w  la  propriiU  det  dettin*  induet- 
Mrra  188S.  —  FaueMUe,  Traiti  det  dettint 
■I  m*il«Ua  indutlrUU,  I\trit  1889.  —  Ihttreux, 
h%*d  ^  dtttimt  et  modilet  de  fdbrique,  Ihrit 
''^  —  rmnumla,  Let  dettin*  et  modelet  de 
'•*»fM«  AirC*  1898.  —  PHl«tier  et  VlOal 

^inMßuk  im  TglknrtrtMshaft  II.  Aofl.  Bd.  II. 


Ifa^uet,  La  Convention  d'union  pour  la  protee* 
lion  de  la  propriite  indutirieüc,  du  tO  Mart  1888, 
Piirit  1909.  —  PouiUeC  et  P14,  La  Convention 
inUrmOianale  du  90  Mart  1888,  Pari*  1896.  — 
MtMlard  dm  Marafn,  Orand  dicHonnaire 
inltmalional  dt  la  proprieU  vndtMrieU«,  Daria 
J8S9—1S99.  ~  Srntth-BteotoBf  ^ropHetS  «• 
duttrieUe  in  M.  Block,  Dietionnairt  de  l'adnini' 
ttraOon  Jran^ite,  4-  Aufl.,  Paris  1898,  —  J9d- 
munda,  Lam  0/  Copyright  in  detigne,  London 
1896.  —  ITuUon,  Treatite  on  iWcnt*,  JVwfo 
Markt  and  Detignt,  London  I894.  —  Laitaon, 
Law  reUxting  to  patenta,  detignt  and  trade  markt, 
London  1899.  —  Oaterrieth  und  Axter,  Die 
Internationale  Uebereinkunft  zum  Schutte  det 
gewerblichen  EigetUumt,  Berlin  1908.  —  Gewer^ 
lieher  Rechittchulz  und  Urheberrecht,  Berlin  (Zeil- 
lekrifi).  ~  Blatt  f.  Patent;  Mutter-  und  Zeieken- 
wettn,  herautg.  vom  Kaiterl.  Fülentamt,  Beriin 
zeit  1894195.  —  La  propriitf  induttricUe  ;  orgem 
du  bureau  international  de  l' Union  pour  la 
protection  de  la  proprieli  induttnelle,  Bern.  — 
ErtekSpfende  Literaiurangahen  im  Katalog  der 
Bibliothek  det  Kaiterlicken  PatentamU,  Berlin 
18B6fg.  Bmtkaimp, 


StutterschaftsTersicheniiig. 

Unter  dem  Schlagwort  M.  werden  ver- 
schiedenartige ,  hauptsächlich  innerhalb  der 
Frauenbewegung  einer  Beihe  von  Kolturstaaten 
Torhandene  Bestrehuagen  zusammengefaHt,  die 
darauf  hinauslaufen,  den  Versicherangs-Schutz 
der  Schwangeren  nnd  Wüchnerinneu  nerbeiza- 
führeu  bezw,  hinsichtlich  des  Personeukreises 
wie  der  Zeitdauer  auszndehnen  und  diesen  Fraoen 
Deckung  fOr  den  Lohaansfall  während  der 
Scbatcfnst  sowie  ärztliche  und  sonstige  Hilfe- 
leistungen zu  gewähren.  In  Deutschland  ist 
die  Forderung  einer  H.  in  gewissen  Grenzen 
bereits  erfüllt  anrch  diereichsgesetzliche  Eranken- 
versichemng.  (S.  d. Art.  oben  S.307fg.).  Derdurch 
diese  und  die  BeichsgewerbeordnuDg  gewähr- 
leistete YersicfaenmgBschutz  wird  aber  ds  nicht 
genQgend  angesehen,  vielmehr  eine  Ausdehnung 
des  nach  §  137  der  BeichsgewerbeordnuDg  ein- 
geführten Schutzes  auf  mindestens  8  Wochen 
unter  Einschluß  der  Heimarbeiterinnen,  Dienst- 
angestellten  nnd  landwirtschaftlichen  TagelOhn^ 
rinnen  verlangt.  Propaganda  für  diesen  Ge- 
danken macht  insbesondere  der  1901  in  Berlim 
gegründete  Bund  für  Mutterschutz. 

In  einigen  französischen,  italienischen  und 
amerikanischen  Städten  sind  Mutter  schafts- 
kassen  gegründet  worden,  die  aber  durchweg 
den  Charakter  von  WohltätigkeitBanstalten 
tragen.  Dagegen  steht  in  1 1  a  1  i  e  n  die  Annahme 
eines  Gesetzentwurfes,  der  am  26./V.  1^  ver- 
fiSentticht  wurde,  bevor,  der  eine  staatliche  H.  für 
dieses  Land  bringen  dürfte,  in  der  Form,  dalt 
allen  Wöchnerinnen  und  Sdiwangeren  für  die 
Zeit  des  (durch  Gesetz  T.19./VL190S  betr.Fraooi- 
und  Kinderarbeit  eingefütirten)  Arbeitsverbota 
UnterstatzungeQ  gewUirt  werden,  die  zwischen 
1  und  3,15  Lire  betragen.  Die  Kosten  werden 
bestritten  je  zur  Hälfte  ans  Beiträgen  der 
Unternehmer  und  Arbelterinnen  und  ans  ge- 
wissen Strafgeldern  der  Unternehmer.  Die  Ver- 
sicherten sind  in  7  Beitragsklassen  geteilt.  Der 
Jahresbeitrag  für  jede  Klasse  ist  auf  den  Be- 
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trag  zweier  TagelOhne  festgesetzt.  Da  Italien 
keine  Erankenversicfaemng  nach  dentschem 
Muster  hat,  so  ist  hier  eine  H.  lediglich  eine 
«ringe  Abschlagszahlung  an  Stelle  der  Ein- 
nhmng  einer  nrnbusenden  Ktankenverdche- 
rong  in  dentadier  Weise. 

Lltentnr  I  Louis  Franc,  L'Attwanee  matvmtUe, 
BruxdU*  1897,  *»  dtulaeher  UebeneUtmg,  Leipzig 


190g.  —  EUe  LOderg,  Dcu  ProbUm  der  Muttef 
eeh^ftavenieherunf  in  der  ZeUathrift  JSr  die 
feaamte  VeniehermgateUMetueh^,  S.  Jakry., 
BerUn  190e.  —  Broggi,  Zur  Einrichtung  «Aur 
ttaatUehen  Mvaeraehaiflnenidientng  in  JtaNt», 
Zetiaehr.  f.  d.  gaa.  Veraiehemngawiaaanadi^ 
6.  Jahrg.  OOS.  —  JtagaUU  bei  ZaeKer,  ArbeUar- 
veraiehervng  im  Aitalande,  Via,  8.  tt,  Ber- 
lin 1906.  Atfted  Mamm. 


N. 


Nachsteuer. 

Wir  verstehen  unter  N.  Auflagen,  die  in 
früheren  Jahrhnnderten  entweder  bei  der  Aos- 
wuiderung  ans  einem  Staatsgebiete  oder  beim 
SrbschaftBanfall  an  einen  Nichtbttrger  zu  ent- 
richten waren: 

1.  Die  N.  als  Abfahrts-  oder  Absngs- 
geld  (vgl.  auch  diesen  Art  oben  Bd.  I  S.  2), 
gabella  emigrationis,  war  eine  althergebrachte 
Abgabe,  die  von  denjenigen  Personen  zu  be- 
ztüuen  war,  die  ihren  Wohnsitz  wechselten  und 
auswanderten.  Der  Bezugsberechtigte  der  Auf- 
lage war  bald  der  Staat,  bald  die  Gemeinde,  bald 
der  Orundberr,  der  Steuerzahler  der  Auswanderer. 
IMe  Höhe  der  Steuer  war  sehr  verschieden  nach 
I^andesgesetzen  und  Ortsstatuten  bemessen  und 
ichwankte  zwischen  dem  3.  und  dem  20.  Teile 
des  TermOgens  des  Absiehenden.  Ihr  Charakter 
war  wesentlich  der  einer  Vermögenssteuer  und 
ist  dadurch  gekennzeichnet,  daß  man  vor  allem 
die  dnrch  aUsugroße  Auswandening  befärchtete 
Gefahr  der  üntvOlkening  bannen  wollte.  In 
ihran  Ursprung  gebt  sie  auf  alle  HOrigkeits- 
nnd  Vogteiverhältnisse  zurück,  die  durch  Reichs- 
gesetze anerkannt  (1565  n.  1594)  und  allmählich 
als  Regal  des  Landesherren  aufgefaßt  wurden. 
Erat  dnrch  die  deutsche  Bnndesakte  v.  8./VI.  1816 
und  durch  Bundesbeschlnß  v.  ^3 /VI.  1817  fiel 
die  N.  und  damit  auch  das  Privaten  znstehende 
Absngsrecht,  beides  ohne  Entschädigung.  Auch 
Art  3  der  Reidiiverfossung  (gemeinsames 
deutsches  ludigenat)  läßt  für  die  AngebOrigen 
der  deutschen  Bundesstaaten  keinen  Raum  fOr 
eine  N.,  die  auch  dem  Ausland  gegenüber  meist 
durch  besondere  Verträge  außer  Uebung  ge- 
kommen ist  und  eventneil  nur  noch  als  Re- 
torsionsmaßregel  angewendet  wird. 

2.  Die  N.  US  Abschoß  -  oder  Erbschafts- 

feld  (vgl.  hierzu  Art.  „Abschoß"  oben  Bd.  I 
.  12],  gabella  hereditaria,  war  die  Ab^be 
vom  Vermögen  eines  Börgers,  das  an  einen 
Fremden  als  Erben  fiel.  Von  alters  wurden 
solche  Erbschaften  wohl  auch  ganz  für  den 
Fiakns  eingezogen  (jus  albinagü).  Auch  diese 
Auflage  ist  durch  die  dentsche  Bnndesidite  und 
die  ^icbsverfassnag  gefallen.  Dem  Ausland 
gegenUber  ist  sie  gleichfalls  anßer  Uebung  ge- 
setzt, doch  behalten  sich  die  meisten  Erbschans- 
steuergeset»  ähnliche  Maßregeln  znr  eventuellen 
Betornon  vor. 


Llteratnri  Bau,  FiMantveiaaenaehaJl,  f  S37.  — 
Boaeher-am'laeh,  SytL,  Bd.  4,  i  77.  — 
Sodmann,  ^ragmaUselie  GeacAichte,  Grund 
und  innerea  TerrüoriatverhSUnia  dta  Abtuga- 
und  Nachateuerreehla  in  DeutacJUmd ,  Maima 
1791.  —  SUter^Heehet,  Art,  „NachaUutr", 
H.  d.  St.,  S.  Aufl.,  Bd.  V  S.  94X.  —  Vgl  avcA 
Afi,  „Anaugageld"  d.  WM.  oben  Bd,  I,  S.  109 
nedai  der  dort  ang^filkrien  Literatur. 

Max  von  Het^eH. 


Nachtarbeit 


Es  steht  fest,  dafi  die  N.  für  den  mensch- 
liehen  Organismus  schfidlich  ist  Die  SchÄd- 
lichkeit  macht  sich  je  nach  Dauer,  Ke^el- 
maßigkeit,  Beschaffenheit  der  N.,  Aller,  Ge- 
schlecht und  Konstitution  der  Arbeitenden 
in  sehr  verschiedenen  Qraden  gelteud,  aber 
in  dem  Sinne,  wie  N.  sozialpolitisch  ver- 
standen zu  werden  pflegt,  als  recelmäfiige 
oder  oft  wiederholte  längere  Beechftftigung 
zur  Nachtzeit,  ist  sie  unzweifelhaft  ein  ge- 
sundheitsgefährdender  Faktor;  denn  N.  ist 
gleichbedeutend  mit  der  Entziehung  der 
Nachtruhe.  Der  Tagesschlaf  gibt,  nament- 
lich für  die  lohnarbeitenden  Klassen  mit 
ihren  primitiven  Wohnuncs-,  SrmUchoi 
Familien-  und  Erwerbsverhsltnissen,  keinen 
vollgOltigen  Ersatz.  I)aza  kommt,  daß  dJe 
NadatscMcht  fOr  die  verschiedensten  mensch^ 
lidien  Organe  anstrengender  und  auflebender 
zu  sein  pn^  als  die  Arb^t  bei  Sonnenlicht 
Die  N.  begünstigt  audi  den  AlkoholgepoB 
und  vermehrt  die  BetriebsuuflUle.  Alle  diese 
Gefabren  und  Schftdigtingen  machen  sich  in 
ertiOhtem  Mafie  geltend  bei  Personen  in 
jugendlicher  Eotwickehmg  und  bei  den 
weiblichen  Arbeitskräften ,  deren  zarterer 
Organisraus  einer  besonderen  Schonung  be- 
darf. Weibliche  und  jugendliche  Arbeits- 
kräfte, die  zur  N.  herangezogen  wenieu, 
sind  auch  besonderen  und  ernsten  sittlichen 
Gefahren  ausgesetzt  Das  Familienleben 
wird  gelockert  und  zerrQttet,  die  E^^img 
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[-:det  lind  die  OemütsbeziehuDgen  in  der 
Fiinilie  werden  nntergraben. 

regetndBige  und  aii^redehnte  N.  ist, 
r-fon  mm  von  gewissen  Spezialberufen,  wo 
'Iv-  Natur  der  Sache  Nachtschichten  bedingt, 
(|^u■llt,  eine  moderne  Erscheinung  in  engem 
^tammenhang  mit  der  zunehmenden  iu- 
'.iiMnfllen  Eutwickelung.  Eine  ganze  fieihe 
"1*1  dortigen  Produktionsm^esBe  gestatten 
>>■  roterfarechung  des  Betriebs  wAhrend 
'.ft  Nacbtzettf  ebenso  wie  an  Sonn-  und 
r»ttagn),  nicht  oder  doch  nur  mit  ver^ 
ailtntMnUigai  Mehrkosten.  Bei  Not^len, 
&rt«ieo  im  61tentUchen  Interesse ,  beim 
Wan»-  ood  PeiBonentranspcul,  Nachrichten- 
dieml  osw.  ist  eine  hAufige  oder  regelmäßige 
V  loch  nicht  sn  entbehren.  Aber  vielfach 
>t  die  Nn  ebeuBO  irie  die  Sonnta^sarbeit, 
QUich  geword«f  um  das  fixe  Kapital,  die 
üiMitde  und  Uaachinen  durch  nSchtliche 
?t*«liiktiaDBTBTmehmng  starker  auszunutzen, 
ä  <At  zwar  iest,  dafi  die  N.  nach  Qiianti- 
m  QDd  QoaOtlt  minderwerüger  ^  die 
T4p?4riidt  »t,  aber,  Yom  uiitemehmei> 
fudponkt  ans  betrachtet,  wird  dieser 
■'<  tuiIfD  dnrch  die  grOfiere  Verwertung  des 
<tfQ  Kapitalem^  als  wettgemacht  Daran 
^■avrt  auch  die  Tatsache  nichts,  daß  die 
Nit^itH-hiditen  gleichwertig  ausgebildete 
.Ltfitt^r,  ein  akkurates  Ineinanderarbeiten 
'i'f  sirh  ablösenden  Arbeitergruppen  und 
M  «hnhte  Anfaicht  erfordern. 

[He  nAoieitllche  Fabrikgwetzgebnng  ist  ver- 
litbusBuUHff  ipftt  den  UiUbräschen  der  N.  zu 
ft^Magca,  Tiel  spftter  als  denen  der 
iLDdervtKit  nnd  regelmfimg  erst  mit  der  gnmd- 
üoIiclHii  EinnbrnDf;  des  ^etzlichen  Arbeits- 
f  it^hitusfDr  jugendliche  Personen  and  Fraoen. 
('  jutfBemssnng  gelten  fast  in  allen  Knitnr- 
•tutd  ^  ZI.TcrbotB,  and  auch  diese  sind  im 
ilisbitck  laf  bwondere  TerbKltnisse ,  die  die 
H^eurbeit  det  Betriebes  mit  sieh  bringt,  Ans- 
auota  T<a  den  Geboten  nnd  Verboten,  die 
ult  ^  BBgangen  wNden  konnten,  Torgetehen. 
.^bb  in  in  der  N.  ffescbtttsten  Arbeiterkate- 
erxn  «r^ben  sich  vier  Grappen  von  L&ndem : 
•  liadtr  mit  N.Terboten  nnr  fttr  Kinder  unter 
£  Usw.  14  Jahren  (Italien,  das  aber  von  1907 
u  iiehdicN.  der  Fraoen  verbietet,  Norwegen, 
t;<UBiBti>D,  in  leuterem  Lande  nnr  fttr  die  Berg- 
*uif .  t  Lander  mit  N.verboten  fttr  Kinder 
ui  Jnfradlicbe  Arbeiter  bis  16,  17  nnd  18 
■twt«  lUanni,  Holland,  Luxemburg,  awei 
AtnUiiMhe  Staaten  fttr  mftnnliehe  ona  weib- 
•••M.  IilBfnaric  mid  Schweden  nnr  für  Jngend- 
ff.  ««Uicfaen  Oenehlechts).  3.  Länder  mit 
^i*iMtn  fttr  Kinder,  jogendliche  nnd  weib- 

Arbeiter  ohne  Altersgrenze  (Dentschland, 
'Txibntia&ien.  Oesterreich,  Frankreich,  Belgien, 
»  aUiii  nnd  MaMachosettfl).  4.  endlich  N.ver- 

fit  Kita  Arbeiter  eioscblielflich  der  er- 
'dncaeo  aUuDÜchen  (die  Schweiz). 

I*M  Dratsche  Beieh  gehört  also  mit  vier 
■tdffia  Grefimiehtcs  rar  dritten  Ompp&  die 
•vi  ibnrQMamtbevOlkenuignnd  indtutnellen 
^'«KUtaag  dte  weitaus  libarwiegende  in 


Europa  ist.  Frenzen  hatte  bereits  1839  fttr  die 
jugendlichen  Fabrikarbeiter  die  N.  verboten. 
1840  folgten  Bayern  nnd  Baden,  1861  Sachsen 
mit  dem  Verbot  der  Ebider-N.  Die  £.Gew.-0. 
hat  die  preußischen  Bestimmniwen  aof  dasjrance 
Reich  aoRgedehnt.  Barch dieNovelle zn  diesem 
Qesete,  das  sog.  „Arheiterscbntzgesetz"  von  1891, 
sind  die  Schntzbestimmnngen  tngmuten  der 
Kinder,  jugendlichen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
erbeblich  verschärft  worden,  and  femer  hat  der 
Bandesrat  eine  Keihe  von  Verordnaneen  erlassen, 
die  z.  T.  das  Verbot  einschränken,  z.  T.  erweitem. 
Unter  diesen  Verordnangen  befindet  eich  ancb 
eine  solche,  die  die  Schntzbe&timmangeQ  anf 
die  Werkstfttten  der  Kleider-  nnd  Wäscbekon- 
fektion  anadehnt.  Die  wichtigste  Aoadehnnng 
ist  aber  nicht  durch  Vnordnnng,  sondern  im 
Wege  der  Oesetzgebnog  im  Jahre  1900  erlassen 
worden;  es  wurde  nämlich  die  N.beschrilnknng 
anf  das  bisher  von  allen  Arbeitszeitbescbrän- 
knneen,  mit  Ausnahme  der  Sonntagsnihe,  nn- 
bertthrta  Handel^werbe  ausgedehnt  Von 
groÜN  Bedentnng  ntr  die  weitere  Anagestaltnng 
der  N.verbote,  bezw.  Einschränkung,  wäre  die 
intemationale  Verständignng.  Sowohl  die  Ar- 
beiterschntzkonferena  in  Berlin  (1891),  wie 
der  Züricher  Kongreß  (1897),  der  Pariser  (1901) 
nnd  die  letste  in  Genf  (1906)  abgehaltene  rater- 
aationale  Arbeiterschntzkonferena,  habea  sich 
eingehend  mit  der  indnstriellen  N.  beschäftigt, 
und  es  steht  zn  hoffen,  da0  die  dort  gefaßten 
Resolutionen  derPropi^nda  fttr  die  Bekämpfung 
der  N.,  wenigstens  in  der  GroßiDdnstrie,  stärkeren 
Rttckhalt  verleihen.  (Vgl  Artt  „Arbeitszeit" 
oben  Bd  I.  8.  220fg.,  „Arbeiterschntsgesets- 
gebnng"  oben  Bd.  I  S.  130  fg.  und  „Haximal- 
arbeitstag"  oben  S.  478fg.) 
Literatur :  Mtue  Hineh,  Dat  Verbot  der  Nacht- 
arbeit  (K^ertU  för  d«n  intemaHonaien  Kongreß 
för  geaetxliehvn  Arbeiterackutx  in  ParU),  Jahrb. 
f.  OtMcUg.  u.  Verv.  1901,  S.  UBT/g.  —  SU 
Bauer,  J>i»  gewerbüehe  NacklarbeÜ  der  Frauen, 
BerielU  aua  aUm  Ütaatm,  190S. 

Bfermer, 


NahroD^mittelpoU»! 

8.  Sanitfttswesen. 


Namenpapiere. 

y.  oder  Rectapapiere  sind  Wertpapiere,  welche 
auf  den  Namen  eines  bestimmten  Gläubigers 
ohne  weiteren  Zusatz  lauten.  So  s^bt  ea  Staats- 
papiere, städtische  Obligationen,  randbriefe  usw. 
auf  Namen;  die  ReichaanteUscheine  lauten  anf 
Namen  (§  23  des  Bankgesetzes);  ancb  die 
Konnossemente,  Ladescheine  und  Lagerscheine 
sind  N.,  wenn  sie  nicht  ausdrücklieb  die  Order- 
klausel  haben;  die  Wechsel  sind  in  Dentschland 
N.,  wenn  ausdrücklich  die  Klausel  „nicht  an 
Order"  darin  steht.  Von  anderen  Schnldnr- 
knnden,  z.  B.  einer  Hypothek  oder  einem  Hand- 
schnldscheine,  unterscheiden  sich  die  N.  dadurch, 
daß  sie  Wertpapiere  sind  (siehe  dies).  Dire 
üeberirafi:aug  geschieht  durch  Uebergahe  nnd 
schriftliche  auf  dem  Papier  eingetragene  Zession ; 
^eie  int  ftuBerlich  ahnUeh  dem  Indossament 
(s.  Artt.  „Orderpapiere"  und  „Wechsel"),  aber 
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Tttseliiedai  in  der  Wirkmifir;  dem  Zessionar 
Rennen  alle  Einreden  ans  der  P»son  des  Zedenten 
entgegengesetzt  werden,  nicht  dem  Indossatar 
ans  der  Person  des  Indossanten.  Bei  Namen- 
aktien kann  jedoch,  ähnlich  wie  bei  Order- 
papieren, die  üebertragnng  durch  Indossament 
geschehen  (HGK  §  2^). 


Nafie,  Erwin. 

Seb.  am  2,ßJL  1829  an  Bonn,  1856  Professor 
er  Staatswissenschaften  in  Basel,  Oktober  1^ 
bis  18fiO  Professor  der  Staatswissenschaften  in 
Rostock,  seit  1860  ord.  Professor  in  Bonn,  seit 
1889  lebenslftngliches  Mitglied  des  preußischen 
Herrenhaoses,  gest.  am  4.^.  1890  in  Bonn- 
Ais  GeldnmumfBtheoretiker  Vater  des  Satzes, 
daß  bei  Krisen  nnd  Handelsatocknsgen  der  Be- 
gehr nach  Tanschmittaln  sinkt,  dagegen  nach 
Wertanfbewahmngsmitteln  steigt.  Vertreter 
der  Heinnng,  daH  seit  Jean  Bodin  kein  „emster 
nnd  bmUiäeter"  Zweifel  daran  laut  geworden 
sei,  dw  die  Ursache  der  Preisrevolation  von 
1560-1600  in  d«  amerikanischen  Silberpro- 
dnktion  gelegen  habe,  eine  Behauptung,  die 
aber  tos  Helferich  in  seiner  Schrift  ,,Vott  den 

Seriodiscben  Schwankungen  im  Wert  der  edlen 
[etalle  usw."  (Nürnberg  1843)  dabin  modifi- 
ziert ist,  daß  zu  besagter  FrelsreTolatioQ  auch 
die  größere  Nachfrage  nach  Produkten  aller 
Gattungen  beigetragen  und  der  größte  Teil 
der  amerikanisdien  Silberausbente  seinen  Weg 
nach  der  Levante  nnd  Ostindien,  als  Gegensatz 
die  Ton  dort  belogenen  Waren  genommen 
habe. 

Von  seinen  Schriften  staatswissenscbaftlichen 
Inhalts  nennen  wir:  Bemerkungen  über  das 
preoßische  Steuersystem,  Bonn  1861.  —  Ueber 
eine  volkswirtschaftliche  Schrift  aus  der  Zeit 
der  Preisrevolntion  in  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jfüirh. :  „A  compendious  or  briefe  examination 
of  certayne  ordinary  complaints,  by  W.  Stafford, 
London  1561'-  in  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  Bd.  19, 
Tübingen  1863.  —  Ueber  die  mittelalterliche 
Feldgemeinschaft  und  die  Einhegnngen  des 
16.  Jahrh.  in  England,  Bonn  1869;  dasselbe,  iu 
englischer  Uebersetzung  n.  d.  T. :  Qu  the  agri- 
cnnnral  eommnnity  of  the  middle  ages,  and 
inclosures  of  the  XVI.  Century  in  Eng-land. 
Translated  from  the  German  of  H.  A.  Ouvry, 
London  1871.  —  Agrarische  Zustände  in  Frank- 
reich und  England  (Schriften  des  Vereins  für 
SozialpoUtik,  Bd.  27),  Leipzig  1884. 

Ltppert, 


Nationalwerkstfttten. 

Die  eoglisciie  Krise  von  1847  hatte  sich 
auch  auf  dem  französischen  Geldmärkte 
fühlbar  gemacht.  Verschärft  wurde  sie  hier 
durch  die  hochgehende  politische  und  so- 
ziale Bewegung,  welche  der  Februarrevo- 
lution vorausging.  Diese  hinwiedenim  war 
natürlich  ebenfalls  von  bedeutenden  volks- 
wirtschaftlichen Störungen  begleitet,  die  eine 
Menge  von  Arbeitern  brotlos  machten.  Die 


eben  d^^iche  demokxatiac^  BeweeoBg 
konnte  dieBelben  nicht  »niach  Ihrem  Schick'- 
sfde  fibfirlassen.  Die  Massen  —  bewaffnet, 
noch  im  YoUgefühl  dee  eben,  hauptsftdilich 
mit  ihrer  Hilfe,  errungenen  Sieges  üb«r  das 
JuIlkÖDigtum,  durch  iahrelaage  sozialis- 
tische Agitation  unterwühlt  —  hätten  es 
nicht  gelitten.  Auf  einen  Konflikt  mit 
ihnen  aber  durfte  es  das  eben  erst  etablierte 
neue  R6^ime  nicht  ankommen  lassen.  Dazu 
waren  die  Verhältoisse  noch  zu  labil.  Au! 
die  Pariser  Nationalgarde  war  kein  VerlaiL 
Mehr  denn  je  galt  in  diesen  stürmischen 
Tagen  das  Witzwort  Meilhacs  von  ihr: 
ii  y  a  deux  especes  de  garde  nationale,  la  maa- 
vaise  qoi  attaque  l'orare  et  la  bonoe  qui  ne 
le  d6fend  pas.  Zu  wenig  kannte  man  die 
wahre  Stimmung  des  Landes,  über  welche 
erst  die  Wahlen  zur  Nationalversammlung 
Licht  verbreiten  sollten.   Deshalb  hatte  die 

Erovisorische  Regierung ,  dem  Drängen 
louis  Biancs  (s.  d.  oben  Bd.  L  S.  478) 
weichend,  in  der  Proklamation  vom  2Ö./IL 
1848  das  „Recht  auf  Arbeit*'  d.)  aner- 
kannt. An  eine  Verwirklichung  des  letzteren 
hat  sie  jedoch  niemals  emsthaft  gedacht 
Vielmehr  verfolgte  alles,  was  scheinbar  in 
dieser  Richtung  geschah,  nur  den  einen 
Zweck:  bis  zur  Stabilisierung  der  neuen 
politischen  Ordoung  Zeit  zu  gewinnen.  So 
vor  allem  die  „Commission  du  gouveme- 
ment  pour  les  travailieure"  („Comm.  du 
Luxembourg").  Sie  sollte  unter  Biancs 
Vorsitz  Vorschläge  über  eine  „Oi^guiisation 
der  Arbeit*  ausarbeiten.  Ein  sehr  geschickter 
Schachzug.  Er  brach  der  über  Biancs 
Initiative  am  28./n.  von  den  Masseo  et^ 
hobenen  Forderung  eines  „Fortschrittsmini- 
steriums",  das  zveifelloe  den  EristaUtsation»* 
punkt  zu  einer  proletarischen  Kampforgaai- 
sation  abgegeben  hätte,  die  Spitze  ab  und 
bannte  Biancs  ehi^zige  Bewwlichkeit  in 
einen  engen  Kreis,  wo  sie  für  den  Augen- 
blick der  provisorischen  Regierung  ganz  un- 
gefährlich war.  Was  aber  viel  wichtiger 
war:  es  lag  nun  auf  der  üand,  daß  die 
„Organisation  der  Arbeit"  nicht  angefaßt 
weiden  konnte,  bevor  die  bezü^chen  Kom- 
missionsvorschlftge  vorlagra.  Noch  Bchärfer 
tritt  das  oben  gekennzeichnete  Bestreben 
der  provisorischen  Regieruog  in  der  Art 
der  BegrOnduDg  und  Durchfflhmog  der  sog. 
„N."  („atehers  oationaux")  hervor. 

Am  26./II.  1848  erging  ein  „D^ret  or^ 
donnant  l'^tablissement  tmmMiat  d'ateliers 
nationaux^'  (das  unter  dem  27.'IV.  auch  auf 
die  Kolonieen  ausgedehnt  wurde)  und  am 
27./IL  ein  „Arr&l6  organisant  des  atelieis 
de  terrassement**.  Scheinbar  ein  Anfang 
zur  Verwirklichung  des  „Rechtes  auf  Ar- 
beit", in  Wirklichseit  aber  lediglich  eine 
Notstandsmafiregel,  wie  solche  schon  die 
groSe  Revolution  gekannt  hatte  (s.  „Recht 
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^if  Arbeit"):  die  dnrch  die  RevolutioDser- 
■•fnij*e  BDtertrrochenen  öffentlichen  (Nivel- 
-rmgf»-  und  Straßenbau-)  Arbeiten  wiu^en 
T>>ltT  aoig^Dommen,  nnd  auch  das  Kriegs- 
Fiinifitoriain  lieit  auf  dem  Marsfelde  Eni- 
.  *-'it*^n  Toraehmeo.  Alles  in  allem  wurden 
•  >  «nfäo^ch  gegen  einen  Tagelohn  von 
J  Fns.  5— 600()  Menschen  beschÄftigt 

Abgesehen  davon,  daß  diese  „ateliers" 
»(T'^nbar  unmßgUch  eine  ^Bere  Arbeiter^ 
.*ihl  «laaemd  zn  beschfiftigen  vermochten, 

tuDDteo  und  wollten  sich  die  gelernten 
linder  Arbeiter  auch  gar  nicht  zu  Erd- 
:£t*ii.-'n  Terstehen.  Sie  forderten  berufß- 
viSic<e  BeechäftiguDg,  w&hrend  die  ,^telier8" 
:'>b  Dicht  die  Spar  eines  Ansatzes  zu 
tluKlveiis-  und  indostriellem  Betrieb  in 
TTrkUcbeD  Werkstätten  zeigten.  Unter 
1**^  Umstanden  und  bei  der  jeden  Tag 
bx  anschwellenden  Arbeitslosigkeit  sahen 
die  3(airiai  der  Pariser  Airondisse- 
'■'t*j>  geoJJtigt,  denjeuigep,  die  sich  darflber 
-L.nvi4ea  kcmnten,  dafi  &ae  bei  den  N.  kane 
E>  ^-haftignng  finden  konnten,  tSgliche  6eld- 
m!»n4QtnBgeQ  Ton  1,50  Frcs.  zn  gewähren. 
.'!>'  Fi-ieraden  eriiielten  also  bloß  50  Cent. 
«Tiffor  als  die  Arbeitenden.  So  nahmen 
"Irtih  Toordnung  nnd  Wider8i)enßtiglteit 
miliar  mehr  ObOTfaand,  und  immer  größer 
mrile  die  Verlegenheit  der  Regierung. 

lu  legte  ein  junger  Chemiker,  Emit 
Thi'matt.  dem  Minister  des  Innern,  Marie, 
-n  I'roiekt  einheitlicher  Oreanisation  der 
N.  mit  halb  militfiriachem  Charakter  vor. 
t-  vnrde  acceptiert.  und  Thomas  am 
■  III.  IHiB  zum  DireKtor  des  mit  Ministe- 
.^^iIaS  vom  gleichen  Tage  geschaffenen 
A  ninlbureoos  mr  die  N.  des  Seiuedeparte- 
x'-ctf  ernannt  Am  8./III.  1848  erschien 
'i<iin  fl»  neue  Reglement  ffir  das  hierar- 
^.ifh  gy^Uederte  Arbeiterheer.  Die  unterste 
'  ^'if  jfTieinheit  desselben  bildete  die  Es- 
'  iivU  Sic  bestand  einschließlich  des 
'  ilis^n  iKsoo\tadier)  aus  11  Mann.   Je  5 

«iiwlen  hildeteji  eine  Brigade  mit  einem 
hrrjAw  an  der  Spitze  (56  Muin);  je  4 
Cruailen  eine  Lieutenance  (225  Mann);  je 
'  U-atenantfichaften  eine  Kompaguie  (901 
Hiinn).  Je  3  Kompagnieen  (2703  Mann) 
M-retnmlen  einem  Chef  de  service,  die 
1^*1  'Ur  Wichtigkeit  des  Bezirkes  in  ver- 
•:i;i-(loD'T  Zahl  den  Chefo  d'arrondissement 
i'iil'Tk'eurdDet  waren.  Die  Escouadiers  und 
Br.QuliM)i  wtirden  von  den  Mannschaften 
f  viblt,  die  Übrigen  Führer  —  meist 
>  tiQler  der  Eoole  oeotrale  —  ernannt  Vor- 
'i^eung  der  Zulassung  zu  den  N.  war, 
<i<ü  lUr  Ileweri)er  im  Seinedepartement 
-l  oiizilieiv  und  (in  der  RkbI)  fiber  16  Jahre 
Der  Lohn  —  der  an  Sonntagen 
*-i)lir>l  —  betrug  für  die  Arbeiter '2  Frcs. 
*-'  ^  Atbeitfr*  und  1  Frcs.  fOr  den  Nicht- 
iH^iMig;  fdr  die  EscouadierB  2,50  lesp. 


1,50  Frcs. ;  für  die  Brigadiers  endlich  untei^ 
schiedslos  3  Free.  VervollBtändigt  wurde 
diese  Oi^nisation  divch  eine  solche  zur 
Unterstfltzung  kranker  Arbeiter  und  ihrer 
Angehörigen  sowie  dturch  ein  Hilfsbureau, 
iu  welchem  bedOritige  Familienväter  An- 
weisungen auf  Brot,  Fleisch  und  Suppe  er> 
hielten  (bona  de  secours  en  nature). 

Die  Re^erung  hatte  Thomas'  Vor- 
schläge gut  geheißen^  weil  es  ihr  darum  zu 
tun  war,  ein  augenblu^ohes  Gegengewicht 
gegen  das  von  Blanc  ausgegebene  Schlag- 
wort „Oi^anisation  der  Arbeit"  zu  schaffen 
und  den  Einfluß  Blancs  auf  die  Pariser 
Arbeitermassen  zu  brechen.  In  der  Tat 
hatten  dieateliers  nationaux,  wie  Thomas 
sie  einriditete,  nicht  das  g^ing;Bte  mit  den 
von  Blanc  propagierten  ,^telier6  sociaux" 
(s.  Art.  „Sozialismus  und  KommunismuB") 
imd  ebensowenig  etwas  mit  den  FlroduktiT- 
aBSoziationen  zu  ttm,  die  seit  dem  März 
1848  —  zum  Teil  direkt  unter  Bianca 
Patronanz  —  in  Paris  begründet  wurden. 
Thomas  wollte  keineswegs  den  Boden  der 
bürgerlichen  Rechts-  und  Wirtschaftsord- 
nung verlassen.  Er  war  kein  revolutionär' 
soziäißtiecher ,  sondern  ein  demokratisch- 
fortschrittlicher Sozialpolitiker.  Immerhin 
aber  wuchs  sich  je  län^r  je  mehr  die  von 
ihm  geschaffene  Oi^nisation  zu  einer  un- 
ertr^ichen  Verlegenheit  für  die  Regierung 
heraus.  Mannigfache  Umstände,  die  man 
freilich  insgesamt  auf  die  durch  die  Not  der 
Zeiten  hervorgerufene  und  täglich  mehr 
gesteigerte  Massenarbeitslosigkeit  zurück- 
führen kann,  trugen  hierzu  bei. 

Anfänglich  weit  der  Andrang  zu  den  N. 
kein  übermäßiger.  Es  wurde  jedoch  rasch 
anders:  dank  dem  Umstände,  daß  auch  die 
arbeitslose  Zeit,  imd  insbesondere,  daß  sie 
mit  Öeld  entlohnt  wurde.  Wohl  betrug  der 
Tagelohn  nur  1  Frc.  Allein  auch  das  ge- 
nügte, einerseits  um  massenhaft  arbeits- 
scheues Gesindel  nach  Paris  zu  locken,  und 
andererseita,  um  Streiks  zur  Erzwingung 
höherer  Lohoforderungen  von  selten  der 
Arbeiter  privater  Unternehmungen  materiell 
zu  erm^lichen.  Die  Staatskredite  für  die 
N.  spielten  so  vielfach,  natürlich  ganz  gegen 
die  Absicht  der  Regierung  und  Thomas', 
die  Rolle  von  Streikfonds.  Am  14./III. 
waren  nur  14000  Arbeiter  eingereiht,  am 
30./m.  schon  40000,  am  IQJV.  gar  87942 
und  kurz  nachher  117  000  —  daruntn  bloß 
ca.  15<Vo  ungelernte,  der  Rest  gelernte  Ar- 
beiter der  verschiedensten  Branchen.  Ab- 

rhen  davon,  daß  diese  kolossalen  Massen 
Verwidtung  der  N.  nnd  die  Erhaltung 
der  Disriplin  in  denselben  technisch  außer- 
ordentlich erschwerten,  so  war  es  auch  ein- 
fodi  unmöglich,  sie  iixendwie  nutzbringend 
zu  beschäftigen.  Wom  sollte  das  Zentral- 
bureao,  dem  Thomas  vorstand,  auch  als 
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ArbeitsvonnittelungsaiDt  dieDen.  Allem  die 
private  UDteroebmertfttigkeit  lag  ja  voll- 
stftndiff  darnieder.  Die  Stoatsingenieure 
aber,  die  den  N.  eehr  abgeneigt  -waren,  er- 
klärten ebeniftills,  denselben  keine  öffent- 
lichen Arbeiten  zuweisen  zu  können,  ob- 
wohl Thomas  die  Unrichtigkeit  dieser  Be- 
hauptung klar  aufzeigte.  Da  gemeine  Ar- 
beit mangelte,  so  leuchtet  um  so  mehr  ein, 
daB  —  mit  geringen  Ausnahmen  —  von 
berufsmäßiger  Beschäftigung  der  Einge- 
reihten erst  recht  keine  Bede  sein  konnte. 
Die  Bildung  der  Brigaden  (der  Operations- 
einheit) erfolgte  daher  auch  gar  nicht  nach 
Benifsfächem  —  wobei  allerdings  auch  der 
Wunsch  mitwirkte,  hierdurch  Arbeiterkoa- 
litionen zu  erschweren.  Die  Hauptbeschäf- 
tigung der  N.  blieb  und  mußte  unter  diesen 
ümstlnden  bleiben  das  Erdaufw&hien  und 
Bäumepflanzen  auf  den  äußeren  Boulevards. 
Dabei  aber  schwollen  die  Kosten,  welche 
für  die  Pariser  N.  der  Staat  trug,  immer, 
mehr  an :  vom  9./III.  bis  zum  9./IV.  be- 
trugen sie  1240000  Frcs.;  von  da  ab  bis 
zum  23./VI.  für  jeden  Wochentag  durch- 
schnittlich 200000  Frcs. 

Thomas  sowohl  als  anch  die  Regierung 
■waren  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen, 
daß  diese  Zustände  unhaltbar  seien  und 
daß  die  Zahl  der  in  die  K.  eingereihten 
Arbeiter  verringert  werden  müsse.  Ersterer 
beantragte  de^alb:  die  Ausweisung  der 
nicht  wenigstens  s^t  6  Xonatea  in  Paris 
ansässigen  Arbeiter;  die  Oew&hrung  von 
Staatsvorschüssen  an  Gewerbetreibende,  um 
durch  die  Belebung  des  privaten  üntenieh- 
mungsgeistes  den  Unbeschäftigten  Arbeits- 
gelegenheit zu  verschaffen;  die  Inangriff- 
nahme öffentUcher  Bauten  und  namentlich 
die  Herstellung  von  Arbeitervierteln;  end- 
lich die  Schaffung  von  Fachwerkstätten  und 
Syndikaten  für  die  verbleibenden  Arbeiter, 
Der  Regierung  genügte  dies  jedoch  nicht 
So  ordnete  sie  denn  unter  dem  24./V.  1848 
an:  die  Entlassung  aller  nicht  wenigstens 
6  Monate  in  Paris  wohnhaften  sowie  der- 
jenigen zwischen  18 — 25  Jahre  alten  un- 
verheirateten Arbeiter,  die  sich  nicht  in  die 
Armee  würden  einstellen  lassen  wollen  j  die 
Bildung  von  Arbeiterbrigaden  behufe  ihrer 
Entsendung  in  die  Departements,  um  dort 
unter  der  Leitung  von  Staatsingenieuren 
öffentliche  Arbeiten  auszuführen ;  Emfühnmg 
des  Stück-  statt  des  Zeitlohnes  für  die  in 
den  N.  Verbleibenden.  Zugleich  wurde 
Thomas,  der  unheilvolle  Folgen  dieser 
Maßnahmen  voraussagte ,  eine  besondere 
Kommission  vorgesetzt  und  derselbe  2  Tage 
später  (26./V.)  in  schroffster  "Weise  abge- 
setzt und  unter  polizeilicher  Bedeckung 
nach  Bordeaux  gebracht.  Seine  Stelle  über- 
nahm der  Staatsingenieur  Lalanna  Zu- 
gleich trat  auch  in  der  Kationalversamm- 


lung,  in  der  die  sozialistische  Partei  aae 
verschwindende  and  überdies  uneinige  Mi- 
norität bildete,  cUe  Abneigung  g^n  die  N. 
immer  deutlicher  hervOT.  Sm  wollte  mit 
dieser  Institution,  in  der  man  mit  Recht 
eine  Eampfoiganisation  des  besitzlosen  Pro- 
letariats erblickte,  endlich  einmal  aub»- 
räumt  wissen.  Zwar  wurde  am  20./VX. 
noch  ein  Kredit  von  3  Millionen  bewilligt, 
zugleich  aber  beschlossen,  daß  künftig  der- 
artige Kreditforderungen  je  1  Million  auf 
einmal  nicht  übersteigen  dürften.  Nun  war 
für  die  Regierung  auch  der  Augenblick  zur 
Veröffentlichung  des  so  lange  zurückge- 
haltenen Erlasses  vom  24,/ V.  gekommen. 
Er  erschien  am  21./VI.  Zugleich  löste 
Lalanne  das  Krankenkassen-  und  Unter- 
stOtzungsbureau  auf,  wie  er  gleich  nach 
seinem  Amtsantritte  schon  allen  persöQ- 
lichen  Verkehr  mit  den  Arbeitern  einge- 
stellt und  die  von  Thomas  ins  Leben  ge- 
rufene Delegierten  Versammlung  der  Njirbeiter 
unterdrückt  hatte. 

Alle  diese  Maßr^ln  brachten  die  in  der 
Pariser  Arbeiterschaft  herrschende  Erregung 
zu  gewaltsamem  Ausbruch.  Am  22./VL 
kam  es  zu  großen  Protestdemonstrationen 
auf  dem  Pantheonplatze,  und  am  Tage 
darauf  griffen  die  Arbeiter  zu  den  Waffen. 
Sie  wurden  in  4tägigen  Straßenkämpfen, 
in  denen  auf  beiden  Seiten  entsetzudie 
Greuel  verübt  wurden,  uiedeigeschlagen. 
Damit  war  das  Sdiickral  der  S.  besiegelt 
Das  Dekret,  das  ihre  Auflösung  «lordnete, 
erschien  am  4./VII.  1848  im  „Moniteur 
oEficiel''. 

Literatur:  E.  Thoma»,  Sittoirt  det  aUlien 
nationatix ,  PaHt  18^8.  —  Dü  Schrifien  /- 
BUtnc»  über  die  18480^  RevoiuUo»  (t.  d.  oben 
Bd.  1,  S.  47Si.  —  El.  RegtuivUf  mtMn  dm 
gomiävement  provitoirt  Aria  1850.  —  F. 
JUaeomltef  B^oin  ie  ta  howgeoiti«  de  Btrit, 
Bd.  S,  S.  4f7/j/.,  Pari$  1861.  —  Dattiei  Simm 
(Mme  d'AgouU),  Siatoim  de  la  JUrottttion 
de  1848,  S  Bde.,  Fttrü  18S0^1354  (Xewnagabe 
t887—18S9).  —  Oarnter-PoQ^,  Sitit*in  de 
la  Revolution  de  1848,  Parü  1862  (Bd.  VII,  VUt, 
X,  XI).  —  Sigm.  EngUnder,  Gaehiekte  der 
franaöaieehen  Arbeiterae»<ynationen ,  ffcattbwj 
1864,  ^d.  f,  ^.  tesfy.  —  Vgo  ßabbeno,  U 
Mocietd  eooperaiive  di  prodwione,  Maikmd  IB89, 
S.  69fg.  —  StMl.  S^ngw  tSieghar^h  Da» 
Recht  äntf  Arbeit,  Jma  IMt,  S.  41—49.  —  <X 
Waraehauer,  Zovit  &ane,  Berii»  1899.  — 
XL  S>enortnandie,  Note»  et  $<mvenira.  >Acm 
1848,  Pari»  1896.  —  £«3(4«,  Art.  „Nationahetrh- 
ttäuen''  im  H.  d.  St.,  S.  At^.,  Bd.  V,  S.  9S6—960. 
—  G.  (Tahen,  Louis  Btanc  et  la  eommia»iom 
du  iMxembourg  (i.  d.  „Annale»  de  l'ieole  libr» 
des  »cience»  poUtiguet"  vom  IS.jlll.  h.  16^ 
1897).  —  J.  Tchemoff,  Xoww  Btanc,  Bari» 
1904  (^f-  ^  ^-  „BOtiothtque  tocialitU").  —  8. 
ArtL  „Recht  avf  Arbeit",  „Sosiatdemokratit^. 

Carl  arünbtrg. 
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VatiraUeiitaigen. 

1.  Entwickeliuig  tmd  volkswirtschaftliche 
fWfatun^  der  N.  2.  Gegenwärtiger  Rechta- 
•uU. 

L  Batmickeltu^  und  volkewirtschalt- 
iirh«  Bedeatnns  der  N.  N.  oder  Natural- 
litfenuucetiBind&itrichtUDgeitin  Verbrauchs- 
'<t<rUetimiel»gegeuständen  des  aUgemeiQen 
ly-ii?f»bedarfes.  Sie  umfassea  sowohl  die 
Ud<>lQngeQ  der  fSnzelvirtschaften  an  Private, 
"ff^otiiciie  Körper,  die  Kirche,  Korporationen, 
li-  «1(^1  die  naturalen  Vergeltungen  dieser 
in  •-iDZtflne  Personen.  Diese  Form  der  Ent- 
?>  ^üichkeit  and  Sntlohnung  hat  jabrhunderte- 
Uff  Volkswirtschaft  und  Verkehrsleben 
i->-iitTT«ht.  Ihre  Wirksamkeit  reicht  weit 
III  'iK  N'eoxint  herein,  und  ihre  letzten  äub- 
illB^  sind  anch  heute  noch  nicht  ver- 
^  hKooden.  In  ihrer  Gestalt  regelten  sich 
lur  Letensvcrhältnisse  des  LenBnswesens 
nnd  der  Grundfaerrschaft  wie  auch  die  Be- 
:j.*h;mf;en  Kwischea  der  Öffentlichen  Autori- 
tii  and  den  Untertanen.  Alle  diese  Zu- 
^'Siule  des  Al^be-  und  Entlohnungssystems 
•ntüpiacfaen  der  Entwickelungsstufe  der 
Natiinl  Wirtschaft  (s.  d.)  und  dem  selbst- 
7»figsuBeo  Wirken  der  Einzelwirtschaften ; 
idui  diese  vemcagtea  zunächst  die  Haus- 
baltimg^noesen  mit  Bedarfeartikeln  der 
L*t«Ddhaltung,  prodimerten  aber  wenig 
r«t<iwhQs8e  fflr  den  Absatz  auf  dem  Markt 
IH^  geringe  Arbeitsteilung  der  anzelwirt- 
HbaRjidieii  Produktion  bot  wenig  Impuls 
itin  IWuscbTerkehr,  eine  noch  nneotwickelte 
VtfimqchsgliederUDg  hielt  die  Nachfrage 
M-b  Lainisartikdn  und  Mitteln  zu  feineren 
Utx-ort^OsBcn  in  engen  Schranken.  Ein 
rvrw  Markt-  und  Handelsverkehr  war  noch 
toin  BedQfnia,  und  die  knappe  Menge  eines 
Mfblen  und  bequemen  Zahlungsmittels 
^taoü  der  Ausdehnung  des  Geldumlaufes 
(iiwlf^rad  im  W^.  Daher  war  für  den 
>jfiriflnger  von  Lohnen,  Besoldungen  und 
wJ-irvo  Y«rgQtungen  der  Bezug  von  Lebens- 
(uiil  naturalen  OenuBmitteln  viel  bequemer 
^  die  eigene  Beschaffung  von  solchen 
:'tfcb  Gela  auf  einem  entfernten,  durch 
^itelhaftc  Verkehrsgele^nheiteu  schwer 
(tts'inglichen  Harkte.  Nachdem  aber  die 
Ein  tel  wirtschaften  selbst  i  hre  Verpflich- 
'^S'ia  durch  N.  an  die  Öffentlichen  Autori- 
Uiea  abtnigen,  vM-fttgten  diese  wiederum 
^  hinl&nglidie  Vorrftte  zur  Begleichung 
in  ihnen  obti^nden  Zuwendungen. 

Sj  X wecken  taprecheod  die  Form  der  N. 
icuiea»  war,  so  wenig  vermochte  sie  bei 
itffrS(jiw(*r&lligkeit  den  fortgeschritteneren 
folLjwirtschaftlichen  Bedürfnissen  entgegen- 
Tiiiiaiinea.  Sie  wurde  daher  im  Laute  der 
2fit  tlnn^  neue,  passendere  Yerkehrsformen 
^•^fln^t  Die  venchiedenen  älteren  natural- 
«irtidtafUichen  Afao^n,  namentlich  die- 
au»  den  nnfteien  Ya-hftltniseen  der 


Gutauntert&ni^krät  und  Schollenpflichtigkeit, 
wie  Mortuarium,  Besthaupt,  Laudemium, 
Frondienste,  Zehnte,  Hand-  und  Spann- 
dienste nsw^  waren  mit  dem  intensiveren 
Betriebe  der  Landwirtschaft  unTOreinbar 
und  mußten  immer  mehr  volkswirtschaft- 
liche Bedenken  erregen,  wie  sie  anch  der 
Geist  der  neuen  Zeit  verwarf.  Daher 
wurden  diese  N.  zunächst  materiell  fixiert 
und  dann  zeilgemäfi  umgewandelt  und  end- 
lich der  Ablösung  entgegengeführt  In 
gleicher  Weise  verloren  die  Naturalsteuern 
ihren  ursprünglichen,  vorteilhaften  Charakter 
und  gestalteten  sich  für  die  Finanzwirtschaft 
wie  für  die  Einzelwirtschaften  zu  einem 
bedenklichen  Hemmnis.  Berechtigt  bei  den 
primitiven,  mittelalterlichen  Zuständen,  litten 
sie  mit  dem  siegreichen  Vordringen  der 
Geldwirtschaft  an  einer  Reihe  von  inneren 
Mängeln  und  vermochten  insonderheit  dem 
wachsenden  Staatsbedarfe  nicht  zu  folgen. 
Auch  verursachten  sie  bei  fortgeschrittener 
Wirtschaftsentwickelung  uuverhältnismäB^ 
Kosten  für  die  Staatsverwaltung  durch  die 
kostspielige  Verwaltung  großer  VoiTäte  usf. 
Je  mehr  sich  nun  endlich  im  letzten  Jahr- 
hundert die  Arbeitsteilung,  Verkehr  und 
Handel,  entwic^elteiL  je  erfol^icher  die 
Forderungen  der  VOTkehrserleichterungen 
und  der  wirtschaftlichen.  Freiheit  zur  Gel- 
tung kamen,  vollends  die  Geldwirtschaft  zu 
unb^trittenem  Siege  gdangte,  desto  mehr 
wurden  auch  die  geldwirtschaftlichen  Ein- 
richtungeu  ausgebildet  und  sie  haben  auch 
daa  Institut  der  N.  verdiftngt  und  durch 
Geldleistungen  ersetzt  Bän  Glied  in  der 
Kette  des  nataralwirtschaftlichen  Systems 
brach  nach  dem  anderen,  Geldzahlungen 
und  Oeldsteuem  wurden  zu  den  allgemein 
herrschende  Instituten,  und  von  jraien 
einstmals  die  Volks  wirtetmaft  beherrschenden 
Heiohnissen  haben  sich  in  der  (Gegenwart 
nur  spärliche  Bruchstücke  erhalten. 

2.  Gegenwärtiger  RechtBStand.  Außer 
den  wenigen  Resten  des  Naturallohns  und 
der  Natundbesoldung  haben  sich  in  unserer 
Zeit  nur  wenige  ueberbleibsel  bei  Ge- 
meinden und  Gemeindeverbänden  erhalten, 
die  sich  hauptsächlich  auf  Wege-,  Straßen- 
und  ähnliche  Bauten  beziehen.  Sie  bestehen 
meist  aus  Hand-  und  Spanndiensten  der 
Gemeindeangehörigen.  Wer  diese  N.  nicht 
selbst  übernehmen  kann  oder  will,  kann 
sich  regelmäßig  durch  entsprechende 
Geldleistungen  von  dieser  Last  befreien. 
Am  wicht^ten  sind  in  der  Gegenwart  die 
N.  für  militärische  Zwecke,  sei  es  im 
Frieden,  sei  es  im  Falle  einer  Mobilmachung. 
In  Preußen  hat  sich  im  17.  und  18.  Jahrh. 
ein  System  solcher  Leistungen  entwickelt, 
wobei  jedoch  die  vordringende  Goldwirt- 
Bchaft  zu  einer  Umwandelung  in  Geldab- 
gaben geführt  hat  (Kavalloie^ld,  Servis- 
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atsner).  Im  Deutschen  Beiche  bestehen 
heute  nach  dem  Quartierleistungs- 
uod  Eriegsleistungsgesetze  solche 
Natarallieferungea  fOr  me  Mwaffnete  MafSxt 
im  ftieden  und  bei  der  Mobilmachung.  Sie 
bcrtreffen  im  Frieden  die  Gewährung  von 
Unterkunft,  die  Gestellimg  von  Vorspann, 
die  Reichung  von  Verpflegung  aa  Mann- 
schaften und  die  HoHbeischaflüng  von  Fou- 
rage  seitens  der  Gemeinden.  Die  Kri^»- 
leistungen  dagegen  beziehen  sich  auf  die 
gleichen  Leistungen  und  haben  die  Erleich- 
terong  der  TmppenmArsdie  zu  fOi-dem  und 
zu  unterstützen. 

LiteratttTt   Heckel,    ah.  „NaturaUeiatungen", 
S.  d.        a.  Ai0.,  Bd.  V,  S.  960—962. 

Maas  von  HeekeL 


Natnralwirtsohaft 

Die  N.  stellt  sich  in  zwei  Stufen  dar: 
einmal  als  eine  sich  selbst  genfigende,  ihre 
Bedürfnisse  ausschließlich  durch  ei^ne  Pro- 
duktion deckende  Wirtschaft,  weiter  aber 
auch  in  der  Form  einer  Wirtschaft,  die  zwar 
mit  anderen  in  Verkehr  steht,  aber  nur  in 
önem  naturalen  Tauschverkehr,  ohne  Zu- 
ziehung irgend  einer  Art  von  Geld.  Dieses 
Fehlen  dra  diutdi  Geld  vermittelten  Güter- 
austausches ist  indes  nur  ein  unteigeord- 
netes  Merkmal  der  N.;  denn  es  wird  bei 
dieser  schwierigen  und  unvollkommenen  Art 
dee  Verkehrs  tatgftchlich  nur  ein  kleiner 
Tdl  der  Güterversoi^ng  der  Wirtschaft 
tsoS  dem  Wege  des  Eintausches  stattfinden 
und  die  Ei^nproduktion  entschieden  vor- 
waltend bleiben.  Die  selbst^enügsame  N., 
oder,  wie  Bücher  sie  nennt,  die  geschlossene 
Hauswirtschaft,  tritt  aU  einfache  Familien- 
wirtschaft  oder  auch  als  Wirtschaft  größerer 
Bmagem^schaften  auL  In  ihren  primi- 
tiven Fcnmen  er8<^idnt  räe  bei  den  wilden 
vmd  halbwilden  St&mmen,  aber  sie  hat  sich 
in  hoher  entwickelte  Oeetalt  auch  noch 
lange  Zeit  in  der  Periode  der  fortge- 
Bclmttenen  Kultur  erhalten.  Die  von  Rod- 
bertus  sc^.  Oikenwirtschaft  des  klassi- 
schen Altertums  ist  eine  naturale,  auf  der 
Sklaverei  beruhende  Einzelwirtschaft,  aus 
der  der  Herr  und  seine  Angehörigen,  wenn 
auch  nicht  alle,  so  doch  den  größten  Teil 
der  von  ihnen  verbrauchten  Güter  bezogen 
und  auch  die  Sklaven  den  notwendigen 
Lebensunterhalt  erhielten.  Teilweise  jedoch 
hatten  die  antiken  Sklavenwirtschaften  auch 
den  Charakter  von  Fabriken,  die  für  den 
Verkauf  arbeiteten,  und  auch  von  den  Er- 
zeugnissen der  vorzugsweise  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  mußte  ein  Teil  zum  Unter- 
halt der  Einwohner  der  Städte  verkauft 
werden.  Denn  in  den  Großstädten  des 
Altertums  mit  ihrem  von  den  aofSnglichen 


mittelalterlichen  Zuständen  durchaus  ab- 
weichenden, spezifisch  städtischen  Charakter 
war  für  die  Katuralwirtschaft  nur  no^  ia- 
sofern  Raum,  als  die  Reichen  einen  Teil 
ihres  Bedarfs  von  ihren  OQteni  erhielte 
Mit  dem  Verfall  des  Alteren  Stadteweseos 
trat  im  Anfang  des  Mittelalters  die  N. 
wieder  mehr  in  den  Vordergrund.  Der 
karolingische  Froohof  zeigt  sie  uns  wieder 
in  oner  ^gentüinlichea  Ausbildung^  die  si^ 
von  der  antiken  namentlich  durch  die  bessere 
Stellung  der  hörigen  Bauern  im  Vei^leich 
mit  den  Sklaven  ttnt«*scheidet  Ein  Teil 
der  Produkte  mußte  jedoch  auch  von  den 
zinspSichtigen  Bauern  verkauft  werden,  da 
viele  neben  den  Naturalabgaben  auch  ge- 
wisse Geldabgaben  zu  leisten  hatten,  «ie 
dies  2.  B.  aus  dem  Polyptychon  des  Abtes 
Irminon  deutlich  ersichtlich  ist.  Der  mittel- 
alterliche Guteraustausch  zwischen  Stadt 
und  Land  beruhte  zwar  auf  ,.Kundenpro- 
duktion",  wie  Bücher  sie  nennt,  indem  er 
größtenteils  direkt  zwischen  Produzenten 
und  Konsumenten  stattfand,  aber  er  ist  doch 
nicht  als  ein  naturalwirtsch&ftlicfaer  zu  be- 
trachten, denn  er  mußte  das  Geld  mindee- 
tens  als  Wertmaß  und  auch  als  Zahlungs- 
mittel zum  Au^leich  benutzen.  Für  a&a 
Kleinverkehr  war  es  vollends  unentbehrlich. 
Die  östliche  Kittergutswirtsohaft,  wie  sie 
sich  seit  dem  16.  Jahrh.  entwickelte,  war 
nach  Seite  der  Produktion  noch  wesentlich 
naturalwirtschaftUch,  da  das  zwangsdienst- 
pflichtige Gesinde  nur  geringen  Oeldlohn 
erhielt  und  im  fibri^n  die  Hand-  und 
Spanndienste  der  leibeigenen  oder  erbuat^ 
tänigen  Bauern  verwendet  wurden.  Für  die 
Konsumtion  der  Gutsherrschaft  aber  reichten 
die  eigenen  Erzeugnisse  um  so  weni^  aus, 
je  mannig&iltsger  üch  ihre  Bedürfnisse  ge- 
stalteten nad  je  weniger  Zeit  sie  auf  dem 
Gute  zubrachte.  Bürdt  die  BauerobefreiuDg 
einerseits  und  die  zun^miende  Versdiuldung 
üidererseits  wurdai  die  RittergtttsbeBitzer 
zum  Uebei:gang  zur  rdnen  O^wirtsch^ 
gezwungen.  Aber  auch  bei  der  lAuerlichen 
Bevölkerung  sind  die  Reste  der  N.  in  dar 
neueren  Zeit  immer  mehr  zusammenge- 
schrumpft. Spinnen  und  Stricken  ist  bei 
den  niedrigen  Preisen  der  Fabrikwwen 
kaum  noch  lohnend,  auch  das  Backen  im 
Hause  nimmt  mehr  und  mehr  ab,  ebenso 
die  „Stör",  bei  der  ein  eewerblicher  Arbeiter 
zeitweise  iu  die  Hau^altung  des  Kunden 
aufgenommen  wird  und  die  Naturalver- 
pflegung  einen  HauptteU  des  Entgelts  bildet 
Zu  einer  neuen  Anwendung  der  N.  wird 
vielleicht  die  weitere  Entwickelung  der 
Arbeiterkolouieen  Anlaß  geben.  Es  ist  schon 
mehrfach  der  Gedanke  anger^t  worden, 
den  Arbeitslosen  in  der  Art  Beschäftigung 
zu  verschaffen,  daß  jeder  in  bestimmter 
Riditung  fOr  die  Befnedigung  der  BedOrf> 
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der  gesamten  Kolonie  arbeite,  wobei 
:£rirlich  die  Bewirtschaftung  eines  Land- 
Xi*.  von  aogemessener  QrQ&e  die  Grund- 
^  des  ganzen  Systems  bilden  würde. 

[itmtar:  Bücher,  Die  Entttehung  der  Volks- 
ri^kafl.  TSAingen  189S,  2.  At^.  1898.  — 
Omwlte,  Jrt.  „<hwrU",  H,  d.  8L,  t.  A%^, 
B4  lU,  S.  9ttfy'  Loci». 


Narlgationsakte  (eng1.)> 

Tir  Cromvellsche  von  1651  ist  die  be- 
dfQtuiiut«  HaQregel  der  engliflchen  Politik  zum 
v'.iiTU«  der  en^lÜKheii  Schiffahrt.  Die  N. 
«olit-  auf  dne  Vermebrnn^  der  erfahrenen 
><eli«chMi  Seeleute  hinwirken,  weil  sich  aas 
4irxn  die  Komuchaften  fBr  die  Krie^marine 
rtkrstKrtao;  lie  woUte  weiterhin  den  englischen 
vlifen  nnd  Seelenten  ein  Monopol  rar  den 
«^iMlieo  Sandel  iichem  nnd  insbesondere  dem 
UxtU  tfbr  wichtjuren  hoUftodischen  Zwischen- 
bo4el  enitffe^etiarlmten.  Daher  wurden  alle 
intaita  Fahrzetiire  von  der  englischen  Küsten- 
vhffahri  ganx  aoigeschlossen.  Waren  nicht- 
f^-i.i)i)KMa  Cfipmogs  sollten  nsch  England 
ud  Irland  nar  aof  Schiffen  eingeführt  werden, 
it-  bribschea  Untertanen  gehören  and  der 
X-tnabI  nach  mit  englischen  Seelenten  he- 
uADt  sind.  EnropftiMhe  Waren  sollten  nnr 
tri  enebschen  Si^iffen  direkt  ans  dem  ür^ 
•jrsnr^Dde  oder  aber  auf  Schiffen  des  Ur- 
*;niitr<>laBdefl   oder  ant  Scbiffbn  desjenigen 

eineeffihrt  werden,  in  dessen  mten  die 
Vun  berEiinmlicherweise  zuerst  eingeschifft 
'roden.  Die  XUnfnhr  Ton  gesalzenen  Fischen 
•IVt  Art,  die  nicht  auf  englischen  Schiffen  ge- 
iu(n  lind,  nach  England  nnd  den  Kolonieen 
«V'U  verboten.    Bei  der  Einfuhr  der 

ErKUfDiGM  der  engliachen  Kolonieen  nach  Eng- 
uA  waren  fremde  Schiffe  ausgeschloaseu. 
Itusf  wenige  und  beschiHnkte  Ausnahmen  — 
uvfntlicb  beatlgUch  der  indischen  nnd  levan* 
taiMtwB  Guter  nnd  der  iCrzeagnisse  ttbersee- 
>KMr  «ptaitelMr  irad  portogiesisofaer  Be- 
■aonfca  —  waren  zugelassen.  In  den  öOer 
'dm  kafflen  wibrend  des  Krieges  mit  Spanien 
■itt  V»i«cbrtften  der  Akte  auäer  Anwendnng, 
«bl  der  englische  Handel  sich  der  neutralen 
vD'iDitiKhen  Schiffe  bedienen  mußte,  um  den 
"/»iKben  Cftperschiffen  zu  entgehen.  1660 

die  Akte  aber  erneuert  nnd  noch  ver- 
^Urit  N'ichtenropftische  Waren  sollten  jetzt 
>tt  Bocb  uf  englisohen  Schiffen  direkt  aas  dem 
'  rifiniii^idaade  etDgelBbrt  werden  dürfen.  Von 
:  <"  («i'W'hen  Waroi  sollten  die  Ersengaisse 
iiiiUiads  and  tiaige  besonders  aufgezählte  Äi- 
nur  auf  englischen  Schiffen,  Eorintfaen 
•il  Pmdnkte  des  ifirhischen  Reiches  nnr  auf 
itrwben  Muffen  oder  auf  Schiffen  des  Ur- 
*7^Dr«ludes  öder  des  Landes,  in  dessen  Häfen 
fiSnnlicberweise  die  erste  Einladung  statt- 

Dach  England,  Wales  und  Irland  ein- 
•*fthrt  wnden  und  bei  der  Einfuhr  auJE  nicht- 
^UüK^  Schiffen  noch  einem  besonderen  Dif- 
''nsxMhaU  (dem  -Fremd  enzol]")  unterworfen 
"u  CnengniHR«  ier  fremden  Fucberei  hatten 
i'<  dv|>pflten  Fremdeasoll  an  saUen.  Die  Pro- 

4«  engliidun  Kolonieen  mnOten  fbrtan 
*«n  Bsob  Mgllidian  HBfen  gebrac&t  werden 


(aaf  englischen  Schüfen)  nnd  auch  die  Einfuhr 
europäischer  Waren  nach  den  britischen  Solo* 
nieen  durfte  nur  auf  engUsdien  S^iiffen  ge- 
schehen. Als  englische  Schiffe  galten  nnr  die- 
jenigen, welche  Engländern  gehören,  von  Eng- 
ländern geführt  werden  und  mindestens  zn  % 
mit  Engländern  bemannt  sind.  Für  den  Ver- 
kehr mit  den  englischen  Kolonieen  und  für  die 
Einfuhr  türkischer  Erzeugnisse  wurde  außerdem 
verlangt,  daß  die  Schiffe  in  England  oder  in 
den  englischen  Kolonieen  ^hant  sind.  1662 
wurde  die  Einfuhr  tou  Wein  —  außer  Khein- 
weiu  — ,  öewttrsen,  Tabak,  Pottasche,  Pech, 
Teer,  Harz,  Holz  (in  Brettern  oder  Balken)  und 
Olivenöl  ans  Holland  Tipi  Deutschland  nach 
England  ganz  verboten.  1664  wurde  vorge- 
schrieben, daß  europäische  Waren  nach  den 
englischen  Kolonieen  nur  von  England  und 
Wales  aus  auf  englischen  Schiffen  gebracht 
werden  dürfen. 

Dieses  ausgeprägte  Schutzsystem  erfuhr  erst 
nach  1783  infolge  der  Lostrennung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  nennenswerte 
Uilderungeu  für  den  Verkehr  mit  Amerika. 
Für  den  Verkehr  mit  Europa  führten  späterhin 
die  Gegenmaßregeln  dw  europäischen  Staaten 
zn  Milderungen,  die  in  mehreren  Gegenseitig- 
keitsverträgen festgelegt  wurden.  In  England 
selbst  arbeitete  die  Handelareformbewegung, 
die  nach  1815  einsetzte,  gegen  die  scharien 
Vorschriften  der  Schiffabrtsakte.  Immerhin 
dauerte  es  bis  in  die  öOer  Jahre  hinein,  bis  die 
Reste  dieses  Schutzsystems  ganz  beseitigt 
waxea. 

Im  Anfang  hat  das  System  den  englischen 
Handel  benachteiligt,  weil  die  englische  Handels- 
marine noch  nicht  ausreichte  für  alle  die  Auf- 
gaben, die  ihr  in  den  Schiffahrtsakten  vorbe- 
halten waren.  Späterhin  hat  aber  der  durch- 
greifende Schutz  die  englische  Schiffahrt  er- 
starken lassen  nnd  dem  englischen  Welthandel 
großen  Vorachab  geleistet.  Die  vollständige 
Beseitigung  des  Schutzsystems  warde  erst  vor- 
genommen, als  die  Schiffahrt  und  der  Handel 
Englands  desselben  tatsächlich  nicht  mehr  be- 
durften. 

Vgl.  Art  „Seblfiahrt". 

JE.  van  der  BorghU 


Nebenias,  Kurl  Friedrich, 

geb.  am  29./IX.  1781  zu  Rhodt  bei  Landau  in 
der  badiscben  Rbeinpf^,  18äl  Staatsrat  und 
Ministerialdirektor  im  großh.  badischen  Ministe 
rinm  des  Innern,  183^1ft)9  nnd  dann  wieder 
1B45  Präsident  besagten  Ministeriums,  1S46 
Präsident  des  badiscben  Staatsrats,  1849  pen- 
sioniert, erblindet  gest.  am  8./VI.  1857  in 
Karlsruhe. 

Intellektueller  Schöpfer  des  deutschen  Zoll- 
vereins. Als  Eredittbeoretiker  Veriasser  des 
Werkes:  „Der  öffentliche  Kredit"  (s.  u.),  das 
Treitschke  „als  eine  unschätzbare  Schute  streng 
methodischen  Denkens"  nnd  Bescher  als  „beste 
Monographie  in  der  volkswirtschaftlichen  Lite- 
ratur Deutschlands"  bezeichnet.  Vertreter  der 
durch  die  Wirtschaftsgeschichte,  insbesondere 
des  19.  Jahrh.,  widerlegten  Meinung,  daß  Jede 
Vermebnmg  der  Unüaofunittel  ein  der  Höhe 
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dieser  Zunahme  entsprechendes  ffinlcen  der  He- 
tallwerte  herbeiftihre. 

Von  s^en  hierher  gehörigen  Schriften  seien 
genannt :  Betrachtungen  über  den  nationalöko- 
nomischen Zustand  Großbritanniens  mit  ver- 
gleichender Btlcksicht  anf  Dentschlands  Handel 
nnd  IndnstrieTerbUtnisBe,  Karismfae  1818.  — 
Der  öffentliche  Kredit,  dargestellt  in  der  Ge- 
schichte nnd  in  den  Folgen  der  Finanzopera- 
tionen der  großen  enropSischen  Staaten  .  .  ., 
Karlsmhe  1^;  dasselbe,  2.  Aafl.,  1.  allge- 
meiner (einziger)  Teil  n.  d.  T. :  TJeber  die  Natnr 
und  die  Ursachen  des  Öffentlichen  Kredits, 
Staatsanleben,  die  Tilgung  der  Öffentlichen 
Schulden,  den  Handel  mit  Staatspapieren  und 
Wechselwirkung  zwischen  den  Krealtoperationen 
der  Staaten  und  dem  ökonomischen  nnd  po- 
litischen Znstande  der  Länder,  ebenda  1829.  — 
Denkschrift  für  den  Eintritt  Badens  zu  dem 
zwischen  PrenHen.  Buem,  Württemberg,  den 
beiden  Hessen  and  mehreren  anderen  deutschen 
Staaten  abgeschlossenen  Zollverein,  KarUmhe 
1833  (dieser  Schrift  ist  seine  berühmte  den  Mit- 
gliedern der  badischen  Ständeversammlung  1819 
Torgele«te  lithographierte  Denkschrift  von  1818 
als  Anhang  beigefOgt).  —  Der  dentsche  Zoll- 
verein, sein  System  and  adne  Zuknnft,  Karls- 
mhe 1835.  UpperU 


Necker,  Jacques, 

geb.  80./IX.  1732  in  Genf,  gest.  9./IV.  1804;  s. 
Art  „SoziaUsmas  nnd  Kommunismus". 

Carl  Qrünherg, 


NeiLDstandentag  s.  Arbeitflzeit 
oben  Bd.  I  S.  220fg.,  vgL  auch  Maximal- 
arbeitstag oben  S.  478%. 


Nickel  8.  Metalle  oben  S.  487%. 


Hord-Ostsee-Kanal 

(Eaiser  Wilhelm-Kanal). 

Der  N.J  der  im  Juni  1895  dem  Verkehr 
flbergebeu  wurde,  verbindet  die  Elbbucht 
mit  der  Kieler  Bucht  Der  Kanal  beginnt 
am  rechten  Ufer  der  Ünterelbe,  50  km 
oberhalb  CuxhaTen,  in  der  N^  von  Bruns- 
büttel und  mfindet  nördlich  von  Kiel  bei 
Holtenau.  Seine  lAnge  ist  98,6  km,  seine 
Sohlenbreite  22  m ,  seine  Wasserspiegel- 
breite GO  m,  seine  Tiefe  8,5  m.  An  6 
Punkten  sind  Ausweichstellen  von  400  m 
Länge  imd  100  m  Breite  vorhanden.  Der 
Kanal  hat  nur  an  seinen  MünduDgen  bei 
BruDsbüttel  und  Holtenau  gewaltige  Doppel- 
schlensen.  Die  Schleusenkammern  haoen 
9,07  m  Wassertiete,  25  m  Breite  und  150  m 
nutzbare  Länge  und  reichen  somit  auch  fOr 
die  grOBten  deutschen  PanzerschifTe  aus. 
Die  Ostseeschleuse  schützt  den  Kanal  g^n 
etwaige  Sturmfluten  in  der  Ostsee,  die 


Nordseeschleuse  sichert  ihn  gegen  stOrende 
Einfiflsse  von  £bbe  und  Flut  in  der  Unterelbe. 
Zur  UeberleiluDg  der  Eisenbahnen  und  Land- 
straßen über  den  Kanal  dienen  10  E^hreo, 
3  Drehbrücken  und  2  Hochbrücken  (bd 
GrÜnenthal  und  Levensau).  Die  Qnind- 
steiulegung  des  Kanals  hatte  am  3.yVL  1887 
stattgefunden.  Die  Herstellungskosten  be- 
laufen sich  auf  rund  156  MiU.  M.,  wozu 
Preußen  50  MUl  M.  zinslos  zugebchosaea 
hat  mit  Rücksicht  auf  die  Nebenvorteile 
Schleswig-HolsteinB  aus  dem  Kanal 

Die  Verwaltung  des  Kanals  erfolgt  unter 
Oberleitung  des  Beichsamtes  des  Inneren 
durch  das  „Kaiserliche  fCanalamt"  in  Kiel, 
unter  dem  GrtUche  Organe  für  die  Bau- 
verwaltung, für  die  Kaoalunterhaltusg  imd 
für  die  Betriebsverwaltung  stehen. 

Die  Festsetzung  des  Eanalabgabentarife 
erfolgt  auf  Grund  der  Gesetze  vom  27./V. 
1896,  20./VL  1899  und  20.|V.  1902  bis 
30./IX.  1907  durch  den  Kaiser  im  Einvei^ 
nehmen  mit  dem  Bundesrat  Nach  dem 
erstmaligen  Tarif  von  1895  zahlten  belad^e 
Fahireuge  für  die  ersten  600  Reg.  Tonnen 
netto  je  60  Pf.  für  die  RT.,  für  jede  über- 
schießende RT.  je  40  Pf.  Leere  oder  in 
Ballast  laufende  Schiffe  sowie  Fahrzeuge 
im  Küstenfrachtverkehr  (bis  zu  50  RT. 
netto  Schiffsgröße)  zahlteu  40  Pf.  für  jede 
RT.  Für  jede  Fahrt  waren  mind^ens  10  M. 
zu  zahlen.  Außerdem  waren  an  Schlepp* 
lohn  zu  zahlen  für  SegelEahrzeuge  bei  Be- 
nutzung der  ordnungsmäßigen  Schleppzüge 
für  die  ersten  200  RT.  je  40  Pf für  die 
aberschießenden  R.T.  je  30  Pt  Diese  Sfttze 
ermäßigten  sich  für  leere  oder  in  Ballast 
laufende  Schilfe  und  für  Fahrzeuiee  im 
Küsten  fracht verkehr  auf  25  bezw.  20  Pt 
für  die  RT. 

Im  Winter  (Oktober— MArz)  war  za  all 
diesen  Sätzen  dn  Zuschlag  von  ^**/«  an 
zahlen. 

Unter  dem  4JVIIL  1896  wurde  än  neuer 
Tarif  veiOffentlicht,  der  doi  Wint^usdüag 
auf  10  o/o  herabsetzt,  den  Schlepplohn  un- 
verändert Iftßt  nnd  im  übrigen  me  Abgaben 
folgendermaB»  festsetzt: 

1.  Beladene  Fahrzeuge  im  aU^memea 
Durchgangsverkehr  zahlen  für  die  ersten 
400  RT.  netto  je  60  Pf.  für  1  R.T.,  für  die 
überschießenden  bis  einschl.  000  R.T.  je 
40  Pi  für  1  R.T.,  für  die  weiter  Ober^ 
schießenden  bis  einschl.  800  RT.  je  30  PI 
für  1  RT.,  für  die  weiter  Überschiefieoden 
RT.  je  20  Pf.  für  1  RT. 

2.  Beladeoe  Fahrzeuge  im  Küstenfmcht- 
verkehr  bis  zu  50  RT.  netto  Schit&^gröSe 
zahlen  für  jede  RT.  40  Pf. 

3.  Für  leere  oder  in  Ballast  lanteode 


')  Die  Schiffe  der  Kaiieri.  Xarine  nnd  4er 
Ksnalverwaltnng  sind  abgabenfreL 
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>JiifTtr  ennäfiigen  sich  die  unter  1  ge- 

.jiDCV'D  Sitxe  am  20%. 

i  Die  geringste  Abgabe  beträgt  für  Fahr- 
e.'imEüsteDErachtverkehr6M.,imübrig6n 

M. 

f'nter  der  Herrsdiaft  des  ersten  Tarife 
..•a  vom  Juli  1895 — Juni  1896  den  Kanal 
i'.'U  Fahr«eage  mit  1505983  R.T.  be- 
:it.n^L  An  Gebühren  wurden  in  dieser 
V'it  an  die  Kanalamtskasse  896451^98  M. 
i- zahlt,  darunter  an  eigeDtlidien  Kanal- 
(vtoTliien  827  876  M. 

Im  Ktatsjahre  1896/7  haben  den  Kanal 
:  "H>  I  tahrxenge  mit  1 848  458  R.T.  befahren. 
'•  •r-:Qoahmt  wurden  im  ganzen  1 007  969  M., 
'ormtir  KaoolgebOhren  928390  M. 

Im  J.  1004/5  haben  den  Kanal  32623 
^itiriHiiK  mit  ü 270 477  R.T.  befahren;  der 

■  .*'otliiMie  —  den  Kanal  auf  der  gsuazen 

(Inrobloufende  —  Dorclviaagsverkehr 
.-1018  Fahrzeuge  mit  4784267  RT., 
I  iwar 

Dampfer  mit  3  880  962  RT. 

<'U  Swtler      „  367  791  „ 

••■''7  Leichter  und  Schuten  mit  535514  „ 

Votcionalimt  wurden  aa  Kanalabgaben 
D»'li  Abzug  des  auf  die  Kanalatsaben 
t'u>fiH>hnet«n  EUblotsgeldes  —  2437902  H., 
£1  ^--hleftpgebflhr  146  648  M.  und  an  sonstigen 
»^.itatunen  3833  H.,  zusammen  2588883  M. 

Der  Kanal  hat  eine  groBe  milit&rische 
iMl-titnia-,  i)a  er  die  deutsche  Flotte  un- 
ii.iOniiii'Toa  der  Fahrt  durch  Sund  tmd 
T'!'  und  für  beide  deutsche  Meere  verfOg- 
)4r  mtchi.  In  wirtschaftlicher  Beziehung 
•■<  't  TFertvoU  durch  die  Beeinflussung  der 
i-  vL^nin^  und  Entwässerungsverhftlt- 
::■  ds  durdischnitteDen  Gebietes,  durch 
Fniclitgdegenheit  för  Bezflge  und 
V-rv^ndangen  der  Landwirtschaft  in  SchJes- 
«ic-H'ristem,  durch  Abkürzung  der  Seeweg 
•wwlit^n  Nord-  und  Ostsee  (zum  Teil  bis 
•'"  I-.'r  Seemeilen)  und  durch  Yermeidung 
*r  ftiia  gefährlidien  Fahrt  um  die  jütische 

■  lilbiflOfl  herum.  Seit  Eröffnung  des  Kanäle 

der  Schiffsverkehr  mit  den  Ostsee- 
.•*wifn.  namentlich  mit  Mecklenbui^  und 
!  mniem,  gehoben,  und  eine  ganze  Reihe 
Dampferlinien  zwischen  Nord-  und 
'  -i^f.  die  ic^linäßig  den  Kanal  benutzen, 
'  Iii  iu  dieser  Ztat  entstanden. 

lior  Kanal  verwirklicht  eioen  schon  Jahr- 
'  inilpfte  alten  Gedanken  in  der  Form,  die 
("fli  modernen  Bedürfnis  entspricht.  An 

(■RiktiadieVenrirklichung  des  Gedankens 
•w  tnaa  Ktierst  durcli  den  1777—1784  er- 
i^ivu  Eiderkanal  herangetreten,  der  aber 
iinJinglich  war.  Nachdem  infolgedessen 
'•'vn  Tcndiiedene  private  Prmekte  auf- 
.  tuurfat  waren,  liefi  die  preuusche  Be- 
t-map  1S(S4  ein  Projekt  ausarbeiten«  das 
■UM»  DaivhatichkaDal  (ohne  Sdüeusen)  von 


St.  Margarethen  Über  Rendsburg  nach  Eckern- 

förde  vorschlug. 

Das  Projekt  kam  nicht  zur  Ausführung. 
1878  nahm  der  Hanibui:ger  Reeder  H.  Dam- 
ström  die  Linie  Brunsbüttel-Kiel  (entworfen 
vom  AVasserbauinspektor  Boden)  auf  und 
trat  in  Wort  und  Schrift  eifrig  dafür  ein. 
Dieser  Entwurf  wurde  im  amtlichen  Auf- 
trage durch  den  Geh.  Oberbaurat  Bänsch 
umgearbeitet  und  im  Winter  1885/86  vom 
Reichstage  und  preuß.  Abgeordnetenhaus  in 
der  umgearbeiteten  Form  angenommen  und 
auf  Grund  des  G.  t.  16./]IL  1886  ausge- 
führt. 

Llterator!  /Ne  eintehlägigen  Pntdctaeke»  de» 

Seiekstaget :  namentlich  die  Erläuterungen  und 
die  Begründung  tu  dem  Gesetzentwurf  v.  tO.ßll. 
1896  betr.  den  Abgabentarif  för  den  Kaiser 
Wühelm-Kanal.  —  Die  amtliche  Ftitschrift  von 
Loetve  aus  A7Uc^ß  der  Eröffnungsfeier  1895.  — 
J}ahl8trÖm,  Der  NordotUeekanal  als  Durch- 
atich erläutert^  Hamburg  1879.  —  Der  Nordott- 
seekanal und  die  wirUeh^fUiehe  Stellung  JKel« 
(Denkschrift  tler  Bandelsiammer  xu  Kiel),  Kiel 
1880.  —  Sartori,  Der  Nordostseekannl  und 
die  deutsehen  Seehäfen,  Berlin  189S.  —  Ber~ 
aelbe,  Kiel  und  der  Jfordostseekanal ,  Berlin 
189t.  —  Beaeke,  Der  Nordostseekanal,  Kiel  1893. 

—  G.  Stein,  Der  Nordostseekanal  und  seine 
Bedeutung,  Berlin  1895.  —  Zoepfl,  Mittel- 
ländische Verkehrtprojekte,  Berlin  1895,  8.  16 fg. 

—  Zeüsekriß  für  Binnenschiffahrt ,  passim, 
namentlich  l.  Jahrg.,  Nr.  9  (Jwti  1895J.  — 
Vierteljakrth^  tur  Statistik  des  DeuUchen 
Reiches.  R.  van  der  BorgtU. 


Normalarbeitstag. 

Im  täglichen  Sprachgebraach  wird  der  Ans- 
drack  N.  gleicbbeaentead  mit  Haximalarbeitfr- 
tag  (8.  d.  Art.  oben  S.  478  f^.)  angewandt.  Die 
Theorie  hat  aber  vorgeschlagen,  als  Maximal- 
arbeltfltag  nur  die  entaprechende  Arbeiterschntz- 
bestimmong  nt  bsEeicAnen,  dagegen  den  Au- 
dmck  N.  ant  das  lobnpoUtische  Postnlat,  wie  es 
namentlich  Itodbertns  anfgeatellt  hat,  zu  be- 
schränken (b.  Art  „Bodbertas").  Der  Bodber- 
tna^Bcbe  N.  zerfallt  in  normale  Zeitarbeitstage  f  Or 
jedes  Oewerke  von  6,  8, 10,  bezw.  12  Zeitstanden 
mit  entsprechend  abgestuften  Frodoktqoantitaten 
und  Normallohn vergütnngen.  Nicht  das  Arbeiter- 
scbutzmoment,  sondern  die  lohnpolitiache  Tendens 
eines  gerechteren  Lohns  ist  für  diesen  Oedanken 
ansscblaggebend  gewesen.  Er  enthält  eine  aoa- 

fesprochen  staatssozidistisehe  Utopie.  Der  seit 
em  1.  Hai  1890  von  den  Sosialisten  aller  Länder 
als  „  AchtatandeDtag**  geforderte  N.  unterscheidet 
aicb  wesentlich  von  dem  K.  von  Rodbertas,  der 
Übrigens  den  Hazimalarbeitstag  i.  n.  S.  als  lohn- 
drUckend  verwarf^  enth&It  aber  in  der  Haupt- 
sache ebenfalls  eme  lohnpolitiache  Forderung, 
denn  er  soll  die  sog.  „industrielle  Reservearmee^, 
d.  h.  die  Heoge  nnheschftftigter  Arbeitskräfte, 
die  nach  Karl  Marx  dem  Unternehmertum  ge- 
statte, die  Arbeitabedinffungen  zu  drtlcken  und 
die  ^pitalisation  aof  Kosten  der  Arbeiter  zn 
fördern,  veningem.  Nicht  nnwichtiff  ist  Übrigens 
die  UntOBcheidang,  ob  dieser  N.  durch  die  Ge- 
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Htigeboiigr  oder  dtuch  die  AJitionen  der  orgaai- 
«erten  Arbeiterschaft,  idso  innerhalb  des  fteien 
Arbeitsvertrags ,  zur  Durchf Bhmng  gelangen 
soll.  Die  deutsche  Sozialdemokratie  fordert  die 
gesetzliche  Einfühning.  In  England  begann  in 
den  40  er  Jahren  die  Neunstnndenbewegnng,  die 
aber  erst  Anfang  der  70  er  Jahre  greubare  Er- 
folge erzielte.  In  den  letzten  Jahrzehnten  steht 
Qro£britannien  nnter  dem  Zeichen  der  Acht- 
stondentagbewegnng.  Die  Meinungen  der  Oe- 
werkvereine,  ob  diese  Normalarbeitszeit  durch 
Gesetz  fes^^^  werden  solle  oder  nnr  im 
Wege  koalierter  Kämpfe,  gehen  weit  ausein- 
ander. Btermer. 


Notariat,  AnwaltBOhaft,  Advokatur. 

1.  Begriffliches  und  QescbichtUches.  2.  Beckts- 
verhältnisse  im  Deutschen  Reiche.  '6.  Ueberblick 
Uber  die  VeihUttiisse  im  Andande.  4.  Statisti- 
sches und  LegidatiT-Politisdies. 

1.  Begrifflichea  und  Greschichtlichea. 

Das  Oegenbild  zu  der  dein  Richter  in  den 
meisten  deutschen  und  einzelnen  außer- 
deutschen Staaten  obliegenden  Doppelfunk- 
tion, Dämlich  die  Wahrnehmung  der  frei- 
willigen (jurisdictio  voluntaria,  Kautelar- 
jurisprudenz) und  der  streitigen  Gerichts- 
barkeit (jurisdictio  coutentiosa),  zei^  uns  die 
Tätigkeit  des  Notars  auf  der  einen  und 
des  Anwalts  und  Advokaten  auf  der 
anderen  Seite.  Demgemäß  sind  Notare 
Bolche  vom  Staate  mit  öCFentlichem  Qlauben 
ausgerOstete  Personen,  die  entweder  in 
Konkiirrenz  mit  anderen  Beamten  oder  Be- 
fallen (Richtern,  Qerichtsschreibem ,  Oe- 
ri(^t8vollzieheni)  oder  uisschließUch  be- 
rufen sind,  gewisse  recfatserhebliche  Hand- 
luD^n  meist,  jedodi  nicht  immer ^)  rein 

{> II Y a t r e c h 1 1 1  c h e r  Natur  zu  beurkunden, 
m  Gtegensatz  dazu  versteht  man  unter  An- 
wftlten  und  Advokaten  solche  zur  Mi^ 
virkung  bei  der  Bechtspfle|e  staatlich  an- 
gestellte oder  zugelassene  Personen,  deren 
Autetbe  es  ist,  den  Parteien  bei  ihren 
Recbtsstreitigkeilen  (zivil-,  straf-  oder  ver- 
waltungsrechtli  eher  Natur)  Beistand  zuleisteu. 
Die  Scheidung  zwischen  Anwaltschaft  imd 
Advokatur  ist  dem  deutschen  Recht«  fremd ; 
dagegen  findet  sie  sich  in  Frankreich  und 
den  Ländern  des  französischen  Rechts  (so 
vor  allem  auch  in  Belgien)  in  dem  (}^n- 
satze  von  avocats  und  arou6s  und  ebenso 
in  Italien  (avvocati  und  procuratori)  und 
Spauieu  (abogaflos  und  procuradores).  Eine 
ähnliche,  aber  nicht  ganz  identische  Zwei- 


■  ')  So  soll  z.  B.  nach  §  47  des  prenß.  Renten- 
banligesetzes  v.  2./III.  1850  (vgl.  anch  §  45  des 
6.  V.  13./V.  1879)  die  Anslosang  and  Vemicb- 
tnngderBenteDbriefeiindbezw.  die  entsprechende 
Beurkundung  in  Gegenwart  eines  Notars  bezw. 
durch  denselben  erfo%en,  so  daß  dieser  hier  einen 
Vorgang  von  einem  gewissen  Q  ( f  e  D 1 1  i  c  h  -  re^t 
liehen  Interesse  beurkundet. 


teilun^  der  Funktionen  des  Recbtsbeistandes 
hat  sich  in  England  und  den  LAndem  des 
englischen  Rechts  herausgebildet,  nämlich 
die  in  „solicitors"  und  „barristers".  Anwalt^ 
avouö,  solicitor  in  dieser  engeren  Bedeutung 
ist  nun  derjenige,  welcher  die  in  einem 
Zivilprozeß  erforaerlicheu  Prozeßhandiimgen 
an  Stelle  der  Partei  vorzunehmen  hat,  wo- 

rn  dem  „avocat"  und  „banister*'  nur 
Vertretung  der  Partei  iu  der  münd- 
lichen Verhandlung  (das  pUüdoyer)  obli^i^ 
80  daß  dieser  insbesondere  auch  berufen  is^ 
die  Verteidigung  der  angeklagten  Paxiä 
in  Strafsachen  zu  führen. 

Die  begriffliche  Scheidung  zwischen  No- 
taren auf  der  einen  und  Anwälten  und  Ad- 
vokaten auf  der  anderen  Seite  ist  in  allen 
zivilisierten  Läudem  durchgefflhrt ;  in  ein- 
zelnen Staaten,  z.  B.  in  EVeofi^  in  einzeln«i 
Kantonen  der  Schweiz,  in  England  usw. 
siod  indessen  die  zwar  auch  hier  begrifflidi 
scharf  geschiedenen  Funktionen  des  Notus 
und  Anwalts  jedoch  keinesw^  notwendig, 
sondern  nur  rein  tatsächlich  (gewissermaßen 
im  We^  der  Personalunion)  in  einzelnen 
Fällen  in  einer  Person  vereinigt,  so  daß 
diese  alsdann  dne  Doppelfunl^on  beklädet 

Der  heutigen  b^:riffUchen  Scheidung  ent- 
sprechend hat  auch  die  geschichtliche  Bntwicke* 
lang  des  N.  auf  der  einen  und  der  Anwaltschaft 
(Advokatur)  auf  der  anderen  Sdte  von  von»* 
herein  einen  ganz gesonderten  Weg  einEmchlagen, 
wie  ein  kurzer  Ueberblick  ftber  die  Rechtseat- 
wickelnng  (insbesondere  in  Born  nnd  Dentsch- 
laud)  erkennen  läßt.  Die  Vorlänfer  der  hentigen 
Notare  sind  teils  die  „tabelüones"  der  spät* 
römischen  Kaiserzeit,  deren  Tätigkeit  haapt* 
sächlich  in  der  Abfassong  von  Urkanden  über 
Rechtsgeschäfte  (Verträge,  Testamente)  bestand 
und  die  auch  persona«  pnblicae  hießen,  weil  sie 
ihr  Geschäft  auf  Ofientliohen  Markte  ansBbtea, 
ohne  daß  indessen  ihren  Ürknnden  eine  be- 
sondere Beweiskraft  beigelegt  wurde; 
teils  die  unter  dem  Namen  naotarü"  fungieren- 
den Kabinetssekretäre  der  byzantinischen  Kaiser- 
zeit.  An  die  letzteren  knüpft  die  Entwickelong 
des  Instituts  in  der  motfemen  enropäiscben 
Eulturwelt  an.  Unter  „notarii"  wurden  nämlich 
zunächst  Personen  verstanden,  die  fttr  die  KCnige 
imd  sodann  anch  für  die  diesen  unterstellten 
Beamten,  wie  die  Grafen,  nnd  für  die  BiscbOfe 
das  Schreibwesen  zu  besorgen  und  auch  hie 
nnd  da  Uber  die  geriehtlidien  Verbandlnngea 
Protokolle  anfzaaenmen  hatten.  Alsbald  er- 
langten sie  aber  anch  die  ihnen  bis  dahin  gtns* 
lieh  fremde  Stellung  öffentlicher  Urknnds- 
Personen,  iasbMondere,  als  auf  Gmod  einer 
Vorschrift  des  kanonischen  Rechts  (c.  S.  X.  de 
fide  instr.  2,  22)  ihren  Urkunden  besondere  Be- 
weiskraft im  Prozesse  beigelc^  wurde.  AU- 
mählich  wurde  es  dann  Sitte,  Vorgänge,  Ver- 
handlungen nnd  Urkunden  aller  Art,  ja  selbst 
Staatsakte  nnd  amtliche  Urkanden,  aber  auch 
und  vor  allem  reine  Privatakte  vnm  Zwecke  eines 
authentischen  Beweises  des  Vorganges  daxch 
Notare  beurkunden  besw.  beg^anblgen  au  laasen. 
Auch  lag  ihnoi  nnprOnfi^ieh  ob,  ProseOhand- 
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lusf9  litt  TerKhiedensten  Art  cn  bearknnden, 
it  4ie*ei  Amt  Bllmihlich  besonderen  Beamten 
•i<ry-iitsaktTiuen)  nbertragea  wurde.  Die  Gr- 
.rjiooBg  der  Is'oUre  erfolKte  im  Dentscben  Reich 
n  ilxati  Zeit  nur  darcb  den  Kaiser  (bezw.  den 
Uli  üRD  beaoftrtgteD  Pfalz^afen)  nnd  den  Papst. 
t'^  AllnShlieh  wurden  die  pSpstlichen  Notare 
c  I>eatKUand  g&axlich  Tordritngt,  wogegen  die 
liitcrlicheBNotaTe,  deren  RecbtaverhutniBse 
knä  die  B«^N.^uniig  Tom  8./X.  Iöl2  ent- 
xiUe  r«icb«Mhtlteb  geregelt  worden,  noch  bii 
a  du  xwdt«  HfiUte  des  18.  Jahrb.  aach  in  den 
lanisen  L&ndem  de«  Belches  fangierten,  bis 
>•  «nrb  hier  den  von  dem  Lanoesherm  er- 
:iiuiwi  Notuen  weicfaen  nmQten;  (ao  erkennt 
uftA  m  Preußen  die  Instrnhtion  nr  die  No- 
<uicn  T.  ll^YU.  1771  nnr  die  Undeafaerr* 
ntj  emaiinten  Notare  an). 

Li;  AdTf^tnr  nnd  Anwaltschaft  gehen  anf 
iä  ■IirTinisebea  advocati  and  oratorea  (patronij 
-i'uck.  l>ie  enteren  waroiBechtsbeiat&nde, 
■  mitidat  ihm  Ansehens  oder  ihrer  Bechta- 
irsBiol-ne  der  tot  Gericht  selbst  anftreteoden 
^imi  n  Hilfe  kamen,  während  die  oratores 
•ttr  pairnni  statt  der  Partei  deren  Sache 
^co.  [TrtprÄDglich  war  die  Tätigkeit  der 
idt<ati  und  oratorea  ein  reiner  „Ehrendienst" 
v^  iihoalisl,  so  dab  noch  nnter  Angpstns  beiden 
ty  Anubae  einer  Bezahlung  für  ihre  Dienste 
••••trickiicb  mrbaten  war.  Srst  allmählich  wnrde 
•.u  Aer  Kaiserzeit  sowohl  den  advocati  wie  den 
^tt-fCft,  an  deren  Stelle  später  die  procnratores, 
*■  dte  ägentUchen  ProzeßbeTollmftchtigten 
mi.i.  dift  Auabne  eines  Ehrensoldei  (honorar 
'AU.  lalarinmj  gestattet  In  der  späteren 
Ku>rncit  Warden  die  adTocati,  deren  Aufgabe 
<  T-T  wie  nach  blieb,  die  Sache  der  Partei 
i''-}'a  dieser  zn  fähren,  bei  bestimmten  Be- 
vf>B  {maaristratns)  und  zwar  nnr  in  be- 
-  ^rittLler  Zahl  zugelassen;  neben  ihnen  funk- 
'  eierten  die  procnratores  als  BeTollmächtigte 
''-r  l'iiteien  fär  den  eigentlichen  Prozeßbetneb 
'fit'f.  Wikresd  man  nun  in  Frankreich  nnd 
t.irluO  an  dieser  Trennung  der  beiden  Fnnk- 
'■xra  4ai  Beehtabeistandes  nnd  des  den 
t n>E^ brtrdbeaden  BeTollmäohti^ten  (des 
■wlmlten)  festhielt,  wa«  hier  snr  Bildung  der 
and  HoUcitots  anf  der  einen  und  der 
•IKat^  and  harrislers  auf  der  auderen  Seite 
*un»,  waren  io  Deutscbland  zunächst  zwar 
li'ii  üben  FOrsprechem  (Advokaten)  noch  be- 
'tApn  Proknratoren  tätig.  Doch  wurden  hier 
"*UltiiuBi6ig  schon  frQhzeitig  die  Funktionen 
4-1  FanprMhf  nnd  Proknrators  anf  eine  nnd 
•••vibe  Peraon  (den  Sachwalter,  Ftkrsprech, 
IVuivator,AdT(Aaten,AnwaltJnBtlzkommis8ar, 
U'^tfwwalt)  abertragen  und  swar  wesentlich 
i»ilbtiKt  doreh  den  mittelst  Ata  EinflnsseB  des 
kUiviMfea  Becbts  sieh  entwickelnden  a  c  h  r  i  f  t  - 
i'bco  Proseßgang.  Der  schlechte  Ruf  der 
Veii4alai  und  das  große  Mtfltranen,  das  ihnen 
.11  'ieecBiatx  an  dem  Ansehen,  dessen  sich  der 
'.ArokkfatQitwid  g^nwärtig  in  allen  civilisierten 
l^bdera  zn  erfreuen  hat.  im  Laufe  der  früheren 
■tbrbaaderte  ran  dem  Publikum  eutgegenge- 
wnrde,  TtranlaOte  Friedrich  den  GrolKn, 
*»  TOQ  des  Parteien  zugezogenen  (und  bono- 
rifriTBi  Advokaten  durch  stMtlicb  angestellte 
>al  ksnldet«  -Aariitcniräte'*  su  eraetcen,  dn 
'ftnA,  der  uer  adica  knner  Zeit  steh 
ili  iBAmUBkrbar  «nriea. 


Aus  der  gesciülderteD  Entwii^elang  er- 
klärt es  sich,  daS  xwax  den  Notu«a  in  ver- 
schiedener Hinsicht  Beamteneigeoachaft  bei- 
gelegt wird  (so  z.  B.  in  Preufien  in  bezug 
auf  die  Disziplin  usw.),  ohne  dafi  ne  aber 
dadurch  eigentliche  und  unmittelbare  Organe 
der  Staatsgewalt  werden  oder  gar  den 
Charakter  einer  Staatsbehörde  hatten  (vgl 
Pleo.-Entsch.  des  Bcächsger.  in  Straf-S^  Bd. 
18  S.  250).  Den  Anw&lten  und  Advokaten 
fehlt  die  Beamteneigenschaft  ganz  und  gar. 
Dementsprechend  z^t  den  n  auch  das  deutsche 
RStGB.  (§  359)  nur  die  Notare,  nicht  aber 
Advokaten  und  Anwälte  zu  den  Beamten. 
Gemeinsam  ist  Notaren,  Anwälten  und  Ad- 
vokaten, dafi  sie  zur  Besoi^ng  gewisser 
Angelegenheiten  staatlidi  angestellt  bezw. 
zugelassen  sind;  daß  sie  in  der  Regel  nur 
auf  Anrufen  und  im  Interesse  von  Privat- 
personen, nicht  aber  im  staatlichen  Auftrage 
tatig  wenlen  und  dafi  sie  eine  Besoldung 
(Pension  u.  dgl.)  nicht  beziehen,  sondern 
lediglich  auf  ihre  Oebfihren  angewiesen 
sind.  Ein  Anklang  an  die  alte  ehrenberuf- 
liche Tätigkeit  des  römischen  advocatus  findet 
sich  im  französischen  und  im  englischen 
Becht  noch  insofern,  als  es  den  avocats  und 
barristers  verm^e  Herkommens  nicht  ge- 
stattet ist,  einen  Honoraranspmofa.  im  Prozeft- 
w^  geltend  zu  maciien. 

2.  ReohtBTerliSltiitsse  im  DentBchen 
Reiche,  a)  Das  N.  Bis  jetzt  fehlt  es  — 
abgesehen  von  einer  wichtigen  Ausnahme  — 
ao  einer  reichsrechtlichen  Heilung  der  Ve> 
hältnisse  des  N.;  doch  hat  der  Beichstag 
im  Jahre  1898  gleichzeitig  mit  der  end- 
gültigen Annahme  des  Glesetzeotwurfs  j,tlber 
die  Angele^nheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit'* einer  Resolution  zugestimmt,  Inhalte 
deren  um  die  Vorlegung  eines  Gesetzentwürfe 
ersucht  wird,  „der  das  N.wesen  timlichst 
einheitlich  ordnet".  Da  es  bis  jetzt  nicht 
zur  Verabschiedung  einer  N.oranung  g&- 
kommen  ist,  so  bleibt  auch  nach  dem  In- 
krafttreten des  BGB.  auf  diesem  Gebiete  ein 
hCchst  buutscheckigerRechtszuBtand  bestehen. 
Denn  wenn  auch  das  BGB.  zunächst  ein- 
heitlich ftlr  das  ganze  Reich  bestimmt,  in 
welchen  Fällen  es  zur  Gültigkeit  eines  Rechts- 
aktes seiner  Beurkundung  in  (gerichtlicher 
oder)  notarieller  Form  bedarf,  so  hat  doch 
demgegenüber  der  Art.  141  des  Einf.-G.  zum 
BGB.  den  Landesgesetzeu  die  Befugnis  ein- 
geräumt, zu  bestimmen,  daß  für  (ue  Benr- 
kuudun^  von  Rechtsgeschäften,  die  nacä  den 
Vorschnften  des  BGB.  gerichtlidier  oder 
notarieller  Beurkundung  bedürfen,  entweder 
nur  die  Gerichte  oder  nur  die  Notare  zu- 
ständig sind,  (Ebenso  lassen  auch  die  §§  191 
und  192  des  KG.  Über  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit V.  17./V.  1898  die  landesredit- 
lichen  Zuständigkeitsvorschriften  über  die 
I  Amtst&tigküt  der  Notare  unberflbrt)  Hi^ 
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nach  läßt  sich  im  EiozeUall  die  Frage,  ob 
es  zur  Gültigkeit  eines  Aktes  gerichtlicher 
oder  notarieller  Beurkundung  bedarE,  stets 
nur  an  der  Hand  der  Landesgesetze 
entscheiden. 1)  Nur  eine  Art  der  nota- 
riellen Tätigkeit  hat  eine  einheitliche 
Regelong  für  das  ganze  Reich  erfahren^  in- 
sofern als  fflr  die  wichtigsten  N.geschftfte, 
nämlich  fflr  die  Aufnahme  notarieller 
Urkunden  und  die  Beglaubigung  von 
Unterschriften  die  §§  167—183  des  RÖ.  über 
die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  maßgebend 
sind,  die  för  die  Fiage  der  Gültigkeit 
der  Urkunden  ausschließlich  in  Betracht 
kommen  (§  200  d.  G.).  Weitere  reichs- 
rechtliche Normen  Über  das  N.  sind  noch 
enthalten  in  §  6  der  Oev.-0.,  §§  31  und  300 
des  BSt0a  und  §  811  Nr.  7  der  ZPO. 

JDie  £rs^zuDg  der  über  die  notarieUen 
Urkunden  handelnden  rachsrechtlichen  Vor- 
schriften ist  ebenso  wie  die  Rodung  aller 
sonst^n  N.geschäfte,  die  Feststellung  ihrer 
Dienst-  und  QachäflsvOThttltDiBSe  und  ins- 
besondere ihrer  Gebühren  bis  jetzt  Sache 
der  Landesgesetzgebnng.  Von  einer  Dar- 
stellung dieser  letzteren  kann  aber  hier  um 
so  mehr  abgraehen  werden,  als  nach  der 
vorerwähnten  Resolution  des  Reichstages, 
die  den  Anschauungen  der  Reichsregierung 
entspricht,  eine  baldige  reichsrechtliche 
R^elung  des  ganzen  N.wesens  mit  Bestimmt- 
heit zu  erwarten  ist  Inzwischen  sind  im 
Anschluß  an  die  Einführung  des  BGB.  in 
fast  allen  deutschen  Staaten  die  Verhältnisse 
des  N.  imd  des  Beurkundungswesens  durch 
neue  Gesetze  geregelt;  danach  lassen  sich 
folgende  Arten  der  Regelung  unterscheiden : 
a)  Staaten  ohne  jedes  N.,  in  denen  also  die 
öffentliche  Beurkundung  ausschließlich  den 
Gerichten  zusteht,  wie  dies  in  Lippe-Detmold, 
Oldenburg,  Sachsen- Weimar,  Schaumbui^- 
Lippe,  Schwarzbui^-Rudolstadt  und  Waldeä 
der  Fall  ist.  ß)  Staaten,  in  denen  zwar  beson- 
dere, als  Notare  bezeichnete  Urkundspersonen 
existieren,  die  aber  den  Charaktra  von  Staats- 
beamten haben  und  auch  im  wesentlichen 
nnr  ein  festes  Gehalt  (und  daneben  in  ge- 
ringem Umfange  Gebühren)  beziehen;  wie 
dies  in  Baden  auf  Grund  des  Rechtspolizei- 
gesotzes  vom  17./VI.  1899  und  in  Württem- 
berg auf  Grund  des  ABGB.  vom  28./VIL 
1899  der  Fall.  In  Württemberg  bestehen 
neben  den  beamteten  Notaren,  den  „Bezirks- 
notaren'', noch  „0£fentliche  Notare'*,  die  ledig- 

Wie  schon  ans  dem  im  Text  Bemerkten 
hervorgeht,  hat  sonach  die  notarielle  Beurkan- 
duig  im  hentigen  Kechtsverkebr  nicht  bloQ  den 
Zweck,  ein  anthentisches  Beweismittel 
für  eisen  Vorgang  zn  liefern;  vielmehr  bemht 
die  viel  wichtigere  Bedentang  der  notariellen 
Beorkandnog  darin,  daß  in  vielen  Fällen  von 
der  Beobachtaug  dieser  Form  die  Gültigkeit 
des  £echt«aktea  abhängig  ist 


lieh  auf  Gebühren  angewiesen  sind  und  zu- 
gleich Rechtsanwälte  sein  kOnnen,  aber  nidit 
müssen,  y)  In  Bayern  (N.ges.  und  Aust- 
Ges.  vom  97VL  1899)  und  Elsaß-Loth- 
ringen (Q.  vom  25.  ventOse  XI,  V.  vom 
4./I.  1843,  GG.  vom  26./XII.  1873,  24./in. 
1882,  8./VI.  1892,  16./XL  1896, 17./IV,  ÖjXL 
und  137X1.  1899)  fäUt  zwar  die  Haupttätig- 
keit der  Öffentlichen  Beurkundung  den  eigent- 
lichen Notaren  zu,  die  lediglich  als  Ur- 
kundspersonen tätig  sind;  daneben  können 
aber  die  Gerichte  als  Grundbuchämter  die 
für  das  Grundbuch  bestimmten  Urkunden 
aufnehmen.  8)  In  allen  Übrigen  deutschen 
Staaten  sind  sowohl  die  Amtsgerichte  wie 
die  Notue  und  zwar  beide  in  Reichem  Um- 
bnge  zur  Vornahme  Ttm  Offentiic^ien  Be- 
urkundungen berufen;  audi  ist  in  dieem 
lAnd^  das  N.  mdst  (wie  z.  B.  in  dm 
altpreuitischen  ProTinzen)  oder  sogar  stete 
(wie  z.  B.  in  Sachsen)  mit  der  Bechtsanwalt- 
schaft  verbunden.  Jm  Preußen  ist  <Us  N.- 
wesen  Jetzt  dordi  die  Artt  31 — 65  and 
77—103  des  G.  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit vom  217IX  1899  (GS.  S.  249)  and 

A'  _j       «  XT-^  25JVI.1895 

die  Gebührenordnung  fürNotare  v. 

(GS  S  374)  geregelt  In  Sachsen  gilt 
das  G.  vom  15^  1900;  in  Hessea  die 
N.ordnung  vom  15^111.  1899. 

Als  wichtigste  Grundsätze  des  N.wesei^ 
die  in  allen  deutschen  Staaten,  in  denen  ein 
N.  existiert,  im  wesentlichen  gleichmäßig 
Geltxmg  haben,  sind  folgende  hervorzuheben : 
Zur  Bekleidung  des  Amtee  eines  Notars  wiid 
in  den  meisten  Staaten  die  Fähigkeit  zur 
Ausübung  des  Richteramtes  verlangt  Die 
Ernennung  erfolgt  entweder  durch  den 
Landesherm  oder  (wie  in  Preußen,  Sachsen 
und  Mecklenburg)  durch  den  Justizminister 
(in  Elsaß-Lothringen  durch  den  Statthalter), 
und  zwar  entweder  für  einen  bestimmt  ab- 
gegrenzten, meist  mit  einem  Gerichtssprengel 
zusammenfallenden  Bezirk  oder,  wie  in 
Sachsen,  für  das  ganze  Land.  Die  Bestelluiw 
erfolgt  entweder  nach  Bedürfnis  oder  na(£ 
gewissen,  dem  Ermessen  einen  Spielraum 
lassenden  Grundsätzen.  Ein  Anspruch  auf 
Verleihung  einer  N.steUe  existiert  nicht 
Vielfach  haben  die  Notare  eine  Residenz- 
pflicht  Ihre  Bezüge  erhfdten  sie  von  den 
^irteien  nach  bestimmten  Sätzen  ^  deren 
Höhe  durch  die  Gebührenordnungen  fest  be- 
messen ist 

b)  Die  Bechtanwaltschaft  Im 
Gegensatz  zum  N.  sind  die  VerbSltaisse  der 
Rechtsanwaltschaft  durch  die  Rechtsanwalts 
Ordnung  v.  1/VIL  1878  und  die  OebOhren- 
ordnung  für  Rechtsanwälte  v.  7.ATI.  1879 
(welch  letztere  durch  Art.  7  des  Einf.-G.  zu 
dem  Gesetze  betr.  AtAnderuug  der  ZPO.  v. 
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'.T,V.  1808  mit  dem  1900  einzelne 

ViiiifiiationeD  erlitten  hat),  im  ganzen  Reiche 
•ciihoitlidi  gecndnet.  Die  Grundzüge  dieser 
'trlnmigea  sind  foteende:  Toraussetzungen 
i'ir  die  AnsQbnng  dee  B»-afe  eines  Beohts- 
jmiit&  sind:  3.  RÜiigkät  zum  Bichteramt; 

Zolaasofi^  cur  BechtaanwaltBchaft  seitens 
■i«r  I^ndesjiutirrerwaltang.  Die  Zulassnog 
Uoft  jedem  Betthigten  ia  jedem  Bundes- 
tfaale  uod  moft  ihm  für  jedes  Gericht  des* 
Miigefi  Bundesstaates  erteilt  werden,  in 
v<>l(.-bem  er  die  Beffthigong  zur  Bekleidung 
Richteramtes  erlangt  hat,  sofern  nicht 
.'UitT  der  im  Gi^etz  genau  bestimmten,  in 
W  Person  des  Antragsteilers  üe^nden  Yer- 
»Anmgsgrflade  vorliegt.  Unzulfissig  ist  es  da- 
larh.  dw  Zulassung  von  dem  Vorhandensein 
'inet  Bedürfnisses  ffir  die  Rechtspflege  ab- 
hii.^^  zii  mach«  (Grundsatz  der  sog.  ^^ien" 
t'lu-utur).  Die  Zulassung  erfolgt  bei  einem 
[•stianteo  Gericht  j  ausnahmsweise  kann 
■Vi  Anwalt  auch  bei  mehreren  bestimmten 
>  richten  gleichzeitig  zugelassen  werden . 
iK-r  ziigelaiBimie  Rechtsanwalt  muB  an  dem 
*iUf  lies  Gerichts  seinen  Wohnsitz  nehmen 
■f&sidencpfijcht).  Ueber  die  Zulassung  zur 
K-^-htaanwaltscbaft  beim  Reichsgericht  eot- 
-  hfidet  dessen  Präsidium  nach  freiem  Er- 
utSKn. 

Bei  etnem  KoUegialgericht  sind  in  Zivil- 
pvtesaea  nur  die  zugelassenen  Rechts- 
»«itte  zum  ProseBbetriebe  befugt  (An- 
«-ittjixwang) :  mit  deren  GenehmiguDg  kann 
sai-h  jeder  andere  Anwalt  die  Vertretung 
i'x  Putd  in  der  mündlidien  Verhandlung 
^•TDefamen.  In  Strafsachen  kann  jeder 
Knbtzanwalt  vor  jedem  Gericht  als  Ver* 
i*].:)jper  anftreten;  ebenso  in  Preußen  vor 
f<ti  VorwaltuDswerichten  als  Parteirertreter 
■  Abs.  3  LVG.).  Vor  den  MilitSrgerichten 
t'tmen  «l^emeio  nnr  die  von  der  obersten 
ttüiUrjostuverwaltnng  ernannten,  für  ein- 
•».L'f  i«Mimnite  Falle  alle  bei  einem  deutschen 
'  i*nc'iiiB  zugelassenen  Rechtsanwälte  als  Ver- 
'  -:'lirer  auftraten  (§  341  M.St60.)-  Die  Rechts- 
uväJie  sind  verpflichtet,  in  den  gesetzlich 

•  rcfwhttien  FBilen  auf  Anordnung  des  Ge- 
"'^itaTnreitzenden  die  Vertretung  einer  Partei 

/^TÜpmxoBwn  (in  Annensachen  unentgelt- 

•  'i)  Qod  die  Verteidigung  in  Sträßchen  zu 
'i>Tn*  limeu.   Im  flbngen  liegt  ihnen  eine 

''i'Öichtuug  zur  Annahme  von  Vertretungen 
-'r  I'arteien  nidit  ob.  Die  Ablehnung  einer 
ii»>n  sogetngenen  Vertretung  müssen  sie 

•  r  Wort  erklftreOf  widrigenfalls  sie  schadens- 

-Mfrpfiicfatig  sind  (§  30  RAO.).  Hinsichtlich 
■■•r  AaiQbung  ihrer  Berufspflichten  nnter- 

'/i'n  üe  der  Disziplin  der  Ehrengerichte  der 
A-iviIthkammcm,  welche  letzteren  aus  sAmt- 
<  twa  innerhalb  des  Bezirks  eines  Obei^ 
Ut<ö^»eerichte  zugelassenen  Rechtsanwälten 
'•*^riien.  Die  Geschäfte  der  Kammern 
^vpka  von  einem  von  diesen  gewählten 


Vorstande  geleitet,  der  auch  in  der  Be- 
setzung von  5  Mitgliedern  das  Ehrengericht 
bildet.  Gegen  die  Entscheidungen  des 
Ehrengerichts  ist  die  Berufung  an  den  bei 
dem  Reichsgericht  gebildeten  Ehrengerichts- 
hof  statthaft.  Die  ehrengericbtlioben  Strafen 
bestehe  in  Warnung,  Verweis,  Geldstrafe 
bis  zu  3000  M.  (mit  oder  ohne  Verweis)  und 
Ausschliefiung  von  der  Rechtsanwal tschaft. 

Für  ihre  Tätigkeit  haben  die  Rechtsan- 
wälte lediglich  Anspruch  auf  die  in  der  Ge- 
bührenordnung genau  geregelten  (Jebfihren. 
Die  gesetzlid^n  Gebührensätze  kOnnen  niur 
durch  einen  schriftlichen  Vertrag  rechts- 
gültig abgeändert  werden.  Hat  der  Rechts- 
anwalt im  Vertrage  die  Grenzen  der  Mäßi- 
gung überschritten,  so  kann  die  vereinbarte 
Gebühr  vom  Prozeßgericht  entsprechend 
herabgesetzt  werden.  Im  übrigen  macht 
jede  wissentliche  Gebührenüberhebung  den 
Anwalt  nach  g  352  RStGB.  strafbar.  Zu 
den  Berufspflichten  des  Rechtsanwalts  ge- 
hört ferner,  ebenso  wie  zu  denen  des  Notars, 
Verschvriegenheit  mit  Bezug  auf  die  ihm 
vermöge  seiues  Berufes  anvertrauten  Privat- 
^heimnisse;  diese  Verpflichtung  enthebt 
ihn  auch  insoweit  der  Zeugnispflicht  in 
Zivil-  und  Strafsachen  gemäß  §  383  Nr.  5 
ZPO.  und  §  52  Nr.  2  und  3  StPO.  Mit 
besonders  schwerer  Kriminalstrafe  ist  so- 
dann noch  die  sog.  „praevaricatio"  des  Au- 
walts bedroht,  deren  er  sich  dann  schuldig 
macht,  wenn  er  in  derselben  Rechtssache 
beiden  Parteien  durch  Rat  oder  Beistand 
pflichtwidrig  dient  (§  356  RStGB.). 

Im  übrigen  kommen  für  Rechtsanwälte 
noch  die  (bereits  oben  erwähnten)  reichs- 
rechtlichen Normen  des  §  6  GG.,  §  31 
BStGB.  und  §  811  Nr.  7  ZPO.  in  Betracht. 

8,  Üeberbllck  ftber  die  Verhältnisse  Im 
Auslände.  In  Oesterreich  ist  das  M.wesen 
durch  die  NO.  v.  25./Vn.  1871,  in  Ungaja 
durch  GeB.-Art.  35  vom  Jahre  1874  nnd  6A.  7 
vom  Jahre  1866  geregelt.  Die  Emennang  der 
Notare  erfolgt  in  Oesterreich  fär  den  Bezirk 
einea  Gerichtshofes  I.  Instanz  durch  den  Justiz- 
minister,  der  anch  die  Zahl  der  N.gtellen  sowie 
den  Wohnsitz  der  Notare  besümmt.  Voraus- 
Setzung  für  die  Emennang  sind  v.  a.  Alter  von 
24  Jahren,  Ablegnug  derl^.-  oder  der  Bichter- 
oder  Advokatenprüfnng  und  Erlangung  des 
iaristischen  Doktorgrades.  Die  Fanktioa  der 
Notare  besteht  hauptsächlich  in  der  Aufnahme 
öffentlicher  Urkanden,  in  der  Anfertigon?  von 
Eingaben  an  die  Gerichte' in  den  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (Ver- 
fahren außer  Streitsachen)  und  in  der  Tätigkeit 
ata  „  Gerich  takommissare",  indem  sie  im  Auftrage 
des  Gerichts  in  Nachlafi-,  Schätznngs-  und 
Zwangsversteigerungsangelegenheiten  mitzu- 
wirken haben.  Ihre  Gebühren  erhalten  sie  von 
den  Parteien  nach  Maßgabe  eines  Tarifs.  Die 
Notare  sind  in  N.kammem  und  N.koUegiea  or- 

Sraisiert;  ersteren  steht  eine  gewisse  geringe 
isziplinargewalt  als  Ehrengericht  zu;  eigent- 
lichesDiflziplinatgerichtistdas  Oberhmdesgericht. 
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Die  Advokaten  in  Oesterreich  sind  zn> 

Sieich  Anwälte  in  dem  sab  1  erörterten  Sinne, 
ire  Verhältnisse  sind  durch  die  Advokaten- 
ordnnng  t.  S./VIT.  1868  geregelt,  die  ehenso 
wie  die  dentscbe  RÄO.  auf  dem  Grandsatze  der 
-freien  Adrokatnr"  bemfat,  so  daß  dem  dnrch 
£rlangone  der  Doktorwürde  und  das  Bestehen 
der  AdTOKatenprafang  qoaltfisierten  Bewerber 
nach  AbBolviernng  einer  Tjährigen 
-AdTokatenpraxis"  die  Znlasanng  nur  aas 
besonderen,  gesetzlich  genan  bestimmten  Grün- 
den versagt  werden  kann.  Advokatenzwang 
nnd  Residenzpflicht  sind  ähnlich  wie  im  Bent- 
schen  Reiche  geregelt.  Fär  die  Etfhe  der  Ge- 
bühren besteben  zwar  Tarife,  deren  Sfitze  aber 
im  We^e  der  freien  Vereinbamng  nnd  durch 
richterliche  Festsetzung  geftndert  werden  kennen. 
Die  Advokaten  sind  in  Advokatenkammern  mit 
einem  Ansschtuse  organisiert;  die  Diasiplin  wird 
durch  einen  atis  ihrer  Hitte  gewfthlten  IHsxi- 
plinarrat  geflbt.  In  Ungarn  ist  das  Advokaten- 
wesen durch  die  GGAA.  34  vom  Jahre  1874 
nnd  28  vom  Jahre  1887  geregelt. 

In  Frankreich  sind  für  das  N.  die  GG. 

V.  25.  ventöse  d.  J.  XI.,  21./VI.  1843,  5./Vm. 
1881  und  20./VI.  1896  sowie  die  Ordn.  v.  4.ß. 
1843  nnd  das  Dekr.  v.  30  /1.  1890  maßgebend. 
Als  Besonderheiten  sind  hervorzuheben:  a]  die 
Einteilung  der  N.steUen,  deren  Gesamtzahl  von 
der  Regierung  nach  bestimmten  Omndsätzen 
festgesetzt  wird,  in  drei  Klassen,  je  nach  der 
Größe  des  Sprengeis.  b)  die  KantionspSicht  der 
Notare  nnd  c)  die  Känflichkeit  der  Stelle. 
Dies  ist  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  daß  ein 
an  nnd  fttr  sich  qualifizierter  Bewerber  um 
dne  Stelle  (von  dem  Präsidenten  der  Republik) 
nur  dann  znm  Notar  ernannt  werden  kann,  wenn 
er  den  Inhaber  der  Stelle  (durch  Zahlung  «ner 
Geldsnoime  oder  sonstiger  Leistungen)  zu  einem 
Verzicht  auf  dieselbe  zu  seinen  Gunsten  ver- 
anlaßt hat.  Stirbt  ein  Notar  im  Amte,  so  haben 
dessen  Erben  das  Recht,  einen  Nachfolg^er  zu 
präsentieren.  Die  Disziplin  wird  durch  eine  von 
der  Generalveraammlnng  der  Notare  gewählte 
Disziplinarkammer  geübt. 

Die  Advokattir  in  Frankreich  ist  dnrch  das 
DÄret  V.  14./IX.  1810,  Ordnn.  v.  20./XI.  1832 
und  27./V1II.  1830,  das  Circ.  v.  6./I.  1823  und 
die  Dekrete  v.  22.;UI.  1852  und  lO./ni.  1870 
geregelt.  Als  Besonderheiten  sind  hervorzu- 
heben, daß  der  aas  der  Mitte  der  Advokaten 
bei  jedem  Eollegialfferieht  gewfthlte  Disziplinar- 
rat  (Conseil  de  rordre),  der  allein  die  Diszi^in 
aber  die  Advokaten  ausübt,  nach  freiem  Er- 
messen darüber  entscheidet,  ob  er  eine  an  sich 
qualifizierte  Person  znm  Torbereitungsdienst 
(als  avocat  stagiaire)  zolassen  und  demnächst  in 
die  Liste  der  Advokaten  aufnehmen  will.  Die 
beim  Geriebt  erster  Instanz  zugelassenen  Advo- 
katen dürfen  nur  bei  den  Gerichten  erster  In- 
stanz des  betr.  Departements  (einschl.  der 
Schwurgeridite),  die  bei  den  Appellgericbten  za- 
l^lassenen  Advokaten  dagegen  bei  allen  Ge- 
richten des  Landes  —  mit  Ansnahme  des  Eassa- 
tionsbofes  —  plKdieren.  FQr  die  Z^assung  beim 
Eassationshoi  bestehen  besondere  TonH^riften 
(G.  V.  27.  ventöse  VHL  Dekr«t  v.  26./VI.  1806 
G.  V.  28./IV.  1816). 

Ganz  besonders  ist  noch  zn  erwähnen,  daß 
die  Advokaten  aushilfsweise  als  Richter  bei  den 


Gerichten  zu  fangieren  haben,  bei  denen  sie  n- 
gelassen  sind. 

Für  das  Institut  der  avoues  sind  die  GG. 
T.  27.  ventöse  VIII,  13  frimaire  IX,  Dekret 
V.  6.mL  1810,  Art.  88  des  G.  t.  284V.  1816 
maß^bend. 

Sie  sind  nach  fransOslscher  Auffassung  .otfi- 
oiers  ministirielB".  Die  Zahl  der  SteU»  bei  dea 
einzelnen  Gerichten  wird  durch  du  Staatnobä«- 
haupt  bestimmt.  Ihre  Ernennung  erfolgt  nach 
entsprechender  Vorbereitongszeit  and  erlangt^ 
Befähigung  durch  die  Regierung,  sofern  eine 
Stelle  erledigt  ist,  wobei  hinsichtlich  der  EAof- 
lichkeit  der  Stellen  dasselbe  ^It  wie  für  die 
Notare.  Inbezug  auf  die  Disziplin  sind  sie  der 
Chambre  des  avouäs  und  in  gewissem  Cm&Dg« 
auch  den  Gerichten  unterstellt 

Der  Anwaltszwang  (für  den  Proaeßbetrleb) 
ist  bei  allen  Geiichten  mit  Ausnahme  da- 
Friedensgerichte  dnrchgefBhrt. 

In  England  ist  das  N.wesen  durch  die 
GG.  25  Henry  VIII  c.  21,  41  George  HI  c.  79, 
3  und  4  William  IV  c.  70  und  6  nnd  7  Vict. 
c.  90  gere^lt  Das  N.  hat  hier  bei  weitem 
nicht  die  Bedeutung  wie  auf  dem  Feetlande. 
Seine  Entstehung  knQpft  an  kirchliche  Einrieb- 
tungen an,  weuialb  auch  die  Emennnug  dea 
Notars  im  Auftrage  des  Erzbischofs  von  Canter- 
bury  darch  die  Richter  der  Provinzialgericht»- 
höfe  von  Canterbnry  und  York  erfolgt  and  auch 
für  gewisse  Akte  der  kirchlichen  Gerichtshofe 
die  Beobachtung  der  notariellen  Form  wesentlich 
ist.  Im  übrigen  existieren  besondere  Vorschriften, 
über  die  Notwendigkeit  notarieller  Benrkaodancf 
nnd  die  besondere  Glaubwürdigkeit  von  N.aktoa 
nicht;  nur  die  Aufnahme  von  Wechselprotestea 
mangels  Accepts  oder  Zahlung  bedarf  bei  aa»- 
ländischen  Wechseln  notarieller  BeurkunduDg, 
weshalb  auch  hierin  und  in  der  Anftiabme  von 
Schiffsprotesten  und  sonstigen  Beorkondtin^en 
in  Handelssachen  die  Haupttätigkeit  des  eng- 
lischen  Notars  besteht.  Ueberwiegend ,  aber 
nicht  notwendig  ist  die  Funktion  des  Notars 
mit  dem  Amte  eines  solieitor  verbanden. 

Der  Bolidtor,  dem  franzSeischen  avonS  ent- 
sprechend, Ton  welchem  früher  aach  der  attom^ 
und  proctor  unterschieden  wurde,  eine  Unter- 
scheidaug,  die  aber  bente  nur  noch  eine  wegeat- 
lich  historische  Bedeutung  hat,  int  der  Partei- 
vertreter für  die  FUhmug  nnd  den  Betrieb  tob 
Civilprozessen.  Die  Verhältnisse  der  solicitorv 
sind  geregelt  durch  die  Solicitors  Act  184.1  (6 
und  7  Vict  c.  73),  die  Supreme  Court  of  Jndi> 
cature  Act  1878,  the  Lenl  Practitionera  Act 
1876,  the  Solicitors  Act  1^,  the  Conveyaneinjr 
Act  1881.  die  Solicitors  Remnneration  Act  iwL 
(Grebührenordnang),  die  Solicitors  Act  1888  (51 
und  52  Vict.  c.  65),  die  Solicitors  (Ireland)  Act 
1898  (61  nnd  62  Vict.  c.  25)  und  die  Solicitors 
Act  1899  (62  und  63  Vict.  c  4). 

Die  Zulassung  als  solieitor  setzt  die  Ab- 
solviemng  einer  Vorbereitungsxeit  sowie  die  Ab- 
legung einer  Prüfung  rorans,  die  von  der  xsr 
Vertretung  der  solicitors  gewählten  ESrper^ 
Schaft,  der  „Incorporated  Law  Society",  genü 
40  nnd  41  Vict  c.  25  geleitet  wird.  Ein  An* 
woltsEwang  ist  g^esetcl^  nicht  vorgeschrieben; 
doch  werden  die  Partdea  tatslehlieh  fast  ateCa 
von  .soKeitorB"  vertreten,  die  alMn  die  Befaip- 
nis  nahen,  aU  ProseOheTolbnXehtigte  ra  In- 
gieren. 
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Würend  die  solicitore  als  Beamte  des 
.Sajicrae  Com  uuKsebea  werden,  siad  die 
Hifrätcn  (mit  den  heberen  Graden  der  in  Zu- 
iofc  ia  WegWl  {gelangenden  eergreosts-at-Uw 
nd  der  ihre  Stelle  einnehmenden  Qaeen's  connsels) 
mit  eigenttich  ein  Produkt  and  Beispiel  des 
•«{iiicheD  Mlf-goTernment.  Die  Bemfanf  xnm 
'armier  kann  nur  dnrch  eine  der  vier  Beckta- 
'BBim^ennach  Znrftekl^nng  einer  Vorbereitnngs- 
»t  lud  nach  Äblegnng  einer  PrUfung:  vor  dem 
■II  doi  4  Innungen  zusammengesetzten  Conndl 
>.T  Lwal  KdneatioQ  erfolgen.  Jeder  barrister 
Kofi  euer  der  4  Innongen  an^Oren,  die  über 
1^-4  Mitglieder  selbst  die  Disziplin  ansaben. 
£ä  ift  kerg^l»«ebt,  dafi  die  bonisters  niemals 
öffkt,  aandera  mir  durch  Tennittelnng  iet 
-Jidton  Bit  des  JParteien  Terkebren. 

An  den  Qaeen*s  connsels  werden  stets  die 
(nnaw&te  entnommen,  die  den  Ornneu  unserer 
^*Minawaltachaft  entsprechen;  aaäi  dieBichter 
iraea  regetmftffig  aus  den  coonaels  (Erflher  ans 

sergcaats-at-law)  herror. 

4.  RUtfatisches  und  Legfadativ-Poli- 
tMw.  Kach  der  deDtsohen  Jnstiz-Sta- 
-.«tik  iraren  am  IJi.  1905  im  DentBohen 
fteit^  7835  Rechtsanwälte  vorhanden.  Da 
m  Jahre  1880  im  Deutschen  Rrache  nur 
Iii*)  Anwälte  gez&hlt  wurden,  so  hat  sich 
LDdtirbalb  25  Jahren  deren  Zahl  fast  ver- 
■l'<I!j<lt  Dagegen  iet  die  Zahl  der  ordent- 
ih  hon  und  UrkundeDprozesse  (einschl.  der 
'•i4hcsachen)  von  3325652  im  Jahre  1881 
^nr  auf  4399598  im  Jahre  1903  gestiegen; 
"•  hset  mau  hierzu  auch  noch  die  Steigerung 

r  Ebeprozesse  von  7904  im  Jahre  IBBl 
•■if  im  Jahre  1903,  su  ergibt  sich 

il-irhwohl  eine  übergroße  Vermehrung  der 
/IdJil  der  An  wüte;  und  es  läßt  sich  die  Be- 
i'ip'Jiiuug  nicht  Ton  der  Hand  weisen,  daß 
in*  Jreie  Advokatur"  iu  ihrer  jetzigen  Ge- 
-ult  zu  einer  Deborfallung  des  Berufes  mit 
''••n  darmta  uch  eigebenden  naheliegenden 
VitMlndeo  fOhren  wird.  Von  den  im  Jahre 
1  f  15  Tflrhaodeoen  7835  Anwälten  waren  zu- 
^>Lu«en:  bei  den  Oberlandesgerichten  1207; 
•PI  ilfti  lAndgerichten  6022;  bei  den  Amts- 

i'-faten  35^;  ansschliefilich  bei  den 
AmtHjwichten  1643,  d.  h.  20*Ve  der  Oesamt- 
i^I  der  Anwälte.  Bei  1147  von  den  am  l./I. 
Vfi'Tt  f orluuideDen  1933  Amtsgerichten  waren 
AnnUte  zneelasaen.  Kach  dem  Jahrbuch 
•T  PretiSiscnen  Gerichtsverfassung  für  1906 
i«{iff  sich  in  diesem  Jahre  in  Preußen  die 
^ihl  der  Rechtsanwälte  auf  5192  (einschl 
"  im  Ueiirk  des  gemeinschaftlichen  Obei^ 
^(sgeiicbto  Jena  zugelassenen),  die  der 
N-.tare  ani  2186  (einschl.  17  in  dem  ge- 
■itihtta  BtmA  tätigen  Notare).  Von  diesen 
N'timi  watm  1970  xoeldch  Anwälte;  von 
•Itf)  31S  onr  als  BoI<ue  tätigen  Nwaren 
nthlleo  202  auf  die  Bezirke  der  Obei^ 
udfwgeridit»  SOln  und  Dflsseldorf. 

Eb  isfit  mch  nidit  verkennen,  daß  der 
Apvaltastand  in  Deutschland  im  allgemeinen 
•t  h  nicht  der  angesehenen  Stellung  zn  ei^ 
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freuen  hat  wie  der  Stand  der  avocats  in 
Frankreich  und  der  der  barristers  in  Eng- 
land. Den  Hauptgrund  für  diese  Erscheinimg 
erblicken  wir  darin,  daß,  als  man  das  Prin- 
zip der  sog,  „freien  Advokatur"  aus  Frank- 
reich und  England  übernommen,  man  weder 
die  sich  in  diesen  Ländern  findende  Ver- 
bindung derselben  mit  dem  Ricliterstande 
hergestellt  noch  diejenigen  Kautelen  ge- 
schaffen hat,  die  in  jenen  Ländern  die  Fem- 
haltung ungeeigueter  Elemente  aus  dem 
AnwaltBtande  und  die  Verhütung  einer 
üeberfüllung  einzelner  Orte  mit  Anwälten 
erml^lichen.  WUurend  nämlich  in  Eiwland 
und  Franb^ch  die  Zulassung  zur  Adv(£atnr 
abgesehen  von  sonstigen  Voraussetzungen 
auch  von  dem  im  wesentlichen  freien  Er- 
messen der  Oi^iaoe  des  Advokatenstandes 
abhängig  ist,  muB  in  Deutschland  —  von 
ganz  bestimmten  Vers^ngsgründen  abge- 
sehen —  jeder  qualifizierte  fiewerber  omie 
weiteres  zugelassen  werden.  Dazu  kommt 
noch,  daß  in  Deutsdüand  die  Kechtsanwalt- 
Bchaft  niemals  zur  Beteiligung  an  der  Redit- 
sprechung  herangezogen  wird  (wie  dies  in 
fVankreich  der  Fall)  nodi  auch  ein  Üeber- 
gang  von  der  Rechtsanwaltschaft  zum 
Kichterberuf  stattfindet  (wie  in  England). 
Der  in  Deutschland  herrschenden  Üeber- 
fOllung  der  juristischen  Laufbahn  könnte 
nun  am  zweckmäßigsten  vorgebeugt  werden, 
wenn  man  die  in  Frankreich  und  England 
vorhandenen  notwendigen  Korrelate  der 
freien  Advokatur  aus  diesen  Läoderu  über- 
nähme, indem  man  einerseits  den  Vorständen 
der  Anwaltskammem  einen  wirklichen  ma- 
teriellen Einfluß  auf  die  Zulassung  zur  An- 
waltschaft einräumt ,  andererseits  das 
„Asseasorat"  gänzlich  beseitigt  und  eine  stets 
genügende  Anzahl  von  Richterstellcn  schafft, 
wodurch  das  „Hilfsrichtertum"  entbehrlich 
wird,  und  wenn  man  femer  die  Verpflich- 
tung der  Anwälte  einführt,  aushilfsweise 
in  einzelnen  Gerichtssitzungen  als  Richter 
zu  fungieren.  Durch  die  letztere  Maßregel 
würde  gleichzeitig  eine  engere  Verbindung 
zwischen  Richterstand  und  Anwaltschaft  ge- 
schaffen und  der  junge  Anwalt  schon  hiüh- 
zeitig  daran  gewöhnt,  die  Rechtsstreiti^ 
keiten  nicht  bloß  vom  einseitigen  Partei- 
standpunkte  aus  zu  betrachten.  Der  Ueber- 
^g  vom  Anwaltstande  zum  Richterberuf 
ist  dann  dadurch  herbeizuführen,  dafi  die 
Richter  nur  aus  der  Zahl  derjeni^n  Per- 
Bonen  (selbstverständlich  nac^  freiem  fir- 
messen der  Justizverwaltung)  entnommen 
werden  dürfen,  die  mindestens  2 — 3  Jahre 
als  Anwälte  funnert  haben.  Damit  wären 
dann  auch  alle  die  Schwierigkeiten,  welche 
sich  früher  in  Preußen  der  Einführung  des 
sog.  „AssesBorenparagiaphen"  entgegen^ 
stält  haben,  mit  einem  Schlage  beseitigt 
Und  der  Umstand,  daß  alle  Richter  aus  dem 
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Anwaltstande  hervoi^hen  mflssen,  würde 
»cherlinh  dazu  beitn^o,  das  Ansehen  des 
Anwaltstandes  als  solchen  zu  erhöhen. 

Zu  besonderer  Genugtuung  gereicht  es 
mir,  daß  die  vorstehenden  schon  in  der 
1.  Auflage  gemachten  Ausführungen  durch 
das  mit  ebenso  viel  OrQndlichkeit  wie  Be- 
geisterung für  seinen  Beruf  geschriebene 
Buch  von  Weissler  (s.  Literatur)  eine  er- 
hebliche Unterstützung  finden.  Auch  dieser 
stellt  fest,  daS  der  Anwaltstand  sich  seit 
der  „Freigabe  der  Advokatur"  nicht  mehr 
in  der  früheren  j,glücklichen  und  angesehenen 
Stellung**  befindet ;  er  empfiehlt  deshalb  eine 
„Rückkehr  zur  geschlossenen  Amtsver- 
fcissung."  Neuestens  ist  von  Mügel  (s. 
Literatur)  im  Anschluß  an  die  Reformbe- 
strebimgen  auf  Ausgestaltung  der  deutschen 
Gerichtsverfassung  und  des  gerichtlichen 
Verbihrens  ein  anderer  sehr  beachtenswerter 
YcffBchlag  gemacht,  um  eine  Verbindung 
zwischen  Anwaltschaft  und  Richterstand 
herbeizuführen;  danach  soll  ein  Teil  der 
Richterstellen  mit  Anwälten  b^tzt  werden, 
die  sich  durch  mehrjährige  Ausübung  ihr^ 
Berufs  bewährt  haben. 
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I.  Bflnitt,  EstHtebiiag  der  Banknote; 
Vfrhutnis  dentjben  zu.  PiqiieiKeld, 
Sichtwechsel,  Scheck. 

L  Begriff.  TJie  Banknote  ist  ein  ge- 
umckter,  anf  einen  runden  Betrag  Wfthrun^- 
tl  Uotender  Schein,  der  auf  Präsentation 
}a  Inhabers  tod  der  ausstellendeo  Bank  in 
Vlttmnsseeld  eingelöst  wird.  Die  Banknote 
«I.  selbst  veno  ne,  -wie  in  vielen  Staaten, 

}!ahlaa^o  ni<^t  angenommen  zu  verden 
rtiaocht,  mit  BOcksicht  darauf,  daß  sie  tat- 
•■Ai^li'^i)  allgemdn  angenommen  vird, 
i'uii<'Ueä)  Geld.  Die  Zahlung  einer  Qeld- 
•Htttld  durch  Banknoten  ist  fMüUung,  nicht 
Iluif:^  an  ErfOlluDgastatt.  Deiienige,  der 
•1^  aonimmt,  hat  keine  Begreaansprache 
den,  von  dem  er  aie  endelt 

2.  Entstehaiq*.  Die  Banknote  ist  her- 
.'•r^ccangeo  aus  dem  Depositenschein.  Deber 
•'•-i*l,~ilas  man  einer  Bank  offen  anvertraut 
'4t,  kann  man  in  zweifacher  Weise  verftt^n ; 
.ttvcdffl-  beauftragt  man  die  Bank,  im  einen 
Intt«  zn  xaUen,  oder  die  Bank  brächeinigt, 
Snirmen  Oeldes  «-halten  zu  haben  und  ver- 
'jn  ht  au  den  Inhaber  des  Scheins  zu 
i(rilt>n.  So  entstand  teils  der  Scheck  (mit 
■'<T.<  und  Clearing),  teils  die  Banknote. 

Depoatnm  (Outhaben) 


Banknote  Scheck 

Giro  Clearing 

Beim  Deiiomtenschein  verspricht  entweder 
i'.T  lK-i<c«itar,  das  ein^jezahlte  Geld  bereit  zu 
tii'-iL  wf*nn  auch  nicht  gerade  dieselben 
""'i'-ke  auszuzahlen  (solche  Scheine,  die  dann 
» •  (WU  rirkidierteu,  wurden  z.  B.  den  Depo- 
->  TiiAQ  von  Kupfer  seitens  der  1668  in  Stock- 
'  ■Im  ETfcrOndeten  Bank  verabreicht;  den- 
*  ii--n  ''harakter  haben  noch  heute  die  Oold- 
•'"i  SülMToertifikato  in  den  Ver.  St  v. 
■imnilu)  od^  der  Depositar  verspricht  nur, 
Verlangen  jederzeit  die  angegebene 
^(iinmp  auszuzahlen,  er  verpflichtet  sich  also 
i'-ht^  das  aHmtlicfae  eingezahlte  Geld  bereit 
'••  halten,  er  kann  einen  Teil  ausleihen, 
:  aL-teiiatier  so  ein,  daß  erimmer  zahhiQgs- 
"Miz  bidbt.  Ist  du  solcher  Depositensdiein 
V  jodm  Ceherbrittg^  zahlbar,  so  ist  nur  ein 
vuitieer  Sdhritt  bis  zur  heutigen  Banknote. 

ZAhlnsgivenprechen,  welche  als  Vorlänfer 
!•'  {kakiwte  betnebtet  werden  kitonen,  sind 
i*r\{*>u  whoii  im  alten  Babylon  ■)  und  bei  den 
• '  1  italtcniidien  Oirobanken  vorgekommen. 

•  va  der  Bank  de«  bl.  Qeorg  in  Genna  wird 
tm&tet,  daß  nie  im  16.  Jobni.  ein  segne  re- 
|t**>ittiitivo  ausgegeben  und  daß  dieses  Zeichen 


'  Siehe  in  Aru  «Banken"  oben  Bd.  I S.  31S. 


an  Oeldefuitatt  zirkuliert  habe.  Üeber  ein  Bolog- 
neser Gesetz  von  1606  siehe  Art.  „Scbeck". 

Ans  dem  17.  Jahrb.  sind  solche  auf  den  In- 
haber lautende  Zablnngsversprechen  auch  dies- 
seits der  Alpen  bekannt ;  so  namentlich  in  London 
die  goldanutfa'a  notes  oder  golt^mitb's  tokens 
(siebe  unten  Art  Scheck  snb  5);  besonders  wichtig 
scheint  in  England  fftr  die  weitere  Entwicke- 
lang das  Gesetz  von  1705  geworden  zn  sein, 
welches  bestimmte,  daß  schriftliche  Zablnngs- 
versprechen an  den  Inhaber  von  jedermann  aus- 
gestellt werden  künaen  nnd  daß  solche  pro- 
missorj  notes  in  ihren  rechtlichen  Beziehangen 
den  iiilftndischen  gesogenen  Wechseln  (ansge- 
nommen  die  üebertragmigsform)  gleichzoHtellea 
seien.  In  Deutschland  nannte  man  in  früherer 
Zeit  die  Depositenscheine  einer  Bank  vielfach 
Banknoten.  So  waren  die  „Banknoten",  deren 
Ausgabe  der  Harkgraf  von  Ansbach-Bayrenth 
l?8f  anordnete,  wirkliche  Depositenscheine,  die 
nur  anf  gewisse  rande  Snmmen  ausgestellt 
werden  dn%en  (5,  10,  20,  60.  7ö,  100,  160,  175, 
seit  1784  auch  anf  1000  fl),  auch  jederceit  zahl- 
bar, aber  noch  keine  bbaber-,  sondern  Ordre- 
papiere  waren  nnd  bis  com  Zahltag  Zins  trugen.  *} 

8.  YerhSltnia  der  Note  an  Papiergeld, 
Sichtwechsd,  Streck.  Die  meiste  Aehulich- 
keit  hat  die  Banknote  mit  dem  S  taa  t  s  pap  ier- 
geld^  das  auch  als  gedruckter  Geldschein 
zirkuliert ;  doch  ist  zumeist  schon  der  Unter- 
schied, daß  es  ganz  verschiedene  Schuldner 
sind ;  das  Papiergeld  wird  ausgegeben  vom 
Staat  (selten  von  einer  anderen  öffentlichen 
Korporation),  während  die  Banknote  meist 
ausgegeben  wird  von  einer  privatrechtüch 
organisierten  Anstalt.  Auch  pflegt  die  Art 
der  Ausgabe  verschieden  zu  sein ;  Papiei^ld 
wird  ausgegeben  als  Zahlungsmittel,  der 
Staat  zahlt  Beamte  damit,  kauft  Heeres- 
bedürfnisse, stellt  Bauten  her  usw.,  die  Bank- 
note tritt  in  den  Verkehr  zumeist  als  Kapital- 
trSger,  die  Bank  benutzt  die  Banknote  zu  Dar- 
lehen. Das  Papiergeld  hat  eben  deshalb  ge- 
wöhnlich keine  oder  ungenügende  Deckung, 
während  die  Banknote  durch  Bargeld  nnd  kurz- 
fällige  Forderungen  gedeckt  ist.  Das  Papier- 
geld wird  in  festen  Summen  ausgegeben,  wo- 
gegen der  Notenbetrag  fortwährend  sich 
ändert  Das  Papiei^ld  wirkt  im  Verkehr 
anders  als  die  Banknote.  Auch  das  Rück- 
strömen an  die  Ausgabestelle  vollzieht  sich 
anders ;  Papiergeld  kehrt  zurilck  im  Wege  der 
Steuer-  und  sonatiger  Zalilungen,  die  man  an 
den  Staat  zu  machen  hat ;  die  Banknote  zumeist 
bei  Einlösung  fällig  gewordener  Wechsel 
und  Bückzahlung  von  Lombarddarlehen  oder 
um  dafflr  Bargeld  zu  erhalten.  Gleichwolü 
können  Bimknoten  und  Papiergeld  sich  auBer- 
ordentlich  mnander  nähern.  Das  ist  dann 
der  FaÜj  wenn  die  N.  ein  reines  Staats- 
institut ist  oder  wenn  der  Staat  in  Zeiten 


>)  Siehe  Näheres  bei  Limbu-g,  Die  kgL  Bank 
zn  Nürnberg  in  ihrer  Entwickelung  1780—1900, 
Leipzig  1903  i  S.  3  (Wirtschafts-  nnd  VerwaltongB- 
atodien  hsg.  von  Q.  Schanz,  Bd.  XVIII). 
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der  Not,  anstatt  sdbst  FftpoKeld  auszugeben, 
die  N.  zvin^  ihm  soviel  Banknoten  zu 

leihen,  daß  sie  ihre  Noten  nüdit  mehr  bar 
einlösen  kann  (Bankrestriktion);  die  Ein- 
lösung ist  dann  nicht  mOglich,  weil  die 
Bank  statt  der  Oblichen  E^ckung  fQr  ihre 
Noten  selbst  nur  ein  illiquides  Forderungs- 
recht  an  den  Staat  hat.  Der  Staat  erklÄrt 
dann  in  der  Begel  den  Zwangskurs  der 
Noten ;  die  Banknote  ist  entartet,  sie  gleicht 
dem  eigentlichen  Papiei^ld.  Solche  ent- 
arteten Banknoten  lagen  z.  B.  vor  in  England 
1797—1821,  in  Oesterreich  seit  1848,  in 
Frankreich  1848  und  1870.  Die  Erfahrung 
hat  gezeigt,  daß  dieses  Verfahren  der  Papier- 
geldausgabe  vorzuziehen  ist,  teils  weil  die 
teilweise  Deckimg  der  Banknoten  den  Kredit 
besser  hält  als  das  reine  Fapiei^ld,  teUs 
weil  die  Wiederherstellung  der  Valuta  da- 
durch erleichtert  wird. 

Die  Banknote  hat  auch  einige  Aehnlich- 
krät  mit  dem  trockenen  Sichtwechsel. 
"WIq  der  Sdieck  das  Pendant  zur  Tratte,  so 
ist  die  Banknote  das  Pendant  zum  trockenen 
Si<&twedisel.  Auch  dieser  ist  du  Zahlnngs- 
verspredien ;  lautet  er  auf  eine  runde  Summe, 
tr&gt  er  ein  Blankoindossament  und  rflhrt  er 
von  einer  allgemeiu  bekannten  und  leistungs- 
nfaigen  Firma  z.  B.  der  Deutschen  Bank 
her,  so  kum  ein  solcher  Wechsel  gleich 
einer  Banknote  von  Hand  zu  Hand  gehen. 
Die  Aehnliohkeit  beider  vlrd  noch  grOfier, 
wenn,  wie  es  im  schweizerischen  (vom  Volk 
am  23JIV.  1876  verworfenen)  Bankgesetz 
vom  187IX 1875  geschah,  den  Noteninhabem 
im  Falle  der  ^Nichteinlösung  das  Recht  auf 
wechselmäSige  Exekution  eingeiftamt  wird. 
Immerhin  b^eht  schon  der  ftußerliche  Unter- 
schied, daB  der  Wechsel  ^ne  Skriptur- 
obligatioD  ist,  die  sich  (wenigstens  auf  dem 
Kontinent)  ausdrücklich  als  Wechsel 
bezeichnet,  während  die  Banknote  ein  ge- 
drucktes Zahlungsversprechen  ist  ■  der 
Wechsel  setzt  einen  bestimmten  mit  Namen 
bezeichneten  Remittenten  voraus,  durch  den 
oder  dessen  Nachfolger  erst  ein  Blanko- 
indossament möglich  wird ;  es  bringt  Dritte 
in  Haftung,  was  alles  nicht  bei  der  Banknote 
der  Fall  ist. 

Außerordentlich  verwandt  erscheinen 
Banknote  und  Scheck.  An  die  Stelle  der 
Barzahlung  durch  den  Aussteller  tritt  in 
beiden  Fällen  Zahlung  durch  eine  Bank;  wer 
mit  einer  Banknote  zahlt,  sagt :  ich  habe  kein 
Geld,  ich  will  dir  aber  önen  solventen 
Mann  bezeichnen,  der  mir  schuldig  ist  uod 
das  Geld  für  mich  zahlt;  ebenso  ist  es  beim 
Scheck.  Bei  Banknote  und  Scheck  ist  die 
Bank  Schuldnerin;  bei  der  Banknote  ist  die 
Buik  Schuldnerin  des  Inhabers  der  Banknote, 
beim  Scheck  Schuldnerin  des  Ausstellers 
^ach  franzOsisdiem  Recht  des  Inhabers). 
Banknoten  uiul  Giro-  oder  Eontokorrent- 


gutiiaben,  Uber  die  durch  Sdiedcs  verfOgt 
wird,  gehen  deshalb  auch  fntwihrend  iu- 
einuidOT  Ober,  olme  daB  in  don  Schuld- 
bestand  der  Bank  sich  etwas  ändert;  wenn 
jemand  Bimknoten  einzahlt,  um  damit  sein 
Giro-  oder  Kontokorrentguthaben  zu  mehren, 
so  war  er  vor-  und  nachher  gleich  stark 
forderungsberechtigt;  ebenso  bledbt  für  ihn 
und  die  Bank,  weon  sie  ihm  einen  Wechi«! 
diskontiert,  die  gleiche  Sachlage,  ob  sie  die 
Summe  in  Banknoten  gibt  oder  tda  Giro- 
oderKontokurrentguthaben  gutschreibt.  Auch 
die  Verwendung  von  Buiknoten  und  Giro- 
oder Kontokorrentgeldem  seitens  der  Bank 
sind  analoge.  Die  innere  Grundlage  ist  sisu 
bei  Scheck  und  Banknote  ganz  die  gleiche. 

Gleichwohl  ergeben  sich  große  Ver- 
schiedenheiten. Schon  die  äußere  Form  ist 
abweichend;  auf  dem  Scheck  Anden  Bich 
Skriptiu^n,  die  Banknote  ist  dag^n  dim:h- 
weg  gedruckt;  der  Sche<A  ist  em  Auftrag 
an  die  Bank,  die  Note  ein  Zahlungsver- 
sprechen der  Bank.  Beim  gesetzlich  ge- 
regelten Scheck  gibt  es  Regreßansprilcbe  *^ 
die  Präsentation  ist  an  eine  bestimmt«  Zeit 
zumeist  gebunden,  die  Summen  and  ganz 
verscbiedene  und  wechselnde  usw.,  was  bei 
der  Banknote  nicht  der  Fall  ist;  bei  Aus- 
stellung eines  Schecks  pflegt  eia  Forde- 
rungsrecht an  die  Bank  schon  zu  bestehen, 
bei  der  Banknote  wird  dasselbe  eist  mit 
der  Ausgabe  existent  Wer  men  Scheck 
annimmt,  schenkt  dem  Zahlenden  Kre<lit 
indem  er  voa  diraem  erwartet,  daß  er  bei 
der  Bank  ein  Gutliaben  betttzt;  der  Zahlende 
haftet  dafflr,  daß  der  Scheck  von  der  &nk  ein- 
gelöst werde;  die  Baaknoten  dagefien  werden 
genommen  auf  den  notorischea  Kredit  der 
Bank  hin.  Ganz  Unbekannte  können  sich 
nicht  mit  Sc^liecks  bezahlen,  wohl  aber 


*)  Eine  Aufnahme  bildet  der  certifiiiert^r 
Scheck,  der  in  den  Vereinigten  Staaten  nm 
Amerika  sehr  üblich  ist.  Das  Certifyin^  be- 
steht darin,  daü  die  Bank  auf  Wooscfa  des 
Auastellers  oder  Inbabera  das  Wort  good  oder 
certified  oder  accepted  sowie  Namen  nud  eventndl 
Zahlnngstag  qner  über  die  Vorderseite  des  Scfan-ks 
schreibt;  dazu  ist  die  Bank  nicht  verpflichtet, 
geschieht  die  Certificiening  anf  Antrag  des  Aru- 
stellers,  so  tritt  nur  die  aoceptmftJUge  Haftu&f: 
des  Bezogenen  lu  der  Haftung  de«  Anntetlen 
und  etwaiger  späterer  Girantoi  Ubbh  ;  gwchi« bt 
aber  die  Gertifiriemog  auf  Wnnsch  des  Inliiibers 
so  wird  die  Bank  imelniger  Scholdaer  des  In- 
habers' Aussteller  und  Indossaaten  werd«^ 
rerreßfrei;  der  Aussteller  kann  nicht  mehr 
wßerrufen,  die  Bank  kann  die  Unechtbeit  der 
Unterschriften  nicht  mehr  g^tend  machen.  Ein 
solcher  certifiziexter  Scheck  ist  einer  Baoknotr 
anOerordentlich  nahe,  nur  finßerlich  zeigt 
sich  verschieden.  Da  mit  diesen  Sdiecb  ml- 
fach HÜIbraneh  getrieben  wnrde,  istdaDNatioBs^ 
bfmhen  1883  volMteB  worden,  Schecks  m  be- 
glaubigen, deren  Bardeekaaff  rfdi  aieht  wiri- 
udi  in  WD.  Hiaden  der  Baut  findet. 
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in  Noten  (z.  B.  eine  Eisenbahnkasse  kann 
das  Fahrgeld  nicht  in  Schecks,  wohl  aber 
in  Noten  annehmen);  der  Banfenotenverkehr 
vennag  deshalb  in  Kreise  zu  dringen,  in  die 
der  Scheckverkehr  nicht  dringt ;  die  Kreditge- 
w^hmn^  beim  Banknotenverkehr  ist  weniger 
freiwillig  als  beim  Scheck,  Nichtannahme 
von  Benoten  ^t  aJs  ünkulanz ;  die  Bank- 
note zeigt  sich  möglich  bei  ärmeren  Völkern 
nnd  weniger  fortgeschrittenen  Volksklasseu, 
nicht  aber  der  Sdieckverkehr ;  die  Banknote 
ist  weit  mehr  ein  allgemeines  Zirkulations- 
mittel als  der  Scheck,  der  möglichst  bald 
der  &nk  präsentiert  werden  soll ;  die  Bank- 
note bringt  größere  Gefahren  bei  Mißbrauch, 
veshalb  auch  die  Stellung  d^  Staates  zur 
Banknotenausgabe  eine  net  eingreifendere 
zu  sdn  pfi^.  Auch  für  die  Bank  selbst 
ergeben  sich  Verschiedenheiten.  DasScheck- 
^tem  ermi^Iicht  der  Bank  einen  größeren 
!^blick  in  die  Geschäfte  der  Kunden,  weil 
sie  deren  ganzen  Zahlungsverkehr  übemeht, 
als  das  Banknotensystem,  ersteres  erleichtert 
die  Beurteilung  der  Kreditwürdigkeit,  wes- 
halb die  Verbindung  beider  Systeme  das 
Beste  ist.  Das  Schecks^tem  wirkt  auf  die 
Oeec^SfisIeute  era^ensdi  ein,  auch  min- 
dert es  die  vielen  toten  Eassenbestande ;  man 
nimmt  deshalb  an.  daß  beim  Schecksystem 
mehr  Fonds  zur  verf^ong  der  Yol^wiit- 
scbaft  ^ehen  als  beim  Notensystem.  Die 
Entwickelung  scheint  dahin  zu  gehen,  daß 
bei  f<H^;e6airittener  Volkswirtschaft  das 
Schecksystem  das  Notenbankwesen  teilweise 
ersetzt  und  zurückdrängt,  wie  das  in  Eng- 
land und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  allerdings  unter  dem  Einfiusse  der 
Gesetzgebung,  schon  sehr  erheblich  ge- 
schehen ist 

An  eine  völlige  Ersetzung  ist  jedoch 
nicht  zu  denken.  Die  richtig  geregelte 
Banknote  erweist  sich  volkswirtschaftlich 
als  eine  äußerst  uQtzliche  Einrichtung. 

IL  Geschfifte,  G«vinn,  Tolkswirtschaft- 
liehe  ZweckmSsslgkeit  und  Gefahren 

der  N. 

1.  Geschäfte.  Die  Banken,  welche  Noten 
ausgegeben,  werden  N.-,  Z,-,  auch  Emis- 
sions^nken  genannt.  Sie  charakterisieren 
eich  als  Handelsbanken,  welche  kurzfristige 
Kreditgeschäfte  betreiben,  zu  denen  noch 
die  Notenatisgabe  hinzutritt.  Angesichts  des 
außerordentlich  liquiden  Charakters,  den  die 
iederzdt  einlOeliche  Banknote  hat,  muß  die 
N.  ganz  besonders  alle  Geschäfte  vermeiden, 
durch  welche  das  Kapital,  das  die  Noten 
repräsentieren,  festgelegt  wird.  Ankauf  von 
Grundstücken,  hypothekarischeAiisleihungen, 
Zeitgeechäfte^  dauernde  Anlagen  in  Indusme- 
gesc^äften  smd  lauter  Geschäfte,  die  sie 
nicht  mit  den  Noten  machen  darf,  weil  sie 
dadurch  ihre  EinUtebarkeit  untei^bt  Da- 


gegen ist  der  Ankauf  fremden  Metallgeldes, 
der  Ankauf  von  Edelmetall,  das  rasch  in 
heimische  Münze  umgewandelt  werden  kann, 
sehr  geeignet  für  N.;  die  Hauptverwertung 
der  Noten  soll  jedoch  im  Ankauf  guter, 
baldfälliger  Wechsel  bestehen,  event.  in  ge- 
eigneten Lombardgeschäften  (vgl.  Art 
„Banken"  oben  Bd.  I  S.  311  f.).  Die  Heim- 
zahlung dieser  Darlehen  bringt  entweder 
die  Banknoten  zurück,  womit  auch  die  Bank 
keine  Schuldverbindlichkeit  mehr  hat,  oder 
Bai^ld,  womit  sie  ihre  Noten  einlösen  kann. 

Schon  bedenklicher  ist  die  Anlage  eines 
großen  Teils  in  Effekten,  da  diese  gerade  in 
politisch  xmruhigen  Zeiten  und  Krisen  oft 
nur  mit  Verlust  verkäuflich  sind;  in  Eng- 
land und  Frankreich  ist  die  Anlage  in  Staate- 
papieren zum  Teil  üblidL  Selbstverständ- 
licn  darf  eine  N.  nicht  alles  Bargeld  im 
Ausleihgesciiäft  benutzen,  sondern  sie  muß 
behufs  Einlösung  stets  einen  entsprechenden 
Barvorrat  haben ;  Noten,  für  die  die  Bank 
Bargeld  bereit  hat,  nennt  man  bargedeckte 
oder  schlechtweg  gedeckte  Noten;  solche 
dagegen,  für  die  sie  kurzfäliige  Forderungen, 
wie  Wechsel,  erworben  hat,  nicht  bainge- 
deckte  oder  schlechtweg  un^eckte  Noten. 
Wie  groß  der  Barfonds,  der  zu  halten  ist, 
sein  soll,  läßt  sich  nicht  all^mön  sagen; 
es  muß  das  jede  Bank  nach  ihren  Verhältr 
nissen  bestimmen;  es  kranmt  in  Betracht 
der  Kredit  der  Bank,  der  Stand  ihrer  sonst 
stete  billigen  Verbindlichkeiten,  die  Lage  des 
Geldmarktee,  der  Stand  der  Wechselkurse, 
Größe  der  Noten  usw.  Da,  wo  wie  in  Deutsch- 
land die  RückstrSmung  der  Noten  derPrivat- 
notenbanken  durch  Gesetz  künstlich  gefördert 
ist,  muß  von  diesen  naturgemäß  ein  größerer 
Fonds  gehalten  werden  als  anderswo.  Eine 
sehr  verbreitete  Annahme  ist  die,  daß  die 
Dritteldeckung  genüge,  allein  das  ist  ein 
Aberglaube,  die  Dritteldeckung  bezeichnet 
nur  eine  bald  mehr,  bald  minder  zutreffende 
Minimalgrenze.  Sie  führt  sich,  wie  es 
scheint,  zurück  auf  eine  Aeußerung  der 
Direktoren  der  Bank  von  England  im  Jahre 
1832,  daß  sie  für  ihre  Noten  und  Depositen 
Va  in  bar  zu  halten  pflegten. 

Neben  den  erwähnten  Gescliäften  sind 
für  N.  auch  Kommissionsgeschäfte  in  ge- 
wisser Grenze  zulässig.  So  wenn  gegen 
bare  Einzahlung  die  N.  Wertpapiere  in  Kom- 
mission kauft  oder  ttbergebene  Wertpapiere 
in  Kommission  verkauft.  Ganz  vorzüglich 
eignen  sich  die  N.,  weil  sie  alle  bedenk- 
lichen Geschäfte  vermeiden  und  darum 
nebst  ihrem  großen  Kapital  die  befriedi- 
gendste Sicherheit  bieten,  einesteils  zur 
Pflege  des  Depositengeschäfte  in  Verbindung 
mit  dem  Giro-  und  Scheckverkehr,  zumu 
die  Anla^  der  Deposita  analog  wie  die  der 
Noten  sich  gestaltet,  andemteils  zur  An- 
nahme versoblo^ner  Depots  und  offener 


Digitized  by  Google 


550 


Noten-  oder  Zettelbank 


Effekteudepots,  deren  Verwaltung  sie  über- 
nehmen. 

2.  Der  Giewinn  der  N.  setzt  sich  aus 
verschiedenen  Posten  zusammen.  Vor  allem 
besteht  er  in  der  Anlstge  des  eigenen  Ver- 
mögens. Da  es  wünschenswert  ist,  dafi  ein 
TeU  desselben,  um  die  EinlOsbarkeit  der 
Noten  zu  erhöhen,  auch  zu  kurzfristigen 
Anlagen  verwendet  werde,  so  kann  es  sein, 
daß  das  eigene  Kapital  sich  nicht  hoch 
verzinst. 

Dagegen  gewähren  die  Banknoten  reichen 
Gewinn;  der  TeU,  der,  ohne  bar  gedeckt 
zu  sein,  zu  Ausleihungen  benutzt  wird, 
bringt  Zins  ein,  ohne  daß  die  Bank  selbst 
Zins  dafür  zu  zahlen  braucht;  nur  die  — 
allerdin^  kostspielige  —  Herstellung  und 
Erneuerung  der  Noten  kommen  als  Eosten- 
posten  in  Abzug.  Bei  der  deutschen  Reichs- 
bank betrugen  1876/1900  die  Oesamtkosten 
für  Herstellung  der  Banknoten  ^)  rund 
5^  Mill.  U.,  jälirlich  also  207 100  M.  Da 
der  ungedeckte  und  zugleich  steuerfreie 
Notenumlauf  durchschnittlich  114,5  Hill.  M. 
betrug,  so  machten  die  HeistellungskoBten 
hiervon  0,18  <Vo.  Was  darüber  hinaus  an 
Zins  verdient  wurde,  war  Gtewinn.  Ein  Teil 
der  Noten  geht  auch  ganz  verloren,  ohne  je 
wieder  an  die  Bank  zu  kommen.  iMe  Bank 
von  England  schreibt  deshalb  Noten,  die 
seit  30  Jahren  nicht  prfisentiert  worden, 
überhaupt  ab,  sie  gelten  als  nicht  mehr  vor- 
handen. Wie  groß  die  Gewinne  aus  diesen 
Posten  sein  können,  sofern  nicht,  wie  dies 
jetzt  häufig  geschieht,  der  Staat  sie  an  sich 
zieht,  daf&  haben  wir  ein  Beispiel  auch 
aus  Deutschland.  Von  den  vor  1875  aus- 
gegebenen Talernoten  der  Preußischen  Bank 
waren  Ende  1900  trotz  längst  erfolgten 
Aufrufs  noch  19548  Stück  im  Wert  von 
1718190  M.  nicht  zur  Einlösung  gelangt; 
auch  von  den  im  Jahre  1875  von  der 
Preußischen  Bank  ausgegebenen,  auf  ilark 
lautenden  Noten  standen  noch  869300  M. 
aus,  im  ganzen  also  2587490  M.  Die 
Novelle  v.  7./Vn.  1899  hat  den  daraus 
entstehenden  Gewinn  dem  Reich  zugeführt.  ^ 
Andererseits  muß  die  Bank  auch  zuweilen, 
um  ihren  Noteokredit  und  den  zufällig 
letzten  Inhaber  nicht  zu  schädigen,  ge- 
fälschte Noten  einlösen.  Ein  fernerer  Ge- 
winn er^bt  sich  aus  der  teilweisen  Aus- 
leihung der  Deposits,  für  die  die  großen  N. 
auch  keinen  Zins  selbst  zu  zahlen  pflegen. 
Mn  weiterer  liegt  in  dem  Gewinn  am  Edel- 


Das  für  die  Reichskassenscbeine  verwen- 
dete Papier  (znrzeit  das  Wilcox'sche  Pftanzen- 
faserpapier)  ist  durch  Ges.  v.  28.iV.  1885  ge- 
setzlich genchützt.  Die  ReichBbanknoten  ge- 
nießen die  Vorteile  dieses  Schutzes  so  lange  mit, 
als  sie  aas  demselben  Papier  angefertigt  sind. 
*)  Vgl.  die  Reichflbank  1876-1800  S.  224. 


meüülhandel,  in  den  Provisionen  für  In- 
kassos, Depots,  Eommisüonen  usw.  Atau- 
ziehen  sind  die  Verwaltungskosten,  Verluste,^) 
etwaige  Notensteuer  usw. 

Bd  der  Reichsbank  bildeten  z.  B.  1905  die 
Einnahmen: 

HiU.  H. 

der  Gewinn  an  Wechseln    .   .   .  33,09 
„  Lombardgeschiften  3,5* 
Gebtlhren  für  Depots  usw.  .  .  .  3,aS 
Zinsen  an  Bnchrordenugen  nnd 
diskontaerten  Effekten  ....  4*88 

Gewinn  auf  Gold   0,09 

„  auf  Beichsanleihe  .  .  .  0,10 
Sonstjges  ._  .  .  0^19 

Zm.  45.»5 

Augaben: 

MUL  If. 

Verwaltungskosten   15,81 

AnfertigQDg  der  Banknoten.  .  . 

Notenstener   1,65 

an  den  prenB.  Staat   1,87 

Sonstäges   ■  .  0^3 

Zns.  19.84 

üeber  die  Frage  der  Gewinnbetdligug 
des  Staates  siehe  unten  sab  III,  3. 

3.  Volkswirtschaftliche  Zweckmfis^- 
keit  der  N.;  ihre  Gefahren.  Von  keiner 
ausschlaggebenden  Bedeutung  ist  der  Um- 
stand, daß  die  Biuknoten  f£^  grOßere  und 
mittlere  Zahlungen  ein  bequemeres  Umhu£b- 
mittel  sind  als  Münzen;  denn  um  diesen 
Zweck  zu  erreichen,  braucht  man  keine 
Banknoten ;  er  läßt  sich  auch  mit  Papieiveld 
und  voll^eckten  Mflnzscheinen  erreicneu. 
Schon  wichtiger  ist,  daß  die  Banknoten  de- 
finitiv einen  Teil  des  Bargeldes  für  die 
Volkswirtschaft  ersparen  laära;  es  faUeo 
die  PrSgungs-,  AbnutsnngskoBten  w^,  an 
Teil  des  sonst  im  Uünzvonat  gebundenen 
Kapitals  wird  verfügbar.  Der  of etallgcJd- 
vorrat  müßte  in  Deutschland  ttiheblidi  mehr 
betragen,  wenn  die  —  allerdings  einge- 
schränkte —  Banknotenao^abe  nicht  be- 
stände. Von  noch  größerer  Bedeutung  aber 
ist  der  Umstand,  daß  die  Banknote  nesser 
als  jedes  andere  Zirkulationsmittel  dem 
wechselnden  Zahlungsbedürfnis  sich  an- 
zuschmiegen versteht  In  ^ner  Volkswirt- 
schaft ist  letzteres  fortwährenden  Schwan* 
kungen  unterworfen,  es  ändert  sich  innere 
halb  des  Jahres,  es  ist  in  Deutschland 
z.  B.  groß  im  Frühjahr  und  Herbst,  ferner 
zur  Zeit  der  CouponsfälU^eit  usw.,  es 
ftndert  sich  aber  auch  von  Jahr  zu  Jahr,  je 
nachdem  die  wirtschaftliche  Konjnnktor 
eioe  günstige  oder  ungünstige  ist.  Dem 

M  Im  Wechseldiskontgeschftft  verlor  die 
Deinsche  Keichsbank  im  JäiresdarchscbDitt  d« 
2ö  Jahre  1876—1900  152803  H.  =  0,81%  dee 
dnrdiBchnittlichen  Gewinas.  An  jeder  luHioa 
angekaufter  Wechsel  hat  sie  31,2  IL  Verlast 
erlitten. 
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erhöhten  ZahlungsbedOrhiis  liegen  natür- 
lich auch  vermehrte  Geschäftsabschlüsse 
zugrunde;  eben  deshalb  werden  dann  auch 
mehr  Wechsel  gezogen.  Indem  die  N. 
solche  Wechsel  mit  ihren  von  jedermaun 
aDgenommenen  Noten  diskontiert,  liefert  sie 
dem  Verhehr  im  Maß  des  Bedürfuisses  die 
gewünschten  Zahlungsmittel.  Der  Depositen- 
verkehr  würde  zwar  auch  gestatten,  daß 
die  Bank  auf  Grund  der  diskontierten 
Wechsel  im  Giro  umschreiben  läßt,  aber 
das  wäre  doch  nicht  so  umfangreich  mög- 
lich und  für  den  Leihendeu  nicht  so  bequem, 


da  er  mit  der  Note  gegen  jedermann  zahlen 
kann.  Die  Banknotenausgabe  dehnt  sich  aus 
und  zieht  sich  zusammen,  ganz  wie  der 
Verkehr  es  braucht.  Im  Jahre  1905 
schwankte  der  ungedeckte  Notenumlauf  der 
Reichsbank  zwischen  —  39,0  Mill.  M.  (TJeber- 
deckung)  am  23./II.  und  920,3  Mill.  M.  am 
30VIX.  Die  Spannung  zwischen  Minimum 
und  Maximum  betrug  also  1905  951,1  Mill.  M. 
Aehnlich  ist  das  Bild  nach  Jahren.  Der 
ungedeckte  Notenumlauf  schwankte  im 
Jahresdurchschnitt  zwischen  —  1,0  Mill.  M. 
(üeberdeckuDg)  i.  J.  1888  und  316,5  Mill,  M. 


Durchschnittlich  nicht  bar*)  gedeckte  Banknoten  der  Beichgbank  in  den  Jahren 
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L  J.  1905.*)  Die  obenstehende  graphist^e 
DarstelluDg  I&fit  die  einzelneD  Schwankungen 
gut  ersehen. 

Ohne  diese  elastische  Regulierung  würde 
bald  eine  stOrende  Knappheit,  bald  eine 
CeberfflUe  an  Zirkulationsmittehi  bestehen. 

Die  Fähigkeit  der  Banknote,  eine  Lücke 
der  Zirkulation  zu  füllen,  wird  besonders 
wichtig,  wenn  plötzlich  eine  akute  Erisis 
ausgebrochen  ist.  Das  Vertrauen  ist  da 
allgemein  erschüttert,  die  gewöhu  liehe  Eredit- 
kette  ist  zerrissen,  alles  drfio^  nach  Bar- 
zahlung. Eine  Meuge  Leute  wird  zahlungs- 
nnfiShig,  und  viele  werden  mit  in  den  Ab- 
grund gezogen,  die  es  nicht  verdienen. 


')  Der  Barrorrat  ist  nach  §  9  des  BG.  berechnet 
Faßt  man  alle  dentschen  N.  znsammen,  so 
ergeben  sich  ant  Omod  der  Wochenübersichten 
durchschnittlich  nngedeckte  Noten  für  die  Jahre 
18^1905  MUL  H.:  186,7:  107,4:  12i,7;  240,0: 
964.2;  31U,8:  809,9;  3^;  294,4  ;  266,7  ;  366,2; 
870,4;  378,6. 


Besteht  eine  N.,  die  so  organisiert  ist,  daS 
sie  auch  in  der  Zeit  der  Erise  das  Ver- 
trauen nicht  verliert,  so  kann  sie  mit  einer 
verstärkten  Notenausgabe  denen  helfen, 
welche  rettungswürdig  sind;  durch  Diskon- 
tierung ihrer  Wechsel  hilft  sie  ihnen  über 
die  schwierige  Zeit  w^.  Selbst  wenn,  was 
nic^t  einmal  der  Fall  zu  sein  braucht,  da 
oft  anderen  Banken  Depositen  entzogen  und 
ihr  zugeführt  werden,  die  Bardeckung  der 
Banknoten  in  solcher  Zeit  etwas  abnimmt, 
so  sind  die  Noten  doch  in  eine  Lücke  ein- 
gesprungen, die  anders  schwer  ausfüllbar 
gewesen  wäre.  Die  Geschichte  der  N.  weist 
zahlreiche  Beispiele  von  erfolgreichem  Ein- 
greifen in  Zeiten  der  Erise  auf. 

Die  Wirksamkeit  der  N.  ist  aber  noch 
eine  weitergehoide.  Sie  TermGgen  bei  lich- 
ter Oi^anisation  und  Politik  inbezug  auf 
die  Krisen  auch  prftventiT  zn  wirken^  d.  h. 
den  Auslnnch  von  Ensen  zu  verhmdem. 
Aufierdem  dnd  sie  geeignet,  den  Metallgeld- 
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Umlauf  zu  regulieren,  sie  liefern  ohne  Störung 
fOr  die  innere  Zirkulation  dieGeldmeugen,  die 
für  den  Export  zeitweise  unvermeidlich  sind, 
greifen  aber  korrigierend  ein,  um  die  Folgen 
einerungünstigen  Zahlungsbilanz  zu  conpieren. 

Das  Mittel,  mit  dem  hierbei  die  N.  naupt- 
sAcblich  operieren,  ist  der  Wechseldiskont 
Je  machtvoller  die  Stellung  der  N.  ist,  um 
so  mehr  können  sie  diesen  wenigstens  in 
gewia<fen  Grenzen  selbständig  beeinflussen. 

Die  Bedeutung  einer  bewußten  Diskonto- 
politik wurde  in  den  zwei  ersten  Dritteln 
dieses  Jahrhunderts,  DamentUch  während 
der  Krisen  1825,  1837,  1839,  1847,  1857, 
1866  vollständig  erkannt 

Eine  N.  handelt  in  ihrem  eigenen  und 
im  volkswirtschaftlichen  Interesse,  wenn  sie 
bei  hochgehender  Konjunktur  den  Kredit 
erschwert;  durch  Erhöhung  des  Diskontos, 
also  Verteuerung  des  Kredits  kann  sie  dem 
Fortschreiten  einer  ungesunden  Preissteige- 
rang entgegenwirken  und  dadurch  den  Aus- 
bruch einer  Krisis,  der  mit  dem  plötzlichen 
Eflckgang  der  Preise  verbunden  wäre,  ver- 
liindern;  dazu  wird  sie  einigermaßen  durch 
ihr  eigenes  Interesse  veramaßt;  denn  bei 
hochgehender  Konjunktur,  wo  fortwährend 
die  Spekulation  auf  weitere  Preissteigerung 
hofft,  treten  auch  viele  Kreditforderungen 
an  die  Bank  heran,  viele  "Wechsel  sollen 
diskontiert,  Lombarddarlehen  den  Speku- 
lanten ^madit  werden;  die  Bank  würde, 
wenn  sie  nicht  der  Bewegung  Einhalt  ge- 
bieten würde,  anter  Umständen  nicht  mehr 
genug  Barmittel  znr  Bec^ng  besitzen  imd 
nOclffit  zwräfelhafte  Forderungsrechte  er- 
werben, welche  ihre  eigene  Sicherheit  und 
Zahlungsfähigkeit  untei^raben. 

Was  die  Zahlungsbilanz  anlangt,  so  sind 
Störungen  derselben  unvermeidlich,  ^ße 
EmteausfäUe,  außergewöhnliche  Kapitals- 
übertragungen u.  dgl.  veranlassen,  da  die 
G^enforderuDgen  dann  zur  Ausgleichung 
nicht  ausreichen ,  Abfluß  von  Edelmetall. 
Würden  diese  Summen  aus  dem  Privat- 
verkehr genommen,  so  würde  eine  drückende 
Geldknappheit  entstehen,  die  Entnahme  wäre 
wegen  der  Verzettelung  auch  schwierig.  In 
solchen  Fällen  sind  große  N.  mit  festge- 
wurzeltem Kredit  in  der  Lage,  ihren  Bar- 
vorrat für  einige  Zeit  zu  mindern,  die  Bar- 
deckung wird  etwas  schwächer,  aber  die 
heimische  Geldzirkulation  nicht  weiter  ge- 
stört. Die  Anzapfung  dieser  Barvorräte 
zwingt  aber  die  N.  zu  weiteren  Schritten; 
in  dem  Bestreben,  die  Barvorräte  nicht  zu 
sehr  dezimieren  und  die  Einlösbarkeit  ihrer 
Noten  nicht  gefährden  zu  lassen,  suchen  sie 
sich  zu  verteidigen;  sie  schreiten  zur  Er- 
höhung des  Diskontos.  Dadurch  wehren 
Bie  die  Ansprüche  etwas  ab,  auch  wirkt 
die  in  d^  Diskontoerhöhung  liegende  Kredit- 
erschwCTung  so,  daß  die  Spekulation  viel- 


fach tealiaieren,  d.  h.  verkaufen  mufi,  wo- 
dtirch  die  Waren  des  Großhandels  und  der 
Großindustrie,  insbesondere  aber  die  Wert- 
papiere im  Preise  etwas  nachlassen;  das 
macht  diese  im  Ausland  leichter  verkäuflich, 
die  Arbitrage  schiebt  diese  internationalen 
Werte  mit  einem  kleinen  Vorteil  ins  Aus- 
land, die  ungünstige  Zahlungsbilanz  schlagt 
um,  die  Wechselkurse  bessern  sich  (siehe 
Art.  „Wechsel"),  und  der  Goldabfluß  ist 
zum  Stillstand  gebracht  Ebenso  kann  eine 
Bedrohung  der  Barbestände  eintreten,  wenn 
der  Diskont  im  Ausland  höher  ist  als  im 
Inland,  teils  weil  dadurch  die  Nachfrage 
nach  Devisen  gesteigert  und  deren  Kurs 
dem  Goldpunkt  nahe  gebracht  wird,  teils 
weil  bei  einem  gewissen  Abstand  des  ans- 
ländischen  Diskonts  gegenüber  dem  hei- 
mischen die  Versendung  von  Bargeld  behufs 
Anlage  in  Wechseln  des  Auslandes  sich  lohnt 

Bie  effektive  Ansfnhr  von  Oold  in  letEterem 
Fall  hängt  davon  ab,  ob  der  Zinssatc  in  dem 
Land  mit  dem  erhöhten  Diskont  soviel  hfifaer 
als  der  des  Oold  aaafuhrendeo  Landes  ist,  daO 
nach  Bestreitung  aller  Unkosten  die  Anlage  in 
Wechseln  des  (lold  empftmgenden  Landes  sieh 
besser  rentiert  als  bei  anderer  Anlage.  Wird 
in  London  der  Diskont  so  erb3bt,  dall  er 
wenigstens  1  %  höber  steht  als  in  Deutschland. 
80  ist  Goldansfnhr  aas  Deutschland  rentabel; 
die  Yersendangskosten  von  Berlin  nach  London 
kosten  1  'U  per  Mille,  da  man  aber  etwas  ver- 
dienen  will,  mnß  die  Differenz  2V»'/<»o  =  V«*(t 
groß  sein;  d.  h.  100  M.  müssen  in  England 
mehr  erbringen  als  in  Deutschland;  bei  einem 
Dreimonatwecbsel  muü  das  '.'«"/o  in  3  Monaten 
verdient  werden;  %%  in  3  Monaten  ist  1*/« 
im  Jahr.  Daher  die  Eneheinung,  daß  sobald 
dieSpannnng  zwischen  London  und  Berlin  1"/, 
erreicht  oder  übersteigt,  die  deutsche  Reiebs* 
bank  mit  ihrem  Diskont  meist  folgen  muB,  am 
das  AbstrSmen  von  Gold  zu  unterbinden;  bei 
geringeren  ErhShnngen  brancht  die  Reichsbank 
nicht  za  fol^n.  Wird  der  Diskont  erhobt 
um  Goldentnahmen  des  Aaslandes  von  sich  ab 
nnd  anf  andere  Länder  zn  lenken,  so  ge- 
nügen auch  kleinere  Differenzen  iHeiligenstadt). 
Uebrigens  hat  man  Fälle  beobachtet,  wo  auch 
erhebliche  Unterschiede  im  Diskontosatx  nicht 
znr  Goldansfnhr  geführt  haben,  so  in  Frank- 
reich 186Ö/66  ge^nüber  Engtand.  Die  An- 
lage des  Oeldes  im  Aasland  kann  eben  trotz 
des  hohen  Diskonts  nnter  Umständen  wenig 
verlockend  sein,  zudem  kommt  nicht  bloQ  der 
Diskontosatz ,  sondern  auch  der  Stand  der 
Wechselknrse  selbst  in  Betracht 

Dieses  Eingreifen  der  N.,  um  den  natio- 
nalen Geldumlauf  zu  schützen,  ist  natürlich 
nur  dann  wirksam,  wenn  es  sich  nicht  um 
überschuldete  Länder  mit  regulärer  pi^ver 
Zahlungsbilanz  handelt  und  wenn  die  be- 
züglichen N.  auf  dem  Wechselmarkt  einen 
entscheidenden  Einfluß  haben. 

In  England  sind  neben  der  Bank  von 
England  so  mächtige  Kreditinstitute  ent- 
standen, daß  diese  nicht  immer  schlecht- 
•veg  durc^usetzen  vermag,  daß  die  Qbrigea 
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Bud«i  in  der  Diabontoerhnhnng  ihr  folgea ; 

sth  sich  sdiOQ  Öfter  genötigt,  die  Verstei- 
fung des  Geldmarktes  dadnrcfa  herbeiznfahrea, 
'u£  sie  selbst  dem  Markt  dnrch  Borgen 
<}d<i  iülzog;  wfflin  die  DiskootoerhöhuDg 
uitt  usreicbt,  um  schnell  Geld  herbei- 
nui^heo.  leüit  sie  auch  0eld  im  ÄusUmd 
1.  a  1)339, 1890)  uflT.  Die  Deutsche  Reichs- 
iiai  hat  wiederholt  dnrch  Verkauf  Über- 
«ADiD»«-  Schatzschedne  die  Versteifung  des 
•Kkfaaarktes  zu  ecreichen  gesucht 

Uebefluapt  ergreifen  die  N.  meist  meh- 
TPTP  JiHtd  gleic^iti^  um  einen  ange- 
rinrbtes  Zweck  zu  erreichen,  üm  die  hohen, 
I»  Aosfnfar  von  ^iveld  begünstigenden 
iaiiv  der  anis  Ausland  lautenden  Wechsel 
.'3  -IriidD»,  eriUlhen  «e  nicht  bloß  den 
niikimio,  Boodem  bringen  auch  ihren  Be- 
4uk1  an  aadilodisehen  Wechseln  auf  den 
Viril:  die  ^vatbüikiets  Mgen,  weil  ne 
■iv«n.  dafi  nun  für  diese  Wechsel  der 
Hr^f^nnkt  des  Eurees  errrächt  ist,  auch 
«[••a  nc  diese  Wechsel^  um  die  es  sich 
■  Ulielt,  inelmäfiig  billiger  erworben,  als 
■rf  Kurs  ut,  bd  welchem  Geldausgauge 
sTclirh  lind.  Würden  üe  mit  dem  Ver^ 
t^il  zfigem,  10  konnte  ihnen  der  Gewinn 
t'ir-h  eine  Kskontoänderung  im  Heimatland 
yr  %V-hae]  am  Kurs  wieder  verloren  gehen. 

KToOea  Zeatral-K.  haben  meiBt  aus- 
tirti^  Wechsel  (Wechsel  aufs  Ausland), 
S-  ÜLOf  n  als  Schutzmittel  gegen  das  Steigen 
■V.T  Wechselknree  und  gegen  den  Abfluß 

(totd,  in  Zeiten  wirtschaftlicher  und 
.•uti«cht!r  Krisen  im  Inland  als  Mittel  zur 
.-'-nanefauDg  Ton  Gold  aus  dem  Ausland 
titriKm.  Die  Rachsbank  erwarb  1905  für 

Hill.  M.,  die  belgische  Kationalbank 
f'^  ~y  MilL  Ftct.  =  20,2%  aller  diakon- 
"'rtcü  Wechsel  Ferner  geben  die  N.  für 
(».•fnhnwecke  oft  zunächst  fremde  Geld- 
f.'ioijea  nod  Barrenmetall ')  her,  auch  die  Ein- 
•  iuEk^lzungen  der  heimischen  Münzen  durch 
fnOiistrie  suchen  üe  zu  verhindern.^)  Die 

itich  bezOgUch  des  Wechselkredits  werd«i 
■■'iCcT  der  DiafcoDtoregnliemoff  oft  noch  andere 
dngeKhlifren;  so  werden  (z.  B.  von  der 
TOS  Frukreieh)  zeitweilig  alle  Wechsel 
>(t  Ultimo  VerfatUristen  zarttckgewieBen,  oder 
-u  böcltriakt  den  Kredit  gegenüber  allen 
":ii«n^en  DukontienugsKesncnen,  oder  die 
•*ti  «eilt  gerwisse  Wechsel  znrück,  bei  denen 
(••  ZBwtenbaag  mit  der  Spekulation  er* 
'uitUtdi  iM  (PnoS.  Bank  1873j.  Solehe  HaC- 
r*j*ts  kl^atn  gewifi  sehr  wiAsam  sein,  haben 
'^r  c^^tlber  der  aUgemeinen  Diskontoer- 
|..4im^  den  Hangel,  du  de  der  Bank  den 
''Tvarf  der  Partulichkeit  zoziehen. 

*'  Die  Beicbabaok  bat  dabin  gebende  Oesncbe 
abgelehnt;  seit  1893  suieint  darin  eine 
^•»4ma^  eingetreten  zn  sein. 

*  Die  Beieiuibank  gibt  seit  einigen  Jahren 
•-•ttt  (iuldliafnn  */io  fein  zum  Preise  von  1396  M. 
'M  Ptd.  bin  an  me  Industrie  ah. 


N.  spornen  selbst  zur  Edelmetalleinfuhr  an, 
indem  sie  zinsfreie  Vorschüsse  auf  eingeführtes 
Geld  gewähren  (Reichsbank) ;  oder  sie  zahlen 
für  Barrengold  und  fremde  Münzen  einen 
guten  Preis;  die  Reichsbank  hat  zeitweilig 
(1879—1881)  für  1  Pfd.  Gold  mehr  als  1392  M. 
gegeben  1),  1393  M.  bei  Beträgen  von  min- 
destens 500000  M.,  1393,50  bei  Beti%en 
von  mindestens  2  MilL  M.  Aus  einem  Pfund 
fein  werden  zwar  1395  M.  gewfigt,  aber 
es  gehen  3  M.  Prägegebühr  ab.  Die  Reichs- 
bank hatte  also  Verlust,  wenn  sie  nicht  die 
angekauften  .fremden  Goldmünzen  wieder 
zu  höheren  Preisen  für  die  Ausfuhr  verkaufte. 

Nicht  Überall  greift  man  zur  Diakonto- 
erhöhung bei  Metallabfluß.  In  Frankreich 
(auch  in  Italien)  hat  man  eine  Abneieimg 
gegen  häufige  Diskontoftnderungen.^)  Statt 
den  IKskonto  zu  erhöhen,  bereitwillig  aber 
Geld  gegen  Noten  herzugeben^  macht  die 
Bank  von  E^ankreich  S(£wiengkeiten  bd 
der  Beruhe  von  Gold,  indem  sie  eine 
Prämie  hierfür  fordert;  sie  kann  dies,  weil 
ihr  das  Bedit  zusteht,  auch  in  silbernen 
Fünf&ankstficken  zn  zahlen,  die,  da  sie  zu 
Hause  dnen  künstlichen  Wert  lüben,  nicht 
exportiert  werden  können.  Die  Diskonto- 
erhöhung wirkt  aber  genereller  als  die  Prämie. 

In  Ländern  mit  gesättigter  Geldzirkalation 
ist  die  Prämie  anit^tande,  den  Abfln£  von 
Metallgeld  ttbwhanpt  zn  hemmen,  sie  wirkt 
nur  am  das  in  der  Bank  befindliche  Qold.  Der 
Wechselkurs  folgt  der  Prämie  nur  in  der  ersten 
Zeit;  hernach  wird  aber  ihre  Wirkung  durch 
das  Sammeln  aas  der  Zirknlation  znm  Ver- 
schwinden gebracht;  in  Frankreich  ist  es  z.  B. 
nicht  schwer,  30  Mill.  Frca.  der  Zirkulation  zn 
entziehen;  es  hat  sich  wegen  der  Prämie  ein 
besonderer  Geschäftszweig  aasgebildet,  der  sich 
mit  der  Sammlung  voUwichtiger  oder  ziemlich 
vollwichtiger  Napoltons  befallt  (Geldwechsler 
kaufen  die  schweren  Napoleons  bei  den  Eiaen- 
bahngesellschaften ,  Hotel-,  Ladenbesitzem, 
Kellnern,  Kasaenboten  usw.  nnd  verkaufen  sie 
an  die  am  internationalen  Geldhandel  beteiligten 
Firmen).  Knde  September  bis  Anfang  Oktober 
1891  wurde  eine  Prämie  von  6— S"/«  von  der 
Bank  in  Frankreich  erhoben,  allein  in  NewYork 
sank  bald  der  Wechselkurs  anf  Frankreich,  und 
der  Geldexport  dauerte  trotz  der  Prämie  fort. 

Die  Erhöhung  des  Diskonts  wirkt  immer  erst 
nach  einiger  Zeit,  da  er  bereits  fällige  Forde- 


M  Die  Keichabank  1876—1900,  Berlin  1900, 
S.  146.  Es  entstand  also  eine  sog.  aktive  Prämie, 
weU  die  Bank  Prämie  vergütete,  gegenüber  der 
pasaiven,  wo  die  Bank  bei  Hergatw  von  Gold 
Prämien  empfängt. 

*)  Auch  in  Deutschland  hat  man  viel  seltener 
Diskontoändemngen  als  in  England,  wo  teils 
die  Starrheit  der  englischen  Bankakte,  teils  die 
leichte  Möglichkeit,  die  Bank  von  England  an- 
zuzapfen ~  die  ganze  Welt  durchströmt  eine 
Hens:e  von  Wechseln,  die  anf  England  lanten 
--  häniBge  Diskontoäuderaagen  veranlassen. 
187Ö— Iwl  wurde  in  England  der  Diskontosatz 
i2b  mal,  in  Deutschland  abier  nur  63  mal  geändert. 
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nmgen  nicht  beeinfliiBsen  kann,  hält  aber  dann  an 
nnd  vennag  andi  die  flottierenden  Geldkapitaliea 
des  Aoslandea  bei  Bedarf  ins  Land  za  ziehen. 

Die  Diskontschraabe  verteilt  die  wirtschaft- 
liche Bedracknne  anf  mSglicbst  viele,  und  wegen 
der  kurzen  Lanueit  der  Wechsel  im  Einzelfalle 
daaert  sie  nicht  lange;  wollte  man  statt  dessen 
Lombarddarlehen  massenhaft  kündigen  oder 
Wertwipiere  verkaufen,  so  wfirde  der  Verlnst 
in  weit  st&rkeran  Maße  einzelnen  siigesehobeQ ; 
in  politischen  Krisen  wttrde  das  Hittel  ohnehin 
nnanwendbar  sein. 

Diese  Skizze  zeigt,  daß  die  N.  nicht 
etwa  bloß  Anstalten  sind,  um  Unternehmeni 
leicht  einen  Qewinn  zu  verschaffen,  sondern 
wichtige  volkawirtBchaftliche  Funktionen  zu 
erfflllen  haben,  sie  sind  bis  zu  gewissem 
Grade  die  Regulatoren  des  volkswirtschaft- 
lichen Getriebes.  So  segensreich  sie,  richtig 
geleitet,  wirken  können,  so  großen  Schaden 
vermögen  sie  bei  laxer  und  leichtfertiger 
Handhabung  zu  stiften.  Werden  die  Noten 
unbankmäßig  verwendet ,  gewährt  die  N. 
leichtsinnig  Kredit,  so  kann  sie  Freissteige- 
rungen provozieren ,  Börsenspekulationen 
stützen  (namentlich  durch  Lombarddarlehen 
an  den  Liquidationsterminen)  und  große 
Krisen  vorbereiten,  in  denen  sie  selbst  dann 
um  so  geschwächter  dasteht,  je  unvor- 
sichtiger sie  vorher  voi^ng.  Darum  und 
auch  schon  wegen  des  Geldcharakters  der 
Banknote  hat  man  allerwärts  sich  zu  ge- 
setzlidier  B^Iung  des  N.wesens  veranlaßt 
gesehen,  indem  man  sowohl  die  Berech- 
tignng  zur  Notenausgabe  als  die  Details  der 
Notenausgabe  selbst  zu  ordnen  gesacht  hat 

in.  Systeme  der  Notenaosgabe- 
berechtignag. 

1.  Dezentralisiertes,  sentnifiBiertes 

Irrstem,  a)  Die  dezentralisierte 
Notenausgabe  ist  dadurch  dtarakteri- 

siert,  daß  eine  große  Zahl  von  Banken  be- 
i-echtigt  ist ,  Banknoten  auszugeben.  Sie 
kann  in  dreifacher  Weise  stattfinden;  sie 
wird  eintreten,  wenn  der  Staat  dem  System 
der  Bankfreiheit  huldigt,  also  in  der  Haupt- 
sache dem  Publikum  QberlAßt,  ob  imd  in- 
wieweit es  den  Banken  vertrauen  will ; 
ebenso  wird  sie  sich  ei^ben,  wenn  er 
Normativbedingungen  aufstellt,  welche  alle 
Banken  zu  erfülleu  haben,  die  Noten  aus- 
geben wollen;  es  laßt  sich  aber  auch  eine 
dezentralisierte  Notenausgabe  erreichen,  wenn 
dieselbe  auf  Konzession  (Privileg)  beruht; 
der  Staat  kann  eben  dann  viele  oder  wenige 
zulassen.  Der  erste  Fall  lag  vor  in  Eng- 
land und  Schottland  vor  1844,  auch  in 
mehreren  Staaten  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  bis  zum  Bundesgesetz  von  1863; 
das  System  der  Normativbestimmungen  fae- 
stdit  in  Amerika  seit  1863  und  bestand  in  der 
Schweiz  1881  bis  1907.  Das  Yielbanksystem 
mit  Eonzesnonierui^  hatte  frOher  Preußen. 


b)  Die  zentralisierte  Notenaus- 
gabe kann  auch  in  mefarfocher  Weise  aus- 
gestaltet sdn;  man  hat  entweder  das  ge- 
mischte System  mit  einer  privil^erten 
Zentralbank  und  einer  b^^nzten  Zahl  K. 
daneben  (Großbritannien  seit  1344,  Deutscdi- 
land  seit  1875,  Italien  seit  1893)  oder  die 
vollständig  monopolisierte Notenau^ibe 
(Oesterreich-Ungarn ,  Frankreich ,  Spanien, 
Portugal,  Norwegen,  Schweden,  Dänemark, 
Belgien,  Niederlande,  Griechenland,  Kreta, 
Schweiz,  Rumänien,  Serbien,  Bulgarien,  Ruß- 
land, TOrkei,  Aegypten,  Columbien,  Venezuela). 

2.  BeorteUang.  Das  dezentralisierte 
N.wesen  steht  unstreitig  hinter  dem  zen- 
tralisierten zurück.  Gerade  in  den  gemein- 
wirtschaftlichen Anforderungen  erweist  es 
sich  schwach.  Die  Erfohrung  zeigt,  daß 
bei  zersplittertem  N.wesen  kein  disponibler 
Barvorrat  vorhanden  ist,  der  für  Ausfuhr- 
zwecke Geld  hensugeben  vermag ;  eben- 
sowenig ist  die  Möglichkeit  g^oen,  eine 
einheitliche  Diskontopolttik  zu  erzielen  and 
damit  die  oben  geschilderten  Ziele  zu  er- 
reichen; eine  gemeiunützige  Kreditgewäh- 
rung ist  erschwert ;  bei  Ausbruch  von  Krisen 
versagen  die  kleinen  Banken,  ihr  Kredit 
ist  zu  schwach,  nicht  selten  werden  ihnen 
in  solchen  Lagen  die  Mittel  entzogen  und 
den  großen  Banken  zugeführt.  Nur  eine 
große  Zentralbank  mit  großem  Stammver- 
mögen, voller  Publizität,  beherrschend«!! 
Einfluß,  imgeteilter  Verantwortung  zeigt 
sich  mächtig  und  stark  genug,  um  diesen 
Aui^ben  gerecht  zu  werden.  Die  Einheit 
der  Note^),  die  Möglichkeit  önes  ^lofien 
Filialnetzes')  mit  dem  wirksamen  Gmnnv 
kehr  sowie  der  Tendenz  zur  Ausgjdchung 
des  Zinsfußes,  die  Eigenschaft,  ^e  größere 
Stütze  zu  sdn  in  poutisdiea  Notlamn,  nnd 
weitere  nicht  zu  unt^scdifltzende  vortdle. 
Auch  das  Machtmittel,  das  eine  große  Zen- 
tralbank gegenüber  fnndsdigen  Staaten  bietet, 
ist  nicht  zu  unterschätzen  (Benutzung  der 
Keichsbank  früher  gegen  Kußland). 

Demgegenüber  können  gewisse  Vorzüge 
des  dezentralisierten  Systems  und  einige 
Mängel  des  zentralisierten  nicht  ausschlag- 
gebend sein.  So  rflhmt  man  dem  ersteren 
nach,  daß  es  den  lokiUen  Bedtttfoissen 


^)  Zwar  kann  anch  bei  VielbanksTflton  gleiek- 
heitHcbe  Notenappointiening  nnd  dnrch  geeee- 
seitigen  Annahmezwaog  nnd  Kreientng  von 
lösangsstellen  die  allgemeine  ZirknUtion  er- 
leichtert werden;  immerhin  blühen  da  oft  uuui- 
genehme  Störungen,  wie  selbst  Dentachland  Mögt, 
wo  die  Noten  Büddentacher  N.  z.  B.  an  nora- 
deutschen  Bahnen  nsw.  zorttc^wiesen  weideo. 

")  Allerdings  gibt  es  aac£  bei  dweatrali* 
Biertem  Notenweiai  oft  zaUitiche  Filialen,  wie 
Schottland  beweist;  es  eind  das  aber  doeh  An- 
nahmen und  sie  sind  nicht  so  wirksam  wie  du 
I  Filialnets  einer  giofioi  Zratnl*N. 
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RorfaDdog  trage  lind  dem  kleinen  Qeschäfts- 
T>?rkehr  mehr  diene,  also  der  geldoligar- 
.-luAhcn  Tendenz  entgegenwirke.  Allein 
'iurch  ein  mchee  FUialnetz  der  Zentral-N. 
—  eridcht^rte  Zahlung  im  ganzen  Beich, 
taiihte  B^bbarkeit  von  wechseln  auf 
>Vbcapl2tae  —  kann  dieser  Yorzug  in  etwas 
psr^y»eft  wpfden,  auch  ist  auf  höherer 
>>t|fo  durch  die  Ausbreitung  des  fibrigen 
Hukir«fi«i8  dieser  Punkt  nicht  mehr  so 
vifiitie;  für  weniger  entwickelte  Verhält- 
3Me  UBD  ihm  eher  eine  entscheidende 
B^kotoog  beigemessen  werden,  namentlich 
daan.  wroo  die  Zeotral-N.  in  der  Aus- 
bUdnog  d«e  fUialnetzes  zurfickbleiben.  Das 
ffiftche  gilt  von  der  sorgiiamen  PH^  des 
I»e(Msiteswesens,  wozu  die  kleinen  N.  ^ 
rii'^tigt  «nd,  vffll  sie  ihre  Noten  Zirkulation 
irlit  so  atud^uren  Ünnen,  von  der  damit 
rertnindeoea  sorgfAltigen  Beaufsichtigung 
ihnr  Kunden,  der  grOBeren  £ulanz  infolge 
'i«T  Konkurrenz.  grOAere  Schutz  gegen 
■onkwidxige  Zumutungen  seitens  des  Staates, 
•l<«  man  ihnoi  naonrühmt,  ist  nur  sehr 
r-litir  bedeotoun;  tttls  hat  er  doch  auch 
V':JM^.  vie  die  Vereinigten  Staaten  tod 
Amenkä  im  Bürgerkri^  zeigten,  teils  kann 
*<T  umgangen  wOTden,  wenn  der  Staat  selbst 
I'apitfgeld  mit  Zwangskurs  ausgibt,  wo- 
tittrcb  er  auch  ihre  Barzahlung  untergräbt, 
idb  ist  die  Inaospruchuahme  des  Bank- 
liiT^tit^  in  schwerer  Notlage  nicht  zu  ver- 
«»rfen:  das  Beispiel  der  englischen  Bank 
1?J7.  der  Csterreiühischen  BÜik  1848,  der 
[Isnk  ron  Frankreich  1870,  die  ELilfe  der 
iLtlicniaciien  Nationalbank  in  neuester  Zeit 
nikI  Beispiele  hierfür.  Yiel^h  beobachtet 
nun  dagegen  beim  Vielbanksjrstem,  dafi 
Uinkbeamte  und  Aufsichtsrftte  in  nicht  zu 
t.ülij^nder  Weise  für  sich  selbst  von  der 
Notenbank  Darlehen  betm^ruchen  was 
«ünem  zentralisierten  Notenbankwesen 
nkhl  teicht  mt^lich  ist 

ßie  naturgemAll  schablonenhaftere  Yer- 
«utung  einer  großen  Zentral-N.,  die  stren- 
r^T^  Einengung  der  zulässigen  Geschäfte,  die 
t*«««  grilBere  politische  Färbung  des  Kredits 
■•:ad  M2ngcl,  die  mit  der  zaitralisierten 
K<  tenaitf^bo  Terbunden  sind,  sie  wiegen 
itiHT  nicht  schwer  genug,  um  ihre  groSen 
^'■>nQg«  aufzuwiegen. 

Die  F^Bge,  ob  beim  zentralisierten  System 
^Kemiachten  oderMonopolsystem 
■^T  Vonu^  zu  geben  sei,  entscheidet  sich 
hauptrtc^lirh  auf  Ömnd  historischer  Ver- 
bUloiiM.   Da,  wo  mui  voriier  Yielbonk- 

bn  Jahre  1900  waren  in  den  Yer.  Staaten 
f*t  AsMrika  TOD  28700  Anfsicbtsräten  der 
Nftsnoiibukea  18634  Soholdner  derselben  und 
siTü  Baakbeauta  scholdeten  den  Banken 
VO  KU].  Doü.  Vgl  Marcnae,  Betracbtongen 
iWr  da»  NoteDbaokw.  in  den  Ver.  SC.  r.  Am. 
Uirlia  1907  a  107. 


System  hatte,  wird  man  oft  es  zweckmäßig 
finden,  das  historisch  Bestehende  zu  schonen, 
sich  begnügen,  einer  Bank  eine  pi^ponde- 
rierende  Stellung  einzuräumen  und  nur  nach 
und  nach  auf  eine  größere  Zentralisierung  hin- 
zuarbeiten. Di^r  £ntwickelungsgang  zeigt 
sich  deutlich  in  England,  Deutschland  und 
Italien. 

3.  Oi^^isation  der  Honopol-  bezw. 
Zentralbank;  Staats-  oder  Pnvatbank? 
Gewinnbeteiligung  des  StaiUs. 

Die  Zentral-  oder  Monopolnotenbank  kann 
entweder  reine  Staatsbank  sein,  d.  h.  der 
Staat  verwaltet  die  Bank,  das  Stammverm^n 
pbt  der  Staat  her,  und  der  Gewinn  ollt 
ihm  zu;  eine  solche  reine  Staatsnotenbank 
ist  die  schwedische  Reichsbauk,  die  rusäsche 
und  die  bulgarische  N. ;  oder  sie  ist  eine 
reine  Aktienbank,  so  die  Bank  von  En^uid; 
oder  sie  ist  eine  Aktienbank  mit  staathchem 
£!influfi  auf  die  Verwaltung,  das  ist  der 
herrschende  Typus. 

Für  den  letzteren  sjuvchen  viele  Momente. 
Eine  reine  Staatsbank  wird  sehr  abhän^g 
von  den  Forderungen  parlamentarischerMajo- 
ritäten,  in  denen  die  Sonderintereasen  oft 
viel  mehr  Gewicht  haben  als  das  allgemeine 
Wohl  (die  schwedische  Keichsbank  war  bis 
vor  kurzem  ganz  abhängig  vom  Keichstag, 
der  sogar  jedes  Jahr  die  Leiter  der  Bank 
wählte);  sie  unterliegt  leicht  dem  Yorwurf 
der  Fiskaliiät,  was  namentlich  der  Diskonto- 
pohtik  schädUch  werden  kann,  sie  ist  nicht 
gegen  Heimlichkeit  gesichert  und  hat  ge- 
ringere Selbständigkeit  gegenüber  der  Finanz- 
verwaltung, was  dem  Vertrauen  zur  Bank 
nicht  zutiäglich  ist.  Der  Kredit  erhält  eine 
viel  schärfere  politische  Färbung.  Diese 
Mängel  entfallen,  wenn  Private  mit  ihrem 
Kapital  an  der  Bank  beteiligt  sind ;  ihr  Beirat 
und  ihre  Mitkontrolle  wirken  wohltätig.  Einige 
Bedeutung  dtlrfte  auch  dem  Moment  beizu- 
legen sein,  daß  ein  ins  Land  eingedrungener 
Feind  die  Bank  nicht  augreifen  werde,  wenn 
das  Kapital  Privaten  gehört*)  Die  Ver- 
waltung im  allgemeinen  Interesse  läßt  sich 
auch  bei  diesem  System  durch  staat- 
liche Ernennung  der  Leiter  sicher  stellen. 
Selbst  eine  große  Aktien-N.  kann  sich  der 
öffentlichen  Pflicht  nicht  entziehen,  wie  die 
Bank  von  England  beweist  Dem  Einwand, 
dafi  es  unrecnt  sei,  den  Gewinn  aus  dem 


')  Nach  TtfUcerrecbtlichen  Grandsätzen  kann 
Staataeigentnm  ohne  weiteres  okkupiert  werden, 
während  Privateigentam  mit  Ansnahme  von 
Natoralien  nnd  Oegenatänden,  deren  das  feind- 
liche Heer  nnmittetbar  bedarf,  nicht  ang^riffen 
werden  soll.  Dieser  Grundsatz  wird  zwar  viel- 
fach angefochten,  doch  wurde  er  dentscberseits 
im  dentsch-franzttsischen  Krieg  gegenüber  der 
Filiale  der  Bank  von  Frankreich  (Aktiengesell- 
schaft) reroektiert  nnd  die  erfolgte  Beschlag- 
nahme wieder  aufgehoben. 
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Notengeschaft  den  PriTatkapitalistea  zuzu- 
fahren, läfit  9cb  die  Spitze  abbrechen,  wenn 
man  ihnen  nur  eine  mäßige  Verzinsung  und 
Risikoprftmie  gew&hrt,  den  Rest  dagegen 
zngimsten  des  Staates  einztehL 

Es  ist  zuzugeben,  daß  in  dieser  Hinsicht 
manchmal  gefehlt  und  die  Interessen  der 
Gemeinschaft  nicht  genügend  gewahrt  wurden 
(in  Frankreich  stieg  infolgedessen  die  Aktie 
der  Bank  von  1000  Frcs.  auf  4000  Frcs.), 
in  neuerer  Zeit  ist  aber  beinahe  aUerwftrts 
das  Bestiebeo,  dem  Staat  ein  entsprechendes 
Aequivalent  zuzuführen,  sei  es  daß  er  einen 
Teil  des  Stammkapitals  umsonst  oder  zu 
geringem  Zins  geliehen  erhält,  sei  es  daß 
er  sonstige  wertvolle  Dienste  verlangt,  sei 
es  daß  er  von  der  Notenausgabe  eine  Extra- 
steuer erhebt,  sei  es  daß  er  direkt  am  Qe- 
winn  partizipiert.  Auch  den  Gewinn  aus 
zugrunde  ^^ngenen  Noten  pflegt  er  in 
neuerer  Zeit  immer  mehr  fOr  sich  zu  be- 
anspruchen, ebenso  zuweilen  den  Diskont- 
betrag,  der  eine  gewisse  übersteigt. 

In  Dentscbland  erhielten  anföngUcn  bei  der 
Beichsbank  die  Aktionäre  4  Ve  %  (eventnell 
ans  dem  Reservefonds  zu  ergänzen) ;  vom  Mehr- 
ertrap  waren  dem  RcBervefonds  20%  zozn- 
schreiben,  bis  er  ein  Viertel  des  Grandkapitals, 
also  30  MUl.  M.  betrug,  nnd  der  Best  wnrde 
zwischen  Anteilseignem  und  Beich  halbiert; 
ergab  sich  für  erstere  eine  Dividende  von  mehr 
als  8<*/ft,  so  erhielten  vom  Ueberschuß  das  Beich  'U, 
die  Anteilseigner  %  Infolge  der  Novelle  t. 
18./Xn.  1889  erhielten  von  1891  ab  die  Anteils- 
eigner 3V«Vo>  Tom  UeberschnU  die  Hälfte,  bei 
mehr  als  6%  vom  Ueberschnß  Vi-  Durch  die 
Novelle  V.  7./VI.  1899  wurde  der  Verteilnngs- 
modus  von  1901  ab  folgendenuafien  geregelt: 
die  Anteilseigner  erhalten  3  '/t  %  Dividende,  die 
eventuell  aas  dem  Beservefonds  za  ergänzen 
ist;  vom  Mehrbetrag  werden  20"!^  dem  Beserve- 
fonds zugeschrieben,  bis  er  60  Mill.  M.  erreicht, 
was  bereits  1905  der  Fall  war;  von  dem  weiter 
verbleibenden  Best  wird  den  Antcdlseignem  V«) 
der  Beichskasse  */«  überwiesen. 

Auf  Grand  dieser  Bestimmungen  erhielten 

das  Beich  die  Anteilseigner 

M.  M. 

1876—1890      34  784  99 1  113  846  000 

1891—1900     98  565  918  94  764  000 

1901—1905     63  578  113  48  492  704 

durchschnittlich 
in  %  des  Grundkapitals 
1876-1890        1,933  6,325 
1891—1900        8,217  7,897 
1901-1905        8,153  6,218 

dnrchschnitüich 
in  %  des  Beingewinns 
1876—1890        19,50  70,90 
1891-1900        46,89  52,56 

1901—1905         51,61  48,39 

Aoßerdem  hat  die  Beichsbank  ohne  Entgelt 
die  Karaengeschäfte  des  Beicbs  zu  besorgen. 
Auch  stellt  sie  ihre  sämtlichen  Anstalten  als 
Zeichnnogsstellen  ffir  Beicbs-  nnd  preußische 


Staatsanleihen  znr  TerfOgong.  Weiter  ist  ihre 
Verpflichtung,  an  4  Kauen  AtidhsgoldBifliiBai 
gegen  Scbeiaemtlnzett  zu  verabfolgen,  zu  er* 
wähnen,  die  Motenstener  für  KosungentsQber^ 
Bchreitungen ,  die  Leistungen  an  Preußen, 
15  Hill.  M  einmalig  und  1865730  H.  jährlich 
bis  zum  Jahr  1925.  Endlich  ist  der  Art.  9  der 
Novelle  v.  7./VI.  1899  ein  Gewinn  f&r  das 
Beich.  Ueber  die  staatliche  Gewinnbeteiligung 
bei  anderen  deutschen  N.  siebe  Finanzarchiv? 
(18901^  S.  477fg.  Eine  statistische  Ueberaicht 
der  Gewinnanteile  der  Staaten  an  den  Er* 
trägnissen  der  deutschen  Z.  enthält  B.  Bosen- 
thal, Znr  Bankfrage,  Wien  1896  S.  XLIIL 
üeber  den  neuesten  Stand  vgl.  Jahrbuch  der 
Berliner  Börse  1905/06,  S.  241  fg. 

In  Belgien  erhalten  die  Aktionäre  nach 
dem  Ges.  v.  26..'m  1900  A%,  vom  Uebeischull 
der  Staat '/« (1905  :  2  385  444  Frcs.),  der  Beserve- 
fonds 7,0.  Anßerdem  ^It  dem  Staat  der  Be- 
trag, um  den  der  Diskont  B%%  übersteigt 
(1905  :  471  270  Frcs.),  zu,  so  daß  für  die  Bank 
keine  Veranlassung  vorliegt,  den  Bankdiskont 
aus  anderen  Grttnden,  als  es  das  allgemeine 
Interesse  erfordert,  zu  erheben.  Audi  der  Notzen 
nicht  präsentierter  alter  Banknoten  ist  dem  Staat 
gesichert.  Eine  halbjährige  Steuer  von  '/*% 
von  der  275  Hill.  Frcs.  übersteigenden  Zirkulation 
bildet  eine  weitere  Staatseinnahme  ( 1906 : 
1956833  Frcs.).  Das  Staatskassenwesen  bat 
die  Bank  unentgeltlich  zu  besorgen  und  matt 
230000  Frcs.  jährlich  zn  den  Eassehosten  in  der 
Provinz  beitragen.  Becbnet  man  die  Stempel- 
steuer von  den  Banknoten  und  die  Gewerbe- 
steuer noch  dam,  so  betrugen  1905  die  baren  AV 
liefemngen  an  den  Staat  6,61  MUl.  Frcs.  =  13,2  % 
des  Aktienkapitals.  Die  Akljonftre  erhielten  16,4%. 

In  der  Schweiz  erhält  nach  dem  Ges.  v. 
6./X.  1905  der  Beservefonds  10%  des  Gewinns 
(jedoch  nie  mehr  als  ÖOOOOO  Frcs.  pro  Jahr'i  zu- 
gewiesen, sodann  wird  eine  Dividende  von  4% 
ausgerichtet,  der  Best  dient  zur  Entschädigung 
der  Kantone,  ein  weiterer  Ueberschuß  wira  zn 
Vs  an  den  Bund,  zu  */*  an  die  Kantone  im  Ver* 
hältnis  der  Wohnbevölkerung  verteilt. 

In  Holland,  Oesterreich-Ungarn, 
Bnmänien,  Serbien  bestehen  ebatfalUs 
Partizipationsverhältnisse. 

Auch  in  Frankreich  hat  man  bei  der 
letzten  Emenemng  des  Privilegs  (Ges.  v.  17./SL 
1897)  die  übergroßen  Gewinne  der  Aktionäre 
etwas  beschnitten,  indem  man  der  Bank  mehr 
Verpflichtungen  als  bisher  auferlegt  hat.  So 
maß  sie  enßer  dem  Banknotenatem  pel  (er  betrug 
1905  1219991,70  Frcs.)  jährlich  den  8.  Teil  des 
Diskonts  von  der  mittleren  produktiven  Zirku- 
lation, wenigstens  aber  2  Hill.  Frcs.,  entrichten. 
Fttr  die  Dauer  des  Privil^  sebäut  man  diesen 
Ornndzins  nach  den  letzten  28  Jahren  a«f 
95  lüll.  Frcs.  60  HiU.  Frcs..  welche  die  Bank 
dem  Staat  laut  Vertrag  v.  10./VI.  1857  zu  3*/o. 
und  80  Mill.  Frcs.,  welche  sie  laut  Vertrag 
V.  29./III.  1878  zu  1%  geliehen,  muß  sie  vom 
l./VI.  1896  zinslos  während  der  Dauer  des 
Privilegs  stehen  lassen.  AuQer  diesen  140  HüL 
Frcs.  muß  die  Bank  weitere  40  Hill.  Frcs.  zinaloe 
gewähren.  Der  Staat,  der  mit  der  Bank  in 
laufender  Bechnung  steht,  genießt  so  einen  lin»- 
freien  Betriebskredit  bis  zn  180  Hill.  Frcs.  Auch 
muß  die  Bank  an  die  Staatskasse  eine  Saame 
einzahlen,  die  dem  Betng  der  alten  Banknoten 
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tat  «ckwinen  Druck  gletchkommt;  die  Zirka- 
Ettntv  leneUM  beUaf  sieh  auf  6^  JÜll.  Frcs., 
4ic  litItTxtU  üt  aber  zngniDde  g^njKn.  Die 
loak  mofl  ihre  Schalter  TunsoDst  der  Gmissioa 
Qsi  fmsGüchen  Benten  und  der  Werte  des 
TUintclntitf  Cffoen  nnd  in  Paris  nnd  an  allen 
Fiiiilen  Ar  Bechnoag  des  Staates  umsonst  die 
'dvpm  dersdben  «äOsen;  aach  fUr  den  sons- 
rjna  ZaiäaagB^xmt  des  Staates  sind  ihr  Ver- 
piii'dbtim^  auferlegt.  Wird  der  Diskont  auf 
Müt  ab  b%  tthSh^  so  kommt  der  Mehrertrag 
3«  sa  Y«  den  AktionKren  sngote,  der  Best  fllllt 
u  dCB  StML  Diese  Bestimmnng  ist  praktisch 
lEififen  aenlich  bedentnngslos,  als  die  Bank 
Fiukreich  selten  3%  ttberacbreitet.  Za- 
rtfuttea  des  Poblikmas  ist  besonders  eine  Ver- 
Bwhron;  der  BaakpIlUM  statuiert.  Die  Bank 
um  vor  dem  Onetz  94  Filialen  (snccorsales), 
>  Nnbeiiitellen  (horeatu  auxiliaires)  nnd  lOö 
n«lL>e]p)itse  (rilles  rattacb^es).  Innerbalb 
s  fthn  nnüte  die  Zahl  der  Filialen  dnrch  Um- 
TudhiaiE  Nebenstellen  auf  112  gebracht. 
ttindeB  in  jeder  Departementabaaptstadt  eine 
niiilc  «richtet  werden,  wenn  sie  nicht  schon 
^mu  eün  soldu  besaß;  femer  waren  30  nene 
V-  :*iHtellen  n  errichten.  Von  1900  ab  ist  nn- 
«Ituuizig  dafott  wenigstens  jedes  Jahr  eine  nene 
^•ttiütelle  bis  zn  lä  zn  errichten.  Ende  19U5 
uiv  die  Bank  bereit»  127  Filialen,  63  Neben- 
•t'UcD  nnd  24S  Wechselplatze.  Im  Jehr  19U6 
Wsnf  die  IMvidende  der  Aktionäre  Immerhin 

4.  rebenicbt  Aber  die  Entwickelnng 
4e4  XfilenauBgaberechts  in  einzelnen 
NdjUea.  Ea  kann  nur  eine  ganz  gedrängte 
H.ii<>  bei  dem  zur  Verfügung  B^iendeu 
na  im  g^ben  werden. 

A.  8tut«n  mit  gemischtem  (nicht  völlig 
seatroliaiortem)  System. 

1.  Dentsohland.  a)  Periode  Tor  1848. 
I  tf  Btaknota  spielte  im  18.  Jahrb.  in  Dentscb- 
•Ufl  *i  ifnt  wie  keine  Bolle.  Die  von  Friedrich 
•ItB  GroBen  1765  gegründete  kgl.  Bank  in 
•'Ria.  dne  reine  Staatsbank»  erhielt  1766  das 
i'fht  der  Notcnaosgabe.  IHe  Bminion  betrag 
iW  in  den  70er  Jahren  nnr  800100  Tlr.;  da- 
ntfB  hatte  sie  tänta  groOen  DepositeoTerkebr, 
'lfm  1766/69  die  Gerichte,  Vormondschafta- 
^ti-irden,  Stiftangen,  Spit&Ier  nnd  Kirchen  ihre 
-^der  dort  anlegen  mallten.  Die  unrichtige 
v-rveodong  derselben  fllhrte  1806  znr  Kata- 
'*^{l]tl^:  in  diesem  Jahre  wurde  auch  die  Noten- 
L-ir^tw  eisgestellt,  da  man  neben  den  staat- 
iiira  TiHoneheinen  und  spftteren  Easseanwei- 
•Ufcfi  ein  weiteres  Umlanfsmittel  nicht  wollte. 
J  4w  Zeit  Ton  1820-1836  wurden  Bankkasse- 
*iint  »  Deponiesaeheine  ausgegeben.  Es 
CAbia  sieb  jetzt  in  Preußen  Bestrebungen  tOt 
ittut  X.  geltend,  die  Begiemng  snehte  ihnen 
tviKtfttinwirken,  indem  sie  die  kgl.  Bank  in 
^  l'KtifiiKbe  Bank  umwandelte,  das  Grand- 
•  •;4U1  TOB  10  MilL  Tlr.  sahen  Private  her, 
i  -  Staat  »elioU  1  >/«  MiU.  Tlr.  zn,  die  Leitnng 
-  *b  ■tsatUeb,  der  Gewinn  Uber  3 %  wurde 
tvH  DwutioB  de*  Beaervefonds  zwischen  Staat 
«IC  AnttÜMdgnerQ  geteilt:  die  Notenausgabe 
»ir  tirf  21  Jim.  Tlr.  (estgesetzt  (1866  fiel 
£»«  BsKbribiktiBg],  der  QeKhäftakreis  genau 
«vcctlL   Dk  Buk  tehnf  sofort  30  FiUalen, 


die  1866  bereits  auf  ^gestiegen  waren.  In 
Preußen  hatte  noch  die  1^4  g^^rflndete  ritter- 
schaftliche Privatbank  zu  Stettin  ein  Notenans- 
gaberecht  bis  zu  1  Mill.  Tlr. 

In  Bayern  erfolgte  183ö  die  Errichtung  der 
Bayerischen  Hypotheken-  und  Wecbselbank  mit 
einem  Emissionsrecht  (auf  99  Jahre)  von  8  MiU.fl. 
(seit  1866  von  12  Hill,  fl.);  sie  war  eine  reine 
Aktienbank,  aber  unter  Staatakontrolle. 

In  Sachsen  wurde  1839  die  Leipziger  Bank 
mit  unbeschranktem  Notenausgaberechtins  Leben 
gerufen ;  ihr  Notenumlauf  blteb  klein,  vor  1670 
war  er  selten  über  4  Vs  UiU.  Tlr. 

b)  Periode  1848-1875.  In  Preußen  war  man 
jetzt  hinsichtlii-h  der  PrivatrN.  etwas  entgegen- 
kommender. Es  erhielt  nicht  nur  die  ^adt 
Breslau  die  Srm&cbtignng,  eine  Zettelbank  zu 
errichten,  sondern  es  erschienen  auch  am  16./IX. 
1848  sog.  NormatiTbestimmnngen  für  die  Er- 
richtung von  „Privatbanken".  Dire  Eonzessions- 
dauer  sollte  vorerst  10  Jahre  nicht  überschreiten. 
Es  entstanden  der  Berliner  Easseverein  (1850),  die 
CGlner  (1856),  Magdeburger  (1856),  Eönigttberger 
08^),  Danziger  Bank  (1857),  sowie  die  des 
Großheratwtnms  Posen  (1857),  zn  denen  1866 
noch  die  OOrlitcer  hinzutrat;  letztere  war  kom- 
munalständisch, die  Brefilauer  etAdtisch,  die  Üb- 
rigen waren  Aktiengesellschaften;  jede  hatte 
das  Recht  zu  einer  Nutenanngabe  von  1  MiU. 
Tlr.  Auch  die  kleinstaatlicben  Begiemngen 
beteiligten  sich  lebhaft  an  der  Gründung  von  N., 
besonders  in  der  unternehmungslustigen  Zeit 
Ton  18Ö3— 1857,  wo  auch  die  zahlreichen  cr^dits 
mobiliers  anf  der  Bildfläche  erschienen.  Es  ent- 
standen neben  der  Roatocker  (1850<  die  Dann- 
stildter  (1855),  die  Frankfurter  (1854),  die  Han- 
noversche (18ä6),  die  Bremer  (18561,  die  Lübecker 
Privatbank  und  Lübecker  Eommerzbank 
und  1865),  die  Weimarer  (1853),  die  Geraer  (1854), 
die  Gotfaaer  {1856},  die  Mitteldeutsche  Kredit- 
bank zu  Ueiningen  (1856),  die  Sondersbansener 
oder  ThüringiBche  Baok  (1856),  die  Bfickeburger 
oder  Kiederfiächaische  Bank  (1856),  die  Hom- 
bnrger  (18ö6j,  die  BraonscLweiger  (1857),  die 
Luxemburger  (1857).  Im  Jahre  1850  war  auch 
der  seit  1844  bestebenden  „landständischen 
Hypotheken-  auch  Leib-  nnd  Sparbank  für  das 
Harkgraftnm  Obertauaitz  zu  Bautzen"  die 
Emission  von  Banknoten  gestattet  worden. 

Diese  Banken  waren  bestrebt,  ihre  Noten  im 
Umlauf  zu  erhalten,  was  bei  den  kleinen  Ge- 
bieten dazu  führte,  ihre  Noten  in  die  Nachbar- 
läuder  zu  bringen,  wah  GegenmaÜregeln  hervor* 
rief;  das  Pubicum  litt  unter  diesem  Zustande. 
In  der  Krise  1857  strömten  die  Noten  stark 
zurück,  viele  Banken  hatten  verkehrte  Deckung, 
die  meisten  reduzierten  ihr  Kapital ;  doch  wnrde 
keine  zahlnnirsnnfähig.  Durch  diene  Vorgänge 
sowie  namentlich  wieder  1866,  als  die  Preußische 
Bank  während  der  Krise  den  Wert  einer  grofien 
Zentral-N  zeigte,  klärten  sich  die  AnBchannngen 
über  das  N.wesen  (vgl.  auch  die  Verhandlungen 
des  Eongresses  der  dentecben  Volkswirte  ans 
jeuer  Zeit). 

Inzwischen  waren  zwei  neue  Banken  ent- 
standen, die  sächsische  1865,  die  sich  übrigens 
gut  entwickelte,  und  die  oldenbnrgische  1868. 
Da  erließ  der  Norddeutsche  Bund  das  sog. 
Banknotensperrgesetz  v.  27 ./III.  1870,  durch 
welches  die  Entstehnng  künftiger  N.  von  der 
Bnnde«geaetsgehnng  abnängig  gemacht  wnrde. 
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Am  1872  erfolg  die  Aosdelmiing  dieses 
Gesetzes  auf  SQddentschlaDd ;  noch  knrz  zuvor 
waren  aber  die  badische  Bank  in  Mannheim 

(1870)  und  die  wQrttembergische  in  Stattgart 

(1871)  errichtet  worden.  Die  Ereignisse  der 
70er  Jahre  zeitigten  eine  Beform.  Die  Her- 
stellan^  eines  einheitlichen  Wirtschaftttgebiets, 
eines  einheitlichen  HQnzwesens  konnte  den  Wirr- 
warr an  Banknoten  (1873  liefen  140  verschiedene 
Papierwertzeichen  —  Banknoten  nnd  Papier- 
geld —  nm)  nicht  belassen. ')  Anch  beschnldigte 
man  die  N.,  darch  zn  grolle  Ausgabe  Ton  Bank- 
noten  bezw.  leicht«iunige  Kreditiemng  die  Krisis 
mitverschnldet  zn  haben;  der  Notenumlauf  war 
in  der  Tat  stark  gewachsen.  Der  ungedeckte 
Notenamlanf  betrug: 

Ende  1862     4,4  HUI  TIr.,  daTon  prenß.  2,1 
„    1860  55,6   „      „        „        ,  43,8 
„    1869  119,5   „      „        „        .  77,7 
„    1872  167.5   „      „        „        „  107,8 
Die  Mehrung  erklärt  sich  aber  zum  großen 
Teil  ans  der  Schwerfälligkeit  der  Silberwftbrang 
und  der  auBerordentticben  Zunahme  des  Ver- 
kehrs.   Au  der  Krisis  waren  znm  mindesten 
die  starken  Rttckzahtungen  von  Staatsschnlden, 
die  plstzticbe  Verwendnng  der  Milliarden,  die 
Fehler  bei  der  Hfknzreform  eben»  schuldig  wie 
die  N. 

c)  Periode  1876—1896.  Der  Entwurf  eines 
deutsehen  Bankgesetzes  (Verf.  Michaelis)  suchte 
die  N.  kolossal  einzuengen,  teils  ans  obigen 
Gründen,  teils  weil  man  für  die  Münzreform 
sonst  fürchtete;  er  kannte  noch  keine  Reichs- 
bank, welche  erst  der  Reichstag  (HanptbefQr- 
worter  Bamberger)  verlangte.  Das  Bankgesetz 
ist  datiert  vom  14./III.  Iö7ö.») 

Nach  dem  Gesetz  kann  fortan  nnr  durch 
Reicbsgesetz  das  Recht  zur  Ansgabe  von 
Banknoten  erworben  oder  Uber  den  bei  Erlaß  des 
Gesetzes  zulftssigen  Betrag  der  Notenausgabe 
hinaus  erweitert  werden  (§  1).  Zur  Zeit  des 
Erlasses  des  Gesetzes  bestanden  33  N. ;  das  Ge- 
setz unterschied  nun  4  Kategorieeu:  1.  Ban- 
ken, deren  Noten  nnr  im  Territorinm  ihres 
Privilegs  zirknlieren  dürfen;  sie  unterliegen 
nur  den  allgemeinen  Bestimmungen  (§  2—11) 
Über  Noteneröße ,  Notenannahme ,  Notenein- 
ziehung, Publizität,  Notenstener;  ihre  Geschäfte 
sind  nnr  soweit  beeni^t,  daß  sie  keine  Wechsel 
acceptieren  and  keine  Waren  oder  korsbabende 
Fapiere  fUr  eigene  oder  fremde  Rechnung  auf 
Zeit  kaufen  oder  auf  Zeit  verkaufen  oder  für 
Erfüllung  solcher  BOrgschaft  leisten  dürfen. 


')  Das  Münzgesetz  v.  9./VIL  1873  Art.  18 
hatte  deshalb  verlangt,  daß  v.  l./l.  1876  au  die 
Bauknoten  anf  Reichswährnng  und  nicht  unter 
100  M.  lauten  sollten. 

*)  Dasselbe  gilt  nicht  flir  die  deutschen 
Schutzgebiete.  Für  diese  ist  maßgebend  die 
kaiserl.  Verordnung  t.  30./X.  1904,  nach  der 
die  Befuigruis  znr  Notenansgabe  nur  durch  eine 
vom  Reichskanzler  zu  erteilende  Konzession  er- 
worben werden  kann,  die  eine  Reihe  von  Punkten 
zn  regeln  hat;  eine  solche  Konzession  wurde 
am  lö.J.  li)Ü5  der  Dentsch-ostafrikanischen 
Bank  (vgl.  fUr  die  Details  Th.  Eichholtz,  Nationale 
deutsche  Bankpolitik,  Berlin  1906,  S.  91  f.)  und 
am  8./VI.  1906  der  Deutsch-asiatischen  Bank 
(Tgl.  Volkflw.  Chronik  1906,  S.  365)  erteUt. 
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2.  Banken,  deren  Noten  in  ganz  Deutschland 
zirkulieren  dürfen  und  denen  aach  gestattet 
werdm  kann,  daß  sie  Zwei^ederUisongen 
außerhalb  ihres  Gebietes  emchten.  Yorana- 
setzung  hierfür  war,  daß  sie  iubezug  aaf  ihro 
Geschäfte  große  Beschränkungen,  aaßerdem  den 
Notenscbub  and  die  NoteneiulSsangastelle  ac* 
ceptieren  and  alle  10  Jabre  sich  die  Anfhebang 
durch  Landesre^erung  oder  Bundesrat  gegen 
einjährige  Kttnduuog  ohne  Entschädigung  ge- 
fallen lassen  muwen  (vgl.  §  44).  3.  N.,  deren 
Notenansg^  durch  Statut  oder  Privileg  tnt 
den  Betrag  ihres  Grandkapitals  eingeschrftnlct 
war,  das  am  l./1. 1874  eingezahlt  war,  eihielten 
ebenfalls  das  Recht  der  allgemeinen  Notenzir* 
knlation  and  hatten  schlechtweg  das  Recht  der 
Beendung  von  Zweiganstalten  im  gaonn 
Reich;  außerdem  aber  kann  ihuen  der  Bandes- 
rat manche  der  bisber  geUbten,  nun  aber  den 
Banken  der  zweiten  Gattung  verbotenen  Ge- 
schäfte zeitweilig  oder  widerruflich  gestatten; 
auch  brauchen  sie  keinen  Reservefonds  bis  m 
V«  des  Grnndkapitids  zn  bilden  wie  die  iweita 
Gruppe.  Inbezug  auf  Aufhebung  usw.  itehea 
sie  aber  dieser  gleich  (vgl.  §  44).  4.  Die 
Reichsbank;  das  Reich  hat  die  frühere  preus- 
sische  Bank  gekanft:  Preußen  wurde  für  seine 
Rechte  entschädigt,  die  bisherigen  Anteilseigner 
schadlos  gehalten  bezw.  ihnen  die  Möglichkeit 
eröffnet,  Auteüseigner  der  Reichsbank  zu  wer- 
den (§  61).  Dieselbe  hat  g«|^über  anderen 
N.  folgende  Privilegien:  Se  ist  von  staat- 
lichen Gewerbe-  und  Einkommensteuern  befreit 
(§  21);  wenn  eine  andore  Bank  ihr  Notensos- 
gaberecbt  aufgibt,  wächst  ihr  deren  Eontin^cat 
zu  (§  9);  au^  ist  die  Beichsbank  emichtigt, 
mit  anderen  N,  Vereinbarungen  ftber  Vendcbt- 
leistung  der  letzteren  aaf  das  Recht  zur  Noten- 
ausgabe —  sie  zahlte  hierfür  in  den  ersten 
Jahren  169066  M.  —  abzuschließen  (§  19);  ihr 
steuerfreies  Notenkoutingent  ist  von  vornherein 
erheblich  ^Ber  als  das  sämtlicher  übrigen 
Banken;  sie  ist  vom  passiven  Notenäcbab  be- 
freit, was  eine  längere  Zirkulation  itirer  Noten 
ermöglidit  (g  44  Z.  5);  die  Reicbsbank  ist. 
wenn  der  Schuldner  eines  im  Lombardverkdir 
gewährten  Darlehna  im  Verzuge  ist,  berechtigt, 
ohne  gerichtliehe  Ermächtigung  oder  Mitwirknag 
das  Faustpfand  durch  einen  ihrer  Beamten 
oder  dnrcb  einen  zn  Versteigerungen  befugtes 
Beamten  Öffentlich  verkaofen  oder,  wenn  der 
verpfändete  Gegenstand  dnen  Börsen-  oder 
Marktpreis  hat,  den  Verkauf  anch  nicht  Öffent- 
lich durch  einen  ihrer  Beamten  oder  dnrcb 
einen  Handelsmakler  oder  in  Ermangelung  eines 
solchen  durch  einen  zu  Versteigerungen  be- 
fugten Beamten  zum  lanfeuden  Preise  bewirke 
zn  lassen  und  sich  ans  dem  Erlöse  wegen  Ka- 
pital, Zinsen  nnd  Kosten  bezahlt  zn  machen. 
Dieses  Recht  behält  die  Bank  auch  g^nttber 
anderen  Gläubigem  nnd  gegenüber  der  Kon- 
kursmasse des  Scbaldners  (§  20).  Das  Grand- 
kapital  der  Reicbsbank  betrug  anftngU^ 
120  MiU.  M.,  seit  l.yl.  1901  löO  Mill.  M^  seit 
l./I.  1905  belänft  es  sich  auf  180  MiU.  M. 
Die  Aufsicht  übt  ein  Baukkuratorinm  ans, 
bestehend  aus  dem  Reichskanzler  als  Vondtien- 
den  nnd  4  Mitgliedern,  von  d«iea  1  der  Kaiser. 
3  der  Bundesrat  emenut;  das  Baakkuratorinm 
versammelt  eich  alle  Vierteljehr,  Bericht  wird 
ihm  über  die  ganie  Geschlftagebanniff  er- 
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•und  [i  26).  Die  Leitung-  der  Bank  wird 
t'VbMli  Tom  Bdchakanzler  und  unter  dieBem 
1«  BucbibanktÜTektorinm  aiueeQbt ;  der 
SocUu^  leitet  die  gesamte  Bankverwal- 
Utf  luerhalb  der  Bestimm  anffen  des  Gesetzes 
«oi  ita  TOB  Kaiser  mit  Zustimmang  des 
hui<l«t(nt9  eriassenen  Statuts-  er  erläßt  die 
>ifvltUinBweinmgett  tüi  das  Keichsbankdirek- 
L-inm  und  fSr  lue  Zweiganstalten  sowie  die 
IvouiutniktioD  Kr  die  Samten  (§  26).  Für 
1^  Rdchskualer  kann  ein  StelWertreter  er- 
caut  vfenlra.  Dan  Reichsbankdirektorinm  ist 
vermlteode  nnd  ausfahrende  sowie  die  die 
Kfktitaik  Buk  auUen  Tertretende  BebSrde. 
1%  trttcbt  au  1  Frindenten,  1  Vizepräsidenten 
wit  Iict7)  uad  der  erforderlichen  Anzahl  von 
LUliedon  (nneit  7),  die  vom  Kaiser  anf  Yor- 
■^uae  des  Bondesratfl  anf  Lebenszeit  ernannt 
■cMu:  kein  Beamter  der  Reichsbank  darf  An- 
i-iJfrbeiDF  derselben  besitzen  (§§  27  ,  28),  sie 
^ii  alio  gua  unabhängig  gestellt  gegenüber 
<^  ADtütäeignem.  Die  Anteilseigner  sind 
11  in  Verwaltung  beteiligt:  a)  dnrch  die 
••rw^Temmmlnng  30);  b)  dnrch  den  Zen- 
t.aUBrtebBB;  er  teiteht  aus  16  Mitgliedem, 
^tran  jedes  miideiteus  Asteile  im  Betrag  von 
i>ii  H.  hftt  und  wovon  9  in  Berlin  wohnen 
bImoi;  «r  Tersaanielt  «cb  anter  Vorsitz  des 
^4ahtiTifi)ilenteo  wenigstens  jeden  Honat;  es 
••rd'B  ibm  die  wöchentlichen  Nachweise  mit- 
i-rtHlt  ood  er  ist  gutachtlich  in  6  Fällen  zn 
I  th,  BBter  anderen  über  die  Höhe  des  Dis- 
kututitxM,  Lombudzinsfußes ,  Kreditfristen, 
''lt<i>>etrig  der  Ijombarddarlehen;  seine  Zu- 
•ttomiiDg  ist  nStiff  in  betreff  des  Betrages,  bis 
■1  welchem  die  Fonds  der  Bank  zum  Ankanf 
•iC  Effekten  auf  Rechnung  der  Bank  verwendet 
**tia  tOnoen  (8$  81,  82,  SS):  c)  dnrch  die  De- 
•itttnei:  der  SSutralaaBschulI  wählt  8  Depu- 
frne  tun  seiner  Hitte;  diese  Üben  die  fort- 
■lo'fede  »netidle  Kontrolle  aus-  sie  sind  be- 
Tr'Dt^ct,  ulen  Sitzungen  des  Reichsbankdirek- 
(>>n<ia»  mit  beratender  Stimme  beizuwohnen, 
u*l  Ttrpflicbtet,  in  den  gewöhnlichen  Geschäfts- 

•  ihlvs  UD  Beisein  einen  Mitgliedes  des  Reichs- 
I  iililirrlcturiums  vom  Gang  der  Geschäfte 
knntnif  sn  nehmen,  Bttcber  und  Portefeuille 
i-T  Bsnk  einsoieben,  den  Kassarevisionen  an- 
'^•«baa  usw.  84),  Deputierte  und  eTentnell 
IntrtltUKhnO  mltosen  zustimmen,  wenn  die 
1  tistrervaltungen  des  Reichs  oder  der  Bun- 
^tutea  Geschäfte  nicht  unter  den  allfe- 
«niftt  fettenden  Bedingungen  machen  wollen 
1  bie  Beichsbank  bat  das  Recht,  überall 
'Ii  Hdrb  Zweiganstalten  zn  errichten.  Ende 

iihm  1906  bestanden  19  Reicbsbankhaupt- 

•  -lira.  67  Bdchsbankstellen,  333  Reichabank- 
!><<tnteltra  mit  nnd  9  ohne  Kasseneinrich- 
'  »c  ,4M»e  rind  auf  Vermittelang  von  Wecbsel- 
nTtiafn  Bod  Lombardgeschäften  beschränkt), 

•  I^nrhabankwatendepots,  insgesamt  also  442 
"«'■(lattalteo  demnadi  auf  llSfiOO  Einwohner 
**  1  Die  Ornoiaation  der  Hauptetellen  ist 
>**  tft  ReifhAiank  mit  Modifikationen  nach- 

i<  36^  Die  Errichtung  der  Reichs- 
•«ikuv^tstellen  erfolgt  auf  Antrag  des  Reicbs- 
ttiiJm  durch  den  Bundesrat,  die  der  Reichs- 
••iL>tel|ra  durah  den  Reichskanzler,  regelmäßig 
»'Aornv  dcfl  Bäcbsbankdirektorinms,  die  der 
^^tellea  ist  lediglich  Saohe  des  Reicbehank- 
'sUröBs.  Dfo  Kebeutellen  mit  Kaaaenein- 


richtnng  haben  entweder  lediglich  einen  Bank- 
Torstand  (Nebenstellen  mit  bMchränktem  Giro- 
rerkehr)  oder  einen  Bankvorstand  und  einen 
oder  mehrere  Aasistenten  Nebenstellen  mit  er- 
weitertem Giroverkehr),  die  Reichsbankhaapt- 
stelleu  und  die  Reichsbuikstellen  haben  stets  2 
Vorstandsbeamte,  die  gemeinschaftlich  zeichnen. 

Das  Reich  ist  berechtigt,  zuerst  zum 
1891,  alsdann  aber  von  10  zu  10  Jahren  nach 
voransgeganeroer  einjähriger  Ankündigung  ent- 
weder die  Reichsbank  aufzubeben  und  deren 
Grundstücke  gegen  Erstattung  des  Buchwertes 
zu  übernehmen  oder  die  sämtlichen  Anteil- 
adieine  Beichsiwnk  zum  Neunwerte  zu  er- 
werben. In  beiden  Fällen  geht  der  lülanz- 
mäßige  Reservefonds,  soweit  derselbe  nicht  znr 
Deckung  von  Verlusten  in  Anspruch  zn  nehmen 
ist,  zur  Hälfte  an  die  Anteilseigner  und  zur 
Hälfte  an  das  Reich  über.  Zur  Verlängerung 
des  Privilegiums  der  Reichsbank  ist  die  Zu- 
stimmung des  Reichstags  erforderlich.  Da  zu 
denselben  Terminen,  wie  der  Reicbsbank,  auch 
den  Banken  mit  allgemeinem  Zirkulationsrecht 
das  Notenrecbt  gekündigt  werden  kann,  so 
kennte  alle  10  Jahre  die  Bankverfaaaung  vQlüg 
geändert  werden. 

Gegenuber  den  großen  Beschränkungen, 
welche  das  Ciesetz  auferlegte,  wenn  eine  Bank 
Notenumlauf  im  ganzen  Beidi  erlangen  wollte, 
gaben  —  einigen  gewährte  die  Reichsbank  eine 
kleine  Entschädijrang  —  von  den  33  N. ')  13 
noch  im  Jahre  1875  ihr  Notenrecbt  anf,  eine 
hatte  schon  vorher  liquidiert,  zwei  folgten  bald 
nach;  ea  blieben  also  von  1877  ab  mit  der 
Reicbsbank  nur  noch  17  übrig;  hiervon 
haben  alle  den  Beschränkungen  sich  unter- 
worfen .  ausgenommen  die  brannschwei^sche, 
deren  flöten  also  nur  im  brauDschweigiscben 
Gebiet  zirkulieren  durften;  sie  beharrte  dabei, 
obwohl  die  Reichapost  ihre  Noten  zurückwies, 
die  Röchabank  ihre  Wechsel  nicht  diskontierte, 
auch  keine  Wechsel  einzog,  wenn  sie  ein  Giro 
der  brannsehweigischen  Bank  tmgen;  seit  1876 
wurden  aber  diese  Maßregeln  gemildert;  ihr 
Notenaosgaberecht  betrug  10  Va  MiU-  M.;  durch 
schnittlich  ging  ihre  Notenausgabe  auf  2  Va  Mill. 
und  die  ungedeckte  auf  1  */•  MÜl.  herab. 
Auch  die  Rostocker  Bank  wollte  sich  nicht 
unterwerfen,  um  ihren  Hypothekenverkehr  nicht 
aufgeben  zn  müssen ;  als  aber  dann  die  mecklen- 
burgische Regierung  die  Ännafame  ihrer  Noten 
an  den  öffenüicheu  Kassen  verweigerte,  war  ihr 
Recht  beinahe  wertlos,  und  sie  verzichtete  anf 
dasselbe.  Die  bayerische  Hypotheken-  nnd 
Wechselbank  gründete,  um  die  Unterwerfung 
unter  den  §  44  zu  ermCglichen,  eine  neue 
Bank  (vgl.  §  47  des  BG.),  die  bayerische  N. 
10  Banken  beschränkten  ihr  Notenaosgabe- 
recht auf  den  Betrag  des  im  Jahr  1874  ein- 
gezahlten Grundkapitals.  Die  Zahl  der  N.  (17) 
blieb  unvertlndert  bis  1886;  in  diesem  Jahr  gab 
ihr  Notenrecht  anf  die  Lübecker,  1887  die  Kölner, 


Nicht  als  N.  wurde  vom  Gesetz  ange- 
sehen die  landständische  Bank  (landw.  Kredit- 
institut) in  Bautzen;  ihre  N.  (ca.  3  MilL  H.) 
galten  als  kommnnalstäudisches  Papiergeld.  Sie 
hat  am  2./V.  1903  auf  ihr  Recht  zur  Ausgabe 
von  unverzinslichen  auf  den  Inhaber  ausge- 
stellten  Schnldveradireibungen  verzichtet 
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1888  die  HannoTersche  nnd  Bremer  Bank;  seit 
1890  kamen  noch  dam  die  Chemnitzer  und 
4  prenl^he  (die  Danziger ,  Hagdebarffer, 
Posener,  Breslaner),  denen  die  preuUiBcbe  Re- 
Kiemng  gekündigt  natte.  Die  Zanl  ist  dadurch 
aeit  1891  auf  8  herabgesonken.  Am  26./III. 
1901  verrichtete  die  letzte  preußische  Privat- 
N.,  die  Frankfurter  Bank,  am  21./XV.  1902  die 
Darmstädter  Bank  auf  ihr  Notenanseaberecht. 
Ffir  viele  Privat-N.  hatte  der  Notenschab  (g  44 
Z.  6),  infolgedessen  ihre  Banknoten  nicht  lange 
(bei  manchen  durchschnittlich  nicht  Uber  1  Monat) 
im  Verkehr  sich  hielten,  das  Notenan^berecht 
ziemlich  wertlos  gemacht  Es  verblieben  also 
unrnoch6:  Beichsbank,  bayerische,  württem- 
bergiscfae ,  badiscfae ,  sächsische  und  brann- 
schweigische  Bank.  Nachdem  letztere  i.  J.  1906 
mit  der  Brannschweigischen  Kreditanstalt  in 
Braunschweig  sich  fusioniert  hatte,  mußte  sie  ihr 
Notenrecbt  aufgeben,  so  daß  seit  i./L  1906  nur 
noch  5  N.  in  Deutschland  existieren.  Von  den 
flbrigen  28  Banken,  die  ehedem  das  Notenans- 
gabuecbt  hatten,  bestehen  heute  (1906)  noch  18 
ohne  das  Recht  der  Notenausnbe,  8  haben 
liquidiert  oder  fussioniert.  2  sind  nach  Aufgabe 
ihres  Noten  Privilegs  in  Konkurs  geraten. 

Die  bayerische  N.  hatte  Knde  1906  6  Bank- 
filialen und  66  Agenturen,  die  württembergische 
N.  28  Bankagenturen  und  36  Wechsetpariplätze, 
auf  welche  sie  Wechsel  ohne  ^'peaenberecnnnng 
diskontiert,  die  sächsische  N.  8  Filial-  und 
154  Wechselpariplätze,  die  badische  N.  eine 
Filiale  in  Karlsrnhe  nnd  6Ö  bad}sche  Wecbsel- 
pariplätze  (davon  16  gteicfazeitig  Reichsbank- 
^ätze);  außerdem  diskontiert  sie  pari  an 
30H  nichtbadiat^en  Plätzen  (davon  104  Reichs- 
bankplätze )  nnd  an  sämtlichen  Reichsbankplätzen. 
Dnrcb  dieses  intensiv  ansgentaltete  Netz  von 
Zweiganstalten  and  Parrölätzen  suchen  die 
Privat-X.  ihre  Noten  in  Zirkulation  zu  halten 
und  den  Wechsel  verkehr  im  Laud  an  sich  zn 
riehen:  auch  gewähren  sie  für  die  Girokapi- 
talien einen  mäßigen  Zins.  Die  bayerische  N. 
hat  neben  dem  Giroverkehr  das  sog.  Akkredttiv- 
syj'tem  ausgebildet  (wer  an  einen  anderen  Platz 
zahlen  will,  erhält  anf  die  dortige  Filiale  oder 
Agentur  eine  Anweisung,  die  er  seinem  Schuld- 
ner schickt;  dieser  kann  sich  durch  Präsen- 
tation derselben  bezahlt  machen).  Die  Privat-N. 
lehnen  sich  an  die  Reichsbank  an,  sie  rediskon- 
tieren bei  ihr  ihre  Wechsel,  um  ihre  Betriebs- 
mittel zu  verstärken,  die  Reicbsbanh  dagegen, 
die  nur  inländische  Wechsel  weiter  diskontiert, 
ist  der  letzte  Rückhalt  des  inuem  deutschen 
Geldverkehrs  und  zugleich  sein  Regulator. 

2.  firofibrltannien  nnd  Irland.  In  Eng- 
land war  jeder  berechtigt,  ein  schriftliches  Ver- 
sprechen zu  geben,  des  Inhalts,  dem  Inhaber 
einen  gewissen  Betrag  anf  Sicht  auszuzahlen. 
Daran  änderte  zunächst  auch  nichts  die  Grün- 
dung der  „Bank  von  England"  im  Jahre  1694.*) 
Diese  war  eine  Korporation  von  Staatsgläubigem, 
die  dem  Staat  ihr  KapiUl  von  1 200000  Pfund 
darlieh,  für  welche  der  Staat  8\  Zinsen  nnd 
400U  Pfand  Verwaltnngskosten  jährlich  bezahlte. 
Das  galt,  weil  eine  BOckzahlnngspflicht  nicht 
statuiert  war,  fttr  den  Staat  als  gOnstig.  Dafür 

*)  Die  gesetzliche  Ermächtignng  sur  Er- 
riclitnng  der  Bank  steckt  in  einem  Steuer-  nnd 
Seboldgesetc  t.  277V1L  1694. 


erhielt  die  Korporation  das  Sedbt,  Btnk- 

Seschäfte  zn  machen,  und  zwar  to,  daß  ihre 
Mitglieder  nur  nach  Maßgabe  ihrer  Anteile  Är 
die  durch  das  Outhaben  bei  der  Regierung 
nicht  gedeckten  Schulden  zu  haften  branehtCB. 
Die  Bank  gab  Noten  aus,  die  anfugs  nöst 
noch  indossiert  wurden. 

Bereits  im  Jahr  1687  bei  Gelegenheit  eines 
neuen  durch  Erhöhen  des  Stammkapitals  aufge- 
brachten Darlehens  an  den  Staat  entlockte  die 
Bank  dem  Staat  ein  weiteres  Privileg  des  In- 
halta,  daß  keine  andere  Bankgesellachaft 
dnrcb  Parlamentsakte  im  SBnlgrdebe  errichtet 
werden  dürfe.  Aach  dies  bedeutete  kein  Bank- 
notenmonopol, imGegoiteil  wurde  1705 ausdrftck- 
lich  durch  Gesetz  erklärt,  daß  jeder  berechtigt 
sei,  sog.  promissory  notes  anszuge^ten,  d&ß 
diese  aber  rechtlich  den  Wechseln  gUicfagesteUt 
seien.  Die  Zahl  der  Privatbankieni,  die  Not» 
ansgaben,  nahm  denn  auch  immer  mehr  su. 
Schranken  waren  nur  zwei  gezogen.  1708  ge- 
lang es  der  Bank  von  England  hti  Emenemag 
ihres  Privilegs  dnrdmaetaen^  daß,  eolaage 
letzteres  bestände,  keiner  ans  mehr  aJi  6  Pu- 
Bonen  bestehenden  GeseUsehaft  gestattet  §täu 
sollte,  Noten,  die  jederaeit  oder  in  künerer 
Frist  als  6  Monate  zahlbar  seien,  sn  emittieren. 
Einzelne  und  Gesellschaften  von  6  oder 
weniger  Personen  waren  nicht  behindert,  Noten 
auszugeben,  nur  hafteten  sie  unbeschränkt. 
Ferner  vmrden  1775  die  Noten  unter  1  Pfund, 
1777  die  unter  5  Pfund  verboten,  was  die  Kon- 
kurrenz der  Privatbankiers  etwas  einengte;  die 
Bank  von  England  sab  anfangs  keine  Noten  mter 
30  Pfund  ans:  17w  sehritt  äe  inr  Anvabe  voa 
10  Pfand  nnd  179R  sn  solchen  von  5  Pfund. 
Das  Aktienkapital  der  Baak  war  immer  wieda^ 
erbSht  worden,  1816  betrug  es  14,663  MilL  Pfand, 
der  größte  Teil  war  aber  dem  Staat  gdiehen; 
1746  war  der  Zinsfuß  für  den  Staat  nur  noeb 
3%.  Die  Noten  waren  infolge  zu  großer  In- 
anspruchnahme der  Bank  durch  den  btaat  1797 
—1821  uneinlösbar  nnd  hatten  längere  Zeit 
Disagio.  In  den  Krisen  zeigten  sidi  die 
kleinen  englischen  N.,  deren  es  L  J.  1790  un- 
gefähr 360  gab,  wen^;  wideratandsQhigf  1798 

fingen  etwa  100  evgninde.  1814—16  moStan 
40,  1825  ca.  70  Landbanken  ihre  ZaUnngea 
einstellen.  Man  sah  ein,  daß  größere  N.  besser 
seien.  1826  statnierte  destulb  ein  Oeaets, 
nicht  nur,  daß  die  Bank  von  England  jede 
Woche  ihren  Status  veröffentlichen  müsse,  sob- 
dem  auch ,  daß  fortan  Banken  mit  mehr  als  6 
Teilnehmern  (joint  stock  banks)  ebeofalLs  Noten 
emittieren  dürften,  jedoch  nur  in  einer  Ent- 
fernung von  mehr  als  66  Meilen  von  London 
und  nur  unter  solidarischer  Haftung  der  Teil- 
nehmer. Oe^  die  Konkaztens  grefierer  Koten 
ausgebender  Banken  blieb  die  Bank  von  fiar- 
land  in  London  geschützt,  nicht  aber  gegoi  & 
Konkurrenz  größerer  Banken  in  London,  die 
keine  Noten  ansgaben,  nnd  Dberbaupt  nicht 
gegen  die  Konkurrenz  grSßarer  Banken  auAer^ 
halb  Londons.  Dafür  wurde  der  Bank  von  Bog- 
land gestattet,  in  den  größeren  Städten  das 
Landes  Zweiganstalten  anzulegen,  femer  er- 
hielten 1883  ihre  Noten  (solauffe  sie  einllMar 
sind)  die  Eigenschaft  eines  geeetwichea  Zahlragn- 
mittels  znerkannt  Aach  war  die  Baak  fo« 
England  privilegiert,  iasofem  li«  in  waitoa 
Male  die  Kasaei^ieBehifto  dei  Staatei  bemsta. 
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1*^1  Buk  TOD  EnglEmd  wurde  vorffeworfen, 
uiL  iie  in  den  Kruen  1835,  1837,  1839  nicht 

snc  Torgeben^  habe.  Es  führte  dies  zu  der 
i  itl  ichea  Bankakte  v.  19./VIL  1814,  die 
Vther)ga:ag  m  einem  zeDtraliüerenden  Noten- 
id'rjbojBtein  bedeatete  nnd  auf  Qniiid  eigen- 
limLiriin'  tbeoretiscber  Anschaunngen  die  Noten- 
ai;;«^  Mltwt  regelte.  Dieses  Gesetz  verbot 
U(  EmebtDiig  neuer  Zettelbankeu  in  England 
«od  Wal«.  N.,  die  ihr  Becht  anfgeben,  ver- 
«■m  et  ffir  immer;  die  Reeierong  kann 

Notenbetrags  der  Bans  von  England 
i.^t«D«ntspr«ehende  Vermehrung  der  hinterlegten 
tWiipApiere  zaweisen;  die  Bank  Ton  England 
lau  »ach  Yertr&ge  wegen  Verzichts  mit  an- 
it:ta  S-  Khliefien.  Die  weiter  bestehen- 
yn  N.  dürfen  nicht  mehr  Noten,  gleichviel 
'•  fie  bar  gedeckt  sind  oder  nicht,  anheben, 
.  •  *ie  in  den  12  Wochen  vor  dem  27JIV.  1844 

•  irch*chaittlkb  in  Dmlanf  hauen.  1884  waren 
:7;'  Xäienbanken  (207  Privatbankiers  und  72 
AktwDhaaken}  berechtigt,  863t  647  £  Noten  ans- 
ruebeo.  November  1895  gab  es  noch  91  Noten- 
^\aUa  mit  einef  Notenemission  von  4  194  250  £, 
N'Teinber  ItfÖö  nnr  noch  32  mit  einer  Emission 

•  e  171Ö790  £.  Die  Bank  von  England  hat 
.  a  11  Filialen. 

la  Schottland  wurde  die  Bank  von  Schott- 
M  I6t)ö  mit  einem  Monopol  fUr  20  Jahre  er- 
r:'ut<>t  Da  nach  Ablauf  dieser  Zeit  das  Mono- 
\"\  wkt  mit  erneuert  wurde ,  entstmnden  kor- 
I  vierte  und  niehtkorporierte  Banken.  Die 
'>t-f«i  bitten  beschrankte  Haftung.  Ein 
'  Urti«rb«s  Gesets  Ton  1765  verordnete ,  daß 
<iE  .N'dt«i  auf  Siebt  eingelöst  nnd  nicht  kleiner 
••*  1  Pfund  sein  sollten.   Die  schottischen  N. 

•  *rfü  sfchr  rührig  und  paßten  sich  den  Bedürf- 
'  >"Q  tbrer  Kunden  sehr  an,  namentlich  ge- 

•  .hiiea  aie  diesen  Kredit  iu  laufender  Bech- 
'■'tar  Durch  Ges.  v,  21./VU.  1845  wurde  be- 
•'itnmt.  liaii  jede  der  vorhandenen  N.  fortan  so- 
>:fj  Nuten  ohne  Bardeckung  ausgeben  dttrfe,  als 

Tota  l  iV.  1841  bis  30 /IV.  1815  durchschnitt- 
■»fe  tto  Umlauf  gehabt  hatte.  Bargedeckte 
>  IM«  lie  beliebig  viel  ausgeben.  Auch  blieb 
taci  erlaubt,  Einpfandnoten  zu  emittieren. 
* '  N  wurden  zu  einer  Zirkulation  von 
•'••^MJ  Pfand  autorisiert.   Ihre  Zahl  beträgt 

•  ^  l^78  nnr  noch  lü  mit  26763ÖÜ  Pfund  aa- 
oMt^rier  Notenansgsbe.    Die  10  N.  hatten 

•  - 1*  1U1&  Filialen.  Während  die  Bankakte  von 
'Mt  ■luo  englitcheu  Provinzial-N.  unterMgte, 

''u>ii  in  London  eu  errichten,  enthielt  die 
tuvht  Bankakte  diese  Bestimmung  nicht, 

•  •c^ctixche  Banken  haben  denn  auch 
1 .1»  rrußes  VerdrnU  der  eufl^isehen  Provinzial-N. 
: -Im  in  London  begründet. 

Ii  Irlawl  warde  U83  die  Bank  von  Irland 
t- .-rindet  —  lim  hatte  sie  60  Filialen  —  ihr 
■■  -ul  nt  titeüttlh  an  die  Hegiernng  ausge- 
•"h  Durch  Gen  v.  18lö  war  der  ungedeckte 
\  r-il».tnig  für  die  vorhandenen  6  N.  auf  6  354  494 
'  ''■'»)  Icxt^ewtzt,  die  Anstrabe  bargedeckter 

•  i'U  wu  nicht  bfschrinkt.  Die  Zahl  der  Noteu- 
tit'.ib  oQil  ihr  Notenkontingent  blieben  bis 
■  ::•  uiirerindert. 

1.  lUllDi.   Nach  18B1  gab  es  6  N.:  die 
•ii'UiiM-lie  Nationalbank,  die  toskanische  Natio- 
•'•«»k,  4i«  rfimiscbe  Bank,  die  Bank  von 
'"■Kl,  di«  Bank  von  Sizilien,  die  toskanische 

'f-'  iUthKik  der  Tolkswlrtiehaft  II.  Anfl.  Bd.  II. 


Durch  Gesetz  v.  10./Vm.  1893  wurde  die 
innerlich  zerrttttete  Wimische  Bank  in  Liquida- 
tion gesetzt,  die  Vereinigung  der  toskaniscben 
Nationalbank  und  der  toskaniscben  Kreditbank 
mit  der  Natioualbank  genehmigt^  und  dieser 
der  Name  „Bank  von  Italien"  erteilt.  Die  Zahl 
der  N.  war  so  auf  3  reduziert,  die  beute  noch 
bestehen;  Bank  von  Italien,  Bank  von 
Neapel,  Bank  von  Slcilien. 

Die  Bank  von  Italien  ist  eine  Aktiengesell- 
schaft, doch  wird  der  Generaldirektor  und  die 
zwei  Generalvizedirektoren  von  der  Regierung 
bestätig  Das  Aktienkapital  beträgt  240  HilF. 
Lire  (eingezahlt  180  Uill.).  Die  Bank  hatte  am 
26./III.  1906  anßer  ihrem  Hauptsilz  8  Haupt- 
kontore (sedi),  71  Sukkursalen,  14  Agenturen.  Die 
Bank  von  Neapel  und  die  Bank  von  Sizilien  sind 
autonome,  öfientliche  Kreditanstalten  (Korpo- 
rationen), die  unter  Aufsicht  der  Regierung 
stehen.  Die  Leitung  erfolgt  bei  beiden  durch 
einen  Venraltungsrat ,  der  ans  6  Personen  be- 
steht. Der  Generaldirektor  nnd  2  Delegierte 
werden  von  der  Regierung  ernannt,  2  Delegierte 
vom  Generalrat  gewählt,  letzterer  —  eine  Art 
Ersatz  der  Generalversammlung  der  Aktien- 
gesellschaft —  besteht  hauptsächlich  aus  Delo- 
gierten der  Stadt-  und  Pro vinzial Vertretungen. 
Das  ständige  Vermögen  der  Bank  von  Neapel 
beträgt  65  HUI.  Lire,  das  der  Bank  von  Sinlien 
12  MiU.  Lire. 

Die  Bank  von  Italien  hat  eine  die  beiden 
anderen  weit Qberragende  Stellung,  istanch  durch 
Dekret  t.  10./XII.  1894  mit  dem  Zahlangsdienst 
des  Staates  für  das  ganze  Kttnigreicfa  betraut. 

Die  italienischen  N.  waren  vor  1893  zugleich 
Bodenkreditanstalten ;  sie  unterstützten  die  Ban- 
spekulation  besonders  in  Rom  nnd  Neapel,  be- 
günstigten industrielle  lebensunfähige  Industrie- 
Unternehmungen  und  verschwendeten  das  Geld, 
um  die  Gesetzgebung  zu  beeinflussen.  Dadurch 
wurde  der  Notennmlauf  übermäßig  vermehrt 
und  die  richtige  Deckung  der  Noten  unter- 
graben. An  diesen  Immobilisierungen  leidet 
das  italienische  N.wesen  noch  heute.  Durch 
das  Ges.  v.  IC/VIIL  1893  und  dnnb  spätere 
Gesetze  wurde  die  Liquidation  der  mit  den  3 
Z.  zusammenhängenden  Bodenkreditanstalten 
und  die  Mobilisierung  der  immobilisierten 
Posten  eingeleitet.  1894  betrugen  die  Immobtli- 
Eiernngen  592,8  Hill.  Lire,  1905  noch  201  MiU. 
Lire.  Die  verschiedenen  das  N.wesen  regelnden 
Gesetze  sind  in  dem  Ges.  v.  9./X.  19iX)  zu- 
sammengefaßt. 

Bezüglich  Griechenlands  siehe  S.  563. 

B.  Monopol-N. 

Frankreich  brachte  es  im  18.  Jahrb.  zu 
keinem  gesunden  Gebrauch  der  Banknoten.  Erst 
mit  der  Begrttndungr  der  Banqne  de  France 
13./II.  ISOO  begann  eine  stetige  Entwickelung. 
Das  Oea.  v.  14. /IV.  1803  gewährte  ihr  ein  aus- 
schließliclies  NotenauHgaberecht  ,auf  15  Jahre, 
statuierte  aber,  daß  im  übrigen  der  Regierung 
die  Verleihung  des  Rechts  der  Notenausgabe 
zustehe.  In  den  Jahren  1817—38  wurden  9 
Proviazial-N.  zugelassen,  zumal  die  Bank  von 
Frankreich  sich  geweigert  hatte,  Zweiganstalten 
xa  errichten.  Als  letztere  dann  selbst  Zweig- 
austatten  in«  Leben  rief^  machte  die  Eegionng 
denen,  die  neue  Provinzial-N.  grUnden  wollten, 
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Schwierigkeiten.  Die  Verlegenheiten  der  De- 
partemeuts-N.  im  Jahre  1848  —  ihre  Noten 
schwankten  im  Wert  nnd  worden  vielfach  zn- 
räckgewiesen  —  benntzte  die  Bank  von  Frank- 
reich and  veranlaQte  diese  Departements-N., 
Bich  mit  ihr  zu  fasionieren^  sie  wniden  Zweig- 
aiutalten  der  Bank  Ton  Frankreich. 

Die  Bank  von  Frankreich  ist  dne  Aktien- 
gesellschaft. Der  Chmvemear,  der  in  allen 
wichtigen  Fragen  entscheidet,  und  die  zwei 
Subgonvemenre  werden  vom  Präsidenten  der 
Bepnblik  auf  Vortichtag  dea  Finauzministers 
ernannt,  die  Direktoren  der  Zweiganstalten  von 
der  Regiernng.  Das  letzte  Privileg  wnrde  dorch 
Oes.  V.  17jXl.  1897  verliehen*)  nnd  danert  bis 
1920.  Die  Bank  von  Frankreich  war  immer  vorzüg- 
lich geleitet;  sie  hat  im  Krieg  von  1870  sich 

SIfinzend  bewahrt;  beim  Anabmch  half  sie  stark 
er  Oesch&ftswelt  nnd  wahrend  des  Krieges  lieb 
sie  dem  Staat  1625  Hill.  Frca.;  zwar  maßte  die 
Barzahlung  infolgedessen  suspendiert  werden, 
aber  der  Kars  der  Noten  sank  nnr  vorüber- 
gehend etwaä  nnter  Pari,  die  Barzahlnng  wurde 
Knde  1874  vollständig  anfgenommen.  Tadelns- 
wert war  der  grolle  Gewinn,  den  man  den  Ak- 
tionären gelassen  hat,  zeitweise  bis  za  Sö**/^. 

In  Oesterreich  wurde  die  Oesterreichische 
Nationalbank  durch  Patent  v.  l./VI.  1816  ins 
Lehen  gemfen;  sie  hatte  das  ansscbließliche 
Becht  znr  Notenaosgabe  nnd  bis  1841  das  des 
Eskomptegeschafts.  1878  wurde  die  Bank  in 
die  Oesterreichisch  -  tingarisehe  Bank  umge- 
wandelt; das  neue  Privileg  dauerte  1878—1887, 
das  nächste  1887—1897. 

Nach  zeitweiliger  Verlängerung  pro  1898 
und  1899  erhielt  die  Bank  durch  kaiserl.  Ver- 
ordnung v.  21./IX.  18tj9  uene  Statuten.  Das 
Privilegium  läuft  v.  l./l.  1900  biaSL/XII.  1910; 
sollte  die  Gemeinschaft  des  Zollgebiets  mit 
31./X1I.  1907  erloschen  so  gilt  anch  das  Bank- 
Privilegium  nur  bis  dahin. 

Ende  1905  hatte  die  Bank  außer  ihren 
Hanptsit^n  in  Wien  nnd  Budapest  78  Filialen 
(45  in  Oesterreich,  33  in  Ungarn)  und  174  Neben- 
stellen (77  in  Oesterreich,  97  in  Ungarn),  im 

Sanzen  also  254  Bankplätze.  Die  Ausdehnung 
es  Filiatnetzes  vollzog  sich  erst  seit  1887. 
Die  Niederländische  Bank  wurde  durch 
königl.  Dekret  vom  15./IIL  1814  errichtet.') 
Das  Privilegium  wurde  1838,  1863,  1888,  1:03 
erneuert  und  modifiziert.  Nachdem  Ges.  v.3l  /XII. 
1903  dauert  das  neue  Privileg')  vom  I.  IV.  1901 
bis  31./III.  1919.  Die  Bank  ist  eine  Aktienge- 
sellschaft (Grundkapital  20  Hill.  Gulden),  Prä- 
sidoit  und  Sekretär  werden  vom  König  auf  7 
Jahre  ernannt.  Die  Regierung  überwacht  die 
Tätigkeit  der  Bank  durch  einen  vom  König  er- 
nannten Kommissär.  Die  Aktionäre  erhalten 
3Vi%i  von  dem  Ueherschnß  werden  10%  dem 


')  Bulletin  de  statistique  et  de  legislat. 
comp.,  Decembre  1897,  p.  581;  vgl.  dazu  Raf- 
falovich,  Le  mardiö  financier  en  1896,97, 
Paris  1897,  S.  60fg. 

Für  Nlederiaudiach-Ostindien  besteht  seit 
1827  die  Javasche  und  für  Niederiandisch- 
Westindien  die  Surinamsche  Bank. 

')  Der  Wortlaut  des  bezüglichen  Gesetzes 
ist  Übersetst  in  der  Yolksw.  Chronik  pro  März 
1904  S.  213. 


Reservefonds  überwiesen,  bis  dieser  ein  Viertel 
dea  Grundkapitals  ausmacht,  von  dem  weiteren 
Ueberschuß  erhalten  die  Direktion  nnd  Kommis- 
sare 3%  als  Tantiemen,  d^  Rest  fällt  zn  '/■  aa 
die  Bank  bezw.  ihre  Aktionäre,  zu  an  den  Staat. 
Der  Sitz  der  Bank  ist  in  Amst^dam,  eine  k^. 
Bdhank  findet  sich  in  Botterdam-  außerdem 
hatte  sie  157V.  1906 17  Agenturen,  1  Snbagentnr, 
83  Korrespondentflchaften  (69  1.  Kl.,  12  2.  Kl., 
2  3  Kl) 

Durch  Gesetz  v.  31./XIL  1903  wnrde  die  Ein- 
ziehung der  Staatskassenscheine  statuiert,  dnrch 
Gesetz  v.  18./VU.  1904  den  Noten  der  Nieder- 
ländischen Bank  für  die  Daner  ihrer  Wirksam- 
keit als  Zettelbank  die  Eigenschaft  als  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  zugesprochen,  dodi  gilt 
diese  Bestimmung  nicht  für  Zahlungen,  welche 
die  Niederländische  Bank  selbst  aaleisten  bat. 

In  B  e  I  g  i  e  n  entstand  ISti  die  Sociit6  gän^ 
rale  pour  favoriser  rindastrie  nationale  nnd  183Ö 
die  „Banque  belgique**,  üe  verfuhren  nnbank- 
mäßig,  liehen  auf  Grundbesitz  aus,  beteiligten 
sich  an  industriellen  Unternehmungen.  1S48 
maßten  beide  die  Einlösung  ihrer  Noten  ein- 
stellen; die  RegieroDg  erklärte  Zwangskurs  und 
veranlaßte  sie,  auf  ihr  bis  1860  währende« 
Noienausgaberecht  zu  verzichten,  nnd  schuf  durch 
Ges.  V.  5./V.  1850  die  belgisch  e  National- 
bank. Sie  hat  faktisch  das  Kotaianagabemu- 
nopol.  (Dnrch  Gesetz  konnte  das  Recht  der 
Notenausgabe  auch  anderen  Aktienbanken  Ter- 
liehen  werden.)  Durch  Oes.  v.  SO/V.  1872  nnd 
Ges.  V.  26./III.  IfeOO ')  wnrde  das  Privileg  ver- 
längert. Das  jetzige  Uuft  bis  lA.  1929.  Durch 
Ges.  V.  lO./V.  18ÖU  wurden  ihr  auch  die  Zentral- 
kaasengeachäfte  dea  Staates  übertragen  und  dieser 
Dienst  dnrch  besondere  Gesetze  vom  20./V.  1872 
nnd  26./JII.  1900  nengeregelt.  Die  diesbezüg- 
liche Konvention  unterliegt  alle  10  Jabre  einer 
Revision.  Die  Bank  hatte  Ende  19ü6  eine 
Filiale  in  Antwerpen  und  39  Agenturen.  Die 
Nationalbank  ist  als  Aktiengeseluchaft  organi- 
siert. Der  Gonvemeor  wird  vom  KSnig  fitr  b 
Jahre  ernannt,  er  darf  während  seiner  Amta- 
dauer  keiner  der  beiden  Kammern,  er  nnd  die 
Direktoren  auch  keiner  anderen  Bank  ange- 
nören.  Die  6  Direktoren,  wovon  einer  vom 
König  als  Vizegouverneur  bestimmt  wird,  werden 
von  der  Generalversammlung  gewählt.  Der 
Gouverneur  und  die  Direktoren  bilden  den  Ver- 
waltungsrat, der  die  Bank  leitet  Ein  Conseil 
de  censeurs,  gewählt  von  der  Generalversamm- 
lung, fiberwacfat  die  Bankleitung.  Ein  Görnitz 
d'escompte  hat  in  bezog  auf  die  sn  diskon- 
tierenden Wechsel  seinen  Bat  in  ertdlen. 

Die  Regierang  hat  das  Recht,  alle  Geschäfte 
zn  kontrollieren,  sie  kann  jede  Haßregel, 
die  gegen  das  Gesetz,  die  Statuten  oder  die 
Staatsinteressen  verstoßen,  verhindern.  Sie  übt 
ihre  Anftiicbt  dnrch  einen  Kommissar  ans.  Im 
Gegensatz  zu  Deutschland  muß  der  Gouverneur 
öOOOO  Frcs.,  jeder  der  Direktoren  25000  Frts. 
und  jeder  Aufsichtsrat  (censeur)  lOOUO  Frcs. 
auf  Namen  geschriebene  Aktien  der  Bank  be- 
setzen ,  die  ois  znr  Entlaatang  am  Ende  der 
Amtsdauer  nnveranßerlich  sind. 

In  den  skandinavischen  Landern  ist 


')  Dasselbe  ist  mitgeteilt  im  Bnlletin  de 
statistique  et  de  liaAuküm  comparie,  Anil 
1900  p.  422. 


Digitized  by  Google 


Notea-  oder  ZetteUuuk 


563 


n]liäB%  die  Zcmbalisation  der  Notenausgabe 
'ir^f:«4rugeD.  In  Dänemark*)  bat  man 
nsifr  Moaopol-N.  nbabt  Das  Notenanwabe- 
fftht  hmS  TOB  1736—1773  eine  PrlTatbank, 
%(>.'he  1773  in  eine  Staatsbank  nmgewandelt 
'vrif.  t»  worden  soriele  Noten  ausgegeben, 
lie  sich  tehr  entwerteten ;  am  Ö./I.  1813 
svi»  der  Staat  Bankerott.  Die  1813  ins 
librB  gerofoie  Beidubank  wurde  1818  in 
ii-  Natioulbank,  eine  Aküenbank,  amge- 
itsdtlt  ijetst  27  Hill-  Er.  Aktienkapital).  Die 
NuKüt  flod  seit  dem  13./V.  1845  einiesbar.  Ihr 
itiiü^  danert  90  Jahre,  bis  1906.  Die  Direk- 

•  r  hekebt  ans  4  Hitg^Iiedem,  wovon  1  der 
h  fi'^  ernennt.  Der  Jnstizminister  überwacht 
«h  Kmhaltimg  des  Statuts,  das  der  englischen 
'.  uujikte  uebgebildet  ist,  jedoch  mit  der  Modi- 
uirici.  da£  die  snlässige  ni^edeckte  Bank- 
txEtataige  Ton  Zeit  ra  Zeit  erhebt  wird,  auch 
iT  kute  Frist  s.  B.  in  Krisen  von  dem  Statut 
«■■■p'vtebai  werden  kann. 

Is  Norwegen  wurde  1614  die  dinisebe 
hrKiwt«Bk«bieilnnff  zar  norwegischen  Reichs- 

•  diTi  flacht  nnd  diese  1816  in  die  „Bank 
'v/«t-i;eDs'  amgewandelt.   Seit  1842  sind  ihre 

•  'Utl  einlAlich.  Xach  dem  Ges.  t.  2S  /IV.  1892 
j."*  die  Bunk  24  Hill.  Kr.  ungedeckt  ausgeben, 
- KitwdiFe  Deberäcbreitnng  ist  gestattet, 
'•«II  nbmtn  aber  6%  hiervon  gesteuert  werden. 
'•'n  'ltne\  iind  gesetzliches  Zahlungsmittel,  so- 

•  rc«  ue  einlOsbar  sind.  Im  Gegensatz  zu 
I  -iKnork  haben  die  Aktion&re  so  gut  wie 
i-acD  Cinflaß  anf  die  Verwaltung,  oie  nor- 
■•irwi-  Baak  Ist  sehr  abhftnng  vom  Storthing, 

>/  itr  ?)&sident  wird  vom  KQnig  ernannt,  die 

Tittn  Direktoren  sowie  die  Administratoren 
hliftlen  and  die  lö  Bepräsentanteo  werden 

-  !<li<rttiing  gewfthlt.  Der  Staat  ist  am  Ge- 
"IL  Wteih^  Die  Aktionäre  erhalten  6%  des 
'Mi^iiUpitalf,  vom  Beat  werden  bis  10%  dem 
I-  ^rtFfondszngefQhrt,  das  übrige  wird  zwischen 
'tut  ond  Aktionär  halbiert,  bis  die  Dividende 
•'•r  AktioDlre  10%  beträgt,  vom  Best  bekommt 
\  die  Aktionäre  % 
lair'cbwedeB  gab  bereits  die  von  Palm- 
"'hb  lfi66  gegründete  Bank  Bankzettel  ans; 

•Ä  wurde  ne  von  den  Beicfasstäuden  über- 
■itB«a.  wurde  alio  Staatsbank.  Ihre  Noten 
**M>  1(43-76  und  1818-iaH4  nneinlQalich, 

•  Ehmcbong  erfolgte  tu  60%  bezw.  37,6% 

•  •  .Nminalwertes.  Seit  1824  wurden  auch 
I'iiit-N.  ItUmKblich  27)  zugelassen,  deren 
'uluDire  Jeweils  eolidarisch  hafteten.  Durch 

«  T  i2jV.  ISS^  wurde  der  üebergang  zur 
^"»»HiucniDg  der  Notenausgabe  beschlossen, 
'-il  1 .1  1901  hat  die  Beicbsbank  allein  das 
der  Sotcaauinbe.   Wie  in  Norwegen, 

•  M  nA  iu  fthweden  die  Beichsbank 
fia  Tun  Reichstag  abhängig;  er  wählt  alle 
'  ''itirt  die  Bankdi»ktoren ,  noch  ist  seit  dem 
"l'i  t  12/V.  1897  dem  Künig  die  Ernennung 

l'riildeoten  vorbehalten.  Der  Charakter  der 
tli  eiser  reinen  Staatsbank  ist  geblieben. 
U  8i>«&ten  Ist  seit  1874  die  Uonopol-N. 
''fitrtpüi;  7  Pn>vinual-N.  liquidierten  11  fusio^ 

■  •rua  fieh  nit  der  Bank  von  Spanien. 

JttirieckeBland  wird  die  Nationalbank, 

'*  CeW  die  Srriehtunr  einer  AktieODoten* 
Hu  uf  lilud  v«L  VoUuw.  Chronik  1908 

■  M. 


nachdem  sie  1889  das  Emissionsrecht  der  epiro- 
tbessalischen  Bank  zuritckgekauft  hat  und  1017 
das  Privileg  der  jonischen  Bank  erlöschen  wird, 
von  da  an  lt.  Abkommen  mit  der  Regierung  das 
Monopol  der  Notenausgabe  besitzen.  Die  Na- 
tioualbank  (gegründet  1842)  hatte  Ende  1906 
41  Filialen. 

Einbau  ksystem  besteht  auch  in  Portugal  seit 
1846,  in  Bumänien  (Oes.  v.  ll.flV.  im,  Ak- 
tienkapital 30  Hill.  liei,  Privileg  bis  1912,  durch 
Ges.  V.  26./I.  1901  bis  31./XH.  1920,  durch  Ges. 
V.  23./VI.  1901  bis  1930  verlängert),  Serbien 
(Ges.  V.  6./I.  1883,  Aktienkapital  20  Hill.  Frcs. 
Privileg  Ms  1908).  in  Bulgarien  (Ges.  v.  27./I./ 
8./II.  1885;  Stammhapiul  10  Hill.  Lei),  Kreta 
(Privileg  1899-19^),  in  der  Türkei  (die 
kaiserl.  ottomanische  Bank  wurde  1863  ge- 
gründet; i.  J.  1894  hatte  sie  28  Filialen),  in 
Aegypten,  Rußland  (die  von  der  russischen 
Reichsbank,  einem  1860  ins  Leben  gerufenen 
reinen  Staatsinstitut ,  ausgegebenen  Kredit- 
billets  sind  gesetzliche  ZahAinnmittel  und  seit 
SO./VI.  1896  tatsächlich,  seit  §6./XL  1807  auf 
Gmud  Gesetzesvorschrift  einlOsbar). 

InPersien  gründeten  englische  Kapitalisten 
1689  die  Persische  Bank,  die  eine  Reihe  von 
Filialen  besitzt. 

In  Japan  entzog  man  durch  Ges.  z.  27 ./VI. 
1882  den  163  sog.  Nationalbanken  das  Recht 
der  Notenausgabe; 'das  Uonopol  der  Xotenatu- 
gabe  hat  die  Bank  von  Japan  (nominelles 
Aktienkapital  ursprünglich  10  Hill.,  seit  1887 
20  Hill.,  seit  1895  tatsächlich  30  Hül  Yen)  zu- 
nächst auf  SO  Jahre;  die  Hälfte  des  Aktien- 
kapitals übernahm  der  Staat.  Das  Notenrecht 
wurde  der  Bank  erst  1884  gewährt,  was  mit 
der  AbscbafTung  der  Papiergeldwirt^chaft  zu- 
sammenhing, aber  tatsächlich  wnrde  erst  im  Hai 
1885  zur  Notenausgabe  geschritten.  Die  Ver- 
waltungsorganisation ist  dem  belgischen  Muster 
ziemlich  getreu  nachgebildet.  Auf  der  Insel 
Formosa  steht  das  Notenausgaberecht  der  Bank 
von  Taiwan  zu. 

Die  Schweis.  Tor  1881  war  das  N.wesen 
kantonal  geregelt.  Um  die  Noten  einigermaßen 
zirkulationsfähig  zu  macheu,  schlössen  die  N. 
unter  sich  Konkordate  behofs  gegenseitiger 
Annahme;  im  Jahre  1876  traten  24  von  3ö  so- 
gar zu  einem  Garantieverband  zusammen;  die 
verschieden  große  Solidität  der  einzelnen  Banken 
rief  innerh^b  des  Konkordats  Mißvergnügen 
hervor,  die  nicht  beigetretenen  belästigten  das 
Publikum  mit  Noten  bis  zu  6  Frca.  herab.  Die 
Bundesverfassung  von  1874  gab  dem  Bund  die 
Befugnis,  über  die  Ausgabe  von  Banknoten 
Vorschriften  zu  treffen,  nur  durfte  er  weder  ein 
Honopol  noch  Zwangsaunahme  der  Noten  dekre- 
Üeren.  Das  darauf  basierte  O.  v.  18./IX.  1875 
wurde  in  der  Volksabstlmmungvom  23./IV.  1876 
mit  einer  Mehrheit  von  73KX)  Stimmen  ver- 
worfen. Erst  dem  G.  v.  8./III.  1881  gelang  es, 
durch  alle  Klippen  hindurchzukommen  nnd  Nor- 
mativbestimmungen zu  schaffen;  die  Ermächti- 
gung zur  Ausgabe  von  Noten  wnrde  vom  Bundes- 
rat auf  Grund  desselben  erteilt.  Die  LCaung 
befriedigte  nicht  auf  die  Dauer,  die  Mängel  der 
Dezentralisation  wurden  immer  mehr  erkannt 
1896  gab  es  34  N.  mit  einer  dnrchBchnittUcben 
EmiHdon  vou  107  Hill.  Frcs.  Am  1»./X.  1891 
entschied  sich  das  Tolk  (mit  288 863  Ja  gegen 
148936  Nein)  und  das  Hehr  der  Kantone  (uftm- 

86* 
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lieh  13)  ffir  Banknotenmonopol  und  Bnndes- 
biuik. 

Der  Bundesrat  erklärte  sich  am  24./L  1894 
mit  4  siegen  3  Stimmen  für  die  reine  Staats- 
bank und  brachte  am  23./X.  1894  önen  diesbe- 
nflgUchen  Entwurf  bei  der  Bundesvenammlnng 
ein.  Derselbe,  G^enstand  heftigen  Kampfes, 
wurde  am  18./VI.  1896  Ton  der  Bundesversamm- 
Inng  angenommen.  Das  Gmndkapital  der  Ho- 
nopol-N.  war  znnftchst  anf  25  Mill.  Frcs.  fest- 
gesetzt. */b  v'om  Kapital  sollte  den  Kantonen 
zur  Beteiligung  reserviert  werden;  der  Rest 
und  die  ni(£t  von  den  Kantonen  übernommenen 
Beträge  waren  vom  Bande  dnrch  eine  Anleihe 
za.  beschaffen.  Der  Reingewinn  sollte  nach 
Dotierung  des  Reservefonds  und  nach  Ausbe- 
zahlung von  3Vi%  Zinsen  für  das  Kapital  an 
die  Kantone  nach  der  Wohnbevölkerung  ver- 
teilt werden.  Gegen  dies  „Bundesgesetz  Über 
die  Errichtung  der  Schweizerischen  Bundesbank" 
wurde  mit  mehr  als  der  doppelten  Anzahl  der 
erforderlichen  30000  Stimmen  das  Volksreferen- 
dum  beantragt  and  am  28.  II.  1897  wurde  es 
mit  einer  Mehrheit  von  rund  ööOOO  Stimmen 
(250000  Nein,  195000  Ja)  verworfen.  Die  Gründe 
für  die  Verwerfung  waren  mannigfach,  am 
schwersten  scheinen  die  Bedenken  gegen  eine 
reine  Staats-N.  sowie  die  Abneigung  gegen  eine 
weitere  SUrkung  der  Bnndesgewalt  in  die  Wag- 
schale gefallen  zu  sein. 

Eine  endliche  Lösung  der  Frage  brachte  das 
Bandesgesetz  v.  6./X.  Die  „Schweizerische 

Nationalbank"  hat  das  ansschließUche  Noten- 
ausgaberecht zunächst  auf  20  Jahre,  das  Pri- 
vileg kann  immer  anf  je  10  Jahre  verlängert 
werden ,  Kündigung  oder  Fortsetzung  er- 
folgt anf  dem  Wege  der  Bnndesgesetzgebnng. 
Von  dem  Grundkapital  [ÖO  Mill.  Frcs.)  worden 
'U  den  Kantonen  oder  an  deren  Stelle  den 
Kantonalbanken  im  TerhftllJiiB  ihrer  Wohnbe- 
TOIkerun|r  vnd  Vs  den  bisherigen  Emissions- 
banken im  Verhältnis  ihrer  enektiren  Noten- 
emissionen V.  31./XII.  1904  zur  Zeichnung  vor- 
behalten ;  die  letzten  */h  sowie  der  von  den  Kan- 
tonen und  Kmissiousbanken  etwa  ungezeichnet 
bleibende  Rest  wird  zur  öffentlichen  Zeichnung 
aufgelegt.  Aber  nur  Schweizer  Bürger  dUrfen 
in  das  Aktienregister  eingetragen  werden.  Die 
Aktien  sind  Namenaktien  und  lauten  auf  je 
600  Frcs.  Der  Wettstreit  zwischen  Bern  imd 
Zürich  wurde  im  Wege  des  Kompromisses  er* 
ledigt,  der  Sita  des  Direktoriums  ist  in  Zürich, 
der  rechtliche  und  administrative  Sitz  ist  in 
Bern,  wo  die  Generalversammlungen  der  Aktio- 
näre, die  Sitzung  des  Bankrates  und  in  der 
Regel  auch  die  des  Bankansschusses  stattfinden. 
In  Vereinbarung  mit  den  einzelnen  Kantonsre- 

Siemngen  kann  die  Bank  anch  an  anderen  be- 
euteuden  Verkehrsplätzen  der  Schweiz  Zweig- 
anstalten oder  Agenturen  errichten. 

Die  Organe  der  Bank  sind  für  die  Aufsicht 
und  Eontrolle  die  General  versammlnng  der 
Aktionäre,  der  Baukrat,  der  Bankausschuß,  die 
Lokalkomitees  und  die  BevisioDskommission,  für 
die  Leitung  das  Direktorium  und  die  Lokal- 
direktioneu.  Die  Bankdirektoren  werden  auf  4 
Jahre  vom  Bundesrat  ernannt,  sämtliche  Beamte 
und  Angestellte  sind  Buudesbeamte.  Von  den 
40  Mitgliedern  des  Bankrats  werden  25  vom 
Bundesrat  ernannt.  Anch  steht  dem  Bundesrat 
die  Goiehmigung  der  Beglemente,  des  Geschäfts- 
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berichts  und  der  Jahresrechnong  zu.  Die  Baak 
wird  mit  der  Notenausgabe  19(^  beginnen. 

Columbien  hat  seit  1680  eine  Honopol-N., 
die  November  1894  in  eine  Staatsbank  umge- 
wandelt wurde  (Papiergeldwirtsehaft). ') 

Venezuela.  Früher  hatte  man  3  K. 
Durch  Gesetz  v.  16./IV.  1904  wurde  die  Hono- 
pol-N.  dekretiert  Die  Nationalbank  von  Vene- 
zuela darf  Noten  bis  ztun  BeUrag  ihres  einge- 
zahlten Kapitals  ansgebni.  Privileg  auf  25 
Jahre.«) 

In  DäniBch-Westindien  wurde  1901 
eine  Honopol-N.  errichtet 

In  Britisch  Indien  haben  seit  1839 
mehrere  Banken,  znerst  die  3  sog.  F^äsident- 
schaftsbanken  in  Calcntta,  Bombay  und  Kadras  das 
Notenausgaberecht  erhalten.  Sowohl  diesen  halb* 
staatlichen  Instituten  als  den  privaten  N.  wurde 
aber  zum  1./III.  1862  das  Ausgaberecbt  ent- 
zogen. An  die  Stelle  richtiger  Banknoten  traten 
Regiernngskassenscheine  (currencv  notes),  die 
gesetzliches  Zahlungsmittel,  metallisch  gedeckt 
und  hei  Sicht  einlösbar  sind,  von  der  Hetall- 
reserve  darf  aber  ein  Teil  (zur  Zeit  100  HiU. 
Rapienl  in  Staatspapieren  angelegt  werden, 
wodurcn  die  currency  notes  etwas  den  Bank- 
noten ähnlich  werden.  Im  Jahre  1900  plante 
die  TizekOniglicbe  Regierung  eine  ludische  Cen- 
tral-N.,  die  aus  der  VerscbmelzonK  der  3  Präsi- 
den tscbaftsbanken  bervorgeben  soUte,  allein  das 
Projekt  stieß  auf  soviel  Widerstand,  daß  es  fiUen 
gelassen  wurde.') 

C.  Staaten  mit  deaentraUBiertem  N.wesen. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika. Die  Union  hatte  den  Einzelstaaten  die 
Ausgabe  von  Papiergeld  verboten.  Die  Ver- 
suche ,  eine  Unionsbank  znr  Herrschaft  an 
bringen,  mißlangen.  Die  1783  geschaffene 
„North-American  Bank"  konnte,  da  man  der 
Union  das  Recht,  eine  Korporadon  zn  errichten, 
bestritt  überhaupt  nur  mit  einer  Konzession  des 
Staates  Pennsylvania  ins  Leben  gerufen  werden; 
1791  wurde  dann  zwar  infolge  der  dringenden 
Finanznot  und  eines  Gutachtens  des  Schatz- 
sekretärs Hamilton  eine  wirkliche  Unionsbank 
„First  Bank  oft  he  United  SUtes"  mit  dem  Recht 
der  Notenausgabe  auf  20  Jahre  errichtet  die 
Verlängerung  dieser  Konzession  jedoch  bei  Ab- 
lauf des  Privilegs  1810  im  Repräsentantenhaus 
mit  65  gegen  64  und  im  Senat  mit  17  gegen 
17  Stimmen  abgelehnt  Die  1616  neuerrichtete 
Ver.  St  Bank  erhielt  ebenfalls  ihr  Privileg  1S36 
nicht  wieder  erneuert;  man  beschuldigte  sie.  die 
Landspekulation  begünstigt  an  haben.  In  den 
Einzelstaaten,  die,  wie  bereits  erwähnt  selbst 
kein  Papiergeld  ausgeben  durften,  waren  da- 
gegen zahlreiche  N.  entstanden,  1810  zählte 
man  82,  1860  bereits  1562.  Man  nannte  sie 
später  Staatenbanken.  weit  sie  auf  Grand  eines 
Gesetzes  des  betr.  Staates  inkorporiert  wann 
oder  ihre  Charter  von  der  gesetagebenden  Ver- 
sammlung dieses  Staats  erhalten  haben. 


')  Report  of  the  comptroller  of  the  conency 
of  the  United  Sutes,  Washington  1  (ISOil 

S.  472. 

')  Ebenda  S.  602. 

')  A.  Arnold,  Das  indische  Geldwesen.  Jena 
1906  S.  28  f.,  2791. 
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Im  Jahn  1814  mußten  alle  N.  mit  Äus- 
liLmt  der  N.  von  Nenengland  ihre  Zahinngen 
nn'iftleii,  da  üe  anOerstande  waren,  ihre 
^  tea  eianiSaen,  die  Noten  waren  meist  um 
'•<"  mtwertat.  Aach  in  den  Jahren  1887, 
1^7, 1867,  186S  kam  es  an  zahlreichen 
übtiin(C«riastellongen.  16  Eiozelataaten  snch- 
durch  NormatiTbeatimmnngen  den  Aos- 
■  ,<  eiilf^:enzatTeten. 

Ejn  ancr  Abschnitt  ergibt  sich  mit  dem 
{.nu-le^jreietz  v.  äö./II.  1863;  dasselbe  er- 
-.-j  *in  (i./VL  1864,  3./III.  1865,  3./ni.  1869, 
Ii  VII.  IS70,  5./XIL  1873,  20 /VI.  1874,  14./I. 
.^T".  y,VI.  1878.  12./Vn.  1882,  U./UI.  190Ü 
i^iii-leniDgen.  Das  Gesetz  von  1663  verfolgte 
jirttfilt  &o  Üweck,  die  Bondesanleihen  unter- 
fibniu^.  andeniteiU  and  insbesondere  das 
^ut*cheekige  und  zum  Teil  ungesunde  Zettel- 
«-«'B  bemr  m  ordnm.  Das  Oesetz  stellte 
Viinifli aaf  fOr die OrBndnng Ton  „National- 
■i-ik*n'. 

Nach  d«m  derzeitigen  Stand  derGesetzgebang 
m  Enichtnng  einer  Nationalbank  die  Be- 
''lüsntig  Ton  wenigstens  5  Personen  nOtig, 
perBCnlicb  für  die  Verbindlichkeiten  der 
loL  in  doppelter  HChe  ihres  Aktienbesitzes 
'  «ftra.   Du  Kapital  einer  Nationalbank  soll  in 
ixt-n   uater  ffilOO  Einwohnern  mindeatens 
^'■*0  IVttl.M,  bei  3000  nnd  mehr  Einwohnern 
•.."..lt*tena  500U0  DoU.,  bei  60U0  nnd  mehr  Ein- 
»■tnfm  niadestens  lUOOOO  Doli.,  bei  mehr  als 
'«Ulli  Eiawohnem  mindestens  200000  Doli,  be- 

^  i'f  Beginn  des  ÖeschäftB  müssen  mindestens 
<1'''„  de«  Kapitals,  nnd  wenn  das  Kapita] 
i->'iiX)  Doli,  oder  darttber  beträgt,  mindestens 

:*e  in  Bnndeiwbligationen  beim  Schatz- 
uot  jiBterlegt  werden.  Die  Notenmenge  war  an- 
iiiclicb  anf  aiK)  Hill.  DoU.,  1870  anf  354  Mill. 
'^•It  begrentt,  seit  1875  ist  die  Haximalgrenze 
'•*ritiei.  £i]ie  Nationalbank  darf  aber  stets  nor 
NotiD  anheben,  als  sie  Bnndesobligationen 
!>ttit«rl<ri>l,  aber  zn^leich  nicht  mehr,  als  das 
vi(l«>ini.r«Äüilte  Aktienkapital  betrügt.*) 

t>Kl!"ai2eu  Bondesobligationen  werden  bei 
<ff  HinTerlegnng  zn  100%,  die  Bbrigen  tn  90% 
i  r-i-hnet     Immobilien-   nnd  Hjpothekenge- 

•  tkift«  sind  den  Nationalbanken  nntetsagt, 
'  ■Ii-»  der  Effektenhandel.  Anch  ist  ihnen  der 
ti'fth  nnd  die  Beleihang  der  eigenen  Aktien 

•  -Wt«B;  an  eine  I'erson,  Firma  oder  Gesell- 
'  itx  darf  nicht  mehr  als  ^ijp  des  Aktien- 
kiI4tilf  mllehen  werden.'}    Das  Zahlen  von 

'  .-^o  erst  nach  dem  G.  v.  14./V.  1900,  wo- 
l)r<i)  die  Errtchtnng  von  N.  in  kleinen  Orten 
■rbr  l^Unstigt  wnrde. 

'  Zur^ekziehong  der  Noten  nnd  Rückgabe  der 
l>i>rJ«»Ml>ligationen  dBrfen  3  Hill.  Doli,  monatlich 
"  'He  Nationalbanken  zosammen  nicht  Über- 
«''fffbreiten.  Dadurch  soll  die  spekulative 
itibqtfoDg  der  Korsschwiuikttngen  der  Bonds 
■f*'ka*rt  werden. 

'  Vehr  wie  40%  aller  Banken  verstieSen  1900 
irfj^  ditaa  Torsehrfft.  17%  aller  Bankerotte 
"iq  »bcr  mnf  die  Verletzung  derselben  zurllck- 
'«rtflini.  Porch  Gesetz  von  1906  ist  die  Hitchst- 
.TDi^taf  10%  Tom  Kapital  nnd  Reservefonds 
"^U^txt  worden  mit  der  Einschränkung,  daß 
'fit  Iiul^hen  30%  des  Kapitals  Überschreiten 
<»t  VkL  Volksw.  Chronik  1906  S.  422. 


Depositenzinsen  ist  ihnen  nicht  verboten,  aber 
ganz  unUblich. 

Von  1864—1874  hatten  die  N.  der  kleineren 
Platze  in  den  grOfieren  Orten  nnd  die  der 
größeren  Orte  wieder  in  New  York  einen  Teil 
ihrer  Barmittel  bei  einer  Nationalbank  zu  hinter- 
legen behnts  Einlösung  der  Noten.  Seit  1874 
ist  aber  dies  aufgegeben  nnd  fflr  die  Einlösung 
der  Banknoten  durch  Haltung  eines  BarfonM 
beim  Schatzmeister  der  Ver.  St.  besonders  vor- 
^esorgt  worden  (s.  unten  S.  Ö69).  Wird  eine  N. 
insolvent,  so  werden  die  im  Schatzamt  hinter- 
legten Bnndesobligationen  verkauft  und  mit 
dem  Erlös  die  Noten  eingezogen.  Im  Falle  des 
Konkurses  gehen  zudem  die  Noteninhaber  allen 
anderen  Gläubigem  vor. 

Für  die  Depositen  nnd  passiTen  Konto- 
korrents (bis  zu  dem  G.  t.  2Ö./VI.  1874  galt 
dies  anch  für  die  Noten]  ist  eine  Barreserve  in 

Fesetzlichem  Geld  vorgeschrieben;  sie  mnG  in 
rovinzstädten  15<>'o,  in  sog.  Beservestädteu, 
deren  es  36  am  2Ö./VIII.  19Ö5  gab'),  25%  be- 
tragen. Doch  ist  dies  abgeschwächt  dadurch,  daß 
den  Banken  in  den  Proviozstädten  gestattet  ist, 
%  dieser  obligatorischen  Barreserven  bei  Banken 
der  Reservestädte,  und  diesen  wieder,  Vi  ihrer 
obligatorischen  Barreserven  bei  einer  Bank  in 
den  sog.  Zentralreservestädten  (New  York, 
Chicf^go,  St.  Lonis)  zu  deponieren. 

Die  Nationalbanken  unterliegen  der  Bnndes- 
anfsicht;  dieselbe  wird  durch  den  Bnndes- 
kontrolleur  (coraptroller  of  the  currency)  aus- 

feUbt,  er  berichtet  jährlich  hierüber  an  den 
ongrefi.  Die  Zahl  der  Nationalbanken  stieg 
1864—1906  von  179  auf  5554.  Im  ganzen 
wurden  bis  31./X.  1905  errichtet  7541;  davon 
liquidiert«u  freivnllig  1565;  insolvent  wurden 
422.  Die  große  Zahl  der  Nationalbanken  er- 
klärt sich  zum  Teil  daraus,  daß  diese  keine 
Filialen  errichten  dürfen  nnd  nur  als  National- 
banken das  für  das  Depositengesehäft  nötige 
Vertrauen  genießen. 

Von  den  Staatenbanken  haben  sich  1863  bis 
31./X.  1904  1169  mit  295,8  MiU.  Doli.  Kapital 
in  Nationalbanken  umgewandelt.  Denjenigen,  die 
dies  unterließen,  wnrde  die  Notenausgabe  un- 
möglich zn  machen  gesucht,  indem  dnrcb  Ges. 
v.  3./IIL  1865  auf  ihre  Notenemission  eine  pro- 
hibitiv  wirkende  Steuer  von  10%  gelegt  wnrde. 
Doch  ist  die  Unterdrückung  bis  hente  nicht 

ganz  gelungen;  man  schätzt  die  einzelstaatliche 
otenzirknlation  anf  öO-löOOOO  Doli.') 
Die  Zahl  der  N.  ist  im  Lauf  der  Jahre 
kolossal  gewachsen,  aber  sehr  wenig  die  Noten- 
ausgabe. Das  liegt  teils  an  der  starken  Ver- 
mehrung der  anderen  Umlaufsmittel,  teils  daran, 
daß  infolge  der  rasch  fortschreitenden  Tilgung 
der  Bundesschulden  die  Beschaffung  der  Bundes- 
obligatiouen  immer  schwieriger  und  wegen  der 
hohen  Kurse  immer  unlohnender  wurde.  Bei 
Verkauf  der  Obligationen  und  Reduktion  der 
Notenausgabe  gewann  man.  Erst  in  den  letzten 
Jahren  zeigt  sich  eine  lan^ame  Hebnng.  Der 
spanische  Krieg  brachte  eine  Neuansgane  von 
Bonds,  und  das  Ges.  v.  14./III.  1900  hat  die  Ans- 
dehnung  der  Notenzirkölation  etwas  zn  er- 


')  Es  kann  jetzt  jede  Stadt  von  wenigstens 
50  000  Einwohnern  darunter  aufgenommen 
werden. 

■)  Vgl.  Marcnse  a.  a.  0.  S.  126. 
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leicbtcra  g^esncht.  Gewisse  Teile  der  Bondes- 
obligationen  im  Betrag  von  etwa  830  Hill.  Doli, 
konnten  niiter  Gewähmns;  einer  10%  igen 
KonTertierongsprSmie  in  2%ig6  Ooldoblig^a- 
tionen  mit  'S)  jähriger  Unkflndmrkeit  nmge- 
tanscht  werdien;  dadurch  worde  den  Banken  ein 
gewisser  Bestand  der  za  hinterlegenden  Papiere 
gesichert;  femer  durften  die  Banken  für  diese 
2%igeQ  Boads  100  statt  90*/o  Noten  ausgeben 
und  Draucbten  fortan,  wenn  die  Deckung  aus 
2**'oigen  Bonds  besteht,  statt  l^/o  Notenstener 
zur  Deckung  der  Koutrollkoaten  unr  '/t*>/o  zu 
zahlen;  auch  wurde  die  Errichtung  von  neuen 
N.  selbst  in  Orten  unter  3000  Einwohnern  be- 
gOnstigt  (s.  oben). 

Die  Notenau^abe  tritt  im  Ueldwesen  der 
Ver.  St  sehr  zurück,  wogegen  das  Depositeit- 
wesen  sieh  sehr  aasgedehnt  nat. 


Notenausgabe  *)  Depositen 
der  Nationalbankeu 

HiU.  DoU.         =  «'o  MUl.  Doli, 

des  OeldTorrats 

1873        348.3  44,98  638,6 

1880        185,97  u,o4  1594,2 

1899        241,35  11,02  2523,0 

1901  353,74          14,25  3035,7 

1902  356,67  13.91  3*22,8 

1903  418,67  15,41  331 1.4 

1904  449,23           i6,oz  3432,7 

1905  495,72  17,19  3789,7 


Die  Xotenausgabe  ist  auch  heute  nicht  mehr 
sehr  gewinnreich.  Der  Komptroller  berechnet 
pro  1904  den  Reingewinn  aus  dem  Kotenge- 
schäft für  eine  Bank,  welche  100000  DoU.  in 
Bundesobli^tionen  deponiert  hat.  auf  0^881  %bei 
einem  Maximalkurs  der  Bundesobligationen  von 
106,683  und  auf  ],02S°o  bei  einem  Mimmalkurs 
Ton  104,7. 

Die  Gesetzgebnng  der  Ver.  St.  von  Am.  ge- 
währt zwar  den  Not«iglänbi^em  eine  relativ 
große  Sicherheit  und  tatsächlich  hat  noch  kein 
Noteuinbaber  eine  EinbuOe  erfahren,  aber  im 
übrigen  leidet  sie  doch  an  großer  UnvoUkommen- 
heit.  Das  N.weaeu  ist,  da  die  Xotenausgabe 
nicht  vom  KreditbedürfDia,  sondern  vom  Kurs 
der  BnndesobligatioiieD  beherrscht  wird,  sehr  un- 
elastisch, ist  kein  Regulator  für  den  schwanken- 
den Geldbedarf,  träg;t  wenig  zur  Ausgleichung 
des  Zinsfußes  in  Osten  und  Westen  des  großen 
Gebiets  bei,  gibt  keine  Stütze  f^gen  Ueber* 

gieknlation  und  gewährt  keine  Hufe  in  Krisen, 
erade  die  gro&  Krise  voin  Jahr  1893  hat 
dies  gezeigt,  wo  158  Nationalbanken  =  4,09  % 
der  damala  existierenden  Xationalbanken  mit 
30,35  Hill.  Doli,  ihre  Zahlungen  einstellen 
mußten.  Von  diesen  konnten  später  86  nach 
Eintreibung  ihrer  Aktiva  ihre  Zahlungen  wieder 
aufnehmen,  66  blieben  dauernd  insolvent  und  7 
wurden  unter  Aufsicht  einer  vom  Kontrolleur 
ernannten  Person  gestellt;  und  noch  in  den 
Jahren  1894  -  97  wurden  21,  36,  27,  38  wegen 
Zahlungsunfähigkeit  dauernd  geschlossen.  Weil 
die  Deponenten  zn  Verlnst  zu  kommen  befürch- 
ten müssen,  ziehen  sie  in  kritischen  Zeiten  ihre 
Depositen  zurück  und  verstärken  damit  die 
Kalamität.  Eine  Bediskontierun^  ihrer  Wechsel 
bei  einer  Zentralnotenbank  ist  in  den  Ver.  St 
den  Banken  aber  nicht  möglich.    Auch  das 


')  30.  Juni. 


Schatzamt,  das  in  den  Ver.  St  v.  Am.  für  die 
Geldregulierung  nicht  bedeutungslos  ist,  hat 
sich  als  durchaus  nnzureichend  erwiesen.  Eine 
Zentralisiemng  des  N.we8ens  stfißt  aber  auf  große 
Gegnerschaft  seitens  der  zahlreichen  National* 
banden,  sie  wird  auch  politiscli  von  manchen  für 
unmdgUch  gehalten.  Auf  die  vielen  Vorsditäge 
zur  Besserung  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden.  Den  meisten  Anklang  hat  der  «ner 
Nachahmnng  des  kanadischen  Systems  gefunden. 

In  Kanada')  gab  es  am  31./VIU.  1904 
34  Banken  mit  einem  Stammkapital  von  79468433 
DoU.  und  einem  Beservefonds  von  62320981 
DoU.  In  Zirkulation  hatten  sie  60  227074  Doli. 
Noten.  Keine  neue  Bank  darf  errichtet  werden, 
wenn  nicht  wenü^stens  600000  Doli,  gezeichnet 
nud  weui^stess  2ö0  000  Doli,  vor  B^pinn  tin- 
bezahlt  sind.  Die  größeren  Bankni  haboi 
Filisien,  es  gab  deren  690  in  392  Orten.  Jede 
Bank  darf  Noten  anageben  bis  zu  dem  Betrag 
des  einbezahlten  Aktienkapitals ,  außerdem 
müssen  die  Aktionäre  noch  in  doppelter  Hshe 
ihres  Aktienbesitzes  für  die  Noten  haften.  Jede 
Bank  muß  in  der  Hanptstadt  jeder  der  7  Pro- 
vinzen und  an  anderen  vom  Schatzamt  be- 
stimmten Plätzen  eine  EinlSaungsstelle  halten. 
Es  bat  sich  die  Praxis  ausgebildet,  daß  die 
Noten  der  verschiedenen  Banken  tSgbch  in  d» 
Clearingbouses  der  größeren  Städte  ausgetauscht 
werden.  An  anderen  Orten  werden  sie  zwischen 
den  nächst  gelegenen  Filialen  ausgetauscht  nnd 
der  Saldo  durch  StaateiMpiergeld  oder  Wechsel 
auf  Handelszentren  beglichen.  Wenn  eine  Bank 
Bankerott  macht,  haben  die  Noteninhaber  eis 
Vorzugsrecht  auf  das  ganze  vorhandene  Ver- 
mögen der  Bank,  femer  Itesteht  das  sog.  safet; 
fnnd  aystem,  Sicherheitsfondssystem,  dasans  New- 
York  (1829)  stammt;  jede  Bank  muß  6%  ihres 
Kapitals  in  einen  gemeinsamen  Fonds  (gegen  3",', 
Zins)  legen,  der  zur  Einlösung  verwendet  wird, 
sobud  irgend  eine  der  N.  insolvent  wird,  es 
besteht  (üso  in  gewissen  Oraxen  eine  gegen- 
seitige Haftung.  EndUch  sind  für  die  Noten 
der  zahlungsunfähig  gewordenen  Banken  6*'« 
Zins  zn  bezahlen  von  Beginn  der  Zahlungs- 
unfähigkeit, bis  eine  CfTeDuicbe  Ankündigung, 
daß  die  EintOsung  mOgUch  sei,  erfolgt.  Seit 
1890  sind  3  Banken  bankerott  geworden,  aber 
die  Noteninhaber  haben  nichts  verlorn,  auch 
die  anderen  Banken  nicht  vom  gemeinsamen 
EinlOsungsfonds.  DaskanadiscbeSystem  ist  etwas 
elastisch^  als  das  der  Ver  St  von  Amerika. 

In  Mexiko  sind  am  S./VI.  1896  vom  Kon* 
greß  die  GmndzÜge  für  eiu  durch  die  Exeku- 
tive zn  erlassendes  allgemeines  Gesetz  über  die 
Notenansgabe  beschlossen  worden;  letzter^  ist 
datiert  v.  19./TII.  1897  und  umfaßt  eine  Be^ 
lung  der  Kreditanstalten  Überhaupt;  das  zweite 
Kapitel  ist  den  Emissionsbanken  gewidmet.  Xan 
bat  in  Mexiko  mit  Rücksicht  auf  die  große 
territoriale  Ausdehnung ,  geringe  Volksdichte, 
spärlichen  Verkehrsmittel  und  außerordentliche 
Verschiedenheit  der  Produktionsverhältnisse  das 
dezentralisierte  System  der  Notenausgabe  ftr 
geeigneter  gehalten  als  das  zentraltnerte. 
Die  Errichtung  einer  N.  bedarf  der  Kol* 
Zession  durch  die  Unionsregiemng,  die  aber  er- 

')  Sound  currency  9  (1902)  S.  ÖB. 
*)  Report  of  tbe  comptroller  of  tbe  currency 
of  tbe  United  Staates  of  Am.  Vol.  I  (1904)  S.  510. 


Digitized  by  Google 


Notea-  oder  Zettelliank 


567 


•*üt  werden  muß,  wenn  die  vom  Oesetx  ge- 
•ulties  Be^i^vBgen  erftUlt  werden.  Die  Kon- 
ttsfia  fctn  nur  an  Aktiengesellschaften  rer- 
«odeo,  u  Slinzelpersonen  nor  dann, 
«OB  »  wenigstens  3  sind  nnd  diese  in  4  Mo- 
itipn  die  £mchtang  einer  Aktiengesellschaft 
lidiireutea.  Sie  duf  30  Jahre  nicht  über- 
•  irtiien.  Die  Aktieneesellscbaft  mall  miu- 
Wira«  'I,  Hill.  DoU.  Aktienkapital  haben,  wo- 
••<.  die  Hilfie  bar  eingesahlt  sein  mnO,  ehe  sie 
"^-häfie  beginnt.  Die  KonzesslonSre  haben 
r-1  4er  Koaxessiou  Titel  der  Öffentlichen  Natio- 
jl*rhald  im  StaalMchatz  oder  bei  der  National- 
■Bt  TOB  Mexiko  cd  hinterle^n,  deren  Nominal- 
•Tt  weaigsteas  20*/«  derjenigen  Snmme  be- 
'7^.  die  bei  Beginn  bar  eingezahlt  sein  soll. 
•.^f^  Depositnm  wird  znrlickgegeben,  sobald 
..r.  Rank  mit  ihren  Operationen  beginnt.  Eine 
:.  tintm  Staat  zagelassene  Hank  darf  in  einem 
.■ti'ti.-rea  Staate  der  mexikanischen  Union  Filialen 
lOT  ulit  Genebmignng  der  Regierung  nnd  nnr 
•1  foees  kommerziellen  Beriebnngen  der  he- 
-^Srtden  Gebiete  errichten. 

I>u>  aoig^benen  Banknoten  dQrfen  das  Drei- 
uht  d«t  eingexaUten  Aktienkapitals  nnd  anter 
nimfcc^rag  der  jederzeit  oder  spätestens  in 
'•.xii^er  Frist  f&lligai  Depositen  das  Doppelte 
if»  Bar^dTorrats  sowie  Oold-  oder  öilber- 
tkn-fn  mcht  Qberscbreiten.  Zq  den  Depositen 
rttiat  hierbei  die  verzinslichen  Kontokorrent- 
.••Mer  nicht  gerechnet,  anch  wenn  die  Deponenten 
-  k^kt  darenf  ziehen  dürfen.  Werden  die  ange- 
n^eu  (irenren  Kberschritten,  so  mnß  die  Bank 
■xn  «rhrifUichdemätaatskontrollenr  Mitteilnng 
nrttfn  nnd  jede  nene  Ansleifanng  sistieren,  bis 
iic  Zirfcnlatioo  wieder  innerhalb  der  eesetz- 
i  bnt  tireuen  rieh  bewegt  Oeschieht  dies  in 
'4  Tifcn  niebt,  so  setzt  der  StaatskontroUenr 
•nq  tuhx  Aber  1  Monat  sich  erstreckenden 
Irniia  bebnCi  Bedaziernng  der  Zirknlation  anf 
>'••  fcvstilirhen  Orensen  bei  Strafe  der  Ein- 
rbui;  der  Konzession.  Gewisse  Geschäfte 
•iwl  ilfQ  N.  Tcrboten.  andere  nftber  geregelt. 
i»f  Banknoten  haben  keine  Zwanggannahme, 
!k  Nfiteainhaber  genießen  gewisse  Vorrechte 
r^r^'iber  anderen  Schuldnern  der  Bank.  Die 
l.takfB  nOmn  monatliche  Bilanzen  einreichen. 

\m  30 /Tl.  1BD4  gab  es  in  Mexiko  28  N., 
"Ibe  82W0221  Doli.  Noten  in  Zirkulation 
:■.:^•D :  daTim  trafen  auf  den  Baneo  National  de 
Vnun  tS466246  Doli,  und  auf  den  Banco  de 
I.m4rr4  y  Mexico  1B883S13  Doli.') 

Ii)  t'otta  Rica  gestattet  das  Gesetz  Backen, 
liskautea  anunigeben  im  Betrag  ihres  Stamm- 
itpiuli.   Es  existieren  2  N.*) 

la  Ecuador  gibt  es  2  N.  (Banco  del  Ecuador. 
''iTt-  '  roneidal  y  agricola);  in  Bolivien  4 
'«iHo  Nftcjonal  de  Bolivia  (1872),  Banco  Fran- 
'••ro  Arnodflßa,  Banco  indostrial  de  la  Paz, 
lUsro  d«  Munercio  de  Omro);  nach  einem  Ela- 
>*Tu  des  Fiaaasminiaien  T.9JV.  1905  soll  den- 
-ihn  du  Xotentni^berecbt  entzogen  und 
*tD*-F  ra  he«7andflnden  großen  Bank  Q^rtragen 
"inleB,  dieMtbe  soll  ihres  eingezahlten 

^i»iial«  Banknoten  ausgeben  dUrfen.  Ter- 
'  ifD  ixt  die  Ausgabe  Ton  Banknoten  und 
•'')ifrveM  ia  Peru. 

Report  of  the  comptroller  of  tbe  cnrrencj 
"  tbe  United  States.  Vol.  I  (1904)  8.  490. 
*•  Ebenda  S.  476. 


In  C  h  i  1  e  wnrde  die  Banknotenausgabe  durch 
6.  V.  23  /VII.  1860  organiriert  Jeder,  der  die 
Bedingungen  erf&Ute,  konnte  Noten  ausgeben; 
die  Ausgabe  durfte  des  eingezahlten 

Kapitals  nicht  llherschreiten,  und  das  letztere 
mnßte  aus  gesetzlichem  Geld,  Gold-  nnd  Silber- 
barren nnd  Verpflichtungen  notorisch  solventer 
Personen  mit  hScbstens  6monatlicher  Frist  be- 
steben. 1865  Warden  die  Banknoten  nneinlösbar; 
seit  1879  kam  noch  nneinlSsbares  Staatspapier- 
geld  hinzu.  1895  wurde  das  Maximom  der 
Banknoten  auf  2U  293  230  Pesos  fixiert,  es  gab 
am  31./XII.  1896  21  N.:  ihre  Notenausgabe  lie- 
trng  1 1,9  MiU.  Durch  G.  t.  31./V11. 1898^ wurden 
50  Hill.  Pesos  Papiergeld  ausgegeben ;  die  Bank- 
noten mußten  Ton  den  N.  eingeztwen  werden;  am 
31./XII.  1900  standen  noch  1223341  Pesos  ans. 
jetzt  sind  anch  diese  getilgt.  Solange  der 
Zwangskurs  für  Papiergeld  dauert,  dürfen  die 
Banken  keine  Noten  mehr  ausgeben. 

In  Australien  war  anfänglich  das  Bank- 
system ein  sehr  freies;  infolge  der  Krise  von 
1893,  welche  mehrere  X.  zur  Z^lungseinstellung 
nStiffte,  schuf  man  im  allgemeinen  etwas  strengere 
DerhnngSTorschriften. 'f  Im  Jahr  ItiOl  gab  es 
20  N.,  in  Nen-Seeland  2  H.  Die  Banknoten  haben 
nur  Zirkulationsrecht  im  eigenen  Staat  Vom 
durchschnittlichen  Umlauf  sind  2  %  an  die  Staats- 
regierun^en  zu  zahlen.  Es  wurde  1901  vom 
Schatzminister  des  anstr.  Bundesstaats  folgender 
Vorschlag  gemacht:  die  Banknoten  solleu  in 
ganz  Australien  zirkulieren,  müssen  aber  bar  ge- 
deckt nnd  in  der  Hauptstadt  jedes  Staats  einlfis- 
har  sein;  jede  Bank  soll  ö'*/o  ihrer  Zirkulation 
zu  einem  tiarantiefonds  beitragen;  die  2o/oige 
Abgabe  soll  fortdauern;  ein  Gesetz  soll  Vor- 
sorge treffen  fOr  den  Fall  von  Krisen,  dieses 
aber  immer  nur  jeweils  auf  Ersuchen  der  Mehr- 
heit der  Banken  vom  Generalgonvemeur  in  Kraft 
gesetzt  werden  kOnnen ;  nach  demselben  wQrden 
die  Banknoten  gesetzliches  Zahlungsmitte]  im 
ganzen  Commonwealth  werden,  aber  höchstens 
6  Monate  lang,  und  die  Ausgabe  der  Banknoten 
darf  dann  807p  der  Eegierungssicherheiten,  die 
beim  Schatzminister  zu  hinterlegen  sind,  be- 
tragen. 

IV.  DetaUbestimmangen  fiber  die  Noten- 
ansgabe. 

1.  Vorscbriften  über  Annabme,  Bin- 
losnng,  Wertgrösse,  EiDziehiing  der 
Banknoten,  a)  Annahme  der  Bank- 
noten alB  Zahlung  seitens  der  aus- 
gebenden Bank  ist  eine  selbstverständ- 
liche Forderung. 

In  Deutschland  ist  nach  §  4  des  BG. 
jede  Bank  verpflichtet,  nicht  nur  an  ihrem 
Hauptsitz,  sondern  auch  bei  ihren  Zweig- 
anstalten  jederzeit  ihre  Noten  zum  vollen 
Nennwerte  in  Zahlung  auzunehmen. 

b)  Gegenseitige  Annahme  der 
Noten  durch  die  N.,  event  verbunden  mit 
dem  Notenschub.  Bei  nicht  vollständig 
zentralisierter  Notenausgabe  ist  diese  Maß- 

')  Vgl.  Conant,  A  history  of  modern  banks 
of  issue.  2.  Anfl.  1896  S.  443  f. 
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regel  unerläßlich,  wenn  das  Publikum  die 
Noten  unbeanstaiidet  annehmen  soll. 

Freiwillig:  organisierten  die  N.  die  gegen- 
seitige Annaame  ehedem  in  der  Schweiz  (s.  oben 
S.  bSA),  in  Hassacbosetts  (schon  vor  1863),  in 
Schottland.  Durch  Oesetz  ist  die  Frage  ger^It 
in  Dentschland,  in  den  Vereinigten  SItaaten  von 
Amerika,  in  lütlien. 

Nach  §  19  nnd  g  44  Z.  5  des  deotschen 
BankgesetJEes  ist  die  Reichsbank  nnd  jede  Bank, 
die  dem  §  44  nntersteht,  deren  Noten  also  im 
ganzen  Reich  umlaufen  dürfen,  verpflichtet,  an 
ihrem  Sitz  sowie  bei  denjenigen  ihrer  Zweig- 
anstalten, welche  in  (1905 :  50)  Städten  Ton  mehr 
als  8UO0O  Einwohnern  ihren  Sitz  haben,  alle  an- 
deren dentscben  nmlanfsfäbigen  Noten  za  ihrem 
vollen  Nennwert  in  Zahlung  zn  nehmen,  so- 
lange die  ausgebende  Bank  ihrer  Notenein- 
lOsnugapfticht  p&nktlich  nachkommt  Die 
Reichsbank  geht  ttber  ihre  gesetzliche  Ver- 
piiichtnng  noch  hinaus.  Es  werden  nämlich  die 
Noten  der  Privatbanken  anch  Ton  denjenigen 
Reicbsbankanstalten  in  Zahlnng  genommen,  die 
mit  der  betreffenden  Privatbank  in  derselben 
Provinz  respektive  demselben  Bundesstaat  oder 
in  dessen  Nachbarschaft  gelegen  sind.  Außer 
an  den  50  Orten,  die  Ul»r  80000  Einwohner 
haben,  werden  demnach  in  Zahlnng  genommen 
die  Noten  der  Sächsischffh  Bank  bei  allen 
Reichsbankanstalten  innerhalb  des  Königreichs 
Sachsen  und  bei  den  Reichsbankanstalten  in 
Halte  a.  S.,  Gera,  Greiz  und  OOrlitz.  Die 
Noten  der  Badischen  Bank,  der  Bajertschen  N. 
und  der  Württembergischen  N.  werden  ttber 
die  60  Orte  hinaus  noch  in  Zahlnng  genommen 
innerhalb  der  Königreiche  Bajem  und  Württem- 
berg, der  Großherzogthmer  Baden  und  Hessen, 
in  Elsaß-Lothringen  und  in  Frankfurt  a.  H. ') 

Alle  bei  einer  N.  eingegangenen  Noten 
einer  anderen  Bank  dtlrfen,  soweit  es  nicht 
Noten  der  Reicbsbank  sind,  nnr  entweder  zur 
Einlösung  präsentiert  oder  zu  Zahlungen  an 
diejenige  Bank,  welche  dieselben  ausgegeben, 
oder  zu  Zahlungen  an  deren  Hauptutz  ver- 
wendet werden.  Die  Reichsbankanstalten  machen 
nnr  von  der  Präsentation  Gebranch,  sie  erfolia^ 
bei  den  Filialen  der  Einlösungsstellen  einmal 
im  Monat,  am  Hanptsitz  der  Bank  jedoch  so- 
fort nach  Eingang.  Dieser  Notenschub  hat 
den  kleinen  N.  ihr  Notenausgaberecht  ver- 
kümmert; die  Reichsbank  mit  ihren  vielen  Bank- 
filialen sangt  die  Noten  sozusagen  ans  dem 
Verkehr  an?  und  muß  sie  dann  dem  Gesetze 
nach  b^andeln;  zeitweise  soll  sie  anftnglich 
mit  dem  Notenschub  auch  cbikaniert  haben;  so 
sammelte  nie  1880  vierteljährlich  die  Noten  der 
Bank  von  SUddentschland  auf  und  präsentierte 
an  2  anfeinanderfolgendeu  Tagen  5,3  Hill-  H. 
zur  Einlesung. 

In  Italien  sind  die  Banken  in  den  Pro- 
vinzen, in  denen  sie  eine  Filiale  haben,  zar 
gegenseitigen  Annahme  und  zum  Anstausch  — 
das  ist  kern  Notenschnb  nach  dentecher  Art  — 
ventflichtet.  Nach  dem  Dekret  t.  27./II.  1894 
findet  die  riscoatrata  3  mal  im  Monat  statt; 

M  In  betreff  einer  kleinen  Einschränkung 
bei  Nebenstellen,  die  nnr  durch  einen  Baukvor- 
stand  verwaltet  werden,  siehe  „Die  Reicbsbank 
1876—1900"  Berlin  1900  S.  195. 


was  nicht  zurückgenommen  besw.  eingelöst  wird, 
muß  der  fordernden  Bank  mit  %  des  Diri(onto> 
Satzes  Terzinst  werden  ^  die  Buk  Ton  Italieii 

aber  kann  von  den  Qbngen  nnr  rerlaugen,  daß 
sie  von  ihren  eigenen  Noten  in  Anstausch  soriel 
zurücknehmen,  als  sie  Noten  der  Bank  von 
Italien  besitzen.    (Dekret  vom  lO./XII.  1894.) 

In  den  Ver.  Staaten  von  Amerika  müssen 
die  Nationalbanknoten  bei  allen  Zahlongen 
an  Nationalhanken  nntereinander  angenommen 
werden. 

c)  Die  Annahme  der  Bank- 
noten seitens  Dritter.  Zuweilen 
schließt  der  Gesetzgeber  die  Annahmepflicht 
ausdrücklich  aus;  in  Deutschland  kann  eine 
solche  auch  für  Staatskassen  nicht  durch 
Landesgesetz  —  wohl  aber  diirch  Ver- 
ordnung —  begrOodet  werden  (ß.G.  §  2\. 

Die  Reichs-  nud  Landeskassen  sind  im 
Verwaltungsweg  angewiesen  worden,  die  Reichs- 
banknoten  in  Zahlnng  zn  nehmen.  Aebnlich 
haben  die  Landesregiernngen  die  Annahme  der 
Noten  an  den  öffentlichen  Kassen  angeordnet, 
soweit  es  sich  um  die  Noten  der  im  eigenen 
Land  priTil^ierten  PriTat-N.  handelt. 

Ansnahmea  bilden,  abgesehen  Tom  Fall  der 
zn  Staatspapiergeld  entarteten  und  deshalb  mit 
Zwangsknrs  versehenen  Banknoten,  die  Noten 
der  Bank  von  England,  welche  seit  1834  ge- 
setzliches Zahlnn^mittel  sind ,  solange  sie 
an  der  Bankkasse  jederzeit  einlßslich  sind  (aus- 
genommen natürlich  di^entgen  Zahlungen, 
welche  die  Bank  von  England  selbst  macht), 
die  Noten  der  Bank  von  Frankreich,  der  nieder- 
Ittndiscben  Bank,  der  dfinisdien  Kadonalbuik. 
der  schwedischen  Reichsbaak,  der  Österreichisch^ 
nns;ari8cheu  Bank  (anch  wenn  die  Wiederher- 
stellung der  Valuta  beendet  sein  wird),  iet 
russischen  Reichsbank.  In  Italien  baben  die 
Banknoten  Legalkurs  in  jenen  Provinzen,  in 
denen  die  Banken  eine  Einlösnugsstelle  haben, 
augenblicklich  aber  im  gesamten  Königreich. 
In  der  Schweiz  sind  die  eidgenössischen  öffent- 
lichen Kassen  infolge  Gesetzes  pflichtig,  die 
Noten  der  Nationalbank  zum  Nennwert  in 
Zahlnng  anzunehmen.  Bei  Notlage  in  Kriegs- 
zeiten kann  eine  weitergehende  ItechtsTerbind- 
lichkeit  für  die  Annahme  der  Noten  der  National- 
bank ausgesprochen  werden.  In  den  Ver.  St. 
Ton  Amerika  müssen  die  Nationalbanknoten 
an  den  Regierungskassen  (ausgen.  Zollzahlnngen) 
und  ebenso  bei  Zahlungen  ans  den  Staatskassen 
(ausgen.  wenn  es  sich  um  Staatszinsen  handeJtj 
angenommen  werden. 

Der  englische  Modus  hat  bezüglich  der  Noten 
der  Zen^banken  kaum  etwas  Bedenkliches. 

d)  EinlÖsuQg  der  Banknote D.  Die 
jederzeitige  sofortige  Einlösbarkeit  ist  das 
wichtigste  Merkmal  der  Banknote:  jede  Er- 
schwerung der  Einlösbarkeit  gibt  den  Bank- 
noten die  Eigenschaft  von  uneinlösbarem 
Papiergeld;  die  prompte  EinlOeharkeit  ist 
bedingt  durch  die  Art  der  Noteaverwendung. 

In  Dentschland  ist  nach  §  4  des  BG.  jede 
Bank  —  da  ist  wohl  nnr  der  Hanptsitz  ge- 
meint —  verpflichtet,  ihre  Noten  sofort  auf  I^- 
sentation  zum  vollen  Nennwerte  einznlösen-, 
diejenigen  Privat-N.,  welche  sich  dem  §  44 
nntersmlten,  müssen  außerdem  eine  Stelle  in 
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Sniin  Qder  Fnmhfart  bexeicbnen,  wo  sie  ihre 
\-tta  <pitestens  ror  Ablanf  des  mt  den  Tag 
PriMnution  folgenden  Tages  einlösen  — 

avMctas  des  Notensdinbe  eine  siemlich  ttber- 
-  »«lee  Benimnitnii?.  Die  SKchsische  Bank  hat 
hiv  CiBlSnngsstelle  in  Berlin  beim  Eankhans 
^  BtekbrCder.  die  BaTerische,  Badische  nnd 
n  ortuinberriscbe  N.  haben  eie  in  Frankfurt 
«  N-  Ine  Reicfasbank  ist  bei  ihren  Zweigan- 
•uJten  nach  IR  zur  Einl&snng  anf  Prfisea- 
uti"a  insoiretc  verpflichtet,  als  deren  Barbe- 
•liflde  und  OeldbedUrfoisse  es  gestatten.  In 
Mz\fB  darf  an  den  Zweiganetalten  die  Ein- 
1..1BC  M  lause  Terscboben  werden,  bis  sie  die 
■^•tv:m  Sittel  beschafft  haben.  In  den  Ver. 
■^«aten  von  Amerika  müssen  alle  N.  5% 
'  r  nnlanrenden  Notenmengen  in  Bargeld 
tm  sJiatxanit  überweisen  nnd  das  Gatbaben 
mnifr  anf  gleicher  HChe  halten ;  das  Schatzamt 
-<  die  Noten  anf  Yerlaneen  iu  Summen  von 
{.loU.  und  dem  klehnacben  ein.  An  den 
^  hfcltm  der  Bank  müssen  die  Noten  natürlich 
vti  'tugelöst  werden,  doch  wird  hieTon  wenig 
•■*hr<acb  gemacht. 

'i  Die  Werlgrßße  der  Banknoten 
..I  (i<»hr  wichtig,  weil  davon  zum  Teil  die 
linrfr»  oder  kürzere  Zirkulationsdauer 
»J-hliiirt;  die  kleinen  Noteu  dringen  mehr 
■II  ili'?  unteren  Verkehrsschichten  «nd  wer- 
i  II  «irirt  festgehalten,  so  daß  sie  nur  nach 
IfikT-r^  Zeit  an  die  Ausgabestelle  zurüek- 
■uk'-hpen  pflegen.  Die  Noten  werden  etwas 
Ir-litarti^r,  auch  nähern  sie  sich  mehr 
.»in  Charakter  des  eigentlichen  Papier- 
-•■■l'i'K  insofern  alB  man  sie  doch  nicht  gut 

i'hoeQ  kann.  Ist  der  Gesetzgeber  für 
• .  f  mflgliüfaüte  SUnschifinkung  der  Noten- 
»•^w,  so  wird  er  die  hohen  Notenappoints 
'•■ninengen,  nimal  diese  auch  mit  mehr 
''••r>i'-üt  nod  Mifitrauen  angenommen  wer- 
■  -n  desthalbeben&üis  rascher  zurückströmen. 
r>-*T<*ht  kein  Staatspapiergeld,  so  werden 
■■•  S'ftpoappointa  etwas  niedriger  gehalten 
v>-nk'n  können.  Entartet  die  Banknote  zu 
'  i]>t'^rgpltl,  dann  ist  die  niedrig  Appoin- 
j  fuiifr  Rcradezn  notwendig.  Bei  Bankviel- 
'•',t  Viru  man  Oberhaupt  der  Einheitlichkeit 
V'  iLea  mdbt  UoB  den  Hinimalbetrag,  son- 
^ni  überhaupt  die  zulässige  Stfickelung 

•  rw-fireiben. 

I'ii^  engtischen  Banken  dürfen  seit  dem  Oes. 
»  ."i  [V.  I82tf  Noten  unter  6  £  nicht  ausgeben. 
'•b  Frankreirh,  Schweiz  nnd  Italien  ist  der 
tlfiBit«  Betrag  fiO  Frcs.  bezw.  Lire;  doch  kann 

•  der  Schweix  der  Bandesrat  in  anßerordent- 
■•l^n  FUlen  die  Ansgabe  von  Banknoten  in 
^hu-hnitteo  Ton  SO  frcs.  vorübeigehend  be- 
«t>lit{«xL  In  Belgien  hat  man  us  kleinste 
VtrQbetrttge  20  Frcs.,  ftbniich  in  Rnmänien 
-1>  Ifi.  ia  der  Türkei  1  Pfnnd  türk.,  in  Aus- 
'nJieo  I  £,  in  Kanada,  Mexiko  and  in  den 
^•r  btaatea  rtm  Amerika  6  Doli,  '{in  letzteren 

•  Mta  4w  Xatlonalbanken  nUt  dem  Ges.  t. 
Ii  III  I90D  nicht  mehr  als  '/i  ihrer  Noten  zu 

•  Iii>i]  sosgeben),  in  den  Niederlanden  10  fl. 
■■'»mahl  nm  eine  Stufe  tiefer  sind  die  Noten- 

•  Ti^e  hl  Oesterreich-Ungarn  mit  10  Kr.,  in 
CttLlksd  mi(  b  Rbl.,  in  Aegypten  mit  '/s  &^pt- 


Pfnnd  (10,375  M.),  in  Japan  mit  ö  Yen.  Die 
skandinavischen  Länder  gehen  gar  bis  anf  6  Kr. 
(=  6,625  H.)  hemnter.  Die  Bank  von  Frank- 
reich hatte  ain  2b  ß.  1906  ia  50  Francsnoten 
11,9  c/o  ihres  Notennmlanfs,  die  Belgische  Bank 
im  Durchschnitt  des  Jahres  1905  an  50  und 
20  Francsnoten  2Q,i%  des  Gesamtbetrages,  die 
niederländische  Bank  Ende  März  1905  in  20  und 
10  fl.-Noten  19,66%  ausgegeben. 

In  Deutschland  durften  nach  dem  Bankgea. 
V.  14./III.  1875  §  3  die  Noten  nur  anf  100,  200, 
509,  lUOO  und  ein  Vielfaches  von  1000  M.  lauten. 
Es  entsprach  diese  Appoiutiemng  ganz  der 
restringierenden  Tendenz  des  Gesetzes.  Durch 
Ges.  T.  aO./II.  1906  ist  aber  die  Beichs- 
bank  ermächtigt  worden,  Buiknoten  von  ÖO 
und  20  H.  auszuüben.  Die  Frivat-N.  sind 
von  dieser  Befugnis  ausgeschlossen,  „da  es  im 
Interesse  der  Erhaltung  eines  geregelten  Geld- 
umlaufs unerläßlich  erscheint,  die  HEmdhabnng 
des  Rechts,  Wertzeichen  in  kleinen  Appoints 
auszugeben,  der  steten  Kontrolle  der  Reichs^e- 
walt  zu  unterstellen".  Die  Reichskassenscheme 
(120  Hill.  M.},  die  bisher  in  50,  20,  5  Uark- 
acheinen  ausgegeben  wurden,  werden  fortan  nnr 
mehr  in  10  und  ö  Markscheinen  ausgegeben 
(Ges.  T.  5./VI.  1906). 

Begründet  wurde  die  MaOregel  für  die 
Reichsbank  mit  dem  Bedärfnü  des  Verkehrs 
nach  kleinen  Appoints,  das  nicht  befriedigt 
werden  könne,  zumal  die  Bevölkerung  stark 

fewachsen  sei.  In  Wirklichkeit  ist  wohl 
ie  Absicht,  die  Verkebrswelt  an  die  Papier- 
zirknlation  zu  gewübnen  und  dafür  das  Gold 
mehr  in  die  Reicbsbank  zu  ziehen,  damit  diese 
weniger  häufig  den  Diskont  zu  erhöhen  braucht, 
da  die  Notenmenge  mehr  gesteigert  werden 
kann,  als  Gold  in  die  Bank  fließt. 

In  Deutschland  sind  die  Noten  der 
Reichsbank  und  der  Privat-N.  äußerlich  sehr 
verschieden.  In  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  werden  sie  ganz  gleichheitU<di 
hergestellt  und  unterscheiden  sich  nur  durch 
die  Unterschriften  der  Direktion. 

f)  Die  Bank  hat  Ersatz  zu  leisten  für 
beschädigte,  dagegen  nicht  für  ganz  ver- 
nichtete oder  verlorene  Noten;  beschmutzte 
oder  beschädigte  Noten  dflrfen  von  der  Bank 
nicht  wieder  ausgegeben  werden,  Aufruf  und 
Einziehung  der  Noten  einer  Bank  ist  zu 
regeln.  Vg^  §  4—6  des  deutschen  Bank- 
gesetzes. 

2.  Decknni^  (VerweDdnng)  der  Noten, 
überhaupt  Veranlagung  der  Fonds  der 
N.  and  erlaubte  Geschäfte.  Die  richtige 
Deckung  der  Noten  ist  oben  dargelegt  wor- 
den :  kurafällige  Forderungen,  besonders  dis- 
kontierte Wechsel  mit  nicht  langer  Verfall- 
zeit und  entsprechende  Barfonds,  um  auch 
unregelmäßigen  Rilckströmungen  stand- 
halten zu  können.  Gescliäfte,  die  sich  mit 
der  Notenausgabe  schlecht  vertragen  (s.  oben 

*)  In  der  Konzession  der  Deutsch- ostafrika- 
niachen  Bank  v.  15,/I.  1905  sind  Noten  von  ö, 
10,  20,  50,  100  Rupien  oder  einem  Vielfachen 
von  100  Rupieu  zugelassen. 
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S.  549),  werden,  selbst  wenn  dazn  anderes 
oder  das  e^ne  Stammkapital  benutzt  wer- 
den könnte,  am  besten  verboten.  Die  Ge- 
setzgebung steht  in  Deutschland  und  der 
Hehrzahl  der  kontinentalen  Staaten  auf  die- 
sem Boden.  Dagegen  zeigen  England  und 
die  Vereinigten  Staaten  toq  Amerika 
Deckungssysteme,  die,  aber  zum  Teil  nur 
scheinbar,  tod  dem  theoretisch  richtigen 
Prinzip  abweichen. 

Sehr  klar  und  zweckmäßig  hat  das  Schweizer 
Gesetz  v.  6./X.  1905  den  Oeschäftskreis  der 
Nationalbank  nmscbrieben.  „Die  Natinnalbank 
ist  als  reine  N.-,  Giro-  nnd  Diskontobaok  nur 
zum  Betrieb  foleender  Geschäfte  befugt:  1.  Ans- 

fabe  von  Banknoten  nach  den  vorftcbriften 
ieses  Gesetzes.  2.  Diskontiemng  von  Wechseln 
anf  die  Schweiz  mit  längstens  dreimonatlicher 
Yerfallzeit  nnd  mindestens  2  als  zahlnngsfAhig 
bduuinten  Unterscluiften.  Hierbei  sind  die 
Wechsel  ans  dem  landwirtschaftlichen  Geschtfca- 
verkehr,  denen  eine  Handelsoperation  zngmnde 
liegt ,   den  ttbrigen   Wechseln  gleichgestellt 

3.  An-  und  Verkauf  von  Wechseln  und  Schecks 
auf  fremde  Länder,  deren  Geldumlanf  auf  me- 
tallener Grundlage  bemht.  Die  Yerfallzeit  der 
Wechsel  darf  3  Monate  nicht  tiberschreiten, 
nnd  sie  mflssen  mit  mindestens  2  als  zahlungs- 
fähig bekannten  Unterschriften  versehen  sem. 

4.  ^Währung  von  verzimdichen  Darlehen  anf 
nicht  länger  als  3  Monate  geeen  Hinterlegung 
von  Wertschriften  nnd  Scbnlaurkunden  (Lom- 
bardverkefar).  Aktien  sind  von  der  Belastung 
ausgeschlossen.  5.  Annahme  von  Oeldern  in 
unverzinslicher  Bechnnng  und  von  Barschaft 
des  Bundes  und  der  unter  seiner  Aufsicht 
stehenden  Verwaltungen  auch  in  verzinslicher 
Rechnung.  6.  Giro-  nnd  Abrechnungsverkehr, 
Mandate  nnd  Inkassi.  7.  Erwerbung  von  zins- 
tragenden ,  auf  den  Inhaber  lautenden ,  leicht 
realisierbaren  Schuldverschreibungen  des  Bundes, 
der  Kantone  oder  auswärtiger  Staaten,  jedoch 
nur  zum  Zwecke  vorübergehender  Anlage  von 
Geldern.  8.  Kauf  imd  Verkauf  von  Edelme- 
tallen in  Barren  und  HOnzen  fttr  eigene  und 
ftir  fremde  Bechnnng,  sowie  Betehnung  solcher. 

9.  Ausgabe  von  Gold-  und  SÜberzertiÜkaten. 

10.  Annahme  von  Wertschriften  und  Wert- 
gegenständen znr  Aufbewahmng  und  zur  Ver- 
waltung. 11.  Kommissionsweise  Entgegennahme 
von  Anmeldungen  auf  Anleihen  des  Bundes  nnd 
der  Kantone,  die  zur  Zeichnung  aufgelegt  sind, 
jedoch  unter  Ausschluß  jeder  Mitwirkung  bei 
der  festen  Uebemahme  solcher  Anleihen*^. 

In  Deutschland  ist  allen  N.  verboten,  Wechsel 
zu  acceptieren,  wohl  aber  dürfen  sie  Wechsel 
weiter  indossieren,  die  aus  der  Weiterbegebung 
entsprungenen  Verbindlichkeiten  mttssen  aber 
in  den  Statuspnblikationen  ersichtlich  gemacht 
werden ;  ferner  ist  ihnen  untersagt,  Waren  oder 
kurshabende  Papiere  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  auf  Zeit  zu  kaufen  oder  zu  ver- 
kaufen wLet  für  die  Erfüllung  solcher  Kaufs- 
oder Verkanfsgeschäfte  Bürgschaft  zu  über- 
nehmen. (§  7  und  8  Abs.  3.)  Diejenigen 
Banken,  deren  Noten  im  ganzen  Reich  Umlaaf 
haben,  dürfen  Uberbanpt  nur  Gold-  nnd  SUber- 
haudel  treiben,  Wechsel  von  hüchstens  3  Mo- 
naten Laufzeit  und  in  der  Regel  mit  3  Unter- 


schriften^), Schuldverschreibuneen  de«  B<lcbs, 
deutscher  Staaten  oder  inländischer  kommunaler 
Korporationen,  welche  spätestens  in  3  Monaten 
mit  ihrem  Nennwert  fällig  sind,  diskontieren, 
kaufen  oder  verkaufen,  Lomharddarldiea  anf 
nicht  länger  als  3  Monate  *)  in  näher  bestimmten 
Maximalhöhen  gegen  im  Inland  lagernde  Kauf- 
mannswaren  und  speziell  aufgeführte  Gattungen 
von  Wertpapieren  geben,  in  gewisser  Begren- 
zung näher  bezeichnete  Scboldverachreibtmgeo 
kaufen  nnd  verkaufen.  Eine  andere  Verwen- 
dung der  Betriebsfonds  ist  unstatthaft,  woher 
diese  auch  rühren  mögen ;  Annahme  von 
Depositen ') ,  Aufbewahrung  von  Wertgegen- 
ständen  ist  sutthaft  (vgl.  Art.  „Depot,  Depot- 
geachftfte"  oben  Bd.  I,  S.  645 fg.);  ebenno  Giro, 
Besorgung  von  Inkassos  usw.  Die  Reichsbank 
ist  auch  noch  verpflichtet,  als  Vermittlerin  fOi 
Ausprägung  von  Gold  zu  dienen.  [$  14.)  Sie 
bat  18i6-190ä  für  3446,5  HiU.  M.  Gold  (davon 
3131  auf  Grund  des  g  14)  angekauft,  das 
grOfltenteiU  in  deutsche  Hanze  urogepHigt 
wtirde.  Im  übrigen  ist  den  N.,  der«i  Noten 
Umlauf  im  ganzen  Reich  haben,  auferlegt,  daß 
sie  überhaupt  für  ihre  Noten  in  Bar  (knr»- 
föhigem  deutscheu  Oelde,  Gold  in  Barreu  oder 
ausländischen  Münzen ,  Reichskassenacheinen), 
den  Rest  in  diakontierten  Wechseln  obiger  Art 
haben  (§17;  §  44  Z.  3).«)  Die  Lombarddarlehen 
sind  als  eine  weniger  sichere  und  liquide  An- 
lage (siebe  oben  Bd.  I  S.  312)  nicht  aJs  Noten- 
decknng  zugelassen  und  andi  durch  §  33  des 
BG.  etwas  eingeengt.  Zu  den  anfier  der 
Wechseldiskontierung  erlaubten  Geschäften 
können  diese  N.  aiM  nur  ihr  Stammkapital 
oder  Depositen  verwenden.    Wie  in  Deutsch- 

Die  dritte  Dnterschrift  kommt  oft  so 
zustande,  daß  der  lokale  Bankier  die  Wechsel 
seiner  ihm  genau  bekannten  Kunden  diskontiert 
und  dann  nach  dem  Maße  seines  Geldbedarfs 
bei  der  N.  und  zwar  in  der  Regel  bei  der 
Reichsbank  weiter  diskontiert.  Die  aus  dem 
Wechsel  Verpflichteten  müssen  als  zahluugs- 
fähig  bekannt  sein,  die  Reichsbaak  kauft  nur 
acceptierte  Wechsel,  doch  legt  sie  Versud- 
wecbsel,  welche  am  Ort  des  Bezogenen  zahlbar 
sind,  nach  ihrem  Ankauf  selbst  znm  Accept  vor. 

')  Im  Interesse  größtmöglicher  Liquidität  be- 
hält sich  die  Reicbsbank  das  Recht  ttelicber 
Kündigung  vor,  s:e8tattet  aber  audi  den  ramd- 
Schuldnern,  das  Darleben  ttelieh  beweise  oder 
ganz  abzutragen.  Va^,  auch  Art  Banken  oben 
Bd.  I  S.  312  Sp.  2. 

*)  Die  Reichsbank  darf  verzinsliche  De- 
positengelder nur  bis  cum  Betrag  des  Grund- 
kapitahi  nnd  des  Reservefonds  annehmen.  Seit 
Ende  1879  hat  sie  aber  nur  noch  nnvenins- 
liche.  Von  den  Girogeldem  uuteracheiden  sie 
sich,  daß  sie  an  eine  8-tägige  Kflodignngsfrbt 
gebunden  sind,  allein  anf  Wunsch  der  De- 
ponenten werden  sie  anch  sofort  zuröckgeeablt. 
Sie  können  nur  an  dem  Platze,  an  dem  äe  de- 
poniert worden  sind,  abgehoben  werden,  auch 
sind  für  Niederlegung  und  Zurückziehung  ge- 
wisse Formalitäten  althergebracht.  Ende  1900 
betrugen  sie  821372  M. 

*)  Anch  die  Dentsch-ostafrikanische  Bank 
muß  nach  ihrer  Konzession  v.  IE1./I.  1905 
Drittehieckung  haben.  Der  Rest  mutt  aas  dis- 
kontierten Wechseln  und  wechsdähulichm  Pa- 
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!tt4  ttSt  Sttch  Schweis  anOer  Bargeld  nor 
Weclwl  ab  Deckimg  fOr  die  Koten  m.  Da- 
t»tn  Tcringt  Belgien  nnr  .leicht  realiuerbare 
Werte-. 

Die  vechaniscbe  Dritteldeckimg  ist  der  en^ 
fucbea  nnd  französischen  Gesetzgebung,  soweit 
^  ach  nicht  nm  Kolonialbuken  handelt,  an- 
fülAunt;  in  Oesterreich  bestand  sie  185Ö — 66 
4Tt  BoninelL  Sie  bann  fUr  eine  große  Zentral-N. 
-  för  kleine  N.  nnd  bei  DezentraUsation  ist 
tir  notwendig  —  seitweise  recht  stOrend  snn. 
tioratlich  nach  Ansbnieh  Ton  Krisen;  bei  800 
KilL  E  Barromt  sind  »  0  Hill.  H.  Noten  nn- 
^usii;;  werden  160  Hill  M.  Barmittel  der  Bank 
dUÖi^  10  betrAgt  der  Barfonds  140  Hill.  M. 
nd  die  Notenmen^e  mnß  anf  420  herunter  ge- 
eilt werden.  £ine  Verbessemng  ist  es,  wenn 
>tif  Kpfpcrnng,  wie  in  den  Niederlanden,  die 
ßiMecknngiHinote  (4ü  %)  unter  Umständen 
benWlxen  darf.  Aehnlicbe  EnnSchtignng  be- 
erst der  Finanzminister  in  Belgien  bezüglich 
itj  IMtteMecknng.  Die  Dritteldecknng  ist 
i^^chwächt.  wenn,  wie  in  Deatschland  es  der 
i'itl  itt.  dieMlbe  nicht  anch  anf  die  jederzeit 
f^S&grB  Deposit»  angewendet  werden  mnC) 
Atknlicb  liegt  die  Sache  bei  der  Ssterr.-nngar. 
liuk  nnd  der  ijchweizerischen  National bank, 
uit  HsU  die  Uetallreserre  mindestens  4üo^o 
ürr  NntMizirknlation  betragen  muH.  Eine  Ver- 
«birfnng  ist  aber  hei  letzterer  insofem  ge- 
trU>D.  a[s  die  Nationalbank  ftlr  alle  knrz- 
rdlijireii  Schniden  —  nnd  das  sind  nach  dem 
alle  Schulden,  die  innerhalb  lU  Tagen 
liUifT  «der  fbrderbar  sind  —  den  Gegenwert 
a  Werhseln,  gesetzlicher  Bsncbaft,  fremden 
OftUnflnzen  oder  Ooldbarren  besitzen  mnfi.  In 
Ddfien,  in  den  Niederlanden  nnd  Italim  sind 


pum  mit  einer  Laufzeit  von  hflchstens  6  Mo- 
Mm,  mwie  bestimmten  täglich  rttckziüilbaren 
Raoligathaben  bestehen.  Bei  Wechseln  nnd 
v«(li*e1UinUehen  Papieren  müssen  mindestens 
;  kl«  nhlnngsf&big  bekannte  Verpflichtete 
>t/reD.  doch  genQgt  statt  der  2.  Unterschrift, 
itü  4te«dbe  fBr  den  Fall  der  Vorlegung  des 
1l«rbwlt  zum  Aeeept  sichergestellt  ist  oder 
•Iii  ilifai  Wechsel  die  Seeverscfaiffungspapiere 
■irTjnigcn  Waren,  anf  deren  Valuta  der  Wechsel 
jmgw  izt.  beigegeben  werden.  Statt  Weehsel 
uaa  dsr  Reic&kanzler  Reichs-  und  Staats- 
•rhnlilrHachreibiiBgai  zulassen. 

'  >  Bei  der  deutschen  Reichsbank  betmjf  durch- 
•cliunlich  die 

Bar-,    Metall-,  Golddeckung 
der  Banknoten 
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die  jederzeit  eiligen  Verbindlidikeit«!  mit  be* 
rKcksichtigt.  Dänemark  Terlan^  '/s  ^ 
der  schwedischen  Reichsbank  sind  nnr  '/lo 
Minimum  der  Bardeckung. 

In  England  muß  die  Bank  von  England  so- 
viel Sicherheiten  hinterlegen,  daß  diese  mit  dem 
dem  Staat  geliehenen  Kapitu  von  11015  Miil.  £ 
zosammen  dem  jeweils  festgestellten  Kontingent 
ungedeckter  Banknoten  gleich  kommen.  Dieses 
Kontingent  betrug  ursprünglich  11  MiU.  £,  zur- 
zeit fOkt.  1906]  18,4d  HiU.£;  da  dieser  Summe 
ein  Stammkapital  von  14,55  Mill.  £  und  ein 
RMerreftmdB  von  3  MilL  £  ffegenttberstehen, 
ist  in  der  Hauptsache  nur  uns  eigene  Ver- 
mögen immobilisiert;  die  Bank  hat  für  ihre 
Noten  größtenteils  Bargeld  und  kurzf&llige 
Forderungen;  znm  Teil  legt  sie  aber  Noten  und 
Depositen  auch  in  englischen  Staatspapieren  an, 
da  diese  relatir  leicht  veräuUerbar  sind;  sie 
schwächt  aber  dadnrch  ihren  Einfluß  auf  den 
Diskontomarkt.  Auch  in  FrMikreich  ist  die 
teilweise  Anlage  in  franzfisischer  Rente  zu  be- 
anstanden. 

In  den  Vereinigten  Staaten  tou  Amerika  sind 
die  Nationalbanken  verpflichtet,  in  dem  Maße 
Staatspapiere  zu  hinterlegen,  als  sie  Noten  ans- . 
geben;  ihr  Stammkapitu  nnd  Reserven  sind 
aber  in  der  Regel  weit  grSßer  als  ihre  Noten- 
ausgabe'), so  daß  sie  für  ihre  Noten  Geld  und 
kurzfristige  Dariehen  besitzen.  Die  Aufgabe 
der  hinterlegten  Bonds  ist  nicht,  kursierende 
Noten  einzulösen,  sondern  nneinlösbar  gewordene 
zu  ersetzen.  Der  Einlösung  dienen  dagegen  die 
beim  Schatzamt  deponierten  b%  der  Zirkulation 
ram  20./VIII.  1906  23,8  HUL  Doli.).  —  Bezüg- 
lich Mexiko  siehe  S.  666. 

Die  deutsche  Reichsbank  legt  ihre  Mittel  in 
Effekten  nur  an,  soweit  diese  spätestens  in  8 
Monaten  fällig  sind,  also  diskontiert  werden 
können,  ferner  hält  sie  seit  1900  im  Interesse 
ihrer  Auftraggeber  einen  beschränkten  Vorrat  an 
kleinen  Stöcken  lombardfähiger  Papiere;  so  hat 
sie  im  .Tahr  1906  für  17,29  Mill.  M.  angekauft 
und  fUr  16,42  Mi».  M.  verkauft.  Mit  Ausnahme 
der  Bank  von  Frankreich  überflügelt  sie  alle  be- 
stehenden Zentral-N.  in  der  durchschnittlichen 
Wechselanlage.  (Siehe  auch  Art.  „Wechsel".) 

8.  Beachräakang  der  Notenmenge. 

Diese  Frage  berührt  sich,  aufs  engste  mit 
der  vorhergehenden.  Wenn  eine  Bank  nur 
zu  wirklich  bankmäßigen  Anisen  ihre 
Noten  benutzen  darf,  also  in  der  Haupt- 
sache nur  zum  Kauf  von  gut  gesicherten 
kurzfälligen  Wechseln,  so  liegt  darin  ver- 
bunden mit  der  teilweisen  Bardeckung  schon 
selbst  die  wirksamste  Beschränkung  der 
Notenmenge;  denn  die  Menge  der  guten 
kurzfristigen  Anlagen  ist  eine  begrenzte. 
Gleichwohl  haben  die  Gesetzgeber  nicht 
selten  die  Maxim alnolenmenge  noch  beson- 
ders zu  fixieren  oder  einzuengen  gesucht, 

J)  Am  25./VIII.  1905  machten  Kapital  und 
Reserven  der  Nationalbanken  1216,5  MUl.  Doli, 
aus:  für  die  Zirkulation  von  468  Mill.  Doli, 
waren  477,5  Mill.  Doli.  Bonds  hinterlegt,  so  daß 
noch  740  Mill.  Doli,  übrig  blieben.  Die  477,5 
Mill.  Doli,  hinterlegte  Bonds  hatten  übrigens 
einen  ungefähren  Kurswert  von  498,7  Mül.  DolL 


Digitized  by 


Goo 


572 


teils  weil  sie  mißtrauen,  daß  die  Baaken 
immer  ihre  eigene  Sicherheit  genügend  im 
Auge  behalten  und  gegenüber  veniger  guten 
Anbgen  zurückhalten,  teils  weil  sie  ge- 
visBermaßen  mechanistm  die  Banken  zwingen 
möchten,  bei  hooh^hender  ungesunder 
Spekulation  nicht  diese  noch  zu  unter- 
stützen, sondern  durch  Krediterschwerung 
zu  hemmen.') 

Man  kaim  hauptsächlich  vier  Wege  unter- 
scheiden, die  von  den  Qesetzgebern  einge- 
schlagen worden  sind. 

a)  Absolute  Fixierung  derMaxi- 
malgr&ße  der  Notenausgabe  (mit 
Einschluß  der  bargedeckten).  iJas  muß  im 
allgemeinen  als  unzweckmäßig  erscheinen, 
da  nicht  einzusehen  ist,  weshalb  man  ver- 
hindern soll,  daß  statt  des  Metallgeldes  die 
dafür  auszugebenden  bequemeren  Banknoten 
zirkulieren.  Irgend  welche  kreditpolitische 
Erwägungen  müssen  gegenüber  bargedeckten 
Noten  entiaUen.  Eine  derartige  Vorschrift 
hindert  auc^,  falls  die  Veranlagimg  der 
Noten  nicht  streng  ger^elt  ist,  nicht  den 
Mißbrauch. 

Die  absolote  Fixienuig  hat  Frankreich,  sie 
rUbrt  vom  Krieg  1870  her;  es  wnrde  znerst 
das  Maximum  der  Notenemission  auf  1800  BÜll. 
Frca.,  bald  darauf  auf  2400  Hill.  Frcs.  fixiert, 
nach  dem  Krieg  behufs  DurchfQhrung  der  An- 
leihen nnd  zur  Erleichterung  des  Geldmarktes 
im  Dezember  1871  anf  2800  MiU.  und  im  Jati 
1872  auf  3203  MilL;  1884  wnrde  diese  Summe 
auf  3600  und  durch  G.  v.  25./I.  1893  auf  4000 
MUl.  Frcs.,  durch  G.  v.  17./X1.  1895  auf  5(:00 
MiU.  Frcs.,  durch  G.  v.  Ö./H.  190ti  auf  58U0 
MUI.  Frca.  erhöht  Der  nicht  metalliach  ge- 
deckte Teil  ist  jedoch  verhältnismäßig  klem; 
im  Jahr  1905  betrug  er  10,24 «/«;  die  Bar- 
deckung der  ausgegebenen  Noten  belief  sieb 
auf  89,(6%.  Würde  die  Bank  von  Frankreich 
nicht  Bo  vorzö^lich  geleitet,  so  wäre  ein  Noten- 
kredit von  5,8  Milliarden  höchst  bedenklich;  die 
Bank  von  Frankreich  könnte  bei  geringer  Bar- 
deckung großes  Unheil  anrichten.  —  Die  ab- 
Bolnte  Fixierung  besteht  nach  der  Peelschen 
Bankakte  von  1844  bezüglich  der  Privatbanken 
von  England  und  Wales;  diese  dürfen  nur  so- 
vi^  Noten  ausgeben,  als  sie  in  12  Wochen  vor 
dem  27./IV.  1844  durcbscbnittlieh  in  Umlauf 

Sehabt  hatten.  —  Das  deutsche  Bankgesetz  hat 
ie  Notenemission  der  bayerischen  N.  schlechthin 
anf  70  Hill.  M.  in  maximo  begrenzt,  vermut- 
lich nm  den  Noten  dieser  nach  der  Reichsbank 
größten  Bank,  selbst  wenn  sie  bargedeckt  sind, 
nicht  einen  zu  breiten  Kaum  in  der  Zirkulation 
neben  den  Noten  der  Keicbsbank  zu  lassen. 

b)  Feste  Fixierung  der  unge- 
deckten Noten  {direkte  Kontingentie- 
rung genannt).    Den  wichtigsten  Versuch 

*)  Eine  Hf»chstgrenze  des  Notennrolanfs  be- 
steht nicht  mehr  seit  1863  für  die  Niederlän- 
dische Bank  und  seit  1875  für  die  Javabank; 
ebenso  ist  sie  in  der  Schweiz  unbekannt. 


in  dieser  Richtung  stellt  die  Peelache  Bank- 
akte von  1844  dar,  welche  die  direkte  Kon- 
tingentierung auf  die  fiuik  von  Enghud 
und  die  Banken  von  Schotthind  angewendet 
hat ;  ihrem  Beispiel  sind  andere  Gesetzgeber 
gefolgt  Das  Wesen  besteht  darin,  daß  man 
die  Summe  der  nicht  bar  gedeckten  Noten, 
die  aus^egebea  werden  dürfen,  feststellt 
und  bestimmt,  daß  alle  weiteren  Noten  bar 
gedeckt  sein  müssen. 

Die  englische  Bankakte  beniht  auf  einer 
bestimmten  Geld-  und  Kredittbeorie,  der  Cnr- 
rencytheorie'),  die  anf  Hnme  und  Ricardo 
zurückgeht,  besonders  aber  von  Lord  Overstone 
(Jones  Lloyd)  und  anderen  vertreten  wnrde. 
Sie  acceptiert  die  Bicardoache  Oeldlehre,  wo- 
nach der  Geldwert  ausschließlich  von  der  Geld- 
menge abhänge,  und  stellt  die  Banknotenmeh- 
rnng  oder  Banknotenmindernng  mit  einer  Xeh- 
rnng  oder  Minderung  der  Httazen  hinsichtlich 
der  Einwirkung  anf  Preise,  Spekulation  auf 
eine  Stufe.  Die  Banknoten  ansga^  ist  auch 
nach  ihr  ein  Begal  des  Staates  wie  das  HOaz- 
regal.  Ans  diesen  Prftmissen  wird  fftr  die 
N.politik  die  Konsequenz  gezogen:  Uan  nnA 
dafür  sorgen,  daß  ue  Menge  tob  Banknoten 
und  Edelmetall^ld,  welche  eine  einheitliche 
Hasse  bilden,  sieb  genan  so  regeln,  wie  wenn 
es  nur  Bargeld  gft^.  Wie  z.  B.  das  Bargeld 
durch  Abfluß  in  seinem  Werte  steigt,  dadorch 
zur  Senkung  der  Warenpreise  führt  und  dnrch 
den  nun  leichter  möglichen  Warenexport  wieder 
Edelmetall  zuströmen  läßt,  also  die  Korrektur 
in  sich  trägt,  so  muß  die  Sache  auch  bei  dem 
aas  Bargeld  und  Noten  gemischten  System 
funktionieren ;  die  Notenausgabe  darf  sich  nicht 
dem  Bedarf  in  gewissen  Grenxen  anschmiegen 
und  den  Geldwert  konstant  erhalten,  sondern 
sie  muß  sich  eenan  so  bewegen  wie  bei  rein 
metallisrhem  Zustand;  man  muß  die  Bank 
zwingen,  Banknoten  zurückzuziehen,  wenn  ihr 
Bargeld  entzog^en  wird,  dagegen  Noten  ansia- 
geben,  wenn  ihr  Hetallffeld  zuströmt. 

Peel  hat  diese  Grunogedanken  in  Gesetae»- 
form  gebracht;  die  Bank  von  England  best^t 
aus  2  Abteilungen,  eine  für  „Notenausgabe* 
{issue  department)  und  eine  für  „Bankffescbäfte" 
(banking  department);  die  erste  Abteunng  darf 
18,45  IGIl.  £  (ursprflnglicb  14  HUI.)  nicht  bar- 
gedeckte Noten  ausgeben ;  jede  weitere  Note  muß 
bar  gedeckt  sein;  die  Bankabteilnng  ffibrt  das 
Depositengeschäft ;  f Qr  die  Bardepositeu.  die  sie 
an  die  erste  Abteilung  abführt,  erhält  sie  anfier 
den  18,45  Hill.  £  weitere  Noten.  Die  Trennung 
in  2  Abteiinngen  ist  eine  ziemlich  überflüssige 
Formalität,  banptsächlicb  uro  cum  Auodruck  zu 
bringen,  daß  die  Notenanagabe  nach  der  I<elire 
nicht  zu  den  Bankgeschäften  gehöre. 

Die  ADscbanungen,  anf  denen  die  Bankakte 
beruht,  sind  irrig  und  die  ErfabruDgen,  die  man 
mit  dem  Gesetz  gemacht  hat,  zum  Teil  un- 
günstige. 

Theoretisch  haben  eratere  widerlegt  Th. 
Tooke,  Fnllarton,  Wilson,  Hill,  Oil- 
bart  n.  a.,  welche  dem  Cnnencyprindp  daa 
Bankprinzip  gegenflbersteUten.  Die  dem  Cttr- 


*)  Der  Name  wurde  von  Norman  1810  auf- 
gebracht. 
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reBeTüjatem  zngnuide  srelegte  Lehre  vom  Wert 
•ir«  G«ld««  ut  falsch,  der  letztere  hängt  nicht 
SW'II  TOD)  QoaDtnin  ab,  Bondem  anch  vom  Be- 
't  trfoii;  die  Annahme  eines  rein  metallischen 
>,t>if  DU  ut  verkehrt,  weil  es  ein  solches  nirgends 
iiht,  wiiÄt  damal  anf  nieder«  Knltnrstnfe,  wo 
die  KatnralwirtBcbaft  mit  konkurriert ;  der 
latcrMhied  der  Note  fl;efi:eDaber  den  Übrigen 
SrrdidHtrnmenten  (Wechsel,  Scheck,  Bnch- 
irMit«),  die  doch  ftbnlicb  wie  die  Noten  wirken 
tt'iiBen.  wird  Qbertrieben;  ebenso  wird  die  Rolle 
•lär  lunuiia  verkannt,  es  ist  ein  Irrtam,  daß  ab- 
ti^Ltaiti  Mfltall  immer  ans  der  „Zirkolation" 
irtotfeu  werd«;  es  gibt  zahlreiche  Barvorräte, 
•u«  nicht  in  Zirknlation  sind,  sie  warten  auf 
Verwesdnng  und  werden  durch  den  höheren 
ZintfnSi  herausgelockt,  wbald  für  die  Ansfabr 
mehr  EdelioetaU  notwendig  ist,  nnd  sammeln 
•wb  nagekehrt  bei  Oeacbäftsloiigkeit  wieder 
&a;  bd  entwickeltem  Bank-  bezw.  Oepositen- 
M9tn  h&nfen  rieb  diese  Einzelvorräte  mehr  nnd 
mrhr  bd  Banken  an;  wenn  sie  Öeld  znr  Ans- 
fufar  ahffebni,  beeinflnßt  das  bis  za  gewisser 
«<rriize  die  Zirknlation  so  wenig  wie  im  vorigen 
Kill;  doe  nnmittelbare  £inwirknng  auf  die 
I'rui«  nnd  den  Geldwert  ist  deshalb  nicht  ^e- 
j^htn;  die  Carrencyschnle  Übersah  auch,  daß 
•lele  Schwankungen  der  Warenpreise  gar  nicht 
ao  Oetd  ihren  Ürand  haben,  sondern  in  Ver- 
hiltaiwen  der  Ware,  was  den  Termeintlicben 
Kenhuw  illworiseb  macht;  ebenso  war  ue  im 
lirniB,  wenn  de  den  Banken  sntrante,  bei 
tirniccr  Wahrnng  der  EinlSsnngapflicht  eine 
Bbh'gremEte  Notenmenge  in  Umlaaf  bringen  zn 
kMiwen. 

Aach  die  Praxis  hat  gegen  das  Gesetz  and 
•.'iRt  Theorie  entschieden.  Im  Jahre  1846  mttUte 
ilir  Bank,  am  beim  starken  ZnflnO  von  Metall 
»dDprvrhend  Noten  in  den  Yerkebr  zu  bringen, 
o'fl  DiykuBtsatx  sehr  herabsetzen,  sie  stachelte 
ailarrb  die  Uutemehmnngslast  Uber  GebUhr 
u  und  bereitete  die  Kritiis  von  1847  vor. 
I>M  Bankverwaltang  ist  davon  abgekommen, 
'ht-  in  deti  HKndeti  des  Pnblikams  befindlichen 
>  'tr-D  in  dem  Maße  schwanhen  za  lassen,  wie 
itiT  Barvorrat  ab-  and  zunimmt.  Dem  Gesetz 
i-iov  Allerdings  ein  gewisser  Wert  nicht  abge- 
•pnichen  werden,  insofern  als  es  der  Benutzuag 
'IM  Nutenkredits  eine  Grenze  setzt;  die  Bank 
boa  Bttf  18,46  um.  £  herieiben,  darUber 
iituw  nur  unel,  als  de  sdbst  Oeporiten  er- 
Uit;  wenn  die  Menge  der  nngedeckten  Noten, 
«fkbe  die  Bank  von  den  18,4ö  Mill.  £  noch 

Verfttgnng  hAt,  d.  b.  die  Notenreserve  sehr 
ki<-tn  wird,  SD  weill  die  Spekulation  nnd  Ge- 
»•UftiweU.  daü  die  Bank  den  Kredit  erschweren, 
'•a  TMik'int  binanfsetzen  muH;  insofern  wirkt 
£u  (ieMta  Kharf  cOgelnd,  bewahrt  die  Bank- 
T'rwaltaair  vor  Leichtsinn  nnd  gewährt  ihr 
mra  KQrkhalt.  Andererseits  aber  bewirkt  die 
•  i'-nii  necbaniKhe  Grenze  eine  sehr  häufige, 
ktrupto  Ibttiffe  Aendemng  des  Bankdiskontos, 
l'n  die  B«nk  in  Zeiten  aknter  Krisen  lahm, 
l>i"<kr(  fifl  äso  gerade  in  einer  ihrer  wichtigsten 
:-iiuntiwirtwbHliiicheu  Anfgaben;  man  bat  sich 
'■  ■  }etzt  to  geholfen .  daß  die  Regiemng  in 
kni^D  —  HO  1847,  1867,  IK66  —  eigenmächtig 

BAokavte  suspendiert«,  um  der  Bank  eine 
V'  -nuagdbe  von  ungedeckten  Noten  nnd  Kredit- 

zu  ermöglichen,  ttnd  hinterher  Indemnität 


vom  Parlament  verlangt  —  gewiß  kein  erfreu- 
licher Znatand. 

Die  PeeUche  Bankacte  hat  manche  Nach- 
ahmer gefunden,  so  in  Oesterreich-Ungarn  und 
in  den  skandinavischen  Ländern.  Aber  ganz 
tren  geUieben  ist  keiner  der  genannten  Staaten. 
In  Oesterreidi-TJn^Q,  wo  18^ — 1887  das  unge- 
deckte Notenkontingent  200  Mill.  fl.  betrag, 
aber  v.  14./V.  1873  bis  18 /X.  1874  die  Be- 
sümmnng  saspendiert  werden  muUte  und  auch 
im  Oktober  1882,  Oktober  1883,  Dezember  1884 
die  üeberschreitung  nur  durch  Verwandlung  des 
Beservefondd  in  Bargeld  verdeckt  werden  konnte, 

S'ng  man  durch  Ges.  v.  21./V,  1887  zur  in- 
rekten  Kontingentierung  über.  In  Dänemark 
half  man  sich  dadurch,  daß  man  von  Zeit  zu 
Zeit  das  Kontingent  nicht  metallisch  gedeckter 
Noten  erhöhte,  von  2ä  Mill.  Kr.  im  Jahr  1847 
anf  30  MUl.  £r.  sdt  1877,  auf  33  MiU.  Er.  sdt 
1897,  anf  88  MiU.  Kr.  sdt  1901;  ferner  darf  die 
Bank  jederzeit  fölHge  Fordemugen  an  die  beiden 
anderen  skandinavischen  N.  und  etwaige  Giro- 
gelder bei  der  deutschen  Beichsbank  in  ihren 
Barbestand  einrechnen,  durch  Weiterdiskon- 
tierung  von  Wechseln  kann  sie  aber  leicht 
solche  Forderungen  erzielen ;  endlich  ist  ihr  die 
Üeberschreitung  schlechthin  gestattet ,  sofern 
sie  vor  dem  Ausgang  des  nächsten  Monats 
dartnt,  daß  das  normale  Verhältnis  wieder- 
hergestellt ist.  Analog  liegt  die  Sache  in  Nor- 
wegen, wo  das  Eontingent  dnrcb  Oes.  t.  83./IV. 
1802  auf  24  Mill.  Kr.  festoesetzt  wurde,  nur 
daß  hier  bei  der  Ueberscnrdtung  anch  ß'/g 
Steuer  bezahlt  werden  müssen.  In  Schweden 
ist  fQr  die  Keichsbank  das  Kontingent  nicht  bar 
gedeckter  Noten  durch  Ges.  v.  12./V.  1897  auf 
100  Mill.  Kr.  festgesetzt  worden,  doch  ist  auch 
hier  eine  Abschwächung  insofern  gegeben,  als 
die  (durch  Weiterdiskontiemng  leicht  herstell- 
baren) in  aualändiächen  Banken  oder  Handels- 
häusern in  laufender  Rechnnng  stehenden  Mittd 
in  die  Bardeckung  eingerechnet  werden  dürfen. 

Die  russische  Reichsbank  hat  ancb  die  direkte 
Kontingentierung;  sie  darf  nach  dem  Ukas  v. 
29./VIII./10./IX.  1897  300  Mill.  Rnbel  ohne 
metallische  Deckung  ausgeben. 

c)  Die  indirekte  Kontingen- 
tierung der  nioht  bargedeokten 
Noten.  Sie  besteht  darin,  daß  man  zwar 
die  Menge  der  nicht  bai^j^eckten  Noten 
fixiert,  aber  ihr  Ueberschreiten  nicht  unmög- 
lich macht,  vielmehr  nur  erschwert,  indem 
im  Verhältnis  der  Üeberschreitung  eine  Steuer 
bezahlt  werden  muß,  die  so  hoch  ist,  daß 
sie  den  mit  den  Noten  gemachten  Zinsgewlon 
ganz  oder  größtenteils  aufzehrt 

Diesen  Weg  hat  zuerst  das  deutsche  Bank- 
gesetz von  1875  eingeschlagen.  Man  kontingen- 
tierte die  Menge  der  ungedeckten  Banknoten 
nnd  bestimmte,  daß  eine  N.,  sobald  sie  ihr 
Kontingent  überschreitet,  5%  Stenern  (Vu'^/o 
von  der  wöchentlichen  Ueberschreitong)  zahlt. 
Als  Bardeckung  werden  dieselben  Bestandteile 
gerechnet  wie  bei  der  Dritteldeckong,  nur  daß 
auch  noch  die  Noten  anderer  Banken  einge- 
rechnet, werden.  Dan  Gesamtkontingent  warde 
anfänglich  anf  380  Mill.  M.  festgesetzt,  davon 
kamen  anf  die  Reichsbank  250  Mill  M.,  auf  die 
übrigen  N.  136  MUl.  H.  (darunter  32  Mill.  M.  anf 


Digitized  by  Google 


574 


Noten-  oder  Zettelbaok 


die  bayeriscbe  N.).  Da  eio  großer  Teil  der 
N.  auf  ihr  Noteorecht  Terzicotete,  wachsen 
dem  EoDtingeut  der  Beichsbank  erhebliche 
Beträge  za,  so  daß  dasselbe  seit  30./IX.  189ö 
293,4  Hill.,  das  der  Priva^N.  nur  noch 
91,6  Hill.  M.  betrug.  Bei  Feststellang  des 
Oesamtkontingenta  im  Jahr  1875  war  man  der 
Meinung  gewesen,  daß  mit  385  Mill.  M.  der 
Verkehr  mit  hochappoiutierteti  Oetdzeichen  in 
normaler  Zeit  gesättigt  sei  (1870  betmg  der 
ungedeckte  Notenamlanf  allerdings  448  HUI.  H., 
1873  426  HUI.  H.,  daneben  hatte  man  noch 
184  HUI.  H.  Staatspapiergetd,  aUein  damals 
war  eine  hochspekuIatiTe  Zeit  und  bestand  die 
schwerfällige  Silberwährnng).  Gibt  eine  N. 
mehr  ongedeckte  Noten  au  ihr  Kontingent 
ans,  so  mftssen  Ton  diesem  Hehr  b%  Steuer 
entrichtet  werden.  Der  Betraff  ausgegebener 
Noten,  der  nicht  bar  gedeckt  ist,  aMr  inner- 
halb der  steuerfreien  Grenze  sich  bewegt,  heißt 
steuerfreie  Notensumme;  der  Betrag  nicht 
bargedeckter  nnversteuerter  Noten,  welchen  eine 
Bank  noch  zor  Verfügung  hat.  steuerfreie 
Notenreserve,  z.  B.  die  Reicbsbank  habe 
1000  HUI.  M.  Noten  ansgegebeu,  HiU.  H. 
besitze  sie  bar,  so  beträgt  die  steuerfreie  Noten- 
summe 1000  —  900  =  100  Hill.  M.;  die  steuer- 
freie Notenreserve  war  bei  einem  Kontingent 
von  293,4  Hill.  fQr  die  Beicbsbank  293,4  — 100 
=  193.4  HiU.  H. 

Sollte  infolge  von  Ueberspeknlation  oder  Geld- 
export das  Kontingent  der  Notenausgabe  Über- 
schritten werden,  so  sollten  die  Banken  dadurch, 
daß  sie  selbst  5  %  Steuer  von  der  Qberscfarittenen 
Summe  zahlen  müssen,  zu  kräftiger  Anziehung 
der  Diakon tschraube  genötigt  sein  und  dadurch 
mäßigend  auf  den  Unternehmungsgeist,  an- 
lockend auf  das  Kapital  wirken.  Die  Wirkung 
der  Kontingentierung  bei  den  Privat-N.  war 
die,  daß  sie,  die  stets  in  der  Lage  waren 
und  sind,  ihre  Wechsel  bei  der  Reichsbank 
weiter  cn  diskontieren,  ihre  Kontingente  voll 
auszunutzen  suchten,  aber  auch  ihren  ungedeckten 
Notenumlauf  im  wesentlichen  darauf  zu  be- 
schränken hatten,  während  bei  der  Beichsbank, 
die  dem  wechselnden  Geldbedarf  gerecht  werden 
muß,  bedeutendere  Schwankungen  sich  zeigten 
und  die  Eontingentsüberschreitungen  in  einiger- 
maßen günstigen  Jahren  immer  häufiger  und 
größer  wurden.  Es  betrug  bei  der  Reichsbank : 

ihre  Zahl  ihre  Summe  die  Steuer 

UUl.  H.  U. 

187fi,80         —  _  _ 

1881/85           5  93,79  97  ooo 

1886/90         10  585,77  611 000 

1891/Hö           4  253,60  264000 

1896,1900      71  8184,27  8525000 

Es  zeigte  sich  immer  mehr,  daß  angesichts 
der  gewachseneu  Bevölkerung  und  der  Ver- 
grOßemng  aller  wirtschaftlicnen  Yerhältnisse 
sowie  auch  der  VeigrCßerung  des  Hetallvorrats 
selbst  das  Kontingent  zu  knapp  bemessen  war. 
Der  mit  jc^er  Quartalswende  erhöhte  Bedarf 
an  Zirknlationsmitteln  brachte  die  Reichsbank 
regelmäßig  in  die  Notensteuer.  Durch  die 
Novelle  v.  7./VI.  1899  wurde  deshalb  das 
Kontingent  der  Reichsbank  v.  l./I  1901  ab 
von  293,4  auf  450  Hill.  H.  erhöht,  während  das 
der  Privatbanken  mit  91,60  Hill.  H.  nnver- 
ftndert  blieb.  Infolge  des  Yenichts  der  Frank* 


furter  Bank  stieg  das  Kontingent  der  Reichs- 
bank am  6./VII.  1901  auf  460  HiU.  H..  durch 
Verzicht  der  Bank  fQr  Säddentschland  am  ö./VL 
1902  auf  470  HUI.  H.,  dnrdi  die  Verzichtieistnng 
der  Braunschweigischen  N.  am  14.xn.  1906 
und  V  l./I.  190S  ah  auf  472829000  H.  &nf 
die  vier  privaten  Zettelbanken  treffen  sonach 
noch  68,771  HiU.  H.  (Bayerische  N.  32  UüU 
Sächsische  Bank  16,771  HiU.,  WUrttembergische 
N.  10  HUI.,  Badiscbe  Bank  10  HiU.  U.). 

In  den  letzten  Ö  Jahren  stellten  sich  die 
Ueberschreitnngen  bei  der  Reichsbank  folgendo^ 
maßen: 

Zahl       Summe  Steuer 
HUI.  M.  H. 

1901  5  338,6  3S»68s 

1902  3  459^  478  289 

1903  7  773,1  805267 

1904  7  »073,6  1118373 

1905  9         1584,96         1 631 003 


31 


4229,46 


4405617 


Die  indirekte  Kontingentierung  bat,  wenn 
man  von  ihrer  Abscbwächung  —  die  Banken 
können  ihre  Bardepositen,  iwwohl  eine  neue 
Schuld,  in  die  Bardeckung  ihrer  Noten  ein- 
rechnen, was  die  Privat-N.  besonders  auf  die 
Pflege  des  Depositengescbfifts  hinwies  —  gaas 
absieht,  zwei  Hängä:  Sie  berflcksichtigt  nur 
die  Größe  des  Geldbedarfs,  nicht  auch  die 
Art  desselben ;  der  gesteigerte  Bedarf  nach 
Zirkulationsmitteln  am  Qiiaruüswechsel  und  be- 
sonders im  Herbst  ist  anders  zu  beurteUen  als 
der  Bedarf  für  Geldexport  oder  Spekulation; 
eine  vernünftige  Diskontopolitik  darf  diesen 
Unterschied  nicht  unbeachtet  lassen,  und  die 
Reichsbank  verfährt  auch  dementsprechend,  sie 
erhöht  oft  trotz  der  Ueberschreitong  ihres 
Kontingents  den  Diskont  nicht  und  tägt  die 
ö^/oige  Steuer  lieber  selbst,  was  sie  allenlings 
leicht  kann,  wenn  die  Ueberschreituog  nicht 
sehr  groß  ist:  die  zu  zahlende  Steuer  findet 
dann  zom  Teil  darin  einen  Ausgleich,  daß  der 
erhöhte  Zinsfuß  auch  mehr  oder  minder  von  der 
steuerfreien  Kontingen tssnmme  erzielt  wird. 
Ebenso  mußte  nnd  mnß  die  Bankteitung  manch- 
mal zu  starken  Diskonterhöhungen  schreiten, 
obwohl  die  Steuergrenze  nicht  Qberschritten  ist. 
Die  indirekte  Kontingentiemng  hat  femer  den 
Fehler,  daß  sie  nur  auf  die  Deherschreitniig  de* 
Kontingents,  nicht  aber  auf  das  Verhältnis  von 
Notenumlauf  zur  Bardeckung  sieht  Hau  braucht 
nur  unter  Zugrundelegung  de»  Notenkoatingents 
der  Reichsbank  (zurzat  472,829  Hill.  M  )  folgende 
GegenQbersteUung  ins  Auge  zu  fassen: 
Ausgegebene 

Banknoten      1000  HUI.  H.     650  HUI.  H. 
Bardeckung      51°«     „      «3°  „ 


die  Bardeckung 
beträgt 


490  HUI.  H.     420  HUI.  H. 


5»% 


Obwohl  im  ersten  Fall  die  Situation  der  Bank 
eine  erheblich  bessere  ist,  anch  der  Betrag  ans- 
gegebener  ungedeckter  Noten  nur  70  UUL  M. 
menr  beträgt  als  im  zweiten  Fall,  so  wtLrde 
doch  die  Reichsbank  im  ersteren  Fall  6"/«  Steuer 
zu  bezahlen  haben,  weU  die  490  Hill.  H.  das 
Kontingent  um  17.171  HUI.  H.  aberschreites, 
während  im  zweiten  Fall  fQr  die  420  HUI.  M., 
weil  sie  hinter  dem  Kontingent  niHckUeibcB, 
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trotx  der  viel  geringeren  Bardeckung  keine 
aUMX  beuhlt  EQ  werden  braucht. 

IM  DidtODtpoUtik  lUtt  rieh  nnn  einmal 
urkl  sadi  ■inem  rein  meehaDischeD  Prinzip 

so  nangeOiaft  die  indirekte  Eonting^en- 
GOBBf  Baneiitlich  bei  einer  großen  Zentral- 
■W  MMiwl-K.  erHcbeint,  so  lasBen  eich  doch 
•neb  mig«  Uomeote  za  ihren  Gonaten  in 
i>tat»cUaä  tötend  machen.  Vor  allem  ist 
tte  IVbenchreitiing  der  Kontingentsgrenze  eine 
Art  WaraaogitngDal  fttr  die  Geschäftswelt  nnd 
lucht  für  diese  die  notwendigen  Diskonter- 
bvhoBcni  leichter  Tmtluidlicb.  Sodann  ist  es 
ui.i*  lölttg,  da£  daa  Beicb  an  dein  anllerordent^ 
t  'lteB  Uewinn,  der  bei  B^r  bohem  Diskonto- 
aiu  m  Zeiten  der  Krisen  von  den  N.  gemacht 
«inl,  in  gua  besonders  bobem  Maße  parti- 
»pictt  (fralicb,  soweit  die  fieicbsbank  in  Be- 
trübe ktnnmt,  liegt  zn  einem  Teil  nnr  eine 
KiMcovcnchietraiig  Tor,  da  die  Stenerzablang 
<irfl  Gewinn,  an  dem  das  Reich  teil  hat, 
r^^ndert ' ;  weiter  Terhindert  die  Kontingentiernng, 
(«£  die  Privat-N.  ihren  Geschftftskrei»  zn  sehr 
■udehnen  und  die  Dtskontopolitik  der  Reichs- 
iiai  «Tvcbweren;  sie  kennen  m  normalen  Zeiten, 
Ii  nvkben  der  Diakontsatz  b%  nicht  erreicht, 
lir  ibaea  cngewieMnen  Kontingente  nicht  er- 
«•alirfa  ffir  iKogere  Zeit  ttberschreiten ,  ohne 
ftauxielle  EiubnUe  zu  erleiden;  erreicht  der 
L'^-kaai  5%.  su  ist  ihr  Interesse  an  der  Aas- 
'^hnong  gering;  sie  wirkt  neben  dem  Noten- 
>tiiib  einengend  aof  dieselben;  die  indirekte 
ik'jDUB^DCiening  b&ngt  ancb  anfa  engste  mit 
•■ti  jeiägtu  Konstroktion  der  Heichabauk  zu- 
•uiiLeii:  die  volle  Yerstaatlicbnng  der  Reichs- 
tuk  die  nach  §  4L  des  BQ.  alle  10  Jahre 
i<'tf|irh  ittt  wflrde  das  Weiterbestehen  der  in- 
'liitkteB  Kuntlngentiemng  für  die  Beichsbank 
MBüglieh  maclien;  das  Heich  kann  nicht  an 
n*b  «dtift  Steuer  zahlen;  schliefilich  bildet  sie 
•uiA  clae  Art  Scheidewand  zwischen  Reichs- 
tuk  aud  den  PrtTatdlakontearen,  ioic^ern  sie 
4uu  heitrifft,  bei  Di«kontiemng  zum  sog.  Privat- 
Miz  miehe  nnten  »nb  4)  die  Bucbsbank  znrttck- 
..ftiu&dcr  an  machen. 

IfM  Syttem  der  indirekten  Kontingentierung 
«aide  aaeh  fttr  die  Deutscb-ostafrikaniache  Bank 
ut  dfr  Kouzessionanrknnde  t.  16./L  löOö  Tor- 
k^hnebea,  jedoch ,  da  fttr  eine  bestimmte 
ftmmt  M  an  jeder  (i^ndlage  fehlte,  mit  der 
txii&kaüon,  oaB  die  6*/aige  Notenstener  ein- 
••fxl.  wom  der  Notenbetrag  den  doppelten  Be- 
i-^r  dt«  Barvorrats  ftbenchreiteL  Die  Noten- 
•t^uer  wird  nicht  erhoben,  solange  der  Noten- 
m]utt  ÜOUOU  Rupien  nicht  Übersteigt,  und  die 
*twi  nUlige  Steuer  wird  anch  nnr  tob  dem 
\  ii-QDmIaaf  berechnet ,  der  die  Summe  von 
M3[iju  Kopien  Obenchteitet. 

bit  indirekte  Kontingentierung  Deutschlands 
*«r4F  nacbgeahmt  von  Oesterreich-Ungarn  seit 
:  .1  IMA  Die  nicfat  bargedeckten  Banknoten 
tU  loT  400  IGtL  Kronen  beschränkt;  für  den 
VfitiWtrmc  tind  5%  Steuer  zn  zahlen. 

Aarb  Jep*n  nahm  durch  Terordnung  v. 
!  TIIL  1868  dai  Erstem  der  indirekten  Kon- 
tibtctatierang  au.  Das  Kontingent  wurde  wieder- 
^  tt  erkAfat ,  zudem  war  seine  Ueberschreitang 
uAogUeb  an  die  Genehmigung  des  Finanz- 
»lUttcf»  gründen,  der  aneh  die  Hohe  der 
^-icflcr  (ßSm  sieht  unter  6%)  in  bestimmen 


hatte.  Seit  dem  Ges.  t.  Uärz  1899  beträgt  das 
Kontingent  ungedeckter  Noten  120  Uill.  Ten. 
FQr  den  Mehrbetrag  nicht  metalliacb  gedeckter 
Noten  mQssoi  jftbrlieb  5  %  Steuer  bezahlt  werden ; 
aber  anch  die  ungedeckten  Noten  innerhalb 
des  Eontingents  sinn  nicht  schlechtweg  steuer- 
frei, sie  sind  es  nur,  wenn  sie  auf  Befehl  der 
Regierung  zu  1%  oder  weniger  ausgeliehat 
werden  mußten,  andernfalls  zahlen  sie  Noten- 
stener, aber  nicht  b%,  sondern  nnr  1,25"/«. 
Da  der  WecbBdjliekonto  meist  7—9%  beträgt, 
ist  eine  solche  Belastung  möglich. 

Sehr  nahe  steht  der  indirekten  Kontingen- 
tierung auch  Norwegen  (siebe  oben  8.  a]S). 

Eine  gewisse  Aehnhchkeit  mit  der  indirekten 
Kontingentierung  weist  die  italienische  Ge- 
setzgebung T.  9./KI.  ISOO  auf.  Die  Noten- 
menge beträgt  für  die 

MiU.  Lire 

Bank  von  Italien  t.  l./I.  1806  ab  630 
Bank  von  Neapel  t.  1./I.  19U7  „  190 
Bank  Ton  Sizilien     1./I.  1907  „  44 

864 

Die  Bedeckung  (Reserve) ,  in  die  io  be* 
grenztem  Maße  auch  Wechsel  aufs  Ausland, 
Schatzacheine  fremder  Staaten  eingerechnet 
werden  dürfen,  mnU  mindestens  40%  betragen, 
und  die  Metallreserve  darf  überhaupt  nicht  für 
die  3  Banken  unter  300,  90  V«,  22  Uill.  Lire 
heruntersinken.  Die  reguläre  Banknotenstener 
beträgt  1%,  die  sich  erraäljigt  in  dem  Maß, 
als  die  Immobilien  abgestoßen  werden,  und  zwar 
zuletzt  auf  '/io%-  sie  ist  nnr  fUr  die  in  obigen 
Grenzen  sieb  bewegenden  Notenmengen  zu 
zahlen,  die  nach  Abzug  der  Reserve  übrig 
bleiben.  Die  über  die  obigen  Grenzen  hinaus 
ausgegebenen  Noten  bleiben  steuerfrei,  wenn  sie 
vollständig  gedeckt  sind. 

Dagegen  beträgt  die  Steuer  gleich  \  des 

rzen  Diskontosatzes  nebst  der  Normalsteuer 
jene  Noten ,  die  Über  die  festgestellten 
Maximalgrenzen  ausgegeben  werden,  sie  müssen 
aber  weuigstens  bia  zu  4U%  gedeckt  sein,  auch 
sollen  die  überschüssigen  Noten  45, 14,  S  '/<  Mill. 
Lire  nicht  Überschreiten. 

Werden  diese  Summen  Überschritten,  ohne 
aber  über  90,  28,  7  Mill  Lire  hinauszugehen 
und  ohne  dall  die  Deckung  unter  40%  herunter- 
sinkt, so  beträgt  die  Steuer  außer  der  Normal- 
steuer den  Tulen  Diikontosatz.  Wird  aber 
auch  über  diese  Grenzen  noch  hinausgegangen 
oder  sinkt  die  Deckung  nnter  40%,  dann 
wird  auUer  der  ordentlichen  Umlaufssteuer  noch 
eine  außerordentliche  Steuer  erhoben,  die  das 
Doppelte  des  betreffenden  Zinssatzes  beträgt. 
Analog  muQ,  wenn  Geschäfte  gemacht  werden, 
die  das  Gesetz  verbietet,  eine  Abgabe  bezahlt 
werden,  die  das  Dreifadie  des  Zinssatzes  be- 
trägt, den  die  Bank  für  die  Daun  des  Dar- 
lebens berechnet  bat. 

In  B  e  1  g  i  e  n  muß  seit  dem  Ges.  t.  fO.JV.  1872 
V4  "/d  pro  Halbjahr  von  der  dnrcbscbmtüicben 
Notenzirkulation,  welche  275  Mill.  Pres,  über- 
schreitet,  an  den  Staat  gezahlt  werden.  In- 
sofern in  die  27ö  Mill.  Pres,  gedeckte  und  nn- 

fedeckte  Banknoten  einzurechnen  sind,  erscheiBt 
ie  Bestimmung  nicht  gerade  rational. 

d)  Beschrftokung  der  Notenaas- 
gäbe  auf  das  Stammkapital,  das 
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Vielfache  oder  Quoten  davon.  Die- 
selbe kommt  teils  allein,  teils  in  Verbindung 
mit  anderen  Liraitierungen  vor. 

Im  allgemeinen  ist  die  Fixierung  der 
Notenmeoge  nach  der  Größe  des  Stamm- 
kapitals irrationell ;  das  letztere  sichert,  wenn 
es  immobilisiert  ist,  nicht  die  stete  Einlös- 
barkeit  der  Noten,  die  Bemessung  der  Noten- 
ausgabe nach  demselben  macht,  wenn  der 
Betrag  des  Stammkapitals  in  gewOhniichen 
Zeiten  sehr  ausgenutzt  wird,  die  Note  un- 
fähig, sich  dem  Bedürfnis  anzuschmiegen, 
Geldkrisen  zu  verhindern,  besonders  sind 
die  N.  in  Krisen  leicht  außerstande  zu 
helfen,  da  eben  auch  hier  wieder  eine  ganz 
mechajaische,  schwer  Oberschreitbare  Grenze 
g^ben  ist. 

Prinzip  ist  die  LimitieraDs;  der  Notenausgabe 
auf  das  eingezahlte  Kapital  in  Venezaela, 
Costa-Rica,  in  Kanada  and  in  Terbindnng 
mit  der  Hinterlegung  von  Bnndesobligationen  im 
Betrag  der  Notenauairabe  in  den  Ver.  St.  v. 
Amerika.  Bau  kanadische  System  hat  sich  besser 
als  das  der  Ver.  St.  v.  Amerika  bewährt,  und 
zwar  deshalb,  weil  die  Notenausgabe  nicht  au  die 
Hinterlegung  von  Bonds  gebanden  und  durch 
deren  Kars  beherrscht  ist  und  weil  sie  erheblich 
hinter  dem  Betrag  des  eingezahlten  Kapitals 
mrackhleibt.  Hat  eine  Bank  ihr  Maximum  er- 
reicht, so  kann  sie  von  einer  anderen,  die  noch 
Spielraum  hat,  Banknoten  leihen.  Fttr  die  zeit- 
weise Ansdefanang  der  Notenausgabe  ist  in- 
folgedessen ein  groüer  Spielraum  gegeben,  das 
System  ist  im  Verhältnis  zu  dem  der  Ver.  St. 
elastisch.  Bei  der  1899  errichteten  Bank  von 
Kreta  darf  der  Nominalbetrag  der  nmtanfenden 
Noten  in  der  Regel  den  doppelten  Betrag  des 
eingezahlten  Bankkapitals  zuzüglich  des  ange- 
sammelten Reservefonds  nicht  Uberschreiten 
(außerdem  besteht  Dritteldeckang).  Uebersteigt 
die  Notenzirkulation  die  Hälfte  des  Bankbapitals, 
80  fällt  ein  Viertel  des  dadurch  erzielten  Ge- 
winns der  Begiernug  zn.  Bei  der  Persischen 
Notenbank  dtirfen  die  ungedeckten  Netra  das 
eingezahlte  Kapital  nicht  übersteigen.  In 
Deutschland  haben  die  PrivatrN.,  die  ihre 
Notenausgabe  auf  den  Betrag  des  Gruudkapitals 
beschränkten,  Vorrechte  (s.  oben  S.  ö&8). 

4.  Offizieller  und  Privatdlskontsat2. 
SicheroDg  einer  einheitlichen  Diskonto- 

Solitik  bei  nicht  völlig  zentralisierter 
otenansgabe.  Die  großen  Zeotral-N. 
können  sich  nicht  in  jedem  Einzelfall  in  ein 
Feilschen  einlassen,  sie  stellen  deshalb  von 
Zeit  zu  Zeit  ihren  Diskontosatz  fest ,  der 
dann  für  alle  ihre  Filialen  gilt.  Nun  i3t 
aber  der  Zinssatz  an  den  verschiedenen 
Orten  keineswegs  gleich,  in  kapitalreicheren 
ist  er  etwas  niedriger,  in  kapitalärmeren  et- 
was höher,  auch  bekommen  die  besten  Firmen 
leicht  bessere  Bedingungen  bei  Privatban- 
kiers. Will  eine  N.  die  Fühlung  mit  dem 
Wechselmarkt ,  namentlich  in  Zeiten  der 
Kapilalfülle,  voll  waliren,  so  bleibt  ihr  nichts 
Übrig,  als  doch  auch  unter  gewissen  Um- 


ständen zu  einem  niedrigeren  Satz  als  dem 
offiziellen  zu  diskontieren,  man  nennt 
«■steren  den  Privatdiskontsatz.  Wie  i»ei 
anderen  Zentral-N.  besteht  auch  bei  den 
deutschen  N.  diese  Kinrichtimg. 

Die  deutsche  Reicbsbank  ist  1680  dazu  fVber- 

Segangen  Es  kamen  bei  ihr  noch  besondere 
[omente  in  Betracht.  Einmal  war  von  Belang 
der  seit  1876  immer  mehr  zunehmende  „Inkasgo- 
anstaasch"  der  Privatbanken;  während  frfifaer 
die  Banken  alle  tn  ihrem  Portefeuille  befind- 
lichen, nicht  am  Ankaafsort  zahlbaren  Wechsel 
aof  Bankplfttze  späteRteu  kors  vor  Verfall  bei 
der  PreaBiBchen  Bank  diskontiert  hatten,  hierbei 
aber  den  Diskont  für  10  Türe  abgexogea  erhielten, 
vereinigten  sie  sich  seit  £mehtnng  des  Reichs- 
bankgiroB,  um  sieb  gegenseitig  gegen  änfierst 
geringe  Provision  ihre  Wechsel  auf  die  be- 
treffenden Plätze  zum  Einzug  znxosenden.  Den 
Gegenwert  Übermächte  man  dorcb  Giro,  und 
den  Einzug  des  Wechsels  ließ  man  ebenfalls 
dorch  die  Reicbsbank  am  Ort  (kostenlos)  be- 
sorgen und  den  Betrog  dem  Girokonto  za- 
schreiben.  Die  Reicbsbuik  hatte  die  Htlhen, 
aber  kernen  Vorteil.  Sodann  machte  sich  nicht 
minder  die  Konkurrenz  der  Privat-N.  geltend, 
die  za  einem  geringeren  als  ihrem  orasiellen 
Satz  größere  Wechsel  erster  Häoser  dii^on- 
tierten ;  auch  ausländische  N.,  wie  die  belgische 
nnd  österretch-ane-arische  machten  an  deatschen 
Plätzen  als  Wechselkänfer  Konkurrenz.  Die 
Mittel  der  Reicbsbank  worden  immer  mehr 
brach  gelegt  nnd  ihr  Einblick  in  den  Kredite 
verkehr  des  Landra  beschränkt.  Wollte  sie 
sich  nicht  ganz  verdrängen  lassen,  so  maßte 
sie  sich  zu  einer  Konzession  verstehen.  Sdt 
1680  dürfen.  Wechsel  nuter  dem  officiellea 
Banksatz  angekauft  werden,  wenn  rie  in  der 
Regel  noch  volle  6  Wochen  zu  laufen  haben, 
femer  über  nicht  weniger  als  3000  M.  Unten 
und  ihre  Unterschriften  zusammen  eine  gewisse 
hochbemessene  Kreditsumme  darstellen.  Doch 
übt  die  Rb.,  um  der  Konkurrenz  nicht  zn  nahe  zn 
treten,  hierbei  eine  gewisse  Zurückhaltung  aus: 
in  Berlin  diskontiert  sie  nie  zum  geringeren 
Satz,  auch  stellt  sie  seit  1681  den  Ankauf  zum 
Vorzugssatz  ein,  sobald  der  Diskont  b%,  später 
4  %  erreicht  oder  die  aasw&rtigen  WeehselkarBe 
Gotdexport  zulassen.  Die  lußregal  hat  sidi 
gut  bewährt,  man  behält  die  FOfaHiDg  mit  den 
Wechselverkänfem  auch  bei  flüssigem  Geld-^ 
stand,  und  Diskonterhühnngen  üben  dann  anch* 
mehr  Wirknng  ans.') 

Immerhin  reichte  dieses  Voigehen  nicht  ans: 


n  Die  Reicbsbank  1876—1900  S.  79  f.  Sdt 
1886  sncht  die  Reichsbank  auch  durch  Redaktton 
der  Mindestlanfzeit  und  des  Uindestabzngs  bei 
der  Diskontiemng  größere  Wechsel,  welche 
ihr  zum  Privatdidkont  in  langer  Sicht  nicht 
gegeben  wurden,  wenigotens  kurz  vor  Verfall 
ihrem  Portefeuille  zazafübren.  Auch  nimmt 
sie  seitdem  Wechsel  bis  zu  100  H-  herab,  nm 
dem  Kleinhandel  die  Anwendung  kurzfristiger 
Wechsel  zar  Schuldregalierang  statt  des  all- 
gemeia  gebräuchlichen  Borgsrstems  nahezn- 
legen.  Die  Einziefanng  solch  kluner  Wechsel 
durch  die  Reichsbank  Kommt  auch  bUllgo  als 
durch  die  Post.  Ebenda  S.  86. 
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•iit  PrinU-K..  deren  Wechsetanlage  der  der 
hru-tt«liuk  betreff,  darchkreazten  niäit  selten 
4tt  DiskoDt^Utik  der  ReiehslMuk.  ^ncli  der 
Wr£  itt  fräen  Cebereinkonft  führte  nur  so 
»»it  »Ol  Ztd,  als  die  Privat-N.  1BB7  ver- 
•[•neben,  im  Fall  eines  drohenden  Goldexports 
Bichl  unter  dem  Satc  der  Beicbsbank  dishou- 
titreo  ni  wollen.  Trotzdem  blieb  der  Diskonto 
Att  Prirat-N.  und  damit  die  Rentabilität  der 
Wcrfatelanlage  in  den  geldknappen  Jahren 
an  0^— 0,8','o  hinter  der  der  Beicbabank  zn- 
rvk  Mit  der  Novelle  t.  7./VI.  1899  hat  man 
tiiK  Zwasgifblga  hergestellt.  Die  Prirat-N. 
Dit  allmmiaein  ZiwnUtioagecht  mnJlten, 
Rilrifeiinlb  ihnen  vom  Bundesrat  die  Aus- 
^•bebefagBU  gekttadifft  werden  sollte,  sich 
fqiflicbten,  dem  Sats  der  Beicbabank  zn  fol^n, 
••bud  diescf  4*''o  erreicht  oder  überschreitet. 
Ijb  niedrigerer  Privatdiskontsatz  ist  in  diesem 
ftll  Mwohl  (Qr  die  Beichsbank  wie  für  die 
inrat-N.  ansgeschloasen.  Ist  der  offizielle 
Soirbibanksatz  niedriger  als  4%,  also  keine 
^«paEmtfi  Situation  vorhanden,  dann  dürfen 
■Ii«  Privat-X.  nicht  um  mehr  als  V«  hinter  dem 
■nuKlIen  I^kontosats  und  nicht  um  xllehr  all 
.  hinter  dem  Privatdiskontsatz  der  Beichs- 
'Aoh  corOekUeiben.  Wenn  s.  B.  der  offizielle 
^>lz  der  Keielubtak  8*/o,  ihr  Privatdiakontsatz 
ist,  dann  dürfen  die  Privat-N.  zu  2*/4*/8j 
W«.  2  *\  ^ dinknutieren.  Die  Reichsbank  muß 
•tcu  nicht  blofl  ihren  offiziellen,  sondern  aacb 
il)T*o  ctwi^en  Privatdiskontsatz  pablizieren. 
f'ie  PriTat-N.  nnd  alle  auf  diese  Verpflichtnng 
'■Dirtcangea.  Doch  ist  eine  Umgehung  möglich 
md  s<Al  anch  vorkommen,  indem  manche  Privat-N. 
'iit  Wechsel  nicht  diskontieren^  sondern  lom- 
>«.*diercn,  wo  sie  im  Zinsfuß  nicht  bescbrftnkt 
•intt  und  nur  nm  6*/o  hinter  dem  Kurswert 
itt  Wechsel  Kurttckrablüben  brauchen  (3  18 
r.  U  des  BG.). 

Wenn  schon  bei  einer  so  stark  zentralisierten 
i^tir^ansgabe,  wie  sie  in  Deutschland  sich  heraus- 
v^iMct  hat,  die  fiioheit  der  Diskontopolitik 
Thwer  gewahrt  werden  kann,  so  ist  sie  vollends 
•"  gnc  wi«  ausgeschlossen  bei  weitgehender 
l'KeotraÜSBtiQn. 

5.  PabUait£t  der  X.  Es  ist  atlge- 
'nrini.T  UruadeatK  der  Bankgesetzgebnng, 
■iie  X.  «liDcr  erhöhten  Publizität  zu  unter- 
«•rfen,  leila  um  ihre  Gebarung  der  öffent- 
Kritik  zu  unterstellen,  teils  um  der 
'<>f«riift8W(Jt  die  tU^Iichkeit  zugeben,  die 
des  Geld-  und  Kreditmarktes  zu  be- 
nTtf-Uen. 

)d  Deutschland  müssen  alle  N.  ihren  Diskont- 
MU  fS9  1&.  44  Z.  i  BO.),  ferner  jede  Woche 
t-v-h  cioem  bettiminten  Sebeua  den  Status, 

h  den  Stand  Ihrer  Aktiva  und  Passiva,  und 
*>«Qm  iedes  Jahr  ihre  Bilanz  nebst  Gewinn* 
fud  Veria«Tkonto  im  Rdchsanzeiger  publizieren 
Aehttllch  Im  Aosland.  Bei  dezentrali- 
^rrum  N.weinn  ist  dieser  Weg  unzureichend; 
t*n»T  i<t  ia  diesem  Fall  ein  öffentliches  Eontroll- 
i-Bi.  wie  M  in  den  Ver.  St.  v.  Amerika  besteht 
"»Bptniller  of  currency) ;  doch  kann  auch  dort 
feistere  die  von  einer  Bank  einverlangten 
:»ricbte  ia  einer  oder  mehreren  Zeitungen  des 
Mr.  Platzes  verOßentUchea  lassen. 

Ttratboek  dtf  TolkswlrtsclMlt  IL  Aafl.  Bd  II. 


6.  YerantworÜichkeit  der  Oi^aae 
der  Bankverwaltang,  Strafen  für  Ver- 
letznngen  des  Banksesetzea. 

Vgl.  das  deutsche  Baukges.  §  55  fg. 

7.  Darlehen  an  den  Staat  Die  ganze 
N.geschichte  ist  eine  Geschichte  der  Ver- 
quiokung  der  Staatsfioauzea  mit  den  K,  und 
ein  großer  Teil  der  Bankwirren  führt  sich 
darauf  zurück.  Eine  gesunde  Bankpolitik 
muß  dahin  streben,  die  Beanspruchung  nur 
im  Falle  äußerster  Not  zuzulassen. 

Das  deutsche  Bankgesetz  verlangt, 
dafi  die  Uegieruugen  mit  der  Reichsbank  nur 
Geschäfte  machen  dürfen  wie  Private;  weuu 
andere  als  die  allgemein  ^tendeu  Be- 
dingungen des  Bankverkehrs  in  Anwendung 
kommen  sollen,  so  müssen  sie  zuvor  zur 
Kenntnis  der  Deputierten  gebracht  und, 
wenn  auch  nur  einer  derselben  darauf  an- 
trägt, dem  Zeutralausschuß  vorgelegt  wer- 
den ;  sie  müssen  unterbleiben ,  wenn  der 
letztere  nicht  in  einer  beschluß&higen  Ver* 
Sammlung  mit  Stimmenmetirheit  für  die  Zu- 
lässigkeit  sich  auaspricht  (§  35). 

Man  kann  bezweifeln,  ob  diese  Kautele 
ausreicht  Nach  §  13  Z.  4  kann  die 
Beichsbank  verzinsliche  Schuldverschrei- 
bungen des  Reichs  und  der  Bundesstaaten 
und  andere  lombardfilhige  Papiere,  femw 
unverzinsliche  (deutsche  staatlicne  und  kom- 
munale) Schuldverschr^buDgen  wie  Schatz- 
Bcheine  und  SteuerrOckvergütungsanerkenat- 
nisse,  wenn  solche  spätesteus  nach  einem  Jahr 
fällig  werden,  beleihen  und  auch  kaufen. 
Doch  muß  die  Geschäftsanweisuug  des 
Reichskanzlers  feststellen,  bis  zu  welcher 
Hohe  die  Betriebsmittel  der  Baok  in  sol- 
chen Schuldverschreibungen  angelegt  werden 
dürfen,  und  dies  darf  nur  mit  Zustimmung 
des  Zentralausschusses  geschehen  (§  3J 
Abs.  2  lit.  d).  Eine  solche  Bestimmung  war 
bis  IdOO  nicht  erlassen.  Nach  §  13  Z.  2 
kaun  endlich  die  ßeichsbank  Schatzau- 
weisuugen  und  andere  Schuldverschreibungen 
des  Reichs,  die  spätestens  in  3  Monaten 
Äilig  sind,  diskontieren.  Hiervon  wird  in 
immer  größerem  Maße  Gebrauch  gemacht 
und  vielfach  zu  einer  Zeit,  wo  die  Geld- 
mittel Qhnehin.  knapp  sind.  Die  Reichs- 
bank kauft  die  Schatzan  Weisungen  seit  1B82 
zu  dem  Frivatdiskoutsatz.  Im  Jahr  1905 
hat  sie  ,£ekündigte,  verloste  oder  mit  einer 
bestimmten  Venallzeit  versehene  Wertpar 
piere"  im  Betrag  von  856,7  MiU.  fli.  ois- 
kontiert 

In  B  e  1  g  i  e  n  darf  der  Besitz  dei  National- 
bank an  Öffentlichen  Fonds  (inkl.  Schatz- 
scheinen)  das  eingezahlte  Kapital  nicht  über^ 
steigen;  die  Anlage  darf  immer  nur  ge- 
schehen durch  den  Finanzminister  auf  einen 
vom  Conseil  de  censeurs  gebilligten  An- 
trag. Der  Besitz  an  diskontierten  Sdiatz- 
scttöinen  darf  2U  MiU.  Frcs.  nicht  über- 
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schreiteD,  auch  dürfen  sie  hOchBtens  noch 
100  Tage  laufen.  Bezftglich  der  Schweiz 
siehe  oben  S.  569  und  570. 

In  den  Niederlanden  hat  die  Re- 
gierung das  Recht ,  ge^n  Hingabe  von 
SchatzBcheinea  einen  Kredit  bis  zu  15  Mill.  fl. 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

y.  Statistik  der  N. 

Der  zur  Vernignng  stehende  Baum  ffestattet 
aktht,  das  umfangreiche  Zahlenmaterial  niibni- 


teilen.  Bezflghcfa  der  dentscheo  N.  vgl-  das 
Statist.  Jahrb.  für  das  Dent«cbe  Reich.  Inter- 
nationale Vergleiche  bringt  alle  Timeljahre  das 
Bulletin  de  statistiqae  et  l^giriation  conparie. 
Auch  die  Yolkew.  Chronik  in  Conrads  Jabih. 
berichtet  fortlaufend  über  die  größeren  N.  Wir 
begDfigen  uns  mit  folgender  Debersicbt  pro 
Ende  1905,  die  wir  dem  Sutiat.  Jahrb.  fllr  dos 
Dentscbe  Beich  Bd.  87  (1906)  8. 48  entnommen 
und  noch  etwas  ennntert  haben. 


Name  der  Notenbank 

Eingezahltes 
Qrundkapital 

H. 

Reservefonds 
H. 

Zusammen 
U. 

Dividende 

der 
AktioDire 

% 

iSooooooo 
397  31S  000 
154  307  000 
1 78  500  000 
145  800000 
40  500000 
33800000 
108000000 

64  8i3  734 
60000000 
27  956  000 
10  153  000 
■  37  192  000 
26  515  000 
8  763000 
loSooooo 

344  813  734 
357318000 
182  263  000 
1S8  653000 
182  992000 
67  015000 
42583000 
118  800000 

6,15 

? 

i^o 
5^»4 

3,0 
'5,4 
8^ 

Name  der  Notenbank 


Barmittel  (Gold,  Silber,  Papier) 


iasgesamtl  ■  Tr^B? 

I    ^""^^  |YöIkemng 
in  tansend  Mark  '  Uark 


Anlagen  in 

Wechseln, 
diskonUerten 
Effekten  usw. 

in  tansend 


Anlagen 
in 

Lombard- 
Darlehen 

Hark 


Dentttche  Beichabank 
Bank  von  Eugland . 
Bank  von  Frankreich 
Oesterr.-ungar.  Bank 
Bank  von  Italien 
Belgische  Nationatbank 
Niederlftndiache  Bank 
BuasiBche  Staatsbank 


831  043 
582  868 
3  202  1 60 
1  160315 
589  852 

*)  95273 
258  702 
I  662  831 


596  389 
566  524 
2331  468 
913  006 
504  1  iS 
81  604 

133  946 
I  592004 


14,7 

82,0 

25,5 
18,3 
io,4 

50,7 
17,8 


1442  445 
«)  261484 
8Sq  333 
*)   596  0S3 
■)  334918 
461  719 
137  701 
•)  974  7" 


304346 
807  700 

407213 

t;8oo7 

58139 
30  7S9 
115838 
849  S50 


Name  der  Notenbank 

Täglich  ffiUige 
Verbindlichkeiten 

nmlaufen-l  fiffentl  1  private 
de  Noten  [  Qnthaben|  Guthaben 
in  tausend  Hark 

Deckung  deri  Durch- 
Noten and  1  scfanittl. 
des  fremden  |  DtakoDt- 
Geldes  dnrcb.satz  «&h- 
denBarvorrat  rend  des 
%        Jahre»  <»/, 

Dentscbe  Beichsbank  ....... 

1  656  679 

599  640 
3  698  365 
I  569  943 
814437 
586  506 
486301 
2576902 

630 
159  70i 

31b  104 

2  222 
213  492 
17  149 

»)  139080 

807 

903  435 
600878 
146972 
*)  150353 
62  730 
16  136 
*)335  4" 

36.3  i  3.81 

33.75  3,01 

69.4  3.00 

67.5  3,70 
50,1  4^7 

•)  14.3  3.17 
54.9  3.68 

47,5    ;  5,64 

')  Die  Bank  rechnet  außerdem  zu  den  Barmitteln  61,77  MUl.  H.  „effets  ^bus  i  l'enetiase* 
ment"  nnd  6,94  Mill.  H.  „effets  en  compte  coarant  et  eoupons  pay^s  par  anticipation". 
*)  261  484  H  ReKiemn^cberbeiten,  807  700  H.  andere  Sicherheiten.  *)  Einschl.  der 

Devisen  nnd  Guthaben  im  Ausland.  *)  Einschl.  der  an  eine  KUndignnnfrist  gebundenen 

Verbindlichkeiten.  ■)  Ausschließlich  der  in  den  Ausweisen  der  Staatsbank  da  „CoBiig- 

nations"  aufgefflhrten  Kreditoren,  die  sich  Ende  1905  anf  446^  Hill.  M.  bdiefen.  *)  Unter 
Sinrecbanng  der  in  Note  1  erirfthnten  Posten  S4,6V 
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lUentarS   /«•  »llyemeinan:   Munt»,  Oe- 
tthehl»  «ad  neOTM  der  Banknota,  Sem  1896. 

—  fr,  Haodf  Wit  £aninot«n  entstehen 
(tlMtejU  JhfrArtawWff/lff  1  (tSOS),  S.  Ofg.J. 

—  Wtbtr,  Dt€  GttdguMtat  dtr  Banknote, 
Inftif  i90a  —  Ad,  Wagnmry  Kredit  tmd 
&iUv«*r«,  in  Sekönbergi  Bandb.  der  polit, 
Oti.fMmie,  J.  Avß.,  Tab.  1  (1890),  S.  416 fg.  — 
L  ITelotraMt  La  quettüm  äea  bandet,  Parit 
.  *Si.  —  PA.  Oeytr,  Zeuelbaninceten,  2.  Avfi., 
Mänrien  1$7S.  —  J.  Ä  Bontf  BanJ^eiheÜ, 
Itifoig  ISeZ.  —  &  Jacoby ,  Die  Or^nt- 
loiun«  der  bedeutenderen  Zeitelbanhen  Europa», 
HuA»  AMtaL  dea  Jkuteeken  Reichet,  1888.  — 
V.  WIrlhf  Mandbuch  de»  Bankiteeen;  S.  Avfi., 

isas.  —  Ch.  F.  Dwühwr,  CAapter«  on 
tim  Htet>rf  and  AtiMory  of  banking,  iVew  York 
Iffi.  —  C  A.  Conantf  A  kistory  of  modern 
friiii»o/üw#,  t.Auß.,  NevYork  1896,  S.  Druekl90S. 

-  WiUiam  SeharUnfß,  Banl^lüik,  Jena  1900. 
■  W.  M.  Bandy,  Banking  tyttevu  oftke  wortd, 

i'kiivgo  190t.  —  <J.  Landeabergev,  ZHe  Oold' 
priltmumpolitiJt  der  Zettelbanken ,  Denkschrift, 
Win  tg9t.  —  C  Heiligenatadt,  Internationale 
Üvtdbtme^fwngen,  ihre  ('raaeken,  ihra  Wirkungen 
•nJ  d<r  SleUtmg  der  Banl^olitik  ihnen  gegenüber, 
MwoUer»  JaM.  18  (1894),  S.  48Sfg.  —  39er- 
aclkr.  GUdbewegwngen  und  Bankpoltnk,  Conrada 
JaM.  S  (1898),  8.  l9Sfg.  —  Inglia  Falgrave, 
Bankrat«  ond  the  money  market  in  England, 
ynmet,  Germantf,  Holland  and  Betgium  I844 
~l90n,  tandon,  1908.  —  E.  Bom,  Die  ßnan- 
nrUr  Urramnehang  der  Zentralnotenbaaken  durch 
itn  Staat  in  Europa,  1907  (Schana,  WvUehafia- 
«.  Vtnt.-Sttdien.  Bd.  fSJ. 

Großbritannien  u.  Irland:  E.  Xasae, 
I*u  riftieehe  Bankweaen  im  Jahre  1887,  Zeitachr. 
j.  Haatnt.  IS  (I8S9),  S.  1.  —  Ad,  Wagner, 
0*U-  und  Kredittheorie  der  Peettchen  Bankakte, 
Wttn  It>6X,  —  e.  V.  Bhilippovteh,  Die  Bank 
*vn  kngUmd  im  Dicnile  der  Finanxtierv/altang 
iM  .MtMlM,  Wien  1886.  —  J.  E.  Th.  Hogers, 
T\*  /aal  nine  yeara  0/  the  bank  0/  England,  Ox- 
üd  Uif7.  —  J.  IVandSf  Biatorp  of  Ih»  Bank 
/  Engtand  from  ita  finmdation  in  1694  data, 
'\yv^.l8S9.  —  a.  B.  Turner,  Chronidea  0/ 
U<  Bank  England,  London  1897.  —  P. 
ttarttn,  Die  Bank  von  England  nebat  Bei- 
au  ihrer  Diskontpolitik  acit  dem  Jahre 
Wilnb.  Diaaerl.,  Berlin  1899.  —  H. 
Warrtn,  The  atory  0/  the  Bank  0/  England, 
I*m4.nt  laOS.  —  A,  AndrSftdt»,  Bialoire  de 
In  Bamgne  d'AngUurre,  S  Bde.,  Paria  19O4. 

-  F.  8ehu&$er,  The  Bank  0/  En^nd  and 
Ihr  Oatr,  a  lecturf,  Maneheater  1906.  — 
I.  WolowiM,  La  ieumue  d'Angleterre  et  lei 
Wy«ctf  d'Eeuate,  Paria  1867.  —  Derselbe, 
t*i^  Banken  von  tiehottland,  deutach  von  Boitzen- 
ivrf,  Berlin  1870.  —  Kerr,  Biatory  0/  banking 
*»  Srf,tland,  Edinburg  I884.  —  Orakam,  The 

pimitd  note  ;  riae  and  pragreal  oj  banking  in 
KnälMd,  Bdttdmrg  1886.  —  M.  DiUon,  Hiatory 
detrlofment  of  banking  in  Ireland,  Dublin 
L'M.  —  K.  Mtamroth,  Die  aehottiaehen  Banken 
'i^tuada  Jahrb.,  8.  F.,  Bd.  84  (l^Ot),  S.  1. 

D*nttahtandi  Ad.  Wagner,  Syatem  der 
r^hamt^oUttk  mü  beaonderer  Bückaicht  a^f 
gattande  Backt  und  at^  deuiaeha  VerhdU- 
«WM,  fifwOwg  im.  —  JU  Bamb^rgeTf  Dia 
fmdhwmM  mt  dm  BeMaiag»  ».  Ji^,  Uiptig 


I874.  —  A.  Wagner,  Zettelbankr^orm  im  Deut- 
aehen  Beieh,  BerUn  1876.  —  H.  Hartang,  Der 
Scheck-  und  (Hrovarkehr  der  deutaehm  JMeAt* 
bank,  BerUn  1880.  —  Mtermibe,  Die  yota^anken 
unter  dem  Bankgaaeta,  Omräda  Jahrb.,  8.  F., 
Bd.  1  (1891),  S.  169,  Sil.  —  X,  SMfU,  Cfe(^ 
wart  wtdJMeunfi  dea  deutaehe»  Kotenbankweaena, 
Leipaig  1886.  —  8.  Jcusohg,  Deutaehe  Zettelbank- 
r^orm  im  Jahre  1881,  München  1887.  —  W. 
Lot»,  Oeaehiehte  und  Kritik  dea  deutachen  Bank, 
geaetzea,  Leipaig  1888.  —  Telachotv,  Der  ge- 
samte Geachäftaverkehr  der  Eeichabank,  S.  Av^., 
Bertin  u.  Ih^den  1889.  —  E.  Nasse,  Die 
Kündigmg  dea  Mvilegiuma  der  Eeichabank  und 
der  PrUnOnotenbanken,  Prtuß.  Jahrb.,  Bd.  68, 
1888.  —  E.  V.  PhiUppmHeh,  Dia  Verlängeriing 
dea  ReiehabemkprivUegiuma ,  If.  F.,  SO  (1890), 
S.  275.  —  Adler,  Die  Beichsbank  als  Hiiterin 
der  Goldwährung,  Breslau  1895.  —  Friedrich, 
Währunga.  und  Diakonipolitik  der  deutschen 
Beichsbank,  Breslau  1896.  —  K.  Helfferieh, 
Daa  deutsche  System-  der  Kontingentierung  dea 
Notenumlaufs,  in  Scham'  Fitumaarehiv  IS  (1896), 
S.  BtOfg.  -~  W.  LoU,  Der  Streit  um  die  Ver- 
ataaüichung  der  S^hOaisk,  Bänden  1898.  — 
K.  Hetfferteh,  Zur  ßmeuarung  dea  deutachen 
Bankgeaataea,  Laipaig  1899.  —  «T.  £andMUifm, 
Zw  Abänderung  dea  deuteten  Bankgeaeiaea,  Etat 
1899.  —  JT.  Bett,  Die  Eeichabank  und  die 
bayerische  Notenbank  in  ihrer  Entwickelung  1876 
bia  1899,  Leipaig  1900  (WirUchafia-  u.  Verw.-Stwi. 
hrsg.  von  G.  Sehana,  Bd.  9).  —  O.  H,  Eämmerer, 
Eeichabank  und  Geldumlauf,  X.  Aufl.,  Berlin 
1S98.  —  Die  deutaehe  Eeichabank  1886 — 1900, 
Jena  1901.  —  P.  v.  Bartmann,  Wandelungen 
in  der  Bedealung  der  Eeichabank  (Preuß.  Jahrb. 
Bd.  109,  Heft  S).  —  G.  Schwalenberg,  Die  Bank 
von  Frankreich  und  die  deutaehe  Beieh^aidt, 
Balle  a.  S.  1904.  —  JV.  Wamaek,  Die  Ent- 
tcickelung  dea  deutschen  Banknotenweaena,  Berlin 
1905.  —  B.  Koch,  Die  Ausgabe  kleiner  Bank- 
7u>ten  seitena  der  Beichsbank,  Bankarchiv  6  ( 190$), 
S.  1.  —  P.  Laband,  Die  rechtliche  Stellung 
der  deutsehen  Eeichabank  im  Krieg^aU,  Bank- 
archiv 6  (1906),  S.  17. 

Oesterreich. Ungarn:  C.  %•.  Lederer, 
Die  privilegierte  österreichische  Nationatbank, 
ihre  Gründung ,  ihre  Entwickelung  und  ihr 
)Fink0n,  Wien  1847.  —  J.  B.  Eugßehwerdt, 
Die  öaterraieMaehe  Nationalbank,  Wien  I848.  — 
Deraelbe,  Daa  Bankwesen  und  die  privilegierte 
Saterreiekiaehe  Nationalbank,  Wien  1855.  — 
Derselbe,  Die  neuen  Bankmaßregeln,  Wien 
1866.  —  Ad.  Wagner,  Die  HersteUung  der 
Nationalbank,  Wien  I86S.  —  Neuwtrth,  Bank 
und  Valuta  in  Oeaterreich-Ungam  186S—1873, 
t  Bde.,  Leipzig  187S-'1874-  —  ■ST-  Wtrth,  Oeater- 
reiehiach-ungariache  Ban^frage,  Wien  1875.  — 
i*.  lAMam,  Die  öaterreichiaeke  NaUonaibank 
während  der  Dauer  ihrea  dritten  Priailegiima, 
Wien  1876.  ~~  O.  Leonhardt,  Di«  Verwdtung 
der  ßaterreiehiaeh-ungaria^en  Bank  }878~18S8, 
Wien  1886.  —  Born,  Die  Erneuerung  «ha 
Bankprivilegiuma,  Wien  1886.  —  M.  Wirlh,  Die 
Notenbankfrage  in  Beziehung  zur  Wäkrungs- 
reform  in  Oe^airreich-Ungam,  Frankfurt  a.  M. 
1898.  —  E,  V.  Meeens^y,  Die  Verwaltung 
der  öaterreiehiaeh.ungariachen  Sank  1886 — 1896, 
Wien  1896.  —  Bosenthal,  Die  Bankfraga, 
Wien  1896.  —  B.  Bernhard,  Oeaterreieh- 
Ungarn»  ZattiäbanktnatHait  umd  seine  Beaietuangen 
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nt  den  Geld-  u.  VabamarhätMMM  der  Monarchie, 
WUrA.  DiMttrL,  2899.  —  U  CaU^arU,  Die 
fwuen  Valuta-  und  ßankge*eiM  nebet  den  damit 
xuiammenhängenden  GeaeUen  und  Verordnungen, 
Teztauig.  mit  Anm.,  Wien  3901.  —  A.  Spitz- 
mülleff  Die  öeterreichiech-ungarieche  Währungi- 
r^orm,  Wien  190t.  —  A.  Pauly,  Oetd-  und 
Währungttceeen  in  Oesterr^h- Ungarn  teil  I84S, 
Würxb.  Diu.,  1905.  —  Fr.  HerUc,  Die  ötterr.- 
ungar.  Bank  und  der  Auegteieh,   Wien  1903. 

Fr ankreieh:  a.  Marq/oy,  Banque  de 
Franc«  dan»  eee  rapports  avee  te  erSdit  et  ta  cir- 
cHkaton,  Birie  186S.  —  O.  Bo%taquet,  La  Banque 
de  Fraaee  et  lee  inalüutione  de  eridii;  tSgiUation, 
Organisation  et  foneUomtement,  Arit  1885.  — 
P.  IPuehtttetl,  La  banque  de  France;  renou- 
vdlement  de  lon  privilige  ;  etude  comparative  de» 
principaU*  banque»  d'emietion  de  l'Hranger,  Pari$ 
1890.  —  E.  Bordet,  E»»ai  tur  la  banque  de  France 
d  propoa  du  renouvellement  du  privilige,  Firi» 
1890.  —  A.  Motreau,  La  Banque  de  France, 
Prorogation  de  privilige;  le  credit  foncier;  la 
caieee  de»  depöu  et  contignation»,  /brif  1891. 

—  Ifotl,  La  BoTique  de  France,  Pari»  1891. 

—  BoiSf  La  Banque  de  FVance  et  le  renou- 
veUement  de  «on  privilige,  Ftiri»  189L  —  E. 
Thery,  Lea  fonetion»  de  la  banque  de  Franee, 
Fttria  1895.  -~  £,  Brocard,  De  l'Smittitm  de» 
bätet»  de  Banque  et  du  privilige  de  la  banque  de 
France,  Ffiri»  1896.  —  A.  Ponnet,  La  Banque 
de  Franee  et  le  renouvellement  du  privilige,  Paria 

1897.  —  CT».  BrouiUet,  Le  nouveau  regime  de 
la  Banque  de  fVanee,  Bernte  d'^conomie  politique 
13  (1898),  8.  817.  ~  Ftour  de  Saint-Genis, 
La  Banque  de  France  d  travers  le  »Ode,  ibria 

1898.  —  R.  H.Jf.  Palgrave,  The  operationt  of 
the  Bank  o/FYaneeJron  1876to  1897,  Londonl898. 

—  B.  Barberttf  La  Banque  de  Firaneeelieerfdit 
agrieote.  Pari»  1899.  —  JE*.  Loubet,  La  Banque 
de  Franee  et  t'eacomple,  Theae,  Pbrü  1900.  — 
Ji  Pommicr,  La  Banque  de  France  et  Vitat 
au  XlXhme  »iiele,  Paria  I904.  Dicret  autori- 
Bant  la  Banque  d'Algerie  ä  creer  de»  etahliaae- 
menta  et  ä  Smettre  de»  bittet»  payable»  au  porteur 
et  d  vue  dana  ta  Rigenee  de  Tunia.  Bulletin 
de  »tati»L  et  de  Ugiel.,  66  (1904),  S.  555. 

Belgien:  Banque  Nationale  de  Belgigue. 
Documenta  ojficiela  reUuifa  ä  la  Prorogation  de 
cette  inilitution  dicrelte  par  la  loi  du  iO.  mai 
187t,  BruxeUea  1873.  —  de  Greef,  Le  crSdü 
eommereiat  et  la  ^mque  yationate  de  Belgique, 
Bnaeaie*  2899. 

Mailand!  OerrUtamtf  De  Sedertandeehe 
Bank,  haar  verteden  en  haar  toekomet,  Ameter- 
dam  2887.  —  B.  V.  der  Borghtf  UAer 
hottihtdiache  NotenbanJ^xM^,  Jahrb.  der  intern. 
Vereinig.förvergleich.Reehtsvn»a.u.  Volkaw.'Lehre, 
Jahrg.  1897,  S.  1.  —  Derselbe,  Hiatory  of 
banking  in  the  Netherlanda  (Journal  of  commerce 
and  commercial  buUetin,  Bd.  4,  New  York  1896). 
De  Nederlandache  Bank.     Loi  et  atatuta,  I904. 

Skandinavien :  Leffler,  Die  ackwediaehen 
ZeUetbanken,  S.  Aufi.,  1879.  —  J^.  RaudnUx, 
Die  Verfaaaung  der  aehwediaehen  Reiehabank. 
Bankarehiv  4  (1905)  S.  171.  —  W.  ScharUng, 
Bankpolitik,  Jena  1900.  —  Derselbe,  ff.  d.  üt., 
t.  A^.,  Bd.  II  (1899),  S.  310  fg.  —  Die  dänieehe 
SeiehOtank,  BuüeHn  de  »taHaL  et  de  U^iaL 
comparfe  Nov.  1901,  p.  SS4. 

Rußland:  A.  Baffalovteh,  Le  marehi 


finaneier,  2897198 fg.  —  LiKtAa,  im  H.  d.  St., 
g.  Aufl.,  Bd.  U  (2899),  S.  »8 fg. 

Italien:  Boeeardo,  Sul  riordinetmenlo 
ddla  bawAe  in  IbOia,  IMn  2881.  —  SHUptn», 
Storia  ddla  eireoleuione  bancaria  in  Italia  dal 
1860  al  1894,  Turin  1895.  —  MowuOU,  Note 
e  documenti  per  la  atoria  della  banehe  di 
emiatione  in  Italia,  Citta  di  Caatelio,  1895.  — 
Nittif  71  aaggio  dello  »conto  »  le  impoate  tuäa 
cireoüuione  banearia,  NapoU  1898.  ^  C  F. 
Perraris,  ff.  d.  St.,  f.  Auß,,  Bd.  II  (1899), 
S.  £66  fg.  —  C.  Breseiani,  (Seid-  und  Bank- 
weaen  lüUien»,  in  Schanx'  Finanearehiv,  Sl  (1904), 
S.  596 fg. 

Spanien:  Lisbona y  FofrraC, Organiaaeiü* 
jr  i^eraeionea  ctd  Baneo  de  ^paXa,  Madrid  1888. 
The  bank  of  l^iain  and  the  wie  ^p€miah  bani 
aet,  T%e  Eeonomiit  19(S,  I  S.  425.  —  P.  Oes 
BsearSf  La  banque  d'^pagne,  »an  organiaation 
aeiuelle,  L'Eeonomiele  Europfen,  1908 1, 8. 587.  — 
Vi/1,  auch  VMaw.  Chronik  290»,  S.  18,  SS,  284. 
S81,  594. 

Portugal:  H.  Uatheus  de»  Semto»,  O 

ttanco  cmiuor  e  aua»  relaxe»  com  0  eatade  e 
com  a  eeonomia  nacional,  IA»aabon  1902.  —  Voltnt. 
Chronik,  1901,  S.  599;  1905,  S.  516,  811. 

Schwei»:  €.  Cramer-Freg,  Die  Regulie- 
rung de»  Banknotenweaena,  Zürich  1880.  —  Sidler, 
Zur  Rcviaion  dea  Banknotengeaetaea,  Luxem  1887. 
—  «f.  Wolf,  Zur  R^ortn  dea  achweieeriechen 
Notenbankweaena,  Zürich  1888.  —  BurckKardl- 
Bisehoff,  Die  ZeUelhanken  in  der  Schwei*  und 
daa  BedÜrfni»  einer  einheitlieken  Notenairkulatiem, 
t.  Aufi.,  Baael  2892.  —  W.  V.  OraffemrUdf  Die 
»ehweiteriaehe  Staatsbank,  Bern  1894.  —  Ck. 
Seherer,  Die  Banknote  in  der  Schwei*.  Vinwamd- 
ung  der  aehweizeritehen  Notenbanken  in  eine  ein- 
zige Notenbank  mit  Auatchtuß  der  Staatabank,  Baael 
1892.  —  Wnhj^ann,  Kriti»che  Beleuchtung 
dea  btindearätlichen  Entwürfe  v.  SS.  Juni  1890, 
Zürich  1890.  —  B.  Härtung,  Die  achweiaeritche 
Bundeabank,    Conrada   Jahrb.,    8.    F.,    Bd.  13 

(1897)  ,  S.  85.  —  Lombard,  Omtre  la  banque 
d'itat.  Analyae  et  dueuaaion  delaMdu  isfün 
1896  eur  la  banque  d'eminkm  de  la  eonfidiroti&n. 
Bäte  2896.  —  E.  Btoftard,  Gegen  die  SKool»- 
haiA,  Z&rich  2897.  ~~  B.  Felbamann,  Die 
achweiierieeben  Notenbanken  und  der  gegen- 
wärtige Zuatand  der  Zcntrxüieationafrage  (Zeit- 
aehrifi  f.  d.  gea.  Staatew.  53  (1897),  S.  633 fg.).  — 
A.  Sandoz,  The  bank-note  aj/atem  of  Switter- 
land  (The  (^uarterlg  Journal  qf  Economica  Ii 

(1898)  ,  S.  180  fg.).  —  Kolkmann,  Unter- 
luchungen   Uber   daa   Geldweaen   der  Schwei», 

Galten  2900.  —  P.  Gygar,  SHHecht  B- 
trachtungen  Uber  da»  »ckweixeriache  Notenbanb- 
mten  mit  Baiehmg  avf  den  fyriter  Weduel- 
kur»,  Z&rieh  2902.  —  Jt  Ood^  Daa  Problem 
der  Zentraliaation  dea  aekweiaerit^ten  Banknoten- 
weaen»  (Staata-  u.  aoaialw.  fortch.,  heg.  v.  Sehmotter, 
Bd.  Sl,  Leipzig  190t).  —  </.  Landmann,  Die 
Notenbankfrage  in  der  Schwei»,  Geackichte  und 
gegenwärtiger  Stand,  Zeitaehr.  f.  Votkaw.  Sosialp. 
«.  Verw.,  Wten  IS  (1903),  S.  1.  —  E.  Anger^ 
hausen ,  Die  Zentralnotenbanl^rage  in  der 
Schwei»,  J^eld  1904.  —  H.  Bmst,  State 
achweiteriaehe  BuTtdeabank,  Winterthitr  1904'  — 
P.  Qggax,  Die  VeneirtUekumg  der  eck  wein 
riadien,  Zeniredbankidee  1880—1906,  Vamrada 
Jahrb.,  8.  F.,  80  (1908),  B.  782  ff.  —  «T.  Immä" 
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■MMl,  Alf  «dhMfoeritdte  Banigt»etM.  Unter- 
MfAMijpm  mr  Gaehiehte  und  Kritik  der  tekweist- 
riM-if  >  KoUnbantgueUgelmng,  iiisbe».  dai  Bündel- 
fft  t.  i.  Oktober  190S  iÜier  die  Schweixeritehe 
Satviuaibank,  ZOriek  1905.  —  «f.  Landtnannf 
Tkf  Svis»  A'uftAMai  Bank  (The  Quarterly  Journal 
-/  fftiRAMMs  SO  /I906J,  468).  —  U.E.  JfHachUr, 
Di»  Z^iAer  Kantonaibani  U70—1904,  Bd.  1 

Vtreinigte  Staaten  von  yord- 
»m^rika:  O.  H.  Jfeter,  Zw  Qeeeki^U  und 
Inttt  de»  ameriiamiieken  Bankwtten»,  VierUl- 
ftimeluift  /.  VMttB.  u.  KtdtitrgeeehiekU,  M.  Bd., 
8*rlin  ISM.  —  A.  S.  Botlea,  The  national 
famjnrt,  AVw  York  1888.  —  tT.  H.  Curran, 
Au  »MC  Qeldgeeet*  v.  IS-IIII.  1900  in  den  Ver- 
wnifle*  Staaten  von  Amerika  (Conrad»  Jahrb., 

F..  SO  fl900f,  S.  SIS).  —  M.  Frager,  Die 
Wikno^.  und  Bankrejorm  in  den  Vereinigten 
Maafm  r«ii  Aaierika,  Beriin  1900.  —  Derselbe, 
J»r  ReiekAankidee  m  den  Vereinigten  Staaten, 
Brrfn  1903.  —  G.  Ob»t,  IfoUnbankveeen  in 
dn  Vereinigten  Staaten  von  Amerika^  Le^tigi 
l$0r.  —  P.  Marettee,  Betraektttngen  iOer  d. 
Svtnbamkweeen  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
iwrita,  Beriin  1907.  —  iMurenee  Lewis  Jr., 
J  hUtorjf  of  the  Bank  «/  yorth-Ameriea, 
miidttphia  188t.  —  B.  W.  OomeU,  Hi»tory 
yf  the  Bank  of  A'eie  York,  JVew  York  1886.  — 
i'k.  F.  IHmbar,  Law»  o/  Ihe  United  States 
niating  bi  oirrencjf,  finance  and  banking  from 
rM^189I,  Boston  1891.  —  A.  D.  Soyes,  The 
knii  amd  tke  panic  of  189S,  Politieal  Seienee 
ViatuHf,  Marek  t894.  —  Boraee  White, 
.ToNMut  «Mf  Sate  bank»,  PkHadelpkia  189S.  — 
JvAil  Joir  KnuXf  Hittors  <^  banking  tn  the 
Vnittd  State»,  Hev  York  2900.  ~  W.  O. 
I^mner,  A  Aietory  of  banking  in  ihe  United 
>tatt>,  Anp  York  1896.  —  F.  M.  l^ylor, 
Ttt  Dhjitt*  and  wieihodi  of  currency  r^orm  in 
t\'  Cniied  State»  (The  Quarterly  Journal  of 
f  A'nuniM,  It  (1898),  S.  S07fg.}.  —  Job,  Fuchs, 
Gtld'  und  Bankfrage  in  den  Vereinigten 
.^wüen,  SekmoUer»  JoArft.  SO  (1896),  S.  9Slfg. 
-  Zimet  7%e  fair«  oj  bank»  and  banking, 
f  kttagn  fMO.  —  A.  B.  Sttekney,  7%e  central 
rwf^t  bank,  He»  York  1901.  —  B,  B.  C. 
ranrralt  Tke  Seeond  Bank  ef  the  United 
AbUu.  Deeennial  PubUctMon»  of  ihe  UnivereUy 
»/  fhitn^,  fntieago  1902.  —  Boraee  White, 
ITiKfy  und  banking,  iiiuetrated  by  American 
WUtry,  t.  Aufl.,  Boaton  190S.  —  F.  A.  Cleve- 
tamd,  The  bank  and  tke  treatury,  Ifcw  York 
JCNO.  ZaUreiehe  Anfeätxe  Über  die  Banknoten- 
fruyt  in  Amerika  in  der  Zeiteekr^  „Sound 
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s.  Städtische  Sozialpolitik. 


NnfzpfUnzen. 

I.  Allgemeines.  II.  Die  einzelnen  Nati- 
pflanzen.  1.  Oetreide.  2.  Hackfr&chte.  8.  Han- 
delagewäcbH.   4.  Futterpflanzen. 

I.  Allgemeines. 

Man  nimmt  an,  daß  tod  den  sehr  vielen 
T^nzenarten,  welche  sich  auf  der  Erde 
finden,  etwa  3000  zu  wirtschaftlichen 
Zwecken  kultiviert  werden.  Der  grOBte 
Teil  findet  im  Gartenbau,  ein  kleinerer  in 
der  Forstwirtschaft  und  der  Rest,  denBlo- 
m  e  y  e  r  auf  etwa  200  Arten  schätzt,  in  der 
Landwirtschaft  Verwendung.  Nur  die  letz- 
teren können  an  dieser  Stelle  BerUcksichti- 
güng  finden. 

Die  landwirtschaftliohen  N.  dienen  ent- 
weder zur  Emflhrung  der  Menschen  oder 
der  Haustiere  oder  aber  sie  liefern  das  Bohr 
material  für  technische  Gewerbe. 

Um  die  Ertragsfähigkeit  der  Kultur- 
pflanzen zu  sichern,  müssen  verschiedene 
Vorbedingungen  erfüllt  sein.  Boden  und 
Klima  müssen  für  die  an  zubauenden 
Pflanzen  genügen.  Auf  besseren  Bodenarten 
und  unter  günstigem  Klima  ist  die  Aus- 
wahl unter  den  N.  eine  größere  als  unter 
umgekehrten  Verhältnissen.  Eine  zweck- 
mäßige Bodenbearbeitung  muß  den 
Boden  in  einen  günstigen  physikalischen 
Zustand  versetzen.  Die  Düngung  hat  die 
zum  Aufbau  der  Pflanzen  erforderlichen 
chemischen  Verbindungen  (Nährstoffe)  ziur 
Verfügung  zu  stellen.  Bodenbearbeitung 
und  Düngung  zusammen  bewirken,  daS  der 
für  die  Fruchtbarkeit  erforderliche  günstige 
Zustand  (Gare),  der  teilweise  auch  von 
Baicterien  abhängig  ist  hergestellt  wird. 
Im  praktischen  Betriebe  findet  ein  durch 
das  Feldsystem  zum  Ausdruck  kommen- 
der Wech.sel  zwischen  verschiedenartigen 
Früchten  statt.  Dieser  ist  wünschenswert, 
weil  die  verschiedeneu  Pflanzen  an  den 
Nährstoff  verrat  ungleiche  Anforderungen 
stellen,  weil  sie  teilweise  die  flacheren,  teil- 
weise die  tieferen  Bodenschichten  in  An- 
spruch nehmen  und  weil  sie  in  ihrer  Be- 
einflussung des  physikalischen  Zuatandee 
des  Bodens  sehr  verschieden  sind,  auch  die 
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Vertilgung  der  üokräuter  entweder  er- 
schweren oder  erleichtem.  Dazu  kommt, 
daß  jede  Kulturpflanze  ihre  bestimmten 
tierischen  und  pflanzlichen  Feinde  aufweist, 
diese  also  durch  ^nen  Wechsel  am  wenig- 
sten locht  die  Oberhand  gewinnen.  IVirt- 
sdiaftlich  spielt  dann .  noch  die  durch  den 
Anbau  Twschiedenartiger  FrQchte  bedingte 
bessere  Verteilung  der  Arbeiten  und  die 
grOfiere  Sicherheit  des  Ertrages  eine  erheb- 
uche  Rolle. 

Das  Saatgut  maß  mit  besonderer  Sorg- 
falt gewonnen  werden.  Nur  die  besten 
KOmer  sind  zu  verwenden.  Ihre  Auswiüil 
erfolgt  im  praktiBchen  Betriebe  -  mit  Hilfe 
von  Maschinen  (Windfegen,  Trieur,  Getreide- 
zentrifugen).   Der  Pflanzenzüchter  dagegen 

Cauf  die  Eigenschaften  der  ganzen 
ze  ein.  Er  sucht  aus  den  herrorrageod- 
sten  Pflanzenindividuen  weiter  zu  züchten 
und  sucht  aus  zufälligen  Variationen  oder 
aus  künstlichen  Kreuzungen  neue  Formen 
zu  gewinnen.  Die  Pflanzenzucht  wird  in 
Deutschland  heute  in  verschiedenen  Zucht- 
statten rationell  betrieben,  und  ihrer  Tätig- 
keit ist  eine  erheblidie  Steigerung  der 
■trSge  zu  verdanken.  . 

II.  Die  einzelnen  N. 

An  Äcker-  und  Gartenland  waren  1900 
im  Deutschen  Reich  262573100  ha  vor- 
handen.  Hiervon  waren  angebaut  mit: 

ha  % 

Getreide-  and  HtUsen- 

frllchten  i6o  509  900  =  61,1 

Hackfrüchten  und  GemüB«  45932300  =  17,5 
Handelsgewächsen  1  879  100  =  0,7 

Fatterpflanzen  '  26566600  —  10,1 

Der  Rest  entfällt  auf  Ackerweide  und  Brache 
mit  22857400  ha  8.7  »/o  und  für  Haus- 
nnd  Obstgärten  mit  4  827  900  ha  =  1,9  »/o. 
Seit  Durchführung  der  ersten  Anbaustatistik 
im  Jahre  1878  liat  sich  die  Fläche  für  Qe- 
trdde  und  Hülsenfrüchte  um  1^,  für  Hack- 
früchte um  3,8  °/o  und  für  Futterpfluizen 
um  0,7  **/o  verm^irt  Die  Gärten  haben  um 
0,3 ''/o  zugenommen.  Dagegen  hat  üch  die 
Ackerweide  und  Brache  um  5,9  "/o  und  die 
Fläche  der  Haudelsgewächse  um  0,9  °/o 
vermindert  Diese  Verschiebungen  bedeuten, 
abgesehen  von  den  EUtodelsgewächsen,  wo 
Veränderungen  der  Konjunkturen  die  Ur- 
sache abgeben,  eine  Steigerung  der  Inten- 
sität der  deutschen  Landwirtschaft  Dies 
ei^bt  auch  ein  Vergleich  der  Ernteerträge. 
Der  Ertrag  pro  ha  betrug  im  6jährigen 
Durchschnitt : 

1878/83  1899/1904 
Weizen  13,90  dz  19,00  dz 

Roggen  9,90  „  15,30  „ 

Gerste  13,20  „  18,40  „ 

Hafer  11,40  „  17,20  „ 

Kartoffeln  78,00  „  128,80  „ 

Wiesenheu         32,90  „  40,20  „ 


1.  Getreide.  1.  Die Halmfrttehte (Gere- 
alien)  bilden  du  Getreide  im  engeren  Sinne,  nnd 
diese  Bezeichnnng  wird  vielfach  allein  fSr  die 
Halmfrüchte  angewendet.  Sie  gehören  s&mtlich 
zn  den  Gräsern  (Gramineen)  und  liefern  in  ihren 
stftrkeretchen  Körnern  die  wichtigsten  Nah- 
rnngsmittel  der  Uensehen,  daneben  Roh- 
material tttr  technisch«  Gewerbe 
(Braaerei,  Brennerei  und  Stärketabrikation)  sad 
endlich  aoch  teils  direkt,  in  den  Abfällen  der 
ludastrie  (Kleien,  Schlempe,  Traber  nsw.)  wert- 
volle Fattermittel.  Sie  rechnen  an  den  (Utesten 
Kultnrpflanzen.  In  DentsehUnd  eotfiUlt  aof  die 
Halmfritchte  reichlich  die  Hälfte  des  Acker-  nnd 
Gartenlandes  (öö,37o).  Die  Wurzeln  der  Halm< 
frücbte  verteilen  sich  nur  in  der  oberea  Boden- 
schicht Ans  dem  im  Boden  eteckeadeo  Knoten 
bilden  sich  Seitenbalme  (Bestockang}.  Oer  ober- 
irdische Stengel  (Halm)  gliedert  sieh  in  Ab- 
schnitte (Halmglieder,  Internodien).  Die  Bifite 
ist  eine  GraablQte.  Das  Korn  ist  von  Spdaen 
nrnsehlossen  nnd  bleibt  mitunter  aoch  naoh  da* 
Reife  in  diesen  stecken  (Hafer,  Gerste),  öderes 
fällt  aas  diesen  heraus  und  stellt  eine  nadrte 
Fracht  dar  (Roggen  nnd  Weizen). 

a)  Der  Roggen  nimmt  23,8%  der  Acker- 
□nd  Gartenfläche  ein  nnd  ist  alsHanptbrot- 
frncht  für  Dent«cbland  weitaas  die  wich- 
tigste Halmfrucht  Daneben  dient  er  als 
Futtermittel  nnd  als  Bohmaterial  für  die  Sfäri- 
tosfabrikation.  Gegen  klimatische  Verhältnisse 
ziemlich  widerstandsfiUüg,  ist  er  auch  hinsicht- 
lich des  Bodens  nidit  besonders  ansprnchsToU. 
Anf  leichten  Bodenarten  kommt  er  besser  fort 
als  anf  den  ganz  schweren.  Er  wird  meist  als 
Winter-,  seltener  als  Sommerfmcht  angebant. 
Anf  die  verschiedenen  Sorten,  die  örtlichen  Ver- 
hältnissen oder  der  Zdchtnngsknnst  Üure  Ent- 
stehnn&r  verdanken,  kann  im  Rahmen  dieser 
Abhandlang  nicht  eingegangen  werden. 

b)  Der  Weizen  wird  m  Dentschlaud  anf 
7,8  7o  der  Acker-  und  Gartendäche  angebaot. 
Seine  Bedeutung  als  Brotfmcht  ist  eine  grolle 
and  auch  in  Deutschland  in  Zoaahme  begnffen. 
Dabei  flberwü^  der  eigentliche  oder  echte 
Weizen  weitaus  den  vm  den  Spelzen  fest 
nmschloBdenen  SpelzoderDinkel,  der  nament- 
lich in  Süddentschland  angebant  wird  nnd  im 

f enzen  nar  1,23  "/q  des  Areus  beansprucht  gegen 
,8**o  beim  Weizen.  Von  dem  echten  oiet 
eigentlichen  Weizen  wird  am  meisten  der  ge- 
meine Weizen  in  erster  Linie  als  Winter-, 
daneben  als  Sommerfmcht  angebant.  Dieäbrigea 
3  Arten  des  Weizens  spielen  kanm  eine  Rolle. 
Der  Weizen  ist  anspmcbsToUer  als  Roggen  nnd 
namentlich  verlangt  er  benwen  Boden  and  gnte 
Dängnng,  wenn  er  nennenswerte  Erirtge 
bringen  soll. 

c)  Die  Gerste  nimmt  6,0^«  der  Acker- 
and  Gartenfläche  ein.  Bei  nns  dient  sie  nor  in 
bescheidenem  HaCe  zur  mensohlichen  Emähnuf , 
haaptsächlich  als  Viehfatter,  während  sie  ui 
Schweden  nnd  SüdmQland  als  Brotfntcht  ver- 
wendet wird.  Wo  hochfeine  Braugerste  pro- 
duziert werden  soll,  rnttasen  die  klimstiscBea 
Verhältnisse  gQnstig  nnd  namentlich  der  Boden 
von  ^ter  BeMhaffenheit  und  näbntoffreich  »ein. 
Als  Bran^rste  kommt  nor  die  iweizeilige 
Gerste  m  Frage:  sie  iriid  nur  als  SMumer* 
fmcht angebant  Dievier- nnd secbiseillge 
Gerste  sind  nicht  gau  n  anspnwhnoU;  sie 
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wdea  uch  ds  ^IVIntarfrUehte  knltfriert  und 
UitTD  eine  minderwertige  QoBtitAt,  die  nur  für 
FDitOTwecke  Tervendet  wird. 

i)  Der  Hafer  nimmt  mit  15,6%  der  Acker- 
sid  Gtftenflidie  nnter  den  Halmfrftchten  die 
xweitgreftto  FUche  ein.  Er  liefert  ein  sehr  wert- 
lolles  KSmerfotter,  ganz  besonders  für  Pferde, 
Jaae-  and  ZnditTieh.  Obgleich  der  Hafer  nnter 
»eniger  gOnstigen  klimatiBchen  Bodenverbält- 
ouMa  fonkommt,  lobnt  er  doch  einen  besseren 
.^uadort  dvnh  wesentlich  höhere  Ertrftge. 

e)  Der  Sali  spielt  in  Dentscbland  als 
a^nerfrocht  keine  nennenswerte  Bolle.  Er 
vud  im  sftdiicben  and  sUdSstlicben  Enropa,  in 
.\BirrikB  niid  in  allen  Lftndem  mit  wärmerem 
Kbnta  in  grofler  Ansdefaunng  angebant  nnd 
vird  nächst  dem  Keis  wohl  am  meisten  als 
RrvtfnKht  Tcrwendet.  Nach  Dentscfaland  wird 
fKl  Hals  «ngeCQbrt  nnd  als  Viehfntter  ver- 
Knnrht. 

fi  Die  Hirse,  die  ebenfalls  in  Afrika  nnd 
AÄen  all  Brottracht  eine  große  Bolle  spielt, 
•(ilndlBiai  trttber  mtkt  als  heute,  bat  als  n. 
DmiUchlafld  kdne  Bedentong.  Das  gleiche 
ffilt  Tum  Reis,  der  namenudt  im  östUchen 
.tvifa  als  mMuefalidieB  Nahmngamittel  ver- 
«eodet  wird  and  von  dem  mehr  Menschen  leben 

von  irgend  einer  anderen  Brotfmcbt. 

2.  Die  HfilsenfrQchte  haben  nicht  an- 
tiherad  die  Bedentang  der  Halmfrüchte.  Schon 
iur  Terb&ltnismäßig  geringer  Anbaa  mit  6,6 
iir  Acker*  nnd  Gartenfläche  beweist  dies.  Sie 
E'-hfitcu  den  SohmetterlingsbtQtlem  an.  Mit 
iunm  Wnneln  dringen  sie  in  grellere  Boden- 
tttfes  ein  aU  die  üerealien.  Sie  haben  das 
•  traiänn,  dnrch  Symbiose  mit  Bakterien  den 
*is  PnaasennährBtolI  wichtigen  Stickstoff  aus 
•Irr  Laft  sich  anznelgnen  nnd  damit  den  Boden 
10  Stickstoff  anzareicbem.  Weiter  sind  sie 
nertroU,  weil  sie  dnrch  Beschattang  den  pbysi- 
k^UKben  Zustand  des  Bodens  verbessern.  Sie 
rtflmea  10  den  Blattf rächten,  welche  die 
f'<egcbattnngsgare  herrorrnfen.  Die  Früchte 
'iiüuJten  Tief  Eiweiß,  wesentlich  mehr  als  die 
*>«tteidekOnier;  im  Stärkegehalt  stehen  sie  aber 
ilirMn  gemi&Mr  weit  sorflck.  In  ihren  Er- 
t/Ä^en  riu  sie  nicht  so  richer  als  die  Cerealien, 
aml  bierin  liegt  wohl  ein  wesentlicher  Grnnd 
ibrv«  geringen  Anbaues. 

[>je  Ackerbohne,  anch  San-  oder  Pferde- 
ifUse,  dient  aasschließlich  snr  Fütterung  der 
lUuüerv,  während  eine  Abart  derselben,  die 
liatfbMhae,  im  grünen  Znstande  als  Gemüse 
«ervendet  wird.  IHe  Gartenbohne,  die  als 
'^UQ^n-  nnd  Bascbbohne  gebaut  wird,  findet 
•i'ti  oiehr  in  Gärten  als  aar  den  Feldern.  Sie 
itral  aocwhließlicb,  sei  es  grün  mit  den  Schoten 
•■Ur  TciL  xnr  menschlichen  Ernährung.  —  Die 
.'■•.jaboBae  ist  in  China  und  Japan  und 
-•9'ierni  wftrmeren  Ländern  eine  wertvolle 
KaltBTpflan».  Ihr  Anbau  hat  sich  in  Dentsch- 
Ltbl  trotz  wiederholter  Versuche  noch  nicht  er- 
nuba  lassm,  weil  unser  Klima  zu  rauh  ist. 

Amcedefantere  Anwendung  findet  die  E  r  b  a  e. 
Ueurt  grün  ein  geschätztes  Gemüse  nnd 
•ort  nifen  KÜmer  werden  als  menschliches  Nah- 
nm^smittel  verwendet.  Wie  alle  Hülsenfrüchte 
rie  einen  hoben  Nährwert,  und  sie  wird 
itiKOittch  Ton  den  weniger  gut  aituierten  Be- 
'  UurBBcaUasan  nicht  In  dem  Malle  gewttrdigt, 

«ftucfctasmrt  wftn^  Als  Futtarmittel  a&d 


die  Erbsen  besonders  bei  der  Hast  sehr  ge- 
schätzt 

Die  liinse  ist  nur  als  Nahrungsmittel  für 
Menschen  von  Bedentang.  Trotz  ihres  hohen 
Nährwertes  kann  sie  als  Futtermittel  nicht  an- 
gebant werden,  weil  ihre  Ertragsfähigkeit  faier- 
mr  ungenügend  ist.  Während  Bonnen  nnd 
Erbsen  mehr  im  Großbetriebe  angebaut  werden, 
findet  sich  die  Linse,  deren  Kultur  große  Sorg- 
falt verlangt,  namentlich  im  Kleinbetriel». 
Die  Wicke  hat  nur  als  Futtermittel  Wert. 
kaak  die  Lupine,  welche  sich  dnrch  einen 
ungemein  hohen  Proteingehalt  auszeichnet,  hat 
nur  als  Futterpflanze  Bedeutung,  nnd  sie  hat 
ihren  Wert,  der  für  den  leichten  ooden  ein  sehr 
großer  war,  zum  Teil  eiagebüßt,  seitdem  eine 

Eefährliche  Krankheit,  die  Lapinose,  dnrch  die 
upine  hervorgerufen  werden  kann. 
3.  Oer  Buchweizen,  auch  Heidekom  ge- 
nannt, gehört  als  mehlhaltige  KSmerfmcht  noch 
zum  Getreide  im  weitesten  Sinne.  Die  kraut* 
artige  Pflanze  bringt  dreieckige,  dunkle  Samen. 
Der  Bndiweizen  bat  nur  für  Sand-  und  Moor- 
gegenden Bedeutung.  Seine  Erträge  mnd  un- 
sicher, nnd  mit  fortschreitend«-  Kultur  Terliert 
diese  Pflanze,  deren  KSmer  zur  menschlichen 
Ernährung  dienen,  an  Terbreitnng.  Der  Buch- 
weizen num  1900  noch  0,45%  der  Acker-  nnd 
Gartenfläehe  ein  gegen  0,95%  im  Jahre  1878. 

2.  Die  Hackfrüchte  leiten  ihren  Namen 
daher  ab,  daß  sie  für  ihr  Gedeihen  unbe- 
dingt die  Hackkultur  voraussetzen.  Dadurch, 
dafi  man  bei  ihrem  Anbau  den  Boden 
während  der  Vegetation  bearbeiten  und  von 
Unkraut  reinigen  kann,  sind  sie  wesentlich 
die  Ursache,  daS  die  Brache  mehr  und  mehr 
verdrängt  wird.  Sie  sind  in  erster  Linie 
die  Träger  des  intensiven  landwirtschaft- 
lichen Betriebes.  Ftlr  ihren  Anbau  ist  ein 
bedeutendes  Maß  von  Arbeit  erforderlich, 
und  zu  ilirem  Gedeihen  verlangen  sie  einen 
Boden  mit  gutem  Nährstoffgehalt 

Die  Kartoffel  ist  wdtans  die  wichtigste 
Hackfrucht  12,4%  der  Acker-  und  Garten- 
fläehe sind  mit  ihr  angebaut.  Nächst  Roggen 
und  Hafer  steht  sie  der  Anbaufläche  nach  an 
3.  Stelle.  Die  KartoSelknollen  stellen  ein  wert- 
volles Nahrangsmittel  dar,  and  namentlich  in 
der  ärmeren  Bevölkernngsklasse  liefern  sie  einen 
nicht  anerheblicben  Teil  des  Nahrungabedarfrä. 
Daneben  wird  die  Kartoffel  in  aasgedehntem 
Maße  verfüttert  und  endlich  bildet  sie  das  Roh- 
material für  die  Spiritus-,  die  Stärke-  und 
Stärkezuckerfabrikation.  Die  Abfälle  dieser 
Indnstrieen,  besonders  die  bei  der  Brennerei  zu* 
rfl<^bleibende  Schlempe,  stellen  dann  noch'  sehr 
brauchbare  Futtermittel  dar.  Die  Zahl  der 
Kartoffelsorten,  die  durch  Züchtung  jedes  Jahr 
vermehrt  wird,  ist  kaum  zu  Übersehen.  Man 
hat  zwischen  Speise-,  Futter-  und  Fabrik- 
kartoffela,  zwischen  frühen,  mittel- 
frühen und  späten,  zwischen  weißen,  eelben, 
roten  und  blauen  Sorten  usw.  zu  nnterscheiden. 
Bezüglich  des  Klimas  ist  die  Kartoffel  nicht  an- 
spruchsvoll, und  man  kann  sie  auch  noch  auf 
weniger  gnten  Bodenarten  anbanen.  Sie  be- 
Tonagt  die  mehr  trockenen  lockeren  Boden- 
arten, lohnt  aber  besseren  Bodan  und  gute 
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Kaltor,  besonders  ancb  ^te  Dünung  durch 
höhere  Ertrtt^.  Unsicher  ist  sie  anf  allen 
nndnrchlassenden  nassen  Bodenarten. 

Die  Runkelrübe  hat  eine  weichfleischige, 
dicke  Wurzel,  anf  welche  ihr  Knlturwert  za- 
rQckgefÜbrt  werden  muß.  Ursprünglich  nur 
zur  Futtergewinnnug  angebaut,  hat  die  Kaltor 
zwei  Format  ans  ihr  entstehen  lassen:  die 
Zocker^  und  Fntteminkelrabe. 

Die  FutterrunkelrSbe  ist  der  Zahl  der 
landwirtschaftlichen  Betriebe,  nicht  aber  der 
Flfiche  nach  am  weitesten  Terbreitet.  Sie  nimmt 
1,75  "/o  der  Acker-  und  Qartenfläche  ein,  nnd 
ihre  Knltur  ist  in  der  Zunahme  begriffen.  Sie 
liefert  ein  zwar  eiweißarmes,  aber  zncherreicbes 
wertvolles  Fntter.  Der  Ertrag  ist  so  groß,  daß 
zn  Fntterzwecken  die  zwar  gehu^treichere 
Zuckerrübe  nicht  mit  der  Futte^be  konkur- 
rieren kuin.  Die  Fvttenr&be  ist  hinsichtlicfa 
Klima  und  Boden  nicht  so  anspmchsToU  wie 
die  Zuckerrflhe,  aber  auch  sie  verlaogt  eine 
reichliche  Dfingung  und  gute  Kultur.  Auf 
schlechterem  Boden  wird  man  nennenswerte 
Erträge  nicht  erzielen. 

DieZuckerrübe,  welche  l,90%der  Äcker^ 
nnd  Gartenfläche  einnimmt,  ist  für  die  besseren 
Btiden  eine  angemein  wertvolle  Pflanze.  Durch 
sorgsame  Knltur,  namentlich  reichliche  Düngang 
und  umfangreiche  Hackarbeit  hat  sie  einen  vor- 
teilhaften Emfluß  auf  die  Ertoagsfähigkeit  sämt- 
licher Feldft^chte  ausgeübt.  Die  Züchtung  hat 
die  Zuderrübe  sehr  veredelt  und  ganz  be- 
sonders den  Zuckergehalt  wesentlich  erhSbt. 
Die  Abf&lle  der  Zuckerrübe  liefern  ^roße  Fntter- 
massen,  um  so  mehr  je  weniger  sie  entzuckert 
sind  (Zuckerechnitzel)  nnd  namentlich  dann, 
wenn  sie  in  trockener  Form  Torliegen  (Trocken- 
schnitzel). 

Von  nicht  so  allgemeiner  Bedeutung  sind 
die  Übrigen  Rübeuarten ,  deren  Anbaufläche 
0,9<*/o  der  Ackerfläche  ansmacht  Die  Möhre 
ist  als  Gemüse  geschätzt,  hat  aber  auch  als 
wertvolles  Fntterniittel  Bedeutung.  Die  K  o  h  1  - 
rttbe  (Wmcke)  und  die  verwandten  Wasser- 
rflben  flnden  die  gleiche  Verwendung ;  sie  sind 
hinsichtlich  des  Bodens  und  der  Kultur  nicht 
ganz  so  anspruchsvoll  wie  die  Futterrübe.  Die 
Wasserrübe  findet  im  Spätsommer  nach  Ab- 
erntung  der  Hanptfmcht  als  Stoppelrttbe  noch 
ausgedehnte  Verwendung. 

Die  Kohlarten  sind  in  erster  Linie  Ge- 
müse für  den  menschlichen  Bedarf,  aber  einzelne 
wie  Kopfkohl  nnd  Kuhkohl  wandern  doch 
anch  in  größeren  Quantitäten  in  die  Ställe.  Von 
untergeordneter  Bedeutung  sind  Topinambur, 
eine  den  Winter  Überdauernde  Knolle,  und 
Pastinake. 

8.  HandeUgewächse.  Diese  Gruppe 
umfcißt  Pflanzen,  deren  Bedeutung  in  der 
Lieferung  von  Rohmaterial  für  ver- 
schiedene Industrieeo  liegt.  Ihr  An- 
bau ist  in  Deutschland  zurückgegaogeo, 
teilweise  infolge  auslilndischer  Konkurrenz, 
teilweise  weil  industrielle  Fabrikate  sie  ver- 
drängten. 

1.  Die  Oelpflanzen  liefern  in  ihrem  51- 
reichen  Samen  das  Oel  für  Hanshalt  und  in- 
dnstrietle  Zwecke.  Es  handelt  sich  namentlich 
um  Baps  nnd  Rübsen,  zwei  Pflanzen,  die 


an  die  Knltur  des  Bodens  hohe  Ansprüche 
stellen  und  im  Rahmen  der  Fmchtfolge  wert- 
voll sind.  Oelrettig,  Leindotter  and 
Hohn,  die  anch  hierher  rechnen,  sind  nicht 
von  so  allgemeiner  Bedeutung.  Die  Sonnen- 
blume wird  namentlich  in  Rußland  angebaut. 

2.  Unter  denOespinnstpflanzen  ist  fftr 
uns  der  Lein  oder  Flachs  am  wiehtigstftB. 
Sein  Anbau  ist  stark  znrttckgegangen,  was  in 
manni^acher  Beziehung  zn  oeaanem  ist,  aber 
verschiedene  Konknrrenten,  namentlich  die  Baum- 
wolle haben  die  Knltur  weniger  lohnend  er^ 
scheinen  lassen.  Von  geringer  allgemehier  Be- 
deutung ist  der  Hanf. 

3.  Die  Gewürz-  und  Arzneipflanzen 

.  werden  nur  auf  kleineren  Flächen  angebaut. 
;  An  erster  Stelle  steht  der  Hopfen,  der  ein 
wertvolles  Rohmaterial  f^r  die  Brauerei  Uefert. 
Weiter  sind  zu  nennen  weißer  und  schwarzer 
Senf,  KUmmel,  Fenchel,  Anis^Korian- 
der,  Meerrettig,  Safran.   Sie  liefern  teil» 
Gewürze  für  den  Haushalt,  teils  dienen  sie  zur 
Herstellung  von  Anneimittda  ond  haben  wegen 
dieser  Verwendung  nur  beachrBnkten  Absatz. 
I     4.  Die  Farbpflansen  und donäi die  avs- 
I  Iftndische  Konkurrenz  nnd  unter  den  Fort- 
I  schritten  der  chemischen  Industrie  mehr  nnd 
mehr  verdrängt  worden.  Ihre  landwirtaehaft- 
I  liehe  Bedeutung  ist  heute  gtfing.  Zu  nennen 
Isind  Krapp,  Waid,  Wan,  Saflor  nnd  die 
! schwarze  Malve. 

I     5.  Fabrikpflanzen  werden  Pflanzen  ge- 
!  nannt,  deren  Anbau  zur  technischen  Verwertung 
I  in  fabrikmäßigem  Betriebe  vorgenommen  wird. 
I  Hierher  würde  die  bereits  unter  den  H&ck- 
I  Crüchten  besprochene  Kartoffel  nnd  die  Zucker- 
rübe zu  rechnen  sein,  dann  noch  der  Tabak 
und  die  Cichorie,  von  denen  ersterer  im 
Klein-,  die  letztere  vereinzelt  im  Großbetriebe 
Bedeutung  besitzt   Die  Weberkarde,  welche 
früher  in  der  Tnchfabrikation  als  natflrliehe 
Kratzbürste  Verwendung  iand,  hat  heute  nur 
noch  ein  ganz  b^hränktes  Anbangebiet. 

4.  Futterpflanzen.  Diese  Gruppe 
umfafit  sehr  zahlreiche  Arten.    Für  die 

,  Nutzung  ist  allen  gemeiDsam,  daß  sie  im 
grünen,  unreifen  Zustande  ge- 
erntet  werden.  Ihre  Stengel,  BUltter  und 
;  ßlQten  werden  entweder  griln  oder  im 
{getrockneten  Znstande  (Heu)  an  die  Tiere 
verfüttert  Man  hat  zu  unterscheiden 
zwischen  Futterpflanzen,  die  auf  natürlichen 
Futterflftchen  (Wiesen  und  Weiden)  wachsen, 
und  solchen,  die  auf  dem  Ackerland  ange- 
baut werden.  Die  letzteren  sind  ein  Zeichen 
einer  hittier  stehenden  landwirtschaftlichen 
Kultur,  w&hrend  die  ersteren  tmt  jener  weit 
zurückliegenden  Zeit,  in  welcher  der  Mensdi 
zuerst  von  Haustieren  b^lätet  war,  benutzt 
worden  sind.  In  dieser  letzteren  Onippe 
ist  auch  heute  noch  die  Grenze  zwischen 
kultivierten  und  wild  wachsend»  Arten 
nicht  immer  scharf  zu  erkennen.  Der  Futter- 
bau auf  dem  Ackerlande  wird  in  nennens* 
wertem  Umfange  erst  seit  Anfang  dee. 
vorigen  Jahrhunderts  betrieben   und  mit 
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»Ta^der  Bedeataag  der  Viehzucht  hat  er 
u  Insdehnaog  geTonoen. 

Die  Flora  der  Wiesen  und  Weiden 
i-s'oftt  in  erster  linie  au8  Angehörigeu  der 
r^auile  der  Gräser  (Gramineen).  Ganz 
i->.'>tiders  wertvolle  Arten  sind  fÜspenerftser 
Sduring^  (Festuca),  Raygras  (Lolium), 
kovUgnw  (lACtylü),  Fuchrääiwanz  (AIo- 
^■'iirus),  limotbee^ias  (Fhleum)  u.  a.  m. 
•bn«l«a  wachsen  auf  den  Wiesen  aucb 
^  iimefterlisgsldfitlerf  in  erster  linie  Klee- 
«r^.  wekbe,  aoten  mß  mcht  in  zu  großen 
yUneen  Turkominea,  den  Fntterwert  er- 
^'hm  Uintien,  uDd  endlich  eine  Anzahl  von 
-itiflicpD  Erlutern,  letztere  sind  t^weise 
''n'.raiit,  teilweise,  wie  in  den  Hochalpen, 
Lt  man  sie  als  wertroUe  Beimischungen  an. 
Aof  dem  Ackerland  sind  die  Klee- 
■  rt'-Q  die  wertTollsten  FutterpflanzeD,  ganz 
'■•MitHiers  die  eigentlichen  Aleearten  (Tri- 

-  !ii*ni).   Ao  erster  Stelle  steht  der  Rotklee, 

-  -.4>D  ESftfßhnui^  in  den  Feldbau  nach 
r-jmitgfitthen  Gesichtspunkten  segensreich 
lüT  di*'  Ijondwirtschaft  wirkte,  ja  geradezu 
.'n  Eintritt  io  eine  neue  Entwickelungsstufe 
■•■leuteti'.  Von  nicht  ganz  so  großem 
V  -'rte  sind  die  Übrigen  Angehörigen  der 
'ittunir  Trifolinm,  Weißklee,  schwediacher 

uiid  Inkarnatklee.  Die  Luzerne  liefert 
'tu  bCbere  Ertrflge  als  der  Rotklee,  hat 
-•r.  weil  sie  ihrer  Bodenansprflche  wegen 
..tit  in  Bo  umfangreichem  Maße  angetout 
•-  rdfQ  kann,  nicht  die  allgemeine  Beden- 
'<i!if.  Eni  recht  ^It  das  letztere  Ton  den 
<><>ii^  Kleearten :  Esparsette  (Onobrychis), 
^tinteoklee  (Lotus),  Serradella  (Orntthopus) 
M  Wuadklee  (Anthyllis). 

Als  nilfsfutterpflanzen  sind  dann 
>"fa  Tcrschiedene  auf  dem  Ackerlande  an- 
.■•iMte  Pflanzen  zn  nennen,  die  früher  be- 
iHSprochenen  Arten  angehören  und 
i-'-i»t  in  erster  Linie  rdfe  Früchte  bringen, 
i'n  Venrendung  za  Futterzwecken  wird 
'■*t-!iihv  betrieben.  Diese  Pflanzen  kommen 
'■''Ii  io  F^Bge,  wo  im  Sommer  Stiülffltterung 
••Tebm  wird  und  wo  junges  Grünfutter 
'"-1  panzen  Sommer  zur  VeriOgung  stehen 
/•'ib    Zu  nennen  sind  hier  Wic£eu  und 
'■i'ffa,  Roggen,   Grflnmais,  Znckermobr- 
'       Bac^weizen,  Senf,  SpOi^l  u.  a.  m. 
l^ifritert  Bt4HHf9yer,  Die  KuUw  der  tand- 
•*rtiAk;/Mnltii  Ifutapßanxen ,  t  Bde.,  Letptig 
•  >>m.  uai.  —  <9.  Krafft,  Uhr^h  dtr  Land- 
•iHtfK0,  t.  Band,  I^nMmbauhkre,  7.  Avfi., 
ifmi*  ttHa.  —  XoNffethal,   Ilandhueh  dtr 
^ivwtMhaJÜiehm    Pßanxenhtnde ,    ^  Bdt., 
.{ui.,    herlia   J876.   ~    von  der  Goltz, 
ütri^HfA  drr  jegamten  LandttfirUek<^fi,  i.  Band, 
Aekef-  und  lyiantenbau,    Tübingen  1889, 
Pmurirth,    Die  Züehinng    der  landwirt- 
■'MlwAra    KuUurpflanaen ,    4    Bde.,  Berlin 
'■\:~t»OC.  —  B€Hrem»f  Xut^Jlanten,  IMjmg 

J.  Banten, 


NnUüere. 

I.  Allgemeines.  II.  Die  einzehien  TS.  1.  Bind. 
8.  Pferd  und  Esel.  3.  Schaf.  4.  Ziege.  6.  Kamel, 
Lama,  Alpaka.  6.  Bentier.  7.  Schwein.  8.  Hund, 
Katze,  ^uiinchen.  B.  Geflügel.  10.  Saiden- 
spinner und  Honigbiene. 

I.  Allgemeines. 
I^e  Nutz-  oder  Haustiere  sind  Ursprünge 
lieh  aus  wilden  Tieren  entstanden.  Diese 
and  in  prfthistorisidier  Zeit  gezähmt  und 
damit  in  den  Haushalt  des  Menschen  über- 
^fflhrt  worden.  Indem  wir  unsere  Haus- 
tiere als  N.  bezeichnen,  bringen  wir  zum 
Ausdruck,  daß  sie  für  uns  nach  der  einen 
oder  anderen  Richtung  von  wirtschaftlichem 
Nutzen  sind.  Zum  Begriff  des  Haustieres 
gehört  weiter,  daß  sich  das  betreffende  Tier 
züchten  läßt,  d.  h.  daß  es  sieh  in  der  Ge- 
fangenschaft fortpflanzt  und  dabei  seine 
wirtschaftlich  wertvollen  Eigentümlichkeiten 
auf  seine  Nachkommen  überträgt,  vgl.  auch 
Art  „Viehzucht". 

n.  Die  einzelnen  N. 

1.  Das  Rind  ist  landwirtschaftlich  das 
wertvollste  Nutztier.  Je  nach  den  klimatischen 
und  Futterverhältnissen  und  nach  der  Ein- 
wirkung des  Menschen  sind  die  Rinder  von- 
einander verschieden.  Man  unterscheidet 
hiernach,  wie  auch  bei  allen  anderen  Haus- 
tieren, eine  Reihe  von  Rassen  und 
Schlägen,  welche  einen  sehr  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Wert  besitzen  und  züchterisch 
sehr  verschieden  hoch  stehen.  Die  Nutzung 
des  Rindes  geht  nach  dreifacher  Richtung: 
Milch,  Fleisch  und  Arbeit  Diese 
Leistungen  kennen  entweder  mehr  einseitig 
ausgebildet  sein,  oder  es  finden  sich  in  dem- 
selben Tiere  gleichzeitig  mehrere  vor.  Aus- 
gesprochen einseitiges  Milchvieh  findet  sich 
auf  den  englischen  Kanalinseln,  femer  in 
der  in  Schleswig-Holstein  belogenen  Land- 
schaft Angeln.  Einseitig  gNKffiene  Fleisch- 
viehschlfige  sind  namentlich  in  Engliuid  ent- 
standen, unter  diesen  ist  in  erster  Linie  das 
Shorthornrind  zu  nennen.  Einseitige  Arbeits- 
rinder findet  man  in  den  Steppen  dea  süd- 
lichen und  südostlichen  Europas.  Bei  den 
deutsdien  Rinderrassen  strebt  man  im  all- 
gemeinen eine  Vereinigung  mehrerer  Eigen- 
schaften an,  so  z.  B.  in  erster  Linie  Milch 
und  daneben  Fleisch  —  Milchmastrind  —  (Ost- 
friesen, Jeverläoder)  oder  in  erster  Linie 
Fleisch  und  danebenMilch  —  Mastmilchrind — 
(Wesermarsch,  holsteinisches  Marschvieh), 
oder  aber  man  will  gleichzeitig  alle  drei 
NutzuDgsrichtungen  miteinander  vereinigen, 
wie  dies  in  dem  Simmentalerrind  und  den 
meisten  deutschen  landschlftgen  (Glan, 
Franken,  Vogelsberger  usw.)  gelungen  ist 
Daß  die  höchste  Stufe  der  Leistungsfähig- 
keit nur  erreicht  werden  kann,  wenn  man 
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diese  einseitig  anstrebt  und  daß  man  bei 
kombinierten  Leistungen  nach  keiner  Rich- 
tung das  Höchste  zu  erreichen  vermag,  ist 
physiologisch  b^rilndet 

Geographisch  ist  das  ßind  sehr  weit 
verbreitet.  Es  findet  sich  sowohl  im  hohen 
Norden  als  auch  in  den  Tropen.  Seine 
größte  Nutzungsffthigkeit  vermag  es  aller- 
dings nur  in  einem  gemäßigten  feuchten 
Klima  und  auf  einem  nicht  zu  armen  Boden 
zu  entwickeln,  weil  diese  Verhältnisse  dem 
Wachstum  des  Futters  am  günstigsten  sind. 
Im  sOdlichen  Asien,  besonders  in  Indieo 
und  femer  in  Afrika  tritt  das  unserem 
Bausrind  ziemlich  Diüie  stehende  Zebu  oder 
Buckelrind  an  dessen  Stelle.  Zflchterisch 
wenig  hoch  entwickelt,  ksuiD  es  in  seiner 
Leistungsfähigkeit  mit  unserem  Hausrind 
nicht  konkurrieren. 

Der  Büffel  findet  sieb  neben  dem  Hausrind 
schon  im  sQdöstlicben  Europa  und  ist  in  weiten 
Distrikten  von  Süi-  nnd  Ostasien  verbreitet 
Er  fiiblt  sich  am  wohlsten  in  warmen,  sumpfigen 
Niederungen  und  ist  als  Arbeitstier  Kr  die 
Beisgegenden  aofierordentUdi  wertvoll.  Neben 
der  Arbeitsleistnng  tritt  die  Milcbergiebigkeit 
nnd  die  Fteischprodnktiott  weit  zorück. 

Der  Yak  hat  nar  eine  sehr  beschränkte 
Bedeutnng.  Er  dient  iu  den  Hochländern  des 
inneren  Asiens  als  Last-  nnd  Reittier  und  ist 
als  soicbea  sehr  wertvoll.  In  seiner  Heimat 
wird  daneben  auch  auf  Hilcb-  nnd  Fleisch- 
nutzui^  Gewicht  gelegt.  Endlich  dient  das 
lange  Haarkleid  znr  Herstellnng  grober  Gewebe 
nnd  die  Schwanzhaare  werden  zu  mannigfachem 
Putz  verwendet. 

2.  Das  Pferd  ist  von  gefälligeren  Körper- 
formen  als  das  ßind  und  stellt  eines  der 
schönsten  Haustiere  dar.  Sein  Nutzen  be- 
steht bei  uns  ausschließlich  in  derArbeits- 
leistung,  welche  je  nachdem  in  schneller 
Gangart  verrichtet  werden  kann  wie  beim 
Reit-  und  Wagenpferd  oder  in  langsamem 
Schritt  wie  beim  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
oder beim  Lastpferd  der  Industrie.  Edle 
Pferde  für  schnelle  Gangart  züchtet  der 
Orient.  Auch  in  den  europäischen  Kultur- 
staaten Uberwiegt  der  Zahl  nach  das  leichte 
sog.  warmblütige  Fferd.  Zum  guten 
Teil  erklärt  sich  diese  Tatsache  am  der 
Geeignetheit  dieses  Pferdematerials  für 
Milit^wecke.  In  Deutschland  finden  sich 
hervorragende  Zuchlgebiete  der  warmblütigen 
Pferde  in  Ostpreußen,  Holstein,  Hannover, 
Oldenburg  u.  a.  Bedeutend  ist  die  Zucht 
weiter  in  England,  Frankreich  und  Ungarn. 

Mit  fortschreitender  landwirtsch^licher 
Kultur  nnd  mit  zunehmender  Entwickelung 
der  Industrie  steigt  der  Bedarf  an  schweren 
sog.  Kaltblutpferden.  Hervorragende 
Ziichtgebiete  dieser  Art  finden  sich  in 
Belgien,  der  Rheinprovinz,  Frankreich,  Eng- 
land, Dänemark  und  Schleswig.  Außer  der 
Arbeitsleistung  kommen  für  unsere  Verhält- 


nisse andere  Nutzungen  nicht  in  Frage. 
Daß  das  Pferdefleisch  als  ein  minderwerliges 
Nahrungsmittel  angesehen  wird,  beruht  aller- 
dings auf  einem  VorurteiL  Die  Stutenmflcfa 
wira  von  asiatischen  NumadeDvOlkera  der 
Gärung  unterworfen  und  als  Getiftnk  (Kumys) 
verwendet. 

Der  Esel  ist  in  Südenropa.  Afrika  und  Anen 
ein  viel  benntztes  nnd  dort  aach  sehr  leistunes- 
fäbigeSj  vielfach  nicht  imschSnes  Hanstier.  Bei 
nna  spielt  der  Esel  eine  nnbedentende  Bolle, 
doch  ist  seine  Verwendung  alt  Arbätstier  in 
der  Zunahme  begriffen.  Ihn  an  Stelle  des 
als  Zugtier  wenig  geeigneten  Hundes  n  tcet- 
wenden,  kann  warm  empfohlen  werden.  Fikr 
den  Kleinbetrieb  ist  der  Esel  seiner  GenBgeam- 
keit  wegen  recht  gut  geeignet. 

Das  Hanltier  entstammt  einer  Kreuxung 
von  Eselhengst  und  Pferdestute.  In  manchen 
Ländern  hat  das  Uanltier  mehr  Bedentang  als 
das  Pferd.  In  großem  Umfang  wird  ea  im 
südlichen  Enropa,  ferner  in  ^ßeren  Teilen 
Afrikas,  des  sQdiichen  nnd  Sstltchen  AsioLS  und 
vor  allen  Dingen  auch  in  Amerika  ab  Bei^  nnd 
Arbeitstier  verwendet.  In  Deutsehlend  hat  si^ 
seine  Zucht  bislang  nicht  eiobfirgem  wollen. 
Aus  der  Paarung  von  Eselstute  und  Pferde- 
bengst  geht  der  Hanlesel  hervor;  seine  Bedeu- 
tung ist  eine  verochwindende. 

Das  Zebra  ist  in  Deutsch-Ostabika  mit 
Erfolg  gezähmt  worden.  Ans  der  Kreuzung 
von  Pferdestnten  mit  Zebrabengsten  sind  die 
Zebroiden  hervorgegangen.  Ihnen  dOrfte 
vielleicht  noch  eine  wirtschaftliche  Bedeutong 
beschieden  sein. 

8.  Das  Schaf  wird  in  erster  Linie  seiner 
Wolle  wegen  gehalten,  daneben  dient  es 
zur  Fleischerzeugung.  Nach  der  von 
diesen  beiden  Nutzungsrichtungen  an  erster 
Stelle  stehenden  redet  man  von  WoU-  odei- 
Fleischschafen.  Der  hervorragendste 
Wollproduzent  ist  das  aus  Spanien  stam- 
mende Merinoschaf,  dessen  Zucht  nament- 
lich in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrh.  in 
Deutschland  in  hoher  Blüte  stand.  Ausge- 
dehnte Zuchten  dieses  Schafes  finden  ^(A. 
heute  in  Australien,  den  La  Platastaaten 
Südamerikas  und  in  SQdafrika.  In  Europa 
ist  die  Zucht  zurfi(^gegaogeo.  In  den  west- 
europaischen KulturstaateD  wird  heute  dtie 
Flöscherzeugung  mehr  berücksichtigt  Dk 
eigentlichen  Fleischschafe  und  englischen 
Ursprungs,  während  neuerdings  axi6h  b^m 
Merinoachaf  unter  Verzicht  auf  feinste  Wolle 
das  Fleisch  mehr  in  den  Vordergrund  ge- 
rflckt  wird.  Eine  Kombination  der  Fleiisch- 
produktion  mit  der  Erzeugung  von  feiner 
Wolle  ist  nur  in  beschtänktem  Maße  m^lich. 

An  und  für  sich  bevorzugt  das  Schaf 
trockenen  Boden  tmd  trockenes  Klima.  Das 
Wollschaf  ist  ein  genQgpames  Tier,  während 
das  Fleischschaf  höhere  Aufordenmgen  an 
das  Futter  stellt.  Vereinzelt  werden  Schafe 
auch  gemolken  —  Milchschafe  — .  Die 
eigenartigen  Fettsteiß-    und  F e 1 1 - 
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«•'itvanzschafe  mtfeen  noch  erwShnt 
f.n  Sie  nnd  Dsmentlich  in  den  asiatischen 
in  Hanse.  Bünen  Vertreter  der 
^'■nj'-hnDzschafe^  das  Karakulschaf, 
'•üt*!)  Lammfelle  einen  geschätzten  Pelz 
■•Trachäa)  liefern,  hat  man  neuerdings  für 
{-.'UTMifalaod  empfobl«!. 

i.  Die  Zieffe  ist  im  Futter  nicht  an- 
'fmchsvoll,  und  &ie  kann  zum  Teil  mit  für 
x  'kre  Tiere  minderwertigen  Futtermitteln 
I  iibiateni  u.  dgl.)  ern^rt  Verden,  aber 
liebt  adir  die  Abwedislung  im  Futter. 
U^^o  Ansprfidien  kann  im  Kleinbetriebe 
gtntkt  wwden  als  im  Qroßbetriebe. 
{■•hiiRi  findet  sich  die  Zie^  als  N.  bei  uns 

•  p-^nthch  nur  im  Kleinbetriebe  und  hier  hat 
•:•  *ls  Milchprod uzent  eine  erhebliche 

■  i<v>>FiaftHche  Bedeutung.  Im  Verhältnis 
aiu  Miendgewicht  liefert  sie  mehr  3iüch 
^•lahltiad.  Dane^okommtdieFleisch- 

•  •txuDgiafiage.  JSnzelne Kassen (Ängora- 
*-f(sei  hefera daneben  noch  ein  wertTolIes 
Hiir.  In  anderea  Ländern  (SQdeuropa, 
Kl"iDa8ien.  AMis)  ist  die  Ziegenhaltung 
*r.t«>'ii-«>  viel  bedeutender  als  in  Deutsoh- 

iujil. 

*.  Uu  Kanel,  nnd  zwar  weder  das  zwei- 

■  ■■ini(8  eigentliche  Kamel  noch  auch  das  ein- 
rdri^  ItnMnedar,  die  Übrigens  beide  eine 
■i*<«  damcUen,  hat  fQr  Dentschland  keine 
■•iIcatiLD^.  E»  ist  ein  Steppen-  nnd  Wtlsten- 
ur.  das  ohne  Beschwerden  die  größten  Teu- 
;-r«tareitrenie,  nicht  aber  eine  fenchte  Luft 
»J  leieUicbe  Niederschlag  verträgt  Als 
tifil-  and  Lasttier  istdaa  außerordentlich 
v*iiü^une  Kamel  nnter  den  erwähnten  Ver- 

;:[iu»s«i  eeradezu  nnschätzbar.  Anch  als 
i'-i^Kr  wird  es  verwendet,  nnd  ebenso  ist  die 
Vitra  nnd  dai  Fleisch  als  Nahmngsrotttel  brancb- 
'J  fias  Haar  endlich  wird  zu  Geweben  ver- 
•rkC'tet.  Das  Kamel  ist  in  den  Steppen  bezw. 
i<  d«tro  Ton  Mittelasien ,   Arabien ,  Syrien, 

•iübna  nnd  Nordafrika  ein  außerordentlich 
f^ftroUe»  Ranstier.   Vereinzelt  findet  es  sich 
'0        and  äQdostearopa.  Vielleicht  ist  ihm 
Ht  einwlne  nnierer  afrikanischen  Kc^onieen 
--^*  /.nknaft  beschieden. 

Uaa  and  Alpaka.  Die  sog.  Schafkamele 
■iden  nth  in  SUaamerika.   Das  Lama  kommt 

•  >  Hautier  namentlich  in  Fem  nnd  in  Bolivien 

a  ram  Lasttragen  verwendet  wird, 
l'u Alpaka  wird  nanenuich in  Sadpem  seiner 
-  Anirtig  sUnienden  Wolle  wegen  gezüchtet. 

0.  I'as  Rentler  dient  im  hohen  Norden  als 
•■<*ii-.  Last-  nnd  Reittier,  liefert  in  Milch 
•■•t  rietceh  wertvolle  Nahmngsmittel ,  in 
"Utn  Feilen  Kleidnngsstof fe  und  dient 
'"b  »omt  noch  dem  menschlicheD  Haushalt. 
■^r*^  ireiiTligsame  Tier  ist  för  jene  Gegenden 
>'-"  t  Dicbu  anderes  zb  ersetzen,  hat  aber 

"iMwcsig  wie  die  beiden  vorher  genannten 
laterbalb  ««ner  Heimat  eine  Bedeutung. 

1.  Das  Sckweln  ist  ein  weit  verbreitetes 
i  ■  >>*i(.r.  dessen  Nutzen  ausschließlich  in 
■f  rit^luktioQ  von  Fleisch  und  Fett 

*i-bt   Seine  große  Vormehrungefähigkeit 


und  sein  raschesWadutttm,  dazu  die  Fähigkeit, 
von  den  verschiedenartigsten  Futtramitteln 
leben  und  sich  jeder  Betnebsform  anpassen 
zu  können,  lassen  es  hierfOr  besonders  ge- 
eignet erscheinen.  Das  nrsprangliche  wUd- 
sonweinähnliche  Landschwein  zeichnete 
sich  durch  einen  schmalen  Körperbau,  einen 
langen  Kopf,  hohe  kräftige  Gliedmaßen  und 
ein  starkes  Borstenkleid  aus.  Es  war  frucht- 
bar, widerstandsfähig  und  genügsam,  lieferte 
einen  vorzüglichen  Speck  und  ein  kerniges, 
derbes  Fleisch.  Leider  war  es  aber  ein 
schlechter  Futterverwerter  und  konote  erst 
in  mehr  vorgeschrittenem  Älter  gemästet 
werden.  In  England  entstanden  auf  dem 
Wege  der  Kreuzung  mit  romanischen  und 
indochinesischen  Schweinen  frühreife 
Schwei nesohläge,  die  mit  tieferen, 
breiten  Körpern  ausgestattet,  größere  An- 
sprüche an  Haltung  und  Srnährung  stellten. 
Dicht  so  fruchtbar  waren  und  aaca  ein  für 
Dauerwaren  fabrikation  weniger  geeignetee 
Fleisch  lieferten.  Durch  Vermischung  dieser 
englischeo  Kulturformen  mit  den  deutschen 
Landschweinen  sind  Mittelformen  (ver- 
edeltes deutsches  Landschwein) 
entstanden. 

Ebenso  wie  in  Deutschland  spielt  die 
Schweinehaltung  eine  wesentliche  Rolle  in 
den  übrigen  euroiAisclwn  Kulturländern. 
In  bedeutendem  Umfange  wird  sie  dann 
betrieben  in  Ostasien  und  in  Nordamerika, 
weniger  in  Südamerika,  und  in  Afrika  soll 
nach  Keller  nur  in  den  oberen  Nilländern 
von  einer  nennenswerten  Ausdehnung  ^ 
sprechen  werden  können.  Sowohl  in  Afnka 
wie  in  Asien  wird  die  Schweinezucht  nicht 
l>etrieben,  wo  semitische  und  islamitische 
Volksstamme  ansässig  sind. 

8.  Der  Hund  ist  eines  der  ältesteo,  viel- 
leicht das  älteste  Haustier.  Die  Zahl  der 
Hunderassen,  die  sehr  stark  voneinander 
verschieden  sind,  ist  ungemein  groß.  Ale 
Wächter  von  Haus  und  Hof,  als  Jagd-  und 
Schäferhund  und  als  treuer  Begleiter  des 
Menschen  unter  den  vcrscltiedensten  geo- 
graphischen Breiten  steht  er  diesem  ver^ 
liältnismäßig  nahe  und  in  mannigfacher  Be- 
ziehung kommt  ihm  eine  nicht  unwesentliche 
wirtschaftliche  Bedeutung  zu.  Auch  als 
Zugtier  wird  er,  obgleich  sein  Körperbau 
hienür  nicht  besonders  geeignet  ist,  im 
Kleinbetriebe  verwendet. 

Die  Katze  ist  wohl  in  Afrika,  wo  sie  ursprüng- 
lich Knltnrtier  war,  zum  Hanstier  geworden. 
Nach  Europa  ist  sie  erst  verhältnismäliig  spät 

Eekomraen.  Hente  werden  Katzen  teilweise  aus 
iebhaberei  gehalten,  die  Mehrzahl  dient  bei 
uns  sar  Bekämpfung  von  Ungeziefer,  namentlich 
Mäusen. 

Das  Kanlnehen  hat  als  Fleischprodncent 
des  kleinen  Mannes  und  daneben  als  Pelztier 
eine  bescbrUikte  wirtschaftliehe  Bedeutung. 
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9.  Von  Creflügel  kommen  HaushflhDer, 
Tauben,  wovon  es  eine  Anzahl  ver- 
schiedener Rassen  und  Schlfiee  gibt,  ferner 
Pfau,  Perlhuhn,  Truthuhn,  sowie 
verschiedene  Oftnse-  und  Entenarten 
als  Haustiere  in  Frage.  Sie  dienen  dem 
mensehlichen  Haushut  als  Erzenger  von 
Eiern  und  Fleisch  sowie  von  Federn. 
Teilweise  kuin  die  Haltung  dieser  Tiere 
auch  nur  als  Liebhaberei  dienen,  ohne  direkten 
vrirtschafüicheu  Nutzen  zu  bringen.  Der 
Straufi  ist  als  I^oduzent  sehr  geschätzter 
Federn  erst  vor  etwa  einem  halben 
Jahrhundert  domestiziert  worden.  Anfäng- 
lich auf  Afrika  beschränkt,  ist  die  Zucht 
neuerdings  mit  Erfolg  auch  nach  Amerika 
verpflanzt  worden. 

10.  Unter  den  Insekten  sind  Seidenspinner 
nnd  Honigbiene  als  wertvolle  Hanstiere  zn 
erwähnen.  Die  Seidenschmetterli n g e 
liefern  im  Ranpenznstande  das  wertvolle  Ge- 
spinnst, das  alsBohmaterialfUrdieSeiden- 
fabrikatioQ  dient.  Die  Seidenranpenznclit, 
die  heute  in  Asien  and  den  Mittelmeerländem 
betrieben  wird,  hat  sich  ursprünglich  von  Ost- 
asien  ans  weiter  verbreitet. 

Die  Honigbiene  liefert  in  Honig  and 


Wachs  Oennßmittel  für  den  Menschen  und 
Bohmaterial  für  technische  Zwecke.  Die  Bienen- 
zncht  ist  uralt,  and  lie  hat  neb  von  du  alten 
Welt  auch  nach  Amerika  verbreitet 

Literator:  KeUer,  Naturyaehichu  det  Baus- 
tiere, Serlin  1906.  —  WUeken»,  Grvndtüy 
der  XaiurgeschichU  der  BatittUrv,  B.  At^,  vom 
JhterH,  Leiptig  1905.  —  R,  MMer,  Die 
geographieche  Verbreitung  der  Wirteeh^/UtSert, 
Leiptig  190S.  —  Brehms  TVfWefren,  S.  Av^., 
von  Ptchuel-Loeeche,  Leipzig  und  Wien  189S. 

Aue  der  sehr  reichhaUigen  tiertüekteri- 
tehen  Fachliteratur,  die  hier  im  eintetnen 
nicht  aufgeführt  werden  kann,  mSgen  folgende 
wichtige  Werke  erwähnt  sein :  von  der  OoltXy 
Bandbueh  der  gesamten  Landwirtschaft,  S.  Sand, 
Die  landwirtsehafUiche  Tierhaltung,  Tübingen 
1890.  —  Werner,  Rindertueht,  £.  A*^,  Dertim 
190g.  —  Xamm,  Die  Arien  und  Xauen  des 
Rindes,  StMügart  1901.  —  Ijydttn  und  ITcmer, 
Das  deutsehe  Rind,  Berlin  2899.  ~  iSehveart' 
necleers  Pferdesueht,  4-  A^.,  ton  8.  voa 
Nathusius,  Berlin  190S.  —  &  von  JVatfctutlui, 
Die  Pferdezucht,  Stuttgart  1902.  —  Graf  Lehn- 
dorff,  Bandbuch  für  Pferdexüchter,  4.  Avß^ 
1896.  —  Mentzels  Sehafaueht,  S.  Aufi.,  Berlin 
1892.  —  RhoAes  Schweinetuchi,  S.  Aufl.,  Berlin 
1906.  —  JHlrigen,  Die  Ge0ägeUucht,  t.  A*^., 
Berlin  1904.  «/•  Bemmn. 


o. 


Obdachlose. 

O.  nennen  wir  solche  Personen,  denen  es  an 
einer  Unterkunft  oder  einem  Nachtquartier  fehlt. 
Die  Fürsorge  für  die  0-  ist  hente  vor  allem  ein 
wichtiges  soziales  Problem  für  die  modernen 
Großstädte  nnd  hat  seine  Wurzeln  mit  in  der 
Übermäßigen  Eonzentriemng  der  Bevölkerung 
in  den  großen  Städten,  in  dem  krankhaften 
Zage  nach  der  Stadt.  Hier  finden  sich  darch 
die  rapid  wachsende  BevOlkemne  die  dnrcb 
Unglftf«,  eigene  Schuld,  Arbeitsscheu,  Trunk- 
sucht und  Liederlichkeit  gescheiterten  Existenzen 
zusammen  und  fuhren  oft  genug  in  elenden 
Spelunken  ein  lichtscheues  Dasein  oder  nächtigen 
in  freier  Xatur.  Hit  dem  Unglück  paart  sich 
häufig  das  Landstreicher-  und  Verbrechertum, 
das  an  diesen  Orten  („Pennen",  „Tonnen")  einen 
Schlupf  winket  hat  und  nur  zu  leicht  die  zwischen 
Gut  nnd  BSse  strauchelnden  Elemente  auf  die 
schiefe  Bahn  des  Lasters  nnd  Verbrechens  mit 
fortreißt.  Solehe  Sammetorte  mit  ihren  entoetz- 
lichen  Zuständen  werden  zu  wahren  Herden 
ansteckender  Krankheitfiu,  der  Sittenlosigkeit, 
Prostitution  und  von  Lastern  jeder  Art.  Mlche 
Zustände  vertragen  sich  aber  nicht  mit  den 
Interessen  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  öffent- 
lichen Sittlichkeit  und  den  Anforderungen,  welche 
die  Pflege  des  Oesundbeitewesene  erheischt.  £& 


'  liegt  daher  hier  eine  wichtige  Aufgabe  positiver 
,  Reform  und  Gesundheitspflege  vor. 

Das  Problem  ist  aber  teiU  durch  Repression 
!  und  teils  darch  Prävention  zn  lösen. 

Die  erstere  liegt  im  Bereiche  der  PoUzei- 
verwaltung.  Hier  handelt  es  sich  zunächst  am 
strengere   Ueberwachung   solcher  vermfenea 
Stätten  und  um  die  Aushebung  dieser  Verbrecher- 
nester oder  Visitation  der  Öffentlichen  Anlagen, 
Gärten  nsw.  („Raziias*').  Torbengend  aber  kann 
hier  mittelbu'  durch  strenge  Vorschriften  ttber 
die  Einrichtung  von  Herbergen  und  Scblafstelten. 
'  durch  beständige  Ueberwachung  dieser  Oertlick- 
I  keiten  und  durdi  strenge  Bestruong  aller  Ueber- 
tretungen  gewirkt  werden.  Sodann  aber  haben 
;  die  Gemeindeu  und  deren  Armenpflege  die  Ver- 
j  pflicbtnng.  solchen  Personen,  die  sich  keine 
',  Unterkunft  verschaffen  können,  vorübergehend 
i  ein  Obdach  und  ein  Nachtlager  zn  gewähren. 
Aus  diesem  Grundsätze  ist  dann  die  Einricbtnng 
I  besonderer  Anstalten  zur  Unterbringong  dieaer 
'  Personen,  der  sog.  Asyle  für  Obdachlose, 
I  hervorgegangen.  An  passendsten  verbindet  sick 
I  mit  dieser  öffentlichen  Fürsorge  die  private 
Vereinstätigkeit ,  welche  ergänzend  eintreten 
muß.   Aber  auch  hier  ist  eine  fortlaufende  Kon- 
trolle nnd  Beaufsichtigung  nnd  eine  Ueber- 
wachung der  0.  notwendig.    Eine  Trennnag 
der  Qescbleohter  nnd  der  jagendlichen  Persoosa 
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TW  den  Erwadueoen  erscheint  dringend  ge- 
boteK.  FOr  Painilieii,  die  tod  answärt«  snge- 
MOgen  and,  aber  aoeh  keine  Unterkunft  gefondfen 
haben,  sind  wobt  mitunter  besondere  Asyle  {flr 
obdaehloM  Familieo  errichtet  worden. 

Utoratvrt  Beeker,  I7efi«f  die  Unterbringung 
dtr  (Mtdacklottn  von  kygieniecken  GeHchU- 
pmntte,  Vjtehr.  /.  OeeundKeiUpßege,  Bd.  tt, 
IS90.  Maxime  du  Camp,  La  charite  privti 
d  Arü,  Parit  18SS.  —  lAtening,  Art.  „Ob- 
äaelUoee",  H.  d.  St.,  t.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  1007— lOlt. 

Max  von  Meckel. 


Objefctstenern  s.  Steuer, 
TgL  andi  ErtragsBteuexD 
oben  Bd.  I  S.  787  fg. 


Obrecht,  Georg, 

Sb.  an  2H./in.  1547  za  StraObnrei. E.,  daselbat 
76  Profeewr  der  Hechte,  Ic^  Probet  des 
ThomaBkapitels,  IbSS  Rektor  der  Univenität, 
Konsnlent  and  Rat  der  Stadt  StraObiirg.  1604 
geadelt,  16U7  Hofpfalzgn^  grat.  in  seiner  Tater* 
Stadt  am  7./VL  1612. 

Anfgekl&rter  Herkantüist,  welcher  die  große 
Bedeatanff  der  Landwirtschaft  im  Staatshaashalt 
nicht  verKennt.  Anbfinger  der  Staatskanst  des 
bivfig  Ton  ihm  dtierten  Bodinns.  Lobredner 
des  Begalismos  nnd  der  absolatistiscben  Plas- 
macberei  in  der  Staatsbaushaltnng.  Als  Steuer* 
theoretiker  Vater  eines  nnr  die  notwendigsten 
Lebensmittel  schonenden  Systems  der  raffl* 
ntertesten  Heranziehnng  Ton  Stenerobjekten  zur 
Bereicherung  des  Fisktu.  Als  Bevfllkerungs- 
statüüker  hinsichtlich  des  Formalismus  der 
ZiTilsundsan^iahme  in  dem  von  ihm  ent- 
worfenen Listensystem  fQr  Oeburten,  Trauungen 
und  Todeamie  seiner  Zeit  weit  roraos  eilend. 

Tater  der  Idee  der  Versteuerung  dee  Yer^ 
sicherungswesens,  ebucUieOUch  der  Kinderrer- 
Borffungu  essen. 

Von  den  hierher  gehörigen  Schriften  ist 
nur  die  posUtume,  aus  U.'s  Nadilasse  von  seinem 
Sohne  bewirkfe  Zusammenstellung  von  fünf 
Diskursen  su  nennen^  deren  Gesamttitd  lautet: 
Fttnff  nnterschiedliche  Secreta  politica  Ton  An- 
stdlnng,  Erhaltung  und  Vermehrnng  guter 
Policey  und  von  billicber,  rechtmäßiger  nnd  noth- 
wendiger  Erhebung  eines  jeden  B^enten  jfihr- 
lieben  Gef&Uen  und  Einkommen.  Allen  hoben 
nnd  niederen  Obrigkeiten  besonders  deß  Heyligen 
Romischen  Reichs  Stinden  in  diesen  letzten  and 
bochbetrengten  Zeiten  zum  besten  gestellt,  Stras- 
burg 1617.  lApperU 

Octrot 

1.  Allgemeines.  2.  Frankreich.  8.  Oester- 
reich. 4.  Der  0.  is  den  deutschen  Staaten. 

LAU^meineB.  0.  (octroy,  octroi)  ist  ein 
Ausdruck  deraltfranzOsiBchen  Kaozleispracbc, 
der,  abgeleitet  vom  IftteioischeD  auctorari, 
•actorium,  eio  laodesherriiches  Privileg,  die 


Verstattung  einer  Frdheit  u.  dgl.  m.  be- 
deutet In  diesem  Sinne  finden  wir  diese 
Bezächnung  vielfach  im  Bediteleben  des 
absoluten  Staates  vom  16.-18.  Jahrb.  (oo- 
troyierte  Handelsgesellschaften,  octroyierte 
Gesetze  etc.).  Als  finanzpolitisclier  Terminus 
verstehen  wir  unter  0.  eine  besondere  Form 
der  Aufwand-  oder  Verbrauchsbesteuerung, 
besonders  in  Städten  und  geschlossenen 
Orten,  die  vornehmlich  in  Frankreich,  Italien, 
Oesterreich  und  teilweise  auch  in  Deutsdi- 
land  entwickelt  worden  ist 

0.,  auch  Accise,  Torsteuer,  -abgäbe, 
Marktgeld  genannt,  sind  Ortliche  Zolle,  die 
bei  üeberfOhrung  von  bestimmten  Waren 
in  ein  lokal  abgegrenztes  Gebiet  zu  ent- 
richten sind.  Sie  setzen  demgemäß  eine 
gewisse  Geschlossenheit  des  gemeindlichen 
Territoriums  sowie  eine  staatliche  Aufwand- 
besteueruDg  voraus,  die  entweder  für  selb- 
stAndige  Verbrauchssteuern  der  Gemeinde- 
körper oder  doch  für  Zuschläge  zu  staat- 
lichen Verzehrungssteuem  Raum  läSt  Die 
0.  brauchen  aber  nicht  ausschließlich  Ge- 
meindesteuern zu  sein,  sondern  es  kann  die 
örtliche  Erhebung  lediglich  Form  der  Ein- 
ziehung einer  Staatssteuer  sein.  Wenn  die 
octroipflichtigen  Waren  nur  zu  bestimmten 
Zeiten  und  an  wenigen  Stellen  offen  einge- 
bracht werden,  ist  die  üeberwachung  nicht 
schwierig  und  kostspielig.  Dagegen  bietet 
die  Versendung  der  Gegenstände  durch  die 
Post  fQr  die  SteuerkontroUe  mancherlei 
Weiterungen,  namentlich  wenn  vom  Bhnp- 
&nger  die  Auflage  eingezogen  wird. 

Im  allgemeinen  wirken  die  O.  onc^ich- 
mäßig;  sie  belasten  eüiseitig  die  Städte,  da 
sie  auf  das  nicht  geschlossene  Land  kaum 
anwendbar  önd.  Nicht  selten  haben  sie 
auch  die  Tendenz,  die  ärmeren  Klassen  der 
Bevölkerung  empfindlicher  zu  treffen  als  die 
wohlhabenden,  em  Debelstand,  der  sich  häufig 
findet  und  nur  dadtu'ch  wenigstens  teilweise 
zu  beseitigen  ist,  wenn  man  Gegengtände 
des  notwendi^n  Lebensbedarfes  von  der 
Abgabe  befreit  oder  mit  sehr  niedrigen 
Sätzen  trifit,  die  Mittel  des  feineren  Lebens- 
genusses oder  Lnxus  aber  um  so  schärf« 
er&ßt  Allein  dieses  Verfahren  beeinträch- 
tigt wesentlich  die  Einträglichkeit  der  Steuer. 
Werden  octroipflichti^  Gegenstände  auch  im 
Innern  des  Steuergebietes  hergestellt,  so  er- 
fordert es  die  Gerechtigkeit,  den  Unter- 
schied der  steuertechnischen  Behandlung 
durch  eine  innere  Verbrauchssteuer  auszu- 
gleichen. Ebenso  wären  bei  der  Ausfuhr 
octroipflichtiger  Waren  Rückvergütungen  zu 
gewähren.  Hohe  0.  können  leicht  die  wirt- 
schfrftliche  und  industrielle  Blöte  eines 
Steuei^bietes  ungünstig  beeinflussen.  Ihren 
Hauptvorzug  besitzen  sie  in  ihrer  fiskalischen 
Ergiebigkeit,  einen  wesentlichen  Nachteil 
dadurch,  daß  sie  mit  der  ökonomischen 
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LeistnngsfiUiigkeit  der  Besteuerten  in  k^em 
YerhOltniB  stehen. 

S.  Fnnkreleh.  Der  klaisiBdie  Boden  des 
0.  üt  Frankrdch,  wo  sdion  1296  solche  in  ein- 
selnen  Städten  nnd  1323  ein  solcher  in  Paria 
erhohen  wtu^e.  Die  0.  waren  bis  znr  Revo- 
Intion  eine  bedentende  finanzielle  Hilfsquelle, 
Staat  nnd  Gemeinden  kämpften  jahrhnnderte- 
laog  um  die  Einkünfte  ans  ihaen,  die  am  £nde 
des  Äncien  Regime  eine  HanptgTnndtage  der 
BtädtischeD  Finanzen  waren.  Den  ersten  Stürmen 
der  ReTolntion  nnd  ihrer  doktrinären  Stener- 
politik  fiel  der  Terhaltte  0.  mit  seiner  Bestene- 
mnff  notwendiger  Lehensmittel  zum  Oj^w,  bis 
die  Finanznot  der  Gemeinden  seine  Wiederher- 
atellnng  herbeiführte.  Von  1800  an  verbreitet 
er  sich  rasch  in  der  Kommunal  besteuemng  der 
Städte  wie  auch  der  kleineren  Gemeinden  nnd 
hat  als  wichtige  Fioanzquelle  olle  wechselnden 
Begierungen  überlebt.  Die  ganze  O.gesetz- 
gebong  mht  in  ihren  Grundlagen  anf  den  Ge- 
setzen Tou  1809,  1814  und  1816. 

Nachdem  das  Hanptgesetz  v.  28./IV.  1816 
die  O.gfsetzgebnng  80  Jahre  in  der  Hauptsache 
unverändert  gelassen  hatte^  gelang  es  eist  mit 
der  Oetränkestenerreform  in  den  90er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhnndens,  die  ganze  Materie  neu 
zn  regeln.  Durch  G.  v.  29.yXII.  1897  wurden 
im  Zusammeuhaag  mit  der  geplanten  Herah- 
setznng  der  staatluhen  Abgabrä  von  den  „hygie- 
nischen Getränken"  (boissons  hygi^niques  on 
alimentaires)  die  städtischen  0.  gleichfalls  be- 
seitigt oder  doch  weseutlich  beschränkt  (Wein, 
Obstwein,  Meth,  Bier).  Der  Änsfalt  kann  durch 
0.  vom  Alkohol  and  durch  andere  SfTenÜiche 
Einnahmen  gedeckt  werden.  Durch  dieses  G. 
werden  die  0.gemeinden  ermächtigt,  die  0.  von 
Wein,  Obstwein,  Moat,  Bier  nnd  Mineralwasser 
V.  21./XII.  1898  au  ganz  aufzuheben,  oder  sie 
werden  anf  gewisse  Maximalsätze  nadi  einem 
Ortsklassentarif  mit  7  Ortsklassen  nnd  eine 
Steuerstnfe  für  Paris  beschränkt.  Diese  sind 
von  je  1  hl  fBr  Wein;  Ü,55  Frcs.,  0,85,  1,15, 
1,40,  1,70,  2j  2,25  Frcs.  (Paris  4  Frcs.);  fBr 
Obstwein,  Bierroost,  Meth  und  Mineralwasser: 
0,S(>  Frcs  ,  0,ö0,  0,60  ,  0,86  ,  0,95,  1,15,  1,25, 
1,50  Frcs.  (Paris  2  Frcs.).  Der  höchste  Steuer- 
satz für  Bier  ist  vom  hl  5  Frcs.,  in  5  Departe- 
ments 1,00  Frcs.  Wein  mit  einem  Alkoholgehalt 
von  Uber  15 "  wird  höher  belastet.  Dagegen 
dürfen  die  O.sätze  von  Branntwein  anf  das 
Doppelte  der  bisherigen  Eingangsahgabe  erhöht 
werden  (in  Fuis  von  24  Frcs  anf  85,20  Frcs. 
vom  hl).  Anch  kommnniüe  Lizenzen  neben  den 
staatlichen  sind  unter  Einhaltung  bestimmter 
Vorschriften  statthaft  Daneben  können  znr 
Deckung  des  Ausfalls  noch  verschiedene  Luxus-, 
direkte  und  indirekte  Stenern  herangezogen 
werden.  Die  Ausfflhmng  dieser  Gesetzgebung 
mußte  mehrfach  hinausgeschoben  werden,  zu- 
letzt bis  31./XIL  191 0.  Die  Vorschriften  über 
die  übrigen  octroipflicbtigen  Gegenstände  (EÜ- 
waren ,  Brennmaterialien ,  Futtermittel  usw.) 
blieben  unberührt  Ertre«  1 904 : 278 379  HUI.  Frcs. 
(hygieniwhe  Getränke :  m  474  Hill.  Fn».  Alkohol : 
46  331  Mill.  Frcs.,  sonstige  Gegenstände  1»2&74 
MUI.  Frcs.). 

Die  Stadt  Paris  hat  auf  die  0.  von  hygienischen 
Getränken  ganz  verzichtet.  An  deren  Stelle  sind 
verschiedene  Abgaben  vom  Oehändebesitc,  eine 


BanpUtEBteuer,  eine  Mietstener,  Lnxnasfeuen 
und  Zuschläge  zn  anderea  Auflagen  eingeführt 
worden  (G.  v.  31.  XIL  1900).  Der  Mer  zv 
deckende  Ansfall  betrog  46  MÜI.  Frcs. 

Die  Einführung  oder  Anffaehang  vob 
0.  geschieht  anf  Antng  ud  nach  Beachlnfi  dei 
Qemeinderats ,  der  vom  Oeneralnte  oder  der 
Departementalkommission  auf  Grund  einer  Ei^ 
mäcbtignng  der  Regierung  kraft  eines  im  Staate 
rate  erteilteii  präsidialen  Dekrete  zn  begat- 
achten  ist.  Die  Hauptsätze  werden  regelmUÜg 
anf  10  Jahre,  die  Zuschläge  für  anlterordeat- 
licbe  Ausgaben  anf  b  Jahre  erhoben.  Steuer- 
pflichtig sind  von  den  Artikeln  de«  Lokaltarifs 
nor  diejenigen,  die  zum  Örtlichen  Verbrauche 
bestimmt  amd,  nnd  zwar  in  ihrer  Gesamtheit 
ohne  Bfteksicht  daranf,  oh  sie  im  0-bexiric  pro- 
duziert oder  von  aniwärts  eingeführt  woraen 
sind.  Warai,  welche  unter  Einhaltung  der  vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten  das  Steaergebiet 
passieren,  „transitieren"  oder  in  Entrepöta  ge- 
nommen werden,  sind  octroifreL  Der  Umfang 
der  O.pflicht  hat  im  Laufe  der  Zeit  mehrfach 

gewechselt,  und  es  bestehen  anch  mancfaeriei 
nterschiede  zwischen  den  einzelnen  O.gemein' 
den.  Nach  dem  gesetzlichen  Reglement  dürfen 
in  den  Lokaltarif  aufgenommen  werden:  Ge- 
tränke, Flüssigkeiten,  Eßwaren,  Brenn-  nnd 
Belenchtungsgegenstände.  Futteratoffe,  Bau- 
materialien nsw.  Der  Generaltarif  bestimmt 
für  jedes  Stenerolgekt  nach  einem  6stafigen 
Ortsklassentarif  die  Tarifmaxima,  die  höchsten 
für  die  größten,  die  niedrigsteu  für  die  klein- 
sten Gemeinden.  Innerhalb  dieses  Spielraumes 
können  dann  die  0.gemeinden  bä  verschiedenen 
Qualitäten  des  uämlicben  Artikels  beliebig  spe- 
zialisieren. 

3.  Oesterreich.  Durch  das  Verzehmngs- 
steuerpatent  v.  29./V.  1829  wurde  eine  allge- 
meine Verzehrungssteuer  eingeführt  auf  Wein, 
Host,  Obstmost,  Bier,  Branntwein,  Fleisch, 
Schlacht-  nnd  Steebvieh,  Zucker  ans  inländi- 
schen Stoffen  und  neuerdings  (1882)  anf  da* 
durch  Raffiniemng  dargestellte  Mineralöl  sowie 
(1884)  auf  Spiritushefe.  Die  Verzehrungssteuer 
ist  eine  Staatssteuer.  Für  die  Erhebung  werden 
unterschieden  die  „geschlossenen  Städte"  Wien 
und  Triest  nnd  die  Übrigen  „geschlossenen 
Städte"  nnd  „offenes  Land"  In  11  aU  ge- 
schlossen erklärten  Städten  werden  noch  einige 
dem  menschlichen  Genasse  dienende  Gegen- 
stände sowie  Verfütterungs-,  Belenchtnnss-  nnd 
Brennmaterialien  besteuert.  In  einige  Gemein- 
deu  werden  außerdem  noch  Zuschläge  an  Ge- 
meindezwecken erhoben,  die  rieh  jedoch  nnr  anf 
Stenern  von  den  am  Orte  verbraachten  Artikeln 
erstrecken  dürfen.  Die  Erhebung  erfolgt  in  der 
Regel  bei  Ueberschreitong  der  Steuerlinien.  In 
Wien  und  Budapest  wird  die  Verzehrungssteuer 
in  eigener  Regie,  in  Brünn,  Graz,  Krakau,  Lai- 
bach, Lemberg,  Linz,  Prag  und  IVefibnrg  dnrtii 
Verpachtung  erhoben.  Triest  zahlt  eine  Aver- 
salsnmme.  Ein  neuer  Tarif  wurde  1887  für 
Ungarn,  1890  für  Wien  aufgestellt  Das  Ana- 
mau  der  Steuer  ist  adir  verschieden,  Mher  m 
den  geschlossenen  SÜdten,  niedriger  anf  dea 
offenen  Lande,  aber  auch  bei  enteren  aiad 
mancherlei  Abweichungen  vorhanden. 

4.  Der  0.  In  den  dentechen  Staates. 
Seit  der  Aufhebung  der  Mahl-  nnd  SchUcht>^ 
stener  (a.  d.  oben  S.  447)  im  Jakie  1873 
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lit  PrciBeo  maäg  Rarnn  fQr  0.  (relassen. 
:«f  KaranihbgftbeD^tz  t.  14./Vn.  1893 
loi  4ie  SäsfUtmnc  Ton  Oeneindeabgabeii 
tjB  fldidt,  Gctreid«,  Mehl,  Backwerk,  Kar- 
bSF-ia.  Brennstoffe  o.  dgl.  m.  antenafjl;,  und 

BikltKgtMtXRebiing  hat  fQr  kommunale  Ge- 
rriakHinieni  sehr  eoge  Grenzen  ffezogen.  Es 
(«fUeibtn  demnach  nar  noch  die  Wildpret-  nnd 
nSi^iaatr,  die  ohne  erhebliche  Bedentnng: 
hbI  Widiti^  dagegen  sind  die  0.  in  den 
«wdeUKkM  Bondeasuaten.     In  Bayern 
i'-DWB  die  GeaeiBden  Ortikhe  Tertmacbs- 
oMmi,  welche  tnnliehat  nur  di«  Ver- 
.•traiK  ioerhalb  dtti  Geneindebezirks  treffen 
•••ifa.  twbÄaltlich  der  reicbs-  nnd  landesge- 
•  n'tAa  BeaehrlUihnngen.  Hier  sind  aU  zn- 
ueikaant:  der  lokale  Malz-  nnd  Bier- 
ur^Misr  nnd  AnfBchläge  auf  Fleisch,  Getreide 
cid  Mehlwaren.    In  der  Rheinpfalz  künnen 
.-r4ne«o|;en  werden:  Bier,  Malz.  Obstwein, 
^.•^r.  Fleuch«  und  Eßwaren.   In  Wttrttem- 
^■Tg  lutte  Irtther  eine  aasgedehnte  lokale 
Verbraarlubetlenerang  existiert,  welche  aber 
dt  1K77  beseitigt  ist.  Baden  und  Hessen 
•t!«!  Btir  Ulf  engem  aacblichen  nnd  lokalen 
trax  U,  nnd  in  Elsaß-Lothringen  be- 
■•int  n  ier  Hanptsacbe  die  wichtigsten  Gmnd- 
I*»  der  franzOnsdien  0.gesetzgebnng. 
Lltrratirt  KaUf  Finanncitienackaft,  §  4I7.  — 
Roi^her^GerUuH,  Sytt.  4,  ^  i^O.  —  Cohn, 
y'Mnt«iut*»thaJt,  ShUlgart  1889,  S.  6^7.  — 
TJtrbrrg,  Pinantwiutntchafi,  S.  Avfi.,  J006, 

Sifif.  —  Zrt4€r,  SeAihtberg,  Bd.  UP, 
*  im  V,  III*,  a.  soff.  —  TrÖltaeh,  Die 
'■H-rri,tlu  Gfmeindfbettmerung  leit  Anfang  des 

Jithrkitmdtrlg,  Miinrhen  1891.  —  Wagner, 
l  V.  Bd.  III,  ^  34e  bü  SSO  u.  Ergh.  (frank- 
•x'k.  —  ,VeM0«r,  Slatittiiehe  JSvtamme»- 
Ji*ttitifn  aU  Material  nir  Reform  der  Ver- 
'■»nuiywlnMr  in  feteMoutntn  Orttn  und  auf 
iarhrtt  lande.  —  Relttenstein,  Jakih.f. 

«.  Stau,  K.  F..  Bd.  VIII,  IX,  XVIII  (Frank- 
^■K  Belgien,  IlvUand).  —  Heekel,  Z>ie  R^orm 

i;rirv»tt4ttuem  in  Frankreich,  Jahrb.  f.  JVa*. 
■  ■<«£.  III.  F,.  Bd.  XXIII,  S.  88—91.  —  Iter- 
<^hf.  Ari.  „Ottröi",  H.  d.  St.,  t.  Äufi.,  Bd.  V, 

'•'tsfy.  —  Lerolf'BeauUw,  Tratte  dt  ta 
•ruttr  ^»ßnanrt»,  4  fd.,  Paria  1888,  t.  1,  S.  7t8. 
-  M.  „Odrof  in  Block,  Diet.  de  l'Admmittra' 
t «  fnntaise,  md  Say,  Diet  de*  ftnancet, 
Max  von,  Meckel. 


Oele  8.  Petroleum. 


'HMvaer  a.  Auf  wandstenern  sub  ü,  7 
üben  Bd.  I  S.  262. 

Ohmgeld. 

iit  dff  4t«aertechniBcbe  Ansdmck  für  eine 
'k^khc  beim  EleanTerkanf  von  Getränken,  be- 
■i4m  ron  Wein  nnd  Branntwein.  Diese  Be- 
*  «hnn^  war  in  der  Ütereti  territorialen  Steoer- 
•■■mcrbongsieaUieh  bftnfig  nnd  wurde  zuletzt 
iiKkdea  M  der  Wein-  wid  Branntweinitener 
'5rw«n4*t. 
^rl  An.  nWdn  ud  Wefnstaaer". 

Max  VOM  Ifeefe«!. 


Opinm. 

0.  (Laadannm,  Meconitun)  ist  ein  bet&nbendes 
Reis-  nnd  GennUmittel,  das  ans  der  MohnpSanze 
(Papaver  somniferum)  gewonnen  wird.  Die  un- 
reifen Samenkapseln  werden  angeritzt  und  der 
daraus  fließende  16  verschiedene  Alkaloide  ent- 
haltende, milchartige  Saft  wird,  nachdem  er 
duKh  Eintrocknen  verdickt  ist,  abgeschabt  nnd 
dann  zu  Euchen  geknetet  Die  Enltnr  der 
Mobnpflanze  erfordert  große  Sorgfalt  nnd  Mühe 
bei  der  Bodenbearbeitung  nnd  Bewässerung  and 
wird  namentlich  in  den  sUdlicben  Länderge- 
bieten  Asiens,  Tomehmlich  in  Ostindien  (Benares, 
Patna,  Halwa)  und  in  Südchina  betrieben.  Die 
jährliche  Darcbschnittsgewinnung  wird  geschätzt 
für  Indien  auf  6,50  HilL  kg,  fttr  China  auf  4,40, 
für  die  asiatische  TQrkei  auf  0,37,  fUr  Persien 
anf  0,18,  fftr  die  enropftüche  TUrket  auf  0,16  Hill, 
kg  und  für  Aegypten  auf  24  dz.  Die  ganze 
Ernte  dürfte  somit  11  bis  12  Hill,  kg  erreichen. 
Der  O.preis  ist  ein  sehr  schwankender,  hat  aber 
in  neuerer  Zeit  die  Tendenz  zam  Sinken.  Das 
HanptaosfnhrtaDd  für  0.  ist  Indien ,  dessen 
jährliche  Aasfahr  einen  Wert  von  161  Mill.  M. 
darstellt  nnd  das  hiervon  etwa  zwei  Drittel  an 
China  durch  Einfuhr  abgibt.  Der  Verbrauch 
ist  daher  auch  in  Asien  der  grOßte,  doch  ent- 
zieht sich  dessen  Umfang  jeder  .Schätzung.  Die 
HaupteinfnhrUlnder  sind,  wie  erwähnt,  China 
und  Java.  In  den  nicht^atisdien  Gebietsteilen 
betragt  nach  allgemeiner  Annahme  der  Ver- 
branch an  0. 

tüt  Europa  140000  kg 

„   Amerika  300000  „ 

„   Afrika  6500000  „ 

„  Australim  50000  „ 

Die  verschiedenen  eon^ischen  Länder  neh- 
men an  dem  Verbranche  von  0.  fo^nden  Anteil ; 

Großbritannien  und  Irland  95  000  kg- 

Spanien  35  000  „ 

Deutschland  10  200  „ 

Belgien  4200  „ 

Oesterreich-Ungarn  i  500  „ 

Niederlande  35^  n 

Frankreich  250  „ 

Rußland  (enropäisches)  150  » 

Schweden  und  Norwegen  100  „ 

Romänien  100  „ 

übrige  Staat«  3  100  „ 

Die  Verwendung  des  0.,  das  sich  durch 
einen  eigentümlichen  narkotischen  Geruch  aas- 
zeichnet nnd  einen  scharten,  bitteren  und 
breunenden  Geschmack  hat,  dient  schon  seit 
alters  zu  Heilzwecken.  Ab  Anndmittel 
war  es  schon  den  Alten  bekannt  bi  größeren 
Quantitäten  genossen  wirkt  esalsErregungs- 
nnd  Berauschnngsmittel.  Man  glaubt^ 
daß  die  Griechen  und  Perser  es  zuerst  zu  diesem 
Zwecke  benatzten  und  mit  dem  Islam  der  Ge- 
brauch nach  Indien  kam,  wo  sich  der  O  gennß 
insbescmdere  auch  durch  das  Weinverbot  des 
Huhamediiaismus  rasch  verbreitet  zu  haben 
scheint  Im  16.  Jahrh.  war  dies  Laster  nach- 
weisbu  im  gansen  Orient  verbreitet  obne  daß 
es  gelang,  ihm  dnräh  strenge  Strafen  beizu- 
kommen.  Die  Chinesen  benutzten  anftngs  das 
0.  als  Arzneimittel  nnd  führten  es  in  ^ringen 
Mengen  ans  Indien  ein.  Doch  hat  sich  auch 
Üer  im  17.  Jahrh.  die  Sitte  des  Ojraachras  trota 
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aller  Strafbestimmongeii  eingebürgert.  Erst  in 
ODserem  Jahrbondert  haben  die  Eoropäer  and 
Amerikaner  begonnen,  diesem  Oenaß  za  frönen. 
Das  O.ranchen  hat  in  England  in  den  30er 
Jahren  nnd  in  Nordamerika  seit  den  70er  Jahren, 
insbesondere  in  den  Temperenzstaaten,  Eingang 
and  Verbreitnng  gefunden.  Diese  Erscheinnng 
steht  nnzweifelhalt  mit  dem  krankhaften  Be- 
dürfnis nach  stärkeren  Reizmitteln  bei  der  zn- 
vehmenden  NerrositAt  der  Ueberknltnr  in  Za- 
sammenhaag,  hat  aber  bis  jetzt  nur  die  oberen 
gesellschafuicb«!  Schichten  erfaßt.  Weit  ^ößere 
verheemngen  hat  das  O.raachen  in  China  an- 
gerichtet, wo  alle  Stftnde  davon  mehr  oder 
weniger  infiziert  sind.  Der  englischen  Handels- 
politik ist  es  da  gelungen,  in  den  letzten 
60  Jahren  den  Eonsam  erheblich  zn  steigern. 
In  China  worden  1767  :  200  Kisten  0.  ^ge- 
führt, 1837  :  40000  nnd  1879— SO:  103000.  Die 
O.kneipen  erreichen  hente  eine  erschreckende 
H6he. 

Der  Genuß  des  0.  besteht  teils  im  0.essen, 
teils  im  Ojranchen.  In  kleinen  Dosen  wirkt 
das  0.  zuerst  erre^nd ,  dann  bemhigend, 
schmerzstillend  nnd  einschl&femd,  in  größeren 
Mengen  erhitzend,  dann  betäubend.  Steigert 
man  die  Aufnahme  noch  weiter,  so  stfirt  es  die 
Sinnestätigkeit,  verwirrt  den  Geist  und  erzeugt 
langen,  oft  mit  angenehmen  Träumen  ver- 
bundenen Schlaf.  Am  folgenden  Tage  pfle^ 
sich  dann  ein  Unbehagen  einzustellen  mit 
starkem  Reiz  nach  ementem  Genuß.  Eine 
Unterbrechnog  Temrsacht  bei  gewohnheits- 
mftffigen  Rancbem  unerträgliche  Plagen  und 
die  plötzliche  Unterlassung  nach  vorherge- 
gangenem starken  Genuß  sogar  ernste  Gefahren 
tttr  Gesundheit  nnd  Leben.  Die  Schädlichkeit 
macht  sich  erst  dann  geltend,  wenn  ein  ge- 
wisses Haß  der  Aufnahme  äberscbritten  wird. 
Doch  ist  gerade  hier  die  Gefahr  zn  progressiv 
gesteigertem  Genosiie  sehr  groß.  Von  anderer 
(englischer)  Seite  vrird  aber  hinwiederum  die 
Unschädlichkeit  desO.rsnchens  behauptet  Jeden- 
falls hat  der  0.genuß  mancherlei  Aehniichkeit 
mit  demleoigeu  alkoholhaltiger  Getränke,  mit 
dem  er,  im  Uebennaß  betätigt,  das  gemeinsam 
hat,  häufig  znm  wirtschaftlichen  Rnin  zu  führen. 
Das  0.rauchen  ist  daher  im  Orient  eine  große 
Gefahr  für  den  Volkswohlstand.  Anch  in  den 
alten  Kulturländern  muß  seine  zunehmende 
Verbreitung  als  eine  ernste  soziale  nnd  wirt- 
schaftliche Gefahr  betrachtet  werden. 

Lltentort  Lehr-Heetcel,  Art,  „Opium'%  H.  d. 
St.,  g.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  lOtlfg.,  vmteUut  veiUn 
Spenalautfiihrungen  und  JAUraturnackweUe  t« 
finden  Hnd.  Max  vom  Heckel, 


Oppenheim,  Heinrich  Bernhard, 

b.  20./VII.  1819  zn  Frankfnrt  a.  H.,  gest. 
./III.  1880  zu  Berlin.  Zunächst  Rechtsbeflissener 
nnd  Privatdozent  in  Heidelberg,  beteiligte  sich 
an  der  1848er  Bewegung,  wurde  Hitredakteur 
der  nReform",  mußte  fliehen,  nach  der  Amnestie 
nationalliberales  Beichstagsmitglied. 

Von  Ihm  stammt  das  Schlagwort  „Ka- 
tbedersozialismus",  das  auch  der  Titel  eines 
seiner  bekanntesten  Werke  aufwdst.  Die  Ab- 
sicht, die  Anhänger  der  neuen  realistischen 


Schule  mit  Erfolg  in  dieser  Schrift  anzugrdfen. 
ist  als  vollständig  mißlungen  zu  bezeichnen. 

Von  den  nadonalOkonomiscben  Bachem  dieses 
Smithianers  mit  manchesterlichen  Regungen  sind 
zu  nennen:  Vermischte  Schriften  aus  bewegter 
Zeit,  2  Teile,  Stuttgart  1866-69  (darin  im 
1.  Teil:  Die  Lassallesche  Bewegung  im  Jahre 
1863);  Ueber  Armenpflege  una  Heimatarecht, 
Berlin  1870;  Der  Kathedersosialismnik  1.  Aufl. 
Berlin  1878;  dasselbe.  S.  Aufl.  ebenda  1873:  Ge- 
weriwgericht  und  Kontraktbmch,  Beriin  1874 ; 
Die  Hufs-  und  Versicbernngskassen  der  arbeiten- 
den Klassen,  Berlin  1875;  Die  Gewerbefreiheit 
nnd  der  ArbeitsTartrag,  8.  Aufl.,  Breslau  187&; 
Ans  der  Geschichte  der  ens^ischeu  KomzOUe, 
Berlin  1879.  lÄpper*. 


Orderpq»iere. 

0.  sind  Wertpapiere  (s.  d.  Art),  welche  auf 
den  Namen  eines  bestimmten  Gläubigers  lauten, 
aber  mit  dem  bestimmten  Zusatz  versehen  sind : 
„oder  an  die  Order"  oder  .an  dessen  Order" 
oder  „an  die  Order  des  N.  N."  (schlechtwt^  „an 
die  Order"  möglich  bei  Konnossementen).  Es 
wird  durch  den  Zusatz  ausgedrückt,  daß  der 
Gläubiger  des  Papiers  sein  Fordemnnrecht  an 
Jemand  abtreten  kann,  den  er  beieiämet,  und 
zwar  durch  Deber;pibe  des  Papiers  in  Verbin> 
dung  mit  dem  Indossament.  (Vgl.  hierüber 
Art.  „Wechsel".)  Der  Wechsel  ist  in  Deutsch- 
land 0. ,  anch  wenn  er  die  Orderklausel  nidit 
enthält.  Nach  dem  deutschen  HGB.  (§  363) 
können  an  die  Order  ^tellt  werden  die  Kon* 
nossemente  der  Seeschiffer,  die  Ladescheine  der 
Frachtführer,  die  Warrants  oder  Lagerscheine 
der  zur  Ausstellung  solcher  Urkunden  staatlich 
ermächt^en  Anstalten,  Bödmereibriefe,  Trana- 
portversicbemngspolicen ,  An  Weisungen,  welche 
an  Eaufleute ,  und  Verpflichtungsscheine, 
welche  von  Kaufleuten  über  die  Leistung  von 
Geld,  Wertpapieren  oder  andern  vertrewaren 
Sachen  ausgestellt  rind,  ohne  daß  darin  die 
Leistung  roa  einer  Oegenidstung  abhängig  ge- 
macht ist.  0.  Sek«M 


Oresmins,  NlkoUus, 
latinisiert  aus  Nicole  Oreame, 

feb.  gegen  1323  im  Dorfe  Allemagne  bei  Caen, 
365  Großmeister  am  College  von  Navarra,  1360 
Schatzmeister  der  heiligen  Kapelle  au  Paris 
und  Ldirer  des  nachmuigen  KOnigs  Karl  V. 
von  Frankreich,  1^7  Biscnof  von  Li^eox  und 
Kaplan  Karis  V.,  gest  am  11./VII.  13»3  n 
Lisienx. 

Unter  den  scholastischen  NationalOkononwn 
als  Verfasser  des  Traktats  „De  orig^ne  etc. 
monetamm"  (s.  n.)  der  wiuenschaftlicb  am  wei- 
testen Vorgeschrittene.  Vorläufer  Ton  Bodinus, 
Locke  und  Torgot  durch  die  Lehre,  daß  das 
Geld  eine  Ware ,  deren  Wert  in  der  Quantität 
und  Qnalität  ihrer  Substanz  li^  und  nicht 
durch  die  landesttrstliche  Tarifierung  bestinunt 
wird. 

Der  ausführliche  Titel  des  oben  geuantn 
Werkes  lautet: 

Tractatns  de  origfne,  natura,  jure  et  muta- 
tionibuB  monetamm,  Paris,  s.  a.  (ca.  IMK}),  da»> 
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in  der  eigenes  fnuisjSsiscben  Titelttber- 
'■ittag  des  Antors  n.  d.  T.:  Traictie  de  la 
••cffli^re  iBTeotion  des  nionnois:  dasselbe,  2.  Ab- 
urctk  ia  lateinischen  Originals ,  enthalten  in 
!*j  Heth  UbUotbeea  sanctomm  Patrum,  ed. 
KiT{.  de  la  Bi^e,  tomns  IX,  Paris  1659 ;  das- 
«ibe.  erste  hrituche  Ausgabe,  besorg:t  von  Lonis 
'noj«nki  n.  d.  T.:  Traictie  de  la  premi^re  in- 
iffiUoD  dt*  moimoies,  textes  francais  et  latin 
i  iprä  le«  mannscrits  de  1*  Bibliothöqoe  iinp6- 
Je.  dends  1664.  tippen. 


Ortes,  Glftmmaria, 

l»^  1713,  ^t.  1790  in  Venedig.  0.  war  Mitr 
rlMd  des  Catnaldnlenser-Ordens  und  ist  als  Ver- 
*Mr  der  Sdirift  „Rülessioni  snlla  popolaxione" 

s.;  sls  Torltnfer  von  Halthos  za  bezeichnen. 

ViiB  »önen  Schriften  sind  besonders  zn  nennen ; 
I«Ils  Konomia  nazionale,  libri  sei,  b.  1.  et.  a. ;  das- 
ä.  Anfl.  mit  dem  Znsatz:  Alcnn  lettere 
•  Titie  a  direrse  persone  in  proposito  di  detto 
Hl"  libro,  Neapel  1778;  Riflessioui  solta  popo- 
'■Jinne  diell«  naxioni  pur  rapporto  all'  eeonomta 
■uiüBale,  Ve&edlic  LIppert. 


OlttidilohB  OesellichafteiL 

rnter  den  großen  Compagnieen  des  17. 
lo'1 1«.  Jahrfa.  ragen  als  Muster  der  übrigen 
■vi  zugleich  als  die  bedeutendsten  die  ost- 
.fwlkbcn  hen'or,  welche  in  den  Nieder- 
■•:tira  und  ia  England  fast  gleichzeitig  be- 
i-finliH  mieden  zum  Betriebe  des  Handels 
m\  IiHfi«a.  Beide  haben  aber  üch  nidit 
luf  den  Handel  beechriUikt,  sondern  sind 
■-D^-h  die  VerhAltnisse ,  wie  vor  ihnen  die 

•  "Tiitgieiien,  dazu  gedrängt^  Territorialbesitz 
lü  mrertieii.  So  haben  beide  für  ihre 
H:iti<flaoder  weite  KoI(miah<eiche  erworben. 

\kt  Handd  der  Portugiesen  mit  Indien 
^•v  TOa  Anhog  an  vom  Staate  ^nau  ge- 
■^wlt.  Alu  die  Holunder,  durch  Philipp  IL* 
'  Ol  (lewQrEmarkt  in  Lissabon  ausg^hlossen, 

■ilnt  den  Weg  nach  dem  Osten  suchten 
r.'Ii.'i  Fahrt  des  Cornelius  Houtman),  war 
•-M^iaotaweeen  der  Vereinigten  Niederlande 
'o'lit  SU  einheitlicher  Führung  überseeischer 

ft-mehniimgen  imstande.  Auf  der  anderen 
'■iti*  Tar  damals  der  überseeische  Handel 

 li<  QiSgUch  ohne  eine  gewisse  Slauhtent- 

itltiioit,  ahne  geschlossenes  Auftreten  in 
•■  itTgamsation,  welche  unzweckmäßige 
^  iiluTTcox  verhinderte.   Nachdem  anfangs 

•  ^etlereira  und  gildcartigen  Verbände 
vt-nchiedenen  Stildte  unabhängig  von- 

*  ^a<kT  gearbeitet  hatten,  wurden  diese 
•••."(1  16(12  entg^n  den  widerstrebenden 
l'uliateressen  zur  Allgemeinen  Nie- 
''"rlAndischen  vereinigten  Ostin- 

■  '■'  hva  Oompagnie  zusammengeschlos- 
*'  All!  Betreiben  namentlich  Oldenbarnevelds 
''J  d«  Prinzen  Moritz.   Das  Kapital  der 
••-■^ilKhafl  TOD  rund  e^^HilLfl.  zer&el  in 

V«tcitwb  da  TolkswlrtMhafl.  It.  Anfl.  Bd.  II. 


Anteile  von  60Q0  fl.,  die  bald  ein  G^;enstand 
des  Handels  und  der  Spekulation  wurden. 
Die '  Compagnie  beetana  aus  6  Kammern 
(Amsterdam  mit  mehr  als  der  HlUfte  des 
Kapitals,  Seetand,  Delft,  Rotterdam,  Boom, 
Enkhuizen),  von  denen  jede  ihre  Angelegen- 
heiten selbst  besorgte.  Die  Direktoren  der 
Kammern  (Bewindhebbers)  wurden  aus  den 
Großaktionären  von  den  Magistraten  der 
Städte  oder  den  Staaten  der  Provinz  ernannt. 
Eine  Direktion  von  17  Mitgliedern  stellte 
den  Zusammenhang  zwischen  den  Kammern 
her,  ernannte  die  wichtigsten  Beamten  der 
Comragnie  in  Indien,  regelte  den  Verkauf 
der  Gewürze,  die  Verteilung  der  Dividende, 
bestimmte  die  Zahl  der  auszusendenden 
Schiffe.  Die  Unterordnung  unter  die  Gene- 
ralstaaten war  ziemlich  lose. 

Das  Ziel  der  Compagnie  war,  den  Ge- 
wflrzhandel  in  ihre  Hände  zu  bringen.  Unter 
steten  Kämpfen  teils  mit  einheimischen 
Fürsten,  teils  mit  Portugiesen  und  Englän- 
dern setzte  sie  sich  auf  den  Inseln  Hinter- 
indiens fest,  wo  seit  1619  Batavia  (Jakatra) 
auf  Java  der  Mittelpunkt  der  holländischen 
Macht  wurde.  Allmählich  wurden  die  Eng- 
länder aus  Hinterindien  verdräng  (16^ 
Blutbad  von  Amboina),  den  Portugiesen  ein 
Punkt  nach  dem  anderen  abgenommen.  Gegen 
die  Absicht  der  heimischen  Leiter  ent- 
wickelten sich  die  festen  Stützpunkte  des 
Handels  bald  zu  Territorialherrschaften. 
S^on  1609  erwies  sich  die  Herstellung  einer 
einheitlichen  Lrätung  der  Angelegenheiten  in 
Indien  als  nötig.  An  die  Spitze  trat  ein 
Oeneral^uverneur  ,  beraten  durch  den  Bat 
von  Indien.  Mitglied  dieses  Bates  war  der 
Generaldirektor,  der  die  Handelsangelegen- 
heiten unter  sich  hatte.  Die  Compagnie  be- 
saß das  Monopol  des  Handels  zwischen 
Holland  und  Indien.  In  Indien  sicherte  sie 
es  teils  durch  Gewalt,  teils  durch  Verträge 
mit  den  einheimischen  Fürsten.  Die  Aus- 
fuhr europäischer  Waren  nach  Indien  war 
unbedeutend,  die  Bilanz  des  Handels  durch 
Silber  zu  decken,  soweit  das  nicht  durch 
die  reichen  Gewinne  des  asfatischen  Handels 
mit  Japan-China  einerseits,  Vorderindien  und 
Persien  andererseits  geschah.  Die  Gewürze 
für  Europa  wurden  von  den  Eingeborenen 
geliefert.  Um  Plautagenbau  flog  man  erst 
seit  1709  an  sich  zu  kümmern.  Von  der 
Ausfuhr  nach  Europa  wurden  Muskatnüsse 
und  Gewürznelken,  für  die  man  ein  voll- 
ständiges Monopol  hatte,  zu  festen  Preisen 
verkauft,  anderes  auf  Auktionen  versteigert. 
Den  Beamten  der  Compagnie  war  verboten, 
auf  eigene  Rechnung  Handel  zu  treiben.  Die 
Uebertretung  dieses  Verbotes  und  die  Unter- 
schleife der  Beamten  haben  im  18.  Jahrb. 
wesentlich  zum  Niedergang  der  Compagnie 
beigetragen.   An  Dividenden  hat  sie  verteilt 
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Dabei  -war  aber  im  18.  Jahrh.  eine  bedeu- 
tende Schuldenlast  entstanden  und  die  Lage 
sehr  schwielig  ^worden,  namentlich  als 
man  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  vom 
vorderindischen  Festlande  verdrängt  wurde. 
Der  englische  Krieg  1781—83  zeigte  die 
Compagnie  schon  in  ganz  hilfloser  Läge. 
Die  Reform  versuche  seit  1791  kamen  zu 
spät;  17U8  übernahm  der  Staat  Aktiva  und 
Passiva  der  Compagnie.  Ihre  Besitzungen 
wurden  direkt  Kolonieen  des  Staates. 

In  England  hatten  seit  der  Mitte  des 
16.  Jahrh.  verschiedene  r^ilierte  Compag- 
nieen  auf  dem  Wege  über  Bn£land-Persien 
oder  Aber  die  Türkei  Handelsbeziehungen 
nach  dem  Osten  zu  erüfToen  gesucht  Die 
Fahrten  der  Holländer  nach  dem  Osten 
regten  auch  in  London  dazu  an,  eine  Ge- 
säJschaft  für  den  Handel  nach  Indien  zu 
be^finden,  der  Ende  1600  das  Monopol  des 
Handels  für  alle  Gebiete  zwischen  Eap 
Hoorn  und  dem  Kap  der  guten  Hotfuung 
zunächst  auf  15  Jahre,  IGOO  auf  ewige  Zeiten 
verliehen  wurde.  Die  Gesellschaft  beschloß 
sofort,  nicht  nach  Art  einer  regulierten 
Compagnie,  sondern  „on  a  joint  stock"  Han- 
del zu  treil>en.  Das  Kapital  betrug  gegen 
70  000  £.  Docli  war  das  noch  kein  dauern- 
des Kapital,  sondern  nur  für  die  einzelne 
Unternehmung  zusammengeschossen.  Erst 
1612  wurde  beschlossen,  nicht  nach  jeder 
Keise  das  dafür  zusammengebrachte  Kapital 
wieder  auszuschütten.  Doch  wurden  auch 
dann  noch  fast  das  ganze  17.  Jahrh.  die 
von  Zeit  zu  Zeit  neu  aufgebrachten  Fonds 
besonders  verwaltet  und  nach  Abwickelung 
der  betreffenden  Operationen  wieder  ausge- 
schüttet. 

Die  Geschichte  der  oslindischen  Com- 
pagnie zerfällt  in  drei  Perioden;  bis  zum 
Ende  des  17.  Jahrh.,  von  da  bis  1767,  von 
1767—1858. 

In  der  ersten  Periode  handelt  es  sich  vaa 
eine  Londoner  vom  König  privilegierte  Gesell- 
schaft, welche,  selbst  nur  lose  oi^^anisiert,  gegen 
immer  nene  Aafechtnngen  ihres  Monopols  zn 
kämpfen  hat.  Ihre  Tätigkeit  beschränkt  sich 
wesentlich  auf  den  Betrieb  von  Handel  in  Vor- 
derindien, nachdem  sie  durch  die  Holländer  aus 
Hinteriudien  nnd  Japan  verdrängt  ist;  doch 
fängt  gegen  Ende  der  Periode  der  Handel  mit 
China  (Kanton)  an,  einige  Bedeutung  zn  erhal- 
ten. Territorial  besitz  erwirbt  die  Compagnie 
erst  seit  1669,  als  ihr  Karl  II.  Bombay  über- 
läüt,  welches  seine  Gemahlin  Katharine  von 
BragansB  ihm  als  Uitgift  ingebracht  hatte. 
Allmähtich  werden  auch  andere  Stfitzpnnkte  des 
Handels  erworben  {Madras,  Kalkutu).  Doch 


kommt  es  noch  nicht  ni  einer  einheitliehen 
Terwaltnngsorganisatioa  fOr  die  TenebiedeBei 

„Präsidentschaften". 

Zn  Ende  des  Jahrhunderts  in  die  innerea 
englischen  Parteikämpfe  hineingesogen ,  wird 
die  Londoner  Oesellschaft  mit  dem  llnte^og 
bedroht,  als  1698  eine  nene  englische  Comp^^e 
gegen  ein  Darlehn  von  2  Miü.  £  an  den  Staat 
das  Becht  des  Handels  nach  Indien  erhält 
1708  wird  die  Terscbmelznng  bdder  t^ompag- 
nieen  aar  „United  Company  of  Hen&anu  of 
England  trading  to  the  East  Indies"  beschlossen 
nnd  nach  einem  abermaligen  Darlehen  von 
1 200000  £  an  den  Staat  1708  dnrcbgeftihrt  und 
ihr  Monopol  dnrch  eine  Parlamenttakte  ge- 
sichert Erst  jetxt  war  man  der  holländischen 
Compagnie  eimgermaßen  ebenbärtig,  wenn  anch 
die  Dividenden  stets  geringer  waren  (bis  1767 
nicht  über  10",«). 

Die  Konsolidierung  fiel  zusammen  mit  dem 
Beginne  der  Anarchie  im  Reiche  des  Qroümoffnl 
nach  Orangsibs  Tode  (1707).  Dnrch  geschickt« 
Ansnntznng  dieser  Wirreu  sncbten  die  Fran- 
zosen unter  de  la  Boordonnaye  nnd  Dnpleis 
eine  grolle  Territorialherrschalt  in  Indien  eq 
errichten  nnd  drängten  dadurch  die  Engländer 
in  Indien,  sehr  gegen  den  Wunsch  der  Com- 
pagnie, ihrem  Beispiel  zn  folgen,  um  sich  sn 
behaupten.  Durch  Clives  Krobernngea  (seit 
17Ö7)  ward  plßtztich  die  Compagnie  ans  einer 
Handelsgesellschaft  zn  einer  gtitütn  Territorial- 
macht 

Die  dritte  Periode  wird  charakterisiert  nach 
außen  durch  die  Ansdefaunng  nnd  Abnudang 
dieses  TerritoHalbesitzes,  nach  innen  dnrch  seine 
Konsolidation  und  Organisation,  die  vor  allem 
von  Warren  Hostings  in  Angriff  genommen 
wurde.  Sehr  bald  ergaben  sich  daratu,  daU  die 
Compagnie  die  Herrschaft  Ober  grolle  tiebiete 
ansUbte,  poliiische  Schwierigkeiten  gegenüber 
der  helmischen  Staatägewalt,  die  verstärkt  wur- 
den dnrch  die  WRcbsende  Unpopularität  des 
Handelsmonopols  der  Gesellschaft.  Hätte  nicht 
bei  beiden  großen  Parteien  im  Parlament  die 
gleiche  Abneigung  bestanden,  die  Macht  der 
Krone  zn  stärken  dnrch  Uebertragnng  der  di- 
rekten Verwaltung  Indiens,  so  wäre  die  groUe 
Uachtentfaltnng  der  Compagnie  zagleich  ihr 
Ende  gewesen.  So  begaUgt«  man  sich,  schritt- 
weise bei  jeder  Erneuerung  ihres  Freibriefes 
durch  das  Parlameut  ihre  Befagnisse  einzneng«D, 
politisch  wie  kommerziell. 

Dies  beginnt  mit  der  Akte  von  1773,  welche 
zuerst  die  Einsetzung  eines  tieneralgonvemeum 
ftit  Indien  verfügt,  die  politische  Verwaltung 
nnd  den  Handelsbetrieb  trennt.  1784  wird  ein 
staatliches  Anfsicbtsamt  für  Indien  evrichtet 
'Pitt  nnd  Fox!),  1<93  werden  englische  Kaof* 
lente  zum  Handel  in  Indien  sngdassen,  1813 
das  Handelsmonopol  aufgehoben,  anller  ffir  den 
Handel  mit  China,  wo  es  1833  fäUt  Die  weit- 
gehende administrative  Einacbränknng  von  18ä3 
konnte  sich  nicht  erproben,  da  1807  der  Aof- 
stand  der  einheimischen  SCIdner  den  .\nlaU  gab, 
deu  Besits  der  Compagnie  ganz  in  Staatsbttita 
Uberznftihren.  Die  weitere  politische  Organi> 
sation  Britisch- Indiens  iiit  hier  nicht  sa  eriän- 
tem.  Jedenfalls  ist  es  die  Compagnie  gewesen, 
welche  f&r  England  ein  so  nngCAennea  Bdch 
nnd  ein  so  weites  Betätigungsfeld  seiner  Krilfte 
erworben  hat. 
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Von  äea  0.  G.,  welche  nach  holländisch- 
•«^ischm  Ifoster,  aber  mit  Staatshilfe  und 
,a»tlichOT  Beteiligung  in  anderen  Staaten 
•riditet  stod,  bat  nur  die  französische  um 
Jie  HiiU«  des  18.  Jahrhunderts  einige  Be- 
■.-ntine,  ^habt,  aber  schon  1769  die  Reste 
j«r  BäolxDDgen  dem  Staate  überlassen. 

Vj:L  Aitt  i^tieDgesellschaften*' ,  oben 
(Vi  I S.  üO%^  „Haodetegesellschaften*',  oben 
S  L'I  ingbesMHiere. 

UknUr*  ■£■  i*t  vnmögliek,  die  gante  Literatur 
■tfil  du  in  nettetUr  Zeit  reueh  «icÄ  vermehrenden 
r'uaJaifiMHeoUüyiun  an  dieter  Stelle  amu- 
•tlim.  r«Ur  die  haUändieehe  Qm^m^i»  iet 
«rf  UHr  Werk  jettt  O.  C.  J[l«rfc  de  Seua, 
i'KKÜriÜicher  Ü^^eriliek  der  adminietrativen, 

■tiiiickm  Httd  ßnanxiellen  Entwickelung  der 
y<fdfrldndiith-ortindischen    Qmpagnie ,  1894- 

■ttu  ftrhandetingen  van  het  Sataviaaaeh 
iifmM.tttiap  van  KMneten  und  Wetenichapen, 
iMti  XLVt!).    Dort  auch  die  äJtcre  Lüeratur. 

-  f'ur  dir  BrUitthe  Compagnie  iet  da*  ältere 
lU*ptffTk:  JamrB  Jfifl,  Hietory  of  Brititk 
'wVj.  i.  td.  ton  WiUon,  9  Bde.,  1S4S.  — 
ffMf.  C  K.  Sämann,  Oeeekit^  des  eng- 
Wim  tUicfut  in  Aeien,  t  Bde.,  I8S7.  — 

K  Stw/fy,  n«  erpanriort  of  England,  1891. 

-  C  BotägeTf  The  itory  cf  India  (Ütory  of 
Empirt  .Seriee),  1898.  (Ptipuläre  Daret^ung). 

~  IT.  JfKHteT;  Mielorg  of  Britith  India, 
Aie-,   ISUttfg.   —    Ueber    die  franzSeieehe 
''■flf-iym«;  H.  Webcr,  Za  eompagnie  frangaieo 
I»4tt,  J9U4.  —  J,  Solla«,  Biatoire  de  ta 
•  «fn^f«  rnyal«  de*  Indes  Örientalee,  1905. 

Kart  Röthgen. 


Owen,  Bobert, 

't  «n  14  i\.  1771  an  Newton  (Nord-Waleg), 
.-«t  cbendii  un  177X1. 1858,  eotataminte  einer 

'Ja  aQi:b  nidit  vrolilbabenden,  so  doch  aus- 
'  (imlirb  lebenden  Familie.  Hart  nnd  erfah- 
<  u/fificb  Vftr  seine  Jagend.  Mit  5  Jahren 
>'Vti  lam  SchnlbeBDch  verhalten,  zeigte  er 
" ''  «•  bftftbt,  fleißig  und  anstellig,  daß  ihn 
■■r  l.*lmr  &1b  7  j&brigen  Bchon  zu  seiner  Aus- 
•Ai  »rmodete.  Seit  seinem  9.  Lebensjahre 
l'ir  u  K«ha«nMlehrliiig ;  «eit  dem  14.  als 
i  SKI*  ent  in  L<nidoa  ona  dann  in  H ancheeter 

'<;:  mit  19  Jahreo  Direktor  einer  grölten 
wniwollipiuBerei ;  nicht  lange  hernach  seibat 
'>  'It  ItnIniltiiiE  einer  solchen  beteihgtj  seit 
'  •  M.  1000  tu  CompftgnoQ  seines  Schwieger- 
■*•">  Olle  u  der  Spiüte  der  von  diesem  ge- 

.uaa  mit  Riebard  Arkwright  1784  ge- 
."»iktm  Spanerei  in  New-Lanark  —  zugleich 
«'^-■uid  diH^  gancen  Zeit  alle  ifam  karg  genug 

n'ufljen  freien  Standen  unablässig  zu  seiner 
"  -'.rrbildunv  beoBtsend.  In  New-Laoark  fand 
**  ''Ot  kfirpetucb,  geistig  oad  sittlich  im  höchsten 
TiCr  remhriMte  ArlMterbeTfilkernng  vor  nnd 
-t*>*bl>j;  dch  »fort,  helfend  eincugreifen.  Nicht 
7'  Mmteiftbrik  tollte  in  New-Lanark  er- 
''FitL  »m&ni  auch  eine  Hnetergesellschaft  im 
t-tb«:  die  Enraefasenen  sollten  gebessert  nnd 

•  «»«fiell  gtBstige  Lage  gebracht,  die  Kinder 

'UU  haugebildet  werden.  Dabei  hatte 
Q.  niclit  inr  mit  der  Tataache  der  Vei^ 


kommenheit  seiner  Arbeiter  zu  kämpfen,  sondern 
auch  mit  ihrem  natttrlichep  und  durch  den  Orts- 
pfarrer  infolge  der  antikirchlicben  Holttmg  0. 
geschürten  HiOtranen;  nicht  minder  mit  dem 
UnTerständnis  seiner  Beamten  und  schließlich 
mit  der  FroAtsueht  seiner  Conipagnons.  Allein 
er  aberwand  aUe  Schwierigkeiten.  Nach  12  Jahren 
war  das  große  Werk  vollendet.  Von  da  ab  ent- 
faltete 0.,  von  einem  stetig  anwachsenden  Kreise 
hingebungsvoller  Schüler  nntersttltzt,  eine  eifrige 
Agitation  in  Wort  and  Schrift  fßr  die  Ausbreitnng 
der  von  ihm  in  New-Lanark  angewandten  Frin- 
zipien  und  zugunsten  einer  wirksamen  Fabrik- 
ffesetzgebung.  Angeregt  durch  die  schwere 
Wirtsdiaitskrise  von  1815,  empfahl  er  dann  seit 
1817  die  Beschftftignng  ArbeitdoMr  in  ^ßen 
staatlichen  Etablissements  auf  kommunistischer 
Grundlage,  um  schließlich  eine  vollständige  Neu- 
ordnung der  Gesellschaft  im  Wege  ihrer  Auf- 
lösung in  derartige  Gemeinwesen  za  befürworten. 
Im  Jahre  1824  begannen  0.  nnd  seine  Anhänger 
eine  Reihe  prakti»:her  Versuche  in  dieser  Bich- 
tnng  —  in  Indiana  (vornehmlich  die  Gemeinde 
New-Harmonj)  und  anderwärts  auf  nordamerika" 
nischem  Boden,  in  Mexiko,  in  den  Vereinigten 
KSnigreichen  selbst.  Alle  diese  Gründan^en 
mißlangen  ebenso  wie  die  1830—^2  in  London 
errichtete  „National  laboar  equitable  exchange". 
Das  entmutigte  jedoch  0.  keineswegs.  Nach 
wie  vor  setzte  er  vielmehr  seine  Aviation  im 
Interesse  einer  Reorganisation  der  Gesellschaft 
auf  korporativer  Grandlage  fort  und  begründete 
zu  diesem  Zweck  die  „Association  of  all  classes 
of  all  natiuns"  und  eine  Reihe  von  Zeitschriften, 
deren  wichtigste  -The  Crisis''  (1832-1834)  und 
„The  new  moral  World"  (1834  -1846)  sind.  Seit 
1846  erlosch  die  Bewegung,  und  0.  trat  von  da 
ab  kaum  mehr  öffentlich  hervor. 

Schriften:  Aus  der  großen  Zahl  derselben 
seien  besonders  hervorgehoben:  A  new  view  of 
Society,  or  essays  on  the  formation  of  the  hnman 
character,  London  1812;  Obaervations  on  the 
eSectH  of  tbe  manufactnriiigsystem,  London  18tö; 
The  book  of  the  new  moral  world,  containing  the 
rational  System  of  society,  London  1820;  B«port 
to  the  rounty  of  Lanark  (in  1820j  of  a  plan  for 
believing  public  distress  and  removing  diwontent 
etc.,  London  1832. 

iiiteratnr:  Owen,  The  life  of  R.  Owen,  wrüten 
by  himtelf,  Lfmdon  1857—1858.  —  Will.  Zmc 
Sargant,  Robert  Owen,  a  biography;  viith  an 
expotüion  of  hi»  eocial  philoeophy,  London  1860. 

—  O,  Kolyoalee,  Life  and  Uut  daya  of 
Robert  Owen,  London  1866.  —  Arth.  «T.  BooOt, 
Robert  Owen,  the  founder  of  socialim  in  Eng- 
land, London  1SG9.  —  lÄoyd  Jones,  The 
life,  timea  and  M>oura  of  Robert  Owen,  London 
1890.  —  W.  lAebknecht,  Robert  Owen,  sein 
Leben  und  sozial polüiaehea  Wirken,  Nürnberg 
189£.  —  Hect<yr  Denis,  Robert  Owen,  lea 
principe»  et  l'ex]>6rimcntation  du  labottr  exchange 
(i.  d.  „Annale»  de  l'Inilitutdea  aeienceatocicUe*"  I, 
t47l64)  Bruxellea  1895.  —  H.  Herkner,  Art. 
Owen,  H.  d.  St.,  f.  Ä^.,  Bd.  V,  8.  2046181. 

—  Ed.  Döllens,  Robert  Owen.  Pari«  1906 
(Nr.  £8—g9  der  ,,Bibtiothlgue  aoeialiafe'*).  — 
Helene  Simon,  Robert  Owen,  aein  Leben  und 
»eine  Bedeuttmg  für  die  Gegenwart,  Jena  1905. 

—  S.  Art.  „Sotialitmui  und  Kommuniamut". 

Carl  Orünberg, 
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I. Formender P.  Vorbemerkung.  1. Erb-P. 
QDd  Zeit-P.  2.  P.  KU  festem  Zins  and  nach 
gleitender  Skala.  3.  Groß-P.  und  Klein -P. 
4.  Parzellen-P.  nnd  Arbeiter-P.  II.  Die  gegen- 
wärtige Verbreitung  des  P.wesena. 
1.  Deutschland.  2.  Belgien  und  Frankreich. 
3.  Großbritannien.   III.  P.  und  Eigentum. 

I.  Formen  der  P. 

Vorbemerkong.  Die  UeberlassuDg  eines 
Grundstückes  von  dem  Eigentümer  an  einen 
anderen  zm  Bewirtschaftung  und  Nutzung 
gegen  Entgelt  (Qeld,  Naturalien,  eventuell 
Dienste  oder  auch  mehrere  dieser  Leistungen 
zusammen)  heißt  P.  Entfiußert  sich  der 
Verpächter  des  Nutzungsrechtes  gänzlich 
und  behftlt  sich  nur  das  Eigentum  und 
damit  für  gewisse  Fälle  das  Rückfallsrecht 
vor,  so  entsteht  Erb-P.;  Zelt-P.  liegt  vor, 
weun  der  P.vertrag  auf  begrenzte  Zeit  ab- 
geschlossen wird.  Die  Teil-P.  (vgl.  den  betr. 
Art.)  ist  kein  reines  P.verhältnis,  sondern 
enthält  starke  Elemente  eines  Arbeitsver- 
trages. Je  nach  dem  Umfang  des  verpach- 
teten Objektes  unterscheidet  man  Groß-  und 
Elein-P.,  die  in  ihren  Grenzen  ia  Latilundiea- 
oder  Zwergpachtung  fibei^ehen.  Alle  diese 
BezeichQUDgen  setzen  v(hbus,  dafi  das  P.- 
objekt  eine  vollständlee  landwirtscfaaftUdie 
Besitzung  oder  ein  Komplex  von  solchen 
ist  Ist  das  nicht  der  Fall,  so  liegt  die 
w^entUch  anders  zu  beurteilende  ParzeUar-P. 
oder  die  Arbeiter-P.  vor. 

1.  Erb-P.  und  Zeit-P.  Je  nachdem  der 
Eigentümer  sich  des  Nutzungsrechtes  seines 
Grundbesitzes  zugimsten  des  Pächters  bezw. 
dessen  Erben  dauernd  orter  nur  vorüber- 
gehend auf  eine  vorher  festbestimmte  Zeit 
begibt,  untei-scheidet  man  Erb-P.  oder  Zeit-P. 

Die  Zeit-P.  ist  jetzt  die  herrschende 
Form  der  Nutzung  der  Güter  überall  da 
geworden,  wo  nicht  der  Eigentümer  das 
Gut  selbst  bewirtschaftet  Sie  hat,  was 
z.  B.  die  Nutzung  der  Domänen  be- 
tiifft,  daselbst  die  Administration  fast  ganz 
verdrängt;  sie  ist  aber  auch  fast  durch- 
gängig an  Stelle  der  im  Mittelalter  üblichen 
ErlAP.  getreten.   Erst  in  neuester  Zeit  be- 

tinnt  die  übei^ße  Abneigung  ge^n  die 
Irb-P.  wieder  zu  schwinden,  seit  sich  die 
allgemeinen  politischen  Verhältnisse  der- 
artig verändert  haben,  daß  von  einer  Wieder- 
einführung der  Erb-P.  eine  Wiederkehr  feu- 
daler Zustände  nicht  mehr  zu  befürchten 
ist  Gegenwärtig  stünde  jedoch  in  vielen 


Staaten  der  Neueinführung  der  Elrb-P.  das 
bestehende  Recht  entgegen.  Zuerst  machte 
der  Code  civil  alle  auf  ewige  Zeit  auf- 
gelegten Lasten  abi^bar  und  beschränkte  die 
Zeitdauer  neuer  P.  Verhältnisse.  In  Preußen 
hat  das  Ablösungsgesetz  vom  2V1IL  1830 
dem  Erbzinsmann  und  dem  Erbpächter  dos 
volle  Eigentum  unenteeltlich  verliehen  und 
in  §  91  bestimmt,  daß  bei  erblicher  Deber- 
lassung  eines  Grundstückes  fortan  nur  die 
Uebertragung  vollen  Eigentums  zulässig  sei 
(vgl.  im  übrigen  Über  die  (}eschichte  der 
Erb-P.  den  Art.  „Erb-P."  oben  Bd. IS. 768/69). 
Die  Erb-P.  ist  jedoch  der  Zeit-P.  entschieden 
vorzuziehen ;  sie  vereinigt  die  Vorzüge  der 
Zeit-P.  —  ohne  deren  Nachteile  —  in  ge- 
wisser Beziehung  mit  den  Vorzügen  dc8 
vollen  Ei^Dtums.  Beim  Ert)[dchter  ist  die 
Ge&ihr  emer  zu  hohen  Verschuldung  und 
damit  die  Notwendigkeit  einer  unfreiwilligen 
Besitzaufgabe  ziemlich  ausgeschlossen :  der 
Erbpächter  hat  nicht  nötig,  den  vollen  Kauf- 
preis zu  zahlen,  sondern  nur  das  Inventar 
zu  beschaffen  und  für  die  notwendigen  um- 
laufenden  fietriebsmittel  zu  sorgen.  Da- 
durch können  auch  Besitzlose  oder  zum 
wenigsten  Minderbegflterte  auf  der  sozialen 
Stufenleiter  emporsteigen,  ohne  sich  deshalb, 
wie  der  Zeitpächter,  ihrer  Unabhängigkeit 
zu  b^ben.  Nach  v.  d.  Goltz  vftr  eine 
Lederherstellung  des  Erb-P.Teriiältniases 
sehr  wohl  mOglidi,  venu  folgende  4  Punkte 
berücksichtigt  wOrdea:  L  der  Erbidchter 
mufi  bei  der  Bewirtschaftung  des  ihm  nbeiv 
lassenen  Gutes  ähnlich  unbeschränkt  da- 
stehen wie  der  freie  Eigentümer;  2.  Ver- 
besserungen, welche  er  an  dem  Gute  ans 
eignen  Mitteln  vornimmt,  müssen  ihm  oder 
seinen  P.nachfolgem  ausschließlich  zugute 
kommen ;  3.  etwaige  Beschränkungen  des 
Erbpächters  dürfen  sich  nur  auf  die  Fälle 
der  Verschuldung,  Veräußerung,  Zerteilung 
oder  nachweislichen  Deterioration  des  Gutes 
beziehen ;  4.  dem  Erbverpächter  ist  ein  An- 
teil an  der  etwa  steigenden  Grundrente  des 
verpachteten  Gutes  dadurch  zu  gewähren, 
daß  der  zu  entrichtende  Kanon  in  Getreide- 
wert  festgestellt  und  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Periode  auf  Gmnd  des  bisherigeo 
durchschnittlichen  Getreidepreises  jedes  Mal 
aufs  neue  nach  seinem  Geldbetrage  regu- 
liert wird.  Das  der  Erb-P.  ähnliche  Bent^ 
gutsverhältnis  entspricht  im  weaentUchea 
den  unter  1—3  erhobenen  AaEotderuDgea 
(vgl.  Art  „Rentengut"). 

S.  P.  za  festem  Zins  und  Mch 
Reitender  Skala.  Die  übliche  Form  der 
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VeijiachtiiDg  in  der  Gegenwart  ist  die  zu 
^itm  fest  vernabartea  P.zinBe,  den  der 
ivbier  zu  zahlen  hat,  vie  auch  Ernte  und 
>L<«  ausfallen  mSgen.  Eine  engere  In- 
t-nvfoigeniräisdiaft  zwiBchen  YerfAchter 
iHxl  i^ter  bezweckt  das  in  Dfinemark 
;  t^ifüdi  angewandte  Sutern  der  Verpach- 
aach  gleitender  Skala.  Dabei  wird 
.  •  je<I«n  Falle  ein  Teil  der  F..  gewöhnlich 
•uf  HAlftef  in  einer  festen  Oeidsumme  ge- 
jUi.  für  die  andere  Hälfte  wird  der  je- 
t^-uiK  lieldwert  einer  vereinbarten  Menge 
ii'T  landwirtschaftlichen  Hauptprodukte  ent- 
r,i  ttpt ;  insbesondere  werden  Weizen,  Roggen, 
'i>T-li>,Biitter  und  Speck  alspachtbestimmend 
L'-nini^'xogen.  In  manchen  Fällen  wird  sogar 
'<iiti  iii.'r  quantitative  Ausfall  der  Ernte  bei 
i.r  Fe^lfitellaDg  der  P.  berücksichtigt.  — 
SrwhÜDjpi  ist  in  Preußen  der  Versuch  ge- 
r.a>']ii  worden,  das  System  der  gleitenden 
■•Ula  für  die  Verpachtung  einer  Domäne 
■umwenden-   (Vgl.  Art.  „Domänen"). 

X  nroftH<P.  and  Klein-P.  Die  zweck- 
rüiUt^p  OrQBe  der  P.güter  richtet  sich  nach 
■ivb  allgemeinen  Vorbedingungen  für  die 
liUitl«irtBchaft  der  betreffenden  Qegend.  Im 
siLTk-ti  wild  jedoch  ein  Landwii-t  mit  gleichem 
Ki(riiai  Riet»  ein  größeres  P.gut  bewirt- 
liafifD  können  als  ein  ihm  gehöriges,  da 
'  ^-in  ganzes  Kapital  als  Betriebskapital 
iT«vndeD  kann. 

'KwöhnUch  richtet  sich  die  Größe  der 
i'.2fltor  nach  den  Gewohnheiten  des  Landes. 
S'  ii.t  am  Rhein  meist  Klein-P.  Torherrschend, 

•  Ihrend  z.  B.  die  großen  englischen  Grund- 
'•^iizer  ihre  Guter  in  Farmen  von  mittlerer 
ihfiSe  Terpacfaten.  Der  preußische  Staat 
■rrfor-htet  jede  Domäne  im  ganzen:  dabei 
bii  Hch  mß  Oroß-P.  technisch  sehr  gut 
'•-«Shit  Dagej^en  hat  die  Klein-P,  bei  dem 
[TMiifi'uchen  i^s^deliingswerk  keine  so  guten 
Kiloip!  gezestigt,  weil  sie  nicht  wie  bei  dem 

durch  OeDerBÜonen  im  P.b^tz  der 
v  ichcn  Familie  bleibenden  Domänen  zu 
•irrin  «D^ereo  Verwachsen  der  Bewirt- 
-faafur  mit  dem  Boden  fOhrte. 

4.  PamUea-P.  imd  Arbeiter-P.  Be- 

•  r.t:re  Formen  der  P.  sind  die  Parzellen-P. 
»i'i  die  Arbeiter-P.  Parzellen-P.  ist  sowohl 
'Urii  m'iglicb,  wenn  selbständige  kleine 
'jvUirte  zur  Vergrößerung  oder  Arron- 
'i'Tin^  ihres  Beutzes  Stücke  Land  hiozu- 
;itiit"n.  als  wenn  läodliche  oder  städtische 
trl.;iifT  zur  Ausnutzung  ihrer  freien  Zeit 
"'ft  der  ihrer  Familie  über  ein  bißchen 
'jnmd  nnd  Boden  verfügen  wollen.  Bei 

I*inellen-P.  haben  sich  ähnliche  Miß- 
'■iniifl  hpiansgeetellt  wie  beim  Parzellen- 
(tgl.  Art.  ^Bodenzei-splitterung",  oben 
U.  1  S.  4s8fg.).   Die  bekannte  Erscheinung 

HctUfibuogers  führt  zu  maßloser  Ueber- 
'■JiluDg  der  rarzelleu;  die  badische  land- 
•'Jtdcäaftliche  Enquete  von  1883  stellte  fest, 


daß  in  zahlreichen  Fällen  der  Pfichtar  auf 
diesen  P.parzellen  noch  nicht  einmal  die 
HSifte  des  ortsüblichen  Tagelohns  erwirt- 
schaftet 

Die  Arbeiter  -  P.  ist  neuerdings  von 
Kaerger  als  ein  Mittel  zur  Lösung  der 
ländlituien  Arbeiterfrage  warm  empfohlen 
worden.  Es  schwebte  ihm  dabei  das  im 
Nordwesten  Deutschlands,  insbesondere  in 
Weatfiden  heimische  Institut  der  Heuerlinge 
vor.  Die  Heuerleute  sind  ländliche  Arbeiter* 
familieOf  die  von  dem  Arbeitgeber  ein  Stück 
Land  und  das  kleine  Haas  darauf  pachten 
und  dafür  verpflichtet  <tind,  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Tagen  ihre  Arbeitskraft  um 
einen  billigeren  Lohn,  als  dort  sonst  ge- 
bräuchlich ist,  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Aber,  wie  Knapp  nachgewiesen  bat  (auf 
der  1893  er  Generalversammlung  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik)  ist  eine  üebertragung 
des  Heuerlingsverhältnisses  auf  den  Osten 
Deutschlands  nicht  ohne  weiteres  möglich. 
Die  Heuerlingsverfassung  ist  die  Arbeits- 
verfassung des  westfälischen  Einzelhofes. 
Der  Heuerling  wohnt  nicht  im  Dorf,  er 
wohnt  auf  dem  einzelsteheoden  Hof  des 
Bauern.  Beide  Klassen,  Heuerling  und  Bauer, 
unterscheiden  sich  nur  durch  den  Besitz 
nicht  durch  Bildung,  Lebensweise  oder  Welt-' 
anschauung.  Der  Heuerling  hat  bäuerliche 
Sitten  und  ist  den  Bauern  ebenbürtig  im 
Verkehr.  D^  allein  gestaltet  seine  soziale 
Lage  befriedigend.  Das  Arbeiterpachtver- 
hältnis als  solches  würde  aber  keineswegs 
imstande  sein,  den  Bozi^en  Gegensatz  des 
Arbeiters  zum  Großgrundbesitzer  im  öst- 
lichen Deutschland  zu  beseitigen. 

II.  Die  gegenwfiitige  Verbreitiuig  des 
P.wesens. 


Diese  Zahlen  zeigen  eine  nicht  unwesent- 
liche Vermehrung  der  P.betriebe  wie  der 
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1.  Dentsetaland.  In  Deatschland  überhaupt 
waren  vorhanden: 

a)  Betriebe  mit  P.Iand: 
GrSSenklassen  jggö*"*  ^''^\m 

unter  2  ha  .  .  .  i  671  807  i  529  103 
2  bis  5  ha  ...  503  593  439  607 
5  bis  20  ha  .  .  .  358  66S  291  295 
20  bis  100  ha    .   .         63  729  53  7o6 

100  ha  nnd  darüber  9  4i3  9  188^ 

ZuBamtnen  2  607  2 10     a  322  899 

b)  F.fläche  iu  ha: 
Orößenklasaen  jgg^™  •^'^ig82 

unter  2  ha  ...  598851  598297 
2  bis  6  ha  ...  659  894  559  995 
5  bis  20  ba  .  .  .  i  024  881  833  143 
20  bis  100  ha    .   .       960  200        880  560 

100  ha  und  darQber  _^»i6*i5_  3  301127 

Zusammen  5  360Ö41  5  173  122 
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F.landfläche.  Nur  bei  den  Großbetrieben 
zeigt  letztere  eine  Abnahme;  dagegen  ist 
namentlich  die  Yermebrnng  der  mittleren 
P.betriebe  nicht  anbedenklich.  Man  wird 
nicht  fehlgehen,  wenn  man  hierin  eine  Folge 
der  luidwirtBchaftlichen  Krisis  der  letzten 
Jahrzehnte  sieht,  die  viele  Banem  ihhs 
Eigentums  beraubt  und  zu  Pachte  ge- 
macht hat. 

Immerhin  überwi^  auf  den  Bauern - 

§ fitem  noch  weitaus  die  Bewirtschi^ung 
es  eigenen  Landes. 

Die  ^graphische  Verbreitung  des  F.- 
wesens  m  Deutschland  i.  J.  1895  eigibt 
äch  ans  der  folgenden  Tabelle: 


m 

Pachtland 

bewirtschaf-  „•  i  „„„ 

.„   .    '  sma  von 

ten  von  je    .  . 

100  Betrieben  °* 

ProT.  Oatprenßen    .  . 

19,85 

5,91 

„  Westpreaßen 

23,33 

7,24 

^      orauucUfiucg  Ulli« 

Berlin  .  .  • 

45.93 

12,03 

„    Pommern  .  .  . 

35,97 

16,46 

„    Posen  .... 

2Z,8S 

1047 

„    Schlesien  .   .  . 

44,02 

11,47 

„    Sachsen    .   .  ■ 

60,76 

20,43 

„  Schleswig- 

46,63 

Holstein    .  . 

14,35 

„    HannoTer  .   .  . 

67,53 

"6,85 

y,    Westfalen .   .  . 

69,30 

15,13 

„    Hessen-Nassau  . 

50,26 

12,57 

-    Rheinland .   .  . 

57,74 

19,26 

Hohenzollem  .... 

42,75 

9,27 

Königreich  Preußen  . 

49,05 

13,12 

26,91 

3,29 

41,45 

11,14 

Württemberg    .   .  . 

32,89 

6,30 

54,22 

11,48 

53,07 

13,91 

Hecklenhnr^-Schwenn 

58,44 

21,39 

Sachsen-Weimar     .  . 

53,38 

16,05 

Hecklenbnrg-Strelitz  . 

58,45 

43,14 

62,96 

21,93 

Braanschweig    .   .  . 

77,48 

25,71 

Elsaß-Lotbringen   .  . 

54,73 

26,40 

Deataches  Reich    .  . 

46,91 

12,38 

2.  Belgien  und  Frankreich.  Einen  großen 
Umfang  hat  das  P.wesen  in  Belgien.  Es  be- 
wirtschafteten daselbst  i.  J.  1882 

kein  Fachtland  217  120  Wirtschaften 
teilweise       „       347  748 

nnr       „        445  528  „ 

In  Frankreidi  worden  nach  der  Enqnete  tou 
1892  Ton  landwirtschaftlichen  Besitzungen  be- 


wirtschaftet 


I»  Kigenbetricb 
..  Pachtbetrieb 
Teilbanbetrieb 


4  190795 
1  078  184 

349338 

Summa:  5618317 


mit  einer 
Flüche 
von  ha 
18324  400 
12  628  800 
_3  767  000 
34  720  200 


Auf  die  Pachtungen  entfielen  also  19.19"/«  der 
Betriebe  nnd  36,37  %  der  FUche.  Die  Dorch- 
schnittsgröQe  eines  Eis:enbetrieb8  war  4,37  b«, 
eines  P.betriebs  11,71  ha. 

S.  Oroßbritanaten.  Eine  anßerordentiieb 
wichtige  Bolle  spielt  das  P.wesen  auch  in  Orofi- 
britannien. 

Im  J.  1896  bebauten  in  Großbritannien 
nnr  Pachüand      oa^eigenes      Pacht-  nnd 

439405 


Land 
61  014 


eigenes  Land 
19687 


Die  Gesamtansdehnang  des  verpachteten  Landes 
betrag  27  937470,  die  des  dnrch  Eigentümer 
bewirtschafteten  Landes  4640013  acres. 

UL  P.  und  Elgentnm. 

Das  P.wesen  hat  zweifellos  den  Vorteil, 
das  Risiko  einer  agrarischen  Krisis  von 
den  arbeitenden  Landwirten  abzuwälzen : 
freilich  fehlt  ihnen  in  dem  gleichen  MaBe 
die  Möglichkeit,  die  Chancen  einer  günstigen 
Preisbewegung  auszunutzen,  da  (fiese  sich 
stets  in  Steigerung  des  P.zinses  umsetzt. 
In  England ,  wo  Pachtung  auf  jährliche 
Kündigung  üblich  ist,  ist  es  deu  Fächtem 
gelungen,  die  Folgen  der  in  deu  70  er  Jahi«n 
einsetzenden  Ägrarkrisis  großenteils  auf  die 
Grundeigentümer  abzuwälzen.  NachPaasche 
hat  sich  das  Einkommen  letzterer  seit  1877/80 
bis  1890  um  den  Betrag  von  jährlich  200 Hill.  M. 
vermindert.  Bedeutend  geringer  sind  freilich 
die  Verluste  in  Schottland  und  noch  weniger 
in  Irland,  wo  ein  an  sich  ungünstig  gestellter 
Fächterstand  meist  durch  langjähnge  Kon- 
trakte gebunden  ist. 

Ein  zweiter  Vorteil  ist,  wie  erwähnt 
der,  daß  der  Pächter  fast  sein  gewmtes 
Kapital  dem  Betriebe  der  Wirtschaft  widmen 
kann,  statt  es  fQr  den  Grund  und  Boden 
auszugeben  oder  gar  von  Tornfaerdn  nch 
mit  B^tzschuldeu  zu  belasten.  Man  seihreibt, 
wohl  nicht  mit  Unrecht,  die  frühe  und 
gUbizende  Entwickelung  der  landwirtschaft- 
lichen Technik  in  England  wesentlich  dem 
Umstände  zu,  dafi  sie  zum  größten  Teile 
in  der  Hand  von  Pächtern  ruht,  die  inten- 
siver wirtschaften ,  als  dies  die  Besitzer 
könnten. 

Diesen  unzweifelhaften  Vorteilen  stehen 
ebenso  unzweifelhafte  Nachteile  gegenüber. 
Jeder  Pächter  wird  gegen  Ende  seiner  Pjeit 
der  Versuchuug  dos  Raubbaus  anheimfallen ; 
Meliorationen  sind,  selbst  bei  längeren  P- 
fristen  imd  bei  mögUchster  SicherstcUung 
des  Fächtors  für  seine  Auslagen  gegenüber' 
seinem  P.nachfolger  oder  dem  Grundherrn 
schwieriger  durchzuführen  als  vom  Eigen- 
tümer. Endlich  darf  auch  nicht  vergesse 
werden,  daß  der  Verpächter,  namentlich  wo 
er,  wie  z.  B.  in  England,  zahlreichen  Pächtern 
gegenüber  steht,  gezwungen  ist,  schematische 
Vorschriften  über  den  Wirtschaftsbetrieb  zu 
machen,  die  dio  freie  Initiative  und  damit 
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•irf-  ErrerbeiD^licfakdt,  die  ÄnanutzuDg  der 
h  .iQjunktiir  dnrch  den  Pächter  in  höchst 
r.>,>rwanschter  Weise  einengen. 

Das  System  der  gleitenden  Skala  führt 
.»ar  tn  einer  nicht  iinerwOnachten  Risiko- 
•-f-ilUning  des  VerjÄchters ,  zwingt  aber 
..i-rerseits  zn  weitgehenden  Vorschriften 
u  -T  die  Wirtschaftsftlhning  des  Pächters, 
-itieD  der  Verpächter  viel  unmittelbarer 
iic  £rtrage  der  einzelnen  Wirtschaftszweige 
.  ,*'--Pe>siert  ist. 

Xe-ften  diesen  wirtschaftlichen  kann  das 
r » »^cn  schwere  soziale  Schäden :  Äb- 
t.uii:t);toit  der  Pächter,  Absentismus  der 
inm'lt'eaitzerziu'Folgebahen.  Dasklaasische 
r^is^iiel  dafür  ist  Irland,  -wo  die  vollatändige 
/' rrhttiiDg  des  Landes  schliefilich  die  Re- 
.  •  luae  zwang,  en^e^n  allen  Qrundsätzen 

•  idivhci  NH^tint^entdonspolitik  in  die 
i-i^at^n  BesltzTerl^tnisse  r^;eJnd  cinzu- 

ifeo.  Zuerst  hatte  die  massenhafte  Ans- 
-.•.bimg  Tüo  Pächtern  —  die  Bevölkerung 
i-u'iiU  hatte  sich  seit  1850  bis  zu  den 

"<.T  Jahren  um  die  Hälfte  vermindert  — 
'i  .i'-r  gleichzeitiger  Dmwandlung  von  Acker- 

.-A  in  Weideflächeo  und  Jagd^flnde,  dann 
'  ■:  in  Agrarmorden  und  erbitterter  poli- 

•  -  tuT  Opposition  sich  äußernde  Widerstand 
-r  iinglOcklichen  Bevölkerung  die  Auf- 
..■■rk>amkeit  auf  ihre  Not  gezogen.  Die 
i.  -f  einsdineidende  Oesetzgebung ,  zu  der 
!  .»Uliino  die  Initiative  ergrifTen  hatte,  hat 

Iii  n.r  allem  das  Recht  der  Pächter  auf 

■■  >^<.  3f  (fair  rcnt,  flxity  of  tenure,  free 
>u!.-  .jf  tenants  iniprovements)  festgestellt 
^■'.I^JeIltlich  da-s  erste  ist  der  denkbar  stärkste 
Kir-Tiff  in  private  Rechte:  das  Gericht  kann 
••i"i>x*it  auf  Antrag  des  Pächtei-s  einen 

.  '.^■■■ti  P.zins  (tair  reut)  festsetzen,  wenn 
'.if:i  -ifr  bishenge  zu  hoch  erscheint.  Die 

.'.-n  andern  f  bedeuten  Schutz  gegen 
'  'Ikürlicfae  Erhöhung  des  P.zinsea  und  die 
!t-rtt'»lhing  des  Pächters  für  etwa  von 
i'.ni  icoroat-hte  Meliorationen.  Im  weiteren 
^<  rlauf  der  Diage  ist  es  sogar  dazu  ge- 

•  'urum,  daß  die  Regierung  ihrerseits  daran 
.•^jgr>ii  ist,  die  innere  Eolonisatioa  mit 

u;)i<*h$n  Mitteln  zu  unterstützen. 

\\i>  h  in  Deutschland  hat  das  P.wesen 
•■r-lrjzdt  Hcbon  einen  gefahrdrohenden  Um- 
'  s  angonommcn ;  so  wird  i  n  einzelnen 
'  -  .umichcn  Kreisen  schon  die  Hälfte  bis 

•  räcrtel  des  Grund  und  Bodena  von 
i*'.litem  («wirtschaftet  Die  Gefahr  droht 
•••  -  ItauptsOcJilich  vom  städtischen  Kapital, 

m  dem  Aufkauf  von  Ijand  eine  sichere 
Wilagf  und  eine  soziale  Position  sucht, 
..  T  sotj  Tomherelo  auf  Eigenbewirtschaf- 
'i;  venichtet   Es  gehört  zu  den  Auf- 
>"■(■  Ufr  Agrarpolitik  der  näetisten  Jahr- 
'      auch  diese  Bewegung  in  den  richtigen 
*>.fvK(n  XU  halten. 


Iiiteratnr:  Berghcff-Iatng,  Die  Enlwickehmg 
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BerUn  189£.  —  Ktisae,  Die  wirttehaftlicke  Be- 
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LandwirUehafli.  Jahrb.,  Bd.  VIT,  Berlin  1878, 
S.  ^Ifg.  —  Herfener,  Die  triwA«  Agrarfrage, 
Jahrb.  f.  J/at.  u.  Stat.,  A\  F.,  Bd.  XXI.  — 
Paasehe,  ßrbreeht  und  Bmtengülvr,  Jahrb.  f. 
Not.  u.  Stat.,  F.,  Bd.  XIV.  —  Dergelbe, 
Die  Entwicketung  der  brititehen  LandwirUchafi 
unter  dem  Drucke  aualänditeher  Konkurrenz, 
Jahrb.  f.  A'at.  «.  Stat.,  3.  F.,  Bd.  III,  189£.  — 
JCabe*  Die  volktiHrtschaJUiche  Bedeutung  der 
Pacht,  1891.  —  Ruprecht,  Die  Erbpacht, 
GöUingen  188S.  —  Die  Landicirttehaft  im 
Deutschen  Reiche,  Nach  der  landv)irtsehaj'tl. 
Betriebaxählung  vom  14-  Juni  1895,  bearbeUet 
im  Xaiserl.  Stat.  Amt.  (StaiUUk  dsa  DeuUehm 
Seieh»,  X  F.,  Bd.  CXII),  Berlin  1898.  —  Thi^, 
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Laruticirttehaftl.  Zetttehr^ß  fär  die  Rheinprovin», 
1904,  -A^'  ^^1^7.  W.  WygodiHnMhl, 


Papiergeld. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Das  P.  im  engeren 
Sinne.  3.  Das  Hetallagio.  4.  Wirkung  aaf  den 
auswärtigen  Handel-  5.  Nachteile  der  P.wirt- 
scbaft.  6.  Die  WiederherstelluDg  der  Valuta. 
7.  Das  F.  in  den  wichtigsten  Ländern. 

1.  Begriff  und  Arten.  P.  ist  ein  die 

Dienste  des  Metallgeldes  leistendes  Umlaufs- 
mittel, dessen  Wert  auf  dem  Staatskredit 
und  insbesondere  auf  der  Ihm  gesetzlich  zu- 
erkannten beschränkten  oder  unbeschränkten 
ZahluD^kraft  beruht.  Demnach  gehören 
nicht  hierher  a)  private  Wertpapiere,  die  als 
Ersatzmittel  des  G;eldes  für  gewisse  Zwecke 
oder  überhaupt  dienen  sollen,  wie  z.  B. 
Karken,  die  lus  Zahlungsmittel  in  dem  sie 
ausgebenden  GeschAftsunternehmen  dienen, 
oder  die  von  zwei  Pariser  Banken  im  Jahre 
1871  ausgegebenen  Nutenabsohnitte  von  1 
und  2  Pres.,  für  weldie  eine  gleiche  Summe 
in  gesetzlichen  Zahlungsmitteln  hinierlegt 
war;  b)  Banknoten  mit  voller  Deckung  in 
barem  Oelde  und  sicheren  kurzfälligen 
Forderungen ;  werden  jedoch  die  Noten  einer 
Bank  vom  Staate  mit  gesetzlicher  Zahlungs- 
kraft  gegen  jedermann  oder  auch  nur  den 
OfTentlichen  Kassen  gegenütfer  ausgestattet 
oder  gar  fQr  uneinlöslich  erklärt,  so  erhalten 
sie  den  Charakter  des  P. ;  c)  staatliche 
Münzscheine  oder  Certifikate,  die  vollständig 
durch  hinterlegtes  Metallgeld  oder  Edel- 
metall gedockt  sind,  wie  die  amerikanischen 
Gold-  und  Silbercertifikate,  von  denen  die 
letzteren  allerdings  nur  Silberdollars  repräsen- 
tieren, die  selbst  einen  ihren  Metallwert 
übersteigenden  Nominalwert  haben.  —  Ab- 
gesehen von  den  Banknoten  in  den  er- 
wähnten Fällen  wird  das  P.  vom  Staate 
ausgegeben  und  es  entsteht  dadurch  eine 
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ungedeckte  Staatsschuld ,  und  zwar  eine 
unverzinsliche,  was  diesem  finanziellen  HUfe- 
mittel  einen  besonders  gefährlichen  Reiz  ver- 
leiht. Das  F.  soll  nicht  vorhandenes  Metall- 
geld repräsentieren,  sondern  Ersatz  für  nicht 
vorhandenes  bieten,  also  zunächst  ein  soge- 
nanntes Qeldsurrogat  sein,  das  aber  in  seiner 
ausgeprägtesten  Form  zu  einem  wirklichen, 
wenn  auch  unToUkommenen  Oelde  wird, 
üm  seinen  Wert  neben  dem  Metallgelde 
aufrecht  zu  erhalten,  kann  der  Staat  ihm 
verschiedene  Stützen  geben.  Selbstverständ- 
lich muß  er  ihm  bei  allen  öffentlichen  Kassen 
unbeschränkte  Zahlungskraft  zu  seinem  vollen 
Nominalwert  verleihen.  Man  nennt  diese 
Berechtigung  häufig  die  Steuert  nndation 
des  F.,  doch  betrifit  sie  nicht  blofi  die  Steuer- 
zahlungen für  Staat  und  Gemeinde,  sondern 
auch  den  ausg^ehnten  sonstigea  Verkehr 
der  öffentlichen  Veranstaltungen  mit  dem 
Publikum,  z.  B.  bei  der  Vo^  den  Staats- 
eisenbahnen UBW.  Femer  sucht  der  Staat 
den  Kredit  seines  F.  dadurch  zu  befestigen, 
daß  er  verspricht^  es  bei  bestimmten  Kassen 
jederzat  auf  Verlangen  einzulösen.  Er  ver- 
schafft ilun  dadurch  neben  dem  eben  er- 
wähnten (beschränkten)  „Zahlungskredit" 
auch  sogenannten  ,,EinIÖsung8kredit".  Er 
setzt  aber  voraus,  daLÖ  immer  nur  ein  kleiner 
Teil  des  ausge^benen  F.  wirklich  zur  Ein- 
lösung präsentiert  werde,  und  hält  daher 
für  diesen  Zweck  entweder  gar  keinen  be- 
sonderen Deckun^fonds  (wie  in  Deutsch- 
land hinsichtlich  der  Reichskassenscheine) 
oder  nur  einen  solchen  von  sehr  mäßiger 
Höhe  (in  Rvißlaod  früher  z.  B.  für  die 
Kreditbillets,  die  übrigens  auch  gesetzliche 
Zahlungsmittel  waren,  nur  ein  Sechstel  der 
ausgegebenen  Summe).  Nicht  immer  sind 
Kassenkurs  des  F.  und  Einlöslichkeit  auf 
Sicht  verbunden.  Bei  den  1848  und  1866 
von  Freußen  und  1870  vom  Norddeutschen 
Bund  durch  Vermittelung  besonderer  Kassen 
aus^ebenen  sogenannten  Darlehnskassen- 
scheinen  war  dieses  nicht  der  Fall.  Sie 
hatten  gesetzliche  Zahlun^kraft  nur  gegen- 
über den  öffentlicheD  Kassen,  nicht  gegen 
jedermann,  sie  waren  vom  Staat  garantiert, 
aber  ihre  Einlösung  war  nur  für  einen 
künftigen  Termin  zugesagt  Nach  ihrer 
eigenüichen  Bestimmung  waren  sie  übrigens 
eher  Banknoten  als  F.,  denn  sie  sollten  nur 
gegen  Verpfändung  von  Waren  oder  Wert- 
papieren ausgaben  werden  und  somit 
namentlich  das  Lombard^cbäft  der  Freus- 
sischen  Bank  ergänzen.  Tatsächlich  erhielt 
aber  auch  der  Staat  Vorschüsse  in  diesen 
Scheinen,  und  aus  der  Emission  von  1848 
ging  1851  dne  Vermehrung  des  gewöhn- 
lichen F.  hervor,  wie  auch  die  von  1866 
nicht  ganz  ohne  ähnlidie  Folgen  blieb.  Eine 
noch  erweiterte  Kreditbasis  erhält  das  F. 
dadurch,  daß  ihm  gesetzliche  Zablungskraft 


(Zwangskurs)  gegen  jedermann  zugesprochen 
wird,  während  es  zugleich  auf  Verlangen 
stets  gegen  Metall  eingelöst  werden  soll. 
Jeder  Gläubiger  muß  es  nach  seinem  voUen 
Nennwert  für  den  Betrag  seiner  Forderung 
annehmen,  und  für  den  Schuldner  erhält  e« 
daher  bis  zur  Höhe  der  Schuldsumme  alg 
Zahlungsmittel  wirklich  seinen  vollen 
Nominalwert.  In  diesem  Falle  wirkt  nicht 
mehr  ausschließlich  und  unmittelbar  der 
Staatskredit  als  Träger  des  Wertes  des  F., 
sondern  der  Staat  verschafTt  ihm  bei  allen 
Bürgern  gewissermaßen  einen  Zwangskredit; 
indes  wäre  dies  nicht  möglich,  wenn  der 
Staat  selt^  sich  nicht  eines  genf^nden 
Kredits  erfreute,  da  «iderenEalls  jeder,  der 
F.  in  Zahlung  Rommen  hätte,  es  zur  Ein- 
lösungskasse  Dnngen  würde.  Das  bemerkras- 
werteste  B^piel  eines  solchen  ^nlOalidien 
P.  mit  Zirangskurs"  stellen  die  Bundesnoten 
der  VereÄni^a  Staaten  (Qreenbacks)  dar. 

£.  DoB  P.  im  engeren  Sinne.  Die 
widitigste  Art  des  F.  endlich  ist  dasjenige, 
dessen  Wert  dnn^  den  Zwangsknrs  gegen 
jedOTmann  gestützt  wird,  ohne  daß  es  auch 
jederzeit  eingelöst  werden  kann.  Solange 
ein  solches  F.  nur  in  kleiner  Menge  aus- 
gegeben ist,  unterscheidet  es  sich  in  seinen 
Wirkungen  nicht  von  der  ersten  imd  un- 
schädlichsten Form,  dem  nur  mit  Kas^en- 
kurs  ausgestatteten  einlöslichen  F.  Denn 
dieses  letztere  wird  tatsächlich  fast  gar 
nicht  zur  Einlösung  eingereicht,  und  wenn 
auch  nur  die  öffentlichen  Kassen  ver- 
pflichtet sind,  es  in  Zahlung  zu  nehmen, 
60  zirkuliert  es  tatsächlich  auch  im  privaten 
Verkehr  mit  gleicher  Leichtigkeit  wie  das 
Metallgeld.  Wenn  aber  das  uneiolösliche 
Zwangs- P.  vermehrt  wird ,  so  treten  be- 
sondere Erscheinungen  auf  und  zwar  um  so 
früher,  je  weniger  der  Staat  sich  dnes  fest 
begründeten  Kredits  erfreut,  woraus  zugleich 
hervorgeht,  daß  der  Staatskredit  audi  für 
den  Wert  dieses  F.  die  letzte  Grundlage 
bildet  Man  fängt  damit  an,  seine  dgeoen 
Zahlungen  vorzugsweise  wieder  mit  dem 
eingenommenen  F.  zu  leisten  und  das 
Metallgeld  zurückzuhalten ;  denn  man  denkt 
an  die  Möglichkeit  einer  Entwertung  des 
ersteren  und  fängt  an,  sich  für  diesen  Fall 
vorzusehen.  Werden  die  Veihfiltnisse  noch 
ungünstiger,  wird  das  P.  noch  weiter  ver- 
mehrt und  schon  dadurch  das  Vertranen 
auf  die  Staatsfinanzen  noch  weiter  erschüttert, 
so  verschwindet  das  Metallgeld  gänzlich  aiis 
dem  Verkehr,  das  P.  wird  zum  allanigeu 
Umlaufs-  und  Zahlungsmittd,  dadnrch  auch 
zum  Werlmaß  und  somit  zu  einem  wirk- 
lichen selbständigen  Oelde,  das  sich  von 
seiner  ursprünglichen  Metallbams  schlieBHcfa 
vollständig  unabhän^g  macht.  Das  Edel- 
metallgeld  wird  zu  einer  Ware,  die  einen 
in  P.  ausge<1rückten  Preis  erhält.  Dieser 
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IVis  kann  je  nach  den  Umstanden  beliebig 
.  ■  ii  aiit^T  Aeti  Nominalwert  der  betreffenden 
t{-iAllgf>](]siimme  stragen  und  der  in  Fro- 
r;t^D  au^edrQckte  Uebersohufi  Über  diesen 
.Vtininalwert  ist  das  Agio  oder  Aufgeld 
auch  Art  ^gio"  oben  Bd.  I  S.  3U). 
[1  TiiUwwtiges  Edelmetallgeld  von  einem 
rk'irhon  Gewicht  Barrenmetail  von  derselben 
t-ir.h**it  hSchstens  um  eine  geringfügige 
l'iff'i^ni  im  Worte  abweichen  kann,  so  er- 

■  .*i'iiit  aonäherod  dasselbe  Agio  auch  im 
iS-is**  des  Barren  metalls,  ferner  auch  in 
■'••tu  VKiec  der  fremden  Münzen  aus  dem 
.t-'ii'li«)  Metall  und  dem  Preise  der  auf 
-l'  hp  Hflncen  lautenden  Wechsel. 

il  Dos  UetaHagio.   Ist  das  uneinlOs- 
'V  P.  r.ur  Herrsdiaft  gelangt,  jedoch  eine 
*iiiri>^  Vennehrang  desselben  und  weitere 
V-Rchlwiiternng  der  Staatsfinanzen  nicht 
Hilrt-'bten,  so  h&n^n  die  Bewegimgen 
"  Ai^oH  im  wesentbchen  nnr  von  dem 
'  jodi'  (IdT  Zahlungsbilanz  zwischen  Inland 
ml  AiL^laod  ab,  also  einerseits  von  der 
''V  lA^haadelsbilanx  und  andererseits  von 
'  f  liauiziellen  Verschuldung  des  Inlandes. 
^i2)t  Aas  Land  eine  gQostige  Zahlungs- 
UL  M  wird  das  A^o  um  so  mehr  zu- 
;>"k^heD,  je  Ubiger  dieser  Zustand  dauert; 
>'  vinl  nnter  soläien  CmstAndeo  auch  stets 
'■'l'l  ivir  nehmen  hier  und  im  folgenden 
"inner  lo,  daB  das  WUmingsmeta]!  Gold 
--II  cingefuhit  Verden,  wenn  die  Arbitrage 
■  i.  cbm  Bd.  I  S.  228)  mit  ROcksicht  auf 
'*'  ti  Wechselkurs  und  das  jeweilige  Gold- 
ZQgoDsten  dieser  Rimesse  spricht 
'i-i-ttni  aber  haben  die  Papierwährungs- 
!«W  in   ihrer   Finanzbedrängnis  auch 
hulJfD  im  Auslände  aufgenommen,  die  in 
'•i't  ifi  verzinflcn  sind,  und  die  Beschaffung 
floldeff  bildet  dann  fflr  sie  die  Haupt- 

■  f^h"  der  Steigerungen  des  Ä^os.  Wenn 

nicht  leichtsinnigerweise  neue  Schulden 
ßor'hpii  vollen,  so  können  sie  die  nötigen 
Hi.iliingsinittel  im  Auslände  nur  durch  ver- 
^(■•■iirte  Warenausfuhr  erlangen.    Der  Zu- 
;4mmenhaDg  zwischen  dem  Agio  und  der 
-VI-  und  Auafiibr  von  Waren  ist  daher  für 
ReiirteiluDg  der  P.wirtschaft  eine  Fn^e 
"  l<tooderer  Wichtigkeit.   Zunächst  muß 
'  ^icwtelU  werden,  daß  der  Preis  des  Goldes 
'  f-  und  demnach  auch  das  Ooldagio  sich 
«otacb  parullel  mit  den  Preisen  der 
'nj^u  Waren  im  Inlande  bewegt  Das 
ist  ja  in  den  Papierwährungsländern 
nnr  eine  "Ware,  die  bald  mehr, 
'»Jl  wemiger  fdr  einen  bestimmten  Zweck 
-  in  dpT  Regel  für  die  Ausfuhr,  nur  bei 
■'O'wriluilidienT  panikartigen  Ziistfinden  zum 
'■';*4uri«r«i  —  gesucht  winl,  und  sein 
''''•1!'  t*w^  eich  daher  ebenso  seUistÄndig 
il^r  iiwend  einer  anderen  einzelnen 
*"f^.  für  die  eine  besonders  große  Nach- 
V  «der  «n  besonders  grows  Angebot 


auftritt  Daß  das  P.  ursprttngUch  auf  Gold 
lautete,  kommt  bei  einer  P.wirtschaft,  deren 
Ende  nicht  in  naher  Aussicht  steht,  gar 
nicht  in  Betracht.  Demnach  entspricht  dem 
GoldaMo  ein  Wertverlust  des  P.  gegenüber 
dem  Golde  oder  den  auf  Gold  lautenden 
ausländischen  Wechseln,  der  mehr  oder 
weniger  verschieden  sein  kann  von  der  Ein- 
buße an  Kaufkraft,  die  das  P.  gegenüber 
den  übrigen  Waren  erleidet.  Den  ersteren 
Wertverlust  bezeichnet  A.  Wagner  als  Ent- 
wertung, den  letzteren  als  Wertver- 
minderung des  P.  Man  kann  dement- 
sprechend einen  Aaßenwert  und  einen 
Binnenwert  des  P.  unterscheiden.  Die 
Preise  der  ausschließlich  vom  Auslande  be- 
zogenen Waren,  z.  B.  der  tropischen  Pro- 
dukte, werden  sich  unmittelbar  nach  dem 
Goldagio  richten;  bei  Fabrikaten,  die  aus 
ausländischen  Rc^toffen,  z.  B.  Baumwolle, 
her^stellt  werden,  kommt  das  Agio  für  die 
Preisbildung  immer  teilweise  mit  zur  Gel- 
tung, die  Preise  der  Landeserzeugnisse  da- 
gegen, die  Löhne  und  Mieten  sind  von  den 
Schwankungen  des  Agios,  wenn  auch  ni<^t 
vollständig,  so  doch  in  hohem  Grade  unab- 
hängig und  selbst  bei  einer  bedeutenden 
weiteren  Vermehning  des  F.  wird  der 
Binnenwert  desselben  nur  langem  und  all- 
mählich beeinflußt  Für  den  inneren  Ver- 
kehr ist  nun  einmal  ein  gewisser  Bestand 
aa  Zahlungsmitteln  erforderlich,  und  da 
k^ne  anderen  voriianden  sind  als  F.,  so  hat 
dieses,  falls  seine  Menge  nicht  vermehrt 
wird,  bei  zunehmender  Bevölkerung  und 
Produktion  Aussicht  auf  eine  allmähliche 
Hebung  seines  Binnen  wertes.  Daß  das  P. 
zu  einem  selbständigen  Gelde  und  von 
seiner  ursprünglichen  Metallgrundlage  un- 
abhängig wird,  ist  aufs  klarste  durch  die 
Erfahningen  in  Oesterreich  bewiesen  worden : 
der  Papiergulden  repräsentierte  ursprünglich 
einen  Silbergulden  mit  einem  Gehalt  von 
Vis  Pfd.  Feinsilber;  der  Wert  dieser  Silber- 
qiiantität  aber  war  bei  Erlaß  des  Münz- 
reformgesetzes von  1892  auf  140 — 145  Pfg. 
gesunken .  während  der  Kurs  des  Papier- 
guldens oedeutend  höher,  auf  165—170, 
stand.  Da  andererseits  der  Silbergulden 
dieselbe  gesetzliche  Zahlungskraft  hatte  wie 
der  Papiergulden,  so  er^b  sich  das  sonder- 
bare Verhältnis ,  daß  jener  sich  auf  den 
Papiergiilden  stützte  und  sich  dadurch  über 
seinem  Metallwert  behauptete.  Auch  in 
Rußland  hatte  der  Kreditrubel  schließlich 
einen  Kurswert,  der  den  Wert  des  in  dem 
Silbemibel  enthaltenen  Silbers  um  ein  Be- 
deutendes Überstieg. 

4.  Wirknng  auf  den  answärtigen 
HandeL  Im  allgemeinen  wird  nun  der 
Binnenwert  des  P..  wenn  es  den  Parikurs 
verloren  hat,  höher  stehen  als  sein  Außen- 
wert, wie  er  sich  im  Wechselkurse  oder  im 
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Goldpreise  darstellt.  Daraus  folgt  aber  eine 
Erleiehternog  der  Ausfuhr  und  Erschwerung 
der  Einfuhr  von  Waren.  Denn  für  das  als 
Preis  der  Ausfuhrwaren  bezahlte  Gold  er- 
hält man  eine  gewisse  Summe  in  F.,  das 
gegen  die  inländischen  Waren .  Arbeits- 
leistungen usw.  einen  höheren  Wert  behalten 
hat  als  dem  Golde  gegenüber.  Die  Ausfuhr 
würde  also  auf  diese  Weise  einen  Eitra- 
gewinn  ewieben,  doch  wird  dieser  bei  der 
schürfen  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte 
meistens  wieder  aufgeopfert,  um  den  Preis 
herabsetzen  und  brä  normalem  Gewinn  einen 
grOfieren  A1»atz  erzielen  zu  kennen.  Für 
die  Einfuhrwaren  aber  muß  bei  steigendem 
Agio  ein  erhöhter  Preis  in  P.  gefordert 
werden,  wenn  das  Ausland  denselben  Preis 
in  Gold  erhalten  soll;  dadurch  aber  wird 
der  Absatz  erschwert,  und  wenn  das  Aus- 
land sich  zur  Herabsetzung  des  Goldpreises 
seiner  Ware  entschließt,  so  bedeutet  dies 
ebenfalls  eine  Schädigung  seines  Ausfuhr- 
iiandels.  Ein  Sinken  des  Goldagios  wirkt 
umgekehrt  nachteilig  a\if  die  Ausfuhr  des 
Papierwährungslandes  und  begünstigt  die 
Einfuhr  ausländischer  Waren.  Diese  Ein- 
wirkungen des  Agios  auf  den  auswärtigen 
Handel  sind  denjenigen  ähnlich,  welche  die 
Schwankungen  des  Silberpreises  auf  die 
Aus-  und  Einfuhr  der  ostasiatischen  Silber- 
währungsländer  und  namentlich  Britisch- 
indiens ausgeübt  haben ;  inde»  bestand  doch 
der  wichtige  Unterschied,  daß  Indien  bis 
1893  alljährlich  große  Quantitäten  Silber 
einführte  und  ausmünzte,  also  die  Menge 
des  gegen  Gold  im  Werte  sinkenden  Geldes 
fortwährend  vermehrte ,  was  darauf  hin- 
wirkte, daß  die  Kaufkraft  der  Rupie  auch 
im  inneren  Verkehr  alimählich  abnahm.  In 
Oesterreich-Cngam  dagegen  blieb  die  Menge 
des  P.  Hörend  einer  längeren  Reihe  von 
Jahren  unverändert;  es  konnte  dann  bei 
einem  erniedrigten  Durchschnittskurse  all- 
mählich eine  gewisse  Ausgleichung  zwischen 
dem  Binnenwerte  und  dem  Außenwerte  des 
F.  eintreten,  und  die  erwähnten  Erschei- 
mm^n  traten  nur  in  mäßigem  Umfange  bei 
den  Schwankungen  um  jenen  Diurhscnnitts- 
kurs  hervor. 

Die  deutlichste  Vorstellung  erhält  man 
von  dem  Zusammenhang  des  Agios  mit  der 
Warenausfuhr,  wenn  man  den  keinesw^ 
seltenen  Fall  erwägt,  daß  ein  Papierwährungs- 
land infolge  von  Anleihen  dem  Auslande 
Ooldscbulden  zu  bezahlen  hat,  aber  kein 
Gold  imd  zunächst  auch  keine  in  Gold  zahl- 
baren Wechsel  auf  das  Ausland  besitzt.  Ein 
solches  Land  kann  seine  Verbindlichkeiten 
offenbar  nur  durch  Verkauf  von  Waren  im 
Auslände  erfüllen.  Aber  wie  verschaift  es 
sich  den  nötigen  Ueberschuß  seiner  Ausfuhr 
über  die  Einfuhr  auf  dem  vielleicht  schon 
ohnehin  überfüllten  Weltmarkt  ?  Hier  kommt 


ihm  der  Mechanismus  des  Agios  zu  Hilfe: 
die  Nachfrage  nach  Wechseln  auf  das  Aus- 
land und  demnach  auch  der  Eura  dieser 
Wechsel  steigt  so  lange,  bis  die  Ausfuhr- 
häudler  durch  den  Kursvorteil  in  stand  ge- 
setzt werden,  eine  ^nü^ude  Menge  Waren 
mit  normalem  Gewinn  im  Auslande  zu  ver- 
kaufen, um  daraufhin  Wechsel  in  dem  nötigen 
Betrage  ziehen  zu  können.  Der  Kursvoiläl 
aber,  durch  den  diese  vermehrte  Ausfahr 
ennOglicht  wird,  wäre  nicht  voriuudeOt  wenn 
der  rims  der  inländischen  Waren,  die  Löhne 
und  die  soiutigen  ProduktionBkosten  in  dcm- 
selben  Verhältnis  stiegen  wie  der  Kurs  Aa 
fremden  Wechsel  In  den  Häfen  und  sonstigen 
Ausfuhrplätzen  allerdings  werden  die  OroB- 
handelsprdse  der  Ausfuhrwaren  sehr  rasch 
durch  die  Wechselktu«  beeinflußt  Wenn 
z.  B.  in  Buenos-Ayres  der  Weclisel  auf 
London  im  Kurse  steigt  oder  sinkt,  so  wird 
dort  der  Weizenpreis  in  der  Hegel  sofort 
eine  Bewegung  in  derselben  Richtung  machen; 
aber  deshalb  wird  nicht  auch  der  den  Pro- 
duzenten bezahlte  Preis  im  ganzen  ljuide 
die  gleiche  Verschiebung  er&üu^n  imd 
namentlich  wird  trotz  solcher  Schwankungen 
der  Preis  des  Weizens  selbst  in  Buenos- 
Ayres  in  Gold  umgerechnet  immer  so  niedrig 
bleiben,  daß  die  Ausfuhr  lohnend  ist 

6.  Nachteile  der  P.wirtschaft.  Die 
Erleichterung  der  Ausfuhr  infolge  der  Ent- 
wertung des  P.  kommt  den  beteiligten  Privat- 
interessen allerdings  zu  gute ;  Volkswirt» 
sohaftlich  betrachtet  aber  ist  sie  eine  ebenso 
unerfreuliche  Erscheinung  wie  die  Ver- 
schuldung des  Landes,  die  das  Steigen  der 
Wechselkurse  hervomift  Sie  läuft  darauf 
hinaus,  daß  fQr  dasselbe  Quantum  Gold  oder 
ausländischer  Waren  eine  größere  Men^ 
von  Erzeugnissen  der  inländischen  Arbeit 
hingegeben  werden  muß  als  bei  einem 
niedrigeren  Stande  des  Agios.  Auch  im 
übrigen  haben  die  Wertschwankimgen  des 
F.  nur  schädliche  Wirkungen  für  die  Volks- 
Wirtschaft.  Sie  bringen  in  den  auswärtigen 
Handel  ein  aleatorisches  Element,  das  die 
Entstehung  ungesunder  Spekulationen  be- 
fördert; trotz  der  größeren  Stabilität  des 
Binnenwertes  des  P.  winl  anch  die  Sicher- 
heit des  inneren  Verkehrs  gefätirdet,  nament- 
lich wird  der  Wert  von  später  fälligen  Qeldr 
schulden  zweifelhaft  was  steigernd  auf  den 
Zinsfuß  wirkt,  weil  dieser  zugleich  eine 
Risikoprämie  enthalten  muß.  Aus  demselben 
Grunde  wird  auch  das  ausländisclic  Kapital 
entweder  von  der  Beteiligung  an  inländischen 
Unternehmungen  abgeschreckt,  oder  es  kann 
nur  zu  dem  Lande  ungflnstigen  Bedingimgeo 
herangeeogen  worden.  Die  auswärtigen  An- 
leihen, die  der  Staat  abschließt,  müssen  in 
Gold  verzinst  imd  zurückgezahlt  werden, 
und  diese  Belastung  kann  durch  hohes  Agio 
zu  einer  kaum  erträglichen  werden.  Die 
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rjiuilage  des  Staates  wird  dadurch  nicht 
M  Tendilimmert,  dafi  er  in  seiner 
.V(4  xn  einer  vetteren  Ausgabe  von  P.  greift 
i'il  tiadiircb  nodi  anheilvollere  ZuslAnde 
v  *'Jlt  Ulrdanl^]^erwährungaland  vollends 
ji  •nooa  Krieg  teiwiclcelt,  so  läuft  es  Gefahr, 
[•  «lie  sdiUmmate  AssignatenwirtffidiaEt  zu 
pTatea.  £s  hat  dann  eben'  schon  im  voraus 
HUf((i|neUe  erscbfipft^  die  ein  Staat  mit 
;  %'nloeten  Geldverh&ltnissen  im  Kriegsfälle 

•  r  Anweoilang  der  nötigen  Voreicht  mit 
VoTttul  benntzeo  kann.  Denn  darüber  kann 
.if-bi  wohl  ein  Zweifel  bestehen :  kein  Staat 
uaxi  unter  den  heutigen  Verhältnissen  einen 
unsere  Zeit  dauernden  Krieg  ohne  P^ausgabe 
iLuiren.  es  sei  denn,  daß  er  ihn  ganz  auf 

-ta  iktloa  und  auf  Kosten  des  Feindes 
^■ivüifochten  imstande  wäre.  Tatsächlich 
iT4t*-Q  auch  alle  Staaten  in  diesem  Jahrhundert 
.•!  ihTpn  Kriegen  das  P.  zu  Hilfe  genommen ; 
Preußen  und  der  Norddeutsche  Bund 
bei  den  ungewöhnlich  glücklichen 
sni-L-ea  vi«  ISßö  und  1870  wenigstens  einen 
Ahititg  mit  der  Emission  der  oben  erwähnten 
[Ud-^benAkassenscheine  gemacht.  Anderer- 

.b  s<>igt  das  Beispiel  Frankreichs,  daB  es 
<f\'li';h  ist,  sogar  einen  unglücklichen  Krieg 
<ii.T  ['.  xi>  fübrcu«  ohne  daS  ein  erhebliches 
in»  onftritt  Üie  Hauptsache  dabei  ist, 
••ili  mu  so  bald  wie  mißlich  damit  beginnt, 
»^-«■11«  durch  Anleihen  wenigstens  teil- 

•  wieder  zurückzuzahlen. 

A.  Die  Wiederberstellang  der  Valuta, 
Mlirdings  besteht  die  theoretische  Mög- 
ü'i.'it,  dafi  ein  P.  einen  festen  Kurs  gegen 
•••t'l  und  auf  tiold  lautende  fremde  Wechsel 
-iuii[)te,  dail  also«  um  einen  von  Knapp 
iialteoeu  (übrigens  nicht  auf  das  P.  b&- 
■JloltteD)  Ausdruck  zu  brauchen,  ein  rein 
■'uurtalifttiBcbefi'*  Oeldwesen  ohne  Schaden 
'V  ibn.  Üemcinwuhl  Bestand  gewinne.  Aber 

•  hiiiher  dagewesene  und  noch  vorhandene 
•..'■-niJi^he,  d.  h.  nncinlösliche  P.  war  und 
•I -m  Xotstandsprodukt,  zu  dem  die 
''•«r-fftnden  Staaten  in  Zeiten  schwerer 
•■•aozieUer  Verlegenheit  ihre  Zuflucht  ge- 
•'■anwD  hatiCD,  nline  Rücksicht  auf  die  aa- 

|^h  entstehende  Schädigung  allgemeiner 
'  ■»•wirtschaftlicher Interessen.  WennFrank- 
"■'h  in  der  neuesten  Zeit  eine  schwere 
l-  mit  einem  bis  dahin  unerhörten  Erfolg 
'-<t4,ii|i-n  liat.  60  hatte  es  dies  ohne  Zweifel 
'  alltro  dem  festen  Vertrauen  der  Be- 
'l-:-ning  und  des  Auslandes  zu  verdanken, 
»"  *\v:  Uarzalilungen  nach  dem  Kriege  ganz 
-  'ili  hold  wieder  aufgenommen  werden 
*«nlffi.   Uel)erhaupl  bleibt  die  P.wirtsuhaft 
■ '  ''T'!«!  heutigen  {»oUlischen  und  finanziellen 
''rLiltoits^n  der  Kulturstaaten  ein  Uebel, 
T.<\'liuhst  bald  und  selbst  mit  bedeutenden 
''if-n  1)4!£oitig1  werden  muß.    Auch  die 
•*>ikr,  die  Reit  Jahren  und  Jahrzehnten  in 
<  'i-ri  nbnormen  Oeldverltältnisseu  ans- 


gehfurt  haben,  müssen  die  Wiederherstellung 
des  Hetallumlaufe  als  ein  Hauptziel  ihrer 
Finanz-  und  Wirtschaftspolitik  betroditen. 
Die  Einziehung  des  sämuichen  P.  oder  die 
volle  BQckzahlung  der  von  dem  Staat  in 
uneinlöslichen  Koten  bei  einer  Bank  auf- 
genommenen Schuld  ist  die  gründlichste 
Beseitigung  der  P.wirtsohaf t ;  wenn  diese 
sich  nicht  durchführen  läßt,  so  muß  die 
Menge  des  P.  weni^tens  so  weit  vermindert 
werden,  daß  der  Rest  mit  Sicherheit  für 
stets  gegen  Metall  einlöslich  erklärt  werden 
kann.  Es  fragt  sich  nun  aber,  zu  welchem 
Kurse  die  Umwandlung  des  Papieres  in 
Metall  erfolgen  soll.  Hat  die  Papierwirt- 
schaft nicht  lange  gedauert  und  ist  in  der 
Bevölkerung  stets  der  Gedanke  lebendig  ge- 
wesen, daß  das  Papier  nur  vorübei^ehend 
als  Vertreter  des  Metallgeldes  umlaufe  und 
so  bald  wie  möglich  wieder  eingelöst  werden 
solle,  so  ist  es  angemessen,  daß  das  P., 
selbst  wenn  zeitweise  ein  hohes  Agio  be- 
standen hat,  wieder  auf  seinen  vollen  ur- 
Bprünglichen  Nominalwert  gehoben  und  zu 
diesem  eingelöst  werde.  Wenn  dagegen  die 
Papierwähning  lange  Zeit  bestanden  hat,  die 
Aussicht  auf  Einlösung  des  P.  zum  Parikurse 
verschwunden  und  es  zu  einem  niedrigen 
Kurse  tatsächlich  zum  allgemeinen  Wertmaß 
geworden  ist,  so  kann  nur  die  sog.  Methode 
der  Devalvation  zur  Anwendung  kommen, 
d.  h.  es  ist  eine  neue  Geldeinheit  einzuführen, 
die  dem  durchschnittlichen  Kurse  des  P.  in 
in  der  letzten  Zeit  entspricht,  und  die  Ein- 
ziehung und  Einlösung  desselben  hat  gegen 
eine  gleiche  Summe  in  diesem  neuen  Gelde 
zu  erfolgen.  So  wäre  es  offenbar  eine  schwere 
Benaclxteilieung  aller  Schuldner  ^wesea, 
wenn  nun  bei  der  Reform  des  mssisohen  F. 
im  Jahre  1839  den  Assignatenmbel,  der  seit 
mehr  als  20  Jahren  einen  Kurswert  zwischen 
2t)  und  30  Kopeken  gehabt  hatte,  wieder  auf 
einen  ganzen  Silberrubel  gesetzt  hätte.  Bei 
der  russischen  Geldreform  von  1897  spricht 
man  Übrigens  mit  Unrecht  von  einer  Deval- 
vation. Denn  Rußland  hatte  bis  dahin  ge- 
setzlich reine  Silberwährung  und  der  Kredit- 
rubel repräsentierte  daher  ausschließlich  den 
Silbernibel,  dieser  hatte  aber  zur  Zeit  der 
fieform  iiautn  noch  einen  Metallwert  von 
160  Pfennigen,  und  allen  berechtigten  Forde- 
nmgen  war  genügt,  wenn  die  Einlösung  des 
Pajiierrubels  gegen  Cro  1  d  zu  dem  Kurse 
von  216,  annähernd  dem  Durchschnitt  der 
letzten  10  Jahre,  gewährt  w^urde.  Auch  in 
Oesterreich  ist  1892  der  Wert  der  neu  ein- 
geführten Krone  (--  üuldeo)  in  Gold 
höher  als  der  Metallwert  eines  halben  Silber- 
guldens und  nach  dem  Durchsehnittskurs 
des  Papierguldens  im  letzten  Jahrzehnt  fest- 
gesetzt worden. 

7.  Das  P.  in  den  wlcliti^ten  Lindern. 
Im  Altertum  und  im  Hittelalter  kommen  zwar 
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hier  und  da  Umlaofamittel  vor,  die  Aebnlich- 
keit  mit  dem  P.  haben,  jedoch  ist  dasselbe  in 
seiner  jetzigen  Form  and  Bedeatting  erst  seit 
dem  Ende  des  17.  und  dem  Anfang  dea  18.  Jahrb. 
anfgetreteo.  Vorher  nnd  anch  noch  nachher  — 
wie  die  Münzoperationen  Friedriche  des  Großen 
während  des  7  jährigen  Krieges  zeigen  —  griffen 
die  Staaten  in  finanziellen  Nöthen  tu  der 
Uanzrerachlechternng,  die  ja  auch  nichts  anderes 
sein  soUte  als  eine  Ausgabe  von  Kreditgeld, 
nnd  es  bedurfte  einer  hohen  Entwickelnng  des 
fiSentlicben  Kredits,  bis  derselbe  Zweck  dnrdi 
ein  seinem  Stoffe  nach  gänzlich  wertloses  Qeld 
erreicht  werden  konnte.  Die  erste  große  P.- 
wirtschaft,  die  1720  mit  einer  schweren  Kata- 
strophe endigte,  knüpfte  sich  in  Frankreich  an 
das  sog.  „System"  Laws  (s.  Art.  „Mississippi- 

fesellachaft"  oben  S.  495  fg).  In  Amerika  gab 
ie  Kolonie  Massachosetts  seit  1690  nach  nnd 
nach  P.  in  übermäßiger  Menge  ans,  so  daß  es 
1749  nur  noch  Vit  seines  Normalwertea  In  Gold 
besaß.  Aach  die  Qbrigen  englisch-amerikanischen 
Kolonieen  hatten  nm  diese  Zeit  eine  mehr  oder 
weniger  entwertete  Papierwährung.  Während 
des  Unabbängic^keitskriegs  gaben  die  Kolonieen 
gemeinschaftucb  das  sog.  „Kontinentalgeld"  aus, 
das  Bchließlicb  fast  wertlos  und  17S1  im  Ver- 
hältnis Ton  1 : 20  gegen  Terzinsliche  Certifikate 
eingelöst  wurde.  Noch  berüchtigter  sind  die 
französischen  Assignaten  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  I 
S.  256).  Nicht  viel  besser  als  P.  war  das  in 
Schweden  1716—1719  ansg^bene  Zetchengeld 
in  Knpfer.  Auch  Rnßland  hatte  1658—1663 
einen  Übermäßigen  Umlauf  von  Knpfe^eld,  daß 
sich  ebenso  stark  entwertete  wie  P.  Im  J.  1768 
wurde  wiederum  eine  Kupferwfthmng  einge- 
fahrt,  ans  der  dann  die  P.wirtsebaft  hervorging. 

Die  erste  moderne  P.wirtsebaft,  die  zu- 
gleich den  Ausgangspunkt  einer  eingehenderen 
wiBsenscbaftlichen  Behandlung  dieser  Frage 
bildete,  war  die  engtische,  die  i.  J.  1797  mit 
der  „Bankrestriktion",  d-  h.  dem  Verbot  der 
ferneren  Einlösung  der  Noten  der  Bank  Ton 
England  ihren  Anfang  nahm.  Die  Bank  hatte 
dem  Staate  große  Vorschflsse  gemacht,  nnd  der 
Barrcnrat  war  so  sehr  zusammengeschmolzen, 
daß  sie  nicht  mehr  imstande  war.  ihrer  Ein- 
lösun^späicht  nachzukommen.  Anfangs  hatten 
die  ^oten  keinen  Zwangakurs  nnd  ois  1800 
zeigte  sich  kein  nennenswertes  Agio.  Seit  1801 
jedoch  bewegte  es  sich  bis  1810  zwischen  4  und 
12%  und  in  dem  letzteren  Jahre  stieg  es  auf 
mehr  als  Im  J.  1811  wurde  bei  Strafe 

Terboten,  Goldmünzen  zu  einem  höheren  Nomi- 
nalwert in  Papier,  und  Banknoten  zu  einem 
niedrigeren  in  Gold  anninehmen;  aber  die  Ent- 
wertung der  Noten  zeigte  sich  darum  nicht 
weniger  deutlich  in  dem  Preise  des  Barren- 

foldes  und  der  fremden  Wechsel.  Uebrigens 
onnten  die  Goldmünzen  leicht  zu  Barren  ein- 
geschmolzen werden,  obgleich  dies  von  alters 
her  verboten  war.  In  den  Jahren  1813  und 
1814  stieg  das  Goldagio  auf  30— 40%,  nach  Be- 
endigung des  Krieges  aber  ging  es  rasch  zu- 
rück,  und  1819  wurde  durch  die  erste  Peelsche 
Bankakte  die  Wiederherstellnng  der  Barzahlung 
mittels  einer  abgestuften  Hebung  des  Gold- 
wertes der  Banknoten  angeordnet.  Der  normale 
Zustand  sollte  am  1./V.  1823  wieder  erreicht 
werden,  tatsächlich  war  aber  das  Agio  schon 
1821  verschwunden. 


Frankreich  hat  im  19.  Jahrb.  zwei  P.' 

Serioden  durchgemacht,  nnd  zwar  wurden  beide 
[ale  die  Noten  der  Bank  von  Frankreich  durch 
Suspendierung  ihrer  EiuIÖtüichkeiC  zu  P.  ge- 
macht  Die  erste  Periode  begann  nnmittelwir 
nach  der  Februarrevolution  von  1848  und  er- 
reichte ihren  formellen  Al«chluß  durch  das  G. 
T.  67VIIL  18&0j  nachdem  die  Bank  schon  längere 
Zeit  vorher  freiwillig  die  Noten  wieder  ein^Ost 
hatte.  Infolge  einer  rasch  vorübergehendem 
Panik  entstand  im  März  1848  zeitweilig  ein 
ziemlich  hohes  Goldagio  (bis  12%),  wSbrend 
gleichzeitig  die  Noten  dem  Silber  gegenüber, 
aas  damals  das  Hauptwährungsmet^  Frank- 
reichs bildete,  den  Parikurs  fast  vollständig  be- 
haupteten. Seit  August  1848  war  überhaupt 
Ton  einer  Entwertung  der  Not«n  nichts  mehr 
zu  bemerken.  Zum  zwuten  Mol  wurde  der 
Zwangsknrs  und  die  Uneinlöslichkeit  der  Noten 
am  lyvni.  1870  dekretiert  und  zagleich  dem 
Staate  bei  der  Bank  ein  Kredit  bis  xn  IdOO  Hill, 
eröffnet  Anch  dieses  Mal  behauptete  sieb  der 
Knrs  der  Noten  selbst  während  des  Krieges  mit 
bemerkenswerter  Festigkeit.  Den  bSchsten 
Stand  erreichte  die  Goldprämie  infolge  gewisser, 
mit  der  Zahlung  der  Kriegaentsch^igung  zu- 
sammenhängender Operationen  Ende  Oktober 
1871  mit  2,2-2,4  «/o,  nnd  in  den  Jahren  1872 
und  1873  verschwand  sie  fast  vollständig.  Der 
Staat  verpflichtete  sich,  seine  Kriegsschuld  bei 
der  Bank  in  jährlichen  Raten  von  200  Mill. 
Frcs.  zu  tilgen,  und  die  Bank  sollte  die  Ein- 
lösung ihrer  Noten  vrieder  aufnehmen,  wenn  die 
Schuld  auf  300  Mill.  Frcs.  berabgebracht  sei. 
Das  war  am  l./1. 1878  der  Fall,  die  Bank  hatte 
aber  damals  schon  seit  einigen  Jahren  ihre  Noten 
freiwillig  wieder  eingelöst.  Die  unbeschränkte 
gesetzliuie  Zablungskraft  der  Noten  wurde 
dauernd  beibehalten,  ebenso  das  Prinzip  der  ge- 
setzlichen Festsetzung  der  Gesamtaumme  der 
znlässij^en  Notenemission.  In  der  P.periode  be- 
trug dieses  Maximum  anfangs  1800  MiU.,  bald 
aber  schon  2400  Hill.,  seit  Dezember  1871  2M00 
Mill.  und  seit  JuU  1872  8200  MUL  Frcs.  Nach 
1878  ist  es  noch  wiederholt  weiter  erhöht  worden 
(s.  in  Art  .Noten«  und  Zettelbank"  oben 
S.  572). 

In  Preußen  wurden  durch  V.  v.  i^lL  180$ 
Tresorscbeine  eingeführt,  die  mit  ffewifsen  Aas- 
nahmen gesetzliche  Zablnngskraftliaben  und  in 
mehreren  Städten  jederzeit  auf  Verlangen  gegen 
Metallgeld  eingelöst  werden  rollten.  *U 
Zahlungen  an  die  königlichen  Kassen  mußte 
in  solchen  Scheinen  geleistet  werden.  Nach  den 
unglücklichen  Kriegsereignissen  wurden  die 
Bealisaticmskassea  im  Oktober  geschlossen,  an- 
dererseits auch  der  Zwangsknrs  utangs  «af* 
gehoben,  jedoch  die  Vorscmift,  daß  '/i  der  Ab- 
gaben in  Tresorscheinen  zu  bezahlen  sei,  bei- 
behalten. Im  Oktober  1807  aber  wurden  sie 
wieder  zu  gesetzlichen  Zahlnngsmitteln,  aber 
nach  ihrem  Kurswerte,  erklärt  und  anch  toi 
den  öffentlichen  Kassen  nur  zu  diesem  ange- 
nommen. Nach  einer  V.  v.  IL/II.  1809  i*doch 
mußten  die  Zahlungen  Ton  20  nnd  mehr  Talern 
bei  den  Kassen  zu  '/«  i»  Scheinen  nach  dem 
Nennwert  geleistet  nnd  angenommen  werden. 
Der  Kurs  schwankte  sehr  stark  und  sank  im 
Juni  1813  sogar  bis  auf  H%  des  Nennwcfts, 
am  Schlosse  des  Jahres  1815  dagegen  war  er 
wieder  auf  99  '/i  7o  gestiegen.  Dunk  KAbinett»- 
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•in  T  21./XiI.  1S24  wurden  die  Tresoracbeine 
•Inn  GeumtsTuanie  ttbrigens  nur  9,1  Hill.  TIr. 
i'tnui)  durch  ein  neues  einlSflUches  F.,  die 
KiMoanweisuDgen,  erntet  Die  ßesamtsninme 
t-rwlkea  stieg  allmählich,  nachdem  1851  auch 
.'•MiJL  TIr.  in  Darlehoskassenseheinen  in  dieses 
!'  niceeiraiidelt  worden  waren,  auf  30^8  Mill. 
rir  Bd  der  Urandnng  des  Deutschen  Reiches 
*  IT  jtdoch  das  preußische  P.  anf  20  478  000  Tlr. 
fanisdert-  Die  meisten  Übrigen  deatschen 
BmlMtauteB,  namentlich  auch  mehrere  von 
'ti  klnniten,  hatten  einen  TerhKItnismäfiijr 
sodieiCB  Betragausge^ben,  und  die  sog.  «wilden^ 
I  it«rvheine  waren  eine  Plage  fit  den  Verkehr, 
■  »dU  Prenfien  und  mehrere  andere  Staaten 
iu  (lemde  P.  in  ihren  Gebieten  verboten-  Im 
AiMliInll  an  die  dentscbe  MUnEreform  wurde 
-1.011  anch  durch  das  t.  30  /IV.  1874  das  P.- 
vc^n  dtsBcdches  {geregelt  Im  tanzen  hatten 
omalft  die  Einzelstaaten  61 374  000  Tlr.  in  P. 
i'ittegeheu,  das  jetst  einzuziehen  und  zum 
rn'ibtenTeü  durch  die  ntjum  Beicfaskassenscheine. 
iif  eiaUklidi  nnd  und  gegen  Private  keine  ge 
«tiliche  Zablnagakraft  finitzen.  zu  ersetzen 
«IT.  Jeder  Staat  erhielt  einen  seiner  BevOlke- 
rme  eniiprechenden  definitiven  Anteil,  au£er- 
iea  kber  einen  Vorschnß  von  */i  des  etwa  ein* 
noebenden  Betrags,  der  bis  zum  l./L  1891  ge- 
Tiljft  Verden  maßte.  Die  definitiv  auszugebeude 
-anme  itt  auf  120  Hill.  M.  festgesetzt,  die  an- 
''»a^lkht  Emiaaion  aber  betrufi;  174"/«  Hill.  U. 
'«11  liiEll  ist  der  gesetzlichen  Vorschrift  gemSß 
in  NormalfltaBd  hergestellt  Durch  das  O.  v. 
im  lüUft  iind  die  anf  <^  und  60  M.  lautenden 
bärhikaaaeiuclieine  durch  solche  zu  10  M.  er* 
*'A  «ordes,  neben  denen  es  nur  noch  5  H.* 

kiae  gibt 

la  Oesterreich  wurde  1797  die  EinlSsung 
Ut  Notes  der  Wiener  Stadtbank  suspendiert 
Üe  Menge  derselben  im  Verlauf  der  Kriege- 
r'iten  fibenn&flig  vermehrt.  Dementsprechend 
^•qL  sDch  der'Kurs  immer  tiefer,  so  daß  i.  J. 
><i  HKlfl  in  Hönze  =  ISCOfl.  in  Papier  standen. 
Auf  Gnud  einer  V.  v.  20/11.  1811  wurden  sie 
III  VuhlltBis  von  öll  gegen  ein  neues P.  (die 
-s  Wiener  WAhmng)  euBelOst,  das  aber  eben- 
iit'f  Ud  wieder  einer  behütenden  Entwertung 
ffVl  Mit  Hilf^  der  1816  gegründeten  Oester- 
r'-'<liiK>heo  Nationalbank  wurden  dann  die  Qeld- 
i'ffcaJtalMe  wieder  in  Ordnung  gebracht  Obwohl 
<*f  VcraUTorralderBankxnweilen  in  bedenklicher 
V  tuc  iDwmmenschDiolz,  gelang  es  ihr  doch,  bis 
■MH  i\t  EinlAillchkeit  ihrer  Noten  aufrecht  zu  er- 
Ukh.  Im  Hai  des  eenannten  Jahres  aber  sah 
*i-  ijcb  gtfliltigt  die  Barzahlungen  einzustellen, 
«od  darvb  eine  VerfHgung  vom  22./V.  1848  er* 
'•>u\\to  ihre  Noten  Zwangskurs.  Die  Schuld  des 

Uta  war  S«de  181»  auf  189  Hill  11.  Konv.-H. 
r-»tirv«a.  and  außerdem  hatte  er  fttr  68.6  HilL  Ü. 
iTfiaalicbe  Kaseeoan  Weisungen  mit  Z  wangs- 
\«t  Duil  onvenciaaliche  Anweisungen  anf  die 
uteuiiebeii  Einkünfte  aiugegeben.  Das  nnein- 
l'Jube  and  unverzinsHciie  Staatapapiergeld 
nrdt  ia  den  fol^uden  Jahren  noch  oedeutend 
"-rsHltn,  ceitweise  durch  Banknoten  ersetzt, 
if^  aber  wieder  als  solches  hergestellt.  Seine 
■•-«BiiniiBBe  sollte  nach  einer  Bestimmung 
*•«  im  mnt  3li  Hill.  bescbrAukt  sein.  Jedoch 
u  M  fiel  hoher  steigen  kSoneSt  als  die  Summe 
«r*,iendulieben)SalmenKheioe,  deren  Haiimum 
1(1)  IUI  IL  betrlgt,  Termindert  wOrde.  Die 


Nationalbank  hatte  im  November  1858  be- 
gonnen, ihre  Noten  (jetzt  auf  Crulden  6.  W. 
nach  der  Udnzkonvention  von  18Ö7  lautend) 
wieder  einzulösen,  aber  der  drohende  Krieg  von 
1869  brachte  die  Reform  wieder  zum  Stillstande, 
und  die  Bankschuld  des  Staates  erreichte  Ende 
1859  die  nie  dagewesene  Höhe  von  300  Mill.  fl. 
In  den  folgenden  Jahren  wurde  sie  jedoch  be- 
deutend vermindert,  and  nach  dem  die  VerbKIt- 
nisse  der  Bank  neu  ordnenden  Q.  v.  27./XII. 
ISlSä  soUte  sie  bis  Ende  1866  auf  80  Hill,  herab- 
gehrocht  werden.  Die  fBr  1866  in  Aussicht  ge- 
nommene Wiederherstellung  der  Valuta  wurde 
abermals  durch  den  Krieg  verhindert,  und  so 
blieb  die  aas  uneinlösUchen  Banknoten  und 
Staats-P.  bestehende  Papierwährung  bis  zn  dem 
Beformwerk  von  1892  in  voller  Herrschaft.  Das 
SUberagio,  das  1^  anf  00%  gestiegen,  1868 
aber  fast  verschwunden  war,  erreichte  1SÖ9  sein 
Maximum  mit  63  ^/o;  dann  ging  es  im  ganzen 
wieder  znritck  and  infolge  der  sOberentwertnng 
sank  es  schließlich  auf  Null ;  nachdem  dann  1879 
die  Prägung  für  Private  eingestellt  worden  war, 
stand  der  wert  des  Papierguldens  Uber  dem 
Hetallwert  des  Silbergaldens  nnd  an  die  Stelle 
des  Silberagios  trat  jetzt  ein  Goldagio,  das  aber 
mttnzrechthch  eine  andere  Bedeutung  hatte. 
Die  Reform,  die  durch  das  Osterreichisäie  G.  t. 
2./VIII.  1892  und  ein  gleichzeitiges  un^risches 
Gtesetz  eingeleitet  wuroe,  sollte  die  Wiederher- 
stellung der  Valuta  auf  der  Basis  der  Gold- 
währung herbeifOhren.  Der  Gulden  wird  hier- 
nach nicht  nach  seinem  Silberwert,  sondern  nach 
dem  höheren  Kurswert  des  P.  g^n  die  Oold- 
währongständer  —  zu  rund  170  Pf^.  —  ein- 
gezogen und  durch  die  nene  Mfinzeinbeit,  die 
Krone  (==  86  Pfg.)<  ersetzt.  Die  Summe  des 
zu  beschaffenden  Goldes  soll  812  Mill.  fl.  be- 
trafen, also  zar  Einziehung  des  Staats-P.  aus- 
reicnen,  und  von  diesem  Betrage  kommen  70% 
anf  die  cisleltbanische  und  307»  auf  die  unga- 
rische Beichsbälfte.  Die  Herbeiziehnng  des 
Qoldes  ist  ohne  Schwierigkeit  erfolgt  und  200 
Mill  fl.  in  Staatsnoten  (zun&chst  die  1  fl.-Noteu) 
sind  teils  durch  die  neuen  silbernen  Kronen* 
Stucke  (Scheidemünze),  teils  durch  Silbergulden 
(Doppelkronen)  und  Banknoten  eingelöst  worden. 
Jedoch  ist  der  letzte  Schritt,  die  gesetzliche 
Herstellung  der  Einlöalichkeit  der  Banknoten  in 
Gold,  noch  nicht  erfolgt.  Sie  werden  indes  in 
der  Begel  tatsächlich  eingelöst  und  ihr  Kurs 
ist  nur  in  den  ersten  Jahren  nach  der  B«form 
zeitweilig  einige  Prozente  unter  dem  neuen 
Pari  geblieben. 

In  Rußland  worden  seit  1768  Rubel- 
assignaten  ausgegeben,  die  gegen  Knpfergeld 
einlöslich  sein  sollten.  Seit  1786  wurde  die 
Menge  dieses  P.  immer  weiter  vermehrt,  nnd 
in  gleichem  Haße  schritt  auch  seine  Entwertung 
fort.  Im  Jahre  1815  standen  10  >  Silbermbel 
=  423  Papierrabel.  Durch  einen  Ukaa  vom 
1./VII.  18:-19  worden  100  Rubel  Silber =35U  Rubel 
Papier  gesetzlich  fixiert  und  1843  wurden  die 
letzteren  nach  diesem  Wertverh&ltnis  gegen 
Reichskreditbillets  eingezogen.  Diese  sollten 
stets  gegen  Metallgeld  bei  den  Einlösnngskassen 
in  Petersburg  und  Moskau  eingewechselt  werden 
können.  Beim  Betrinue  des  Erimkrieges  (185^ 
aber  wurde  die  Einlösung  eingestellt,  nnd  es 
begann  eine  nene  Periode  der  P.wirtsch^  mit 
eium  allmftblich  anf  26—30  steigenden  Agio. 
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Der  orieDtaliscbe  Krieg  veranlaßte  1877  eine 
zeitweilige  Vemebrang  des  P.  (das  seit  1860 
iD  der  Form  von  Noten  der  Beichsbank  er- 
scheint) um  400  Hill.  Rubel  und  dodnrch  eine 
weitere  bedeateude  Entwertung^  derselben.  Aacb 
später  sank  der  Kurs  noch  weiter  nnd  1887  er- 
reichte er  in  Berlin  seinen  tiefsten  Stand  mit 
164  (statt  324  nach  dem  frfiheren  Pariwerte). 
Von  den  Finanzministera  Wiscbnegradski  nnd 
Witte  warde  mit  großer  Energie  nnd  anßer- 
ordentlichem  Erfolge  die  Ansammlang  von  Gold 
bei  der  Reichsbank  und  dem  Beichsschatz  be- 
trieben, nnd  so  war  im  September  1897  die 
enorme  Snmme  von  114ö  HUI.  Babel  (zii  2,16  H.) 
in  Gold  znsammeu  gebracht,  während  die  Snmme 
der  vorhandenen  Noten  nnr  1126  Hill,  betrug. 
Schon  im  Herbst  18^  hatte  das  Finanzministe- 
rium den  Halbimperial  fest  anf  7^  Kreditmbel 
(diesen  also  anf  216  Pfennige,  mehr  als  60% 
über  seinen  Silberwert)  tarifiert,  and  die  Reichs- 
bank  gab  zn  diesem  Kurse  auch  schon  Gold 
geilen  P.  ab.  Durch  einen  Ukas  vom  S.jlb.ll. 
1897  erhielten  die  Imperiale  nud  Halbimperiale 
ein  ihrer  neaen  Bewertung  entsprechendes  Ge* 
präge,  und  ein  Ukas  vom  29./VIlI./10,/IX.  1897 
bestimmte,  daß  die  Kreditbillets  nur  durch  Gold 
zu  decken  seien,  und  zwar  so,  daß  die  Summe 
der  nicht  metallisch  gedeckten  Billets  höchstens 
300  Mill.  betragen  dnrite.  In  Wirklichkeit  waren 
die  umlaufenden  Noten  schon  voll  gedeckt,  da 
der  Staat  die  Goldbestände  des  Schatzes  fast 
gftnclich  ebenfalls  der  Beichsbanh  Uberwiesen 
hatte.  Ein  Ukas  vom  14./2ß/XI.  stellte 
die  gesetzliche  EinlJSslicbkeit  der  Noten  gegen 
Gold  fest,  und  somit  hatte  die  russische  P.Wirt- 
schaft ihr  Ende  erreicht.  Das  neue  Geldsystem 
hat  sich  auch  während  des  Krieges  nnd  sogar 
während  der  auf  diesen  folgenden  Periode 
politischer  Unruhen  bisher  befriedigend  be- 
hauptet. Der  Kurs  der  Bauknoten,  der  früher 
in  Berlin  meistens  anf  216,£0,  also  etwas  Über 
Pari  stand,  sank  im  Jnli  1906  nach  der  Anf- 
ICsung  der  Duma  vorübergehend  anf  2t2,  stieg 
aber  im  August  wieder  auf  216.  Der  Bar- 
vorrat der  Beichsbank  betrug  Ende  August 
1180,3  Hill.  Bubel  (davon  807,3  in  Gold  und  316,a 
in  ausländischen  Goldwechseln  und  Guthaben) 
bei  einem  Notenumlauf  von  1146,3  Mill.  Rnbel. 

In  Italien  wurde  1866  infolge  des  Krieges 
der  Zwangskurs  der  Noten  der  Nationalbank 
eingeführt.  Später  wurde  dieses  P.  durch  die 
fBr  Bechnnng  dea  Staates  von  den  6  damals 
vorhandenen  Notenbanken  ausgegebenen  Kon- 
sortialnoten  ersetzt,  deren  Summe  schließlich 
anf  940  Alill.  stieg,  während  das  Goldagio  sich 
zvrischen  6  und  2U  %  bewef^e.  Auf  Grund  des 
G.  V.  8./IV.  1881  wurden  mittels  einer  Anleihe 
600  Mill.  Lire  zum  Pariwerte  gegen  Metallgeld 
eingezogen  und  340  Mill.  als  einlGsliches  Staats-P. 
beibehalten.  Durch  die  auswärtige  Verschuldung 
des  Landes  gestalten  sich  jedoch  die  Kurü- 
verbftltnisse  nach  einigen  Jahren  wieder  un- 
gOnstiger,  es  trat  wieder  ein  Ooldagio  von 
mehreren  Prozent  anf  nnd  die  Banken  lösten 
ihre  Noten  nicht  mehr  in  Gold,  sondern  in 
Staats-F.  ein.  Durch  ein  Dekret  vom  21.11. 1894 
wnrde  die  Snmme  des  letzteren  wieder  auf 
€00  Mill.  Lire  erhübt  und  seine  Einlösung 
suspendiert,  so  daß  Italien  jetzt  wieder  tatsäch- 
lich Papierwährung  hat  Der  Kurs  ^egen  Paris 
ging  in  den  ersten  Jahren  um  einige  Prosent 


zurück,  hat  sich  aber  in  der  neueren  Zeit  stet« 
sehr  nahe  dem  Pari  behauptet. 

In  des  Vereinigten  Staaten  wurden 

1861  beim  Beginn  des  BQrgerkriegea  anlOslicfae 
Schatznoten  ausgegeben,  die  Akte  vom  S&-/1L 

1862  aber  ersetzte  diese  durch  nene  Noten  (die 
sog.  Greenbacks),  die  nicht  mehr  auf  Veriangen 
einllislich  waren  und  mit  gewissen  Ansnabmen 
den  Charakter  von  gesetzlichen  Zahlungsmitteln 
erhielten.  Ihre  Summe  war  anfangs  auf  150  MiU.  • 
beschränkt,  wurde  aber  durch  spätere  GexeLze 
bis  auf  4ÖÜ  Mill.  $  erhöbt  Das  Gotdagio  stieg 
im  Jnli  1864  bis  auf  164%.  Nach  Beendigung 
des  Krieges  begann  man  mit  der  Einziehung 
dea  F.,  die  Inflationistische  Partei  aber  ver- 
hinderte diese  Maßregel,  nnd  so  ist  noch  immer 
eine  Snmme  von  346  661 000  S  in  Bnudesnoten 
mit  gesetzlicher  Zahlnngskraft  im  Umlauf  ge- 
blieben, die  aber  seit  dem  l./L  1879  in  OoU 
eiulifslich  sind.  Zor  Sicherstellung  der  Ein- 
lösung wird  beim  Schatzamt  nach  dem  O.  v. 
14./11I.  1900  ein  Fonds  von  ISO  Mill.«  in  Gold 
gehalten.  Die  beim  Schatzamt  eingebenden 
Bundesnoteu  sollen  nach  diesem  Gesetz  nur  gegen 
Gold  wieder  ausgegeben  werden  dürfen. 
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PaptarUdnttrie. 

Die  £rfiii(1uDg  der  Papierbereitung  wird 
.  i!  die  ChiDCfieti  zurflcligef ührt ,  welche 

-  vor  dem  Be^n  iiDserer  Zeitrechoung 
>tc>  Paiiier  aus  den  Fasern  verschiedener 
.''lanzeiiBorten  vornehmlich  zu  Schreib- 
;«-'lien  herstellten.   Von  China  ans  fand 

-  Kunst  allmfthticfa  in  den  benachbarten 
lOAtlfm,  insbesondere  Japan,  Eingang.  Seit 
-.-m  S.  Jahrh.  wurde  sie  von  den  Arabern 

I  Vtrfaindung  mit  ihren  wiBsenschaftlichen 
!^*in-biingen  eifrig  gepflegt    Erst  infolge 

-  r  Kretmflge  gelangte  die  Kenntnis  der 
r  'i{ii>^beratnog  zu  den  abendlfindischeo 
'  ■'li^-m.  Nun  Würden  bald  in  allen  euro- 
;äj-  hon  Kulturländern  der  damaligen  Zeit 
i't^^'^jUilen  angelegt  Einen  außerordcnt- 

■  '  AnfRchwiing  nahm  die  Papierbereitung 
"tt  der  firfinduDg  der  Buchdruekerkunst, 
'.r  I  x«ar  ganz  besonders  in  Deutschland, 
•  •i(-hi*>i  bi»  auf  den  heutigen  Tag  in  der 
hi^ter^abrikation  eine  der  ersten  Stellen  ein- 
timbil.  Eine  vfiUigc  Umwälzung  in  der 
T-  liiuk  erfolgte  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrh. 
'i'inHi  liie  inzwischen  immer  mehr  vervoU- 
i'Dininfte  Erfindung  der  Papiermaschinen, 

tßg^  endloses  Papier  herznstellen 

■  !*JtU'n.  Hienlnrch  wurde,  in  Verbindung 
r.it  il«>in  Entstehen  des  maschinellen  Oroß- 
•'Tn»'b<ftt  Qfaerhauptf  die  Maasenraxiduktion 

Paters  ermöglicht,  was  gleichzeitig 
•^an  (EPtflfatt  hat,  dafi  als  Rohmaterial  neben 
i<-D  bisher  fast  ausschlieBlich  gebxauditen 
'^imi'>n  fnamentlit^Leinwandhaaeni)  andere 
Mii£>-re  and  rechlicher  vorhandene  Ersatz- 
'aat-l  wie  Stroh,  Holzstoff,  Cellulose  und 
■i>'lm>  pflanzliche  Stoffe  in  steigendem  Maße 
■VrvAndnng  finden.    Gegenwärtig  ist  das 
At'*-  Uaodfabrikat  (BQttenpapicr)  diuY:h  das 
>*•  liiDpnpapier  fi^t  ganz  verdrängt  worden, 
r  gn'jßl«  Teil  der  Papiererzeugung  dient 
i-").  Ti-r«chiedenen  Zwecken  der  Druckereien 
/.  iiiinfipn,  Bücher,  Zeitschriften  usw.),  und 
■'1  Hinweis  auf  die  großartige  Entwickelung 
•*  Ihiifkcnre  werbe»  (s.  „Buchdmckerge- 
%  TN'*  oben  Bd.  I  S.  ö56)  in  neuerer  Zeit 
allein  .•«'Jion,  um  die  rasche  Aus- 
1  iiMUig  der  Papieriabrikation  begreiflich 
l>-.-.nt!D  zu  lassen.   Neben  dem  Dnick- 
■*{'.:'r  finden  teils  zu  privaten,  teils  zu  ge- 
[.ifrÜL-hoi   Zwecken   die  Schreib-  und 
/•  •  li-^nt*piere,  Kartons,  Packpapiere,  Pappen, 
>  i'i-oiapieTe  usw.  in  immer  steigendem 
Verwendung.   Im  Deutschen  Reiche 
■Hl  i-ith  der  Papierverbrauch  in  den  letzten 
Jatirea  mehr  als  verzehnfacht.  Nach 
CiiDtKr  SdriUzung  entfallen  von  der  deut- 
"'Hii  JahresprodiUtion  an  Papier  und  Pappe 
•*.*  <I*n  Verbrauch  von  Zeitungen,  Zeit- 
^tirifm,  BQcher  usw.  rund  40°/o,  auf  den 
*-rt>mich  in  Handel  mid  Industrie  20%, 
-•f  die  Ausfuhr  15*/o,  tmd  der  Rest  aui 


den  Postverkehr,  die  Schulen,  die  Verwal- 
tung usw.  Die  jährliche  Weltproduktion  an 
Papier  wird  auf  bis  5  Miil.  t  geschätzt. 
Weitaus  an  der  Spitze  der  Erzeugungsländer 
stehen  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
mit  1,9  Mill.  t,  es  folgen  Deutschland  mit 
0,8,  England  mit  0,4,  Frankreich  mit  0,4, 
Oesterreich-Ungarn  mit  0,3,  Italien  mit  0,2 
und  Rußland  nebst  finland  mit  0,1  Mill.  t 

Die  Papierverarbeitungsindustrie,  welche 
sich  mit  der  Veredelung  und  der  weiteren 
Verarbeitung  des  Papieres  befaßt,  ist  eine 
noch  junge,  aber  sehr  ausdehnnngsfähige 
Industrie.  Der  Begriff  der  Papierverarbei- 
tungsindustrie ist  nicht  genau  liegrenzt;  im 
weitereu  Sinne  zählen  dazu  außer  den  Er- 
zeu^ssen  der  Buntpapier- ,   der  Luxus- 

?ipier-,  der  Papier-  und  Pappewaren-,  der 
apeten-,  der  technischen  Spezialpapiei^ 
fabriken,  der  Reproduktiousanstalteu ,  der 
Kolorieranstalten  usw.  auch  die  Buch- 
bindereien, die  Kartonnagefabriken,  die 
Steindruckereien  und  deren  Abarten  usw. 
Ihr  ältester  Zweig  ist  die  Buntpapierfabri- 
kation, deren  Anwige  auf  das  14.  Jahrh. 
zurückgeführt  werden.  Auch  die  Verwen- 
dung und  Bearbeitung  des  Papiers  zu  Wand- 
bekletdungszwecken  (Tafieten)  ist  schon 
ziemlich  lüt;  sie  verdankt  ihren  bedeutenden 
Aufschwung  neben  der  EinfOhrnng  des  end- 
losen Papiei^  vor  allem  der  Erfindung  der 
Tapeten tlruckmaschine.  Die  Übrigen  Zweige 
der  Papierbearbeilungsindustrie,  eo  die  Her^ 
Stellung  der  verschiedenen  technischen  und 
cheniischeu  Spezialpapiere,  des  photograpiii- 
schen  Papiers,  des  Ciiromo-  und  Kunstdruck- 
papiers, des  Liixuspapiers,  der  Papierwäsche 
usw.  gehören  dagegen  fast  ganz  den  letzten 
Jahrzehnten  an.  Die  Papierverarbeitungs- 
industric  ist  namentlich  in  Deutschland  auch 
als  Ausfuhrindustrie  zu  hoher  Blüte  gelangt. 

Im  Dentachen  Kelche  waren  nach  der 
Gewerbezählnng  v.  14./VI.  1895  in  der  P.  17  631 
Hanptbetriebe  mit  152  909  Persoiien  vorbanden. 
Die  Papiermacher-BemffigeDoaaeDficfaaft  zählte 
1897  12(1  Betriebe  mit  65  645  versicherten  Per- 
sonen und  i.  J.  1904  1246  Betriebe  mit  736i:;5 
Personen.  Die  Papier verarbeitunirs-BernfBge- 
noRsenacbaft  umfaßte  1897  2634  Betriebe  mit 
79  948  Personen  nnd  1904  SStö  Betriebe  mit 
112  783  Ferionen.  Nach  den  Prodnktions- 
erhebnngen  des  Beichsamts  des  Innern  fOr  das 
Jahr  1897  betrug  die  Jabreserzengnng  der  Holz- 
schleifereien  769000  t  im  Werte  von  26.4  Mill. 
M.,  diejenige  der  Cellulose-Indastrie  250700  t 
im  Werte  von  48,4  Mill.  M.  nnd  diejenifre  der 
Papier-  nnd  Pappenfabriken  7781)00  t  im  Werte 
von  204,7  Mill  M.  Zn  dieser  Produktion  wnrden 
nach  privaten  BerechuunireQ  an  Rohstoffen 
180(XX)  t  Lumpen,  83000  t  Papierabfälle, 
900000  t  Holl  nnd  98000  t  Stroh  verbranchL 
Von  dem  im  Jahre  1897  erzengten  Papier  fanden 
525000 1  im  Inlande  Aufnahme,  79000  t  gini^ea 
ins  Anshuid;  von  der  Fappeprodnktion  blieben 
1S4000  t  im  Inlande,  es  gliigen  18000  t  ins 
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Ausland.  Der  Wert  der  Erzengnisse  der  fabrik- 
mäßig betriebenen  UatemefamangeD  der  Papier- 
TerarbeitnngBindQstrie  (einschl.  der  Kartonnage- 
fabriken,  Bnchbindereieo,  Steiadruckereieu  usw.) 
steUt«  sich  iin  Jahre  1897  auf  271,7  MiU.  H.; 
d«  inländische  Absatz  erreichte  einen  Wert 
von  191,2  Hill.  H.,  der  ausländische  einen  aolchen 
Ton  78  Hill.  H.  Wie  aus  diesen  Ziffern  er- 
sichtlich i8t,  wird  die  bedentende  heimische 
Produktion  an  Papier  nnd  Pappwaren  aller  Art 
durch  das  Inland  nicht  völlig  aufgenommen, 
vielmehr  findet  bei  verhältnismäßig  geringer 
Einfuhr  (1Ü05: 74008 1  im  Werte  von  21,8MiU.  M.) 
eine  beträchtliche  Ausfuhr  statt.  Dieselbe  be- 
trag: 

Jahre       t      Hill.U.   Jahre       t  HilLH. 

1896  192  099    100,7      1901    187  733  103,8 

1897  185159  95,0  1902  235925  it>9,3 
1888    182803     95,9      1903    245129  121,9 

1899  183750     97,3     1904   250637  127,2 

1900  217 109    119,8      1905  263242  139,0 

Der  Export  richtet  sich  mehr  oder  weniger  nach 
alten  Ländern ;  an  der  Spitze  stehen  Groß- 
britannien, die  Niederlande  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika. 

In  ien,  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  hat  sich  die  Papierfabrikation 
durch  den  Reichtum  des  Landes  an  Holz  und 
Wasserkräften  und  unterstützt  durch  starken 
heimischen  Verbrauch  und  hohe  Schutzzölle  im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  kräftig  entwickelt. 
Die  Anzahl  der  im  Jahre  19U0  in  der  P.  tätigen 
Werke  betrn^  763;  sie  ist  seit  1890  um  17,6«/o 

festlegen.  Die  Zahl  der  Arbeiter  stellte  sich  auf 
9646.  Die  Fabrikate  hatten  im  Jahre  1900 
einen  Wert  von  127,3  Hill.  Dollar.  Die  Pro- 
dukte der  amerikanischen  Papier-  nnd  Papier- 
verarbeitnngsindnsbie  sind  auOerordentlich 
mannigfaltig.  In  vielen  Artikeln  ist  die  Fabri- 
kation weit  Qber  den  beimiachra  Bedarf  hinaus- 
gegangen. Die  Ausfuhr  von  Papier  und  Papier- 
waren betrug  in  MiU  Doli. : 

189S/96  a,7  190D/liX)l  7,4 

1896/97  3,3  1901/1902  7,3 

1897/98  5,5  1902/1903  7,2 

1898/99  5,5  1903/liW  7,5 

1899/1900  6,2  1904/19Ü5  8,3 

Die  Einfuhr  stellte  sich  im  letzten  Jahre  anf 
5,6  Hm  Doli.;  sie  erfolgt  fast  zur  Hälfte  an& 

Deutschland. 

In  Oesterreich  n-urden  nach  der  Volks- 
zählung am  31./XIL  1900  bei  der  Fabrikation 
von  Papier  nnd  Pappe  28200  Personen  im 
Hauptberuf  beschäftigt.  Die  Produktion  betrug 
Jf97  17UO0O  t  Papier,  22000  t  Grau-  und 
Hadempappe,  850)0  t  geschliffener  Holzstoff, 
^0000  t  Holzpappe  nnd  9>0U0  t  Zellstoff  im 
Gesamtwerte  von  140  Hill.  Kronen.  Auch  hier 
ist  die  Industrie  auf  die  Ansfubr  mit  angewiesen, 
welche  sich  feiuscbl.  Dn^arn)  in  den  leuten 
Jahren  in  Hill.  Kronen  wie  folgt  gestaltete: 

1896  30,2  1899  29,2  1S02  32,8 
1H97  25,9  1900  34,7  1903  35,0 
1898     26,7       1901     30,7       19U4  35,7 

Die  neuerdings  erbeblich  gestiegene  Einfuhr 
betrug  im  Jahre  1904  82,4  MiU.  Kronen. 
Literatnr;  v.  Sehullem,  ah.  „Papier",  H.  d. 
at.,  f.  Atffl.,  Md.  VI.  —  E.  Jüngst,  Die 


Papierindustrie,  Art.  im  Handbuch  der  Wiri- 
tcka/ttkunde  Deutschlanda ,  UI.  Bd. ,  Leiptiy 
1904.  —  E.  Hager,  Die  Papierindutbrie,  l 
der  Schriften  dc$  HandeUvertmgnereint :  Da» 
Intereate  der  deuUchen  Industrie  an  den  Bandd*- 
Verträgen,  BerUn  JBOI.  —  F.  UmnMtfc,  Die 
Papierfabrikation,  SeAr^ften  des  V»tiMe  JUr 
Sotialj  olUit ,  Bd.  107,  Leipzig  190S.  —  F. 
Landgraf,  PapierhoUseU^  und  seiw  tott- 
poliHsehe  Würdigung,  Mannheim  1901.  —  P.  C 
Huber,  DeuUchtand  als  Induttrieslaat,  StuU- 
gart  1901.  —■  O.  Oothein,  Der  dtuUehe  Außen- 
handel, Berlin  1901.  —  Amtliche  Begründung 
tum  ZoUtarifgeseUentwur/ ,  Reiehstagtvoriage, 
Berlin  1901.  —  Statistik  des  Deuteehen  Xeiehä, 
Berlin  1906  und  früher.  —  BerieiUe  iU>er  Handel 
und  Industrie,  herttuag^/eben  im  Betehtamt  des 
Innern,  Berlin  1909  und  Jrüker. 

A.  WirmtnghmiM. 


Papierstener  s.  Aufwandstenera 
siib  II,  11  oben  Bd.  I  S.  263. 


Parallel  Währung. 

Unter  P.  wird  nicht  von  allen  Autoren  das- 
selbe verstanden.  Lexis  benennt  so  denjenigen 
Währungsxustand,  bei  welchem  sowohl  aas  (nid 
wie  aus  Silber  Hünzen  geprägt  werden,  deren 
Uetatlwert  dem  Nennwerte  mCglicbst  genau 
entsprechen  soll,  ohne  dall  jedoch  —  wie  es  bei 
der  Doppelwährung  geschieht  —  ein  gesetzliches 
UmrechnnngsverhUtnis  swischen  den  goldenen 
und  den  silbernen  Korantmttnxen  bestimmt  wird. 
Es  bleibt  den  Vertt^n  der  Priratlente  Ober* 
lassen,  ob  Zahlung  in  GoldmQnsen  oder  Silber- 
mUnzen  stipnliert  wird,  und  es  mnS  nat&riich 
auch  in  den  Geschäftshdchem  mindestens  je 
eine  Kolumne  für  gddene  nnd  silberne  Hftuen 
geführt  werden. 

Die  P.  ist  ein  Versnch,  den  gleichzeitigen 
Gebrauch  beider  Hetalle  zu  ermCglicfaen,  bdem 
man  dabei  den  Schwankungen  des  Wertver- 
hältnisses  der  Edelmetalle  sJs  nnabänderUeber 
Tatsache  sich  fOgt;  andererseits  ohne  dafl  man 
wie  bei  Goldwährung  das  Silbergeld  in  die 
Rolle  der  ScbeidemQnze  verweist. 

Strittig  ist,  ob  auch  die  Fälle  als  P.  zu  be- 
zeichnen sind,  in  welchen  Kontrakte  Qber  ver- 
schiedene HUnzsorten  desselben  Hetalleti,  vor- 
nehmlich des  Silbers  abgeschlossen  wurden. 
Letzteren  im  Mittelalter  und  auch  noch  später 
sehr  häufig  begegnenden  Zustand  bezeichnet 
Helfferich  als  Sorten  Währung.  Ebenso  ut 
strittig,  ob  als  P.  der  Zustand  ra  bcaeidinea 
ist,  bei  welchem  nebeneinander  Metallgeld  und 
Papiergeld  umläuft  nnd  die  Privatleute  dofcfa 
besonderen  Vertrag  festsetzen,  ob  in  Papiergeld 
oder  in  bestimmten  UHnzen  zu  erfttUen  sei. 
Da  letztere  HOglichkeit  sich  fast  Qberall  bei 
Papierwährung  verwirklicht  hat,  so  ist  es  zweek- 
mälfiger,  sie  lus  Begleiterscheinung  der  Papier* 
Währung  überhaupt  zu  betrachten  (vsi.  Art 
„Papiergeld"  oben  3.  599fg.) 

Llteratar:  ff.  d.  SL  Art  „ParalUlvährung"  mni 
die  daselbst  aufgeführte»  Sehrifien,  insbes.  Ma 
He^erUh  und  l/exU.  IT.  IjoHu 
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Farittten. 

0illQsparit&teit.] 
1  Wea«D.  2.  Praktisches. 

L  Weses.  G^nüber  den  Inländern 
'ithu  der  Staat  Torschreibeo,  zu  welchem 
^(üluagBwerl  eelae  Münzen  zu  nehmen  sind, 
tür  ileo  Verkehr  mit  dem  Ausland  kommt 
;-lt^ch  der  Edelmetallgehalt  der  Münzen 
1  Betiacht,  aoweit  wenigstens  nicht  küast- 
.  iiv  ZustAiide  in  früheren  SUberwährungs- 
Mvm  duidi  Einstellung  der  Frivatprägung 
■  t<  Silber  eef>cbaiTeD  sind  (vgl,  Ärtt. 
.Wihrung**,  ^berwährang").  Der  kleinste 
T-.l  iiier  internationalen  Zahlungen  wird 
•.:'(tt  «irklieh  in  JBdelmetall  bewirkt  Aber 
Tjii  bedient  sich  der  Wechsel,  Schecks, 
'i'-irraphisckeD  Auszahlungen  ubw.  nur,  so- 
« "it  hiermit  billiger  als  mit  Edelmetall  be- 
-  irJt  weiden  kann.  Für  den  Wechsler,  den 
lu'iiUer  in  Devisen,  Überhaupt  den  intei> 
itioiulen  Vetkefar  barzahlender  Ijänder  ist 
liist'ai^spnnkt  aller  Preisberechnung  die 
•  f.  P.    Um  die  ^theoretischen  MünE-F."| 

berechnen,  vergleit^t  man  den  Edel- 
-i-'.^aUgeh&It  der  aiia  demselben  Metall  ge- 
i:icten  Wlhrungamanzen  verschiedener 
iM>ieT.  Der  Wert  der  «nen  WlÜurun^ 
DUDze  oder  eines  viedfachen  derselben  wird 
:um  in  Einheiten  der  Wahningsmünze  des 
■  ahrpQ  Landes  gemessen.  Als  Maß  für 
.  fi  aluiihatzenden  Praktiker  dienen  ent- 
««!**r  (}eldeinheiten  des  eigenen  oder  des 
.  -  mden  Landes.  Für  Berechnung  der 
'wiTtiaohan  P.  wird  der  gesetzliche  Gehalt 
i-T  WihnmjgsmünEen  an  Edelmetall  unter 
V'nttcdilAsBiRung  der  Eupferbeimischung 
."jÄniDde  gelegt  Abweichungen  Ton  der 
't/"T?li&chen  P.  ergeben  sieh  für  die  Prak- 
'Uff.  wenn  die  abzuschfitzende  Münzsorte 
ä!r  QWnn&fiig  abgenützten  oder  mangelhaft 
4fiH:Ppr9fften  Stücken  besteht,  ferner  da- 
■iun'h,  dafi  Einschmelzun^ ,  Transporte, 
Vffiit-beniDgfr*  imd  Umprfl^wi^osten  hei 
'  mvudluo^  einer  Münzsorte  in  das  Wfth- 
xuip^eld  eines  anderen  Landes  entstehen. 
'-IhitTcretAndlich  ergibt  sich  auch  eine  Ab- 
v.cdiimc  von  der  theoretischen  P.  in  der 
i'*uif  duto,  wenn  z.  B.  Ooldmfinzen  nur 
ti.'  Aafg^  zu  erlangen  sind  (so  zeitweilig 
t>  f  noknich).  Für  den  praktischen  Aibi- 
>rvxtir  kommt  ferner  in  Betracht,  ob  statt 
■•T  rnprtguog  eiaer  Münzsorte  in  die  eines 
ViDdni  Landes  dss  Möglichkeit,  dieselbe 
.  l«siimiatem  Tarife  sofort  an  eine  aus- 
'ivEsdie  Zettelbaok  zu  verkaufen,  offen 
"Jit,  eodfidi  ob  ea  mOglich  ist,  den  Zins- 
'tftuit.  der  beispielsweise  wShrend  der 
i*'i'.4B;iee&  ScUfweise  zwiechen  Europa 
tbi  Anieifta  enrachsen  wQrde,  durch  xiiw- 
Vse  VoiKdtQBie  diier  Notenbank  eänzu- 

VwtaAwh  4t  VoUnwlrtMluft.  11.  Aoll.  B«.  II 


Die  theoretische  P.  zwischen  Währun^- 
münzen  der  Länder  mit  Ooldvaluta  ist  ein 
für  allemal  fest  zu  berechnen,  ebenso  war 
eine  feste  P.  zwischen  den  W&hrungsmüQzen 
der  Länder  mit  reiner  Silberwährung  ge- 
lben ,  solange  diese  Länder  beiderseits 
ihren  Umlauf  vollwichtig  erhielten  und  un- 
beschränkte Privatsilberprägung  zuließen. 

Die  P.  zwischen  den  Währungsmünzen 
der  Qoldwähningsländer  und  der  Länder 
mit  reiner  Silbervaluta  schwankt  täglich 
mit  den  Schwankungen  des  Wertverhält- 
nisses von  Silber  und  Gold. 

Das  Papiei:geld  der  Fapierwfthmngs- 
länder ,  wenn  uneinlösllch ,  entbehrt  der 
festen  P.  gegenüber  irgend  welchen  aus- 
ländischen Währungsmünzen.  Unter  Um- 
ständen läßt  sich  aber  für  Papiergeld  mit 
Berücksichtigung  des  jeweiligen  Goldagios 
eine  täglich  schwankende  P.  gegenüber 
fremdem  Goldgelde  berechnen. 

8.  i^aktiedies.  Wer  deutsche  Zwanzig- 
markstflcke  nach  England  senden  und  sie 
dort  nur  entsprechend  der  theoretischen  F. 
in  Soverngns  umsetzen  würde,  kann  so- 
lange nichts  gewinnen,  als  er  in  Deutsch- 
land das  erlangte  Guthaben  in  Sover^gns 
nur  zur  tlieoretiedien  P.  des  Sovereign  in 
Mark  verwerten  kann.  Er  würde  s^ar 
verlieren,  da  ihm  dann  die  Kosten  der  Ver^ 
Sendung,  der  Versichenmg  sowie  der  Zinsen- 
entgang  nicht  im  Verkaufspreise,  den  er  in 
Deutschland  für  seiu  englisches  Guthaben 
erlangt,  vergütet  würden.  Regelmäßig  unter- 
bleiben zwischen  England  und  Deutechland 
Edelmetallversendungen  als  unrentabel,  es 
sei  denn,  daß  entweder  englische  Sovereigns 
mit  deutschem  Gelde  i^"/o  billiger,  als  die 
theoretische  P.  angibt,  erworben  werden 
können  oder  daß  für  engliche  Soverei^s 
ein  Preis  in  deutschem  Geld  erzielt  wird, 
der  V»"/»  mehr  als  die  theoretische  P.  be- 
trägt. Im  ersteren  Falle  rentiert  Goldeio- 
fuhr  nach  Deutschland,  im  auderen  Falle 
Goldausfuhr.  Erheblich  jenseits  der  Notie- 
rungen, bei  welchen  Goldeinfuhr  bezw.  Gold- 
ausfuhr lohnt,  d.  h.  der  sog.  „G  o  1  d  p  u  n  k  t  e", 
kann  der  Kurs  englischer  Goldmünzen  in 
Deutschland  beim  Wechsler  imd  beim  De- 
visenhändler nicht  schwanken,  solange  in 
Deutschland  und  England  bei  den  Banken 
und  aus  dem  Umlaufe  voUwertige  MQnzra 
ohne  Aufgeld  und  Zeitverlust  entnommen 
wOTden  können  und  der  Privatprfigunp  von 
Gold  in  beiden  Ländern  kein  Hindernis  be- 
reitet wird. 

Die  Kursnotierungen  für  ausländische 
Goldsorten  werden  in  Deutschland  derart 
formuliert,  dafi  nun  fragt:  wieviel  Reichs- 
mark und  fOr  bestimmte  Mengen  fremder 
OoldmUnzen  zu  zahlen? 

Die  fflr  den  deutschen  Harkt  wicSitigeten 
F.  lauten  g^nüfaer 

39 
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1  SoTereifn  =  Mark  20,429450, 

Frankreich,  Belffien,  Italien,  Schweis: 
100  Fraakea  Gold  =  Hark  81, 

Verein.  Staaten: 
100  Dollan  Gold    Hark  419,792, 
Holland: 

lOOholländischeGnlden  in  Gold  =  Hark  168,7392, 

Dänemark,  Schweden,  Norwegen: 
100  skandinarische  Kronen  Gold  =  Mark  112,60. 

Die  P.  der  öeteireichischen  Kronen  Gold 
nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  wird  auf 
85,060975  Mark  für  100  Kronen  zu  berechnen 
sein  (Swoboda  gibt  85,0666  an).  Die  P. 
des  russischen  Neurubels  Qold  betrSgt  eine 
Kleinigkeit  Aber  2,16  Mark. 

Uteratnr:  O.  Haupt,  Arbitraget  etpariUa, 
Parit,  London,  Berlin  1894,  «•  —  -AV-  4^6 
der  Beilagen  «»  den  ttenogr.  ProtokoUen  det 
ötterr.  Abgeordnetenhauaes ,  XL  Sestion,  1S9S, 
S.  IS.  —  BuüeHn  rvste  de  ttatittique  financihre 
et  de  Ugitlaiüm,  III.  Jahrg.,  1896,  SL  Petert- 
tmrg,  S.  tl6,  tn ;  IV.  Jahrg.,  1897,  S.  lS4lSS. 
—  Die  Bächer  von  SwoboiUi  und  Deutsch 
über  ArbStrage.  —  6.  der  dritten  Autgabe 
der  T^lien  tut  Währungntatiatik.  Vetfußt  im 
t.  k.  Finantminitleriwn,  Wien  1908. 

W.  Lob. 


Fassierge  wicht 
s.  Mfinzprftgung  oben  S.  521. 


Paflwesen. 

l.  Zweck  and  Bedentnue  des  F.  2.  Ge- 
schiditliches.  3.  Die  Praxis  des  P.  in  des  ver- 
schiedenen Lftndem.  4.  Handelspolitische  Pfisse. 

1.  Zweck  and  Bedentang  des  P.  Das 

P.  gehört  zu  den  sicherheitspolizeilichen 
MaSnahmen,  die  es  mit  dem  Verkehr  Ober 
die  Landesgrenze  zu  tun  haben.  Hier  soll 
der  Paß  der  Identifizierung  von  Personen 
dienen,  fflr  die  als  Landesh^mde  eine  Ver- 
mutung des  persönlichen  Ungekanntseins 
besteht.  Der  Pafi  kann  dann  begrifflich 
als  Abreise-  oder  als  Zureisepaß  gefaßt 
werden,  je  nachdem  ob  ihn  da»  Land  ver- 
lang welches  den  Reisenden  abgibt^  oder 
dasjenige,  das  ihn  empfängt.  Meist  ist  es 
das  letztere,  und  zwar  verlangt  es  den  Paß 
als  Reiseerlaubnisurkunde  oder  als  Legiti- 
mationsurkuQde.  Abgesehen  von  Spezial- 
p&ssen  wie  Zwan^^  Qesuodheita-,  Militär- 
pSssen  oder  Leicheupftssen ,  ist  der  Paß 
beute  in  der  Regel  nur  noch  L^timations- 


')  Zwangspässe  (Keiseroate,  Harschronte) 
dienen  namentlich  zur  Beförderung  bestrafter 
Personen  in  ihre  Heimat,  wenn  ihnen  von  der 
Polizei  (mit  oder  ohne  bestimmte  Beiseronte) 
unter  Androhnng  von  Strafe  vorgesclirieben 
wird,  sich  an  einem  iwstiainiten  Ott  der  Be- 
hörde za  melden. 


Urkunde,  um  die  sieliere  FeatsteUnng  einer 
Person  jederzeit  zu  ermöglichen.  Daß  er, 
wie  man  auch  gesagt  hat,  seinem  Wesen 
nach  dun  bestimmt  iat^  die  UngefährJicli- 
üner  Person  darzulegeu,  erschennt  mir 
—  selbst  fflr  die  Lftnder  dea  ^fizwanges 
und  der  SraaebesduSnkimg  —  nnzatreffoodk 
^elmehr  kann  nur  die  Vermutung  einer 
„CngefiÜirlichkeit^*  ans  der  Tatsache  bin- 
rei  eben  der  PersonfrUegitimatioa 
sieb  ergeben.  —  Man  imterecheidet  die- 
UUider  der  Fäßfreibeit,  des  Fafirecbts  und 
der  Paßpflicht  FOr  Deutschland  ^ebenso 
wie  im  Prinzip  iQr  die  anderen  LAnder  de» 
Paß  rechts)  gelten  auf  Grund  des  RÖ.  v. 
12./X.  1867  noch  folgende  theoretische  Ge- 
sichtspunkte: DerPafl  isteinfakultatives- 
Papier,  es  wird  auf  Wuneeh  einer  Person 
ausgestellt,  welche  sich  dadurch  die  Reise- 
legitimation erleichtem  will  (Paßrecht).  £äne 
Vorschriftj  die  in  bestimmten  außerordent- 
lichen Zeiten  oder  Fällen  den  Paß  obliga- 
torisch macht,  ändert  an  seiner  regelmäßigen 
Funktion  uichts.  Daß  der  Paß  im  Aus- 
lande zum  Teil  obligatorisch  gefordert 
wird  (Länder  mit  Paßpflicht),  ist  nur  der 
Anlaß  für  die  Geltendmachung  des  Paß- 
rech ts  im  Inlande  und  ändert  auch  an 
der  theoretischen  Stellung  des  deutschen  P. 
nicbts.  —  Ueber  die  Begrenzung  des  P. 
gegenflber  den  FreizQgigkeitsbeech^ukungea 
8.  d.  Art.  „Freizügigkeit"  oben  Bd.  I  S.  901. 

2.  Geschiohtliebes.  Eine  Geschichte  des- 
P.  ist  noch  nicht  gesehrieben,  nnd  doch  bote 
eine  solche  einen  interessanten  tJeberblick  aber 
die  Art,  wie  die  Fremdenpolizei  im  einzelneir 

fehandbabt  wnrde  und  wie  man  den  Qast  und 
en  Fremdling  behandelte.  Im  Hittelalter  kommt 
es  vor,  daß  Städte  ihren  Bfirgem,  die  sich  in 
der  Fremde  ansiedeln  wollen,  einen  paßartieea 
Ausweis  mitgeben.')  Behm  gibt  im  Handw. 
d.  Staatsw.  (a.  Lit.)  eine  Beihe  geschichtlicber 
Daten,  ans  denen  soriel  entnommen  werden' 
kann,  daß  schon  die  Beichspolizeiordnoog  von 
1&77  „Passeports**  kannte  nnd  daO  im  all»- 
meinen  dag  PaOreeht  das  frühere  ist,  eue 
Paßpflicht  sich  erst  später,  etwa  seit  der 
2.  Hälfte  des  17.  Jahrb.  entwickelt  hat  Aber 
anch  da  war  sie  als  Qeeandheits-  oder  Pe*t- 
pail,  Jadeupaß,  Handwerkaborscbenzeagnis  u. 
dgl.  nnr  eine  SpezialeiDrichtnng  fär  bräondere 
Verhältnisse.  Erst  g^en  Ende  des  18.  Jobrb. 
wnrde  das  P.  als  si<£erheitBpolixeiliche  Maß- 
nahme znr  Entdeckung  staatsgefthrlicher  Per- 
sonen benutzt  (preuQ.  PaOr^I.  v.  SO.tllL  1813, 
franz.  G.  v.  28./IIL  1792).  Von  diesem  Höhe- 
punkt seiner  Bedeotoag  sank  es  jedoch  hanptp 
sächlich  infolge  der  Anibreitwig  des  Kiseu- 
bahnweseni  nm  die  Mitte  des  19.  Jahrb.  raach 
herab ;  die  Dresdener  Konvention  v.  21./3L 
18Ö0  schuf  erstmalig  den  „auf  Jabretfriit  aus- 
gestellten, der  Tiuemng  am  Anfentbaltante 
nicht  nnterli^enden  Oenvalpafi*'  (Behm),  nnd 


>)  Vgl.  B.  F.  Kaindl,  HOneh.  AUg.  Zeitnnr, 
Wiss.  Beilage  Nr.  181  v.  la/TÜL  1906. 
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uit  iwlugte  dlmfthlich  zq  dem  hentigen  Za- 
<utkd .  der  die  Länder  in  solche  mit  PaOfrei- 
vrft,  uldw  loit  Paßreclit  und  solche  mit  Paß- 

'i<fat  Kfaeidet. 

S.  D{e  Praxis  des  P.  in  den  ver- 
fUedenen  L&ndern.  W&hrend  in  Eng- 

- £. (I  (audi  Helgoland) ,  Norwegen, 
Ntti  w  ed  e  D  FBsBe  nicht  existieren,  hat  sich  in 
'  -  utsohlandein  PaBrecht  herausgebildet, 
'  aeiaem  Wesen  nach  schon  oben  kurz 
.««niDSäduet  vurde,  das  von  Inländern 
'n  nxi  Ausländem  ein  Beisepai»er  nicht 
-  mm,  TOD  ihnen  aber  genOsenaea  Ausweis 
■"jv  Person  Teriangt  nnd  ifinen  zu  diesem 
:      die  Mtelichmt  gewfthrt,  eich  PS&se 

«ttHko  zn  ussen.  Wer  zur  Ausstellung 
>r  fSeee  behigt  ist  (G^andte,  Konsuln  u.  a.), 

J  H  des  adion  oben  genannten  Gesetze 

n  ISb7  festgeesUt  Nach  §  9  desselben 
•'^i^tzes  kun  —  kasuistisch  —  fOr  be- 
•'.(lere  Verh^tnisse  Paßpflicht  eingeführt 
•  nfeo.  nnd  davon  ist  z.  B.  1878  für  Berlin, 
'y**  wegen  Pestgefahr  g^n  Rußland  Ghe- 
mch  ^macht  worden.  ^)  Durch  den 
■->in  eines  Fasses  wird  der  sonst  durch 
ährigen  onunterhrochenen  Aufenthalt  im 
Unlande  eintretende  Verlust  der  ßeichs- 
■%-^bSri(^eit  abgewendet;  Voraussetzung 
'üp  Erteilung  bezw.  die  alljährlich  er- 

r-Vrliche  Erneuerung  des  Passes  ist,  daß 

•  Beweis  der  Beichsangehörigkeit  geführt 
«Ti  Die  aUjfthrliche  Erneuerung  des 
'w-  kann  durch  Eintragung  in  das  Ver- 

»•hnisder  Reichsangehörigen  ersetzt  werden, 
technische  Einzelheiten  können  hier 
■  *.i  gegeben  werden.   Oesterreich  hat 
■i*.**<rra  der  früheren  Regelung  des  P. 
■i'  Nil  Öeaetzartikel  v.  Il./IIL  1903  eine 
plüiing  der  Materie,  die  sich  im  Wesen 
it"vfiaua  an  die  der  deutschen  anlehnt, 
"r  ila  weiteren  noch  einige  Vorschriften 
-•'l*"r  gibt,  welchen  Personen  die  Aus- 
hios;  dnes  Passes  zu  verweigern  sei. 
l^er  der  Pafipf licht  sind  vor  allem 

•  D^nneu :  Frankreich,  Rußland, 
«•imänien,  Serbien,  Bulgarien'), 
l'irkei.  «riechen  land.*)  Wahrend 
■••TFnnkrdcli  die  Bestimmnn^n  tatsSch- 

-  flicht  anwendet,  werden  sie  im  euro- 
Im  Osten  und  Südosten  um  so  schärfer 
-iM&ilhaU.  Rnfiland,  das  noch  die  all- 
.•'•"ine  PaB-  und  Visapflicht  hat»),  ist  i.  J. 

'<  I  eWr  die  Terkehrbewhrttnkendeii  Paß- 
^  -jBimuigeii  für  Elsafl-Lothriagen,  nach  der 
,"t  T  i£rf.  im,  abgescbwücbt  dnrch  die 
»  äOyS.  1691,  Tgi.Sloerk,  Art  „Fremden- 
.m-  in  H.  d.  St.  ^  unter  Literatur). 

BoInrieD  imd  Serbien  haben  fUr  ihren 
'paMitinB  Verkehr  den  PaBzwang  abgeschafft. 
Sfmn,  wenn  es  auf  dem  Seewege  er- 
«rifd,  ud  n.  ü.  is  diesem  Falle  auch 

'  l'«ber  du  Techniache  vgl.  den  schon 
'  "-»na  Aafttts  von  Stoerk. 


1905^)  mit  dem  Plane  umg^angen,  die  Paß- 

g flicht  für  Russen  aufzuheben  und  sie  nur 
Ir  Ausländer,  Juden  und  unter  Polizei- 
aufsicht stehende  Personen  bestehen  zu 
lassen  und  für  die  Reise  von  Russen  ins 
Ausland  (Auslandspässe). 

Aach  die  PaBgebQhren  sollten  wesentlich 
erniedrigt  bezw.  anfier  der  KcHunlatsgebtUur  als 
Paßstener  gänzlich  abgesohaffl;  wuden.  Jedoch 
ist  bis  jetzt  nur  die  PaOstener  anfgehoben 
worden'),  während  es  mit  dem  P.  im  ttbrigen 
noch  beim  alten  geblieben  ist. 

BaQland,  Rnm&nien  und  die  Ttlrkei  machen 
die  Ueberschreitnng  der  Landesgrenze  davon 
abhängig,  daß  die  Pässe  von  ihren  diplomatiBchen 
Vertretern  im  Ansland  visiert  worden  sind. 
Fehlt  dieses  Yisnm,  so  wird  dem  Reisendea 
entweder  (Rußland,  Romänien)  der  Eintritt  ver- 
wehrt oder  (Türkei  in  Konstantiuopel)  eine  Bnße 
dnrch  das  Konsulat  anferlegt  Sobald  irgend- 
welche Unmhen  herrschen,  verwehrt  die  TQrkd. 
auch  den  Eintritt. 

4.  Handelspolitlsehe  Pässe.  Eine  Reihe 
von  Ländern  haben  Verkanfsbeschränkangen. 
oder  Bestenernngen  ausländischer  Eandlangs- 
reisender  eingeführt,  und  da,  soweit  ich  sehe, 
diese  Diufe  an  keiner  anderen  Stelle  dieseS' 
Wörterbnchs  behandelt  werden,  seien  sie  hier 
erwähnt,  wenngleich  sie  nicht  immer  und  nicht 
durchaus  zum  P.  gehören.  Teils  handelt  e» 
flieh  nm  Bestenernngen  der  Waren,  teils  nm  eine 
Erlaubnis  des  „Wandergewerbes'',  im  wesent* 
liehen  aber  doch  am  eme  persönliche  Ab- 
gabe des  Hnndlnngsreisenden,  die  den  Charakter 
des  Passes  dentlicn  hervortreten  läßt;  so  z.  B. 
in  Rußland,  wo  jüdische  Reisende  höhere  Ab- 
gaben zu  zivhlen  haben  als  Christen,  während 
andererseits  in  der  Schweiz  der  Wandergewerbe- 
charakter dadurch  sich  deutlich  zeigt,  daß  nnr 
Detail  reisende,  die  also  an  Private  verkaufen, 
eine  Taxe  (300  Frcs.)  zn  zahlen  haben.')  In 
Eoropa  finden  sich  solche  Abgaben  nur  in  RnD- 
land  (130  RbL  ^Ins  Ergänzungen),  Norwegen 
und  Schweden  (je  100  lu-onen  monatl.),  Däne- 
mark 300  Frcs.  jährl.:  anch  in  den  Nieder^ 
landen  and  Portugal.  Rnmänien  verlangt  lant 
Reglement  des  Flnanzministers  v.  l./IX.  190i 
nur  bei  Detailreisenden  G^ewerbesteaer,  sonst 
notariell  beglaubigte  Vollmacht  ohne  Abgaben. 
Aaßerenropäisch  sind  Argentinien ,  Brasilien, 
Kanada,  Paragnay.  Uruguay  und  einzelne  Staaten 
Mexikos  mit  haudelspolitiscben  Pässen  zu  nennen. 
Es  ist  eine  Bewegnog  im  Gange,  die  dnrch 
internationale  Vereimgnng  der  Handlnngs- 
reisenden  gegen  die  Besteuemngs-  nnd  Paß- 
schikanen einzelner  Länder  vorzugehen  beab- 
sichtigt. (Vgl.  Kein.  Ztg.  Nr.  364  v.  5./IV.  1906.) 

Literatur:  Rehm,  Art.  „Paßweten",  ff.  d.  St., 
2.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  4^ fg.  —Sloerk,  AH.  „Frtmden- 
potüei",  ebd.  Bd.  III,  ifubetondere  S.  It70fg. 
—  JoUy,  Art.  „Paßweten" ,  Stengel»  Wörterb. 
d.  D.  Verw.R.  —  Küln.-Ztg.  Ar.  v.  IS.jlV. 
190S,  Nr.  17S  v.  19.111. 1904,  Wtaw-^.  v.  16.jVI. 
190S  uni  die  im  Text  jenannfe»  Stiege.  Eine 


^  Vgl.  Köhiische  Zeitung  Nr.  620  v.  16./VL 

«)  Ebenda  Nr.  657  v.  19yvi.  1906. 

■)  Köln.  Zeitung  Nr.  321  v.  21./XV.  1903. 
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Paßwesen — Fateotauwälte 


moKographüche  Darwtdliatg  de*  ihuwetena  fehlt. 
Ente  Ji^he  wiehtiger  XUeämtgen  verdaute  iek 
dem  autgezeiehneten  Kenner  de»  otl-  tind  »üd- 
ngUuropäüehen  Au^ande»,  Dr.  von  der  Nah- 
mer in  K^n.  A.  Et»ter. 


PatentuwUte. 

1.  Alleemeiues.  2.  Die  P.  im  Dentschen 
Reiche,  d.  Ueberblick  Qber  die  Stellang  der  P. 
im  ÄTtsIande. 

L  Allgemeines.  Wie  in  einer  Beihe  von 
Staaten,  insbesondere  in  Deutschland,  Oester- 
reich-Ungarn^ Qrol3britannien,  Nordamerika, 
den  drei  nordischen  Reichen,  Rußland  und 
Finland,  Japan,  besondere  Behörden,  „Patent- 
ämter", bestehen,  die  entweder  lediglich  Über 
dieErteilung  eines  Patents,  eines  Muster-  und 
HarlieDschutzes  oder  a\ich  über  Klagen  auf 
Nichtigkeitserklärung  oder  Zurücknahme 
eines  Patents  zu  befinden  haben,  so  hat  sich 
auch  ein  besonderer  Stand  von  Personen, 
nämlich  die  F.,  herausgebildet,  die  berufs- 
mftBig  die  Vertretung  der  Beteiligten  vor 
den  Pätent&mlern  in  ähnlicher  Weise  fiber- 
nehmen, wie  die  Rechtsanwälte  (Advokaten, 
avouös,  solicitors,  barristers)  als  Sachwalter 
der  Parteien  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
tätig  sind.  Ist  danach  die  Stellung  der  P. 
auch,  denen  der  Rechtsanwälte  ähnlich  und 
verg;lächbu',  so  unterscheiden  äe  sieb  doch 
gaaz  wesentlich  dadurcii  von  diesen,  daß 
stets  und  übenüi  vom  fr&sn  Belieben  der 
Beteiligten  abhängt,  ob  sie  sich  in  den  An- 
gelegemieiten  des  ^werbUchen  Rechts- 
schutzes, soweit  es  sich  um  das  Verfahren 
vor  besonderen  Ffttentbehörden  handelt,  eines 
P.  bedienen  wollen  oder  nicht ;  mit  anderen 
Worten  P.zwang  existiert  nicht,  so  daß 
also  —  im  Gegensatz  zu  der  Stellung  der 
Rechtsanwälte  auf  dem  Gebiete  der  ordent- 
lichen Rechtspfiege  —  die  P.  kein  not- 
wendiges Organ  der  gewerblichen  Rechts- 
flchutzpflege  sind.  Wohl  aber  spielen  tat- 
sächlich die  P.  auf  dem  Gebiete  des 
gewerblidien  Rechtsschutzes  eine  große 
Rolle.  Denn  die  Erwirkung  eines  Patents, 
eines  Gebrauchsmusters  und  eines  Marken- 
schutzes setzt  nicht  bloß  die  Kenntnis  der 
diese  Materien  regelnden  Gesetze,  sondern 
auch  erhebliche  technische  Kenntnisse,  auf 
dem  Gebiete  des  Patent-  und  Mustersdiutz- 
rechts  auch  die  Kenntnis  des  jeweiligen 
Standes  der  Technik,  insbesondere  die  Ver- 
trautheit mit  den  auf  den  Erfindungsgegen- 
stand  sich  beziehenden  im  In-  oder  Ausluide 
bereits  vor  der  Anmeldung  der  vermeintlich 
neuen  Erfindung  erteilten  Patente  oder  Ge- 
schmacks- und  Gebrauchsmuster  voraus,  da 
zumal  in  den  Ländern  mit  Vorprttfungsvei> 
fohren  nur  für  neue  Erfindungen  ein  Patent 
(oder  Musterschutz)  überhaupt  erteilt  wird, 
i^o  bildet  sich  denn  flbmül  mit  der  Ein- 


fühmog  anes  Schutzes  des  gewerblichen 
Eigentums  alsbald  ein  besonderer  Beruh' 
stand,  der  es  sich  lediglich  zur  Angabe 
macht,  den  Beteiligten  gegen  Entgelt  bei 
Erwirkung  eines  Patent- ,  Muster-  oder 
Markenschutzes  als  Berater  oder  Vertreter 
zur  Seite  zu  stehen.  In  dieser  Weise  hat 
sich  auch  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 
das  P.wesen  im  Anschlüsse  an  die  Gesetz- 
gebung Über  den  gewerblichen  Rechtsschutz 
entwickelt  Zunftchst  waren  die  P.  lediglich 
der  Vorschrift  des  §  35  Gew.-O.  unterstellt, 
d.  h.  sie  ^hörten  zu  den  Personen,  die  ge- 
werbsmäßig bei  Behörden  Geschäfte  wahi^ 
nahmen  und  fremde  Rechtsangelegenheiten 
besorgten,  so  daß  sie  also  ihr  ,.Gewerbe" 
beim  Beginn  bei  der  zuständigen  Verwal- 
tungsbehörde anmelden  mußten  und  ihnen 
die  Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  wegen 
„Unzuveriässigkeit"  bei  dessen  Ausübung 
entzogen  werden  konnte.  Die  von  Jahr  zu 
Jahr  sich  steigernde  Zahl  der  P.  and  die 
Bedeutung  ihrer  Stellung  für  den  geweib- 
lichen Verkehr  machte  schließlich  eine  be- 
sondere reichsgesetzliche  Regelung  ihrer 
Verhältnisse  erforderlich,  die  durch  das  RG. 
betr.  die  P.  v.  21.'V.  lÖOO  (RGBL  S.  233) 
erfolgte.  Danach  wurden  die  P.  der  Herr- 
schaft der  Gew.-O.  entzogen,  so  daß  für 
seit  dem  Inkrafttret^  des  Ges.  v.  21.  V. 
19U0,  also  seit  dem  IJX  1900,  ausschließ- 
lich dessen  Besämmungen  maßgebend  mnd. 
Wenn  man  aus  diesem  Umstand  aber  (mit 
Kohler,  Patentrecht,  S.  647)  die  Folgenug 
ziehen  will,  daß  die  F.  keine  Gewerbe- 
treibenden seien,  folgeweise  keine  Ge- 
werbesteuern zu  entrichten  hätten'),  so  ist 
dies  ein  Trugschluß,  da  es  zahlreiche  Ge- 
werbetreibende (z.  B.  Versichemogsuoter* 
nebmer  usw.)  gibt,  die  nicht  den  Vorschriften 
der  Gew.-O.  unterliegen.  Auch  die  für  die:« 
Ansicht  geltend  gemachte  Behauptong,  die 
Tätigkeit  der  P.  diene  nicht  in  erster  linie 
ihrem  Erwerb,  widerspricht  den  Tatsachen. 

2.  Die  F.  Im  DentaeheB  Selch«  (Beehto- 
itellBUffudStatUtik).  a)  RechtsstelUaf. 
Zur  Erlangung  der  Stellnag  und  des  Titos 
eines  F.  bedan  es  vor  allem  der  Eintragnog 
in  die  vom  Patentamt  geführte  List«  der  F. 
In  diese  Liste  werden  sor  solche  Feraonen  anf 
ihren  Antrag  eingetragen,  die  ^wfllt  «ad  fai 
der  Laffe  sind,  den  Bwof  «aes  F.  onmittalbar 
nach  ihrer  Eiatragoag  ammfibeo.  Die  Ein- 
tragung dieser  Personen  darf  aber  nur  dann 
erfolgen,  wenn  sie  ihre  technische  Beflhi^imf 
and  den  Besitz  der  erförderiicben  Recbtakeant- 


M  Diese  auch  vom  OVO.  in  der  E.  v.  7.T. 
1903  (PatMnst.Zeich.-BI.  1908,  S.  2U)  geteflt* 
Ansicht  mag  zwar  der  positiven  Vorschnft  de» 
§  4  Z.  7  des  pr.  Oewerbestenerges.  eatapraeben : 
sie  berttcksicbtigt  aber  nicht  genfligend,  daS  Aer 
btofie  Umstand,  ob  eine  Feaon  in  euie  bertiante 
Liste  eineetraffen  ist  oder  ni^  den  Cbarakt«' 
ihrer  Tätigkeit  nicht  an  indem  rennag. 
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i'ivt  iiichg:eiiiesen  h&bea  und  wenn  ftberdies 
I  ihm  PuMon  keiner  der  in  g  2  d.  6.  anfge- 
':bfm  TenwaungrOnde  tow^;  d.  h.  es 
•<ii:  s«  den  Mfilu^iigiuiachweise  noch  hinsa- 
immn:  Wobaaiti  im  Inlande;  VoUeadang 
<^  :f5.  Leben^ahrea;  volle  (darcb  gerichtliche 
l%(i)oniig,  me  Koobttrs  oder  EntmUadignng 
-it  bNciniokte)Handlan^fähigkeit;  wärdigea 
trulien.  vabei  aber  politische,  wisaenschut- 
(I^'^CT  religiöse  Ansichten  oder  Handinngen 
^  Milche  nieut  in  Betracht  gezogen  werden 
ntra  Wird  die  Eintragnog  des  Antragstellers 
lulkb  w<geo  oBwftrdigen  Verhaltens  verAagt, 

•  onn  der  fietrofieBe  hienngai  binnen  Monats- 
*>t  bei  dea  Patentamt  Bwhwerde  einigen, 
.\r  welche  In  enter  Instanz  das  Ehrengencht, 
iiräw  and  letxter  Instanz  der  Ehrengerichta- 

(«auebeidcL — Zum  Nachweise  der  technischen 
•'LiUgnitg  ist  die  nach  vorgängigem  Beaache 
■  >f  iiUiadiKhen  Universität,  teconischen  Hoch- 
■iik  oder  Bergakademie  erfolgte  Ablegnng 
'  r.<r  »luilicfaen  wer  akademischen  FachprUinn^, 
-.■3fr  Duadestena  einjährige  Beschäftigung  lu 
riiu^cber  gewerblicher  Tätigkeit  and  miades- 
>ia  jnm^fArige  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete 
1"  ((tverblkben  BechtMchntses  im  lulande  >) 
.(teadif.  Der  Besitz  dw  erforderUcben  Kecbts- 
*'<EtiiMe  ist  darcb  Ablegnng  «nor  Fräfang 

«incr  bei  dem  Patentamt  ans  zwei  seiner 
tttCtieder  and  einem  Patentanwalt  gebildeten 
-ifmnkommiuion  nachznweisen,  ttlr  welche 
-)  mliugsonlnang  vom  25./VJI.  1900  (Zentr.- 

\  fio)  maUgebend  ist 

I-iwen  die  vorstehend  angegebenen  Yorans- 
"^D^fl  iftmtlich  vor,  so  m  n  ß  anf  Autrag  die 
EfiQi^uf  in  die  Uste  der  P.  erfolgen.  Die 
iVntuwdtacbatt  ist  also  ein  freier,  jedermann 
tK&  Dulegnng  dea  Befthignngniachweises) 
ndBjtUebar  Bünf.  Durch  die  Eintragung 
•ntagi  der  Eingetragene  das  Beebt,  sich  „P." 
MIHI  nid  die  Vertretung  anderer  Personen 
>.r  deio  Patentamt  bemfemäßig  betreiben  zn 
lürles.  ohne  daß  er  als  Vertreter  znrückgewieeen 
Icf  toi  im  Vertretongsgeschäft  ansgeschlossen 
-»rpiiB  kuin.  Der  eingetragene  P.  ist  femer 
Mitglied  der  Prüfangskommisslon,  des 
Upa^ricbte  nnd  des  Khrengerichtahofs  für  P. 
n  Kviai  sowie  in  dem  gegen  einen  P.  schwe- 
bet ehmgeriehtUohen  verfahren  als  Ver- 
'■i^  uftreten  xn  kAnnen.  Endlich  hat  der 
.t^ftnfte&e  P.  du  Recht,  für  Personen,  die 
•f  mi  tefaier  itlndigen  Vertretung  betraut  bat, 

•  ■  Eietngaag  In  eine  besondere  Spalte  der 
flute  ni  vertongen.  Die  Eintragung  ist  zn 
'vukea^  kber  aoeb  nar  statthaft,  wenn  in  der 
>>Twti  de«  Vertreters  die  ftkr  die  Eintragnng 
VI  V.  idfalt  erfordevlichen  Voraussetzungen  vor- 
»VB;  jedoch  genOgt  fQr  den  Vertreter  die 
^•■wailmg  des  81.  I^bensjahns  nnd  die  Ans- 
'•iBjf  ciaer  praktischen  Tätigkeit  anf  dem 
'•Hittdesgewei^llchenRechtBsäinties  während 
'tr  Durr  eine»  Jahres  nach  A.blegang  der 

«ulicbcD  «Aer  ^ademischen  Fachprttfnng; 
(»•i  Muf  a  iddic  der  vorgingigen  Ablegnng 


•  El  hiagt  vom  Enneuen  der  Prllfangskom- 
''»«««^oiaiiehderBesaoh  anslftndischer 
wtmitttia  oder  Akademieen  nnd  die  prak- 
'"brTltigktit  in  Analande  fOr  anardchend 

«rt^Mea  fit. 


der  jnriatiflohen  Prftfong  vor  der  Prttfnng^ 
kommission  des  Patentamts  nnd  ebensowenig 
der  einjUirigen  praktischen  gewerblichen  Tätig- 
keit Auf  den  Vertreter  finden  hinsichtlich 
seiner  Bechte  und  Bemtapflichtui  die  tüx  die 
P.  geltenden  Vorschriften  entsprechende  An- 
wendnng. 

Der  P.  erlangt  durch  die  Eintragung  keines- 
wegs das  anaschliefiliche  Recht,  vor  dem 
Patentamt  auftreten  zu  kSunen.  Einmal  näm- 
lich können  die  bei  einem  deutschen  Gericht 
zugelassenen  Bechtsanwälte  als  Vertreter  der 
Beteiligten  vor  dem  Patentamt  ohne  jede  Ein- 
schränknng  auftreten,  äodann  aber  kann  jede 
sonstige  handlungsfähige  Person  die  Vertretung 
anAorer  vor  dem  Patentamt  ftbemehmen;  jedoch 
hat  der  PriMdent  da  Patentamts  die  Befugnis, 
solche  Personen,  die  berufsmäßig  die  Vertretung 
vor  dem  Patentamt  betreiben,  ohne  in  die  Liste 
der  P.  eingetragen  oder  als  Rechtsanwälte  bei 
einem  deutschen  Gericht  zugelassen  zn  sein, 
von  der  Vertretungsmacht  anszaachließen.  Auch 
werden  diejenigen  Personen,  die  sich  unbefugt 
P.  nennen  oder  einen  ähnlichen  Titel  beilegen, 
durch  welchen  der  Glaube  erweckt  wird,  der 
Inhaber  sei  ein  eingetragener  P.,  mit  Geld- 
strafe bis  an  900  H.  oder  mit  Haft  bestraft 

Nach  seiner  Eintragung  wird  der  P,  durch 
Han^hlag  an  Eides  Statt  seitens  des  Präsidenten 
des  Patentamts  anf  gewissenhafte  AnsHbnng 
seines  Berufs  sowie  darauf  verpflichtet,  sich 
durch  sein  bemfliches  und  anfiu'benifliches  Ver- 
halten der  Achtung  würdig  zn  zeigen,  die  sein 
Beruf  erfordert.  Bei  einem  Verstoße  gegen 
diese  Verpflichtnngen  oder  im  Falle  eines  un- 
würdigen Verhaltens  unterliegt  er  der  Ahndung 
im  el^ngerichtlicben  Verfahren.  Das  Ehren« 
gericht  besteht  ans  einem  rechtiknndlgen  Hit- 
gliede  des  Patentamts  als  Yoraitaenden,  einem 
technischen  MitgUede  des  Patentamt«  sowie 
ans  3  P.  Die  Strafen,  welche  das  Gericht  ver- 
hängen kann,  bestehen  in  Verweis,  Geldstrafe 
bis  zn  3000  H.  (mit  oder  ohne  Verweis)  oder 
Lüschung  in  der  Liste  der  F.  Diese  letztere 
ist  auch  zu  verfttgen,  wenn  der  P.  keinen 
Wohnsitz  im  Inlande  hat  oder  dnrch  gerichtliche 
Anordnung  in  der  Verfügnng  über  sein  Ver- 
mögen (wegen  Konkurses  oder  Entmündigung) 
beschränkt  wird  oder  wenn  der  EingetrEigene 
selbst  die  Löschung  beantragt  Gegen  die  Ent* 
scheidnng  dea  Ehrengerichts  ateht  dem  Be- 
scbnldigten  mittels  eines  binnen  Monatsfrist 
nach  der  Zustellung  der  Entscheidung  bei  dem 
Patentamt  einxnrelcbenden  Schriftsatzes  die 
Berufung  zn,  über  welche  der  aus  2  rechts- 
kundigen und  einem  anderen  Uitgliede  des 
Patentamts  sowie  ans  4  P.  zusammengesetzte 
Ebrengerichtsbof  endgültig  entscheidet. 

b)  Statistik.  In  die  Liste  der  P.  sind 
bis  zu  Ende  190&  insgesamt  273  P.  eingetragen; 

felOscht  sind  36  P.,  so  daß  zu  Ende  1905  noch 
M  P.  eingetragen  waren.  Als  ständige  Ver- 
treter eines  P.  sind  im  ganzen  75  Personen 
eingetragen  worden,  Ton  denen  Ende  1905  noch 
80  eingetragen  waren.  Einen  AnhiUt  f&r  den 
Umfang  der  Tätigkeit  der  P.  in  dem  Verfahren 
vor  dem  Patentamt  gewähren  folgende  itatis- 
tisehe  Daten: 

Von  den  beim  Patoitamt  eingegangenen 
Anmeldnogen  wurden  Rberreicht: 
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im  Jahre 


1903 


1904 


1905 


Patent- 
anmeldnngeD 


Muster- 
schatz- 
anmeldangen 


Patent- 
anmeldangen 


Master- 
schot«- 
anmeldan^en 


Patent- 
anmeldnogoi 


Haiter- 
schntz- 
anmeldnn^wi 


«]  durch  Pa- 
tentanwälte 

jS)darohBeeht8- 
anwftlte 

y)  durch  Bona- 
tige  Ver- 
treter 


7  »,7% 
5,7« 


48,8% 
0,2  „ 


69,8% 


7,a 


46,1% 

5.1  n 


63,4% 
0,3  „ 

4,3. 


43.8^ 
0,2  „ 

3.8. 


Ans  diesen  Zahlen  er^bt  sich,  daß,  obwohl 
kein  F.Kwaug  besteht,  gletchwohl  die  Beteiligten 
sich  in  mehr  als  der  Hälfte  aller  Patentsachen 
nnd  fast  der  Hälfte  der  viel  einfacheren  Ge- 
branchsmnstersarhen  fQr  ihre  Verhaudlnngen 
Tor  dem  Patentamt  eines  P.  bedienen. 

S.  Veberbliok  Aber  die  Stellung  der  P. 
im  Aaslande.  In  Oesterreich  ist  das  P.- 
wesen  durch  §  43  des  Pat-Oes.  vom  ll./I. 
1897  nnd  eine  eingehende  Tom  15./1X.  1898 
geregelt.  Danach  werden  die  P.  nach  Maßgabe 
des  Bedarfs  im  Einvernehmen  mit  der  Gewerbe- 
behörde vom  Patentamte  bestellt,  so  daß  also 
—  im  Gegensatz  zu  der  „freien  P.schaft" 
des  Dentschen  Beiches  —  hier  ein  nach  Be- 
lieben des  Patentamts  zn  erweiternder  „nnmenis 
daasns"  der  P.  besteht  Anch  in  Oesterreich 
ist  die  AoBÜbnn^  des  Berufs  von  der  Ein- 
tragung in  die  beim  Patentamte  |$efttbrte  Liste 
der  F.  abhängig.  In  Streitigkeiten  über  die 
Znrflcknahme,  die  NichtigkeitserklSnug  oder 
die  Aberkennung  eines  Patents,  sowie  in  allen 
nicht-technischen  Angelegenheiten  ist  den  P. 
die  bemfsmäßige  Vertretung  untersELgt.  Zur 
Eriangung  der  Anstellung  eines  P.  ist  GroQ- 
jfthrigkeit,  österreichische  StaatsbKrgerschaft 
Wohnsitz  im  Inlande,  Nachweis  der  technischen 
Befähigung  und  nach  mindestens  zweijähriger 
Praxis  bei  einem  österreichischen  P.  die  Ab- 
legung  einer  Prüfung  vor  dem  Patentamt  er- 
forderlich. Personen,  die  wegen  einer  aus  Ge- 
winnsncht  begangenen  strafbaren  Handlung 
remrteitt  sind,  kOnnen  zu  F.  nicht  bestellt 
werden.  In  Ungarn  aind  durch  §  27  des 
Pat-Oes.  Tom  14./VII.  1895  nnd  die  Y.  Tom 
4./XI.  1905  und  10./V.  1899  die  Verhältnisse 
der  P.  ähnlich  wie  in  Oesterreich  geordnet 
In  Großbritannien  ist  dtirch  das  G.  vom 
a4./XU.  1888  und  die  V.  vom  ll./VI.  1898  nnd 
la/XL  1891  die  Stellung  der  ,,Patentagenten'' 
geregelt  und  deren  Eintragung  in  eine  Liste 
vorgeschrieben.  Ebenso  sieht  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  die  V.  vom  6,/vm. 
1897  die  Eintragung  der  P.  in  eine  Liste  vor. 
Bas  fär  J  apan  unter  dem  l^III.  1899  erlassene 
Patentgesetz  in  Verbindung  mit  den  V.V.  vom 
8./VI.  nnd  4./XI.  1899  fordert  für  die  P.  gleich- 
falls die  Eintragung  in  eine  Liste  nach  vor- 
gäagiger  Ablegnng  einer  Prüfung, 
lilterätnrt  Vgl.  die  LiUraiurm  dem  Art.  „Patent- 
reehi"  und  femer  Aamm«',  Da»  RG.  v.  fl.jV. 
1900  tygtematitck  dargeatellt,  Berlin  1900,  smcie 
die  Kommentare  tu  dietem  Getet»  von  Leander, 
Beriin  1900,  Schnttdt,  Leipzig  1900.  Stephan, 
Berlin  1900.  Neulcamp. 
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L  Begriff  nnd  Geschichte.  II.  Allgemeine 
Grundsätze.  III.  Deutsches  P.recht  Iv.  Aaa- 
ländisches  P.recht.  V.  Internationales  Pjecht 
(Staatsrerträge).  VI.  SUtistik.  VIL  Volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  des  P.wttens. 

I.  Begriff  nnd  Geschichte. 

Das  P.veseD  dient  direkt  und  zuuächst 
nur  dem  Schutze  von  ErfinduDgen  im  In- 
dividualiuteresse  des  Erfinders.  Eine  Er- 
findung^) läßt  sich  als  die  Lösung  eiaer 
techDischeo  Aufgabe,  eines  technischen  Pro- 
blems, also  eines  in  der  Benutzung  von 
Naturkräften  bestehenden  Problems  bezeich- 
nen, das  der  Befriedigung  eines  gesell- 
schaftlichen Bedürfnisses  dienen  soll.  Die&e 
Lösung,  d.  i.  die  Erfindung  muß  also  einen 
gewerblichen  Fortschritt  durch  die  Ver- 
wertung technischer  den  Kräften  der  Natur 
entnommener  Mittel  zur  Darstellung  bringen. 

Indem  nun  diurch  Gewährung  eines 
Patentschutzes  für  solche  Erfindungen  dem 
selbstnOtzigen  Interesse  des  Erfioders  ge- 
dient wird,  weil  es  diesem  dadurch  erm(Jg- 
licht  ist,  die  denkbar  größten  wirtsdiaft- 
lichen  Vorteile  aus  der  Erfindung  zu  er- 
zielen, während  es  jedem  Dritten  verw^ut 
ist,  den  Erfindungsgedanken  während  der 
Dauer  des  Patent8cbut2es  für  sich  auszu- 
beuten ,  fahrt  dieser  Schutz  gleichzeitig' 
dazu,  die  Erfindertftdgkat  mfttmtig  anza- 
regen  und  zu  fördern.  Auf  diese  Weise 
ist  das  P.wesen  indirekt  gleichztitig  für 
das  Allgemeinwohl  von  Nutzen,  weil 
die  Erfindungen  als  Befriedigungsmittel  fOr 
gesellscbi^iche  Bedürfnisse  all^  Art  dntch 
ihre  Anwendung  und  Verbreitung 
ganzen  Volke,  ja  der  ganzen  Ifoiachheit 
zugute  kommen.  Das  P.wesen  stellt  alsu 
den  Egoismus  des  Einzelnen  (des  Erfinders) 
in  den  Dienst  der  Allgemeinheit  Der  wirt- 
schaftliche Gedanke  des  P.wesens  findet 


')  Unter  Erfindung  versteht  Gierke  eisen 
neuen  Gedanken,  der  durch  eine  Uaber  unbe- 
kannte Kombination  der  NatnrkrBfte  einen 
wesentlichen  Fortschritt  der  Technik  schafft. 
Isay  bezeichnet  die  Et^dung  als  eine  Regd 
zn  1!)  bestimmter  Tfttigkeit,  deren  Inhalt  die 
Verfolgung  eines  gesellschaftlichen  Zwecke» 
durch  LSsnng  eines  technischen  ProUenu  Uldet. 
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«^ioe  juristische  Verkörperung  in  dem 
P  T  e  c  h  t ,  als  dem  Inbegriff  der  Rechtsnormen , 
■iie  dos  P.vesen  r^ln.  Dieses  P,recht  im 
•'t'jektiTen  Sinne  regelt  sowohl  die 
oiAteriellen  Voraussetzungen ,  unter 
•Jenen  einer  Erfindung  Schutz  gewährt  wird 
materielles  P.reobt),  wie  das  Verfahren, 
mittels  dessen  man  den  Patentschutz  er- 
langt (formelies  F.rechtl  —  Dagegen  ist 
subjektive  P.recht  die  im  fiinzel- 
falie  anf  Qmnd  des  objektiven  P.rechts  ge- 
«yirte  Patentberechtigiing.  Diese  ist  zwar 
>i*«  Erfinderrechts  wegen  da,  aber  gleich- 
«••hl  begrifflich  und  seinem  Wesen  nach 
^Äarf  von  diesem  zu  scheiden.')  Das  Er- 
tL-icrredit,  ein  sog.  Persönlichkeitsrecht 
i*iif>rke),  ■mi»  das  Namensrecbt,  gewährt 
•T-it  den  (Offentlidi'^echtlicheD)  Anspruch 
«tf  Verleihung  des  P.recht8.  Das  P-recht 
ii3Spg&i  ist  im  Qegensatz  zum  Erflnderrecht 
<->ii  \  ennl^ensrecht,  das  zum  sog.  ,^8tigen 
Eicwtom"  gehört')  2war  ist  auch  scmon 
•Le*  durch  Patent  noch  nicht  geschützte 
Erfiaden«(^t  vererblich  und  Teiflulierlich ; 

'  I  In  der  Verqnickang  des  n^rflnderrechta" 
4ad  des  „P-rechts"  ift  n.  £.  der  Omnd  ftlr  die 
lahlmcboi  Schwierigkeiten  und  Streitfragen 
n  finden,  denen  man  gerade  in  den  grnnd- 
''itesden  Fragen  des  P.rechts  begegnet.  Macht 
tau  sich  nur  genfigend  klar,  daß,  wie  es  ein 
ErAaderrecht  ohne  Patentschatz  Ribt,  so  aach 
tut  P.reeht,  dem  ein  Erfinderrecht  nicht  zn- 
rniode  liegt,  eo  wird  schon  damit  ein  Teil  der 
.'Ut  ia  Theorie  und  Praxis  immer  wieder  anf- 
unrlmdeii  Schwierigkeiten  ohne  weiterei  be- 
l:"(«n.  Dafi  seihst  ein  P.reeht  dem  ein  Er- 
toderrecht  nicht zograndeliegt,  bis znr formellen 
Ni'htigkoitflerUanug  Reciitsschntz  genieQt,  bat 
U«  BeichsRerichl  in  der  £.  in  Str.-S.  vom 
-M  VL  IBff!  (Bd.  aa  S.  187)  mit  Beeht  ans- 

'>  tiegea  den  Ansdmck  ngeistiges  Eigentani" 
•rnabt  sich  zwar  die  im  BaDoe  römiscber 
ürrfaubegriffo  stehende  dentsche  Theorie  Eiafs 
U-^Ufterte,  indem  sie  ein  solches  als  ein  begriff- 
••bm  l'adlBg  ansieht.  Sie  Praxis  and  sogar 
•li^  Theorie  aeht  «ich  aber  genJStigt,  forteesetzt 
a-it  dra  AnsdrBcken  „Patenteigentnm",  „Patent- 
tf^ta**  in  operieren ;  nnd  auch  die  patentrecht- 

rhe  Liseoa  wird  l»ld  mit  der  „SerTitnt"  in 
I'iraUeie  feetellt  (Kohl«r),  bald  wird  ihr  ein 
•Wäger  „aachearechtlicher  Cbarakter"  (Hank) 
b«tedrgt.  Köhler  hat  unsere  Sprache  mit  den 
niad  gerade  sehr  schOoen)  Ausdrucken  „Imma- 
ifnalncht'*T  -ImmBterialgttterrecbt'*  bereichert, 
«tt  Patanb-,  Muster-,  Markenschatz-.  Urheber- 
wfat  in  eine  ncse  Beehtsfcat^rie  emznreihen- 
^«tUich  ist  damit  der  Begriff  des  .geistigen 
Eii^ntOM**  wiedergegeben,  wie  sich  denn  auch 
die  praktisoiwn  Fmuröseit  nicht  im  geringsten 

beaca.  tob  einer  propri£t£  indnstrielle,  litteraire, 
•rtutiqw  ra  leden.  Anch  die  dentsche  Oe- 
•HMtpradie  trtgt  kein  Bedenken,  sich  des 
-iBTchus  xatreSenden  Ansdracks:  r^geistises 
H^rstun".  ngewerbliehes  Eigentum"  zn  be- 
■luon.  Vgl.  Art  4,  Z.  6  der  BV.;  Bek.  des 
^i^kaaaton  v.        1803  (BGBl.  S.  147). 


gleichwohl  bildet  es  in  der  Person  des 
Erfinders  noch  keinen  selbständigen 
Bestandteil  seines  Vermögens,  unterließ 
deshalb  auch  noch  nicht  der  Pfändung,  wie 
z.  B.  das  Patent.')  Auch  darin  zei^  sich 
der  durchgreifende  Unterschied  zwischen 
Erfinderrecht  und  P.recht,  daß  erst  das 
letztere  die  ausschließliche  Befugnis 
zur  gewerblichen  Ausnutzung  der  Erfindung 
gewährt,  während  es  jedermann  freisteht, 
eine  durch  Patent  nicht  geschützte  Erfln> 
doDg  eines  Dritten  gewerbUdi  auszubentra. 

Die  b«rifflicfaen  Unterschiede  zwischen 
Erfinderrecht  nnd  Pjrecht  werden  am  heeten 
durch  die  Geschichte  der  Patentgesetagebong 
aufgehellt,  wie  der  nadistehende  kurze 
Ueberblick  Aber  die  letztere  ei^bt. 

Dem  Altertum  and  Mittelalter  Lst  ein  P.recht 
anbekannt  gewesen.  Ganz  natorgemälf;  dena 
einmal  fehlte  es  an  einer  entwickäten  Technik, 
sodann  aber  aach  an  den  erforderlichm  Mitteln, 
um  einer  „Erfindung"  gegen  den  Willen  des 
Erfinders  allgemeine  Verbreitung  zn  Terschaffen. 
Wie  die  Transportmittel  schon  die  Verbreitung 
der  Erzeugnisse  der  Erfindung  nur  in  sehr 
langsamem  Tempo  znliefien,  so  schützte  die 
mangelnde  Allgemeinbildung  vor  der  Gefahr 
einer  Weiterverbreitang  des  Erfindergeheim- 
nisses.  Erst  als  mit  der  Entwickelang  der 
Druckerei,  mit  dem  Wiederaufblühen  von  Ennst 
nad  Wissenschaft  im  Zeitalter  der  Renaissance, 
mit  der  Entdecknng  neuer  Erdteile  allgemeine 
Bildung  sich  mehr  nnd  mehr  verbreitete,  Handel, 
Verkehr  and  Indnstrie  sich  hoben,  machte  sich 
anch  das  Bedttrfois  nach  einem  nErfinder* 
schätz"  geltend.  Von  dieser  Erwägung  aus 
erscheint  es  auch  erklärlich  und  begreiflich, 
daß  der  „ErBnderscbntz"  in  Form  des  „P.rechts" 
zuerst  bei  dem  grSßten  Handels-  und  Indnstrie- 
volk  der  Neuzeit,  bei  den  Engländern,  sich 
heraosffebildet  hat.  Für  die  Entwickeluags- 
geschicnte  des  P.recbts  nnd  für  die  dasselbe 
noch  beute  beherrschenden  Streitfragen  ist  es 
von  entscheidender  Bedentang,  daO  dasselbe 
nicht  etwa  von  dem  Schatze  des  Er- 
finderrechts seinen  Ausgangspunkt  ge- 
nommen ,  sondern  vielmehr  diesen  Schatz  als 
eine  Ausnahme  von  dem  Verbot,  Monopole 
zu  gewähren,  hat  bestehen  lassen.  Der  Auf- 
fassung des  Mittelalters  war  es  nämlich  ganz 
geläufig ,  die  Erteilung  von  Q  e  w  e  r  d  e  - 
Privilegien,  die  in  ^er  Regel  mit  einer 
ausschließlichen  Gewerbeberech- 
tiguog  verbunden  waren,  alsein  .Regal",  als 
einen   von   dem  Etlnig   nach  Bdieben  ans- 


']  Daß  erst  das  P.recht,  nicht  aber  das 
Erfinderrecht  der  Pfilndung  nnterliegt,  ist 
z.  B.  in  §  3  des  dänischen  Fatentg.  v.  13./IV. 
1894  ansdr&eklich  aasgesprochen.  Aber  anch 
da,  wo  die  Oesetzfebune  ttbev  diesen  Funkt 
schweigt  (wie  im  deutschen  Recht),  geht  die 
herrschende  Meinung  mit  Recht  dahin,  daß 
hSchstens  das  zur  Patentierung  angemeldete 
Recht  der  Zwangsvollstreckung  unterworfen  ist- 
Vgl.  jetzt  auch  EEIQ.  in  Ziv.S.  v.  8./X.  1902 
(ö2,227),  auf  welche  Isav  sich  mit  Unrecht  ftlr 
seine  gegenteilige  Auicht  beruft. 
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geheoden  Gnadenakt  anzasehen.  Wenn  also 
jemand  eine  Erfindung  gemacht  hatte^  so  mußte 
ihm  vor  allem  daran  lie^u,  die  königliche  Ge- 
nehmigung cur  gewerbtichen  AuRbentong;  der- 
selben EU  erlangen,  womit  in  der  Regef  obne 
weiteres  die  ansscbließlicbe  Berechtigung  zn 
dem  betreffenden  Betriebe  verbanden  wurde- 
Selbstverständlich  war  der  König  nicht  darauf 
beschränkt,  nur  „Erfindern"  derartige  Privilegien 
zu  erteilen;  vielmehr  handelte  es  sich  um  einen 
reinen,  irgendwelchen  gesetzlichen  Regeln  nicht 
unterworfenen  „Gnadenakt"  der  Krone.  Das 
englische  Gesetz  21  Jakob  c.  3  vom  Jahre  1623, 
anc  welches  die  Entstehung  des  modernen 
pjechts  (als  Schutzes  Är  Erfindungen) 
zurfickgefQhrt  wird,  stellt  sich  nun  in  Wirk- 
lichkeit nnr  als  eine  Bescbränkong 
jenes  weitgehenden  kSniglichen  Privilegienver- 
lethungsrechts  dar,  indem  es  die  Gewährung 
von  Monopolen  nnd  sonstigen  Gewerbeprivilegien 
im  altgemeinen  ausdrücklich  verbietet  und  nur 
eine  Ausnahme  zngunsten  des  „first  and  tme 
inventor"  zuläßt,  dem  ein  anf  14  Jahre  gültiges 
latent  mit  ausschließlicher  Gewerbeberechtignng 
erteilt  werden  kann.  Nach  diesem  Wortlaut 
des  Gesetzes  ist  die  Verleihung  des  Patents 
an  den  Erfinder  dauernd  von  der  Willkhr  der 
verleihenden  Stelle,  der  Krone,  abhängig,  also 
ein  reiner  Goadenakt  geblieben,  während  frei- 
lich die  Praxis  allmählich,  wenn  nicht  „gerechte 
Ursachen"  zur  Verweigerung  vorlagen,  jedem 
Erfinder  beim  Vorliegen  der  gesetzlichen 
Voraussetzungen  ein  Patent  erteilt  hat.  Das 
englische  Gesetz  hat  also  das  Erfinderrecht  jeden- 
falls insofern  als  ein  besonderes  Recht  aner- 
kannt, als  danach  nnr  dieses  allein  noch  durch 
ein  Patent  (Privileg,  Monopol)  geschfitzt 
werden  durfte,  wenngleich  der  Erfinder  kein 
Becht  anf  Erteilung  des  Patents  hatte.')  Hält 
man  sich  also  an  den  Worttant  des  englischen 
Gesetzes,  so  kann  man  mit  Robolski  erst  das 
franzSsische  Gesetz  v.  7./X.  1791  als  die  eigent- 
liche Gebartsstätte  des  modernen  europäischen 
Erfinderrechts  nnd  damit  des  gewerblichen  Ejgen- 
tnms  überhaupt  bezeichnen,  insofern  jenes  Gesetz 
zuerst  den  Satz  aufstellte:  „Tonte  decouverte 
on  nouvelle  invention  dans  tons  les  genres 
d'industrie  est  la  propri£t£  de  son  anteur." 

Insofern  freilich  die  nordamerikauische  Union 
schon  in  ihrer  nrsprfinglicheu  Verfasanngs- 
nrknnde  vom  n.ßX.  1787  (Art.  1  sect  8  §  8)  und 
demnächst  in  dem  Patentgesetz  vom  10  /1 V.  1790 
das  Erfinder-  und  P.recht  —  der  ans  der  eng- 
lischen Heimat  entstammenden  Ueberliefemng 
getren  —  gesetzlich  zur  Anerkennung  gebracht 
und  damit  nachweislich  dem  franzSsiscnen  Rechte 
als  Vorbild  gedient  hat,  mnfi  die  moderne  Paten  t- 


']  Der  Werdegang  des  Erfinderrechts  ist 
ganz  besonders  geeignet,  den  nach  meiner 
Auffimong  alle  Rechtasyateme  durchziehenden 
Gegensatz  von  „Regelrecht"  nnd  „FaUrecht" 
(case-Iaw)  zn  illustrieren  und  insbesondere  dar- 
zutnn ,  daß  die  allm^iche  Umbildting  des 
„Fallrechts**  in  „Regelrecht"  ein  aUe  Rechts- 
entwickelnng  beherrschendes  Grundgesetz  bildet. 
Das  urspritaglicbe  „Privileg",  das  im  Einzel- 
fall nach  willhflr  erteilt  warde,  hat  sich  heute 
zu  einem  ein-  für  allemal  geregelten 
{fffentllch-rechtlichen  Anspruch  anf  Patenter- 
teilung umgestaltet. 


Patentveaen 


gesetzgebung  der  hentigen  Kultnrstaaten  als 
die  Verwirkhchung  eines  englischen  Rechts* 
gedankens  eelten.  In  Deutschland  wurde 
gar  erst  in  diesem  Jahrhundert  in  den  meisten 
Bußdeästaaten  ein  P.recht  eingeführt ;  in  Preußen 
ein  hinsichtlich  seiner  rechtlichen  Gründls^ 
freilich  nicht  unanfechtbarer  Rechtsschutz  dnrcb 
das  Publikandnm  v.  14./IX.  181Ö,  das  aber 
lediglich  auf  einer  nicht  verkündeten  Kab.  O. 
V.  27./IX.  181Ö  und  deu  auf  dem  Standpunkte 
der  PrivUegienerteilune  stehenden  §  7.  II.  13 
ALR.  beruhte  nnd  erat  aweh  den  g  9  der  Gew.-O. 
T.  t7./I.  1845  seine  gesetzliche  Sanktion  er^ 
hielt.  Die  dnrch  die  etwa  äÖ  verschiedenea 
Pateutgesetze  der  Länder  des  deutschen  Bundes 
hervorgerufenen  Unzuträglichkeiten  sachte  man 
dnrch  eine  „Uebereinknnft  der  zum  Zoll-  nnd 
Handelsverein  verbnndenen  Regierungen  we^m 
Erteilung  von  Erfindungsnatenten  und  Privi- 
legien" v.  21./IX.  1842  zu  beseitigen  oder  doch 
abzuschwächen.  Erst  in  den  sechziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  kam  indessen  die 
Frage  einer  einheitlichen  deutschen  Pateutgesetz- 
gebung  wieder  in  Fluß.  Gegenüber  einer  sehr 
weit  verbreiteten  unter  dem  Einfinsse  der  da- 
mals herrschenden  FreihandelsMire  der  Volks- 
wirte stehenden  StrSmnng,  von  der  anch  das 
preußische  Handelsministerium  bis  zum  Jabie 
1872  beherrscht  wurde  ~  einer  Strifmnng,  die 
auf  eine  gänzliche  Beseitigung  des  Patnt- 
schutzes  drang,  war  es  vor  allem  der  Bändel»- 
und  Gewerbeverein  für  Rheinland  nnd  West- 
falen, der  Verein  deutscher  Ingenieure  nnd  der 
Technische  Verein  für  Eisenhüttenwesen.  die 
Aeltesten  der  Berliner  Kaufmannschaft,  diese 
in  einer  ausgezeichneten,  von  keinem  Oeiingeren 
als  von  Werner  Siemens  hemnsgegebeiwD 
Denkschrift  und  endlieh  der  im  Jahre  1874  ge- 
gründete PatentschntsTwdn,  die  sich  mit  aller 
Energie  für  die  Einfühmog  einer  eiriieitlieheB 
deutschen  Patentgesetcgebnng  assspraehai. 
Diese  Bestrebnngeu  worden  aber  erst  nach  der 
Gründung  des  neuen  Deutschen  Reiches  von 
Erfolg  gekrönt,  das  in  dem  Art-  4  Z.  S  nnd  6 
seiner  Verfassung  ,^die  Erfindungspatente  nnd 
den  Schutz  des  geistigen  Eigentanu"  der  Reichs- 
gesetzgebung  unterwarf.') 


*)  Die  Entstehnngsgesefaiehte  des  PjediU 
macht  es  begreiflich,  wie  man  einerseits  noch 
heute  als  positiven  Inhalt  des  Erfinderrechts 
„die  Befugnis  zur  Benutzung  der  Erfindung* 
(Gierke)  und  andererseits  das  P.recht  als  em 
„Monopol"  (Kloeppel)  bezeichnen  kann-  In 
dem  Rahmen  der  heutigen  Geeetsgehnng.  die 
von  dem  Grundsätze  der  „Gewerbef  reiheif 
beherrscht  wird,  versteht  es  sieh  freilidi  ganz 
von  selbst,  daß  der  Erfinder  „die  Befugnis  znr 
Benutzung  der  Erfindung"  hat,  so  daß  diese 
heutzntage  nicht  ahi  ein  AosflnS,  eine  Besonder- 
heit des  Erfinderreehts  mdieint.  Anten 
dagegen  lag  die  Sache  in  einer  von  den  Grand- 
Sätzendes  Zunftzwanges  beherrschten  Zeit, 
die  Überdies  auch  der  Anaehannng  hoMi^, 
daß  die  Verleihung  „besonderer  Oeweroe- 
privilegien"  zu  den  Regalien  des  Königs  gehörte. 
Hier  wurde  in  der  Tat  die  Befugnis  zur  Aus- 
nutzung der  Erfindung  erst  dnrui  das  kduigL 
Patent  (Privileg)  veriiehen;  da  eine  solche  Ver* 
leihnng  gleichzeitig  r^felmäffig  mit  einer  aat- 
BchlieSlicnen  Gewerbebereditagang  verknBpft 
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DiBCBtfpKelieDii  wurde  eine  wirklieh  bnnch- 

f  t.  1877  ecfctuiffeD,  an  deraen  Stelle 
iu  a  des  GraoazttKen  an  dem  bisherisren 
Vcht  festhalteDde  G.  t.  7./IV.  1891  (RGBl. 

•  i!*p  neUt  Ansf.-Verordnn.  t.  U /VII.  1891 
KiBl.  a  S49I.  T.  b.fVL  1897  (RGBl.  S.  473), 
.  D.r.l899  (RUBI.  8.^),  2Ö./X.  189S  (RGBl, 
■i  «1!.  a/V.  1900  (RGBl.  S.  232),  2ti./V.  1903 
P/jBI.  S.  168).  29./IV.  1904  (RGBl.  S.  157)  und 
<  f.  18,111.  191)4  (RGBl.  S.  141),  getreten  ist. 

Eäne  bedeutsame  Weiterentwit^elane  dei 
F  iNHis  bUdet  das  RG.  t.  21./V.  1900  betr. 
be  Fiteatanwtlte  aebst  der  Prttfangsordnnu^ 

•  äüjVa  1900  (t.  den  Art  „Patentanwälte" 

lie^wire^  ist  das  P.wesen  in  fast  allen 
'UttliiMlwn  und  anUereuroDftiscben  £nltar- 
-*vua  dnrch  eine  nmfassenoe  ond  in  fielen 
■TUK'ldtxci)  Qbereinstimmeude  Gesetzgebnug 
.•vrEctlt.  Die  wicbt jfirsten  Gesetze  sind  folgende : 
Is  Uroabritannien  gilt  jetzt  the  Patent  Act  1883 
An.*!  Vict.  c.  57),  ergänzt  dnrch  die  GG. 
f  m.  1886  n.  1888  (48  n.  49  Vict  c.  63,  49 
'  !0  Vict  c.  S7  und  51  n.  63  Vict  c.  60)  nnd 

OG  T.  17./Vni  1901  n.  1&/XII.  1902  nebst 
nUreichen  Patent- Rnlen ;  in  Frankreich  GG.  t. 

■  MI.  1814  u.  31./y.  1866  sowie  v.  23./V.  1888 
toi  T.  a.,VJI.  1901 ;  in  Oesterreich  G.  t,  ll./I. 
ittl  n.  G.  T.  27,  XII.  1893;  in  Ungarn  G.  t. 
1  Vir.  1896  (Ges.  Art.  37  :  95)  n.  G.  v.  27./Xn. 

ia  Italien  GG.  t.  30./X.  1859,  31./I.  1864 
iQd  T.  16./VII.  1E05;  in  Spanien  G.  t.  16./V. 

Portofral  GG.  lö./XlI.  1894  und  ai./V. 
ite-,  Belgien  GG.  t.  34./V.  1864  n.  a7./IV.  1857; 
incnban:  G.  v.  30./VI.  1880;  Scbwein  GO.  t. 
»Tl  I8b6  mi  23./m.  1893;  Schweden  GO. 

•  16  Y.  1884,  1Ä./VI.  1891,  14./IV.  Ifc93,  26./ni. 
.■^»7.fi./V.  2898.  9./V.  1902:  Norwegen  GG.  t. 
>  VTI  1885  nnd  29./IIL  1902:  Dänemark  GG. 

•  13  1894.  T.  16./IU.  1900  u.  29./III.  1901 ; 
Küfluid  G.  T.  20./V.  1896  und  Finland  G.  r. 
i\  I.  1898:  Nordamerika  GG.  t.  8/Vn.  1870, 
:i  Tl.  J8!4,  18./VI.  1874,  15/Vni.  1876,  9./II. 

9L/UI.  1897.  28./1I.  1889.  ll.'IV.  1908, 

■  III  I9ffl;  Japan  GG.  t.  l./IU.  1899,  lO./II. 
'W.  Staateobnnd  von  Australien  G.  t.  22./X. 
'•SW.  VrLim  BbrigenNenkamp:  Die  Gesetz- 
nbouf  der  Staaten  des  Erdballes  (s.  Literatur), 
^cr  die  l^ederlande  rind  bis  }etst  noch  ohne 
l'iicatgesetx. 

IL  AUgeMelne  Gmndsfttze 

1.  Xaeb  heutigem  Patentrecht  wird  pria- 
::«U  nur  dem  Erfinder  oder  der  Er- 
"cdung  I^eatochutz  gewBhrt.  Nor  io 
^r*At«o  ond  Portugal  werden  noch 
*-e  ..EinfahntnnpateDte"  erteilt,  d.  h.  man 
.««Ihrt  einen  PatentBchutz  „fQr  neue  ge- 
'•^hche  Erzeugnisse  oder  Ei^ebnisse,  die 
TT-li  Anwendung  neuer  oder  bereits  be- 
MLnivr  Mittel  endelt  werden,  voraus- 
.''*rtxU  daÖ  die  Anwendung  dieser  letzteren 
EinfQhrung  eines  bis  dahin  im  Lande 
-«"JM  noch  nicht  betriebenen  lodustrie- 
tvnff»  ftUut-,  offenbar  in  dem  Bestreben, 

«u,  m  nahm  ne  in  der  Regel  auch  den 
Hrakier  eines  ^Monopols"  an. 


die  ausländische  Industrie  im  Inlande 
heimisch  zu  machen.  Die  Dauer  dieses 
Schutzes  ist  stets  eine  beschräDkte;  in  einer 
großen  Zahl  von  LAndern  (so  in  Deutschland, 
Oesterreich ,  Ungarn ,  Frankreich ,  Algier, 
Tunis,  Italien,  Püitugal,  Knßland,  Schweden, 
Norwegen ,  Dänemark ,  Schweiz ,  Türkei, 
Luxemburg,  Brasilien,  Venezuela,  Bolivia, 
Ecuador,  Gitatamala,  Argeniiaicu,  Japan) 
erstreckt  sich  die  Schutzfrist  auf  einen 
Zeitraum  von  IT)  Jahren;  in  England  und 
den  englischen  Kolonieen  beträgt  die  Patent- 
dauer 14,  in  Kanada  jedoch  lä  Jahre,  in 
Nortlameiika  17,  in  Belgien  und  Spanien, 
Mexiko,  Costa-Rica,  Honduras,  Kolumbien, 
Liberia,  Salvador  20  Jahre;  fOr  „Einfflh- 
run^patente"  wird  in  Spanien  eine  fflnf- 
jäbrige,  in  Portugal  eine  zehnjährige  Schutz- 
frist gewährt. 

2.  Die  Erteilung  des  Patents  setzt  die 
Anmeldung  der  Erfindung  bei  einer  Be- 
hörde (Patentamt)  voraus,  die  über  die  er- 
teilten Patente  ein  Regster  fahrt  fsog. 
Patentrolle).  Die  Aomädung  hat  einen 
doppelten  Zweck:  einmal  gewährt  sie  dem 
Anmeldenden  die  Priorität  auf  Erteilung  des 
Patentschutzes,  so  daß  von  zwei  Erfindern 
in  der  Regel  nur  derjenige  einen  Patent- 
schutz erhält,  der  seine  I^ndun^  zuerst 
angemeldet  hat,  nnd  sodann  wird  durch 
die  Anmeldung  die  Erteilung  des  Patents 
selbst  vorbereitet. 

3.  Fflr  das  Verfahren,  mittelst  dessen 
die  Erteilung  des  Patents  «virkt  wird^ 
haben  sich  nun  4  verschiedene  Systeme 
herausgebildet,  nach  denen  die  angemeldete 
Erfindung  einer  bald  geringeren,  bald 
größeren  Prüfung  unterzogen  wird :  a)  Nach 
dem  französischen  System,  das  auf 
dem  sog.  „Aomeldungsverfahren"  beruht 
und  in  Frankreich,  Belgien ,  Luxemburg, 
Italien ,  Spanien ,  Mexiko ,  einzelnen  süd- 
amerikanischen Staaten  sowie  (mit  einer 
eigentümlichen  Modifikation)  in  der  Schweiz 
in  (Geltung  ist,  wird  die  angemeldete  Er- 
findung einer  Inid  mehr  bald  weniger  weit- 
gehenden, aber  meist  nur  rein  formellen 
Prüfung  unterzogen  und  das  Patent  ohne 
Rücksicht  darauf  erteilt,  ob  die  Erfindung 
neu  ist  oder  nicht  b)  Das  englisclie 
System .  das  iu  Großbritannien  und  den 
englischen  Kolonieen  sowie  in  Portugal  gilt, 
unterwirft  die  angemeldeten  Erfindungen 
einem  Aufgebotsverfahren,  in  wel- 
chem von  etwaigen  besser  berechtigten  Id- 
teressenten  Einspruch  gegen  die  Patenter- 
teilung unter  gewisaea  Voraussetzungen  er- 
hoben wei-den  kann;  erfolgt  ein  solcher 
Einspruch  nicht,  so  wird  das  Pateut  ohne 
weitere  materielle  Prüfuug  erteilt,  c)  Das 
nordamerikanische  System,  das  außer 
in  Nordamerika  in  einigen  südamerika- 
nischen Staaten  und  in  Japan  gilt,  beruht 
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auf  dem  YorprflfungBTerfahren,  wo- 
nach vor  der  Patent^mtung  von  A.mtB 
wegen  geraüft  wird,  ob  nicht  die  an- 
gemeldete Erfindung  durch  ein  bereits 
früher  anderweit  erteiltes  Patent  geschützt 
ißt.  d)  Endlich  das  deutsche  System, 
das  zvierst  im  Deutschen  Reiche  und  als- 
dann in  den  drei  nordischen  Reichen ,  in 
Oesterreich,  Rußland,  Finland,  Guatemala, 
Peru,  Chile  und  mit  der  Einschränkung, 
{[aß  die  Prüfung  der  Neuheit  nur  auf 
Einspruch  erfolgt ,  auch  in  Ungarn  ein- 
•gefflhrt  ist,  besteht  in  einer  Verbindung  des 
Aufgebots-  mit  dem  Vorprüf ungs- 
verfahren.  Dieses  System  bietet  die  größt- 
möglichste Gewähr  dafür,  daß  nur  für 
solche  Ei-findungen  ein  Patent  erteilt  wird, 
die  nach  dem  materiellen  Recht  auch 
wirklidi  patentfähig  sind;  und  es  ist  zu- 

§1eich  der  Yorteü  damit  verknüpft,  daß  in 
en  von  den  ordentÜchen  Gerichten  zu  ent- 
scheidenden Streitigkeiten  über  Patentver- 
letzungen die  Rechtebeständigkeit  der  Patent- 
«isUung  nicht  (wie  dies  z.  B.  in  den  Län- 
dern des  bloßen  Anmelde-  oder  Aufgebots- 
ver&brens  der  Fall)  in  Frage  gestellt  werden 
^ann. 

4.  Das  P.recht  gewährt  die  ausschließ- 
liche Befugnis,  den  Gegenstand  der  Er- 
-findung  zu  gebrauchen,  herzustellen  und 
zu  verbreiten  oder  das  patentierte  Ver- 
fiihren  anzuwenden,  soweit  nicht  Rechte 
Dritter,  insbesond^  das  Recht  des  Vor- 
benuizers^)  entgegenstehen.  Fällt  das  er- 
teilte latent  teil  weise  in  den  Sdiutzbereich 
eines  älteren  Patente,  ist  es  also  ein  sog. 
Abhftngigkeitspatent,  so  daxf  es  nur 
mit  Genehmigung  des  Inhabers  des  älteren 
Patente  benutzt  werden.  Das  F.recht  ge- 
nießt sowohl  zivilrechtlichen  wie  strafrecht- 
lichen Schutz  und  zwar  in  der  Regel  gegen 
jeden,  der  wider  den  "Willen  des  Patent- 
inhabers den  Gegenstand  der  Erfindung  ge- 
werbsmäßig herstellt,  in  Verkehr  bringt, 
feilhält  oder  gebraucht. 

5.  Die  Gewährung  des  Patentschutzes  ist 
in  der  Regel  abhängig  von  der  voi^ngigen 
Entrichtung  einer  mehr  oder  weniger  hoch  be- 
messenen jährlichen  Patenteteuer  und  zwar 
dergestalt,  daß  das  P.recht  ohne  weiteres  er- 
lischt, wenn  die  Steuer  nicht  bis  zu  einem 
bestimmten  Zeitpunkte  entrichtet  ist.  Die 
Steuer  ist  in  der  Regel  derart  bemessen, 
daß  sie  von  Jahr  zu  Jahr.  d.  h.  je  nach  der 
Geltungsdauer  des  Patente  steigt.*)  Vgl. 

')  Unter  dem  „Vorttenatzer"  versteht  man 
^ine  Person,  die  zur  Zeit  der  Anmetdaug  der 
Erfindnng  darcb  den  Patentencher  die  Erfindung 
bereita  in  Benatznuff  genommen  oder  die  zur 
Benatznng  erforderlichen  Teranstaltnngen  ge- 
troffen hatte  (§  6  des  deutschen  Patentgesetzes). 

*)  Sog.  Zasatzpatente,  d.  h.  Patente  fflr 
^erbeMernngserfindongen ,  mittebt  deren  der 


die  Uebersicht  unten  sub  VL  ,,Statigtik*' 
S.  G22  unter  4. 

6.  Von  besonderer  Ckonomischer  Bedeu- 
tung ist  die  aus  dem  F.recht  abgleitete  Be- 
rechtigung, „alle  oder  einzelne  in  dem 
P.recht  enthaltenen  Befugnisse  zu  benutzen** 
(Münk),  die  sog.  „patentrechtliche 
Lizenz".  Diese  läßt  das  P.recht  an  and 
für  sich  intakt  und  gibt  dem  Lizenz- 
träger  nur  das  Recht*),  die  patentierte 
Erfindung  nach  Maßrabe  des  Lizenzver- 
trages auszunutzen.  Der  Patentinhaber  ist 
durch  die  Einräumung  der  Lizenz  keines- 
falls verhindert,  das  I^nt  selbst  aus- 
zunutzen und  weitere  lÄzenzen  zu  erteile, 
sofern  ihm  letzteres  nicht  vermöge  Be- 
stellung einer  Exhiusi vlizen z  verwehrt 
ist  Die  Lizenz  enteteht  in  der  Regel  durch 
Rechtsgeschäft;  einige  Oesetzgebun^n  (so 
z.  B.  England,  Oesterreich,  Schweiz  und 
Finland)  kennen  auch  einen  sog.  Lizenz- 
zwang, vermöge  dessen  der  Patcnteigentflm«* 
gesetzlich  zur  Einrftomung  dner  lizienz  vet- 
pflichtet  ist 

7.  Von  der  Zwangalizenz  scharf  zu 
scheiden  ist  endlich  die  im  Interesse  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  zulässige  ^Inzliche 
oder  teilweise  Enteignung  des  Pjechts,  die 
in  manchen  Staaten  (Deutschland,  Oester- 
reich, Ungarn«  Schweden,  Korwegen^  Eng- 
land, Schweiz)  gestattet  ist. 

III.  Deutsches  Pascht 

Das  deutsche  P.recht  schützt  nicht  den 
Erfinder  als  solchen,  sondern  es  schützt  die 
Erfindung  und  verleiht  deshalb  seinen 
Schutz  dem  Anmelder,  ohne  zu  prüfen, 
ob  dieser  auch  der  Erfinder  ist;  demnach 
entscheidet,  wenn  zwei  Personen  dieselbe 
Erfindung  angemeldet  haben,  nicht  die  I^iori- 
tät  der  Erfindung,  sondern  die  der  An- 
m  e  1  d  u  n  g.  Im  einzelnen  ist  hervorzuheben : 

1.  Die  materiell-rechtlichen  Vor- 
aussetzungen für  die  Erteilung  eines 
Patente  sind  folgende:  a)  Die  Erfindung  muß 


Patentinhaber  fllr  die  VerbeMemng  einer  bereits 
geschützten  Erfindnng  Patentschutz  erhält,  and 
in  der  Regel  patentstenerfrei  nnd  erlOschen  Bit 
dem  Untergang  des  Hanptpatenta. 

')  Sehr  streitig  ist  es,  ob  der  Lizenztrtgcr 
auch  gegen  dritte  Personen,  die  du  QiB  au 
Benntznng  ftberlassene  Patent  verletzen,  ohne 
weiteres  klagbar  werden  kann.  Nicht  minder 
lebhafter  Streit  herrscht  darüber,  ob  das  Liaaai- 
recht  veränlterlich  nnd  vererblico  ist  Auf  diese 
Streitfragen  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden.  Mau  vgl.  dartlber  eineneita  Monk 
a.  a.  0.  S.  96fg.,  f6öfg.  nnd  andererseits  Oierfce 
a.  a.  0.  S.  8Wfg.  aowi«  aenndings  KoUcr 
(a.  a.  0.  S.  608(g.)  und  Imj  (a.  a.  0. 8. 1B3&}. 
von  denen  Kohler  die  lisenz  ab  tan  nanasi- 
dingliches"  Recht  bezeiehset  bay  ihrdiaguehea 
Charakter  beimiOt. 
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L<?ii  sein,  d.  h.  die  Neuheit  muß  auf  dem 
•<ehiete  der  Lösung  der  Aufgabe  liegen. 
If]>>  Neuheit  kann  nach  einer  dreifachen 
Kiv-hmog  vorliegen,  als  Neuheit  der  £le- 
ivnie  bei  einer  bekannten  Kombinationsidee 
>r  als  Neaheit  der  letzteren  bei  Bekannt- 
^  intlei-Eleniente(80g.  „Kombinationspatent") ; 
-Itf  endlich  als  Neuheit  der  Elemente  und 
't^-r  KomUnationsidee.  Neuheit  liegt  nach 
>\*-3i  tiesetze  jedenfalls  dann  nicht  vor,  wenn 
'Ii''  Erfindung  zur  Zeit  der  Patentanmeldtmg 
-.  '''Teotlichen  Dmckschriften  aus  den  letzten 
fiiti  lahren  bereit»  derart  beschrieben  oder 

[Dlaode  eo  oiTenkundig  benutzt  ist,  daS 
iaifih  die  Benutzung  durch  andere  Sach- 
»■'Manrlige  als  den  Erfinder  möglich  ei^ 
-  uAai.  Eine  Ausnahme  von  diesem  Örund- 
Kjtz«  eDtbftIt  der  §  2  P.O.  insofern,  als  die 
I.*-  Erfindung  den  Charakter  der  Neuheit 
'i.tiiirth  nicht  verliert,  dafi  sie  in  den  im 
iitilande  amtlich  herausgegebenen  Fatent- 
t-.^linibungen  bekannt  geumcht  ist,  falls 
tf^n^aifie,  der  die  Erfindung  im  Auslande 
ai]c<-iDMdet  hat,  auch  ein  deutsches  Patent 
t'ir  ">iiie  Erfindung  innerhalb  drei  Monaten 
'■K'li  dar  Bekanntmachung  seiner  Patent- 
■»^  iireibung  im  Auslande  beim  deutschen 
ra:-Hiamt  nachsucht  und  überdies  der 
i'Lolaodiache  Staat  fAr  die  deutschen  Patente 

Oegenseitigkeit  gemftfi  einer  im  RÖBl. 
-iwigeuen  Bekanntmachung  verbfirgt  hat 
btie  .wiche  Bekanntmachung  ist  bisher  nicht 
•■:U.i^.  1^  kommt  ab«r  in  dieser  Hinsicht 
•S I  .Irt.  4  der  laut  Bek.  vom  9JlV.  1903 
R<<BL  S.  UT)  jetzt  anch  fOr  das  Deutsche 
Ü'-i-h  geltenden  internationalen  üeberein- 

.         20.  Marz  1883  ,  , 

14.  Dezbr.l900f^-"'^*^°^'^^^>^° 
r^racht,  wonach  die  Hinterlegung  eines  Öe- 
•■■  VIS  nm  Erteiiimg  eines  Patents  der  Er- 
i  ltuig  das  PrioritAtarecht  sogar  für  einen 
irlliaum  von  12  Monaten  selbst  dann  sichert, 
^■^iin  iDEwiitohen  in  einem  anderen  Yer- 
'jink-rtairtB  eine  VerQflenilichung  derPatent- 
--^hwibung  stattgefunden  hat.  Eine 
it-fre  Ausnahme  hat  das  G.  vom  18./III. 
i'^>l  e)M»chafren.  Danach  ist  der  Reichs- 
Autiier  ermächtigt,  dem  auf  in-  oder 
.':-IiD(lificthen  Ausstellungen  zur  Schau  ge- 
>';U!*!D  gevcrbliehen  Eigentum  insofern  einen 
^  mt  XU  gevftbren,  als  die  Schaustellung 
•IrT  VerOfTentlichung  der  Erfindung  der 
•'-'iiio^ng  eines  Patents  dann  nicht  ent- 
■"^fiirteht,  wenn  der  Aussteller  oder  dessen 
'•-  iitwtclifolger  binnen  6  Monaten  seit  6e- 

•  A3  d«r  Ausstellung  die  Erfindung  zwecks 
(jian^u»   des  Patentschutzes  anmeldet 

*  IM  Erfindung  muA  gewerblich  ver- 
«-rthar  lein.  Das  ist  sie  jedenfalls  erst 
'«OB,  veno  der  Erflndungagedanke  eine  der- 
■"^^  tnaktiadt  greifbare  Crestalt  angenunmen 
:>4.  tilg  die  Erfindung  von  jedem  Sachver- 
"•'»li^  reproduziert  werden  kann,  o)  Die 


Verwertung  der  Erfindung  darf  nicht  den 
Gesetzen  oder  den  guten  Sitten  zuwider- 
laufen, d)  Endlich  darf  die  Erfindung  nicht 
Nahruogs-,  Genuß-  oder  Arzneimittel  sowie 
solche  Stoffe  zum  C^egeastaade  haben,  die 
auf  chemischem  Wege  hergestellt  wer- 
den. Alle  diese  Gegenstände  sind  nicht 
patentfähig;  wohl  aber  ist  das  Verfahren 
patentfähig,  mittelst  dessen  dieselben  her- 
gestellt werden. 

2.  Die  formellen  Voraussetz- 
ungen für  die  Patenterteilung,  das 
Patentrerfahren.  a)  Die  Erfindung  mufi 
untOT  genauer  Beschreibang,  Beifügung  der 
erforderlichen  Zeichnungen,  Modelle  usw. 
und  einer  Anmeldegebühr  von  20  M.  bei 
dem  Patentamt  in  Berlin  mit  dem  Antrage 
auf  Patenterteilung  schriftlich  angemeldet 
werden.  Ein  im  Auslände  wohnhafter  Pa- 
teutsucher  muH  gleichzeitig  bei  der  Anmel- 
dung einen  im  Inlande  wohnhaften  Vertreter 
bestellen.  Die  Anmeldung  wird  nach  vor- 
aufgegangener Frfifung  durch  em&a  dem 
Patentamt  angehOrigen  f,Vorprfifer"  der  aus 
zwd  technisäien  und  einem  juristischen 
Mitg^ede  bestehenden  „Anmeldeabteilung" 
zur  Beschlufifossung  voi^egt  Entweder 
weist  diese  nach  fwmeller  und  materieller 
Prüfung  des  Gesuchs  dasselbe  zurück  od«* 
sie  ordnet  die  Bekanntmachung  der  An* 
meidung  an,  die  durch  einmalige  Veröffent- 
lichung des  Namens  des  Patentsuchers  und 
des  wesentlichen  Inhalts  seines  Antrags  im 
Reichsanzeiger  erfolgt.  Mit  der  Belunnt- 
machung  erlangt  der  Patentsucher  für  die 
angemeldete  Erfindung  einen  einstweiligen 
Patentschutz.  (Die  Bekanntmachung  unter- 
bleibt im  Interesse  der  Sicherheit  des 
Reiches,  falls  es  sich  um  ein  im  Namen  der 
Reichsverwaltung  für  Zwecke  des  Heeres 
und  der  Flotte  nachgesuchtes  Patent  handelt.) 

Innerhalb  zweier  Monate  seit  der  Ver- 
öffentlichung der  Bekanntmachung  kann 
jedermann  gegen  die  Erteilung  des  Patents 
Einspruch  erheben ,  der  darauf  gestützt 
werden  kann,  daß:  a)  die  angemeldete  Er- 
findung nicht  patentfähig  sei;  oder  ß)  eine 
andere  Person  das  Patent  bereits  früher  an- 
gemeldet habe ;  oder  y)  dem  Einsprechenden 
selbst  die  angemeldete  Erfindung  entwendet 
sei.  Nach  Ablauf  der  Einspruchsfrist  be- 
schließt die  Anmeldeabteilung  gleichzeitig 
Über  die  Einsprüche  und  über  die  Erteilung 
oder  Versagung  des  Patents.  Gegen  deren 
Beschlüsse,  insbesondere  auch  gegen  die 
ZmUckweisung  der  Anmeldung  vor  er^ 
folgter  Bekanntmachung  steht  dem  Be- 
schwerten das  beim  Patentamt  schriftlidi 
unter  gleichzeitiger  Zahlung  einer  Gebühr 
von  20  M.  binnen  Monatofrist  aeat  der  Zu- 
stellung eiDEolegende  Seditsmittel  der  Be- 
Bchw^e  zu.  ueber  die  Besdiwerde  ent- 
scheidet die  auB  2  Juristen  and  3  Technikern 
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besteheode  BeschwerdeabteUung  des  Patent- 
amts endgültig.  Vor  der  Erteilung  des 
Patents  ist  innerhalb  der  Einspruchshist 
die  erste  Jahiesgebfihr  von  30  M.  zu  zahlen. 
Ist  die  Erteilung  des  Patents  besdilossen, 
80  erl&Bt  das  Patentamt  darüber  dne  Be- 
louiDtmachnDg  im  Reichsanzeiger,  fertigt 
für  den  Patentinhaber  eine  Patenturkunde 
aus  und  Torfflgt  die  Eintragung  der  Patente 
erteiluog  in  die  bei  ihm  geführte  Patent- 
rolle.  b)  Das  erteilte  Riteot  kann  auf  An- 
trag für  nichtig  erklärt  oder  zurück- 
genommen werden.  Dem  Antrage  ist 
eine  Gebühr  von  50  M.  beizufügen,  widrigen- 
falls er  als  ziirfickgeDommeD  gilt  Die  Nich- 
tigkeitserklärung ist  nach  Ablauf  von  5  Jahren 
seit  Erteilung  des  Patents  ausgeschlossen, 
wenn  der  Nichligkeitsgnmd  lediglich  darin 
besteht,  daß  die  materiellen  Voraussetzungen 
für  die  Erteilung  des  Patents  (oben  sub  1) 
nicht  vorlagen.  Im  übrigen  kann  das  Patent 
dieserhalb  sowie  jederzeit  dann,  wenn  die  Er- 
findung Gegenstand  des  Patents  eines 
früheren  Anmelders  oder  einem  anderen 
entwendet  ist,  durch  die  aus  2  rechtskun- 
digen und  3  technischen  Mitgliedern  be- 
stehende Nichti^keitsabteilung  des  Patent- 
amtes für  nichtig  erklärt  werden.  Diese 
hat  auch  über  einen  Antrag  auf  Zurück- 
nahme eines  Patents  zu  befinden.  Die 
Zürücknahme  kann  nach  Ablauf  von  3  Jahren 
seit  Erteilung  des  Patents  ausgesprochen 
werden :  «)  wenn  der  Patentinhaber  es  unter- 
läßt, im  Inlaode  die  Erfindung  in  ange- 
messenem Umfange  zur  Au^ührung  zu 
bringen  oder  doch  alles  zu  tun,  was  er- 
forderUch  ist ,  um  diese  Ausfülirung  zu 
sichern;  und  ii)  wenn  im  öffentlichen  uiter- 
esse  die  Erteilung  der  Erlaubnis  zur  Be- 
nutzung der  Erfindung  an  andere  geboten 
erscheint,  der  Patenünhaber  aber  gleich- 
wohl sich  weigert,  diese  Erlaubnis  gegen 
angemessene  Vergütung  und  genügende 
SicherBtellnng  zu  erteilen.  In  allen  tällen 
findet  gegen  die  EntscheiduDg  der  Nicfa- 
tigkeitsabteilung  binnen  6  Wochen  nach 
der  Zustellung  die  hei  dieser  Behörde 
schriftlich  anzumeldende  und  zu  be- 
gründende Berufung  statt.  Ueber  diese  ent- 
scheidet das  Reichsgericht  nicht  als  Prozeß- 
gericht, sondern  als  oberste  Patentbehörde 
in  dem  durch  die  V.  vom  6./XII.  1891  ge- 
ordneten Verfahren  nach  Ladung  und  An- 
hörung der  erschienenen  Parteien,  bei  deren 
Ausbleiben  nach  Lage  der  Akten  und  er- 
forderlichenfalls nach  erneuter  Beweisauf- 
nahme und  unter  Zuziehung  von  Sachver- 
ständigen bei  der  Beratung,  c)  Das  Patent 
erlischt  endlieh  einerseits  durch  Verzicht 
seitens  des  Patentinhabers,  andererseits  durch 
nicht  rechtzeitige  Zahlung  der  Patentge- 
bühren ;  in  beiden  Fällen  ist  das  Patent  in 
der  Patentrolle  zu  loschen. 


3.  "Wissentliche  oder  grob  -  fahrlässige 
Patentverletzung  begründet  eine  Scha- 
densetsatzpflicht des  Schuldigen.  Wissent- 
liche PatentrerletzuDg  wird  überdies  auf 
Antrag  mit  Geldstrafe  bis  zu  öOOO  M.  oder 
mit  Oe^gnis  bis  zu  dnem  Jahie  bestraft. 
Neben  der  Strafe  kann  auf  eioe  an  den  Be- 
schädigten zu  zahlende  Buße  bis  zu  lOOtüi  M. 
erkannt  werden,  wodurch  der  Anspruch  auf 
Schadensersatz  aosgeschlossea  ist. 

4.  Wer  ach  in  Öffentlichen  Anzeigen 
oder  sonstigen  Ankündigungen  ffilschuch 
eines  Patents  berühmt  oder  zu  Unrecht 
Gegenstände  mit  einer  Bezeichnung  ver- 
sieht, die  den  Anschein  erweckt,  als  ob  sie 
durch  Patent  geschützt  seien,  wird  (wegen 
Patentberühmung)  mit  Geldstrafe 

zu  1000  M.  belegt. 

ir.  Ansländlsehes  P.recht. 

Als  Besonderheiten  des  aoaländisehea  P.rechts 
sind  folgende  hervorzuhebeu : 

1.  Materielles  P.recht.  a)  Im  aUge- 
meinen  berracht  auch  in  der  soal&ndiÄüien  Patent- 
gesets^ebnng  der  Ornndsats,  daU  der  erste  An- 
melder einer  Erfindung,  nicht  der  erste  Er- 
finder Anspruch  auf  die  Patenterteilung  bat. 
Nur  in  den  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
ist  mit  gewissen  Einschrftnknngen  nicht  der 
Zeitpunkt  der  Anmeldnng,  sondern  der  der  Er- 
flndangfUrdaa  Recht  anf  Erteilung  des  Patenu 
maßgebend.  Auch  in  Kanada  und  rtorweeen 
geht  TÜ&  mehreren  Anmeldern  derselben  Erfiadong 
nicht  der  erste  Anmelder,  sondern  der  erste  Er- 
finder vor.  b]  Eine  PatentgebQhr  Ist  in 
allen  ausländischen  Staaten  zu  entrichten  and 
zwar  in  den  meisten,  ähnlich  wie  nach  dentocheni 
Beebt,  nach  einer  von  Jidir  za  Jahr  sleigMden 
Süffel.  Eine  gleichmäOige  Stener  haben 
Frankreich  (100  Frcs.  für  das  Jahr}.  Tonis.  Por- 
taffal,  Türkei,  Guatemala,  Umgnay,  Venezuela, 
Colambieu,  Nicaragna.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  ist  lediglich  eine  Ge* 
bUhr  von  15  Doli,  bei  Patentanmeldangen  und 
von  20  Doli,  bei  der  Patenterteilung  zu  zahlen, 
wogegen  hier  eine  eigentliche  Patentsteuer  nn- 
bekannt  ist.  c)  Eine  Ausf ahrnogspflicbt 
hinsichtlich  der  patentierten  Erfindnng  setzen 
in  ähnlicher  Weise,  wie  nach  deutschem  Rechte, 
fest:  Belgien,  Brasilien,  Kauada,  Colombieo. 
Dänemark,  Ecnador,  Frankreich,  Guatemala. 
Japan,  Luxemburg^  Nicaragua,  Norwegen.  Oester- 
reich, Portogalj  Rnßland,  Schweden,  Schweiz. 
Spanien,  Türkei,  Ungarn,  indem  sie  die  Unter- 
lassung der  Ansfuhrang  innerhalb  eines  gewiMen 
Zeitraumes  mit  der  Verwirkuuz  des  Patenu 
unter  gewissen  Voraowetztmgen  bedrohen.  I>a- 
Keeen  wird  in  Enadand  und  den  enflischcn 
Kdonieen  die  Aasranrungspflicht  dorcb  einen 
unmittelbaren  Lizenzzwaug  (nicht  aber  durch 
Fdtentverwirkang)  verwirklicht ,  indem  ohne 
weiteres  bei  unterlassener  oder  nogenfigender 
AnsfUhmng  der  patentierten  Eifiaannr  einem 
Dritten  eine  Zwangslizenz  durch  das  board  of 
trade  erteilt  werden  kann.  In  Oeaterreich,  der 
Schweiz  imd  Ungarn  ist  als  Mittel  zur  Dnr^- 
ffibmuff  der  Auaf  tthrunnpflicht  neben  der  Patent- 
verwirktuig  die  Erteilung  von  2waog^eitsea 
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Torgesehen.  In  den  Vereinigen  Staaten  von 
Noraamerika  nnd  in  Mexiko  ist  eine  Aiuflthmngs- 
pflidit  für  den  Patentinhaber  nicht  festgesetzt. 

2.  Formelles  P.recht.  a)  Da  nach  dem 
französischen  System  die  Patenterteilung 
ohne  materielle  Prflfang  der  Anmeldauf^  und 
ohne  Aufgebot,  vielmehr  lediglich  „anx  nsqnea  j 
et  periU  des  demaiideors  et  saos  garantie"  er- 
folgt, so  kann  in  einem  Patentverletsongspro- 
zesae  die  Patentt&higkeit  der  dorch  das  Patent 
gescbiltsten  Erflndnng  jederzeit  in  Frage  ge- 
vtellt  nnd  die  Nichtigkeitserkläning  des  Patents 
nnr  im  Wege  des  Zivilprezesses  berbeigefQhrt 
werden.  Das  Xichtigkeitsurteil  wirkt  nnr  dann 
fär  nnd  gegen  Dritte,  wenn  der  Staat&auwsJt 
die  Klage  erhoben  oder  dabei  mitgewirkt  hat, 
b  i  Das  gleiche  gilt  nach  dem  englischen  System, 
bei  dem  noch  zwischen  der  provisional  specifi- 
caUon  (der  vorlänfigen  Anmeldnng)  and  der 
complete  specification  (der  endgtiUigen  Beschrei- 
bmig  der  Erfiodnng}  unterschieden  wird,  welch 
letztere  der  ersteren  binnen  9  Monaten  nach- 
folgen maß.  c)  Nach  dem  nordamerikanischen 
i^jstem  der  Vorprfifnng  sind  die  Einreden  In 
Patentverletznngsprozessen  auf  bestimmte 
Ponkte  beschrankt  nnd  die  Nichtigkeitsklage 
nnr  in  begrenztem  Umfange  zulässig.  Eigen- 
tümlich ist  diesem  System  die  In!>t)tation  des 
-Caveat",  vermtoe  deren  eine  nnvoUständige  Er- 
rindong  mit  Rechtswirksamkeit  angemeldet 
werden  kann,  falls  die  vollständige  Beschreibung 


binnen  Jahresfrist  eingereicht  wird.  In  fthn- 
Hcher  Weise  kann  nach  schweizerischem  Becht, 
das  Patent  nur  für  solcfae  ErfiDdnngen  erteilt, 
die  mittelst  Modells  daratellbar  sind^  ein  vor« 
läufiger  Patentschutz  scbon  vor  Sinreicliimg 
des  Modelli  erwirkt  woden. 

T.  Internftttonales  P.recht  (StaatsvertrSge). 

Die  schon  in  dem  Art.  „Muster-  und  HodeU- 
schutz"  oben  S.  62tj  erwfthnte  ^ConventicHi 
ponr  la  protection  de  la  propriit»  indnstri* 
eile"  vom  20.^11-1883  gewfthrt  den  Angehörigen 
der  Votragsstaaten  in  derselben  Weise  Patent- 
schutz wie  den  Inländern.  —  In  Deutschland 
können  im  Ausland  wohnende  Personen  An- 
sprüche auf  Patenterteilung  nnd  Rechte  ans 
einem  Patent  nnr  geltend  machen,  wenn  sie  im 
Inlande  einen  Vertreter  bestellen.  Die  Staats- 
angehörigkeit begründet  mit  Bezug  auf  das 
Rectit  anf  PatenterteUung  nnd  die  Rechte  aus 
dem  Patent  an  nnd  fOr  sich  keinen  Unter- 
schied; nur  kann  der  Reichnkanzler  mit  Za- 
stimmnng  des  Bundesrates  bestimmen,  dafi  gegen 
AnsUnder  ein  Vergeltnngsrecht  gettbt  werde. 
Besondere  Staatsvertrfige  itber  gegenseiti^n 
Patent-  (sowie  Muster-  und  Marken-Jscbatz  sind 
seitens  des  Deutschen  Reiches  abgeschlossen  mit 
Oesterreich- Ungarn  unter  dem  6./XII.  1891;  mit 
Italien  anter  dem  18./I.  1892  und  4./VI.  1902; 
mit  der  Schweiz  am  13./IY.  1892  und  am  267V. 
1902. 


1.  Deutsches  Reich. 


Tl.  SUtistlk. 

a)  Augemeldete,  erteilte,  erloachaie  nnd  noch  bestehende  Patente: 


Bekannt- 

Versagungen 

Vernichtete 

Äbgelautene 

Am  Jahres- 
schluß in 
Kraft  ge- 
bliebene 
Patente 

Jahr 

Anmel- 
dungen 

gemachte 
Anmet- 

nach  der 
Bekannt- 

Erteilte 
Patente 

und  zurück- 
genommene 

und  sonst 
gelöschte 

dnngen 

mach  ong 

Patente 

Tatente 

1877 

3  2" 

1674 

190 

- 

_ 

190 

1878 

5  949 

4807 

187 

4300 

3 

160 

4327 

1879 

6538 

4570 

406 

4410 

17 

1813 

6807 

1880 

7017 

4422 

300 

3966 

21 

2745 

8007 

1881 

7  »74 

4751 

3»3 

4  339 

24 

3703 

8619 

1882 

7569 

4549 

»55 

413» 

3  »73 

9452 

i»ts 

8  lai 

5035 

318 

4848 

3740 

10535 

1884 

8607 

4633 

357 

4459 

3984 

10994 

188Ö 

9408 

4456 

358 

4018 

3  947 

II  046 

1886 

9991 

4361 

368 

4008 

23 

3786 

II  249 

1887 

9904 

4331 

356 

3882 

34 

3587 

II  513 

1888 

9869 

4  261 

387 

3923 

26 

3625 

II  810 

1889 

11645 

4962 

347 

4406 

»5 

3473 

13  733 

1890 

II  8Sa 

535» 

305 

4680 

15 

3761 

13639 

1891 

13919 

5989 

199 

5550 

33 

4  435 

14  735 

1692 

6930 

189 

5900 

10 

4  799 

15825 

1893 
1694 

14*65 

6957 

3IO 

6430 

la 

4949 

17399 

»4964 

6532 

6280 

32 

5638 

17  931 

189Ö 

»5063 

6  113 

336 

5  7« 

18 

5567 

18057 

1696 

16486 

6205 

aaS 

54» 

3a 

4  953 

1S486 

1897 

>«347 

5925 

193 

5440 

ai 

4  573 

19334 

1898 

30321 

6504 

»99 

5570 

31 

4950 

19  931 

1899 

21  080 

8549 

135 

1  7430 

34 

5M3 

23  198 

1900 

21925 

10  129 

171 

8784 

19 

5854 

25  115 

1901 

»5165 

II  925 

227 

,  10508 

38 

7051 

28550 

1902 

27  565 

II  521 

303 

1  I0610 

1  41 

8403 

30725 

191» 

»8313 

11  010 

305 

9964 

l  41 

918s 

31466 

1904 

28360 

9823 

361 

1  9189 

3» 

9  140 

31  486 

1906 

30085 

II  836 

333 

1  9600 

44 

8623 

32430 

1K77-190& 

434860 

187970 

1  7291 

1  167845 

1  673 

134860 
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Die  umstehende  Tabelle  l&fit  erkennen,  daß 
ein  ganz  erheblicher  Bmchteil  der  Patentgesuche 
nicht  Eur  öffentlichen  Behauntmacfavng  gelangt 
ist  and  daß  selbst  von  den  bekannt  gemachten 
Oesnchen  ein  nicht  nnbeträchtlicher  Teil  zn- 
rückgewietien  wird.  Daraus  ergibt  sich,  daß 
das  TorprfiftmgsTerfahren  den  großen  Vorteil 
hat,  wertlosen  nnd  Scheinerflndnngen  jeglichen 
patentrecbtlichen  Schatz  zn  Tersagen  nnd  damit 
Ton  Tomheroin  dne  große  Menge  an&tttzer 
Patentstreitigkeiten  abzuehneiden.  So  fiUirten 
Tm  den  durch  Beschloß  des  Patentamts  erledigten 
Anmeldnngen  sar  Erteflong  eines  Patents 


1903 
51,3% 


1904 
48,8% 


1905 
54,7%. 


b)  In  einzelnen  Industriezweigen  wurden 
in  den  Jahren  1877—1906  mehr  als  ÖOOO  Patente 
erteilt  und  zwar:  im  Eisenbahnbetrieb  6360; 
Elektrotechnik  8ö8l ;  haaswirtschaftliche  Ha«chi< 
nen,  Gerftte  und  Qegenstibide  aller  Art  sowie 
UQbel  6929;  Instrumenta  6483;  Land-  nnd  ForB^ 
Wirtschaft  and  deren  Nebengewerbe  6474 ;  Haschi- 
nenelemente  6437;  HetaUbearbeitvng,  mecha- 
nische 6231. 

2.  Die  LSnder  mit  AnmeldungsTer- 
fahren  weisen  im  Gegensatz  zu  den  Ländern 
des  Aafgebots-  oder  Vorprüfaugsverf  ahrens  natur- 
gemäß im  Verhältnis  zn  den  angemeldeten 
einen  viel  größeren  Prozentsatz  von  erteilten 
Patenten  auf. 

So  sind  in  den  Jahren  1890—1894  angemeldet 
nnd  erteilt: 


Jahr 

1900 
1891 
1892 
1893 
1894 


in  Frankreich 
er- 


ange- 
meldet 
9  211 

9546 
10  182 
10 162 
10792 


teilt 
9009 
9292 
9902 
9860 
10431 


Belgien 
ange-  er- 
meldet teilt 
4257  4*17 
4467  4457 
5068  5061 
5098  5093 
5566  5548 


Italien 
ange-  er- 
müdet 
2152 
3163 
3248 

2219 

3460 


teUt 
206g 
2139 
2200 
X090 
24» 


Dagegen  sind  angemeldet  nnd  erteilt 


in  Großbritannien 


Jahr 

1903 
1903 
1904 
190Ö 


ange- 
meldet 

28  972 
28853 

29  70a 
«7  478 


erteilt 


Nordamerika 
erteilt 


13764 
15  718 
15089 
14786 


27886 
31699 
30934 
30399 


ange- 
meldet 
49641 
50213 
5»  143 
34971 
Oesterreich 
1899-1904  1904 
angemeldet    39  871      6  792 
erteilt  19440      4 120 

3.  Hinsichtlich  der  Lebensdauer  der  im 
Deutschen  Keiche  erteilten  Patenteist  her- 
vorzuheben, daß  die  ans  dem  Jahre  1^1 
stammenden  Patente  ein  Durchschnittsalter  ron 
4,3  Jahren  erreicht  haben  und  daß  von  den  in 
der  Zeit  von  1891  bis  190ä  erteilten  Patenten 
bis  zum  Schlüsse  du  Jahres  1905  noch  32430 
=  29,90/„  sich  in  Kraft  befanden.  Nur  4,1*; 
aller  im  Jahre  1901  erteilten  Patente  haben  eine 
Lebensdaner  von  14  Jahren  erreicht  Eine  ebenso 
groQe  Lebensdaner  haben  erreicht  in  Schweden 
8%;  in  Großbritannien  6%;  in  Korwegen  öjt*^; 
in  der  Schweiz  d% ;  in  Italien  3%  und  m  Frank- 
reich bfiffo. 


4.  Die  Patentgebhhren  gestalten  sieh  in  den  wichtigsten  enropftischoi  Kaltorstaaten 
folgendermaßen : 


sIs 

a 

Summe  der 

zu 

zahlenden  Gebflhren  während  des 

£ 

1 

Somm« 

Land 

1. 

2. 

3. 

4. 

6. 

6. 1  7. 1  8. 

9. 

10.  11.  12.  13.1 14.'  16. 

in  H. 

(rnndl 

a 

Patentjabres 

Norwegen.  .  .  . 

15 

34 

II 

1 

17 

23 

28 

34  39I  45 

5» 

^6  6a 

(A 

V 

H 

7*S 

Schweden  .... 

15 

23 

28 

28 

28 

28 

56  561  56 

56 

s6  85 

85 

H 

II 

^^ 

Schweiz  .... 

15 

32 

»4 

3*1 

41 

49 

57  65  73 

81 

So  97 

106 

]  [4  122 

}  1 11 

Frankreich   .   .  . 

15 

81 

81 

Sil 

81 

81 

81'  81  81 

81 

hl 

Si 

81 

iai5 

Italien  

15 

155 

33 

53 

53 

53i  73I  73 

73 

93  9.' 

:  141114  iJ4 

t2ia 

Großbritannien  .  . 

14 

82 

102 

123.143  164 

184  2Pj,  223 

360 

2015 

Dänemark    .   .  . 

15 

62 

28 

28 

56 

56 

56I113  113  11322(1  j^<, 

.^38  338  J3S 

«317 

Oesterreich   .   .  . 

15 

60 

43 

51: 

68 

85 

I0ZI136  170I20423S  yAi 

443  310 

3367 

Deutsches  Reich  . 

»5 

50:  50 

i 

100  150200 

350:300  350400  45";3'» 

,     1     ,     1  1 

550 

l     \  A 

53« 

5.  Vei^leichende  ZusammenstelliiDg  über 
die  Beteiligung  DeutschlandB,  Englands  und 
Nordamerikas  an  den  Patenterteilungen  in 
den  Hauptkulturstaalen  (s.  die  Tabelle  auf 
S.  623). 

Aus  dieser  vergleichenden  Uebersicht 
ergibt  sich  die  interessante  Tatsache,  daB 
die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  in 
den  Hauptkulturstaatea  Eurofus  weitai»  die 
meisten  Auslandspatente  besitzen  nnd  ins- 
besondere in  dieser  Hinsicht  die  beiden 
konkurrieienden  Industriestaaten  fingland 


und  Nordamerika  weit  flberflflgelt  liabon ; 
in  Italien,  Oesterreich,  Norwegen,  Ungarn 
und  neuerdings  auch  der  Schweiz  besitzen 
die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  so- 
gar mehr  Patente  dieser  Staaten  als  die 
betreffenden  Inländer  selbst,  ein  deutlicher 
Beweis  für  die  eminenten  Fortschritte  der 
deutschen  Industrie  und  ihre  Bedeutung  fOr 
den  Weltverkehr.  Selbst  in  Nordamerika 
sind  i.  J.  1905  den  deutschen  Reichsange- 
hörigen  Ober  100  Patente  mehr  erteilt  aU 
den  Engläudern. 
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Land  Jahr 

1      i  2 


Zahl 

der  er*i 
teilten! 
Pat 


y<Mi  Sp.  '6  tat- 
fallen  anf 


Jahr 

2 


Zahl 
der  er- 
teilten' 

Pat.  I 


Ton  Sp.  3  ent- 
fallen auf 


DentBchea 
Beich 


Frank- 
reich 
ItaUen 


Norvegen 


Oester- 
reich 


RuSland 


Schweis 


1904 
1905 
1904 
1908 
1904 
19001 
1901 
1902 
1903 
1904 
1904 
1905 
19C0 
1901 
1901 
1902 


9  »89 
9600 

13  893 
4500 

4500 

1  laS 

I  283 
1 117 
1 065 
1 164 

4  ISO 

4060 

1711 
1495 
1965 
3337 


D.:  3888,  E.:  574,  NA. 
474. 

D.  :  6290,  E.:  590,  NA. 
936. 

Frk.  :  7023,  D.:  2248,  E.. 

917,  NA.:  1540. 
I.:i590,  D. :  1035,  E.:  383, 

NA.:  381. 
I.:  1602,  D.:  1025,E.:337, 

NA.:  314. 
N.:  363,  D.:  430,  S.:87, 

NA.:  199. 
N.:359,  D.:335.E.:  107, 

NA.:  192. 
N.:  369,  D.:358.  E.:  95, 

NA.:  151. 
N.:290,  D.:373,  E.:  loi, 

NA.:  192. 
N.:  334,       3U,  E.:  ro6, 

NA.:  123. 
Oe.:  1357,  D.:  U13,  E.: 

245,  NA.:  472. 
Oe.:  1317,  D.:  1386,  E.: 

380,  NA.:  426. 
K.:4o6,  D.:  546,  E.:  139, 
NA.:  153. 

E.  :289,  D.:438,E.:  146, 
NA.:  196. 

Schw.:  643,  D.:  614,  E.: 

97,  NA.:  160. 
;Schw.:  759,  D.:  686,  E.: 
I     119,  NA.:  204. 

VIL  V<dk8wirt8chaftUche  Bedentang 
des  P.wesens. 

Wahrend  lös  in  das  7.  Jahrzehnt  des  Torigen 
Jahihnnderts  die  Meinungen  Über  die  Berech- 
tigung des  Patentschutzes  noch  lebhaft  aus- 
einandei^ngen ,  sind  jetzt  dessen  QegDer 
wohl  für  immer  rerstumrat,  da  die  großen 
Vorteile,  welche  das  P.wesen  mit  sich 
bringt,  zu  lebhaft  in  die  Augen  springen. 
Ganz  besonders  in  Deutschland  hat  es  sich 
gezeigt,  daß  der  große  AufBchwung,  welchen 
hier  die  lodustrie  und  der  Qewerbefletß  ge- 
nommen haben,  nicht  zum  wenigsten  dem 
I^ntschutz  zu  danken  ist,  da  dieser  es 
dem  Erfinder  ermöglicht,  die  Früchte  seiner 
T&tigkeit  zu  ernten,  wodurch  der  Erfin- 
dungseifei'  zu  immer  neuer  Tatkraft  an- 
gespornt wird.  Wie  Kohl  er  treffend  her- 
Torfaebt,  ,^eht  Deutschland  (dank  seiner 
TorzQglichen  Pateotgesetzgebung  und  -ver^ 
waltnng)  in  der  Fapierbbrikation  und  in 
der  Famikation  chemischer  Farbstoffe  voran ; 
in  etektrischen  Erfindun^n,  in  Dampf- 
maBciünen,  Qaekraftmaschinen  bat  es  einen 
geradezu  stupoiden  Aubchwung  zu  ver- 
leiduen". 


Schweiz 


Ungarn 


Nord- 
amerika 


England 


1903 
1904 
1906 
1902 
1903 
1904 
190Ö 
1902 
1903 

1904 

190Ö 

1902 
1903 
1904 
1905 


2905  I 

3  195 ! 
3034' 

3  202  I 
2784' 
2811  I 

2  7o6| 

I 

27  886  I 

31  699 

30  934  I 
30399  1 

Pat«l]tr  ' 

umeld.i 

28  972  I 

38853' 

29  702  j 
274781 


Schw.  :?,D.:  897,  B.;l64,. 

NA.:  198. 
Schw.:36<'/o,  D.:988,E.: 

181,  NA.:  231. 
Schw.:  35%,  D.;  1007, 

E.;  150,  NA.:  183. 
U.:  753.  D-:   »076,  B.: 

170,  NA.:  247. 
Ü.:7S6,  D.:87i,  B.:  164, 

NA.:  206. 
ü.:67i,D.:963,E.:  154, 

NA.:  309. 
U.:739,  a:8o4,  E.:  170^ 

NA.:  195- 
XA.:  24387,  D.:  1000, 

E.:  956. 
NA.:  27  936,  D.:  1053,  E.: 

to6s. 

NA.:?,  D.:9io,  E. :  937- 
NA.:?,  D.:  987,  E.:86i. 


E.:  18  458,  D.:  3866,  NA. 
3549- 

E.:  19189,  D.:275i,NA. 
3466. 

E.:  »    D.:  2807,  NA. 
3591. 

E.:  ?,  D.:  3519,  NA. 
2903. 


Wie  das  P.recht  auf  diese  Weise  speziell 
der  Entwickelung  der  Technik  und  Industrie- 
zugute  kommt,  so  ist  es  als  ein  Teil  des 
geistigen  Eigentums  Oberhaupt ,  das  erst 
eine  Errungenschaft  der  neuesten  Zeit  ist, 
ein  deuthcher  Beweis  dafür,  daß  die  Ent- 
wickelung der  Wirtschaft  und  des  Rechts 
zu  einer  immer  weitei^henden  Ausgestal- 
tung des  Sondereigentums,  nicht  aber 
zu  einer  Verwirklichung  der  sozialistischen 
Ideen  des  Qemeineigentums  hindrängt, 
worauf  ich  schon  in  dem  Art.  „Eigentum"  oben 
Bd.  I  S.  686  fg.  hingewiesen  h^.  Je  tiefer 
der  Gedanke  der  Berechtigung  und  Unent- 
behrlichkeit  des  geistigen  Sondereigentums 
in  den  wirtschaftlichen  Einrichtungen  und 
in  den  Rechtsanschauungen  der  europftischea 
Kulturwelt  Wurzel  faßt,  um  so  mehr  ist. 
diese  auch  vor  einem  Rückfall  in  den  rohen 
Kommunismus  und  das  Gemeineigentum  der 

'  ürzeit,  dieses  Ideal  unklarer  soaalistiBcher 

'  Schwärmer,  gesichert 

I  Literatur :  Kloatemtann,  Die  PnUntgeubgAmtff 
I  alter  Länder,  g.  A^.,  Berlin  1876.  —  Ster* 
I  aelhCf  Da*  PaUntgtutx  ßtr  da*  DeuUehe  Seieh, 
BerUn  1877,  »owie  die  &mmetitare  von  Dam' 
,     baehf  Beriinl877:  Landgraf,  SMigartm? 
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und  Berlin  1891 ;  OareiM,  Berlin  1877;  Grothe, 
Berlin  1877 :  Rosinthal,  Erlangen  1881 ;  Selig- 
aohn,  3.  Aufi.,  Berlin  1906;  Lieber,  Berlin  189t; 
Weher,  Etten  1893;  RobolsM,  S.  Aufl.,  Berlin 
1901;  Schmid,  Leipzig  1897;  StengMn-Appe- 
Uus,  3.  Aufl.,  Berlin  190S;  jBoy,  Berlin  ISOS; 
KaUer,  Leipzig  190S,  1906;  Kent,  Berlin  1906. 

—  KohieTf  DeuUchei  Patentrecht,  Mmmheim 
wnd  Straßbwrg  1878.  —  Dera^he,  Fonehungen 
auf  dem  J\itentrecht,  und  Au»  dem  Patent-  und 
Induttrierecht,  Mannheim  1888,  1889,  1890.  — 
Derselbe ,  Industrierechtliche  Abhandlungen, 
1899.  —  Derselbe,  Handbuch  dea  deutschen 
Patentreehti  in  rechtivergleichender  Varttellung, 
Mannheim  1900.  —  v.  Btf/aHOWBki,  Ueber 
die  Sntwieküung  de»  deutschen  Patentwewnt, 
Leiptig  1890.  —  HarUg^  Studien  in  der 
Prärie  de*  Kttieed.  Patentamts,  Leipzig  1890. 

—  SoboMct,  Theorie  und  Prcmt  de»  detUeehe» 
BitentTtehtt,  BeHin  1890.  —  Weber,  Die  deut- 
eche  Patentgesettgebttng  und  ihre  Beform,  Berlin 
2890.  —  Gierke,  Deutsehe»  Privatreeht,  Bd.  1, 
8.  848 Jg.,  Leipzig  189S  (vorziigtiehe,  gedrängte 
und  doch  erschöpfende  Darstellung  !J.  —  Damme, 
Da»  deutseh«  Patentrecht ,  Berlin  1906.  — 
.Stephan,  6.Aufl.,  1904;  Wandel,  i.Aufi.,1897; 

—  /Ne  Artt.  ,,^tentreeht"  von  Bobolekt,  im  H. 
d.  St.,  ».  Aufl,  Bd.  VI,  S.  4SJ9-:  Landoraf 
im  W.  d.  d.  Verv.,  Bd.  II,  S.  mfy.  und  in 
dessen  1.  8appl.-Bd.S.67.fg:  Kohler  in  ScI^n- 
berg  t  (4.  Aufl.,  TOMngen  1898),  S.  ISlfg.  — 
O.  SeAofue,  Das  Recht  der  Erfindungen  und 
Muster,  1900.  —  Derselbe,  Patentreehüiehe  ünUr- 
tuehungen,  1901.  —  Derseibe,  Ueber  die  Tragweite 
des  I^iientsehuUe»,  Berlin  und  Leipzig  19tt6.  — 
Btocle-Nieolaa,  s.  r.  Brevet»  d'invention  im 
Di^ionnaire  de  l'administrationjran^aise  (4.Auß.), 
Pari»  1898.  —  Fr.  Zoll,  Privatrechlliche  Studien 
aus  dem  Patentrecht,  Wien  1894.  —  X»  Uunk, 
Die  patentreehüiehe  Lizenz,  Beiiin  1897.  —  Beclc 
X.  XannagetUMf  Oeaierreiehiaehes  I^Oentreekt, 
Berlin  1893,  —  Derselbe,  Das  neue  Stterreieh. 
PaienlredU,  Wien  1897.  —  OtUw,  Oester- 
reiekisehss  Patentgesel*,  4-  Aufl.,  Wien  1905.  — 
Münk,  dasselbe,  Wien  1901.  —  O.  Sehanxe, 
Da»  belgi»che  Pitimtreeht,  1904.  —  Derselbe,  Da» 
franxSsisehe  Patentrecht,  1903.  —  R4nouard, 

Tmit4  d«s  brevets  d'invention,  3.  Aufl.,  Piri» 
1865.  —  Poulllet,  Traiti  theorique  etpratique 
des  brevets  d'invention  et  de  la  eontTtfofon, 
3.  At^,  Paris  1888.  —  ¥.  Matni^,  Ifouveau 
traiti  dts  bresOs  d'invenüon.  Pari»  1896.  — 
Ckarlee  jMinAf  Komvel  Manuel  pratigue  des 
brevet»  d'invention,  Piris  et  Xanej/ 1905  ;  Huard, 
TVafe^  de  la  propriite  induslrüile  t.  Teil,  Paris 
1906.  —  A.  OsteinHeth,  Die  Geschichte  de»  Ur- 
hdterrechU  in  England,  Lerptig  1895.  —  Thomp' 
man,  Handbook  of  Pxtent  Law,  London  1878.  — 
Edmunds,  The  law  and  practice  of  Letters  fnr 
Patent  Intention,  London  1890.  —  D.  Fulton, 
A  praetiaü  treattse  on  patents  trade  mark»  and 
designs,  London  1894.  —  HemmUng,  A  praeti- 
eal  ffuide  to  ths  late  of  patents,  London  1905; 
Terreltf  The  law  and  praetiee  relaHse  to  letter» 
patent  for  invention,  London  1906.  —  Simon, 
Der  gewerUiehe  Reehtuehutt  in  der  Sehveis, 
Bertin  1895.  —  Melli,  Prinsipien  des  SehweiaS' 
Tischen  Patentgesetxes,  Zürich  1890.  —  Iwm 
X.OSI0W,  Das  russische  Patentgesetz  v.  tO.jV. 
1896  mit  Ifebengeaetsen,  Erläuterungen  und  For- 
■mularen  (aus  dem  Bussischen  übersetst),  Riga 


1898.  —  Skorodin^ki ,  Priviieghii  i  Paienti 
(Russisches  Patentrecht),  SL  PtierAurg  1904.  — 
Rump,  The  Law  of  Ptlenis,  Trade- Mark»  and 
CopyrighU,  New  York  1897.  —  Gat-eU,  PMtent- 
gesetsg^tung,  S<anmlung  der  wiektigeren  Pitent^- 
setse  :  fartgesetMt  von  Werner^  6  Bde.,  BerHnl87» 
—1891.  —  DerwHhe,  Die  PtOei^  und  Marken- 
sehutxgesetze  des  Erdball»,  f  Bde.,  Berlin  1896, 
1897.  —  Köhler  und  Minis,  Die  Puentgesetse 
aller  Völker,  Berlin  1905fg.  —  Xeukamp,  Die 
Gesetzg^fung  der  Staaten  des  Erdballes  über 
das  gewerbliche  Eigentum  in  tt^ellariseher  Ceber- 
sieht  nebst  einer  vergleichenden  Zusammen- 
stellung über  die  Beteiligung  Deutsc&loJidt, 
England»  und  Nordamerikas  an  dem  gewerb' 
liehen  Rechtssehuts  in  den  Hai^thdtursbmten, 
CGln  1905.  -  Dr.  L,  Ftseher  und  Paul  C. 
Rödiger ,  Die  Patentgesetat  von  Deutsei- 
land, Oesterreich,  Ungarn,  Sekweit,  Norwegen, 
Schweden,  Dänemark,  Großbritannien  in  vj/sle- 
matischer  U'.bersickt,  Berlin  1905.  —  Osler- 
rteth  und  Arter,  Die  IntemaHonale  Veberei»-' 
kunft  zum  Schulze  des  geweH>lichen  Eigentum», 
Berlin  1903.  —  Reeueil  gineral  de  la  legislation  et 
de»  traitet  eoncemant  la  propriite  industridie, 
Bd.  I,  Bern  1896.  —  Kecueü  des  Traiti»,  Couren- 
tions,  Arrangement»,  Accords  etc.,  condus  enirr 
les  digcrent»  Etats  en  matih-e  de  proprieti  in- 
dustrielle, Bern  1905.  —  Stephan  und  Schmtd. 
Der  Schuis  der  gewerblichen  Vtheberredite, 
Le^zig  1899.  —  H.  Maetot,  Aper^  ginfral  et 
droit  eompari;  texte  eomplet  des  lois  regissamte» 
la  propriitf  industrielle  dan»  toute  l'Europe  et 
dans  les  principaux  pay»  induetriel»,  Brüasei 
1897,  S  Bde.  —  PütenlbtaU  Berlin  seü  1877  und 
Blatt  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichenwesen. 
Berlin  seit  1894,  beide  herausgegeben  vom  Kaiserl. 
Patentamt.  —  Zeiischrift  für  gewerblichen  Recht»- 
schütz,  München  und  Leipzig  189t — 1894.  —  d*- 
werblicher  Rechtsschutz  und  Urheberrecht  (Zeit- 
sekr^),  Berlin  seit  1896.  —  Zeiisehr^  fir  In- 
dustriereehi,  Bartin  seU  1906.  —  PmpHili  in- 
diwfrteU«,  Organ  v-ffMel  du  Btmau  intemationat, 
Bern.  —  Weitm  lateratur  in  dem  Xatolog  der 
Bibliothek  de»  ßinigt.  PtOenlatnü,  BerUn  1897J9. 


Paoschalienug 

s.  Auf  wandsteuern  oben  Bd.  I  S.  2G0. 


Pensionsfcassen ,  PensiODSTersicheraaK 

s.  Lebensversicherung  oben  S.  393fg. 
und  FrivatbeamtenTersicherung. 


Penonobtener  b.  Steuer. 


PenoBeastaad 

B.  Standesregister. 


Peshine  Smith,  Ensaivfi, 

geb.  am  2.fm.  1814  in  New  York.  1860  Pro- 
fessor der  Mathematik  an  der  Umverritit  za 
Rochester,  Staat  New  York,  1863—1666  Sapei^ 
inteadent  des  Unterrichttdeparteaientfl  nnd  I8ii7 
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•'*  Ifßi  AnmadernngsIcoiDmiesar  in  'Watidng- 
ti-s.  ze»t  in  Bochester  am  21./X.  18^. 
Untier  Carep,  hetw.,  wie  Haarice  Block 

CD  imot,  ^Tnlf^risateur"  Garens.  SchSpfer 
•isf«  dynateisch  -  teleoloffiscli  -  nationalökoDonii- 
•:b«D  STstems,  was  im  Babmen  des  Lehrbacbs 
i^T  EJemente  einer  speziell  araerikaniitchen 
'*"t««iu<cbaft  der  Volkswirtschaft  „Manaal  of 
I  liural  economj"  (s.  a.)  nnr  dadurch  als  für 
•'ü  Uaioo  exisieacberecbti^  legitimiert  wird, 
dib  im  Ldirgaoe*  der  dortigen  Kollegien  den 
•ikkten  Wissenschaften  eine  berorzagte  Sonder- 
•telloog  eiBf^rinmt  ist 
BfUmpfer    des    Malthasschen  Bodener- 

fcCbhiagsproblenu,  gegen  das  er  den  Uenschen 
ProdazeDten  nni  permanenten  Verwender 
i.a  r)aiifer  sar  Emeaenmg  des  dem  Boden 
'Ii  ■!«  Ernte  entzogenrn  ProdaktivitStaver- 
•-■'.fji*  aahtellt,  ein  Satz,  Ober  dessen  wiasen- 

*  unliebe  Begr&Qdong  J.  Liebigs  „Cemische 
^nef«'  (Heidelberg  1844,  Brief  8ö)  zn  ret- 
i\mhn  sind. 

ppvMae  Smitli  Terfiffentiichte  in  Bnrhform 
«VT  die  Torstebnid  beimrochene  Schrift:  Haanal 

•  I  piiliiifal  economy,  New  York  1853;  dasselbe, 
1  ind.  ebenda  1^0;  dasselbe,  3.  Änfl.,  Phila^ 
'-Iphu  1077;  dasselbe  in  französischer  Ueber- 
-  liiins;  n.  IT.:  Manael  d'econotnie  politiqne, 
niati  de  TAagtais  par  Camille  Baqnet,  Paris 

danelbe,  in  deatscher  Uebersetzang  von 
f.  Stiepel  D.  d.  T.:  Handbuch  der  politischen 
•-■ikMomie,  Baiin  1878.  lApperU 


Petrolenm. 

UiH  Erdtll  (Roh-P.),  welches  m  mehr 
-\vT  minder  nnchen  Mengen  in  fast  allen 
'i  bietwa  da- Erde  vorkommt,  ist  schon  seit 
**■  m  lllertiimo  bekannt  Bis  in  die  neueste 
/•.*  titneio  tand  es  jedoch  nur  eine  sehr 
i'>*hiäDkte  Verwendung  als  Heilmittel,  als 
^>  •iGÜermalerialiindtuBeleuchtuiigszve^en. 
^jx  »1  Beginn  der  60  er  J^ire  deB  Totigen 
lihrfaunderts,  als  die  reichen  amerikanisdien 
l''l'i?UeD  es'ScUoBsen  worden  und  gleich- 
Miis  geognete  Ver&hren  zur  Herstellung 
ßreniM*.  durch  Destillation  ans  dem 
Ki-böl  and  Raffination  dieser  Destillate  aus- 
bB.lie  gemacht  waren,  erlangte  das  P.  als 
i>^l^chtnngsmittel,  daneben  anch  als  Heiz- 
Mttd  und  ffir  den  Betrieh  von  Hotoren  eine 
•J  ^\ct  steigende  Verwendung,  so  daß  ob 
■'Tit  in  den  meisten  Kulturländern  zu  den 
« ulitigstpo  Vcrbranchsgütem  gehört  und 
bedeutender  Handelsartikel  ^worden 
Soweit  das  KohOl  zur  VerarheUung  auf 
l't-'im-P.  nicht  geeignet  ißt,  wird  dasselbe, 
'■-«Hl  wie  die  Destillationsrückstände,  zu 
•'•tbi.lipjlei  technischen  Zwecken  verwendet. 

Gfie  L*«berBicfat  über  die  Bedeutung  der 
•  i2^lucn  P.gebiete  gibt  folgende  Statistik 
r  GcAamtproduktiun  an  ErdOl  im 
J^'ii«  ISUTl    £b  war  der  Ertrag  in  den 
••Iftdcm; 

Vinttbaek  te  Tolknrlrushaft.  II.  Anfl.  Bd.  IL 


Verein.  Staaten  t.  Amerika 
Roflland 

Niederländisch  Indien 

Oesterreich  (OaÜsien) 

Ramänien 

Britisch-Iudien 

Andere  Gebiete  der  Erde 


17019930  t 

7  4341»» 

I  200  480  „ 
800320  „ 

567  440  n 
465  760  ^ 

349  3«>  w 


insgesamt  27  837  360  t 

Die  Steigerung  der  gesamten  P.produktioa 
wahrend  der  letzten  35  Jahre  wird  durch 
nachstehende  Ziffern  gekennzeichnet  Es 
wiurdea  an  Erdöl  gewonnen: 


Jahre  1000 1 

1870  837 

1875  1936 

ISiiO  4307 


Jahre 
1885 
18»0 
1895 


1000  t 
5  197 
II  973 
150QO 


Jahre  1000  t 
1900  30718 
1905    27  837 


Amerika  und  Rufiland  stellen  nach  obigen 
Ziffern  den  weitaus  grßSten  Teil  der  Oesamt- 
produktion. 

Die  wichtigsten  Oelfelder  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  liegen  in  Fennsyl- 
vanien,  fodüma  nnd  Ohio,  Went-Tirginien, 
Texas  nnd  Louisiana  sowie  in  Kalifornien,  zu 
denen  in  neuerer  Zeit  die  Quellen  von  Kansas, 
dem  Indianerterritorinm  und  Oklahoma  hinzu- 
getreten sind.  Während  die  Produktion  in  den  öst- 
fichen  Feldern  ( PennsyWanieu,  Indiana  und  Ohio), 
seit  einigen  Jahren  ständig  znriickgeht,  zeigt  sie 
in  den  Übrigen  Staaten  eine  erh^liche  Steige- 
rung, insbesondere  in  Kalifornien.  Die  Oeltelaer 
von  Kansas,  dem  Indianerterritorinm  nnd  Okla< 
homa  befinden  sich  im  ersten  Stadium  ihrer 
Ausbeutung.  Ihr  Produkt  ist  besser  als  das 
von  Texas  und  Kalifornien,  aber  der  Mangel  an 
Haffinerieen  nnd  au  genügenden  Transportmitteln 
in  jenen  Gegenden  hat  Eisher  die  üntwickelung 
der  Ausbeute  gehemmt.  Neuerdings  macht  sich 
ein  wesentliuher  Aufschwung  der  Erzengung 
bemerkbar  nnd  es  steht  zu  erwarten,  daß  das 
Nachlassen  der  Produktion  in  den  Oelfeldem 
der  Ost&taaten  durch  die  Ausbeuttuig  dieser 
neuen  mittelstaatlichen  Felder  einen  Ausgleich 
finden  wird.  Die  firdölproduktion  der  Ver- 
einigten  Staaten  betrug  in  t: 


1860  300 13a 
1870  747  026 
1880  3732631 


1890  6  506  820 
1900  8  337  937 
i90&  170J9930 


Der  Wert  des  erzengten  Roh-P.  stellte  sich  im 
Jahre  1901  auf  10t  Hill  DolL  Die  Raffination 
des  Rohöls  erfolgt  teils  in  den  Erzengungs- 

Sebieten  selbst,  teils  in  Raffinerieen  an  der  Kflitte 
es  Atlantischen  Ozeans,  in  nächster  Nähe  der 
Yersrhiffungshäfen.  Die  Ueberführnng  des  Oeles 
(Rohöls  bezw.  LeucbtSls)  nach  diesen  Punkten 
und  nach  den  Verschiffungshäfen,  welche  anfangs 
ausschließlich  durch  Tankwagen  auf  der  Eisen- 
bahn vermittelt  wnrde,  wird  jetzt  in  großem 
Uaßstabe  mittels  Rohrleitungen  (Pipeliuea)  be- 
wirkt, welche  sich  in  den  Bänden  einer  größeren 
Anzahl  von  AktiensesellBchaftea  befinden.  Die 
hberseeiscbe  Ausfuhr  dea  P.  erfolgt  in  eigens 
dazn  erbauten  Tankdampfem.  Diese  großartigen 
Einrichtungen  haben  zur  Steigerung  der  Pro- 
duktion und  des  Exports  wesentlich  Migetragen 
nnd  die  Herrschaft  des  amerikaaisohea  F.marktea 
begründet. 
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Seit  einer  Reihe  von  Jahren  hat  die  nord- 
uueriJtaniBche  Prodoktion  dnrch  die  reiche,  stetig 
wachsende  P.aa8beate  in  R  n  ß  1  a  n  d  einen  starken 
Wettbewerb  erfahren.  Das  mssische  Oelgebiet 
reicht  von  der  Krim  über  den  Eankanis  nnd 
setzt  sich  am  östlichen  Ufer  des  kaspischen 
Heeres  fort.  Die  frrtißte  Ansbente  liefert  die  an 
der  Westseite  dieses  Meeres  in  dasselbe  hinein- 
ragende Halbinsel  Apscheron  mit  der  Hanptetadt 
Bäta.  Die  Verarbeitung  des  Roh^s  anf  Brenn- 
F.  geschieht  in  den  dortigen  Raffinerieen,  von 
denen  die  ^Naphtaprodnktionsgesellacbaft  Ge- 
brüder Nobel",  die  Firma  „Hantascbeff  &  Co.", 
sowie  die  „Soci6t6  Caspieune  (Rothschild)"  die 
bedentendstAn  sind.  Die  Ansfnhr  des  P.  erfolgt 
teils  mit  der  Eisenbahn  in  Zistemenwa^en,  teils 
(von  Batam  ans)  anf  dem  Wasserwege  in  Tank- 
dampfem.  Die  Produktion  von  RohOl  in  Bnfiland 
betrog  in  t: 

1860  5000  1900  9852152 

1870  98728  1902  10433144 

1880  358  300  1904  10  loi  072 

1890  3985910  1805  7  434i»> 

Der  R&ck^ang  im  letzten  Jahre  gegenüber  dem 
Vorjahre  ist  anf  die  inneren  politischen  Wirren 
zurtlckEnfübren. 

Neben  der  amerikanischen  und  russischen 
F.produktion  hat  neuerdings  die  Erzeugung 
Oesterreich-Ungarns  (Galizien  nnd  die 
Bukowina)  und  RumKniens  eine  erhöhte  Be- 
deutung erlangt.  Beide  Länder  aiud  im  Laufe 
der  letzten  Jahre  in  die  Reihe  der  Export- 
staaten eingetreten  und  haben  sich  in  immer 
stärkerem  Hälfe  an  der  P.versorgung  der  Nach- 
barländer, namentlich  Deutschlands,  beteiligt. 
Die  Erzeugang  des  galizischen  P.,  welches 
hauptsächlich  in  der  Umgegend  von  Schodnica 
vorkommt,  ist  von  1320(^  t  im  Jahre  anf 
800320  t  im  Jahre  lüOb  angewachsen.  In 
Rnmftnien  stieg  die  Erzeugung  des  P.,  welches 
namenUich  bei  Floesti  gewonnen  wird,  von 
67003  t  im  Jahre  1894  anf  567440  t  im  Jahre 
1905. 

Von  den  übrigen  P.  erzeugenden  Ländern 
ist  an  erster  Stelle  Niederländisch-Indien 
herTorzuheben,  wo  die  weiten  Oelfelder  Sumatras, 
Javas  nnd  Bomeos  neuerdings  wieder  intensiver 
ausgebeutet  werden.  Die  Produktion  stellte 
im  Jahre  1897  anf  214648  t  und  im  Jahre  1905 
auf  1200460  t.  Auch  in  Britisch-Indien  ee-. 
winnt  die  P.etzeugung  in  neuester  Zeit  eine 
größere  Bedeutung;  sie  stieg  von  76225  t  im  ■ 
Jahre  1897  anf  466760  t  im  Jahre  19uö. 

Weitere  kleinere  außereuropäische  Erzeu- 
gUDgsstälten  sind  Kanada,  Mexiko,  die  Insel 
Euba,  San  Domingo,  Trinidad,  Venezuela,  Peru. 
Chile  und  Japan.  Von  europäischen  Ländern 
kommen  noch  Italien  (in  der  Provinz  Emilia) 
und  Deutschland  in  Betracht. 

Die  Hauptorte  des  deutschen  Erdölvorkommens 
liegen  in  der  Provinz  Hannover  (Oelheim,  Wietze) 
und  im  Elsaß.  Dort  sind  bereits  seit  den  70er 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  Bohrungen 
vorgenommen  woraen.  Wahrend  noch  im  Jahre 
18^  die  elsässischen  Felder  90%  der  gesamten 
allerdings  geringen  Erdölprodnktion  Deutsch- 
lands lieferten,  sind  neuerdings  die  hannoverschen 
Felder  an  die  Spitze  getreten.  Die  RobOlproduk- 
tion  Deutschlands  betrug: 


Jahre 

t 

Jahr« 

t 

1880 

1  309 

1901 

44095 

1881/85 

5665 

1902 

49  725 

1886/90 

II  513 

19(@ 

62680 

1891/95 

15  620 

1904 

89620 

1696/1900 

29418 

1905 

78869 

Während  die  kleinen  P^gebiete  fast  nur  für 
den  eigenen  Bedarf  der  betreffenden  Länder  in 
Betracht  kommen,  dient  die  amerikanische  und 
die  russische  P.prodnktion  in  ^ßem  Haße  der 
VersorguDg  des  Weltmarktes,  insbesondere  der- 
jenigen europäischen  Länder,  welche  gar  keine 
oder  nur  eine  ungenügende  Eigenproduktion 
aufweisen.  Bis  in  die  80er  Jabre  hinein  war 
Europa  fär  die  Deckung  seines  Bedarfes  an  P. 
fast  ganz  auf  Amerika  angewiesen.  Seitdem 
ist  Raßland  mit  seiner  inzwischen  bedeutend 

festeigerten  Produktion  (s.  oben)  Amerika  aa 
ie  Seite  getreten,  hat  dasselbe  in  nundien 
Gebieten  sogar  verdrängt.  Neuerdings  sind  auch 
Niederl&ndiscb-Indien,  Oesterreich-Ungarn  und 
Rumänien  in  immer  stärker  werdendem  Haße 
an  der  P.versorgung  beteiligt.  Gegenwärtig 
wird  Westenropa  hanpt^ächlii'h  durch  Amerika, 
Osteuropa  durdi  Rußland  versorgt;  doch  findet 
das  mssische  F.  auch  in  England,  Deutsch- 
land usw.  Eingang.  Das  P.  wird  meistens  in 
gebrauchsföhigem  Znstande  eingefabrt ;  in  ge- 
ringem Umfange  gelangt  Rob-r.  zur  Einfobr, 
so  namentlich  in  Frankreich  und  Spanien^  wo^ 
durch  die  Zollverhältnisse  begfinstigt,  eigene 
Raffinerieen  entstanden  sind. 

Entsprechend  der  starken  Produktions- 
zunahme ist  auch  der  P.verbrauch  be- 
trächtlich gestiegeu.  Im  Gebiet  des  Deutschen 
Reiches  betrug  derselbe  im  ganzen  bezw.  auf 
den  Kopf  der  Bevölkeniug  durchschnittJich 
jährlich: 

Jfthre       t       kg     Jahre         t  hg 
1866,70    70436   1,87   1896,fl00    926148  »M? 
1871/76  154504   3,75  963 130  16,89 

1876/80  235  a8o  5^  1902  977  43«  »M7 
1881/65  389335  8,54  190i*  1 02a  124  I73T 
1S86  90  556697  11,61  1904  lojj8;o  17^5 
1891/95  75591514.82     190Ö    1015  494  16.79 

Die  Clesamteinf  uhr  des  Deutschen  Reiche« 
an  P.  wird  för  1905  mit  107(t2ö2  t  im 
Werte  von  67,7  Mill.  M.  aoge^ben.  Hier- 
voD  entfallen  807  239  t  anf  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  120231  t  auf  RuÖland, 
53 186  t  auf  Oesterreich-ÜDgani ,  21 Ü40  t 
auf  RumäDien  und  der  Rest  auf  andere 
Länder,  hauptsächlich  Niederländisch-Indien. 

Wie  im  Deutschen  Reiche,  so  hat  auch 
in  den  anderen  Eiüturstaaten  der  Verbrauch 
bedeutend  zugenommen,  ist  dabei  aber  noch 
sehr  ungleich.  Während  im  Jahie  1004  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 25,21  kg, 
in  England  11,84  kg,  in  Frankreich  b,22  kg 
auf  den  Kopf  der  Berßlkening  entfaUea, 
beträgt  das  Verhältnis  in  Rußland,  Rumänien 
und  Öesterreich-Uugam  trotz  der  beträcht- 
lichen Eigenproduktion  in  diesen  Ländern 
nur  7,51  bezw.  4,50  und  4^1  kg.  Deutsch- 
land  (B.  oben)  steht  im  P.koaenm  an  zweiter 
Stelle. 
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Die  Entwictelung  der  P. preise  ist  aus 
iiä^hgtehendor  ZuBamineDstellung  eisichtlich. 
Iv  Angaben  beziehen  sich  auf  raffiniertes 
imerikaiiiscbes  P.  (white),   unverzollt  in 
Frv-meo,  aod  gelten  fOr  100  kg  mit  FaS. 
Jdhre    9L     Jahre    H.      Jahre  U. 
l^a    59,8      1879     i6,3      1891  12,6 
li^    38,9      1880     17.2      1892  11,1 
Irti»    38,9      1881     15,8      1893  9,5 
44^      1882     14^      1894  9,7 
16TÜ    44.3      1883     15.5      1896  13,5 
1S71    40,7      1884     15,2      1896  12,4 
m    38,4      1885     14,6      1897  10,7 
m    31,9      1886     13,1      1898  13,1 
Ik;4    Z3.3      1887     13,5      1899  14,3 
l>>7ö    13^      1888     14,7      1900  14,8 
IhTi    »8^      1889  13,7 
IN^X  1B90  13^ 

$«it  Mu  1901  werden  die  P.preiBe  in 
fti'.mefl  nicht  mehr  amtlich  notiert  Die 
LiDitiijrger  Preise,  welche  sich  auf  dieselbe 
'lolit&t  und  die  gleiche  Menge  beziehen, 
-iiniP?n  in  den  Jahren  1900:  14,6,  1901: 
13,4,1903:  14,8,  1904:  13,6  und 
l''^'.  12,7  M. 

D&QAcb  ist  im  laufe  der  letzten  Jabr- 
;-Lr.t..'  mit  der  steigenden  Produktion  gleich- 
f'iiie  eine  wesentliche  Verbilligimg  des  P. 
•m^-treten.   Die  vielen  Preisschwankungen 
i'i  '!*'D  letzten  Jaliren  wurden  durch  die 
'tunlanl  Oil  Company  in  New-York  hervor- 
.•-■nifcii,  velche  kraft  ihrer  monopolistiBchen 
'^tfilupi:  auf  die  Preisgestaltung  des  P.  einen 
r.tH:lieidenden  EinfluU  ausübt. 
IV  i^taadard  OU  Company,  Ende  der  60er 
WUe  iti  kleinem  Uailatabe  als  P.raffiaerie- 
<  bterneiimeii  von  J.  D.  Rockefeiler  ins  Leben 
.'Tiieii,  bat  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte 
der  Tatkraft  and  Entscblosaenheit  ihrer 
Uiter  die  Herrsohalt    fast   Uber   daa  ge- 
■ir.i'-  aBtffikaniacbe  Raffinerie-  and  Absats- 
.-^-bUi  aa  sieh  gcriasen.    Za  diesem  Zwecke 
»ah^  Roekefeller  nach  nnd  nach  eine  große 
luuhl  Baffinerieen  anf ;  widerstrebende  zwang 
r  ivrh  Kontrakte  mit  den  Eisenbahnen,  wo- 
der  Standard  Oil  Company  Vorznga- 
tdr  deren  Oelaendongen  bewilligten,  zum 
!■  'riit.  .Seit  1874  brachte  er  auch  den  größten 
•'-"i  dtr  I'ipe  Kues  in  seine  HSode.   Im  Jahre 
viMgte  die  Umwandlnng  der  Standard 
'Ii  <'i>niputj  zu  einem  Trost  (s.  auch  Art 
1  Dtf-nicnioerver bände").    Gegenwärtig  steht 
LiT  mt  Tcrbftltnismäüig  beschränkte  Anzahl 

RafftnerieeB  mid  von  Pipe  Hne-Oeaellschaften 

.ihntidert**  dem  Trost  fem,  von  diesem 
^"tiit  bektmpft  Die  P.prodoktion  selbst  wird 
M*  4tr  Atanwd  OU  Company,  wenigstens  un- 
I  -ttfiw,  nlebt  beberrscbt.  In  neuerer  Zeit  hat 

HtttUicliaft  anch  in  den  meisten  wichtigeren 
-'"lUittbiiAeii  Europa«  Untemehmongen  ins 
['  ««rofen,  welcne  den  Absatz  nur  ihrer 
i'MQfQtne  besorgen  nnd  tatsächlich  als  Filialen 
' '  !ltaadarit  OU  Company  zn  betrachten  sind. 
1  •*  bniicfalaad  kommen  die  „American  Petrol 
'  'ifiiy  in  Rotterdam,  die  .Hannbeim-Bremer 
'  -A(iieainK0>ehaft**ifiHaniüieim,die„Deut8di' 
.wuikaioKhe  P.-OeieUichaft*'  in  Bremen  und 


die  „Sociitä  anonyme  pour  la  Tente  de  p^trole 
cidevuit  H.  Rieui  &  Co."  in  Antwerpen  in 
Betratet  Dnrek  Vermittelnng  dieser  Oeaell- 
schaften  benutzte  die  Stand^  OU  Company 

ihre  Hachtstelinng,  um  dnrch  rtlcksichtslosen 
Druck  anf  die  Preise  die  deutschen  Großhändler 
zum  Anschluß  an  die  Interessen  der  Staudard 
Oil  Company  zn  zwingen.  Dies  ist  ihr  in  solchem 
Maße  gelungen,  daß  gegenwärtig  das  ameri- 
kanische Petroleum ,  w&fches  in  Deutschland 
verbrancbt  wird,  in  der  Hauptsache  nur  von 
jener  Gesellfichfüt  zu  beziehen  ist.  In  nenerer 
Zeit  ist  dem  Trust  eine  Konkurrenz  in  der  von 
ihr  unabhangiimi  „Pure  Oil  Company"  entstanden, 
welche  bisher  Tankanlagen  in  Hamburg,  Amster- 
dam, Rotterdam,  Mannheim  nnd  Dilsseldorf  er- 
richtet hat.  Ob  es  derselben  gelingen  wird, 
anf  die  Daner  ein  wirksames  Gegengewicht 
g^enQber  der  mächtigen  Standard  Oil  Com- 
pany zn  gewinnnen,  erscheint  zweifelhaft.  Der 
wichtigste,  der  Standard  Oil  Com|>any  entgegen- 
stehende Wettbewerb,  ist  derjenige  der  russi- 
schen P.raffinerieu.  Anch  diese  haben  sich 
im  Jahre  lb93  zn  einem  Syndikat  zusammen- 

fescfaloBsen,  welches  von  dem  Pariser  Bankhause 
othschild  nnd  dem  Nobelschen  Unternehmen 
beherrscht  wird.  Die  Vertretung  des  mssischen 
P.handela  innerhalb  Deutschlands  raht  in  den 
Händen  der  „Dentscb-rusüiscbeu  Naphra-Impor^ 
gesellscbaft"  mit  dem  Sitze  in  Berlin.  In  den 
letzten  Jahren  bat  auch  das  galizische  P.  stärkeren 
Eingang  in  Deutschland  gefnnden.  Mit  dem 
Sitze  in  Wien  hat  sich  mit  Unterstützung  deutscher 
Banken  ein  Ausfuhrkartell,  die  „Aktieugesell- 
scbaft  für  tisterreichiscbe  und  ungarische  Mineral- 
ölprodukte" gebildet,  dem  die  größten  Rafönerieen 
angehören.  Dieses  Kartell  soll  hauptsächlich 
die  Ausfuhr  nach  Deutschland  pflegen;  an  ver« 
schiedenen  Plätzen,  so  in  Hamburff,  Mainz, 
Mannheim  usw.  sind  bereits'  Tankanla^en  ein- 
gerichtet. Den  Export  des  rumänischen  P., 
welches  ebenfalls  in  Deutschland  größeren  Ab- 
satz findet,  leitet  die  „P.> Produkte- Aktien- 
gesellschaft'^ welche  in  der  Hauptsache  von 
deutschem  Kapital  getragen  wird. 

So  stehen  sich  bei  der  Versorgung  des  Welfr- 
bedarfs  mehrere  Produktionsgebiete  bezw.  die 
sie  vertretenden  Gesellschaften  gegenüber. 
Wiederholte  Verüuche  dwselben,  sich  zu  einigen, 
ein  „Weltkarten"  abzuschließen  nnd  den  Welt- 
bedarf  unter  sich  zu  teilen,  sind  bisher  nicht 
von  Erfolg  gewesen.  Naturgemäß  knüpfen  sich 
an  diese  Bestrebungen  ernstliche  Befürchtungen 
seitens  der  Bändler  und  Verbraucher,  in  der 
Erwartung,  daß  eine  Einigung  der  Interessenten 
zu  einer  erheblichen  Preissteigernng  des  P.  führen 
werde. 

Literatnri  J.  Smtboda,  IHe  Entwiekttwag  d4r 
Petroleuminditttrie  in  volkaioirtschafllieher  Be» 
lettchtung,  T^übingen  1896.  (Daseltut  atisßihrlteher 
Lileratumachw«U.J  —  Abbe»,  Zur  Petrolmm- 
frage  in  ßeuUehJand ,  Neidelberg  1895.  — 
Mancke,  Ein  Weltmonopol  in  Petroleum,  Berlin 
1895.  —  Zoepfi,  Der  Wettbewerb  des  rataitchen 
und  amerikani«chen  Petroletima,  Berlin  1899.  — 
R.  Sehneider,  Der  Petroleumhandel,  Tübingen 
1302.  —  *r.  M.  Tarbeil,  The  Bittorg  0/  the 
Standard  Oä  Companjf,  1905.  —  BUtungtberiekte 
de»  deuUehen  Seiehttagea  vom  9.  und  lO-IXII. 
1897.  ~-  DtuUehn  Handettarehi»,  keraiUMgegtttn 
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im  Seiehtamt  de»  Innern,  SeHin  1906  und 
früher.  —  BeridUe  über  Handel  und  Induttrie, 
herausgegeben  im  Reiehsamt  des  Innern,  Berlin 
1906  und  früher.  —  Slatistik  dee  Deutschen 
Boichs  und  Statittitcl>et  Jahrbuch,  Berlin  1906 
md  früher. 

A.  Wlrminghaus. 


Fetty,  William  (Sir), 

geb.  am  26./7.  1623  zu  Bamsey  bei  London, 
1652  Oeneralarzt  der  Armee  tob  Irland,  1663 
HitbegrUnder  der  Royal  Society  in  London, 
1669  Ton  Karl  II.  nobUitiert,  gest.  am  16./Xn. 
1687. 

Yorgänffer  der  Physiokraten  dnrcb  den  Satz, 
daÜ  die  Arbeit  als  Bcböpferiscbe  Vorbedingung 
der  Vater,  der  Boden  aber  die  eigentliche  Matter 
des  ReichtniDS  sei.  Vorgänger  von  Adam  Smith 
in  der  Lehre  von  der  Arbeitsteilang,  Tgl.  „fiasay 
conceming  the  mnltiplication  of  maskind"  (s.  n.). 
Als  Preisuieoretiker,  in  Anlehnang  an  Hobbes, 
Bestimmer  des  Maßes  der  snr  Erzengang  eines 
Gates  erforderlichen  Arbeit  als  Begniator  des 
Preisea  dieses  Gates. 

Wissenschaftlicher  Vollender  der  rohen  Stmk- 
tnr  der  politischen  Rechenkunst  Grannts  (s.  d. 
oben  Bd.  1}  und  Vater  des  Namens  politische 
Arithmetik  für  die  Grauntsche  popnlationistische 
Untersuchnngsmethode. 

Von  seinen  hierher  gehörigen  Schriften  nennen 
wir  nur:  Sereral  essays  in  political  arithmetick, 
London  1682—1687  (darunter  die  besonders  her- 
TOrzubebenden  Abhandlungen:  Essay  conceming 
the  mnltiplication  of  mankind  and  the  growtb 
of  the  city  of  London,  veröffentlicht  1682,  nnd 
ObserTations  on  the  Dublin  bills  of  mortality 
of  1681,  veröffentlicht  1683);  dasselbe,  nach 
Pettys  Tode  um  eine  posthume  Abhandlung 
von  1631  vermehrte  Aasgabe  a.  d.  T.:  Five 
essays  in  political  arithmetick;  dasselbe,  Nen- 
dmeke,  ebenda  1751  and  1756.  Uppert 


Pfandbriefe. 

Bodenkreditinstitute  geben  auf  den  In- 
haber lautende  verzinsliche  Schuldverschrei- 
bungen ans,  die  man  mit  dem  allgemeinen 
Namen  P.  bezeichnet.  Es  ^;eschah  dies 
schon  seitens  der  ältesten  derartigen  Institute^ 
der  preußischen  Landschaften,  die  auch  den 
Ausdruck  P.  zuerst  verwendeten,  der  dann 
von  den  späteren,  auch  den  meisten  privat- 
gesellschaftlichen  Anstalten  adoptiert  wurde. 
Als  Sicherheit  für  die  P.  haften  die  beliehenen 
Liegenschaften  bezw.  das  etwa  vorhandene 
sonstige  Verml^n  der  Kreditinstitute.  Aus 
diesem  Grunde  enthalten  die  Satzungen  der 
letzteren  regelmäßig  die  Bestimmung,  daß 
das  durch  die  ausgegebenen  P.  repräsentierte 
Kapital  niemals  die  Höhe  der  erworbenen 
Bypotheken  ilberschreiten  darf.  Zu  Ende 
des  Jahres  1905  betrug  der  Nominalwert 
der  von  den  33  Hypothekenaktiengesell- 
schaften ausgegebenen  P.  8017  947  UOO  M. 
Der  Wert  der  von  den  preußischen  Land- 


schaften emittierten  P.  stellte  sich  Ende 
1877  auf  877193360  M.,  1905  hatten  die 
17  in  Preußen  domizilierten  Landschaften 
zusammen  mit  der  Zentrallandschaft  fOr 
2810185161  M.  an  P.  ausgegeben. 

Der  Kredit,  welchen  die  P.  genießen,  wird 
selbstverBtändlich  bedingt  durch  das  Ver- 
trauen, welches  man  dem  Institut  das  sie 
ausgegeben  hat ,  entgegenbringt ;  letzteres 
richtet  sich  wieder  wesentlich  nach  dem 
Verfahren,  welches  man  bei  Taxierung  und 
Beleihung  der  verpfändeten  Llegensdiaften 
anwendet.  Hieraiis  ergibt  sich,  daß  die  P. 
der  Landschaften  und  der  sonstigen  Öffent- 
lichen Kreditinstitute  besonders  hoch  ge- 
schätzt sind.  Ihr  Kursstand  pflegt  nicht 
erheblich  niedriger  zu  sein  als  derjenige  der 
sichei-sten  Staatspapiere  (Reichsanleihe,  prens- 
sische  Eonsols)  von  gleich  hohem  Zinsfuß; 
ihnen  ist  deshalb  auch  gesetzlich  die  Eigen- 
schaft pupillarischer  Sicherheit  zu- 
gesprochen. Augenblicklich  stehen  z.  B.  die 
3VaVo  preußischen  Konsola  auf  97,80,  die 
3V2O/0  P.  der  Zentrallandschaft  auf  96^5,  die 
31/2%  P.  der  übrigen  Landschaften  zwischen 
93,90  und  99,00. 

Die  P.  der  gut  geleiteten  und  acher 
fundamentierten  Hypothekenaktienbanken 
pflegen  ungeföhr  den  gleichen  Korastand 
wie  die  Ifudschaftlichen  P.  zn  behaupte; 
manchen  von  ihnen  ist  seitens  eanzelner 
Landesregierungen  ebenfalls  pupiilariscfae 
Sicherheit  zuerkannt  In  diesem  Falle  üben 
aber  die  betreffenden  Regienmgen  ein  QbCT 
das  gewöhnliche  Maß  hinausgehendes  Aul- 
sichtsrecht Über  die  in  dieser  Weise  bevor- 
zugten Kreditinstitute  aus. 

Literator:  Näheres  über  I^andbriffe  siehe  bei 
den  ArU.  „  Hypothekettaktienitanken"  oben  S,  100 fy. 
und  „Landscha/Un"  oben  S.  S&ifg.,  wo  auch  dis 
Literatumaekuieise  angegeben  sind^  —  SoHs- 
tische»  Jahrbuch  für  den  pre^fi.  Staat,  Bd.  US, 
ä.  m,  BerUn  1908. 

Frhr.  v.  d.  OoUa.        W.  WygodtinäleL 


Pfandleih-  und  Rflckkanfsgeschftfte. 

I.Allgemeines.  2.  Deutsches  Reich.  3.  Oester* 
reich-Ungam.   4.  Frankreich.   5.  England. 

1.  Allgemeiaes.  P.  »nd  solche  Unter* 
nehmungen,  deren  ausschließliche 
Tätigkeit  darin  besteht,  im  Kleinverkehr  ^ 
und  insbesondere -Nichtkaufleuten  ^)  gewerbe- 


')  Auch  die  sroßen  Bankgeschftfte,  insbe- 
sondere auch  die  Reichsbank  und  die  Prenflisnhe 
Seehandinng  gewähren  neben  ihrer  sonniiges 
Tätigkeit  Darlehen  (vor  allem  an  Kanfleute) 
gegen  Bestellung  von  Pfändern,  namentlich 
vermittelst  Hingabe  von  Wertpanieren  and 
Waren  Obgleich  auch  diese  Onchift«  (sog. 
„Lombardgeschäfte")  ihrem  Beubtsehar»k> 
ter  nach  sich  in  nicht«  von  den  Gesrhftftei  des 
Pfandleihers  anterseheiden,  verfolgoi  lie  doÄ 
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Edflif  DorleheD  gegen  BestelliiDg  von  Pffin- 
'tfTD'iaaeh  frflKerer  Rechtssprai^e :  „Faust- 
rfSiifiW),  also  gegen  Verprandung  beweg- 
irher  Sachen  als  Sicherheit  zu  gewähren ; 
Asf^  RQebkaiifsgesc-liäfte  verfolgen  denselben 
Tiri-^haft  liehen  Zweck  in  der  Weise,  daß 
LtT  die  Sicberheitsbestellung  zugunsten  des 
[•uleihers  io  ein  Eaufgesdtftft  Aber  eine 
))r>ftv«lü:^  Sache  ciagekleidet  wird  mit  der 
V.-ritflichtiing'  ües  Darleihers  (ROckkanf- 
tilafllero^  die  fibergebene  Sache  dem  Yer- 
iiiifcr  binoen  einer  bestimmten  Frist  und 
urjter  beetimmten  Bedingungen  zurflckzuTer- 
Uufen. 

[He  Pfand-  und  Rückliaiifs^eschafte  dienen 
luupta&ciüich  den  wirtscbafthchen  Interessen 
um]  Bedürfaiasoi  der  unteren  Volksklassen 
vi'-  nberiuuint  aller  unbemittelten,  eines 
I*i>6nlicbra  Kreditfl  entbehrenden  Personen, 
tixrade  dieser  Umstand  bringt  die  Oefohr 
Biii  Kich,  dafi  ^nrtigo  Geschäfte  sehr  leicht 
.iir  wucherischen  Ausbeutung  der  wirt- 
«rhaftllch  schwachen  und  geschSftlich  un- 
trtahp>aen  Personen  benutzt  werden  können, 
ve^alb  eine  beh(Mliche  Kontrolle  des  Oe- 

0- Mhslietriebee  geboten  erscheint 

Im  Mittelalter,  und  zwar  zunächst  iu 
l^alMi,  dienten  Öffentliche  'Wohltätigkeits- 
.^»•talten  —  raontes  pietatis,  woher  noch 
>tiie  die  französischen  Pfendleihanstalten 
d.-ii  N'amen  „monts-de-piött*"  führen  —  der 
>">it2hnug  von  Kredit  gegen  Faustpfand. 
ii^i  ^egen  Ende  des  vorigen  und  zu  An- 
iu^  diaes  Jahrhunderts  finden  sich  daneben 
xuf  liem  enrop^seben  Kontinent  auch  die 
(Titaico  Pfandloibgewerbetreibenden,  neben 
'ifii'-n  ävh  namentlich  in  Deutschland,  be- 
.niDhtigt  durch  die  Wuchergesetzgebung,  das 
tii-irerbe  der  Rackkaufsh&ndler  in  der 
LunXeu  Zeit  ausgebildet  hat. 

£.  Dentecbes  Reich.  In  Deutschland 
«ird  das  Pfaodloihgewerbe  teils  von  OfFent- 
t»Vn  istaatlichen  oder  städtischen)^)  Än- 
''•kllfa,  trils  und  daneben  auch  von  Privat- 
j'-r*-.nf3i  ana^Qbt  Den  privaten  Pfand- 
>-iÄ(TD  *ind  die  sog.  Rflckkaufshändler  durch 
X\  :U.  38  Gow.-O.  völlig  gieichgestellt,  in- 
•Iftn  der  letztere  Poragrapn  bestimmt,  daß 
t^i  dea  RQckkaufshibidjern  die  Zahlung  des 

1-  uflinKfle«  als  Hingabc  des  Darlehns,  der 
"ntfiKhied  xwischen  dem  Kaufpreise  und 
^  venÄiredeten  Rückkaufepreise  als  be- 
*!>ta{r>*ne  VefgOlung  für  das  Darlehn  gilt 
Itudleilier  und  Rfiokkaubhftndler  bedürfen 

ruf  andere  wirtachaftliehe  Zwecke  nnd  nnter- 
l^a  dcAalb  nickt  tai  im  Text  gescbildertea 
r^-tslidie«  Vonehrfften  Uber  das  Fftedleib- 

Is  Prealten  exiftieren  aaHer  dem  auf  Qrnnd 
(^.•0.  V.  S5./I1.  1634  flUatlicherseita  er- 
>tit«tm  KgL  Leiliaoic  in  Berlin  eine  Reihe 
T «  knannulcB,  iasbeMiadere  stftdtiKben  Leib- 


zum  Geschäftsbetriebe  der  behördlichen  Ge- 
nehmigung, die  zu  versagen  ist,  wenn  Tat- 
sachen vorliegen,  welche  die  Un  Zuverlässig- 
keit des  Gesuchstellers  in  bezug  auf  den 
beabsichtigten  Gewerbebetrieb  dartun.  üeber- 
dies  können  die  Landesregierungen  die  Kon- 
zessionserteilung von  dem  Nachweise  des 
vorhandenen  Bedürfnisses  für  solche  Ort- 
schaften abhängig  machen,  für  welche  dies 
durch  Ortsstatut  festgesetzt  wird.  In  dieser 
Weise  ist  die  Bedürfnisfrage  geregelt:  in 
Preußen  durch  Min.-Erlaß  v.  21./LX.  1879 
(M.Bl.  S.  253)  und  Ausf.-Anw.  zur  GO.  v. 
l.A^.  1904,  Ziff.  50;  in  Bayern  dmch  V.  v. 
29./in.  1892  (Q.  u.  VBI.  S.  61);  in  Sachsen 
durch  V.  V.31./V11. 1879  (G.u.  VBI.  S.313):in 
Württemberg  durch  Min.-Y.  v.  9./XI.  1883 
(TIBI.  S.  234);  in  Baden  durch  V.  v.  23./XII. 
1883  (G.  n  VBI.  S.  357).  Femer  ist  der 
I^ndesgesetzgebung  und,  wo  diese  keine 
Bestimmungen  trifft,  den  Landeszentralbe- 
hörden  die  Befugnis  beigelegt,  über  den 
Dmfang  der  Befugnisse  und  VerpfUchtungeu 
sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  P&nd- 
leiher  und  RQoUanfshfindler  Vorschriften 
zu  treffen.  Von  dieser  Befugnis  hat  Ge- 
brauch gemacht:  Preußen  durdi  G.  v.  17./in. 

1881  (GBl.  S.  265);  Bayern  durch  Min.-Bek. 
V.  12./VIII.  1879  (G.  u.  VBI.  S.  771);  Königr. 
Sachsen  durch  G.  v.  21./1V.  1882,  V.  vom 
selben  Tage  (G.  u.  VBI.  S.  100)  und  V.  v. 
28./ni.  1892  {G.  u.  VBL  S.  28);  Württem- 
berg durch  Min.-VV.  v.  15./III.  und  28./V. 

1882  (RBl.  S.  83  und  200);  Baden  dureh 
V.  V.  9./ VI.  1881  (G.  u.  VBI.  S.  163);  Hessen 
durch  V.  V.  16./IL  1882  (RBl.  S.  83).  AUe 
diese  Gesetze  und  Verordnungen  unterwerfen 
den  Geschäftsbetrieb  einer  beständigen  und 
scharfen  Kontrolle,  treffen  Vorschriften  Über 
die  Art  der  Buch-  und  Geschäftsführung 
der  Pfandleiher,  die  Höhe  des  Zinsfußes, 
die  Voraussetzungen  und  die  Art  des  Pfand- 
verkaufes u.  dgl.  m.  In  Preußen  ist  ins- 
besondere bestimmt,  daß  an  Zinsen  bei  Dar- 
lehen bis  zu  30  M.  nicht  mehr  als  2  Ff.» 
bei  Darlehen  Über  30  M.  nicht  mehr  als 
l  Pf.  für  jeden  Monat  und  jede  Mark  be- 
rechnet werden  darf ;  jedoch  kann  eine  Zins- 
vei^tung  für  mindestens  2  Monate  ausbe- 
dungen werden.^) 

Gemäß  Art  94  des  Einf.-G.  zum  BGB. 
sind  alle  vorerwähnten  Vorschriften  der 
Landesgesetze  über  den  Geschäftsverkehr 
der  Ffandleiher  und  Pfandleihanstalten  auch, 
nach  dem  l./I.  1900  in  Kraft  geblieben.  — 
Besondere  Strafvorschriften  für  I^Emdleiher 
enthalten  §  290  BStrGB.,  der  die  unbefugte 


*)  Die  im  Text  erwähnten  Vorschriften,  ins- 
besondere die  §§  1—18  dea  preuß.  G.  v.  IT.yill. 
1881  gelten  anch  für  die  von  den  Gemeinden  and 
Kommnnalverbänden  errichteten  Cffentlichen 
Leih&nstalten. 
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Benutzung  der  Pfandgegenstfinde  durch  den 
P&ndleiher  mit  Gefängois  bis  zu  einem 
Jahre  bestraft,  woneben  auf  Geldstrafe  bis 
2u  900  M.  erkannt  werden  kann;  sowie 
§  360,  Z.  12,  der  die  Pfandleiher  und  Rück- 
kaufshändler  bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  in  betreff  ihres  Gewerbebetriebes  er- 
lassenen Anordnungen  mit  Geldstrafe  bis  zu 
150  M.  oder  mit  Haft  bedroht 

Durch  die  Novelle  zur  Gew.-O.  v.  30./VL 
1900  (RGBl.  S.  21)  sind  auch  die  sog. 
„Pfandvermittler"  der  Konzessions- 
pflicht des  §  34  Gew.-O.  unterworfen.  Unter 
einem  Ffuidvermittler  versteht  man  eine 
Person,  die  gewerbsmäßig  im  eigenen 
Namen,  aber  für  fremde  Rechnung 
dritten  Personen  Darlehen  gegen  Bestellung 
eines  Pbndrechts  verschafft,  wobei  nicht 
selten  der  Pfaudvermittler  dem  Yerpfänder 
vorschußweise  eine  Summe  mit  der  Ver- 
einbarung gew&hrt,  daß  dem  Pfandvermittler 
daa  Pfand  bis  zur  Uebei^be  an  den  Pfand- 
lei her  zur  Sicherheit  fOr  den  von  ihm  ge- 
währten Vorschuß  haftet  (K  OLG.  Cöln 
T.  30./X  1903;  Goltdammers  AidL  51, 379). 

Die  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe  der 
Pfaudvermittler  darf  —  im  GegeDsatz  zu 
dem  der  Pfandleiher  —  von  der  öedürfnis- 
frage  nicht  abhängig  gemacht  werden. 

Die  Zurücknahme  der  erteilten  Kon- 
zessioQ  als  Pfandleiher,  PfandvOTmittier  oder 
Rfickkaufshändler  unteriiegt  den  allgemeinen 
Vorschriften  des  §  53  Gew.-O.  (vgl.  Art  „Ge- 
werbegesetzgebung" oben  Bd.  I  S.  1032  fg.). 

3.  Oesterreleh-Un^m.  Nach  dem  Hof- 
kanzleidekrete T.  22./III.  1B45  durfte  nur  Ge- 
meinden oder  Vereinen,  nicht  aber  einzelnen 
Privatpersonen  eine  Konzession  znm  Betriebe  des 
Plandleihgewerbes  erteilt  werden.  Seit  dem  G. 
T.  16.yiII.  1883  ist  zwar  die  Konzesnonserteilnug 
an  Emcelpersoneo  gestattet;  immerhin  soll  ani£ 
jetzt  nocn  bei  konkorrieienden  Konzeaslons- 
gesnchen  in  der  Regel  denen  der  Gemeinden  nnd 
Vereine  der  Vorang  gewährt  werden. 

Das  Pfandleibgewerbe  gehört  zu  den  sog. 
„konzessionierten"  Gewerben  (s.  Art  „Gewerbe- 

Sesetcgebnng"  oben  Bd.  I S.  1042  fg.).  Auf  dasselbe 
ndeu  neben  den  Vorschriften  der  Gew.-O.  die 
besonderen  Bestimmungen  des  G.  v.  23./nL  1886 
(RGBL  S.  137)  oebst  V.  v.  24./IV.  1885  {BGBl. 
S.  13l>)  abgeändert  und  ergänzt  durch  HV.  v. 
lOJV.  1903  (RGBl.  S.  116)  nnd  ME.  v.  2./VI. 
1885  Anwendaog.  Danach  unterliegt  das  Ffand- 
leifagewerbe  ni^t  nar  der  Konzesdonspflicbt, 
sondern  auch  einer  strengen  polizeilichen  Kon- 
trolle nnd  Ueberwachnng  während  der  AnsObung. 
Vor  Beginn  ihres  Gewerbebetriebes  haben  die 
Ffandleiber  zu  Händen  der  Gewerbebehörde  eine 
hohe  Kantion  zur  Sicherheit  fQr  alte  ans  ihrem 
Geschäftsbetriebe  erwachsenden  Entschädigung^B- 
ansprüche  za  bestellen.  Die  Art  ihrer  Geschäm- 
nna  Buchfilbrnag  sowie  deren  Ueberwachnng 
ist  durch  ministerielle  Vorschriften  genan  ge- 
regelt Die  Konzession  erlischt,  wenn  die  er- 
forderliche Kaution  nicht  rechtzeitig  bestellt 
wird.  Außerdem  kann  ^eselbe  wegen  Nidit- 


erSffhnng  des  Betriebes  innerlwlb  6  Hoaatn 
seit  der  Konzesrionserteilang  oder  wagvn  daet 
Betrlebflunterbrechoog  von  gleidier  Daner  sowie 
ans  den  allgemeinen  gewerbepoUseiüehen  Orfls- 

den  zurückgenommen  werden. 

In  Dngarn,  wo  neben  den  kSnigtieben 
Pfandleihanstalten  anch  Privatpersonen  das 
Pfandleibgewerbe  austlben  dttrfen,  ist  dasselbe 
ähnlich  wie  in  Oesterreich  und  zwar  durch 
Gesetzartikel  14  vom  Jahre  1881  geregelt  Aach 
hier  haben  die  Pfandleiher  eine  —  vom  Handels- 
minister in  jedem  Einseifalle  feicnsetaeade  — 
Kantion  zu  bestellen. 

4.  Fnakreleh.  In  Frankreich  darf  das  P. 
nnr  von  OfEentliehen  Anstalten,  montB-de-pi£t£, 
deren  es  im  ganzen  45  gibt,  betrieben  werden; 
Art  41 1  des  code  p^nal  verhängt  strenge  Strafen ') 
gegen  diejenigen,  die  ohne  gesetzliche  Erlaubnis 
Pfandhänser  errichten  oder  nach  erteilter  Er- 
laubnis die  gesetzlichen  Vorschriften  über  den 
Geschäftsbetrieb  nicht  beachten.  Die  Ve^häl^ 
nisse  der  monta-de-pi6tä  sind  durch  das  G.  v. 
24./VI.  1851  nnd  speziell  difg'enigen  der  Pariser 
Anstalt  nenerdings  durch  ein  G.  v.  25./VIL  1891 
geregelt.  Die  Verwidtung  dieser  Anstalten  wird 
von  einem  „directeur"  geleitet,  dem  ein  »conaeil'' 
zur  Seite  steht,  in  welchem  der  Bürgamdst« 
des  betreffenden  Ortes  (in  Paris  der  SwnepriUektl 
den  Vorsitz  fhhrt 

5.  England.  In  England,  wo  öffentliche 
Pfandleihanstalten  nicht  ezistieren,  hat  die 
Pawnbroker's  Act  1872  (35  und  36  Vict  c.  93) 
Bestimmungen  über  den  Betrieb  im  Pfandleih- 

fewerbes  getroffen,  die  sich  aber  nnr  auf  solche 
.  beziehen,  bei  denen  es  sich  um  ein  Darleha 
von  weniger  als  10  £  bandelt.  Die  HShe  des 
Zinses,  den  der  Pfandleiher  nehmen  darf,  die 
VoraDssetEongen,  unter  denen  das  P^d  veiftllt 
oder  öffentlich  verkaidt  werden  darf,  sind  genan 
gesetzlich  geregelt.  Anch  Ober  die  Art  des 
Geschäftsbetriebes,  namentlich  über  die  Art  dar 
Bnchführnng  sind  eine  Reihe  von  Bestinunnngen 
getroffen.  Der  Pfandleifaer  hat  eine  hohe  Jahre»- 
stener  (7  £  10  sh)  zu  entrichten.  Erst  nach 
Zahlnnff  derselben  sowie  auf  Grund  eines  polizei- 
lichen Attestes  über  seine  Person  wird  ihm  die 
excise  license  (eine  Bescheinigung  über  die  Er* 
laubnis  znm  Gewerbebetrieb)  erteilt  Cnredlich- 
keiten  des  Pfandleihen  sowie  TentOOe  deaselbe« 
gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den 
Geschäftsverkehr  sind  mit  hohen  Geldstrafen 
bedroht;  auch  kann  ihm,  falls  er  sich  des  Be- 
truges oder  der  Hehlerei  in  einem  Gewwbe- 
betriebe  schuldig  macht,  die  Erlaubnis  zu  dessen 
Weiterfühmng  durch  gerichtliches  Crtril  est* 
zogen  werden. 

Lltentnr;  Endemann,  Studien  lur  romanita- 
kanonitcken  Wirttckafia-  und  XeehuUkre,  Bd.  I, 
S.  460fff.,  „Die  m<mtet  ptetatU,"  Bertim  187*.  — 
J}ie  LehriÜeher  dea  VerWfUiMngtreeKU  ron  1^ 
Meyer  und  Loeninff  und  die  Kommentarr  tur 
Gew.-O.  von  Landmann,  Schlcicer,  v.  SUhr- 
»cheidtj  JVeuleamp  «m.  —  O.  Me^ßer^  ArU, 
„rjantUeih-  und  Rückkauf tgetdiäfie",  II.  d.  SL, 
t.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  filfy.  —  LeaeU,  Art.  „l^fimd* 
leiharutalten",  W.B.  d.  d.  VJL,  Bd.  II,  S.  SStfy. 
Jtoeren,  ArL  „LeiMtäutr*'  tfn  Bruder*  Slam- 


1)  Gefängnisstrafe  vui  14  Tacen  biiS  Monaten 
and  daneben  Geldstrafe  tw  100  Iris  2000  Rvi. 
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Inften,  ad,m,  8. 109tfy.  —  lr«lk€H,  Da»  Ge- 
wtrbendU  in  l^mfhn,  Berlin  1906,  8.  840/9-  — 
MUehter,  {Maktfa  und  l*OM«U)t  ArL  „Oe- 
werbt",  Oesterr.  Staats- W.,  t.  Avfi.,  Bd.  II, 
S.  Sit  und  Seumannt  Art.  „Ungarn,  F.  Ha»- 
dd^ixei",  dat.,  1.  Avfi..  Bd.  II,  S.  tStSfg., 
be».  8.  ISSSfy.  —  Hiehelot,  Art.  „3fonU-de- 
piiU"  in  M.  Bloeki  Diet.  dt  Vadminiatration 
Jran^tte.  8.  ISOBfy.,  4.  A*^..  Biria  1908.  — 
SduHotUr,  An  Jahrb.  f.Gn.und  Veno.,  N.  F., 
Bd.  IV,  8.  SS  ff.  Smtkamp. 


Pharmazeatische  Indnstrie 

s.  Chemische  Industrie 
oben  Bd.  I  S.  605fg. 


Pfeaalg,  ^meiner 
&  Gemeiner  Pfennig  oben  Bd.  I  S.  950. 


PfeBBi^parkassen  s.  Sparkassen. 


PkysiokratUchei  System. 

1.  Qiusoays  aUj^meiner  Staadpiuikt.  2.  Das 
«TaUeaa  äcräomiqne".  3.  Die  pn^riokratiBche 
Vtdkswirtschaft»-  ond  Steuerpolitik.  4.-  Die 
pbysioknLtüehe  Sobnle. 

1.  Qaesnays  allEemeiner  Standpunkt 

Die  physiokratische  Geeellsdiaft»-  und  Wirt- 
BdiaitBlehre  hat  im  O^iiensatz  zu  dem  sog. 
Horkantilsystem  einen  einheitlichen  ÜTSpning 
in  den  8(»riften  QoesDays  (s.'d.  ArtL  der 
das  ganze  System  in  allen  wesentlichen 
Zflcea  entworfen  hat,  während  sdne  Schfiler 
und  Anhlngw  ndi  im  ganzen  auf  die  Kom- 
mentienmg  und  AosfOhrung  seiner  An- 
netten beschritnkt  haben.  Quesnay  ging 
nicht  von  aosBchliefilü^  Okonomistten  Ge- 
siditspnnkten  aus;  er  W(dlte  eine  Wissen- 
schaft der  natürlidien  Rechts-,  Staats-  und 
Gesellschaftsordnung  aufstellen,  von  welcher 
die  politische  Oekonomie  nur  einen,  aller- 
dings besonders  wichtigen  Teil  bildet.  Er 
nn terscheidet  die  natürliche  Ordnung 
und  die  positive  Ordnung  der  mensch- 
lichoi  Gesellschaft;  die  erstere  ergibt  sich 
aus  den  von  der  Vorsehung  geschaffenen 
phj^ischen  und  moralischen  Gatzen  zum 
Zweck  der  Erhaltung,  der  Vermehrung,  des 
Fortschritts  und  des  Glückes  des  Menschen- 
geschlechts; sie  sind  unabänderlich  und  die 
mO^ichst  besten,  bilden  daher  die  Grund- 
lage der  vollkommensten  R^erung  und  die 
Grundr^el  für  alle  positiven  G^tze,  die 
nichts  anderes  sind  als  die  Ansführungs- 
vorBchriften  zur  DnrchfQhrung  der  natQr- 
Uc2ien  Ordnung.  Aber  diese  Gesetze  der 
positiven  Ordnung  werden,  von  Menschen 
gttnadit  und  sind  daher  veränderlich  und 
unvollkommen,  und  es  handelt  sich  darum, 
sie  mit  der  natürlichen  Ordnung  möglichst 


in  üebereinstimmung  zu  bringen.  Auf  diese 
Forderung  der  Herrschaft  der  Gesetze  der 
natürli<^en  Ordnung  bezieht  sieh  die  Be- 
zeichnung des  Systems  als  „Physiokratie*', 
die  gewöhnlich  von  dem  Titel  einer  ron 
Dupont  de  Nemours  herausg^benen  Samm- 
lung von  Schriften  Quesnays  abgelötet  wird, 
nach  A  Oncken  aber  schon  früher  in  einem 
Aufsatze  von  Baudeau  vorkam  und  wahr- 
scheinlich ursprünglich  von  Quesnay  selbst 
herrührt  Den  Begriff  seiner  natürlichen 
Ordnung  hat  Quesnay  nach  St  Bauer  von 
Malebranche  übernommen,  doch  entsprach 
er  audh  den  zu  seiner  Zeit  herrschenden 
naturrechtlichen  Anschauungen.  Aua  der 
natürlichen  Ordnung  ei^bt  sich  für  den 
Menschen  die  Notwendigkeit  der  Arbeit  zur 
Befriedigung  seiner  Bedürfnisse,  des  gesell- 
sdiaftlichen  Zusammenlebens  und  einer 
dieses  ermöglichenden  Rechtsordnung.  Zur 
Aufrechterhaltuug  dieser  Ordnung  ist  eine 
Staatsgewalt  (autorite  tut61aire)  erforderlich, 
die  Quesn^  sich  in  der  Form  eines  auf- 
gekl9ji:en  DespotismuB  denkt  Ein  voll- 
kommenes Staatswesen  ist  aber  nur  auf  der 
Grundlage  des  Ackerbaues  mOglich,  denn 
nur  der  Boden  ist  die  Quelle  des  Beich- 
tums,  und  nur  durch  den  Ackerbau  findet 
eine  wirkliche,  nämlich  den  gleichzeitigen 
Verbrauch  ttberstedgende  Produktion  statt. 
Als  Vorläufer  Qnesni^  in  der  der  merkaa- 
tilistischen  Lehre  so  ganz  ente^ngesetzten 
Auffassung  der  Bedeutung  der  LAndwirt- 
scdbaft  können  BoisguiUebwt  und  GantiUon 
genannt  werden.  Letzterer  ericennt  aller- 
dings im  Anschlüsse  an  Petty  auch  die  Be- 
deutung der  Arbeit  neben  dem  Boden  als 
j^txdulrtionB&iktor  an,  aber  er  schreibt  dodi 
den  (hundmgaatamem,  ähnlich  wie  Quea- 
nay,  die  Herrschaft  über  die  ganze  Produk- 
tionsordnung  zu  und  glaubt,  daß  die  anderen 
Stände  in  gewissem  Sinne  auf  Koeten  der 
ersteren  leben. 

2.  Das  „Tablean  ^conomlqae".  Wie 
sich  nun  die  natürliche  OMnung  in  einem 
j,Roya\ime  agricole"  gestaltet,  hat  Quesnay 
in  seiner  „Analyse  du  Tableau  economique*' 
in  grofien  Zflgen  dargestellt  Die  Nation 
besteht  aus  drei  Klassen:  1.  die  produk- 
tive Klasse,  die  den  Boden  bewirtschaftet 
und  den  jahrlichen  Ertrag  an  landwirtschaft^ 
liehen  Produkten  erhält,  wozu  sie  die  nötigen 
Vorschüsse  leistet,  während  sie  andererseits 
den  Grundbesitzern  kire  Renten  bezahlen 
muß;  2.  die  Klasse  der  Grundbesitzer 
(von  Turgot  als  die  „classe  disponible"  be- 
zeichnet), zu  der  auch  der  LandesfOrst  und 
die  Zehntbere^tigten  gehören ;  sie  empfängt 
das  „produit  net*'  der  Landwirtschaft,  dü 
ihr  von  der  produktiven  Klasse  ausbezahlt 
wird,  nachdem  diese  ihre  jährlichen  Vor- 
schüsse und  den  Brsatz  der  Abnutzimg  ihres 
stehenden  Kapitals  (lichesses  d'exploitation) 
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zurückbehalten  hat;  3.  die  unproduktive 
Klasse  (classe  sterile),  die  alle  umfaßt,  die 
mit  anderen  als  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
und  Diensten  beschäftigt  sind;  ihre  Aus- 
gaben werden  von  der  produktiven  Klasse 
und  der  Klasse  der  Grundbesitzer  getragen, 
welche  letzteren  ihr  Einkommen  wieder  von 
der  produktiven  Klasse  beziehen.  Zu  diesen 
Klagen  wei-den  fibrigens  nur  die  Besitzer 
und  Unternehmer  gerechnet;  die  Masse 
der  besitzlosen  Arbeiter,  das  „bas  peuple'*, 
wird  nicht  als  eine  selbständige  Klasse  be- 
trachtet. 

Quesoay  ist  sich  offenbar  Ober  die  Rolle 
des  privatwirtschaftlichen  Kapitals  voll- 
kommen klar,  wenn  er  auch  den  Ausdruck 
nicht  anwendet.  £r  unterscheidet  das  um- 
laufende Kapital  unter  der  Bezeichnung 
^vances  annuelles"  und  das  stehende  als 
,^vances  primitives^'  (oben  „richesses  d'ex- 
^oitation'^  eeaannt). 

Die  produktive  Klasse  habe  an  jährlichen 
Vorschüssen  2  Milliarden  aufgewendet  und 
damit  5  Milliarden  Ertrag  erzielt;  sie  hat 
also  für  3  Milliarden  Produkte  verfügbar. 
Das  produit  net  betrage  2  Milliarden,  die 
also  der  Klasse  der  Grundbeatzer  zuteilen. 
Diese  kaufen  für  1  Milliarde  bei  der  pro- 
duktiven Klasse  und  für  1  KUliaide  bei  der 
sterilen  Klasse.    Die  letztere  aber  mu£ 

1  Milliarde  an  jfthxlichen  YoTachfissen  auf- 
venden,  um  von  der  produktivea  Klasse  für 
diesen  Betrag  Rohstoffe  zu  kaufen;  außeiv 
dem  aber  kauft  sie  für  1  Milliarde  Lebens- 
mittel für  ihren  Unterhalt  Im  ganzen  ver^ 
kauft  die  produktive  Klasse  also  für  3  Milli- 
arden, davon  führt  sie,  wie  gesagt,  2  Milli- 
arden als  Grundrenten  ab,  die  dritte  ver- 
aus^bt  sie  für  gewerbliche  Erzeugnisse  der 
sterilen  Klasse.  Diese  nimmt  also  im  ganzen 

2  Milliarden  ein,  davon  aber  ist  1  Milliarde 
nur  Kapitalersatz ,  der  immer  wieder  von 
Jahr  zu  Jahr  als  Kapital  zurOck^halten 
werden  muß,  und  nur  1  Milliarde  dient  zur 
Bestreitung  ihres  Lebensunterhalts.  Dem- 
nach verbraucht  diese  Klasse  ihr  ganzes 
eigentliches  Einkommen,  die  Arbeit,  die  sie 
leistet,  wird  aufgewogen  durch  die  Nah- 
rungsmittel ,  die  sie  während  der  Arbeit 
verzehrt,  sie  liefert  also  kein  Mehrprodukt 
Über  ihren  Verbrauch  hinaus  und  wird  eben 
deshalb  als  unproduktiv  bezeichnet. 

Dieser  Versuch  eines  Oesamtüberblickes 
des  volkswirtschaftlichen  Prozesses  ist  als 
erster  seiner  Art  sehr  bemerkenswert  und 
als  wissenschaftliche  Leistung  anzuerkennen, 
aber  die  Unhaltbarkeit  der  Beurteilung  der 
gewerblichen  Tätigkeit  bedarf  kaum  eines 
genaueren  Nachweises.  Selbst  wenn  das 
obige  Schema  der  Verteilung  mit  der  Wirk- 
lichkeit übereinstimmte,  wC^e  daraus  nicht 
auf  die  Unproduktivitftt  der  Gewerbe,  son- 
dern nur  auf  einen  mouf^iolistischen  Preis- 


stand der  Bodenprodnkte  zu  achliefien  sein. 
Der  Wert  der  gewerblichen  Erzengoisae 
setzt  sich  nach  dieser  Formel  zusammea 
aus  dem  Werte  der  verwendeten  Kohstofle 
und  dem  der  von  den  Produzenten  und 
Arbeitern  verbrauchten  ünterhallsmiUel; 
setzt  mau  diese  letzteren  dem  Wert  der 
aufgewendeten  Arbeit  gleich,  so  erscheint 
die  Wertbildung  auf  diesem  Gebiete  als 
normal ;  dage^n  bringt  der  Preis  der  ge- 
samten landwirtschaftlichen  Produkte  aufier 
dem  Kapitalersatz,  der  den  Lohn  der  Ar> 
heiter  einschließt,  und  dem  EapitalgewinQ 
der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  noch 
einen  Ueberschuß  ein,  der  unter  den  Vor* 
aussetzungen  lücardos  nichts  anderes  ist 
als  eine  Grundrente,  die  aber  auch  bei 
gleichartiger  Bodenbrächaffenheit  in  einem 
begrenzten ,  vollständig  zu  Eigentum  ver- 
teilten, stanc  bevölkerten  Lande  eben  durch 
die  Beschränktheit  des  verfügbaren  Bestan- 
des an  einem  notwendigen  Produktionsmittel 
entsteht  Dadurch  wird  aber  nur  die  Ver- 
teilung der  Erträge  der  nationalen  Produk- 
tion bei  der  Preisbildung  beeinflußt,  die  ob- 
jektiven Produktivitätsverhältnisse  bleiben 
unberührt  Wenn  die  Physiokraten  als  das 
Meikmal  der  Produktivität  die  Tatsache  be- 
trachten, daß  die  Produzenten  mehr  er- 
zeugen,  als  sie  selbst  Terbraachen,  so  g^t 
das  nidit  nur  von  der  Landwirtsdiaft,  soo- 
dera  auch  von  der  gewerblichen  Tät^est 
Denn  wie  die  prodiutiTe  Klasse  nach  dem 
obigen  Schema  imstende  ist,  außer  den  zwei 
Milliarden,  die  sie  selbst  verzehrt,  auch 
noch,  abgesehen  von  einer  Milliarde  an  ge- 
werblichen KohstofTen,  zwei  Milliarden  ao 
Lebensmitteln  für  die  beiden  anderen  Klassen 
zu  produzieren,  so  erzeugt  die  gewerbliche 
Klasse  doch  ebenfalls  zunächst  ihren  eigenen 
Bedarf  an  gewerblichen  Produkten  (der  in 
dem  Tableau  gänzlich  Obersten  ist)  uod 
darüber  hinaus  die  Mittel  zur  Befriedigung 
der  entsprechenden  Bedürfnisse  der  beiden 
anderen  Klassen.  Betrachtet  man  femer  die 
Güter  nach  ihrem  Gebrauchswerte,  so  ist 
der  der  Rohstoffe,  Flachs,  W^olle,  Eisenerz 
usw.  an  sich  gleich  Null^  sie  erhalten  einen 
solchen  erst  durch  ihre  Umwandlung  za 
Fabrikaten.  Und  doch  soll  die  Gewinnung 
dieser  für  sich  unbrauchbaren  Stoffe  Pro- 
duktion sein,  ihre  Verarbeitung  zu  wirklich 
nützlichen  Dingen  aber  nicht!  Will  maa 
endlich  mit  den  Physiokraten  besonderes 
Gewicht  darauf  legen,  daß  in  der  Land- 
wirtschaft durch  die  Mitwirkung  der  Natur 
wirklich  etwas  Neues  geschaffen  werde  und 
daß  eigentlich  Gott  allein  ,,productem^  sä, 
so  handelt  es  sich  bei  der  Erzeugung  der 
Bodenprodukte  im  Grunde  ebenfalls  nur  um 
eine  neue  Kombination  vorhandener  Stnffe; 
auch  kannte  man  sagen,  daß  wenigstens 
jede  mechamsdie  Arbeitsleistiing  des  Mes- 
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>  beo  ebeablls  anf  chemiBchen  und  phj^- 
büscben  NatQrkiftften  beruhe;  namentlich 
kW  ist  danuf  hinzuweisen,  dafi  die  in- 
■iibsrielle  Technik  die  Katnrkrftfte  immer 
trhr  m  ihren  IHenat  gezogen  und  dadurch 
-U*  I^roduktivit&t  der  menschlichen  Arbeit 
II.  mfiartigstem  Maße  gesteigert  bat. 

d.  Die  pbysiokratische  Volbawirt- 
«hafts-  and  Steuerpolitik.  Der  einseitigen 
r^l*erechätzung  der  Froduktirätät  der  Land- 
wirtschaft entspricht  es.  wenn  Quesnay  den 
rirtsohaftspoUtischen  Grundsatz  aufteilt, 
'lafl  die  Regienmg  nur  die  produktiven 
.'aadwirtschflltlichen)  Anlagen  und  den 
Il^del  in  Bodenprodukten  zu  be^nstigen, 
•■i}  sterilen  Aufwendungen  aber  sieh  selbst 
I  j  überlassen  habe.  Yoi  allen  Dingen  ver- 
u)7t  er  die  Freiheit  des  Getreidehandels 
t.  liem  Sinne,  wie  man  sie  im  achtzehnten 
ihrimndert  verstand ,  nämlich  die  volle 
ityibäl  der  Getreideausfuhr.  Er  spricht 
mii  die  Forderung  der  Handelsfreiheit 
iV-rbanpt  aus;  denn  die  sicherste  und  dem 
^'<ilk%  wie  dem  Staate  vorteilhafteste  innere 
'.lot  üaBere  Handelspolitik  sei  die  volle 
f.Tibnl  der  Konkurrenz  (Maximes  g^n^rales 
XXV).  Man  hat  vielfach  angenommen,  daB 
'.■uraoay  diesee  Freihandelsprinzip  von  dem 
■J'iu  physiokratisehen  Kreise  nahestehenden 
'tiiHu^reichen  Ministerialbeamten  Goumay 
'^^rnommen  habe,  den  man  auch  irrtQm- 
b  tierweise  irtdil  fOr  den  ersten  Urheber 

Uaxime  des  „lusser  passer,  Imsser  faire" 
ji'iialtm  hat.  Aber  Goumay  verlang  nur 
Fnilwit  der  Oeverbe  und  des  inneren 
IbDtlels,  nach  auSeu  hio  beffinrortete  er 
mUi^  SchutzzSlle  und  ear  l^te  auch  Wert 
ml  «ioe  gOastige  Handelsbilanz,  die  Ques- 
üar  als  eine  „choee  futile"  bezeichnet. 
'  ■jt'rijgena  war  aucli  Queenay  im  Grunde 
r'ir  sü  vmt  für  die  Freiheit  im  auswärtigen 
MaüM.  als  diese  mit  den  Interessen  der 
I^Jwirtacfaait  harmonierte.  Es  sollten  m5g- 
'■itiux  große  Mengen  Bodenprodukte  ausge- 
:i\hri  00(1  dafür  Fabrikate  eingeführt  werden ; 

VI  pir  nicht  wünschenswert,  daß  eine 
VatiöQ  behr  nel  Kapital  und  Arbeit  auf 
UAQvbktaren  und  Luxushandel  verwende 
•luil  iltT  Landwirtschaft  entziehe.  Dies  ist 
■iD  ikm  Merkantilismus  durchaus  entgegen- 
L^^-'tzter  Standpunkt  Aber  sein  absolutes 
tVihandeüpriDzip  stellt  er  nur  für  die 
uinriit^be  Ordnung  auf;  unter  den  tatsäch- 
'■'Ihü  VerbAltnissen  doi'  positiven  Ordnung 
IUI  n  auch  Abweichungen  davon  zu:  sogar 
'ijr  Getreideausfuhr  will  er  nach  dem  Muster 
fr-glaods  verbieten  lassen,  wenn  der  Preis 
f'J-T  eine  vom  Oeratze  bestimmte  Grenze 
*tfi^  Wenn  die  Konkurrenz  des  fremden 
)•  Lj^ide»  den  Preis  im  Inlande  zu  stark 
(^'rtickt  hätte,  wQrde  er  auch  Einfuhrzölle 
"^r  Eiofuhnrerbote  empfohlen  haben ;  aber 
*f  hlh  eine  solche  Konjunktur  bei  freier 


Getreideausfuhr  unter  den  g^benen  land- 
wirtschaftlichen Verhältnissen  Frankreichs 
offenbar  für  durchaus  unwahrscheinlich.  Da- 
gegen befürwortet  er  entschieden  ein  posi- 
tives Eingreifen  des  Staates  in  betreff  des 
Zinsfußes.  Der  Zinsfuß  sei  durch  das  natur- 
gesetzlich gegeliene  Verhältnis  des  Boden- 
ertrags zu  der  Kapitalanlage  bestimmt,  und 
das  positive  Gesetz  müsse  ihn  diesem  natQr- 
lichen  Verhältnis  gemäß  in  zehnjährigen 
Perioden  bestimmen,  damit  nicht  der  ver- 
derbUche  Zustand  eintrete,  daß  der  Zinsfuß 
dauernd  den  Reinertragsfuß  des  Bodem 
übersteige. 

Vor  allem  sieht  Quesnay  in  hohen, 
jedoch  nicht  übermäßigen ,  Preisen  der 
Bodenprodukte ,  und  zwar  mit  mijglichst 
großer  Differenz  zwischen  den  Produktions- 
kosten und  dem  Verkaufspreis  erster  Hand, 
die  Blüte  der  Volkswirtschaft;  Uel>erfluß 
ohne  Wert  sei  kein  Beichtum,  Mangel  bei 
Teuerung  sei  Elend,  Ueberfluß  und  hohe 
Preise  sei  wirklicher  Reichtum.  Billigkeit 
sei  kein  Vorteil  für  die  Masse  der  Arbeiter- 
bevölkerung, da  dadurch  auch  der  Lohn 
gedrückt  und  die  Arbeitsgelegenheit  ver- 
mindert würde.  Er  erkennt  überhaupt,  daß 
die  Löhne  sich  nach  dem  Preise  der  not- 
wendigen Lebensmittel  richten;  auf  diesen 
notwendigen  Lebensunterhalt  (subsistance) 
aber  habe  der  Mensdi  ein  natürliches  An* 
recht  In  dem  übermäßigen  Anwachsen  der 
BeT^bemng  aber  sieht  er  eine  Gef^;  deaa 
diese  habe  immer  die  Tendenz,  die  durch 
das  ünterfaidtsbedürfnis  gegebene  Grenze  zu 
überschreiten.  Man  soll  daher  veniger  auf 
Vermehrung  der  Bevölkerung  als  auf  Er- 
höhung des  Reinertrus  bedacht  sein.  Zur 
Beschränkung  der  Volksvermehrung  schlägt 
er  eine  Regelung  des  Heiratsalters  vor, 
namentlich  aber  Kolonisation  in  noch  wenig 
bevölkerten  Gebieten.  In  bezug  auf  die  Be- 
steuerung endlich  stellt  Quesnay  die  Forde- 
rung, daß  die  Steuer  dem  Einkommen  der 
Nation  proportional  sein  und  daß  sie  nament- 
lich nur  auf  den  Reinertrag  des  Bodens  ge- 
legt werden  müsse,  also  weder  auf  die 
Löhne  noch  (als  indirekte  Steuer)  auf  die 
Waren  noch  auf  das  Vermögen  der  Pächter, 
sondern  auf  das  Renteneinkommen  der  Grund- 
besitzer, Diese  Lehre  von  der  einzigen  und 
direkten  Steuer  auf  die  Grundrente  beruht 
auf  der  Ansicht,  daß  nur  diese  Steuer  nicht 
abgewälzt  werden  könne,  während  bei  allen 
anderen,  die  Überdies  weit  mehr  Kostan  ver- 
ursachten ,  eine  Abwälzung  stattfinde,  die 
schließlich  die  ganze  um  die  Kosten  ver- 
mehrte Last  doch  den  Grundbesitzern  zu- 
schiebe. Diese  Ansicht  über  den  Verlauf 
der  Steuerabwälzung  ist  in  dem  vorliegenden 
Falle  zwar  nicht  richtig,  immerhin  aber 
war  es  ein  Verdienst  Quesnays  und  seiner 
Schule,  die  schon  von  LotkQ  und  anderen 
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begrflndete  Abwftlztuigslehre  weiter  ent- 
wickelt zu  haben. 

4.  Die  phjeiokratUohe  Sohnle.  Zq  einer 

großen  Äiubreituii^  ist  daa  phTsiokratiBche 
ystem  bei  seiner  Einseitigkeit  nnd  seiner  stark 
aobjektiTen  Färbung  jiicht  ^langt.  Seine  An- 
hänger, die  sog.  „Economistes",  bildeten  in 
Frankreich  eine  sektenartige  Grappe,  die  darch 
ihren  oft  verschrobenen  DoktrinariBmus  nicht 
selten  Anfechtung  uod  Spott  h^rTorrief.  Im 
allgemeinen  eeigte  sich  in  der  Schule  das  Be- 
ttrehen, sich  mehr  tind  mehr  auf  das  Oebiet  der 

Silitischen  Oekonomie  an  konzentrieren  und  hier 
e  Freibandelstheoriej  die  if&r  Qnesaaj  in  der 
positiTen  Ortung  kemeswegs  unbedingt  maß- 
gebend ist,  zur  Tolten  Herrschaft  zu  bringen. 
In  dieser  Hinsicht  hat  die  {ihysiokratische  Schule 
auch  auf  Adam  Smith  einen  unverkennbaren 
nnd  nachhaltigen  Einfloß  ansgeQbt.  Zu  den 
Ältesten  nnd  irägeistertstea  Verehrern  Qoesnaja 
gehörte  der  ältere  Mirabeau,  das  ei^ntliche 
Hanpt  der  Schule ,  der  schon  vor  seiner  Be- 
kehrung zur  Phjsiokratie  in  seinem  „Ami  de 
rhomme"  die  voUe  und  unbeschräakte  Freiheit 
des  Handels,  dw  Ausfuhr  nnd  der  Einfuhr  der 
Produkte  gefordert  hatte  nnd  auch  unter  den 
Phyriokraten  das  Schlagwort  „Laisser  faire, 
laiaser  passer"  zur  herrschenden  Maxime  ge- 
macht hat.  Die  Schale  bildete  eine  Art  Ton 
Klnbs  mit  regelmäßigen  Zusammenkünften.  Als 
Organ  diente  ihr  zaerst  das  von  Dupont  de 
Kemonrs  redigierte  Jonmal  de  Tagriculture,  du 
commerce  et  des  finances  und  später  die  von 
Bandeau  bei^nsgegebenen  „Sphämerides"  und 
-Nouvelles  Epb^merides  economiques".  Von 
den  ttbricen  Angehfirigen  der  nSekte"  sind  noch 
Kercier  de  la  Bmire,  Letrosne  und  Morellet  zu 
nennen.  Das  hervorragendste  Hitglied  der 
physiokratischen  Schule  aber  ist  Tnrgot  (s.  d. 
Art.\  der  eine  selbständige  Stellung  einnimmt 
und  zn  den  unmittelbaren  Vorläufern  Adam 
Smiths  gehört.  Von  späteren  franzSsischen 
Scbriftsteltem  kann  Oermain  Garnier  noch  zn 
den  Physiokraten  gerechnet  werden,  der  aber 
als  Uebersetser  des  Smithschen  Werkes  schon 
eine  vermittelnde  Stellung  einnahm.  Auch 
E.  Daire,  der  Herausgeber  der  physiokratischen 
Schriften  in  der  Galllauminscben  Sammlung, 
ceifit  eine  sehr  merkliche  Hinneignng  an  dieser 
Lehre.  Im  Auslände  hatte  dieselbe  nur  wenig 
Anhang.  Zn  nennen  ist  der  Schweizer  Iselin 
nnd  der  Deutsche  Schlettwein,  der  als  badiacher 
Beamter  auch  dazu  beigetragen  bat,  den  Mark- 
grafen Karl  Friedrich  fttr  die  Lehre  zn  gewinnen 
und  Bo^ar  zu  einem  natürlich  verfehlten  Ver- 
such mit  dem  „impöt  uniqae"  in  drei  badischen 
Gemeinden  zu  veranlassen.  Der  Markgraf  stand 
mit  Dnpont  de  Nemours  und  Mirabeau  in 
Korrespondenz  und  hat  selbst  einen  „Abrigd  de 
TicoDomie  iwlitiqae'*  gesehrieben.  Einer  der 
letcten  Physiokraten  war  Schmalz,  der  noch  in 
der  1S19  erschienenen  zweiten  Auflage  seiner 
„Einleitung  in  die  Kameralwissenschaften"  sich 
entschieden  als  solcher  bekennt.  In  der  neuesten 
Zeit  haben  in  Deutschland  agrarische  Schrift- 
steller, wie  Ruhland,  wieder  zu  Qnesnay  zurück- 
gegriffen. Auch  in  Italien  schlössen  sich  nur 
wenige  Schriftsteller  der  physiokratischen  Schule 
an;  Cossa  nennt  als  solche  Delfico,  Fiorentino, 
femer  Neri,  Gennaro  n.  a.,  die  in  der  Getreide- 


handelsfrage, Paradifli,  Sarchiani  u.  a.,  die  in 
der  Steuerfrage  den  physiokratischen  Stand- 
punkt einnahmen.  Nach  England  ist  das 
Qaesnaysche  System  überhaupt  nicht  vorge- 
drungen, da  seine  Unhaltbarkeit  einer  besonders 
durch  Industrie  nnd  Handel  reidi  eewordeBen 
Nation  instinktiv  klar  sein  maßte  und  die  Kritik 
Adam  Smiths  ihm  vollends  den  Boden  entz^. 

Ltteraiar :  Dü  *tichiü/gten  SeMften  von  9uem«ir, 
Dupont  Am  Nemourg,  Mereter  Oe  to 
RltH^re,  Baudeau,  Letromne  und  iU  gt- 
lammellen  Werke  Turgot»  ßnden  tiei  m  der 

Ouiümmintelm  ^^CoOeetim  itw  prime^amr 
icontmUUf".  —  VoUtUmdige  Amgabe  der  ffcrte 
Quetnaya  von  A.  Onrken,  Oeuvres  fconowngnee 
et  phiiotophiqw»  de  F.  Qitetnay,  t'VnnkJurt  «. 
Parie  1888.  —  Derselbe,  Die  Jftuime  „la<*Kx 
faire  et  laiaaetpaater",  ihr  ürtprung,  ihr  Werdern. 
Bern  1886.  —  Derwlhe,  Art  „Quemoy",  B. 

Ä-,  f.  Aufl.,  Bd.  VI,  8.  »78fy.  —  DerteUef 
OeaehichU  der  NatiomMkommi»,  I.  7W,  f.  BmA, 
Uipsig  190t.  —  KHUteTf  Zmr  Ge»ekiekle  de» 
ütytiokra^miiH,  GöUimfe»  1347.  —  Knim,  Xmrt 
Friedrich»  wm  Baden  hri^Udur  Verhekr  mü 
Mirabeau  und  Dupont,  Beidelberf  189t.  — 
St^an  Bauer,  Zar  ErMehung  der  Phyeia- 
tratie,  Jahrb.  f.  A'ot  «.  Slot,  JV.  F.,'Bd.  Sl 
(1890),  S.  US  fg.  —  Derselbe,  ThMea«  eeono- 
mique  by  F.  Qutenay ,  firtt  pnnud  1758  and 
new  reproduced  in  Faaimite  for  the  Britiek 
Economic  Attoeiation,  London  1894  (älUete  Form 
der  T.  nur  in  vier  Exemplaren  gedruckt. 
von  St.  Bauer  tm  Uterarieehen  NaeM^fi  des 
Markte  de  Miraheau  wieder  aufgefunden).  — 
Hiubaeh,  Die  aligemeinen  phHoeophieekem 
Grundlagen  der  von  F.  Queenajf  und  A.  Smitk 
begründeten  politiechm  Oekonomie,  Leipeig  1890. 
—  G.  Sehelle,  Dupont  de  Jfewtom  et  t'Me 
pkyeiocratique,  Farie  1888.  Dereelhe,  AHL 
„Pkytioeratie"  und  „Queenay"  im  JVotuwa« 
DicHonnaire  d'economie  potiUgue  von  L.  S*f 
und  J.  Chailleg,  Pari*  1891.  —  CSmm,  Jnirv 
dutione  allo  ttudio  deU'  ecanomio  petMea, 
MUano  189t.  S.  tSOjg.  X^eiBU. 


PUto 

stammte  ans  edlem  atheniiebem  GeMUecht«  i$» 
rtterlicberaeits  von  Kodnis,  oQttarHdieraefti 

von  Selon  sich  herleitete.  Er  wurde  der  wah^ 
scheinlichsten  Annahme  zufolge  1.  J.  429  v.  Chr. 
geboren  —  im  Todesjahre  Perikles'  und  in 
zweiten  des  für  Athen  nnd  in  seinen  Folge- 
wirkungen  für  ganz  Hellas  so  verhängnisvolIeB 
peloponnesiscben  Krieges  (431 — 404  v.  Chr.).  — 
Statt  sich  den  Staatsgeschäften  zu  widmen,  auf 
die  ihn  die  Famiuentraditionen  hinwiesen, 
wendete  er  sich  im  Alter  von  30  Jahren  unter 
Sokrates'  Leitung  der  Philosophie  an.  Nad 
des  Heisters  Tode  (W9)  verließ  er,  der  Reaktion 
ge^en  die  Philosophie  weichend,  Athen,  aio 
weite  Reisen  an  machen,  die  ilin  auch  nacb 
Kyrene,  Aegjrpten  und  Kleinasien  führten.  In 
die  Heimat  zurückgekehrt,  begab  er  sich  nach 
kurzem  Anfenthalte  nach  Oroßgriechenlaad 
(Unteritalien)  nnd  Sizilien.  Hier  vermittelte 
sein  Schüler  D  i  o  n  der  Jüngere  P.'s .  Bekanntschaft 
mit  seinem  Schwestermanne,  Dionys  des 
Aelteren  von  Syrakos.  Der  fand  jedoch  P.'a 
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Ldirea  Kf^dsenhaft"  und  gefährlich,  behandelte 
ihn  als  Krieffsgefan^QeD  und  ließ  ihn  schlieO- 
lich  als  Sklaven  verkaiifen»  Von  Frenuden  ge- 
löst, kehrte  P.  nach  Athen  Eorttck,  wo  er  einen 
Kreis  tos  JQnKem  am  sich  Baminelte,  denen  er 
in  Form  mändlicber  Unterhaltung,  zoweilen 
ueh  in  Ettsammenh&ngender  Daratellong  seine 
Lehren  Tortmg  (Akademie).  Diese  Lebensweise, 
die  er  bis  zu  seinem  Tode  fortaettte  —  er  starb 
im  Alter  tob  81  Jahren  —  nnterbnush  er  ntir 
Boeh  durch  Bwei  Reisen  nach  Syrakus.  Das 
eiste  Mal  (967)  leitete  ihn  die  Hoffnang,  mit 
Büfe  Diona  dessen  inzwischen  znr  Herrschaft 
ffelangten  NeiFen  Dionys  den  Jüngeren  für  die 
PhÜOMphie  nnd  die  Umwandelnng  der  Tyrannis 
in  eine  gesetzliche  Monarchie  zn  gewinnen. 
Allein  das  Uißtranen  des  Tyrannen  wnrde  wach. 
Dion  trachte  selbst  nach  der  Gewalt,  argwöhnte 
«0-,  So  wurde  dmn  Dion  verbannt,  und  P.  mnüte 
anverrichteter  Dinge  heimziehen.  Sechs  Jahre 
•piter  (361)  fahrte  ihn  der  Wunsch,  Dion  mit 
■einem  Neffen  m  Terstfhnen,  wieder  an  des 
letaleren  HoL  Er  erreichte  jedoch  nicht  nur 
nicht  sein  Ziel,  sondern  entzog  aoch  nur  mit 
knapper  Not  dem  Tode,  den  ihm  des  Tyrannen 
Haß  zugedacht  hatte. 

Schriften:  Ton  denselben  interessieren 
nns  hier  nur  „Der  Staat"  {nohreia  f}  Ttepi  3tHatov\ 
der  wahrscheinlich  um  468  t.  Cbr.  entstanden 
and  DOS  in  10  Büchern  Überliefert  ist.  Die  beste 
üebersetxnng  ist  die  von  Friedr.  Schleier- 
■  »eher  (Philosophische  Bibliothek,  heran^;:eg. 
Ton  J.  H.  T.  Kirchmann,  Bd.  27).  —  Vgl. 
Art  „Sozialismas  und  Kommonismns". 

Carl  Grütiherg. 


FlenterdnrchforstDng 

ist  eine  eigenartige  von  Borggreve  begründete 
forstliche  Wirtsdiaftsform.  Zur  Erzielnng  des 
hSchsten  dauernden  Waldreinertrages  (vgE  Art 
.Fmten",  sab  B  2b  oben  Bd.  I S.  §BIB)  entnimmt 
oie  P.  dem  im  strengen  Sdilnfi  erzogenen  Hoch- 
waldbestand  vom  reiferen  Stangenholzalter  an 
und  etwa  alle  10  Jahre  wiederkehrend  je  0,1 
bis  0,2  der  Hasse  nnd  zwar  nicht,  wie  sonst 
fiblich,  durch  Anihieb  beherrschter,  sondern  viel- 
mehr  herrschender  St&mme.  Dadurch  soll  die 
Wachstumsenergie  des  bleibenden  Bestandes 
soweit  gesteigert  werden,  dall  bei  hinreichend 
langer  Umtrieoszeit  (140—160  Jahre)  der  Massen- 
ertrag  zum  Maximum  gebracht  wird.  Die  P. 
bat  weitere  Verbreitung  Uber  ihr  Urspmngs- 
g^iet,  die  Lehrreviere  bei  MOnden,  hinaus  nicht 
gefanden.  Ihre  Konsequenzen  werden  aufo  ent- 
schiedenste bekftmpft  —  Boivgreve,  Holzzncht, 
BerUn  1885,  2.  Aufl.  1891.  ForsU.  Bl.,  1887, 
825,  ond  alle  folgenden  Jafarg&nge.  Führer 
durch  die  MQndener  Lebrforstreviere  1890. 
Welse,  Kflndener  Hefte,  Bd.  4,  1893,  S.  1-65. 


Plenterwlrtschaft 

PI  enter  (Pl&nter  von  to  blander)  oder  Femel- 
wirtecbaft  ^Femel  von  femella,  Ansscheiden  der 
fcmellae  beim  Hanf)  ist  die  Form  des  forstlichen 
Betriebes  Im  Hochwalde,  bei  welcher  die  Ver- 
JtBgang  Uber  die  ganze  Umtriebszeit  erstreckt 


ist  und  dazu  alle  während  dieser  vorkommenden 
Samenjahre  benutzt  werden.  Der  so  begründete 
Bestand  enthält  verschieden  alte  B&nme  in  ein- 
zelner, gmppen-  oder  horatweiser  Mischung  auf 
derselben  FUche  (vgl.  Art  „Forsten",  snb  B  1 
oben  Bd.  I  8.  863).  JmOaeH. 


FoUcen. 

Bezeichnung  fUr  die  Versicherungsarknnde, 
den  Vn8icbemngBB<diein,  s.  d.  Art.  „Veiaiche- 
mngswesen". 


Politische  Arithmetik  s.  Statistik. 


PoUiai. 

1.  Entwickelnng.  2.  Begriff  und  Wesen. 
3.  Arten  und  Wirknngscweige  der  P.  a)  Arten 
nnd  £inteilangen.  b)  Wirkungazweige.  e)  All- 
gemeine Wflrdigung.  4.  Organisation. 

1.  Entwlekelnng.  In  primitiTen  Gemein- 
wesen, in  den  Anfängen  der  Staatenbildnng 
hat  eine  P.  noch  wenig  Raum ,  weil  zu 
ihrer  Wirksamkeit  im  allgemeinen  verwickeitere 
und  vielseitige  Knltnraalgaben  vorhandm  seht 
müssen;  hat  ea  in  Rom  nnd  Athen  schon  der- 
gleichen gegeben,  so  finden  wir  im  europäischen 
Norden  erst  im  Mittelalter  die  Anfinge  einer  P. 
Aber  auch  da  sind  ihre  Auf^ben  noch  geringe, 
sie  beschränken  sich  lediglich  auf  den  Schutz 
des  Friedens  und  der  Rechtsüicherheit  des  Ein- 
zelnen. Krst  allmählich,  als  sich  der  Ausdruck 
P.  (s.  unten  suh  2)  ans  Frankreich  her  nach 
Deutschland  verpflanzte,  gestaltete  sich  auch 
ein  B^iff  der  P.,  der  zunächst  in  der  „Rdm. 
Ka^s.  Majestät  Ordnung  und  Reformation  guter 
P.  im  Heiligen  SOmischen  Reich,  zu  Augsbaiv 
anno  1530  aaf^richt"  sönen  Ausdruck  fand, 
f^ilich  noch,  wie  aas  den  behandelten  Matörien 
hervorgebt,  ein  sehr  verschwommener  Begriff 
war  und  jedenfalls  noch  keine  systematische 
Regelang  fand:  anter  anderem  wurde  in  dieser 
ersten  Reichspolizeiordnong  behandelt:  Kleider- 
ordnung, Fluchen  nnd  Gotteslästerung,  Zutrinken, 
Ehebmch  und  Konkubinat,  Wacher,  Maß  und 
Gewicht,  Bettelei,  ApoUieken Visitationen ,  Vor- 
mundschaftswesen  usw.  Weitere  Reicbspolizei- 
Ordnungen  folgten  in  den  Jahren  1548  und  1577, 
aber  es  wurden  auch  in  ihnen  nar  einzelne 
Dinge  behandelt,  die  auch  nur  zum  Teil  heute 
noch  zur  „P."  gerechnet  werden  können,  da 
man  damals  noch  die  gesamte  innere  Verwal- 
tung, mit  Ausnahme  der  Rechtspflege,  unter 
den  neuen  Begriff  P.  brachte.  Mit  der  Ab- 
nahme der  Reicbsgewalt  und  der  Zunahme  der 
tandesherrlichen  Macht  im  Deutschen  Reiche 
bildete  sich  die  Sorge  für  Sicherheit  und  Ord- 
nung zn  einer  wesentlichen  Aufgabe  der  ein- 
zelnen Landesherren  heraus,  und  als  mit  der 
veränderten  Stellung  zwischen  Staat  nnd  Kirche 
viele  Zweige  der  inneren  Kultur  —  Schale, 
Armenwesen  —  der  Verwaltung  des  Staates 
anhdmfielen,  fofite  man  immer  mehr  anter  dem 
Begriff  der  „Erhaltting  guter  P."  die  gesamte 
innere  Verwaltung  zusammen,  wie  auch  das 
damals  erschioiene  erste  Werk  über  diesen 
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Getrenstand,  De  la  Mare,  Traite  de  la  police 
(l?Oö),  ond  in  Freaßen  Friedrich  Wilhelm  I.  in 
einer  VerordnoDg  von  1718  znr  Verbesaerangf 
des  Jnstizwesens  unter  P.  die  innere  Verwaltnne 
mit  Änsnahme  der  Jnstiz,  der  militärischen  nnd 
der  Ökonomischen  Angelegenheiten  verstand. 
Aber  ein  so  weitgehender,  wenn  ancb  historischer 
Bagriff  hat  sich,  seitdem  man  sich  wissenschaft- 
lich eingehender  mit  der  P.  beschäftigt  hat,  ins- 
besondere aber  in  dem  neaen  Sprachgebranch 
als  unhaltbar  erwiesen. 

2.  Begriff  nnd  Wesen.  Das  Wort  F. 
deutet  fremch  seiner  Ableitan^  nach  auf  einen 
ziemlich  umfossenden  B^nff;  entstanden 
ist  es  aus  dem  griechischen  noitzeia  (Staat) 
durch  Ueberleitung  der  lateinisdien  Form 
Folitia  und  lautverschiebeude  Terdeutscbung, 
vohl  auch  nicht  ohne  Einwirkung  des 
französischen  politesse,  das  man  unklar  mit 
der  Politia  verband,  worauf  die  französischen 
"Wortformen  policite,  polliciae  in  den  Gesetzen 
Karls  VI.  zu  Beginn  des  15.  Jahrh.  hin- 
deuten. Der  Unklarheit  des  Wortes  ent^ 
spricht  die  Unklarheit  des  Begriffes.  Soviel 
man  sich  schon  um  eine  befriedigende 
Definition  gemüht  hat,  so  wenig  hat  sich 
doch  bisher  eine  derselben  allgemeine  Geltung 
zu  verschaffen  gewußt,  und  das  liegt  einmal 
daran,  daß  die  P.  als  Exekutivgewalt  fast 
des  gesamten  innerstaatlichen  Wirkens  einen 
zu  umfangreichen  Wirkungskreis  hat,  und 
ein  andermal  daran,  daß  die  Verschiedenheit 
ihrer  Tätigkeitszweige  ihre  Würdigung  oft , 
genug  zwischen  Üeberschätzune  und  ünter- 
schatzung  schwanken  laßt  Und  das  ist 
ganz  be^iflich;  denn  einerseits  soll  die  F. 
geradezu  die  Grundsätze  des  idealen  Staates 
im  Leben  und  Verkehr  der  Volksgenossen 
zur  Geltung  bringen,  andererseits  aber  hat 
man  sie  überschätzend  so  sehr  mit  diesen 
idealen  Anforderungen  des  Staates  belastet, 
daß  man  in  ihr  fast  die  ganze  Tätigkeit  des 
Staates  verkörpert  zu  sehen  glaubte,  ins- 
besondere auch  die  Justiz  ihr  unterordnete 
oder  doch  wenigstens,  wie  wir  sdion  sahen, 
pinz  allgemein  F.  und  innere  Verwaltung 
identifizierte.  Doch  das  ist  völlü  unrichtig. 
Wohl  ist  F.  immer  auch  innere  verwaitung, 
aber  innere  Verwaltung  braudit  nicht  P.  zu 
sein,  d.  h.  F.  ist  ein  Unterberaiff  der  inneren 
Verwaltung;  sie  ist  nur  die  ausführende 
Behörde  der  inneren  Regierung  und  Ver- 
waltung. Damit  steht  auch  nicht  in  Wider- 
spruch, daß  sie  Verordnungen  und  Bestim- 
mungen erläßt,  nach  denen  ihre  Glieder 
tätig  werden  sollen;  denn  selbst  die  Ver- 
ordnungen beziehen  sich  nur  auf  die  Aus* 


So  begriff  V.  Juflti  {Grundsätze  der 
F.Wissenschaft,  17Ö6)  in  dem  Worte  „F."  im 
weiteren  Sinne  „alle  Haßregeln  der  innerlichen 
Lande^angelegenheiten,  woaarcli  das  allgemeine 
Vermögen  des  Staates  besser  gebranimt  nnd 
überhaupt  die  Glflckseligkeit  des  Gemeinwesens 
befördert  werden  kann". 


führung  der  Grundsätze  der  R^erong  mid 
Verwutung,  sofern  dieselben  durch  den 
unmittelharen  Verkehr  mit  den  Volksgeuiottea 
mit  dem  immer  in  letzter  I^nie  drohend» 
Mittel  des  physischen  Zwanees  zur  Dunb- 
führung  gebracht  werden  sollen.  Die  F.  ist 
also  nur  Mittel  der  Begierung,  Mittel 
der  Verwaltung;  sie  soll  die  Ideälforde- 
rungen  des  Staatswesens  zur  Geltung  bringen. 
—  Ob  diese  Ideallorderungen  nur  auf 
Gebiete  des  heutigen  Bessorts  desMinisterium 
des  Innern  liegen,  ist  völlig  gleichgültig, 
auch  für  das  Kultus-^  fOr  das  Medizinal- 
wesen,  für  die  Justiz  gibt  es  P.  (z.  B.  Durch- 
führung des  Schulzwanges,  GesundheitB-P., 
Kriminal-P.  u.  a.  m.).  Lediglich  weil  die 
betreffende  Vorschrift  „poUzeiUch"  durch- 
geführt wird,  d.  h.  durch  unmittelbare  ESn- 
wirkung  der  Organe  auf  die  Staatsbürger 
ev.  mit  Zwang,  darum  gehört  jede  F.  ta 
dem  Ressort  des  Reichsamtes  des  Inneren. 
Man  hat  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  d&B 
nicht  die  durchzuführende  Sache,  sondern 
gerade  diese  Art  ihrer  Durchführung  für 
den  Be^ff  der  P.  den  Ausschlag  gibt.  Das 
begriffliche  Merkmal  der  F.  ist  mithin  das, 
daß  sie  Exekutivgewalt  ist,  nnd  man 
hat  mit  Recht  den  O^nsatz  zwischen  der 
Pflege  der  Volkswirtschaft,  des  Enltns, 
der  Verwaltung  usw.  ond  der  F.  auf  dieeen 
Gebieten  betont.  Daß  die  F.  aber  als  staat- 
liches Exekutivorgan  nur  die  idealen  An- 
forderungen des  sittlichen  Staates  zur  Dorcfa- 
führung  zu  bringen  hat,  ist  kein  weiteres 
Merkmal,  sondern  eine  selbstverständüche 
Folge;  daß  sie  also  in  erster  Linie  die 
öffentliche  Ordnung  und  Sidierhdt  und  die 
Wohlfahrt  der  Staat8bfli||er  zu  bewach» 
und  herbeizuführen  hat,  ist  etwas,  was  ihr 
nach  unserer  Begriffsbestimmung  mit  not- 
wendiger Folgerichtigkeit  anhaften  muß,  aber 
keineswegs  selbst  eine  Begriffsbestimmm»; 
deaa  es  ist  ganz  natOrlich.  daß  der  üttlitAe 
Staat  diuch  Zwang  der  Bewachung  g^en- 
Über  seinen  Staatsofirgem  nur  das  dturch- 
fübren  kann,  was  entweder  zu  seiner  eigeoea 
Wohlfahrt  nnd  Sicherheit  oder  zu  der  semer 
Untertanen  notwendig  ist.  Die  Definition 
wäre  etwa  dahin  zu  fassen :  F.  ist  dei^eoige 
Zweig  der  Staatsverwaltung,  der  dtirdi 
unmittelbaren  Verkehr  mit  den  Staatsbüigem 
Wohlfahrt,  Oi*dnung  und  Sicherheit  des 
Staates  wie  der  Büi^r  zur  Verwirklichnng 
der  idealen  Natur  des  Staates  nach  Kräften 
durchzuführen  hat. 

3.  Arten  nnd  Wlrknngnwelee  der  P. 

a)  Arten  und  Einteilungen.  Der  Zweck  der 
F.,  den  man  anch  häufig  mit  in  die  Begrift- 
bestimmnng  gezogen  hat,  gibt  nur  einen  Anhalt 
znr  Einteilung.  So  onterachied  man  prarenÜTe 
und  repressive  F.,  je  nachdem  sie  vorbengend 
Gefshrea  verhindert  oder  sie  nnterdrfldrt  Mnr. 
sie  oder  ihre  Folgen  beseitigt  Wiederiioll  hob 
man  anch  als  ünterschied  nenror,  ob  ^bn  0*> 
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dnrrli  menschücbe  Tätigkeit  oder  dutcb 
^itanragniue  berbeigefahrt  werden.  Docb 
tut  bä  utflrliebett  Oef^rm  wirkt  die  F.  ge- 
aii!  raMKr  Definition  (oben  sab  2)  nnmittelw 
irj  ik  Titigbeit  der  Personen  ein,  nm  die  in 
iii  Natorerci^nissen  liegenden  Oefahren  ed 
-.Fj'bülia  oder  ibre  Folgen  zn  beseitigen.  Eine 
>r-«iitlicbe  Einteilnng,  ein  Modoa  der  Betracb- 
tiOK^weife  ist  nur  nach  den  Zwecken  j  nach 
'-r  Brworts  mOglicb ,  anlehnend  an  die  alte 
Vr.i^Onng  der  Wirkangskreise  der  P.:  die 
i.i^rKhteibiJcnng  von  Ordnung  und  Sicherheit 
■i-Hteiu.  mCglichst«  BefSrdemng  der  Wobl- 
'Ufi  Vulkswirtachafta-P.)  andererseits. 

b)  WirkiuigaBweige.  1.  Zur  Aufrecfat- 
■  ri;iltimg  TOD  Ordnung  und  Sicherheit 
z-'-'rt  zunächst  «)  die  politische  F.,  die  den 
^'.ui  ah  solchen  schQtzen  soll.   In  ihr  liegt 

/-  lüiiflhabnog  der  Gesetze  über  Vereios- 
Versammlungsfreiheit,  Waffen-  und 
-nugstoff-P.,  Preß-R,  Fremden-P.,  Be- 
uni[i(uag  ron  Aufruhr  und  EmpSrung,  Be- 

O'nini^zustaDd,  Oberhaupt  die  Unschädlich- 
rt-ing  staatäfeind lieber  Elemente.  Auch 
k"ii>>t  dahin  die  gesamte  Krirainal-P.,  die 
'■w  frnlich  sehr  scharf  gegen  die  Ver- 
«ulfiOf^P.  absondert.  /O  Auf  diesem  Ge- 
)•!  liegt  auch  die  Tätigkeit  der  Sicher- 
:  ii?-l'.,  die  die  Sicherheit  der  ßöi^r  zu 
-.ibf>'n  hat,  mit  ihren  Abteilungeu  Armen-P., 
)LUtm:pln  gegen  Bettler  und  lAndstreicher, 
I'iijfsi<-ht  QoOT  bestrafte  Terbrecher.  Nicht 
'i>^rtu>r,  Boadem  zur  WohlMirts-F.  rechnet 
ttM  ilie  Sicherheitstfttigkeit  gegen  Natur- 

'i.  War  üa»  graieinsame  Meiimal  der 
'ifa  genaBDten  Tftti^eitszweige  die  Be- 
Uimpfiing  der  offenen  menschlichen  Negation 
p<.*-n  dip  Forderungen  des  Staates,  so 
(-■tjtn>n  alle  wdteren  T&tigkeitszweige 
*"t  Wohlfahrts-  oder  Volkswirt- 
•  ■».ifts-P.  Denn  auch  z.  B.  bei  der  Ge- 
-in-lht^ita-P.,  der  Verkehrs-P.,  der  Sittlich- 
» .i'-l*.  Qsw.  tritt  weniger  die  Anfrecht- 
"HuJinog  der  fiffentiichen  Ordnung  als  die 
'^•ii.''*  fflr  die  Wohlfahrt  der  Volksgenossen 
III  'K'o  Vonlergrund.  Hierher  gehören  also 
I  [ii<=-  gesamte  Sittlichkeits-P.,  die  in  der 
Ii  l^Vnpfung  der  Unzucht  und  ProstitutioD 
fl-i.  der  Trunksucht  (vgl.  Art  „Alkohol- 
(fSkf-  snb  IV,  2  oben  Bd.  I,  S.  77)  und  des 
•*  l'  kft<piels  (TgL  Art.  „Spiel"),  in  der  Kon- 
' '  Ijü  lier  Froetituicrten,  in  der  Beaufsichtigung 
''(Ti'ntÜcber  Lustbarkeiten,  OfTeutlicher  Auf- 
"ii:-  und  der  Theater  besteht,  in  der  Er- 
'■■m^  ron  Konzessionen  für  das  Schank- 
-'■  vtrt«  Rod  in  der  Zensur,  soweit  diese  noch 
'  rhioden  ist  ff)  Weiter  ist  dahin  die  ge- 
'Wfile  GesandhdtB-P.  mit  ihren  vielen  Ab- 
'■  mttmi  tu  rechnen  (vgl  Art  „Satiitfits- 
*>)*'i)'*  und  die  «inzelnen  Kapitel  der  Sozialen 
llTkvoe):  Nahrungfimittel-P. ,  Seuchen-P., 
l*"niiiin(pi-P.,  DiirclifOhrung  des  Impf- 
■•«MEVS,  BeaufaichtiguDg  des  Hebammen-, 


Apothekenwesens,  des  Begräbni8we6en8,  Be- 
kämpfung der  Kurpfuscherei  und  Veterinär- P. 
/)  Auch  die  Durchführung  des  Schulzwaiiges 
und  die  Beaufsichtigung  der  Gottesdienste 
—  die  Kultur-  und  religiöse  P.  ist  hier  zu 
nennen.  S)  Zur  Bekämpfung  von  Notständen 
wird  die  P.  tätig  als  Feuersnot-,  Wassers- 
not-P.,  als  TeueruDgB-P.,  um  eine  zu  große 
Ueberteuerung  der  notwendigsten  Lebens- 
mittel zu  verhüten,  als  Bau-P.,  als  Berg-P. 
Hierher  sind  auch  Forst-,  Feld-,  Fischerei- 
und  Ja^d-P.  zu  rechnen,  da  diese  in  erster 
Linie  wirtschaftliche  Notstände  zu  verhindern 
haben  und  geordnete  wirtschaftliche  Be- 
nutzung der  landwirtschaftlichen  Lebens- 
gütpr  bezwecken.  >)  Endlich  kann  man  als 
Vutkswirtschafts-P.  im  engereu  Sinne  die 
modernen  Tätigkeitszweige  der  P.  zur  Durch- 
führung der  Gewerbe-  und  Arbeiterschutz- 
gesetze bezeichnen,  insbesondere  die  Unfall-?, 
und  die  Beaufsichtigung  der  Gewerbebetriebe, 
ferner  gehören  in  dierän  Wirkungskreis  die 
Führung  von  Personenstandsregistern,  endlich 
Markt-P.  und  Verkehi-s-P. 

d)  Allgemeine  Würdiffung.  Aus  diesem 
umfangreichen  Tätigkeitagebiet  geht  zur 
Genüge  hervor,  von  wie  großer  volkswirt- 
schaftlicher Bedeutung  die  P.  ist;  sie  hat 
Anteil  an  der  Bedeutung,  die  die  Pflege  all 
der  angeführten  Sicherheits-  und  Wohlfahrts- 
einrichtungen Überhaupt  hat,  weil  ohne  die 
polizeiliche  Durchführung  eine  befriedigende 
Wirkung  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
oft  genug  ganz  unmöglich  wäre.  Daß  die 
Gesetze  der  Verwaltung,  der  Wille  der 
Regierung  praktische  Geltung  und  Leben  ge- 
winnen, dafür  hat  die  P.  zu  sor^n.  Darum 
ist  sie  auch  berufen,  von  den  Bürgern  mit 
viel  mehr  Vertrauen  angesehen  zu  werden, 
als  dies  bislang  noch  geschieht;  dazu  kann 
aber  nur  eine  geeignete  Auswolil  der  aus- 
führenden Oivane  führen,  die  sich  Uirer 
Stellung  als  Wohlfohrts-  und  Sicherheits- 
eiurichtung  insbesondere  für  die  Volks- 
genossen bewuÄt  sind,  wie  es  andererseits 
zur  Erreichung  dieses  Zweckes  notwendig 
ist,  daß  der  F.  keine  Aufgaben  zugewiesen 
werden,  denen  ihre  ausführenden  Organe 
schlechterdings  nicht  gewachsen  sein  köimen, 
die  also  zu  grolle  diskretionäre  Anforderungen 
stellen  (z.  ß.  Polizeiaufsicht)  oder  zu  tief  in 
geistige  KuHurgebiete  eingreifen  (vgl.  die  Ab- 
schaffung der  Zensur). 

4.  Organisation.  Man  neigt  der  Ansicht 
zn,  dalt  die  P.  Staatasache  int,  und  wo  die 
Gemeiiideo  polizeiliche  BefngnisHe  haben,  be- 
trachtet man  dies  als  ein  ihuen  vom  Staate  ver- 
liehenes Aiufnhrnngarecbt  Be-tonders  in  PreuUen 
tritt  diese  AnffasAnug  der  Orts-P.  zutage.  Die 
Orts-P.  liegt  in  den  Städten  io  der  Hund  der 
Btlrgermeistu-,  anf  dem  Lande  in  der  der  Ge- 
ineiudevorsteber  (in  Prenfien  freilich  ineiAt  von 
StaatabeamtenjoderAmtsTorBtaber.  DieLandes* 
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Polizeibehörden  haben  ihre  oberste  Inataius  im 
MiniBterinm  des  Innern,  unter  diesem  fno^eren, 
znm  Teil  mit  Znatimmong  der  ProTinzial-, 
Bezirks-  nnd  KreisbehGrden ,  die  Regieran^- 

Sr&sideaten  nnd  Landräte.  Exekativorgane  sind 
ie  P.diener,  Gendarmerie  und  Sehntzmannschaft. 
Die  Bef^nisse  der  P.bebörden  erstrecken  sich 
aof  den  Erlaß  von  P.TerordnniigeD,  polizeilieber 
Verfärbungen,  polizeilicher  SteanerfOgiiagen  and 
aof  die  Zwangisgewalt,  z.  B.  Verhaftung,  P.anf- 
sicht,  Hanssncbnng,  Beacbh^iiabme,  Expro- 
priation. 

Polizeiliche  Bestimmungen  für  Preußen  finden 
sich  im  ALR.  Teil  II  Tit.  13  §§  2  und  3,  Tit.  17 
§  10  und  in  vielen  Verordnungen,  außerdem  in 
dem  (j.  T.  30./VII.  1883  Uber  die  allgemeine 
Landeaverwaltang,  §§  127—138.  Für  Preoßen, 
Siwibsen  und  andere  Staaten  ohne  spezielle  P.- 
strafgesetzbBcher  ^ten  als  grundlegende  „poli- 
seiliaie''  Strafbestimmungen  die  im  Strafgesetz- 
buch unter  Strafe  gesteuten  „üebertretnngen". 
Bayern,  Württemberg,  Baden  nnd  Hessen  haben 
eigene  P.Strafgesetzbücher. 

Literatur;  Ah  älteste»  um/a»»endei  Werk  über 
Pbläeiwittentchaft  tat  tu  nennen  R.  v.  Mohl, 
Die  PolixeiiPÜsentekafi  nach  den  Grundtätzen 
des  RechUstaait,  S.  Avß.,  1866 ;  besonder»  ^d.  I, 
8.  76 fg.,  Bd.  III,  S.  61/g.  —  Loening,  Lehr- 
buek  de»  VerwaUangtreclUa,  8.  ifs-i  8.  X59fg. 
—  G.  Met/er,  Lehrbuch  de*  VerwiUtungtreehu, 
Bd.  I,  S.  144/g.  —  MoHn,  Politeiverordnungt- 
recht  in  Preitßen,  188X.  —  St.  Oenwmer, 
Polizei,  Bd.  VII  de»  ffandtnteh»  des  preuß.  Ver- 
waitungsrecht» ,  herausgegeben  von  Graf  Hue 
de  Grats,  J905.  —  Pürstemann ,  Prin- 
zipien des  preußischen  Pulizeirechis ,  1869.  — 
iMening,  AH.  „Polizei",  H.  d.  St.,  S.  Aufl., 
Bd.  VI.  8.  lOSfg.  —  Medie%ts,  Art.  „Polizei" 
in  BlunUcidi»  St.W.B..  Bd.  VIII,  8.  US  fg.  — 
Fritzen,  Art.  „Polizei"  in  Bruders  Staat»- 
iexikon,  Bd.  I V,  8.  4S8fg.  —  In  i^gel»  WSrter- 
buch  finden  «tcA  außer  Art.  „Polizei'  vtm  L. 
V.  StHn,  Bd.  II,  8.  t47fg.  »ehr  genaue  Einzel- . 
artikel  über  „Polizeibehörden"  usw.  und  über 
die  meisten  Wirkungszicetge  der  Polizei,  ins- 
besondere Stengelf  Art.  „Sicherheitspolizei", 
Bd.  II,  S.  45£fg.,  Mayer,  Art.  „Sittenpolizei" , 
8.  465 fg.  A.  EUter. 


Porto. 

Mit  dem  Namen  „P."  bezeichnet  man  die 
Preise  für  die  Leistungen  der  Post  bei  Be- 
förderung TOD  Briefen,  Oeldsenduagen, 
Paketen  usw.  (vom  ital.  porto  di  lettere 
hergeleitet).  Die  Preise  fflr  die  Beförderungs- 
leistungen werden  einseitig  von  der  Fost- 
verwaltuDg  festgesetzt ,  haben  also  den 
Charakter  von  Monopolpreisen  und  müssen 
den  allgemeinen  Forderungen  der  Billigkeit, 
Einfachheit,  Oeffentlichkeit,  Gleichmäßigkeit 
und  Allgemeingültigkeit  entsprechen.  Die 
Ausgestaltung  des  r.  hängt  wesentlich  von 
den  Grundsätzen  ab,  nach  denen  in  finanzieller 
Beziehung  die  Post  behandelt  wird.  Früher, 
bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrb., 
herrschte  das  gewerbliche  Prinzip,  d.  h.  die 


Erzieluog  möglichst  hoher  Reinerti^  wurde 
von  der  Post  verlaogt.  Heute  hen^cht  im 
allgemeinen  bei  der  monopolisierten  staat- 
lichen Briefpost  ein  maßvolles  Gebühren- 
BYStem.  Die  volle  Deckung  der  Eigenkoeteo 
(Betriebskosten,  Verzinsung  und  Amortisation 
der  Anlagekapitalien)  wird  als  nflcbstes  Ziel 
der  GebOhrenbemessung  im  ganzen  angesehen, 
üeberschttsse  der  Briefpost  kOnneo  nach  der 
herrschenden  Auffassung  nicht  beanstandet 
werden,  solaoge  A&t  Verlcehr  dadurch  oicM 
beeintrftchtigt  wird.  FQr  die  P^et-  mid 
Personenpost  des  Staates  gilt  es  dagegen 
im  allgemeinen  als  berechtig  auf  dauernde 
UeberschtlBBe  von  Toniherein  hinzaaxh»ten, 
weil  diese  Tätigkeiten  dw  Post  nicht  mono- 
poUaertsind,  also  im  Wettbewerb  mit  privateoi 
gewerblichen  Dnteniehmungen  betrieben 
werden. 

Beim  Brief-P.  hatten  die  früher  maß- 
gebenden fiskalischen  Interessen  su  sehr 
hohen  Sätzen  Anlaß  gegeben.  Im  Anfang  des 
19.  Jahrh.  gaben  die  großen  Anforderungen 
an  die  Staatskassen  noch  mehr  Anstoß  zur 
Erhebung  teurer  S&tze.  In  England  waren 
die  P.sätze  so  hoch  geschraubt  worden,  daB 
trotz  des  Aufschwungs  von  H^del  und  In- 
dustrie der  Briefpostverkehr  fast  stabil 
blieb.  Eine  vollständige  Umwälzung  brachte 
die  durch  Rowland  Hill  angeregte  Postreform, 
die  neben  anderen  Beformen  an  die  Stelle 
der  nach  der  Entfernung  abgestuften  S&ze 
einen  niedrigen  Einheitssatz  für  alle  Ent- 
fernungen (unter  Festhaltung  einiger  weniger 
Gewichtsstiifen)  setzte.  Die  Omndsätze 
dieser  P.reform  haben  sich  nach  und  nadi 
die  Welt  erobert  und  beherrschen  heute  das 
Briefportosystem  der  Kultutstaaten.  Die 
Außerachtlassung  der  Entfernung  rechtfertigt 
sich  dadurch,  daß  die  Streckenkosten  g^en- 
über  den  Abfertigungskosten  eine  ganz  un- 
bedeutende Rolle  spielen.  Bei  Briefen  wii^ 
im  Interesse  des  örtlichen  Verkehrs  ia 
manchen  Ländern  noch  eine  billigere  liokal- 
zone  ausgeschieden.  Vereinzelt  kommt  «k^ 
eine  über  den  eigentlichen  Ortsverkehr  hm- 
ausgreifende  billigere  Nahzooe  vor.  Die 
Gewichtsunterschiede  werden  nur  in  wenigen 
Stufen  berücksichtigt.  In  vwä^edeoen 
Ländern  ist  ein  Höchstgewicht  fOr  Briefe 
vorgesehen.  Nach  d^iselben  Grundsätzen 
werden  im  wesentlichen  auch  die  Druck- 
sachen behandelt;  doch  ist  hier,  um  die 
größere  Ausdehnungsfähigkeit  des  Verkehre 
auszulösen,  im  ganzen  das  P.  niedriger  ge- 
halten als  bei  Briefen.  Wegen  dieses  niedri- 
geren P.  ist  die  Ausscheidung  einer  bUlig««a 
Lokalzone  bei  Drucksachen  —  wenn  anch 
nicht  in  allen  Ländern  —  unterlassen.  Die 
Nivellierung  der  Preise  der  Verkehrsleistnngea 
ist  hiernach  beim  Brief-P.  sehr  weit  voige- 
schritten.  Für  besondere  I^tungen  (Ba^ 
Schreibsendungen,  Eilsendungon,  Rohrpost* 
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«odoDgen  obw.)  verd«  natfliUch  besondere 
•?<4rt)IireD  verlangt 

Kit  der  EmfOhruDe  des  EinbdtB-P.  sind 
i'fh  die  faiUiCTeD  zaUrüchen  und  oft  mi&- 

-lucfateo  PJroheiten  auf  ein  geriDgee  Maß 
■ttTiHieebnoht  wcndeo.  In  Deutschland  be- 
•'"üi  P.freiheit  nur  für  die  rwierenden 
*  jst«a  uod  deren  Oemahlinnen  und  Witwen 
<.!il  f&r  Reichs-Dienstaagelegenheiten.  VHr 
>  uDterea  Militftrpersonen  bestehen  noch 
!'  in^QstigaDgen. 
Iiiirch  den  Weltpostverein  ist  die  Ein- 

•it  des  Brief-P.  aur  den  größten  Teil  der 

■  xihoten  Erde  ausgedehnt.  Qegenflber 
'O.  Veltpostverein&-P.  erscheinen  die  ge- 
r.!.L'»r«i  P.sfttze  im  inneren  Verkehr  der 

■  .jvlneo  I^der  vie  eine  Nahzone. 

Öfi  lien  Wert-  und  Oeldsendungen  wird 
.nh  der  Wert  der  Sendung  berÜDbsichtigt 
PoslMweiBungen  l>eatehen  F.Btiifen,  die 

-  n  nach  dem  Betrage  der  zu  versendenden 
S'immen  richten  und  sich  in  den  meisten 
lii.ilera  nach  oben  hin  erweitem.  Der  Ent- 
i-miiügsnoterachied  wird  dabei  in  den  meisten 
LiVulem  außer  acht  gelassen,  was  den  Lokal- 
'  '\'-'m  terteuert.  Bei  Wertsendungen  in 
!:.-i-f.  (i  (und  Pftketen)  wird  außer  dem  ge- 
•■.'■iitilichen  P.  noch  eine  Versichemngsgebühr 
■rb  il-ori,  die  sich  nach  dem  Werte  richtet, 
l^-uijchlaud  und  viele  andere  LAnder  erheben 

■  i  einen  ESnheitesatz  für  eine  bestimmte 
'•-winiieit  (z.  B.  in  Deutschland  5  Pf.  für 

'-<>  H.,  miodeelena  aber  im  ganzen  10  Pf., 
K-vikreich  10  Centimes  für  je  500  Frcs.), 
fair^-wl  einige  LSnder   er^  von  einem 

-  .•.  n'D  Betrage  an  dieees  System  anwenden 
''»I     gerinKeren  Betrieen  mehrere  Stufen 

::"U  IL  a  Dftoemark  hei  Betr&gen  unter 
■■••<»  Kr.  5  Stufen). 
H"!>iehe&  in  all  diesen  Dingen  auch  Ver- 
'ii^l(^hc(ten    Kwiscben    den  einzelnen 
Ilnilem.  so  ist  docüi  der  Grundgedanke 
t  hst  vollständigen  Vereinheitlichung 
•  oormalen  P.8atzefl  für  die  Briefpost  in 
^'■•n  Kultiuvtaaten  verwirklicht 

Pakel-P.  wunlo  früher  vielfach  nach 

■  ViTte  abgestuft   Jetzt  sind  nament- 
Oewicht  und  Eotfemung  für  die  Ab- 

■  UQ^  der  normalen  P.sätze  maßgebend, 
«<it  «ler  Paket postverkehr  nicht  auf  sehr 

>'  iij"  l'ajfete  beaehrftnkt  ist  In  Belgien 
■i-i  lialiPD  (Hir>chstge wicht  5  kg),  in  Portu- 
-'il  iH<V-histgewicht  3  kg)  besteht  ein  Ein- 
'•'iii-P.  olmo  Berücksichtigung  der  Gewichts- 
■i'i  F.iitfemungsuntenK'hiede,  wobei  aber  in 
'i.i>ri  Pakete,  die  im  Bezirk  der  Aufgabe- 

■  T'ufiialt  zn  bestellen  sind,  einen  ermäßigten 
^iii  hkben:  in  Holland  (UJichstgewiclit  b  kg), 
!  FoBkreldi  (Höchstgewicht  10  kg)  und 
iulud  tUnchstgewicfit  11  engl.  Pfund) 
'im  ivu.  (jje  Entfernung  außer  acht  ge- 
^-«fi.  aber  das  Gewicht  in  Stufen  (in  Hol- 
•U'l  nul  Fnokieich  3»  in  England  10  Stufen) 


berficksicbtigt  Wo  größere  Pakete  zuge- 
lassen werden,  Ußt  sich  ein  Einheits-P.  nur 
für  kl^e  Pakete  durchführen.  Oesterreich 
und  Deutschland  haben  für  Pakete  bis  5 1^ 
einen  niedrigen  Einhdtssatz  unter  Ausschei- 
dung einer  billigeren  Nahzone  (bis  76  km). 
Bei  schwereren  !^iketen  erheben  diese  Länder 
für  die  ersten  5  kg  den  Einheitssatz  und 
für  jedes  weitere  kg  einen  Zuschlag,  der  in 
6  EntfemuDgszonen  abgestuft  ist.  Die 
Grenzen  der  Entfernungszonen  liegen  bei 
75,  160,  375,  750  und  1125  km.  Das  zu- 
lässige Höchstgewicht  ist  50  kg.  Die  Schweiz 
berücksichtigt  bei  Paketen  bis  zu  20  kg  nur 
den  Gewichtsunterschied  in  6  Stufen ;  bei 
schwereren  Paketen  sind  Gewichtsstufeu  (von 
5  zu  5  kg)  und  Eutfemungsstufen  von  100 
zu  100  km  vorgesehen.  Bei  Entfernungen 
von  mehr  als  300  km  bleibt  der  Entfernungs- 
unterschied wieder  unberücksichtigt. 

Diese  Tarife,  namentlich  der  deutsche 
und  österreichisc»ie,  veranlassen  das  Publikum 
in  großem  Umfange  zur  Zerlegung  größerer 
Sendungen  in  kleine  (5  kg-)Pakete. 

Die  Erhebung  des  P.  erfolgt  heute  all- 
gemein durch  Verwendung  von  Freimarken. 
Die  Freimarken  sind  zwar  nicht  erst  von 
Rowlaod  Hill  erfunden  worden,  aber  infolge 
seiner  Anr^;uog  allenthalben  in  Aufnahme 
gekommen. 

Literatur;  nnlee,  Gtiehiehu  de»  Pmny-Pwto- 
syiUm,  Leipzig  189^.  —  Holsamer,  Beitrag 
nir  Getckichtc  der  Briefportoreform  in  den 
Xulturitaaten,  Tübingen  1879.  —  I>eraelbe, 
Studien  Uber  deuUche  und  englische  Brieftaxen, 
DarmtUidt  1869.  —  Sehmid,  Zur  Geachiekte 
der  Briefportoreform,  Jena  I864.  —  P.  D. 
Fiacher,  im  AH.  ^Pott",  Ab»ehn.  III,  „Pbtt- 
gebühren".  B.  d.  St.,  S.  Ayfi.,  Bd.  VI,  Ä.  m—14S. 
—  Trteat,  Die  Podbielt^eKen  Postr^rmen 
und  ihre  finanxidUn  Ergebnitte,  tm  Jahrb.  f. 
Ge».,  Verw.  u.  Volktw.,  S8.  Jahrg.  (1904),  Heft  IV, 
m.  ISSfg.  ~  Schmidt,  Die  Tarife  der  Reich*- 
poat-  und  TelegraphenverwaUung ,  im  Fin.- 
Arch.,  SS.  Jahrg.  (1905),  S.  JtSfg.  «.  SS.  Jahrg. 
(1906),  S.  64  fg.  —  Steblist,  Die  Poet  im  Au»' 
lande,  S.  Aufl.,  Berlin  1900. 

B.  van  der  Borght. 


PorKoUanindastrie. 

Die  P.  befaßt  sich  mit  der  Heratellung 
von  Porzellan  und  Porzellanwaren  sowie 
mit  der  Veredelung  des  Porzellans  durch 
Bemalen,  Bedrucken  usw.  Das  Porzellan 
gehört  zu  den  sogenannten  dichten  Ton- 
waren und  nimmt  unter  diesen  qualitativ 
die  erste  Stelle  ein.  Bezüglich  der  Übrigen 
Ton  waren,  aus  denen  das  Porzellan  auch 
im  deutschen  Zolltarife  unter  Nr.  733  aus- 
geschieden ist,  vgl.  den  Art  „Tonwaren- 
iodustrie."  Das  hauptsächliche  Rohmaterial 
für  die  P.  ist  das  Kaolin  (Porzellanerde), 
reinste  weiße  Tonerde,  welche  mit  Feld- 
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spat,  Quarz  usw.  versetzt  "wird  und  durch 
starkes  Brennen  in  Oefen,  in  der  R^;el  mit 
nachfolgendem  Giasieren,  das  Porzellaa  er- 
gibt Die  Erzeugnisse  der  F.  finden  bekannt- 
lich als  Gebrauchs-  und  Luxusgegenatände 
ausgedehnteste  Verwendung;  als  Gebrauchs- 
artikel vornehmlich  in  der  Haushaltung 
(Tafelgeschirre  usw.),  in  der  Chemie  und 
Physik  (Röhren,  Retorten,  Tiegel  usw.),  als 
Luxusartikel  (Vasen,  Nippfiguren,  Blumen), 
daneben  auch  zn  manchen  anderen  Zwecken. 

Die  Herstelluig  des  Forsellans,  welche  im 
Altertum  unbekannt  war,  wurde  in  nachchrist- 
licher Zeit  zuerst  von  den  Chinesen  geübt  und 
relangte  von  dort  zur  Kenntnis  der  Japaner. 
Zu  Anfang  des  16.  Jahrb.  brachten  die  Portn- 
gieeen  chinesisches  ond  japaniscbes  Porzellan 
nach  Europa,  woselbst  es  infolge  seiner 
kÜDstlerisch  wertvollen  Eigeaechaften  bald  ein 
fifesQchter  Handelsartikel  wurde.  Im  17.  Jahrb. 
befaßten  sich  namentlich  die  Holländer  mit 
seinem  Vertrieb.  Die  vielfachen  Yersucbe,  welche 
in  Europa  angestellt  wurden,  um  das  chinesische 
und  japanische  Porzellan  nachzuahmen,  blieben 
lauge  erfolgtos.  Erst  zu  Anfang  des  lo.  Jahrb. 
gelang  es  dem  Deatficheo  Job.  Friedr.  Böttger, 
mit  Hilfe  des  von  ihm  in  Sachsen  aufgefundenen 
Kaolins  ein  dem  chinesischen  und  japanischen 
vollkommen  ähnliches  hartes  Forzellan  zn  er- 
zeugen. Unter  Böttgers  Leitnng  wurde  im 
Jahre  1710  die  erste  deutsche  Porzellan fabrik 
aaf  der  Albrechts burc^  in  Heißen  (jetzt  König- 
lich Sächsische  PorzelTan-Manufaktnr),  angelegt. 
Trotzder  strengen  Qeheimbaltungder  Fabrikation 
Und  die  Kenntaiis  der  Porzellanberstellnng  schon 
in  kürzester  Zeit  eine  weite  Verbreitung.  So 
entstandoi,  meistens  von  den  Landesftlrsten 
errichtet  oder  unterstatzt,  in  den  zwanziger 
Jahren  des  18.  Jahrb.  Porzeltanfabriken  in 
Wien,  Höchst,  Ansbach  nnd  Bayrentb.  in  den 
fünfziger  Jahren  in  Fürstenberg,  Berlin  (1763 
von  Friedrich  dem  Qrolten  als  Königliche 
Porzellanmanufaktur  für  den  Staat  Übernommen, 
nachdem  der  Begründer  Gotzkowski  in  Konkurs 

Eeraten  war),  Frankenthal,  Nymphenburg, 
udwigsbnrg  nnd  späterbin  in  Rudolstadt, 
Ravenstein.  Limbacb.  Ilmenau,  Gotha  usw.  Aach 
in  den  anllerdentacnen  Staaten  wurden  zahl- 
reiche Porzelianfabriken  etabliert.  In  Frank- 
reich, woselbst  bereits  zu  Anfang  des  18.  Jahrh. 
ein  weiches,  das  noch  heute  geschätzte  Fritten- 
porzellan,  hergestellt  wurde,  kam  die  Fa))rikation 
des  harten  Porzellans  später  aaf  als  in  Deutsch- 
land; insbesondere  war  es  hier  die  in  der  Mitte 
des  IS.Jabrh.  gegründete  Königliche  Manufaktur 
von  Sävres,  welche  sieb  zuerst  neben  der  Her- 
Btellnng  des  Frittenporzellans  auch  der  des 
echten  oarten  Porzellans  zuwandte.  Die  meisteu 
dieser  darch  die  merkantilistische  Gewerbepolitik 
der  Fflntten  hervorgerufenen  Anstalten  zur 
Förderung  der  Luxusindustrie  konnten  sich 
wegen  ihrer  ungünstigen  Ezistenzbedinguiigen 
auf  die  Daaer  nicht  behaupten.  Diejenigen  aber, 
welche  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten 
haben,  gewannen  fflr  die  technische  und 
künstlerische  Entwickelung  der  Porzellan- 
fabrikatiou  eine  höbe  Bedeutnng.  Es  gilt  dies 
namentlich  von  der  in  französischem  Staats- 
eigentum verbliebenen  Fabrik  von  S^vres,  deren 


Erzengnisse  auch  für  die  P.  anderer  Länder  in 
dekorativer  Hinsicht  vorbildlich  wurden,  sowie 
von  den  staatlichen  Fabriken  in  Heilten,  Berlin 
(Charlottenburg),  Kopenhagen  n.  a. 

Seit  der  Mitte  des  19.  Jahrb.  entstand  neben 
diesen  in  künstlerischer  Besiehnng  tonangeben- 
den Mnsteranstalten  eine  private  F.,  die  sieh 
vornehmlich  mit  der  Herstellang  von  Porzellan 
für  den  täf  lieben  Gebrauch  betieUIte  ond  infolge 
der  Fortschritte  der  Technik  in  bezng  auf 
Haltbarkeit,  Verwendungsfähigkeit  und  Aus- 
stattung des  Porzellans  für  den  Massen  verbrancli 
steigende  Bedeutnng  erlangt  bat.  Die  Hebung 
des  allgemeinen  Volkswohlstandes  und  die  Ver- 
feinerung des  kftnstlerischen  Geschmacks  haben 
ebenfalls  zu  dem  Aufschwung  der  privaten  P. 
beigetragen,  die,  durch  weitere  technische  Fort- 
schritte, namenüieh  in  der  Herstellang  des 
weichen  Porzellans,  begünstigt,  in  den  siebiiger 
nnd  achtziger  Jahren  anch  zur  Fabrikaoon  von 
Lnzusporzälan  ttbergegangen  ist 

Im  Deutschen  Reiche  waren  nach 
der  Qewerbez&hlung  vom  14.('VL  1895  aa 
der  Hersiellung  von  Porzellanwaren  153G 
Hauptbetriehe  mit  37  083  Arbeitern  beteiligt, 
gegenüber  1807  Hauptbetrieben  mit  330&4 
Arbeitern  im  Jahre  1882.  Die  Zahl  der 
Großbetriebe,  d.  h.  Betriebe  mit  51  und 
mehr  Personen,  stieg  von  93  im  Jahre  1883 
auf  146  im  Jalire  1895,  die  Zahl  der  Arbeiter 
in  demselben  Zeitraum  von  IS795 auf  32959. 
Die  Klein-  und  Mittelbetriebe  giogeu  da- 
gegen von  1714  im  Jahre  188:^  auf  1390 
im  Jahre  1895  zurück;  ihre  Arbeilerzahl 
betrug  1882  4299,  1895  4124  Die  deutsche 
P.,  welche  hiernach  eine  deutliche  Tendenz 
der  Entwickelung  zur  GroUindustrie  zeigt, 
ist  uamentlich  in  Thüringen,  Sachsen,  Bayern, 
Sclilesien  und  der  Rlieinprovinz  heimiscL 

Nach    den  Produkt Lonserhebungea  des 
Rcichsamts  des  lauern  für  das  JaJir  1B97 
betrug  die  Jahreserzeugung  von  Porzellaa 
insgesamt  78  877 1  im  Werte  von  52  4 1 2  387  M. 
Es  entfallen  hiervon  720  t  auf  Porzellan- 
knöpte  im  Werte  von  UOOOOÜ  M-,  9  t  auf 
Porzellanhlumen  im  Werte  von  55250  M. 
und  7 8148  t  auf  andere  Porzellanwaren  im 
"Werte  von  51 257  137  M.   Die  deutsche  P. 
arbeitet  in  erheblichem   und  steigendem 
Umfange  für  die  Ausfuhr ,  w&hrend  die 
Einfuhr  ausländischer  Eraeugnisse  (1905: 
802  t  im  Werte  von  13  MüL  M.)  nur  ge- 
ring ist    Die  Ausfuhr  an  Porzellan  nnd 
porzellanartieen  Waren  gestaltete  eich  ia 
den  letzten  Jahrzehnten  wie  folgt: 
Jahre         t    MUl.H.  Jabre      t  MULM. 
1880       6683    8,4    190L  27649  49.5 
1881/85       95^   >l>i    li^^  S9143  S»4 
1886/90      II  369   10,6    1903   33  3i7  C5,S 
1891/95      15809   14,7    1904  389^1  *r.t 
189ti/1900   32941   36,7    1905   40>38  70,1 

Au  der  Ausfuhr  von  1905  waren  be- 
teiligt: weißes  Porzellan  mit  5,5  Mill.  iL, 
Tafelgeschirr  mit  40,3  Mill,  M.,  und  Luxuih 
porzeUau  mit  14,6  Mill.  iL    Die  Ausfuhr 
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richte*  sich  Tornehmlich  nach  den  Vereinigten 
Sraalen  voo  Amerilta,  GruBbritannien,  den 
>inlerbuideD  und  der  Schweiz.  Mit  Rflck- 
stiiit  aiif  das  starke  Äitsfuhrinteresse  der 
4fliiKheo  P.  bei  geringer  Einfuhr  fremder 
ErviigoiaBc  haben  der  neue  ZoUtarif  und 
•je  uachliefit^den  HaodelEiTerti-ftge  die  bis- 
Mrii^en  Diflßi'gea  £infuhi-8&tze  im  vesent- 
iiiiiea  aufrecht  erhalten. 

Iii  Oesterreich,  wo  die  P.  ebenfalls 
Meiiteod  ist,  bestanden  im  Jahre  1902 
'I*  meistgrO£ereBetriet>emit  10231  Arbeitern. 
Die  Ansfnhr  von  weißem  Purzellan  stetlte 
«Kh  im  Jahre  1904  auf  29:4 1  im  Werte 
fbfi  ?,7  IliU.  Kronen,  diejenige  von  farbigem, 
vmalttMn  und  bednicktem  Porzellan  auf 
Ki'Tit  im  Werte  von  14,4  Mill.  Kronen. 
Der  UaiiptBitz  der  österreichischea  P.  be- 
iulpt  sicJi  in  Böhmen. 

Die  P.  Frankreichs  blfiht  nament- 
U.*li  io  den  Departements  Haiite- Vieone, 
&ia<>,  Loir-et-Glier;  berflhint  ist  aiifter  der 
Yiliib  i»  Süvies  «ich  diejenige  in  Umoges. 
lAt»  Ausfuhr  von  Fayence  und  PinzeTlan 
nrprlM'tttiprte  in  Jahre  1904  eineu  Wert 
*in  19^  Uill.  U.  Der  Export  Englands 
u  PoräeJlan,  f^nem  Steingut  und  Biskiiit- 
9-aeUao  beinig  im  Jahre  1904  2581 1  im 
WtTtevoD  118447 AiidereLänder kommen 
bir  des  Weltmarkt  weniger  in  Betnu^ht 

Ulfratars  J*.  Wllän^r,  Die  PoneUaniitduitrie, 
Irl  t'iH  Üattdbuch  der  WirUeknJuktivde  Deutteh- 
taxi/j.  Bd.  nt,  leiptig  1903  (mit  näheren  Lite- 
munnyahett).  —  SraofcelH-v.  JuraacheeU, 
0*»  Si^tn  EwofOM,  6.  Avfi,,  Lh^tif  1904. 

A.  nrtrmtnghaium. 


POlt. 

I.  Bcsriff  nad  Bedearnng.  2.  Entwickelaog 
4u  BrieNP    ».  Sraatsbetrieb  der  P. 

I.  Beftriff  und  Bedentoag.  „P."  im 
braiigen  Sinne  des  Wortes  int  eine  Organi- 
MthMi  xor  r^Iro&Sigen  Beföi-denmg  von 
Nschriditen,  Paketen,  Geld  und  Personen 
n  je^lennunns  Gebrauch  gegen  Erlegtmg 
Vaipr  Gebfihren.  In  der  negel  erscheint 
«Itr  P^mt  als  Siaats-P.  Nur  in  ganz  be- 
yhrftnklero  Umfange  besteht  eine  Privat-P., 
dt*  von  privaten  Personen  oder  Oesellachafteo 
Dl  Erwn-liMwecken  betrieben  wird.  Der 
^bwprpimkt  der  TAtigkeit  der  P.  li^  in 
Kachrichfenbefßrdenmg.  Zu  diesem 
In^i^  der  „Brief-P."*  tritt  —  Jeddch  niiht 
in  «lloi  LAodero  —  die  Paket-P.,  die  GeM- 
K  und  die  Pentooen-F.  hinsiL  Die  in  der 
I*.  vorliegMide  Verkehrsftrgaaifiation  stfltzt 
Mc^i  anf  alie  Arten  von  Verkehrsmitteln  nnd 
«trveiidet  me  tkebendnander  an  der  titeile, 
M  dor  sie  dem  Zweck  schneller,  pflnktlioher 
vtA  iHboer  Befltaderung  derNachnchten  usw. 
'la  besten  dienen  kOoneo. 

T«uftaek  4m  TotkawlrtMlun.  II.  Aafl.  Bd.  II. 


Die  Bedeutung  der  P.  beruht  in  erster 
Linie  auf  der  Verbesserung  des  Kachnchten- 
verkehrs.  Dadurch  ermöglicht  die  P.  einen 
regelmäßigen  OedankenaustauBch,  der  die 
HindeniiBse  der  räumlichen  Entfernung  er- 
heblich weniger  fühlbar  macht,  sowohl  im 
nationalen  al»  auch  im  intemationaleo  Vei^ 
Verkehr.  Das  ist  fflr  die  UQtererzeugnng 
uitd  den  Gntenimf«tz  von  grOBiem  Wert. 
Die  gegenseitige  Ergftnzung  der  einzeln«! 
Erzeugiings*  und  Vertnebsstätten,  ihr  Zu- 
sammenarbeiten trotz  rftiimlicher  Trennung, 
die  Herstellung  der  Beziehungen  zwittchen 
Produzenten  nnd  Konsumenten  wini  da- 
durch wesentlich  erleichtert,  und  heute  ist 
das  Wirti^ühaftfleben  der  Kult  unttaaten  in 
hohem  Urade  abhIUi|(ig  von  dem  r^l mäßigen 
Ffjrtgang  der  Nachrichten  beffirdenuig  der  P. 
DaB  auch  fdr  das  BoziiUe.  gi'istige,  sittliche 
und  politische  Leben  die  Nachrichtenbeffirde- 
nmg  heute  vuUkommeu  unentbehrlich  ist, 
bedarf  kaum  der  ErwfthouHg. 

Die  Paket- P.,  die  von  vielen  Staaten  ent 
in  der  neuesten  Z^t  entnommen  winde, 
dient  der  BefOnlenmg  kleiner  GOtermengen. 
Für  diese  wird  durch  die  umEassenile  Oi:gft- 
nisation  des  Rdienstes  nach  allen  Richtungen 
hin  eine  Billigkeit,  Pftnktilohkeit  und 
Schnelligkeit  erreiclit,  wie  sie  auf  anderem 
:  Wege  nicht  mOglich  ist  Oerade  die  Ver- 
<  binduug  mit  der  Krief-P.  erweint  sich  hier- 
tiei  als  besonders  forderlich.  Nur  in  grufien 
StfifUeu  mit  ihrem  lebhaften  Verkehr  und 
ihrer  einfachen  Leitung  der  einzelnen  Sen- 
dungen ist  eine  Trennung  beider  Gebiete 
ohne  SU  empfindHche  Verteuenmg  des  Be- 
triebes mOglich.  Die  Paket-F.  ist  durch  die 
angedeuteten  Vorztlge  zu  einem  wichtigen, 
den  Konsumenten  und  viel^h  auch  den 
Froduzeoien  nnenthehrltchen  Hilfsmittel  der 
Bedarfsverf»orgiHig  der  Bevölkerung  gewor- 
den ,  allpniings  in  gewiBsem  Grade  unter 
Beiseitfdrftngting  der  Vermittelung  des  Klein- 
handels. 

Die  Geld-P.,  namentlich  in  der  Form  des 
P.anweisuDgsverkehrs,  ist  in  Deutschland  be- 
Bonders  hoch  entwickelt  und  erleichtert  den 
ganzen  Zahlimgsverkehr  sehr. 

Die  Personen-P.  ist  in  den  Kultnrstaaten 
durch  die  EtHenlahnen  ihrer  frfiliereo  grollen 
Bedeutung  entkleidet  worden.  Nur  da.  wo 
das  Eisenbahnwesen  noch  nicht  genug  ent- 
wickelt ist,  wie  z.  B.  in  Rußland,  kann  die 
Personen-P.  noch  eine  nennenswerte  Be- 
deutung neben  den  Eisenbahnen  haben.  Im 
flbrigen  int  bei  hochentwickeltem  Eisenb^- 
netz  die  Fersonen-F.  auf  die  Erg&naiing  der 
PersonenbefSrderuog  durch  die  Bahnen  be- 
sduftnkt 

Wenn  unter  ,.F."  sddechthin  in  der  Regel 
die  Brief-P.  verstanden  wird,  so  entspriäit 
das  nach  dem  Gesagten  der  flberwi^nden 
Bedeutung  dieses  ZwMges. 
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2.  Entwickelnng  der  Brief-P.  Die 

Brief-P.  dieot  dem  Nachrichtenverkehr,  aber 
sie  ist  nicht  das  einzige  Hilfsmittel  dieses 
Verkehrs.  Der  Nachrichten  verkehr  ist  viel 
alter  als  die  F.,  er  reicht  bis  in  die  Uran- 
fftnge  der  Menschheit  zurflck  und  mußte 
entstehen,  sobald  das  Bedürfnis,  einem  an- 
deren Menschen  eine  Nachricht  mitzuteilen, 
hervortrat.  Die  P.  dagegen  im  heutiKcn 
Sione  des  Woiles,  also  als  Organisation  zur 
regelmäUigen  Nachrichten-  usw.  Beförderung 
Z11  jedermanns  Gebrauch  gegen  Erl^mg  fester 
QebQhren,  gehört  durchaus  der  neueren  Zeit 
an.  Organisationen  zur  regelmäßt^n  Nach- 
richteobefiOrderung  findet  mau  freilich  schon 
lange  vorher.  Bei  den  alten  Aegypteru  (um 
2300  V.  Chr.),  im  Pernerreich,  in  dem  rönii- 
sclien  Weltreich  gab  es  schon  solche  Orga- 
nisationen ,  unter  denen  namentlich  der 
römische  „cursus  publicus"  bereits  eine  er- 
hebliche Leistungsfähigkeit  erlangt  hatte. 
Aber  das  alles  waren  Oi^anisationen  für  das 
braondeie  Bedürfnis  der  Re^erun^  der 
Centralgewalt  Von  einer  Zngftnglichkeit 
für  jedermann  -war  keine  Rede.  Im  Mittel- 
alter findet  sich  eine  Organisation  für  Ke- 
gieningszwecke  im  Kalifenreich  und  nach 
dessen  Beispiel  'im  13.  Jahrh.  in  Ära^nien. 
Auch  £arl  der  Grofie  soll  eine  Organisation 
des  Nachrichtendienstes  versucht  haben,  doch 
ist  das  nicht  beglaubigt.  Im  flbri^n  konnten 
sich  solche  Einrichtungen  für  Regierungs- 
zwecke im  Mittelaller  nicht  entwickeln,  weil 
es  starke  Centralge walten  nicht  gab.  Für 
einzelne  Interessentengnippen  und  Korpo- 
rationen (Klöster,  geistliche  Orden,  Univer- 
sitäten, Metzger-,  Schiffer-  und  Kaufmanns- 
gilden und  -Zünfte)  und  für  Stadtgemeinden 
-wurde  allerdings  ein  Botendienst  organisiert, 
der  aber  im  wesentlichen  nur  Sonderzwecken 
diente. 

Seit  Ende  des  Mittelalters  bildeten  sich 
in  einigen  Ländern  starke  Centralge  walten 
ans  (wie  in  England  und  Frankreich),  in 
anderen  wurden  die  kleinen  bisher  selb- 
ständigen Gebiete  zu  größeren  Staatswesen 
ziisammengefafit  (wie  in  Deutschland  und 
Italien);  gleichzeitig  steigerte  sich  der  diplo- 
matische Verkehr  zwischen  den  Höfen.  Da- 
her wurde  jetzt  in  verschiedenen  Ländern 
ein  Reitbotendienst  mit  einer  Reihe  von 
Relaisstationen  gebildet,  der  aber  zunächst 
in  der  Hauptsache  dem  Bedürfnis  der  Landes- 
fürsten und  der  Regierungen  diente.  Seit 
der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrh.  entwickelte 
sich  nnn  aber  auch  in  breiteren  Schichten 
des  Volkes  ein  lebhafteres  Bedürfnis  nach 
regelmäBigem  Nachrichtenverkehr  im  Zu- 
sammenhang mit  den  wirtcichaftlichen  Um- 
gestaltungen und  mit  der  Erweitenmg  des 
Anschaunngskreises,  wie  sie  durch  die  Ent- 
deckungen und  Erfindungen  jener  Zeit,  durch 
das  Wiedererwachen  d^  Wissenschaften, 


durch  die  Reformation  und  durch  die  Aus- 
bildung der  absoluten  Monarchieen  veranlafit 
wurden.  Dieses  steigende  Verkehrsbedürfnis 
legte  den  Gedanken  nahe,  für  die  den  Re- 
giemngszwecken  dieneuden  NachrichtenU^ 
förderungsanstalten  die  Unkosten  zu  ver- 
mindern und  Eieinerträge  zu  erml^licheift 
oder  die  Erträge  zu  steigern  dadurch,  daß 
diese  Anstalten  auch  die  Befördening  voa 
Nachrichten  für  Private  besorgten.  So  bil- 
deten sich  nach  und  nach  diese  Anstalten 
zu  gewerblichen  Nachrichten  befördenings- 
betrieben  um,  die  ihre  Dienste  der  Bevölke- 
rung überhaupt  gegen  bestimmte  Gebühren 
zur  Verfügung  stellten  und  im  Interesse 
der  Ertragssteigerung  durch  Monopole  g^eo 
privaten  Wettbewerb  gesichert  wurden.  S«t 
Ende  des  16.  Jahrh.  entwickelte  sich  ge- 
wohnheitsmäßig das  P.r^al  der  Landes- 
herren, das  durch  den  ,.P.zwang^,  d.  h,  durch 
Begründung  der  Verpflichtung  zur  Benutzung^ 
der  staatlichen  P.einrichtungen  gesichert 
wurde. 

Im  Deutschen  Reiche  war  durch  Maxi- 
nulian  L  ein  Rmtboteadienst  befandet  wor- 
den, dessen  £Horichtung  und  Betrieb  an 
Franz  v.  Taxis  Übertragen  worden  war.  Die 
Einrichtnag  wurde  später  immer  me^r  er- 
weitert und  blieb  in  der  Hand  der  Taxis- 
schen  Familie.  Gegen  Ende  des  16.  Jahriu 
wurde  die  Anstalt  auch  dem  Privatverkehr 
zugänglich ;  für  1599  ist  die  Aufstellung 
eines  Portotarifs  erwiesen.  Nachdem  das 
Amt  des  „Generalpostmeisters"  für  ein  erb- 
liches Reichölehen ')  erklärt  war,  wurde  die 
ganze  Einrichtung  als  „Reichslehenspost'* 
bezeichnet.  Das  vom  Kaiser  beanspruchte 
und  an  die  Taxts  verliehene  P.regal  wurde 
aber  von  den  größeren  deutschen  Landee- 
f  Arsten  nicht  anerkannt  Brandenburg, 
Sachsen  u.  a.  m.  beanspruchten  das  Recht, 
eiue  eigene  Landes-P.  zu  errichten,  und  die 
Kaiser  selbst  hatten  in  ihren  österreiohischea 
Landen  eine  Laiules-  P.  Die  Landes-P.  tratea 
in  dauernden  Wettbewerb  zu  der  Taxis- 
schen  P.  Von  Ende  des  16.  bis  En<ie  des 
17.  Jahrh.  trat  dazu  noch  die  Konkurrenz 
der  städtischen  neu  organisierten  Bolenan- 
stalten.  Eine  einheitliche  Entwickelitog  der 
P.  vollzog  sich  also  in  Deutschland  nicht. 
Das  Taxissche  P.gebiet  war  indes  von  er- 
heblicher Ausdehnung,  da  Süd-  nnd  West- 
deutschland und  zum  Teil  auch  Mittelitentsch- 
land  dazu  gehörten.  Mit  der  Auflösung  de& 
alten  Deutschen  Reiches  ging  auch  die 
Taxissche  P.  zu  Grunde,  und  Landes-P. 
traten  an  ihre  Stelle,  was  die  Zersplitttfrung- 
des  deutsehen  P.weseas  noch  steigerte.  1815 
wurde  die  Taxissche  P.  in  dem  1803  vor- 
handenen ürafang  wiederhergestellt  Dadurch 


■)  Es  wnrde  1615  an  Lanoral  v.  Tuts  Ter- 
liehen. 
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Würde  die  Zersplitterung  zwar  vermindert, 
aber  nicht  beseitigt  Üa^t  1850  gelang  es, 
durch  die  ß^^tidung  des  „ Deutsch- öster- 
reichischeo  P.vereins"  eine  beschränkte 
Verein heitlichuDg  des  deutschen  P.weseos 
za  erzielen,  ohne  indes  die  getrenoteo  Ver- 
waltun^D  aufzuheben.  Preußen,  das  schon 
184!^  eio  einheitliches  deutsches  P.gebiet  als 
notwendig  ^^ezeichnct  halte,  z(^infolge  der 
FriedensschlüBse  von  1SÜ6  dasF.wesen  von 
Schleswig- Holstein,  Hannover  und  Hessen 
an  ach  und  übernahm  lS(i7  gegen  eine  Ent- 
achadigimg  von  9  Miil.  M.  aiicn  das  Taxis- 
8che  Rwesen.  Das  war  ein  großer  Schritt 
vorwärts  auf  dem  Wege  zur  deutsehen  P.- 
einheit.  Seit  J./I.  1868  wurde  fOr  den  Noni- 
deutschen  Bund,  seit  1./I.  1872  für  das  Deut- 
sche Reich  mit  Ausnahnie  von  Bayern  und 
Württemberg  eine  vollständige  Vereinheit- 
lichuog  des  P.wesens  erzielt,  im  Zu- 
sammenhang mit  den  polilischen  Eieignissen, 
die  zur  ßegrOndung  der  deutschen  Einheit 
fahrten. 

In  dem  Art.  „Porto"  ist  schon  darauf 
hingewiesen  (oben  S.  638),  daß  infolge  der 
Anregung  von  Kowland  Hill  zuerst  iu 
EiigUnd,  nach  und  nach  aber  auch  in  allen 
anderen  Kulturstaaten  das  billige  Einheits- 

B)rto  far  Briefe  zur  Herrschaft  gelangt  ist 
ieser  grofle  Fortschiitt  hat  nicht  nur  eine 
hohe  praktische  Bedeutung  gehabt,  sondern 
ist  auch  charakterititisch  fnr  die  Aendening 
der  Stellung  der  Regienmgen  zur  P.  Frflher 
war  dift  P.  lediglich  als  ein  auf  mSgli^st 
hohe  Reinerträge  gerichteter  staatlicher  Oe- 
wertiebetriebaufgenißt  und  behandelt  worden. 
Mit  der  HiUscIien  P.reform  trat  das  zurOck, 
da  die  Reform  zwar  eine  gewaltige  Stei^e- 
ruog  des  Briefverkehrs  zur  Folge  halte,  aber 
zunächst  —  drei  Jahrzehnte  lang  —  die 
Reinerträge  verminderte.  Daß  trotzdem  die 
KiUturHtaaten  dieses  System  annahmen,  be- 
weist daß  man  die  rnCglichst  vuUständtge 
Befriedigung  des  Verkehr^bedürfnisses  höher 
siellte  als  die  Reinerträge  der  P.  Selbst- 
versländlich  haben  die  Kegieningen  die  Rein- 
erträge nicht  gniodsfitzlich  beseitigen  wollen. 

Kfir  den  internal lunaleo  Nachrichlen ver- 
kehr war  das  Zusaromenf  chließeo  der  meisten 
Länder  zum  „Weltpostverein"  von  dergrößten 
Bedeutung.  (Vgl.  darüber  den  Art  „Welt- 
IM»i  verein-'.) 

Was  die  Beförderungsleistungen  der  P.  als 
solche  anlangt,  so  haben  diese  durch  die 
üebertragung  der  Dampfkraft  auf  den  Wasser^ 
und  L^ndverkehran  Schnelligkeit  und  Pünkt- 
lichkeit so  sehr  gewonnen,  daß  auch  in  dieser 
Beziehung  die  F.  nnserer  Zelt  die  früheren 
P.  gewaltig  überragt.  Auch  die  Leistungen 
für  den  Briefverkehr  der  früher  veruach- 
läfisigten  ländlichen  Bezirke  sini  neuerdings 
allenihaibeo  verbessert  worden.  Als  musler- 
gültig  ist  in  dieser  Beziehung  die  deutsche 


Reform  des  Land-P.wesens  anzusehen,  die 
1881  - 1886  durchgeführt  wurde. 

Bewunderungswürdig  sind  auch  die  Leis- 
tung' n  der  F.  in  den  neueren  Kriegen,  und 
auch  hier  hat  besonders  die  deutsche  P.  in- 
folge der  genialen  Organisation  des  Staats- 
sekretärs Dr.  V.  Stephan  im  Kriege  von 
1870/71  Hervorragendes  geleistet. 

Die  allgemeine  verbreitungderP.an8taltea 
und  die  grüße  Zuverlässigkeit  des  P.dlenste8 
hat  in  der  neueren  Zeit  dazu  geführt,  manche 
Einrichtungen  mit  der  F.  in  Verbindung  zu 
bringen,  die  ihrem  eigentlichen  Verkehrs- 
zweck fernliegen.  Dahin  gehören  die  F.- 
sparka'^sen  mancher  Länder  (a.  d.  unten  im 
Art,,SparkasseD")undähidicnes.  In  Deutsch- 
land kommen  namentlich  die  Dienste  für  die 
Arbeiterversichenmg  in  Betracht,  wie  Au&< 
Zahlung  von  Un^l-,  Invaliilitäts-  und  Ahers- 
reuten  und  Verkauf  von  Versicherungsmarkeo 
für  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung. 
Die  praktische  Handhabung  der  Arlieitcrver* 
Sicherung  ist  dadurch  wesentlich  erleichtert 
wonlen. 

3.  Staatsbetrieb  der  P.  Der  Privatbe- 
trieb hat  in  der  F.  niemals  eine  besondere 
Rolle  gespielt.  Die  Lwidesffii-sten  nahmeo 
das  P.rpgal  in  Anspiiich  und  sicherteu  ea 
durch  den  P.zwang.  Der  P.zwaag  ist  im 
lAufe  der  Zeit  wesentlich  abgi'ttchwficht 
worden.  In  Deutschlanrl  besteht  er  nur  wich. 
für  verschlossene  Briefe  —  und  zwar  seit 
1.  April  1900  auch  dann,  wenn  sie  im  Ur< 
tipruugsorte  verbleiben  —  und  für  politische, 
öfter  als  einmal  wöchentlich  erscheinende 
Zeitungen,  wenn  die  Befönlerung  gegen  Be- 
zahlung zwischen  verschiedenen  Orten  statt- 
findet. Frei  vom  P.zwang  ist  bei  Briefen 
und  Zeitungen  die  Beförderung  durch  ex- 
presse  Boten,  bei  Zeiiungen  außerdem  der 
Urspnmgsjrt  und  der  zweinieilige  Uinki-eis 
desBeU)en.  Der  frühere  preußische  F.zwaiig 
für  Reisende  und  für  kleinere  Pakete  usw. 
ist  abgescliafft ,  und  eiu  P.regal,  das  über 
den  heutigen  Umfang  des  F.zwauges  hinaus 
noch  eine  selbständige  Bedeutung  hätte, 
besteht  jetzt  nicht  mehr. 

Iu  einigen  Ländern  gehl  der  P.zwang 
noch  weiter  als  in  Deutschland;  überall 
aber  ist  er  doch  auf  wenige  Gruppen  von 
Befördenmgsgfgenständen  beschränkt. 

Der  staatliche  und  in  den  meisten  Ländern 
monopolisierte  Brief- F. betrieb  beg*'guet  heute 
gniud sätzlicher  Anfechtung  nicht  mehr.  Das, 
was  heute  von  der  Brief-F.  verlangt  wird, 
die  Verbreitung  ihrer  Dienststellen  und 
Linien  Über  alle  Teile  des  Landes  ein- 
schließlich der  verkehrsarmen  Gegenden, 
die  unbedingte  Exaktheit,  Zuverlässigkeit, 
Schnelligkeit  und  Pünktlichkeit  des  Ver- 
kehrs, schließt  eine  lokale  Organisation  der 
F.  von  vornherein  aus.  Nur  eine  Ceutral- 
verwfUtung,  die  den  P.dien8t  für  ein  großes 
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Gebiet  in  der  Hand  hat,  kann  diese  Äo- 
fordeningeo  erfflIleD.  nur  sie  kann  das  große 
fiftilerwerk,  das  hierzu  nötig  iBt,  so  organi- 
sieren und  leiten,  daB  jede  Stnokung  ver- 
mieden wird ;  nur  sie  kann  darauf  rechnen, 
daß  die  Opfer,  die  ffir  verkehrsarme  Gegenden 
^bracht  werden  mflpsen,  einen  Ausgleich 
in  den  besseren  Ergebnissen  anderer  Ge- 
biete finden. 

Nur  durch  diese  Centralipation  des  ganzen 
Betriebsdienstes  ist  es  m^iich,  den  Betrieb 
so  KU  verbitligen,  daß  die  niedrigen  Be- 
fördeningspreise  unserer  Zeit  ohne  dauernde 
Zuschüsse  aus  aJlgeme^nen  Mittein  aufrecht 
erhalten  werden  bSunen. 

Auch  die  engen  Wechselbeziehungen 
zwischen  jedem  einzelnen  P.ort  und  dem 
gesamten  F.netze  zwingen  zur  vollkommenen 
Ceutralisation  des  Dienstes.  Die  P.verbin- 
diing  eines  einzelnen  Ortes  dient  nicht  nur 
den]  Interesse  des  Ortes  selbst  und  seiner 
nSheren  Unigebtmg,  sondern  auch  dem  In- 
teresse aller  detjenigeo,  die  von  anderen 
Orten  aus  nach  diesem  Punkte  hin  einen 
brieflichen  Verkehr  zu  unterhalten  haben. 

Die  OeotralisalioD  genflgt  aber  Doch  nicht 
Sdion  der  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit 
verlangt,  daß  zur  CentraUsatiun  auch  die 
Honopolifflenmg  hinzutritt  Mehrere  große 
Central vfinraliuDgen  nebeneinander  vürdcn 
im  P.wesen  eine  Vervielfeehung  der  Be- 
tiiebsaiif^ben  zur  Folge  haben,  ohne  daß 
die  LeishiDgea  dadurch  gesteigert  werden 
können. 

I^ß  dieser  ceotralisierte  und  monopoli- 
sierte P.hetrieb  in  der  Hand  des  Staates  am 
besten  aufgehoben  ist ,  wird  heute  allgemein  an- 
erkannt Sowohl  t>ei  der  Wahrung  der  all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen  Interessen 
als  auch  bei  der  Hegclung  der  internationalen 
Beziehungen  kann  man  vom  Staate  als  Mo- 
ropolioliaiier  mehr  und  Besseres  erwarten 
als  von  einer  privaten  Erwerbsunternehmung. 
Der  volle  Erfolg  kann  freilich  dabei  nur 
erzielt  werden,  wenn  der  Staat  das  Monopol 
nicht  ver|>achtet ,  sondern  selbst  verwaltet 

Die  staatliche  Monopol  Verwaltung  kann 
■weiter  am  besten  eine  grfludliche  und  dem 
besondei-en  Zweck  der  P.  angepaßte  Aus- 
bildimg  der  Beamten  sichern.  Bei  der  P. 
muß  auch  der  hochstehende  Beamte  mit 
allen  Einzelheiten  des  praktischen  Dienstes 
und  der  Verwaltung  vollkommen  vertraut 
sein,  weiterhin  aber  auch  über  ein  nicht 
geringes  Maß  allgemetneo,  etaatswissenschaft- 
fichen  und  rechtlichen  Wissens  verfflgen. 
Um  diese  Kenntnisse  zu  sichern,  IflSt  die 
deutsche  Reichs-P.verwaltung  ihre  Beamten 
durch  eine  strenge  Schule  praktische  IHenstes 
und  wissenschaftlichen  Studiums  hindurch- 
gehen und  wiederholten  Prflfrmgen  unter- 
werfen. 

Die  Organisation  der  F.verwaltnng  ist  in 


den  einzelnen  Ländern  verschieden.  Der 
wesentliche  ünterachied  ist  der.  daß  einige 
Lander  die  ausführenden  Behörden,  die  P.- 
anstalten,  unmittelbar  der  Centraistelle  unter- 
ordnen, während  andere  noch  Mittelbehörden 
einschieben.  Die  deutsche  R.post  ist  dem 
letzteren  System  gefolgt 

Die  CentralJeitung  liegt  bei  dem  „Reichft- 
Pjimt'*,  das  von  dem  „Staatssekretär  des 
Reichs- P-amts"  geleitet  wird.  Unter  dem 
Reichs-Pjimt  stehen  als  Mittelbehörden  die 
Olier-P.direktionen.  An  der  Spitze  jeder 
Ober-P.direktion  steht  als  verantwortlicher 
Beamter  der  Ober-P.direklor,  dem  mehrere 
Räte  beigegeben  und  zur  Wahrnehmung  des 
Aufsicht Bdienstes  P.in8pektoren  unteret^lt 
sind.  Unter  den  Olter  r.direktionen  stehm 
als  ausführende  Verkehrsanstalteo  die  P.- 
Smter.  die  nach  ihrer  Bedeutung  in  mehrere 
Klassen  geteilt  sind,  die  P.agenturen  und 
die  P.hilfHstelten. 

Für  die  finanzielle  Behandltmg  des  P.- 
weseus  kommt  das  Prinzip  des  ^.freien  Oe- 
nußgutes",  also  der  unentgelUlcheo  Dubietiii^ 
der  PJeisttmii^n ,  nicht  in  Betracht  & 
vflrde  zu  einer  unwirtschaftlichen  Beniitznng 
der  P.diensie  und  zu  einer  sehr  nngle«^- 
mäßigen  Belastung  der  Bevölkerung  ffihreo. 
Die  P.  muß  iintndingt  imstande  sein,  anf 
die  Dauer  ihre  Kosten  selbst  zu  decken,  d.  h. 
die  Empfänger  derPJdsttmgen  müssen  durch 
ihre  Gegenleistungen  mindestens  8o  viel  auf- 
bringen, daß  im  ganzen  die  Betriehakoelen 
sowie  die  Zinsen  und  Tilgungeraten  der 
Anlagekapitalien  gedeckt  werden. 

Das  gilt  für  alle  Zweige  der  P. Verwaltung, 
weil  es  nicht  angeht,  ziigimsten  deijeuigm, 
welche  durch  Benutzung  der  P.einrichtungeQ 
unmittelbare  Vorteile  haben,  die  fibrige  Be^- 
Völkerimg  zu  belasten.  Bei  der  Brief-P. 
wird  unter  normalen  Verhältnissen  die  be- 
zeichnete Grenze  der  vollen  Eigenkueteo- 
deckung  auf  die  Dauer  niclit  wesentlich 
Überschritten  werden  dürfen ,  weil  dieser 
Teil  des  Betriebes  zugunsten  der  Staats- 
anslalt  monopolisiert  ist  tim  die  Wirtschaft* 
lieh  beste  Befriedigung  dei  in  Frage  kommea- 
den  allgemeinen  Verkehrsbedfiifaisse  u  er- 
zielen. 

Werden  dabei  Ueberschüsse  ernelt,  ohne 
daß  der  Verkehr  gehemmt  wird,  so  wini  man 
daraus  nicht  sofort  die  Kotweodigkeit  lor 
allgemeinen  Herabsetzung  des  KHehxirtoe 
ableiten  dürfen,  weil  sonst  die  nötige  Stetige 
keit  der  P.gebOhren  beeinlrftctitigt  würde. 
Nur  soll  tmter  normalen  Verhältnissen  nicht 
die  Erzielimg  von  Ueberschüssen  als  Haitpt^ 
aufgäbe  der  monopolisierten  staatlichen  Bncf- 
P.  angesehen  werden.  Diese  AofEsMung 
wird  m  den  Kulturbtaalen  auch  fast  aUB- 
nahmslos  praktisch  betätigt  Daß  bei  na- 
günstigen  finanziellen  VerhUioisBen  des 
Staates  eine  größere  AnnSherong  aa  daa 
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2vwertilic^e  Prinzip  notwendig  werden  kann, 
renteht  sich  von  selbst 

Bei  der  Paket<P.  liegt  die  Sache  andere. 
■5e  ist  «an  gewerblicher  Betrieb,  der  im 
Veltbeverb  mit  Privatbetrieben  diirchgefülirt 
vird.  Hier  hat  der  Staat  keinen  AnlaS,  sich 
mit  der  bloBeo  Deckung  seiner  Eügenkostea 
craadaätzlich  zu  begnügen  j  er  treibt  die 
fUeb>P.  nicht  in  ereter  Linie  deshalb,  weil 
ttttltgemeineVerkehreinttfreRBe  es  erfordert, 
«nttem  weil  es  fflr  ihn  nützlich  und  eio- 
ärklich  ist,  durch  üebemahme  des  Paket- 
Tertphis  Beine  Einrichtungen  noch  voU- 
lAotmeoer  auszunutzen,  und  weil  er  sich 
Iberhiupt  finanzielle  Torteile  davon  ver- 
geht. Hier  wird  ranndsAtzlich  das  g&- 
verUidie  Prinzip,  also  die  danerodeErzielnng 
ifuKüger  Ertitge.  anzuwenden  aein.  Das 
fflhn  ahrigeuB  nicht  zi|  hohen,  sondern  zu 
«irfaeo  Paketportosätzen ,  die  das  Ziel  am 
Aesteo  zn  eireicheo  gestatten.  Bei  der 
Fnsnen-P.  müraen  dieselben  Ortiudsftize 
wie  bei  der  Paket-P.  gelten.  (Vgl.  Art 
,IW-  oben  S.  63»^.) 

IMmtmri  F.  D,  Flacher,  J\>H  und  TOegraphi* 
im  Wtitvtrkekr,  BerUn  1879.  —  PerselAe,  Art. 
JUt;  B.  d.  8t.,  *.  Am/I.,  Bd.  VI,  S.  118 fg.  — 
ttmMe,  DU  JftugettaUung  det  deuttchen  Land- 
pcHvaenM,  Jakrb.f.  Gea.  «.  Kmo.,  N.  F.,  Bd.  13. 

—  rUgUr,  Zw  QeMchiehU  der  PosUn,  Jfäm- 
tvy  lUjf.  —  OalUHa,  La  poate  et  la  moytiu 
•I»  tvmmmiieiUiQn  de*  peupU*  d  traverM  le$ 
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Bezeichnnng  f&r  die  von  den  VerBicherten 
zn  leinteudoi  ^trfige  (s.  d.  Art.  „Teniehnnngft- 
WMen"). 


Prell  und  PreiabiUmig. 

1.  Begriff.  2.  Die  natural  wirtwhiiftliche  P.- 
blldnng.  3.  Angebot  nnd  Nachfrage.  4.  Die 
Prodaktionskosten.  6.  Die  beliebig  vermehrbaren 
Waren.  6.  Die  nicht  beliebig  vermehrbaren 
Waren.  7.  Die  Monopol  P.  8.  Der  Wert  des 
Oeldes.    9  Die  ludezzahlen  nnd  das  P.niveau. 

1.  Begriff.  P.  ist  der  Gegenwert,  den 
man  zur  Erlangung  eines  Grutes  hin^bt 
Dieser  Gegenwert  kann  durch  iigend  ein 
Sachgut  oder  auch  durch  eine  ÄrbeitttJeistung 
dargestellt  sein ,  und  man  kann  von  zwei 
ausgetauschten  Gütern  immer  das  eine  als 
den  P.  des  anderen  lietrat-hten,  indem  man 
sich  auf  den  Standpunkt  eines  der  beiden 
Tauschenden  stellt  Diese  allgemeinere  Auf- 
fassung des  P.  entspricht  indes  nicht  mehr 
den  Vertiältnissen  der  hoher  entwickelten 
Vulkswirtschaft,  sondern  man  versteht  in 
dieser,  wenn  nicht  ausdrücklich  etwas  an- 
deres bemerkt  iat,  unter  P.  den  in  Geld 
ausgedrückten  Gegenwert  eines  Gutes.  Da- 
bei ist  OB  nicht  nötig,  daß  der  Kfiufer  dieses 
Gut  g^n  wirkliohee  bares  Geld  eintauscht, 
sondern  die  Benutzung  des  letzteren  kann 
auf  mancherlei  Weise  —  nicht  nur  mit 
Uilfe  des  modernen  Bankmechauismtis,  son- 
dern auch  durch  ganz  einfache  £(Hnpen- 
sationsbereohnnngen  —  umgangen  werden. 
Wesentlidi  ist  nur,  daß  der  P.  zwischen 
Käufer  und  VerkAuter  in  Geld  vereinbart 
ist  und  der  letztere,  wenn  niolit  bares  Geld, 
so  jedenfalls  eine  auf  Geld  laiiteude  Fop> 
dening  gegen  den  ersteren  erhält  Man 
nennt  aber  auch  schon  denjenigen  Geld- 
betrag P-,  den  der  Verkäufer  für  seine  Ware 
verlangt,  auch  wenn  zu  dieser  Zeit  kein 
wirklicher  Verkauf  stattfindet  Jetloch  wird 
dabei  voraufigesetzt,  daß  dieser  P.  ein  er- 
fahruDgsiuäfiig  haltbarer  ist,  daß  schon  Oe- 
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Bchäfte  zu  demselben  gemacht  worden  sind 
und  daher  zu  erwarten  ist,  daß  er  auch 
fernerhin  die  Zustimmung  der  Käufer  finden 
werde.  Sn  sind  in  allen  soliden  Ladenge- 
schäften die  P.  itn  voraus  fest  normiert, 
und  es  gibt  auch  ßazare,  in  denen  alle  aus- 
gebotenen Artikel  auf  denselben  P.  gesetzt 
sind.  Ebenso  sind  die  Speisen  und  Oe- 
tränke  in  den  Gastwirtschaften  fest  tarifiert, 
und  dasselbe  gilt  von  den  Eintrittskarten 
der  Theater,  den  Fahrkarten  der  Eisen- 
bahnen usw.  Sind  diese  Tarifierungen  aber 
den  Umständen  uicht  richtig  an^palit,  so 
wird  der  Verkäufer  bald  durch  sein  eigenes 
Interesse  zu  einer  Äenderung  derselben  ge- 
zwunt^en  werden.  Anders  aber  als  diese 
praktisch  dim;h  führbaren  Tarifierungen  ver- 
halten sich  die  einseitigen  P.fordentngen 
der  Verkäufer  im  Orofiverkehr  und  nameut- 
liüh  an  der  Börse.  Hier  haben  sie  nur  die 
Bedeutung:  eines  Warenangebots  zu  einem 
gewissen  P.,  wie  andererseits  die  einseitigen 
r.angeb(ite  der  EaiifJiistigea  nur  eine  Waren- 
nachfrage unter  bestimmten  Bediagun^o 
darsteilen.  Ein  wirklicher  F.  kann  hier 
nur  durch  einen  wirkhchen  Oescliäftsah- 
schlutt  bestimmt  werden,  worauf  er  dann 
im  Kurszettel  mit  dem  Znsatz  „bezahlt'^  er- 
scheint Der  ,3riefkurs"  eines  Wertpapiers 
kann  sich  noch  leidlich  ausnehmen,  wenn 
dieses  in  Wirklichkeit  gänzlich  unverkäuf- 
lich ist,  und  andererseits  kann  ein  „Geld- 
kurs" ohne  Erfolg  angeboten  werden,  weil 
kein  Besitzer  des  Papiers  es  zu  diesen  P. 
abgeben  will. 

2,  Die  natural  wlrtscbafUlche  P.bUdang. 

Anf  die  natural  Wirtschaft  liebe  P.bilduug,  d.  b. 
die  BiMnn^  des  Veihältnisüed,  in  dem  ein  Gnt 
unmittelbar,  also  ohne  jede  Mitwirkung  des 
Geldea,  gegen  ein  anderes  eingetauacbt  wird, 
kann  hier  iiivbt  genaaer  einKt^gantcen  werden, 
da  sie  fE)r  die  bestehende  Volkitwirtscbafc  be- 
deotniigslos  im.  AameDtlicb  gilt  dies  von  dem 
primitiven  Falle,  in  ilem  beide  fieieiligten  so- 
wohl dem  eingetanschten  wie  dem  hingegetwnen 
Gilt  koiibrettfu  Gebrauchswert  beilege»,  wubei 

J'ede  weitere  Heugeneiuheit  des  ersteren  tür  <1en 
Smpfänver  einen  geringere»  Wert  besitzt,  wäh- 
rend jede  Einheit  des  sirh  verringemdeu  Restes 
des  Rgntes  für  den  Besitzer  eiuen  gröiteren 
Wert  erlangt.  Ueber  das  V'erbälinis,  iu  dem 
ein  solcher  AastaaKcb  zweier  Oßter  zustande 
kommt,  lältt  sirb  gar  nichts  Allffemeines  sagen, 
da  es  sich  vollstäMdig  individuell  bestimmt  und 
nicht  nnr  von  den  dnrehatu  sntyektiveo ,  nai:b 
den  Umständen  fortwährend  wechselnden  Emp- 
findungen, ponderu  auch  von  der  Notlage  oder 
der  wirtschaftlichen  Uebermacbt  des  einen  oder 
des  anderen  Beteiligten  abhängt  Das  Nabmngs- 
bedQrfDis  und  demnach  die  subjekiive  We^^ 
Bchätznng  eines  Nahrnngsmittels  kann  fQr  einen 
Menschen  nubcgrenzC  gestei^^ert  werden,  wenn 
msn  ihm  die  Nahrung  noch  länger  vorentlitLlt, 
und  dadurch  kann  man  ihn  anter  Umständen 
zn  einem  immer  größeren  Opfer  an  anderen 
Gfttem  zwingen,  die  er  unter  anderen  Verhält- 


nissen sehr  hoch  schätzt-  Wenn  man  agt,  jeder 
wird  von  dem  Tausche  einen  Vorteil  huea,  dar 
größer  ist  als  der  Nutzen  d«  hingegebenen  P.- 
gntes  ftir  ihn,  und  beide  Teile  werden  ricfa  be- 
streben, diese  Differenz  Ittr  sich  mSglicbst  gnS 
zn  machen,  so  ist  damit  fhr  den  einseinen  Fall 
ear  nichts  gewonnen,  weil  eben  die  SchStznog 
des  Vorteils  durchaus  subjektiv  ist  und  von  den 
wirtschaftlichen  Machtverhältnissen  abhängt,  die 
für  die  BediuBungen  des  Tausches  maßgebend 
sind.  Aber  diese  primitiven  Tauschgeschäfte 
haben,  wie  ges,agt,  für  die  Volkswirtschaft  keine 
Bedeutnng.  Altere  Beispiele  liefert  o.  a.  der 
Verkehr  der  englischen  Entdecknngsreisettda 
mit  den  SUdseeinHolaiiern,  worüber  sieb  in  den 
fieisebericht  G.  Forst««  manche  interessante 
Einzelheiten  finden.  In  unserer  Zeit  t»o>icbeB 
jedoch  auch  die  mit  den  Europäern  verkehren- 
den Neger  meistens  nur  Gttcer  aas,  die  sie,  wie 
z.  B.  viele  Rohstoffe,  selbst  gar  nicht  brancheo 
kfinuen  oder  die  sie  speziell  rar  den  Tausch  her- 
gestellt oder  gesammelt  haben ;  je  weniger  ihnea 
von  ihrem  Vorrat  Übrig  bleibt,  de»to  lieber  üt 
es  ihnen,  wie  anch  die  earo|)äischen  Händler 
von  ihrem  schlechte»  Rum,  ihren  alte»  Flinten, 
ihren  bunten  Banmwollschilrzen  usw.  selbst 
keinen  Gebranch  zu  machen  denken  und  den 
nicht  abgesetzten  Resten  keinesw^  änea 
heberen  Grenzuntzen  für  sich  zuschreiben.  Wohl 
aber  wird  jeder  Neger  mehr  oder  weniger  genau 
übcrlej^n,  wie  sich  der  Nutzen  oder  der  GenuS. 
den  die  enropäischen  Waren  gewähren,  zn  der 
Arbeit  oder  den  sonstigen  Opfern  verhält,  die 
er  zur  Erlangung  des  P.gntes  aufwenden  moH. 
und  ebenso  vergleicht  der  Händler  den  euro- 
päischen Marktwert  der  eingetanschten  afrika- 
nischen Produkte  mit  den  Kosten  der  von  ihn 
als  AeQniralent  zn  gebenden  Waren,  und  da- 
nach entscheidet  er,  ob  er  das  Geschäft  machen 
soll  oder  nicht  Zugleich  gibt  es  bei  diesen 
TauHchTerkebr  schon  mehr  oder  weniger  Km- 
knrrenz,  d  h.  es  stehen  sich  nicht  bioll  smi 
Tauschende  gegenüber,  sondern  das  Warenan- 
gebot gfht  auf  beiden  Seiten  von  mehreren 
ans.  die  miteiniinder  in  Wettbewerb  stehen.  Je 
ausgedehnter  diese  Konkurrenz  hervortritt,  um 
so  mehr  erhält  der  Tanschverkebr  einen  geseQ- 
schafttichen  Charakter,  und  um  so  mehr  kommen 
anch  in  ihm  die  Normen  cnr  Geltung,  die  für 
die  P.bildung  in  der  entwickelten  Geldwirt- 
schaft  bestehen,  mit  der  wir  nns  fortaa  alleia 
beschäftigen. 

8.  Angebot  und  Nachfrage.  Der  bei 
freier  Konkurrenz  sich  bildende  Markt-P. 
einer  Ware  —  und  zwar  betrachtea  wir 
jetzt  nur  den  in  Geld  ausgedrückten  P. — 
hängt  unzweifelhaft  von  dem  Verhftltuis  d» 
Nadhfrage  zum  Angebot  ab,  und  man  kann 
im  allgemeinen  sagen.  daS  der  P.  steigt, 
wenn  die  Nachfrage  in  stärkerem  VeriiSlt- 
nisse  wächst  als  das  Angebot,  und  daB  er 
fällt,  Trenn  umf^kehrt  das  Angebot  stärker 
zunimmt  als  die  Nachfrage.  Diese  Formel 
enthält  also  nur  eine  Aussage  Aber  die 
Aenderungen  des  P.,  aber  sie  gibt  kanen 
Aufschluß  über  den  Aiisgangswert  des  P- 
wie  er  bei  ursprflngJich  aogeDommenem 
Oleichgewicht  von  Augebot  und  Nachfatge 
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«ststeht.  Aber  auch  die  verftod^leii  Werte, 
dk  PT  iofolge  von  Aendeningea  des  Ver^ 
Iditnieses  der  Nachfrage  zum  Angebot  er^ 
fUirt,  nnd  käneswegs  dem  jedesmaligen 
lAerte  dieses  Verhsltnisses  proportional, 
itnitm  kSnnea  grOfier  oder  auch  Ueiner 
E^oL  Wenn  z.  B.  das  Angebot  eines  not> 
mvodigea  Lebensmittels  aiu  die  H&lfte  der 
bYmaleD  OifiBe  sinkt,  so  wird  der  P.  wahr- 
vb-iolich  wdt  höher  als  auf  das  Doppelte 
m  frOlunra  steigen.  Femer  aber  ist  die 
t/iüte  der  Nachfrage  selbst  ■wieder  vom  P. 
jl'hängig,  und  zwar  um  so  mehr,  je 
^:aäierdas  betreffende  Out  zu  eutbehreo 
tu.  Ein  armer  Tagelöhner  wird  selbst 
Kineo  Bedarf  an  Brot  bei  einem  sehr  hohen 
i'  lie^selben  einschrfinken  und  vielleicht  in 
lirfoflt'la  Ersatz  suchen.  Für  Leute  von 
nrttlavm  Einkommen  wird  der  Brotver- 
^■rM'±  Tun  den  P.8ühwaDkuagen  unabhängig 
-tili,  eine  bedeutende  Steigerung  der 
r>^»:b-P.  aber  schon  eine  merkliche  Ver- 
tiitn<Jening  ihrer  Konsumtion  verursachen, 
nirJ  in  noch  hCherem  Maße  wird  jede  Er- 
t*'ibimg  der  P.  von  Luxuswaren  diese  Folge 
bbf-n.  In  mathematischer  AuRdnicksweise 
Uno  man  also  sagen:  die  Nachfrage  ist 
Funktion  des  P.,  und  ihre  Beziehung 
•'Uli  P.  Iftflt  sich  durch  eine  Kurve  üar- 
'li-lteo,  wobei  sie  als  Ordinate  ^nommen 
«ml  Diese  Kurve  wird  die  Ordinatenachse 
iti  dem  P.  0  in  einer  bestimmten  endlichen 
il>*>hi>  gcboeiden,  da  fflr  jedes  Out,  selbst 
v*iin  es  rersclienkt  ^-ird,  doch  nur  ein  be- 
-:liränk1er  Bedarf  besteht.  Von  diesem 
•"iiDlti?  ab  senkt  sich  die  Kurve  mit  zu- 
M'hmpQdem  P.  immer  mehr  gegen  die  ho- 
r^jQtale  Abecissenachse,  die  sie  schließlich 
friwr  ebeobüls  endlichen  Entfernung  vom 
Null|mnkte  trifft,  da  bei  einem  gewissen 
h<dieD  P,  jede  Nachfrage  anfhOren  wird, 
'i-ranerea  lAfit  sich  Ober  den  Verlauf  dieser 
Kirre  niclit  sagen.  Sie  soll  die  Nachfrage 
w:f  »doem  Markte  darstellen,  die  also  von 
'•~3fr  groflen  Ztid  von  Personen  ausgeht. 
JKre  Venniodening  wird  also  im  allgemeinen 
•Ihtun^  remraauht,  daß  immer  mehr  Per- 
-■oea  nach  Mafigabe  ihrer  beschränkten 
Vitiel  bei  steigendem  P,  zunächst  immer 
iWinere  Mengen  kaufen  und  schließlich  auf 
AnscbalTung  der  betreffenden  Ware  ganz 
»'MR-hten.  \^^lche  Empfindun^n  und  Ei> 
•Idingen  dabei  die  Einzelnen  leiten,  kommt 
nictot  weiter  in  Betracht,  denn  es 
'latHi  sich  um  eine  wirtschaftliche  Massen- 
>i<4'titnnung,  die  nur  in  ihrem  Oesamteffekt 
•>  'iniusen  ist  Es  genflgt,  zu  wissen,  daß 
•Ji.-  Xacfafiage  jedes  Einzelnen  nach  einem 
•stimmten  Konsumtiotisgute  von  seinem 
K(,ikonimen  abhftngt;  wie  er  aber  sein 
fjnLfinimeii  zur  Befriedigimg  seiner  ver- 
•'"»knea  Bedürfnisse  verwendet,  ent- 
>'A<-idet  er  nach  s^nra  subjektiven  Nei- 


gungen und  kann  nicht  weiter  festgestellt 
weiden.  Es  kommt  aber  so  ein  bestimmter 
Gesamtbedarf  für  jede  Ware  zustande,  und 
die  Gesamtsumme  der  F.,  die  von  dem 
ganzen  Volke  für  alle  Eonsumtiona^ter  in 
einem  Jahre  bezahlt  worden  sind,  ist  (ab- 
gesehen von  der  etwaigen  ECapitalvermehrung) 

fleich  der  Oesamtsumme  aller  Einzeleln- 
ommen. 

Die  hier  betrachtete  Kurve  bezieht  sieb 
indes  nur  auf  den  Fall,  daß  alle  Übrigen 
ßedingnngen  der  Nachfrage,  außer  dem  P., 
konstant  bleiben.  In  Wirklichkeit  aber 
hingt  dieselbe  noch  von  vielen  anderen  ver- 
änderlichen Bestimmungsstflükeo  ab:  so 
nimmt  die  Nachfrage  im  allgemeinen  mit 
der  Bevölkerung  zu,  ferner  ändert  sie  sich 
durch  veränderte  Verteilung  des  Einkommens 
auf  die  einzelnen  Personen  und  Oesetl- 
schaftsschichten ,  dnrch  Veränderung  der 
subjektiven  Bedürfnisempßndungen,  des  Ge- 
schmacks, der  Mode  usw.  DenKt  man  sich 
diese  Bestimmungsstücke  für  eine  Reihe 
aufeinander  folgender  Zeitpunkte  gegeben, 
so  erhält  man  eine  ganze  Schar  von  Nach- 
fragekurven der  erwähnten  Art,  und  auf 
diese  kommt  es  für  das  folgende  an. 

4.  Die  ProdoktioDskosten.  Auch  das 
Angebot  erscheint  als  eine  Funktion  des  P., 
und  zwar  nimmt  es  im  allgemeinen  mit 
dem  P.  za  Es  fragt  sich  aber,  ob  diese 
Zunahme  eine  nachhaltige  oder  nur  dne 
vorübei^heode  ist,  ob  also  nicht  bei  dem 
höheren  F.  eine  verstärkte  Eonkurrenz  ein- 
tritt, die  bald  wieder  den  früheren  P.  her^ 
stellt.  Hier  kommen  nun  die  Produk- 
tionskosten als  Bestimmungsgrund  des 
P.  und  der  Bewegungen  des  Angebots  in 
Frage.  Diese  Kosten  schließen  alle  Auf- 
wendungen ein ,  die  ndtig  sind ,  um  die 
Ware  auf  dem  Markte  zur  Verfügung  des 
Eäuf^  KU  Stollen,  also  auch  die  Traos{mrt- 
uod  Handelskosten  (vgl.  Art.  „Produktion" 
insbesondere  unten  S.  671^.). 

Sie  setzen  sich  in  letzter  Instuiz  zu- 
sammen ans  den  Materialkosten  für  die  Her- 
stellung und  Bewegung  der  Waren,  bez^ten 
XjOhnen  (nebst  den  Vergütungen  für  die  selbst 
mitarbeitenden  UnterDehmer)und  dem  Gewinn 
des  an  Produktion  und  Handel  beteiligten 
Kapitals  (Zins  und  Unternehmereewinn). 
Dieser  Gewinn  kann  als  P.  für  die  Kapilal- 
nutzung  betrachtet  werden,  den  der  Unter- 
nehmer teils  wirklich  einem  Kapitalbesitzer 
bezahlen  muß,  teils  zu  seinen  Gunsten  in 
Anrechnung  bringen  kann,  weil  ohne  eine 
solche  Vei^tUDg  die  Kapitalbildung  auf- 
hören würde.  Die  untere  Grenze  ^r  die 
Löhne  bildet  der  P.  des  notwendigen  Lebeos- 
unterhalts der  Arbeiter:  wie  weit  diese 
Grenze  nach  oben  überscnritten  wird,  hängt 
von  dem  Ökonomischen  Macht  Verhältnis  der 
Arbeiterklasse  und  der  Dntemehmer  ab, 
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jedenfalls  aber  mnS  sich  immer  die  Qe- 
samtsiimroe  der  P.  der  von  der  Arbeiter- 
klasse Terbranchteo  Güter  mit  der  Gesamt- 
summe  der  Löhne  ins  Gieichgewidit  setzen, 
vodnrch  auch  eine  absolute  OrimdI^;e  fflr 
die  P.bestimmnng  überhaupt  gegeben  wird. 
Fflr  den  Kapital  z  i  d  b  bildet  sich  unter  Vor^ 
auftsetznng  voller  Sicherhnt  der  Aolai^ 
stets  ein  leicht  erkennbarer  Normalsatz. 
D&r  Kapitalge wiDD  aber,  der  auch  eine 
Risikoprfimie  und  eine  Vergütung  fOr  die 
besondere  Funktion  des  Untemehmerkapitals 
cinschliefit,  muß  zwar  im  allgemeinen  als 
höher  angenommen  werden  als  der  normale 
Zins,  at>er  es  läßt  sieh  nicht  mit  Bestimmte 
heit  sagen,  welches  seiue  ,,ntiliche^'  H5he 
zu  einer  gegebenen  Zeit  sei,  und  man  muß 
sich  mit  einer  Durchachnittsschfitzinig  be- 
gnngen.  Tats&chlich  wird  er  in  vielen 
fallen  unter  diesem  Durchschnitt  bleiben, 
manchmal  auch  den  normalen  Zins  nicht 
erreichen  und  zuweilen  sogar  auf  güer  unter 
Null  sinken.  Oeberhaiipl  ist  der  Satz  von 
der  P.bestimmnng  durch  die  Produktions- 
kosten nicht  auf  den  einzelnen  Fall  an- 
wendbar, sondern  er  kommt  nur  in  der  Ge- 
samtheit der  MarktvorgÄnge  mit  fortwäh- 
renden Schwankungen  im  Durchschnitt  zur 
Geltung.  Was  Ober  diesen  normalen  Ka> 
pttalgewinn  hinaufgeht,  sind  Vorzugsrenten, 
sei  es  auf  j^rsOnliche  Eigenschaften  des 
Unternehmers  gegründet  oder  landliche  oder 
RtAdtische  Grundrenten.  Diese  können  nicht 
in  derselben  Weise  wie  der  Kapitalgewion 
zu  der  P.bildung  beitragen,  weil  ffir  sie 
kein  Nurmalsatz  besteht,  sondern  sie  ganz 
individuell  bestimmt  sind  und  viele  Produ- 
zeiileo  sich  überhaupt  keiner  Vorzugsrenten 
erhallen.  Diese  Renten  eotbtehen  einbich 
dadurch,  daß  der  einheitliche  P.,  der  auf 
dem  Markte  zustande  kommt,  für  die  be- 
vorzugten Produzenten  neben  dem  normiUen 
Kapitalgewinn  noch  einen  Exlragewinn  er- 
gibt Indes  haben  die  Grundrenten  für  die 
Inhaber  grOStenteUs  den  Charakter  von 
Kapital^wiunen  angenommea,  denn  wenn 
diese  die  betreffenden  Grundstücke  gekauft 
haben,  so  haben  sie  in  dem  P.  den  Kapital- 
wert  der  Grundrente,  wie  sie  zur  Zeit  des 
Verkaufs  bestand,  auch  wohl  noch  mit  Be- 
rücksichtigung ihres  möglichen  künftigen 
Steigens  bezafileu  mflssen,  und  sie  müssen 
nun  mindestens  den  Zins  dieses  Kapitals 
zu  ihren  Produktionskosten  rechnen.  Wenn 
nun  aber  die  Vorzugsstellung  des  Gnmd- 
stflcks  sich  weiter  entwickel^  was  namentr 
lieh  in  großen  Stftdt«)  bAufig  der  Fall  ist, 
so  fallen  den  Käufern  wieder  eigentliche 
Grundrenten  zu.  — 

Bei  der  BUdonj^  der  Detail-P.  der  Waren 
ist  die  Konkurrenz  im  allgemeinen  weit  weniger 
intenfliv  als  im  tiroUverkelir.  Im  Laden  steht 
der  Käufer  nnr  einem  einzigen  Verkäufer  gegen- 


über, und  an«  Bequemlichkeit  bezahlt  er  oft 
lieber  einen  höheren  P.,  als  daß  er  in  mebrercm 
Gesi^häften  nach  dem  billigvlen  P.  «nebt.  Aach 
wirken  Gewohnheit ,  Hode-  und  Staadearfick' 
sichten  und  andere  subjektive  Momente  anf  dis 
Verfahren  des  Käufers  ein.  Der  Detail verkänfer 
anderemeits  Qberuimmt  zugleich  eine  persön- 
liche Dienstleistanff,  die  er  sicD  in  An- 
rechnnng  bringt ,  nnd  iwar  mit  Rtlcksickt  aof 
die  soziale  Stellnng  seiner  Kundschaft  B«  all- 
gemeinen Erürternngen  ttber  die  P.bildung  iit 
daher  hanptsächUch  nur  der  OroUrerkehr  ia» 
Auge  XU  fassen. 

Die  meisten  Waren  lassen  sich  nun  unter 
den  heutigen  Veriiftltnissen  uoch  auf  alle 
absehbare  Zeit  beliebig  mit  gleichbleibendea 
oder  sogar  abnehmenden  Kosten  vermehren. 
Weun  auch  manche  Naturprodukte  in  einem 
einzelnen  Lande  seltener  werden  und  da- 
durch höhere  Gewinnungskosten  verursachen, 
so  wird  ihr  Weltraarkt-P.  dadurch  doch 
nicht  erhöht,  weil  die  großartig  Entwidke- 
lung  der  modernen  Transportmittel  anderen, 
von  der  Natur  günstiger  gestellten  lAndera 
den  Bütbewerb  zu  dem  früheren  oder  sogar 
noch  zu  einem  ermäßigten  P.  gestaltet  and 
zwar  in  dem  Umfange,  daß  sie  n&tigenfalla 
die  ganze  Produktton  der  Länder  der  erateren 
Kategorie  selbst  Qbemehmen  kOonten.  Die 
Produzenten  in  diesen  letzteren  werden  da- 
durch zunächst  die  (twugen  Vorzugsreoteo 
verlieren,  die  sie  früher  genoesea,  und  viel- 
leicht auch  mehr  oder  weniger  au  ihrem 
Kapitalgewinn  einbüßen.  Denn  wenn  auch 
die  Theorie  annimmt,  daß  sich  der  Kapital- 
gewinn in  allen  Produktionszweigen  auszn- 
gleichen  strebt,  so  bleibt  derselbe  doch  taU 
üblich  in  manchen  Betrieben  erhebUdi 
hinter  dem  Durchschnitt  zurück,  nament- 
lich bei  Dnteruehmtuigen  mit  großen  An- 
lagen in  stehendem  Kapital,  das  gar  nicht 
mehr  oder  nur  mit  großem  Veriiiat  hmiu»* 
gezogen  werden  künnte.  Daher  sehen  wir 
auchf  daß  AktiengeaeUschaften  ihren  Betrieb 
fortsetzen^  wenn  sie  auch  jahrelaDg  ktmm 
oder  nur  sehr  geringfa^ge  Diridende  ver- 
teilt haben.  Die  Gewinne  dar  einzelnM 
Produzenten  können  also  sehr  TOrschiedea 
sein,  dennoch  aber  kann  die  Oesamtpro- 
duktion, also  andi  das  Gesamtangebot,  so- 
gar bei  sinkendem  P.  noch  vermehrt  werden. 
Bei  den  Rohprodukten  wird  dies  hanptsAdi- 
lich  durch  die  Erleichtening  una  Ver- 
liUligung  des  Transports,  bei  den  Fahiikateo 
aber  durch  die  fortschreitenden  techDinobeB 
Verbesserungen  ermöglicht.  Die  Prodnktioa 
und  der  Verbrauch  von  Eisen  und  StaU 
z.  B.  ist  seit  zwei  Menschenaltem  gana 
enorm  gestiegen,  dennoch  aber  mnd  die  P. 
dieser  Metalle  weit  niedriger  als  beim  Be- 
ginn der  Periode  des  Eisen  bah  obanef^ 

6.  Die  beliebig  vemehrbarea  Ware«. 
Bei  den  Waren  nun,  die  mit  f^leichÜeibendeB 
oder  abnehmenden  Produktionskosten  ra^ 
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aiM  wenlea  kSoneo.  besümmt  sich  der 
(tim-hiiefaailtlifdie   Hark^  P.    nach  diesea 

<iijn;hscfanitt  liehen  Produktionskosten.  £r 
baa  bei  Steigerung  dvr  Nachfra^  zeit- 
*-Jie  Ober  diesen  Norroalstand  hinausgehen, 
b'<r  das  bald  auftretende  vermehrte  An- 
wird  bald  den  letzteren  wierler  her- 
iteilea  Andererseits  wird  der  Markt-P. 
Vidi  nicht  lange  unter  dem  Norraalsatz 
Lhitea  kOaneii,  weil  dann  viele  von  den 
TivoliizeDten,  die  sich  selbst  bei  dem  Nor- 
oul-P.  in  einer  ungflnstigen  Lage  befinden, 
niüiiprt  und  verdiftngt  werden  und  dadurch 
ti«  Angebot  vermindert  wird.  Finden  wieder 
V-H»«semn^  im  Trausportwesen  oder  in 
:t7  rruluktionstechnik  statt,  so  bildet  sich 
si.  neuer  herabgesetzter  Normal- F.,  und 
«rna  dann  et»enfalls  ein  Teil  der  schwä- 
'Men  Pnxluzenten  verürängt  wird,  so  hat 
keine  Verminderung  des  Angebots  zur 
f"\p:  Die  Produktionskosten  wenlen  flber- 
utipt  fOr  die  einzelnen  Produzenten  inner- 
ulli  gewisser  Grenzen  verschieden  sein; 
•(es  AiMSchlag  geben  diejenigen  Produktious- 
Mnebe,  die  der  pOBten  Ausdehnung  fähig 
•ihI  die  für  sich  imstande  wAren,  die  ganze 
NichfragQ  zu  befriedigen.  Dan  werden  in 
'-r  Regel  die  («vorzugten  Unternehmungen 
'•■•tt.  iiDil  der  P.  richtet  sich  diuiD  also  nach 
>kii  Produkiionakofiten  unter  den  günstig- 
'i«a  Bedii^ingen. 

Ei  hu  la  HifiventlodDissen  und  lufrncbt- 
hueu  Dukoftsionen  greffihrt,  daS  nan  die  Pro- 
•iDktituMkMtm  als  den  selbst  ftodigeu,  nomittel- 
kir  Hirkendeu  BesfimranugitgraDd  des  P.  der 
Mitbig  renuebrbareu)  Waren  bin^^tellt  haL 
Par  die  etazelaen  Prodtueuten  hat  die  Gleicban^jf 
■>i«-fan  Prudaktiona kosten  nnd  P.  Bberhanpt 
küDt  GdtBn^.  fie  tritt  aar  in  der  Massener- 
KiMsonK  der  P.bildmig:  aunäberud  hervor  aud 
(Vir  Rieht  als  Aosdmck  «nt^s  herntebenden 
.titKttxtt",  londem  einfach  als  durchucbuitt- 
wbi*  Beinltat  der  in  ditsriem  Prozeß  sich 
M^eaden  mannigfidti^en  Wirknnjfeu  und  Oegen- 
«uiui^  der  beteiligten  Intereamn. 

^  IHe  nicht  beliebig  vermehrbaren 

WmB.  In  einer  feiTieren  Zukunft  werden 
die  im  obigen  Sinne  beliebig  vermelir- 
•WB  Warenarten  trotz  der  Fortschritte  der 
T-\haik  immer  weniger  zahlreich  werden. 
Iffln  üie  Qutsbaren  Mineralien  in  der  Erd- 
fwlp  werden  immer  schwei-er  zugfinglich 
*nvleo  und  auch  die  Gewinnung  der 
t>*'imi  Menge  landwirtschaftlicher  Boden- 
[•"»Intte  wird  bei  einer  in  allen,  auch  den 
Kiit  Doch  schwach  besiedelten,  Landern 
aogevachsenen  Bevölkerung  schließ- 
■*A  anr  mit  verhtltnism&fiig  immer  mehr 
«•Visiten  Kosten  mOglich  sein.  Auch 
rthnK^ig  gibt  es  schon  manche  Waren, 
'11-  »«Jihaitig  im  P.  gestiegen  sind,  weil 
•if  PrMliiktiun  nicht  imutande  war,  der  zu- 
>  litRfndeo  Nachfrage  mit  gleichbleil>enden 
■'.uM-Q  oacbEiirikAeD.  Bs  sind  dies  oaueut- 


lich  Erseiigniase,  die  nicht  Welthandels- 
artikel im  großen  Stile  bilden,  sondern  auf 
ein  beschränkteres  Absatzgebiet  angewieaea 
sind,  wie  Milch.  Butter,  Eier,  frisohi«  Fleisch, 
Austern,  von  Rohsloffen  nameutlich  Leder 
und  gewisse  Eolzarten.  Wären  die  Pro- 
duktionekosten  solcher  Waren  gleichmäßig 
auf  einen  höheren  Satz  gestiegen,  so  würden 
sie  einfach  wieder  unter  die  zuerst  be- 
trachtete Kategorie  fallen.  Aber  die  Kosten 
sind  durchweg  für  die  mehr  oder  weniger 
bugftnstigten  Betriebe  sehr  verschieden ;  fflr 
manche  mf^n  sie  auch  unter  der  Herr- 
schaft eines  sehr  hoch  gestiegenen  P.  noch, 
auf  dem  frfiheren  Stande  geblieben  sein. 
Auch  bei  den  Waren  der  ei-sten  Kategorie 
kommen  nun  ja  solche  Verechieilen heilen 
der  Kosten  vor,  aber  dort  sind  die  be- 
günstigten Produzenten,  wie  sclion  bemerkt, 
imstande,  nötigenfalls  ihre  Produktion  ax> 
weit  auszudehnen,  daß  sie  den  ganzen  Be- 
darf bei  dem  gegebenen  P.  decken  können» 
und  die  schlecht  gestellten  Produzenten 
mftssen  sich  Edubuße  an  ihren  Gnindi-enten 
oder  ihrem  Kapitalgewinn  gefallen  lassen, 
wenn  sie  nicht  mit  gn>ßem  Verlust  da^ 
Feld  gänzlich  räumen  wollen.  Bei  den 
Waren  der  zweiten  Kategorie  aber,  den 
„nicht  beliebig  vermehrbaren'',  vermögen  die 
begünstigten  Produzenten  auch  bei  äußerster 
Anspannung  ihrer  Kräfte  die  Nachfrage,  wie 
sie  auch  bei  erhöhten  P.  noch  be.-'teht,  nicht 
zu  befriedigen.  Ist  der  P.  infolge  dieses 
Debeigewidits  der  Naclifrage  bis  zu  einem 
brätiiiimten  Punkte  gestie^n,  so  können  neuef, 
unter  nngilnstigeren  Bedingungen  und  dem* 
nach  mit  höheren  Kosteu  proihizierende  Mit- 
bewerber auftreten  und  das  Angebot  ver^ 
mehren;  ist  atioh  deren  Ltostungsfähigkeit 
voll  angespannt  und  die  Produktinn  deoa- 
noch  der  Noclifraf^  nicht  entsprechrad,  so 
steigt  der  P.  weiter,  bis  eine  dritte  Kate- 
gorie von  Konkurrenten  mit  noch  höheren 
Produktion skoäten  in  Tätigkeit  treten  kann« 
und  so  kann  die  Steigerung  des  P.  und  der 
Produktion  noch  weiter  gehen,  bis  endlich 
das  Gleichgewicht  der  letzteren  mit  der 
Nachfrage  erreicht  ist.  Bei  den  nicht  be- 
liebig vermehrbai-en  Waren  dieser  Art  stellt 
sich  also  der  normale  P.  gleich  den  Pro- 
duktionskosten unter  den  ungünstig^^ten  Be- 
dingungen, unter  denen  zur  ßefiiedigung 
der  Nachfrage  noch  produziert  wenlen  muß. 
Es  ist  dies  wiederum  nicht  ein  herrschendes 
Gesetz,  sumlern  das  im  grüßen  und  gauzen 
eintretende  Ergebnis  der  in  der  Rfgel  zu 
erwartenden  Reaktionen  der  Interessen.  Ist 
der  P.  zeitweilig  niedriger,  so  kann  ein  Teil 
der  Betriebe  nicht  mehr  bestehen,  die  Nach- 
frage wird  nicht  voll  ge<leckt  und  sie  ruft 
datier  eine  P.Kteigeruug  hervor;  gehl  der  P. 
Aber  den  der  Regel  eutsprechentlen  Satz 
hinaus,  so  entwickelt  steh  das  Angebot  der 
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Ungunst  igstpn  Prodtiktiooctstiife  noch  veiter 
und  drfiükt  ihn  wieder  lierab,  es  sei  denn, 
daß  die  Nachfrage  dauernd  ziigenommeD 
hatte,  in  welchem  Falle  eine  noch  nu- 
gHnstigere  Produktionsstufe  dauernd  in  Mit- 
bewerb  treten  wtlrde. 

Man  kann  demnach  auch  die  Beziehungen 
des  Angebots  zum  P.  durch  eine  Kurve  dar- 
stellen, unter  der  Voraussetzung,  daß  die 
flbrigen  Bedingungen  des  Angebots  bonstaut 
bleiben  und  nur  die  Sieigerung  der  natür- 
liclien  Schwierigkeiten  bei  Ausdehnung  der 
Pi-oiluktioii  in  dein  steigenden  P.  zum  Aus- 
druck kommt.  Ninunt  man  die  üi-öße  des 
Angehols  skt  Ordinate,  so  beginnt  die  Kurve 
erst  bei  einem  gewissen  P. ,  bei  einem 
Punkte  mit  einer  bestimmten  Ordinate, 
welche  das  Angelmt  darstellt,  das  bei  diesem 
niedrigsten  P.,  also  unter  den  günstigsten 
Be<lingungen  bei  voller  Anspannung  der 
Produktivkraft,  auf  dieser  Stufe  auftreten 
katm.  Nehmen  wir  weiter  nicht  ein  ruek- 
weises,  sondern  ein  kontinuierliches  Steigen 
des  Angebots  mit  dem  P.  an,  so  wird  die 
Kurve  von  jenem  Anfangt-pirnkt  an  mehr 
oder  weniger  sanft  aufsteigen,  bis  sie  die 
gleichzeitig  nach  den  angenommenen  Be- 
dingungen geltende  Kurve  der  Nachfrage 
schneidet.  Die  Abscisse  dieses  Schneiiie- 
punktes  ist  also  der  wirklich  zustande  kom- 
mende P..  bei  dem  Angebot  und  Nachfrage 
bich  ausgleichen.  Handelte  es  sich  um 
eine  beliebig  vermehibaiß  Ware,  m  wflrde 
man  statt  der  Kurve  einfach  eine  gerade 
Linie  haben ,  die  von  dem  den  gleich- 
bleibenden PnxIuktionskoBten  entsprechenden 
Punkte  der  Absdssenaze  senkrecht  in  die 
Hlhe  geht,  bis  sie  die  Nat^h fragekurve 
schneidet.  Statt  der  einen  Nachfragekurve 
mfissen  wir  alter  nach  dem  oben  Gesagten 
■wegen  der  Veiänderliclikeit  der  Obrigeo  Be- 
stimmungsstücke  der  Nachfrage  eine  ganze 
Schar  solcher  Kurven  annehmen.  Elienso 
ist  aber  auch  das  Angebot  nicht  iiui  vom 
P.,  simdern  auch  von  anderen  Faktoren  ab- 
hängig, die  in  Wirldiohkeit  nicht,  wie  oben 
angenommen  wurtle,  konstant  sind.  Durch 
■weitere  Verbesserungen  der  Trans[K)rtmittel 
oder  der  Technik  können  z.  B.  die  steigen- 
den natürlichen  Produkt ionsschwierlgkeltfu 
relativ  vermindert  werden ;  atidererseits 
werden  die  Produktinnskosten  vielleicht  auch 
durch  Steigen  der  Lfilme  und  der  P.  der 
Roh-  und  Hilfsslüffe  erhöht.  So  erhält  man 
für  eine  Reihe  aufeinanderfolgender  Zeit- 
punkte wegen  der  Veränderlichkeit  der 
Hbriffen  BeMtimmungsstücke  des  Angebots 
ebenfalls  eine  Schar  von  Angebotskurven; 
jede  dersellien  wird  sich  im  allgemeinen 
mit  der  demselben  Zeitpunkt  entsprechenden 
Nachfragekurve  schneiden,  imd  die  Abscissen 
■dieser  Schneidepunkte  stellen  die  P.  dar, 
wie  sie  sich  in  der  betrachteten  Zettstrecke 


aus  der  auf  die  mannigfaltigste  Art  beein- 
flußten Wechselwirkung  von  Angebot  und 
Nachfrage  ergeben. 

7.  Die  Monopolpreise.  Von  der  oben 

betrachteten  Kategorie  der  nicht  beliebig 
vermehrbaren  Waren  wird  man  zu  einer 
dritten  Klasse,  der  Waren  mit  Monopol- 
preisen geführt  Relative  HonopotfEtEj- 
lungen  haben  schon  die  bevorzugten  Pro- 
duktionsstufen, da  die  Inhaber  derselben  im- 
stande sind,  zimächst  ohne  Konkurrenz  mit 
ihrem  P.  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  in 
die  Höhe  zu  gehen.  Dann  aber  treten  nach 
dem  vorigen  Schema  neue  Mitbewerber  anf 
einer  ungünstigeren  Stufe  auf,  und  erst 
wenn  auch  durch  deren  Angebot  die  Nadi- 
frage  nicht  befriedigt  werden  kann,  beginnt 
wieder  eine  monopolistische  P.steigenmg. 
Unter  den  obigen  Voraussetzungen  wünfe 
diese  wieder  gehemmt  werden ;  wenn  die 
Produktion  aber  überhaupt  nicht  mehr,  ancfa 
nicht  unter  nodt  ungünstigeren  Bedingimgeo 
weiter  ausgedehnt  werden  kann,  eo  kommt 
das  Monopol  ungehindert  zur  Herrsc^ft  and 
kann  jetzt  auch  den  vollen  Monopolpreis 
durchsetzen.  Dieser  aber  bestimmt  sich 
einfach  nach  dem  Gesichtspunkt,  daß  der 
Oesamtpreis  der  abgesetzten  Monopolwaren- 
menge  ein  Maximum  sein  roufl.  Denn  da 
die  Nachfrage  bei  steigendem  P.  abnimmt, 
80  wird  schließlich  das  Produkt  mp  (weno 
m  die  abgesetzte  Menge  und  p  den  P. 
Mengeneinheit  bezeichnet)  bei  weiterem 
Wachsen  von  p  sich  vermindern,  weil  m  ia 
stärkerem  Verhältnisse  abnimmt,  als  p  zu- 
nimmt Dieser  fOr  die  Monopolinhaber  vor- 
teilhafteste P.  läßt  sich  natürnch  nicht  theo- 
retisch, suadern  imr  durch  Ausprobieren  er- 
mitteln. Uebrigens  lassen  ach  wirkliche 
Monopolpreise  nur  für  solche  Waren  auf- 
recht erhalten,  deren  Produktion  in  den 
Händen,  wenn  nicht  eines  einzigen,  so  doch 
nur  einer  kleinen  Anzahl  von  Interessenteo 
liegt;  so  z.  B.  für  Weine  aus  bestimmten 
bevorzugten  Lagen  und  für  einige  nur  an 
wenigen  Fundstätten  vorkommende  Metalle, 
wie  Quecksilber,  dessen  Verkauf  längere 
Zeit  auf  Grund  eines  Vertrags  mit  der 
spanischen  »md  der  österreichischen  R^e- 
rung  ülter  die  Produktion  von  AJmaden  und 
Idria  von  dem  Londoner  Hause  Kotliscbild 
monopolisiert  war.  Koalitionen  oder  Kartelle 
zwischen  den  zahlreichen  Produzenten  einer 
iu  großen  Massen  erzeugten  Ware  können 
im  günstigsten  Falle  nur  eine  gewisse  vw- 
tragsniäßige  Beschränkung  der  Konkurrenz 
bewirken,  und  die  Beteiligten  sind  oft  schon 
sehr  zufrieden,  wenn  es  ihnen  atif  diesem 
Wege  gelingt  sich  wenigstens  den  oonnalen 
Kapitalgewinn  zu  sictiem. 

8.  Der  Wert  des  Geldes.  Besondere 
Eigentümlichkeiten  zeigt  endlich  noch  die 
P.bilduag  oder,  wie  hier  richtq;er  zu  sag« 
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die  Tausch  vrertbildiing  der  Edelmetalle, 
lir-  rlea  Stoff  des  allgemeinen  P.gutes,  des 
tVMe?,  bilden,  insbesondere  also  des  Goldes. 
Fvi  den  gewChnlicben  Waren  pafit  sich  das 
A<i;?'Ut  der  Nachfrage  an,  una  diese  nimmt 
Ix  c-nengten  Produkte  fortwährend  ans 
•^m  Markte.  FQr  die  P.bildung  sind  also 
rnnner  nur  die  Ergebnisse  der  laufenden 
l'r < .  il  u  k  t i o  n  mafigebend.  Das  zu  Geld 
Pfrägle  Gold  abw  bleibt  zum  weitaus 
n'ÜTen  Teil  stets  im  Verkehr,  und  der 
siirlich  neu  hinzukommende  Betrag  ist  im 

•  ■ixleich  mit  dem  seit  langer  Zeit  ange- 
■amntehen  Vorrat  nnr  gering,  kann  also 
..'i'h  den  Wert  des  Goldes  gegenüber  den 
**'-ip«o  nicht  bestimmen.    Vielmehr  findet 

i>Hie  Gold  einen  geschichtlich  entstan- 
»tTta  W«t  vor,  und  es  kann  bei  freier 
••W  Dar  getiogfügige  Kosten  verursachender 
i^iDg  »nfach  auf  diesem  Wertniveau  in 
^  Verkehr  flieSen;  mir  hei  längere  Zeit 
■iiHTwler  Cbldproduktion  von  nngewöhn- 
'-IfT  (itQSo  macht  sich  allmaliliuh  eine 
Vfrtrenninderang  des  Geldes  gegen  die 
u.n>*D  bemerkbar.  Das  Gold  geMrt  ohne 
/n^lfel  in  deu  Ofltem,  deren  Prodnktion 
iti*T  den  grOStea  Verschiedenheiten  der 
[vdifigitQgea  stattfinde  Aber  der  Satz,  daB 
•»•II  Wert  durch  die  Produktionskosten  sich 
>  h  'Im  iingQnstigstf^n  Bedingungen  richte, 
*-jf  für  diätes  Geld metall  keinen  Sinn,  denn 
•h-  kJoine  (Quantität,  die  jahrlich  unter  den 
i..:nra<iitigsten  Bedingungen  gewonnen  wird, 
'•1  lüf  dfn  Tauschwert  des  Goldes  gänzlich 
'■«!■:  Bedeutung;  vielmehr  gilt  hier  der  um- 
i>*ii<*(irie  Satz,  daß  der  gegebene  Tansch- 
^rfi  dt-'s  Goldes  bestimmt,  bis  zu  welcher 
S*'ife  der  T^ncrgiebigkeit  nach  unten  die 
triiiiljjitten  noch  ausgebeutet  werden.  Vor 
-'"itren  Jahrzehnten  wurde  am  elsässischen 
K'MDufpr  noch  hier  und  da  Gold  gewaschen, 
Um  eine  Tage«arbeit  ungefähr  1,2Ü  M., 
kl""  'k-n  notdflrftigsten  Lebensunterhalt  des 
.V'ti*i(ers>.  ergab.    Das  war  für  Deutschland 

äußerste  Grenze  der  Gold  Produktion, 
A'-r  oalflrlich  hatte  das  so  gewonnene  Gold 
t-itt«7i  Einfluß  auf  den  Goldwert.  Auch  die 
C'*r,hnlichen  Verhältnisse  von  An^bot  und 
.y  itfnige  treffen  fflr  das  Gold  in  seiner 
)jzv:H$i>liaft  als  Geldmetall  nicht  zu.  Denn 
"1-  Nachfrage  nach  Gold  ist  nicht  durch 

•  konkretes  Berlflrfnis  bedingt;  sie  wird 
•Inn  ti  die  ganze  Ma8»e  der  Absatz  sucben- 
>f)  Warm  und  Arbeitskräfte  dargestellt, 

uid^reneits  schlägt  sie  fortwährend  in 
''*)  ebenso  großes  nnd  allgemeines  Angebot 
-  «  fnihl  um,  da  jeder  das  Geld  nnr  emp- 
■'^ci^nin  es  wieder  auszngeben.  DerTausch- 
••^  <l»  Qddea  (von  dem  dann  auch  wieder 
•tt  Wfifi  dat  für  andere  Zwecke  verwen* 
'^''a  Barrenmetalls  abhängt)  gegenfiber  den 
V«rPB  mnM  ftlao  im  weeentucheD  bedingt 
■Hl  dordi  das  VerUUtoift  der  in  einem 


Lande  vorhandenen  Gesamtmenge  des  Geldes 
zu  der  Gesamtmenge  der  Waren,  die  in 
einer  bestimmten  Zeitsirecke,  sagen  wir  in 
einem  Jahre,  gegen  Geld  umgesetzt  werden. 
Dieses  Verhältnis  hängt  nattlrlich  auch  von 
der  Schnelligkeit  der  Verwendung  de»  Geldes 
oder  von  der  durchschnittlichen  Größe  der 
nicht  benutzten  Kassen  bestände  ab.  Die 
Menge  des  Geldes  allein  kann  natürlich 
nicht  entscheidend  sein;  denn  schon  w^n 
der  Zunahme  der  Bevölkerung  wächst  auch 
die  jahrlich  umgesetzte  Warenmenge  und 
in  der  Regel  nimmt  diese  auch  ständig  zu 
infolge  der  fortschreitenden  Steigerung  der 
Produktivität  der  Arbeit  durch  technische 
Verbesserungen.  Diese  aber  in  Verbindung 
mit  den  Transporterleichterungen  können 
eine  bedeutende  Erniedrigung  der  P.  vieler, 
ja  selbst  aller  Waren  herbeifflhren ,  ohne 
daß  deshalb  der  Wert  des  Geldes  an  sich 
eine  Aendenmg,  in  diesem  Falle  eine  Er- 
höhung, er^rt;  es  wird  dann  aber  auch 
die  Menge  der  mit  geringeren  Produktions- 
kosten und  daher  billiger  hergestellten 
Waren  enlsprechend  zuuehmen,  so  daß  die 
gesamte  jährliche  Umsatzsumme  nicht  ab- 
nimmt, sonriern  vielleicht  noch  zunimmt 
So  ist  insbesondere  die  seit  1873  einge- 
tretene Erniedrigimg  der  meisten  Waren- 
preise nicht  durch  eine  Werterliöhung  des 
Goldes,  sondern  durch  eine  Verminderung 
der  Transport-  und  Prodnktiunskosten  zu 
erklären.  Beispielsweise  belief  sich  die 
Roheisenproduklion  in  Deutschland  im 
Jahre  1H73  auf  2241000  t  im  Werte  von 
248  615000  M.,  der  Durchschnittspi-eis  der 
Tonne  also  auf  lU  M.  Im  Jahre  189t>  da- 
gegen wurden  6373000  t  im  Werte  von 
2tf9  660000  M.  erzeugt.  Obwohl  also  der 
Durchschnittspreis  der  Tonne  auf  47  M., 
weniger  als  40%  des  P.  von  1873  gesunken 
war,  stellte  pich  der  Gesamtwert  der  Pro- 
duktion um  20  "/o  höher.  Bei  diesem  niedrigen 
P.  aber  erzielten  die  Hfittenwerke,  wie  die 
Dividenden  der  Aktiengesellschaften  be- 
weisen, einen  sehr  befriedigenden  Gewinn, 
weil  ihre  Produktionskosten  bedeutend  her- 
abgesetzt waren.  Das  zeigt  sich  schon  in 
der  Tatsache,  daß  die  mittlere  Belegschaft 
der  sämtlichen  HochOten  1873  28 123  Mann, 
im  Jahre  1896  aber  bei  einer  beinahe  drei- 
mal so  großen  Produktion  nur  26562  war. 
Ebenso  zeigt  sich  der  technische  Fnrtschritt 
in  der  Verminderung  der  Zahl  der  beiriebenen 
Bochöfen,  die  1873  (mit  Einschluß  der  da- 
mals noch  zaldreicheo  Holzkohlenöfen)  379, 
im  Jidire  1896  alter  nur  229  betrug.  Auch 
die  meisten  anderen  Industriezweige  be- 
fanden sich  TOD  1896—1900  trotz  der  Ernied- 
rigung der  P.  in  einer  günstigen,  zum  Teil 
in  einer  glänzenden  Lage,  eia  Beweis,  daß 
die  P.  normal  waren  und  den  ProdiiktitHia- 
kosteu  eDbsprachen.    Wenn  von  d«  euro- 
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jAischpD  Laad  Wirtschaft  oicht  dasselbe  ge- 
sagt werdeo  koDote,  so  lag  der  Oniad  nicht 
in  Werttiteigerung  des  Ouldes^  sondern  in 
der  HerabdrQckuug  der  eurof^üscben  Grund- 
irente  durch  die  Erst^iefinng  anagedehnler 
bevorzugter  Piuduktioa^biete  in  den  Qber^ 
aeeisuhen  Lftndera. 

Wenn  alle  ütH*igeQ  Umstände  gleich 
bleiben,  —  eüie  in  der  Wirklichkeit  freilich 
nie  zutreffende  VoraussetzUDg  —  so  hat 
ohne  Zweifel  die  Vermehrung  des  Geld- 
vorrats die  Tendenz,  die  P.  zu  ertiSh^i,  und 
die  Vermrudenmg  desselben  die  Tundenz, 
sie  herabzudrQcken.  Gleichwohl  aber  wird 
gelbst  unter  dieser  Annahme  diese  Tendenz 
nicht  immer,  und  namentlich  nie  in  irgend 
einer  bestimmten  Propurtiouatitat  zu  der 
Geldmenge,  tatsächlich  wirksam.  In  den 
Jahren  ltj73  und  1873  sti^n  die  P.  nicht 
nur  in  DeiitschlaDd,  das  die  französischen 
Milliarden  erhielt,  sondern  in  gleichem  Maße 
auuh  in  England,  das  wegen  seiner  Be- 
teiligung an  den  französischen  Anleihen 
grüße  Summen  von  Gold  an  Deutschland 
abgeben  mußte  und  seinen  Goldvorrat  niu* 
eben  aufrecht  erhalten  konnte.  Andererseits 
ist  seit  Iti9o  der  Goldvorrat  der  zivilisierten 
Welt  in  einem  früher  nie  dagewesenen 
Maße  gewachsen,  und  dennoch  steht  das 
allgemeine  Preisniveau  gegenwärtig  nied- 
riger als  in  jenem  Jahre.  £3  kommt  hier 
vor  all(>m  in  Betracht,  daß  bei  der  modernen 
Eutwiukelung  des  Bankwesens  ein  sehr 
großer  Teil  des  Warenumsatzes  nicht  mit 
Benutzung  vou  wirklichem  Geld,  sondern 
mit  anderen  Hilfsmitteln  des  Umlaufs  aus- 
geführt wird,  wubei  auf  das  Geld  nur  als 
Weitinaß  und  Rechaungseiiiheit  Bezug  ge- 
numiuen  wird.  Je  umfassender  dieses 
System,  insbesoodm  der  Check-  und  Glea- 
riiighaiisverkehr  zur  Anwendung  kommt, 
um  so  weuiger  bares  Geld  ist  zur  Bewäl- 
tigung desselbra  Warenumsatzes  erfordere 
lieh.  Daher  hat  England,  das  in  dieser 
fieziehniig  in  Europa  am  weitesten  fort- 
geschritten ist,  einen  weit  genngeren  Be- 
stand an  Metallgeld  als  Frankreich,  obgleidi 
es  eine  weit  gi-Gßere  Gfitermasse  uuisetzt. 
Dagegen  spielen  in  Frankreich  wie  auch  in 
Deutschland  die  nicht  metallisch  gedeckten 
Banknoten, die  in  England  seit  mehreren  Jahren 
au»  der  Zirkulation  gänzlich  verschwunden 
sind,  noch  eine  größere  Rolle,  nnd  auch 
diese  bilden  ein  auf  dem  Kredit  beruhendes 
Ersatzmittel  des  Geldes,  durch  welches  auf 
die  P.  ebenso  wie  durch  das  letztere  ein- 
gewirkt werden  kann.  In  Perioden  leb- 
hafter Spekiilatiun  können  daher  die  P. 
ohue  Vermehrung  des  baren  Geldes  lediglich 
durch  stärkere  Ausnutzung  des  auf  Kredit 
beruhenden  ünilaufsmechaiiiamus  bedeutend 
emporgetrieben  werden.  Es  tritt  dann  frei- 
lich früher  oder  später  ein  Rückschlag  und 


in  dessen  Gefolge  vielleicht  eine  Zeit  der 
Stockung  oder  Stagnation  ein,  und  ia  eioer 
solchen  bleiben  auch  bedeutende  Vmneh- 
ningen  des  Geldvorrats  für  die  PJiewegaiig' 
wirknngsloSi  vml  ne  dann  nur  dazu  dieoea, 
Ereditumlaufsmittel  zu  enetzea,  z.  B.  vor- 
her nicht  metallisch  gedeckte  Noten  in  ge- 
deckte zu  verwandeln. 

9.  Dte  IndexzahleB  und  das  Pjüveaa. 
Cm  den  Stand  und  die  Verftudeningen  des 
allgemeinen  P.niveaus  äoig^uafien  za  cfa«- 
rakterisieren,  benutzt  man  die  P.beweguos^ 
einer  größeren  Anzahl  der  wichtigsten  Waren. 
HerkOmml  icherweise  werden  nameuttich  die 
vom  „Economist"  nach  Newmarch  einge- 
führten sogenannten  Iudex  mimbeis  be- 
achtet, die  aus  den  Preisen  von  22  Waren- 
gattungen  abgeleitet  stud.  Für  jede  ist  der 
Durchschuiitspreis  in  den  Jahren  184.'i— 1850 
gleich  100  gesetzt  und  danach  der  P.  fOr 
die  folgenden  Jahre  in  Prozenten  ansgedrflckt. 
Diese  22  Zahlen  werden  dann  eintach  ad- 
diert, da  die  Bildung  eines  Durchschnitts 
nicht  nötig  ist,  weil  es  sich  nur  um  die 
Auf-  und  Abwärtsbewegung  handelt,  die  in 
der  Summe  ebenso  deuilich  hervortritt. 
Sauerbeck  hat  im  Journal  of  the  Statisti- 
cal Society  prozentmftßige  Indexiahlen  ver- 
öffentlicht, die  aus  den  P.  von  45  Waren 
abgeleitet  sind  nnd  die  DtvchBchnittsprase 
in  den  Jahren  18ü7 — 18/7  als  Ausganga- 
pitukt  haben.  Dieselben  zeigen  im  ganzen 
gleichartige  Bewegungen  wie  die  des  „Eoo- 
nomisV'.  Soetbeer  hat  Üniersuchungen  auf 
Orimd  der  Hamburger  Warenpreise  ange- 
stellt und  diese  sind  später  von  Conrad  ia 
mehreren  Jahi^gängen  seiner  Jahrbücher 
fortgesetzt  worden.  G^eo  die  dnfiu^-hea 
Indexzahlen  oder  die  arithmetischen  Uitlel 
aus  den  Prasen  kann  man  einwenden,  daA 
\m  ihnen  die  Quantitfttaa  der  in  den  Ver» 
kehr  kommenden  Waren  nicht  berOcksiditigk 
werden,  daß  also  darin  z.  B.  der  P.  des 
Indigo,  der  jährlich  nur  in  verfaftttnisnriUig' 
geringen  Meugen  veritauft  wird,  mit  dem- 
selben Gewicht  in  die  Rechnung  eingeht, 
wie  Baumwolle  od«-  Eisen.  Für  waren,  die 
ausschließlich  aus  dem  Auslände  eingeführt 
werden,  liefert  die  Uandelsstatistik  die  Ver- 
brauchsziffer  mit  genügender  Sicherheit,  der 
Absatz  der  inländischen  Erzeugnisse  dagegen 
läßt  sich  in  vielen  Fällen  nur  ungcoaa 
schätzen.  Ziu*  Beurteilung  der  Bewegungen 
des  allgemeinen  P.niveau8  genügt  indes  die 
ZusatnmeoEassung  einer  verh&l  tn  wraÄßi^ 
kleinen  Zaiil  der  wichtigsten  Waren  mit 
einer  annähernden  Schätzung  der  auf  den 
Markt  gebrachten  Mengen.  Die  beste  Art 
der  DarstelluQg  dieser  Bew^mgen  ^«r 
besteht  darin,  daß  man  die  im  Jahr  x  ver- 
kauften Meugeu  Äl»i,  Ms,  M^s,  usw.  der 
ausgewählten  Waren  einmal  mit  den  wirk- 
lichen P.  dieses  Jahres  p^i,       pH  »sw. 
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ao'j  «odaan  aacfa  mit  den  eDtsprechenden 
P.  des  AitBgangHjahres  ph,  p'g,  p^s  usw. 
nultipliziert  nod  die  Sumroeo  der  erstereo 
hodiikle  durch  die  der  letzteren  dividiert 
Ilia  Sinken  und  das  Steigen  dieses  Qiio- 
LdJi^D  eotspncht  dem  Sinlieo  oder  Steigen 
iln  i'jiiTeftiB  im  Verbaltnis  zum  Aubugs- 
fiiiK,  loiles  ist  es  auch  bei  diesem  Ver- 
iihr'a  niclit  mOgiich,  die  interessante  Frage 
i-i  Vtea,  zu  dert^n  Beantwortung  viele  ulme 
«•iioes  die  Indexzahlen  verwenden:  nAm- 
Mi  «he  Frage,  welche  Aendening  der  Wen 
:r<  Geldes  selbst  in  den  letzten  Jahr* 
j'itniea  durchlaufen  hat.  Wenn  die  in  den 
•  Jtren  liegenden  Ursachen  der  Preis&nde- 
nofMi  tufAlliger  Art  w&i«d,  also  mit 
z^Ktm  Wahrscheinlichkeit  Steigen  und 
Sukpii  berronnden  könnten,  so  w&re  man 
likrlinp  beim  ZiLHammeofassen  der  P. 
nm-  grßfierea  Anzahl  too  Waren  zu  der 
\iiB^iiie  berechiigi,  datt  die  n^ativen  nifd 
ivsiiirea  Schwaukungen  sich  ann&heruü  aiif- 
rh-twn  und  demnacli  in  der  Oeeaiiilenranie 

deren  Durdischnitt  nur  die  auf  alle 
r.  gleichm&ftig  wirkenden  WnlftudeniDgpn 
M  <it>ktes  hervortreten  wflnlen.  Älier  jene 
AiiBahme  trifft  nicht  zu,  vielmehr  wirken  die 
if*-i«bHlemden  Ursachen  auf  Seiten  der 
MtfvD,  wie  nameotlich  Tranfiporterleiclite- 
mnigea  niid  technische  Verbesserungen,  fost 
■■■1  aileo  nach  dernelben  Richtung,  und  von 
nu(Y  Ausgleichung  kaun  daher  keine  Rede 
*'in.  L)er  so  lange  dauernde  Rückgang  der 
tj'IrxahltA  kann  daher  ganz  und  gar  nicht 
<i*  Beweis  fflr  die  angebliche  Grhöhuug  des 
)r-M«ertee  ao  sich  angemimmen  werden. 
In  Aer  [uigenden  Tabelle  sind  die  ludex- 
isiilfo  des  j.EconomiBf  fflr  eine  Reihe  von 
•uimi,  und  zwar  fflr  den  Jahresanhing  (oder 

dw  Ende  des  vorhei^henden)  zu- 
U'nmfngestellt.  Der  AuBgaugswert,  der 
•>  Ii.  me  geeagt,  auf  die  P.  der  Jahre  lb45 
tu  'Ji  bezkfbt,  ist  2200. 
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Uu  Pjiiveau  bat  ndi  also  in  den  Jahren 
'''^t-lHOe  am  tte&teo  gestellt,  obwohl  die 
'•<MprDijoktion  seit  1891  in  ganz  eDonn«n 
V'h  sugenonmen  hat.  Aber  gerade  in 
■l*^  Periode  Viesen  die  Verhältnisse  da- 
'■«liHtrie  «ine  fortschreitende  Beiwemng 
c-'  und  diew  gtlastige  Konjunktur  dauerte 
'11.  Us  im  JAr  1901  wieder  ein  RQck- 


schlag  eintrat,  der  in  der  Indexziffer  fflr  das 
Eude  dieses  J^res  deutlich  zutage  tritt. 

In  den  folgendeo  Jahren  zeigt  das  P.- 
niveau  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  I^a^ 
entsprechend  wieder  eine  Hebung,  die  in 
der  nächsten  Zeit  vielleicht  zu  einem  Um- 
schlag der  Konjunktur  fflhren  wird. 

Cuniad  hat  fflr  19  Warenarten  die  pro- 
zentualen P.äuderungen  mit  Berflcksiclitii^uug 
der  in  Deutschland  verbrauchten  Mengen 
berechnet.  Die  allgemeinen  Durchschnitts- 
zahlen sind,  wenn  der  Durclischnitt  der 
Jahre  1871—1880  ^  100  gesetzt  wird, 
folgende: 

lfi81-85  81,83  1901  67.37 

Ibti6-l0  67.S8  19  Ii  66,35 

t8!(l— 68.74  1903  64,43 

1S96   (0  63,74  19Ui  62,93 

Das  arithmetische  Mittel  ans  den  Durch- 
schniltfipreisen  von  135  Warenarten  in  Ham- 
burg betrug  in  denselben  ZeitrAumen  und 
Jahren  nach  Conrad 

87,30— 83,36  -83/)o— 74,94 
70,17  -68,31—70,15—70.16 

In  diesen  wie  auch  in  den  vorhergehen- 
den Zahlenreihen  treten  die  Bewegungen 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Kunjunk- 
turen  nicht  so  hervor  wie  in  den  Iudex- 
zaiüen  des  £conomist.  Es  mag  dies  zum 
Teil  dahpr  kommen,  daß  die  letztei-en  sich 
auf  die  P.  in  bestimmten  Zeilpunkten  be- 
ziehen, die  ersteren  aber  auf  Jahretidiu^- 
Bchuiitt^preise. 

UterKturx  AuapitM  und  Lieben,  Unterwrhtngen 
über  die  Throrit  de*  PrtWB,  Leipzig  1888.  — 
Zuekerkandl,  T/iforie  det  Prettem  mit  be- 
iouderrr  BerHekHchlig^titg  der  geachiehtii^hett 
EntWickelung  der  Lehre,  LeipHg  1889.  —  Dietxel, 
Zur  ktaetiMchn  Wert-  und  Preietheorie,  Jtdtrb. 
f.  Not.  u.  um.,  3.  Fitlye,  Bd.  J.  —  v.  Btfhm- 
Baweric,  Wert,  KuMten  nnd  ÖreimvtMem,  eAvfirfa, 
S.  Foif/e,  Bd.  III.  —  Tooke  und  Nrwmuireh, 
OeaekiehU  und  BetUmmung  der  Preiee,  deult^ 
von  Aeher,  Dn$deii  1868,  —  tJntervtrhungen  Ober 
den  Einßitfi  der  dietTibnliven  (itwerbe  auf  die 
Preise,  von  van  der  Borght,  Bayerdörffer, 
Oerlach,  lAtdwig-Wolf,  Lexla,  Ürhriften 
dee  Ver.  /,  Sotiatpft ,  Bd.  XXXVI  und  XXX  Vit, 
Leiptig  1888.  —  Sehwtedland,  Da*  VerhäUnii 
der  Groß-  und  Kleiuhandeltpreite ,  Jahrb.  für 
Hot.  u.  Ulat.,  If.  F.,  Bd.  XIX.  —  Ltuptyre», 
Die  Bererkfung  einer  näheren  ^vieeteigeritng, 
Jahrb./.  NitL  u.  SiaL,  1871,  Bd.  XVI.  —  PttOMA«» 
Studien  Uber  di«  NiUmr  der  OetdemmHung, 
Jena  1878.  — «Tevon^  InveatigaUone  iit  »rrmiy 
andfinanee,  London  1884.  —  LOtT,  Beitrag 
tut  ütalittik  der  Prci»*,  f^anl^it  a-fM.  1885. 
—  Soetbeer,  Materialien  tar  Erläuterung  und 
Beurteilung  der  virtsehaftlichen  EdelmflaUrwr- 
haünta$eeU.,f.Auß.,  BerUnl886. —  Waanerrab, 
Preise  und  Krisen,  Stuttgart  1889.  —  UndMy, 
Die  Prriebewegwig  der  Edelmetalle  aeit  1850, 
Jena  1893.  —  WiehaeU,  Oetdiin»  und  Oäter- 
preise,  Jena  1898.  —  CiuweC,  iSrmtdr^  einer 
elementaren  Preielekre,  Tübinger  ZeiUckr.  fllr 
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l^aaUtt.  1899,  S.  S95/g.  —  Zttckerkandl,  Art. 
,J*reü"  im  H.  d.  St ,  t.  Anfl.,  Bd.  VI,  S.  tSlfy., 
1901.  —  Conrad,  Die  Eniwickelung  de«  Prei»- 
Tiiveatts  in  den  letzten  Dezennien  etc.,  Jahrb.  f. 
Sat.  u.  Stat.,  S.  folge,  Bd.  XXXI  f«nd  frühere 
Jahrgäitge).  Lext». 


Preistaxen. 

1.  Altertnm  nod  Mittelalter.  3.  Der  Folitei- 
Staat.   3.  Das  19.  Jubrh. 

1.  AltertDB  aad  Mittelalter.    In  den 

griechiwheu  äu<lt^taaten  and  im  alten  Bom 
r^lte  die  Obrigkeit  den  Oetrtjideband«!  anf 
manuif^ache  We.se,  n.  a.  auch  darcb  beatimmte 
F.  Ihren  besonderen  Charakter  «rhielten  diese 
Bestrebnugen  dailarch,  daU  sie  in  erster  Liuie 
die  Tendenz  verfulgteu,  die  baatitst&driiiche  Be- 
TClkeruiig  mit  deu  nutweudignteu  Leltenamitteln 
zu  versurü^en.  Xu  uroUen  uud  ganzen  jedoch 
hatt«  das  rSmische  Becbt  den  Uniudsatz,  daß 
die  Pieisbestiuiuinng  des  Kaatgemihäfte))  Sache 
des  revbclicb  freiea  Willens  sei.  Eine  eigen- 
artige  Entcheiaiing  ist  die  THXordnang  des 
Kaisers  Diokleriau  vom  Jabre  301,  welche  den 
VersDidi  darstellt,  das  Verbälmifi,  iu  dem  Waren 
gegen  das  entwertete  Kreditgeld  anKgetanaelit 
werden  sollten,  dnrch  eiu  Hacfatgebut  der 
Ri'giening  festzustellen.  Es  handelt  sich  dabei 
nm  eine  möuzpolitische  Haßievel  mit  dem 
Nebenzweck,  die  La^e  der  Trnppen  zu  ver- 
bessern;  der  Soldat  suUte  wieder  mit  seinem 
Sulde  etwao  ausricbteu  können.  Diener  Tarif 
be-schrttnkte  sich  nicht  bloU  auf  die  Dinge  der 
täglichen  Notdnrfi.  Im  byzantinischen  Reich 
sind  F.  au  der  Tageaurdnang ,  und  auch  im 
spfttrOmischen  Italien  itcbeiueu  sie  Üblich  ge< 
wesen  zn  sein.  Ob  die  mittelalterlieben  Taxen 
an  die  spätrem ischen  in  Italien  aukntipfen.  läUt 
Rieh  nicht  mit  Sicherheit  entscheiden.  Im  Mitirl- 
alter  kam  in  der  kauonistfscben  Wirtflcbaftidebre 
eine  Theorie  auf,  die  im  (Gegensatz  sa  deu 
Prinzipien  des  römiKcben  fit-chts  davon  aus- 
ging, dal!  die  ret^btlicbe  Freiheit  des  subjektiven 
WiileHH  bei  der  Preisbestimmung  auszusi  hlieUeu 
und  darcb  Recbtsuormeu  die  objektive  Richtig- 
keit des  Preise«  als  weseutliches  Erfordernis  des 
Kaufvertrages  aufrecht  zu  balteu  sei.  Als  ein- 
f8cb^tt»(  Mittel  für  die  Erreichung  dieses  Zweckes 
mnltie  die  legale  Fiziemuir  des  Preises  dnrch 
die  Obrigkeit  «r>cheiurn.  Die  Präzis  des  Hittel- 
alters kam  der  herrschenden  Theorie  entgegen 
Naujentlicb  etwa  seit  dem  13.  Jahrb.,  d.  b.  seit 
dem  Beginn  der  Blüte  der  Städte,  begegnen 
wir  obrigkeitlichen  ?,,  die  sieb  zunächst  anf 
Lebensmittel  beziehen,  aber  gruiidr^fttztich  nichts 
ausschließen  und  fortschreitend  auf  immer  mehr 
Oetfeuatände  ausgedehnt  werden.  Dieses  Taxen- 
wesen hängt  aufs  engste  mit  der  daiiitUigen 
Organisation  des  gewerolichen  Lebens,  der  Zunft- 
verfasBnng,  susammen.  Sie  bernhte  auf  der 
Idee,  daß  die  Obriitkeit  erstens  darüber  zu 
wachen  habe,  daß  das  Fnbliknm  gnte  nud  pr»-ia- 
wUrdige  Ware  erhalte,  zweitens  aber  auch 
darüber,  daß  der  städtische  Handwerker  seine 
Nahrung  finde.  Fbr  die  Erreichung  dieses 
Zweckes  empfahlen  sich  ebenso  wie  fUr  die  des 
Ton  der  kanonietiscben  Theorie  antfestrebten 
Zieles  ganz  besonders  obrigkeitliche  Preisfest' 


Eetztmgen.  Diejenige  Obrigkeit .  welche  die 
Taxen  aufstellte,  war  in  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Periode  regelmälHir  die  städtische. 
Sie  verfuhr  dabei  oft  mit  Anziehung  der  ZOnfte, 
oft  ohne  sie,  mitunter  auch  in  direktem  Uegva* 
satz  gegen  sie.  Die  BeviincainiDg  des  heimischen 
Handwerkers  trat  in  der  Weue  hervor»  daß 
die  Taxen  ttlr  die  Fremden  («.  Art.  „Fremdea- 
recht**,  oben  Bd.  I,  8  MKtfg.)  anders  besliiamt 
worden.  Die  Festsetanngen  entrecktai  aick 
Tielfach  auch  auf  die  Löhne  der  Gesellen. 

2.  Der  Poliseistaiit  Die  städtische 
Ordnung  des  CtewerbewesCTS,  die  etwa  seit 
dem  13.  Jahrh.  bestand,  wird  nüt  dem  Aua- 
gang des  Mittelalters  abgeltet  durch  die 
staatliche  (in  DeiitsühJand  vorzugsweibe  die 
terrttoriaie).  Das  gilt  auch  tod  den  Taxen. 
Teilweise  im  Verein  mit  der  städtischen 
Obiigkeit,  teilweise  aber  —  und  im  Laufe 
der  Zeit  in  steigendem  Malie  —  auch  ganz 
selbsl&nitig  stellt  der  Staat  jetzt  Taxen  aui 
Die  atte  Zunft  Verfassung  bleibt  in  ihrem 
Kerne  erhalten.  Die  Lotung  Qbernimmt 
ieihtch  mehr  und  mehr  der  Staat.  Das 
Taxen  wesen  erfährt  jetzt  eine  noch  grSfiers 
Ausdehnung,  uud  die  Berechnungen,  die 
man  anstellt,  um  den  angemessenen  Preis 
zu  bestinimeu,  sind  sehr  detailliert  Was 
diu  Wirkung  der  Taxen  lietriffl,  so  gilt  von 
allen  Öffentlichen  Preisfesttsetzungen ,  was 
Adier  von  den  mittelalterlichen  sagt:  Jn* 
wieweit  das  „pretiura  legiiimum**  auch  in 
Wahrheit  das  angestrebte  „pretium  iustum'* 
war,  dai'fll>er  entschied  in  letzter  Inslaaz 
die  sachliche  Kenntnis,  der  verständige 
Kalkill  und  der  natürliche  Takt  der  ge- 
bietenden ßatskommissioD."  Hinter  ihrem 
Ziele  bleiben  alle  Taxen  mehr  oder  weoigw 
zurRck.  Im  übrigen  wenlen  die  Preis»!- 
setzungen  der  älteren  Zeit  duruh  die  da- 
maligen allgemeiueu  Verhältnisse  —  geringe 
Kapitalraacht,  schwaclie  Bevölkerung,  XlauKel 
an  Kommunikationsmitteln  —  gerechtfertigt 
Wo  diese  VoraiisBetzniigCT  dage^u  furt- 
fallen, wo  femer  die  Zahl  der  kumpUziertea 
Waren  tind  der  verschiedeaeD  UQtegrailQ 
der  Waren  zunimmtf  da  ist  die  eigeutUcbe 
Periode  der  Taxen  vorbei. 

8.  Das  19.  Jahrb.  Im  1&  Jahrb.,  das 
praktisch  noch  duruhaus  aiiEdem  Standpunkt 
der  obrigkeitliclien  CreisfestsetziiDgeo  bteht, 
erheben  sich  in  der  Theorie  berrats  namhafte 
kritische  Stimmen.  Man  weist  auf  die  l'n- 
wirksamkeit,  auch  die  Schätilichkeit  der 
Taxen  (die  Fleischer  z.  B.  wollten, 
man,  Heber  billiges  und  sclilechtes  als  teueres 
und  gutes  Fleisch  einkaufen)  hin.  Am  An- 
fang des  19.  Jahrh.  gibt  die  Praxis  dieser 
Tendenz  nach.  In  Preufien  z.  B.  wurden 
die  Taxen  im  Zusammenhang  mit  der  im 
Jahre  1810  eingeführten  Uewerbefieiheit 
der  Hauptsache  nach  beseitigt  Die  heutigea 
Verhältnisse  sind  durch  die  Gew.-O.  vom 
Jahre  1869  bestimmt  Diese  schliellt  ohrig- 
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leiiliche  Taxen  grundB&tzlich  aus  und  fiber- 
lült  die  Feetsetziing  des  Preises  der  freiea 
KnokiUTeoL  Nur  für  bestimnate  einzeloe 
■leiFfrbe  hält  sie  Taxen  fest:  für  die  Aerzte, 
Ap>itht?ker,  Feldmesser,  Auktionatoren,  W&ger, 
^Kiniüleinfef^r,  Straßengewertie  (Dienst- 
b'iii^.  Droschken  kiitBcher).  Die  von  ihr  zn- 
^tiwaeoen  SeJbttttaxen  der  Bäcker  und  Oast- 
vine  sind  k^ne  obngkettliehen  Taxen,  sod- 
den)  Dur  Preitüi^D,  die  von  dem  Gewerbe* 
trcibeodeo  fesigesetzt  uod  der  Obrigkeit 
ccvzdgt  werden. 

lÜrratnr  t  BrrgUi&f  Nmm  A/fMy-  «nd  Cameral' 
^fttim,  6  Bde.,  Leipzig  1775 — SO.  —  RoMsher, 
ry*t.  i  (U-  Auß.),  f  U4.  S.  SSO  fg.  —  JSnde- 
«anM,  Ätutim  in  der  romanitch^kanonitlUchen 
%'iiutlvifi»-  und  ReehUdehre,  Bd.  Ii,  8.  t9fg., 
itniut  igSS.  —  K.V.  Rohraehetdt,  Die  Brot- 
i*M  and  die  GttrieAubäekeni,  Jahrh.  f.  N'U. 
-  Atot,  Bd.  XUX,  S.  4S7Jg.  —  Bertetbe, 
<'r*Kktrkle  der  t\jUteitaxen  in  ßeuhchland  und 
fyr-firm,  ^enda,  Bd.  U,  S.  SSSfg.  —  BahU 
■MM«;  Die  münlertehe  Komtaxe  IU9—1760, 
lnt^.f.we»^Qeeekiehte.  Bd.XLIX.  MUnater 
I  1891.  —  Lexi»,  AH.  „GetnidehandtU- 
J-Juü'-,  U.  d.  SL,  S.  Attß.,  Bd.  IV,  a.  t7S/g.  — 
yereftbe,  Art.  ,J*reittfearhirkU",  ebenda,  Bd.  VI, 
\  t\\fg.  —  £.  V.  Hohrsckeldt,  Art.  „Preis- 
i  --^-,  tbenda,  S.  S59/g.  —  O.  Aüler,  Die 
FiffnliU^rrungepoUtik  der  deutsehen  Htädte  beim 
ititjantf«  dea  Mittelalter»,  Tangen  189S.  — 
K.  Jityer,  Lekrbueh  d.  d.  V.  R.  (t.  Aufi.), 
Lnf!igJS9S.94.—K.  Bücher,  DiediulUtttanistike 
7  iurdmung  vom  Jahre  Ml,  Zeitsehr.f,  UlaaUw,, 
L  S.  IS  9  Jg.  —  W.  Nmtdd,  Die  Getreide- 
itmHel^itHc  der  ewopäitchM  StaaUn  vom 
.'.  U»  tun  ta.  Jahrh.,  Brrltn  1890.  —  L.  M. 
Bartmann.  Zur  WirUehe^egesehiekU  Italiens 
fnihm  jfiUelaUer  (vgl.  &  tS,  S8,  9»,  94), 
tnikii  ISM»^  —  S.  ferner  die  Literatur  «um  Art. 
.JSinJIe".  G.  V,  BHaw, 


Preiswerk  (Handwerk) 

^Gewerbe  inefbesondere  sub  VIII 
Obau  Bd.  I  S.  lUlOfg. 


PnBgewerbe,  Freflrecht. 

I  Allgpioeines.  2.  P.recht  und  P.gewerbe 
n  [<eat»dien  R«i'>fae.  3.  P.re<-h(  und  P.|fewerbe 
u  AiblmdcL  4.  VolkuwirCocbaftlicbeB  imd  Sta- 
'i'ittchM  aber  6m  P.gewerbe. 

I.  Allsmeiae«.  DaB  die  historische 
'  'T'KHllsi^eiteii  niodemen  GtewerbebeKrii^  aiif 
rntcracheidnne  zwischen  ^tAdtischer** 
>  i-i  J&«Ui(^er^  Nahrung  heniht  (wie  ich 
'»»•ii»  oben  B»!.  I  S.  Iü25  hervorgehoben 
das  zeiget  sich  besonders  denthuh  beim 
('♦■^»vH«.  Denn  bis  in  die  neuere  Zeil 
^•1.'  <iie  Aolage  von  Druckereien  außerhalb 
l'> RUbdts  vietlauh  gänzlich  verboten');  das 

Xirh  dem  Reichatagsabschiede  y.\\.ßll. 
\-'A\  durfte  nur  in  grOUeren  SUdten  die  Errich- 
'ug  tw  Dreckereira  gestattet  werden. 


P.gewerbe  war  mithin  recht  eigentlich  eine 
„stätttische  Nahrung". 

Eiuer  Bt-grifTsbefttimninng  bietet  das  P.- 
gewerl«  sowohl  vom  nationalßkotiomischen 
wie  vom  jiiriKtisclien  Standpunkte  ans  ^anz 
besondere  Schwierigkeiten,  weil  es  gar  zu 
disparate  Gebit^te  iiiid  Formen  der  mensch- 
lichen TfttiL::keit  umfaßt.  Die  Biichdruckerei, 
den  Verlag,  das  Zeitungswesen,  die  Jour- 
nalistik, ia  im  weitesten  Sinne  auch  <ten 
Biiclihanifei  kann  man  dem  P.gewertie  hinzu- 
zählen. Im  engeren  und  ei^ntlichen  Sinne 
faßt  man  jetloch  mir  die  drei  erHtgeduclitea 
Betriebe  und  allenfalls  noch  die  JonnialiHtikf 
d,  h.  dif  berufsuiäBige  Tätigkeit  als  ß^lakteur. 
Korrespondent  usw.,  nuter  der  Bezeichnung 
„PreBgewerbe*'  zusammen. 

Geht  man  nun  von  der  nationainkoiio- 
misclien  Betrachtimg  den  P.guwerl>e>i 
so  könnte  man  die  Tätigkeit  de»  Biiclidnu-kerB 
noch  am  elieateii  als  „Fonnvorämlerung  vim 
Rolistfiffen*^  bezeichnen,  insofern  ali«  aus  dem 
Papier  in  Verhuidiuig  mit  dem  dui-ch  die 
Typen  erfolgenden  Aufdruck  der  Driicker- 
suliwärze  als  neues  „Piiyliikt"  die  Dnick- 
schrltt  hei^estellt  winl.  Läßt  sieh  von  diesem 
Staudpnnkte  aus  der  Drucker  als  „Pnidiizent'*' 
bezeichnen,  so  zählt  der  Verleger  zu  den 
bei  dem  ..Gflteriimiatz''  tätigen  Personen, 
iosofprn  als  er  die  HerMtellung  und  deu 
Absatz  iler  Drucksclniftea  vermittelt  und 
betreilit.  DiesHin  „Gilten nnaalz"  iiibezug^ 
auf  Üruckscliriften  dient  auch  der  Biich- 
haudel. 

Das  Zt-itun^wesen  und  die  Journalistik 
bilden  eine  b<-si>ii'lere  Form  und  Äi*t  tier 
Herstellung  und  Vet-breitung  von  Druck- 
schriften. Wähieud  OS  nämlich  im  all>;e- 
mt'ineti  ffir  den  Begriff  rjeti  P.Kewerbes  un- 
erheblich ist,  welciieu  I  ii  halt  die  durch 
die  Presse  hergestellte  Drucksclirift  hat,  (so 
daU  also  auch  die  Tätigkeit  des  Verfassera 
einer  Drtickschrift  weder  als  „p  re  ß  e- 
werbliche'^  bezeichnet  wenlen  kann  noch 
den  besonderen  „p reli recht Hclien'"  Vor- 
schriften iiulerlieyt) ,  sind  dagegen  tlie  der 
Vermiltelung  des  Nachricht eixlieiLst es  ge- 
widmeten Urnckschrtfteti,  nämlich  die  Zei- 
t  uuge  n,eben  wegen  dieses  ihres tH-soudeien 
Inhalts  und  der  Ai1  ihrer  Heivtellimg  ala 
besondere  preßgeweihliclie  Erzengnisse  ei^ren- 
artigen  pießiechtlicheit  Norinea  uuterwuifen. 
Die  natiDtialökiinomische  Besonderheit  und 
Bedeutung  der  Zeitungen  beruht  demnach 
darin,  daÜ  sie  im  weseuilichen  nur  vermöge 
ihres  Inhalts  als  wiitsi-huftliclies  Gut  in 
Betracht  kommen.  Diutsh  ihre  Nach- 
richtenvermitteltingdienen  sie  in  ähn- 
licher Weise  dem  Umsatz  der  Güter  wie 
die  Post  nnd  Telegraphie.  ^)    Bilden  die 


*)  Wenn  in  der  Arbeit  Qber  das  Zeitnngs- 
weten  von  S  oh  a  c  h  t  (MStatistiache  Uatnvachnuff 
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Zeitungen  auch  vprmQ^  ihrer  Eigenschaft 
als  Driicl(Rchrift  ein  Verkehntgiit.  80  tntt 
doch  Wirtschaft  lieh  betrachtet  nicht  diese 
ihre  Eigenschaft,  sondern  ihr  Zweck,  ver- 
möge ihree  Inhaltes  dem  QQtenimsi^  zu 
dienen,  in  den  Vonleipnind. 

Besondere  Betrachtung  erheincht  noch  das 
gegenseitige  Verhältnis  des  Druckers  und 
Verlegers.  Von  den  Zeitungen  abgesehen, 
flbernimnit  der  Drucker  nur  ansnahniMweiHe 
die  Herstellung  oder  gar  den  Vertrieb  von 
Druckschriften  fdr  ei^ne  Rechnung.')  io 
den  weitaus  meiBlen  ^len  druckt  er  viel- 
mehr im  Auftrag  und  für  Rechnurg  des 
Verffgera,  der  seuierseits  auch  den  Vertrieb 
besorgt*)  Bei  dieser  Art  des  Geschäftsbe- 
triebes nimmt  der  Drucker  wirtschaftlich 
die  Stellung  des  Fabrikanten  ein,  dessen 
Fabrikat,  das  Druckerzeugnis,  von  seinen 
Kunden,  den  Verlegern,  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Orufikauflente  vertrieben  wird.')  Ganz 
anders  gestaltet  sieh  die  Sachla^  beim 
Zeitiingsweaen.  Hier  sind  Druckerei 
und  Veru^  in  der  Hegel  in  einer  Hand, 


tiber  die  Presfe  Denb'cfajanda''  in  den  Jahrb.  f. 
Nat.  n.  Siat.  3  F  ß<l  XV  S.  b(3fg.)  als  ent- 
sc-beidrude»  Merkmal  fOr  die  BegriffslieatimmDDg 
der  Zeininir  der  UmMand  bingeoiellt  wird,  daK 
sie  der  NaehriclitraTemiiitfluiig  dient,  so  in 
dem  vi>m  8tand|iniikte  der  biytoriM-beu  Eutwirke- 
loDg  ans  jedi-iifallit  beianpDlibten,  weuo  auch 
keiueswfgN  veikaunt  wMdau  soll,  dafi  uammt- 
licb  iirnerdiiiKi*  die  Zeiiuiijteu  auch  als  TrSger 
und  Bildner  der  Ofleutlidien  Meiunu^  eine  ganz 
bervorrHgeude  politipcbe  ßulle  hpieten.  Für 
die  iiariiiualökoDomixcht:  hetrachtnng,  wie 
ftie  der  DHrotellnng  de»  Textes  zoftronde  lieirt, 
koDiiiit  es  aller  nur  auf  die  wiitst-bafi liehe 
Funktion  der  Zritniigeo  an,  durch  ihren  Na<'h- 
rit-hteiiilienxt  (wuzd  selbfltrtilend  am-h  die  Au- 
aeigen  (luterat**)  geliöreo),  Angebot  aud  Nach- 
frage an  veniiitteln  and  auf  deren  Oeitaltnng 

iz.  B.  dnrub  BOrwn-  nud  iwlititwht!  NaehrichteQ, 
'reb^uutizeii  a  dgl.)  eiuznwirkeu. 

')  Die  Herstellung  von  Dmckscbriften  fQr 
eigene  Rrahnnng  oder  aar  direkte  BcDtellnng 
des  KouBumeiiteu  Qliernimmt  der  Dmrker  in 
der  Regfl  imr  dann,  wenn  diepelbf u  „den  Zwecken 
des  Uewerbea  und  Verkehrs,  des  blnsHcbeu  nnd 
geselligen  Lt  beuM  dienen,  insbesondere  als  For- 
mnlare,  Pn-iszetiel,  Vifitenkarteo  n.  dg).",  wie 
zieh  §  6  Abs.  2  des  dentscben  B«icbs-P.ge8etzes 
anadrili-kt. 

')  Eh  kommt  zwar  anch  mitunter  vor,  daß 
der  Verleg,  r  zngleich  l^mckereibesitzer  ist ; 
flbernimnit  er  alRdmm.  wie  dies  uirht  selten 
der  Fall,  am-b  l  rocknrbeiren  für  einen  fremden 
Yerltig,  so  trilTt  das  im  Text  Gesagte  auch  für 
«inen  solchen  Unternehmer  zu. 

*)  Die  im  Text  enthnltene  Darstellang  bat 
nnr  die  w irtscbaftlicbe  Seite  dea  Verbält- 
nifises  im  Ange;  jarintisch  gestaltet  hieb  die 
Sache  so,  dall  reicelitiäüig  ein  Werkvertrag 
{^^  631  ff.  BGB )  zwischen  Verleger  nnd  Drncker 
vorliegt,  anf  Grand  dessen  letzterer  dem  ersteren 
die  fertigen  Bttcher  an  liefern  hat 


□ämlicb  in  der  des Zeitun gauoterneh- 
m  e  I  s.  Dieser  ist  also  zugleich  Fahrikaot, 
insofern  als  er  im  fabrikmäUigen  Betriebe 
den  Druck  der  Zeitung  besorgt,  und  Kauf- 
mann, insofern  er  das  Arbeitsprodukt  vw^ 
treibt.  Die  wirtschaftliche  BcKleutnng  der 
Zeitung  liegt  nun  alter,  wie  wir  sahen,  nicht 
sowohl  in  ihrer  Eigenschaft  als  Druckschrift 
schtpcbthin,  als  vielmehr  in  ihrem  Inhalt 
und  in  ihrer  Zweckhestiromung.  Nach- 
richtenvermittlerin zu  sein  nod  auf  dieee 
Weise  dem  Gflterumfiatz  za  dienen.  Die 
Beschaffung  und  geschäftsmlBige  Verbreitaag 
der  Nachrichten  ist  also  ein  wesentlicher 
Beatandteil  des  ZeitungHuatemehmena  la- 
sofem  nun  der  Unternehmer  tür  die  Be- 
schafTtiDg  des  Nachrichtendienstes  eine  be- 
Htimmte  Anzahl  von  Personen  (Redakteure, 
Korrespondenten,  Reporter  usw.)  in  seine 
Dienste  nimmt,  die  teils  ioiierhalb,  teils 
außerhalb  der  fietriebsstllte  l&iig  und,  hat 
er  dielten  gegenüber  «ne  fthoiiche^  äteUiuig 
wie  der  Yerieger  ioDerhalb  des  von  Bftcber 
sc^.nVerlagssystems'^js.ohen  Bd.  IS.  lOlltg.}. 
Die  BeschuFung  und  VerarheitUDg  der  Naäi- 
richten,  also  diu  «Produlnion  erfulgt  auf 
Rechnung  dra  Verlegers  (Zeitungsuutem^- 
mere);  er  gibt  den  Anat«^  zu  derseJbea, 
weist  ihr  Mafi  und  lüchtuog  an,  beeorgt 
den  Absatz  imd  erntet  den  Gewinn**. 

Wie  das  P.gewerbe  somit  einen  ganzen 
Komplex  von  wirtschaftlichen  Vor- 
gängen und  Betriebsweisen  (Fabrik,  Veriaga- 
System,  Handel)  in  sieh  vereinigt,  so  luetet 
es  auch  der  juristischen  Betrachtuof^ 
kpin  einheitliches  Bild,  wenn  wir  hierbei 
die  im  Deutschen  Reiche  geltenden  Rechts- 
vorschriften ztignuide  legen. 

Der  Buchflnickereibeaitzer  ist  nach  $  1 
Z.  9  HGB.  Kaufmann  im  Sinne  dieses  tie- 
setzbuehes,  sofern  sein  GescIiAftsbetrieb,  wie 
dies  meist  der  Fall  sein  wird,  Aber  dea 
Umfang  des  Handwerks  hinausgelit.  Ais 
Fabrikant  unterliegt  er  gleichzeitig  den  Vor- 
schriften der  Geweriieordniing  (vgl.  z,  B. 
§  U  Gew.-O.  und  den  anf  Gnind  des  §  I20o 
erlassenen  Beschliifl  des  Bundesrats  vom 
31./V11.  1897  [RGBl.  8.  6141  betr.  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  BuchdmckereieD 
und  SchriftgieBereieu).  Nach  den  hentigea 
technischen  Einrichtungen  der  Dmckereieo 
sind  diese  wohl  ausnahmsweise  n  den 
Fabriken  im  Sinne  der  Gew.-O.  an  xfthles, 
nicht  aber  als  ein  den  Vorschriften  dea 
6.  Titels  der  Gew.-O.  unterliegender  Hand- 
werksbetrieb zu  bezeichnen,  dies  selbst  «bon 
nicht,  wenn  auch  die  einzelne  Druduni 
ihree  geringen  Cmfangee  wegen  nicht  ab 
ein  die  Kaufmannsqualitftt  beKrUndeD- 
der  Betrieb  im  Sinne  des  HandvIigeselB- 
buches  cbaiakteriueit  werden  kann.  Wie 
sidi  liier  inbeii^  auf  den  Dnternshmer 
auf  Omod  der  Anachnmingea  des  Wirl- 
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schaftsiebeDS  Divergenzen  zwischen  HaodelB- 
geekxbuch  nod  Qewerbeordoting  ergeben, 
60  ist  das  gleiche  hinBichtUch  der  Ange- 
stellten der  Fall.  Ohne  Rflcksicht  auf 
den  Umbog  und  die  Große  des  Oeech&Ftsbe- 
triebes  änd  die  im  technischen  Betriebe  der 
Druckerei  tst^n  Personen  (Setzer,  Metteur, 
Faktor,  BUschinenpeiBonal,  ja  selbst  der  Eoiv 
rektor)  ausnahmslos  Gev  erbegeh  ilfen^), 
-w&hrend  das  mit  der  Bncbfflhrung  und  der 
sonstigen  rein  kaufmännischen  Tätigkeit 
(Korrespondenz,  Kassenfühning  usw.)  be- 
traute Personal  den  H  a  n  d  1  u  n  g  s  g  e  h  i  1  f  e  n*) 
im  Sinne  des  Handelsgeeetzbuchs  hinzuzu- 
x&blen  ist 

Der  Verleger  ist  stets  und  unter  allen 
UmslSaden  nur  Eanfmann  im  Sinne  des 
Haodeli^gesetzbuchs  (%  1  Z.  8),  seine  Ange- 
stellten demnach  ausnahmslos  Handlungs- 
gehilfen, soweit  sie  nicht  (als  Harktheller, 
Packer,  Laufburschen)  gewöhnliche  Hand- 
arbMter-  oder  Gesiodedienste  Terrichten. 
Do*  Zeitungsunt^ehmer  rereinigt  in  den 
vdtaits  meisten  f^len  die  Stellung  des 
Verlegm  mit  der  des  Dnickereibesitzers ; 
«r  ist  albo  gleichzog  Kaufmann  im  Sinne 
des  Handdsgesetzbutais  und  Fabrikant  im 
Sinne  der  Gewerbeordnung.  Die  von  ihm 
angestellten  Fbisnnen  nnd  deshalb,  soweit 
ne  technische  Dienste  l^en,  Gewerbe- 

SihUlen ,  wfthruid  das  rmn  k  a  u  f  m  ä  0  n  i  B  c  h  e 
ienste  Id^nde  Personal  den  Handinngs- 
g^lfea  zQznzftblen  ist  Weder  zn  der 
eiaen  noch  zu  der  anderen  Katc^raie  wird 
man  die  Redakteure  und  Kotre^KHideoten 
rechnen  können,  w«l  sie  weder  technische 
noc^  kaufmännische  Dienste  leisten.  Ihre 
rein  oder  vorwi^nd  geistige  Tätigkeit,  die 
von  dem  Zeituogsuntemehmer  geschäftlich 
'v-erwertet  wird,  weist  den  Redaktenren  eine 
ganz  eigenartige  Stellung  zu,  die  weder 
unter  die  Rechtsnormen  des  Urheber^  und 
Teriagsrechts  noch  unter  diejenigen  des 
Handdsgesetzbuchs  oder  der  Gewerbeord- 
nung zu  subsumieren  ist  Man  wird  auf  die 
Tätigkeit  und  Stellung  des  Redakteurs  nur 
die  aU^iemeinen  Vorschriften  des  BGB.  über 
den  DienstTertrag  (§§  611  fg.),  insbesoudere 
dessen  §  622  zur  Anwendung  bringen  können. 

üeber  die  geschichtliche  Entwickelung 
von  P.gewerbe  und  P.redit  vgl.  man  die 
Jjlt  3u(^i^ck^iK^^^  (oben  Bd.  I 
* 

Die  im  Text  erGrterte  Frage,  welche  An- 
gtatellteu  als  Gewerbe-,  welche  als  Handtongs- 
gebiKeD  aunueben  sind,  iat  von  eminenter 
praktischer  Tragweite,  da  sich  danach  ent- 
aebtadet,  ob  auf  ihr  DienstTerfaältnis  das  Bandels- 
MKtzbnch  oder  die  Gewerbeordnang  anzowen- 
aen  ist  ob  sie  der  Gerichtsbarkeit  der  Gewerbe- 
ader der  Kanfmaanwerichte  onterliegen,  welche 
Vorachriften  ttber  die  Sonntagsnihe  —  s.  Art. 
^Sonniagsarbeit''  —  aal  sie  Juwendnag  finden 
o.  dgL  m. 

WMcf bad  d«r  VolkvwirtMkaft.  II.  Aufl.  Bd.  U. 


S.556%.),  „Bachhandel"  (oben  Bd.IS.  559%.), 
,jZeitungen''.  Nur  mOge  hier,  in  Erwfigung 
des  dort  Bemerkten,  folgendes  hervoige- 
hoben  sein: 

Drei  Umstände  sind  es  haupteächlich  ge- 
wesen, die  im  Mittelalter  der  Entwickelung 
des  P.gewerbes  gewisse  Schranken  aufer- 
l^en,  nämlich  ein  wirtschaftliches  und 
zwei  rechtliche  Momente.  Wirtschaftlich 
waren  der  Entfaltung  des  P.gewerbe8  schon 
dadurch  erhebliche  Schranken  gezogen,  daß 
die  Herstellung  von  Druckwerken  mittels 
der  allein  vorhandenen  „Handpresse"  erheb- 
liche Zeit  in  Anspruch  nahm  und  deshalb, 
sowie  wegen  der  umständlicheren  Formen, 
in  denen  die  Typen  beigestellt  wurden,  or- 
heblich  teurer  war  als  in  der  Nenzmt 
Auch  die  Papierproduktion  war  im  Mittel- 
alter naturgemäß  eine  beschränktere  und 
erheblich  kostspieliger  als  in  der  Gegen- 
wart, und  nicht  minder  gestaltete  sich  ehe- 
mals der  Transport  der  Druckschriften  ei^ 
heblich  teurer.  Alle  diese  Umstände  mußten 
schon  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
TOD  vornherein  der  Ausbreitung  des  P^e- 
werbra  gewisse  Schranken  auferlegen.  Da- 
zu traten  dann  noch  die  rechtlichen  Hindere 
nisse,  die  der  vollen  Entfaltung  des  P.ge- 
werbes im  Wege  standen.  In  erster  Ijnie 
gehIM  hierher  die  Zensur,  vemBm  deren 
teils  kirchliche,  teils  weltliche  Behörden 
ffir  üch  das  Itocbt  in  Ansprach  nahmen, 
daß  alle  Druckschriften  vor  der  Dmi^legung 
und  Verbreitung  von  einer  gastlichen  oder 
weltlichen  Behörde  auf  ihren  Inhalt  ge- 
prüft werden  mußten ;  erst  wenn  diese 
Prüfung  keine  Anstände  ergab,  wurde  die 
Druckerlaubnis  erteilt.  In  dieser  Hinsicht 
wurden  bereits  in  den  Jahren  1496,  1501 
und  1515  von  den  Päpsten  strenge  Zen- 
survorschriften erlassen  und  im  Jalire  1558 
vom  Papste  Paul  IV.  der  „index  Hbronim 
prohibitorum'*  eingerichtet  Die  weltliche 
Zensur  wurde  durch  die  Reichstagsabsdiiede 
von  Nürnberg  vom  18./IV.  1524,  von  Speyer 
vom  22./IV.  1529,  von  Augsburg  vom  29.^L 
1530  und  durch  die  RPO.  von  1548  geregelt 
Durch  den  Reichstagsabschied  von  Speyer 
vom  IL/Xn.  1570  wurde  sodann  der  Be- 
trieb der  Buchdruckereien  reichsreohtlich 
von  der  Erteilung  einer  behördlichen  Ge- 
nehmigung abhängig  gemacht. 

Diente  so  die  Zensur  der  Schriften  da- 
zu, der  Veröffentlichung  derselben  Sc^irauken 
zu  ziehen  und  hindernd  entgegenzutreten, 
so  wurde  andererseits  durch  den  Mangel 
eines  Rechtsschutzes  gegen  Nachdruck 
bewirkt,  daß  die  Ausübung  des  P.gewerbe6 
mit  sehr  erheblichen  wirtschaftlichen  Ge- 
fahren verknüpft  war,  indem  auf  diese  Weise 
der  Vei^asser  eines  Werkes  (oder  dessen 
Rechtsnachfolger  j  der  Druckuutemehmer) 
durch  Nachdruck  um  dnen  eriieblic^n  Tal 

42 
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der  Frtlclite  semes  DDternehm«iB  gebnuht 
werden  konnte.  Danim  suchten  die  Unter' 
nehmer  nicht  selten  einen  Privilegienschutz 
gegen  Nachdruck  zu  erlangen;  aber  dieser 
Schutz  war  insofern  ein  höchst  prekärer, 
als  die  Bewilligung  eines  solchen  Privi- 
legiums von  der  reinen  Willkür  des  Landes- 
herrn oder  seiner  Behörden  abhing.  Die 
erwähnten  beiden  juristischen  Hindemisse 
einer  vollen  Ent^tung  des  P.gewerbe8,  die 
Zensur  und  die  Nachdracksfreiheit,  sind  erst 
zu  Ende  des  18.  und  zu  Anfang  des  19. 
Jahrh.  in  den  europäischen  Kultiirstaaten 
beseitigt  worden;  (man  vgl.  darüber  das 
Nähere  in  den  Artt.  „Urheberrecht"  und 
„Verlagsrechf ^) ;  und  aJs  gleichzeitig  die 
Dampfkraft  und  demnächst  auch  die  Elek- 
trizität, das  moderne  Maschinenwesen,  die 
Verkehrsmittel  von  Pc»t,  Eisenbahn,  Tele- 
^phie  und  Femsprecher  in  den  Dienst  des 
r^werbes  gestellt  wurden,  war  erst  für 
die  ungehemmte  und  schrankenlose  Ent- 
wickelung  dieses  Gewerbes  die  Bahn  frei. 

2.  P.reGht  nnd  P.gewerbe  im  Deut- 
schen Reiche.  Das  heutige  P.recht  ist  ein 
Korrdat  zu  der  modemen  P. frei heit,  die 
an  Stelle  der  mittelalterlichen  und  bis  in 
dieses  Jahrhundert  in  Geltung  gebliebenen 
kirdüiclien  und  staatliclien  Zensur  ge- 
treten ist  Eb  ist  Gemisch  von  ver- 
walton^^srechtlichen,  insbesond^  gewerbe- 
polizeilichen  and  strafrechtlichen  Normen, 
die  den  Zweck  verfolgen,  einerseits  die 
Freiheit  der  Presse  vor  polizeilichen 
Eingriffen  oder  vor  Willkflr  jeder  Art  moher 
zu  stellen,  andererseits  einemMifibranch 
der  P.freiheit  nach  Möglichkeit  zu  b^^oen. 

Den  besonderen  Vorschriften  des  Pj^ts 
unterliegen  nur  diejenigen  Personen,  die  bei 
der  Verbreitung  einer  Druckschrift  tätig 
sind,  nicht  aber  der  Verfasser  des  In- 
halts der  Dmckschrift.  Ebenso  sind  auch 
die  privatrechtlichen  Beziehungen  des  Ver- 
fassers zum  Verleger  sowie  der  Rechts- 
schutz, welchen  der  Urheber  eines  Geistes- 

?roduktes  genießt,  nicht  Gegenstand  des 
'.rechts,  sondern  des  Verlags-  und  bezw. 
des  Urheberrechts  (s.  Artt  „Urheberrecht*' 
und  „Verlagsrecht"). 

Seine  Regelung  hat  das  P.recht  zum 
Teil  in  der  Gewerbeordnung  und  haupt- 
sächlich in  dem  Reichsgesetz  über  die 
Presse  vom  7jV.  1874  (RGBl.  S.  65)  nebst 
BG.  T.  12./m.  1884  (RGBl.  S.  17)  gefunden.^) 


')  Neben  den  reichsrechtlichen  Vorschriften 
sind  jedoch  an  landesrecbtlichen  Normen  die  für 
die  Zeit«n  der  Kriegsgefahr,  des  Erieges,  des 
erklärten  KriegB-{BäN£erang8-)Za8tandes  oder 
innerer  Unmben  (Aafronrs)  geltenden  sowie  die- 
jenigen tlber  das  Plakatwesen  nnd  über  die 
verpflirhtnng  zur  Abgabe  von  Freiexemplaren 
an  Bibliothäien  und  Offentlidie  ^mmlnngen 
in  Kraft  geblieben.    Die  bisher  in  Elsafi- 


Die  Bechtasfttze  Uber  die  Presse  lassen  südk 
in  vier  Gni^pCHi  einteilen :  der  önen  Gnnne 
gi^iSren  diejenigen  VorBcfariftra  an,  wefche 
bezwecken,  den  Grundsatz  der  P.freiheit 
reichsrechtlich  festzustellen  und  alle  laodea* 
rechtlichen  Beschränkungen  des  P.gewerbes 
zu  beseitigen ;  die  andere  Gnippe  von  Vor- 
schriften bezweckt,  mnen  Mißbrauch  der 
P.freiheit  zu  verhüten,  indem  sie  eineraeils 
darauf  abzielen,  die  bei  der  Verbreitung 
einer  Dmckschrift  tätigen  Personen  mit 
Sicherheit  festzustellen  und  ihre  eventuelle 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  für  deren 
Inhalt  zu  regeln  und  andererseits  der  Vct^ 
breitung  1)  von  Dmckschriften  mit  strafbarem 
oder  sonstwie  ^;esetzliuh  verpöntem  Inhalt 
oder  in  gesetzlich  verbotener  Form  vorzu- 
beugen ;  die  dritte  Galtung  von  Vorechriftai 
enthält  einen  gegen  die  verantwortlichen 
Leiter  gewisser  Dmckschriften  sich  richten- 
den VerOffenllichungszwang.  Die  vierte 
Gmppe  von  Rechteafttzen  endlich  bezieht 
sich  auf  die  durch  die  Gew.-O.  geregelte  ge- 
werbsmäßige Verbreitung  von  Druck- 
schriften. —  Von  diesen  Vorschiifteo  räul 
nim  die  wichtigsten  folgende: 

a)  Unter  einer  Dmckschrift  versteht  das 
Gesetz  „alle  Erzeugnisse  der  Buchdmck^ 
presse  sowie  alle  anderen,  durch  mecha- 
nische oder  chemische  Mittel  bewirkten,  sor 
Verbreitung  bestimmten  Vervielfältigoogen 
von  Schriften  und  bildlichen  DaratelluDgea 
mit  oder  ohne  Sdirift  und  von  Muaikalieo 
mit  Text  oder  Erläuterungen*'.  Als  Dnick- 
sduiften  im  Sinne  des  P.gesetzes  ^ten 
aber  Stimmzettel  nicht,  die  nur  die  Be- 
zeichnung der  zu  wählenden  Personen  ent- 
halten. Im  §  4  stellt  nun  das  P.gesetz  den 


Lothringen  geltend«  Kmdemcbttiehe  P.ge- 
setzgebnng  ist  durch  ein  LaBde»-P.gesetz  vom 
8./VIII.  1898  (G.B1  S.  73)  beseiügt;  es  gretfea 
deshalb  auch  in  Elsaß- Lothringen  im  weaent- 
lichen  aud  mit  einzelnen  Abwetdiangea  di« 
reicbarechtlichen  Vorschriften  Flau.  Die  Ah- 
weicbnngen  sind  im  wesentlichen  folgende:  IHe 
schon  unter  französischer  Herrschart  geltende 
Kaatinnspflicht  ist  betbehalteo;  Bberdus  kann 
die  Verbreitnng  ansländistiiier  DruRkschriftea 
vom  Ministerium  ohne  weiteres  verboten  werden. 
Femer  finden  die  gg  14,  nnd  31  du 

Reicbs-P.geeetzes  in  Elsaß-  Lothringen  keine 
Anwendung;  endlich  enthält  der  §  3  de*  zit 
Gesetzes  nocb  einzelne  Sondervorsdiriften  aber 
das  Verbot  der  Verbreitung  «ttlich  oder  religite 
anstöfliger  oder  den  Sifentuehen  Frieden  gdlhr- 
dender  Dmckiichriften. 

Aach  in  Helgoland  gilt  gmäß  7erordn. 
V.  22./IIL  \m  (RGBl.  S.  21)  seit  den  L.IV. 
1891  das  Beichs-P.gefletc,  nicht  dagegen  in  den 
deatscben  Scbntzgebieten. 

■)  Als  Verbreitnog  sieht  das  P^geeetn  aioh 
das  Anschlagen,  Aufteilen  oder  Aoalegoi  v«a 
Druckschriften  an  solch  ob  Orten  an,  an  dnen 
sie  der  Kenntnisnahme  dnrdi  dia  Pnhlänm  n- 
gänglieh  sind. 
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ifaodab  aaf,  dafi  eine  Entziehung  der 
llffiigois  zum  selbständigen  Betriebe  ir^od 
^Ki  P^werbes  oder  zu  einer  sonstigen, 
iiat  auäi  nicht  gewerblichen  Herausgabe 
•iiT  sunt  Vertriebe  von  Druckschriften 
viitx  durch  eine  Verwaltungsanordnung 
■M  durch  einen  Richtersprach  erfolgen 
lAiD,  soweit  nicht  die  Gew.-O.  (s.  unter  d) 
iuimbnien  snUUlt 

Auch  kann  das  P.gewerbe  abgesehen  von 
tf  ille  Gewerbe  treffenden  Gewerbesteuer 
iJodegrechtUch  mit  besonderen  Steuern 
'Aaituig»-,  Kalender-,  Inseratensteuer)  nicht 
werden;  nur  die  landesrechuich  (in 
iVeuSeo,  Bauern,  Elsaß- Lot  bringen)  beste- 
i^z<ie  VetrpQiobtnng  zur  Abgabe  von  „Frei- 
'X';ioplaren"-aa  bestimmte  Öffentliche  Biblio- 
ii>'ien  ood Sammlungen  ist  aufrecht  erhalten. 

],}  Einem  iUQbrauch  der  P.freiheit  sollen 
^lie  Bestimmungen  entgegentreten: 
*  Jede  DnHikschrift ')  muß  mit  dem 
Ndueo  ond  Wohnort  des  Dnickers  und, 
"•ao  ne  zur  Verbreitung  bestimmt  ist,  auch 
uit  dem  Namen  und  Wohnort  des  Verlegers 
tn'iw.  —  beim  Selbstverlag  —  des  Vei^ 
•■mm  oder  Bfenuiagebers)  versehen  sein. 
Inf  paiodischen  Druckschriften'),  worunter 
•ji  Gesetz  Zeitungen  und  Zeit- 
xliriften  versteht,  wäche  in  monatlichen 
•ItT  kfimcn,  wenn  anch  unregelmftttigen 
inten  erschien,  mufi  Qberdies  der  Name 
■U  lenutwortlichea  Redakteurs  ane^ben 
"cnteo.  Ferner  ist  von  jeder  Nummer 
-tiKf  nolchea  periodieohea  Dnickschrift,  so- 
i'm  dieselbe  nicht  ansschlieBUch  Zwecken 

Wi^aenschaft,  der  £unst,  des  Oewerbee 
■W  der  Industrie  dient,  ein  Exemplar  (sog. 
ifltcfatexemplar*')  bei  Beginn  ihrer  Äus- 
'•-iliiag  oder  Versendung  an  die  Polizei- 
'liitMe  des  Ausgabeortes  unentgeltlich  ab- 
'Itefem.  Sind  die  erforderlichen  Angaben 
^HtoQtlich  falsch  gemacht,  so  trifft  den 
"ii»r  eine  Geldstrafe  bis  zu  1000  M.  oder 
:t4fl  i4a  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten, 
"«^imtd  im  Qbrigen  Verstöße  gegen  die 
'»»MMheod  erw&huten  Verptlichtimgen  mit 
)-  i'Htafe  bis  zu  lüO  M.  oder  mit  Haft  be- 

bi  und.'} 


Die  im  Text  nnter  a)  erwKhnten  Vor- 
onfiea  finden  auf  die  nur  den  Zwecken  des 
•vitUn  DBd  Oewerbe»,  des  haaslidien  und  ge- 
lUfn  Lebeiw  dienenden  Drnckschriften :  als 
^tfaolu«,  Preintettel ,  Visitenkarten  u.  dgl. 
'  B  -i^elkarten)  keine  Anwendnng,  weil  diese 
■vvtRieinfiM  der  Katar  der  Sache  nach 
">fl  •trarbaren  Inhatt  nicht  enthalten. 

'<  Auf  Kg.  lithographierte,  entoffraphierte, 
^«Uiifn^Uerte ,  darRhschriebcne  Korref<tH)Q- 
'!«iMi.  die  anr  an  Redaktionen  verbreitet 
*tnha,  fiadan  lediglich  die  fOr  nicht-periodiMbe 
'"ntkichrlttcn  gellanden  Vortcbrlften  Anwen* 

•WZ 

'  DicB<ieh«-t  Staate-  nad  GememdebehOrden 
'•KU  dcrBeiehstag  und  di«  Landes  vertrecangea 


Hinsichtlich  der  strafrechtUehea  Verant- 
wortlidikeit  fflr  den  Inhalt  eines  P.enEeug- 
nisses  sind  die  periodischen  von  den  sons- 
tigen Druckschriften  zu  unterscheiden.  FQr 
einen  strafbaren  Inhalt  der  ersteren  haftet 
der  verantwortliche  Redakteur  ohne  weiteres 
als  Täter,  wenn  nicht  besondere  Umstände 
die  Annahme  seiner  Täterschaft  ausschließen. 
Li^n  derartige  Umstände  vor  oder  handelt 
es  sich  um  eine  nichtperiodische  Druckschrift, 
so  werden  in  nachstehender  Reihenfolge  der 
verantwortliche  Redakteur,  der  Verleger,  der 
Drucker  sowie  endlich  der  Verbreiter  wegea 
Fahrlässigkeit  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  H. 
oder  mit  Haft  oder  Festungshaft  oder  Ge- 
Unguis  his  zu  einem  Jahre  bestraft;  (sog. 
belgisches  System  der  stufenweisen  Ver- 
antwortlichkeit). Der  Angeklagte  kann  in- 
dessen die  Bestrafung  dadurch  von  sich  ab- 
wenden, daß  er  vor  der  Verkündung  des 
erstinstanzlichen  Urteils  den  Verfasser  oder 
Einsender  des  strafbaren  Teils  der  Druck- 
schrift oder  bei  nichtperiodischen  Druck- 
schriften den  Herati^ber  oder  eine  der 
nach  obiger  Reihenfol^  vor  ihm  verant- 
wortlichen Personen  nachweist,  sofern  diese 
sich  im  Bereich  der  richterlichen  Gewalt 
eines  deutschen  fiimdesstaatea  befinden. 

fi)  Zu  denjenigea  Vorschriften,  welche 
die  Verbreitung  von  Druckschriften  mit 
strafbarem  Inhalt  oder  unter  AuBerachb- 
lassang  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Fonn 
zu  veraindem  bezwecken,  zählen  vor  allem 
diejenigen,  diß  in  gewissen  Fällen  eine  vor* 
Jäuüge  polizeiliche  Beschlagnahme  der^ 
selben  zulassen  (§§  23—28  des  P.gesetzes). 
Danach  ist  das  Beschlagnahmerecht 
folgendermaßen  geregelt:  Nur  in  den  in 
§  23  des  P.geHetzes  hervoi^hobenen  Fällen 
darf  eine  Beschl^nahme  von  Dnickschriften 
ohne  vorgängige  richterliche  Anordnung 
stattfinden;  eine  derartige  ,,vorIäHfige"  Be- 
schl^uahme  muß  binnen  48  Stiinden  richter- 
lich bestätigt  werden,  widrigenfalls  sie  er- 
lischt; das  gleiche  gilt,  wenn  nicht  bis  zum 
Ablaufe  den  5.  Tages,  nach  Anordnung  der 
Beschlagnahme  der  bestätigende  Gerichts- 
beschluß der  Behörde  zugegangen  ist,  welche 
die  vorläufige  Beschlagnahme  angeordnet 
hatte.  Eine  vom  Gerichte  bestätigte  vor- 
läufige Beschlagnahme  ißt  wieder  aufzuheben^ 
wenn  nicht  binnen  2  Wochen  nach  der  Be- 
stätigung die  Strafverfolgung  in  der  Haupt- 
sache eingeleitet  ist.  Während  der  Dauer 
der  Beschlagnahme  ist  die  Verbreitung  der 
beschlagnahmten  Druckschrift  unstatthaft  und 
wird,  falls  sie  in  Kenntnis  der  Beschlagnahme 


sind  hiDsicbtllch  der  von  ihnen  heraasgegebenen 
auf  amtliche  Uitteitnngen  sich  beschränkenden 
Drackscbriften  von  den  im  Text  angegebetieu 
Verpflichtnnfifen  befreit;  aach  siad  diese  nicht 
dem  sog.  „Ver&ffentlichnngazwang"  (s.  miten 
■ob  e)  uiterworfen. 

42* 
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voi^Dommen  ist,  mit  Oeldslrafe  bis  zu  500  M. 
oder  mit  OefängDis  bis  zu  6  Monaten  be- 
straft —  Verboten  sind:  Öffentliche  Auf- 
fordei-ungen  zur  Aufbringung  der  wegen 
einer  strafbaren  Bandlun^  erkannten  Oeld- 
strafen  und  Kosten  sowie  Cffentlicfae  Be- 
scheiniguneen  mittelst  der  Fresse  Aber  den 
Empfang  der  zu  solchen  Zwecken  gezahlten 
Beitrflge;  die  Veröffentlichung  der  Anklage- 
schrift oder  anderer  amtlicher  Scfariftstfioke 
eines  StrafprozesBes,  solange  dieselben  nicht 
Oegeostand  der  mflndlichen  Verhandlung 
gewesen  sind  oder  das  Strafverfahren  sein 
Ende  erreicht  hat  Außerdem  können  in 
Zäten  der  Kriegsgefahr  oder  des  Kri^es 
Veröffentlichungen  ttberTruppenbew^ungen 
«der  VerteidiguDgsmittel  durch  den  Reichs- 
kanzler yerboten  werden.  Verstöße  gegen 
-alle  diese  Verbote  werden  mit  Geldstrafe  bis 
zu  1000  M.  oder  mit  Haft  bis  zu  6  Wochen 
oder  mit  Geföngnis  bis  zu  6  Monaten  be- 
straft Nach  Art  ID  des  RG.  v.  5./iV.  1888 
<RGB1.  S.  133)  dürfen  ferner,  soweit  bei 
«ioer  OerichtsverhandluDg  die  Oeffentlich- 
keit  wegen  Oeffthrdung  der  Staats- 
sicherheit ausgeschlossen  war,  Bmchte 
Ober  die  YerhandluDg  sowie  selbst  nach 
Beendigung  des  Vemhrens  die  Anklage- 
sdirift  oder  andere  amtlidie  Schriftslfiwe 
des  Prozesses  bei  Vermddung  einer  Geld- 
strafe Us  zu  1000  H.  oder  einer  Haftstnfe 
bis  zu  6  Wochen  oder  einer  Oefibigpisstrafe 
bis  zu  6  Honaten  dnroh  die  Presse  nicht  ver^ 
^ffentlicht  werden.  Nach  §  18  des  Einf.-G. 
znrMilitftrstrafgerichtsorduuogT.  1./XU.  1898 
gilt  das  Bemerkte  auch  fflr  das  mUitär- 
gerichtliche  Verfahren ,  hier  auch  dann, 
wenn  die  Oeffenllichkeit  wegen  Gefahrdung 
der  militflrdieustlichen  Interessen  ausge- 
schlossen war.  Der  Reichskanzler  kann, 
wenn  gegen  eine  ausländische  periodische 
Druckschrift  wegen  ihres  strafbaren  Inhaltes 
binnen  Jahresfrist  zweimal  eine  Verurteilung 
erfolgt  ist,  das  Verbot  der  ferneren  Vei^ 
breitung  dieser  Druckschrift  bis  auf  die 
Dauer  von  2  Jahren  aussprechen.  Endlich 
kann  die  nichtgewerbsmäffi^  öffentliche 
Verbreitung  von  Druckschriften  den  in  den 
§§  57,  Z.  1,  2,  4.  57  a,  57  b,  Z.  1  und  2  der 
Gew.-O.  bezeichneten  Personen  durch  die 
Ortspolizeibehörde  verboten  werden;  ein 
Verstoß  gegen  ein  derartiges  Verbot  wird 
(auf  Grund  des  §  148  Gew.-O.)  mit  (Geld- 
strafe bis  zn  1 50  M.  oder  im  Dnvermögens- 
falle  mit  Haft  bestraft  (§  5  des  P.ge&etzes). 
Dag^n  ist  zur  nicht  gewerbsmäßigen 
Vert^UDg  von  Drackschriften  (oder  an- 
deren Schriften  oder  Bildwerken)  in  ge- 
schlossenen Räumen  eine  Erlaubnis 
nicht  erforderlich  (§  43  Abs.  5  Gew.-O.X  Ob 
und  inwieweit  zum  nicht  gewerbsmäßigen 
öffentlichen  Ansdilagen,  Anhefte  und  Aus- 
stellen sowie  zur  öffentlichen  (unentgeltlich»!) 


Verteilung  von  Bekanntmachungen. 
Plakaten  und  Aufrufen  —  abgesehen 
von  den  zu  Wahlzwecken  dienenden, 
worüber  Anm.  1  S.  661  zu  vergleichen  — 
eine  behördliche  Genehmigung  erforderlich 
ist,  das  bestimmen  die  LandeegeseUe,  z.  B. 
in  Preußen  §  10  des  P^gesetzes  v.  12./V.  1851 ; 
auf  andere  Dnickschnften  findet  lediglich 
§  5  des  P.gesetzes  AnwMidung  (§  30  Abs.  2 
des  P.gesetzes). 

c)  (Gegenüber  periodischen  Druckschriften 
neift  ein  Veröffentlichnngszwang  in  2  FÄllen 
Platz:  einmal  sind  deren  verantwortliche 
Redakteure  verpflichtet,  amtliche  Bekannt- 
machungen der  öffentlichen  Behörden  gegen 
Zahlung  der  Üblichen  EUnrückungagebüluw 
aufeunehmen^);  sodann  müssen  ue  Berich- 
tigungen der  in  den  Druckschriften  mit- 
geteilten Tatsachen  auf  Yeriangen  der  Be- 
teiligten veröffentlidien,  sofern  die  Berich- 
tigUDgen  von  dem  Einsender  unterzeichnet 
sind,  keinen  strafbaren  Inhalt  haben  und 
sich  auf  tatsächliche  Mitteilungen  be- 
schranken.') Ein  Verstoß  gegen  die  den 
Redaktenren  durch  den  V«öffentlichuii^ 
zwang  auferl^en  Vetpfliditungen  ist  mit 
Geldstrafe  bis  zo  IBO  M.  oder  mit  Bsft 
bedroht 

d)  Währmd  die  unter  »— c  nutaetolteii 
Yorsauiften  unter  allen  Cmstandea  An- 
wendung finden,  gleichviel,  ob  die  Sneaßmtg 
von  Druckschrift  gewerbsmäßig  betneben 
wird  oder  nicht,  hat  die  Oewerbeordnung 
Klr  den  Betrieb  des  P.gewerbeB  noch  be- 
sondere Beschiftnkungen  anlgeetellt  «)  So 
müssen  Buch-  und  Steindruc£er,  Buch-  ond 
Kunsthändler,  Antiquare,  Leihbibliothekare, 
Inhaber  von  Lesekabinetten,  Verkäufer  von 
Druckschriften,  Zeitungen  und  Bildern  iii<d)t 
bloß  die  jedem  Gewerbetreibenden  obliegende 
Anzeige  von  der  EMffnung  ihres  Betriebes 
erstatten ;  sie  haben  vielmehr  auch  bei  der 
Eröffnung  gleichzeitig  das  Oeschäftslokal  so- 
wie jeden  sjAteren  Wechsel  desselben  SAfbrt 
derzuständigenBehOrdeanzugeben.  ^)Femer 
unterliegt  der  Vertrieb  von  Druckschriftoi 
im  Umherziehen  (die  sog.  Colportage)  ge- 
wissen Beschränkungen ;  (s.  Art.  ^Colportage^, 
oben  Bd.  I  S.  631).  Die  von  der  C^lpor^ 
ausgeschlossenen  Druckschriften  dürfen  auäi 
nicht  im  Wege  des  sog.  Stadtbausierens, 
d.  h.  innerhalb  des  Gemeindebezirkes  des 
Wohnortes  oder  der  gewerblichen  Nieder- 

Dies  jedoch  nur  dann,  wenn  derartige 
Dmckscbrif toi  ttberiianirt  Anieigen  an- 
nehmen. 

*)  Derartige  tatsächliche  „Bmcbtijnmgeo* 
rnttaaen  nnen^eltlich  verOffentucbt  weraoi,  «o- 
weit  die  Entgcgniug  nicht  den  Baum  der  n 
berichtigenden  HitteQiuig  ttbenchreitet;  soweit 
eine  wiche  Uebenebrdtrag  vorlieat,  änd  tfa- 
tOr  die  übUehen  BinrOdEiugsgebUnai  n  eat- 
richten. 
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tBfvtmg  des  Oewerbetreibendea  von  Haus 
m  Ihiu  oder  auf  OfFmitlichen  Wespen,  StraSea, 
PlStzen  oder  an  anderen  QCfenuiehen  Orten 
TFTtriebeo  werden;  doch  findet  hierauf  der 
;  v;  Abe.  4  Gew.-O.  keine  Anwendnug.  bo  daß 
liso  tier  Stadthau«erer  eines  von  der  Verwal- 
'■.DgsbehSrde  g^hmigten  Dnickschriften- 
nneiduiisaee  nicht  bedarf.  W&brend  aber 
•IttStadthanäeren  mit  anderen  Oegenstfinden 
im  aUgemeioeD  durch  die  höhere  Verwal- 
tmusbehOfde  oder  durch  BescUufi  der  Ge- 
BKiodebehOrde  von  der  Erteilung  einer  £r- 
UobDis  abbfiogi^  gemacht  werden  kann, 
A  tlttselbe,  sowat  es  aidi  um  den  Vertrieb 
m  Dmckschriften,  anderen  Schriften  und 
ftidweiien  von  Haus  zu. Haus  handelt, 
dif  im  Vegd  der  Colportage  vertrieben 
T-ddeodfir^üu  unbedingt  zulfissig  (§  42b 
Abs.  S  6ew.-0.).  y)  Dag^n  ist  zu  einem 
]*nftigea  Tertriebe  auf  Qffentlichen 
Wegen,  Strafien.  Platzen  oder 
ADdereo  Offeotlicaen  Orten  mittelst 
inonfs,  TerkanfSf  Vertailens  sowie  zum 
ADhrileo  oder  Aaschlagen  solche  Druok- 
"JirifteD  usw.  die  ortBpoUzmU<die  Oenehmi- 

untrar  aUeu  ümstandeD  erforderlich. 
t>Fr  Qeverbetmbende  muB  den  auf  seinen 
Ximea  lautenden  Erlaubnisschein  bei  Aus- 
ihcmg  seines  Gewerbes  bei  sich  führen ;  f flr 
>hi  Stellung  oder  Versagung  dieses  Scheines 
nsilen  die  in  den  ^§  bl  Nr.  1,  2,  4;  57  a, 
f'T I.Ziffer  1  «.  2,  63  Abs.  1  Gew.-O.  f(lr 
■u-  Erteilung  oder  Versagung  des  Wander- 
^««beschems  (s.  d.  Art-  „Wandergewerbe") 
i!clt«sden  Vorschriften  mit  der  Maßgabe 
''nbfirecbende  Anwendung,  daS  auf  das 
u»'^  Anheften  und  Anschlagen  von  Druck- 
><bnfiea  der  Versagirngsgrund  der  ab- 
Nhnckenden  Entstellung  keine  Anwendung 
43  Gew.-O.).  J)  Insofern  sowohl 
itffe  Erlaubois  wie  die  Befugnis  zum  Be- 
TicU;  des  Detailreisens  zwecks  Erlangung 
'"  n  Bestellangen  auf  Druckschriften  wie 
'*)dlich  die  Berechti^ng  zur  Ausübung  der 
I  'itpottage  unter  ^wissen  Umständen  ebenso 
vt"  die  EoDzeesionen  znm  Gewerbebetrieb 
uderen  Gegenstftaden  entzogen  werden 
^•'•ouD  (§9  43,  44a,  58,  63  Gew.-O.),  findet 
'7  Orondsatz  des  g  4  des  P.gesetzeB,  wo- 
t3«A  im  allgemdoen  die  Entziehung  der 
b^ignis  mm  Betriebe  des  P^gewerbes  an- 
•ijtthaft  ist,  k»i»  Anwendung. 

t  P.T«clit  ud  P.g«werlto  Im  Ansland* 

^^CfMbea  von  RoSlaDd  and  der  Türkei,  wo 
der  Zaaionwuig  exiBttert,  herrscht  in 

Nor  inr  Bewerbt-  oder  nicht  gewerbs- 
uUigen  Vertcdhuu'  von  Stimmzetteln  und 
■-^uckriften  zu  Wabkwecken  bei  der  Wahl 
t>  iwetifebenden  Körperschaften  ist  in  der 
roo  der  amtlicben  Bekanntmacbang  de« 
TtklUfo  Us  lor  BeeadigDog  des  Wahlaktes 
MfirdUebe  Genebmignag  nicht  erforderlich 
i    AbL  a  Oflw.-O.). 


allen  earopftiscben  Koltarstaaten,  ebenso  wie  ia 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  der 
GmndsatK  der  P.freiheit 

In  Oeaterreich  ist  das  P.recht  und  P.ge- 
werbe  dnrch  G.  v.  17./XII.  1862  nebst  Novellen 
T.  15./X.  1868  nnd  9./VII.  1894,  StrGB.  t. 
87./V.  1868,  StrPO.  v.  23./V.  1873,  G.  v.  ^JV. 
18Ö9  nnd  die  Oew.-O.  v.  18./XII.  I8.18  sowie  G.  v. 
167in.  1883,  G.  V.  9./Vn.  1894  nnd  G.  v.  27  jXlt 
1899  geregelt.  Danach  gellen  folgende  Besonder- 
heiten :  Das  P.gewerbe,  an  welchem  die  auf  mecha- 
nische oder  chemische  Vervielfältigung  von 
literarischen  oder  artistischen  Erzengnissen  ge- 
richteten Gewerbe,  der  Handel  mit  diesen  Er- 
zeugnissen sowie  die  UntemehninDgen  von 
BQuier-LeihauBtalten  nnd  Lesekabinetten  ge- 
hören, zählt  za  den  konzessionierten  Gewerben. 
Die  Konsessioa  wird  nnr  bei  vorhuidener  Ver- 
läßlichkeit und  nach  Ablegnng  eines  BefShi- 
gnngsnachweiaea  erteilt  ^ar  fftr  den  Verkaaf 
von  periodischen  Dmckscbriften  genügt 
die  Bewilligung  der  politischen  Landes- 
bebOrde,  die  für  inlKndiscbe  periodische 
Dmckscbriften  jeder  Person  erteilt  werden  m  u  B , 
die  nach  den  Bestimmungen  der  Gew.-O.  znm  selb- 
ständigen Betriebe  eines  freien  Gewerbes  be- 
rechtigt ist.  Jede  beabsichtigte  Heraasgabe 
einer  periodischen  Druckschrift  ist  sowohl  dem 
Staatsanwalt  wie  der  landesftrstlichen  Sicher- 
heitsbehOrde  desjenigen  Berirkes  anzuzeigen,  in 
weldiem  der  Ort  der  Heranaeabe  liegt  Ferner 
sind  nicht  blolt  von  perfodisuien,  sondern  auch 
von  sonstigen  Dmckscbriften  in  einem  5  Druck- 
bogen nicht  übersteigenden  Umfange  sowohl 
bei  der  Sicherheitsbehörde  wie  bei  der  Staats- 
anwaltschaft Pflichtexemplare  zn  hinterlegen. 
Ein  Verbot  ausländischer  periodischer  Dmck- 
scbriften ist  dem  Österreichischen  Recht  nnbe- 
kannt;  dagegen  kann  allen  (periodischen  nnd 
nicht  periodischen)  ausländischen  Dmckscbriften 
nach  freiem  Ermessen  des  Ministers  des  Innern 
das  Poatdebit')  entzogen  werden.  Eigen- 
tümlich ist  dem  Ssterreichischen  P.stratreeht  ond 
•prozefi  das  sog.  objektive  Verbhren,  wonadi 
anch  dann,  wenn  gegen  irgend  ^ne  Person 
eine  Anklajre  nicht  erhoben  ist,  auf  Antrag  des 
Staatsanwalts  gerichtlich  ausgesprochen  werden 
kann,  daü  der  Inhalt  einer  Drackschrift  eine 
strafbare  Handlung  begründet  nnd  deshalb  ihre 
Verbreitung  zn  verbieten  ist.  Eine  Haftung 
des  verantwortlichen  Redaktenrs  als  Täter 
(wie  nach  deutschem  P.recht)  ist  dem  Öster- 
reichischen Recht  unbekannt;  dagegen  macht 
es  denselben  (wegen  Fahrlässigkeit)  für  die 
VernaehläBSignng  dujenigen  Anfmerksamkeit 
verantwortliäi,  sei  deren  pflichtmäUiger  An- 
wendung die  Aufnahme  des  strafbaren  Inhaltes 
in  der  Drackschrift  unterblieben  wäre. 

In  Frankreich  beruht  das  geltende  P.recht 
auf  den  GG.  v.  29./VI.  1881  („aar  la  Uberte 

de  la  presse"),  2./VIII.  1883,  IS-z-XII.  1890, 
28./VII.  1891,  22./VII.  1895  und  3./IV.  1896. 
Hervorznheben  ist  die  Regelung  der  strafrecht- 


'}  Aach  in  Deutschland  unterliegen  zwar 
auch  alle  mehr  als  einmal  wöchentlich  erscheinen- 
den Zeitungen  (mit  gewissen  Einschränkungen; 
dem  Postzwänge;  andererseits  kann  aber  aiiüb 
die  Post  die  Bestellnngen  von  Zeitnngen  nirht 
willkürlich  verweigern. 
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liehen  VenntwolJidikdt  für  P.Terffeben:  in 
«nter  Linie  haftet  der  verantwortliuie  Redak- 
teur (g^nat);  in  Ermang^lnne  eines  solchen 
der  Verfasser;  in  dritter  Reibe  der  Dmcker 
iind  an  letzter  Stelle  die  Verkänfer  oder  Ver- 
teiler der  Drackschrift. — Ansländische  Zeitnöten 
und  sonstige  periodische  Druckschriften  können 
im  Terwaltunenwege  verboten  werden  and  cwar 
eine  einzelne  Nammer  einer  solchen  dnrch  den 
Minister  des  Innern,  die  ganze  Dmt^scbrift 
dnrch  Beschlaß  des  Ministerrats. 

In  Großbritannien  existiert  keine  eigent- 
liche znaatnmenfasaende  P-gesetzgehnng;  Tiel- 
mehr  sind  nur  in  einzelnen  Gesetzen  teils  ge- 
wisse polizeiliche  Verpftichtnngen  festgesetzt 
(z.  B.  Angabe  des  Namens  nnd  Wohnorts  des 
jDmckers;  32  nnd  33  Vict.  c.  34),  teils  gewisse 
dnrch  die  Presse  verübte  Handlungen  mit  Strafe 
belegt  (vgl.  8  nnd  9  Vict.  c.  IVA;  45  Vict  c.  9; 
Newspaper  Libel  and  Registration  Act  1881 
[44  nnd  45  Vict.  c.  69];  Cormpt  Practices  Pre- 
ventiott  Acts  1883  nnd  1884  [46  und  46  Vict 
c.  51  8.  18;  47  nnd  48  Vict  c.  70  s.  14];  20 
nnd  21  Vict  c.  83;  25  und  26  Vict  c  101 
8.  2öl ;  2  nnd  3  Vict.  c.  47  s.  54;  39  nnd  40  Vict 
c.  36  s.  42  nsw.). 

In  Italien  ist  das  P.recht  dnrch  GG.  v. 
26./ni.  1848  und  30/VL  1889,  in  Spanien 
durch  das  G.  v.  26./VH.  1883,  in  Belgien 
dnrcb  die  Verf.-Urk.  t.  7./IL  1831  nnd  das  De- 
kret T.  20./VII.  1831  geregelt 

4.  VolkswJrtschaltliclies  nnd  IStatfs- 
tiscfaes  fiber  das  P^gewerbe.  Ganz  ab- 
gesehen von  dem  EinmiB,  den  speziell  das 
/eitungswesen  verm^  seiner  ganzen  Orga- 
nisation auf  das  polltische  und  wirtschaft- 
liche Leben  der  modernen  Kulturvölker  hat 
—  vgl.  darflber  Art.  ,^ittingen"  —  bildet 
das  P.gewerbe  im  allgemeinen  einen  sehr 
«rheblichen  und  wichtigen  Bestandteil  des 
heutigen  Wirtschaftslewos  der  einzelnen 


YöDcer.  Welche  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung der  BOcher-,  Zdtungen-  nnd  Zat- 
ßchriftenproduktion  sowie  den  soostigCT  Er- 
zeugnissen des  P.gewerbe8  zukommt,  das 
geht  schon  aus  den  AusfQhrungen  in  de« 

I  Artt  „Buchdruckergewerbe''  (oben  Bd.  I  S. 
556fg.)  und  „Buchhandel'*  (ebd.  S.  559fg.) 

I  zur  Qendge  hervor.    Um  aber  die  Tragweite. 

I  welche  das  P.gewerbe  für  die  Volkswirt- 
schaft besitzt,  voll  ermessen  zu  kOnoen,  maß 
man  sich  auch  seinen  indirekten  Anträl 
au  dem  Wirtschaftsleben  der  Nation  ver- 
gegenwärtigen. Für  eine  Reihe  von  Industrie- 
zweigen ist  das  P.gewerbe  von  der  grOfiten 
Bedeutung,  Die  SdmftgieBerei,  die  ja  ana- 
schlieSlich  den  Zwecken  des  P.geweriie6 
dient,  kann  man  wohl  direkt  diesem  hiDni> 
zählen.  Die  Papierproduktion  ist  in  ganz 
erheblichem  Maße  von  dem  Gedeihen  des 
P.gewerbes  abhftn^g,  da  dieses  einen  der 
wichtigsten  Abnehmer  jenes  Industriezwraeee 
darstellt  Auch  fOr  gewisse  Zweige  der 
Eisen-  und  iosb^ondere  Haschioeuindnatrie 
(Dampf-  und  sonstige  Pressen^  SetemasdiioeD 
u.  dglj  ist  das  P.geweri>e  ein  nicht  unwiiii- 
tiger  Eonsament  Die  Buchbindwei«!  kann 
man  geradezu  als  einen  Nebenzw^if  des 
P.gewerbes  bezeichnen.  Wie  weit  der  Ein- 
flnil  und  die  Bedeutnnp;  des  P^gewotea  fOr 
andere  lodustrieen  reicht,  das  llBt  äoh 
zifFemmftBig  nicht  feststellen,  da  ee  in  diean 
Hinsicht  an  sfatislischem  Material  gebridiL 
Dagegen  mögen  hier  noch  in  Ei^änznngder 
in  den  oben  erwähnten  Artikeln  enthaltenen 
Angaben  einige  statistische  Daten  Aber  das 
P.gewerbe  selbst  ihre  Stelle  finden. 

Nach  der  Oewerbezählung  vom  14./VI- 
1895  waren  vorhanden : 


Zahl 
der 
Betriebe 


davon  üehilfen- 
betriebe 

mit  .  .  .  Personen 
bis  5      aber  5 


In  den  Betrieben  durchschnittlich 
beschäftigte  Personen 


ganzen 


davon  beschäftigt  in 

Gehilfenbetriebea 
mit...  Per«, 
betneben     ^i,  fi    ,  «b«  6 


a)  in  Buch-,  Stein-, 
Zink-,  Enpfer.  Stahl- 
n.  Farbendruckereien 

b)  im  Buch-  und  Knnst- 
handel  nndZeitnn^- 
verlag  und  -Spedition 
(einschl.  Leihbiblio- 
theken)   

c)  in  Scbriftschneiderei 
und  Holzschnitt  .  . 


9068 


10372 
536 


3404 

3817 
141 


4122 

1418 

133 


"I  394 

34999 
4  57a 


»54« 


5137 
a6a 


10S33 

10708 
435 


990*0 


19  1S4 

3885 


Sa. 


19976 


7362 


5673 


150965       6941       21965    '  IM059 


Die  (jesamtzahl  der  in  diesen  3  Bemfszweigen 
tätigen  Personen  einschließlich  ihrer  Angehöri- 
gen nnd  ibres  im  Hanshalt  tätigen  Bienstper- 
BOnali  hellet  sich  anf  ^962;  daaif  kemnen 
noch  7125  Penonen.  die  diese  Erweiinaweige 
als  Nebenbemf  ansähen. 


In  welchem  Umfange  die  BQchereraeae^ng 
speziell  in  Deutschland  im  Fortadireittto  begnflca 
ist  —  ttber  die  AoitbraitiiBg  des  ZeitongniraMia 
^g^^^rt  „Zeitongett**  —  das  Iduen  Mfnde 

Vom  Jahn  18Ö6-1860  dsd  im  guiaea  Um 
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am  BItker  enehimit.  wMimd  die  gleielt  lange 
i^crwfc  1891  -  18B6  100788  NenenchdnttDgen 
iflfweisL  Dum  mnA  beteiligt: 


•IM  PUago^ 
.  Jurispradeni 
.  Theoloine 

.  k<.  ac&Bne  Literatur 
.  NtnmriflMnacbaft  und 


mit  14  127  BBchem 

n     »0  797 

r       9  „ 

n      8441  n 

»      6»90  . 


Id  dem  40jihrigeii  Zeitranm  von  1856—1895 
^tcSttt  »ich  die  Bficherprodaktion  auf  die 
'i-me  HSbe  Tog  Mi^l  Werken. 

I>ie  Einfnhr  an  Büchern,  Karten  und 
Yviialieu  nach  Deutschland  belief  sich  t.  J.  1897 
iqf  äf^dlX)  kfir;dieAn8[nhr  erreichte  dagegen 
B^e  Ton  U94220Qkg,  ein  dent- 
i'm  Beweii  dafllr,  in  welch  flberwic^^endem 
Vkfie  iKt  Amtand  von  Dentschland  mit  P.er- 
:i«uiMn  versorgt  wird.  Dasselbe  Bild  zeigt 
•j«  1.  Qnartal  1898,  in  welchem  888400  kg 
»vher  eiagefabn,  dagegen  2853900  kg  aoB 
Itnurbland  atUffefBhrt  wurden. 

Id  (teld  gescnfttzt  Oberstieg  der  Wert  der 
i  '^rtthrten  Werke  den  der  eingefährten  (nach 
KBrr  Veranschlagung)  um  42  Hill  H.,  indem 
•N-ti  der  erstere  auf  62  Hill.,  der  letstere  da- 
aaf  ovr  20  HUI.  M.  belief. 

Ib  welclKan  VaOe  die  deutsehe  Bfleberpro- 
o^ticn  di«  des  Auslandes  überragt^  das  lehren 

L  folgende  Zahlen : 

(Dl  J.  1897  bellet  sich  die  Zahl  der  Neu- 
*r»rjipioanfien  in  Deutacbtand  auf  23861  (ohne 
^a*iUlien);  in  Fmnkreicb  dagegen  ntir  auf 
n?.*»  italterdem  6065  Uusikäien  und  1671 
KiDftbtiuer) :  in  QroUbritannien  auf  624^  neue 
laudier  and  1682  neue  Auflagen;  in  den  Nieder- 
tn^n  auf  2860  Nenerscheinungen ;  in  D&ne- 
mtfk  tuf  1167  (1896:  1128);  in  Norwegen  auf 
■i»  IW6:  577);  iu  Schweden  auf  1642  (1894: 
ItiR;l^«6:  1488;  1696:  1506).  Der  deutsche 
MuikalieBhandel  wüst  dagegen  L  J.  1896  alldn 
Mlll  Werke  auf. 

Aach  die  neueste  Statistik  des  BQcber- 
tsuki«  weist  ein  weiteres  Fortschreiten  der 
Kacherprodnktion  auf. 

So  erschienen  in  dentwher  Sprache  (ond  in 
i't  deutiAai  Sprachgebieten) : 


Jafcr 

Werke 

mehr  gegen 
du  Voijahr 

1888 

»3  739 

1899 

93  7' 5 

19-0 

24792 

1901 

»5  331 

a,i7% 

1902 

26406 

6,32  „ 

190S 

27606 

',60  „ 

1904 

28378 

2.80  n 

1906 

SS886 

»i79  „ 

Flr  dM  Jahr  1900  teilt  sodann  Petermann 

*  Literatur)  folgende  Zahlen  aber  den  Geldwert 
üi  Vntfiebc*  der  BQcher  im  Welthandel  mit 

•  <ie  Tabelle  in  der  folgenden  Spalte) : 

Fir  1901  gibt  Petermann  die  Zahl  der 
"lasAslicben  Verlagewerke  anf  10133,  der 
»cWben  anf  t'OlS,  der  nordamnihanischen  auf 
'•U  deneo,  wie  rieh  ani  obiger  Tabdle  er- 
ri^  ffiSSl  dmtMlie  g^Kvattbentehen. 


Einfuhr 
in  M. 
ZI  468000 


Awtabr 
in  H. 

78  728000 


35  528  536 
9017  600 
2  534  186 
I  075  200 
585663 


9  153000 
424811 
4674  180 
8  078  640 


II  172837 
4896000 
2  435  867 

94326 


7464000 
2  lai  290 
29  376  320 
»»773740 


4  598  000  — 
»33  524  — 
sich  der  Gesamtwert  der 
geführten  P.erzengnisse 
Wert  der  eingeftthrten 


Land 

Deutsches  Beich  (Bü- 
cher, Karten,  Musi- 
kalien, Zeitschriften) 

Oesterreich-Ungarn 

Schweiz 

Niederlande 

Dftnemark 

Schweden  und  Nor- 
wegen (Verkehr  mit 
Deutschland) 

Frankreich 

Spanien 

England  (Bücher] 
Vereinigte  Staaten  t. 
Nordamerika 
Rußland 
Griechenland 

Im  J.  1902  belief 
aus  Dentschlanil  ans 
anf  79931000  H.,  der 
anf  2424700a 

Literatur:  1.  Prefirt  cht  u»d  Preflgewerbe 
im  a  llgumeinen.  Btedertnann,  Art. 
„Frage",  SlaaUlexikon  v.  Itotteck  11.  Welrker, 
Bd.  XI,  S.  708/g.,  Leipzig  1864-  —  Pff«t,  Arft. 
„Preßfrtiheit",  „Preßvergehen",  „Preßpolizei", 
BlunUcIdi  u.  Brater»  De^tUch.  StauUwUrUrb,, 
Bd.  VJII,  S.  tt7fg.,  Stvttyari  u.  Leipzig  1864. 

—  V*  lAatt,  Artt.  „Pr^etettgebuug",  „Preß- 
gewerbe",  „Pr^fipalitei",  „Pr^ßttrafrerht",  „He- 
dakteiir"',  v.  Holttendofff»  BechlMetikoa,  Bd.  III, 
S.  ISSfg.,  S09fg.,  Leiptig  1881.  —  An.  „Preu 
Lawi",  Enryriopiiedin  Britunnica,  Bd.  XIX, 
S.  712 fg.,  9.  Aufl.,  Ediugburgk  1885.  —  JL 
V.  Stein,  Hnndburh  der  VerwaUungalehre,  t.  Teil, 
S.  £67 fg.,  Stuttgart  1888.  —  Bchm,  Art.  „Preß- 
gewerbe u.  Prefirecht",  H.  d.  St.,  t.  Aufl.,  Bd.  VI, 
S.  2Slfg.  —  Bachem,  Arlt.  „Freue,  Preßfrei- 
heil, Pr^geteltgebung",  Bruders  Staattlexikon , 
Bd.  VI,  S.  SSOfg.,  Freibtirg  t.  B.  1895.  — 
V.  Seydel,  Di«  Pttßpolizei,  Srköititerg,  Bd.  III, 
Lief,  t,  S.  S07Jg..  4.  Ai^.,  TttfrfnjW»  1898.  — 
BSneiMatt  für  den  deiOteken  Buchhandel  und 
die  verwundteii  Gearh^tarweige ,  Leipzig.  — 
BarMeTf  Tmiti  general  dt  la  police  de  Ut  pre»*« 
et  du  dÜit  de  publieation,  t  Bde.,  Piri«  1887. 

—  Di«  Zeitaehrift  Droit  d'Autetir. 

t.  Pr eßgewerbe  und  Fr eßrechl  in 
den  ei  ntetneu  Staaten,  a)  Den  teche» 
Jieirk.  Bemer,  Lehrbuch  dea  deutschen  Preß- 
rechts, Leipzig  187S.  —  V.  Liazt,  Das  deutsche 
Reichsprtfirechl,  BerHii  1880.  —  P.  KUippel, 
Das  BeirhMpreßreckt,  Leipzig  2894.  ~~  BtnUg- 
monn,  Die  Veraniwortiiehkeit  des  Redakteurs 
«orA  dm  Xeichsgesetz  ilber  die  Fresse,  Brealav 
18BS.  —  IL  LO€ning,  Die  atrafreehllichs  Haftung 
des  verantvortlichen  Redakteurs,  Jenn  1889.  — 
Oetker,  Die  strafrechtliche  Haflung  des  ver- 
nnttoortUrhen  Redttkteurs,  Stuttgart  1898.  — 
Grütt^len,  Die  Täterschaft  des  verantwortlichen 
Redakteurs,  Berlin  1896.  —  Die  Kommentare  sum 
deutschen  Reirhapreßgeaett  von  Schwarx«  und 
M.  Appelius,  4-  -^»fi"  Erltiugen  1908;  ThiUt, 
Bertfnl8?4;Käh,  Berlin  1875;  Mar^uordmm, 
Berlin  1876;  K*Mer,  Jfürdlingen  iM8;  DeUna, 
Bammtr  1895.  — ■  Di«  LehrhOeher  des  devUeien 
rervaliHiigmrhU  von  6.  Meyer,  E.  LoeMng, 
r.  aunoeU  —  JoUy,  Art.  „Pr^ßgewerbe,  Pr^- 
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foW««^"  in  &e»gdt  Württrbttrk  de»  danUchen  Ver- 
wüttmgtreehU,  Bd.  IT,  S.  SOOfg.,  Utiburg  1890. 
~  O.  BoqiMte,  Di«  Ftneuulage  der  deutschen 
Bibliotheken,  Berlin  290t.  —  Hölaeher,  Buch-, 
Kitnet-  und  Miuikatieiihandel ,  im  „Handbuch 
der  WirUchafUkunde  Deutarhtandt" ,  S.  97/?., 
Leipzig  1904.  —  ^<  BUeher,  Der  deutsche  BvcK- 
Kandel  und  die  Wieeeinchafl,  2.  Aufl.,  Leiptig 
2903.  —  iTr.  O.  Fischer,  OrunJsäge  der  Or- 
gaaitatton  de»  denUehen  BwhluindeiM,  J»na  1908. 

—  Dr.  P.  Slabeel^  Dia  OrfoniMotim  de»  de«^ 
<rA«n  BueUiandd»  «nd  seint  Büfherpreite,  7&- 
biit^  190S.  —  Dr.  K.  TrÜ^nWj  Wiueneehajt 
»nd  Buchhandel,  Jena  190S.  —  Dr.  W.  Koehler, 
Das  Buch  im  Strom  des  Verkehrs,  Heidelberg 
IPOB.  —  Th.  Petermann,  Der  deuUche  Buch- 
handel und  seine  Abnehmer,  Dresden  1906.  — 
Tony  Kellen,  Die  litemrinehe  Produktion  der 
Welt,  im„BVr»enblattf.  d.  Deutschen  Buchhandel", 
190S,  S.  ilte/g.  —  Dr.  A.  Blater,  Die  Bücher- 
Produktion  in  Dtntsckland  UMdihrevrirtsrhaftliche 
Bedeutung,  in  „Deutsehe  Wirtsehafit'Zeitung", 
Berlin  1907.— b)  Oesterreich,  v.  l.i*Mt,  Lehr- 
buch des  Ssterreiehisehen  Prefirerhis,  Wie»  1878. 

—  F.  Lentner,  Die  Fortbildung  des  Bsterreichi- 
Mchen  Preßrerhts,  Grünkuta  Ztschr.  f.  d.  Privat- 
u.  Sffetttl.  Recht  der  Gegenw.,  Bd.  J^,  8.  SSSg.. 
661/g.;  Bd.  XI,  S.  t9Sfg.  —  Rttlf,  Art.  „Preß- 
recht", Oetterr.  SI.W.B.,  Bd.  II,  Lief. 2,  S.  838/g., 
Wien  1897;  woselbst  weitere  Literuturangnbcn. 

—  Poaselt,  Art.  „Preßgewerbe"  das.,  S.  Aufl., 
Bd.  II,  Ä".  517.  -  -  Gelter,  Oesterr.  Prefigesets. 
5.  Atifi.,  Wien  1894.  —  c)  Frankreich. 
nM<ll«  e(  Conatant,  Code  de  lapresse,  l\tris 
1888.  —  J'totvPe  et  BenoU-Livy,  Code  manuel 
de  la  presse,  4-  Aufl.,  J\tris  188S.  —  Otto 
Mayer,  Theorie  des  finntöttsehen  Verwaltungs- 
reehti,  Stmßburg  1886.  —  Jeanvrol,  Code 
praliqne  de  In  preste,  Paris  1894.  —  O.  Barhier, 
Code  explique  de  la  preste,  3  Bde.,  Paris  1887 — 
1895.  —  Paulet,  Art.  „Presse  periodique", 
Blocks  Dictionnaire  de  l'administration  Jran^nise, 
4.  Aufl.,  Paris  1898.  —  d)  Großbritannien. 
Duboe,  Geschickte  der  englischen  Presse,  Han- 
aoeer  1878.  —  Poteraon*  Liberty  of  the  preas, 
London  1880.  —  FUher  and  JSCrofcoti,  Law 
»/  the  preas,  London  1898,  t.  Aufl.  —  CFneCiit, 
Englische»  VeneaUungsreehl,  Bd.  II,  8.  At^., 
Bna»1884-  —  e)  Italien.  Commento  altalegge 
di  »lampa,  t.  A^fi.,  Neapel  1883.  —  /)  Belgien, 
ßchuerman»,  Code  de  la  presse,  t  Bde.,  t,  Aufl., 
Brüssel  188t.  —  Qlron,  Droit  public  de  la 
Belgique,  Brüssel  I884.  —  Außerdem  finden  sieh 
tn  Marquardsens  Handb.  d.  ößentl.  Hechts  d. 
Gegenwart  kurse  Angaben  über  daain  den  einaelnen 
Staaten  gettetide  Pf^fireeht.  Keukamp. 
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1.  Qeachichtliches.  2.  Aufgabe.  3.  Recht- 
liche Stellung.  4.  Terwaltnng.  5.  Ereditwirt- 
schaftliche  GrundB&tEe.  6.  Leistangen. 

1.  GeBchlohtllehes.  ObachoD  sich  die  „Er- 
werbs- and  Wirtflchaftügenossenscb&fteD"  (s.  d. 
oben  Bd.  I  S.  788  fg.)  von  Anfang  an  aaf  dem 

Die  Schreibveise  „Central**  ist  die  amtliche 
nnd  deshalb  hier  —  im  Gegensatz  zu  der  sonst 
im  Wttrterb.  der  Volksw.  angewendeten  Recht* 
sehreibnng"  —  beibehalten  worden.  Die  Red. 


Orandutze  der  nabediurtraSelbiaslfe  entwi^t 
haben,  sind  doch  in  &n  mittelatSadiKhoi  Gt- 
noesenschaftakreiaen  bei  ihrem  Kampfe  mit  der 
groQkapitalifltisdien  Ausgestaltung  des  Win- 
sehaftsfebens  schon  frttber  BedQrbiiaae  nnd  Bestre- 
bungen aufgetreten,  die  jenen  Onindntz  n- 
gunsten  einer  (tffentiichen  oder  Staatihilfe  ab;^- 
wandelt  haben.  So  wurden,  allerdings  ziemlicb 
planlos,  zuerst  die  Iftndlicben  DanehnikssseA 
ans  Öffentlichen  Mitteln  antersttttxt,  and  toch 
die  B&rgsebaft  der  prenSischoi  ProTiam  bt« 
der  Seehudlnng  uw.  far  die  dienen  Kassen  e^ 
ttftheten  Kredite  i»  hierher  la  rechnen,  nidit 
minder  der  ans  Staats-  and  später  ans  Reich»- 
mitteln  an  Bangenossenschaften  it.  d.  obrti 
Bd.  I  S.  363  fg.)  gewisser  Bichtang  beinUii;t« 
Hypothekarkredit,  wie  auch  die  von  Gemeinien 
diesen  angewendeten  Vorteile.  So  sehr  aorh 
hervorragende  Genosaenschaftapoliüker  du  Ein- 

Keifen  des  Staates  in  das  Genossenseliaftglebtu 
kämpften,  der  Gedanke  der  Staatshilfe  iq- 
&:an8ten  des  Mittelsundes  setste  sich  alimiiUich 
doch  bi  der  Genossenacbaftiwdt  dnrch.  Die 
P.  C.-G.-K.  (im  gewlHinUchen  Veikehr  knri 
„Preaßenkasse"  genannt)  verdankt  diesen  B^ 
strebnngen  ihre  BegrOsdan^  Ein«  gntUe  Alt- 
zahl von  Volkswirten  nnd  Politäem  hat  de» 
Boden  dafUr  vorbereitet;  ihre  8diali5uig  ist  ist 
Verdienst  des  preuß.  nnancminiaters  Dr.  t 
Miqael.  Am  8./VI.  183&  l^te  er  dem  Ab- 
geordnetenhaase  den  Entwnrf  eines  „(TesKie. 
betreffend  Errichtnng  einer  Zentralanstalt  cur 
Förderung  des  genossenst^fÜichen  Pemnal- 
kredits"  vor.  Schon  am  31  ./VII.  dess.  J.  er^ne 
das  Gesetz,  und  bereits  am  begua  die 

Anstalt  ihn  ntigkeit  Das  ihr  aas  Stsatn- 
mitteln  snr  VerfOf^ng  s:estdlte  BetriebskuntsL 
ursprünglich  5  Hill-  M.,  wurde  bereib  anrefa 
Gesetz  vom  8./VI.  1896  auf  20  Mill.  und  weitei 
durch  Gesetz  vom  20./IV.  1896  auf  ÖO  m  N. 
erhfiht.  Auch  ist  zugelassen,  daß  genonea- 
schaftliche  Vereinigungen  sich  mit  Einlt^;» 
beteiligen.  Die  Entwickelang  der  P.  C.-ii.-L 
ist,  dank  ihrer  geschickten  und  unMichti^ 
Leitung,  seither  eine  gUnzende  gewesen  iib4 
hat  viele  der  früher  gegen  aie  vorg^rwliMi 
Bedenken  entkräfte^  wennschon  aodi  keat*- 
noch  gewichtige  Goiossensdiafripditiker  aaf  ktt 
anderen  Seite  stehen  und  lann  nicht  alle  b«- 
nossenschaften  praktisch  ein  Teil  sogar  gnod- 
sfitzlich  nicht,  an  ihren  KrediteinricbtongeD  teil- 
nehmen. Neben  ihrer  Bufiuren  Geschftftstitifrteit 
verdient  namentlich  aber  auch  der  mehr  unt^r 
derOberfläche  bleibende  mitteltnre  nnd  anoititrl- 
bare  Einfluß  aaf  die  Beform  der  Verbanddus^eo 
und  Genossenschaften,  auf  ihre  wirtschtftticb» 
und  geschäftlichen  Grnodsätze  mit  AnerkeonaBC 
hervorgehoben  za  werden,  wie  sie  den 
auch  auf  organisatorischem  Gebiete  die  Pllec 
des  C^ossenscbaftswesens  angelegen  lea.  Hüt 

2,  Anfgabe.  Die  P.  C.-G.-K.  ist  eiik 
Geld-  und  Kreditanstalt  für  die  Yk^v^ 
und  Wirtachaftsgeoosseaschaften.  Ihr  i>t 
die  sozialwirtschaftliche  Äo^gabe  lugewie^i. 
den  PeifiODalkredit  der  nur  mit  mäUij^U' 
Kapital  und  Überwiegend  mit  eigener  ArUi' 
an  der  volkswirtschaftlichea  OQtererzeagmii: 
beteiligtea  unteren  und  Uittelklassen  xu  r>r- 
dem  und  zu  kiflftigen.  Dieaeo  Klassea,  deo 
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xveri^Bchen  wie  insbesondere  den  Isndwirt- 
i^UdKO,  war  bis  zur  B^rfioduDg  der 
['.•'•O.-K.  ein  gut  elagarichteter  und  ihrer 
TuisdiaftÜcheD  läge  angemesseaer  Fer- 
M>oalkredit  zu  eoteprechendem  ZiasfuBe  oicht 
•jfr  doch  Dur  in  mäßigen  Grenzen  zugftng- 
It'h.  Die  bestehenden  Kreditformen  und 
([•filitgcwohnheiten  des  Geldmarktes  be- 
.•ücsti^Q  den  Mittelstand  nicht.  Dem  Per- 
x-^broditbedOrfnisse  der  wirtschaftlich 
xbwächei^n  kann  nur  auf  genossenschaft- 
.xhm  Wege  wirksam  genflgt  werden;  so 
illm  kann  in  größerem  Umfange  die  per- 
-'«Iit-he  Kndit^igkeit  und  Kreditwürdig- 
tit  <1«  Einzelnen  gleichsam  zu  einem  wirt- 
•dutilich  Jeistuogsßlhigen  Pfandobjekt  aus- 
.•-laltet  werden,  und  nur  durch  genossen- 
ti4Miehe  Vermittelung  können  die  wirt- 
Idltlich  veniger  krAfügen  Kreise  an  den 
■i-idmarkt  geoigoeten  AnschluS  finden.  Aber 
UK'b  die»  hat  bei  den  bestehenden  und 
«(■hl  andi  in  nicht  anders  zu  gestaltenden 
^ricbtoDgen  des  »^werblichen  Bankwesens 
IX»  dreoKD,  Die  Großbanken  werden 
iHt  10  gev^renden  Kontokorrentkredit  im 
kllpüneinen  anch  von  Genossenschaften 
miitT  Uoterlagen  fordern  niüsseo.  Diese 
-'Am  aber  weiten  Kreisen  der  Qenossen- 
•■hafton  nur  in  sehr  mäfiigem  Hmfange  zur 
'  TfOgiing,  da  die  ffildung  eigenen  Yer- 
Q'*<iteQS  bei  vielen  Genoasenscnaften  nach 
der  Dinge  immerhin  erst  im  Anfange 
•tfM  imd  ihl«r  Nator  nach  auch  in  der 
f'^jK  nicht  allzu  rasch  vor  sich  gehen  kann, 
iano  machen  nicht  einmal  die  ftlteren. 
1^  UnkmftBig  eingerichteten  Genossen- 
-tuften  durchweg  eine  Ausoidime,  nnd  wenn 
»^sclfast  fOr  einzelne  Schulze- Delitzschschen 
V-mdiuBvereine  gilt,  so  vennl^n  doch 
ifinpaen,  namentlich  die  ländlichen  Ver- 
-iiiijnmgen  den  Anforderimgen  an  bank- 
•litiige  Kreditunterlagen  fast  niemals  aua- 
"■itivod  zu  genflgen.  In  der  P.  C.-G.-K. 
«ilit-  daher  staatsseitig  eine  Anstalt  ge- 
« ^ITea  werden,  die  unter  ZurQckdränguag 
wer  Erwerbs-  und  Oewinnabsichteo  das  Per- 
■"uUiroditbedarfnis  der  genossen  schaftl  ich 
•udRiioengefaBten  wirtschaftlichen  Kräfte 
'•»^  noteren  und  Mittelklassen  unter  an- 
'"tHwuoi  Bedingungen  befriedigen  und 
■'l'-i'-liieiltg  den  Geldausgleich  dieser  Kreise, 
1.  Ii.  ihr  Qeldangebot  und  ihre  Geldnach- 
agB  in  Verbindung  mit  dem  großen  Geld- 
i*vkte  bringen  konnte.  Wie  die  Reichs- 
•uik  den  Geldumlauf  im  gesamten  Eteichs- 
:-!l>i«tein  r^eln,  dieZahlun^usgleichungen 
"1  «M-Ieichtem  und  fOr  die  Nutz^rmachnng 
.■riitgharea  Kapitals  zu  sorgen  hat,  so  soll 
P.  C.-0.-K.  den  Geldverkehr  der  preus- 
•i-<iiia  (lenossenschaften  im  Anschluß  an 
'^11  allgemeinen  Geldmarkt  flbemehmeu, 
tiifqtalmsogel  an  einer  Stelle  durch  Zu- 
•onug  TOft  an  anderer  Stelle  verfOgbaren 


genoBsensdultUchea  Beständen  ausgleidien 
oder  zeitwaUg  vorhandene  Üebersoh0s8& 
nutzbringend  unterbringen.  Kreditgewäh- 
rung in  angemessenen  Formen  und  zu  den 
fßr  die  Kleinwirtschaft  erträglichen  Be> 
dingiiDgen  sowie  der  Geldausgleich  fQr  ge- 
nossenschaftlich oiganisierte  Kreise  ist  Ziel 
und  Aufgabe  der  P.  C.-Q.-K.  Es  ist  wohl 
nicht  unmfiglich,  daß  der  Anstalt,  in  Ver- 
bindung mit  den  örtlichen  genossenschaft- 
lichen Organisationen ,  in  Zukunft  noch 
weitere  große  Aufgaben  zugeteilt  werden. 
So  ist  im  preuß.  Abgeordueteuhause  bereits 
Ober  die  «rage  verhandelt,  ob  nicht  auf 
diesem  Wege  der  ländliche  Eiitschnldungs- 
plan  verwirklicht  werden  könne. 

3.  Beehtllotae  SteUanir.  Die  P.  C:.-G.-K.  ist 
nach  dem  OrganlsatioDsgeaetze  eine  selbst&ndige 
Anstalt  mit  eigener  RechtsperBCnliclikeit.  Sie 
Rteht  unter  Anfsicht  nod  Leitung  des  Staates. 
Hierdnrch  nnd  infolge  der  H«rgabe  des  Be- 
triebtikapitals  ans  Staatsmitteln  hängt  sie  zwar 
eng  mit  dem  Staate  zusammen,  ist  aber  keine 
eigentliche  Staatsanstalt;  sie  bildet  einen  eiffenen 
Fiskns,  der  vermiteensrechtlieh  vom  StaatsttMkns 
vollMtftndig  eeschuden  ist,  nnd  besitzt  ein  ihre 
Aufgabe  nndOrganisation  bestimmendes  Sonder- 
recht. Als  Kreditgeschäfte  nnd  (mit  den  im 
Gesetze  ausgesprochenen  BeschräoknDgenj  Bank- 
geschäfte betreibende  Anstalt  nnterlie^t  sie  den 
von  Kanfleuteu  bändelnden  Bestimmnni^en  des 
Handelsgesetzbnches.  Die  Anfsicbt  fQbrt  der 
Finaozminister,  der  sich  in  geeigneten  Fällen 
mit  dem  Handels-  bezw.  Landwirtacbaftsminister 
verstSodigt.  Dem  Landtage  ist  durch  die  jähr- 
liche Vonegnng  ihres  Etats  Einsicht  in  die 
Hohe  nnd  Art  der  persönlichen  nnd  sächlichen 
Verwaltungsausgaben  nnd  ein  Mitbestimmtmgs- 
recht  tiber  die  KnBeren  Verhältnisse  der  Anstalt 
gewährt.  Ihre  Rechnnngslegnng  nnterliegt  der 
Prüfung  der  Oberrechnnngskammer.  Durch 
Urteil  des  Landgerichts  Ii-Berlin  v.  27./VU. 
1904  und  durch  Gntacbten  des  Kammergericbts, 

1.  Zivilsenat,  v.  31./X.  19(t4  ist  anerkannt 
worden,  daß  dem  Direktorinm  der  P.  C.-G.-K. 
die  Eigenschaft  einer  Öffentlichen  Behörde  bei- 
wohnt. Nach  Art  76  und  8ä  des  Ansftthrangs- 
gesetzes  zum  BGB.  in  Verbindung  mit  dem  ge- 
meiD8cbaftli<dien  Erlaß  der  anständigen  Minister 
vom  17./XIL  1699  ist  die  Kasse  auch  als  Hinter- 
legnngsstelle  und  fflr  Anlegung  von  HQndel- 

geld  geeignet.  Die  Bechtdverhältnisse  ihrer 
eamten  sind  darch  Königliche  Verordnung  vom 

2.  /VIIL  1899  dahin  geregelt,  daß  sie  die  Becbte 
und  Pöicbten  nnmittdbarer Staatsbeamten  haben. 

4.  Verwaltung.  Leituns^  nnd  Verwaltung 
der  Anstalt  ist  einem  kollegisIiHch  eiagerichteten 
Direktorinm  mit  einem  Präsideuten  an  der 
Spitze  anvertrant.  Dem  Direktorinm  ist  ein 
beirätlicher  Ansachaß  von  im  Genossenschafts- 
leben  stehenden  Sfännem  zur  Seite  gestellt, 
dessen  Aufgaben  durch  das  Organisationsgesetz 

gsregelt  sind.  —  Außer  den  banktechnischen 
ianchtnngen,  die  sich  von  denen  der  Groß- 
banken nicht  nnterscheiden ,  hat  die  Anstalt 
zur  Pflege  der  Genossenschaftsstatistik  eine  be- 
sondere Statistische  Abteilung,  die  auf  Wunsch 
der  beteiligten  Kreise  eingerichtet  ist  nnd  dnrch 
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einen  Fachmann  geleitet  wird.  Deren  Arbeiten, 
die  sich  nach  den  besonderen  Vereinbarnngen 
mit  den  Bundesstaaten  seit  l./I.  I90H  auf  dos 
gante  Deatücbe  Reich  beziehen,  bernben  aller- 
aingg  bloß  anf  den  beschränkten  genossen- 
schaftsstatistischen  Unterlagen,  die  ans  den 
Angaben  der  bei  den  Gerichten  gefQhrten 
GenossensehnftRTeg^ter  cn  gewinnen  sind,  haben 
aber  seither  schon  namhafte  Erfolge  im  Ansban 
der  bis  dahin  fehlenden  Totlstfindigen  deutschen 
Genoesenscbaftsstatistik  anfznweisen. 

6.  Kreditwirtschafüiche  Gmndsätze. 
Der  Kasse  ist  nur  die  Gewährung  von  Be- 
triebst red  it  zur  Befriedigung  rorfibergehender 
AVirtschaftsbedarfuisce  g^tattet  Ziosbare, 
durch  besondere  bankmättige  Unterlagen 
nicht  gedeckte  Darlehen  werden  nicht  an 
Ein  zeigen  ossenschaften,  scmdern  nur  an  Ver- 
eioigiingen  solcher  (Verbandskassen,  Zentral-, 
HaiiptgeDossenschafteo) bewilligt.  Fürdiesen 
Kreditverkehr  sind  Bestimmnogea  (zuletzt 
mit  Gültigkeit  vom  I./IV.  1905  ab)  erlassen, 
<]ie  mit  Kflcksicht  auf  die  Eigenheiten  des 
OenosBenschaftswesenB  einige  von  den  Ge- 
brauchen des  allgemeinen  Bankrerkehrs  ab- 
weichende Einrichtungen  aufweisen.  —  Bei 
den  Kreditbedingungen  wird  ausge- 
gangen von  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  genossenschaftliche  Haftpflicht:  bei 
Genossenscliaften  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht und  unbeschränkter  NachschuBpflicht 
haften  alle  Genossen  mit  ihrem  gesamten 
Vermin  solidarisch :  bei  Genossenschaften 
mit  beschi-flnkter  Haftpflicht  haftet  jeder 
Genosse  nur  mit  der  statutarisch  festge- 
setzten Haftsumme  für  den  Geschäftsanteil. 
Demgemäß  dienen  als  Unterlage  für  die 
Ton  der  P.  C.-G.-E.  za  gewährenden  Kredite 
bei  Genossenschaften  m.  u.  H.  die  nach- 
gewiesenen und  ermittelten  Vermögen,  bei 
Genossenschaften  m.  b.  H.  die  als  vertretbar 
nachgewiesenen  Haftsummen.  Das  so  Fest- 
gestellte wird  als  Haftfähigkeit  angesehen ; 
diese  ist  nach  dem  Gesagten  tatsächlich 
immer  kleiner  als  die  wirkliche  Leistungs- 
fähigkeit. Als  normale  Kreditfähigkeit 
werden  im  aUgemeinen  bei  den  Genossen- 
schaften m.  n.  H.  10  ^/o  des  Gesamtverm^os, 
bei  GenossenschafteD  m.  b.  H.  die  als  ver- 
tretbar ermittelten  Haftsummen  abzüglich 
eines  Sicherheit  squotienten  angenommen. 

6.  Leistungen.  Ende  März  1906  standen 
51  Vereinigungen  und  Verbandskassen  von 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
mit  der  P.  C.-G.-K.  in  Geschäftsverbindung. 
Darunter  befanden  sich  50  genossenschaft- 
lich und  eine  nicht  genossenschaftlich  or- 
ganisierte Verbandskasse.  Im  ganzen  waren 
in  diesen  vereinigt :  13912  Genossenschaften 
mit  1272  577  Mitgliedern.  Von  den  51  Vei^ 
bandskassen  waren  überwiegend 

Verbands-  mit  Genossen-  mit  Mit- 
kassen      schatten  gliedern 
städtische        i8  421  88475 

ländliche         33  13491       i  184 103 


Der  Kreditverkehr  mit  den  Ver- 
bandskassen und  Zentral-(Haupt)genoRsea- 
Schäften  ist  von  Jahr  zn  Jahr  in  groBvtigeiii 
Zuge  gewachsen.  Er  gestaltete  sidi  seit 
dem  Bestehen  der  Anstalt,  nntet  Fortlassung 
der  Kredite  auf  Grund  von  bc^ndereo 
Sicherheiten,  Lombard  usw.,  wie  folgt: 


in  laufender  H«cbnanit 

im  Etsts- 
jshre 

Entncbnittn 

Rück-  n. 

W«ebMl  TW 

and  Auj- 

Ein- 

VerbandB- 

zablaaefD 

zsblanicen 

In  toOü  H- 

In  im  M . 

1885  (Vg  J.) 

10870 

6054 

1896 

85  160 

65553 

1897 

74  983 

74  758 

43071 

1896 

127511 

123771 

48634 

18tl9 

143  914 

140  595 

55  63^ 

1900 

188  39S 

189 132 

78337 

1901 

33698a 

24s  033 

86907 

1Ü02 

»73496 

"75  597 

93316 

1903 

28S  056 
350684 

386882 

79133 

1904 

357338 

84786 

1905 

399765 

378903 

JOS  601 

Im  J.  1905  betrugen  die  Entnahmen  der 
Verbandskassen  in  laufender  Rechnimg  dnrdi- 
sehnittlich  fflr  den  Werktag  1324flU0  SL, 
die  ROck-  und  Einzahlungen  1255000  M. 
Im  Wechselv^kehr  mit  den  Verbandskassen 
betrug  der  Eingang  an  Wechseln  im  Dorcb- 
schnitt  eines  Werktages  71,96  StQck  im 
Nennwerte  von  339  739,67  M. 

Bei  dem  großen  Kreditverkehr  mit  den 
Verbandskassen  sind  die  Zinssätze  der 
Kasse  möglichst  von  Schwankungen  frei 
gehalten  worden,  wenigstens  fflr  den  Ver* 
kehr  in  laufender  Rechnune;  im  Wechsel- 
und  Lombard %'erkehr  mufi  die  Kasse  allere 
dings  auch  ihrerseits  den  Schwankungen 
auf  dem  Geldmärkte  folgen.  Ueber  die 
Zinssätze  noch  folgende  charakteristische 
Zahlen:  In  kaufender  Rechnung" 
wurden  fdr  Guthaben  der  Verbandskassen 
vom  l./X.  1895  bis  30./IX.  1808  2,5  »/o  Zinsen 
gewährt  und  in  der  gleichen  Zeit  fflr  Dar* 
fehen  S^/'o  Zinsen  genommen;  vom  l.;X.  1898 
ab  ist  der  erste  Zinsfuß  auf  3  und  der  letzte 
bis  31.,III.  1899  Torübergehend  auf  4,  im 
Jahresdurchschnitte  also  auf  2,75  bezw.  3,5 
erhöht  worden.  Dieser  feste  Zinsfuß,  mit 
dem  die  Verbandskassen  rechnen  können, 
hat  sich  als  überaus  dankenswerte  Sn- 
richtung  bewährt  und  am  Ende  dazu  bei- 
getragen, daß  die  beteiligten  Laadwirte. 
Handwerker  usw.billigerproduzieren  konnten. 
Die  Zinssätze  im  Lombard  verkehr  warn 
1895,  1896  nnd  bis  30./VL  1897  wie  in  der 
laufenden  Rechnung  S**/«,  von  da  tns  SOjDL 
1897  Vt«/o  höher,  dann  bis  31411.  1698 
der  jeweilige  Lombardzinsfufi  der  ReidiB- 
bank,  so  daß  »ch  für  das  Etatsjahr  1897 
ein  durchschnittlicher  Zinsfuß  von  4.28^ 
ergibt  Vom  l^V.  1898  ab  gilt  der  Lom- 
bardzinsfufi der  Reichsbank,  der  rädi  im 
Etatsjahre  1898  durchschnittlich  auf  T*^, 
1899  auf  6^4,  1900  auf  6,10.  1901  anf  4,73, 
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•.^xi  anf  4.42.  1903  aaf  4,91,  1904  auf  5,13 
•ümJ  1905  Biif  S.aC/o  stellte.  ImWecheel- 
Tr-rkehr  mit  den  Yerbandskasseo  berechnete 
P.  O.-O.-K.  1896-1898  den  Diskontsatz 

i-  r  Reichsbank,  durchschnittlich  3,79  bezw. 
.71  uüd  4,:')7'*/o,  diesen  auch  noch  für  1899, 
'ixh  vom  19./XIL  1899  bis  11./L  19ü0 
:-irt)''s.  venigstens  fflr  die  Verbandskassen, 
ii^  ihren  Ranzen  Qeldrerkehr  ausschließlich 
nir  dfT  Kasse  abwickelten;  1899  war  auf 

lÄ'eise  der  Wechselzinssatz  im  Durch- 
•  'iniite  5,18**/».    In  den  folgenden  Etats- 
:i,r>ti  stellte  sich  dieser  Durchschnittssatz 
;     auf  4.85,  1901  auf  :V'9,  1902  auf  3,33, 
!:«»  ;  auf  3,7 1  1904  auf  3.82  und  1905  auf 
Er  betrug  im  einzelnen  oder 
t"o  unter  dem  Diskontsatze  der  Reichs- 
lank, var       31'*%  und  darunter  jedoch 
[hsLontsatz  der  Reichsbank  selbst,  wobei 
■»T  für  nicht  auf  Haftsummen  beruhende 

ii-  'koDtkredite  immer  der  Reichsbaukdiskont- 
-ti.jiHloch nicht  imterS^/o,  berechnet  wurde. 
—  )lit  der  durch  voretehende  Angaben  Ober 
-V  'läasAtze  gekennzeichneten  Zinspolitik 
i.:-  die  P.  C.-Ö.-K.  unter  den  zeitweilig 
«^nviCTigsten  Yerfaflltnisaen  des  Geldmarktes 
'H\  itnnitseasGlulten  tatsichlich  den  Rflcken 
tT>  Inhalten.  Sie  hat  dabei  nicht  bloß  die 
G<it  (1fr  Entwickelnng  der  Dinge  sich  stei- 
.•rnite  Schvierigkeit,  auf  lange  voraus  die 
riihti^D  Verffigiineen  wegen  der  Gelder 
ri  irrffen,  mit  Erfolg  aherwunden,  soDdem 
wf-h  die,  den  QeaoesenBchaften  bei  hohem 
^umle  de«t  Ocldmarktes  dauernd  und 
-t'^ti^  verh&ltnismäSig  billiges  Oeld  zu 

t)io  Bedeutung  der  P.  C.-O.-K.  als  großes 
'■■'Itliustiiut  und  ihre  zeitlich  steigende  Bank- 
U'tzkeit  sei  noch  dadurch  gekennzeichnet, 
<bb  ilerGcsamtumaatz  sich  1901  auf  5862  M.ill., 
aiif  8180  MiU-,  19U3  auf  8675  Mill., 
I  M  Ulf  983.5  und  1905  auf  12278  MUl.  M. 
l-li'-f.  Der  Oeschftftsgewion  im  ganzen  be- 
t"'!:  in  denselben  Jahren  4,78  bezw.  4,83, 
<  71.  4.39  und  3,80  "/o  des  Grundkapitals. 
UUnhirt  C  amtligautadtj  Die Pfeuß.  Cefitnü- 
<'*iiouen»ekaftM-Katte,  Jena  1897.  —  Dwäelbe, 
i'X.  „Cmtrvt'OenouenKhafis'Rint"  hm  B.  d.  St., 
f/   8mpfL-Bd.   MUT  I.  Aufl.,  Jrnia  1897  und 
tu.  OL  d.  t.  Att/I.,  Jtna  1900.  ~  Venelbe, 
•••ru  Btmlit,  Thieea  und  OHl0«r  w  den  Ver- 
«•«Awifcs  4t»  Verein*  /,  Soaü^olÜik.  Bd.  76 
i-  Stltt^fie»,    Letprig   1898.   —  Femer:  H. 
Ml^fr  i»  ScAmoUer»  Jahrb..  Bd.  XX.  ~  H. 
'Wff«r  i»  d.  Jahrb.  /.  I!at.-Oek.,  8.  F.,  Bd.  X 
•ml  IM  ff.  d.  SL,  AH.  „Erwerbe-  u.  WirUeh.-Gtn." 
-  Dir  Pmtfiiäehe  Omlral-Oenonentehaflt-Ka*» 
'*i~-l9QS   (FtetMhrift   atu  Aniafi   der  eehn- 
y^ri^  TStigicit  der  Jütee),  BerUn  1906.  — 
ty.  omA   die  Jahrg.   1895,    1896   und  1897 
<*r  utMimer  Kemepondent"  und  der  „Blätter 
(irnottetuektffteweenf,  «wie  die  jäMiehen 
'^MMMcTirAte  der  J*.  C.-0.<f. 

^  BrntermUte. 


Prlnce-Smitli,  John, 

geb.  1809,  als  Sohn  des  GouTemeors  von  British- 
Gniana  in  London,  1831/1840  englischer  Sprach- 
lehrer in  Elbing,  seit  1846  in  Berlin,  gest.  da- 
selbst als  Torritsender  der  Berliner  Vcukswirfe- 
scbaftlichen  Gesellschaft  and  Frisident  der 
ständigen  Kommission  des  Kongresses  dentscher 
Volkswirte,  sm  3.,11.  1874. 

Gründer  der  deutschen  Freihandelsschnte. 
Terteidi^r  der  von  der  abstrakten  Natnrordnnng 
des  SmithianiBmns  geschaffenen  Eigennntzlehre 
derUanchesterschnle  bezw.  der  Losung:  „Laissez 
faire  et  lal-isez  passer,  le  moude  va  de  Ini-mfime" 
des  Physiokratismns.  Anhänger  des  Dogmas 
der  freien  Konkurrenz  und  Anhänger  des  rein 
individnalistischen  Kigentumsbegriffes.  Gegner 
jeder,  staatlichen  Besdirtlaknng  der  freien  £nt- 
f altnng  der  Industrie  nnd  der  auolaten  fiandels- 
nud  VerlwhrsÄreibeit. 

Von  seinen  hierher  gebSrigen  Schriften  seien 
genannt:  Ueber  Handelsfeindselig^keit,  Königs- 
berg 1843.  —  Ueber  die  Nachteue  f^r  die  In- 
dustrie durch  Erhöhnng  der  Einfuhrzölle,  Elbing 
184Ö.  —  Ueber  die  englische  Tarifreform  und 
ihre  materiellen,  sozialen  und  politischen  Folgen 
flir  Europa,  Berlin  1846.  —  Ueber  die  Breslatier 
Denkschrift  ftlr  Differentialzölle,  Berlin  1847. 
—  Seine  gesammelten  Schriften  in  3  Bdn., 
heransg.  von  0.  Hichaelis  und  K-  Braun,  er- 
schienen zu  Beriin  1871—1880.  lilpperL 


PriTatbeamte. 

1.  Beirriff,  Art  der  Bewegung  der  P.  2.  Bis- 
herige Erfolge.   3.  Beurteilung  der  Bewegung. 

1.  Begriff,  Art  der  Bewegung  der  P. 

Als  P.  hat  man  aus  der  P.bewegung  heraus 
folgende  Arbeitnehmer  tiezeichnet:  alle  in 
Diensten  Privater,  bei  staatlichen  und  Ge- 
meindebehörden nicht  pensionsberechtigt 
gegen  Entschädigung  Angestellte,  deren  Be- 
schäftigung höherer  Art  ist  und  deren 
Arbeitsverhältnis  nach  den  §§  59  fg.  HGB. 
(Handlungsgehilfen),  133a  Gew.-O.  (Betriebs- 
beamten, Werkmeister  und  Techniker),  88  Allg. 
ßeig-Ges.  und  622  BGB.  bestimmt  wird. 
Diese  durchaus  anfechtbare  und  problema* 
tische  Begriffsbestimmung  mag  fHrs  eiste, 
ehe  sich  die  Heinun^n  über  die  ganze 
P.frage  geklärt  haben,  hingeoommeD  werden, 
um  zu  zeigen,  wie  umfassend  die  Bewegung 
auf^ftiBt  werden  und  was  sie  alles  in  den 
Kreis  ihrer  Bestrebungen  ziehen  vill.  Der 
§  622  BGa  s(eb»uoht  den  Namen  ,;P.% 
stellt  ihn  kasuistisch  neben  „Lehrer,  Er- 
zieher, Oesellschafterinneu".  Die  Bewegung 
findet  Üntersttltzung  von  einer  Reihe  von 
Handlungsgehilfen  -  Organisationen,  femer 
dem  Deutschen  P.verein,  dem  Deutschen 
Bankbeamtanvereio ,  dem  Deutschen  Tech- 
nikerverband, dem  Deutschen  Werkmeister- 
verband  und  anderen  mehr  (auch  die  Gesell- 
schaft für  soziale  Reform  steht  der  Bewe- 
guDgsympAthisoh  gegenüber),^)  Sch&tzangs- 

Sozi  Praxis  Nr.  48  t.  GflX.  1906. 
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weise  spridit  man  von  1 — Vli  IfiU.  die 
in  Betracht  kommen^);  es  ist  dies  aber  eine 
snnz  nn^chwe  ZiffiBr,  so  un^cher  wie  die 
Feststellung  der  Berufokiassen,  die  uun 
einer  ^eaetdichen  Regelnng  des  P.wesens 
t^haftig  werden  sollen.  Zu  den  technischen 
Beamten  kommen  neuerdings  sogar  Kapitäne 
und  Offiziere  der  flandelsraarine,  See- 
maschiniBten,  Brenomeister  usw. 

Was  die  Bewegung  will,  ist  nicht  weniger 
und  nicht  mehr  als  die  (staatliche)  Pensions- 
versicherUDg  (oder  Alters-  usw.  VeraicheruD^) 
nach  Art  der  Arbeiterversicherung  und  die 
Schaffung  eines  einheitlichen  P.rechtes,  besser 
hoch  eines  allgemeinen  Arbeitsrechtes.  Ueber 
die  Frage  der  P.Tersichernng  handelt 
der  folgende  Art.  , J*. Versicherung;" ;  die 
Schaffung  eines  allgemeinen  Arbeitsrechts 
ist  unstreitig  eine  der  schönsten  Aufgaben 
der  Bechtsentwickelung,  und  diese  Au^be 
zu  lösen,  ist  ein  Ziel,  das  aufs  innigste  zu 
wtlnschen  ist.  Es  ist  hierfür  aber  noch 
eine  große  Reihe  von  Vorarbeiten  zu  er- 
ledigen (vgl.  Flesch,  Kritik  des  Arbeits- 
vertrags, Lotmar,  Arbeitsvertrag,  Heß, 
Ginf^he  und  höhere  Arbeit),  und  ehe  hier  — 
namentlich  in  der  Frage  der  Abgrenzung 
der  sog.  „höheren"  von  der  einfachen,  der 

festigen"  von  der  „Handarbeit**  (Rieh, 
renberg)  —  noch  keine  greifbaren  Resultate 
erzielt  worden  sind  ist  diese  Frage  noch 
nicht  spruchr^f,  und  kann  jedenbuls  hier 
auf  beschicktem  Räume  nicht  nSher  erörtert 
werden.  Ferner  wfinscht  man  eine  Ver- 
tretung der  Angestellteo  in  Arbeitskammern 
(Tgl.  Potthoff  i.  d.  Schriften  d.  Oes.  f.  soz. 
Reform  E.  19). 

2.  Bisherige  Erfolge.  Erreicht  haben  die 
F.  bisher  die  Schaffung  von  Organisationen  und 
die  woblwoHeode  Aeaßemng  der  Begienmg. 
Eine  besondere  Stellang  dabei  nimmt  der  seit 
1880  bestehende  „Deutsche  P.-Verein"  ein,  der 
seineTBtigkeitanfSelbstbilfe  baut  und  ttber 
den  noch  untrai  m  handeln  ist.  Im  Übrigen  ist 
ein  „HaoptansachuA  für  die  stsatlicbe  Pensions- 


')  1895:1  Mill.,  und  zwar  (nach  Pott  hoff) 
96000  in  der  Landwirtschaft,  284000  in  der  In- 
dostrie,  660000  in  Handel  nnd  Verkehr;  darunter 
im  ffancen  160000  weibliche. 

Was  die  organisierten  P.  anlangt,  so 
teilte  die  „Volksw.  Chronik"  1906,  S.  644  nach 
Angaben  der  „Köln.  Volkszeitong"  eine  Statistik 
mit.  Danach  haben  die  kanfmftoniscben  Ver- 
bände 387a  0  Mitglieder,  die  technischen  Ver- 
bünde 8B003,  die  Verbände  der  Bareanbeamten 
11 000,  die  Verbände  der  landwirtschaftlichen 
Keamten  HOOG,  der  deateche  Privat  beamtenverein 
21 000.  der  preuliische  Landesverband  der  Fleinch- 
und  Tricbuenschaner-Vereine  6ÜU0  Uitglieder. 
—  Wie  weit  diese  Statistik  als  einwandsfrei 
oder  ToUständig  gelten  darf,  ist  schwer  zu 
sagen;  bei  der  mangelhaften  Bestimmtheit  des 
Begriffs  P.  ttberbanpt  kSnnen  die  Zahlen  ja 
anch  nnr  ein  nngefthres  Bild  geben. 


nnd  HinterbUebenenversicbemng  der  Privatan- 
gestellteu"  eingesetst,  der  am  13./V.  1906  eine 
von  Aber  30  X)  Angestellten  besocbte  Tagung  in 
Leipzig  abgebalten  hat  Hier  konnte  von  dea 
hiHhengen  Erfolgen  bei  der  Begiemng  berichtet 
werden:  Graf  f^sadowsky  babe  erklärt,  dafl  er 
die  vom  HanptansschnJl  gesammelten  Erbebongra 
im  reichsstatifltiscben  Amte  bearbeiten  hmea 
werde  nnd  hoffe,  schon  dem  nächsten  Beiehftage 
eine  Denkschrift  ttb«r  die  fiaqnete  nnterhreiten 
zu  können. 

Der  ^Deutsche  P.-Verein",  der  Ende  1906 
20617  Mitglieder  nmfaßte  and  ein  Vermögen  voo 
nngeßihr  11  Mill.  M.  besitzt,  nebt  anf  dem 
Standpunkt,  datt  gewerkschaftliche  Vereini|ping 
der  P.  verfehlt  sei,  er  erkennt  einen  prinxipiellen 
Gegensatz  zwischen  den  Interessen  der  Arbeit- 
geber und  Angestellten  nicht  an  nnd  verweist, 
solange  die  Oeseti^bnng  die  Verh&ltaiBse  der 
P.  noch  nicht  mit  unbedingtem  Erfolge  ge* 
regelt  hat,  ja  mm  Teil  selbst  dann  noch  mf  «en 
Weg  der  Selbsthilfe  als  den  gegebenen.  Dioe 
Praxis  verfolgt  er  seit  25  Jahren.  Er  wies  am 
Scblnsse  des  Jabr»  19U&  in  der  Pensionskaase 
14947  Versicbemngen  mit  65844  Anteilen  auf, 
während  in  der  Witwenka8se3(56  Verstcbernngen 
mit  11178  Anteilen  zu  verzeichnen  nnd  in  «er 
Begräbniskasse  4285  Personen  mit  3060500  IL 
VersicbemngBsnmme  versichert  sind;  bei  da 
Krankenkasse  betrug  die  Gesamtzahl  der  In 
Jahre  1905  versichert  gewesenen  Personen  Slil; 
die  Gesamtleistung  der  Kane  betrug  1906  n- 
sammen  767161,8711.  Keben  den  Venidiernngs- 
kaasen  besitzt  der  Verein  noch  eine  große  ZuA 
von  WoblCabrtseinrichtnng«!.  So  worden  ans 
der  Kaiser  Wilbelm-P.-Waisenstiftnng  1905  n- 
sammen  219  Waisen  von  109  VereinsmitgUeden 
mit  4t<60  H.  nnterstütüt,  an  in  Not  geratene 
Hitglieder  wurden  20051  H.  UnterstOtanng  ge- 
zahlt, davon  Ht85  M.  in  Form  zinsloser  Darlehen. 

S.  Benrtelliing  der  Bew^nng.  Anf  dea 
Gebiete  der  P.fttrsorge  liegen  wit^tige  soiial- 

Klitiscbe  Aufgaben  der  nächsten  Zukunft 
sntscbland,  das  die  Frage  einer  Arbeitersebnta- 
gesetagebung  geUfst  hi^  i»t  berufen  nnd  ohne 
Zweifel  anchln  der  Lage,  der  Fruge  der  P.geset>* 
gehnng  mit  Erfolg  nfiher  tu  treten.  Aber  eine 
bessere  Abgrenanng  der  in  Betracht  kommen- 
den Bemfsklassen  ist  dazn  m.  E.  unerläflUch; 
denn  solange  alle  Arten  von  Bedakteoreo,  Uaad- 
lungsgebilfen,  Privatlehrem^Tecbnikem.  ferner 
Cbenuker,  Kapitäne,  Seemascbinlaten  usw.  nsw. 
der  breiten  Bewegung  sngerecbnet  werden 
sollen,  ist  eine  greifbare  LOsnng  der  Frage 
m.  E.  ein  Unding.  Ob  die  Abgrenzung  nadi 
demGebalt(UntaKTensennd^bei]KTnue)in8Klidk 
ist,  bleibe  hier  dahingestellt.  Zur  wirkTieh 
aussichtsreichen  Erledigung  der  wichtigen 
Frage  wird  aber  gehören,  daß  Uber  daa  moderne 
Arbeitsrecht  mehr  Klarheit  geschafft,  ja  fast 
möchte  ich  fordern,  daß  dieses  ent  einheitlich  kodi- 
flziert  wird.  Was  die  Pensions-,  Hinterbliebenen* 
nnd  Invaliden-Versicbemng  anlangt,  so  wirl 
hier  gewiß  nicht  frtther  —  nnd  mit  Beeht  — 
anf  pofidve  Schritte  der  Begiening  zn  redtsen 
sein,  als  bis  die  Beform  der  ArbeiterTerslchemttg 
durchgeführt  sein  wird.  Eine  Be:gelnng  der 
Scbnubestimmnngen  für  PrivatangMellte,  der 
Arbeitsverbältnisse,  Gehalttarife  fUrTeserans»* 
Zeiten.  FärMorge  bei  ArbeitsnnMügkeit  md  fir 
die  UinterblieDenen  —  anter  BerB^riAÜgang 
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^  Unterschiede  im  BernfsB  —  darch  Fe8^ 
•eUDBK  ronNorDstWbeatimmangen  wird 
dn  m.E.  ansdchureiches  Ziel  wId;  im  fibrieren 
aber  wird  sUtt  der  nferlomi  OesuDtbewegrung 
die  KoaUemoff  der  Interessenten  als  das  znr- 
leit  beste  HuEsmittel  gegen  die  vielfach  in  der 
Tat  Torbandenen  SchSden  nnd  Hißstände  be- 
Kicbnet  werden  tofissen  und  so  anf  das  private 
üntm^enkommen  der  Unternehmer  eingewirkt 
werden  kSnnen.  So  unbestreitbar  ancb  die 
•onalpoUtiscbe  ZosammengebOrigheit  Tön  ab- 
bingigen,  aof  Oehalt  geBtaliten,  beim  Nachlassen 
der  ArbeitsfiÜdgkeit  nuTersor^ten  Angestellten 
aÜer  Art  ist,  so  liegen  in  emseloen  die  Ver- 
bUcnisse  nwb  BOTiien  sowohl  wie  namentlich 
hinsicfatlich  der  Stellang  der  Angestellten  mm 
Unternehmer  doch  an  venichieden,  als  daß  von 
der  StSrkang  des  Standesbewnßtseins  alter  „F." 
nnd  einer  gans  allgemeinen  Aktion  so  große  prak- 
t^Mbe  Erfolge  an  erwarten  sein  könnten,  wie  sie 
Ton  den  Wortfabrem  der  P.bewegnng  erhofft 
nnd  erstrebt  werden.  Hachtvolle  BemtsTereiue 
ab^  werden  zunächst  als  die  besten  Träger  der 
P.beweffnng  ancnseben  nnd  würden  ancb  ßihig 
MSB,  die  sonalpoUtisehen  Erfordernisse  diuer 
grofiea  Gmppe  der  werktätigen  BeTSlkemng 
la  wahren,  solange  der  Staat  noch  nicht  die 
F.Tflrnchening'  geicbmffen  hat 

Utoratars  Außer  den  im  Text  aekon  genannten 
Sekr^tm  bUter  nur  Uehure  Z^tMchr^mauf- 
»SIM  vom  H.  roUhcff  (MtHtM  «.  Bot.  PraxU), 
J>r.  ümoo  BöUger,  Bwgo  HeU^rvnner  (Fort- 
»ekriU),  Eeiter  (So».  Bevu«,  8.  Qu.  1906). 
Ftmtr:  DeuUek»  BrhaAeamtenteÜitng,  Magde- 
burg. A.  SUter. 


PrlTatbeavteiiTeriiGherniig. 

1.  Begriff  nnd  Wesen.  3.  Oesterreiehiscber 
Gesetzentwurf. 

1.  Begriff  nad  Weaes.  Die  in  privaten 
Betrieben  ADgestelltenjiDsbefionderedteHand- 
iDDgsgehiHeD.  haben  zuerst  in  Oesterreich, 
seit  1901  aii^  in  Doutsühland,  unterstQtzt 
von  verschiedenen  pulitischen  Parteien  eine 
lebhafte  Agitation  veranlaßt,  mit  dem  Zweck, 
fOr  die  Angehörten  ihrer  Kreise  eine  staat- 
liche ZwangSTereicherun^  ins  Leben  zu  rufen, 
die  ihnen  Alters-,  Invaliden-,  Witwen-  und 
Waisenrenten  gewährleisten  soll.  FOr  diese 
ani  eine  Ansdehnnng  der  bereits  vorhan- 
deoea  sozialen  Yersi^eningsgesetze  gerich- 
teten Bestrebungen  hat  sich  die  Bezeichnung 
F.  eingebOrgert.  Aber  Ober  die  Durchfahrung 
einer  P.  im  einzelnen  herrschen  selbst  in 
den  Interessentenkreisen  wesentliche  Mei- 
Dongsverschiedenheiten.  In  Deutschland  ist 
die  Fra^  einer  P.  noch  im  Stadium  der 
ersten  Vorbereitung.  Es  haben  jedoch  be- 
reits statistische  EHiehungen  stattgefunden, 
am  die  erfordaiichen  zifFemm&fiigen  Unter- 
lagen zu  ^Winnen.  Anden  li^n  die  Yeiv 
Wtoiase  in  Oesterreich. 

a.  OeBtarrelcbisoher  GesetsentwnrL 

In  Oesterreich  ist  1896  im  Reichsrat  ein 


Gesetzentwurf  betreffend  die  „Pensionsver- 
sidieruDg  der  in  privaten  Diensten  und  einiger 
in  öffentlichen  Diensten  Angestellten**  zur 
Annahme  gelangt,  der  jedoch,  ehe  er  einmal 
Gesetz  wini,  noch  zahlreiche  Aenderuogen 
erleiden  dürfte.  Die  OrundzOge  dieses  Ent- 
wurfs sind  die  folgenden. 

Versichernugspflichtig  sind,  von  gewissen 
Ausnahmen  ab^^csebeo,  vom  vollendeten  adit- 
aehnten  Lebenqabr  angefangen  alle  in*  ^?aten 
Diensten  Angestellten,  deren  Bezfige  bei  einem 
nnd  demselb«!  Dienstgeber  mindestens  600  Ex. 
jährlich  erreichen,  femer  auch  einige  im  fifTent- 
lichen  Dienst  Angestellte.  Der  Be^ff  Ange- 
stellter wird  dahin  definiert,  daß  diejenigen  be- 
diensteten  Personen  darunter  fallen,  weluie  ans- 
schließlich  oder  doch  vorwiegend  geistige  oder  ' 
höhere  Dienstleistongen  an  verrichten  haben, 
einschließlich  des  kaufmännischen  flilfopersonals 
and  der  Werkmeister  in  fabrikmäßigen  Be- 
triebsnntemebmnngen ,  unmittelbar  bei  der 
Warenenengnnf^   nnd  sonstigen  vorwiegud 

fthvsischen  Arbeitsverricbtnngen ,  alle  gewerb- 
ichen  land-  imd  (oiatwlrtscbaftlicfaeQ,  bergban- 
lichen  Arbeiter,  Lehrlinge  nnd  als  Diener  ver- 
wendete Personen,  sowie  solche,  welche  Oestnde- 
dienste  verrichten,  gelten  jedoch  nicht  als  An- 
gestellte. Diese  versichernngspflichtigen  Personen 
werden  in  6  Gehaltsklassen  eingeteilt,  je  nach- 
dem sie  Jahresbezüge  haben  von  700—900  Kr., 
900-1200  Kr.,  IsfOU  1800  Kr.,  1800-2400  Kr., 
2400— 3U0()  Kr.  oder  mehr  als  3000  Kr.  Je  nach 
der  Gebaltsklasse  richten  sich  die  fBr  jeden 
Gehaltsmonat  an  entrichtenden  Prämien,  welche 
6.  9,  12,  18,  24,  SO  Kr.  betragen.  Ton  diesen 
nftmien  Culen  dem  Dienstgeber  xwei  Drittel, 
dem  versicbernngspflichtigen  Angestellten  ein 
Drittel  znr  Last  Uebersteigt  aber  das  Jahres- 
einkommen des  versicherten  Angestellten  die 
Summe  von  7200  Kr.,  so  bat  er  die  gesamten 
Prämien  ans  eigener  Tasche  zu  bezabun.  Der 
Staat  gewährt  nnr  jähriicb  bis  zu  100000  Kr. 
zur  Bestreitnng  der  Gehälter  der  leitenden  Be- 
amten der  staatlichen  Veniicherungsanstalt  In 
keiner  Weise  trägt  aber  etwa  der  Staat  zu  den 
Prämien  bei  oder  leistet  Züsch Qsse  an  den  zur 
Auszahlung  gelangenden  Beuten.  Was  die 
Leistungen  an  die  Versicherten  betriEEt,  so  kennt 
das  Gesetz:  Invaliditätsrenten,  Altersrenten, 
Witwenrenten ,  Waisenrenten  (Erziebongsbei- 
träge).  Znr  Eriangnng  des  Ansprucfas  auf  Iq- 
validitäts-,  Witwen-  nnd  Waisenrente  ist  aber 
die  ZtuÜcklegnng  einer  Wartezeit  von  120  Bei- 
trHgsuonaten  eitorderlicb,  während  die  Warte- 
zeit tUr  Eriangnng  der  Altersrente  4tO  Beitrags- 
monate beträgt.  Die  Wartezeit  entHUU  bei  den 
ersteren  drei  Kenten,  wenn  die  Erwerbsnnflhig- 
keit  oder  der  Tod  des  Tersiebertai  infol^^ 
eines  In  AusQbnng  des  Dienstes  eriittenen.  mit 
dem  Dienste  in  Zusammenhang  stehenden  Un- 
falls eintritt.  Die  Höhe  der  Invaliditätsrente 
beträgt  zwischen  180  und  22d0  Kr.  jährlich,  je 
nach  der  Gebaltsklasse  tmd  dun  Beitragsmonaten 
des  Versicherten.  Die  Altersrente  entspricht 
nabezn  der  Invaliditätsrente  nnd  beträgt  (nach 
480Beitrag8monaten)4. 0—2250  Kr.  Die  Witwen- 
rente beträgt  die  Hälfte  der  von  dem  Eh^tten 
zur  Zeit  des  Ablebens  tatsächlich  bez^;enen 
Invaliditätsrente,  bezw.  der  bis  za  diesem  Zeit- 
punkt erworbenen  Anwartschaft  anf  eine  sokhe. 
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Der  Enaehmigabeitra^  ist  fftr  jedes  Kind  auf 
26"/«,  sofern  es  doppelt  venvaiBt  ist  auf  öQo/o 
des  nach  120  Beitrag:sioonatte  erworbenen 
Pensionsanspracbs  des  Versicherten  und  ver- 
storbenen Eltemteils  angesetzt,  also  zwischen 
45  nnd  2ib  Kr. 

Die  Organisation  des  Betriebs  liegt  einer  zn 
errichtenden  staatlichen  Pensionsonswt  oh,  Ton 
welcher  Landesatellen  errichtet  werden,  denen 
gesamte  VeÄebr  mit  den  Versicherten  ob- 
liegt. BeiKmden  beaditowwert  ist  aber  die 
Torschrift  des  Gesetzes,  ftber  die  Möglichkeit 
der  anderweitigen  ErftHlnng  der  Versicherangs- 
pflicht,  nämlich  dnrch  Ürsatzinstitute.  Als 
Ersatzinstitate  sind  PriTatTersichemngsanstalten 
der  verschiedensten  Art  zngelassea,  wenn  sie 
bestimmten  Voranssetznngen  entsprechen. 

Infolge  der  oben  erwilhnten  Karenzfrist  wflrde 
der  österreichische  Entwurf,  selbst  wenn  er  so- 
fort Gesetz  wQrde,  erst  in  Jahrzehnten  für  die 
Versicherten  von  Bedentnog  werden. 
Literatur:  Leucttfeld,  Die  Fentionf  und  Hinter- 
bUdtentnvertorgimg  der  I^vatangatdUm ,  in 
der  ZeiUchrift  Jür  die  getarnte  VertidMrungi- 
metetudu^^  Bd  IV,  Berlin  1904-  —  SehwoHer, 
Dom  JYofekt  einer  Zmtngepen»ionner»ieherung 
der  Privatangeet^tten  ir  Oe^erreieh,  in  der$elben 
ZeiUchri/t,  -Bd.  IV.  1904.  —  Leuekfeld,  Zum 
gegenwärtigen  Stand  der  Frage  einer  Pentions-  und 
Sin  terbliebenenverneh  erung  derPrivatan  gcMlelllen , 
in  dereelben  ZeitBehrift,  V.  Bd.   Dorteelbtt  auch 
weitere  LiteraUtrangaben.     Alfred.  Manes. 


PrivatprSi^g 

s.  MflDzsystem  oben  S.  523^. 


PriTatversI  chernng. 

Das  gesamte  Versichernngswesen  unter  Ans- 
schlnß  der  sozialpolitischen  Arbeiterrersichernng. 
S.  Art.  „Versichernngswesen". 


Produktion. 

1.  Die  P.  im  objektiven  Sinne.  2.  Faktoren 
der  P.  3.  Die  P.  im  privatwirtschaftlichen  ^ne. 
4.  Die  kapitalistische  P.weise. 

1.  Die  P.  im  objektiven  Stnae.  P.  ist, 
objektiv  betrachtet,  die  flerstellung  eines 
wirtschaftlichen  Gutes  durch  menschliche 
Ariwit  Gerade  im  Gegensatz  zu  der  physio- 
kratisnhen  Auffassung  ist  demnach  die  iedig- 
lich  durch  Natnrkräfte  bewirkte  Entstehung 
eines  dem  Menschen  nützlichen  Gegen- 
standes keine  P.  im  volkswirtschaftlichen 
Sinne.  Aufwendung  meoscblicher  Arbeit  ist 
also  ein  unbedingt  erforderliches  Merkmal 
der  P.  Ein  zweites  liegt  darin,  daß  wirklich 
ein  Gut,  etwas  Nützliches,  sei  es  für  den 
Produzenten  selbst  oder  für  andere  zustande 
komme.  Dagegen  liegt  in  dem  Begriff  der 
objektiven  P.  nicht  auch  die  Bedingung, 
das  ein  günstiges  Verhähnis  zwischen  dem 
P.ertrag  und  dem  dafür  gemachten  Auf- 


wand an  Arbeit  od^  anderen  Gütern  be- 
stehe. Auch  wenn  z.  B.  der  Ertrag  eio^ 
Ernte  nicht  einmal  dem  aulgewandteo  Saat- 
gut gleichkommt,  ist  doch  etwas  prodnziert 
worden ;  aber  man  wird  nach  dem  nngfia- 
Btigeu  oder  günstigen  Verfaftltois  zwischen 
Ertrag  und  Aufwand  zwisclien  unvirt- 
sohaftlicher  und  virtschaftlicher 
F.  unterscheiden.  INeee  UntarwäieidaDg  l&Bt 
äob  iifdes  nur  bei  d«  privat  wirtschaft- 
lichen, und  zwar  der  gdd  wirtschaft- 
lich organisierten  P.  mit  Beälimmtheit  auf 
die  einzelnen  Fälle  anwenden.  Denn  unter 
dieser  Voraussetzung  lassen  steh  Eälrag  iitu] 
Kosten  in  Geldwert  ausdrücken  lUHi 
daher  leicht  in  Vergleich  Iringeu.  lo  der 
Naturalwirtschaft  kann  man  allenfalls  die 
Wirtschaftlichkeit  der  P.  von  Nahrungsmittel 
danach  beurteilen,  ob  innerhalb  eines  Jaiires 
mehr  oder  weniger  verbraucht  als  neu  ge- 
wonnen worden  ist.  Doch  erhält  man 
durch  keine  wirkliche  Yergleichung  zwischeo 
Ertrag  und  Paufwand  und  auf  die  ein- 
zelnen gewerblichen  Erzeugnisse  ist  diese 
Schätzungsart  überhaupt  nicht  anwendbar. 
Auch  der  Erfolg  der  P.  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft kann  objektiv  und  ganz  im  all- 
gemeinen nur  ungefähr  danach  geschätzt 
werden,  ob  die  Gesamtheit  der  im  lAufie 
eines  Jahrs  neu  produzierten  Ofiter  grOSer 
oder  kleiner  ist  als  die  der  verbranchten, 
wobei  freilich  zwischen  den  verschiedenea 
GQterarten  auch  Kompensationen  angenom- 
men werden  müssen. 

Im  allgemeinen  wird  die  Wirtschaft- 
lichkeit der  objektiven  P.  um  so  mehr 
steigen,  je  mehr  es  gelingt,  die  auf  die- 
selbe Arbeitsgroße  entfallende  Menge  des 
Produktes  zu  vermehren,  d.  h.  die  ..Pro- 
duktivität der  Arbeit^  zu  atagem.  Nennt 
man  die  in  einem  bestimmten  Zc^tnuim^ 
etwa  einem  Jidir,  hergestellte  Menge  eines 
Produktes  M,  die  dafOr  aufgewandte  Aiiieit 
—  nach  Ai^tstagen  gemessen  —  A,  ao 
bildet  der  Quotient  M/A,  den  man  als  P- 
quotient  bräeichnen  kann,  das  MaS  der 
Produktintat  der  Arbeit  Unter  Produkt 
ist  hier  das  Erzeugnis  eines  beeonderea 
für  sich  betriebenen  P.zweiges  zn  verstehen, 
also  in  der  Regel  nicht  ein  fertiges,  sondern 
nur  ein  Teilprodukt,  z.  B.  das  Erzengnis 
der  Garn  verarbeitenden  Weberei,  wobei 
natürlich  auch  nur  die  auf  die  Herstellung 
dieses  Teilprodnkts,  nicht  auch  auf  die  de« 
weiter  verarbeiteten  Materials  verwendete 
Arbeit  anzurechnen  ist  Dagegen  müfite 
strenggenommen  die  durch  die  verbranobten 
Hilfsstoffe  (Kohlen)  und  die  Abnutzung  der 
Maschinen  repräsentierte  Arbeil  mit  lu  A 
gerechnet  weraen. 

Die  für  verschiedenartige  Produkte 
stimmten  P.quotienten  sind  nidit  veirgleich- 
bar,  weil  die  Mengeneinheiten  willÜb-tick 
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A«äh]t  eiad.  Man  kann  also  nach  diesen 
'^ntientea  die  Aendeningen  der  Prodtik- 
mt2i  der  Arbeit  unter  verschiedenen  Be- 
H'jipiagea  oder  im  Lanfe  der  Zeit  nur  fttr 
•Aj«6  ^odi^t  besonder  verfolgen,  immer- 
uin  s^T  viid  man  auf  eine  ^nstige 
Snivirkelung  der  ganzen  Volkswirtschaft 
MtiüfSen  können,  w^n  bei  dem  Vergleich 
tofA  spftteren  mit  einem  frOheren  Jahr  die 
r  -(ootienten  sich  bei  den  meisten  und 
irtiitigsteo  Güt^  vergrößert  haben. 

&  Faktoren  der  P.  Als  eigentlicher 
Mtiver  Kaktor  der  objektiven  F.  ist  naoh 
■l-'m  obigen  nor  die  Arbeit  anzusehen. 
Xtt«a  ihr  aber  bildet  die  Natnrgrund- 
li^f  eine  notwendige  Voraussetzung  für 
fi^MSglichkeit  zunächst  derUr-P.,  die 
lUjeoefzeognisse  und  vorhandene  Naturstoffe 
.f  «ihot,  itod  damit  auch  der  P.  Überhaupt. 
L  iA  einlenchteod,  daß  dieser  Naturfaktor 
<l6r  Arbeit  nicht  gleichartig  ist,  sondern 
gidciuam  als  passives  Element  ge^n- 
•ifi^eht  Wenn  man  endlich  als  dtitteu 
i'iiktor  das  Kapital  im  obieküven  Sinne 
fifuiffibreo  pfl^,  nftmlich  die  Gesamtheit 
siiK  Uilfsmittel  der  F.,  die  seihst  prodn- 
uHt  sind,  so  kann  dieser  begrifflich  ftber- 
.mH  nicht  als  ein  selbstftndiger  anerkannt 
>mNi,  da  seine  Sxiatenz  ja  schon  die  F. 
iiatiesetxt 

Der  Xalnrbktor  hat  seine  ursprüngliche 
\riHrwftchBigkeit  immer  mehr  verloren,  je 
«••iter  die  Kultur  fbrtgeeohritten  iat  Nament- 
•.jii  ka  der  landwirtschaftliche  Boden  bis 
n  dnem  gewistien  Orade  die  Eigenschaft 
•w&  KafHtalguteSj  eines  produzierten  P.- 
atitels  eriulten,  indem  er  durch  Arbeit, 

B.  durch  Elotwasserung  oder  Bewässe- 
nif«,  dau»T)de  Verbesserungen  erfahren  hat 
tin  Ut  ildier  immer  zwischen  dem  natOr- 
ixiten  Boden  und  der  ihm  einverleibten 
)(>4iomtioosarbeit  zu  unterscheiden.  Die 
I'r> 411111  ntSt  der  Arbeit  lediglich  au!  Onmd 
naiQrlichen  Beschaffenheit  des  Bodens 
>(M  i^iiies  Qehalls  stellt  sich  natürlich  sehr 
'  rft-hietlen.  Eine  Steijierung  derselben  vom 
'•anilMiokt  der  Volkswirtschaft  findet  unter 
'•^■a  heutigen  Verhältnissen  nur  in  be- 
liiriaktem  UaBe  statt  Es  gehßrt  hierher 
^  imr  der  Fall  der  Entdeckung  neuer 
*t(Jier  Lager  nutzbarer  Mineralien.  Neuer 
H'len.  der  in  sich  selbst  eine  ungewöhn- 
'<itr  DAtftrtiche  Fruchtbarkeit  besäße,  wird 
n  ilüii  Kulturländern  schwerlich  noch  zu 
^'''tfb  sein.  Im  allgemeinen  ist  vielmehr 
^Uibtellen,  daß  die  Produktivität  der 
soweit  toß  durch  die  Naturgrund- 
Miogt  ist,  im  Laufe  der  Kullur- 
'MvickeluDg  eine  Tendenz  zur  Abnahme 
>«t  nnd  wirklich  abnimmt.  Alle  Bergwerke 
-Wo  aädi  mit  der  Zeit  erschöpfen,  da 
•t  *  Inhalt  sich  nicht  erneuert  und  ihr  Ab- 
^  viid  mH  zanehmender  Tirie  immer 


schwieriger.  Ebenso  verliert  auch  der  beste 
landwirtschaftliche  Boden  seine  Fruchtbar- 
keit, wenn  die  für  die  PflaDzenernähruog 
wichtigen  Mioeralstoffe  ihm  foi-twäbreaa 
entzc^n  werden.  Für  diese  Abnahme  der 
von  der  Natur  abhängigen  Produktivität  der 
Arbeit  aber  muß  durch  künstliche  P.mittel 
Ersatz  geschaffen  werden,  was  bei  ratio- 
nellem Beirieb  wenigstens  in  der  Land- 
wirtschaft vollständig  erreicht  werden  kann. 
In  der  Industrie  vollends  ist  der  Steigerung 
der  Produktivität  der  Arbeit  durch  Ver- 
besserung der  technischen  Hilfsmittel  keine 
absehbare  Grenze  gesetzt.  Gerade  wegen 
dieser  Bedeutung  der  künstlichen  P.mittel 
für  die  Vermehrung  der  P.  ist  es  gerecht- 
fertigt, das  objektive  Kapital  als  einen  eigen- 
artigen P.faktor  zu  behandeln,  wenn  ea 
audi  selbst  aus  der  P.  hervorgegangen  ist 
Unter  Arbeit  ist  bei  dieser  objektiven 
oder  volkswirtschaftlichen  Betrachtung  der 
F.  jede  menschliche  Tätigkeit  zu  verstehen,, 
die  bei  der  Herstellung  des  Produktes  mit- 
wirkt, also  nicht  nur  die  Handarbeit,  sondern 
auch  die  bei  der  P.  beteiligte,  erfindende 
und  leitende  Geistestätigkeit  Auch  die  in 
nützlichen  Dienstleistungen  sich  betätigende 
Art)eit  ist  als  objektiv  produktiv  zu  be- 
trachten, indem  als  ihr  Produkt  der  bei 
anderen  bewirkte  Nutzeffekt  erscheint.  Da- 
gegen gehört  die  Tätigkeit,  die  zur  Be- 
wahrung, Verwaltung  und  Verwertung  der 
Eigentums-  und  sonstigen  Privatrechte  an 
den  P.mitteln  und  Produkten  aubewandt 
wird  j  nicht  zu  der  objektiv  produktivea 
Arbeit,  sondern  kommt  nur  fQr  die  P.  im 

Brivatwirtschaftlichen  Sinne  in  Betracht 
>ie  objektiv  aufgefaßte  P.  erscheint  eben 
unabhängig  von  der  bestehenden  Eigentums- 
ordnung. 

8.  Die  P.  im  priratwirtschaltlicfaea 
Sinne.  Die  P.  im  privatwirtschaft- 
lichen Sinne  bildet  einen  Teil,  und  zwar 
den  wichtigsten  der  privat  wirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit.  Bei  geBchlossener 
Naturalwirtschaft  ergibt  die  privatwirtschaft- 
Itcbe  Betrachtung  der  P.  noch  dasselbe  Bild 
wie  die  objektive.  Bei  der  tatsächlich  bestehen- 
den Geldwirtschaft  aber  wird  die 
privatwirtschaftliche  P.  ausschließlich  durch 
die  Rflcksicht  auf  den  Geldwert  des  Auf- 
wandes und  des  Ertrags  der  P.  geleitet 
Der  jährliche  Geldertrag  muß  die  Konten 
um  einen  dem  angelegten  Geldkapital  ent- 
sprechenden Betrag  übersteigen,  wenn  das- 
Unternehmen  im  pnvatwirtschaftlichen  Sinne 
produktiv  sein  soll.  Ist  es  dies  aber  nicht, 
so  ist  es  auf  die  Dauer  nicht  haltbar  und 
insofern  ist  auch  die  objektive  P.  durch  die 
privatwirtsohaftiiche  bedingt.  Im  großen 
und  ganzen  ist  mit  der  P.  auch  Gewinn 
und  somit  Erwerb  verbunden.  Dagegen 
entsteht  nicht  aller  Erwerb  durch  wirkliche' 
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ADteilDahme  an  der  F.,  Tie  schon  oben 
bemerkt  wurde.  Die  P.mittel  sind  meiBteos 
nicht  im  Eigentum  derjenigen,  die  sie  fOr 
die  P.  verwenden,  und  der  Ertrag  f&llt  nicht 
einlach  denjenigen  zu.  die  bei^  der  P.  un- 
mittelbar nutwirken,  sondern  ein  Teil  geht 
an  die  Kapitalisten,  die  einesteils  Über  die 
objektiven  P.mittel  verfügen  und  anderer- 
seits auch  den  Arbeitern  wfihrend  der  P.- 
periode  die  üntertialtangsmittel  vorschiefien. 
Diese  Leistungen  sind  keine  zur  objektiven 
P.  gehörende  Arbeit,  sie  bringen  einen  Er- 
werb lediglich  auf  Orund  des  Kapital- 
besitzes, aber  sie  rufen  doch  andi  ane  auft- 
gedehnte  'HAigkeit  in  Kreditr,  Bank-  und 
sonstigen  Vencehrsgeschftften  hervor,  die 
6ine  bei  der  bestehenden  P.ordnung  not- 
wendige Verteilungsarbeit  darstellt 
und  den  sie  ausübenden  ebeohlls  einen 
Erwerb  verschafft.  Es  gibt  aber  auch 
parasitischen  Erwerb,  der  ohne  jede  pro- 
duktive oder  sonstige  gesellscdiaftUch  nütz- 
liche Lieistung  stattfindet,  dem  einen  nur 
Vorteil  bringt  zum  Nachteil  eines  andereo, 
wie  bei  Wucher  oder  Glücksspiel,  oder  sich 
s(^ar  mit  einer  objektiven  ÖüterzerstOrung 
verbindet,  wie  einst  die  Hollander  die  Preise 
der  Gewürze  dadurch  emportrieben,  dafi  sie 
die  Gewürzbäume  auf  aeu  Molukken  mit 
Ausnahme  von  vier  Inseln  vernichteten. 

Man  kSnnte  nun  versuchen,  den  Begriff 
der  Produktivitflt  der  Arbeit  auch  auf  die 
privatwirtschaftliche  P.  anzuweoden.  An- 
statt der  Menge  der  produzierten  Güter 
müßte  man  dann  ihren  Geldwert  nehmen 
und  ebenso  wftre  die  Grüfie  der  aufgewen- 
deten Arbeit  durch  ihren  Geldwert  aus- 
zudrücken. Dieses  letztere  Verfahren  ist 
übri^ns  auch  bei  der  Berechnung  des  oben 
bezeichneten  P.quotienten  anwendbar.  Dean 
die  P.arbeit  is^  wie  oben  bemerkt,  nicht 
gleichartig,  und  um  sie  in  einer  Summe  zu- 
sammenzufassen muB  die  Einheit  der  höheren 
Arbeit  als  ein  Vielfoches  der  als  Grundeinheit 
angenommoien  ausgedrückt  werden.  Eine 
direkte  Schätzung  diesw  Art  würde  aber 
immer  mehr  oder  weniger  willkürlich  sein, 
dag^n  darf  man  annehmen,  daft  das  Kapital, 
das  der  hüheren  und  niederen  Arbdt  als 
Käufer  g^nübersteht,  die  verschiedenen 
(jitaJitftten  derselben  in  den  Gehalts-  oder 
Lohnsätzen  im  ganzen  nach  ihrem  produk- 
tiven Wert  richtig  abschätzt,  abgesehen  von 
den  besonders  hohen  Vei^tungen,  die  Ein- 
zelne als  Inhaber  wichtiger  Vertrauens- 
stellungen erhalten.  Man  kann  also  die 
verschiedenen  Ärbeitsqualitäten  nach  Ver- 
hältnis ihrer  Belohnung  auf  eine  gemein- 
schaftliche Einheit  bringen,  und  wenn  der 
für  diese  Einheit  geltende  Lohn  i-  ist  und 
die  Summe  der  in  der  P.periode  bezahlten 
Lohne  S  beträgt,  so  ist  die  homogene  Größe 
der  aufgewendeten  Arbeit  A  =  SM.  Bleibt 


1  umgeändert,  so  kann  man  auch  in  dem 
P.-quotienten  ein&ch  S  statt  A  nehmen. 

Der  diesem  Quotienten  in  der  prirat- 
wirtschaftlichen  P.  entsprechende  Ausdruck 
würde  also  P/S  sein,  wenn  P  der  (Geldwert 
des  Jahres|irodukt8  bedeutet  Unter  Pro> 
dukt  ist  hier  wieder  nur  die  in  eici- 
zelnen  Unternehmen  hiniugekom.mene 
woduktive  Lristang  zu  vrastehen.  Da 
wert  der  gekauften  Rohstoffe  oder  Balb- 
fabtikiUe  mit  also  in  die  Summe  P  nidit 
mit  ein.  Der  Quotient  P/S  ist  für  alle  P.- 
zw^ie  und  Oütoarten  vetKleichfaar,  aber  er 
hat  mne  ganz  andere  Bedeutung  als  U'A 
oder  H/S  und  kann  nicht  als  luBstab  für 
die  Produktivität  der  Atbrat  in  den  betrefEBo- 
den  Unternehmungen  dienen.  Denn  die 
Summe  P,  der  f^is  des  Jahresprodukts, 
muß  den  Pjiufwand  nod  den  Kapiülgewinn 
enthalten,  sie  schließt  also  die  Summe  S  ein 
und  dazu  den  Anteil  K  des  Kapitals,  der 
sich  aus  dem  Kapitalersatz  E  für  verbrauchte 
P.mittel,  wie  Kohlen,  und  dem  K^italgewinn 
G  zusammensetzt  Es  ist  also  P/S  =  (S  -H 
K)/S  =  1  +  K/S.  Der  Quotient  P/S,  den 
man  als  den  Ertragsquotienten  be- 
zeichnen kann,  wächst  also  bei  gldchbleibeo- 
dem  Arbeitsaufwande  S  nur  durch  die  Zu- 
nahme des  Anteils  des  Kapitals.  Diese 
Große  K  kann  allerdings  wachse  durch 
Veigrßßerung  der  Menge  des  Produkts.  Der 
Prozentsatz  des  l^pitalgewinns  ist  als 
konstant  anzunehmen ,  aber  die  absolute 
Große  G  desselben  nimmt  zu,  wenn  mehr 
gekauftes  Material  verarbeite  wird.  Deaa 
die  Kosten  dieses  Materials  sind  zwar  nach 
dem  oben  Gesagten  in  P  nicht  enthalten, 
aber  das  Kapital  verlangt  auch  Gewinn  fOr 
diesen  Kosten vorst^nß ,  und  durch  diesea 
Mehrgewinn  wird  also  G  vern-Oßert.  In- 
folge der  vei:grOßerten  MateriaTveraHieituDg 
wira  in  der  Regel  auch  der  Kapitalersatz  fi 
für  HilfestofTe  und  Maschinenalmutznng  zn- 
nehmen,  also  K  durch  seine  bdden  Snoi- 
manden  wachsen.  VoUrewiitsdlaftlidb  wire 
es  aber  ohne  Zweifel  wünschenswerter,  daft 
£  nicht  zunähme,  d.  h.  daB  verbesserte,  tha 
deshalb  nicht  teurere  Maschinen  erftinden 
würden,  die  hei  dem  gleichen  Kobleo ver- 
brauch me^  loteten  und  haltbarer  wftren. 
Der  Quotient  P/S  kann  aber  auch  ^rtßer 
werden,  ohne  dafi  die  Menge  M  zunimmt, 
nämlich  einfoch  durch  Erhöhung  des  Preises 
der  Rohstoffe  und  der  Kohlen,  die  eben  eine 
Vergrößerung  sowohl  von  G  wie  von  E  be- 
wirken wird.  Er  steht  daher  Überhaupt  in 
keiner  festen  Beziehung  zur  Produktivitfi 
der  Arbeit.  Dies  zeigt  sich  nodi  deutlicher, 
wenn  man  für  P  den  gleichwertigen  Aos- 
dnick  p  M  einsetzt,  wo  p  den  (nur  auf  das 
Teilprodukt  bezogenen)  Preis  der  Mengen- 
einheit  darstellt.  Es  ist  also  P/S  =  p .  M/S. 
Nun  ist  aber  M/S  nach  dem  oben  OesagMn 
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proportional  dem  P.quotientCD  und  P/S  hängt 
demnach  einerseits  von  diesem  Quotienten, 
«Jbo  von  der  Produktirität  der  Arbeit,  und 
andererseits  von  dem  Preise  der  Mengen- 
«inheit  ab.  Dieser  Preis  aber  wird  im  all- 
gemeinen bei  steigender  ProduktivitSt  der 
Arbeit  infolge  der  Kookorrenz  der  Produ- 
senten sich  erniedrigen,  jedoch  nur  soweit, 
daU  das  Kapital  auch  unter  den  neuen  Pro- 
<laktionsbediD^ngen,  die  vielleicht  teuerere, 
wenn  auch  wirksamere  Maschinen  erfordern, 
nodi  den  üblichen  Gewinn  erhfilt.  Wie 
-weit  die  Vertiillignng  gehen  kann,  bestimmt 
ach  aber  ffir  jedes  I^odukt  verschieden,  und 
eben  deshalb  läßt  sich  aus  dem  Quotient 
P.'S  für  sich  kein  Schluß  auf  die  Produk- 
tivität der  Arbeit  ziehen. 

4.  Die  kapitalistische  P.weise.  Die 
geld  wirtschaftlich  geordnete  P.  im  Groß- 
betrieb wird  die  kapitalistische  P.- 
weisegenannt.  Die  kapitalistische  Unter- 
aehmung  produziert  ausschließlich  Waren 
für  den  Mai^  uod  sie  sucht  diese  zum 
•tdlligstea  Preise  hmustellen  und  zum  hOchst- 
mfi^cheo  zu  rokanfeD.  Sie  schafft  sich 
daher  auch  ihre  P^temente  als  Waren  auf 
dem  billigsten  Markte  an  —  Rohstoffe,  P.- 
mittel  und  insbestHidere  auch  die  Arbeit. 
G«w3e  ihr  Verbaltea  zur  Arbeit  wird  als 
■charakteristisch  für  sie  betrachtet  Der 
kapitalistische  Unternehmer  kauft  dem  Ar- 
beiter seine  Arbeitskraft  ab  und  verwertet 
•das  Produkt  für  seiue  eigene  Rechnung,  und 
•da  er  für  sein  guizes  angel^es  Kapital, 
auch  für  den  in  Gestalt  von  Arbeitslohn 
geleisteten  Vorschuß  Gewinn  verlangt,  so 
wild  die  gezahlte  Lohnsumme  immer  nur 
■einen  Teil  des  Verkaufswertes  des  Produktes 
bilden.  Technisch  wird  sich  diese  P.weise 
auch  nicht  Andera,  wenn  das  Unternehmen 
etwa  als  genossenschaftliches  für  Rechnung 
der  Arbeiter  selbst  betrieben  wird.  Denn 
-wenn  ein  solcher  Betrieb  rationell  sein  soll, 
so  müssen  die  P.kosten  mit  dem  normalen 
AjbeilslOhnen  in  Anrechnung  gebracht  werden 
und  erst  wenn  der  Absatz  des  Produktes 
•einen  Ueberschuß  über  die  Kosten  ergeben 
hat,  können  die  Genossen  eine  Zula^  zu 
■dem  Lohne  als  Kapital-  oder  Untemehmer- 
gewinn  erhalten. 

Die  Gesamtsumme  des  Verkaufswertes 
aller  im  Uiufe  eioes  Jahres  an  die  letzten 
Abnehmer  gelangenden  fertigen  Kon- 
snmtioDSgüter  (für  persönlichen  Ge- 
brmnch  und  Verbrauch)  stellt  auch  annftbemd 
•den  Geaamtvert  der  sachlichen  P.  des  Jahres 
dar,  wenn  die  Tätigkeit  des  Handels,  der 
den  Waren  dtirdi  OrtsTerSnderung  einen 
erh^Siten  Wert  vendiafft,  zur  P.  geredinet 
-wild.  Denn  diese  Sinnme  schließt  auch 
fiea  Ersatz  der  in  den  früheren  Piibschnitten 
^gdeisteten  Vorschüsse  für  RohstofTe,  P.- 
jnittel  und  Ari>eit  und  die  dadurch  bedingten 

WMerba^  dw  VollHwlrtKbiA.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


KapitaJgewinne  ein.  Soweit  die  früheren 
P.Stadien  und  die  Vorschüsse  über  das  be- 
treffende Jahr  hinaus  zurückreichen,  werden 
sie  durch  ungefähr  gleich  große  in  diesem 
Jahre  für  die  Zukunft  stattfindende  Vor- 
arbeiten ersetzt  Neben  dieser  sachlichen 
P.  steht  die  eos.  unmaterielle  in  Gestalt  von 
persönlichen  Dienstleistungen  als  ein  be- 
sonderer Posten  in  der  Gesamtsumme  des 
P.wertes.  Die  sachliche  P.summe  ist  gleich 
dem  unmittelbar  aus  der  sachlichen  P. 
stammenden  Einkommen,  das  sich  so- 
wohl auf  die  üntemehmer  und  Arbeiter,  als 
auch  auf  die  nur  mit  Tjeihkapital  und  Kre- 
ditgewährung beteiügleo  Kapitalisten,  Ban- 
kiers und  sonstigen  Geschäftsleute  verteilt 
S.  auch  den  Art.  „üeberproduktion**. 

Literatur:  in  allen  lehrbiiehem  wird  die  P. 
btwnder»  behajuieU.  Vgl.  auch  Hemumn, 
SUtaüw.  UtUertuekvngen,  X.  Aufl.,  S.  14^fy- 
—  MarXf  Da»  Kapital,  —  Engels  ^  H«rm 
Engen  Dahringt  UmvSbung  der  WitMentekafi 
187S.  —  SohmoUer,  Die  gteeh^ftHeke  Ent- 
Wickelung  der  Unternehmung,  Jahrb.  f.  Ot*. 
und  Vene.  1890— 1S9S.  —  Loachf  NatitmaU 
P.  und  nation<Ue  Berv/tgliederung,  189t.  —  A. 
Voigt,  Produktion  und  Erwerb,  Tüb.  Zeiteehr. 
f.  StaaUw.  1898,  S.  IJg.  u.  SSSfg.  —  BUeherr 
Die  Entstehung  der  Volkeunrttehafi ,  X.  Aufi., 
1898.  —  Haabach,  Oäterverxehrung  und  GOler' 
herttorbringung  1906.  LexU. 


ProdnktionsstatisUk. 

Während  die  Gewerbestatistik  (s.  d.  Art. 
oben  Bd.  1  S.  1057  fg.)  Zahl,  Art  und  Urn- 
ing der  gewerblichen  Betriebe  sowie  die  in 
ihnen  tätigen  Arbeitskräfte,  Maschinen  usw. 
feststellt,  fällt  der  P.  die  Aufgabe  zu,  die 
in  den  Betrieben  erzeugten  Produkte  nach 
Menge  und  Wert,  und  zwar  mißlichst  fort- 
laufend zu  ermitteln.  Solche  Zahlen  sind 
für  die  Beurteilung  der  wirtschaftlichen 
Prosperität  selbstverständlich  von  größter 
Bedeutung  j  sie  geben  in  Verbindung  mit 
der  Statistik  des  Außenhandels  (s.  d.  Art 
,,HandelB6tatistik"  oben  S.  -lÖfg.)  wertvolle 
Aufschlüsse  Über  die  Stellung  der  einzelnen 
Produktionszweige  innerhalb  der  Volkswirt- 
schaft Aber  ihre  Lage  in  handelspolitischer 
Beziehung  sowie  über  den  heimischen  Ver- 
brauch der  betreffenden  Erzeugnisse.  Die 
P.  soll,  entsprechend  dem  Verfahren  bei 
der  Bandelsstatistik,  sowohl  die  Menge  als 
auch  den  Wert  der  mengten  Produkte  frai- 
stellen,  da  jene  n.  a.  für  die  Beurteilung 
zeitlicher  Verschiebungen  des  ftoduktions- 
nm&uij^  dieser  besonders  für  Vergleiche 
der  einzdnen  Produktionszweige  unterein- 
ander von  Wichtigkeit  ist 

Zn  wüteren  Untersuchnogen,  u.  a.  über 
die  mehr  oder  weniger  günstige  gescMft- 
Uche  Lage,  wie  überniaupt  'die  Produktiona- 
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bediogUDgeD  der  verschiedenen  Gewerbe- 
zweige  lABt  sich  die  P.  verwerten,  wenn 
neben  dem  Umfong  der  Produktion  auch 
derjenige  der  verwendeten  Roh-  und  Hüfs- 
Btoffe  und  femer  die  investierten  Kapitalien, 
die  Zahl  der  Arbeiter  mit  ihren  Lohnen  u. 
dgL  berücksichtigt  werden.  Zuverlässige 
^mitteluQgea  solchen  Umfonges  stellen  in- 
dessen der  statistischen  Technik  sehr  schwie- 
rige, vielleicht  unlösbare  Aufgaben,  und  es 
ist  Oberhaupt  zweifelhaft,  ob  hier  die  all- 
gemeine amtliche  Statistik  jemals  zu  einem 
befriedigenden  £i|;ebni8  gelangen  kann  und 
nicht  vielmehr  Spezialuntersuchungen  eae- 
gftnzend  eintreten  müssen.  Mne  Beschrfto- 
kuttg  d^  P.  auf  den  Cmäuig  der  Produktion 
empfiehlt  sich  um  so  mehr,  als  sdion  dieser 
Offenstand  der  Statistik,  wenn  ^  Anspruch 
auf  Zuveriteng^t  Duumen  vrill,  eriiebliche 
SchwieiiRkeiten  bereitet 

Was  die  Stellung  der  amtlichen  Statistik 
zur  Produktion sermittelung  anbetrifft,  so  ist 
hier,  wie  bei  der  Gewerbestatistik,  in  me- 
thodischer Hinsicht  zwischen  der  Statistik 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  und  der- 
jenigen der  gewerblichen  Produktion  i.  e.  S. 
zu  unterscheiden.  Erstere,  beruhend  auf 
der  Ermittelung  der  Bodenbenutzung  und 
der  Schätzung  des  Ernteertrages  sowie  auf 
den  Yiehz&hlungeo,  ist  io  den  meisten  Eultur- 
staaten,  insbesondere  auch  im  Deutschen 
Reiche,  befriedigend  ausgebildet  (VgLd.  Artt 
„Land Wirtschaftsstatistik",  oben  S.  386  fg., 
„Yiehstatistik",  sowie,  als  ebenfalls  hierher 

r hörig,  die  Artt  ,jFor8ten"  oben  Bd.  I 
857  fg..  „Jagd"  oben  S.  109  fg.,  „See-  und 
Binnen  -  Fischerei".)  Hinsichtlich  der  Pro- 
duktion einzelner  wichtiger  VerbrauchsartiKel 
und  Rohstoffe  (Getreide,  Kaffee,  Tee,  Tabak, 
Kolonialwaren,  Baumwolle,  Wolle,  Seide 
u.  a.  Textilstoffe)  kann  nur  zum  Teil  auf 
die  amtliche  Statistik  der  betreffenden 
Eulturstaaten  zurflckgegiifTen  werden.  Viel- 
fach, und  besonders  soweit  es  sich  um  die 
halbkultivierten  Länder  und  die  Kolonial- 
gebiete handelt,  müssen  private  Schätzungen 
herangezogen  werden,  «ler  es  müssen  die 
Ausfuhrziffem  genügen.  (Die  über  die 
obigen  Verbrauc^sart^el  und  Rohstoffe  vor- 
li^nden  produktionsstatistischen  Angaben 
sind  unter  den  betreffenden  Stichworten  in 
diesem  Worterbuch  berflcksichtigt  worden.) 

Ueber  die  Produktion  des  Bei^baues 
und  des  Hflttenbetriebes  liegen  gleichfalls 
mehr  oder  weniger  znverläfisige  amtliche 
Produktionsermiltelungen  vor,  welche  teil- 
weise auch  der  Ergänzung  durdi  private 
Berechnungen  und  Schätzimgen  bedürfen. 
(Vgl.  hierzu  ebeo&lls  die  bezüglichen  Artt. 
des  Wörterbuches,  namentlich  ,.Bergbau'* 
oben  Bd.  I  S.  392  fg.,  „Eisen"  ebd.  S.  719  fg., 
„Kohle"  oben  S.  180fg.,  JHetalle"  ebd.S.487  fg., 
Petroleum«  ebd.  S.  626  fg.,  „Salz*".)  Wegen 


der  volkswirtschaftlich  besonders  wichtigen 
P.  der  „Edelmetalle"  s.  diesen  Art.  oben 
Bd.  IS.  666  fg.  Im  Übrigen  ist  die  amtlich» 
Statistik  der  gewerblichen  Produktion  noch 
weni^  entwickelt  Schwieridceilen  beratet 
an  sich  schon  die  fortlautende  Kontrolle 
der  einzelnen  Betriebe  zum  Zwecke  der 
Ermittelung  der  Produktion  nach  M.&a^ 
und  Wert  Daneben  handelt  es  sich  um  die 
Frage  der  Abgrenzung  von  Groß-  und  KLmn- 
betrieb  (Handwerk),  da  bei  der  Ortlichan 
Zersplitterung  der  handwerksmäfiigeo  Pro- 
duktion, zumal  in  Anbetracht  ihrer  geringemi 
aUgemönen  volkswirtschaftlichen  Bedeutuo^y 
kaum  daran  zu  denken  ist,  den  für  die 
Ermittelimg  derselben  erforderlu^n  luflent 
umstfindlicnen  Apparat  in  Bevwong  in 
setzen,  so  daß  sidi  die  ^werbliche 
wenigstens  zunächst,  auf  die  Großbetriebe 
beschränken  muB.  Aber  ancdi  hi^  hat  die 
Erhebung  mit  mancheiiei  Schvierigk^ten 
zu  kämpfen,  die  teils  in  der  Katur  der  Sache 
liei^n,  teils  durch  die  Abneigung  der  be- 
teiligten Berufskreise  mit  Rücksicht  auf  die 
Wahrung  des  Geschäftsgeheimnisses  Über^ 
haupt  Angaben  zu  machen,  bedingt  sind. 
Dieses  letztere  Bedenken  darf  indessea 
auf  die  Dauer  nicht  maßgebend  bleiben,  um 
so  weniger  als  es  sich  auch  für  die  längst 
ausgebildete  Statistik  des  Außenhandels  gel- 
tend machen  ließe,  und  überdies  für  einzelne 
Industriezweige  ^Montanindnstrie,  Nahnmgs- 
und  Genußmittelindustrie,  letztere  soweit  e» 
sich  um  der  Verbrauchsb^teuerung  unta^ 
worfene  Erzeugnisse  handelt)  speziell  aiK^ 
in  Deutschend  schon  regelmäßige  amtlich» 
EIrmittelungen  stattfinden  und  für  «wisse 
Industriezweige  (namentlich  die  Montan* 
und  die  Textilindustrie)  seitens  der  Inter- 
essenten selbst  mehr  oder  weniger  ein- 
gehende produktionsstaÜBtische  Erhebungen 
veranstaltet  werden,  wie  denn  Qberiuuipt 
die  industriellen  Verbände  usw.  an  einer 
zuverlässigen  P.  großes  Interesse  haben  und 
die  Ergebnisse  solcher  privater  Ermitte- 
lungen, teilweise  in  Er^zung  der  amt- 
lichen Statistik,  vieUach  auch  der  Oeffieat- 
lidikeit  zugftngUch  machen. 

Bezüglich  der  gewerblichen  F.  der  einsehmk 
Länder  ut  hier  namentlich  auf  die  du  Deut- 
schen Betchs  hioioweisen.  Die  Erxengnng 
der  dentscben  Bergwerke,  Salinen  und  HQttw 
war  Khon  ein  Butandtetl  der  Statistik  des 
deatschen  Zollvereias;  ihre  EivebniasB  werden 
seit  1860  TC^ehDälliflr  verOlbnUicht,  doch  atU 
seit  der  Zeit  der  Beirhutatistik  ia  der  Art  dv 
Erhebung  nnd  der  Frageatellmig  wAatach» 
Aendemngen  eingetreten.  Diwe  -Montu- 
statistik"  entreckt  sich  anf  die  Produktion  dv 
Bergwerke,  die  Gewinnung  von  SaUen  ana 
wässeriger  LSsanff,  die  Uüttenprodnktion  vnd 
die  VerarbeitiuiB-  dee  Boheiieoi.  Weiterhin  »• 
htfren  zu  der  fortlaufenden  P.  des  Bochi  oia 
aus  Bteoerliidien  Rflckiicfaten  verauialietBa  Sr^ 
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iKdangoi  Uber  die  Prodaktion  nsw.  tou  Sals, 
Tftbtt,  Bruuitwein,Schaiiiiiwem,  Bier,  Zocker  and 
Spielkanes  (Xtheres  hierftber  in  der  Statiatik  des 
r>esiKhen  Betchs,  N.  F.  Bd.  101,  Berlin  1897, 
mt  Xtdttiiocii  in  den  Tierteljahnheften  snr 
'^i  1  D.  H.). 

Ke  regdmftBiicen  prodaktionsstatisüsdien 
Sritcbongei)  des  Deotscaen  Reichs  sind  somit 
az  beachriokt,  nnd  da  anch  die  dentscbe 
Uadcfftatistik  uat  diesem  Gebiete  versagt,  so 
Uüte  es  bidier  ffir  die  meisten  Indnatrieaweige 
a  «Der  amtlichen  P.  TOllig.  Dieser  Mangel 
cu  bosoaders  nlegentlirh  der  Vorbereitung 
du  amea  dentschen  Zolltarifs  vom  25./XII.  1^02 
ia  die  En^eionngr.  Aaf  Veranlassnng  des 
Bcidmats  des  Innern  nnd  mit  Dntostfttrang 
I«  .Wirtsdiaftlichen  Antsehasaes  mr  Vorbe- 
nitaög  nnd  Begntachtnng  handelspolitischer 
Ibltiaiimen'',  der  im  Jahre  1897  snerst  m- 
Momeatiat^ist  deshalb  eine  umfassende,  anf 
Inge  vai  Wert  rieh  entreekende  Ermittelang 
ia  üQterersengnBg  der  einzelnen  Indostrie- 
nnge,  soweit  dieselben  innerhalb  der  Berafs- 
{«twwnschaften  stehen  (also  der  größeren  Be- 
igebe., and  swar  Bnoächst  fOr  das  Jahr  18^7 
ntunomuen  nnd  in  ihren  Schlaßzafalen  fQr  die 
ciuehai  Zweige  aach  TerOfFentliebt  worden. 
Eine  Bekannt^be  der  Einselheiten  hat  die 
fieirhmgieiiing  nieht  fBr  angeieigt  erachtet, 
ftb  SBd  lowiewelt  die  beabdehogte  Fortftihmng 
nd  Enioxnng  dieser  P.  von  1897,  die  beute 
vNn  siu  veraltet  gelten  mnO,  bisher  erfolgt  ist, 
lilti  sich  mcbl  feststellen,  da  weitere  Verdffent- 
licbaaffen  nicht  vorliegen.  Jedenfalls  hat  zor^ 
teil  das  Deutsche  Beich  du  Problem  der  Ter- 
multnag  einer  umfassenden,  fortlaufenden  P. 
nocli  licht  gelöst 

Wm  die  nbrigen  Staaten  anbetrifft,  so 
M  uunentlich  aof  die  seitens  der  Vereinigten 
'Hasten  VAU  Anerika  im  An»ch1nfi  an  den  cehn- 
jttiina  Z^ua  veranstaltete  P.  hinanw^n, 
sdelie  awar  von  der  Ermittelung  der  Mengen 
«MeU,  im  flbrigen  aber  sämtliche  anderen 
HBriABgserwthDten  Oesichtspnnkte(Prodnktion8- 
tenta.  LShne,  Kapital  uswA  bei  den  jüngsten 
EiliebaBeen  uch  die  handwerksmäßigen  Betriebe 
(•rfl^äitigt.  Es  ist  aber  mehr  als  zwelfel- 
^  ob  bei  solcher  Ansdebnnng  der  Prage- 
vellimg  and  Verquickung  der  P.  mit  der 
itverbliebeB  Betriematatlstik  einwandfreie  Er- 
pbniMe  enielt  werden  kSimen.  Aebnlicbe 
tnuttdnngen  liegen  für  Kanada  vor.  Auch 
euidae  enfoplUsche  Staaten  (Bnllland,  Oester- 
"kb.  Trankrdeb)  haben  Tersneht,  die  i^- 
■nUicbe  P.  In  nmltssenderer  Weise  anszi^^ 
tüJtdn,  ohne  bisher  Bdtriedigendes  ersielt  zn 

Atf  die  Enrebnisse  der  gewerblichen  P.  kann 
yr  aicbt  nuer  elngcq^n^n  werden.  Die- 
*tbea  nai  unter  den  die  einzelnen  Indnstrie- 
>*«1^  betreffenden  Stichworteu  des  VTSrter- 
^fx^  tunlichst  berflcksichtigt  worden.  Näheres 
Iber  des  Stand  der  P.  indet  sieh  in  der  den 
librbSchim  fBr  Nat  n.  StaC  seit  1899  beige- 
(ibeoen  .Vidkiwirtaehaftlieliea  Chronik",  sowie 
a  Kich.  Oalven  «Wlrtaehaft^ahr*.  Jena  (seit 
1*1 1  A.  Wirmtnghttu». 


ProdnktfTgenoueBfohaftea. 

1.  Beffriff.  8.  Arten.  3.  Bedeutung.  4. 
Schwierigkeitea.  5.  Erfolge  und  Statistik. 
6.  Ausland. 

1.  Begrfft  Unter  P.  im  aUgemeinea 
veisteht  man  Vereinigungen  von  Personea 
zur  HerBtellung  imd  Verwertung  von  Qe- 
brauchsgegenstAnden  auf  gemeinsame  Rech- 
nung in  gemeioBamem  Betriebe.  Das  deutsche 
OenoBseDSchaftsgesetz  v.  l./V.  1889  begreifk 
darunter  eingetragene  OenoBsenschafteo  von 
nicht  ^schlossener  Mitgliederzahl,  welch« 
mittels  gemeinsamen  GeschAftsbetriebea 
Gegenstände  herstelleu  nnd  anf  gemetnschafti- 
liohe  Rechnung  verkaufen.  Aufier  diesen 
-eiogetrageneD^'  bestehen  P.  anch  unter  an- 
deren Rechtsformen,  die  an  dieser  Stell» 
nicht  besprochen  weraen.  Die  P.  zerfallen 
in  zwei  grofle  Omppen,  die  land  Wirtschaft- 
lidien  und  die  geweiUicuiea,  von  welchen  die- 
ersteren  zwar  ifliig«ea  UrsiniuigB  sind,  an 
Ziütl  und  Bedentang  aber  aie  ^teren  e> 
beblidi  fibertrofTen  habenj  denn  am  L/L 1905- 
kommen  anf  199  geweiiiliche  mit  23 153  31it- 
gliedern  in  Deiitschtand  3142  landwirtschaft* 
liehe  P.  mit  225  0B9  Mitgliedern,  unter  denea 
allein  272'i  Molkereigenoesenschaften  sich  be- 
fanden. Bezüglich  der  landwirtschaFtlichea 
P.,  die  im  folgenden  nicht  weiter  behandelt 
werden,  vgl.  den  Art  „Landwirtschaftliches- 
GenosBenscbaftawesen"  oben  S.  372  fg. 

2.  Arten.  Die  gewerblichen  P.  zerfallen 
je  nach  der  Art  ihrer  £ntätehung  in  drei 
Gruppen.  Erstens  sind  es  Genossenschaftea 
der  Handwerker,  Kleiomeister  und  Lohn- 
arbeiter, welche  die  reinste  Form  der  P. 
darst^en,  wie  sie  Schulze  -  Delitzach  und 
anderen  Vätern  des  produktivgenossanschaft' 
liehen  Gedankens  voreeechwebt  hat.  Diesen 
lediglich  auf  der  Selbsthilfe '  beruhenden 
Genossenschaften  treten  solche  gegenüber,, 
welche  ursprQnglich  als  Privat»  oternehmen 
gegründet  waren,  von  den  Besitzern  aber 
ans  philanthropischea  Gesinnungen  in  die 
Genossenschaftsform  übergeführt  worden 
sind.  Gelingt  es  in  solchen  Fullen,  nebea 
der  genossenschaftlichen  Form  auch  genossen- 
schaftlichen Geist  der  neuen  Organisation 
beizubringen,  so  kann  sich  diese  zweite  Art 

§ leichberechtigt  in  sozialer  Hinsicht  neben 
ie  erste  stellen,  wenn  sie  auch  schon  einen 
Wirkungskreis  vorfindet,  den  jene  sich  durch 
eigene  ttühe  erst  schaffen  muA.  Als  dritt» 
Gmpnw  bleiben  die  P.  der  Konsameoten  zu 
erwahnea,  die  heute  in  Deutsf^and  besonders 
von  dem  Zentralverbande  der  deutschen 
Konaumvieieine  gepfiegt  werden.  Ihre  eigent- 
liche Heimat  ist  England,  wo  sie  im  Ao- 
schloß  an  die  EonsumTereine  häufig  vor- 
kommt. Der  Konsumverein  ist  hiw  der 
Arbeitgeb»*,  er  streckt  das  Kapital  vor  und 
fibernimmt  die  Ldtong  der  P.,  welche  ledig- 
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lieh  seinem  loteiesse,  d.  h.  s^en  Mi^Uedern 
zu  dienen  bat,  aber  oft  auch  Lobnarbeiter 
beschäftigt,  die  meist  dann  als  Mit^ieder 
des  KoQsumTerdnB  mittelbar  am  Qeviune 
der  P.  teilhaben.  Aehnlich  sind  die  in 
Deutschland  bestehenden  Bfickerei-  nnd 
Mühlengenosaenscbaften  von  den  Konsu- 
menten selbst  zwecks  billiger  Beschaffung 
der  betreffenden  Erzeugnisse  errichtet  worden 
und  dienen  nicht  dem  Interesse  der  Arbeiter 
des  betreffenden  Gtewerbes.  —  Manehe  P. 
haben  die  Form  der  eingetragenen  Genossen- 
£cfaaft  uur  deshalb  gewählt,  weil  sie  ihnen 
als  die  passendste  Rechtsform  erscheint, 
während  sie  inhaltlich  ebensogut  beispiels- 
■weise  die  Form  der  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung  annehmen  kßnnten;  sie 
sind  dann  zwar  rechtlich  Genossenschaften, 
dem  Geiste  nach  aber  nicht,  vielmehr  rein 
kapitalistische  Vereinigungen. 

8.  Bedeotnug.  Die  Wertschätzung  der 
geverblichen  P.  in  dem  oben  angegebenen 
beschränkten  Sinne  ist  eine  außerordentlich 
verschiedene;  selbst  Qberzeugimgstreue  An- 
hänger des  Genossenschaflsgedankens  sind 
nicht  durchweg  von  der  Bedeutung  und  von 
der  Zukunft  dieser  Genossenschaften  über- 
zeugt Schulze-Delitzsch  hat  sie  freilich  als 
Somufistein  seines  Systems  bezeichnet,  dar 
neben  aber  auch  gesagt,  daß  sie  an  die  Tat- 
laaft,  Ausdauer,  Einsicht  und  Gescbäfts- 
gewandtheit  der  Mitgüeder  die  größten  An- 
n»derungen  stellen,  und  wiederholt  davor 
^;ewarnt,  zu  ihrer  Bildung  unvorbereitet, 
ohne  eine  genossenschaftliche  Vorschule  und 
ohne  die  Anfänge  der  un^läfilichen  Kapital- 
bildnng  zu  schreiten,  ^ie  Kitglieder  der 
Vorschuß-,  R(^off-  und  Eonsum  vereine^, 
sagt  er,  „stehen  äbntlieh  bereits  in  einem 
liesichertea  Erwerbsverfaältnis,  besitzai  ent- 
weder ein  eigenes  Geschäft  oder  arbeiten 
in  einem  fremden  um  Lohn.  Und  gerade 
darin  liegt  die  Gewähr  ihrer  Solidarhaft  fflr 
dm  Fall  des  Mißerfolg  ....  Anders  bei 
der  P.  Hier  geben  die  >[itglieder  ihre  bis- 
herige Erwerbsquelle  auf ,  um  aus  dem 
gemeinsamen  Geschäft  selbst  ihren  Unterhalt 
zu  ziehen.  Die  Insolvenz  des  G^nossenschafts- 
gesehäfts  ist  demnach  in  der  Bogel  ihre 
eigene."  Die  Verschiedenheit  der  Beurteilung 
der  P.  bei  sonst  gleichem  genossenschaft- 
lichen Standpunkt  beruht  darauf,  daß  diese, 
wenn  nicht  den  Gipfel  des  Systems,  so  doch 
eine  Genossenschaft  hjjherer  Ordnimg  dar- 
stellen. Die  fuideren  Qenossenschaftsarten 
streben  durchweg,  jede  in  ihrer  Art,  den 
Mitgliedern  den  Betrieb  des  eigenen  Ge- 
schäftes oder  ihrer  Wirtschaft  zu  erleichtem ; 
die  P.  dagegen  vereiuigt  ihre  Mitglieder  zu 
geineinsamem  Gewerbebetrieb  und  läßt  die 
nur  mit  Kapital  beteiligteo  Genossen  ledig- 
lich aus  praktischen  Rücksichten  mit  zu  (s.  u.). 
£rhebt  sich  so  die  P.  in  ihren  Zieten  Uber 


die  emfacheren  genossenschaftiichen  Gebilde, 
so  ist  anch  ihre  WertsdüUzung  un^etdi- 
mäfiiger.  Die  LOsnng  der  sozialen  Ffa^ 
welche  ein  flberschäumender  Optiraismua  in 
iWikreich  einst  von  ihnen  erwartete,  ist 
aus  ihrem  Programm  gestrichen,  sudi  die 
Hoffnung  Schulze-Delitzschs,  daß  die  Axbäter 
durch  sifi  zu  Untemehmeni  «oh  empor- 
arbeiten würden,  wird  kaum  in  ErfQUung 
^hen.  Dagej^  halten  die  Gönner  me  noch 
immer  für  ein  erfolgreiches  Mittel  zur  Er- 
haltung und  Hebung  des  durch  den  aoB- 
kapitaUsttschen  Betrieb  bedrohten  Hand- 
werkerstandes und  sehen  in  den  vielen  Hiß- 
erfolgen nur  die  mangelnde  Geschicklichkeit 
bei  der  Ausführung  des  an  sich  richtig« 
Gedankens. 

4.  Schwierigkeiten.  Keiner  anderen  G«- 
DossenKchaftsart  stellen  sich  allerdisf^  aoch  aar 
annähernd  so  viele  Schwierigkeiten  entgegen, 
ZDDäcbst  bei  der  Kapital-  nnd  Kreditbeschaffang. 
Gniudsätzlich  herrscht  schon  Uneinigkeit  dar- 
über, ob  neben  der  Selbsthilfe  stAatlioie  Cnter- 
gtütznng  zoläsei^  sei  oder  nicht.  Die  QUea 
Erfahrangen,  welche  in  Frankreich  mit  da 
iStaatshilte  gemacht  worden  sind,  sprechen  frei- 
lich nicht  diuQr.  Andererseits  läßt  die  oft  äber- 
groQe  Schwierigheit,  das  Frivatkapital  aar  Tal- 
nähme  hemziuiehen  nnd  dergestalt  lelbBtindig 
den  Verein  ins  Leben  cn  mfäi,  dne  »taatli^ 
FSrdenin|f  nfltzlich  erscheinen.  Mindest eas  ist 
die  staatliche  Anfmantemog,  in  daniederiiegen- 
deu  Gewerben  dnrcb  örtliche  prodaktivgenoawn- 
sdiaftÜche  OrgaDisation  den  KonkorrenzkaiDpf 
aQfznnehmen,  von  Erfolgen  begleitet  ^we^n  Die 
Beschaffong  desEapitattf  btcdeshalb  eine  so  weseat- 
liche  Schwierigkeit,  weil  gerade  einer  neoge^rfia- 
deten  P.  die  Erlangaue  eines  grUteren  Kndits 
nicht  leicht  fiUlt;  und  doch  maß  sie  in  der  Lsg« 
sein,  die  erste  schwere  Zeit  der  Eitiarbeitmit 
anch  bei  spBrlich  eiulanfenden  Anftrftg«n  dnrch- 
zohalten.  Als  notwendiges  Erfordernis  wird 
sich  also  meist  der  Beitritt  verniSgender  Mit- 
glieder heransBtellen,  welche  lediglich  das  Kapital 
nicht  ihre  Arbeitskraft  der  Oenoseenscbaft  sv 
VerfUgiing  stellen.  Das  ist  Vilich  ein  Zage- 
Btändnis  an  die  Praxis  auf  Kosten  des  Ideal- 
znstandes,  welcher  darin  bestünde.  daO  alle 
Hitglieder  mitarbeitende  Genossen  wären.  Xn- 
dessen  kOnnte  man  sich  mit  dieser  Absage  tos 
den  genoBsenaebaftUchai  Oedanken  imneihii 
befreondeu,  wenn  dadurch  nur  wirtaehahlv^ 
soziale  Erfolge  fär  die  Mitglieder  gesichert 
wSren.  Allein  mit  der  Einbeciehniu;  von  aa»- 
achlieülich  Kapital  Torachie^nden  SitfliederB 
stellt  sich  nur  zn  leicht  anch  die  Gcnhr  da. 
daß  diese  nun  das  Uebergewicht  erlangen,  dafi 
weniger  eine  entsprechende  Entluhnong  der 
Arbeit  als  eine  mCglichst  hohe  Verzinsou  der 
eingezahlten  Kapituien  erstrebt  wird  imd  dafi 
die  Arbeitsgenossen  schließlich  za  eis  fachen 
Angestellten  oder  verschleierten  Lohnarbeiten 
derKapitalistenmit^lieder  berabgedrttckt  werden. 
Die  g^eehte  Terteilnnc  des  Gewinnes  ist  des> 
halb  anch  eine  we<«Btlia)e  Bedingnag  tttr^dss 
Gedeihen  der  Oeaossenschaft,  wennschon  Hm 
nicht  leicht  an  erfüllende. 

Eine  weitere   betiichtliche  Schwieii^i 
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In^t  die  LdtQng  der  GenoBsenschaft,  welche 
erbeUich  Terwickäter  iit  als  bei  den  anderen 

Oesossenschaftaarten  und  an  die  Arbeitskraft 
wie  an  die  kaafinfinnisch-technische  Veraalagau)^ 
der  dazn  Bemfenen  keine  geringen  Anforde- 
rangen  stellt.  Außerdem  verlangt  ftie  aber 
nocA  ein  entwickeltes  TaktgefDhl,  da  sonst 
Reibongen  mit  dem  gerade  Mim  Handwerker- 
stände oft  äbermsOis  starken  Selbständigkeita- 
streben  nnd  Eigenwillen  der  in  ihrer  Geaauitheit 
doch  schließlich  über  der  Leirnog  stehenden 
Mitglieder  nuTenneidlich  sind.  Die  geschäftliche 
reberlegenheit  unter  ^eichzeitiger  Schonung 
der  Empfindlichkeit  der  Oenoasen  za  wahren, 
wird  immer  eine  fianptanfgabe  der  Leitung 
sein  mttssui,  deren  Schwierigkeit  deutlich  durch 
die  Tieleo  FUle  beleuchtet  wird,  in  denen  Un- 
Tertrftglicbkeit  und  Zwist  mit  der  Gescbäfts- 
leitnng  eingestandenermaßen  den  Untergang 
einer  Genossenschaft  herbeigeföhrt  haben.  Die 
Beteilignng  an  der  VerwaJtuQg  anderer  Ge- 
nossen schaftsarten  ist  eine  gute  Vorschale;  die 
firstarimng  der  wirfaichafuicben  Einsicht  des 
Handwerkerstandes  bildet  aber  ttbeihaupt  die 
ente  Vorbedingnnfr  fUr  das  Gedeiben  der  P. 
Wer  dem  Nachbar  den  durch  gemäneame  Arbeit 
emmgeneu  Vorteil  nicht  ^nnt  nnd  nheralt 
Uebervorteilnng  wittert,  ist  fQr  das  Genossen* 
schaftsieben  nicbt  reif. 

Feraer  bietet  bedeatname  Schwierigkeiten 
die  Absatzfrage.  Jedes  Unternehmen,  das  fär 
den  Harkt  arbeitet,  ist  den  Wirkungen  des 
freien  Uitbewerbes  unterworfen,  also  anch  die 
P.  FQr  jnnge  derartige  Genossenschaften  ist 
et  oft  anfterordentlicb  schwer,  sich  ein  gesichertes 
^baatxgebiet  zu  erobern  nnd  den  Hitbewerb 
mit  den  in  der  Regel  kaiiitalkrftftigeren  Privat- 
nntemehmungen  erfolgreich  zu  bestehen. 

Fast  am  Khwierigsten  ist  aber  die  Regelung 
des  Mitgliederbestandes.  Wenn  eine  Anzahl 
Ten  Mitgliedern  sich  eine  Reihe  von  Jahren  bei 
geringem  Gewinn  tud  bescheidenem  Lohne  ab- 
mähten, das  Geschäft  zur  BiQte  zu  bringen,  so 
besteht  eine  sehr  begreifliche  nnd  auch  be- 
nündete  Abne^ng  gegen  neue  Mitglieder.  Man 
rarchtet  das  Hineintragen  von  Unfneden  in  die 
soMedenen  Bdhen  der  Genossen,  man  hegt 
aneh  kein  Verlangen  danach,  daß  der  jem  er- 
^ebver  werdende  Gewinn  durch  neue  Mitglieder 
in  kleinere  Teile  serfalle.  Diese  Auffassung 
kann,  so  wenig  genossenschaftlichen  Geist  sie 
ancfa  Terraten  nta^,  nicht  befremden,  sie  liegt 
rielmehr  menschlich  sehr  nahe.  Wenn  andere 
Genossenschaftsarten  sa  ihrem  eigenen  Vorteil 
jedem  sittlich  Unbescholtenen  die  Aufnahme 
gew&hren,  so  ist  es  doch  oft  unbillig,  an  die 
mit  persünlichen  Opfern  zur  BEQte  gebrachte 
P.  dasselbe  Verlangen  zu  stellen.  Die  gesetz- 
lich unbeschränkte  iHt^liederzahl  wird  tatsäch- 
lich rine  geschlossene.  Freilich  wird  damit  die 
I^OBsenschaftliehe  Art  rasch  auch  in  der  Welse 
Terieren  gehen,  daß  die  nanmebr  zu  Kapitalisten 
gewordenen  Mitglieder  nur  die  Leitung  des 
Unternehmens  in  der  Hand  behalten  und  im 
Qhrigen  die  Arbeit  von  bezahlten  Lohnarbeitern 
ausfuhren  lassen.  Die  Gefahr  des  Ueberwuchems 
des  Kapitals  Qber  die  Arbeit,  welches  schon  in 
den  ersten  Zeiten  der  Genossenscbaft  gefährlich 
werden  kann,  indem  die  Kapitaliatenmitglieder 
die  Uehermacht  erlangen,  tritt  so  in  anderer 
Form  wieder  In  den  Tordergnind.  In  der  Tat 


haben  viele  der  wirklich  gedeihenden  P.  die- 
Form  kaintalistischer  Unternehmungen  bereits, 
angenommen  nnd  unterscheiden  sich  von  solchen 
nur  dadurch,  daß  an  die  Stelle  eines  einzelnen 
Unternehmers  eine  Gruppe  von  Unternehmern 
getreten  ist  (Tran^n-mation  nach  Oppen- 
heimer). 

In  starkem  Grade  werden  femer  die  P.  von 
dem  Schwanken  der  wirtBcbaftUchen  Konjnnktnr 
beeinflußt.  Die  Zoll-  und  Tarifpolitik  im  eigenen 
Lande  und  in  auswärtigen  Staaten  ist  für  sie 
hat  noch  wichtiger  als  fQr  den  leistungsfähigeren 
Großbetrieb,  ebenso  die  Wirkung  von  preis- 
bestimmenden  Verbänden,  Kartellen  fOr  Boh- 
stoffe  n.  dgl.  Nicht  zn  unterschätzen  ist  auch 
die  häufig  beobachtete  Feindseligkeit  der  Prirat- 
untemehmer  desselben  Ortes  und  Gewerbes. 

Endlich  darf  nicht  äbersehen  werden,  daß 
eine  Reibe  von  Gewerbezwei^n  der  prodoktiv- 
^nossenscbaftlichen  Tätigkeit  nicht  zugänglich 
sind,  vor  allem  jene,  iu  welchen  neue  Unter- 
nehmungen einer  starken  Finaozkraft  bedürfen, 
um  Qberhaapt  mitbewerbsfähig  zu  werden.  Wo 
der  Groitbetrieb  den  Kleinbetrieb  gänzlich  ver- 
drängt hat  oder  im  Begriffe  steht,  ihn  zn  ver- 
drängen, wird.  Ortliche  BMonderheiten  aasge- 
nommen, die  P.  den  Kampf  nicht  wagen  dürfen, 
ebensowenig  wird  sie  in  ihrer  reinen  Form  da 
angebracht  sein,  wo  die  Beschäftigung  eine  sehr 
nngleichmäßige  ist.  Sehr  geeignet  scheint  da- 
gegen ihre  Anwendung  im  Kunstgewerbe,  das 
wesentlich  mit  auf  die  persönliche  Kanstfertig- 
keit  gestellt  ist,  tind  in  der  Hansindaatrie  zu 
sein,  hier  zur  Ausschaltung  der  Zwischenunter- 
nehmer;  aber  eben  die  Hansindnstrie  ist  aas 
Gründen,  welche  in  ihrer  Natnr  liegra,  selten 
imstande,  ans  eigener  Kraft  die  Fesseln  der 
Zwiscbenantemehmer  abzuschätteln  und  ihre 
schwachen  Kräfte  zu  vereinigen. 

5.  Erfolg«  ukd  Statistik.  Angesichts  dieser 
gehäuften  Schwierigkeiten  bleibt  die  Tatsache 
bestehen,  daß  jeder  diesbezügliche  Versuch  mit 
einem  besonders  großen  Risiko  verknöpft  ist. 
Häntschke  hat  rar  sämtliche  bestehenden  und 
aufgelösten  gewerblichen  P.,  bezüglich  derer 
Nacnrichten  zu  besctiaffen  waren,  Verlauf  und 
Erfolge  dargestellt  nnd  ist  dabei  sn  folgenden 
Ergebnissen  gelangt:  Von  'A22  im  ganzen  ge- 
gründeten Genossenschaften  bestanden  (lw3) 
noch  109,  24  hatten  die  geaossenschanUche 
Form  mit  einer  anderen  vertauscht  nnd  199 
waren  aufgelöst  worden.  Allein  bei  genauer 
Betrschtnng  ist  das  Bild  noch  unerfreulicher. 
Ueber  die  Hälfte  nämlich  der  noch  bestehendeu 
Genossenschaften  waren  TcrhältnismäUig  jungen 
Datums  (noch  nicht  7  Jahre  alt),  dariten  also 
kaum  als  gesichert  betrachtet  werden.  Läßt 
man  vollends  die  Konsumenten-P.  and  andere 
unreine  Formen  aniler  Betracht,  so  ergibt  sich, 
daß  unter  199  von  Handwerkern  nnd  Arbeitern 
gegründeten  Vereinen  nnr  34.  also  17*/o  Toa 
Bestand  gewesen  sind.  Hiemach  machte  man 
glauben,  daß  die  P.  als  solche  ein  unerreichbares 
Ideal  bleiben  werden.  Ihre  Erfolge  sind  unter 
allen  Umständen  von  keiner  nennenswerten  volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung,  mögen  auch  einzelne 
ihren  Mitgliedern  große  privat  wirtschaftliche 
Vorteile  zugeführt  haben.  —  Statistische  Nacb- 
richten  über  ihre  Geschäftsgebarnng  werden 
w^en  der  Scheu  dieser  Genossensc&ften  vor 
Bekanntgabe  ihrer  Betriehsergebnisse  nnr  iu 
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sehr  beschrSnktem  Umfange  verfiffentlicht.  Am 
Jahresbericht  der  Erweros-  nnd  Wirtschafts- 
genoswnscbaiteD  (h.  dort)  beteiligea  sich  stetB 
nur  wenige:  fQr  1904 hatten  10 P.  mit683Hi^ 
gliedern  ihr  Betriebskapital  mit  1631919  U. 
nnd  ihren  Jabreaamaats  mit  1036637  M.  an* 
gegeben;  derOewinn  betrug  93449  M,  auf  das 
Mitglied  im  Dorcbadiniit  uw  nur  137  H.  £b 
Teruhnt  kanm,  weitere  Btatiatiiclie  Angaben 
mttEiiteilen. 

6.  Ausland.  Aach  bezüglich  der  nicht- 
deatflchen  Staaten  läQt  die  einschlägige  Statistik 
fast  alles  zn  wQnschen  Obrig  and  eignet  sich 
■u  internationalen  Vergleichen  nur  in  sehr  be- 
schränktem Maße.  In  Frankreich  bestanden  zn 
Anfang  1898  III,  i.  J.  1902  2ö0  F..  von  welchen 
der  dem  fünften  internationalen  Oenossenachafts- 
kongrelt  in  Manchester  erstattete  Bericht  sagt, 
daß  die  Unterstfltanngui  des  Staates  und  der 
Stadt  Paris  zweifellos  «ne  der  Ursachen  ihrer 
Erfolge  seien.  —  In  England  weist  das  Jahr- 
bach der  Co-operRtive  l'rodnctive  Federation 
fDr  1902  57  selbständige  P.  mit  einem  Betriebs- 
kapital Ton  H94  578  einem  Umsatz  Ton 
716  0:^3  £  and  einem  Reingewinn  von  37  856  £ 
mach.  Dagegen  übersteigt  der  Jahresnmsatz 
der  Prodnktivabteilangen  der  englischen  and 
schottiacheo  GroUeinkaafsgenossenschaft  (für 
Eonsam  vereine)  den  Umsatz  der  selbständigen 
F.  bei  weitem.  Anch  in  England  ist  der  Er»lg 
«in  geringer.  —  Ueber  die  Mterreichischen  P. 
läfit  sich  ein  Bericht  über  die  Genossenschafts- 
bewegnng  i.  J.  1903  vernehmen,  wie  folgt: 
«Die  gewerblichen  P.  sind  bei  ans,  wie  nicht 
«nders  za  erwarten,  die  Schmerzenskiader  der 
Genossenschaftsbewegnag,  and  es  läßt  sich  aoch 
in  diesem  Jahre  kein  besonderer  Fortschritt 
konstatieren  ...  Es  bestätigt  sich  aach  hier 
die  Erfahrang  anderer  Länder,  daß  die  F.,  die 
nicht  Über  einen  organisierten  Konsnm  verfllgt, 
«inen  sehr  schweren  Stand  hat" 

Literaturs  Vgl,  den  Literatumachwei»  bei  dem 
Artikel  „Erwerbt-  und  WirUcAaflagenotaen- 
Khafien"  oben  Bd.  I  S.  SUOjSOl ;  auch  die  Biblio- 
graphie im  „Jahr-  und  Adr^buch  der  Erwerbt- 
und  WirUch^fUgenottentchaften  für  J904/S-"  — 
R.  BurtHn»lct,  Die  Produklivgenottentchaft  alt 
Jtegenerationemittel  des  Arbeitenlandes,  Leipzig 
1894.  —  Crikger,  Die  Errichtung  von  in- 
dutlrietlen  Rohttoß-  utvr.  und  Produktivgenotten- 

■  sehafitn,  CharloUenburg  lS9g.  —  IPenelbe,  An- 
leitung t.   Gründung  v.  Handwerkergenouen- 

■  4ehe^ten,  Berlin  1900.  —  Derselbe,  Art.  „Pro- 
dul^vgenouengcha/l",  im  H.  d.  St.,  £.  Aufl.,  Bd.  VI, 
S.  S5l fg.  —  R,  MHesel ,  GenotBentchaftiiehe 
Eigenproduktion,  München  1904,  —  FULcl, 
Die  Produktivgeno»»en»cha/t  und  ihre  Stellung 
zur  ßotialen  frage  (PreittchriflJ,  München  187S. 
—  H.  HAnt»chke,  Die  geverbl.  ProdukUv- 
genoiterttcha/len  in  Deutschland,  Chart  Ottenburg 
1894.  —  Kaufmann ,  Zur  trage  der 
genouenechaftlichen  Produktion  fSotiatiat,  Monat»- 
hefte  190t,  Nr.  1).  —  IL  Schmidt,  Ueber 
genouen»ehafÜiehe  Srotproduktion  (SotiaUet. 
MonaUhefle  190S,  Oktober).  —  H.  SehuUe- 
ßeUtzachf  Mitteilungen  über  gewerbliehe  und 
Arbetlerassoxiationen,  Jjeipzig  1860.  —  Her- 
gelbe ,  Astoziationtbuck  für  deuttehe  Hand- 
werker und  Arbeiter,  Leipzig  ISSg.  —  Veraelbe, 
Jakresberieht  für  1859  nnd  1860  über  di$  .  .  . 


deutschen  Genoe«en»ehaflen  der  Handwerker  und 
Arbeiter;  im  Auftrag«  de*  JCongreetee  deutieher 
Volkavirte  erttattet,  Leipzig  1860j6L  —  F. 
Stöpel,  Die  GenoueriMcKaften  der  Arbeiter  und 
Handwerker  in  Gegenwart  und  Zukunft  (l<ozia}e 
R^fitrm,  6),  Le^aig  1838. 

Sehott,  ergämt  von  A.  ^HeraUte. 


ProgressioD,  progressiTe  Stener 
B.  DegressioD,  degressive  Steuer 
oben  Bd.  I  S.  643. 


Proititutton. 

An  dieser  Stelle  soll  es  nur  unsere  Auf- 
gabe sein,  die  souialhygienische  Bedeutung 
uer  Frage  der  P.  in  ihren  Haupt  ^und  salzen 
zu  umschreibeu.  P.  nennt  man  m  dem  uns 
hier  allein  angehenden  Sinne  die  gewcrbs- 
mäflig  l>elriel)ene  Unzucht  Uralt  in  der 
Geschichte  der  Menschheit ,  unatisrottlor 
und  allen  noch  so  energischen  Maßnahmen 
trotzehd,  ist  die  P.  das  Resultat  der  Zu- 
sammenwirkung mehrerer  Faktoren :  Trieb- 
lebcn^  sittliche  Verwahrlosung,  soziale  Ver- 
liAltnisse.  Die  Schädigungen  durch  die  P, 
liegen  auf  sittlichem,  Qkonomischeni  und  ^ 
nundbeitlichem  Gebiet  —  fQr  alle,  nampot- 
lieh  die  stfidtischea  und  hfibervn  BeTÜlke- 
rungsschichten,  aber  vorwiegend  für  Aat 
jugendliche  Alter.  Viele  junge  Leute  ver- 
leitet die  P.  mit  ihren  Anlocknogen  lu  Ver- 
mOgensdelikten,  flberhaiipt  die  mäanli<'hen 
Benutzer  der  P.  zu  Ausgaben,  die  ihre  Ve^ 
mögensverhältnisse  weit  übersteigen.  DieGf- 
schlechtskrankheiten  wirken  oft  in  idealor 
Konkurrenz  mit  Alkoholismus  und  Tuber- 
kulose zur  Vernichtung  von  sozialen  Einxel- 
lebeu  und  FamilienglOck.  Anch  wirkt  d.\>i 
syphilitische  Gift  stark  d^enerierend  auf 
die  Nachkommenschaft,  sofern  es  eine  Nach- 
kommenschaft überhaupt  zuläßt  ^) 

Ueber  die  Verbreitung  der  Geschlechtskrtnk- 
beiten  besteht  keine  zaverlässige  Statistik  für 
irgend  ein  größeres  Gebiet.  Aach  die  bekssote 
Erhebung  in  Prenlien  von  1902,  die  die  Existeai 
von  fast  41000  Gescblechtskranken  aa  em  and 
demselben  Tage  in  PreaSen  festgestellt  hat,  i» 

')  Die  GeftLhHichkeit  der  Gonorrhoe  (Tripper . 
die  früher  relativ  leicht  genommen  wurae,  wird 
jetzt  von  den  Äerzten  immer  mehr  betoDt. 
Namentlich  für  die  Fraa  wirkt  gonorrboiscbe  .An- 
steckung verderblich  (erbebliche  danemile  Be- 
schwerden, SterilitÄt;  vgl.  jedoch  hierüber  und 
die  Statistik  des  Trippers  W.  Erb  t  d.  Mäncb 
Med.  Woch.  Nr.  48  v.  27jXL  1906,  wo  vath 
weitere  suualmedizinische  Literatur  annweteo 
ist).  —  Ueber  die  Entstehung  der  STpkius  «1« 
Volkskrankheit  (ob  bereits  im  Altertaio  ia  Eu- 
ropa vorhanden  oder  nach  der  Entdeckaog  Adh^ 
rikas  nach  Enropa  gebracht)  herrscht  eine  knl- 
turgeschichi liehe  Kontroverse  (Bloch-Prwkfcb 
Die  Syphilis  ist  dadurch  besonders  verderblirti. 
daß  sie  die  Grnndlage  fOr  eine  Beihe  uderer 
Krankheiten,  besonders  die  Paralyse,  dani«ili 
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nni  «pproxiawtiT,  ebenso  wie  die  Statistiken  der 
Krankenhänsernnd  der  Änneeen  keine  All^mein- 
gttltigrkett  beanspruchen  kSnnen.  Aas  der  Annee- 
statistik,  nanaitUcb  der  deatsehen,  hat  man 


eine  Aboabme  der  Oescblechtskrankheiten  fest- 
stellen ED  können  gevlaabt.  Von  Interesse  ist 
der  Zusammenhang  der  OrOße  des  Ortes  mit 
der  Zahl  der  Erkiankongen*)*): 


Anf  100000  Einw.  wurden  im  April  1900 
wegen  Geschlechtskrankheiten  ärstlich  be- 
handelt 

männlich 

weiblich 

Go-    ,  Ulnns 
norrhoe  |  moUe 

Syphilis 

Qo-    '  Ulcus 
norrhoe  i  molle 

Syphilis 

Berlin 

27  StOdte  über  100000  Einwohner 
48    ,    mit  300U0  Ms  100000  Einwohnern 
47    „      ,  nater  3OO0O  Einwohnern 
flbrige  Stadt-  und  Laadgemeinden 

830,7  106,3 
541,6  68,2 
319.0  36,7 
335.3  39,3 
4 '.5  5.4 

483.3 
389.0 
228,3 
196,0 
33,6 

264.7 
142,6 

83,6 
70,2 
11.6 

14,8  177,9 
7,4  138,9 
3,9  89,6 
4,4  94,3 
0,7  14,9 

154,8        19,5  107,7 

46,5    :     3,4    1  43,5 

Die  Abhilfevej-suche  und  -vorscltläge ' 
kCnoeo  in  zwei  Gruppen  geteilt  werden : : 
diejenigeo,  die  sich  mit  der  moralischeu,  1 
geseUschaftspathoIogischeD  Erscheinung  im ' 
ganzen,  nnd  diejenigeD,  die  sich  mit  der  | 
Bozialhygieniscben  Seite  (Bekämpfung  der ; 
Oeechlechtskrankheiten)  vorwiegend  befassen.  | 
Man  kann  dann  als  hauptsächlich  vertretene  ■ 
Bichtungen  der  Bekämpfung  die  folgenden 
niiterschdden :  Reglementierung,  Easeroie-' 
run^,  Sozialpädagogik,  denen  die  abolitio- 1 
nistischen  Bestreoung^n  in  gewissem  Sinne 
gegenaberstehen. 

1.  Reglementierung.  Das  gurenwfirtig | 
berrschende  System  ist  das  einer  ftrztuchen  anä  1 
polizeilichen  üeberwachung  der  inskribierten  | 
(nKontrotl-''iDimen.   Es  krankt  u.  a.  daran,  daß  | 
£e  daneben  weitverbreitete  ffebeime  P.  die  ge- 
sundheitlichen Maßnahmen  z.T.  Ulasorisch  macht. 
Dafi  durch  die  Reglementierung  die  Verbreitung ! 
der  Oeschlecbtskrankheiten  gemindert  werde,  laut 
sich  nicht  behaupten.   Eine  TorzQgHche  Ueber- , 
siebt  aller  Fragen  der  ärztlichen  Ueberwachung : 
der  P.  gibt  Blasehke  (Hygiene  der  Prosti-i 
tation,  Jena  1903}  nnd  Bettmann  (s.  unter  | 
Iit«ratnr}.  Die  sittenpoUxeilielien  Haßnahmen 
fload  c-  T.  sc^  streng.  | 

8.  Kaserniernng.  Aehnlich  wie  bei  deri 
B«gtementiemng  bestehen  auch  hier  die  Miß- 
stände, daß  das  Publikum  eine  obrigkeitliche 
^Sanktioniemng"  nnd  geaandheitliche Garantie" 
darin  erblicken  zn  dürfen  glaubt,  ebenso  das 
hoch  üppigere  Daneben  bestehen  der  geheimen  1 
P.   Ob  der  Dirne  sor  bestimmte  Straßen  ange- ; 
wiesen  oder  ob  Bordelle  gestattet  werden,  macht 
wenig  Unterschied.    In  beiden  Fällen  trägt 
man  Bedenken,  die  Duldong  der  P.  so  äugen- ' 
scbeinlich  henrortreten  zn  lassen  nnd  damit  n.  U. ' 


')  Tabelle  ans  Prinzing,  Handb.  d.  mediz. ; 
Statistik,  der  alle  bekannten  statistischen  An- 1 
gaben  fiberdchtlich  (S.  323  fg.)  zusammenstellt  | 

')  Kach  Kampffme^er  (Sozialist  Monats- 
hefte: „P.  und  Volkserziebnng")  ist  nicht  die  I 
abwlQte  OrOOe  des  Ortes,  sondern  die  Zosammen- 
setznng  der  BeTOlkemng  ans  Terschiedenen 
sozialen  Schichten  ausschlaggebend  für  die  Aus- 
breitung der  P.  (die  Verbreitung  der  Geschlechts- 
krankheiten ist  dann  mittelbure  Folge). 


zur  Provokation  beizutragen.  Die  Frage  der 
Kaserniemug  ist  femer  auch  Wohnnngsfn^e  der 
P.,  die  jedoch  auch  bei  der  freien  P.  wichtig 
ist  Hier  erscheint  Abändemngdes§180RStrGB. 
notwendig,  der  mit  den  tatsächlichen  Verhält- 
nissen in  Widerrontch  steht,  da  man  nicht  auf 
der  einen  Seite  die  P.  gMtatteu,  aber  die  Woh- 
nnngsgelegenheit  gesetzlich  weigern  darf. 

S.  Sozial  pädagogische  Gesichts- 
punkte werden  vor  allen  Dingen  —  nnd  da- 
mit kommen  wir  auf  umfassendere  soziale 
Fragen  —  geltend  gemacht  znr  Prophylaxe  der 
P.,  Bewahrung  der  jungen  Mädchen,  die  in  un- 
günstigen äußeren  Verhältnissen  aufwachsen. 
Alle  hierhergehörigen  GeÜchtspnnkte  sind  gewiß 
auBsichtareiä,  wenn  auch  nnr  langsam  nnd  in 
Yerbindong  mit  einer  sittiiehen  und  materiellen 
Hebung  des  Volkes  Oberhaupt.  Es  ist  zu  fordern : 
Belehrung ,  Alkobolentbaltsamkeit ,  Besserung 
der  Wohnangfl Verhältnisse  (Schlafgängertum !), 
bessere  Fürsorgeerziehung,  die  wirkliche  Liebe 
zur  Arbeit  weckt  Die  meisten  dieser  Forde- 
rungen gelten  in  gleichem  Maße  für  das  weib- 
liche wie  für  das  männliche  Geschlecht.  Es  ist 
eine  müßige  Frage,  welchem  Geschlecht  die 
Haaptschiud  an  dem  Fortbestehen  nnd  Fortr 
schreiten  der  P.  beizumessen  ist  Beide  Teile 
sind  dnrchans  verantwortlich. 

4.  Die  Internationale  abolitioni- 
tiscbe  Föderation  stellt  ähnliche  allgemeine 
und  im  ganzen  recht  vernünftige  Grandsätze  auf, 
charakterisiert  sich  aber  vor  Eulem  dadnrcb,  daß 
sie  die  P.  als  vollkommen  frei,  ohne  jede  B«gle- 
meutierung  behandelt  wissen  will,  die  Ver- 
antwortlichkeit des  männlichen  Geschlechti  aber 
zn  stärken  sucht. 

Die  ganze  Frage  der  P.  ist  heute  noch 
so  brennend  und  ungelöst  wie  in  früherer 
Zeit,  nur  daß  man  anscheinend  doch  den 
gesundlieitlichen  Gefahren  allmählich  grös- 
seren Widerstand  entgegenzusetzen  lernt, 
während  die  dkonomiscfaeo  und  sittlichen 
HiBstände  in  gleicher,  wenn  nicht  erhöhter, 
Stärke  sich  geltend  machen. .  Leichte  Zu- 
^iDglichmachung  unentgeltlicher  ärztlicher 
Behandlung  ist  zu  fordern.^)    Im  fibrigen 


■)  Einen  eingehend  formnlierten  Torscblag 
in  dieser  Bichtnng  bat  Lesser  (s.  unter  Ute- 
ratnr)  gemacht 
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liegt  alles  Heil  in  der  Pixj|kh.vlaxo,  bosoii- 
tlera  diireli  Aufkliimng  (Mcrkblall  «ler  deut- 
schen Gesellswhafl'zur  B^-kämpfiing  räer  Oo- 
ächlet^htslkraiikheiten)  mul  EiKiehtirig  «lurch 
Beispiel,  aligpincifie  Hebung  tlcr  gnzialeii 
Ivige  ^fi*ühe  Ueiraten  1),  ih'v  Wuhiiiingsvei-- 
li^luisse^),  doB  sittiiclipji  Vorantwnrtltcli- 
Iceitfigefflhis.  Das  sind  jedoch  so  all^femeitlt• 
Diii^;e,  dali  iht-o  iifliiere  Kröileninjjr  n'ichX 
}iierlnjritohi!jrt ,  elieciw*  wie  in  Einxdfivi^en 
dpr  H<^>;It?nii?ntjer»ii£r  luid  Kas<?riiieni<iy:  iiül 
allen  iii]-en  SthaTteitsciten  und  Vorzilprii 
hiw  nicht  eingoli^ten  weiden  kiiiiu.  Die 
(&ehr  reichhaJtigel  Sjieicmlllitpratur  muß  isier- 
filtor  zu  Ruit-  t'^^iMigeii  wenlcn. 

Mt«raliirt  Aujkr  fUm  Art.  „J'ro»tilut{t>n" 
vi'ii  Renk  im  IT.  rf.  Äf ,  Jiä.  \'J,  Ä'.  ?S7/ff- 
irif  rfiT  cliirt  un'l  drr  »rhun  irbeti  ijrntniiiteu 
LüemlHr  nnrh  fmier  :  ßflttnann,  Hie  ünllicht 
V(th  ncnchH't'j  'irr  f^"iitf{.uirrUii,  Jma  JW.',  — 
OfUttev,  iJir  IV'tttituiKin  rofrt  Slan'Ip»ir>tt  <}<r 
Sotinlhf/yirve  ittio  hrtmehM,  .'.   If<rf..  Wim  i'-'Oö. 

t»wi*f,  fftiirritir  VrrhiUuiiij  itii'l  Hrk'tnipjung 
iler  Ge*chli-fklskmnkhrileti,  Jtiiu  tHO^.  —  F. 
BHchucr,  Die  JntemntinntiU  iibvlitii'niHUrht 
KitdrralifTi,  StcH.  Atüiirh,  .UUjem.  Zeitung, 
Nr.  f  .  l-t.llV.  ;.'««'.  —  .Schal luitmrt'.  Wer. 
erbuutf  uni{  Juttritr  t«  Li-Liri\rhirif  <lci-  V-'-ikfr, 
Jena  1903,  pUKr-itu.  —  A.  El«trf,  Mm  In- 
lereMtf  lirr  f'rau  ein  e^nrr  H'iihnuntjtrrfttrvt,  in 
„Di*  f  mumtietpcgiinrj",  Ar.  Ii  v,  t.ji'J.  Jföö.  — 
Zeiltchrijl  JüT  dir  Btkä  mp/umj  titr 
Qt*^  bltihttkrt\  }i  J(  kf  i  ttii ,  hfra  utgrg.  vcm 
ifrr  'l^uijichFR  GexetUrhtifl  :ur  Brki'impjanij  lUr 

A.  Eintet: 


Proudhon,  Pierre  Josepli, 

f;eb,  am  15  ,1  1809  in  einer  Vorslailt  UeBfttii;(ins 
k  la  Mouillii-re)  aJa  Sohn  armftr  Klteni  —  der 
Vater  wur  KUftir.  die  Mutter  Kocbia  in  einem 
BratilmtiBe.  Früb  ftchoo  lernte  er  diu  Not  kennEO. 
Vom  7.  bis  zum  Kl  Jahre  Knlihirt,  erhitlt  er 
dann  durcti  Verwendung  eiues  Kreiiudea  seinea 
Vaters  einen  i'reiplatz  ich  <."ollt'ge  aciner  Vater- 
stadt- Trotx  der  Ariani  der  I^ltem,  die  nicht 
nur  die  Anschaffung  der  nfitiyen  Hikher  filr  den 
Esbbea  erschwerte  oder  ^ar  iinmLig:liLh  machte, 
flondern  anch  diesen  zwang^^  ^i<^'<  auUcrlialb  der 
Schulstunden  iilitzlicli  zu  maclien,  studierte  er 
mit  Aitszeiflinuug  und  erliieli  rt^eliiiSEigf  Preise. 
Jdit  Jntiren  niulit«^  er  Jedocb,  da  es  seinen 
Eltern  inanier  schlechter  ^lag,  das  College  ver- 
laseea^  um  äicli  selbständig  durch  dns  Lebet« 
zn  schlagen.  Zwiii  Jahre  Taug  arheicete  er  in 
einer  Druckerei  »einer  Vateratadt  als  Korrektor 
und  Setzer.  Daun  begab  er  sich  aat  die  Wan- 
derschaft, wahrend  welcher  et  oft  genug  bitteren 
Mangel  litt.  1H32  nach  BeaBnt;oD  Enrilckge- 
kehrt,  fibt-rnahttt  er  hier  —  nach  4jUhrii;er 
Tätigkeit  lei  aeinei»  alteo  Arbeityieber  —  ge- 
ttteiDsani  mir.  eLnera  Freunde  den  aelbütändigea 

')  dorfftaltiir  »ufi^^esetzte  Fonicruo^en  hhrx-TJ 
hat  Kampf ftnever  iu  d.  Zeltachr.  f.  d.  Beb.  ä. 
<}e&chtef.l)tä  krank  hei  teu  VAfijb     1^5  aitf^^eatclU. 


Bpirieb  einer  kleineu  Prunke 
die  («egcbAfte  KiUf^cu  M:hlech 
endele  darrb  Sell>»tio»nt  £i 
Schulden    Em  1K4:i  ^■'lani; 
achäli  vflll.ständiir  zu  h>piidie 
I  war  CS  ihm  niuirhch  K^wurck-u 
ixntii«delii  -  duuk  dfiu  Sii«ri 
I  von  lötX)  Frcs.  ilihrlirh,  iiu  i 
\zn  Bet^anron  ani.  :J.'^/V]U  IM 
verliehet!  tmtle.  Nin-bUcm  er 
I  liscli  Tli™higif   und  Spracii 
trifli«n  halt«,  'niilniete  er  nie 
'  iiciiyn.  idiiloBophisicheii  und  vol 
1  fittjdien.  Frucht  dcrwil 

I  (1  ulier  einer  ÄbhaiidliiiiL' 
I  dimanche"  die  berilli 
la  priiiiriiitö?  beeil, 
dnnl  et  du  ^«»nvernciticuc'  li: 
mit  der  Niit  kAtniifend,  hatte 
lichiiniF  iMir  UHter  schweren  < 
Ihr  KtIdIi;  war  tiiufi<.-hst  der. 
m  Resani.-on.  der  er  «re  c^e' 
WldHUiui;  w^gfu  de»  revuli 
de«  Itinrhfs  znrUrknie*.  den 
rnfe  zn  briiijfen  vemiichtt;,  ja 
das  Slipeudlutn  rj\  enizifhei 
Freunde  von  ihm  znrQckzo^ 
dte  Hegiprtiti)|jf  !>einf>  f^trafred 
erwoff.  die  nur  durch  ein  ( 
tionahikoQoineu  Adolphe  fi 
Btrene  wi^Lqenac.haftHclii'n  Chai 
heil  helonte,  abg-eweuilct  wni 
diu  zweite.  1H12  die  dritte 
Eigentum.  Die  letzlere  verwi 
PhiRpIi  weiiea  Ani^riffe  aii(  i 
and  Sffeatliche  Sittlichkeit  i 
reizung  pejj'en  die  F"L-ipriiii' 
seinem  Frejs^rucli  ■ 
Schriften  und  sein  i 
getnacht.    Lälwn  kouula; 
wurde  daher  SekR-tär  e 
und  diitin  iltUl^j  Tihmuiin 
.  len-  Mild  Tran.tjKjrlgewhSft 
er  im  llerbAt  1847  acir,  nm  w 
schSieUli'-h  geineu  StudLcu  zt 
Torhei  waren  seine  „<\intf;idi.' 
ersthienen.  —  Sich  der  Fehl 
1  faltete  er  eine  rege  piiblhciMi 
gunaten  seiner  ffnialtn  liefi 
I  er  BiK'h  —  am  4  /V.  1K4H  «o 
j  Seinedejiiirtemeiitfi  gewählt  - 
I  TersnmiiilnriK  vertrat.  Ira  F« 
'  er  mit  der  Begrlludaug  einer 
praktischen  \  ersnch  xa  ihr* 
Derwlbe  scheiti^rte  jedoch  gh 
P.  im  Juni  1W9  zu  einer 
strafe  verurteilt  wHrdf*.  — 
entfaltete    er    eine  auiler» 
scbriftJteUerische  Tiitt'  ^  ■ 
in  Konflikt  mit  dor 
■SohrifT  ,.De  In  jiisii 
dilti»  l'EKlise"  tmi; 
3jitbriger  OefaneTi^^'' 
zu  entgehen.  Höh  er  n.u  \i  L 
kehrti'i  er  ttAcli  Parin  zor" 
19,/f.  lH6fj.  olarb. 

Schriften:  Die  wi 
im  Texte  ^ennnnt.  Eiu 
uis  rkTriMhrii  l^owte  auch  di 
i.  bei   ä  t  s  uj  IU  h  a  m  m 
SiizialiBBins ;  186^—7« 
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.Orami  conplitef  de  P.  J.  Frondhon"  in  33 
Bdtt  —  Die  TOQ  P.  begrOndeten  Zeitangen 
virra:  ^Le  Bepr^atant  dn  peaple"  [^U/X. 
i^-,  bü  21./VIII.  1848);  „Le  Peaple"  {Sep- 
i^DWrfMS  bis  13  'VI.  lH49  und  wieder  lö/VI. 
.1-  13  X  1830);  ^La  Voix  da  penple"  (aO./IX. 
int»  his  U.iy.  1850). 

UtrratnrS  CJk.  Aug.  Sainte'Beuve,  Proudhoti, 
ru  rt  aa  eorraipondanee  18S8 — 1848,  Fant 
(nurat  i.  „Revue  eantemporaine"  v.  186S). 
—  ArtK  MOhlberger,  Von  und  über  Proudhon 
-«  „Dür  Hojr«";,  Jterlin  1878j79;  Studien  über 
Pt  mdhtm,  SMt$aH  1891;  P.  J.  Proudhon,  leben 
WeHct,  tbenda,  1898.  —  HeetoT  Venia, 
PnmJlion  tt  Itt  /»rinripe»  de  la  bangue  d'fehange 
i  4  „.{nnair*  de  t'Inttitut  des  teieneet  toeialet" 
I.  .Vi—tti),  SnuelU»  189B.  —  A.  Dufreane 
rt  F.  PHiartinf   Proudhon  phüoaophe  (i.  „La 
linr  MjnalüU"  von  1899,  II,  S.  46S — 4SS).  — 
Hubert  Bourgtn,  Proudhon,  Birü  1901  (Nr.  S 
r  „BMiothrque  aorialiste").  —  Eugene  Four- 
Miere ,    Founer  et  Proudhon   (i.  „La  Revue 
>  fioli»te"  von  1904,        S.  1^9—145).  —  Endlich 
bt»dem  abaeUi^fiendcn   tt'erke:  K.  JHeht, 
?  J.  PtomAhon,  »eine  Lehrt  wnd  «ein  Leben, 
t  AtL,  Jrma  188$.96  (vgl.  dtu»  B.  Bitmateini, 
mtmtre  Werke  fiÄ^  Proudhm,  i.  „Neue 
lur.  Jahry.  II,  Bd.  f ;  FrouAhtm  als  muiker 
nd  ^Müiat,  ebenda,  Jahrg.  I4,  Bd.  £)  und 
Irlft.  Jfe^ardine,  P.  J.  Proudhon,  »a  vie,  tee 
nir«,  tt*  doetrine»,  t  Bde.,  Paria  1896.  — 
^  .(rtX.  „.^nairAtrmii«"  (obrn  Bd.  I  S.  89fg.) 
•td  „Sveioliemui  und  Kommunietnue". 

CarC  Orünlierg. 


Prud'hommes. 

Y. .  wahracheiDlicb  ans  dem  lateinischen 
;ri>bi  Oller  pradentes  homineH  gebildetM,  bedeutet 
tr^frdngÜch  dem  WortTeratande  nach  „biedere 
•irr  weiM  Männer",  dann  auch  „Sachver- 
-utiJjife*.  Gegenwärtig  wird  der  Aosdrack 
>-f«v^d  in  der  Rechtuprache  des  fraa- 
*  -i*-lieD  Becbtfl  angewandt,  am  damit  die 
^iirlMder  der  nconseils  de  prad'bommes"  zu 
'■-«^'bBeo.  —  Ueber  deren  OrnsiutioQ  als  „Ge- 
•'••t«*nclit4s"  Tgl.  den  Art.  jGewwbegerichte", 
Bd.  I  Sl  1018.  AaOer  den  dort  genannten 
'"•«tKn  komnieD  noch  in  Betracht  die  UG.  t. 

'  Via  1810,  d.yiu.  1801,  2./n.  1862  and  0./IT. 


1884.  —  Neben  ihrer  oben  Bd.  I  S.  1022  er- 
örterten Tätigkeit  steht  ihnen  anch  die  Be- 
fugnis zQ,  alle  gegen  die  Ordnung  und  Disziplin' 
in  den  Werkstätten  gerichteten  Verfehlangen 
sowie  insbesondere  solche  der  Lehrlinge  ^geu 
ihre  Heister  mit  einer  Freiheitsstrafe  bis  za 
|3  Tagen  za  ahnden.  Soweit  sie  znr  Ent- 
Bcbeidnng  [nicht  bloß  zur  Schlicbtnng)  von 
Streitigkeiten  bernfen  sind,  entspricht  das  Ver- 
fahren Tor  den  conseils  de  prnd'hommes  im 
,  wesentlichen  dem  der  Friedensgerichte. 

Eine  eanz  abweichende  Tätigkeit  haben  die 
{ conseils  de  pradMiommes  aoch  fUr  den  Master- 
j  and  Hodellschntz  (desains  et  modales  de  fabriqne) 
'  za  entfalten.   Anf  Grund  des  G.  v.  IH./III.  1806 
j  u.  der  V.  t.  29./V1II.  1825  haben  sie  Dämlich 
!  die  Aufgabe,  die  Master  und  Modelle,  für  welche 
'  der  Erfinder  eineu  gesetzlichen  Schutz  erlangen 
!  will,  in  Empfang  zu  nehmen  und  aufzubewahren. 
Der   Sekretär   oder  grefäer  des  conseil  de 
prud'hommes  versieht  die  ihm  Terschlussen  znr 
Aufbewahrung  zu  überliefernden,  die  Master 
oder  Modelle  enthaltenden  Pakete  mit  seinen 
,,Vifla"  nnd  dem  Gerichtasiegel ;  von  einem  Ober 
den  Voi^ang  aufzuuehroenden  Protokoll  erhält 
der  Berechtigte  eine  Ausfertigane.  Die  Muster 
und  Modelle  werden  bis  znm  Ablauf  der  (nach 
Wahl  des  Berechtigten  1,  3,  5  Jahre  währenden 
oder   zeitlich   unbegrenzten)  Schutzfrist  Ter* 
schlossen  aufbewahrt;  ihre  UmhQllung  wird  nur 
dann  geöffnet,  wenn  dies  aus  Anlaß  eines  Rechts- 
streites erforderlich  ist.  (Für  die  Anfbewahrung 
ist  eine  jährliche  Gebühr  von  1  Frc.  oder  für 
die  danemde  AafbewabruDG:  eine  solche  voa 
10  Pres,  an  entrichten).  An  den  Orten,  an 
welchen  keiae  conaeils  de  prnd'hommes  existieren» 
tritt  gemäß  Ord.  t.  S9./VTIL  188ö  an  deren 
Stelle  die  tierichtsschrdbiarei  des  Handels-  oder 
(in  Ermangeinng  eines  solchen)  des  Zivilgerichts 
erster  Instanz. 

Vgl.  auch  den  Art.  „Muster  und  Modell* 
schütz"  oben  S.  &28,'29.  Neuieamp. 


Pulver  {Bestenernng  des  Pnlrenl 
s.  Aufwandsteuern  sub  II,  12  oben 
Bd.  I  S.  263. 


Die  etymologisdie  Ableitung  des  Wortes 
„pnid"  ist  dunkel. 


Q. 


^{aesiiaj,  Francis, 

■  »««ear",  wie  Ludwig  XV.  Ihn  nannte,  „der 
'  tlanoi  reo  Earapa%  welchen  Mamen  ihm 

-■  OckoaoBÜten  gaoen,  geb.  am  4.iVI.  1694 
»  I^t  Mcre  bei  VeruOles.  1718  geprüfter 
^udmt  in  Hantei,  173&  Leibchinirg  des 

-n*n  Ton  VOlMtijr,  174V  Lnbant  der  Harquise 
-  i-psitonr.  nm  zweiter  kdaigl.  Leibarct 
'--•!«ig«  ST^  geet.  am  1B.'XU.  1774  in  Ver- 


GrUnder  der  politischen  Oekonomie,  kraft  der 
\  Tatsachen,  daß  die  pb^siokratische  Schule  die 
Vorgängerin  des  Smithianismns  bildet  and  daß 
Qnesnay  selbst  in  seinem  „Tableau  ^onornique" 
nnter  Aerikaltur  die  „economie  politique"  ver- 
steht. Gründer  des  Agriknltnrsjstema ,  das 
Grund  aud  Boden  als  eiazige  Beichtnmsqoelte 
und  den  Laadwirt  als  einzigen  Prodazenten 
gegenüber  der  Industrie  and  dem  Handel  pro- 
Ikluniert,  welche  letzteren  Erwerbnweige  ala 
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steril  bezeicbDet  werden,  da  sie  nar  bereits  be- 
steheode  Stoffe  bearbeiten  oder  vertreiben  und 
den  Indnstriellen  and  Kaafletiteo  ibr  Einkommeu 
anch  nur  in  der  Bezalilnng  derjenigen  Dienete, 
die  sie  den  Landwirten  und  Grundeigentömeni 
leisten  f  zuteil  wird.  Im  Gegensatse  zu  den 
Landwirten,  deren  Einfcommen  in  der  Snnime 
besteht,  wetcbe  der  Abzag  der  Kuttorkosten 
vom  Bohertrag  der  Prodnktion  ergibt,  besteht 
die  Rente  der  GmodeigemÜmer  im  orodnit  net, 
also  in  dem  nro  den  Betrag  der  Kaltnrkosten 

fekUrzten  fieinertrag  der  Produktion.  Infolge 
ieser  bevorzugten  Stellang  sind  die  Qrandbe- 
sitzer  als  Träger  der  einzigen,  anf  den  B«in- 
ertrtig  ans  Grand  and  Boden  sa  landen  Steuer 
(impöt  Quiqae)  aaserseben. 

Vater  einer  WertJebre,  die  dem  Wertbegriff 
in  M^alenr  nsnelle"  nnd  in  nvalevr  vfinale"  eine 
Doppel bedeatang  beilegt,  ein  Dnalisinns,  den 
Adam  Smith  (s.  d.)  beseitigt.  Als  Preistbeoretiker 
Verteidiger  der  Freigabe  der  Getreideausfuhr. 
Als  BerSlkemngstheoretiker  Haltbas  in  den 
zwei  gmndlegenden  Punkten  seines  Systems 
beistimmend,  daß  die  Lebeniiniittelmeuge  die 
Grenze  der  Bevitlkernngsvermebrang  bestimmt 
nnd  daii  die  Menschheit  bestfindig  dem  Drange 
nachgibt,  diese  Grenze  zn  äberschreiten. 

Von  Qnesnajrs  Schriften  seien  genannt : 
Tabiean  eeoDomiqne  avec  son  explicaUon,  oa 
«xtrait  des  iconomies  royales  de  SsAy,  Tersaillea 
1768 ;  dasselbe  oftmals  aufgelegt,  zuletzt  n.  d.  T. : 
^Tiibleau  oecouomique"  (nrst  printed  in  17n8) 
and  now  reproduced  in  facsimile  for  the  British 
Economic  Association,  Loudon  1894.  —  Maximes 
g^n^rales  da  gouvemement  ^conomique  et  d'un 
royaanie  agricule,  Versailles  1758;  dasselbe 
deutsch  a.  d.  T.:  Allgemeine  Gründe  der  ökono- 
mischen Wissenschaften,  vorzüglich  des  Acker- 
baues, der  Handluug  nnd  des  Eameralweseus. 
3  Teile.  Frankfurt  nnd  Leipzig  (recte  Nürnberg] 
1770—71.  Gesamtschriften:  (Mnvre  economiqnes 
«t  philosopbiqnes,  publica  par  A,  Ondten,  Frank- 
furt a.  H.  18b8.  —  In  der  von  d'Alembert  nnd 
Diderot  herausgegebenen  Bncyklopädie  veröffent- 
lichte er  n,  a.  die  Artikel  ^Fermiers"  und 
„Grains".  lAppert. 


Qnetelet,  Lambert  Adolf  Jakob, 

Seb.  am  22/11.  1796  in  Gent,  18S0  wirkliches 
litglied  und  1834  ständiger  Sekretftr  der  Brüs- 
seler Akademie  der  Wissensehaften,  1841  Präsi- 
dent der  belgischen  statistischen  Zentralkommis- 
sion, gest.  zu  Brüssel,  als  Chef  der  amtlichen 
Statistik  Belgiens,  am  17./II.  1874. 

Vat«r  einer  Sozialphysik,  die  anf  dem  Laplace- 
scheu  Aussprache  in  dessen  „Essai  phüosophique 
snr  les  probabilit^s"  beruht,  daß  die  mensch- 
lichen Handlungen,  systematisiert  nnd  zu  großen 
Zahlen  vereinig:t,  eine  regelmäßige  Wiederkehr 
bestimmter  Erscheinungen  aufweisen,  eine  Wabr- 
nebmnng,  welche  (knetetet  zum  Plan  einer  psy- 
chischen Natargescbichte  des  Henscben  inspi- 
rierte, in  der  er  die  Gesetzmäßigkeit,  welche  die 
scheinbare  Freiwilligkeit  eewisser  Handlungen 
der  Sterblichen  lenken  soll,  an  der  Hand  krimi- 
nalistisclier  und  bevölkemngsstatistischer  Daten 
als  Ursächlichkeit  gewisser  konstanter  Hand- 
lungen im  Menschenleben  darstellt  und  für  diese 
Handlangen,  deren  Darchacbnittssahlen  der  je- 


weilige gesellscbaftiicbe  Znstand  bestimme,  die 
Anerkennuag  des  Waltens  eines  über  der  mensch- 
lichen Willensfreiheit  stehenden  Natnrgeaetse* 
beansprucht. 

Gründer  der  modernen  Soxialstatütik  dnrck 
seine  Definition  der  Statistik  «Ii  der  „WämO' 
Schaft  TOS  den  OeMtsoi,  die  das  aeucUidw 
Leben  ordnen  und  beherraeben". 

Von  Quetelets  Schriften  seien  genannt:  Sor 
lliomme  et  le  d^velop^ment  de  ses  facalt^«,  o« 
essai  de  pbysique  sociale,  2  Bde.,  Paria  1835; 
dasselbe,  Neudruck,  2  Bde.  Brüssel  1836;  daa- 
selbe,  Neudruck  u.  d.  T.:  Etudes  sur  rbomme, 
ebenda  1842;  dasselbe  2.  Aufl.  u.  d.  T.:  Pbysique 
sociale,  ou  essai  snr  le  d^veloppement  des  facalt^ 
de  rbomme,  2  Bde.,  ebenda  1S69;  dassdbe,  ia 
englischer  Uebersetzong  der  1.  Aufl.  n.  d.  T.: 
A  treatise  on  man  and  the  developnent  of  hia 
fscnlties,  translated  byB  Enox,  Edinborg  1842; 
dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung  u.  d.  T. : 
üeber  den  Menschen  und  die  Entwirkelung  seiner 
Fähigkeiten  oder  Versuch  einer  Physik  der  Ge- 
sellscbaft,  übersetzt  von  V.  A.  Riecke,  Stuttgart 
tb38  —  Lettres  ä  8.  A.  R.  le  duc  regnant  de 
Sase-Cobonrg  et  Gotha  sur  la  thterie  des  pio- 
babitit^s,  appliqn^  anx  sciences  morales  et  poli- 
tiques,  Brüssel  1846;  dasselbe,  in  engÜKber 
Uebersetzung  von  0.  G.  Downes.  London  1849. 
~  Du  Systeme  social  et  des  lois  qni  le  regis- 
sent,  Paris  1848;  dasselbe,  dentacfc  n.  d.  T.: 
Zur  Naturgeschichte  der  Gesellschaft,  heranageir. 
von  C.  Adler,  Hambufg  1866.  —  Antbropomf trie 
on  mesnre  des  dUKrentes  facultes  de  i'homBe, 
Brttssel  1870.  LipptrL 


Qnittnngsstempel,  Qnlttutgstlener. 

1.  Charakter  und  SteUnng  der  QjBteaer. 

2.  Gesetzgebung. 

1.  Charakter  und  Stellung  der  Q.steser. 

Die  Q.8teuer  ist  eine  Verkehrssteiier  vom 
Umsatz  von  YermögeDSgegenstADdeo  im 
Flusse  des  Wertverkehrs.  Ihrea  Ursprung 
verdankt  sie  den  steuertechnischeu  Ver- 
suchen, das  bewegliche  Vermögen  schirfer 
durch  Verkehrssteuern  zu  erbten,  um  ao 
die  einseitige  Belastung  des  Immobiliarver- 
kehrs  entsprechend  auszugleichen.  Der 
Q.stempel  nat  so  vorwie^nd  Steuer- 
charakter, seltener  läSt  er  uch  als  OehQhr 
kennzeichnen.  BegelmAfiig  ist  hier  der  Zo- 
sammenhang  zwischen  der  behördlichen  Leis- 
tung durch  eine  Ämtshaudlung  und  der 
Gegenleistung  des  Abgabepflichtigen  aufge- 
hoben, es  mindelt  sich  nur  um  ein  fiska- 
lisches Interesse. 

Systematisch  z&hlen  die  Q.8teuem  zu  den 
Yerkehrssteuem,  die  anf  die  Rechtsgeschäfte 
gelegt  sind.  Die  Q.steuer  hat  manche  steno^ 
technische  und  finanzpolitische  VorzQge:  sie 
läßt  sich  auf  gar  viele  Verkehrshaodloogen 
ausdehnen,  sie  ist  bei  ziemlich  m&fiigeo 
Sätzen  nicht  drückend  und  leicht  zu  tragen. 
Allein  sie  vermag  den  Mobiliarverkehr  nm* 
Iflckenhaft  zu  besteuern,  l&fit  die  einfachen 
Barumsfttze  frei  und  macht  eine  wiriisame 
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k<>Btn^e  anmlt(^ofa.  Auch  die  Eonkiirreoz 
lut  dem  Stempel  ffir  GeschäftBabschlüsse 
'.aat  zu  mancherlei  UnbequemlichkeiteD. 

Die  liiu6gBte  ErtiebungHonn  der  Q^teuer 
^'ilfvl^.stempeL  Die  direkte  I^nziehuDg 
A  tiDi^ebiftaddich  und  nur  in  Yerbindnng 
a-lHoem  aiugedehnteo  B^^triemngBzwaiig 

^fitcetegebanc-  ImDentschen  Reiche 
ut  HIB  «itderholt  den  Versuch  gemacht,  den 

•  «MIHI  einsQfBhnii  (1681,  1893,  1906),  allein 

Erfolg.  ABchdjeBnndflBataatenhsben 
''uba  mdnfadi  Q.8tenpel  gehabt:  in  FreaQen 
h-  1>'Ti,  in  Sachsen  bia  1686,  in  Bauern  bis 
>/i.  Bei  QuitUmgen,  die  vor  Gencht  ge- 
invlit  irenlen,  besteht  ein  solcher  noch  in 
■'nuDitchiireii;,  Hessen  und  Elsaß- Lothringen.  — 
Ii  *te9terreich  werden  EmpfangsMstSti- 
.imn.  die  als  Rechtsnrhnnden  zu  betrachten 
:!l  mit  einem  Pixstempel  von  1  Kr.  and  mit 

•  -^n  GndaüoDSBtempel  von  0,14—50  Kr.  be- 
i  <*t  wenn  d«*  Wert  der  empfasgenra  Sache 
Ii  .^^hriftttDck  ausgedruckt  ist,  wie  bei  Schtdd- 
*-true9.  Enpfangsoest&tiganeeD  Ober  Summen 
s<j(T  I  Kr.  sind  stempelfrei.  Saldieningen  Ton 
i'-bnoDgen.  die  mit  dem  Rechnnngastempel 
I'  fviieii  sind,  ffenieUen  gleichfalls  Steuerfreiheit. 
Ivi(^«ii  bextehen  noch  zahlreiche  weitere  Ana- 
ulma.  Frankreich  belegt  die  Quittungen, 
^Bflunbetcbeinigungen,  Entlastungen  und 
ulerp  befreiende  Aktenstucke,  Tomehmllch  des 
l'-ivatTfrkehrs,  mit  einem  Fixstempel  von 
1»  I  tf.  'ohne  ZuKhlKfe).  Beträge  bis  10  Frcs , 
ti!l'  14«  nicht  Absdilagszahlnngeu  größerer 
^amtta  mA,  bleiben  stempeltrei.  Da  nebeube- 

lach  noch  weitere  Ansnabmen.  Die 
ViinoDgea  Tonnndan  6ff entliche  Kassen 
•b4.  abgesehen  von  den  besonderen  Fällen  der 
BfiitPD  Stenerquittungen,  zu  Lasten  der  privaten 
■Wittl)«r  oder  felmpfänger  steuerpflichtig  nach 
iMlu?ni  Bestimmungen  wie  diejenigen  des 
I  nraTrerkehrs.  Entnahme  und  Erteilung  sind 
^'iratoriseh.  Die  HChe  der  StempeUfitze  be- 
vtit  lieb  auf  jedes  Stück  und  beträgt  als  Fix- 
•i-mpel  26  Cu.  Bis  1853  hatte  man  in  Eng - 
Uad  eneo  Gradationsstempel,  der  aber  seit* 
im  Imth  aiaeB  Peauyftxstempel  ersetat  wurde. 
D  Ttri  dordi  eine  ätenpelmarke  erhoben  und 


ist  OUig  Ton  Qoittnngea  Uber  unen  Betrag 
von  2  £  an  aofwftrts. 

Llteratiiri  Boaehef-Oerlaeh,  J^/u.,  Bd.  JV, 
g  108.  ~~  SthOffie,  l^euerpolitii,  l^ibingen 
1880,  S.  StO.  —  Sehall,  in  Sehönberg,  Bd.  III, 
S.  508 — 510.  —  Eheberg,  Finanxv>i»»enachaft, 
8,  Avfi.,  Leipzig  1906,  ^  IBl.  —  Vocke,  Ab- 
gaben, Avißagen  und  die  Steuer,  Stuttgart  1887, 
B.  613.  —  Leroy-BeauUeu,  TVaife  de  la 
mittnee  de»  finaneea,  4-  ^<^v  Pftria  1888,  T.  I, 
p.  5S1.  —  Kom,  Die  öiferreichitehe  OtAühren' 
getetxnovelle  und  der  deuttehe  GeseMfiuteuer- 
entwurf,  Finanxarehiv,  Bd.  1,  3.  4^S.  —  Meckel, 
JSiur  iehre  von  den  Vertehrttteitem,  Finanz- 
arekiv,  Bd.  VII,  S.l.  — Deraelbe,  Die  QuiUungt- 
ateuer,  Bankar^iv  V,  S.  91—94.  —  Deraelhet 
Art.  „QuiU%mguteusr",  ff.  d.  St,  S.  Aufi.,  Bd.  VI, 
S.  S96—SP8.  Max  von  Heek^ 


Qnotltltssteiieni. 

Unter  Q.  verstehen  wir  diejenige  Gmppe 
von  Stenern,  bei  denen  ein  bestimmter  Stener- 
satz  (meist  in  Prozenten  ansgedrBckt)  fftr  jede 
Steuereinheit  festgesetzt  wird.  Seine  Auwen- 
dung auf  sämtliche  in  Betracht  kommenden 
Steuersubjekte  und  Steoerobjekte  ergjbt  die 
Steaergesamtsumme  oder  Qesamtstenerschuldig- 
keit.  Das  Quotitätssystem  ist  eine  der  beiden 
Hauptmethoden  der  Steuerveranlagung.  Bei  ihr 
wird  von  unten  nach  oben  vorgegangen,  und 
die  aufanbringeude  Steuersumme  erscheint  als 
das  Vielfadie  (Produkt)  ans  den  Stenersätzen 
und  der  Zahl  der  zugehörigen  Steuersubjekte 
nnd  Steaerobjekte.  Die  Stenersumme  wckuuelt 
bei  gleichen  Steaersätaen  mit  der  Zahl  der 
Steuerpflichtigen  und  umgekehrt  bei  gleicher 
Zahl  der  letzteren  mit  jraer  Verändernnff  der 
Steuersätze.   Finanzpolitisch  lieict  der  Schwer- 

Ennkt  auf  der  annähernd  zutreffenden  Voraus- 
estimmung  des  zu  erzielenden  Resultates. 
Den  Gegensatz  zu  den  Q.  bilden  die  Repar- 
titionssteuem  (s.  d.).  Die  Wahl  zwischen  beiden 
hängt  vielfach  von  geschichtlichen  Umständen 
sowie  auch  mehrfach  von  der  allgemeinen 
Organisation  der  Steuerverwaltung  überhaupt  ah. 
Vgl.  Art  „Steuer". 

MojT  von  Hechel. 


Babattiparrereine. 

I  Wesea  snd  wlrtsebaftiicbe  Bedeutung. 
•  ^tMeUiches  und  Statistisches. 

1-  Wesen  und  wirtschaftliche  Be- 
^eptoag,  R.  sind  eine  neue  Erächeioungs- 
''^u  des  GcDoeseoschaftsgedankeDg ,  und 
:«if  «üelleD  sie  sich  als  ein  Mittel  der 
^'Mhilfe,  geboren  ans  der  Not  des  Klein- 
>u4?U,  und  als  eine  Repressalie  gegen 
'1-  Warenhaus-  uid  KoDsumvereinspriazip 


von  Seiten  der  DetailUsteu  dar.  Das  Wesen 
dieser  R.  besteht  darin,  daß  die  Verkäufer  ge- 
meinsam dem  barzahlenden  Publikum  Preis- 
ermÄßigungen  durch  Prämien  gewahren. 
Denn  der  Rabatt  ist,  da  er  nicht  jedesmal 
vom  einzelnen  Kaufbetrag  in  bar  vergütet, 
sondern  —  mit  Hilfe  von  Markenausgabe 
—  auf  ein  Konto  gesetzt  und  erst  bei  ge- 
wisser Höhe  und  au  bestimmten  Terminen 
fällig  wird,  eine  Art  Prämie,  an  welcher 
sich  der  einzelne  VOTkftuier  je  nach  seinem 
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Umsatz  beteOigt  Siue  solche  Babatt- 
gewährung  wird  für  das  kaufende  Fublikiim 
zum  Sparsystem.  Die  DtvideodenzahliiDg, 
wie  sie  bei  KonsrnnvereiDen  (Käufer- 
geoossenschaft)  üblich  ist,  ist  hier  aJso  durch 
Verkäufe  rgenosseuschaft  gewährleistet  als 
ein  Yerauch  zur  öesunduag  der  Verhält- 
nisse im  Kleiuliaudel. 

Die  Bedeutung  der  R  liegt  iu  drei 
Hauptpunkten :  Anreiz  zur  Barzahlung,  be- 
absichtigte Steigerung  des  Umsatzes,  Er- 
haltung der  Konkurrenzfähigkeit  gegenüber 
dem  Großbetrieb  im  Detailhandel.  Die  in 
der  Regel  gewährten  Tj  °/o  Rabatt  stellen 
sich  also  dar  als  Zinsen  für  Barzahlung  (er- 
höht durch  aufgehobene  Auszahlung  des 
üeberechusses)  +  ümsatzgewinn  +  Rabatt- 
gewinn  an  jeden  nicht  vollendeten  20  Pf. 
des  Betrages  +  Verhindennig  von  Ver- 
lusten dundi  Borgwirtschaft,  so  daß  also 
auch  das  rechnerische  Ergebnis  für  die 
Käufer  als  ein  vorteilhaft^  erscheint.  Ein 
zum  Ausgleich  des  Rabattbetrages  versuchter 
Auföchli^  auf  den  Preis,  der  an  sich  nahe- 
zuli^en  scheint,  wird  in  der  Praxis  durch 
die  Konkurrenz  und  durch  die  Kenntnis  des 
Publikums  von  den  Preisen  täglicher  Waren 
im  wesentlichen  und  auf  die  Dauer  nicht 
gut  mßglich  sein.  Die  Praxis,  eine  Reihe 
von  Waren  von  der  Rabattgewährung  aus- 
znschliefien,  wird  vermieden  werden  müssen, 
wenn'  sidi  die  R.  nicht  um  ihr  Vertraiien 
bring«!  wollen.  Denn  die  Feststellung  eines 
solchen  Vorgehens  würde  dies  von  den 
Kleinhändlern  ins  Leben  gerufene  Mittel 
gänzlich  wertlos  madien.  Für  den  Konsu- 
menten bedeutet  das  R.wesen  in  der  Tat 
einen  Anreiz  zur  Barzahlung  und  gewährt 
ihm  dadurch  eine  Anwartschaft  auf  späteres 
Outhaben  anstatt  eines  Schuldkontos,  wobei 
jedoch  nicht  übersehen  werden  darf,  daß  hie 
und  da  unnötige  Ausgaben  gemacht  werden, 
um  den  für  die  Einlösung  erforderlichen 
Markenbetrag  voll  zu  machen,  und  so  der 
Gewinn  an  Rabatt  durch  vergrößerte  Ein- 
käufe gerade  bei  den  Rabatt  gewährenden 
Firmen  (statt  bei  auswärtigen  Geschäften) 
wett  gemacht  wird.  Dies  ist  auch  das 
Moment,  welches  für  den  Detaillisten 
Steigerung  des  Umsatzes ,  namentlich  vor 
Weihnachten,  da  die  Babattbücher  meist 
bis  10./X1I.  eingelöst  werden ,  mit  sich 
bringt.  Daß  dies  alles  einen  gewissen 
Anreiz  für  den  Konsuraenten  bedeutet,  bei 
den  Mitgliedern  des  R.  zu  kaufen  zum 
Schaden  der  Konsumvereine,  Warenhäuser 
und  Versandgeschäfte,  ist  leicht  einzusehen. 
Dem  R.  als  Mittel  der  Selbsthilfe  ist  also 
eine  gute  Prc^ose  zu  stellen;  man  hört 
auch,  daß  die  Mitglieder  der  R.  mit  den 
Erfolgen  zufrieden  sind,  und  es  ist  eine 
beständige  Zunahme  derartiger  Orgwii- 
sationen  festzustellen.   Wenn  sich  natürlich 


gegenwärtig  nadi  der  knrzen  Zdt  des  Be- 
stäiens  noch  kdn  ainchließwdes  Urteil 
fällen  läßt,  so  deuten  doch,  die  Tatsadien 
und  Aeiisserungen  auf  einen  Erfolg  der  R 
hin;  aus  vielen  Städtm  hat  man  &aea 
Rückgang  des  Umsatzes  der  Konsumvereine 
seit  Bestehen  der  R.  berichtet  £Sae  Hanpt- 
wirkung  der  R.  wird  auch  der  Zosammea- 
Schluß  der  Händler  imd  die  MfigUchk^t 
gemeinsamen  Einkaufes  sein. 

2.  TatsäehUches  und  SUtlsttselies.  Der 

Verband  der  B.  Dentschlands  f-Siti  ü 
Bremen,  Vorsitzender  C.  A.  Nikolaas,  Bremoi) 
umfaßt  gegenwärtig  (November  1906)  1^  Ver- 
eine mit  einer  Mit^iedersabl  von  34—30000, 
außerhalb  dea  Verbände«  besteben  snr  Zeit  nod 
etwa  100  R.  meist  jQngereo  Datums  mit  öner 
Mit^liederzahl  von  etwa  7—8000.  Der  Verband 
hat  im  Jahre  1906  bereits  den  4.  Verbandstag  a^ 

Shalten  nad  besitzt  einetfonatsschrift :  ^Dentsd» 
ibattsparvereinfl-Zeitang".  Der  Umsatz  der  im 
Verbanne  znsammengescalosaenen  Vereine  wird 
schätKnnerBweise  aaf  400  Mill.  U.  beziffert,  deocH 
also  ein  Babatt  von  etwa  20  HiU.  M.  entn^recbett 
würde.  Wem  dieser  Betrag  in  letzter  lanie  za 
gute  kommt,  ist  nicht  leicht  zn  sagen,  ein  volk»- 
wirtschaftlicber  Schaden  ist  er  nicht,  wom  er 
nicht  etwa  zuvor  teilweiae  in  einem  FreisaafKbla^ 
steckte.  Die  örtliche  Yerteilnng  der  bestehendem 
nahezu  200  Vereine  ist  ganz  snflUlig ;  von  irgend 
einem  Gesetz  nach  der  OrCKe  des  Ortes  ISßt  sich 
noch  nichts  sagen ;  nnr  in  den  ganz  großen  Städten 
hst  der  Gedanke  bisher  noch  relativ  wenig 
Worzel  gefaßt,  was  ganz  begreiflich  erscheint. 
Bei  einer  Berechnung  der  Höhe  des  Barwerts 
der  verabfolgten  Marken  auf  den  Kopf  der  Ein- 
wohner fand  man  extreme  Zahlen  von  5—10  WL 
in  Gera,  Harburg,  Neahaldensleben,  Liebenwerda, 
Potschanpel,  Schandaa,  TangermOnde,  Oerings* 
walde,  Glatz,  Kötschrabroda  o.  a.  und  anderer- 
seits von  0—1  M.  auf  den  Kopf  der  EinwofaBer 
in  Aachen,  Brannschweij^,  Bnrg,  Dresden,  Frank* 
fart  a.  M.,  Herford,  Leipzig,  Mainz,  Kttncbea. 
Stuttgart,  Potsdam  usw.,  während  s.  B.  Beriia, 
Hamburg,  Breslau  gar  keine  B.  haben. 

Litomtnri  Sehr^liehe  Auskunft  da  Vtrhond»- 
vortitMenäen  C  A.  JVIIwlaiH^  venekagU  wür  m 
ßtuntUieher  Weite  die  üntetiigat.  —  HoarMb^ 
Der  IfuUen  der  RabniUparverHne  fiir  das  D^it* 
gesckäft,  im  „Manufaläuriat",  Hannover,  Xr. 
J906.  —  Deuttcke  Rabattapartert  inm- 
Zeitung,  Hannover t  redigiert  ron  Betnr. 
Bmfhien.  A,  EMtr. 


Baiffeisen,  Friedrick  WUhelm, 

feb.  30./UI.  18)8  im  Kirchdorf  Hamm,  nahe  der 
ieg,  gest.  ll./II.  1888;  widmet«  sich  der  Be- 
amtenlanfbahn,  wurde  1843  Kreiseekret&r  im 
Mayen  (Eifel)  tind  bekleidete  nacheinander  ia 
Weyerbusch,  Flammersfdd  und  Heddeedorf  die 
SteUnnf?  eines  BOrgermeisten.  Organisator  dtr 
Hebung  des  Iftndlichen  landwirtschaftlictem 
Kredites  durch  GrandnuK  UndwirtachaflHAer 
Genossensehaften  und  DariehntkanwvtieiaeL 
Agitator  für  Einpflanzung  des  AltnUnuas  imt 
genossenschaftliche  Wirken   sowie  fBr  FSr- 
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4ennig  der  christlichen  Nächstenliebe  im  Ge- 
nossenschaftswesen. 

Von  s^en  S^^ften  nennen  wir  nnr:  Die 
DulehnskassmTereine  in  Terhindnng;  mit  Kon- 
sum-, Verkanfs-,  Winier-  nsw.  GenosseoBcbaften 
als  Mittel  znr  Abhilfe  der  Not  der  Ifindlichen 
BcTelkerasR,  Heddesdorf-Nenwied  1866,  6.  Aufl. 
I8R7.  Ltppert, 


Raleigh,  Sir  Walter, 

geb.  1552  zu  Hayes  (Devonshire),  160^—1615 
als  ätaatsTerr&ter  Gefangener  im  Tower  za 
London,  1617  nach  seiner  Freilassung  ausge- 
-wtndert  nach  Gninea,  nach  seiner  Bftdücehr 
abermals  Terhaftet  nnd  am  1618  im  Tower 
enthauptet. 

AuMUrter  MerkantUist.  Vater  des  Dik- 
tnms:  jj)ie  Bauern,  die  Kanfleate  uud  die  Gentry 
sind  die  drei  Pfeiler  der  Volkswirtschaft."  Ver- 
teidiger der  Handelsfreiheit,  insbesondere  der 
freien  Oetreideaasfabr.  Als  BeTölkeranKstbeo- 
retiker  Vorgfinger  von  Malthns.  Als  Verfasser 
der  „History  of  the  world"  einer  der  namhaf- 
testen VortriUiger  Darwins  (Tergl.  Kranse.  Eras- 
mos  Dandll,  Xtipsig  1880^  8.  90,  93,  94,  115 
«.  6.). 

Die  meiftea  von  Rnleighs  Schriften  sind  erst 
■ach  s^em  Tode  veröffentlicht  Besondere  Er- 
wihnuQg  verdienen :  The  history  of  the  world, 
London  1614;  dasselbe,  2.  Aufl.,  6  Bde.,  Edin- 
hnts  1820.  —  The  prerogative  of  Parliaments 
ia  England,  London  16^.  —  Judicioas  and 
•dect  essays  and  observations  upon  the  first 
invention  (H  sbipping,  etc.,  London  16ö0.  —  Ob- 
■eirations  tonching  trade  and  commerce  with 
the  Holländers  and  other  nations,  etc.  fge- 
achrieben  1603),  London  1653.  —  Select  obser- 
Tations  relating  to  trade,  commerce  and  coin, 
London  1696.  —  On  the  secrets  of  fforemment 
Publiihed  by  John  MDton,  London  1^.  —  Seine 
nummdten  Werke  hng.  von  Oldjw  und  Birch, 
S  Bde.,  efsdiienen  Oxford  1889,  in  einer  neueren 
8  bftwUgen  Ausgabe  London  1857. 

lAppert 


BaBSABblologie  b.  Oesellschaftlicher 
BarwiaismuB  oben  Bd.  I  S.  970fg.f  vgl. 
aach  Soziale  Hygiene. 


BatenKahlnngsgeschäfte 

B.  Abzahlungsgeschäfte 
oben  Bd.  1  S.  13fg. 


Bau,  Karl  Heinrich, 

geb.  in  Erlangen  am  29./XI.  1792,  seit  1822  bis 
m  seinem  T^e  am  IS^IL  1870  Professor  der 
Slaatswirtscbaft  in  Heidelbe^. 

Anf  der  Grrazscheide  der  alten  and  neneo 
2eit  der  staatswirtschaftliehen  Doktrin  stehend, 
befangen  in  den  Lehren  der  alten  nnd  später 
der  geläuterten  KameraUstik,  ancb  merkanti- 
tiitisehen  Anwandlungen  (vgl.  seine  AuAwsnne 
4er  HaadebbSana)  rawailen  nachgebend,  brach 


Ran  zuerst  mit  der  alten  Ueberli^emng,  als  der 
Smitbeche  EosmopoUtismas,  als  die  Abstraktionen 
Rieardoe  aas  ihm  einen  Proselyten  machten  nnd 
den  frflberen  Zfinftler  nnd  FtotektioniBten  in 
einen  Verteidiger  der  Gewerbe-  und  Handels- 
freiheit umwandelten. 

Die  Zahl  derjenigen  Schriften  Raus,  welche 
ihn  mit  dem  heutigen  Stand  der  Wissenschaft 
verbinden,  ist  eine  sehr  spärliche,  erwähnt  sei 
daher  nur  sein  Lebrbncb  der  politischen  Oeko- 
nomle.  Band  I,  Grundsätze  der  Volkswirtschafts- 
lehre, 1.  Aufl.,  Heidelberg  1826;  dasselbe.  2.  Aufl., 
ebenda  1833;  dasselbe,  3.  Aufl.,  ebenda  1837; 
dasselbe,  4.  Aufl.,  ebenda  1841 ;  dasselbe,  5.  Aufl., 
ebenda  1847;  dasselbe,  6.  Aufl.,  ebenda  1855; 
dasselbe,  6.  Aufl.,  II.  Abdruck,  ebeuda  1860; 
dasselbe,  7.  Aufl.,  ebenda  1863;  dasselbe,  8.  Aufl., 
ebenda  1868  69 ;  dasselbe,  9.  Aufl.  von  Ad.  Wagner ; 
dasselbe.  Band  II,  Grundsätze  der  Volkswirt- 
scbaftspaege  mit  anhaltender  Bücksicht  auf  be- 
stehende Staatseinricbtungen,  1.  Aufl..  ebenda 
1828;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebenda  1888/89;  das- 
selbe, 3.  Aufl.,  ebenda  1844;  dasselbe,  4.  Aufl. 
unter  der  Titelveränderung:  Grundsätze  der 
Volkswirtscbaftspolitik  nsw.,  ebenda  1854/57; 
dasselbe  5.  Aufl.,  ebenda  1862/63;  dasselbe. 
Band  III,  Grundsätze  der  Finanzwiasenschaft, 

1.  n.  2  AbteDnng,  ebeuda  1832  u.  37;  dasselbe, 

2.  Aufl.,  ebenda  1843/46;  dasselbe,  3.  Aufl., 
ebenda  18Ö0/Ö1;  dasselbe,  2.  Abdruck  der  3.  Aufl., 
ebenda  1865;  dasselbe,  4.  Aufl.,  ebeuda  1859/60, 
dasselbe,  5.  Aufl.,  ebenda  1864/65;  dasselbe, 
6.  Aufl.  von  Ad.  Wagner.  lAppert, 


Etaubbau  im  Bergbau 
s.  Bergbau  obea  Bd.  IS.  392fg. 


Ranbban  ob«  SUtUc. 

1.  Raubbau.  2.  Statik. 

1.  Raabban.  Die  noch  grüne  Pflanze 
besteht  zum  grOSten  Teil  aus  Wasser 
(Wasserstoff  und  Sauerstoff),  welches  durch- 
schnittlich 75—90  "/o  ausmacht.  Das  übrige 
bezeichnet  man  als  Trockeusubstanz. 
Verbrennt  man  letztere,  so  verfl.üchtigt  sich 
die  Hauptmasse  in  Gasform;  so  sind  dies 
die  so^nanuteu  verbreunlichen  oder 
organischen  Bestandteile,  die  sich  aus 
den  vier  Orundelementen  Sauerstoff, 
Wasserstoff,  Kohlenstoff  und  Stick- 
stoff zusammensetzen.  Diese  4  Körper 
finden  sich  überall  in  der  atmosphilrischen 
Luft  sowohl  wie  in  der  Bodeuluft;  ae 
kommen  dort  namentlich  vor  iu  Form  von 
flüssigem  oder  ^förmigem  Wasser,  in 
Form  von  remem  Sauerstoff,  voa 
Kohlensäure  (Kohleostoff  und  Sauer^ 
Stoff),  von  rdnem  Stickstoff  und  von 
Ammoniak  (Stickstoff  und  Wasserstoff). 
Ein  kleiner  Teil  der  Pflanze  ist  imverbrenn- 
lich,  er  bleibt  nach  dem  VerbramungBprozeß 
als  Asche  zurück.  Derselbe  setzt  udi  zu- 
sammen aus  Phosphor  (in  YertnaduDg 
mit   Sauerstoff    FhoBphorsfture  gemiant), 
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Schwefel  (Schwefelsäure),  Kalium  (Kali), 
]|fagDesiuii]  (Uagnesia),  Calcium  (Kalk), 
Natrium  (Natron),  Silicium  (Kiesel- 
säure), Eisen  und  Chlor.  Man  bezeichnet 
diese  Elemente  als  die  unverbrenn- 
lichen,  unorganischen,  minerali- 
schen oder  Aschen  -  Bestandteile. 
Von  der  ursprflnglichen  grünen  Pflanze 
machen  sie  zwar  bloß  durchschQitllich 
2— 3^/0  aus,  sie  haben  aber  fOr  die  land- 
wirtschaftliche Benutzung  des  Bodens  eine 
ganz  besonders  hohe  Bedeutung. 

Jede  Pflanze  bedarf  aller  aufgezählten 
Nähratoffe,  wenn^eich  der  Bedarf  an  den 
einzelnen  Nährstoffen  nicht  fdr  alle  Pflanzen 
und  Pflauzenteile  ein  gleich  großer  ist; 
ktäner  aber  darf  fehlen,  wenn  die  Pflanze 
ücb  normal  entwickeln  solL  Die  Pflanzen 
bnddten  nun  die  (H-ganischen  Nährstoffe 
Kohlenstoff,  Sauerstoff  und  Wasserstoff  teUs 
aus  der  Luft,  teils  aus  dem  Boden,  und  dar 
Yorrat  ist  in  beiden  unerschöpflicui.  Denn 
was  sie  der  Luft  entziehen,  kehrt  frflher 
oder  a\iBXer  durch  die  Äusatmungsprodukte 
der  Menschen  und  Tiere  sowie  durch  die 
"Verwesung  der  auf  oder  in  dem  Boden 
verbleibenden  Pflanzen  wie  Tiere  wieder  in 
die  Luft,  deren  Zusammensetzung  eine 
ziemlich  konstante  ist,  zurück.  Die  Stick- 
stül&ufnahme  findet  dagegen  lediglich  aus 
dem  Boden  statt.  Im  allgemeinen  sind  die 
Kulturpflanzen  dabei  auf  den  in  Form  von 
Ammoniak  oder  Salpetersäiu«  gebundenen 
Stickstoff  angewiesen.  Nur  die  Leguminosen 
können  mit  Hilfe  der  mit  ihnen  in  Sym- 
biose lebenden  Wurzelbakterien ,  die  den 
freien  atmosphärischen  Stickstoff  zu  assimi- 
lieren vermögen  aus  dem  unerschöpflichen 
Yorrat  der  Luft  an  ungebundenem  Stick- 
stoff ihren  Stickstoffbedarf  decken. 

Die  anorganischen  oder  mineralischeu 
Nährstoffe  kann  die  Pflanze  nur  aus  dem 
Boden  nehmen,  und  was  sie  daraus  bezogen 
und  was  dem  Boden  durch  Abenitung  der 
erzeugten  Gewächse  forlgenomroen  ist,  kehrt 
von  selbst  niemals  wieder  in  diesen  zurück. 
Nun  werden  den  Pflanzen  freilich  durch  die 
fortschreitende  Yerwittenmg  und  Zersetzung 
der  in  der  Erde  befindlichen  Qesteins- 
trOromer  immer  wieder  neue  Mengen  los- 
licher Mineralstoffe  zur  Yerffigung  gestellt, 
aber  diese  LQslichmachung  geht  doch  nur 
sehr  lanf^am  vor  sich.  Für  manche  Nähr- 
stoffe, wie  Schwefel,  Natron,  Eisen.  Chlor, 
bei  vielen  Bodenarten  auch  fOr  MÜEuneeia 
und  Kalk,  rächt  sie  ja  aus,  um  den  Bedarf 
der  Pflanze  für  Jahrhunderte  and  Jahr^ 
tausende  zu  decken;  es  ist  dies  aber  nicht 
der  Fall  bezüglich  der  Phoaphorsäure,  des 
Kali,  oft  auch  nicht  des  Kalkes.  Es  hängt 
solches  damit  zusammen,  daß  ^t  alle 
Bodenarten  sehr  geringe  Mengen  an  Phoe- 
phorsäuie,  die  meisten  Bodenarten  auch 


geringe  Mengen  an  Kali,  viele  auch  an  Kalk 
ent  halten.  Andererseits  werden  bei  der 
jetzigen  Art  des  landwirtsdiaftltchea  Be- 
triebes gerade  diese  Stoffe  in  ve^ltoia- 
mäßig  großen  Quantitäten  dem  Boden  ent- 
zc^n  und  dun^  den  Stalldünger  nicht 
wieder  zurückgewJÜut.  Die  vom  I^dwizt 
verkauften  Produkte,  namentlich  die  K&rner 
der  Oetreidearten,  der  Hülsen-  and  Od- 
früchte,  femer  die  Kartoffeln  and  andere 
Wurzelfrüchte,  ebenso  die  Knochen  and  daa 
Fleisch  der  Haustiere,  die  Wolle  der  Schafe 
enthalten  relativ  vid  Phoephoreäure,  Kali 
und  Kalk.  Der  (behalt  an  diesen  Uioeratien 
in  den  verkauften  Erzea^iissen  gdit  dem 
Boden,  aus  dem  direkt  oder  inui^  ent- 
standen sind,  unwiederbringlich  verioren. 
Kr  verarmt  zwar  nie  eo  daran,  dafi  über- 
haupt keine  Pfiansm  wachsen  kOnoen, 
aber  er  kann  doch  so  dann  Uugel  leiden, 
daß  der  Ertrag  der  angebauten  Oewfldue 
die  aufwendeten  Kosten  nicht  mehr  lohnt; 
hierfür  H^en  schon  viele  Beispiele  vor. 

Aehnliches  gilt  für  den  Sti^stoff.  Dem 
Boden  werden  zwar  stets  ^wisse  Stickstoff- 
mengen, teils  durch  die  NiederschlSge, 
welche  gebundenen  atmosphärischen  Stii^* 
Stoff  enthalten,  teils  durch  Ammonialcab- 
Borption,  teils  durch  die  Stickstofiässimila- 
tioD,  die  durch  die  erwähnten  Leeumioaeen- 
bakterien  und  außerdem  durch  frei  im  Boden 
lebende  Bakterien  geschieht,  zugeführt,  aber 
diese  Mengen  reichen  für  die  Ero&hnmg^ 
der  nicht  stickstoffsammeluden  Kultur- 
pflanzen nicht  aus,  da  sie  einmal  im  ganzen 
zu  gering  sind  und  da  ihnen  zum  anderen 
Verluste  durch  Auswaschung  und  Denitrifi- 
kation [üeberfühnmg  des  Salpetersäure- 
Stickstoffs  in  freien  Stickstoff]  gegenüber- 
stehen. Wir  sind  deshalb,  obgleich  der 
Stictetoff  als  atmosphärischer  Nährstoff  und 
dies  mit  einem  gewissen  Recht  bezeichnet 
wird,  genötigt,  auch  für  eine  StickstoSzofuhr 
zu  sollen. 

Je  rationeller  nach  heutigen  B^;riffen 
der  Boden  bwbeitet,  je  intensiver  der 
Ackerbau  getrieben  wird,  desto  schneller 
tritt  die  ErechOpfung  der  Felder  ein.  Durch 
die  Fortschritte,  wäche  von  dem  Aoftieteo 
Thaers  ab  in  der  Bearbeitung  und  Be- 
nutzung des  Ackers  gemacht  wurden,  ist 
das  Nlmrstoffkafdtal  des  Acken  vid  stfafcer 
in  Anspruch  genommen  word«i,  als  dies  in 
früheren  Zeiten  je  der  IUI  war.  Dabei 
fehlte  Thaer  nnd  seinen  ZeitK^oesen  die 
Kenntnis  von  der  agentaroliclten  Bedeutung 
der  Mineralstoffe  für  cUe  Pflanzenemähmng. 
Sie  gbuibten,  dafi  bd  rationeller  Stallnust- 
düngimg  der  Boden  an  Reichtum  und  Kraft 
immer  zunehmen  müsse.  Dies  war  ja  ancta 
der  Fall  bei  Gütern,  die  über  öne  groAe 
Menge  durch  Wasser  gedüngter  Wiesen  vet^ 
fügten.  Das  dur^  die  Fütterung  in  Dünger 
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TTwaodelte  Wieaenheu  ersetzte  dann  die 
•leiB  Acker  durch  Verkauf  voa  Produkten 
»«tinf^nai  Mineralien.  Solches  traf  aber 
aar     die  kleinere  Zahl  von  Oatem  zu. 

Das  Verdirastj  die  Gefahr  einer  fort- 
vluoteodeo  Terarmung  des  BodeuB  an 
cmeraliBChenPflaazennUtratoffen  zuerst  klar 
^-kaoot  uod  bestimmt  ausgesprochen  zu 
gebohrt  Justus  von  Liebig. 
Vor  ihm  hatte  allerdings  schon  Karl 
Sprengel  im  bewuBten  G^nsatB  zu  den 
.virteo  sdner  FacfagenoBsen  die  positive 
hsluuptuDg  anfgesteilt,  daß  jede  Pflanze 
is  oben  erwähnten  Mineralien  zu  ihrer 
Emähruog  notwendig  bedürfte;  aber  die 
Ttille  Tngveite  dieses  Satzes  f&r  den  land- 
TiTtccfaafUich^  Betrieb  war  ihm  entgangen. 
Liebig  erklSrte  dagegen  in  seinem  1840 
Ii  erster  Auflage  «■schieaenen^  spftter  so 
><;rahmt gewordenen,  Werk  „Die  Chemie 
n  ihrer  Anwendung  auf  Agri- 
l:liar  und  Physiologie**  sehr  kate- 
r'-insch,  da8  die  in  den  EulturlAndern 
>rTMheode  Art  des  landwirtschaftlichen 
>tn>bes  ön  Raubbau  sei  und  dahin 
^üuva  müsse,  daB  der  Boden  immer  mehr 
•^'nrnie  und  die  Fähigkeit  verliere,  den 
iVilärf  der  Bevölkerung  an  Nahrungsmitteln 
II  dem  bisherigeD  Umfange  zu  decken.  Er 
»t-llie  die  Poidening  auf,  datt  die  LAndwirte 
Miotlicbe  dem  Acker  durch  die  Pflanzen- 
iTiltiir  t^lzogenen  Mineralien  diesem  wieder 
riirflckgevährten,  sei  es  durch  Stalldünger, 

CS  in  anderer  Form.  Bezüglich  der 
^'jicreo  wies  er  besonders  auf  die 
Uochen  der  Tiere  und  auf  die 
u^nschlichen  Exkremente  hin,  in 
»•!(.'hen  der  grOßte  Teil  der  dem  Boden 
'i'tiioiumeDen  und  durch  Stalldünger  nicht 
'•'^•tgegebenen  Mineralien  enthalten  sei. 
<'int  hat  ja  Ltebig  seine  Ansicht  etwas 
'ic<Iif)üert,  mdem  er  anerkannte,  daß  eine 
'  tUiiodige  Rückgabe  sbntiicher  Mi- 
u-nl«i')ffe  nidit  gerade  nßtigsei;  das  Hatipt- 
c**irbt  legte  er  in  mter  I^e  auf  Phos- 
T^b&riäare,  in  zweiter  auf  Kali,  in 
Irtter  auf  Kalk.  Dies  ist  auch  noch  der 
V«iti^  Staodpankt  der  WiBseuschaft,  dessen 
^^latigkeit  durch  zahlräche  Er&hniugen 
>»-■  Pwda  beMftiigt  wird.  Auch  die  von 
anfänglich  vortretene  Ansicht,  daß 
'U»>  Zufuhr  tob  StickstoffverbiDdungen 
'Hin  Boden  nicht  nOtig  sei,  hat  er  sjAter 
modifiaert  und  die  Wichtigkeit  der 
^ittnffilQnguaf  anerkannt. 

t  8Utik.  Untar  Statik  des  Landbaues 
'  ttfdit  man  denjenigen  Zweig  der  I^nd- 
■-ttduft^lehre,  der  sich  mit  der  Frage 
icrnerstellung  des  Gleichgewicn- 
■'1  sviscben  ßinnahme  und  Aus- 
'tWaii  pflanzenerzeugen  den  Kr&f- 
4eB  Bodens  beschäftigt.  Schon 
•  xaerimd  idiie  Zeitgenouea,  namentlich 


Joh.  Heinr.  von  Thünen  und  C.  von 
Wulffen,  hatten  die  große  Bedeutung 
der  Statik  erkannt  und  sich  wissen- 
schaftlich eingehend  mit  ihr  beschäftigt; 
Wulffen  hat  auch  die  Bezeichnung  „Statik 
des  lAndbaues"  voi^eschlagen,  die  dann  von 
Thaer  ausdrücklich  adoptiert  wurde.  Aber 
diese  Männer  gin^n,  dem  damaligen  Stand- 
punkte derNaturwiasenschaftra  entsprechend, 
von  der  irrigen  Voraussetzung  aus,  als  ob 
der  Hnmns  die  allein  pflanzenernährende 
Substanz  im  Boden  sei,  und  maßen  daher 
die  Einnahme  und  Ausgabe  an  Bodenkrftften 
nach  dessen  Bereichernng:  mit  Humus,  vor- 
nehmlich mit  Stalldünger,  und  nach  der 
Entnahme  von  Humus  dimik  die  angebauten 
Qewätfhse.  Auf  dieser  Anschauimg  fuBend, 
versuchte  man  dann  später,  in  bestimmten 
Zahlen  festzusetzen,  um  wie  viel  Zentuer 
Stalldünger  jede  Eidturpflanze  auf  einem 
Morgen  Lancf  den  Äcker  beraube  und  wie 
viel  Stalldünger  deshalb  wieder  zugeführt 
werden  müsse,  um  das  statische  Oleich- 
gewicht herzustellen. 

Durch  die  Liebliche  Entdeckung  von 
der  Bedeutung  der  Mineralstoffe  im  Boden 
wurde  diese  Berech nimgs weise  hinfällig. 
Man  erkannte,  daß  es  nötig  sei,  zu  ermitteln, 
in  wie  weit  dem  Boden  die  unorganischen 
Pflanzennäh rstiifTe,  die  ihm  durch  die  Kultur 
forlgenommen  waren,  auch  durch  die  Dün- 
gung wieder  ersetzt  würden.  Man  rechnete 
diesen  si^ter  auch  den  SiickstofT  zu.  Mao 
kam  endlich  zu  dem  wichtigen  SchlnQ.  daft 
wegen  der  nnkontrolb'erbaren  Stickstoff- 
qudlen  und  Stickstoff verluste  statische  Be- 
rechnungen sich  lediglich  auf  diejenigen 
Mineralstoffe  zu  erstrecken  brauchten,  welche 
bei  der  üblichen  Art  der  Bewirtschaftung- 
dem  Boden  in  besonders  großen  Mengen 
entzogen  und  durch  den  Stallmist  nur  in 
unvollkommener  Weise  wiedergegeben  wer< 
den,  und  die  im  Boden  von  Hause  wis  nur 
in  geringer  Menge  vertreten  sind.  TSack 
den  früheren  Darlegungen  ist  dies  in  erster 
Linie  die  PhosphorsSure,  in  zweiter 
das  Kali,  in  dritter  der  Kalk.  Auf  diese 
drei  Pflanzennährstoffe  pflegen  »ch  daher 
jetzt  audi  statische  Berechnungen  zu  be- 
schränken. Dadurch  sind  sie  gegen  früher 
viel  einfacher  geworden :  außeraem  aber  hat 
auch  ihre  Bedeutung  für  die  Oi^nisatioa 
und  die  Handhabung  des  Und  wirtschaft- 
lichen Betriebes  sehr  abgenommen.  Wenn 
unter  früheren  Verhältnissen  die  statisch» 
Rechnung  nachwies,  daß  der  produzierte- 
Stalldünger  nicht  ausreichte,  um  die  dem 
Buden  entzogenen  Nährstoffe  zu  ersetzen, 
so  mußte  die  Wirtschaftsorganisation  ge- 
ändert werden ;  man  mußte  den  Anbau  der 
zum  Verkauf  bestimmten  Gewächse  und 
damit  den  DOngerbedarf  einschränken,  da- 
für aber  den  Futterbau  und  damit  die- 
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Dflngerproduktion  auadehnen.  Dies  ist  heat- 
zutage  nicht  mehr  Dfitig.  Wenn  es  an  Phos- 
phorsäure,  Kali  oder  Kalk  fehlt,  braucht  man 
nur  die  erforderliche  Menge  eines  den  be- 
treffenden NahrslofF  enthaltenden  Dung- 
mittels  anzukaufen.  Solche  Duugmittel 
stehen  jetzt  in  großer  Anzahl  zur  Ver- 
fügung: Knocheomebl,  Superphosphat,  Tho- 
masschlacke  uaw.  für  Phosphorsäure,  die 
EaliBalze  fflr  Eali,  gebrannter  Kalk  für  Kalk. 

Gegenwärtig  fragen  auch  rationell  wirt- 
schaftende, mit  dem  Dfitigeo  Betriebskapital 
ausgestattete  Landwirte  nicht  vorzugsweise 
danach,  welche  und  wie  viel  Düngemittel 
sie  anwenden  müssen,  um  dem  Boden 
Ei-satz  für  die  durch  die  vorangegangenen 
Ernten  entzogenen  Nährstoffe  zu  gewähren ; 
sie  fragen  vielmehr,  welche  und  wie  viel 
Düngemittel  sie  noch  dem  Boden  mit  dem 
Erfolg  zuführen  können  oder  dürfen, 
dafi  eine  die  Kosten  der  Düngung  übei^ 
treffende  Steigerung  der  Ertrage  oewirkt 
wird.  Man  hat  also  mit  Recht  bei  der 
Düngung  nicht  das  Ziel  im  Auge .  den 
Oleichgwiehtszustand  des  Bodens  an  nlanzen- 
nährstoffen  zu  erhalten,  sondern  ihn  an 
letzteren  immer  reicher  zu  machen.  Damit 
«rwächst  auch  der  Statik  eine  ganz  neue 
und  andersartige  Auf^be,  deren  LOsuog 
allerdings  sehr  schwieng,  zu  deren  LOeung 
bis  jetzt  auch  noch  wenig  geschehen  ist 
Denn  je  nach  der  Beschaffenheit  und  je 
nach  der  BearbeituDjp  und  Benutzung  des 
Bodens  werden  sich  in  den  einzelnen  FftUen 
^ie  dem  Acker  mit  Erfolg  noch  einzuvei^ 
leibenden  Düngemittel  nac^  Art  und  Menge 
«ehr  verschieden  gestalten  müssen. 

XJteratnrMIb.  Thaer,  GruncUäixederrationeUm 
Landwiruehaft,  Bd.  I,  4f  tS0—t66.  —  C  v. 
Wutffen,  Sendtekreiben  an  den  Herrn  Saatärat 
Thaer,  m  MSglim  AwnaUn  der  LemdwirUehaJl, 

Bd.  II,  t.  Stade,  8.  ssa—ges  (ms).  —  Joh. 

HHnr.  v.  Thünen,  Der  itolierte  ütaat,  Bd.  I, 
8.  71—78.  —  C.  V.  Wulffen,  FoMcAuto  der 
Statik  de»  Landbauet,  Berlin  1830.  —  Karl 
Sprengel,  Die  Bodenkunde  oder  die  Lehre  vom 
Boden,  Leipzig  1837.  —  Dereelbe,  Die  Lehre 
vom  Dünger,  Leipxig  1839.  —  Hlubeckf  Die 
Ernährung  der  Pfianzen  und  die  Statik  det 
Lan^uet,  Brag  I84I.  —  Justus  v.  lAebtg, 
Die  Cheni»  in  ihrer  Anwendung  aufAgrikuUvr 
vnd  Phyioiogi»,  1.  Avß.,  I840.  —  C.  v.  Wulffen, 
Entwurf  einer  Kritik  rat-  ^ervcAmtn^  der  FOd- 
eytteme,  Berlin  1847.  —  Drechsler,  Die  l^ii 
den  Landbauea,  Getehiehte,  Kritik,  Reform  der 
Lehre  von  der  Henteüung  de»  Gleichgewicht» 
tttitchen  Ersehöpjung  und  Eraate,  Güttingen  1869. 
—  E.  Heiden,  Lehrbuch  der  Düngelehre,  Bd.  III: 
Die  Statik  de»  Landbaue»,  Hannover  187t.  — 
Joh.  Conrad,  Agrantati»ti»che  Untereuehungen, 
Jena  1872.  fVÄr.  von  der  OolU, 

durehgetehen  von  C.  V.  SeelhoraL 


Ranrnnieter  s.  Forsten  eub  B.  2,  a 
Bd.  I  S.  865: 


BealfUMlade. 

R.  ist  deijentge  engere  Kiets  inuerliilb  i 
^oHtätcben"  Oemein<»,  —  wo  ein  toUk 
Unterschied  fiberhanpt  bestefat,  —  welcher  ti 
den  an  der  „Allmende"  berechtigten  Gemciul 
mitgliedem  gebildet  wird.  (TgL  den  An  .,<ü 
mende"  oben  Bd.  I  S.  78fg.)  AirkA  > 


Realgewerberechl«. 

1.  Geichichte,  Begriff,  Arten.  2.  GAtoM 

Becht  ] 

1.  OescUehte,  Begriff,  Arten.  Aehiilicl| 
wie  noch  in  nnwrem  Jabrbnndert  die  Schnu-I 
Zollpolitik  und  -gesetcgebnug  dacn  dienn 
der  Khwachen  nnd  noch  nicht  recht  leWutH 
fähigen  Indnutrie  eines  Landes  aafoahdfea  nil^ 
sie  zu  einer  kräftigen  BlQte  in  entf&lttfo.  ab- 
lieb  suchte  die  Oewerbepolitik  des  HititJilim 
dnrcfa  Verleihung  von  Gewerbeprinletneu  'I« 
Entwickelong  des  Handwerks  Vonchnb  n 
leisten.  In  der  Regel  knüpfte  eine  denrro:« 
FriTUe^enverleihang  an  eine  bestimuit^  ^ 
werbliche  Anlage  an,  und  zwar  so,  d&H  i*a 
Errichter  der  Anlage  ein  Tererbliohes  iu<)  th- 
änOerlicbes  Gewerbeprivileginm  verlieheD  wvia. 
Hit  dieser  Verletfanug  war  dann,  iud  di«; 
wirtachaftliche  Existenxflbigkeit  dei  Geitfrbt- 
treibenden  ta  sichern,  nicht  selten  eine  an« 
schließliche  Oewerbeberechtignng  cder  t'i' 
«in  „Zwangs-  und  Bannrecht"  verbaoilui. 
erstere  besund  darin,  da£  innerhiilb  einet  sv- 
wissen  Bezirks  der  mit  dem  Gewerbeprinlefioa 
Versehene  ansseblieOlich  znm  Betriebe  d«  i<- 
treffeiideo  Gewerbes  befugt  war.  Und  rennögt 
des  Zwangs-  nnd  Bannrechtes  —  N&hoeidsnitMr 
siehe  in  dem  Art  „Zwangs-  und  Btuuechu 
—  war  nicht  aar  Jede  andere  Person  von  des 
Betriebe  des  der  Zwang»-  nnd  Bannbereditijr>u 
unterliegenden  GewerMS  aasgrachloaseD,  maint 
ee  waren  überdies  die  in  dem  Bsanbezirk  «<.^i- 
haften  Personen  anch  verpflichtet,  ihrfD  Bedtri 
in  dem  betreffenden  gewerblichen  Gmogni^ 
aasscblieOlich  ans  der  Betriebntitte  des  mit 
dem  Zwangs-  and  Bannrecht  priril^ierttn  Ge- 
werbetreibenden zn  entnehmen.  . 

Alle  diese  Privilegien  eriangten.  wie  di» 
ttberbanpt  der  Recbteonschanaae  des  Mittel- 
alten gelftoflg  ist,  gar  bald  den  Chutkur 
von  Tererblicben  nnd  vertnOertidieB  Prirat- 
rechtea.  Ja  salbst  die  Befugnis,  denrtiff 
GewerbeprivÜ^en  an  Terieibcn,  wurde  luiiii 
selten  veriiehen  und  einem  Priratrtchi  «nt 
sprechend  behandelt  (Daneben  findet  »ch  diBD 
anch  die  Befugnis,  för  den  Betrieb  gt»«« 
Gewerbe  bestimmte  Abgaben  zn  erheben,  nua 
Art  eines  Privatrechts  ausgestaltet) 

Wenn  anch  in  der  Begel  dersrtige 
leiboDgen  an  eine  bestimmte  Betriebtititle. 
also  an  ein  OmodstDck  oder  Bani  Ii:'  ^" 
„Apotheken"  oben  Bd.  X  S.  lUfgJ  aobupf«^ 
so  war  dies  doeh  keineswegs  fminer  4ir  mü 
Es  kam  aneh  vor,  daß  it*^^  Oteat*- 
berechtigangeB  einer  bectiaataa  Perfdn>>< 
ein  vererbUeliei  und  vertoflalkto  B^kt  w- 
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iirertai,  etibe  dnß  die  Verleibnog  ÜTirvit 

Anlop:*?  befliug-t  w«r,    Ontanf  beruht 
■KrwhfidiinK  Ewi^tclien  rA<iizi*'neTi,  J.  b. 
Beeile  eiiiw  timTulstückB  yerknfipfjeiii 
btndiuenen ,   ioü  dem   Besitz  eine« 
..Id»  aicbt  abbkDgigeit,  eondem  in  der 
tt       Beliebenen  vfirertiliclieTi  und  ver- 
_li*D  ReaJg^-wtTbebprtcliliifnDgeT!,  die  m- 
'■twcbliriiliclter  wie  uirlitaiiisactiließtjcher 
niid  nberdir»   lUiOi   mit-  Zwiinifs-  und 
ritt  vtrseheii  fiPin  kCnncu,  tJcrartige 
lr  i,...l..T,  .i,  h  iü.ibeAondcr«  in  Deniscliluad 
.icuariißsten  Äiisgtsialtnugen 
I  itiuigfueiiiteiJ  Oebieleii  des  ^e- 

 UUenß.   Abgesehen  von  den  zaiil- 

iZwmg«-  nnd  BumirechteU  (woTllber  der 
Ewup-  nnd  Bwturechie"'  j.n  vergliiicheii 

 re  die  Berechtig] it;^  zum  Berriebe 

>|xitlicl[f,  ScbH.Dk-  und  GaMwiftsr-liaflSi- 
Hrmner«-  und  Mühlm^ewerhe- 
lic  Rpdignis  ätnr  ÄHaiibini^  des 
M.it  dem  Sv^telu  der 
^'tbcio'ü'lt.'rp  ilip  iMisschließ- 
:i:ungKii  unvereinbar,  wcs- 
■  iivu  ^iHaten,  die  dieses 
.  i;öbiing  adoptierten,  stton 
litijtii  die  Mitte  dieees  .Tahr- 
>rcQ  jitisÄ'.rliliemii'beni  Gewerbe- 
iitwKlf'r   mit.  eiunm  S<:\i\i^e^ 
,r  Rblüsbar  erklftrt  ^  atith  die 
-  ,■  ■  _     l'-i  reclitig^tingennuitfr- 
liliflllidn-u  iiewerbe- 

I.  «irimdsatze  der  üe- 

kt  iin  WeK«;  iiir»^  KTtlstea* 
/'■ir'  ii  dif  uentigen  Rechts- 
■  '.\'-<:U  ziiwtderlüuft.  die 
.  ..  ■     .■  nD^iiiri  Äiim  Betriebe  eiii^&s 
irin  muetii  Hincelnen  zuetthetides 
fc*trecbt  za  kt'iiaÜUiiertu.    Die  niodenien 
iBtflUyii    wiifiju'ii  di«  Au.4llbiing  von  ße- 
diii  kfafi  fiffenilicbeu  Rtichtft 
__.8lB*n  iiiPlebeu.  tiifbt  Gegtsnataiid 
ktkr  ßerr c h  t  ig  u  u  K  KUßunaT™  Eidk einer 
iprivilt-e"  "''i*^  kRiin,'  aiiid  denn  aUL:li 
rimufn  Itmt'siühlninl  u^-Iieudeo  EGew.-O. 
I.  IHBB'  lum  Siewc  yelaiigl- 

(^fltcode»*  Keeli«.  Die  HOew.-O.  hat 
5u  von  lion  Zwargs-  und  Bauu- 
irndlWr  d^r  l)elf.  Art.  zu  ver- 
inil  dem  I  L  1873  alle  a\iB- 
Oowr-rliehtipechtig^img^n,  ä.  h. 
Bot  li*!WeI■lK'^•'^^^io^>c>  Terlnindenen 

im  allgetnieiiiea  «ier  hinBichllivli 
latxiii^  eince   gcwifisen  BetriebB- 
I  m  ootCTHagtn  ndfr  sie  darin  ku 
ikm,  ■ulgfhnltefL  Ob  nnd  inwieweit 
itigten  fQr         Aufhebung  äioe 


Entschädigung  zu  leiateD  iet^  das  hftt  die 
Gew.-O,  der  Bestimuming^  der  Landesgesetze 
(iberJassen.  Für  cUe  Ziikimft  hat  die  Oew.-O. 
den  Erwerb  ausschließlicher  Qeweriieberech- 
tigriingen  verboten  und  auch  die  Neube- 
gründung  mthtausschließlk-her  Gc-werbe- 
lierechtiginigen  uuters^igt.')  Dagegen  be- 
stehen di«  zur  Zeit  des  Erlasses  der  fjew,-0. 
noch  vtirh anderen  niohtAusscldielihchen  Real- 
gewerbeherechligun^n  unvcrflndert  fori,  täer- 
geatalt,  daß  auch  deren  Vererbung  und  Ver- 
äußerung' Eidässig  ist 

Soweit  die  Vuiachriften  ill«r  die  Realge- 
w  erhebe  recht  ig-ungen  privat  rechiliclier  Natur 
äiii'l.  werden  sie  auch  in  Zukunft  durch  das 
BGR  nicht  l^jtroHen;  vielmehr  bleiben  in- 
soweit gemäß  Äi-t.  74  des  Einf,-G,  die  iandes- 
gesetze  in  Kraft.  Nach  Art.  40  des  Ff. 
äBüB.  gellen  für  die  selbständigen  Ge- 
rechtigkeiten die  Vor&chriiten  des  BGB. 
üljor  GriJiidatncko,  &ofern  jene  Gerechtig- 
keiten ein  GrundliuLhblatt  erhalten  hatteo. 
Zu  J»eachteii  ist  hierbei  aber,  daß  die  Gew.-O, 
ausdiilekJich  angeordnet  hat,  daß  Streitig- 
keiten darüt>(?r,  ob  eine  iiussehließliche  Gc- 
werlietfereehligung-  oder  ein  Zwangs-  iiud 
Bannrecht  z\i  den  durch  die  Gew.-O.  aiif- 
geliobeneu  mler  für  abir»iil>ar  erklärten  ge- 
bort, durch  die  onlent liehe«  Gerichte  m 
entaeäieideu  siod,  wodureh  etwaige  cregeu- 
leiiigo  Vorschriften  de&  Ijandesi-ecbts  be- 
seitigt werden. 

Gegc-nwfljtig  kommt  den  Realgewerbe- 
borechligiingeiä  nur  uctch  eine  verhÄllnis- 
mailig  unlergeoi-dnete  BetieutUQg  zu^  da  die 
'  n.iissch]ie0!u^lienOewerbelierechtigungeu voll- 
ständig, die  Zwangs-  und  Bannreehte  bis  auf 
gtirliigfilgige  Ueberreste  beseitigt  eiud  und 
autili  die  Zaiil  dt:r  noch  existierenden  nicht 
aussf-hließlichen  Realgewerbeberechrigungeu 
infolge  des  Verbols  ihrer  Neubegrrindiuig 
keine  allzu  große  mehr  ist.  Nur  auf  dem 
Gebiete  des  Apothekenweacns  (vgl.  Art. 
„Apotheken''  oben  Bd.  I  S.  Hl  fg.)  epiplen 
diese  RcAlbcrecIdigningen  noch  eine  verhält- 
nismäßig liedewtende  Rolle.  Im  übrigen  finden 
Bie  sich  haiiplsHc-hlich  nur  noch  als  Schank- 
gewerbelierechtigungcii,  znmpi  in  Sdddeiitscli- 
laod,  vor  allem  in  Bayern,  (Vgl.  hierzu  den 
Art.  „Sehankgewerbe''.)  —  Die  ijraklii^uhc 
Horleutuiig eines  de]-ajljgen  R.  besteht  haiipt- 
sik  hlich  darin,  daß  gemäü  g  4Ö  der  Gew.-O. 
auf  jede  üum  Betriebe  dea  Gewerbes  be- 
fähigte  l*e]-son   übertragen    werden  kann. 


Tel  fVkt  Prvtiß^n :  Kdikt  über  die  noll«;i- 
VMtalnitw»  dtr  (;*wi>rb<!  v.  7  /l\.  18H 
^ItSBBi;  K»b-0   v   7/11.  18:^;  4, 
4«  Üew  -0.  V.  I7,fl  IWi»  <ÜS,  S.  41); 
•  ■'    isW  (OS.  S   UWii  dir  Bayern: 
IHSb  nnd  V.  mXjI  ISü«  das  Gc- 
r.  (OBl.  S.  aWj;  tür  Wllrttcin- 
•  L  im. 

\^itu:i  d«r  T»lluwinH^h*a   ri.  Aofl.  Bd.  H 


')  Blreitig  Ut,  ob  die  Uebertrn^mg  eines 
sog.  „radieiert*n"  Gewerbere4rbt8  auf  ein  «ndleres 
G  rund  Stück  aU  eine  Neu  bcgriluilung 
eines  und  deshalb  gtimfili  10  Gew  -O.  als 
Hnzulaifiig  afiznsehen  ist  Dab  ilie  lieber triigxing 
einer  atilcTien  GcwerbcberecKtiguug  ftuE  ein  aa- 
dere^  ümndatllck  nn^^tattbaft  ist,  wird  Ton  Aeva 
Pr.  OVG  in  den  E,  V  ii.,U.  m\  (Bd.  7  S.  301) 
iinagehpnKliAn. 
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Darum  darf  z.  B.  die  Äasflbung  einer  mit 
dem  Besitze  eiaes  Grundstücks  verliuDdenen 
Schankgerechtigkeit  weder  von  der  Lage 
des  Lokals  noch  von  dem  Vorhandensein 
eines  Bedürfnisses  (§  33  der  Qew.-0.)  ab- 
hftngig  gemacht  weisen.  Im  flbrigen  aber 
ist  der  Berechtigte  allen  Vorschriften  der 
(7ew.-0.  (z.  B.  der  Anzeigepfiicht  des  §  14) 
imterworteu;  insbesondere  kann  ihm  anch 
die  AusObiiug  des  Schankgewerbes  wegen 
man^lhafter Beschaffenneit  des  Lokals 
untd^Bagt  werden. 

Audi  ist  es  zulässige  den  Bealgewerbe- 
berechtigten  die  Konzesdon  ziir  Ausflbtmg 
des  Gewerbes  wegen  mangelnder  persön- 
licher Eigensdiuten  zu  versagen  oder  zu 
entziehen ;  dadurch  erlischt  aber  das  B.  als 
solches  nicht 

Fitr  Oesterreich  sind  nach  Nr.  VI  and 
Vn  des  k.  Fatests  t.  20./XII.  1&&9  (RGBl. 
Nr.  221)  zwar  die  zur  Zeit  dea  Inkrafttretens 
der  Gew.-O.  (1./V.  IHfiO)  bereits  vorhandenen 
Bealgewerbeberechtignogen  aufrecht  erhalten; 
doch  ist  die  NengrdudaQg  soldier  Gewerbe- 
berechtigungen nntersagt. 

Vgl.  die  Ärtt  „Abdeckerei"  (oben  Bd.  I 
S.  1),  „Apotheken"  (oben  Bd.  I S.  lllfg.),„Ge- 
werbegesetzgebuog"  (oben  Bd.  I  S.  l025fg.X 
„Mahlenrecht"  (oben  S.  517 fg.),  j^Zwaogs- 
und  Bannrechte^. 

Literatur  tB.  Schmidt,  U^bw  dingliche  Qewerhe- 
rtchte,  Areh.  f.  nvilisliicke  Praxis,  Bd.  XLIV, 
Ä'.  Ifg.,  1 74 fy'  —  A  nschütx ,  Beiträgt  zum 
deuUeken  Privatrecht,  daselbst  Bd.  LIV,  Ü.  407 fg. 

—  Stobbe,  Handbuch  de*  deutschen  Pnvatreeht», 
Bd.  I,  §  65.  —  Roth,  Bayerisches  Zivilrecht, 
Bd.  III.  t4l,  S94.  —  Vnger,  System  des 
ötterr.  PnvatrechU,  Bd.  I,  ^  64.  —  Seydet, 
Das  Geverbepotizeirechl  nach  der  RGew.'O., 
Births  Annalm,  ISSi,  8.  e99/g.,  intbes.  S.  »88. 

—  DenHbe,  Bayerisches  Staatsrecht,  Bd.  V, 
8.  66i/g.  —  B.  JLoetUng,  Art.  „Reatgewerbe- 
rechte",  H.  d.  St.,  l.  Aufi.,  Bd.  VI,  S.  3 14 fg.  — 
Land.mainn-'Rohmer ,  Kommentar  zur  Ge- 
werbe-Ordnung ,  5.  Avfi.,  München  1906.  — 
Nelken,  Das  Gewerberecht  in  Preußen,  Bd.  I, 
S.  M4fg.      SS),  Berlin  1906.  JITeuJtomv. 


Reallasten. 

B.  sind  diejenigen  bäuerlichen  Lasten  der 
mittelalterlichen  gebnndenen  Agrar Verfassung 
—  Ahgaben  in  Geld  oder  Naturalien  oder  Dienste 
an  den  Gmud-,  Gerichts-  oder  Gatsberm  — , 
welche  nicht  aaf  der  Person  des  Bauern, 
flondem  anf  dem  Banemgnt  rahtea^  also  aaf 
dem  jeweiligen  Besitztir.  Sie  sind  die  Begleit- 
erscbtrinongea  der  sog.  „besseren"  bänerhchen 
Be!<iizreclite,  also  der  dinglichen  Besitzrecbte 
vom  Heierrecht  aufwärts,  während  sie  bei  den 
„schlechteren",  nicht  einmal  dinglichen,  dem 
iassitiscben  Besitzrecht  und  der  bäuenichen 
Zeitpacht,  nicht  vorkommen  (vgl.  Art  ,rBaner" 
oben  Bd.  1  S.  324 fg.);  und  zwar  nicht  infolge 
des  remchiedeoen  Besitzrechtes  selbst,  sondern 
der  damit  Hand  in  Haud  gehenden  Verschieden- 
heit der  persönlichen  Rechtsverhältnisse. 


Ifit  dem  schlechteren  Besitzrecbt  ist  die 
neuere  persönliche  Unfreiheit,  die  ^rbonier- 
tänigkeit"  verbanden,  die  jede  Person  inua^ 
halb  der  Gutsberrschaft  xu  allen  für  den  Gats- 
berm notwendigen  Leistungen  verpflichtet;  mit 
dem  besseren  diaig:lielifin  Besitzrecht  dagegen 
entweder  nur  dinglicbe  Untertänigkeit  (,,Baoeri- 
pflicht"),  wie  znm  Teil  im  Nordosten,  oder  vcdl* 
ständige  persönliche  Freiheit^  wie  im  wichtigsten 
Teil  des  Nordwestens,  in  Niedersachsen,  oder 
endlich,  im  Gebiet  der  „sfidweatdentschea  Agrar- 
verfassnng",  die  ans  dem  Mittelalter  stammende 
ältere  Unfreiheit,  die  „Leibeigenschaft",  im  18. 
Jabrh.  nur  noch  eine  Quelle  von  persönlichen 
Abgaben,  prinzipiell  ohue  Zasammenfaang  mit 
Grand-  oder  Gerichtsberrachaft  nnd  den  ans 
diesen  flieUenden,  ihren  Hanptinhsdt  btldendcB 
dinglichen  bäuerlichen  Leistungen ,  den  B. 
(V^.  Art.  {.Baner"  oben  Bd.  I  a.  a.  0.) 

Daher  sind  die  B.  vor  allem  im  Nofdwestea 
nnd  Süden  Deutschlands  von  gröUter  Bedenioag, 
treten  dagegen  im  Nordosten  an  zweite  Steife, 
und  ihre  Beseitigang,  die  „Ablesung  der 
B.",  bildet  dort  den  Hauptinhalt  der  ,,Mnera- 
befreiong",  während  sie  hier  hinter  der  „Be- 
guliernng"  der  gutsherrliub-bäuerlicben  Ver- 
h&ltnisKe"  curUcktritt.  (Vgl.  Artt  „AblOsong" 
und  „Baaerabefreinng"  oben  Bd.  I  S.  3  «. 
S.  344  fg.)  FuehM. 


Realsteneni  s.  Ertragssteuern 
oben  Bd.  I,  S.  787fg.,  vgl.  auch  Steuer. 


RechnangskontroUe,  RedutnngihoL 

1.  Wesen,  Aufgaben  und  Formen  der  R.k«B- 
troHe.  2.  Die  Staatsrechnung.  3.  Der  Reefa» 
nungsabschlufi.  4.  Der  Rhot  b.  Die  Koap- 
tabilitätsgesetze. 

1.  Wesen,  Aufgaben  nnd  Formen  der 
R,kontroUe.  ÖnterRkootrolleimallgemanea 
versteht  man  die  Ueberwachiiog  der  Fioaoa- 
verwaltiiug  durch  eine  besondere  Behörden- 
Organisation.  Die  DurchfOhruag  des  Wirt- 
schaf tspluies  einer  jeden  Verwaltung  auf  frem- 
de EtecQoung  bedarf  einer  geeigneten  und 
zuverlässigen  Rechuungsl^ngf  die  von  be> 
stimmten  KontroUomnen  auf  ihre  Slohttg>- 
keit  und  Vollstaodi^eit  zu  prfifen  ist  Wann 
eine  solche  Nachweisnng  schon  bei  einselDen 
Vermögensverwaltungen  tud  deren  Wiit^ 
schaftäfQhruDg  notwendig  ist,  so  ist  «e 
vuUeods  da  unentbehrlich,  wo  wir  es  mit 
einer  Einzelwirtschaft  zu  tun  haben,  die 
alle,  selbst  die  grOliten  Wirtschaftsbemebe 
an  Ausdehnung  und  Umfang  der  Ckono- 
mischen  Mittel  bei  wdtem  fiberragt,  näm- 
lich bei  der  Wirtsdiaft  des  Staates  oder 
Finanzwirtsdiaft  Und  in  der  Tat  ist  keine 
solche  denkbar  ohne  ein  bis  ins  etuelne 
geordnetes,  wirksames  KontroUweseo. 

Das  Eontrollwesen  hat  eine  iwdbohe 
Aufgabe.  Es  hat  einmal  dafür  zu  $or^, 
daß  alle  Operationen  der  Finanzverwallung 
nach  dem  Finanzgeeetze  nnd  den  bestehen- 
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V  ■  .  t  u  ..-  M  ■  rf'  tiTPii.    Sodann  aber 

i..r  ü;  tattiächlicli  den 

iigkeitentgprei'hen 
tij  ,.-  n  jniii^ijen  diivüti  wiik- 
t  '  Hfliaderi  winl.  Zm-lJtmng 

>-?lrn  hrJorJyrniese  eines  gesnuiien 
UieöcQrt  hut>t!u  die  mel&leu  muclerm^a 
<la^   Kontrollwosen    vierfach  ge- 

)i&Kft9fiebre%*isioti  oder  Kas  sen  - 
tDWe.  Düivh  sie  wenJtii  di<»  Ka&ecn- 
aJs  SHik'he  von  der  vnrgoseUten 
mßsf'tf'lle  koniroliiprt.  Es  aoU  dabei 
iBi^keil    der   OjieFatioDcii  mit 
rloistel  werden, 
RkoDirolle,  Kontrolle  im 
•n  Sinne,    Sie  trifft  die  Kussen- 
aJjt  Orgam?  df^r  Verrechuiing 
(tii-tit  iVv  Richtig-iteit  der  Kecli- 
itr  itiwiimtinuig  mit  den 

Hol  '  I  mut  Anw(?iä(ingoii,  die 

VcrreclllmI^gs^^.'^nl    iitid  Verrech- 

yvy  ad m i n  iHtraf  i vn  oder  Ver- 
Ingikoalrolle.   Diese  ist  gerifhlot 
itfie  auw'Pisendt'n  Hi;>hörü'eD  und 
itl  inücriialb  des  VtTW,-;liiin5;8nrganja- 
äv;  tTt'ültcn  AtiwoiBTiii^oii  deu  ge- 
uod    r»irordinii)gsrnaiiigen  fle- 
5<tD  jn  der  vorget-etzleo  Behörde 
bea  halNpti,  sie  prnft.  ob  die  Aus- 
dee  ßnaDxieiltiti  A  n  weiiaungartichtB 
lUüf  nnd  xwcckmllliip  war. 
l)x  Sfaaift'  oder  Verlassiings- 
follf.    Sio  rifhtet  eich  f^egfln  den 
attürter  und  erstreckt  sich  auf  die 
iuiig,  ol  dJf  BestimfiiiiJiigien  dee 
Bt»s  nnd  ereot.   auch  aorlerer 
'näfi  bei  der  Durchfübrciog 
Haft  angewendet  worden 
^i.v...u  iiie  aiidcroin  Minister  mit  ver- 
llich  fiind,  trifft  sie  aut-h  diese.  Ira 
1'   tfXfhx  die  fiolitisiche  Kon- 
.iMih^-rlutipt  und  der  Volks- 
bUiiU'jiv.-rireliJug   xii,   IQ  absoluten 
ii'iT  dpm  Träger  der  Krone.  Ma^ 
da!j>.*i  vor  allein  darauf  an, 
iaiugtilianki)^  daraufhin  /.ii 
1,'D,  06  das  (inanzipllo  Anweisung«- 
gnetxlii-licii  Vni-wliriftcn,  apexieü 
oder  h'ismay.^neU  gem&Q  hmh- 

(nj|lw»"Sfi)ri  liofft  roßdntHöi^ 
tiiaiid  der  oli>?riMi  >'it:ai>%behijrde(i  äin 
odtjr  KiiratfrUii-hfirdcn,  die  teÜH 
haiBupikAmnierti  von  den  aUgcnioinen 
lUDjDbnhOi^en   losgflnat ,   tei  I  s  mit 
Wäni(;t  sind.    Die  Verw.altnn^- 
i«t  mAA  Sacht'  eUier  btfsontieren 
'Jb-i-TBlcn  ll,hr»feti  r>der  diirOIwr- 
igHkanimrr ,  die  cuiu  dem  Fiuauz- 


ministerium  mehr  oder  weniger  kuordinierte^ 
nur  dein  Slaatsoborhauple  subordinierte  Be- 
hörde ist.  Die  Staats k'JQtiiille  endlich  wird 
von  Iwsonderen,  im  koristitutionellpn  Staate 
von  jiarlametitari&ijhen  KomitiisBiouea  aus- 
ffefilit  und  (iiidet  ihrpn  adä-piaten  Ausdruck 
in  der  IncteinuitSt,  der  Deu^targe  "der  dem 
Absoäutoriura,  das  deru  Kinanaminister  von 
der  Volksvertretiui.c^  mteüt  wird, 

S.  Die  StAalsreelinuDg.  Heben  wir 
von  der  Kassf  nreviaumi  uiid  der  H.kodtroIEe 
ab,  die  das  KontrolJwesen  dezent raliatiseh 
und  getrennt  nacii  Verwaltungsstellen  zum. 
Ausdruck  bringen,  so  bilden  den  Kern  des  gan- 
zen Systems  die  Staat&i'eehnuDg  sowie  die  sie 
ergfinxeiulen  und  erklärpudeii  Belege.  Sie 
wiril  uacli  l>estitnmt'5n  Grundsätaen  aufge- 
stellt, die  man  als  „Kuinptabilitä.t"'  zti  be- 
zeirhneü  jitlegt.  Diese  Aufgabe  ist  re^el- 
mäJiig  vou  der  allgemeiuen  DienEtaiifFiühl 
getrt;nnt  gehalten,  teilweise  besonderen  Be- 
liürdeu  ilberiragen.  Das  Ret^hniingswesen, 
das  diireh  das  finanzielle  Anweistingsrecht 
entzieht,  ist  von  der  Kasaenwerwaitnng,  die 
nur  die  Vereinnahmung,  Verwahrimg  nnd 
Aiiszjihhuiy  Von  Slaalßgeldern  zu  besorgen 
hat,  streng  zu  HcheiiJen.  Die  Pflicht  zur 
Reehnunt^saUeguQg  liegt  at/er  nicht  mir  den 
Xentralstelltn  dei  Kuiauzverwaltiing  ob, 
»andern  allen  Behörden,  welche  es  mit 
•Slaatsgeldern  zu  tun  hat>ou.  Die  detjüllierlen 
BeL-hnungsnaeh Weisungen  dieser  lefzteren 
gebeci  datin  die  einzelnen  Dausteino  ab,  &Mn 
welchen  die  Zentralstellen  das  Gebjlitde  der 
Staatarechnung  erriehteü. 

Daa  We&en  der  Slaatsrechnung  verhält 
sich  zum  Budget-  itad  Finanz-  :Eiats-)OeBet;i 
wie  ilie  Wirkung  zur  Ursache.  Diese  sind 
die  SchätzuDgeu  der  in  eiuer  bevorstehenden 
FinanÄperiode  erforderlichen  Ausgaben  und 
der  xur  Deckung  dieser  zu  erwartenden 
Einnahmen  der  Wiri^ehaft  eines  ötTentiiehen 
Ki^rpers  (vgl.  Art.  „Budget  und  Budget- 
recht",  oben  üd,  I,  S,  rwS4fg,),  Jene  dagegen 
ist  die  zifferniätiig  genaue  Darstellung  der 
üetaruiig  einer  KluanÄperiodo  nac^h  den 
tatsäLihlic-hen  ErgpbniBsen  der  Finanzwirt- 
sehaft  in  Ausgatiea  und  Einnahmen  anf 
tirimd  des  Finanzgeßetzea.  Sie  soll  klar- 
le^jen,  ob  ilberliau[it  nnii  inwieweit  es  der 
FinanzvtTwaliLiiig  gelungen  ist,  die  Vor- 
schriften des  Budgets  zu  erfUilen.  Elats- 
geaelz  und  Staalsreclnuingeii  (nfls&en  sich 
liuilichst  nahe  kammea.  In  jo  hrdierom 
MitUn  dies  dt^r  Fall  ist^  ein  äeata  günstigeres 
Zeugnis  ist  damit  dem  Fiaanzmiriiater  nud 
SL'ineu  Organen  ausgestellt.  Daß  sie  sich 
aber  nie  vnll^iiiiniJig-  dot-keri  können,  ist  eine 
leicht  vpi-sIiLudlii'ho  Erfahrung;  denn  sowohl 
auf  der  Ausgabe-  wie  der  Einnahmesette 
dos  budgetüren  Voranschlags  werden  sich 
gegr-nOher  der  fakiisehen  Finanzget^iarung 
dundi  UDvorgeftehene  Mehr-  (odor  Mlader-) 
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Ansgabea  und  EiDnahmeaii^ifllllB  tjder  Ilelier- 
sdiflaBe  Differenzea  ertj'ebeD,  die  selbst  tler 
gewiBsetihafteste.  um&icEitig^lG  und  g^scliäfla- 
gcwandJeste  l'uiao:i;mi[uster  eininaJ  picht  ver^ 
meiden  kann. 

Die  wichtigsten  GnmdsSti'e  für  die  Anf- 
btelhiT)^  der  Staatsrethminje^  siüd  im  alJge- 
mMnoti  töl^nde.  Sämtliche  Kiuaazrpch- 
DUnRtJD  tniipsen  reg^ltnftüig  auf  das  Biid|^t 
der  Finanzperiode  gc&lützl  und  in  ttech- 
rmngsechcjneD  Kcbracht  werden ,  die  dem 
^ue  des  HaiishaJtung&vDrBchlags  nachge- 
bildet sind.  Bei  der  aügenieinea  Vorherr- 
schaft der  Hnitlobudgeta  ist  ee  erförtlerlich, 
daß  die  Betrieba-  und  VerwiLStiingskosten 
vom  eigentlichen  Staarsaikf  wunde  ausge- 
schieden und  gesondert  vorgetra^^ea  werdeo 
(Kinanzverwaltriogs- ,  Slaat8ai]8|?al«:-nnvli- 
mmg).  Die  Rechnungen  sitid  teils  NHtural-, 
teils  Gcldrechnunffen.  Zum  N&^hwcis  der 
sachlichen  Richtigkeit  der  RechniinK  hat 
der  Ablegriufgspthchlige  die  Keciifiiitigsbe- 
le^  beizufügen.  Diese  eiiiielDen  StQcke 
werdeil  in  eine  GeneralnacbM-eiäun^  üu- 
aanimoiigefoßt.  Schließt  eine  Eiozelredinung 
mit  einem  ÄktiTresie  ab,  eo  ist  dieser  an 
die  unmiitelbar  vni  geeelzte  Kasse  fibzuliefern, 
worüber  die  Rechniing  hdzulefe'cu  ist.  Ans 
diesen  verschiedenen  Rccliniirigen  hftt  dann 
der  Ober-sle  R.hof  die  lUupitinanxrcchniing 
»jder  die  Staatereclktiutig  zu  fertigen.  Diese 
bildet  mit  ihren  vorschiedencß  Hele^ii  die 
Grundlage  fOr  die  Verfaseuugs-  od«-  Staats- 
koDtmlle,  Die  konstruktiven  Eteniente  der 
Hanplrechnung  irnaseti  aber  ziienst  in  irgend 
einer  Form  vom  Obersten  Rhofe  nacbf.'ppHlft 
eeiu.  bevor  dieser  tmt  Her&telluuj^  der  fiaupt- 
Unanzrepbnung  schreitet. 

Für  die  anllerhalb  de&  Uaitpirumrjzetats 
stehenden  Fonds^  für  einzelne  Xwnckkassen, 
fnr  die  Verwaltung  und  Tdgiing  dev  Slaata- 
tichiildcu  und  ähnliehe  Siiarten  des  iStaat»- 
anfwandes  werden  häuHg  eigene  Reclmuneen 
geffdiii. 

a,  Dot  ftechöuiiKsabsehlaO.  Am  Schlüsse 
der  Fiimnii>enödfl  mnll  (ilr  den  ganzen  8iaats- 
hanshiilt  nach  dti]  äiinderiib-ii-liiUisseii  hei  Bllen 
Acuenbe- and  EinnahmezweijL'en  ein  allgemeiner 
Rei-hnongsabBcbliiU  sTattrtnden.  lUbei  wird 
man  unTenneidh.'b  anf  Lücken  in  den  Ab- 
schUlsee-u  staBeo,  die  in  einzelnen  Dien^tz weisen 
Torziikommen  ptlt-g^en,  uamentlich  bei  der  Staals- 
scbttldeiiverwalnuiK,  bei  MoleriFÜrerwaltunceii, 
bei  sniEen  I^lriebsrerwftUunj^n  ii-  derg],  m 
Da  fiiordnrch  natnrircniiiJl  die  VrtllstÄjjdigkeit 
der  Üaitptfinnnzrefihuuug  ffestörl  wird,  na  aafht 
man  dim-h  die  Koatrechtmini;  eine  AnsMIfe 
zu  achftffeu.  Für  die  Erledi^ng  dieser  l*UDkte 
maß  üftem,  je  nadi  den  s]>eritl]eu  VerhSItuisBen 
am  HaaBbalta,  eine  Un^tre  Frist  fiewHhrt  wenicn, 
die  maa  aber  nicht  zu  lange  Über  die  Fiunnz- 
periodb  hiriAiis  erstrecken  will. 

Suweii  alß  möglich  ist.  versucht,  man  di» 
Ein-  nttd  Ansenge  eines  Flnanzjabreii  inner- 
teilb  diese«  «ds  der  Soll-Rechainig  in  die  Irt- 


Redmung  binOberxnfiUimiJ 
bat  iDüD  ittsonderhrit  den 
nong  cintge  llotute  nacb 
aetat.    L>urtli  ili»i«ii  nuit^ 
ntmirbti^i  man,  die  xn  rer^ 
ein  Süniinnm  li')r«t>zu drücke 
den  imiuerLm  wilche  niobi; 
die  mati  dann  ßi-sündert  b« 
UifrfKr    Iml    tann  Jtwd 
Man  fllltrt  eiit»M«r  eine  t 
HücIj  ineLrert;  Jalir?  Iiiiidnrcj 
einzelneu  Jalire».  die  nacli 
Imliuiii^xfrifit  der  v»raiuiM 
nnoL;  auch  verbliel'-n  -ifi'l 
dünn  eudHiiliiir  ili' 
Re»te  tr]*-dii[l  siiii;   .      .,  , 
den  dip  Reste  am«  d«ra  Üia 
der  .Soil-Uecliminc   ile^  i3 
ganzer 
iL'digung  in 

aufk^'U'^iuiui'cu.  ni  ' 
wurden.  So  i\bf\i  ' 
laufenden  Jahres  u,. 
abgescblaflÄencu  und  Ubn^ 
Kestrerbntiug  nuf  das  iuU 
Vertausch  ii  ug  i»i  x  wur  ti 
korrekt  wie  das  t-me  Verfi 
ken  die  Uifirfenzcn  hier  ml 
aber  einfai-her  und  ^eMMl^ 
Itec-httungsaliäcblüasr"  Auel 
in  längei-en  Jiilirc»peripdeii  I 
relativ«  Ansffleifhnag  Bl*lt' 
Der  H.h«f.  "Die  V 
wird  eiJtweiUT  vtjr^'iingig  od 
geführt  Die  vorgSngiEri 
kon  t  rol  le  wird  lim  h  ril^ 
K(mtra6ignHtiuiu%r.-i]ix  Wwü 
eudtämli^'-en  Hi-iiiirdiGii  «rgaaj 
ZfthluD^.'»ii II wei na a^vn  aaf\ 
BiL-hLi^kctt  jirlltt  und  auuH 
an  die  vi.llziöhiKiden  Kaami 
auch  Vifi;Lk4>u[.fylle  ^cnannj 
gien,  IlMlifu,  Oejitencich  | 
Die  nncli  I  rägl  ich  e  Kol 
trolle  es  pnst  dngftgifa  wh 
Fi  u  liiizg.-  burii  ti  g  a  Qiigvil  bt  J 
UDteraiKht  als  Verweodunl 
Antvt'ifiijum-M  der  betr.  Botl 
set/.it4::tiei]  Vcllmaubten  Qberd 
iic^h  i]b  aie  sieb  mit  ileia  F 
klaiLg  befinden.    Wenn  «a 

prafciiäcli  wirksamer  ermhei^ 
in  groLien  STnaTen  den  nM 
und  rrmisiu-bt  «t-hr  erheb! 
Ubirr  i-iavm  LÜrhMgen.  uoitj 
amlc-nMlin,  di?  lejrJii  crftpd 
Außerdem  aber  iu  tI  -  ■  i 
liehen  CoaUnz  dei 
Aueuabuett  Tr>i.i 
strengen  Ke« ! 

die  naL'htrÜi:ii'  

luaugelbuft  iTgatiiüierL,  m  IC 
trollwes*-»  lilwrimniii  nuwiri 
hat  dann  zwar  auf  itrm 
richtigere ,  utnKcbl i<-h  n l»^ 
reichende  K-j-i'  i'  j 
das  lifuisi-hc  i 
Stniiten  nn  ile^  u.li 
gclmlteu. 

All  Or^ws  d«  rvpri 
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der  ILhof  (Ober-BJ)of,  OberrechnongskuDmer 
usw.).  Er  »t  rwelmifiif  eine  koU^jale  Be- 
Wrie  and  den  Finansmuibteriiiin  meist  koor- 
diniert. Aach  seine  Mitglieder  genielten  häufig 
die  reektlicbe  Vormgutellnng  der  Bicfater. 
Dieser  BJwf  hat  dann  dem  Stutsoberbanpte 
aber  seine  T&tigkeit  Bericht  tu  erstatten,  die 
Verwaltungsbehörden  zur  Erklärung  und  Be- 
seitigung vorgefundener  Mängel  aufcnfordem, 
Terbuebtiie  Mängel  unmittelbar  oder  unter  Mit- 
wirkung dea  Finanzministeriums  zur  Entscbei- 
dtmg  oder  nachtrSjriichen  Genehmigung  zu 
bringen,  sie  den  Suatnberiiaiipte  nnd  der 
Volksvertretung  zur  Kenntnis  n  bringen  n. 
dergL  m. 

Im  einzelnen  ist  naturgemäS  der  R.hof  in 
den  Tenehiedenen  Staaten  mit  wechselnder  Zu- 
RtSttdlgkett  ausgerastet.  Während  er  in  ein- 
zelnen Staaten  an  der  Verwaltungs-  wie  Staat»- 
kontrolle  beteiligt  ist  {Preußen,  Baden,  Hessen), 
wird  anderwärts  sein  Wirkungskreis  auf  erstere 
beeehränkt  (Bayern.  WQrttembei^,  Sachsen). 
Auch  hinsichtlich  des  Oeschäftttganges  besteben 
Dntenchiede.  Die  abgeschlossenen  Rechnungen 
eeben  naeh  kattntaiorischer  Vorpiüftuig  nebst 
Belgien  an  die  Redimuigskammer,  welche  diese 
revidiert  und  nun  die  Srinnerungen  in  ein 
BevisionsprotokoU  zusammenfaltt.  Nach  Ab- 
wieketnng  erteilt  tat  dann  den  rechnnngspflich- 
tigen  Behörden  Decharge  (PreuUen).  (Mer  die 
Revision  lerflUlt  in  zwei  Stufen:  Die  erste  In- 
sUu  Uldei  die  minleren  und  speziellen  Ver 
waltungsbebOrden,  welche  die  ihnen  unter- 
stellten FinanzbehOrden  Überwachen  und  kon- 
trollieren, wftbruid  d»^  oberste  R^of  unabhängig 
Tom  Fininsniinisterinm  die  Saperrevisioii  vor- 
■iaunt  Naeh  dem  vollendeten  Recbnungspro- 
sefi  wird  die  Rechnnsg  korri^ert,  in  das  Ab- 
lechnongsbuch  eingetragen  und  die  General- 
fnanzrochnung  aufstellt  und  dem  Ober-R.hofe 
vnterbreitet  ^Bajera).  In  Staaten  mit  Präven- 
tivkontrolle  ist  die  Stellung  des  Rhofes  be- 
schränkter. So  hat  Frankreich  einen  als  förm- 
lichen Gerichtshof  eingerichteten  Obersten  B.hof 
(Cuur  des  eumptes),  der  sich  aber  nur  in  be- 
schränktem Malte  mit  der  Verwaltungskonaolle 
be^ 

5.  Die  EomptabUitöts^setze.  Wir 

venteben  unter  KomptabUität^esetz  die 
sj^ematiache  ZasammeDfetf«UDg  über  die 
leitenden  BestimmuDgen,  Vorscnriften  und 
AnOTdnungen,  welche  aich  auf  die  Veran- 
schlagung, FfUiniQg  und  Kontrolle  des 
StaatsbaujE^ts  bezieneo  und  so  ein  Gesetz 
über  den  Staatshaushalt,  die  Verwaltung 
der  Annahmen  und  Au^^abeD  des  Staates 
dazstelleo.  Audi  <Ue8er  Formulierung  wird 
oicbt  gelingen,  eine  -erschöpfende  Ordnung 
de«  ganzen  Kechtsgebietes  durch  die  6e- 
eetzgebuDg  herbetzufOhren.  Uan  wird  sich 
immer  wieder  auf  die  generellen  Prinzipien 
beechrioken  und  sich  damit  bescheiden 
mllsaen,  daß  das,  was  gesetsUdh  festgel^ 
wird  imd  fe^^egt  werden  muA,  aus 
einem  Gusse  ist  und  in  einer  fibersicht- 
Dcben  F<»in  vwH^  Andererseits  kann 
mandies,  was  Msliuig  öem  Verwaltungs- 
remesseo  anheimgegeben  war,  einer  gesetz- 


lichen Bindung  unterworfen  werden.  Da- 
g^n  ist  die  förmliche  Ausschaltung  jeder 
Bew^ngsfreiheit  fOr  die  vollziehende  Ge- 
walt mit  den  Anforderungen  des  Budget- 
vollzugs unvereinbar.  li^nn  Verwaltung 
kann  ihre  Aufgabe  nicht  in  Schablonen 
allein  erfOllea. 

Von  den  deutschen  Staaten  hat  vor  allem 
Preußen  darch  das  6.  v.  ll./V.  1898  em 
Komptabiiitätsgesetz  erhalten,  nachdem  em 
gleicher  Versuch  in  den  80er  Jahren  gescheitert 
war.  Es  lerflUlt  in  fUnf  Tüle.  Znnäclut  wer^ 
den  die  Bestimmungen  Ober  Voranschlag  und 
Anfstellnng  des  Etats  (§;t  1—12)  angegeben. 
Der  zweite  Abschnitt  behandelt  die  FOhmng 
des  Staatühaushaltes  (§g  13—19}  und  gemein- 
same Voracbriften  fQr  Einnabmen  und  Aus- 
gaben nnd  Vorschriften  für  die  Einnahmen  ios- 
besondere.  Eine  nähere  Behandlung  erfahren 
im  dritten  Abschnitte  die  Ausgaben  (g§  20-  36). 
Dann  sind  die  Materien  der  Verü%e  und  De- 
fekten ger^lt  (il§  37—38)  und  endlich  Noi^ 
men  für  die  Reäknungslegnng  und  Kontrolle 
(§§  39—66)  beigefOgt  Gesetze  gleieher  Art 
Bind  in  Hessen  seit  1879  und  in  Baden  seit 
1882  in  Kraft  Auch  in  Italien  besteht  seit 
18S4  ein  Komptabilitätsgesetz  (E/egge  di  conta- 
bilit&  generale).  In  anderen  Ländern  fehlen  in 
der  Hauptsache  solche  Kodifikationen ,  die 
Finanzgebarnng  beruht  vielmehr  auf  einer 
großen  Anzahl  spezieller  Normen.  Die  sog. 
CompUbUiti  publique  in  Frankreich  geht  beute 
noch  anf  das  G.  v.  2Ö./III.  1817,  auf  die  König- 
liche Ordonnans  v.  14./IX.  1822  und  auf  eine 
Instruktion  v.  31./V.  1862  curttdc  Die  Mängel 
dieser  Vorschriften  sind  längst  erkannt,  nnd  an 
Anlättfen  zur  Kodifikation  bat  es  auch  hier 
nicht  gefehlt,  ohne  daJI  ein  Erfolg  erzielt  wor^ 
den  wäre  Der  dem  englischen  Finanzwesen 
eigentOmliche  historische  Geist  nnd  seine  Scheu 
vor  jeder  Systematik  erklären  es,  daß  hier  eine 
Kodifikation  fehlt.  Auch  im  Deutschen  Reich 
vermissen  wir  noch  immer  ein  Komptabilitäts- 
gesetz. 

Uteratnri  Bau,  FmaiwitieTUe/tqfi,  §  5S7.  — 
stein,  Fm,,  2.  Abt..  Bd,  I,  S.  54~70.  — 
Wagner,  Fin.  J,  ig  ISO— 14s.  —  BogeheTf 
SjftL,  Bd,  IV,  g  15S.  —  C^oerntg,  Budget  und 
Staettrtekmmf,  ISSe.  —  Seidter,  Budget  und 
Budgetreekt  im  SlaaUhatu/udie  der  konttüulio- 
nt^m^  MomapM«,  IKitm  188S,  8,  SSB/g.,  KS  fg. 

—  Derselbe,  OcstemiehUek«  Staataverreehnting; 
Wien  1888,  Bd.  1,  Kap.  6,  Bd.  II,  Kap.  6  «.  9l 

—  Heckel,  Da»  Budget,  Uiptig  1898.  S.  t70 
bis  S04.  —  fVocke},  Der  Redmungthof  mit  be^ 
londfrer  Rücksicht  avf  das  Deutsehe  Reick, 
ZUehr.  f.  Staatswr.,  1876.  —  Wagner,  SehöH- 
berg,  Bd.  Hl,  S.  54  7 fg.  —  Hertel,  DU  preußische 
Oberrechnungskammer,  Berlin  I884.  —  Löhe, 
Die  Oberau  FmanskontroUe  in  Sachsen,  Scham 
Fin.'Areh.,  Bd.  II,  S.  589.  —  Seldler,  Staats- 
rechnungsho/ Oesterreichs,  Wien  I884.  —  HeekHj 
AH.  „RechnunfskimtroUe  u.  Bedtnmmgsluf',  B. 
d.  St.,  t.  J«yf.,  Bd,  VI,  3, 817 fy.  —  Etiler,  Art. 
„Staatsreehnungsvfesen",  Stengel»  WB.  d.  D.  VR. 

—  Boiadeffre,  Art.  „Controle",  in  Sag  DieL 
de»  Fin.  —  Hierher  gehört  auch  besonder»  die 
slaatsreehlJiehe  Literatur  über  Budget  und  Budget- 
recht  Max  von  Hechel. 
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Recht  an!  Arbeit 

1.  Begriff  des  B.  a.  A.  2.  EntwickeliiD^- 
geschichte  des  B.  a.  A.  bis  znr  FebraarrevolatioQ 
1846.  3.  Das  B.  a.  A.  während  und  nach  der 
Febmarrevolation  in  Frankreich  und  anf  außer- 
französischem  Boden. 

1.  Begriff  des  R.  a.  A.  Soweit  die 
BchwaDkende  Theorie  und  Praxis  überhaupt 
eine  feste  Begnffstinischreihung  zulassen, 
kann  man  das  „R.  a.  A.*'  definieren  als  das 
,Jedem  arbeitsfähigen  und  arbeitslosen 
Staatsbürger  zustehende  Recht,  von  dem 
Staate  oder  den  staatlichen  Verbänden  (Ge- 
meinde, Bezirk,  Land)  die  VerachafFnng  von 
(gemeiner  oder  Beru^)Arbeit  in  einem  die 
auskömmliche  Existenz  des  Berechtigten 
sicherstellenden  Ausmaße  zu  verlangen'* 
(Singer).  Vor  allem  ist  es  also  wohl 
zu  unterscheiden  von  dem  .«Recht  zu 
arbeiten",  welches  als  Aaeflutt  der  Freiheit 
der  Person  im  wirtschaftlichen  Verk^ue 
jc^em  Individuum  die  rechtliche  (nicht 
immer  frdlicfa  auch  tatsächliche)  M^lich- 
Tteit  gewährt,  sich  vollständig  ungehindert 
zu  betätigen  und  seine  wirtschaftlichen 
Kräfte  so  zu  verwerten,  wie  es  ihm  gut 
scheint :  also  auch  nicht  zu  arbeiten  oder  zu 
arbeiten,  obwohl  oder  wenn  sich  Arbeits- 
gelegenheit bietet.  Fehlt  eine  solche,  so 
erweist  sich  natürlich  das  „Recht  zu  ar- 
beiten" als  ohne  Inhalt  Durch  seinen  Cha- 
rakter als  vermögensrechtlicher  Anspruch 
gegen  die  öffentlichen  Körper  unterscheidet 
sich  ferner  das  ,.R.  a.  A."  von  dem  „Recht 
auf  Unterstützung'^;  durch  seine  Subsidiari- 
tät endlich  von  dem  ,,Recht  auf  Existenz"*. 
Weder  Ausfluß  öffentlicher  Liberalität  noch 
in  seiner  Wirksamkeit  durch  Dürftigkeit 
oder  Arbeitsunfähigkeit  der  ßerechtigten  be- 
dingt wie  das  erstere,  läßt  es  auch  nicht 
eine  Erfüllung  in  verletzenden  Formen  zu 
wie  die  Armenunlerstützung.  Andererseits 
aber  kann  es  der  Berechtigte  nur  dann  aus- 
■Oben,  wenn  er  unverschuldet  bei  Privat- 
unternehmern keine  Arbeit  findet^  wälirend 
das  Hecht  auf  Existenz  unmittelbar  die  Be- 
dürfnisbefriedigung durch  den  Staat  g^n 
Arbeitsleistung  gewährleistet  und  überdies 
auch  Arbeitsunfähigen  zusteht. 

Von  vornherein  ist  klar,  daß  das  „R.  a. 
A."  niemals  und  nirgends  von  Menschen  ge- 
fordert werden  wird,  deren  Bedürfnisbe- 
friedigung diuch  arbeitloses  Einkommen  ge- 
deckt erscheint.  Aber  auch  wo  dieses  nicht 
zutrifft,  wird  natürlich  keiner  je  Arbeit  als 
Recht  fordern,  der  —  als  Sklave  oder 
Höriger  —  einem  rechtlichen  Arbeits  z  w  a  ug  e 
unterliegt.  Ebmsowenig  schließlich  ein 
Freier,  dem  jederzeit  eine  hinreichene  Ar- 
beitsgelegenheit offen  steht,  sobald  er  nur 
arbeiten  will.  Das  Problem  des  R.  a.  A. 
wird  demnach  erst  dann  auftauchen,  wenn 
es  freie  Menschen  gibt,  die  —  ohne  ein  zur 


Deckung  ihrer  Bedürfnisse  ausreicheodeb 
arbeitloses  Einkommen  zu  beziehen,  also 
(allein  oder  zum  Teile)  auf  den  Ertrag  ihm- 
Arbeit  an^wiesen,  dabei  arbeitsfähig  und 
arbeitswillig  —  keine  Arbeit  zu  finden  ver- 
mögen. Halten  wir  dies  fest  so  begreifen 
wir  vollkommen,  weshalb  die  Fonieranp 
des  R  auf  A.  früheren  Jahrhunderteo  un- 
bekannt ist  und  erst  zu  Ende  des  IS.  Jahrb. 
laut  wird. 

2.  Entwickelaiigsgescliichte  des  K. 
a.  A.  bis  znr  FebmarrevolutioB  IS4K 

Ihren  Untergrund  bildet  die  unverschuldet«^ 
Arbeitlosigkeit  als  dauernde  Massenerachei- 
nung.  Zeiten  primitiver  Kultur  aber  ist 
eine  solche  so  fremd,  daß  Nichtarbeiten  und 
Nichtarbeiten  wollen  als  gleichbedeutend  und 
Arbeitlosigkeit  mit  schweren  Strafen  bedroht 
erscheint  —  so  in  Athen  z.  B.  zu  Drakonn 
Zeiten  mit  dem  Tode  und  von  Soloa  noch 
mit  Geldbußen,  bei  ROckfälligkeit  aber  mit 
Ehrlo»^keit  (duaia).  Als  in  der  antikai 
Welt  die  Sklavenarbeit  überhand  nahm,  ver- 
suchte man  idlerdings  dieser  gegenfibrä'  die 
freie  Arbelt  konkurrenzfithig  zu  erhalten: 
Periaoder  von  Eorinth  soll  etwa  um 
600  V.  Chr.  auf  eine  gesetzliche  Einschiäo- 
kung  des  Sklaven  betriebes  hingewirkt  haben, 
und  den  gleichen  Zweck  verfolgten  in  Rom 
die  licinisch-sextißchen  Gesetze  (307 —66 
V.  Chr.).  Ferner  wird  von  Maßnahmen  be- 
richtet, die  unmittelbar  darauf  abzielten,  be- 
sitz- und  arbeitloseo  Bürgern  Arbeit  zu 
schaffen :  in  Atttka  ordnet  Pisistratus 
im  6.  Jahrh.  Notstandsbauten  an;  im  pen- 
kleischeu  Zeitalter  finden  in  großem  Maß- 
stäbe Laodverteüungen  in  eroberten  Ge- 
bieten statt;  ähnliches  erstreben  auch  die 
Gracchen  in  Rom  und  vor  ihnen  die  Hci- 
nisch-sexlische  Gesetzgebung,  ie  mehr  je- 
doch mit  dem  Siege  der  Sklavenwirtschaft 
die  Mißachtung  der  Arbeit  alle  Volkdkreise 
erfaßt  und  durchdringt  desto  mehr  tritt  — 

fefOrdert  durch  die  fortschreitende  Demo- 
ratisieniog  des  Staates  —  in  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  der  Gedanke,  den  besitx- 
losen  Bürgern  ihre  Existenz  durch  Arbdt 
zu  sichern,  vor  dem  anderen  zurück,  ihnen 
ein  arbeitloses  Dasein  zu  erm^licheo.  Knn. 
soweit  Überhaupt  moderne  Schlagworte  für 
die  Antike  Anwendung  leiden,  baoD  man 
sagen:  Griechenland  und  Rom  haben  zwar 
nicht  das  R.  a.  A.,  wohl  aber  tns  zu  änom 
gewissen  Grade  das  Recht  auf  Eusteoz  ge- 
kannt Wohlgemerkt:  praktisr^  nur  —  toq 
einer  bewußt  theoreüschea  Erfisssung  oder 
ext  Durdibildnng  der  Be^fEes  ist  keine 
Rede  —  und  auch  bloß  zugansten  von 
Bürgern.  Der  Sklave  mußte  arbeiteD. 

Das  ausgehende  Altertum  und  das  Mittel- 
alter  weisen  eine  Wiederk^  jnioiitiver 
Kulturstufen  auf.  Bis  zur  zwäteo  HiUte 
des  14.  Jahifa.  sind  die  geediichtlidieD 
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^ropn«  mit  dt^r  Kolonisation  ihrer 
und  mit  der  Kntzlarniachniit;  clor 
•tfti    NahnvnRs^iieDen  be-inhäftigl. 
de«  Ltu'Ie  Iien-3ohi  Natnnilwii-ischa((. 

fOr  den  Murkt  wird  [trcichiziert,  mn- 
L.ha  »«enilk'lien  f (Jr  tieii  Hnniittelharen 
Wob!  hl  doft  x^ln^tmÄßjg  or- 
IlAnHw^Tit   in   tim  StMt^n  auf 
Vi:    l  iner  EpÄpiigaLsse  ango wieser,, 
a  I'nirliiktif'ni  entweder  auf  He- 

^  iCRtons  Eflr  eioeo  g^etan 

M-  t  erf'ilgl,  so  ist  sie  mit 

1^0  stahiiifiert.    Wii  die 
'urg  pine  di.-n  P'-darf  von 
'.li:  tiiiJ  Goworlje  (llierllfitrelnde 
der  Arli'^iiskrfifte  uiil  nich  lirai-hte, 
diew  erst  weiterem   A«i«lia<i  des 
^ti  Tiiwv'nflön  und.  a3s  dieser  voEl- 
lern  —  so  ans  DeiilBch- 
•.ich  dem  siavisicheu  Usteu 
u  — ,  oder  sie  Terflelen  Vi  den 
Btpptjp^n  Gesetzen  gegen  Vaga- 
iiiid  tJli^lislald  ei[((acli  dem  Uoler- 
Uet<ri^n&  darf  man  ntrht  vergefl&eti, 
ißo  Sterltlichkeit  und  die  niiaitf- 
J  Kriege  in  ji^neti  Zeiteu  mir  ein 
~'  ~  ÄJistcigen  der  Bevrdkeruiigs- 
l^lAltetri)  tuier  diese  liitutlg  ao- 
"k!ä»ififr  gestalteten. 
'  '  y-  \t  vom  in.  bis  zum  IK  Jahrh. 
ailinaidieli  eine  Hef^ieliende 
I  ii  »       der  eiiro|iliBidien  Welt.  Die 
iittc  nimmt  stetig  xir.    In  gleichem 
'  '  HK-Ji  der  uatiouale  und  iitler- 
i'^L    In  nngi^ahnter  \\V>ise  er- 
IUI  Zeitalter  der  Entdeelüun^en 
pemeiiii*  (trsii^-hl-skreis.   Zu  den  alten 
^  kreise.     Imnior  msc^hfr 
!  xliiidungen  aufeinander. 
'i'|ii,->trie  zielit  herauf.  In 
I  'ich  vollzieht  sivAi  dieser 
IJiiw  Länder  wet&en  amili 
NL-issM^M  v.iH  ÄrV>eitlose;(i  auf; 
nicht  infolge,  Boudero  Irotz 
ilen  lind  k riitim erziel) en  Knt- 

voUzieht  sdch  Di&mlioh  noch  im 
der  ntiv   einer  frHiieren  Periode 
oienen  Wirtsf'lialtsverfaKftung.  So 
dsr  —  vim  '\iilKTt  in  Fraiikrei<_'h  in 
ire«  'II**  iTnnxe  nalionale  Wirtschaft 
■I  gcbnic-hle  —  Morkaii- 
lu  Iii.  rlemriR"  von  Handel  und 

lie^lfti-hl  f*in  rn.-^5,  die  aEte  ge- 
ehr  *  ^nl tn 1 1 1 L'  Mifllt  er  Vi,  Dem 
Wü  '  fitdividuimiH  in  fler  Ver- 

ftl.  .     ...  j-Lu-onium  Bowotd  ak  auch 
Vpmrertung  seiner  ArlM^itültratt  ist 
«ie  vor  UiM  gar  kein  äiitoinaitni  ge- 
—  nur  t!atl  die  flehitiiÜHiilieit  nicht 
antoniimi-n  Kreisen  und  K(irin>- 
Hoadero  v«jn  einer  itirmer  mehr 
scDtralcQ  StOAts^vall  atisgoht. 


So  kommt  es  denn»  daß  die  Ai.isdelimiofr 
der  Produklien  hinter  der  Bevijlkerun^- 
znnalime  znrTiek  bleibt.  Voi-schärft  ■ftird 
dieses  Ergebnis  durch  die  ZnstRnde  auf  dem 
Lande  —  wenngleich  dieeelhen  in  England 
nnc]  J-'rankreich  tjurchüus  verschiedeu  sind. 
Dtii-t  Est  die  alte  ländliche  Verfassimg  seit 
(fern  Beginne  des  \(),  Jahrh,  goRprengl,  Vn- 
gezflhile  ßauerufaniilien  sind  von  der  SciioUc 
geä(j&t  und  in  freie  LahnarbeHer  verwandelt. 
Ihre  Siellen  aber  werden,  je  mehr  die  TiieU- 
pniduktlon  zunimmt  und  dä.mit  auc)i  die 
Schafzucht  &ich  fiir  deo  Grundherrn  ron- 
tabler  j^rweist  als  der  Aekerliau^  gefegt  und 
in  Weideland  verwandelt.  Kin  Teil  der  so 
a\is  ihrer  Nahrung  gedrängten  Bauern  findet 
Wühl  in  der  Industrie  Aufnahme»  der  andere 
aber  va^ibondiert.  In  Fmukreicli  hin- 
wiederum bleibt  zwar  die  alte  ländücho 
Verfassung  aufrecht,  liier  ist  es  aber  der 
Druek  der  Grntidherreu  und  des  Königtums, 
der  eine  der  BevCdkenmgszunEihmc  ent- 
sprechende Enlwickelnng  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  hindert.  In  beiden  Län- 
dern herrscht  Uebervfilkerimg  und  damit 
auch  in  großem  rmfango  Arbeitslosigkeit, 

Man  sticht  aucli  ihr  mit  den  alten,  aus  einer 
frdheren  Entwickeliingüiieriode  stammenden 
Mitteln  Vixiikomnien:  Auapettsehting,  Ge- 
fängnis, Pranger,  Oateei-e  und  Galgen  «nllen 
helfen.  In  England  stiebte  man  dem  L'ebei 
auch  im  Wege  der  Armengeaelzgebiing  zu 
steuern,  Das  Elisabethinise-he  Arraengesetx, 
von  lÜOl  enthält  nicht  nur  eine  Neu- 
ordnung der  Unterstützung  arbeitsunfähiger 
Armer.  Bondern  setzte  auch  fest,  daß  Kinder 
bis  zum  21.  bezw.  24.  Lebensjahre  als  Lehr^ 
linge  imterzubringen,  ErwacWne  aber  zu 
beseliüftigeu  seien.  Veri>Hiehtet  hierzu  er- 
Gohien  das  Kirchspiel.  Das  Recht  auf  die 
Arnjenunterstützung  war  —  bis  zum  Hei- 
matögesetr.  Karls  Ii.  von  1662  —  nicht  an 
die  fleimaTsIx-r-echtig^iag,  soodorn  an  den 
bloßen  Aufenllmlt  im  beti-olTenden  Kiri^h- 
sjite]  gobpfl(pff.  Die  Kosten  sollten  durch 
eine  von  den  Overeeers  zu  erheVndo  Annen- 
Steuer  gedeckt  wei-den.  Es  braucht  wohl 
IcauTD  gesagt  zu  werden,  daß  diese  Mitte! 
nicht  viel  halfen.  In  Frankreich  begnflgte 
man  ^ich  ja  tlberdies  mit  blol!  bnslaler  Re< 
pression  allein.  Dabei  traten  die  natnr- 
re^^htlicheo  G ! eich heite lehren  immer  mehr 
in  den  Voixlergnind.  Alle  Mensc:hen,  heißt 
es,  seien  in  gleicher  Weise  existenzberech- 
tigt  —  wie  im  Naturzustände,  so  auch,  in 
der  zivilisierten  OosellBchaft.  Durch  Arbeit 
nur,  gewiß!  Könne  aber  denn  jedes  lodi- 
viduum  nftf:h  seinem  Belieben  arbeiten? 
Finde  es  fiioh  nicht  auf  Scbnti  imd  Tritt 
gehindert?  Durch  Privilegien  und  Mono 
pf>Ie;  dur<-^h  die  gewerbliche  Ordnung  in 
dei  Studt  und  die  ländliche  Verfassung 
auUerhalb  derselVn ;  durch  die  stAatlichc 
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BeTormundungspolitik !  Sein  naturrechtiicher 
AoBpriich  auf  Exi&teoz  durch  Arbeit  werde 
so  tatsächlich  illusorisch.  Man  müsse  ihm 
daher  erst  die  Gel^nheit  zur  Verwirk- 
lichung dieses  Anspruches  verschafTen !  Wie 
denn?  Nun,  durch  Beseitigung  aller  der 
Verhältnisse,  die  ihm  bisner  im  Wege 
standen.  Jedem  soll  die  rechtliche 
jldglichkeit  Verden,  durch  Arbeit  seinen 
Lebensunterhalt  zu  erwerben.  So  entsteht 
das  Schlagwort  vom  „droit  de  travailler''. 
Mit  anderen  Worten:  der  Widerspruch 
zwischen  der  Behandlung  der  Arbeitslosig- 
k«t  als  Verbrechen  und  der  Ueberzeiigung, 
daß  dieselbe  Folge  dner  fehlerhaften  Or- 
ganisation der  Yolkswirtschaft  sei,  die  eine 
dem  wachsenden  Bev01keruDgsdrucke  ent- 
sprechende VergröBerung  der  Unterhalts- 
mittelerzeuguDg  behindere,  führt  zu  Reform- 
bestrebimgen,  die  auf  eine  Aendentng  der 
Rechtsordnung  und  der  technisch-wirtschaft- 
lichen Orgauisatinn  der  Produktion  abzielen. 
1^  hoste  und  einzige  Mittel  hierzu  scheint 
den  Reformern  —  in  natui^maßer  Reaktion 
g^n  das  Bestehende  —  die  Freiheit 
desIndiTiduums.  Zugleich  und  parallel 
mit  den  individualistischen  Theorieen  auf 
wirtschaftlichem  stürmt  der  Individualismus 
auch  auf  politischem  Gebiete  vorwärts.  Der 
Si^  ßUlt  ihm  anf  beiden  Seiten  zu,  imd  es 
erliegen  ihm  mit  der  alten  wirtschaftlichen 
Ordnung  auch  der  ständische  Staat  und  die 
ständische  Gesellschaft. 

Auf  englischem  Boden  ist  dieser  Dm- 
schwuQg  langsam  eingetreten  und  ohne  ge- 
waltsame Eruptionen.  Weder  hatte  hier  der 
Merkantilismus  sich  so  extrem  entwickelt 
wie  in  Frankrdch,  noch  hatte  England  unter 
einQm  gleich  hohen  Drucke  persönlichen 
Regiments  des  Königs  und  einseitigster 
Elassenbevorrecditigung  zu  leiden.  In  Frank- 
reich aber  räumte  die  Revolution  in  kür- 
zester Zeit  mit  dem  Ancien  R^me  in  Staat, 
Gesellschaft  und  Volkswirtschaft  auf.  Schon 
1789  wird  die  Feudalverlassnng  zertrOmmert 
Das  Gesetz  vom  2.— IT^IIL  1791  erklärt 
jedermann  fQr  frei,  ,^e  faire  tel  n^;oce  ou 
d'exercer  teile  {»ofeesion^  art  ou  mßürar  qu* 
(il)  trouvera  bou".  Und  im  Zusammenhange 
dflunit  erfolgt  mit  Dekret  vom  14— 27./IV. 
1791  das  Verbot  von  Koalitionen. 

Gleich  anbngs  freilich  zeigten  uch  be- 
deutsame Störungen,  die  man  jedoch  als 
durch  den  Uebei^ngszustand  hervorgerufen 
und  daher  selbst  als  nur  vorübergehend  an- 
sehen konnte.  Das  Jahr  1789  war  ein  Mifi- 
jahr  gewesen.  Mit  der  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit  strömten  große  Ärbeitermassen 
in  den  Städten  und  namentlich  in  Paris  zu- 
sammen. Die  unruhigen  Zeitläufte  lähmten 
Handel  und  Wandel.  Kurz  es  wimmelt 
überall  und  besonders  in  der  Hauptstadt 
von  Arbeitdosen.  Die  Revolution  mufi  für 


das  hungernde  Volk  sorge a.  So  errichte* 
denn  die  Pariser  Municipalität  mit  einem 
Kredit  von  15  Millionen  ,^liers  pabttcs^. 
Bei  der  Ausschiißberatting  der  Erkllrans 
der  Menschenrechte  schlä^  Target  einen 
Artikel  vor :  „Le  corps  politiqne  doit  ä  chaquc 
hooune  des  moyms  de  subsistance:  seit 
par  la  proprio,  soit  par  le  trav^l,  aoitjpar 
le  secoors  de  ses  semblableai"  (27JV1L  1789). 
In  der  Sitzung  da*  KatioDalversammlung 
vom  3./Via  1789  beffirwoztet  Malouet 
die  Krriohtung  von  „bureaox  de  aecours  et 
de  travail  dans  chague  parnsse  des  graodes 
villes*',  und  die  I9«ioiiid.verBBmmlaDg  be- 
schlieflt  auch  nicht  nur  in  diesem  ^nne 
(D6cr.  vom  31./VIIL  1790),  sondern  nimmt 
auch  in  die  Verfassung  vom  3./IX.  1791 
die  Bestimmung  auf:  „II  sera  crd6  et 
Organist  un  etablissement  günüral  de  secours 
publice  pour  .  .  .  fournir  du  travail  am 
pauvres  valides  qui  n'aim>nt  pu  s'en  pro- 
curer."  Die  VerUssung  von  1793  endlich 
geht  scheinbar  noch  weiter,  indem  me  in 
Art  21  bestammt :  „Ia  soci^te  doit  la  sub- 
sistance aux  eitoyens  malheureux,  soit  en 
leur  procuraut  du  travail,  soit  en  aasuraot 
les  moyens  d'exister  ä.  ceux  qui  aont  hör» 
d'tjtat  de  travailler." 

Dies  alles  jedoch  —  das  darf  man  keinen 
Augenblick  veigessen  —  enthält  keine  An- 
erkennung des  „R  a  A.".  Es  handelt  sich 
vielmehr  in  der  ganzen  franzööschea  Revo- 
lution nur  um  transitorische  MaBnahmen 
oder  um  solche  einer  staatlichen  Armen- 
pflege nach  englischem  Muster.  Die  Be- 
zeichnung der  geplanten  oder  wirklich  er- 
richteten  öffentlichen  Werkatitten  aU 
„ateliers  (bureaux)  de  secouia  (de  charitfif 
allein  schon  zeigt  es;  und  nicht  minder  die 
gesetzliche  Anordnung,  dafi  die  von  den- 
selben gezahlten  Löhne  hinter,  den  ortsfib- 
Uchen  zurückzubleiben  hätten.  Auch  andere 
wärts  ist  man  um  jene  Zeit  Über  das  Zu- 
geständnis von  Armenunterstützung  aa  Ai^ 
beitslose  nicht  hinausgekmunen^  und  es  ist 
namentlich  die  vielbwufene  Bestimmung  des 
allg.  preuft.  Landrechtes  (T.  II.  Tit  19)  nicht 
anders  zu  Terstehen.  Ebensowenig  echlieB- 
Hch  wie  die  Praxis  ist  auch  die  Thewie  — 
Fran^ois  Boissel  (s.  d.obeD  Bd.  I  S.  540 
und  Art.  „Soaalismus**  sub  II,  3)  etwa  ausge- 
nommen — vor  oder  während  derfianaQäaoheo 
Revolution  zur  Anerkennung  und  Fonnulie- 
rung  des  „R.  a.  A.**  gelangt,  obgleich  es  in  dea 
Schriften  der  eigentumsfeindlichen  Schrift- 
steller jener  Zeit  keineswegs  an  Hinweisea 
darauf  fehlt,  um  wie  vieles  schlechter  die 
Lage  freier  Arbeitloser  sei  als  von  Sklaven 
(B.  Art  „Sozialismus"  II,  3.  linguet). 

Der  erste  Theoretiker  des  „R  a.  A." 
gehört  auch  gar  nicht  Fruikreich  an,  soodera 
war  eiu  Deutscher:  Fichte  (s.  d.  oben  Bd.  1 
S.  824  und  Art  „Sozialismus"  sub  U,  4).  der 
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laRVortselhgtnoch  nichtgekaont, 
Veaen  jedoefi  klar  erfaßt  nnd  bereits 
IW  in  den  „Grundlagen  des  Xatiirrechts" 
■it  n^Uer  Schärfe  i]ni8chriet>on  hat,  um 
itaa  ua  ^OesctÜDiiBenieu  tlandeisstaat'*  (1800) 
(in  voJI&iiadiges  System  m  seiner  Durch- 
Whiyrp  101  Wepe  standiPch-zilnftleriBcher 
ijtpaiatioDßn  aller  BeniftfsphflnL'n  zu  eut- 
fSleiL  Äusgeheml  rnn  der  gleichen  Exi- 
llUierechlisiiQg  aller  Menschen,  sieht  er 
,rh  einer^ts  „i\as  Lebenki^nnen  durch 
Arbeit  bedingt '  an,  liadet  äh^r  anderer- 
die  lo^isclip  Ergän/uu^  dieser  Arbeits- 
in  der  VerbindJiclifceit  de&  Staates, 
ilen  zu  treffen",  damit  auch  wirklich 
nii  von  seiner  Arbeit  fwUe  leben 
,  und  Rwar  derart,  daß  ,,lieiner  eher 
ichen  Anspruch  auf  die  HUfe  des 
haben  solle,  bis  er  uaohgewiesen, 
er  ia  ^iiier  Sphäre  alles  Mr>gliche  ge- 
Rcii  zu  erhalten,  und  daß  ihm  den- 
ntcht  möglich  geweiH^n".  Man  sieht: 
,R.  a.  Ä."  erscheint  Fichte  als  not- 
Komplemeiit  de£(  ..Rechtes  auf 
f Doch  iRt  "Wohl  zu  lieachten,  daß 
eher  auf  dem  Wfj^e  logisch- 
icher  Deduktion  dexin  der  Ah- 
aus realen  wirtsclirkfi  liehen  Ver- 
gelangl  ist.  Daher  auch  der  ge- 
WiderhalU  den  er  gefunden.  Der 
Men,  de&sen  seine  Forderung  be- 
fehllp  damaJs  mx'h.  Ihn  »chuf  erst 
indiKtirtelle  Entwickeluiig  de.«.  Kontinents 
*ler  französisclicn  Hevoliitioii,  lo  Frank- 
ndh,  wo  sie  am  nk>chesteii  und  iiitensivsten 
halte,  wurde  denn  auch  zuerst 
lonleniRg  des  ..R.  a.  A."  laut, 

icr  (8.  d.  oben  Bd.  I  S.  rtw9  und  Art. 
Iis"  sxih  U,  üb)  bat  sie  —  ganz  selb- 
Qbrig>]in8  und  «ihne  Zu,'>ammenhang 
Vorläufern  —  ausgesprochen.  Er 
das  lOnende  Wort  gefunden :  droit 
in  seiner  „Tlit-orie  des  quatre 
iDeobi'*  schon  —  18<I8  — ,  nm;  es  später 
'r»iTt'  de  rassocialicju  domestique-agri- 
iWJ'i)  n&her  aiiseufnhrt'it  und  zu  oe- 

JnvÜKhen  hatte  man  Gelegieuheit  ge- 
lt dit  Wirknugen  der  freien  Konkurrenz 
'I««  jEii  lernen.   Sie  waren  andere,  als 
Vertreter  des  Systems  der  natürlichen 
Fmhfii  gehofft  liatt'.'a.    Mit  der  Großin- 
brntv  ikmen  in  regelmäßigen  Zwischen- 
Kriecn:  1811  und  ISl'J  in  Frank- 
Ii  iKlä  in  England   Sie  sollten  1825, 
II,  1837  nnd   1846  wiederkehren. 
cnMgtoD  Maawnarlx'itsloäi^keit,  wie 
m  in  etuem  snkhcn  nrnbrige  bis  da- 
bichl  geahnt  hatte.    Nun  hatte 
I  vh\^  IndividuLim  liiis  uneinge- 
«Reclit  2U  arl»eiien''.   Wie  vielen 
flDd  wie  oft  bot  sich  keine  Gelegenheit, 
ifiben!    Wie  stand  e6  nun  mit  dem 


so  oft  und  feierlich  anerkannten  „Recht  auf 
Subsistenz"!  Gewiti  hatte  man  dasselbe 
stets  als  durch  die  Arbeitspflicht  fOr  Arbeits- 
fähige gegeben  und  begrenzt  gedacht  Allein 
an  dem  guten  Willen,  diese  Pflicht  zu  er- 
füllen, fehlt  es  ja  nicht.  Wie  ist  dieser 
schmerzliche  Widerspnich  zu  lösen? 

Eben  durch  das  „R.  a.  A.''  antworten 
Fourier  und  seine  Schüler.  Die  „ZivlH- 
sation"  —  Fichte  sagt  Staat  und  Rechts- 
ordnimg —  könne  das  natürliche  Recht  aller 
im  Naturzustande  auf  Mitbenützung  der 
gegenständlichen  Welt  nicht  ohne  Aequi- 
valent  aufheben.  Dieses  Aequivalent  aber 
sei  eben  das  .,R.  a.  A.''.  Politische  und 
andere  „Menschenrechte",  über  die  man  seit 
Jahrhunderten  endlos"  schwatze,  seien  ohne 
dasselbe  wertlos.  ,.L'indigeDt  ne  peut  pas 
se  conteiiter  de  lire  la  Charte  en  place  de 
diner". 

Praktische  Vorschläge  zur  Verwirklichung 
des  ,,R.  a.  A.'',  innerhalb  unserer  Rechts- 
ordnung hat  Fourier  nicht  gemacht.  Aua 
dem  einfachen  Grunde,  weil  er  dieselbe  nur 
in  der  von  ihm  vorgeschlagenen  neuen  Ge- 
sellschaftsordnung für  mi^ich  hielt,  wobei 
er  freilich  ganz  übersah,  daß  in  dieser 
letzteren  keinem  Arbeitsgelegenheit  mangeln 
und  daher  auch  niemand  es  nötig  haben 
würde,  Arbeit  zu  reklamieren. 

Realistischer  waren  seine  Schüler.  Der 
bedeutendste  unter  ihnen,  Considerant 
(s.  d.  oben  Bd.  I  S.  635)  befürwortete  in  seiner 
Schrift  „Theorie  du  droit  de  proprititö  et 
du  droit  au  travail  (1839)  das  „R.  a.  A." 
als  logisch  notwendige  Ergänzung  sowie  als 
unentbehrliche  Rechtfertigung  und  Stütze 
des  Privateigentums.  Er  bewegte  sich  also 
in  denselben  Gedanken  bahnen  wie  Fichte. 
Diese  Ansichten  winden  von  der  Schule  in 
den  30  er  Jahren  emsig  weiter,  gesponnen. 
Ihre  Agitation  traf  mit  der  von  seite  der 
Saint-Simonisten  und  Louis  Blancs 
unter  dem  Schlagworte  „Orcanisation  der 
Arbeit"  betriebenen  zusammen  und  bereitete 
den  Boden  vor,  auf  dem  nach  der  Februar- 
revolution das  „R.  a.  A."  kurze  Zeit  eine 
weltgeschichtliche  Rolle  spielen  sollte. 

8.  Das  R.  a.  A.  während  aod  nach 
der  Februarrevolution  in  Frankreich  und 
auf  ansuerfranzosischem  Boden.  Der 
Sturz  des  Juli königtums  war  am  24./II.  1848 
nur  mit  Hilfe  der  Pariser  Arbeiterschaft 
möglich  gewesen.  Am  nächsten  Tage  schon 
reklamierte  denn  auch  diese  einen  Teil  der 
Früchte  des  Sieges  für  sich.  Mit  EIrfolg. 
Cnter  dem  Drucke  einer  Massendemonstra- 
tion Arbeitsloser  vor  dem  Stadüiause,  wo 
die  provisorische  Regierung  tagte,  ließ  sich 
diese  durch  ihr  Mitglied  Louis  Blanc 
(s.  d.  oben  Bd.  1 S.  478)  hinreißen,  das  „R  a.  A." 
anzuerkennen.  In  der  berühmten  Prokla- 
mation vom  2f)./IL  1848  verpflichtete  sie  sich 
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„.  .  .  Ä  garantir  rexEBtonce  de  rouvrier  par 
le  tnvail,  .  .  .  ii  garantir  dti  travail  ii  tous 
]es  citojens'*.  Iei  -  8cheiiibart;r  —  Aua- 
ffilining  diesDr  Zusage  wurden  dann  die 
i^NatiDiialwerkstfitten''  (s.  (].  oben  S.  532  fg,) 
eiügerichlet,  nach  den  Wahlen  zur  National- 
versamnihuig  jedof'h,  welche  eine  niigeheure 
antisoKialistischs  Mehrheit  ergeben  hatten, 
■wieder  anfgelüat.  Dies  gab  das  Sif^al  zur 
Pai'iser  Arbeiten  nsurrektimi  vom  JuÜ  18 18,  die 
nacli  4tä)^igem  Straüenkampfo  (1^3.— 'iB./ VI.) 
blutig  niedergew.li]agcu  wurde.  Damit  var 
in  IVankificli  der  Soziulisnius  für  lange 
Zeit,  das  „R.  a.  A-''  pndg^üUi^,^  abgetan  — 
obwohl  es  in  der  Nalioiialvcrsanimlung  noch 
biß  zum  November  1849  lange  ui^d  erregte 
DiBkiissiouen  hierüber  gab  und  diese  auch 
noch  eine  Weile  nachher  piiblizistiseh  foit- 
gesporuen  wurden. 

Außerhalb  Frankreichs  hat  das  „R.  a.  A." 
niemala  und  uii^nda  in  weiteren  Kreitieii 
Anklaug  gefunden.  In  England  hat  nach  der 
schweren  Krise  von  1815  Owen  (s,  d,  oben 
S.  595)  die  Beschättigun^  Arbeitsloser  in 
großen  staatlichen  Ktablissements  vorge- 
schlagen, ohne  jedoch  eine  ernsthafte  Be- 
wegung der  öffentlichen  Meinung  in  diesem 
Sinne  hervoirnfen  zu  klinneu.  In  Deutsch- 
land linden  wir  in  den  HOer  Jahren  Lud- 
wig (jall  und  Franz  Stromeyer,  beide 
unter  fouri englischem  Einflösse,  als  Vertreter 
de»  ,.R  a.  A.".  Und  ata  Nachhall  auch  nur 
der  Kreignisse  in  Frankreich  erscheint  die 
DifikuBsiftji  deeselben  1.S4H  40  in  der  preußi- 
schen Nationalversammlung  sowie  irn  Frank- 
furter Parlament.  Während  es  aber  dort 
nur  hei  Gelegenheit  einer  Intf-rpelUlian  an 
das  Ministerium  Eiber  dessen  Stelhingnahme 
zur  Arbeilalesigkeit  und  Nnt  der  Berliner 
Arbeiter  aofs  Tapet  kam  und  rasch  wieder 
TOB  der  Tagesordnung  verschwand,  rief  es 
in  der  Paid&kirche  lebhafte  Debatten  hervor. 
Bei  der  Beratung  der  ..Gnuidrechte  dw 
doutseheu  Volkes"  ipeantragten  nfimlich  die 
Abgeordneten  Na  u  w  er  k  imd  Lud  wig 
Simon,  nicht  nur  die  ü'nverletzlichkeit  des 
Eigonlums.  sonttern  auch  das  E.  a.  A.  ver- 
f^uugsmäßig  festüule^n.  Der  Antrag 
wurde  jedixih  in  der  Sitzung  vom  9.  II.  1849 
mit  iil7  gegen  1 14  Stimmen  abgelehnt. 
Die  öffentliclie  Meinung  halte  sich  fQr  die 
ganze  Frage  ebensowenig  erwärmt,  wie  die 
Eefnrwortniig  des  ^,R,  a.  A."  durch  Karl 
Mario  {8.  d.  unten  sub  „Winkelblech")  ku 
Beginn  der  ;il(er  Jahre  ihr  Interesse  erregte. 
Das  „R.  a.  A."  war  wie  anderwärta  so  auch 
in  DenlRchland  vüllig  verschollen. 

In  den  80er  Jahren  taucht  es  wieder 
auf,  findet  neuerdings  publizistische  Ver- 
tretung und  rflckt  einen  Augenblick  in  den 
Brennpunkt  des  allgemeinen  InteresBes.  als 
es  Kftrst  Bismarck  in  der  Sitzung  dea 
deulBchen  Reichstages  vom         1884  „un- 


bedingte anerkennt.  Zu  [iT^tiEoh^  Ver- 
wirklichung desfwlben  hal  der  Alt-Reicli*- 
kanzler  jedoch  nie  etwas  getan,  und  fom- 
lief  sich  denn  auch  bald  der  anflngtich 
Unter  dem  Eindrucke  scioer  Etede,  ?t>eii"-' 
breite  als  seichte  Slrora  der  ErCrt!'pinj,i>ii 
hienlber  in  Wort  und  Schrift. 

Zu  Ende  der  80er  Jahre  des  ab|^UufH'?i 
Jahrhunderts  kam  es  schlietllich,  zw^ifi'Hi^ 
durch  diese  Diskussdon  angeregt,  -wh  lo 
der  Schweiz  innerhalb  der  foiMmfiin 
tischen  Partei  und  des  Grüllifereins 
■  lebhaften  Bewegung  mit  dem  Ziele  w- 
I  fassungs mäßiger  Festlegung  d?N  „R,  &  1', 
Das  laitialivbegehren  in  dieser  Ridiiuoi; 
wunio  jedoch  in  der  Volksabstimmtiiii:  <m 
3..'VI.  lSfl4  mit  3082t>9  gegen  "öSWJStimiD^-^ 
verworfen. 

Llterntnr:  -lu^i-r  dm  tm  TtJ-l  nlürlm  Üi-yb», 
Frattl  Stl'Oht^er ,  Orgammtli'jn  der  A<rinL 
BeUf-  Vitf  JS44.  —  Lamnrttne.  Du  rfnnt  » 
fraftiit  et  dir  l' oryanitat-ian  du  t'^mü ,  flfn» 
ISfS  (hiertn  Bagtiat  im  .^rmmal  JtJ  Eof 
mittM",  Bd.  m  (tS^Sl,  S.  t09—tS;.  —  L  tU4ir 
ijT  trorinlümf,  dmü  au  trantH.  ftn«  ifiS.  - 
Jon.  Uamlrrf  Le  droit  nu  Immtl  ä  I'.ljuMMir 
nOlkuraie  (Snmvilung  aJltr  Pm-  mJ  'p»'t- 
Redeni,  Piiria  IS4S.  —  Provühtm,  U  in» 
nu  Iravdil  et       droit  dt  pTtypnttit  Punt  'M* 

—  Em.  df  titrardtn,  le  imü  nu  {rjaiü 
Lujemh^'urff  rt  11  1' .-tMenOitrf  HotP/niU.  !  Afc- 
Pant  l^i^i,  —  Mario.  mW 
Oryauisalioii  der  Arbeit,  Jt  Bdf.,  K<ifl  lifi  - 
fll.  Ariß.,  4  Bde.,  Tillrin^en  {mfl"i}.  —  W"» 
Fauffh&y,  ArL  „Droit  an  truffiH"  ('» 
»tüiVc  iU  i'rccn.  polit.},  iSii,  —  fr.  SJy*< 
I}it  /rfit  Gf4fil*chaß,  Chr^nniU  USl;  I»*  BpM 
Uli/  Arb^rir,  ISJÜi.  —  J£.  KdllfJikv,  D<u  Ml 
auf  .irhfii  (in  .,.\>uf  Zeit  "  r.  im,  ^ 

—  A.  Menger.  Dos  ÜtcU  auf  Jfi 
Arbeitnerlmg ,  Stuli^rl  IgSS  (3.  -I-^  *V 
1^.  Jl/p.  —  ppoehotmtk.  Dat  m^ici*  R"^ 
auf  Ai-tieil,  Btrtin  J^SJ.  —  W.  tierbftr- 
.'iludifn  X.  Fortbildvng  d«t  Jptftörvrid'lii"— 
(im  Arek.  /.  aut.  Ga.,  ßd.  /I",  H.  i^lfl-  ' 
Art.  „Dn'h  an  truraü"  tm  .V-nrw«  * 
ffr<T»,  p^i.  I,  IS.  746fy.  —  Jo*.  CknUtfU- 
Bert  ei  Arth,  fonlalnr,  hii*  nirtiJ« : 

det  itjitea  de  la  U^isialinn  taev^  *  '''"^ 
Paria  ms.  —  fimf.  Stnger  fSUnharfi,  1^ 
fieehl  am/  Arbeit  in  ^rtefiidülielKf  /JonW'lpH 
Jen«   ms.   —   Ser^tfi*.    Sni^  Zii«*» 
ührr  dtu  Recht  ttw/  Arbtii  «im.  m 
Zrit"  1S.IIT..  *'  iS&f<iS>.  ~  O.  Cnhr^ 
Blnne  et  ta  rtmmiuiiin  «Ii*  Lvitmti->"f^  " 
AniialfJ  de  l'rmU   tibrr  4ii  »fimxf*  ^^''^^ 
tarn  ISJlIl.fQ.  iS9T).  —      A^lf-  J'^  -'^ 
auf  Arbeil",  >/.  d.  lSI..  3.  Anß.,  B±  it  ^'^1- 
rind  Art.  „ATbeilitlosiffkfit",fbtiuia  Bif.i' 
M«d  in  dirtem   Wih-terbtifA.  Bd.  i  Ä  ''^^  ~ 
Vtfl.  fprntr  die  /.((^ToturanjniArH        ^  ^ 
,,tkfeialim%u       AoinmuiiÜHnU"  «»^ 
teerkjiläum".  Carl  r;*Ti"W 
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Rectapapiere  b,  Namenpapiere 
"^^n  S.  .'ölfg.  nnd  Wertpapiere. 


R'&ebnlu^s  verfahren. 

1"»»  R  \it  eine  Ava  skaniliDaTiBcheti  Ländern, 
(b^iQilerr  (kiu  nliea  [>änemark  eigentöm- 
■-bf  An  ikr  ArkerTertcilnn?,  die  aich  von  der 
-s!  im-mei-n  FeldgctBeinschaft  (s-  Art.  „Feld- 
rM«m«^^l:i4ff'  fben  Bd.  I  S.  814  fg^.)  ppintipiell 
MerartiMilet  Ks  »«tzt  nilmlich  das  Sonder- 
irPiiiTn  «Ti  den  Aeckern  foraas,  während 
"i'^Ks  bei  jener  fehlt-  Seine  Bedeutunif  liegt 
iini^-  in  der  Sicherung  de«  ]eg:aleii  bestandes 
•ai  VoiiAugits  den  üniudeigentain»  der  Ge- 
i<«iidrir<^D(>»ten.  Wenn  jemiiud  glaiibte,  daß  er 
■•ut  Of'nit  Vtirffthren  durch  Abpflligeii  an  den 
'■nniTurcben  tou  Feldnachham  in  seinem 
tTUtnm  befiinträcbliirt  wurden  oder  dall  ihm 
^nrvh  unTechtniätig^e  Okkupation  Land 
-Iiiai|«ti  ^kommen  itpi,  <to  durfte  er  das  R. 
''jDTngeii,  d.  h  die  NeaverEeiluug  des  Acker- 
H'U  trtit  dem  Zweck,  jedem  so  viel  zazn- 
■»»•11,  fcie  jbm  voo  Rethta  wegen  zukam.  Eb 
*vde  a.l«o  d<trch  dieses  VernihreD  nur  die 
i.wbt  fi-rluliche  UiufleiLblieit  ftustge glichen,  die 
whfli'h  entstandene  Uiiig:leichheit  des  Besitzes 
'Hiibe-,  Ti^rtelhufen  iiaw.)  div^jecjeii  nicht  an- 
;-Uf(eL  Diis  Verfahren  konnte  eich  hiemach 
HfXfotlidi  anf  ain  Stück  (eine  Gewanne  oder 

■  tnrfi-  Gemutne)  beschränken,  ivemi  nämlich 
"r^(i«it  nifhi  darüber  hiiiansifinc.  Uebrigens 
«iirku  akhi  blaß  das  Ackertiiud,  souilern  anch 
"  HH:-(-iäHen  [Todel.  die  Straßen  und  Plätze 
**f  Uirfes,  Geliölz  nud  Weide  dem  R.  unter- 
•■■frn.  Die  Klage  des  Verletzten  auf  Vor- 
ibai*  lies  Verfahrens  irniQte  gerichtlich  vorge- 
'ftfbi  werde»  Ekinen  Nauen  bat  dtui  R.  von 
T,  mh  {Seil,  Strick.  !«ehTinr;  vg-l  nuser  Reif- 

■  ■.  igfr  =  Seilerl,  dem  MeßinstrumeDt.  —  Die 
^  ivbrifien  Uber  da-«  R.  babeo  bh  im  18.  Jahrb. 

ruHltGeltnnig  hühalten.  praktische  derHanpt- 

ikkoh  nicht  m  Ifiuge. 
UknlDr;   a.  /fnrwfiW,    AgrarhutotUehe  Ab- 
*  U!«K.,rn,    i    Bdt.,    L^Äitzig    ISS'i  -  S^.  — 
'iIi-tMM .    £}falteitc   Hteht'iaUert'iiircy,    4.  Aufl., 
''—<'jt    tiurrh    .1.    H':tulr.r    umi    Fi.  Hühner 
!!    S.    (!7>,    S   Bde.,     Leifitig    189'.'.    —  H. 
Vferdd<r.    /^^MrimeA    dar    dtuUchri».  RechU- 
^'*tM'rk^c.   i-  Äxiß.    (S^  SG7  vnd  iSS),  Ldptitj 
* :    -    a.   I'.   B«f/o*f,   Art.  „Rfcbningner- 
U.  1/.  St..  s.  .Uiß.,  Hd.  VJ,  8.  S50ISI. 

(1.  t\  Oelott. 


■>  ,  fnrm  rvgia  nder  regalia,  aach  Be^en 
cuuDi,  ttirei)  di^pHingUcb  im  weitesten  &uQe 

4eni  dbuT-cheii  Kituige  als  dem  Träger  der 
•''nti>(t  (iewalt  zuk'inLTneuden  Rechte,  die 
rijilb#fri)cben,  pnlitiwhen  und  fiakoliacbeu 
>Wiktcn  waren.  Di&ser  Anadmck  erscheint 
•MW  im  Wormaer  Konkordat  vom  Jahre  1122, 
dM  der  tog.  lurc^^ütiirstrejt  beendigt 
»«fde.  DMiacb  iqlJten  die  weltlicben  Rechte 
Ei'qi^,  daher  jara  regaliu,  an  die  geint- 
''Wrtint(;n  nach  ihrer  Erwälilun^  da  reo  das 
■^•«iHl  d^  Szepters  (nitbt  mehr  durch  Ring 
<ul  Stib},  tihfru*^tt  werden.  Ihre  Aufzählnng 


in  der  conatitntio  de  regalibns,  die  auf  dem 
Ron^aliacben  üoftage  im  Jahre  1158  beschlossen 
wnrde,  bietet  die  Grundlage,  nach  der  sie  in 
die  Libri  feudoram  Übergegangen  sind.  Sie 
Bind  kein  System,  sondern  ein  Konglomerat  Ton 
einzelnen  Rechten,  die  nnr  kasnistisch  festge- 
stellt waren.  Im  Laufe  der  Zeiten  sind  die  R. 
allmählich  von  den  dentscheu  Königen  anf  die 
Reichsittände  teils  durch  Verleihung*,  teils  durch 
Verpfändung,  häufig  auch  durch  AnmaOnng 
übergegangen.  Die  wichtigsten  Rechte  dieser 
Art  waren  das  MQuzrecht,  das  Bergwerks  R., 
das  ZoHrecfat.  der  Anspruch  auf  die  herrenlosen 
GQter,  die  FluQ-  und  Hafenzölle,  Juutiz-  und 
Lebengefälle,  das  Jagd*  und  Fiscberei-R.,  das 
Geleitsrecht,  der  Aemterverkauf,  das  Juden-R. 
u.  dgl.  m. 

Der  Uebergang  der  R.  vom  König  auf  die 
Reichsstände  setzt  sclion  frQh  ein  und  erreicht 
unter  den  Hohenstaufen  seinen  Höhepunkt.  In 
den  sog.  Wahlknpitulationen  seit  1519  und  im 
westßlischeu  Frieden  wird  das  Recht  der  Reichs- 
stände auf  die  R.  ansdrilcklich  anerkannt.  Seit 
dieser  Zeit  ist  die  Regalität  ein  StQck  der 
Recht«-  und  Wirtfchaftsge-nchichte  der  einzelnen 
Territorien.  Die^e  Rechte  sind  denn  auch  von 
den  ReichRstäuden  seit  dieser  Zeit  aufs  eifrigste 
entwickelt  und  anagetlbt  worden. 

Beachtenswert  für  die  Geschichte  der  staats- 
Dud  finanzwisxenscbaftlicben  Doktrinen  ist  es, 
daß  seit  1550  die  R.  Gegenstand  juristischer 
Konstruktion  werden.  Der  Grund  hierzu  la^  in 
der  viel  erörterten  Lehre  von  der  Souveränität, 
in  den  natu  rrechtl  ich  en  Anschauungen  and  in 
dem  unabweisbaren  Bedürfnis  in  den  chao- 
tischen Wirrwarr  der  tatsächUchen  VerbältniBse 
Liebe  und  S;»tem  zu  bringen.  Man  onterBchied 
zwei  Gruppen  von  R.  Regatia  maiora 
waren  solche:  in  qnibas  potissimnm  snprema 
potestas  et  dignitaa  relucet,  und  man  verstand 
daranter  wesentliche  Staatshoheitsrechte,  und 
Begaliaminora  diejenigen  G -rechtsame :  qnae 
potiaa  ad  flucale  jus  et  proventas  quam  ad  ipsam 
aupremam  poteatatemBpectaue,oderdie  Finanz-R., 
Finanzrechte,  die  fiskalisch  nutzbar  waren.  Die 
grundlegende  Scheidung,  die  alterdinga  durch- 
aus willkürlich  und  ohne  inneren  Grund  vorge- 
nommen war,  ist  für  die  ganze  Folgezeit  maß- 
gebend geblieben.  Aber  oei  alledem  war  da- 
mit der  publiziRtische  Streit  keineswegs  be- 
endigt, die  Uuklarheiten  waren  nicht  beseitigt. 
Die  Lage  kennzeichnet  der  Anssprach  Klocks: 
„Regalia,  qnae  sint,  rix  definiri  potest"  (de 
aerario  83)  Tatsächlich  war  ja  auch  im  17. 
und  18.  Jahrb.  die  Zahl  der  R.  eine  immense. 
So  nimmt  Hathäas  de  Affliktia  125  verschiedene 
Arten  an,  ChasBanäus  206,  Klock  400  und  An- 
tonias de  Petra  soi^  413.  Der  R.streit  und 
die  sich  daran  schließenden  zahllosen  Kontro- 
versen durchziehen  die  ^nze  juriatiache  und 
Staats  wissenschaftliche  Literatur  bis  anf  im- 
aere  Zeit. 

Der  Begriff  des  R.  hat  beate  für  die  Wissen- 
schaft nur  noch  historisches  Interesse.  Da 
sich  der  moderne  Staat  mit  der  Gesamtheit 
seiner  Auj^ehörigen  deckt,  bo  bedarf  man  der 
Konstruktion  eines  „R."  nicht  mehr  fUr  die  Be- 
fugnis der  Ordiiang  gewisser  Zweige  des  wirt- 
schaftlichen Lebens,  die  der  Staat  ans  irgend- 
welchen Gründen  ftir  sich  in  Anspruch  nimmt. 
Derartige  Regelangen  brauchen  keine  Herbei- 
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ziehnnff  der  „Regalitftt"  m  ihrer  Bechtfertiffiuig. 
Handelt  es  sich  aber  am  Erwerbszweiee,  aerea 
Betrieb  der  Staat  aoBRchliefilich  ansOben  will 
niid  aQflttbt,  so  kann  mau  fiuuizwisseDochaftlich 
dieses  Verhältnis  riel  besser  dnrch  die  Bezeich- 
nvtae  nHonopol"  (s.  Art.  „Monopol"  oben 
S.  505  f|^.]  kenntlich  machen  als  dnrch  den  Pro- 
teus .R.".  Solche  Staatsbetriebe  sind  historisch 
gerecbtfertj^  und  praktischen  Verhältnissen 
und  Bedürfnissen  angemesKii,  ohne  ans  einer 
dogmatischen  oder  natnnechtbchen  Quelle,  der 
Rmlität,  zu  flieOen. 

Immerhin  wird  die  Terminologie  B.  anch 
bento  noch  anf  eintelne  Ordnangen,  wie  anf 
das  HQnzwesen,  Bergwerks-,  Wegewesen  n.  dgl., 
angewendet.  Spricht  man  hier  von  Hünz-B., 
Bergwerks-  und  Wege-B.,  so  hat  man  eben  nur 

fesetzliche  nnd  rechtlit-he  Ordnongen  im  Auge, 
ie  swar  den  Namen  R.  bifltorisch  tr^n,  ohne 
mit  dem  Begalitfitsbegriffe  wesensgleich  zn 
sein  Eben  ein  Beispiel,  wie  sich  ältere,  ge- 
schichtlich Überkommene  Namen  bis  in  die 
Gegenwart  erhalten.  Ebuiso  sprechen  noch 
mitrelstaatlicfae  Gesetze  von  „QenUIeu",  wo  sie 
Stenern  meinen,  ohne  Bttckradit  daranf,  daß 
beide  Formen  von  Abgaben  nnpribigUdi  ganz 
verschiedenen  Charakters  waren. 

Die  Finanzwissenschaft  tut  daher  am  besten, 
mit  dem  Begriffe  B.  Oberhanpt  nicht  mehr  zu 
operieren.  Auch  kann  man  leicht  die  Ans- 
drücke  Münz-B.  usw.  dnrch  Münzhoheit  osw. 
ersetzen. 

Literatnr:  Di«  Literatur  über  die  Regalien  ist 
mäto».  Einen  Einblici:  gewähren  vtekr  oder 
weniger  alle  Hawl-  wtd  Lehrbiieher  der  Finant- 
vistensehaft ,  inibetiyndere  die  älteren:  tfuatiy 
Sotmenf^,  Malehua  etc.  —  Vgl.  hierxu 
Bergtu»,  Art.  „Finmmgaiien"  «t  PoUxei- 
uitd  KaimfralmagaHn,  Bd.  7,  S.  tS9.  —  Roaeher, 
TiMori*  der  Finanw^aUmi  (Abk.  d.  K.  aSOuiMchen 
GetdUekaft  der  WUtentehßfie»,  phil.  MaL  Klaue, 
Bd.  9  (1884)).  —  Tr6ltMch,  AH.  „Regien" 
(mit  auafüjaiieier  literargesehie^icher  Bekond- 
lumg),  B.  d.  8l,  3.  Av^.,  Bd.  VI,  S.  SSlfy. 

Max  von  HeekH, 


RegiitrieningubgabeB. 

L  Allgemeinen:  1.  Begriff  nnd  Wesen 
der  B.  2.  Gfeschiehtliches.  II.  Oesetzgebnng: 
1.  Frankreich,  a)  Wesen  nnd  Umfang  der  R. 
b)  Spezielle  Rtenertechnische  Einrichtung.  2.  An- 
dere Staaten. 

1.  ÄllgeinelDes. 
1.  Begriff  und  Wesen  der  R.  K. 

nennt  man  diejenigen  Auflagen,  die  für  die 
Eintragung  in  Öffentliche  Register  zu  ent- 
richten sind.  Solche  öffentlichen  Register 
fi\Dd  von  Behörden  gefflhrte  Verzeichtusse,  in 
die  von  ihnen  die  vorgebrachten  Elechtshand- 
lungen,  Schriftstücke  und  mündlichen  Er- 
klärungen aufgenommen  werden.  Die 
Ffihmng  der  Register  ist  ^forderlich  zur 
Rechtsbeständigkeit  von  Rechtsgeschäften 
gegen  die  Anfechtung,  sie  bildet  gleichsam 
eine  Art  Inventarisierung  des  Rechtslebens. 
Oer  Eintrag  begründet  daher  einen  Schntz 


gegen  drohende  Rechtsnaditeile  und  hat 
Beweiskraft  im  Baehtsstr^te.  Register,  die 
diesen  Zwecken  dienen,  werden  seit  alter 
Zeit  geführt  und  haben  sich  bis  auf  unsero 
Ta^  erhalten.  So  nehmen  die  Zivilstands- 
register  alle  Eintragungen  zur  Beurktiadane- 
des  Personenstandes  auf,  die  Grund-  iina 
Hypothekenbücher  solche  über  ^gentam, 
dingliche  und  Fhuidrechte  an  GnmcKtflckeii 
und  Gebäuden,  die  Handelsregister  die  Eän- 
tr^e  von  kaufmännischen  Firmen  tmd 
Haudelsgesellschaften,  die  Muster-  and 
Markenschntzr^ster  diejenii^Q  von  Sei  atz- 
marken  und  Mustern.  Aebnlich  beurkunden 
die  Genossenscfaaftsr^ster  die  Rechte  eio- 
getragener  Genossenschaften,  die  Schiffs- 
register die  auf  Scliiffe  bezüglichen  Ver- 
hAltnisse,  die  Adelsmatrik^  das  Itecht  car 
FühruDg  des  Adels  u.  dgl.  m.  Aik^  Kkr 
die  Buchschuiden  des  Staates  werden  dv» 
Staatsschuld  bficher  geführt 

Mannigfach  sind  die  Abgaben,  die  steil 
an  die  Einträge  knüpfen.  Sie  bilden  mcht 
überall  eine  technisch  ausgeschiedene  Gruppe 
von  Abgaben  mit  besonderer  Benennung, 
sondern  sind  vielfach,  je  nach  Cmbng'  und 
Bedeutung,  anderen  Arten  beigesShlt.  Doch 
sind  sie  auch  in  anderen  Staaten  verselb- 
ständigt, Bo  nantenttieh  in  Frankrmc^  wr. 
das  „Enregistrement**  eine  für  d«  SbMts- 
haushält  bedeutsame  iänriditnng  ist  Ihrem 
Wesen  nach  sind  die  R^^iataäg^J)  teils 
Gebühren,  teils  Stenern.  Denn  entweder 
herrscht  das  Gebühren  priosip  vor,  die  Re- 
gisterabgabe  ist  ledigUai  eine  G^nleistui^ 
für  eine  staatliche  oder  behQrdltdhe  Leistwic 
nach  dem  Prinzip  der  spezielleD  EntgdÜic4i-  ' 
keit  uud  des  Kostenereatzmoments  (s.  Aii. 
„Gebühren"  Bd.  I  S.  912  fg.)  oder  die  Absicht 
des  Gesetzgebers  geht  von  Tomberein  darauf 
hinans,  eine  Steuer  mit  der  R^^erabga^ 
zu  verbinden.  Hier  handelt  es  sich  darum, 
einen  Akt  des  wirtschaftlichen  und  Rechts- 
lebens nach  seinem  Ökonomischen  Inhalte 
steuertechnisch  zu  erbssen.  Wir  haben 
dann  in  diesem  letzteren  Falle  mit  einer 
Form  der  Verkehrssteuern  zu  tun.  Der 
Uebei^ang  von  der  Gebühr  zur  Veriteirs- 
steiier  liegt  vor,  einmal  wenn  die  Ab*tabe  in 
ihren  Sätzen  eine  Höhe  erreicht,  die  mit 
der  behördlichen  Leistung  in  keinem  Ver^ 
bältnis  steht,  das  Kostenersatzmoment  er- 
heblich überschreitet  Sodann  aber  tritt 
ein  solcher  überall  da  ein,  wo  ohne  inoeteo 
Grund  für  einzelne  Handlun^n  ein  Register- 
zwang  gefordert  wird  lediglich  in  der  Ab- 
sicht, eine  Steuer  zu  erheben.  E^n  derartiger 
Fall  liE^  vor,  wgnn  von  der  Re^atriening 
die  Gerichts^flltigkeit  rein  raivater  UHntndeo, 
z.  B.  voa  PnvatvertrS^,  Redinnogen,  Qoit- 
Inngen  usw.,  abhängig  gemacht  wird.  Die 
Entscheidung  darüber,  ob  die  Registerabgabft 
eine  Steuer  oder  Gebühr  ist,  Iftfit  äch  a»r 
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im  eiozeloeo  F&lle  noter  Erwfiguag  aller 
«ioschlfi^gen  DmBt&ade  treffen. 

In  der  Praxis  pflegt  dieser  Unterschied 
nicht  ersicbtlich  hervorzutreten.  Die  Ver- 
waltnng  ist  fQr  beide  Arten  r^lmäfiig  die 
gleiche.  Allein  ohne  Bedeutung  ist  sie 
«Dtschieden  nicht  Sie  ist  wichtig  fOr  die 
Steuerpolitik  und  wird  immer  dann  praktisch, 
wenn  man  die  Orundb^o  des  bestehenden 
Rechlszustandeä  fQr  kOnftige  Reformen  ge- 
naa  kennen  moS. 

3.  GescUektUehes.  ISm  beMtnderes  Be- 
instrienmgsweaeD  «Ig  tdbstlndiges  Glied  des 
Stenersystems  hat  sich  voradimudi  in  Frank- 
rdch  entwickelt  nnd  die  fransSBische  Steuer- 
technik ist  für  di^enigen  Stiiaten  (Belgien, 
Eiland,  Italien,  Baläand)  Torbildlicb  geworden, 
£e  «dbetindijKe  B.  eini^erichtet  haben.  Die 
Einftlbnm^  dieser  staatlichen  Insinnation  (von 
indnner,  emschreiben)  oder  des  £nre^Rtrements 
und  der  Rootrolie  (contrüle)  stellt  sich  dar  als 
Uebertzagiuig  von  Bedtzwechsetabgaben, 
die  der  Feudalherr  von  seinen  Omndbolden  er- 
hob, auf  das  Gebiet  de«  staatlichen  Bestene- 
mngsrecbtes.  Die  Intinnation  oder  das 
Snregistrement  scheint  bis  ins  Jahr  1639 
xarackzageben  nnd  bestand  in  der  Verpflich- 
tong,  die  Urkonden  Aber  gewisse  Bechtsge- 
«chifte  in  ein  bestimmtes  Begister  eintragen 
xn  lassen,  wofttr  Abgaben  zn  entrichten  waren. 
Insbesondere  AUereiusetxnnffett  nnd  Schenknngen 
unter  Lebenden  waren  bei  Androhong  der  Nich- 
tigkeit re^triern^^flicbtig.  Hierzu  kam  17U3 
unter  Lndwig  XIV.  der  „handertste  Pfeunig" 
(ceatüme  d^er),  eine  Iproz.  allgemeine  Be- 
sitzwecbselabgabe  für  Immubifien,  deren  "Br- 
hebnnff  gleidiEslls  bei  Gelegenheit  der  Bintra- 
gting  u  ein  effentliches  Begister  bewirkt  wurde. 

Die  Kontrolle  (droit  de  contr&le)  ent- 
stammt üner  Ordonnanz  Heinrichs  III  vom 
Jahre  1661  nnd  war  beiitlmmt,  das  Datum  wich- 
tiger Aktenstücke  anthentii«h  fedtzustellen.  Zn- 
nichst  entsprach  diese  neue  Einfahmng  dem 
BedQrftiis  der  Bechtssicherheit,  nm  snr  Wahrung 
der  IntM«Men  der  Familien  die  Prioritftt  von 
Fordernngen  nnd  Hypotheken  zu  nchem  nnd 
den  vielfachen  BetrOgereien  durch  Vor-  and 
I^acbdatiennigen  in  Urkunden  ein  wirksames 
Ziel  au  setzen.  Wiewohl  hier  zunächst  allge- 
mein volkswirtschaftliche  Gesichtspankte^be- 
stinmend  waren,  so  versSnmte  doch  der  Staat 
in  seinen  fortwährenden  FinanznOten  nicht,  diese 
Nenerung  sngleich  cur  Erhebung  einer  Steuer 
KU  benntsen.  Die  Errichtung  wurde  Inid  ver- 
«Ugemeinert,  nachdem  cnent  nur  au  den  Sitzen 
der  königlichen  Gerichte  ein  contröleur  des  titres 
bestellt  Word«  war.  Die  Tarife  wurden  öfters 
geindert,  zuletzt  1722.  Diese  Tarifiemng  nntei^ 
•ehted  Kwiseben  fixen  nnd  pn»ortiunafen  Ab- 
irren und  blieb  bis  zu  Beginn  der  franiSsischen 
Hevointion  in  Kraft. 

Beide  Abgaben  waren  teils  verpachtet,  teils 
wurden  sie  m  eimier  Begie  wbolwo.  Unklar 
in  der  Gesetwebnng  genselt,  willktlrlich. 
namentlich  auch  durch  das  Privatinteresse  der 
IVchter,  ausgeübt,  gaben  sie  Teranlaranng  zu 
Tielen  Klagen  nnd  MUlbr&nchen.  1780  wurde 
iafidfedcssen  die  Terpaehtnag  aufgehoben,  nnd 


seitdem  trugen  sie  dem  Staate  etwa  SO  Hill. 
Liv.  ein. 

Die  Stttrme  der  Bevolution  fegten  Enrapstre- 
ment  und  Kontrolle,  wie  die  meisten  verhaßten 
„indirekten"  Stenern,  hinweg.  Indessen  kehrte 
man  zu  ihnen  früher  als  zu  anderen  Abgaben 
des  Ancien  B^gime  zurück.  Das  O.  v.  lö./Xn. 
1790  faßte  sie  anter  der  einheitlichen  Bezeich- 
nuDg  „droit  d'enregistrement**  zmiammen,  ge- 
staltete sie  za  Abgaben  von  Urkunden  vom 
Eigentumswecbfel  und  vereinfachte  sie.  End- 
gtlTtig  aber  warden  sie  erst  durch  G.  v.  12./XII. 
1798  (28.  Frimaire  J.  VII)  geregelt,  und  auf 
dieser  Grundlage,  die  bis  in  die  Gegenwart  im 
wesentlichen  ernalten  blieb,  ist  dann  das  System 
weiter  ausgebaut  worden.  Zagleich  wurde  ein 
Zuschlag  von  10  %>  n^"^  dteime",  zunächst  zur 
Deckonfi'  des  anßerordenttichen  Kriegsbedarfs 
bittzngttfügt,  der  aber  in  der  Folgezeit  zu 
einem  bleibenden  wanl  und  später  sogar  noch 
erhöht  wurde.  Durch  G.  v.  28.;IV.  1H16  wur- 
den die  Taxen  infolge  des  steigenden  Finanz- 
bedarfs abermals  erhöht,  indessen  1824  wieder 
herabgesetzt  Mehrfache  Verändeningen  wurden 
dnreh  die  GG.  v.  1830^  1888.  im,  I8S6  nnd 
IBbl  im  Umfang  und  im  Ausmaß  der  Steuer 
herbeigeführt  Von  erheblicher  Bedeatang  war 
die  Gesetzgebung  vom  Jahre  1871/72  nach  dem 
deutsch-französischen  Kri^,  wodurch  das  Ge- 
biet des  Enregistremeuts  erweitert,  die  Ab- 

faben  erhöbt,  die  Zaschlftge  verzehnfacht  wnr- 
en  und  ein  besonderes  droit  frradn^  (1872)  ins 
Leben  trat.  Einzelheiten  wurden  dnreh  G.  v. 
29 /XII.  1884  geordnet,  und  durch  die  Finanz- 
gesetze V.  26./VI.  1892,  28./IV  1893,  27.;VI1. 
19U0  und  2Ö./II.  IHOl  atnd  Erm&Uignngen  der 
Steuersätze  bewirkt  worden.  Durch  G.  v.  13./IV. 
1898  sind  die  Fenerversicherungsgeaellsehaften 
einer  besonderen  Abgabe  unterworfen  worden. 

IL'  Geset^gebiing. 

1.  Frankreleh.  a)  Wesen  and  UmCang 
der  B.  Die  Begistrierang  in  Frankreich  nnd 
das  sich  daran  auschtieltende  Ahgabeusystem 
steht  in  engstem  Zusammenbange  mit  dem 
eigentttmlichen  Formalismus  des  franiösiaeben 
ZivilreebtB.  Die  ganze  Erscheinung  ist  nur  auf 
diese  Wmse  zu  erklären.  Das  Prinzio  der  Be- 
gistriemng  besteht  darin,  dafi  btti^riiche,  ge- 
richtliche nnd  anßencerichtlicbe  Urkunden  und 
mündliche  Erklärungen  Uber  einen  Eägentums- 
wechsel  wörtlich  raer  auDzngsweise  in  ein 
öffentliches  Begixter  eingetragen  werden.  Hier- 
durch wird  die  Rechtsfültigkeit  solcher  Bechts- 
geschftfte  gesicberL  Die  Begistriemngxpflicht 
eilt  grundsätzlich  überall  da,  wo  das  Gesetz 
keine  ausdrücklichen  Ausnahmen  macht-  Die 
Ausdehnung  ist  teils  eine  unbedingte,  indem 
alle  namhut  gemaehten  Arten  xnr  Begistrie- 
rung  anzumelden  rind,  teils  eine  bedingte,  in- 
Bofrm  der  Begisterzwang  anf  solche  Urkunden 
beschränkt  ist,  die  vor  Gericht  oder  einer  Be- 
hönle  benutzt  werden  sollen.  Ersteres  ist  der 
Fall  für  alle  gerichtlichen,  auflergerichtlicben, 
notariellen  nnd  alle  Privaturkunden  mit  Privat- 
nnterschrift,  welche  eine  Uebertragnng  des 
Eigentums  oder  wnstiger  Bechte  an  Iramt^ilien 
zum  G^nstand  haben.  Letzteres  gilt  für  an- 
dere Pnvaturkunden  mit  Privatuntenchrift. 

Der  Akt  der  Sintragnng  sc^er  Urknnden 
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ig'iht  Gelegenheit  znr  Erh^bnn^  tau  R.  Diei« 
schwanken  in  ihrew  Cliarakter  zwiscben  Ge- 
bühr oad  Steuer.  1e  licr  Bei,'^;!  «her  illier'Aiejfl 
der  ^Henc'ii'hnrftktor  s«br  ertiebHch,  weun  Aiich 
ia  vecscIiieiEeiKHio  Malie  in  den  eiiiKieliieti  Fällen. 
Im  Eijrf|^it<trt:ni«nt  tat  zngleiclii  die  EHiocIiufia- 
and  SchäTikwnj^sijteiler  (a,  Artt.  „ErbBtLafli' 
swaer",  oben  Bd.  I  S.  78&f(f,,  nnii  „."^chenkaiie*- 
steneru")  emge!(t:hlns.«ien.  liti  ilin«n  kummt  der 
Gedanke  der  Vi^rkehraatener  kSnr  zuiu  Aua 
dnirk.  mtd  hier  biEiL-n  R-  einen  Eraatz  iiml 
eiue  Erg-Kiiiniig  zur  fraiiztisijicheu  nnenl- 
wickelieii  Erwerbs^t^steneniti^,  w<i  sie  naiueut- 
lich  fllr  die  (ehkiidt;  Ehikuimoen^teRer  em- 

b)  BpeElelle  BteuertechnlBchs  £lnrich- 
tung-  Nach  der  Gcselzifubwin:  vom  Jahre  1798 
kvar  rls^  Eur^gii^tr^niBiit  iir^prltn^flicL  zwei- 
gliedrig, »eit  lall  ist  es  dreigliedrig,  1  Die 
feste  Abg&be  (droit  fixe)  wird  von  den- 
leuigen  Urkunden,  welrlie  einen  bM  dar- 
lefjeiiden  und  E^rktüreoden  Itilinlt  tialteii,  nach 
eiuein  aysteiniitisubeti  Kla^feliCarif  erhoben,  der 
dvn  titii^^efäbreu  wirbit^^barilichen  Inhalt  des 
Aktea  zum  Ausdruck  bringt  —  2.  Die  ver- 
hältni Bm ilßig«  A  bgabe  (droit  proporlioiiel) 
trifft  Urknndeu  nnd  ititfÄchli»  he  Vorginge, 
diuxh  die  EiAfenitim  und  dlii^'liche  Rechte  an 
bewegiichen  und  ii]ibeH'eu:lii^'bi:n  ii^tem  gewährt 
weiden,  in  nncL  dem  Werte  des  betreffeodeo 
Ohji-kia  ab^BHliit'reu  Siitzen.  Sie  bewegen  sicii 
xwiSL'bei)  ü.'iiö  nud  fi.aii^  „  vnm  Werte  im  tlanpT- 
sKtze  (fiu  priHcipJil),  vimn  d.nin  noch  ZuM;hIJit;8 
^ctailimei  addlLiuiiehj  kiirunicii.  die  zwischen  20 
nnd2ä'*,n  schn-niiken.  Der&rtii;e  i^ii.-'L-hliige  nnd 
zwar  mit  lü^g  miA  Bchuci  H'-  ä  bei  Netiurduuug 
den  Eurtglßlrtuieuts,  wi«  o^ben  erwäliiit.  er- 
hnliäü  Wurden.  lO-^lö'^o  ^i^d  datiu  nuch  UKi^h 
dem  deutsch- frauiÖaiBchtn  Kriege  htiizuge- 
kummpD.  ricir<'li  die  PrfiänirtioiiidiiiiEftbe  wird 
Tiir  lUlero  der  Irtiinobiliiirvertelir  in  Krankrejch 
höher  beUniet  aIs  in  irgend  einem  anderen 
Senate.  Denn  Ann  EnregiMiremimt  belrKgt 
ö,bO"j„  im  i'riuzipul  und  o,>>75'^„  unter  Ein- 
recfaiinng  der  Zusihlflge.  Am  Ertrüge  der 
Eniegi"treiiieritseinnaliiiien  hitlien  nie  eilten  An- 
teil von  lO^o  (eiiisrl>lieilli(-h  der  Krbi>cfaalts-  und 
Scbcnkniig^sUMienil.  Die  Prn|iorlion'ilHbgaheii 
eitid  vor  herrschend  Srenern,  sie  sind  gereobter 
und  richtiger  als  die  tefiteu  Abgnbm,  wiilebc 
nur  in  Btintich  und  Bogeu  den  r>ki>]i»mi»L-l]eii 
InhaJt  eines  Verkehr^nkte^  zu  wtiidigen  ver- 
lutfgen.  Aus  diei*en  GrUndeit  inC  erkUrlii^h, 
dalt  die  neuere  Geseizgelmng  ininier  raehr  be- 
i>trebt  ist.  die  |in>|>(jrtiiiiinlfii  Abgaben  anf 
Kobleu  der  festen  äiii^iCiideliMeii  Iijv^^e  bilden 
da»  stabile,  jenes  das  inubile  Elemeul  de»  Sys' 
teioH.  Man  bat  aiicU  deincemlfU  dutnlt  be- 
gonnen, feste  in  rerbältniiMiiüLlige  Abgaben  kd 
verwandeln. 

Zn  4len  verhÄUnisTnUltligen  Abgaben  gehören 
auch  die  Erbscbttfls-  niid  Sihenknngö- 
ateuern.  Neben  den  tibrigen  Gesifhtspmikwn 
für  die  BetneM^niii:^  der  Hiibe  der  t-rener  kummt 
hier  nveh  kI»  Moment  der  Abuiurüng  da»  Ver- 
wiiiidtiKlinftaverlilLltiit)!  in  Betracht,  in  wclt-heu) 
iler  ^'i'hetikej  und  Erblaim^r  üiim  Burheukteu, 
Erben  oder  Legntar  steht. 

3,  Die  abfutitTifte  Abgabe  (droit  &xe 
etgradoe)  wurdu  iW73  ä\»  Ausgleicbongsabgabe 
eingeführt ,    um   a.ugeuacheintiuh«  Differeuiie- 


rnngfn  des  Voft«Oti 
sichtigen.  Sie  bet 
ohae  Angabe  der  Siimiije  ^ 
jrhftixhftre  Ao^rdnungen.  ' 
aiif  iiivi'h  der  Stiniiii«  nnd 
bei  Urkiindr«  Uber  Werri 
and  sieigt  mii(  10  Fr<-^.  Ii« 
hrcH.,  aii(  W  Kl 
lU-^ÜOCXt  Krc».  und  auf 
jede  weiteren  ^O'  ^*  Frr^. 
lS9:t  Hiud  die  a>. 
pruporliounle  Vi  i 

Ertrag  lciuj"-i  i 
kiinK*i*t<-uer>: 

Einn  E  r  gän  /  u  ii  g 
bildet  die  OmaatZAbf 
Wcrtpameren.  in-  nnd  : 
Tind  Obliigjuionen  mit  Ai 
pAptere,  uiieh  dtyr  auiiim 
i><07  etnjffflVhrt,  weil  di« 
E(irek'i-''lretncu(  und  diff 
frtllteiKien  l^Vrt*  nirb  dl] 
zogen.  Hnn  ftübrte  dabet' 
nni  die<«  liiir:ke  anKxalQl 
„Bör!»erisleuflr"  üben  lld.  j 
2.  Anilem  Siiiiaton^ 
Hiieler  uitii  der  bt-ioiiiioll^ 
des  Enregistrement.'*  hüt 
zur  NtirljiiilHriung  remtdli 


I.-!  Lir.iffi  e; 
1.1  N 

die  Niedl 
EinsfhJiiß  I 


WlJ  dllfl  Elir 

glcii-he  Si< ,, 
Ö4  Ml  II.  Fr<-s 
Mill    il  mit 
linlien  {Erirji«:  M 
KuUUnd  lErtmg:  2i 
der  KrbHchiUti'tiiwue 
Eiiiri<-hTiiiig  ent'pri 
ftisc'lien  Enregiittremri 

Literatur:  irnffncr, 

Katfj'mnttn,  /'■•'  /'Tnuni 
;Ä#f.  .>\  tsu.  —  Jaei 

finrfyi'trcHtrnf,  Stempel  f| 
Straßdtirg  iS?S.  —  I^V*^ 
Sltiiitra  in  Kiwß- lAihriai 

J'nri»  läTS,  S  t'ah.  ~  i 
i{r  }'enrrgiatrfmmt  tU-,  i 
—  ttrrkrt,  Art.  ^tüpi 

<J.  w  ,  e.  .1«/.,  Jt'J.  r/,1 

.|r/.  „nrtffitU'rtHfit"  tn  J 
/mn^aitt,  und  Itttmai 
in  Sag,  [Hc*.  4f  Fi\ 
iinr/itcn«. 


Ketfbaanleiheii 

vgl.  Aticli  Anlei] 


».Noten-  odor. 
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ReichsüaaoseiL 

I.  Allgemeines.  1.  Weseo  uod  Ünifang 
der  B.  2.  Der  Beidufialnu.  8.  Dm  BeicIuTer- 
»ageii.  IL  Der  Beicbsbaashalt  1.  Die 
Ananbewirtaehaft.  8.  Vie  Einnahmewirtschaft. 
a  IHe  AeichMcbnldeu.  III.  Die  Rverwal- 
tnng.  1.  Die  Oigane  der  Rverwaltang.  Ihr 
mnrkangskreis.  2.  MatrikolarbeitrSge  nnd  Ab- 
re^iiiigawe«eD. 

I.  AUgemeines. 

1  WeM  und  Umfang  der  R.  Unter 
R.  (R.wirteohaft)  verstehen  wir  den  Inbe- 
griff von  KinrichtuDgen  nnd  Yoi^gän^n, 
durch  die  das  Deutsche  ßeich  als  Subjekt 
einer  Zwangsgemeiowirtschaft  die  wirtschaft- 
lidien  Mittel  zur  Befriedigung  der  ßeichs- 
bedürfnisso  erwirbt .  verwaltet  und  ver- 
wendet. Das  Deutsche  Rfich  als  staatsrecht- 
liche Einheit  muB  zur  Ei-fflUung  der  ihm  ge- 
stellten gemeinsamen  Zwecke  und  Aufgaben 
fortdauernd  Qber  politische  und  materielle 
Machtmittel  verfOgen.  Diese  Verfögiings- 
gewalt  äußert  sich  aber  in  periodisch  wieder- 
kehrenden AuB^ben^  zu  deren  Bestreitung 
regelm&ßige  Einnahmen  notwendig  sind. 
Beide  müssen  fortwährend  miteinander  in 
Einklang  gebracht,  ins  Qleichgewicht  ge- 
setzt werden  und  erheischen  daher  eine  ge- 
ordnete Wirtschaftsführung  oder  eine  Finanz- 
irirtschaft.  Diese  ist  nach  ihrem  Wesen 
derjenigen  des  Staates  oder  eines  sonstigen 
Ctlentlichen  EOrpers  gleichzustellen. 

Das  Deutsche  Reich  ist  somit  Subjekt 
einer  Einzelwirtschaft,  welche  die  Eenn- 
xeichen  einer  solchen  trSgt  Es  hat  eine 
eigene  Ansgabewirtschaft,  eine  eigene  Ein- 
nahmewirtschaft, eine  eigene  Vermögens- 
verwaltung und  ein  eigenes  Schuld  enwesen. 
Uaterielt  erstreckt  sich  daher  die  wirt- 
schaftende TSti^eit  des  Reiches  auf  die 
TerwaltuDg  der  Reicbsaiiegaben,  der  Retchs- 
«nnahmen,  des  ReichaventiCgens  und  der 
Reicbsschtüden. 

Wie  die  einzelslaatliche  Finanzwirtschaft 
in  ihrem  Cmfiuig  von  den  Aufgaben  abhängt, 
die  ihr  die  StaatstäUgfceiteo  stellen,  so  sind 
ancb  die  R  bedinj^  durch  die  staatlichen 
PuDktiooen,  für  die  das  R^ch  Organ  ist. 
Die  AusddinuQg  läßt  »ch  nicht  ein  für 
allemal  unveränderlich  festlegen ,  sondern 
ist  einem  historischen  Wechsel  unterworfen. 
Mafi^bend  sind  die  Bedürfnisse,  deren 
Befnedigiing  dem  Reiche  Obertragen  ist 
nnd  zu  deren  Kostendeckung  dem  Reiche 
die  erforderlichen  Einnahmen  zugebilligt 
werden.  Jedenfalls  ist  die  Vertretung  des 
Deolschen  Reiches  im  Auslande,  die  borge 
Hr  Heer  und  Flotte  und  für  die  Reichs- 
eehnlden  der  Mittdpunkt,  um  den  sich  die 
weiteren  Ausgaben  gruppieren.  Endlich  sei 
noch  hervorgehoben,  daß  sich  im  Laufe  der 
Jahre  auch  in  Ansehung  der  R.wirtschaft 


die  Tendenz  der  steigenden  Ausdehnung 
und  des  wachsenden  Finanzbedarfes  gezeigt 
hat  Vgl.  die  statistischen  Tabellen  unten 
sub  n,  1. 

2.  Der  Reichsfisbns.  Wir  nennen 
Reichsfiskns  das  Deutsche  Reich  als  Sub- 
jekt von  Rechten  und  Verpflichtungen  auf 
vermögensrechtlichem  Gebiete.  Als  solches 
steht  es  den  übrigen  einzelwirtschaftlichea 
Trägem  solcher  Rechte  nnd  Verpflichtungen 
koQidiniert  zur  Seite.  Es  g^bt  nur  einen 
Reichsfiskns,  er  Mldet  materiell  eine  Einheit. 
Spricht  man  von  IMIfiitd,  wie  vom  SCili'ftp-, 
Marine-.  Post-  usw.  Fiskus,  so  steht  diese 
Unterscheidung  nit^t  mit  d^  Einheit  d^ 
Reichsfiskus  in  Widerspruch.  Diese  Teil- 
fisci  haben  nur  formelle,  verwaltungsrecht- 
liche und  rechnerische  Bedeutung.  Der 
Laodesfiskus  von  Elsaß-Lothringen  ist  kein 
Beslandteil  des  Reichsfiskus,  da  die  Reichs- 
lande durch  ihr  selbständiges  Finanzwesen 
auch  eine  selbständige  FinanzpersOnlichkeit 
haben.  Auch  den  Landesfisci  der  einzelnen 
Bundesstaaten  gegenüber  ist  der  Reichs- 
fiekus  prinzipiell  ein  selbständiges  Rechts- 
Subjekt  Eine  Verschiebung  findet  teilweise 
dadurch  statt,  daß  mitunter  gewisse  Reiclis- 
angelegenheiten  und  R.geschäfte  durch  die 
Landesverwaltungen  der  Einzelstaaten  be- 
B0i^;t  werden.  Solche  Uebert  ragungen  be- 
wirken, z.  B.  beim  Zoll-  und  Steuerwesen, 
daß  der  Reichsfiskus  in  den  Landesfiskns 
ülrei^eht  Durch  Reservatrechte  wird  gleich- 
falls ein  Landesfisbus  begründet,  z.  B.  beim 
Postfiskus  in  Bayern.  Dagegen  ist  der 
Hilitärfiskns  —  mit  Ausnahme  des  baye- 
rischen —  allgemein  als  Reichsfiskus  be- 
trachtet. 

Der  Reichskanzler  vertritt  den  Reichs- 
fiskus subsidiär  überall  da,  wo  keine  andere 
Behörde  ausdrücklich  zu  seiner  Vertretung 
bevollmächtigt  ist.  Hinsichtlich  der  sleuer- 
politischen,  prozessualen  und  sonstigen  Pri- 
vilegien ist  überall  der  Reichsfiskus  den 
Landesfisci  gleichgestellt 

8.  Dos  RetehBTermSgen.  Jede  Wirt- 
schaft muß  übw  Vermögen  verfügen.  Eine 
solche  Verfügungsgewalt  ist  ati^  für  die 
Rwirtschaft  unentbehrlich.  Wie  alles  im 
Besitze  eines  Off'entUchen  EOrpers  stehende 
Vermögen,  zerfällt  das  ReichsvennOgen  in 
zwei  I^iiptkategorieen,  in  Verwaltungs- 
nnd  in  FinanzvermOgeo.  Ersteres  ist 
Qennß-  oder  Verbrauchsvermi^n,  und  dient 
zur  Herstellung  von  Reichsleistungen,  letz- 
teres ist  Produktiv  vermögen  oder  Kapital 
und  hat  den  Zweck,  für  das  Reich  als  Er- 
werbsmittel zu  dienen,  soll  wirtschaftliche 
Mittel  liefern,  die  dann  mittelbar  wiederum  in 
Leistungen  umgesetzt  werden.  Das  Deutsche 
Reich  verfügt  über: 

a)  VerwaltnnggvermOgen.  a)  Der 
Oesamtbeatand  an  Inventar  nnd  Vor- 
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rateo,  einBchlieBHch  der  Oeldvorr&te,  die 
bei  deo  eiDzelaen  Reichs TerwaJtmi$:eii  bereit 
gehalten  werden.  £r  ist  nach  einzelnen  Ver- 
waltnng^szweigen  gegliedert  nnd  bildet  die 
Omndlitge  fQr  die  Verwaltungahandlnngen,  in- 
dem er  fmmobilien  nnd  Mobilien  und  aach  bare 
Geldbestände  nmfaüt  Wir  haben  es  hier  ge- 
wisse nn  aßen  mit  dem  technischen  Hilfsmittel 
der  Reichäverwaltang  zvl  Van.  Der  Gesamtwert 
ist  nicht  ermittelt. 

p)  Der  Reichskriegsschatz,  der  ans 
120  Hill.  M.  in  ranOnztem  G«lde  besteht. 
Dieser  Betrag  worde  stinerxeit  ans  der  fran- 
zösischen Knegsentschädigang  entnommen,  ist 
im  Jnliastnrm  der  Festang  äpandan  verwahrt 
und  hat  aasscbließlich  die  Bestimmnng,  im 
Falle  der  Hobilmachnng  znr  Bestreitung  der 
ersten  Ausgaben  zn  dienen.  £r  ist  für  den 
Beicbsflskas  kein  werbendes  VermSgeu,  er  schafft 
diesem  keine  Eiunahmen,  sondern  dient  ledig- 
lich znr  Herstellung  von  Leistaogen  nnd  ist 
daher  kein  FinanzvermOgen.  Seine  Verwaltung, 
die  sich  auf  die  jährliche  InTenior  and  Bevision 
des  Kriegsscbatzes  beschränkt,  ist  der  Reichs- 
BchnldenkommiBsiua  übertrageB  (G.  v.  ll./XI. 
1871.  V.  V.  22./1.  1874). 

y)  Die  allgemeinen  Betriebsfonds 
bilden  den  Grnudstock  fUr  die  Verwaltungs- 
faandluDgen  („eiserne  Bestäude")  und  sind  regel- 
mäßig nicht  verzinslich  angelegt-  Seit  ihrer 
Begründung  im  Jahre  1872  sind  sie  im  Laufe 
der  Zeit  den  Bedarfnissen  entsprechend  mehr- 
fach erhöht  worden.  Hierher  gehören  die  Be- 
triebsfonds bei  der  Betriebehauptlcasse  (43,310 
Hill.  M.),  hei  der  Legatioaskasse  (0,7öO  Hill.  M.), 
bei  der  Verwalttiug  des  Reichsheeres  (0,301 
Hill.  M.),  bei  der  Reichspost-  und  Tetegraphen- 
verwaltung  (5,3ö0  Hill.  H )  und  bei  der  Reichs- 
dmckerei  i0,4o  Mül  M  );  der  Uesamtbetrag  be- 
länft  sich  auf  fd.OU  Uill.  H. 

b)  FinanzTermögen.  a)  Die  Reichs- 
eisenbabnen  inElsalt-Lotbringen.  Ihr 
Ursprung  geht  auf  die  Erwerbung  der  &Oher 
der  fraiizösicchen  Ostbahn  gehörenden  reichs- 
iSndischeu  Eisenbahnen  zurUck,  die  gemäll  dem 
1.  Zusaizartikel  zam  Frankfurter  Frieden  vom 
10 /V.  187i  für  die  Summe  von  260  Hill.  H.  in 
den  Besitz  des  Deutscheu  Reiches  Hbergingen. 
Dieser  Betrag  wurde  auf  die  französische  Kriegs- 
entschädigung in  Abzug  gebracht  Durch  spätere 
Erhöhungen  erreichte  der  Eisenbahnbau  einen 
Termögensstand  von  674  Hill.  M.,  wozu  Elsaß- 
Lothringen  aus  Landes-,  Gemeinde-  und  Privat- 
mitteln einen  BaazuscbuQ  von  30  Hill.  H. 
leistete.  Gesamtaufwand:  604  Hill.  M.  Auch 
die  Eisenbahuen  in  Luxemburg  hat  das  Deutsche 
Reich  abemommen  (Vertrag  v.  11./VL  1872). 

^  Der  Reicheinvalidenfonds  (G.  v. 
23./V.  1872)  wurde  uivprtingtich  aus  der  fran- 
zösischen Kriegsentsf^hädignng  mit  &61  Hill.  H. 
begrUndet  und  sollte  durch  allmähliche  Auf- 
zehrong  zur  Sicherstellang  der  aas  dem  Kriege 
1670—71  stammenden  Invaliden-  und  Krieg«- 
pensioneu  bestimmt  sein-  Nachdem  es  sich 
zeigte,  daß  zu  diesem  Zwecke  die  Hittel  zn 
reichlich  bemessen  waren,  so  bat  man  später 
noch  anderweite  Pensionen  nnd  Unterstützungen 
aof  denselben  gestellt-  Der  Beichsinvaliden- 
fonds  bildet  im  deutschen  Finanzrecht«  etwas 
Singuläres,  da  er  entgegen  der  sonstigen  Uebung 
für  den  Fensionsetat  eine  Kapitaldeckung  au 


Stelle  der  ordentlirben  Ausgaben  vorsieht  De 
zeitiger  Stand  des  Invalidenfonds  1905:  230,64 
Hill.  H.,  jährliche  Anfweodang  im-.  aä,3l 
Hill.  H.  Die  Verwaltung  nnteratebt  einer  U 
sonderen  Behörde  unter  Aufsicht  der  Heitk 
schuldenkommistion. 

^)Da8VermögenderReich8<iriickerf 
(ursprünglich  11 '/«  Hill.  H.)  dient  zur  hmu 
tung  dieser  Erwerbeeinricntung  des  ftci<h( 
(GG.  V.  2:-i./V.  1874  and  15.fV.  18791.  Dr 
nahmen  betrafen  jährlich  8^33  Hill.  U..  dir  km 
gaben  6,070  Milf.  H. ,  der  Rei&enru,'  am 
3,863  Hill.  H. 

^  Einzelne  Spezialfonds.  Hieiberce 
hören  der  Festangsbaufonde  (G.  v.  .KI.V 
1873),  der  169  Hill.  H.  betrug  und  Di^h  itif 
brauchung  der  Hittel  aofgelöst  wurde,  itm 
der  elsaß-lotbriugische  FestUDc^Un 
fonds  mit  129  Hill.  H.  Dotation  ans  der  tm 
zösischen  Kriegsentschädigung  nnd  17  Uill.  Jt 
welche  die  Stadt  StruUbnrg  für  empfitfiCfni 
Omadstticke  zu  bezahlen  hatte  (GO.  v. »  V!L 
1872  und  v.  9jII.  1870),  und  ebenso  gebün  dei 
Reich  st  agsgebäudefonds,  nrBprüngB 
mit  24  Hill.  M.  dotiert,  nach  ErfOllung  «tut: 
Funktion,  der  Geschichte  an. 

II.  Der  Reichflhanshalt 

1.  Die  AnsgabewirtBChaft.  Die  Aii- 
gaben  des  Deutschen  Keiche  sind  teils  iV 
triebs-,  teils  Verwaltungsausgaben.  EreiiT 
umfassen  die  Elrhebungs-  und  VervaJuiDt^- 
kosteo  der  BeiohseinDahiDen ,  letzten?  ih:' 
persönlichen  und  sachlichen  AiifweD-iuueen 
für  die  Reichsbedarf nisse.  Der  per*inln-li: 
Bedarf  schließt  die  Ausgaben  für  die  lke;m\ 
des  Heiths.  für  BMndet>nJT,  iJ<?ii:lL'ii^'  ! 
Eetclisbeamtea  eiu.  Die  sachlicbai  ^'^"^ 
gAbuiigen  verteilen  sieh  auf  K-ii  b^tn 
waltungszweige,  einschließlich  der  'litH'' 
sowie  der  Tilgung  der  Rei<;hs6cini]<ie[i.  Ihn^ 
Kalur  nach,  zerfallen  die  Aosgabeu  ip  iv^' 
dauernde  und  einmalige.  Die  einmiüp ' 
Aiisgabeu  sind  wiederum  entwtiderim  öTtli'n'- 
lichen  Etat  begrüiidelo  und  auä  den  laiilfi'Jf 
Einnalimen  des  Reiches  zu  deckea  'uler 
aulkirordentlicheD  Erat  außgewieseue  um 
werden  regelmäßig  durch  aiißerOhlenUni-- 
DeckungsmiHel  bestrilteo.  Die  ßleigen'l' 
Ttffldenz  der  Ausgabewirlediaft  hat  «c*  '  ■ 
belräclitlichem  Umfang  auch  im  l-Wi- 
wesen  des  Deutschen  Heii-hes  gezeigte 

fortdauernde   ciumiilige  Gbb»I' 
Ausgaben  laatu 
Hiu.  H.      um.  M.     li^J  « 

1874  344,390        j3S,=  !S  »I*-^'- 

iBt^Sl       463.249        S6.S0Ü  iSö.^ 

1890-91  957,4^4  396^'96  iJS.v«^ 

1895-96  1106.0S4  133,166  H3«.'?= 

ntOO  1783,7^3  433J^  "''If 

lyOt  1933,019  2o;,74S  «'i»'** 

lyiiH  S03I,S93  i&r,7S6  «rvATi 

lyUÖ  I7Ö*,2l6  2»,X3?  I»^14iJ 

1906  2tS3j55  Hi,9ö9  ^597-* 

Nicht  aUe  Staaten  nebmen  gletcliffliRf 
an  diesen  Aufwenduugen  teil,  da  die  no»- 
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■dDikeit  maDcfaer  ReichseiDnchtnogeo  sich 
sidit  auf  alle  Bundee&liialen  erstreckt.  Dies 
A  riln-  Fall  hei  den  Kosten  des  Btmdes- 
adra  ttr  lle-innatwesen,  an  denen  Bayern 
ßA  Elsaä- Lothringen  nicht  partizipieren, 
Ipier  \:-pm  Heich!:ejßenl>ahTiwe»Hen  hinsicht- 
Eii  Bavems,  bei  der  ReithepOBtverwaltung 
litiBidiÜieh  Bayerns^  bei  den  Erhebungs- 
der  Biereiewep  IrinsichtHch  Bayerns, 
mbergs ,   Badens  und  Elsafi  -  Lotb- 
Zti  den  Äti!:gaben  ffir  den  Bech- 
i'iiisstnjE  Iragen  Bauern  Und  Württemberg, 
ji  den  Kosten  des  dip!omalischen  Dienstes 
I  Barero,  Württemberg:,  Sachsen  und 
R-hweig  in  geringerem  MaBe  bei  als 
Staaten  deßUeiiTgrhen  Reiches.  Ebenso 
Uder  Hei  chä-^chulddieeinzelaen  Bundes- 
en  Terschieden  beteiligt 
Die  Ausgäben  (ohne  Betriebs-  und  E:^ 
en)  werden  im  übrigen  nach 
gegUederl,  welche  der  Organisation 
Vervi'altuRg  GDtsprccheu.    Diese  sind: 
)  Rairiislag,  2.  Reichskanzler  und  Reichs- 
Linzlei.  3.  Auswärtiges  Amt^  4.  Reichsamt 
4*  Innern,  ,^>.  Verw'^tting  des  Keichsheeres, 
t  RpiijhsoiUitärgericht,  7.  Verwaltung  der 
EfiserlLdieD  Marine,      Reich eijustizverwal- 
Itof.  y,  Reichsschatzamt,  10.  Reichseisen- 
ttiliiiiiiit,  Ii.  Reichsschuld.  12.  Rechnungshof, 
11,  Allgcmejner  Pensionsfoiads,  14.  Reichs- 
li'aäidL-nfciBda.  Die  Aiisgatien  für  den  Bundes- 
^inij  in  den  Etat  des  Reichsamts  des 
I  InTriTH  aufgeooDimen. 

1  Die  Einnahm e'Q'irtiichaft  Aas  dem 
Mientilmlicheo  Charakter  der  Rwirtschaft 
die  begandere  Oesfaltting  der  Reichs- 
ultnieD  herror   Hier  ist  zunfichst  der 
n&fegrnnd  zu  beat;hten^  der  in  der 
isft  tles  Deutschen  Reiches  hervor- 
Dio  Fiaanzen  entspringen  einesteils 
_\in  staitswirtschaftlichen  und  anderenteils 
ciuEr  iitf  lif  gesellsehaftlicheD  Bildung.  Wir 
E^s   daJier    zwischen  Staatsein- 
men  und  BeitrÄgen  der  Einzel- 
■iten  iiDteracheiden.   Zu  beiden  gesellt 
liann  noch  als  drittes  Element  ein 
hilichee,  das  die  Oniodlage  zum 
privalwirtschaftlicher  Eio- 
ftc  Ist   Diese  ELDnahm{N|ueUea  sind 
keineswegs  in  ihrem  voülen  Umfange 
*r  Vwfrlgungßgewalt  des  Heiches  uoter- 
jijrfej),  soTidem  mehrfach  durch  gegenseitige 
""iTtmgiingH-  und  RtH-tinungsverhaltnisse 
ditiert.     Auf  diesen  letzteren  beruht 
/Zusammenhang  zwiBclieu  Reichs-  und 
?^DaBzen, 

^■^   pnTatvirt8c<haftlic:hen  Einnahmen 
n  1.  auä  den  Zinsen  des  Reichsin- 
ItieiJoad*  ^IfiOe :  35,323  Mill.  M.).  Früher 
—  das  Reich  noch  ariderweite  Einkünfte 
Ichen  Foods  („belegten  Reichsgeldem"), 
mit  Auflßäuug^  der  Fonds  verschwun- 
d  (rgl,  obou  aub  I,  ^       2.  Aus  der 
iibaeJi  der  TolluwirUcbkR.  II.  Aoll.  Bd.  IL 


Reichseisenbahn  Verwaltung  durch 
den  Betrieb  der  reichsländischen  Eisenbahnen, 
deren  Üeberschuß  im  Einnahmeetat  figuriert 
(1906:  Bruttoertrag  107,382  MiU.  M.,  Ausgabe 
87,231  MilL  M.,  Üeberschuß  20,150  Mill  M.). 
3.  Aus  gewerblichen  Staatsanstal teo, 
aus  der  Reichsdnickerei  (1906:  Einnahme 
8,933  Mill.  M.,  Ausgabe  6,070  MUl.  M.,  üeber- 
schuß 2,863  Mill.  M.)  und  aus  dem  Gewinn- 
anteil des  Deulsclien  Reiches  an  der  Reichs- 
bank (1906:  15,691  Mill.  M.).  4.  Aus  der 
Post-  und  Telegraphen  Verwaltung 
(1906:  Einnahme  544,315  MUl.  M.,  Ausgabe 
481,635  Mill.  M.,  üeberschuß  62,680  Mill.  M.). 

Die  staatswirtschaftlichen  EinnahmeD 
sind:  1.  Die  ReichsstempelabgabeD, 
der  Spielkartenstempel,  die  Wechselstempel- 
steuer und  die  Stempelabgaben  von  Wert- 
papieren, Kaufgeschä^en  usw.  und  Lotterie- 
losen, von  Frachturkunden,  Fahrkarten,  Kraft- 
fahrzeugen, die  Reichserbschaftssteuer.  2.  Die 
statistische  Gebühr.  3.  Die  Zölle 
(1906  :  541,500  MiU.  M.).  4.  Die  Ver- 
brauchssteuern. Von  diesen  sind  die 
Tabak-,  Zucker-,  Salz-,  Schaumwein-  und 
Branntweinsteuer  dem  ganzen  Reichsgebiete 
gemeinsam,  während  die  Biersteuer  sich  auf 
dieses  erstreckt  mit  Ausnahme  von  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Elsaß-Lothringen.  Diese 
vier  Staaten  haben  auch  an  den  üeber- 
weisiingen  derselben  keinen  Anteil  (1906: 
30.316  Mill.  M.).  Von  dem  Gesamtertrag 
der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  werden 
zunächst  in  die  Reichskasse  130  MilL  iL 
abgeführt,  während  der  Rest  jährlich  den 
einzelnen  Bundesstaaten  nach  Maßgabe  der 
Bevölkenmgszahl,  mit  welcher  sie  zu  den  Ma- 
Irikularbeitrtgen  (s.  u.)  herangezogen  werden, 
zu  überweisen  ist  (G.  v.  15./Vn.  1879, 
„Frankensteinsche  Klausel").  Später  wurden 
auch  die  Reichsstempelabgaben  von 
Aktien,  Schuldverschreibungen  usw.  als  voll 
überweisbar  an  die  Bundesstaaten  erklärt 
(G.  V.  1./VIL  1881),  was  auch  hinsichtlieh 
der  Verbrauchsabgabe  von  Brannt- 
wein und  der  Schaumweinsteuer  (G.  v. 
24./VI.  1887)  geschah.  5.  Die  Verwal- 
tungsei unahmen  oder  (Gebühren,  die  für 
Amtshandlungen  der  Reichsbehörden  erhoben 
weitien  oder  aus  Nebennulzungen  von  Reichs- 
vermOgen  fließen  oder  Zuschüsse  einzelner 
Bundesstaaten  zu  Verwaltungsausgaben  des 
Reiches  sind  (1906:  40,733  MiU.  M.). 

Die  Beiträge  der  Einzelstaaten  sind  die 
Matrikularbeiträge  (s.  u.). 

Die  Einnahmen  des  Deutschen  Reiches 
habeu  sich  folgeodennaßen  entwickelt  (s.  d. 
Tab.  auf  S.  706): 

Die  außerordentlichen  Deckungs  mittel 
sind  regelmäßig  durch  Aufnahme  von  Staats- 
schulden bewirkt  worden.  Bei  der  Post- 
uud  Telegraphenverwaltung,  der  Reichseisen- 

46 
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ordentliche  anSerordentL 
Einnahmen  Deckungsmittel 


1874 
1880-81 
1890-91 
1885-96 
1901 
190B 
19U5 
1906 


Hill.  H. 

455,767 
1066,483 
i239,8t>o 

»075,355 
3170,452 

1986,748 

2153.355 


HUT  M. 

305,060 
74,620 

186,733 
64,256 
340,866 
271,720 
228,484 
^3,324 


Gesamt- 
gntnine 
Hill.  M. 
675. >7o 
530,387 
1253,216 
1294,116 
2416,221 

2442,172 
3215,233 

2397,324 


bahnverwalttmg  und  der  Reichsdruckerei 
sind  mir  die  Ueberschüsse  eingesetzt. 

3.  Die  Reichsschnlden.  Die  Schulden 
des  Reichs  sind  teils  Verwaltungs-  und  teils 
Finanzschuldeo.  Letztere  zerfallen  in  ver- 
zinsliche und  unverzinsliche  Schulden.  Die 
unverzinsliche  Schuld  sind  die  Reichskassen- 
scheine,  die  verzinslichen  Schulden  dagegen 
sind  entweder  schwebende  Schulden,  die 
Schatzaaweisungen  oder  fundierte  Schulden. 
Die  YerwaltuDg  der  Reichsschulden  ist  mit 
der  preußischen  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden unter  der  Oberleitung  des  Reichs- 
kanzlers verbunden.  Die  Reichsschulden- 
kommiasion  fahrt  die  Aufsicht,  und  die 
Kompetenz  des  Reichskuizlers  wird  dun^ 
das  Keicbsschatzanit  wahi^enommen. 

a)  Die  Beichikassenacheine.  Durch 
Bondesgeietz  (später  Beichsgesetz)  v.  16./VI. 
1870  worde  verf^t,  dall  Staatspapiergeld  kQiiftig 
nur  anf  Grand  eines  Bnudes-  (Eeichs-)GtC!aetzes 
anagegeben  werden  dQrfe.  Man  wollte  dadurch 
der  einzelittaatlicben  Mannigfaltigkeit  des 
Staatspapiergeldes  einen  wirksamen  Damm  ent- 
gegensehen. Nach  dem  Kriege  1870 — 71  be- 
nutzte man  aber  nicht  die  französische  Kriega- 
entscbä<iignng,  sondern  ermäJQigte  nnr  etwas 
die  Snmme  nnd  unifizierte  den  Typus  (6.  v. 
8O4V.  1874).  Das  einzelstaatlicbe  Papiergeld 
worde  eingezogen,  apd  an  dessen  Stelle  traten 
die  Reichskassenscheine  ats  Beicbspapiergeld. 
Die  Snmme  betrag  vorläufig  174,74  Mitl.  M. 
nnd  aoUte  1891  defioiUv  auf  120  HiU.  U.  re- 
duziert werden,  ein  Betrag,  der  nach  der  Kopf- 
zahl auf  die  Einzelstaat«n  verteilt  wurde.  Bis 
1891  wurde  der  Ueberschnß  Uber  die  I2(»  Hill.  U. 
als  ein  in  16  Jahresraten  rückzahlbarer  Vor- 
schuß an  diejenigen  Staaten  hinansgegeben, 
welche  biaher  mehr  Papiergeld  ausgegeben 
hatten.  Die  Beicbakassenscheine  (in  Stade  zu 
6  nnd  10  H.  geteilt)  haben  keinen  Zwangs* 
kars,  rnttRsen  aber  von  allen  Reichs-  nnd  Lau- 
deskassen tum  Nennwert  angenommen  nnd  von 
der  Reicbshanp^aase,  als  wdcbe  die  Reichsbank 
fungiert,  gegen  Bargeld  eingelöst  werden- 

b)  Die  Scbatzscheine  oder  Schatean- 
weisungen sind  kurzfristige  und  knrzfiUlige 
verzinsliche  Anweisungen  aiu  die  Reicbskasse. 
Durch  Bandesgesetz  v.  6./XI.  1867  sollten 
Schatzanweisungen  anf  höchstens  1  Jahr  aus- 
gestellt werden.  Diese  Distitntion  wurde  vom 
Dentschen  Reiche  Übernommen,,  nachdem  dem 
Beichskancler  1870  eine  Terlangemng  der  Be* 
MBtnng  anfaeimgegebeu  worden  war.  Durch 
das  Etatsgesetz  v.  3t./V.  1906  wurde  derReicba- 
'kaoaleir  eirmftditjgt,  zur  TOrftbetvehraden  Ver- 
Btirkung  des  onlmitlichen  Betnebafonds  der 


Reichshauptkasse  Scbatzanweituiigen  Ids  nui 
Betrage  von  350  Hill.  H.  anszi^ben,  derea 
Ausfertigung  der  preniliacben  Haaptverwaltiiiv 
der  Staatsacbnlden  übertragen  wurde.  Ziaastts 
und  Umlanfsfriat  bestimmt  der  Reich skaazler. 
doch  darf  sich  letztere  nicht  Uber  den  30./1X. 
erstrecken.  Innerhalb  des  Zeitraums  kann  der 
Betrag  wiederholt,  doch  nnr  znr  Deckung  der 
nmlatuenden  Scheine  ausgegeben  werden.  Di« 
Schatsanweimngen  waren  teils  versiniUcli,  tnls 
nnvershuitch.  vm  entera  waroi  teit  1879 
keine  mehr  ausgegeben  worden,  nnd  seit  1883 
und  1888  sind  SäiatEanweison^  Dberbaapt 
nicht  mehr  in  Umlauf  gesetzt  worden.  Sdtdein 
sind  sie  jährlich  an  3 Vi  nnd  4*/«  (1907:  6%) 
emittiert  worden 

c)  Die  fnndierten  Schulden  oder  die 
Reichaanleihen.  Tom  Norddentschen  Bande 
hatte  das  Dentache  Reich  eine  Bundesanleibe 
von  267,06  Hill.  H.  zu  abemehmen,  die  teils 
dnrch  Hittel  der  französischen  Kriegsentacbädi* 
gang,  teils  durch  einzelne  Raten  bis  auf  18000011 

fetilgt  ist  Später  erschräien  nnd  iwar  imBür 
äafiger  die  Reichsanldben;  sie  sind  nnktnd- 
bar,  ohne  Verpflichtung  xn  einor  bestimmten 
Tilgnngsqoote  nnd  wurden  mit  Tersclüedeiieai 
Zinsfuß  begeben :  3  und  8  */■. 

Durch  0.  V.  Sl.A^I.  1891  wurde  bestimmt, 
daß  alle  Reichsschnlden  in  das  Reicbsacbnld- 
bnch  ohne  Unterschied  ein^tragen  wefdea 
können.  Sie  werden  damit  in  Buchsdmlden 
verwandelt  (s.  Art  „Staataschalden"). 
Ihre  Entwickelnng  war  folgende: 


1877 
1880 
1890 
1895 
1900 
1901 
1903 
1904 
1905 


16,300 
318,570 
1117,980 
3081,319 
3398,500 
3315,650 

3733.500 
3133,500 
3133.500 


HiU.  H. 


Nicht  alle  Bundesstaaten  des  Deotacbeo 
Reichs  haften  gleichmäßig  fQr  dieReickMebnUm. 
Denn  ein  Tml  der  zn  Reidismilitärsweckea  vd- 
genommenen  Schulden  belastet  Bayern  ak&t, 
und  in  gleicher  Weise  wird  von  den  SchnUei 
für  die  Post-  und  T^Iegrapbenverwaltong 
Bayern  leicht  belastet  Auf  diese  Weise  ent- 
stehen drei  Finanzgemeinschaften  je  nach  den 
Zwecken  der  Reivhsanleihen. 

Die  Reicbsscbuld  ist  vom  Becbnun^^jabr 
1908  ab  mit  mindestena  */s  des  sich  jewuls  er- 
gebenden Anleihebetrags  zu  tilgen.  Als  Til- 
gung gilt  auch  die  AbMtznng  vom  AnleibesoH. 
Die  Deckung  hierzu  ist  alljährlich  im  Bttcbe- 
haoshaltsetat  bereitzustellen  (6.  v.  3.  VI.  18061 

nL  Die  R.Terwaltiuis. 

1.  Die  Organe  der  Itverwaltuw.  Ar 
Wirkungskreis.  Auch  im  Boreicne  dar 
eigentlichen  Finanzverwaltung  bietet  die- 
jenige des  Reichs  mancherlei  Beeonderlteiteo. 
Bei  der  Einnahmewirtschaft  ist  dem  Resdie 
in  der  Hauptsache  das  OesdiAft  der  Ver- 
einnahmung  entzogen  und  lie^  vielmehr 
in  den  HAnden  der  £inzelstaaten.  Ein« 
Ausnahme  machen  nur  die  B^riebsvennl* 
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iiugai,  die  Poet-  nad  Telegraphenverwal- 
no^.  die  Bedchseifienbahnverwaltang,  die 
Ri^chsdrnckerei  imd  solche  ReictiBbehOrden, 
dif  es  mit  den  sog.  VervaUnngBeinnahineD 
zutiiahabea.  Doch  sind  alle  dieseOrgaDekeioe 
r.Euiizor»Qe  des  Reichs,  Bondern  allgemeine 
Trtger  der  Reichsverwaltung.  Slrenggenom- 
x«n  rerbleiben  als  charakteristische  Ficanz- 
>ch^ea  Dur  diejcDigen  des  Beichsinvaliden- 
f:mfs  UD(]  der  ReichsBchulden  Verwaltung. 

Die  Oberleitung  des  itweseas  liegt  dem 
K^iobsschatzamt  ob,  das  daneben  das 
ilrethDirngswesen  und  die  Vorbereitung  für 
ij»^  pjwizgeberische  Behaudluug  des  Reichs- 
:jii*Mtsetatit  zu  bewirkCD  bat.  DieReichs- 
t'  bulileDTerwaltungist  mit  der  Baupt- 
rorwaJtung  der  Staatsschulden  des  K6uig- 
r^ichs  Freuflen  verbunden.  Daneben  be- 
•U'ht  als  unabhängiges,  nur  dem  Bundesrat 
ml  Ucicbstag  verantwortliches  Organ  die 
fL-^i'hsschuIdenkominiBsioD.  Sie  ist 
n^umnengesetzt  ans  3  Mitgliedern  des 
P>UGilpijrslä,  aus  3  Mitgliedern  des  Reichs- 
tidd  aus  dem  ChefprSsidenlen  des 
Ii' .'liniingshofes.  Neben  der  Aufsicht  über 
'ii-i  Schuldeowesen  des  Reiches  erstreckt 
^j:h  iKre  Zuständigkeit  anch  auf  die  Ueber- 
'i'tmng  der  werbendeo  Fonds  und  des 
> hskriegsschalzee.  Die  Verwaltung 
■'>Keiclisinvalidenfonds  ist  getrennt 

0  der  allgemeineo  FinaozTerwaltung.  Sie 

^fßhrt  Ton  einer  Kommission,  die  zu- 
'^mmii't]  gesetzt  ist  aus  einem  Prfiaideuten  (vom 
^-iixTaiif  LebeuBzeiteroannt)  und  ausBuodes- 
ft!^mltc■it^[^f^tI  (auf  3  Jahre  ^^ählt)  und  för 
-■-^MiiuiSiiige  VerwaJiung.  Aulnge  und  Ver- 
^'^lIJlmg  des  Foods  verantwortlich  ist. 

HErichl^hauptkasse  funktioniert 
R«i?h5baiil(  mit  einer  besonderen  Ab- 
Diese  hat  aber  nur  die  Verrechnung 
n.he»>r^D,  währeikd  der  Bestand  der  Reichs- 
«•Wer  votu  Bestand  der  Ltankmillel  nicht 
«-■winr  ist   Seit  l.fV.  lÖiJS  ist  die  Reichs- 
ti(r|i!tai?*e  auch  dem  Reichsbankgiro- 
?ilfhr  nngesühloBSOU. 
I^t  Ko&trotlä  der  U  verwaltnn^  fi;eachieht 
-"-i  >kii>«)beti  UrnndHützeu  wie  diejenige  in 
EtfiseJKtiiBten.     Die  Bec^huuniten  werden 
•■ifk  die  preoBiscbe  ObemH-hnaDfrskaniiner 
vnfrBdfii^hiinng  ^Retbnuu^iihof  des  Deutschen 
'-/»che**  Tor[^eprflft.    IHesa  wunle  zn  diesem 
''mkf  riia  emi(re  UltelifdeT  rerstHrkt. 

1  MaTribularbeilrü^e  tind  Abrech- 
•u^meüen,  S-weii  liit*  jirivat-  und  staats- 
»««■liaftJirheu  EiTinahiren^  die  in  den  An- 

<le«  BeiühBhan^bahscInts  vorgesehen 
iiichl  hinreichen,  um  die  Aungaben 
w  "leclipn,  müssen  in  der  Höhe  dieser 
It'fler^ni  Beilrä^  der  Eirizclstaaten  oder 
•c  Jlainlcnlarbeitr^e"  in  den  Etat  ein- 
pjW  wHdeo.  Art,  70  der  Reichaver- 
■"inp  K:hi«ibt  die  Deckung  dieser  DifTerenz 
^irpli  Beiträge  der  Bundesstaaten  vor,  und 
liut  ArL  G9  alte  Einnahmen  des  Reichs 


im  Etat  veranschlagt  werden  müssen,  so 
sind  auch  die  Matrikularbeitiflge  budget- 
mäßig festzustellen,  unterliegen  also  formell 
der  Beschlußfassung  von  Bundesrat  und 
Reichstag.  Die  einzelnen  Beitragsquoten 
werden  für  die  einzelnen  Bimdesstaaten 
nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkerungsziffer 
verteilt.  Der  Reichskanzler  hat  sie  alsdann 
in  der  budgetmäßigen  Höhe  auszuschreiben. 
Soweit  die  Mstrikularbeitrage  in  einem 
Rechnungsjahr  den  Sollbetrag  der  Ueber- 
weisungen  um  mehr  denn  0,40  M.  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  überschreiten,  wird  die 
Erhebung  eines  solchen  Mehrbetrags  für 
dieses  Rechnungsjahr  ausgesetzt.  Soweit 
sich  ein  solcher  Mehrbetrag  anch  nach  der 
Rechnung  ergibt,  bo  wird  er  im  Juli  des 
drittfolgenden  Rechnungsjahrs  nachträglich 
erhoben  („Ungedeckte  Matrikularbei träge", 
G.  V.  3./ VI.  1906). 

Die  Matrikuiarbeilräge  waren  ursprüng- 
lich als  eine  vorübei^gebende  Einrichtung 
für  die  Zeiten  des  Uebergangs  gwiacht  und 
sollten  so  lange  fortbestehen,  bis  Reicha- 
steuern  in  ausreichendem  Maße  eingeführt 
seien.  Allein  sie  haben  sich  im  Laufe  der 
Zeit  zu  einer  bleibenden  Institution  ent- 
wickelt. Zu  diesem  Resultate  hat  auf  der 
einen  Seite  die  seit  1879  —81—87  inaugu- 
rierte Politik  der  Ueberweisung  von  Reiclis- 
fiteuern  an  die  Einzelstaaten  (s.  oben  sub  II,  2) 
sowie  auf  der  anderen  Seite  die  Entstehung 
verschiedener  Einnahme-  und  Ausgabege- 
meinschaiten  innerhalb  des  Reiches  geführt. 
Solange  man  überhaupt  an  dem  System 
der  Deberweisungen  festhält,  werden  die 
Matrikuiarbeilräge  ein  Mittel  im  Abrech- 
nungBwesen  zwischen  Reich  und  Einzel- 
staaten bleiben.  Ein  dauerndes  Defizit  im 
Reichshauahaltsetat  ist  materiell  durch  die 
Matrikularbei  träge  unmöglich  geworden.  Das 
Verhältnis  zwisuhen  Matrikul^beilrägen  und 
Deberweisungen  hat  sich .  folgendermaßen 
gestaltet : 

Matriknlar-    Ueber-  Differenz 
MiU.  M. 

—  94,373 

—  68,969 

—  13,648 

—  6,645 

—  66,500 

—  64,126 

—  19,190 

—  IS>2»6 

—  24,404 

—  34,316 

—  40,766 

—  78,040 

—  »3,669 

Die  außerhalb  der  Zollgrenze  liegendeu 
Gebiete  leisten  zu  den  Ausgaben  des  Reiches 
ein  Aversum,  welches  mit  Rücksicht  anf 
den  Ertrag  der  Zölle  und  sämtlicher  Ver- 

45* 


bei  träge 

weiaaogen 

MiU.  M. 

HiU.  H. 

1872 

94,373 

187Ö 

68,969 

18bO-81 

81,671 

68,023 

1885—86 

«2,437 

115,793 

IhtiO-tH 

312,414 

378,914 

1895—96 

396,000 

400, 1  z6 
50847  2 

IlOU 

527,662 

1901 

570,933 

555,707 

lb02 

580,639 

556,335 

1903 

565,856 

541,540 

1904 

236.693 

1^5,927 

19()6 

367,375 

189,335 

1906 

•  223,253 

198,584 
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braiiehesteuem  bemossen  -wird,  Elsaß-Loth- 
riafcea  etitriditct  ao  StoJle  der  Biersteiier 
ein  Aversüin-  Bayern,  WfintGmberii;  >ind 
Baden  cäagegen  haben  für  die  Biei^lenpr  kein 
Eversum,  daftlr  aber  entsprecheuii  hühf^re 
MalrifcutarbeiirSgo  zu  Jeist-en,  Ebenso  haben 
einzdtie  6iinde8staatc*n  besondere  Bei- 
träge an  das  Reich  abzuführen,  da  dieses 
für  eie  einzelne  öeschalle  be«ot^,  B. 
Preiißeu  icu  den  Kosten  des  auswärtigen 
Amtes,  Elsjiß-Lolhriöge^n  zu  den  Atia^beik 
dps  Reichssehatzamtes  und  des  HechnuDga- 
hofes  Ii.  dg),  tn. 

Alle  diese  Beitrage  der  EißzotBtaatea  an 
das  Keiuh  und  die  l*iatungeo  diesies  ftn 
jene  erfordwii  ein  dauerndes'  Abrcoliniiugs- 
vcrhältnis  zwischen  den  lAtideshaiipikassc-u 
(ind  der  Reichsfcassc-,  Di«  EinzeJstaaten 
haben  dah^r  dieses  wechselseitig  Soll  und 
Haben  in  imonatUohiMi  Aljreci:inungf?n  auf- 
ziiateller.  Anflerdem  sind  VierteliahrBrech- 
nuDgec  Aber  cJio  Einniihrneij  nn  Zillleu,  Ver- 
brauchs- tind  Stemjjolstmiorn  an  zu  fertigen, 
welche  lUe  Orimdlfiffo  filr  die  Ueberwei- 
anngen  an  dio  Einzelslaaten  bilden. 

Llt«rAlar;  Eiuf  »i/ßU-tuntiMthf,  «rteMipJmih  Dar- 
*teUunif  dfM  Ifeirtifrinn/ttwctctt*  fehlt.  /Hr  JJr 
SfaaU-  MftJ  i'rnralUtiiijurfrhtJifkr  Srtte  ry/.  (H* 
J>Ar.  Kliff  Jinniihi'ifhrr  lirv  R'^i'-tmxUutfjn^rhttt 
von  Lahand,  .Veyri\  Si-hutif.  Zorn  u.  m. 
£intrlnnt  Ulm'  dtr  ßn'tiitpnjilijirhc  Sfitr  bti 
Wagner,  SchGnitrr-o ,  Stein,  Ehfbrt'u,  Vohn 
II.  (/p/.  iH.  —  Labantl,  Ihis  yurnnizn^cht  liee 
IhratteJien  Ürirhf«.  Hirlh»  Annntfn  lS7.t.  — 
Wflplier,  Du*  RnrhuAnnntirrafn,  Jährt»,  f.  Ott. 
u.  V>ri>:,  Bd.  I,  .S.  fs!  und  Bd.  {Jl,  S.  m,  — 
Cohn,  Rrichnglev'^ffnrm,  Jahrb.  /.  .Vu£.  m, 
Staf.,  tn.  F.,  ltd.  XXXI.  S.  ;^.t.l,  —  zum.  Art 
„Reifliifiin'imirfiini-,  lUUstiiflttrffn  HrrhUtfribtm, 
3.  Iripjüj  mi,  Bd.  /II,  Ä-  —  AHL 

im  II.  d.  .St.,  Wnyr,  .,/f«>A»ft>an«-M",  üd.  17, 
Meckel,  ..MulrthdurbrilFiigt",  Bd,  V.  Ehrberg, 
j.rmnvucii",    H({.   III,  S.   iSS/g.,    r.  Ilrrtcet, 

„Fi'nann  rit^rriiUuuy" ,    Bd.    IlJ ,    S,  4fiefy.   

LabttHit ,  Ai-ft.  „/fci>Aj/lTt<mwpfrfl",  „/tcifha- 
ßakuK",  „Brirli*haut!)nli-m^gi'Elat",  „Retckn-er- 
miiijni",  Str^nyeU  iV,B.  ti-  d.  V.R. 

Max  von  Iteekel. 


Re  i  ch  s^sn  n  d  h«  { tSH  tn  t. 

Das  „KftiHcrliclie  Gesiinrlheiisanit."  in  Berlin 
iit  aof  eine  Anrej^upg  lie;»  Keit-hskaozlm  hin 

il872j  nach  Bewii]i);i.ii](r  der  Mitlcl  von  «eiten 
es  Rpiilistag-ea  im  Juhre  1K76  ftk  Untentint 
des.  Reiclisiiiure»  des  Inncm  errichtet,  wonleü. 
ZiiaUhft  mit  3  Mitt^li^dcru  dehnte  es  nn  h  nnd 
flach  seine  Tätigkeit  [jem  3  Abteilan^exi : 
mediEininfthe  AbtedunR,  nainrwissennchaftliclie 
VersnchB-AhieiluiigyndV'etennär-Abti^ilungp  und 
damit  auch  die  Zahl  »einer  Milgilieder  liKiäcItt- 
lieb  aufl,  80  daCl  jetzt  die  e:esinnte  MiT«Ijeiier- 
mUI,  abe^eben  voa  den  aiiCerordeuin<lien 
iorre^pondiertniden,  aber  finflchließüch  der  i-TatB- 
ir\äßig  aneefit*\|]Tieu  lechnist'betj  und  wiggeiisrbaft^ 
lieb  he^^iliäftifften  Hilfsarbeiter  Ad  beirflgl. 
Dam  B.  zur  Seite  iteht  derQeaimdbeitflrftt, 


der  attller  dem  Vnrmt^ 
iiiot  BnTidf«rHt  unf  iu 
in  aElen  Teilen  des  Ra 
bi-iturAt  iitt  in  eine  . 
e^iKiU,  die  bei  allen 
TÄiichiit  treten.  I»ni 
anf  dem  (iehief  der  1 
[ifliaei  in  der  Vorl>erB 
und  der  Anfaicbt  hin( 

der  (iuMtXV  2(1  IJDtorst 

JJiö  U'irkHanittetT  d 
wist^teiiacliafDi  i 
mininrrHtivt> 
best bltfi-i irr  c--  -n  i. 
sncliuiiirtii  [NftUninift.[| 
mit  haktcn'tilot'üurbcn 
reiilfndf't.iMii  Malte,  ta 
mit  der  Beratnn^  von 
mieeu  nnd  ^pr^u  Vieli 
lufL'ktiuDxni  Ittel  hat 
iRKrten.   Zniii  Zweck  M 
ein  Labnrattirinm  errU 
Wißise  Kiir  Ilnt.Trii'lita 
besnudera  tm  MMizini 
loKiflcheu  Din  1^11080  ein 
heitfii  «51  HDicrweiaen. 
Eru"!* bniäse  winden  jn 
Kais^rlidien  OfBundbi 
Aurb  die  KOtm-litüchl 
der  Oesn]iaheic»ix)liza 
Kuminitisioaen  tn  Hut 
weit  ein  allgi-ineinea  j 
TStiß'keitfiWreicli  des  ' 
wbsenBirbftfilicheii  Arh 
Von  (.«cseizeii  der 
ffeseijt,  Ge!<ets  gegeoi 
KrADklieiTen  ii*w,).  Zill 
keit  ist  in(ib<"u]|]dere  ^ 
Bc-hriflcQ  Über  die  Uei 
mitteln,  An'ileHnng-  v< 
znsammenbAn^'eud  die 
mittel  anf  Htra  und  die 
„Arzneiliiu-Iieiii  für  daa  C 
cnpoea  RerniHid(>«,  ed.  I 
anüHcbc  FeniKtelhnig' 
Zslmilrzte,  TiArArzi« 
intellfkTneLle  Leirxing 
VeierinSrpolizeigehört ' 
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ReiohBTersichoriiiigsamt. 

1.  Entstehung'  und  Organisation.  2.  Auf- 
gaben und  Oesäi&ftsführang.   3.  Stattstiscbes. 

1.  Entstehung  nnd  Organisation.  Das 

R.  in  Berlin  ist  durch  das  Unfallversiche- 
rungsgesetz  v.  6./VII.  1884  ins  Leben  ge- 
rufen worden  als  höchste  Instanz  zunächst 
für  die  reich^esetzliche  Unfall  Versicherung 
der  Arbeiter;  auf  Grund  des  Ges.  v.  22./ VI. 
1889  ist  das  R.  auch  höchste  Instanz  in 
Sachen  der  Invaliden-  und  Altersversicherung 
dee  Reichs,  während  die  gesamte  Kranken- 
versichening,  von  einer  tm bedeutenden  Aus- 
nahme abgesehen,  dem  Machtbereich  des  R. 
nicht  untersteht.  Bei  den  Bestrebungen  nach 
Vereinheitlichung  und  Vereinfachung  der 
deutschen  Arbeiterversicherung  ist  atier  die 
Unteistelluog  auch  der  Krankenversicherung 
unter  das  R.  wiederholt  befürwortet  worden ; 
selbst  die  Staatsaufsicht  über  die  Privatver- 
nchening  dem  R.  zuzuweisen,  um  die  Er- 
richtung eines  besonderen  Aufeichtsamts  (s. 
d.  Art.  oben  Bd.  I  S.  257  fg.)  zu  vermeiden, 
bestand  die  Absicht. 

Das  R.  ist  ebenso  wie  die  gesamte 
deutsche  AibeiterveTncheruag  eine  durch- 
aus orieineUe  Schöpfung  ohne  Vorbild. 
Wenn  das  Amt  auch  höchste  Instanz  ist, 
so  ist  es  doch  nidit  höchstes  selbBt&Ddiges 
Helcbsamt,  wie  etwa  das  Beichsamt  des 
Innern,  untersteht  diesem  vielmehr  in  ge- 
wissen Beziehungen. 

Das  R  besteht  (zurzeit)  aus  1  Presidenten, 
2  Direktoren,  22  Senatsvorsitzenden  und  34 
sonstigen  slSndigen  Mitgliedern ,  die  auf 
Vorschlag  des  Bundesrats  vom  Kaiser  auf 
Lebenszeit  ernannt  werden,  während  die 
Obrigen  Beamten  ihre  Ernennung  durch  den 
Rei(±8kanzler  erhalten.  Außer  den  er- 
wähnten Mitgliedern  sind  8  höhere  kom- 
missarische Hilfsarbeiter  beschäftigt ,  83 
richterliche  Mitglieder  und  Hilfsrichter.  Der 
Bundesrat  ist  durch  6,  Arbeitgeber  und  Ver- 
sicherte sind  durch  je  106  nicht  ständige 
Mitglieder  vertreten.  Nach  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  sollen  von  den  nicht  ständigen 
Mitgliedern  6  vom  Bundesrat,  6  als  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  sowie  6  als  Vertreter 
der  Versicherten  imd,  wie  es  ursprönglich 
hieß,  für  die  beiden  letzten  Vertreterarten 
je  2  Stellvertreter  gewählt  werden.  Mit 
dem  zunehmenden  umfang  der  Tätigkeit 
des  a  ist  aber  durch  G.  v.  16./ V.  1892 
die  Vahl  von  Stellvertretern  nach  Bedürfnis 
öngefflhrt  worden;  daraufhin  werden  für 
jedes  nic^t  ständige  Mitglied  aus  den  Arbeit- 
geliern  und  Versicherten  15  und  mehr  Stell- 


vertreter gewählt  Schon  hieianB  ergibt  fflch, 
welchen  enormen  Umfang  die  Gescii&fte  des 
R.  angenommen  haben. 

2.  Aof^ben  nnd  Gest^ftsfShning. 

Das  R  veremigt  in  sich  eine  normengebende, 
verwaltende,  oi^aniBatorische  und  richter- 
liche Tätigkeit 

a)  Seine  Aufgaben  in  der  Unfallver- 
sicherung sind  die  folgenden: 

Als  oberste  Verwaltungsbehörde  hat  das 
ß.  die  Beaufsichtigung  der  Bemfsgenossen- 
schaften:  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Statuten,  Aufsicht  über  die  Geschäftsfüh- 
rung, die  Gefahrentarife  und  z.  T.  auch 
die  Prämientarife,  Genehmigung  von  Un&dl- 
verhütungsvorschriften,  das  Rnanzwesen  usw. 
Als  oberste  richterJiriie  Behörde  hat  es  die 
Entscheidungen  über  Verwaltungsstreitig- 
keiten,  ist  aber  vornehmlich  als  Rekiirsin- 
stauz  in  Entschädigungssachen  tätig.  Ferner 
hat  das  Amt  das  Recht  zom  Erlaß  von  Aus- 
fühmngsvorschriften. 

Die  Entscheidimgen  des  R.  bei  Rekursen 
und  anderen  wichtigen  Rechtafragen  erfolgen 
durch  Senate  in  der  Besetzung  von  sieben  Mit- 
gliedern (ein  Vorsitzeuder,  ein  vom  Bundesrat 
gewähltes,  ein  ständig  Mitglied,  zwei  richter- 
liche Beisitzer,  je  em  Vertreter  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer).  Bei  einfach  zu 
entscheidenden  Sachen  beschließen  die  Re- 
kurssenate mit  drei  Mitgliedern.  Für  Ein- 
heitlichkeit der  Rechtsprechung  sorgt  der 
ans  elf  Mitgliedern  bestehende  erweiterte 
Senat. 

Eine  gewisse  Besdiränkung  erfthrt  die 
Tätigkeit  des  R.  durch  die  Landesversiche- 
rungsämter, welche  in  Bayern,  Sachsen, 
Württembei!g.BBden,HeB8en,  beiden  Mecklen- 
burg und  ReuB  &.  L.  bestehen,  deren  Wirk- 
samkeit sich  aber  nur  auf  die  Bemfsgenossen- 
Bchaften  erstrecken  darf,  deren  sämtliche 
Betriebe  innerhalb  der  betreffenden  Staaten 
ihren  Sitz  haben.  Das  R.  ist  diesen  Landes- 
verBicherungsämtem  nicht  übei^eordnet. 

b)  Bei  der  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung bezieht  sich  die  Verwal- 
tungstätigkeit des  Amtes  auf  Statutenge- 
nehmigung, Aufsicht  über  die  Geschäfts- 
führung, Einsicht  in  die  Geschäftsbücher, 
Finanzkontrolle  usw.  der  Landesversiche- 
rungsanstalten. Hauptgegenstand  seiner 
richterlichen  Tätigkeit  sind  die  Revisionsent- 
scheidungen über  alle  Beschwerden,  gegen 
die  Entscheidungen  der  unteren  Behörden. 
Es  hat  in  der  Rechtsprechung  auch  der 
Alters-  und  Invalidenversicherung  dieselbe 
Bedeutung  wie  das  Reichsgericht  für  das 
Zivil-  und  Strafrecht. 

Die  Senate  für  die  Invalidenversicherung 
entscheiden  bei  Revisionen  g^en  Schieds- 
gerichtsentacheidungen  usw.  in^  der  Be- 
setzung von  drei,  ffinf  oder  sieben  Mit- 
gliedern.  Auch  hier  wirkt  an  erweiterter 
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Senat  mit  elf  HitgUedern  für  Einheitlichkeit 
der  Rechtsprechung,  während  die  I^dee- 
versicheruDgs&mter  die  Zuständigkeit  des  R 
in  gewissem  Umfange  beschränken. 

Als  besondere  Abteilung  des  R.  ist  die 
RechnungsBtelle  des  R.  hervorzuheben,  welche 
zur  Durchführung  der  rechuerischea  und 
Teraicherungstechniscben  Arbeiten  einge- 
richtet ist. 

Der  Geschäftsgang  und  das  Verfahren 
des  R  ist  durch  eine  Verordnung  vom 
19./X.  1900  geregelt 

Die  Kosten  des  R  und  des  Verfiahrene 
Tor  ihm  trögt  das  Reich ;  das  R.  ist  jedoch 
befugt,  den  Beteiligten  solche  Kosten  des 
Yer&hrens  zur  Last  zu  legen,  welche  durch 
Mutwillen  oder  durch  ein  auf  Verschleppung 
oder  Irreführung  berechnetes  Verhalten  ver- 
anlaßt worden  sind. 

S.  Statlstlsohfls.  Aus  dem  letzten  Geschfifts- 
bericht  des  Amtes  (Eeichstag-Dnicksaehe  Nr.  270 
lt.  Leg.-Per.  II.  Sess.  05^)6}  sind  folgende  Ziffem 
Uber  «eine  Tätigkeit  im  Jahre  1906  hervor- 
Kuhebea.   Es  anterstanden  dem  B.: 

a)  in  der  UnfRllvereicbeniiig:  114  Berofsge- 
nosaenscbaften  mit  6278341  Betrieben  and 
19038191  versicherten  Personen:  516  Aus- 
fQhntngabeharden  mit  837834  versicherten  Per- 
sonen. Bei  diesen  VerBicherangstrftgem  ge- 
langten 1906  609024  Dnf&lle  zor  Anmeldung, 
für  die  an  Eut5chadignngeu  136206112  H.  ge- 
zahlt wurden. 

b)  in  der  iDvalidenversichernng:  31  Ver- 
sichernngaanstalten  und  9  Kasseneinrichtnngen, 
von  denen  zusainmeD  145412  Kenten  nen  be- 
willigt wurden,  während  934983  Benten  (and 
sonstige  EntflcbftdigangsleiBtQDgen]  bei  ibnen 
lanfen,  die  Uber  160  Millionen  H.  betragen, 
während  an  Beiträgen  161  Hillionen  H.  ein- 
gingen. 

An  Beschwerden,  Bekarsen,  Streitigkeiten 
und  BevisioDen  gingen  beim  B.  ein:  44656, 
wovon  82331  Fälle  erledigt  wurden. 
Literatur:  Vgl.  die  Artt,  „ÄrbeiUTverneherung", 
„Invalidenverneherung"^„Krankenverncherung", 
„Vn/allvenicherung"  in  diesem  WorUrbuch  und 
im  H.  d.  St.    Femtr  in  den  I.  Außagen  dieser 
bcidm    Eneyklopädieen    die   Artt.  „ReichMver- 
neherung$amt"  von  BMtker,  betir.  A.  Elster. 
—  Pultl,  Entwickelung  det  Reichtvertifhertmgi- 
amta  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie 
und  Statistik,  3.  Folge,  Bd.  III.  —  Amtliche 
yachriehtm  des  Reichtversieherungtamts,  Berlin 
»eü  1SK5.  Alfred.  Hansa. 
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BellgionsstotisUk. 

Znr  E.  gehören  in  erster  Linie  diejenigen 
Btatistiscben  Brhebnngen ,  welche  die  Unter- 
acheidnng  der  Bevölkernng  nach  dem  Beligions- 
bekenntnis  zum  Zwecke  haben.  Solche  Ermitte- 
lungen pflegen  im  AnscbloC  an  die  Volkszählungen 
(s.  d.)  stattzufinden.  Dies  geschieht  iu  den 
meisten  Knlturstaaten ;  nur  einige,  wie  die  Vei^ 


einigten  Staaten  von  Amerika,  Bdgien,  Grot- 
briCannien  (nicht  auch  Irlaad),  neoenÜitn  aofb 
Frankreich,  sehen  mit  Bttckncht  ufdie  G^ 
wiBsenafreiheit  von  der  Frage  nach  dem  Ileti^tu- 
bekenntnis  bei  den  Volkszählangeii  ab.  In 
weiteren  Sinne  kann  man  ancfa  die  kirrhüt-b« 
Statistik,  welche  Qber  die  internen  Verbiltniue 
der  einzelnen  Religionsgemeinschaften  iZaJil  der 
Gemeinden,  Kirchen,  Pfarrer,  GeiDeiadeujrf- 
bOrigeQ.  Taufen,  Traoungea,  Uebertritte  iu<i. 
Anuunft  gibt,  hierher  rechnen.  Im  abii^o 
ist  n  en^nea,  daß  das  Merkmal  dei  Keli 

g'onsbekenntmsses,  abgesehen  vom  Sund  dti 
svOlkenmg,  auch  bei  manchen  anderen  um- 
tischen  Erbebungen  (Statistik  der  BeTülkemDet- 
bewegung,  Kriminustadstik ,  Berofszihliuisfii 
usw.)  in  Betracht  gesogen  wird,  wenn  aocfa  hier- 
bei nicht  zn  verkennen  ist,  daß  der  EinSull 
konfessionellen  Momentes,  soweit  ein  lolcher  tu- 
banden,  wegen  der  sonstigen  mitwirkendeo  l'r- 
sachen  vielfach  nur  schwer  nachweisbar  «ein  inrd 
Von  statistiMhen  Aneaben  ftber  die  koo- 
fessionelle  Gliederung  der  BevQlkertmg  eiu«'iiirr 
Länder  wird  hier  abgesehen ;  in  dieser  Beiietiiuij 
ist  auf  die  Qblichen  Zusammenstellangen  in  iti 
statistischen  Jahrbüchern,  dem  Gothuachen  Hof 
kalender  usw.  zn  verweisen.  Ein  BonalniiHD- 
scbaftliehes  Interesse  kuBpft  sieh  an  die  S- 1 4  i 
imofern,  aL?  für  sofche  Länder,  welcLe,  wi^  t  B 
dan  Deutsche  Reicb,  konf^asiiinel]  eliedtm  »db 
gleich srlige  Bezirke  erröLieren  Umfiun-w  ^al 
wetBen,  am»  der  fort !!CBr*?it enden  Mwlmair  do 
Relig'icni«bekpnntniiise9  innerhalb  lier  [teTdl]t'^ 
rnnj;  die  Wirkiiu^  der  B innen n- an lEerosg^li'- 
wegTiit^  erkennbar  wird.  Auch  <äi(  Fnp 
Zniiahnie  der  Rog.  Mischebeu  spielt  hier  aineia 
Endlich  tiefertdie  eigentliche  kinjblicheStJitii'til 
wertvolle«  llaterinl  für  moralstadütiwlie  l'a'" 
ancl!iuui;eu|^s.  Art.  „Moralistatistik''ab«iiS.^llLr 

Literatur:  Außer  »itn  *»  dem  Ari.  „BrrfUbni^ 
aiuieJüHrlm  tlalüiwhem  tf'prjfe«»  i»l  » Tfr**vn 
luf  dm  Ari.  „ReligiitriMtatiatik"  rt*  W.  lArit 
im  IL  d.  St.,  i.  Jtyf,,  Bd.  V,  ipvif  »nf  A.  H- 
Kroge,  Kt>nfeM»iDnt»tatit(ik  Z^/w'AtaiUtt 
bitrtf  !0ti4.  {Vt}l.  auch  P.  Kotlmanu. 
Sfftmollert  Jahrb./.  Gts.,  Yrnr.  n.  Yltiv..  SV" 
X.  .l.'ilr'g.t  A.  Wtri%ingh<i»^ 


Kellktenverrioi^Dg 
s.  Witwen-  uud  WaiseDTerserfniE- 


Rentenbanien. 

1.  Geschichte  und  Anff&bäi.  2.  t\saA» 
Beiitimmungeu.    Eentenbripfe.    3.  'Btieumf- 

i.  Geschichte  und  Anfgabef  IfK^. 
venlaukeo  ihreu  ürspning  dem  Ijei  der  Auf- 
hebiing  des  gutgiierrlieli-bfiiierliehpn 
hflltnisses  und  der  Ablusung  dt?r  RtiJlnstw 
hervoi^treteneii  Bedürfnif.  die  gcli»i'^>.'' 
Auseinandersetzung  zwischeo  'leo  tfetwfc- 
tigteii  und  den  Verpflicbleten  dnreli 
mittelndes  Eintreten  des  Staates  «nlicfc« 
und  vorteilhafter  fUr  boidt-  Teile  nj^ 
stalten.  Mail  errichtete  au  dit^'m  Z«w 
staatliche  Kroditiostitute,  welche  dem  (■» 
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EmpfaDg  der  Rente  Berechtieten  diese  in 
Kapital  Boeiahlten  und  dem  Verpflichteten 
me  R?nte  auferlegten,  welche  außer  den 
lam  des  Rentenkapitals  noch  einen  Til- 
.-uD^lietrag  enthielt,  so  dafi  die  ganze  Rente 
n  etaer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  toII- 
^liIldig  abgelöst  war.   Fast  alle  dentschen 
Muteü  b^tzen   derartige  Einrichtungen, 
i-nv  BeoeoDung  allerdings  verschieden  ist: 
AbltVongftkasse,  Tilgungskasse,  Land-R 
!V  ^retgeoannte  Bezeichnung  fahren  sie  in 
l'ri'iißen  und  beruhen  dort  auf  dem  Ö. 
■  L'.  HI,  1850  Aber  die  Errichtung  von  R. 
winde  an  dem  gleichen  Tage  wie 
Gesetz  betr.  die  Ablösimg  der  Real- 
iIf  a  und  die  Regulierung  der  gutsherrlich- 
rlithea  Verhütnisse  erlassen,  welches 
:    im  Anhng  des  Jahrhunderts  begonnene 
;.Tirrefonn  zum  Abschluß  brachte.  In  §  1 
t  R.p?setzes  heifit  es :  „Zur  Beförderung 
f  AblOsang  der  Reallasten  und  zur  voll- 
indigeo  AÜüösung  des  Rechtsverhältnisses 
tä-ben  den  bisherigen  Berechtigten  und 
cryflitbteten  soll  in  jeder  Provinz  eine  R. 
n>iiKt  verdoi.^  Im  Königreich  Sachsen 
Vtf  eine  ähnliche  Institution  (Landee-R.) 
a  durch  das  G.  v.  17./IU.  1832,  in 
(TD  (Ablösungskasse)  durch  das  Gnind- 
iUittmgsgeeetz  v.  5./VI.  1848  ins  Leben 
ifen  worden. 

In  Pi-eufien  bestehen  jetzt  R.  in  Eünigs- 
l-     (flr  Ost-  und  Westpreußen,  in  Berlin 
Bnadenborg,  in  Stettin  fOr  Pommern 
Schleswig-Holstein,  in  Posen  für  die 
'Vint  Foeen,  in  Breslau  für  Schlesien,  in 
n^ehw^  für  Sachsen  und  Hannover,  in 
finster  fflr  Westfalen,  Hessen-Nassau  und 
Klieinprovinz.  Nachdem  in  den  H  älteren 
umien  die  Ablösungen  so  gut  wie  voU- 
"et  waren,  worden  die  H.  für  neu  ein- 
^-nd?  Antrage  durch  G.  v.  26./IV,  1858 
ceschlogseo  erklärt.   Diese  Endfrist  ist 
-r  durch  G.  v.  17./I.  1881  und  durch  G. 
'  T.TIL  1891  betr.  die  Beförderung  der 
fjTiLiiiiiüg  vqh  Renteogülern  wieder  be- 
-i'jgt  wordc-n.   Zugleich  aber  ist  den  R. 
■in-ii  d£B  letilgenaniilf;  Gesetz  ein  ganz 
'  "u^  lind  wichtiges  tiebiet  der  Wirksam- 
i-'.t  dtinil  eröffnet  worden ,  daß  ihre  Ver- 
ii'irtplurji;  auch  bei  Ablrfgrjng  der  den  neu 
mcJiiften  Hentengütent  laiiferlegten  Renten 
'iiitTliL-ji  kann.    Diese  V'ermittelung  findet 
^ii^Acä^l  in  der  Weise  statt  daß  die  R.  dem 
ki'rit-'tjgiilöKebcr  (lleiilengutsverkäufer)  den 
K«i![,reis  bis  zu  der  Höho,  als  durch  den 
"^^'-rt  des  (lutes  Bichergest^^llt  erscheint,  in 
II  (iiHiibripk'n  auszahlt  und  dafür  eine  aus 
^'ujen  undTilgungfibetrag  zusammen^setzte 
Rrrnte  ron  dem  Rcatengntsnehmer  sich  aus- 
Wbgt,  der  Ana  Vorreoht  vor  den  sonsti^n 
IRTVreditJiclien  BelaHtunpen  des  Rentenguts 
»rhl.  Ferner  aber  gewährt  die  B.  auch 
^  ifcDtcngutant-hmei  zur  erstmaligen  Er- 


richtung der  erforderlichen  Wohn-  und  Wirt- 
schaftsgebäude Darlehne  in  Rentenbriefen 
oder  in  bar,  welche  eben&ills  durch  Zahlimg 
einer  Rrente  verzinst  und  getilgt  werden 
(§  2  des  Gesetzes  von  1891).  Bei  4-proz. 
Bentenbriefen  hat  der  Verpflichtete  Jährlich 
4'/s%,  bei  3'/a-proz.  4%  an  Zinsen  und 
Amortisation  zu  zahlen,  und  es  ist  dann  im 
ersten  Falle  die  Rente  nach  56Vs  Jahren,  im 
letzteren  Falle  nach  60Vs  Jahren  vollständig 
getilgt. 

Eine  noch  weitere  Ausdehnung  des  Wir- 
kun^kreises  der  R.  hat  durch  das  G.  v. 
S./VI.  1896  betr.  das  Anerbenrecht  bei 
Renten-  und  Ansiedetungsgütem  stattge- 
funden. Danach  tritt  die  Vermittelung  der 
R  zwischen  den  Anerben  und  den  übrigen 
Erben  in  der  Weise  ein,  daß  sie  den  letz- 
teren eine  Kapitalabfindung  für  ihre  Erb- 
ansprüche ^bt  und  sich  von  den  Anerben 
eine  Zinsen  und  Tilgungshetrag  umfassende 
Rente  ausbedingt. 

S.  Einzelne  Bestimmungen.  Renten- 
briefe. Die  Festsetzung  der  Höhe  der  von 
den  Verpflichteten  zu  leistenden  Geldrenten 
sowie  der  an  die  Berechtigten  zu  zahlenden 
Kapitalabfindung  liegt  nicht  in  der  Befugnis 
der  R.  Es  ist  dies  Sache  der  Auseinander- 
setzungsbehörden  (General  komm  issionen), 
welche  unter  Uebermittelung  der  Ablösungs- 
rezesse den  R  die  erforderlichen  Anwei- 
sungen erteilen ,  auch  von  Amts  wegeu 
deren  Rechte  wahrzunehmen  haben  (§§  4 
und  12  des  G.  v.  2./in.  1850). 

Die  preußischen  B.  geben  bei  AblÖsnngea 
dem  Berechtigten  den  20  fachen  Kapitalbetrag 
der  von  den  AusetnaDderBetzungsbehörden  fest- 
geatellten  Rente  in  bar  oder  in  4-proz.  Renten- 
briefen 9,  Abs.  2,  §§  28,  29).  Der  Verpflich- 
tete maß  den  Rentenbetrag  jährlich  an  die  B. 
abführen ;  in  demselben  ist  aber  gleichzeitig  die 
Tilgnogsqnote  derart  enthalten,  daß  die  ^nte 
in  41  '/ii  Jahren  zur  selbständigeD  Amortisation 

f gelangt.  Ihm  steht  ferner  das  Recht  zn,  jäbr- 
icb  bloß  '/lo  der  Rente  zn  zahlen,  die  Amor- 
tisation tritt  aber  dann  erst  nach  56 Jahren 
ein.  Nnr  dadnrcfa  ist  es  möglich,  den  Verpflich- 
teten diese  großen  Vergünstigiingen  zn  gewllfaren, 
daß  die  Reatenbriefe  mit  4''o  verzinst  werden, 
während  die  dem  Berechtigten  gezahlte  Ab- 
findungssumme ,  nnter  Zngrnndelegnng  eines 
fingierten  Zinsfüßes  von  5%,  den  20  fachen  Be- 
trag der  Rente  ansmacht.  Die  B.  hat  also, 
je  nachdem  der  Ver|iäichtete  die  volle  Rente 
oder  bloß  */io  derselben  zahlt,  einen  Ueber- 
Schuß  von  l^/o  oder  '/«7oi  das  nach  der  Be- 
stimmung des  Gesetzes  anverftndert  znr  Amor- 
tisation der  Bentenbriefe  benutzt  werden  mal) 
(§  38).  Halbjährlich  werden  so  viel  Rentenbriefe 
ansgelost,  als  ihrem  Nennwerte  nach  mit  den- 
jenigen Geldsmnmen  bezahlt  werden  können, 
welche  bis  znm  Schlüsse  des  Halbjahres,  in  dem 
die  AnsloBung  erfolgt,  dem  Amortisationsfonds 
an  Rentenzahlungen  zufließen  (S  39).  Den  In- 
babera  der  Bentenbriefe  wird  deren  Nennwert 
bar  ausgezahlt    40).   In  dem  Gesetz  ist  femer 
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bestimmt,  daß  Rentenbriefe  bebnfa  BelegnuK 
^ricbtlicber  aud  Tormnndscfaaftl  icher  Depoflital- 
^ider  sowie  der  Fonds  öffentlicher  Inntitote  an- 

fekaaft  oder  als  Unterpfand  angenommen  werden 
Onnen  (§  37).  Sie  sind  deshalb  sehr  gesuchte 
Papiere,  nnd  ibr  Kars  pflegt  fast  auf  gleicher 
Höhe  mit  dem  der  prenCischen  Konsols  zn  stehen. 

Die  ZDm  Zweck  der  Errichtung  von  Reuten- 
gfttem  nach  dem  Oesetz  von  189  L  anszngebenden 
Rentenbriefe  sind  teils  4-,  teils  3 ','i-prozentig; 
bei  ersteren  zahlt,  wie  schon  oben  bemerkt  wnrde, 
der  Verpflichtete  4  Va  %,  bei  letzteren  4  %,  und 
die  Rente  ist  dann  in  56  'ji3  bezw.  in  60  '/* 
Jahren  amortisiert.  Der  Berechtigte  empfängt 
entweder  den  23  Vt  fachen  Betrag  der  Rente  in 
4-proz.  oder  den  27  fachen  Betrat;  in  S'/j-proz. 
Rentenbriefen  (S  1  des  G.  t.  7  /Vn.  1891). 

Bis  zum  1./IV.  1906  sind  von  den  preußischen 
R.  inagesamt  für  582,1  Mill.  M.  Renteubriefe 
ausgegeben  worden;  davon  waren  306,2  Hill.  H. 
schon  ausgelost,  275,9  Mill.  M.  noch  im  Umlauf. 

3.  Bedentung.  Die  große  Bedeutung 
der  R.  liegt  darin,  daß  sie  es  den  mit  einer 
Rentenschuld  Belasteten  möglich  machen, 
diese,  wenn  auch  erst  nach  einer  längeren 
Reihe  von  Jahren,  durch  geringe  Zuschläge 
zu  den  für  das  Rentenkapital  festgesetzten 
Zinsen  vollständig  abzustoßen.  Dadurch, 
daß  der  Staat  als  vermittler  auftritt  und  in 
den  Rentenbriefen  sehr  sichere  Schuldver- 
schreibungen, die  ein  gesuchtes  Änlagepapier 
darstellen,  ausgibt,  ist  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen, die  von  dem  Verpflichteten  zu 
zahlenden  Zinsen  niedrig  zu  bemessen.  Der- 
selbe gibt  an  Zinsen  und  Amortisation  zu- 
sammen noch  nicht  einmal  so  viel,  als  er 
aa  Zinsen  allein  hätte  leisten  müssen,  wenn 
er  das  Rentenkapital  von  einem  Privatmann 
oder  einem  Priratkreditinstilut  hätte  auf- 
nehmen müssen,  und  ist  trotzdem  nach 
4 — 6  Jahrzehnten  seiner  Schuld  entledigt. 
Von  dieser  Wohltat  werden  fast  ausschließ- 
lich bäuerliche  oder  Klein  st  eilen  besitzer  be- 
troffen ,  da  nur  solche  bei  der  Ablösung 
der  Reallasten  sowie  bei  der  Errichtung 
von  Rentengütern  in  Betracht  kommen. 
Andererseits  genießt  der  zum  Bezug  der 
Rente  Berechtigte,  der  meist  dem  Stande 
der  Großgnmdbesitzer  angehört,  den  großen 
Vorteil,  daß  er  den  Kapitalbetrag  der  Rente 
in  sicheren  Papieren  oder  in  bar  ausgezahlt 
erhält ;  er  wird  dadurch  sowohl  unabhängig 
von  dem  Verpflichteten  und  dessen  Zahlungs- 
fähigkeit, wie  ilim  auch  die  Möglichkeit  ge- 
geben ist,  das  erhaltene  Rentenkapital  zum 
Ankauf  von  Grundstücken  oder  zur  Aus- 
führung größerer  Meliorationen  auf  dem  be- 
reits in  seinem  Besitz  befindlichen  Oute  oder 
auch  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden. 
Ohne  die  R.  würde  die  auf  den  bäuerlichen 
Besitzungen  der  preußischen  Monarchie 
liegende  Hypothekarschuld  ungefälir  um  den 
Betrag  des  bereits  amortisierten  Renten- 
kapitals, d.  8.  rd.  300  Mill.  M-,  größer  sein, 
als  sie  gegenwärtig  ist. 


Llterator;  i>Ue  und  Bömnf,  Die  LandakvUur- 
geteUgefntng  d«t  prtvfliaeAen  Siaaia,  B-i.  I. 
8.  16$fy.  Ii.  €S5/g.,  BeHin  18SS.  —  Berma. 
Art,  „Rmtenbanken".  H.  d.  SL,  t.  Auß.,  B'L  (7. 
S.  407,  Jena  1901.  JVh.  t-.  d.  dolU. 

dnrchgetelien  von  M.  Srring. 


RentenonL 

) .  Begriff,  y.  Die  prtaßiBChea  ß.i^Mlcr 
vou  IBiJO  und  1891. 

l,  Begriff.  R.  sind  solche  eigenlümlidi 
bes^'ssonc  tirtmd stücke,  welche  mit  dn» 
feeteii  (Jolfircuti^  (ndor  Iq  Geld  zahliunm 
KörtJL'iTcnte)  belastet  sind, 

Vivii  Jor  wirtschaftlich  verwandttn  Erl' 
jBclit  (s.  d.  oben  Bd.  1  S.  768)  mitera.boi1i* 
sich  das  R.vc>rhältnis  dadurch,  'laß  ««.  tod 
öffentlich -rfclitli'cUen  EluschränlntugeH  ji- 
geaf'lipii ,  jilie  nicht  vertragsmüßfi;  atipi- 
treteiiets  Hefag^oisso  des  Eig^ntflmi'ffl  mii 
Eiiit^i^liluß  lies  (iinvcräulieriicJuenl  .lasimlir^ 
gewühlt,  dagi?g'Pii  die  neimfallarpiiiic  fiiil 
andere  KonseLii-ieazoü  des  „Obereigeotam^ 
fehli-'n. 

lJi(?  Fiontotischuld  haftet  als  Reallast  «if 
dem  Glitt-  und  verptlichtet  wie  die  EThjaiiil 
lediKli''li  Jiii  den  vereinbarten  Raitpazali- 
lunt.'f'n,  iiirlit  aljpi-  nach  Art  der  Hyimtliei,«!- 
scbiiM  7MT  Zaliliiug  pines  Kajiiijils. 

IkiA  R..  ÄL'hoii  dem  illteroa  d'cnticirai 
[If'c'hti;^  ln^katiut.  Iiat  ueuenliag^  grTilk'r^  B^ 
deiUunj;  als  die  Form  gewonueti,  in  Jeradi 
die  stiuiTüclie  odor  staatlich  tfefönlerte  ituw« 
Küluiiisatiori  in  Preußen  voIlxiehL 

Uit?  einzelnen  Best] ramun gen  Jer  prw»- 
sischL'ii  K.gesctzo  von  1Ö9<>  und  1«J1  sind 
nur  aus  ikier  EnL*tehungsgeschiclile  gw* 
verstiindlidi. 

2,  Die  ]ir('iiUl!'i':)icu  K-^H'Otz^  101 
und  (Sin,  in  *l"?m  Art.  »Un'lii'LieriirMl- 
be9il2-  ii>lieii  'A^rifg}  iiÄlier  aiis^eiatitl  in. 
battt;  (iiü  Pierlodi'.  wekhe  anf  die  Znt  ia 
Bttuertitietreiautr  cefolgt  war,  die  soji(il''it  Sm- 
nuni:*'ii  iiirlit  (■rliilh,  welnbe  die  lilwrsiiai  ^laiff" 
iniltiiiiT  und  Tlienrtttiker  auf  die  d^JD*ls^nr^^ 
gelziit^lieii  Atierkennung  gelangte»  CmmWl» 
des  frt'it'i]  Uniud-itücks-  uoil  EwdifTcrkeiirt  ;i- 
setzi  liiittpn. 

l>ci-  sellwtänilige  Eanerastand  crliti  <fan* 
AusliHUf  uml  ZertrÖmineruuE  seiner  Eli^fi' 
deuteiirli-  Verhistc.    Die  VersdiuldniÄ  irailna 
deaiMalie.  ftlfl  die  Unter  eu  immer  wipJw"'*^ 
setziPii  Veikehrsiibjekten  wurden  —  ww  o«» 
für  iHe  yroliea  als  für  die  Bioernpüier  now- 
Stati  uliiU  parzellftttweise  GmtidÄtilci""**"* 
wie   Jiiiiin   erwartet   hatte,  die  Vf^  ■ 
hinderten  gerade  die  Schulden  die  Vfrt' 
der  Hüter,  weil  kein  verpffiodete^  L^*-  - 
Geneliinieiinir  de«  ni^ht  vollBtäGdie;  ii'>- 
GlitiibLtfera  derart  eeteilt  werdü»  kiim,  -j. 
abi,t:sive3gte  Paritllt  an!*  d<r  Sit'wL'innt  ™ 
die.  iranxt  Si-lmUl  anssL-htidet-  Dirsr 
ist  wcdtT  nh  Aii^HiiÜ  einer  ,Ee»ktiun* 
dip  (^inniitsÄtze  der  VerUehrsfrsiheit, 
Fol^'e  -icr  landächaftlichen  EjetliifJTfM^^" 
noch  autli  in  erster  Linie  *U  wutaW 
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dca  xMVuffiicbeii  GnmdlnelitTBtemg  annuebea; 
sie  mndet  sieh  flbenll  dort  —  £.  B.  auch  in 
Sn^od  —  wieder,  wo  die  LandgOter  nicht 
wechselnde  ZaMunmeofasanngen  einzelner 
ParzelleD  sind,  wie  in  den  Kleiubanemdiatrikteu, 
sondern  wirtschafUiche  Einheiten,  die  regel- 
m&Qig  ancb  als  solche  Oeftenstaud  von  Be- 
leibnngen  werden.  FQr  alle  Fälle  höherer 
Verschnldong  ist  das  Einspmchsrecht  des  (iläu- 
biffera  selbmt  gegen  geringe  Abverkäufe  fär  die 
WahmDg  seiner  Interessen  auch  ganz  nnent- 
behrlieh.  Es  war  demnach  die  Verkehrsfreibeit 
•elbst,  welche  mit  der  wachsenden  Versehnldang 
BD  einer  immer  festeren  Bindung  des  größeren 
Onindbesitzes  und  aaf  diese  Weise  ZQ  ihrer 
dgesen  Negation  führte. 

Die  Orandsfitze  der  Verkehrsfreibeit  blieben 
nur  für  die  Fideikommißgflter  ansgescbloitsen. 
Se  machen  jedoch  nnr  in  wenigen  Kreisen  einen 
im  Verh&ltnu  zu. den  verschuldeten  Otttem  be- 
dentenden  Teil  der  landwirtschaftlichen  Fläche 
ans  (vgl  Art  „StammgQter"). 

An  die  Stelle  der  seit  der  Bauembefreiang 
zum  Stillsund  gelangten  staatlichen  Kolonisa- 
tion trat  femer  die  geschäftliche  Tätigkeit  der 
„GfitersehUUshter".  Der  Gegenstand  der  Grttter- 
M^chteret  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  1155  fg.)  waren 
Tomebmlich  Banemgüter,  die  regelmäßige  Yor- 
anssetznng  der  wirtdcbaftliche  Rain,  häufig  die 
Answucherong  der  Banem,  die  Wirkung  aber 
bst  immer  der  Ersatz  selbständiger  Höfe  durch 
fiberschaldete  Proletarierstellen. 

Angesichts  solcher  Erfahmngen  konnte  der 
naive  Glanbe  an  die  anbedingten  Segnungen 
des  freien  Güterverkehrs  nicht  länger  Stich 
halten.  Man  forderte  die  Wiederanmabme  der 
Btaatlicben  Kolonisation,  nnd  in  der  Tat  kam 
ee  zunächst  in  der  ersten  Hälfte  der  70  er  Jahre 

iwie  schon  einmal  40  Jahre  früher)  zur  Parzet- 
ienmg  mehrerer  Staatsdomänen  in  Xeuvor- 
pommem  infolge  ein»  Antrages,  den  eine  Gruppe 
Ton  Abgeordneten  unter  Führung  von  Dr.  Hiquel 
im  Lauf I tage  gestellt  hatte. 

Han  sncQte  ferner  nach  Rechtsformen,  welche 
einerseits  den  I^aoderwerb  für  weniger  bemittelte 
Ansiedler  erleichtern  nnd  anderseits  die  neuen 
Stellen  vor  Anfsangnng,  Zertrümmemng  nnd 
Üeberachnldnng  sicherstellen  sollten. 

Die  Notwendigkeit  de«  Schutzes  gegen  der* 
•r^e  Wirkangen  des  freien  Verkehrs  hatte  sich 
besonders  durcn  die  Beobachtung  heransgesteUt, 
daß  in  manchen  neuvorpommerscfaen  wie  in 
älteren  Domftnenkolnnieeu ,  z.  B.  der  Provinz 
Sachsen,  die  Mehrzahl  der  kaum  ins  Leben  ge- 
rufenen bäuerlichen  Anwesen  durch  benachbarte 
Großgrundbesitzer  aufgekauft  oder  durch  Güter- 
icfaUchter  zerschlagen  worden  war. 

Das  Beispiel  geei^eter  Rechtsformen  bot 
rieb  ans  neuester  Zeit  hauptsächlich  in  den 
Bordweetdentwhen  Oroßbaneiigebieten  dar. 

In  Hannover  hatte  man  zwar  i.  J.  1833  wie 
anderwärts  die  erblichen  Nutzungsrechte  in 
Eigentum  verwandelt  und  die  auf  den  bäner- 
llcEen  Gütern  ruhenden  Lasten  ablösbar  ge- 
macht, gleichzeitig  aber  die  erbliche  Ueber- 
tragung  von  Grundeigentum  unter  Vorbehalt 
csner  nur  durch  Uebereinstimmung  beider  Par- 
teien ablösbaren  Heute  zagelasxen.  In  den  Fehn- 
mid  Moorkolonieen  war  das  Erbzins-  nnd  Erb- 
pachtverhältnis unverändert  bestehen  geblieben 
ud  hatte  die  Begründung  neuer  Stellen  bis  in 


die  jüngste  Zeit  wesentlich  gefordert  Die  Erb- 
pacht gewiUirte  dem  Ansie^er  den  Vorteil,  daß 
er  ein  Besitztum  ohne  nennenswerte  Anzahlung 
und  ohne  die  Aufnahme  von  Kapitalschnlden 
erwerben  konnte,  die  seine  Existenz  bei  jeder 
Kündigung  aufs  äuUerste  gefährdet  hätten.  Dem 
VeräuUerer  aber  sicherte  die  Rente  einen  fort- 
dauernden Einfluß  anf  den  Bestand  der  neuen 
Wirtschaften;  namentlich  war  die  Teilung  des 
rentenpflichtigen  Gutes  an  seine  Zusümmang 
gebunden.  Da  der  Unternehmer  der  Moorkolonie 
oft  große  Kapitalien,  c  B.  durch  den  Kual- 
bau,  investiert  hatte,  mußte  er  solchen  Ein< 
fluß  besitzen,  wenn  die  Gefahr  ausgeschlossen 
werden  sollte,  daß  die  Ansiedelungen  ihre  wirt- 
Bchaftlicb-techuiache  Leistungsfähigkeit  nament- 
lich durch  Verkleinerung  einbüßten  und  dadtirch 
das  ganze  Unternehmen  in  Frage  gestellt  würde. 

Die  preußische  Gesetzgebung  hatte  nach  der 
Annexion  Hannovers  die  Renteuschuld  (G.  v. 
3./IV.  1H68)  und  die  Erbpacht  (G.  v.  2.  VII.  1876) 
für  stets  ablösbar  erklärt;  aber  die  Kenner  der 
Moorkolonisation  hielten  dies  keineswegs  für 
einen  Fortschritt  In  Holland  besteht  seit  Jahr- 
hunderten die  Erbpacht  zu  Secht,  nnd  sie 
kommt  dort  ebenfalls  vorwiegend  in  den  Moor- 
kolonieen zur  Anwendung. 

Es  erschien  nicht  ausgeschlossen,  daß  die 
Wiedereinführung  der  Erbpacht  oder  des  R. 
mit  einseitig  nicht  kündbarer  Rente  auch 
außerhalb  der  Uoorgebiete  größere  Gatsbesitzer 
geneigt  machen  würde,  ihre  Flächen  an  Bauern 
und  Arbeiter  streckenweise  aufzuteilen.  Denn 
sie  erhielten  dadurch  die  Möglichkeit,  die  neu- 
begründeten  Stellen  als  solche  zu  erhalten,  die 
£n<Btehnng  von  „Diebd^olonieen"  *  das  An- 
schwellen der  Armen-  nnd  Schullasten,  welches 
ans  der  Teilung  der  Stellen  hervorgehen  konnte, 
zu  bindern.  Man  konnte  sich  auf  zahlreiche 
Vorgänge  aus  dem  18.  Jahrb.  berufen.  Nament- 
lich waren  in  Schleswig-Holstein,  wo  erst  die 

Sreußische  Gesetzgebung  die  Erbpacht  beseitigt 
atte,  mit  ihrer  Hilfe  zahlreiche  blühende 
Dorfschaften  anf  ehemaligen  Domanial-  und 
Gotsländereien  entstanden.  In  Preußen  selbst 
waren  noch  im  Laufe  des  19.  Jahrb.  pai^ellen- 
weise  Vererbpachtungen  auf  Domänen,  Lehn- 
und  Fideikommißgütem  vorgekommen.  Das 
G.  V.  2./III.  1800  hatte  dann  die  Erbpacht 
ebenso  verboten  wie  die  Auferlegung  einer  für 
mehr  als  30  Jahre  unkündbaren  Reute,  und 
viele  sahen  hierin  den  Grund  für  das  AnniÖren 
aller  fteiwilligen  Parzellierungen  seitens  der 
Großgrundbesitzer. 

Zum  mindesten  erschien  die  Erbpacht  oder 
die  auf  längere  Zeit  oder  überhaupt  einseitig 
nicht  kündbare  Rentenscbnld  als  geeignete 
Formen  für  die  erhoffte  staatliche  Kolonisa- 
tion nnd  als  ein  Bedürfnis  für  die  neu  in  Au- 
griff genommene  Besiedelnng  der  Moore. 

Man  mnUte  den  angedeoteten  Nutzen  dieser 
Rechtsformen  für  den  Ansiedler  um  so  höher 
veranschlagen,  als  es  an  Kreditinstituten  durch- 
aus fehlte,  welche  den  kleinen  Leuten  unkünd- 
baren Kredit  in  der  erforderlichen  Höhe  znm 
Ankatif  der  Gmudstücke  und  zur  Efrichtnng 
der  Gtibäade  gewährt  hätten. 

Die   Rodbertusschen  Theorieen   (vgl.  Art. 
„Hentenprinzip"  unter  S.  717  fg.)  wirkten  vol- 
lends als  Stärknng  dieser  Ideeenrichtung. 
Es  traten  besonders  Angeh(trige  der  national- 
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liberalen  Partei  dafQr  ein,  wie  Miqnel  und 
liammera,  welche  die  Utereo  HaoDOTerschen 
Yerhiltiiisse  ans  eigeoer  AnschanaDg  kannten 
oder,  wie  Sombart-Ermsleben ,  den  erwähnten 
Mißerfolg  der  staatlichen  Dotn&nenkolonisation 
zn  beobachten  Gelegenheit  gehabt  hatten. 

Auch  zahlreiche  Vertreter  der  Wissenschaft 
erkannten  die  Notwendigkeit  der  Anitöldnng 
neuer  PrintrechtsEoTmen  unter  Bflokgriff  auf 
das  Wesen  der  ftlteien  Erbuacht  liei  Be- 
seitigung ihrer  aperiflach  mittelalterlichen  Be- 
standteile an.  Koscher  kennseichnete  die  Auf- 
hebung der  Erbpacht  als  „doktrinären  Fehl- 

C",  Schmoller  wies  auf  die  Vorgänge  beim 
[auf  des  italienischen  Kircbengntes  seitens 
der  Regierung,  den  raschen  Uebergang  der  neuen 
Stellen  in  die  Hände  großer  Besitzer  und  Kapi- 
talisten hin,  Nasse  betonte  den  Widerspruch,  der 
darin  liege,  wenn  der  Landtag  die  Parzellierung 
der  Domänen  fordere  und  dabei  nicht  an  Hittu 
denke,  die  alsbaldige  Resorptiini  der  wuea 
Stellen  dorch  große  PrinttSufer  zu  Terfattten. 
Die  englische  und  französische  Oesetzgdinng  ist 
nicht  entfernt  so  radikal  gegen  die  ^tslxAung 
danemder  OmndstOcksnutzungen  Torjra^angen 
wie  die  preußische.  In  Frankreich  sina  Pach- 
tungen auf  99  Jahre  oder  auf  8  Generationen, 
in  England  auf  beliebig  lange  Dauer,  z.  B. 
999  Jahre,  zugelassen. 

Gegen  die  Wiederbelebung  der  Erbpacht  er- 
hoben sich  allerdings  bala  durcbscnlagende 
juristische  und  politiache  Bedenken.  Aber  der 
Gedanke,  die  zeitlichen  Sehranken  der  imkOnd- 
baren  Rentenschnid  zu  erweitem  oder  ganz  zu 
beseitigen,  gewann  zahlreiche  Anhänger. 

Im  J.  1886  erklärte  sich  in  diesem  Sinne  die 
Zentral-Moorhommission  einstimmig  fitr  die 
Wiedereinfflhmng  der  Institntion  des  R.,  ebenso 
das  LandesSkonomie-Kolleginm ,  obwohl  hier 
schon  die  Zweifel  an  ihrer  Brauchbarkeit  für 
prirate  Gutsbesitzer  ohne  staatliche  Kreditinter- 
vention  zn  lebhaftem  Ausdruck  gelangten. 

Die  aus  den  Beratungen  dieser  Körperschaften 
herrorgegangenen  Bestimmungen  kamen  zum 
ersten  Mate,  nnd  zwar  auf  Anregung  des  Land- 
tages, zn  gesetzlicher  Anerkennung  m  dem  An- 
siedelungsgesetz  von  1886  fttr  Posen  nnd 
WestpreuQen  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  99fg.).  Die 
Begiemng  gab  ihre  Znstimmnng  zu  der  Neuerung 
hauptsächlich  nnter  dem  Gesichtspunkte,  daß 
die  „nnablöiibare''  Rente  die  Handhabe  bot,  um 
das  Dentschtnm  der  dortigen  Kolonisten  dauernd 
zu  sichern.  Sie  übernehmen  in  den  Ansiede- 
lungsverträgen  lediglich  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  emer  mäßigen  Jahresrente,  eine  An- 
cahlnng  fttr  den  Boden  findet  nicht  statt.  Fttr 
den  zehnten  Teil  der  Rente  wird  die  Ablflsbar- 
keit  ausgeschkwBen,  jeder  Besitzwechsel  ist  an 
die  Genehmigung  da  Behörde  gebnnden  nnd 
kann  unters^  werden,  wenn  dadurch  ,,die  Er* 
reichnng  der  Ziele  vom  86./IT.  1886  in  Frage 
gestellt  wird". 

Die  rasche  und  befriedigende  Einbürgerung 
der  R.  in  Posen- Westprenlien  gab  den  AnlaU, 
daU  im  Abgeordnetenhanse  von  178  Uitgliedem 
der  3  Kartellparteten  unter  Führung  Ton 
Sombart-Ermsleben,  von  Below  -  Saleske  und 
T.  Zedlitz-Neukirch  der  Antrag  gestellt  und  im 
Herrenhanse  die  Resolution  angenommen  wurde, 
die  Stutaregiemng  um  die  Vorlage  eines  Ge* 
setzentwnrfes  zn  ersuchen,  welcher  die  auf  B. 


bezüglichen  Bestimmnagm  des  6.  t.  1886  m1 
das  ganze  Gebiet  der  Honarchie  aosdcteea 
sollte.  Die  Ro^erung  kam  diesem  Verlaagea 
nach,  nnd  aus  den  sehr  eingebenden  Beratnngn 
des  Landtages  ging  das  B.gesets  2^3^^- 
1890  hervor. 

1.  Das  Gesetz  erleichtert  zunächst  die  Ab- 
Teränßerung  von  Gmadstflcken  zum  Zweck  der 
Bildung  Ton  R.  Sie  mflssen  frei  von  den  Hna> 
theken-  nnd  Orundsehnlden  des  Hauptgntas  W 
gründet  werden,  nnd  solche  lasten  freie  verinie 
rung  kann  ohne  Einwilligung  Ton  Hypothdun* 
gläubigem  nnd  Fideikommißanwärteni  erfolgen, 
sofern  die  Agrarbehörde  (Oeneralkommission  oder 
Kreditdirektion)  ein  „Unschädlichkeitsattcst"  er> 
teilt.  Dies  kann  gegebenenfalls  auch  dann  » 
scheben,  wenn  es  sich  um  große  TrennstAcke 
handelt.  Eine  ähnliche  Bestimmung  des  G,  t. 
3./III.  1850  war  Tollkommen  wirinmgslos  ge* 
blieben,  weil  es  ledi^ch  die  Abtrennung  Toa 
soldien  Ornndstfleken  gestattet  hatte,  die  im 
Yerhältnis  zum  Hauptgnt  tou  geringem  Wert 
und  Umfang  wären.  Die  auf  Anregung  des 
Herrenhauses  erfolg  partielle  Aufbebung  di<Mr 
Einschränkung  istinsoiera  als  antikapitaltstiaehe 
Haßregel  zu  kennzeichnen,  als  üe  einen  für  das 
Interesse  der  Gläubiger  in  Qberm&Uiger  Weise 
Torsorgenden  Bestandteil  der  älteren  G«et«- 
gebung  beseitigte  und  die  Teilbarkeit  der  weniger 
stark  Terscholdeten  Güter  erhöhte. 

2.  Anderseits  gewährt  das  Geeeta  Baal- 
habmi,  um  die  neu  zu  bamrftndenden  SteUan  nr 
zerstörenden  Einflüssen  (tes  freien  Grandberits- 
Terkehrs  und  der  GQterschlächterei  nchem- 
stellen.  Die  Zerteilnng  des  R.  kann  vertragt- 
mäßig  an  die  Genehmigung  des  Bentuberea- 
tigten  gebnnden  werden.  Es  war  zweifelhift, 
ob  der  Vorbehalt  solcher  Befugnis  schon  bisher 
dem  Verkäufer  zustand.  Verabredungen,  wekbe 
die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  des  w- 
äußerten  Besitztnms  dauernd  zu  erhalten  bft* 
stimmt  sind,  waren  Ton  jeher  zugelassen.  Nen 
ist  jedoch  die  Vorschrift,  daß  die  versag  Ein* 
wiUignng  des  Bentenberischtagten  im  einen  wie 
im  anderen  Falle  durch  richterliche  EntiAet- 
dung  der  GaienlkorandssioD  im  Offen tlicben 
(„gemeinwirtschaftlichen")  Interesse  ergänzt 
werden  kann.  Oerade  in  den  Verfügni^fAe 
schrftnkungen  des  B.besitzen  erblickt  oie  aal^ 
liehe  Denkschrift  über  den  Gesetzentwurf  4is 
politische  Bedeutung  des  Rechtsiastituts 

3.  wird  die  Bestimmung  dw  G.  t.  2  /UL  ISöO 
aufgehoben,  wonach  die  Kündigung  einer  anf- 
erl^ten  Reute  nur  für  30  Jahre  aosgeschloMB 
werden  kann.  Die  AblOabarkeit  der  Bfote  kann 
Tertragamäfiig  tlkr  bdiebig  lange  Zeit,  nnek  tftr 
immer,  „von  der  Znstimmnng  bnder  Teile  ab* 
hängig  gemacht  werden". 

diese  dem  Erbpachtinstitnt«  entidut» 
Bestimmung  und  die  damit  gegebene  MOrikb* 
keit,  unablOsbare  Renten  aumerlegen,  erhoben 
bei  der  näheren  ErOrtemng  in  der  Ltteratar 
und  im  Landtage  Tielfach  auch  dicjenign  Be- 
denken, welche  die  Beseitigung  der  Erbpa^t 
bedauert,  die  Vorteile  ihrer  Wiederbelmng 
betont  nnd  die  oben  erwähnte  Besolntü»  ca- 
gebracht  oder  mitunterseichnet  hatten. 

In  der  Tat  ist  es  etwas  anderes,  dn  alt 
eingewnrzdtes  Institut  wie  die  Erbrädit  bci- 
znbehalten  oder  aber  nneh  ihm  AnfhäHnig  sIm 
analoge  Einrichtung  wieder  einzuführen.  Dan* 
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'  tnit  prirate  Luton  werden  nach  Ablauf  toh 
it«i  GeneittioDen,  wenn  die  ErinDemng  an 
ira  Gnmd  ihrer  üebernRhme  geiicbwnnden  ist, 
br-ht  %\t  drflckeod  empfiindeii.  Ea  zeigte  sich 
bei  den  noablSebaren  HTpothekeiuebalden, 
dk  inboerlegen  die  Gesetzgebnog  tod  1850 
toeiclmnidenreiM  BSmtliohen  KrMittDstitnteti 
niftilhniteu  batte.  Vor  allem  aber  TerknQpft 
iifh  (Bit  d't.'r  uTiilüAbareQ  Beute  die  Gefahr  bSchst 
ii-ti^r  AbbüntflgkeitsverblltniBse  für  die  Be- 

I  BifT  Tbtk  lileiiierfiD  DiiBelbst&ndigvii  K  Zwar 
iu  r*  Dscb  wie  Tor  Te^^^oteIl,  danemde  Arbeits- 
•Bt-ilicliiQijren  M  befinden  und  solche  dinglich 
lit  ittn  lirändbesitz  in  rerknQpfen.  Ver^Äjre, 

I^trtk«  die«»  itn  ThtTentlicbeD  Interesse  erlassene 
Firbr.t  KwR  im  We^  von  VorkanfsstiptilatioDen 
netiif&  vollteti,  würden  nozweifelhaft  nichtig 
riB  nnij  TOD  den  Gerichten  nicht  anerkannt 
.  wntpA   Darilber  war  man  sich  bei  den  Be- 
ipMt^o  im  L^nrlta^p  auch  ganz  klar.  Aber 
HjrBHirz  eihM  klf^inen  Grundstückes  bringt 
Arbeittr  «bDefain  Überall  dort  leicht  in  eine 
|.,  »fiiftftij?  Laifc.  wo  er  nicht  die  Answahl 
,  nwlieiiTCredhfcdeiieH  Arbeitsgelegenheiten  bat, 
toi  dieAbhlni^gkeii  wftrde  dnrcn  ein  danern- 
Scinlii Verhältnis  gegenflber  dem  einzigen 
J.;bemttbt-r  noch  sehr  (festeigert  werden. 

VtT  VorschlAff,  jenen  Gefahren  durch  Be- 
«'MokunfT  der  Uii&bliia  barkeit  anf  einen  kleinen 
.fcaciiieil  ijer  Rente  (nach  Art  der  posen-west- 
Mtn  Au  aieiTelungs Verträge)  und  durch 
eivLM  einer  MiuiraalgrOße  fOr  die  R.  vor- 
KXD.  nnd  zwar  nicht  die  Znstimninng  der 
ntät  aber  was  die  Antragsteller  erstrebt 
Btl».  varde  Hoch  UtsAchlich  verwirklicht 
iitfi  iu  er^UDzende  G.  v.  7./VII.  1891  über 
ArBtfiirderHng  der  Errichtung  von  R. 
Itow  t.le*eti  Würde  infolge  einer  bei  Annahme 
in  min  R  ^aeties  gefaßten  Resointion  beider 
Hio»T  dw  l^flndtages  von  der  Regierang  ein- 
i^^ffat  and  ist  als  ein  integrierender  Bestand- 
t»*t  der  preaßi»chen  R.inatitution  anzusehen. 
oUIi  and  .\nKf1thrnn^  des  G.  v.  1891  ist 
im  Art.  „KotomsMion,  innere"  bereits  be- 
•fMheh-  Die  staatlichen  Renteuhanken  (vgl. 
Wo  .^rt,  I  sind  ilanlarch  ermächtigt  worden, 
Vi-Itr  fiinlie  Emchtnns;  von  R.  bis  zu  einer  sehr 
tili  2<^cn5fneii  Beleihungsgrenze  in  der  Weise 
■1  :<-t<j)hrtD,  daC  sie  die  auf  den  R.  haftenden 
trjifii  diirpli  AtiKhäiidigung  von  Rentenbriefen 
ni!  \bii>nn^  brinifen-  Der  Ansiedler  wird 
MiMtiPi  der  Rentenbank  nod  durch  Zahlung 
TiljT«Deiij-t;üTe  in  etwa  60  Jahren  von  der 
KhnUi  befreit  Er  kann  sieb  auch  durch 
Kuj^italzahlung  von  der  Bentenschnld 
n  orftfarcDd  dfir  Bank  ein  Ettndigungs- 
■ichr  ztigtehl  Diese  ^würt  auch  amorti- 
pdii-Liti^  Darleljtin  in  Rentenbriefen  zur 
Ibnjfig  der  notwendigen  Wohn-  nud  Wirt- 
^bMude.  liie  Feleibnng  erfolgt  bis  zur 
TOB  ies  Tiitwertes  der  neuen  Stellen 
Ii«-  Sfitversnachltt^nng  der  erforderlichen 
idp  Die  ]{fnten1)ann«nte  kann  för  das 
'Jahr  L'eiitaDclct  werden;  der  gestundete 
wird  mm   Abzulösenden  Kapital  ge- 

BmEiuimungcn  versöhnten  auch  solche 
d«r  inntreq  Kolonisation  mit  dem  G. 
wfflche  m  der  nnablttsbaren  Rente  An- 
Mmmen  hatten ;  denn  es  war  anzunehmen, 
Ich  niemand  finden  wttrde ,  der  gegen  nn> 


ablesbare  Lasten  ein  R.  erwerben  wflrde,  wenn 
der  Staat  reiche  Gelegenheit  zum  Grundbesitn- 
erwerb  fttr  die  kleinen  Leute  gegen  Uebemahme 
tilgbarer  Verpflichtungen  unter  gftnstigen  Be- 
dingungen erOAiete. 

Dalwi  ist  die  staatliche  Beleibung  reiner 
Arbeiterstellen,  bloßer  Häuslereien,  ausge- 
schlossen, „die  Grundlage  der  wirtschaftlichen 
Existenz  muß  in  dem  R.  liegen". 

Der  Laadtag  hatte  bei  Annahme  des 
Gesetzes  von  1890  die  Kesolutioo  über  die 
ErOfTnuDg  der  Rentenbanken  in  der  von 
allen  Seiten  zum  Ausdruck  gebrachten  Ueber- 
zeuguDg  gefaßt,  dafi  ohne  die  Oewfthrung 
des  staatlichen  Kredits  das  H.gesetz  nur 
fOr  den  fiskus  und  grOßere  Kommunen  so- 
wie für  die  Moorkolonisation  praktische  Be- 
deutung gewinnen  werde,  und  gerade  iti 
dieser  Voraussetzung  hatten  viele  für  die 
Zulassung  langdauernder  tmd  uoablösbarer 
Renten  gestimmt  In  der  Tat  ist  die  große 
Mehrzahl  der  verflußerungsbedlirftigen,  d.  h. 
der  höher  verschuldeten  Gutsbesitzer  ohne 
Zuhilfenahme  des  Kredits  nicht  imstande, 
die  Hypothekenregulierung  vorzunehmen, 
welche  erforderlich  ist,  um  die  Rentengüter 
frei  von  den  Lasten  des  Haupigiites  her- 
zustellen. Reiche,  unverschuldete  Besitzer 
aber  pfleget]  nicht  zu  parzellieren,  sondern 
Land  zuzukaufen.  Wenn  sie  in  älterer  Zeit 
vielfach  ihr  Land  an  Bauern  vererbpachtoten, 
so  geschah  dies,  weil  man  auf  die  unablOsbaren 
Renten  die  E.dstenz  einer  aristokratischen 
Familie  sicher  zu  begrQuden  vermochte. 
Heute  ist,  wie  im  Landtage  mehrfach  her- 
vorgehoben wurde,  das  Vertraueu  ver- 
schwunden, daß  die  auferlegten  Reuten  von 
der  Gesetzgebung  dauernd  belassen  würden. 

Wer  es  für  vorteilhaft  hält,  sein  Gut  zu 
parzelliereD ,  und  doch  seine  gesellschaft- 
liche Stellung  auf  Grundrenten  fuudierea 
will,  dem  steht  das  sehr  viel  vorteilhaftei-e 
Mittel  der  Zeitpacht  zur  VerfOgimg.  Die 
Parzellenpacht ,  welcher  das  R.  im  allge- 
meinen sicherlich  vorzuziehen  sein  würde, 
hat  denn  auch  auf  den  großen  Gütern  des 
westlichen  Deutschland  eine  weite  Ver- 
breitung gefunden. 

Die  Erwartung,  daß  Privatbesitzer  ledig- 
lich mit  Hilfe  der  Rentenbauk  R. 
begründen  und  ganz  un^lösbaro  Renten 
deshalb  —  etwa  abgesehen  von  Domänen- 
und  Moorkolonieen  —  niemals  praktisch 
werden  würden,  ist  durchaus  eingetroffen. 
Es  ist  kein  einziges  R  ohne  staatliche  Kre- 
dithilfe entstanden.  FQr  gewöhnlich  wird 
durch  das  Eintreten  der  Rentenbank  jede 
Beziehung  zwischen  Rausgeber  und  -nehmer 
gelOst.  Sofern  aber  die  Rentenbriefe  das 
Kaiifgeld  nicht  vollständig  decken,  wird 
entweder  eine  Hypothek  oder  —  was  die 
Generalkomraissionen  im  Interesse  der  An- 
siedler mit  Recht  begünstigen  —  eine  seitens 
des  Verkäufers  unkündbare  Restrente  ein- 


Digitized  by  Google 


716 


Rentengut—  Ii-ntenkauf 


getragen,  welche  ebeofalls  von  der  Henten- 
bank  Obemommen  werden  kann,  sobald  ein 
entsprechender  Teil  der  Älteren  Bankrente 

fetilgt  ist.  Die  Rauspeber  drangen  darauf, 
aß  dies  sobald  wie  mCglieh  geschieht.  Dafi 
die  Restrente  auch  iür  den  Ansiedler 
unkündbar  gemacht  wurde,  ist  niemals  vor- 
gekommen.  Man  würde  die  völlig  über- 
flüssige Bestimmung  Über  die  UnablOsbarkeit 
der  Renten  aus  dem  Rgesetz  besser  ganz 
streichen. 

Hat  sich  nach  dem  allen  der  Gedanke, 
dauernd  und  vollständig  unablösbare  Renten- 
forderungen zu  begrtioden,  in  der  Haupte 
Bache  als  verfehlt  und  als  unpraktisch  er- 
wiesen, so  ist  doch  anzuerkennen,  daß  die 
preußischen  Rgesetze  überaus  große  Fort- 
schritte angebahnt  haben.  Sie  bestehen 
1)  in  der  Eröffnung  des  durch  den  Berech- 
tigten nicht  kündbaren  staatlichen  und  er- 
gfinziings weise  eintretenden  privaten  Renten- 
Kredits  für  Ansiedelungszwecke,  2)  darin, 
daß  die  Geschlossenheit  zatüreicher  größerer 
Besitzungen  durchbrochen  worden  ist,  3)  in 
der  Ausbildung  von  Rechtsformen,  welche 
den  Bestand  der  neuen  Stellen  sicherstellen. 

Die  Schutzbestimmungen  sind  noch  er- 
weitert worden  durch  das  G.  v.  8./VI,  1896 
über  das  (lotestat-)  Änerbenrecht  bei 
R.-  und  Ansiedelungsgütern. 

Die  Handhabung  der  Verfilgungsbeschrftu- 
kungen  des  Rbesitzers  geht  mit  der  üeber- 
nahme  der  abzulösenden  R^ntenf orderungen 
auf  den  Staat  über.  Da  jedoch  die  Renten- 
bankforderung  nach  Ablauf  von  10  Jahren 
stets  durch  Kapitalzahlung  getilgt  werden 
kann,  wüi-den  die  Vorschriften  des  R-gesetzee 
die  Erhaltung  der  R.  doch  nur  für  kurze 
Zeit  sicliergesiellt  haben.  Deshalb  hat  das 
erwähnte  Gesetz  von  1896  für  die  nach 
seinem  Inkrafttreten  begründeten  R  die 
Teilung  und  die  Vereinigung  derselben  mil 
einem  größeren  Gut  ohne  zeitliche  Be- 
schränkung von  der  behördlichen  Geneh- 
migung abhängig  gemacht 

Man  kann  verschiedener  Meinung  da- 
rilber  sein,  ob  es  zweckmäßig  war,  diese 
VerfOgungsbeschränkungen  für  die  Dauer 
aufzuerlegen.  Daß  sie  prinzipiell  für  solche 
Güter  gerechtfertigt  sind,  welche  der  Staat 
im  Gesamtinteresse  und  mit  öffentlichen 
Mitteln  ins  Leben  rief,  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen.  Wie  in  dem  Art  „Koloni- 
sation ,  innere"  nachgewiesen  wurde ,  ist 
seit  den  Zeiten  der  Gracchen  niemals 
eine  erfolgreiche  Kolonisation  ohne  solche 
Schutzbestimraungeo  durchgeführt  worden. 
Es  waren  falsche  Freunde  des  Volkes, 
welche  nach  dem  Tode  des  Tiberius  Grac- 
chus die  von  ihm  geschaffenen  Erbpacht- 
stellen in  frei  veräußerliches  Eigentum  ver- 
wandelten. 


Jiun^i»e/if  Xotnifumlate  iibrt  „dif  pmi}iMhn 
Iimtenfut4ji»tUe"  iKm  Aruirmen,  MahrAm, 
utid  JU^U,  tOmdUrA  SrrUm  U'/i.  —  Ib/^krr, 
Xulii-maläkonttmUt  drs  Adeef^OUr*,  9..  AuS.  Vi^fc 
g^irl  iSTÜ,  ff.  Mi.  —  Xltve,  i>ir  viiir.<hojüuhf 
Jlr/Ifutii»p  drr  Erbjuteht,  Thirls  Lanriif.  J-ii^K. 
Btl.  17//  S.  41/g.  —  FiUVfthr,  f,rVfj«,« 
JtrntfAijiilrr^   Jafitb.  /.   ,VaX.  11.  .\.  ^, 

Ji^l.  ,Vil',  Hi9/9,  —  i#oTii*«irr-£m*Jir6ni. 
IJiui   prrußijtclir'  Gf*rU  ütn't-  Ürnf'-n^tlrf 

J.  Gf*.  u.  1'mt.,  J9i/,  XIV.  IS'j'i,  >  Jwjff,  - 
Sertna ,  Initfre  Kointiitati^  im  üMiAm 
DfiiUehlmtJ.  ffchrifien  rf.  F, /,  jWp*t  Jk 
L\'I,  lJi9S.  —  Aai,  Tku  pnmßitrhr  R,iiUtfit, 
i'.K'l.  —  H.   Unaehmann .  y,nyi*-^ 

JiihTt  Ührr  innrere  JIÖfoKftMtM  tun't 

iieiifn  l'rrhlf/ormen",  gu*ammfnge»t'i-r  1 
iirhnfitn  4,  V.f,  SotüJpoi,.  B<l  XS.Kil.  L^fA 
IfiSH.  —   Verh,  d.    V.  /.  St'folpfl.  TuWi 
A'oionUaiion    18S6—18HS,  Sckr^lUk  JM  XJUV 
LVin.  —  Urh.  d.  lMA»4tmm^ 
Knil^ifiuKiA,  ]!iOe.  —  (V^L  An.  ..Äral/Tijfn«B^| 


R4.^nt«nkauf. 


Uetlitsinsiitnt  des  späteren  MitielaJten, 
aljcndlänOiitctieii  WirisehaftitlebfD  tvt  At 
ftm^  rler  Scbädco  <1lt  kanQuisrheD  Ziiu^t 
dieiitä,    DtT  Ktiuteiikanf  beuttjunl  tu  itt} 
wübriiDg  eiues  DarleheDS,  wogeguk  ^tr 
jit'an^ier  dieses  seiuetii  Gläubiger  hb  euieiu*.fi 
stUcVf  einen  dinEr)i<.hfn  Ziai  üntilxt  tv 
Kji^itiUi*t  ist  thr  Uarltliensgeber  vui  tli-tilnni 
bfnitzer  dtr  Drtrleheiii*i?oipß!i^iT    iLv«  «'iiaJ- 
atiU-k  aber,  tlaa  mit  fliüser  I^ntc  belii'iti 
bleibt,  im  Besitze  uml  der  öki»p(nr«iH:brii 
ruyiuiig^^ewalt  des  (trinidbesilzm  un-l  Sinltl- 
mrf.    Die  kauoni^ctiei)  Zinsr^rlxttt'  ««in« 
aicli  mit  den  furl-MThreiieudea  Wirlictiaft*-  nni 
KuUurverhÜllaisseu  diu  iiuTerei»t>ar  louKiiiii 
des  tiewftj-be-   und  StUdteleliene.  die 
ilelintfBren  HBitiilel.*.l!)ejtiehiin(jen  nad  lü-  nl-»- 
öeei?iLhea  Kanfliibrtt.'i3!iijre  T«rliiiffleii 
uRbme  fremder  Kntiitalieu  in  den  Wirt*  !i»f'J- 
betrieb.    Atidererseiis  aher  haben  <lie  clfi'OÄ 
Ur:'afhen  und  die  GeldwirtHrlu-ft  ühf-rluniit  J*» 
Ht'iltirfuis   uaeh  einer  Bittierp»  nnJ 
brinv'''iidtn  Anlage  disisoiiibtet  K*pit.üi«i  ir 
zeugt.    Die  A  tiftirderiiuffen  tlw  Vcrkdin- w« 
WirtiMsUiifts leben s   baljen  Atiivt  di«  tamitB 
Sebiiioken    der  ZinsVei'biite  d«  kADini"* 
Recbifl  dTirchbrocheB,  nnd  einer  dieser  Wtcr  »*r 
der  Renleuknut.     Dieaes  RectiUiii'Cinii 
daher  znerüt  iii  den  Städten  nuiffehüdei-  m 
wu  e«  hieb  aiirli  auf  d«9  Land  wrtkreitett  !>«» 
dare-eliebeue  Kapital  ist  toid  ScliaMort  »«^ 
lieimziimlilen.  der  GSüubißer  ist  e;c  fUr  »IV«»' 
bi  f rjedit;t,  dncli  battei]  der  Schulilnfr  i-'l'*'  '1^  • ' 
Tii't-liisüiiclifulffer  fteit  dem  13  .'.''i  ''   1  ■  '  ' 
diirclii  HcitiizaEiltiDg  des  btrl-' 
diufflicbt  Heute  wieder  atirnlü-i  1 
katl(  stellt  sich  dafier  in  der  Tat  »b 
C'eld'',    cenaua    hereditÄtias,  tidfr 
Kapital"  dar  mid  hat  wirb  in  -  "  ^ 
resten  bis  beute  in  eiuzeliifri  n  ■ 
wcun  er  fiucb  in  der  IlauptfaiJ!''  ^niJt-j't.  =»• 
dtruen  Schuldtormeü  weklieu  tiuiP''- 
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Der  diogliche  Zins  als  Preis  des  Beoten- 
kKpitala  drttckt  sich  in  einein  proxentnaleD  Ver- 
ÜUtnte  BUS.  Im  12.  und  13.  Jahrh.  hetng  er 
8— lO'/ft  des  Kapitals.  Doch  wigt»  er  mit  dem 
Vordringen  der  Geldwirtschaft  and  der  reicheren 
Kapital ansammlung  eine  sinkende  Tendenz,  so 
daß  er  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrh. 
ftnf  5—  ti  %  herabgin^.  Die  Reichspol  izeiordunng 
vom  Jahre  1Ö3U  limitierte  ihn  auf  b%.  Diese 
Sfttxe  zeigen  gegeoBber  der  Hßhe  der  sonstigen 
Kapitalsinsen,  £e  trotz  der  kanonimhen  Zms- 
verbote  vorkamen,  einen  niedrigen  Stand ;  denn 
diese  beliefen  sich  im  12.-14.  Jahrb.  auf  9-20%, 
im  16.  noch  immer  auf  10.  Dieser  Unterschied 
ist  teils  auf  die  grCSere  Sicherheit  der  Kapital* 
anluve,  teUs  aot  die  lllegitiniitftt  der  sonstigen 
DwIehensgewäfaniDg  sorQckznfBhren. 

Von  den  HansesMdten  wissen  wir,  daO  schon 
im  14.  Jahrh.  der  Bentenkanf  dort  eine  allgemein 
abliebe  Kapitalanlage  war.  1420  befragten  die 
sehleäsehen  BiscbCfe  den  Papst,  ob  der  Benten- 
kanf. der  in  Schlesien  schon  seit  einem  Jahr- 
hondert  in  Gebranch  sei,  zntnlassen  wäre,  wo- 
rauf eine  bejahende  Antwort  erfolgte.  Die  Päpste 
llanin  V.  im  Jahre  1425  und  Calixtns  HI.  im 
Jahre  1455  haben  ausdrücklich  erklärt^  daß  der 
Bcnteakaof  nicht  anter  das  kanonische  Zins- 
Terbot  falle.  Die  gleiche  päpstliche  Entscheidnng 
wurde  1089  wiederiiolt,  wobei  alte  nicht  auf 
fie&tenkaof  beruheoden  Zinsrerträge  untersagt 
wurden.  Die  Begründung  des  Bentenkaufes  ge- 
schah durch  einen  Bentenbrief  oder  eine  „Hand- 
fest«'', die  seit  dem  15.  Jahrh.  sogleich  für 
den  Berechtigten  und  seine  Bechtsuachfolger 
ausgestellt  wnrde.  Hiermit  war  er  zu  einem  In- 
habirpapier  geworden.  Bei  unterlassener  Benten- 
sahtong  haftete  dem  GlSnbiger  das  Oruudstäck 
aod  das  übrige  Vermteen  des  Scholdnerfl,  fOr 
leiDe  Rechtsnachfolger  bestand  nvr  die  erstwe 
Haftbarkeit  Dadurch  aber  näherte  sich  das 
Instinit  einem  Darleben  auf  Hypothek  mit  dem 
ünrerschied,  daß  dem  BentäigläQbiger  kein 
Klindignngsrecht  seines  Kapitals  nutand.  Seit 
dem  15.  Jahrh.  kommen  nun  auch  temporäre 
Bentenkäufe  vor,  die  auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Jahren  abgeschlossen  wnrden.  Seit 
dem  Befcbsahschied  vom  Jahre  16*  0  wnrde  eine 
Kündigung  dem  Gläubiger  zu- 


gestanden, fälU  der  Schuldner  die  Rente  nicht 
Wiste.  Daraus  hat  sieb  dann  in  der  Folgezeit 
oewofaDbütsnchtlich  der  Satz  beransgeuldet, 
daO  dem  Oliahtger  in  demselben  Umfüge  wie 
dem  Schuldner  das  KQndignn^recht  zustehe. 
Damit  aber  war  der  letzte  Schritt  in  der  Rich- 
tung der  Rezeption  des  Bömiscben  Becbts  fflr 
die  Behandlung  Terzinslicher  Darleben  getan. 
Die  neue  Zeit,  die  Ausdehnong  der  Handels- 
bexiehnngen,  der  ungeheuere  Zufloß  von  Edel- 
metallen und  die  moderne  Technik  haben  die 
wirtsehafüichen  Verhältnisae  von  Grund  aus 
vngestaltet.  Damit  war  allmählich  der  B.  ver- 
altet und  wurde  durch  das  Bechtsiitstitnt  der 
Hypothek  und  Onmdschuld  verdrängt.  Die  be- 
stes enden  ewigen  Benteo  wnrden  als  ablOsbar 
«rUftrt  und  die  Errichtniig  neuer  durch  die  Oe- 
■etsgebnng  verboten  (Preußen,  Bayem,  Saebsen, 
Baden,  Frankreich).  Dagegen  hat  das  BGB. 
(§%  1199—1203)  die  KonsUtniemng  einer  ab- 
tOsbaren  Bentensdiuld  zugelassen.  Vgl.  vor- 
bergeheaideD  Art.  „Benteagnt"  oben  S.  718  fg. 
ma  dm  tolgendoi  Art.  ,«Bentenpiiidp". 


Utenter;  LoeMnOf  Art.  „Benttmiauf  und 
BeniKtuehdd"^  S.  d.  St.,  t.  Aiifi.,  Bd.  Vi, 
8.  ilSfy.  DaaOhat  finden  Hdi  veüere  LUtnUmr- 
naehveiM.  Max  von  JffMdeel. 


Renteapriazip. 

1.  Gesetzgebung.  2.  Die  Bodbertusacben 
Lehren  und  VorscUäge.   3.  Kritik. 

Das  R.  fordert  den  Ausschluß  der  bypo- 
thekarischeu  EapitalverachulduDg  des  länd- 
lichen Gniodbesitzes;  man  soll  Iftndliche 
Grundstöcke  lediglich  mit  RentenBchnlden 
belasleo  dürfen. 

1.  Getetzgebnng.  Während  das  rOmisdie 
Recht  keine  besonderen  Formen  für  die  Be- 
leibung  von  Grundbesitz  gekannt  hatte,  bildete 
das  mittelalterliche  Recht  —  zunächst  in  den 
Städten  —  den  „Bentenkanf  aas  mit  dw 
Wirknng,  daß  die  gegen  Zahlung  eines  Geld- 
kapitals,  bei  Erbteilnngen  usw.  ttbemommeue 
Beute  das  Grundstück  als  solches  belastete, 
ohne  daß  der  Scholdner  mit  seinem  sonstigen 
Vermögen  fOr  die  Schuld  haftete.  Der  Scbnldner 
hatte  zunächst  TOTtragsm&fiie,  seit  dem  13.  Jahrh. 
vidfach  auch  kraft  dlgememer  Bestimmungen, 
das  Becht,  die  Rente  durch  Kapitalzahlung 
(Wiederkauf)  jederzeit  abzulösen,  während  das 
KQndigungsrecht  des  Gläubigers  dnrcb  das 
kanonische  Verbot  verzinslicher  Darlehen  nud 
dtirch  besondere  Beich^^esetze  (16.  Jahrh.)  aus- 
geschlossen blieb.  Nachdem  sieb  schon  längst 
eine  kapitalistische  Umbildung  des  Rentenkaufs 
angebahnt  hatte,  wurden  seit  dem  17.  Jahrh. 
mit  der  Ausbreitung  der  modernen  Verkehr»- 
Wirtschaft  die  verzinslichen  und  kttndbareii 
Darlehen  allgemein  ttblich,  und  an  die  Stelle 
des  Beateukaufs  trat  tmter  Bezeption  des 
römischen  Dariehns-  und  Pfandrechts  die  künd- 
bare Hypotbekenscbold.  Das  neuere  Hypo- 
tbekenreuit  bat  sich  schrittweise  den  mittel- 
alterlichen Formen  der  Boden  Verschuldung 
wieder  genähert.  Es  nahm  zunächst  die  älteren 
Formen  der  Begründung,  Uebertragnng  und 
Aufhebung  der  Sebald  wieder  auf,  erkannte 
dann  die  Grundschuld  an,  welche  die  Schuld- 
Verbindlichkeit  von  der  Person  des  Kon- 
trahenten gänzlich  löst  und  dem  jedesmaligen 
Eigentümer  eines  Gmndatttcks  als  solchem  aof- 
erlegt  Endlich  haben  die  preußischen  Gesetze 
über  Bentengüter  (vgl.  Art.  „Bentengut"  oben 
S.  712  fg.)  und  über  das  Anerbenrecht  in  West- 
falen (G.  V.  2/VII.  1898)  sowie  das  Deutsche 
Bürgerliche  Gesetzbuch  den  Versuch  gemacht, 
die  Bentenschuld  wieder  zu  beleben.  Das  letztere 
gibt  dem  Gläubiger  die  Befugnis,  die  Ablösung 
zu  verlangen,  nar  für  den  Fall  der  Ver- 
scbleehtemDg  des  Grundstücks,  während  das 
Kündigungs-  und  Abl0sungsrecbt  des  Schuldners 
nicht  auf  länger  als  90  Jahre  ausgrescUossen 
werden  darf.  Daneben  ist  aber  nach  wie  vor 
die  Kapitalversehuldang  zngdassen  und  tat* 
sächlieh  fast  allein  herrschend. 

2.  Die  Rodbertasschen  Lehren  nnd 
Vorschlag.  Der  Ersatz  der  Ei^ital- 
dureh  die  Rentenschuld  ist  unter  den  Theo- 
retikern des  18.  Jahrh.  von  Justus  Möser 
geordert  vorden,  vdl       läsaea.  oder  dt» 
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damit  v^knOpfte  BecQit  des  Olftnbiffers,  das 
Aotehen  zu  lOseOf  durchaus  dem  Eigentum 
und  der  Freiheit  zuwider"  aeä.  Neuerdings 
bat  Rodbertua  in  sein^  unten  dtierten,  zu- 
erst 1868  erschienenen  Schrift  die  gftnzliche 
Besratigung  aller  KapitalTerschuldung  für 
den  ländlichen  Grundbesitz  verfochten. 

Den  Anlaß  zu  seinen  anr^nden  und 
scharfsinnigen  Untersuchungen  gab  die 
-Kreditnota*,  welche  in  den  60  er  Jahren  das 
Gebiet  des  großen  und  mittleren  Gnuid- 
besitzee,  also  hauptsächlich  Norddeulschland 
und  Bayern,  traf.  Viele  Hypotheken  wurden 
gekfiodigt,  ohne  daß  leicht  Ersatz  dafflr  zu 
finden  war,  und  die  Anzahl  der  Zwangs- 
versteigerungen von  Landgfltem  nahm  be- 
deutend zu.  Rodbertua  fimrte  aus,  die  Ur- 
sache für  d  iese  ErBchei  oungen  sei  nicht 
etwa  in  einem  Rückgänge  der  Reinerträge, 
der  Grundrente  zu  erblicken,  die  vielmehr 
seit  den  30er  Jahren  um  100 — 150  %  ge- 
stiegen wären;  auch  stände  eine  weitere 
Steigerung  in  sicherer  Aussicht  Bas  in 
den  landwirtschaftlichen  Betrieben  arbeitende 
bewegliche  (Betriebs - )Kapital  verzinse 
sich  schon  deshalb  ebenso  hoch  wie  in  der 
Industrie  oder  im  Handel,  weil  sich  der 
landwirtschaftliche  Untemehmerdiesen  seinen 
Eapitalgewiun  gerade  nach  der  durchschnitt- 
lichen Profitrate  des  gewerblichen  oder  kom- 
merziellen Kapitals  berechne. 

Die  schwierige  Lage  der  Grundbesitzer 
sei  vielmehr  aus  dem  Zusunmenwirken 
dreier  Umst&nde  hervtntgegangen :  der  „Frei- 
heit des  Grundeigentums",  der  kapitalisti- 
schen Verschuldungsform  des  Grundbesitzes 
und  der  Fluktuationen  des  Zinsfußes. 

Der  Grundbesitz  ist  durch  die  im  Prin- 
zip der  Freiheit  des  Grundeigentums  liegen- 
den Rechtakoosequenzen  zu  hoher  und  unter 
Voraussetzung  tuOhender  Kultur  und  stei- 
gender Erträge  zu  immer  höherer  Ver- 
schuldung gezwungen.  Der  größte  Teil  der 
Immobilifuwhulden  resultiert  aas  Erbtei- 
lungeo  imd  Veräußerungen.  Bei  Erbaus- 
einandersetzungen ist  der  Zwang  ein  direkter, 
weil  alle  Miterben  gleichmäßig  am  Wert 
des  Grundstückes  teilnehmen  —  selbstver- 
ständlich spricht  RodbertuB  hier  nur  von 
den  Gebieten  der  ungeteilten  Vererbung 
des  Grundbesitzes.  Der  freie  Güterverkehr 
bringt  indirekt  solchen  Zwang  mit  sich  oder 
verführt  doch  zur  Verschuldung  durch  An- 
kauf. Erbschafts-  und  Kaufschulden  stehen 
mit  dem  landwirtschaftlichen  Betrieb  in 
^r  keinem  Zusammenhang,  es  entspricht 
ihnen  kein  diesem  Betriebe  zugeführtes 
Kapital,  sie  bedeuten  eine  Belastung  des 
Grundbesitzes  schlechthin  zugunsten  der 
in  die  Reihe  der  Kapitalisten  floertretendea 
Miterben  und  Vorbesitzer. 

Die  Verschuldung  erfaßt  nun  den  Grund- 
bemtz  in  sachwidrigen  und  verkehrten  For- 


men. Denn  sie  verfAichtet  den  Gznnd> 
bentzer  zur  Zahlung  und  Teninsung^  eines 
Kapitalwertes.  Gnmdbentz  ist  ab^  kein 
Kapital,  kein  dwtäi  menschliche  Arfaat  er- 
zeugtes Ftoduktionsmittel,  velches  sidi  nach 
seinem  Kostenwerte  unter  der  Produktion 
umsetzt  und  seinem  Besitzer  nach  Maßf^ 
jenes  Wertes  einen  Zinsgewinn  abwirft. 
Die  Natur  des  Kapitals  ist  die  Beweglidi- 
keit  selbst,  es  kann  leicht  einer  unrentablen 
Verwendung  entzogen  werden  und  sidb  auf 
diese  Weise  stets  seine  Verzinsung  »cbem. 

Landwirtschaftlicher  Orundbe^tz  ertiSlt 
dagegen  seinen  Wert  lediglich  aus  seinen 
Produkten,  der  Ertrag  kann  sich  deshalb 
nicht  nach  dem  Bodenwerte  richten,  sondern 
umgekehrt  muß  sich  der  Wert  des  Bodens 
nach  dessen  Ertrage  riditen.  Venn^^ 
seiner  UnbewegUchkett  ist  der  Grundbesitz 
lediglich  auf  die  Differenz  aneewiesen,  weldie 
ihm  das  im  landwirtschanlicheo  Betriebe 
mitwirkende  bewegliche  (Betriebs-)  Kapital 
nach  Abzug  seiner  eigenen  Verzinsung  vom 
Reinertrage  läßt  Der  GmndbesitE  wirft 
also  lediglich  eine  (^ndrente  ab,  ist  als 
immerwährender  Rentenfonds  anzusoira  und 
könnte  seiner  Natur  nach  nur  mit  ewigen 
Renten  belastet  werden. 

Wenn  man  nach  Jahrhunderte  alter  Ge- 
wohnheit den  Grundbesitz  tatsächlidi  als 
Kapital  behandelt,  so  gescliieht  dies  mit 
Hilfe  einer  Fiktion.  Man  kapitalisiert  die 
Grundreute  zum  laufenden  Zinsfuß  und 
sieht  die  so  gewonnene  Summe  als  sich  ver- 
zinsenden Kapitalwert  an.  Dadurch  wird 
aber  der  Grundbesitz  nicht  zum  K^taJ. 
Immerhin  könnte  jener  Kapitalwert  als  Maß 
für  den  natürlichen  Wert  des  Grundbesitzes 
gelten,  wenn  der  Zinsfuß  sich  immer  gleich 
bliebe.  Tatsächlich  unterließ  er  bedeuten- 
den Schwankungen  und  tuingt  dadurch  ent- 
gegengesetzte Schwankungen  des  Boden- 
wertes  hervor. 

Von  Mitte  der  30er  bis  Mitte  der  50er 
Jahre  ging  der  Zins  für  Privathypotheken 
von  5  auf  4  <Vo  zurOck  und  stieg  seitdem  — 
hauptsftdilich  infolge  der  grofieu  BSsen- 
bahnbauten  und  der  industrieUeo  Elntwicke- 
luug  jener  Zeit  —  wiederum  auf  5  *V».  Gm 
Gut,  dessen  Heute  unveiftndert  10000  X. 
betnig,  wäre  deshalb  am  Anfang  und  Bade 
der  Triode  200000,  zur  Zeit  des  niedrigen 
Zinsfußes  aber  250  (NX)  M.  wert  gewesen. 

Auf  dieser  fiktiven  Wertunterlage  werden 
aber  alle  den  Grundbesitz  betreffenden  Bechta- 
geschäfte  abgeschlossen. 

Bei  jeder  Zinsschwankung  erhalten  des- 
halb plötzlich  Grundbesitzer  und  Grund- 
glaubiger  ganz  andere  Antöle  im  Gut,  als 
beiden  Teilen  ursprOneÜi^  zukamen,  oad 
zwar  sind  es  schliefiUch  immer  die  Grund' 
besitzer,  welche  darunter  zu  leiden  haben. 
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<irii\  iier  ZinsfoB,  steigt  der  Kapitalwert, 
^,  iiriQgea  die  Erbteilungea  ziir  VerBchiil- 
dnnp  auch  des  Zusatzwertes.  Viele  Orund- 
Mtier  weideo  durch  deo  gestiegeoen  Wert 
um  Verkauf  verleitet,  machen  eioen  un- 
'.irlieoteo  Oewinn  und  treten  in  die  Klasse 
m  SajiitalisteQ  tlber,  während  die  Käufer 
ifc  Omodbesitz  nach  Mafigabe  des  neuen 
^mes  belasten.  Tatsächlich  hat  bei  stei- 
y^ä^a  Erträgen  und  sinkendem  ZinsfuS 
Hl  enormer  Beutzwechsel  von  1835—65 
■(artj^nndeo  (vgl.  oben  S.  352)  und  ist  ge- 
rvie  dailurch  die  Verschuldung  zu  ihrer 
i^nnaligen  U5he  gestiegen. 

Stei^  dann  der  Zinnufl  wieder,  so  zer- 
riiot  der  fiktive  Wert  in  anderen  Händen, 

in  dfoen  er  gewonnen  ward.  Wurde, 
n  im  otigea  Bdsptel  zu  bleiben,  das  Land- 
pa,  als  es  250000  M.  wert  var,  durch 
E^'tpiloDg  und  Ankauf  mit  200000  M.  zu 
1'  belastet  so  wird  der  Anteil  des  Be- 
dtim  am  EapitalwOTt  s^nes  Gutes  durch 
'ü>^  KrhGhiiog  des  landesüblichen  ZinsfuBes 
tm  fo  auf  Null  reduziert,  sein  Bealkredit 

vwnichtet,  obwohl  ihm  noch  ein  ßenteii- 
r.i.-il  von  mo  M.  bleibt  Aber  KündigUDg 
i!ui  Zinssteigeruog  berauben  ihn  auch  dessen. 
b  Lit  lediglich  durch  die  falsche  Verschul- 
limcJ.irm  wirtschaftlich  ruiniert  worden. 

L'if  Klagen  über  Kreditoot  sind  Klagen 
i'T  Tcriorenes  Vermögen,  denen  somit  auch 
(i-ifi  Kredit  abzuhelfen  vermag. 

Ußt  man  die  Freiheit  des  Grundeigen- 
'Nius  liiiborührt,  so  gibt  es  kein  anderes 
Mntfl,  um  der  trotz  steigender  Erträge 
!  nohreiteDden  Verarmung  des  Grund- 
-itn-rs  zn  steuern,  als  die  Beseitigung  des 
KjfiitaiisatioDsprinzips  der  Renten  und  den 
h-AXL  der  Kapitushypothek  durch  die 
It- nt.?riM_-liuld. 

L>!>'  t<lo8e  UnkQndbarkeit  der  Kapitals- 
■ii-itliilioa  vermag  nicht  durchgreifend  zu 
■  if'.n.  Denn  es  oleibt  dann  unverändert 
Ausdehnen  und  Zusammenziehen  des 
^  T-chnldungsfeldes  bei  schwankendem  Zins- 
f"li.  die  Notwendigkeit,  bei  Vererbungen 

I  VpTäiifienmgeD  zur  Zeit  des  niedrigen 
<■  '.»ftiUes  Kapitalien  eintragen  zu  lassen, 

tüiiteiher  vielleicht  jeder  realen  Unter- 
entbehren.  Auch  ist  die  UnkUndbar- 
•^a  mir  bis  zu  einer  niedrigen  Beleihungs- 
:-Tno^  praktisch  erreichbar/ 

Ebensowenig  kann  die  annuitfttenweise 
Aif^iiAtion  Dfltxen.  Denn  die  Freiheit  des 
■'7itiiloigcntums  vird  schon  dafl^  sorgen, 
-  in  nur  {nozentweisen  Abtragung  der 
Schuld«  die  kapitalweiBe  Aufnahme 
t'^ttf  Schulden  immer  wieder  weit  vorans- 
wird.  Schulden,  die  kwitalweise  ge- 
*  viit  werden,  kOonen  mit  Enolg  auch  nur 
tipilalveiae  durch  üeberschftBse  guter  Jahre 
mv  Abtragung  kommen. 

1^  ländliche  Qrondbesitz  ist  vielmehr 


in  allen  ihn  betreffenden  Rechtsgeschäften 
und  Abschätzungen  als  Kentenfonds  zu  be- 
handeln. AUe  den  Grundbesitz  aus  Erb- 
teilungen, Verkäufen  oder  Kapitalaufnahmen 
dinglich  belastenden  Obligationen  sind  selb- 
ständige Rentenobligationen ,  die  accesso- 
rische  Natur  des  Pfandrechts  an  Gnind- 
stücken  hSrtauf ;  es  gibtkeine  anderen  „Hypo- 
thekeoschulden"  als  selbständige  Renten- 
grundschulden.  Ihre  urkundliche  Form  ist 
der  Rentenbrief.  Renteobriefe  werden  ent- 
weder als  Gutsrentenbriefe  ausgegeben  — 
für  sie  haftet  entsprechend  der  heutigen 
Hypothek  nur  das  einzdne  Gut  —  mer 
als  Landreotenbriefe:  Inhaberpapiere,  die 
nach  Art  der  landschaftlidien  Ffondbriefe 
von  einer  KreditbehOrde  unter  solida- 
rischer Haftung  des  gesainten  Ornnd- 
besitzes,  etwa  bis  zur  Höhe  des  jeweiligen 
Qrundsteuerreinertrages  ausgefertigt  weiden. 
Jeder  Tilguugszwang  ist  ausge- 
Bchlossen,  die  Ablösung  der  Kenten  er- 
folgt lediglich  durch  Aokuif  von  Luid- 
rentenbrieien ,  die  auch  der  Inhaber  von 
Gutsrenten  in  Zahlung  nehmen  muß. 

3.  Kritik.  An  der  theoretischen  Grund- 
legung dieser  Foi-derungen  durch  Rodbertus 
ist  manches  auszusetzen.  Sie  hängt  eng  mit 
seiner  Grund rentenlehre  zusammen,  die  im 
„III.  sozialen  Brief  an  v.  Kirchmann"  ent- 
wickelt ist,  aber  hier  nicht  näher  bespL-ochen 
werden  kann.  Es  genüge  der  Hinweis,  daß 
Rodbertus  denjenigen  Teil  des  Ertrages  der 
LÄudgüter,  welcher  dem  produktiven  An- 
lagekapital (Meliorationen,  wirtschaftlich  not- 
wendige Gebäude)  zuzurechnen  ist,  mit  der 
Gnmdrente  im  engeren  Sinne  zusammen- 
wirft." 

Der  Beweis  indessen,  daß  die  im  Boden 
fixierten  Kapitalien  von  anderer  wirtschaft- 
licher Natur  seien  als  die  in  einem  Fabrik- 
betriebe fixierten ,  daß  der  ihnen  zuzu- 
rechnende Ertragsteil  im  einen  Falle  als 
Kapitalzins,  im  anderen  als  ein  Stück  der 
Grundrente  angesehen  werden  müsse,  dieser 
Beweis  ist  Rodbertus  nicht  gelungen.  An  der 
Kapitalsnatur  der  Di-ainagen,  der  Bewässe* 
rungsanla^n,  Bauten  usw.  ändert  auch  nichts 
die  Richtigkeit  der  Beobachtung,  daß  der 
eigentliche  Meliorationskredit  eine  relativ  ge- 
ringe Ausdehnung  habe,  die  große  Steigenmg 
der  Erträge  viel  mehr  auf  die  verbesserten 
Wirtschaftssysteme,  die  erhöhte  Intelligenz 
der  Landwirte  und  die  reichere  Verwen- 
dung von  Betriebskapital  zurückzuführen  sd. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Erträge,  wdche  die 
mit  dem  Boden  dauernd  verbundenen  Pro- 
dnktivkapitalien  abwerfen,  kann  man  sie  als 
Rentenfonds  bezeichnen.  Sie  sind  es  aber 
in  keinem  anderen  Sinne  als  die  indu- 
striellen Anlagekapitalien  und,  da  sie  der  Ab- 
nutzung unterliegen,  kein  immerwährender 
Rentenfonds, 
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Der  landwirtschaftlich  benutzte  Boden 
als  solcher,  d.  h.  als  Standort  «od  als  (die 
Terbraiichbaren  NShrstofTe  nmschUefiende) 
erdige  Grundlage  fnr  das  PflanzeuwachBtum 
ist  allerdings  kein  Kapital,  sondern  —  vom 
Standpunkte  der  privatwirtschaftlichen  Pro- 
duktion und  der  Verteilung  aus  betrachtet 
—  lediglich  Rentenfonds. 

Ein  immerwfilirender  Rentenfonds  ist 
aber  auch  der  Boden,  wie  Knies  mit  Recht 
betont,  nur  als  Standort  des  Pflanzenwachs- 
tums  und  nur,  soweit  seine  naturale  Nutz- 
leistung in  Betracht  kommt  Ob  für  diese 
Nutzleistung,  die  nicht  mit  zu  den  Pro- 
duktionskosten gerechnet  werden  kann,  eine 
Verj^tung  (seitens  eines  Pächters  oder  im 
Pr^se  der  verkauften  Bodenprodukte),  eine 
Grundrente  im  üblichen  Wortsinn  gewonnen 
wird,  hangt  im  wesentlichen  von  gesell- 
schaftlichen Toi^ngen,  insbesondere  der 
Preisbildung  für  die  Bodenerwugnisse  ab. 

Heute  geht  der  Reinertrag  der  Ltuid- 
wirtschaft  auf  weniger  ergiebi^n  Böden 
oft  nicht  über  ^e  mAfii^  Venansung  des 
eigentlichen  Produktivkapitals  hinaus,  von 
dem  Bezüge  einer  Grundrente  kann  keine 
Rede  sein. 

Aus  der  Natur  des  Bodens  als  „immer- 
währenden Rentenfonds"  läßt  sich  also  die 
ForderuDg,  der  Boden  solle  nur  mit  „ewigen" 
Renten  belastet  werden  dürfen,  nicht  ab- 
leiten. 

Hingegen  ist  die  Anschauung  unbestreit- 
bar und  unbestritten,  daß  der  landwirtschaft- 
liche Betrieb,  vom  umlaufenden  Betriebs- 
kapital abgesehen,  lediglich  Reinerträge,  keine 
Kapitalien  abwirft,  daß  das  umtaufende  Be- 
triebskapital in  der  Landwirb^chaft  gegen- 
über vielen  Gewerben  und  vollends  gegenüber 
dem  Handel  zurücktritt,  daß  also  kündbare 
K&pitalschulden  für  den  landwirtschaftlichen 
Eigentümer  in  geringerem  Maße  verwend- 
bar, mit  größeren  Gefahren  verknüpft  sind. 
Für  die  Forderung  der  Unkündbar- 
keit des  zur  Beschaffung  von  Anlagekapital 
sowie  von  Erbabfindungen  und  Ankaufs- 
geldem  bestimmten  Immobiliarkredits  ist  es 
unwesentlich,  ob  man  die  oben  erwflhnte 
Scheidung  zwischen  dem  im  Landgut  ver- 
einigten Anlagekapital-  und  Bodenbesitz  vor- 
nimmt oder  nicht. 

Wohl  aber  bedingt  deren  Konfundierung 
bei  Rodbertus  dessen  unberechtigte  prin- 
zipielle Ablehnung  der  Amortisation  ftlr  die 
den  Gnmdbesitz  belastenden  Schulden  durch 
regelmäßige  Tilgtmgszuschläge.  Da  das 
landwirtschaftliche  wie  das  gewerbliche  Pro- 
duktivkapital der  Abnutzung  unterließ  alHO 
alljährlich  einen  Teil  seines  Wertes  an  das 
Produkt  abgibt,  ist  die  Amortisation  der 
ans  den  Ertiägen  dieses  Kapitals  zu  ver- 
zinsenden Schuld  nicht  nur  mOglich,  sondern 


auch  geboten.  Es  ist  somit  ridi^,  wenn 
die  Kreditinstitute  für  derartige  Schnldver- 
bindlichkeiten  die  Amortisation  verlangen. 

Die  regelmäßige  Tilgung  der  auf  die 
eigentliche  Grundrente  fundierten  Schulden 
ist  dann  möglich,  wenn  sie  nicht  den  ganzen 
Rentenbetrag  at>sorbteren.  Die  Vorschrift 
der  Zwangsamortisation  selbst  —  und  das 
ist  ihr  Hauptnutzen  —  wirkt  auf  sieche 
Schuldtteschränkunghin.  Da  aber  die  Grund- 
rente der  Gefahr  dee  Schwindens  uoterhegt, 
wird  die  Amortisation  auch  dem  OlAabiger 
oft  als  erwünscht  erscheinen. 

Unkündbaren  Kredit  gewähren  alte 
besseren  Bodenkreditanstalten.  Solche  sind 
aber  keineswegs  fiberall  vorhanden  Do(di 
auch  dem  Kteinbesitz  hinreichend  zngftog^ 
lieh.  Auch  beleihen  ue  den  Qrundbesiti 
nur  bis  zu  einer  dem  Bedürfnis  des  Eigai- 
tümers  nicht  immer  entsprechenden  Höbe, 
und  gerade  die  kündbaren  Kachhypotheken 
nnd  die  gefiUirlldisten  und  drO^endfiten. 
Endlich  küin  die  Benutzung  jener  Anstalten 
nicht  vorgeschrieben  werden. 

Schon  aus  diesen  Gründen  war  es  richtig, 
daß  die  preußischen  Rentengut sgesctze  und 
das  westfälische  Anerbengeeetz  den  Vet^ 
känfer  bezw.  die  Miterben  auf  Rentenfor^ 
deningeu  verwiesen  haben,  die  jedoch  dtack 
öffentliche  Kreditinstitute  abgelcst,  also  für 
den  Berechtigten  in  Kapit^  umgesetzt  wer- 
den können. 

Es  wäre  gewiß  zu  wünschen,  daß  auch 
von  der  im  Bürgerlichen  (Gesetzbuch  ge- 
gebenen Möglichkeit,  Renten-  statt  Kapitua- 
hypotheken  aufzunehmen,  in  ausgedentttmi 
Maße  Gebrauch  gemacht  würde. 

Des  lukündbaren  Kredits  bedürfen  nidit 
allein  landwirtschaftliche,  sondern  auch  in> 
dustrielle,  Eisenbahn untmiebmun^en  nsw. 
Aber  die  Ausbildung  von  InstitnUooenf 
welche  solchen  Kredit  si^em  und  er- 
leichtem,  ist  für  die  Landwirtsdiaft  unter 
anderm  ans  dem  Grunde  besondm  wich- 
tig, weil  sie  auf  fatUieren  Entwickelung»* 
sturen  niur  in  geringem  Maße  den  gesdl- 
scliaftHchen  Betrieb  zuläßt  und  ihr  de^fiatb 
diejenigen  Rechts-  und  Kreditformen,  welche 
die  Kapitalisten  an  Gewinn  und  Teriust 
beteiligen,  namentlich  die  Aktiengesellschaft, 
nur  ausnahmsweise  zugänglich  sind  —  ein 
bisher  viel  zu  wenig  beachteter  Umstand. 

Die  Rentenschuld  gewUirt  nebra  der 
Unkündbarkeit  und  der  damit  gegebenen 
Sicherung  vor  Zinssteigerungen  den  weiteieo 
Vorzug,  daß  im  Falle  der  Zahlnngaelumnit 
nur  die  rückständige  Rente,  nidit  du  guue 
Kapital  fällig  wird.  Dafür  kann  «idi  der 
Gläubiger  oft  sclion  durdt  ToUstre^ong  in 
das  Mobiiiarvermügen  Befriedigung  ver^ 
schaffen.  Die  Rentensdtuld  unterwirft  dea 
Grundbesitzer  awdi  «us  dieBem  Gmnde 
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in  geringerem  Orade  der  Oefehr  der  Be- 
sitzentziehving als  die  Eapitalschuld, 

Die  anderen  Erwartungen,  die  man  an 
die  Eioffihruog  der  Renteoschuld  geknfipft 
hat,  sind  m.  K  faiDfaUig. 

Sie  gewährt  keinen  Schutz  gegen  üeber- 
schuldung.  Die  Yerschuldungafonn  als  sol- 
che gibt  keine  Gewähr,  daß  die  Schuldbe- 
lastuDg  zu  d^  durcfaschoittlich  zu  erzielen- 
den Reinerträgen  in  einem  angemesBeneD 
Verhältnis  steht.  Nicht  nnr,  daß  Täusch- 
ungen in  dieser  Hinsicht  möglich  bleiben, 
es  dauern  auch  alle  anderen  Ursachen 
ungeschwficht  fort ,  welche  gegenwärtig 
den  Kaufpreis  der  Landgüter  über  den 
Ertragswert  hinaufschrauben  und  dadurch 
üeberachuldung  hervorrufen.  Je  leichter 
die  Terschuldung,  je  höher  die  schon  vor- 
handene Belastung,  mit  um  so  geringerer 
Baranzahlung  können  die  Landgüter  er- 
worben werden,  um  so  größer  ist,  nament- 
lich bei  steigenden  Konjunkturen,  der  Kreis 
der  Bewerber  und  um  so  höher  der  Kauf- 
preis, mag  dieser  nun  die  Form  einer  Eapi- 
talssumme,  die  dann  größtenteils  stehen 
bleibt  und  vom  K&ufer  zu  verzinsen  ist,  oder 
die  Form  einer  Benlenverpflichtung  an- 
n^unen.  In  der  weuflischen  Kolonisations- 

Sraxis  ist  krane  Schwierigkeit  größer,  als 
ie  Uebemahme  zu  hoher  Kaufrentem  durch 
die  Änuedler  zu  verhindern.  IHe  Vorschrift, 
daß  ErbscbaftBgelder  nur  in  Form  von  Renten 
übernommen  werden  dürfen,  vermag  an  räch 
ebenhüls  nicht  zu  verhindern,  daß  jene  hohen 
Kaufpreise  nach  wie  vor  auch  der  Erbteilung 
zugrunde  gel^  würden. 

Die  Kapitalisierung  des  landwirtschaft- 
lichen Reinertrages  &ell^  ist  als  ein  rein 
rechnerischer  Voigang  durch  keine  Gesetz- 
gebung zu  verhüten.  Sie  wird  wie  bei  der 
Bewertung  jedes  anderen  Erwerbsvermögens 
stets  vorgenommen  werden,  wo  es  sich  um 
ein  Interesse  am  Kapitalwert  der  Landgüter 
handelt:  seitens  des  Verkäufers,  der  eine 
Geldsumme  als  Kaufpreis  erwartet  und 
die  Rentenbriefe  veräußern  will,  nicht  minder 
seitens  der  Miterben,  sofern  sie  berechtigt 
Bind,  den  Verkauf  des  Kachla^nmdstflckes 
zu  fordern,  usw. 

Auch  die  Versuchung  zum  Verkauf  bei 
flinkendem  Darlehnszinsfuß,  wo  dann  für  ein 
Oot  und  die  dafür  erhaltenen  ßentenbriefe 
ein  entsprechend  höherer  Kapital  wert  erzielt 
wird,  dauert  fort.  Daß  der  Grundbesitzer 
.^i  Kapitalaufnahroen*'  jeglicher  Art  „den 
Wirkungen  der  Fluktuation  des  Zinsfußes 
auch  durch  den  Rentenkauf  nicht  entgebt", 
gibt  Rodbettiis  selbst  zu  (2.  Aufl.,  S.  133). 

SoU  eine  Deb^instimmung  zwischen  der 
VeiBchnldung  und  dem,  was  die  Landgüter 
dauernd  tragen  können,  hergestellt  werden, 
so  genügt  es  nicht,  der  Bodenverschuldung 
eine  der  Eigenart  des  landwirtschaftlichen 

Wörtcrbncb  dw  TolktwirUobaA.  II.  Anfl.  Bd  II. 


Betriebe  entsprecheode  Form  zu  geben. 
Es  bedarf  dazu  materieller  Rechtsvorschriften, 
welche  die  Ansprüche  der  Gläubiger  des 
Gruodbesitzes  auf  das  reale  Erträgnis  des 
Bodens  beschränken.  So  lie^  denn  auch 
der  Schwerpunkt  des  erwähnten  Anerben- 
gesetzea  für  Westfalen  nicht  in  der  Ver- 
weisung der  Anerben  auf  Renteoforderungen, 
sondern  in  deren  B^renzung  auf  einen  be- 
stimmten Teil  des  abzuschätzenden  Er- 
trags wertes.  Wenn  Rodbertus  glaubte,  daß 
das  R.  genügen  würde,  um  den  Gnindbssitz 
vor  den  Gehren  zu  schützen,  die  aus  der 
Verkehrs-  und  Verschuldungsfreiheit  hervor^ 
gehen,  so  hing  dies  mit  seinem  Glauben  an 
ein  dauerndes  Steigen  der  Gnmdrente  zu- 
sammen. Die  Tatüche  ihres  starken  Rück- 
ganges hat  die  neueren  Bestrebungen  her- 
voi^rufen,  welche  auf  eine  Beschränkung 
der  Besitzverschuldung  selbst  gerichtet  sind. 
Sie  haben  durch  die  vielfach  bestätigten 
Ausführungen  von  Rodbertus  Über  die  Haaplr 
ursache  der  landwirtschaftlichen  Verschul- 
dung, durch  seine  geistvollen  Betrachtungen 
über  die  „Freiheit"  des  Grundeigentunis, 
Über  die  soziale  Bedeutimg  von  Ertrags-  und 
Verk^irsw^  des  Gmodoesitzes  usw.  viel- 
Mtige  Anregung  erfahren. 

Llteratnr:  Itodbertua-Jagetzour,  Zw  Erklä- 
rung und  Abhilfe  der  heutigen  Kreditnot  des 
GrundbegiUea,  f.  Aufl.  (mit  Vorwort  von  R, 
Meyer),  Berlin  189S.  —  EiTigchmde  Er&rte- 
rungen  über  daa  Rentenprinzip  namentlich  bei 
Conrad,  Jährt.  /.  ifat.  u.  SiaL,  Bd.  XI  (I86S), 
S.  846:  Bd.  XUI  (1869).  S.  t74  «nd  Bd,  XIV 
(1870).  S.  149  m.  488;  bei  G  Xn<e^  Der  XredO, 
Berlin  1879,  t.  HiOfie,  besonder»  S.  8S8fg.,  und 
A.  Buehenherger  j  Agmieeten  und  Agrar- 
politik, Leipzig  1898,  Bd.  II,  S.  97;  dort  weUere 
Literalmrmgaben.  M.  Sertng. 


Bepartitionssteuern. 

K  (EoQtjngentiemn^ ,  Verteiinngs- ,  Um- 
le^estenem)  sind  di<^eDi>;e  Orapp«  von  Stenern, 
bei  denen  xnerst  der  anfzabrin^nde  Gesamt- 
betrag oder  die  OeBamtstenersi^Dldigkeit  ge- 
bildet und  dieser  alsdann  aaf  die  einzelnen 
Steoersnbjekte  und  Stenentl^ekte  oder  auf 
Gruppen  von  solchen  wieder  verteilt  wird.  Der 
Steaersats  für  die  Stenerdnheit  ergibt  sidi 
hier  erst  am  Schlüsse  des  inuizen  Verfahrens. 
Das  BepartitioQSflTBtem  ist  neben  der  Qnotitflt, 
eine  der  beiden  Haaptmethoden  der  Steaerva^ 
anlagDDg.  Dabei  wmi  von  oben  nach  nnten 
vorgeschritten  nnd  die  individnelle  Steuer* 
leistmi^  erscheint  als  ein  Ansscbnitt  des  Ganzen 
nach  empm  gewählten  MaUstabe.  Bei  gleicher 
Stenersnmme  wechseln  die  Steuersätze  mit  der 
Zahl  nnd  Größe  der  Stcnersnbjfkte  und  Stener- 
objekte  Die  Schwierigkeit  fftr  die  Stenerteduuk 
beruht  hier  in  der  ricbtisen  Verteünng  der 
Stenemunmen  anf  die  Dmlegün^berirke  nnd 
endlidi  auf  die  einzehien  Steneremheiten. 
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Dn  GamMiitB  m  dwB.  UMm  die  QMtUtto- 
steMn.  IH«  WaU  iwitsboi  Mdan  wird  iwnb. 
organiaatorüdw  voA  InnkrMe  ünutliide  im 
Sten«r-  und  Finauweseu  bedingt. 

TgL  Art.  „Sta»r".     Max  von.  Heekel. 


BetoniMinSlle. 

B.  oder  KampbSlle  sind  Dtihnuttalzölle 
und  mr  ZolLnucnlftge,  die  vom  Inlande  ftegra 
einen  fremden  Staat  in  den  gewShnlicben  Zollen 
errichtet  werden.  ■  Sie  sind  Haltregeln  der 
Wiederrergehnng,  wenn  das  Ansland  darch 
Zoll-  nnd  andere  Hafirefreln  die  Angehörigen 
des  eigenen  Landes  benaäiteiligt.  Ein  Beispiel 
hierfür  ist  §  6  (KampfsOlle)  des  deatschen  ZoU- 
tarifoesetces  Tom  Janre  1879. 

Vgl.  Art  „ZBlle".       Mkb  «om  JVoefeel. 


Rheluohltfabrt. 

Der  Rhein,  dessen  L&nge  von  Beichenaa 
bis  ziir  Nordsee  1162  km  betr&gt,  fließt 
mit  694  km  durch  deutsches  Qehiet.  Er 
ist  ein  Verkehrsweg  von  großer  Bedeutung 
imd  besonderer  Leistungsfähigkeit.  Eine 
Schifbhrtsstrafie  bietet  er  von  Basel  an 
auf  861  km^  wovon  allerdings  die  127  km 
lange  Strecke  von  Basel  bis  Straßburg 
wenig  leistungsfiUug  ist  und  nur  kleinere 
Fahrzeuge  erlwibt  Erheblich  größere  Fahr- 
senge  vei^ehren  im  Bodenseegebietf  das  aber 
durch  den  Rhein&ül  nntOTh^b  Schaffhausen 
und  durch  StrcHnschnellen  von  der  erwähnten 
Schiftahrtstraße  getrennt  ist 

Von  Straflbin^  bis  Plittersdorf  ist  die 
Fahrtiefe  noch  beschrftnkt,  von  Plittersdorf 
bis  Mannheim  erlaubt  tae  bei  gutem  Wasser- 
stande schon  ansehnliche  Schiffe.  Von 
Mannheim  an  steigert  sich  die  Leistimgs- 
fähigkeit bedeutend.  Die  Tiefe  des  Fahr- 
wassers wurde  1879  für  die  Strecke  von 
Bingen  bis  St.  Goar  auf  2  m,  von  St  Goar 
bis  KOln  auf  2,5  m ,  unterhalb  Köln  auf 
3  m  unter  dem  gemittelten  uiedrigsten 
Wasserstande')  fesigesetzt,  so  daß  sehr 
großen  Fahrzeugen  die  Fahrt  ermöglicht  ist. 
Allerdings  bedurfte  es  auf  der  Strecke  von 
Bingen  bis  Koblenz  großer  Sprengarbeiten, 
um  die  zahlreichen  Schiffahrtshin  demisse 
dieser  Strecke  zu  beseitigen.  Die  Arbeit 
ist  seit  1S3U  von  Preußen  mit  Eifer  durch- 
geföhrt  worden.  Vorher  waren  schon  unter 
der  französischen  Herrschaft  und  im  Binger 
Loch  schon  im  17.  Jalirh.  Ansätze  zu  der 
Beseitigung  der  Hindemisse  genommen 
worden.  Die  1879  festgesetzten  Fahrwasser- 


■)  Als  solcher  gilt  der  Wasserstand  von 
1,60  m  aber  dem  Nnllpnnkt  des  Kfilner  Pegels. 


tiefett  önd  auf  der  Streeks  von  Kages  bis 
zur  deutsdwB  Grenze  erreecht  OberiiaK) 
Binceps  ist  die  Fahrwaaeertiele  bei  mittlerem 
Niechvwasaer  awnobeo  Biagen  nnd  Oppeo- 
heim  2  m,  zwischen  Oroeahäm  und  Haoa- 
heim  3^  m.  Auf  der  iHOlbidiachea  Bhein- 
strecke  bleibt  die  Fahrwassertiefe  voa  der 
deutschen  €h«nze  bis  zum  ZosamsMaflaA 
von  Waal  und  Haas  hinter  der  xwisdbea 
Köln  und  Emmwicfa  lurfldc,  am  dtma  m 
UnteriMif  und  Mflndnagsgebiet  stirie  inn- 
nehmen. 

Der  Unterlauf  des  Rbdnee  hatte  im 
Mittelalter  einen  leUiaften  Seeschiffeverkehr 
mit  £kigland,  der  erst  in  Köln  seineo  Ead- 
punkt  mnd.  Seit  dem  14.  Jahrh.  verlor 
mdi  dieser  Verkehr.  Nachdem  der  boce 
vemaohllssigte  Stromlauf  im  19.  Jahn, 
wieder  Gegenstand  eifriger  Fttnorge  ge- 
worden waTj  hat  sich  neuerdings  von  nenem 
ein  regelmäßiger  Seesduffsverkehrentwickät 
Von  Köln  ^heu  jetzt  ständig  befahrene  See- 
dampferlinien  nach  London,  nach  den  dcnt- 
8chen  Nord-  and  Ostseehäfen  und  anderen 
Plätzen  aus. 

An  schiffbaren  NebenflOssen  sind  ad 
der  rediten  Säte  vorhanden:  der  Ne<^ 
(von  Cannstatt  ab  auf  188  kmX  der  Hain 
(von  der  ßegnitsrnflndong  an  wif  390  km), 
die  Lahn  (von  Gießen  an  auf  142  kmU  die 
Ruhr  (von  Witten  ab  auf  75  km),  und  die 
Lippe  (von  Lippstadt  an  auf  182  im). 
Diese  NebenflQsse  gestatten  aber  wegen 
ihrer  geringen  Fahnrassertiefe  nur  kleine 
Fahrzeuge,  abgesehen  von  dem  kanali- 
sierteu  Unterlauf  des  Hains,  dei'  von 
OCTenbach  bis  zur  MQndung  in  den  Rhein 
—  43  km  —  bei  mittlerem  Niedrigwasser 
eine  Fahrwassertiefe  von  2,50  m  hat  Auf 
der  liaken  Seite  ist  außer  der  Maas  nur 
die  Mosel  mit  ihrem  Nebenfluß  Saar  schifT- 
bar.  Die  Mosel,  oberhalb  Metz  kaoalisiat 
und  auf  eine  Fahrwaseertiefe  von  2  m  hei 
mittlerem  Niedrigwasser  gebracht,  hat  in 
dem  nicht  kanalisierten  Teil  um-  eine  geringe 
Fahrwassertiefe,  die  erst  von  Trier  ab  zu 
Tal  auf  0,90  ro,  unterhalb  Traben  auf  0.^  m 
steigt  Die  Saar  hat  ebenfiüls  erst  in  üuem 
kanalisierten  Teil  —  oberhalb  Ensdorf  — 
bessere  F^rwasservcrtiältnisse,  die  fOr  d«) 
größten  Teil  der  kanalisierten  Strecke  mit 
denen  des  anschließenden  Saarkanals  Q bei- 
einstimmen. Der  Saarkanal  steht  in  Ver^ 
bindung  mit  dem  Rhein-Mamekanal ,  der 
von  Straßburg  ansaht  und  das  Rheingebiet 
mit  dem  Seinegebiet  verbindet  Durcli  den 
ebenfalls  bei  Straßbui^  von  der  kanatimertaD 
III  ausgehenden  Rhein -KhOnekanal  wird  die 
YCThindung  mit  der  kanalisierten  SaOne 
und  dadurch  mit  dem  Rhöne^biet  berae- 
stellt  Auf  der  rechten  Seite  ist  durch  den 
Ludwig- (Donau-H^n-)Eaoal  eine  (aUeidin|^ 
unzuläDglidie)    Schinahrtsvertaindong  mit 
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DraiauRebiet  g^eboi.  Dnrdi  den  an- 
geatnbten  MittdlanuhuuJ  soll  das  Knin- 
gebiet  mit  dem  Ems-,  Wesei^  und  Elbe- 
B^iet  Tezixmden  werden,  womit  dann  erst 
3k  Oedanke  eioefl  deotachen  WaasentraBea- 
netBes  v^-wirkÜcht  sein  würde.  Das  O.  v. 
L/IV.  1905  meht  indes  aooftclffit  nnr  einen 
KkmI  swischea  Rhein  nnd  Weser  tot. 

Nach  dem  Statiatiachen  Jahrbuch  f  Qr  daa 
Daatoche  Beich  bietet  das  deutsche  Bhein- 
crtiet  (mit  AosechluB  des  Ludwigkanala) 

Sqs 

ao  SdiflUiTtduailai   41^,6  km 

H  kaaalirierta  Flttssen  ....  455|i  » 
y,  nickt  kanaliaierteB  seliiSbaren 

nassen   16S3.8  „ 

„  aehifftaMn  TOmiMHOMtrecken  109,3  „ 

Zna.  3666,7  km 

DaTCB  haben  bei  mttdwasier.  du  eine 
hSbere,  aber  hftnflger  weebnlnde  Fahrwauer- 
tiefe  ergibt  als  das  mittlere  Kiedrigwaasar,  eine 
FahrwsaBertiefe  von 


1    m  vad  weniger 
iber  1    .  lös  1,6  m 

-     i-S  -  "  S'2  - 

.  2,5  „  „  3,0 
,  3,0  „  „  4,0  „. 

a        *        ti       ■      •     '  ' 


363.0  km 

IS'*  « 

343,7  „ 

48.3  „ 

390.1  „ 
265,0  n 


Die  R.  ist  aufierordentlich  rege,  da  der 
Strom  sehr  industrterache  und  dicht  be- 
TÖlkerte  Gebiete  mit  der  Nordsee  verbindet. 
Die  Dampfer  spielen  dabei  eine  wesentliche 
Rolle.  Zorn  erstenmal  fuhr  1817  auf  dem 
Rhein  ein  Dampfer.  Der  erste  regelmäßige 
Dampferdienst  wurde  Ton  einer  noch  jetzt 
tStigen  Diederl&ndischen  Gesellschaft  oi^aoi- 
fliert  Die  erste  deutsche  Gesellschaft  war 
die  1827  gegründete  ,4^ulliBche  Rhein- 
DampfBchiffahrtsgesellschaft*'  zu  Köln,  der 
1^6  die  DampfBchifrs^sellBchaft  für  den 
Nieder-  und  Mittelrbein  in  Düsseldorf  folgte. 
Seit  den  4Ü  Jahren  hat  sich  die  Zahl  der 
deotscdi«!  DampfergeBellsehi^n  für  das 
Bhedngebiet  bedeutend  gesteigert 

Die  R.  wurde  sehon  f^  mit  FluQzOllen 
belegt,  die  aber  im  frtlben  Mittelalter  als  eine 
GegMÜeistong  fiir  Beseitiffung  von  Verkehrs- 
hindernissen galten  nnd  deshalb  dem  Verkehr 
fOideriidi  waren.  Aoch  die  Stapelrechte  ein- 
lebier  SUdte,  namenüich  KtOas,  erwiesen  sich 
im  Anfang  wegen  des  ZnsammenstrSmens  der 
Waren  an  dea  Stapeli^fttsen  als  gOnstif^.  So- 
lange die  dmtseben  KOnige  als  die  alleinigen 
Herren  des  Bheinverkehrs  die  BheinzöUe  ans- 
ichliefilicb  in  der  Band  hatten,  blieb  diese 
gttnstige  Wirkon^  der  BheinzCtle  bestehen.  Seit 
dem  1k.  Jabrh.  gingen  aber  die  einzelnen  Lan- 
desberren  inr  eigenen  Zollerhebaag  Aber.  Jeder 
Landeeberr,  dessen  Gebiet  an  den  Bhein  stieß, 
«fbob  fAr  sieh  ZWe,  oad  mehr  nnd  mehr  wur- 


den die  Zone  ledigUch  ab 
trachtet;  von  OegenMacnngaa  der 
im  XateresM  dea  Tarkehm  war  wMig  oder  nkltt 
die  Beda.  Die  Zahl  der  ZeUsteUen  atier  bia 
Ende  dea  Vi.  Jabifa.  auf  44.  Ua  Eads^  das  14. 
Muh,  anf  A8.  Der  VeriEebr  wurde  dadupA 
sehr  erschwert,  and  nnr  die  StSdtevereinigmicea 
vermoditen  einige  Erleiebtermigen  an  seh  An. 

Die  ersten  Jahrbonderte  der  nenen  Zeit 
fnhrtiin  nicht  snr  Beseitigmig  oder  aaeb  aar 
nr  wesentlichen  Hildenmg  dieser  Verkdnr^ 
hemmnisse,  trotz  der  mebriWäien  internationalen 
Vertrftge,  die  aof  grCUere  Bewegungsfreiheit 
der  B.  hinslelten  Auch  der  Bastatter  Kongreß 
(1797  17»9),  anf  widcbem  Frankreich  die  Anf- 
hebnag  dar  Bhejnsalle  vorgflacblagM  hatte, 
brachte  die  Befreiung  nicht.  Erst  der  Beiohfr- 
deputationshaaptschlnß  t.  VHOß  q>rach 

die  Aufhebung  der  RheinaOlle  ans,  tbei  nit 
Vorbehalt  der  Eingangszeile  nnd  eines  Sehiff- 
fabrtsuktrui,  der  von  Frankreich  nnd  dem  D«i^ 
sehen  Beich  gemeinsam  zu  errichten  nnd  zu 
erheben  sei  Deber  diesen  Oktroi  wurde  am 
1&./VIIL  1804  eine  besondere  Konvuition  ge* 
schlössen.  Hiernach  wurde  eine  Abgabe  von 
2  Frcs.  bei  der  Beivfahrt  und  von  I  V>  Frcs. 
bei  der  Talf.ibrt  filr  jeden  Zentner  Ladung  fest- 
gesetzt. Fttr  die  Erhebung  wurden  anf  jedem 
Ufer  je  6  Orte  bestimmt  Anfiordem  wurden 
in  Uama  nnd  Köln  Freibfifen  erricbtet  nnd  die 
Bheinscbiffo  lediglich  der  Kontrolle  der  Oktroi- 
beamten  unterworfen.  Gleictizeitig  wurden  flbor 
die  Reinigung  des  Flnßbettes  and  Uber  die  Er- 
haltung der  Leinpfade  Vorschriften  gegeben. 
Die  holländisclien  Bbeinzölle  wurden  dnrch  diese 
Abmachungen  nicht  berührt 

Der  Pariser  Friede  vom  30  /V.  1814  erkl&rte 
in  Art.  V,  daß  die  B.  von  dem  Anfangspunkte 
der  Schiffbarkeit  ^jnsqa'ä  la  mer"  frei  sein 
sollte,  nnd  stellte  in  Anseicbt,  die  Erbebnngs- 
rechte  der  Bbeinuferstaateu  „anf  eine  dum 
Bändel  aller  Nationen  gleichm&ßig  gfinstäge 
Art"  zu  n^n.  Die  Wiener  Komrrefiakte  v. 
9./VI.  Ittl6  stnaeh  eine  sinngemUe  Wieder- 
holung der  Abmachung  von  1814  ans  nnd  fügte 
eine  Beihe  von  versttadigen  Grundsfttaen  Uber 
die  Begelnng  der  Bbeina%aben  usw.  binsu. 

Die  anf  Gmnd  der  Wiener  K<Migreßakte  ge- 
bildete „Zmtralkommission",  die  ans  Bevoll- 
mächtigten der  Bheiuaferstaateu  besteht,  stieß 
bei  ihrem  BemQhen,  die  Bbeinzfille  endgültig 
zu  regeln,  anf  Widerstand.  Holland  erhob  nach 
wie  vor  von  den  auf  dem  Bhein  ein-  oder  aus- 
zuführenden Waren  Seezölle,  da  es  die  Worte 
„jnsqu'ä  la  mer"  mit  „bis  an  das  Meer"  ttber- 
setzte.  Die  B.akte  v.  31  ylll  1831  erklarte  die 
Freiheit  der  B.  ^bii  in  daa  Meer",  enicbtete 
in  Dbsaeldorf,  Biebrich,  Oberlahnstein,  Hann> 
heim,  Speyer  nnd  StraUbnrg  weitere  Freibfifen, 
und  führte  fente,  nach  dem  Gewicht  at^estnfte 
Abgaben  ein,  fBr  deren  Erbebung  12  destacbe 
nnd  7  holMndiacbe  Hebestellen  voi^esdiett 
wurden. 

Verschiedene  spBtere Vereinbarungen  zwischen 
einzelnea  Eheinnferataaten  brachten  manch* 
weitere  Erleirbternng.  Holland  hob  dnrch  Ges. 
V.  8/VllI.  18Ö0  anf  seinem  Gebiet  die  Rhein- 
zSlle  anf  nnd  suchte  nun  seinerseits  auch  die 
Aufhebung  der  deutschen  BheinzOUe  herbeisn- 
fflbren,  stieß  aber  dabei  anf  den  Widerstand 
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dentBcher  BhdnnfMvtaaten,  Bamentlicli  von 
Hessen-Nassau  nnd  Hessen-Damutadt  PreaBen 
nahm  sich  bei  den  FriedensschlüaBen  von  1866 
der  Frage  an;  in  den  Friedensverträgen  mit 
Baden  nnd  Heesen  waren  die  Aofbebong  der 
Schiffahrtsabgaben  vom  1867  an  vorgesehen, 
Ton  welchem  Zeitpunkt  an  anch  Prenfien  selbst 
seine  Abgaben  auf  dem  Rhein  nnd  Hain  be- 
seitigte. Die  revidierte  R-akte  v.  17./X.  1868 
nnteraafte  dann  endgültig  alle  Abgaben,  die 
anf  die  Tatsache  der  eigenthrhen  Strombefabmng 
als  solcher  gestutzt  waren. 

Literatur :  JetUnek,  Art.  „Rhemtchiffahn" 
H.  d.  St.,  t.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  4t4/g.  —  Ocie- 
hardt,  GetchiehÜ.  Darttellung  der  Geaetzgebitng 
über  Zölle  und  Handelstehiffahrt  des  Jtheinet, 
Main»  1818.  —  <^ppenheim.  Der  freie  deutsche 
Rhein,  StuUgaH  u.  TiAingen  184t.  —  Sehirges, 
Der  Rheintlnm  (Oeaehiehte,  HanddulatitHk  u. 
Oeiettg^mng),  Main»  1857.  —  Walterboek, 
Proeve  eener  gesekiedenit  van  de  teheepvaart- 
vretgeving  op  den  Rijn,  Amsterdam  I8S4.  — 
Denkschrift  iÜ>er  die  Ströme  Memel,  Weichsel, 
Oder,  Elbe,  Weser  u.  Rhein  (im  Ät^rage  des 
Ministeriums  der  öffenÜ.  Arbeiten),  Berlin  1888. 
—  Führer  avf  den  deutsehen  Schiffahrtsstraßen, 
bearbeitet  im  Preuß.  Minister,  der  öffentl.  Arb., 
t.  Aufl.,  Berlin  1903(1.  Teil:  Das  Rhein-Donau- 
gebiel}.  —  Jahresberichte  der  ZcTitralkommission 
fitr  die  Rheimsehiffahrt  (seit  18S5).  ~  Sommer- 
lad,  Die  RHeintme  im  MitUlaÜer,  Haüe  (Saale) 
1894.  —  Oraff,  Die  Rhein-Seeschiffahrt,  £91» 
1891.  —  van  der  BorgM,  Wasserstraßen  u. 
Eiset^hnen  im  Verkehrswesen  des  Rheinbeckens, 
Referat  für  den  V.  intemtit.  Binnenschiffahrts- 
kongreß au  Paris  189t.  —  Der»elhe,  Die  wirt- 
schqßliehe  Bedeutung  der  RheiM-Seeteh^ahrt, 
SStn  189t.  n.  van  der  Borget. 


Bicardo,  Darld, 

b.,  als  Sohn  eines  holländischen  Jaden,  1778 
London,  bereits  im  85.  Jahre,  infolge  gün- 
stiger Spekniationen  in  Fonds  nnd  Getreide, 
menrfacher  Millionär,  gest.  als  Mitglied  des 
Unterhauses  am  IL/VIII.  1823  za  London. 

Bedeutendster  Schüler  Adam  Smiths.  Vgl. 
Aber  seine  Lehren  als  Weiterbildung  der  Lehre 
Adam  Smiths  den  Art.  „Smith'sches  System". 
Das  Nationalvermögen  setzt  sich  nach  Ricardo 
ans  Rente,  Gewinn  und  Lohn  zusammen,  nnd 
indem  er  den  Tauschwert  als  Liqnidationsmittel 
für  diese  NationalvermSgensäquivalente  heran- 
neht,  wird  er  der  Tater  der  Bodbertusschen 
Tanschwertlehre.  Als  unbedingter  Anhänger 
TOS  Halthus  Verteidiger  des  Satzes,  dafi  die  Be- 
TOlkemngszahl ,  den  Schwankungen  des  Lohn- 
fonds enteprechend,  steige  oder  sinke,  in  wel- 
chem letzteren  FaJIe  anch  der  Preis  des  Ge- 
treides herabgehen  mQsse. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir  die  folgen- 
den :  High  price  of  bnllion,  a  proof  of  the  depre- 
ciation  of  bank  notes,  1.  2,  nnd  3.  Anfl.,  Lon- 
don 1810-  dasselbe,  4.  kxA.,  ebenda  1811.  — 
Beplj  to  Hr.  Bosanqnet's  practical  observations 
on  the  report  of  the  Bnllion  Committee,  London 
1811.  —  An  essaj  on  the  inflnence  of  a  low 
price  of  com  on  the  profita  of  stock,  ahewing 
die  inconTeniency  of  restrictions  on  importation, 


with  remarks  on  Hr.  Malthns'  two  last  poUi- 
cations,  London  1816.  —  Pn^Ktsals  for  an  eco- 
nomical  and  secnre  currency,  with  Observation! 
on  the  Profits  of  the  Bank  of  England,  1.  nnd 
2.  Anfl.,  London  1816;  dasselbe,  3.  Aufl.,  ebenda 
1819.  On  the  principles  of  potitical  eoonomy 
and  taxation,  London  1817;  dasselbe,  2.  Aufl.. 
ebenda  1619;  dasselbe,  amerikaniscber  Nachdruck 
der  2.  Aufl.,  Georgetown  1819;  daaselbe,  3.  Aufl., 
London  1821:  dasselbe,  Nendmok  mit  Anmer- 
knngen,  ebenda  1891;  dasselbe,  hrsg.  von  Conner. 
ebenda  1892;  dasselbe,  francOsudieUeberMCcaBg 
von  F.  S.  Constancio,  mit  eriänteniden  Anner* 
knngen  von  Jean  Bapt.  Say,  2  Bde.,  Paris  IStS; 
dasselbe,  2.  Aufl.,  2.  Bde.  ebenda  183ä;  daaselbe. 
beinscher  Nachdruck,  2  Bde.,  firttssel  1835;  daa- 
selbe,  deutsche  Uebersetzong  mit  den  Sayscheo 
Anmerkungen  von  C.  A.  Schmidt,  Weimar  1821; 
dasselbe,  deutecbe  Cebersetznng  nebat  Volkswirt- 
schaftlichen  Erläutemngen  von  E.  Baumstark, 
2  Bde.,  Leipzig  1837/38;  dasselbe,  2.  Aufl.  diner 
Uebersetznng,  ebenda  1877.  —  On  protection  to 
agricnlture,  1.,  2.,  3.  n.  4.  Aufl.,  London  1822. 
—  Ricardos  gesammelte  Werke  erschienen  in 
einer  Ausgabe  von  Mac  Colloch  in  1.  4.  Aufl., 
London  1^6, 18&2, 1864, 1876;  femer  in  franzSs. 
Uebersetznng  als  von  Fonteyrand  hr^.  XHI  Bd. 
der  Collection  des  priDcipauz  ^cononustes.  Paris 
1847,  nnd  als  Teil  des  Sammelwerks:  NonreUe 
collection  des  princqianx  ^nomistes.  ftbervetzt 
von  Constancio  und  Fonteyrand,  eboida  1882. 


RittergnL 

1.  Begriff  und  Wesen  des  R.  3.  Die  Va^ 
rechte  des  B.  3.  Die  Besötägnng  der  Voiredite. 

1.  HeKritf  nnd  Wesen  des  R.  Ein 

Tulgfirer  Sprachgebrauch  fa&X  R  als  gleidi- 
bedeutend  mit  grofiem  Landgut  histo- 
rische Sprachgebrauch  sieht  in  dem  Worte 
R.  nur  einen  rechtlichen  B^rift.  Es  ist 
ein  mit  bestimmten  Vorrechten  ausgestatteter 
Besitz.  Diese  Vorrechte  sind  in  den  «n- 
zelneo  Territorien  selir  verschieden.  Als  all- 
gemeinste Vorzüge  lassen  sich  die  Be- 
günstigung bei  der  Besteuerung  und  die 
Laudstandschaft  bezeichnen.  Jedoch  zeigt 
sich  auch  hier  wiederum  die  Mannigfaltig 
keit  des  Rechts  der  R,  insofern  o&müdi 
in  vielen  Territorien  zwei  Klassen  von  ritter* 
liehen  Besitzungen,  Rittersitze,  d.  b.  Be- 
sitzun^B,  die  mit  Bui^n  versehen  sind, 
und  einfache  R  unterschieden  werden^  von 
denen  nm*  die  erstere  das  Recht  der  Land- 
stabdschaft  hat  und  auch  bei  der  Besteue- 
rung noch  mehr  als  die  zweite  bevoran^  ist 
Auch  die  Verbindung,  in  der  so  die  ritterlidien 
Vorrechte  mit  den  Bui^n  stehen,  beweist, 
daß  die  alten  R  an  sich  nicht  als  grofte 
Landgüter  atifgefaflt  werden  dflrfen.  Ihre 
Erklftrung  finden  die  Vorrechte  der  R.  in  der 
militSrificheD  Stellang  dee  RtttertQm&  S» 
sind  tdlB  Eotschftdigang  ffir  die  ihm  ob- 
liegende Pflicht  des  BäterkriegedieuBt«; 
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teils  beruhen  sie  auf  der  Anerkennung  der 
mÜiiärischen  Wichtigkeit  der  Ritterburgen 
fvgL  Art.  ^Ädel"  oben  Bd.  I  S.  26  fg.). 
Wohl  in  allen  Territorien  ünd,  früher  oder 
sj^er,  Rniatrikeln  (vielfach  „Landtafel", 
-Kitterzettel''  genannt)  eingeführt  worden. 
Die  Eintragnng  in  diese  war  die  Voraus- 
setzung dafür,  daß  eine  Besitzung  die  Vor- 
rechte der  R.  g«noß. 

8.  Die  Vorrechte  des  R,  Die  wich- 
tigsten Vorrechte ,  Landtagsffthigkeit  und 
Bevorzugung  bei  der  Besteuerung,  sind  eben 
genannt.  Bei  den  von  den  Landständen 
bewilligten  Steuern  verhielt  es  sich  meistens 
so ,  daß  das  unmittelbar  zum  R.  ge- 
hörige Areal  frei  blieb,  während  das  von 
abhängigen  Bauern  bewirtschaftete  Land 
mehr  oder  weniger  der  Besteuerung  unter- 
worfen war.  Femer  wird  den  Inhabem 
Ton  R.  Zollfreiheit  (für  die  eigenen 
Produkte  resp.  den  eigenen  Bedarf),  Freiheit 
von  der  Einquartierungslast,  von  dem  landes- 
herrlichen Jagdregal  (in  der  Regel  freilich 
nur  in  beschifinkter  Weise),  von  den  Land- 
fronden, den  Bannrechten  zugestanden.  In 
Rechtsstreitigkeiten  haben  sie  xlen  Vorzug 
des  Gerichtsstandes  vor  dem  Landesherm. 
Aach  von  den  Gemeindelasten  ^nd  ^e  mehr 
oder  weniger  frd.  Doch  gehOrt  es  keines- 
zum  Wesen  des  historischen  R., 
daß  es  außeriialb  der  Dorfgemeinde  steht; 
es  ist  vielmehr  r^lmäßw  Glied  der  Ge- 
mdode  resp.  ihr  übergeordnet  Der  Frei- 
heit von  jenen  Pflichten  entspricht  der  Be- 
sitz gewisser  Rechte,  z.  B.  der  Freiheit  von 
dem  Jagdregal  das  ritterliche  Jagdreeht,  der 
Freiheit  von  den  Bannrechten  das  Mühleu- 
bannrecht  und  die  Braugerechtigkeit  der 
R.  In  sehr  vielen  Territorien  haben  nur 
Ritterbürtige  die  Befugnis  zum  Erwerb  von 
R.,  und  mitunter  hat  sich  dieses  Recht 
sogar  zu  einem  ritterschaftlichen  Retrakt- 
recht  verdichtet  In  den  Territorien,  in 
welchen  Nichtritterbürtige  R.  erwerben 
dürfen,  steht  ihnen  doch  nicht  die  Ausübung 
aller  Vorrechte  der  R.  zu,  so  namentlich 
nicht  die  der  Landstandschaft  und  des  Jagd- 
rechts. Nicht  als  zum  Begriff  des  R  an 
sich  ^hOrig  kann  man  den  Besitz  der  grund- 
herrlichen (lerichtsbarkeit  rechnen.  Am  ver- 
breitetsten  ist  diese  und,  mit  ihr  ver- 
bunden« die  Polizeistrafgewalt  der  R  im 
Osten  Deutschlands,  im  kolonisierten  Slaven  - 
land,  gewesen.  Hier  erhielt  sie  seit  dem 
16.  JaErh.  noch  erhöhte  Bedeutung,  indem 
einmal  die  grundherrliche  Gewalt  durch 
landesherrliche  Konzessionen  eine  Erweite- 
rnng  erfuhr  und  sodann  infolge  der  durch 
die  Reformation  herbeigeführten  Säkularisa- 
tlonen  Landesherren  und  Ritterschaften 
einen  großen  Teil  des  bisherigen  Kirchen- 
gutes  an  sich  «wen,  so  daß  jetzt  für  diese 
QegBoäen  im  uigemonen  wcdil  der  Satz 


gelten  konnte,  daß  (abgesehen  von  den 
landesherrlichen  Domänen)  die  R.  die 
Güter  mit  grund-  resp.  gutsherrlicher 
Gerichtsbarkeit  seien.  Aus  jener  seit  dem 
16.  Jahrh.  eintretenden  Erweiterung  der 
grund-  resp.  gutsherrlichen  Gewalt  erklären 
sich  die  umfwigreichen  Frondienste  der  ab- 
hängigen Bauern.  Sie  fehlen  auch  in  Alt- 
deutschland nicht,  sind  aber  hier  weniger 
bedeutend.  Die  wichtigsten  Leistungen  der 
abhängigen  Bauern  in  Altdeutschland  sind 
Zinse  und  Abgaben  beim  Besitzwechsel  (wie 
bei  dem  Todesfall).  —  Seit  der  Bildung  von 
Ereisverbändeo,  also  in  Brandenburg-Preußen 
seit  dem  17.  Jahrb.,  tritt  zu  dem  Recht 
der  Landstandschaft  das  der  Kreisstand- 
Bchaft. 

3.  Die  Beseitigte  der  Vorrechte. 

Im  vorstehenden  ist  das  historische 
d.  h.  das  R.,  wie  es  im  wesentlichen 
biß  zur  Wende  des  18.  Jahrh.  bestand,  ge- 
schildert Nun  hatte  schon  der  Staat  des 
Absolutismus  mit  wichtigen  Sonderrechten 
aufgeräumt,  und  er  hatte  auch  bereits  in 
die  gutshenrUch-lAuerlichen  Verhältnisse 
eingegriffen.  Aber  gerade  die  spezifischen 
R.eigenschaften  hatte  er  bestehen  lassen. 
Eist  das  19.  Jisihrhundert  hat  das  histo- 
rische R.  in  seinen  wesentlichen  Eigen- 
schaften beseitigt  Wir  heben  hier  die- 
jenigen Maßnahmen  hervor,  welche  dessen 
Charakter  am  unmittelbarsten  berühren. 
A)  Bei  den  in  Preußen  in  den  Jahren  IS2S 
und  1825 — 28  reorganisierten  Provinzial- 
und  Kreisständen  ist  es  nicht  mehr  das 
historische  R,  auf  dem  die  Standschaft 
ruht,  sondern  es  wird  jetzt  im  wesentlichen 
R.  mit  großem  Landgut  identisch  gefaßt  Es 
wird  ein  geringstes  Maß  verlangt,  das  ein 
K.  behalten  muß,  um  noch  ferner  die  Rechte 
eines  R  zu  genießen.  Eine  vollständige 
Umwandlung  brachten  die  Kreisordnung  von 
1872  und  die  Provinzialordnnng  von  1875 
(mit  den  Nachträgen  von  1881—89).  Das 
Kriterium  der  Zugehörigkeit  zimi  Verbände 
der  großen  Grundbesitzer  besteht  jetzt 
nicht  etwa  in  der  Eintragung  in  eine 
R.roatrikel,  sondern  der  Hauptsache  nach  in 
der  Entrichtimg  eines  Betrags  von  minde- 
stens 75Thlr.  an  Grund-  und  Gebändesteuer, 
Güter,  welche  nicht  diese  Qualifikation  be- 
sitzen, gehören  zum  WahlvertHmd  der 
Landgemeinden,  auch  wenn  sie  alte  R. 
sind.  Damit  ist  an  di^  Stelle  des  R. 
im  historischen  Sinne  der  Großgrund- 
besitz getreten.  B)  In  den  westlichen  Pro- 
vinzen, welche  der  preußische  Staat  seit  dem 
Wiener  Kongreß  besitzt,  war  schon  vorher 
das  französische  Grundsteuerkataster  mit 
seiner  jede  Exemption  beseitigenden  Gesetz- 
gebung eingeführt  worden,  resp.  es  hatte 
für  neue  Gnmdsteuereinrichtungen  als 
Muster  gedient  IHe  Sonderstellnng  der  R 
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betreffe  der  OrandKteuer  ia  den  SstUchen 
pfeaBiBchen  ProTinBen  wurde  durch  dM  0. 
T.  21./ V.  1861,  beCreffead  die  aaderweiÜae 
Etegeluw  der  Grondsteuer,  beseitigt  In 
dieeem  ZuwmraeahAag  nug  auch  der  Güter 
der  Standesherren  gedacht  werdeo,  die 
dnroh  die  Mediatieienuigeo  am  Anfang  dee 
19.  JahriL  eine  fihaliche  (diu*  noch  vorteil- 
haftere) St^uDg  wie  die  R.  erhalleo  hatten. 
Die  Orundatenerfreiheit  der  Standeeherren 
ist  in  Preußen  im  Jahre  1893  aufgehoben 
Verden  (gegen  EntachAdiguog).  C)  Wie  er^ 
w&hnt,  stand  das  historisoie  R  keineft- 
aufierhalb  der  Dorfgemönde.  Wohl 
aber  besafien  sehr  viele  —  im  Oetlichen 
Deutschland  die  meisten  —  R  die  Herr^ 
Schaft  über  abhängige  Baueroschaften. 
Non  wurden  am  Ende  dee  18.  reep.  in  der 
ersten  H&lfte  des  19.  Jahrh.  durch  die 
Bauernbefreiung  und  die  Hegulierungen 
einerseits  die  Unfreiheit  und  die  privatrecht- 
licfae  Abh&ngigkeit  der  bänerlichen  Besitzer 
von  dem  Orund-  resp.  Gutaherra  aufgehoben 
und  andererseits  die  lAndgemeinden  aus 
dem  gutaherrlichen  Verbände  ausgesc^eden. 
Durch  die  ßegulierungen  entelanden  somit 
der  selbständige  Gutsbezirk  als  Eerrechafts- 

fibiet  und  die  Landgemeinde  als  besonderer 
ommunal verband.  Aber  damit  waren  die 
Öffentlichen  Rechte  des  Gutsherrn  über 
die  Landgemeinde  nicht  beseitigt  worden. 
Der  Gutsherr  blieb  nach  wie  vor  die  Orts- 
obrigkeit nicht  blofi  für  seinen  Qutsbeeirk, 
sondern  auch  fOr  die  Landgemeinde,  die 
früher  zu  d&e  Gutsherrschaft  geh&t  hatte. 
Im  Westen  enthob  jedoch  schon  die  fran- 
zOoBche  und  die  ihr  anal<^  Gesetzgebung 
der  Gebiete  von  Berg,  Hessen  und  des 
Königreichs  Westfalen  die  R.  sowohl 
der  Düi^rlichen  als  der  Polizeistraf gewalt 
In  den  6  Ostlichen  Provinzen  Preußens 
dagegen  blieb  die  Gerichtsbarkeit  der 
Gutsherren  einstweilen  bestehen ,  bis  die 
V.  V.  2./I.  1849  und  das  G.  v.  26./IV.  1851 
die  Patrimonialgerichtsbarknt  in  Civil-  und 
Strafsachen  und  zugleich  den  eximierten 
Gerichtsstand  der  R  aufhoben.  Die  guts- 
herrliche Polizeiverwaltung  wurde  sogar 
eist  durch  die  Ereisordnung  v.  13./XII. 
1872  beseitigt.  Landgemeinden  und  Guts- 
bezirke  wurden  jetzt  als  Ortspolizeibezirke 
in  den  Amtsbezirken  vereinigt  und  in  dem 
Amtsbezirke  einem  Amtsvorsteher  die  Hand- 
habung der  Ortspolizei  als  Ehrenamt  über^ 
tragen.  So  ist  denn  heute  die  einzige  recht- 
liche Einrichtung,  welche  noch  an  das  ^te 
R  erinnert,  der  selbständige  Gutsbezirk. 
Der  eigentliche  Standort  desselben  sind 
die  östlichen  Provinzen  (im  Westen  ist 
er  ohne  ertiebliche  Bedeutung).  In  der 
letzten  Zeit  hat  sich  aber  auch  in  diesen 
die  Zahl  der  selbst&ndijgen  Gutsbezirke  etwas 
vermindert  und  wird  sich  weiter  vermindern, 


Inacbdem  durch  die  IjttdgemeiDdeonbiitt 
V.  SiTH.  1891  die  Binbeoehoag  von  bAk 
ständiges  Gntsbeziiies  in  die  lÄndmiHio* 
den  Docii  erleichtert  wurden  ist  IIa  Dn 
im  Laufe  des  19.  Jahrk  die  redulicheo  £io- 
riohtangen,  welche  dem  historiachea  B, 
seinen  Chazakter  gegebee  hattra.  beseitigt 
worden  sind,  so  ist  es  vecstSodiidt,  v«- 
halb  sich  jetzt  der  ^iraahgebianch  des 
Wwtes  R.  ändert,  weehaU>  nuo  dimit 
mehr  und  mehr  eii^ach  das  große  Uodgut 
zu  bezeichnen  sich  gewohnt 

Uteratar:  Vgl.  Aru.  oien  Bd.  I,  K  ttff  . 

„Staamgüler",  „OntiMemeAaft"  ofrm  Bi.  !. 
S.  llS7fy.,  ferner  lU«  AmteUiHifni  it<iiu\n 
PrveainckU  (itotdbit  omA  älUre  UtervSr  »Uiff 
iat),  namtnüiek  die  von  Bmti$r,  EUAhan, 
Oerher,  Stohbe.  —  VmgH,  ßtmerhnfe»  Of 
die  Mttoriteken  Onmdiagm  Jär  dk  SÜMfr/rr^- 
heit  der  SiUerjßter  im  EBnifrciek  Sotiurw. 
Leiptig  1S43.  -~  Frtedrieh  SOIa«,  DU  Ma- 
ff&Cn-  und  thrt  SieUmg  mu  Staat  und  Gmr»i' 
(mit  bttonderer  ROekeieMt  avf  SachM-Wömm- 
Eiemaeh),  Leijtng  ISS7.  —  K.  Fr.  Bamtr. 
AlpktUietücker  Saekweia  det  m  den  pm/w^e» 
&aatem  mü  JtiUerifiUarH  amgetentacn  iitU. 
Berlin  ISS?.  —  A.  MHIcen,  Der  Bode»  Mi  <b 
landmrUehaJUieken  Vertiäitiittte  da  pnupiKk/t 
Staatm,  S  Bde.,  Uiptig  1868-  74-  -  Benkttt. 
Die  EMeUhung  de*  Xüterjmtibeeiltti  i*  rl" 
JAndem  öeÜicA  der  Elbe,  Fortektmftn  nr  ifV 
ecken  OeechielUe,  Bd.  XXYl,  GöUiitgen  im  - 
Xdgar  IjOening,  Landgemei^dn  und  ll^- 
bewirke  in  den  eetUeken  Provinaen  Prtatfmi. 
Jakrb.  /.  Kau  u.  Äot,  Bd.  IVUl,  S.  161  Jr-  - 
E.  O.  SehuUe,  Die  fotontncrwur  v»d  GerwMi 
»ienmg  der  GebieU  rurieeke»  Saate  wd  EOe. 
Leipzig  1896  (vgl.  daxu  Liümr.  CeiOralli. 
1^.  391).  —  W.  Wittich,  Die  Gnaulhmdufl 
in  Nordveetdeuiechiand,  Zeiptig  IS96.  —  G.  f. 
Below,  Zur  EnUteh%mg  der  BHUrgibet.  ^ 
Territorium  und  Stadt,  S.  9Sfg.,  t/imckn 
Le^mg  1900.  —  Derwetbe,  Der  Oelen  mt 
Wetten  DeuUeManda  (der  Urapnmg  der  &o 
herrech^ß),  ebenda  Ä  1/g,  (dm  Th.  Ludtrig. 
Vierteljakrechr^fl  f.  Soe.-  und  Wirtttiaivt- 
eehiekte.  Jahrg.  1904,  S.  SS4fg-).  —  Btririkf- 
Art.  „Rittargvd",  B.  rf.  8L,  I.  A^.  Bi  'T 
8.  439 fg.  —  Arth,  Cohen,  Orr  Kamf}  »-^ 
die  adeligen  OOter  in  Bayern  ttscA  dem  Xjäirtrrr 
Kriege  und  die  ertten  Ins/enetitem  Aeterti^ii*'^ 
geeeUe,  ZeiUckr.  f.  Staatsw.,  Jel^.  OOS.  ü-  l.'f 
—  MarHn  Harn,  Die  tandetändieekr  Yrnumof 
und  VerteaUung  in  der  Emrmari  Srwde^' 
während  der  Regierung  da  Kvtjinu*  J->l>^* 
(Seorg  (1671—98),  1.  Abeehnitt,  Beriintr  l>^^' 
diteertaiion  r.  190S.  G.  r.  Briaf. 


Rodbertus,  Karl  Jokann. 

geb.  am  12./Vni.  1805  in  Gredtswilil  ' 
1823—26  in  GSltinjren  uod  K'  iiv  ''i'-  ■ 
trat  dann  —  erst  ai?  Ännknltai'-i  i'  '" 
barg,  sjiäter  aif  Rfferendar  in  Ui-oLi'^ 
JmiljKciietisI ,  VerlitC  J^-nlwibp'ii  j'"!.':!! 
wieder,  um  länc-ere  Ii«ueii  ra  iDsthfa, 
er  im  Eurückkehrte.    Seil  WS(  Irt«  «  ^ 
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Minoi  S  Jahre  mntt  «nrarbenea  Rittergvte 
Jacdmr  in  poMMnchca  Kfdn  D«niBiB. 
Utll  mm  Knif-  nad  Ludseluftsdepotiart«  g*- 
vSUt,  betdlu^te  er  sich  u  den  Aii>eit«]  einet 
KommisBioi)  zur  Gstwerfmi;  neuer  landacbaft- 
lidter  Taxprindpien  nnd  eines  neuen  laItdschaf^ 
liehen  Begtenenta  Ar  die  Provinz  Pommern 
1847  entsandte  ihn  die  RitterBchaft  des  Kreiset 
ÜMdom-WoUin  in  den  ProriBsiallandtaA:  nnd  in 
den  OenermUudflehaftaratdco'  ProTinx  I^mem. 
Als  Mitglied  des  iweiten  vereinigten  Landtages 
beteiligte  er  «icli  an  den  Kommisnoniarbeitiui 
war  Sntwa^uur  des  Wahlgeaeties  itlr  die  ureiu- 
rädie  KatimmiTeraannilBng.  Bei  den  nach  all- 
ffemeinem  Ütimnupecht  erlngten  Wahlen  snr  Ter- 
nmnggebenden  TerBanmlnng  wurde  er  im 
Mai  Iw  nun  Abgeordneten  gewtUt,  ttberoahm 
aa  Ü6./VL  du  Pwtetaiille  Ar  Knitas  und 
Uaterricht  im  Ministerinm  Aaermld-Hanse- 
amnn,  deminiooierte  aber  scbon  nach  2  Wochen. 
1849  in  3  Wahlkreisen  gewählt,  nahm  er  das 
Berliner  Mandat  an.  Nach  Anflfisnne  der  sweiten 
Kammer  nnd  nach  der  Oktroyiernng  des  Drei- 
UassenwahlgeaetJies  vertrat  er  die  Abstinenz 
aeiner  —  der  demokratisefaea  —  ParteL  Seither 
bb  n  sdnen  am  1876  erfolgCen  Tode 

hat  «■  rieh  am  pcditisden  Leben  nmbt  mehr 
ahtiT  beteiligt,  «ntdem  aossehliefilich  sozialen 
Stadien  gelebt 

Schriften:  Ein  fast  voUst&ndiges  Verzeich- 
nis a.  in  dem  unten  dt.  Art  tou  Diehl.  Eer- 
Torzubeben  und  hier  Tomebmlich :  Zar  Erkennt- 
nis unserer  staatswirtschaftlichen  ZustAnde,  Neu- 
brandenborff  1842:  (3)  Soziale  Briefe  an  t.  Kirch- 
nann,  Berlim  1800^1  (Brief  2—3  auch  sep.  q. 
d.  T.:  Zur  Bdenditang  der  sozialen  Frage, 
Bariin  1876);  Offener  Brief  an  das  Komitee  des 
deatadiai  Arbetorrer^na  an  Leipaig,  Leipzig 
1861t;  Oer  Normalarbeitatag.  Berlin  1671,  Ans 
dem  literarischen  Naehlafi  Ton  Karl 
Bodbertna-Jagetiow,  brag.  v.  H.  Schu- 
macher nnd  Ad.  Wagner:  I.  Briefe  Ton 
F.  Lasaalle  an  Rodbertns,  brsg.  t.  Ad.  Wagner 
nnd  Tbeophil  Kozak,  Berlin  1878;  II.  Das 
Kaiutal.  4.  sozialer  Brief  an  t.  Kirchmanu,  hrsg. 
«nd  dngel.  t.  Kozak,  Berlin  1884:  III.  Zur 
Bdenchtuttg  der  sozialen  Frage,  Teil  2,  nebst 
önem  Alteren  Aufsats  Über  „die  Forderungen  der 
arbeitenden  Klassen"  (1837}  und  ein  Sendscbrei- 
hm  an  den  Londoner  Arbdteriiongreß  11862), 
anter  Mitwirk.  tou  Koiak  hrsg.  und  eingel.  t. 
A.  Wagner,  Berlin  1 886 ;  B  e  r  m  a  n  n  W  a  g  e  n  e  r , 
Au  Bodbertns*  NasUafi,  1886. 

OnmdrmterUAeorü  uäd  du  WerUhtorie  Sicardo», 
183t,  —  THecph,  KwMtk,  Sodbertua-JageUov}» 
mtiaiSkonomi$eh0  Jn»ieht9nt  Jena  188t.  — 
W.  Lexi»,  Zw  Kritik  der  RodbertuMchen 
IWfam  (in  JaM>.  /.  JVot,  u.  Stal.,  N.  F., 
Bd.  9,  S.  46t— 76).  —  j:  AdMcea,  Die  Be- 
tlmAungen  tw  Fbrdmwg  der  Arheiiervereiche- 
Tvmg  i.  d.  Jahren  1S48  u.  184»  u.  K.  BodberUu 
fim  Zeiitekr.  f.  Siaatm.,  Bd.  S9).  —  Q.  Adler, 
Bodbertu*  der  Bryrüntür  de»  wistmMchaßliciim 
Sosialitmue,  Leipxig  1888.  —  M.  Wirth,  Bit- 
marek, WagntT,  Rodbertut,  Le^pMig  1885.  — 
&  £m«f«.  Der  Sotialimut,  JBodbertua-JageUow, 
da*  JfoneÄeetertwn  imd  der  Staat— oeialiemu, 
Stgmartngen  188S.  —  BngeXs,  Marx  und  Rod- 
krtM  (in  ,^'etie  ZeU",  Jahrf.  S,  8. 1—10);  in  d. 


Vorrede  t,  t.  Sd.  v.  Jfora  „SapÜal",  S.  VUlfg., 
und  <■  d.  VorrtiM  *u  fUewlMA.  Aveg.  v.)  Mantf 
Daa  Eknd  dm-  fftOoeopliie,  B.  VUIfy.  —  a 
A.  Stramm,  Bodbertu»,  Marx,  lawaHt, 
München  1889.  —  H.  DieUelt  XaH  Bodberln», 
DartteUung  eeiiue  Zeben»  und 
Jenal886l88. — C.  OerlaeK,  Rodb«rtat.Jag€Uow* 
Lehre  von  der  heutigen  Verteilung  de»  National- 
einkommen* (i.  d.  Beilage  t.  Aüg.  Ztg.,  1891). 
—  BuMoffpf,  Karl  Bodhertm'  Theorie  von  den 
Handeltkriten,  leipeig  189t.  —  «T*.  Meihring, 
Zur  neueren  Rodbertu*- Literatur  (in  „Neue  ZeiV', 
JfOrg.  U,  Bd.n).  —  Ch,  AndUTf  Le»  originee 
dm  eodalieme  d'&at,  ibrA  1897.  —  JL  tTenÄtoh, 
JSodftertat,  SmUgaH  1899.  —  INeM,  Art.  Bod- 
fortw  in  H.  d.  Bl,  t.  Ai^,  Bd.  VI,  B.  44^ fg. 
~  S.  Art.  „SoiiaÜimu  und  Kommuniamut^  «. 
JLdteratur  daeelbet;  ferner  Art.  „Rent^uprtmMtff* 
o&en  8.  717 Sg.,  vgl.  ohcA  Art.  „  HW. 

Ctort  Oir^mbmrQ. 


Bogen,  JTunM  E.  ThoroM, 

geb.  1823,  seit  186]!  bis  an  adnem  Tode  In- 
haber des  Lehrstobls  der  politiaehen  Oekmwmie 
zu  Oxford,  gesL  daselbst  am  13./X  18M). 
Bekftmpfer  der  Bicardoscben  Onmdrentea- 

theorie. 

Mitglied  der  Manchesterpartei  und  als  solches, 
in  seiner  Propaganda  fOr  Wegrtumnng  jedes 
Hemmnisses  der  freien  Konkurrenz,  «o^r  Be- 
kämpfer  der  Arbeiterkooperationai  nnd  %ndea- 
Dnions;  Herausgebo-jinUemeinaehaftniitBright, 
der  Heden  Cobdens. 

Verfasser  einer  Preisgeschichte  für  England 
LHistory  of  agricnlture  and  prioes"  usw.,  s  n.}, 
die  Ton  der  Mitte  des  13.  bis  znm  Ende  des 
IH.  Jahrh.  die  Preise  der  verschiedenartigstai 
Waren  chronologisch  ^rdnet  aufführt,  aucb 
die  L5hne  der  Landarbeiter,  Ziramerleutej  Maurer 
usw.  aus  derselben  Periode  mitteilt,  statistiaches 
Material,  aus  dem  u.  a.  berTorg^t,  da£  vom 
13.  bis  znm  16.  Jahrh.  eine  andauernde  Ver- 
minderung des  Silbeigehaltee  des  Pfandes  Sterl. 
stattgefunden  hat  und  die  Warenpreise  trotzdem 
eine  merkwtlriige  Konstanz  behauptet  und  daß 
ferner  in  der  Periode  der  Wiederherstellung  des 
vollen  Silbergehaltes  des  Pfandes  Sterl  (1561 
bis  1560)  eine  Steigerung  der  LShne  ange- 
treten ist 

Von  Bogers  Schriften  nennen  wir:  History 
of  agricnltnre  and  pricee  in  England,  from  tbe 
year  after  the  Oxford  Parliament  (1259)  to  the 
commenoement  of  the  Continental  War  (1793) 
7  Bde..  Oxford  1866—1902.  (Band  TU  erschien, 
aus  dem  Nachlasse  des  Verfassers  zusammen- 
getttellt,  erat  12  Jahre  nach  seinem  Tode.)  —  Six 
centuries  of  werk  and  wagu,  2  Bde.,  London 
1884;  dasselbe,  2  (gekbrste)  Anfl.,  ebenda  1886; 
dasselbe,  Abdmek  der  8.  AntL,  ebenda  1888. 

—  First  nine  years  of  the  Bank  of  England, 
Oxford  1887.  —  Economic  Interpretation  vL 
history :  Lectures  delivered  in  Worchester  College 
Hau,  Oxfoid  1687/88,  London  i^;  dasselbe, 
ü.  Aufl.,  ebenda  1891 ;  dasselbe,  4.  AufL  ebenda 
1898;  dasselbe,  franzfisiscbe  Uebersetzung  Ton 
Castelot,  Paris  1892.  —  Local  taxation,  espedaflr 
in  English  eitles  and  towns,  2  Bde.,  London  1888. 

—  The  Indostrial  and  commodml  bistiny  of 
England :  Lecturea  delirered  at  the  Uanäiitj 
of  Oxford,  Woieheiter  GoUege  UBC^.  BdÜä 
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by  hia  son  Ä.  J.  L.  Kt^ers,  London  1892 ;  dasselbe  in 
französischer  Uebersetznni^  von  J.  Oczapowski, 
TerGienÜicht  in  Berne  d'6conomie  polit.,  Jahrg.  6, 
Fftris  1892.  Lippert. 


RohstoffieBosseBSchaften. 

Zu  den  sog.  Äudwerker^nossenschafteD 
gehören  außw  den  Magazin-  und  Werk- 
genossenscbaften  auch  die  ßohstoffvereine, 
d.  h.  Genossenschaften  zu  gemeinsamem 
Einkauf  der  für  den  Betrieb  eines  (Jewerbes 
erforderlichen  Rohstoffe  und  Werkzeuge  im 
großen  und  deren  Verkauf  im  kleinen  an 
die  Mitglieder.  Demgemäß  ist  der  Rohstoff- 
verein  grundsätzlich  dem  Konsumverein  nahe 
verwandt,  während  er  andererseits  häufig 
in  Verbindung  mit  einer  Mf^azingenossen- 
sdiaft  (s.  d.)  vorkommt  (Wegen  der  land- 
wirtschaftlichen R.  s.  d.  Art.  „Landwirtschaft- 
liches {Jenossenschaftswesen"  oben  S.  372  fg.) 
Das  Betriebskapital  wird  durch  Einzahlungeu 
auf  die  Oeschäftsanteile,  Zuweisungen  zum 
Reservefonds  und  wenn  nötig  durch  Auf- 
nahme fremder  Gelder  gebildet.  Die  Glie- 
derung ist  dieselbe  wie  in  den  anderen 
(Genossenschaften:  die  Leitung  liegt  dem 
Vorstände,  dessen  Kontrolle  dem  Amsichts- 
rate  ob,  über  beiden  stdit  die  Generalver- 
sammlung der  Mitglieder,  deren  jedes  eine 
Stimme  hat 

Mit  den  Rohstoffvereinen  hat  die  Ge- 
nossenschaftsbewegung in  Deutschland  ihren 
Anfang  genommen,  und  in  den  50  er  Jaliren 
fanden  sie  besonders  im  Schuhmacheige- 
werbe,  dessen  Rohmatenal  damals  außer- 
ordentlich hoch  im  Preise  stand,  eine  starke 
Verbreitung,  Die  spätere  Entwickeluog  hat 
aber  dem  verheifiungsvoUen  B^nn  durch- 
aus nicht  entsprochen,  obwohl  die  Vorteile 
der  Bohstoffvereme  fQr  das  Handwerk  un- 
schwer einzusehen  sind.  Gewähren  sie 
dodi  die  Vorzüge  des  Gro&beznges,  während 
sonst  der  einzelne  Handwerker  mit  seinem 
geringen  Bedarf  an  Rohstoffen  diese  im 
Zwisdienhandel  zu  überhohen  Preisen  und 
oft  genug  auch  in  unterwertiger  Beschaffen- 
heit bezieht  Ist  ihm  dann  die  bare  Be- 
zahlung unmöglich  und  muß  er  Kredit  beim 
Zwischenhändler  beanspruchen,  so  gerät  er 
nur  allzu  leicht  auf  Gnade  und  Ungüade  in 
dessen  Hände  und  wird  dauernd  konkurrenz- 
unfähig. Allein  nicht  nur  dem  kleinen 
Handwerker  ist  der  Rohstoffvereiu  in  der 
Lage  zu  helfen,  auch  für  den  besser  ge- 
stellten ist  er  von  Nutzen,  indem  er  ihm 
die  Haltung  eines  großen  Lagers  von  Roh- 
stoffen erspart  und  so  das  Risiko  seines 
Geschäftes  verringert. 

Wenn  trotz  solcher  offenbaren  VorzO^ 
die  Handwerker  sich  noch  immer  nur  in 
geringem  Maße  an  den  Rohstoffvereinen 
beteiligen,  so  liegt  dies  einmal  in  den  Ver- 
hältnissen des  Handwerks  selbst^  dann  aber 


auch  in  den  zahlreichen  Mißerfolgen  dieser 
Vereine  h^rflndet,  welche  den  Beitritt  be- 
denklich erscheinen  lassen  mögen.  Es  fallen 
die  Bestrebungen  ins  Gewidit,  welche  den 
Handwerkern  Widerwillen  g^n  das  Ge> 
nosseaschaftswesen  einflößen  und,  statt  mit 
dessen  Hilfe  den  veränderte  Wirtschafts- 
bedii^ungen  sich  anzupassen,  diese  selbst 
in  veralteten  Formen  zu  eriulten  sacfaeu. 
Mangel  an  Selbstvertrauen,  die  Neigung, 
dem  Staate  die  Linderung  aller  wirtschaft- 
lichen Beschwerden  aufzutragen,  verkehrtes 
Selbstftndi^keitsbewuBtsein ,  Oeschäftsaeid, 
endlich  die  Abhängigkeit  ton  Lieferanten 
und  Mi^azinen,  all  diese  Umstände  hemmen 
die  Ausbreitung  der  Rohstoff  vereine.  Da- 
neben hat  ungeschickte  Geschäftsgebarung 
den  Unteigang  einer  großen  Zahl  von  Rohstoff- 
vereinen herbeigeführt  und  so  den  Gegnern 
eine  willkommene  Waffe  zu  deren  Bekämp- 
fung in  die  Hand  gedrückt  In  erster  Linie 
sind  hieran  Auswüchse  in  der  Kreditge- 
währung schuld  gewesen.  Wo  die  Barbe- 
zahlung nicht  strenge  aufrecht  zu  erhalten 
ist,  hätte  die  Kreditgewährung  am  eweck- 
mäßigsten  im  Anschluß  an  eine  Kredit^ 
nossenschaft  zu  erfolgen.  Statt  dessen  ist 
aber  häutig  eine  ausgedehnte  Borgwirtschaft 
in  den  Vereinen  eingerissen,  manchmal  sogar 
unter  Mitwirkung  von  selten  des  Lagerhalters, 
der  die  Mitglieder  an  sich  zu  fesseln  und 
dann  für  eigene  Rechnung  ein  Geschäft  zu 
eröffnen  suchte.  Ein  wesenUiches  Erfordernis 
für  das  Gedeihen  der  Vereine  ist,  daß  im 
Gesdiäftsführer  eingebende  Warenkenutois 
blitzt;  ein  Rohstonverein  darf  sich  nicht 
scheuen,  einen  solchen  TerhaltnismäBig  hodi 
zu  bezahlen. 

Sind  die  gewerblichen  R.  auf  ein  ver- 
hältnismäßig enges  Feld  b^renzt  gebliebea, 
so  bat  die  Landwirtschaft  den  Wert  ähn- 
licher Verünigun^n  um  so  besser  ericannL 
Der  Geschäftsbetneb  ist  bei  ihnen  einfache 
und  billiger,  der  Bedarf  läßt  sich  leichter 
Übersehen,  und  die  Gflte  der  wenigen  Be- 
zugsartikel wird  durch  die  chemische  Cnte^ 
suchung  unzweifelhaft  festgestellt 

Nach  dem  von  der  Preußischen  Cen- 
tnü-Genosaenschafts-Easse  herausgegebenen 
„Jahr-  und  Adreßbuch  der  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschalten für  1905'*  gab  es  xa 
Anfang  dieses  Jahres 

gewerb-  landwirt- 
liebe  schsfUlefae 
Gen.  HitgL  Gem.  Hitgt 

BohstoffgenoBsen- 
Bchaf ten  211    747 1    1 603    1 31 594 

Kohstoff-  Q.Hagaxin- 
genossenschaf ten    120  4138  3$ 

Genossenschaften  s. 
Ankanf  von  Ma- 
schinen usw.  2     151        6  479 

Die  Geschftftsstatistik  da*  gewerfaÜcäeD 
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Roti'^ffrereiQe  ist  sehr  unvollatftndig,  und 
■V  daroD  vorliegt,  gibt  kein  zutreffendes 
Kid  TOD  der  Qe^mtlage  dieser  Genossen- 
•dtaften:  denn  begreiflicherweise  berichten 
rvühDlieh  nor  wenige  gutgedeihende  Ver- 

LHfrttlir:  1^/.  den  Literalumaehwei»  bei  dem 
Art  .  ErvrH»-  und  Wirtitkqflsgenottetueht^ten" 
y»  Bd.  I,  8.  S«f.-~  a,  CrÜoer,  DU  Erriek- 
ik.««  TOh  induttri^lm  Rofutoff-  tim.  Gmoutn- 
» .."W.  ChaHoUenburg  IS9S,  —  Iferselbe,  Di» 
ü'itmimg  der  wirUet^filichen  Lage  de»  ffand- 
Ffti  durch  RohgtoffgtnottetiBckaJten ,  Berlin 
-.' ',.  —  Der»etbe,  ArL  „Rohatoffgenotäeit- 
w.Virt'-i"  im  tr.  d.  St.,  2.  Aufl.,  ßd.  VJ, 
•  i  —  Derselbe  und  H.  Jäger,  Roh- 
li-frjtn'iMfMehaften  (Heft  S  der  genoatentchaft' 
■•K'tt  Zrü-  und  Streit/ragen).  —  R.  Dietz, 
y-i,  itufUngthtieh  Jür  SohatoffgeaoatenMchafteii, 
tr^irt  1901.  —  Im  Promm,  Die  Genossen- 
',\uun  im  Sekuhmaekerhandverk,  Leipzig  1904. 
Sehott,  trgämt  von  A.  PeterMie. 


Bomermonate. 

l'u  ^^heitern  aller  Versnche,  im  alten  Dent- 
-  ■--■■a  Reich  ein  selbständiges  Reichsstener- 
imi  m  xa  beenden,  führte  zn  einem  System 
^•t  Matrikalaramlagen.  Seit  dem  15.  Jabrh. 
uriF  dl«  alte  Deatsche  Reich  immer  mehr  den 
nut^recbi  lieben  Charakter  eines  Staatenbandes 
uj.'<!anmmen ,  und  diesem  entsprach  der  nnn 
crsjblte  Wep,  dem  Reiche  Einnahmen  znza- 

Vit  den  Hossitenkriegen  wurde  eine  Reichs- 
ri'Jiiiel  geführt,  die  sowohl  die  Heeres-  als 
■Jiilidi^  Steaerkontingentfl  der  einzelnen  Rdchs- 
lUü'Ie  enthielt.  Uebrmals  reformiert,  wnrde 
■K  uamentlich  aof  dem  Reichstage  zn  Worms 
H  J^hre  lb2l  ^Qndlich  umgestaltet,  als  das 
liäcli  Karl  V.  eine  stärkere,  militärische  Hilfe 
Verfiignng  stellte.  Diese  bestand  ans 
Mann  zn  Fnß  and  4000  Hann  zn  Pferd, 
•-T  in  jeder  ReicbsBtand  sein  bestimmtes  Kon- 
iui4,t&t  zQgewiesen  erhielt  Der  Regensbnrger 
utfhfiag  rom  Jahre  1541  gewEhrte  dem  Kaiser 
hilft  j^eeu  die  Türken  nnd  zwar  an  Stelle 
(*T  booieo  Tmppenkontingente  für  die  Hälfte 

Durmsten  Reichsheeres  aaf  6  Sfonate,  die 
K  *i(n  eines  ganzen  Reichsheeres  auf  3  Mo- 
womit  dann  ein  geworbenes  Heer  besoldet 
■fH'ü  konnte.  Die  Kosten  eines  Faßknechta 
^■i^a  för  einen  Monat  anf  4  fl.,  diejenigen 
"ti-^  Reittra  anf  12  fl.  (früher  10  fl.)  veran- 
'•iii-iSi.  [>kranB  ergab  sich  für  je  einen  Monat 

>Mrag  von  128000  fl.  als  Kosten  für  die 
'  cwhilinng  dei  normalen  Reichsheeres.  Diese 
'^innw  ftatt  fortan  als  Simplnm  der  Monats- 
'-'haldiiflteiteo  nnd  wurde  „R."^  genannt,  eine 
'*Jfi(hnnng,  die  anf  die  RÜmerzüge  der  dent- 
»'•^  Kauer  snrückdentete,  obwohl  weder  eine 
cidiurivh»;  Hilft  noch  eine  Stener  fernerhin 
'V  tinni  Rämerxng  jemals  bewilligt  wurde. 

Bftriige,  die  Ton  oen  Reichstagen  als  „R." 
itfo  Kuwr  zugebilligt  wurden,  bat  man  dann 
Ivb  Vkil^abe  der  I^chsmatrikel  an!  die  ein- 
»Ibfo  BeiehMtlnde  nmgel^t 

lach  nachher  Wurden  Knegskosten,  nament- 
'-h  «tbrend  dea  aOjKhrigen  Krieges,  nach  die- 


sem Maßstabe  aosgescfarieben.  Später  betrug 
ein  R.  weniger  als  128ai0  fl.  nnd  ging  1737 
anf  58  280  fl.  zurUck.  Diese  Veränderungen  im 
Laufe  der  Zeit  beruhten  teils  auf  Reichatags- 
beschlUssen.  teils  auf  einem  millbräucblichen 
Herkommen,  so  daß  schließlich  nicht  mehr  die 
Wormser  Matrikel,  sondern  eine  sich  allmählich 
bildende  neue  sog.  „üsualmatrikel"  zugrunde 
gelegt  wurde.  Aber  auch  diese  war  keine  un- 
widerleglich feste,  sondern  besonderer  Bewilli- 
gung durch  die  Keichastände  unterworfen. 

Die  Umlegnng  anf  die  Untertanen  sollte 
gleichmäßig  ohne  Exemtionen,  auch  nnter  Hit- 
belastnng  der  landesherrlichen  Kammergüter 
erfolgen.  Im  übrigen  war  den  Landesherren 
freie  Hand  gelassen,  die  nur  für  den  Eingang 
der  Repartitionssumme  zu  sorgen  hatten.  Tat- 
sächlicn  ist  aber  der  volle  Betrag  der  R.  nie 
ganz  eingegangen.  Die  ganze  Einrichtung 
krankte  au  der  Mangelhaftigkeit  der  Exekutive 
des  Reiches,  und  die  DurchfUhmng  war  infolge 
der  Schwäche  der  Zentralgewalt  ohne  Erfolg. 

Literatur:  Wagner,  Fin.,  ßd.  S,  S.  50 fg.  — 
V.  Below  f  Art.  „Römermonale",  H.  d.  St., 
g.  Ai^.,  Bd.  VI,  S.  4H- 

Max  von  Hechel, 


Boseher,  Wilhelm  Georg  Friedrieh, 

geb.  am  21./X.  1817  zu  Hannover,  1843  außer- 
ordentlicher und  1844  ordentlicher  Professor  für 
Ueschichte  nnd  Staatswissenschaften  an  der  Uni- 
Tersität  Göttin^eu,  seit  1848  bis  zu  seinem  Tode 
für  die  nämlichen  Lehrfächer  Professor  an  der 
Universität  Leipzig,  gest.  am  4./ VI.  1894  zu 
Leipzig  als  küntgl.  sächsischer  Geheimer  Rat 
(seit  1872). 

Grilnder  der  historischen  Schule  der  deutschen 
Nationalökonomie,  deren  Vertreter  neben  dem 
AltmeiKter  Rodbertns  Hildebrand  und  Knies 
waren,  während  Schmoller,  als  erster  Wirt- 
schaftsbistoriker  der  Gegenwart,  den  stolzen 
Bau  des  Lehrgebäudes  gekrönt  hat.  Als  Gründer 
dieser  Schule  Vater  der  historisch-physiologischen 
Methode,  welche  die  Kausalität  verschiedener 
wirtschaftlicher  Erscheinungen  nnd  Zustände 
auf  Staats-  und  rechtsgeschichtlicher  Grundlage, 
aber  nicht  theoretisch  erklärt,  weshalb  Roscher 
selbst  die  idealistische  oder  vorwiegend  theoreti- 
sierende  Methode  als  Gegensatz  zur  historisch- 
physiologischen  betrachtet. 

Anbäuger  und  Interpret  des  geläuterten 
Smitbianiamus  und  als  solcher  Gegner  des 
schroffen  Bigenuutzprinzips  der  Smithschen 
Lehre,  dessen  mancheaterlicber  Tendenz  er  den 
Kompromißsatz  entgegenstellt,  daß  im  gesell- 
schaftlichen Leben  des  Menschen  der  Eigennutz 
und  das  Gewissen  den  Gemeinsinn  bewirken. 
Bekämpfer  des  Formalismus  in  der  Lehre  der 
Volkswirtschaftspolitik,  die  Roscher,  unter  steter 
Berücksichtigung  dea  Einflusses  der  gesellschaft- 
lichen Zustände  auf  das  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung Erreichte,  ans  der  Vergangenheit  für 
die  Gegenwart  herausarbeitet. 

Als  Bevölkerungstheoretiker  von  eigentüm- 
licher, u.  a.  von  Ad.  Wagner  gerUeter  Zurück- 
haltung nnd  Befangenheit  binsiditlich  des  Be- 
kenntaiuses  der  unbedingten  Anerkennung  des 
Halthnsscben  Gesetzes  der  Volksvermehmng;  es 
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erfolft  diese  Aligrk«iiiaui^  nur  einmp-l,  aber  ui 
einer  »ehr  vereteckWu  Stelle,  nÄmlich  in  \a- 
merkiiii«  lö  zu  §  24»  Am  1  Batidcs  Beine» 
Syat^nia.  ^  . 

Von  »eiD>en  Sohrifien  weiec  ceoapnt:  lieben, 
Werk  TTOii  Zeitlüter  des  Thukvilidefl.  fißtiioBreii 
1842    -  Gruiidne  sn  Vorlesungen   über  die 
SiMtewirtschaft  nach  ffes<:tiichilicher  Mttliode^ 
GtittiugcD  1843    —   Heber  Kornhandel  and 
TeaeruiDfswolitilt.  Heidelberg  186^:  dasaelbe, 
ObfeiTftetEt  ina  Französi^tclie  unii  BuBsiacbe,  — 
SyKteiti  der  Volks wirtsf^haft.    Ein  Han«i-  und 
Lesebuch  für  Gesebäftamänner  und,  Stnrtierende. 
Bd.  I:  l>ifi  (-irandlagen  der  NationnUitononne, 
1   Aufl  ,  Stottert  Ib^ii,  dwiielbe.  31  Anfl-, 
ebenda  1894;  dasselbe,  22.  AnH,  (na<  h  seinem 
Tode  erachienen  noi  mit  Beinem  Bildois  rer- 
»eh«D.  bearbeitet  von  R.  t'fjhlniauTii  ebenda  IH97; 
dasaelbe,  Bd.  It:  NntioaiiUikoiioiiiie  des  Afker- 
banes  und  der  verwandten  Uri>rodQktion8zweipe. 
1.  Aufl..  Stuttgart  18M;  dass^^Ibe.  Vi.  AiiH., 
ebenda  1888;  dasselbe,  13.  Aufl.,  bearbeitet  von 
H.  Dade.  ebenda  1903 ;  dasselbe.  Bd.  III :  Nafional- 
Mkonomik  dea  Handels  und  Gewtjrbfleißes.  1.  Anfl., 
ebenda  1881.  dasselbe.  6.  Anfl.,  ebenda  1892  j 
dasselbe,  7.  Aufl.,  bearbeitet  tou  Sij&da,  ebenda 
ISlfö;  dasselbe.  Bd   IV;  System  der  Finanz- 
winsenschaft.  1.  Aufl..  ebenda  18Hö:  dasselbe, 
4.  Aufl  .  ebenda  1B94;  diiSBelbe,  5.  Aufl.,  be- 
arbeitet TOD  0,  Gerlai^b,  ebenda  1901 :  dftaaelbe.  ^ 
Bd.  V:  ST3tcm  der  Annenpfleg*  und  Armen- 
fiditlk.  l'  nnd  2.  Aufl.,  ebenda  ISiM  I>bcr- 
wUnngen  seines  Syateroa  der  Volks wirtacbaft 
Ueg'en  vor  vom  I.  Bde.  in»  Frausi'>fiiscbe,  Eo^- 
liscbe.  Hüssiacbe,  Polnische.  UugariBchö  und 
Serbische ;  vom  IL  Bde.  in»  Franiöäitcbe.  Italie- 
piftühe,  Kuftsiscbe.  Polnische,  Ungarische,  Suiiwe- 
öiBcIie;  vom  III.  Bde.  ins  Polnische  und  Dn- 

Sariscbe.  —  Die  deutsche  Natianatökunomik  an 
er  (irenzsciheide  de«  16.  und  17  .Tahrh  .  Leipeig 
1862.  —  Kolonieen.  Koloniiiltnilitik  uud  Ana- 
wandeniflg.  1  nud  ä.  Anfl.  Heidelberg  1Ö5G; 
dasselhü,  3.  Axilt.  igemeinsthaillicli  bearbeitet 
mit  Eob.  Jannaachl,  Leipxie  IHSö.  —  Ansiebten 
der  Volkswirlaehaft  ftUs  Aem  peafhiebtlichen 
Stnodunnkte.  1.  und  2.  AuH. .  Leipzitr 
dasstflbe,  3.  Aufl.  in  2  Bdu .  «benda  1878.  — 
Geschichte  der  NationalfikBJioinik  in  DentHch- 
luud,  MniR-hen  1874.  (Auth  n.  d.  T.:  Bd  XVI 
der  von  der  Hlütorisi^hen  Kommission  der  kjfl. 
bayerischen  Akademie  der  WiMepschaften  brsff. 
Geeebielit  e  der  W  iaaen  sch  «  f  ( en  iti  Dentsch- 
land.J  —  Politik:  Ge-fchiditliebe  Natiirlebre  der 
Honarcbie.  Ari«lokratje  nud  Demokratie.  1.  Anfl,, 
Stuttgart  I89a;  dwiselbe.  2,  AnH,.  eb-'iida  IH!i3, 
—  Geistliche  Gedanke»  eines  NaiiotialiiktinomeD, 
Dresden  IWtM,  (Naeb  sein^-m  Tod«  erschienen, 
mit  dem  Bildnis  des  Verfassers  buk  dem  Jabre 
1893.)  Lipyert. 


KUckvf*rgDtnng.  BücksSUe  a.  Zölle, 


RtckTarBicheraag. 


1.  Zsveck  ntid  Wesen.  2.  Entwickelaog. 
S.  Orgnniäratioo.   4.  Statistik. 

1.  Zweck  tuil  We^ioD.   Jede  rstioaeUc 


Yersidierunff  h»l  zur 
UJSglichkeit  der  Item; 
bei  deseeti  KaitritI 
soll  (&.  Art.  „VeracU 
Hilfe  der  WahrBchanj 
eine  Mlche  Berechounf 
da»  Ideal  der  Vorsicht 
reichen ,  nämliuh  ein) 
zwifldieD  der  wü-kliohel 
flflhe  der  BedarfsftUey 
satdeiBtungen  deft  Vil 
fOhreu,  mOssen  sw«  ' 
verdeo :  es  iniift  eine 
Fallen  voräiaudeu  seän^ 
WalirschäiDÜclikcit  fitl 
diing  gelEuigen  konii^ 
forderlich  die  AtugU 
UnlerBchiedes  zwiachoS 
inoerJialb  des  Verach^ 
ElnleniehrnuDg.  Diea< 
daJurL'li,  daß  eine  VeraJ 
gegen  die  Oefalir  der 
auf  ihr  mht,  wieiler. 
nltmlich  R  Auf  Attä 
mögliuli,  daß  Mich  diq 
Sicherung  iu  dofachBl 
UpislJind,  der  die  Obel 
liehe  Bedeutung  der 
der  f;an?.en  Vr?  n 
df!Utlicht.  Bi 
unterneÜimijiij.'  Ji-J 
flborijonimoni?  KrBat7.|)( 
iange  ab/iiwälxenr 
hwh  wertiges  c  Jbjekl,  hi 
Ozeaiidatnpfer.in  derW 
daß  sein  Eip^'"* dinier  Ö 
versolüedetici'  Versiehe 
sein  gefülinlote»  Kigef 
beti-ägen  unterhrtiigi; 
3(1  verschiede iien  Veml 
von  denen  woniiii;[i4 
diugiingeti  steilen  wi 
umsiilndlichG  Veraiclii 
ohne  fibfi-haupt  mir: 
sdilossen  wci-den.  | 
aber  dem  Vorsicheru< 
einer  einzigen  Unteml 
und,  gleiclivir-l  wif* 
bt?dii>ht^£i  K; 
eines  einzigi  ü  i 
7:11  bnngen.  1/ie  Be 
aJedann  dazu ,  dall  J 
nur  einen  solchen  1 
nimmt,  welelien  er 
Diing  voniiissjchtlich  ' 
seines  Betiiebea  zu  t( 
den  Kefit  schlieil  i 
H.  ah,  Die  VermeUj 
VcriilHchtung^Bn  iimii 

satdrisliuigi  '  '. 

Die  Art  uri 
den  Versicherer, 
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Baniitveraidiefer  geount  vird,  im  Oflgenaat» 
sam Rfkskreraichcrer.  bei  welchem  derHaupt- 
Teraidterer  die  R.  nimmt,  lagt  ^  veiv 
atdrädeoBteo  Formea,  die  täßh  ftiiiwaiiiirfi 
entwickelt  baboi. 

Da  die  an^euteteo  techoisdien  Vi»auft- 
st^Eimgea  bei  alleo  Veraichenuigstweigeo 
die  gieichea  siiklj  so  geht  schon  hieraus 
hsmar,  daB  es  eme  X4ebenB>R.,  Fener-fi., 
8ee*R  usw.  gibt 

2.  Batwlckelaiif .  Die  älteste  Art  B.  dOrfte 
die  See-B  sein,  deren  Sparen  sieh  Mb  in  du 
16.  Jahrb.  in  England  Teifol^n  lassen.  Wilde 
&iekalationageschäfte,  die  sich  an  die  dortige 
E.  unchlonea,  ftlhrtMi  m  einem  nalien  allge- 
meinen Verbot  der  B.  nnter  Georg  II.  1716, 
wlbrend  andere  Gesetze  des  18.  Jahrb.  ans- 
difleklieh  oder  i^lschweiMad  die  See-B.  ge- 
•tattateit  so  die  Gesetie  Sehwedeiu,  Spuüens, 
PreaBens,  Hamburgs  nsw. 

Die  Fener-B.  kommt  Anfang  der  !Oer 
Jahre  des  19.  Jahrb.  anf  and  wnrro  charakte* 
rüttscherveise  Ton  dentochen  GeMllscbaften  bei 
aasULndiflcheD  Anstalten  abKeecblossen.  offenlMr 
mit  BBckncht  anf  bessere  Wahmng  des  Gescb&fts- 
ecbeimniises.  Es  fanden  sich  an  der  erwähnten 
Zeit  n.  a.  B  rerbindniuren  mit  en«flischen,  fran- 
aSsischen  and  boUändiachen  Gesellschaften. 

Tor  den  40er  Jahren  des  19.  Jahrb.  gibt  es 
aber  noch  keine  besonderen  B.anitalten.  Bis 
dahin  worden  vielmehr  B.  bei  gewöhnlichen 
Veraidienittffnasttlten  gennnmai,  die  bänfig 
flieh  gegensätig  aar  Debemabme  verpflicbteten. 
Bie  ersten  selbständigen  Anstalten  entr 
standen  in  DentKhland,  das  bis  aaf  den  heutigen 
Tag  die  FtLhrnng  aaf  dem  B  markt  behaaptet 
hat  1843  grQndete  die  Niederrheinische  Gttter- 
aasekaianzgesellscbaft  in  Wesel  als  Zweif  onter- 
nehmea  einen  anf  das  Geschäft  der  Matter- 
aastalt  bembränkten  kleinen  B. verein ;  im  gleichen 
Jahr  entStaad  als  erste«  selbständiges  Unter- 
nehmen, das  ideht  aar  die  Transport-,  sondern 
amsb  die  Fener-B.  nnd  im  Laufe  der  Zeit  alle 
übrigen  B.zweige  anfnahm,  die  KOlnisdie  B.- 
creaeUsehaft,  derliald  eine  groSe  Ansahl  weiterer 
Geeellscbaften  folgte 

Von  besonderer  Bedentang  fQr  die  weitere 
Geschichte  der  B.  ist  die  Tätigkeit  der  Mftnchener 
B-geeellscbaft,  der  bei  weitem  gröUten  Anstalt 
der  Welt  Unter  ihrer  FOhrong  wird  die 
dentsehe  B.  in  großem  Maße  Anslandageschäft, 
nnd  nrngekehrt,  wie  einst  Haaptversicberer  B.- 
aastalten  ins  Leben  riefen,  haben  in  den  letzten 
Jafarsehnten  wiederholt  große  B.an8talten  ibrer- 
•eiu  direkt  arbeitende  Gesellschaften  gegrttndet 
Kach  wie  tot  wird  aber  die  B.  aaa  hänfig 
ab  Nebenzweig  von  gewObaliehenVenricberangs- 
anstalten  betneben. 

JHe  Fener-B.  bat  die  weit  fiberwiegende 
Bedentang.  Hehr  als  zwei  Drittel  aller  B.- 
^tmien  der  Welt  fallen  aaf  sie.  Es  schließen 
sich  an  die  Transport-,  mit  bedeutend  geringeren 
Zahlen  die  Lebens-,  dann  die  Unfall- und  Hagel-B., 
während  die  Vieh-B  nnd  die  B.  bei  doi  anderen 
Zweigea  unbedeutend  sind. 

8.  Oiguteation.  R  wird  meisteas  nicht 
von  Fall  >u  Fall  genommen,  vielmehr  pflegt 
an  dauendee  VertngsveitialtQis  zwischen 


Rficfevenaidiarer  und  Hatq)tTBrncherer  zu 
beatefaea,  in  der  Form  de«  Oeneral- 
Rvertrags.  Dabei  ist  za  untersdieiden 
zwisdien  obligatorischer  und  fakul- 
tativer R,  je  nachdem  der  Hauptver- 
siebter  eine  ^te  Verpflichtung  oder  nur 
die  in  sein  Belieben  gestellte  MSg^hkeit  bat, 
Bisiken  in  Bflckdeckung  zu  geben. 

Femer  ist  Ex  Zedenten -und  Quote  B- 
R  zn  unterscheiden.  Bei  der  Exzedenten-B. 
wird  eine  einen  bestimmtea  Betrag  über- 
schreitende Summe  fExzedent)  in  R  ge- 
geben und,  wenn  mehrere  BQckversicherer 
vorhaoden  sind,  auf  diese  verteilt  Bei  der 
weit  seltoieren  (ranen)  Qoolea-R  besteht  die 
Bedingung,  daB  der  Bflciveraidierer  am  ge- 
samten Bifiiko  mit  äner  jeweÜB  bestimmtea 
Quote  beteiligt  wird.  Bei  b«den  Arten  der  R 
aber  hat  der  BOckversicherer  von  aUenSddden 
einen  Tdl  zn  tragen,  und  zwar  im  VerfaUtois 
seiner  Beteiligung  zu  der  gesamten  Ver- 
sicherungssumme. Bei  der  Bxzedenten-R 
mit  quoten weiser  Beteiligung,  der  wich- 
tigsten und  häufigsten  Art  der  B.,  vrird 
jeder  Bfickversicherer  an  jedem  Eixzedenten 
mit  einer  festen  Quote  beteiligt. 

Die  Retrozession,  die  R  des  ROck- 
versicherers  bei  irgend  einem  anderen  Ver- 
sicherungsunternehmen, beruht  auf  analogen 
Grundsätzen  wie  die  R  Oberhaupt 

Die  Form  der  Rvereinbarungen  ist  selbst 
im  Kähmen  der  einzelnen  Spielarten  Ober- 
aus verschieden. 

Die  fOr  eigene  Rechnung  des  Hauptver- 
sicherers behaltene  Summe  heifit  Netto- 
maximum, Bruttomaximum  dag^n  die 
unter  Beachtung  der  R  fiberfaanpt  mögliche 
Bisikofibemahme. 

Da  bei  der  R  im  Gegensatz  zu  den 
anderen  Versicherungsuien  die  Versiche- 
rungsnnternehmung  es  nicht  mit  einer  Masse 
einzelner  Individuen  zn  tun  hat,  die  dem 
Versicbeningsbetrieb  als  Jjaien  g^uQber- 
stehen,  sondern  nur  mit  anderen  versiche- 
rungsuatemehmungen,  von  denen  jede  ein- 
zelne mit  der  Ranstalt  in  ständiger  Ge- 
schäftsverbindung steht,  so  sind  fOr  die  R 
andere  gesetzgeberische  Gesichts- 
punkte mafigebend  als  fOr  die  sonstigen 
VersichemngMrten;  bdsiöelaweise  bendt 
der  deutsche  Oesetzgeber  die  R  sowohl 
von  jeder  staatlidiea  Beaofeichtigang.  wie 
auch  von  den  Norram  des  Versichfflimgfr* 
vertragsrechts.  Beachtenswert  ist,  daß  anch 
Streitigk^ten  ans  RvertrSgen  ^oh  nahem 
ausnahmslos  dem  (odeatlidien  Becbtewege 
entziehen  mid  innerhalb  des  Ernsee  der 
Versicherer  durch  SchiedsriGhter  zur  Er- 
ledigung gingen,  wie  der  Betrieb  der  B. 
fiberhaupt  sich  im  wesentlichen  unter  Ana- 
sohlufi  der  Oeffentlichkeit  abspielt. 

4.  SUtlstlk.  Die  Stotistik  tat  nur  hOehat 
unvoUkemmea.    Die   wettwirtachaftUche  Be- 
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Rückveraidierung — Sachsecgänger 


deutnog  der  R.  ist  ans  ihr  in  keiner  Weise  zn 
ersehen.  In  1904  erzielten  34  deutsche  R.- 
asstalten,  die  übrigens  in  ihrer  Mehrzahl  einen 
kartellartigen  Verliand  bilden,  an  Prämien- 
einnahmen 261  Mill.  M. ;  die  Einnahme  hat  sich 
seit  Ende  1897  nahezu  verdoppelt  Von  dieser 
Prilmieneinnabme  veransgabten  die  Gesell- 
schaften fflr  Betrozesttion  102  Hill.  H.  nnd 
stellten  in  die  PrfimienreserTe  15  MiU.  H.,  so 
daß  ihnen  eine  Nettopittmieneinnabme  von 
144  Hill.  U.  verblieb.  An  Schaden  deckten  die 
Anstalten  99,6  Mill.  M.  =  69,1  <'/o  der  Netto- 
pAmie,  während  die  Verwaltnngskosten  44  Mill.M. 
betmgen  An  den  Schäden  sind  die  einzelnen  Ver- 
sichernngszweige  sehr  ungleich  beteiligt. 

In  Oesterreich-Ungarn  waren  an  Prämien- 
einnabmen  48301 876  Kr.  <  bmtto)  zu  verzeichnen, 
an  Schadenzahlungen  26282792  Er.    In  der 
Schweiz  11Ö24486  Frcs.  an  Prämieneinnahmen 
(nebst  Zins.},  an  Schadenzahlungen  17317854  Frcs. 
Iilteratnr:    K.    und   H.    Brümer,    Da»  Ver- 
»ickcrungitBtten ,    Leipzig   1894  (Frankentteina 
Mmtd-  und  Lehrbuch  der  Staattw.,  Bd.  I,  17), 
S.  Sö/g.  und  370fy,  —  Emminghaus,  Art. 
,,Büeltt>eraieherung",  ff.  d.  1^,  S.  Äi^.,  Bd.  VI, 
8.  479fy.  —  Ehretibery,  Die  Rüekvertickerttng 
(FesUckrifl),  Hamburg  1885.  —  Stut»,  Die  Rück- 
verncherung  im  Tra-Mportversicherungsgaehaft, 
Zürich  189S.  —  Rau,  Die  Rüekvertiekerung  der 
Gegenwart,  in  d.  Zeiluchrift  f.  d.  get.  V^rtiehe- 
rungtwissentchaß,  Bd.  I,  Berlin  1901.  —  Schäfer, 
Die  Feuer rüekversicherung,  Heidelberg,  Diseer- 
UUion,    1900.  —  Manea,  Versicherungtweaen, 
S.  4SS/g.,  Leiptig  1905.       Alfred  Manea. 


Rfimelin,  Gustav  von^ 

geb.  am  26./III.  1815  zu  Ravensburg  in  Würt- 
temberg, 1849  Professor  am  Gymnasium  zu 
Heilbronn,  1856  Staatsrat  und  Departements- 
cbef  des  Kirchen-  und  Schutwesens  von  Würt- 
temberg, 1861  Direktor  des  statistisch-topogra* 


phischen  Bureaus,  späteren  statiitischeB  Lande»- 
arats  in  Stuttgari  1870  Kanzler  der  Universitit 
Tübingen,  gest.  als  Wirklicher  Geheimrat  (seit 
1887)  am  28./X.  1889  in  Tübingen. 

Als  Theoretiker  der  Statistik  zerlegt  B.  die 
statistische  Disziplin  io  zwei  Abtolnngen : 
erstens  in  die  eigentliche  Statistik  oder  die- 
jenige Hilfswissenschaft  der  Erfafamngswiaeen- 
Bchaften  vom  Meoadien,  welche  der  metbod»- 
logisehai  HosBenbeohachteng'  all«  diejeni^ 
popnlfttionistischen  Erschein  an  gen  im  Stwt«- 
kSrper  unterwirft,  die  in  physischer,  sozialer 
und  politischer  Beziehung  für  die  Volkswirt- 
schafüpflei?e  von  Bedeutung  sind  und  deren  Me&- 
und  Zählbarkeit  der  politischen  Arithmetik 
möglich  ist;  zweitens  in  die  Demographie,  eine 
Doktrin,  die  im  Grenzgebiet  von  Geographie  and 
Volks  Wirtschaftspflege  liegt  Bekämpfer  des 
moralstatistiscben  Niveltierungsprinzips  der 
Qneteletschen  Schule,  welche  die  phjnschen  und 
psychischen  Voi^^iage  in  der  menaehliehot  Ge- 
sellschaft als  unter  dem  Zwange  einer  natur- 
gesetzlichen  Prädestination  stehende  Begelmißig- 
keiten  anerkannt  wissen  will. 

Strenger  Hatthusianer,  der  sexueller  £ntbal^ 
samkeit  Frankreichs  sein  Loh  zollt. 

Von  seinen  Schriften  sind  nur  zu  nennen: 
Reden  und  Aufsätze.  Bd.  I,  Tübingen  1875. 
Inhalt.  Beden :  Ueber  den  Begriff  eines  sozialen 
Gesetzes  (1867),  usw.  Aufsätze:  Zur  Theorie 
der  Statistik,  Artikel  I  u.  II  (1863  u.  1874) ;  Ceber 
den  Begriff  und  die  Dauer  einer  Geneiatim; 
Ueber  die  Malthuascheu  Lehren ;  Stadt  und  Laad ; 
—  B«den  und  Aufsätze.  Bd.  II  (Nene  FoIkc), 
FT«ibnrg  i.  Br.  1881.  Inhalt  Reden:  Ueber 
die  Arbeitsteilung  in  der  Wissenschaft  (1877J; 
Ueber  Gesetze  der  Geschichte  (1878)  usw.  Auf- 
sätze: Altwärttembergiscbes:  Nikolai  und  sein 
Reisewerk  über  Schwaben ;  Das  alte  gute  Recht 
(1864  u.  1880);  Ueber  das  Objekt  des  Schul- 
zwanges (1868  n.  1881J;  Zur  üebervSlkemngs- 
frage  (1878  u.  1881).  —  Reden  und  Aufsitze. 
Bd.  ni  (U.  Folge),  ebenda  1894. 

LipperL 


s. 


Sachseitgänger. 

'  1.  Begriff.  Wesen  der  Sachsengängerei. 
2.  Organisation.  Lebenshaltung  der  S.  3.  Volks- 
wirtschaftliche Bedeutung. 

1.  Begriff.  Wesen  der  Sachsen- 
Kongerei.  S.  nennt  man  jetzt  im  weiteren 
Sinne  durch  einen  verallgemeinernden  und 
verwässernden  Sprachgebrauch  fast  durch- 
weg die  landwirtschaftlichen  Wanderarbeiter ; 
im  ursprflnglichen  und  engeren  Sinne  aber, 
um  den  es  sich  hier  handelt,  sind  es  die 
ländUchen  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts, 
die  aus  Ostdeutschland  und  dem  Ostlichen 
und  südOstlicheD  Ausland  allBomin^Iich 


nach  den  westelbischen  Rübendistrikten  ab* 
wandern,  um  dort  die  Arbeiten  der  ge- 
samten Rübenkultur  vom  Frühjahr  bis  Ao- 
fang  November  als  Tagelöhner  zu  versehen. 
Da  die  Rflbenkultur  in  weitaus  größtem 
Maße  in  Sachsen  (Provinz,  Anhalt  und 
Braunschweig,  den  Ländern  des  alten  Sachsen* 
Stammes)  ihren  Sitz  hat,  dort  auch  zuerst 
entstanden  ist,  so  rechtfertigt  sich  der  Aufi- 
druck  ,,S." sowohl  wegen  der  fiberwiego* 
den  Wanderung  gerade  Dach  Sachsen  wie 


*)  Andere  Bezeichnungen  sind  „Ostgiagtr'« 
„Sclmitter",  „Emtearbdter"  usw. 
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jodi  vegea  der  historischeD  Entwickelnng, 
hrnhl  oeneidings  auch  in  Östlichen 
iL^rikten  mit  dem  RDbeobau  b^onnen 
ziidca  ist  und  dies  eine  inoer^tUche 
HanderoDg  herrorruft.  —  Der  RQbenbau 
i«ringt  in  der  «Saison"  einen  hochgradig  ge- 
-^wrten  Bedarf  an  Arbeitskräften  mit  sich, 
■ai  the  Beätser  der  Rübengüter  sehen  sich 
■m-hdie  Veitiältaisee  gezwungen,  zur  Saison 
Artfitsbifte  von  auswärts  zu  beschaffen. 
"iui  scbuf  ein  Tollständig  organisiertes 
.'ifnnxiehuflgssy&tem  ostoderischer  Arbeits- 
•^e  nach  den  Rflbendtstrikten.  Meist 
^tleit  es  sich  um  Leute,  die  eine  nicht 
AMjihrige  Tätigkeit  aufnehmen  können, 
Tsil  sie  auf  den  Gfltem  ihrer  Gegend  keine 
.Tri&^ude  Beschäftigung  finden  und  wegen 
iNr  beschädenen  Lebenshaltung  die  un- 
•fvhifägte  Zeit  fiber  mit  ihren  Erspar- 
£i^ü  auskommen ;  endlich  sind  die  S.  meist 
'ispere  Leate  (flborwi^end  unter  20  Jahren), 
■^>'  deo  Wint»  Aber  bei  ihien  Eltern  kosten- 
Terbringeo. 

2.  Orfultatton.   Lebenslialtangr  der  8. 

['H  Anwerbung:  der  S.  geschieht  neuerdings  in 
'umer  >tei^dein  Maße  durch  die  Arbeitinach- 
der  Laadwirtschaftskammem,  die  anf 
<st^  Gebiete  Beträchtliches  leisten;  des 
»ättnD  wird  die  Anwerbung  besoigt  durch 
v»ptttellie  des  werbraden  ttatea,  our  dmvli 
.'«rrbnuilKge  Anwerber,  die  dann  auch  die 
^  iföeht  Ober  die  Geworbenen  anf  dem  Gute 
o'^nthBiai.  Ein  demoraÜMierendes  Uoment  lie^^ 
urm.  dtü  die  Ton  Anwerbern  Qberredeten  8. 
'.K  Meatone  ihrer  gegebenen  Unterschrift  nicht 
"viites  and  regelmftllig  in  großer  Zahl  kon- 
'^tbrtchig  werden;  dies  Terschulden  zum 
.Ti'ÜtD  Teil  die  Anwerber  selbst,  die  mit  ihren 
^>!,itttD  nicht  immer  in  den  Grenzen  der  Wahr- 
'tt  bleiben.  £in  Uebelstand  ist  aach  der, 
iiü  Üitn  Anwerber  sich  viele  Auftrage  sam- 
'jcls,  diese  Aufträge  an  jQDgere  Anwerber  Ter* 
l^nfen,  deren  Fähigkeiten  der  aoftra^febende 
■i^tiherr  nicht  kennt. 

.Wh  Eaerger,  der  die  Verhältnisse  derS. 
^ie  der  80er  Jahre  UBteraoobt  hat,  haben  die 
Uf>cfaer  ein  Einkommen  von  durchschnittlich 
H  M.  pro  Kopf  der  von  ihnen  Geworbenen, 
ihnen  aber  meist  erst  bezahlt  wird,  wenn 
i'T  Arbeiter  bis  zum  Schlnfi  der  Bbbenernte 
ut^balten  hat  —  Die  S.  »elbst  werden  nicht 
■Will  j^leichmSitig  gelohnt,  da  die  allgemeinen 
iT^üUnrbältnisM  Jeder  Gegend  anf  ihre  Löhne 
nvirkn.  Im  Dnrdischnitt  werden  die  Tage- 
hu  für  Xähen  n.  derlei  acbwerere  Bes^äftignng 
:»  Iba  3  M.  flir  den  Morgen,  ftlr  Verziehen, 
'itodea  der  Bäben,  Hacken  von  Getreide  u.  a. 
::t  i~ifiO  H.,  fär  Hacken  ttberhaupt  mit 
!-"^l.7S  IL  für  HSaner,  mit  1—1,60  M.  für 
ytuKn  and  junge  Burschen  (alles  auf  den 
\.T(ta  Lande«)  ang^eben.  Die  LOboe  sind 
-■-Tiem  etwu  gestiegen  (nach  t.  d.  Goltz).  — 
^fhtn  sind  f^taralleistungen  gang  and  gäbe, 
'-«leo  frftber  die  Anheher  nelfach  den  Einkauf 
i>r  Lebessmittd  besorat  und  dann  mit  Ver* 
litwt  u  die  teste  abgcoeben,  k  ist  diesen 
■^wtkhMB  nnerdlags  Bit  Erfolg  entgegen- 


fetreten  worden.  Auch  die  WohnungSTerhältnisae 
aben  sich  gebessert,  da  jetzt  fast  durchgängig 
fOr  geeignete,  nach  Gescbleohtem  getoennte 
Wohnräume  gesorgt  ist.  Die  Hin-  und  Eflck- 
reise  der  S.  erfolgt  auf  Kosten  des  Arbeit 
gebenden  Gatsherm.  Eine  genaue  Statistik 
der  S.  gibt  es  nicht,  ist  auch  bei  der  nngenanai 
Abgrenzung  des  Begriffs  nnd  der  ntUsigen 
Grenze  der  Sache  selbst  sehr  schwierig  j  vcm  to- 
Goltz  schätzt  die  S.  im  engeren  Smne  anf 
2  -  300000. 

3.  Volkswirtschaftliche  Bedeatnng. 

Ein  Gewinn  für  die  Volkswirtschaft  liegt 
darin,  daß  den  S.  durch  die  Arbeit  auf  den 
Rübengütem  eine  Arbeitsiuteusität  anerzogen 
wird,  die  sie  in  ihren  Ostlichen  Landstrichen 
nicht  gekannt  haben,  wodurch  die  Volka- 
arbeitsfähigkeit  also  an  sich  gehoben  wird. 
Abgesehen  davon,  daß  der  Sparlrieb  dieser 
Leute,  die  im  Winter  von  ihren  tirapai- 
nissen  leben  müssen,  gestärkt  wird ,  wird 
durch  die  Sachsengäogerai  das  Problem  zum 
gelöst,  für  zeitweise  große  Nach- 
fn^  die  nötigen  Arbeitskräfte  zu  schaffen. 
Aber  diesen  Vorzü^n  stehen  große  Naoh- 
teile  gegenüber,  die  man  veischieden  zu 
beurteilen  hat,  je  nachdem  ob  die  S.  deutscher 
oder  fremder  Nationalität  sind.  Was  die 
deutsdien  luilaogt^  so  werden  durch  sie  die 
fistlichen  Distrikte  von  vielen  AiheitskrSften 
entbiOAt  und  müssen  ihrrasmts  fremde  Ar- 
beiter heranziehen  f  wodurch  6er  deutsch- 
kulturelle Stand  dieser  Gegenden  verliert 
Daun  sind  auch  im  Osten  selbst  bei  höheren 
Löhnen  keine  geeigneten  Arbeitskräfte  zu 
finden.  Die  fremden  Arbeiter  aber,  die  ^ch 
an  der  Sachsengängerei  beteiligen,  nament- 
lich Polen ,  Russen ,  Galizier ,  neuerdings 
auch  Italiener,  wirken  auf  eine  Verfremdung 
der  ländlichen  Arbeiterklasse  hin,  die  zu 
den  größten  Besorgnissen  Anlaß  gibt.  Zu- 
mal seitdem  eine  BestimmuDg  vom  Jahre 
1900  die  erlaubte  Dauer  des  Aufenthaltes 
der  S.  in  Deutscliland  auf  die  lange  Zeit 
vom  l./IL  bis  20./XIL  festgesetzt  hat,  hört 
die  Wanderung  als  solche  nahezu  auf;  es 
bleibt  ein  sich  seßhaft  machendes  fremd- 
läDdisches  Landarbeiterproletariat  übrig, 
welches  oft  genug  die  heimischen  Arbeiter 
von  der  Scholle  drängt  und  in  die  Städte 
und  die  Industrie  treibt.  (In  Rheinland- West- 
falen li^5en  jedoch  wegen  der  anders  ge- 
arteten ländlichen  Besitzverhältnisse  auch 
diese  Diu^  anders^  Die  sittlichen^  sozialen 
und  nationalen  Gefahren  einer  solclua, 
namentlich  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu- 
tage getretenen  Eotwickelung  liegen  auf  der 
Hand.  S.  im  Übrigen  d.  Art  „Landwirt- 
schaftliche Arbeiter*^  oben  S.  367  fg. 

Literatur  S  Karl  Kaerger,  Die  Saeksenfängtrei, 
Lmdw.  Jahrb.,  Bd,  JLIX,  1890.  —  JHrmtbB, 
Art.  „8ackM$nfängtni",  H.  d.      2.  Ai^.,  Bd.  V, 
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Sacfasengftagar — Salz  vnd  Salzsteuer 


A.  Aater. 


B.  Alt  „Vetaicheniagsweseii''. 


8ftiiit-Simoii,ClaadeHeii]i  deBoarroy, 

Ont  TOD,  geb.  am  n./X.  1760.  entstammte  einem 
der  Tornebmsten  AdelagvMhlechter  Frukreiclu 
—  Kin  Großonkel  war  jener  Henwg  tod  Saint- 
Simm,  dem  wir  das  berfibmte  Memoirenwerk 
ttber  die  Zeit  Ludwigs  XiV.  verdanken.  Er 
selbst  liebte  es  ~  freUieh  ubne  wirklieh  hierza 
berechtigt  ni  sein  — ,  seine  Abstammung  auf 
die  Qnwa  von  Vermandois  und  dadurch  mittel- 
bar auf  Karl  den  Grufieu  zur&cksuleiien.  £r 
erhielt  eine  ausgezeichnete  Erziehung  —  auch 
d'Alembert  soll  »ein  Lehrer  gewesen  sein 
nnd  trat  der  Familientradition  gemäil  kaum 
16}ftbrig,  im  Januar  1111,  als  Leutnant  in  die 
Armee.    Drei  Jahre  später  finden  wir  ihn  in 
Amerika  wieder,  wo  er  als  Hauptmann  erst  nnter 
Washington  und  spftter  im  Stabe  booill^a  an  dem 
nordamerikanischeD  Unabhängigkeitskriege  teil- 
nimmt.   Das  Jahr  l(lf4  trint  ihn  wieaer  fn 
Frankreidi,  wo  er  1(88  zum  Obenten  Twrttckt. 
Allein  das  Soldatenleben  im  Frieden  bebagte 
ihm  nicht    Von  Jugend  auf  von  dem  Drange 
nach  großen  Unternehmungen  erfüllt  hatte  er 
in  Amerika  noch  den  Plan  einer  Dorchstechung 
des  Isihmns  tob  Panama  gefallt  nnd  eine  Denk- 
schrift hierQber  dem  VizekOnig  von  Mexiko 
überreicht,  freilich  ohne  Erfolg.   Das  Garuisuo- 
leben  in  Hetz  ließ  ihm  Zeit,  sich  Wissenschaft- 
lieb  weiter  zu  bilden  und  anderweitige  Frojekte 
anszQ arbeiten.    So  achlug  er  n.  a.  l?'^  der 
spanischen  Begiernng  den  Bau  eines  Kansls 
zwischen  Madrid  und  dem  Meere  vor.   Als  die 
Bevolntion  ausbrach,  schloß  sich  ihr  tteint-Simon 
mit  Begeisterung  an    In  den  Wirren  der  Zeit 
verlor  er  sein  Vermögen.    Durch  Güter-  und 
andere  Spekulationen  m  Gemeinschaft  mit  dem 
prenUiseben  Getiaudteu  in  London,  Graf  von 
Bedern,  erwarb  er  ein  neues:  bei  der  Anf- 
lösnng  de»  Gesellschafisverhäliuisue»  (1797)  ent- 
fiel auf  seinen  Teil  eine  Jahresreute  Tun  3ÖUU0 
FrcH.   In  wenigen  Jahren  aber  war  al>es  wieder 
Tertan.    Daun  begann  das  Elend:  kurze  Zeit 
war  er  Schreiber  in  der  Pariser  Pfandleihanstalt 
mit  einem  Jahreagehalte  tod  lO-u  Frcs.;  ltt>.6 
—18  0  nnterstaizte  ihn  ein  ehemaliger  Diener, 
Diard;  nach  deiisen  Tode  setzte  ihm  die  Familie 
einen  kleinen  Jabrepgehalt  ans.   Dieser  reichte 
um  SU  weniger,  als  er  einen  sehr  unregelmäLtigen 
Lebenswandel  tUhrte.  Dabei  war  er  fortwährend 
schiiftxtellerisch  tätig  nnd  hatte  einen  Kreis 
von  Schülern,  unter  ihnen  Tiele  der  bedeutendsten 
Geinter  des  modernen  Frankreich,  um  sich  ge- 
sammelt, die  seine  Ideeen  Über  die  Notwendig- 
keit oud  Art  einer  UuigeHtalmng  der  Gesell- 
schaftsordnung begeistert  aufnahmen.  Schließ- 
lich übermannte  ihn  die  Verzweiflung.  £r  griff 
am  9.  März  1823  zur  Pistole,  wnrde  aber  bald 
wiederhergestellt.  Freundlicher  gestalteten  üch, 


itak  der  ümtmtfltia^  im  BaaWsni  Oliai« 
Bodrieues,  «eise  letstM  Tjebenriahru.  fir 
starb  in  Paris  am  WJV.  1885. 

Sehriften:  OeuTies  de  Saint-SiWHi,  PrM> 
d£es  de  fragments  de  Thistoire  de  sa  Tie  icritB 
nur  loi-mAme,  pnhUtoi  eu  ttSSS  par  OKude  R»> 
drignei,  Pvis  Ibdl;  OeuTrea  de  Satat-amoBat 
d'Enfauiin,  47  Bde.,  Paris  1886— UfTa  Ba^- 
schriften:  L'industiie,  ou  diactimaBS  poUtiqaci, 
morales  et  philosophiqoes  dana  l'iatArtt  de  tarn» 
lea  hcunmea  liTr^  i  des  trarauz  utilea  et  ini^ 
pendants.  4  Bde.,  Paris  tH17— 16  (der  4.  Bd. 
o.  J.);  L^Oivanizateur,  2.  Liet  (das  Ttdlstladiga 
Werk  besteht  ans  der  3.  Aufl.  der  ersten  sb4 
der  zweiten  Liet),  Parb  1819—20;  Da  sjattee 
industrtel,  3  Teile,  Paris  1881-Ü8;  Cattihisu 
des  industiieLi,  4  Hefte,  Paris  1823—24;  Ko*> 
Teaa  Christianisme,  Paris  18i!6l  Ein  grotfer 
Teil  der  unter  dem  Namen  Saiat^oHwa  Ter* 
(SffentUchten  Werke  rührt  Ton  aeiaok  MBlei^ 
so  namentlich  tob  Comte,  Saint-Aabin, 
Thierry  her. 

Vgl.  Art.  nSosialisrnBa  md  Kommusiani* 
Bub  II  6.  a. 

Literatnri  Aum  der  Moste  der  ScArlfien  Hier 
Saint-9lman  »eien  hier  betonder»  Hervorgekoke»  : 
MorUrn  Veit,  Satnt- Simon  md  der  Smial- 
Stmoniamue,  AUgtmeimer  YSUeerbund  uitd  eteifer 
Friede,  Leipng  I8S4.  —  IL  G.  Jlwfttard, 
SaiiU-Simon,  »a  vte  et  ee$  Irwuuae,  iWif  US?. 
-  Arth,  j;  Booth,  SaiiU-atmom  amd  AmI* 
Simoititmh  London  1871.  —  PchU  ifONet,  San^ 
Simon  et  le  Oaint'Simonime ,  Perne  JS7S.  — 
O.  Wara^umeTf  SanU'Smon  vmd  der  Samt- 
Sinoniemue,  Leipxig  189t.  —  Oeorge»  WHUp 
SiUnt-Himon  tt  eon  oemre,  Pari*  1894.  —  BmUe 
Faifuet,  Le  eomU  de  JSaint-Simon  (in  Beeme 
dee  äewc  mondta,  Bd,  lUi,  Pari*  189^.  —  P. 
IfeisenfTrOn,  Dieeotiaiwieaenedu^ickiM  Ideem 
Saint-fHmom,  Basti  1895.  —■  O.  AdUr,  Art. 
„iMint-Simon",  ff.  d.  SU,  t.  Au/L,  Bd.  VI, 
S.  m/9-  —  E.  de  W*Uf  Saint-Simon  H  le 
»yatime  mAotrM,  Arja  I90g.  —  F.  JfucMfr 
Samt'Simon  mmd  die  ökanomüelM  Ge$eki<kb' 
theorie,  Jena  1906.  —  Wettert  LUerattir,  andt  Hier 
den  ilainUSimoiniimiu ,  t.  beim  Art.  „SoeiaUe 
«M  tmrf  AömsHfflimvf".   Carl  Ordnkvy. 


Sal■^Si■lo■ismaB 

s.  Sozialisrnns  und  EommiiDismiis. 


Salinen  s.  deu  folgenden  Artikel 
Salz  und  Salzsteaer. 


Salz  nad  Salnteaer. 

1.  Allgemeines.  1.  Technisehea.  2.  Pn- 
dnktibn  nud  Tolks  Wirtschaft  liebe  Bedeutung  des 
S.  3.  S.stener.  GeschictatUchee.  4.  Die  Sr- 
bebungsformen   der  S.steuer.     IL  Geseti- 

te  b  u  n  g.  1.  Deutschland.  2.  Frank  rriA 
,  Oestwreieh.  4.  Italien. 

L  Allgemeines. 

1.  Teehalsekea.  Die  Chemie  Terttekt  bn 
allgemeinen  unter  S.  sol^  Siora,  bti  doMU  der 
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bga  f<tMh*M  Wanentoff  Aireh  Hetall«  odtr 
■^.MfciüiiA*  KBfper  wMit  odeT  vertraten  kt 
>t  wirtac^aftüoh  bfloatiteB  S.  crtAreB  m 
1«  HtkiMnlTm  dM  Matrinai  und  UUen  in 
«r  TcrUndng  irit  CUoi^  und  CUoraatrinm 
rfa  SiniaMlikrid  dtrea  wkhtinta  Orappe. 

V«riindanff  KoM^  8»&-a,  See^., 
I  iiIKiif  it  b  Wirleln,  die  mifiinter,  sa  bt^en 
mridi  nniufft,  trappentttig^  uäiuutd«r  g«- 
t^c*n  ^id,  G«innwiirt  gswuMr  organischer 
littfiea  Bscb  in  Oktaedern,  iat  farbloi.  dnrch- 
Ktttaend  Ik  dnrdincfatiff,  beiitxt  den  bekannten 
..uhiirn  GMehnaek"  nnd  iat  in  Wasser  liem- 

Dm  Koeli-S.  findet  aidt  auf  der  iBrde  in 
inCv  leage  and  in  aiditigai  lAffem.  mdat 
»■wut  mt  Gips  oder  aueren  Metallen  in 

tfATFom  als  Stein-S.  oder  in  AoflSsnng 
a  den  S.«olen.  Diese  sind  natOrliche 
>^Da,  die  grOOere  Qnaatitftten  Eoeh-S.  anf- 
tiiSei  entbalten,  mit  dem  de  sicli  in  der  Tiefe, 
■.Wr  S.Uffer  fließend,  sAttigten.  Aach  ftthren 
r.de  liaemli)qeUen  nnd  iusbeeonder«  das  H  e  e  r  - 
«ftiicr  grOfieren  S^ehalt  Die  Menge  des 
^uit-S.  io  dem  letzteren  betrftgt  3-  i%  und 
^Mt  iV— 80%  TOD  dessen  Backstand.  Aach 
r  der  oryanucken  Natur  ist  das  Koch-S.  ver- 
WHct  iJs  Bestandteil  dw  Asche  der  Pflansen, 
9  it»  Saften  des  TierkOrpers,  namentlich  im 
"hu  und  Harne. 
I>u  S.,  das  sam  WQrsen  der  Speisen,  snr 

^rBbeieitiinit,salandwirtschaftlicht!nZwecken, 
.,•  [>bi£-S.,  Fatter-S.j  zur  Sodabereitong  ti.  dgl. 
'  rvesdet  wird,  gewinnt  man  im  graQen : 
1.  dttreb   bergmänoische  Ausbentnag  der 

•■nbijKa  SJager,  als  Stein*S., 
2  durch  den  Salinen-  oder  S.iolen- 

ivteb.  Das  S.  wird  dabei  gewonnen  dnrch 
V^itisiifeB  der  natQrlichen  Solen  inr  Kristalli- 
'  rjin  Allein  diese  Solen  haben  häufig  keinen 

tUn^rhea  S.gebalt,  um  den  Aofwud  von 
.'rrUiDSterisl  tn  decken,  der  sam  Verdampfen 
**f<«4erlirh  ist  Han  Tcrdampft  daher  häufig 
iu  WMer  lediglich  durch  £iuwirknn^  der 
Lih  nsd  des  Windes  ohne  kQustliche  ^\änne. 

-te  aian  die  Solen  durch  Pumpwerke  ant 

■  HSbt  Ton  eigentümlich  konstruierten  Oe- 

toitit  leitet,  die  ans  Balkenwerk  bestehen,  der 
'•rnclieaden  Windrichtung  ausgesetzt  und  mit 
.ui-tn  Eeisig  (Domenwänden)  gefüllt  sind. 
'  «Wr  diese  Domenwände  tropft  ue  Sole  her- 
•'T.  das  Wasser  verdunstet  bei  der  feinen 
Vtn-ilnng  sehr  rasch,  und  daneben  wird  noch 
■■.  «ikebTicber  Teil  der  schwerltisliGbeD  S.  ab- 
nrrtA  Dieses  Twf ehren  nennt  man  Ora- 
i<cren  der  Soole,  die  Einrichtungen  O  radier - 
'•Ufer.    Die  durch  Abtrupfen  konzentrierte 

•  -II«  kanmelt  sich  in  einem  Behälter  an,  wo- 

d«rgaBxe  ProseQ  so  lange  wiederholt  wird, 
•  nse  ocftimmte  Konzentratiou  erreicht  iat. 
•'-  tftzt  sdir  salahaltige  Sule  heißt  sud- 
■rdiff  und  wird  mit  Anwendung  von  Wärme 
i  ^sdnänaern  dnrch  Abduni^ng  surKris- 
'--htatäm  nbfscht 

Vena  An  Stein-S.  fOr  den  Handel  zu  nn- 
'■•>  iu,  a»  läfit  man  aber  die  S.lager  Wasser 
'.*Va  od  diene  sich  mit  S.gehalt  sättigen. 
*■'-  fi  gewonnene  kQnstlione  Sole  wird 
'"•-"h  Pamnwerke  sntage  gefordert  und  wie  die 
■•lUlKke  in  den  Oradierbänsem  sndwQrdig  ge- 

•  ««1 


3.  Dnrdi  Verdunstung  des  Heer- 
wassers. Man  leitet  das  luenrasser  in  S.- 
gärten,  in  nmfoiuireiche,  aber  sehr  seichte 
Bassins,  nnd  lifit  ras  Wasser  durch  Sonnen' 
wärme  verdunsten.  Diese  Hettede  ist  natlrlieh 
nur  in  endlichen  and  beiSen  Ltodera  anwend- 
bar. Umgekdirt  kann  nraa  in  sehr  kaltra 
Gegenden  das  Ueerwasser  gefriwoi  lassen.  Da- 
bei bleibt  nach  Abscheldnng  des  als  Eis  fest- 
gewordenen  Wassers  eine  Ilflssigkeit  corftok, 
wekhes  noch  alles  S.  gelOst  enthfit  nnd  leieht 
aar  Kristallisation  abgedampft  werden  kann. 

In  ähnlicher  Weise  wird  das  Steppen-  oder 
WQsten-S.  gewonuen,  indem  man  das  Wasser 
von  Binnenseeen  od«  Sämpfen  in  Steppen-  oder 
WttstenlBadeni  verdnssten  läDt  nnd  das  S.  auf 
der  Erdoberfliebe  ansaeheidet,  da  der  ganze 
Boden  in  dvt  Umgebimg  von  S.wa8sv  dareb- 
dmngen  Ist 

2.  Produktion  und  Tolkswirtsdistlr 
Uohe  Bedentaag  des  S.  Das  8^  du  mit 

der  Nahrung  in  den  mensohUchen  Kfirper 
anfgenommai  wird,  übt  auf  die  Diffii8ioD8- 
voi^änge  einen  vorteilhaften  EinflaI  aas  mid 
befördert  insbesondere  die  Verdauung.  Fleiech- 
fressende  Tiere  brauchen  bei  ihrer  Ern&h- 
mng  keine  Zufuhr  von  S.,  da  dieses  bereits 
im  tierischen  Organismus,  namentlich  im 
Blute,  enthalten  ist.  Dagegen  ist  das  S.  ffir 
die  Pflanzenfresser  imentbehrlich,  Ffir  den 
Menschen  ist  der  Genuß  von  S.  notwendig, 
weil  er  dadurch  neben  der  Fleischkost  auch 
Pflanzenkost  in  sich  aufnehmen  kann  und 
der  Wechsel  seiner  Nahrung  dadurch  weaentn 
lieh  erweitert  wird.  Nach  statistischen  Be- 
rechnungeu  stellt  sich  der  jährliche  S.bedarf 
eines  Menschen  in  den  meisten  Eiütur- 
lÄndern  auf  7 — 8  kg. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des 
S.  tritt  in  allen  Erwerbszweigen  mehr  oder 
weniger  schart  hervor.  Die  Landwirtschaft 
bedarf  dessen  teils  Futterstoff,  teils  als 
Düngemittel.  Für  letztere  Verwendung  sind 
namentlich  die  chemischen  Eigenschaften 
von  Wichtigkeit,  da  es  unter  gewissen  Be- 
dingungen Pflanzennährstoffe  (Aalk-S.,  Phos- 
phate usw.)  lOslich  macht  und  anderen  Dung* 
Stoffen  tiefer  in  den  Boden  einzudringen  ge- 
stattet. Unzählig  sind  die  Verwendungen 
des  S.  für  gewerblich-technische  Zwecke, 
wobei  das  S.  bald  zur  Konservierung  von 
Gegenständen,  bald  zu  technischen  Prozessen, 
bald  aU  Hilfsmittel  dient.  Dies  ist  der  Fall 
bei  Gewinnung  von  Metallen,  von  Silber, 
Aluminium,  Natrium,  zur  Bereitung  von 
Soda,  Chlor,  Salmiak,  dann  za  Färbe-  und 
ähnlichen  Zwecken. 

Die  Produktion  des  S.  muB  eine  sehr 
bedeutende  sein,  wenn  sie  all  diesen  Zwecken 
genügen  soll.  Die  Produktionsmen^n  (in 
je  1000  t  oder  1  MilL  kg)  betragen  in: 

England  aOUO 

HiiÜland  lüOO 

Deutschland  ISOO 

Frankreich  600 
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Oesterreich-ÜDgarn  450 
Italien  240 

3.  S.8teaer.  Oesehlchtllohes.  In  älterer 
Zeit  hat  man  das  S.  hauptsächlich  in  der  Form 
des  S.  reg  als  fiskalisch  ansgenntzt.  Dieses  er- 
streckte aich  re^lmäßig  sowohl  auf  die  Ge- 
winiinng  und  Bereitong  als  auf  den  inländischen 
Großhaudel.  Wegen  seiner  Einträglichkeit  nnd 
Aer  relativ  leichten  Verwaltung  war  ei  jahr- 
hundertelang eine  beliebte  Form  der  Anfwand- 
besteuemng.  Die  staatlichen  S.werke  wurden 
meist  in  eigener  Regie  verwaltet,  neu  entdeckte 
S.lager  konnten  nur  vum  Staate  ausgehentet 
werden  oder  man  verlieb  die  Ausnutzung  gegen 
Abgaben  an  einzelne  Private.  Das  S.  wnrde 
entweder  an  den  Prodnktionsstätten  selbst  ver- 
kauft oder  ans  den  staatlichen  Niederlagen  im 
großen  an  sog.  S.faktoren  oder  S.verleger  zum 
verschleiß  abgegeben,  die  über  das  ganze  Land 
vertralt  waren.  Die  £)infuhr  von  anüftsdisdiein 
S.  war  streng  untersagt,  mit  benachbarten  Staaten 
oder  Salinen  wurden  Verträge  zar  Abstellung 
des  8.Tetkanfe8  abgeschlossen,  für  die  Grenz- 
distrikte  wnrden  zur  VerhStang  des  Schmuggels 
PreisennäßignngeQ  gewährt  Besonders  druckend 
war  die  sog.  S.konskiiption,  wonach  ein 

ä'eder  Hanshalt  nach  seiner  Kopfzahl  powie  nach 
1er  Anzahl  der  Viehhäupter  eine  festgesetzte 
Menge  S.  zu  kaufen  und  bei  Ueidimg  von 
Strafen  auch  zu  verbrauchen  hatte. 

Die  Form  des  S.regals  kannte  man  schon 
im  alten  Born,  wo  506  v.  Chr.  im  Kriege  mit 
Poraenna  die  R(«alit&t  des  S.  erklärt  wurde. 
Eine  Grhfihnng  des  Sj>reises  fand  206  v.  Chr. 
durch  die  Censoren  H.  Lirins  Salinator  und 
C.  Claudius  zugunsten  der  Staatskasse  mit  Aus- 
schluß der  Stadt  Rom  statt,  wodurch  große  Un- 
zufriedenheit unter  der  Bevölkerung  entstand. 
Auch  im  deutschen  Mittelalter  drang  allmäblich 
das  S.regal  nach  Analogie  des  Bergwerksregales 
durch,  ebenso  in  anderen  Ländern.  Insbeson- 
dere in  Frankreich  hat  die  Begalität  des  S. 
vielen  Druck  verursacht,  wo  ni^t  nur  ewige 
Klagen,  sondern  sogar  hlnt^  Aufstände  dessen 
Folge  waren.  Nehen  dem  S.regal  war  der  S.- 
verbranch  auch  mit  anderen  Steuerformen  be- 
lastet, die  teils  sJs  Prodnktions-,  teils  als 
Singangsstenern  oder  Accisen  veranlagt 
waren.  Die  mitnnter  exorbitante  Hfihe  der 
S.stener,  mehr  noch  aber  die  lästige  Art  der 
Steuererhebung  machte  sie  äußerst  verhaßt  luid 
zu  einer  unversiegbaren  Quelle  von  Klagen. 
Zudem  reizte  die  verschiedene  Höhe  der  Auf- 
lage, die  nicht  nur  nach  Ländern,  sondern  sogar 
»Mb  Landesteilen  verschieden  war.  zu  Defrau- 
dation und  Schmuggel.  Umsonst  nat  man  auf 
diese  Vergehen  strenge  Strafen,  sogar  Oaleeren- 
strafe  und  Galgen  gesetzt. 

Eine  sehr  beträchtliche  Bestenernng  des  S. 
hatte  frilher  auch  England.  Nachdem  Ende 
des  17  Jahrb.  die  ältere  englische  S.stener  be- 
seitigt worden  war,  wiu-de  sie  unter  Wilhelm  III. 
wieder  eingeführt.  Anfangs  betnig  der  Steuer- 
satz 1  sb.  für  je  1  Buflhel,  der  bald,  1694,  auf 
2  sh.  8  d.  nnd  1699  auf  3  sh.  4  d.  erhöht  wurde. 
Nachdem  die  S.t)teuer  vorflbergehend  von  1729 
—31  abgeschafft  worden  war,  erscheint  sie 
wiederum  und  wnrde  gegen  Ende  des  18.  Jahrb. 
während  des  ainerikaiiscben  Unabhängigkeits- 
krieges auf  6  ah.  ftlr  je  1  Bnshel  tmd  m  der 


franzllnschen  Kriegazeit  1798  auf  10  und  1806 
auf  15  sh.  erhöht.  Dureh  diese  Steigemngea 
war  die  Steuer  mitunter  30  mal  so  hoch  als  4ia 
gewöhnliche  Preis  des  Salzes.  Die  Folffen  dies« 
enormen  S.stener  waren  ciuiächst  ein  ausge- 
dehnter Schmuggel  und  eodaon  eine  schwere 
Beeinträchtigung  des  Fiscbereigewerbes,  eines 
Hauptnahrungszweiges  im  nordwestlidien 
land  nnd  Irland.  Diese  Umstände  führten  18sS 
eine  Ermäßigung  der  Steuer,  die  1,50  MilL  £ 
einbrachte,  hertwi,  nnd  1835  wurde  sie  gäozlick 
aufgehoben.  Heute  ist  das  S.  in  England  weder 
durah  eine  innere  Verbranchsstener  noeli  dunÄ 
einen  Zoll  belastet.  Ebenso  in  Belgien  und 
Schweden.  Manche  Länder,  wie  z.B.  DSne- 
mark  und  Rußland,  erfaeböi  einen  füngai^ 
zoll,  aber  keine  innere  Verbrandisstener. 

4.  Die  ErhebTLngBformen  der  S.slener. 

In  den  Läudera,  die  eine  Sjsteuer  eHieboi, 
Bind  heute  vor  allem  zw«  Erfaebonggfonnen 

gebräuchlich : 

1.  Die  Produktioflssteuer.  Die  S.- 
steuer  wird  hier  nach  Mengeneioheiten  er- 
hoben. Zu  ihrer  Sicherung  dienen  one 
Reihe  von  Kontrollvorschriften,  die  sLeuer- 
amtliche  Deberwachung  der  Betriebe,  der 
steueramtliche  Mitverschluß  der  Lagerrftume, 
die  Anmeldung  und  steueramtlichie  Abfei^ 
tigung  der  Entnahme  von  Salz  aus  den 
Magazinen,  strenge  Transportkontrolleu  fflr 
die  Ausfuhr  (mit  amtlichem  Verachlofi  und 
Begleitscheinen),  Maßregeln  zur  Verhütung 
des  Scfamu^gelB  u.  dgl.  m.  Die  Pniduk- 
tioDBSteuer  ist  namentlich  da  emp^üenswect, 
wo  die  Zahl  der  ProduktioDsstfltten  nicht 
erheblich  und  daher  die  Beaubächtiguog 
leicht  imd  wenig  kostspielig  ist. 

2.  Das  S.monopoL  Es  ist  entweder 
Handels-  oder  Froduktionsmonopol 
oder  endlich  beides.  Letzteres  war  nament- 
lich in  früheren  Zeiten  sehr  beliebt,  indem 
der  Staat  über  die  S.bergwerke  als  £ägeo> 
türoer  verfügte.  Mit  dem  Handelsmonopol 
ist  naturgemäß  das  Recht  verbimden^  &Üs 
allein  einzuführen,  die  Einfuhr  der  Pyivatoi 
auszusclüießen.  Für  das  S-monupol  bsseo 
sich  wenig  Gründe  angeben,  da  die  Oe£ahr 
der  Unterschleife  und  der  FUschuog  sehr 
gering  ist  wegen  des  niedrigen  PreÖsee,  eine 
Abstuftmg  nach  Qualitäten  kaum  mO^idi 
ist  und  die  Betriebsverwaltungen  umstind- 
lich  und  mit  großen  Kosten  verknüpft  and. 

Da  das  S.  ein  unentbehrlichefi,  durdi 
kein  Surrtet  ersetzbares  Mittel  zur  Speise* 
bereitung  ist,  das  für  die  unleren  Vcdka- 
klassen  von  noch  höherer  Bedeutung  ist  als 
für  die  oberen,  so  ist  die  Verurteilung  dieser 
Steuer  tats&chlich  eine  allgemeine.  Sie 
wirkt  wie  eine  Eopfeteuer.  Außerdön  triA 
sie  Landwirtsf^aft  und  Oew»^  mehr  oder 
weniger  empfindlich,  da  sie  einen  wicht^eB 
Rohstoff  belastet  und  die  wirtschsfUicbe 
Ausbeutung  der  SJager  TeriiinderL  ASk 
diese  Nachteile  treten  um  eo  BohArfn'  faer- 
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:w.  je  h^er  die  Steuersätze  sind.  Wenn 
fflu  DRD  auch  priozipiell  die  Salzsteuer  ab- 
iiiasa  mnfi,  so  ist  es  doch  andererseits 
M^hvicrig,  den  dadurch  entstehenden  Ein- 
uhmeaiigfaU,  z.  B.  im  Deutschen  Reich 
:<1  Hill  aaTch  andere  Abgaben  zu  decken. 
\r.e  F(4ge  davon  ist,  daB  man  trotz  der  un- 
•^fkcDoIareai  Schattenseiten  die  S.steuer  im 
Siutabuishalte  nicht  vird  entbehren  können. 
Wo  sie  einmal  besteht,  wird  sie  daher  auch 
IflVhaltea  Verden  mQssen.  Doch  sind 
tohe  Steuersätze  zu  verwerfen.  Die  Abgabe 
muS  immer  weni^tens  einigermaßen  mit 
<'m  ttbUcben  Preise  des  S.  im  Einklang 
•stehen.  Als  Steu^ionn  scheint  die  Pro- 
'lukiiooffiteoer  dem  Mtmopole  vorzuziehen 

IL  Gmtigelnuig. 

I.  DnticUand.  Die  S^tener  im  Deataehen 
Kaeltt  int  üne  Prodnktionsatener  in  der 
Tom  itr  Fabrikatsteoer.  Vor  dem  Jahre  1H67 
«u  lie  «UBsdiliefilieh  Landessteuer  gewesen, 
'"ie  wurde  erhoben  teils  als  Prodaktionssteuer, 
■ig  ifi  Hannover,  Oldenburg,  Brannschweig'  und 
Hrenen,  teils  als  Honopot,  wie  in  den  meisten 
liingtTi  deutschen  Staaten.  Das  S.monopol  war 
toririrgcnd  Prodnktionanionopol  in  Wflrttem- 
und  Baden,  Handelsmonopol  in  PreuQen, 
^Kbea  nod  Hessen,  Frodnktions-  nnd  Handela- 
TfBopol  ia  Bayern,  wo  anJBerdem  Preise 
brb  der  l^tfenung  der  Orte  von  den  Salinen 
iftiekieden  bemewen  waren,  nnd  in  Knrhesnen. 
Itt  Smer  betrag  im  Gebiete  der  Fabrikat- 
•ttaet  fOr  1  Ztr.  ]2'/i  Sgr.,  in  den  Uouopol- 
ftaaleo  schwankte  der  S.preia  zwischen  1  Tlr. 

(Bayern)  nnd  2 Tlr.  2'/,  Sgr.  (Preußen). 
'M  Ü-verkehr  zwischen  den  einzelnen  Yereins- 
•mien  war  gehemmt.  Die  S  konskription  be- 
<-ud  in  Preafen  1719—1816,  in  Sachsen  bis  1840. 

r>ie!«m  onertragHrhen  Znstande  machte  der 
ZiDTeretosvertrag  v.  8.  V.  1867  ein  Ende,  indem 
.«  juiei  Umfang  des  Tereinsgebietea  freier 
■  Kkchr  Bit  S.  bergestdlt  nnd  tUlei  im  Inland 
i:4«aiseBe  8.  mit  einer  ProHnktionsatener  von 
•i  M.  fflr  100  kg  belegt  wnrde.  Daa  ans  dem 
A«l»iide  eineefUhrtfl  S.  unterlag  einem  ZuU- 
•u  in  gleicher  Hohe.  Diese  Beftimmnngen 
niAea  ^ter  aum  Reirbxgesetz  v.  16/IV.  1871 
"t.>btn,  «fthrend  der  Zollsatz  vom  l./XI.  1879 
u  saf  12,80  H.  für  100  kg  (einschliefilich  der 
■»laLdtttener)  erhöht  wurde  (Zollgese'z  v.  15  /VII, 
^'^1.  ä.,  das  cur  AuKfahr  bestimmt  ist,  bleibt 
•icoerfrei.  fibenao  wird  keine  Seltener  erhoben 
I*  S.Marf  fBr  landwlrtschaftUebe  nnd  ge- 
•'-Uirhe  Zwecke,  fall«  dies  nicht  von  Nahrungs- 
'  itidi^werben  verwendet  wird,  femer  daa  8. 
•iB  Eiimlfen  von  Heringen  und  Fischen  sowie 
'*>.«]itge  ä,  das  unter  Genehmigung  der  Staats- 
'fitrwig  bei  Notatioden  nnd  an  Wobltfttigkeits- 
•^filren  verabfolgt  wird.  Vieh-S.  nnd  Qe- 
••rt«t-rt.  ift  vor  der  Ueberftthrung  in  den  Ver- 
'  ST  nm  mensehltcben  Oeoufl  nnbraucbbar  zu 
s*:bfii. 

Sjtener  (ohne  Zoll)  betragt  1906: 
iinv  MÜL  IL,  der  S.S0U  1,776  UiU.  M.  (ohne 

Frankreich.  Schon  sehr  frllhzeitig  er< 
VSrttftub  dar  Yolkswtrtsolwft  II.  Aafl.  Bd.  II. 


scheinen  in  Frankreich  die  S.Bteaern  und  zwar 
znnVehat  als  Abgaben  an  die  Fen^lherren  wie 
auch  schon  vor  dem  14.  Jahrb.  unter  denjenigen 
Anfingen,  die  in  verschiedenen  Provinzen  an 
den  KOttIg  zu  entrichten  waren.  Teils  als  Pro- 
dnktionsstenem,  teils  als  Passage-,  Lokal-,  Ein- 
lud Ausfuhrzölle  erhoben,  bildeten  sie  einen  Be- 
standteil der  sog.  gabelle,  worunter  zuerst  alle 
Steuern  Oberhaupt  nnd  dann  besonders  alle 
Steuern  auf  Waren  und  Nahrungsmittel  ver- 
standen wurden.  Seit  dem  14.  Jahrb.  wird 
dieser  Name  apenell  fOr  die  SJrteuer,  gabelle 
du  sei,  gebrftneblich  und  seit  dem  16.  Jahrii. 
ist  gabelle  knrzw^  gleichbedeutend  mitS.Bteuer. 
Seit  Uitte  des  14.  Jabrh.  wurden  zur  Sicherung 
des  Steuereuiganges  die  großen  königlichen 
Smagazine  angelegt,  in  die  alles  S.  aus  den 
kSniglichen  Sahnen  gebracht  tmd  ans  denen  ea 
nur  durch  die  königlichen  Agenten  verkauft 
werden  durfte.  Mit  Umgebung  dieser  war  jeder 
S.verkauf  verboten.  Der  Käufer  hatte  im  Preise 
den  Stenerznschlag  zu  erlegen.  Gleichfalls  im 
14.  Jahrii.  ging  man  zur  KO-konskription"  tlber, 
die  1S73  auadrttcklich  zur  Verhütung  des 
Schmuggels  angeordnet  worden  war.  Strenge 
Kontrollen  verstärkten  die  geaetzlicben  Bestim- 
mungen. Der  Prack  der  S.Rtener  machte  sie 
zu  einem  verhaßten  fiakaliscben  Institut.  1380 
war  Hie  vorübergehend  aufgehoben  worden.  Ihre 
Wiedereinfahrung  i.  J.  läSS  TeranlaBte  einen 
blutigen  Volksanfstand. 

Seit  1548  wurde  die  gabelle  verpachtet  Im 
Laufe  der  Jahrhunderte  hat  das  französische 
S  stenersvstem  mancherlei  Modifikationen  er- 
fahren, die  S  preise  wurden  wiederholt  erhobt^ 
die  Kontrollen  verschärft  Im  ttbrigen  beJaatete 
sie  die  einzelnen  Gegenden  sehr  verschieden 
nnd  bedrückte  daher  die  ärmeren  KlaKsen  der 
Bevölkerung.  Bis  zur  Bevolution  gab  es  6  Be- 
zirke mit  abweichenden  S.preiseu  nnd  daher 
auch  S.steuem.  Sie  schwankten  für  den  Zentner 
zwischen  S — 9  Liv.  in  den  provmces  fraucbes, 
in  denen  die  gabelle  niemals  bestanden  hatte, 
nnd  B2  Liv.  in  den  provinces  des  graudes  ga- 
belies. Dazwischen  lagen  die  Abstnfungen 
der  pays  des  netitea  gabrlles  (ohne  S.konskription, 
aans  devoir  du  ael),  der  pays  des  gabelies  locales 
on  des  SHlines  und  der  provinces  redimte  (mit 
kleinen  S.steuem.)  Zu  diesen  kamen  noch  die 
sog.  Franc-sall,  sels  de  gratifiration  et  d'aumöne 
oder  Privilegierte,  Wohltätigkeitsanstalten  und 
dgl.  m.,  die  besondere  Steuervorzüge  genossen. 
In  den  ersten  Jahren  der  Hevolntionsära  wurde 
der  S.preia  zunächst  erheblich  reduziert,  bis  1794 
die  S  Steuer  Überhaupt  ein  Opfer  ihrer  Unbeliebt- 
heit wnrde. 

1^06  wurde  von  neuem  eine  innere  Ver- 
branchsabgabe  von  28,60  Cta.  für  je  1  kg  S. 
neben  einem  S.zoU  von  zuerat  10,  dann  20  Cts. 
für  daa  Kilogramm  eingeführt  Nachdem  die 
Auflage  1613  auf  40  Cts.  erhöht  worden  war, 
folgte  i.  J.  1816  eine  Herabsetzung  auf  ÜO  Cts. 
Die  Stürme  von  1848  beseitigten  anter  der  pro- 
visorischen Benemng  die  S  Steuer  wieder 
(Dekret  v.  I8./IV.  1848),  die  aber  noch  vor  der 
völligen  DurchfÜhmug  des  Dekrets  durch  ein 
G.  V.  28./XII.  1848  wiederhergestellt  wurde. 
Der  (heute  noch  gültige)  Steuersatz  betrug 
10  Cts.  vom  Kilogramm.  1875—76  ward  vor- 
übergehend ein  Kriegszuachlag  von  257» 
hoben.  Von  eingefttutem  S.  ist  neben  der  lu- 
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landutener  noch  ein  Zoll  sa  xahleiL  der,  je  nach 
den  Sorten,  je  nach  dem  See-  oder  Landtransport 
und  der  Herkontt  verschieden,  seit  lb89  bis  sa 
30"/o  der  Steoer  bemessen  ist.  Die  Verwendniw 
Tim  S.  sor  Aufohr,  tat  SeeAnherd,  sn  laa^ 
wirtschaftlichen  Zwecken,  denatniiertes  S.  ßr 
gewine  Fabriken  osw.  ist  steuerfrei  Stener- 
nachlässe  werden  ^wKhrt  von  3-50/^  f&r  die 
Produktion  je  nach  Sorten  als  atlffemeiner  Ter- 
lust,  Ton  6\  als  Lagerrerlost  und  Ton  2*/o 
als  TransportTerlost 

Zar  Ansbeutun^r  von  S.Iagem  und  Solen  ist 
im  Innern  dee  Landes  die  Oenehmigtuff  des 
Finansministerioms  notwendig.  Sie  wird  nur 
erteilt,  wenn  eine  Toraussichtliche  Jahresaosbeute 
von  mindestens  600000  Im  so  erwarten  ist.  Der 
Betrieb  wird  unter  Steaenmtrolle  und  strengere 
Transportkontrolle  (bis  16  qkm)  Mstellt.  Da- 
gegen bedarf  die  Anlage  Ton  8.^üten  an  der 
Keereskttste  (marsii  salants)  nnr  der  einfachen 
Anmeldong  bei  der  Behörde.  Der  Ertrag  der 
astener  enrab  1905:  10,746  Hill.  Frcs.,  der 
S.SOU  23,8K3  Mill.  Frcs. 

8.  Oeaterreloh.  Alles  tod  der  Natnr  er- 
seogte  S.  ist  Staatseigeatom.  Die  Stenerform 
ist  daa  ProduktioDsmonopol.  Der  Staat 
abemimmt  die  Ansbeutong  der  S.lager  in  eigener 
Reg^e.  Nen  entdeckte  Lager  oder  neu  ent- 
standene S.qael]en  sind  binnen  90  Tagen  der 
Behörde  anzuzeigen.  Diese  kann  die  Abtretung 
fordern  (ZoU-  nnd  Honopol-O.  t.  ll./YII.  183ö). 
Der  S.handd  ist  an  und  für  sich  frei,  doch  be- 
stehen für  die  Orenzbezirke  schärfere  EontroU- 
Torschriften,  um  den  Scbmaggel  zu  verhüten. 
Für  industrielle  Zwecke  geoen  die  Staata- 
magacine  S.  zu  ermftUigtem  Preise  ab.  Die 
Ein-  nnd  Durchfuhr  von  S.  ist  nur  gegen  be- 
sondre Bewilligung  statthaft  Der  Ginfuhrzoll 
betragt  fSr  IfJO  kg  84  kr.,  wozu  noch  eine 
Lixenzgebflhr  au  entriditett  ist  Der  Preis  fQr 
daa  S.  ist  in  den  einzelnen  Eronländeni  ver- 
Bohieden.  Er  schwankt  im  allgemeinen  zwischen 
7—10  fl.  fQr  100  kg.  Der  Ertrag  des  S.moDOpols 
war  1905  in  Oesterreich  46,942  Hill.  Kr.,  in 
Ungarn  33,522  HiU.  Kr. 

i,  Italien.  Italien  bat  (j;leichfaUs  das  S.- 
monopol.  Die  meisten  italienischen  Territorial- 
staaten hatten  schon  vor  Errichtung  des  Ein- 
heitsstaates S.monopole.  Daa  beute  oestehende 
wurde  durch  6.  v.  15/71.  1865  eingeführt  und 
durch  GO.  T.  14./VII.  1887  u.  28./Vn.  1896  neu 
geregelt.  Die  Spreiee,  von  jeher  vielfach 
schwankend,  wnraen  1885  herabgesetzt.  Die 
Einrichtung  des  Monopols  ist  diejenige  des 
Prodnktionsmonopols.  FOr  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Zwecke  wird  das  S.  zu  einem 
niedrigeren  Preise  abgegeben,  für  die  Soda- 
fabriken znm  Koatenpreise.  Die  private  Einfahr 
ist  verboten.   Ertrag:  77,600  UiU.  Lire. 

Uteratnrs  Meyn,  Das  S(U*  im  ffaiukalt  der 
Natur,  Leipzig  1867.  —  ITehn,  Da»  SoIm, 
Berlin  1B7S.  —  MoeUeTf  Da»  Sat*  in  «einer 
ktäturgesckichütehen  und  naturu)iuefuekc{füichen 
Bedeutung,  Leipzig  1874-  —  Schletden,  Dae 
SaU,  Leipzig  1875.  —  Schmitt,  Da»  Salt, 
Leipzig  1874.  —  Woflner,  Fin.,  Bd.  III,  §§  S6, 
68,  u.  a.  —  Eheberg,  Finanrwiuentchaft, 
8.  Auß.,  Leipzig  1906,  S.  SS.  ~  Oppelt,  Die 
Salaabgabe  im  X>eut»chen  Zollverein,  Berlin  1870. 
— ■  Offenbdeher ,  öeachickie  der  Beeleuerung 


da  Saite»  in  D»tU»eUand  bi*  tum  Jatn  !St7. 
Finantarehiii,  Bd.  XXU,  S.  —  HeekH.  An. 
„SaU  und  8aU»teueT",  ff.  d.  SL,  S.  Ä>^,  B4.  17. 
8.  487 f$.  —  Hai^,  Art,  „Sainttim",  Aciiyeb 
m.i.D.  VJL,  Bd.U,&  S»6Jf.  —  ffrafi,  Art 
„SaHme»",  ebemda  S.  899198.  —  AM.  „GaMlt" 
wkd  „SOa",  DieL  det  F6^,  u»d  Art  „Stlr. 
Xoek,  JHet.  dt  l'Adminietrtafon  fimfofm. 

Muae  nm  BtitleiL. 


SaattttiweiM. 

1.  Organisation  des  S.  in  Dentschlsod,  Oester- 
reich, Frankreich  und  England.  2.  Die  wkbtig> 
sten  BOzialhTt^tBCkai  An^boi  und  Ldstuuen 
der  suiltlren  Verwaltung  in  Deutscblsnl  A.  8t- 
giene  der  Em&hmng.  B.  Hygiene  der  Wolt- 
nungen.  C.  Hygiene  des  Berufs  and  der  B>~ 
sehutjgang.  D.  Bekftmpfung  der  sasteckesden 
Knunkheiten. 

1.  OiganiaatioH  dea  S.  ia  Devtach- 
land,  Oeatemiclt,  Fnwkreich  sad  8i|^ 
laad.  Zum  S.  eehGrt  a)  die  SanüSspolift-:. 
durch  wdcbe  <M8  staatfiche  Etngieiten  cor 
HersleUiing  gesundheitflgeinftBer  Lebeosbe* 
dingungea  and  ziir  Abirehr  von  GeBond' 
heitsscUdigungra  in  den  VSÜea  venniR(4t 
werden  soll,  wo  der  Bänzelne  hierzu 
imstande  ist   Die  neuere  Oi^isation  liti 
Banitatapolizei  in  allen  zivüisierteü  StMier. 
ist   namentlich   eine  Folge  des  raschen  , 
Wachstums  der  groSen  St&lte  und  der  ver-  | 
heerenden  ZQ^  der  Cholera,  b)  die  Me- 
dizioalpolizei,  in  deren  Bereich  die  Sni;;>- 
far  Erkrankte   (Krankenhäuser)  udiI  'Ü" 
Ueberwachuug  des  Heilwesens  (Aente,  Deil- 
diener,  Hebammen,  Apotheken)  ftUt  ftn-r  i 
gehört  hierher  noch  die  Pflege  der  gtridit-  | 
liehen  Medizin,  namentlich  die  Sorge  für 
geeignete  gerichtliche  Sachv^Btftndige  {I'rü- 
fung  von  GeisteszuBtAnden,  geriditliebe 
duktionen  usw.). 

In  Deutschland  bat  die  Reich stk^-  . 
waltung  (Beichskanzler  bezw.  Rdditamt  \ 
Innem)  verbssungsm&fiig  das  Aufsiohti:m 
über  die  besteheodeo  ElinnchtuDgen  <i*'r 
Sanit&ts-  imd  Mediünalpolizei,  ferner  ii- 
Recht,  neue  Gesetze  auf  diesem  Gel'i'i- 
vorzubereiten  und,  nach  Annahme  <ief  'k- 
setze  durch  Bundesrat  und  Reicbsug,  .^'i*- 
fflhrungsbestimmuneen  beim  BondaiTat  n 
beantragen.  Bei  dieser  Tätigkeit  vinl  '):* 
Beichsverwaltung  in  aasgedehotem  Mao- 
unt^tfltzt  von  dem  Kai»michen  Oesnoc* 
heitsamt  (b.  Art  ^eichsgesundheittanii'  1 
oben  S.  708).  I 

Von  wichtigeren  rei<iis^esetilifhen  Br- 
Stimmungen  sei  wwfthnt:  die  Begelnn?^ 
arztUohea  und  xahnMÜcheo  PrOEooit.  if 
lafi  V.  2./Vn.  1883»  nachtifigticbe  , 
rungen  1885  und  1887.  neue  Pmfunpwr''- 
nuDg  für  Aerzte  v.  2a/V.  1901;  daslml"-  I 
geseu  T.  a/IV.  1874^  ereftazt  dun*  Bnndfr' 
ratsbeschlflaae  t.  19J\L  1885  u. 
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\f^\  das  Oewti  Uber  äeai  Verkehr  mit 
KihroDgs-  Süd  Oennftmitteln  1879;  das  Ge- 
«u  b^.  Uei-  ond  liakbdtige  OebrauohB- 
;»autiDde,  Aber  die  Verwendung  gesuDd- 
MtBR&ldliober  rartien  1887:  Geeetxe  Aber 
M  yeA'Ax  mit  Etwtemittdii  fOr  Butter 
:!9i7  mA  tö97 ;  Qee.  betr.  die  Sdilachtvi^- 
B  Reiscfabeecbaa  t.  a/VI  1900;  Qee.  betr. 
■k  Verkehr  mit  Wein  t.  24./ V.  1901;  Ges. 
Mr.  die  BekSrnpfone  der  gemeiDgefthrlichen 
tiankheiteo  T.30JVI.  1900;  {erner  mehrere 
Tiiiidge  Gesetie  betr.  den  Schutz  der  ge« 
*'rhlichen  Arbeiter  (t0.  darüber  Art.  „Ai^ 
vit.fßdintzgesetzgebUDg**  oben  Bd.  I  S. 

mx 

[d  den  einzelnen  Bundesstaaten 
''nd  20  den  aufführten  ReichBgesetzen 
ri^llacb  ergänzende  AnsfOhrungsbestim- 
ws^R  erlassen,  und  besflglich  der  vom 
R*-n'b  ooch  nicht  geregelten  Materien  be- 
ithen  Sonderbestimmungen ,  die  in 

■  u  emteloea  Staaten  Versdiiedenheiten 
■>:ifwei8ea.  Sache  der  Bund^taaten  ist 
t^>:r  die  Ausfahrung  der  sanit&ts-  und 
•M^izioalpolizeilichen  Vorschriften. 

In  FrenAen  beruhen  die  Maßr^ln 
.'•evtl  Seuchen  —  abgesehen  vom  Beichs- 
•^iclioDgesetz  —  auf  dem  Oes.  betr.  die 
r>iäiDphu]g  Qbertr^barer  Krankheiten  vom 
■>  VlU.  1905.  —  Im  übrigen  stützt  sich 

■  -  Smiatspollzei  auf  zahlreiche  Ministerial- 
•nase  und  auf  Verordnungen  der  Verwal- 
'uiicfr  bezw.  Polizeibehörden  in  den  ein- 
'^lueii  Pioviozen,  Regierung8beziTken,Ereisen 
'O't  Oemeinden.  Die  Ministeiialerlasse  bis 
i'-kit  sind  abgedruckt  in  der  ^ienstanvei- 

riK  iDr  den  Kreisarzt",  Amtliche  Ausgabe; 
'II  \m  ab  im  ^Ministerialblatt"  ffir  Me- 
'L'uol-  und  medizinische  ünterrichtsaage- 
'-'•-iiheitea^  hem^g^ben  im  Ministerium 

mstlidien  uaw.  Angelegenheiten, 
""[-liell  erwähnt  seien  an  dieser  Stelle:  der 

T.  UJWm.  1899  betr.  die  Beauf- 
titigiiDg  der  OfTentl.  zentralen  Wasserver- 
-L^iaErnBÜilagen;  ErlaS  vom  30./nL  1896 
*'*.  mfuBg  der  Projekte  für  Eanalisations- 
»•■i'TDohmnngen;  Erlaß  vom  9./VIII.  1899 
■»{".  AnweisuDg  zur  Ausführung  der  Ge- 
^-rt*.,rJDaDg;  Erlaß  v.  25./VI1I.  1880  betr. 
•  •  LTwtTbMiilLSige  Halten  von  Koslkindeiu ; 

F.  20j'L  1892  betr.  die  Projekte  zur 
"iac*  nnd  Erweiterung  von  BegrÄbnis- 
-trti;  Erlaß  v.  19.'I1T.  1901  betr.  die 
-r-Mwning  der  Wohnungsverhältnisse. 
L'ie  Handhabung  der  Sanitätspolizei 
.'•uitet  sich  in  Preußen  so,  daß  an  der 

der  Medizinalverwaltung  der  Minister 
'  r^islüdieD,  Unterridits-  und  Medizinal- 
l'-T^^-^heiten  steht;  unter  diesem  die 
<i)tzinalabteiluag  des  betreffenden  MiniBte- 
Als  beratende  wissenschaftliche  Be- 
*<  ^  Iii  derselben  die  „wissenschaftliche 
^:«tatiQD  fOr  das  Medizioalwesen*^  beige- 


gebm.  —  T3iB  OberprflBidenten  der  ednidnen. 
novinaen  tieffon  nur  amnahmswöse  sani- 
Ots^izeifidie  Anordnungen,  nnd  die  Fio- 
vinzul-Medizinalki^^ien  sind  im  weeent- 
lichea  mit  der  Bevision  ßericbts&rztlicdier 
Gutacditoa  beschtöigt  Die  Sanitltts-  nnd 
Mediainalpc^zä  liegt  vielmehr  wesentlich 
in  der  Bxad  des  Begierungs^rfiaidenten, 
dem  ein  Begierungs-  und  Medizinalrat  bei- 
gegeben ist:  dann  des  Londrats  bezw.  des 
Folizeiptfisiaenten ,  endlidi  des  Amts  vor- 
Stehers. 

Dem  Landrat  bezw.  der  städtischen 
Polizeibehörde  sind  als  tedmische  Berater 
die  Kreisärzte  beigegeben.  Sie  reprSr- 
sentieren  neben  den  Medizinalrätea  die 
sachverständigen  (^gane,  von  deren  Be- 
fähigung und  Tätigkeit  der  Erfolg  der 
ganzen  sanitären  Bestrebungen  in  Preußen 
abhängt  Ihre  Bechte  und  Pflichten  sind 
neu  geregelt  durch  das  Gesetz  betr.  „die 
Dienststellung  des  Kreisarztes  und 
die  Bildung  von  Gesundheitskom- 
missionen"  vom  16./I5.  1899  (Dienslr 
anweisung  hierzu  vom  23./III.  1901). 

Ueber  die  Rechte  und  Pflichten  des 
Kreisarztes  s.  Art^,Kreisarzt",  oben  S.  323. 

In  Bayern,  Württemberg,  Baden 
und  Elsaß-Lothringen  ist  das  S.  be- 
reits früher  in  ähnlicher  Weise  oiganioiert 
wie  jetzt  in  Preußen.  Die  beamteten  Aerzte 
sind  ausreichend  dotiert  und  haben  eine 

fawisse   Initiative ;    die  gerichtsärztliche 
ätigkeit  ist  größtenteils  besonderen  Ge- 
richtsftrzten  übertragen. 

In  Oeiterreich  haben,  ähnlieh  wie  in 
Preußen,  die  Verwaltangabehörden  —  Hiniste- 
rinm  des  Innern,  Landesbaaptmann ,  Bezirks- 
hauptmann  —  die  Leitang  des  S.  Als  beratende 
Behfirden  sind  ihnen  der  oberste  Sanitätsrat,  der 
Landessanitätsrat,  der  Bezirksarzt  nnd  ier  — 
entweder  von  einer  Kommune  oder  von  mehreren 
zn  einer  Sauitätsgeraeinde  zusammengelegten 
Kommunen  —  «wählte  Gemeindearzt  attachiert. 
Biese  Aerzte  dürfen  Vorschläge  bezw.  Antrflige 
an  ihre  direkt  vorgesetzte  Behörde  richten.  Von 
neueren  Gesetzen  anf  dem  Gebiet  des  S.  seien 
genannt  das  Reicba-Sanitätsges.  v.  30./IV.  1870, 
das  die  ganze  S  an  i  tä tif arsorge  regelt  j  das 
Nahningsmittelges.  v.  16.^.  Iw6  nnd  die  Ar- 
beiterscontzbesummant^eD  in  derttsterreicfaiBchen 
Gewerbeordnung  von  1883.  Ein  dem  deutschen 
Impfgesetz  analoges  Gesetz  fehlt;  die  Pocken- 
impfung ist  nur  in  einzelnen  Provinzen  (KämthNi, 
Salzburg,  Steiermark  usw.)  obligatorisch,  im 
tlbrigen  nor  bebCrdlicberseits  empfohlen. 

In  Frankreich  besteht  eine  ähnliche  Or- 
ganisation ond  Abstufung  der  sanitären  Ver- 
waltung^ wie  in  den  vorgenannten  Ländern.  Die 
obwste  mstanz  ist  das  Hiniateriuni,  w^hea  das 
Comitö  conBoltatif  d'bygiftne  de  Franoe  aar  Be* 
ratnng  zozieben  kann ;  dann  folgen  der  Fräfekt, 
der  Chef  des  Departements,  demnächst  der  Unter- 

Sräfekt,  schließlich  der  Maire  der  Gemeinde  als 
ieienigen  Beamten,  welchen  die  sanitäre  Ver* 
waltnng  obliegt.  GeBondheitsräte  bestehen  für 
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jedes  Departement,  Arrondissement  nnd  jeden 
Kanton  nnd  kfiunen  toh  den  betreffenden  Ver- 
waltnnffwbetB  befragt  werden,  ohne  daß  ihnen 
Initiative  zoet&nde. 

Xd  England  wnrde  1848  durch  die  Pnblic 
Bealth  Act  Tersnchsweise  mit  der  Bildung  von 
„Local  Boards",  Ortsgesandheitsämtem,  Torge- 
gangen;  dieselben  erfuhren  eine  allmäbliäie 
weitere  Ansgest&ltnng  durch  die  „Local  OoTem- 
ment  Act"  von  1868  sowie  dnxch  ein«  Reihe  von 
i^ziellen  sanitären  Gesetzen.  Eine  Reomni- 
sation  nnd  definitive Ordnnngerfolgte dnrcb die 
Loeal  Government  Act  von  1871  nnd  die  Public 
Healtb  Act  von  1872.  Iteuach  ist  das  Land  In 
Sanitätsdistrikte  geteilt  :  fttr  jeden  ist  ein  Hedical 
Offleer  of  healtb  anstellt,  welcher  weitgehende 
polizeiliche  Befugnisse  bat  Die  Oberaufsicht 
über  die  lokalen  Behörden  führt  ein  Central- 
gesondheitsamt,  das  ttber  die  sanitären  Zustände 
des  ganzen  Landes  wacht,  die  Ei^ebnisse  ver- 
öffentlicht, ärztliche  Inspektoren  zur  Ueber- 
wacbnng  der  Lokalbehörden  und  zum  sofortigen 
Eingreinn  beim  Auftreten  ansteckender  Krank- 
heiten aussendet  usw. 

Die  englische  Organisation  des  S.  wird  von 
allen  Sachverständigen  als  äußerst  erfolgreich 
geschildert  und  kann  noch  in  vielen  Bodehnngen 
den  Orguiisationen  in  den  anderen  Kaltnrstaaten 
als  Vorbild  dienen. 

2.  Die  wichtigsten  sozialhygienischen 
Aufgaben  und  ^istungen  der  sanitären 
Verwaltung  in  Dentachland.  Dieselben 
erstrecken  sich :  A.  auf  die  Ernährung 
der  Bevölkerung;  B.  auf  die  Wohnungs- 
verhältnisse ;  C.  auf  die  Beschäf  tigu  ngs- 
weise;  D.  auf  die  Abwehr  anstecken- 
der Krankheiten. 

A.  S^giene  der  Ernährung.  1.  Die 
quantitativen  Verhältnisse  der  Ernäh- 
rung ^nd  von  grOfiter  Bedeutung  für  die 
Mortalitätszifler  und  die  Leistungsfähigkeit 
einer  Bevölkerung.  Namentlich  für  die 
breiten  minder  bemittelten  Sdiichten  der 
städtischen  Bevölkerung  sowie  in  vielen 
Öffentlichen  Anstalten^  WaisenhäuEern,  Ar- 
beitshäusern, Gettniniissen,  Yersorgungsan- 
stalten  und  beim  Heer  ist  es  daher  von 
Oester  sanitärer  Bedeutung,  daß  ausreichende 
Ernährung  gewährt,  gleichzeitig  aber  jeder 
unnötige  Luxus  vermieden  und  die  erforder- 
liche Nahnmg  so  billig  als  m^üch  beschafft 
wird.  —  Anhaltspunkte  fQr  die  Lösung 
dieser  Aufgabe  bieten  folgende  Ausführungen : 

Für  die  Kraft-  und  Wärmeentwickelung 
eines  ra ittelkräftigen  arbeitenden  Mannes 
werden  in  24  Stunden  durch  Verbrennung 
von  Nährstoffen  mindestens  2400  Wärme- 
einheiten (Kalorieen)  produziert  Dm  den 
Körper  auf  seinem  stofTIicheu  Bestände  tmd 
bei  voller  Ijeistungsfähigkeit  zu  erhalten, 
müssen  täglich  so  viel  Nährstoffe  in  den 
Körper  aufgenommen  werden,  daß  durch 
ilire  Verbrennung  jene  2400  Kalorieen  ge- 
liefert werden.  Benutzbar  sind  dazu  Ei- 
weißstoffe. Fette  und  Zuckerstoffe  (Stärke- 


mehl usw.);  100  g  fiweifi  Hefen  410  Kik- 
rieen,  100  g  Zoc^erstoffe  ebeosoviei  I'Jiil; 
Fett  930  Kalorieen.  FQr  die  zweckmäfiijif 
Mischung  der  Nährstoffe  sind  teils  besoodeiv 
Funktionen  d^  einzelnen  Stoffe  (Damejitlich 
der  Eiweifistoffe)  im  KOrper,  teils  die  V>;r- 
hältnisee  der  Resortnrabarkeit  der  Nafartues- 
mittel  maßgebend. 

Anl  Gmnd  vieler  Experimeate  und  Er- 
fahmngen  besteht  die  ratwoellste  ZaumneD- 
setznng  einer  2400—2800  Kalorieen  liefen Jra 
Tageskost  in: 

t^)g  verdaulichen)  Eiweiß,  SOgFeti. 
4—500  g  Zuckerstoffen.  Ke  Decknne 
dieses  Bedarfs  durch  Nahrungsmitt«]  renr^ic- 
denster  Art  kann  an  der  Hand  der  foIi^'l'D 
Tabelle  versucht  werden,  welche  sngibt, 
viel  Kalorieen,  wieviel  Wasser,  nntntint  Ei- 
weiß, Fett  nnd  ZuckerstofTe  je  100  e  eiD*> 
NahrungsmitteU  liefern.  Dabei  sind  jeducli  nnr 
die  verzehr  baren  Anteile  der  Nabran^imttt'i 
berBeksiditi^:  von  den  auf  dem  Harkte  ein;^ 
kauften  Oewichtsmengen  sind  die  Abftlle  in  Alt- 
zug gebracht  (bei  Fleisch  im  Mittel  13*'».  ti*f 
sehr  schwankend ;  bei  Fischen  2b%,  bd  Kv- 
toffeln  40  V  bei  Büben  and  anderen  Gmim 
80%  Abfail). 

NahrnngsmitteL 
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melir  uf  pflanxlicbe  Nahrung  zurückgegriffen 
werden,  weil  man  damit  nnvermeidlich  einen 
groiea  Uebersebnlt  tob  Zockerstoffen  einfOhioi 
würde,  die  in  jeder  pflanzlichen  Nahrung  vor- 
wiegend  enthalten  aina.  Eine  rationelle  Deckang 
joier  40  g  lUweiß  nnd  50  g  Fett  erfolgt  viei- 
mehr  nar  dorch  animalische  Kost,  Fleisch 
and  Fleischprftparate,  Fische,  Eier,  Milch,  Käse. 
Zahlreiche  Beispiele  Uber  die  TerteUnng  der 
Nahrangsmittel  in  der  Tageskost  B.  in  der  unten 
dt.  Schrift  von  Oro^ahn. 

Tom  socialen  Standpunkt  ans  kommt  es  nan 
ireiter  daraaf  an,  die  preiswürdigsten 
Nahmngsmittel  zn  kenoen,  mit  welchen  der 
Tifesbäarf  gedeckt  werden  kann.  Zur  Fest- 
■tdlniuf  der  PreiswBrdigkeit  rind  Berechnnngs- 
metbooen  vorgeschlagen,  bei  welchen  alle  Nui- 
mngsmittel  ohne  Untenchied  ihrer  Znsainmen- 
Mtning  nntereinuder  Tei^4ichen  werden 
(Dtmmh). 

Faßt  man  indes  praktische  Zwecke  ins  Aoge, 
so  ist  diese  Berechnang  nicht  zn  benutzen,  weil 
die  vegetabilischen  nnd  animaUscben  Nahrnngs- 
mittel  tats&chltch  ganz  verschiedene  Funktionen 
haben;  die  einen  decken  die  Znckerstoffe.  die 
anderen  eignen  sich  ansschließlich  zur  Deckung 
des  Restbedarfs  an  Eiweiß  und  Fett  Handelt 
m  neh  daher  um  Deckung  der  Zuckerstoffe,  so 
tteten  nur  die  vegetaliiltadieBi,  reichlich  Zneker- 
stdf  rathaltenden  Nahrungsmittel  in  Wettbewerb. 
Sine  Auswahl  der  billigen  kann  dann  nach  fol* 
geader  Tabelle  erfolgen: 

600  g  Zuckerztoffe  sind  enthalten  in: 

1 100g  Schwarzbrot  mid  kosten  dann  30—34  Pf. 

3340g  Kartoffeln     „      «       „   20-25  „ 

«öOjrß«»  »      »       »   »7-31  „ 

aOg  Erbsen  „       „       „    30-3S  „ 

16000g  Kohlrüben     „       „       „    70-80  „ 

Sind  die  600  g  Zuckeratofle  gedeckt  nnd 
handelt  es  sich  nur  noch  um  Zufuhr  von  40  g 
Siweiß  und  ÖO  g  Fett,  so  konkurrieren  wieder- 
Hm  nur  Nahrungsmittel,  welche  diese  Stoffe 
eathalten.  Es  ergibt  sich  dann  folgende  Skala : 


40  ^  nntsbnres  Eiweiß 
und  enthalten  in: 


250  g  Fleisch 
330  g  SchellÜseh 

400  g  Leberwurst 

190  g  Preßwurst 

200  g  Pferdewurst 

250  g  BAncberbering 

300  g  (6  Stfick)  Eier 
1330  g  Kuhmilch 
1330  g  Hagermilch 

aoo  g  Magerkäse 

320  g  Erbsen 
800  c  Brot 
4000  g  Kartoffeln 

Berechnet  man  nach  diesen  Anhaltspunkten 
dk  Kosten  für  die  aasreichende  Nahrung 
«OMB  erwachsenen  Mannes,  so  ergibt  sich  ein 
Xindestbetrag  von  etwa  70  PL,  der  durch  Ge- 
wine,  Znbeieitinig,  Gennfimittel  wie  Kaffee 


Diese 
Nahrung 
kostet: 
Pf. 

nnd  enth&lt 
außerdem : 
S 

33 

16 

Fett: 

60 

120 

19 

38 

S 

12 

12  V, 

30 

30 

34 

24 

40 

10 

6 

7 

20 

Znckerstoff : 

10 

120 

14  Vt 

370 

33 

600 

n.  dgl.  auf  80-90  Pf.  erhOht  wird.  F&r  die 
Familie  eines  Arbeiters  (im  Mittel  =  3  Er* 
wachsenen)  kostet  demnach  die  ausreichende 
Ernährung  etwa  2  M.  40  Pf.  pro  Tag;  und  da 
der  Arbeiter  50— 60%  seiner  Ausgaben  auf  Er- 
nfthnmg  zu  verwenden  pflegt,  überschreitet  dieser 
Betrag  in  sehr  vielen  Fälten  die  Orenze,  welche 
ihm  £ireh  seine  Einnahme  gezogen  wird. 

Unter  diesen  ümständen  ist  es  eine  wichtige 
Aufgabe,  in  den  Kreisen  der  minder  be- 
mittelten Bevölkerung  Erhebungea  darüber 
anzustellen,  ob  und  inwieweit  deren  Er- 
nährung als  ausreichend  anzusehen  ist  und 
ob  letztere  in  rationeller  Weise,  unter  Be- 
rücksichtiguDg  des  Nährwerts  und  der  Freis- 
würdigkeit der  Nahrungsmittel,  erfolgt 

Zn  derartigen  Erhebungen  benutzt  man 
die  genau  geführten  HwishaltUDgsbttcher 
geeigneter  Familien.  Man  entnimmt  die  pro 
Tag  eingekauften  lEohoahruDgsmittel  und  oe- 
recttnet  daraus  nadi  der  vorstehenden  Tabelle 
die  verzehrten  ausnutzbaren  Nährstotfa  üm 
vei^leichbare  Zahlen  zu  erhalten,  mufi  duin 
noch  die  aus  Hann,  f^u  nnd  Kindern  ver^ 
sohiedenen  Alters  besiehende  Funilie  auf 
eine  Durchschnitts  -  E^heit  omgeredinet 
werden. 

Zu  diesem  Zweck  sollen  nach  Kuhna 
Mann  oder  Frau  Ober  17  Jahre  eine  Personen- 
Einheit  darstellen,  Kinder  bis  zu  2  Jahren 
Vio  Einheit,  für  ältere  Kinder  alle  3  Jahre, 
vom  11.  Jahre  ab  alle  2  Jahre  um  Vio 
steigend.  Engel  bezeichnet  den  Nährstoff- 
bedarf des  Neugeborenen  mit  1  Quet  (Que- 
telet);  für  jedes  Lebensjahr  tritt  Vio  Quet 
hinzu,  bis  ztmi  25.  Jahr  beim  Mann,  der  von 
da  ab  =  3,5  Quet  gerechnet  wird,  bis  zum 
20.  Jahr  bei  der  Frau  (=  3,0  Quet).  Neuere 
Berechnungen  unter  Zugrundelegung  der 
gem^senen  Kalorieenproduktion  in  verschie- 
denen Lebensaltem  zeigen,  daS  die  Engel- 
sche  Berechoungsweise  ungefälir  richtig  ist, 
während  die  EuhDascbe  Methode  die  heran- 
wachsenden Kinder  viel  zu  niedrig  ein- 
schätzte. —  Oft  ergibt  sich  bei  solchen  Er- 
hebungen, daß  selbst  in  der  ärmsten  Be- 
völkerung [sobald  nur  kein  AlkohoUsmns 
vorliegt,  der  selbstveretändlich  rationelle  Er- 
nährung ebenso  wie  zuverlässige  Buchführung 
und  Registrierung  der  angewendeten  Nah- 
rungsmittel ausschließtj  der  Nährstoffbedarf 
genügend  gedeckt  wird.  Zwar  ist  der 
Fle^hkonsnm  oft  minimal ;  in  Breslau  z.  & 
wurde  bei  einer  Enquete  im  Mittel  pro  Tag 
und  3,5  Quet  nur  75  g,  in  manchen  Familien 
nicht  mehr  als  40  g  gefunden.  Aber  daraus 
ergibt  sich  keinwlei  Nachteil  für  die  Er- 
nährung, wenn  das  notwendige  aniinaliBche 
EiweiB  in  anderer  Form,  durch  Fisdie, 
Milch,  Käse,  Eier  usw.  gedeckt  wird.  Diese 
vollwertigen  undbeidwftrmerenBeTOlkeruDg 
beliebten  Ersatzmittel  des  Fleisches  lassen 
sogar  störende  Folgen  einer  Fleischver- 
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tenerung  in  dienen  Ereiaen  Ifinsst  nicht  so 
stark  herrortreteUf  wie  ^e  Verteuerong 
Ton  Brot,  EartofFeln  und  Hilch. 

Er^bt  sich  keine  genfigende  Deckung 
des  Eiweifibedarfs,  so  trfigt  vielleicht  nur 
die  irrationelle  Zusammensetzung  der  Nah- 
rung die  Schuld.  Die  Kohlehydrate  sind 
oft  Uber  die  Norm  gesteigert  j  zuweilen  auch 
das  Fett;  die  billigen  EiweiBlieferanten 
sind  nicht  genügend  berücksichtigt ;  eine 
andere  Zusammensetzung  der  Nahrung  kann 
dann  ohne  Steigerung  der  Ausgaben  Ab- 
hilfe schaffen,  ui  anderen  Fallen  reichen 
die  Mittel  wirklich  nicht  aus,  um  zum 
Marktpreise  die  erfordarlidien  Nahrungs- 
mittel zu  beschaffen. 

Hier  kommen  dann  folgende  Maßnahmen 
und  Einrichtungen  in  Betracht,  durch  welche 
die  Arbeiteremfthrung  nicht  unerheblich 
verbilligt  werden  kann:  a)  ein  Umgehen 
des  Zwischenhandels,  so  daß  nicht 
Markt-,  sondern  Engrosprdse  ffir  die  Nah- 
rungsmittel bezahlt  werden.  In  Öffentlichen 
Austen,  bei  Yerpfiegung  der  Tnippen 
wird  dadurch  die  Kost  bis  30  %  billiger  be- 
schafft —  Für  die  Ärmere  st&dtische  Be- 
vSlkening  wird  Aehnliohffl  angestrebt  durch 
die  Konsumvereine,  die  allerdings  den 
Verkaaf  von  Fleisch  fuewOhnlidi  nicht  in 
ihren  Betrieb  einbeziehen,  b)  Heran- 
ziehung billigster  Nahrungsmittel 
fflr  den  at&dtischen  Konsum,  ins- 
besondere der  animalischen,  Eiweifi  und 
Fett  liefernden  N^imngsmitteL,  b.  B.  die 
B^flnstigung  des  Transports  und  Verkaufs 
von  frischen  fischen;  ferner  eine  Ver- 
besserung des  UUchmaiktes  durch  Molkwei- 
genossenschaften,  und  der  Verkauf  abge- 
rahmter Milch,  die  durch  Pasteurisieren 
in  ein  haltbares  und  bekömmliches  Präparat 
verwandelt  ist  und  die  für  den  Preis  von 
höchstens  10  Pt  40  g  Eiweiß  zu  liefern 
vermag,  c)  Koch-  und  Haushaltungs- 
schulen,  die,  ev.  in  Verbindung  mit  öffent- 
lichen Vortragen  und  Broschüren,  aufklarend 
darüber  wirken,  welche  Zusammensetzung 
der  Nahrung  sich  empfiehlt  und  in  welcher 
Weise  billigste  Deckung  des  Bedarfs  erreicht 
werden  kann,  d)  Volksküchen,  die  für 
eine  rationell  ausgewählte  und  bereitete, 
zum  Selbstkostenpreis  oder  unter  diesem 
abgegebene  Mittag  und  Abendkost  soigen. 
ei  MilchschankhÄuschen,  Tee-  und 
Kaffeehallen,  die,  in  möglichst  großer 
Zahl  an  geeigneten  PlAtzen  angel^  und 
ohne  Nutzen  betrieben,  eines  der  krftftigsten 
Mittel  gegen  den  Alkoholismns  sind. 
f)Milchküchen,  welche  fertig  zubereitete, 
sterilisierte  Milch  für  Säugling  unter  dem 
oder  zum  Selbstkostenpreise  liefern.  —  Die 
vorgenannten  Einrichtungen  sollten  nament- 
lich von  den  Kommunal- Verwaltungen  ge- 
fördert werden,    g)  Herstellung  von 


Surrogaten  nnd  Präparaten.  Am 
verbreitetstea  ist  die  Knnstbutter,  Blar^arinct 
die  aus  Rindstalg,  ev.  unter  Znsatz  impoi^ 
tierter  pflanzlicher  Fette,  bereitet  wird.  IHe 
Kunstbutter  eignet  sich  zum  Kodiea 
und  Backen  sehr  gut  und  liefert  für  billigea 
Preis  ein  hygienisch  einwandfreies,  bekömm- 
liches Fett,  das  eine  willkommene  Erg^bk- 
zung  der  gewöhnlich  zu  fettarmen  Kost  der 
ärmeren  Bevölkerung  bildet  Im  Interesse 
der  Volksem&brung  und  vom  hrgientachen 
Standpunkt  aus  ist  daher  die  Einfuhr  der 
KunstDutter  zu  b^nstigen.  Die  einhei- 
mische Landwirtschaft  hat  indes  das  ent- 
gegengesetzte Interesse,  und  mit  Rücksicht 
hierauf  ist  durch  das  deutsche  Reichweeets 
V.  15./ VL  1897  der  Verkehr  mit  Kunst- 
butter erheblich  erschwert  —  Andere  neuere 
Präparate,  die  billiges  Eiweiß  zu  beschaffen 
suchen,  wie  das  Aleuronatbrot  (aus  dem 
bei  der  Stftrkehibrikation  als  Abfallsprodnkt 
gewonnenen  Kleber  bereitet),  das  Tro- 
pon  usw.  sind  entwedw  gar  nicht  billig, 
sobald  man  die  oben  genannten  billigstea 
Eiweißlieferanten  unter  den  am  Markte  be- 
findlichen Nahnmgsmitteln  zum  Ver;^eäch 
heranzieht,  oder  sie  entsprechen  in  Kon- 
sistenz, Geschmack  und  Oeruch  nicht  des 
Ansprüchen  der  in  dieser  Beziehung  empfind- 
lichen ärmeren  BevOlk^ng. 

2.  Die  (qualitative  Beschaffenheit  der 
NahrungBmittel  wird  in  Deutschland  dnroh 
das  Ni£ningsmitte!gesetz  von  1879  fiber- 
wacht Die  Kontrolle  im  einzelnen  ist  den 
Verwaltungsbehörden  der  Bundessteiten 
überlassen.  Zum  Zweck  der  teduiecfaen 
Untersuchung  und  B^itachtuoe  von  Nahr 
ningsmitteln  sind  in  vielen  Städten  Öffent- 
liche Anstalten  seitens  der  staatlichen  oder 
städtischen  Behörden  oder  von  I^ivatra 
eingerichtet  Die  Angestellten  der  „An- 
stalten zur  technischen  Untersuchung  von 
Nahrungs-  und  OenuBmitteln"  müssen  nach 
dem  Bundesratsbeschluß  vom  22./ U.  18M 
eine  spezifische  Ausbildung  genoeeen  und 
ihre  Befähigung  durch  eine  besondere  Prü- 
fung nachgewiesen  haben.  Von  einer  auf 
Anregung  des  kuserl.  Gesundbntaamtes 
einberufenen  Kommission  deutstdwr  Nah- 
rungsmittelchemiker sind  „Vereinbarungen 
zur  einheitlichen  Untersuchung  and  Beur- 
teilung von  Nahrung»-  und  Qenoßmitteba 
sowie  GebrauchsgegensUbiden'*  bearbeitet 

Speeiell  für  den  Verkehr  nttt  Hilch  ht- 
stehen  in  Prenilen  verschiedene,  dnr^  die  PoUaet- 
organe  der  einzelnen  Städte  erlaneneTmehriflBa. 
In  Bayern  gilt  für  das  ganze  KOnigtelch  am* 
j^nweiBong  zur  poliaeilichen  [Jeberfrachaag  4ca 
Verkehn  mit  MOch".  In  aDen  «Uesen  Tcn>*> 
nnngen  wird  indessen  die  hygientaeh  widiligst* 
Abnormität  derlCUeb,  ihr  Gifthalt  an  knakhäi* 
erregenden  und  gämngcmgcndM  CeincB,  ka>M 
berttcksichtigt. 

Die  FmBchkoatnlle  erfolgt  gamift 
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AvsfBlunngsbestimmnn^n  (90yV.  190S)  in  dem 
Gneis  betr.  ScblAcbtneb-  nnd  Fleisehbescbati 
T.a/VL  1900(TgL  Art.  „FleisolibMcbu''  oben  Bi,  l 
a  845 fg.).  Danach  mnit  jeder,  der  die  anf  S.  846  aof- 
seflUirtenScblachttiere  scblacbtetoder  schlachten 
OUtt,  die«  mm  Zwecke  der  Schlachtrieb-  und 
Fleiscbbeechau  annelden,  wenn  er  das  Fleisch 
mm  Genni  Ar  Menschen  aafierhalb  seines  eigenen 
Hanshiütes  verwaideB  will.  Die  Beschau  orfoigt 
iuaA  einen  approl^erten  Tierarst  oder,  mit  ge< 
wissen  IQnsebrtnknngen ,  dnreh  einen  eigens 
Tiffgebildeten  und  geprüften  Beschauer.  Die 
„ScalachtTiehscnaa"  hat  möglichst  knrs 
Tor  der  Schlachtung  sn  erfolgen;  sie  besteht  in 
einer  sorgflUtigen  üntersnehnng  des  Tieres,  auf 
Gmnd  deren  die  Schlachtung  freigegeben,  ver- 
boten oder  nur  unter  Beachtung  b^nderer  Vor- 
Bchriftoi  gestattet  wird.  Hc^hchst  im  AnscbluD 
an  die  Schlachtung  und  tunlichst  von  demselben 
Beeehaner  bat  die  „Fleischbeschau*'  an  er- 
folgen, d.  h.  die  Untersndinng  der  einaeben 
Omane  unter  besonderer  BerDdolebtignng  der 
bei  den  Terachiedenen  Tierarten  Torhernchenden 
Erkrankungen.  Zur  „TrichinenBcbao" 
werden  bei  Schweinen  je  6  Prftparate  Ton  den 
Zwetehfell-,  Interkoetal-,  Bauch-  and  Eehlkopf- 
moskeln  mikroskopisch  untersucht.  Das  Tier 
wird  alsdann  als  „tauglich",  „bedingt  tauglich" 
oder  „nntanglieh"  erUlrt  Bedingt  tangUch 
ist  Ton  Tieren  mit  frischer,  aber  ansgebreiteter 
Tn  berkalose,  mit  Pinnen,  Hiescberschen 
Sdülnehea  und  Trichinen  nur  das  Fett;  hin- 
gegen ist  btt  mIKger  Tuberkulose  ohne  stärkere 
Abmagerung  das  ganze  FleischTiertel be- 
dingt tauglich,  wenn  sich  in  ihm  nur  eine  kranke 
L^phdrise  findet;  endlich  ist  der  ganse 
TierkOrper  bedingt  tauglich ,  wenn  eine 
frische,  nur  auf  Eingeweide  oder  Euter  be- 
scbrSnkte  tuberkuICse  Blntinfektion  oder  aus^ 
debntere  Erweicbungsberde  ohne  hochgradige 
Abma^^erung  Toriiegen,  femer  bei  m&Qigem 
ScbweineroUanf,  bei  Finnen.  Dieses  als  bedingt 
tanglich  N-kannte  Fleisch  muO  cum  Genuß  Är 
Xenschen  durch  Einwirkung  Ton  Hitse  (Ans- 
schnelsen,  Kochen,  DImpfen)  oder  durch  SWorhen 
lange  Pffkelnn^  oder  (aar  AhtOtnng  tou  Finnen) 
mittels  21  tSgiger  Dnivbktthlong  in  Kählräumen 
brauchbar  gemacht  werden.  Untauglich  ist  der 

f'  an  1  e  TierkOrper,  wenn  u.  a.  Milzbrand,  Bausch- 
rand, Rinderseuche,  Tollwut,  Rotz,  Rinderpest, 
eitrige  oder  jauchige  BlutTergiftnng ,  schwere 
Tnbö'kulose  oder  Scbweineseoche  mit  hoch- 
gradiger Abmagerung,  Scbweinerotlauf  mit  er- 
neblidier  Veränderung  des  Muskel-  und  Fett- 
gewebes festgestellt  ist,  ferner  bei  Trichinose 
bH  Ausnahme  des  Fettes.  Das  nntanglieh  bft* 
totale  Fleiseh  mnB  durch  Sinwirknng  höherer 
ffitsegrade  (Kochen  oder  Dtopfen  bis  zum  Zer- 
falle der  Weicbteile,  trockene  Destillation,  Ver- 
brennen} oder  auf  chemischem  Wege  bis  zur 
AoQOsung  der  Weichteile  oder  durch  Vergraben 
nnter  Innehaltnng  besonderer  Vorschriften  (tiefe 
Einsdmitte  in  das  Fleisch,  mindestens  1  m  starke 
Erdschicht)  nnschftdiich  beseitigt  werden.  Die 
durch  die  erstgenannten  VerfiÄren  gewonnenen 
Erzeugnisse  können  tedinisch  verwendet  werden. 

B.  ^glene  der  Wohnongen.  Wie 
im  Art.  „Wohnungsfrage'*  ansgefOhrt  ist, 
lebt  ein  s^r  erfaebÜcher  Bruchteil  nament- 
lich der  stIdtiBohen  BevOlkernog  unter  na- 


güDstigen  WohnnDgBTei)iftItnÜ8en.  Viele 
WohnnDgen  sind  zu  en^,  zu  dichtbe- 
wohnt, oft  leiden  sie  ao  LichtmangeL  Bei 
Zusammenlagerung  vieler  Wohnungen  in 
einem  Geb&ode  entsteht  leicht  AuaB  su 
Strot  und  Yerffihrung;  der  Nflchterne,  Ge- 
wissenhafte, ReiDliche  leidet  unter  der  Ün- 
sitte  der  Naohbarn  nod  ^bt  sdilieBtidt 
Beine  Eigenart  auf;  das  Fanmienleben  bicA^ 
kone  Behaglichkeit  mehr,  und  die  Lo»- 
lOeang  des  EänzelDen  Tom  Hanse  und  das 
AnbiKben  des  Wirtshauses  wird  befördert; 
der  h&aflge  Wechsel  der  Wohnung  unter- 
gräbt Tollends  die  Anhänglichkeit  an  das 
eigene  Heim. 

Diesen  sozialen  MiBst&nden  arbeitet  man 
jetzt  eneif^Bch  entgegen,  indem  man  in  den 
Stfidten  veitrftiimige  Bebauung  der  peri- 
pheren Stadtteile  anstrebt  und  durch  eine 
Zonenbauordnung  fOr  die  ftufiersten  Bezirke 
nur  einstöckige  HSuser  fOr  1—4  FamiUen 
gestattet  Der  Staat  baut  derartige  Häuser 
ihr  die  in  seinen  Betrieben  beschäftigten 
Arbeiter  oder  gewährt  für  den  Bau  Darlehen 
und  Prämien;  private  Arbeitgeber  und  ge- 
meinnützige Oesellschaften  gehen  in  der 
gleichen  Weise  vor.  Die  Kommunalverwal- 
tungen  treten  der  Terrainspekulation  m^ 
hebst  entgegen  und  unterstützen  die  weit- 
räumige Bebauung  durch  Ausdehnung  des 
kommunalen  Grundbesitzes  und  ErMitoe- 
wfthrung.  Staatliche  und  städtische  Be- 
hörden richten  eine  üeberwachuog  der  Woh- 
nungen ein,  welche  die  grOberen  Mißstände 
in  baulicher  Beziehung  und  in  bezug  auf 
die  Benutzung  der  WoEumog  aufdecken  und 
beseitigen  soll  (Näheres  s.  im  Art  „Woh- 
nungsfrage''). 

Aber  die  Durchführung  aller  dieser  Hafi- 
r^eln  erfordert  viel  Zeit  und  Geld,  und 
Genetationen  werden  veigehen,  ehe  man  die 
bestehende  WohnungskalamitU;  als  behoben 
bezeichnen  daif.  m  muß  daher,  insowdt 
nicht  nur  soziale  Mißstände,  sondern  auch 
schwere  Schädigungen  der  Gesund- 
heit durch  die  ungflnstigea  Wohnungen 
ausgelost  werden,  neben  den  auf  die  Aende- 
rung  der  Wohnung  selbst  gmchteten  Be- 
strebungen eine  andere  Kategorie  von  Maß- 
oahmen  einhei^hen,  welche  leichter  durch- 
führbar sind  und  welche  dazu  beitragen 
können,  die  eigentlich  hygienischen 
Schäden  so  rasch  als  mOglich  zu 
mildem. 

Die  meist  einseitig  betonte  Gesundheits- 
schädigung  durch  Mangel  an  Licht  und 
Luft  ist  bei  weitem  nicht  die  schwerste 
und  wichtigste,  die  von  den  Wohnungen 
ausgeht.  Immertiin  läßt  sich  auch  gegen- 
über dieser  Schädlichkeit  etwas  tun,  ohne 
daß  die  Wohnung  selbst  geändert  wird ;  und 
zwar  kann  den  Bewohnern  ein  gewisser 
Ausgleich  gewährt  werden  dadurch,  daß 
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maa  ihnen  Gelegenheit  bietet,  sich  Öfter  i  m 
Freien  aufzuhalten.  Sehen  vir  doch  an 
der  oft  gleich&dls  in  engsten  Wohoungen 
lebenden  Landbevölkerung  die  günstige  Wir- 
kung des  zeitweiligen  Genusses  von  Luft 
und  Licht  im  Freien.  Die  stets,  auch  bei 
scheinbarer  Windstille  noch  mit  einer  Ge- 
schwindigkeit von  mindestens  0,5  Meter  pro 
Sekunde  sich  vollzieheode Luftbewegung 
ist  es  namentlich,  der  wir  das  „erfrischende" 
Gefühl  beim  üebergang  aus  geschlossenen 
—  auch  hinreichend  großen  —  Räumen 
ins  Freie  zu  verdanken  haben,  während  die 
chemischen  DifEsrenzen  der  Luftbescbaffen- 
heit  nur  wenig  in  Betracht  kommen.  In- 
folge der  Luftbewegung  leistet  die  Äußen- 
luft  die  Entwärmung  des  Körpers  erheblich 
besser  als  Zimmerluft,  und  Stoffwechsel  und 
Zelltätig^t  werden  dadurch  angeregt  Et- 
was stärker  bewegte  Luft  übt  feroer  einen 
wohltätigen  Hautreiz  ans,  dex  auf  Atemtiefe 
und  Appetit  zurückwirkt  und  der  gegen 
Erkältungskrankheiten  abhärtet  Dazu  kommt 
im  Freien  eine  oft  angenehm  empfundene 
Sonnenbestrahlung,  die  im  engen  Zimmer 
leidit  lästig  -wird;  ferner  die  Möglichkeit 
zu  ausgiebige  Körperbewegung.  AUe  diese 
Vorteile  des  AufeoÜialts  im  Freien  können 
anch  nicht  annähernd  durch  VeigröBerung 
und  Yerbesserung  der  Wohniftume  erreicht 
werden. 

Um  den  Anfenthalt  im  Freien  zn  nntet^ 
stfitsea,  kommen  in  peripheren  Stadtteilen  vor 
allem  G&rten,  die  an  das  Bans  angrenze,  ev. 
TOB  kleinsten  Dimensionen,  nnr  rar  ein  paar 
Sitzplätze  Raum  gewährend,  oder  ein  Stäck 
Land  in  Betracht,  das  die  Bewohner  in  ihren 
Haßestnnden  bestellen  können.  Ferner  mUssen 
-Schrebergärten"  aushelfen,  die  meist  mit  großer 
Liebe  gepfle^  werden  und  die  FamUie  so  viel 
als  möglich  ms  Freie  fuhren.  Anßerdem  ist  es 
dringend  wtlnschenawert,  daß  die  Eommnnen 
für  reichliche  freie  Plätze  mit  Banmgmppen  and 
OebÜBch  sorgen,  nicht  groß  aber  um  so  zahl- 
reicher, so  daß  jeder  Einwohner  leicht  einen  der 
Plätze  erreichen  kann,  die  als  „Spielplätze"  and 
nErhoInngsplätze  fSr  nrwachsene*'  zn  bezeichnen 
nnd  mit  zahlreichen  Bänken  aasznstatten  sind. 
Anch  die  Anlage  von  größeren  Parks  nnd  die 
tnnlichste  Unt«rstütziuw  von  Ausflügen  dorch 
Verbillignng  der  Terkenrsmittel  an  Sonntagen 
gehört  hierher. 

Es  gibt  aber  nun  noch  schwerere  Ge- 
suadheitsschädigungen,  die  durch  die  Woh- 
nuDgen  zustande  kommen,  und  unter  dieeen 
ist  an  erst»  Stelle  die  Säuglingssterb- 
lichkeit im  Hochsommer  zu  nennen. 
Im  Juli— August  steigern  sich  die  tödlichen 
Darmerkraukungen  der  Säuglinge  in  Dentschr 
land  so,  daS  sie  hl  den  Großstädten  15— 20<Vo 
aller  im  ganzen  Jahr  eintretenden  Sftug- 
lingstodesmlle  ausmachen.  In  kühlen 
Sommern  bleibt  die  Steigerung  aus,  kaum 
beteiligt  sind  die  Kellerwohnungen  und 
niederen  Stockwerke^  am  stärksten  eigriffen 


die  obersten  Etagen  großer  Mietshäuser.  In 
diesen  addiert  sich  zu  der  dmnch  die 
Sonnen bestrahhing  der  Mauern  nnd  des 
Daches  erzeugten  Wärme  noch  der  Einflufi 
der  inneren  Wärmequellen  des  Hauses 
(Kficheukamine  usw.),  so  daß  nachts  nicht 
selten  Temperaturen  bis  30'  entstehen. 
Statistisch  ist  nun  aber  weiter  festgestellt, 
daß  fast  niu*  mit  Kuhmilch  genährte 
Kinder  ei^ffen  werden,  während  an  der 
Brust  genährte  verschont  bleiben ;  femer  daß 
fast  alle  Todesfälle  auf  die  minderbemittelte 
BevölkeruDg  entfallen,  während  die  Kinder 
der  Wohlnabenden  auch  bei  künstlicher 
Ernährung  und  trotz  heißer  Wohnungen 
nicht  erkranken  oder  die  Krankheit  über- 
stehen. Offenbar  ist  daher  das  Yeiderbra 
der  Milch  unt^  dem  fSnflufi  der  hohen 
Wohnungstemperatur  die  wesentlichste  Ur- 
sache des  tödlichen  Veriaufs  der  E^fa'ai^nng, 
und  die  Kinder  der  Wohlhabenden  entgehen 
nur  desbUb  dem  gleichen  Schidcsal,  weil 
hier  die  Milch  künstlich  geklUilt  nnd  sorg- 
fältiger zubereitet  werden  kann. 

Abhilfe  s^nfiber  dieser  schweren  Kft- 
lamitfit  ist  dadurch  zu  Tersacheo,  daß  mehr 
als  bishw  auf  kühle  Anfbewahrungsräome 
für  Milch  und  andere  Speisen  anch  in 
kleinen  Wohnungen  geachtet  wird.  Die 
Bevölkerung  ist  durch  ,.Merkblätter'  über 
die  richtige  Behandlung  der  Milch  während 
der  heißen  Zeit  aufzuklären ;  namentlich  ist 
durch  Belehrung,  Stillprämien  usw.  darauf 
hinzuwirken,  daß,  wenn  irgend  möglich,  der 
Säugling  an  der  Brust  genährt  wird.  Außer- 
dem aber  müssen  MilchkÜchen ,  die  gut 
sterilisierte,  trinkfertige  Milch  und  KQhl- 
kisien  zum  Kflhlhalten  denselben  liefern, 
helfend  eingreifen.  Auch  hier  ist  schließ- 
lich die  Gewährung  der  Möglichkeit,  die 
Kinder  den  Tag  über  möglichst  lange  ins 
Freie  zu  bringen,  von  Bedeutung. 

Zweitens  ist  d  arch  enge  WohnuDR^ 
(namentlich  in  Mietskasernen)  die  Pflege  der 
Kranken  erschwert,  und  insbesondere  die 
Ausbreitung  ansteckender  Krank- 
heiten begünstigt,  weil  hier  die  Al^perrung 
des  Kranken  und  das  Fernhalten  des 
Kontagiums  von  den  Mitbewohnern  auf  be* 
sondere  Schwierigkeiten  stößt  Unter  den 
Kinderkrankheiten  kommt  in  erster  Linie 
die  Diphtherie  in  Betracht;  Scharlach, 
Masern  und  Keuchhusten  insofern  weniger, 
als  diese  anch  in  einwandbeien  Wohnnn^o 
schwer  an  dex  Ausbreitung  zu  hindern  sind. 
Von  den  übestragburen  Krankhdten  dw  Er- 
vachsenen  ist  namentlich  die  Phthise  za 
nennen.  Zwar  hängt  bd  dieeer  Kimnkheit 
die  Verbreitung  der  Erreger  sehr  ab  von 
den  Lebensgewohnheiten  der  Kraokea  oad 
der  gesunden  üm^bung;  verspritit  und 
verstäubt  der  Phthisiker  in  unvursichtiger 
Weise  sein  Sputum  und  wollen  seine  Aoge* 
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hörigen  bewußter  Wdse  mit  ihm  fortgesetzt 
in  luher  BerOhraog  leben,  eo  sind  diese  in 
der  gerftumigsten,  gut  ventilierteD  und  be- 
üchteteren  Wohnung  nicht  besser  geschützt 
als  in  einer  engen,  dtcbtbeeetzten  Wohnung. 
Aber  in  letzterer  ist  selbst  bei  guter  £r- 
siehang  und  größter  Vorsicht  des  Phthisikers 
ein  Verschontbleiben  der  Gesunden  kaum 
lu  erreichen.  —  Auch  die  Uebertragnng 
ansteckender  Krankheiten  auf  andere 
Familien  wird  im  Miethaus  durc^  das  ge- 
meinsame Treppenhaus,  durch  Wasohkflche 
und  Trockenbcwen,  durch  Klosett  und  Wasser- 
sqi^teUe,  durch  den  VOTkehr  und  das  ge- 
meinsame Sjnelen  der  Kinder  sehr  begünstigt. 

Um  anch  nach  diesOT  Richtung  Äbhilfe 
zu  BchafTen,  ist  vor  allem  eine  Entlastung 
der  Wohnung  von  Kranken  und  besonders 
von  ansteckenden  Kranken  anzustreben. 
Unsere  Krankenhäuser  müssen  noch  manche 
Ausdehnung  und  Verbesserung  erfahren,  so 
daft  das  Publikum  üch  leicht»  als  bisher 
dazu  versteht,  ue  au&usuchen  j  Rekonvales- 
sentenheime,  Asyle  für  Cnheilbare,  Wald- 
er^nngsstütm  ost.  mflssen  den  Kranken- 
bAosem  an  die  Seite  treten.  Aber  auch 
eine  Besserung  der  hSnsUchen  Pflege  bei 
soltdien  Krankeuj  welche  das  Krankenhaus 
scbenen,  kann  nel  nützen.  Belehrung  und 
Anleitung  durch  gut  unterrichtete  Gemeinde- 
schwestern, durch  Angestellte  der  Fürsorge- 
vereine,  Armenärzte  usw.,  sowie  ein^he 
Maflnahmen ,  um  innerhalb  der  gegebenen 
WohnungsvOThältnisse  die  Ansteckungsgefahr 
zu  mindern,  haben  bereits  manches  Oute 
gestiftet 

Die  ErmOglichung  eines  Aufenthalts  im 
Freien,  Re^lung  der  Sauglingsern&hrung 
ood  &richtung  von  MUchküchen,  Ausbau 
der  Krankenhäuser,  der  Erholungsstätten 
und  der  häuslichen  Krankenpfl^e  sind  da- 
her UaBnahmen,  welche  in  hervorragendem 
llafie  geeignet  sind,  die  schwereren  ge- 
sund beitlichen  Schäden  der  ungenügen- 
den Wohnungen  zu  bekämpfen,  noch  ehe 
es  mCglich  ist,  die  Reform  der  Wohnungen 
seihet  durchzuführen. 

Von  besonderen  WohnonffsemricfatangeD  ist 
fftr  die  Volksgesnndheit  EedentnngsToll  die 
Versorrnog  der  Wohnimgen  mit  einwand- 
freiem Wasser  nnd  mit  gnten  Einrichtungen 
aar  Batferanng  der  AbfalUtoffe.  — 
Bnmnen  mOsBen  so  konstmiert  sein,  daß  keiner- 
lei ffinndem  nnreiner  FlBssigkeiten  von  der 
OberfUche  her  b  ilea  Brannenscnacht  stattfinden 
kann ;  durch  hohe  Lage  den  Brunnens  nnd  sorg- 
ÜXtigit»  Abdichtung  aet  Deckung  ist  dies  leicht 
an  crmchen.  Meist  gesichert  gegen  Ober- 
illchfitmlUtoge  sind  die  elsenien  BOhrenbmnnen. 
—  Für  jedes  grSOere  Gemeinwesen  empfiehlt 
nch  schon  dw  Arbeitserspamis  wegen  die  An- 
lage aestraler  WauaYersorgnngen.  Fr&ber  bat 
naa  biem  gern  das  Wasser  von  Flüssen  be* 
antat,  nachdem  es  künstliche  Sandfilter  durch- 


laufen hatte.  Durch  die  nnheilTtdle  Bolle,  die 
solche  Wasserreraorgnng  wiederholt  bei  der 
Verbreitung'  von  Cholera-  nnd  Typhnskeimen 
gespielt  hat,  ist  man  darüber  belehrt,  daß  alle 
aaf  der  Bodennberfläche  sich  sanAnelnden  Wasser- 
massen  verdächtige  Keime  in  Menge  sngef&hrt 
erhalten,  nnd  dafi  deren  Beseitigung  dnrch 
künstliche  Filtration  oder  Ozonisieru^  schwierig, 
kofitepielig  und  oft  unsicher  ist.  Dagegen  ist 
festgestellt,  daß  das  Grundwasser  meistens  vfillig 
keimfrei  ist  und  daß  daher  Grundwasserrer- 
sorgungen  jene  Gefahren  der  Flu&wasserrer- 
sorguDgen  nicht  bieten.  Außerdem  sind  die 
Tem|>eratnren  des  Flnßwassers  sehr  nngftnsüg 
fär  ein  Trinkwasser,  im  Winter  sehr  kalt,  im 
Sommer  viel  zu  warm,  während  das  Grundwasser 
das  ganze  Jahr  hindurch  die  gleiche  erMschend 
wirkende  Temperatur  aufweist. 

Zur  Entfemnng  der  Abfallstoffe  sind  auf 
dem  Lande  und  in  kldnrai  Städten  gut  abge- 
dichtete Gruben  bdzubehalten,  oder  es  ist,  falls 
für  zuverlässige  Kontrolle  gesorgt  werden  kann, 
Tonnenabfnhr  einzurichten.  Sollen  in  einzelnen 
Häusern,  Anstalten,  Kurorten  usw.  Sptllklosetts 
eingerichtet  werden,  so  ist  eines  der  unten  er- 
wähnten Reinigungsverfahren  (Oxydationsver- 
fahren)  in  Anwendung  zu  ziehen.  —  Größere 
Städte  müssen  mit  einem  Netz  unterirdischer 
Kanäle  versehen  sein,  deren  in  den  Häasem, 
auf  den  Böfen  nnd  Straßen  gelegene  Anfinge 
ev.  nnter  Wasserspfltnng  alle  Abzüge,  außer- 
dem auch  das  Begenwasser,  anfndmen  und  die- 
selben dnrch  aatBrliches  OefiUle  einem  Hanpt- 
sammelkanal  za fuhren  j^snmmarische  Kanalisa- 
tion). Dabei  mtlssen  die  Kanäle  hauptsächlich 
der  wechselnden  Begenwassermengen  wegen  sehr 
groß  angelegt  werden  und  kosten  dement- 
sprechend viel;  neuerdings  führt  man  daher 
gern  „Separationssysteme "  durch,  bei  denen  in 
viel  engeren  Kanälen  nur  die  Abwässer  (nnd 
höchstens  ein  Teil  des  Begenwassers)  unter- 
irdisch abgeführt  werden,  meist  nnter  Beihilfe 
einer  treibenden  Kraft,  z.  B.  Druckluft  —  Der 
Einlaß  der  im  Hanptkanal  gesammelten  Jauche 
in  die  Flüsse  ist  in  Preußen  durch  die  Ministerial- 
Erlasse  v.  5./VL  und  l./IX.  1877  im  allgemeinen 
verboten;  je  nach  den  lokalen  Verhältnissen 
werden  jedoch  Ausnahmen  gestattet.  In  der 
Begel  maß  vor  dem  Einleiten  in  einen  Floß 
oder  Bach  eine  Reinigung  der  Jauche  dnrch 
Bteselfelder  oder  durch  lUäranlagen  und  che- 
mische Reinigungsverfahren  erfolgen.  Große 
Verbreitung  bat  in  den  letzten  Jahren  nament- 
lich die  Hbiologische"  Abwässerrein  ignng  (Oxy- 
dationsrerfahren)  erlangt,  bei  welcher  die  Ab- 
wässer in  einem  Pilter  ans  grobporigem  Material 
(Koks)  mit  reichlicher  Luft  in  Berührung  ge- 
bracht werden.  —  Je  nach  den  Ortlichen  Ver* 
hältnissen  ist  im  Einselfoll  besonders  zu  er- 
mitteln, welches  Verfahren  bei  geringsten  Kosten 
die  hygienischen  Forderungen  am  besten  erfüllt. 
Ganz  besonders  erfordern  die  Abwässer  der 
Industrie  gut  funktionierende  und  jedem 
Spezialfall  genau  angepaßte  Reinignngseinrich- 
tungen.  Um  in  diesen  Fragen  und  in  bezug 
auf  Wasserversorgung  Rat  nnd  Auskunft  zu 
erteilen,  ist  vom  Kultusminister  seit  190t  in 
Berlin  eine  ^Snigliehe  Versuchs-  und  Prüfiinga- 
aostalt  für  Wasserversorgnng  und  Abwässerbe- 
seitignug"  begründet  worden. 
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C.  Hygiene  de«  Bemfii  und  der  Be- 
■ohlftigung.  StatiBtische  ZnBammenstel- 
Inngen  der  relaÜTen  St^bUchkeit  ba  ver- 
schie^enen  Berafearten  sind  zwar  wieder- 
holt versucht,  aber  bisher  mit  viel  Fehler- 
quellen behaftet  Insbesondere  sind  die 
aUgemeioen  hygienischen  Verhältnisse  (Er- 
nährung, Wohnung)  von  erheblichstem  Ein- 
fluß, diese  aber  wechseln  bei  Leuten  mit 

t leicher  Beschäftigung  bedeutend  je  nach 
en  Erwerbsverhältnissen.  Femer  ist  schon 
bei  der  Wahl  verschiedener  Berufsarten  die 
Körperkonstitution  maßgebend.  —  Trotz  des 
FehleDB  genauer  Frequenzzahlen  liegen  aber 
bei  vielen  Berufsarten  die  spezidien  Schädi- 
gungen der  Gesundheit  durch  die  Beschäfti- 
gung klar  zutage  und  sind  durch  ärztliche 
Beobachtung  oder  durch  das  Experiment 
festgestellt.  Vorzugsweise  kommen  folgende 
Schädigungen  in  Betracht:  1.  Durch  Druck 
des  Handwerkszeugs  akute  oder  chronische 
Entzündungen  an  den  Händen  (Tischler, 
Graveure,  Gerber  usw.);  durch  foitg^tzte 
Anstren^ng  derselben  Muskelgruppen  Seh- 
nenscheidenentzflndungen  und  Muskelkon- 
trakturen (Setzer,  Juweliere,  Blnmenmache- 
rinnen) ;  durch  anhaltendes  Stehen  Krampf- 
adern an  den  Beinen  (Tischler,  Gerber,  Setzer) ; 
durch  gehocktes  Sitzen  Störangen  der  Zir- 
kulations-  und  der  Unterleibsoi^ane  (Schuster, 
Schneider,  Näherinnen).  2.  Durch  ftvciertee 
Nahesehen  Kurzsichtigkeit  und  Sehstörungen 
(Schreiber,  Graveure,  Stickerinnen);  diuch 
greUes  Li(»it  Ueberreizung  des  Auges  (Heizer, 
Schmiede);  durch  Splitter,  Funken  oder  ver- 
spritzte IVopfen  ätzender  Flüssigkeiten  Ver- 
letzungen des  Auges  (Steinschläger,  Eisen- 
{^fier]L  3.  Durch  starke  strahlende  Wärme 
(ICes8elfenerungen,Schmelz&fen,  Dampfrohre), 
namentlich  aber  AwetAi  hohe  Temperatur  und 
Feuditi^keit  der  Laft  kann  die  Wärmeab- 
gabe seitens  der  Arbeiter  b^iindert  werden, 
und  dadurch  entstehen  Ernährungsstörungen 
und  Neigimg  zu  Erkältun^krankheiten  (Spio- 
nereien,Färbereien,DekatieranstalteD,Dreher- 
säle  der  Porzellan  fabriken).  4.  Staub  von 
dem  verarbeiteten  Material  wird  eingeatmet 
und  erzeugt  allmählich  chronische  Katarrhe 
und  damit  die  Disposition  zu  Phthise;  zu 
der  außerdem  erforaerlichen  Aufnahme  von 
Tuberkelbazillen  ist  bei  einem  größeren  Be- 
stände von  Arbeitern  stets  Gelegenheit.  Am 
meisten  in  Betracht  kommt  der  Sehleifstaub 
in  den  Nadelschleifereien,  der  Kalk-  und 
Zementstaub  in  den  betreffenden  Fabrika- 
tionen, der  Baumwoll-  und  Wollstaub  in 
den  Spinnereien.  5.  Einatmung  reizender 
Gase,  die  Schleimhautentzündungen  her- 
vorrufen ;  namentlich  Chlor  (Chlorkalkfa- 
briken, Bleichereien),  salpetrige  Säure  (in  der 
chemischen  Industrie),  Salzsänre  jin  der 
SteinguttSpferei,  bei  der  Sodafobrikatioo). 
6.  Aufnahme  von  Giften,  besonders  beim 


Arbeiten  mit  Blei  und  BleiTeilHDduogeii  {in 
BleiwcdSfobriken,  bdm  Malen  und  LackiereD 
unter  Benutzung  von  BleiweiAprflMratea,  bei 
Sohiifteießem  und  Setzern),  mit  Qnecteilber 
^piegelfabriken,  Phoapbor  (StreichhoIzUin- 
kation,  cbemisdie  Industrie),  ArsenT^nn* 
düngen  (Bun^Mpierbbriken,  Blumemnadie- 
rinnen). 

FBr  einige  der  wichtigsten  Bembarten  sei«« 
die  BerafskranUieiten  luer  sosammengesteltz: 
Tischler:  chronische  Eatattndnagea  doicli 
Druck  des  Handwerkstengi.  SehBaoadMidefli- 
entzOnduinn  doreh  Anstrengang.  Kiaapf- 
ädern  dordi  anhaltende«  Stdiea.  Scbniter: 
VertiefuDg  am  Bnutbeia  durch  den  Druck  dm 
Leistens.  ZirknlationsstCnutgen  und  gutriwbe 
Beschwerden  durch  die  sitzende  and  ^ebtkkt« 
Stellong.  S  c  h  i  d  e  r :  8chIeimbeotälttldai4r 
am  änuercQ  FoüknOchel  and  am  KflpCdies  im 
Wadenbeins.  Beschwerden  durch  die  KOrper- 
haltnng  ähnlich  wie  bei  Scbtutem.  Konsicfati^- 
keit.  Schmiede:  Hypertrophie  gewisser 
Muskelgroppen  der  einen  Seite.  UeberreizaiiK 
and  Vertetsangen  des  Aagei  durch  greUes  Uete 
bezw.  Funken.  Uebethitcimc.  Blelter:  Uebcr- 
hitzong  and  starke  SchweißbUdung,  infolge  d»* 
von  Empfindlichkeit  und  Eikranknngen  der  Hast 
(sog.  Bäckerkratze),  ferner  nbera&Cige  Getriak- 
anmahme  nnd  dadnrch  TerdanongsstOrangea. 
Gerber:  Folgen  des  Drucks  von  Handwmu- 
zeng  nnd  der  Haskelanstrengnng  ähnlich  wie 
bei  den  Tischlern.  Gelegentlich  AcqnirienBig 
von  Milzbrandkarbnnkeln  dorch  Bearbeiten  der 
Häute  von  milzbrandigen  TieroB  [iinportierta 
sog.  WUdhäute).  Setzer:  Huikdatfektiooei 
an  den  Hand-  und  Vorderannnnukeln.  KraapC- 
adem  durch  anhaltendes  Stehen.  Kandditi^ 
kett  nnd  SehstOmngen  durch  UeberanftraagUBC 
des  Anges,  namentlich  bei  nngenllgender  Be- 
lenchtnng.  Chronische  Bldvergutang  dorch  den 
bleihaltigen  Staub  in  den  Setzkasten  nnd  auf 
dem  FnflDoden.  Blnmenmacherinnen:  Auk- 
tionen der  Handmuskelu.  Karzsichtiekeit  osd 
SehstCmngen.  ZirkntationaBtßmngen,  Unterleibs- 
beachwerden  durch  anhaltendes  gebäckteaSlaM. 
Chronische  Arsenvergiftnng  durch  arsmlwltic« 
Farben.  Arbeiter  in  Baumwollapiaac- 
reien:  Katarrhe  durch  feinsten  BMnwäVrtauk 
Dareh  die  hoch  temperierte  f^adite  Luft  des- 
Arbeitaräame  Anämie,  Disposition  zq  KiUI- 
tnngskrankheiten ,  Bdzung  der  Schleimhiafie 
durch  Chlorgehalt  der  Luft  in  den  Bleich 
räumen. 

Neuerdings  sind  Maßregeln  getroSea,  um 
diese  ans  der  BeacbäfUgmig  reenftiereiida  Ge- 
Bnndheitsgefahreu  wesenthch  räunudufskea, 
sei  es  dnrch  besondere  Ginrichtnng  der  ArWit»> 
ränme,  Beinlichkeitevorschriften,  VerMndongaut 
Wasch-  nnd  ESräamen,  LDftung  (bd  ttaubeadeB 
Material  helfen  lediglich  EsEaustoren,  d.  %. 
VentUationBanlagen,  tue  den  Staub  aa  der  Kat* 
stehnngsstelle,  am  besten  nach  nnteu,  abMum; 
Respiratoren  gewähren  wenig  Schutz),  aa  es 
dnrch  Aendenug  der  Verarbeitung  dez  Material» 
and  des  FabrikbetriebeB.  Die  ndstea  der  er- 
forderlichen Maßregeln  sind  gesetzlich  vorge- 
Bcfarieben :  s.  Art  -ArbeiterschatageaetsffebttBK* 
oben  Bd.  I  S.  180  fg. 

D«  BeUn^rfUns  der  «aatvoicandBii 
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KnuUuitan.  AnstecikeQde  Krankheiten 
laben  in  frftherer  Zeit  einen  erfaeb- 
Bradhtäi  aller  Todesfälle  auBgemacht ; 
durcb  hygienische  Mafiregeln  sind  sie  jetzt 
£tirk  xiu^gedrftnfi;t,  einzelne,  wie  z.  B. 
ijjt'  Pocken,  und  ab  getilgt  zu  betrachten. 
Immerfain  entbllen  in  Preufien  auf  Tubet^ 
lüloee  noch  etwa  10  "/o,  auf  Diphtherie  20/0, 
latTypboaO^Ö^,  auf  Scharlach  2'>/o,  Masern' 
I.JO|,  Keuchhusten  1,7%  aller  Todesfälle. 
'y]l«t  wenn  aber  die  Kortalitätsziffem  nodi 
T^iur  herabg^o,  so  werden  diese  Krank* 
yt^  doch  stets  in  besonders  hohem  Grade 
ir°filrchtet  werden  wegen  der  Ansteckungs* 
Sf.-ühr  und  der  zu  ihrer  Bekämpfung  oft  er^ 
Meriichen  Beschränkung  der  persönlichen 
Fmbeit,  des  Handels  und  Yrakefars.  Qanz 
^ftiaders  gilt  dies  von  den  „exotischen" 
.vurtoi,  der  asiatischen  Cholera  und  der  Pest. 

Die  gefiUirlichsten  Ansteckungs- 
'juellen  sind  steta  die  frischen  krank- 
hiftea  AuascheiduD^ea  der  Kranken:  Sputa, 
Nuensekiet,  DejekticHien,  EHtrocheneej  Urin, 
TiStt:  demnächst  die  mit  diesen  Absonde- 
nu^  besdunutzten  Bettra,  ^Päschestflcke, 
Kinder,  Eft-  und  Trink^ieschirr,  Mobiliar 
iiihI  Fofiboden;  endlich  die  Abwässer.  Die 
Uft  kaDQ  bei  mithise,  Lungenpeet,  Genick- 
*iWTe,  Diphtherie,  Ibsern^  Influenza  durch 
IIust«08t&6e  mit  feinen,  keimhaltigen  TrOpf- 
■beo  erfOllt  werden;  bei  Phthise  können 
weh  trockene  Släubchm  die  Emme  tot- 
!•  Uejjpeo. 

Die  Ansteckungswege,  auf  welchen 
m  diesen  AnsteckungsqueUen  aus  die  Ueber- 
'nRQog  erfolgt,  sind  hauptsächlich  Berah- 
Tibirea  (namentlich  bei  Wärtern  und  Pfle- 
Krn);  ha  Typhus  imd  Cholera  häufi^Trinken 
m  Waaser,  welches  mit  verdächti^n  Ab- 
»fcwrn  verunreinigt  war;  bei  Phthise,  Ge- 
tj'Utarre  usw.  Einatmung  der  in  der  Luft 
'■r^eilten  keimhaltigen  Tröpfchen  bezw. 
'^■liiforben.  Eine  gewisse  aber  vielfach  flber- 
"■ii&tzte  Gefahr  geht  von  den  Leichen  aus. 
;Nur  bei  direkten,  unvorsichtigen  BerQhrungen 
unu  hier  Uebertragung  von  Keimen  er- 
^'i^ü.  Ge&hrlicher  sind  dagegen  Rekon- 
^menten,  die  erwieaenermaiBen  oft  noch 
«•v-beniuig  (bei  Typhus  Monate  bis  Jahre) 
nai  bei  vöUiffem  Wohlbefinden  ansteckende 
KtiiDe  im  Mnnd,  Dann  usw.  beherbetgen 
■l'arasitenträger). 

Nicht  jedes  Eindringen  krankheltsei^ 
''T^der  Keime  löst  die  Krankh^t  aus ;  oft 
^  der  Körper  des  Befallenen  gar  nicht  oder 
disponiert  (immun),  und  es  ent- 
steht keine  oder  ganz  leichte  Erkrankung. 
iifii  m  solchen  Fällen  können  Krankheits- 
•'uoe  von  aoschanend  gesunden  Menschen 
uf  sodm  «mpfingUche  flbergehen  und  bei 
heftige  Enianlniog  hmrorrufen. 
.ittiHlhafle*' nile  von  aaatedcenden  Kiank- 
>-it^  sind  meist  auf  diesem  Wege  eo^ 


standen.  —  Bei  Pocken,  Scharlach,  Masern, 
Typhus  verleiht  das  einmalige  Ueberstehen 
der  Krankheit  individuelle  Immunität  für 
mehrere  Jahre,  oft  Jahrzehnte;  bei  den 
fibrigen  ansteckenden  Krankheiten  ist  diese 
unsicher  und  von  kurzer  Dauer. 

Der  Kampf  gegen  die  ansteckenden 
Krankheiten  kann  mm  dem  Vorausgeschick- 
ten darauf  gerichtet  sein ,  entweder 
die  Anstecknngsquellen  fernzuhalten  (durch 
Grenzsperren,  Isolierung  der  Erkrankten) 
und  unschädlich  zu  machen  (durch  Des- 
infektion); oder  die  Ansteckun^wege  zu 
verschließen;  oder  die  persönliche  Emp- 
^riichkeit  abzusöhi^ä^en. 

Durch  Sperren  und  Einfuhrver- 
bote suchte  man  «ch  MAier  namentlich 
g^n  Cholera  und  Pest  zu  schfltzen. 

Sperren  zu  Lande  sind  aber  wenig 
wirksam  und  stören  Handel  und  Yerkelv 
außerordentlich.  Neuerdings  beschränkt  man 
sich  dah^  beim  Eiaenbanndurchganffsver* 
kehr  auf  die  Beobachtung  erkrankter  Fftssa- 
giere,  zunächst  durdi  das  Zugpersonal,  in 
verdächtigen  EäUen  durch  einen  Arzt  FOr 
die  ESnscmeppung  von  Seuchen  hat  sich 
der  kleme  Grenzveik^  durch  Arbeiter, 
Händler  usw.,  femer  der  Verkehr  von 
Schiff<»-n  und  FlÖfiem  als  viel  gefährlicher 
erwiesen ,  und  diese  sind  daher  einer 
strengeren  Revision  zu  unterwerfen.  — 
Generelle  Einfuhrverbote  für  Waren  aus 
verseuchten  Gebieten  sind  auch  nicht  er* 
forderlich;  man  beschränkt  dieselben  ge- 
wöhnlich auf  getragene  Wäsche  und  Kleider, 
Lumpen  und  Nahrungsmittel. 

Leichter  geling  eine  vollständige  Ab- 
sperrung gegen  ein  verseuchtes  Land  auf 
dem  Seewege.  In  der  Nähe  der  Häfen 
sind  auf  abgelegenen  Stellen  Quarantäne- 
Stationen  errichtet  mit  Lazaretten  usw.  Hier 
mufite  in  frOherer  Zeit  jedes  Schiff  aus 
verseuchten  Gegenden  40  Tage,  und  wenn 
Erkrankungen  vorkamen,  länger  verweilen. 
Jetzt  werden  nach  den  international  gel- 
tenden Bestimmungen  der  Pariser  Sani- 
tätskonferenz  vom  S^XH.  19U3,  auf 
welcher  die  Uebereinkflnfte  früherer  Kon- 
ferenzen (Cholerakonferenz  zu  Dresden  1893, 
zu  Paris  1894 ;  Pestkonferenz  zu  Venedig  1897) 
einer  Durchsicht  unterzogen  und  in  ein  ein- 
ziges Abkommen  zusammenge&ßt  wurden, 
die  aus  v^ächtigen  Häfen  kommenden 
Schifte  zunächst  niu-  einer  gesundheitspolizei- 
lichen Kontrolle  unterzogen.  Ist  keine  Er- 
krank\ing  an  Bord  vollkommen,  sind  keine 
verdächtigen  Waren  an  Bord,  und  hat  die 
Fahrt  eine  bestimmte  Zeit,  der  Inkubations- 
zeit für  die  betr.  Krankheit  entsprechend, 
gedauert,  so  wird  du  Schiff  freige^ben. 
^d  dagegen  unterw^  Erkrankungen  vor- 
flmkommen,  so  ist  für  die  Faasanere  eine 
Quarantäne  von  der  Dauer  der  LikubationB- 
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frist  einzuhalten.  —  Um  Seuchenherde  in 
anderen  Ländern  rasch  genug  zu  erfahren, 
iet  zwischen  den  Yertragsataaten  die  tele- 
graphische  Anzeige  erster  Erankheits^e 
als  obligatorische  Pflicht  anerkannt;  sMter 
werden  regelmäßige  Berichte  veröffentlicht. 

Ftlr  die  beiden  exotiscben  Seachen  Cholera 
nnd  Pest  sind  besondere  Vorkebnuigen  in  der 
Tfirkei  bexw.  in  Aegyptea  wtbuchenBwert,  da 
diese  Gegenden  fttr  die  betr.  Senchen,  die  stets 
von  Asien  ans  anf  dem  Land-  oder  Seewege 
nach  Europa  wandern,  die  Eingancrspforten  dar- 
stellen. Schon  seit  1840  datiert  daher  ein  inter- 
nationaler Gesnndheitsdienst  im  türkischen 
Reiche  durch  OrUndong  des  noch  jetzt  bestehen- 
den internationaleB  obersten  Öesnnd- 
heitsrats  in  Konstantinopel.  Ebenso 
besteht  in  Alexandrien  ein  internationaler 
Gesnndheitsrat,  dem  sämtliche  Quarantänean- 
stalten  Aegyptens  nnterstellt  sind  nnd  der  die 
sanitäre  Untersuchung  aller  ScbiSe  am  Abfahrts- 
orte TuranlaBC  usw.  Die  seitens  des  ßesund- 
heitarats  zu  treffenden  HafinahmeD,  welche  durch 
Beschlüsse  internationaler  Konferenzen  in  Korn 
1685  nnd  in  Venedig  18^  geregelt  waren,  sind 
gleichfalls  anf  der  Pariser  Sanitätskonferenz  1903 
neu  beraten  nnd  festgesetzt  worden. 

Ist  die  Einsdileppung  ^er  ansteckendeo 
Krankheit  erfolgt,  so  fdnd  die  zu  ei^reifen- 
den  Mafiregdn  fflr  DentschlaDd  durch  das 
HeichageaetZj  betr.  die  Bekämpfung  ge- 
mdngeßlarlicher  Erankhfflten  —  L«pra, 
Cholera ,  fleckfieber ,  Gelbfieber ,  Fest, 
Pocken  —  vom  30./VI.  1900  geregelt  Das 
Oesetz  sorgt  dafür,  dafi  die  BehOrde  von 
dem  ErkrankuDgsfaU  Kenntnis  erhält,  in- 
dem es  den  zugezogenen  Arzt,  den  Hans- 
haltungsvorstand, Pfleger,  Inhaber  der  Woh- 
nung und  Leichenschauer  zur  Anzeige 
verpflichtet.  Auf  die  Anzeige  hin  hat  die 
Polizeibehörde  sogleich  den  beamteten  Arzt 
zu  benachrichtigen ,  der  unverzüglich  an 
Ort  und  Stelle  Ermittelungen  über  Art, 
Stand  und  Ursache  der  Krankheit  anzu- 
stellen und  der  Polizeibehörde  darüber  zu 
berichten  hat,  welche  sofort  die  erforder- 
lichen Schutzmaßregeln  trifft.  In  Not- 
fällen und  bei  Gefahr  im  Verzuge  ist  der 
beamtete  Arzt  berechtigt,  einst  weilen  aus 
eigener  Initiative  Erhebungen  anzustellen 
und  Maßregeln  anzuordnen.  Die  Schutz- 
maßregeln  zerfallen  in  Absperrungs- 
und  Auf  Sichtsmaßregeln.  Für  kranke 
und  krankheits-  oder  ansteckungsverdächtige 
Personen  kann  eine  Absondenmg  angeordnet 
werdeo.  Der  Kranke  soll  mit  anderen  als 
den  zu  seiner  Pflege  bestimmten  oder  mit 
Erledigimg  fflr  ihn  wichtiger  ivad  dringender 
Anliegen  heiten  betrauten  Personen  nicht 
in  Berührung  kommen.  Ist  nach  dem  Gut- 
achten des  beamteten  Arztes  eine  aus- 
reichende Absonderung  nicht  durchführbar, 
so  kann,  falls  der  beamtete  Arzt  es  für  un- 
erlABlich  und  der  behandelnde  Arzt  es  ohne 
Schädigung  des  Kranken  fOr  zulässig  h&lt, 


die  üeberföbrung  des  Kranken  in  em  ge- 
eignetes Krankenhaus  oder  in  einen  an- 
deren geeigneten  Unterkunftsraum  angeordnet 
werden.  Krankheits-  und  ansteckungsrer- 
dächtige  Personen  dürfen  nicht  in  demselbeu 
Kaume  mit  kranken  Personen  untergebracht 
werden;  ansteckungsverdächtjge  mit  krank- 
heitsverdächtige  nur ,  wenn  es  der  be- 
amtete Arzt  fflr  zulässig  erklärt  Die  Anf- 
sichtsmaßn^ln  beziehen  äch  auf  Be- 
schränkungen der  gewerbsmäßigen  Her- 
stellung, Aufbewahrung  nnd  des  Vertriebs 
von  Gegenständen,  welche  zur  Verbroitang 
der  Krankheit  dienen  können,  femer  in  der 
Vermeidung  der  Ansammlung  größerer 
Menschenmengen  (MArkte,  Messen  u.  dgl.), 
in  dergeeundheitspolizeilichenU^terwachoog 
der  in  der  Schiffiahrt,  Flößerei  oder  sonstigen 
Transportbetrieben  beschäftigten  Personal 
usw.  Des  weiteren  kann  für  Gegenstände 
und  Bäume,  die  voraussichtlich  mit  dem 
Krankheitsstoffe  behaftet  sind,  Desinfek- 
tion angeordnet  werden. 

Die  Bekämpftmg  der  endemischen 
Krankheiten  ist  in  Preußen,  unter  Auf- 
hebung der  bisher  maßgebenden  kgl.  Ver- 
ordnung vom  a/Vm.  1835  (Regulativ),  durch 
das  Gc»et7  betr.  die  Bekämpfung  flb»tng- 
barer  Krankheiten  vom  28./VI1L  1905  ge- 
regelt, dessen  Ausfflhrungsbestimmnogea 
am  1905  erlassen  und  am  20JX.  ISOTi 
in  Kraft  getreten  sind.  Hiemadi  unter- 
liegen der  An  Zeigepflicht:  Erknuknngen 
und  Todes^e  an  Diphtherie,  flbertiagbüer 
Genickstarre,  Kindbettfieber,  Kömerkrank- 
heit,  Rückfallfieber,  übertragbarer  Bohr, 
Scharlachfieber,  Unterleibstyphus,  Milzbrand, 
Hotz,  Tollwut,  sowie  BiBvenetznogen  durch 
tolle  oder  der  Tollwut  verdächtige  Tiere. 
Fleisch-,  Fisch-  und  Wurstvergiftung,  Tri- 
chinose, außerdem  Todesfälle  an  Langen- 
und  Keblkopftuberkulose.  Ziu-  Anzeige  sind 
die  nämlichen  Personen  wie  im  Keichs- 
gesetz  verpflichtet  Auf  die  Anzeige  hin 
hat  bei  jedem  1.  Fall  der  betr.  Krankheit 
der  beamtete  Arzt  Ermittelungen  über 
Stand,  Art  und  Ursache  der  Krankb^t  an- 
zustellen. Nur  bei  Diphtherie,  Eßraerkiank- 
heit  und  Scharlach  hat  die  Ortspolizei  den 
nächst  erreichbaren,  auch  nicht  beamtet 
Arzt  mit  den  Erhebungen  zu  beauftragen. 
Bei  den  Ermittelungen  muß  der  beamtete 
Arzt  auf  den  Zutritt  zum  Kranken  ver> 
ziehten,  wenn  der  behandelnde  Arzt  von 
dem  Besuch  eine  Gefährdung  des  Kraobra 
befürchtet  —  Die  Sc hutzmaBregeln 
sind  ähnlich  wie  im  Beichsseuc^eDgeee^ 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  nidit 
alle  Maßregeln  für  jede  Krankheit 
ten,  sondern,  nach  Maflg^ibe  der  Votnei* 
tungsweise,  für  jede  önseloe  Krankheit 
eine  Auswahl  unter  den  MaBr^eln  getroffen 
ist   Hiemadi  kOnnen  Bonftcbst  oner  B«- 
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obaehtnng  durch  eioeo  Arzt  oder  wie 
sonst  geebnete  Penm  fOr  die  Dauer  der 
InkubationsCrist  uoterworfen  werdea :  Kranke 
und  krankheitsverdftchtige  Petsonen  bei 
Kömerkrankheit,  Rotz,  Rackfallfieber,  Typhus, 
femer  kranke,  kraokheits-  und  ansteckungs- 
TodSchtige  Personen  bei  Syphilis,  Tripper 
und  Schanker,  sofern  sie  gewerbsmäßig  On- 
tacbt  treiben,  ansteckungSTerdflchtige  Per- 
sonen bei  Tollwut  Einer  Absonderung  nach 
Art  der  ira  Keichsgesetz  niedergelegten  Be- 
etimmungen  unterli^en  Genickstarre-,  Ruhr-, 
XoUwut-,  Diphtherie-,  Scharlach  -  Kranke, 
ferner  an  Syphilis,  Tripper  und  Schanker 
Leidende,  sofern  sie  gewerbsmäßig  Unzucht 
treiben,  ferner  kranke  und  krankheitsver- 
dachtige  Personen  bei  Rotz,  RQckfallfieber 
und  Typhus.  Die  üeberftthrun^  diphtherie- 
nnd  sdiarlachkranker  Kinder  ins  Kranken- 
haQB  ist  ao  die  Zustimmung  der  Eltern  ge- 
koflpft,  außer  wenn  nach  Ansicht  des  be- 
amteten oder  behandelnden  Arztes  eine  aus- 
reichende Absonderung  in  der  Wohnung 
nicht  durchfflhrbar  erscheint  Während  der 
Krankheit  uad  nach  Ablauf  derselben  mflsseo 
die  Au^beidungen  des  Kranken ,  seine 
Wäsche.  KleidungsstQcke ,  Verband  mittel, 
Gebiaucbsgegensttode,  sowie  MObel,  Wände 
und  Fußböden  des  Krankenzimmers  mittelst 
geeigneter  Yerfohren  desinfiziert  werden. 
Uae  sachgemäBe  Ausfdhrung  ist  nur  durch 
ein  geschultes  Personal  möglich;  zwecks 
Heianlnidung  eines  solchen  und  seit  eini^n 
Jahren  eine  größere  Anzahl  von  Desin- 
f ektorenschulen  errichtetj  in  denen 
geeignet  befundene  Personen  in  den  Des- 
mfektionsmethoden  unterriditet  werden  und 
durch  üne  Schlußprüfung  das  Zeugnis  des 
staatlich  geprüften  Deünfektors"  erwerben 
kAnnen.  —  Die  Kosten  der  Ermittelung  und 
Feststellungen  der  Krankheitsfälle  trägt 
der  Staat  Außerdem  bestimmt  das  Oesetz, 
daß  in  den  leistungsschwachen  Gemeinden 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  zwei 
Drittel  der  durch  die  Seuchenbekämpfung 
entstehenden  Kosten,  wenn  sie  ein  bestimmtes 
Blaß  überschreiten,  vom  Kreis  und  vom 
Staat  zu  gleichen  Teilen  übernommen  wird. 
Diese  Beteiligung  des  Staates  an  der  Tragung 
der  Kosten  soll  sich  außerdem  auch  auf 
solche  Ausgaben  erstrecken,  welche  durch 
die  Beschaffung  vnu  ständigen^  der  Seuchen- 
bekämpfung dienenden  Einnchtungen  er- 
wachsen. Der  Staat  hat  dafür  das  Recht, 
den  Gemeinden  die  Beschaffung  und  ord- 
nungsgemäße Unterhaltung  aller  Einrieb- 
tuog»  anfzuKebeo,  welche  zur  Bekämpfung 
der  übertragbaren  KrankhMten  erforderlich 
sind.  —  Zuwiderhandlungen  gegen  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  werden  mit  Ge- 
Ongnia  b»  zu  6  Monaten  oder  mit  Geld- 
strafe bia  zu  600  M.  bestraft 

Xiae  widitige  Torbediugimg  für  die  Dnrch- 


ffthning  dee  BetchaseacheD-  wie  des  PreoBischai 
Qeseues   ist  die  Mitwirkong  bakteriolo- 

Sischer  DntersnchuDgsBtationen,  in 
enen  die  Üntersacbnng  der  Ansscheidangen 
Kranker  and  Krankbeitsverdachtiger  auf  aas 
Vorhandensein  bentimmter  Erankheitserrefer 
erfolgen  kann.  Solche  Stationen  sind  teils  den 
hygienischen  Universitätsinstitaten  angegliedert, 
teiu  sind  besondere  derartige  Einrichtungen  in 
den  eiiUEelnen  B^enmgsbisirken  in  den  letzten 
Jahren  ins  Leboi  g^nfen.  Einige  grOBere 
Städte  haben  eigene  Unteranchnngsamter  den 
städtischen  A  ersten  zor  nnentgätUcheB  Be- 
nntzung  überwiesen. 

Eine  weitere  Bedingung  für  dne  volle  Wir- 
kung der  Sencfaengesetze  ist  ein  besseres  Ver- 
ständnis für  den  Sinn  und  die  Tragweite  der 
BestimmnngeD  in  den  breiteren  Volksschichten. 
Durch  gemeinverständliche  „Merkblätter",  wie 
sie  vom  Kaiser!.  Gesnndbeitsamte  und  vom 
Enltasministeriam  für  die  einzelnen  Krankheiten 
ansgcseben  sind,  sollen  die  wichtigsten  Lehren 
von  ner  Verbreitnngsart  und  der  Bekämpfung 
der  Seuchen  cnr  allgemeinen  Kenntnis  gebracht 
werden. 

Viel  Aussicht  auf  Erfolg  bietet  neben 
der  durch  die  neuen  Gesetze  geregelten  Be- 
kämpfung der  Infektionsquellen  und  Infek- 
tionswege  die  Beeinflussung  der  indivi- 
duellenDis Position.  Dieses  Verfahren 
ist  bei  einer  Krankheit  bereits  seit  metir 
als  100  Jahren  geübt  und  hat  sich  als  voll- 
wirksam gezeigt,  nämlich  bei  den  Pocken. 
Die  zwangsweise  durchgeführte  Schutz- 
impfung g^en  Pocken  nach  Jenner  hat 
zu  einer  mst  vollkommenen  Tilgung  der 
Krankheit  in  Deutschland  geführt  Der 
Wert  dieser  Schutzimpfung  tritt  am  deut- 
lichsten hervor,  wenn  man  das  Verhalten 
der  Pocken  in  den  angrenzenden,  noch  nicht 
mit  Impfzwang  operierenden  Kalturländan 
zum  Vergleich  heranzieht. 

Andere  Schutzimpfungen  sind  in  größerer 
Zahl  versucht,  seit  die  Krankheitserreger  so 
weit  erkannt  wurden,  daß  ein  Experimen- 
tieren mit  ihnen  möglich  wurde.  Zuerst 
führte  Pasteur  Schutzimpfungen  ^gen  Milz- 
brand, Schweinerollauf  usw.  bei  landwirt- 
schaftlichen Nutztieren  ein.  Pasteur  ver- 
danken wir  ferner  die  Auffindung  eines 
Impfverfahrens,  das  darauf  abzielt,  den  Aus- 
bruch von  Tollwut  bei  solchen  Personen 
zu  hindern,  die  von  tollen  Hunden  gebissen 
sind.  Besondere  Wutschutzstationen ,  wo 
diese  Schutzimpfungen  vorgenommen  werden, 
befinden  sich  in  allen  Kulturländern,  in 
Deutschland  zurzeit  in  Berlin  und  in  Breslau. 
—  Durch  die  Arbeiten  Koch's  und  seiner 
Schüler  sind  Schulzimpfungsverfahren  be* 
kannt  geworden  ge^n  Cholera,  Typhus, 
Pest,  Diphtherie,  Tetanus  und  ver- 
schiedene andere  Krankheiten.  Unter  diesen 
sei  hervorgehoben  das  v.  Behringsche  Diph- 
theriesenim,  das  Kinder  gegen  Diphtherie 
zu  schützen  vermag,  freilich  nur  für  wenige 
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Wochen.  Ueber  den  praktischen  Wert 
der  flbrigen  SchutzimpfuDgeD  gehen  die  An- 
sichtm  noch  auseioander,  und  es  müssen 
weitere  Er&hrungen  auf  diesem  Gebiete  ab- 
gewartet werden. 

literatar  t  Eneyklopädie  lUr  Sygiene  vonPfelffeTf 
Protkauer  und  Oppenheimer,  Lmpng  1905. 

—  Flügge,  Grundriß  dfr  Hygiene,  6.  Ävfi. 
1907.  —  WegVe  Handbuch  der  Hygiene.  Jena. 

—  Ernährung:  König,  Die  meneehL  Ifah- 
naige-  und  OenußmiUd,  6.  A*^.  —  Banner, 
Lehih.  d.  Hygiene,  7.  Auß.  1903.  —  Hiteig, 
DU  Eottordnumg  der  pepekkOr.  Xtimtk,  Jena 
1897.  —  Ei%gel,  BuU.  de  l'lntU  internal,  de 
SUUitique,  IX.,  1898.  —  Kuhna,  Die  Er- 
n ährun gnerhäUn ie$e  der  induetr.  Arbeiier  im 
OberteÜeeien,  LeipHg  1894.  —  OrotJahn,  Ueber 
Wandlungen  m  der  Volktemährung,  Le^ttig  190S. 

—  Wohnung:  SNlbben,  Hygiene  de»  StädU- 
baut,  in  WeyU  Handb.  d.  Hygiene,  Jena  1896.  — 
Nusebautt^  Da*  Wohnhau»,  ebenda,  1896.  — 
Neue  Untenu^ungen  Uber  die  Wohnungsfrage, 
Hera/oMgegt^en  vom  Vtr./.  SotieUpolitik,  Leiptig 
1901.  —  MUteÜvmgen  aue  der  ESnigl.  Vereueha- 
anatalt  för  Waeeervereorgung  und  jl&wdteMrbe* 
teiUgung,  Berlin.  —  Seuchen:  Kode  und 
Waaaermann.,  Handbuch  der  patHog.  Mikro- 
organiemen^  Jena  190S—06. 

Flügge, 


S&ngliDgsffirsorge 

B.  Städtische  Sozialpolitik. 


Sänglingssterblichheit 

s.  Sterblichkeit  und  Ster blich keits 
tafeln,  vgl.  auch  Saoitätswesen 
(oben  8.  744). 


Say,  HorBce  Emile, 

Sohn  Jean  Baptiste  Says  (s.  d.),  geb.  am  11./in. 
1794  zn  Noisy  bei  Paris,  1&48  FräBident  der 
Pariser  Handelskammer,  gest..  als  Mitglied  der 
Acad^mie  des  Bciences  (seit  1857),  im  Angnst 
11^60  in  Paris. 

Organisator  und  AuflUirangsleiter,  im  Auf- 
trage der  Pariser  Handelskammer,  der  Pariser 
Indnstrieenquete  voo  1847/48,  welche  2  impo- 
sante Foliubände  füllende  „ätatistiqne  de  Tm- 
dustrie"  etc.  (b.  n.)  ihm  1853  den  von  der  Aka- 
demie der  Wissenschaften  zuerkannten  großen 
Preis  für  statistische  Heisterleistangen  eintrug. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir:  Histoire 
des  relations  commerciales  entre  la  France  et 
le  Brasil,  et  consid^rations  sur  les  monnates,  les 
cbanges  et  le  commerce  ext^rienr,  Paris  1839. 
—  Statintique  de  Tindastrie  h  Paris,  räflaltaut 
de  Tenqu^te  faite  par  laChambre  de  commerce 
pour  les  ann^  1847/48,  2  Bde.,  Paris  ISöl. 

lApperU 


Sfty,  Jean  Baptiste, 

geb.  am  6./VI.  1767  in  Lyon^  1790  3Iitarbeiter 
unter  Hirabean  am  „Coumer  de  Provence", 


1799  Hitfl^ed  des  Tribnaato.  Abtettviiff  fltr 
Finaosen,  infolge  einer  Berufung  Bosmztes, 
1814  HitgUed  der  Akademie,  1880  Profesmr  d«r 
politischen  Oekonomie  am  College  de  Fraaee, 

gest.  am  16./XI.  1HS2  zu  Paris. 

Say,  „der  Taufpate  der  Lehren  von  Adan 
Smith  auf  dem  KimtiDent'',  wie  ihn  L.  t.  Stein 
nennt,  hat  sich  als  Popolarisierer  des  groflen 
Schotten  insbesondere  dadtircb  um  die  Wiaiea- 
Schaft  verdient  gemacht,  d&O  er  der  erste  Volke- 
wirt  gewesen,  welcher  die  QaiatesMos  de« 
Smitbsehen  Systena  in  einer  fnüu  Bearbeltaaff, 
In  der  fnuuSnsehen  Wdtsi^aehe  den  OebUdetea 
des  ganzen  Kontinents  engeeignet  hat.  OrSn- 
der  der  Say-Smithscheo  Sdiule  der  freien  K<»- 
kurreuE,  deren  Gegensatz  der  geläuterte  ethisch- 
soziale  Smithiauisrnns  bildet.  Be«ründer  der 
Produktivitfttstheorie,  welche  den  Ibhrwert  ans 
den  „Services  productiva"  der  Prodoktiottsmittel 
im  Arbeitsprozeß  vermOge  deren  Oebraocfaswer- 
tes  ableitet. 

Vater  der  Theorie  der  Absatzwege  (thterie 
des  debouch^),  welche  auf  dem  schon  den  PI»- 
siokraten  geläufigen  Axiom  beruht,  daß  Predut 
gegen  Produkt  austanschbar ,  woraus  Saj  de- 
duziert, daß  die  Hohe  des  Absatzes  der  Produkte 
des  Verkäufers  davon  abhängt,  mit  wievid  seiner 
Eraengnisse  der  Käufer  bezahlen  kann.  Vater 
einer  nach  ihm  benannten  Krisentheorie. 

Von  seineu  Schriften  seien  genannt:  Trait^ 
d'^conomie  politiqae,  on  simple  exposition  de 
la  maniäre  dont  se  forment,  se  distriboent  et 
86  cousomment  les  richesses,  3  Bde.,  Paris  1803, 
dasselbe,  2.  u.  3.  Anfl.,  ä  2  Bde. ,  ebenda  1814 
u.  1817;  dasselbe,  4.  u.  b.  Aufl.,  ä  3  Bde ,  ebenda 
1819  n.  1826;  dasselbe,  6.  (einbändige)  Aa&. 
hrsg.  von  seinem  Sohn  Horaoe  Say  (s.  d.),  ebenda 
1841  (bildet  den  IX.  Bd.  der  „CoUection  de« 

Erincipaux  ^conomistes");  dasselbe,  7.  o.  8.  (ein- 
äudige)  Aufl..  besorgt  von  A.  Clement,  eböida 
1861  u.  1876;  dasselbe,  englische  kommentime 
Uebersetzung  von  C.  R.  Prinsep,  2  Bde.,  London 
1821-,  dasselbe,  amerikanische  Ansgmbe  dieser 
Uebersetznng  mit  Noten  von  C.  C.  Biddle,  2 
Bde.,  Boston  1821  und  neue  Ausgabe,  Phila- 
delphia 1836;  dassdbe,  spanische  Cebersetzong 
von  J.  Rivera,  4  Bde.,  (in  6  Auflagm),  Paris 
18-^2—1836;  dasselbe  in  deutscher  kommentierter 
Uebersetzung  von  L.  H.  Jakob,  2  Bde.,  Halle 
1817;  dasselbe,  in  deutscher  kommentierter 
Uebersetznng  von  K.  Ed.  Mörstadt,  2  Bde, 
Heidelberg  1818/19;  dasselbe,  2.  Aofi.  dies» 
Uebersetzung  2  Bde.,  ebenda  1S27;  dasselbe, 
3  Aufl.  dieser  Uebersetznng,  3  Bde.,  ebeoda 
1830;  dasselbe,  dentsche  J.  v.  Th(eobald)Mbe 
Uebersetzung,  6  Teile,  Stuttgart  1829/30;  das- 
selbe, deutsche  RQder  und  Sporschitsche  Ueber- 
setznng, 6  Bde  ,  Leipzig  1829/ai;  dassdbe,  Max 
Stimersche  Uebersetznng,  ^  Bde.,  ebenda  18i& 
—46.  —  Cattehisme  d'toanomie  poUtique,  etc. 
1.,  2.,  3.,  4.  u.  fi.  Aufl.,  Paris  ISfö,  1S2,  1896. 
1834  n.  18-H9  (die  4.  u.  6.  Aufl.,  mit  Kommen- 
tar von  Ch.  Comte);  dasselbe.  6.  Aufl..  kom- 
mentiert von  Comte  n.  J.  Garnier;  dasselbe, 
englische  Uebersetznng  von  J.  Richter,  PhS»- 
deiphia  1817;  dasselbe,  in  spanischer  Ceber- 
setzong, Saragossa  1^;  dassdbe,  in  hoUln- 
discher  Uebersetznng,  Deventer  1847;  dasselbe 
in  deutscher  Uebersetzung,  Karisnibe  1816  nne 
Stuttgart  1827.  —  Conrs  complet  d'tomomie 
politique  pratiqne,  6  Bde.,  Paris  188^^;  dti- 
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•dba  8.  imd  8.  Aufl.,  houaBeatiert  wa  Honee 
S«r,  h  8  Bdft..  ebenda  1810  m.  1852;  3.  Anfl. 
a.  IL  4.  T.:  Oolleetbu  im  priadpanx  icono- 
Biattt,  Bd.  X  n.  XI).  Rippert 


Bchade&Teraiohemiig 

B.  Tersichernngavesen. 


Schankgeverba. 

1.  Begriff.  2.  Raehtmutand  im  Deatschen 
Beiche.  3.  ReehtarerbUtaiMe  im  Amlande. 
i.  Sutiatik. 

1,  B^rift  Unter  S.  oder  Schankwirt- 
Bchaft  versteht  man  den  gewerbsmäBigen 
Aosschank  von  Getr&nken  jeder  Art 
sum  T^zehren  an  der  Schankstelle.  Wenn 
axKh  in  der  Rege]  nur  Spirituosen 
(festige  OetrftnlK^)  den  O^nstaod  des 
AnasdiankB  bilden^  so  ist  dies  doch  begrifT- 
Udi  nicht  notwendig:  auch  diejenigen  Wirt- 
achalten, die  sich  auf  die  Veratnreichung  von 
]ÜBfee,  Tee,  Schokolade  u.  dgL  beschicken, 
nnterli^n  in  der  Begel  den  Sonderror- 
Bchriften  Ober  den  Betrieb  des  S.  So  ist 
es  wenigstens  in  Deutschland,  Oesterreich, 
Frankreich;  andere  dagegen  in  England,  wo 
sich  diese  besonderen  Vorschriften  nur  auf 
den  Ausschank  von  Wein,  Bier,  Obstwein 
und  sonstigen  geistigen  Getränken  beziehen. 

—  Nor  der  Ausschank  von  Getränken 
ist  den  besonderen  Beschränkungen  des  S. 
unterworfen:  bloBeS  p  eise  wirt  sc  haften, 
(in  denen  lediglichSpeisen  verabfolgt  werden), 
sind  in  der  Regel  frei  von  jeder  gewerbe- 
polizeilichen Beschränkung;  und  auch  der 
Kleinhandel  mit  Oetriinken,  d.  h.  der 
Verkauf  derselben  in  kleinen  (Quantitäten 
zum  Mitnehmen  („Verkauf  Über  die  StraÜe", 
im  Gegensat2  zum  „Verzehr  auf  der  Stelle") 
fSüt  an  und  für  sich  nicht  unter  die  speziell 
für  den  Betrieb  des  S.  geltenden  Vorscimften. 

—  Mit  dem  Betriebe  der  Gastwirtschaft, 
d.  h.  dem  gewerbsmäBigen  Beherber^n 
von  Fremden  mit  oder  ohne  gleichzeitige 
Verpflegung  in  offenen,  d.  i.  in  der  B^el 
jedmnann  zugSn^chen  Bäumen 'i)  ist  ge- 


')  Wai  unter  „Ideinen  Onantitäten"  zu  ver* 
stdieD,  ist  an  nnd  für  sich  Frage  des  Einzel- 
teiles; doch  tftfatt  kraft  positiver  Vorschrift  in 
dea  altpretißischen  Prorinzen  noch  die  Ab^be 
Ton  Oetrftnkea  in  httlzemen  Qebinden  von  weniger 
als  */t  Anker  (17.2  1)  znm  Klembandel.  In 
Sachsen  ist  die  obere  Grenze  für  den  Kleia- 
hudel  gar  aaf  weniger  als  33  Vi  1>  in  Bayern 
und  WQmeniberg  dagegen  nnr  auf  weniger  als 
2  and  in  Baden  auf  weniger  als  1 1  festgesetzt. 

">  Das  gewerbamäfi^  Vermieten  von 
SeUafhullen  mit  oder  ohne  BekOstiffaug  ist 
■ic^t  koatessiontpflichtig,  weil  es  rieb  hier  nicht 
■m  di»  Deberlassnng  von  Bänmen  handelt,  die 
jcdcrmaaa  i^e  wateres  angäng^ich  sind.  Im 


wShnlich  das  SchankwirlBohaftegewerbe  ver- 
bunden; dagegen  wird  letztnes  vielfooh 
auch  ohne  Ausflbong  der  G^wirtsdiaft 

betrieben. 

8.  Rechtsmatand  im  Deutschen 
Reiche,  a)  Gemäß  §  33  der  Gew.-O.  Unter- 
nien der  Betrieb  der  Qastr  und  Schank- 
wirtschaft sowie  der  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus^)  der  Konzessionspflicht. 
Die  Konzessioa  für  den  Gastwtrtschafts- 
betrieb  schließt  auch  die  für  das  S.  in  sich ; 
nicht  aber  umgekehrt.  Ob  es  neben  der 
Eonzesraon  für  die  Gast-  oder  Schankwirt- 
schaft noch  einer  besondeien  Erlaubnis 
für  den  Betrieb  des  Kleinhandels  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus  bedarf,  ist  streitig.') 
Statthaft  ist  es  jedenfaUs,  bei  der  Erteilung 
der  Konzession  für  die  Qasl-  oder  Schank- 
wirtschaft die  Erlaubnis  auf  die  Beherbergung 
von  Fremden  oder  bezw.  auf  den  Ausschank 
einzelner  bestimmt  bezeichneter  Getränke 
zu  besdirftnken'');  ist  dies  aber  nicht  ge- 
schehen, so  bezieht  sieh  die  Erlaubnis  zum 
Gastwirtschaftsbetriebe  auch  auf  die  Schank- 
wirtsohaft,  und  zwar  auf  den  Ausschank 
von  Getränken  aller  Art  Wird  dagwen 
nnr  die  Eonzesdon  zur  Schankwirtschaft 
erteilt  so  schliefit  diese  zw«-  das  Recht 
zum  Vertriebe  aller  sonstigen  Getränke, 
nicht  aber  zum  Branntweinausschank  in  sich, 
das  alsdann  in  der  Regel  (so  in  Bayern, 
Württemberg,  Baden)  ausdrücklich  verliehen 
werden  muß.'*)  b)  Die  Konzession  kann  so- 
wohl physischen  als,  was  bisher  streitig 
war,  aber  durch  den  jetzigen  Wortlaut  des 

Einzelfall  sind  Zweifel  möglich,  wobei  die  An- 
schaanngen  des  Verkehrs  entscheidend  sind. 
(Man  denke  an  Penrionshänser  n.  dgl.) 

')  J}er  Kleinhandel  mit  denaturiertem  Brannt- 
wein oder  Spiritus  ist  n  i  c  h  t  konzessionspflichtig ; 
er  nnterliegt  nur  den  in  dem  Bandesratsbeschlaß 
V.  27./II.  18^  enthaltenen  Beschränkungen. 
Der  Kleinhandel  mit  sonstigen  Getränken  ist 
vQlIig  freigegeben ;  wegen  des  Kleinhandels  mit 
ßier  —  des  sog.  Flawhenbierhandels  —  vgl. 
jedoch  §  85  der  Gew.-O.;  oben  Bd.  I  S.  1032 
u.  das.  Sp.  2  Anm.  2. 

■)  Nach  ständiger,  ^nßischer  Verwaltnngs- 
praxis  schlieUt  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  der 
Gast-  nnd  Schankwirtvchaft  mit  Ausschank  von 
Branntwein  auch  die  znm  Kleinhandel  mit 
Branntwein  nnd  Spiritus  in  sich ;  HE.  v.  26yV. 
1885  (H61.  d.  i.  V.  S.  248).  Vgl.  auch  Eatsch. 
des  OVG.  V.  9./IV.  1888  (Bd.  16  S.  353). 

188?  ^" 

*j  Für  Preußen  vgl.  Anm.  1. —  §  48  der  württem- 
bergischen MV.  V.  9./XI.  1883  nnd  §  47  der 
badischen  V.  v.  23./X1I  1883  bestimmen  aus- 
drttcklich,  daß  die  Erlaubnis  znm  Betriebe  der 
Gastwhrtsohaft  die  Befugnis  anm  Ausschank 
von  Getränken  aller  Art  einschlieOt,  daß  dar 
gegen  neben  der  Konzession  zum  Scbank- 
wirtscbaftsbetriebe  das  Recht  znm  Branntwein- 
aouchank  besonders  verliehen  werden  mall. 
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S  33  der  Gew.-O.  klargestellt,  wenni^nch 
noch  immer  bestritten  ist  —  vg\.  darObw 
Nenkamp,  ErlSnterte  Ausgabe  der  Oew.-O., 
Anm.  3  zu  §  33  S.  58  (7.  Aufl.,  Leipzig  1906) 
—  wic^  juristischen  PerBoneOf  insbe- 
sondere 'VWeinen  jeder  Art,  o^eilt  werden, 
c)  Vor  der  Erteiluns  der  Genehm^on^  zum 
Betriebe  ist  sowohl  die  Gemeinde-  wie  die 
Polizeibehörde  gutachtlich  zu  hören.  Die 
Versagung  —  reichsrechtlich  nicht  die  Er- 
teilung —  und  die  Zurücknahrae  der  Kon- 
zession kann  im  Yerwaltungsstreitverfahren 
und,  soweit  ein  solches  landesrechtlich  nicht 
existiert,  in  dem  durch  §§  20,  21  Gew.-O. 
ger^lten  Yerftihrea  angefochten  werden 
(8.  oben  Bd.  I  S.  1072.  1072  und  unten  den 
Art.  „Yerwaltungsstreitverfahren").  d)  Das 
Oesetz  hat  die  Konzessionsversagungs-  und 
-entziehnngsgrflnde  genau  fixiert :  li^;<en  die 
ersteren  vor,  so  muß  die  Konzession  versagt 
werden,  w&hrend  dies  andererseits  auch 
nur  aus  den  gesetzlich  vorgesehenen  Gründen 
geschehen  kann.  Ob  die  Zurücknahme  der 
erteilten  Konzession  herbeigeführt  werden 
soll,  das  hAngt  zwar  vom  Ermessen  der  zu- 
ständigen Behörde  ab ;  die  Zurücknahme 
selbst  kann  aber  nur  aus  den  gesetzlich 
vorgesehenen  Gründen  ausgesprochen  werden 
(§  53  der  Qew.-O.).  e)  Versagungs- 
gründe gegenüber  physischen  Personen 
und  Konsumvereinen,  gleichviel,  ob  sich 
deren  G^haftsbetrieb  auf  den  Kreis  ihrer 
Mitgheder  beschränkt  oder  nicht,  sind  die 
folgenden :  **■)  das  Vorhandensein  von  Tat- 
sachen, welche  die  Annahme  rechtfertigen, 
dafi  der  Gtesuchsteller  das  Gewerbe  zur 
Fördemng  der  Völler^,  des  verbotenen  Spiels, 
der  Hehlo^  oder  der  Cnsittlichkeit  miß- 
brauchen  werde;  ß)  eine  den  polizolichen 
Anforderungen  nicht  entstehende  Be- 
schaffenheit oder  Lage  des  zum  Gewert)e- 
betriebe  bestimmten  Lokals;  y)  der  Mangel 
eines  BedOrfnisses ,  soweit  die  Landes- 
regierun^n  von  dem  Vorhandensein  eines 
solchen  die  Erteilung  der  Konzession  generell 
abhängig  gemacht  haben^),  was  jedoch  nur 
hinsichtlich  der  Konzessionierung  des  Gast- 
wirtschaftsbetriebes odes  des  Ausschanks 


*)  Kraft  Reicbsrechtfl  sind  die  Landea- 
regiernngen  ermächtigt:  a)  die  Erlanbnis  znm 
Ansschank  von  Branntwein  oder  zam  Klein- 
handel mit  diesem  oder  Spiritas  allgemein,  und 
b)  diejenige  zum  Betriebe  der  Gastwirtschaft 
oder  der  Schankwirtacfaaft  mit  anderen  als  den 
nnter  a)  erwähnten  geintigen  Getränken  in 
Orten  mit  weniger  als  l&WO  Einwohnern  all- 
gemein, in  Orten  mit  grOUerer  Einwohnrawüil 
jedoch  nur,  falls  dies  durch  Ortsstatnt  fest- 
gesetzt wiri,  von  dem  Nachweis  eines  vor- 
handenen BedUrfuisses  abhängig  za  machen. 
Von  dieser  Befngnia  haben  sämtliche  deutsche 
BnndesBtaaten  mit  Ausnahme  von  Hambn^  joA 
Bremen  Gebranch  gemacht. 


von  geistigen  Getränken  sowie d«B Klna* 
handele  mit  Bruntwön  oder  S|aritD9  xo- 
lässig  ist.  Andere  Vereine  ab  Koosnm' 
vereine  kOnnen  durch  die  Landesregie- 
rungen dmelben  Konzesmonspfluht  wie  die 
physischen  PetBonea  nnterwcm  wenlea'!, 
jedoch  mit  der  ESnachiflnkung,  dsfi  die  Er- 
teilung der  Erlaubnis  zum  Betriebe  der 
Gastwirtschaft  und  des  Ausschanliis  tuo 
anderen  geistigen  Getränke  als  BniiDt- 
wein  nicht  von  dem  Nachweise  eioeß  m- 
handenen  Bedürfnisses  abhiogig  gty 
macht  werden  darf,  f)  KonzessiooseDi- 
Ziehungsgründe  sind:  ■)  Unrichtigkeit  iler 
Nachweise,  auf  Grund  deren  die  fiocizesfäui 
erteilt  ist;  ß)  Aberkennung  der  büif^erlichpu 
Ehrenrechte  des  Konzessionsinbabers  für  liie 
Dauer  des  Ehrverlustes;  y)  Haodluogen  cxl^r 
Unterlassungen  desselben,  aus  denen  dfr 
Mangel  derjenigen  Eigenschaften  klareriiellt. 
die  bei  Erteilung  der  Konzession  Dach  ge- 
setzlicher Vorschrift  vorausgesetzt 
mußten,  g)  Aufier  den  vorsteheod  mil^^ 
teilten,  die  Zulassung  zum  Gastwirtschaftf- 
und S.  betreffenden  Vorschiiften  existiert-o 
auch  noch  mehrfache  BesdiränkuDgcD  in  ^f' 
Ausübung  desselben :  a)  GänzÜcii  reibolfsi 
ist  der  Ankauf  und  das  Feilbieten  von  p^i^ 
ti^en  Getränken  im  Umherziehen,  aoveit 
nicht  das  Feilbieten  von  der  OrtspoÜieiti^- 
hörde  im  Falle  besonderen  Bedürfnisses  m- 
übergehend  gestattet  ist  Diese  Getränke  nml 
auch  vom  Wochenmarktsverkehr  völlig  aus- 
geschlossen (§  56  Nr.  1,  §  66  Nr.  2  derGrw.-if.) 
A)  Die  Gastwirte  kfinnen  diuvh  die  ( ht3{ioUi^>- 
behOrde  im  W^e  polizeilichen  Zwaojjes  aß- 
^halten  werden,  &n  Vo^duis  tl«r 
ihnen  au^estellten  Zimmer-  und  hAei» 
mittdpreise  einzureichen  und  in  den  Gad- 
zimmem  anzuschlagen.  Diese  Fnasmuab^n 
sind  für  den  Wirt  bis  zn  erfolgter  Abiaüi>- 
ningdes  Venseichnisses  zivilzecfaUich  Vodend 
y)  Gast-  und  Schankwirte  ünd  vei^diditfL 
ihren  Familiennamen  mit  mindesteoseia«« 
auBgesclmebenen  Vornamen  an  dee  Aufiea- 
seite  oder  am  Eingang  der  Wirtschaß  '«' 
deutlich  lesbarer  Schnft  anzabriüg»;  ^ 
treiben  sie  die  Wirtschaft  unter  quo  Fum». 
so  ist  auch  diese  anzubringen.  Zuwiit«- 
handlungen  gegen  diese  Vorsdirift 
mit  Geldstiafe  bis  zu  IfiO  M.  oder  mit  Haft 
bis  zu  4  Wochen  bestraft.  (§§  I5i  '^^ 
Z.  14  Gew.-O.)  S)  Die  zur  Veiabreicliiiu 
von  Wein,  Obstwdn,  tfost  oder  Bier  m 


')  Einer  derartigen  KonnssimipAiebt 
die  Vereine  anch  dann  onttfworfn  wwb™. 
wenn  ihr  Geaehüftabetrieb  oA  tat  m  ufu 
ihrer  Mit^ieder  beMihrbikt  7i  PM^, 
von  dieser  Befugnis  laat  Sek.  des  V.  v  * 
27.  XH.  1896  ÖFbI.  ISa?  S.  12)  OtJnaei 
macht,  so  daO  hier  alle  Verdi»  «^^■■'X* 
der  militärischen  Kasinos  and  EotiM  »^r 
KonzessionsiifUcht  nnterli^gta. 
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Wirtschaftea  dieoendeD  Schankgefäße  mÜBseo 
mit  einem  Füllstrich  und  in  der  Näiie  dea- 
eelben  mit  der  Bezeichaung  ihres  SollinhaJts 
in  Litermaß  rerseheo  sein.  (Dieser  letzteren 
Angabe  bedarf  es  bei  Qefäßen  von  1  oder 
'/s  1  lohalt  nicht.)  Zar  Prüfung  der  Schank- 
gefäße auf  ihre  Richtigkeit  mOseeo  die  Wirte 
gestempelte  FlQBsigkeitsmaße  bereit  halten. 
Bin  Verstoß  gegen  diese  Vorschriften  zieht 
Oeldstrafe  bis  zu  100  M.  oder  Haft  bis  zu 
4  Wochen  nach  sich  (G.  v.  20./VI1.  1881, 
RGBL  S.  249).  <)  Durch  Ortspolizeiverord- 
nung kann  den  Wirten  die  Innenattung  einer 
Polizeistunde  auferl^,  d.  h.  geboten  werden, 
Aber  einen  bestimmten  Zeitpunkt  hinaus 
Oiste  in  ihrem  Lokal  oicbt  zu  dulden,  und 
zwar  bei  Vermeidung  einer  Strafe  bis  zu 
60  iL  oder  bis  zu  14  Tagen  Haft  (§  365 
des  RStGB.)  £)  In  gleicher  Weise  kann  den 
Gastwirten  die  polizeiliehe  Anmeldung  der 
TOQ  ihnen  beherbergten  Fremden  sowie  die 
Fahrung  eines  Fremdenbuches  zur  Pflicht 
gemacht  werden,  i)  Weiter  kann  den  Wirten 
dtirdi  polizeili<^e  Verfügung  untersagt  wer- 
den, DotoriBdien  Trunkenbolden  geistige  Ge- 
trSnke  zn  vOTiUn^ichen  oder  sie  auch  nur  in 
den  Wirtsrftumen  zu  dulden.  (Vgl.  im  übrigen 
Alt  nAlkoholfrage''  oben  Bd.  1  iosbesonuere 
sub  IV  S.  76  fg.)  0)  Geip&ß  der  Bek.  des 
Reichskanzlers  v.  2a/L  1902  (RGBl.  S.  33) 
muß  den  über  16  Jahre  allen  in  Gast-  oder 
Schankwirtschaften  beschäftigten  Gehilfen 
und  Lehrlingen  allwöchentlich  siebenmal  eine 
ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens  8, 
den  unter  16  Jahre  alten  Gehilfen  und  Lehr- 
liogen  von  mindeßtens  9  Stunden  gewährt 
werden.  In  der  Zeit  von  10  ühr  abends 
bis  6  Uhr  moi^rs  dürfen  diese  letzteren 
Oberhaupt  nicht  und  Gehilfen  und  Lehrlinge 
weiblichen  Gesclilechts  im  Älter  von  16 — 18 
Jatiren  in  dieser  Zeit  nicht  zur  Bedienung 
der  Gäste  verwendet  werden,  h)  Ueber  das 
Erlöschen  der  erteilten  Koozee&ion  vgl.  Art. 
„GewerWgesetzgebungl',  oben  Bd.  I  S.  1033. 
i)  In  Preußen  sind  die  Gast-  und  Schank- 
wirtschafteo  noi-h  einer  besonderen  Be- 
triebssteuer gemäß  §§  59fg.  des  G.  v. 
24./VL  1891  und  §  12  des  G.  v.  14./VII. 
Ib93  unterworfen,  die  aber  nach  §  1  des 
letzteren  Gesetzes  und  nach  §  38  des  Kom- 
munalabgaben-G.  nur  noch  zu  Gunsten  der 
Gemeinden  zur  Hebung  kommt 

3.  BeclitBTerhUtnisse    Im  AusUnde. 

a)  Oesterreich.  Das  Gast-  uiid  Schaukwirt- 
eehaftxgewerbe,  das  in  Oeaierreich  dnreh  die 
Gew.*0.  Tun  SO.,XII.  1669  und  die  GG.  vom 
SS/VL  1881  and  vom  15  HI.  1888  geregelt  ist, 
Ipebfirt  zn  den  sog-  pbonzeuBionierten  Gewerben 
(s.  o  Bd.  I  S.  lM3fg.)-  Es  nmfHßt  füllende 
BererhtifEnngen,  die  auch  riuzeln  verlieben 
werden  kSonen  nod  die  nnr  soweit  als  verlieben 
f^eltea,  al»  sie  in  der  Konzepsioiisnrknnde  spe- 
ziell anfgeräbrt  sind:  Fremden beberbergung, 
Verabreichnng  von  Speisen;   Ansscbauk  von 

Wörterbsoh  der  TolkswlrtMluft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


Bier,  Wein  mi  Oiwtwäii  (wozu  auch  der  Ver- 
kauf über  die  StraOe  in  nnTersehloaiiaien  Q»- 
fftßen  gehört);  Aosachank  und  Kleinhandel  mit 
gebrannten  geistigen  Getrftnken;  Ausschank 
von  Konst-  nnd  HaTbweinen;  Verabreichung  von 
Kaffee,  Tee,  Schokolade  und  anderen  warmen 
Getrftnken  nnd  Erfrischungen ;  Halten  ertanbter 
Spiele.  Nach  der  i.  J.  1906  eingebrachten 
Novelle  soll  auch  der  Detailhandel  mit  Flaschen- 
bier den  konzessionierten  Gewerben  eingereiht 
werden.  Voranssetnmgen  f&r  die  Verleihung 
sind:  a)  Verläßlichkeit  nnd  Unbescholtenheit 
des  GeancfastellerB  I  fi)  geeignete  Beschaffenhtit 
des  Lokals  und  aeuer  Lufe,  insbesondere  aaeb 
hinsichtlich  der  UO|^lichkeu  der  Deberwachnn^; 
/)  Vorhandensein  eines  Bedürfnisses,  wovon  je- 
doch unter  Umständen  bei  Oast^iCfea  abgesehen 
werden  kann.  In  derselben  Ortschaft  dürfen 
einer  Person  nnr  eine  Konzession  znra  Ans- 
schank  und  Kleinhandel  mit  gebrannten  geistigen 
Getränken  xmd  höchstens  zwei  Konzesaionen 
zn  den  sonstigen  oben  erwähnten  Berechtignngen 
verliehen  werden. 

Nach  dem  Beschloß  des  Fermanenzansschnsses 
des  Ahgeordnetenhanies  zn  dem  i.  J.  1906  ein- 
gebrachten Gesetzentwurf  betr.  AbXademng 
nnd  Ergänzung  der  Oew.-O.  ist  dem  Handels- 
minister  im  Einvernehmen  mit  dem  Hinister 
des  Innern  die  Ermächtigung  erteilt,  zu  ver- 
ordnen, daß  fUr  bestimmte  Kategorieen  des  Gast- 
vrirtsgewerbes  nnd  des  S.  die  Konzessioiis- 
erteilang  von  der  Beibringung  des  Be&hignags- 
nachweises  abhängig  gemacht  wird. 

Die  Ausübung  des  Gast-  nnd  Schaokwirt- 
Bchaftegewerbes  nnterli^  folgenden  Beschrän- 
kungen: a)  Die  Gewerbebebörde  hat  die  £r- 
sichtlichmachnng  der  Preise  mit  Bttcksicht  auf 
Quantität  nnd  Qualität  der  gelieferten  Waren 
anzuordnen;  Entsprechendes  ^t  f&r  die  Preise 
der  Fremdenbeherbergong.  fl)  Gast-  nnd  Schank- 
wirte haben  die  Polizeistunde  zn  beobachten. 
y)  Schankwirte  dürfen  nur  geeicbte  Scbankfläser 
verwenden,  ä)  Gastwirte  haben  die  polizeilichen 
Vorschriften  Uber  Fübmng  der  FremdenbQeher 
nnd  Anmeldung  der  Fremden  zn  beachten.  

b)  Frankreich.  Nach  dem  G.  v.  17./VIL 
1880  ist  der  Betrieb  des  S.  freigegeben;  nnr  ist 
der  Schankwirt  verpflichtet,  14  Tage  vor  dem 
Beginn  des  Gewerbes  bei  dem  Maire,  in  Paris 
bei  der  PolizeiprSfektnr  eine  entsprechende 
Anzeige  zu  erstatten,  welche  außer  der  genauen 
Bezeichnung  des  Gewerbetreibenden  auch  die 
des  Lokals  nnd  des  Eigentümers  desselben  ent- 
halten muß.')  Gewisse  Personen  sind  zur  Ans- 
üboDg  des  S.  unfähig;  anderen  kann,  wenn  sie 
sich  gewisse  Verfebluntren  zuschulden  kommen 
lai>sen,  die  weitere  Ausübung  nntersagt  werden 
(Vgl.  darüber  oben  Bd.  I  S.  1042}.  Dorch  An- 
orannng  des  Maires  kann  bestimmt  werden, 
daß  Scbankwirtflchaften  und  Caf£s  in  gewissen 
Entfemnugen  von  Kirchen  nnd  sonstigen  Kul- 
tnsgebänden,  von  Kirchhöfen,  Hospitäfem  nnd 


M  Wie  sehr  diese  „Freigabe"  der  Schank- 
wirtschaft zur  Vermebrang  der  Scbankstätten 
beiträgt,  ergibt  die  Tatsache,  daß  seit  Geltung 
des  G.  V.  17./Vn.  1880  in  Paris  allein  in  der 
Zeit  TOQ  1881—1884  durcbscbnittlich  alljäbrlich 
6000,  in  der  Zeit  von  1885—1890  alljäbrlich 
nngefäbr  4900  nene  Schank wirtschaften  zur 
polizeiUchen  Anmeldung  gelangten. 
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allen  dem  Ofloitlicheu  Üntenidit  dieneBdea 
Anstalten  nidit  errichtet  Verden  dttrfeai.  Per- 
sonen, welche  während  eines  Marktes,  Verkanfea 
oder  eines  Öffentlichen  Festes  Scfaankxtellen  oder 
Caf^  errichten  wollen,  bedBrfen  dasn  der  6e- 
nehmif^onfc  der  Gemeindebehörde.  Von  polizei- 
lichen Beschrftnknnfren  in  der  AasQbnn^  des 
Schankgewerbes  kommen  in  Betracht:  ai  Die 
Beobachtung  der  Polizeistande;  ß)  das  Verbot 
der  Verabfolg;nne  von  Qetrftnfcen  an  Betrunkene ; 
/)  das  Verbot  des  Anuebanks  von  gebrannten 
geistigen  Getränken  (Uqnenrs  alcooliqaes)  an 
Minderjährige  unter  16  Jahren.  —  Wätere  Be- 
schrftnknngen  (z.  B.  das  Verbot  „weiblicher  Be- 
diennng",  die  nicht  za  den  AngehSrigen  des 
Wirtes  zählt)  können  im  der  PouzeiTer- 

ordnnag  sämtlichen  Wirten  einer  Ortschaft  anf- 
eriegt  werden. 

c]  Großbritannien.  Hier  int  nur  der 
Ansschank  geistiger  Getränke  gemäß  Licensing 
Act  1872  (3ö  nnd  36  Vict.  c.  94),  abgeändert  durch 
37  nnd  38  Vict.  n.  69;  40  und  41  Vict.  c.  4;  43 
nnd  44  Vict.  c.  6:  45  nnd  46  Vict.  c  34 ;  47 
nnd  48  Vict  c.  29,  kouzessionspflichtig.  Die 
Konzession  wird  stets  nnr  auf  ein  Jahr  von  einem 
bMonderen  AusschnB  der  Friedensrichter  (licen- 
nnjc  committee)  erteilt;  auf  (^^d  dieser  Kon- 


Mssion  mnß  sodann  noch  dn  StenergewerbcedMiB 
gelOst  werden,  nach  deasen  Shiangnng  erst  dar 
Schankbetrieb  statthaft  ist  OewiMoi,  «Cfea 
bestimmter  Handlangen  bestraften  Penonea 
kann  die  Erteilong^  der  Konzession  vernft 
werden;  dasselbe  gilt,  wenn  das  zum  Sdunl- 
betriebe  in  Anssicht  genommene  Lokal  ange- 
eignet ist.  Wiederhotte  Besmfangen  wcfen 
Debertretung  gewerbepolizeUicber  Vorschrinen 
haben  den  Verlast  der  Konzesabn  nnd  die 
mehrjährige  Dn&higkett  zum  Erwerbe  einer 
neuen  zor  Folge. 

d)  In  den  skandinaTischen  Ländern 
gilt  vielfach  das  sog.  nOothaibnrger  Ansschank- 
System"  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  I  8.  112425),  wo- 
nach der  Brantweinansscbank  entweder  n- 
gansten  einer  ^emeinnfitzigen  Geselluchaft  oder 
der  Stadtgemeinde  monopolisiert  ist.  Auch 
finden  sich  zureiche  sonstige  polizetiiche  Be- 
schränkangen  des  AnsscliankB  t«i  geistigeB 
Getränken,  am  dem  ttbennUUgen  Gamsse  w- 
selben  vorzabeogen. 

4.  Statistik.  a)DeacBchesBeich.  Nach 
der  Berufs-  und  Gewerbezählang  vom  li./yi. 
1895  weist  das  HBeherbergunga-nnd  Erqnidcnägn- 
gewerbe"  folgende  Zahlen  auf.  Es  wuea  Tot^ 
handen: 


Zahl  der  {Haapt-)Gewerbe- 
betriebe 

In  den  Betrieben  dnrehschnittUdi 
beschäftigte  Personen 

im 
ganzen 

Davon  sind 

im 
ganzen 

davon  sind  beschäftigt  in 

Gehilfen  betriebe 
mit  .  .  .  Personen 

AUein- 

in  Gehilfenbetrieben 
mit . . .  Personen 

bis  5 

aber  5 

betrieben 

bis  ö  \  fiber  b 

a)  Gasthofe  nnd  Hotel  gamis 
(Beherbergnngsgewerbe) 

b)  Schank-  nnd  Speisewirt- 
stihaften  (Erqnicknngsge- 

werbe) 

127  226 

107  311 

84496 

77  939 

8496 
5276 

322  625 

357  333 

34234 

23996 

196060  9*331 

1 

178486  54851 

Die  Zahl  der  Perstmen,  die  in  beiden  Ge-  { halt  fanden ,  ergabt  nachstehende  Uebersieht 
werben  direkt  oder  indirekt  ihren  Lebensunter-  Es  waren  vorhanden : 


Erwerbstätige,  darunter 

Dienstr 
boten  für 
häusliche 

Dienste 

Angehörige 
ohne  Haupt- 
beruf 

Erwerbs- 
tätige, 
Dienende  n. 
Angehörige 

sosammen 

Nebenberuflich 
im  Beherber- 
gung- und 
Erqnicknngs- 
gewerhe  tätig 

Haapt-  and 
neben  bemf- 
Uch  Ticige 
cnsammea 

ttber- 
h%apt 

männ- 
liche 

weib- 
liche 

493  663 

231 Z13 

z6i  450 

36355 

435839 

954857 

308  256 
(davon  105  562 
männLu.  102  694 
weibl.  Personen) 

700919 

Die  Erzeugung  und  den  Konsum  der  haupt- 
sächlichsten Gegenstände  des  Ausschanks,  näm- 
lich von  Branntwein  und  Bier,  veranschanlichen 
folgende  Daten:  (s.  d.  Tab.  auf  S.  756). 

Literatart  Im  atlgemeinm  vgl.  dU  Literatur- 
angaben  tu  den  Artt.  „Oewerbegmttgebung", 
oben  Bd.  J  8.  1049ff.  und  „Atkohoffrofe"  ebd. 
S,  78.  —  Ferner.-  Herrfarth,  Die  OetOxe  betr. 
die  Gatlwirttekaft,  187t.     Baer,  Der  AUcohUi»- 


mut,  1878.  —  DenHbe,  Zur  Alkohi^frage^  Ben 
1889.  —  Dertelbe,  Die  Trunitucia,  Wien  1990. 
—  Zur  Allohol/rage.  VergleieJiende  DartttÜumj 
der  Gesetze  und  Eifakrungen  einiger  atuländi»dktr 
Staaten.  ZueammengeeteUt  vom  eidgenäteieckem 
etatittieehen  Bureau,  Bern  I884.  —  Jfeiifciawf , 
„Sind  getettliche  M<\finabmeu  gegen  Trumkeneit, 
Trunkenheit  und  Morphiniemu»  eifitrderiidi",  n 
ZeiUehr.  f.  d.  get.  Stm.,  Bd.  XLVIU,  (IS9fy  — 
KÖppen  und  ZMnae,  Der  Oa*^  vmd  Sekamkmir*- 
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In  Brftuntveiiksteiiergebiet  des  Dent- 
«fcm  Bedches  betrag 


Jahr 

[Bctriel»- 
*tkr  un 
l'  Okt  be- 
gtoDend) 

mng 

Zahl  4er 
Branntwein- 
breonereien 

Oeeamt- 
Alkohol 

liMOOl 
1901,08 

li«B(M 

56640000 
57512000 
58368000 
59164000 
60018000 

74880 
69858 
60871 
66071 
71 17a 

4051  860 
4338908 
3382935 
3854399 
3787450 

Im  Bianstevergebiet  d«B  Denteohen 
Kckhes  hMng: 


lt 

BerSlkcnng 

•S  |g 

ik 

aafdeu  Kopf 
der  BevOlke- 
rong  hl 

IM) 

443>3ooo 

6903 

44734 

lOI 

4501500Q 

6674 

45041 

100 

1906 

45  746000 

6581 

42  336 

99 

1906 

46417000 

6404 

43  364 

93 

im 

47  115000 

6304 

44  »90 

94 

b)  Vergleich  ende  Statistik.  Nach 
tiocr  Tergldehe&den  StatUtik  ans  neuerer  Zelt 
»ird  der  durehschitittliehe  JahreBkonanm  der 
«ühtigstan  «istigen  GetrBnke.  In  Litern  auf 
i*«  Kopf  der  mTO&erung  bereeonet,  folgender- 
baifen  geachStct: 


:^Caatea 

Brunt- 
wflin 

Wdn 

Bier 

It'lpra   .   .  . 

13 

3,90 
? 

340 

r^aemark    .  . 

18,9 

33 

-  iweia   .   .  . 

9,40 

55 

37,50 

Ni-4erlande  .  . 

9,36 

4 

39 

vbwcden    .  . 

6,90 
5.76 

? 

? 

■V«ln7MCh   .  . 

? 

? 

'^r^miTitaomen 

4.7a 

1,95 

130,53 

|t.-ilUi-hlaBd 

4,64 

6,44 

89,4 

>ruikrad  .  . 

3.84 

93 

33 

daT.iSObstw. 

tUficB      .    .  . 

1.00 

8b 

0,90 

K*^ui9lrieb  und  tUr  Xt€inhantM  mÜ  geiattgen 
Cftr^nim  «K  XSnf^tkh  Pm^ßett,  Kiel  188B.  ~ 
BocA  NMUMt,  0»»eUaamwilmig  für  den  Qatt-  und 
*rianttcifUeknftAetrieb  und  den  Kleinhandel 
nit  ßraimtwein  im  DctiUchen  Reich,  3.  Aufl., 
Berltm  189J.  —  Müller,  Die  GatU  und  Sehank- 
wUdutJUipoUtik  in  Pnvßen,  t.  Avfl.,  290S.  — 
JMIutn,  Dom  Oeverbereehi  in  Preußen,  Bd.  I, 
tf  ZI  «.  &t,  BerUn  1S06.  —  Lcuthold,  Art. 
.IltuU  und  Sekankvirtsekqften"  in  v.  HoUzen- 
Ur^ifa  RethUUiikon,  Bd.  II.  S.  4fg-  —  Lexi», 
.in.  .jaaimkaiidil"  Ai  «.  Stmgda  WGrterhuch 
d:  VerwaUmttntiaM,  Bd.  J,  S.  796fg.  — 
AnwUr,  Art.  „BetumkgeKerte",  dat.,  Bd.  II, 
«  4*iOfy.  —  O.  Mtyerf  R  LomUng,  Aru 
..ViMntynMrAo"  imM,d.St.,  A  At^,  Bd.  VI, 


S.  808 fg.  —  V,  StOit^BagUo,  Art.  „OoH-  umd 
BOanttBirUe/u^"  in  Briden  Omtaetämt, 
Bd.  II,  S.  lorsfg.  —  FoaaeUt  Art.  „Gewerbe" 
unter  D.  in  MiiMer  u.  Vlbrieh»  Oealerreiehiechem 
Staatewörterbuch,  t.  Aufl.,  Bd.  II,  S,  499 fg.  — 

—  X.  IMpine,  Art.  „Cabarete,  G^fii,  DebiU  de 
boiiione"  in  M.  Bloekt  IHdionnam  de  l'ttdmini- 
ttraiionfransaite.  Pari»  1898  (4.  Aufl.),  S.  848fg. 

—  Patenatm^  ^he  Intoxieaiing  Liquor»  Xicen- 
»iug  AeU  (4.  Aufl.),  London  1877.  —  Chriatopher 
Page  Deon^  A  manual  of  the  law  eoneeming 
the  retaiUng  of  intnadeating  drink»,  London  1887. 

—  GnHstt  BngUeeKe»  Venoakungereeht  (3.  Aufl.), 
Berlin  1884,  Bd.  II,  8.  764Sg.  ~  Deraell^ 
Seif  govemement,  Kommunalverfa*»%mg  und  Ver- 
KoltvngtgeruJUe  (8.  Ai^^,  Berlin  1871^  S.  848fg. 

Nenhamp. 


SohatEAnweismiffen 

s.  Staatsschulden  und  Reichs- 
fioanzea  (oben  8.  703^.). 


Schansplelvnternelimiuigen. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  BeohtsTerhUtnisw 
im  Denbichen  Keidie.  3.  BecbtarerhUtnlsse  des 

Auslandes. 

1.  Begriff  nnd  Arten.  S.  im  wdteren 
Sinne  sind  solche  gewerbsmäßig  nnter- 
Dommenen  Öffentlichen  Schaustellungen  von 
Personen,  die  Torwiegend  zar  Unterhaltung 
des  Publikums  dienen.  Wegen  Hangels  der 
OewerbsmUUiff keit.  insbesondere  der  Er- 
werbsabsicht  gehfiren  deshalb  Hof-  und  Stadt- 
tbeater  nicht  xa  den  S.  Aach  Uenagerieen  und 
Zirkasse  lählen  in  der  Regel  nicht  zu  den  S., 
weil  es  sich  hier  nicht  nin  die  Schanstellnng 
von  Personen,  sondern  von  Tieren  handelt 
(Wo  die  Aufführung  von  Pantoiuimen  einen 
wertentlichen  Bestandteil  der  Auff&hrungen  des 
Zirkns  bildet,  ist  dieser  insoweit  eine  8.)  End- 
lich gehören  anch  Scbanstellnngen  Ton  Personen 
zn  wigsenscbaf tlichen  Zwecken  (z.  B.  in 
anthropologischen  Gesellschaften)  nicht  hierher, 
da  diese  ausschließlich  der  Belehrung  dienen. 

S.  im  engeren  Sinne  sind  die  sog  Theater ^ 
d.  b.  solche  Schaustellungen  von  Personen,  bei 
denen  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  obwaltet, 
die  also  insbesondere  Tragödien,  Dramen,  Lust- 
spiele,  Opern,  Operetten  nnd  Ballets  zur  Dar- 
siellnng  bringen.  Ihnen  stehen  difgeuigen 
Schaustellungen  get^enüber,  hei  denen  es  an 
einem  höheren  Interesse  j,der  Knnst"  gebricht, 
wie  dies  in  der  Kegel  bei  der  Darstellnng  von 
Singspielen ,  Gesangs-  und  deklamatorischen 
Vorträgen,  Pantomimen  untergeordneter  Art 
(sog.  Tiugel-Tanfel)  der  Fall  ist. 

Zu  derselben  Kategorie  von  S.  niederer  Art 
gehören  auch  die  Scbanatelinngen  von  abnorm 
gebildeten  Menschen,  von  ^Biesen  nnd  Zwergen**, 
von  Menschen  ans  entlegenen  Gegenden  n.  dgl., 
sofern  hierbei  nicht  sowohl  rein  wissen- 
schaftliche Zwecke  verfolgt  werden,  als  viel- 
mehr hauptsächlich  auf  die  Neugier  nnd  Schan- 
Inst  dee  Publikums  spekuliert  wird,  weil  auch 
diese  Art  von  Schanstellnngen  nicht  der  «Be- 
lehrnng",  sondern  vielmehr  der  „Unterhal- 
tung" des  Publikums  ^ent. 
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2.  HeektBTerbftltBlsM  Im  Deutschen 
-Beleb«,  a)  Allgemeines.  Die  S.  anterliegen 
sowohl  hinsichtlich  der  ZuJassnng  wie  der 
Aastthnng  des  Oewerbebetriebes  erheblichen 
Beschränkungen.  Ansgenommen  sind  nur  die 
reinen  Inetramental-  nnd  Mnsikanffflhmngeu, 
die.  gleichviel  ob  ein  höheres  Knnstinteresse 
dabei  obwaltet  oder  nicht,  im  alt^meinen  weder 
einer  Eonzessionspflicht  nocfaT  einer  besonderen 
polizeilichen  Anfsicht  unterworfen  sind,  ^'erdoi 
jedoch  derartige  Unsikaufffthrongen  niederer 
Art  von  Haas  eo  Hans  oder  auf  Öffentlichen 
Wegen,  Strafien  oder  PIBtceo  dargeboten  (sog. 
Stadthansieren) ,  so  bedarf  es  dazn  der  vor- 
gäng^igen  Erlaubnis  der  OrtspolizeibehCrde ;  die 
LCsnng  eines  Wandergewerbescheines 
ist  für  derartige  Darbietungen  dann  erforder- 
lich, wenn  sie  von  Ort  zu  Ort  (im  Wege  d$s 
Wandergewerbes)  betrieben  werden.  Abget-ehen 
von  den  hier  erwähnten  Instnimenttumusik- 
anffähmngen  unterliegen  sämtliche  S.  höherer 
nnd  niederer  Art  sowohl  der  Konzessions- 
pflicht*)  wie  der  polizeilicbeu  Kontrolle  ver- 
mittelst der  sog.  Theaterzensur.  Die  Kon- 
zession, die  sowohl  physische  wie  jaris- 
tisch-e  Personen  nachsnchen  kSnnen  (vgl.  o. 
den  Art  „Schankgeweibe" ;  streitig),  mnß  er- 
teilt werden,  wenn  nicht  die  ^^esetzlich  fest- 
gesetzten Versagungsgründe  vorliegen ;  anderer- 
seits darf  sie  beim  Vorhandensein  derselben 
nicht  erteilt  werden,   b)  Die  Versa^nngs- 

trttnde  für  die  Konzession  zum  Betnebe  v^n 
.  im  engeren  Sinne ,  also  von  eigentlichen 
Theatern  und  folgende:  a)  das  Fehlen  der  zu 
dem  Unternehmen  nötigen  Mittel;  )  das  Vor- 
liegen von  Tatsachen,  auf  Grond  deren  die 
Behörde  die  Ueberzeugnng  gewinnt,  da£  der 
Oesncbsteller  die  erforderliche  Zuverlässigkeit, 
insbesondere  in  sittlicher,  artistischer  oder  finan- 
zieller Einsicht  nicht  besitzt.^)   c)  Die  Krlaub- 


')  Nur  die  S.  als  solche  ist  konzessionspflicfatig, 
nicht  der  einzelne  Schauspieler.  Diesen  wird 
man  auch,  soweit  es  sich  nm  S.  höherer  Art 
(eigentliche  Theater)  handelt,  nicht  als  Ge- 
werbegebilfen  im  Sinne  der  Gew.-O.  be- 
seicbnen  kCnnen.  Zivilrechtlich  ist  sein  Ver- 
hältnis zum  Schauspieluntemehmer  (Theater- 
direktor) vielmehr  nach  §g  611  fg.  des  BGB., 
insbesondere  auch  nach  622  zu  beurteilen: 
(vgl.  BGE.  in  Zivilsachen  vom  21.ßlL  1887, 
Bd.  17  S.  86).  —  Auf  die  bei  Schaustellungen 
niederer  Art  tätigen  Personen  wird  man  da- 
gegen die  Vorschriften  der  Gew.-O.  über  die 
Werkmeister,  Gewerbegehilfen  asw.  entsprechend 
znr  Anwendimg  bringen  können,  wie  dies 
seiteus  des  Reichsgerichts,  z.  B.  binsicbttich  eines 
Tierbändigers  ftlr  zulässig  erklärt  ist  RGE. 
in  ZivUsachen  vom  21./V.  1896,  Bd.  37  S  66. 

")  Die  Konzession  gilt  nur  fOr  das  bei  Er- 
teilung der  Erlaubnis  bestimmt  bezeichnete 
Unternehmen,  im  übrigen  aber  für  das  ganze 
Reich  (streitig:);  das  Pr.  OVG  hat  es  in  der 
E.  V.  24-/10  1904  (Bd.  46  S.  399)  für  zulässig 
erklärt,  eine  Konzession  auch  für  eine  umher- 
ziehende Schanspielergesel  Ischaf  t(  Wandertrupne) 
zu  erteilen.  Zum  Betriebe  eines  anderen  oaer 
eines  weHenttich  veränderten  Unternehmens  be- 
darf es  einer  neuen  Erlaubnis,  so  daß  also,  wenn 
die  Konzession  nur  tQr  die  Anffilbning  von 
Schauspielen  erteilt  ist,  für  die  Auflühmng  von 


uis  zum  Betriebe  von  S.  niederer  Art  ia  ge- 
schlossenen Bäumen,  die  der  Lokalinhaber, 
nicht  der  D  a  r  b  i  e  t  e  r  der  Schanst«lhutgeB 
nachzusuchen  hat  (Pr.  EOVO.  t.  11./V. 
Gew.-Arch.  Bd.  6  8.  70),  ist  zu  versagea: 
a)  wegen  Vorliegens  von  Tatsachen.  TenuAee 
deren  uieAnnahme  gerechtfertigt  ist,  daß  die  beab- 
sichtigten Veranstfütungen  den  Gesetzen  oder  dem 
guten  Sitten  zuwiderlaufen  werden;  p)  wegen 
mangelhafter  Beschaffenheit  oder  Lage  des  m 
den  Attfföbnmgen  bestimmten  Lokals;  r)  weno 
mangelnden  Bedttrfbiaseg,  d.  h.  wenn  der  am 
Verhältnissen  des  Oemeindebecirks  entspredwtt- 
den  Anzahl  von  Personen  die  Erlaubnis  berdts 
erteilt  ist.  d)  Wer  S.  im  Umherziehen  betreiben 
will,  bedarf  außerdem  noch  eines  Wander« 
gewerbescheines  (8  60  d.  Gew,-0 ).  e)  Die  Zn- 
rQcknahme  der  Theaterkonzession  kann  nster 
denselben  bezw.  eutsprecbenden  VoranssetnugtB 
erfolgen ,  wie  diejenige  zum  Betriebe  des 
Schankgewerbes  (s-  oben  Art.  „Schankgewerbe', 
S.  75Ü).  Die  Erlaubnis  zum  Betriebe  von 
Schaustellungen  niederer  Art  kann  nur  aus  dem 
sub  c  a)  angeführten  Grunde  zurBckgenommcm 
werden,  f)  Die  Entscheidungen,  dunih  welche 
die  Erteilung  einer  Konzession  abgddiot  oder 
die  erteilte  Konzession  zur&ckgenommen  wird, 
können  im  VerwaltunKKStreitverfahren  und.  «o 
landesrechtlich  ein  solches  nicht  existiert,  in 
dem  durch  §§  20,  21  der  Gew.-O.  geraten 
Reknrsverfahren  angefochten  werden  (§§  40,  54 
der  Gew.-O.).  g)  Die  erteilte  Konzession  er- 
lischt, wenn  das  Untemebmen  nicht  binnen  d^ 
bei  der  KouzesidoaserteUung  festgesetzten  Frist 
eröffnet  worden ;  ist  eine  solche  niit  nicht  fest- 
gesetzt, so  erlischt  die  KonzessioD.  wenn  dafon 
nicht  binnen  Jahresfrist  wÜt  der  Srteilang  Ge- 
brauch fi:emacht  iat.  h)  Die  Theaterzensnr.  fttr 
welche  die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  be- 
stehenden landesrechtlichen  VonKbriften  maS- 
gebend  sind,  bezieht  sich  anf  die  AnsabuBg 
des  Gewerbebetriebes;  sie  besteht  darin,  dss 
der  Polizeibehörde  jedes  Stück  vor  der  Anf- 
fUhrung  zur  Kenntnis  vorgelegt  werden  mofi, 
und  daß  sie  das  Recht  hat.  die  Anffühmiig 
ganz  oder  teilweine  ans  polizeilicbeu  Grüudea, 
insbesondere  aus  Gründen  der  fiffentliehen  Stt- 
lichkeit  oder  Sicherheit  zu  untersagen. 

3.  BeebtsverhailBtsse  des  Aaslandei^ 
a)  Oesterreich.  Hier  sind  die  8.  aui^riick* 
lieh  von  den  Vorschritten  der  Gewerbeordnoig 
ansgenommen  ') ;  ihre  Verh&ltnisee  sind  tein 
durch  Kaiserliche  Verordaungeu,  teils  denk 
MiiiisterialerlaRse  geregelt,  von  denen  insbe- 
sondere die  VV.  V.  15/XII.  1^,  6./I.  lK36aad 
14./XI.  18&0  sowie  die  ME.  v.  25./XI.  1850  nsd 
31./XII.  1867  in  Betracht  kommen.  Die  sämt- 
lichen S.  unterlieft  strengster  Konzessiois- 
pflicht;  überdies  bedarf  es  zur  Aufführung  ein« 
jeden  neuen  Stückes  einer  besonderes  Auf- 


Opera  eine  besondere  Konzession  nachgencbc 
werden  muß. 

')  Nur  auf  die  als  stehendes  Gewerbe  be- 
triebenen (mit  einem  bftitimmten  Standort  ^er- 
bundenett)lnBtrumentalmnsikaufiQhmngenfiiKl(s 
die  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  Anwrs- 
dung.  Danach  bedarf  es  zur  Ausübung  di«Mi 
Gewerbes  keiner  Konzession,  vielmdir  der 
bloßen  Anmeldung;  es  gehOrt  also  zu  den  sog- 
■  „freien  Gewerben  . 
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flhnuziibewiUignDe',  die  jederzeit  aoa  Gründen 
der  aDeuUiclie&  Ordnaoff  zarttckgenommeD 
nrdeB  kkan.  Fflr  die  üntemehmiiiiffea  von 
^iagspidhidleii'*  bedarf  towobl  der  Loltaliii- 
bibff  wie  der  iMter  der  Singspiele  einer 

b)  Frankreich-  In  Frankreich  ist  dnrcb 
r^r«t  T.  6./L  1S64  fOr  die  eigentlichen  Theater 
tMli^e  Theatertreibeit  eingeführt :  der  Theater- 
ODuruelimer  bat  lediglich  von  seinem  Vorhaben 
Ameise  za  erstatten ,  nud  zwar  in  Paris  an 
(tu  Minister  der  schSnen  KUnste  nnd  den  Polizei- 
näfekten,  in  den  Provinzen  an  den  Präfekten. 
För  dt«  ä  niederer  Art  bedarf  ei  einer  vor- 
rljurigen  Genebmigong  dordi  die  Ortaobrigkeit 
•a  Paris  dnrcb  den  PoUzdprfifekten ,  in  Lyon 
'itfh  den  Ptifekten).  Die  Bedingungen  für 
4iHi>  nenehmignng  können  seitens  der  kon- 
RMHittienoden  BebGrde  beliebig  festgesetzt 
Tvrdeo;  ihre  Eatscbödnng  unterliegt  Keiner 
UfecbtnngimyerwaltnngsstreitverfahreD  (Art.  4 
4i»r,.  V.  I6V24./VIII.  17W,  Art.  15  des  Dekretes 
■  8  VI,  1806,  Art.  6  des  Dekretes  t.  6./L  1864.) 

bieTbeatercensar  besteht  für  alle  Arten 
TiiD  AnffUmuigen  aowobl  seitens  der  höheren 
^  Mitena  der  niederen  9.  (Dekrete  t.  30./Xn. 
m.  fi./L  1864,  1./U.  1874  und  G.  t.  34./VI. 
!S74:  Tgl.  uch  HE.  T.  6./VL  1U63,  2S.  und 
:'.Xf  1972).  Insbesondere  bedarf  es  znr  Anf- 
nhmn^  jedes  dramatischen  Stückes  (oeuvre 
iniLatnjne)  in  Paris  der  vorgängigen  Ge- 
»■hmi^'ang  des  Ministers  der  schönen  Künste, 
□  deD  Departements  derjenigen  des  Präfekten. 
I'K  EntKheidnng  ist  im  VerwaHnngsstreitver- 
tum  nioJit  anfechtbar ;  die  erteilte  Genehmi^ng 
kinn  jfderzeit  ans  Gründen  der  Offentlieben 
<>i«lBiiBe  zarückjgenommen  werden. 

('  Groftbritannien.  Anoh  hier  nnter- 
li<-f^  alle  a  der  Konzesrionapflicbt  nnd  die 
iifiaffthrenden  StQcke  einer  Theatercensnr  dnrcb 
'Itn  Lord  Chamberlain  of  the  Honsehold,  der 
•lir  infrohmflg  jedes  Stückes  ans  Gründen  des 
^uuades,  der  Öffentlichen  Sicherheit  nnd  der 
rvtra  Sitten  verbieten  kann.  £r  hat  anch  über 
•i^  Erteilung  der  Theaterkonzessionen  in  London 
hl  den  Orten,  in  denen  das  Staatsoberbaapt 
r'Itmtlich  residiert,zn  entscheiden.  Im  übrigen 
'Btirlieidet  une  Kommission  von  mindestens 
IFriedCBBrichteni  Qberdie  Erteilnng  von  Tbeater- 
InjHuoaen  nnd  Konzessionen  tm  Hasik*  tind 
TudMlIen  (mnnc  hall»).  Gewisse  S.  niederer 
^rt  bedarfeia  einer  Iftbrlicb  tn  emenemden 
KuftfMsion,  die  von  einem  Friedensrichter  er- 
Hlt  wird.  Die  Materie  ist  im  wesentlichen 
r^lt  dorch  die  GG.  2ö  Geo.  II  c.  36  nnd 
>iivo.  n  c  19  (Masic  Halls  Act),  nnd  6  und 
'  Vier,  c  68  (An  aet  for  rc^lating  tbeatres). 

Ulentmri  /Ks  Ithi^her  det  VenmdtungtreehU 
»w  G.  Ht^/tTf  E.  Loenlna*  ~  L.  v.  Stein, 
iwnUun^h^,  Bd.  VI,  S.  4/g.  —  Seydel, 
l>u  t}n>eTitpoli9«irtcht,    JiirUu   Ann.,  1881, 
-         —  Oprt,  DtutMthet  Tkeaterreehl,  Berlin 
>tK.  —  VeuiholA,   ArU  „SeKauttellungen", 
•  HoümJorff»  Beekulmkon,  Bd.  III,  S.  6S9fy. 
fttMflöe,   r.  Äwtff^i«    WVrtorftucA  det  Ver- 
liUiMfftFuhU,  Bd.  II.  S.  6I5/g.  —  O.  Meyer, 
O.  Oftt,  Art.  „TAratBireeht"  im  H.  d.  8t., 
Bd.  VI,  &  SS/ff.  —  Kelke»,  Da»  Gt- 
•nhtnekt  im  linfitn  Bd.  /,  ^  B4,  Berlin  ■1906. 
Oif  Xmmnian  mir  Gtve^^dmaiif,  <«s- 


betmden  von  Landmann-Bohmer,  s.  J«/., 
Müneken  1906.  —  Reiberger,  Art.  „JTteater- 
poUut",  OeaUmieki»che*Slaiatwörterbueh,Bd.ZI, 
8.  ISSBjg.  —  Poaaelt,  Art.  „MunkimtameK' 
mungen",  daiflbst  t.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  509fg.  — 
Xn  Jj6pine,  Art.  „CabareU,  Ca^ia,  DihiU  de 
boiaaona"  u.  Art.  „Thiatres  et  i^cetacUa"  in  M. 
Blocke  IHctionnaire  de  l'adminittrat*(m /raofaiee, 
(4.  Aufl.)  Paris  1898,  S.  S48fg.  und  8186 fg.  — 
Charles  Constant,  Code  det  theatrea,  Pari* 
1888.  —  Ligitlation  theairale,  Becueil  de»  loia 
etc..  Pari»  1888.  —  F.  Deaeure,  Le  droit  et  l» 
tAeatre,  Pari»  1895.  —  Onelst,  Engliaehe»  Ver- 
vakungtrteht,  S.  Auß.,  Berlin  I88S184,  Bd.  II, 
S.  766.  —  Derselbe,  Set^govemmeat,  f  ommuno^ 
verfiutung  und  Verwe^ttagtgeHe^e,  6.  Av^,, 
Berlin  1871,  S.  S81/g.  —  Eneydeiptiedia  Bri- 
tanniea^  Bd.  XXIU  (1888), :  v.  TKtatre  S.  2£tfg., 
intbe>onder9  S.  gt6,  Ifeukamp, 


Scheck. 

1.  Begriff  nnd  Name.  2.  Arten  des  S.  3.  Unter- 
schied  des  Geld-S.  gegenüber  dem  gezogenen 
Wechsel  and  anderen  Papieren.  4.  Aealtere 
Form  des  S.  5.  Entwickelnng  des  S.  6.  Der 
S.verkehr  and  seine  volkawirtschaftliohe  Bedea- 
tnng.  7.  Du  S.recht  8.  Anfordernngon  an 
S-gnets.  9.  Bestrebungen  für  ein  internationales 
S.recht. 

1.  Begriff  nnd  Name.  Der  S.  ist  eine 
besondere  Art  der  schriftlichen  Anweisung; 
die  Besonderheit  kommt  darin  zum  Aus- 
druck, dafi  der  Bezogene  eine  Bank  ist, 
welche  die  Aiisstellung  von  S.  gestattet  hat. 
Der  S.  ist  sonach  eine  schriftliche  aaf  Orund 
einer  Ermächtigung  der  bezo^neu  Bank 
ausgestellte  Anweisung  und  zwar  zur  Aus- 
folgung oder  üebertraguDg  (Umschreibung) 
einer  Samme  Oeldes  oder  einer  Quantität 
von  vertretbaren  Wertpapieren  an  den 
S.nehmer. 

Der  Name  wird  meist  von  dem  eng^ 
lischen  eschequer  (von  scacoarium)  abge- 
leitet; dies  war  die  kgl.  S(diatzkammer,  auf 
die  der  EQuig  Anweisungen  ausstellte; 
franzöüsch  wunle  excheqner  mit  6chiquier 
übersetzt.  Mitte  des  18.  Jahrh.  war  in  Eng^ 
land  der  Aasdruck  ,^ecker"  üblich,  an 
dessen  Stelle  bald  der  Ausdnick  check  trat. 

Der  Begriff  S.  ist  ungehener  strittig.  Eine 
Gruppe  vou  Gesetzen  verlangt  als  wesentliches 
Erfräuemis,  daß  die  schriftliche  Anweisnng  aaf 


Vorausgesetzt  wird  —  wie  auch  sonst  bei 
Anweisungen  — ,  daß  in  der  Anffordemag  die 
Leistung  nicht  von  einer  Gegenleistung  (oder, 
was  das  österreichische  Scheckgesetz  noch  weiter 
hervorhebt,  von  einer  Bedingung)  abhängig  ge- 
macht ist.  Vgl.  §  783  des  BGB.  und  §  363  des 
neuen  HGB.  Dem  Bezogenen  mnß  ein  ein- 
facher klarer  Anftrag  erteUt  werden,  man  kann 
ihm  nicht  znmnten,  die  Gefahr  einer  nnricbtigen 
Bearteilnng  der  Beehtsberiehangen  zwi^den 
S.anfl8teller  nnd  S.inhaber  zu  tragen. 
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einen  Bankier  lante  (England,  Holland die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Japan);  eine 
andere  Gruppe  rieht  Ton  der  Standeseigenschaft 
des  Bezogenen  ab,  verlangt  dagegen,  daO  der 
S.  gezogen  sei  anf  Grund  eines  Depots  oder 
einer  sonstigen  Toransgehenden  Deckung  (Frank- 
reich nnd  ihm  folgend  Belgien,  Schweiz,  Spanien 
nnd  Bnm&nien,  der  dentsche  Entwurf  von  1892). 
Eine  dritte  Gmppe  steht  dieser  nahe,  verlangt 
aber,  daß  der  Bezogene  ein  Kaofmann  sei  (Italien, 
Portugal).  Fem  und  das  nene  Österreichische 
Gesetz  fordern,  daß  der  S.  sowohl  auf  eine 
Bank  als  auch  anf  Grand  eines  Gnthabena  ge- 
zogen sein  muß.  Hauche,  wie  die  Schweiz,  der 
deotache  Entwarf  Ton  1892  nnd  das  ßster* 
reicbische  Gesetz  t.  3./rv.  1906,  verlangen  auch 
Selbsthezeichnnng  des  Papiers  als  S  Die  skandi- 
navischen Staaten  tun  dies  auch,  Terlangen 
aher  weder  eine  Standeseigenschaft  des  Be- 
zogenen noch  irgend  eine  Deckung,  setzen 
auch  keinen  S.vertrag  voraus,  wohl  aber  ist 
die  Sichtstellun^  gefordert 

Eine  Definition,  die  allgemein  gttltig  wäre, 
ist  bei  dem  Aoaeinandergehen  der  Gesetze  m. 
£.  unmöglich.  Georg  Cohn  sucht  dadurch 
zum  Ziele  zu  gelangen,  daß  er  das  der  eng- 
lischen nnd  ftanzmschen  Gruppe  zn^nde 
liegende  Gemeinsame  heraoshebt  („S.  ist  die 
schriftliche  anf  Qmnd  einer  Ermächtigung  des 
Bezogenen  ausgestellte  Anweisung*'),  uleiu  eine 
Anweisung  ist  möglich  auf  Grund  der  Er- 
mächtigung eines  Bezogenen,  ohne  daß  dieser 
ein  Bankier  ist,  eine  derartige  Anweisung  gilt 
dem  Engländer  aber  nicht  a£  S.  Unter  diesen 
Umntänden  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  eine 
Definition,  die  den  wirtschaftlichen  An- 
schauuDgen  überwiegend  entspricht,  zu  wählen 
(juristisch  mnfi  dagegen  die  Definition  nach 
Landesrecht  sich  nebten).  Wenn  man  wirt- 
schaftlich vom  S. verkehr  handelt,  so  ist  zweifel- 
los, daß  man  nur  an  den  organisierten  bank- 
mfiffiiren  S.verkefar  denkt:  es  ist  wesentlich,  daß 
der -Bezogene  eine  Bank  ist  und  zwar  Bank 
im  weiteren  Sinne  *)  (also  z.  B.  auch  eine  Post- 
sparkasse, welche  wie  die  Österreichische  einen 
großartigen  S.verkehr  eingerichtet  hat),  nnJ 
daß  der  Verkehr  auf  einem  Vertrag  beruht. 
Dieser  führt  regelmäßig  zu  einer  formular- 
mftfiigen  Anweisung  (S.lrach),  regelt  die  Fru;^. 
faiwieweit  die  Honorienuig  erfolgt,  ob  ein  Teil 
des  Guthabens  stehen  biriben  muß,  ob  und 
gegen  welche  Sidierheiten  (z.  B.  Bypotbeken- 
kantion)  nnd  in  welchen  Grenzen  auch  ein 
Ueberziehen  des  Guthabens  gestattet  wird  usw. 

Diese  Gruppe  von  Anweisungen  alsS.  heraus- 
zobeben,  ist  ein  Bedürfnis,  und  m.  E.  sollte 
auch  der  Gesetzgeber  auf  sie  das  S.recht  be- 
schränken. Der  S.  kann  nur  in  Verbindung 
mit  der  Bank  seine  große  wirtschaftiiche  Bolle 
spielen.  (Siehe  unten  snb  6.)  Dieser  Standpunkt 
ist  auch  in  dem  österreichischen  Sgesetzent- 
wurf  von  1904  vertreten  und  in  den  MotiTen 
gut  begrttndet  Nach  dem  Entwurf  sowie  nach 
dem  Gesetz  sind  passiv  sebeckftbig  schlechtweg 
die  k.  k.  FostsparlEasse,  Öffentliche  Banken  oder 
andere  zur  Uebernahme  von  Geld  ftlr  fremde 
Bechnnng  statutenmäßig  berechtigte  Anstalten ; 


Der  Bezogene  mnß  ein  „Eassierer"  sein. 
*)  Siebe  oben  Art  ,3anken". 


außerdem  alle  anderen  handelsgerichtlioh  ngit- 
trierten  Firmen,  die  .gewerbsiäUlig  Bankiergfr- 
Schäfte  betreiben. 

2.  Arten  des  8.  Man  spricht  von  Ao- 
weiBungs-  und  QuittuDgs-S.;  im 
ersten  Fiul  ist  der  Zahlungsatutrag  direkt 
erteilt,  im  anderen  Fall  ist  er  in  der  Form 
der  Quittung  verborgen.  Früher  scheint  der 
QulttuDgs-S.  hüufiger  gewesen  zu  sein :  ancfa 
die  deutsche  Reichsbank  operierte  mit  diesem 
bis  1883,  um  «eher  g^n  die  Stempd- 

S flicht  zu  sein.  Ferner  untersch^det  man 
feld'  und  Effekteo-S.;  letztere  keont 
man  in  Berlin  und  Wien  (s.  Eff^teogiio 
Bd.  I  S.  117).  Man  gebraucht  die  Ausdrücke 
Platz-S.  und  Distanz-S.,  Depot-  nnd 
Kredit-S.,  Recta-,  Ordre-  und  In- 
haber-S..  Sicht-S.  und  Nichtsicht-&, 
Nachsicht-S.  (fällig  eine  bestimmte  Zeit 
nadi  YoizeigungX  Dato-S.  (fftllig  eine  be- 
stimmte Zeit  nach  der  Ausstdluoe),  Tag-S. 
{^ig  an  einem  bestimmten  KalenderUig)  usw. 
Uebor  die  gekreuzten  (crossed)  S.  Äehe 
nnten  sub  3;  über  die  zertifizierten  & 
unten  sub  8  Nr.  5;  Aber  die  limitierten 
S.  unten  snb  9.  Der  Memorandum-S.  ist 
eine  am^ikanische  SpezialitAt,  er  dimt  wie 
eia  Solawechsel  hauptsächlich  als  Kaution 
gegenüber  einem  Darlehosgeber.  Auch  wird 
zuweilen  von  eigentlichen  und  a n - 
eigentlichen  S.  gesprochen;  als  letztere 
gelten  die  sog.  Oiroanwetsungen,  also  z.  B. 
die  roten  S.  der  Reichsbank. 

Die  Juristen  streiten  den  GiroanwäsangcB 
den  Charakter  des  S.  ab,  indem  sie  sagen,  der 
S.  enthalte  einen  Auftrag  zur  Barzablnag; 
das  stimmt  schon  nicht  für  den  Effekten-&; 
Weiße  S.  mit  dem  Vermerk  „nur  zur  Verrech- 
nung'', enthalten  zwar  formcdl  einen  AnfUag 
znr  Barzahlung,  dflrfen  aber  tatsächlich  nicht 
bar  ansgesablt  werden  und  fungieren  in  Tiden 
Fällen  gleich  den  Oiroanweisunera.  Das  Octer- 
reicbische  Gesetz  regelt  in  $  2S  de^alb  aneh  die 
Fälle  solcher  S.,  dagegen  scheidet  es  ans  die 
Effekten-S.,  die,  wie  die  Motive  zum  Entwurf  aas- 
filhren,  sich  eher  nach  den  Lagerscheinen,  Lade- 
scheinen^ Depositenschein«!  usw.  zu  rkbtea 
haben;  ihre  Regelung  soll  erfolgen  in  eiaam 
besonderen  Gesetz  Uber  die  Warenanweisnngen. 
FQr  den  sog.  roten  Ueberweisnngs-S.  genfigea 
nach  Ansicht  des  Verfassen  der  Motive  die 
Nonnen  des  b&rgerlicheu  und  Handelsrechts. 
Wenn  anch  angegeben  werdm  kann,  dafi 
verschiedenen  Arten  Ton  S.  gesetaUch  nsoadat 
zn  regeln  nnd,  so  mOchte  es  sieh  doch  emn- 
feblen,  vom  wirtschaftlichen  Staadponkl 
dem  nun  einmal  ttblich  gewordenen  Spiach- 
gebrauch  entsprechend  einen  aUgemeinco  S.- 
begriff  aufzustellen  j  der  diese  vencbiedcun 
Arten,  denen  gewisse  Merkmale  gworinw 
sind  (8.  oben  sub  1),  in  sich  begreift. 

Die  GeschäfUwelt  legt  auf  die  jniirtischs 
Konstruktion  keinen  Wert;  ihr  gen&gt,  daC 
der  S.  eine  Bank  m  etwas  veianlallt,  was  nr 
Befriedifirnng  des  S.inhaben  (Ohit;  ob  ^  B*- 
snltat  «izch  eine  Anw^nng  nur  BamUvaf 
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offer  dnrdi  eine  OiraaawüsnDgr  lier1>ris«flUirt 
viii.  ist  ihr  gleich,  deihalb  nennt  ne  mit 
Ktdit  beide  Anweiningen  S.;  analoff,  wenn  es 
•leb  nm  TerfOgangen  ftber  ein'  Guoeffektea- 
4ep(it  ■)  hudelt 

3.  Uaterechied  des  Geld-S.  gegenüber 
dem  gezogenen  Wechsel  nnd  anderen 
Papieren.  Am  meisteD  ähnlich  ist  der 
^■>M-S.  dem  gezogenen  Wechsel;  beide 
'vithalleo  einen  Zahlungsauftrag;  in  beiden 
Fillen  venpricht  der  Aussteller,  durch  einen 
Dritten  zahlen  zu  lassen ;  die  Zahlungsstelle 
«ird  in  beiden  Fällen  in  die  Bfiume  des 
Bc^ogeneD  verlegt ,  beide  Papiere  kfinnen 
iTir  Aufhebung  einer  räumlichen  Distanz 
iienen.  Nach  engiisch-amerikanischem  Recht 
i-t  der  Geld-S.  sogar  eine  Art  des  Wechsels; 
»if  dem  Kontinent  dagegen  ist  dies  nicht 
•1er  Fall;  daselbst  ^t  kein  I^piear  als 
Wechael,  das  sich  mcht  sdbst  als  solchen 
tiezeiehoet,  infolgedessen  auch  nidit  der  S., 
weh  nnterateht  der  Wechsel  eigenem  Recht 
Ib>r  Wechsel  ist  auf  dem  Kontinent  nie  von 
'•■mbemn  auf  den  Inhaber  ausgestellt,  wohl 
jitT  kann  es  der  S.  sein.  Besonders  häufig 
;iaii  die  alternativen  oder  unvollkom- 
■wnen  lohaber-S.  {auf  Namen  oder  Ueber- 
i>ring>*rK  Beim  Wechsel  garantiert  der  Aub- 
•t-Uer  eowohl  Zahlung  als  Accept,  dagegen 
nj^h  keinem  Recht  das  Aocept  anea  8. 

CcÄio).  Neuere  Oesetzentwüne  verbietea 
i'.Wfaaupt  das  Accept  (Siehe  unten  sub 
Nr.  5).  Am  nSchaten  stehen  den  S.  die 
bh  ht  aooeptierten  oder  aog.  nichtacceptablen 
Tratten  (siehe  Art.  „Wechsel"  sub  II  1). 

WirtechaftUch  gehen  S.  und  Wechsel 
t'üaeinander.  Der  Wechsel  lautet  meist  auf 
/.ihlnng  in  späterer  Zeit;  eben  deshalb  be- 
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'..  SowoU  du  BOB.  d  763)  als  du  HOB. 
»  383)  ttBtcnteUen  die  Leistang  von  Wert- 
)Pft|kierfln  oder  anderen  Tertretbaren  Sachen 
ti»  Begfiff  der  Anwelsnng  beiw,  kanfmfami- 


mht  er  s^  auf  dem'  &edit  der  im  "Wecbsel 
verpachteten  Personen ,  w  ist  in  erster 
Linie  Kreditmittel^  veoinag  aber,  da  er  bis 
zum  Ver&dltw  durch  viäe  BBnde  gehen 
kann,  auch  Zahlungsfnnktionen  zu  übm^ 
nehmen,  wie  er  denn  aoch  im  internationalen 
DistanzzahlnngsTwkehr  eine  groAe  Rolle 
spielt,  und  zwar  eine  vdt  größere  als  der 
S.  Der  S.  dagegen  soll  rasch  an  seine  Zahl- 
stelle gehen,  das  Kreditmoment  ist  bei  ihm 
eingesäiränkter,  man  erwartet,  daß  der  zur 
Zahlung  Beauftragte  nicht  iu  Zukunft  aon- 
dem  jetzt  zahlen  kann,  daß  der  Aussteller 
jetzt  Mittel  bei  der  Zahlstelle  zur  Verfügung 
habe;  der  S.  ^ht  nicht  durch  viele  H&ide, 
er  ist  Überwiegend  Zahlungsmittel,  nicht 
Kreditmittel 

Ueber  das  Verhältnis  des  S.  zur  Banknote 
8.  Art  „Noten-  oder  Zettelbank"  oben  S.  548. 

4.  Aensaere  Form  des  S.  Die  ftufiere 
Form  spielt  beim  S.  insofern  eine  ^ße 
Rolle,  als  beim  S. vertrag  in  der  Regel  seitens 
der  Bank  ein  S.buch  (checkbook,  ch6quier, 
carnet  de  chdque)  mit  Formularen  ausge- 
händigt wird,  deren  der  Kunde  sich  bei  Auf- 
stellung von  S.  zu  bedienen  hat  Qn  Aj^n- 
tinien  gehtlrt  die  Benutzung  eines  FormularB 
sogar  zu  den  vesentlichen  Erfordernissen 
eines  S.).  Das  hat  den  Zweck,  die  Sicher- 
heitde8S.verkehrszuerlifthen.  DieFennulare 
sind  so  eingerichtet  dafi  etwaige  BetzUgerrien 
sehr  erschwert  sind.  Als  Typus  mag  der 
wfflBe  S.  der  Reichsbank  gelten,  der  insofern 
eine  große  Bedeutung  h^  dessen  Form 
von  allen  mit  der  Beichsbank  in  Abrechnung 
stehenden  Banken  (s.  Art  ,,Abredinung8- 
stellen''  oben  Bd.  I  S.  7  fg.)  angenommen 
wurde.  Derselbe  hat  folgendes  Ansaehen: 


MOOOOi 

laoooo; 

400000 
»MOOO' 
300  000 
2MO0O 
•00000 
IfiOOOO 
100  000 

tooooo 

MOOO 
40  000 
so  000 
90  000 
10  000 

sooo 

4000 

sooo 

2000 
1  000 
600 


sehen  Anweisung.  Sine  wlohe  wird  anm  S. 
im  wirtschaftUcbea  Sinn,  sobald  die  oben  sab  1 
anfgeftlhrt«!  Merkmale  hinintreten. 


4^ 


No.  0000300  jt  x: 

I>ie  Beichsbank  in  Berlin 

wdlU  eahlm  gegen  diesen  Chek  aus  Guihaben 


an 


■  oder  Üdurbringer 


Mari 


•den. 


.190 


Cbeki,  In  welcbar  dar  Zontz  „tiw  Ueksrkriller"  dorohatrlolMD  odtr  eint 
SakUncshist  Ma^IxbaB  ist,  werden  nicht  gwahlt. 
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Der  S.  tritt  hier  als  Anweisungs-S.  mit 
altematiTer  Inhaberklansel  auf.  Der  Quit- 
tuQgs-S.,  der  Rekta-S.,  der  Ordre-S.,  der 
reine  Inhaber-S.  uod  der  Nichtsicht-S.  sind 
durch  dieses  Formular  bei  dea  genannte» 
Baaken  ausgeschlossen.  Die  Ueberbringer- 
{Inliaber)klau8el  ist  wichtig,  weil  ohne  die- 
selbe in  Deutschland  die  Üebertragung  des 
S.  außer  der  üebei^be  eine  schriftliche 
Uebertragungsurkunde  bedingen  würde, 
welche  den  Namen  des  neuen  Empfängers 
angeben  müßte.  Enthalt  dagegen  der  S. 
die  Ueberbringerklausel,  so  genügt  die  bloße 
Uebergabe  und  der  Angewiesene  kann  an 
jeden  zahlen,  der  den  S.  Abergibt  Zu  einer 
PrQfung  der  Legitimation  des  Ceberbringers 
ist  der  An^wiesene  zwar  berechtigt,  aber 
nidit  verpflichtet 

Die  S.  sind  numeriert;  ee  wird  Buch 
darüber  geführt,  welche  Nummern  dem 
Sunden  im  S.buch  aus^hAndigt  wurdeu; 
unbrauchbar  gewordene  Formulare  sind  an 
die  BeichsbaoE  zarOckzaliefam.  Am  Band 
ist  eine  Zahlenskala  angebracht;  durch  Ab- 
tiennung  der  Ziffern,  die  Aber  der  ange- 
wiesenen Summe  lie^n,  wird  eine  ftUschung 
der  Ziffer  seitens  eines  unberechtigten  S.- 
inhabers  rrahindert ;  er  kann  nicht  aus  4000 
40000  machen,  wenn  die  Ziffern  Ober  4000 
abgetrennt  sind;  das  Papier  ist  besonders 
präpariert,  um  fiadieningen  und  chemische 
Einwirkungen  ersehen  zu  lassen;  der  S. 
wird  vom  Stamme  (souche,  Talon,  Juxte, 
Eontrollabschnitt)  getrennt,  der  Stamm  läßt 
ersehen,  an  wen,  wann  und  wieviel  man 
gezahlt  bat. 

Die  Sicherheit  des  S.  kann  noch  mehr 
erhöht  werden  durch  das  Kreuzen.  Das- 
selbe ist  in  England  üblich  (nicht  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika)  und  kann 
vom  Aussteller  und  jedem  Inhaber  vorge- 
nommen werden.  Es  besteht  in  der  Ziehung 
zweier  paralleler  Linien  durch  die  Vorder- 
seite des  S.;  dazwischen  kann  aber  noch 
geschrieben  werden  der  Name  eines  be- 
stimmten Bankiers  (spezielles  Queren)  oder 
^d  Company"  oder  ,,not  negotiable"  oder 
letzteres  neben  den  beiden  ersten  Zusätzen ; 
die  Kreuzung  hat  die  Wirkung,  daß  der  S. 
nur  an  den  bestimmten  oder  überhaupt  an 
einen  Bankier  gezahlt  werden  darf;  ein  ge- 
fundener oder  gestohlener  S.  wird  dadurch 
'für  den  Inhaber  ziemlich  wertlos.  Der  Zu- 
satz „not  negotiable"  gibt  dem  Nefamer  des 
S.  nur  die  Rechte  seines  Vordermanns ;  der 
S.nehmer  besitzt  keinen  selbetflndigeu  An- 
spruch g^n  den  Aussteller. 

In  DeutsdUand  haben  die  Beichsbank 
und  die  mit  ihr  in  Abrechnung  stehenden 
Banken  eine  ähnliche  (nicht  die  gleiche) 
Mafiregel.  Die  £reuzuDg  des  S.  besteht 
hier  im  Vermerk  .JTur  zur  Verrechnung". 
Das  hat  nicht  die  Wirkung  wie  in  England, 


daß  der  S.  nur  an  eine  Bank  aungezaUt 
werden  darf,  sondern  er  darf  Qbrä'h«iiit 
nicht  bar  ai^bezahlt  werden ;  er  dient  zur 
Verrechnung  mit  der  bezogenen  Bank  oder 
einem  OirokundeD  derselben  oder  mit  einem 
Mitgliede  der  an  dem  Zahlungsorte  be- 
stehenden Abrechnungsstelle.  Dieser  Modus 
ist  auch  im  deutschen  und  O^rrddüsdiefi 
Gesetzentwurf  angenommen. 

Der  Effekteu-S.  behufs  Abhebung  von 
Effekten  hat  eine  dem  Qeld-S.  analoge  Form, 
Ueber  die  Form  des  roten  S.  oder  der  Giro- 
anweisung vgl.  Art.  „Giroverkehr^  oben  Bd.  I 
S.  1107. 

5.  Entwickelnug  des  S.  Anweisungen 
hat  es  wohl  zu  allen  Zeiten  g^eben,  in 
denen  das  Schrifttum  entwickelt  war.  Es 
scheint  ziemlich  sicher  zu  sein,  daß  bei  den 
Bankiers  der  Oriechea  und  BOmer  (£npe^ 
ziten  und  Ai^entfuii)  Anwasungen  auf  Qtiuid 
der  Deposita  fiblidi  waren ;  ebenso  stielten 
im  Mittelalter  die  Anweisungen  der  Fonten 
und  Städte  —  man  gab  den  Oläubigmi  An- 
weisungen (Qiiittantien)  auf  ßUlige  Otter 
häufig  erst  auf  in  Zukunft  &1%  werdende 
Abgaben  —  eine  große  Bolle.  Der  moderoe 
S.  knüpft  dagegen  in  seiner  Entwickelung 
an  den  Depräitenverkehr  au;  sobald  ein 
Depositum  da  ist,  stellten  sich  mit  Kot- 
wendigkeit  neben  der  ümschreibung  die 
Banknote  und  der  S.  ein;  Banknote  und  S. 
sind  Geschwister,  die  von  einer  Mutter 
stammen.  Man  verfügt  eben  Q!«r  sein  Gut- 
haben entweder  mittels  eines  von  dem  De- 
positar erhaltenen  schriftlidien  Zahlungs- 
versprechens ,  das  man  an  andere  zediert, 
oder  mittels  eines  an  die  Bank  erlasseoen 
Zahlungsauftrags.  In  der  Tat  finden  wir 
schon  bei  den  alten  Girobaoken  solche  Pa- 
piere ;  ein  Bologneser  Gesetz  von  1606 
kennt  beide  Formen ;  die  eine  hieß :  ,.pagate 
al  tale  or  al  presentante  tat  somma  di  danaro 
e  fate  a  me  contaote^',  die  andere:  tiP*?* 
heremo  a  chi  presenterä'*. 

Einflußreicher  als  dieses  Vorkommen  bei 
den  Girobanken  war  die  Benutzung  von  S. 
bei  den  Holländern  und  Engländern.  In 
Amsterdam  entwickelte  sidi  ein  Benifsstand 
gewerbsmäßiger  Kasse  verwalter,  s^.  Kassiers 
—  eben  nichts  anderes  als  Bankien  —  und 
die  Zahlung  mittels  KffisiersbträQe  iQnit- 
tungs-S.)  und  zwar  ungefähr  um  1608. 
Diese  Kassiersbriefje  wurden  1776  gesetztioh 
geregelt,  in  Amsterdam  gab  es  damals  51 
konzessionierte  Kassierer.  In  En^and 
schwangen  die  Goldst^miede  ach  zu  einer 
Art  Bankiers  empm:.  Man  hatte  frOher  Geld 
und  Wertsachen  in  Ltmdon  am  sicfaeFSten 
in  der  Münze  im  Tower  hinterle^ ;  als  aber 
Karl  L  im  Jfdire  1640  die  DepoBita  in  Fbim 
einer  Zwangsanleihe  an  sich  zog^  wandte 
man  sich  an  die  Gktldschmiede,  veilohe  cten- 
faÜB  sichere  VerschlDfise    und  OewSlbe 
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hatten;  Shnlich  wie  in  Bologna  entwickelten 
sich  zwei  Verßlgungsformen :  die  goldsmith's 
oder  banker^s  note  (eine  solche  vom  28./XI. 
1684  lantete :  Ich  verspreche  an  den  ehren- 
werteo  Lord  North  &  Grey  oder  den  In- 
haber 90  £  auf  Sicht  zu  zahlen)  oder  die 
cash  note,  auch  oote  schlechtweg  genannt 
(«ne  solche  Anweisung  vom  3./VI.  1683 
lautete:  Geehrter  Herr!  Ich  bitte  an  Frau 
Anna  Richards  oder  deren  Ordre  die  Summe 
von  15  £  zu  zahlen  für  Euren  Euch  liebenden 
Freund  Thomas  Meres). 

Der  Name  S.  verknüpft  sich  in  England 
mit  dieser  Art  Anweisung  erst  im  vorigen 
Jahrhundert,  bezw.  er  kann  nicht  weiter 
znrQckverfoJgt  werden.  Der  S.verkehr  be- 
gann sich  in  ^Berem  Mafie  zu  entwickeln, 
als  das  Clearing  eingeführt  and  als  (seit 
1828)  auch  den  großen  Aktienbanken  das 
Depositengeschäft  in  Verbindung  mit  8.ein- 
Ifieung  in  London  gestattet  wurde.  Von 
£ngUuid  aus  hat  der  S.  dann  sozusagen  seinen 
Lauf  durch  die  Welt  gemacht. 

In  Deutschland  und  Oesterreich  ist  es 
weiter  in  modemer  Zeit  üblich  geworden, 
den  Ausdruck  S.  auch  auf  die  Giroanweisung 
und  anf  die  formularmäfiigen  Verfügungen 
Ober  ein  Giroeffektendepot  zu  übertragen 
(8.  oben  Z.  2). 

In  Dentficfaland  hat  sieh  der  S.Terkehr  in 
den  letzten  20  Jahren  im  ZosanuneohaDg  mit 
dem  Giroverkehr  und  Clearing  (s.  diese)  anßer- 
ordentlich  gesteigert.  Bei  der  Reicbabank 
mid  ihren  Filialen  allein  wurden  i.  J.  1896 
841760  S.  im  Betrage  von  11974  MiU.  H.  bar 
atubezahlt ,  62?  ö53  Stück  im  Betrage  von 
129UB  MiU.  U.  mit  Konteninhabern  verrechnet, 
2829228  8.  mit  27892  MiU.  M.  dienten  zu 
Uebertragnogen  im  Giroansgabeverkehr.  Beim 
Clearing  worden  i.  J.  1904  32,6  Milliarden  ab- 
gerechnet^ wonuiter  ebenfalls  viele  S.  enthalten 
lind.  Seitens  vieler  Geschäftsleute  wird  die 
Kreditgewttbmojc  im  W»e  des  (meist  durch 
Bypotfaekenkantion)  gedeäcten  Kontokorrents 
anderen  Formen  vorgezogen  nnd  gew&ascbt. 
Die  Statistik  der  Kreditgenossenscnaftea  ist 
hierfür  der  deutlichste  Beleg.') 

Hit  dem  Kontokorrentkredit  stellt  sich  aber 
der  S.verkehr  natareemitß  ein,  nnd  derselbe  ist 
denn  anch  bei  zahlreichen  Banken  eingeführt. 
Sehr  allgemein  wird  der  8.  in  Oldenbnrg  und 
Hecklenbnrg  benntsrt.*)  Wichtig  l<>t,  daß  auch 
der  nenen  prenCischen  Zeutralgenossenschafts- 
kane  gesetElieb  die  Annahme  von  Geldern  im 
Depositen-  nnd  8.verkehr  eingeritomt  ist  (G.  v. 
3L/Va  1895  g  8  Z.  3).  Im  Interesse  der  all- 
gemeinen Erleicbtemng  des  GeschSftsverkefara 
ist  seitens  des  Finanzministeriums  gestattet 
worden,  dafi  die  auf  Guthaben  bei  der  Central- 
Genossenscbafts-Kasse  gezogenen  S.  bei  allen 
Zweiganstalten-  der  Boehsbank  nnd  an  Orten, 


Alb.  Knittel,  Beitrag  znr  Ciescbichte 
4es  dentschen  Oenossenschaftswesens ,  Leipzig 
1896,  8.  33.  . 

*)  Tgl.  die  Angaben  bei  B uff,  Das  Konto- 
korreotgeiehftft.  Stnttg.  1904  8.  20 fg. 


wo  solche  nicht  vorhanden  ^d,  den  Kreis- 
kassra  eingelöst  werden.  Die  modernste  Üe- 
staltnng  des  Bankwesens  in  Dentschland  ist 
der  Änsdehnnng  des  S.wesens  sehr  günstig. 
Die  10  Berliner  OroBbanken  hatten  1H96  3o, 
1904  bereits  166  Depositenkassen,  die  52  Conceni- 
banken  29.  Die  Zahl  der  Depositenkassen  ist 
also  in  raschem  Wachsen,  damit  ist  aber  die 
Anwendung  der  S.  von  selbst  gegeben.  Die 
fremden  ^Ider  der  10  Berliner  Großbanken 
stiegen  1883—1903  von  368  anf  2U30  Mül.  M. 
(von  100  anf  651,6%).  Diese  Großbauken,  die 
an  mehreren  Orten  Filialen  haben,  lösen  an 
jedem  dieser  Orte  die  8.  anf  ihre  sämtlichen 
Filialen ,  mindestens  an  ihren  Hanptplätzen, 
kostenfrei  ein  nach  Prüfung  der  Ordnungs- 
mälligkeit,  die  ungefähr  3  Tage  beansprucht- 
Banken,  die  keine  Filialen  besitzen,  haben  Ab- 
kommen mit  anderen  Banken  behnfs  £inl5.<iang 
getroffen.  Anf  der  Aückseite  des  8.  oder  wenn, 
was  oft  der  Fall,  dieser  zn  klein  ist,  anf  einem 
besonderen  beigehefteten  ätegenden  Blatt  werden 
die  Firmen  verzeichnet,  welche  die  EinlSsnng 
vornehmen.  Die  Befriedigung  der  einlesenden 
Bank  dnrch  die  Bezogene  geschiebt  im  Weg 
des  Beichsbankgiroa  oäet  der  Barsendnng.  Be- 
steht die  EinlösnngsmQglichkeit  bei  einer  be- 
nannten  Bank  für  den  S.empfänger  nicht,  dann 
ist  die  Einziehung  kostspielig  und  lästig,  wenn 
er  auch  bis  zn  iiOO  M.  des  Postanftrags  sich  be- 
dienen kann.  Das  Verfahren  ist  in  allen  Fällen 
umständlich.  Manche  erwarten  eine  wesentliche 
Hebang  des  S.verkehrs,  wenn  die  Beichsbank 
sich  eniacbließen  konnte,  ihr  großes  Filialnetz 
der  Sache  dienstbar  zu  machen,  indem  sie  ihren 
Giroknnden  das  Inkasso  von  S.  anf  alle  Beichs- 
bankplätze  ohne  Spesen  besorge.*) 

In  den  Sparkassen  verkehr  ist  der  8.  eben- 
falls bereits  eingedrungen;  so  bei  der  staat- 
lichen Landessparkasse  in  Detmold  seit  1883 
nnd  bei  der  Oldenbnrgiscben  Spar-  und  Leih- 
bank.«) 

Dagegen  wurde  die  Einführung  des  S.ver- 
kehrs bei  den  preußischen  öfTentlichen  Spar- 
kassen abgelehnt  (Hin.-Erl.  t.  5./1I.  1886).  Eine 
große  Ausdehnung  des  S.verkehr8  wäre  ein- 
getreten, wenn  der  im  ReichshanshaltaetatgeseU 
V.  30./III.  1900  vorgesehene  Post-S.verkebr  ins 
Leben  getreten  wäre.  Siehe  hierüber  Näheres 
oben  Bd.  I  8. 1117.  Ueber  den  S. verkehr  bei  der 
Österreichischen  Postsparkasse  nnd  den  Post- 
scheckverkehr  in  der  Schweiz  s.  Art.  „Giro- 
verkehr" sab  4  oben  Bd.  I S.  1113fg.  In  Oesier- 
reich  wurden  nach  einer  im  S.gesetzentwnrf 
mitgeteilten  ausführlichen  Statistik  i.  J.  1894 
von  der  Postsparkasse  nnd  den  10  hauptsäch- 
lichsten Banken  an  2  Hill.  S.  eingelöst,  wobei  die 
im  Giroverkehr  vorkommenden  Uebertragnngs- 
8.  nicht  mitgerechnet  sind;  es  betrifft  dies  einen 
Zahlungsverkehr  von  nahem  4  Milliarden  fl.  *) 


')  Vgl.  Handelszeitung  des  Beri.  TagebL 
Nr.  45  V.  25./L  1906. 

«)  Vgl.  H.  Seidel,  Das  deutsche  Spar- 
kassenwesen  1896,  Bd.  I  S.  284,  389,  und  Volksw. 
Zeitachr.  Die  Sparkasse,  1896  No.  318,  319: 
1896.  No  339. 

■)  Bei  der  österr.-ung.  Bank  ist  von  1888 
bis  1896  die  Zahl  der  weißen  8.  von  26105 
auf  130296,  die  der  roten  von  23760  auf  145468 
gestiegen.   Banchberg,  Der  Clearing-  nnd 
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In  Frankreich  stieg  die  Zabl  der  der  Oebfihr 
nnterzogenen  S.  tod  4396980  Stück  i.  J.  1H8Ü 
anf  877o040  StQck  i.  J.  1902.  Die  nmfassendste 
Anwendung  findet  der  S.  in  England  nnd  den 
Vereinigten  Staaten  TonÄmerika^iehe 
oben  Art  „Abrechnungsstellen"  snb  4  S.  ofg.)- 
Nach  einer  Erbebang  von  St  6.  Fownall  gliederten 
sich  die  Einnahmen  der  Banken  bereits  1880  so, 
daß  in  London  auf  die  S.  97,23 \,  in  Edinbnrgh 
86,78  %,  in  Dublin  89.90  %  trafen ;  anf  die  Bank- 
noten kamen  an  den  3  PlSteen  12,(i7;  8,ö3; 
auf  dieHttnKett0.73;0,ö6;  1,57.  Bei  den  Conntry- 
banken  an  261  Terscbiedenen  Orten  kamen  von 
den  Einnahmen  S.  auf  die  nftmliche  Stadt  bezw. 
den  ttfimlichen  Berirk  26,75'*/o,  sonstige  S.  und 
WMbsel  46,11%  zusammen  also  auf 
Banknoten  1 1,94 «/d.  Münzen  16,20O/o-  Die  Tages- 
einliefemng  von  S.  im  Londoner  Clearing  betrug 
ungefähr  18  Hill.  £.  In  den  Vereinigten  Staaten 
Ton  Amerika  ergab  eine  Erbebnng  am  l./VII.  1896 
bei  3474  National  banken  und  20ö6  Staats-  und 
Privatbanken,  daS  von  den  Einzahlongen  in  S. 
926«/o,  in  Papiergeld  6,3%,  in  Bargeld  1,1«/« 
erfolgten ;  insoweit  der  Großhandel  beteiligt  war, 
ergaben  sich  95,3;  4,0;  0,7  den  Detail- 

handel 67,7;  26,7;  5,6  V  ')  Der  S-gebranch  be- 
herrscht, wie  man  sieht,  den  Großhandel  fast 
ausschließlich  nnd  vermittelt  den  größeren  Teil 
des  Detailhandels ;  auch  die  nntersten  Schichten 
der  amerikanischen  Volkswirtschaft  sind  in 
hohem  Haß  an  der  kreditwirtscbaftlichen  Organi- 
sation des  Zahlnngsprozesses  beteiligt.  In  den 
meisten  Unionsstaaten  werden  sogar  Uberwiegend 
die  LShne  in  S.  ausgezahlt. 

6.  Der  S.verkehr  und  seine  Tolbe- 
wirtschaftUche  Bedeutung.  Der  S.  bietet 
zunächst  nur  dem  Zahlenden  eine  Bequem- 
lichkeit ;  der  Aussteller  hat  die  Qeldsurame 
bei  einem  Dritten  verwahrt,  er  braucht  nicht 
wegen  Diebstahls  usw.  sich  Sorge  zu 
machen,  genießt  event  für  diese  hinterlegte 
Geldsumme  noch  Zios  und  erspart  räch  auch 
noch  die  Mühe  und  Kosten  des  Vorzfihlens, 
Transportes  zum  Gläubiger  usw.  Mit  blitz- 
artiger Geschwindigkeit  erledigt  er  die 
größte  Zahlung.  Derjenige  dagegen,  der 
einen  S.  annimmt,  hat  ein  Risiko  und  nur 
Uubequemlichkeit ;  statt  barer  Zahlung,  die 
ihm  unmittelbar  eingehftudigt  wird,  muß  er 
oder  ein  anderer  nun  erat  beim  Bezogenen 
das  Gßld  erheben.')  Das  Ändert  sich  mit 
dem  Moment,  wo  entweder  Giro  möglich 
wird,  wenn  nämlich  auch  der  S.inhaber  bei 
d«r  nftmlidten  Bank  ein  Konto  hat,  oder  wo 
an  den  S.Terkehr  das  Clearing  sich  an- 
BchÜeßt,  indem  die  anf  Banken  lautenden 
S.  g^nseitig  kompensiert  werden  (s.  Clea- 
ring und  Giro).    Ohne  Giro  und  Clearing 


Giroverkehr  in  Oesterr.-Ung.  nnd  im  Aosl.  Wien 
1897,  S.  72. 

')  Rauchberg  a.  a.  O.  S.  180f^.,  wo  auch 
der  früheren  Erhebunnversuche  m  England 
nnd  Amerika  gedacht  ut. 

')  Drastische  Beispiele  finden  rieh  im 
Eandelsbl.  des  Berl  Tagebl.  von  1906  Nr.  8, 
26,  34,  191. 


ist  der  S.mtehr  nicht  roU  nnd  ganz  lebou- 
fähig  und  nichts  wie  eine  Itetige  Weit- 
schweifig^dt  1)  Ebendeshalb  emofi^t  es 
sich,  die  S.  auf  Banken  als  „S."  neEaanu- 
heben  (b.  oben  sab  1). 

Die  Vorteile  des  S-verkdirs  sind  mit 
denen  des  Giros  und  Clearings  identisch, 
wenn  auch  letzteres  noch  über  den  S.  hin- 
ausgreift  Soweit  sonst  das  S^ystera  Vor- 
züge bietet  —  genauen  Kinblick  in  die  Ge- 
schäfte des  Kunden,  iafoigedessen  richtige 
Beurteilung  der  Kreditwfkdigkeit  usw.  (s. 
auch  Art.  „Notenbanken'^)  —  ist  das  wieder 
nur  der  Fall  bei  den  auf  Banken  ge- 
zogenen S. 

Die  Gebhren  und  Nachteile,  die  mit 
dem  organisierten  S.Terkehr  verknüpft  aind, 
wiegen  die  Vorteile  nicht  auf;  erstere  sind 
nicht  größer  als  die  bei  analogen  Papieren 
auch;  Fälschung  und  Betrug  sind  beim  S. 
kaum  mehr  als  beim  Wechsd  möglich;  wie 
man  sich  zu  schützen  sucht,  worde  oben 
gezeigt;  ebenso  ist  die  Kreditgewähnuig 
beim  S-system  (Ziehung  auf  Kredit)  nicht  be- 
denklicher als  die  in  anderen  Formen  sich  be- 
wegenden. Die  mißbräuchliche  VerveDdang 
des  S.  zum  sog.  Kiting,  wie  es  in  England 
und  Holland  vorkommt,  findet  sein  Anaiogon 
in  der  Wechselreiterei.  Uebrigeos  lassen 
sich  schon  durch  Gesetz  derartige  Aus- 
artungen sehr  einschrftnken,  wenn,  wie  im 
{^terreichischen  Gesetz,  für  den  S.  ala 
wesentliches  Erfordernis  der  Hinweis  aof 
das  Guthaben  verlangt  ist,  und  den  Ana- 
steiler  bei  NichteinlOsiu^  we^n  nicht  ge- 
nügender Deckung  eventuell  eine  OrdniingB- 
strafetrifft.  Das  Emuge,  was  man  dem  S.ver- 
kehr  gesondert  oder  graladl  mehr  zur  Last 
legen  kann,  ist  die  übertriebene  Erspanug 
von  Edelmetall^eld,  zu  der  er  neigt,  w» 
besonders  in  Zeiten  der  Erism  sich  atOreod 
geltend  machen  kum. 

7.  Das  Sj«cht  Für  das  Terfaältnis 
zwischen  Aussteller  nnd  Bezogenem 
reicht  in  der  Hauptsache  die  Vertn^aanto- 
nomie  aus,  und  die  Banken  haben  durtih 
ihre  Reglements  dieselbe  auch  in  reichem 
Maße  betätigt.  Das  Verhältnis  der  Ein- 
lagen (Höhe,  Verzinsung,  Rückzahlung,  Axt 
der  Ergänzimg,  Dauer  der  Haftung  usw.), 
die  Modalitäten  der  Sjiusstellung  (Sicnn, 
Höchstbetrag  der  S.8umme,  Zahlungsfrist), 
ob  der  Aussteller  statt  der  Barzahlung  Gut- 
schrift an  den  Dritten  begehren  kann,  die 
Berechnung  des  verfügbaren  Outhabens,  die 
Folgen  der  Ueberschreitung  des  Guthabens 
bei  der  SAusstellung,  Zuifisngk^t  und  Wir- 
kungen eines  Widemife,  die  ProviaioasaQ- 
sprüche  der  Bank,  B^rflodung  und  Aul- 


Wie  sehr  z.  B.  in  Oesterrdch-DBgazB  die 
S.  noch  sozusagen  mifibräuchliehe  dad,  dattber 
Tgl.  Aauchberg  a.  a.  0.  8.  191  fg. 
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i.>^uDß  des  S.TertragBverhAttnisses  usw. 
»■Ttlea  so  geregelt,  Dag^Q  kann  die 
STällting  des  S.inhaber8  gegenüber  Aus- 
■••fiJer  und  Bezc^nem  —  und  der  S.  ist 
:  *h  dazu  bestimmt,  in  die  Hände  Dritter 
;'j  gelaogen  —  durcii  die  Oeschäftsbedin- 
^z«u  der  Bank  nicht  beatimint  werden ; 
.■"-vle  diese  Relationen  um&tseen  aber 
tnteiini,  veldie  fOr  die  Yerallgemeinerung 
8. Wesens  von  grOfiter  Bedeutung  sind : 

-  «eJche  Wirkungen  die  Annahme  des  S. 
.m  VerfaAltois  zum  Aussteller  hat,  welche 
H  ■htn  dem  SJnhaber  aus  einem  Papier 
^i»|iringeD,  das  dem  S.vertrag  zuwider  aus- 
„r^Ut  wurde,  was  für  Folgen  eintreten, 
t'oa  der  Sinhaber  bei  der  Pi&sentation 
'i":  ^  etwa  g^n  Bedingungen  des  S.Ter- 
'■iss  veretöSt,  ob  und  unter  welchen  Vor- 
.ivctznngen  er  statt  Zahlung  Gutschrift 
'-rUngüD  kann^  ob  und  in  wdchen  Formen 
: :  SjempflUiger  das  Papier  Übertragen  kann 
vA  wie  sidk       Indossierbarkeit  des  S. 

«  VerhSltnia  der  BaocesrnTen  Erwerber 

-  iiotfiiDander  gestaltet,  wozu  der  Widerruf 
'■^  S.  oder  die  Verweigerung  seiner  Hono- 
r-rnng  den  Inhaber  berechtigt  usw.  Hier 
•■100  Qicht  die  Vertragsautonomie,  sondern 
zfiT  dos  Qesetzesrecht  aushelfen,  um  dem 
^  Vi-rtrauen  zu  schaffen,  und  namentlich  die 
Siijpilung  der  Frage  des  Regresses  ist  für 

iiebrsnch  des  S.  als  Zahlungsmittel  ge- 
■»L-^^rmaßen  eine  Lebensfrage. 

Hehraahl  der  Staaten  hat  eine  gesetz- 
Vhi-  Keeclang  des  S.  versacht  In  England 
nihUi  die  Kodifikation  des  Wecbselrecbts  Tom 
\\t<  1882(45  nnd  46  Yict  61)  in  den  Artikeln  73 
'  •  aDeb  eine  Begelnng  des  S. ') ;  in  den 
t>M  geregelten  Punkten  kommt  das  Wechsel- 
*-M  eor  Anwendung.  In  Frankreich  ist 
uttcheidend  das  0.  t.  14.^  1866  mit  Novelle 
T  t». II.  1874*);  in  Belgien  das  6.  ir.20./VZ. 

'loi  sur  les  ch^nes  et  aatres  mandats  de 
;«r4iDeBt  et  offres  r^ellea);  in  der  Schweiz 
M  die  M»t4ffie  behandelt  im  Obligationenrecht, 
T"t  3)  Art  ffit)~8a7;  dieser  Titel  trat  in  Ge- 
xrr^tknftam  1883;  für  Holland  kommt 
->  VMncht  du  BGB.  von  1838  Art.  221—229 
-:n  roa  einer  f.  J.  1879  ernannten  Kommission 

Torgelegter  Entwurf  ward«  von  der  Re- 
:-'^nj[  aicht  verwertet),  ftlr  Italien  kommt 
-■  Utlncbt  der  Tit  10  Kap.  6  Art.  389-344 
'»  HtrB.  T.  U.JX.  1882;  fOr  Portugal  das 
-I-'fi.  T.  »L/VL Buch  2  Tit.  6  Hanptst.  2 
-vj  311-M3;  f&r  Rumttnien  BGB.  t.  6. 
'i4  18,IV.  1877,  Art.  364—369;  für  Spanien 

5S4-W3  des  1886  revidierten  BGB.;  für 
-•tDenark  das  G.  v.  23./IV.  1897  «Iber  S.  and 
>:4fre  SIcbtanweisnogen,  mit  dem  materiell  das 
'"'«egische  vom  3./VIII.  1897  and  das 
•'-bwfdtsche  vom  24./IIL  1898  Uberein- 
•  iBQi;  fOr  Argentinien  das  BGB.  t.  9^ 
'■'^^  Art79B-5<iS^  nnd  fttr  Japan  du  BGB. 

Abgcdrockt  bei  G.  Obst,  Theorie  and 
Crtiii  dt*  averkehr«,  Stnttg.  1899  S.  149. 
'!  Beide  abgedriNkt  ebeiäa  S.  l&l. 


T.  26./IV.  1890  Art.  811— «18;  fttr  Peru  das 
SpezialgeseU  v.  9./K.  1888.  Das  BGB.  von 
Gnatemala  (1877)  hat  den  S.  als  nnsnlftsiig 
erkl&rt  Eine  Kodifikation  fehlt  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Deutsch- 
land usw.,  doch  ist  in  den  Vereinigten  Staaten 
die  Hechtspraxis  eine  fest  ausgebildete. 

In  Deutschland  ist  der  Zustand  ein 
wenig  befriedigender.  In  der  Reichsgesetz- 
gebung ist  der  Geld-S.  nur  im  Wechsel- 
stempelsteuergesetz V.  10./VI.  1869  §  24 
erw&fant;  es  ist  Steuerfreiheit  zugesichert 
den  „statt  der  Barzahlung  dienenden,  auf 
Sicht  zahlbaren  Platzanweisuogen  und  S., 
d.  i.  Anweisungen  auf  das  Guthaben  des 
AussteUers  bei  dem  die  Zahlungen  desselben 
besoigenden  Bankhause  oder  Oeldinstitute, 
wenn  sie  ohne  Accept  bleiben".  Die  Deli- 
nitioD  des  S.  ist  sehr  interessant;  allerdings 
behaupten  mandie,  eine  Definition  sei  hier 
nicht  gewollt,  sondern  nur  eine  Abgrenzung 
des  steuerfreien  S. 

Das  Reichshandelsgesetzbnch  behandelt 
in  den  §§  363—365  Anweisungen,  die  den 
S.  teils  nicht  ti^ffen,  teils,  insoweit  sie  es 
tun,  ungenügend  sind.  Das  Handelsgewohn- 
heitsrecht, auf  das  unter  diesen  Umständen 
zurückgegriffen  werden  muß ,  hat  noch 
keine  feste  Form  angenommen;  die  Ge- 
richtsurteile widersprechen  sich.  IMe  frühere 
fartikulargesetzgebung  äniger  Staaten,  wel- 
che die  kaufmAnnische  Anweisung  besonders 
regelte,  reichte  zumeist  auch  nicht  aus;  zu- 
dem traten  diese  landesgesetzlichen  Vor- 
Schriften  mit  Einführung  des  neuen  BGB. 
außer  Kr^  (Art  21  des  ESuführungsgeaetzes 
zum  BGB.  T.  10./V.  1897). 

Ein  S.gesetz  hat  allein  Elsaß-Lothringen, 
es  ist  das  französische  von  1865  ohne  die 
französische  Novelle  von  1874;  Lippe  hat 
eine  Verordn.  v.  1./XIL  1882,  betr.  die  Ein- 
führung des  S-verkehrs  bei  der  Landesspar- 
kasse (abgedr.  in  Ztschr.  f.  Handelsr.  Bd.  31 
S.  259 fg.,  vgl. auch M.  Seidel,  Das  deutsche 
Sparkassenwesen  I  1896,  S.  389). 

Die  Normen  des  bürgerlichen  'Rechts 
über  die  Anweisung  sind  für  den  S.  zumeist 
unzweckmäßig.  Vgl.  BGB.  §§  783—792). 
Namentlich  gilt  dies  für  das  Widerrufsrecht 
und  die  langen  Veriährungsfristen.  Auch 
regek  weder  das  BGB.  noch  das  BOB.  Prä- 
sentation, Protest  und  Regreß.^) 


Die  Gerichte  haben  Qbrigens  entschieden, 
daß  der  S.inhaber  bei  NichteinlOsmig  seinen 
Vormann  aaf  Grand  des  arsprünelichen  Sebald- 
Verhältnisses  belangen  nnd  daß  dieser  sich  der 
Zahlnngspflicbt  nicht  entziehen  kann  (was  aber 
eine  neuere  Entscheidung  des  Uberlandesgerichts 
Bamburg  nicht  ancb  für  die  Gegenwart  gelten 
lassen  will),  ebenso  haben  sie  die  Ansicht  ver- 
treten, daQ  der  S.nebmer  hinsichtlich  der  Vor- 
legung znr  Zahlang  die  Pfiichteu  einet  ordent- 
lichen Geschättimanaes  wahnmnehmen  und  daB 
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Seit  1879  sind  in  Deatscltland  Bestrebungen 
für  ein  S^gesetz  wach :  auf  Gmnd  von  diei  Tor^ 
länfem  bat  das  Reichsbankdirektoriam  selbst 
1882  einen  Entwarf  anffreatellt  (Eocb);  im 
selben  Jahr  erklärte  sich  der  deatsche  Handels- 
tag  für  eine  gesetzliche  Itegelnng,  ebenso  1884 
der  deatsche  Jaristentag.  Doch  gab  es  noch 
Tiele,  welche  das  Bedürfnis  leng^neten.  Am 
11./I1I.  Ib92  wnrde  ein  vom  Bnndesrat  geneh- 
migter Entwurf  dem  Reichstag  vorgelegt'),  ge- 
langte aber  dort  nicht  zw  Beratung.  Die  Hoff- 
nung, daß  bei  der  Bevision  des  HOB.  die  Frage 
geregelt  werde,  bat  sich  nicht  verwirklicht;  es 
blieben  deshalb  ancb  „die  landesgesetzHchen 
Vorschriften  Über  S.  unberührt"  (Art.  17  des 
Einfi\hrung8gesetzeB  zum  HOB.  T.  lO./Y.  1897). 
Die  Denkschrift  zum  Entw.  des  HGB.  (Carl 
Heymanns  Verlag  1897)  S.  187  bemerkt: 

„Die  Regelung  des  S.rechts  wird  nötigen- 
falls im  Wege  eines  besonderen  Gesetzes  ihre 
Erledigung  finden  müssen.  Der  weiteren  Ent- 
wickelnng  des  S.wesens  auf  der  bisherigen 
Gmndtage  stehen  weder  die  Voracbriften  des 
Entwürfe  noch  diejenigen  des  BOB.  im  Wege. 
Heistens  sind  die  S.  auf  den  Inhaber  geatelit 
oder  sie  lauten  zwar  auf  eine  bestimmte  Person, 
aber  mit  dem  ZnsatEC,  daß  der  Bezogene  auch 
an  jeden  Inhaber  zahlen  solle.  Die  rechtliche 
Zulässigkeit  solcher  S.  ist  auch  kitnftig  nicht 
zweifelhaft;  nur  das  Accept  eines  lubaber-S. 
wird  durch  den  §  795  des  B<jB.  ausgeschlossen, 
was  auch  vom  Standpunkte  des  S.rechts  als  ein 
angemessenes  Ergebnis  zn  betrachten  ist.  In 
Ansehung  derjenigen  S.,  welche  auf  eine  be- 
stimmte Person  oder  den  Inhaber  lauten,  wird 
der  g  808  des  BOB.  entsprechende  Anwendung 
finden  kOnnen.  Was  die  S.  betrifft,  welche  an 
Order  lauten  und  durch  Indossament  übertrag- 
bar sein  sollen,  so  ergibt  sich  die  Indossierbar- 
keit  derselben,  da  der  Bezogene  stets  ein  Kauf- 
mann sein  wird,  ans  dem  §  355  des  Entw." 

Neuestens  hat  Direktor  Thorwart  in  Frank- 
furt a./M.  Grundsätze  für  die  gesetzliche  Regelung 
des  S.Verkehrs  aufgestellt,  die  1905  vom  All- 
gemeinen Genossenschafts  tag  nach  Vornahme 
geringer  Abänderungen  gebilligt  wurden.')  Da- 
gegen hat  lti02  der  Bankiertag  die  DringUcbkeit 
Temeint,  es  geschah  dies  aber  nur,  weil  er  Ton 
dem  Reichstag  kein  gutes  Gesetz  erwartete  und 
anch  die  Aufhebung  der  Stempelfreiheit  be- 
fürchtete. ')  Die  Berliner  Aeltei-ten  der  Kauf- 
mannschaft meinen  auch  nenestens  noch,  ein 
Torgehen  sei  nicht  dringlich  nnd  snrzeit  nicht 
ratsam,  eventuell  empfeuen  sie  Einffihmng  des 


die  Präsentation  innerhalb  einer  angemessenen 
Frist  (also  ähnlich  dem  englischen  reasonable 
time)  zu  erfolgen  habe. 

')  Derselbe  ist  abgedmckt  bei  O.  Obst, 
Theorie  nnd  Praxis  des  S.verkehrs.  Stnttg.  1899 
S.  154. 

•)  Blätter  für  Genossenschaftswesen  v.  23./IX. 
1905  Nr.  38  S.  474.  Vgl.  auch  Art.  „S.gesetz- 
gebnng"  im  Internat.  Volkswirt  v.  19./1II.  1906 
Nr.  25  S.  332. 

')  Verhandlungen  des  ersten  Altgemeinen 
Deutschen  Bankiertages  zu  Frankfurt  a./M.  v. 
19.  und  20./IX.  1902.  Berlin/Frankfurt  a./M., 
Verlag  des  Zentralverbandes  des  Deutschen  Bank- 
nnd  Bankiersgewerbes  1902  S.  66  f.  Referent  war 
auch  hier  Thorwart. 


Regresses  gegen  AnssteUer  nnd  Indossutea,  Fest- 
setzung einer  knixen  Vorlegungsfrist,  deren  Vw* 
sänmung  Recbtsnachteile  im  Gefolge  bat,  WuJcr- 
rufsvertrat  bis  zum  Ablauf  der  VorlegeMst.  *)  tTnd 
im  Härz  1903  erklärte  bei  Beratung  einer  Petitiaa 
des  Verbands  katholischer  kanfm&nniscfaer  Vtx- 
einigungen  Deutschlands  an  den  Eleichstag^  der 
Regierungkommiseär,  man  sei  vor  einif^  Jahm 
bei  erneuter  Prüfung  zu  dem  Ergebnis  gelangt, 
die  Sache  bis  auf  weiteres  ruhen  zu  lositen,  der 
Verkehr  habe  sich  ancb  ohne  Geseu  entwickelt 
und  werde  durch  ein  Sondeiweseti  kaam  ge- 
fordert (?) ;  die  Petition  wnrde  den  ReidiakaDxler 
als  Material  überwiesen. 

In  Oesterreich,  wo  bisher  die  Ver- 
hältnisse ähnlich  lagen  wie  in  DeotBChl&od, 
wurde  von  der  Regierung  ein  S.geBetzeot- 
wurf  1895  dem  Reichsrat  vorgelegt,  kam 
aber  nicht  zur  Behandlung,  1897  wurde  er 
abermals  eingebracht'),  ohne  erledig  za 
werden,  1904  wurde  er  abgeändert  dem 
Herrenhaus  unterbreitet^),  bei  der  EiOfTnuiig 
des  Reichsrats  1905  die  Vorlage  von 
neuem  angekündigt.  Erst  im  darauf  folgen- 
den Jahr  aber  gelangte  man  zum  Ziel.  Die 
Vorige  erfuhr  geringe,  meist  nur  fonnetle 
Aenderungen,  Das  Scheckgesetz  ist  datiert 
V.  3./IV.  1906  (Reichsgesetahl.  S.  715).  Die 
österreichischen  £otwQrfe  haben  auch  außer- 
halb Oesterreichs  viel  Beifall  gefunden.  Ihre 
B^rflndung  ist  meisterhaft.  Das  Gcseti 
verdient  die  grOfite  Beachtung. 

Auch  in  Ungarn  und  KuBlaad  ist 
man  in  neuester  Zeit  der  gesetzlichen  Be- 
gelang  des  S.wesen8  näher  getreten. 

S.  Anfordernngeii  an  ein  SifesetB.  Es 

kann  nur  auf  einige  wichtigere  Ponkte  eii^ 
gegangen  werden.  Wesentlich  für  die  reckt- 
licbe  Gestaltung  scheint  mir  zu  lein.  daß  naa 
stets  die  Funktion  des  S  fest  im  Auge  behält, 
sich  also  stets  vergec:enwärtigt,  Aah  der  S. 
Zahlungsmittel  ist  und  nicht  zum  EredittBittd 
werden  darf.  Der  S.  mnß  sich  vom  We^u«! 
unterscheiden,  sonst  braucht  man  ihn  niohL 
Femer  mnlt  sich  der  S.  ans  der  Hasse 
übrigen  Anweisungen  heranaheboi  als  ein  g»> 
wissen  Zahlungsmodalitäten  besonder*  ange- 
paßtes Verkehrspapier.  Dem  wird  man  ger^dit, 
wenn  man  folgende  Forderungen  stellt: 

1.  Vor  allem  ist,  wie  schon  oben  angeileatet, 
zu  verlangen,  daU  nur  Anweisungen  am  Baaken 
und  bankähnlicbe  Institute  S.ebarakter  erhalten 
und  zwar  ans  8  Gründen:  1.  weil  diese  An- 
stalten eine  gewisse  Auslese  der  Personen  berbei- 
fUhren,  welche  der  S.  sich  bedienen  dürfen,  eme 
allgemeine  S.freiheit  würde  die  wilden  ä.  bringen 
nnd  wäre  nnr  schädlich ;  daß  dem  ä.  in  England 
überall  Vertrauen  entgegengebracht  wird,  klagt 
wesentlich  mit  der  strengen  Prftvcatjrpt^iitt 
der  Depositenbanken  snsammen;  sie  nehmen 
keinen  Kunden  an,  wenn  er  nicht  entweder 

■)  Handelsz.  des  Berl.  TagfaL  Nr.  557  v. 
l./XI.  190Ö. 

*)  Nr.  2  der  Beil.  zu  dem  stenogr.  Prot  dec 
Abgeordnetenhauses.   XII.  Session  1197. 

■)  Nr.  241  der  Beil.  m  den  stenogr.  Prot, 
des  Herrenkanses.  SVIL  Session  1904. 
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lirk  ftlten  Knuden  ier  Bank  als  znTerlSaaig 
•ipfoU»  wird  oder  dnrcb  genügende  Nocb- 
«tw  Mine  penSnliehe  and  geachSmicbe  Sicher- 
>h  damtiin  Tennag 8.  itt  diese  Beschrftn- 
tiiur  enrOnsebt.  weil  «ie  die  vielen  kleinen 
'•i-D  EusebestAtide  hervorlockt  nnd  an  wenigen 
Unkten,  eben  bei  den  Banken,  konzentriert  und 
amit  für  den  Eincelnen  wie  für  die  Volks- 
»inwfaaft  frnehtbar  macht;  3.  wird  anf  diese 
'A'eiw  der  S.  ent  beqnem,  indem  er  Atusiebt 
vif  itiro  nnd  Clearing  erhält. 

ü  El  ist  iweckm&fiig,  wenn  der  8.  dnrch 
ü*  Selbttbeieiehnnng  im  Text  sich  von  der 
r  V'^tmlicfaeB  Anweianng  abhebt,  ebenso  wenn 
L  .1  den  ansdrttcklicben  Hinweis  auf  das  6at- 
\ti*ti  äes  Aosstellers  fordert,  nm  som  Ans- 
\rvrk  zn  bringen,  daß  der  S.  nicht,  wie  der 
'A^.äul,  ein  Kreditpapier  ist,  sondern  lediglich 
'ertntnnir  im  Zatünngsaht  bezweckt.  Eben 

•  ■!  ilrr  S.  flülige  Zablan^,  weder  Stundang 
t  F.A  Srimldnmlnaernng  bezielt,  maß  man  anch 

«icder  im  G^ensatz  zur  Uehrzahl  der 
n^daü  —  am  uiointen  Siebtebarakter  des 
r  f«<tbalteii  nnd  Pristenbesäcbnnnffen  als 
^irknagrios  bezeichnen.  Nor  Italien  nnd  Rnmä- 
i.s  haben  anch  Nichtsicht-S.  gesetzlich  aner- 
iiiui.  m  den  Ver.  St.  t.  Am.  sind  Dato-S. 
■:i  Mristete  Sicht-S.  xolSssig.  Anch  eine  knrze 
i  filanfneit  —  ßber  das  Haß  herrscht  große 
ü'iDnncHTenchiedenbeit  •)  —  mnö  verlangt 
"■tiden;  denn  wenn  es  anch  nicht  zn  bean- 
■unileo  ist,  daO  der  3.  bis  zar  Einlösung 
»•iiere  Zahlnngen  vermittelt  nnd  der  Aus- 
•ipKw  sogar  infolge  der  Verzögernng  der 
rn-ntation  nuter  Umständen  Zinsen  luKriert, 
*•  terlaoet  doch  der  Hinweis  anf  das  Gut- 
Uhn  baldige  Prisentatiott ,  der  S.geber  will 
^*vtt>kn  nnd  bat  den  Wnnsch  entlastet  zu 
«'idt-D.  znr  Zeit  der  Ausstellung  ist  das  Gnt- 
uh-n  d«.  ob  anch  später,  Ut  ungewiß,  der  S.  wird 
i:*r<-{ier,  wenn  der  Termin  lange  hinansgerUckt 
^rrlra  kann.   Üm  die  rechtzeitige  Vorzeigung 

•  iri'ifDtilhren,   muß  die   Versänroung  auch 
btiicfae  Nachteile  im  Gefolge  haben  (z.  B. 

'■ritt*t  von  Eeyreßansprüchen). 

•i  Wichtig  ist,  ob  nnd  inwieweit  Widerruf 
lu^lirb  ist  nnd  wie  Tod,  Eintritt  rechtlicher 
Gi«bii(keit  nnd  Konkurs  wirken.   Das  Ver- 
'  larti  £Bm  S.  wird  unstreitig  gehoben,  wenn 
'rai.-fat  widerrufen  werden  kann;  zwar  würde 

•  f  Mt'ijrlichkeit  des  Widerrufs  die  Vorlegung 

>  M:hr  beschleunigen,  aber  dieser  Tortal 
I  tuI^  doch  nicht  die  Mißlichkeit  kompensieren, 

in  EmpAo^  furchten  muß,  der  Zahtungs- 
if'rjur  kSune  im  nächsten  Augenblick  schon 
*:'*mifen  sein.  Hau  muß  also  die  Wider- 
'c'  ibkeit  aasschließen ;  doch  kann  man  Ans- 
'  .im-u  anlaMen,  so  wenn  man  wie  das  Osterr. 
'      den  Widermf  nach  Ablauf  der  Pr&sen- 

'.  Vgl.  R.  Eberstadt,  Depositenbankwesen 
"•1  :^  rerkebr  in  England.  Schmollers  Jahrb.  27 
•"1  S  2&3fg. 
]l  Drt  Deutsche  Oenossenschaftstag  v.  6./IX, 
''■  Terlaiu^  15  Tage,  das  österr.  Gesetz 
""■fikt  5  Tage  fftr  Platz-S.,  8  Tage  för  in- 
'  idi^'he  Diatanz<S-  vor  -  für  Istrien,  Dalmatien 
>:'t  (tu:  KOfteolandsinseln  gelten  besondere  Be- 
"  hintiiival ;  die  Postitparkasse  kann  in  ihrem 
K  iti-li  fsr  Nanenschecks  andere  Fristen  be- 
'*  "tioctt.  jedoeh  nicht  aber  14  Tage. 


tationsfrist  suläfit,  nm  den  Sätunenden  zn  stnto 
nnd  dem  Aussteller  seine  Deckungskapitalien 
wieder  frei  zu  geben;  ferner  kann  man  die 
WiderruFlichkeit  bei  dem  Namen-  oder  dem 
Order-S.,  den  der  Aussteller  unmittelbar  an  den 
Bezogenen  mit  dem  Auftrag  geschickt  hat,  den 
S.betre^  an  den  bezeichneten  Zahinngsemp- 
fänger  gelangen  lassen,  gestatten,  selbstver- 
ständlich aber  nur,  solange  der  Auftrag  nicht 
erfüllt  ist;  solange  der  S.  nicht  in  die  Hände 
eines  Zahlungsempfängers  gelangt  ist,  kann 
derselbe  anch  kmne  Rechte  tomns  geltend 
machen;  man  bat  in  Oesterreich  diese  Atw- 
nahme  namentlich  im  Interesse  der  Postsparkasse 

Semacht,  da  die  Aussteller  oft  noch  knn  nach 
er  Anftragserteilnng  Berichtigungen  vor- 
nehmen ;  endlich  kann  man  den  widerruf  bei 
S-,  die  „nur  znr  Verrechnung"  dienen,  zulassen, 
in  welchem  Fall  aber  der  Widermf  erst  mit 
Ablauf  der  Fräsentationsfrist  für  den  Bezogenen 
wirksam  wird.  In  England  ist  der  Widernrf 
schlechtweg  zulässig,  aber  durch  die  Geschäfts- 
gewobnbeit  ausgeschlossen.  Der  dentsche  Entw. 
T.  1603  versagte  dem  Widermf  jede  rechtUdie 
Wirksamkeit. 

Wegen  des  Todes  des  Ausstellers  oder  wegen 
nach  Ausstellnn^  des  Schecks  eingetreten« 
rechtlicher  Unfähigkeit  desselben  zur  selbstän- 
digen Vermögensverwaltung  sollte  die  Einlösung 
des  S.  nicht  verweigert  werden  dürfen.  Das  Ver- 
trauen zum  S.  wird  nicht  gehoben,  wenn  man 
wegen  plötzlichen  Todes  oder  eingetretener  recht- 
licher Unfähigkeit  des  Ausstellers  Vereitelung  der 
Zahlung  befürchten  müUte,  die  Erben  usw.  könnten 
auch  wohl  selten  die  durch  den  S.  agnoszierte 
Schuld  anfechten  nnd  hätten  nur  Verzugszinsen 
und  Prozeflkosten  zu  erwarten.  Die  vorhandenen 
S.gesetze  (nicht  aber  England)  stellen  sich  auch 
auf  diesen  Standpunkt.  Schwieriger  wird  die 
Frage  für  den  Fall  des  Konkurses.  In  Eng- 
land und  den  Ver.  St.  v.  Am.,  im  Osterr.  Gesetz 
darf  der  Bezogene,  sobald  er  erfährt^  daß  über 
das  Vermögen  des  Aunstellers  der  Konkurs  er- 
öffnet ist,  den  S.  nicht  honorieren.  In  Frank- 
reich dagegen  muß  der  S.  ausbezahlt  werden, 
man  sieht  dort  in  dem  S.  eine  Art  Zession ;  der 
Aussteller  tritt  einen  Teil  seines  Guthabens  an 
den  Snebmer  ab;  der  8.  ist  deshalb  dort  nicht 
nur  schlechthin  nnwidermflich ,  sondern  der 
S.inhaber  hat  auch  ein  direktes  Klagereeht 
gegen  den  Bezogenen  und  ein  Anssonderungs- 
recDt  im  Konkurs.  Anch  in  Schottland  und 
Holland  wird  der  S.inhaber  Eigentümer  der 
Deckung  und  selbst  in  England  wird  er  Kon- 
knrsgläubiger  des  Bezogenen,  wenn  der  Aus- 
steller infolge  verspäteter  Präsentation  regreO- 
frti  geworden  ist.  Manche  glanbeu,  daß  der 
S.inhaber  hierdurch  mehr  geschützt  sei');  die 
Insolvenz  der  bezogenen  Bank  dürfte  in  der 
Tat  seltener  eintreten  als  die  der  S-anssteller. 
Doch  werden  gegen  die  den  Anweisnngscha>- 
rakter  des  S.  aufhebende  französische  Auf- 
fassung aneh  ernste  Bedenken  geltend  ge- 
macht *) 

4.  Es  erscheint  zweckmäßig,  Namen-,  Order- 
und  Inhaber-S.,  ebenso  den  ohnehin  sehr  häufigen 


')  Vgl.  Canstein,  Scbeckrechtliche  Betrach- 
tungen, Bankarchiv  4  (läOö)  Nr.  7  S.  101. 

■}  Vgl.  die  Begründung  des  österr.  Entw. 
T.  1904  8.  14,  24,^. 
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nnd  im  Verkehr  bequemen,  altematiTen  oder 
nnrollkommenen  Inhaber-S.  (aof  Namen  ond 
Ueberbringer)  zoznlassen  und  einen  S.,  bei  dem 
die  Bezeichnang  des  Zabltuigsempfftngers  unter- 
blieben ist,  nicht  als  ungültig',  sondern  als 
Inbaber-S.  sn  erkitoen.  Die  ludossierbarkeit 
des  Ordert,  muß  eine  Bescbrftnkung  erfahren; 
«in  Indossament  an  dea  Belogenen  ^be  diesem 
die  Möglichkeit,  den  S.  wieder  weiter  zu  be- 
geben, aus  einem  Zahlnngsverpflichteten  würde 
zugleich  ein  Gläubiger.  Der  S.  würde  auf  diese 
Weise  zu  einer  Wechselobligation  degenerieren. 
Auch  würde  das  Indossament  an  den  Hezogenen 
das  Erfordernis  des  Guthabens  wieder  illusorisch 
machen.  Wenn  der  Bezogene  nur  zu  verlangen 
braucht,  dait  ihm  statt  der  Quittung  der  S. 
giriert  werde,  dann  kann  er  gegen  den  Aub- 
■teiler  nnd  sämtliche  Indossanten  auf  den  ToUen 
S.betrag  Begrefl  nehmen.  Anstatt  auf  das  Gut- 
haben sieht  der  Bezogene  an!  solvente  Vor- 
männer. Aus  einem  Zaninngapapier  wQrde  der 
S.  ein  Kreditpapier.  Deshalb  ist  es  richtig  (wie 
das  Csterr.  Gesetz)  zu  sagen:  Ein  Indotmament 
an  den  Bezogeneu  gilt  als  Quittung;  ein  In- 
dossament des  Bezogenen  ist  ungültig. 

ö.  Aehnlicb  bedeutnam  ist  für  die  ganze 
Auffassung  des  8.  die  Frage  des  Accepts.  LäÜt 
man  dasselbe  za,  so  wird  der  S.  kolossal  dem 
Wechsel  genähert.  Denn  dnruh  dasselbe  wird 
der  Besc^gene  ans  einem  Zahlongsorgan  ein 
selbständiger  Schuldner  des  S.inliaber«,  der  S. 
wird  eine  Anweisung  zum  Ereditieren.  Der 
Hinweis  und  die  Bedeutung  des  Gnüiabens 
werden  illasorisch  gemadit.  Statt  bei  der 
PrtlsentaUon  zn  leisten,  verapricht  der  Be- 
zogene. Durch  das  von  einem  bezogenen 
Bankier  beigefügte  Accept  wird  der  S.  zu  einer 
individaellen  Banknote,  wodurch  die  Kautelen 
der  Banknoteugesetzgebnng  illusorisch  gemacht 
werden  können.  Es  ist  auch  zu  besorgen,  daS 
Bankiers,  falls  sie  acceptieren  sollen,  ungern 
in  den  S.verkehr  willigen  oder  für  die  Ueber- 
nahme  des  größeren  Bisiltos  auch  grSflere  Gegen- 
leistung verlangen,  was  namentlich  önem  sich  erst 
entwickelnden  verkehr  abträglich  sein  kOnnte, 
femer  daU  der  Verkehr  immer  mehr  acceptierte 
und  nichtacceptierte  S.  unterscheidet  und  schlieQ- 
lich  letztere  abstößt.  Die  dem  S.  gewährte 
Oebilhrenfreiheit  oder  Gebübrenen trieb  tung  ist 
natürlich  bedroht,  wenn  der  S.  dem  Wechsel  zu 
sehr  genähert  wird.  Der  deutsche  Entwarf  und 
das  {isterreichiscbe  Gesetz  haben  deshalb  wohl  mit 
Becht  das  Accept  aasdrücklich  ausgeschlossen, 
ein  auf  den  S.  gesetzter  Annahmevermerk  gilt 
als  nicht  geschrieben.  In  England  und  Frank- 
reich ist  das  Accept  nngewQluilieh,  kann  auch 
nicht  verlangt  werden,  wird  es  aber  erteilt,  so 
wirkt  es  Wechsel  mäßig. 

Das  in  England  vorkommende  „marking" 
ist  kein  eigeniliches  Accept,  sondern  nur  das 
Anerkenntnü),  daU  zu  spät  eingelieferte  S.  im 
Clearing  des  nächsten  Tags  nicht  beanstandet 
werden  (sie  werden  mit  einem  Anfangsbuch- 
staben bezeichnet),  auch  die  bloße  Visierung 
soll  in  Frankreich  den  Bezogenen  nicht  ver- 

5 Sich  reu.  Dagegen  ist  das  seit  den  I860er 
abreu  in  den  Ver.  St.  v.  Amerika  anteekommene 
Certifying  (siehe  Art  „Noten-  oder  Ztttelbank" 
oben  S.  bw)  als  Accept  anzusehen  und  hat  riesige 
Dimensionen  angenommen. 

6.  Da  der  S.  kein  eigentliches  Kredit-,  sondern 


TahTMgminpinff  iB^  darf  dem  S.inhaber  dne  Tor- 
pfliehtnag  nr  ^it**""  voa  Teälzablnngen  nicht 
aoferlegt  werden.  Der&  sdlsn  pwyterZahlnng. 
nicht  aber  zu  einem  Kndii(aiAift  Muhl  Dir 
Natur  des  Wechsels  widentraiMb  m  ^bmub 
nicht,  daß  der  Inhaber  zur  ilnnah—  na  nit 
Zahlungen  verpflichtet  ist.  VwwalMB  wiri  MB 
ee  abor  auch  dem  SJnhaber  nicht,  TlälatUm^^ 
anzunehmen,  da  er  unter  Dmsttodea  Crah 
etwas  statt  nichts  zn  bekommen. 

7.  Der  S.  ist  kein  so  strenges  FormaJpapiM; 
wie  der  Wechsel,  und  sein  Effekt  darf  nicht 
ohne  dringende  Not  vereitelt  werden.  Es  er- 
scheint dfMhalb,  wie  oben  schon  erwähnt,  zweck- 
mäßig, einen  S.,  bei  dem  die  Bezeichnong  des 
Zahlungsempfängers  unterblieben  ist,  als  la- 
haber-S.  gelten  zu  lassen,  und  bei  einem  S.,  dem 
die  Angabe  des  Zahlungaorta  fehlt,  den  Ort  des 
Sitaes  des  Belogenen  oder  seiner  Baaptniedar- 
lassnng  als  Zablort  cn  sutniem. 

8.  £inen  anderen  Zahlongaort  als  den,  an 
dem  der  Bezogene  eine  HandelftniederlaMHiw 
hat  oder  an  dem  sich  eine  Abrechnnngntetu 
befindet,  bei  der  der  Bezogene  vertreten  ist, 
soll  man  ausschließen,  da  man  dem  Bezogenes 
nicht  zumuten  kann,  an  jedem  beliebigen  Ort« 
zu  zahlen.  Die  Bankiers  würden  auch  tot* 
tragsmäßig  sich  wehren. 

U.  Bei  der  gewöhnlichen  Anweisung  iat| 
wenn  sie  nicht  eingelöst  wird,  die  fieebtda^ 
wie  vor  der  Aosstellnng.  Der  Schuldner  hat 
nur  Zeit  gewonnen  nnd  der  Gläubiger  mnfl  ans 
dem  nrsprflnglichen  VertragsveihäJtniB  kluea. 
Der  S.  muß  dagegen  dadurch  ausgeseicimec 
werden,  daß  bei  Nichtzahlung  gegen  Aussteller 
oder  Vormänner  der  fie^B  möglich  ist.  Da« 
verbessert  wesentlich  die  Lage  des  Sjiehmecm. 
Er  hat  nun  die  Wahl  zwischen  der  Vertnga- 
klage  und  der  RegreßUage;  leutere  ist  rar 
ihn  vorteilhafter,  insofern  sie  lediglich  auf  die 
Tatsache  der  S.ausstellung  sich  gr&ndet,  den 
Schuldner  also  in  seiner  Verteidigung  sehr  be- 
schränkt Die  Details  des  B^^renes  sind  mit 
geringen  Ausnahmen  denen  des  Weduelre- 
gresses  analog.  Oh  neben  der  BegreßUage  nnd 
sonstigen  Schadenshaftung  auch  noch  —  top- 
behalüich  der  etwaigen  Strafe  des  Betmgs  — 
eine  Strafe  statuiert  werden  solle,  Ml»  daa 
Guthaben  ermangelt  oder  nicht  hinreicht,  wird 
vielfach  bezweifelt  Das  Osterr.  Oesetz  statuiert 
3  "  o  des  nicht  gedeckten  Betrag«  als  Ordnungs- 
strafe ,  sofern  der  Aussteller  nicht  bei  Aus- 
stellung des  Schecks  mit  Grund  annehmen  konnte, 
daß  zur  Zeit  der  FrftsentatioD  genBgend« 
Deckung  vorhanden  sein  werde;  daa  fru- 
zfiaische  Gesetz  valangt  eine  (kriminelle)  GeM- 
huße  von  6%  der  Sjiumme,  nnd  swar  wenn 
bei  Ausgabe  eine«  S.  die  Deckung  nicht  vor- 
liegt, der  deutsche  Entw.  v.  1893  bu  ^eiebo 
Voraussetzung  eine  Geldstrafe  bis  zu  TOOÜ  IL 

10.  Hinsichtlich  der  Frage,  wer  für  die  Kia- 
löBung  falscher  oder  gefälschter  S.  anfiukonrntt 
habe,  empfiehlt  sich  anszusprechen,  daß  jede 
der  beiden  Parteien  ihr  bezw.  ihrer  Organe 
Verschulden  verantworte,  also  z  B.  der  Aus- 
steller nachlässiges  Gebaren  mit  dem  S.bm^ 
unaufmerksame  An^rtigung  dea  8.,  der  Be- 
zogene Unterlassen  der  kaumänniscbea  Soij^ 
falt  bM  Prüfung  des  S.  Ist  auf  keiner  Seile 
ein  Verschulden  da  oder  nachweisbar,  so  nU 
nach  dem  österr.  GeaaU  den  Schaden  der  £»<- 
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Unwder  AanteUer  tng«ii.  vain  die  FBlMliniig 
oietVtMaAiaig  toh  Monen  rar  OeWnng 
Ell  den  S.  ermftehtigten  AngeateUten  verübt 
vud«;  am  dcDMlben  zu  iDtensiTitdr  Eontrolle 
n  TcnnliMen,  in  lUen  anderen  Ffitlen  der 
Kuo^ene,  der  diese  Haftrag  als  anvermeid- 
Irb»  Aeddeu  de«  KaaRengnehftftebetriebB  za 
tnfta  hat. 

Andere  Punkte,  wie  die  Kreoznng  des  S. 
cit  der  Klansel  ^nw  znr  YerrechDQD^",  die 
jlticbatellnng  der  EinUefemog  des  S.  in  eine 
imchnongBstelle  mit  der  Prftseotation  znr 
Zthlmf ,  Verjlhrang  der  RegreOansprftciie, 
isoTdaennig  abbanden  gekommenener  8.  niw. 
iiiiiKB  hier  Übergangen  werden. 

9.  ß«strebiingeii  ffir  etn  internatio- 
talH  Sj«eht  u  neuer»  Zeit  fibigt  der 
\  u,  ancb  Ober  die  Grenzen  des  I^ände8 
Hiaaua  fiedeotung  su  gewinnen;  etr  tritt 
tnlweise  an  die  Stdle  des  konsichtigen 
iwOandsweduels.  In  Deotsohland  verkaufen 
f-uken  S.  anf  London  an  Stelle  dar  frfihraen 
^Vhtwechael,  die  in  Eng^d  3  Respekttage 
^«ieBa^  vahmd  sie  bei  S,  wegfulen.  ui 
l^m  grofiea  intemationalea  IwiBererkehr 
^'-mmt  der  S.  immer  mehr  zur  Geltung. 
iVMiiiders  die  limitierten  S.  (auch  moDey> 
Jim,  Zirkular-S.  traveller&>S.,  tourist-dtarts 
r^aant)  spielen  hier  eine  große  RoUe.  Es 
iiad  dies  S.,  bei  denen  der  S.betrag  voige- 
■'fuclct  oder  begrenzt  ist  Jeder  dieser  S. 
ri'i  u,  bis  zu  weldier  Hohe  die  emittie- 
mie  Bank  für  Einlösung  des  S.  Garantie 
>.<«t  Wer  z.  B.  bei  der  Bank  1000  Doli. 
HfiiMahlt  hat,  erhalt  dafür  10  S.  ä  100 
t'>ll.  oder  50  S.  ä  20  DuU.  usw.,  die  er  bis 
i<t  ilif>$er  Hohe  nach  Bedarf  ausfQtlen  kann, 
tif  Zahlen  und  Buchstaben  sind  mittels 
'luTvhii  Papier  gestoßener  Locher  dargestellt, 
i>mea  also  nicht  gefälscht  werden.  Die 
AinericaD-Eipress-Company  in  New  York, 
'Ii'  FniDB  Knaathj  Nachod  &  Kühne  in  New 
Viri,  Leipzig,  die  flrma  Brown,  Shipley 
<'a  IQ  ^ew  York  u.  a.  stellen  solche  S. 
au>;  die  im  Jahr  1876  gegründete  S.baDk^) 
''I  London  war  wohl  die  erste,  welche  ihren 
Kuoiim  solche  Blaoketts  mit  vermerktem 
Mkumalbetrag  aush&ndigte.  Es  sind  eine 
\n  intematiooale  Banknoten  für  Reisende. 
Verden  vun  mehreren  taiisend  Banken 
l^ten  ohne  Avis  zu  einem  auf  dem 
Termetkten  Kurse,  der  unlibh&n^g  von 
■icm  jeweiligen  Wechselkurse  ist,  emgelOst 
Ulli  werden  selbst  den  eigenUidien  Bank- 
'■■'w  Tcn^ezpgen,  Das  hat  das  Bedürfnis 
'  wagt  udit  nur  zu  entscheiden,  nach  wel- 
irm  Riedite  solche  S.  benrtdlt  werden 
"'I^n,  Roodem  I&Bt  aach  öne  gewisse 
«tirirlürtigkeit  des  Rechtes  erwflnsäit  er- 
'Vineo.  Da  aber  nicht  einmal  beim 
Atfhid  das  Üb  jetzt  gelungen  ist,  so  wird 

Vel.  Bbcr  dien  Jevons,  Geld  nnd  Geld- 
«nkflir.  Laipog  1876.  &  807fg. 


auch  beim  S.  das  vorerst  nicht  zu  erreichen 
sein,  jedenfalls  aber  noch  am  ehesten,  wenn 
man  unter  S.  nur  den  auf  eine  Büik  ge- 
zogenen S.  versteht  Nur  die  ekaudma- 
vischen  Staaten  haben  bis  jetzt  sich  ge- 
einigt Vgl.  im  übrigen  über  diese  Be- 
slrebnn^D  die  Verhandlungen  des  Congres 
international  de  droit  commerdal  1885  (Ant- 
werpen) und  1888  (Brüssel}. 
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Scheidemünze  s.  Münzsystem 
oben  S.  522  fg. 


Schenkangsitener. 

1.  Allgemeines.   2.  G^esetzgebong. 

1.  AUffemeines.  Unter  S.  vei-steht  man 
diejenige  Form  der  Besteuerung,  welche  die 
Schenkungen  unter  Lebenden  zum 
Steuerobjekte  hat.  Ihr  Charakter  besteht 
also  darin,  daß  sie  nicht  jeden  unentgelt- 
lichen YermQgenszuwachs  trifft,  der  eine 
Bereicherung  darstellt ,  sondern  nur  den- 
jenigen, der  in  der  Form  einer  Schenkung 
unter  Lebenden  erscheint.  Dabei  ist  es 
gleidigOltig,  ob  die  Schenkung  reia  lukrativ 
gemacht  ist  oder  ob  die  Belohnung  mit  einer 
Auflage  belastet  ist  Die  S.  schließt  daher 
alle  Uebertragungen  aus,  die  sich  im  Erb- 
gang vollziehen  (s.  Art  „Erbscliaftssteuer" 
oben  Bd.  I  S.  ISlfg.). 

Das  Wesen  der  S.  ist  dadurch  bedingt,  daß 
sie  einen  VermÜ^nszuwachs  trifft,  der  sich 
passiv  und  unabhäo^g  von  dem  Willen  des 
EnipfäDgers  vollzieht.  Sie  ist  daher  eine 
Vermögens-  und  Verkehrssteuer, 
die  mit  der  Erbschaftssteuer  ein  geschlossenes 
Gaozes  bildet  Funktionell  hat  die  S.  jene 
zu  ergänzen.  Der  äußeren  Form  nach  ist 
sie  regelmäßig  von  der  Gesetzgebung  als 
Teil  c^er  Ei^änzung  der  Erbschaftssteuer 
behandelt  worden.  Mitunter  hat  man  sie 
auch  unter  die  Gebühren  oder  Stempel- 
steuern gebracht,  seltener  wurde  sie  selb- 
ständig geregelt.  Von  der  Erbschaftssteuer 
sind  auch  die  leitenden  Grundsätze  über 
die  Höhe  der  Steuersätze  herübergenommen 
worden.  Die  Schenkungen  auf  den  Todes- 
fall bilden  regelmäßig  einen  Teil  der  Erb- 
schaftssteuer selbst. 

S.  GesetzgebaiiK.  l.  Deutschland.  Im 
Dectschen  Beiche  ist  die  S.  aeit  EG.  v.  3.  VI. 
1906  an  Reichaatener.  Die  allt^reioeiDeD  Gmnd- 
fi&tze  sind  hier  die  g:leichen  wie  bei  derErbscbafts- 
stener  (vgl.  Art  „Erbscbaftsateuer"  oben  Bd.  I, 
S.  7K3fg.).  Steuerpflii-bttg  sind  alle  Schenkangen 
unter  Lebenden.  Eine  Schenkon^  liegt  ancb 
dann  vor,  wenn  ibr  Erwerb  von  emer  Auflage 
oder  Leistang,  an  die  der  Schesker  die  Schen- 
kung gebunden  hat,  oder  von  der  Anordnong 
einer  Behörde,  wenn  die  Schenkung  der  Ge- 
nehmigung dieser  anterUegt  abhängig  ist  Ein 
durch  Stiftnngsgeocbäft  unter  Lebenden  vom 
Stifter  cngesiuiertes  und  auf  die  Stiftung  ttber- 
gegangenea  Vermögen  ist  der  Schenkung  unter 


Lebenden  gleirhgestellt  Neben  den  Befrei on^ea, 
die  von  der  ErbBchaftsstener  zngelauen  nad, 
sind  steuerfrei  Schenkungen  an  Bedürftige  sa 
ihrem  Unterhalt  oder  ihrer  Aa^bildtuig,  £rUA 
von  Fordemagen  sn  gleichen  Zwecken  oder  au 
sittlicher  oder  Anstandspflicbt  Aach  Sche«- 
kougen  beweglicher  Sachen  bis  «im  Betrage 
von  3000  M.  xam  Gebrauche  des  Bescheakten 
und  seiner  FamilienangehSrigen  find  fret  Die 
Steuersätze  sind  die  gleichen  wie  bei  der  Krl^ 
scbaft4steaer. 

2.  Oesterreich  stellt  die  Schenkangen  den 
Erbscbafteu  gleicb  und  behandelt  sie  naä  Maß- 
gabe der  GG  v.  9.  IL  ISsO  nnd  v.  31  füL  IVOO. 
Vgl.  Art.  „Erbschaftsstener"  (Oesteneidi)  obe> 
Bd.  I,  S.  785. 

3.  Frankreich.  Hier  fällt  die  S.  nnter  die 
Gesetzgebung  Uber  das  Enregixtrement  (b.  in  Art. 
„Regiatrieruagsabeaben"  snb  II,  1  oben  S.  701  fg.). 
Sie  wurde  darch  G.  v.  26  /11.  lüOI  neu  geordnet 
Die  bisherigen  Znschlag»ehDtel  sioa 
fallen.  Scbenkiuigen  unter  Lebenden  sind  in- 
dessen nnr  oteuerpflichtig,  wenn  sie  gertelMUefc 
oder  notariell  beurkundet  werden  oder  wenn  voa 

Erivaten  Beurkundungen  vor  Gkricfat  oder  Be- 
Örden  Gebrauch  gemacht  wird,  od»  endlich 
wenn  die  Schenkangen  sich  auf  anbewe«rlicbea 
Vermögen  beziehen.  Für  die  BemessniLg  der 
Steuer  werden  3  Fälle  untersrhieden :  Schen- 
kungen in  gerader  Linie  (1,70,  2,  3,60%), 
zwischen  Ebeeatten  (3,&0  und  in  tStr 

Seitenlinie  (7,  9, 8. 10. 9,  11, 10. 12  11. 13.  fiO%1. 
Ftlr  die  Anwendung  dieser  Abstufininn  ist  eiM 
sehr  komplizierte  Kasnistik  aofgestdlt 
Literatur;  V^.  den  £OcrafwwuA«re*«  ilc«  Art. 
„EHuekefftuteutr"  oben  Bd.J,  8. 787.  —  gwe»w> 
IHe  deuUehen  Eriaehaßt'  tnuf  ScAeiutMuparinMra, 
Leipzig  1886.   —   Schanz,    Die  Reform  der 
frantStierhen  Erbechafistlever  (G.  v.  te.iIJ,  IfOl), 
Ftnamarchiv  18,  S.  7S7.  —  Metyr,  Art.  „Sehen- 
kungtsleurr",  StengeU  W.B.  d   D.  V.R.,  Bd.  II, 
S.  iO&fg.  —  Schanz,  Ari.  „Srhenkungnlev^. 
IT.  d.  St.,  S.  .Avß.,  Bd.  VI,  S.  6S9/g.  —  I>«m«<«mv 
ArL  „Donatione"  in  Sajf,  Diet.  dej  Fittamee». 

Max  von  aertuL 


Schiffahrt  (SchiffahrttpoUtU). 

1.  Begriff  und  Gebiete  der  S.politik.  2.  Die 
Sichemng  der  freien  nnd  ungeetSrien  Befahmny 
des  Meeres.  3.  Der  Schutz  der  S.  gegen  ana- 

wärtigen  Wettbewerb.   4  Innere  S.politik, 

1.  Begriff  and  Gebiete  der  &|»otitik. 

Unter  S.politik  versieht  man  die  Gesamtheit 
der  staatlichen  Maßregeln  zur  Fötdenmg 
der  S.  Solclie  ]^laßregeln  haben  sowohl  für 
die  Binnen-S.  als  auch  für  die  See-S.  Be- 
deutung. Für  die  Binnen-S jiolitik  kann  auf 
die  Ärtt  .,Binnen-S."  oben  Bd.  I  S.  4Tltg^ 
,.Fluß-S."  el.d.  S.  855  fg..  „Donau-S."  ebd. 
S.  661,  „Elb-S."  ebd.  S.  750.  „Rhein-S."  oben 
S.  722  fg.  und  „Wesei^S."  verwiesen  weideo. 
Hier  handelt  es  sich  lediglich  um  die  See- 
S.politik. 

Die  See-S.politik  muß  sich  nach  drei 
Richtungen  hin  betätigen.   Zunächst  hat  sie 
I  die  Aufgabe,  den  Seeschiffen  dee  Ijudes  die 
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.reie  und  Tingestörte  Benntzung  der  Fahr- 
-irafien  des  Meeres  zu  sichern.  Das  läBt 
•L-ii  lieate  im  wesentlichen  Dur  durch  inter- 
•iiK/oale  Abmachungen  bewirken,  da  sich 
he  See-S.  nicht  innerhalb  eines  von  den 
'itenieo  des  ^nzelnen  Staates  vOlli^  nm- 
»-yosBenen  GewSasers  vollzieht.  Nur  in  der 
/Ai  des  römischen  Weltreiches  war  es 
uiltfTs.  Damals  war  das  Mittelländische 
He«!  der  Haapt8<^nplatz  der  See-S.,  und 
lit«e3  Meer  war  vollkommen  innerhalb  des 
Kimiscbeo  Gebietes  gelegen.  Es  hatte  den 
''bankter  eines  BiDoenmeeres  und  stand 
^■itlig  HDter  der  rechtlichen  und  iatsSchlichen 
.^fTKchaft  des  rOmuchen  Räches.  Inter- 
'.•rioiiale  Abmachungea  wareo  also  von 
■nbemn  aoscesdiKeseD.  Ein  Teil  der 
A.  ging  frdlicn  Uber  die  Landenge  von 
^limltar  huuns,  traf  aber  in  Spanien,  Gallien, 
finunnien  uvA  önem  Teil  Germaniens  auf 
.-'niftcbes  Gebiet,  so  dafi  auch  hier  inter- 
utioule  Abmachungen  entfielen.  Vor  der 
;>eTQndung:  des  rOmiscdien  Wel^dies  la^ 
i.'  Sache  anders,  wad  deshiUb  finden  wir 
Mh  in  den  {rQheren  Jahrhunderten  Yer- 
'■^  schilTahrtspolitischeD  Inhalts  zwischen 
ä'ita  ood  Karthago  bis  509  v.  Chr.  zurQck. 
.vil  dem  Verfall  des  rOmischen  Reichs  waren 
■III-  befahrenen  Keere  niemals  wieder  der 
iltmchaft  eines  einzelnen  Staates  unter- 
videa,  wenn  ach  anoh  im  Mittelalter  und 
rEj  Ao^Dg  der  Neuzeit  einige  Staaten  ein 
-i^idilieSliches  Recht  über  bestimmte  Meere 
(■iDicj^eQ  suchten,  wie  Venedig  über  das 
.■.inatwche  Meer,  Genua  Ober  das  Li^rische 
M^,  Purtugal  und  Spanien  Über  die  Fahrt 
ru'Ji  Westindien.  Tatsächlich  erreicht  und 
Llcmein  anerkannt  wurden  solche  An- 
tl'-üuhe  nicht,  und  vollends  seit  der  leb- 
Ufteren  Befahning  der  Weltmeere  war  daran 
iM'ht  mehr  zu  denken.  Die  internationalen 
A'ffiachongen  Aber  die  freie  nnd  ungehinderte 
ft  iihning  der  Meere  werden  ei^ftnzt  durch 
KiSr^ln  aur  Wahrung  der  Sinteressen  im 
AuiUnde. 

Ein  zweites  Gebiet  der  See-S.politik  ist 
tlt  Schatz  der  heimischen  See-S.  gegen  den 
uHvirtigen  Wettbewerb,  ein  Schutz,  der 
'  «Ohl  auf  wirtadiaftlichen  als  auch  auf 
iilicf-meineo  politischen  Eiwäguogen  beruht 
^ui  kann  dieses  Gebiet  mit  den  zuerst  be- 
•l>t<chcDenalBauBwärtigeS.politik  bezeichnen, 
«eil  essidi  in  beiden  SWea  um  Braiehungen 

ftemdeo  LAndero  bandet 

bun  tritt  als  dritte  Omnpe  eine  Reihe 
t'jo  HaSregeln,  mit  denm  der  Staat  inner- 
uib  eeinei  HachtgeUeteB  die  Leistungs- 
Ukigkeit  der  S.  ku  sttigem  und  ihre  In- 
''^naen  in  wirtscbaftlidier  nnd  rechtlicher 
bcuefanng  au  wahren  sucht  Da  hier  an 
■i:h  weder  iatenutinoale  VertiSge  noch  Ehv 
Hhwnini^  und  Abwehr  auswftrtigeD  Wett- 
i«!vcri«a  m  Frage  Jtommen,  sondern  nur  die 

WUtastaBb  4>r  TolbiwlrtteUft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


Beziehungen  des  Staates  zu  seiner  eigenen 
S.,  so  kann  man  diese  Gruppe  als  innere 
S.politik  bezeichnen. 

Im  nachfolgenden  sollen  die  Haaptgebiete 
der  See-S.poütik  in  Kürze  besprochen  werden. 
Eine  eingehende  geschichtliche  Darstellung 
ist  dabei  nicht  beabsichtigt. 

2.  Die  Sicherung  der  freien  nnd  un- 
gestörten Betehrnng  des  Meeres.  Das 
heutige  internationale  (öffentliche)  Seerecht 
wird  beherrscht  von  dem  Grundsatz,  daß 
das  offene  Meer  frei,  d.  h.  der  Souveränität 
keines  Staates  unterworfen  ist  Dieser  Grund- 
satz ist  erst  in  der  neueren  Zeit  zur  all- 
gemeinen AnerfceQnnDg  gekommen.  Wie 
schon  erwähnt,  versuchten  im  Mittelalter 
und  im  Anfang  der  Neuzeit  einzelne  Staaten 
eine  ausschliefiliche  Verfügungsgewalt  über, 
bestimmte  Teile  des  Meeres  durchsusetzen,' 
nnd  andi  die  päpetliche  Gewalt  glaubte  sioh 
zur  Oberherrschaft  Übeo*  die  Meere  berufen. 
Die  Bulle  Alexanders  VI.  von  1494,  in  welcher 
Über  die  Grenzen  der  spanischen  und  portu- 
giesischen Entdeckungen  entschieden  wurde, 
zeigt  das  deutlich.  Demgecrenüber  stellte 
Hugo  Grotius  1609  den  Qnuidsatz  des  ,,mare 
libenim"  auf.  Andere  Völkerrechtsiehrer 
des  17.  Jahrh.  schlössen  sich  dem  aber  noch 
nicht  an  und  verteidigten  —  je  nachdem  — 
den  Anspruch  Englands,  Spaniens,  Venedigs 
usw.  auf  Beherrachung  des  Meeres  bezw. 
bestimmter  Teile  desselben.  Namentlich 
England  leistete  der  Anerkennung  des  „mare 
liberum"  energisch  Widerstand  und  bean- 
M)mchte  u.  a.  auf  Grund  seines  angeblichen 
Herrschaftsrechtes  von  allen  fremden  Schiffen 
für  seine  Kri^sschiffe  den  Salut  ohne  Be- 
willigung des  Gegengmsses.  Erst  im  Laufe 
der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrh.  gelangte  der 
Grundsatz,  daS  das  Meer  von  jeder  staat- 
lichen Souveränität  frei  ist,  zur  Herrschaft 
Für  die  Entwickelung  der  Handelsmarine 
der  aufstrebenden  und  mit  England  rivali- 
sierenden Staaten  war  das  von  unschätzbarer 
Bedeutung. 

Der  Grundsatz  der  Internationalität  des 
Meeres  gilt  nur  für  das  offene  Meer.  Die 
Küstengewässer  unterstehen  der  Herrsdiaft 
des  Küstenstaates,  und  zwar  nimmt  man  im 
allgemeinen  drei  Seemeilen  von  der  Küste 
aus  als  nationales  Gewässer  an,  wenngleich 
die  Anschauungen  darüber  auseinandergehen. 
Auch  die  Elnfimündungen,  die  Haffe,  die 
Buchten  bis  zu  10  Seemeilen  Breite  ^ten 
als  nationale  Gewässer,  weiterlün  die  Bmnen- 
meere,  wenn  aie  rings  von  dem  Gebiete  änes 
Staates  umschlossen  sind  und  wenn  ihr  Zu- 
gang von  diesem  Staat  voUkommeo  beherrscht 
wird  („Eigentumsmeere"). 

Enge  SeestraBen  (Meerengen),  die  von 
Eflston  desselben  Staates  begrenzt  sind  (z.  B. 
die  Dardanellen  und  der  Bosporus),  werden 
als  nationale  Gewässer  ange6eaa3.  BeiMe^ 
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engen,  .die  von  KÜBfen  Terschiedener  Staaten 
begrenzt  sind,  entstandeo  oft  Sohwierigkeiten 
in  dieser  Beziehung,  doch  ist  meist  jetzt  die 
InteraationalitAt  anerbaant. 

Im  übrigen  zeigt  das  intemationale  See- 
recht noch  heute  manche  Besonderheiten, 
die  mit  den  modernen  Anschauungen  schwer 
Tereinbu:  sind.  Namentlich  entbehrt  das 
Privateigentum  zur  See  in  Kriegszeiten  noch 
eines  ausreichenden  rechtlichen  Schutzes. 
Der  Pariser  Kongreß  von  1856  erklärte  zwar 
die  Kaperei  für  abgeschafft,  aber  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  und  einige 
mittel-  und  südamerikanische  Staaten  haben 
sich  dem  nicht  angeschlossen,  und  das  See- 
beuterecht der  Kriegsschiffe,  d.  h.  die  Auf- 
bringung und  Wegnahme  von  Handelsschiffen 
des  feindlichen  Staates  durch  Kri^sschifTe, 
'blieb  überhaupt  bestehen,  soweit  es  nicht 
später  durch  Spezialvertrftge  oder  durch  frei- 
willigenVerzichtaufgegeben wurde.  SeitlS56 
besteht  weiter  der  Grundsatz,  daS  die  neutrale 
Flagge  auch  feindliche  Ware  decke  und  daß 
neutrale  Ware  auf  feindlichen  Handelsschiffen 
nicht  weggenommen  werden  dürfe.  Aus- 

fenommen  ist  davon  die  „Kriegskontrebande", 
.  h.  die  Mittel  der  Krieji^iming;  indes  ist 
der  Begriff  „Kriegskontrebande'-  noch  zweifel- 
haft. Um  zu  ermitteln,  ob  Kri^skmtre- 
bande  oder  Eigentum  der  fremden  Staaten 
geführt  wird,  haben  die  Kriegsschiffe  in 
Azi^szeiten  auf  hoher  See  una  in  feind- 
lichen GewSssem,  aber  nidit  in  den  natio- 
nalen  Gewässern  eines  neutralen  Staates, 
das  Becht,  neutrale  Handeisschiffß  zu  durdi- 
suchen  (Visitationsrecht).  Um  sich  gegen 
den  Mifibrauch  dieses  sehr  lästigen  Durch- 
euchnng^rechtes  zu  schützen,  hat  man  seit 
der  Mitte  des  17,  Jjjirh.  die  Konvoüerung 
angewandt,  d.  k.  die  neutralen  Handelsschiffe 
lassen  sich  durch  neutrale  Kriegsschiffe  ge- 
leiten. Der  kommandierende  Offizier  muß 
sich  über  die  Ladung  der  zu  geleitenden 
Schiffe  genaue  Auskunft  verschaffen,  und  sein 
Ehrenwort,  daß  Kriegskontrebande  nicht  an 
Bord  sei,  soll  die  Durchsuchung  entbehrlich 
bezw.  unstatthaft  machen.  Alle  Mächte  — 
mit  Ausnahme  Englands  —  haben  das  an- 
erkannt 

Der  Handel  der  Neutralen  kann  auch 
durch  die  „Blockade",  d.  h.  durch  die  Ab- 

rrrung  der  Küste  oder  bestimmter  Teile 
Küste  des  feindlichen  Gebietes  beschränkt 
werden.  Die  Blockade  muß  nach  den  Pariser 
Abmachungen  von  1856  „effektiv"  sein,  d.  h. 
sie  muß  ,,durch  eine  Macht  aufrecht  erhalten 
werden,  welche  hinreicht,  um  den  Eintritt 
in  das  feindliche  Ufergebiet  wirklich  zu 
untersagen''.  Wer  darüber  zu  entschädea 
bat)  ob, die  aufgebotene  Macht  hinreichend 
ürt,.  ist  nicht  bestimmt  Die  Erklärung  der 
Blockade'  muß  den  Neutralen  bekannt  ge- 
o^fat  sdn.  unter  Gewährung  doer  Frist  mr 


das  Auslaufen  da:  neutralen  Sdiiffa  Auch 
die  Aufhebung  der  Blockade  muß  angezeigt 
werden.  Der  mißlungene  Versuch,  mit  eintm 
blockierten  Gebiet  zu  verkehren  oder  eiu 
blockiertes  Gebiet  zu  verlassen^  gilt  ai* 
Blockadebruch  und  kann  die  Wegnahme 
Schiffes  und  seiner  Ladung  und  die  Fe&t* 
haltung  seiner  Mannschaft  nach  sich  zi^eu. 

Ueber  die  Rechtmäßigkeit  der  See)«;!!" 
und  über  die  Zuwiderhandlungen  der  ^eIh 
traten  g^en  die  Rechte  der  KriegfOhreoilen 
entscheiden  besondere  „Prisengerichte".  Zir- 
ständig  ist  das  Prisengericht  des  kri^dtinr,. 
den  Staates,  dessen  Kriegsschiff  die  S^betitf 
eingebracht  hat  oder  dessen  Rechte  cjiin-lt 
die  Neutralen  veriletzt  sind.  Dieser  ümaan-l 
und  nicht  minder  die  ganze  Otüdiiii^  d« 
Yer&ihrenB  sind  den  Neubaien  sehr  ougfiitelie. 
In  Preußen  war  diutih  V.  v.  20-'VL  li^M 
ein  Prisear^lement  blassen,  wonadi 
erste  Instanz  der  Priseniat,  als  zweite  il^ 
rufungs)-I(istanz  der  Oberprisennit  osdii-Mt. 
Das  deutsche  Reichsgesetz  v.  3./T.  1^ 
sieht  die  Errichtung  von  PrisengeridUea  ntr, 
überläßt  aber  alle  £inz^eiten  kuseriicbtn 
Verordnungen. 

Wer  sich  .mit  seiner  Kriegsbeute  niciit 
vor  eia  Prisengericlrt  stellt,  gilt  als  See- 
räuber LPiiat^X  auch  dann,  wenn  ihm  \vü 
seinem  Hdmatsstaat  ein  Kapeibrief  imsff- 
stellt  war.  Die  Piiaten  genieBen  kfifl« 
Rechtsschutz  und  k5nnen  €äa»  Rfk'kac^t 
auf  ihre  Staatsangehörigkeit  vw  die  Ocricl^ 
jedes  Staates  gestellt  werden.  Als  PtraltfO' 
schiffe  gelten  neuerdings  audi  Schiffe,  tlie 
den  N^rsklavenhandel  betreiben,  Ifmer 
Schiffe,  die  ohne  staatlich  anerkannte  Flu^ 
fahren  oder  unter  einer  widerrechtlkli 
geführten  Nationalflagge  GewalttStigkaiti-n 
begehen. 

In  all  diesen  Beziehungen  sind  sez^-i 
die  früheren,  oft  geradezu  barbarischen  GiTmii« 
Sätze  Fortschritte  zu  verzeichneo;  aber  mt- 
volle ünverletzhchkeit  des  Privateigentum) 
zur  See  und  die  volle  Anerkennaug  «ler 
R^te  der  Neutralen  ist  noch  lan^  nirht  i 
erreicht  Auf  der  Haager  FriedeaslroiifEin>Di 
von  1899  wurde  durch  Be^üiluB  d«n  Wuuwlw 
Ausdruck  gegeben,  daß  die  Unverietilichkef) 
des  Privateigentums  im  Seekriege  lo  eia>^ 
späteren  Konferenz  beraten  werde.  Wt-ili-'v 
Folgen  das  haben  wird,  bleibt  abtuwarteo. 

3.  Der  Schatx  der  8.  g«gm  »o»- 
wärtieen  Wettbewerb.  EUdsd  Sdrnts  <i<r 
Huiddsmuine  gegen  fremden  WetÜW'ft' 
hat  man  schon  n-ühzeitig  und  mit  ßi^  u- 
gestrebt,  weil  die  Tüchtigkeit  der  Hirieff* 
marine  auch  für  die  politbche  HBditstell<Uv* 
zur  See  von  großer  Bedeatimg  ist  loi 
stets  gewesen  ist  Die  politisefae  BedenMP:; 
det  S.  nahm  nach  den  großen  KutdEckontei 
vom  Ende  des  lä.  und  An&ng  des  Iii 
In  I  besonderem  Mafie  xu^  inil  sieh  1:1^ 
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Saeinichta  mtirickdteii,  die  wieda:  in  der 
HaBilebmarine  eine  wesentUobe  Stfitze  fflr 
ux  EnegsnuriDO  fanden.  In  dieser  Periode 
»iirdp  doiD  auch  das  System  der  Schütz- 
et 4itik  iin  Intereese  der  S.  auf  das  schärfste 
iQ^'fi^biklet  Das  entsprach  den  herrscheoden 
vjt»;hftft8politißchen  Anschauungen.  Wie 
:ju  das  O^werbewesen  überhaupt  durch 
^.'Hci  künstliche  Schranken  gegen  aus- 
iiHluchen  Wettbewerb  in  die  Höhe  zu 
tnng«)  Buchte^  so  vandte  man  der  See-S. 
lae  gleiche  F&rsorge  zu,  wenn  auch  der 
inbfl  dam  nicht  in  beidrai  Fftllen  derselbe 

Bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  hat  das 
-^.Miiutx^steiii  bestanden.  Daß  in  der  letzten 
üilne  des  19.  Jahrhunderts  andere,  freiere 
i'nindsSize  zur  Herrschaft  kamen,  erklärt 
iiih  tus  der  Tatsache,  daß  die  Schranken 
^3  ^'hiitzsystems  sich  mit  der  durch  die 
[tonj-fkraft  gesteigiMlen  LeistungsffUiigkeit 
i--t  lidiiS'e  und  mit  der  gewaitig  ange- 
««■hsenen  Lebhaftigkeit  des  internationalen 
"^«T^rkehrs  nicht  mehr  Tertrugeo.  Der 
'  tt>!^d,  daß  die  modernen  S.TerhSlbiiBse 
•iF  allen  Schranken  sprengen  mnftten,  spricht 
.irlil  dagegen,  daß  Mher  die  Schutzmafl- 
^ssln  ihre  Berechtigiug  hatten.  Das  Mer- 
uniili^Tstem  war  fiberhaüpt  eine  bestimmte 
^'^t  hindurch  den  tatsächlichen  YerhSlt- 
..itm  aogepafit  und  hat  deshalb  nfitzlidi 
k"virkt,  solange  die  Zeitbedflrfoiese  nicht 
•in  lOilem  Toigehen  erfordert«].  Dasselbe 
.'Ii  auch  von  der  merkantilistischen  S^sdiutz- 
l'4itik  im  besonderen. 

Die  Nüttel,  deren  sich  die  S.BchutzpoIitik 

-iente.  ^Ued^  sich  iu  zwei  große  Gruppen, 
i'tl  der  doen  Seite  finden  sich  Maßregeln, 
v>  ich«  den  Zweck  haben,  bestimmte  Zweige 
■l-rS,oderbe8limmtBS.linien  oder  bestimmte 
T>'ite  des  Warenverkehrs  ausschließlich  den 
.»-■mischen  Schiffen  vorzubehalten.  Auf  der 
"■l':rea  Seite  ging  man  niclit  zum  wirklichen 
i^i^uhluB  der  fremden  Schiffe  über,  aber 
•u  buchte  ihnen  durch  höhere  Abgaben 
■"i  Zolle  den  Wettbewerb  zu  erschweren. 

Ik'o  ersten  W^  hatten  Bch<m  die  mittel- 
-^-rlichen  Stfidterepubliken  betreten.  In 
'W  Absicht,  Venedig  zum  Haiiptstapelplatz 

die  urientalischen  und  westeuroj^ischen 
'AiTdii  IU  machen  j  schloß  die  Republik 
V'treiU^  fremde  Schiffe  vom  Warentransport 
ifii  \«iedig^  aus  und  verbot  Fremden  die 
i.iifuhr  levantinischer  Waren  ganz.  Aehn- 
'•■i  nog  Florenz  vor.  Auch  die  deutschen 
t  .uiwiUdlQ  verfolgten  da»  Ziel,  ihren  Stdiiffen 
-;t.  auBSchließliches  Monopol  zu  schafTen. 
ILu)i<aUicbe  Schiffe  durften  nur  hanseatische 
KindKhAft  führen.  Aualändiache  Schiffe 
•<irh?a  Ton  Hansei^Bn  nicht  befrachtet 
*  Tden:  fremde  SchifTe  durften  hanseatische 
*mo  nictat  ausführen  usw. 
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Gedanken  in  England.  Schon  im  14.  und 
15.  Jahrb.  \raren  Bestimmungen  erlassen, 
nach  denen  den  englischen  Schiffen  der 
Warenverkehr  mit  England  ausschließlich 
gesichert  werden  sollte.  In  der  2.  Hälfte 
d^  16.  Jahrh.  wurde  von  der  Königin 
Elisabeth  statt  dessen  ein  Differentialzoll 
zu  Ungunsten  der  fremden  Schiffe  als  Ab- 
wehrmaßregel angewandt;  die  Küsten-S. 
zwischen  englischen  Häfen  wurde  aber  1563 
ausschließlich  den  englischen  Schiffen  vor- 
behalten. Cromwell  griff  auf  das  frühere 
direkte  Ausschließungssyetem  in  der  Navi- 
gationsakte (s.  d.  Art.  oben  S.  537)  von 
1651  in  sehr  energischer  Weise  zurück. 
Dieses  Ausschließungssystem  wurde  erst  nach 
17S3  gemildert,  und  seine  Reste  wurden  eist 
in  den  50er  Jahren  des  19.  Jahrh.  beseitigt 
Die  Eüsteu-S.  wurde  erst  1854  nichteng- 
lischen Schiffen  grafattet. 

Neben  dem  Ausschließungssystem  hat 
England  auch  die  Differentialzölle  angewandt, 
wenngleich  sie  seit  der  Herrschaft  der  Nävi-- 
gationsakte  niur  als  ergänzende  Maßregel 
erscheinen.  1660  wurden  die  besonders 
aufgezählten  Waren,  die  nur  auf  ^  englischen 
Schiffen  eingeführt  werden  durften,  ferner 
die  russischen  und  türkischen  Warai  und 
die  Korinthen  der  —  erst  1784  aufgehobenen 

—  ,,alien  du^  (Fremdenzoll)  unterworfen; 
sofeni  sie  auf  fremden  Schiffen  eingeführl 
wurden.  Erzetigoisse  der  nichten^schen 
Fischerei  worden  mit  dem  doppelten  Vrem* 
denzoll,  französische  Schiffe  mit  einer  be* 
sonderen  Abgabe  von  5  sh  für  die  TonnQ 

—  als  Q^nmafiregel  gegen  die  französische 
Abgabe  von  fremden  Schifft  —  belastet« 
Im  An&pg  der  20er  Jahre  dea  19.  Jahrlu 
wurde  die  Regierung  ermächtigt,  fremden 
Schiffen,  für  welche  nicht  die  Gleicheteilung 
mit  englischen  Schiffen  durch  Gegenseitig-' 
keitsverträge  gesichert  war ,  mit  höheren 
Tonnen^Idern  zu  belegen  usw.  1852  wurde 
die  Regierung  ermächtigt,  die  Differential-r 
taxen  für  fremde  Schi%  unter  Bedingung 
der  Gegenseitigkeit  durch  Verordnung  ab* 
zuschauen.  Im  ganzen  lag  der  Schwerpunkt 
der  englischen  S.schutzpol^ik  auf  dem  Au»- 
schließungssystem. 

Frankreich  dagegen  legte  den  Nachdruck 
auf  die  Belastung  der  fremden  Schiffe  mit 
höheren  Abgaben,  und  die  Ausschließung 
fremder  Schiffe  stand  niur  vorübergehend 
im  Vordergründe,  kommt  aber  als  ergänzende 
Maßregel  in  den  verschiedenen  Perioden  vor. 
Die  französische  S.8chutzpolitik  zeigt  bei 
weitem  nicht  dieselbe  Stetigkeit  wie  die 
englische,  die  den  von  Gromwell  betretenen 
Weg  im  wesentlidien  festhielt. 

Aussohließungsmaßregela  allgemeinen 
Charakters  wandte  Frankreich  nwnentlioh 
inbezug  >  auf  die  Fahrt  nach  den  Kolonieen 
und  auf  die  Küaten-S.  an.  >  1670  wurde  die 
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S.  nach  den  Eolonieen  ausschließlich  der 
franzOeiBcheD  Fh^^ge  vorbehalten  und  be- 
Btimmt,  daß  die  Produkte  dieser  Eolonieen 
nur  nach  Frankreich  ausgeführt  und  die 
BHnfuhr  von  Waren  nach  den  Kolonieen 
nur  von  IVankreich  aue  erfolgen  dürfte. 
Traten  auch  später  Milderungen  dieser  Be- 
stimmungen ein,  so  wurde  doch  erst  1861 
die  F^irt  nach  den  Eolonieen  fremden 
Sdiiffen  gestattet,  wo  indes  zonftchst  durch 
Difi^HTentudat^ben  die  fremden  Schiffe 
stSrker  belastet  wurden.  Der  Verkehr  mit 
Alner  wurde  1866  allgemein  und  ohne 
Differentialabgaben  (Flaggenzuschläge  und 
Tonnengelder)  freigegeben;  1889  wurde  in- 
des die  S.  zwischen  JVankreich  und  Al^er 
wieder  den  franzCsischeD  SohiffiNi  ausschließ- 
lich vorbehalten. 

Die  Efisten-S.  zwischen  französischen 
Häfen  wurde  für  Waren,  die  aus  Frank- 
reich oder  seioen  Eolonieen  stammen,  1793 
fremden  Schiffen  ganz  untersagt  1816  wurde 
der  Vorbehalt  der  französischen  Küsten-S. 
für  französische  Schiffe  erneuert  Nur  die 
spanischen  Schiffe,  die  schon  1768  für  die 
£üsten-S.  den  franzGsist^en  Schiffen  gleich- 
gestellt waren,  wurden  von  diesem  Verbot 
nicht  betroffen. 

Eine  ganz  allgemeine  und  der  eng- 
lischen Navigationsakte  nachgebildete  Aus- 
schließungsmaßregel  wurde  1793  eiogeführt. 
Alle  Waren  sollten  nach  Frankreich  und 
französischen  Eolonieen  nur  direkt  (d.  h. 
nicht  aus  fremden  Niederlagen)  und  nur 
auf  französischen  Schiffen  oder  auf  Schiffen 
des  Produktionstandes  oder  desjenigen  Landes 
eingeführt  werden  dürfen,  in  welchem  her- 
kömmlich die  erste  Einschiffung  stattfindet 
Als  französische  Schiffe  galten  rnu*  die- 
jenigen, welche  Franzosen  ^hören,  in  Frank- 
reich oder  seinen  Eolonieen  gebaut  sind 
und  französische  Offiziere  sowie  zu  fran- 
zösische Mannschaft  lu^n.  WAhrend  der 
Eriegsz^t  wurden  die  Absperrungsmaßregeln 
noch  verschArft  Erst  1816  traten  UUde- 
mDgea  ein,  wob^  wieder  das  System  der 
Differentialabgaben  in  den  YordergruDd  ge- 
schoben wurde.  Ikigland  gegenaber  wurden 
am  87II.  1826  wiederum  B^timmungen  er- 
lassen, die  auf  eine  Aussdüieflung  der  eng- 
lischen Vermitteluttg  hinausliefen  nnd  erat 
1854  aufgehoben  wurden. 

Wichtiger  als  diese  Ausschließun^maß- 
TC^n  waren,  wie  gessjgt,  in  Frankreich  die 
Differentialabgaben.  Üier  ist  vor  allem  die 
1659  erfolgte  Einführung  einer  Differential- 
taxe  von  50  sols  für  die  Tonne  bei  der 
Ein-  und  Ausfuhr  von  Waren  auf  fremden 
Schiffen  zu  nennen.  Für  die  englischen 
Schiffe  wurde  17ül  die  Differentialtaxe  auf 
70  sols  erhöht  Bis  zur  Bevoluiiooszeit  be- 
stand dieses  System  und  wurde  dann  — 
wie  erwähnt  —  durch  ein  allgemeines  Aus- 


schließungssystem  ersetzt  1816  wurden  die 
fremden  Schiffe  wieder  allgemein  zugelaaBeo, 
abermit  höheren  Tonnengeldem,  mit  Flaggeo- 
zuschlftgen  (surtaxe  de  paviUon)  nnd  mit 
Zollzufichlägen  (surtaxe  d'entrepöt ,  meist 
10%)  belastet  Durch  besondere  Vertilge 
wurde  in  der  folgenden  Zeit  unter  Bedingung 
der  Q^enseit^keit  die  Erhebung  von  höherea 
Tonnengeldem  und  Flaggeuzusdilagen  be- 
schrankt, namentUch  im  Anbng  dw  GOer 
Jahre.  Auf  Grund  des  Gesetzes  V.  19.;  V.  1866 
fielen  dia  DiffereotialtonnengddOT  seit  1067 
und  die  Fla^enzuschUee  seit  1869  gans 
weg,  soweit  sie  nicht  aJS  VergeltungsiDa&- 
r^el  g^en  bestimmte  Staaten  in  Fnga 
bmimen.  1872 wurde  änallgemeiiier  Flaggen- 
zoschlag  von  0,75—2  Frcs.  für  100  kg 
bei  der  Einfuhr  auf  fremden  Schiffen  ein- 
geführt, aber  schon  1873  wieder  beseitigt 
Die  surtaxe  d'entrepöt,  die  1866  ni^it  ab- 
geschafft wTurde,  ist  1872  für  außereoro- 
päische  Waren  auf  3,0  Frcs.  für  100  kg 
feetgesetzt  worden;  bei  einigen  g^iaa  be* 
zeichneten  Waren  blieben  die  vorhaodenea 
höheren  Sätze  (bis  zu  100  Frcs.)  bestellen. 
Die  surtaxe  d'entrepöt  ist  für  rane  Beihe 
von  Artikeln  auch  jetst  noch  in  f^ankieidi 
vorhanden. 

Preußen  hatte  in  seinem  berühmten  Zoll- 
tarif von  1818  Flaggenzuschlflge  nicht  vot- 
gesehen,  sah  sich  aber  bald  genötigt,  gweo 
die  englischen  Absperrungsmaßregeln  Vei^ 
geltung  zu  üben.  1822  wurden  deshalb  Zo- 
Bchlage  zu  den  Hafenabgaben  für  Schxffs 
solcher  Nationen  vorgesehen,  welche  die 
preußischen  Schiffe  ungünstiger  behandeln 
als  die  eigenen  oder  als  die  der  meastbe* 
gOnstigten  Nationen.  Gleichzrätig  wurde 
die  Eüaten-S.  zwischen  den  pteoßiachM 
Hftfan  den  preußischen  Schiffen  vorbehalten. 
Diese  Bestimmungen  boten  Preußen  die 
Handhabe,  in  einer  Beihe  von  Vertjigeo 
eine  günstigere  Behandlung  der  preufiiacaea 
Schiffe  im  Auslände  zu  erwirken.  Eine  Ana- 
schließunespolitik  verfolgte  Preußen  oidht 
Audi  das  Deutsche  Beidi  hat  sidi  anf  diesen 
Standpunkt  gestellt  und  eriiebt  anch  keine 
FlaggenzuschUge  und  sonstige  Differential- 
abgaben. Nur  die  Kflsten-S.  zvischen  dcoW 
sehen  HSfen  ist  durah  6.  r.  22JT.  1881 
den  deutschen  Sdiiffen  grundsitiüch  vnriie- 
halten.  Unbefi^  Aiuübang  der  dentadun 
Küsten-S.  dun£  ein  ausländisches  SchüF 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  und 
außerdem  eventuell  mit  Einziehung  des 
Schiffes  und  der  unbefugt  beförderten  OQter 
bestraft  Die  bestehenden  Verträge  über 
die  Eüsten-S.  sind  aber  bubehalten,  nnd 
außerdem  kann  durch  Staatsvertzag  oder 
durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zistini- 
mung  des  Bundesrates  fremden  SchüEeo  die 
Eüsten-S.  gestattet  werden.  Solche  To«- 
ordnungen  ergingen  1881  xugonsten  der 
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.<^iiiffe  TOD  Belgien f  Brasilien,  Dänemark, 
■•nitthritaDnien,  Italien,  Schweden  nnd  Nor- 
■t'-ifa  and  1886  zugunsten  der  nieder 
■.'»diicben  Sdiiffe.  Auf  Grund  Üterer  Ver- 
triitie  haben  aoch  Oesterreich- Gogam,  Rumä- 
:i  (i.  Siam  und  Tonga  laut  Bekanntmachung 
1.^  Rpichskanriere  vom  29./XII.  1881  das 
tU^ht  der  KQsten-S.  zwischen  deutschen 

4.  losere  S.poUtik.  Die  innere  S.politik 
(lati  sich  zun&chst  betätigen  in  direkten 
\-ihrpDdungen  zur  Forderung  der  S.  Hier- 
t.>:  getulroo  die  Subventionen  Oberseeischer 
iwdampferliniea  (s.  Art  ^^Dampfersubven- 
'jin^tiben  Bd.  I  S.  636  fg.)  nicht  ohne  weite- 
' da  üe  nicht  der  FSraerung  der  S.  im  all- 
.o-neineo,  sODdern  der  Sicherung  leistnnge- 
^.ii.>er  bestimmter  Verbindno^n  dienen, 
■ly  dtm  Interesse  des  Uberseeischen  Post- 
jid  Handelsverkehrs  entsprechen.  Dagegen 
•Uli  \a  diesem  Zusammenhange  die  Fanr- 
fioMa  zn  erw&hnen,  die  namentlich  in 
''nokreich  in  ao^ebi^m  HaBe  angewendet 

*  rd(Mi  sind.  Prämien  fflr  Fahrten  be- 
'timcDter  Art  oder  fttr  Fahrten  za  bestimmten 
Attckeo  tKnnmeD  in  Frankreich  schon  im 
Ii.  iüah.  TOT.  Prämien  von  allgemeinem 
i-hankter  wnrden  1881  «n^eführt.  1893 
iii<l  \9Ü2  wm^en  ^e  Bestimmungen  ge- 
is'l'tt.  Das  Gesetz  v.  7./IV.  1902  gewährt 
t<ir  die  grofie  und  für  die  europäische 
}ihn  folgende  FahTprftmien  für  die  in 
frankmch  gebauten  Schiffe :  fflr  Segelschiffe 
1  Tti  Frc9.  fflr  die  Bruttotonne  und  je  1000 
^»■^meilen  mit  stufenweiser  Ermäßigung  um 
r  J  ceot.  in  den  ersten  4  Jahren,  um  je 
1  .eot  in  den  zweiten  4  Jahren,  um  je 

•  '»-üt  in  den  dritten  4  Jahren ;  für  Dampfer 
''■  Frcs.  fflr  die  Bruttotonne  nnd  je  1000 

^'meilen  mit  stofenweiser  Ermäßigung  um 
•■  i-  je  8  und  je  16  cent  in  den  ersten, 
nateo  nnd  dnlten  4  Jahren.  Fflr  Fahr- 
i'itzi-  Ober  eine  bestimmte  GrOBe  hinaus 
'^l•'ü  ^ringere  Sätze  ein.  Italien  hat  eben- 
Hh  ein  ausgebildetes  Fahrprämiensjrstem. 
.Vwrh  die  Füichereiprämien,  die  in  England 
''n  IS  JahrtL  vorkommen  und  in  Frankreich 

iD  die  neueste  Zeit  zu  finden  sind,  ge- 
Vinri  hierher.  In  Deutschland  wird  speziell 

Hodueeflscherei  unterstatzt  Der  Reichs- 
uushaltirtat  fflr  1906  cäeht  dafür  400000  M. 
"f. 

AU  weitere  hierher  gehörige  Gruppen 
'inil  die  AnsrOstungB-  und  Bauprämien  zu 
j'.nnpn.  Schon  in  der  Republik  Venedig 
^'■umipn  Bauprämien  vor.  Frankreich  hat 
•'fti  (licsD  Art  von  Pilmien  reichlich  be- 
r-ifii  und  doznh  die  GG.  v.  1881,  1893 
"H  1902  ni  einem  allgemeinen  System  er- 
!'<'^.  Nadi  dem  Oesets  v.  7./IV.  1902 
•iTiKeB  die  BaopriLmien  fOr  in  Frankreich 
•>i«ilc  Schiffe  auf  die  Tonne  Brattogehalt 
■'t  ScfaHfea  ans  Eisen  oder  Stahl  Or*  Trcs., 


bei  SchifTen  aus  Holz  von  150  und  mehr 
Tonnen  40  Frcs.,  von  weniger  als  150  Tonnen 
30  Frcs.  Für  die  Maschinen  werden  noch  be- 
sondere Prämien  gewährt  und  zwar  15  Frcs. 
für  je  100  kg  an  Bord  installierter  Trieb-  oder 
Hil&maschinen  und  neuer  Kessel  (bei  Kessel- 
auswechselung).  Die  Ausrüstungsprämie  wird 
für  jeden  Tag  vollständiger  Bemannung  (höch- 
stens 300  Tage  im  Jahr)  SchlEFen  fremder 
Erzeugung  gewährt  mit  5  cent  auf  die 
Bruttotonne  bei  Fahrzeugen  bis  zu  2000 
Tonnen,  mit  4  cent  bei  Fahrzeugen  von 
2000—3000  Tonnen,  mit  3  cent.  bei  Fahr- 
zeugen von  3000—4000  Tonnen  und  mit 
2  Cent,  bei  größeren  Fahrzeugen.  Das  Ger 
setz  gilt  für  12  Jahre  und  b^reozt  den 
Höchstbetrag  der  in  dieser  Zeit  zu  gewäh- 
renden Prämien  auf  50  MilJ.  Frcs.  Bau- 
prämien und  150  Mill.  Frcs.  Fahr-  und  Aus« 
rüstungsprämien.  Eine  Aenderung  des  Ge- 
setzes wird  angestrebt 

Ob  solche  direkten  Aufwendungen  an- 
gemessen sind,  hängt  natürlich  von  den 
Verhältnissen  ab.  LedigUch  durch  Prämien 
wird  man  weder  den  Schiffbau  noc^  die 
S.  groß  ziehen  können.  Aber  es  ist  suzu- 
geben,  dall  unter  Umständen  durch  Prämien 
eine  schon  vorhandene  EntwickelungsEähig- 
keit  wirksamer  ausgenutzt  werden  kann^  und 
in  solche  FUlen  würden  die  ^ämien  grund- 
sätzlich zu  billigen  sein. 

Das  Eingreiten  des  Staates  im  Interesse 
der  See-S.  Imnn  sich  aach  darin  betätigen, 
daß  der  Staat  Einrichtungen  schafft,  die  der 
See-S.  förderlich  sind.  Er  kann  den  Ver- 
kehr  der  heimischen  Hflfea  und  damit  die 
See-S.  überhaupt  heben  durch  Hinleitnng 
des  Verkehrs  mittels  billig  Seebafentarife ; 
er  kann  den  Verkehr  im  Interesse  der 
heimischen  See-S.  durch  Erleichterung  und 
Beschleunigung  der  ZoUabfertigung,  durch 
Errichtung  von  Freihäfen  u.  dgl.  fördern. 
Auch  die  Anlage  und  Unterhaltung  der  See- 
häfen kommt  für  die  staatliche  S.politik  in 
Betracht  Da  in  erster  Linie  die  beteiligten 
Stadtgemeinden  unmittelbare  Vorteile  aus 
den  Häfen  ziehen,  so  wird  bisweilen  die 
Anlage  und  Unterhaltung  der  Häfen  als 
Aufgabe  der  zunächst  beteiligten  Stadtge- 
meinden angesehen.  Aber  jeder  gute  Hafen 
dient  auch  den  Interessen  des  ganzen  Lan- 
des, und  deshalb  wird  die  Uebernahme  der 
Kosten  des  Hafens  ganz  oder  zum  Teil  als 
Aufgabe  des  Staates  oft  genug  angesehen. 
Daß  sich  der  Staat  das  Recht  zur  Prüfung 
und  Genehmigung  der  Hafenpläne  und  das 
Obeiaufsichtarecht  über  die  Häfen  vorbe- 
halten muß,  versteht  Bidh.  von  selbst 

Auch  die  Einrichtungen  zur  unmittel- 
baren und  mittelbaren  Sicherung  der  S., 
wie  die  Leuchttürme,  die  Feuerschiffe,  die 
Seezeichen,  ^e  Sturm-  und  See  warten,  die 
Sternwarten,  das  Lotsenwesen  u.  dgL  mehr. 
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gehj^n  in  den  Bereich  der  Staatstatigkeit 
oder  mflssen  doch  mindesteDS  seiner  Bei- 
hilfe sicher  und  Beiner  AuMcht  nnterstelH 
sein.  In  Dentschland  tiflgt  das  Bdch  die 
Kosten  der  Seewarte  (\aat  Etat  für  1906 : 
356  384  M.)  sowie  die  Kosten  für  Seezeichen-, 
Brief  teuben-,  Lotsen-  und  Küsten  wacht  weseo 
(laut  Etat  für  1906:592706  M.). 

Auch  die  Sorge  für  eine  geeignete  Aus- 
bildung des  S.personals,  also  die  Errichtung 
und  Unterhaltung  von  SchifFersehnlen ,  ist 
im  wesentlichen  als  Aufgabe  des  Staates 
zu  betrachten. 

Bei  den  ünterricbtsveranstaltDngen  ragen 
auch  schon'  die  Interessen  der  S.polizei  hinein. 
Der  Staat  hat  darauf  zn  achten,  daß  die  Schiffs- 
führer  nnd  die  SchiffsoMziere  zu  ihrem  schwie- 
rigen nnd  verautwortnngsTollen  Amt  befähigt 
sind,  weil  nur  dadarch  die  Sicherheit  der  S. 
gewährleistet  wird,  soweit  das  überhaupt  im 
Bereich  der  menBchlicben  Kacht  liegt.  Daher 
maß  er  einen  ausreichenden  BefBhiinuixsnachweis 
verlangen  nnd  das  hierzu  nötige  Frimingswesen 

genan  regeln.  In  Deutschland  ist  in  der  Reichs- 
ew.-O-  1  31  vorgeschrieben,  daß  Seescbiffer, 
Seestenerleute,  Maschinisten  der  Seedampfscbiffe 
und  Lotsen  sich  Über  den  Besitz  der  ei^order- 
lichen  Kenntnisse  aasweisen  müssen  durch  ein 
von  der  zuständigen  Behörde  (Regiemng)  aus- 
gestelltes Befähignngszengnis.  Der  Bundesrat 
hat  die  Vorschriften  Über  den  Nachweis  der 
Befähigung  sä  erlassen.  Für  die  PrUfong  der 
Seeschmer  nnd  Seestenerlente  und  solche  Vor- 
schriften ergangen  am  25./IX.  1869,  30./V.  1870, 
6./Vm.  \m7^.im  1888,  11./VI.  1891,  4./1II. 
1895  nnd  U./IIL  1899,  an  deren  Stelle  dann 
die  „Vorschriften  über  den  Befähigungsnachweis 
nnd  die  Prüfnng  der  Seeschiffer  und  Seestener- 
lente auf  deutschen  Kanfiahrteischiffen"  vom 
16.^  1904  getreten  sind;  für  die  Maschinisten 
der  Seedampfschiffe')  am  30./VL  1879,  16./IV. 
1885,  15./XL  1886j  i2./XI.  1887,  18./VII.  1889 
nnd  unter  Beseitigung'  dieser  früheren  Vor- 
schriften am  26./VII.  1^1  (erg^Lnzt  nnd  geändert 
l&ä.  1908,  16./VL  1903  ,  6./V.  1904,  15./Xn. 
1904).  Dem  Inhaber  des  Beföhignngszeugnisses 
kann  laut  G.  v.  27./VU.  1877  §  26  in  Verbindung 
mit  dem  G.  v.  ll./VI.  1878  dnrch  Sprach  des 
Seeamtes  die  Befugnis  zur  Ausübung  seines 
Gewerbes  entzogen  werden,  wenn  sich  ergibt, 
daß  der  Betreffende  einen  Seeunfall  dnrcb  den 
Mangel  der  fllr  seinen  Bemf  erforderlichen 
Eigenschaften  verschnldet  hat.  Die  BeHlhiguDgs- 
zeugnisse  gelten  für  daa  ganze  Reichsgebiet, 
für  die  Lotsen  aber  nur  ^r  ein  bestimmtes  im 
Zeugnis  aneeffihrtea  Fahrwasser.  FOr  die  Lotsen 
kOirnen  nach  §  34  der  6ew.-0.  die  Landesgesetse 
noch  eine  besondere  Geaehmigung  vorsctuviben, 
nnd  diese  Genehmigung  kann  na(£  §  53  cnrück- 
eezogen  werden,  falls  sich  spSter  herausstellt, 
daß  der  Betreftende  nicht  die  erforderlichen 
Eigenschaften  hat.  In  bestimmten  Gewässern 
besteht  «in  Lotsenzwang,  d.  h.  der  Schiffer  ist 
veipflichtet;  einen  Lotsen  an  Bord  zn  nehmen. 
Auf  BudelsBohiffen  ist  d«  Lotse  wttbrend  seiner 


Anf  Maschinisten  wurde  §  31  der  Gew.-O. 
erst  1878  ausgedehnt. 


Anwesenhdt  ui  Bord  venntwortUeb  fOr  dis 
Sicherheit  des  Schiffes,  so  daß  seinen  Anord- 
nungen auch  vom  SohifigKhrer  Folge  zo 
leisten  ist. 

Auch  sonst  hat  der  Staat  fafinfig  mit 
polizeilichen  VtH^duiftsn  zur  Sielierang  der 
S.  eingreifen  müssen.  Da  aber  die  8ee-& 
meist  auflerhalb  des  nnmittelbaren  3d«c1it- 
bereiches  des  einzelnen  Staates  aoagefibt 
wird,  80  Bind  vielfach  internationale  Ver- 
ständi^ngen  als  Grundlage  der  Arnndnungeo 
der  einzeTnen  Staaten  benutzt  worden.  In 
besonderem  Hafie  ist  das  in  bezug  auf  «las 
Yerhflten  von  SdhiflbznsammenstSfiaa  ae- 
schehen.  So  wie  der  einzelne  Staat  fOr 
die  Signale ,  das  Ausweichen  usw.  von 
Schiffen  auf  seinen  BinnenwasserstraSen 
Vorschriften  geben  muB  und  g^ben  hat, 
so  hat  mau  auch  für  die  Sees^aßen  eine 
Art  „Straßenrecht*'  international  vereinbart, 
dessen  Nachachtung  dann  die  einselaea 
Staaten  ihren  Untertanen  zur  Pflicht  ge- 
macht haben.  In  Deutschland  ergine  dieser- 
halb  zuerst  am  7./I.  1880  und  alsdann  am 
9./V.  1897  eine  „Verordnung  zur  Verhütung 
des  Zusammenetofieos  der  Schiffe  auf  See*^. 
Auch  die  polizeilichen  Vorschriften  über 
die  S.zeichen  sind  hier  zu  erwähnen:  sie 
dienen  zur  Verhütung  xon  SchifTsaniäUen 
überhaupt.  In  Deutschland  ist  das  S.zeichen- 
wesen  der  Aufsicht  und  Gesetzgebimg  des 
Beiches  unterstellt;  entsprechende  Vor- 
schriften sind  am  31JY1L  1887  eriaaaen 
w<»den. 

Die  Begelung  des  ^gnalweeens  gebSut 
ebenfalls  in  den  Bareich  der  S.poU2G3.  Ancb 
hier  liegen  den  Anoidnungen  der  einielDen 
Staaten  inteniati(»uüe  AbmacbungCB  zu- 
grunde (vgl.  die  deutsche  Verordnung'  xur 
Verhütung  des  Zusammenstofiens  der  ScfaiffB 
auf  See  v.  9./V.  1897  und  die  VercvtlDang, 
betreffend  die  Lichter-  und  ^gnalführong 
der  Fischerfahrzeuge  nnd  der  Lotsendampf' 
fahrzeuge  v.  10./ V.  1897  sowie  die  Ver- 
ordnung über  die  Abbiendung  der  Sesteo- 
lichter  und  die  Einrichtung  der  Poeitioii»- 
latenien  anf  Seeschiffen  vom  IGJX.  1906 
und  die  Verordnung  über  das  Ruderkom- 
mando V.  18./X.  1903).  Dnrch  das  intern 
nationale  Signalbuch  —  Ende  der  fiOer  J^u« 
von  England  und  Frankreich  eingeführt  nnd 
später  von  allen  seefahrenden  NationeQ.  an- 
genommen —  ist  eine  vollkommene  Ver- 
ständigung zwischen  Schiffen  auf  bober 
See  unter  üch  und  zwischen  S(^flieo  and 
den  Signalstationen  an  d&i  KOsIcn  ennQg^ 
licht  worden. 

Die  S.polizei  greift  auch  ein,  vom  See- 
unfaUe  eingelreten  sind.  Es  muß  dana 
eine  üntersuchnog  des  UnfoUs  stattfinden. 
In  Deutschland  müssen  taut  G.  v.  27J\H. 
1877  tmd  den  dazn  ergangenen  Veroid- 
nnngen  alle  SeeanIftUe,  von  welche  ^ol- 
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sehe  Kaufbihrteischiffe  betroffen  werden, 
sowie  die  UoiftUe  nichtdeutscher  Kauf- 
fahrteischiffe io  deutschen  EüstengewSssem 
von  einem  „äeeamt"  untersucht  werden, 
wenn  bcd  dem  Unfall  Menschenleben  ver- 
ioren  wurden  oder  wenn  dabei  dn  SchifT 

rnlcen  oder  ausgeben  ist  oder  wenn 
Untersudtung  vom  Reichskanzler  an- 
eeordnet  ist.  In  dea  abrigen  fftllen  kann 
das  Seeamt  die  Untersachnng  vornehmen. 
Das  Seeamt  beBtefat  ans  einem  VoraitzeDden 
und  vier  Beisitzern.  Von  den  Beisitzern 
müssen  mindestens  zwei  befahrene  See- 
schiffer sein.  Das  Seeamt  ist  eine  I^andes- 
behörde,  steht  aber  unter  Oberaufsicht  des 
Reiches.  Der  Reichskanzler  bestellt  auch 
bei  jedem  Sceamt  einen  Kommissar,  der 
den  Verhandlungen  beiwohnen,  die  Akten 
einsehen,  Äntr3ge  in  der  Verhandlung  stellen 
und  eventuell  beim  Reichskanzler  die  An- 
ordnung einer  Untersuchung  beantragen  kann, 
wenn  sie  vom  Vorsitzenden  des  Seeamtes 
verweigert  wird.  Im  ganzen  bestehen  12 
Seeämter  (Königsberg,  Danzig,  Stettin,  Stral- 
sund, Rostock,  Lübeck,  Flensburg,  Toenning, 
Hamburg,  Bremerhaven,  Brake  und  Emden). 
Zuständig  für  die  Untersuchung  ist  das 
Seearot,  in  dessen  Bezirk  der  nach  dem 
Unfall  zuerst  erreichte  Hafen  liegt  oder 
dessen  Sitz  dem  Unfallorte  am  nächsten 
liegt  oder  in  dessen  Bezirk  das  Schiff  be- 
heimatet ist  Sind  hiemach  mehrere  See- 
Smter  zuständig^  so  hat  dasjenige  den  Vor- 
zt^,  welches  die  Uateisuchung  zuerst  ein- 
gmeitet  hat.  Das  Verfahren  vor  dem  See- 
amt  ist  Öffentlich  und  mündlich  und  bezweckt 
die  E^ittelung  der  Ursachen  des  Unfalls 
und  namentlich  auch  die  Feststellung  eines 
etwaigen  Verschuldens  des  Schiffsmhrers, 
Stenermaanes  oder  Maschinisten.  Der  Ur- 
teilsspruch ist  schriftlich  abzufassen  und 
mit  Grflnden  zu  versehen.  Im  Auslande 
haben  die  Konsulate  das  nOtige  Material  zur 
vorläufigen  Feststellung  des  Tatbestandes  zu 
sammeln.  Venn  das  Seeamt  durdi  seinen 
Spruch  einem  deutschen  Sdiiffer,  Steuer- 
mann oder  Maschinisten  die  Befugnis  zur 
Ausübung  seines  Gewerbes  entzieht,  so  steht 
dem  Beteiligten,  und  wenn  es  einen  ent- 
sprechenden Antrag  des  Kommissars  ab- 
lehnt, so  steht  dem  Kommissar  die  Be- 
t^werde  an  das  Oberseeamt  zu  Berlin  zu. 
Das  Oberseeamt  ist  eine  ReichsbehCrde  und 
besteht  aus  dem  Vorsitzenden  und  6  Bei- 
sitzern, von  denen  wenigstens  drei  Schiff- 
fahrtskundige  sein  müssen. 

Für  die  ^anze  Einrichtung  hat  die  eng- 
lische Oi:ganisaüon  als  Vorbild  gedient. 

BecOglich  einer  besonderen  Groppe  von  See- 
naflUlen,  nämlich  der  Strandongeo,  Destand  im 
Mittelalter  ein  barbarische«  „Strandrecbt",  nach 
welchem  rieb  der  Staat  oder  die  Uferanwohner 
die  KhiffbrOddgett  Ollter  aneignen  durften. 


Dieses  „Straadrecbt"  ist  in  allen  zivilisierten 
Staaten  abgeschafft,  und  dnrcb  die  S.-  nnd  Kon- 
salarvertrSge  haben  sich  die  Eoltnrstaaten 
gegenseitig  eine  menschliche  nnd  gerechte 
handlang  der  SchifTbrUchifren  nnd  der  gestran- 
deten Güter  ZQgesichert.  In  Dentschland  kommen 
hierfür  die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbaches 
mid  der  Strandnngsordntuig  vom  17./V.  1874  in 
Betracht  (geändert  dnreh  G.  v.  30./Xn.  1901). 
Hiernach  werden  von  den  Einzelstaaten  Strand- 
ämter  and  als  Lokalbeamte  StrandvQgte  bestellt. 
Die  Strandvögte  haben  die  Bergnngs-  and 
Bettangsma&regeln  sn  leiten  und  können  even- 
tnell  die  Straudbewohser  znr  Grf&llong  der 
diesen  in  solchen  Fällen  gesetzlich  obliegenden 
Funktionen  reqairieren.  Die  geborgenen  Güter 
werden  vom  Strandamt  und  der  Zollbehörde 
fi^emeinschaftlich  verwahrt  Nachdem  die  Deckung 
der  Bergnngskosten  nnd  der  Bergelöhne,  die  den 
bei  der  Bergnnc  oder  HiUeleisttuig  beteiligten 
Personen  zustehen ,  gesichert  ist,  werden  die 
Güter  dem  Schiffer  oder  einem  sonstigen,  nötigen- 
falls dnreh  Aafgebotsverfahren  zn  ermittelnden 
Empfangsberechtigten  übergeben.  Kann  ein 
Empfangsberechtigter  nicht  ermittelt  werden, 
so  gelten  die  Güter  als  horrenlos  und  fallen  dann 
dem  Staat  zu. 

Die  Schiffe  der  Handelsmuiiie  werden 

in  den  seefahrenden  Kationen  in  besondere 
Schiffsregister  eingetragen,  und  diese  Ein- 
tragung dient  als  Grundlage  für  die  zur 
Legitimation  der  Schiffe,  insbesondere  zur 
Feststellung  ihrer  Nationalität  erforderlichen 
Urkunden.  In  Deutschland  ist  —  wiederum 
in  Anlehnung  an  das  englische  Vorbild  — 
im  Handelsgesetzbuch  und  in  dem  Gesetze 
über  Nationalität  der  Kauffahrteischiffe  v. 
2D./X.  1867  (ergänzt  1873  und  1888)  sowie 
in  dem  Gesetz  über  das  Flaggenrecht  der 
Kauffahrteischiffe  v.  22jVI.  1899  (geändert 
29./V.  1901)  eine  Regelung  darüber  gegeben. 
Nur  ein  in  das  Schifferegister  eingetragenes 
und  mit  einem  Oertifikat  über  die  Eiur 
tragung  veraehenes  Schiff  darf  die  Reichs- 
flaKge  führen.  Die  Eintragung  erstreckt 
sich  n.  a.  auf  Namen,  Gattung,  Größe,  Trag- 
fähigkeit, Heimatshafen,  Erbauungsort  und 
Erbauungszeit  des  Schiffes.  In  Preußen 
werden  die  Schiffsr^jster  von  den  Amts- 
gerichten geführt 

Die  Tragfähigkeit  und  der  Tonnengefaalt 
wird  ÜberaJl  durch  besondere  Schiffsver- 
messungsbehürden  nach  einem  intemationid 
angenommenen  Yermessiingssystem  festge- 
stellt. Ueber  die  erfolgte  VennesBung  wird 
ein  „Hefibrief*  ausgestellt  Die  Aofradit 
über  das  Scbiffevermessungswesen  führt  in 
Deutschland  das  Schiffsvermessangsamt  su 
Berlin  eine  seit  1./VIII;  1888  bestehende 
Behörde. 

Das  Schiffsverraessungswesen  wurde  in 
Deutschland  zuerst  unter  dem  5./VII.  1872 
(„SchiffsvermesBungsordnung^),  späterhin  am 
20./VL  1888  und  am  l.fm.  1895  göregelt 
I     Dem  Gebiet  der  S.polizei  gehöräd  auch 
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die  Yonc^riften  an,  die  eine  unzulftngUche 
Ansrfistimg  uod  VerproTiantierung,  gesaad- 
hdtsschädliche  fSnnchtuDgeii  u.  dgi  m. 
auf  den  Schiff»!  za  bek&mpfen  guchüi  und 
besonders  die  Aiwwandffleiw^flie  betreffen. 
Im  dbrigen  findet  eine  ständige  Eontrolle 
der  BesäulTenheit  der  Handelsschiffe  nnd 
eine  staatliche  Ueberwachnng  des  Schiff- 
baues in  der  Regel  nicht  statt  In  Deutsch- 
Land  war  1893  von  der  Rdchsregierung 
^e  staatliche  üeberwachung  des  Schiff- 
baues angeregt  worden.  Der  Gedanke  wiu^e 
als  eine  Dachteilige  Erschwerung  des  Be- 
triebes und  der  Eotwickelung  der  Schiffs- 
werften lebhaft  bekämpft  mit  dem  Hinweis 
auf  die  im  In-  und  Auslande  anerkannte 
Tflchtigkeit  und  LeistuDgsf&hi^keit  des  deut- 
schen Schiffbaues.  Zur  Verwirklichung  des 
Planes  ist  es  nicht  gekommen. 

CebrigeoB  haben  die  priraten  ScbÜfbe- 
sichtigimgsinstitute  die  Aufgabe  einer  ge- 
nauen Feststellung  und  Kontrolle  des  Grades 
der  Seefahigkeit  der  Handelsschiffe  im  In- 
teresse des  Seerersicherungswesens  und  der 
Schiffsreeder  übernommen  und  mit  Erfolg 
durchgeführt  Solche  Anstalten  bestehen 
in  London  (Englischer  Lloyd),  in  Berlin 
(Germanischer  Lloyd,  seit  1868)  und  in 
Paris  (Bureau  Yeritas,  seit  1828). 

In  gewissem  Sinne  kann  man  den  Mafi- 
re^n  der  inneren  S.politik  zurechnen  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  die  Rechte 
und  Pflichten  der  SchiffsfÜhrer  und  Schiffs- 
mannschaften. Die  besonderen  YerhältoiBse 
der  See-S.  lassen  es  nicht  zu,  hier  einfach 
die  Vorschriften  der  Gew.-O.  über  das  Ter- 
hflllnis  Ton  Arbeitgeb^  und  Aibeitnehmer 
anzuwenden.  Es  ist  nOtig,  auf  beiden  Seiten 
Rechte  und  Pflichten  scn&rfer  abzugrenzen 
und  strenger  zu  bssen.  Das  ist  denn  auch 
geschehen.  Die  Yorschriftrai  zeigen  bei 
alleo  Abweichungen  im  einzelnen  dodi  eine 
gewisse  ^runds&tzliche  Uebereinstimmung. 
Uebendl  ist  die  Regel,  dafl  bei  der  An- 
und  Abmusterung  der  Seeleute  bestimmte 
Behörden  mitwinceo,  flboall  änd  auf  der 
einen  Seite  die  Ansprüche  der  Seeleute  auf 
Entlohnung  u.  dgi.  sorgfältig  abgegrenzt, 
auf  der  anderen  Seite  aber  auch  besonders 
strenge  Vorschriften  inbezug  auf  Verletzung 
der  Diszipliu  seitens  der  Mannschaften  ge- 
geben. In  Deutschland  kommen  hier  nament- 
lich die  Yorschrifteo  der  Seemannsordnung 
in  Frage.  Sie  erging  am  27./XU.  1872,  ist 
aber  durch  eine  neue  v.  2./ VI.  1902  ersetzt 
worden  (geändert  durch  G.  v.  23-/10.  1903 
und  V.  12./V.  1904;  vgl.  auch  Bekanntm.  v. 
16./VI.  1903  nnd  v.  1.  u.  2JW1L  1905).  Dazu 
tritt  das  G.  v.  2/VL  1902,  betr.  die  Ver- 
pflichtung der  Kauffahrteischiffe  zur  Mit- 
nahme heimzuschaffender  Seeleute.  Als  amt- 
liche Organe  zur  Mitwirkung  bei  der  An- 
und  Abmusterang  der  Mannsdi^ten,  ha 


der  Schlichtung  Ton  Slrnägkeiteo  zvischen 
Schiffer  und  iunnsdiaft  mod  in  Wetimmtfia 
Grenzen  bei  des  Cntemdimig  nnd  Abur- 
teilung TW  Uebertntung«!  der  Mannst 
usw.  erscheinen  in  Dentafchhnd  die  S(«- 
manns&mter,  doeo  Anfgabeo  iiD  AasUnilo 
den  Konsulaten  zufidlen.  D»  £iD2eIhott->c 
können  übei^ngen  werden. 

Als  eine  Blaßr^el  der  innerea  S-polidk  kiui 
schliefiUch  andi  die  Pflege  der  Sjitüifrik  an^i- 
sehen  werden.  In  DentscUud  ict  dkwZv^i« 
der  Statistik  sehr  ait^edduiL  Ceber  Bestand 
der  dentschen  Seeschi^,  über  den  Seenrkehr 
in  deutschen  Hftfeo,  9ber  Seeretaea  «knurbrT 
Schiffe,  äber  Vernn^Bckanga  dentMher 
schiffe  nnd  Über  SchinsnnflUte  u  den  deatvhco 
Küsten  werden  seit  1873,  über  Anmmteran^ii 
der  Seelente  seit  1874  Jihrtiche  Nicbweiiiin^n 
von  dem  Kaiserl.  Statistiscbea  Amt  bearbeitft 
nnd  veröffentlicht.  Von  1874—1889  warten 
auch  i&brltche  NaehweisonireD  Aber  die  Ist 
weichungen  von  Seeleuten  henoHegeliciL 
AnSerdem  und  noch  dne  Bdhe  bcMnuret  Ar- 
beiten znr  See-S^tatistik  TerOSentlidit  wvHeo 

Die  Yerh&ltnisse  in  anderen  Uaden  ke&S'» 
ftbergangen  werden ;  nnr  sei  erwIboT,  AtS  aw- 
nationale  Venifleiche  namentlich  dnrcli  die  m- 
schiedene  Bestimmung  dee  Netto-Baami^eiiiltt 
sehr  erschwert  werden.    Die  Verschiedenh'ii 

Entwickelung  der  Welthandel^ottp 
1000  Beg.-T. 


18^  laflOBM 


S4 


Die  schraffierten  Flldiai  beaadnai 
Ketto-Banngdialt. 
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atcbt  lieb  besoadera  bei  Duapfecbiffen  creltend, 
M  denen  der  Haschinen-,  Kessel-  and  Koblen- 
raom  eiaen  erheblicbeo  Teil  dee  Schiffsraumes 
E  AsFpnich  nimint.  In  Dentacbluid  wurde  bis 
rir  Elof&hrnng  der  „englischeii  Regel"  am 
L  T1I.  1895  der  Hascniaen-  und  Kesflelranm, 
irr  Tonnel  der  Schraubenwelle  and  der  Eanm, 
1^  dADemd  cor  Aufnahme  von  Heizmaterial 
«iBf^prichtet  ist,  wirklich  femesaen  und  in  Ab- 
t2s  ^brftcht  bis  zn  W%  des  Bmttoranmes. 
Irrte  M«.  «dentacbe  Kegä"  ist  am  genauesten, 
Uli  nach  ihr  aind  wiedeniolC  bei  internationalen 
Wjcldcben  die  anf  andere  Weise  gewonnenen 
Anjfsben  sonstiger  Lftnder  —  allerdings  nur 
^iLitiangsweise  —  nmgerechnet.  Die  Welt- 
biiidelsflotte  war  nach  der  Statistik  des  Bureaus 
.Veritas"  folgende: 

DampfachilTe  S«gelBohlffe 

von  100  R.-T.  von  M  B.-T. 

IL      9  LI            ^  ^^^^  rr  VI  netto  u.  mehr 

Jlia     im  Bn,tto     Netto  Netto  Rsom- 

Raamgehalt  gehalt 

io  luio  R.-T.  in  1000  R.-T. 

:^i78  5519  5364  359057358  15099 

irHtttl    6392    6745    4401  48384  13872 

iwih;  8394  10269  6719  4369a  12867 
i'-jiiai  9638  12825  8286  33879  10540 

!^)96  10896  16  338  10360  29570  9323 
.•JWOI  12289  »1  787  13465  27982  8205 
l'lbV6  14  018  28  369  17  799  37  122      7  631 

Im  Jahn  1906,OS  entftdeB  auf 
in^tannien.  6079  14920 
3033 
1  756 
1 222 
1 058 


I^siKblaBd. 
V  St  T.  Am. 
Faakreich  . 

.  .  , 
P^Claod  .  . 
Iitaen .  .  . 
''junien  .  . 
^ifderluide  . 
viiveden 
'«terr.-ÜBg; 
•'uenafk  . 
OiKi-bnland 
VgL  die 


"73 
876 

577 
916 
502 
537 
349 
386 

3>9 
662 
231 
384 

i8s 


844 
69S 
696 
680 
645 
568 

528 
33a 


9274 
1885 
II89 

716 

658 

S37 
423 
464 

431 
410 
398 
350 
323 
208 


6589 
955 
3756 
1414 
1647 
1336 

3243 
1500 

541 

651 

1473 

^"5 
801 

880 


nebenstehende  graphische 


1912 
492 
1513 
517 
743 
167 
566 

445 
86 
90 

267 

17 
120 
167 
Dar- 


'itliaog  der  Entwickelnng  der  Welthandelsflotte. 

LttcralBri  Va  Jär  die  8ee$ckiffahrUpoiüik  tin 
•p^firt  TeÜ  dtr  handeUgaehichtlichen,  handeU- 
>"tüucA«N  vnd  viilkemehUieken  Literatur  und 
<«r  dir  SeeaehifilahrUttatittik  die  zahlreiehen 
•MMfeien  Veri^enUieUungen  der  eintelncn 
iinirr  m  Betrwfu  lummeTt,  to  hmn  hier  nur 
JMme  AuHpakl  von  SchrifUm  erwähnt 
-Tdn.  —  LejeiM,  Art,  „Schiffahrt",  H.  d.  Sl, 
Avß.,  Bd.  Y,  S.  SSify.  —  V,  HoltMendorff, 
Bam&uek  de»  VUkerrwhu,  Hamirurg  18S6  Irie 
'M9.  ~  StoeHe-HoltaendotiT,  Das  europäische 
f^ürnreht,  BcUtmdorffe  Encylstopädie  der 
Rftiüvüteiueliqflen,  S.  Avfi..  LeipHg  1890.  — 
Beakom^  YSlkerreeht,  m  BoUtendorff-Kohlert 
S^H»p&die  der  Beehtewiteetuchaften,  6.  Auß., 
Lnphf  1904.  —  OairH»f  Jnetiiutumen  de» 
<AA(mcA(f,  f.  A%^,  Oi^en  1901.  —  AtU~ 
■nTr,  Dt»  SUmnUe  dt»  imtemeakmaien  See- 
'wto.  Wien  187^178.  —  «wfcoA  Onmdrf/t 
^  peeitiwen  intemaHonatm  Se^wkü,  Qnu  1808, 
-  4e  Btttvh,  f%»  Kemnat  ef  mtariHm  inter- 
*«Mnai  law,  London  1868.  —  Le  Maine,  Droit 
<«>ntN»c  intenuitionol,  Haneg  1887.  -~  PtrOs, 


Da»  intemationeAe  i^enOUke  Seenot  der  Gegen- 
wxrt,  Serlin  188X.  —  Boeek,  De  la  proprUt£ 
privee  ennemie  aoua  pavillon  ennemi,  Paris  1888. 

—  JPauchille,  Du  bloeu»  maritime,  Paris  1882.  — 
Gadohot,  Lee  neutres,  Alger  1891.  —  Schiatta- 
relLa ,  Diritto  detla  neutralita  neüe  guerre 
maritime,  Florenx  1881.  —  Ftcard  u.  Bonnevie, 
Droit  maritime  de  l'abordage,  de  i'assistance  et 
du  ettutetage,  Brüssel  188S,  —  Prien,  Die  sog. 
StrandmgskUiutel  im  Wellverktkr,  Bremen  1890. 

—  V.  FMohinger,  Die  deutseken  Bandelt'  und 
Sch^Üthrtaverträge,  Berlin  189».  —  Di«  Handel»' 
und  Sehigkhrlsverträge  de»  Deutsehen  Beiehee, 
Berlm  18S8  (entsprechende  Sammluvgen  für  andere 
Staaten  sind  wiederholt  veraTistaltet  worden).  — 
OaetZf  Die  Verkekrsteege  im  Dienste  des  Welt- 
handels, Stuttgart  1888.  —  lAndaay ,  History 
0/  merchanl  shipping  and  aneient  commerce, 
London  1874  ^^76.  —  Düllo,  Gebiet,  Ge- 
schichte und  Charakter  des  Seehandels  der  größten 
deutschen  Ostseeplät^e  seit  der  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts, Jena  1888.  —  JB.  Ehrenbergf  Barn- 
burger  Bändel  und  BandeUpoUtik  im  16.  Jahrh., 
Hamburg  1885.  —  Derselbe,  Die  Anfänge  des 
Hamburger  Freihafens,  Hamhwg  und  Leipzig 
1888.  —  Derselbe,  Hamburg  und  Antwerpen 
seit  800  Jahren,  Hamburg  1889.  —  Dera^be, 
Hamburg  tmd  England  im  Zeitalter  der  Königin 
Elisabeth,  Jena  1896.  —  FUgenr,  Schiffsbau  und 
Seeschiffahrt  in  den  letzten  Jahren,  Berlin  189e. 

—  Derselbe)  Die  ufirlschaftliche  und  technische 
Entwickelnng  der  Seeschiffahrt  ron  der  Mitte  de« 
19.  Jahrh.  bis  auf  die  Gegenwart,  Leipzig  1902.  — 
V.  Neutnann-^pallartf  Oest»rr»teh»  maritine 
EntWickelung  und  die  Hebung  von  TViett,  Stutt- 
gart 1882.  —  Bietr,  Schäfer,  Die  Hanta-  mid 
ihre  Handeltpolitik,  Jena  188B.  —  AUenj  Th» 
navigations  liaws  of  Great  Brilain,  London  1889. 

—  Holt,  A  tjfstem  0/  the  shipping  and  navi- 
gatioTU  laws  of  Greai  Britain,  London  1820.  — ■ 
X.evi,  History  of  british  commerce  1763 — 1878, 
London  1880.  —  Ochenkoicski ,  Die  Anfänge 
der  engtischen  See-  und  Schiffahrtspolitik,  Zeit- 
sehr.  f.  Staalsw.,  1881.  ~  Scham,  Englische 
Handel^Mtik  gegen  End«  des  Mittelalters,  Leipzig 
188L  —  Sotl,  HiMtoire  du  eommer»  extfrieur 
de  la  Frame«,  Piari»  187S.  —  Sefcoehmer,  Da» 
Tarifweten  in  der  Personenbeförderung  der  tran»* 
oseanitdien  Dampfschiffahrt,  Karlsruhe  1904.  — 
Artt.  „Schiff';  „Schiffahrt  (Schiffahrtspolizei)", 
„Schiffer" ,  „Schiffsbesatzung" ,  „Schiffsmann- 
tchaft",  „Schiffspapiere",  „Schiffszusammetistoß", 
SUngels  W.B.  d.  D.  V.R.,  Bd.  JL  —  Kiaer, 
Statistique  internationale,  Navigation  maritime, 
Christiania  1876 — 1896.  —  iv.  Neumann-Spal' 
lart')  V.  J^twaaehek,  Übersichten  der  Well- 
vrirttehciß.  —  JlduHeut,  Jahritueh  f.  Deutieh- 
lands  Seeinteressen.  —  Denkschrift  über  „Die 
Enispiekelung  der  deutschen  Seeinteressen  A» 
letzten  Jahrsehnt",  zusammengestellt  im  Reichs- 
MarineanU,  Berlin  190S.  —  Za^reiche  Materialien 
sind  zu  ßnden  im  „Deutsehen  Handelsarchw}" 
hermitg.  vom  Beiehsamt  des  Innern. 

iL  von  der  Borght. 
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dcht.  2.  Großbritajinien  und  Irland.  3.  Ter- 
Ümgtß  Staaten  von  Amerika.  4.  Deatiches 
Beidi. 


■  L  Wirtschaftliche  Entwickelaag  und 
ZoUpolitisches. 

Die  S.  steht  im  engsten  Zusammenhange 
init  der  SchiffiUirt;  sie  hat  fflr  ihr  Gedeihen 
das  Bestehen  einer  bltlhenden  Reederei  bezw. 
«Der  gröBCTen  Kriegsflotte  zur  Voraussetzung. 
Demgemäß  ist  die  S.  auch  in  denjenigen 
Ländern  am  stärksten  zur  £nt£ältuDg  gelangt, 
für  welche  diese  Voraussetzungen  zutreffen. 
Die  wirtschaftliche  Eotwickelune  der  S.  im 
einzelnen  zu  verfolgen  ist  im  Rahmen  dieses 
Artikels  nicht  möglich ;  es  muß  hier  genügen, 
einige  der  fQr  diese  Entwiekelung  wesent- 
lichen Umstände  kurz  anzudeuten. 

Der  Bau  von  Schiffen  ist  bekanntlich 
uralt.  Er  wurde  schon  im  frühesten  Alter- 
tum am  Meere  oder  an  größeren  Flußläufen 
betrieben  und  scheint  bei  den  handel-  und 
schiffahrttreibenden  alten  KiJtuiTÖlkem  des 
Mittelmeers  bereits  zu  einer  gewissen  Blüte 
gelangt  zu  sein.  Wenn  auch  weiterhin  im 
Laufe  dor  Jahrhimderte  die  Bauart  und  die 
sonstige  technische  Einrichtung  der  Schiffe 
manche  mehr  oder  weniger  erhebliche  Ver- 
änderungen erfahren  haben,  so  sind  durch- 
greifende Umgestaltungen  im  Schiffbau  doch 
erst  seit  etwa  hundert  Jahren  eingetreten, 
als  die  bis  dahin  ausschließlich  verwandten 
Holzschiffe  durch  eiserne  Schiffe  verdrängt 
wurden  und  neben  den  Wind  die  Dampf- 
kraft als  Fortbewegungsmittel  trat  Die  tech- 
nische Umwälzung  in  der  Bauart  der 
Schiffe  hat  auch  in  den  Betriebsformen  des 
Schiffbaues  erhebliche  Umgestaltungen  her- 
vorgerufen insofern,  als- das  zur  Zeit  d^ 
Eolzschiffbaues  aussi^af^bende  Handwerk 
des  Schiffezimmermanns  mit  dem  Aufkommen 
des  EisenschifFbaues  durch  grofie  Industrie- 
betriebe ersetzt  wurde. 

Bis  zum  Begrün  des  Eisenschifffaftues 
stellten  die  Sedstaaten  ihren,  der  Größe  ihres 
Seehandels,  ihrer  Reeder^  und  ihrer  Kriegs- 
ffotte  entsprechenden  Sdiiffsbeduf  in  der 
Hauptsache  selbst  her.  So  hatten  schon 
frühzeitig  namentlich  England,  Frankreich, 
Holland  und  die  skandinavischen  Staaten 
im  Schiffbau  die  Führung.  Zum  Teil,  wie 
in  Skandinavien,  lag  der  Grund  hierfür  auch 
in  dem  bedeutenden  Holzreichtum  des  Landes. 
Eine  Verschiebung  in  diesen  Verhältnissen 
trat  ein,  ats  sich  immer  allgemeiner  der 
üebergang  zum  Bau  eiserner  Schiffe  voll- 
zog und  insbesondere  auch  in  Deutschland 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
mit  der  Entwiekelung  ihrer  Eisenindustrie 
und  ihres  Seewesens  die  moderne  S.  zur 
Entfaltung  kam,  die  in  diesen  Ländern  wie 
in  England,  Holland  und  E'rankreich  in  mehr 


oder  weniger  großem  Umfftnge  aoch  für  ans- 
lAndische  Rechnung  arhdtet 

Deutsclüands  Schiffbangewerbe,  denoi  An- 
fänge in  das  14.  Jahrb.  fallen,  mach»  unter 
der  von  dem  Znoftweiten  jener  Zeit  getraeenoi 
ScbifTbanpolitik  der  Hansa  onr  luigsame  rifft> 
schritte.  Erst  atti  die  wichtigsten  damit  ver- 
bundenen Einschränkungen,  so  das  Verbot  der 
Lieferang^  von  Schiffen  an  Anulftnder,  da*  Ver- 
bot der  Znlassnnr  Fremder  io  der  hansiscbeii 
Reederei  n.  a.  fielen  nnd  der  Scbiffban  für  du 
Ausland  freigegeben  wurde,  zeigte  sich  ein  all- 
mählicher Anfschwane-  ^b^ndere  war  m 
Dauzig,  wo  das  Schmbatigewerbe  unter  Ao»- 
natzung  des  großen  Holzbefftandea  seinen  Binto^ 
laodes  Enerst  eine  größere  Bedeotang  erlangte. 
Danzig  fährte  auch  jahrhundertelang  Holz  sack 
andereu  schiffbantreibenden  Ländern,  so  nach 
England,  Frankreich,  Holland  usw.  ans.  la 
Laufe  des  17.  und  18.  Jahrb.  kam  das  Schüfhaa- 
gewerbe,  nntersttttzt  durch  staatliehe  Maitregelo, 
wie  Bauprämien  usw.,  auch  in  anderen  KQstea- 
Städten  der  Ostsee  zn  einer  gewissen  BlQte,  bii 
der  Verfall  des  Ostseebandels  aoch  da«  dortige 
Schiffbangewerbe  in  Mitleidenschaft  zog.  ^t 
nach  den  Freiheitskriegen  nnd  der  Wiederanf- 
nabme  des  Handels  mit  England  Bod  Fnuik* 
reich  entwickelte  sieh  der  Scbiffban  an  der 
Ostsee  von  neuem.  Infolge  der  Eretarkung  d» 
deutschen  Verkehrs  mit  fiberseeischen  Ländern, 
namentlich  mit  Amerika,  trat  er  auch  an  der 
Nordseeküste  aof.  Die  weitere  Entwickduig 
des  deutschen  Schiffbaues  ist  durch  die  Schwierig- 
keiten, welche  sich  dem  in  der  ersten  Bilm 
des  19.  Jahrb.  einsetzenden  üebergang  cor 
Dampfschiffahrt  und  zum  Eisenschisban  ent- 
gegenstellten, beeinträchtigt  worden.  Wtiuend 
m  Amerika  nnd  England  bereits  in  den  swan- 
ziger  Jahren  des  vorigen  JahrÜnnderti  die 
ersten  Dampfschiffe  ans  Eisen  hergesteUl 
wurden,  kam  der  Eisenschiffban  in  Dentachlaad 
viel  später  auf.  Der  Grund  hierfür  lag  einil 
in  der  Umwälzung,  welche  die  techniube  Eia- 
richtnng  der  Schiffbaaanstalten  bei  der  Eil* 
fähmng  des  Eisenschiffbanes  erfahren  maßte, 
nnd  in  den  hierdurch  herTorgemfaie&  bedentea- 
den  finanziellen  Anforderungen,  Voranssetzongco. 
welche  steh  in  Deutschland  znnlcbst  nicht  «^ 
fhllten,  weiterhin  in  der  nngenägenden  Aaabil* 
dung  der  deutschen  Hilfsindnstrieen  (EUaes-.SUiU- 
nnd  H aachinenindnstrie)  sn  Jener  Z«t  und  and- 
lich  in  dem  Mangel  an  tbeoretisdi  und  pstk- 
tisch  vorgebildeten  technischen  Kräften.  Die 
ersten  Versuche  beschränkten  eich  nuter  diMea 
Umständen  auf  den  einfacheren  Flnlischißian: 
sie  wurden  meistens  von  Mascbinenfahrikra 
unternommen.  In  den  sechziger  Jahren,  naMBi- 
lich  nach  der  Qrttndung  des  Deatscfaen  Beicbi. 
setzte  aber  der  Eisenschiffbau  in  Deatscb- 
land  kräftig  ein.  Es  entstanden  eine  gza» 
Reibe  großer  Werften,  die,  mit  allen  techaitchni 
Uiltsmitteln  der  Neuzeit  ansgerflatet,  iBstaada 
waren,  den  gesteigerten  Auzprächen  biariclit&k 
der  Schnelligkeit,  Sicherheit,  Tragfähigkeit  vai 
Bequemlichkeit  der  Sdüffe  zu  entoprechea.  Km 
wesentliche  Forderung  erhielt  die  deoticte  & 
dnrch  die  GrUndnng  der  dentacbea  Flotte,  hei 
welcher  der  OmndMtz  aar  DnrchflUimu  om, 
deutsche  Kriegssehiffe  auf  deotschco  warftei 
nnd  ans  dentsdbem  Haterial  henMlea  n.  laMa. 
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Die  BeteOi^nng  der  deutschen  Werften  am 
nadenen  Kdegndiiflbu  nahm  damit  ihren 
Anfaag;  m  hat  sieh  in  der  späteren  Zeit  er- 
beblicfa  erweitert,  insbesondere  auch  darch  die 
Biauii,  welche  auf  den  L  J.  1869  in  Betrieb 
c«wtiten  norddentscben  Bnndeswerften ,  den 
}ruig«n  Saiflerlichen  Werften  zu  Kiel  und 
VübelinshaveD  and  weiterhin  auf  derjenigen  zn 
Kinzig  anagfefabrt  worden  sind.  Die  Anfträ^ 
riir  die  deutsche  Sch.  blieben  in  der  Folgezeit 
uKht  Aof  die  heiniacbe  Flotte  beschränkt,  sie 
tainea  auch  von  den  Krie^marinen  fast  aller 
taileren  see&threnden  Nationen  mit  Ananabme 
in^laadi  und  Frankreichs.  Anch  hinsiehtlich 
i't  Gflte  des  in  DentscUand  hergestellten  ScbifF- 
b-tamaterials,  insbesondere  des  seit  Hitte  der 
^nhniga  Jure  verwendeten  Stahls  nnd  der 
Ivniuplattcn,  ist  die  deatsche  S.  immer  mehr 
^  <Bt  Auslüde  nnabhftngig  geworden.  Der  Ban 
T>'n  HudelsBchiffen  kam  bei  der  starken  eng- 
li<htfn  Konknirena  später  als  der  von  Kriegs- 
^tiilfeo  zor  erfolgreichen  Dnrchfühmng.  Die 
fTukea  deutschen  Reedereien  standen  zn  den 
.aittsdiBcfaen,  namentlich  englischen  Werften 
äs  Lieferanten  in  festen  Qescmäftsbeziehangen, 
ivh  warnt  die  Bauten  in  England  anfänglich 
hlign  ib  in  DeatschUnd.  Kit  der  Anfhebnng 
i'x  Eiafshntdles  anf  Schiffbanmaterialien  i.  J. 
K9  i».  IL),  den  Fertschritten,  welche  die  Hilfs- 
A^iuüieen  im  Lande  zn  verzeichnen  hatten 
iiuil  nach  Ceherwindnng  anderer  technischer 
>-hwierigkeiteD  begann  auch  für  den  Handels- 
vAtffban  ein  weiterer  Aufschwang,  der  n.  a. 
■iar;!i  die  Zuwendung  des  Baues  der  Snbventions- 
rfuDpfer  1,8.  n.)  erbwüch  gefiSrdert  worden  ist 
■«leichzeitig  bat  sich  der  Ban  von  FlnOacbiffen, 

aacb  bente  noch  öberwif^end  ans  Hols  her- 
rictellt  werden,  wesentlich  gehoben ;  er  kommt  in- 
«msfOr  Analandliefemngen  weniger  iuBetracht. 

Die  meisten  Länder  haben  ihre  S.  durch 
i*5iin(Jere  handel»-  und  gewerbepolitiache 
M&Hnabmen  zu  fOidem  gesudit  In  früheren 
'ütirbanderten  bestanden  diese  Maßaahmen 
i'i  >-iDer  meiir  oder  weniger  entschiedenen 
A)*ichliettuDe  des  heimischen  Schiffbaues 
•.Hfmüber  der  Einfuhr  und  Nationalisie- 
tunc  von  fremden  Sdiiffen.  In  der  zweiten 
iltühe  dcfi  vor.  J^h.  wurde  mit  Aufhebung 
>t  eogiiachen  Narigationsakte  (s.  den  Art. 
■1-  n  S.  537)  und  der  hierdurch  veranlaßten 
ir-iheitlichon  Richtung  auch  der  anderen 
Sriat^n  di&ß  Schutzpolitik,  beseitigt;  an 
ihre  SteUe  traten  Pr&mien  und  Subventionen, 

veaiger  Erschwerungen  g^nOber  den 
^'r'tuden  bedeuten  als  in  der  Hauptsache 
■>r  KirtJcrtiog  der  beimischen  Schiffahrt 
'iii'uen  sollten.  Diese  Subventionen  fördern 
'Üi'  S.  beeonders  insofern,  als  sie  die  Qe- 
«Ihmng^  von  Banprftmien  vorsehen  und 
'Ii'-  bezOgUchen  VertrSg«  bestimmte  An- 
I  rlemngen  hinsichtlich  der  Leistungsfähig- 
l><!i  der  Dampfer  wie  auch  die  Bedingung 
iiirtv  ßsues  auf  heiniisch«!  Werften  stellen. 
^sl  im  abrigen  die  ArtL  ^Schiffahrt  (SchifT- 
LilirtainUtili)^  obea  S.  768  fg.  und  „Dampfer- 
-■il>ventk>|]^  oben  Bd.  I  &  636  fg. 

Sdiiifö  iCanen  3a  den  mditen  Staaten 


EOllfrei  eingeführt  werden.  Hierbei  wird 
von  der  ErwSgung  ausgegan^n,  daß  ein 
Zoll  auf  Schiffe  und  die  hiermit  verbundene 
Preissteigerung  derselben  bei  dem  inter- 
nationalen Charakter  der  Schiffahrt  die 
Entwiükeiung  der  heimischen  Reederei  be- 
einträchtigen könnte.  In  Deutschland  unter- 
lagen hölzerne  See-  und  Flußschiffe  bis  zum 
J^re  1870,  eiserne  Seeschiffe  bis  zum  Jahre 
1873  einem  Wertzoll.  Seitdem  herrscht 
2!oUfreiheit.  Der  neueste  deutsche  Tarif 
vom  Jahre  1902  hat  jedoch  für  Fluß-  und 
Binoenseeschiffe,  soweit  sie  Luxuszwecken 
dienen,  Zollsätze  in  Höhe  von  10  und  15  M. 
pro  dz  festgelegt.  Die  Einfuhr  von  Mate- 
rialien zum  Bau,  zur  Ausbessening  und  zur 
Ausrüstung  von  Seeschiifen  ist  schon  nach 
§  5  Ziffer  10  des  Zolltarifgesetzes  vom 
15./VII.  1^9  zollfrei,  nachdem  auch  früher 
bereits  gewisse  Erleichterungen  in  dieser 
Beziehung  geschaffen  waren.  Das  Zolltarif- 
gesetz vom  2Ü./XII.  1902  hat  in  §  6  Ziffer  12 
die  ZoUfreiheit  der  Materialien  für  den 
Schiffbau  auch  auf  Flußschiffe  aui^edehnt 
Als  Anleitung  für  die  Zollabfertigung  von 
Schiffen,  Schiffsmaterialieu  und  Ausrüstung^- 
gegenstAnden  ist  vom  Bundesrat  eine  be- 
sondere Schiffbauzolk>rdnung  im  Anschluß 
an  das  neue  Zolltaiifgesetz  «-lassen  worden. 

II.  Neuere  VerbKItniBse  irad  Statistik. 

1.  Crearatfiberaicht  Weitaus  an  der 
Spitze  der  schifFbautreibenden  Staaten  steht 
England,  insbesondere  hinsichtlich  des  Baues 
von  Se^hiffen.  Einen  bedeutenden  Auf- 
schwung zeigt  auch  die  S.  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  die  seit  einigen  Ja&en 
nach  Zahl  und  Größe  der  erbauten  Schiffe 
an  zweiter  Stelle  steht  Deutschland  nimmt 
heute  die  dritte  Stelle  ein;  es  bat  trotz 
seiner  bedeutenden  Anstrengungen  und  seiner 
I^istungsfähigkeit  im  Schiffbau  nicht  ver- 
hindern können,  daß  es  neuerdings  von 
Amerika  Überholt  wurde.  Die  übrigen 
Staaten  stehen  diesen  dreien  gegenüber  sehr 
erheblich  zurück.  Dies  gilt,  wie  die  unten- 
stehende Uebersicht  zeigt,  auch  von  Frank- 
reich, woselbst  die  S.  trotz  beträchtlicher 
staatbcher  Unterstützungen  nicht  zu  be- 
sonderer Blüte  gelangt  ist ,  ebenso  von 
Oesterreich-Ungarn ,  wo  die  geringe "  Aus- 
dehnung der  Seeküste  der  Entfaltung  der 
S.  ungünstig  ist.  Einen  bemerkenswerten 
Aufschwung  hat  die  S.  in  neuerer  Zeit  in 
Japan  genommen.  Uebrigens  zeigt  sich  in 
der  Rangstellung  der  einzelnen  Länder  die 
große  Bedeutung,  welche  heute  das  Eisenr 
großgewerbe  (s.  d.  Art.  „Eisen,  Eisenindustrie'' 
oben  Bd.  I  S,  719fg)  für  die  hat. 

Die  über  die  Bautätigkeit  der  einzelnen 
Länder  vorliegenden  statistischen  Aufzeich- 
nungen beruhen  in  der  Hauptsache  nicht 
I  aüf  amtlichen  Erhebungen,  sondern  auf  den 
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Erroittelungen  der  sog.  Elassifikatioosgesell- 
schaftea  (SchiffsbeächtiguagänBtitute).  Eid 
Vergleii^  der  so  g^wonneDen  Zahlen  stOBt 
attt  sTofie  Schvierigkeiten,  die  nach  dem 
ZOT  verffigiing  Btehendea  Material  leider 
nicht  behoben  werden  können,  um  so  veniger, 
als  auch  über  Art  uod  ümtang  der  Er- 
hebuagen  vollständige  Angaben  nidit  ge- 


macht werden.  Soweit  die  nachstehenden 
Debersichten  verschiedenen  QueUen  ent- 
Btammen,  sind  sie  daher  nntereinander  nicht 
vergleichbar.  Die  Beteiligung  der  einzeln«! 
Länder  an  der  Weltproduktion  des  Jahres  1905 
stellte  sidi  nach  dem  B^;ister  des  eoglischea 
Uo^,  welches  die  Eri^s-  und  KauiEahrtä- 
schiife  unter  100 1  anfierBetracht  läßt,  wie  folgt 


HanddssebilTe 

KiiegBMhiffe 

Länder 

Dampfschiffe 

Segelschiffe 

Deplacement 

Bratto-Raom- 

Bmtto-Ranm- 

Zahl 

Zahl 

gehalt 

Zahl 

gehalt 

in  1000  kg 

in  ßeg.-Tons 

in  Reg.-Tons 

Groltbritanniea  n.  Irl. 

737 

1  604  796 

58 

18372 

28 

129801 

Brit.  Eolonieen 

32 

7096 

13 

3664 

Deatschtand 

Ii8 

34472» 

30 

10  701 

16 

39587 

Ver.  Staat,  v.  Amerika 

14a 

262  255 

58 

4057a 

7 

98300 

Frankreich 

22 

68  076 

21 

5048 

18 

32241 

Oesterrüch-Ungarn 

4 

6014 

23 

10388 

I 

10430 

Holland 

51 

40596 

7 

3  539 

2 

231 

Norwegen 

55 

51369 

3 

I  20t 

Dänemark 

13 

1645s 

6 

I  102 



Italien 

17 

57  »44 

29 

4385 

4 

Japan 

44 

27318 

37 

4407 

»5 

18350 

Deorige  Länder 

27 

20530 

29 

5024 

27 

31  151 

Zusammen 

1263 

3406471 

314 

108  403 

118 

363  211 

Wie  aus  dieser  Uebersicht  hervorgeht, 
überwiegt  der  Anteil  der  Dampfschiffe  an 
der  Weltproduktion  denjenigen  der  Segel- 
schiffe ganz  bedeutend.  Dieses  Uebergewicht 
der  Dampfschiffe  ist  seit  Anfang  der  sech- 
ziger Jahre  des  vor.  Jahrh.  in  die  Erscheiaung 
getreten  und  hat  sich  seit  dieser  Zeit  von 
Jahr  zu  Jahr  vei^Bert  Der  Bau  von 
Segelschiffen,  welcher  in  den  achtziger  Jahren 
seinen  Höhepunkt  erreicht  hat,  weist  seit- 
dem eine  absolute  Abnahme  auf.  Aller- 
dings ist  das  Üebergewicht  der  Dampfer- 
bautea  nicht  in  allen  Ländern  vorhanden, 
z.  B.  nicht  in  Oesterreieh-Üngam,  auch  ist 
der  prozentuale  Anteil  der  verschiedenen 
Länder  an  beiden  Schiffsarten  ungleichmäßig. 
So  ist  der  Bau  von  Segelschiffen  in  den 
"Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im  Ver- 
hältnis zu  der  gesamten  Schiffsproduktion 
bedeutend  stärker  als  derjenige  anderer 
lAnder,  imbesondere  Englands  und  Deutsch- 
lands. 


Im  folgenden  sollen  als  Ergänzung  der 
Hauptübersicht  die  Verhältnisse  der  drei  für 
die  S.  wichtigsten  Staaten  behandelt  werdfflu 

2.  droßbritannien  und  Irland.  Die  grofie 
Ueberlegenheit  der  englischen  S.  gegenüber  dei' 
jenigen  der  übrigen  Länder,  die  aas  obiger  6e> 
samtübersicht  hervorgeht,  zeigt  sich  anco  dann, 
daß  sie  etwa  ein  Viertel  ihrer  Schiffsproduktioa 
für  Becbnnng  des  Aoslandes  ansfübrt.  Voi 
dem  Gesamtraamgehalt  der  i.  J.  1906  erbanlcB 
Handelsschiffe  mit  1 623 168  Beg.-Tons  (s.  oba) 
entfallen  1873731  anf  engliiche  Bechnnig, 
38082  anf  die  Kolonieen,  85090  anf  Aeatächt 
Reedereien,  die  die  besten  Abnehmer  Engtaadt 
im  Anslande  sind,  50655  anf  Norwuren.  32087 
anf  Schweden,  33620  anf  Oesteireuh-Uagam 
und  der  Rest  auf  andere  Länder. 

Die  £ntwickeIiiDg  des  engUschen  Schifffcues 
in  den  letzten  Jahrzehnten  ist  ans  der  (olgadta, 
den  AnfsteUnngen  des  Commerdal,  Labmr  and 
Statistical  Deputment  entnommenen  Ueborickt 
enücbtlioh.  Sa  wurden  ffir  Beehnnng  britisck« 
Anfiraggeber  hOTgestellt: 


Damp&ehiffe 

SegelsGhiffe 

Znsammot 

Jahre 

Zahl 

{ Netto-Raoingehalt 
in  Reg.-Tons 

Zahl 

Netto-Ranmgehalt 
in  Beg.-^ns 

Zahl 

Netto-Ramuriult 
in  Beg.-Tou 

1860 
1870 
1880 
1890 
1895 

laoo 

1901 

200 
430 
474 
581 
541 
667 
680 

54018 
'        225  365 
346  361 
528  789 
465  467 
698  330 
701 635 

847 

540 
348 
277 

319 
504 
363 

158 173 

117  03» 
57480 

123  224 
54155 
38  576 
33  749 

1047 
970 

823 
858 
860 
I17I 
1043 

313  190 

342397 
403841 
652  013 
519623 
736906 
735384 
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Der  Netto-Raomgehalt  der  für  AnalKnder  er- 
baaten  Scbi&e  betrug  in  Beg.-Tons: 

1860        1390.^  1895  128012 


1870 
1880 
1890 


13903 
51  651 

69055 
160625 


1900 
1904 


207  361 
14887s 


Unter  der  Snmme  des  letzten  Jahres  befinden 
sich  148  Dampffichiffe  mit  l:-t0896  Reg.-Tons 
und  69  Segrelscbiffe  mit  17979  Beg.-Tons. 

3.  TarelBifte  Staaten  tob  Aaerlka.  Nadi 
dem  Zensus  vom  Jahre  1900  betrog  die  Zahl 


der  in  der  S-  tfitiicen  Betriebe  1116  mit  einem 
Kapital  von  77,4  Hill.  Doli.  Die  Zahl  der  dnrch- 
Bchnittlich  bescb&ftigteu  Lohnarbeiter  stellte 
Bich  auf  46781.  Der  Wert  der  Jahreserzengnng' 
repräsentierte  74.6  UilL  Doli,  die  Kosten  des 
Materials  belielen  idch  auf  33,5  Hill  DolL 

Nach  dem  »Beport  of  the  CommiBsümer  o( 
Navisfation"  betragen  die  Zahl  und  der  Banm- 
gebtut  der  in  den  Tereinigten  Staaten  in  den 
letzten  Jahrzehnten  erbauten  Dampf-  nnd  Segel- 
schiffe: 


Dampfschiffe 

SegelBcbiffe 

Znsammen 

J^ire 

Zahl 

BmttO'Banmgehalt 
in  Beg.-Tons 

Zahl 

BmttO'Banmgehalt 
in  B^.-Tons 

Zahl 

Bmtto-Raamgehalt 
in  Beg.'Tons 

18fi0/5l 
1860/61 
1870/71 
1880:81 
1890/91 
18U&/96 
19(KM)1 

igoi,Q& 

«45 
264 
302 
444 
488 
386 
506 
560 

783*6 
60986 

87843 
1 18070 
185  037 
138038 
373  591 
197  70» 

1133 
879 
756 
493 
733 
369 
536 
310 

231  146 

173308 

97176 

81 309 

144  290 
65  236 

126  165 
79  418 

1368 

1143 
1058 

937 

I23I 

655 
1033 
S70 

299  473 

333  194 
185  018 
199  379 

339  337 
303  264 
399756 

377  I30 

Die  Zahl  nnd  der  Brntto-Banm^ebalt  der 
erbauten,  in  der  vorstehenden  Uebersicht  unbe- 
rack«ioht%t  g^liebenen  KanalschifEe  nnd  Kfthne 
stellte  doh  t  J.  1^/01  auf  548  mit  83783 
B^.-Tons  nnd  i.  J.  1904/05  anf  232  mit  53 196. 
Yon  den  in^j^esamt  i.  J.  1900/01  fertiggestellten 
Schiffen  mit  einem  Oesamt-Raumgebalt  von 
483489  Beg.-Tons  worden  Schiffe  mit  einem 
Öesamt-Banrngehalt  von  14567  Beg.-Tona  an 
daa  Anslaod  abgesetst. 

4.  Oentaehes  Beleh.  Die  Gewerbezäbl  engen 
Ton  1882  nnd  1895  ergaben  für  das  Schiffban- 
gewerbe  1075  becw.  i(M8  Hauptbetriebe  mit 
§2524  beaw.  35336  beschäftigten  Personen. 
Die  Zahl  der  Großbetriebe,  d.  h.  Betriebe  mit 
51  und  mehr  Personen,  stieg  von  40  mit  17452 
Beschäftigten  l  3.  1862  auf  56  mit  29705  Be- 
scbäft  igten  t  J.  1^5.  Die  Zunahme  der 
Arbeiterzabl  ist  danach  in  der  Hauptsache  den 
Großbetrieben  zugefallen  und  von  diesen  wieder 
den  ganz  großen  Werken,  Ton  denen  zurzeit 
allein  12  je  über  1000  Arbeiter  beschäftigen. 
Die  Kleinbetriebe  (1— ö  Personen)  und  Mittel- 
betriebe (6—50  Personen),  deren  Zahl  i.  J.  1896 
693  mit  1369  Beschäftigten  beiw.  299  mit  4272 
Beschäftigten  betrag,  befassen  sich  meistens 


mit  der  Herstellung  von  Kähnen  und  FInfifahr- 
zeugen,  mit  Beparatnrarbeiren  usw. 

Die  großen  deutschen  Werften  verwandeln 
sieh  mehr  nnd  mehr  in  Aktiengesellschaften. 

Die  Zahl  der  im  Seeficbiffban  tätigen  Abtienge- 
seltschaften  stieg  von  14  i.  J.  1900  auf  17  i  J. 
1905;  ihr  Kapital  erliObte  sich  in  dieser  Zeit 
von  57  auf  85  Mül.  H.  Der  Wert  des  in  allen 
Seeschiffswerften  arbeitenden  Kapiuls  wird  auf 
etwa  180  Hill.  U.  geschätzt.     Anf  den  28 

fröQten  Werften  der  privaten  Seeschiffbaoin- 
ustrie  waren  i.  J.  1905  57451  und  auf  den 
3  kaiserUchen  Werften  16400  Arbeiter  be- 
schäftigt- 

Naui  den  Prodaktitmserfaebnngen  des  Beiduh 
amts  des  Innern  stellte  sich  die  Erzeugung 
der  den  BeruftgenosseDschaften  der  dentscben 
S.  angehörenden  Betriebe  i.  J.  1897  auf 
7 1 998  UUO  M. ;  nach  der  Produktionsstatistik  der 
im  Verein  Deutscher  Schiffswerften  verelnif^en 
27  See-  nnd  10  FluUschiffftwerften  repräsentierte 
die  GesamtprodubtionlJ.  191 13 122  658875  Hül.H. 

Die  Gesamtleistung  des  dentscben  Schiffbaues 
betrag  nach  den  in  der  Deutschen  Beichsstatistik 
enthalteiwn  Mittdlnngen  des  Germauiflchen 
Lloyd: 


DampfschifEs 

Segelschiffe 

Zosammen 

Jahre 

Zahl 

Bmtto-Banmgehalt 
in  Beg.-l^ 

Zahl 

Brutto*Banmeehalt 
in  B^.<l%nB 

Zahl 

Brntto-Banmgehalt 
in  B^.-Tou 

1896 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1906 

215 
377 
315 
330 
337 
329 
378 
330 

182  941 
304369 
342  507 
360999 

312  383 
359683 

310  999 

356833 

118 
189 
170 

311 
380 
378 
356 
335 

35  894 
33  255 
30271 
30704 

58715 
45638 
49713 
51  538 

333 
466 

385 
441 
507 
507 
534 
645 

308835 
336634 
373  778 
391  703 
370998 
305  311 
360711 
308361 
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Von  den  i  J.  1905  feiti^:estelUen  Schiffen 
nnd  614  mit  einem  Brotto-Ranmgehalt  von 
290762  Beg-.-Tons  fftr  deutsche  Recbnan^,  131 
Schiffe  mit  17Ö99  Beg.-Tons  für  fremde  Rech- 
nnne  ansgefUhrt  worden.  363  Schiffe  worden 
im  Nordseegebiet,  118  im  Ostfieenbiet  and  1&9 
im  Binnenlande  erbant.  Die  Zahl  der  i.  J.  1905 
anf  ausländischen  Werften  für  dentsche  Auf- 
trag);eber  fertifirgestellten  Schiffe  beimg  90  mit 
einem  Brntto-Raani^halt  von  92589  Beg.-Tons. 

Nach  der  Statistik  des  Deatschen  AaÜen- 
haudels  wurden  i.  J.  1905  37  Seeschiffe  nnd 
748  FtuQ-,  auch  Binnenseescbiffe  im  Gesamtwerte 
von  10866000  M.  eingeführt  sowie  29  Seeschiffe 
nnd  &4&  Fln£-,  auch  Binnenschiffe  im  Gesamt- 
werte von  10U09000  M.  ansgeführt. 

Der  Einfabrwert  des  zollfreien  Seeachiffbaa- 
Materials  (s.  oben)  stellte  sich  i.  J.  1905  anf 
6 151  OÜU  H. ;  hieran  war  England  mit  8476000  M. 
beteiligt. 

Ifitentar:  R  Baaaeh,  BeÜräge  *w  GetehiehU 

des  deuUehm  Sckißbaues  und  der  Sehißbau- 
Politik.  Hamburg  1899.  —  Schwarz  und 
V.  Halle,  Die  Sehiffbauindustrie  in  DeuUefdand 
und  im  Auslände,  Berlin  190t.  —  F.  Stellter, 
Die  Entwicklung  der  deutschen  Sehiffbauindustrie, 
in  der  ZeiUchr.  „Schiffbau",  VII.  Jahrg.,  Berlin 
1905.  —  R  Schaehfter,  Da»  Sekiffbaugewerbe, 
in  den  tüc^ßen  des  Vereint  für  Soxialpolitik, 
Bd.  CVJI,  Leipzig  190S,  —  L.  Boyaenj  Der 
Sekiffha»,  Art.  im.  SmdJmeh  der  Wirläehaße- 
hinde  Deuteehktndt,  III.  Bd.,  Leiptig  190S.  — 
Die  fortlaufenden  Veröffentlichungen  cüs  „Ifau- 
tiku^'  Jahrbuch  für  Deutsehlands  Seeinter- 
essen.  —  Die  Entieiekelung  der  deutschen  See- 
interetsen  im  letzten  Jahrtehnt,  zueammengetteüt 
im  Reiehs-Marine-Amt,  Berlin  1905,  —  The 
Statesman's  Yearbook,  London  1906  und  früher. 
—  Statistik  de»  Deutschen  Reichs,  insbesondere 
die  Vierteijahrsh^. 

A.  Wirminghau*. 


ScfalachtuDgen  s.  SanitätRwesen  oben 
S.  743  u.Flei8ctibe8chau  oben  Bd.lS.  845. 


Sdüachtatener  s.  Mahl-  und  Sclilacht- 
steuer  oben  S.  445{g. 


Schlachtviehbeschau 

B.  Fleisch  beschau  oben  Bd.  I  S.  845. 


ScUachtTiehTeraichemng 

s.  Viehversicheruog. 


Sctalagschatz  s.ManzBystem  oben  S.  524. 


■  Schlagbetriebe. 

S.  sind  die  forstlichen  Betriebsarten  der  Hoch- 
waldforra,  bei  denen  die  YerjUtigang  des  Be- 
standes sich  nicht  Über  die  ganze  Umtriebszeit 
(Plenterbetrieh)  erstreckt,-  sondern  nor  anf  einen 
Teil  derselben.  Je  nachdem  «in  gleichalteriger, 
naheca  gleichalteriger  Oder  ongleidultenger 


Bestand  naehge»^;en  werdm  soll,  anterscheldet 
man  dm  Kahlschlagbetrieb,  Sameinchlagbetrieb, 
Femelsehlagbetrieh.  Vo^  An.  .Forsun"  oben 
Bd.  I  S.  8^  fg.  (TenXKft. 


Schlettwein,  Johann  Anlast, 

geh.  1731  ta  Weimar,  1765  „Conseiller  de  U 
äiambre  des  finances".  wie  er  sich  selber  nennt, 
oder  markgrflflich  hadischer  .Bentkammer*  nn4 
PolifEeirat"  in  Earlarobe  and  Dietlingen  (Ober- 
amt Pforzheim),  1776  Professor  der  Cameral- 
nnd  Polizeiwissenschaften  in  Basel,  1777  Pro- 
fessor der  Politik,  Camera!-  nnd  FmaazwiNen- 
schaft  in  Gießen ,  gest.  am  247IV.  18Uä  zu 
Dahlen  in  Uecklenburg. 

Bekenner  der  physiukratischen  Fandamoita]- 
sätze,  daß  Grand  nnd  Boden  die  Tomehmste 
Retchtnmsqnelle  nnd  daß  die  einzige  StMur,  im 
W^  der  Ueberwftlsnng  uileia  der  Gewtirb- 
nnd  Handelstreihenden,  anf  dem  Beinertrag  des 
Bodens  der  Grandeigentämer  sitzen  bleibe. 

Vom  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Bada- 
Dnrlach  wurde  er  mit  der  Einführung  der  ph;- 
siokratischen  einzigen  Steuer  in  drei  Ü5rfeni 
der  Oberämter  Pforzheim  nnd  Höchberg  beauf- 
tragt, aber  dieser  Versuch  scheiterte  n.  a.  aai 
folgenden  Gründen,  zanSchst  weil  in  Ermug«- 
Inog  von  Pächtern  der  Beinertrag  der  Ornnd- 
stuäe  nar  approximativ  und  nicht  ans  den 
Ergebnis  des  Pachtsinses  abgeschätzt  weidea 
konnte,  sodann  weil  statt  der  phTsiokratisclwB 
<^note  des  Beiaertrages  die  Paracfaalsnnime  der 
bisherigen  GmndsteaerTeranlagnng  der  drei 
YersuchsdjJrfer  als  Unterlage  Vit  die  Berech- 
nung gewählt  wurde. 

von  S.'a  Schriften  seien  genannt :  Les  moyeu 
d'arr£ter  la  misäre  publique  et  d'acqnitter  la 
dettes  des  etat«,  Karlsruhe  17'^-,  dalMIb^ 
deatscb,  1.  u.  2.  Aufl.,  ebenda  1772  nnd  1773i 
—  Erifiutemng  und  Verteidignng  der  iiatflr> 
liehen  Ordnung  in  der  Politik,  in  einem  Send- 
schreiben an  den  Verfasser  der  dentucben  An* 
merknngra  Qber  die  französische  Schrift:  la 
moyens  d'arrfiter  la  misire  pnbl.  etc.,  Karlsmke 
1772.  —  Angelegenheit,  die  wichtigste,  fBr  du 
ganze  Publikum :  oder  die  natOrUche  Ordnung 
in  der  Politik  ttberhanpt,  besonders  aber  die 
allgemeine  Freiheit  in  Handel  nnd  Wandel ;  die 
nngestSrte  Ein-  nnd  Ausfuhr  des  Getreides .  ■  ■ 
die  zur  Wohlfahrt  der  Staaten  einsoflUaend« 
einzige  Auflage  auf  den  reinen  Ertrag  der 
Grunaatücke  usw«  2  Bde.,  Karlsmhe  1772;  da*> 
selbe,  2.  Anfi.,  ebenda  1776.  —  Schriftcoi  ffli 
alle  Staaten  anr  Anfklämng  der  Oidnoag  dcc 
Natur  im  Staats-,  Begiemuga-  nnd  Fisansvesen, 
I.  (einziger)  Teil,  Karlsruhe  1776.  —  Graad- 
wahrheiten  der  gesellschaftlichen  Ordnung  fir 
Kaiser,  KOnige,  Forsten,  Grafen  und  Hem 
aller  Nationen  nsw.  usw.  (Programm  bei  As* 
tritt  seines  Öffentlichen  Lehramtes  in  Gietcol 
Gießen,  25./X.  1777.  —  Vom  Werte  der  Gltei 
eine  von  der  Kassdschen  AgrikulturgeseUsduft 
777  gekrönte  Preisscbrift).  —  Gmndreste  der 
Staaten,  oder  die  politische  Ökonomie,  OieAea 
1779.  —  ArchiT  för  den  Mensche«  nnd  BQiger 
in  allen  Verhältnissen  usw.,  8  Bde..  dsMiW 
neues  ArchiT.  4  Bde.,  Leipog  1780— 91  ud 
1786-88.  lAppert 
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Schlöser,  Aagvst  Ludwig  von, 

geb.  am  5./VII.  1735  zu  Jagstadt,  im  ehemaliffeD 
Mokiscben  Reiclurfürstentain  Hobeulohe,  Luie 
Kirchbersr,  1762  Adjunkt  nnd  1764  ProfesBor 
der  Geschichte  an  der  kaisert  Akademie  der 
WiasenschafteDj^iD  St  Petersbnrg',  1769  ord. 
Pnrfeaaor  der  Philosophie  in  Gfittingeo,  1772 
Nachfolger  Achenwalls  dnrch  Eintritt  in  dessen 
G<ittiDger  Lehramt  fUr  Politik,  earopäische  Ge- 
Mhiehte  und  Statistik,  gest  am  9./IX.  1809  als 
Geh.  Hofrat  in  GCttingen. 

Bedentendater  Schüler  Achenwalls.  Vater  der 
^kanstelten  Definition  der  Statistik:  „Oescbichte 
ist  fortlanfende  Statistik,  Statistik  ist  stiU- 
stebende  Geschichte".  Als  BcTÖlkernngatbeo- 
retiker  einer  der  vorgeschrittensten  Vorgänger 
Ton  Malthns,  indem  er  der  Bodenknltnr  bezw. 
Anban-  nnd  Emtestatistik  die  Mission  Über- 
tiftgt,  die  menschliche  Reproduktion  auf  Grnnd 
der  Sentens  „Brot  macht  immer  HenscheD,  aber 
sieht  nrngekehrt"  sn  kontrollieren. 

Von  seinen  Schriften  gehOren  nar  hierher: 
SyHtema  politices,  Güttingen  1773  (Umriß  eines 
SjBleras  der  Staatswissenschaften).  —  Staats- 
getahrtbeit  nach  ihren  Banntteilen  im  Anszng 
nnd  Znsammenbang,  2  Teile,  GOttingen  1793 
bis  1S04  -,  Teil  I  a.  d.  T.:  Allgemeines  Staats- 
recht ond  Slaatsverfassangslehre,  als  Einleitnng : 
Enz^klop&die  (der  Staatawissenschaft) ,  Meta- 
poUtik:  als  Anhang:  PrQfnng  der  Grundsätze 
des  allgemeinen  Staatsrechts  [diese  PrSfong 
richtet  sich  gegen  K.  F.  t.  Moser);  Teil  II  a. 
n  d.  T. ;  Al^meine  Statistik.  Heft  1  (einziges) : 
Theorie  der  Statistik,  nsw.  £inleitnng:  dasselbe 
(Teil  n  Heft  1)  in  französischer  Uebersetznng 
n.  d.  T. :  Introduction  k  la  science  de  statistiqne 
orw-,  par  Donnant,  Paris  1805:  dasselbe  in 
hoUindischer  üebersetxnng  n.  d.  T.:  Theorie 
van  de  eutistiek  of  staatsknnde  usw.,  (von 
B.  W.  Tijdemann),  Groningen  nnd  Amsterdam 
1S07.  lAppert. 


Schhusaote,  SoUvssnoteniwaiiK 

8.  BOrsensteuer  (oben  Bd.  I  S.  495), 
Börsen wesen  (ebda. S.514fg.),  Makler- 
wesen (oben  S.  452). 


Schnalz,  Theodor  Anton  Heinrieh, 

geb.  am  17./II.  1760  zn  Hannover,  1787  a.  o. 
nnd  1788  ord.  Professor  der  Rechte  in  Rinteln, 
1801  Kanzler  ond  Direktor  der  Universität 
Kßnigsberg,  1803  Geh.  Jnstizrat  in  Halle  a.  S., 
1810  erster  Rektor  nnd  Ordinarins  der  Joristen- 
faknitlt  an  der  nenen  Berliner  Universität,  gest. 
am  ao./V.  1881  m  Berlin. 

Bekämpft  Smith,  In  denen  Sutern  er  nnr 
den  Niederschlag  Qnesnajs  sieht;  bekämpft  anch 
die  Einbeziehang  der  immateriellen  Guter  in 
die  Wissenschaft  der  GBterwelt.  Als  Anbänger 
des  Dogmas  der  älteren  Pbysiokraten  erklärt  er 
alle  Arbeiten  anOer  der  Bodenknltnr  für  steril. 
Er  bekämpft  die  Monopole  nnd  Handelsbe- 
ichr&nkan^en  nnd  agitiert  f&r  Anfhebnng  der 
Brot-,  Fleisch-,  usw.  Taxen,  weil  der  Brot- 
pren  nnr  na»  dem  Marktpreise  des  Ge- 
ireideB  rieb  reguliere;  weit  es  femer  nn* 


billig  sei,  den  vorteilhaften  Eiakaaf  billigeren 
Viehs,  als  in  der  Fleischtaxe  vorgesehen,  den 
SohllditenisnTerwehrQi.-  Im  grellen  Kontrast 
zu  der  wirtscbaftliehen  Freiheit,  die  er  fordert, 
erkennt  S.  als  Staatsreehtalefarer  nnr  die  ab- 
solntistische  Begiemngsform,  nster  Verwerfung 
jeder  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewfdten,  au 
berechtigt  an. 

Von  seinen  Schriften  sind  zn  nennen:  Dar- 
stellnng  des  Niederlagrechts  der  Sudt  Königs- 
berg, Kfinigsberg  1793.  —  Encyklopädie  der 
Cameralwissenscbaften.  Znm  Gebranche  ^ade- 
miscber  Vorlesnngen,  Könia^iberg  1897 ;  dasselbe, 
2.  Aufl.,  ebenda  1819.  —  Handbuch  der  Staats- 
Wirtschaft,  Berlin  1808.  —  Ueber  politische  Ver- 
eine und  ein  Wort  Aber  Scharnhorsts  und  meine 
Verhältnisse  zn  ihnen,  Berlin  181&  (wichtiger 
Beitrag  zur  Geschichte  der  späteren  demagogi- 
schen Verfolgnagen).  —  StaatswirtschaftsTem-e 
in  Briefen  an  einen  teatscben  Erbprinzen,  2  Bde^ 
Berlin  1818;  dasselbe,  in  franzOs.  Uebersetznng 
von  JonSroj.  lApperu 


ScIinellbahDen  s.  Eisenbahnen 
oben  Bd.  I  S.  726fg. 


SchokoladeMiidnstrie. 

1.  Allgemeines.   2.  Statistik. 

1.  Allgemeines.  Die  S.  befaßt  sich  mit 
der  Verarbeitung  der  rohen  Kakaobohnea 
zu  Schokolade,  EakaopulTem  und  anderen 
KakaoOTftparaten.  Die  durch  RSstuDg  und 
durch  EntferouDg  der  Schalen  aus  der  rohen 
Kakaobohne  erzielte  gemahlene  Kakaomasse 
wird  zur  Herstellung  der  Schokolade  mit 
Zucker  gemischt,  zum  Teil  unter  Zusatz  von 
Oewfirzen  (Vanille)  und  Arzneistoffeu. 

Die  Kultur  des  Kakaobanmes  nnd  die  Ver- 
wendung seiner  Fracht  als  Nabrangs-  nnd  Ge> 
nultmittel  blieb  bis  znm  16.  Jahrb.  haupt- 
sächlich auf  Mexiko  beschränkt,  woselbst  Scho- 
kolade noch  heute  das  Nationalgetränk  der  Be- 
völkerung bildet.  Was  Ennnia  anbetrifft,  so 
fand  der  GennO  von  Schokolaae  zuerst  in  Spa^ 
nien  nnd  Portn^l,  zn  Anfang  des  17.  Jahrh. 
in  Italien  und  Frankreich,  späterhin  anch  in 
England,  Dentschland  (etwa  1670)  nnd  in  den 
übrigen  Ländern  Eingang.  Die  Art  der  HeP' 
Stellung  der  Schokolaae  wurde  indessen  infolge 
der  Geheimhaltung  der  Fabrikation  seitens  der 
Spanier  in  den  mittetenrojiäischen  Ländern  erst 
später  bekannt,  zunächst  in  den  anderen  romar 
niscfaen  Ländern  namentlich  Frankreich,  sodann 
im  Laufe  des  19.  Jahrh.  anch  in  Deutschland 
der  Schweiz,  Holland  und  England.  Neuerdings 
haben  anch  die  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika für  die  S.  Bedeutung  gewonnen.  Diese 
sowie  die  genannten  europäischen  Staaten  sind 
heute  in  der  S.  in  erster  länie  maltgebend  und 
bringen  einen  erheblichen  Teil  ihrer  Erzeugung 
zur  Ausfuhr.  In  den  Eakaoproduktiontiländera 
(8.  unten)  hat  die  S.  trotz  des  teilweise  erheb- 
lichen Verbrauchs  von  Schokolade  und  Kakao 
keine  größere  Bedeutung  erlangt;  sie  sind 
tailB  auf  die  SchdEoladeneurfuhr  ans  dem  Aus- 
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lande  angewiesm,  teüi  wird  dort  Schokolade 
im  Baiuhalt  nach  Haßgabe  des  Og^icheo  Be- 
dflrfnisaes  hergestellt.  Fabrikmftfiv  betriebene 
Untemehmiuigen  gibt  es  in  jenen  Lindem  nnr 
in  geringer  Zabl. 

Der  ELakaobanm  gedeiht  in  warmem,  feuchtem 
Klima,  besonders  got  im  tropischen  Amerika. 
In  den  übrigen  tropischen  Ländern,  in  denen 
der  Kakaobanm  hente  knltiriert  wird,  geschieht 
dies  infolge  der  BemQbtingen  der  Begtemngen 
und  der  Pflanzer.  Aach  in  einigen  deatBchen 
Eolonieen  (Kamemn,  Samoa,  Togo)  wird  seit  den 
neunziger  Jahren  die  Kakaoknltnr  mit  steigen- 
dem Erfolge  betrieben. 

Die  zotrpolitiaGhe  Behandlung  der  Bohkakaos 
ist  in  den  einzelnen  L&ndem  rerschieden.  Einige 
Staaten,  wie  Holland  und  Belgien,  lassen  ihn 
zollfrei  ein,  andere,  wie  die  Si-hweiz,  haben 
Bohkakao  mit  einem  niedrigen  Zollsatze  belegt, 
wieder  andere,  wie  England  nnd  Dentschland, 
haben  bsbere  ZSlle,  letzteres  einen  solchen  von 
20  H.  für  den  dz.  Von  Schokolade  wird 
deatscherseits  ein  Zoll  von  50  M.  erhoben  und 
zwar  anf  Grand  der  nenesten  Handelsverträge, 
während  in  den  früheren  Jahren  zeitweise  ein 
Satz  Ton  80  U  in  Kraft  war.  Anch  in  den 
meisten  anderen  für  die  S.  wichtigeren  Staaten 
ist  der  SchntzzoU  beträchtlich.  Die  hoben  Sätze 
Oesterreich-Ungarns  nnd  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  haben  nenerdings  einzelne  dentsche 
Fabriken  TeranlaUt,  in  jenen  Ländern  Zweig- 
betriebe zn  errichten. 

2.  Statistik.  Die  Über  die  Rohkakao- 
produktion  Yorli^^den  ZifiFem  gebra 
h&  der  UDziiTerlSssigkeit  der  amtlicheD 
Statistik  der  Erzeagungslftnder  unr  ein  an- 
nftherod  richtig  Bild  der  tat^hlictwn 
Yerhältnisse ;  vielbch  mOssen  die  Ausfuhr- 
zi£FerD  ergänzend  eintreteD.  Danach  be- 
trug die  gesamte  Eakaoproduktioa  i.  J.  1898 
80395  engl,  t  (zu  1016  kg).  Hiervon  eot- 
falleo  69680  t  auf  Ämenka,  und  zwar  auf 
Ekuador  25000,  Venezuela  8000,  Trinidad 
11 000,  Brasilien  7500,  Kolumbien  3000, 
Nieder!.  Guayana  4500,  Haiti  2000,  San 
Domingo  3500,  die  kleinen  Antillen  3800, 
das  übrige  Amerika  (Mexiko,  Peru  usw.) 
1380  t  FOr  Afrika  ist  eine  Produktion 
von  H215 1  angenommeD,  wovon  8000  allein 
auf  die  portii^esische  Insel  St.  Thom6 
entfallen:  für  Asien  (Ceylon  und  Java)  2500  t 
In  den  letzten  Jahren  ist  die  Produktion 
in  den  meisten  Anbaugebieten  erbeblich 
gesteigert  worden ;  sie  betrug  z.  B.  i.  J.  1904 
m  Trinidad  28564  engl  t;  andere  Gebiete 
sind  neu  hinzugetreten,  so  daß  die  an- 
geführten Ziffern  die  gegenwärtigen  Ter^ 
bältoisse  in  den  einzelnen  Staaten  nicht 
mehr  zutreffend  darstellen,  und  jedenfalls 
erheblich  höhere  Ziffern  anzunehmen  sind. 
Nach  neueren  Ermittelungen  betrug  die  Ge- 
samtpiwluktion  i.  J.  1901  11500tt,  i.  J.  1904 
147  UOO  t. 

Ueber  die  Produktion  an  Fertigfabrikaten 
der  S.,  also  an  Schokolade  ^  Schukoladen- 
warea  und  Eakaopulver,  liegen  Überhaupt 


keine  statistischen  Nachweise  vor.  Die  Ent- 
wickeluog  der  S.  ist  nur  aus  dem  auf  Grand 
der  Eiu-  und  Ausfuhrziffem  berechnetea 
Yerbrauch  von  Rohkakao  ersichtlich. 
Im  deutschen  Zollgebiet  betrug  der  Jalires- 
verbrauch  von  Kakao  in  Bohnen  im  Durch- 
BOhnitt  der  Jahre  bezw.  in  den  Jahren: 


Jahre 

1836/40 
ltWl/45 
1846/60 
18Ö1/Ö5 
iaö6/60 
1661,65 

1871/76 
1876  80 


im 
ganzen 
t 

411 

535 
727 
780 
960 

»359 
1941 
2019 


anf  den 

im  auf  dca 

Kopf 

Jahre 

ganzen 

kg 

t 

0,01 

1881/85 

2806 

0^ 

0,01 

18H6/90 

4954 

0,10 
0,16 

0,02 

1881/95 

8148 

0,0a 

1886/1900 

15386 

0,3s 

0^02 

1901 

1738» 

0,03 

1908 

19  «05 

«34 

0,03 

194» 

20519 

035 

0,05 

1904 

36 136 

«M4 

0,05 

1906 

38  aos 

0,47 

Ad  der  Yorsorgung  DeiHsdikadB  nnd 

mehr  oder  veniger  die  sSmtlicheD  Er^ 
zeugungsländOT  beteiligt  Der  deutsche 
Kolonialkakao  tritt  g^enüber  denjenigea 
der  anderen  Gebiete  nodi  stark  znrflck; 
für  die  deutsche  S.  lieferte  Kamerun  i.  J. 
1905  nur  839  t  im  Werte  von  8U6000  IL 
Als  bedeutendster  Kakaomarkt  gilt  rarzeit 
Hamburg.  Daneben  kommen  Ha  vre,  New« 
York,  London,  Amsterdam  n.  a.  Welthlfeo 
in  Betracht. 

Natui^mätt  ist  der  Kakaoverbrauch  in 
den  einzelnen  Kulturländern  sehr  ver- 
schieden. Deutschland  wird  in  dieser  An- 
sicht nur  von  den  Yereinigten  Staaten  voo 
Amerika  übertroffen,  weitermo  foheeo  Frank- 
reich, England  und  Holland.  Geberfaaupt 
gewinnt  der  Kakao  als  Ersatzmittel  für 
andere  Getränke  (s.  d.  Art  ^affee,  Tee*, 
oben  S.  145  fg.)  immer  mehr  an  Bedentung. 

Hinsichtlich  der  gewerblichen  Yerfailt- 
nisse  in  der  S.  ist  zu  bemericeo,  dafi  ia 
Deutsdiland,  und  ähnlich  auch  in  anderen 
Ländern,  die  grOfieren  Betriebe  immer 
stärker  in  den  Yordergrund  treten  und  die 
Kleinbetriebe  verdrängen.  Die  deutsche  S. 
ist  mit  größeren  Betrieben  namentlich  in 
Berlin,  KOln,  Dresden,  Harn  bürg- Ahoos, 
Leipzig  und  Stuttgart  vertreten. 

Ueber  den  deutschen  Anflenbandel  in 
Erzeugnissen  der  S.  unterrichtet  die  nach- 
folgende Ueberücht{ Wertangaben  in  1000  M-J, 
wobei  die  Zahlen  unter  a  auf  Sohokolid» 
und  Schokoladewareo,  die  onter  b  auf  Ksfcao- 
pulver  und  Eakaomasse  sidi  becefaeo. 


Einfuhr 


Ansfohr 


Jahre 

a 

b 

1896/1900 
1901 

äos 

3383 

963 

3065 

1903 

1346 

1799 

1903 

1691 

1817 

1904 

3068 

1766 

1906 

2333 

1841 

a 

163s 
1616 
1673 
1814 
■  589 
3783 


b 

1065 
8J1 

■039 
76« 

1084 

i6;6 


Wie  aus  dieser  Deber8i<dit  hervorgebt,  H 
trotz  der  bedeutenden  SteUnng  der  deolacteo 
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S.  ftof  dem  Weltmarkte  die  Eänfuhr  fremder 
fineugaisse  aehr  «^ebliche.  Als 

AnafunriAnder  kommen  namentlich  QroB- 
Initannten  und  die  VereinigteD  Staaten  vou 
Anmika,  in  geringerem  MaSe  auch  Oester- 
Tei<Ät-Dngarn,  Dänemark,  Belgien  und  die 
Niederlande  in  Betracht  Die  Einfuhr  er- 
folgt ^t  ausBchliefiUch  aus  Frankreich,  der 
Schweiz  und  den  Niederlanden. 

Literatur:  Kuntte,  Die  Kakao-  und  Schokoladen- 
imdtatrU,  JrL  im  Handbuch  der  WirUehafie- 
hmde  IkuUcklandf,  III.  Bd.,  Leipng  2904.  ~ 
FetUehriJt  sum  tS  Jährigen  BetUhen  det  Ver- 
bandet deuUcher  Schokoiade-FabrikanUn,  Dresden 
1901.  —  GotAefn,  Der  deutecAe  Außenhandel, 
Berlin  1901.  —  Statittik  de$  DeuUehen  Reiche.  — 
ZeiUehriß  ßir  ZoUwum  und  ReieKuteuem, 
Jakrgany  1906.  A.  WtrmtnghauB. 


Schornsteinfeger. 

S.  (Saminfeffer]  sind  Personen,  die  gewerbe- 
nftffig  du  Reimgen  der  Schomsteine  besorgen. 
In  iJentschen  Beiche  kann  gemäU  §  39  Oew  -0. 
die  EiDrichtang  von  sogen.  nKebrbezirken"  ge- 
stattet werden.  (Dies  ist  z.  B.  in  Prenfien  dnrvb 
G.  V.  24./IV.  18^  geschehen;  für  Bayern  Tgl. 
Artt  lo,  28,  31  G.  v.  30./I.  1868  nnd  V.  v.  27./1I. 
186if  nnd  29./ni.  1892;  für  Württemberg  Bünist.- 
Erl.  T  3./X.  1876;  für  Baden  Eaminfegerordnong 
T.  29./XL  188? ;  für  KSnigreich  Sachsen  Hiniat- V. 
T.  iO./IU.  1866;  §  27  Ü.  V.  21  ,IV.  1873  IQ.  nnd 
V.-BI.S.275JundV.  T.  38j1II  1892).  Innerhalb 
der  Kebrbezirke  m&asen  die  sämtlichen  Schorn- 
steine in  gewissen  Zeiträumen  dnrch  die  behörd- 
lich angesteUten  Badrka-Sjunster  gereinigt 
werden ;  daneben  kann  die  Anordnung  teetroffen 
setn,  daH  andere  als  die  angestellten  S.  Ober- 
haupt keine  Eaminreinigangen  innerhalb  des 
Benrks  Tomehtnen  dQrfen').  In  diesem  Falle 
haben  die  Bezirks-S.  ein  ansschließliches  Hecht, 
das  aber  der  Befugnis  der  hßheren  Verwaltungs- 
behörde, die  Kehrbezirke  zu  verändern  oder 
aufzuheben  *},  nicht  entgegensteht,  so  daß  also 
—  abweichend  tou  sonstigen  Konzessionen  — 
die  Kehrbeärke  auch  auf  Zeit,  anter  Bedin- 

ßongen  oder  in  sonstiger  Weise  widerruflich  Ter- 
ehen  werden  kOnnen.  Die  Regelung  der  Stell- 
Tertretuug  der  Bezirks-S.  unterliegt  dem  Er- 
messen der  Anstellungsbehfirde  47  Abs.  2 
0«w.-0-).  Ueberall,  wo  Kehrbezirke  mit  der 
Wirknnfir  eingerichtet  sind,  dalt  die  vorge- 
tebriebenen  Reinigungen  der  Kamine  durch 
angestellte  Bezirks-S.  erfolgen  mQssen,  kfinnen 
Ton  der  Ortspolizeibebfirde  im  Einrerstfindnis 
mit  der  GemeindebebSrde  bezw.  tou  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  Taxen  fDr  die  Gebfihmisse 

I)  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  kSnnen  zwar 
auch  andere  als  die  Bezirks-S.  KamiDreinigungen 
Tomehnen:  die  behördlich  vorgeschriebene  Zahl 
der  alljihrlieheii  ficönlgimgen  kann  jedoch  nur 
durch  die  BedrkiHS.  enölgen. 

')  GegenQber  einer  solchen  Aufhebung  oder 
Veränderung  der  Kehrbezirke  haben  die  Bezirks- 
S.  ketu  Widerspruchsrecbt,  auch  keinen  Ent- 
■chädigungsanapnich ;  bestehende  Privatrechte 
bleiben  dadurch  selbstredend  unbertthrt 

W6(tBrtack4srTolkswlitseha(b-  II.  Aoll.  Bd.  U. 


der  S.  aufgestellt  werden  (§  77  Gew.-O.),  deren 
Ueberschreitnng  gemäß  g  148  Ziff.  8  Qew.-O. 
strafbar  ist  —  Auch  in  Oesterreich  ist  das 
„Raachfangkehrergewerbe**  konzessionspflichtig; 
die  Einrichtung  von  Kehrbezirken  und  die  Auf- 
stellung vou  Tazeu  ist  ähnlich  wie  in  Deutsch- 
land zulässig  (§§  15,  42,  51  Gew.-O.  t.  lö^UL 
1883);  auch  unterliegt  dies  Gewerb«  nach  §  64 
Gew.-O.  der  gewerbepolizeilichen  Regelang.  —  In 
Fraakreieh  tnstehen  nur  VermütungsTmäuiften 
Uber  die  Einiichtung  der  Schornsteine  sowie 
die  generelle  Anordnungj  daß  die  Haires  Polizei- 
verordnuDgen  Qber  die  Unterhaltung  und 
Reinigung'  der  Schornsteine  erlafisen  kOnnen  (G. 
V.  16.)^4./VI1L  1790).  Zuwiderhandlungen  gegen 
derartige  Verordnungen  werden  nach  Art.  471 
Code  penal  mit  einer  Geldstrafe  von  1 — 5  Free, 
bestraft  In  England  bedärfen  gemäß  the 
Cbimne^  Sweepers  Act  1875  (38  und  39  Viet. 
c.  70)  die  S.meMter  (nicht  deren  Gehilfen)  einer 
alljurlich  au  emenemden  Konzession,  die  stets 
nur  fQr  einen  bestimmten  Bezirk  Geittmg  hat 
und  für  welche  alljährlich  eine  Abgabe  von 
2  sh  6  d  zu  entrichten  ist  Die  Ausdehnung 
der  einmal  erteiltm  Konaession  anf  einen  anderen 
Distrikt  erfolgt  kostenfrei.  (Man  vgl  auch  die 
GG  Cbimney  Sweepers  and  Chimney  Regulatiott 
Acta  1844)  und  1861  [3  und  4  Vict  c.  85  nnd 
27  und  28  Vict  c.  37]  sowie  Cbimney  Sweepers 
Act  1894  [ö7  und  58  Vict  c.  51]). 

Literatur:  Die  Lehrbücher  de$  VerwaltungareekU 
von  Q.  Meyer  und  E.  Loening.  —  Die  Kow^- 
mentare  zur  Gew.-O.  von  Landmann,  Manet* 
notrsfei,  Sehenkel  und  Schteker.  —  XelkeUf 
Das  Gewerberecht  in  Preußen,  ^  4S,  Berlin  1906. 
—  O.  Meyer,  Art.  „Schornsteinfeger",  Jf.  d. 
X.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  601  fg.  —  M.  Block,  Art. 
„Chemineet"  in  deeeen  Dictionnaire  de  l'admiai- 
etralion  franfaite,  S.  469fg.,  4.  Avß.,  Parit  1898. 

Neukamp. 


Schröder,  Wilhelm  Freiherr  von, 

Geburtsort  und  Geburtsjahr  unbekannt,  trat  1674 
in  Oeterreicfaiscbe  DieoKte,  leitete  bis  1683  das 
von  J.  J.  Becher  (s  d.)  gegründete  „Kunst-  nnd 
Werkbaos"  anf  dem  Tabor  in  Wien,  wurde  1684 
Hofkammerrat  im  nKOnigrdeh  Hungara**,  gest. 
1689,  wo?  unbekannt 

MerkautiliHt  als  Uebersehataer  des  Geldes  und 
der  Edelmetalle.  Die  Geldzirkulation  schätzt  er 
als  „die  Multiplikation  der  Henscben  Nahrung". 
Verteidiger  des  Luxos  und  der  Verdchwendong 
des  Fürsten,  vorausgesetzt,  daß  Geld  und  Oeldee- 
wert  im  Lande  bleibt.  Bekämpfer  der  Zünfte, 
in  welchen  er  das  Hemmnis  der  Entwickelung 
der  Manufakturen  sieht 

Seine  verscfaiedenen  Schriften  finden  mdk 
vereinigt  in  dem  in  9  Auflagen  verbrütefeea 
Werk:  Fürstliche  Schatz-  und  Rent-CaaMr 
nebst  seinem  'l'ractat  vom  GoUrnachen.  wie  aadi 
vom  Hinistrissimo  oder  ObeivStaate-BedicataB, 
Leipsig  1686—1752.  I^rrtw*. 


Schulden  b.  Staatsschulden. 


SO 


Digitized  by 


Google 


786  Scfauldbaft— 


SehvlfUiaft. 

1.  Getchichte  nnd  galtendea  Beeht.  2.  Be- 
urteilung der  S. 

1.  (ilesehlekte  nnd  eeltondes  Beeht.  In 

den  Anföngen  des  Kechtsverkebra  zwischen 
Scbnldner  and  Gläubiger,  im  rümischen  Nexnm, 
war  der  Schuldner  ganz  nnd  gar  als  Bolcher, 
mit  Gnt  und  Blat,  dem  Gläobiger  obligiert, 
i^ektiert",  verknüpft,  nnd  zahlte  er  seine  Sdinld 
nicht,  gleichgültig  ob  er  nicht  konnte  oder 
nicht  wollte,  so  war  er  dem  Glftnbiger  als 
SUftTe  Torfällen,  am  so  sich  selbst  als  Aeqoi- 
valent  seiner  Schuld  hinzugeben.  Diese  starre 
Anffurang  hat  sich  zwar  mit  der  Zeit  im 
rflminhen  Becbt  gemildert,  doch  die  S.  ist  dort 
nie  ganz  anfgehoben  worden;  nur  dem  unTer- 
Bcboldet  ZaluDagsnnföhigen  warde  bei  seinem 
„debile  adjatoriam"  und  zugleich  dargebotener 
„bonorum  cessio"  Gnade  gewährt.  —  Auch  die 
Bechte  der  meisten  anderen  Völker  statuierten 
die  S.,  und  so  scheint  im  ganzen  dieser  Zng 
ein  einheitlicher  gewesen  zu  sein.  Innerlich 
aber  war  das  deutsche  fiecht  Tom  römischen 
grundsätzlich  verschieden.  Im  deutschen  Beeht 
war  die  S.  nicht  Snrravat  der  ErftUung,  nicht 
Hingabe  an  ZahlnnsB  Statt,  sondern  Mittel  der 
Exekution  —  ein  Mittel,  um  die  Leistung  zn 
erzwingen.  Der  Entwickelang  des  gemeinen 
Kechts  mit  seiner  Tendenz,  die  Hingabe  des 
Menschen  an  Zahlnogs  Statt  und  damit  also  die 
S.  aufzuheben,  wirkten  die  Landesrechte  ent- 
gegen, die  auf  Grund  der  deutschen  Auf- 
Fassung  die  S.  als  ein  wirksames  Mittel  der 
Seholdantreibang  nicht  missen  wollten.  So 
finden  wir  ausführliche  Begelungen  der  S.  in 
Sadisen,  das  einen  eigenen  „Schuldturmprozelf" 
hatte,  in  Preußen  (Gerichtsordnung  von  1793) 
usw.  Auch  der  rigor  cambialis  persoualia  wirkte 
dann  mit.  Der  Wechsel  hatte  ja  den  Vorzug 
rigoroser  Dnrchföbrnng,  und  er  bOrgertb  sich 
auch  schnell,  insbesoudere  im  Meß-  und  Markt- 
verkebr,  wo  rasche  und  sichere  Eintreibung  der 
Sebalden  von  Wichtigkeit  war,  in  Deutschland 
ein.  Blieb  also  der  S.  kein  anderer  Träger 
mehr,  so  fand  ue  ihn  immer  noch  im  Wechsel- 
arrest: vornehmlich  im  Handelsverkehr  glaubte 
man  oie  im  Hintergrande  stehende  I^hnng 
der  S.  nicht  entbehren  zn  kSnnen,  und  die 
Wechself&higkeit  war  ja  lange  Zeit  aof  Kauf- 
leute  beschränkt.  Mit  dem  Augenblit^  aber, 
wo  die  Wechselföhigkeit  eine  allgemeine  wurde, 
wnrde  auch  die  S.  wieder  allgemein  anwend- 
bar; denn  am  Wechsel  haftete  sie.  Diese 
Regelung  ging  auch  in  die  Wechselordnung 
von  1847  über  (§§  2  und  29)  und  erreichte  erst 
ihr  Eude  mit  dem  norddeutschen  Bundesgesetze 
betr.  die  Aufhebung  der  S.  v.  29.^V.  1868. 
Dieses  Gesetz  hatte  zur  Folge,  daß  die  auf  die 
MHaftnng  der  Person"  bezQglicheii  Worte  der 
§§  2  und  29  der  Wechselordnnng  nnd  damit 
das  gutze  Institut  der  S.,  der  persönlichen 
Exekutionshaft,  aufgehoben  wurde. 

Daß  es  noch  persönlichen  Sicherheitsarrest 
(S  918  ZPO.),  Haft  des  Konkursschuldners 
(5  101  KO.),  Haft  zur  Erzwingung  des  Offen- 
barungseides  (§§  901  fg.  ZPO.),  Haft  zur  Er- 
zwiDgung  der  Unterlassung  einer  Handlung 
(g  890  ZPO.)  gibt,  steht  auf  einem  anderen 


Schulsparkassen 


Blatt  AnfrechtCThalten  ist  was  der  S.  begiiff- 
lieh  am  nächsten  steht,  die  Halt  zur  Enwingoag 

von  Handlungen  (§  888  ZPO.),  aber  in  der 
ZPO.  sind  davon  ausdrücklich  ausgenramen : 
Zwang  zur  Leistung  von  Geld  und  anderen 
Fangioilien,  zur  Herausgabe  einer  specieUen 
Sache,  zur  Räumung  einer  unbew^lichea  3a^. 
zur  Eingehung  einer  Ehe  und  zur  Abgabe 
einer  WulenserklArung. 

2.  Beartetlnng  ier  8.  Ehe  die  S.  abge- 
schafft war,  ereiferten  sich  die  beurteilenaa 
Stimmen  dafür  nnd  dawider,  doch  kann  man 
wohl  behaupteu,  daß  sie  mit  Recht  abgeschafft 
ist.  Denn  um  dem  Gläubiger  zn  seinem  Redite 
zn  verhelfen,  bieten  die  moderne  Zwangsvoll- 
streckung, der  Manifestationseid  u.  a  m.  eine 
genügende  Handhabe,  nnd  um  den  böswillig 
nicht  zahlenden  Schuldner  zu  strafen  und  zor 
Zahlung  zu  zwingen,  dazu  geben  die  Straf- 
gesetze, insbesondere  die  Struen  für  betrftee- 
liwhen  Bankrott,  Mittel  an  die  Hand.  Hit  der 
S.  aber  enrdcht  man  entweder  nidits  oder  Ver- 
fehltes; denn  Zahlungsfähigkeit  wo  sie  aidit 
vorttanden,  zn  erzeugen,  ist  die  8.,  weil  sie  die 
Erwerbskraft  brach  legft,  unfähig  und  erdelt 
höchstens  das  Einsprin^n  bemitleidender  An^ 
hOriger  —  wirkt  damit  also  nur  auf  Dritte  em. 
Hat  maa  gesagt,  die  drohende  S.  sei  fftr  die 
Festigkeit  des  Kredits  notwendig,  so  ist  den 
zu  entgegnen,  daß  ein  Kredit,  der  nur  dorck 
S.  garantiert  wird,  als  Kredit  nicht  bezeicbna 
werden  kann.  Der  Verlast  der  wirtaduiftlicbea 
Existenz  wird  und  muß  für  jeden  der  giMtte 
Sporn  sein,  der  wdtere  Mittd  überflÜMlg  madt; 
die  S.  kann  also  eine  besondere  Soliditlt  dei 
Geschäftsverkehrs  nicht  begründen.  Um  ab^ 
insbesondere  verboigene  Quellen  zu  ersdilieflea, 
kann  und  muß  in  unserem  die  persSnlidie  Frei- 
heit Bchützeoden  Jahrhundert  der  HanifestatioiU' 
eid  und  die  drohende  strafrecbtliche  Verfolgaog 
gütigen.  Ist  die  Haft  als  Sichemngsmitter  von 
Wichtigkeit,  so  beweist  das  für  ihre  Notwendig- 
keit  als  Exekutionsmittel  gar  nichts;  Üoter- 
lassungen  kann  man  durch  Haft  erawingea. 
Leistungen  nach  der  Natur  der  ZwangsroU- 
streckung  nicht,  vor  allem  darum  nicht,  wüt 
in  vielen Tällen  durch  ein  Mißverhältnis  zwisdioi 
beiden  (Zeit  der  Haft  und  Hohe  der  Leistnng 
der  Gerechtigkeit,  die  durch  die  S.  ja  verwirk- 
licht werden  sollte,  gerade  znwidergehauddt  wird. 

Literatur:  Für  di«  Äb*eha0vmg  drr  SeJnUkvt 
trat  be»onder$  MUtermaler  em,  tnmrm 
An/tatx  „Die  pergöntiche  Hc^fl  alt  Votl^tthmf»' 
mittet  im  Civilproxew",  Areh.  /.  <if>  i>ww. 
Bd.  XIV,  S.  nofg.  und  X48fy.  —  Ltwm,  Ttr- 
Handlungen  de»  XbrddeutteAen  Reidalafi  tmr 
At^fhebttng  der  Sehtädkaft,  Bertm  186B.  —  X*t- 
Mev«t*,  Art.  „SeAuUlu^',  ff.  d.  St.,  t.  A»^ 
Bd.  V,  8.  m4  rfort  dj>  $tkr  «afUir- 

liehen  Ltttratumaehweüe,  A.  Ater. 


Schnl^arkasses  s.  Sparkassen. 
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Sckfllifr'DeUtKScli,  Franz  Hermum, 

rh.  »m33.{W1.  1608  zn  Delitzsch,  prenfl.  Fro- 
nu  ^dues,  1833  Assessor  beim  Kammereericht 
0  Bcrtm,  1641  PatiimoDialrichter  in  Deutzscb, 
lNt8  in  der  preoBischen  NationalTeraammlnng 
02^  1S19  io  der  iL  prenBiscben  Kammer  gesetz- 
icberisch  t&tig;  im  nftmlichen  Jahre  der  Stener- 
rfTweigemn;  angekl^,  aber  freigesprochen, 
Ih*^  strafrenetzt  als  Kreisricbter  nach  der  Pro- 
Tiu  Posen  an  das  Kreisgericht  von  Wreschen, 
freiwillige  I^ederlegiuig  seines  Amtes,  Ans- 
mtt  dem  Jnsttzdienst  und  Rückkehr  nach 
>littHh,  1863  Uebersiedelasg  nach  Potsdam, 
s»t.  daaelbst  am  29.flY.  1088. 

Grtlnder  des  ersten  deatschen  ßohstoffvereins 
r>in  18  Tiscblermeistem)  im  Herbst  1849  in 
Iii4it2sdi  and  infolge  dieser  Gründe^  Vater  des 
•r-iuHBensehaftswesens  für  deatscbe  Handwerker 
nod  Arbeiter  nnd  als  solcher  der  Anwalt  von 
>ba  organisierter  nnd  geleiteter  anf  Selbsthilfe 
terabeoder  dentscher  Erwerbs-  nnd  Wirtschafts- 
monrasdiaftea ,  deren  Hitelieder  solidarisch 
liftbar  fSr  die  Zah]nn||piTerlHndlichkeit  der  eio- 
tuen  Genossenschaftsud.  Führer  der  deatschen 
Kxrtschrittspartei,  Grttnder  der  ersten  deutschen 
Volbbaoken,  Agitator  für  Beseiti^rQi>e 
tÜNtfitionsrerbotes  in  Preußen,  bis  diese  dnrch 
i\t  (tewerbeordnncg  fOr  das  Deatscbe  Beich  1869 

Vdo  seinen  Schriften  sind  zn  nennen:  Asso- 
iiimnsbach  für  dentache  Handwerker  nnd  Ar- 
fiVT,  Leipiig  1868.  —  YorschnQTereine  als 
Vvlkjbanken.  Praktische  Anweisung  zn  deren 
'•ründnng  nnd  Einrichtung,  Leipzig  185Ö;  das* 
•4be.  4.  Tellig  umgearb.  Aufl.  u.  d.  T.:  Vor- 
^hnfi-  nnd  Kreditvereine  als  Volksbonken  usw., 
-beada  1861;  dassdbe,  b.  Aufl.,  ebenda  1867; 
dittttb^  6.  Aufl.,  neu  beubutet  von  Hans  Crttger, 
Itrrriu  1897.  —  Die  arbeltendai  Klassen  und 
it«  AModaCtonswesen  in  Dentschland  als  Pro- 
.tuia  zu  einem  deutschen  KouCTefl,  Leipzig 
dasselbe,  2.  Aufl..  ebenda  1869.  —  Kapitel 
ia  'ioem  deutschen  Arbeiterhatecbismos.  Sechs 
t  •rui^  Tor  dem  Berliner  Arbeiterverein  ge- 
lilten,  Berlin  1663.  rDiese  Schrift  gab  Veran- 
Mang  zn  dem  Lassulescben  Pamphlet:  „Herr 
tUitüt-Scholze  Ton  Delitzeeb,  der  Skonomiache 
Jnltw  oiw.,  Berlin  ISftJ.)  —  Die  AbschafFnng 
'hl  ({eschlftlicben  Bisiko  durch  Herrn  liassalle, 

neues  K^tel  som  dentscken  Arbdterkato- 
•utau,  BwUn  1866.  (Diiptik  anf  die  Laasalle- 
«be  Schrift:  »Herr  Bastjat-Scbnlze"  nsw.)  — 
I'i"  Estwickelnnff  des  Oenossenschaftswesens  in 
iHitecfalaad,  Berlin  1870.  —  Die  Baiffeisenscben 
l.'ulehiukBsaen  in  der  Rbeinprovinz  und  die 
■irndkreditf^ige  fttr  den  Iftndliohen  Kleinbesitz, 
•  'ipnif  S876.  lApprrt. 


BehBtisystem 

(SchntxEoll  nnd  Freihandel). 

1.  Wem  nnd  Mittd  des  a  2.  Entstehung 
>ai  BtgrIlndnBg  des  S.  8.  Der  Freihandel  und 
«IM  BegrBadniur-  4.  Der  Schutzzoll  nnd  die 
:-niie.  &  Kritik  und  WOrdigpnng  der  Frei- 


handelslehre  nnd  des  S.  6.  Tatsächliche  Wir- 
kungen von  Freihandel  und  Schutzzoll. 

1.  Wesen  and  Mittel  des  S.  Das  S., 

wie  es  zuerst  als  Teil  der  merkautilistiBohen 
Wirtschaftspolitik  ausgebildet  ist,  bedeutet 
die  Regelung  von  Handel  und  Verkehr  mit 
dem  Auslände  im  Sinne  einer  B^hrftnkung 
des  intemationiüen  Aastausches  zum  Zwecke 
der  FOtdemng  der  inlftndiachen  Produktion,* 
Dabei  handelt  es  sich  re^mftBig  zunAchst 
um  den  Schutz  der  einheimischen  Industrie 
gegen  ausländische  Konkurrenz,  bei  konse- 
quentem Ausbau  aber  um  den  scdidarischen 
Schutz  aller  Froduktionsinteressen ,  d.  h. 
aller  fQr  den  Markt  arbdtenden  UnternehmOT, 
einseht ieSlich  der  Landwirte,  zu  deren 
GuDsteu  die  Preise  beeinflufit  werden  solleo. 
Die  englische  Handelspolitik  vom  Ende  des 
17.  bis  zur  Mitte  d^  19.  Jiüurh.  bietet  da- 
für das  erste  Beispiel. 

Im  Gegensatz  zum  S.  verwirft  das  Frei- 
haodelssystem  alle  UaBuahmen  des 
Staates,  welche  die  Preise  beeinflussen.  Es 
erstrebt  daher  die  Aufhebung  aller  Beschrän- 
kungen des  internationalen  Verkehrs. 

Die  Begünstigung  der  einheimischen  Ge- 
werbetreibenden gegen  die  fremden  er- 
scheint sdion  in  der  Periode  der  Stadtwirt- 
Bchaft  als  ein  ganz  selbstverständliches  Prin- 
zip der  Wirtschaftspolitik.  Von  einem 
eigenüichen  8.  kann  man  aber  erst  sprechen, 
seit  der  Merkantilismus  (vgl.  Art,  „Merkan- 
tilsystera'*,  oben  S.  484  fg.)  den  einheimi- 
schen Gewerbfleiß  systematisch  zu  heben 
und  zu  entwickeln  suchte,  um  eine  gQnstige 
Handelsbilanz  (vgl.  d.  Art)  herzustellen  und 
um  die  staatlich  geeinigte  Bevölkerung  auch 
wirtschaftlich  zu  einem  möglichst  sich  selbst 
genügenden  Ganzen  zu  verschmelzen.  Die 
Mittel,  deren  man  sich  zu  diesem  Zwecke 
bediente,  waren  mannigfaltiger  Natur:  die 
Gewähmog  von  Prämien  für  die  Produktion, 
für  die  Ausfuhr  und  Einfuhr,  die  Erteilung 
sonstiger  PrivU^ien,  Ti*ie  Monopole,  Steuer- 
begünstigungen u.  dgl^  die  Sicherung  aus- 
l&idischer  Märkte  namentlich  in  überseei- 
schen Besitzungen,  die  Förderung  des  Trana- 
portwesens,  in  altraer  Zeit  namentlich  der 
nationalen  Sohifhhrt  Das  Hauptmittel  aber 
war  und  ist  die  Benutzung  der  Zölle^  ihre 
Umbildung  aus  ränem  rein  fiskalischen 
Einnahmezweig  zu  einem  Werkzeug  der 
Handelspolitik,  um  Einfuhr  und  Ausfuhr 
nadi  Bedarf  zu  hemmen  und  zn  fördern. 
Es  sind  in  erster  Linie  die  Einfuhrzölle, 
welche  dazu  nutzbar  gemacht  werden 
können ,  eine  unerwünschte  Wareneinfohr 
abzuhalten.  Da  sie  aber  gleichzeitig  rein 
finanziellen  Zwecken  der  Verbraiichsbe- 
steuerung  dienen  können,  entsteht  der  Unter- 
schied von  Finanz-  und  von  Schutz- 
zöllen. Dieser  Unterschied  tritt  in  Wirk- 
lichkeit aber  vielfach  nicht  rein  zutage. 
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Sdauge  der  SdiutzzoU  nicht  so  hoch  ist, 
daß  me  Einfnhr  der  damit  belegten  Ware 
ranz  aufhört,  hat  er  auch  floauzieUe 
WirkuDgen.  Und  venu  es  sich  um  Waren 
handelt,  nach  denen  eine  sehr  drin^die 
Nachfrage  besteht,  velche  von  der  inlän- 
dischen Produktion  nicht  ^uz  b^edigt 
,'irarden  ton,  sind  oft  die  InanzieUen  Er- 
'gebnisse  von  Schutzzöllen  sehr  erheblich. 
So  entfiel  in  Deutschland  auf  die  zum 
Schutze  der  Landvirtschaft  eingefOhrten 
ZSlle  von  Getreide,  Hflisenfrfichten  und  Malz 
schon  bisher  mehr  als  ein  Viertel  und  auf 
alle  Schutzzölle  etv^  fOnf  Neuntel  der  ganzen 
Einnahme  an  Zöllen.  In  Zukunft  wml  ihr 
Anteil  mindestens  drei  Fünftel  betragen.  Ge- 
le^nÜich  sind  auch  Schutzzölle  eingeführt, 
bei  welchen  die  Absicht  in  erster  Linie  auf 
Erhöhung  der  Einnahmen  ging.  Umgekehrt 
können  Finanzzölle  als  Schutzzölle  wirken, 
wenn  die  damit  belegte  Ware  (oder  eine, 
welche  als  Ersatz  dafür  dienen  kann)  im 
Inlande  hei^estellt,  aber  keiner  entsprechen- 
den inländischen  Verbrauchssteuer  unter- 
worfen wird.  So  haben  die  Zölle  auf  Kolo- 
nialzucker als  Schutz  bei  dem  Entstehen 
der  Rübenzuckerindustrie  gedient.  So  ist 
der  als  Finanzzoll  gedachte  deutsche  Wein- 
zoll immer  mehr  als  ein  Schutzzoll  ange- 
sehen worden.  So  erhalten  die  auf  alle 
Ge^nstände  der  Einfuhr  ^elegteu  allge- 
meinen Finanzzölle,  wie  sie  in  weniger  ent- 
wickelten Ländern  üblich  sind,  leicht  einen 
protektionistiscben  Charakter.  Ist  das  S. 
schroff  ausgebildet^  so  steigert  es  die  Zölle 
derart,  daß  die  Einfuhr  tatsächlich  unmög- 
lich wird.  Den  höchsten  Grad  erreicht  das 
bei  vollständigem  Verbot  der  Einfuhr. 

Im  folgenden  soll  die  Bedeutung  und 
Berechtigung  des  S.  und  der  Schutzzölle 
im  allgemeinen  erörtert  werden,  während 
die  einzelnen  sonstigen  Maßregeln  dieser 
HandelspoUtäk  in  den  Artt  „Ausfuhrprämien" 
(oben  Bd.  I  S.  271  fg.),  „Ausfuhrverbote" 
(ebd.  S.  273),  „Einfuhrprämien''  (ebd.  S.  688), 
„Einfuhrverbote*'  (ebdt  S.  688),  ,,Handels- 
vertrfige"  (oben  S.  51  fg.),  „Kolonieen  und 
Eolonialpolitik''  (oben  S.  185),  ,^lle"  be- 
handelt sind.  Ueber  die  konkrete  Frage, 
inwieweit  in  bestimmten  Fällen  Schutz  zu 
gewähren,  beizubehalten  oder  zu  beseitigen 
ist,  vgl.  die  Artt.  über  einzelne  Erwerbs- 
zweige, wie  „Baumwolle,  Baum  Wollindustrie" 
(oben  Bd.  I S.  369  fg.),  „Eisen,  Eisenindustrie" 
(ebd.  S.  719  fg.)  usw.,  femer  „Getreidezölle'' 
(ebd.  S.  996)  usf.  Vgl.  auch  die  Artt.  „Agrar- 
und  Industriestaat"  (oben  Bd.  I  S.  45  fg.), 
„Ausfuhr  und  Einfuhr"  (ebd.  8.  266  fg.), 
„Handels-  und  Zahlungsbilanz"  (oben  S.  6  fg.), 
„Handelspolitik"  (ebd.  S.  30  fg.). 

2.  Entstehung  und  Begr&nduiig  des 
S.  Das  zielbewußte  S.  seit  dem  16.  und 
17.  Jahrh.  geht  aus  von  dem  Streben  hervor. 


die  Hfmdelsbilanz  in  günstigem  Sinne  lu 
beeinflussen.  Das  äußert  üch  zunBdist  nair 
in  Verboten  der  Ausfuhr  von  Edelmetall, 
in  gemünzter  Form  oder  allgemein,  in  Vor* 
Schriften,  dafi  fremde  Kaufleute  den  Oegeo* 
wert  ihrer  Emfuhr  in  der  Form  von  Warm 
mitnehmen  sollen.  Daneben  tretm  dann 
allmählich  bewußte  Mafir^dn,  um  die  ESn- 
fuhr  zu  hemmen,  durch  Verbote  oder  hfibe 
Zölle.  Diese  richten  sich  anbngs  vor  allein 
gegen  die  Waren,  von  welctwn  man  an- 
nimmt, daß  sie  unnötigerweise  besonden 
viel  Geld  aus  dem  Lande  führen :  die  Gegen- 
stände des  Luxusverbrauches.  Diese  sind 
aber  zugleich  die  Waren,  in  welchen  über- 
haupt zuerst  ein  internationaler  Vokdu*, 
eine  internationale  Konkurrenz  entsteht,  da 
sie  auch  bei  geringer  Entwickelang  des 
Verkehrswesens  und  hoben  Transportkostoi 
w^en  ihres  hohen  spezifischen  Wertes  in 
großer  Entfernung  konkurrenzfähig  sind.  Im 
weiteren  Verlauf  tritt  immer  mehr  herror, 
wie  die  Erleichterung  des  Verkehre  und  Ver^ 
billigung  des  Transports  als  Genwirkung 
das  Verlangen  nach  Zollschutz  eneugt 

Alle  Produktion  zum  Verkauf  ist  or- 
sprfin^lich  für  den  lokalen  Markt  beelimmt, 
für  einen  engen  Kreis  benachbarter  Kon- 
sumenten. Gegen  Konkurrenz  aus  grOfiera 
Entfernung  schützt  die  Schwierigkeit  des 
Verkehrs  und  die  Kostspieligkeit  des  Trans- 
ports. Auf  diesem  lokalen  ^urkt  bilden  sidi 
die  Preise  in  bestimmter  Weise,  besteht  ein 
Verbrauch  bestimmter  Größe,  auf  wdcAe 
die  Produzenten  sich  einrichten.  Sov«it 
nicht  mehr  Hauswirtschaft  besteht,  muß  die 
lokale  Produktion  die  verschiedensten  Arten 
des  Bedarfes  decken.  Sobald  nun  der  Ver* 
kehr  Fortschritte  macht,  ermöglidit  er  in 
gleichem  3Ia&e  Fortschritte  der  (Mlidien 
Arbeitsteilung  und  des  (hllidien  Warenaus- 
tausches. Die  Produktion  jeder  raniefaw 
Ware  inrd  Mch  vor  allem  da  konzentrioen, 
wo  räe  gewisse  VorteUe  findet  und  \äßg 

groduzieren  kann.  IMeae  Vetsohielning  der 
tandorte  der  Produktion  bedeutet  aber  eise 
St&nmg  der  bisherig  ErwabBverUUbnHK. 
Die  günstige  Entwtckelung  einzelner  EVo- 
duktionszweige  wird  eikaoft  dndi  den 
Niedergang  anderer.  Die  durch  fremde 
Konkurrenz  und  sinkende  Preise  Gedrückten 
verlangen  für  ihre  Arbeit  und  ihr  Kapital 
Fortsetzung  des  Schutzes,  den  sie  biaher  tat- 
sächlich genossen  haben. 

Solche  Verschiebungen  d^  Prodaktioos* 
bedingungen  und  der  Konkurr»iz  zeigen 
sich  zunächst  iunerhalb  des  Steates,  wie 
gegenwärtig  z.  B.  in  dem  Verhältnis  der 
großen  zu  den  kleineren  Städten.  Sie  a- 
zeugen  auch  dann  unter  Ümständoi  lebhafte 
lokmprotektionistische  Bestrebung«).  Di 
aber  der  Ausgleich  der  Arbeits*  und  Pro- 
duktionsbedingungen   innerliaU)  desadben 
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Stuta5  uad  YoDces  leiditer  von  statten  geht 
aLi  zwischen  TerschiedeDen  YOlkem,  kommt 
thjieD  oicbt  die  Reiche  Bedeutung  zu. 

Wie  sehr  soläie  Verschiebungen  Schutz- 
hrstreboDgen  herrorrufen,  zeigt  sich  bei 
I  lotzlichen  Aeoderungeo  der  internationalen 
KookQrTenKverii£ttni88e.  80  bewirkte  die 
lufiiebnng  der  Kontinentalsperre  iast  in 
13II2  Europa  eine  starke  I<Orderuu^  der 
H-butzzCUnerischen  Tendenzen,  und  in  den 
Veiräii^n  Staaten  von  Amerika  hatte  gleidi- 
jtr-itig  die  durch  den  Frieden  herbeigeführte 
^ufnebiu^der  Handelssperre  die  gleichen 
Tulgöi.  Ke  Bewegung  für  gewerbliche 
S-hntzxGUe  im  Deutschen  Zollrerein  der 
Via  Jahre  war  die  Wirkimg  der  Entfaltung 
'itx  Fabrikwesens  in  Ikigland,  wie  die  agra- 
rische Schutzbew^ung  sät  den  70  er  Jahren 
>Iie  folge  davon  war,  daS  die  plötzlidie  Er- 
•dLBeßuAg  water  friichtbarer  QbersemBcher 
•ieüete  au  Ktmkurreiuverhfiltsiiflse  auf  dem 
lietnüdemarkt  umstürzte.  So  ist  es  eine 
AÜ^meioe  Erscheinung,  daß  wirtHchaftliche 
Krisen  leicht  zur  Forderung  von  S(diutz- 
:*illfn  führen. 

In  solchen  Fällen  starker  Aenderung  der 
Kiiokiirrenzverbfiltnisse  wird  das  Verlangen 
•m:h  Schatzzollen  wohl  auch  in  der  Weise 
■gründet,  daß  diese  für  eine  gewisse  Ueber- 
cisgszeit  nötig  seien,  innerhalb  welcher  der 
»••treffende  Produktionszweig  sich  den  neuen 
V-:rhAltnissen  anpassen  kOnue.  Aber  auch 
.i'>£iif«heo  davon  wird  der  Schutz  bei  Un- 
^■b-i('hheit  der  Eonkurrenzbedingungen  im 
Inknde  und  im  Auslände  gefordert,  um 
iaisten  oder  sonstige  die  Produktionskosten 
''•iiigerode  Momente  auszugleichen,  welche 
i'^ii  aus  anderen  Gründen  im  übrigen  als 
tfinschenswerte  und  beizubehaltende  be- 
*m:btet  werden.  So  ist  ein  gewichtiges 
Ait^ament  der  SchutzzOUner  in  iinerika  und 
luvtnlien,  daß  die  in  neu  besiedelten  L&n- 
\"ni  zimächfit  vorhandene  günstige  Loige 
•It  Lohnarbdter  (hohe  Lehne,  kurze  Ar- 
'-iiiotiit)  ge^nflber  der  Konkurrenz  der 
'Higfn  Arbeit  Älterer  LBnder  durch  Zoll- 
tiiits  erhalten  werden  müsse.  Ebenso 

usn  da,  wo  die  Arbeiterschutzgesetz- 
.-.■riiog  oder  die  ArbeiterversicheruDg  die 
t  rjdnktjonakoBten  erh^,  SchutezClIe  ver- 
'•^t  gegonfUier  Bolchen  Ländnn,  in  welchen 
it-  luluatrie,  durch  solche  Schranken  nicht 
j.hnDmt,  inft^  rflckschtsloeer  Ausbentung 
-l-f  liohiiÜBtrbäter  biliar  produzieren  kann. 

(Jeher  die  Anqgleicbung  oder  Erhaltung 
■stehender  KfWkurrenzbemngungen  geht  es 
'tinau».  wenn  kurzweg  die  ^dieruug  des 
•ivcrvn  3farkte8  für  die  inlAndische  Pro- 
•ukbon  gefordert  wird.  Teilweise  ist  das 
'onn  mit  der  Notwendigkeit  begründet 
f'jridn,  die  Versoiguog  des  inneren  Marktes 
-■>  honustellen  für  den  fall,  daß  die  Ver- 
"•npiog  vom  Aiulande  her  onmOglich  wird, 


z.  B.  durch  Krieg.  Je  unentbehrlicher  die 
Ware  ist,  um  deren  nationale  Produktion 
es  sich  handelt,  je  größer  die  Ge^üu*  ist, 
daß  dem  betreffenden  Lande  die  Zufuhr  ab- 
geschnitten weiden  künnte,  um  so  gewich- 
tiger ist  dieses  Argument,  welches  vor  allem 
zur  Begründung  von  GetreidezAllai  dient. 
Auch  auf  alle  Erwerbszweige,  weldw  irgend- 
wie der  Landesverteidigung  dienen,  findet 
es  Anwendung. 

Alle  bisher  aufgeführten  Argumente  für 
Schutzzölle  gehen  im  wesentlichen  aus  vom 
bestehenden  Zustande  der  Produktion,  von 
der  Erhaltung  des  Gewordenen.  Im  Gegen- 
satz dazu  geht  ein  anderer  Oedankennng 
aus  von  dem  Ziel  der  Ausbildung  und  Ent- 
Wickelung  einer  vollkommener  und  viel- 
seitiger ausgestalteten  Volkswirtschaft.  Es 
ist  der  Oedanke  des  Erziehm^szoUes,  vne  er 
schon  von  Golbert  gedacht  wurde,  als  er 
die  Sdiutzzölle  als  Krü(^en  bezeichnete,  an 
welchen  die  Industrie  gehen  lernen  solle. 
In  neuerer  Zeit  ist  vor  tuJem  Fr.  List  da- 
für eingetreten,  daß  der  Schutzzoll  ein  Hilfs- 
mittel sein  müsse,  alle  produktiven  Krfifte 
eines  Volkes  zu  entwickeln.  Den  wirtschaft- 
lich weniger  vorgeschrittenen  Völkern  müsse 
dadurch  ermöglicht  werden,  trotz  der  über- 
legenen Konkurrenz  bereits  höher  stehender 
Völker  neue  Gewerbszweige  bei  sich  einzu- 
führen. Diese  Theorie  wurde  zur  neuen 
Basis  der  alten  Praxis  des  Merkantilismus, 
neue  Industrieen  mit  Staatshilfe  zu  be- 
gründen und  zu  fördern.  Der  Zoll  (oder 
die  Prohibition)  soll  diesen  ermöglichen,  die 
teiurere  Lehrzeit  zu  überstehen.  Er  soll 
Unternehmer  und  gelernte  Arbeiter  wie  Ka- 
pital aus  dem  Auslande  anlocken,  von  den 
inländischen  Preisen  Nutzen  zu  ziehen  und 
so  den  neuen  Erwerbszweig  befestigen.  la 
der  Zeit  des  Merkantilismus  spielte  dabei 
die  Rücksicht  auf  die  Handelsbilanz  mit, 
indem  man  die  inländischen  RohstofTe  im 
Inlande  zu  verarbeiten,  den  Import  mög- 
lichst mit  Fabrikaten  zu  bezahlen  wünschte. 

Gemeinsam  ist  den  beiden  Richtungen 
des  Erziehungszolles  und  des  Erhaltun|;s- 
zoUea  das  Streben  nach  möglichst  viel- 
seiti^r  Ctestaltung  der  nationalen  Pro- 
duktion, nach  einer  Autarkie,  welche  die 
inländischen  Produktivkräfte  möglichst  viel- 
seitig ausnutzt,  insbesondere  den  em- 
heiimschen  Arbeitekififten  rechliche  und 
anhedtei^e  Beschftftigung  sichert 

Für  die  Wtlrdigung  der  pr^tiach  vor- 
handenen Schutztendenzen  ist  selbstver- 
ständlich nicht  außer  Augen  zu  lassen,  daß 
wuchtiger  als  jene  theoretischen  Begrün- 
düngen  das  naive  Bestreben  der  Interessenten 
wirkt,  mit  Hilfe  des  Staates  die  inländischen 
Preise  möglichst  hoch  zu  halten. 

3.  Der  Freihandel  und  seine  Be- 
gründung,   Als  seit  dem  18.  Jahrh.  der 
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interoatioDale  Verkehr  immer  mehr  zunahm, 
als  der  fiberäeeische  Handel  nach  dem  Ab- 
fall der  enelischeu  uod  spanischen  Eolo- 
nieen  die  alten  Faseln  abstreifte,  als  die 
groflinditötrielle  Massenproduktion  immer 
weitere  Märkte  suchte,  der  Unternehmungs- 
g^st  immer  selbständiger  wurde,  entstand 
an  immer  stärkerer  Widerspruch  gegen 
das  S.  Die  neue  individualistische  Omstes- 
ik^toD^  wendete  sich  gegen  die  Hemmungen 
der  freien  Ebndelsbewegung.  Mit  den  Eauf- 
leuten  vereinigten  räch  die  Unternehmer  in 
denjenigen  Produktiomzweigen,  welche,  für 
ihren  Absatz  auf  das  AusQwd  angewiesen, 
^e  dortige  Eonkurreoz  mit  möglichst 
billigen  Freisen  fiberwinden  mußten  und 
deshalb  an  magUchster  Herabs^ung  ihrer 
Produktionskosten  im  Inlande  ebenso  inter- 
essiert waren  wie  an  der  Yerminderung 
der  fremden  Zölle.  Sobald  eine  Industrie 
vorwiegend  exportiert,  solange  die  Land- 
wirtschaft einen  Teil  ihrer  Erzeugnisse  im 
Auslande  absetzen  muß,  ist  sie  freihänd- 
lerisch.  Mit  ihnen  vereinigt  sich  das  all- 
gemeine Interesse  der  Konsumenten  an 
niedrigen  Freisen  der  wichtigeren  Lebens- 
bedürfnisse. 

Diese  praktischen  Bestrebungen  fanden 
ihre  theoretische  Begründung  in  der  neu 
aufstrebenden  nationalökonomiBchen  Wissen- 
schaft durch  die  französischen  Oekonomisten 
wie  durch  Smith  und  Ricardo  und  die 
ganze  Reihe  ihrer  Epigonen,  welche  gerade 
auf  die  Bekämpfung  und  Beseitigung  des  S. 
solchen  Wert  legten,  daß  man  sie,  deren 
Ziel  die  Herstellung  wirtschaftlicher  Fi-ei- 
heit  Überhaupt  war,  geradezu  als  Freihandels- 
echule  bezeichnete. 

Die  Gründe  für  den  Freihandel  gehen 
aus  von  dem  Nutzen  der  freien  Eonkwrenz 
überhaupt.  Sie  zwinge  zur  Anspannung 
aller  Kräfte  und  zur  Anwendung  der  vor- 
teilhaftesten Methoden.  Sie  befördere  die 
örtliche  Arbeitsteilung  und  führe  dazu,  daß 
jede  Ware  da  produziert  werde,  wo  sie  am 
vorteilhaftesten  hergesteilt  werden  könne. 
Dadurch  werde  die  Produktion  auf  das 
höchste  gesteigert.  Wenn  ferner  jeder  auf 
dem  billigsten  Markt  ^ufen  könne,  so  würde 
die  Ersparnis  und  damit  die  Eapitalbildung 
gefördert  Wenn  dagegen  Schutzzölle  be- 
ständen ,  so  würden  dadurch  die  Fre^ 
mindestens  um  den  Betrag  des  Z(dle8  er- 
höht. Dadurch  werde  einersäts  der  Kon- 
sum vermindert  und  die  Kapitalbildung  ge- 
hemmt. Auf  der  anderen  Seite  würden 
durch  die  künstlich  erhöhten  Preise  Ka- 
pital und  Arbeit  in  die  begünstigten  Er- 
werbszweige gelockt  und  damit  anderen  Er- 
werbszweigen entzogen ,  in  welchen  sie 
grölleren  Gewinn  gebracht  haben  würden. 
Es  sei  überhaupt  falsch,  in  einem  Lande 
alles  produzieren  zu  wollen,  auch  das,  wo- 


für sich  das  Land  nicht  eigne.  Es  sei  auch 
falsch,  nur  an  die  Ausfuhr  zu  denk«).  Hau 
küane  nur  exportieren,  wenn  die  andereu 
Völker  ihre  Sinfnhren  bezahlen,  und  um 
das  zu  können,  mflfiten  sie  ihrerseits  ex- 
portieren. 

Endlich  werden  Schutzzölle  lebhaft  als 
ungerecht  bekämpft,  weil  dim^  sie  eine 
Klasse  auf  Kosten  aller  anderen  VdkBUk- 
gehörigen  bereichert  werde. 

4.  Der  SchntszoU  nnd  die  Prebet 
Vor  allem  ist  es  wichtig,  die  fVage  zu 
untersuchen,  wie  der  Sohutssdl  am  die 
Preise  wirkt.  Die  reine  fVahandeldebre 
geht  davon  aus,  daß  das  geschützte  Fhidokt 
stets  um  mindestens  den  ganzen  Betnede« 
ZolleB  verteuert  werde.  Das  den  Eod- 
Bum«iten  auferi^e  Opfer  beschiftoke  äch 
also  nicht  auf  den  Betrag  des  wirklich  0^ 
zahlten  Zolles,  sondern  sei  gleich  dem  Zoll- 
satz  für  die  ^nze  im  Inlande  verbrawdtie 
Menge.  Die  Erfcihrung  hat  aber  gezeigt, 
daß  dieser  theoretische  Satz  in  Wuili(S)- 
keit  nicht  immer  zutrifft  Das  ist  mit 
Sicherheit  nur  danu  der  Fall,  wenn  das  An- 
gebot der  betreffenden  Ware  eiubettlich  und 
leicht  zu  Übersehen  ist  Dann  können  Prei^- 
Verabredungen  der  Verkäufer  allerdings  deu 
Preis  um  den  vollen  Betrag  des  Zolles  Qb«T 
dem  Weltmarktpreise  halten,  und  Kartelk' 
und  Trusts  sind  tatsächlich  leichter  iu 
BchutzzÖllnerischen  Ländern  durchzufühioi 
als  in  freihändlerischen.  Das  gleiche  bum 
eintreten,  wenn  die  Zahl  der  inländischen 
Produzenten  gering  oder  das  zollgeschützte 
Gebiet  klein  ist 

Wenn  eine  monopolistische  Behenschonp 
des  Marktes  durch  die  Verkäufer  meht 
möglich  ist,  wird  aber  in  großen  Staaten 
trotz  des  Zollschutzes  immer  eine  gewiss« 
Konkiurenz  bestehen.  Namentlich  dann, 
wenn  der  größte  Teil  der  zoUgeschützteo 
Ware  im  Inlande  hervoi^bracht  wird, 
steht  durchaus  nicht  fest,  daß  der  Preis 
sich  um  den  ganzen  Betrag  des  Zoll» 
erhöht.  Das  ist  auch  dann  nicht  erwieeeo. 
wenn  der  Inlandspreis  um  den  Betng  des 
Zolles  über  dem  Weltmarirtspreise  steht 
Wenn  nämlich  ein  sehr  dringliches  aos- 
l&odisches  Angebot  ^er  schwachen  inttn- 
dischen  Nachmige  gegenübereteht,  so  kann 
der  ausländische  FroduzeDt  durch  deo  ZcU 
veranlaßt  werden,  mit  seuiem  ^r&se  her* 
abzugehen.  Das  war  z.  B.  vor  der  Anfr 
hebung  des  Identitätsnachweises  {tfß.  d.  Art) 
der  Fall  nach  einer  reichlichen  Ro^geaemte, 
wenn  der  russische  Bauer  verkaufen  moßte, 
in  Deutschland  aber  geringe  Nach&nge  voi^ 
banden  war.  Ebenso  kann  es  vorkonunea, 
daß  eine  Industrie  Auftifige  für  ein  Schatz- 
zotlland  bilhger  übernimmt  um  ihre  foost 
ungenügend  beschäftigteo  Werke  im  Qvtg 
zu  erbäten.   Wenn  auf  solche  Weise  eia 
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s-nutizdl  nicht  im  Inlande  preüsBteigenid, 
''läem  auf  den  Weltmarkt  preisdrOckend 
«ortit,  60  ist  das  nidit  bloB,  wie  man  Wü 
1,-meüit  hat,  Politik  der  Bosheit  Butens  des 
".iiBtzz^nerisclwa  Landes.  Der  Freisdrack 
al  dem  Weltmarkt  kann  tatsftchlich  hem- 
.i'-ud  aof  die  £onkurrenz  wirken,  kann 
T'jiüiidein,  dafi  nene  Fabriken  der  be- 
•j-'ffeodeD  Art  im  Aualande  errichtet  werden, 
tÄ.m  gegenüber  der  landwirtschaftlichen 
K'jokurreDz  neuer  LAader  dort  die  Besiede- 
>  iiig  nod  die  Ausdehnung  des  Getreide- 
Mjtö  Terlangsameo. 

Dei  Unterschied  der  Preise  kann  auch 
AolaA  geben,  daß  regelmäßig  das 
.-i-Qche  Produkt  im  Aiislande  zu  einem  er- 
'■'jüch  geringeren  Preise  als  im  Inlande 
i'wsetzt  wird.  Dieses  Verfahren  wird  da- 
iiii  gerechtfertigt,  dafi  die  Oeneralunkosten 
;iier  Uotemehmung  zunfichst  im  Preise 
■i:>^  gewissen  Menge  verkaufter  Produkte 
-r.«<tzt  werden  mfioten.  Gelinge  es.  Aber 
■ii-^  Menge  hinaus,  welche  der  geschützte 
inUadsmarkt  garantiere,  den  Absatz  zu 
'•,'iwn),  so  kOnue  der  Preis  für  dieaes  Plus 
■hne  Ansatz  für  die  Oeneralunkosten  be- 
•  faoet  werden.  Ein  solches  Verfahren  ist 
>ter  auch  bei  nicht  zoU^eschÜtzten  Waren 
uiglich,  namentli<^  bei  karteUierten  In- 
i'i.-tneeQ.  Es  ist  besonders  dann  höchst 
-denkUcb,  wenn  dadurch  Arbeitsbehelfe, 
K»h-  oder  Hilfsstoffe  der  Produktion  der 
«ulfadischen  Industrie  billiger  zugänglich 
.'■uiadit  werden  als  der  inländischen  (Koke, 
Walzeisen). 

Utinfü^  der  Schutzzölle  das  iuländiBche 
l'>->isniTeao  hoher  als  das  des  Weltmarktes, 
-  (Utstebt  die  wdtere  Frage,  ob  die  Preis- 
hwaabiMeo  im  Zolttnlonde  heftieer  sind 
<■  auf  dem  Weltmarkte.  Auch  diese 
'nee  ist  der  strenge  Freihändler  geneigt 
Ilde  «ateres  mit  Ja  zu  beantworten,  der 
■rr^üK  Schut^Unw  äe  zu  v^einen. 
latidchlidt  ist  auch  hier  keine  einheitlidie 
t'i»übevegung  voriuuiden,  da  die  Gesamt- 
■il-it  der  Verhältnisse  von  Angebot  und 
■V»difrage  verschieden  wirken,  verschieden 
'■•■r  allem,  je  nachdem  die  Gründe  der  Preis- 
<•  hvaDkungen  im  Auslande  oder  im  Inlande 
^^a.  Im  letzteren  Falle  werden  die 
'rei&ntihwankuogen  namentlich  dann  sehr 
tj-ttig  sein,  wenn  die  inländische  Kon- 
ViTKQi  eine  große  ist,  da  zu  den  Schwan- 
•  itijpD  des  Weltmarktpreises  noch  die 
''^vankungen  der  Spanoung  zwischen  In- 
-ut'Jspreia  mid  Weltmarktspreis  hinzutreten. 

i.  Krhik  und  WOrdl^rniiip  der  Frei- 
biadelstelir«  ind  des  Von  vornherein 
• '  zuzugeben,  daß  ganz  allgemein  und  rein 
lutKhutUch  betrachtet  me  oben  ange- 
i  ilirteo  für  Freihandel  sprechenden  Gründe 
r-litig  sind.  Es  fragt  äch  nur,  welche 
i^deutuog  das  hat  Se  sind  richtig,  wenn 


man  die  Menschheit  als  ein  Ganzes  be- 
trachtet, innerhalb  dessen  der  frme  Yer^ 
kehr  die  hOohsbnfigliche  Arbeitstolung^  Pro- 
duktion und  Kaplfiübildane^  herbeiführt  Was 
den  letzteren  Punkt  betrifft,  so  ist  er  in 
der  Oiskusmon  neuerdings  stark  zurflokge- 
treten,  da  die  Erfahrung  zeigt,  daß.  die  &ar 
pitalbUdung  ohnehin  so  rasch  erfolgt,  daß 
man  sich  inrer  Verlangsamung  wegen  nicdit 
zu  beunruhigen  braucht. 

Im  übrigen  aber  ist  zu  bemerken :  Auch 
wenn  die  Freihaodelslehre  für  die  Mensch- 
heit als  Ganzes  genommen  richtig  ist,  so 
ist  eben  doch  die  Menschheit  kein  einheit- 
liches Ganze.  Sie  zerfällt  in  staatlich  ge- 
ordnete und  zusammengehaltene  Volker  mit 
individueller  Existenz.  Vom  wirtschafts- 
politischen Standpunkt  ai^  ist  aber  keines- 
wegs erwiesen,  daß  ganz  freier  Verkehr 
,  auch  vom  nationalen  Standpunkt  Jedes  ein- 
zelnen Volkes  aus  das  zweckmäßigste  sei. 
Solange  es  gesonderte  Volkerindividualitäten 
gibt,  ist  es  auch  natürlich,  daß  sie  ihre 
wirtschaftliche  und  damit  überhaupt  ihre 
Existenz  gegen  den  Wettbewerb  ihnen  etwa 
wirtschaftlich  überl^ener  VOlker  selbst  mit 
Opfern  zu  erhalten  suchen.  Auch  vom  kos- 
mopolitischen Gesichtspunkt  wäre  das  nur 
dann  unbedingt  unberechtigt,  wenn  fest- 
stände, daß  die  wirtschaftlich  überlegene 
Volker  überhaupt  die  tüchtigeren  und  besse- 
ren ,  wenn  die  wirtschafthchen  Tugenden 
allein  die  entscheidenden  für  den  Fortec^ritt 
der  Menschheit  wären.  Nun  verlangt  aller- 
dings auch  der  strenge  Freihändler  nicht, 
daß  die  wirtschaftlich  weniger  leistongs- 
&higea  und  von  der  Natur  weniger  be- 
gOnstigten  Volker  deshalb  zu^unde  gdien 
sollen.  Bicardo  hat  die  Thecoie  („der  vor- 
hältnismäBigen  Frodnktioiukosten")  aufge- 
stellt: selbst  wenn  ein  Land  im  Vergleich 
mit  einem  anderen  durchweg  ungünstigere 
Froduktionsbedingungen  hätte,  so  würde  es 
bei  freiem  Verkehr  doch  fortftüiren,  dahin 
zu  exportieren.  Das  begünstigte  Land  würde 
sich  ganz  der  Erzeugung  der  Produkte  zu- 
wenden, welche  es  vergleichsweise  am  vor- 
teilhaftesten hervorbringen  kOnnte,  andere 
Dinge  aber  aus  dem  anderen  Lande  be- 
ziehen, obgleich  es  an  sich  sie  selbst  billiger 
herstellen  konnte.  M^Uch  werde  dies  da- 
durch, daß  in  dem  ungünstiger  gelegenen 
Lande  anfänglich  die  Einfuhren  bü  bezahlt 
werden,  dadurch  das  Geld  selten  wird  und 
im  Werte  stei^,  mithin  die  Preise  der 
Waren  fallen^  bis  diese  ausfuhrfähig  werden. 
Gegenüber  dieser  Theorie  ist  mit  Recht  der 
Einwand  erhoben,  daß  sie  nicht  berück- 
sichtigt, mit  wie  schweren  Leiden  diese 
Anpassung  des  Geldwertes  und  der  Preise 
in  dem  ungünstiger  getanen  Lande  ver^ 
bunden  sein  müßte. 

Innerbalb  des  gleichen  Staatsgebietes 
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werden  bei  Verschiedenheit  der  Froduktions- 
bedinguDgen  zwischen  den  Terschiedeoen 
I^deateuen  Kapitalien  und  BeTJJlkemng 
sich  verschieben,  sich  noch  den  günstigeren 
G^enden  hinziehen.  Ffir  den  Staat  als 
Ganzes  entsteht  kein  Verlust  Für  die  be- 
troffenen Landesteile  kann  der  Staat  durch 
mancherlei  UaBr^^eln  den  Uebergane  mildern. 
Anders  im  internationalen  Verkehr.  Zwischen 
verschiedenen  Indern  tritt  eine  Verschie- 
bnn^  nur  mühsam  ein.  Treten  hoher  und 
weniger  leistungsßUiige  Volker  in  freien 
Yertcefar,  so  entsteht  oei  letzteren  die  Qe- 
fohr,  daß  sie  dauernd  in  wirtschaftlicher 
Abh&ngigk»t  gehalten  werden,  daß  eine 
wadisenoe  BerOlkening  nicht  genügende  Be- 
sdiftfdgnng  finde,  daß  ihre  Lebcmshaltung 
immer  liefer  herabgedrückt  werde,  wovon 
lijand  ein  klares  Bespiel  bietet,  ehe  seine 
Bevölkerung  dem  wirtschafÜicnen  Drucke 
auswich  und  in  Massen  auswanderte  (vor^ 
treffliche  Ausführungen  hierüber  Lexis). 
Ein  solcher  Bflckgang  eines  Volkes  steht 
aber  im  Widerspruch  mit  dem  natürlichen 
Streben  nach  nationaler  Selbsterhaltung. 

Daß  wirtschaftlich  leistungsfähige 
Völker  dauernd  auch  nicht  durch  Schutz- 
zölle gehalten  werden  kOnnen,  sondern  durch 
den  internationalen  Verkehr  immer  weiter 
herabgedrückt  werden  müssen,  ist  freilich 
unzweifelhaft.  Aller  Schutz  ist  wirkungs- 
los, wenn  er  nur  eine  Prämie  tür  Indolenz 
und  Stillstand  ist  oder  nm:  der  Bereicherung 
Einzelner  dient. 

Bichtig  ist  es  auch,  wenn  die  Freihandels- 
lehre betont,  daß  nicht  alles  injedem  Lande 
hervoigebradit  werden  kann,  wo  die  natür- 
lichen Existenzbedingimgen  fehlen,  kOnnen 
Naturprodukte  auch  unter  dem  Schutze  hoher 
Zölle  nicht  hervorgebracht  werden.  Aber 
dieses  Argument  ist  in  seinen  Konsequenzen 
doch  nicht  unbedingt  freihändlerisch.  Gerade 
weil  ein  Staat  —  es  sei  denn  ein  durch 
alle  Klimata  sich  erstreckendes  Weltreich  — 
mit  manchen  Bedürfnissen  auf  die  Einfuhr 
angewiesen  ist,  entsteht  die  Frage,  womit 
die  Einfuhr  bezahlt  werden  soll.  Das  Streben 
erscheint  durchaas  verständlich,  die  Einfuhr 
in  einer  Form  zu  bezahlen,  welche  für  das 
nationale  Wirtschaftsleben  die  vorteilhafteste 
ist  und  welche  die  AnsaÜtzung  der  natio- 
nalen PioduktionskrSfte  am  braten  ermGg> 
licht  Je  mnseitiger  die  Ausfuhr  eines  Lan- 
des nur  aus  Naturprodukten  besteht,  um  so 
sttikeren  Schwaokunfsen  ist  sie  auE^setzt, 
je  nach  der  ausländischen  Nachfrage  oder 
nach  dem  Austen  der  einheimisdien  Ernten. 
Je  mannigMtiger  die  Produktion  und  damit 
die  Ausfuhr  entwickelt  ist,  um  so  gleich- 
mäßiger wird  auch  der  auswärtige  Handel 
sich  entwickeln.  Daher  schon  aus  diesem 
Grunde  das  Streben  von  Agrikulturstaaten, 
die  Industrie  auszubilden,  wozu  der  Schutz 


von  ErziehiuigszOUen  als  der  gaogbarete 
W^  ersdieint  Auch  eine  Anzahl  von  frei- 
händlerischen Autoritäten,  wie  John  Stuart 
Mill  und  M,  Chevalier,  erkennen  ao,  daft 
Erziehungszolle  zur  Heranbildung  von  ge- 
werblicher Tfifigkmt  unt^  Umständen  be- 
rechtigt sein  kOnnen.  Die  Sdiwieri^Düt 
eigibt  sich  freilich  bei  solchen  ZOUen.  daß 
nach  erreichter  Ausbildung  der  betr.  In- 
dustrie der  rechte  Moment  gefunden  werde, 
den  Zollschutz  zu  ermäßigen  und  aufzu- 
heben. Bei  hohen  Schutzzonen  und  dadurch 
bewirkter  großer  Erhöhung  des  intändisoben 
Freisniveaus  wird  auch  die  gewünschte  Vii^ 
kuttg  der  Ausfuhr  geweffuicher  Fndidae 
nur  schwer  erreicht  werden.  Um  sololie 
allgemeine  Preiserhöhung  zu  vermaden,  hat 
man  wolü  vorgeschlagen,  der  zu  begünstigen- 
den Industrie  lieber  Produktionspiftmiea  la 

fBwähren.  Das  mag  namentUCa  dann  der 
all  Bffin,  wenn  ein  Produktionszwag  gp- 
schützt  werden  soll,  der  doch  nur  einen 
kleinen  Teil  des  inländischen  Bedarfes  decken 
kann.  Das  Merkantilsystem  hat  von  diesem 
Mittel  häufig  Gebrauch  gemacht,  während 
es  heute  selten  vorkommt  (Gewährung 
von  Produktionsprämien  an  die  Zuckerpro^ 
duzenten  in  Louisiana  bei  Aufhebung  der 
Zuckerzölle  durch  den  McKinley-Tarif.) 

Darin  liegt  unzweifelhaft  ein  erliebÜche» 
Bedenken  gegenüber  dem  S.,  daß  es  die 
Exportfähigkeit  hemmen  kann,  nicht  b)o& 
der  Erzeugnisse  des  geschützten  Produktions- 
zweiges, sondern  auch  anderer  Waren,  deren 
Produktionskosten  durch  den  Schutz  erhöht 
werden,  bei  Zöllen  auf  Lebensmittel  don:h 
Erhöhung  der  Löhne,  bei  ZOUen  auf  andere 
Waren  durch  Verteuerung  der  Stoffe,  welche 
andere  Industrieen  brauchen.  Daher  werden 
wichtige  gewerbliche  Rohstoffe  in  neooer 
Zeit  auch  in  schutzzöllneriscfaen  liuideni 
regelmäßig  frei  zn^pelassen.  Schwieri^eiteo 
entstehen  aber  bei  Balbbbrikaten,  wie  z.  B. 
Garn.  Die  Spinner  verlangen  Zollschotz. 
Damit  wird  aber  den  Webern  die  Produktion 
verteuert.  Soweit  sie  auf  dem  inländisches 
Markt  verkaufen,  hilft  man  durch  ent- 
sprechende Erhöhung  des  Zolles  auf  Ge- 
webe. Soweit  aber  für  den  Export  ge- 
arbeitet wird,  tritt  entweder  eine  ßrechwe- 
rung  ffir  den  Weber  ein,  oder  man  hilft 
dural  Bfickvergütung  des  in  der  Ware 
steckenden  Zolles{vgL  Art .  Auafuhrfn^Diefr. 
Jedenfalls  aber  ergeben  sich  bei  altoondneaa 
Schutz  aller  Produktionscweige  hier  orheb* 
liehe  Schwierigkeiten  aus  dem  Konflikt  der 
Interessen  der  verschieden«!  Produktions- 
zweige. 

Wenn  der  Freihändler  dem  Schutnoll 
die  Verteuerung  des  Lebens  vorwirft,  na- 
mentlich der  unteren  Klassen,  so  behaopttl 
der  Schutzzollner,  daß  das  mehr  als  aoi- 
gewogen  werde  dim^  die  größere  Oletcb- 
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sdA^üt  der  BeschAftiguug  und  Mannig- 
idtigkeit  der  Arbeit^l^nheit.  Er  vei^ 
reat  auf  die  grOßere  Bedeutung  des  Bionen- 
marktes  ^geuQber  dem  intematioDalen 
Verkehr.  Habe  man  es  nur  mit  dem  In- 
landsbedarf XU  tun,  so  sei  die  Froduktioa 
jemgeren  Schwankungen  ausgesetzt,  als 
vniD  sie  dem  Rücksch£ig  jeder  Störung  auf 
ii^mi  einem  entfernten  Markte  ausgesetzt 
itä.  OewiB  kann  der  Schutzzoll  die  gleich- 
nüSige  Sidi^img  der  Arbeitsgelegenheit 
.,1^  intematiooate  Störungen  bis  zu  einem 
^wissen  Grade  herbeiführen,  namentlich 
m  «JEioD  bevSlkerten,  neuen  Ländern.  In 
•ü<^t  bevAlkerten  Ltodem  steht  dem  aber 
■,'^DQber  die  ünentbehrlichkeit  des  aus- 
värti^  Verkehrs,  die  Notwendigkeit,  Lebens- 
mittel und  Rohstoflie  einzuführen,  die  mit 
l>2»ignissen  der  heimischen  Produktioa  be- 
fahlt werden  mftssen,  eine  Notwendigkeit, 
3^  welche  sich  aur  eine  ganz  utopische 
Vot^teUun^weise  hinwegsetzen  kann. 

$.  TatuchUche  WirknoKOii  von  Frei- 
ludd  und  SchntaroU.  FQr  die  Wirk- 
iii-hkeit  imd  die  praktische  Politik  sind  die 
rbeoreitiBChen  £rörteran^n  Aber  Freihandel 
■iDd  Sditttzzoll  nicht  von  groBer  Bedeutung 
gewesen.  Vor  allem  besteht  in  Wirklich- 
knt  nie  jene  Tabula  rasa,  toh  der  nament- 
'jäi  die  freih&adleriBchen  Argumentationen 
in^hen,  sondern  eine  bestimmte  mit  den 
-.ijmandenen  VerkehrBzustAndea  und  OfFent- 
IkIko  ESnrichtungen  zusammeoh&ngende 
"t^aniwtion  der  Produktion  und  ein  be- 
^timiotM  hericGmmliches  PreisniTeau.  Und 
9  bandelt  sich  in  Wahrheit  darum,  ob  in 
iKreitR  bestehende  Yerh&ltnisse  eingegriffen 
•«den  soll  oder  nicht  durch  Verminderung 
•J^  durch  Erhaltung  oder  Vermehrung  des 
intG^enden  Schutzes.  Ein  exakt  wissen- 
».Iiifllich  b^fründetes  Urteil  Aber  die  Wir- 
kongcn  TOD  Freihaadel  und  Schutzzoll  ist 
^  mit  den  ObUchen  allgemeinen  Er- 
'rtmtngen  überiiaupt  nicht  zu  gewinnen, 
i^ndOTi  nur  darch  sorgfältige  Einzelunter- 
.'»-huogen,  welche  ebenso  sehr  den  Grad 
•1er  allgemeinen  wirtschaftlichen  Entwicke- 
'ime  dts  betr.  Volkes  wie  die  technischeo 
ima  sozialen  Grundlagen  des  betr.  Froduk- 
tioanvciges  in  Betracht  ziehen.  Vor  allem 
>>i  nie  aofier  acht  zu  lassen,  daß  unter  den 
^Uoeeo  die  Preise  und  die  ganze  wirt- 
■lafüicbe  Ebtwickelung  bestimmenden  Mo- 
-opjrta»  der  Schutzzoll  immer  nur  eines  und 
ft  nicht  daa  wichtigste  ist.  In  einer  Rich- 
'u:^  entsteht  jedenfalls  mehr  und  mehr 
l  •■ternnstimmung  in  der  wissenschaftlichen 
yiviiumog,  daä  die  Wirkungen  in  keinem 
80  bedeutend  sind  und  daß  die  Ge- 
-wtlenlwickelnDg  eines  Volkes  durc^  S. 
*I*r  fteihandel  viel  weniger  beeinfluBt 
all  man  oft  axd  beiden  Seiten  be- 
uniiet  hat 


Tatsächlich  ist  nur  Großbrifannien  zum 
vollen  Freihandel  übergegangen.  Kein  an- 
derer Kulturstaat  hat  den  Freihandel  ganz 
rein  durchgeführt,  und  wie  im  Art  „Handels- 
politik*' gezeigt  wurde,  ist  der  aJlgemeinen 
Bewegung  in  der  Richtung  des  freien 
Handels  zu  Anfang  der  60er  Jahre  etwa 
15  Jahre  später  eine  ebenso  allgemeine 
Rückkehr  zu  ausgedehnterem  Zollschutze 
gefolgt  Allerdings  sind  die  Zollschranken 
zwischen  den  meisten  Ländera  nicht  an- 
nähernd so  hoch,  wie  sie  im  18.  Jahrh. 
waren.  "Wenn  man  von  Rußland  und  von 
den  Vereinigten  Staaten  absieht,  kommen 
Schutzzölle  von  mehr  als  20*/o  des  Wertes 
der  geschützten  Ware  fast  nur  noch  bei  land- 
wirtschaftücheu  Zöllen  vor,  und  die  eigent- 
lichen Prohibitionen  zu  offen  ausgesprochenen 
Schutzzwecken  sind  verschwunden. 

Wenn  man  in  England  das  große  An- 
wachsen des  Außenhandels  seit  einem  halben 
Jahrhundert  gern  dem  Freihandel  zuschreibt, 
so  werden  dabei  die  zahlreichen  auderen 
Faktoren  ganz  außer  Augen  gelassen,  wel> 
che  dabei  mitgewirkt  haben :  die  Fortschritte 
der  Technik,  des  Verkehrs,  die  Goldent- 
deckungen usw.  Und  vor  allem  wird  dabei 
gar  nicht  berücksichtigt,  daß  diese  nngeh 
heure  Zunahme  in  ganz  Unlieber  Weise 
fiberall  vor  sich  gegangen  ist,  dnerlei  ob 
in  den  tetreffenden  Ländern  eine  mehr  frei- 
händlerische oder  mehr  schutzzöilnerische 
Richtung  bestanden  hat. 

Wenn  aber  andere  LAnder  so  dringend 
aufgefordert  wurden,  dem  Beispiele  Eogmnds 
zu  folgen,  so  wurde  dabei  weiter  Übersehen, 
daß  in  England  doch  auch  bedenkliche 
Folgen  des  Freihandels  klar  zutage  ge- 
treten sind,  indem  die  landwirtsch^üchen 
den  gewerblichen  Interessen  hintangesetzt 
sind.  Der  starke  Rückgang  des  Getreide- 
baues und  der  ländlichen  BevOlkeruog  Eng- 
lands ist  kein  verlockendes  VorbiM  für 
Länder,  welche  sich  in  einer  weniger  ge- 
schützten gec^raphischen  Lage  befinden. 
Es  wird  femer  übersehen ,  welchen  ge- 
waltigen Vorsprung  der  gewerblichen  Ent- 
wickelung  England  besaß,  als  es  zum  Frei- 
handel Überging.  Ein  Industriestaat  ist 
England  geworden  unter  dem  S.  Und  selbst 
wenn  es  wahr  wäre  (und  so  weit  es  wahr 
ist),  daß  der  Fi-eihandel  der  Grund  zu  Eng- 
lands wirtschaftiicher  GrOße  ist,  so  würde 
das  wesentlich  daran  gelegen  haben,  daß 
England  der  einzige  große  freie  Markt  war. 
Andere  Länder,  die  seinem  Beispiel  folgten, 
würden  den  Verkehr  nicht  entsprechend 
anziehen.  Je  allgemeiner  der  Freihandel, 
um  so  geringer  seine  wirklichen  oder  ver- 
meintlichen Vorteile.  Daß  Schutzzölle  als 
Erziehungszölle  häufig  recht  wirksam  ge- 
wesen sind,  zeigt  die  Wirtschaftsgeschicfite 
|in  zahlreichen  tlUlen.  Es  genfige,  an  das 
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aufhllende  Beispiel  der  fiatfaltung  der 
großea  amerikanischen  SeideniDdustrie  zu 
oiDnem,  die  unter  dem  Schutze  der  hohen 
Fmanzzinie  auf  Seideowaren  eotstaodeu  ist 
Auch  fflr  Deutschland  kann  zum  min- 
desten das  nicht  geleugnet  werden,  daß  der 
Tarif  von  1879  mit  seinen  mäßigen  in- 
dustrielien  Schutzzöllen  gefolgt  gewesen  ist 
von  einer  grofiea  Gntwickelung  der  Industrie 
und  der  Ausfuhr  von  fV^rikaten.  ünd  wenn 
Ton  freihändlerischer  Seite  vielfach  be- 
hauptet wird,  daß  die  Industrie  solchen 
Schutz  nicht  gebraucht  hfitte,  so  zei^n  die 
Tatsachen  doch  auch,  daß  die  unheilvollen 
'Wirkungen,  die  dem  Schutzzoll  nachg^agt 
werden,  auch  ausgeblieben  sind.  Wie  der 
Schutzzöllner  geneigt  ist,  den  Nutzen  des 
staatlichen  £ingrifie8  zu  flberscbätzen,  so 
fibertreibt  der  FrEähftndler  seine  Schftd- 
lichkeit 

Das  zeigen  auch  die  zahlenmäßigen 
Untersuchungen.  Nach  einer  Zusammen- 
stellung von  AlEr.  Weber  betrag  die  deutsche 
Ausfuhr 

1890  1900 
HtU.  H.     HUI.  H. 


Nach  Ländern  des  Frei- 
handels oder  reiner 
Finanzzillle 

regulären  SchntzEolles 

Hodischntuolles 

dieselben  ohne  die  Verein. 
Staaten 


1316  1902 
103«  1556 
928  1135 
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Die  Ausfuhr  nach  geschützten  Ländern 
hat  also  1890:  47,4  ".'o,  1900  :  49,10/0  der 
absolut  stark  gewachsenen  Ausfuhr  be- 
tragen, wenn  wir  von  den  Vereinigten 
Staaten  absehen. 

Ebenso  ist  in  dieser  Zeit  der  Anteil  der 
englischen  Ausfuhr  nach  „geschützten  Län- 
dern und  Kolonieen"  von  84  auf  3S*'/o  ge- 
stiegen^ wenn  man  die  Vereinigten  Staaten 
nicht  einschließt. 

Xlteratur:  Mit  der  Erortenmg  von  SchuUtoll 
und  Freihandel  bctchäftigen  tich  alle  wichtigeren 
Lehrbücher  und  ^iteme  der  Votk»wtrüeh<^fl,  die 
hier  nicht  at^ftuMähUn  tind.  Von  ^rgot  in» 
zu  lÄat  und  Careyi  i*t  diete  geradän  der 
MUtetpmttt  der  Untertuekungen.  —  Vgl.  die 
Literatur  tu  den  Artt.  „Handelepolitik"  (nameiU 
lieh  die  Veröffentlichungen  des  Ver.  /.  SotialpoL), 
„Handeltbifam",  „Bandeltverträge"  u#ir.  — 
Außerdem  Michel  Chevalier ,  Examen  du 
»ytUm«  commrrcial  eonnu  toue  le  nom  de  tytthne 
proteeteur,  1852.  —  Jnl.  Lehr,  SchutzzoU  und 
Freikandel,  1877.  —  Henry  Fnuw«,  Free 
trade  and  proteetioH,  An  inqmri/  tnto  the  caueee 
whieh  have  retarded  the  genvral  adoption  o/  free 
trade  eince  it»  introduction  inlo  Ea^nd,  1878 
fawh  deutteh  von  Pa»»ow,  1878).  —  J.  Prtnee- 
SmUhf  Gesammette  Sehriflen,  Bd.  II  u.  III, 
1879180.  —  G,  SchmoUer,  Referat  zu  den  Ver- 
handlungen de'  Vereine  für  SoHalpotitil:  am  £1. 
«. SS.JIV.  1879,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialpol.,  Bd.  XVI, 
1879.— Roscher,  Sylt.,  Bd. III, §1 34 fg. (l.Auß.). 


—  Simon  y.  Fatten.  The  economic  baei»  of 
proUeUon,  1890.  —  M".  Lexi»  bei  SckÖnberg. 
Bd.  II,  f,  S.  816 fg.  —  Jtertelbe,  Arn.  „HanMe- 
politik"  und  „Schutteyetem",  ff.  d.  St.,  Bd.  IV, 
S.  lOSifg.  und  Bd.  VI,  S.  688fg.  —  W.  O. 
Sumner,  Art.  „Liberte  des  iehamgee",  Jomt. 
IHct.  d'Economie  poliUgue,  T.  II,  p.  US  fg., 
189£.  —  C  Fi  BaMtabt€f  The  ammuret  of 
nation»,  189S.  —  0er>eU#,  The  tkemy  üutf 
national  trade,  £.  A^,  1897.  —  F.  W.  Tntuilk. 
7^  Tar^  Hietor;/  tff  the  United  State»,  I89i. 

—  K.  Oldenbera,  ßetitsehland  alt  /«rfotlnr- 
glaat,  1897.  —  O.  ArmUajfe-StnUh,  The  free 
trade  movement  and  iU  reeuU»,  1898.  —  G.  Ovlbtt, 
System  der  A'ationaiSkonomie,  Bd.  Iii,  S.  ptSfg.. 
1898.  —  K.  Dietzel  f  tteltwirleeht^ft  und 
Volkeieirtichf^ ,  1900.  —  Brentano,  Die 
Sckreeken  da  iiberteiegenden  InduHrieetaata  imd 
da«  Freihandeleargument,  1901.  —  K.  Hetfferiek, 
ffandeltpolitil;  190L  —  Ad.  Wagner,  Agrar^ 
und  Induetrieslaat,  9.  A«^.,  290t.  ~  L.  JVJU«^ 
Detittehland  am  Seheidevege.  190S  (daam  Aif\r. 
Weber  im  Jahrb.  f.  Ge».,  Vrrw.  u.  VoUcm. 
1903IS).  —  G.  SehmotUr ,  Grundriß  der  aU- 
gemeinen  VotktwirtsehafitleAre,  Bd.  II,  S.  SS8/y^ 
1904.  —  W.  jr.  Aehley ,  The  Tariff  PrxMem, 
1904.  —  W.  Cunningham,  Ute  riee  omd 
decUne  of  the  Free  Trade  Movement,  1904.  — 
tT.  A.  Hobaon,  International  TVade,  1904-  — 
W.  Smart,  The  retum  to  protection,  190^.  — 
J.  M^tne,  Die  BOekkehr  tur  SehotU,  19«S. 

Kart  MtUkgen, 


SchntswaldiiBgeii. 

S.  oder  Schatzp^der  im  weiterai  Sue 
den  solche  Waldungen  geaaunt,  welche  flir  4u 
öffentliche  Wohl  iKdeotong  babeo.  Der  An- 
druck kann  subjektiv  nnd  objektiv  gewHnBCB 
werden.  Die  S.  liefern  einerseits  Schatz  gern 

fewisse  nachteilige  EinfiäRse,  anderKiu  be- 
Qrfen  sie  im  Sff'entlichen  Interesse  des  Scbnties 
darch  die  Staatsgewalt.  Im  engeren  Sinne  sind 
S.  solche  Waldgrnndsttlcke,  welche  lum  Scbatie 
öffentlicher  Interessen  gegen  Gefahren  dieua 
(Danckelmann).  Welcher  An  diese  Gefahren  sind, 
wird  in  Wissenschaft  nnd  Oesetsgebtuig  TciaeUe* 
den  beantwortet.  Die  OsteneieoiMte  GeMta»* 
bnng  unterscheidet  ab  Schutzwald  einen  Wim, 
welcher  hinter-  oder  nnterli^nde«  Gelilde 
gegen  Naturereignisse  verschiedener  Art  n 
schlitzen  bestimmt  ist,  alsSchonwalddafegea 
einen  solchen,  welcher  selbst  eines  besoiraena 
Schutzes  bedarf,  als  Bannwälder  e&dKch 
Waldungen,  welche  nach  ihren  beeondvea  Ver- 
hältnissen zn  benachbartem  Staats*  oder  Plim- 
gnt  oder  zn  Fen&dichkeiten  einer  besondcna 
Waldbehandlnng  nnterworfen  werd»,  wikraid 
dies  bei  Schntaw&ldem  allgemein  aw  der  Be- 
Bcbaflenfaeit  des  Standorts  nnd  der  Lsg«  renl- 
tiert.  Die  ElgentBmer  der  Schntzvrilder  haben 
fQr  die  ans  der  besonderen  Bewirtschaftung 
ergebenden  Wirtsch^ftaertchwemine  kdaeo  An- 
spruch aof  Entscbädignng,  wohl  aber  die  vm 
Bannwkldem.  Vgl  Art.  „Fontan-  ob«a  Bd.  I. 
S.  875.  JentKlL 
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lüdiwdmide  Sehnig  b.  StaatsBchulden. 


Seekendorff,  Teit  Ludwig  tob, 

^«b.  am  aOl/XIL  1629  xa  Henogenaorach  nnweit 
£rliBKea,  1656  Geheimer  Hof*  und  Kammerrat 
ind  1664  Kansler  zn  Gotha,  1682  Kanzler  der 
■SD  eegrOndeten  UniTersitfit  Halle,  srest.  da- 
«Ibft.  kanm  instalUert.  am  18./XII.  1^2. 

Im  III.  Teil  «eines  „Fftrstenstaates"  (s.  n.), 
t<r  TOD  den  Finansen  handelt,  scharf  nnter- 
«bcidend  sowohl  zwischen  Abgaben  and  Er- 
reibaeinkOnften  aU  zwischen  Ausgaben  fOr  den 
äd.  Beamtenstaat  und  kulturelle  Zwecke. 

AU  Suverthemtiker  verwirft  er  die  Kopf- 
ftttier.  aber  Tert^igt  Acdse  und  Yerbrancna- 
thf^ben.  Herkantiustischer  Verteidiger  der 
.Itofahrrerbote.  BefQrworter  der  Errichtung 
Tvn  Kinderhänsem  cor  Anfziehnng  von  Waisen 
od  Kindern  armer  Leute.  Bekämpfer  des 
Wuchers,  der  Monopole  und  des  Znnftzwanges. 

Von  seinen  Schnften  nennen  wir:  Tentscner 
:  irstenstaat ,  oder  grQndliche  und  kurtza  Be- 
■drfibong,  welcher  Gestalt  FQrstenthflmer,  und 
>  rafi-  und  Hmschaften  im  H1k>  Römischen 
MK-he  tentaeher  Nation,  wdche  Landes,  fUrst- 
^KAe  imd  hohe  obrigkeitliche  Begalia  haben,  von 
Kechts-  und  ISbUcherGewonheit  wegen  beschaffen 

n  MTB  pflegen,  3  Teile,  Gotha  1656; 

ilMselbe,  2.  Aufl.,  Frankfurt  a.  H.  1666;  dasselbe, 
\n±,  ebenda  1665;  dasselbe,  5.  Ann.,  ebenda 
i*^iti  'erlebte  insgesamt  9  Auflsigeu,  deren  letzte 
enchien);  Additionea  oder  Angaben  and 
Ennoerungen  zum  teotschen  Fürstenstaat,  Frank- 
lan  and  Gotha  1666.  —  Tentacher  Cbristenstaat, 
i'oa  1686;  dasselbe,  2.  o.  3.  Aufl ,  ebenda  1693 
■■"•1  1716.  —  Teutaebe  Reden,  Leipzig  1686. 


866-  xmi  Binnenfischerei. 

L  Begriff  nnd  Bedeutung  der 
Fischerei.  II-  Binnenfischerei.  1.  Be- 
unS  and  Einteilung;  Arten  der  Betriebe.  2. 
^ch^digungen.  8.  Pflege  und  Schutz.  4.  Be- 
rrctiügung  xnr  Austtbnng.  Begriff  des  Fischerei- 
rKhies.  6.  Das  geltende  Hecht  in  der  B.; 
rudtereivertrStfe.  III.  Seefischerei.  1.  Be- 
mff  raid  Bedeutung;  Arten  der  Betriebe. 
?  i^hldirnngen.  3.  Pflege  und  Schuta. 
l.  rierecbl&mur  aar  Ansttbung;  das  geltende 
i»M  der  &;  UschertirertiSge.  IV.  Statistik. 
*  ü.  b)  S. 

L  Kegitff  ud  BedentnBf  der  Fischerei. 

Tnter  ^'ischerei"  im  weitestea  Sinne 
t'  latefat  man  die  Erbeutung  ftU^  dem  Men- 
iVn  nutibaren  WasBertiere  nnd  -iiflanzeD. 
l^btT  spricht  man  auch  voa  einer  Seetange, 
"  b*amm-,  KortUenfincherei  u.  dgL  Ünter 

n  ;!70000  bekannten  Tierspeues  und  47  000 
Visi«rbevohDer*  unter  24700  Wirbeltier- 
'Ulfui  gehören  9000  Arten  den  Fischen  an, 
«ifcrJem  wohnen  noch  2200  Arten  im 
Vje«er.  Man  unterscheidet  B.,  im  Sflß- 
^  b!«^,  d.  h.  in  FluBlaafen,  Seeea  und  Teidien, 
-  iJ     im  Meete.  JSoe  gemiuere  B^ffe- 


beetimmuDg  der  verschiedenen  Fischerei« 
arten  s.  unten  sub  II  und  III, 

Die  Fischerei  bildete  neben  der  Jagd  eine 
Urbeschftf  tiguDg  des  Menschen.  Zum 
Unterschied  von  der  heute  noch  vielfach  der 
Erhohiug,  dem  Sport  gewidmeten  Jagd  hat 
sich  die  Fischerei  bald  vorwiegend  zu  einem 
Erwerbszweig,  einer  wichtigen,  im  Leben 
niedriger  Kulturvölker  oft  nahezu  einzigen, 
NahrungsqueUe  entwickelt 

In  der  Geschichte  und  Vorgeschichte 
hat  die  Fischerei  zahlreiche  bis  in  die  Zwischen' 
eiszeiten  des  Dilavinms  zurllckreichende  Sparen 
hinterlassen.  Fischereifande  (Spitzangeln,  Beile 
n.  dgl.)  aus  Gegenden,  welche  bereits  zur  Inter- 
glazialzeit  Inseln  waren  (Korsika,  Sizilien,  GroÜ- 
britannien  u.  a.  m.),  mit  bildlichen  Darstellungen 
auf  Knodien-  und  Steinwerkzeagen  bewiesen, 
dafi  der  Urmenseh  schon  eine  erhebliche  Fähige 
keit  besessen  haben  mufi,  sich  auf  dem  Meer  nnd 
Uber  dasselbe  mit  Fahrzeugen  zu  bewegea,  and 
mit  dem  Fischfaug  sehr  vertraut  gewesen  ist. 
In  der  jOngeren  Steinzeit  tritt  die  Fischerei  tmter 
veränderten  Bedingungen  and  mit  anderen  Ge- 
räten auf.  Charakteristisch  ist  nun  die  Knunm- 
angel  (der  Angelhaken)  für  die  stille  Fischerei. 
Alsdann  finden  sich  direkte  Uebergänge  znr 
Metallzeit,  doch  setzt  die  Verwendung  des  Eisens 
in  der  Fischerei  erst  ziemlich  spät  ein. 

Die  Natur  der  Sache,  d.  n.  die  Art  der 
Fangausöbang,  bedingte,  daß  die  Fiachereigeräte 
Gemeingut  aller  Völker  worden  und  nur  gering- 
fügige, aber  meist  bezeichnende  Besonderheiten 
nach  Ort  und  Zeit  zeigen.  Nennenswerte  Aende- 
rungen  in  Aussehen  und  Verwendungsweiae 
haben  die  im  Laufe  der  Zeit  jeweilig  einem  be- 
stimmten Zweck  angepaßten  Gerätschaften  — 
abgesehen  von  einer  vereinfachten  Herstellung 
durch  Maschinen  in  der  Neuzeit  —  nicht  er< 
litten.  Mau  versucht  erst  neuerdings,  bisher 
auf  bestimmte  Oertlichkeiten  beschränkt  ge- 
wesene und  als  zweckmäßig  erkannte  Fang- 
Torrichtongen  anch  an  andere  geeignete  Stellen 
zu  verpflanzen.  Zahlreich  smd  die  Bezie- 
hungen der  Fischerei  zur  Weltge- 
schichte und  der  Geschichte  geographischer 
£ntdeckun|fen. 

Dem  Fischfang  aaf  See  ist  die  Entdeckung 
von  Island  und  Grönland,  dem  Walfang  die 
Unternehmung  ausgedehnter  Eismeerreisen  zu 
danken ;  der  Heringsfang  in  der  westlichen  Ost- 
see war  die  Ursache  der  großen  von  Bürgern 
deutscher  Hansestädte  betriebenen  Schonen- 
märkte  nnd  bis  in  die  neueste  '6mt  hat  die  Fischerei 
einen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Welt- 

feschichte  gehabt  (Abtretung  der  Hälfte  von 
Etchalin  seiteiiB  Rnlllands  an  Japan  wegen  der 
ergiebigen  FischgrUnde  bei  der  Insel). 

Der  Wert  der  Fischerei  als  Kahrungs- 
iTuelle  beruht  u.  a.  auch  darin,  dafi  zur 
Emfthnmg  fflr  die  nutzbaren  Wassertiere 
vielbch  Chrganismen  dienen,  die  selbst  ander- 
weitig nicht  zu  verwerten  sind ;  sonach  stellt 
die  Fischerei  im  wesentlichen  die  Erbeu- 
tung eines  freien Naturgescfaenkes 
dar,  wenngleich  nicht  verkannt  werden  darf, 
daß  für  eine  rationelle  Fischwirtschaft  mit 
der  Verbesserung  der  Fangtechnik,  dem 
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Zurückgehen  des  Fischbestandes  an  vielen 
Orten  und  der  gesteigerten  Eonkurrenz  heute 
bereits  groSe  Kosten,  insbesondere  für 
dieWerbtingdes  Naturproduktes,  weniger 
für  dessen  Erzeugung,  aufgewendet  werden 
müssen. 

Fische  und  andere  Wassertiere  liefen) 
eine  nahrhafte,  gesunde  und  zumost  auch 
billige  Speise  mit  hohem  Fett-  und  Eiweiß- 
gehait.  Gewisse  f^scharten,  insbesondere 
aus  dem  Meere,  können  einen  Ersatz  für 
das  teuere  Fleisch  bilden  und  kommen  des- 
halb als  Nahrungsmittel  für  ftrmere  Bevülke- 
mngsschichten ,  ferner  bei  Massenverpfle- 
gungen (Armee  und  Marine,  Strafanstalten) 
in  Betracht  Auch  der  Konsum  der  (teureren) 
Süßwasserfische  in  Deutschland  ist  noch 
sehr  steigemngsffthig.  Der  Seefischkonsum 
beträgt  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Deutsch- 
land (nach  Duge)  allerdings  erst  6  kg  jähr- 
lich, eine  sehr  geringe  Zahl  im  Vergleich 
zu  anderen  Ländern.  Besonders  groß  ist 
der  Fischkonsnm  in  katholischen  Ländern. 

Wissenschaftliche  UntersnchangeQ  neuerer 
Zeit  (Lehmann-GüttingeQ,  Engelbrecht- 
Bischweiler)  haben  erireben.  daß  1  kg  Rindfleisch 
dieselbe  Menge  Eiweil^toff  (Protein)  eutbält  wie 
2  kg  Kabeljau  oder  1^6  kg  Schellfiscb,  während 
der  Fettgehalt  der  Fische  —  mit  Ansnahme 
des  sehr  fett-  and  eiweißreichen  Herings  — 
hinter  demjenigen  des  Fleisches  im  allgemeinen 
zorfkckbleibt  nnd  durch  Fettbeigabe  (iweck- 
mäBig  in  Gestalt  von  Speck)  bei  der  Zubereitung 
ersetzt  werden  mnJI.  Geräucherte  Seefische 
haben  meist  den  Reichen,  oft  einen  höheren 
Froteingehalt  als  Bindfleifich.  Vergleiche  der 
DarchschnittAprelBe  unter  Berücksichtigung  des 
NährstoSverhältnisses  im  einzelnen  Falle  ergeben, 
daß  frische  und  geräucherte  Seefische  erheblich 
—  bw  zu  66 "/o  —  billiger,  Süßwasserfische 
etwa  20%  teurer  als  Bmdfleisch  sind.  Die 
Verdaalicbkeit  des  Fischfleisches  —  mit  Aus- 
nahme der  leicht  verdaulichen  Bäncherfische  — 
ist  etwas  geringer  als  die  des  Bindfleisches,  die 
Qesamtananntstuig  hingegen  dieselbe.  Bei 
richtiger  Sorgfolt  nndZuMreitnng  sind  Sdimack- 
hafttj^eit  und  etwaige  Gefahren  einer  Qesund- 
heitsbeeinträchtigung  nicht  andere  als  beim 
Rindfleisch.  Auch  zur  Verpfleeung  von  Armee  nnd 
Marine  sowie  in  StrE^anstalten  sind  Seefische 
der  vorerwähnten  Eigenschaften  halber  besonders 
geeignet. 

Mit  der  Fischerei  ist  femer  eine  große  Zahl 
von  N e benbetrieben  (Verarbeitung  der 
Fischereiprodnkte  und  ihrer  Abfälle,  Transport 
der  Fische,  Herstellung  der  Fischereifahrzeuge, 
Fanggeräte  und  Verpackungsmaterialien,  Gro&- 
nnd  Kleinhandel  n.  a.  m.)  verknüpft,  so  daß  die 
Fischerei  einen  beträchtlichen  Teil  der 
Erwerbstätigkeit  eines  Volkes  bedingt. 

Ueberdies  liefert  die  Fischerbevfilkernng  einen 
besonders  seetÜchtigenHenschenscnlaff, 
ans  dem  sich  Kriegs-  nnd  Handelsmarine  treff- 
lich rekrutieren. 

Die  Hebung  des  Fischerstandes  nnd  die  Pflege 
der  Fischerei  kommt  demnach  dem  National- 
wohlatande  zugute. 


Ein  Gewerbe  im  Sinae  der  B«ieh>geweibe- 
ordnnng  6  BGew.-O.)  ist  die  Fischerei  ua  Dent- 
schea  Beich  nicht;  daher  bedarf  es  zum  Feil- 
bieten  selbstgewonnener  fischerdlic^  £rseag> 
nisse  keines  Wandergewerbesebein»  (S  59  Nr.  1 
R6ew.-0.);  den  Erzenniiasen  der  FtMhera  nid 
die  Wochenmärkte  geolhet  {§  66  St.  2  BOew.-0.,. 

IL  BinnenfiflchereL 

1.  Begriff  und  Einteilnng;  Artender 
Betriebe.  B.  ist  die  Fischerei  in  Strömen 
(Gräben,  Fließen,  B&cheo,  FlOsseo,  ancb 
künstlichen  "Wasserstraßen  wie  KaoSleni. 
Seeen  und  Teichen. 

Man  unterscheidet  eine  B.  in  natfirlidien 
Oewässem  (FlQssen,  Seeen)  —  die  natür- 
liche oder  wilde  B.  —  und  ^oe  solche 
in  künstlich  angel^ten,  ab^eschlossoien  Ge- 
wässern (Teichen)  —  die  künstliche 
oder  zahme  B. 

Beide  Begriffe  sind  nicht  scharf  rooein- 
ander  zu  trennen.  Zur  Ausübung  der 
Fischerei  in  natürlichen  Gewässern  r>edarf 
es  oft  sehr  künstlicher  Hilfsmittel;  aocb 
werden  natürliche  Gewässer  jetzt  viel&ch 
schon  ebenso  plimmäfiig  bewirtschaftet  wie 
künstlidie. 

DasProdukt  derB.  sind  Torwiegend  Fisch« 
als  Nahmngsmittel,  femer  Schnppen  Ton  Fischen 
zur  Herstellung  künstlicher  Ferien  (üecUäi 
oder  zierlicher  Blnmen  nsw.  (Bars);  Schwimm- 
blasen —  zur  Erzeugung  von  Leim  und  Gelee, 
zum  Klären  von  Wem,  zur  Seidenappretnr  and 
zur  Herstellung  englischen  Pflasters  iStfirarteo). 
Bogen  für  Kariar  (StCrarten,  dir.  Sößnaief- 
fische  wie  P15tze,  Zander,  Hecht),  Schaltierv. 
welche  Perlen  enthalten  oder  ab  3Ula- 
muscheln  Verwendung  finden,  sonstige  aiadere 
Wassertiere  z.  B.  Insekten  ala  K.9der  flLr 
Angel  n ,  femer  Wasserpflanzen ,  wie  Bohr 
znm  Decken  von  Hänsem,  zum  Verpataen 
von  Mauerwänden,  als  Streu,  zu  Federbaltam. 
Webspulen,  Viehfntter;  Binsen,  ebearall»  ab 
Fntter  oder  geflochten  zu  Pantoffeln,  al» 
Schwimmer  für  Netze  und  Angeln ;  Binsenmark 
ZOT  Herstellung  von  Kränzen;  BöttchersddJl 
zum  Dichten  von  Fässern,  als  Streu  und  Pack- 
stoff, zum  Mattenflechten;  Kalrauswunel  n 
Zahnpulver,  als  Konfekt  und  zu  Bädern;  Am- 
lenchtergewächae  nnd  Schachtelhalme,  wegoi 
ihrer  durch  Kalk  oder  Kieselsäure  herrowe* 
mfenea  Bauhigkett  als  Schenennatertal  für  Mf- 
tallgeßfie;  Wassernuß  als  Nahmngsmittel  und 
Schweinefutter;  div.  untergeunchte  Wes•e^ 
pflanzen  zu  Futter-  und  DQngezwecken  n.  a.  m. 

Das  wicbti^te  Produkt  sind  die  Fische. 
Man  unterschadet  sie,  a^geeeben  von  der 
zoologisch-systematischen  £intdlang^  in  der 
Fischerei  nach  verschiedenen  praktischen 
Gesichtspunkten.  So  stehoi  den  nwiscben 
Meer  und  Süßwasser  im  Laufe  eines  oder 
mehrra«r  Jahre  bin-  und  herwecbselDdai 
Wanderfischen  (Lachs,  Aal,  Schnäpel. 
Maifisch  u.  a.)  die  ihren  Platz  nur  wenig 
wechselnden  Standfische  (Karpfen, 
Zander,  Hecht  u.  a.)  gegenüber,  doch  legen 
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aucb  manche  innerhalb  eines  FluSlanles 
Ungrae  Wanderungen  znrflck  (Aland,  Quappe). 

JSne  ÜntOBcheidung  nach  dem  Autent- 
haltsorte in  SflßwasscT-,  Brackwasseiv  und 
Meereefbdie  ist  nicht  durdiführbar,  da  — 
at^eseben  von  den  Wandeifischen  —  viele 
Sttfiwasserarten  auch  im  Meere  leben  kAnnen 
und  umgekehrt 

Nach  der  Nahrung  unterschmdet  man 
fische,  velche  von  anderen  Eischen  leben 
ORaubfieche),  solche,  die  Kleintiere  d.  h. 
die  tieiischen  Organismen  dee  Plankton, 
des  Bodens  and  der  üferfauna  verzehren 
(Kleintierfresser),  und  solche,  die  von 
Pflanzennahniog  leben;  die  beiden  letztge- 
nannten Gruppen  faSt  man  auch  als  Fried- 
fiache  zusammen. 

Nach  der  Luchzeit  unterscheidet  man 
Sommer-  und  Winterlaicher.  Zu 
erstereo  gehören  u.  a.  Karpfen,  Schlei,  Hecht, 
Zander,  Bars,  zu  letzteren  die  Salmoniden 
wie  Ladis,  Forelle  (mit  Ausnahme  der  ameri- 
kanischen, im  Frühjahr  laichenden,  Regen- 
bogenforelle), Laibhng,  Aesche,  Stint,  die 
Cor^ouen  (Schnftpel,  Fetchen,  Maränen). 

Nach  der  Art  der  Eiablage  unterscheidet 
man  Fische,  die  freie,  und  solche,  die 
anklebende  £ier  ablegen.  Zu  ersteren 
gehören  z.  B.  die  Salmoniden  und  der  Hecht, 
zu  letzteren  Karpfen,  Schlei,  Zander,  Bars. 

Die  fließenden  Qewässer  teilt  man  je 
nach  dem  Vorwiegen  bestimmter  Fischarten 
nach  V.  der  Borne  ein  in 

«)  die  Region  der  Bachforelle: 
kldne  Bache  und  Flfisse  mit  starker  Str&- 
ZDung.  flachem  Wasser,  felsigem  und  steinigem 
Gruna; 

p)  die  Region  der  Aesche:  größere 
Kcfae  und  Flflsse  mit  starker  StrOmung, 
stesnigem  und  kiesigem  Grund; 

;>)  die  Region  der  Barbe:  grOfiere 
flfisse  mit  tieferem ,  schnellfliefiendem 
Wasser  auf  kiesigem  oder  steinigem,  teil- 
ve&se  auch  sandigem  bezw.  sohlammigem 
Grund: 

^  die  Region  des  Blei  (Brachsen): 
langsam  fUeßendegrGfiere  Flflsse  mit  weichem 
Orimd  und  bedeuienderer  Tiefe. 

In  längeren  Fltlssen  folgen  sich  in  der 
Begel  die  einzelnen  Regionen  von  der  Quelle 
zur  UOndung. 

Die  Seeen  unterscheidet  man  als 

a)  Bleige w&sser:  tiefe  Wasser  mit 
weichem  Grund; 

^  StiotgewässeriFlachlandseeenmit 
klarem  Wasser  und  viellächt  steinigem 
Onmd; 

7)  ÄaranengewftBser:  Seeen  von  be- 
deutender Tiefe. 

Neben  diesen  Charakterfiscben  kommen 
«tets  zahhreiche  andere,  für  die  einzelne 
Region  oft  nicht  minder  bezeichnende  Arten 
yor,  auch  g^ien  die  Regwnen  zumdst  all- 


mählich ineinander  über,  so  dafi  üdi  die 
Charakterfische  zweier  Rhenen  dann  neben- 
einander finden. 

Znm  Fange  der  SflQwasserfische  dienen 
uandierlei  Gerfttschaften.  hauptsächlich  aber 
Netze.  Han  nnteracbeidet  {gewöhnliche 
Garne,  welche  die  Fische  nicht  m  den  Maschen 
fongen,  sondern  sie  nur  znrfickhalten,  Kiemen- 
netze,  aus  feinem  haltbaren  Zwirn,  in  deren 
grollen  Maschen  die  Fische  beim  ZarQckscbltlpfen 
mit  den  Kiemen,  mit  Flossen  and  Schwanz 
hSngen  bleiben,  nnd  dreiwaudige  oder 
Ledderinifs  -  Xetze.  Letztere  enthalten 
zwischen  zwei  weitmaschigen  straffen  äußeren 
Netzwänden  ans  starkem  Garn  (den  Ledderingen) 
ein  engmaschiges  loses  „Blatt"  ans  feinem  Garn. 
Dieses  wird  von  dem  gegen  das  Netz  an- 
schwimmenden Fisch  als  Bentel  durch  die  grofien 
Haschen  der  Aultengame  hindnrcbgestoOoi  nad 
verwickelt  die  Fische.  Netze  mit  Stangen  znm 
Schieben.  Stoßen,  Ziehen  nennt  man  Hamen. 

Netze,  welche  ausgespannt,  gesenkt  nnd 
gehoben  werden,  faeiUen  Senk  netze  (z.  B.  die 
Lochwa^n),  keffeltSrmige,  am  äußeren  Umfang 
mit  Bleikugeln  beschwerte  nnd  aus  der  Hand 
nnd  TOD  emem  Hängebalhen  mit  einer  Leine 
geworfene  Metze  nennt  man  Wnrfnetze 

Ferner  spricht  man  Ton  Zug-  und  Stell- 
netzen. Zugnetse  haboi  einen  Sack  nud  erent. 
zwei  FlQgel;  sie  werden  Uber  den  Boden  dahin- 
gezogen. Stellnetze  werden  mit  beiden  Enden 
oder,  wenn  sie  der  Strömung  folgen  sollen,  nur 
an  einem  £nde  an  einem  eingerammten  Pfahl 
befestigt.  Treibnetze  treiben  frei  im 
Wasser  und  werden  in  der  B.  selten  be- 
nutzt. Sperrnetze  dienen  znr  Abspernmg 
von  Qevfäsaem.  Die  Sackfischerei  wird  mit 
kleinen  zylindrischen  oder  kegelförmigen  Fi  ach - 
Säcken  (Reusen)  mit  oder  ohne  FlDgel,  in 
welche  die  Fische  durch  eine  s«^.  Kehle  leicht 
hiueingehen,  aus  denen  sie  aber  schwer  heraas 
kommen,  oder  mit  grSßeren,  nach  Art  eines 
Labyrinthes  gebauten  Uarnrensen  (Bnnd- 
garnen)  betrieben.  Letztere  Konstrnktion  wird 
auch  aas  Pallisaden  hergestellt,  sog.  Fisch- 
zäune.  Rennen  ans  Holz.  Ruten,  Binsen,  Rohr 
oder  Draht  nennt  man  Rdrbe.  £ine  Reihe 
ziuammengestellter  Körbe  im  Strom  nennt  man 
Fischwehr.  Aalfänge  sind  Kästen  aus 
Latten,  durch  welche  das  Wasser  frei  hindurch- 
fältt,  während  die  Fische  auf  ihnen  znrQck- 
bleiben.  Lachs-  nnd  Forellenfänge  be- 
stehen ans  oben  nnd  nnten  abgesperrten,  fiacbea 
nnd  stark  dnrch«tt6mten  Holzgerinuen,  in  welche 
die  Fische  hiueinspriu^n,  an«  denen  sie  aber 
nicht  wieder  herausspringen  kOnnen.  Angeln 
sind  Haken  von  sehr  verschiedener  Stärke  nnd 
Form  mit  RSdem  an  Schntlren.  Die  gewerb* 
liebe  Angelfischerei  nennt  man  auch 
Leinenfiiiclierei.  Jede  Schnur  kann  einen 
oder  mehrere  Haken  besitzen.  Die  SchnQre 
sind  an  Stocken  oder,  wenn  sie  frei  im  Wasser 
liegen,  an  Schwimmern  (Pappen)  befestigt. 

Zn  erwähnen  ist  schließlich  noch  eine  Reihe 
verbotener  Fischereibetriebe.  Hierher  gehört 
das  Siechen  der  Fische  mit  Speeren  oder 
das  Anfspießen  mit  sog.  HSlgern  (Klgem), 
d.  h.  kammanigen  vielziukigen  ftiseu^it  denen 
der  Fischer  hlindlinRS  durch  den  Boden  der 
Gewisser  hinfährt  Die  Zahl  der  hiermit  w- 
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beutet«]  Btebt  in  keinem  Verhältnis  kq  der  Zahl 
der  verletzten  nnd  spftter  znsrninde  gehenden 
Fische.  In  Ge^nden  mit  sehr  armer  BcTSlkerong 
wird  unter  gewissen  Bedingungen  das  Fisch- 
stechen  xeitweise  gestattet.  Nor  von  Fiscfa- 
dieben  benatzt  wird  die  Fischschlinge. 
In  flachen  Oew&ssem  werden  Fische  znr  Laich- 
zeit anch  unbefagterweise  geschossen.  Zam 
Anlocken  der  Fische  wUirend  der  Nacht 
dient  der  Feuerschein  brennender  Lichter 
oder  Fackeln. 

Aufiodem  wird  der  Fischfang  Terbotener- 
weise  mit  einer  Anzahl  chemischer  Kittel 
betrieben,  wie  z.  B.  ungelöschter  Kalk,  Eokkels- 
kOmer  (die  das  FischHeisch  bitter  und  giftig 
machen],  DTnamit  Es  gibt  mehr  als  400  Arznei- 
pflanzen, die  Fischgifte  enthalten.  Schließlich 
wird  der  Fischfang  in  manchen  Gegenden  noch 
mit  der  bloßen  Hand  (z.  B.  anf  Forellen  oder 
beim  Tauchen)  oder  der  sog.  Patsche,  einer 
Art  Zange  mit  hölzernen  Handgriffen,  betrieben. 

Mit  dem  steigenden  Wert  der  Süßwasser- 
fische und  der  Abnahme  des  Fischbestandes 
in  fiieSeaden  Gewässern  ist  die  Eotwicke- 
lung  d^  zahmen  oder  künstlichen 
Fischerei  eng  verkn  üpft.  Ihr  wichtigstes 
Hilfsmittel  ist  die  kftDstHche  Fisch- 
zucht Diese  besteht  darin,  daß  man  die  Qe- 
schlecbtsprodukte  des  weiblichen  und  mfiun- 
Uchen  Fisches  (Eier  und  Milch)  den  Tieren 
abstreicht,  miteinander  in  Beiiihning  bringt 
und  dann  die  Eier  in  besonderen  Behftltem 
(BruttrOgen)  äch  entwickeln  läBt.  erste 
YerGffentlichnng  über  kflnstliche  Fischzucht 
rflhrt  aus  dem  Jahre  1763  von  Jacobi  aus 
Hohenhausen  bei  Detmold  her.  Praktische 
Bedeutung  gewann  die  künstliche  Fisch- 
zucht aber  erst,  nachdem  der  Franzose  Coste 
in  den  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrh.  die 
Aufm^ksamkett  weiterer  Kreise  auf  sie  ge- 
lenkt hatte  und  1852  die  erste  größere  An- 
lage für  die  Praxis  in  Höningen  im  Elsaß  ge- 
scliafFen  wurde.  Seit  der  Mitte  des  19.  Jahrh. 
hat  sich  dann  die  künstliche  Fischzucht  (die 
allerdings  auch  schon  vor  Zeiten  in  China 
bekannt  gewesen  sein  soll)  über  die  ganze 
Erde  verbreitet.  Mit  der  stetigen  Ver- 
besserung der  Technik  und  der  Zunahme 
biologischer  und  wissenschaftlicher  Er- 
fahningen  hat  sie  allmählich  einen  sehr 
hohen  Stand  erreicht.  Die  kOnstüche  Fisch- 
zucht ermöglicht  vor  allem  die  Fernhaltung 
der  natürlichen  Schädigungen  für  den  Laich, 
von  welchem  unter  natürlichen  Verhält- 
nissen nur  ein  sehr  geringer  Prozentsatz  zur 
Eutwickelung  kommt;  sie  ist  ein  bequemes 
Mittel,  um  Fische  als  Jugendformen  in 
andere  Gewässer  zu  verpflanzen  tmd  so 
eine  Art  internationalen  Austausches  der 
Fische  verschiedener  Länder  zu  ermöglichen. 
So  z.  B.  sind  der  Karpfen  von  Deutschland 
nach  Amerika,  die  Regenbogenforelle,  der 
amerikanische  Saibling ,  der  Binneolachs, 
der  Schwarzbarsch  u.  a.  m.  von  Amerika 
nach  Europa  verpflanzt  worden.  Der  west- 


lich der  Elbe  natürlicher  Weise  nur  veranzell 
vorkommende  Zander  wurde  vom  Os^ 
Deutschlands  in  den  Rhein,  und  insbesondere 
auch  in  den  Bodensee  gebracht  Die  C«^ 
gonen  gelangten  aus  den  tiefen  Seeon  Kord- 
deutschlands  nach  Süddeutschland,  und  der 
Lachszucht  ist  die  Wiederbevölkemng  der 
deutschen  Flüsse  mit  Lachsen  zu  danken 
(siehe  auch  unten  den  Abschnitt :  Mittel  cur 
Pflege  und  Hebung  der  Fischerei).  Die 
künstliche  Fischzucht  wird  heute  vor- 
wiegend bei  Salmoniden  angewandt,  ist  aber 
in  untereeordnetem  Maße  auch  schon  bei 
anderen  Fischen  (Zander,  Hedit,  Stör)  mit 
Erfolg  ausgeübt  worden. 

Auch  die  sog.  halbkünstliche  Zncfat  ist 
neuerdings  von  großer  Bedeutung  geworden, 
namentlich  für  die  Seeenbewirtscfaaftnng. 
Man  bereitet  den  Fischen  unter  Beachtung 
ihrer  natürlichen  Lebensgewohoheiteo  be- 
sonders gute  Laichplätze  und  läBt  die  läer 
abgelesen  Eiei  untw  Schutz  gegen  toftere 
Schädlichkeiten  in  besonderen  Behflitm 
(GazekästeUj  Brutti^^en  usw.)  sich  entwickda 
oder  man  bringt  die  durch  A^treichen  künst- 
lich gewonnenen  m&DDlichen  und  wdbÜcbcn 
GescElechtsprodukte  miteinaader  in  Berüb- 
nmg  und  überläßt  dann  die  befrucfatetro 
Eier  der  EntWickelung  auf  fibetsohwemmtn 
Wiesen,  in  Lachen  u.  dg].,  d.  h.  in  fiachem 
gut  durchgewärmtem  waaBer. 

Die  Teichwirtschaft  be^ift  in 
die  Bewirtschaftung  geschlossener  Oeviteer, 
die  zum  größten  Teile  küoHttich 
schaffen  sind. 

Teiche  im  engeren  Sinne  sind  abl&£bar< 
stehende  Gewässer;  die  Ablaflbarkeit  gewihn 
die  Htolicfakeit  der  Bewirtschaftong  (dnrefe 
Kontrolte  nnd  Begelnng  des  FischbestandM  nod 
zeitweilige  Behandlung  des  die  Fisdu^rnr 
größtenteils  produzierenden  üntergruDdes  aaea 
TrockenlegiingJ ;  sie  bedingt  demnach  die  grOfierr 
Ertragsfähigkeit 

Die  Teichwirtschaft  war  schon  vor  JahrhoB- 
derten  in  Ostasien,  nnd  auch  im  rOmifchei 
Kaiserreich  bekannt;  ans  den  Zufläeseo  des 
Schwarzen  Heeres  warde  der  Karpfen  nach  Italiea 
verpflanzt.  Im  Mittelalter  wurde  die  Teichvirt- 
Schaft  von  den  Ktfistem  snr  findelang  «ökt 
gnten  Fastenspeise  gepflegt 

Besonders  grofi  war  der  Anfschwing  der 
Teichwirtschaft  in  der  2.  Hälfte  dea  19  AktL, 
nachdem  man  zweckmäßige  Methoden  nr  Ei^ 
Zeugung  nnd  Anbncht  der  Brat  mil  die  bflst« 
Verwendnngsweise  geeigneter  raschwfichager 
Rassen  kennen  gelernt  and  begonnen  hatte, 
die  Prozesse  des  Waehstnnu  der  risdn  www 
ihre  Krankheiten  zu  erforschen  nnd  «Im  ntf»- 
nelle  Ffittenmgslehre  zn  besrOnden. 

Man  unterscheidet  in  der  Teichwirtschaft 
zwei  verschiedene,  einander  in  maaeheitei  Hin- 
sicht entgc^rengesetete,  mdatandi  regMaärge* 
trennte  Arten:  die  Karpfenteiehwlrt' 
Schaft  fllr  flache,  warne  und  stagmewil' 
ood  die  Forellen teich Wirtschaft  ttc 
tiefere,  ktthle  nnd  dnrehnrOmte  Tdcte.  Vi» 
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«if  Terschiedener  Lebensweise  bernhende  onter- 
Khiedliche  teicbwirtschaftliche  Bebandlnn^ 
beider  Fiscbarten  entflicht  der  Verscbiedeobeit 
ihrer  orBpräiigUcben  Heimat  im  Gebirge  und 
Fladüandu 

Die  Enengung  der  Forellen  (zn  denen  bier 
anDer  der  Bacbforelle  immer  die  amerikaniscbe 
Begeobogenforelle  nnd  der  amerikaniscbe  Bacb- 
«aibling  gerechnet  werden)  geeehiebt  mit  Hilfe 
der  »»cbildertwi  kQnstlichen  Fischzucht,  äob 
den  BrattrOgen  kommen  die  Fische  in  die  Bmt- 
teiche*  sjAter  in  die  Streck-  und  Abwachstoiche. 

Der  Anfschwnoe  der  Karpfenwirtschaft  voll- 
utg  sich  inerst  in  BOhmen  und  Qalizien.  Man 
lifit  die  Karpfen  nach  dem  sog.  Dnbisch-Ver- 
&bren  in  besonderen  kleinen  Teläien  aUaicben, 
dann  versetat  man  die  Bmt  in  Vorstreck-  nnd 
Bmtttredtteiche,  später  die  einsSmmerigen  Fische 
in  die  Streekteiehe  nnd  aus  diesen  im  dritten 
Jahr  in  die  Abwachsteiche.  Zar  Deberwintemng 
der  einselnen  Jahrgänge  diraen  Winterteiche 
oder  sogenannte  Hälier. 

Die  Forelle  ist  ein  sehr  empfindlicher,  pein- 
liche Pflege  erfordernder  Fisch,  der  im  zwei- 
jibrigen  Umtrieb  nur  '/lo'  '/«  kg  schwer  wird, 
während  der  aasdaoemde  genügsamere  Karpfen 
in  der  modernen  dreijährigen  Znehtperiode  1—2 
kg  an  Gewicht  erreicht. 

Sarpf«teiehwirtKfaa(t  kann  bemfnnäflig 
nur  anf  grSSeren  Flächen  betrieben  werden, 
während  man  Foreltenteicbwirtschaft  schon  auf 
kleinen  Flächen  mit  relativ  hohem  Erfolge  be- 
treiben kann,  da  der  stärkere  Wasserznnaß  in 
ihnen  eine  stärkere  Besetzung  bei  kQnstlicher 
FOttemng  gestattet.  Der  Ertrasr  der  —  weit  nn- 
sicberem  nnd  schwierigeren  —  Foreltenwirtschaft 
ist  ein  wesentlich  bSfaerer  als  derjenige  der  ein- 
geben nnd  ziemlich  sicheren  KarpfenwirtMcbait. 
Doch  richtet  die  Teichwirtschaft  hente  ihr  Be- 
streben nicht  nnr  anf  die  Eraevgnng  von  Speise- 
Hachen,  sondern  auch  anf  die  Frodnklion  von 
FÜKhbnit  und  Jungfischen  zur  Besetzung  ande- 
rer Gewässer,  daneben  ist  die  Zucht  Ton  Zier- 
fischen fOr  Liebhaber  beachtenswert. 

Anfier  mit  Karpfen  nnd  Forelten  beschäftigt 
sich  die  Teichwirtschaft  auch  mit  der  Anfzncht 
Ton  Schleien,  von  Coregonen  nnd  neuerdings 
Ton  Zandern.  Manche  dieser  Fische  kSunen  mit 
denHanptfischarten  (Karpfen,  Forellen)  zusammen 
ab  sog.  Nebenfische  gezogen  werden.  Neben- 
dflche  sind  auch  solche  Art^n,  die  man  in  Teichen 
nicht  erzeneea  kann,  sondern  nnr  im  erwacbse- 
sen  Zustande  zum  Abwachsoi  zu  Teichfischen 
eiiuetst,  wie  Hecht  und  Aal. 

Für  die  weiteren  Kreise  nicht  bemfs- 
mftSiger  Fischzflchter  tritt  an  die  Stelle  des 
Vollbetriebea  der  —  neuerdings  in  Deutsch- 
laDd  zu  besonderer  Bedeutung  gelangte  — 
ITebeDbetrieb  in  einzeln  gelegenen  Teichen 
ood  nicht  ablaBbaren  TOmpeln,  die  sog. 
Klein-  und  Dorfteichvirtschaft  In  diesen 
Oewlasem  wird  nnr  schneUwOchsigeB  aai- 
g^anftes  Besatzmaterial  in  einem  Sommer 
zo  Speiseware  herangezogen. 

IHe  neuerdings  in  der  BntwickeluDg  he- 
gpffeae  ntionelle  Seeeubewülschaftung  ist 
eine  Fidge  des  Aufechwunges  in  der  Teich- 
irirlechan.    Immeriiin  befindet  sich  die 


Seeen  Wirtschaft  erst  im  B^nn  än&e  neuen 
Wirtschafteepoche. 

Vertilgung  der  Raubfische  und  Fisch- 
feinde, Schaffung  too  Laichplätzen  fOr  Edel- 
fische, Auswahl  schnell wüchsiger  Bassen 
wie  b^  der  Viehvirtacdiaft,  Sdionung  des 
Bestandes  durch  seltene  Befischung  nnd  ge- 
ringere Beunruhigung  der  Fische  sowie 
durch  Beachtung  von  Hindestgewicbten,  Aus- 
setzung guter  tächwirtschafUicber  Produkte 
zum  Abwachsen,  sind  die  BViktoren,  welche 
jetzt  die  Erträgnisse  der  Seeenbewirtschaf- 
tung  bedingen.  Man  lernte  erkennen,  daß 
einer  starken  Nahrungskonkurrenz  allzu  zahl- 
reicher Individuen  nnr  durch  Dezimierung 
übermäßiger  Fischbestftnde,  insbesondere 
soweit  minderwertige  Fischarten  in  Betracht 
kommen ,  nicht  durch  planloses  Schonen 
wirksam  begegnet  werden  kann. 

Neben  der  Ausübung  der  Fischerei  als  Beruf, 
d.  h.  als  Selbstzweck,  bat  —  als  Mittel  zum 
Zweck  —  die  KOrper  und  Geist  stärkende 
Sportfischerei  von  Jahr  zu  Jahr  zugenommen. 
Die  Sportfiscbereikreise  lassen  sich  neuerdings 
eine  pfleglichere  Behandlung  der  Fischerei  an- 
gelegen sein,  so  daß  die  frühere  Abneigung 
der  Berufafischereikreise  gegen  die  Sportfischer 
allmählich  schwindet.  Auch  behCrdlicherseits 
wird  die  Ausübung  der  Sportflscherei  durch  Er* 
leichtemngen  bei  der  Ausgabe  von  Legitimation»- 
papieren,  durcb  Freigabe  sonst  verbotener  Geräte 
u.  a.  m.  erleichtert.  Durcb  Ausgabe  von  Angel- 
erlaubnisbarten werden  an  vielen  Gewässern 
recht  bedeutende  Einnahmen  erzielt;  anderer- 
seits werden  die  von  den  Anglern  den  Gewässern 
entnommenen  Fischmengen  auch  häufig  wesent- 
lich unterschätzt. 

Insoweit  nicht  die  Erträgnisse  im  Ver- 
hältnis zu  den  aufgewendeten  Kosten  zu 
gering  oder  die  Entfernungen  zu  weit  sind, 
werden  die  gefangnen  Süßwasserfische 
lebend  transportiert  Diesem  Zwecke 
dienen  verschiedenartige  Vorrichtun^n,  wie 
Transporlffisser  und  -kannen  mit  oder 
ohne  künstliche  DorchlÜftungsvorrichtungen, 
Spezialwaggons,  in  denen  durch  Motore  für 
die  ständige  Dnrchlüftimg  voriumdener  Bas- 
sins gesoi^  ist,  nnd  Kähne,  deren  Binnen- 
raum mit  dem  umgebenden  Wasser  in  Ver- 
bindun|r  steht ;  ihre  Fortbewegung  geschieht 
neuerdings  auch  durc^  Motore  oder  Dampf- 
maschinen. Tote  fische  werden  auf  Eis  in 
Waggons,  Tonnen,  Wiegen,  Körben  oder 
Kisten  verschickt.  Der  Handel  in  Süß- 
wasserfischen ist  insbesondere  in  Großstädten 
ein  sehr  beti-ächtlicher.  In  Berlin  z.  B. 
(s.  unten  sub  IV)  erreicht  der  Handel  mit 
lebenden  Fischen  nahezu  denjenigen  mit  toten 
(einschließlich  Seefischen).  Zahlreiche  Städte 
haben  auch  für  Süßwasserfische  Öffentliche 
Versteigerungen  eingerichtet. 

Zum  Scblnß  dieses  Abschnittet  ooA  em 
Wort  Uber  die  B.bevSlkemng. 

Bestrebungen  von  selten  des  Staates  oder 
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der  FiflchereiTerune  zxa  Hebanff  der  B.  finden 
hftn^  einen  besonders  groBen  Widerstand  an 
-der  Mganart  der  Bemfsfiscber.  Infolge  ihres  Be- 
rnfes oft  tagelang  von  Hanse  abwesend,  an  weit 
Tom  menschlichen  Verkehr  entlegenen  Oewfissem 
wohnend,  in  stetem  Kampfe  mit  allerlei  schftdi^n- 
4en  Faktoren  (b.  nnten  sab  II.  2),  mißtrauisch 
geworden  darch  die  groBe  Eookurrenz  des  See- 
fischhandels in  der  Neuzeit  and  die  AnsnntEong 
seitens  der  Händler  zn  einer  Zeit,  als  in  der 
zweiten  Hftlfte  des  19.  Jahrb.  bessere  Transport- 
mittel aufkamen,  deren  Bedentniig  den  Fisdiem 
fQr  den  Eigenversand  nicht  selten  erst  zn  sp&t 
klar  wurde,  des  Lesens  und  Sehreibens  infolge 
ihrer  Ernehong  Tielfach  nur  unvollkommen 
mfichtig  und  somit  oft  auch  in  Unkenntnis  über 
wichtige  amtlicbe  BekanntmacbungeD,  die  ihren 
eignen  Erwerb  betreffen,  haben  sie  die  Ent- 
wickelung  mancher  anderen  BeTÖlkenmgsscbicht 
im  Lanfe  der  letzten  Jahrzehnte  nicht  mit- 
gemacht. Sie  halten  zäh  an  ihren  alten  Priri- 
legien  und  Fangmethoden  fest  und  vermfigen 
nicht  zu  begreifen,  daß  das  untergeordnete  dem 
prävalierenden  Interesse  —  wenn  auch  nur 
gegen  Entscbftdignng  —  wichen  mafi.  So  be- 
reiten sie  der  DurcbfDhrani^  modemer  Kultur- 
aufgaben  nicht  selten  unliebsame  Schwierig- 
keiten und  verwickeln  sieb  gern  in  langwierige 
und  kostspielige  Prozesse,  in  denen  sie  nicht 
immer  Sieger  bleiben.  Anf  dem  ^geschilderten 
Hißtrauen  beroht  es  auch,  dall  sie  än^tlich 
-darauf  bedacht  sind,  jedermann  über  die  Er- 
träge ihrer  Fischereien  im  unklaren  zu  lassen. 
Der  Tätigkeit  der  Fiscbereivereine  ist  es  aller- 
dings neuerdings  gelungen,  die  Bemfsfiscber 
m  tfttiger  Hitarbeit  meSi  heransusiehen,  aber 
noch  ist  die  Zahl  der  abseits  stehmden  und  an 
ihren  alten  Methoden  festhaltenden  Fischer  sehr 
groß,  die  insbesondere  von  einem  wirtschaft- 
fichoi  Betrieb  ihrer  Fischerei  (Ansietzungen  von 
Fischen,  freiwillige  Beachtang  vou  Mindest- 
^wichten  u.  a.  m.)  nichts  wissen  wollen.  Es 
ist  kaum  zweifelhaft,  daß  der  Stand  der  Berufs- 
fischer  an  den  Strömen  infol^  der  zunehmenden 
Schädigungen  der  Fischerei  durch  die  fort- 
schreitende Kultur  (s.  nnten  sub  II,  2)  im  Laufe 
der  Zeit  ganz  bedeutend  zurück,  ja  an  manchen 
Ort  ganz  zugrunde  gehen  muß.  An  die  Stelle 
der  Flußflacherei  wird  dann,  solange  es  die  Ent- 
wickelung  der  Industrie  gestattet,  mehr  und 
mehr  eine  rationellere  und  intensivere  Seeen- 
bewirtschaftung  treten.  Es  wird  zweckmäßig 
sein^  beizeiten  entsprechende  Haßnahmen  zn 
treffen,  damit  eine  ganze  Bemfsklasse  allmäh- 
lich einem  verwandten  laadwirtscbaftlichen  Er- 
werbe zugeführt  und  nicht  vom  Lande  in  die 
gToQ^u  Städte  gezogen  wird.  Schon  jetzt  sind  die 
eiDsicbtsvolleu  BerufsÖscher  darauf  bedacht,  ihre 
Kinder  andere  Erwerbszweige  lernen  zu  lassen. 

Auch  die  Kleinteichwirtscbaft  mit  ihren  zahl- 
reichen Gelegenheiten  zu  wirtschaftlicher  Be- 
tätigung in  Feld-  nnd  Waldteichen  hat  trotz 
greller  Fortschritte  in  den  letsten  Jahren  noch 
nicht  die  wauscheuswerte  Bedeutung  erlangt. 
Hingegen  steht  die  Bewirtschaftung  ablafibarer 
Teiche  fast  durchweg  auf  einer  sehr  hohen 
Stufe.  Teichwirtschfut  wird  nur  selten  von 
Bernfsfischem,  wohl  aber  sehr  oft  nebenbei  von 
Landwirten  mit  höherem  Bildungsgrad  betrieben. 

2.  HohädignnseB  der  B.  Der  Ertrag 


der  B.  vird  durch  Schfidigungea  von 
mandierlei  Art  geschmälert.  Neben  den  Oe- 
fahren,  welche  den  Findieni  selbst,  am 
ihrem  Berufe,  und  den  Gerfttscbaften,  dnnii 
äußere  Einwirkung  (Schiffsverkehr,  Wind 
und  Welien),  drohen,  sind  die  Schädigungen 
des  Fischbestandes  durch  Venichtung  von 
Fischen  die  bedeutendsten. 

Eine  Reihe  natürliche  Uraachen  kann 
zunächst  schon  den  Fischbestand  stark  ver- 
mindern. Nach  starken  R^ngiiBeeD  wodea 
große  Mengen  Eier  uud  junger  Bml  von 
den  mit  dem  NiederschlagsvaBser 
den  Gewässern  zugeführten  festen  Be- 
standteilen überschüttet  und  vernichtet 
Beim  Zurücktreten  des  Wassers  bkibea 
oft  große  Meegen  Eier  und  Jungfische  an 
iingÜDStigen  Stellen  zurück,  wo  sie  beim  Aus- 
trocknen zugrunde  gehen  müssen.  Heftige 
Gewitterregen  setzen  ingrCßerea Städten 
die  Notausläase  der  Kaoalisatioo  in 
Tätigkeit,  führen  hierdurch  große  Mengen 
von  Schmutz  aus  den  StiaBen  nad  Klowran 
in  die  Flüsse  und  rufen  so  unter  Umständen 
plötzlich  sehr  große  Fischsterbeo  hervor. 
Es  ist  bisher  durch  nichts  erwieeen,  daß 
das  Abstoben  von  Elscheo  bä  Oewillen 
auf  (unbekannte)  elektrisdie  Wirknngea  m* 
rfl(^znführen  v&e. 

Mangel  an  Sauerstoff  verniditet  im  WrätO' 
unter  der  Eisdecke  von  Seera  bd  mangdnder 
Luftzufuhr  Ktun  Wasser  oft  emmi  großen 
Teil  der  Lebewelt  eines  QewSssm. 

Unter  den  Tieren  ist  die  Zahl  der 
Fischfeinde  besonders  groß,  sä  es,  daß  die 
Fische  oder  deren  Eier  diesen  Tieren  dird^t 
zur  Nahrung  dienen,  sei  es,  daß  sie  tob 
Parasiten  geschwächt  und  schließlich  tn- 
grunde  gerichtet  werden.  Der  Begriff  des 
von  einem  fischfressendeii  Tiere  angeriditeten 
Schadens  ist  stets  ein  relativer.  iWch  Ver^ 
nichtung  minderwertiger  oder  Qberm&ß^er 
Nahrungskoukurrenten  von  Edel&achsn 
kCunen  solche  Fischfeinde  unter  Umsländeo 
bisweilen  fQr  den  Fischbestand  eines  Ge- 
wässers geradezu  nützlich  sein. 

Manche  unter  den  tierischen  Fiachfeiadfi 
sind  ganz  anUerordentlich  gefr&Oig  (Fischotter. 
Fischreiher,  Kormoran,  schwarzer  Storch.  Sis- 
vogel);  andm  wirken  dadurch  für  den  Fiieh- 
bestand  in  Seeoi  und  fließenden  Genrtawn  ■cMd' 
lieh,  dafi  sich  ihre  Zahl  unter  rmständen  aHn 
sehr  vermehrt,  so  dafi  der  von  ihnen  gCMOls 
Schaden  durch  die  starke  Vermebmng  der  Fiaehe 
nicht  mehr  ansge^^lichen  werden  kann  oder  da- 
durch, dafi  sie  sich  in  Laichscbonrevieren  aiC- 
halten. 

In  Fischteichen  sind  aber  alle  Fiaehftiade 
far  den  hier  befolgten  intensiTen  BeCrfab,  dff 
Ertragsgewicht  und  StQcksahl  im  vorao«  aa- 
nähemd  in  Bechnung  zieht,  schädlich.  Catar 
den  Säugetieren  ist  der  schlimmste  PtacUaad 
die  Fischotter.  Sebidlich  wirkt  anrh  dü  Waa»- 
sidtamans,  weniger  wohl  Iltis.  Waademctt  (andi 
Wassttratte  genannt)  und  Nen. 
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Unter  den  VSg:etn  steben  an  erster  Stelle: 
Fischadler ,  Fischreiher ,  Kormoran .  Eisvogel. 
Ihnen  folgen:  scbwarser  Storch,  S&^er,  Wasser- 
amsel, Taucher  (die  namentlish  mit  i 


ihren  Ex* 

brementeD  dte  tiachbandwftrmer  verbreiteii), 
Milan,  Röhrdomniel,  Krftben.  Weniger  scbSdUch 
wirken:  Schwan,  Oans-  nnd  Entenarten  (wilde 
und  zahme),  M5wen,  Snmpf-  and  Wasserhühner. 

Unter  den  Reptilien  sind  die  Würfel-  nnd 
die  Ringelnatter,  die  Waeserscblangen  w&rmerer 
Linder,  unter  den  Amphibien  sind  Frösche, 
Kr6ten  und  Molche,  nnter  den  Fischen  —  ab- 
geteheo  toq  den  RanbfiBchen  (s.  oben  sab  II,  1) 
—  Sticbling  nnd  Kaolbars  als  Ijaich-  nnd  Brnt- 
fftaber  xo  nennen.  Aach  eine  große  Zahl  von 
^wekten  nad,  namentlich  in  der  Teichwirtschaft, 
all  BrntscUulinsa  geflirehtet. 

Unter  den  Wasserpflansen  sind  zxx  nennen: 
das  Wassemetx  (Hydrodictyon),  eine  Al^e,  in 
deren  Maschen  kleine  Fiscbbmt  sich  verwickelt 
nnd  eingeht,  nnd  der  Wasserschlanch  (Utri- 
cnlaria),  eine  fleischfressende  Pflanze,  in  deren 
Blasen  an  den  Bllttem  Fischbmt  sorflckgekalten 
werden  kann. 

Andere  Wasserpflanzen  (Elodea,  »ag.  „Wasser- 
|W8t'')kOnnen  dnrch  ihrettbennäßigeVermebmng 
«e  Befischbarkeit  eines  GewSasers  snr  UnnU^ 
Hehkeit  machen. 

Infolge  eDtsprechender  MafinahmeQ  (s. 
onten  snb  II,  3)  ist  die  Zahl  der  FiBchfeinde 
in  den  Kolturlfindern  nicht  unerheblich  zu- 
rOckgegangen.  Hau  soll  freilich  diese  Tiere 
nnr  da  bäcämpfea,  wo  der  von  ihnen  an- 
gerichtete Schaden  dies  erfordert.  £y  gänz- 
uches  Aiifflt)ttea  mancher  Tierarten  Kann 
nicht  Aufgabe  der  flBchereiintereeBenten  sein. 
Andererseits  werden  allerdings  leider  auch 
berechtigte  Wünsche  der  fist^ereikreise  auf 
VeraichtUDg  der  erwieeenermafien  als  arge 
Kschfeinde  zu  betrachtenden  Tierarten  durch 
die  Bestrebungen  derVogelschutzfreunde  und 
der  Freunde  zur  Erhaltung  lebender  Natur- 
denkmftlOT  nicht  immer  anerkannt 

Zu  den  Qehhren  fflr  die  Fische  sind 
auch  die  Fiachkrankheiton  zu  rechnen, 
deren  Ursachen  man  erst  in  den  letzten 
Kwei  Jahrzehnten,  insbesondere  durch  Studien 
in  Deutschland,  t^weise  kennen  gelernt 
hat.  Krankheiten  treten  unter  fischen 
niunentlich  dort  schftdigend  auf,  wo  bei 
ioteadver  Zucht  eine  grSBere  Zahl  von 
Fischöl  auf  engem  Baxan  zusammengehalten 
and  mit  kflnsuiGhem  Futter  emfihrt  wird. 
Dotk  kommen  anch  in  WildgewSssem  Fisch- 
^demieen  mit  HuBensterben  vor. 

Die  bekaanteo  Ursadien  von  Fischkrank- 
hritea  sind  entweder  physikalischer  oder  parad- 
tftrer  Natnr.  8o  entsteht  z.  B.  eine  mit  Haut- 
«blOsang  einhergehende  Erkältungskrankheit 
der  Karpfen,  wenn  diese  auf  Transporten  zu 
nach  in  allzn  kaltes  Wasser  Obertragen  werden. 
IMe  sog.  Dotterblasenwassersncht  der  Brut  ent- 
steht durch  starke  Erschnttemngen  der  Eier 
beim  Transport.  Entztlndliche  Darmkatarrhe 
werden  durch  schlechtes  nnzwechmlUtiges  Futter 
hervoivemfen.  Unter  den  tierischen  Parasiten 
aind  WBrmer,  welche  durch  ihre  Anwesenheit 
WOrtcrbneh  der  VolluwiitscIiaR.  II.  Aofl.  Bd.  IL 


auf  der  Haut  oder  im  Darm  den  EmShrun^ 
zustand  der  Fische  anter  Umständen  erhebhch 
beeintrftchtigen,  femer  Erebstierchen,  z.  B.  die 
sog.  Karpfeiuänse,  welche  die  Karpfen  am  Winter- 
Bchlafe  hindern,  so  daß  sie  sngmnde  gehen,  und 
lahlreiehe  Protozoen,  diese  als  Ursache  vm 
Infektionskrankheiten,  zu  nennen. 

Unter  den  parasitären  Pflanzen  spielen  eine 
besonders  große  Rolle  die  Bakterien,  die  z.  B. 
bei  Salmaniden  die  Ursachen  der  Furunknloae 
und  der  Fleckenkrankbeit  bilden,  bei  Krebsen 
—  wie  heut  fast  allgemein  anerkannt  ist  —  die 
sog.  Krebspest  verursachen  und  die  Saprolegnien, 
Fadenpilze,  welche  mit  Vorliebe  ai>sterbende 
Eier  und  wnode  Stellen  größerer  Fische,  z.  B. 
nach  Transporten,  befalleu. 

Der  schlimmste  Feind  der  Fische  ist 
zweifellos  der  Mensch.  Mit  dem  steigenden 
Werte  des  Fischfleiaches  haben  Fischdieb- 
stahl  und  unberechtigtes  Fischen  erheblich 
zugenommen.  Dazu  kommt  eine  starke  Ver- 
mehruDg  der  flschereiberechtigungen  im 
Laufe  der  Zeit  durch  Erbteilnag  u.  a.  m.  (s.  auch 
unten  S.  804).  Besonders  scbMIich  ist  die  un> 
vemflnftige  Fischwirtschaft,  die  sog.  Raub- 
fischerei, die  von  berechtigten  Kschem 
wie  von  Ünberechtigten  betrieben  wird. 
Unzweckmäßige  Fanggerflte,  durch 
welche  zu  kleine,  wirtschaftlich  minder- 
wertige Fische  erbeutet  oder  gar  den  Fischen 
nur  tödliche  Verletzungen  zugefflgt  werden, 
ohne  daß  sie  in  die  Gewalt  des  Fischers 
kommen,  Entoalime  zu  kleiner  Sieche,  die  fäck 
noch  nicht  fortgepflanzt  haben,  schonungs- 
loses Wegfangen  aller  fische  durch  sog. 
ständige  Fischereivorrichtungen 
oder  Abschlagen  von  Bächen,  Yemich- 
tung  von  Fischen  durch  Turbinen  und 
Wasserräder  tragen  das  ihrige  zur 
SchmUeniug  des  Fischbestandes  bei. 

Zur  Aufklärung  Über  die  sehr  verwickelten 
Gründe  fOr  das  Abnehmen  der  Fischbestände 
in  den  BioneDgewässern  während  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrb.  bedarf  es  noch  ge- 
nauerer üntersuchungen,  doch  ist  man  Ober 
die  wichtigsten  schädigenden  Faktoren  nicht 
mehr  im  unklaren.  Als  solche  kommen  in 
Betracht:  Einführung  von  schäd- 
lichen Stoffen  aus  landwirtschaft- 
lichen oder  Oewerbebetrieben  und 
ans  Kanalisationen  in  die  Ge- 
wässer. 

Die  von  jeher  eingeführten  Schmutzstoffe 
wurden  früher  dun^  den  Prozefi  der  so^. 
Selbstreinigung  der  Flüsse  in  kurzer  Zeit 
stets  wieder  unschädlich  gemacht.  Mit  der 
zunehmenden  Bevölkerungsdichte  und  der 
Ausbreitung  der  Industrie  wurden  die  Ge- 
wässer jedoch  mehr  und  mehr  verunreinigt, 
so  daß  der  Prozeß  der  Selbstreinigung  nicht 
mehr  ausreichte  und  sidi  die  Aufmerksam- 
keit der  Beh&ileu  dieser  Frage  alsbald  zu- 
wendete. Die  Schwierigkeiten  für  die  In- 
dustrie, ihre  AbfallstotEe  ohne  Schädigung 
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des  Fischbestandes  zu  beseitigeo,  siod  oft 
recht  große.  losbesondere  fehlt  es  vielen 
Betrieben  aus  früherer  Zeit  an  dem  nötigen 
Platz  zur  Schaffung  von  Vorkehrungen  für 
die  ünscbädlichmachung  der  Äbwfisser. 
Ueberdies  funktionieren  auch  neugeschaffene 
Reinigungsanlagen  infolge  von  Konstruktions- 
fehlern oder -wissentiicher  Böswilligkeit  nicht 
selten  schlecht. 

Zumeist  richten  die  Abw&sser  nicht  etwa 
durch  direkte  Vernichtung  der  Fische  den 
Schaden  an,  sondern  es  gehen  infolge  der 
Abwässerwirkung  solche  Organismen  zu- 
f^nuide,  auf  welche  die  Fische  direkt  oder 
indirekt  zo  ihrer  EmähruDg  angewiesen 
sind,  eia  Umstand,  ^velcher  neuerdings  wesent- 
Mch.  dazu  beigetragen  hat,  in  der  sog.  „bio- 
lo^Bchen  Wasseranalyse"  eine  j^ite  Methode 
zur  Beurteilung  des  Zustondes  eines  Wassers 
zu  sohafTen. 

StrombanteQ  aOa-lei  Art  im  loteresse 
der  Schiffahrt  und  der  Landeskultur  schfidigen 
die  Fisi^erei  eben^ls  sehr  stu-k.  Die 
SchifTs^rt  hat  ein  [nteresse  daran,  daB  das 
Wasser  im  Strome  zusammengehalten  und 
rasch  bei  ausreichender  Tiefe  abgeführt  wird. 
Zu  diesem  Zwecke  werden  von  den  Ufern 
Buhnen  in  das  Flußbett  hinausgelegt,  zwischen 
denen  die  Wasserfläche  nach  und  nach  durch 
Versandung  verschwindet  Bei  Bagger- 
arbeiten werden  häufig  durch  Ausschütten 
von  Baggersand  in  die  Zwischenbuhnen- 
felder befischbare  Flächen ,  daneben  auch 
Lfüchgelegenheiten,  zerstOrt.  Parallelwerke 
zwischen  den  Buhuenköpfen  verhindern  die 
Fischer,  die  Fläche  überall,  namentlich  in 
den  besonders  fischreichen  Winkeln,  zu  be- 
fischen. Die  früher  mit  dem  Fluß  in  Ver- 
bindung gewesenen  Buchten,  Scblenken  und 
AJtwässer ,  einst  vorzügliche  Laich-  und 
Aufenthaltsplätze  für  die  Fische,  werden  vom 
Flusse  abgeschnitten  und  zugeschüttet,  wenn 
OB  nicht  von  selbst  versanden.  Die  Schrauben 
und  Schaufelräder  der  Dampfer  erzeugen 
Wellen ,  welche  die  Fische  beunruhigen 
und  abgesetzten  Laich  oder  Jungfische  auf 
das  Land  werfen.  Wehre,  Stauwerke  und 
Schleusen  hindern  den  Zug  der  Wander- 
fische. Der  heftige  Kampf  zwischen  den 
^sdiereiinteressenten  einerseits  und  den 
Strombauverwaltungen  und  Schifibhrtsinte- 
ressenten  andererseits  wird  langsam  aber 
»eher  zuungunsten  der  ersteren  entschieden 
werden.  Die  Strombauverwaltiingen  sollen 
freilich  möglichst  auch  die  Interessen  der 
Fischerei  wahrnehmen  und  tun  dies  wohl 
häufig;  nicht  selten  lassen  sie  indessen 
eine  geeignete  Fürsoi^  für  die  bedrängte 
Fischerei  vermissen. 

3.  Pflege  und  Schutz  der  B.  Zum 
Schutz  und  zur  Hebung  des  Ertrages  der 
Oewässersind  Maßnahmen  notwendig,  welche 
entweder  direkt  auf  eine  Vermehrung 


des  Fischbestandes  oder  auf  Fern- 
haltung  äußerer  Schädlichkeiten 
(durch  Herbeiführung  eine«  geordneten  Be- 
triebes und  Abwehr  fremder  Gewalt)  oder 
schließlich  auf  wirtschaftliche  Hebung 
des  Fischerstandes  abzielen.  Die 
füllung  dieser  Aufgaben  fällt  sowohl  dem 
Staat  wie  den  Berufsbeteiligten 
zu.  Die  Aufgabe  des  Staate«  war  ursprüng- 
lich nur  eine  gesetzgeberisch-ordnende  und 
beschränkte  sich  auf  die  nicht  gcschloeaeoea 
Gewässer.  Zur  Erhaltung  eines  nach- 
haltigen Fischbestandes  greift  der  Staat  in 
die  Art  der  Bewirtschutung  ron  Flst^ 
wassern  ein,  indem  er  beim  Vorhanden- 
sein  mehrerer  konkurriermder  Fischereibe- 
rechtigungen  an  einem  Gewässer  im  öffent- 
lichen Interesse  die  freie  Verfügungsgewalt 
der  einzelnen  Fischerdberechtigten  ein- 
schränkt und  UaBnahmen  zum  Schutze  g^«o 
Schädigungen  der  Fischerei  durc^  Dritte 
trifft.  In  die  Berediligungen  dee  Bemltere 
eines  geschlossenen  Gewässers  greifen  die 
staatlichen  Maßnahmen  naturgemäß  insDÜnn 
ein,  als  die  allgemeinen  Strafgesetze  den 
Besitzer  gegen  Schädigungen  von  dritter 
,  Seite  schützen.  Einschränkungen  der  Be- 
wirtschaftung treten  femer  in  manchen  Lin- 
dern bei  Durchführung  der  individuelieo 
Schonzeit  und  femer  dadurch  ein,  daß  jed« 
,,Marfc|irerbot",  das  den  Verkauf  und  das 
Versenden  beetimmter  Fischarten  (mit  ge- 
wissen Ausnahmen  zu  Besatzzwecken)  unler- 
sagt,  auch  die  Fische  ans  geschlossenen  Ge- 
wässern betrifft 

Ueber  den  Kähmen  der  ursprünglich^ 
gesetz^eberisch-ordnenden  Tätigkdt  ist  der 
Staat  in  neuerer  Zeit  mit  günstiger  Röck- 
wirkung auf  den  Ertrag  der  Fischerei  weit 
hinausgegangen  durch  Hei*gabe  von  Geld- 
mitteln zur  Unterstützung  verschiedenartiget 
Fischereibestrebungen  und  durch  Maßnahmt 
ähnlicher  Natur. 

Der  Zusammenschluß  der  einzdoeo 
Fischereiinteressenten,  soweit  sie  nicht  selb- 
ständig wirtschaften,  erfolgt  in  den  Ver- 
einen oder  den  Genossenschaften. 

Die  Fischereivereine  genießen  be- 
sondere ideelle  und  materielle  Uotvr- 
Stützungen  seitens  des  Staates,  letztere  io 
Gestalt  von  Zuwendungen  fiffentlich«  HitleL 
Sie  stellen  das  Binde^ed  zwischen  den 
einzelnen  Bemfebeteiligten,  deren  lalereBS» 
sie  vertreten,  und  dem  Staate  der  ticb 
des  sachverständigen  Rates  der  Vereine  in 
praktischen  Fiscnereifm;en  bedient  Seit 
1856  sind  in  zahlreidäen  Bundcestaatea 
Fischerdvereine  entstanden,  so  daß  jetzt  jeder 
Bundesstaat  und  jede  {»«uBische  Provinz  — 
neben  kleineren  lokalen  Vereinigungen 
einen  größeren  fUscherei  verband  besitzt.  Die 
Vereinstätigkeit  erstreckt  sicit  auf  Belefarong 
der  Mitglieder  durch  Wort  und  Schrift,  aaf 
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ZowenduDg  roaterieller  Vorteile  (beim  Be- 
zug TOD  Fachliteratur  und  von  Beeatzniate- 
riau  sowie  bei  Einrichtung  von  Fischwirt- 
schaften), auf  Halserteilung  in  wirtschaft- 
lichen und  Rechtsfragen,  auf  Prämienzahlung 
für  Erlegung  tod  Fischraiibzeug,  auf  Schlich- 
tung Ton  Streitigkeiten  u.  a.  m.  Für  das 
Deutsche  Reich  faßt  der  Deutsche 
Fischerei-Verein  die  Bestrebungen  der 
Fischereioi^oisationen  in  den  einzelnen 
Biudesstaaten  auf  dem  Gebiete  der  B.  zu- 
sammen. Gegründet  am  7.  März  1870,  um- 
faßte er  bis  1885  auch  die  S.-lnteressen. 
Zurzeit  gehören  ihm  23  ,,a  n  g  e  s  c  h  1  o  s  s  e  n  e" 
Vereine  in  allen  Teilen  des  Reiches  an. 

Eine  andere  Form  des  Zusammenschlusses 
der  Fiscbereiinteressenten  —  zu  wirtschaft- 
licher Betätigung  —  bilden  die  Fischerei- 
genossenschaften. Sie  Tonnen  unter 
besonderen  Voraussetzungen  (üeberwiegen 
eines  öffentlichen  Nutzens,  besonderer  An- 
trag) ins  Leben  gerufen  werden,  indem  be- 
stimmte Strecken  —  insbesondere  mit  einer 
größeren  Zahl  too  Berech  tigangen — zu  einem 
eioheitlich  verwalteten  lischereigebiet,  auch 
gegen  den  Videxsprach  einzelner  Beteiligter, 
Tereinj^  werden.  Die  OeDOSBenschaften 
Terhüideni  die  weitere  Zererplittemng  der 
Tlsdierei  sowie  ^ne  fibermfiSige  Befischung 
durch  R^elnng  der  Aufsicht  auf  gemein- 
schaftliche Kosten.  Sie  begOostigen  die 
Vermehning  des  Fischbeetandes  durch 
SchafFiing  von  Laichplätzen  und  bestimmten 
auBerbalb  der  Gesetzgebung  liegenden 
Fischereiverboten  sowie  durch  die  M^tich- 
keit  einer  Beschaffung  von  Besatzmatenal. 
Die  Bildung  der  Genossenschaften  ist  im 
Verhältnis  zu  dem  Nutzen,  den  sie  stiften, 
ia  maudien  Ländern  nicht  ein^h  genug, 
in  Oesterreich  haben  die  Genossenschaften 
in  Gestalt  der  Fischereirevieraus- 
schflsse  eine  besonders  hohe  Blüte  erlangt. 
In  Preußen  Mord  das  in  Vorbereitung  be- 
findliche Fischereigesetz  die  Bildung  der- 
artiger Genossenschaften  voraussichtlich 
wesentlich  erleichtern. 

Hon  nnterscheidet  nach  den  Aafgfiben 
der  GenossenBcbaften  (in  Preußen)  znr  Zeit: 
F isc her e t Bchn tsgeno BS en Schäften  ond 
Fiicherei  wirtBcnaf  tagen  0  8  sen  schal- 
te B.  Erstere  bexwecken  eiDe  fi:ereff6lte  Au&tchts- 
fBlinuig  und  gemeinBchaftlioie  HaUregeln  znm 
Schnts  des  Fisehbestandes,  letztere  gemeinscbaft- 
Ucbe  Bewirtflcbaftabg  der  Fischwaraer.  Die  Oe- 
nonenscbftften  gehöreo  dem  Öffentlichen  Becbt 
an ;  ihre  BegrUoilang  sowie  ihre  AuflSsati^  be- 
darf daher  staatlicher  GeDehmigune^.  Bei  den 
SchotzgeDossenschaften  genügt  znr  Bildung  An- 
bSrang  der  Berechtigten;  für  die  Schutz-  und 
Wirtscbaftsgenossenschaften  ittt  der  AntiAg  eines 
Berechtigten  nnd  die  ZostimmuDg  aller  Be- 
teiligten erforderlicb.  DieSchntzgenossenschatteD 
reichen  aber,  wofern  man  uar  ihren  Begriff  weit 
ffenni^  fafir,  fQr  alle  praktischen  Fälle  ans,  in- 
dem sie  Maßregdn  „anm  Schntse,  znr  Erhaltung 


]  nnd  znr  Vermehmng  des  Fischbestandes"  f&r 
seine  „oatDrliche  Hebung"  und  .künstliche 
Zacht"  enallglichen.  Lediglich  die  Nntznng  der 
Fischerei,  etwa  durch  angestellte  Fischer,  las^ 
sie  nicht  zu. 

Mittel  zur  Pflege  der  Fischerei  sind  haupt^ 
sächlich  folgende: 

a)  Vermehrung  des  Fischbestan- 
des durch  Schaffung  von  Laichgelegen- 
heiten und  Ausset  Zungen  von  Fischen. 

Die  Anlage  von  Laichplätze n  gibt 
den  Fischen  die  Möglichkeit,  den  Laich  an 
geschützten  Stellen  abzusetzen,  und  läßt  die 
Jungbrut  ungefährdet  sich  entwickeln  (s.  auch 
oben  sub  II,  1  S.  798).  Der  Staat  stellt 
diese  Plätze  (Laichschonreviere)  unter 
besonderen  polizeilichen  Schutz,  indem  er 
hier  während  des  ganzen  Jahres  oder 
während  der  Laichzeit  der  wichtigsten  Fiscb- 
arten  den  Fischfang  und  ferner  während 
der  Laichzeit  jede  die  Fortpflanzung  der 
Fische  störende  Arbeit  (wie  Räumung,  Mähen 
von  Schilf  und  Gras,  Ausführung  von  Sand, 
Steinen  und  Schlamm  usw.)  verbietet  Eine 
Befischnog  zu  wirtsdiaftlichen  Zwecken 
(Fortfangen  von  Raubfischen  durch  geeignete 
Fanggeräte,  Gewinnung  von  Fis<^brut  fflr 
andere  GewässeQ  kann  gestattet  werden. 
Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  Ludi- 
schooreviere  in  StrGmen  mit  starken  Eorrek- 
tioosarbeiten,  da  hier  häufig  die  natflrlichen 
Laichplätze  verschüttet  oder  anderveitig 
vernichtet  werden.  Zu  trennen  von  dee 
Laichschonrevieren  sind  die  Fischschon- 
reviere (s.  unten  sub  III,  3).  —  Wichtig 
für  die  Hebung  des  fischbentuides  ist  femer 
das  Offenhalten  von  Seitenarmen, 
Schienken  u.  d^l.,  wo  sich  oft  in  regulierten 
Flüssen  die  einzige  Laichgelegenheit  für 
Fische  bietet.  Demzufolge  sind  die  Wasser- 
bauverwaltungen fast  überall  mit  entsprechen- 
den Anweisungen  versehen,  welche  aber 
nicht  immer  beachtet  werden  bezw.  befolgt 
werden  können.  Während  der  Laichzeit 
sollen  Strom  regulierungsar  bei  ten 
tuulichst  nicht  vorgenommen  oder  auf 
das  Notwendigste  beschränkt  werden  (Bayern, 
Baden). 

Der  durch  Stauwerke  (Wehre)  erschwerte 
Wechsel  der  Wanderfische  zu  den  —  im 
Oberlauf  der  Flüsse  gelegenen  —  Laich- 

flätzen  muß  durch  Fiscnwege  (Fisch- 
eitern f Hr  aufsteigende ,  Fischpässe 
für  absteigende  Fische)  erleichtert  werden. 
D\m;h  gesetzliche  Vorschriften  ist  den 
Fischerei  berecht  igten  die  Möglichkeit  ge- 
geben, bei  bestehenden  Stauen  solche  Wege 
auch  gegen  den  Widerspnich  des  Stauwerk- 
besitzers  zu  suhaffen,  und  dem  Stauwerkbe- 
sitzer die  Verpflichtung  auferl^,  bei  Neu- 
anlagen solche  Fischtreppen  auf  eigene 
Kosten  anzulegen  (so  in  Preußen,  Sachsen^ 
Baden,  Hessen,  Elsaß-Lothringen).  In  den 
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SIschwegeD,  über  deren  praktischen  Nutzen 
die  Ansichten  geteilte  sina^  darf  die  Fischerei 
nicht  ausgeübt  werden.  Liegt  ein  besonderes 
Öffentliches  Interesse  vor  oder  sind  Staue  vom 
Staat  zu  Stromr^ilierun&iszweckea  erbaut, 
60  werden  auch  die  Fiscnw^  auf  Staats- 
kosten zu  erbauen  sein. 

Veber  die  Bedentong  der  künstliches 
Fischzucht  für  die  Hebung  des Fisehbestaudes 
8.  oben  sub  II,  1. 

Der  Staat  rordert  die  künstliche  Fiscbzocbt 
dnrcb  Unterhaltung  von  Fischbrutanstalten  und 
dnrch  Gewährung  von  Znschfissen  an  Fiscberei- 
vereine  and  an  ravate  zwecks  Aossetsong  von 
Fischbrnt  und  SatzfiseheD. 

Allerdings  bedeutet  es  einen  unUebsBineii 
Xangel  in  der  Fischereigesetzgebung  mancher 
Länder  (Preußen),  da£  das  Abnierren  von  Ge> 
irtnem  aus  wirtschaftlichen  Gründen  —  zur 
ZurOckhaltung  ausgesetzter  Fische  —  auch  wenn 
die  Verbindung  mit  anderen  Wassern  nur  durch 
ein  schmales  nnd  flaches  Binnsal  heigesteÜt 
wird,  nicht  ohne  weiteres  gestattet  ist 

b)  Fernhaltung  von  ftufiereneine 
Verminderung  des  Bestandes  be- 
dingenden Schädlichkeiten.  Esli^ 
in  der  Natur  der  Sache,  daß  die  hier  zu 
Dennenden  Maßnahmen  von  den  vorher  auf- 
gefOhiten  nicht  streng  zu  treunea  sind.  Im 
wesentlidieQ  kommen  in  Betracht: 

1.  Sehftdignngen,  welche  in  der 
AnaObuBg  der  Fischerei  liegen. 

Die  Daner  der  PachtTertrftge  soll  sidi 
stets  ttber  einen  größeren  Zeitraum  erstracken, 
da  die  Erfolge  tou  Anssetzungen  erfahmngs- 
gemäß  erst  nach  einer  Beihe  von  Jahren  ein- 
treten nnd  sich  die  Pächter  zu  einer  pfleglichen 
Behandlang  ihrer  Gewässer  nur  verstehen,  wenn 
sie  zur  Erzielong  von  £rfolgeu  längere  Zeit- 
räume aufwenden  müssen.  Der  Staat  fordert 
daher  auch  bei  Yerpachtongen  von  Gemeinde- 
fischereien eine  6jfthrige  (Preußen)  oder  9— 18- 
jährige  (Baden)  F^tdaner. 

Bei  einer  ttbe^Toßen  Zahl  von  Fisehereibe- 
recbtigungen  an  ein-  und  demselben  Gewisser 
(Adjazenten-,  Eoppelfischerei  s.  auch  unten  S.fe09] 
steht  die  Zahl  der  Berecbtigongen  in  einem 
Mißverhältnis  zu  der  GrSSe  der  Wasserfläche, 
TOD  welcher  wiederum  die  Prodnktionskraft  eines 
Gewässers  abhängt.  Ueberdies  beqnemt  sich 
wegen  des  ständigen  Wechsels  der  Fische  strom- 
aufuid  stromab  and  der  relativ  geringen  Längen- 
ansdehnong  der  einzelnen  Berechtigunsr  in  sol- 
chen Fällen  erfahrun^emäß  kein  Fischerei- 
Interessent  gern  zn  Aufwendungen  für  die  He- 
bung des  Fischbestandes,  vielmehr  trachtet  jeder 
nur  danach,  einen  m^lichst  hohen  Ertrag  aus 
dem  Gewässer  heransznholen. 

Hiergegen  hilft  Einschränknng  der 
Zahl  nnd  Ansübnng  der  Berechti- 
gungen durch  Zasammenlegang,  Genossen- 
schaftabildnng  oder  besondere  gesetzliche  Maß- 
nahmen, wie  z.  B.  Regelung  der  Adjazenten- 
nnd  Koppeläwherei  (Preußen.  Baden  n.  a ),  Anf- 
hebung  des  früher  manchen  Gemeinden  znsteben- 
den  Kechtes  der  „freien  und  wilden  Fischerei", 
Festsetzane  der  Zahl  der  Erlaubnisscheine  durch 
die  Aufsichtsbehörde,  nnd  Ablösung  von 


Fi8chereibereehti|:angen  an  fremdem 
Eigentum,  damit  die  Besitz«?,  insbemidere 
stehender  Gewässer,  Maßnahmen  zur  pfleglidea 
Behandlang  ihrer  Fischerei  nnbehindert  von 
gegenteiligen  oder  schädlichen  AnsQbnBgea 
anderer  Berechtigungen  treffen  kOnnen. 

Nicht  minder  erheischt  die  schädliche  K  an  al- 
fischerei.  welche  die  Berechtigten  aof  Grand 
des  Adjazenten-Fischereirechtes  oder  boondmr 
Bechtstitel,  oft  in  rücksichtsloser  Weise,  nament- 
lich  im  Sommer  bei  knappem  WaMOStaad. 
darch  Abschlagen  des  Eanalwassen,  stets  nm 
Schaden  der  im  Hauptwasser  Fischereiberechtig- 
ten, ansttben,  gesetsliehe  Begelang.  In  Baden 
siDd  dieKanalfischereirechte  gegen  enuprechende 
Entschädigungen  zugunsten  der  im  HanptwaiMr 
Fischereitwrechtigten  anfgdioben. 

Von  besonderer  Bedentnng  für  die  Pflege 
des  Fischbestandes  ist  die  Beobachtang  voa 
Mindestmaßen  und  Mindestgewichtes 
seitens  der  Fischer.  Der  dieser  Maßnahme  «u- 
gmnde  liegende  Gedanke  besagt,  daß  jede« 
iDdividutun  die  MCsrlichkeit  g^eben  sein  soll, 
sich  einmal  fortznpnanzen ,  ene  es  in  die  Ge- 
walt des  Menschen  gelangt-  Auch  an  wirt- 
schaftlichen Erwägungen  ist  der  Fang  an  Udner 
und  demnach  minderwertiger  Fisdw  ownreck' 
mäßig.  Bationell  wirtschaftende  Fischer  aa 
geschlossenen  Oewfisseni  erlegen  sich  atko» 
länj^t  solche  Beschränknngen  des  Fanges,  oft 
weit  über  die  gesetzlichen  Vorschriften  hinans 
im  Interesse  des  Gedeihens  ihrer  Fischerei  aoL 
An  nicht  geschlossenen  Gewässern  greift  die 
Gesetzgebung  ein.  Ihre  Anordnungea  solltei 
stets  nur  unter  Berfickachtigang  der  Lebcu- 
eigentttmlidikeiten  der  Fische  getroBea  wcfiden. 
Sie  erfolgen  entweder  für  ein  gaaiee  Staats* 
gebiet  (Sachien,  Baden)  oder  i^rovinxiell  [Prevleat 
oder  teüs  lentral,  teils  provinziell  (Bajernt,  im 
Interesse  einer  rascheren  AunassungsmÖgiieliketi 
an  Ortliche  Verhältnisse  aber  stet«  aof  dm 
Wege  der  Verordnung,  nicht  dnrch  das  Geurts. 
Von  einem  planlosen  Schonen  ist  anderenetti 
für  den  Fiscbbestand  eines  Gewissen  nichts  n 
erwarten.  Bei  einer  Ueberzafal  von  Fisebesi  i« 
in  vielen  Fällen,  z.  B.  in  geschloneneB  S«eea. 
eine  starke  Verminderung  wlbet  kleiner  Kxi^ 
der  Entwickelnng  des  Bestbestandes  nur  dieaüick 

Die  Verordanngen  Über  Mlndestmafi»  «at- 
halten  meist  Bestimmungen  Aber  di«  Länge  4er 
Fische,  selten  Bestimmangeq  über  ein  Mudeet- 

gawicbt  (Bayern).  Das  Mudeatraaß  (in  Bayen: 
rittelmaß)  wird  von  der  Schnanae  bis  nr 
Schwanzapitze  gemessen.  Die  Fischer  sind  ver- 
pflichtet, untermaßige  Fische,  die  lebend  in  ibic 
Gewalt  gelangten,  wieder  in  das  Wasser  aoriek- 
znsetzen.  Zar  Unterstützung  der  Vorachriftes 
Über  Mindestmaße  besteht  ein  Verbot,  derartig« 
Fische  zu  versenden,  feilzuhalten  oder  zn  Fotter- 
zwecken  (Schwdni^tter)  bezw.  als  DSager  za 
verwenden.  Fischbrut  aus  Znchtanstalten  wM 
jedoch  hiervon  nieht  betraffen. 

Die  Fortpflanznng  der  Fische  wird  feiBer 
durch  Schonung  der  Fische  wibread 
der  Laichzeit  begflnstigt,  da  es  onwirt- 
Bcbaftlich  ist,  Fische  mit  raten  oder  nahen 
reifen  Laichprodukteu  vor  Ablas«  des  Lueb«s 
zn  töten  —  es  sei  denn,  daß  die  FortpflanxBnrv 
Produkte  im  Znstande  der  Beife  einen  ganz  ve- 
sonders  hoben  Wert  haben  (Kaviar)  und  noek 
genügend  Individuen  fttr  die  EHültuag  da 
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Nachwuchses  Übrig  bleiben.  Aach  fällt  der 
Fisch  während  desLaicbgeschäfts  NachsteiriuigeD 
besonders  leicht  vom  Opfer,  ein  zwiefacher  Omod, 
den  Fischen  während  der  Laichzeit  die  Möglich- 
keit der  nagettOrten  Ablage  ihrer  For^anzangs- 

{irodnkte  xa  sebaffen.  Die  Vorsebnit  der  bos:- 
/«idiicbonzeit  irt  dmn  aneh  schon  sehr  ut 
(Frühjahrs-,  Spfttjahrsbann). 

Es  g^bt  zwei  Arten  von  Schonzeiten :  «)  die 
absolute  Schonzeit  (in  PreaDen,  Hessen, 
nord-  bezw.  mitteldentscheo  Staaten,  soweit  sie 
Fischereikonrention  mit  Prenifen  haben,  und 
Mähren)  untersagt  —  mit  gewissen  Einschrän- 
k  OB  gen  — ,  die  Ansübnng  der  Fischerei  zn  ge- 
wissen Zeiten  fttr  eine  ^üere  Zahl  von  Fisch- 
arten sagleicb  gänzlich.  Man  nnteracbeidet 
je  nadi  der  Zeit  des  Verbotes  Frtthjahra-  nnd 
Berbit-  oder  Winterschonzeit  (für  Herbstlaicher, 
insbesondere  Salmoniden).  Da  die  Laichzeiten 
der  einzelnen  Fische  in  ganz  verschiedene 
Monate  (für  Sommerlaicfaer  März  his  Jnli,  für 
AVinterlaicber  Oktober  bisFebmar)  fallen,  anderer- 
seits die  Schonzeiten  in  Rücksicht  anf  das  Er- 
werbsieben  der  Bemfafischer  nicht  allzulang 
aasgedehnt  werden  können,  die  Salmoniden  anch 
beim  Aofsteigen  zu  ihren  Laichplätzen  durch 
O^iete  mit  verschiedener  Schonzeit  wandern, 
befriedigt  keine  der  beiden  Möglichkeiten  voU- 
stindig.  Die  Laichzeiten  der  Fische  tiefen 
nicht  selten  ganz  oder  tdlweise  vor  Beginn 
oder  nach  SeUnit  der  gesetzlichen  Schonzeit. 

Aas  diesem  Grande  ist  die  Auf  sich  tsbebSrde 
vielfach  berechtigt,  auch  aaSerhatb  der  Schon- 
zeiten den  Fang  gewisser  wertvoller  Fischarten 
auf  bestimmte  Dauer  zn  untersagen  oder  — 
nach  anhaltenden  kalten  Wintern  —  innerhalb 
gewisser  Grenzen  anderweit  zn  verlegen  nnd 
abzukürzen;  immerhin  werden  auf  diese  Weise 
einzelne  wichtige  Fischarten  (wie  z.  B.  der  Hecht) 
nur  onvollkommes  geschützt  Um  die  Fischer 
nicht  zn  sehr  durch  du  volle  Bohoi  der  Fischerei 
während  längerer  Zeit  in  ihrem  Erwerbe  zu  be- 
einträchtigen,  wird  die  Frühjahrsschonzeit  nur 
an  bestimmten  (gewöhnlich  3)  Tagen  der  Woche 
neben  der  Wocnenscbonzeit  aufrecht  erhalten. 
Sie  kann  demnach  auch  als  verstärkte  Wochen- 
■chonzeit  (s.  über  diese  weiter  unten)  charakteri- 
siert werden.  Anch  kOnnen  Ausnahmen  hin- 
sichtlich gewisser  Fischereibetriebe  (sog.  „stille 
Fischerei"  mit  Reusen,  KOrben  n.  dgl.,  Aalfang, 
Angeln  mit  der  Rote,  Fang  von  Fischarten,  welche 
plötzlich  in  grOUeren  Zügen  emdieinen  and  rasch 
wieder  versaiwinden)  sowie  zu  wissenschaftlichen 
oder  gemeinnützigen  Versuchen  oder  zn  Zwecken 
der  künstlichen  Fiscbzacht  gewährt  werden. 
Andererseits  kann  in  Rücksicht  anf  die  Erhaltung 
des  Fiscbbestandes  der  Fiscbereibetrieb  für  ein- 
Mine Gewässer  und  Fischarten  während  der 
Dauer  der  Frühjahrsschouzeit  gänzlich  untersagt 
oder  erheblich  eingeschränkt  werden.  Während 
der  Winterschoazeit  ist  der  Fischfang  an  ein- 
xelnen  Tagen  nur  mit  behSrdlicher  Erlanbnis 
l^estattet  and  zwar  nur  dann ,  wenn  die  Be- 
natzong  der  (reifen)  Fortpflanzongsprodukte  zu 
Zwecken  der  künstlichen  Fiscbzacht  gesichert  ist. 

^  Die  Individaalsehonzeit  (in  Süd- 
dentMhland,  Sachsen,  Schweiz),  anch  relative 
oder  natürliche  Schonzeit  genannt,  regelt 
die  Schonung  für  die  einzelnen  fischarten  indi- 
Tidnell  nach  ihren  natürlichen  Laichzeiten.  In  j 
der  betreffenden  Schonzeit  ist  jeder  Fang  der 


geschützten  Fischart  (einschließlich  des  Fanges 
mit  der  Rute)  —  aber  auch  nur  dieser  Art  — 
ontersagt,  in  einzelnen  Verordnungen  auch  für 

feschlossene  Gewässer.  Zu^Iig  gefangene 
ische  müssen  wieder  in  das  Wasser  zurück- 
gesetzt werden.  Ausnahmen  von  dem  Verbot 
werden  nur  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  (künst- 
liche Fischzncbt,  Säuberung  von  Raubfischen, 
einzige  Möglichkeit  des  Fanges  während  der 
Laichzeit)  nnd  zn  wissenschaulichen  Versuchen 
gewährt.  Auf  diese  Weise  vollzieht  sich  das 
Laichgescbäft  jeder  Fischart  während  der  ganzen 
Daner  der  Laichzeit  ungestört,  während  zngleich 
der  Fang  anderer  Fische  den  Fischern  nicht 
beeinträchtigt  wird.  Eine  strenge  Durchfübmng 
dieser  Schonzeit  ist  aber  nur  in  Verbindung 
mit  einer  intensiven  Fisdiereiaufsicht  denkbar, 
da  die  Fischer  geschützte  Fische,  die  beim 
Fange  anderer,  erlaubter  Arten  erbeutet  werden, 
schwerlich  freiwillig  wieder  in  das  Wasser  zu- 
rücksetzen werden. 

Die  wesentlichste  Unterstützung  des  Schutzes 
durch  die  individuelle  Schonzeit  gewährt  die 
strenge  Durchführung  des  absoluten  Harkt- 
verbotes.  das  sich  auf  die  geschützten  Fische 
während  der  ganzen  Schonzeit,  ohne  Berück- 
sicbtignng  ihrer  Herkunft  und  der  Zeit  ihres 
Fanges  «streckt.  Ausnahmen  dürfen  nur 
unter  Beobachtung  besonderer  Kontrollmaßregeln 
(Flombierangszwang)  gestattet  werden.  '  In 
Preußen  greift  neben  der  absoluten  Schonzeit 
eine  individuelle  Platz  für  alle  Salmoniden  in 
besonders  geeigneten  Gewässern,  femer  für  den 
Lachs  im  Rhein  und  den  Krebs.  Die  besonderen 
Fortpflanzungsverhältnisse  des  letzteren  erhei- 
schen eine  Ausnahme.  Seine  Schonzeit  läuft  vom 
1./XL— 31./V.  Daneben  kann  der  Fang  eier- 
tragender Krebsweibchen  verboten  werden. 
Ueberdies  bestehen  Mindestmaße  für  den  Krebs. 

In  anderen  Ländern  ^Elsaß- Lothringen,  Frank- 
reich) besteht  dn  gemischtesSch  onsystem 
(absolute  Schonzeit  für  die  Frühjabrslaicher, 
individnelle  Schonzeit  für  die  Winterlaicber), 
Zu  unterscheiden  von  diesen  beiden  Schon- 
zeiten ist  die  Wochenschonzeit  (in  Nord* 
dentschland  —  Preußen  nnd  angrenzende  Staaten 
—  durchweg,  in  Süddeutschlaad  nur  im  Geltungs- 
bereich des  Berliner  Lachsvertrages),  die  gewöhn- 
lich von  Samstag  Abend  Ms  Sonntag  Abend 
oder  ans  ZweckmäOigkeitsgründen  von  Sonntag 
Morgen  bis  Montag  Morgen  läuft  nnd  vorwiegend 
den  Fischen  einen  frtien  Zug  im  Wasser  zwecks 
Aufstiegs  zu  den  Laichplätzen  und  zur  gleich- 
mäßigen Verteilung  in  der  ganzen  Gewässer- 
strecke ermöglichen  soll.  Die  Angelei  mit  der 
Rnte  kann  während  der  wöchentlichen  Schonzeit 
freigegeben  werden. 

Schädliche  Fangweisen  nnd  Fang- 
geräte  sind  zn  unterlassen  bezw.  gesetzlich 
zu  verbieten.  Hierzu  sind  diejenigen  Gerät- 
schaften zu  rechnen,  welche  in  zu  großer  Zahl 
untermaßige  Fische  in  die  Gewalt  des  Menschen 
zn  bringen  geeignet  sind,  femer  soldie  Stoffe 
oder  Geräte,  welche  nnterecbiedslos  große  und 
unausgewachsene  Fische  vernichten  bezw.  ver- 
letzen, ohne  sie  sicher  zu  fangen,  nnd  schließ» 
lieh  solche  Vorrichtun^n,  welche  konkurrierende 
Berechtigungen  an  einem  Wasserlanfe  durch 
Wegfangen  aller  Fische  in  einem  ober-  oder 
nnterhatb  gelegenen  Teile  des  Gewässers  schä- 
digen. 
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Denmach  sind  hierher  zn  rechnen:  die  anf 
8.  798   genannten   explodierenden  und 

fiftigen  Stoffe  nnd  die  ebenda  anfgezählten 
nstramente,  ferner;  das  Trockenlegen 
von  Wasserläufen  (Prenßen,  Bayern.  Baden),  da 
hierbei  eine  grolle  Menge  von  Jungbrnt  untzloa 
zngmnde  gebt,  in  manchen  Ländern  (Bayern, 
buischer  Neckar)  die  Eisfiacberei,  Fischen 
mit  Leuchten,  Fackeln  nnd  elektrisch  ein 
Licht  Hierher  gehört  weiter  das  Verbot  des 
Fischens  znr  Nachtzeit  nnter  Anwendnng 
menBchUcher  Tätigheit  (Sachsen,  Württemberg, 
Baden),  das  Vers  teilen  von  Wasserflächen 
durch  Netze.  Die  Fischereigesetzgebung  ge- 
stattet ein  Verstellen  auf  höchstens  die 
halbe  Breite  (Preußen)  nnd  sieht  beBtimmte 
Abstände  für  eine  größere  Zahl  hinter- 
einander anfgestellter  Fiscbereivorricbtungen 
Tor.  Der  Gebrauch  von  Zngnetsen  ist 
Tielfiich  nnr  zn  bestimmten  Jahreszeiten  oder 
auf  bestimmtem  Grunde  erlaubt,  um  eine* 
Verspermng  des  Flußbettes  zur  Hanptzngzeit 
mancher  wertvoller  Fischarten  oder  eine  über- 
mäßige Beschädigung  des  —  fUr  die  Nahrang 
tud  den  Aufenthalt  der  Jungfische  wichtigen  — 
Pflanzen  Wuchses  zn  verhindern. 

Schädliche  Fisch ereiberechtigungen  sind  auch 
manche  Privilegien  anf  bestimmte  Fangtnittel, 
wie  z.  B.  Selbstfänge  für  Lachs  und  Aal. 
Sie  schädigen  nicht  nnr  Ober-  nnd  Untertieger, 
sondern  dienen  oft  auch  zum  Fang  unausge- 
wachsener  Fische  nnd  sind  wegen  ihrer  La^ 
schwer  zn  kontrollieren.  Die  neaere  Fischerei- 
gesetzgebung unterwirft  auch  diese  Privilegien 
den  einschränkenden  Bestimmungen  des  Gesetzes. 

Die  Maschen  der  Netze  müssen  so  weit  sein, 
daß  der  Fang  unausgewacbsener  Fische  tnnlichst 
vermieden  wird.  Die  Maschenweite  beträgt 
in  Preußen  und  Vertragsstaaten  2,ö— 3,5  cm 
von  der  Mitte  des  einen  znr  Mitte  des  anderen 
Knotens  in  nassem  Zustande  gemessen,  in  Bayern 
3—4  cm,  in  Württemberg  nnd  Baden  2 — 'A  cm, 
im  Berliner  Staatsvertrag  von  1885  (für  den 
Lachs)  6  cm.  Ansnahmen  für  den  Fang  von 
Köder-  und  Fntterfischen  werden  besonders  zu- 
gelassen. DieZahl  der  von Sportfiechern  zugleich 
zn  benutzenden  Ruten  kann  ebenfalls  beschränkt 
werden. 

Zur  Durchführung  dieser  Maßnahmen 
und  znr  Kontrolle  über  die  Ausübung  der 
Fischerei  berech  tigun  gen  ist  eine  Anzahl  gesetz- 
licher bezw.  polizeiliciier  Maßnahmen  notwendig, 
nämlich:  Vorschriften  über  die  Kennzeich- 
nung der  zum  Fang  ausliegenden  Ge- 
rätschaften (Prenßen,  Hessen,  Oesterreich) 
snr  Ermittelung  der  Person  des  Fischers,  über 
das  Mitführen  von  Fischerei^eräten  an 
Bord  von  Fahrzeugen,  anf  öffentlichen  Wegeu 
und  in  der  Nähe  von  Fischeewässern,  über  die 
Erteilung  von  Ausweis-  bezw.  Erlaubnis- 
scheinen (iu  Oesterreich  Fischerbüchel) 
für  die  FischereiausUbenden;  derartige  Scheine 
sind  von  dem  Fiachereiberechtigten  oder  von 
den  Polizeibehörden  auszustellen,  welche  letztere 
unter  Umständen  die  Erteilung  des  Scheines 
versagen  können. 

Die  Ueberwachong  des  Vollzuges  der  Vor- 
flchriften  liegt  entweder  in  den  Händen  des 
allgemeinen  Sicherheitspersonals  oder  sie  ist 
besonderen,  vom  Staate,  den  Gemeinden  oder 
Genossenschaften  haupt-  oder  nebenamtlich  an- 


gestellten Fischereibeamte  n  (Oberfiidi- 
meistem.Fischmeistera.Fischeretaufsehenilfiber- 
tragen,  denen  auch  bei  Bestellung  dorch  die 
Fischerei  berechtigten  vom  Staat  Beamtenqualitil 
beigelegt  wird.  Die  OberfischmeiBter  sind  zu- 
gleich oder  nur  (wenn  im  Nebenamt  tätig) 
technische  Beiräte  der  oberen  Verwaltungs- 
behörden ;  vielfoeh  gibt  es  anch  besondere 
Fische reikonsulentien  i,Bayeni,  Badai. 
Oesterreich,  Schweden). 

Die  Strafen  sind  in  Deutschland  darcb  die 
ßeichsstrafgesetzgebung  nnd  durch  die  Landck- 
gesetzgebungen  geregelt;  dabei  ist  meist  dir 
Einziehung  und  Vernichtung  verbotswidrig  ge- 
fangener und  in  den  flandd  gebrachter  Furhr 
oder  unerlaubt  verwendeter  Fanggeräte  gestatt«!. 

2.  Beeinträchtignngen,  welche  von 
außen  die  Fischerei  betreffen,  insbe- 
wmdere  von  sdten  der  Landwirtschaft,  Indiutrie 
und  Strombaurerwaltnngen. 
!  Die  fließenden  Gewäaser  sollen  von  niemandem 
in  rücksichtsloser  Weise  nnr  xnm  eigenes  Vor- 
teil unter  Anßerachtlassen  der  Interessen  anderer 
genutzt  werden.  Die  Gesetzgebung  hat  dem- 
nach  einen  Ausgleich  im  Widerstreit  der  Inter- 
essen zwischen  Fischwirtschaft,  Schiffahrt,  land- 
wirtschaftlichen und  gewerblichen  Betrieben 
anzustreben.    Pflicht  der  Verwaltungsbehörden 

—  insbesondere  auch  der  StrombauverwaJtungen 

—  ist  es,  in  verständiger  Weise  eine  vermittelnde 
Tätigkeit  zwischen  allen  einander  entgegen- 
stehenden Interessen  aasrnftbai. 

Das  zeitweise  Ab  Beklagen  des  Wassers 
in  Ge werbskanäleu  zn  Reparatur-  oder 
Räumun^szweckenist  dem  FischereiberechtiEtes 
rechtzeitig  auxuzeigeu,  um  ihm  die  Mfigückuii 
znr  Ergmfung  vorbeugeader  Haßregdn  n 
geben. 

Ver  unrein!  jungender  Wasserlänfednich 
Abgänge  industrieller  oder  landwirtschaftlicher 
Tätigkeit  sind  (in  Preußen,  Baden.  Hewent 

frundsätzlicb untersagt.  BeiÜberwiegeodea 
nteresse  der  Landwirtschaft  oder  Industrie  kaas 
jedoch  das  Einwerfen  oder  Einleiten  acbidüdMt 
Stoffe  gestattet  werden,  wofern  der  Inhaber  der 
Anlage  geeignete  Einrichtungen  ztir  möelichsten 
Beschränkung  des  Schadens  für  die  Piicbem 
trifft.  Diese  Einschrfinknngen  dürflen  bei  strik- 
ter Durchführung  nicht  seTten  genügen;  leider 
wird  die  Auferlegung  geeigneter  Eiuirhtnafcen 
noch  vielfach  bei  der  Konzessioniemng  snttec 
acht  gelassen ;  sie  sind  dann,  nach  Angetretenem 
Schaden,  infolge  örtlicher  Scbwierigkeitea  utt 
uicht  mehr  anzobringen ;  in  manden  Fällen 
dienen  anch  heimliche  Auslässe  während  der 
Nacht  znr  Entlastung  der  kouessionieRen  aber 
insnffizienten  Reinigungsanlagini.  In  ftim 
Falte  kommt  es  nicht  auf  die  (als  Schlagwort 
so  beliebte)  „Klärnng".  sondern  immer  lof 
eine  Reinigung  der  Abwässer  von  den  Rir 
die  Fischerei  schädlichen  Beimengungen  sa. 
Bedauerlicherweise  versagt  die  Technik  in  diMcm 
Punkte  bei  manchen  Fabrtkwä«ern  norJigau. 
in  bezug  auf  die  Schädlichkeit  vieler  khirSurr 
sind  die  Meinungen  auch  noch  geteilt 

Dem  Staate  liegt  die  Verpflichtung  üb,  die 
wissenschaftliche  Enorachoiig  dieser  ffngm  n 
fördern;  zu  diesem  Behirfe  nat  man  Iz  fi.  ia 
Prenßen)  umfangreiche  wisseoschaftliche  An- 
stalten geschaffen. 

Die  Vorschläge,  einen  Anaglndi  >ia  Intei- 
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zwiacben  lodnstrie  and  Fischerei  durch  1 
•  V  Opfentrecken  xa.  schaffen ,  in  denen  die 
Fi^ktfei  Ige^n  Eotediftd^ong)  preisgeg^eben 
Uli  der  lodnslrie  die  Einleitung  ifarer  Abwässer 
A^t»net  wird,  haben  w^en  der  Schwierigkeit 
•uier  Becrenznog  des  Ümfangea  der  Opfer- 
itreckea  oei  Weiterentwicklane'  der  Industrie 
-  mit  Becht)  —  den  Beifall  der  Fiecherei- 
<rctse  bisher  nicht  gefunden.  In  nenester  Zeit 
Latxn  sich  erfrettUcherweise  die  Bestrebnngea 
»td  Reinbaltnng  unserer  jahrzehntelang  arg 
-frnarlilässigten  Waeserlftafe  nicht  nnr  vom 
ä^hereilichen  sondern  inabesondere  aach  vom 
'luitäien  Standpunkte  ans  vermehrt. 

Tarbinen  werden  znr  Vermeidung  von 
foc&idignngen  der  Fische,  namentlich  der  Aale, 
jwFckmtUJiger  Weise  mit  Schntzgittern  ver- 
■cJh'Q.  In  Preußen  ist  diese  Maßnahme  gesetz- 
.irh  Turgeseben. 

lUt  Besiehungen  der  Fischerei  zar  Schiff- 
iihrt  (9.  oben  8.  808]  werden  durch  polizeiliche 
^i-nirdsoDgen  über  du  ioikern  von  Fahrzeugen 
iB  der  Nähe  von  Fitchercengen  und  (Iber  die 
Fthrgnchwindigkeit  der  DampfschifTe  geregelt 
.\H(l«Terseit8  soll  aber  auch  die  Fischerei  den 
^biffahrtabetrieh  nicht  bindern.  Gegen  die 
"ti;tdieongen  des  Fischbestandes durch  Halten 
«••D  Wassergeflügel  (Enten,  Gänse)  und 
^ttta  Vernichtung  von  Fischen  durch  Böten 
fijB  Hanf  and  Flachs  in  fließenden  Ge- 
"L«erD  uder  das  Einleiten  der  Abwässer  aus 
lurhsrOten  bestehen  gesetzliche  Verbote  (Preus- 
<n.  Bayern.  Baden,  Hessen ).  Wässerungs- 
jribeHf  welche  lediglich  landwirtschaftlichen 
Zwecken  dienen,  kennen  seitens  der  im  Haupt- 
niwer  zur  Fischerei  Berechtigten  daoemd  oder 
KUirrnd  der  Schonzeit  zur  Verhütung  des  Ein- 
tmm  von  Fischen  durch  Gitter  (Rechen) 
ib;f>^hlo«sen  werden  (Baden,  Heasen).  Die  an 
'"■vbser  angrenzenden  Ufereigen tSmer  dtlrfen 
ti<^  reberflutnagen,  mangels  besoaderer 
t-eiK-htigangen,  die  Fische  durch  keinerlei  Vor- 
nihtaogen  an  dem  Rückzüge  in  das  Wasser 
bmdfnii  Preußen,  Sachsen,  Württemberg,  Baden, 
IlH<«n*;  andererseits  haben  tiich  die  im  Flosse 
?f»<htigten  mangels  besonderer  Seehtstitel 
iQf  dm  Uberfloteten  Ländereien  meist  des  Fisch- 
zQ  enthalten.  Die  nach  Ueberschwemm- 
iiD^o  xnrllekgebliebenen  Fische  gehOren  zu- 
Beut  deni  GruideigentQiner. 

lu  Intereue  der  Vorflnt  hat  die  Polizei- 
l»l>ürde  fllr  rechtzeitige  Auikrantung  und 
iCiaunng  der  Wasserlfinfe  zu  sorgen.  Bei 
uehTerständiger  Anordnung  (Bestimmung  einer 
Kfvii^eten  Zeit)  werden  sich  erheblichere  Schä- 
■iitfUDgen  der  Fischerei  hierbei  zumeist  vermeiden 
*y*vtL  Hingegen  können  sogar  wohlerworbene 
hx-Lereirechte  tallerdings  nur  gegen  Eutacbä- 
iiiiraDp)  verloren  gehen,  wenn  nach  dem  preus- 
•ivbtfo  Deicbgetetz  vom  2S./1. 1848  durch  Polizei- 
wjiudDiug  im  Inteieese  der  Widerstands- 
iftbigkeit  der  Deiche  denFiaohem  dieBe- 
Htznug  von  Dämmen  nnd  Uferbanten  zum  Fest- 
Iri^ra  der  Netz«  and  zum  Einschlagen  von 
KiM'herzeirben  nntersagt  wird.  Anoererseits 
Ubefl  die  Fiüchereiberecntigten  (in  Preußen]  die 
H'fn^ii^  iii  Öffentlichen  Strßraen  und  in  Privat- 
riHmeu.  in  denen  mehrere  die  Fischerei  htthen, 
Wer  Versetzung  des  Ftnases,  durch  wel- 
•br  der  freie  Gang  der  Fteche  gehindert  wird, 


entgegenzutreten,  ohne  daß  es  hierzu  eines 
Schadensnachweises  bedarf. 

Zum  Zwecke  der  Ausäbnng  des  Fischfanges 
bat  der  Fischereiberechtigte  hezw.  der  Pächter, 
vorbehaltlich  seiner  Haftung  für  den  an  den 
Grundstücken  angerichteten  Schaden  ein  aus- 
drückliches Uf  erhetretungsrecht  in  Würt- 
temberg, Baden,  Heasen  and  den  österreichischen 
Kronländern.  Mittelbar  anerkannt  ist  dieses 
Recht  in  Bayern.  In  Preußen  gibt  es  ein 
Uferbetretungsrecht ,  d.  h.  ein  Recht  fremde 
Grundstücke  zwecks  Ausübung  der  Fischerei  zu 
benutzen  nnr  dort,  wo  die  Adjazenten-  und 
Koppelfischerei  gesetzlich  geregelt  ist  (West- 
falen, Rheinprovioc,  Hannover).  Im  ttbrigeu 
muß  sich  der  Fischer  mit  dem  UfereigentQmer 
verständigen.  Die  dem  Verpächter  oder  Eigen- 
tümer gehörigen  Ufer  darf  aber  derjenige,  welchem 
ein  dingliches  Fischereirecht  vom  Eigentümer 
verliehen  ist  überall  so  weit  betreten  und  be- 
QUtzen,  als  dies  zur  sachgemäßen  Ausübung  der 
Fischerei  notwendig  ist. 

Die  Vertilgung  von  der  Fischerei 
schädlichen  Tieren  wird  durch  die  Jagd- 
gesetze und  durch  die  Fischereigesetze  geregelt 
Das  Recht,  jagdbare  aber  zugleich  der  Fischerei 
schädliche  Tiere  (Otter,  Beiher)  d.  h.  Tiere, 
deren  Fang  bezw.  Abschuß  eigentlich  nur  dem 
Jaffdberechtigten  zusteht,  ohne  Anwendung  von 
Schußwaff'en  zu  fangen  oder  zu  töten,  steht  dem 
Fischereiberechtigteu  als  nicht  auaschließ- 
liches  Okkupationsrecht  durch  die  Fischerei- 
gesetKgebung  vielfach  zu.  Die  Gesetzgebung 
einzelner  Staaten  (Württemberg,  Sachsen) fordert 
die  Ablieferung  der  Beute  an  den  Jagdherm, 
in  anderen  Ländern  (Preußen,  Baden)  kann  der 
Fischereiherechtigte  die  erlegten  Tiere  für  sieh 
behalten. 

Femer  darf  der  Fischerethexeditigte  andere, 
nicht  jagdbare,  der  Fischerei  schädliche  und 
dem  freien  Tierfang  unterworfene  Tiere  auf 
Grund  des  Fischereigesetzes  ohne  An- 
wendung von  Schaßwaffen  fangen  und  toten. 
Auch  hier  handelt  es  sich  um  ein  —  nicht  aus- 
schließliches —  Okkupationsrecht. 

Weiter  steht  den  Fischereiberechtigten  in 
manchen  Ländern  das  Recht  zu,  jagdbare  Zug- 
vögel, unter  denen  sich  viele  Fischereischää- 
linge  befinden,  außerhalb  der  Schonzeiten  mit 
Fischemetzeu  unter  Wasser  zu  fangen  und  für 
sich  so  behalten.  (Hinsichtlich  des  Haltens  von 
Enten  und  Gänsen  b.  oben.)  Diese  auf  Gesetz 
beruhendeu  Okkupationsrechte  sind  der  Ab- 
änderung durch  Folizeiverordnuug 
entzogen.  Ebensowenig  unterliegen  sie  den 
Einschränkungen  des  Reichegesetzes  zum  Schutze 
der  Vögel  vom  22./III.  1888.  Wieder  andere 
Fischereischädlinge  darf  sich  der  Fischerei- 
berechtigte  nach  dem  Rechte  des  freien 
Tierfanges  —  diese  aber  nur  unter  Beach- 
tung der  gesetzlichen  Einschränkungen  —  an- 
eignen. Beim  Ueberhandnebmen  der  Schädlinge 
kann  der  Abschuß  bezw.  das  Zerstören  der  Nester 
durch  polizeiliche  Anordnung  auf  Kosten  der 
Fischereiberechtigten  bewirkt  werden  (Baden, 
Oesterreich). 

Es  ist  durchaus  Aufgabe  der  Fischereibe- 
rechtigten, insbesondere  an  geschloosenen  Ge- 
wässern, dem  Fischraubzeug  nacbzustelleu.  Der 
Staat  verstärkt  den  Anreiz  zur  Erlegung  dieser 
Schädlinge  dadurch,  daß  er  entweder  gewissen 
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Beamten  (Forstschatzbe&mten)  direkt  Prämien 
axd  die  Srle^n^  tod  FiBchraabzen^  zahlt  oder 
den  FiacbereivereiDen  Mittel  znr  Zahlimg  der- 
artiger I^mien  gewihrt 

Gegen  die  Bedrohung  der  Fische  dnreh  Krank- 
htiten  Bind  darch  die  wissenschaftliche  Forschnng 
emt  wenige  Mittel  bekannt  geworden.  Genaue 
Beobachtnng  der  Wassertemperataren  beim 
Transport,  Wahl  des  richtigen,  stets  frischen 
Futters ,  das  kein  ranziges  oder  überhitztes 
Fleischmehl,  Fleisch  aber  nnr  in  gekochtem  Zu- 
stande enthalten  soll ,  Beseitigung  fanlender 
Futterreste  vom  Teichboden,  Trockenlegung  der 
Teichböden  and  ZerstSrnng  der  Panuiten  nach 
Epidemieen  durch  K^k  oder  Kälte,  Baden  der 
enrankten  Fische  in  dünnen  Lesungen  Ton 
Chemikalien  führen  manchmal  zum  Ziel.  Bei 
Massenaterben  von  Fischen  in  öSentlichen  FInD- 
länfen  kann  polizeilicberseits  das  Auflesen  und 
Yemichten  der  erkrankten  und  sterbenden  Tiere 
angeordnet  werden  (so  bei  der  Benlenkrankheit 
der  Barben  in  der  Hösel). 

3.  Wirtschaftliche  Hebung  des 
Fischerstandes.  Der  Staat  leistet,  wie  schon 
erwähnt,  erhebliche  Zuschüsse  an  Private 
und  FisoherdvereiDe  zur  Durchführung 
fisehereiwirtschaftlicherMafinabmen. 
Er  begünstigt  femer  den  Absatz  der  Fi  sch- 
wären sowie  den  Versand  Ton  Fiicheiera  und 
-brat  durch  Erleicbternneen  bei  der 
Versendung  auf  den  Eisenhahnen.  Fische 
werden  in  Deutschland  (Kundmachung  31  des 
Verkehrsverbandes  deutscher  Eisenbahnen)  seit 
dem  l./ni.  189Ö  mit  Personen-  und  Eilgüter- 
zügen zum  Satze  für  gewöhnliches  Fraditgnt 
oder  mit  Schnellzügea  zum  Satze  für  Eilgut 
befördert.  Zur  schnellen  Umladung  der  Fische 
auf  Durchgangs-  und  Uehergangsstationea  so- 
wie znr  Vermeidung  an  diese  Stationen  gegen 
ein  billiges  Entgelt  bestehen  besondere  Vor- 
schriften. 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  Berufafischer 
wird  femer  durch  Belebmng  in  Gestalt  von 
Fiscberschulen  und  Unter richtskursen 
wesentlich  gehoben,  da  dieser  Unterricht  den 
zäh  an  ihren  alten  Gewohnheiten  und  Ueher- 
liefemngen  festhaltenden  Fischern  neue  Ge- 
sichtspunkte für  die  Bewirtschaftung  ihrer  Ge- 
wässer eröffnet  und  insbesondere  die  Möglichkeit 
bietet,  die  Bernfsflacber  tou  den  Strömen  mit 
äet  steigenden  Schädigung  ihres  Erwerbes  der 
T^chwirtscbaft  und  künstlichen  Fischzucht  zu- 
zuführen. Fischerschulen  im  Binnenlande  gibt 
es  in  Deutschland  leider  noch  nicht.  Unter- 
richtakurse  lediglich  für  Berufsfischer  werden 
ebenfalls  nicht  veranstaltet.  Zumeist  sind  die 
Kurse,  welche  jetzt  an  vielen  Stellen  Deutsch- 
lands (Königsberg,  Eberswalde,  Berlin,  Tharandt, 
Halle,  Hoheuheim,  München-Starnberg)  teils  frei- 
willig, teils  auf  staatliche  Anordnung  abgehalten 
werden,  von  Berafsfischem  und  Teichwirten  be- 
sucht- In  Oesterreich  sind  die  Kurse  obligatorisch. 

Die  Veraicherungspflicht  der  in  der 
B.  beschäftigten  Personen  stellt  sich  in  Deutsch- 
land folgendermaßen: 

Nach  dem  K  ranke  nversicherungs- 
g  e  s  e  t  z  vom  30./VI.  1900  sind  diejenigen  Fischer 
versichert,  welche  die  Fischerei  tue  stehendes 
Gewerbe  (also  als  Haupterwerbszweig),  d.  h. 
zur  Erzielung  dauemden  und  fortgesetzten  Ge- 
winnes, nicht  als  Nebenhesch&ftigaDg  in  der 


Landwirtschaft  betreiben.  Venicbemngt^icliti^ 
sind  die  gegen  Gehalt  oder  Lohn  bemifücteB 
nnselhständigen  Arbeiter  (Fischerkudite.  dii4 
Gehilfen,  die  Betriehebeaoiten  oiit  einen  tivhilt 
oder  Lohn  von  weniger  ila  2000  IL  ^lith. 
und  die  Teilhaber  (Partner ,  DritttcilDDer 
Waadenzieher,  Fischennaaten  naw.),  wtJch*  ihrr 
Arbeitskraft  dem  Fischer  gcgeji  Oewionsatcil 
znr  Verfügung  stellen,  nicht  aber  die  Uitnuti^r 
nehmer,  welche  z.  B.  Hiteigentümer  aa  liuoifo 
und  Geräten  sind.  Besondere  Kraakenkas««! 
für  Fischer  bestehen  nidit;  die  VenichemoE: 
erfolgt  bei  den  Orts-  und  Gemeindebankfo- 
kassen.  Die  Binnenfischer  sind  nach  den  I  o- 
f allTereichernngageeeta  nur  dam  m- 
sichert,  wenn  die  FiKherei  einen  Tcü- 
Xebenbetrieb  eines  landwirtschaftlidien  Betneb«: 
darstellt,  eine  Bestimmung,  welche  nicht  >lrn 
Wünschen  der  FischerbevOlkemng  eoigpriclir 
und  der  Abänderan^  bedarf.  Die  VetsicbeniL: 
erfolgt  in  diesen  Fällen  bei  der  xosiändii;:«!' 
landwirtschaftlichen  Bemfagenossenscbaft 

Nach   dem  InvaiidenversichetBD^j- 
gesetz  vom  13./VIL  1899  sind  die  aliArWuH 
und  Gehilfen   gegen  Lohn   oder  (räait 
schaftigten  Fischer  vom  vollendeten  Iß.  LAat- 
jähre  ab  versichert,  ebeuo  wie  die  Betritt 
beamten  und  sonstigen  im  Hauptberuf  ki  im 
Fischerei  angestellten  Personen  und  die  1«  4ct 
Krankenversicherung  genannten  Teilhaber. 
Fischerei  muß  nicht,  wie  bei  der  Krankefirersirbc 
rang,  als  stehendes  Gewerbe  betrieben  werdtn 
doch  sind  nur  vorübergehende  Dienstleistiuiiii'ji 
nicht  versicherungapflichtig.   Die  Verrichwar 
erfolgt    bei    derjenigen  Landesvemcheruiiirv 
anstalt,  in  deren  Bezirk  die  Beschäftigno;  »la'i' 
findet. 

Schlielllich  sei  hier  noch  der  stutüchni 
Forderung  wissenschafUicfaer  Fonehniig  uE  ^ 
Gebiete  der  B.  gedacht  Die  ErUhrai«« 
der  letzten  Jahrzehnte  haben  deutlich  die  luft 
Bedeutung  der  Fischereibiologie  f&r  deo  nüV 
nellen  Ausbau  der  Fisch  wirt«chaftsleliTe.  för 
zahlreiche  Fragen  der  Wasserreniiireiiii^i:^ 
u.  a.  m.  gezeigt  Demzufolge  sind  a  if" 
meisten  enropfilschen  Staaten  —  nach  dem  ^ 
bilde  Deutschlands  —  ForBchnog^iteB  w 
Fischereibiologie  und  verwandte  Gebiete  im  Eni- 
stehen  begriffen.  Deatschland  sdbst  verfall 
Zeit  Uber  6  diesem  Zweck  dienende  Ivtitai^ 
welche,  teils  direkt,  tdls  indirekt,  tns  iwt- 
mittein  unterhalten  werden.  Es  sind  die?  div 
Königliche  Vernichs-  und  PrQfaufnnstah  rSr 
Wasserversorgung  und  AbwÄsserbeseitigniig  ra« 
das  tierphysiologische  Institut  der  Ej^iguchi'n 
Landwirtscbaf  tiichen  Hochschule,  beide  in  Bcrlia. 
das  Königliche  Institut  für  B.  in  Ftiedrtchshurc 
(verbunden  mit  einem  Lehrstuhl  fQr  B-  u  dt' 
Königlichen  Landwirtschaftüchen  Hocbxbala  a 
Berlin),  die  Königliche  Biologische  Venwii^ 
Station  für  Fischerei  in  Httnehen,  die  Bi"l(«iKw 
Station  in  Plön  und  die  TüdiwirtwkifiU'J 
Veranohsstation  der  LandwirtschnftskamiDer  nt 
die  Provinz  Schlesien  in  Trachenberg.  In  atatfW 
Zeit  sind  Bestrebungen  nur  Sdüfme 
teichwirtachaftlichen  versnehntatioB  m  w  tV 
vlnz  Haunorer  im  Gange. 

4.  BereohtiffiiitK  rar  Aoflnbav  der 
B.   Begriff  des  FiflcheretKchtK.  ^""^ 

Ider  ältesten  deutschen  Recht8soscl»ii<ii>£ 
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war  dese  Kuig  der  Fische;,  die  als  herren- 
loee  Tiere  angesehen  wurden,  ffir  jeder- 
mann frei  Unter  dem  Einflüsse  der 
Grundherrlichfceit  und  der  Laodeshen-lich- 
keit  wurden  die  größeren  Gewässer  mit  dem 
Ban  n  belegt  Aus  diesem  entstand  im 
Mittelaller  das  Fischereiregal,  indem 
die  lAudeeherrcn  an  größeren  fließenden, 
insbesondere  schifTbai-en ,  Gewässern  ein 
Hoheitsrecht  beanspruchten,  das  die  Fischerei, 
deren  ökonomische  'Wichtigkeit  man  bald 
erkannte,  einschloß.  Infolge  weiterer  Ver- 
breitung dieser  Rechtsanschauimg  griff  das 
Regal  auch  auf  nicht  schiffbare  Gewässer 
Aber  (z.  B.  hinsichtlich  der  Perlfischerei  in 
Bächen  u.  a.  m.).  Doch  gab  es  schon  da- 
mals private  Rechte  z.  B.  von  Gnind- 
herren,  Städten,  geistlichen  Stiftungen  u.  a.  m. 
Durch  CeberlassuDg  von  Fischereiberech- 
tigiingen  seitens  der  LandesheiTen  an  Gmnd- 
herrschaften,  Klöster,  Gemeinden,  Innungen, 
MülUen  II.  a.  m.  entstand  schon  frühzeitig 
in  der  Verteilung  der  Fischereiberechtigimgen 
ein  sehr  wechselvolies  Bild,  dessen  Bimt- 
scheckigkoit  noch  zunahm,  als  mit  der  Aus- 
breitung des  römischen  Rechts  —  nach 
welchem  das  Eigentum  am  Wasser  und  ara 
Bett  nicht  Öffentlicher  Gewässer  den  an- 
stoßenden Grundbesitzern  zusteht  —  ein 
um^ngreiches  Adjazentenrecht  ent^ 
stand.  Daneben  ^fT  die  wilde  oder 
freie  Fischerei  Platz,  welche  sich  bis  in 
die  letzten  Jahrzehnte  gehalten  hat  und 
jedem  MitgHede  einer  fl&chereiberechtigten 
Gemeinde  die  AnsObung  der  Fisdierei  ge- 
stattete, sowie  die  Koppelfischerei, 
d.  K  ane  gl^chzeitige  Vielheit  von  Be- 
reditigungen  an  ein'  und  derselben  Wasser- 
strecke. In  Oesterreich  existiert  eine  ähn- 
liche Form,  die  sog.  Oerechtsame  des  M  i  t  - 
ti Sehens,  indem  an  verschiedenen  Wochen- 
fogen  verschiedene  Berechtigte  den  Fisch- 
fang auf  demselben  Gewässer  ausüben. 

Die  juristische  Entwickelung  einer  spe- 
ziellen Fischereig^tzgebuDgj  eines  eigenen 
speziellen  fischereirechtes,  beginnt  erst  ziem- 
lich spät 

Heilt  beruht  die  Berechtigung  zur  Aus- 
Qbung  der  Fischerd  in  Deutschland  vielfach 
auf  folgenden  Grundlagen: 

Man  unterscheidet  öffentliche  und 
private  Gewässer. 

Oef  fen  tli  che  Gewässer  sind  (nach  dem 
ALR,  dem  wir  im  naclistehenden  fast  durch- 
weg folgen)  die  von  Natur  dauernd 
schiffbaren  Ströme,  soweit  die  Schiffbar- 
k&t  reiclit.  Von  Natur  nicht  schiff- 
bare oder  Privatflüsse,  auch  wenn  sie 
fllr  den  öffentlichen  Verkehr  erschlossen 
wurden,  ebenso  Kanäle  ffir  Schiffahrt, 
Mühlenbetrieb  oder  gewerbliche  Zwecke  sind 
unter  irrostflnden  öffentliche  Wasserstraßen, 


bleiben  aber  hinächtlidi  der  Fischerei 
Privatgewässer. 

Seeen,  wel<^e  im  Zuge  öffentlicher 
Ströme  liegen  nnd  nur  Verbreiterungen  dieser, 
also  Stromteile,  darstellen,  sind  Öffentliche  Ge- 
wässer, andere  Soeen,  auch  wenn  sie  schiffbar 
sind,  nicht  Danemd  von  einem  öffentUchen 
Strom  überflutetes  Gelände  wird  zu  einem 
Teil  des  Stromes,  künstlich  hei::gestellte  hafen- 
oder  buchtenartige  Erweitenmgen  öffentlicher 
Ströme  nur  dann,  wenn  das  Wasser  in  ihnen 
frei  und  ungehemmt  fließt 

Die  Privatgewässer  werden  eingeteilt 
in  geschlossen  e  und  nicht  ge  Rchlos- 
sene.  Nicht  geschlossene  Gewässer 
sind  (nach  dem  ALR.)  alle  Teile  des  großen 
Wassernetzes,  welches  die  Binnengewässer 
dem  Meere  zuführt,  und  alle  Gewässer,  welche 
mit  dem  Wassernetz  in  einer  Verbindung 
stehen,  die  für  den  Wechsel  der  Fische  ge- 
eignet ist.  Die  Fische  bewegen  sich  in  den 
nicht  geschlossenen  (^wässern,  ohne  an 
die  Grenzen  des  Privateigentums 
gebunden  zu  sein,  können  sich  also  auch 
nicht  im  Eigentum  eines  Einzelnen  be- 
finden. Aber  auch  Gewässer  wie  Seeen, 
Teiche,  Lachen  u.  a.  m.,  die  mit  dem  Wasser- 
netz nicht  in  Verbindung  stehen,  sind  in 
fischereilichem  Sinne  nichtgeschlos- 
seoe  Gewässer,  wofern  sie  sich  Über  die 
Grundstücke  verschiedener  Besitzer  aus- 
dehnen. Auch  in  solchen  Gewässern  unt^ 

I  li^en  die  Fische  nicht  der  Disporätions- 
gewalt  eines  FSnzelnen.  Geschlossene 
Gewässer  sind  (nach  dem  ALR.)  solche, 
welche  einem  Orundbeätzer  gehören  und 
mit  dem  allgemeinen  StromneU  nicht  so  zu- 
sammenhängen, daß  ein  Wechsel  der  Flsdie 
möglich  ist 

Das  preußische  Fischereigesetz  v. 
30./V.  1874  weicht  von  der  im  vorstehenden 
entwickelten  Begriffsbestimmung  ab.  Nach 

I ihm  sind  alle  künstlich  angelegten  Fisch- 

i  teiche,  in  welchem  der  Fischfang  einem 
Berechtigten  gebührt,  geschlossene  Gewässer, 

I  gleichgültig  ob  sie  mit  dem  allgemeinen 
Stromgebiet  zusamroeniiängen  oder  nicht ; 
andererseits  nimmt  das  Gesetz  alle  Gewässer 
aus,  an  denen  der  Fischfang  mehreren 
Berechtigten  zukommt 

An  öffentlichen  Gewässern  bildet  die 
Fischerei  (d.  h.  der  Fang  der  Fische,  Krebse, 
Muscheln  und  sonstigen  nicht  jagdbaren 
Wassertiere)  ein  niederes  Regal  des 
Staates.  An  privaten  Gewässern  sind  der 
Eigentümer  oder  ein  Dritter,  der  ein  selb- 
ständiges dingliches  Recht  (Recht  an  fremder 
Sache)  oder  die  Adjazenten  oder  schließlich 
die  Gemarkun^gemeinden  fischereiberech- 
tigt. Daneben  beruhen  zahlreiche  Fischerei- 
berechtigungen au  öffentlichen  und  privaten 
Gewässern  auf  regaler  V  e  r  1  e  i  hu  n  g ,  P  r  i  V  i - 
legien,  Lehns-,  grund-  und  guts- 
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herrlichen  Yerhältoissen,  so  daß  oft 
an  einer  Wasserstrecke  hiDsichtlich  der 
Fischereiberechtigungen  die  verschiedensten 
Yerhältoisse  nebeneinander  bestehen,  die 
durch  Erbteilung  noch  vielgestaltiger  werden 
können,  (üeber  ihre  Beseitigung  im  Inter- 
esse der  Fischerei  s.  S.  804.)  An  ÖifentHchen 
Oewftssern  ^t  im  Zweifel  dem  Fiskus 
gegenüber  die  Vermutung,  daß  das  Begal 
aemPrivatbesitzer  (innerhalb  der  Gren- 
zen der  Yerleihungsurkuade)  ansschlieB- 
lich  überlassen  ist 

Ein  Fiaebereirecht  konnte  an  Öffentlichen 
Strömen  früher  durch  (anßerördentliclie)  Er- 
sitzung (TOD  44  Jahren),  nnd  zwar  anch 
gegenüber  Privilegierten,  in  dem  Umfange  der 
tatsächlichen  AusiTbang  erworben  werdeu,  wo- 
fern die  letztere  nicht  ge^en  ein  Yerbctsfesetz 
verstieß.  Aas  letzterem  Ornnde  sind  die  älteren 
fischereipolizeilicben  Vorschriften  in  Fischerei- 
fragen für  das  materielle  Becht  noch  von  Be- 
deutung. Der  Fiskas  war  von  der  Mitans- 
ttbnng  nnr  auageschlossen,  wofern  ein  weit^ 
gebendes  Untersagnngsrecht  miterseHien  war. 
Durch  die  Bestimmungen  des  BGB.  ist  die  Er* 
sitinug  von  Fischereirechten  au  Öffentlichen 
Gewässern  beseitigt  Sie  muß  vor  dem  1900 
vollendet  gewesen  sein. 

In  Privatgewäseem  (stehenden  nnd  fließenden) 
geb&brt  im  Zweifel  das  Eigentum  am  Ge- 
wät4ser,  dem  Bette  und  an  den  Natzungen  den 
Anliegern  nach  den  Grenzen  ihrer  Grundstücke 
bis  zur  Mitte. 

Vielfach  besteht  ein  besonderes  Fischereirecht 
als  selbständiges  dingliches  Recht  — 
^Becht  an  fremder  Sache".  —  Der  Eigentümer 
ist  hierbei  von  der  Fischerei  nicht  ausg^chlossen, 
es  sei  denn,  daß  das  Recht  anf  staatlicher  Ver- 
leihung (Privilegien)  beruht,  eine  Möglichkeit, 
die  früher  bei  der  Ausdehnung  der  Regalität 
anf  Frivatgewfisser  wohl  gegeben  war. 

Die  dinglichen  Fischereirechte  sind  Per- 
sonaldienstbarkeiten oder  an  den  Besitz  eines 
Grundstückes  geknüpfte  G  randdienstbarkeiten. 
Sie  gewähren  die  Fischerei  entweder  ohne  Ein- 
scbillnkang  oder  mit  Beschräuknng  hinsichtlich 
der  Fische,  der  Methoden  und  der  persönlichen 
Bedürfnisse  des  Berechtigten.  Hierzu  zählen 
die  Rechte  des  „Groß"-  oder  „Kleinfischers"  und 
die  Fischerei  „znm  häuslichen  Gebraach",  „zu 
des  Tisches  Notdurft",  uach  denen  die  Berech- 
tigten zum  eigenen  Bedarf  fischen,  die  Fische 
aber  nicht  verkaufen  oder  verschenken  und  die 
Rechte  nicht  verpachten  dürfen ;  die  Verpachtung 
ist  (nach  dem  ALR.)  nur  gestattet,  wenn  das 
Recht  mit  dem  Besitz  eines  Grundstückes  ver- 
knüpft ist. 

Dingliche  Fischereirechte  in  fließenden  oder 
stehenden  Privatgewässem  sind  durch  G.  v. 
ä./Ill.  Iä50  ablösbar  und  deshalb  der  Er- 
sitzung entzogen,  wofern  letztere  nicht 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vollendet 
war.  Personaldienstbarkeiten  müssen  seit 
dem  l./X.  1872  {preuß.  Eig.-Erwerbsgesetz  §  12, 
preuß.  Grandbnchordnung  %  73)  zur  Wirksam- 
keit gegen  den  redlichen  Erwerber  des  im 
Grundbuch  eingetragenen  Gewässers  im 
Grundbuch  eing;etragen  sein.  Nach  dem  BGB. 
§  8it2  gilt  dies  auch  für  Fischereirechte,  welche 


Grunddienstbarkeiten  sind,  soweit  sie  nic^ 
vor  dem  l./I.  1Ö(X)  erworben  waren. 

Die  Fischerei  in  den  Binnengewäseem  ist 
also  der  Gegenstand  von  Individualrechtea 
irgendwelcher  Art,  welche  stets  aas  beson- 
derem Rechtsgrnud  au  bestimmte  Per- 
sönlichkeiten geknüpft  lind,  aber  gau 
allgemein  den  einschränkenden  Bestimmnngein 
der  Fischereigesetze  nnterliegen.  Freien 
Fischfang  gibt  es  nicht  mehr.  Der  letxte 
Rest  ist  (in  Preaßen)  durch  die  moderne  Fischerei- 
gesetzgebung  beseitigt  worden,  indem  in  den- 
jenigen Gebieten,  in  denen  früher  da«  R«cbt 
des  freien  Fixchfangs  bestand,  dieses  ebenso  wie 
alle  sonstigen  nicht  mit  einem  Grundbesitz  ver- 
bnndenen,  von  allen  Einwohnern  ansgeabtea 
Fischereibeiechtigungen  entweder  d«i  poli- 
tischen Oemeinden  ^Preußen)  oder  den 
S  t  a  a  t  e  (in  den  meisten  Kroalftndem  Oeiterreicbal 
überwiesen  ist;  Ausnahmen  bilden  nur  oucfa 
gewisse  Fischereiarten;  so  t.  B.  ist  nach  Pn^ 
vinzialrecht  in  Magdeburg  das  Fischen  in  der 
Elbe  vom  Lande  ans  mit  Angeln  oder  fieusea 
oder  das  Krebsen  mit  der  Hand  jedermann  ge- 
stattet (ähnlich  wie  in  Frankreich  und  Elüft- 
Lothringen  das  Angeln  mit  der  Rote  in  schiff- 
baren und  flößbaren  Gewässern).  In  allen  Fällea. 
in  denen  das  Fischereirecht  aicht  einen  Teil 
des  Eigentums  am  Gewässer  darstellt,  ist  es 
als  Recht  an  ftremder  Sache  i.aueh  an  Offent^chea 
Flüssen  und  bei  YerleihnnE^  zu  betrauten,  als« 
als  ein  R«cht.  das  uach  oen  Gmndfätzen  des 
Privatrechts  an  fiemden  GrondstQcken  n  be- 
urteilen ist. 

An  der  üand  der  ALB.  kann  das 
Fischereirecht  als  das  ausschließ- 
liche Recht,  sich  gewisse  in  natürlicher 
Freiheit  vorhandene,  d.  h.  herrenloee  Wasser- 
tiere  dvirch  Inbesitznahme  anzueignen,  be- 
zeichnet werden.  Das  österreichische  Geäeti 
definiert  das  Fischereirecht  als  die  aus- 
schließliche Befugnis,  in  ^oem  beetirnnten 
Wasser  Fische  zu  hegeo  und  an  fiangen. 

Im  technischen  Sinne  gibt  es  in  fr e - 
Bchlossenen  Gewässern  nach  dem  ALB- 
kein  Fischereirecht  Hier  sind  die  Wasaer' 
tiere  (nach  dem  ALR.)  das  Eigentom  des- 
jenigen, welchem  das  Gewässer  gehGi  t  Pinglicfa 
Berechtigte  erwerben  au  geschlossenen  Gewässern 
durch  Ansübnng  des  rechtmäßigen  Fange*  nickt 
Eigentum  an  herrenlosen  Sachen,  sondern  freoda 
Eigentum.  Demzufolge  darf  anch  der  Eigea- 
tflmer  die  Wassertiere,  welche  aas  gescUoMenea 
Gewässern  durch  einen  Znfall  eniweicheBr  auf 
fremden  Grund  und  Boden  bezw.  in  bvnii 
Gewässer  verfolgen,  wenn  er  sie  als  sein  Eigen- 
tum mit  Sicherheit  wiedersnerkennen  nvmsg. 
Die  unberechtigte  Ausübung  der  Fischerei  t ■ 
geschlossenen  Gewässern  ist  daher  ii 
Preußen)  nicht  unberechtigtes  Fiscbea. 
sondern  ist  strafbar  wegen  Sachbeacbädigong 
oder  wegen  Diebstahls  bezw.  rnterachlaguBK, 
je  nachdem,  ob  sich  die  Fische  in  da  tauich- 
licben  Innehabnng  dea  Eigentümers  lin  T«ictou 
oder  in  seineu  Gewahrsam  liu  tieferai  ti** 
wässern)  belinden.  In  Oesterreich  wird  die  na- 
berechtigte  Aneignung  von  Fiwben  stets  uor 
wie  Diebstahl  behandelt  «in  Umstand,  der  mit 
dem  Rechtsbewußtsein  des  Volkes  im  Widet^ 
Spruch  steht  und  zu  rnxntrftgUchktitea  fährt. 
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Ein  Fiadwnireebt  gibt  es  nnr  ffir  nicht  ge- 
•■  .btfeene  (USentUcbe  wie  private)  GewBtwer. 
M  itt  du  ftDsichiieOIicbes  Recht,  weil  es 
11  r  dem  Fiscbereiberecfatieten ,  nicbt  dem 
.idberechtigteii,  zosteht.  Tiere,  welche  dem 
•..•diereiredit  unterliegen  und  tod  Dritten 
.ü?  Erlaobnis  gefuigen  werden,  stehen  nicht 
L  Cieentom  dieser  letzteren,  sondern  müssen ' 
^ :_  FiiKbereiberechtigtenheran8gefi:eben werden. 

Tiere,  welche  Gegenstand  des  Fischerei- 
-  -  htes  ciad,  besUmmen  sich  im  einzelnen  nicht 
uh  dem  Fischereigesetc,  sondern  nach  dem 
•-ittriellen  Recht,  das  fllr  die  einzelnen  L&uder 
•ml  LandesteUe  wechselt. 

Ua berechtigtes  Fischen  besteht  in 
.-m  Versnehe  (mit  oder  ohne  Erfolg),  sich  dieser 
'■rre  in  fremden  GewSssem  ohne  Erlaubnis 
Fiscbereiberechtigten    zn  bemächtigen, 
'••nn  also  der  Fischereiberechtigte   für  die 
'•^*1«^tieTe  kein  aasschlieilliches  Okka- 
;  At  <iuor«cht  bat,  so  kann  auch  von  einem  nn- 
''■':btigten  Fischen  Dritter  nicht  die  Rede 
-iD,  wndem  nnr  von  einer  Verletzung  des 
•elrechtes  oder  des  Eigentums.  (Die  weiteren 
iKUairkgen  Rechtsfragen  sind  bereitB  oben 
i:  "  cMjT  beaproc^.) 

Das  geltende  Recht  in  der  B.; 
KHctaer^ertrige.  Die  BlBchereigesetz- 
.vi.iiu^  vieler  europjUaoher  Staaten  deckt 
h  okit  den  weBentlichen  Gnmdsfttzen  der 
■'  I)outsc4üand  geltenden  fischereirechtUclien 
U'MhauuDgeo.  Der  verffigbare  Raum  ge- 
■jXM  eine  ausführliche  Besprechung  der 
ahJreichen  deutschen  und  fremden  Fiscfierei- 
.•'■-.tio  nicht.  Es  sei  daher  auf  die  Dar- 
■Mtung  von  Bufhenberger  in:  Hand- 
«•'•rterbuch  der  Staatswissenschaften,  II.  Aufl. 
'■-ruL  lIKfO  Bd.  III  S.  1055  ff.  verwiesen  und 
:u  r  mir  eine  Aufzählung  der  wichtigsten 
'i-N?tie  und  Verordnungen  in  Deutschland 
'-0-1  ü«n  Nachbarländern  gegebeu. 

einheitliches  Fischereirecht 
t'lr  <las  Deutsche  Reich  gibt  es  nicht.  Die 
^Viriü^amkeit  des  Reiches  beschränkt  sich 
t:'f  ilic  all^meinen  Straf bestimmungeu, 
^■■i'i<?  auf  die  Fischerei  entsprechende  An- 
«  L-lung  finden.  StGB.  §§  242,  246,  296, 
i>i.  J70  stylen  den  Diebstahl  uud  die 
I  -'iiTfchlagung  von  Fischen ,  ferner  das 
itKrlaubte  oder  unberechtigte  Fischen  und 
'Ii«  (rnterlassung  der  Abhaltung  hiervou 
■m^cr  Strafe.  Nach  §  2  des  £0.  zum  StGB, 
■m  31./V.  1B70  bleiben  im  ttbrigeu  die 
^w-livredstrafgesetze  der  einzelnen  Bund^- 
'■uTi-n  in  Kraft  Ueber  die  Beziehungen  der 
^  'i  ii<igewerbeordnung  zur  Fischerei  s.  oben 
• .  II,  l  S.  796.  Wichtig  ist  ferner  die  An- 
■t>aiig  zur  AusfOhniDg  des  Tit.  Iii  der  Oe- 

•  ..-TÄvitlotm^  Tom  22J11I.  1899.  Andere  für 
■  :••  riüchereimteressenteu  in  Betracht  kom- 
'(Kwle  Reiohagcsetze  sind  schon  bei  der  Kr- 
■V'-rnDg  der  Vertilgung  von  Fischfeiuden 
•itid  <W  VenicheninnpHicht  (oben  s.  S.  807 
•1  >n^\  erwähnt.  Aof  Urund  der  Keichsge- 
••ii|Ct;buog  ist  abgenchlosaeD  der  Vertrag 

•  TiscbeD  Deutschlaadf  denNieder- 


landen  und  derSQhweiz  betreffend  die 
Regelung  der  Lachsfischerei  im  Stromgebiet 
des  Rheins  v.  307VI.  1885  (sog.  Berliner 
Staatavertrag),  welchem  am  17./IV.  1895 
Luxemburg  beigetreten  ist. 

Aus  dem  BGR  kommt  §  960  (Begriff 
der  „Berrenlosigkeit"  bei  'neren)  in  Be- 
tracht. 

Nach  Art.  69  des  EG.  zum  BGB.  bleiben 
die  einzelnen  landesgesetzlichen  Vorschriften 
in  Kraft 

Prenllen:  Fiacbereigeaetz  vom  30./V.  1874 
und  Novelle  v.  aO./lII.  1880,  Änsfübrungs-Ver- 
ordnQugen  ans  den  Jahren  1886 — lb97  für  alle 
preußischen  Provinzen.  Ferner  G.  v.  4,/IV.  1877 
(betr.  Lauenbarg).  Das  Fischereigesetz  kodi- 
fiziert das  gesamte  Fischereipolizeireclit  fUr 
PrenUen.  Der  ErlalC  fiscbereipolizeilicber  Yor- 
acbriften  ist  nnr  insoweit  zulässig,  als  sie  das 
Gesetz  selbst  ansdrttcklich  aufrecht  erhält  oder 
gestattet.  UnberQhrt  durch  das  Fischereieesetz 
bleibt  das  materielle  Fischereireeht  (betr.  Eigen- 
tnm,  Erwerb,  Verlust,  Uebertragnng,  Umfang 
nnd  Inhalt  von  FischereiberechtigungeD  usw.), 
soweit  es  nicht  in  sachlichem  Widerspruch  zn 
dem  Fischereigesetz  steht.  Weiter  kommen  für 
das  Fischereirecht  in  Frage:  ALR.  170—175 
^Gegenstand  der  Fischerei),  §§  176—183  (Fischen 
in  geschlossenen  und  nicht  geschlossenen  Ge- 
wässern), §§  184—190  (Polizeigesetze  zar  Aus- 
übung der  Fischerei),  191—192  (Schranken 
der  Fischereigerechtigkeit) ;  G-  betr.  die  Fischerei 
der  UfereigentQmer  in  den  Privatflässen  der 
Provinz  Westfalen  v.  30./VI.  1894,  do.  der 
Rheinprovinz  v.  25./VI.  189Ö  (regelt  die  Ad- 
jazentenfischerei  nach  Analogie  des  Jagdpolizei- 
G.  V.  7./Il[.  1850);  G.  betr.  die  Fischerei  der 
UfereigentUmer  und  die  Koppelfiscberei  in  der 
Provinz  Hannover  v.  26./ VI.  1897  (regelt 
Adjazenten-  und  Koppelfiscberei  nach  ähn- 
lichen Gesichtspunkten);  Staatsratgntachten  v. 
27./30.  Pluv.  (19./II.  180j)  betr.  die  Fischerei 
in  den  nicht  schiffbuen  Flttssen  (von  Be- 
deutung für  den  linksrheinischen  Teil  der 
Rheinprovinz),  G.  betr.  die  Ausübung  der 
Fischerei  in  den  Landesteilen  auf  dem  linken 
RheianCer  v.  23./VI.  1833 ;  G.  betr.  die  Ergänzung 
und  Abänderung  der  Gemeinheitsteilnngs-Oro- 
nnng  v.  2./III.  1850  (Ablösung  von  Fiscberei- 
berechtignngen);  G.  über  die  Benutzung  der 
Privatflüsse  v.  28./n.  1843  (ebenso);  Feld-  und 
Forstpolizei-G.  v.  l./I.  1880  (Beaufsichtigung 
von  Enten,  Röten  von  Flachs  und  Hanf,  Reinigen 
vou  Felleu  und  Schafen  und  andere  Vemn- 
reinigungen  von  Fischgewässem) ;  Gew.Steaer- 
Ges.  V.  24./VI.  1891  (nimmt  die  Fischzucht  von 
der  Besteaerung  aus).  Nur  die  wichtigsten  ein- 
schlägigen Gesetze  konnten  hier  aufgeführt 
werden. 

Auf  fortgesetztes  Drängen  aus  Bemfskreisen 
wird  demnääst  eine  diesen  WUuEchen  Rechnung 
I  tragende  Novelle  zum  Fischereigesetz  zur  Vor- 
I  Isge  gelangen.  Das  neue  Gesetz  wird  voraus- 
<  sicbtlichfolgeude  Fragen  regeln :  Erleicbterongen 
I  bei  der  rationellen  Bewirtücbaftung  von  Seeeu 
I  und  Verhinderung  einer  übermäßigen  Ausbeutnng 
:  des  Fiscbbestandes  in  Gemeinde&chereien,  Nen- 
regelung;  der  Vorschriften  Ober  die  Fischerei- 
1  scheine  im  Sinne  von  Beschränkungen  nach  der 
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Zahl  nnd  Ansübnng  und  verschärfte  Kontrolle, 
Definition  des  strittigen  Begriffs  der  ständigen 
Fischereivorrichtnngen.  Eioscbränknng  der  (viel- 
fatdi  als  entbehrlich  bezeichneten)  Laichschun* 
reviere,  Regelung  der  Änfsicht  über  die  Ge- 
nossenschaften nnd  die  B.  äberhanpt,  Verallge- 
meinemng  des  Rechtes  zur  Urerbetretnng, 
Schaffung  sachverständiger  Organe  im  Haupt- 
amt als  Beirat  für  die  Verwaltangsbehdrden. 
Ferner  iat  der  Entvnrf  eines  preoDiscben  Waaser- 
gesetzes  seit  längerer  Zeit  in  Torbereitaug. 

Vou  Fischereiverträgen  Preußens  sei  hier 
genannt :  Staatsvertrag  zwischen  PrenOen  and 
Laxemburg  betr.  den  Beitritt  Luxeinbnrga  zum 
Vertrage  wegen  Regelung  der  Lachefiocherei 
im  Stromgebiete  des  Rheins  v.  30 /VI.  1885  usw. 
(s.  Berliner  Staatsvertrag  oben  S.  811)  t.  ö  /15./XI. 
1892.  Zu  diesem  Vertrage  gehört  das  Gesetz 
zur  Ansfühmng  des  Prenß.-Lnxemb.  Vertrages 
ttber  d.  Beitr.  Luxemb.  zum  Vertr.  betr.  die 
Regelung  usw.  v.  17..aV.  1895. 

Aafterdem  hat  PreoDen  mit  allen  benachbartea 
Bandesstaaten  in  den  Jahren  1877—1881 
Fischereirerträge  abgeschlossen.  Eiae  Zeitlang 
bestanden  auch  Abmachungen  zwischen  prena- 
sischen  nnd  rassischen  Fischereikreisen  wegen 
Anasetzungen  von  Lachsbrut  iu  die  Weichsel. 

Bayern  besitzt  noch  kein  Fischereigesetz. 
Auch  das  Recht  zur  Fischerei  ist  durch  Spezial- 
gesetz nicht  geordnet.  Die  Fischerei  wird  ge- 
re^lt  nach  der  Landeafiachereiverordnung  v. 
4./X.  1884,  die  sich  auf  Art.  126  des  bayerischen 
Polizeistrafgesetzbuches  stützt,  in  Verbindung 
mit  ausfahrenden  Kreisfischordnnngen  and  Perl- 
flschordnnngen  (letztere  für  Nieaerbayeni  t. 
25./X.  1887,  Oberbayem  t.  lO./TV.  1888  und 
Oberfranken  t.  21./V.  1873).  Für  den  Bodensee 
gelten  die  Fiachereivorschriften  v.  15./III.  1894 
and  6 /XI.  1897.  VollzncsTorschrift  für  den 
Lachaflschereivertrag  v.  31 .1. 1887.  Ein  Fischerei- 
^setz  ist  in  Vorbereitung.  Die  Bodenseefischerei 
ist  zwischen  den  Uferstaaten  {Bayern,  Wörttem- 
berg.  Baden,  Schweiz,  Oesterreich)  geregelt  durch 
die  Vereinbarungen  von  Bregenz  (v.  5./VII.  1893) 
nnd  Konstanz  (v.  3.^11.  1897). 

Sachsen.  Fischerei-G.  t.  15./X.  1868  und 
Nov.  V.  16./Tn.  1874  (Aendemng  der  fischerei- 
polizeilichen Vorschriften)  sowie  Verfüguagen 
T.  8.'X.  1878  und  lö.  II.  1883.  Revidierte  Land- 
gemeindeordnnng  vom  24./IV.  1873  (betr.  Be- 
glaubigung der  Fischkarten). 

Württemberg.  Zurzeit  besteht  da.s 
Fischerei-G.  v.  27./XI.  1865  ond  Nov.  v.  7./VI. 
1885,  neue  VoUzngsverordnung  v.  l./VI.  1894 
nnd  Nachtrag  (für  den  Bodensee)  v.  7./X.  1898. 
Ein  neues  Fisehereigesetz  ist  in  Vorbereitung. 
tS.  aach  bez.  der  Boden  Seefischerei  unter  Bayern.) 

Baden.  G.  v.  10 ./IV.  1848  (Anfhebang  der 
feudalen  Fiacbereirechte)  nnd  vom  29./III.  1852 
f\enordnnng  der  Pischereirechte),  Nov.  v.  29  /III. 
1890  (Aufhebung  des  Kanalfiachereirechtes  und 
sonstiger  Fischereirechte),  Fischerei-G.  v.  3./III. 
1870  und  Nov.  v.  26./IV.  1886  (ähnlich  wie  in 
Preußen).  Landeafischereiordnung  v.  3./TI.  1888 
inebst  Nachtrag  v.  22./in.  18941  nebst  Vollzngs- 
vorschriften,  Perlfischereiordnung  v.  3./1I.  1888. 

FUr  den  •  Bodensee  gelten  die  Vorschriften 
V.  3..VII.  und  4./XII.  1897.  (S.  auch  bez.  der 
Bodfmseefiscberei  unter  Bayern.) 

Die  oberrheinischen  Staaten  (Baden 
und  Elsaß-Lothringen)  haben  einen  Fischerei- 


vertrag mit  der  Schweiz;  zuletzt  erneuert 
zn  Lnzem  am  18./V.  1887.  Femer  hat  Baden 
mit  Hessen  die  Fischerei  im  Neckar  dnni 
die  Verträge  v.  31./V.  und  1./VI.  188S  (Heidfll- 
berger  Vereinigung)  geregelt. 

Hessen:  G.  v.  27./IV:  1881  (Inhalt  ähntich 
wie  bei  Preußen)  Verfügung  v.  14./X1.  1887; 
Verf.  v.  3./X.  1896  (Abänderung  der  Wochen- 
schonzeiten); Verf.  V.  19^1.  1889  (Fischitiiae}; 
Neckarfinchereiväiffdnun^  v.  29^1. 1890  la.  audi 
bezgl.  der  Neckarfischerei  unter  Baden). 

E 1  s  a  ß  -  L  0 1  h  r  i  n  g  e  n :  Fischerei-G .  T.  a/Vn. 
1891  nebst  einer  Anzahl  Verordnungen  vob 
Jahre  1892  (s.  auch  bezgl.  des  FischereivertngeB 
zwischen  den  oberrheinischen  Staaten  und 
Schweiz  unter  Baden). 

Oesterreich:  Ein  sog.  ^Rahmengfl«tz',— 
das  RG.  V.  25./IV.  1885  —  weist  da«  Fischerei- 
recht  in  künstlichen  Wasseransammlangen  oier 
Gerinnen  den  Besitzern  der  Anlagen  ca:  in  den 
natürlichen  Gewässern  fällt  das  Recht  den- 
jenigen zu,  denen  es  dorch  Landesgesetxgebnsjp 
zugewiesen  wird.  Das  Gesetz  regelt  ferner  die 
Frage  der  T7erbetrctnng  und  der  Fischerei  auf 
überfluteten  Lfindereien.  überweist  hingegen 
eine  Anzahl  anderer  Fragen  einscbliefflich  der 
fischereipolizeilichen  Anordnungen  der  Landei- 
geaetzgebang.  Für  die  meisten  Kronl&nder 
(nicbt  für  Böhmen  und  Steiermark)  bestehen 
bereite  derartige  provinzielle  Vollzagsgesetze. 
Mit  Italien  bestehen  Vereinbarungen  hm- 
sichtlich  einzelner  GrenzgewSsser  fGardaseei 
(Bezgl.  der  Bodenseefischerei  h.  nnter  Bayern) 

Schweiz:  G.  v.  21../XII.  1888  (bezgl.  Rege- 
lung der  Lachsfisdierei  im  Bhein  »Berliner 
Staatsvertrag"  s.  oben  S.  811,  bezgt.  der  BodesMC- 
tischerei  s.  nnter  Bayern,  bezgl.  des  Fiacbera- 
vertrages  mit  den  oberrheinischen  Staaten  s-unt« 
Baden).  MitltalienbestehteineL'ebeieinkuft 
(znr  Regeltmg  der  Fischerei  im  Langen*  nad 
Loganer  See  and  einigen  WasserläuKol  vom 
8./XI.  1882,  mit  Abänderungen  emeoert  1906, 
mit  Frankreich  eine  solche  (znr  R«ff«lnB|r 
der  Fischerei  in  der  Rhone  und  den  OenCer 
See)  vom  »S./XII.  1880. 

III.  SeefischereL 
1.  Begriff  und  Bedentnng;  Arten  der 

Betriebe.  S.  im  weitesten  Sinne  nennt 
man  die  Gewinnung  von  nulzbareo  l^flanieo 
und  Tieren  aus  dem  Meere.   Sie  begröft  in 
sich  die  Erbeutung  von  Walen,  Seraunden 
nnd  anderen  großen  MeeressSagetjerea,  See- 
schildkröten, Fischen,  Conchylien  (Schnecken, 
Muscheln  u.  a.),  Seekrebsen,  JleCTeswiLraieni, 
Stachelhäutern  (z.  B.  eßbare  Seeigel,  Tre- 
pang), Korallen,  Schw&mmen  und  anda?en 
nutzbaren  Hohltieren,  Tangea,  See^rtsecn, 
und  liefert  demnach  außer  deo  zur  ^aiuu^f 
dienenden  Fischen  zahlreiche  andere  Pro- 
'  dukte,  wie  Tran  (aus  dem  Fett  der  grofieo 
j  Meeressäu^r  und    ^er   Leber  uuncher 
I  Fische),  Fischbein,  Felle,  eifenbein&bnlicite 
Zähne   (vom  Potwal),   Schildi«tt,  Häote, 
I  Schui}pen  und  Z^e  von  Fischen,  Leim  (an^ 
.Schwimmblasen),  SUbeiglaoz   von  Flsch- 
'  schuppen  fQr  künstliche  Perlen ,  Bu^ 
(Kaviar),  Perlen,  Perlmutter.  Schmucksacbca 


Digitized  by  Google 


See-  und  Binneafischerei 


813 


Muscheln  und  Korallen,  Farben  (wie  den 
der  Purpurschnecke).  Femer  dienen 
ifte  Fifidie  in  vielen  Gegenden  entweder 
r>h  (Grönland)  oder  gedämpft  und  zermahlen 
ib  Viehiutter  (Fiachmem)  oder  Dünger. 
P-.l'Heretoff  liefert  das  Seegras,  Soda,  Jod, 
Itnrm  und  quellbare  Laminariastifte  (fflr  die 
•Tiinirgie)  der  Seetang  u.  a.  m. 

rnter  Bemsteinfisaierei  versteht  man  die 
&ieutuDgder  rem  Meere  angespülten  oder  am 
MeereBboden  al^lagerten  Bemsteinstücke. 

Bei  dieser  FflUe  der  Produkte  ist  es  er- 
Uirtietu  dafi  eine  sehr  große  Zahl  von 
Xebenbetrieben  mit  der  S.  verknüpft 
«ffld. 

Man  unterscheidet  (mit  Dittmer)  in 
w  S.: 

1.  die  Hochsee-  oder  Qiach  niederlftn- 
'ii'^er  Cebertiefening)  grofie  Fischerei. 
iti  ihr  geboren: 

a|  der  Heringsfang  auf  hoher  See, 
bei  welchem  die  Heringe  in  Tonnen 
eingesalzen  werdm; 

h\  die  Ja^d  auf  groBe  Heerea- 
Bäagetiere  (Wale,  Wolzoese,  See- 
hunde) in  den  Folarmeeren  und  auf 
hober  See; 

c>der  Fang  mit  Orundachlepp- 
netxen. 

2.  Die  SeefisohereL 

3.  Die  KfiateufiBcheret 

Eil»?  klare  gesetzliche  Trennung  der  drd 
Hf'^rifTe  gibt  es  nicht. 

Vielfach  rechnet  man  das  Gebiet  der 
Kil-iteoßscherei  auf  3  Seemeilen  von  der 
Krisle  b^  niedrigem  Wasser.  Nach  dem 
preuflischen  Fischereigesetz  v.  30./V.  1874 
cHi&ren  lur  Küstenfischerei  die  dem 
»taadicheo  Hoheitsrechte  unterworfenen 
V^-^reetdle  und  die  Mündungen  der  in  das 
fallenden  Flüsse  und  StrOme.  Im  Yer- 
kütnis  zur  B.  wird  die  Grenze  durch  landes- 
hm-liche  AusfQhningsverordnnngen  für  die 
Kütetenprorinzen  bestimmt.  Im  Verhältnis 
c<ir  Qooh-H.  umfaßt  sie  alle  Buchten  mit 
''k^ffnungen  bis  zu  10  Seemeilen  und  vom 
Vwr  ein  Gebiet  von  3  Seemeilen  von  der  nie- 
inesten  Wasaerstandsgrenze  aus  gerechnet, 
Hocb-S.  ist  nach  demselben  Gesetz  die 
Titcherei  in  den  nicht  zum  Staats- 
^'tiiete  gehörigen  Meeresteilen. 

Vorstehende  Bestimmungen  entsprechen 
^fi  AlimachttDgen  im  Haager  Vertrag  vom 
«'V.  1Ö32. 

Schweden  und  Norwegen  beanspruchen 
Fiacbereihoheitsgrenze  lür  die  Ostsee,  das 
katt^t.  Skagerrak,  die  Nordsee  und  das 
N<inl]«lanDeer  eine  Strecke  von  einer 
^^graphischen  Meile  (gleich  4  Seemeilen) 
T>im  Lande  oder  von  der  am  weitesten  von 
•ler  Koste  gelegenen  Sehflre,  die  nicht  be- 
^tbdig  vom  Heere  fibnrspQlt  wird. 
In  Kleioea  fielt  ist  die  Kachoceigrenze 


zwischen  Deutschland  und  Dänemark  vertrag- 
lich festgelegt  und  beträgt  nicht  an  allen 
Stellen  3  Seemeilen.  Frankreich  hat  seit  dem 
Jahre  1388  an  allen  Küsten  von  Frankreich 
und  Alg^  die  3  Seemeilengienze  ange- 
nommen. 

Nach  der  Bekanntmachung  v.  b^.  1904, 
betreffend  die  Besetzung  der  S.&hrzeuge 
mit  Schifßsführem  und  Maschinisten  mitei^ 
scheidet  man  neuerdin^: 

Küstenfischerei  als  die  Fischerei, 
die  an  der  deutschen  Ost-  oder  Nordseeküste 
mit  offenen  oder  teilweise  gedeckten  Fahr- 
zeugen oder  mit  gedeckten  Seefohrzeugeu 
von  nicht  mehr  als  SO  cbm  Bruttoraumgenalt 
betrieben  wird,  einschließlich  derjenigen, 
welche  mit  einer  zur  Fortbewegung  dienen- 
den Hilfsmaschine  ausgestattet  sind. 

Kleine  Hoch-S.  als  die  Fischerei,  die 
in  der  Ostsee,  in  der  Nordsee  bis  zu  61  Grad 
nördlicher  Breite  und  im  Englischen  Kanäle 
betrieben  wird,  soweit  sie  nicht  zur  Küsten- 
fischerei gehört 

Mittlere  Hoch-S.  als  die  Fischerei, 
die  nördlich  von  61  Grad  nördlicher  Brüte 
zwiaohen  30  Grad  westlicher  und  50  Grad 
öBtlicher  lAnge  von  Greenwich  betrieben 
wird. 

Große  Hoch-S.  als  die  Fiscdi»ei  in 
allen  Meeren,  sowüt  sie  moht  unter  öne  der 
vorstehend  genannten  Klassen  ffttlt 

Das  wichtigste  Produkt  der  S.  sind  die 

Fische. 

Die  Seefische  spielen  in  der  Volks- 
ernährung eine  wesentlich  größere  Holle 
als  die  Süßwasserfische.  Die  Tatsache,  daß 
oft  große  Fänge  auf  einmal  gemacht  werden, 
die  dann  rasch  abzusetzen  sind,  im  Verein 
mit  einer  gewissen  Unkenntnis  und  zweifel- 
los bestehenden  Zurückhaltung  des  Binnen- 
länders gegenüber  Seefischen,  sowie  die  stets 
steigende  Produktion  in  den  meisten  euro- 
päischen S.betrieben  lassen  den  Seefisch 
wesentlich  billiger  für  den  Konsum  abgeben 
als  den  seltener  werdenden  und  aller  Orten 
geschätzten  Süßwasseiflsch.  MitderKonsum- 
steigeruog  ist  aber  auch  bei  den  Seefischen 
eine  unverkennbare  Erhöhung  der  Preise  in 
den  letzten  Jahren  eingetreten.  Der  Kopf- 
konsum  für  frische  betjfiscbe  beir^  in 
Deutschland  pro  Jahr  (nach  J.  von  dem  Borne) 
2^52  kg.  Genaue  statistische  Nachweisungen 
Über  den  Kopfkonsum  an  frischen  Seefischen 
gibt  es  uiu-  in  sehr  wenigen  Undem.  Besser 
ist  man  über  den  Konsum  an  gesalzenen 
Heringen  unterrichtet,  der  in  Deutschland 
in  den  letzten  Jahren  durchschnittlich  3,5  kg 
pro  Kopf  betrag. 

Die  Meeresfische  werden,  abgesehen 
von  der  zoologisch-systematischen  Einteilung, 
aus  praktischen  Gründen  in  Bodenfische, 
die  meist  in  geringeren  Tiefen  am  Grande 
leben  (z.  R  Plattfische,  Dorsch)  und  Ober- 
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flftchenf  ische,  welche  die  oberflftchlichen 
Wasserschichten  der  freien  Meere  bewohnen 
(z.  B.  Makrele,  Hering)  eingeteilt  Sehr  viele 
Arten  treten  in  großen  Massen  auf  einmal 
auf  (Hering,  Makrele,  Sardine,  AnchoTis,  Sar- 
delle, Dorsch,  Thunfisch  u.  a.  m.),  ein  für 
die  wirtschaftliche  Seite  der  S.  sehr  bedeu- 
tungsvoller Umstand.  Eine  andere  in  den 
Fischereibetrieben  gebräuchliche  Art  der  Be- 
zeichnung unterscheidet  Rundfische  und 
Plattfische. 

Im  Küstengebiete  kommen  oft  Seefische 
und  SQ8  wasserfische  nebeneinander  vor,  wie 
ja  eine  strenge  Scheidung  zwischen  beiden 
Überhaupt  nicht  m^lich  ist. 

Entsprechend  der  verschiedenen  Lebens- 
weise dienen  sehr  verschiedene  Methoden 
ffir  den  Fang  der  Seefische. 

Im  Eflstengebiet,  insbesondere  in  flachen 
OewSosem  (Ostsee),  Ähneln  die  Fischä^- 
werkzeuge  wesentlich  den  in  der  B.  ver- 
wendeten. 

In  der  Hoch-S.  werden  für  die  Befischung 
des  Gnindes  mächtige  sack-  oder  beutei- 
förmige Geräte,  sog.  Schleppnetze,  ver- 
wendet, deren  vordere  OefFuung  durch  einen 
Baum  und  zwei  Klauen,  welch  letztere 
Ober  den  Qrand  fiüiren,  oder  neuerdioge 
durch  Scherbretter,  die  bäm  Zuge  des  Kelzes 
nach  vom  nach  beiden  Seiten  auseinander- 
Bcfaeren,  offengehalten  wetden.  Die  in  der 
Nordsee  benutzten  Gmndschleppnetze  nennt 
man  Eurre  oder  TrawL  In  der  Ostsee,  wo 
neuerdings  auch  der  Scherbretterbetrieb  ein- 
gefflhrt  wird,  heißen  sie  Zeese  (Zeise),  Keitel 
u.  a.  m. 

Oerftte,  welche  die  Fische  umspannen 
und  nach  einer  festen  Stelle  (Strand  oder 
Boot)  herangezogen  werden,  heißen  Waaden 
oder  Zuggarne. 

Die  höheren  Wasserschichten  werden 
durch  Treibuetze,  oft  von  mehreren  Kilo- 
metern Ltoge,  befischt 

Senkrechte  Wände  von  Oammaschen, 
welche  auf  dem  Grunde  aufstehen,  werden 
Stell  netze  genannt  und  finden  auch  viel- 
ftich  Verwendung.  Das  Bentelnetz  wird 
vorwiegend  in  Nordamerika  benutzt  und  dient 
vermöge  seiner  eigenartigen  Konstruktion  zu 
Massenfängen  in  oberflächlichen  Wasser- 
schichten. 

Die  Angelfischerei  geht  in  der  Nordsee 
mehr  nm\  mehr  snrück  Man  nnterscbeidet  die 
Tack-  oder  Tibberangel  mit  einem  Blei- 
fiscb  Qnd  Haken  ohne  Köder,  vr'ie  »ie  in  Nor- 
wegen häafig  Verwendang  findet ,  und  die 
Langleineo,  d.  b.  oft  mehrere  Kilometer 
lange  Leineu.  welche  iu  kurzen  Abständen  seit- 
lich wiederum  Leinen  tragen,  an  denen  Haken 
mit  Ködern  sitzen.  In  der  Ostne  werden  viele 
Hunderte  von  einzelnen  Angeln,  bestehend  ans 
Anker,  Bojen,  SchnQren  und  Haken,  hinter- 
einander ausgelegt  nnd  snm  Laehsfang  ver- 
wendet. 


An  Fahrzeugen  unterscheidet  man 
solche  mit  Ruder-,  Segel-  oder  Daropfbetn^ 
Die  Ruderboote  dienen  nur  in  der  Kflstea- 
fischerei,  die  Segelhhrzeuge  werden  in  der 
Küsten-  und  Hoch-S.  verwendet,  dodi  ist 
man  neuerdings  bemfiht^  die  Segelfahneuge 
fOr  die  hohe  See  in  ihrer  äußeren  Fona 
mehr  den  Anforderungen  des  Elements  an* 
zupassen  imd  sie  mit  Hilfsmaschinen  oder 
Motoren  zu  versehen,  weldie  schneUm 
Reisen,  weiteres  Hinausgehen  auf  die  hohe 
See  und  zweckmäßigere  Verwendang  der 
Faoggerftte  ermöglichen  sollen.  Im  iristA- 
fischfangbetrieb  findet  mehr  tmd  mehr  die 
Dampfkraft  Verwendung.  Es  werden  )etxl 
Fisühdampfer  von  etwa  350  t  gebaut,  welche 
mehrwöcheotliche  Reisen  nach  weit  ent- 
legenen Faaggründen  (Island,  Marokko)  sus- 
fOnren  können.  In  der  Herinjj^scheret  äbo<- 
.  wiegt  zurzeit  noch  der  S^lbetrieb.  Keooe 
Versuche  zielen  darauf  hin,  Dampfer  so 
manchen  Zeiten  des  Jahres  fQr  den  Bmoo- 
fang,  zu  anderen  Zeiten  für  den  Friscl^ra- 
fang  zu  benutzen. 

Dem  Transport  der  Seefische  uacii  dem 
Binnenlande  dient,  da  es  stets  auf  resdiefi 
Absatz  der  Fische  ankommt,  fast  ansschließ> 
lieh  die  Eisenbahn.  Die  Fische  werden,  in 
Eis  verpackt,  in  Körben ,  Eisten,  Wiegep 
oder  sog.  Sp^alwaggons  verschickt  wdäw 
Kühlvorrichtungen  oder  &aea  doppelten  Han- 
tel haben,  durät  den  hä  dw  Falul  die  Luft 
hindurdistreichen  kann.  Neuerdings  bringt 
man  auch  mit  Dampfe,  welche  EOUvorrich- 
tungen  an  fiord  haben,  aus  weitentlegeoeo 
Erdteilen  gefrorene  £1«^  nach  Eurofia  anf 
den  Markt 

Dem  Handel  dienen  die  großen  Fischer«- 
bäfen  mit  besonders  prakbßchen  Löschvor* 
richtuogen.  In  ihnen  sind  möglichst  audh 
alle  Nebenbetriebe  der  S.  konzentriert,  so 
daß  die  einzelnen  Phasen  der  Verwendm^ 
der  Seefische,  ihrer  Nebenprodukte  und  Ab- 
fälle ohne  Zeitverlust  vor  sich  gehen  können. 
Ein  zweckmäßig  eingerichteter  Fischerei- 
hafen muß  naturgemäß  auch  Eisenbahn* 
anschluß  und  eigene  Gfiterabfettigung  zur 
ungesäumten  Versendung  der  Fische  in  dm 
Binnenland  besitzen. 

Deutschland  hat  ziu^t  eine  Reihe  klei- 
nerer Plätze  an  der  Ostsee,  welche  den  dort  be- 
heimateten Fischerfahrzeugeo  guteLandnng»- 
gelegonheit  an  der  sonst  flachen  auflaodigra 
K  üste  bieten,  und  an  der  Nordsee  eine  größere 
Zahl  von  Fischereihäfen,  die  «ch  in  groß- 
artiger Weise  entwickelt  haben.  (FQr  die 
Hochseedampffischerei  sind  dies  die  Plitie 
Nordenham,  Geestemünde,  Brem  erha  tob, 
Hamburg,  Altona,  für  die  Heringsfiacherei 
Emden,  Leer,  Vegesack,  Brake.  Eisfi^ 
Geestemünde  und  Glückstadt) 

Die  Seef iscberbevölkerung  steht 
infolge  des  steten  Kampfes  mit  den  EMuenloi 
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iin'I  der  regeren  Beziehung  zu  den  ifrößerec 
V.  rtehraadem  geistig  höher  als  die  Binnen- 
-^■her.  bfllt  aber  auch  noch  meiBt  zäh  aa 
üt^ni  Uebrflnchen  fefitj  so  daß  Bich  neue 
'.•n^nlbafte  Methoden  nicht  immer  leidit  dn- 
triirpQ  lassen. 

Die  grßSere  Regsamkeit  der  S.bevölke- 
-ir.;;  mag  in  Deutschland  auch  auf  die  leb- 
i.ift«'  Unterstützung  zurückzuführen  sein, 
«r^l<*be  dieser  BevOlkeningsklasse  g^enflber 
'I-Ti  BianeDfiechem  von  Behörden  imd  dem 
Viitschen  S.- Verein  zuteil  wird. 

i.  SchSdignn^n  der  S.  Das  maesen- 
Isafte  Auftreten  und  Verschwinden  mancher 
T'icharten  ist  von  zumeist  noch  ganz  un- 
'»-lannten  Ursachen  abhängig,  deren  £r- 
t-i'fhung  Aufgabe  der  Wissenschaft  ist. 

JodeaÜaUs  aber  stellt  das  Meer  nicht  die 
iirfTwhßpIliche  Quelle  für  Pflanzen  und  Tiere 
■■'jir.  für  wdche  es  Tielfacli  gehalten  wird. 
I*)!-  grofie  Zahl  der  jiUiraus  Jahrein  den 
M>*>ie»boden  duiobfnrchenden  Schleppnetze 
'•&<1  die  zahln^chen  anderen  NachsteUun^n 
'•-nnrahigen  die  Fische  aufierordentlidi, 

ilaft  ue  rieh  schlieillich  von  den  ge- 
vohitlen  LudiplMzen  znrQckuehen.  Aufer^ 
bewirkt  die  UeberfiBchnog  eine 
•lirekte  Verminderung  des  Fischbestandes 
'H^incke).  Üowirtsdiaftlichistdie Nutzung 
'W  Hoch-S.  femer  dadurch,  daß  häufig 
•»ertragende  oder  infolge  der  Konslruk- 
ti  m  Ah  Gerilte  k  1  e  i  n  e  u  n  d  daher  minder- 
«Tiige  Fische  gefangen  werden;  da 
infolge  der  Fangart  zumeist  tot  in  die 
''"vilt  des  Ji^schers  kommen,  kOnneo  sie 
•vTQ  Meere  nicht  vieder  Kurfickgegeben 

Andererseits  wird  man  den  durch  den 
M.nschen  der  S.  zugefügten  Schaden  in 
ü^wichen  Filien  (Heringsfeng)  nicht  flber- 
"liltien  dürfen.    Berechnungen,  die  sich 

<Iie  abgesetzten  I^aichmengen  und  die 
ratdrlichen  Schädigungen  gründen,  zeigen, 
'W  tJii»  Vernichtung  der  Stückzahl  durch 
'i'-ii  Menschen  nur  einen  kleinen  Bruchleil 
infolge  natürlicher  Schädigungen  (Ge- 
''^«^nverden  von  anderen  Fisclien  und 
K.H-hfetnden)  zugrunde  gehenden  Flsch- 
Tr-'tier-n  bilden. 

AU  natOrliche  Fischfeinde  sind  die 
.r>.b«H«ere8Säuger(Wale,  Robben,  Delphine) 
'•nd  nhlieidte  fischfresBende  Seev{^  zu 

In  den  KOstengewäBnem  kommen  zudem 
vfh  manche  derjenigen  Schädigungen 
a  Ketracbt,  weiche  schon  bei  der  Be- 
ffpiliiinK  der  B.  aufgefflhrt  wurden. 

twliidiROngen  anderer  (persönlicher) 
Alt  bedrohen  die  8.  aus  Störungen 
'if-r  Ordnung  und  des  Friedens  auf 
unter  den  Fischerflotteii  der  ver- 
'itn'HeneD  Natiooen, aus  Unglücksfällen 
bifxlin  nnogelbafter  fficherung  des  See- 


verkehrs oder  ungenügender  Beobachtung 
der  hierfür  erlassenen  Vorschriften ,  aus 
sanitären  Mißständen  an  Bord  u.  a.  m. 

8.  Pflege  und  Schutz  der  S.  Pflege 
und  Schutz  der  S.  sind  Aufgabe  sowohl  des 
Staates  (im  Interesse  der  Aufrechter- 
haltung der  Ordnung  auf  See,  des  Friedens 
mit  den  in  der  S.  konkurrierenden  Nationen 
sowie  der  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Hebung  der  S.beTölkerung)  wie  des  Ein- 
zelnen. Bei  der  Konkurrenz  im  Betriebe 
der  S.  seitens  der  verschiedenen  Staaten 
wird  der  einzelne  Berufstätige  Auf-» 
Wendungen  in  größerem  Maße  nur  insoweit 
machen,  als  er  hiervon  direkte  und  nahe- 
zu ausschließliche  Vorteile  hat,  etwa 
in  Gestalt  der  Hergabe  von  Kapitalien  zur 
Beschaffung  von  Fahrzeugen,  Geräten  und 
Absatzgelegenheiten.  Der  ZuBammenschluB 
zu  Schutz-  und  Beruf sgenossen- 
8chaf-ten,zuBetrieb8ge8ellschaf  ten 
u.  a.  m.  iBt  in  ROcksicht  auf  die  Größe  der 
zur  Befischung  dienenden  Fläche  und  dos 
mit  dem  S^werbe  verknüpfte  höhere  lüsiko 
geboten. 

Das  Yereinswesen  ist  fürdieS.  von 

rßerer  Bedetitung  als  für.  die  B.  In  der 
kann  eher  eine  Verwendung  der  Staat- 
liehen  Mittel  für  atigemeine  und  große  Auf- 
gaben erfolgen ;  in  der  B.  ist  bei  der  Mannig- 
faltigkeit der  Ansprüche  eine  mehr  oder 
weniger  starke  Zersplittenin^  der  Mittel  und 
Aufgaben  schwer  zu  vermeiden.  Die  Zahl 
der  Vereine  ist  in  der  S.  allerdings  eine 
geringere  als  in  der  B.,  da  es  in  zahireicherl 
Staaten  (Großbritannien ,  Norwegen ,  Ver. 
Staaten  von  Amerilia  u.  a.  m.)  eigene  S.be- 
hörden  gibt. 

In  Deutschland  gründete  der  Deutsche 
Fischerei- Verein  im  Jahre  1885  die  Sektion 
für  Küsten-  und  Hoch-S.,  die  im  Jahre 
1894  als  Deutscher  S.-Verein  selb- 
ständig wurde  und  seitdem  eine  umhisBende 
und  äußerst  segensreiche  Tätigkeit  entfaltet 
hat.  Die  fördernde  Tätigkeit  des  Vereins 
kommt  nicht  nur  der  Küsten-  und  Hoch-S., 
sondern  auch  dem  Fischhandel  und  den 
Nebenbetrieben  der  S.  zugute.  Der  Verein 
geht  den  staatlichen  Beliörden  mit  Gut^ 
achten  und  Erfüllung  bestimmter  Aufträge 
zur  Hand,  fördert  die  persönliche  Sicherheit 
durch  Begünstigung  der  Anlagen  von  Häfen, 
Vermehrung  der  Seetüchtigkeit  der  Fahr- 
zeuge, Einfühnmg  von  Einrichtungen  zur 
Abwehr  oder  Minderung  der  Gefahren  des 
Benifes:  er  ist  bestrebt,  das  Seegewerbe  zu 
heben  durch  Belehnmg  der  Fischer,  Ver- 
besserung bestehender  und  Einführung  neuer 
Betriebsarten ,  Untersuchung  von  Fisch- 
gi-ünden,  Einrichtung  von  Absatzmöglich- 
keiten, Abstellung  fischCTeischädlicher  Miß- 
bräuche, Bruteinsatz  und  Schutz  der  jungen 
Brut,  femer  durch  Gründung  von  Yersiche- 
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ruDgskasseu  fOr  Fiscfaerfohrzeuge  und  Netze, 
Hebung  der  Bozialen  Stellung  des  Fischer- 
Btandes  durch  Wohlfalirtseinnchtungen,  des 
f^Bchhandels  durch  Einrichtung  von  MaS- 
Dahmen  zur  £rleiditeruDg  und  Yerbilligtiog 
desFischtransportra  und  durchVeraUgemeine- 
rung  des  SeenschkonBums.  Er  hilft  bei  der 
Lösung  vrissenschaftlicher  Fragen  durch  Er- 
richtung von  Beobachtungsetationen,  Vor- 
nahme örtlicher  Untersuchungen,  statistische 
Aufnahmen  u.  a.  m. 

Mittel  ziu-  Pflege  und  zum  Schutz  der 
S.  sind: 

a)  Direkte  Vermehrung  des  Fisch- 
bestandes  durch  Aussetzung  von 
Fischen  und  Brut.  Nur  in  Kflstengevässern, 
besonders  eognmgrenzten,  vie  die  Haffe  und 
Bodden,  woden  Atusetznngen  von  nicht 
wandemdeD  fischarten  Wert  haben. 

Man  hat  auch  die  ktlnstliche  Fisch- 
zucht der  S.  dienstbar  zu  machen  gesucht 
und  mit  ihrer  Hilfe  (in  Norwegen  und  Amerika) 
große  Mengen  von  Seefisch-  oder  Hnmmer- 
brut  ausgesetzt  Die  praktischen  Erfolge 
dieser  Maßnahmen  sind  zweifelhaft  Aus- 
setzungen von  'Wanderfischeu  in  Flflsse 
kommen  hingegen  indirekt  der  S.  zugute. 

ß)  Fernhaltung  der  Schädi- 
gungen von  der  S.  und  dem  S.|ier8onaL 

Zur  Erleichterung  des  Eintntts  der 
Fische  vom  Meere  in  die  Binnengewässer 
dienen  Fischschonreriere,  denen  der 
Staat  besonderen  Schutz  angedeihen  läßt. 
Qegen  die  Vernichtung  junger  unausge- 
wachsMier  Fische  richten  sich  Vorschriften 
über  Mindestmaße  (namenthch  fQr  Platt- 
fische ;  8.  auch  unten  S.  818)  in  Verbindung  mit 
dem  Verbot,  derartige  Usche  in  Hftfeu  zu 
löschen  oder  in  den  Verkehr  zu  bringen 
und  Ober  Maschenweiten.  Die  Ver^ 
folgong^  flschscbftdiicher  Tiere  wird  durch 
Prämienzahlungen  aus  Staats-  oder 
Vereiosmitteln  gefördert  Für  die  KÜsten- 
ftacberei  kommen  aaßerdem  fost  alle  bei 
Besprechung  der  B.  aufgeführten  Mittel 
ebenblls  in  Betracht. 

Die  sanitären  Zustände  an  Bord  der 
Fischerfahrzeuge  nuterii^n  in  den  meisten 
Eulturstaaten  staatlicher  Aufsicht;  der 
Seeverkehr,  die  Sicherheit  der 
Schiffahrt,  die  Besetzung  der 
Schiffe  mit  Personal  werden  durch 
bestimmte  Vorschriften  geregelt  Hierher 
zu  rechnen  sind  auch  die  VerbesserungeD 
zur  Kenntlichmachung  von  Schiff- 
fahrtsstraflen,  Anlage  von  Fischerei- 
bezw.  Nothäfen  und  die  MnfOhrung 
eines  geordneten  Sturmwarnungs- 
wesens. 

Das  Rettungswesen  zur  See  ist  für 
die  Fischer  von  besonders  hoher  Bedeutung, 
da  die  kleinen  im  S.betriebe  verwendeten 


Fahrzeuge  bei  schwerem  Wetter  am  dksteu 
Schaden  erleid«. 

Durch  internationale  Ver^nbarangen  hiii<i 
Maßnahmen  zur  Fernhaltung  gi'gcii- 
seitiger  Betriebsstörungen,  fenicr 
zur  Sicherung  gegen  ZuBsrnniea- 
Stöße,  ziu- Regel  ungdesBranDtvüin- 
handels  und  zur  Ueberwachnng  A<-x 
S.  durch  Kri^fahrzeuge  getroffes.  litirch 
Landesg^tz  Regeln  fürdieSeegericlit>- 
barkeit  und  Strafbestimmuagen  cur 
Durchführung  der  VereiabaningeD  erUeiseu. 

Eine  staatliche  Vwsicbemngspflic^t  ge^:i 
Alter,  Invalidität  und  die  schSdhchen  Kilge» 
von  Unfällen  besteht  vielEach.  Die  Alti^r»- 
und  Invaliditätsversicheruo^  r^it 
sich  in  Deutschland  nach  den  bei  der  B. 
(s.  oben  S.  808)  geschilderten  Torschiiftf^u- 
Bei  der  Unfallversicherung  ist  die  S  - 
und  Küstenfischerei  von  der  B.  zu  uuter- 
schdden.  Nachdem See-UnüdlversicheniuKS' 
gesetz  vom  30./ VL  1900  sind  gegeo  «iic 
Folgen  von  BetriebsunfiÜlen  die  BesiUzaD^ 
derjenigen  Fahrzeuge  v^sidiai,  welche  di9 
Fischerei  auf  der  Siee,  auf  Buchten,  Haff<?r 
und  Watten  der  See,  sowie  in  uider«D  düi 
der  See  in  Verbindung  steheaden  too  S^>^ 
fischern  befahrenen  Gewässern  (Uündaogra 
größerer  Flüsse)  dienen.  Der  Bundeäni 
setzt  die  örtliche  Grenze  fest,  bis  zu  «eleit« 
die  in  voltem  UmfaiDge  Tosidiette  S,-  oivl 
Küstenfischerei  in  den  einzelnen  n[iKRl»i!t''u 
reicht  (Bekanntma<AungenT(Hn26.'vil9iil 
und  10./ VII.  1902.)  Ke  Beeabuiiig  detttschi? 
Hoch-S.dampfer  und  deutsdiw  Heiingdogc^ 
(die  schon  auf  Orund  des  frühw  !^ 
Unfallversicherungsgeeetzes  für  Grofi^Y 
triebe  der  S.  duröb  den  Bandesrat  fOr  v->r- 
sichert  erklärt  waren)  wird  bei  der  fi^- 
berufegenossenschaft  versieh«! 

Die  Besatzun^n  der  übri^  Fischer- 
f^dirzeuge  für  die  Kleinbetriebe  (welche 
erst  durch  das  neue  Gesetz  versichert  am}' 
erfolgt  bei  einer  besonderen  Venichenio?»- 
anstalt,  die  mit  der  See-Berufegeoasseasctisli 
verbunden  ist  Die  Unternehmer  der  Iii« 
versicherten  Fischereibetriebe  sind  siraD|:s- 
weise  mitversichert,  sofern  sie  va 
Besatzung  der  Fahrzeug  geh(^D  und  l'^i 
den  Betrieben  regelmäßig  keinen  oder  aicbt 
mehr  als  zwei  Unternehmer  besdi&fti^ 
Die  Unternehmer  von  Orofib^riebeo 
dagegen  unter  derselben  VonnasetsuDjf 
statutarisch  versichert. 

y)  Wirtschaftliche  und  soiiii*' 
Hebung  des  Scefischerstsadeä. 

Die  hier  zu  nennenden  Mittel  flind  ^eh 
mannigfaltig.  Bewährt  h^n  aicbäta&i*- 
prämien  für  den  Bau  batimiutr 
als  zweckmäßig  erkannter  Ytäixw^T^' 
diese  Maßnahme  dient  zur  Venneknuig  >1-^ 
S.betriebe  und  fördert  zugleich  dk-  ea- 
heimische  Industrie.  Die  gioBeo  ^nnr- 
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fischerageRellschafteo  erhalten  von  Staats- 
.wegeD  Mittel  för  die  sog.  Netzreserve- 
fonds, denen  sie  bei  uDvorhergesehenen 
großen  Verlnsten  der  teueren  HerioMtreib- 
netze  mit  behördlicher  Erlaubnis  Beträge 
zur  augenblicklicheD  Deckung  des  Netz- 
bedarfes entnehmen  dürfea. 

Außerdem  werden  Darlehen  und 
Unterstützungen  an  notleidende 
bischer  (z.  B.  nach  Netzverinsten  infolge 
von  Sturm)  und  an  Hinterbliebene  von 
im  Beruf  venmglückten  Fischern  gegeben. 

Zu  nennea  ist  hier  ferner  Hergabe  von 
Mitteln  zm  Anstellcmg  von  Tersacheo,  welche 
auf  Ginftthrong  neuer  Betriebsarten 
(Motorbetrieb  der  Segelf ahrzenge)  und  Ver- 
besBerangea  der  Seetüchtigkeit  der 
bisher  verwendeten  Fahrzeuge  abzielen,  nicht 
minder  auch  billige  Uebe^lasBnng  vou  nau- 
tischen and  meteorologischen  Instru- 
menten sowie  vou  Seekarten. 

Von  hoher  Wichtigkeit  sind  weiter : 
Schaffung  von  Absatzmöglichkeiten  durch 
Erbauung  gut  eingenchteter  Fischerei- 
häfen, Begiluatigung  von  Fischerei  verbänden 
iindVersicherung^eseUschaften,  Ermäßigung 
TOD  Hafengeldern  und  Lotsen  gebühren,  Er- 
leichterungen desFischtran  Sportes 
durch  billige  Frachten  und  durch  sog.  Fisch- 
zQge,  die  lediglich  aus  (ca.  25)  Waggons 
mit  Seefischen  unter  Berücksichtigung  des 
At^nges  unterwegs  zusammengestellt  und 
von  den  wichtigsten  Fischereihäfen,  nötigen- 
falls mehrmals  am  Tage,  nach  dem  Inlande 
abgelassen  werden.  Eine  bessere  MjJglichkeit 
zur  Eisbeschaffung  und  damit  zur  Eon- 
servierung der  gefongenen  Fische  bieten  die 
Betriebszuschüsse  zu  Eisbfiusem  an  Plätzen, 
welche  den  Hochseefischem  leicht  zugäng- 
lich sind.  Femer  seien  erwähnt  zweck- 
BiAfli^e  gesetzliche  Vorschriften 
ffir  die  zahlreichen  Nebenbetriebe 
der  Fischern  (Bratereicm ,  Rauchereien, 
Marinieranstalten  n.  a.  m.)  in  Gestalt  von 
!&lei(^terung  der  Sonntags-  und  Nachtarbeit 
xur  raschen  Bewfthigung  der  leicht  verderb- 
lichen Ware  u.  a.  m. 

Von  Bedeutung  ffir  die  Preisbildung  ist 
auch  ^ne  genaue  Kenntnis  der  auf  den 
Ifarkt  gebrachten  ¥^ge.  In  verschiedenen 
Staaten  Europas  sind  neuerdings  Bestrebuo^n 
zur  Schaffung  einer  zuverlässigen  Statis- 
tik im  Oange. 

Der  Belehrung  der  Fischer  dienen  billige 
Schriften  ttber  die  wichtigsten  Fanggeräte, 
Nantik.  BnchfQbmiig  u.  a.  m.,  ferner  Fisch er- 
Hcbalen,  welche  im  Gebiet  der  S.  bereits 
grollem  Dmfang  haben,  sowie  Vorträge  Uber 
S.«  Gesetztrebong  und  Samariterwesen.  Zu 
Be&nen  sind  hier  noch  die  Bestrebungen  der 
Samariter  rereine  (zur  Verbreitung  der 
Keantnis  von  der  ersten  Hilfe  bd  plfitzlicheu 
Un^lhcksfällai)  und  der  christlichen  See- 
aannsmlssionen. 

WÖrtorbncli  der  Votttwirtschaft  II.  Anfl.  Bd.  II. 


Auf  dem  Oebiete  der  S.  hat  die  wissen- 
schaftliche Forschung  in  den  letzten 
Jahrzehnten  besonders  an  Umfang  gewonnen. 
Die  meisten  Staaten  haben  zu  diesem  Zwecke 
große  Aufwendungen  gemacht.  In  Deutsch- 
land dient  seit  dem  Jahre  1870  die  von  Preußen 
errichtete  Min  isterialkommission  zur 
wissenschaftlichen  Untersuchung 
der  deutschen  Meere  in  Kiel  der  Er- 
forschung der  klimatischen  Verhältnisse  des 
Meeres,  seiner  Fauna  und  Flora  und  der 
Biologie  der  Nutztiere  des  Meeres.  Im  J.  1892 
wurde,  ebenfalls  von  Preullen,  die  Konig- 
licheBiologischeÄnstalt  auf  Helgo- 
land gegründet,  die  sich  mit  wissenschaft- 
lich-zoologischen und  praktisch-fischereilichen 
Studien  befaßt  Mit  ihr  sind  ein  Nordsee- 
museum  und  ein  Aquarium  verbunden.  Das 
Deutsche  Reich  beteiligte  sich  an  der  von 
den  nordeuropäischen  Staaten  eingerichtetea 
Internationalen  Meeresforschuug. 
An  dieser  Vereinigung  sind  Belgien,  Däne- 
mark, Deutschland,  Großbritannien,  Nieder- 
lande, Norwegen,  Rußland  mit  Finland  und 
Schweden  beteiligt.  Das  Bureau  des  Zentral- 
ausschusses befindet  sich  in  Kopenhagen. 
In  Deutschland  ist  für  diese  Arbeiten  eine 
wissenschaftliche  Kommission  für 
dieInternationaleMeeresforschung 
unter  dem  Vorsitz  d^  Präsidenten  des 
Deutschen  S.ver^na  ins  Leben  getreten, 
welche  in  Kiel,  Helgoland  und  Hannover 
Laboratorien  besitzt.  Für  die  Arbeiten  auf 
See  steht  ein  etgenerBeichsfoischungsdampfer 
zur  Verfflgui^. 

Zuschüsse  aus  Mitteln  des  Deutschen 
Reichs  erhalten  auch  die  1870  gegründete 
Zoologische  Station  zu  Neapel  und 
die  1891gegründeteZoologische  Station 
zu  Rovigno.  Zahlreiche  andere  Staaten 
haben  mit  gutem  Erfolge  für  die  Entwicke- 
lungder  S.  ebenfalls  biologische  und  Fischerei- 
stationen am  Meere  eingerichtet. 

4.  Berechtigung  zur  Ausübung  der 
Das  geltende  Recht  in  der  S.;  Inter- 
nationale S.Terträge.  Die  Fischerei  im 
Meere  ist  res  omnium  communis,  d.  h. 
nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechtes  frei. 
Auf  hoher  See  darf  sie  jedermann  ausüben, 
auf  staatlichen  Meeresteilen  (Küstenfischerei) 
jeder  Inländer;  in  den  Häfen  des  Meeres  und 
in  den  schiffbaren  Meeresarmen  ist  sie  (nach 
dem  ALR)  staatliches  Regal  wie  in  den 
öffentlichen  Strömen  —  soweit  Partikular- 
rechte nichts  anderes  bestimmen.  Die  Küsten- 
fischerei ist  häufig  auf  dem  Wege  der 
autonomen  Gesetzgebung  Beschränkungen 
unterworfen.  In  deutschen  Gewässern  ist  sie 
im  wesentlichen  durch  das  preußische 
Fisehereigesetz  vom  30^.  1874  und  die 
zugehörigen  Ausführungsverordnungen  ge- 
regelt, in  denen  jeweilig  die  Grenzenzwischen 
B.-  und  Küstenfischerei  festgesetzt  werden. 
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Das  Oesetz  definiert  den  Begriff  der 
K  ü  s  t  e  n  f  i  s  c  h  e  r  e  i  und  achreibt  für  gewisse 
Fischarten  Uindestmafie  vor.  (Derartige 
Bestimmungen  finden  sich  aucii  in  den  Äus- 

fOhningsverordnungen  für  Provinzen ,  welche 
überhaupt  nicht  an  das  Meer  grenzen,  weil 
diu-ch  sie  zugleich  das  Feilbieten  und  Ver- 
senden untersagt  wird,  eine  wichtige  Mafi- 
nahme  im  Interesse  der  Schonung  jener 
Seefische ;  s.  auch  oben  S.  804.)  Das  Markt- 
rerbot  gilt  naturgemäß  auch  für  außerhalb 
der  Küstengewässer  auf  hoher  See  gefangene 
Fische.  Das  Gesetz  sieht  ferner  an  den 
Stellen,  welche  den  Eingang  der  Fische  aus 
dem  Meer  in  die  Binnengewässer  beherrschen, 
Fischschonreviere  vor,  in  denen  jede 
Art  des  Fischfanges  (mit  Ausnahmen  zu  wirt- 
schaftlichen und  gemeinnützigen  Zwecken) 
verboten  ist,  weiter  enthält  es  Beatimmungen 
über  die  Ausübung  der  Aufsicht  durch 
die  Organe  der  Staatsverwaltung  außerhalb 
genossenschaftlicher  Reviere. 

An  Stelle  der  für  die  B.fiseheret  vor- 
geschriebenen Bescheinigung,  die  im  all- 
gemeinen auch  für  die  Eüstenfischer  gilt, 
treten  in  manchen  Qewässerteilen  besondere 
IjCgitiinationsscheine  {Willzettei,  Fisch- 
zettei).  Zu  den  verbotenen  schäd- 
lichen Geräten  (s.  oben  S.  805)  kommt  im 
Küstenfischereibezirk  noch  die  Muschel- 
harke.  Im  übrigen  finden  auf  die  Küsten- 
fischerei die  soDstjgeD  ^aetzlichen  Vor- 
schriften  ffir  die  B.  und  die  anderen 
für  die  S.  geltenden  Gesetze  sinnge- 
mäße Anwendung,  wie  z.  B.  BStG.  §  296a 
(bedroht  Ausländer,  welche  in  deutachen 
KfistengewSsseni  imberechtü^  ftschen  und 
Icrelffien,  mit  Strafe),  §  31  da'Cfewerbeordnuog 
für  das  Deutsche  Reich  vom  30./VL  1900, 
See-Unfallversicherungsgesetz  vom  30./VI. 
1900,  Ges.  betr.  die  Statistik  des  Waren- 
verkehrs mit  dem  Ausland  vom  7./I1.  1906 
(nebst  ÄU8f.-Verordn.  und  Dienstvorschr,  betr. 
Ansdireibungen  der  Fischfänge  an  besonderen 
Meldestellen)  und  Seefischerei-Zollordnung 
vom  17./U.  1906. 

Hierzu  kommen  für  die  S.  eine  Anzahl 
Kaiserliche  Verordnungen  und  Er- 
lässe des  Bundesrates,  wie :.  Erlaß 
betr.  den  Signalverkehr  zwischen  Seefischer- 
fahrzeugen und  Fischereikreuzem  in  der 
Nordsee  vom  ll./XI.  1897;  Bekanntmachung 
betr.  die  Besetzung  der  Seefischerfahrzeuge 
mit  SchiffsfQhrem  und  Maschinisten  vom 
5./V.  1904. 

Femer  die  allgemeinen  Vorschriften  über 
Sichemng  des  Seeverkehrs,  Uber  sanitäre  Maft- 
nahmen  an  Bord  und  tlber  Befähigung  der 
Schiffslente  nnd  SchifFsoffiziere.  Manche  dieeer 
BestimmoDgen  enthatten  ausdrückliche  Hinweiie 
auf  die  S.,  andere  nicht. 

Die  wichtigsten  deutschen  Vorschriften  sind: 
Gesetz  betr.  das  Flaggenrecht  vom  ti.fVI.  1899; 
Bekanntmachnng  betr.  die  üntersochung  von 


Schiffstenten  auf  Tauglichkeit  tarn  Scbifisdicaiste 
vom  1./VII.  190Ö;  Bekanntmachang  betr.  dW 
Logis-,  Wasch-  nnd  Baderfinme  sowie  die  Aborte 
ftlr  die  Schiffsmannschaft  auf  EanffahrteiachiiB'ea 
vom  2./VII.  1906;  Bekanutroachang  betr.  Krankra- 
fUreorge  auf  Kaaff  ahrteischiffen  vom  3./VTL  19U& : 
Bekanntmachung  betr.  die  Besetznng  von  Kauf- 
fahrteiscfaifTen  mit  Kapitänen  and  SchifBwffisiefeB 
vom  16./VI.  1903;  Bekanncmachnng  betr.  den 
Befähigangsnaehweis  und  die  Prüfuig  der  See- 
scbiffer  und  Seesteaerlente  aof  deatBdwn  Kaol- 
fahrteischiffen  vom  16./1. 1904;  Bekaantmwrhoag 
betr.  die  Üntersuchniü  der  Seelente  auf  Seb- 
nnd  FarbenanterscheidtmgsTermJJgen  vom 
1904;  Bekaontmacbung  betr.  die  Vorschriftea 
über  den  Befähigungsnachweis  nnd  die  Prftfiuig 
der  MaacliiniBten  anf  Seedamnfgchiffen  der  deat- 
schen  Handelsflotte  vom  26./VIL  1^1;  Verord- 
nung' znr  Verhtltung  des  ZnnrnraeBstoOeiu  der 
Schiffe  anf  See  vom  9./V.  1897;  Verardinnig 
über  das  Verhalten  der  Schiffer  nach  edoem  Zv- 
sammenstoQ  von  Schiffen  anf  See  vom  l&^Hl. 
1876;  Verordnnng  rar  Ergäninne  do^  Verord- 
nungen Uber  das  Verhalten  der  Schiffer  n»A 
einem  ZusammenstoQ  von  Schiffen  auf  See  ram 
15./VUI.  1876  und  znr  Verhütung  des  Zq- 
sammenstoßens  der  Schiffe  anf  See  vom  7..'! 
1880;  SeestraOenordnanff  vom  5VII.  1906:  Ver- 
ordnnng betr.  das  Veifahren  vor  den  Schiedf- 
fferichten  fUr  Arbeiterversichemng  vom  S2.,'XI. 
1900;  Abgeänderte  UnfallverhütangaTorschriftai 
für  Dampfer  (Ausgabe  1903)  der  Seebenife- 
g^enossenscbaft  (genehnüft  tod  Reidw^er- 
Bicbenmgsamt  unter  dem  a.'in.  19IXii. 

Von  auBlfindiscbeii  OesetseiiT  welch* 
für  die  Fischerei  im  nordaüantiscben  Oseaa 
von  Bedentung  sind,  seien  enn^hnt:  Oesetse 
betr.  die  Fischerei  mit  Ornndscbleppnetaen  bei 
Island  vom  6./IV.  1898  nnd  8.,VIL  1903:  Xcm« 
Gesetz  betr.  die  Fischerei  mitGmndschleppaetsen 
bei  den  Färöem  vom  14.,'L  1899  and  8./nL  I9ffi; 
Gesetz  betr.  Verschärfnng  fräherer  Gesetze  6ha 
Grandscfaleppnetzäscbereien  t>ei  Island  ron 
25./IX.  1902 ;  femer  für  Oesterreich :  ä.ordnnng«i 
V.  6./V.  1835  nnd  10 /XI.  1880  nnd  Ges.  T.äflU. 
1884  betr.  S.  in  der  Adria. 

Der  Umstand,  daü  der  Fischfang  rar  See. 
außerhalb  der  Honeitsgrenze,  jedermaui  nistsht, 
hat  Veranlassung  zu  einer  Anaahl  inter- 
nationaler Verträge  rar  Femhaltnag 
gegenseitiger  StOmngen  nnd  snr  Aos&bo&g 
einer  Art  mtemationuer  Aufsicht  gegeben. 

Die  wichtigsten  derartigen  Vertage  und: 
loteniationaler  Vertrag  betr.  die  pollnitidw 
Regelung  der  Fischerei  in  der  Nordsee  anC^ 
halb  der  Küstengewftsser  vom  6./V.  18SS  (sog. 
Haager  Vertrag)  awiscben  DentacUaad,  Belgiea, 
Dänemark,  Frankreich,  GroObritauieB  vnd 
Irland,  Niederlande;  hierra  Beichsgeseti  nr 
Ausführung  der  internationalen  Eonveitipn  vma 
6./V.  1882  betr.  die  polinUiche  Begelimg  dcf 
Fischerei  in  der  Nordsee  aoßerhalb  der  K&stro- 
gewftsser  vom  30./IV.  1884  (entb.  Straf  Vor- 
schriften nnd  dehnt  die  VertrisvbestiiBntuicai 
auch  auf  den  Aufenthalt  der  betr.  FUttseage 
in  den  deutschen  KDstengewässem  sns'i;  Int^ 
nationaler  Vertrag  znr  Dnterdrilckii^  das 
Branntweiuhandels  unter  den  Nordsamidiera 
auf  hoher  See  vom  16./XI.  1887  (xwiKhen  Deatach- 
land.  Belgien,  DSoemai^,  Frankreieb.  QtoQ- 
britannien  nnd  Irland,  Niedeiiaad»):  Int«- 
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BAtiooaler  Yertraf  zam  ächntze  der  unter- 
•wtsrbea  Telegnpbeokabel  vom  14./III.  1884; 
htm  GeMU  cor  AnsfOhiniiff  des  Taternatio- 
ntlei  Vertrag«!  saiu  Sdintse  der  nuterseeischen 
T^fgrMbeiikabel  vom  14  /111.  1884  toid  21./X1. 
I*^? :  KoiiTention  betr.  die  Fiscbereirerbfilt- 

•  mt  in  den  au  D&nemark  und  Schweden 
grenzenden  OewAssem  Tom  14./TII.  1899 ;  femer 
:---*b:ben  Abmacbangen  xwiscben  England  nnd 
rrukr«icb  vom  2./Vin.  1839  (regelt  Hobeits- 
•jyvnK.  AofaiebtoudMaacbenweite)  nndzwiscben 
<)e%t«rreicb  nnd  Italien  (SehitfahrtsTertrae  Tom 
.^,111.  1878). 

Wicfati^BindanehdieBekaDntinachangen 
wr  Be9cbftdigiing  deutscher  unterseeiBcher 
T'it^pbenkab«]  durch  Grundschleppnetze  usw. 
i-iij  Dexember  1902,  betr.  die  Notwendigkeit 
ift  «irgf&Itigeo  Instaudhaltone  der  Scherbretter 
nnd  BanmMnl  an  Qmndscnleppnetzen  vom 
>jrinber  19^  n.  a.  m.],  welche  der  Dentacbe 

*  T«rein  Ton  Zdt  za  Zeit  ergehen  lllflt. 

V.  FiBcfaerefstatistik. 

I>en  GesamtTerhranch  der  Welt  an  Fischen 
■Uirte  Walpole  anf  550  Mill.  t,  diese  —  roh  ge- 
■'  riiute  —  Menge  entspricht  dem  Nahrungsstoff 
t'>D  etwa  l*/t  Süll.  Bindern.  £ine  einheitliche 
Maustik  aber  die  Ergebnisse  der  Fischerei  gibt  es 
iK'bc  Ans  den  Waaserf  lachen,  den  Grnnd- 
MrQer-B ei tter trägen  nnd  der  Zahl  der  er- 
rfrbatitigen  Personen  beiw.  der  ver- 
vf ndeten  rehrienge  kann  man  allenhlls 
'  n'kuhltkne  anf  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
'IT  Fisclierei  ziehen,  ätatistisch  werden  stets 
mr  pinzelne  Wirtschaftazwe^e  (oeuerdin^  in 
l^titM-hlaad  die  S.  in  ziemlich  umfangreicher 
'^tif^'  erfaüt.  Handels  einheitlicher  Grundlagen 
•ifid  die  bisherigen  hschereiatatistiscben  Angaben 
•nr  in  beschränktem  Umfange  vergleichbar. 

Atu  der  Handelsstaüstik  ergeben  sich  Ein- 
iBd  Aufohr  an  Fischen,  doäi  lassen  diese 
7iblen  mebt  keinen  BtlckschlnB  a.id  den  Fisch- 
V'iunm  zu,  da  bisher  gewöhnlich  nnr  die  ans 
.m  Antlande  angebrachten  Fischmengen  notiert 
*'ideD. 

Der  Anflenhandel  Dentschlands  in 
Itfrben  stellte  sieh  in  den  leteten  2  Jahren 
■i»  folgt: 


Einfuhr: 

Ausfuhr : 

«Eh  "g 
0_g  I^S 

Ii 

OB 

^2 

1900  1 
1904 

190& 
1904 


18015I37  t63 
77  67S  38  609 


7  723 

6479 


8076 
6359 


8113,6598 

7561  6103 


1045  670 
1036  684 


i  i*cbe,  Mache 

Trvht,  gesalzene 
^(tUrr  fingen), 
ift  ft1uem,T6pfen ; 
icriqcbene,  oloß 
•h)(«kochte 

Beittgtich  der  einzelnen  Fischarten  iSQQ- 
«inet^be.  Seefische,  Heringe]  s.  unter  a)  fi.< 
'  ttiitik  nnd  b)  S.sUtistik. 

B^eatlBtlk.  Die  Ertr&gnisae  der  B.  sind 
'''gtn  der  methodiacben  Schwierigkeiten  statia- 
u»Ä  kaum  ra  erfassen.  Eine  B.atati8tik  f  e  b  1 1  in 
WatichUad.gftitilieh.  DleHandelastatistik 


führt  die  Ein-  und  Ausfuhr  von  SttQwasser- 
fischen  auf.  InOesterreich  wird  eine  B-atatiatik 
nenerdings  durchgefOhrt;  dieEnebnisse  liegen 
noch  nicht  ah^escolossen  Tor.  u  Norwegen 
werden  statistische  Angaben  über  gewisse  Fudi- 
arten  (Lachs,  Seeforelle]  erhoben,  in  Finland 
ist  eine  B.statistik  in  Vorbereitung. 

Schätzungsweise  wird  der  Wert  der 
gesamten  deutschen  B.  auf  35—40  Hill.  H. 
Jährlich  angegeben;  doch  ist  diese  Zahl  wohl 
eher  noch  zu  niedrig  gegriffen. 

Ein  direkter  Rückschlaü  anf  den  Ertrag  und 
die  Bedentang  der  B.  kann  aus  Angaben  Uber 
die  Gesamtwaseerfläche  und  ihr  Vernftltnis  zur 
Landfiäche  nicht  gezogen  werden,  da  die  Pro- 
duktivität d^  verschiedenen  Gewässer  anß^ 
ordentlich  schwankt  Etwas  wertvoller  sind 
die  Angaben  Qber  Pacht-  und  Grundstener- 
ReinertrSge.  Nach  Uetzger  betrug  die  Ge- 
samtfläche der  Gewässer  in  PreuUen  (End- 
der  70  er  Jahre)  721267,832  ha.  Davon  entfielen 
auf  die  zur  Grundsteuer  nicht  veranlagten  Bäche 
nnd  FlUflse  238498,414  ha,  auf  die  zur 
Grundsteuer  veranlagten  Wasseratacke 
482769,418  ha.  Ton  diesen  waren  fiskalisch 
11 909.14  km  Bäche  nnd  FIfisse  und  1S9 147,447  ha 
Seeen  und  Teiche.  Dnverpachtet  blieben  hierron 
2225,9  km  nnd  6645,469  ha.  Der  Geaamt- 
pacntertrag  des  Restes  belief  sich  anf 
470308,29  M.,  der  Gesamt-Reinertrag  der 
zur  Grundsteuer  veranlagten  Wasser- 
st ticke  auf  1029730,74  M.  Wesentiiche  Ver- 
änderungen haben  sich  seit  Aufstellung  dieser 
Statistik  in  der  Wasserbedeckung  kaum  voll- 
zogen, wohl  aber  sind  die  Pachter^ägnisse  viel- 
fach bedeutend  gestiegen. 

Eine  neuerdings  für  das  Königreich 
Bayern  aufgestellte  t  ei  eh  Wirtschaft  liehe 
Statistik  beziffert  die  Gesamtfläche  der 
bayerischen  Teiche  anf  rund  13800  ha.  Hier- 
auf entfallen  23000  ablaCbare  nnd  2000  nicht 
ablaßbare  Teiche,  von  denen  90  %  der  Karpfen- 
nnd  10 */o  der  Salmonidenzucht  dienen.  Der  Wert 
der  Karpfenteiche  wird  auf  4  Mill.  H.  geschätzt. 
Im  KOmgreich  Sachsen  gibt  es  12000  Teiche  mit 
8000  ba  Fläche.  Das  entspricht  dem  187.  Teile 
des  Königreichs.   (S.  die  Tabelle  auf  S.  820.) 

Hinsicntlich  der  Zahl  der  in  der  B.  be- 
schäftigten Personen  ist  man  noch  anf 
die  letzte  Berufs-  nnd  Gewerbesfthlnng 
vom  Jahre  18%  angewiesen.  Im  Deutschen 
Reiche  waren  am  15.  Jnni  1895  nach  der  Be- 
rnfszählung  im  Hauptberuf  24721  Bemfs- 
fischer  mit  55357  Angehörigen  und  Dienenden, 
d.  b.  im  ganzen  80078  Personen  (=0,16%  der 
Bevölkerung)  beschäftigt,  von  denen  14577  Be- 
mfsfiscfaer  im  Hauptberuf  (oder  58,97%]  mit 
31811  Angehörigen  und  Dienenden,  im  ganzen 
demnach  4H  388  Personen  anf  die  B.  entfielen. 

Von  7478  im  Nebenberuf  Fischerei  treibenden 
Personen  kamen  72,2%  =  5398  Personen  anf 
die  B.  oder  27  %  der  im  ganzen  im  Haupt-  nnd 
Nebenbemf  in  der  6.  tätigen  (19975)  Personen. 
An  der  Ausübung  der  Fischerei  waren  in  Deutsch- 
land überhaupt  82199  Personen  berufsmäffig 
(im  Haupt-  und  Nebenberuf]  beteiligt,  davon 
62%  in  derB.  Nach  derGewerbezählung 
von  1895  ergeben  sich  etwas  abweichende  Zahlen, 
indem  von  16164  Hauptbetrieben  mit  26192  ge- 
werbetätigen Personen  und  von  4501  Neben- 
betriehen  mit  tinbekuinter  Zahl  der  tätigen 
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Deutschlands  Ein-  nnd  Ausfuhr  in  lehenden  nnd  toten  SüOwassertisehen 
stellte  sich  in  den  letzten  8  Jahren  wie  folgt: 


Fische,  frisch  lebend 
Einfuhr  Ausfuhr 

1905  1904  "*  1905  1904 
39  213    25641   "  3005        3 168 

Wert')  in  1000  M. 
3436      3063  493  520 

Einfahr  1905  za  nmd  %  aus  OeBterreich- 
Ungam  (meist  Karpfen],  femer  hauptsächlich  aus 
Schweden,  Niederlanden,  Dänemark,  Frankreich 
und  (Zander)  aus  Bauland. 

Ausfuhr  1905  an  rund  */a  nach  Oesterreidi- 
Ungam,  femer  hanptaftchlii^  nach  Rufiland  und 
Großbritannien. 


Fische,  tot 

Einfuhr  Ausfuhr 
in  dz 

1905       1904   1905_  1904 

48  890      52  185         19  278       w  laj 

Wert ')  in  1000  M. 
5  085        5  450  1  664  I  738 

Einfuhr  1905  zu  mnd  je  '/lo  BnCland  lad 
Amerika  (Ver.  Staaten),  ferner  hanptsichlki 
aus  Niederlanden,  Norwegen  nnd  Oestermcb- 
Ungam. 

Ausfuhr  1905  zu  nmd  */t  nach  Rußland,  Ben 
nach  der  Schweiz. 


Personen  8956  Hauptbetriebe  (=  54,4%)  mit      b)  S.   Für  das  Jahr  1900  gibt  eine  Ueber* 

14042  gewerbet&tie:en  Personen  nnd  36iB7  Neben-  sieht  die  S.ertTftge  der  am  meisten  in  Be* 

betriebe  (=  81,5%)  anf  die  B.  entfiden.  Vonjtracht  kommendmi  europäischen  Staaten  wie 

insgesamt  13623  Fischereibetrieben  in  der  B.  folgt  an: 

waren  also  70,9  %  Haupt-  und  29,1  %  Neben-  ,  jim,  jl_ 

betriebe.    Auf  lüOO  der  GesamtbeTÖlkemug ;      Großbritannien  198 

kamen  0,89  B.treibende,  auf  1000  der  Gesamt-        Franbeich  104 

zahl  der  Erwerbstätigen  0,7  B.treibende.  {       Norwegen  33 

Unter  den  207  bei  der  Zählung  von  1895        Deatsctilaad        34  25 

unterschiedenen  Berufsarten  nahm  die  6.  nach  <       Dänemark  9 
der   Gesamtzahl   der  BemfsbeTölkernng  die 

106.  Stelle,  nach  der  Zahl  der  Erwerbstätigen  Der  Wert  der  schwedischen  S.  betmg  (190S(  nnd 
die  122.  Stelle  ein.  Auf  1000  Gewerbehanpt- 1 6,9  Hill.  M.,  derjenige  Oesterreichs  (1908) 
betriebe  entfielen  5,1  B.hauptbetriebe.  4,7  Hill.  H. 

Obgleich  die  statistischen  Angaben  Uber  die 
Auf  100  qkm  Fläche  kamen  S.  ebenfalls  viel  zu  wünschen  Übrig  lassen,  ist 

im  Deutschen  Reich  2,3  B.treibende  |  hier  doch  das  Bild  ein  befriedigenderes  als  ts 
in  Preußen  3,7  Fischereibetriebe  j  der  B.,  da  die  von  See  eingeführten  Fisd» 

„  Bayern  1,3  „  ;  leichter  statistisch  erfaßt  werden  kennen-  Ueber- 

„  Sachsen  1,0  „  ,  dies  lassen  sich  in  einer  Anzahl  Ton  Staaten 

„  Württemberg  0,8  „  1  die  besonderen  technischen  FischereibehCrden 

„  Baden  4,4  »  derartige  Ermittelungen  angelegen  sein.  So 

„  Uecklenbnrg-Schweriu  2,8  „  geben  die  Statistiken  von  Großbritannien  nod 

„  Hessen  1,3  „  .Irland, Norwegen, Dänemark, Frankreich, Bdgiea 

„  Hamburg  39,7  „  und  Oesterreich  wohl  verwertbare  Zahlen.  Die 

„  Elsaß-Lothringen         2,1  „  ,  Statistiken  der  meisten  Linder  zeigen  deutlich 

den  großen  Aufschwang,  deo  die  8.  in  da 
42,2  %  aller  Binnenfischer  betrieben  einen  letzten  25  Jahren  infol^  der  Fortachritt*  der 
Nebenberuf,  und  zwar  in  39,5%  Landwirtschaft, '  Technik  (Fischdampfer,  VerkehrsTerbesseruneea 
34  %  übten  die  Fischerei  im  Nebenberuf  ans.     nach  dem  Binnenlande),  der  zunehmendenSr- 
5:^  %  aller  Erwerbstätigen  betrieben  die  B.  kenntnis  von  dem  Werte  der  Fisehnahmng  naA 
selbständig.*)  [einer  zielbewußten  Förderung  durch  die  Be- 

An  diesen  Verhältnissen  wird  sich  —  vor- ,  hörden  allenthalben  genommen  hat. 
ausgesetzt  die  ZuTerläesigkeit  der  statistischen .  la  Deutscbland  erschien  bis  vor  kurzem  die 
Erhebungen  —  seit  1895  kaum  viel  geändert  s.  in  der  Handelsstatistik  nur  mit  Ein-  und 
haben,  zumal  most  dieselben  Wasseratttcke  von  1  Ausfuhr.  Daneben  wurden  durch  private  lai- 
der  gleichen  Anzahl  Berechtigter  befischt  oder  j  tiative  (GameelenanBchrcdbungen  des  Dentvchea 
an  dieselbe  Zahl  von  Pächtern  verpachtet  werden,  j  S.-Vereins,  Berichte  der  Auktionatoiw  in  den 
Anders  liegen  die  Verhältnisse  m  der  seit  den '  großen  Fischereihafen)  brauchbare  Zahlen  ge- 
letzten 10  Jahren  mächtig  fortgeschrittenen  S.  vonnen.  In  den  Statistiken  über  die  Hatea* 
(S.  S.  822.)  Versteigerungen  erschienen  allerdings  auch  die 

  von  fremden  Fiscbdampfem  angebraditen  Fängw 

')  Die  Wertfestsetznng  erfolgte  nach  den  ,  und  umgekehrt  gehen  deutsche  Fänge  bei  Ceber- 
für  das  Jahr  1904  geltenden  Werteinheiten.  ;  lastung  des  einheimischen  Marktes  zun  Vokaaf 
')  Ansführlichere  statistische  Nachweisnngen  |  in  das  Ausland.  Aaßerdem  Milten  die  Ertiig* 
finden  sich  in :  „Das  deutsche  Fischereigewerbe"  '  nisse  der  S.betriebe,  welche  ihre  Waren  nnt 
Teil  T.  Eine  statistische  Darstellung  anf  Grund  '  zur  Versteigerung  bringen,  gändicb. 
der  Berufs-  und  GewerbezlUilung  von  1895.  Von  ■  

RegieruQgsrat  Dr.  W.  DrOscher  nZeitschrift .  >)  Die  Wertfestsetzung  erfolgte  nach  dw 
fttr  Fischerei"  XII.  Bd.  H.  3/4  Berlin  1905.      I  für  das  Jahr  1904  galtentok  Wertdaheitai 
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Zar  ErzielaDg  xavetlSJMget&e  Zahlen  flber 
die  Ertr&gnisse  der  dentscben  S.  werden  seit 
dem  I./In.  1906  die  von  dentechen  Fischer- 
fahrzen^n  eingebraciiten  Fänge  an  bestimmten 
Meldestellen  notiert.  Die  Änmeldnngen  sind 
Ar  die  Fischer  obligatorisch.  Die  Fischereibe- 
TOlkernng  der  zam  Gebiet  der  KQateDfischerei 
gebSrigen  Flnfimfindnogen  sind  bereits  einbe- 
griffen, nicht  hingegen  noch  die  Haffe.  Für  die 
tigliehe  Fischerei  n.  dgl.  sind  Torlftnfig  gewisse 
Eneicbteningen  getroffen,  welebe  den  Gesamt- 
«rtng  noch  za  niedrig  erscheinen  lassen.  Im 
guuen  stellten  die  von  dentscbeu  Fischereifahr- 
zei^^en  angebrachten  nnd  statistisch  erfaßten 
Fänge  (einschl.  Heringe)  vom  1. /in.  bis  31  ./XU. 
1906  einen  Wert  von  fast  23  Hill.  U.  dar. 

Der  Gesamtertrag  der  deutschen  S.  wird  anf 
rund  26—30  Hill,  jähriich  geschätzt  werden 
kennen;  hiervon  entfallen  etwa  20%  anf  die 
Ostsee -Fischerei  (einschl.  KUsten-  and  Haff- 
fisdierei).  Der  Gesamtertrag  der  deatseben 
KflstennKhaei  wird  von  denjenigen  der  Hocb- 
seefischerei  o-hebUch  fibertrofren. 


Der  Umsatz  in  den  dentacben  Seefischanktionen 
(ohne  Berttcksichtignng  der  von  Nordenham  direkt 
in  den  Konsnm  gebrachten  Mengen,  deren  Wert 
1905  nind  1'/«  Hill.  H.  hetrng)  belief  sich  1887/88 
anfö5ö00DM.,1906anf  16276000U.  Imganzen 
wurden  in  England,  Schottland  nnd  Irland  im 
Jahre  1902  für  9'/,  Hill.  Pfd.  Sterling  Fische 
gelandet;  dazn  kam  der  Wert  der  Einfafar 
Hiauptsächlich  ans  den  Vereinigten  Staaten  von 
Norfuimerika,  Kanada  mid  Korwegen)  mit  S  760000 
Pfund  Sterling. 

Die  deatsche  Heringsfiscberei  brachte  1872 
3785  Tonnen  (Landpacknng)  im  Werte  von 
147  777  H.,  1896  65 141  Tonnen  im  Werte  von 
1441  200  M.,  1903  199862  Tonnen  im  Werte 
von  4600000  H.  nnd  1905  205761  Tonnen. 

Der  Ertrag  der  Heringsfiscberei  von  Grolt- 
britannien  belänft  sich  anf  rnnd  40  Hill.  H. 

Setzt  man  den  Ertrag  des  deutschen  Herings- 
langes für  das  Jahr  19Ü3  =  1,  so  erhält  man 
fOr  Norw^n  3,  Bt  Holland  4  nnd  für  Orofi- 
Ivitannien  7. 


Dentscblands  AnOenhandel  in  Seefischen  in  den  letzten  beiden  Jahren  ergibt 
die  folgende  Debersicbt: 


Seefische,  frische 


Heringe 
Binfnbr  Ansfabr 
in  de 

1905       1904            1905  1904 
867  5«3     494  977          20  488      14  915 

andere 
Einfahr  Aasfobr 
in  ds 

1905       1904       1       1905  19(M 
»34  454     »3980     1      38358  37407 

Wert>)  in  1000  H. 
14993       8551     1        389  «83 

Wert  in  1000  M. 
13270      I1S45           365a  3561 

Einfahr  (1905)  za  mehr  als  Vs  ans  Groß- 
britannien,  rand  ■/«  ans  Schweden,  feroer  faaapt- 
aSchlicb  aas  Norwegen,  Däaemark,  NiederHuiden 
und  Belgien,  AnsAhr  (19%)  fast  ansschUeOlich 
nach  Oesterreicb-Cngam. 

Einfnbi'  (1905)  zn  mehr  als  Vt  ans  Dänemark, 
mehr  als  '/u  ans  Groltbritannien,  femer  haupt- 
sächlich ans  den  Niederlanden,  Norwegen,  Belgien . 
Schweden  nnd  Oesterreich -Ungarn.  Ausfuhr 
(1905)  zu  weniger  als  Vi  nach  Belsen,  rund  Vi 
nach  Oesterreich-Ungvn,  femer  hauptsächlich 
nach  der  Schweiz ,  Raltland ,  Dänemark ,  den 
iViederianden  nnd  Frankreich. 

Gesalzene  Heringe 


in  Fi 

Einfahr 

in  V, 

1905  1904 
1426188  1463909 

Lssern 

Ausfuhr 
Tonnen 

1905  1904 
3490  2492 

in  nicht  landesl 
Einfuhr 

in 

1905  1904 
3»49  2515 

bl.  Verpackung 
AasAihr 

dz 

1905  1904 
1297  1078 

za  DQngei 
Einfuhr 

in 

1905  1904 
6192  3698 

bestimmt 
Ausfahr 

dz 

1905  1904 

Wert  in  1000  H. 
35983  36945   1     »79  199 

Wert  in  1000  M. 
III      86       123  loa 

Wert  in  1000  H. 
9          6    1    ~  - 

Einfuhr  (19(fö)za  mehr  als  Vi  ans 
OroBbritannien ,  zn  mehr  als  V« 
ans  den  Niederlanden,  zn  V«  aus 
der  deutschen  Seefischerei,  femer 
hanptafiehlieh  aas  Norwegen  and 
Schweden.  Aasfahr  (1905)  zu  nmd 
%  Bach  Oesterreieli-Üngani,  femer 
haaptrtcUieh  nach  Buflland. 

Einfahr  (1905]  zu  mnd 
Vio  ans  den  Niederlanden, 
Ausfuhr  (1905)  zn  mnd  Vi 
nach  Oesterreich-Ungara,  sn 
rond  V4  nach  Freiharai  Ham- 
burg. 

Einfuhr  (1905)  zn  rund  "/u 
aus  Großbritannien,  zu  rand  V,. 
aus  Norwegen. 

')  S.  Anm.  aof  S.  620. 
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Anstern 

Einfahr  Aasfalir 
in  dz 

1905       1904       I  1905  1904 

10664               ;  200  199 


Hnrnmem,  SchildkrSten 

atu  der  See 
Emfohr  Ansftihr 

io  dz 


1905 
5640 


1904 
5343 


1905 
31 


1904 
23 


937 


Wert  in  1000  M. 
750       1  3» 


30 


2107 


Wert  in  1000  M. 
2fX>9  19 


14 


Einfahr  (1905)  za  rund  */o  »os  den  Nieder- 
landen, ferner  baaptsfichiich  aas  Belgien.  Ans- 
fnhr  (1905)  zn  rnna  */u  nach  Dänemark. 


Nicht  enthalten  sind  in  dieser  Znsaminen- 
stellnng  eine  Anzahl  Fischereiprodukte  wie  ge- 
salzene Fische  (außer  Heringen),  Stockfische, 
Kaviar,  Hnschela  n.  a.  m.  Diese  Zahlen  zu- 
sammen mit  den  früher  g^benen  zeigen  deat- 
lich,  daß  Deutschland  seinen  Bedarf  an  See- 
fischen (insbesondere  an  Heringen)  noch  znm 
grtißten  Teil  aus  dem  Ausland  decken  muß  und 
daß  die  einheimische  S.  sehr  entvrickelungs- 
fähig  ist.  Das  binnenl&udiscbe  Groß)iapital  hält 
sich  jetzt  noch  von  einer  Beteiligung  aa  Hoch- 
S.nnteroehmen  allzusehr  zurück. 

Hand  in  Hand  mit  dem  steigenden  Ertrage 
geht  in  Deutschland  auch  die  Entwickelung 
der  Fischerflotte  und  die  Beteiligung 
der  BeTttlkernng  am  Seefischfange. 
Hier  sind  die  Angaben  der  Berufs-  und  Qe- 
werbezähtung  von  1895  bereits  veraltet;  an 
hre  Stelle  treten  die  durch  den  Deutschen  S.- 
Verein ermittelten  Zahlen. 

Die  registrierten  Fahrsenge  und 


Einfuhr  (1905)  zn  mnd  */?  aus  Norwegen, 
rund  Vis  aus  Dänemark,  femer  hauptaicUich 
aus  Belgien.  Ausfuhr  (1905)  zu  rund  Q^h 
Freihafen  Hamburg,  zu  rund  nach  Oeft«r- 
reich-Ungam. 

ihre  Bemannung  zu  Ende  des  Jahres  1906 
ergibt  die  folgende  Uebersicht: 

Gesamt-  Gesamt- 
Bezeichnniig  sahl  der  stärke  der 

Fahrsenire  BMattm. 

Registrierte  Segler 
Registrierte  Segel-Fisch- 

handelsfahizeuge 
Registrierte  Segelschiffe 

zu  besonderen  Zwecken 
Registrierte  Dampfer 
Registr.    Dampf -Fisch- 

haudetsfahrzeuze 
Registr.  WalFangdampfer 
Registrierte  Dampfer  zu 

besonderen  Zwecken 

Summe 

Ueher  die  nicht  registrierten  See-  und  KlUtcfi- 
fischereifahrzenge  sowie  die  Zahl  der  zagehSm* 
den  See-  und  Kttstenfisdier  gibt  folgende  lieber- 
sieht  AnfschluO: 


476 

35W 

176 

36I 

2 

26 

247 

25« 

I 

8 

1 

4 

1 

3 

819 

6024 

Dampfer 


Fahrzeuge,  Boote 
usw.    mit  Motor 
und  Hilfsschraube 
oder  Schraube 


Gedeckte  und 
halbgedeckte  Fahr- 
zeuge sowie  Boote, 
Kähne  usw. 


Gesamtzahl 
der  Fahr- 
zeuge 
Boote  usw. 


Gesamtzahl  der  See-  Dsd 
KtUtenfiacher 


dauernd  be- 
schäftigte 


YorÜ  be- 
gebend be- 
schäftigte 


39 


14502 


MS42 


160S4 


6  532 


Die  S.bevßlkerung  anderer  Länder  wird  wie 
folgt  (znm  Teil  schätzungsweise)  angegeben: 
_^„.v_„  vorüber- 
üK^Y-  gehend 
beschäftigt 
33000 


Den  Anteil  der  Seef ischerbeTSlke- 
rung  an  der  dentscheu  Reichsmarin« 
ergibt  (für  den  31./T.  1906)  die  folgende  Ueber- 
sidit: 


Oroßbritanniot 
Frankreich  (1900) 


Norwegen  (1902) 
Italien  (1893) 

Ver.St.v.N.-Amerika  131  000 
HoUand  (1896)  16000 
Dbtemark  10000 


78000 

91  336  (ohne  Algier ;  hier- 
zu noch  61 979  Per- 
sonen, welche  den 
Fischfang  zu  Fuß 
ausüben) 
107201  wichtigst.  Betriebe 
94000 


Anteil  d.  seemännüchen 
und  halbseemännischen 
Bevölkerung  am  Ersatz 


Anteil  der  See-. 
Küsten-  a.  HatÜicber 


KOpfe 
8868 


3S>34 


Köpfe 
1415 


%desgaii«a 
Bestandes 

10.S 


Die  Entwickelang  der  deatsehen 
Fischerflotte  erhellt  ans  folgeitdea  ZaUei: 


Jahr 
1.  Jan. 

Dampfer 

Segler. 

Total 

Zahl ; 

Besatzung 

Zahl 

Bruttogroße 
cbm 

Besatzung 

Bru»togi«Be. 
cbm  *^ 

TSST 
1900 
1906 

1  1  419 
»30  1  55072 
»56  1  75951 

M 
1409 
1766 

376 
428 

404 

30256 
47780 
52029 

1313 
2520 
2858 

3»  377 
103       [  45* 
128       1  560 
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Die  Dampfechiffe  sind  in  dieser  Zeit  nach 
.'Uhl  und  Banm,  die  Sc^lsehiffe  nnr  nach  dem 
lUan  Im  rentablen  größeren  TTpen)  gewachsen. 

I>er  Wert  der  deutschen  Hocnseefiachdampf  er- 
•*..tiUe  feisKÜ.  der  geeamten  AnsrOstong;)  kann 
rnr  1906  aaf  ntnd  90  Mill.  H.  angenommen 
«rrdoi.  Die  Zahl  der  Rüsen  an  Fiseherei- 
•vecken  auf  Hochsee  aosgelanfenen  dentechen 
tahruw  hat  bvA  von  1893—1903  mehr  als 
T^mennbcht. 

Ihe  Entwickelnng  der  Herings- 
!«ir?erflotiIle  stellt  sich  folgendermaUen : 

1872  6 

90I  einschl.  Dampfern,  Dampf-  nnd 
1906  ai4f  Motorloggem. 

W  gab  ei  eine  HeringeßschereigeaeUichaft 
:d  Dentnehland,  jetzt  deren  10. 

Vergleiche  mit  den  Fischerflotten  anderer 
l^der  zeigen  aber  aach,  daß  Dentscfaland  in 
'ifT  Hoch-S.  noch  immer  eine  relatir  kleine 
K'iUe  spielt  England  hatte  1865  77  Fischdampfer 
•ini  tischt  hente  mit  mehr  als  1000  Dampfern, 
vfli-fae  mit  dem  Gnmdscbleppnetz  ansgerUstet 
Mw):  SchotUand  allein  besitzt  (1903)  11008 
Slahrzenge;  Frankreich  (exkl.  Algier)  beutet 
im}  24  677  S.fahrzeage. 

UtfniMTt  A'ur  die  wifHügattin  Veröffentlichungen 
h'ihnin  hier  berMHehtifft  urrdm.  Weitere 
Uii^nrangtAM  finden  aieh  in  der  BMiographie 
■mi  K.  Prant^nstetn  in  Sehwappach:  „For$t; 
.f'jfd-  und  Fitchrrexpofitüc?',  1894,  Seite  S9g/g. 

I.  PtriiiditcKe  Literatur.  BerielUe 
'iW  I*revßnM  landwirtsehaftliehe  Verwailung, 
TtWtet  ro»  dem  Minister  flir  LandmrtMchaft, 
Iti'Oiäne»  und  Forsten.  —  Vf.röffentlichungen  des 
Kitiserlicken  sl^ttistisehen  Amtes  und  des  £Ö7iigl. 
PnujKg^mt  Uaiistist^ken  Ltmdeeamles.  —  Zirku- 
'ttt  dem  Deulscken  fUeherti-Ve}tiHS,  BeHin,  von 
i8V^l89t.  —  ZetuekriftJOr  FUeherei,  SsTÜn, 

mt.  —  Allgemeüw  FHsrAerei-ZeUung,  Xün- 
'■Am  (früher  .JSÜteüvngen  über  Fitcherei-We»en" 
•nd  „Bayerische  Fisehtret-Zeitung),  seit  1876.  — 
V"ittrhe  fUscherei'Zeilung,  SteUin,  seit  1878.  — 
SorrttpondentbtaU  für  FischxHehter,  Teiehwirte 
••»■f  .^eenbesitser,  Bautsen,  teil  1894.  —  Deuteehe 
Fitcherei-Kerreipondem ,  Ilalberitadt  (früher 
l>tt»den).  seit  1897.  —  Fischerei-Zeitung,  Neu- 
Vom.  seit  1898.  —  Deutsche  Angler^Zcitung^ 
B^tH,  seit  1900.  —  MiUeÜungen  des  Deutaehen 
v#«i«*«rei.  Vereins  (früher  „Mitteilungen  des 
l^ttehem  FUfherei-rerHns,  Sektion  für  XSsten- 
■Hirf  Ilnehseefisehrret,  Berlin,  von  1886 — 189S) 
ÜTMiover,  seit  1894-  —  Abhandlungen  des 
f>»uttehen  Seeßseherei- Vereins,  BerHu  von  1897 

/Ätf  regetmi^ßig,  dann  1906.  —  Deutscher 
'*rf4ehrrei-Aima  nach,  Leipsig ,  seit  J898.  — 
'^*lerreiehi»ehe  Fischerei'^itung,  Wien,  seit  1904- 
•<rimnieriseheFiMehsrri-Zeitunj,  Pfl^kon-Zärich, 
•nt  1898.  —  Ferner  die  Mitteilungen  und  Jahret- 
WirJb«  der  Landet-  und  Provintial- Fischerei- 
l'iTne  üi  DeuttehUmd. 

U.  Bintelwerke.  Adwmm,  FUheries  and 
^»hmHtn  tifedH  eountries,  lAmdon  188S.  —  Beta, 
l**'  Anririfd^q/km;  des  Wassern,  Leipzig  1868. 
-  cm  Bittra  und  Liehtenhtrgt  Das  GeseUt 
'*r  Bsuß-Lotliringen  betreffend  die  Fiaehefei, 
'•m  i.  JuU  1891,  Straßburg  1898.  —  Bahnhof, 
ttv  OrganieaHon  der  Selcherei  in  den  Staaten 
K»r«jm  und  Ihrdamerikas^  BerUn  1889.  — 


Borgmann,  Die  Flacherei  im  Walde,  Berlin 
189t.  —  M.  von  dem  Borne,  Handbuch  der 
Fisehsueht  und  Fischerei,  (unter  Mitwirkung  von 
B.  Bmeeke  und  E.  DaUmer  bearbeitet),  Berlin 
1886.  —  Brandy  Die  ^ttwiekelung  der  deul- 
feA«n  Bochaeeßseherei  in  der  Kordtee  (Jahrbücher 
für  NfOurhuMde  und  ^atistik,  Jahrgang  1897). 
—  Brüht,  L.  J.,  Die  deutsche  Binnenßseherei. 
Einteüung  tum  Führer  durch  die  deutsehe 
Binnenfischerei  -  Abteilung  der  Internationalen 
AusateUung  Maitand  1906  (Sonderabdruck).  — 
Buchenberger,  Fiachereirecht  und  FUcherei- 
pfiege  im  Oroßherzogtum  Baden,  Tauberbisehofn- 
heim  1888.  —  Derselbe,  Artikel  „Fiaehervi" 
im  3.  d.  St.,  X.  Ät^.,  IIL  Bd.,  S.  mefg., 
Jena  1900.  —  Dertelbe,  Artikel  „Fischerei" 
tfn  S^nbergs  Handbuch  der  poütiMehen  Oeku- 
nomfe,  4.  Aufl.,  Bd.  JJ,  S.  899fg.,  1896.  — 
Deutaeher  Fiseherel-VerelH,  Entwurf  von 
Abänderungen  des  Preußischen  Fischereigesette» 
vom  SO.  Mai  1874,  Berlin  1900.  —  IHttmer 
und  Buhl,  Seefiaehereifahrxeuge  und  Boote  ohne 
und  mit  HiifsuRoschvnen,  Hannover  und  Leipzig 
1904.  —  DtUmer,  R.,  Die  deutsche  Seefiacherei 
im  19.  Jahrhundert  und  bis  zum  Jahre  I90ä, 
Hannover  und  Leipzig  190S.  —  DrÖBcher, 
Dr.  W.,  Der  Kr^  und  seine  Zucht,  Berlin 
1898.  —  Buge,  F.,  Die  Dampfhoeheeefischerei 
in  Oeestemünde,  Oeeslemitnde  1906.  —  DufUeer, 
W.,  Lehrinteh  der  FisMtereitung,  Stettin.  — 
Bbert»,  Die  Fischzucht  in  den  pret^ßisehen 
Staatsforsten^  Berlin  1904.  —  Eek8teln,  Prof. 
Dr.  Karl,  Fischerei  und  Fiachsuchl,  Leipzig 
190£.  —  von  Einsiedel,  Di«  KSnigl.  aäeha. 
Oetetsgebung  Ober  Jagd  und  Fischeret,  Leipeig 
1888.  —  Mutter  ßir  einen  Fi  acherei' 
Pacht.  Verl  rag ,  eniwor/enron  dem  Voratande 
des  Fischerei- Vereins  für  die  Provinz  Posen, 
Neudamm  190t.  —  von  Gunther,  Beiträge 
rar  ^aOstik  der  Bintunfisdurei  in  Oesterreich 
und  einigen  anderen^Slaaten  Europas  (in  StatisU 
Manatssehrift,  herausg.  v.  d.  k.  k.  SlntiH.  Zentr.- 
Eommiss.,  N.  F.,  X.  Jahrg.,  H.  VI  und  VII, 
Wien  1905).  —  Maller,  Dr.,  Württembergisches 
Waaaergesetz,  Stuttgart  190t.  —  Havenstein, 
Dr.  F.f  Das  Fisehereireeht  der  Mark  Branden- 
burg, Berlin  1903.  —  Koelc  und  Kyle,  Die 
Fischereien  der  einzelnen  Länder  (Sepnratab. 
druck  aua  „Gesamtbericht  190S~-04"  aus  Vol. 
III  des  Rapports  et  Procis  Verbaut  da  Conseil 
International  pour  l' Exploration  de  la  mer, 
JtordMeeflseherei-Statlstik)  190S.  —  Hofer,  Prof. 
Dr.  BrunOf  Handbuch  der  FistMerankheiten, 
Manchen  19O4.  —  Hulwa,  Prof.  Dr.,  Selbst- 
reinigung d.  Fliieae,  Breslau  1894.  —  JuHaehf 
Dr.  Wilh^m  Conrad,  Die  Verunreinigung 
der  Oewäster,  BerUn  1890.  —  Amtlicher  Be- 
richt über  die  Berliner  Internationale 
Fiacher ei' Auastellung ,  Berlin  1880.  — 
Stenographiachea  Protokoll  über  die  Verhand- 
tungen dea  in  Wien  1905  abgehaltenen  Inter- 
nationalen Fi  acher  ei- Kongreas  es,  Wien 
1906.  —  Katalog  der  DeuUehen  EoUektiv- 
AvseteUung  in  Wien  190»,  Abteilung  Seeßseherei 
und  Abteilung  Binnenfischerei,  Wien  und  Berlin 
190t.  —  Offizieller  Katalog  der  Jubitäumaaus- 
atellung  dea  Fischerei- Vereina  für  die  Provinz 
Brandenburg,  Bertin  190S.  —  Ka  talog  der 
deutschen  Binnen-  und  Seefischerei-Abteilung  auf 
der  Int-emationalen  Ausstellung  zu  Maitand 
1906,  Berlin  und  Hannover  1906.  —  Keller, 
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M.,  Die  Anlage  der  Fitichvege,  Berlin  1885. — 
KnmUhef  Karl,  Die  Karpfentueht,  Neudamm 
1901.  —  Künig,  Die    Verunreinigtatg  der 

Geviuser,  Bertin  1899.  —  Rotte,  Otto,  Dir 
I'UchereigeseUgebung  im  Preußischen  StaaU, 
Leipzig  1900.  —  Kra^tse,  Eduard,  Vorge- 
schichtliche Fischereigeräle  and  neuere  l'ergleiehM- 
«tätke,  Berlin  1904.  —  J>tralci,  Die  Adjasentm- 
ßgeherei  und  ihre  Beaehrünkung  nach  Analogie 
der  Jagd,  DanHg  1888.  —  lAndenum,  Di* 
Seeßsehertien,  ihre  Gebiete,  Betrieb  und  Erträge 
in  den  Jakren  1869 — 1878  (in  den  Ergäntungs- 
heft'-n  zu  Peiermanng  Mitteilungen),  Gotha  1880. 

—  Bei  rhs-  Marine  ■  Amt,  Artikel  „Hochaee- 
ßtcherei"  in  „Die  Entwickelung  der  deutschen 

.Sceinteresaen  in  den  Jahren  1895 — 1905",  Berlin 
1905.  —  J>asselbe,  Beschreibung  der  wich- 
tigsten Deutschen  Seeßacherei'Fanggeräte  in  der 
yord'  und  Ottsee  und  ihrer  Xennzeiehnwig, 
nach  Angaben  det  Jßeut$ehen  Seeßscherei-  Vereine 
Berlin,  (periodi*ch)  eeit  1901.  —  Metager, 
Prof.Dr.A.,  Fischerei  und  ß'iiehguekt  in  Binnen- 
gewässern (Handbuch  der  Forstwissensehajten 
Bd.  7,  Abt.  2,  S.  fS/g.),  Bertin  1888.  —  !>«»•- 
selbe,  Beiträge  zur  Statistik  und  Kunde  der 
Binneiißscherei  des  Preußischen  Staates,  Berlin 
1880.  —  von  Montlong,  Beiträge  zur  Statistik 
der  Serfischerei  in  den  wichtigsten  Staateit  Eu- 
rtipas  (in:  Statist.  Montüstchrifi,  heniuegeg.  r.  d. 
k.  k.  StatiKt.  Zentr.-Kommies.,  Jf.  F..  X.  Jahrg.. 
H.  VI  u.  VJJ),  Wien  1905.  —  Höring,  Dr. 
Guido,  Cuxhitren  aU  Fitekereiha/en  und  Fisch- 
markt,  Hamburg  1904.  —  MteOte,  JYo/.  Dr.  H., 
Die  SUßwasterfitehe  Deutsehlnndt,  Berlin  1899. 

—  Rampaeher,  Das  Jagd-  und  Fisehereirecht 
im  Kimigreich  Württemberg,  Ulm  1900.  —  Schiff, 
Dr.  Walter,  Grundriß  des  Agrarrechts  mit 
Einschluß  des  Jagd-  und  fischereirecKts  in 
„Grtindrifi  des  fisterreiehischen  Rechts",  Leipzig 
190S.  —  von  Schagen,  Das  Gesetz  betreffend 
die  Fischerei  der  l'fereigentiimer  und  die  Kuppel- 
fiseherei  in  der  Provinz  jfannorer,  Hamm  1897. 

—  Bersel^,  Oetets  betr.  die  FHsckerei  der 
L'/ereigentümer  in  den  I^vatßässen  der  Skein- 
provins,  Samm  i.}W.  1905.  —  Sehleaiseher 
Fischerei-  Verein,  ttußreguUerungen  und 
ihre  Einwirkungen  auf  die  Fischerei  bezw.  Er- 
richtung neuer  Bml-  und  Zuchtanstallen  im  Ge- 
biete von  Stauweihem,  Breslau  1904.  —  Sehwap- 
paeh,  Forstpolitik,  Jagd-  und  Fischereipolitik,  im 
Handbuch  der  Stnatswiss.,  Bd.-X,  S.  S9tfg.,  Jena 
1894.  —  Schtnldtmann,  Gutachten  betreffend 
Ftvßreinhattung  und  Verfahren  für  Abwässer- 
Reinigung  in  „VierteljoArssehrifi  für  geriehtt. 
Medizin  und  öffenüiehea  Sanitättwesen",  Bertin 
1901.  —  Seelig,  Fiseherei-  und  einsehtagendes 
Wtiaserreekt,  Leipzig  1889.  —  8Ut.Hdinger, 
Die  bayerische  Landesßsehereiordnung  vom  4-!X. 
1884  Kretsßschereiardnungen  nebst  Er- 
läuterungen, Z  Bündchen,  yördlingen  1885  und 
1888.  —  Derselbe,  Artikel  „Fischerei  und 
Fischcreipotizei"  in  Stengels  Whierbuch  des 
Datschen  Verwaltungsreehtes  1889j90.  —  Wal- 
ter, Dr.  Emil,  Die  Kteinteiehwirtnehafl,  Neu- 
dnmm  1906.  —  ßerselbe,  Die  Fischerei  als 
yebenbebrieb  des  Landwirtes  und  Forstmanna, 
Xendanm  1908.  —  Weeger,  JB.,  Üeber  Errich- 
tung ran  Aolbrutleilem,  Berlin  188S.  —  Wei- 
gelt,  Pn>f.  Dr.  Curt,  Die  Abfälle  der  See- 
fischerei, Berlin  1891.  —  Derselbe,  Können 
Industrie  und  Fischerei  nebeneinander  fröhlich 


gedeihen  f  Bertin  1898.  —  UerseUe,  Die 
Wasserverunreiniguvg ,  die  tbtdurek  bedimgie 
Schädigung  der  Fiseherei  und  dte  Mittei  aur 
Abwässerreinigung,  Bertin  I89S.  —  Demelhe, 
Der  fJeutsehe  Fincherei'Verein,  seine  Orgouisa. 
Hon  und  seine  Leistungen,  Berlin  ISSf?.  — 
Derselbe,  Die  Faktoren  ßechereiüeher  (Thmtf 
Verunreinigung  im  Osten  /Xnti*rMa«rf»,  J9AL  — 
JDeraelbe,  t'eber  den  Stanrf  tler  Wmserrensm- 
reinigung  in  den  vesüiehen  KuUztralaatem,  Ber- 
lin 190S.  —  WiUmack,  Beiträge  tue  Fisrkert*- 
Statistik  des  DeutseAen  Seiekea,  Berlin  187S. 

Im  AHUU. 


Seehandlnng  (Preußische  Süutsbuik). 

Die  S.  i«t  eine  preaUiicbe  StaaUbuk.  Iki 
areprUnfflieher  Name  „SeehandliiDgsMewtät:" 
klärt  sich  ana  ikrer  Gesehichte,  welche  Tier 
dentlicb  abgegrenzte  Epochen  aofweüt  Sit 
wurde  dorcb  Patent  vom  ]4.,.X.  1772  errichtete 
Friedrieb  der  GroSe  sagte  darin,  daß  er  eiac 
Bandelagesellscbaft  ins  Leben  za  rufen  be- 
Bcblo88en  habe,  welche  unmittelbar  und  oater 
prenüischer  Flagge  die  Häfen  toq  Spanien  vbA 
alle  anderen  Plätze  befahren  und  tflcbtigea  Ge- 
winn an  den  Ausfuhren  machen  solle.  Der  v- 
sprttngliche  Fonds  bestand  ans  2400  AktieB 
&  äOOTlr.,  2100  Stück  behieltderKOiiifl;,3(10  wintfeo 
au  Private  abeegebeu.  Die  OesellsdiaCt  erhielt 
zu  ihrer  Sirnerstellnng  swet  ansacblieHi^ 
Handelsartikel  (das  aas  England,  Frankiddi 
and  Spanien  eingeführte  Salz  and  das  aw 
Polen  kommende  Wachs,  welch  leisterea  Moaofwl 
aber  bereits  1794  wegfiel).  BegQnstigiingea  ftr 
die  Leinenaasfahr,  usw.;  die  Leitang  der  Ge- 
sellschaft lag  mit  AnsBchlaß  der  Aktionäre  dner 
Qeneraldirektion  (Chef  und  3  Direktcavn)  ob: 
der  Chef  —  der  erste  war  Minister  von  der  Horst 
ihm  folete  von  Görne,  der  sich  VerantJeaituea 
za  schulden  kommen  ließ  —  stand  qd mittewar 
unter  dem  KOnig.  Det  geschlLftliche  Erfolg  m 
in  der  ersten  Periode  nnbetriedigend. 

In  eine  zweite  Entwickeluaraihaae  timt  dir 
Anstalt  ein  unter  Friedrich  Wilhelffl  IL;  sie 
wurde  mehr  nnd  mehr  ein  Banhbaos;  das  kan 
dadurch .  daß  sie  den  Unterhändler  nacht«  bei 
Kontrahierung  von  Staatsanleihen  in  Aosterda«, 
Frankfurt.  Cassel  nnd  Leipzig,  die  Gelder  rat 
den  Gläubigem  eincog,  die  Zinsen  remittiate, 
usw.  Hit  dem  WachKn  ihres  Kredite  botea  die 
Kapitalisten  selbst  ihr  Kapitalien  an ;  die  fiegi^ 
mng  nntste  diesen  Kredit  aiu:  1803  aAvmtt 
ihr  der  Staat  173  Mill.  Tlr.  Nack  der 
Katastrophe  von  1806  konnte  sie  infolge  dieser 
Festlegung  ihre  Glänbi^r  gifißtemteüs  nidtf  be- 
friedigen ;  die  S.obligationen  fielen  1808  anf  85 
nnd  waren  anch  1810  noch  nicht  Aber  b4J^ 
hinausgegangen.  Durch  Patent  t.  4./III.  1791 
wurde  die  Zahl  der  Aktien  anf  3000  erbttt  nnd 
ihre  Verzinsung  auf  &%  beschränkt,  duth  Kdät 
vom  27.,X.  1810  worden  die  Aktien  und  &nUi- 
gationen  in  4moz.  StaatsoUtfationen  nmgf- 
wandelt;  die  Sozietät  hatte  £unit  anlgaUrt, 
die  Anstalt  war  ein  reines  Staatsinrtitnt  gnn'' 
den.  Ihn  llimopolieehte  waren  mg^faUkm, 
durch  Kabinettaordre  t.  17./L '  1880  wüda  & 
Stellung  der  Anstalt  neu  geregelt;  sie  w«i4e 
zu  einem  selbständigen  von  den  Adnuaistrmti^ 
behdiden  nnaUiinsigen       md  HtndeMmtta» 
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mit  staatlicher  Haftpflicht  erklärt.  Ihre  Finna 
liieil  aber  trotz  des  geänderten  Charakters 
^GeDeraldirektion  der  S.sozietät". 

In  dieser  dritten  Periode  wnrde  sie  von  der 
BeneruDg  benetzt,  um  die  Verordnung  y.  17./I. 
18^,  wonach  der  KOnig  ohn«  die  Stände  keine 
Anleihe  aofnehnien  wollte,  zu  nmgehen;  sie 
nachte  die  Schulden  unter  ihrem  Namen.  Ihr 
Geachäftskreis  erweiterte  sich  zugleich  ganz 
kolossal,  sie  war  zuletzt  an  allen  möglichen 
Fabrikbetrieben.  Schiffahrt«-  und  Handelsunter- 
nehnmngen  beteiligt.  bessO  auch  solche  selbst 
und  hatte  zahlreiche  laodwirtschaitliche  Güter 
erworben :  seit  1834  betrieb  sie  ancb  das  kSnigl. 
Leihamt  in  Berlin.  Diese  credit  mobilier-artige 
Stellung  rief  Unzufriedenheit  hervor;  mau  war 
Uber  die  Konkurienz.  die  sie  anf  allen  Gelneten 
nachte,  nagehalten.  Die  finanziellen  Ergebnisse 
ließen  auch  zn  wOnschen  flbrig.  Dorch  Kabinetts- 
oidre  Tom  I4./II.  1845  wnrde  deshalb  bratinunt, 
dafi  neue  Fabrikanlagen  in  der  Begel  Ton  ihr 
nicht  mehr  nntemommen  werden  sollten;  der 
Salzfaaadel  ging  an  die  Stenerverwaltung  ttber, 
1H48  wurde  ae  wieder  dem  Finansministerinm 
onterstellt. 

In  der  Folgezeit,  die  man  als  vierte  Periode 
bezeichnen  kann,  wurden  die  industriellen  und 
kommerziellen  Unternehmungen  nach  tind  nach 
abgestoßen  (sie  hat  heute  nur  noch  die  sehr  gut 
rentierenden  Bromberger  Mähten  und  mUi^ 
rentierende  Landeshnter  Flachsspinnerei  sowie 
dasktSnigl.  |Tfand-)Leihamt,  dessen  Ueberschttsse 
aber  der  Rother  -  Stiftung  für  unverheiratete 
Tfichter  von  Beamten  und  Offizieren  zufließen) 
und  der  Bankcharakter  aasgeprägt.  Die  S.  ganz 
aufzuheben,  wie  es  18Ö0,  I86Ü,  1869  von  der 
prenlHscben  Kammer  der  Abgeordneten  ge- 
wünscht wurde  —  man  beanstandete  namentlich 
4ie  Ausgabe  von  S.obligationen  als  den  Yer- 
fassungsbestimmnngen  Ober  das  Staatsschulden- 
weaea  widersprechend,  indem  wohl  die  Uit- 
^tieder  der  StaatascfanldeuTerwaltnng  schworen 
wOssen,  kein  Schnlddoknment  Aber  den  in  den 
Gesetzen  bestimmten  Betrag  hinaus  ansstellen  zn 
wollen,  nicht  aber  derFiuanzministernnd  der  ihm 
unterstellte  Chef  der  S.  — ,  dazu  konnte  sich  die 
Be^ennur  nicht  entschließen;  sie  konzedierte 
aber  1862,  der  Landeavertretung  den  Bücher- 
abschluß (Hanptabschlnß)  jährlich  vorzulegen, 
ebenso  einen  Verwaltnngsbericht  über  das  vor- 
hergegangene Geschäftsjahr;  die  Verwaltnngs- 
eincahmen  des  Instituts  sowie  die  Verwaltungs- 
au^ben  unterliegen  der  Genehmigung  des 
Landtags.  Das  Htaatshatuhaltages.  v.  IIJV. 
1896  hat  darin  materiell  nichts  ^Uidert  Ans 
einem  selbständigen  Institut  ist  sie  mehr  und 
mehr  zu  einem  bloßen  Staatsbetrieb  ohne  selb- 
•Undige  Persönlichkeit  gegenüber  dem  Fiskus 
geworden. 

Bei  ihrer  BeorganiBation  im  Jahre  1820  be- 
gann die  S.  ihre  Tätigkeit  mit  einem  ihr  vom 
Staate  vorgeschossenen  Betriebskapital  Ton 
1036 110 Tlr.;  dnrcfa Kabinettsordre  v.  3./V.  1821 
wnrde  aber  bestimmt  daß  der  für  das  Jahr  1820 
«>d  die  folgenden  Jahre  sich  ergebende  Oewmn 
■iclit  an  die  Staatskasse  al^^eftUirt,  sondern  dem 
Xa^talTermt^nn  der  S.  angesetzt  werden  solle. 
189  nnd  18«  konnte  sie  bereits  das  oben  er- 
«iknte  Torgescbossene  Betriebekapital  mit  Zinsen 
aarttckersetieo.  Tom  Jahr  1841  ab  hatte  die 
SL  ans  ibren  GewiAibn  ^jBkrlich  einen  Betmg 


von  100000  Tim.  an  die  Staatskasse  abzuführen, 
was  auch  mit  Ansnahme  der  Jahre  1848 — 1850 
geschab ;  im  Jahr  1858  wnrde  dieser  Betrag  anf 
200COO  Tlr.,  1860  anf  SOJOOO  Tlr.,  1862  auf 
400000  Tlr.,  1863  auf  500000  Tlr.,  1867  auf 
6000UO  TiT.,  1868  auf  7000GO  Tlr.  erhobt  nnd 
in  dieser  Höhe  bis  1871  abgeftthrt 

Das  eigene  Kapital  der  S.  war  inzwischen 
bis  zum  Jahr  1872  bis  auf  einen  Betrag  von 
47 192 125  M.  gewachsen. 

Ein  1869  vom  Abgeordnetenhaas  gefaßter 
Beschloß  verlangte,  daß  das  Kapital  der  S.  auf 
11  Mill.  Tlr.  herabgesetzt  werde.  Infolgedessen 
worden  1873-1888/84  neben  dem  TolleQ  Ge- 
schäftsgewinn TeUbeträ|fe  des  Stammkapitals 
von  insgesamt  rund  lö  1^.  M.  durch  den  Staats- 
hansbaltsetat  zur  Abfllhrung  an  die  Staatskasse 
bestimmt,  so  daß  das  eigene  Kapital  der  S.  zu 
Beginn  desEtaUjahres  1881^  bis  anf 32306 136 H. 
gesunken  war.  Seitdem  wnrde  nur  noch  der 
volle  Jahresgewinn  an  die  Staatskasse  al^führt, 
während  einige  Beträge,  wie  Ueberachüsse  ans 
GmndstücksTerkänfen ,  nachträglich  verein- 
nahmte Gewinne  usw.  wieder  zuwachsen,  so  daß 
das  Kapitalkonto  Ende  März  1899  sich  anf 
34402510,41  M.  stellte,  und  anf  dieser  Höhe 
blieb  es  bis  1904. 

Ton  1847—1902  hat  die  S.  an  den  Staat  rund 
112  Hill.  H.  abgeführt,  ihr  Kapital  gebUdet  and 
dasselbe  durchschnittlich  mit  verzinst. 


In  den  Jahren 

betrugen  die  Einnahmen 
die  Aosgaben 
der  Gewinn 


1903  1904 

3053434  3369664 
1  i$i  063      602  968 


1  922  37 1 
5,6% 


Der  Bnchumsatz  (eine  Seite 
des  Hauptbuchs)  betnw  . 
'  der  Anfang  an  Wechswi  . 
I  Lombar&aniBhen  wurden  ge- 
Reben   

Effekten  wurden  gekauft  .  . 
Effekten  wurden  Terkauft.  . 
Ein-  n.  Ausgang  t.  Depositen 
i  Ein-  n.  Ausgang  Ton  anderen 
verzinsl.  Gat&iben  in  lfdr. 

Bechnung  

>  Ein-  n.  Ausgang  von  Effekten 
im  Depotgeschäft  .... 
;  Darlehen  zu  Drainagen    .  . 


1903 
MUl.H. 


2  666  696 
7,7% 

1904 
MiU.M. 


56*3,5  8970,7 
174.5  io8,9 


S«>,2 
8[,8 
88,8 

133,8 


677,5 

224,4 

216,5 
311,6 


208,96  276,4 


475,6 
1,5 


975,6 
M 


Die  S.  ist,  wie  diese  Ziffern  ersehen  lassen, 
im  wesentlichen  eine  Handels-  nnd  Effektenbank 
mit  überwiegend  kurzfristigen  Geschäften.  An 
der  Spitze  des  sog.  Prenßenkonsortiums  war  nnd 
ist  sie  besonders  in  der  Unterbringung  der  An- 
leihen des  preußischen  Staats  und  anderer  deut- 
scher Bundesstaaten,  des  deutschen  Keichs,  der 
Gemeinden  nnd  Provinzen  tätig.  Daneben  be- 
sorgt sie  die  vorübergehende  Aulegnag  zeitweilig 
disponibler  Staatsf^der,  diskontiert  Schatz- 
anweisnngen  nnd  Wechsd,  gibt  Lombarddar- 
leben, nimmt  Depositengelder  nnd  Depots  zur 

I  Terwahmng  und  Terwaltung  an  usw. 

Dnrch  die  Berliner  Qroffl>anken,  die  sich  rasch 
ausdehnten,  ist  die  S.  in  den  letzten  3  Jahr- 

\  zehnten  mehr  nnd  mehr  überflt^elt  worden ;  ihr 
EinflnO  anf  den  Geldmarkt  ist  gsnnger  geworden. 
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und  es  war  zu  befQrcbten,  daß  sie  ihre  Anfg;abe, 
das  natttrtiche  Bindeglied  zwischen  der  Staats- 
finanzrerwaltnng  nnd  dem  Geldmarkt  und  der 
Bankwelt  zn  sein,  immer  weniger  erfSIlen  könne. 
Ihr  Ornndkapital  von  34  UiU.  H.  blieb  selbst 
hinter  dem  mancher  Prorinzbanken  zurRck,  die 
eine  Hälfte  war  festgelegt,  8  Hill.  U.  steckten 
allein  in  dem  GrimdbeBiti  nnd  Betriebskapitalien 
deskgl.  Leihamts  nnd  der  gewerblidteuEubline- 
ments,  die  andere  HSlfte  steckte  In  Eifekten, 
welche  die  S.  ans  Bflcksicbt  anf  ihre  Liquidät, 
anf  ihr  Depotgescbäft,  ihre  Konsortialbeteili- 
gnngen  nsw.  zn  halten  gezwungen  war.  Ihre 
Betätignng  anf  dem  Oeldmarkt  [Wechsel,  Lom- 
bard, Kontokorrentgeachäft  naw.)  war  nnr  mög- 
lich dnrch  die  ans  der  Generalstaatskasse  zn 
Torübergehender  Nutzbarmachung  flberwiesenen 
Gelder,  die  aber  sehr  schwanken  nnd  namentlich 
zn  den  Tierteljahrsscblttssen  von  der  Finanzrer- 
waltnn^  znrttuTerlangt  werden,  so  daU  die  S. 
sich  seitweiie  ganz  vom  Gelunarkt  fnrbi^' 
riehen  mufite.  Das  war  fttr  die  bestehenden 
GeschäftsTerbindnngen  abträglich ,  znmal  zu 
diesen  Zeiten  die  Ansprüche  des  Geldmarktes 
sehr  groß  zn  sein  pflegen,  gab  auch  oft  Anlaß 
zu  fabchen  Anschanangen  Uber  den  Stand  der 
Staateflnanzen ,  des  Geld-  nnd  Anleihemarktes. 
Aach  gestatteten  ihre  geringen  Mittel  nicht, 
den  Markt  der  preußischen  nnd  Beiehsanleihen 
zn  Qberwachen,  insbesondere  größere  Mengen 
schwimmenden  noch  nicht  placierten  oder  zeit- 
weise an^botenen  Hateriau  anbnnebmen  nnd 
dadurch  einen  aneh  andere  Besitzer  bennmhigen- 
den  Knradmck  zu  verhüten.  Daa  Einzige  was 
sie  tnn  konnte  nnd  tat,  war,  daß  sie  Mi  An- 
käufen von  Konsols  nnd  Reichsanleihen  den 
Knuden  keine  Provision  berechnete  and  die 
Deponiemng  zn  0,2'/oo,  statt  zn  0,4 "/m  gewährte. 
Eine  stärkere  Heranziehung  von  Depositen  ließ 
sich  nicht  betätigen,  weil  die  S.  einen  Eon- 
knrrenzkampf  mit  den  Privatbanken  möglichst 
vermeidet  nnd  deshalb  aach  geringen  Zins  ge- 
währt. 

Unter  diesen  Umständen  hielt  man  für  das 
beste,  daa  Onmdkapital  sn  verstärken.  Durch 
G.  V.  4./Vin.  1904  wurde  es  nm  65  HiU.  U. 
erhöht,  so  daß  es  nahezu  100  Milt.  M.  betiftgt. 
Diese  Verstärkung  setzt  die  S.  anch  in  die  Lage, 
ein  mäßiges  Portefeaille  ansländischer  Wechsel 
nnd  einen  mäßigen  Bestand  von  Staatapapieren 
neutraler  Staaten  zu  halten,  die  sich  im  Kriegs- 
fall veräußern  lassen.  Anch  bietet  das  ver- 
stärkte S.kapital  der  Finanzverwattnng  die 
Mittel,  sie  fOr  die  Wahl  des  Zeitpunktes  der 
Begebung  von  Anleihen  freier  zn  stellen,  da  die 
S.  Scbatsanweisongen  nbemehmen  kann,  ohne 
daß  diese  Haßnahmen,  wie  es  im  Reich  bei 
der  Reichsbank  geschieht,  sofort  bekannt  wird 
nnd  einen  Druck  auf  den  Anleihemarkt  ansQbt. 

Das  gleiche  Gesetz  hat  anch  eine  Aendemng 
der  Firma  gebracht.  Die  „Generaldirektion  der 
S.sozietät"  wurde  nmgewandelt  in  „Königliche 
8.  (Preußische  Staatsbank)". 

Filialen,  wie  die  gleichartige  Kgl.  Bank  in 
Nürnberg  (s.  d.  Art.  oben  S.  285).  hat  die  See- 
handiung nicht. 
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L  Allgemeines  nnd  Zollpolitiscli?«. 
n.  Statistik.  1.  Italien,  ä.  FruknU 
3.  Großbritannien  nnd  Irland.  4.  Deotvli^» 
Reich.  5.  Oesterreich-Ungarn.  6.  Schwi/ 
7.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  8.  i'iiiiii 
9.  Japan.  10.  Britisch-Ostindien.  11.  :^0B»iu:r 
Länder.  12.  Geaamtaberüeht 

I.  AUgemeines  und  Zollpolitiscbes. 

Die  Zucht  der  Seidenraupe  und  die  \mtt- 
tung  ihres  Gespinstes  nur  Herstdlug 
Geweben  waren  in  (äina  mehr  als  800O  Jibt« 
T.  Chr.  bereit«  bekannt  und  all^^dn  Tuinit't. 
Voa  hier  aas  gelanrte  im  Lsufe  der  Zeit  iir 
Kenntnis  der  Boh^.gewinnang  und  itor' 
Verarbeitung  nach  Japan  und  andues  TeO« 
Ostasiens,  namentlich  Indien,  nnd  draogenliiB 
der  vorchristlichen  Zeit  in  die  LäDiler^ri<> 
Westasiens  vor.  Wahrscheinlich  infolg«  dvr 
KriegszBge  Alexanders  des  Grollen  warf» 
S.  in  Griechenland  bekannt;  hier  und  oär 
noch  später  im  alten  Rom  bildete  du  Tnpi 
seidener  Gewänder  einen  weitverbreitetes  IJU« 
der  wohl  habenden  Klassen.  Während  da  Mittd- 
alters  gelangte  die  S.incht  nnd  mr  donh 
arabische  Vermittelung  nach  Nonto&&s,Spui«i> 
nnd  Portugal.  In  Italien  fand  sie  isft^  drr 
Krenzzüge  im  12.  Jahrh.  Eingang,  cnent  a  ii^- 
Italien,  von  wo  ans  die  Kultur  tnld  nach  Mn 
vordrang,  nm  dann  in  Oberitalien  bis  inf '''' 
heutige  Zeit  eine  soivsame  Pflege  n  tiArn 
Von  Italien  ging  die  Zucht  seit  dem  U.  i»^^ 
in  die  südfranzOsiscben  Provinzen  Aber  und  mi'' 
hier  faßte  sie  dauernd  festen  Fuß.  In  ^ts 
meüten  dieser  Läadw  verbreitete  adi  Bit  dtf 
Raupenkultur,  vielfadi  aber  auch  ■ehon  MIkt. 
die  S.indiuaie.  Letztere  war  in  Fnnbtiiji  in 
17.  JahA.  zu  hoher  BlBte  «lugt,  ih 
durch  die  Aufhehung  des  Edaktaa  voa 
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von  hier  Tertriebenen  Bngrenotten  die 
fliiriekelt«  ffranzösiscbe  Technik  in  der  Schweiz, 
e  Eoflud,  Dentschland,  den  Niederlanden  and 
j)  tlea  Bordischen  Ländern  einftUirten  nnd  die 

•  Industrie  dort  entweder  neabef^Qndeten  oder 
iD  d«Djemg:en  Gegenden,  wo  sie  schon  frUber  in 
be^hränktem  Umfange  heimisch  gewesen  war, 
TWqiterten  nnd  Terrollkommneten.  Pie  gegen 
uiir  de«  17.  DDd  während  des  gansen  18.  Jahrh. 
j'nMhoide  merkuitUistiKlie  Wirtschaftspolitik 
'.ff  raroptisdien  Pürsten  sah  rieh  dadnreh  in 
.lirea  anf  die  FOrdenmg  des  heimisehen  Oe- 
i'rhrfleißet  gerichteten  Beetrebnngen  wesent- 
t:th  oBterstQtzt.  Aber  nicht  nur  die  S.indnatrie, 
•mim  aoch  die  Roh-S.erzengnng  sachten 
li^  Be^entttgen  mit  staatlichen  Mitteln  einza- 
Mta  und  cn  verbreiten,  so  in  Oesterreich  nnd 
IL  [ifntMbland ;  hier  war  es  namentlich  Friedrich 
irr  OroQe ,  welcher  der  S.ranpenzacbt  in 
■irr  Provinz  Braodenbarg  darcb  Gewihrnng 
•>Mi  PAmien  d«w.  tu  einer  betr&chtlichen  Ans- 
•Kbinng  verhalf.  Diese  and  ähnliche  Be- 
•trebnogen  waren  aber  meiatena  ohne  nacb- 
tsltiicen  Erfolg.  Als  mit  dem  Begina  des  19. 
ijhrh.  unter  veränderteD  wirtBcbaitlicben  An- 

•  kuQngeii  die  staaüiehe  FSrderang  aufhörte, 
itrm  die  Zocht  immer  mehr  rarück.  Einen 
L-eQ«n.  aber  auch  nar  TOiübergehenden  Anf- 
^bwoDi;  nahm  sie  in  den  dentschen  Staaten 
«äkread  der  SOer  and  60er  Jahre  des  vorigen 
)iIiThnadert8,  als  private  Bestrebangen  (S.- 
racbttrvereine)  die  dnrch  die  Raapenkrankheit 
;u  den  S-koltorlSodeni  geecbaffene  Notlage 
.ich  10  not»  zu  machen  Rächten.  Die  wieder- 

•  Iten  Bemflliiuigeii,  dieS  kaltar  in  Kordearopa 
0  ^dßerem  Umfange  einzufahren,  maßten 

•  iion  deshalb  erfolglos  bleiben,  weil  das  junge 
iiräB  des  Haolbeerbaames,  welches  als  Nabrang 
)"!  der  Ranpenaufzacht  unentbehrlich  ist,  durch 
iit  Naehtfrfist«  hänfl^  vernichtet  wird.  Audi 
Itf  Vemtebe,  die  mit  der  Fütterung  mittels 
ie>  Laubes  der  Schwarzwurzel  gemacht  worden 
-inil.  haben  wenig  Erfolg  gehabt.  Dazu  kommt, 

Zucht  und  Wartang  der  S.raupen  und  der 
"^nu  gegen  aiuteekende  Krankheiten  ^örper- 
'bakrankbeit,  Schlaffsncht  nsw.)  große  Sorgfalt 
lid  UoBsicht  erfordern,  die  unter  der  bäaer- 
'Mba  BerClkerun^  deijeoigen  Gebenden,  in 
4fan  die  Zvcbt  nicht  seit  alter  Zeit  beimisch 
«v,  kanm  anzntreflen  sind.  So  werden  die 
litia  mit  kälterem  Klima,  bei  denen  die  Vor- 
lOMettangen  für  eine  umfängliche  S.zucht 
i'Uen,  nach  wie  vor  anf  den  Bezug  des  Bob- 
n:iieriala  aas  den  stidlicheroD,  wärmeren  Zonen 
isf^vieien  bleiben. 

n<-g?nwärtig  kommt  fflr  die  Roh-S 
;roduktioQ  von  aaßereiiropäischea  Qe- 
'-«tf^Q  in  erster  Linie  da»  uralte  S.kultur- 
ud  China  in  Betracht^  wo  die  Klärung 
'H  m  die  aeneste  Zeit  durch  staatliche 
y^oahmen  (Gebot  der  Sjmcht,  Verbot  der 
iivfohr  TOD  Baupeneiem  und  Maiilbeer- 
''^en)  die  ProdDictioQ  in  ihrer  alten  Be- 
•"•itnag  aufrecht  zu  erhalten  gewußt  hat 
^•^  folgt  daiio  Japan,  -welches  bereits  seit 
4.  Jahch.  n.  Chr.  die  S.zuchl  betreibt 
oDil  dieselbe  namenüidi  in  jüngster  Zeit 
ntu  betiflditUch  erweitert  hat  Auch  in 
■'■m  alten  IVoduktionslande  Ostindien 


ist  die  Eultor  noch  jetzt  toq  Belang  (nament- 
lich in  Bengalen,  den  Nordwest-  und  den 
Zentralprovinzeta  sowie  in  Assam),  nachdem 
sie  seit  dem  18.  Jahrh.  durch  die  ostindische 
Coropagnie  und  spater  die  englische  Kegierung 
eine  sorgsame  Pflege  gefunden  hat.  Weiter- 
hin reihen  sich  als  von  Bedeutung  noch  an : 
das  asiatische  Rußland,  die  asia- 
tische Türkei,  Persien,  Hinter- 
indien  und  einige  andere  kleinere  Gebiete 
(Cypem,  Algier  usw.),  die  teilweise  in  den 
letzten  Jahren  eine  erhebliche  Steigerung 
ihrer  Erzeugung  erzielt  haben.  In  den 
ostasiatischen  ftoduktionaländern  ist  auch 
die  S.industrie  von  alters  her  ansässig; 
indessen  lassen  sich  über  ihren  ge^n- 
wärtigen  Umfang  bestimmte  Angaben  nicht 
beibringen. 

Unter  den  europäischen  Staaten  steht 
als  S.produktionsland  Italien  weitaus  an 
erster  Stelle.  Schon  im  14.  und  bis  in  das 
16.  Jahrh.  hinein  trieben  die  norditalienischen 
Städterepubliken,  vor  allen  Venedig,  neben 
der  S.industrie  eine  sehr  bedeutende  S.raupen- 
zucht,  deren  Geheimnis  sie  lange  Zeit  hin- 
durch aufrecht  zu  erhalten  wußten,  und 
der  Roh-S.handel  bildete  einen  Haupt- 
faktor ihrer  einstigen  kommerziellen  Welt- 
Btelhing.  Sie  konnten  aber  nicht  verhindern^ 
daß  im  Laufe  der  Zeit  andere  europäische 
Staaten  in  der  S,kultur  in  Wettbewerb  mit 
ihnen  traten  und  die  herrschende  Stellung 
Italiens  herabdrückten.  Zunächst  war  es 
Frankreich,  wo  besonders  im  17.  Jahrh. 
durch  Colberts  Bemühungen  (Massenanbau 
des  Maulbeerbaumes,  S.zuditprftmien  usw.) 
die  S.knltur  beträchtlich  an  Ausdehnung  ge- 
wann. Sie  wird  hauptsächlich  in  der  G^end 
von  Montpellier  betrieben  und  ist  bis  heute 
nach  der  it^enischen  die  bedeutendste  in 
Europa  geblieben ,  trotz  der  Bemühungen 
anderer  Staaten.  Was  Oesterreich  be- 
trifft, 80  ist  die  S.kultur  fast  nur  in  den 
Alteren  Produktionsgebieten,  in  Sfldtirol,  dem 
Küstenland  und  Dalmatien  von  Bedeutung; 
die  froher  versuchte  Verpflanzung  nach  den 
nördlichen  Kronländern  mißlang.  Dage^n 
ist  in  Ungarn,  wo  die  natürlichen  Vor- 
bedingungen besonders  günstige  waren,  dank 
der  Bemühungen  der  Regierung  die  S.zucht 
seit  den  70er  Jahren  in  erfreiuichßter  Ent- 
wickeluog  begriffen.  Auch  in  Rußland 
(Kaukasus)  ist  sie  in  bescheidenem  Umfange 
vertreten.  In  der  Schweiz  kommt  als 
S.kulturstatte  hauptsächlich  der  Kanton 
Tessin  in  Betracht.  In  Spanien  ist  die 
S.zucht  trotz  der  Gunst  des  Klimas  und  der 
Vegetation  sehr  vernachlässigt  und  nur  in 
den  Provinzen  M\u^  und  Valencia  -  von 
einigem  BelMig.  Außer  den  genannten 
Ländern  sind  in  Europa  nurnoch  die  B  a  1  k  a  n  - 
Staaten  als  S.zuchtgefaiete  von  Bedeutung. 

Bei  gesteigerter  Produktion  von  Roh-S. 
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und  im  ganzen  schwieriger  gewordenem 
Absatz  an  fertigen  Waren  infolge  der  wechseln- 
den Richtung  der  Mode,  der  schwankenden 
Kaufkraft  des  Publikums  und  der  Schutz- 
zollpolitik der  meisten  europäischen  Staaten 
zeigten  die  Roh  -  S.preise  während  der 
letzten  Jahrzehnte  eme  fallende  Tendenz. 
So  war  der  Durchschnittspreis  für  Roh-S. 
^italienische  Organsias)  in  Crefeld  pro  Kilo- 
gramm: 

Jahre  H.  Jabre  M.  Jahre  H. 
1871/1875  92,34  1892  47,93  1899  50^ 
1876/1880  71,97  1893  59,00  1900  47,80 
1881/1885  S7,S6  1894  39,25  1901  42,00 
1886/1890  52.23  1895  44,33  1902  46,00 
1891/189Ö  47,12  1896  42,30  1903  50,30 
1896/1900  44,40  1897  40,40  1904  42,80 
1901/1905  45.30      1898  41.10      1905  45,30 

Neuerdings  ist  es  gelungen,  auf  chemi- 
schem Wege  nach  verschiedenen  Verfahren 
unter  Benutzung  des  Zellstoffs  ein  der  echten 
S.  im  Aussehen  nahekommendes  Produkt 
herzustellen,  welches  je  nach  dem  Her- 
stellungsverfahren unter  den  Namen  „Kunst- 
S."  oder  „Glanzstoff"  namentlich  auch  von 
Deutschland  aus  in  den  Handel  gebraclit 
wird  und  mannigfache  Verwendung  findet, 
besonders  in  Verbindung  mit  anderen  Faser- 
stoffen, ohne  daß  dadurch  der  echten  S.  eine 
fühlbare  Konkmi'enz  erwachsen  wäi'e. 

Die  S.industrie  ist  in  Europa  in  den 
meisten  obengenannten  wichtigeren  Roh-S.- 
Pj-oduktionsgebieten  mehr  oder  minder  stark 
verbreitet;  namentlich  sind  hier  Frankreich, 
Italien,  die  Schweiz  und  Oesteireich-Ungarn 
hervorzuheben,  wo  sie  vielfach  schon  wesent- 
lich früher  entwickelt  war  als  die  Roh-S.ZHcht. 
Weiterhin  kommen  als  in  der  S.weberei  be- 
deutend Orofibiitannien,  das  Deutsche  Reidt 
und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
in  Betracht,  welche  aber  für  den  Bezug 
des  Rohmaterials  völlig  auf  das  Ausbuid 
■angewiesen  sind. 

Im  klassischen  Altertum  ersdieint  die 
S.Teberei  in  der  ökonomisdien  Vorm  des 
hauBwirtschaftlichen  Sklavenbetriebes.  Als 
die  Industrie  gegen  Ausgang  des  Mittelalters 
einen  neuen  Aufschwung  nahm  und  nament- 
lich seitdem  16.  Jahrh.  die  gi-oßkapitalistische 
Produktion  io  der  Weberei  Eingang  fand, 
Dnirde  die  eigentliche  Hausindustrie  (s.  Art. 
„Gewerbe"  sub  IX  oben  Bd.  I  S.  1002  fg.) 
in  der  S.weberei  die  verbreitetste  Betriebs- 
form und  ist  es  bis  auf  den  heutigen  Tag 
in  vielen  Ländern  (s.  unten)  geblieben.  Zu 
Beginn  des  vorigen  Jahrhunderts  trat  in 
England,  unter  ähnlichen  Verhältnissen  wie 
in  der  Baum  Wollindustrie  (s.  Ail  „Baum- 
wolle, BaumwolIindu8trie"oben  Bd.  1  S.369  fg.), 
der  maschinelle  Gioßbetrieb  auf.  Letzterer 
hat  im  Laufe  der  Jahre  in  England  die 
hausindustrielle  Betriebsweise  nahezu  völlig 
vei'di-flngt  und  auch  in  den  aüderen  euit>- 


päischen  Industriestaaten  mehr  und  mehr 
festen  Fuß  gefaßt  Lange  Zeit  hiodarcli 
beg^nete  gerade  in  der  S.industrie  die  An- 
wendung des  Kraftstuhles  an  Stelle  der 
Handweberei  grofien  technischen  Schwierig- 
keiten; dieselben  wurden  aber  dureh  Ver- 
vollkommnung der  maschinellen  Ernricb- 
tungen  allmählich  überwunden,  so  daß  sieb 
gegenwärtig  fast  alle  S.sorten  auf  Knft- 
Stühlen  verweben  lassen  und  die  lifudarbeit 
daher  voraussichtlich  immer  mehr  verdrftogt 
werden  wird.  In  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ist  letztere  nie  heimisch  gie- 
worden. 

Wenn  in  frOheren  Jahrhunderten  die 
Staatsgewalt  aller  Länder  die  Roh-S.mdit 
nnd  die  S.weberei  durch  Ein-  und  Ausfuhr- 
verbote, Prohibitivzölle,  amtliche  Scbaa- 
anstalten,  Prämien  usw.  zu  heben  sachte. 
BD  ist  dieses  schroffe  Bevormundungssystem 
seit  dem  B«^nn  des  vorigen  Jahrh.  darch 
eine  mehr  oder  minder  entschiedene  Schatz- 
zollpolitik ersetzt  worden.  Dieselbe  ist,  mit 
Ausnahme  Englands,  in  allen  Staaten,  von 
zeitweisen  Schwankungen  abgesehen,  bis  auf 
die  Gegenwart  maßgebend  geblieben.  AU 
Rest  früherer  staatlicher  Regelung  haben 
sich  an  den  wichtigeren  europÜMhen 
handetsplätzen  (Lyon,  Uailond,  Basel,  ZOiich, 
Crefeld,  Elberfeld,  Wien  usw.)  die  S.lrock- 
nungsanstalten  (Konditionieranstalteo)  er- 
halten, welche  im  Interesse  der  Siclierheit 
und  Genauigkeit  der  Preisbestimmung  im 
Handel  das  Trockengewicht  der  bekanntlich 
stark  hygroskopischen  Roh-S.  feststelleo. 
Die  Benutzung  dieser  jetzt  von  den  HandAU- 
kammem  odememeinden  unterhaltenen  öffent- 
lichen Institute  ist  zwar  nicht  mehr  obliga- 
torisch, wird  aber  von  den  beteiligten  üandela- 
kreisen  als  unentbehrlich  anerkannt  Im 
Jahre  1905  gingen  durch  die  euro[>&i9cben 
Trocknungsanstalten  22,9  MilL  kg  S. 

lu  betreff  der  allgemeinen  und  loUpdi- 
tischen  Verhältnisse  der  Sindustrie  in  den 
einzelnen  Lfindem  ist  noch  folgendes  bertop- 
znheben. 

Die  Bchon  seit  Jahrhunderten  hocfabedeatarif 
SJndnstrie  Frankreicha  hat  in  Laufe  der 
neueren  Zeit  einen  solcben  Anfachwung  ge- 
nommen, dall  sie  gegenwärtig  nicht  nur  ab 
eines  der  wichtigsten  Großgewerbe  des  Luden 
sondern  auch  au  die  bedentendste  S.induttie 
der  Welt  angesehen  werden  darf.  Ihm  Bm|<- 
sitz  hat  sie  in  nnd  um  Lyon  und  wird  dort  vor- 
wiegend hansindnstrieU  betrieben.  Troti 
altbegrändeten  Bnf«  des  firaaiOdsehea  äge- 
werbü  wurde  dasselbe  bis  mm  Anfang  des  19. 
Jahrh.  noch  dareb  Einfnbrvertwte  and  Fnhi- 
bitivzCUe  geschQtat  Auch  der  Tarif  vom 
28  IV.  1816,  welcher  (Itr  lange  Zeit  gnnd* 
legend  blieb,  war  extrem  schatnäUMriMk 
Nachdem  dann  der  Tarif  vom  9./TL  1815  äng* 
Milderangen  gebracht  hatte,  begun  wt  dM 
englischen  Handelsvertrag  von  IwO  ewe  Bdbm 
in  freiUttidlerischera  Sinne.    Die  dadwth  gc- 
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■■liafienen  ermS^^en  Sätze  blieben  im  wesent- 
•-itat  bis  jetzt  bestehen.  Der  Hinimaltarif  Tom 
'.  1  f&hrte  in  Verbindnng  mit  eingehen- 

^rtr  Kiassifiziernng;  der  Warenfrattnngen  wieder 
^■«»uae  VeneUifongen  der  Zollstt»  herbei. 
i|>hrfftehe  V^bideniDgen  in  den  ZollsKtzen  nnd 
(0»  Anlaß  der  seitdem  abgeacblossenen  Handels- 
ttfträ^  iaabesondere  dnrch  denjenitren  mit  der 
■^weu  Tom  Jahre  1906,  berbet^fUhrt  worden. 

In  Großbritannien  gehCrt  die  S.weberei 
.-a  den  iltereo  and  bedentenderen  heimischen 
itiiiuittrieen.  In  nenerer  Zeit  vennochte  sie 
dlrrdinga  bei  der  lebhaften  Konknrrenz  des 
)n<laodes  wesentliche  Fortschritte  nicht  mehr 
IQ  f  irielen.  Nachdem  in  England  früher  eben- 
'  Einfnhrrerbote  nnd  FrobibitiTzSIle  ge- 
s^rnobt  hatten,  wnrden  seit  dem  Anfang  des 
Tofi^  Jabrbanderts  die  Scbutctßlle  mehr  nnd 
»teia  hnabgesetzt,  bis  der  französische  Handela- 
r;rtraar  die  Zolle  anf  S.waren  gftnz- 

beseitigte. 

Was  Italien  anbettifft,  so  ist  im  13.  Jahrh. 
:u  :(.geweffbe  als  Hausindustrie  Ton  Lnooa  ans 
itfb  Venedig,  Florenz  nnd  Genua  verpflanzt 
i.-irdm  nnd  gelangte  hier  im  14.— 16.  Jahrb. 
in  büchsten  BlQte.  Anf  der  sicheren  Qrnnd- 
.  -et  der  beimischen  Bohstoffprodnktiou  bat  sich 
u«  <;cwerbe  Ms  zur  Gegenwart  erhalten  und 
lieb  noch  in  jttngster  Zeit  an  Aasdehnnng  ^e- 
wunaen.  £a  ist  heute,  fast  tlber  ganz  Italien 
verbreitet;  die  Zentren  befinden  sich  in  Fiemont, 
V'fietiea  oad  in  der  Lombardei.  Sowohl  die 
-"puoerei  (Uaspelei)  als  auch  die  Weberei 
«rrdfn  wie  ehedem  noch  vorwiegend  hansin- 
^utrieil  betrieben.  Der  jetat  ffUtige  Zolltarif 
iKt  Fia  scliataaBllneriBeher  nnd  nat  anch  durch 
he  ]flngst«n  Handelsverirftge  (19M)  keine  Ab- 
-"Biritchniig  ertehren. 

Za  den  bedeutenderen  S.indnstrieen  zählt 
i'irb  die  des  Deutschen  Beichea.  Vereinzelt 
t>«i>tan(ten  hier  S.webereien  schon  im  Hittel- 
iltrr,  aimenttieb  in  Stlddeutschland.  Die  älteren 
Venucbe  dentscher  Fürsten,  dieselben  darüber 
binans  in  ihren  Ländern  beimisch  zn  machen, 
wtifu  ohne  nachhaltigen  Erfolg.  Zwar  hatte 
t^^hedrich  der  Grofie,  unterstützt  durch  die 
rmturen  Bemühungen  der  einwandernden  Hnge- 
K'ttfD.  es  Tenrtanden,  dnrch  die  Mittel  der  dar 
<*«liKen  Oewerbepolitik  in  Brandenhnrg  eine 
«•btangswcrte  Industrie  zu  schaffen.  Nach  seinem 
livlr  gtn^  sie  aber  allmäblieli  znrflek.  Doch  hat 
■>•  neb  im  Potsdamer  Bezirk  noch  jetzt  in 
•iBiffcn  Urninge  erhalten.  Der  Hanptsitz  ist 
i'-^f&wSrtig  die  Rhdnpronns,  insbesondere  die 
'tA'ltc  Elberfeld  und  mehr  noch  Crefeld,  wo  sie 
'IQ  17.  Jahrb.  ohne  staatliche  Bevormundung 
t^u  Holland  her  eingebürgert  wurde.  Das 
'  ^'Mder  5.gewerbe  genielit  seitdem  einen 
^Vctlrnf.  namentlich  für  seidene  Sammete,  nnd 
-ttkt  der  Lyoaer  und  Mailänder  Industrie  eben- 
'•jttig  mr  Seite.  In  Deutschland  ist  der  Um- 
'•^K  der  Hmosindnstrie  noch  ein  verhBltnismäliig 
CT>-i(cr.  In  G^DSatz  znr  Leinenindnstrie 
•  i  Art.  oben  Bd.  II  S.  412fg.)  war  die  hans- 
DiJutrielle  S.weberei  von  jeher  nicht  gleich- 
.lihiir  Uber  das  Land  verbrdtet,  sondern  örtlich 
•'-•'»'atrieTt  nnd  stand  in  engster  Verbindung 
'I"  •Iva  Handlangvhänsem  der  betreffenden 
'wtie  Üebri|raos  ist  neuerdings  anch  der 
nwbiaeUe  OroSbetrieb  in  der  ä.inaiutrie  immer 


mehr  zur  Geltung  gelaugt.  lubezng  auf  die 
ZoUverbältnisse  ist  za  bemerken,  daO  im  Laaf& 
des  19.  Jabrh.  die  deutscheu  Zollvereinasätze- 
allmählich  erhobt  wnrden,  bis  der  Tarif  vom 
17./TI.  1869  wesentliche  ErmäSigongen  brachte. 
Indessen  griff  das  Reichszollgesetc  v.  15./VII. 
1879  wieder  auf  die  Siteren  Sätze  znrück,  welche- 
durch  die  GG.  v.  24./V.  1886  nnd  v.  2Ö./XII.  190» 
eine  weitere  Steigerung  im  schutzzölluerischen 
Sinne  erfuhren.  Einige  Milderungen  sind  durch 
die  nachfolgenden  Handelsverträge,  insbesondere 
durch  demjenigen  mit  der  Schweiz,  herbei^fUhrt 
worden.   Cocons  und  Roh-S.  sino  zollfrei. 

Die  im  18.  Jahrh.  durch  die  Kaiserin^aria 
Theresia  in  Oesterreich-Ungarn  geförderte 
S.iQdu8trie  hat  in  dem  Aufkommen  der  S.kuitur 
Ungarns  einen  Ersatz  für  die  verlorene  lombar- 
disä-venetianische  fioh-S.produktion  gefunden. 
Die  S. Weberei,  welche  ihren  gesch&ftlichea 
Hittelpnnkt  in  Wien  hat,  ist  iu  verachiedenea 
Ländern  (Nieder-Oesterreich,  Böhmen,  Mähren, 
Schlesien,  Tirol  und  Vorarlberg)  heimisch.  Sehr 
lange,  bis  zur  Hitte  des  vorigen  Jahriiunderts, 
war  in  Oesterreich  die  Einfuhr  fremder  S.warenr 
durch  Einfuhrverbote  beschränkt  Von  da  ab- 
wurden Schutzzölle  eingeführt,  die  anf  Orund 
von  Verträgen  allmählich  herabgesetzt  wnrden. 
Der  autonome  Tarif  v.  27./VI.  1878  brachte  von 
neuem  hohe  Sätze,  die  seit  1887  noch  verschärft 
worden  sind.  Die  jüngsten  Handelsverträge' 
1904/1905  haben  nur  geringe  Ermä&ignngen 
zur  Folge  gehabt  Cocous  nnd  Roh-S.  gehen, 
zollfrei  ein. 

Obwohl  die  S.industrie  der  Schweiz  zeit- 
lich bis  in  das  13.  Jahrh.  zurückreicht,  hat  sie 
dort  doch  erst  seit  einigen  Jahrzehnten  einen 
größeren  Aufschwung  genommen.  Sie  ist  hanpt- 
sächlich  in  den  Kautonen  Zürich,  Bern,  Schwyz,. 
Basel  (Stadt  nnd  Land),  Appenzell  nnd  Aargau 
ansässig,  und  zwar  in  grOlleren  Umfange  noch 
als  Hausiudustrie.  -Die  Sätze  der  autonomen 
Zolltarife  Tom  10./IV.  1891  und  1Q./X.  1908  sind 
schutzzöllnerisdie ;  sie  haben  durch  die  nach- 
folgenden Handelsvertrilge  einige  Ermäfiigungen 
erfahren. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  datiert  der  Ursprung  der  S.industrie 
aus  dem  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts. 
Unter  der  ansscbließlicben  Herrschaft  des  maschi- 
nellen Großbetriebes  hat  sich  die  Industrie  seit 
den  letzten  50  Jahren  dort  mächtig  entwickelt 
und  zeigt  auch  in  jüngster  Zeit,  im  Gegensatz 
zu  den  meisten  europäischen  Ländern,  ein  un- 
vermindertes Wachstum.  Der  bereits  ausge- 
sprochen schntzzöllnerische  Tarif  von  1883- 
warde  durch  den  sog.  MacKinley-Tarif  von 
1890  zum  Teil  noch  verschärft,  bis  das  ZoU- 
gesetx  T.  88./VIII.  1894  Ermäßigungen  ein- 
rührte. Der  neueste,  sog.  Dingley- Tarif  vom 
24./VI.  1897  hat  dann  wieder  einzelne  Er- 
höhungen gebracht 


II.  Statistik. 

1.  Italien.  Die  Cocons-  und  Roh-S.prodnk- 
tiun  während  der  letzten  Jahrzehnte  ist  au» 
folgenden  älteren  Zusammenstellungen  (Angaben 
in  1000  kg)  ersichtlich: 
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Jahre 

1863 
1866 
1870 
1871/75 
1876/80 
1881/86 
1886/90 
1891/95 


Cocons- 

Pro- 
daktion 

35 

26430 
47700 
48  183 
28  191 

36  358 
406S6 
41077 


Boheeiden- 


prodaktion  aas 

eiohaim. 

Cocons ' 

Cocona 

Oberhaapt 

2308 

3076 

1362 

2263 

3180 

3877 

3213 

3964 

1932 

2338 

2760 

3035 

3310 

3520 

3375 

3687 

Vergleiche  mit  den  italieniBcben  Zollstatis- 
tiken  haben  ergeben,  daß  diese  Ziffern  zn  niedrig 
sind.  Die  Hauänder  Associazione  Serica  hat  in- 
folffedessen  anf  Grand  eigener  Erhebungen  die 
Ziffern  bis  1889  snrttck  in  nachstehende  Tabdle 
abffeftndert  nnd  bis  anf  die  neaeste  Zdt  fort- 
gerahrt. 

Bohseiden- 
prodoktion 
ans  einbeim. 
Cocons 
3034 


Jahre 


Cocons- 
Pro- 
duktion 


1889 

1890 
1891/189Ö 
1896/1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 


46000 
54000 
54  200 
54000 

53  500 
56000 
44  loo 
56  760 
48000 


4560 
4428 

4315 
4290 

4477 
3526 
4900 
3900 


Rohseiden- 
prodnktion 
ans  Cocons 
Oberhaupt 
4175 
4725 
4811 
4867 
5060 
5440 
4535 
5675 
5061 


Die  Coconsprodaktion,  welche  in  den  60  er 
Jahren  infolge  der  Ranpenkrankheit  sehr  zn- 
rac^:egangen  war,  erreichte  bald  darauf  wieder 
eine  hetritcbtliche  HQhe;  sie  blieb  aber  auch 
später  starken  Schwankungen  ausgesetzt.  Die 
Eoh-S.prodnktion  umfaßt  auch  den  Ertrag  von 
denjenigen  Cocons,  welche  aus  den  Nachbar- 
ländern zum  Abhaspeln  usw.  nach  Italien  ein- 

fefübrt  werden.  Trotz  der  bedeutenden  S.in- 
ttstrie  Italiens  Übersteigt  die  beimische  Bob- 
S.prodaktiou  den  inländischen  Bedarf,  so  daß 
alijährlich  beträchtliche  Mengen  Bob-S.  (1904 
für  417,2  Hill.  Lire,  eegeuQber  einer  Einfuhr 
im  Werte  Tun  104,9  Milt.  Lire)  an  das  Ausland 
abgegeben  werden  kSnnen. 

Was  die  Entwiekelnng  der  S  Jndustrie  betrifft, 
80  betrag  die  Zahl  der  tätigen 

mechan. 


Jahre 

1876 
1890 
1903 


Spindeln 

1  824  707 

» 534849 

2  000000 


Webstühle 
445 
«535 
7459 


Hand- 
wehstühle 

7  394 
12414 

9703 


Der  auswärtige  Handel  in  S. Webwaren  ge- 
staltete sich  folgendermaßen: 

Einfuhr  Ausfuhr 


Jahre 

1871/1875 
1876/1880 
1881/1885 
1886/1890 
1891/1895 
1896/1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


262  551 
244  410 

399  432 
403027 
254  S69 
276  826 
272  947 
290846 
274  642 
287  639 


kg 

106  272 
8731a 

148  537 
220  398 

335413 
665  181 

1  144385 
1  096  142 
I  014  729 
i  165  511 


Hehreiiifuhr 
bezw.  Hehr- 
ausfuhr  (— ) 

156279 
157098 
250  895 
182  629 

—  80544 

-388355 

—  871438 

—  805  296 

—  740087 

—  877  872 


Wie  aus  diesen  Ziffern  herro^ht,  findet 
neuerdings  eine  erhebliche  HehrausMir  tob 
S. waren  statt,  während  die  Indnstrie  dei  Landes 
den  heimischen  Bedarf  bis  cn  Anfang  der  neaa- 
ziger  Jahre  nicht  zu  decken  Tennochte. 

2.  Frankreich.  Hier  lassen  sich  die  S.eintea 
länger  als  ein  Jahrhundert  zuräckverfolgen. 
Jahre  Geerntete  Bohseiden- 

(Dnrdischnitts-         Cocons  Produktion 

1000  kg   

6600 
4580 

4854 
II  168 
21440 
13^87 


zahlen) 
1760/1770 
1781/1800 
18Ü1/1^ 
1821/1840 
1841/1852 
18Ö3/1860 
1861/1865 
18664870 
1871/1875 
1876/1880 
1881/1885 
18861890 
1891/1895 
1896/1900 

1901 

1902 

1903 

1904 


5  620 

II  893 
10060 

6555 
7907 
S321 
8887 
8029 

8451 
7287 

5985 
7825 


1000  kg 
550 
38a 

399 
930 
1864 
1102 
4J2 
778 
655 
507 
bJO 
692 
74S 
650 

654 

626 

670 


Nachdem  infolgederReTolution8jahre(17SOtf-i 
die  Ernten  stark  EnrQckg^nngen  waren,  begann 
bald  darauf  ein  außerordentlicher  Aufschwung, 
welcher  in  der  Hitte  des  vorigen  Jahrbunderti 
seinen  Hlftiepiuikt  erroehta,  wwaaf  dias  Auf- 
treten der  Baupenkrankheit  die  Produktion  bei 
steigenden  Preisen  wieder  sehr  renninderti^. 
Alsdann  suchte  man  durch  Einführung  aasUa- 
discher  Baapeneier  die  Produktion  mit  Erfolg 
wieder  zu  heben.  Zu  Beginn  der  70er  Jahre 
beeinflußt«  der  durch  starke  oatasiatiacbe  Ein- 
fuhren bewirkte  Preisdrnck  die  Produktion  in 
ungttnsti^er  Weise.  Seitdem  hat  sie  sich  troti 
der  niedrigen  Preise  wieder  befriedigender  ge- 
staltet, nachdem  die  ZQchter  za  der  iuftndisebea 
Banpengattang  cnrQckgekehrt  sind  nnd  darA 
die  Pastenrscne  Methode  ein  Hittd  gefsadea 
worden  ist,  der  Verbreitung  von  epidemischen 
Krankheiten  Torzubengoi.  Neuerdings  ist  da 
Ertrag  von  Cocons  aus  derselben  Quaatitit 
Eier  wesentlich  gesti^n.  Die  in  früheren 
Jahren  beträchtliche  Einfuhr  aasttadisehar 
Cocons  bat  sich  im  Laufe  der  achtziger  Jahre 
erheblich  Tennindert;  sie  war  in  Anfang  der 
neunziger  Jahre  nicht  viel  großer  als  die  Auf- 
fuhr. Seit  dieser  Zeit  weist  sie  aber  wieder  eine 
Znnahme  auf.  Es  betrug  in  1000  kg  die 

Jahre 

1871/187Ö 
1876/1880 
1881A88Ö 
1886/1890 
1891/1895 
1896/1900 

1901 

1902 

1903 

Der  Bohmaterialbedarf  der  anfieiot^ntlkh 
entwickelten  S.indastrie  wird  durch  die  etn- 
humische  Produktion  bei  weitm  nidit  gedeckt. 


Cocons- 
Einfuhr 

Cocons- 
Attsfuhr 

Mehreintnhr 

1815 

487 

i3«8 

1827 

756 

1071 

liSi 

821 

430 

559 

558 

1 

677 

365 

3»» 

1070 

»33 

837 

384 

286 

98 

726 

'95 

531 

837 

IIa 

T15 
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wcdialb  andauernd  betrtohtlieha  Hehreinfahren 
Ton  Boh-S.  erforderlich  aind.  Bei  Kiditberack- 
siehtignng:  der  Hebreiofuhr  bezw.  -ausfuhr  von 
geluspelter  S.  and  Coeons  ergah  flieh  in  Kilo- 
gramm iQr  Boh-S.: 
Jahre    Produktion  HehreinfUr 


1880 

188Ö 
1886,1890 
1891/1886 
1896/1900 

1901 

1902 

190» 


5*5  700 
535000 
693000 
748000 
650000 
654000 
625  000 
515000 


a  465  33a 
2091  627 

2  968  633 

3  500000 
8  617  000 
8934000 

10481  000 
8967000 


Terhranch 

2991  032 

2  626  627 

3  660  633 

4  248  000 
9  267  000 
9  588000 

II  106  000 
9482000 


Die  Entwichelnng:  des  Exports  von  S.waren 
ist  ans  der  folgenden  Uebersicht  ersichtlich: 

Jahre  Hill.  Frcs.  Jahre  Hill.  Frcs. 

1860  1864  586  1901  S67 

18S1  188j  359  1902  311 

1886/1890  341  1903  293 

1891/1895  343  1904  287 

1896.  igUÜ  361 

Die  starke  Abnahme  seit  den  60  er  Jahren 
ist  nur  teilweise  eine  Folge  der  tatsächlich  ver- 
ninderten  AnsfuhrmeDgen ;  in  erster  Linie  ist 
ttie  deshalb  erfolgt,  weil  seitdem  Produktion 
und  Ansfohr  der  reinseidenen  Waren  zugunsten 
der  billigeren  gemischten  Artikel  znrückgeganjren 
sind ;  aaeb  das  Sinken  der  S.preise  ist  von  Eiu- 
llnC  gewesen.  Die  Einfuhr  von  S.waren  hatte 
i  J.  1904  einen  Wert  von  80,4  Hill.  Frcs. 

S.  OroSbritannien  und  Irland.  Hier  hat 
die  S-iodustrie  w&hrend  der  letzten  Jahrzehnte 
trou  ihres  alten,  wohlbegründeten  Rufes  keine 
Fortschritte  erdelen  kSnnen.  Seit  der  Mitte  der 
siebziger  Jahre  ist  die  Zahl  der  Fabriken  und 
der  Spindeln  mit  weni^n  ünterbrechnngen 
rückgängig.  Nach  der  amtlichen  Betriebsstatistik 
betrag  die  Zahl  der  Fabriken  i.  J.  1874  818, 
i.  J.  1890  623,  die  Zahl  der  Spindeln  1874 
1336411,  1890  1  029353  und  die  Zahl  der  mecha- 
nischen Webstuhle  1874  10002,  1890  11464. 
Neuere  Ziffern  liegen  nicht  vor.  Bei  der  Beur- 
teilung der  obigen  Daten  dürfte  allerdings  ins 
Oewicht  fallen,  daU  die  LeistungsHUiigkeit  der 
EtabUssements  infolge  der  verberaerten  Technik 
nenerdings  gestiegen  sein  wird. 

Den  gesdiildeAen  VerhBltniasen  entsprechen 
die  naehstebenden  Ein-  und  Ausfuhrümm  des 
Warenverkehn  fdr  Roh-S.  und  seidene  Waren : 

Einfnhr  von         Aosfnfar  von 
Bobseide  Waren  Bohseide  Waren 
Jahre      1000     1000     1000    1000  1000 
engl.  Pfd.    £   engl.  Pfd.  £  Tards 


1876  6017  II  816  3065  1795 

1861  3905  II  737    904  3565 

1884  4523  10984     377  3J75 

1685  2082  10  269     383  1958 

18861890  3575  10988     394     3392  8266 

1891/1895  1847  12  461     300     1514     6 162 

1896/1900  i86s  16 125 
1901 
1902 

1903  tiio  13664 

1S04  1338  la  793 

1905  1160  13011 


3  944 
7051 
6810 
6016 


134  1488  8814 
1332  13030  245  1429  9290 
1253  13416  152  1393  9585 
178 
1S6 
188 


1437  9  777 
1605  I00S5 
1693    II  451 


Der  jährliche  S.verbraBeh  der  Industrie  wird 
auf  naheso  2  HiU.  kg  geschfttst 


4.  Dentsehes  Betoh.  Nach  der  gewerblichen 

Betriebsz&hlong  vom  14./VI.  1895  umfaßt  die 
S.industrie  18505  Hauptbetriebe  mit  69801  be- 
schäftigten Personen;  davon  entfallen  16859 
BetrieM  mit  56082  Personen  anf  die  Weberei; 
die  Übrigen  anf  die  Spinnerei ,  Färberei, 
Dmckerei  usw.  Unter  den  Webereibetrieben 
befinden  sich  nicht  weniger  als  13826  Allein- 
betriebe (ohne  Gehilfen),  als  solche  kleinsten 
Umfanges,  and  es  sind  unter  den  56082  Be- 
schäftigten der  Weberei  18905  Hansindostrielle. 
Der  Anteil  der  Hausindustrie  ist  also  in  ia 
S.weberei  noch  betrftchtiich.  Die  S.industrie- 
Berubgenossenschaft  zählte  in  den  Jahren  1895 
bezw.  1904  724  bezw.  1850  Betriebe  mit  50884 
bezw.  66733  dnrchschnittlich  versicherten  Per- 
sonen. 

lieber  die  Industrie  der  Stadt  Crefeld  ver- 
öffentlicht die  dortige  Handelskammer  fort- 
laufende Hitteilungen.  Danach  betrug  der  Ge- 
samtumschlag  der  Crefelder  Industrie: 


Jahre 
1872 
1881 
1890 
1891 
1892 
1893 


1000  u. 
77236 
76  529 

92  886 
76  629 
70  982 
79174 


Jahre 
1894 

1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


lOOOH. 
66016 
75976 
73058 
73  "4 
75924 
82168 


Jahre  1000  U. 
1900  82233 


1901 

1902 
1903 
1904 
1905 


81  756 

82  557 

79  973 
74  232 
73880 


Im  J.  1905  wurden  537  t  Boh-S.,  388  t 
Schappe,  1435  t  Baumwolle  nnd  143  t  Wolle 
verarbeitet  gegen  340  bezw.  117,  506  und  V  t 
i.  J.  1872.  Die  Zahl  der  Webstßhle  ist  von 
33310  i.  J.  1872  auf  13096  i.  J.  1905  zurück- 
gegangen, hauptsächlich  infolge  der  Verdrängung 
der  Handwebst^ble  durch  die  mechanischen 
Stahle.  Unter  jenen  13096  Sttthlen  waren 
nämlich  3667  HandstBhle  und  94S9  mechanische 
Stühle  gegen  23 124  bezw.  4568  i.  J.  1889.  Der 
Rückgang  der  Handwebstuhle  zugunsten  der 
leistungsfähigeren  mechanischen  Stühle  ist  also 
ein  sehr  rascher. 

Der  Jahres  wert  der  Erzeugnisse  der  deutschen 
S.  stellte  sich  i.  J.  1897  nach  den  Erhebangen 
des  Reichsamts  des  Innern  für  Schappe  auf 
2400000  M.,  fürNäh-S.,  Stück-S.  usw.  in  Roh-S. 
und  Schappe  anf  12612000  H.  und  für  S.gewebe 
anf  194950000  H. 

Ueber  die  Beteiiigang  der  deutschen  S.in- 
dnstne«nEin-  und  Ausfuhrhandel  gehen  fcdgende 
Zahlen  Aufschluß.  Es  betru«  für  halb-  bezw. 
ganzseidene  Waren  in  1000  kg  die 


Einfuhr 


Ausfuhr 


Jahre     halbseid,   seidene   halbseid,  seidene 


Waren 

Waren 

Waren 

Waren 

1865 

171 

255 

1550 

1870 

186 

230 

1560 

1875 

317 

450 

1400 

1880 

224 

293 

3095 

393 

1885 

303 

416 

3875 

231 

188H/1890 

193 

333 

5058 

258 

1891/1895 

197 

407 

4346 

332 

1896/1900 

169 

4492 

422 

1901 

162 

485 

4389 

483 

1902 

191 

411 

4437 

582 

1903 

171 

453 

4750 

604 

1904 

»49 

455 

4597 

589 

1906 

156 

437 

4507 

688 
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El  büden  al»  nameatUch  die  halbseidenen 
Waren  dnen  wichtig^en  Ansfalirartikel,  während 
Dentscliland  in  reiDseidenen  Waren  noch  vom 
Anstände  (Frankreich,  Schweiz  asw.)  abhängig 
ist.  (Die  Znsammenstelliuig  der  Zahlen  tod  1891 
ab  ist  nach  der  Reicfasstatistik  berechnet;  die 
Angaben  Jarascheks  aas  der  früheren  Zeit  ent- 
sprechen denselben  nicht  Tflllig.)  Ein  Zeichen 
g^stiger  Lage  der  deatscheu  SJndnstrie  ist 
der  im  ganzen  steigende  Verbranch  an  Roh- 
materiiü.  Es  betragen  nämlich  in  Tonnen  für 
ungefärbte 


Jahre 

1885 
1886/1890 
1891/1895 
1896/1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1906 


Rohseide 
Ein-  Aas-  Mehr- 
fahr fahr  einf. 
1736  286  1450 
2396  420.  1976 
2469  269  2200 
2956  145  2811 
3196  129  3067 

3411  147  3264 

3187  186  3001 

3053  123  2930 

33>8  123  3195 


Floretseide 
Ein-  Ans-  Mefar- 
fohr  fahr  einf. 


1200  427 

1520  369 

1423  419 

1656  354 

1632  333 

1987  401 

2217  3»3 

2262  375 

2230  476 


773 
1151 
1004 
1302 
1299 
1586 
1904 
1887 
1754 


Außerdem  wnrden  i.  J.  1905  72  besw.  380 1 
ifefärbter  Boh-S.,  24  bezw.  209  t  geftrbter 
Floret-S.,  927  bezw.  464  t  SAbfBlle  und  in 
kleineren  Mengen  S.cocoiu  and  S.zwim  ein- 
bezw.  ansgefahrt. 

5.  Oesterreleh-Unyanu  In  Oesterreich  be- 
trug die  Coconaprodoktion: 


Jure 
1841 
1851 
1865 
1875 
1876/80 
1881/85 
1886,90 


1 431 737 
1 986589 

797  229 
1 243  296 
1 350000 
1 973  506 
2  012  036 


Jahre 
1891/96 
1896/1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


kg 
2097  794 
3004  820 
3441  710 

2  150261 
I  674 149 

3  165016 


Nachdem  in  den  6Üer  Jahren  die  Ernte  in- 
folge der  S.raiipenkrankheit  stark  zarückge- 
gan^en  war,  ist  sie  mit  wen^n  Unterbrechnngen 
bis  in  die  90er  Jahre  hinein  gestiegen  and  hat 
i.  J.  1901  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Neuer- 
dings ist  eine  kleine  Abschwächnng  eingetreten. 

In  Ungarn  bat  gerade  in  den  beiden  letzten 
Jahrzehnten  die  Produktion  eineu  außerordent- 
lichen Aufschwung  genommen  und  fast  von 
Jahr  zu  Jalir  Mehrerträge  geliefert;  es  wnrden 
nämlich  in  kg  Cocons  geemtet: 


Jahre 

1880 
1881/85 
1886/90 
1891/95 
1896/1900 


Itg 

10  131 
87319 
654  281 
I  115  880 
I  365  469 


Jabre 
1901 
1902 
1903 
1904 


kg 

1  476  664 

1  342  "4 
1  706  719 
I  633  452 


Für  die  gesamte  Usterreichisch-nngarische 
Monarchie  ergibt  sich  1904  eine  Produktion  von 
3798468  kg  Cocona. 

Nach  den  Volkszählungen  von  1890  und  1900 
waren  in  der  S.industrie  20920  bezw.  23602 
Personen  tätig,  darunter  15971  bezw.  21539 
in  der  Weberei.  Die  handelsstatistischen  Aus- 
weise Oesterreich-Ungarns  ergeben  ftlr  das  Rob- 
material (Cocons,  S.  und  S.abfälle}  in  1000  kg  an : 


Jahre 
1685 

1886/90 
1891/95 
1896/1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 


Einfahr 
1231 
1465 
1892 

3343 
2141 
2253 
2262 
1991 
3206 


Amfalir 

987 
1164 

1394 
U87 
1506 
1519 
1504 
1717 

1570 


MehimiaLi 
244 

301 

75" 

734 
758 
274 
630 


und  für  die  Fabrikate  (leidflM  und  htlbBcidcBr 
in  Kilogramm  u: 

HehruufBbr 
besw.  Eisfithr 

93 


Jahre 

1685 
1886/90 
1891/95 
18961^ 
1901 
1902 
1903 
1904 
1906 


Einfuhr 

289 
286 
339 
435 
432 
426 
487 
5*8 
526 


Ausfuhr 

383 

595 
604 

675 
631 
594 
550 
486 
S»5 


309 
205 
240 
199 

63 

—  42 
I 


6.  Schweiz.  Die  dortige  Roh-S.prodalfii^u 
deckt  nur  einen  sehr  geringen  Teil  des  Bed&ri> 
der  heimischen  Industrie,  so  daÜ  eine  betriirtit- 
liehe  Helireinfnbr  von  Roh-ä.  stettfindet.  Für 
1906  wird  die  Einfnhr  tob  Roh-S.  auf  IH,'. 
Ton  8.  waren  auf  20,0,  die  Aosfobr  toh 

auf  43,0,  Ton  S.gam  auf  44,4  und  Ton  ».narco 
anf  156,5  Hill.  Frcs.  bewertet  Die  laduatrif 
ist  also  hauptsächlich  auf  den  Export  snB:ewie«:D 
Sie  beschäftigt  etwa  65000  Arbeiter,  'die  IM 
der  Stühle  wird  auf  17214  veranschlag. 

7.  Vereinigte  Staaten  tob  ABenks.  lu 
die  dortige  Rob-S.produktion  Terschvioden'^ 
klein  ist,  so  mnü  die  Industrie  ihren  f^mt-'D 
Bedarf  Tom  Auslände  bezieben.  Die  Iwh-S  t-iu- 
fnhr  betrag: 

Jabre 
1869/70 
1878/77—79/80 
188(W81-84/8& 

1886/86 
1886/87-90/91 
1891^2—95/96 
1896^7—1900/01 
1901/1902 
1902/1903 
19(K}/1904 

Entsprechend  der  starken  Steigenns  ■i'^- 
RohmaterialTerbranchs  zeigt  auch  die  Betri«!-- 
statistik  ein  stetes  Wachstum  der  vS.jBdii>rji' 
bis  in  die  jQugite  Zeit  hinein : 

Inv.     Wert  ■!« 

Arbeiter 


engl  Pf<!. 
«00  000 

187*254 
3065*99 
4754626 

5  191 SZ3 

6510000 
10754000 
10  400000 

14  335  000 

15371000 


Jahre  Betriebe 


1850 
1870 
1880 
1890 
1900 
1905 


67 
86 
382 
472 
483 
634 


I  723 
6649 
31  337 

49  383 
6s  416 

50  000 


Kapital  F»brikJ'. 
in  1000  ly^- 

678 
6331 

19  13$ 
5IQO7 
8(083 
109  600 


I  S09 
13)11 

107  J!" 


Infolge  dieser  gOnstigen  Entwiektlaw:  i'- 
heimiscben  Gewerbes  ist  der  Bedarf  de*  lolud» 
an  seidenen  Waren  bei  weitem  nidit  nebr  in 
dem  Maße  wie  nocb  Tor  einigen  Jabnetuitt'' 
von  der  answärtigeB  Industrie  abhängig,  '^o" 
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«och  gegenwärtig  noch  eiue  bedeutende  Eintnbr 
an  S. waren  stattfindet;  dieselbe  betnig  im 
DnncluGhnitt  der  Jahre  bezw.  in  den  .Htbren 
in  XUl.  Doli. 

1880,W  35,3  1897/98  23,5  1902/03  36,0 
1881/85  27,5  1898/99  25,1  1903/04  32,0 
1892/S3  39,0  1899/1900  30,9  1904/00  32,6 
189&/96  26,7  1900/01  26,8 
1896,97  25,2  1901/02  32.6 
Die  ÄQBfnhr  an  S.waren  tritt  demge^nQber 
völlig  snrUck.  Uebrigens  stehen  die  Ein-  and 
AurahniieDgai  unter  dem  EinltaB  des  aehiofFen 
Wechsel»  in  der  Zollpolitik. 

8.  Cliina.  Die  chinesische  S.aiufiihr  betmg 
irihrend  der  letzten  Jahrsehnte; 

Haik.  Jahre  Haik. 

Taels  "«^  Taela 

1889    3226  19850  1891/95  10454  32376 

1870    3378  21973  1896/1900  II  876  46572 

1871/75  4736  2538S  1901  12311  49676 

1876/80  5416  23642  1902  12416  68661 

1881/8Ö  5886  18744  1903  1171S  58932 

1886,«)  8873  24671  1906  13794  59614 

Durch  die  jQngste  bedeutende  Annahme  der 
Ausfnhnnengen,  welche  znm  Teil  anf  den  Preis- 
tell  des  Silbers  znrttckznführen  sein  wird,  hat 
China  seine  Stellnng  als  wichtigstes  Exponland 
<ttr  Bob-S.  nodi  mehr  befestigt  Von  dem  Äns- 
fahrwert  des  Jahres  1905  entfielen  44786411 
auf  robe  nnd  gezwimteS.,  4  88852öaiif  Ansschaß- 
nnd  AbfaI)-8.,  8639062  anf  sog.  wilde  9.  und 
1  tK)0104  Haik.  Taels  anf  Cocons.   Neben  Boh-S. 

füangen  auch  große  Uengen  von  S-waren  zur 
nsfnlir:  i.  J.  1905  fOr  10.7  Hill.  Haik.  Taels. 
In  der  letzten  Zeit  ist  namentlich  die  Ansfnhr 
der  schlechten  Qualitäten  sehr  gewachsen.  Dieser 
Umstand  sowie  die  PreisemiedriKiuig  für  S. 
aberhanpt  haben  die  Ausfuhrwert«  g^enQber 
der  Hmse  gedr&ekt.  Der  rigene  8.TerbrBuch 
Ounaa  wird  anf  mindestens  3  ffill.  kg  geschätzt. 

9.  Japu.  Auch  hier  ist  die  ».produktion 
in  den  letzten  Jahrzehnten  außerordentlich  ge- 
wachsen. In  den  60er  nnd  70er  Jahren  des 
Torigen  Jahrhunderts  wurde  sie  auf  2  bis 
2>f,  Mill.  ke  teranschlagt,  in  den  80er  Jahren 
Mf  3Vt  Hin.  kg,  gegenwärtig  beträgt  sie  über 
97,  HiU.  kg.  Seit  Anfang  der  90er  Jahre  bringt 
das  japanische  statistiscne  Jahrbuch  Ertrage- 
nffeni  der  S.kultur,  während  man  bis  dahin  auf 
4ie  Aiufohrziffem  angewiesen  war.  Die  S.pro- 
dnktion  betmg  nach  der  amtlichen  Statistik 

r.i,-^  Cocons  Boh-S. 

jatire  lOQOKoku  lOOOhl  lOCOKwan  1000kg 
1801/95      1761      3170        1S21  6829 
ISSßJVSOO     225 1      4052        1945  7294 

1901  2526      4547        2462       926 1 

1902  2549      4588        2558  9593 

1903  3587      4657        2600  9750 

1904  2826      5087.        3657  9884 

Die  Ansfnhr  von  Roh-S.  japanischer  Herkunft 
■teilt«  sich  anf 

1000    1000  1000  1000 

kg     Yens  kg  Yens 

1878  1362      ?  1896/1900  5651  50094 

1879  167a      ?  1901  8092  79136 

1880  S003  9897  1902  7963  82573 
1801/8Ö  3720  1518a  190»  7654  81420 
1886/90  4311  23933  1904  ?  94331 
1891/95   5375  39136  19Gb       ?  78076 

W6iUilHUib  dtf  Tolkiwirtwstaaft.  II.  Aafl.  Bd.  II. 


Im  J.  1901  hatte  die  Gesamterzeugung  Ton 
Boh-S.  einen  Wert  von  100,1  Hill.  Yens.  Die 
Zahl  der  beschäftigten  Filatnreu  betrug  in 
diesem  Jahre  4394,  die  Zahl  der  Hanszwimer 
403661.  Der  weitans  größte  Teil  der  Rob-S.ans- 
fuhr  stammt  von  der  Hanptinsel  Nippon. 

Entsprechend  der  Steigerung  der  S.erzeugnng 
hat  sich  auch  die  japanische  S.indu8trie  ent- 
wickelt Der  ziemlich  unbedeutenden  Einfuhr 
TOB  S.-  und  Halh-S.waren  steht  eine  immer 
größer  werdende  Ansfnhr  gegenfiber.  Der  Ex- 
port von  3.  waren  betrug  in  Hill.  Y'ens: 


1891/95 
1896/1900 
1901 
1902 


10,1 

»7,5 
30,0 

32,5 


1903 
1904 
1905 


3I,S 
42,7 
33,5 


10.  Brittseh-Ostlndlen.  Dieses  Land  weist 
neben  seiner  nicht  nnbedentenden  Boh-S.prodnk- 
tion  auch  eine  ziemlich  große  S.industrie  anf, 
welche  ihren  Bedarf  an  I^bstoffen  grOßtentdls 
im  Auslände,  namentlich  China,  dedtt 

Es  betrug  Im  letzten  Jahrzehnt  in  lOOOBnpien 
die  Einfuhr  tob  Boh-3.  nnd  S.waren: 

1895/86  39  373  1900,1901  26828 

1896.97  33  423  lSOl/1902  22  943 

1897.98  18 190  1902/1903  21 839 
1898/99  31 59S  1903/1904  24264 

1899/1900     17  059        1901/1905    38  533 

Der  weitaus  grSfite  Teil  dieser  Summen  ent- 
fällt anf  S.waTen;  im  letzten  Jahre  aUdn 
21  Vi  Hill.  Bnpien.  Demgegenftber  betrug  in 
1000  Bupien  die  Ansfnhr  ron 

Jsbre 
1881/82-85/86 
1886/87—90/91 
1891/92—95/96 
1896,97—1900.01 

1901/02 

1902^ 

1903/04 

I904;«> 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  der  Verbrauch  an 
seidenen  Geweben  in  Indien  ein  recht  bedeu- 
tender ist 

11.  Sonstige  Under.  Ueber  die  Boh- 
S.produktion  der  bishur  nicht  anfigefUirten  Er- 
zeugungsländer  werden  in  der  fblgenden  Oesamt- 

öbersicbt  einige  Daten  mitoeteilt.  Die  S.indnatrie 
Spaniens,  Be%iens,  der  Niederlande,  Bußlands 
und  der  nordischen  Staaten,  welche  neben  der- 
jenigen der  oben  behandelten  Länder  noch  in 
Betracht  kommt,  steht  an  Bedeutung  hinter 
diesen  weit  zurtlck.  Sie  deckt  nur  emen  Teil 
des  inländischen  Bedarfs,  so  daß  letzterer  in 
umfangreichem  Maße  auf  fremde  Erzeugnisse 
angewiesen  ist.  Die  Ausfuhr  an  eigenen  Fabri- 
katen ist  überall  sehr  geringfügig. 

12.  Gesamtfibersloht.  Fortlaufende  Er- 
mittelungen der  europäischen  S.emten  nnd  der 
außereuropäischen  Zufuhren  enthalten  die  Jahres- 
berichte des  Syndikats  der  Lyoner  S.industriellen. 
Danach  stellte  sich  die  Bofa-S.erzeugnng 
der  Welt  (fUr  China,  Japan  und  Indien  die 
Ausfuhr)  im  Darehscbnitt  der  Jahre  bezw.  in 
den  Jahrm  in  1000  kg: 
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Boh-S. 

S.waren 

4333 

5290 

■> 

5957 

1948 

5391 

1336 

6634 

1055 

6548 

949 

6343 

833 

4961 

731 
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Jahre 

Weat- 
europa 

* 

Levante 
und 
Mittelasien 

Ferner 
Osten 

Zu- 
sammen 

18761 880 

2475 

039 

5  740 

8854 

3630 

700 

5 

9  430 

1886/1890 

4340 

738 

6  52a 

II  600 

1891/1895 

5518 

1107 

8670 

15295 

1896/1900 
1901 

5220 

1552 

10  381 

17053 

5349 

II  986 

19209 

1902 

5437 

3443 

10884 

18764 

1903 

4361 

2530 

11244 

»8135 

1904 

5917 

2227 

12356 

20  500 

1905 

5305 

»435 

10810 

18550 

Die  Beteiliffane  der  einzelnen  Länder  an 
derGesamtprodaktion  des  Jahres  1905  gestaltete 
sidi  wie  folgt  in  1000  kg: 


£aropa 
Frankreich  632 
Italien  4250 
Spanien  78 
uesterr.-üngara  34s 
Balkanstaaten  250 


znsammea  5555 


AnCerenropäische  Länder 
China  5880 
Japan  4650 
Osündien  280 
Atismlien,  Cypem,\ 
Syrien,  Kleinasien  /  ^■'^ 
Persien,  Kaukasus  750 

zusammen  12995 


Ein  Vergleich  dieser  Ziffern  mit  den  ohen 
anter  1  -10  aufgeführten,  aus  amtlichen  Quellen 
geschöpften  Daten  läßt  erkennen,  daß  die  Lyoner 
Ziffern  za  niedrig  sind.  Insbesondere  gilt  dies 
bezflglich  der  Ausfuhren  aus  China  und  Japan. 

Die  Aber  den  Umfang  der  S.indnstrie  der 
einzelneu  I^der  vorliegenden  statistischen  Änf< 
seicfanangen  sind  so  lückenhaft  und  teilweise 
so  veraltet,  daß  sie  kein  richtiges  Bild  von  den 
Oesamtverhältnissen  der  Industrie  zu  geben 
vermögen.  Wir  mössen  daher  von  einer  ver- 
gleichenden Gegenüberstellung  der  Betriebe,  der 
Arbeiterzahl,  der  Spindel-  und  Webstnhlzahl  der 
für  die  S.indnstrie  in  Betracht  kommenden 
Staaten  absehen. 

Iiiteratlir:  Henri  Stlbermann ,  Diu  Seide, 
ihre  Geschichte,  Oewinnung  und  Verarbeitung, 
Drenden  1897.  —  Yotitida,  EnlwickeUmg  de» 
Seidenhandel»  und  der  Seidenindtutrie  vom 
Altertum  In»  tum  Au»gang  de»  Mittdaiter», 
Beidäberg  189S.  —  BroglU»  a*AJano,  Die 
venetianisehe  Seidmintbutrie  und  ihre  Organi- 
»ation  bi»  zum  Auegange  de*  MUtelalter»,  Stutt- 
gart 1893.  ~  H.  Sieveking ,  Die  Genueter 
Seidenindu»trie  im  15.  und  16.  Jahrh.,  Jahrb. 
/.  G.  u.  Verw.,  Jahrg.  gl,  S.  lOlfg.  —  SchmoUer, 
Zur  Geschichte  der  deutsehen  Kleingewerbe  im 
19.  Jahrh.,  Salle  1870.  —  A'.  BonOol,  L'art 
de  l»  soie,  t  Bde.,  Pari»  1885—87.  —  -F.  Bu- 
jaUi,  Die  Seidenproduktion  der  Erde,  Wien  1890. 

—  Derselbe ,  Geschichte  der  Seidenindustrie 
Oetterreick»,  Wien  1898.  —  P.  SehuUe,  Die 
Seideninduntrie,  Art.  im  Handbuch  der  Wirt- 
tchaflskunde  Deutechlands,  Bd.  III,  Leiptig  190S. 

—  SchmoU^,  Die  preußische  Seidenmduatrie 
im  J8.  Jahrh.,  München  189g.  —  Schmoller 
u.  Hintze ,  Die  preuß.  Seidenindustri«  im 
18.  Jahrh.  und  ihrt  Begrürdung  durch  Friedrieh 
den  Gr.,  S  Bde.,  Berlin  I89t.  —  H.  BraunSf 
Der  Vebergang  ron  der  Handweberei  zum 
fabrikbelrieb  in  der  Niederrheini»cken  Santt- 
und  Seideninduttrie,  Leiptig  1906.  —  ifOB.  van 
AnrooVr  Die  Hau»indu»trie  tn  der  »ehweize^ 
riKhtn  Seidt-nttoß^Aerei ,  Zäriek  1904.  — 
V.  Jurasehekf  Art.  „Seide  und  Seideninduttrie'* 


(Produktion),  und  W.  IdoeU,  ,^dt  «md 
Seidenindta^'  (ZoUnerkaknii^),  beides  H.  d.  St., 
2.  Aufi.,  Bd.  VI,  S.  eSifg.  —  v.  JureutMc,  T«*^- 
ncAten  der  Wellwirtaehaft  1885jS9.  Bertin  t89t 
(Jahrgang  1890 — 190t  im  Erscheinen  begrifieni. 

—  Slatistique  de  la  Production  de  la  Seif  rm 
France  et  ä  l'£tranger.  BerauMgegdten  mm 
Syndieai  de  l' Union  de»  Marehamd»  de  Soi* 
de  Lyon,  Lyon  1906  und  früher.  — 
ecke»  Handelearckiv ,  hrsg.  im  ßeidteamt  des 
Innern,  BetUn  1906  und  fnlhrr,  —  Nat^ridu^ 
för  Handel  und  Jndiutrie,  »utammtengestdit 
im  Beiehtamt  de»  Innern,  Berlin  1906  ustd  früher. 

—  Jahresberichte  der  Handelskammer  m  *>f^ 
frld,  Crr/eld  1905  tmd  früher.  —  Stotislietd 
absbraet  Jor  the  Principal  and  Other  Foreigm 
OountTW»,  London  190S  und  früher. 

A.  Wirmingkmm». 


Seifenstener  s.  Aufwandsteuero 
8ub  U,  8  oben  Bd.  I  S.  263. 


Selbitinteretse. 

1.  Das  individnelle  S.  in  der  Erwerbnitig- 
keit  2.  Das  S.  and  die  Einkommaurerwai- 
dang.  3.  Das  S.  und  die  Tolkswirtaehalt. 

J.  Das  indiTidaelle  8.  is  d«r  Er- 
werbstätigkeit S.  ist  der  mildere  Ans- 
druck  ffir  den  auf  dem  Gebiete  des  Wirt- 
schaftBlebens  sich  betätigenden  Egoi^* 
mus.  Da  der  wirtschafteDde  MeDseh  vor 
allen  Dingen  den  Zweck  hat,  seioe  eigeooi 
persönlichen  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  äu 
wird  seine  ErwerbstAtigkeit  wesentlich  durch 
sein  Interesse  bestimmt  werden.  Er  viid 
sich  durcb  das  sog.  ^.Prinzip  der  Wirtschaft- 
lichkeit*' leiten  la^n,  das  ihn  anweist,  da- 
hin zu  streben,  daß  er  mit  dem  geringsten 
Aufwände  von  wirtschaftlichen  Mitteln  des 
größten  wirtschaftliehen  Vorteil  erlange:  er 
wird  auch  jede  Erwerbsgelegenheit  xu 
nutzen  suchen.  Dies  macht  den  wirt- 
schaftlichen Egoismus  aus ;  sein  Zu- 
sammenhang mit  dem  ganzen  sittlichn 
Charakter  des  Menschen  kommt  dabei  nicht 
weiter  in  Frage,  er  kann  mit  einer  verwerf- 
lichen Selbstsucht  verbunden  sein,  er  kann 
aber  auch  einfach  aus  der  WiUenstimmuD^ 
hervorgehen,  die  dem  Mensdien  im  wirt- 
schaftlichen Kampfe  ums  Dasein  dun^  da» 
Gebot  der  Selbsterhaltung  aufgezwungen 
wird.  In  diesem  Sinne  ist  das  S.  nach  all* 
gemeiner  Erfahrung  die  Haupttriebfeder  de» 
menschlichen  Handelns  im  Erwerb.  Die 
Ausnahmen  sind  meistens  niu*  scheinbar 
und  entstehen  dadurch,  daß  der  Wirtschaf- 
tende sein  Inteiesse  falsch  beurteilt  oder 
aus  Ongeschick,  Unwissenheit^  L^chtäno 
oder  auch  in  einer  Notlage  ein  irralk»äles 
Verfiüiren  einschlagt  oder  daB  er  schon 
innerhalb  des  Erwerbsbetriebs  eioeo  Teil 
des  Ertrags  sa  wohltUigea  oder  gemein- 
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nfltzigen  Zwecken  verwendet.  So  mag  es 
vorkommen,  daß  ein  menBchenfreuDdlicher 
Fabrikant  einem  armen  RohstofFproduzenten 
seine  Ware  zu  einem  höheren  Preise  ab- 
nimmt, als  er  anderswo  zu  bezahlen  hätte; 
er  gibt  ihm  dann  eben  in  dieser  Form  ein 
Almosen  aus  seinem  Einkommen.  Derselbe 
Ffü)rikaut  aber  wird  nicht  daran  denken,  an 
der  Börse  für  diesen  Rohstoff  mehr  als  den 
Marktpreis  zu  bieten,  er  wird  auch  immer 
bemOnt  sein,  seine  Nachtrag  so  lange  zu- 
rQckzuhalten,  bis  er  zu  einem  möglichst 
niedrigen  Preise  kaufen  kann.  Ein  anderes 
Yerhalten  wäre  ungeschäftsmäßig  und  wOrde 
ihn  wahrscheinlich  bald  zum  Ruine  führen, 
und  dabei  wäre  er  nicht  einmal  zu  der  An- 
nahme berechtigt,  daß  er  notleidenden  Ver- 
käufern zu  Hilfe  gekommen  sei;  denn  in 
dem  einzelnen  Ausnahme^  konnte  er 
-wissen,  daß  er  Wohltätigkeit  übe,  auf  dem 
großen  Markte  aber  weiß  er  überhaupt  nicht, 
wem  er  e^enübersteht,  und  wenn  er  nicht 
den  mO^dist  niedrigen  Preis  bezahlt,  so 
verschafft  er  vielleicht  anderen,  die  b^ser 
stehen  als  er  seilst,  einen  erhfihten  Oewinn. 
Kurz,  das  erwähnte  Prinzip  der  Wirtschaft- 
lichkeit, das  den  bestimmten  Ausdruck  des 
wirtschaftlichen  S.  bildet,  ist  die  unabweis- 
bare Norm  ffir  den  raüonellea  Betrieb  jeder 
Untemehmiuig  und  der  ISnzelne  kann  sich 
ihr  gu-  nidit  entziehen,  ohne  seine  wirt- 
schanlicbe  Esdstenz  zu  gefährden. 

Wenn  oben  gesagt  wurde,  daß  der  Wirt- 
sdiaftende  sein  wahres  Interrase  hfiufig 
nicht  richtig  beurteile,  so  soll  das  nicht 
etwa  zu  dem  Satze  der  utilitarischen  Ethik 
führen,  daß  das  wahre  Interesse  des  Ein- 
zelnen mit  dem  Gesamtinteresse  der  Ge- 
sellschaft zusammeni^e.  Es  handelt  sich 
hier  vielmehr  nur  um  die  technische,  ge- 
schäftsmäßige Abwägung  des  einzelnen 
Privatinteresses,  die  häufig  schwierig  und 
unsicher  ist  Um  z.  ß.  aus  einem  Walde 
<ien  größten  Gesamtreinertrag  zu  erzielen, 
ist  eine  Umtriebazeit  von  einer  bestimmten 
GrGße  einzuhalten,  ein  Waldbesitzer  mag 
aber  diese  Periode  vielleicht  zu  lang  an- 
setzen, weil  er  einem  weniger  rationellen 
Herkommen  folgt,  ein  anderer  aber  wird 
vielleicht  wegen  dringender  Geldverl^n- 
heit  Raubbau  treiben  oder  den  ganzen  Wald 
niederhauen. 

Femer  aber  äußert  sich  das  S.,  auch 
wenn  es  das  wirtschaftliche  Handeln  aus- 
schließlich bestimmt,  doch  in  den  Einzeluen 
mit  sehr  verschiedener  Energie.  Trägheit 
und  Lässigkeit  auf  der  einen  Seite,  Rührig- 
keit und  ^eediäftlicher  Spürsinn  auf  der 
anderen  Seite  bringen  bei  gleicher  egoisti- 
scher Grundstimmung  sehr  verschiedene 
j&gebnisse  zuwege.  Im  allcemeineD  darf 
man  wohl  sa^n,  daß  die  Aktivität  des  S. 
um  ao  intensiver  erscheint,  je  giGßer  das 


ünternehmen  ist.  Denn  die  großen  Unter- 
nehmer stehen  mit  anderen  von  gleicher 
Bedeutung  in  Eonkurrenz,  jeder  steht  unter 
einem  mächtigen  Drucke,  der  ihn  nötigt,  zur 
Behauptung  seines  Platzes  stets  alle  Kräfte 
anzuspannen.  Der  kleine  Handwerker  aber 
und  der  kleine  Landwirt  bleibt  meistens 
passiv  in  den  alten  Gleisen  und  weiß  oft 
Schlendrian  und  Sdilaffheit  nicht  zu  über- 
winden, auch  wenn  sich  ihm  die  Möglich- 
keit zu  ein«:  Verbesserung  seiner  Lage 
darbietet. 

Da  das  S.  ein  durchaus  individueller 
Trieb  ist,  so  kann  es  natürlich  nur  in  den 
einzelnen  Personen  wirksam  werden.  Un- 
mittelbar wirkt  es  daher  nur  in  dem  er- 
werbstätigen Eiozeluntemehmer,  der  dadurch 
vor  allen  anderen  Formen  der  Untemehmui^ 
einen  Yorsprung  hat.  Bei  den  Aktiengeseu- 
schaften  und  ähnlichen  Vereinigungen  emp- 
finden die  einzelnen  Mitglieder  zwar  den 
lebhaftesten  Wunsch  nach  möglichst  großem 
Gewinn,  aber  sie  haben  auf  die  Einzelhrätea 
der  Geschäftsführung  keinen  Einfluß  und 
müssen  diese  den  c^für  bestellten  und  be- 
soldeten Leitern  des  Unternehmens  über^ 
lassen.  Es  erweist  sich  aber  als  nOti^,  das 
Interesse  dies^  leitenden  PersönhcMeit 
mfiglidist  eng  mit  dem  des  UntemehmenB 
zu  verknüpfen,  indem  man  ihnen  außer  ihren 
Gehältern  auch  einen  Anteil  an  dem  Ge- 
winne gewährt 

Treten  öffentliche  Körpersch^ten^  wie 
namentlich  der  Staat  und  die  Gememden, 
als  Unleniehmer  auf,  so  werden  solche  Ge- 
winnanteile in  der  R^el  nicht  gewährt, 
und  die  unmittelbare  Einwirkung  des  S. 
verschwindet  dann  vollständig.  Der  Betrieb 
solcher  Unternehmungen  ist  lediglich  dem 
Pflichtgefühl  der  zu  diesem  Zwecke  ange- 
stellten Beamten  anvertraut,  und  das  Inter- 
esse derselben  kommt  nur  insoweit  mit  ins 
Spiel,  als  sie  bei  besonders  tüchtigen  Leis- 
tungen vielleicht  Aussicht  auf  Beförderung 
haben  und  bei  grober  Vernachlässigung 
ihrer  Pflichten  ihre  Stellen  verlieren  würden. 
Aehnlich  ist  die  Lage  aller  Angestellten  für 
die  eigentlichen  staatlichen  und  sonstigen 
öffentlichen  Dienstleistungen.  Es  gibt  dem- 
nach ohne  Zweifel  ein  großes  Gebiet  mensch- 
licher Tätigkeit  von  wirtschaftlicher  Be- 
deutung, in  dem  das  S.  nicht  die  unmittel- 
bar treibende  Kraft  bildet.  Aber  es  handelt 
sich  auf  diesem  Gebiete  auch  nicht  um  die 
individuelle  privatwirtschaftliche  Erwerbs- 
tätigkeit, auf  die  wir  die  maßgebende  Rollo 
des  S.  beschränkt  haben.  Selbst  bei  staat- 
lichen Unternehmungen,  die,  wie  in  der 
Regel  die  Staatsbergwerke,  lediglich  zum 
Zwecke  des  Erwerbs  betrieben  werden,  be- 
steht der  große  Unterschied  von  den  Privat- 
unternehmungen, daß  der  Ertrag  nicht  ein- 
zelnen Privaten,  sondmi  dem  Staate  und 
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dem  ganzen  Volke  zugute  kommen  boIL 
Ft^  andere  ^entliehe  UnternehmODg^n, 
'Wie  namentlich  Foet  und  Eiseubahnen,  äaa 
ttberhanpt  die  Normen  des  privatviitechaft- 
lichen  Erwerbs  nicht  mehr  ausschliefiliidi 
maßgebend,  sondern  sie  übernehmen  im  In- 
teresse  der  Gesamtheit  ftuch  an  sich  nnein- 
tr&gliche  oder  verlustbringende  Leistungeti, 
indem  sie  die  AusfiUe  durch  die  an  anderen 
St^en  gemachten  Gewinne  ausglichen. 
Wenn  eine  öffentliche  Unternehmung  mit 
einer  privaten  in  Konkurrenz  steht,  zeigt 
sich  aflerdiogs  oft  als  Folge  des  Mang^ 
des  unmittelbar  wirkenden  S.  bei  der  ersteren, 
daß  das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  in 
ihr  weniger  streng  durchgeführt  wird  als 
in  der  letzteren. 

2.  Das  S.  und  die  Elnkonuuensver- 
Wendung.  Weit  weniger  als  die  Erwerbs- 
tätigkeit wird  die  privatwirtschaftliche  Ein- 
kommensverwendung  durch  das  S.  beherrscht 
Es  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  wir  diesen 
Begriff  nicht  mit  dem  Egoismus  oder  der 
Selbstsucht  schlechthin  gleichsetzen,  sondern 
darunter  einen  wirtschaftlichen  E^ismus 
verstehen,  der  zu  einem  an  sich  rationelleo 
wirtschaftlichen  Verfahren  führt  Wenn 
also  jemand  sein  Einkommen  oder  such 
sein  Verm^en  in  unsinni^r  Weise  ver- 
schwendet, so  mag  er  dabei  seinem  Egois- 
mus folgen,  der  Ilm  ziu*  Befriedigung  seiner 
Genußsucht  oder  seiner  Eitelkeit  drängt, 
aber  er  wird  nicht  durch  das  wirtschaft- 
Jiche  S.  geleitet  Dieses  würde  in  erster 
Linie  Terumgen,  daß  er  auch  seine  Kon- 
sumtionsgflter  ^ch  zu  möglichst  billigen 
Freisen  zu  verschaffen  und  jede  üebervor- 
teilung  zu  vermräden  suche.  Auch  würde 
es  ihm  -wenigstens  empfehlen,  einen  Teil 
seines  ISnkommens  als  Mittel  zu  weiterem 
Erwerb  zu  verwenden,  d.  h.  als  Kapital  an- 
zttl^en.  Diese  Eingebungen  des  S.  werden 
aber  von  vielen  nicht  oder  nur  nnvoUstSndig 
befolgt.  So  findet  man  bfiufig,  daß  Leute, 
die  „im  Geschäff^  äußerst  genau  rechnen 
und  sich  nidit  den  kleinsten  VOTteil  ent- 
gehen lassen,  als  Konsumenten  jedes  Feil- 
schen unterlassen  und  eine  offene  Börse 
haben.  Dieselben  Personen  sind  auch  liAufig, 
wenn  sie  sich  in  einem  gewissen  Wohl- 
stände befinden,  gar  nicht  mehr  sehr  auf 
das  Sparen  bedacht.  Die  Zurückdränguog 
des  S.  in  der  Einkommensverwenduog  geht 
auch  zusammen  mit  dem  Auftreten  al- 
truistischer Motive.  Zunächst  verwendet  der 
Wirtschaftende  sein  Einkommen  in  der  Regel 
nicht  für  sich  allein,  sondern  auch  ftir  seine 
Familie.  Das  FamiliengefOhl  mag  in  ge- 
wissem Sinne  als  ein  erweiterter  Egoismus 
aufgefaßt  werden  können,  aber  es  ist  jeden- 
falls ein  sozialer  Trieb,  der  in  das  ethische 
Gebiet  hinüberfülul.  Aber  auch  im  übrigen 
lehrt  dei  Augenschein,  daß  sich  in  der  Fän- 


kommensverwenduu^  Wohltätigkeit,  Gemem- 
sinn,  Opferwill^keit  im  weiten  Cmfatnge 
bekunden.  Der  Maltimillionfir  Carnegie  &r- 
klfirt  es  für  eine  Ehzenpflidit  eines  jednu 
der  als  Unternehmer  mit  Anfwendong  aller 
seiner  gesdififtlichen  Energie,  also  mit  voUer 
Entfoltung  seines  wirtschaftUoheo  S.  zu 
großem  I&chtume  gelangt  sei,  daß  er  spOter 
das  erworbene  Vermögt  noch  b«  aeioen 
Lebzeiten  zu  gemeinnützigen  Zwecken  urf- 
wende. 

Das  S.  ist  also  hauptsächlich  nur  fOr  den 
geschäftlichen  Privaterwerb  die  treibende 
und  leitende  Kraft;  das  genügt  aber,  am 
ihm  den  entscheidenden  EinfiuB  auf  die 
Gestaltimg  und  den  Verlauf  des  volkswirt- 
schaftlichen Prozesses  zu  verschafTen.  Man 
ist  daher  auch  prinzipiell  berechtigt,  ans 
dem  Satze,  daß  der  wirtschaftende  Mensch 
seinem  S.  folgt,  andere  volbswirtBchaftÜcht: 
Sätze  auf  deduktivem  Wege  abzuleiten ;  aber 
die  Unzulänglichkeit  dieser  Methode  lic^ 
darin,  daß  sie  bei  ihren  Dedoktionen  ^ 
konkreten  Bedingtmgen  des  virtschaftllcheD 
Geschehens  nicht  genügend  berücksichtigt 
sondern  von  ganz  al^meineo  Voraus- 
setzungen ausgeht,  die  in  der  Wirklichkat 
stets  durch  bindere  Umstände  modifiäeft 
sindj  was  dann  zur  Folge  hat,  daft  der  ab- 
geleitete Satz  von  der  Eräduiing  oicfat  be- 
stätigt wird.  Kennt  man  alle  weseatlichcfl 
Einzelheiten  des  ge^benen  Falles,  so  wird 
man  aus  dem  Prinzip  des  geschBmidiai  S. 
dtuvhweg  sichere  Schlufifolgerungoi 
können. 

8.  Das  a  und  die  VolkswirtMteft. 

Eine  andere  Frage  ist  es.  wie  das 
private  geschäftliche  S.  sich  zu  dem  all- 
gemeinen Interesse  verhält.  Adam  Smith 
hat  den  Satz  anj^mtelit,  daß,  wran  jeder 
sein  eigenn  Interesse  möglichst  soi:^Iti|; 
wahrnehme,  dadurch  auch  für  das  Inton—e 
der  Gesamtiieit  am  besten  gesorgt  ao.  bim) 
diesOT  Gedanke  liegt  allen  späteren  ökooih 
mischen  Harmonielehren  zugrunde;.  Es  ist 
dies  ein  Optimismus,  der  auf  einer  gSailidi 
unbewiesenen  teleologischen  Hypothese  be- 
ruht Wir  wollen  annehmen,  daß  alle  e^^t- 
liehen  Rechtsverletzungen  dtireh  die  /ärü- 
und  Strafgerichte  verhindert  werden.  £§ 
bleibt  dann  aber  noch  immer  ein  lebhafter 
Kampf  der  wirtschaftlich-egoistischen  Inter- 
essen bestehen,  der  dem  Stäri^eren  mehr 
und  mehr  das  Uebergewicht  über  den 
Schwächeren  verschafft  Wären  dioe 
Stärkeren  lediglich  die  in  prodaktiva*  Hin- 
sicht  Tüchtigsten  und  Energiachsten .  so 
würde  man  dieses  Ergebnis  als  das  normale 
und  natuigemäße  hinnehmen  können;  aber 
zu  den  Stärkeren  gehören  au<^  die  Skrupel- 
losesten, die  Raffiniertesten,  die  nidil  diörch 
Produktion,  sondern  durch  Ausbeutung  Er- 
werbenden, femer  aber  überhaupt  die  Be- 
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sitzenden  lediglich  durch  ihre  VermOgens- 
macht,  auch  -wenn  sie  von  dieser  keinen 
onbilUgeo  Gebrauch  raachen.  Zn  den 
Schwachen  aber  gehören  auch  Personen, 
die,  wie  Frauen  und  Kinder,  nicht  imstande 
sind,  aus  eigenen  Kräften  gegen  den  auf 
sie  ausgeflbten  wirtschaftlichen  Druck  an- 
zukAmpfen.  Auch  in  vielen  anderen  Fallen 
erzeugt  das  freie  Walten  des  individuellen 
S.  eine  Schädigung  der  Interessen  der  Ge- 
samtheit oder  der  Mehrzahl^  und  so  sehen 
wir  denn,  daß  demselben  in  atlen  Staaten 
durch  Fabrikgesetz^bung ,  Bankgesetz- 
gebuDg,  femer  auch  vidfach  durch  Wucher- 
gesetze, WaldscÄiutzgesetze,  Zollgesetze  usw. 
Sohranken  gezc^n  sind,  wobei  frülich  die 
Frage  offen  bleibt,  ob  ui^  Gesetze  immer 
das  richtige  getroffen  haben. 

Wae  die  volkswirtschaftliche  Wirkung 
des  S.  auf  dem  Gebiete  der  Konsumtion 
betrifft,  so  kann  sie  im  allgemeinen  als  eine 
nfitilicae  bezeichnet  werden,  da  sie  auf 
Sparsamkeit  geriditet  ist  Wer  in  seinen 
Ausgaben  sparaam  ist  nnd  das  erübrigte 
:ÖbalH)mmen  wieder  prodnküv  als  Kf^ital 
anlwt,  fördert  das  Goamtwohl.  Denn  eine 
Milche  Kapitalanlage  bringt  mittelbar  oder 
nnmittelbar  der  Arbeiterklasse  vermehrte 
Beschäftigung  und  wirkt  günstig  auf  die 
Lehne  ein :  so  weit  die  Sparenden  ihre  Kon- 
sumtion eingeschickt  haben,  ist  die  Kon- 
sumtionsfähigkeit der  Arbeiter,  d.  h.  der 
großra  Masse  der  BevSlkening,  erhöht 
wOTden,  zugleich  aber  nimmt  die  Masse  der 
Produkte  zu,  die  Konkurrenz  des  Kapitals 
unter  sich  steigt,  und  auf  die  Rate  des 
Kapitalgewinnes  wird  ein  Druck  ausgeübt. 
Man  konnte  nun  fragen,  weshalb  die  Kapita- 
listen überhaupt  noch  sparen,  da  sie  dadurch 
keinen  größeren  Qütergennfi  erhalten  und 
in  letzter  Instanz  auf  Herabdrückung  des 
Kapitalgewinnes  hinwirken.  Aber  gerade 
das  Sinken  der  Gewinnrate  ist  für  die 
Kapitalbesitzer  &a  Antrieb,  desto  mehr  die 
Summe  ihres  Kapitals  zu  vei^rCßem ;  dazu 
kommt  ferner  die  Bücksicht  auf  die  Yer- 
soiigiing  ihrer  Familie,  endlich  aber  auch 
bei  viden  das  Streben  nach  Erwerb  und 
Vermögen  um  seiner  selbst  willen  oder  um 
der  subjektiven  Befriedigung  und  des  Macht- 
g^tUils  willen,  das  der  Rdditum  als  solcher 
gewShrt.  Es  tritt  hier  vielfoc^  eine  Ent- 
artung des  Erwerbssinnes  auf,  die  vom  sitt- 
lichen Standpunkte  getadelt  werden  muß, 
weno  öe  auch  volkswirtschaftlich  nützliche 
Folgen  hat  Durch  unmittelbare  Aufwen- 
dnDgen  zur  Forderung  des  allgemeinen  Besten 
auB  den  EbiJtoramensflbersäiüssen  kOnnen 
aber  ebenfalls  nOtidiche  Wirkungen  erzeugt 
werden,  die  von  den  Sparenden  mit  Be- 
wuiteein  hervoi^erufen  werden  und  nicht 
gegen  ihren  Willen  aus  ihrer  Habsucht  ent- 
stehen. Vollends  verwerflich  erscheint  die 


immer  mehr  anhäufende  Erwerbssucht,  wenn 
das  übei^esparte  Kapital  nicht  zur  Pro- 
duktion, sondern  zur  Ausbeutung  anderer, 
also  nur  zur  üebertragung  von  V^mOgen 
aus  einer  Hand  in  die  andere  verwendet 
wird. 

Wir  haben  hier  schon  eine  Erscheinungs- 
form des  Egoismus  berührt,  der  sich  eben- 
falls auf  die  wirtschaftlichen  Güter  bezieht, 
aber  doch  mit  dem  bisher  betrachteten  S. 
als  dem  sich  wirtschaftlich  im  Erwerbe  be- 
tätigenden Egoismus  nicht  ohne  weiteres 
zusammen&llt.  Es  ist  der  „habenwollende", 
„besitzwollende",  sa^n  wir  in  Ermangelung 
einer  besseren  Bezeichnung  der  „possesso- 
rische" Egoismus,  der  zur  Habsucht  in  der 
schlimmsten  Form,  zum  ,,amor  sceleratns 
habendi"  ausarten  kann.  Er  ist  nicht  selten, 
aber  keineswegs  notwendig  mit  dem  ge- 
schäftlichen S.  verbunden.  Er  zeigt  sich 
auch  außa-halb  der  gewöhnlichen  Exwerbs- 
tflti^eit,  z.  B.  in  Prozessen,  namentlich  aber 
hat  er  im  Laufe  der  Gesdiichte  eine  große 
Rolle  gespielt  in  außerwirtschaftUchen  Formen 
der  Verm^DsbeschafTung,  wie  Eroberung, 
Beutemachen,  Erpressung  mit  Hilfe  pdi- 
tischer  Macht  usw.  Wenn  die  sog.  materiap 
listische  Geschiditaautfassung  die  ganze  ge- 
schichtUdie  Entwickelnng  der  Slenschheit 
von  ökonomischen  Faktoren  ableiten  will,  so 
hat  sie  vorzugsw^se  diesen  possessorischen 
Egoismus  der  jeweils  herrschenden  Klassen 
im  Auffe.  Da  derselbe  aber  über  das  hier 
in  Rede  stehende  wirtschaftliche  S.  weit 
hinaus  geht,  so  li^  zu  weiteren  Er(h^ 
rungen  darüber  an  dieser  Stelle  kein  Anlaß 
vor.  Vgl.  auch  den  Art.  „Individiialismus" 
oben  S.  115fg. 

Literatur:  v.  DarguK,  Egoitmu»  und  Altruit-^ 
mut  in  der  Naiionalökcnomie,  1885.  —  Zeyn, 
Adam  Smith  und  der  Äigennuts,  1889.  —  Hös- 
bach, ünUrmchungen  iUter  Adam  Smith  und 
die  Enivickelung  der  poUtiteken  Oetonomie,  1891. 
meUel,  Art.  „SeOttinUreite",  H.  d.  St.,  3.Ai^, 
Bd.  VI,  S.  685 fg.  —  BaudrOlarai  Dm  ngtporU 
de  la  morale  et  de  l'inm.  poIU.,  1860. 

Lexi». 


SelbstmordstatisUk. 

Die  S.  hat  ihre  Bedeutung  nicht  allein 
im  Zusammenhange  mit  der  Statistik  der 
Todesursachen  überhaupt,  sondern  bietet 
auch  ein  selbständiges  Interesse  dar  einer^ 
seits  vom  kriminalistischen  Standpunkte, 
namentlich  für  diejenigen  Länder,  in  denen 
der  Selbstmordversuch  als  strafbares  Delikt 
gilt  (z.  B.  England),  und  andererseits  vom 
Standpunkte  der  Sozialethik.  In  letzterer, 
hier  in  Betracht  kommender  Beziehung  ge- 
hören die  Selbstmorde  zn  denjenigm  un- 
rattlichen  Handlungen,  weldie  alsMassen- 
ersch^nung  des  gesellschaftlichen  Lebens 
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mit  Hilfe  der  Statistik  nach  der  Häufigkeit 
ihres  Auftretens  und  den  sie  beeinflussenden 
Faktoren  zu  analysieren  sind.  So  bildet 
die  S.  einen  wichtigen  Bestandteil  der  Moral- 
statistik (8.  d.  oben  Bd.  II  S.  511  fg.)-  Einer 
genauen  und  vollständigen  statistischen  Er- 
mittelung der  Selbstmo^e  stellen  sich  man- 
cherlei Schwierigkeiten  entgegen,  denn  die 
Feststellung  des  Selbstmordes  als  Todes- 
ursache, zum  üoterschiede  von  Mord,  Un- 
glücksfall oder  natürlichem  Tod  ist  nicht 
immer  leicht  möglich,  auch  sind  die  mit 
solchen  Feststellungen  betrauten  Oi^ne 
ni(dit  überall  zuverlässig.  Die  Registrierung 
ist  in  den  einzelnen  Ländern  eine  ver- 
sdiiedeue.  Teils  dienen  die  Standesr^fister 
und  die  ärztlichen  Totenscheine,  teils  die 
Anschreibungen  der  Polizeioi^iane  imd  der 
Staatsanwaltschaften  als  Grundlage  für  die 
S.  Eine  wertvolle  Ei^äozung  zur  letzteren 
bildet  die  Statistik  der  Selbstmordversuche, 
doch  ist  sie  bisher  nur  sehr  unvollkommen 
ausgebildet  und  muß  hier  außer  Betracht 
blähen.  Nor  durch  Verbindung  dieser 
beidrai  Statistiken  Heile  sidi  die  in  der  Be- 
vOlkOTing  Torhandene  Neigung  zum  Selbst- 
morde genauer  zum  Aosdrnok  bringen. 

Zar  S.  li^  ein  rmdtös  Material  aus  den 
verschiedenen  Übidem  tot.  Neuerdings  ist 
es  u.  a.  von  Q.  v.  Ufoyr  überdchtlich  dar- 
gestellt worden.  Derselbe  hat  sich  aack 
bemüht,  das  ältere  Material  für  das  Deutsche 
Reich  aus  den  bundesstaatlichen  Statistiken 
und  ÄnschreibuDgen  zusammenzutragen. 
Danach  betrug  im  Deutschen  Reiche 
die  ^hl  der  Sdbstmorde: 


Jahre 

über- 
haupt 

auf 

IMül. 
£iDw. 

Jahre 

Über- 
haupt 

auf 
IMill. 
Einw. 

1881 

9068 

200 

1888 

9400 

195 

1882 

9  107 

199 

1889 

9647 

198 

1883 

10337 

325 

1890 

9887 

201 

1884 

9865 

213 

1891 

'0553 

212 

1885 

10 191 

218 

1892 

10626 

211 

1886 

10  371 

230 

1893 

10  789 

212 

1887 

10083 

212 

1894 

II  126 

217 

Neuerdings  hat  auch  das  Kaiserliche  Sta^ 
tistische  Amt  begonnen,  eine  S.  für  das 
Deutsche  Reidi  aufzustellen.  Hiemach  war 
die  Zahl  der  Selbstmorde: 


Jahre 

über- 
haupt 

auf 
IHiU. 

Einw. 

Jahre 

Über- 
haupt 

an! 
1  HiU. 
Einw. 

1893 

10  780 

212 

1899 

10  761 

I9S 

1894 

II  135 

217 

1900 

"393 

203 

189d 

10510 

Z02 

1901 

II  83Ö 

20S 

1896 

1088g 

206 

1902 

12339 

214 

1897 

II  013 

206 

1903 

12730 

217 

1898 

10835 

»99 

1904 

12468 

210 

Die  in  obigen  Zahlen  zum  Ausdnick  kom- 
mende Wellenbewegung  in  der  Selbstmord- 
hftufigkeit  trifft  zeitlich  mit  der  mehr  oder 
weniger  günstigen  Entwickelung  des  Wirt- 


Schaftslebens  einigermaßen  zusammen,  wes- 
halb diese  auch  als  mitbestimmend  für  die 
Höhe  der  Selbstmordziffer  angesehen  wird. 

Vergleicht  man  mit  den  Ergebaissea  der 
deutschen  S.  diejenigen  anderer  Länder,  so 
zeigt  sich  nach  den  Zusammenstellungen 
Kroses  für  die  Jahre  1881—1900  folgende 
Reihenfolge  der  Selbstmordziffer  (Selbst- 
morde auf  1  Mill.  Einwohner):  Dänemark 
244,  Schweiz  225,  Frankreich  222,  Deutsches 
Reich  207,  Japan  168,  Oesterreich  159. 
Schweden  127,  Ungarn  122,  Belgien  Iis. 
Australien  III,  England  84,  Norw»en  63, 
Schottland  59,  Niederlande  56,  Itahon 
Rumänien  48,  Fioland  44,  Serbien  37. 
Luxemburg  35,  Rußland  31,  Irland  26.  B06- 
nien  22,  Spanien  21.  Die  Häutigkeit  der 
Selbstmorde  ist  also  eine  außerordentlich 
verschiedene.  Und  dies  gilt  niclit  nur  für 
den  internationalen  Vergleich,  sondern  eben- 
so für  einzelne  Bezirke  desselben  Landes^ 
So  betrug  nach  Kroses  Berechnung  inoer^ 
halb  des  Deutschen  Reiches  in  dem  Zeit- 
raam  1881/1900  die  Selbstmordziffer  in 
Sachsen  332,  in  Hessen  235,  in  Preofien  20i.K 
in  Baden  196,  in  Wflrttembei:g  162.  iu 
Bayern  135,  in  Elsaft-Lothriogen  117.  Ke 
Gründe  dieser  starken  Abweickan^n  aniu- 
geben,  ist  aufierordentlich  schwierig;  zumal 
Ei^  verschiedene  Faktoren  wirkssui  sind. 
VermutUdi  spielt  dabd  der  y<^kschaiBkter 
eine  wicht^  Rolle.  Auch  mtfit  man  dai 
konfessionellen  Verhältnissen  einen  erheb- 
lichen Einfluß  auf  die  Verechiedenhrät  der 
Sell^tmordziffer  bei,  in  der  Art,  daß  unter 
sonst  gleichen  Umständen  die  katholiscfae 
Bevölkerung  weniger  zu  Selbstmorden  neigt 
als  die  evangelische.  Hierzu  sei  erwähnt, 
worauf  schon  Beiiillon  hingewiesen  hat,  dafi 
die  Länder  mit  hoher  Selbstmordziff^  viel- 
fach auch  eine  besondere  Häufigteit  der 
Ehescheidungen  erkennen  lassen  (rg^  den 
Art  „Ehe**  oben  Bd.  I  S.  674  fg.). 

Fast  in  allen  Ländern  haben  die  SeUist- 
morde  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts 
beträchtlich  zugenommen.  Deutlich  gehl 
dies  aus  der  am  weitesten  zurQckreicheMeo 
Statistik  Frankreichs  hervor.  Hiw  be- 
trug die  jahrlidie  Durchschnittszahl  der 
Selbstmorde  in  den  Zeitrftomen 

1826/30  1739  1851/56  3639  19(6/80  6210 

1831/30  3119  1856/60  4002  1H8I/B&  7339 

1836/40  2574  1861,«5  4661  IHS&W  Ssfa 

1841,'45  2951  1866/70  4990  1891%  Wi 

1846/50  3446  1871/75  5276  1896.'I900  91M 

bei  einer  Steigerung  der  Bev^lkeiungsiah! 
von  30,5  Mill.  im  Jalire  1821  auf  nur  3ti^* 
Mill.  im  Jahre  1901.  In  Frankreich  nnd 
ähnlich  in  den  meisten  anderen  lAndeni 
erstreckt  sich  diese  Zunahme  bis  auf  äse 
jüngste  Zeit,  während  vereinzelt  neD«idiii^ 
ein  Rückgang  oder  doch  ein  StÜlstand  10 
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>i«r  Bew^ang  ^getreten  ist  Am  deat- 
i-<*haten  tntt  der  Rflckgang  in  Norwwen 
A^TTor,  was  mit  der  dortigen  enends^en 
BpkSmpfoDg  des  AlkolKÜismns  in  Yerbin- 
'iiinf;  gebracht  wird. 

l'ie  Statistik  hat  ntin  in  Ähnlicher  Weise, 
wie  dies  die  Kriminalstatistik  (s.  d.  oben 
M.  IL  S.  325  fg.)  tut,  durch  Berücksich- 
'i.uDg  der  Zeit  und  der  sonstigen  näheren 
mstftnde  des  Selbstmordes  sowie  der  per- 
»'nlii-hen  VerhSllnisse  des  Selbstmörders 
manches  wertvolle  Material  zur  Beurteilung 
itT  SelbatmorderscheiDung  beigebracht.  Da- 
iiAL-K  sind  allgemein  die  Selbstmorde  im 
Knlhjalir  uud  Sommer  häufiger  als  im  Winter. 
[[)  aJlen  Ulndem  ist  das  männliche  Qe- 
-  Wecht  stärker  beteiligt  als  das  weibliche: 
iTD  I>eutschen  Reiche  trafen  in  den  Jahren 
llf't  auf  100  männliche  Selbstmörder  28,5 
■*fibliche.  In  Preußen  töten  sich  von  je 
i  ( « I  männlichen  bez w.  weiblichen  Seibst- 
•u^TiIera  etwa  63  bezw.  44  durch  Erhängen,  13 
'•■zw.  3ft  durch  Ertränken,  17  bezw.  3  durch 
EixhiefieD,  3  bezw.  8  durch  Veigiften,  der 
}<>9t  4  bezw.  7  anf  andere  Weise.  E&  ist 
'-■nierkenswert,  daß  dieses  Verhältnis,  so- 
-■••it  PS  sich  in  den  Jahrzehnten  überhaupt 
"inli^kverfolgen  läßt,  außerordentlich  kon- 
>'aot  geblieben  ist.  In  den  einzelnen  AJters- 
i  la»Ken  ist  die  Selbstmordfrequenz  eine  sehr 
'•^Tvohiedeoe  und  zwar  nimmt  sie  im  all- 
i'iMDcinen  mit  steigendem  Alter  zu.  Anf- 
laJleod  ist  die  namentlich  auch  auf  dem 
}>reuBi8chen  Material  begründete  Tatsache, 
>li6  der  Selbstmord  in  der  Altersklasse  von 
20  Jahren  in  den  letztw  Jahrzehnten 
iiK-ht  noeiheblidi  zugenommen  hat  Man 
bit  hieraus  Anlaß  genommen,  der  Selbat- 
iLijnlfre«|i]eoz  bei  Schülern  eine  besondere 
Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Weit^  wichtige  Btatistisdie  Tatsachen 
reiten  sich  aus  der  Gruppierung  der  Selbst- 
iflMrtler    nach    Familienstand   und  Beruf; 

die  S.  beim  Militär  verdient  begon- 
'U-K  Beachtung.  Doch  kann  hierauf  an 
fh'^r  Stelle  ebensowenig  eingegangen  Wer- 
lau als  auf  die  Verschiedenheiten,  welche 
■'i'  U  durch  Kombination  dieser  imd  der  oben 
uigegebenen  Gesichtspunkte  sowie  beim 
^'-r^rteich  der  einzelnen  Länder  in  allen 
•litven  Beziehun^n  herausstelleo. 

Manche  Statistiken,  so  die  preußische, 
'aU-n  audi  die  Beweggründe  der  Selbst- 
i"'inle  (Geisteskrankheit,  körp^liche  Leiden, 
li^lifflsübeidrufl  usw.)  statistisch  zu  ver- 
'  fiten  eesncht.  Jedenfolls  ist  dabei  zu  be- 
vhteUf  daß  neben  solchen  mehr  persönlichen 
vielfach  nur  den  letzten  Entschluß  her- 
'■•-if Qhrenden  Motiven  andere ,  allgemeine 
l'r>At-hen  im  Hintergrunde  stehen,  durch 
H'^k-be  jene  Bew^gründe  erst  geschaffen 
•«nlcn.  Hierher  Bind  zu  rechnen  der  durch 
ivre  heutigen  wirtschaftlichen  Veriiält- 


nisse  gesteigerte  Konkurrenzkampf,  die  Bast 
und  „Nervoutäf*  des  modernen  Lebens 
überhaupt,  der  gestragerte  Ehigeiz,  daneben 
auch  wohl  eine  zanehmende  I^xheit  der 

sittlichen  Anschauungen  in  gewissen  Kreisen. 
Die  oben  konstatierte  allgemeine  Zunahme 
der  Selbstmoi^de  ist  auf  solche  tiefer  Hun- 
den Ursachen  zurückzuführen.  Letztere 
fallen  für  die  städtische  Bevölkerung  be- 
sonders ins  Gewicht,  bei  welcher  denn  auch 
die  Selbstmordziffer  eine  erheblich  höhere 
ist  als  auf  dem  Lande ;  und  da  die  städtische 
Bevölkerung  imLaufe  des  letzten  Jahrhunderts 
bedeutend  stärker  angewachsen  ist  als  die 
ländliche,  so  ergibt  sich  hieraus  eine  weitere 
Erklärung^  für  die  gesteigerte  Selbstmord- 
freqnenz  in  der  Gesamtbevfilkerung. 

Literatur:  G.  v.  Mayr,  „SelhttmordttalitHk" 
im  1.  Suppl.-Bd.  der  1.  AhU.  de»  H.  d.  St., 
S.  6S4fg.,  towie  in  der  2.  Aufl.,  Bd.  VI, 
S.  697 fg.  Ergämendt»  Mnlertid  hnt  dertelbr 
Verfuattr  veröffentlicht  in  dem  voti  ihm  heravt- 
gegebetten  Aligem.  ttatiet.  Archiv ,  4-  Johrg. 
(1896),  S.  716 fg.  —  E.  Mortem,  II  Muicidio, 
MiUino  JS79  (auch  in  deutscher  Uebermttung, 
Leipzig  1881,  ertchienen).  —  A.  v.  Oettingetlj 
Ueber  akattn  und  chroniteken  Setbttmord,  Dor- 
pat  1881.  —  Th,  O.  MtuarylCf  Der  Sdhatmord 
all  tosiale  Matteweneheinung  der  modernen 
Zirilisdtio»,  Wien  1881.  —  A.  Legofft,  Le 
fuicide  atuien  et  moderne,  Paria  1881.  —  F, 
PrlnzinOf  Trvnktucht  und  Selbxtmvrd,  Leipzig 
1895.  —  E.  Hehftsch,  Der  Setbetmord,  Berlin 
189S.  —  E.  Dürkheim,  Le  Biiindc,  Pnrie  1897. 

—  A.  Baer,  Der  Srtbtitmord  im  kindlichen  Leben»- 
alter  1901.  —  H.  Bost,  Der  Selbstmord  in  den 
Städten,  im  AUgem.  ttaliit.  Archiv,  VI.  Band.,  £. 
Balbband(1904)  S.  tßSfg.  ~ßena.be,Dera^t- 
mord  ata  totialatatiatiteke  JSrackeitiung,  CBlnlSOS. 

—  H.  A.  Mroae,  Der  SeUutmord  im  19.  JakHi. 
nach  9.  Verteüung  auf  Staaten  und  Venealtunat' 
bexirte,  fVeitM'rg  i.  B.  1906.  —  BerBelhe,  Die 
Ureachen  der  Selbätmordhäußgkeit,  Freiburg  i.  B. 
1906.  —  BraehelU'V.  Juraaehek,  Die  Staa^ 
Europas,  S.  Aufl.,  Leipzig  1904,  863fg.  — 
B.  Oaupp,  Veber  den  Selbstmord,  München 
1905.  —  Vgl.  außerdem  die  Lilertiturangaben  zu 
dm  Art.  ,JforaUlfttislik"  oben  Bd.  II,  S.  5Ufg. 
Ale  QueUenwerke  für  die  Brgebnitte  der  Sdhtt- 
mordetati^ik  kommen  die  andicken  etatiatiaekeH 
Veröffientlirkuii^u  in  Belrarit. 

A.  Wlrminghatu. 


SelbstTerslohernng  s.  Tersicherungs* 
wesen  und  ArbeiterverBicherung 
(letzteres  oben  Bd.  I  S.  160  fg.). 


Senior,  William  Nassau, 

geb.  am  26./IX.  1790  za  Uffington,  engl.  Oraf- 
Bcbaft  Berks,  1826—1831  Professor  der  Volks- 
wirtschaft in  Oxford,  1832—1840  Mitglied  der 
EnqaetekommiBsioQ  zur  Reform  der  engÜBcben 
Annengesetzgebane  und  der  EnquetekommiBsion 
cor  UntersacSung  der  Lage  der  Bandstuhl*  beim 
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Uebewang  in  die  Kraftatniawebereif  1886— 18SB 
aneh  Senatamitglied  der  Londoner  Univenitftt, 
1847  wieder  Professor  anf  seinem  Mlheren  Lehr- 
Btnhl  in  Oxford,  i^eat.  daselbst  am  4./yL  1864. 

Vater  der  Abstinenztheorie,  wonach  jede  An- 
strengan^  von  Frodaktivkräften  zur  Erzeagung 
Ton  Kapitalgiitem,  im  Gegensätze  zur  Erzen- 
gong'  von  nnmittelbaren  Gennfi-  oder  Gebrauchs- 
g^tem,  einen  Gennßaufschnb,  aUo  ein  Ent- 
Eattnngsopfer  involTiert,  dessen  Vergütung  in 
dem  kapitalistischen  Erspamngs^winn  oder  den 
Zinsen  oestehtj  ein  EntDehnmmenefizinm,  das 
▼on  Lassalle  in  „Arbeit  und  Kapital",  S.  109, 
persifliert  ist.  Von  S.  stammt  anen  die  Prodak- 
tionskostentheorie  der  Edelmetalle  und  die  n.  a. 
Ton  Longe,  Thomton,  J.  St  Mül,  Hemnann  wider- 
legten Lohnfondstheorie,  wonach  ans  der  Gröfie 
des  Lohnfonds  und  der  Ziüü  der  Arbeiter  der 
Dorchschnittsbetraf  der  Arbeitslöhne  eines  Lan- 
des gewonnen  wird. 

Von  seinen  Schriften  seien  genannt:  An  intro- 
dactory  lectnre  on  poUtical  economy,  delirered 
before  tbe  UniTersity  of  Oxford,  London  1826; 
dasselbe.  2.  und  3.  Aoil.,  ebenda  1827  und  1831 ; 
dasselbe,  8.  Aofl.  n.  d.  T.:  Foor  introdnctory 
lectnres  on  poUtical  ecouomy,  ebenda  1852 ;  das- 
selbe, in  franzSsischer  Uebersetznng  von  J.  Arri- 
vabene,  Paris  1836;  dasselbe,  in  italienischer 
Uebereetznng,  Lugano  1836;  dasselbe,  in  hollän- 
discher UetKrsetznng  von  H.  W.  Tijdemann, 
Leiden  1839.  —  Three  lectnres  on  the  traos- 
mission  of  the  precions  metals  from  conutry  to 
conntry,  and  the  mercantile  theory  of  weiüth, 
London  1828;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebenda  1830. 
—  Two  lectnres  on  popnlation,  to  which  is 
added  a  eorrespondaice  between  tbe  anthor  and 
T.  B.  Halthns,  ebenda  1829;  dasselbe,  Neadrnck, 
ebenda  1831.  —  Three  lectnres  on  the  rate  of 
wages  etc.,  London  1830;  dasselbe,  2.  Anä., 
ebenda  1831.  —  On  ontline  of  the  science  of 

ßtlitical  economy  (from  the  „Encjclopaedia 
Btropolitina"),  London  1835;  dasselbe,  2.,  3. 
nnd  ö.  Aufl.,  ebenda  18ö0,  1854  und  1863.  — 
Letters  on  the  Factoiy  Act  as  it  affects  the 
cotton  muiufactnre,  London  1837 ;  dasselbe, 
2.  Anfl.,  ebenda  1844.  lApperu 


Sensale  s.  Maklerwesen  oben  S.  448fg. 


Serra,  Antonio, 

geb.  geeeu  1580  in  Cosenza  (Kalabrien);  als 
mutmaßlicher  Hitverschworener  Campanellas  zu 
lebenslänglicher  Haft  Tenut«ilt,  verbflSte  er 
diese  Strafe  im  Geföngniase  della  Viaria  in 
Keiwel;  Todesjahr  unbekannt 

Von  Gaüani  in  dessen  Werke  nDella  moneta", 
2"  ed.  pag.  410,  als  ersten  Wirtscbaftstheoriker 
der  neueren  Zeit  gefeiert  nnd  hinsiditUeh  sdner 
geistvollen  Anschauungen  Qber  Natnr  nnd  Be- 
deutung des  Geldes  sogar  Locke,  der  die  Ent- 
stehung des  Buchtums  nur  aus  dem  GebraniÄ 
von  Gold  nnd  Silber  ableitet,  vorgezogen. 

Der  vollständige  Titel  seiner  einzigen  oben 
angeführten  Schr^  lantet:  Brevetratuto  delle 
cause,  che  possono  far  abbondare  i  regni  d'oro 
e  d'argento  dove  non  sono  miniere:  con  appU- 
casione  al  regiio  di  Xapoli,  3  Teile.  Neapel  1613; 


dasselbe,  Neodrack  in  dem  Ctutodischfla  Simd* 
weAe:  „Serittofi^Ussid  Itaüani  di  eciwwia 
pcditiea*',  divisione  I*:  parte  antiea  toL  I. 
1.  Mailand  1803.  Unert, 


SevcheDbekaupfanff 

s.Sanitätswe6eD  obenS.738%.,  TgLaock 
Viehseuchen. 


SUberwUrug. 

1.  Wesen.  2.  Oeschiehtliehes.  Die  Linder 

der  S. 

1.  Wesen.  Eine  Sonderstenong  unter 
den  Wfthningssyatemen,  sofern  man  sie  vom 
Standpunkte  des  inteniationalen  Teriuhi& 
ansieht,  nimmt  die  reine  S.  ein.  Das 
Wesen  derselben  besteht  darin,  daB  das 
Schicksal  des  Münzwesens  eines  Landes 
genau  mit  dem  Schicksü  des  Silbers  ver- 
knüpft wird.  Die  Sübermflnzea  sind  bei 
jedem  modernen  Wähmogssjstem  ^n  wich- 
tiger Bestand  des  inländischen  Umlaufs. 
Ein  Land  mit  reiner  S.  empfängt  und  leistet 
aber  auch  alle  in  bar  zu  begleichenden  Zah- 
lungen des  Auslands  verkehrs  inSUbermünzen 
oder  Vertretern  der  Silbennüozen.  Es  ist 
aUes  darauf  eingerichtet,  daß  das  Silber  und 
nur  dieses  als  nationaler  Wertmeeeer  und 
als  bares  Zahlungsmittel  im  internationalen 
Verkehr  des  Landes  diene.  Solange  am 
Weltmarkt  der  Wert  des  Silbers  gegenüber 
allen  Übrigen  Gütern  sich  wenig  änderte, 
war  im  wesentlichen  reine  S.  gesichot. 
wenn  bei  Bedarf  die  Münzverwaltung  SUber 
zu  festem  Preise  kaufte  nnd  der  ümlwif  an 
Silbermünzen  möglichst  so  geregt  wurde, 
daß  die  Silberkurantmünzen  vollwichtig  er- 
lialten  blieben.  Seit  dem  lebhaften  Schwanien 
des  SUberwerts  müssen  drei  Bedingongeo 
strikt  erfüllt  sein,  damit  reine  S.  herrsche ; 

a)  Mindestens  eine  Sübermünze  mal 
als  Währungsmünze,  d.  h.  als  im  Inland 
bis  zu  jedem  Betrag  gültiges  Zahlungsmittel 
imd  mit  so  viel  Silber  ausgestattet  eefitigt 
werden,  daß  der  MetallwE^  der  sUbemeD 
WährungsmQnze  genau  dem  Nennwert  ent- 
spricht Eftn^  werden  auch  Üetnere  TeB- 
münzen  vollwichtig  als  Währungsgeld  aus- 
geprägt. 

b)  Sowät  Goldmünzen  neben  dem  Sitber- 
geld  ausgeprägt  werden,  nnd  sie  nidtt  nach 
festem  Tuife  eesetzli(to  Zahlungsmittd 
an  Stelle  der  Siloermthizen.  Etwaige  Gold- 
münzen sind  Handelfflnfloze,  sie  scfiwukes 
^leidi  der  Ware  Oold  mgenfiber  dnn  na- 
tionalen Silbergeld  mit  aJlüi  VerändorangoB 
des  Wertrerhaltnisses  von  Gold  und  Silber 
im  Kurse. 

c)  Die  PrivstprSgung  in  Silber  mnB 
frei^«;eben  sein.  SubennÜnzen  kSooen  dnich 
Einscunelzen  in  Barreadlber  znrflckrer' 
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viadelt .  Banensilber  nach  Belieben  in 
W&hmngsmQnzen  verwandelt  w^en.  Kur 
•Iddurch  ist  beim  heutigen  Schwanken  des 
WeTtrerliältnisses  zwischen  Gold  und  Silber 
-i'-her  garantiert,  daß  der  Weltkurs  der  sil- 
'«men  w  AhrungsmÜnzen  genau  dem  Silber- 
\»n  derselben  folgt.  Daß  daneben  die 
PniatprSgung  von  Goldmünzen,  die  keinen 
ffs>TCD  Kore  haben,  zugelassen  wird,  wider- 
'fdcfat  nicht  dem  Begriffe  der  reinen  S. 

2.  «««eUelitUelies.  Die  UUder  der  S. 
fUitte  S.  herrschte  zwischen  18ö7  nnd  1871  in 
I>eatschlaikd  mit  Äasnahme  Bremens,  unr  da6 
'iD  Recht  anf  freie  PrivatprägUDg  des  Silbers 
Drhi  aaerkanut  war,  sondern  nnr  tatsächlich 
tma  Aebnliehes  darch  Silberank&ofe,  die  von 
^cn  MDnxanstalten  aosgiagen,  herbeigeführt 
«urde.  Ob  diese  Ank&nfe  in  der  Wirkung 
ii'Uig  mit  rechtlich  garantierter  onheschrftnkter 
1  nvatnlbeiprägang  gleichzusetzen  sind,  ist  je- 
t<Kb  nicht  gans  xweifellos. 

Reine  S.  als  vom  Gesetzgeber  gewollte  fiin- 
-fbning  hat  ebenfalls  in  den  Niederlanden  seit 
•tm  ii.  T.  ^G.pLl.  1847.  welches  1860  in  Kraft 
crtt.  Iis  1H73.  bezw.  1874,  in  Belgien  vom 
IX.  IBM — 1861  geherrscht;  ferner  in  Britisch- 
.'idien  tod  l85ä  bis  zum  26./VI.  1893.  Von 
^Ml~iab2  hatten  die  Goldmünzen  in  Indien 
XAi-wDknrs,  bestand  also  eine  Art  Doppel wähmng. 
"Mt  18£)3  ist  in  Indien  die  Privatsilberpräciing 
'loguwllt  nnd  die  reine  S.  verlassen.  Indiens 
VnrKaog  wirkte  andi  für  die  deutsche  Politik 
:n  Deaucb-Ofltafrika  Torbildlicb. 

Tats&chliche  S.  herrschte  —  seit 
Kmtritt  der  SUberentwertung  der  letzten 
iibrxpJiate  —  in  mehreren  Staaten,  die  zwar 
r^.httidi  eine  Doppelwährung  beisaBen,  je- 
<jch  mit  einer  dem  Silber  nach  der  heutigen 
Horkllage  allzu  günstigen  Relation,  Solange 
-"lohe  Lbider  nicht  die  SüberprSgung  ein- 
''t^liea,  glitten  sie  zur  tatsächlichen  S.  hin- 
'.>T.  und  Goldmünzen  waren  dann  trotz 
'tr>r  entgegenstehenden  gesetzlichen  Tarifie- 
ning  nur  als  Handelsmünzen  mit  wechseln- 
dem Agio  zu  haben,  Das  in  diesem  Sinne 
""iiiiti^te  S.Iand  war  bis  vor  kurzem 
Mexiko.  Dort  herrschte  seit  1867  Doppel- 
■rihraog  zu  1:16'.3;  da  die  Privatsüber- 
irigung  aufrecht  erhalten  blieb,  wurde  das 
I^antl  tat^tehüch  ein  S.land,  soWld  am  Welt- 
lurkt  Silber  ungünstiger  als  zu  1:16V2 
>wertet  wurde.  Seit  Ende  1904  hat  je- 
•1'1'h  andb  Mexiko  die  Privalsilberprflgung 
•■iDgevteUt  nnd  begonnen  das  Oold  als  Wert- 
■DcRwr  und  für  internationale  Zahlungen  als 
^ahimittel  m  verwenden.  Eine  ähnliche 
■Intvickelong  b^te  Japan  von  der  1878  be- 
crfiodeten  Ix^ipelwäbrnn^  zur  S.  geführt, 
'^'0  irelcher  man  dann  wiederum  zur  Wäh- 
iQoe  auf  Ooldbasis  zu  gelangen  suchte. 

Eieeoartig  ist  die  Stdlung  Chinas  als 
SJa&d.  BiB  1890  wurde  in  China  —  ab- 
i»«dMii  von  vorübergehenden  Experimenten 
-  aar  Kupfergeld  geprägt.  Das  ^hlnngs- 
taitiel  fQr  gißfiete  BetrSge  war  aber  das 


Silber,  im  Inneren  dem  Gewichte  nach  und 
ungemünzt  verwendet.  An  den  Hafen- 
plätzen wurden  Silbermünzen  fremder  Prä- 
gung ,  insbesondere  mexikanische  Dollars^ 
gebraucht  Seit  1890  prägt  China  selbst 
silberne  Münzen,  im  Innern  zahlte  man  aber 
noch  immer  mit  Gewichtseinheiten  unge- 
münzten  Silbers.  Im  Landeskupfergeld  ge- 
messen, hat  jedoch  das  Suber  einen 
schwankenden  Kurs.  Ob  es  gelingt,  Silber 
als  Eurantmünze  im  Inneren  einzubürgern, 
als  Wertmesser  und  für  den  internationalen 
Yerkehr  usw.  später  einmal  Gold  zu  ver- 
wenden ,  bleibt  abzuwarten.  Bis  jetzt 
schwankt  der  Wechselkurs  anf  China  ziem- 
lich genau  entsprechend  dem  Silberwert. 
Eine  Nachahmung  der  indischen  und  mezi- 
kaniachen  Politik  wurde  erwogen,  ist  aber 
bis  1906  in  China  nicht  Terwiälicht. 

Iitteratnr:  W.  A.  Siaw,  The  hütory  <tf  eurrtnetf 
m»  kt  1394,  London  189Ö.  —  Ottonutr  Haupt, 
L'hiatoire  moniiaire  de  notre  tempa,  Btrie-Berlm 
JSSe.  —  Karl  BlUUUter,  Indien»  IHlbef 
Währung,  deutech  StuUffart  1894,  wgliach  Chicago 
1895.  —  Otto  Armdt ,  Die  intemtUionäte 
Zahlungebilanx  Deutacklandt  in  den  letzten  Jahr- 
tehnten  der  Silbervährung ,  Berlin  1878.  — 
Lexts,  A  Tt.  „Silber  und  SiHerwährung",  B.  d.  St., 
2.  Aufi.,  Bd.  V,  S.  72iSg.  —  Schünberg,  4-  Ai^., 
Bd.  I,  S-  371.  —  Vgl.  auch  die  Ueberticht  im 
Berieht  dei  amerikanischen  JHiimdirektor» ,  Wa- 
thington  1880,  S.m  fg.;  Berieht  ßü- 1896,  8.444: 
för  1897,  8.  S6S.  —  Joh.  Wemieke,  Japan 
und  die  Silberentwertung,  Jahrb.  /.  Not.  u.  Siat., 
S.  F.,  Bd.  11.  S.  888 fg.,  Jena  1896.  —  Pred. 
Perry  Fowera,  Japan  and  »ilver,  Vol.  IV, 
Ao,  5  der  Sound  Currency  I^mphtett,  New  York 

1897.  —  T.  Wtlltams,  Silver  in  China,  Vol.  IX 
der  Annale  of  the  American  Academy  of  political 
and  toeial  »cienee,  S.  3S9/g.,  1897.  —  Alglave, 
Broeard  usie.,  Queetione  monetairee  contempo- 
rfiine»,  Paris  1905.  —  O.  Haupt,  Arbitrage» 
et  paritee,  6.  ed.,  Pari*  1888,  p.  888.  —  Gold 
ttandard  in  international  trade.  Report  on  the 
inlrodwiion  of  the  gold-exehange  itandard  into 
ehina  etc.,  Waehington  1904.  —  Otto  Heyn, 
Die  indieche  Währungtreform ,  Bertin  1908.  — 
3f.  Rothe,  Die  indische  Währungtreform  seit 

1898,  Stuttgart  1904.  —  Anton  Arnold,  Dm 
inditehe  Geldwesen,  Jena  1906.  —  Denktehriften 
der  deultchen  Regientng  von  19.jIV.  1904,  4-fIII- 
und  i8.jll.  1905  (Ifr.  364,  S8t,  665  der  Druck- 
sachen det  Reichetaget  1908105).       W.  LotM, 


Sismondi,  Jean  Charles  Leonard 
Simonde  de, 

geb.  am  9./V.  1773  zu  Genf,  1804—1808  Be- 
gleiter der  Fran  von  StaSl  anf  ihrer  Reise  durch 
Frankreich  nnd  lulien,  1813  Hitglied  des  Genfer 
Großen  Rates,  1819  Ablehnung  der  ihm  ange- 
tragenen Professor  an  der  Sorbonne  zu  Paris, 
gest.  am  2Ö./VI.  1842  anf  seinem  Landhanse  am 
Imken  Seenterbezirk  des  Kantons  Zürich,  als 
UitgUed  der  Acadimie  des  scieneea  m<ffal.  et 
polit.  (seit  1833). 

Bedingter  Anhänger  vonSmit^,  denen  Fnada- 
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mental  Sätze,  daß  Arbeit  die  einzige  Beichtums- 
qnelle  und  Sparsamkeit  das  einsige  Konserrie- 
rnngsmittel  des  Reichtums  sei,  er  mit  den  Zu- 
sätzen anerkennt,  daü  die  Keichtnmsansammlnng 
nur  dem  Gennsse  dient  nnd  daß  die  Vermebrang 
des  Nationalreicbtnms  von  einer  Zunahme  der 
nationalen  Genösse  begleitet  wird. 

Anhänger  von  Haltbns  in  der  Theorie,  mit 
Erweiterung  des  Begriffes  änbsistenzmittel  in 
dessen  BevOlkeniitgslehre,  den  Sismondi  auf  das 
Emkommen  ftberbanpt,  das  zni  Besitsuahme 
von  Lehrmitteln  erforderlich ,  ausgedehnt 
wissen  will.  BekämpferderRlcardoscbenltenten- 
theorie,  gegen  die  er  mit  pbysiokratischer 
Sophistik  geltend  macht,  daß  Omnd  und  Boden 
ein  stehendes,  also  allgemeines,  durch  seine 
natürlichen  Kräfte,  anter  Beistand  der  mensch- 
lichen Arbeit,  produzierendes  Kapital  sei 

Gründer  der  Sismondischen  Schule,  die  ins- 
besondere die  Smith-Saysche  Richtung  sowie  den 
IndiTidnaüsmiu  BastiatB  und  Ricardos  bekämpfte. 

Ton  seinen  Schriften  staatswissenscbaftlichen 
Inhalts  seien  genannt :  Tablean  de  l'agricultnre 
toscane,  Genf  1601 ;  dasselbe,  in  deutscher  Ueber- 
setznng  von  J.  Bürger,  TUbin^n  1805.  —  De  la 
richesse  commerciale  ou  principes  de  I'dconomie 
politique,  appliqu^  k  la  Ugislation  dn  commerce, 
2  Bde.,  Genf  1803;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
2  Bde.,  Paris  1887;  dasselbe  deutsch  u.  d.  T.: 
Die  zwei  Systeme  der  politischen  Oekonomie, 
oder  die  Fhysiokraten  und  Oekonomisten  geeen- 
einander  gestellt  mit  der  Theorie  von  Adam 
Smith,  Wien  1811.  —  Nonveanx  principes  d'^co- 
nomie  poUtiqne  ou  de  la  richesse  dans  ses  rap- 
avec  la  jpopulatton,  2  Bde.,  Paris  1819; 
Ibe,  2.  Aull.,  2  Bde.,  ebenda  1827.  ~  Etndes 
snr  les  sciences  sociales,  8  Bde.,  Paris  1836 — 38. 

Lippert 


Sittenpolieei  s.  Polizei  oben  S.  635^., 
vgL  auch.  Prostitution  oben  S.  678fg. 


Sklaverei  s.  Unfreiheit. 


Smith,  Adam, 

geb.  am  ö./VII.  1723  in  der  Stadt  Kirkcaldy  in 
Schottland,  17öl  Professor  der  Lo^k  und  Horal- 

Shilosophie  au  der  Universität  Glasgow,  1764 
liederlegong  dieser  Professur,  1778  Hitglied  der 
obersten  ZoHbeherde  von  Sdiottland  mit  dem 
Amtssitze  Edinburg ;  1787  Anntüime  der  Wahl 
zum  Rektor  der  Universität  Glasgow,  mit  Bei- 
behaltung KdinburgB  als  Wohnort,  woselbst  er 
am  17./VII.  1790  starb. 

Ueber  seine  Lehre  vgl.  den  folgenden  Art. 
Smitb'sches  System. 

Bibliographie.  Inquiry  into  tbe  nature 
and  caases  of  the  weatth  of  nations,  I.  Aufl., 
London  L776;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebenda  1778 
(1.  n.  2.  Aufl.  k  2  Bde.):  dasselbe,  3.  Aufl., 
3  Bde.,  ebenda  1784;  dasselbe,  4.  Aufl.,  3  Bde., 
ebenda  1788  [4.  Aufl.,  letzte  vom  Verfasser 
durchgesehene] ;  dasselbe,  5.  u.  6.  Aufl.  ä  8  Bde. 
(Abdrücke  der  3..  bezw.  4.  Aufl.),  ebenda  1789 
und  1791;  dasselbe.  9.  Aufl.,  3  Bde..  ebenda 
1799;  dasselbe,  11.  Aufl.,  kommentiert  von  Play* 


fair,  3  Bde.,  ebenda  1805:  dasselbe.  läL  Avfl.. 
3  Bde.,  ebenda  1812;  dasselbe,  kommentiert  von 
David  Buchanan,  4  Bde.,  Edinburar  1814—17: 
dasselbe,  kommentiert  von  Mac  CoUoch.  4  Bde, 
ebenda  1828 :  dasselbe.  Neudruck  der  Mac 
Cullochschen  Ausgabe  in  1  Bd.,  London  1838: 
dasselbe,  Neudruck  der  Mac  Cnllochschen  Am- 

Sähe,  in  4  Bdn.,  ebenda  18B9;  dasselbe.  2  Bde. 
xford  1869;  dasselbe.  Neudruck  der  12.  Anfl. 
von  1812,  London  187U;  dasselbe,  konmeodcrt 
Ton  J.  £.  Rogers,  2  Bde.,  ebenda  1880;  dasMlbc. 
kommenti^t  von  J.  S.  Nicholson,  ebenda  It^: 
dasselbe,  kommentiert  von  £.  B.  Bax,  2  Bde^ 
ebenda  1890:  dasselbe,  kommentiert  von  Edwin 
Cannan,  2  Bde.,  ebenda  1904:  dasselbe,  franxSa. 
Uebersetzuog  vom  Abbe  J.  L.  Blavet.  6  BdcL, 
Yverdun  1781 ;  dieselbe  Blavetscbe  Ueber«etnag 
2  Bde.,  Paris  1788  u.  4  Bde..  ebenda  1801: 
dasselbe,  französ.  Uebersetzung  von  J.  A.  Roocber 
nnd  (Marquis)  v.  Condorcet.  4  Bde.,  ebenda  1790; 
dasselbe,  franzOs.  UeberMtzang  von  (Haninnj 
Germain  Garnier,  5  Bde.,  ebenda  1802;  dieselbe 
Uebersetznng,  2.  Aufl.,  6  Bde..  ebenda  1829; 
dieselbe  Uebersetzung,  4.  Aufl.,  2  Bde..  ebenda 
1843;  dieselbe  Uebers.,  ö.  Aufl.,  ebenda  1880: 
dasselbe,  deutsche  Uebersetzung  'von  Job.  Fr 
ScbiUer),  2  Bde.,  Leipzig  1776—78;  daaaelb«^ 
deutsche  Uebersetznng  von  Chr.  Garve  und 
August  Dörnen,  4  Bde.,  Breslau  1794—96:  die- 
seloe  Uebersetzung,  2.  n.  3.  Aufl..  ebenda  179^ 
Q.  1810:  dasselbe,  deutsche  Uebersetzung  Toa 
C.  W.  Asher,  2  Bde.,  Stuttgart  18fil ;  dasselbe, 
dentsche  üebersetznng  von  F.  St^iel,  4  Bdt, 
Berlin  1878;  dasselbe,  deutsche  lebersetnag 
von  Löwenthal.  2  Bde.,  ebenda  IK^:  dasadb^ 
italienische  Uebersetznng,  Neapel  17S0  und  Tmia 
1850  (letztere  in  2  Bdn.):  dasselbe.  dSnisdw 
Uebersetzung  von  Fr.  Dräbye,  2  Bde.,  Kopea- 
hageu  1779—80;  dasselbe,  spanische  lleberaetsang 
von  (Don)  Jos6  Alonzo  Ortiz,  4  Bde„  Madrid 
1794;  dasselbe,  russische  Uebersetzung  von  (des 
SuatsratI  v.  Poliatkowskv  (St.  Petersburg  IfOS: 


Smitliiohes  SyiteB. 

1.  Allgemeines.  2.  Smiths  Lehre.  3.  Weitec- 
bildung  durch  Ricardo. 

1.  AUgemeineB.  Den  ersten  Veivncfa 
eines  wirklichen  Systems  der  Vt^kswiit- 
schaftslehre,  n&mlich  einer  einheitlich«]  Auf- 
fassung des  ganzen  volkswirtschaftlidiai 
Prozesses,  bildet  Quesnays  „Tablean  t<ooDo- 
mique"  mit  seioen  weiteren  Ausfühmngea. 
Aber  dieser  Versuefa  ging  von  einent  ein* 
seitigen  Gesichtspunkt  aus  tuid  koaute  da- 
her nicht  zu  einem  befriedi^nden  Ergebnis 
fflhreu.  Es  war  Adam  Smith  vorhehaHeo. 
diese  Einseitigkeit  zu  überwinden,  die  weKent- 
lichen  Faktoren  der  Volkswirtschaft  und  Uuqb 
Zusammenhang  richtig  zu  erkeDoeu  und  sn 
zeigen,  wie  durch  sie  der  Zweck  der  Va^ 
sorgung  der  Mitglieder  der  GeseJlsdiaft  mit 
den  Mitteln  zur  Befriedigung  ihrer  Bedüri- 
nisse  erreicht  wird.  Vas  S.  S.  stelh  die 
Wirtschaftsordnung,  die  man  die  ,fbQiscr> 
liehe'*  zu  nennra  pflegt,  auch  in  ihrer  heu- 
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tigen  Gestalt  noch  immer  in  ihren  üruad- 
zGgen  richtig  dar,  wenn  es  auch  infolge  der 
Entwickelang  der  modernen  Technik  mid 
der  ^sti^enen  gesellschaftlichen  j^Iacht  der 
Arbeiterklasse  wesentlicher  Ergänzungen  und 
Abändenmgen  bedarf.  In  den  Einzelheiten 
seiner  Lehre  hat  Smith  seinen  Yorgfingem 
viel  zu  verdanken,  am  meisten  den  Physio- 
kraten,  mit  denen  er  während  seines  Aufent- 
halts in  Prankreich  näheren  Verkehr  ge- 
habt hatte.  In  seinen  naturrechtlichen  imd 
moralphiloßophischen  Orundanschauungen 
war  er  stark  durch  sdoen  Lehrer  Hutcheson 
beeinflußt,  der  ebenfalls  in  der  Arbeit  die 
Quelle  des  Reichtums  erkannt  hatte.  Der 
IVeihandel  hatte  auch  schon  vor  den  Physio- 
kraten  in  England  und  Holland  Vertreter 
gefunden,  und  David  Hume,  mit  dem  Smith 
eng  be&'eundet  war,  hatte  die  herkömmlichen 
Ansichten  über  das  Geld  berichtigt  und  die 
Unhaltbarkeit  der  merkantilistischen  Lehre 
von  der  Handelsbilanz  daigetan.  Smith  be- 
halt aber  nicht  nur  das  Verdienst,  die  zer- 
stoenten  Teile  der  Wirtschaftswissenschaft 
za  einem  in  «cb  gesdUossenen  Ganzen  zu- 
eammengefaßt  zu  hmen,  sondern  er  hat  auch 
wichtige  Teile  der  Lehre  selbständig  be- 
grOndet  und  ausgebaut,  so  die  Theorie  der 
ATbdtsteilung  und  flberhaupt  die  der  Steige- 
nmg  der  Prodiiktivitat  der  Arbeit,  die  Theorie 
des  Kajütals  und  der  Pi^bildung,  und 
namentbch  ist  er  auch  aU  der  Begründer 
der  theoretischen  Finanzwissenschaft  anzu- 
erkennen. Er  ist  nicht  frei  von  gewissen 
Hepatischen  Voraussetzungen,  zu  denen 
namentlich  der  Glaube  an  eine  natürliche 
Harmonie  der  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Einzelnen  und  der  Gesamtheit  gehört, 
jedoch  wurzelt  seine  Lehre  durchaus  in  der 
Erfahrung  und  stützt  sich  auf  eine  reich- 
liche Sammlung  von  tatsächlichem  Material. 
Wenn  er  seine  Sätze  meistens  zuerst  aus 
allgemeinen  Erwägungen  ableitet  und  sie 
dann  durch  Beispiele  bestätigt,  so  ist  dies 
ein  formales  Verfahren ,  durch  das  ihre 
Natur  als  Erbhrungssätze  nicht  geändert 
wird,  das  aber  gerade  in  der  Volkswirt- 
schaftslehre wohl  berechtigt  ist,  weil  deren 
Stoff  den  Erscheinungen  des  gewöhnlichen 
Lebens  entnommen  ist  und  die  tägUche  Er- 
fahmng  schon  zu  gewissen  allgemeinen  An- 
schauungen führt ,  die  dann  durch  die 
Wissenschaft  zu  prüfen  und  zu  präzisieren 
sind. 

2.  Hmiths  Lehre.    Das  groSe  Werk 
Smiths  über  den  Nationalreichtum  ist  nicht 
nach  einem  streng  systematischen  Plan  an- 1 
gelegt.    Manches  Zusammengehörige  ist  in  { 
vei^hiedenen  Kapiteln  zers^ut,  es  fehlt 
oidit  an  Wiederholungen  nnd  der  Gang  der  | 
Dazstellnng  wird  mehrbch  durch  Einscbal-  • 
tmigen  und  DigressioDen  nnterbrodien.  An ! 
der  S^tze  des  Werks  steht  der  Fundamen- . 


talsatz :  Die  jährliche  Arbeit  eines 
Volkes  ist  die  Urquelle,  die  ihm  für  seinen 
jährlichen  Verbrauch  die  für  das  Leben 
nötigen  und  angenehmen  Dinge  liefert : 
und  diese  Dinge  sind  immer  entweder  das 
unmittelbare  Produkt  dieser  Arbeit  oder  sie 
sind  von  anderen  Nationen  mit  diesem  Pro- 
diikt  gekauft.  Die  Quelle  des  Volksreich- 
tums ist  also  nach  Smith  nicht  der  Boden, 
wie  die  Physiokraten,  nnd  nicht  der  aus- 
wärtige Handel,  wie  die  MerkantUisten  be- 
haupteten, sondern  die  Gesamtheit  der  nöti^ 
und  angenehme  Dinge  erzeugenden  Arbeit, 
da  diese  Dinge  eben  den  Reichtum  aus- 
machen. Je  gröfier  das  Verhältnis  der  Masse 
der  Arbeitserzeugnisse  zur  Zahl  der  Ver- 
braucher ist,  tun  80  höher  ist  der  Wohlstand 
des  Volkes.  Es  kommt  also  darauf  an,  den. 
jährlichen  Arbeitsertrag  mögüchst  zu  steigern. 
Ein  Mittel  zu  diesem  Zweck  ist  die  Steige- 
rung der  P  roduktivität  der  Arbeit,  d.  h. 
die  Vergrößerung  der  Menge  des  Produktes, 
das  auf  die  gleiche  Arbeit^röße  kommt. 
Eine  solche  Steuerung  wird  nach  Smith 
vor  allem  durch  die  Teilung  der  Arbeit 
erreicht,  durch  die  die  Geschicküchkeit  jedes 
Arbeiters  in  dar  ihm  zngewiesenoD,  stets 
zu  wiederiiolenden  Teilarbeit  auf  die  höchste 
Stufe  gebracht  tmd  zugleich  der  Zeitverlust 
vermieden  wird,  der  oei  dem  Cebergang 
von  einer  Arbeit  zur  anderen  zu  entstehen 
pflegt  Die  Produktivität  der  Arbeit  wird 
femer  erhöht  durch  die  Anwendung  von 
Arbeit  sparenden  und  erleichternden  Maschi- 
nen. Smith  sucht  diesen  Fortschritt  eben- 
falls auf  die  Teilung  der  Arbeit  zurückzu- 
führen, was  für  die  ersten  Erfindungen  auch 
wohl  zutrifft.  In  der  neueren  Zeit  hat  die 
Maschinentechnik  jedoch  ihre  selbständige 
Entwicklung  ^funden  und  ihre  Bedeutung 
als  Hebel  der  Produktivität  der  Arbeit  geht 
jetzt  ohne  ZweifeF  noch  weit  über  die  der 
Arbeitsteilimg  hinaus. 

Infolge  der  Arbeitsteilung  zwischen  den 
Einzelwirtschaften  wird  der  Austausch  der 
Produkte  nötig.  Dadurch  erhalten  die  Güter 
neben  ihrem  Gebrauchswert  auch  einen 
Tauschwert.  Als  Maß  desselben  be- 
zeichnet Smith  die  Quantität  Arbeit,  die  der 
Besitzer  der  Ware  für  diese  eintauschen 
kann,  und  in  diesem  Sinne  sagt  er,  daß  die 
Arbeit  das  wirkliche  Maß  des  Tauschwerts 
der  Güter  sei.  Andererseits  aber  erklärt  er 
auch,  der  wirkliche  Preis  (im  Gegen- 
satz zu  dem  nominellen  Geldpreis) 
jeder  Ware  sei  die  Arbeit,  die  zu  ihrer 
Herstellung  nötig  sei.  Ricardo  hat  später 
hervoigehoben.  daß  dieses  Verhältnis  bei 
dem  Austausch  der  Arbeit  selbst  gegen  die 
Waren  nicht  bestehe.  Smith  madit  diesen 
Unterschied  nicht  und  deshalb  betrachtet 
er  auch  ^n  Wdzen  als  ein  natürliches,  in 
allen  Zeiten  gleichbleibmdes  Maß  des  Wertes. 
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Denn  Weizen  sei  das  HauptLebensmittel  für 
den  Arbeiter,  es  ad  stets  eine  glache 
Wdzenmenge  zur  Erlan^^g  derselben  Qoan- 
titflt  gevOhnlicher  Arbeit  nOtig  und  amge- 
kehrt  könne  ffir  die  gleiche  Arbeit  im  Durch- 
schnitt immer  gleichviel  Wdzen  eingetauscht 
wcxdffli.  Nen  und  von  mibestrittenem  Wert 
ist  Smiths  ijehre  von  der  Preisbildung.  Er 
unterscheidet  den  natürlichen  Preis,  vie  er 
sich  normalerweise  aus  den  preisbildenden 
Faktoren  ergibt,  von  dem  durch  zufällige 
Störungen  beeioflußteD  und  daher  um  den 
natürlichen  Preis  nach  oben  uod  unten 
schwankenden  Marktpreis.  In  der  ßegel 
setzt  sich  der  natürliche  Preis  aus  den  Ele- 
menten zusammen:  dem  Arbeitslohn,  dem 
Kapitalgewinn  und  der  Grundrente,  die  an- 
.dererseits  auch  die  Bestandteile  des  Ein- 
kommens bilden.  Die  untere  Grenze  des 
Lohnes  wird  durch  den  für  den  Unterhalt 
des  Arbeiters  und  seiner  Familie  unabweis- 
lich  nötigen  Güteranteil  bestimmt.  Smith 
zitiert  Cantillon,  der  annimmt,  daß  der 
Familienbedarf  eines  Arbeiters  der  untersten 
Klasse  mindestens  doppelt  so  groß  sei,  wie 
der  Bedarf  des  erwachsenen  Arbeiters  selbst. 
Er  bemerkt  seinerseits,  daß  der  Arbeiter 
imter  günstigen  Umst&nden  manchmal  seinen 
Ijohn  beträchtlich  über  diesen  niedrigsten 
„mit  der  Menschlichkeit  noch  vereinl»ren'* 
Satz  steigern  könne  und  er  geht  dann  näher 
auf  die  tatsächliche  Verschiedenheit  der 
Löhne  und  der  sonstigen  Arbeitsvei^tungen 
ein.  So  erklärt  er  die  sdir  honen  An- 
nahmen einzelner  Aerzte  und  Rechtsanwälte 
durch  eine  Art  von  I^otteriespiel :  die  Aus- 
»chten  axd  Erfolg  seien  in  den  gelehrten 
Berufsständen  semr  ungünstig;  vide  kämen 
ancli  nicht  zu  einem  b^heidenen  Ziele, 
alle  müBten  lange  warten,  bis  ihr  Benif  ^e 
ernähre,  und  nur  wenige  zögen  große  Treffer, 
imd  das  seiea  in  da*  Befrei  solche,  die  sich 
durch  ungewöhnliches  Talent  und  Yerdienst 
auszeichneten.  Die  oft  außerordentlich  hohe 
Bezahlung  der  Schaus^eler,  Opernsänger 
und  Ballettänzer  und  Tänzerinnen  erklärt 
Smith  1.  durch  die  Seltenheit  und  Schön- 
hdt  ihrer  Talente  und  2.  durch  die  Miß- 
achtung, in  der  die  gewerbsmäßige  Aus- 
nutzung dieser  Talente  stehe.  Er  meint, 
wenn  diese  Mißachtung  abnehme,  so  würden 
die  Teistungen  für  solche  Leistungen  sich 
verringern,  eine  Erwartung,  die  sich  be- 
kannthch  nicht  erfüllt  hat. 

Unter  dem  Namen  Eapitalgewinn 
faßt  Smith  sowohl  den  Zins  wie  den  Unter- 
nehmergewinn im  engeren  Sinne  zusammen, 
doch  unterläßt  er  nicht,  darauf  hinzuweisen, 
daß  in  dem  Gesamtgewinn  des  Unternehmers 
auch  Arbeitsvei^ütung  enthalten  sei,  wodurch 
sich  die  scheinbare  Verschiedenheit  des 
Kapitalgewinnes  in  verschiedenen  Unter- 
nehmungsarten  erkläre.    Auch  nimmt  er 


eine  nach  den  Cmständen  verschiedene  Biä- 
koprftmie  als  Bestandtol  des  Bruttogewimia 
an.  Da  fflgentliche  Kapit^ewiiin  aber 
hat  nach  seiner  Ansieht  me  Tendens,  ndi 
in  allen  Anla^  gleichzustellen,  w»l  akh 
das  Kapital  immer  von  den  weniger  be- 
j^ünstigten  Verwendungen  zurficknefam  und 
sich  den  vorteilhafteren  zudrSagw  vad& 
Die  allgemeinen  Bew^uneen  des  Kuntii- 

fewinns  seien,  wie  die  des  Arbeitslonnes, 
urch  das  Aufsteigen  oder  den  Niedergang 
des  Nationalreichtums  bedingt,  aber  in  ver> 
schiedener  Weise,  da  die  Zunahme  des 
Kapitals  die  Löhne  erhöhe,  den  Kapital- 
gewinn aber  vermindere.  Im  großen  und 
ganzen  gehen,  wie  er  glaubt,  die  Bewegungen 
des  ganzen  Kapitalgewinns  imgefähr  parallel 
mit  denen  des  Geldzinses,  imd  er  abt  für 
diese  letzteren  Beispiele  nach  den  Beetim- 
mungen Über  don  gesetzlichen  Zinsfuß  voa 
England,  Schottland,  Frankreich,  Holland 
und  Amerika. 

Die  Grundrente  betrachtet  Smitfa  als 
einen  Bestandteil  des  Preises,  was  schon 
sein  Freund  Hume  bestritt  und  auch  nicht 
zu  der  Ricardoschen  Theorie  paßt  Gleich- 
wohl sind  seine  Ansichten  über  die  Grund- 
rente im  ganzen  richtig.  Er  definiert  ae 
als  den  für  die  Benutzung  eines  Grund- 
stücks bezahlten  Preis,  und  zwar  sei  dieser 
Preis  im  allgemeinen  immer  der  höchste, 
den  der  Pächter  bei  dem  gegebenen  Zu- 
stande des  Landes  bezahlen  könne,  und  er 
sei  gl«ch  dem  üeberschuß,  der  sich  nach 
Abzng  der  Bcstellungskosten  und  des  üb- 
lichen Gewinnes  des  Pflcht^  von  dem  fttr 
die  Produkte  erzielten  Preise  ergibt  Häufig 
sei  in  dem  PachtziDs  auch  die  VermisaB^ 
des  zur  VerbeaaeruDg  des  Bodeng  aufge- 
wandten Kapitals  entbalteUf  aber  die  ögoA 
liehe  Gmndrente  bestehe  daneben ;  der  Ej^jen- 
tümer  fordere  eine  solcäie  auch  Vir  mcht 
verbessertes  Land  und  sogar  fOr  solches» 
das  Überhaupt  keiner  Verb^seruDg  filng 
sei,  wie  für  das  Felsengestade  in  Schott- 
land, an  dem  der  Kelp  für  die  Potasc^ 
bereitun^  gesammelt  werde.  Die  Grund- 
rente sei  ihrer  Natur  nach  ein  Monopolmeis 
für  die  Bodenbenutzung.  Wenn  der  Preis 
einer  Ware  nur  den  Ersatz  der  eigentlidiea 
Herstellun^osten  nebst  dem  normaleo 
Kapitalgewinn  enthalte,  so  bleibe  keine 
Grundrente  übrig.  Die  Grundrente  gehe 
überhaupt  auf  eine  andere  Art  in  d»  Preis 
der  Waren  ein  wie  die  Löhne  und  der 
Kapitalgewinn :  Der  hohe  oder  niedae  Be- 
trag der  letzteren  sei  die  Ursache  das 
hohen  oder  niederen  WarenpreiseR,  die  babß 
oder  niedere  Grundrente  dagegen  ist  die 
Wirkung  des  Preises.  Smith  kennt  also 
ganz  genau  den  Umstand,  der  andere  Ta> 
anlaßt  hat,  die  Grundrente  e«  kein  Be- 
standteil des  Preises,  und  ««na  er  dieeeo 
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Ausdruck  beibehftltf  so  weifi  er  recht  vohl^ 
daB  die  Bente  in  demselben  Fieise  der 
gleidt^  aber  von  verschiedenen  Grand- 
stflcken  herstammenden  Vare  einen  Be- 
standteil von  verschiedener  Oröße  ausmacht 
und  daß  sie  in  gewissen  Fällen  ^nz  fehlen 
kann.  Bestreitbar  dag^n  ist  seine  Ansicht, 
das  die  Hobe  der  Rente  wesentlich  auch 
von  der  Art  der  auf  dem  Boden  gewonnenen 
I^odukte  abh&ige.  Wenn  diese  Produkte 
zur  Ernährung  von  Menschen  und  Tieren 
dienen,  so  glaubt  er,  daß  durch  ihren  Ver- 
kauf immer  eine  Bente  für  den  Grundeigen- 
tOmer  erzielt  werde;  dagegen  brachten  die 
Rohstoffe  fflr  Eleiduag,  Wohnung,  Möbel  usw. 
je  nach  den  Umständen  manchmal  eine 
Rente  ein  uud  manchmal  nicht.  Diese  An- 
niömie  ist  als  altgemeine  Theorie  nicht  rich- 
tig. Sehen  wir  von  den  jährlichen  Schwan- 
kungen der  Ernten  bei  allen  Bodenprodukten 
nnd  von  der  verschiedenen  Brauchbarkeit 
der  Bodenarten  für  die  Gewinnung  der  ver- 
schiedenen Produkte  ab,  so  wird  sich  der 
Anbau  der  einzelnen  Pfianzenarten  unab- 
häagig  von  ihrer  besonderen  Yerwendungs- 
art  m  solchem  Terbfiltois  ausdehnen  oder 
beschränken,  daß  sich  durchschnittlich  die 
gleiche  Rente  für  die  gleiche  Bodenfläche 
von  gleicher  Qualität  ei^ibt.  Mit  Unrecht 
aber  ist  Smith  wieder  vom  Kicardoschen 
Standpunkt  kritisiert  worden,  weil  er  ge- 
sagt hat,  von  den  miteinander  in  Wettbe- 
werb stehenden  Kohlengruben  sei  es 
die  ergiebigste,  die  den  Pr^  d^  Kohlen 
regele,  während  nadi  Ricardo  der  Piräs 
dmch  die  Produkticmskosten  der  am  un- 
stigsten  stehenden  Grube  b^mmt  wird, 
bandelt  sich  hier  nur  um  einen  Wort- 
streit: die  ei^ebigste  Grube  regelt  den 
Preis  aktiv,  indem  sie  ihn  nach  ihrem  Er- 
messen herabsetzt ,  um  möglichst  viele 
schwächere  Mitbewerber  zu  verdrängen ;  der 
Preis  aber,  bei  dem  sie  schließlich  stehen 
bleibt,  wird  für  die  unergiebigste  Grube, 
die  die  Konkurrenz  noch  aufrecht  erhält, 
nur  die  Produktionskosten  mit  dem  ge- 
wöhnlichen Kapitalgewinu  repräsentieren 
nnd  insofern  kann  man  si^en,  daß  sie  — 
aber  in  passiver  Weise  —  den  Preis  be- 
stimme. 

Im  zweiten  Buch  behandelt  Smith  die 
Kapitalansammlung,  von  deren  Fort- 
schreiten die  weitere  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion und  somit  auch  der  Fortschritt  des 
Wohlstandes  der  Bevölkerung  abhängig  ist. 
Er  unterscheidet  stehendes  und  umlaufendes 
Kapital,  dagegen  macht  er  keine  scharfe 
Unterscheidung  zwischen  dem  objektiven 
Kapital  im  voUEswirtschaftlicheD  Sinne,  das 
aus  den  technischen  Produktionsmitteln  be- 
stebtf  die  selbst  Produkte  sind,  und  dem 
pnvatvirtschafüichen  Kapital,  das  alles  zu 
Erwerbszwecken  verwendete  Vermögen 


um£aBt  Er  hat  hauptsächlich  das  Kapital 
im  letzteren  Sinne  im  Auge,  wenn  er  auch 
die  Bedeutung  der  künstlichen  f^oduktions- 
mittel  ffir  die  Steigerung  der  Produktivität 
der  Arbeit  richtig  würdigt.  Am  wichtigsten 
ist  ihm  der  Teil  des  umlaufenden  Kapitals, 
aus  dem  die  Arbeiter  während  der  Pro- 
dnkttons})eriode  bis  zum  Absatz  der  Ware 
ihren  Unterhalt  beziehen.  Durch  Vermeh- 
rung der  ÄrbeiterbevOlkerung  allein  kann 
die  Produktion  nicht  ausgedehnt  werden, 
wenn  nicht  zugleich  eine  entsprechende 
Ansammlung  von  neuem  Kapital  stattfindet. 
Da  das  umlaufende  Kapital  periodisch  immer 
wieder  die  Form  von  Geld  annimmt,  so 
schließt  Smith  hier  ein  Kapitel  über  Geld 
und  Bankwesen  an.  Das  Geld  hat  insofern 
eine  Aehnlichkeit  mit  dem  stehenden  Kapi- 
tai,  als  es  gewisse  Kosten  für  seine  Be- 
schaffung und  Instandhaltung  verursacht 
und  für  die  Gesellschaft  keinen  Teil  ihres 
Einkommens,  sondern  nur  ein  Hilfsmittel 
zur  Unterhaltung  des  Gütemmiaufs  darstellt 
Der  Wert  des  Geldes  gegenüber  dem  der  Waren 
hängt  nach  Smith  von  dem  Verhältnis  der 
Quantität  der  Arbeit  ab,  die  zur  Beschaffung 
einer  gewissen  neuen  Geldzufuhr  erforder- 
lieh ist,  zu  der  Quantität  Arbeit,  die  für  die 
Erlangung  einer  gewissen  (Quantität  einer 
anderen  Ware  aufzuwenden  ist  —  ein 
gänzlich  unhaltbarer  Satz.  In  der  Ausgabe 
von  Noten  durch  private  Bankiers  und 
Baaken  sieht  er  keinerlei  Gefahr  und  be- 
ffirwortet  volle  Freihat  in  dieser  Beziehung, 
nur  mit  der  Beschränkung,  daß  die  Itemken 
keine  Noten  unterhalb  eines  bestimmten 
Betrags  ausgeben  dibfen  und '  daß  sie  un- 
bedingt zur  sofortigen  Einlösung  derselben 
gegen  bar  verpflichtet  sein  solleo. 

Das  dritte  Buch  beschäftigt  sich  mit 
den  Mitteln  und  Methoden,  die  die  Völker 
angewandt  haben,  um  die  Masse  ihrer  Pro- 
dukte möglichst  zu  vermehren,  also  mit  der 
Wirtßchaftepolitik,  die  er  an  der  Hand  der 
Wirtschaftsgeschichte  kritisch  bespricht. 
Die  Kritik  wird  dann  zur  Hauptsache  in 
dem  vierten  Buch,  in  dem  das  Merkantil- 
system und  die  von  Smith  als  das  Agri- 
knltursystem  bezeichnete  physiokratische 
Lehre  behandelt  werden.  Ueber  die  letztere 
äußert  sich  Smith  sehr  milde,  indem  er 
sagt,  sie  sei  trotz  ihrer  ünvoUkommenheiten 
vielleicht  diejenige,  die  bisher  der  Wahr- 
heit am  nächsten  gekommen  sei.  Desto 
schärfer  ist  seine  Kritik  des  Merkantil- 
systems, mit  der  er  zugleich  eine  Darstellung 
der  damals  bestehenden  handelspolitischen 
Einrichtungen  verbindet.  Er  ist  prinzipiell 
entschiedener  Freihändler  und  stellt  den 
Satz  auf,  daß  dadurch,  daß  jeder  auf  dem 
Boden  der  Rechtsordnung  den  grOßten  eigenen 
Gewinn  erstrebe,  zugleich  auch  der  ^ßte 
Vorteil  für  die  Gesamtheit  erreicht  werde. 
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Für  die  Praxis  macht  er  jedoch  manche 
Zugeständnisse.  So  erklärt  er  Belastung 
eines  auslilndischen  Indastriezweiges  zur 
ftSrdenmg  des  entsprechenden  inUbidischen 
fflr  zulftssig,  -wenn  dieser  für  die  Landes- 
verteidigung nötig  sei,  und  demnach 
beurteilt  er  die  englischen  Xavigationsakte 
günstig.  Auch,  findet  er  Einfu&zOlle  ge- 
rechtfertigt, die  zum  Auagleich  einer  inneren 
Steuer  menen.  Auch  Vergeltungszölle 
können  zweckmäßig  sein ,  venn  nämlich 
Aussicht  vorhanden  ist,  daß  dadurch  die 
Verminderung  oder  Aufhebung  ausländischer 
Zölle  erwirkt  werden  könne.  Mit  der  Auf- 
hebung bestehender  Zölle  dürfe  nur  lang- 
sam und  Torsichlig  voi^gangen  werden, 
wenn  gewisse  Industriezweige  sich  unter 
ihrem  Schutz  bedeutend  ausgedehnt  hätten 
und  eine  große  Zahl  von  Arbeitern  beschäf- 
tigten. Er  hält  es  überhaupt  für  eine  Utopie, 
zu  glauben,  daß  England  sein  Hochschutz- 
zollsystem jemals  aufheben  werde. 

Das  fünfte  Buch  endlich  enthält  einen 
Grundriß  der  Finanzwirtschaft.  Zuerst  wird 
die  Berechtigung  und  Zweckmäßigkeit  der 
verschiedeoen  Zweige  der  Staatsaus- 
gaben besprochen,  dann  das  Staatsein- 
kommen m  seinem  Verhältnis  zum  Volks- 
einkommen und  in  seinen  einzelnen  Zweigen, 
und  schließlich  das  Staatsschulden- 
wesen. Berühmt  sind  seine  vier  Grund- 
sätze für  die  Besteuerung:  sie  soll  sich 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  also  nach  dem 
Einkommen  der  Steuerpflichtigen  richten, 
die  Steuer  soll  ferner  fest  bestimmt  und 
nicht  willkürlich  sein,  sie  soll  inbezug  auf 
Zeit  und  Verfahren  auf  die  möglichst  be- 
queme Art  für  den  Pflichtigen  erhoben 
w^en  und  sie  soll  so  angelegt  seick  daß 
ihre  Erhebung  möglichst  geringe  .Kosten 
verursacht  und  das  ängenommrae  Geld 
m&;lidiBt  rasch  in  den  Verkehr  zurflck- 
fiielt 

8.  Weitorbildang  durch  Ricardo.  Das 

Smithsche  System  hat  seine  präziseste  und 
zugleich  abstrakteste  Formulierung  durch  Ri- 
carao  erhalten,  der  es  zugleich  in  einigen 
Punkten  zu  verbessern  suchte.  Die  nächste 
Generation  der  englischen  Schrifteteller  hat 
dann  eigentlich  nur  noch  Ricardo  kommen- 
tiert, mit  dessen  ,^riociples  of  political 
economy'-  man  damals  die  Volkswirtschafts- 
lehre als  im  wesentlichen  volleodet  ansah, 
Ricardo  erklärt  mit  Beseitigung  der  bei 
Smith  sich  findenden  Undeutlichkeit  den 
Wert  der  Güter  für  proportional  der  in  ihnen 
enthaltenen  Arbeit.  Er  weiß  wohl,  daß  dies 
bei  Gütern,  bei  deren  Produktion  Kapital 
und  Arbeit  in  verschiedenem  Verhältnis  be- 
teiligt sind  oder  deren  Produktionsdauer 
verschieden  ist,  nicht  genau  zutrifft,  aber 
er  glaubt,  daß  die  dadui-ch  entstehenden 
Verschiedenheiten  so  klein  seien,  daß  man 


bei  allgemeinen  Betrachtungen  davon  ab- 
sehen könne.  In  der  Lehre  vom  Lohne  hebt 
er  schärfer  als  Smith  hervor,  daß  der  nattlr- 
iiche  Lohn  durch  den  uotwoidigen  Uater- 
haltsbedarf  des  Arbeiters  und  adner  Familie 
nach  dem  laad^üblichen  Maßstäbe,  also  un- 
abhängig von  d^  Quantitftt  der  in  den  liohn- 
gütem  enthaltenen  Arbeit  beBtimmt  weidew 
und  er  zeigt,  wie  sich  der  wirkliciie  Lohn 
infolge  der  Vermehrung  oder  Vermindenmg 
der  Arbeiterbevölkerung  um  djedeo 
Mittelwert  bew^t.  Er  gjbt  jedoch  zu.  daß 
der  Marktpreis  der  Arbeit  sich  unbeetimmte 
Zeit  über  dem  natürlichen  Stand  eHialten 
könne,  wenn  nämlich  das  Ka[)ital  fortwährend 
in  noch  stärkerem  Verhältnisse  wachse  als 
das  Arbeitsangebot  Für  die  Gnindrentcn- 
lehre  stellt  er  im  Anschluß  an  Maltfai», 
West  und  Anderson  das  Schema  des  all- 
mählichen Fortschritts  vom  besten  Lande  za 
immer  schlechteren  Bodenklassen  auf,  wo- 
bei die  schlechteste  immer  nur  den  gewöhn- 
lichen Eapitalgewinn,  die  besseren  aber  äußere 
dem  auch  steigende  Gnmdrente  abwerfen. 
In  Wirklichkeit  sind  die  bestehenden  Grund- 
renten von  der  historischen  Reihenfolge  der 
Besiedelung  der  Grundstücke  unabhängig 
und  Smith  bat,  wie  oben  gezeigt,  sachlich 
die  Verhältnisse  der  Grundrente  im  ganzen 
richtig  erkannt  In  der  Geldlehre  vertritt 
Ricardo  eine  einfache,  aber  wenig  bebie- 
digende  Quantitätstheorie.  Daher  kann 
nach  seiner  Ansicht  auch  Pftpiergeld  seineD 
vollen  Wert  behaupten,  wenn  es  nicht  in 
zu  großer  Menge  ausgegeben  wird.  Inbe- 
treff  der  Banknoten  schlägt  er  vor,  daß  sie 
gegen  Barrengold  zu  einem  bestimmt» 
Preise  einlöslich  gemacht  werden  soUeo  und 
andererseits  auch  die  Bank  ven>flicätet  söo 
soll,  jede  Quantität  Bureagold  zu  «oem 
etwas  niedrigeren  Fteise  ge^n  Nuten  anzn* 
kaufen.  In  der  Handelspolitik  afvicht  sioli 
fficardo  für  die  abstrakte  FreihandelBthcMiie 
aus,  ohne  die  Smithscheo  Einschiftnkuogen. 
Bemerkenswert  ist  namentlich  Reine  Lehre 
von  dem  intemationalea  Austausch  der  to 
jedem  Lande  unter  den  relativgOostigsteo 
Bedingungen  heretellbaren  Oüter.  Im  all- 
gemeinen erhalt  das  S.  8.  in  der  ihm  tob 
Ricardo  gegebenen  Fassung  diuch  die  ab- 
strakte Methode  eine  bestechende  Einfach- 
heit und  Klarheit,  aber  andpj<erseits  ist  nicht 
zu  verkennen,  daß  die  Erschein ungea  der 
Wirklichkeil  von  dem  abstrakten  Schema 
oft  beträchtlich  abweichen.  Erst  die  neuen 
liistorisch  -  realistische  Richtung  der  Volks- 
wirtschaftslehre hat  sich  mit  EMolg  bem&lu, 
die  Theorie  mit  der  wirklichen  KrUimng 
in  Uebereinstimmung  zu  bringen. 

Literator:  Röaler,   Die   OntMdUhrt  der 
.4.    Smilh     btffTÜndetm  VolkwwirUtMfi't'*"- 
S.  Aufl.,  1871  (Oegner).  —   A.    Omckmn,  -i- 
ümith  in  der  KtäiurgrteJtiehte,  —  -""^ 
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Mibe,  A.  Smith  und  Jmm.  KaiU,  1877.  —  v. 
MnamaStemegg,  A.  SmUh  wtd  die  Brdeu- 
tung  Meinet  W.  o.  -V.  för  die  moderne  XfUimuü' 
ükonotnie,  1876.  —  ZeyM,  A.  Smith  und  der 
Eigtnnttla,  1880.  —  Hasbaeh,  IHe  philoaophi- 
ecken  Grundlagen  der  pon  F.  Quetnay  und  A. 
timith  begründeten  pol.  Oekonomie,  1890.  —  Der- 
gethe,  Untertvchungrn  über  A.  Smith  und  die 
Entwiekelung  der  pol.  Orkonomie,  1891.  — 
FeUbogen,  Smith  und  7\trgot,  189S.  —  John 
Kae,  Life  of  A.  Smith,  189S  (Hauptwerk).  — 
Mjeaer,  Art.  „A.  SwUk»  i.  H.  d.  St.,  s.  At^., 
ßd.  VI,  S.  7i9fg.  —  K.  JemtMch,  A.  Smith, 
1905.  —  tA^hUz,  A.  Smith»  Methode  ete.  1906. 

LexU. 


Soetbeer,  (Georg)  Adolf, 

geb.  am  23./XL  18U  zn  Hamborg,  1843  Sekretär 
und  Konsalent  der  Hamburger  Kammerdepntation 
isp&teren  Handelskammer),  1873  Geb.  Be^.-Bat 
und  HonorarprafeaMr  an  der  (JniverrittttGOttingen, 
ge«t.  daselbst  am  23./X.  1882. 

Als  Statistiker  der  Warenpreise,  ans  deren 
Schwuiknngen  das  Steigen  oder  das  Sinken  der 
Kaufkraft  des  Geldes  zn  berechnen,  erste  An- 
turitat  für  Dentschland  (vgl.  u.  a.  seine  Durcb- 
schnittsziffem  der  Hambnrger  Warenpreise  seit 
ISöl),  auf  welchem  Gebiete  inm  nur  der  eogliacbe 
Statistiker  Sanerbeck  gleichgestellt  werden  kann, 
der  für  England  die  index  nnmbers  (Warenpreise) 
berechnet,  welche  seit  1870  im  Londoner  „Eco- 
noDÜst"  pnbliziert  werd«.  Rührigster  Vor- 
ktmpfer  (seit  1856)  fOr  die  neue  Wfthmngs- 
potitik  des  Dentschen  Beicbes,  die  1873  durch 
EinfQhrang  der  Ooldwäbrung  Aber  den  Bime- 
calUsmna  triumphierte. 

Von  seinen  sahireichen  hierher  gehörigen 
Schriften  seien  genannt:  Denkschrift  über  Ham- 
burgs MQozTerlüUtnisse,  Hamburg  1846.  —  Bei- 
CrS^  nnd  Materialien  zur  Benrtellnng  von 
Geld-  nnd  Bankfragen  usw.,  Hambnrg  1^.  — 
Denkschrift ,  betreffend  die  £infilhmng  der 
Goldwftbning  in  Deutschland  usw.,  Hamburg 
1856.  -~  Pr^ukUon  der  Edelmetalle  während 
der  Jahre  1849—63  fVierteljahrachrift  f.  Volks- 
wirttehaftl  Berlin  1865.  —  Bemerkungen  über 
die  Handelsbilanz  Deutschlands  (Annalen  des 
Deutttchen  Beichs).  München  1873.  —  Edelmetall- 
prodoktion  und  Wertverhfiltuis  zwischen  Gold 
und  Silber  seit  der  Entdeckung  Amerikas  bis 
xnr  Gegenwart,  Gotha  1879.  (A.  u.  d.  T.:  „Er- 
gänzungsbefte  zu  Petermanns  Mitteilungen, 
Heft  57.)  —  Literaturnachweis  über  Geld-  nnd 
MQnzwesen,  insbesondere  über  den  Wfthmngs- 
streit  1871—1891,  Berlin  1892. 

lAppert. 


Solidarhaft,  Solidarbürgschaft. 

Unter  solidarischer  Haftung  und  Bürgschaft 
ventebt  man  diejenige  Haftong  der  Mitglieder 
einer  Gesellschaft  oder  Genoasenschaft,  bei  der 
jeder  Einzelne  för  alle  körperschaftlichen  Ver- 
plÜchUngea  in  der  ganzen  Hohe  doselben.  also 
sieht  bloß  proratarisch  haftet  Tn  der  Volka- 
wbtsehaft  nndea  wir  diese  Haftung  an  vielen 
SteUa,  z.  B.  in  manchen  Ländern  bei  der 
Arbeiterrendchenug,  bei  Kasseneiniichtungen 


n.  dgl.;  anch  bei  Notenbanken,  s.  oben  im 
Art  „Noten-  und  Zettelbank"  S.  560.  Insbe- 
sondere aber  ist  diese  Art  der  Haftung  von  Be- 
deutung nnd  praktischem  Interesse  bei  den  Er- 
v?erbs-  und  Wirtschaftsgenoßsenschaften  (vgl. 
diesen  Art.  oben  Bd.  I  S.  788  fg.)  und  hat  so 
für  nns  eine  engere  Bedeutung  ange- 
nommen. Nach  diesem  Prinzip  richtete  Schulze- 
DelitzBch  seine  Bobstoffgenossenschaften  ein,  nnd 
als  er  die  Torxttge  dieser  Haftang  einsah,  später 
auch  den  von  um  ins  Leben  gerufenen  vor- 
schußverein; und  in  der  Tat  iiat  die  unbe- 
schrankte Solidarhaftung  die  wesentliche  Be- 
deutung, daß  sie  die  Grundlage  für  den  Kredit 
der  gewerblichen  Genossenschaften  bildet  und 
so  die  Gründung  von  Erwerbs-  nnd  Wirtschafts- 
genossenschaften, wenn  auch  nicht  erst  ermög- 
licht, so  doch  wesentlich  erleichtert.  Als  aber 
viele  der  gewerblichen  Genossenschaften  Ver- 
mögen gesammelt  hatten,  erscliieu  es  nnbedenk- 
lich,  ja  sogar  wünschenswert,  daß  das  Geseta 
von  1889  anch  die  beschränkte  Hafutflicht  zu- 
ließ (s.  den  oben  genannten  Art  S.  789  und  d. 
Art  .Gndlsdiaften  mit  beschr.  Haftung"  oben 
Bd.  I  S.  969).  A.  Mater. 


SonnttgsarbeiL 

1.  Geschichtliches.  S.  Stand  der  Gesetzgebung. 

1.  GeMhlehtUehes.  Die  Sitte,  die  Eintönig- 
keit in  der  rc^mäßigen  Tätigkeit  des  BeruQ 

Eeriodisch  durch  Fest-  nnd  Bnhetage  zn  unter- 
rechen  und  damit  einen  Sammelpunkt  für  die 
Kräfteemenemng,  die  Fliege  des  Familienlebens, 
der  Geselligkeit  nnd  der  gottesdienstlicheu 
Feier  zn  gewinnen,  ist  uralt.  Solche  in  kurzen 
Zwiachenränmeu  regelmäßig  wiederkehrenden 
Rahetage  hatten  schon  die  Juden  vor  der 
moaaiscaen  Gesetzgebung.  Die  anderen  Völker 
des  Altertums  kannten  diese  Einrichtung  zwar 
nicht,  hatten  aber  an  Festen  aller  Art  Keinen 
Mangel.  Erst  die  christliche  Lehre  verschaffte 
der  allwöchentlichen  Feier  weiteren  Eingang, 
indem  sie  sich  in  ihren  Geboten  an  das  jüdische 
Zeremonialgesetz  mit  entsprechenden  Modi- 
fikationen anschloU.  Hit  der  Gründung  selb* 
ständiger  christlicher  Kircbengemeinden  gewann 
die  Gewohnheit,  den  ersten  Wochentag,  den 
sog.  Herrenti^,  d.  h.  den  Tag  Christi,  mit 
besonderer  Feier,  dem  Gottesdienst  nnd  frohen 
Festen  gewidmet,  besonders  zu  begehen,  die 
Oberhand.  Der  Name  Sonntag,  der  auf  die 
frohe  Festti^lichkeit  hindevtet,  bürgerte  sieh 
erst  später  ein.  Der  eigentliche  Zweck  der 
Sabbat-  und  Sonntagsfeier  war  ein  kirchlicher. 
Er  blieb  für  die  kirchlichen  Feiern  reserviert 
Die  ungestörte  Erfüllung  der  gottesdienstlichen 
Pfiichten,  frei  von  Aer^emis  und  geränschvollen 
Störungen,  bedingte  eme  gewisse  Arbeitsruhe, 
ohne  daß  dieselbe  ausdrücklich  geboten  war. 
Ans  Gründen  der  Rücksichtnahme  für  die  kirch- 
lichen Bedürfnisse,  an  die  sich  vielfach  die 
bürgerlichen  Festlichkeiten  anschlössen,  wenn 
sie  nicht  direkt  kirchlichen  Ursprungs  waren, 
erblicJcte  man  in  der  Gewßhnung,  die  Arimt 
teilweise  oder  ganz  ruhen  zu  lassen,  ein  Gebot 
der  wohlanstänägen  Sitte.  Das  soziale  Moment, 
daß  die  Menschen  eine  Gelegenheit  haben  müßten, 
sich  von  dem  mechanischen  Einerlei  des  werk- 


Digitized  by  Google 


848 


Sonut^sarbeit 


tftgrig^en  Lebens  frei  zu  raacfaen,  die  iu  der 
Tretmfihle  der  Arbeit  erschöpften  Kräfte  zu 
«rnenero,  in  harmloser  Freude  nnd  froher  Ge- 
selligkeit eine  Quelle  der  intellektaeUen  nDd 
gemütlichen  Erholung  zu  finden,  trat  bis  in  die 
neuste  Zeit  hinter  dem  kirchlichen  Postulat  stark 
zurück.  Dies  war  auch  der  Fall,  als  eine  milde 
Praxis  der  Sonnta^sordnnng  einer  schärferen 
Gesetzgebusg,  die  im  Interesse  der  kirchlichen 
Propaganda  nnd  der  Kirchenzucht  tnan^iuiert 
wurde,  weichen  mußte.  Der  sozialpontiBche 
Instinkt  mag  hierbü  mitgesprochen  haben,  aus- 
schl^gebeod  war  er  jedenfalls  nicht.  Auch  in 
den  Zeiten,  wo  man  zugunsten  der  Sonntags- 
heiligung  strengere  Reglements  erließ,  überließ 
man  dm  Wesentliche  der  Sitte,  die  sich  bei 
den  einzelnen  Völkern  recht  verschieden  ent- 
wickelte. Die  kirchlichen  Gewohnheiten  blieben 
nur  so  lange  für  die  Zahl  und  Ausdehnung  der 
Festtagsruhetage  matigebend,  als  sie  siot  im 
Einklang  mit  der  kirchlichen  Gesinnung  und 
'Gesittung  befanden.  Bei  gleichseitig  laxer 
Arbeitsruhe  vermehrte  sich  zeitweilig  die  Zahl 
der  kirchlichen  Festtage  ins  Ungemessene, 
während  umgekehrt  in  anderen  Ländern  ver- 
hältnismäßig wenig  Buhctage  mit  fast  voll- 
ständiger Arbeitsruhe  bis  znm  Extrem  der 
puritanischen  Sonntagsfeier,  bei  welcher  auch 
aile  noch  so  harmlosen  YolksvergnUgungen 
ruhten,  beobachtet  wurdeu.  Man  kann  des- 
wegen nur  von  der  qualitativen,  nicht  aber  von 
der  quantitativen  Sonn-  und  Festtagsfeier  sagen, 
daß  sie  einen  richtigen  Maßstab  für  die  kirch- 
liche GksinDtmg  der  Völker  und  Staaten  abgebe. 
Und  auch  diese  Regel  trifft  nur  insofern  zu, 
als  es  sich  um  Sonntagsordnungen  im  Sinne 
der  kirchlichen  Sonntagsheiligung  handelt.  Sobald 
aber  sozialpolitische  Uesibbtspnnkte  mafigebeud 
geworden  sind,  also  Rücksichten  auf  den  Arbeits- 
ruheschutz  der  arbeitenden  Klassen,  versagt  die 
Richtigkeit  der  allgemeinen  Regel  ganz.  Viel- 
fach wird  zwar  &i  kirchliche  Gesichtspunkt, 
der  die  Sonntagsruhe  als  ErfUllang  eiues 
unmittelbar  göttlichen  Gebots  darstellt,  mit 
dem  humanen  und  sozialen  Postulat  der  Ein- 
Bchrftnkung  der  Arbeitezeit  kombiniert.  Es  ist 
aber  auch  denkbar,  daß  letzterer  Gesichtspunkt 
vollständig  die  Ueberhand  gewinnt.  Unkirch- 
liche Völker  und  Staaten  können  eine  um- 
fassendesoziale  Gesetzgebung  mitentsprechenden 
Sitten  der  Sonntagsruhe  habeu,  während  bei 
anderen  strengkircnlicbeu  eine  wirkliche  Sonn- 
tagsruhe, trotz  Herrschaft  des  Kirchenregiments, 
sich  nicht  bat  einbürgern  können.  Eine  über- 
große Anzahl  von  kirchlichen  Festtagen  hat 
hier  meist  auf  die  Gewohnheiten  der  Arbeits- 
ruhe verflachend  gewirkt  Ein  solches  Ueber- 
mafi  zeitigt  jedesmal  nicht  nur  eine  volkswirt- 
schaftliche, sondern  auch  eine  msiale  Rflck- 
ständigkeit.  Die  Refonnbewegungen  zugunsten 
einer  angemessenen  Sonntagsheilignng,  wie  sie 
die  deutschen  Landesregierungen  nach  dem 
30jähria:eD  Kriege  anstrebten,  bewegten  sich 
verständigermaßen  zwischen  den  beiden  Ex- 
tremen, der  Ueberzahl  an  Festtagen  und  Lust- 
barkeiten nnd  dem  Übertriebenen  Sabbatrigo- 
rismus. 

Was  aber  dem  deutschen  Protestantismus 
nicht  gelang,  fand  in  England  mit  der  Zelt 
allgemeine  Anerkennung.  Freilich  ohne  daß 
man  das  zweite  Extrem  dank  des  englischen 


and  schottischen  Presbjterianismna  vemied. 
Die  puritanische  Sonntagsfeier  in  Großbritaraien 
ist  seitdem  sprichwörtlich  geworden.  Schon  im 
15.  Jahrb.  nahm  man  die  R^elnug  MBatäg- 
lieber  Hessen  und  Märkte  durch  Gesetz  vor. 
Die  durch  Eirchenorduungen  beeinflolÄen  :!Ütten 
erhielten  mehr  nnd  mehr  eine  scharf  umgnsite 

fesetztiche  Grundlage,  in  deren  Mittdpwün 
as  Gesetz  von  1676  stand.  Dasselbe  nster- 
sagte  die  weltlidie  Bemfnrbeit  an  Sonotaga 
ganz,  mit  Ansnalime  von  Werken  der  Not  lud 
der  Liebe.  Gewisse  Vergnügungen  und  i^tort*- 
Ubungea  blieben  untersagt,  und  besonders  ia 
Schottland,  aber  auch  in  Irland  und  W^es. 
wurden  mit  der  Zeit  besonders  strenge  Regle- 
ments dem  Betrieb  von  Gasthöfen  nnd  Wirt*- 
häusem  gegenüber  erlassen.  In  allen  diesen 
Maßnahmen  überwiegt .  wenn  man  von  dem 
Fabrik-  und  Werkstätteugesetz  von  1678  ab- 
sieht, das  religiöse  Moment  Aber  dem  «oml- 
pplitischen.  britiscben  Sonntag^iutt  in 

diejenige  in  den  Vereinigten  Staaten 
gebildet  nnd  hat,  unterstfttzt  dorch  die  nea- 
zeitUchen  Temperenzbestrebnngen.  tum  Teä 
ganz  Übertriebene  Formen  angenommen.  Dicaer 
englisch-amerikanische  Sonntag  mit  seineo  Ver- 
boten selbst  der  harmloeesten  VenniBgusges 
nnd  seiner  tödlichen  Lragweile  hat  lange  ZäX 
allen  ähnlichen  Bewegungen  auf  dem  Kontinente 
als  Schreckgespenst  hindernd  im  Wefe  ge- 
standen. £s  hat  zwar  dort  nicht  an  rSiriga 
und  nachhaltigen  Agitationen  zngunxten  einer 
besseren  nnd  würdigeren  Sonnta^^ier  gefeklt. 
Solange  sie  ^r  einseitig  von  kirwiebea 
Kreisen  ausgingen,  verspraäien  de  "wtaäf  Er 
folg.  In  den  öOer  Jahren  wurden  zwar  ia 
Dentichland  neue  Sonntagsverordnungen  ci^ 
lassen,  oder  aber  die  alten,  noch  zu  Recht  be- 
stehenden, aber  außer  Gebrancfa  gekomawsea 
wurden  neu  eingeMhärft.  Bald  geriet  aber  düe 
Bewegung  wieder  ina  Stock«. 

2.  Stand  und  Gesetzgebiutg.  Erst 
als  der  soziale  Gesichtspunkt  mehr  und 
mehr  Änerkenoung  fand  und  die  taisAch- 
lichen  Verhältnisse  der  abermAUigeu  Arbeit»- 
dauer  in  industrielleD  Staaten  eine  geeetx- 
licbe  Reform  gebieterisch  forderten,  tnt 
man  auch  in  einer  Reihe  von  eurupfiischea 
Staaten  an  eine  zweckm&ßige  LOsiuig  der 
Frage  enei^isch  heran.  1861  wurae  in 
Genf  die  „Soci6t^  pour  robsemtion  da 
dimaoehe"  gegründet  Dank  ihrer  rührigen 
Propaganda  kam  zuerst  das  schveiieriKbe 
Bundesgesetz  von  1877  zustande,  das  die 
Arbeit  an  Sonntagen  mit  gewiseeo,  in  der 
Natur  der  Sache  li^nden,  Atunahm» 
untersagte.  Da  die  Schweiz  das  Verbot 
der  Nachtarbeit  kennt,  schafft  sie  eine 
sechsiiodüreißigstQndige  Ruhe.  Die  andena 
Ijänder  mit  S.-verboteo,  England,  Oestarreict- 
Ungam,  Schweden,  Spanien,  Belgien,  UoUand, 
Rußland  und  Deutscnland,  kennen  nur  den 
vierundzwanzigsttindigeQ  Ruhetag ,  DSne- 
mark  und  Norwegen  dagegen  des  dr«£i^ 
ständigen.  Der  Stand  der  Geset^ebunf; 
in  den  einzelnen  Lftadeni  ist  foHgeader: 
Orofibritannien  <Factoiy  and  Worinhop  Act 
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1001)  verbietet  die  S.  fflr  geschützte  Pei^ 
sonen  (jogendliche  Arbeiter  unter  16  Jahreo 
und  Frauen)  ganz,  doch  boi^  die  dortige 
SoDotusheilignng  für  eine  hinreichende  ge- 
irerblidie  Sonntagsruhe.  England  kennt 
•den  sonntS^chen  Ladenschluß.  Aber  da 
<lie  angedrohten  Uebeitretungsstrafen  sehr 
geringe  sind,  so  werden  in  vielen  Qrofi- 
stAdten  zahlreiche  Geschäfte  offen  gehalten. 
1d  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

faat  Überall  eine  der  englischen  Rich- 
tung entsraechende  Gesetzgebung  oder  Ge- 
vohnheit  in  Kraft  Oesterreich  (G.  v.  16./ VI. 
1905)  liBt  an  Sonntagen  alle  gewerbliche 
Arbeit  ruhen.  IMeSonntassmhehat  spAtes^s 
*im  6  Uhr  mormns  zu  oeginnen  und  min- 
destens 24  Stunden  zu  danon.  Anraahmen 
sind  gestattet,  etwa  im  üm&nge  der  deut- 
schen gesetzlichen  Bestimmungen.  Dem 
Hudelsgewerbe  ist  statt  der  frQheren  sechs- 
stündigen eine  vieretfindige  Arbeitszeit  er- 
laubt, iQr  Bureau-  und  Kontorarbeit  aber 
Bur  zwei  Vormittagsstunden ;  außerdem  muß 
hier  jeder  zweite  Sonntag  frei  sein.  Die 
politischen  Lwidesbehörden  haben  aber  das 
Recht,  für  das  Handel^ewerbe  völlige 
Sonntagsruhe  zu  dekretieren.  Schweden 
lEennt  seit  1881  die  volle  gewerbliche  Sonn- 
tagsruhe. Spanien  hat  ein  neues  G.  v.  1904, 
wonach  die  körperliche  Arbeit  für  fremde 
Rechnung  nur  in  Ausnahmefällen  gestattet 
ist.  Kein  Arbeiter  darf  aber  zwei  Sonntage 
hintereinander  voll  beschäftigt  sein.  Be- 
dingungslose Sonntagsruhe  besteht  für  Frauen 
und  Kinder.  In  Belgien  ist  das  Gebot  eines 
wOchentüchen  Ruhetags  eben&lls  für  Kinder 
nnd  jugendliche  Personen.  Auch  in  Holland 
ist  für  die  besonders  schutzbedürfti^n  Per- 
sonen die  S.  untersagt.  Das  russische  G. 
T.  1897  verbietet  die  S.  in  der  Großindustrie 
imd  den  Bergwerken  an  den  Sonntagen  und 
sonstigen  vierzehn  Feiertagen  ganz,  doch 
können  durch  UinisterialerlaS  diese  Schutz- 
-foesümmangen  auf  alle  Werkstätten  aus- 
gedehnt werden.  Ein  italienisdier  S.gesetz- 
«Dtwurf  ist  1905  in  der  D^atiertenkammer 
■abgelehnt  vratl«!. 

In  Deutschland  beruhte  die  Gesetzgebung 
Tor  1891  auf  dem  Grundsatz,  daß  die  Arbeiter 
ZOT  TBtii^t  an  Sonn*  und  Festtagen  nicht 
verpflichtet  werden  können.  Bestimmend 
'waren  bis  dahin  religiöse  Motive.  Die  soziale 
Bedeutung  der  Sonn-  nnd  Festtag  als  £r- 
hdungstage  Eand  erst  in  dem  Arbeiterschutz- 
gesetz  von  1891  gebührenden  Äusdnick. 
vorausgegangen  war  eine  Reichsenquete 
Uber  die  tatsächlichen  hier  in  Vragß  kommen- 
den Verhältnisse  (1885). 

Der  i.  J.  1887  dem  Reichstag  zuge^gene 
Enquetebericht  enthielt  reiches  Bfatenal.  Aus 
demselben  ging  zwar  hervor,  daß  die  S.  in 
den  einzelnen  Teilen  des  Landes  in  sehr 
Tersdiiedenem  Dmfuige  üblich,  immerhin 

WQrtcrbDcli  dw  ToIknrlrtMliaft.  II.  Anfl.  Bd.  II. 


aber  überall  ziemlich  stark  eiogebüt^ert  sei. 
Für  Preußen  lagen  eine  R^he  von  (iesamt- 
ziffem  vor,  welche  ein  ungefähres  Bild  der* 
tatsächlich  vorkommenden  S.  geben  konnten. 
Danach  kam  S.  vor  in  der  Großindustrie 
in  49,4%  der  Betriebe  und  für  29,8  «/o  der 
beschäftigten  Arbeiter ,  im  Handwerk  in 
47,1  ®/o  der  Betriebe  und  für  41,8%  der 
Arbeiter,  im  Handel  und  Verkehr  endlich 
in  83«/o  der  Betriebe  und  für  77,6''/o  der 
Arbeiter.  Aus  diesen  Prozentziffem  ergeben 
sidi  ohne  weiteres  nadwtehende  Folgenmgen. 
In  der  Gioßindustrte  war,  nach  Arbeitern 
bemessen«  die  S.  weniper  häufig  als  un 
Handwerk  und  vid  weniger  häufig  als  im 
Handel  und  Verkehr.  Abgesehen  vom  Groß- 
handel und  den  großen  Ladoigeschäften 
größerer  Städte  wiesen  der  Handel  und  die 
Verkehrsuntemehmungen  eine  fast  regel- 
mäßig zu  nennende  S.  auf,  und  mit  diesem 
Resultat  wurde  eine  überall  schon  wahr- 
genommene Erscheinung  vollauf  bestätigt. 
Nicht  mit  der  gleichen  Sicherheit  hatte  man 
das  weitere  voraussagen  können,  daß  überall 
bei  den  kleinen  Betrieben  die  sonntägliche 
Beschäftigung  relativ  stärker  wai-  als  bei 
den  Großbetrieben.  Neben  der  regelmäßigen 
und  dauernden  S.  kommt  die  periodische 
bei  denjenigen  Gewerbezwei^o  vor,  welche 
entweder,  wie  die  Campagneindustrieen,  nur 
einen  Teil  des  Jahres  beschäftigt  sind,  oder 
bei  solchen,  in  welchen  sich  zu  gewissen 
Zeiten  desselben  ein  regelmäßig  wieder- 
kehrender Gescbäftsandrang  einzustellen 
pflegt  Nach  den  Mitteilungen  der  Enquete 
waren  hier  alle  Untemehmungsformen  im 
Saisongewerbe  mehr  oder  minder  gleich- 
mäßig beteiligt. 

Die  Gründe,  die  in  der  Großindustrie 
zur  Gewohnheit  der  S.  geführt  haben,  sind 
in  erster  Linie  technischer,  in  zweiter  Linie 
wirtscliaftlicher  Natur.  Die  mecbanis^e 
Produktionsweise  bringt  es  vielhich  mit  sich, 
daß  jede  längere  Unterbrechung  der  Arbeit 
eine  Erhöhung  der  Produktionskosten  nnd 
damit  eine  Schmälerun^  des  Reingewinnes 
bedeutet  Besonders  die  dauernde  Unte> 
haltung  der  Feuerungsanlagen  kommt  hierbei 
in  Frage.  Neben  gewissen  mechanischen 
Prozessen  aber  sind  gewisse  natürliche  Ver- 
hältnisse, wie  Wittmuag,  Jahre»-  und  Tages- 
zeit, die  Natur  des  zur  Vervendung  ge- 
langenden Rohmateriales  u.  a.  m.  aussdilag- 

fsbend.  Beim  Kleingewerbe  überwi^en 
ie  wirischaftlichen  Gründe,  periodische 
Häufung  von  Aufträgen,  Bedfimisse  des 
täglichen  Lebens  und  gesellschaftliche  Rück- 
sichten. Im  Handel  ist  die  S.  am  meisten 
von  rein  wirtschaftlichen  und  gesellschaft- 
lichen Gesichtspunkten  diktiert,  wenngleich 
auch  hier  Sfißbräuche  zu  Gewohnheiten  ge- 
worden sind,  und  die  Konkurrenz  zur  Ver- 
allgemeinerung denelbm  geführt  hat  Am 
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schwersten  ist  die  sonntagliche  Betriebsein- 
Btellung  in  den  Verkehragewerben  durch- 
führbar. Die  KontinuitÄt  des  Betriebes,  be- 
sonders insoweit  Personenbeförderung  in 
Frage  kommt,  leidet  keine  Unterbrechung. 
Die  althergebrachten  Gewohnheiten  des 
Publikums  leisten  zudem ,  um  nicht  zum 
englischen  Sountag  zu  gelangen^  starke  und 
eli^tisdie  'Widerstände,  die  emer  inneren 
Berechtigung  nicht  entbehren. 

Die  deutsche  Sonntagsenquete  hat  mehr 
als  idle  Schla^orte  für  und  gegen  die 
Sonntagsruhe  die  außerordentliche  Schwierig- 
keit einer  legislativen  Lösung  des  Problems 
aufgedeckt  Sie  hat  bewiesen,  daß  in  unserem 
Zeitalter  an  einen  rücksichtslosen  EiogriEF 
der  Gesetzgebung  ohne  schwere  volkswirt- 
8(^ftliche  nnd  soziale  Schfidigungen  nicht 
za  denken  ist  Sie  hat  aber  gleichzeitig 
eriiebliehe,  tief  eingewurzelte,  aber  mit 

Sntem  Willen  nnschwer  zu  beseitigende 
[ifistftnde  aufgedeckt,  deren  Fortfall  der 
u-beitenden  Klasse  zum  Segen  gereichen 
wird,  ohne  daß  es  für  das  Publikum 
eines  anderen  bedürfte  als  der  Gewöhnung 
an  den  Verzicht  für  «»wisse,  nicht  unent- 
behrliche, Bequemlichkeiten.  Aber  nicht 
nnr  das  Publikum,  sondern  auch  ein  Teil 
der  Arbeiterachaft,  der  nicht  auf  den  Sonn- 
tagsiohn  Verzicht  leisten  will,  hat  der  Ein- 
schränkung und  dem  Verbot  der  S.  in  kurz- 
sichtiger Weise  Schwierigkeiten  bereitet. 
Realpolitiker,  die  eine  gesetzliqhe  Kürzung 
der  wöchentlichen  Arbeitszeit  nur  dann  zu- 
gestehen wollten,  wenn  gleichzeitig  Garan- 
tieen  gegen  einen  Lohoausfall  gegeben  sind, 
haben  die  Opposition  unterstützt  Die  deut- 
sche Gewerbegesetzgebuog  indessen,  geleitet 
von  höheren  sozialen  Gesichtspunkten,  hat 
sich  an  diese  Bedenken  nicht  gekehrt,  viel- 
mehr an  dem  Grundsatz  festgehalten,  daß 
ein  regelmäßiger  Erholungstag,  der  mög- 
lichst gleichzeitig  für  alle  eingeführt  und 
äußerliäi  durch  oesoadere  ßuhe  und  fest- 
tSglichkeit  ausgezeichnet  ist,  entsprechend 
der  Pflege  der ,  Hygiene  und  dem  all- 
gemeinen humanen  Gebot  des  Arbeiter- 
Bchutzes  zur  Sammlung  neuer  Kräfte,  zur 
Ptiege  der  Gesundheit,  des  Familieclebens, 
der  Geselligkeit  und  der  gottesdienstlicheu 
Feier,  öffentlich-rechtlich  herbeizuführen  sei. 
Die  Erfahrung  lehrt,  daß  der  allwöchent- 
liche Ruhetag  eine  zweckmäßige  Abgrenzung 
der  Zwecke  der  werktägigen  Arbeit  ist  Und 
mit  dieser  £i:fahruDg  und  dem  humanen  und 
sozialen  Gebot  der  Sicherung  dieses  Mittels 
zur  Erhaltung  der  geistigen  Gesundheit 
stimmt  die  moderne  Sozialpolitik  mit  dem 
kirchlichen  Gebote,  das  an  die  Erfüllung 
eines  unmittelbaren  göttlichen  Befehls  an- 
knüpft, im  Endziele  überein.  Hierauf  fußend, 
hat  das  RG.  v.  1891  die  Sonntagsruhe  nach 
einheitlichen  Grundsfttzcn  geregelt.  Es  sind 


die  Betriebe  aufgezählt ,  ia  welchen  an 
Sonn-  und  Festtagen  Arbeiter  gar  oicfat 
oder  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen 
Arbeit  finden  dürfen.  Eine  besondere  Bege* 
lung  hat  die  Arbeit  im  Handelsgewerbe,  die 
sich  nicht  nur  auf  die  Angestellten,  Gehilfen. 
Arbeiter  und  Lehrlinge,  sondern  auch  aaf 
die  selbständigen  Gewerbetreibeoden  bezieht 

fefunden.  Ferner  ist  im  Gesetze  vorgesehen, 
aß  durch  kaiserliche  Verordnung  die  Be- 
stimmungen über  die  Sonntaßsnihe  ans-* 
gedcimt,  bezw.  verschärft  werden  können, 
und  mdllch  ist  mit  Rücksicht  auf  die  be- 
sonderen Verhältnisse ,  wie  sie  KotfiÜk. 
Arbeiten  im  öffentlichen  Interesse,  Inveatm^ 
aufnähme,  Bewachung  der  Betriebeanlagesu 
Reinigungsarbeiten,  Campagne-  und  Saism- 
industrie,  örtliche,  von  Sitte  und  Gewohnheit 
beeinflußte,  Ausnahmeveriiältoisse  und  die 
Ausnahmestellung  beetimmterGe  werbe(6aEtr 
und  Scbankwirtscmaften,  SchansteUuoKen  nad 
Verkehrsinstitnte)  gebieten,  die  HfigUdiba 
gegeben,  im  Verordnungs-  und  Venraltnog»- 
wege  bäechtigte  Uodifuatiraen  von  den  ul- 
gemeinen  Verboten  zuzulassen.  Eine  neuere 
Maßregel  auf  dem  Gebiete  der  Sonnta^tnihe 
bezieht  sich  auf  ein,  im  Wege  dea  Ueber- 
einkommens  zustande  gokommenee,  Begulatir 
zugunsten  der  Sonntagsruhe  im  Eiseobahn- 

giterverkehr,  welches  1895  in  Kraft  trat 
amit  ist  wenigstens  für  denjenigen  Teil 
des  Verkehrs,  in  welchem  eine  Einschtin- 
kuog  der  S.  angängig  erscheint,  eine  zeit- 
gemäße Reform  aogeMmt  Im  übrigen  be- 
darf die  ^anze  Materie,  um  zweckmäßig 
und  einheitlich  ger^;elt  zu  werden,  nocb 
mancherlei  Ontersuchungen  der  in  Frage 
kommenden  Verhältnisse.  Die  Feststellungder 
Ausnahmen  für  die  Fabrikindustrie  machte 
ursprünglich  ganz  besondere  Schwierig- 
keiten, auch  wurde  über  willkürliche  nnd 
ungleichmäßige  Anordnungen  der  unteren 
Verwaltungsbehörden  Klage  geführt  Be- 
denklich ist  endlich,  daß  neben  den  pacb»- 
gesetzlichen  Normen  landeareohtUche  Kogo- 
lative  für  einzelne  Provinzen  erlaeaen  wetdeo 
kennen.  Es  liegt  die  Gebhr  vor,  daß  di« 
Provinzialvarwaltungen  ihrerseits  aus  Nach- 
giebigkeit g^en  pietistische  StrOmungm  die 
äußere  Gestaltung  des.  sonntäglichen  Lebeos 
derart  unter  polizeiliche  Oberaufsicht  rAeUesk. 
daß  die  Freiheit  der  Bewegung  und  des  ^ 
selligen  Zusammenlebens  im  l.ebennaSe  aa- 
geengt  wird.  Auch  darüber  wird  Klag» 
geführt,  daß  die  bis  dato  besohäfti^ea 
Arbeiter  mit  Hilfe  des  beieu  Sonntags jeCtf 
ihr  Geld  unsinDi^  vergeuden  ood  der  \u1l9- 
hausbesuch  zunimmt  Die  engÜB^iea  Kr- 
fahrungen  beweisen  aber,  daß  durch  eiubche 
Schließung  der  Erholunj^stStten  und  XeHMt 
der  Volksveignfigungea  der  Trank-  und  Ver- 
gnügungssucht mit  Erfolg  nicht  entgegen- 
getreten werden  kann.   Wie  auf  allra  Ge- 
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'r-kiea  der  sozialen  Fftrsorge  erwachsen  hier 
K  Gesellschaft,  im  AoschluB  ao  die  ^ 
^tTÜcbe  InitiatiTe.  maacherlei  gemeianützige 
Au^ben.  Eine  bureankralische  Bevormun- 
■loog  darüber,  vie  die  arbeiteade  Klasse  die 
nrna  Stunden  an  Sonn-  und  Festtagen  zu 
verbring  habe,  erreet  dagegen  berechtigten 
Widerepruch  und  blewt  regelmäßig  erfolglos. 

E)ie  AoBDahmen  von  dem  Vorbote  der 
's  im  Gewerbebetriebe  sind  in  einer  um- 
biKCreichen  Bekanntmachung  des  Bundes- 
rats Tom  5./II.  1895,  die  in  den  folgenden 
Jahren  wiederholt  ergänzt  und  abgeändert 
«Orden  ist,  niedergelegt  worden.  Eine  eiv 
^tilii-he  Erweiterung  des  Soontagsruhe- 
H-butzes  im  Sinne  des  gmadBfttzlichen  Vot- 
ii^gendwelcher  Beschäftigung  fremder 
Kinder  an  Sonn-  und  Festtagen  überhaupt 
•niL'fate  dun  das  Kinderschutzgesetz  vom 
"  III.  1903.  Anfierdem  hat  man  in  zahl- 
rnichen  groficn  wie  kleinen  deutschen  Kom- 
munen durch  LdikalaULtate  die  Sonatagsmhe 
r^wchärft  bis  zn  einem  allgwnanen  Yer^ 
!>it*'  Oberhaupt.  Immer  mehr  haben  sich 
iut-h  die  Interessenten  und  Brancheeenossen 
'usonimeogetan,  um  die  S.  auf  ein  Minimum 
"t  beschränken.  Also  fiberall,  wo  es  die 
V-rhältnisse  irgendwie  erlaubten,  ist  der 
v.>j,rtag5schutz  erweitert  worden.  Er  er- 
i'iit  ttich  zunehmender  Popularität 

Alles  in  allem  kann  man  sagen,  daß  die 
V'.iiordnuQg  der  Dinge  eich  des  Beifalls 
fr  Wohlgesinnten  erfreut  und  autterordent- 
■  a  h^nsreioh  gewirkt  hat.  Der  befürchtete 
HiKtgang  in  der  nationalen  Produktion  ist 
i-.vbt  eingetreten.  Ebensowenig  wird  seitens 
<i<T  Beteiligten  Aber  ^nnahmeausfäUe  ge- 

Lllfrator;  ir.  Miedo,  ah.  „SonntagMarbeü", 
U.  4.  Ä,  t.  Ayfi.,  Bd.  VJ,  Ä.  7G8fg.  —  H. 
SitHbtert  Di»  SomttagtarMi  im  Deutn^en 
Unehe,  Jahrb.  f.  Hai.  «.  SIbM.,  H.  F.,  Bd.  XVII, 
S.  i4t — W7.  —  W.  SUeda,  Die  Beiehtenquete 
^brr  ISomitagtarbtit,  Jahrb.  f.  Gt$..  Bd.  XII, 
S.  iWS— Bd.  XUl,  S.  47—94.  —  Rieger, 
vool  tm<i  Sonntag,  1887.  —  K.  Rohr,  Der 
S^aUif  ro«i  totiaUn  und  »Utlichen  Standpunkte 
•IM.  IS79.  —  ZeUer,  AH.  „Arbeiterschutt", 
W.H.  J.  D.  V.a..  1.  Erg.-Bd..  S.  S/g.  —  Nie- 
«cyer^  Di«  Sontaagtrtthe  vom  Standpunkte  der 
'itMndheiUltkrt,  1876.  —  A.  BOgler,  Der 
Sf^ua^  nm  Standpunite  der  OetundheiUpßege 
Mtd  .v«i^po«Mb,  1S7S.  —  V.  PhiUppovleh, 
ti'ndrifl  <t'  pol.  Oettmomie,  IL  Bd.,  8.  Auß., 
y  tOSfy.  —  GrunMel,  System  d.  Industrie- 
ftittk^  190S,  S.  t37Jg.  —  Ergebnüte  der  Er- 
Ari«*npm  ilker  die  Beeehajtigung  gewerblicher 
irlnUr  an  Sonn-  und  Feattagen,  1887,  S  Bde. 
-  Otmeratbericht  betr^md  die  Ergebnüie  die»er 
UrKt^nfen,  Drufktaehen  de»  Reiehttagei,  Nr. 
i-T,  SM7.  BienMT. 


Soilaldenokntie. 

1.  Besniff.  2.  Die  S.  in  Frankreich,  a)  Babeuf 
and  die  verBchwCmnff  der  Oleichen  (1795—96); 
b)  Die  Epoche  Ton  1796—1834;  c)  Die  Epoohe 
des  JolikOnigtnnu  nnd  die  FebraarreTolatiGn 
(ia94— 1848);  d)  Die  Entwickelnnfr  unter  der 
kataerlichen  Restauration  und  unter  der  dritten: 
Bepnblik.  3.  Die  S.  in  Deutschland:  a)  Die 
Zeit  vor  1863;  b)  Ferdinand  Lasaalle  nnd  die 
Be^rttadopg  des  „Allgemeinen  dentschen  Ar- 
beitervereines" ;  c)  Die  Entwickelang  nach 
Lasaatles  Tode  bis  zur  Begründane  der  „Sozia- 
listiscben  Arbeiterpartei  Dentschianda"  (1864' 
bis  7ö) ;  d)  Die  soziiuistiBche  Arbeiterpartei  onter 
dem  AuanahmemeU  (1878—90);  e)  Die  .soual- 
demokratiKhe  Partei  DentBehlands"  seit  der 
Aufhebung  des  Sozialistengesetzes.  4.  Die  S. 
in  den  tlbrigen  Ländern,  aj  Die  Schweiz, 
b)  Oesterreich- Ungarn,  c)  Belgien,   d)  Holland. 

e)  Die  skandinavischen  Länder  und  Finland. 

f)  Italien,  g)  Spanien-Portogal.  h)  Die  Balkan- 
läuder.  i)  Raßland.  k)  England.  1)  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  m)  Anhang: 
Ittternationalo  Kongresse  und  ähnliches. 

1.  Begriff.  Als  ^,soziaIdemokratisch'' 
bezeichnen  wir  alle  politischen  Parteien  mit 
Bozialistischem  Programm,  d.  h.  mit  dem. 
Ziele  einer  Neuordnung  der  Rechts-,  Wirt- 
Bchafts-  und  Gesellschaftsordnung  auf  sozia- 
listischer Grundlage,  nach  Torhei^egangona' 
Erringung  der  Staatsgewalt.  Die  S.  ist  an- 
gewandter Sozi^ismus,  wie  umgekehrt  eine 
Anwendung  des  letzteren  auf  anderer  als 
demokratischer  Grundlage  begrifflich  aus- 
geschlossen ist. 

Selbstverständlich  kann  die  S.  nicht  vor 
dem  Sozialismus  da  sein,  d.  h.  vor  der 
DurchfOhrung  der  Gleichheit  vor  dem  Ge- 
setze, die  ihrerseits  in  den  besitzlosen  Volks- 
klassen das  Bewußtsein  von  dem  Gegen- 
satze zwischen  der, abstrakten  Rechtsgleich- 
heit und  der  materiellen  Ungleichheit  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  erweckt.  Damit 
es  aber  aus  diesem  Bewußtsein  heraus  zu 
einer  dauernden  Massenorganisation  mit  dem 
Ziele  der  Verwirklichung  auch  der  wirt- 
schaftlichen Gleichheit  komme  ^  ist,  neben 
der  Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit,  einer- 
seits eine  gewisse  technisch-ökonomische 
Entwickelung  der  Produktionsweise  —  der 
Großbetrieb  —  und  andererseits  die  Ein- 
räumung politischer  Rechte  —  Vereins-  und 
Versam  mlungs- ,  Petitions- ,  Wahlrecht  — 
ohne  Rücksicht  auf  Besitz-  und  Bildung  not- 
wendig. Denn  nnr  der  Großbetrieb  bringt 
die  Arbeiter  automatisch  einander  nahe, 
während  er  sie  zugleich  wirtschaftlich  drückt 
imd  durch  die  übermächtige  Konkurrenz 
ihre  Reiheu  fortwährend  auf  Kosten  der 
Kleinbetriebe  verstärkt;  und  nur  die  po- 
litische Freiheit  gibt  ihnen  die  M^uglichkeit, 
auf  gesetzlichem  Wege  sich  ihrem  Ziele  zu 
nähern. 

S.  Die  S.  in  Frankreich,  a)  Babeuf 
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und  die  'y'eraabw6miig  der  Gleichen 

(1796—96).  Da  der  Sozialismus  zuerst  in 
Frankreich  ersteht,  so  begegnen  wir  auch 
naturgemäß  der  ersten  sozialdemokratischen 
Bewegung  auf  franzOeischem  Boden.  Sie 
knQpft  sich  an  den  Kamen  Babeuf  (s.  d. 
oben  Bd.  I  S.  305  und  Art.  „Sozialismus  und 
£ommuDismu8*'  sub  IL  4).  ol^leich  vor  ihm 
schon  am  23./IV.  1793  Boissel  (s.  Art 
.^Sozialismtis  und  Kommunismus^'  sub  II.  4)  im 
•jakobinerklub  einen  sozialistisclien  Entwurf 
der  Menschenrechte  vertreten  hatte,  freilich 
olme  damit  den  geringsten  Anklang  zu 
bilden. 

Erbitterter  O^er  der  durch  die  Ther^ 
mndorereignisse  (27.-28  /VII.  1794)  und  den 
nSturz  Bobespierres  ao^iebahnton  Kontre- 
revolotion  und  wegen  Bßiuer  Angriffe  auf 
die  MAnner  des  Thermidor  und  der  Ver- 
bfflrlidiuDg  der  SchreckenshetTBcbaft  im 
-Journal  de  Ialibert6  de  Ja  Presse"  (später: 
.,Le  Tribun  du  peuple")  verhaftet  {8.1  IL  1795), 
^langte  Babeuf  im  Oefängnisse  zu  der 
tJeberzeugung,  daß  der  Kommunismus  das 
■einzige  Mittel  sei  zur  Verwirklichung  der 
durch  die  Revolution  proklamierten  Gleich- 
heit und  des  in  der  Verfassung  von  1793 
■als  Ziel  jeder  Oesellschaftsord  nung  gewähr- 
leisteten „bonheur  oommun".  Zugleich  fand 
■er  dort  gleichgesinnte  Genossen^  auf  die  er 

frofien  Einfluß  gewann  und  mtt  denen  im 
ereiu  er  nach  seiner  Freilassung  (26./X 
1795)  eine  heftige  Agitation  in  Wort  und 
Schrift  zur  Wiederherstellung  der  eben  be- 
seitigten Verfassung  von  1793  sowie  zur 
Verbreitung  seiner  kommunistischen  Ideeen 
ent&ltete.  Durch  die  wachsende  Zahl  seiner 
Auhängerschaft ,  die  in  der  „3ocic't6  du 
Pantheon"  ihren  Mittelpunkt  und  im  „Tribun 
4u  peuple"  ein  tätlich  einflußreicheres  Or- 
gan besaß,  beunruhigt^rließ  die  Direktorial- 
r^ening  am  ll./XII.  1795  neuerdings 
einen  Verhaftbefebl  gegen  Babeuf,  dessen 
Ausffihrung  sich  dieser  jedoch  zu  entziehen 
wußte,  und  ordnete  am  27./II.  1796  die 
Schließung  des  Fantheonklubs  an.  So  aus 
der  CfTenuichen  Agitation  gedrängt,  grOn- 
deten  nun  die  „Gleichen",  wie  Babeuf 
und  seine  Anhänger  sic^  nannten  ^  Ende 
März  1796  ein  geheimes  siebengliedriges 
,Jnsurrektionskomitee  der  öfTentlichen  Wohl- 
ndirt"  (comit€  insurrectionel  de  salut  public), 
dem  auch  der  materiaÜBtische  Schriftatdler 
Sylvain  Har^chat  (s.  d.  oben  S.  456) 
angehörte.  Zweck  der  VerBcbwOrong  war, 
sich  durch  einen  bewaffneten  Aufstand 
der  Hauptstadt  zu  bemächtigen,  das  Direk- 
torium  zu  stürzen,  die  Verfassung  von  1793 
wiederherzustellen  und  neben  der  jütischen 
auch  die  wirtschaftliche  Gleichheit  zu  ver- 
wirklichen. Allein  der  Plan  wurde  von 
einem  der  Teilnehmer,  einem  Hauptmann 
Grisel,  verraten,  die  Verschworenen  nn- 


mittelbar  vor  der  Ausführung  verhaftet 
(10./V.  1796).  mit  RflcksiQht  darauf,  dofi 
sicüi  unter  ihnen  der  Deputierte  Dtouet  be> 
fand,  vor  den  Staatsgenchtshof  (haute  couri 

fiwiesen  und  in  Vend^e  prozesaeit. 
abeuf  und  ein  zweites  Mitglied  des  In- 
sturektioDskomitees,  Darth^,  bestiegen  hier 
am  27.' V.  1797  das  Schaffet.  7  andere  An- 
geklagte (von  65  im  ganzen)  —  darunter 
der  nachmalige  Geschicktsscfareiber  der  Ver- 
schwOning.  Philippe  Buonarotti  (a.  d. 
oben  Bd.  I  S.  582)  —  wurden  zur  Domb^ 
tation  verurteilt,  die  übrigen  beigeeprococn. 
Har^chal,  der  Ver&isaer  des  O&igens ecst 
wUirend  des  Prozesses  bekannt  gewordeaeo 
.,Manifeete  des  Egaux",  hatte  das  Glück, 
von  der  Verfolgung  veischont  xd  blaben. 

Die  Mittel,  über  welche  das  Inmrrek- 
tionakomitee  verfügt  halte,  waren  Uchaficb 
gering  gewesen  und  nicht  minder  die  Zahl 
der  Afmiierten,  Sie  soll  17(X)0  betn« 
haben,  wobei  noch  in  Betiadit  kommt,  aal 
bei  derarti^a  Oelegenheiteo  viele  erst  dano 
wirklich  mittun,  wenn  alles  gut  aligelaufeo 
ist.  Trotzdem  vrird  die  Hoffiauog  der  Hand- 
voll .,0l6icher'-,  sich  der  Staatsgewalt  be- 
mächtigen und  die  gesellschaftlic^n  Onmd- 
lagen  verschieben  zu  können,  p^chologiscfa 
verständlicher,  wenn  man  einerseits  deo 
häufigen  Erfolg  poUtischer  Handstreich  und 
die  Herrschaft  terroristischer  Minoritäten 
seit  17^9  in  Betracht  zieht  und  andereraeit!' 
die  dem  Jakobioertnm  eigene  Ceberzengnag: 
daß  man,  im  Besitze  der  Staatsgewalt,  nur 
zu  dekretieren  braudie,  um  die  Welt  be- 
liebig umzugestalten.  So  feet  wurzelte  dies9 
jakobinische  Geist,  und  so  lebendig  wirkte 
die  Erinnerung  an  die  große  Revolotioo. 
daß  die  franzSosche  S.  auch  späterhin  noch 
und  bis  in  die  neueste  Zeit  herein  nach  dem 
gleichen  Rezept  handelte  wie  Babeuf  nnd 
die  „Gleichen". 

b)  Die  Epoche  von  1796 — 1894.  Vor- 
läufig freilich  versdiwand  mit  den  letzterm 
jede  kommunistische  R^ung  vob  der  BOd- 
fläche.  Das  Kaisertum  bot  für  soldie  k^aen 
Raum.  Die  bourbonische  ReBlatumttoa  •fa«' 
einigte,  indem  ste  die  ErmngwiThafhw  d«r 
Revolution  in  Frage  stdlen  so  voQeo 
schien,  nochmals  den  Tiers  Etat  nt  «- 
meinsunem  Kamj>Ee  widtt  sich.  Voa  oe- 
sonderen  proletarischen  Bestrebungen  konnte 
in  dieser  Zeit  keine  Rede  sein,  weahalb 
auch  Fonrierismns  und  St  SinuMusrnns  in 
den  Massra  fost  gar  keinen  WideAall  n 
erwecken  vermochten.  Aber  ancb  nadt  der 
Julirevolution  noch  gehen  die  bOfggrliche 
reine  Demokratie  und  das  Proletanat  eine 
Zeitlang  zusammen.  AUerdinga  waren  sie 
„nicht  Eins,  aber  doch  vereinigt",  und  zw 
in  dem  Ziele  der  Herstellung  dar  R^blik. 
als  «ner  Staatsform,  die  jaicat  bloß  an  sich 
berechtigt,  sondern  zn^eich  imstande  sei. 
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altea  UebdQ  und  Besdiwerden  für  immer 
abzahelEen".  Wo  vir  daher  in  dieser  Zeit 
eäner  Arbeiterbewegui^  b^jegnen,  finden 
wir  ffle  im  Dienste  d«  RepuUikanismus. 
Dies  ^It  ebenso  von  den  beiden  Krystalli- 
sation^ninkten  der  repubUkouischen  Agi- 
tation zwischen  1830  and  1^  der  «Soei^t« 
des  amis  du  peuple*^  und  der  „Soci^6  des 
dnnts  de  l'homm^,  wie  von  den  wieder- 
holten, in  diese  Z^t  fallenden  repiiblikar 
nischen  Erneuten. 

o)  Die  Epoche  des  JulikÖnigtnins 
und  die  Februanerolution  (1834 — 48). 
Wandel  hierin  brachte  erst  die  strenge,  vom 
weitaus  grCllten  Teile  der  öffeatlichea 
Moniug  gebilligte  Kepreseion  der  Regie- 
rung gegen  den  RepubUkanismus  nach  dem 
Lyon-Pariser  Aufstande  vom  April  1834. 
Sie  drÄDgte  nftmlich  die  republikanische 
A^tation  ans  der  Oeil'entlichkeit  in  ge- 
heime Gesellschaften.  In  diesen  aber  ge- 
wannen allmählich  —  vermöge  ihrer  gegen 
früher  demokratischeren  Organisation  —  die 
proletarischen  Interessen  und  Aspirationen 
die  Oberhand.  Ihr  Ziel  ward  nicht  mehr 
die  Bepublik  allein,  sondern  auch  die  Aus- 
dämung  des  E^alit&tspriozips  auf  das  wirt- 
schaftUdie  Qebiet.  So  langte  die  Ent Wicke- 
lung wieder  auf  demselben  Punkt  an  wie 
zur  Zeit,  als  die  ^Gleichen"  sich  ver- 
«chworen  hatten,  und  Babeufs  Lehren  feierten 
ihre  Aufeistohnng. 

Verüftentlicht  hatte  sie  Babeufs  einstiger 
Genosse  Buonarotti  schon  1828.  Jetzt 
aber  bnden  sie  Widerhall.  So  ent- 
stand der  ,,Babouvismu8^  Die  Führung 
(teeaelben  mit  Babeufs  Zielen  und  seiner 
Taktik  übemidunen  Barbis  (s.  d.  oben 
Bd,  I  S.  324)  und  Blanqni  (s.  d.  oben 
Bd.  I  S.  478).  Sie  gründeten  die  ,^oäH6 
de»  famiUes^  and  nach  deren  polizeilicher 
Sprragnng  (1835)  die  „8ooi6t6  des  s^sons**, 
vtthreiteten  aufrührerisdie  Btfttter,  in  denen 
Äe  ZOT  aosdalen  Revolutitm  und  zum  poli- 
tiaohen  Mord  aafforderten,  and  versuchten 
sdiließlich,  mit  ca.  850  Genossen,  am  12./ V. 
1839  eine  ähnliche  Erhebung  wie  die 
.Gleichen"  im  Mai  1796.  Die  Aufständischen 
wurden  jedoch  mit  Leiditigkeit  niedei^ 
«cfa^igen,  nachdem  sie  räch  bereits  des 
Pariser  Stadthauses  bemächtigt  tiatten,  und 
Barbes  und  Blaoqui  erst  zum  Tode  ver- 
urteilt, dann  aber  zu  lebendängUchem  Oe- 
Angnisse  begnadigt,  aus  dem  sie  die  Februar* 
revolution  befreite. 

Neben  dieser  geheimen,  gewaltsamer 
Verwirklichung  einer  kommunistischen  Ord- 
nung zustrebenden  Strömung  ergoß  sich 
zwischen  1830  und  1848  Über  Frankreich 
auch  eine  ^ze  Flut  von  Systejnen  und 
Projekten,  üGö  das  gleiche  Ziel,  ganz  oder 
zum  Teil,  direkt  oder  indirelit  auf  Eried-r 
lichom  Wege  erreichen  wollten  (s.  Art 


„Sozialismus  und  Kommunismus"  suh  II.  ö). 
Die  ganze  geistige  Atmospfa&«  wurde  so 
sozialistiscuen  Ideeen  und  Schlagworten  er- 
füllt, welche  die  Arbacemuus«!  trotz  öAet 
we^n  ihrer  Unklarheit  hypnotimerten  und 
weit  Aber  FrankrdchB  Grenzen  hinaus  wider- 
h^ten.  Als  aber  die  Februarrevolution  Ge- 
legenheit zu  ihrer  Verwirklichung  zu  bieten 
schien,  da  z^te  sich  nicht  nur  die  unge- 
heure Mehrheit  des  Landes  allen  sozialistif 
sehen  Experimenten  durchaus  abgeneigt^ 
sondern  '  auch  vollständigste  Zerfahrenheit 
und  Unklarheit  Uber  den  einzuschlagenden 
Weg  unter  den  Sozialisten  selbst.  Wenig 
nützte  daher  diesen,  daß  zwei  ihrer  Männer, 
Louis  Blanc  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  478) 
und  Albert  ouvrier  (der  Mechaniker 
Alexandre  Marti nJ27.;IY.  1815—1896]) 
in  der  provisorischen  Kegierung  saßen,  daß 
die  letztere  am  25./II.  1848  feierlicli&t 
das  „Recht  auf  Arbeit"  (s.  d.  oben  S. 
694 fg.)  anerkannte,  daß  im  Luxembourg 
unter  Blaues  Vorsitz  eine  Kommission 
über  die  „Oi^nisation  der  Arbeit"  beriet. 
Noch  war  sie  zu  keinem  Ende  gekommen, 
als  schon  das  allgemeine  Stimmrecht  eine 
ungeheure  antisozialistische  Mehrheit  in  die 
Nationalversammlung  entsendet  hatte,  die 
den  entschiedenen  Willen  kundgab,  keinerlei 
Nad^ebigkeit  gegen  den  Sozialismus  zu 
zeigen  und  mit  allem  aufzuräumen,  was  an 
denselben  erinnerte.  Nun  glaubten  die 
ewigen  Verschwürer,  Barbesund  Blan<|ui<, 
ihre  Zeit  gekommen.  Sie  versuchten  einen 
Handstreich  gegen  die  Nationalversammlung 
(15./V.  1848).  Derselbe  mißglückte  jedoch, 
und  sie  wuraen  wiedw  eingekerkert  Nach 
diesem  Vorspiel  kam  es  dann  in  den  Tagen 
des  23.  bis  26./VI.  1848  infolge  der  SchlKS- 
sung  der  Nationalwerkstfttten  (s.  d.  oben 
S.  532  fg.)  zu  einer  entschddenden  Schlacht 
zwischen  dem  Fftriser  Proletariat  und 
der  Bourgeoisie.  Die  letztere  siegte,  wie 
es  nicht  anders  mOs^|iGh  war,  und  der 
Sozialismus  in  EVankreich  wurde  für  lange 
Zeit  hinaus  vernichtet  —  wie  viele  damaJa 
glaubten:  für  immer.  Er  hatte  sich  ohn- 
mächtig oder  jeden&ills  unvorbereitet  ge- 
zeigt, mit  einem  praktischen  Re^enings- 
Programm  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  hei"- 
vorzutreten.  Seine  tapfersten  Streiter  waren 
auf  den  Barrikaden  gefallen,  die  Führer  tot^ 
im  Kerker  oder  im  Exil.  Und  so  schien 
denn  Louis  Reyband,  vollkommen  im 
Rechte,  wenn  er  1854  schrieb :  „En  affirmant 
quo  ie  socialisme  est  ötetnt  .  .  il  n'y  a  pa^ 
ä  craindre  de  d^menti  ni  dn  temps,  ni.  des 
('veooments:  parier  de  lui,  c'est  presque 
prononcer  une  oraison  funebre".  ^)  ^ 
d)  Die  Entwiokeliii4E  unter  der.  kal- 
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-serUohen  BeBtsuration  und  unter  der 
dritten  Bepublik.  In  der  Tat  ist  bis  1860 
in  Frankreich  heine  Spur  einer  sozialdemo- 
"kratischeo  Bewegung  bemerkbar  — ■  nicht 
nur  infolge  der  Nachwirkung  der  1848er 
Ereignisse  und  des  starken  Dmckes  der  na- 
poleoniscben  Regierung,  sondern  auch  in- 
lolge  mannigfacher  MaSuahmen  der  letzteren 
ZOT  Forderung  der  materiellen  Wohlfahrt 
der  Arbeiterklasse.  Auf  die  Dauer  hielt 
das  alles  jedoch  nicht  vor,  und  seit  1863 
tritt  wieder  innerhalb  der  repnblibanischen 
Partei  eine  selbständige  Arbeiterbewegung 
mit  anem  besond^n  wirtschaftlichen  Pro- 
-gramm  hervor.  Gefördert  wird  dieselbe 
außerordentlich  durch  die  1864  begrOndete 
„Internationale*^  (s.  Art  „Internationale  Ar^ 
bdter- Assoziation"  oben  S.  127 fg.),  um 
aber  dann  neuerdings  infolge  der  Kämpfe 
um  die  Pariser  „Commune"  (s.  d.  oben  Bd.  I 
S.  632  fg.)  in  ahnlicher  Weise  niederge- 
worfen zu  werden  wie  in  den  Tagen  des 
Junius  1848. 

Diesmal  aber  waren  die  Nachwirkungen 
der  Niederlage  minder  nachhaltig.  Schon 
1876  regte  sich  die  französische  S.  wieder. 
Auf  dem  von  ihr  in  diesem  Jahre  veran- 
stalteten ersten  Kongreß  zu  Paris  (2.— lO./X. 
1876)  flbenvogen  allerdings  durchaus  ge- 
mäßigte Elemente.  Das  änderte  sich  aber 
rasch.  Bereits  drei  Jahre  später  beschloß 
der  Kongreß  zu  Marseille  (20.— 31./X.  1879) 
die  Gründung  einer  kollektivischen  Arbeiter- 
partei („Föderation  du  parti  des  travailleurs 
socialistes  de  France"),  deren  Programm  sich 
an  da^enige  der  deutschen  S.  anlehnte.  Das 
treibende  Element  in  dieser  Entwickelung 
war  Jules  Guesde  (geb.  11./XI.  1845) 
gewesen,  dem  sich  audi  Benoit  Malon 

oben  S.  455),  Paul  Brousse  und 
Paul  Lafargue  (geb.  1840)  angeschlossen 
hatten.  Bald  kam  es  jedoch  zu  Zwistig- 
keiten  programmatischer  Natur,  die  aller- 
dings auch  eines  persönlichen  Beige- 
schmackes nicht  entbehrten.  Sie  endigten 
auf  dem  Kongreß  zu  St  Etienoe  (25.— SO.  'IX. 
1882)  mit  der  Hinausdrftngung  Guesdes 
durch  Halen  und  Brousse.  Von  der 
wenig  Wichten  blanquistischoi  fVaktion 
abgesehen  gab  es  also  nimmehr  zwei  Par- 
tien :  die  kollektivistiBch-manristiBche  unter 
Guesdes  Ffihrung,  die  sich,  ooch  während 
der  Kongreß  zu  St.  Etienne  forttagte,  auf 
dem  Sooderkongreß  zu  Roanne  (26./IX. — 
l./X.  1882)  als  „Parti  ouvrier  (francais)" 
konstituiert  hatte,  und  den  „Parti  ouvrier 
Bocialiste  revolutionnaire  fran^ais  (Föderation 
des  travailleurs  socialistes  de  France)"  rait 
Brousse  an  der  Spitze  —  Malon  schied 
seit  1883  aus  der  politischen  Agitation  — 
deren  Angehörige  man  wegen  ihrer  ge- 
mäßigten und  den  realen  MachtverhSJt- 
nissen .  angepaßten  Opportun  itätspolitik  als 


„Possibilisten"  bezeichnete.  Damit  war  je- 
doch  der  Sfudtungsprozeß  nicht  zu  Ende. 
Die  jj'ödöration''  bheb  wohl  —  wenigstens 
äußerlich  —  so  lange  einig,  als  die  bou- 
langistische  Bewegung  die  parlamentarisi^ 
Republik  bedrohte,  und  kämpfte  für  deren 
Erhaltung  Schulter  an  Schulter  mit  den 
bürgerlichen  Parteien.  Kaum  aber  hatten 
die  allgemeinen  Wahlen  \'oq  1889  die  end- 
gtUtigc  Niederlage  des  Boulangismne  be- 
siegelt ,  als  der  Zwist  in  ihrer  Hitfee  hell 
aniloderte.  Zum  guten  Teil  war  er  rein 
posönlic^er  Natur.  Daneben  spielten  aber 
auch  sachliche  Meinungsversduedeidieitea 
zwischen  Brousse  und  einem  sweitai 
Fflluer  der  „Possibilistoi",  J  e  a  u  A 1 1  e  m  a  D  e, 
eine  Itolle.  Letzterer  behaupte,  daB  die 
Parteiorganisation  von  Brousse  uoddeaeeD 
engerem  Krdse  als  persönliches  Maditnüttd 
mißbraucht  werde :  unter  Zurfickstellang 
der  ökonomischen  hinter  politische  Bestre- 
bungen und  unter  YemachlSssigung  nnd 
sogar  Behinderung  der  proletarisch-revola- 
tionären  Propaganda  Wirtschaft Uohen  Char 
raktets.  Das  Ergebnis  war  eine  neue  Se- 
zession auf  dem  Kongreß  von  Chaldleranlt 
(9.— 15./X.  1890).  Es  standen  somit  nun- 
mehr vier  Bildungen  einander  gegenüber: 
Die  blanquistische  („Parti  soctaliste  re- 
volutionnaire"); die  marxistische  (-Pacti 
ouvrier  francais);  die  broussistische  (F¥d^ 
ration  des  travailleurs  sodalistes**) ;  die 
allemanistische  („Parti  ouvrier  soctaliste 
r^'volutionnaire")  —  denen  sich  in  der  Folge 
noch  eine  fünfte  gesellte :  die  von 
Schülern  Malens  ins  LebMi  gerufene 
„Conf^d^ration  des  Ind^pendants".  —  Trob 
dieser  inneren  E^pfe  dauerte  der  Aof- 
sti^  der  französischen  S.  —  gefördert  durch 
mannigfache  Anzeichen  parlamentarieclier 
Korruption,  eine  Reihe  ^ßer  Flnantsku- 
dale,  die  im  Vei|^eich  mit  Deutschland  ge- 
ringe Entwickelung  der  Arbeitarschutzge- 
setzgebung  und  den  Widerstand  der  frmojiö- 
sischen  Bourfieoisie  g^;en  soziale  und 
Steuerreformen  —  nnuDterbrod»B  fort.  Ins- 
besondere gilt  dies  von  dem  mancistiseheii 
,^arti  ouvrier^,  dessen  Anhang  —  dank 
namratlich  sdnem  Hunizipalprograaim  and 
seinem  den  Interessen  und  BedOrtiuBseo  der 
in  Frankreich  so  zahlr^oh^  kldnUner- 
Uchen  Bevölk^img  angqiaBtai  Agmpn- 
gramm  —  rasch  zunalum.  IHeees  wC^ere 
wurde  auf  den  Kongressen  von  HaneiUe 
(24.— 28./IX.  1892)  und  Nantes  (14.— 16.  K. 
1894)  beschlossen  nnd  bewegt  sich,  in  Vei^ 
leugnung  allerdings  der  marxistiscfaeD  Scfaa- 
blone,  ganz  auf  dem  Bodeo  der  heotqgea 
Wirt8(^iaftsordnuag. 

Seine  Fonlemogen  sind:  Bildoag  bänerikte 
Wirtschaftsgenosseoschaften  aller  Art;  Am- 
schsffnng  Undwtrtscfaafttich»  Maichiaen  AnxA 
die  hierfa«!  Rtaatlteh  »bveattooierten  Gtndaiei^ 
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4ie  diesdbei  dann  gnüB  den  Kldnbavern  snr 
Verfagnng  itellen ;  Äbschafldiig:  des  gesetxücben 
Pfiudrecbts  des  VerpAcfatera  anf  die  Ernte  nnd 
Fcststellnng  eines  nnpfändbaren  Bestandes  an 
Werkzengeo,  Vieh,  Saatkorn  usw. ;  Eerabsetzong 
des  Zinsfoßes;  scbiedsricfaterliche  Kommissionen 
zur  Herabsetznng  ttbennftDiger  Pachtschtllinge 
und  der  bei  Beendignog  der  Pacht  den  Pächtern 

febBbrenden  Heliorationsentacbädigungen;  Ans- 
ehnnng  and  UnentgeltUcbkelt  des  landwirt- 
sdiaftUcfaen  FortUMonnnnteniehta  nnd 
xichtnng  landwirtscbafibeker  Tenachsstatloneü, 
wie  flwrhanpt  Torbereitang  jm  allgemeinen 
Jandwirtschanlieben  Meliorationen  nnd  snr 
Hebung  der  Landwirtschaft;  billige  Transport- 
tarife für  DQnger  sowie  fär  landwirtschaftliche 
llascbinen  and  Produkte;  Freiheit  der  Jagd  nnd 
des  Fischfangs;  EatschSdigang  der  Familien 
einbernfener  Beserristen  während  der  Dienstzeit ; 
kestenfreie  ärztliche  Behandlung  nnd  Lieferung 
der  Medikamente  zum  Kestenpreis;  fievision 
des  veralteten  Orondstenerkatasters  and  —  bis 
mr  Einführung  der  progressiven  Einkommen- 
steuer anf  Eiuonunai  Ton  Aber  3000  Frcs.  — 
Onudstenererlaß  f&r  alle  direkt  wirtschaftenden 
Baoem;  Anfbebnng  der  Debertraganfingebahren 
Ar  Orandbesits  im  Werte  bis  fiOOO  Pres. 

Trotz  der  unaufhörlichen  SezesBionen 
ging  der  fraozOsischen  S.  die  Erkenntnis 
von  der  Notwendigkeit  einer  Vereinheit- 
lichnng  ihres  Programms  und  ihrer  Taktik 
keineswegs  v<dlBtlUidi^  verloren.  Seit  1896 
«ewann  sie  8<^ar  wieder  ständigen  Boden. 
Den  ftufieren  Anlaß  hierzu  gab  in  erster 
Linie  die  Renussance  des  Boalaogismus  unter 
neuer  Flagge :  das  Wiederauftancheo  cäsaris- 
tisch- monarchistischer  Pläne  und  Machen- 
fidiaften  im  Verlauf  des  Dreyfushandels. 
Zu  deren  Abwehr  üaad  zonächst  im  FrOh- 
jähr  1899  ein  engerer  Zusammenschluß 
«Imtlidier  fflnf  sodalistisdier  Kammer^ak- 
tiouen  statt  —  der  aber  dinoh  dm  Eintritt 
Millerands  als  Handelsminist«-  in  das 
Kabinett  Waldeck-Ronsseau  (23./VI. 

dem  auch  der  ehem^ge  ^Henker  der 
Communards",  General  OallifetalsEriegs- 
minister  angehörte,  sofort  wieder  gestOrt 
vnurde.  Viele  nahmen  lediglich  an  der  Zu- 
suunenarbeit  mit  dem  letzteren  Anstofi. 
Weitaus  wichtiger  sowie  in  ihrer  Bedeutung 
Uber  den  konkreten  und  anch  über  den  be- 
sonderen nationalen  Fall  hinaosreichend  war 
jedoch  die  prinzipielle  Frage  nach  der  Zu- 
lassigkeit,  EÜtlicbKeit  oder  gar  Notwendig- 
keit einer  Teilnahme  von  Soziahsten  an  der 
R^ierungsgewalt  im  G^enwartsstaate.  Die 
Hemungsv^schiedenheiten  hierOber  ließen 
den  Mangel  einer  höchsten,  zu  ihrer  binden- 
den ScfaUchtong  berufenen  Instanz,  d.  h. 
«iner  gemeinsfunen  Parteioi^anisation .  um 
BO  lebhafter  empfinden,  als  der  Streit  um 
den  ^fiUB  Hillerand"  Ober  das  Laeer  der 
AanzÄsisdieQ  S.  hinausg^riffen  imd  rasdi 
iotenationale  Bedentang  gewonnen  hatte. 
4Tgi  unten  sab  4  m.).  Ans  dieser  Empfindung 


heraus  kam  es  zu  dem  von  s&mtlidien 

Farteischattierungen  beschicken  Kongreß  zu 
Paris  (3.— 8./Xn.  1899).  Die  hfer  be- 
schlossene, rein  formelle  Einigung 
dauerte  jedoch  nicht  lange  und  ^ng  audi 
als  solche  bereits  auf  dem  nächsten  Kongreß 
zu  Paris  (28.— 30./1S.  1900)  wieder  in  die 
Brüche.  Es  konnte  auch  gar  nicht  anders 
sein.  Denn  nicht  nur,  daß  die  alten  histo- 
rischen Bildungen  im  Rahmen  der  geeinigten 
Partei  ihre  Sonderexistenz  beibehalten  und 
sich  nur  in  dem  jährlich  zusammenzube- 
rufenden „Gongrds  g^nöral"  und  einem 
„Oomitä  g6n6ral"  gemeinsame  Oigane  ge< 
geben  hatten :  auch  der  Streit  zwischen  den 
„revolutionären"  Sozialisten  und  den  „Mi- 
nisteriellen" unter  Führung  von  Jaures 
dauerte  mit  unverminderter  Heftigkeit  fort 
Freilich  hatte  der  Kongreß  von  1899  die 
Teilnahme  von  Sozialisten  an  einer  „Bour- 
geois^-R^erung  für  unzulässig  erklärt  — 
mit  der  Verklausulierung  jedoch,  daß  außer- 
gewöhnliche Umstände  sie  rechtfertigen 
konnten.  So  gab  es  denn  inneriialb  des 
„Parti  sociaUste^  —  dies  die  1899  ange- 
nommene  Parteibezeichnnng  —  zwei  feind- 
liche I^i^r:  die  Jaures-Millerandsche 
„Französische  Sozialistische  Partei"  (Parti 
Socialiste  frant^ais)  und-  die  „Sozialistische 
Partei  Frankreicl^"  (Parti  socialiste  de 
Fruioe),  in  welcher  der  marxistische  Ein- 
fluß immer  mehr  die  Oberhand  gewann. 
Trotz  oder  besser:  gerade  infolge  dieser 
Kämpfe  wurde  der  Wunsch,  zur  Einigung 
und  durdi  diese  zu  voUer  £Snheit  zu  ge- 
langen, immer  dringUdiOT.  Er&nd  schließ- 
lich auf  dem  Kongreß  zu  Reims  (27.— 29./IX. 
1903)  seine  Verwirklidiung.  Sind  nun  aber 
auch  seither  die  alten  Organisationen  voll- 
ständig in  dem  marxistiBch  geriditeten 
„Parti  socialiste  de  France"  aufgingen,  so 
stehen  doch  nach  wie  vor  den  „Dnifizierten" 
eine  Gruppe  von  „Unabhängigen'^  gegenüber, 
die  im  wesentlichen  den  Anschauungen-  des 
Millerand  sehen  „reformistischen  Soüalis- 
mus'*  huldigen :  daß  der  Sozialismus  zur  Er- 
reichung  des  von  ihm  angestrebten  Zieles 
sich  auch  der  Machtmittel  des  Gegenwarts- 
staates  bedienen,  daher  auch  an  der  Regie- 
mngagewalt  teilnehmen  dürfe  und  müsae.^) 
Die  Erklärung  für  diese  Erscheinang  ist 
nicht  allein  in  prinzipiell  verschiedener  Auf- 
fassung über  die  einzuschlagende  Taktik  zu 
suchen;  auch  nicht  bloß  in  Temperaments- 
verschiedenheiteu ;  zum  guten  Teil  spielt 
entscheidend  der  Umstand  mit,  daß  viele 
Berufspolitiker  den  SozialismaB  als  sidwres 
Mittel  zu  großer  Karriere  ansehen. 

Die  Fortschritte  der  fraazOstschen  S.  in 
den  letzten  25  Jahiea  verdentlidieo  am 


>)  Vgl.  A Hillerand,  Le locialinetaBiis 
(Nr.  15  der  BibUothique  soeiaUste).  Piria  ife. 
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faestäi  —  abgeaeheD '  von  ihrem  EittdriDgea 
in  zahlreiche  Gtemeindeverwaltungen ,  vor 
allem  in  Fans  —  die  von  ihr  bei  den 
Kammervahlen  auf  ihre  Kandidi^a  ver- 
einigten  Stimmenzahleo.  Dieselben  betrugen 
in  runden  ZifTera : 

1881     60000  1898  840000 

1885     30000  1903  861000 

1889    1 76  000  1906    108S  000 

1893    440  000 

Die  gegenwärtige,  im  Mai  1906  gewählte 
Kammer  zählt  51  .,geeinigte''  Sozialisten, 
welche  876  347  Stimmen  repräsentieren  und 
22  „unabhängige",  die  211859  Stimmen  auf 
sich  rereinigt  haben.  Unter  den  „Uoab- 
häneigen^'  sind,  aufier  Millerand,  auch 
A.  Briand  und  Rene  Viviani  besonders 
zu  nennen  —  beide  Mitglieder  des  jüngst 
(Oktober  1906)  gebildeten  Kabinetts  C16- 
raenc.eau;  und  zwar  Briand  als  Untere 
richtsminister,  in  welcher  Eigenschaft  er 
auch  schon  der  eben  abgetretenen  EtSgierung 
angehört  hatte,  während  Viviani  das  neu- 
geschaffene Arbeitsministerium  (Ministere  du 
travail  et  de  la  pr6voyance  sociale)  über- 
nommen hat.  Im  Senat  sitzen  zur  Zeit  drei 
Sozialisten. 

3.  Die  S.  in  üentschland.  a)  Die 
Z«it  vor  1863.  Ver  Beginn  der  60er  Jahre 
hat  in  Deutachland  eine  ernsthaft  zu  neh- 
mende, selbständige  proletarische  Bewegung 
mit  sozialistiBcfaem  Charakter  nicht  existiert 
—  was  sich  leicht  ans  seiner  im  Yei^leich 
mit  fVankraldi  sehr  rfickst&idigen  politischen 
und  virtsc^aftlichen  Entwickeinng  erkiäit. 
Was  uns  vorher  an  sozialiBtiBclien  Ideeen 
und  tax  Arbeiterbewegungen  «if  deutschem 
Boden  und  unter  Deotstmen,  die  —  als  no- 
litisdie  Flfichtlinge,  wudemde  Hmdwerks- 
gesellen  usw.  —  dauernd  oder  zeitweilig 
im  Anshude  lebten,  entg^ntritt,  ist  nichts 
als  der  getreue  Beflex  der  jeweiligen  Ent- 
wickeinng und  Geschehnisse  in  Frankreich. 
Solange  hier  börgerliche  und  soziale  Demo- 
kratie vereinigt  sind,  finden  wir  sie  auch 
in  den  damaligen  deutschen  Verbindungen 
ungetrennt:  in  der  1834  von  Georg 
Büchner  (17./X.  1813-18./n.  1837)  in 
Gießen  gegründeten  „Gesellschaft  der  Men- 
schenrechte''.; in  Paris  erst  im  fifFentli(^n 
,,DeutsGhen  Volksverein"  (1832)  und  nach 
d^aen  polizeilicher  Auflösung  im  (Geheim-) 
^.Bunde  der  Geächteten" ;  auf  schweizerischem 
Boden  schließlich  1833  -36  in  dem  Geheim- 
bunde „das  junge  Deutschland''.  Und  als 
der  -  fiUDZÖsische  Republikanismus  sich  in 
eine  bürgerliche  und  in  eine  proletarische 
Fraktion  spaltet,  vollzieht  sich  der  gleiche 
Pix)zeß  auch  innerhalb  des  „Bundes  der  Ge- 
ächteten*'. Es  kommt  zur  Sezession  eines 
Teiles  der  Mitglieder,  die  den  kommu- 
nistischen (Qeheim-),jBund  der  Gerechten" 
bilden  (1836),  dessen  Zentrallrätung  nach 


dem  blanquistäschm  Aufetaode  vom  VJjy, 
iSSd  nach  London  verlwt  wnide  imd  für 
den  in  der  Schweiz  erst  Weitling  (k.  Art, 
„Soraalismüs  und  Kommunismus''  snb  U.  5. 1 1 
und  nach  dessen  Ausweisung  ( 1843)  A  a  g  n  s  t 
Becker  ^est  1875)  eifrigst  Pn^ia^sda 
machten. 

Nach  dem  1847  erfolgten  Eintritt  vcin 
Marx  (s.  d.  oben  S.  461  fg.)  und  EngeK 
(8.  d.  oben  Bd.  1  S.  758/59)  in  den  „Bund 
der  Gerechten"  wandelte  sich  dieser  aiu 
einer  Verschwörergesellschaft  nach  fran- 
zösischem Muster  unter  dem  neuen  Xameu 
,yBund  der  Kommunisten"  in  einen  Verein 
revolutionärer  Propaganda  um,  desseo  Pro- 
gramm in  dem  von  Marx  und  Engelfi 
ausgearbeiteten  „kommunistischen  Manife^^r 
niedergelegt  war.  Als  Ziel  erscheint  in 
demselben  der  Kommunismus,  als  Mittel  zu 
dessen  Herbeiführung  die  &oberung  der 
politischen  Herrschaft  durch  da:«  Proletariu. 
um  der  „Bourgeoisie  nach  und  nach  ^les 
Kapital  zu  entreißen,  alle  Pnx]uktionsin$tror 
mente  in  den  Händen  des  Staates^  d.  h.  des 
als  herrschende  Klasse  organisierten  Pirole- 
tariats,  zu  zentralisieren  und  die  Mafise  der 
Produktionskräfte  möglichst  rasch  zu  ver- 
mehren". Als  U^rgangsmaßregelu  xur 
Herbeiführung  der  neuen  Wirtschaftsord- 
nung durch  die  Diktatur  des  Proletaxtats 
werden  folgende  .^despotisdie  Eingriffe  in 
das  Eigentumsrecht  und  in  die  bOrgiedichea 
Produktionsverhältnisse"  empfohlen : 

„Expropriation  des  Gmndeigentuma  nod 
Verwendnng  des  Grundrente  zn  Staat«aasgabeD : 
starke  Progressivstener;  Abscbaffong  des  Erb- 
rechts; Konfiskation  des  Eigentoms  aller  Eni- 
grauten  nnd  Rebellen ;  Zentralisatioa  des  Kredits 
m  den  Händen  d«  Staate  durch  öne  MatioBil-* 
bank  mit  Staatikaintal  nnd  anaadiÜeAüdMai 
Monopol ;  Zentralisation  des  Transport wweiu  in 
den  Händen  des  Staates;  Vermehrung  der 
Xationalfabriken,  ProdaktioDsinstmmente ,  l'r- 
barmacbung  and  Verbesserung  der  LSadereiea 
nach  einem  gemeinBchaftlicben  Plane;  gleirher 
Arbeitszwang  fär  alle;  £rrichtanff  indostrieürr 
Armeeen,  besonders  fitr  den  Aiäerbaa:  Ver- 
einigung des  Betriebes  von  Ackerbsn  and  In- 
dnstrie,  Hinwirken  auf  die  allmählich«  B»- 
seitigOBR  des  Unterschieds  von  Stadt  nnd  Laad; 
Sffentlicne  nnd  unentgeltliche  Elndehans  aller 
Kinder,  Beseitignng  der  Fabrikarfaeit  der  Kinder 
in  ihrer  heutigen  Form,  Veretnigong  der  Er-' 
ziehnng  mit  der  materiellen  Prodnkaon  nsn.'* 

So  wichtig  das  „kommunistische  31ani- 
fest"  für  die  weitere  Entwickeluog  der  S. 
weit  über  Deutschland  hinaus  ist,  in  der 
Revolution  von  1848/49  hat  es  noch  keine 
Bolle  gespielt  Denn  noch  wirkten  mit  un- 
verminderter Stärke  die  Faktoren,  die  tue 
ddiin  in  Deutschlafld  einer  Ausbreitung  cft- 
zialistischer  Ideeen  in  den  Maasen  entgegen- 
gestanden hatten.  Wir  finden  daher  in 
Kevolutionsfahr  einerseits  die  BSiqiter  de» 
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KommuDis^buodes,  Marx  ood  EngelB, 
au  Seite  der  Demokratie,  und  anderer- 
seits, dafl  die  uuabhAogig  von  ihnen  durch 
den  Berliner  Schriftsetzer  Stephan  Born 
(geb.  2a/Xn.  1824  gest  am  3VV.  1898  als 
FWessor  der  franz.  Sprache  an  der  Basels 
Univerait&t)  ins  Leben  gerufene  «Arbeitei^ 
verlutldening*^  dnen  ausschliefiUch  £BGhg&- 
werblichen  and  kldnbfi^rlich-radikalen 
Charakter  aufwies.  —  Auch  nach  der  Nieder- 
werfung der  Revolution  blieben  die  vom 
„EommuDisteDbunde"  von  London  aus  uoter- 
aommenen  Versuche  einer  kornmiiDistischen 
Propaganda  in  Deutsehland  unfruchtbar,  und 
schueBlich  löste  sieh  auch  diese  Geheimge- 
sellschaft  auf  (1853). 

10  Jahre  sp&ter  erst  kam  es  zu  einer 
selUständigon  sozialistischen  Arbeiterbe- 
wegung. 

b)  Ferdinand  Lassalle  und  die  Be- 
gründung des  „Allgemeinen  deutsehen 
Arbeiterrereina-'.  Die  Veranlassung  hierzu 
bot  die  an  Ferdinand  Lassaile  (s.  d. 
oben  S.  3i)0fg.)  im  Febniar  1863  von  dem 
Zentralkomitee  zur  Berufung  eines  allge- 
meinen deutschen  ArbeiterkongreHses  in 
Leipzig  ergangene  Aufforderung,  ein  po- 
litisch-sozialeB  Arbeiterpn^rarom  zo  ent- 
werfen. Lassalle  kam  dieser  Aufforderung 
in  dem  „OfTenen  Antwortschreiben*' 
1863)  nach,  und  dieses  ffihrte  sodann  in 
einer  von  10  Städten  beschickten  Delegierten- 
versammlang  zu  Leipzig  (23./V.  1863)  zur 
Bildung  dos  „Allgemeinen  deutschen 
Arbeitervereins",  zu  dessen  erstem 
PrfiädeDteii  auf  5  Jahre  Lassdle  gewfthll 
wurde.  Die  innere  'Verfossung  des  Verans 
war  gwtz  anf  die  PersjJnlichk^t  des  letzteren 
nigeadinittea :  streng  zentralistisch  mit  fast 
diktatorischen  Machtbefugnissen  des  FrSsi* 
denten.  Ltes  Statut  entuelt  zunächst  nur 
ein  politisches  Ziel:  ^ie  Herstellung  des 
oUgemeinen,  gleichen  and  direkten  wähl- 
reciits  .  .  auf  niedlichem  und  l^alem  Wege, 
insbesondere  durch  das  Gewinnen  der  Öffent- 
lichen Ueberzeugung",  als  das  einzige  Mittel, 
.,eiQe  genflgende  Vertretung  der  sozialen 
Interessen  des  deutschen  Arbeiterstandes 
und  eine  wahrhafte  Beseitigung  der  Klassen- 
gegensätze'' herbeizufQhren.  von  einer  sta- 
tutarischen Formulierung  des  wirtschaft- 
lichen Zieles:  Errichtung  von  Produktiv- 
assoziationen  mit  Staatshilfe,  wurde  zunächst 
abgesehen.  Sie  erfolgte  erst  auf  der  Berliner 
Generalversammlung  vom  24./V.  1872. 

o)  Die  Entwiokelung  nach  IiassaUes 
Tode  bis  BOT  Begründung  der  „Soaia- 
Ustiachen  Arbeiterpartei  Deutaohlanda" 
(1864 — 75).  Lassalles-  Agitation  fand  ^Ben 
Widerhall  —  namenUicb  in  der  Üheinpro- 
vioz  — ,  und  der  Arbeiterverein  zählte  am 
Kode  des  ersten  Jahres  ca.  3000  Mitglieder. 
Nach  Lassalles  Tode  (31i/VIil.  1864)  ging 


die  Leitung  des  Vereins  an.  Bernhard  Becker 
(gest  1882)  aber.  Es  kam  zu  Streitigkäteq 
inneriudb  Oer  Partei,  die  einen  Niedergang 
derselben  zur  Folge  hatten,  von  dem  sie 
sich  erst  erholte,  nachdem  Wilhelm 
Hasenklever  (19./IV.  1837— 3WU.  1889) 
die  Leitung  üb(»iiommen  hatte.  Zugleich 
hatte  sie  mit  den  marxistischen  Anhängern 
der  ^Internationale'*  (s.  d.  Art.  „Internationale 
Arbeiterassoziation"  oben  S.  127/30  fg.)  zu 
kämpfen. 

Die  letzteren  besaßen  einen  rOhrigen  und 
geschickten  Führer  in  Wilh.  Liebknecht 
(29./III.  1826— 7./VIII.  1900).  Diesem  gelang 
es,  das  einfluBreichste  Ausschußmitglied  des 
Verbandes  deutscher  Arbeitervereine",  Aug. 
Bebel  (geb.  22./1I.  1840)  und  durch  ihn 
den  VerlMind  selbst  zu  gewinnen,  so  daß. 
schließlich  auf  dem  Eiseoacher  Kongreß 
(7/Vin.  1869)  die  Gründung  der  „Sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei''  er- 
folgen konnte,  die  sich  vollständig  auf  den 
Boden  des  internationalen  Sozialismus  stellte. 
Das  „Eisenacher  Programm"  begnüg  sich 
daher  auch,  unter  Ablehnung  jedes  Details 
über  die  anzustrebende  Wirtschaftsordnung^ 
deren  kommunistische  Grundlage  hervorzu* 
heben  und  Überdies  eine  Reihe  von  radi- 
kalen politischen  und  sozialpolitischen  For- 
demogen für  den  Tag  aufzustellen. 

Zugleich  sehritten  die  neue  Partd  sowohl 
wie  der  „Allgemeine  deutsche  Arbeiterver- 
ein" zu  fachgewerblicher  Organisation  der 
Arbeiterschaft.  Der  Erfolg  aller  dieser  Be- 
strebungen war,  daß  bei  den  Reichstaga- 
wablen  vom  10./1. 1874  bmde  Fraktionen  — 
IQ  ftat  Reicher  Stärke  —  begünstigt  durch 
das  allgemeine  Wahlrecht,  351081  Stinunen 
erzielten  und  9  Kandidaten  dmrchbraohten. 
Unter  dem  Eändrockfi  ilifises  unerwacteten 
Anwachsens  der  sozialistischen  Bewegna^ 
b^iann  eine  Aera  gerichtlicher  und  admim* 
strativer  Verfol^mgen  gegen  dieselbe,  wel- 
che die  beiden  bisher  einander  bekämpfenden 
„Lassalleaner*'  und  „Eisenacher^'  zu  engerem 
Zusammenschlüsse  und  nach  der  gericht* 
liehen  Auflösung  ihrer  beiderseitigen  Partei- 
organisationen im  Frühling  1875  zu  voll- 
ständiger Vereinigung  auf  dem  Kongreß  zu 
Gotha  (22-— 27..  V.  1875)  zwangen. 

So  entstand  die  „Sozialistische  Ar* 
beiterpartei  Deutschlands^ 

In  ihrem  —  übrigens  von  Marx  selbst, 
wegen  der.  wenn  auch  nur  geringen,  Zuge* 
Ständnisse  an  die  Lassalleaner,  heftig  ange- 
griffenen —  Programm ,  das  bis  zum  Er- 
furter Kongreß  (Oktober  1891)  ungeändert 
blieb,  trat  in  allem  Wesentlichen  siegreidi 
der  Marxismus  hervor,  und  nur  „um  die 
lidsung  der  sozialen  Frage  anzubahnen**, 
nicht  um  dieser  Lösung  selbst  wiUai, 
wird  noch  ,,die  Errichtung  von  sozialistisdien 
Produktivgenossensdiaften   mit  Staatshilfe 
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tanter  der  demokratischen  Kontrolle  des 
arbeitenden  Volkes  gefordert^.  Femer  er- 
scheinen als  „Grondlf^  des  Staates"  postu- 
liert: 

Das  allgemeine,  gleiche,  direkte  Wahl-  nnd 
Stimmrecht  in  Staat  nnd  Gemeinde  für  alle 
über  SOjfihrigen  Staatsangehörigen  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechtes  mit  obligatorischer  nnd 
geheimer  Abstimmiug;  direkte  Gesetzgebang 
nnd  Rechtaprechong  sowie  Entseheidnog  über 
Krieg  nnd  Frieden  durch  das  Volk;  das  Hili^ 
sjstem ;  absolute  Preß-,  Verein»-,  Versammlongs- 
und  Gewissensfreiheit;  allgemeine,  gleiche  and 
unentgeltliche  Rechtspflege. 

.  Forderungen  „ionernalb  der  heutigen 
Gesellschaft^'  sind  —  wesentlich  mit  dem 
Kiseoacher  Programm  fibereinstimmend  — : 

HSglichste  AoRdehonng  der  politischen  Rechte 
und  Freiheiten  im  obigen  Sinne  sowie  die  nn- 
heschränkte  Eoalitionsireiheit;  Einfühmng  einer 
einzigen  progresaiven  Eiukommenstener  fitr 
Staat  and  Gemeinde;  EinfBhrung  eines  Nonnal- 
arbeitstages,  Verbot  der  Sonntags-,  Kinder-  and 
aller  nngesanden  nnd  die  Sittlichkeit  schädigen- 
den Franenarbeit;  ansgedehnte  Fabrikgesetz- 
«ebong  zam  Sohntse  der  Arbeiter;  Regelang 
der  Gmngnisarbeit;  Tolle  SelbstTerwaUnng  fUr 
alle  Arbeiterhilfs-  and  UnterstHtznngakassen. 

d)  Die  BOBialiBtisohe  Arbeiterpartei 
unter  dem  AusnalunegeBets  (1878—90). 
Die  Erfolge  der  geeinigten  Partei  bei  den 
Beichstagswahlen  vom  lOJI.  1877  —  sie 
erzielte  486843  Stimmen  —  sowie  die  auf 
ihre  Agitation  zurfickgefOhrten  Attentate  von 
Hödel  und  Nobiliog  auf  den  deutschen 
Kaiser  (11./V.  resp.  24WL  1878)  fährten  zur 
Reichstagsauflösung  und  zum  Erlaß  des 
„Sozialistengesetzes^  (Gesetz  gegen  die  ge- 
meingefährlichen Bestrebungen  der  S.  Tom 
21^X.  1878).  Dasselbe  wurde  mit  ftufierster 
Strenge  gefaandhabt  und  legte  in  der  Tat 
anfänglich  alle  Agitation  lahm.  Bald  aber 
sammelte  üdt  die  Partd  irieder.  Der 
Uittelpunkt  der  Ormnisation  wurde  ins  Aus- 
land verlegt,  die  Propaguida  im  Kähmen 
Ton  scheinbar  harmlosen  Vei^flgungsver- 
einen  fortgesetzt,  seit  1881  auch  in  den 
Fachvereinen,  und  auf  dem  Kongreß  zu 
Wyden  (Schweiz)  (20.— 23./VBL  1880)  ein- 
stimmig beschlossen :  fortan  mit  „allen", 
nicht  bloß  „mit  gesetzlichen  Mitteln",  wie 
es  im  Gothaer  Programm  hieß,  den  Partei- 
zielen zuzustreben.  In  den  nächsten  Jahren 
wurden  noch  zwei  weitere  Eon^^esse  ab- 
gehalten: zu  Kopenhagen  (29./1IL— 2./IV. 
1883)  und  zu  St.  GaUen  (2.— 6./X  1887). 
Und  wie  wenig  der  neugeschaffenen  Oi^a- 
nisation  ^genüber  das  Ausnahmegesetz 
nützte,  zeigte  sich  schon  bei  den  Wahlen 
von  1881.  Ea  wurden  bei  derselben  311961 
sozialdemokratische  Stimmen  abgegeben. 
1884  stieg  die  Zahl  der  letzteren  auf  549990, 
1887  auf  763128  und  1890  auf  1427  298. 
Die  Folge  war,  daß  die  Regierung  im  Herbst 


1890  auf  die  VeriAngenmg  des  Soriaüstea- 
gesetzes  vernditete. 

e)  Die  .^(HdiUdemokratiaehe  Partoi 
DeutBohlands**  seit  der  Aufhebung  dea 

SosialiBtengesetaes.  lo  demselben  Jahre 
Änderte  die  Partei  auf  dem  Partmiaee  zu 
Halle  a.  S.  (12.— 18.;X.  1890)  ihren  Namen 
in  ,.sozialdemokrati8che  Partei  Deutschlands* 
ab  imd  schritt  im  nächstfolgenden  Jahre  auf 
dem  Erfurter  Parteitag  (14.— 20.  X-  1391) 
zur  Revision  des  Gothaer  Programme»  im 
Sinne  einer  vollständigen  Ausmerzung  alles 
dessen,  was  an  die  Las  sali  eschen  Schlag- 
worte von  ehernem  Lohngesetz  und  Pro- 
duktivgenossenschaften erinnerte ,  und  za 
schärfster  Betonung  der  marxistischen  Grund- 
sätze. Daneben  tiat  aber  auch  klarer  und 
bestimmter  als  früher  die  sozialrefbrmato- 
rische  Richtung  hervor,  welche  in  folgenden 
auf  dem  Boden  der  bestehenden  WirtschaftS' 
Ordnung  anzustrebenden  Forderuagen  tum 
Ausdruck  gelangt: 

„I.  Eine  wirksame  nationale  and  intematksak 
ArbeiterscbntzgesetzgebnngaaffolgenderGraad- 
lage:  a)  Festsetzung  eines  höchstens  SStoadea 
betragenden  Normalarbeitstages ;  h)  Verbot  der 
Erwerbsarbeit  fOr  Kinder  unter   14  Jahrea: 

c)  Verbot  der  Nachtarbeit,  aofier  F&r  acdöhe 
Industriezweige,  die  ihrer  Natar  naidi,  aas 
technischen  tirflnden  oder  ans  Grttaden  der 
öffentlichen  Wohlfahrt.  Nachtarbeit  eriieitda: 

d)  eine  unanterbrochene  Ruhepaose  von  aia* 
destens  36  Stunden  in  der  Woche  Ar  jede« 
Arbeiter;  e)  Verbot  d«  TracksyKtens.  II.  vvba- 
waehang  aller  gewerblichen  Betriebe ;  Er- 
forscbong  and  Benluog  der  ArbeitsTerhiltaiar 
in  Stadt  und  Land  durch  un  B«ichsarbeitnaL 
Bezirksarbeitsämter  and  Arbeitskammem ;  duch- 
greifende  gewerbliche  Hygiene.  III.  Bachüiche 
Gleichstellang  der  landwirtschaftlichen  Arbeits 
nnd  der  Dieostboten  mit  den  gewerblicban  Ar> 
heitern;  Beseitigung  der  GesindeordnonseB. 
IV.  Sidieratellnng  des  KoalitionwechtB.  V.  Dew- 
nähme  der  genmten  Arbuterrerndianiiig'  AvA 
das  Reich  mit  maflgebender  Xltwirfcung  4er 
Arbeiter  an  der  Varwaltang/ 

Endlich  wurden  nidit  nur  die  poUtxsdkea 
Postniate  des  Gothaer  Ptognunms  sddrfer 
formuliert  und  namentlidi  in  dem  Skaae 
einer  vollständigen  Gleictetellun^  da-  beidea 
Geschlechter  in  rechtlicher  Beziehung  ana- 
gedehnt, sondern  auch  durch  eine  Reih» 
anderer  ei^&izt,  welche  auch  von  den  bOtver- 
lichen  Parteien  vertreten  werden:  £DtBaA> 
diguD^  unschuldig  Verurt^lter,  Abedafftang 
der  Todesstrafe,  Berufung  lo  StadmfAak 
Erbschaftssteuer  u.  a.  m. 

Wie  unter  der  Hen«cfaaft  der  Ausnahne- 
gesetzgebung  so  hat  die  Partei  anch  ni^ 
her  ununterbrochene  Ausdehnung  erfifarea. 
Den  besten  Gradmesser  hierfOr  bilden  die 
allgemeinen  Reichsta^wahlen.  Bei  dksen, 
ab^  entfallen  auf  sozialdanokratiscfae  Kan- 
didatur: 1893:  1786000;  1898:  2107  000: 
1903:  3010000  Stimmen,  so  da8  also  dia 
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<  ff^airbiig  2^02%»  samtlicher  Wahl- 
kfft'hligter  in  sidi  schliefit  nnd  sieh  als 
•Ü'-  vettans  stärkste  Partei  Deutschlands 
•Unitpllt.  In  der  gleichen  Zmt  ist  die  Zahl 
.tra-  Maodate  von  35  in  dem  1890  ge- 
■f^t^Q  Reichstag  auf  44,  bezv.  56  und  81 
.'•t'tit'^n.  Wftbr^nd  der  letzten  SessioQ  des 
Am  l:^.  XII.  1906  aufgelCsten  Reichstags 
Ktnrg^  sie  infolge  dos  ungünstigen  Ausfalles 
■-iriffer  Nachwahlen  78  von  397  im  ganzen, 
•}f),2  "  o.  Zudem  dringt  aber  die  S. 
-nmcr  mehr  auch  in  die  Landtage  ein.  Ende 
''*>■>  zählte  sie  in  diesen:  in  Bremen  18, 
.;.  Hamburg  13,  in  Baden  und  Bayern  je 
1-'.  m  Württemberg,  Meiningeq,  Rudolstadt, 
'iri'l  Hessen  je  7.  in  £oburg*(jotha  6,  in 
K"iil)  j.  L.  5,  in  Oldenburg  und  Lübeck  je 
1.  in  Aitenburg  und  Lippe  je  3,  in  Weimar 
Anhalt  je  2,  in  ElsaU- Lothringen,  Reufi 
A  U  Sachsen  und  Schaumbuix-Lippe  je  1 
'■'•Ttreter.   In  noch  stArkerem  Ha£e  wfichst 

-  tilieSlich  ihr  Einfluß  auf  die  Gemeindever- 
viHnog (s.  Nachtrag  am  Schluß  d.  Bandes). 

rarallel  mit  diesem  Anschwellen  ihrer 
H-'ihea  vollzieht  sich  innerhalb  der  deutschen 
^  eine  höchst  bedeutungsvolle  Entwicke- 
'<iii|:.  zu  deren  Erfassung  und  Verständnis 

-  jl^resehen  von  dem  Schwereewicht  der 
A'ii.  <ias  wie  überall  auch  auf  diesen  Or- 
/«ni^iinuB  wirkt,  und  von  den  organischen 
i^'^llüxwirkungen  politisch-parlamentarischer 
iHAtiguo^  —  folgende  Umstftade  zu  be- 
••.-hieii'  aiod:  Ihren  ungeheueren  Anhang 
«UQ  sich  die  Fartri  nur  durcb  praktische 
Tltii;keit  erhalten  und  nicht  bloB  durch  den 
Hin«v>ifi  auf  den  kflnfligen  sozialistischen 
Staitf,  ^ron  dem  man  nicht  weiB,  wann  er 
t '  tumeii  wird"  (Bebel),  ünd  nur  so  audi 
^  sie  hoffen,  ihren  Anhang  zu  erweitem, 
l^no  90  grofitm  Hassen  ist.  höchstens  fflr 
•ODX  kiuw  Zeit,  niemals  aber  dauernd  der 
■K^ke  zu  sug^rieren,  daB  sie  blofi  Zu- 
tuDft<)dQnger  seien  und  zu  sein  haben.  — 

"«icher  es  femer  scheint,  daß  die  Partei 
ibvn  Höhepunkt  noch  nicht  erreicht  hat, 
*  ist  es  doch  auch  zweifellos,  daß  ihre 
Wi-itejcutwickelung  in  der  zum  grüßten 
T-il  )«reits  vollendeten  Gewinnung  des  in- 
■In-ttriellen  Proletariats  ihre  natflrliche  Grenze 
'it^>!n  maß,  wenn  sie  fortf&hrt,  eine  bloß 
tiHinMrielle  Partei  zu  bleiben.  Es  gilt  also, 
inrb  die  ländliche  (kleinbäuerliche  und 
-^^•'iter-)BevGlkerune  zu  ^Winnen.  Beim 
Xaihdenken  über  die  Mittel  hierzu  aber 
-ntu  neben  der  Erkenntnis  von  der  schon 
^rvahoten  Notwendigkeit  praktischer  Tätig- 
>ert.  auch  der  Zweifel  an  der  Anwendbar- 
keit ^er  marxistischen  Schablone  auch  für 
■[^  landwirtschaftliche  Produktion  hervor. 
Inil  damit  ist  auch  der  Weg  zur  Durch- 
''-timiß^  dieser  Schablone  beschritten.  So 
•Tiürt  Bich  die  stärkere  Betonung  der  Not- 
«-mU^Eeit  dnes  Ausfaanes  der  Arbeiter- 


Bohutcgesetzeebnng  nnd  ihrer  Ausdehnung 
auf  die  ländlichen  Arbeite  in  dem  Eifurter 
Programm  und  seither;  so  auch  die  Nieder- 
setzung eines  Agrarausschnsses  durch  den 
Frankfurter  Parteitag  (21.— 27./X.  1894)  mit 
der  Aufgabe :  ^ein  besonderes  agrarpoUtisdies 
Programm  aufzustellen,  das  die  dem  Bauern 
wie  dem  Landarbeiter  besonders  nützlichen 
nächsten  Forderungen  des  Erfurter  Pro- 
gramms in  einer  dem  Verständnis  der  länd- 
Uchen  Bevölkerung  angemessenen  Darstel- 
lung erläutert  und  ergänzt." 

Auf  dem  Breslauer  Parteitage  (6. — 12.^X. 
1895)  hat  auch  der  Ausschuß  seine  Anträge 
vorgelegt.  Sie  beziehen  sich  —  ebenso  wie 
das  Agrarprogramm  des  „Parti  ouvrier"  von 
Nantes  (s.  oben  S.  856)  und  von  diesem 
nur  unterschieden  durch  größere  Detaillierung 
und  durch  die  Berückuchtigung  der  Be- 
sonderheiten in  der  deutschen  und  nament- 
lich ostelb^hen  ländlichen  Verfassung  — 
teils  auf  den  „Bauern"-,  teils  auf  den  „Laod- 
arbeiterschutz*'.  Jener  „soll  den  Bauern  als 
Steuerzahler,  als  Schuldner,  als  Landwirt 
vor  Nachteilen  bewahren",  dieser  „das  £o- 
alitions-  und  Vereinigungsrecht  des  länd- 
lichen Arbeiters  schaffen,  ihn  auf  eine  Stufe 
mit  den  gewerblichen  Arbeitern  stellen  und 
durch  eigene  sozialpolitische  Schutzgesetze 
ihn  vor  der  zügell<»en  Ausbeutung  be- 
wahren". Die  auf  den  Baueruschntz  be- 
züglichen Anträge  wurden  nun  zwar  — 
unter  Hinweis  auf  ihre  Privateigentums« 
erhaltende  Tendenz  und  ihre  Unvereinbar- 
keit mit  der  marxistischen  Doktrin  —  mit 
158  gegen  63  Stimmen  abgelehnt  Zugleidi 
aber  wurde  anerkannt^  „daß  die  lAndwirt- 
schaft  ihre  edffantünjio&en,  von  denen  der 
Industrie  versäuedeneu  Gesetze  hat",  und 
d^  Parteivorstand  beauftragt,  y,da8  über  die 
deutsdieo  Agrarverhältnisse  vorhanden^ 
Material  einem  Endlichen  Studium  unter- 
ziehen . .  und  die  Ergebnisse  .  .  veröffent- 
lichen" zu  lassen. 

Dieser  Differenzierungsprozeß  in  der 
Stellungnahme  zu  den  verschiedenen  Pro- 
duktionszweigen und  das  Streben  nach  Aus- 
gestaltung des  Parteiprogrammes  in  der 
Richtung  positiver  Reformtätigkeit  im  Rah- 
men der  herrschenden  Wirtschaftsordnung 
hat  seither  —  hei  aller  Betonung  des 
Vergesellschaf  tuugsprinzips  —  er- 
hebliche Fortschritte  gemacht,  und  zweifel- 
los werden  diese  Entwickelungstendenzen 
in  der  nächsten  Zeit  noch  weitere  Verstär- 
kung erfahren.  Nicht  wenig  trägt  hierzu 
audi  das  außerordentliche  Wachstum  des 
Gewerkschafts  -  (und  GenosRcnsdiafts  -; 
Wesens  und  die  Erkenntnis  bei,  daß  das- 
selbe eine  mit  der  politischen  gleichberech- 
tigte Form  des  sozuUen  Kampfes  darstdle. 
Durch  alles  das  wird,  wie  man  wohl  mit 
Sioheriieit  annehmen  kann,  der  Anhang  der 
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I^rtei  weiterhin,  und  wiie  schon  die  letzten 
Wahlgänge  gezeigt  haben,  auch  in  rein 
IftDdlichen  Krüsen  bedeutend  zunehmen 
—  zi^eich  aber  auch  in  weit  höherem 
Mafle  bishw  von  moderaten  Elementen 
dorchBetzt  werden.  —  Wie  sehr  das  bereits 
der  Fall  ist,  haben  jfingst  erst  gelehrt  die 
Erörterungen  Ober  den  politisdien  Massen- 
streik und  die  tiefgehenden  Meinungarer- 
schiedenheiten  einerseits  Aber  dessen  Mög- 
lichkeit und  Zulässigkeit  und  andererseits 
aber  die  Art  des  Zusammenwirkens  der 
Zentralleitungen  der  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Organisationen  bei  seiner  Dekre- 
tierung. Auf  dem  Parteitage  zu  Jena 
(17.— 23./IX.  1905)  war  eine  Resolution 
Bebels  mit  287  gegen  14  Stimmen  ange- 
nommen worden,  in  welcher  ausgesprochen 
wurde:  „daß  es  die  gebieterische  Pflicht 
der  gesamten  Arbeiterklasse  ist,  mit  allen 
ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln",  speziell 
durch  „die  umfassendste  Anwendung  der 
Massenarbeitseiustellung",  ..jedem  Anschlag 
auf  ihre  Menschen  •  und  Arbeitsrechte'*, 
namentlich  aber  einen  solchen  auf  das  all- 
gemeine gleiche  oder  direkte  Wahlrecht  oder 
das  Eoalitionsredif^  entgegenzutreten.  Auf 
dem  Mannheimer  Parteitag  (23.— 29./IX. 
1966)  nun  wurde  diese  B^lntion  wohl 
aufrecht  erhalten,  zugleich  aber  feslgel^: 
daß  zur  Erzielung  eines  einheitlichen  Yoi^ 

Sehens  „bei  Aktionen,  die  die  Interessen 
er  Oewerkschaften  und  der  Partei  gleich- 
m&ßig  bertUiren,  die  ZentralleituDgen  der 
bdden  Ominisationen  sich  zu  Tnstftndigen 
suchen  soIleD.^  Insbesondere  solle  sich  der 
FartdTcmtand,  wenn  er  die  Notwendigkeit 
eines  politischen  Massenstreikes  ffir  ^^ben 
eradlite,  „mit  der  Oeneralkommission  der 
Gewerkschaften  ins  Einvernehmen  .  ,  setzen 
und  alle  Maßnahmen  .  .  ei^;reifen,  die  er- 
forderlich sind,  um  die  Aktion  erfolgreich 
dorchzufObren".  Dafi  gleichzeitig  die  Er- 
füllung der  gewerkschaftlichen  Bewegung 
mit  sozialdemokratischem  Geiste  gefonlert 
wurde,  ist  selbstverstäBdlich.  ändert  aber 
nichts  daran,  daß  die  Selbständigkeit  der 
letzteren  neben  der  politischen  Partei  an- 
erkannt worden  ist  —  Ohne  ihren  grund- 
sätzlich Sozialrevolutionären  Charakter 
aufzugeben,  wandelt  sich  so  die  deutsche  S. 
zu  einer  für  normale  Zeiten  radikal- 
sozialreformatorischen.  Die  Opposition  der 
von  mancher  Seite  in  ihrer  Stärke  gerne  gar 
zn  sehr  '  überschätzten  ,  Jungen",  „unab- 
hängigen" und  „Anarcho-Sozi^sten",  wird 
daran  nichts  ändern.  Alles  das  freiKoh  nur, 
wenn  der  natürliche  Entwickelungsprozeß 
ungestört  durch  Ausnahmegesetze  und  diffe- 
renzierte Anwendung  des  gemeinen  Rechtes 
der  S.  gegenüber  vor  sich  gehen  kann.- 

-  4.  Die  8.  Ib  dea  Übrigen  Lindera.  a)  Die 
Schweis.   Zn  Ende  der  30er  Jahre  bereits, 


also  Khr  früh  und  jedenfsUi  nicht  aplter  aU 
in  DeatBchland,  dafür  aber  nn  ao  iatannvcr, 

hat  die  sozialreToliitionäre  Agitation  in  der 
EidgenoBsenschaft  begtHinen  —  in  bemertea»* 
wertem  Gegensatze  zn  DentschUnd  jedoch,  oba* 
bisher  auch  nur  in  annähernd  ähtuicbeB  Xafle 
die  Arbeiterschaft  ergriffen  m  haben.  £■  hiart 
dies  offenbar  mit  dem  schweiserischra  Natknu- 
charakter  snsammen,  der.  gleich  dem  eaglie^cB 
nttchtern-praktisch,  vor  altem  abadibu  Mtäeb- 
bare  Ziele  anstrebt:  dann  aber  auch  mit  der 
förderalistiflchen  und  gleichzeitig  auf  radikal- 
demokratiBcher  Gnmdlage  aaCgebanten  Verfki- 
sang  sowie  mit  der  stetigen  Weiterentwickelmiir 
des  Landes  in  freiheitlichem  and  soualreformi- 
toriscbem  Sinne;  nicht  zam  wenigsten  srUieS- 
lich  mit  der  Erschwemng  der  AgiUÜM  durch 
die  mangelnde  EonzentratioD  der  schweiMrisehea 
Industrie  infolge  ihrer  Abhängigkeit  tob  der 
Uber  das  ganze  Land  verteilten  Wuserkiah. 
Demgemäß  finden  wir  denn  ancb,  daß  die 
kommunistische  sowohl  als  auch  die  anarchistiscbe 
Bewegung  in  der  Schweiz  während  der  -Wer 
Jahre  kernen  antochthonen  Charakter  trugen, 
sondern  in  erster  Linie  von  Immigranten  aas 
Oentscbland  ansgiugen:  vor  allem  von  Weit- 
ling (8.  d.)  und  Wilhelm  Harr.  Nich  der 
Begrttndang  der  „Internationale"  war  en  wieder 
ein  Deatscher,   Johann  Philipp  Becker 
(1809-XU.  1886),  der  für  die  Aosbreitoug  der- 
selben  in  der  deotscben  Schweiz  rutlo»  Utig 
war.  Daneben  entstand  allerdings  auch  eise 
romanische  FOrderation,  die  aber  dann  in  das 
anarchistische  l<ager  Bakanins  ^w^wcnkte. 
Ant  die  Weiterentwiekeinng  der  schwtiaeritii<^em 
sozialistischen  Organisationen  nach  der  Spren* 
gnng  der  Internationale  einzagehen .  Üctci 
wenig  Interesse.   So  sei  denn  nur  fest^^ehaltco, 
;  daQ  sich  erst  am  1Ö./I.  186»  die  pSosu)d«iuu< 
kratiache  Partei  der  Schweiz"  bilden  konnte.  Die- 
selbe hatte  wlUirend  des  ersten  Jahrsehntes  aarh 
ihrer  Begründung  verhftItnismAliig  geringe  Fort- 
schritte nur  aufzuweisen.  Jedenfuls  repräsen- 
tierte nicht  sie  die  bedenteodste  OfgausUtoo 
der  schweizerischea  Arbeiterschaft,  soadem  4ct 
1838  begründete  und  nur  ans  Schweiser  Bftrgtn 
bestehende    „Orfitliverein",    der    18M  tkber 
l&OOO  Mitglieder  zählte.   Seit  der  —  anf  dem 
Parteitage  zu  Solothnm  i.  J.  lifOl  —  Tollsogeneo 
Verschmelzung  des  letzteren  mit  der  Partei  itx 
jedoch  die  sozialdemokratische  Bewes^img  attch 
auf  schweizerischem  Boden  in  etwas  lebhafterea 
Fluß  geraten.   Das  neue  —  auf  dem  Parteitag« 
zn  Zürich  (20.— 21./XI.  1904)  angenommene  — 
Programm  bewegt  sich  dnrchans  in  marxisti* 
sehen  Bahnen:  mit  Aninahme  jedoch  der 
laadwirtBcbaftlichen  Produktion.  Für 
diese,  wird  erklSrt,  seien  ^ie  Voriiediunitgea 
fQr  einen  geseUscbafÜichen  Betrieb  nicht  vor 
banden";  „Das  Ziel  einer  A^rarpotittk,  irdcke 
die  bäuerlichen  Interessen  mit  denjenigen  der 
Gesamtheit  in  Einklang  bringt^**  mSsee  dsber 
„zunächst  darin  besteben,  die  Ergiebigkeit 
der  landwirtsohafttidien  Arbeit   an  scagtra. 
gleichzeitig  aber  dem  Baner  den  Ertrag  «eiMf 
Arbeit  KU  sicheis  und  ihn  dan>r  an  bewahica, 
daß  die  Betriebsverbesserungen  nnr  an  bühaw 
Verschuldung  und  vermehrtem  Zinatribnt  sa 
das  Kapital  rahren"..  Demgemill  wird  gtibrdett: 
„die  staatliche  FBrdemng  aller  ilittd^  dairli 
welche  der  klelnbftaeilidien  WirtMbaft  ü» 
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Tortdle  des  GroQbeteiebes  zugewendet  werden ; 
GQternuaminenlegiuig  and  verbemerte  Flar- 
eintMlnng ;  geaoBaenschaftUche  Viehhaltong ; 
Verwendniig  tob  Kraft-  nnd  Arbeitsmaschineo, 
Verrichemnff  nnd  jede  andere  Art  genossen- 
flchafUieherBetfttiffnng";  dann  aberanch:  Ver- 
irtaatlicfaang  nnd  j^anmäCige  Tilgung  der  Hypo- 
theken und  deren ÜeberleitiiiigiD eine mUHge  Ab- 
gabe an  Staat  ondGemeinde.  Die natflr hohe, 
IQ  demokratischen  Formen  sieh  toII- 
«iehende  £iitwickelung  werde  sodapn 
,die  Bauern  ron  selbst  zu  rationellen 
BetriebBgenossenschaften nnd  endlich 
»n  gesellschaf tlicheni  Eigentum  und 
gese  Iis  chaftticberProdnktion  fähren". 
—  Besonderen  Nachdruck  legt  du  Programm 
auf  die  Entwickelang  der  gewerkscnaf t- 
licken  Organisation  und  des  Genossen- 
schaftswesens als  Uttel  zur  Erlangung 
wirtschaftlicher  Macht  und  mitbestimmenden  Ein- 
ftttsus  anf  den  Prodnktiousproaeß,  zur  Herbei- 
führung der  sozialistischen  Produktion,  zur  Her- 
anbildung der  Arbeiter  für  die  Leitui^  derselben. 

Bei  den  letzten,  im  Oktober  1W5  stattge- 
habten Nationalratswahlen  hat  die  sozial- 
demokratische Partei  nicht  mehr  als  zwei,  tou 
im  ganzen  147  Mandaten,  zn  erlangeo  TermochL 
Die  Zahl  der  fDr  ihre  Kandidaten  abg^ebenen 
Stäamen  dttrfte  etwa  70000  erreient  haben. 
ViÄ  bedeutsamer  ist  ihr  Anteil  an  der  Kantonal- 
uad  stidtisdien  Tenraltnsg,  in  der  sie  1904 
insgesamt  Sil  Vertreter  besaß. 

b)  Oeaterreich-Ungam.  Yoo  einer 
planro&ßig  organisierten  Arbeiterbeweguag 
auf  gesetzlichem  Boden  konnte  in  Oester- 
reich erst  nach  Erlassung  der  beiden  Öe- 
setze  vom  15./XL  1867  über  das  Vereins- 
und  Yersammlnngsrecht  die  Rede  sein.  Aber 
»ach  da  waren  ihr  zun&dist  sehr  enge 
Orenzen  gezogen.  Ans  mehrfachen  Gründen. 
Die  ackerbantrdbende  Bevölkerung  blieb  ihr 
natürlich  vollstftndig  unzugftngüch.  Die 
Orofiindastrie  war  io  wenigen  Kronlftndem 
nur,  und  auch  in  diesen  nur  stellenweiae 
und  nicht  glddunftfiig  verteilt ,  zu  erheb- 
licher Ausdehnung  gediehen.  Die  slavische 
Arbeiterschaft  stand,  soweat  sie  nicht  in 
Tfillige  Apathie  Tersnnkai  war,  ganz  unter 
dem  Banne  des  NationalitAtenhaders.  End- 
lich fehlte  den  Arbeitern  anch  die  Eoalitions- 
frahdt,  die  erst  dnrch  das  Gesetz  vom 
74V.  1870  gewfibit  wurde.  AU  das  be- 
wizlte,  daft  die  Lassallesche  Agitation 
anf  teterrMcfaisdiem  Boden  kaum  einen 
Widerhall  fand  tmd  dafi,  wo  es  nach  1867 
tu  einer  sozialistiBchen  Bewegung  bun,  die- 
selbe bst  gftnzlich  auf  ^  deutsche  und  da 
zumeist  wieder  anf  die  Wiener  Arbeiter- 
schaft besehrftnkt  blieb.  Dazu  k»m,  dafi  die 
Regierung  in  eneigischester  Weise  die  Be- 
wegung US  staatsgefährlich  mit  allen  Mitteln 
otraeiiuelt  —  namentlich  nach  dem  Eise- 
nacher  Koo^reB  (s.  oben  S.  8.~>7),  an  dem 
auch  zahlreiche  Wiener  Delegierte  teilge- 
nommen hatten.  Zwar  trat  unter  dem 
Muüsterium    Hohenwart,    in    dem  anch 


Scfaäffle  als  Handelsminister  saß(Febmw 
— Oktober  1871),  eine  Aeoderang  in  der  Pc^ 
litik  der  R^ening  gegenüber  der  Arbeiter- 
bewegung em  -  sie  hielt  jedoch  nur  su  lange 
vor,  bis  wieder  das  liberale  Ministerium 
Aueraperg  (1871—79)  ans  Ruder  kam,  d.  h. 
etwa  ein  halbes  Jahr.  Dies  im  Vereine  mit 
der  damals  absoluten  Aussichtslosigkeit  der 
Bestrebungen  zugunsten  einer  Wahlrechts- 
erweiteruQg  sowie  den  Folgen  des  „Krachet' 
hielt  zwar  die  Ausbreitung  der  Arbeiter- 
bew^nng  auf,  führte  aber  auch  andererseits 
jene.  Elemente,  die  an  ihr  beteiligt  blieben, 
dem  Anarchismus  zu  und  machte  sie  für 
die  Lehre  von  der  Propaganda  der  Tat 
empßbiglich.  Die  Folge  war:  me  Reihe 
terroristischer  Attentate,  die  Veriiftngung 
des  „Ausnahmezustandes"  Ober  Wien  (31VL 
1884),  die  Hinrichtung  einiger  anarchistischer 
Verbrecher,  die  Ausweisung  üst  aller  füh- 
renden Elemente  der  Aiveiterschaft  ans 
Wien  und  damit  die  schliefiliche  Lahm- 
legung nicht  nur  der  anarchistischen,  son- 
dern überhaupt  jeder  Arbeiterbew^ng. 
Erst  seit  dem  Jahre  1886  kam  die  letztere 
wieder  in  lebhafteren  Flufi.  Die  von  Victor 
Adler,  dem  auch  jetzt  noch  führenden 
Kopfe  der  Osterreichischen  S.,  im  Dezember 
1886  begründete  Wochenschrift  „Gleichheit^ 
bahnte  zunächst  eine  Annäherung  und  Zu- 
sammenfassung aller  versprengten  Elemente 
der  Bew^ung  an  und  leitete  dieselbe  all- 
mählich in  das  marxistische  Fahrwasser. 
Auf  dem  Parteitage  zu  Hainfeld  (30.— 31./XII. 
1868  und  l^L  1889)  kam  dieser  Prozeß  mit 
der  B^ründung  der  „sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei  Oesterreichs"  und  mit  der 
Annahme  einer  „Prinzipienerklärung"  zum 
Abschlüsse,  die  sich  —  auch  nad^  ihrer 
Revision  auf  dem  Qesamtparteitage  zu  Wien 
(2.— &/IX.  1901)  —  in  allen  wesentlichen 
Punkten  mit  dem  Programm  der  deutschen 
S.  deckt  —  Den  eigentümlichen  nationalen 
Verhältnissen  in  Österreich  entspricht  auch 
die  Oi^anisation  der  Gesamtpartei  auf  na- 
tionaler Grundlage.  Anfingheb  und  auch 
noch  ein  Jahrz^nt  fast  nach  dem  Hain- 
felder Parteitag,  erschien  dies  unnötig,  w^ 
die  sozialdemokratische  Bew»nng  annflchst 
die  iadustrieU  hOchst  entwickelten  deutschen 
Länder  und  die  deutschen  Arbeitermassen 
«faBt  hatte.  AIlg«niiach  aber  wurde  es 
andffl^  und  dm  g^derten  VeriiSltnissen 
mnfite  auch  in  der  Ver^bssung  der  Partä 
—  gerade  um  ihres  internationalen  Cha- 
raktera  willen  —  Rechnung  getragen  werden. 
Dies  geschah  denn  auch  —  nachdem  die 
tschedno-slavische  S.  auf  dem  Partratage  zn 
Budweis  (1893)  in  dieser  Richtung  voran- 
gegangen war,  auf  dem  VI.  Parteitage  su 
Wien  (6.— 12./VL  1897)  und  auf  dem  L 
Gesamt  Parteitage  zu  Brünn  (24.— 29VIX 
1899).  S«ther  setzt  mch  die  „Oesamtoigani* 
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satioQ  dei  S.  Oesterreichs*'  aus  je  einer 
deutschen,  tschechischen,  pol- 
nischen, ruthenischen,  italieni- 
schen und  Südslavischen  Teilorgani- 
sation zusammen.  Diese  nationalen  Organi- 
sationen bauen  sich  zwar  auf  derselben 
prinzipiellen  Grundlage  auf,  erfreuen  sich 
aber  verhältnismäßig  bedeutender  Autonomie. 
Die  politische  Leitung  der  Gesamtpartei 
liegt  der  „Gesamt Vertretung"  ob,  deren 
Sitz  der  GesamtpEirteitag  bestimmt  Sie  be- 
steht aus  den  Exekutivkommitees  der  sechs 
nationalen  Organisationen,  bezw.  aus  ^^ren 
—  von  den  nationalen  Parteitagen  —  ge- 
wählten Vertretungen,  wenn  jene  nicht  ihren 
Sitz  mit  der  Gesamtvertretung  gemein 
haben.  Die  letztere  tritt  zu  gemeinsamen 
Beratungen  behufs  K^lung  der  den  Or- 
gtuiisationen  gemeinsamen  Angelegen- 
häten  nach  Erfordernis  zusmnmen.  Sie  ist 
dem  Gesamtparteitag  verant  wortlich ,  der 
auch  durch  eine  dreigUederige  Kommission 
mit  zweijähriger  Funktionsperiode  dauernd 
Kontrolle  übt  Als  ffir  die  Gäsamtpartei 
richtno^ebendes  Oi^n  fungiert  der  „min- 
destens in  jedem  zweiten  Jahre"  zusammen- 
tretende  „Gesamtparteitag",  dessen  Be- 
schickung unter  besonderer  Rücksichtnahme 
aof  die  nationalea  VertUUtnisse  in  den  ein- 
zelnen Wahlkreisen  geregelt  ist  „Aende- 
rungea  des  Parteiprogramms  sind 
ausschliefilich  (ihm)  vorbehalten." 
Im  übrigeq  erledigt  er  „die  Angel^enheiten 
der  Gesamtpartei  in  beziig  auf  Agi- 
tation, Taktik  und  Organisation'*, 
während  derartige  Fragen ,  „die  nicht  füi- 
alle  nationalen  Organisationen  gemeinsam 
sind ,  auf  die  Tagesordnung  der  Gesamt- 
parteitage nicht  gestellt  werden"  dürfen. 

Die  S.  in  Oesterreich  ist  zweifellos  in 
starkem  Aufschwünge  begrilTen.  An  einem 
sicheren  Maßstäbe  zur  Beurteilimg  ihrer 
ziffernmäßigen  Stärke  und  ihrer  Fortschritte 
seit  1888  hat  es  jedoch  bisher  mit  Rücksicht 
auf  die  höchst  verwickelte,  auf  der  Basis 
der  Interessenvertretung  beruhende  Wahl- 
ordnung für  das  Abgeordnetenhaus  des 
Reichsrates  gefehlt,  Wohl  wurde  nun  aller- 
din^  durch  das  am  14./ VI.  1896  verab- 
schiedete Wahlreformgesetz  den  vier  alten 
Wählerkurien  —  des  Großgrundbesitzes,  der 
Städte,  der  Handels-  und  Gewerbekammem, 
der  Landgemeinden  —  mit  ihrem  sehr  be- 
schränkten und  dabei  stark  differenzierten 
Wahlrecht  eine  fünfte  Kurie  des  all- 
gemeinen Wahlrechtes  angegliedert, 
in  welcher  auch  die  früher  vom  Wahlrecht 
Ausgeschlossenen  mit  den  alten  Census- 
wählern  zusammen  wählen.  Allein  dieses 
„allgemeine"  Wahlreciit  ist  nicht  auch  zu- 
gleich ein  durchgehendes,,  sondern  bloß  in 
einzelnen  Kronl&idein,  bezw.  Städten  di- 
rektes.   Will  man  also  die  Stärke  der 


einzelnen  Parteien  auf  Grund  ihrer  Stimmen- 
zahl  in  der  fünften  Kurie  ermitteln,  so  ist 
erst  eine,  natürlich  niemals  vollkommen  zu- 
treffende, Umrechnung  der  Wahlmänner  in 
einfache  Wählei'Stimmen  notwendig.  Und 
das  Gleiche  gilt  auch  von  den  l^dtagS' 
wählen.  —  Bei  den  allgemeinen  Reichsrats- 
wahlen im  März  1898  gelang  es  der  S.,  14 
von  den  72  Mandaten  der  neugeecbaffeaen 
V.  Kurie  zu  erringen  und  in  zahlreicbea 
Wahlkreisen  bedeutende  Minoritäten  zu  er- 
zielen. Beachtenswerter  noch  war,  daß  sich 
auf  ihre  Kandidaten  in  den  Wahlkreisen 
mit  direkter  Wahl  261  586,  in  den  fibrira?n 
6412  (Wahlmänner-),  im  ganzen  also 
etwa  500000  Stimmen,  d.  h.  10  ».'o  der  Ge- 
samtwähleranzahl vereinigten.  Die  Wahlen 
des  Jahres  1901  brachten  ihr  —  bei  aller- 
dings allgemein  geringerer  Wahlbeteitigqn^^ 

—  mir  Si91967  direkt  abgegebene  und  .isKt 
Wahlmännerstimmen,  was  etwa  insgesamt 
408000  Wähler  repräsentiert,  mit  H»  Man- 
daten. Eine  Reihe  von  Umständen  lassea 
jedoch  darauf  schließen,  daß  die  nächsten 
Reichsratowahlen  im  Frühjahr  I9if7 ,  die 
si^  nadi  Beseitigung  des  Knri^isygtema 
durch  die  eben  in  der  Verabschiedung  be- 
griffene WahlrefcH'm  auf  Grund  des  allge- 
meinen, gletcheo  und  direkten  Wahlrecht» 
Tollzielien  werden,  der  S.  einen  Behr  starken 
Stimmen-  und  Mandatszuwadis  einbringen 
werden.  So  vor  allem  das  —  im  Zusammeo- 
haoge  auch  mit  der  Wahlreformbeweguog 

—  sehr  bedeutsame  Anwachse  der  Färtca- 
pre^.  Im  Jahre  1896  bestand  diese  aus 
65  politischen ,  gewerkschaftlicben  und 
sonstigen  Blättern.  Nach  dem  Stand  vom 
l./VH.  1905  dagegen  zählte  sie  deren 
reits  133,  darunter  79  deutsche,  44  täche- 
chische,  18  polnische.  Sie  hat  steh  alsn 
innerhalb  eines  Jahrzehnts  raehr  aU  ver- 
doppelt Noch  bedeutsamer  ist,  daß  die  Ge- 
werkschaftsbewegung, in  den  letzten  Jahren 
ganz  außerordentlich  erstarkt,  in  engster 
Fühlung  mit  der  S.  steht  Von  den  133 
sozialdemokratischen  Blättern  sind  nicbt 
weniger  als  73  (44  deutsche.  24  tschechische, 
5  polnische)  Gewerkschaftsorgane.  Der  Mit- 
gliederstand der  „Berufagewerk- 
schaften"  ist  von  46606  im  Jahre  1892 
auf  189121  zu  Ende  Dezember  1904  ond 
236686  im  Dezember  1905,  seither  aber 
noch  weiter  gesti^n.  Neben  ihnen  speleo 
die  —  übrigens  ebenfeUs  ^roten^  allge- 
meinen Gewerkschaften  und  Ar- 
beiterbildungsvereinemitthren 
Mitgliedern  (Ende  1904)  eine  nur  gnringe 
Rolle.  Die  Einnahmen  sämtÜdiw  Omni* 
sationen  sind  von  985171  Kmneu  im  iahie 
1896  auf  3  392  970  Kronen  im  Jahre  liKU 
angewachsen,  fiervorzuheben  sind  schlteS- 
lieh  noch,  neben  dem  Eindringen  der  Sl  lo 
die  Verwaltung  zahlieiclwr  GxoB-  und  ikuf 
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kommunoD,  auc^  ihre  Erfolge  bei  den  Land- 
tags\rahlea  nunentlieh  ia  Mfthren,  Steier- 
mark xmd  Niederösterrach,  wo  sie  6,  bezw. 
2  trad  1  Mandat  erobert  haben. 

Innere  K&mpfe,  wie  sie  innerhalb  der 
deutschen  S.  sich  abspieleo,  sind  der  QstßT- 
reichischen  bisher  fremd  geblieben.  Zum 
guten  Teile  vohl  auch  deshalb,  weil  diese 
sich  an  Stärke  und  Bedeutung  mit  jener 
niokt  entfernt  messen  kann.  Stellt  man  nun 
aber  dieses  Kräfteverhältnis  der  Bewegung 
in  den  beiden  Nachbarreichen  fest,  so  mufi 
doch  andererseits  auch  darauf  hingewiesen 
werden,  daß  die  Osterreichische  S.  gegen- 
wärtig schon  einen  nicht  zu  unterschätzen- 
den Jdachtfaktor  darstellt,  dessen  Gewicht 
namentlich  durch  die  höchst  verworrenen 
innerpolitischen  Verhältnisse  des  Reiches  und 
die  nationale  Zerrissenheit  des  BQi^rtums 
nicht  wenig  gesteigert  wird.  Den  besten 
Beweis  hierfQr  liefert  gerade  die  eben  sich 
vollziehende  Wahlreforro,  durch  welche  die 
Grundlage  des  Reiches  eine  bedeutsame  Yei^ 
Schiebung  nach  der  demokratischen  Seite 
hin  erfährt 

Weibuis  unerheblicher  als  in  Oesterreich 
ist  die  Bedeutune  der  S.  in  Ungarn.  Vor 
allem  sdion  desbalbf  weil  hier  die  wirt- 
sdiaftliche  Ihtwickelung  vid  rückständiger 
ist  aJs  dort  I^n  aber  auch,  weil  die  ar- 
beitenden Klassen  in  Ungarn  einerseits  aller 
politischen  Rechte  bar  ünd  und  uch  anderer* 
s^ts  in  ihren  Oi^anisationshmtrebungen 
lücksichtsloser  Bepression  von  Seite  der 
Regierungen  ausgesetzt  sehen.  Diese  huldigen 
eben  noch  der  in  allen  Kulturstaaten  längst 
flberholten  Auffassung,  daß  die  sozialdemo- 
kratische Bewegung  von  einigen  „vaterlands- 
losen  Hetzern"  hervorgerufen  sei  und  also 
durch  Unterdrückung  der  Agitation  dauernd 
wirksam  selbst  unterbuoden  werden  k5nne. 
Soweit  demnach  in  Ungarn  von  einer  so- 
ualistischen  Bewegung  innerhalb  der  in- 
dustriellen Arbeiterschaft  die  Bede 
ist,  beschränkt  sie  sich  fast  ganz  auf  die 
Hauptstadt  Aus  dem  einüben  Grunde,  weil 
die  Industrie  vorwi^end  hier  konzentriert  er- 
scheint, während  in  der  Provinz  noch  immer 
die  kJeingewerfoliche  Produktion  vorherrscht 
Vorläufig  viel  emsthafter  und  bedeutungs- 
voller ist,  daß  seit  dem  Jahre  1891  in  den 
Komitaten  mit  Riesengrundbesitz  auf  der 
einen  und  landlosem  Agrarproletanat  auf 
der  anderen  Seite  eine  agrar sozialistische 
Bewegung  sich  bemerkbar  macht.  Beson- 
ders lebhaft  gestaltete  sich  dieselbe  im  Jahre 
1897,  in  welcliem  auch  der  erste  ungarische 
lAn^beiterkongrefl  stattfand.  Von  der 
R^ieruDg  mit  tülen  Kitteln  unterdrückt,  ist 
sie  seit  1901  neueidings  zum  Leben  er^ 
neht  und  wird  zweifellos  auch  weiterhin 
an  Cmbng  und  IntenutSt  zunehmen,  wenn 
sie  nicht  durch  .^rarreformen  und  aus- 


giebigen Schutz  der  Landarbeiter  ein^ 
dämmt  wird.  —  Im  Jahre  1903  hat  sich 
die  damals  reoiganisierte  sozialdemokratische 
Partei  Ungarns  ein  neues,  dem  der  öster- 
reichischen nachgebildetes  Programm  ge- 
geben, dessen  „praktische  Forderungen  sich 
natürlich  in  vielem  den  eigentümlichen  so- 
zialen,  politischen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen des  Landes  anschmiegen*'.  — 
Aehnlich  liegen  die  Dinge  auch  iu  Kroa- 
tien, wo  sich  im  Herbst  1894  die  sozial- 
demokratische Partei  auf  Grund  eines  dem 
Hunlelder  (s.  oben  S.  861)  anologen  Pro- 
gramms konstituiert  hat  und,  wie  es  scheint, 
auch  in  der  bäuerlichen  BOTÖlkerung  nicht 
ohne  Erfolg  amtiert 

e)  Belgien.  Einen  sehr  bedeutenden  Hacht- 
faktor  repräsentiert  die  S.  in  Belgien,  dem 
Uuaterlande  des  manchesteriichen  laberaliBrnns. 

früh  schon  inaehte  sich  hier  der  EinfloA 
des  franz&iscben  Sozialismos  geltend :  seit  1823 
lebte  und  wirkte  auf  belgischem  Boden  der 
einstig  Genosse  Babeufs,  Philippe  Bnoaa- 
rotti,  bemüht  eine  neue  egalitäre  Bewegang 
anzufachen;  neben*  nnd  nacheinander  waren 
hier,  bereite  vor  der  Febmarrevolution,  Saint- 
Simonisten  nnd  Fonrieriiiten  tätig.  Aach  Karl 
Marx  hatte  sich  nach  seiner  Aasweisung  ao» 
Frankreich  in  Brüssel  niedergelassen  und  übte  dort 
nnd  von  dort  aus  bedentsainen  EinllaO.  Zu  einer 
Massenbewegung  proletarisch-sozialistischen  Cha- 
rakters kam  es  jedoch  nicht  vor  1867.  Denn 
auch  der  „Verband  der  Genter  Arbeiter",  zn 
dem  sich  die  ersten,  wenige  Jahre  zuvor  in 
Gent  begründeten  Vereine  der  Weber  nnd  der 
Metallarbeiter  1860  zusammengeschlossea  hatten 
trug  keinen  eigentlich  sozialistischen  Charakter. 
Aach  lOste  er  sich  nach  knrzem  Bestände  auf: 
in  erster  Linie  infolge  der  durch  den  nord- 
amerikanischen  Sezessionskrieg  in  der  Center 
BaamwoUiodnstrie  gezeitigten  Krise.  Immerbin 
aber  hatte  diese  erste  Organisation  künftigen 
die  Bahn  anfeerissen^  nnd  als  die  Arbeiter- 
bewegung in  der  zweiten  B&lfte  der  60er  Jahre 
wieder  in  Fluß  kam,  gewann  sie  bald  unter 
dem  Einflasse  der  „Internationale"  (vgl.  d. 
Art.  „Incemationale  Arbeiterassoziation"  oben 
S.  127  fg.)  eine  ungeahnte  Ausdehnung.  Dift 
belgischen  Sektionen  nnd  FSderationen  der 
„Internationale",  die  unter  einem  „Zentralrat" 
standen,  der  direkt  mit  dem  Londoner  „Oeueral- 
rat"  verkehrte,  schlössen  sich  in  den  Kämpfen 
zwischen  dem  letzteren  und  Baknnin  diesem 
an  und  beteiligten  sich  auch  1873/76  au  den 
antonomistisch  -  anarchistischen  Kongressen  ia 
(3enf,  Brüssel  nnd  Bern.  Nach  dem  vollständigen 
Untergange  der  „Internationale"  fielen  di« 
meisten  Arbeiterrerb&nde  wieder  anseinander, 
und  die  sozialistische  Bewegung  schien  durch 
mehrere  Jahre  vollständig  erstorben.  Seit  dem 
Jahre  1880  nahm  sie  jedoch  einen  neaen  Anf- 
schwang,  und  5  Jahre  später  kam  es  in  Brüssel 
zur  Bildung  der  „Arbeiterpartei"  (Parti  ouvrier). 
In  dieser  verschmolzen  die  inzwischen  ent- 
standcDe  flamländische  Soziatistenpartei  und  der 
Verband  der  Arbeitervereine  und  demokratischen 
FSderationen,  aber  auch  eine  Rdhe  von  Organi- 
sationen gemäßigterer  Richtung,  die  sich  vo^ 
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«Uem  die  Wahinog  Ton  Bernfsinteresfleii  anee- 
Jegen  sein  ließen  oder  UntentützsDgBsweuce 
Terfol^ea.  Ihr.auf  deaKoBgaiO  von^turegnon 
<1894)  revidiertes,  Programm  «tlmmt  gmndäu- 
lieh  mit  dem  der  detiteehen  S.  überein.  Za- 

f leieh  aber  hat  sie  aach,  dem  englischen  Vor- 
Ude  Tomebmlich  folgend,  in  hohem  Uaße  den 
Gedanken  der  Selbsthilfe  and  der  fireien  Assozia- 
tion anfgenommen  und  sich  tob  dem  starken 
Idealisrnna  des  filteren  französischen  Sozialisrnns 
durchdringen  lassen.  Anf  der  sehr  intensiven 
Pflege  and  geradezu  masterbaften  Leitung  tob 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaftea  aller 
Art  sowie  Ton  HUfe>  und  DntentatsmigBTereiDen 
-auf  Gegenseitigkeit  bemht  auch  der  zähe  und 
schwer  lOslMure,  weil  auf  der  Gemeinsamkeit  bft> 
sonderer  wirtscbaftUeber  and  Besitxwlnteressen 
blasierte  Zusammenhang  der  Mitglieder  inner- 
lialb  der  einzelnen  Organisationen  and  in  weiterer 
l^olge  der  Gesamtpartei  —  ein  Zasammenhang, 
wie  ihn  potitiBche  Interessen  allein  niemau 
schaffen,  and  der  auch  der  Arbeiterschaft  Be- 
friedigung ihrer  nnmittelbareu  Bedürfnisse  des 
Tages  bietet.  Dies  ist  auch  —  abgesehen  von 
allem  anderen  und  namentlich  tob  den  schlimmer 
als  anderwärts,  weil  zu  absolut  freier  Ent- 
wiekelnng  gelaagtoi  AaswOchsen  unserer  Pro- 
^aktionsweue  —  mit  du  flanp^nrad  des  raschen 
Anfscbwunges  der  hellsehen  S.  Zugleich  aber 
bildet  sie  mit  einen  wichtigen  Erklfimngsgrund 
für  die  auf  den  ersten  Blick  befremdliuie  Tat- 
sache, daß  die  parlamentarische  Machtstellnng 
nicht  nnr,  sondern  auch  die  Erfolge  derselben 
J)ei  dea  Parlaments  wählen  seit  1894  keine 
nennenswerte  Terstfirkang,  ja  Tielmehr  eher 
einen  Rückgane  zu  Terzeirlnen  haben.  Bei  den 
am  I4./X.  1894  erstmals  nach  allgemeinem  — 
wenn  auch  nicht  gleichem,  sondern  durch  ein 
PlnralTotum  des  Besitzes  und  der  Bildung  in 
konservatiTem  Sinne  abgMchwBchtem  —  Stimm- 
recht Towenommenen  äunroerwaUen  Terelnigte 
die  Arbeiterpartei  rand  300000,  d.  h.  etwas 
weniger  als  V«  -aller  Stimmen  auf  ihre  Kandi- 
daten, TOB  denen  sie  auch  28  (von  160  Abge- 
ordneten) darchbrachte.  Die  Teitemeuerungs- 
wablen  tob  1896  und  1898  brachten  ihr,  wenn 
schon  nicht  mehr  Handate,  so  doch  weiteren 
bedeutenden  Stimmenzuwachs.  Unter  den  lüs 
sozialistisch  bezeichneten  Stimmen  befand  sich 
aber  ein  gut  Teil  bOrgerlich- radikaler  und 
so^  liberal«:.  Nun  träbt  einerseits  die  Ent- 
Wickelung  des  socialistiscbeB  Genoesenschafts- 
und  Gewer^haftswesens  das  Eleinbttrgertam 
Immer  mehr  in  das  konserrative  Lager,  und 
andererseits  ist  i.  J.  1900  dos  System  der  Mehr- 
heitswahlen  durch  ein  solches  der  Proportlonal- 
TertretBBg  ersetzt  worden.  Dieses  hinwiederum 
hat  eine  Wiederbelebung  des  Liberalismns  and 
Radikalismus  auf  Kosten  der  herrschenden 
Klerikalen  znr  Folge  gehabt  und  eben  deshalb 
jene  früher  für  sozialdemokratische  Kandidaturen 
stimmenden  Wähler  diesen  entfremdet  So 
kommt  es  denn,  daß  die  bei  drä  Wahlen  Ton 
1902  TOD  der  ArbeitMiiartei  erreiehte  Stimmen- 
zahl TOB  nmd  304000  auch  bei  den  seither  bi 
den  Jahren  1904  und  1906  sUttgefnndeBeB  Teil- 
emeneraoffswablen  so  gnt  wie  gar  keine  Za- 
nabme  antznweisen  hatte.  Gegenwärtig  sfihlt 
die  Partei  in  der  Kammer  31  Vertreter  (TOn  im 
ganzen  166),  im  Senate  6. 

d)  Holland.  Ton  Belgien  ans  wurde  der 


Sosialismus  schon  1868  auch  nach  HoUud  er- 
tragen. Auch  hier  entwickelte  sich  die 
mgung  im  Ansehlnsie  an  die  ^iBtenatiuatlf' 
und  parallel  zu  deren  Aufschwung;  nnd  asrh 
hier  und  sie  mit  derselben  ihr  sutweüiges  End* 
Seit  1878  kam  sie,  insbesondere  durch  die  .^i- 
tation  Domela  Nieawenhuis'  wieder  in 
Fluß  und  führte  zur  BegrfiBdung  des  .Sozitl- 
demokratischen  Bundes".  Ihre  Tragweite  wu 
jedoch  sehr  gerinj^.  Vor  allem  schon  wem 
der  Räckständigkeit  groHindastrieUw  Entwidc^ 
Inng  des  Landes,  weiter  machte  sich  hüdiii 
hemmend  avch  der  Ksagel  politischer  Bererli- 
tignng  der  Massen  geltend,  da  mit  Rüeksichr 
auf  den  hcrfien  Wahlzensni  jeder  Vemkk 
politischer  Agitation  uwemdn  enehweit  war  nn^ 
der  Oedanke  an  eine  Erobenmg  der  ptditiachoi 
Macht  TOB  Tomherein  anssiehtalos  endiehMii 
mnilte.  Gerade  dieser  Umstand  aber  mti^t' 
hinwiedenun  Streitigkeiten  Über  die  tmn 
haltende  Taktik,  die  im  Deaember  ISU  O' 
offener  Spaltung  führten.  Ein  der  Partei 
wollte  nämlich  alle  Kraft  aof  die  Erlugaiie 
einer  Wahlrechtserweiterang  xerw enden.  Di- 
Mehrheit  hingegen,  mit  den  zum  Anar^ismD> 
hinneigenden  Domela  Nienwenhais  am 
Cornelissen  an  der  Spitze,  perbomszienr 
den  politischen  Kampf  als  m  langwierig,  l*» 
„BeTolntionärat"  oder  „AntiparlaMBtorier*  m 
eiiiigtensichzum„SozialisteBbQnd''.  DiesaeMio- 
nistische  Minderheit  dagegen  begründete  ihm 
seits  am  88./VIII.  1894  ^e  auf  dem  Bodes  i'> 
Marxismus  stehende  „sozialdemokratisciie  Ar- 
beiterpartei in  den  Niederlanden",  welche  seiikr 
begünstigt  auch  dorchdie  zunehmende  bidiiiitnaLi- 
sierung,  unter  den  niederländischen  SoziaJiner 
stetig  an  Boden  gewonnen  bat,  während  litgasi 
sation  nnd  Zahl  da-  .AntipariunatsnickD 
Kommunisten"  in  gldtAen  midte  md  wei 
innerhalb  der  Us  £nde  der  90er  Jahre  ebeiltU* 
ananliistisck  starit  beeinHiittten  Gewerlackiftv 
bewegnng  zurückgegangen  sind.  —  InsiriKbro 
ist  1897  ein  neues  Wahlg^tz  TerabK^icdfi 
worden,  durch  welches  die  w%U«xahl  mebr  a>* 
Terdoppelt  wurde.  —  Seither  hat  die  nieder- 
ländische S.  unnnterbrochene  Foitacbritte  n 
Terzeichnen  gehabt.  Bei  iat  am  Ib-i^l  l*^ 
erstmals  nach  der  Verabeehiednng  der  WiU- 
reform  statigefundenen  Wahlen  hat  se  in 
29  Wahlkreisen  11000  Stimmen  snfgebrulit 
nnd  —  bei  dm  StidiwaUen  ^erdiags  mt  - 
3  Mandate  erobert  Die  NevwaUen  von  1Vi)> 
brachten  ihr  weitaus grOßereSrfblge :  in  äl  (vui 
kreisen  Über  38000  Stimmen  nnd  7  Kudsmt 
sitze.  Die  Zahl  ihrer  Vertreter  ist  socb  nvh 
den  Wahlen  tob  1905  unTerändsit  e^ltf^- 
dafür  aber  ist  die  Zahl  der  socialiitLVbfD 
Stimmen  bei  denselben  auf  85743  geiöif^ 
—  Zweifellos  verdankt  die  Partd  dieK  m- 
folge  vornehmlich  ihrem  auf  dem  &DOgT«C  t* 
Amheim  (Ostern  1897]  bescUoesenen  A^nrpn- 

rimm,  MS  in  fügenden  FordoviRn  ppwt 
„Das  Paehtprinzip  ist  dahin  abralBdm.  «<• 
nur  Pocht  vom  Beingewinn  n  s^ea  iH-  ^^ 
also  kein  Gewinn  endelt  worden,  so  bsi  «' 
Grundbesitzer  fc«n  Becht  nvf  eina  Psefcut» 
2.  Die  Pachtsunme  darf  nicht  der  freita  l» 
kurrenc  Überlassen  bleiben,  Suaden  mnil 
festen  Prinzipien  durch  kommunale  Pubtkoi- 
missionen  featgeetellt  werden.  GesetsIidwUB 
fOhmng  dies»  PafththominlwioMB  ini»^' 
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wendig.  3.  üngfiltigkeitserkläning  aller  Kon- 
trabte, bei  denen  der  Grundbesitzer  das  Betriebs-  ^ 
risiko  dein  Pächter  Qbertrajgrti.  4.  Ansdehniug  ^ 
des  Enteignnngarechtes  der  Gemeinden  znm  ' 
Behnfe  der  Aüsdehnnng  des  koannanalen  Grand-  < 
besitses."  Im  übrigen  stimmt  das  Programm  I 
der  hollSndischen  S.  ebenfalls  mit  dem  der  ; 
dentscben  Qberein. 

e)  Die  skandiiUTiBchen  Iiänder  und  Fln-  < 
land.  Unter  allen  skandinaTischen  Ländern 
bat  zner^t  Dänemark  eine  sozialistische  Be-  : 
wegnDg  anfzoweisen  gehabt,  nämlich  bereits  i 
1871.  Die  beginneode  Agitation,  die  nicht  nn- 
bedentende  EniAge  erzielt  haben  soll  nnd  aach  > 
nach  Norwegen  hinübergreifen  zn  vollen 
acbiea,  wurde  jedoch  schon  im  nächsten  Jahre 
einerseits  durch  energische  Repression  seitens 
4er  Begiening  nnd  andererseits  durch  Zwistig- 
kdten  innerhalb  der  jungen  Partei  selbst  für 
lange  Zeit  hinaus  lahm  ^legt.  Ueberdies  ab- 
sorbierte der  Kampf  zwischen  dem  antiparla- 
mentarischen Ministerinm  Estrup  nnd  der  libe- 
ralen Parlamentsmehrheit  alles  politische  loter- 
esse  audi  der  Arbeiterschaft.  Erst  in  den 
80er  Jahren  setzte,  zweifellos  auch  mit  nnter 
dem  I^drucke  des  18^  in  Kopenhagen  ab- 
g^altenen  Kongresses  der  deutschen  S.,  die 
Agitation  wieder  lebhafter  ein  —  um  dieselbe 
2m%,  als  auch  in  Schweden  nnd  Norw^;en  eine 
sozialistische  Klassenbewegnug  innerhalb  der 
Arbeiterschaft  sich  bemerkbar  machte. 

Den  grOltten  Aufschwung  hat  die  S.  bisher 
in  Dänemark  zn  verzeichnen  gehabt.  Wohl 
liegt  auch  hier  ihre  eigentliche  Stärke  in  der, 
zu  mehr  als307o  gewerkschaftlich  organisierten, 
industriellen  ArMiterscbaft  insbesondere  der 
Hauptstadt.  Es  ist  ihr  aber  auch  bereits  ge- 
Imgea,  in  erheblichem  HaQe  unter  den  l&nd- 
licben  Ari>eitem  festen  Fnü  zu  fassen.  Ihre 
politische  Organisation  zählte  Mitte  1890  109 
Vereine  mit  rund  14000  Mitgliedern.  Im  Ver- 
laufe eiues  Jahrzehnts  haben  sich  dieselben  auf 
200  Vereine  mit  37000  Hitgliedern  vermehrt. 
Noch  bedeutsamer  ist  die  gewerkschaftliche 
Entwicklung.  Die,  in  engster  Fühlung  mit  der 
politischen  Parteiorganisation  befindliche,  ge- 
werkschaftliche Landeszentrale  be- 
stand Ende  1904  aus  47  Verbänden  mit  964 
Zweigrerduen  nnd  14  Ortlichen  Oeweritschaften, 
die  insgesamt  einen  HitgUedeniland  von  67  SOS 
anfwiesen,  während  8  verlade  und  22  Lokal- 
organisationen mit  zusammen  22285  Mitgliedern 
aaUerhalb  der  Landeszentrale  stehen.  Ent- 
^rechend  groB  haben  sich  denn  auch  die  poli- 
tischen Erfolge  der  dänischen  S.  gestaltet.  Die 
TOD  ihr  bei  den  Wahlen  zum  Folkething  (Ab- 
geordnetenhaus) erreichte  Stimmenzahl  ist  von 
1296  i.  J.  1881  auf  Uber  76O0O  St.,  rund  25«/« 
aller  abgegebenen  Stimmen,  im  Mai  1906  ge- 
stiegen. Und  in  der  Zeit  von  1884—1106  hat 
•ich  die  Zahl  ihrer  Vertreter  von  2  auf  24  (von 
iwuesanc  114}  rennehrt.  Gegenwärtig  sitzt 
auch  1  Sozialdemokrat  im  Landesthing  (Senat). 
Mit  einen  Haitstab  zur  Beurteilung  der  Fort- 
schritte der  Bewegung  bildet  auch  die  Zunahme 
der  sozialdemokratiecben  Presse.  In  dieser  ßich- 
tnog  ist  nun  festzuhalten,  dall  neben  dem  flanpt- 
organ  der  Partei,  dem  „Socialdemokrat",  noch 
weitere  21  politische  Tagesblätter,  ferner  2  poli- 
tisdie  Wochen-  und  32  gewerkschaftliche  Blätter 
«rsdieiiien. 

Waiteibsoh  4«r  VoUswIrtscbaft.  U.  Anfl.  Bd.  II. 


Von  weitaus  geringerem  Belange  ist  die  Be- 
wegung in  Schweden.  Nicht  bloß  wegen  des 
Torwi^nd  agrarischen  Charakters  der  Tdka- 
Wirtschaft  und  der  T«rh&ltnismftfiig  unbe- 
deutenden städtisch  groQindnstriellen  ^twicke- 
Inng,  sondern  anch  wegen  der  Einengung  der 
politischen  Agitation  durch  das  hohe  Zensns- 
wahlrecbt.  Hit  Rücksicht  hierauf  ist  denn  anch 
der  Sozialismus  hier  noch  nicht  zu  eigentlicher 
Verseltratändigung  gelangt,  sondern  sieht  sich 
zunächst  darauf  angewiesen,  der  Erlangung  des 
allgemeinen  Stimmrechtes  im  Vereine  mit  der 
bürgerlichen  Demokratie  zuzustreben.  Eben 
deshalb  fehlt  es  auch  an  einem  sicheren  MaJt- 
stab  zur  Beurteilung  der  Parteistärke. 

Äehnllch  wie  in  Schweden  ist  es  schließlich 
auch  in  Norwegen  um  die  Vorbedingungen  ffir 
eine  proletariscb-sozialistiBche  Klassenbewegung 
bestellt.  Immerhin  begegnen  wir  jedoch  Ansätzen 
zn  einer  solchen  bereits  seit  dem  Beginne  der 
90  er  Jahre  des  abgelaufenen  Jahrhunderts.  Nach 
der  Einführung  des  allgemeinen  Wahlrechtes 
(1898)  hat  sie  mit  größerem  Nachdrucke  ein- 
gesetzt Daß  die  Partei  bei  den  Storthii^s- 
wahlen  tou  1900  bloß  7440.  i.  J.  1903  aber  be- 
reits an  3UO0O  SUmmen  erzielte  und  4  ^mmra- 
sitze  eroberte,  erklärt  sich  wohl  auch  ans  ihrem 
i.  J.  1902  ansgearbdteten  Agrarprogramm.  In 
diesem  wird  vor  allem  gefordert:  Die  Feathal- 
tung  und  möglichste,  anch  im  Enteignnngswege 
anznstrebende ,  Ausdehnung  des  Sffentlicboi 
(staatlichen  nnd  kommunalen)  Grundbesitzes,  der 
wenn  er  nicht  direkt  bewirtschaftet  würde,  Ge- 
nossenschaften oder  Einzelpersonen  zn  (staatUch 
oder  gemeindlich  kontrollierter)  Selbst-  nnd 
Allein  bewirtschaf tung  gegen  niedrige  Abgaben 
überlassen  werden  soll;  dann  aber  auch  Staats- 
und  Gemeindebilfe  zum  Ankauf  oder  mr 
]^tschiildiuiff  bäuerlicher  SteUen;  Schnta 
derartiger  Wirtschaften  gegen  Zwangsvoll- 
streckung aus  Forderungen  von  i^Tatglftubigran. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Bewegung  in 
den  skandinavischen  Dindem  sei  auch  deijenigen 
'  in  F Inland  gedacht,  deren  Anfänge  auf  1874 
zurückdatiert  werden  kennen,  die  aber  erst  1900 
'  auf  dem  Kongreß  zn  Abo^  auf  Basis  eines 
'  marxistischen  Programms  sich  verselbständigt 
^  hat,  während  bis  dahin  die  Arbeiter  mit  dem 

(radikalen  Flügel  der  f  iniseben  (im  Gegen- 
satz ztir  konservativen  schwedischen)  Part« 
'  zusammengegangen  waren. 

f)  Italien.  Auch  in  Italien  kann  Ton 
•  einer  sozialistischeu  Bewegung  modernen 
'  Charakters,  d.  h.  marxistischer  StruktOE, 
'  erst  seit  etwa  einen  halben  MeDSchenalter 
'  gesprochen  werden.  Nicht  daß  es  hier  vor- 
her  an  sozialistischen  Denkern  gfiazlich  ge- 
t  fehlt  hätte.  Es  sei  nur  an  Carlo  Fisacane 
,  (22.'IV.  1818— 2./Vn,  1857)  und  dessen 
t  ,,Sa^o  BuUa  rivohizion^  erinnert.  Alldnder 
'.  SoziatismuB  konnte  insolange  in  den  Massen 
-  keinen  Eingang  finden,  als  die  italienische 
^  Volkswirtschaft  aus  der  aj^ikolen  Selbst- 
genfigsamkeit  und  dem  Stadium  klänbflrger- 
^  lich-gewerblicher  Produktion  nicht  heraus- 
.  getreten  war.  Gewiß,  es  hat  auch  früher 
r  schon  an  BuDgerrevolten  in  verschiedeQen 
Teilen  der  HalbiDsel  nicht  gefehlt.  Solche 
[.  Öö 
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kommen  ja  axich  gegenwärtig  nicht  gar 
selten  vor.  Im  Jahre  1893  Haben  sie  in 
^c^ien  sogar  riesenhafte  Diroensionen  an- 
genommen. Allein  derartige  Verzweiflungs- 
anBbrfiche  dner  auf  das  ftu^rste  verelendeten 
SDisse  liaben  mit  dem  Sozialiamns  nichts 
zutun.  Ebensowenig  sind  diesem  die  ladikol- 
d«nokiatischen  Or^isationen  Mazzini- 
sdier  Observanz,  wie  eoliAie  schon  seit  1S48 
auch  unter  der  ArbeiterfoevOlkernng  be- 
gründet wurden,  zuzuzähi«i.  Nickt  viel 
hat  endlich  der  AnsdiluB  dniger  Arbeiter- 
gesellschaften an  die  international^'  zu 
bedeuten  gehabt;  ganz  abgesehen  davon, 
daß  von  einer  EinigReit  innerhalb  der  italie* 
nischen  Föderationen  und  Sektionen  nicht 
viel  zu  merken  war  und  dieselben  schließ- 
lich dem  Anarchismus  zufielen.  Dagegen 
sind  die  Bestrebun^n  zur  BegrQndung  einer 
unabhängigen  politischen  Arbeit^-^rtei  mit 
sozialistischem  Prc^^mm  seit  der  Mitte  der 
80  er  Jahre  ernsthafter  zu  nehmen.  Sie 
führten  auch  schließlich  auf  dem  Kongreß 
zu  Genua  (14.— 15./Vm.  1892)  zur  Begrün- 
dung der  italienischen  Arbeiterpartei  (^Par- 
tito  dei  lavoratori  italiani**),  die  auf  dem 
nfichstfolgenden  Kongreß  zu  Reggto  nell' 
Emilia  (8.— lO./IX.  1894)  den  Namen  „Par- 
tito  socialista  dei  lavoratori  italiani"  an- 
nahm und  sich  ein  zwar  unbediu^  sozia- 
listisches, keineswegs  jedoch  marxistisches 
Programm  gab.  Eine  Wandlung  der  Struk- 
tur der  Partei  in  der  Richtung  zum  evo- 
lutionistischen  Marxismus  bedeutet  zweifellos 
der  fünfte  Kongreß  zu  Bolo^a  (1897).  Von 
den  Beschlüssen  desselben  ist  zunScIist  die 
Besolution  hervorzuheben:  „Die  politische 
Tätigkeit  der  Partei  kann  von  der  ökono- 
mischen nicht  getrennt  werden.  Es  ist  die 
letztere,  die  der  Partei  ihren  Klassen- 
duuakter  verldht  und  ihr  den  revolutionftren 
Cbwakter  bewahrt'*  Die  flkonomische  Tftlig- 
keit,  wdche  das  Barteiprogramm  demgemAB 
fingert,  soll  Iflr  das  industrielle  Proletariat 
bestehen:  1.  in  der  Teilnahme  an  den 
Aenßernngen  des  Ökonomischen  Kampfes, 
Unterstützung  von  Strikes,  Oewerkschuten, 
Bozialistischer  Agitation  unta*den  ökonomisch 
organisierten  Arbeitern;  2.  in  der  Agitation 
für  eine  Ärbeiterschutzgesetzgebung,  vor 
allem  für  Frauen  und  Kinder.  Von  größtem 
Interesse  ist  auch  die  Stellungnahme  des 
Kongresses  zur  Agrarfrage.  Er  umschrieb 
n&mxich  ,^usgehend  von  der  Ueberzeugung, 
der  kleine  Grundbesitz  sei  natumotwendig 
zum  Untergang  verurteilt",  die  Aufgabe  der 
Partei  ihm  gegenüber  dahin,  daß  die  letztere 
sich  auf  die  Hervorhebung  der  Uisachen  zu 
beschränken  liabe,  ,,welche  die  Konzentration 
des  Kapitals  und  aie  daraus  folgende  Pro- 
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letarisierung  der  kleinen  Gmndbe^tzer  her- 
vorrufen." Im  Übrigen  müsse  das  Augen- 
merk auf  die  Gi^;anisatiQn  der  Iftndlichoa 
Arbeiter  gerichtet  werden.  Es  seien  dem- 
nach anzustreben: 

1.  »Gewerkschaftliche  OiganiaatiooeD 
unter  den  Tagelöhnern  zu  dem  Zwedre^ 
a)  die  Kontrakte  mit  Anteil  des  Arbeiters 
am  Produkt  in  Eontrakte  mit  Geldlohn- 
zablung  zu  mwandeln ;  b)  ländliche  Sdüedft- 
gerichte  zu  erlangen ;  c)  cUe  Axiieitszät  ho^ 
abzusetzen  und  die  Löhne  zu  ^Gheo; 

2.  Gewerkschaften  unter  den  Eontrakt- 
arbeitern  zum  Zwecke  der  Terbeesenmg  und 
Verteidigung  der  Kontrakte: 

3.  Crewerkschaften  unter  den  Tdlpächtan 
zum  Zwecke  der  Reduzierung  des  AnteiU 
des  Grundbesitzers  auf  ein  gerechteres  MmS 
und  Festsetzung  eines  Minimums,  das  dem 
Teilpächter  auf  jeden  Fall,  unabhängig  vom 
Ertrag  der  Ernte,  bleiben  muß,  um  ihm 
und  seiner  Familie  das  Notwendigste  zu 
sichern." 

Doch  hat  die  Partei  kein  ednhntlicfaes 
Gefüge  aufzuweisen.  Es  stehen  einander 
feindselig  gegenüber:  die  Reformisten, 
von  Filippo  Turati,  dem  Herausgeber  d«- 
,.Critica  sociale",  geführt,  die  um  der  Er- 
zielung sozialer  Reformen  willen  einem  Zn- 
sammengehen und  Zusammen  wiiken  aucfa 
mit  bürgerlichen  Parteien  und  den  bürget^ 
liehen  R^;{eruogen  das  Wort  reden;  die 
Sindacalisten  mit  Artiu*  Labriola. 
die  für  die  schärfste  Betonung  des  Prinzipe 
des  Klassenkampfs  und  demgem&B  me 
Zurückdrftngting  der  politisch -patiamenta- 
rischen  Betätigung  der  Partei  zugnnstra  ge- 
werkschaftlicher Or^isatton  des  Pnwe- 
tariates  fordern;  scmießlich  die  Integra- 
listen  unter  Enrico  Ferri,  die  (digleidi 
eben&lls  anüreformistisdi  und  vor  aUem 
antiministeniell  eine  vermittelnde  BoUe 
spielen.  Aber  auch  innerhalb  dieser  awei 
letzteren  Gruppen,  die  nch  b^de  als  ,je- 
volutionäi"  bezeichnen,  fehlt  es  nidit  aa 
Meinungsverschiedenheiten.  Nadidem  sie 
schon  den  VII.  Eongreß  von  Imola  0^02) 
beschäftigt  hatten,  fahrten  eie  auf  dem 
nächsten  Parteitage  zu  Bologna  (1904)  zu 
neuerlichen  heftigen  Zusammenstößen,  die 
mit  der  Niederlage  der  Reformisten  endigten. 
Doch  dauerte  einerseits  die  Fehde  zwiMhen 
den  koalierten  Revolutionären  und  anderer- 
seits zwischen  diesen  und  den  ADfaflogera 
Turatis  fort  Sie  ist  auch  diiroh  deo  jüng- 
sten Kongreß  zu  Rom  (6.— 87X.  1906)  zo 
keinem  Abschluß  gebracht  worden. 

Was  die  äußeren  Fortschritte  der  Pitä 
betrifft,  die  mehr  als  anderwärts  auch  Teile 
der  ländlichen  ßevölkening  sich  anziigliedeni 
verstanden  hat,  so  werden  sie  dtuvh  foi- 
gende  Daten  gekennzeichnet.  £s  betrag 
die  Zahl  sosiuistischer  Stimmen  bei  deo 
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Kammerwableii  von  1892  :  26000;  1897: 
13500U;  1900:  rund  165000;  liK)4:  über 
:W1000;  diejenige  der  sozialdemokratischen 
Ab^rdoeten  in  diesen  Jahren  aber:  6,  16, 
32^  32.  Kach  dem  dem  letzten  Parteitag 
unterbreiteten  Berichte  des  Zentralsekre- 
tariates zfthlte  femer  die  Partei  am  3(UVL 
1906  in  1349  Sektionen  41264  organisierte 
Üiiglieder^  daninter  15000  aus  der  Emilia. 
Endlicii  gibt  es  zurzeit  in  Italien  104  sozia- 
liBtische  BlStter,  die  jedoch  nur  zum  Teil 
PsrteibUttter  sind,  d.  h.  den  I^trteiorgani- 
sationoi  gehören. 

g)  SpaatoiHFoTtagaL  Aehnlidi  wie  in 
Italien  tot  den  80er  Jahren  Isgen  und  liegen 
noch  hente  die  Verhältnisse  auf  der  pyrenäiscEen 
Halbinsel.  Die  Znrttckgebliebenheit  der  wirt- 
•cbiiftlichen  Entwickelnng,  die  Konflniemng 
der  Torhudenen  Oroßindnstrie  in  wenigen 
Zentren,  die  Unbildnn^  und  Yerelendnng  der 
Hassen,  die  Lebhaftigkeit  der  politischen  Partei- 
k&mpfe  haben  eine  krftfdge  nnd  sielbewnflt 
orgauiderte  Arbeicerbewegnog  aaf  sonaliKtischer 
Basis  bisher  weder  in  Spanien  noch  in  Portugal 
anflummen  lassen,  sondern  hfichstens,  gefordert 
noch  duch  das  romanische  Temperament, 
einen  gQnstigen  Boden  fQr  den  Anarrhiumns 
vorbereitet  In  der  Tat  spielte  dieser  hier  schon 
mr  Zeit  der  ^ Internationale"  die  Hauptrolle 
nad  er  scheint  in  Spanien  aach  hente  noch 
dem  Sozialisnina  emstaaft  den  Bang  streitig  zn 
machen.  Seit  1874  waren  Qbrigens  beide  sozialre- 
Tolntion&ren  Bichtnngen  gleich  harter  Bepression 
aosgeseut.   Die  sozialistische  Propaganda  be- 

gsnn  erst  wieder  i.  J.  1S78,  nnd  zwar  mit  der 
üdnng  eines  ^helmeo  Verbandes.  Im  J.  1882 
konstitniene  sich  jedoch  die  sozialistische  Ar- 
beiteipartei  aSea.  Ihr  Programm  beruht  seit 
dem  Kongreß  Ton  Barcelona  (23.— 857VUI.  I8H8) 
im  wewntlichen  anf  marxistischer  Grundlage. 

h)  Di«  Balkanstaaten  (Bulgarien, 
Qriechenland,  Serbien,  Bnmänien).  Bei 
der  BQckständigkeit  ihrer  industriellen  Ent- 
«idielQDg  ist  es  nur  BelbstTerstindlich,  daß  in 
sämtlichen  BalkanlSndem  der  Sozialismus  es  bis 

S'  !Ut  za  keiner  irgendwie  in  Betracht  kommen- 
en  Bedeutung  hat  bringen  kOnnen.  Allerdings 
existiert  seitlSUl  eine  .bulgarische  sozia- 
listische Partei",  die  aieh  im  Juli  1894  auf 
«ine  dem  Erfurter  Pnwremm  nachgebildete 
Frinztpienerklamng  geeinigt  hat.  Doch  besteht 
aie  Torwiegend  ans  ^KehOrigen  der  besitzenden 
nnd  gebildeten,  mit  den  Oedankenreihen  des 
westläudischen  Sozialismus  rertrantenBoni^eoisie 
(Professoren  nnd  Studenten),  politischen  Strebern 
nnd  eingewanderten  fremden  Arbeitern.  Daß 
de  bei  den  Sobranjewahlen  von  1902  die  nicht 
vnbetricbtliche  Anzahl  von  rund  aOuOO  Stimmen 
erziele  and  7  ihrer  Kandidaten  dnrchgebracht 
hat,  beweist  —  so  gering,  absolut  genommen, 
diese  Ziffern  auch  sind,  nichts  fttr  ihre  relative 
Stirke.  Denn  ein  gut  Teil  der  fflr  sonalistische 
Kandidaten  abgegebenen  Stimmen  rekrutierte 
nch  ans  dem  kleinbQrgerliehen  Lager,  llebrigeus 
ist  bei  den  Wahlen  von  die  Ziffer  der 
sozialdemokraüscben  Wähler  anf  9000  zurSck- 
gegangen  nnd  kein  einziger  Sozialist  incher  Kan- 
diiUt  dttrehgedrangen.  Im  J.  190i)  hat  sich 
mmUm  die  nlganiohe  8.  gespalten:  in  eine 


„revolntinnftre"  (orthodox-marxistische)  nnd 
eine  „opportunistische"  (revisionisusche) 
Ürnppe  —  wohl  der  beste  Beweis  dafür,  wie 
sehr  noch  die  sozialistische  Bewegung  in  Bul- 
garien „anempfnuden"  ist  imd  wie  wenig  sie 
als  Massenbewegung  in  Betracht  kommt.  — 
Noch  unbeträchtlicher  ist  die  Bedentnng  ^ 
Sozialismus  in  Qriecbenland,  Serbien  nnd 
Rumftnien.  Die  von  der  rumänischen  R^e- 
mns^  mit  Hochdmck  geforderte  industrielle  Ent- 
wickelnng wird  aber  wohl  in  dem  letztgenannten 
Lande  in  absehbarer  Zeit  auch  eine  emsthaft 
zn  nebmende  Arbeiterbeweg^ung  sozialistisch- 

Eroletarischen  Charakters  zeitigen.  Ansätze 
ierzn  zeigen  sich  schon  jetzt  Anf  einer  in 
Bukarest  in  der  Zeit  vom  26.— 28./V1II.  1906 
stattgefnndenen  Konferenz  der  gewerkschaft- 
lieben anf  sozialistischem  Bodmi  atehendmi  Ge- 
werkschaften waren  bereits  36  Organisationen 
mit  4366  Mitgliedern  vertreten.  Zudem  ist  es 
möglich  und  sogar  wahrscheinlich,  daß  ebenso 
wie  der  ungarische  auch  der  erst  1864  (6.  v. 
14.^26./ VIII.)  vom  gntsherrlichen  Neins  befreite 
rumänische  Bauer  sich  in  erheblichem  Maße 
agrarsozialiritischen  Agitationen  zngänglicb  er^ 
weise,  falls  nicht  dnrch  energische  Agrarreformen 
seinem  Elende  nnd  seiner  Ausbeutung  durch 
die  Oroß»nndbesitzer  Maß  nnd  Ziel  gesetzt 
werden.  Was  er  bej^bren  wird,  wird  jedoch 
kaum  der  EoUektivumnz  sein,  sondern  ein 
„Ackergesetz d.  h.  eine  ZnteilnuR  von  Onmd 
und  Boden,  wie  solche  sdt  1864  wiederholt  schon 
vorgekommen  sind. 

i)  BuTslaad.  In  Rußland  hat  es  nie- 
mals an  revolutionären  Umtrieben  gefehlt. 
Eine  sozialistische  Bewegung  im  westeuro- 
päischen Sinne  hat  jedoch  bis  vor  etwa 
anderthalb  Jahrzehnten  nicht  existiert  In 
den  90er  Jahren  des  abgelaufenen  Jahr- 
hnnderts  erst  b^ann  sich  hierin  eine  Wand- 
limg  zu  vollziehen,  nnd  ihr  erstes  weit- 
hin sichtbares  Anzeichen  war  der  Massen- 
ausstand  der  Petersburger  Arbeiter  im  Früh- 
jahre 1896.  Diese  drei  Tatsachen  werden 
sehr  leicht  erklärlich,  wenn  man  einen  Blick 
anf  die  besondere  russische  Elntwickelung 
wirft  Bis  zum  Jahre  1861  war  die  un^ 
henerste  Mehriieit  der  BevAlkerung  leib- 
eigen. MeDschen  aber,  denen  der  Personen- 
cluurakter  fehlt,  kSnnen  unmöglich  zum 
Sozialismus  gelangen.  Von  vomoefein  also 
war  diesem  virtuell  nur  dne  lüune  Mi- 
norität zugänglich.  Aus  diesw  wieder  waren 
natürlich  das  BDiKertum,  der  Beamtenstand 
und  der  Elems  als  Gtesamtheiten  auszu- 
scheiden, während  eine  industrielle  Arbeiter- 
schaft, b«i  der  bis  in  die  neueste  Zeit  sehr 
geringen  industriellen  Ent  wi  ekel  uDg  Rn  Blands, 
Oberhaupt  nicht  vorhanden  war.  Blieben 
also  tatsächlich  nur  einzelne  AngebSrige 
der  besitzenden  und  gebildeten  ICIa^n,  die, 
mit  westeuropäischen  Ideeen  bekannt  und  — 
mangels  einer  eigenen  nationalen  Bildung  — 
unter  dem  ausachliefilichen  Einflüsse  der 
deutschen  und  franzCsischen,  eineneits  sich 
durch  die  politische  Ordnung  ihres  Vater^ 
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landes  bedrückt  fühlten  und  andererseits 
Adepten  der  sozialistachen  Systeme  Saint- 
Simons,  Fouriers,  Proudhoos, 
Marx'  usw.  wurden.  Hält  man  dies  fest, 
so  bep«ift  man  einerseits  die  Rußland  eigene 
Verquickung  politisch-liberaler  und  sozial- 
revolutionärer  Ideeen  und  Bestrebungen  und 
andererseits,  daß  diese  auf  einen  kleinen 
Kreis  der  (adeligen  und  bürgerlichen)  In- 
telligenz beschränkt  blieben.  Jene  Ver- 
<iuickung  beruhte  auf  der  Sucht,  was  man 
in  Europa  auf  einmal  kennen  lernte,  was 
sich  &beT  dort  in  zeitlicher  Aufein- 
anderfolge entwickelt  hatte,  für  Kußland 
mit  einem  Schlage  zu  rezipieren  und  gleich- 
zeitig und  nebeneinander  durchzo- 
fflhreu:  die  Beseitigung  der  Despotie  und 
die  politisch  Freiheit  auf  der  anen,  den 
Neufuifbau  der  Gesellschaft  überhaupt  auf 
der  anderen  Seite.  Man  fand  aber  veder 
ffir  das  ^ne  noch  für  das  andere  einen 
Keimboden  in  den  Massen,  während  gleich- 
zeiUg  au<di  ein  Teil  der  Intelligenz,  der  mit 
den  politischen  Bestrebungen  der  Revo- 
lutionäre sympathisiert  hätte ,  sich  durch 
ihre  sozialistischen  abgestoßen  fühlte.  So 
blieben  denn  die  soziaüstischen  Ideeen  von 
vornherein  auf  einen  Kreis  von  jungen 
Leuten  —  Studenteu,  Seminaristen  usw.  — 
beschränkt,  die  ohne  jede  Fühlung  mit  den 
Massen  und  ohne  jedes  Verständnis  für  die 
historische  Unm^lichkeit  ihrer  Ziele,  diesen 
doch  mit  allen  Mitteln  zustrebten:  anfangs 
friedlich,  später  auf  dem  Wege  des  Terro- 
rismus  und  der  nihilistischen  Attentate. 
Man  kann  diese  Bewegung  nennen,  wie 
man  will,  imd  auch  den  Mut,  die  Ausdauer, 
die  Selbstaufopferung  der  russischen  Revo- 
lutionäre anstaunen  oder  bewundem:  mit 
der  S.  hatte  das  alles  nichts  zu  tun.  Voll- 
kommen verständlich  ist  es  andererseits, 
daß  die  russische  Regierung  den  Revolutio- 
nären aller  Spielarten  mit  eiserner  und  grau- 
samster Energie  entgegentrat  und  daß  ihr 
schließlich  in  dem  Kampfe  gegen  eine 
Gruppe  von  einigen  tausend  Menschen  der 
Sie^  zufiel  (Vgl-  ^^^^  „Anarchis- 
mus" oben  Bd.  I.  S.  89  fg.)  Mit  der  fort- 
schreitenden, durch  die  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  auf  alle  Art  geförderten  in- 
dustriellen Entwickelung  des  Landes  hat  sich 
natürlich  bereits,  namentlich  im  Westen 
(Polen},  aber  auch  in  den  nofien  Städten  im 
InD^n  desuDgeheuren  Reiäiesein  zahlreiches 
industrielles  Proletariat  herausgebildet,  das 
zweifellos  in  stetig  steigendem  Maße  an 
Ausdehnung  gewinnen  und,  wie  jetzt  schon 
teilweise,  zum  Bewußtsein  seiner  besonderen 
Interessen  und  damit  auch  zu  einer  be- 
sonderen Ot^nisatioD  gelangt,  immer  mehr 
in  den  Wirbel  der  sozialietischen  Bewegung 
hineingezogen  werden  wird.  —  Vorläufig 
ist  jedoch  von  einer  Einheitlichkeit '  der 


letzteren  gar  keine  Rede.  Es  bestehen  neben- 
einander die  „Partei  der  revolutionären  So^»- 
listen",  welcher  die  „rusösche  Ligm  der 
Agrarsozialisten''  angegliedert  ist ;  der  ^Band 
der  jüdischen  Arbeiter  in  Litauen ,  Polen 
und  Rußland'';  die  „soäaldemokratisofae 
Arbeiterpartd  Rußlands*';  die  .,sotiaJdeino- 
kratische  Partei  in  Russisch-Polen  and 
Litauen". —  Die  Sozialrevolntiooftrea 
betonen  vornehmlich  die  Notwendigkeit  rÖcfc- 
sichtsloser  Bekämpfung  des  zar^chen  Ab- 
solutismus und  der  Einführung  dner  denio- 
kratischen  Föderativ  -  Republik  mit  ent- 
sprechender Ausgestaltung  der  GesetxgebiiDfr 
uud  Verwaltung  auf  allen  Gebieten  des  Ge- 
sellschafts- und  StaatslebMis.  In  t^eomi- 
scher  Beäehnng  fordern  sie  wntestg^ieiiden 
^bfflterschntz  für  die  gewerblichen  Arbeiter 
sowie  ToUst&ndige  Vergemeindung  des  lüid- 
wirtschaftlich  genutzten  Privatgrundbesitze?, 
und  daneben  —  als  üebei^aDgsmaßieeel 
oder  als  Surrogat  —  gesetzgeberische  Be- 
günstigung der  bSoeriidieQ  Pachter.  IHe 
Programme  der  übrigen  Gruppen  nähern 
sich  demjenigen  der  deutschen  S.  od^ 
stimmen  mit  demselben  grundsätzlich  Qber- 
ein.  —  Der  erbarmungslose  Kampf,  der 
gegenwärtig  in  Rußland  zwischen  der  altfsi 
Staatsform  und  dem  Volke  wütet,  lAAt 
jedoch  die  sozialdemokratische  Bewegung 
zu  keiner  Verselbständigung  gelangen.  Dm- 
von  wird  erst  nach  der  Niederringnag  des 
Zarismus  und  Schaffung  der  aUgemeinw 
rechtsphilosophischen  Voraussetzimgen  des 
Sozialismus,  wie  sie  in  anderen  LAndem 
längst  erreicht  sind,  die  Rede  sein  köaoen. 

k)  England.  Ein  ganz  anderes  Bild  ak 
auf  dem  Festlande  hat  bis  vor  ganz  kurz« 
Zeit  die  Arbeiterbewegung  in  England,  den 
klassischen  Lande  des  Industrialismiu,  ge- 
boten. Eine  sozialdemokratische  f^rtei  im 
kontinentalen  und  insbesondere  im  deutacben 
Sinne  existierte  hier  nicht  oder  lepräseD- 
tierte  wenigstens  keinen  ernsthaften  Macht- 
faktor.  Bis  in  die  Mitte  der  40  er  Jahre 
hatte  wohl  der  Owenismos  eine  gewisse 
RoUe  gespielt.  Ea  ist  aber  festxnhalteD. 
daß  derselbe  die  kommnnistiscfae  Xeoonl- 
nung  der  (Jeeellscbaft  nicht  auf  poIitisobMD. 
sondern  auf  dem  der  freien  Assoiia- 
Uon  anstrebte  und,  nm  diese  heiioixurufeu. 
nicht  so  sehr  an  die  Tiefen  der  Demokntxe 
ak  an  die  l!7ii:da*UDg  von  oben  mppeSbate. 
Was  kommunistiscfa  war  am  Owausmmiw 
•wt  bald  der  Yer^eesoiheit  anheimgcMlf- 
was  Eddi  aber  von  ihm  auf  engliachem  Boden 
erhalten  hatte,  hatte  mit  Kommuminniis 
nichts  zu  tan.  Daß  auch  der  Cfaartismui 
(s.  d.  oben  Bd.  I  S.  602  fg.)  keine  aoua- 
listische,  sondern  eine  rein  politische  Be- 
wegung war,  ist  schon  oben  gezeigt  worden. 
Nach  dem  Zusammenbruche  desselben  war 
dana  ein  Menschenalter  hindorch  tob  eino' 
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-««■dutioQarai  Arbeiterbewegung  inneriialb 
kr  eoglischen  Arbeitersdüft  nichts  zu 
isj-ketL  Und  erst  1883  warde  —  zugleich 
T>]t  der  grSßtcDteils  aus  Angehörigen  der 
"Lit-MÜasse  bestehenden  ,^abian  Society"  — 
ii*.-  .Sodal-Deinocratic  Federation"  gegründet 
v.*fi|en.  deren  Stärke  aber  von  An&ng  an 
.n  dem  Eifer  der  FQhrer,  nicht  in  der  ZahT 
M  Milgüeder"  lag.  Ton  ihr  zweigte  sich 
>■>'•  die  ^.Sodalist  League^'  ab,  und  1893 
-hiude  lUc  ,^QdepeDdent  Labour  Party*'  be- 
.Tüodet.  IMsse  und  die  „Sodal-DemocratiG 
t'.>d«iaUou''  rennochten  aber  bei  den  Parla- 
ici^ntsvahlen  im  Herbst  189^  zusammen 
^nm  50000  Stimmen  auf  ihre  Kandidaten 
.[|  meinigen. 

Üafi  sich  so  der  Appell  an  die  Arbeiter- 
lasesoü  zu  einer  selbständigen  proletariBch- 
-  oalistischen  Politik  so  gut  wie  vollständig 
inwiitsam  erwies,  hatte  seine  mannigfachen 
;>3cheo.  Sicherlich  genflgt,  will  mau  diese 
rtvssen,  nicht  der  Hinweis  auf  das  Fehlen 
£^  allg;emeinen  Wahlrechtes  und  ebenso- 
S'.-mg  aof  die  Freiheit,  die  der  sozialistischen 
Hewegirag  im  Gegensatz  zu  den  meisten 
r^ttändischen  Staaten  ein^räumt  ist  —  ob- 
•*-)xm  andererseits  diese  beiden  Faktoren 
mb  Dicht  übersehen  werden  düi-fen.  Sonst 
if-iji  sich  die  seither  ein^tretene,  gleich  zu 
■n.'ahnende  Wandlung  nicht  erklären.  Viel- 
nAir  kam  in  erster  Linie  in  Betracht,  daS 
■io  Engländer  „so  nahe  oder  so  fem  die 
-Tiße  alles  mnatflrzende  Revolution  .  . ,, 
rakliache  Maßregeln  sehen,  das  Wie 
lüii  Wo  wissen,  von  der  Realität  der 
■iitn  vereurochenen  oder  empfohlenen  Maß- 
•tn-ln  fiberzeugt  sein  (will),  ehe  er  sich 
'im  Bewegung  wischließt,  oder  ihr  seine 
•klimme  gibt'  (Bernstein,  in  „Die  Neue 
/.  if  T.  9;X.  1895.  S.  79).   Praktische  Re- 
'■  mfoitlerungen  zugunsten  der  Arbeiter  ver- 
'^•^"a  aber  nicht  nur  die  Sozialisten,  sondern 
tb'-lir  <>rler  weniger  sämtliche  bQii^lidie  Par- 
'':<m  ood  unter  diesen  zumeist  die  Kadikaien. 
^■vUia  aber  glaubte  die  iadustrielle  Arbeiter- 
•-faaft  Englands,  ^estfltüt  auf  ihre  gewerk- 
•urftliphen  Organisationen,  alles  Wünst^ens- 
■-rte  meichen  zu  kOnnen,  wie  ihr  die- 
ja  auch  lange  Jahre  hindurcli  ausge- 
"trtioete  Dioiste  geleistet  hatte.  Langsam 
noil  anfangs  fast  unmerklich  haben  sich 
>t"  Aoschauun^n  seit  etwa  einem  halben 
ViAjteaalter  m  der  Richtung  der  Erkennt- 
s  TffgrJioben,  daß  die  Selbsthilfe  einer 
^iSoajog  durch  Staatshilfe  bedürfe.  Zu- 
- 1  H'li^  hat  der  Oedanke  der  Verstaatlichung 
■'i*!  Koramunalisierung  stetig  au  Boden  ge- 
'•Mnen  —  und  zwar  in  demselben  Maße, 
•  im  die  Fetndselifrkeit  der  üntemehmer- 
•■i»e  und  eines  großen  Teiles  der  öffent- 
■Eitn  Meinung  gegen  die  Gewerkvereioo 
'  i>  vertiefte  und  zu  einer  Erschütterung 
"  ''«werincJtaftavdites  durch  vermögens- 


rechtliche Baftbarmachimg  der  Gewerkrer- 
eine  für  die  gegen  die  Unternehmer  ge- 
richtete Tätigkeit  ihrer  Beamten  („Taff- 
Vale-Entscheid")  führte.  —  So  kam  es 
denn,  daß  auf  einer  am  27./IL  1900  in 
London  statteehabten  £onfereuz  von  Ver- 
tretern der  Gewerksdiaften  und  sozialisti- 
schen Organisationen  mit  der  Bildung  des 
,,lAbour  Representation  Committee"  der 
Grund  zu  einer  selbständigen  Arbeiterpartei 
gelegt  wurde.  Als  Zweck  derselben  ist 
statutarisch  festoel^,  die  Forderung  der 
„Wahl  von  Kandidaten,  die  von  den  an- 
geschlossenen Oivanisationen  au&estellt  sind 
und  sich  verpflicnten,  eine  besondere  Gruppe 
im  Parlament  zu  bilden,  eigene  Führer  und 
eine  eigene  Politik  in  Arbeiterfragen  zu 
haben,  sich  der  Vereinigung  mit  der  konser- 
vativen oder  liberalen  Partei  und  deren 
Interessen  strengstens  zu  enthalten  und 
keinen  von  der  Partei  aufgestellten  Kandi- 
daten zu  bekämpfen.  Alle  diese  Kandidaten 
müssen  sich  verpflichten,  sich  nach  den 
Parteistatuten  zu  richten ,  sich  den  Ent- 
scheidungen der  parlamentarischen  Arbeiter^ 
fraktion  zu  unterwerfen  und  bei  Wahlen 
nur  als  Arbeiterkandidaten  aufzutreten"  — 
all  das  bei  sonstiger  Nichtanerkennung  von 
Seiten  der  Partei.  Seine  Geldmittel  erhält 
das  LRC.  aus  den  Gewerkschaftskassen.  — 
Der  neuen  Organisation  sind  in  der  kurzen 
Zeit  ihres  Bestandes  die  größten  Erfolge 
besclüeden  gewesen.  Hatten  sich  ihr  bis 
1902  bloß  356500  Gewerkschafter  ange- 
schlossen, so  hat  sich  deren  Zahl  bis  zu 
Beginn  1906  auf  über  900000  vermehrt 
Bei  den  Parlamentswahlen  von  1900  ver- 
einigte sie  auf  ihre  Kandidaten  ca.  170000 
Stimmen ;  bei  den  jüngsten  Neuwahlen  aber 
(Januar  1906)  an  300000.  Damals  hatte  sie 
14  Parlamentssitze  erobert  Diesmal  sind 
es  30.  Ihre  Vertreter  haben  üch  sofort 
unter  Keir  Hardies  Vorsitz  als  sdb- 
ständige  Fraktion  konstituiert  — 

Die  englia^  Arbdteipartei  läfit  sich 
allerdings  mit  der  deutschen  S.  nicht  in 
eine  Psm^lele  stellen.  Sie  hat  nodi  immer 
den  gewerkschaftlidien  Boden  nicht  vei^ 
lassen.  Und  obgleich  sie  eine  Reihe  von 
Sozialisten  in  ihrer  Mitte  zählt,  so  hat  sie 
sich  bis  heute  nicht  auf  ein  marxistisches 
Programm  festgelegt  —  weshalb  denn  auch 
die  „Social-Democratic  Federation",  die  sich 
ihr  anfänglich  ebenso  angeschlossen  hatte^ 
wie  die  „Fabian  Society"  und  der  „Inde- 
pendent  Labour  Party",  bereits  i.  J.  1901 
diese  Verbindung  wieder  lOste.  Man  geht 
aber  kaum  fehl,  wenn  man  annimmt,  daß 
die  Weiterentwicklung  des  neuen  Gebildes 
in  der  Richtung  einer  immer  stärkeren  An- 
näherung an  diejenige  der  festländischen 
Arbeiterparteien  sich  vollziehen  wird.  So 
die  industrielle  Arbeiterschaft.  —  Was  aber 
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die  in  England  sehr  starke  Bodenverstaat- 
ilchungsbewegiing  betrifft,  so  wird  dieselbe 
zweifellos  an  InteositSt  verlieren ,  wenn  es 
^eliogt,  der  Konzenti-ation  des  Grundbesitzes 
in  wenigen  HSnden  ein  Ende  zu  machen 
und  wieder  einen  selbständigen  Mittet-  and 
Kleingrundbesitzerstand  zu  schaffen. 

1)  Vereinigte  Staaten.  Aehnlich  wie 
in  England  und  in  der  Schweiz  liegen  die 
Verhältnisse  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika.  Hier  war  von  jeher  der 
klassische  Boden  fQr  allerhand  soziale  Ex- 
perimente and  fflr  die  B^^ndung  uto- 
jHStisch-  oder  religiCs-kommunisti&cher  Oe- 
manwesen.  Von  einer  ernsthaften  Bewegung 
sozialdemokratischen  Chan^ters  —  denn  die 
eben  erwähnten  GlebUde  hatten  ja  mit  einer 
solchen  nichts  zu  tun  —  konnte  jedoch  bis 
in  die  jüngste  Zeit  herein  ^  keine  Bede 
sein.  Wont  ist  das  nordamerikanische  Wirt- 
schaftsleben in  seiner  Struktur  in  nichts 
mehr  von  dem  Westeuropas  verschieden. 
Der  amerikanische  Arbeiter  ist  auch  zu 
radikaler  Kritik  desselben  sehr  geneigt. 
Von  dem  Boden  des  Bestehenden  ist  er 
aber  doch  nur  sehr  schwer  fortzulocken. 
Was  ihn  von  einer  proletarisch-sozialistisch 
gerichteten  Elassenpolitik  noch  immer  ab- 
hält, ist  — ■  neben  rein  persönlich-iwycho- 
logischea  Voraussetzungen ,  die  ihrerseits 
durch  das  Gefflhl  der  Zugehörigkeit  zu  einer 
großen,  freiheitlichen  Demokratie  verstärkt 
werden  ■ —  seine  günstige  Ökonomische  Lage 
und  die  Möglichkeit  der  Erringung  wirt- 
schaftlicher Selbständigkeit  auf  freiem  Boden. 
So  ist  denn  die  Arbeiterbewegung  in  den 
Vereinigten  Staaten,  trotz  ihrer  gewaltigen 
Dimensionen  bisher  wenig  nur  aus  dem 
Rahmen  gewerkschaftlicher  und  sozial- 
reformatorischer  Bestrebungen  herausge- 
treten. Insbesondere  gilt  dies  von  den  zwei 
größten,  auf  dem  Boden  der  Vereinigten 
Staaten  erwachsenen,  Ärbeiterverbänden,  der 
Amerikanischen  Arbeiterföderatiou  („Ameri- 
can  Federation  of  Labor")  und  dem  Orden 
der  Arbeitsritter  („Knights  of  Labor").  Dieser, 
anfänglich  (18ti9— 78)  ein  Geheimbund  nach 
Art  der  Freimaurer,  hat  seit  1878  immer 
mehr  den  Schleier,  der  über  seine  Organi- 
sation gebreitet  war,  gelüftet.  Jene  ist 
1886  aus  der  5  Jahre  zuvor  begründeten 
„Federation  of  otganized  Trades  and  Labor 
Unions  of  the  United  States  and  Canada" 
hervorgegangen.  Sie  hat  längst  dem  rivali- 
sierenden Orden  der  Arbeitsritter  —  der  sich 
am  1./VII.  194)1  bereits  auf  einen  Mitglieder- 
stand von  191 OCM.»  zurückgedrängt  sah  und 
gegenwärtig  keine  nennenswerte  ßoUe  mehr 
spielt  —  den  Rang  abgelaufen  und  hatte 
im  September  1903  rund  1  ^.  4  Mill.  Mitglieder, 
die  seither  noch  eine  bedeutende  Zunahme 
erfahren  haben.  Neben  diesen  beiden  und  ähn- 
lichen Organisationen  war  lange  und  ist 


nodi  ^legenwärtig  für  Puteien  prinzipieUer 
Negation  der  herrschenden  OeseOBchaftfi- 
ordnuo^  kein  breiter  Raum.  Soweit  aber 
solche  in  £Vage  kamen,  hatte  xweifeUoe  der 
Anarchismus  das  Uebergewic^t  über  d^ 
Sozialismus.  Dieser  wie  jener  reknitiecte 
sich  übrigens  zumeist  aus  Eingewanderteo 
und  unter  diesen  wieder  hanpt^chiich  mob 
Deutschen.  So  in  den  60er  Jahren,  als  m 
namentlich  der  „Allgemeine  deatacbe  Ar- 
beiterverein" war,  der  sich  der  ^Jnlematio- 
nale*^  aoschlofi  und  ihr  den  Boden  in  Nord- 
amerika zu  ebnen  suchte.  So  auch,  als  1S77 
die  „Sozialistische  Arbeiterpartei**'  (Socialist 
Labour  Party)  b^ründet  wurde. 

Aber  sdion  im  letzten  Dezennium  de6 
verflossenen  Jahriinnderts  begann  sich  eine 
Wandlung  vorzubereiten.  Im  Desember 
1895  kam  es  zn  einer  Sezession  im  Oide» 
der  Arbeitsritter.  Die  Sezessionisten  be- 
gründeten sodann  die  ,.SozialistiBcfae  Ge- 
werkschafts- imd  Ärbeiterallianoe",  die  — 
wie  schon  ihr  Name  zeigt  —  in  engsten 
Zusammenhange  mit  der  Jkizialistischea 
Arbeiterpartei"  den  Hauptnachdruc^  auf  di^ 
politische  und  nicht  mehr  auf  die  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  der  Arbeiteitlasse  legte. 
Doch  waren  ebensowohl  ihr  wie  der  verbfln- 
deteu  Partei  verhältnismäßig  nur  g^nge 
Erfolg  beschieden.  Die  ,.Allianoe^  säl 
auch  in  den  Zeiten  ihrer  größten  BlQte  nnr 
etwa  20000  Mitglieder  gezählt  haben.  Dir 
,,Soziali8tische  Arbeiterpartei"  aber  enodte, 
als  sie  sich  1892  erstmals  an  den  Präsideol- 
schaftswahlen  beteiligte,  im  ganzen  bloK 
21512  und  1896  nur  36275  Stimmen.  Die 
höchste  von  ihr,  1898,  erreichte  Stimmeu- 
zahl,  betrug  ca.  82000.  —  In  der  Mitte  der 
90  er  Jahre  begann  aber  eine  aoualistiscbe 
Bewegung  außerhalb  des  „SodaUst  lAfapor 
Pariy".  Die  Oppc^ition  gegen  diesen  stiei 
sich  vor  allem  an  deren  den  potilisohra  In- 
stitutionen und  den  Traditionen  des  Laad€b 
widersprechender,  höchst  zentralistischer  Or~ 
ganisauon  und  Förderung  straffer  Disii^n, 
aber  aut^  „an  ihrem  dogmatische  Festhaltea 
an  dem  ganzen  Kanon  des  wissenscfaaftlidbea 
Sozialismus**.  Diese  Bew^ong  fflhrte  nf 
dem  Kongreß  zu  Chicago  (18.  VL  1897t 
zur  Bildung  der  „S.  von  Amerika"  t,jSocial 
Democnu^-  of  A.**).  wis  der  steh  aher  sdion 
ein  Jahr  darauf  öne  Gruppe  als  «rSoräl- 
demokratisohe  Partei  von  Amerika*'  ab> 
zweigte,  die  rasch  an  Anhang  gewann  nnd 
auf  dem  Kongreß  von  Indianopolis  (Juli  190t> 
den  Namen  „Soziaiistische  Partei**  (.jSodatist 
Party")  annahm.  Ihr  gegenwärtiges  aof  dem 
National  konvent  zu  Chicago  am  X  V.  1904 
angenommenes  Programm  bewegt  sich  dnrch« 
aus  in  marxistischen  Oedankräreihett.  Sie 
hat  nicht  bloß  die  „Sozialistische  Arlwfter- 
partei"  ganz  in  den  Hinteigrond  gedribigt, 
sondern  ist  selbst  in  aufterotdentli»em  Aaf- 
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echwunge  begriffen.  Bei  der  Fiiisideot- 
6chaft8wahl  von  1900  entfielen  auf  ihren 
Kandidaten  87814.  im  Jahre  1904  aber  be- 
feite 392857  (gegenüber  39739  resp.  33519 
auf  den  „Socnahst  Labonr  Party**).  Man 
sieht,  der  Sozialismus  spielt  auch  heute 
echoD  in  der  nordamerikanischen  Arbeiter- 
bew^^ng  eioe  nicht  mehr  unerhebliche 
Bdle,  die  zweifelloe  —  ähnlich  wie  in  Eng- 
land —  immer  bedeutender  werden  wird. 
Aus  zum  Teil  wenigstens  ähnlichen  Grfln- 
den.  Neben  dem  wachsenden  Widerstand 
gegen  die  Gewerkschaftsorganisation,  dem 
zunehmenden  Druck  aui  die  Lohnhöhe  in- 
folge der  Masseneiuwanderung  verelendeter 
europäischer  Arbeiter,  dem  bald  vollendeten 
Ausbau  des  Landes  wirken  auch:  die  un- 
genflgeode  finanzielle  Fundierung  der  Ar- 
beitemnionen  und  —  die  Unzuv^ässigkeit 
ihrer  Führer. 

m)  Anhang:  Internationale  Kongresae. 
Dm  Internmtioziele  eosialieCische  Bureau. 
Die  interp&rUunentarieche  Kommlesion. 
Mit  der  Sprengosg  der  „Internationale"  war 
nicÄt  auch  der  Oedanke,  der  ihren  Orändern 
vorgeschwebt  hatte,  verloren  ^gangen :  daß  die 
ArMiterinteressen  ftberall  solidarisch  seien  xmd 
dait  es  daher  sn  ihrer  einheitlichen  und  ener- 
gischen Wahrnng  eines  internationaien  Zn- 
sammenschlnsses  aller  Arbeiterorganisationen 
bedürfe.  £r  wurde  vielmehr  nm  so  lebendiger, 
je  lifiher  die  sozialistische  Flnt  stieg.  Das 
Mittel  zn  seiner  Dorchflihmng  aber,  nachdem 
einmal  die  alte  Form,  in  der  sie  zuerst  versucht 
worden,  zerbrochen  war,  schien  in  „intemation^en 
Kongressen'*  gefunden,  d.  h.  Kongressen  von  Ver- 
tretern der  einzelnen  nationalen  Oi^nisationen. 
Derartige  ^Weltkongresse"  and  Konferenzen 
nit  dem  Zwecke,  eine  TerstäDdignng  der 
Arbeiterparteien  in  den  verschiedenen  Ländern 
anzababaeo,  fanden  seit  der  zweiten  Hälfte  der 
'SOer  Jahre  nacheinander  in  Oeot  (3./IX.  1877), 
Chor  (2  — 4./X.  1881).  Paris  (1883  nnd  23.-30. 
VIII.  1886)  statt,  ohne  jedoch  eine  erheblichere 
Bedentnng  beanspruchen  zu  fcOnnen.  Anders 
Mit  1889.  In  diesem  Jahre  (14.— 80./ VII.)  tagte 
in  Paris,  von  den  firaozSaischen  Marxisten, 
Blanqnisten  nnd  Gewerkschaften  einberufen,  ein 
^internationaler  Arbeiterkongreß",  anf  dem  (mit 
Ansnabme  Oriecheolands  and  ^rbtens)  sämt- 
liche europäische  Länder^  ferner  die  Vereinigten 
Staaten  nnd  Argentinien  durch  znsammen 
395  Delegierte  vertreten  waren.  Keben  diesem 
Kongreß,  auf  dem  der  Marxismus  dominierte, 
tagte  gleichzeitig  ein  von  den  französischen 
„PosBibilisten"  (s.  oben  8.  854)  einberufener,  der 
aber  ohne  Bedeutung  war.  Seither  haben  unter 
«teigender  Teilnahme  aus  allen  Ländern  noch 
stattgefondeo:  der  „internationale  Arbeiterkon- 
grer  «I  BrOssel  (16.-82./vni.  1891),  der  „inter- 
natioaale  sozialistiscbe  Arbeiterkongreß"  in 
Zarich  (6.— 12./VnL  1893),  der  „internationale 
soBialistische  Arbeiter-  und  Gewerkschaftskon- 
grefi-  in  London  (27./VII.— l  /VIU.  1896).  die 
n  internationalen  Sozialistenkongresse  zu  Paris 
(23.— 27./IX.  ISOO)  nnd  Amsterdam  (14.-20./VIII. 
1904).  Der  nächste  Kongreß  ist  fhr  den  Herbst 
180?  Baeh  Stuttgart  dobemlen. 


Schon  in  Brüssel  war  beschlossen  worden, 
daß  die  Anerkennong  des  politischen  Kampfes 
neben  dem  wirtscluutliehen  die  Voraossetnuig 
fQr  die  Teilnahme  am  Kongreß  bilde,  daß  dem* 
nach  die  Anarchisten  von  demselben  aoszu- 
Bchließen  seien,  weil  sie  „weder  auf  dem  Stand- 

5 unkte  der  Organisation  der  Arbeiter  noch  anf 
em  des  gesetzgeberischen  Eingreifens  des 
Staates  zugunsten  der  Arbeiterklasse"  sieh  be- 
fänden. Dieser  Beschluß,  an  dem  auch  in 
Zürich  nnd  London  festgehalten  wurde,  hat  auf 
diesen  Kongressen  zu  tnmnltnarischen  Debatten 
gefhhrt,  die  aber  jedesmal  mit  dem  Ausschlüsse 
der  Anarchisten  endigten.  Hit  Bttcksicht  hier- 
auf wnrden  zu  dem  Pariser  Kongreß  von  1900, 
mit  Ansschlnß  der  Anarchisten,  von 
vornherein  nur  Vertreter  aller  Grup])en  ^laden, 
„welche  die  Umwandlung  der  kapitalutischen 
Eigentums-  und  ProduktionsordDung  anstreben 
und  die  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  nnd 
die  parlamentarische  Tätigkeit  als  ein  notwen- 
diges Mittel  zar  Erreichnug  dieses  Zweckes  an- 
sehen"; femer  alle  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen. dietroteNichtbeteiligongam  ^litiscben 
Kampfe  „doch  die  Notwendigkeit  politucher  nnd 
parlamentarischer  Tätigkeit  anerkennen".  — 
Auf  sämtlichen  Kongressen  bildete  die  Arbüter- 
schntzgeset^bnng  einen  Hanptgegenstand  der 
Berattmg.  Im  Zusammenhange  damit  hatte 
auch  der  Pariser  Kongreß  eine  Weltdemonstra- 
tion zugunsten  des  Acbtstundentafes  durch 
Feier  des  l./V.  1890  beschlossen.  In  Brtlssel 
wurde  nun  dieser  Beschluß  ergänzt,  wie  folgt: 
„Um  dem  ersten  Mai  seinen  bestimmten 
Ökonomischen  Charakter  der  Forderung  des 
Achtstundentages  und  der  Beurkundung  des 
Klassenkampfes  zu  wahren,  beschließt  der  Kon- 
greß: Der  1.  Mai  ist  ein  gemeinsamer  Demon- 
strationstag der  Arbeiter  uler  Länder,  an  dem 
die  Arbeiter  die  Geraeinsamkeit  ihrer  Fintie- 
rungen und  ihre  Solidarität  bekunden  sollen. 
Dieser  Demonstrationstag  soll  ein  Buhetag 
sein,  soweit  dies  durch  die  Zustände  in  den 
einzelnen  Ländern  nicht  unmöglich  gemacht 
wird." 

Und  in  Zürich: 

„Die  S.  jedes  Landes  hat  die  Pflicht,  die 
Durchfahmng  der  Arbeitsruhe  am  1.  Mai  anzu- 
streben und  jeden  Versuch  zn  unterstlltzen,  der 
an  einzelnen  Orten  and  von  einzelnen  Organi- 
sationen in  dieser  Bicbtung  gemacht  wird." 
„Die  Kundgebung  des  1.  Mai  für  den  Acht- 
stundentas^  soll  zugleich  eine  Kundgebung  des 
festen  Willens  der  Arbeiterklasse  sein,  durch 
die  soziale  Umgestaltung  die  Klassenunterschiede 
zu  beseitigen  und  so  den  einzigen  Weg  zu  be- 
treten, der  zum  Frieden  innerbalb  jedes  Volkes 
wie  zum  internationalen  Frieden  führt,"  —  ein 
Beschluß,  der  in  Paris  tmd  Amsterdam  erneuert 
wurde. 

Der  letzte  Passus  dieser  Resolntion  deutet 
auch  schon  die  Stellung  der  Kongresae  zum 
Hilitarismnt  nnd  zum  Kriege  an.  In  Paris  war 
die  Volksbewaffiinng  und  die  Abschaffung  der 
stehenden  Heere  beschlossen  worden.  In  zäridi 
wurde  —  entgegen  der  Furdemng  Domela 
Kieuwenhuis'  auf  allgemeine  Arbeitsein- 
stellung und  Dienstverweigerung  im  Kriegs- 
falle —  bloß  resolriert:  die  Arbeitervertreter 
in  den  Parlamenten  hätten  gegen  jedes  Kriegs- 
bndget  EU  stimmen  nnd  fttr  die  allgemeine  Ab- 
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rüstong;  äuatreten.  Und  in  Ergänznnfj^  dieser 
Beschlüsse  wurde  endlich  aaf  den  drei  letzten 
Eongrressen  gefordert :  Die  Errichtimg  von 
Schiedsgerichten,  und  für  deu  Fall,  daß  deren 
Entscheidnng  von  den  Regierangen  abgelehnt 
würde,  die  Uebertragung  der  Entscheidang  über 
Krieg  and  Frieden  an  das  Volk.  Im  Zusammen- 
hange damit  wurde  auch  die  Politik  kolonialer 
Expansion  anf  das  schärfste  verorteilt.  —  Was 
die  Taktik  anbetrifft,  so  wurde  auf  dem  Zfiricher 
EongreD  die  Wabl  derselben  —  unter  Fest- 
haltung des  revolutionären  Zieles  des  Itkonomi- 
schen  und  politischen  Kampfes  der  S.  —  ^eder 
Nationalität  nach  deu  besonderen  Verhältnissen 
ihres  Landes  überlassen.  Doch  soll  „in  keinem 
Falle  die  politische  Aktion  als  Vorwand  fUr 
Kompromisse  und  Aktionen  dienen,  die  eine 
Schädigung  (der  Prinzi})ien  oder)  der  Selbständig- 
keit bedeuten."  Praktisch  weiter  ist  man,  trotz 
der  leidenschaftUcbeo  ErCrtemngen,  welche  die 
Frage  einerseits  der  Bündnisse  mit  bfli^rlichen 
Parteien  und  andererseits  des  Eintnttes  von 
Soiialisten  in  bürgerliche  Begierongea  im  An- 
schluß an  den  Fall  „UiUerand"  (s.  oben  S.  8öö) 
hervorgerufen  hat,  auch  auf  den  späteren  Kon- 
gressen nicht  gekommen.  Wohl  wurde  in 
Amsterdam  in  Uebereinstimmang  mit  der  Pariser 
Resolution  von  1900  ausgesprochen,  „daß  die 
S.  einen  Anteil  an  der  Regiernngsgewalt  inner- 
halb der  bürgerlichen  Gesellschaft  uicht  er- 
streben kann."  Auch  wnrde  „jedes  Bestreben, 
die  vorhandenen  Klassengegensätze  zu  ver- 
tuschen, um  eine  Anlehnung  an  bürgerliche 
Parteien  sn  erleichtem,  verurteilt."  Was  be- 
sagt das  aber  im  Wesen  mehr  als  die  Züricher 
Besointion? 

Das  Streben,  die  internationalen  Beziehungen 
der  sozialistischen  Parteien  in  den  verschiedenen 
LÜdem  enger  zn  knüpfen  und  zugleich  zu 
danemdem  Ausdruck  zu  bringen,  hat  die  auf 
dem  Pariser  Kongreß  (1900)  beschlossene  Er- 
richtung eines  „Internationalen  Soziali- 
stischen Bureaus"  („Secretariat  socialiste 
international")  mit  dem  Sitze  in  Brüssel  ge- 
zeitigt Dasselbe  besteht  aus  je  1—3  Vertretern 
der  einselnen  liSnder  und  hat  die  Aufgabe,  das 
Material  Über  Entwickeluni^  und  Stand  der  poli- 
tischen lud  gewerkscliaftlichen  Organisationen 
zn  sammeln  und  zu  verarbeiten,  die  Vorarbeiten 
fftr  die  internationalen  Kongresse  zn  leisten, 
eine  sozialistische  Bibliothek  und  ein  Archiv 
zn  begründen,  und  Manifeste  zu  verfiffentUchen, 
,,in  denen  zu  allen  brennenden  großen  Ta^es- 
n^gen,  welche  die  Interessen  des  Proletariats 
beriihren,  Stellang  genommen  werden  soll." 
Insbesondere  wnrde  sie  auch  beauftragt,  „bei 
allen  entsprechenden  Gelegenheiten  von  inter- 
nationaler Tragweite  in  allen  Ländern  eine 
gleichseitige  und  gleichförmige  Protestbewegung 
gegen  den  Militarismus  ins  Leben  zu  rufen." 

Ebenfalls  190U  wurde  auch  die  Begründung 
einer  gleichberechtigten  „Interparlamen- 
tarischen Kommisaion"  („Commisston 
socialiste  interparlamentaire")  beschlossen,  „um 
die  Einheitlichkeit  der  politischen  Aktion  zu 

firanüeren",  und  sodann  1904  als  dessen  Sitz 
oUand  bestimmt.  Für  dessen  Znsammen- 
setzung sind  folgende  Grundsätze  maßgebend: 
Die  parlamentarische  Vertretung  jedes  Landes 
entsendet  zwei  Delegierte,  aus  deren  Mitte  ein 
internationaler  Sekretär  zu  wählen  ist. 


„Dieser  soll  mit  den  Schriftführern  der  eiaiebiea 
Fraktionen  in  Verbindung  treten  zweckt  gegen- 
seitiger Mitteilungen."  Man  hofft  so,  ^odh  tan- 
beitliche  Aktionen  in  den  verachiedenai  Parla- 
menten zu  ermöglichen." 

Llteratnrt  Attgemeinei.  Jteithm  Malrriml 
ntr  QttekiehU  tonatittUcksH  Beimgumy  olfrr 
Länder  enthalten  vor  allem  folgende  Znüei^ifim  .- 
Die  neue  Getelltehajt,  hrtg.  r.F.  Wlnle. 
Zürich  1877179.  —  Jahrbuch  für  Sostril- 
wistenaehaft  und  Politik,  kng,  r. 
Richter,  ebd.  I87918I.  —  Die  yttte  Z«ii, 
hrsg.  V.  Karl  Kautsky,  (daa  ttf/(zirUe  innm- 
tehaftliche  Organ  der  deutschen  Sosiahlemotratir} 
Stuttgart  teil  ISSS  (mit  Oeneralregitler 
188S—190S,  ebd.  1905).  —  Der  tozialittitrhr 
Akademiker,  Bertin  1895j96:  triiker  u.  d.  T. 
SoMialiatitehe  Monatshefte.  —  J>i« 
Dokumente  det  Sotialitmut,  Berti»  latts 
190S,  Stuttgart  1904'05.  —  La  Retve  »oeia- 
li$te,  Paris  seit  1SS5.  —  Xe  drt-enir  a«- 
ciale,  ebd.  1895198.  —  Le  tnou  ernte  nt  »«' 
Cialis  te,  ebd.  seit  1899.  —  La  rietocini  ittt, 
ebd.  S.jXl  1904  fn*  d.lVJII.  190S.  —  Crittta 
sociale,  Mailand  seil  1891.  —  II  dirrmir* 
sociale,  Rom  seit  1905.  —  Ln  Tribn^e 
rusae ,  Ptiris  seit  Jänner  190i  (iat  bloß  der  so- 
zialist.  und  revolut.  Bcicegung  im  Rußland  gwind- 
metj. — Auch  Conrad»  Ja  kr  h.  /.  Aar.  u.  Slat. 
und  die  Revue  internationalt  de  evri»- 
logie  (Paris  seit  IS9S)  hi^tn  »ländige  HubHttm 
für  die  soziale  Bewegung.  —  Protokoltt  der 
intemaiiunaten  soMialistischtn  Kongreste.  — 
Aud.  Meyer f  Der  EMamipationskampf  de» 
t-ierten  Standes,  2  Bde.,  Berlin  1874j7S  i.'.AigL 
188S).  —  (Arumym).  Sotiatismus  und  Anar- 
chisrnui  in  Europa  und  yordamerika  trdhremd 
der  Jahre  188S—S6,  Berlin  1887.  —  V.  Cath~ 
retn,  S.  J.,  Der  Sotialitmus,  J-'reibmy  u  B. 
1890  (9,  Auß.  1906).  —  Jbbtf  ffinterer,  U 
soeialitme  iiUemationaL  Coup  d'oeii  eur  It 
moupemtnt  eoeitUlete  de  18SS  A  1890,  Paru  IS9V. 

—  a.  Adler,  Art.  „Sonaldemokratie",  B.  d.  ÜL, 
Bd.  V,  S.  7071741;  2.  Auß.,  Bd.  VI.  S.  779. 
Sil.  —  W.  Sombart,  Soxialiemue  und  wonaie 
Bewegung  im  19.  Jahrhundert,  Jena  J8»€  (Z.  ma*- 
gearbeiute  Auß.  1905).  —  Carl  Grünbrrg,  Art. 
„Sozialdemokratie"  in  der  1.  Auß.  \tiettt 
WöHerfmchs ,  IL  Bd..  S.  .Vi'j;5ä7  ' (dateUtt 
zahlreiche  ältere  Literatur).  —  B. 
Herkner,  Die  Arbeiterfrage,  4-  .Iftß.,  Berim 
1905.  —  S^-eretaria  t  aoeialitte  imtee- 
national ,  L' Organisation  socialiste  et  imrriiFw 
en  Europe,  Amerique  et  Ante,  par  le — ,  Brus^tU» 
1904;  Supplement  hierzu  ebd.  19oS.  —  RA 
Sorge,  Briefe  .  .  an,  und  andere,  Stuttgart  IM*. 

—  Vgl.  femer  die  LUeraturaugabeu  hei  de»  AH'. 
„Intematiomüe  Arheiter-AssotiaSion"  u.  „S>zuc- 
lismue  und  Kommunismus". 

Frankreich.  CHaquet,  Mfm*tires.  4  Bde., 
Brüssel  1841.  —  Max,  Die  Volkstiuratier  der 
fransosischen  Demokratie  seit  18AS,  Leipzig  liiT 
(2.  Aufi,  1860).  —  A.  ChentSy  Les  eonspirateun : 
Let  societrß  «errrtcs  etc.,  lYiris  l&SO.  —  Ä 
Malon,  Exposi  des  (coles  soeiaiistes  fran^ists. 
Paris  137t;  Le  nourmu  parH.  t  Bde.  iL  U 
parti  ouvrier  et  ses  priueipet  (4.  Auß.),  U.  ts 
parti  oueeier  et  ta  politique  (S.  A^/14  «M-  IW- 

—  K.  HUdebrond,  GMckiekte  ^u»krsit*t 
von  1880—48,  t  Bde..  Gvllut  IST  7.  —  W.  X«a<s, 
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tittrerttmime  und  UnternehwMrcerbände  in 
i'rttnireich,  Leiptig  1879.  —  J.  fiuesde  et 
Pami  I^fargWt  Le  programme  du  peurti  ouv- 
Airif  o.  J.  (IBSSj.  ~  Fr.  Engels,  Die 
fiauernfrofr  in  FranloTitk  und  in  DfuUchland 
..Dtf  S*ue  Zeit»  Vllljl).  —  A.  Hanum  et 
O.  Bathot,  L"  FVanee  polüique  et  nodale  1890, 

■  B'de..  Pari*  1991.  —  L.  Sellhac,  Le  monde 
•  <nMi/wfr,  grmtpet  et  programme»,  ebd.  ISSG;  Les 
."•mifn»  ouvrien  en  France  de  1370  tt  1897,  ebd. 
.S^J.  —  C  Wetltf  ffittoire  du  parli  republi- 
rtii»  «II  fronte  1814 — 1^70,  ebd.  1900;  Hiatoire 

•y  winurrmmt  f-eial  en  Fronte  JSSS — 1903,  ebd. 

'^i.  —  X.  BtuiHf  Le*  eongreM  ourriera  et 

•fititt«t  francaie,  S  Bde.  (I.1876(SS:  11.1886, 
.•v>t  eM.  1901.  —  2>.  HaMvyj  Etsaia  eur  le 
•*uivemeM  ouvrier  en  Franee,  ebd.  1901.  —  P. 
Lowi«,   JTietoire  du  aoeialieme  fran^iig,  ^bd. 

—  J.  lAtvy,  L'otuvre  de  Jfüterand,  ebd. 

—  A.  Mtllerand,  Le  tociatisme  rejor- 
-Ute  /ran^aie,  ebd.  190S.  —  Stlgat'  MUhautI, 
Li  loftiipie  loeialiste  el  les  decieions  de»  congrh 
'nternatiowttx,  S  Bde.,  ebd.  1905.  —  Femer 
*</fi:ietle  Protokolle:  Congres  tf^nerai  ilee 

yoHiantiu»»  tonalUtetJrm^ite*  1899, 1900, 1901, 
..-•f.  titd.  1897m:  da*  ProiokoU  ton  1908  im 

.Bvitetin  offieinl  du  purti  aoeialitte 
.rnttjai*.  So.  5  fJuli-Augutt)  190S ;  die  vom 

'■mttf  gene  ral  hr*g.  Ditemiiim»  tut  Vorgani- 

"ii'A  et  l'vnißcalion  du  parti,  ebd.  1901.  —  Vgl. 
'•'-irr  dir  JAleratttrangahen  bei  den  Artt.  „Gäbet",  ' 

'■immune",  „fburier",  „Internationale  Arbeiter-  | 
.U'-riaHon",  „SainUSiinoa" ,  „Sosiulitmv*  und 
K-'iunttnitmu*",  „fhrittlieher  Sozialininua" . 

JJtuttehland.    ^Anonym),  Der  Leipziger  ' 
Hilf hrrrrai^m^ ,  Leipzig  lS7t  (ä.,  von  Lieb- 
kmcht  eägeMt.  Aueg.  Berlin  1894J.  —  .Id. 
ifffU,  JHv  deuttehe  Arbeiterpre»*e  der  Gegen- 

-•irr,  Leipzig  187S.  —  B.  Betdeer,  Oetehiekte 
•^rr  ArbeHtragitalion  Ferdinand  Laxaalle*,  Braun- 
"Kteng  1874.  —  Prg.  Mehringf  Die  deuUehe 

smaldemokratie,  Bremen  1877  (S.  Aujl.  1879); 
'•Mfhiehte  der  deuUehen  Sozialdemokratie  (IIL 
fl-l;  d.  „irtaehichte  de*  Sosixdinmu*  in  Einzel- 
■'u9teUungm"j  3  Tit.,  StuUgart  1897(98  (S.  Aufl. 

*  l  ßiinden,  1906).  —  H,  v.  Schefl,  Untere 

■  ttaiptJitirehen  Parteien,  Leipzig  1878.  —  O. 
-Mtrr,  Di«  GetekieM*  der  eriten  *ozialpolüi*ehen 
tftt^rbetetguHg  in  DetOackland,  Brenlau  188S. 

-  Die  Emtwiekelung  de*  »utiediHUehen  iPro- 
.'■i«iw/  in  Deuteehtand  186S — 1900  (i.  Jb.  f.  Xtit. 

.W.,  JJJ.  F.,  Bd.  1,  H.  eio/g.j.  —  tAfumym), 
yuh  zehn  Jahren.  Materialien  und  Gloseea  zur 
»tftrhirMe  de»  Stfialiatengetettet,  London  1889. 

—  Jd.  Wagner,  Da»  nette  tozialdemokra^ehe 
f'^ynxmat.  Berlin  189S.  —  E.  Zlmm.er%nann- 
Hinehfel^,    Zur    Geackichte    der  deuiachen 

if^-iUrbrtPrgung  (i.  d.  Wiener  „yenen  freien 
i-ft»e"  c.  1S.—16.IIX.  1896j.  —  Karl  Marx, 
•.•T..iutiou  und  Kontrareeolui^n  in  Deviachland, 

VwiM-A  roll  XflHtalcv,  Stuttgart  1898;  Ein 
trtti  an  J.  L.  Sehveiüer  fi/wr  Laa*aUeatii*mu* 

■  W  tlewHuchßfUkampf  (i.  „Die  .V«u«  Zeit" 
d;!;.  — «/.  SehmSte,  Die  »ozialdetnokratLiehen 
'•'ifrkaehajlen  in  Deutechland  uw.,  Jena  1896, 

*  —  Ch.  .tHiller,  Lf  originee  du  aoeiatiume 
'ttti  tn  AUemagne,  J^rvr  1897.  —  8t.  Bom, 
l  rinneruitgen  eine*  Achtundvierziger»,  d.  Aufl., 
trtyzig  l»9fi.  —  Mar  ^tar^k,  Die  .irbnler- 
*tteid,rung  J898199,  Franl^furt  a.  M.  1900.  —  1 
t-itum^m».  Dir  itrUndung  dt  r  deuiMken  Son<U- 


demokratie,  Leiptig  (190S).  —  W.  CohnatäcU, 
Die  Agrarfrage  in  der  deuteehen  Soxialdemokratü  , 
von  Karl  Marx  bia  tum  Breilauer  Parteitag, 
Mümehen  1903.  —  A,  Neumannmliofer,  Di* 

Entviekelung  der  Sozialdemokratie  bei  den 
Wahlen  zum  deutachen  Jteiehttage  1871 — 1908, 
Berlin  1903.  —  E.  Eyek,  Der  Vereinatag  deut- 
licher Arbeitervereine,  1863—1868,  ebd.  1904.  — 
P,  Katnpffmeyer,  Wandlungen  in  der  Theorie 
und  Taktik  der  Sozitüdemokratie,  München  1904. 

—  Rob.  Bnmhnber,  Die  heutige  Sozial- 
demokratie, Jena  1906.  —  K.  Etaner,  Wilhelm 
Liebknecht,  £.  Au*g.,  Berlin  1906.  —  Bob. 
Mtehets,  Di«  deutaehr  Soaialdcmokratie  (i.Are  h. 
f.  Sotw.  H.  Soapol.,  V.  Bd.,  S.  471lS56).  — 
Partei  u.  Gewerkschaften ,  Wörtl.  Abdr. 
de«  Punktes,  aua  d,  Protokoll  der  Konferenz  d. 
Gewerkarhaftavcrhände  v.  ig.jSS.jlL  1906  (Beilage 
z.  „Vo}-värta"  V.  ll.jVlU.  1906).  —  Verhand- 
lungen der  Parteitage.  —  Vgl.  ferner  die 
Lileralarangaben  bei  den  Artt.  „Engeta",  „In- 
temaliunale  Arbeiter  -  Aaaociation",  „LasaaUe", 
„Marx",  „Sozialiamua  und  Kommuaiamua", 
„Chri*tlieher  Sozialiamua" . 

Seh  weit.  AmdMe  Hennegntn,  Le  eom- 
MHttiint«  et  la  jeune  Altauagne  en  SuUee,  ^sri» 
18S0.  —  JVz:  Berglu^mUdiag,  Die  aotialiatiaehe 
Arbeiferbeicegung  in  der  Sehweit,  Leiptig  189S. 

—  Verhandlungen  der  Parteitage. 
Oeaterreieh-  Ungarn.     H.  Oberufin' 

der,  Die  Arbeiterbewegung  in  Oeaterrcick,  Wien 
1875.  —  Carl  Grünberg,  Der  öaterr.  Ent- 
witrf  einea  Geaetzea  Uber  die  Errichtung  von 
Arbeilerkam mem  (i.  Jb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  JV.  F., 
Bd.  XX,  S.  S9Sfg.)  —  W.  EUcnbogen,  Ge- 
schichte de»  ATbeiterhildungtvereina  in  Gumpen- 
dorf, Wien  1892.  —  JE.  Höger,  Aua  eigener  Kraft, 
Die  Qeaehtehle  einea  ikterreieh.  AtMiervereina 
aeit  SO  Jahren,  hreg.  r.  niederStlerr.  Buehdntcker- 
und  Sehri/taetzer- Verein,  Wien  189g.  —  Jhiea 
Giuseppe  Avarna,  Jl  movimento  aociatiata 
operaio  in  Auatria  (Bolktino  del  Miniatero  degU 
affari  eiteri  v.  November  1894,  SjSS).  — 
3faximit.  Bach,  Die  soziale  Frage  in  der 
Wiener  Revolution  (i.  Deutsehe  Worte, 
18.  Jhrg.,  S.  49163).  —  Budolf  KreJesi,  Ueber 
die  Agrarverhültninse  Ungarns  (ebd.  S.  llSjS7).  — 
.4 US  der  Geschichte  der  ungartändisehen 
Arbeiterbewegung  (Berieht  z.  Amaterdamer  Kon- 
greß), Budapest  1904.  —  Joseph  Graf  MaU 
Mth,  Studien  Uber  die  Landarbeiterfrage  in 
Ungarn,  Wien  u.  Leipzig  1905.  —  M.  i*opo- 
vllsch,   (i.  Die  ycue  Zeit  XXIjl .  XKIIjS). 

—  T.  W.  Teifeti,  J>ie  Bexitzenden  und  Besilz- 
Inaen  in  Octerrcich,  Wien  1906.  —  Verkand- 
lungrn  der  üslerr.  Gesamljiarleitage  v.  1889, 
1891,  1892,  1894,  IS96,  1897,  1899,  1901,  190S, 
1905 ;  der  Parteitage  der  deutschen  Soziatdemo- 
kratie  Oesterreich",  1898,  1900,  190J,  1904;  und 
der  Osterreichiaehen  Gewerkadmflskongreaae,  1893, 
1896,  1899,  1903,  1905. 

Belgien  und  Soltand.  tf.  Destr^e  et 
E.  Vandrrvelüe,  Le  aiteialiame  en  Beigigue, 
Paria  1898  (3.  Aufl.  190S).  —  L.  Bertrand, 
Hiaioire  de  la  Cooperation  en  Beigigue,  X  Bde., 
Sruxellcs  1905;  ffistoire  de  la  democratie  et  du 
socinliiime  en  Belgi'fue  depuü'  18S0,  /.  Bd.,  ebd. 
19116.  —  Ucber  die  holländische  Bewegung  eine 
Reihe  van  Artikeln  in  „Die  neue  Zeit"  von: 
DomelaXieuwenhuta  (Xljl),  vanRol(Xl^l), 
PolnU  (XIJ(9,  XU1}1),  noode,  XX  g,  Bolandm 
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HoU$,  XXI\S,  XXUfS,  XXmjt,  van  der 
Gotm,  XXIVjs,  VlUgen.  (XV}»,  XVIfl—S, 
xvijji,  xviiili,  xixii^i,  xxm,  xxiije, 

XXIIIll),  und  von  letzterem  in  den  „Sotialist. 
Monatahe/ten"  v.  1900,  Ä",  337liS.  —  „Na 
Tien  Jaar".  öedenkachrift  by  het  teenjaarig 
Beataan  der  Sotiatdemotrat..  Arbeidera  Parti], 
Amsterdam. 

Die  ikandinavi$ehen  Länder.  Bud. 
Hey  er,  Der  SozuUiama*  in  Dänemark,  Beriin 
1874.  —  O.  SnUthf  Die  »ehvediaehx  Arbeiter- 
beuieffung  von  198S  etc.,  Tübingen  188S.  — 
H.  Marten»,  Sogialdemotratie  und  SonalpoUlik 
in  den  skandinaviaehen  Reichen  (i.  Jb.  /.  Gea. 
u.  Verw.,  Bd.  XV).  ~  C.  Martinet,  Le 
eocialiame  en  Danemark,  Paria  189S.  —  Ferner 
eine  Reihe  von  Artikeln  über  Dänemark  von 
G.  Bany,  (i.  Die  Neue  Zeit)  XlVfl^  XVIJfl, 
XYIIIfl,  XIXlS,  XXfl—S,  XXIIjl,  XXIIIif, 
XXIVjX  in  Sozial.  Monatahefte  v<m  1900); 
über  Norwegen  von  E.  Brunte  (i.  Die  Neue 
Zeit  XXlD,  J.  Bianea  (ebd.  XXjl.  —  O. 
Kringen  (i.  8o*iai.  Monatahefte  v.  1905i; 
über  Schweden  von  JH.  Branting  (i.  Die 
Neue  Zeit  XJ}2,  XXIjl  und  Sotial.  Mo- 
natahefte V.  1900),  und  E.  Bruntr,  (i.  Die 
Neue  Zeil  XVIIIjä,  XlXjl,  XX,t) ;  über  Fin- 
land  von  N.  Roberto/  üraln  (i.  Sozial. 
Monatahefte  v.  1900). 

ItalieTi.  A.  M.  Storaee,  II  aoeialimno 
e  l'Ilalia,  Neapel  1879.  —  Cl.  Jannet,  Lea 
faita  ieonomiquta  et  le  mouvement  aocial  en  ItaUe, 
Paria  1889.  —  W.  Sombart,  Studien  zur  Bnt- 
fpiekdungageaehiehte  de»  üaUeniaehen  ProletariaU 
(i.  Areh.  /.  eo».  Gea.,  Bd.  17,  S.  177\tsa, 
Bd.  VIII,  8.  671IS74).  —  Ad.  Raul,  Di»  Be- 
wegung in  Sisüien  (deuteeh  von  Leop.  Jaeoby) 
Stuttgart  1894-  —  -Vrtp.  Colajannl,  In  Sicüia, 
Rom  1894.  —  A.  di  San  Giuliano,  Le  condt- 
zioni  preaenti  della  Sieüia,  Mailand  1894.  — 
Alfr,  Angiolini,  Cinquant'  anni  di  »ocialitmo 
in  Ilalia,  S.  Aufl.,  Firenze  1904.  —  Bob. 
Miehela,  Proletariat  vnd  Bourgeoitie  in  der 
aozialistiaclten  Bewegung  UaUena  (i.  Areh.  f. 
Sozialw.  u.  Sozialpol.,  IV.  Bd.,  S.  SOjm, 

4H14GS.  mjnoj. 

Spanien  und  Portugal.  J*.  SoMChet- 
HuanOf  El  aoeialiamo  en  ^pagna,  Madrid  186B. 
—  Bd.  Perez  Fwjol,  La  euettion  aoeial  Va- 
lencia, Valencia  187S.  —  Vraw^MCO  Mora, 
ffiatoria  del  Bocialitmo  obrero  eapanol,  Madrid 
190S.  —  Mario  Antonio,  Le  aocialiame  en 
Etpagne  (i.  Le  mouvement  aociatiate  v.  Iß.jVI, 
190S,  S.  £67186).  —  Juan  A.  Hella,  Die 
Lage  des  Soiialitmua  in  Spanien  (i.  Die  Neue 
Zeit  XXjl).  —  M.  de  Unamo,  Der  Soaialia- 
mua  in  Spanien  (i.  Sozial.  Mo natah eft e 
V.  1897). 

Die  Balkanataaten  (Bulgarien,  Griechen- 
land, Rumänien,  Serbien).  (Anongmtf  Le  parli 
aoei^d^oerate  en  Romnanie  (i.  La  Revue 
nocialiale  v.  November  1894).  —  ^»n«  Serie 
von  Artikeln  von  M.  Fopovitteh,  (i.  Die 
Ne  u  eZeil  2-^.\II.)  ;  C.  RaeavBky,  (ebd.  tS.jl.)  ; 
R.  Denkoff  und  Itincker  (i.  Le  mouve- 
ment aociatiate,  1904  t.  10  u.  IS);  A. 
Jankofow,  (i.  Sozial.  Monatahefte  v.  1904). 

Rußland.  {Herzen}  Vom  anderen  Ufer, 
Mamburg  18S0;  Du  devcloppement  dea  ideea 
revotutionairea  en  Ruaeie,  London  ISßS.  — 
f/ittonym>^  Von  Nikt^aua  I.  zu  Alexander  IIL, 


Lei^tff  1881.  —  Berg.  Sttfntmk,  la  JKkmm 
»otMerranea,  Mailand  188S  (iemteeh  *.  Trmm$~ 
ner,  Bern  1884).  —  Atph,  Thun,  Getddckte 
der  revolutionären  Bewegungen  in  Bußiamd, 
Leipzig  1883.  —  Greg,  Kupeseznko,  t>er 
ruaaiache  Nihiliamua,  Leipzig  1884.  —  Oldn» 
berg,  Der  ruaaiache  NikiliamuM,  Leipzig  IBSS. 

—  J.  Bourdeau,  Le  aociolieme  •Ulemand  et 
le  nihilieme  ruaae.  —  BaattettmkVf  ttncuwienU 
lur  le  mouvement  revolutionnairt  m  Buane 
1880  —  1870,  Pari»  1905.  —  A.  Vtar.  Die 
ruaaiache  Revohition,  Beriin  tßOS.  —  Kmimt 
ZiUiaicus,  Da»  rerolutionäre  Rußland  1906  — 
a.  Giwago  u.  Max  Weber,  Zur  BeurltOurng 
der  gegenwärtigen  politischen  Entieie^tbtmg  A*^ 
lande,  (Beilage  z.  IJ.Bd.  d'aAreh,/.  S'tztatw. 
u.  Soziatpol.).  —  Max  Weber,  RußUmde 
üebergang  zum  Scheinkontlitutionaiiatnuz  f Bei- 
lage X.  V.  Bd.  deazelben). 

En  gl  and.  H.  M.  Ugndznan ,  The 
hiatorical  baeia  of  tocialim  in  England,  London 
1888.  —  Mf^.  Engel»,  England  I84S  w.  lass 
(i.  Die  Neue  Zeit  r.  1888J.  —  Ed.  Ben^ 
stein ,    Artikeleerie    (dtd.    IX;i ,    Xll}!  —  S. 

xniji—s,  xivji—t,  xvjs,  xvfi—t,  xraij}. 

—  Alb.  UHin,  Le  aocialieme  en  Amgleterre. 
Paria  1897.  —  Stdney  und  Beatrtee  ITcM» 

Geachiehte  dea  brititeben  Trade- Vnionüamta,  1S9S; 
Theorie  u.  Praxi»  der  engtizchen  Gewerkt  trttmt 
1898  (deutach  von  R.  Bernsirin,  reep.  C.  Hugo, 
Stuttgart).  —  Stdney  Webb,  Der  .SoHatiemma 
in  England,  (detttaeh  von  H.  Kuretta).  'ri- 
tingen  1898.  —  Vgl.  ferner  die  LUeraturwifahm 
bei  den  ArU.  „Chartimua",  „Ou-m". 

Vereinigte  Staaten.  H.  Semter,  Ge- 
achiehte dea  Sozializmu»  uad  JEoaummünu  m 
Nordamerika,  Leipzig  1880.  —  JHeJk.  Bg, 
Recent  American  »oeialiam,  BaUimore  1885:  Th* 
labour  movement  in  Amerira,  New  York  1886. 

—  Cognettl  de  Martite.  II  aoeialiemo  ««ffc' 
Staii  Uniti,  T^rin  1887.  —  Edteetrd  imä 
Eleanor  Marx-AveUng.  The  lab"tw  vm»«^ 
ment  in  America,  London  ISfif'.  —  A.  SartmrUt» 
von  Walterakausen .  Der  moderne  Soziai»*- 
muM  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordam<rtiu, 
Berlin  1890.  —  E.  von  PkiUpgovUhf  Die 
Oewerkaehaflen  m  den  Vereinigen  <SiaaArm  wm 
Amerika  (i.  Soeiate  Rumdaehou  r.  April 
1905),  Wien.  —  MorrU  tttUquU,  aietarp  <y 
SeeUüiem  in  the  üniied  State»,  Netr  Vork  -deutaA 
u.  d.  T.  Geachiehte  dea  Soxiatiemu»  in  den  Vir' 
Hnigten  Staaten  von  K.  Müllrr-  Wrmberg, 
Stuttgart  1906).  —  W.  Sombart,  Wnrum  gikt 
ea  in  den  Vereinigten  Staaten  keinen  .'CanÜü- 
muaf  T&bingen  1906.          Carl  Grüatberg. 


Soziale  Hrgien«. 

Als  S.  H.  bezeichnet  maa  dea  Umkreii 
TOQ  Problemen,  die  es  mit  dem  Oreni^efaki 
zwischen  Oesundheitspfl^e  and  Soxialwiaeea* 
Schaft  zu  tun  haben.  Will  man  tnoe  De6- 
nition  geben,  so  kann  man  sagen:  S.  H.  ist 
die  Wissenschaft  von  den  tateAclüichen  Ter- 
hältoisseu  und  den  MaBnahmen,  die,  von 
sozialen  oder  wirtschaftUcheD  Gesichtspiank- 
ten  und  Zielen  vorwie^nd  beeinfloAl,  auf 
die  Qesundbeit  voa  pmkbsdi  (nidrt  hüäa^acht 
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snsaauaenfofibaren  Üruppen  der  Bevölkerung 
lüä  insbesondere  auf  die  Erniedrigung  der 
Sterblichkeitsziffer  sich  beziehen.  K^niatisch 
iimfäfit  die  S.  H.  also  z.  B.  die  Probleme 

AlkohoUsmus,  der  BekfimpfunK  der  Pro- 
stitution, der  Tuberkulose  als  einer  durch 
WobDungSTerh&ltnisse  beeinflußten  Erank- 
Mit,  des  Friedhofs-  und  Bestattungswesens 

zugleich  bodenpolitischer  Kategorie,  Er- 
Q^hrungsfrageD,  dann  Trrenwesen,  Bewerbe- 
!i.v;?iene  usw.,  alles  Dinge,  die  neben  her- 
«ornigcader  sozialer  und  wirtschaftlicher  Be- 
•Iviilung  sich  auf  Gruppen  im  Volksganzen 
"^eheo  und  eine  Gesundung  der  AUgemein- 
hdt  und  ihrer  Lebensäußerungen  eben  durch 
■lie  Gesundung  dieser  Gruppen  bezwecken. 
Praktisch  gewinnt  die  Sooderdisziplin  der 
>.  II.  ^jegeDwftrtijjf  immer  melir  an  Bedeutung. 
An  euigen  Universitäten  sind  Professoren 
mit  Vorlesungen  Ober  „Soziiüe  Medizin"  be- 
auftragt, in  drei  Zeitschriften  und  einem 
ialiresbericht  werden  die  hierhergehörigen 
(lebiete  fortdauernd  publizistisch  behandelt. 
I'eber  die  Terschiedeoen  Auffassungen  der 
riier  in  Rede  stehenden  Aufgaben  vgl.  meinen 
Aufsats:  „Die  Abgrenzung  der  Begriffe: 
Risse u-  und  Gesellschaf tsoygiene,  Soziale 
Bjgiene  and  Soziale  Hedizin'S  im  Arch.  f. 
Busen-  und  GesellBchaftabiologie,  1907,  wo 
veil^  literatur  genannt  ist  Im  Übrigen 
!>.  Art  „Sftnitfltawesen**  oben  S.  738  fg.  und  die 
«^Dzelnen  Kastel  der  Sozialen  Hygiene. 


Sozialer  Darwinisrnn» 

1.  <>*.->ell8chaf  tlicher  Darwinismus 
oben  Bd.  I  S.  970fg. 


Soiialismiu  und  KommaniunaB. 

I.  Einleitung.  1.  Genesis  des  Wortes 
i.  BegrifFsabgreazmig  des  S.  3.  Der  nr- 
«K^^licAe  KommnnisniaB.  4.  Allgemeines  über 
*mtäa  and  Alter  des  S.  II.  Geschicht- 
liche EnCwickelanr.  1.  Ältertam.  n)  Grie- 
•ienlaiid.  b)  Rom.  c)  Jodla.  d)  Das  Cbristeu- 
nua  S.  Mittelalter.  3.  Utopieen  nnd  eigen- 
tontfeindlicfae  Lehren  bis  sam  Ansbrncbe  der 
franzflRiwben  Kerolntion  (1616—1789).  4.  Der 
^-  wifarcnd  der  französischen  ReTolation  11789 
bi)  IHCO).  6.  mt  Entwickelnng  des  8.  im 
19.  Jahrh.  al  Saint-Simon  und  der  Saint- 
^inoninDiis.  b)  Fourier,  die  Ecole  sociätaire 
uid  andere  mit  dem  Saiot-Simonismus  and 
Foarierämns  verwandte  Tbeorieen.  c)  Lonis 
Blinc  6.  Der  wisienschaftlicbe  S.  a)  Rodbertus. 
hl  Latsalle.  c)  Der  Agrar^S.  il)  Marxismus, 
ill.  Seblnflbetrachtungen. 

1.  Elnleliang.  i 
I.  tienesls  des  Wortes  8.  Das  Wort  S.  ■—  1 
u>denIatein.socialiB.  A'dject.  von socins  =  i 
OtDosse.  geMldet  —  ist  uemhch  jangen  Datums.  | 
Wae  erat«  Anwendni^  in  dem  Sinne,  in  dem  i 


wir  es  heute  gebraochen,  rdcht  keinesfalli 
hinter  das  Jahr  1884  snrBolE  und  ist  zweifellos 
jünger  als  das  Wort  nSozialiat'*.  —  Dieses  ist 
auf  englischem  Boden  entstanden.  Hier  wnrde 
es  von  den  Anhängern  des  Oweuschen  New 
social  System  geprägt.  Anf  einen  bestimmten 
Urheber  läßt  es  sich  nicht  znrücfaftthreu.  Znm 
ersten  Male  ist  es  zn  finden  im  chartistischen 
„Poor  man's  gnardian"  v.  24./VIII.  1833.  In 
Frankreich  hat  es  als  erster  nicht,  wie  ge- 
wöhnlich angenommen  wird,  LonisReyband, 
der  Verfasser  der  in  dm  Jfüiren  1886—1838  in 
der  „Revne  des  deux  mondes"  erschienenen 
Artikelserie:  „I^  soeialistes  modernes",  die 
1840  n.  d,  T.  „Etades  snr  les  r^formateors  on 
soeialistes  modernes"  neuerdings  in  Bacbform 
veröffentlicht  worden  ist,  sondern  um  die  Mitte 
des  Jahres  1834  bereits  Pierre  Leronx  ge- 
braucht —  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auch 
selbständig  gebildet  Dem  deutschen  Sprach- 
schatz durfte  es  dnrch  A.  L.  Chnroa  (pseud. 
für  Rochan)  1840  einverleibt  worden  sein.  — 
Der  Terminus  „Socialisme"  dagegen  ist  in  Frank- 
reich geschaffen  worden,  und  zwar  durch  den 
sonst  gans  unbekannten  Salnt-Simtmisten  X. 
Joncieres,  der  es  im  saint-simonistischen 
„Globe"  V.  13./IL  1832  erstmals  angewendet 
hat.  Etwa  anderthalb  Jahre  später  finden  wir 
es  bei  Pierre  Leronx,  bei  diesem  schon  in 
technischer  Bedeutnng,  nnd  im  AnschlaQ  an 
ihn  183Ö  bei  Lamartine.  Seit  1837  gelangt 
es  auch  in  England  znr  Anwendung,  wo  es  in 
„The  new  moral  world"  v.  2./IX.  1837  zum 
ersten  Male  vorkommt  nnd  —  im  Gegensatz  zu 
Frankreich  —  rascheste  Verbreitung  findet.  Ob 
der  Z^eologismiu  „Soeialisme"  von  den  eng- 
lischen Sozialisten  ans  Frankreich  entlehnt 
worden  ist,  läßt  sieb  ebensowenig  nachweisen, 
wie  das  Umgekehrte  in  betreu  des  Wortes 
-Sozialist".  Unmöglich  nnd  sogar  unwahrschein- 
lich ist  es  nicht,  da  die  Verbindung  zwischen 
den  beiden  Ländern  anch  anf  dem  Gebiete  der 
sozialistischen  Gedanken  reihen  von  allem  An- 
fang an  eine  sehr  lebhafte  war.') 
Ueber  das  Wort  K.  s.  oben  S.  281. 

2.  Begriff sabgrenzung  des  S.  Was 

den  Begriff  des  S.  anbelangt,  so  identifiziert 
ihn  der  herrschende  Sprachgebrauch  r^cl- 
mäßig  mit  dem  des  K.  Er  umMt  jene 
Thcorieen  und  jene  Massenbewegungen  zu 
deren  DurchBetzung,  die  in  bewußtem  Gegen- 
satze zum  Sonderi[Frivat-)eigentum  als  der 
Oberlieferten  Gnmdlage  unserer  herrschenden 
Gesellschafts-,  Wirtachafts-  und  Rechtsord- 
nung den  Neuaufbau  der  letzteren  auf  Basis 
des  Gemeiö(KollektiT-)eigentum8  fordern  und 
anstreben. 

Diese  Forderung  eignet  sämtlichen 
sozialistischen  Doktrinen  und  sie  bildet  das 
Kriterium  fQr  die  Zugehörigkeit  eines  Sys- 
tems gesellschaftlicher  Beform  znm  8.  In 
welchem  Umfange  die  Beseitigung  des  Pri- 
vateigentums Platz  zu  greifen  nahe,  darüber 
I  gehen  jedoch  die  Ansichten  der  verschie- 

I  ')  Vgl.  Carl  Grünberg  „Der  Ursprung 
I  der  Worte  S.  nnd  Sozialist  Ii.  d.  .Zeitrtcbri» 
I  fQr  Sozialwissenschaft"  von  1906  S.  495/fi08). 
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denen  sozialistischen  Denker  oft  sehr  weit 
auseinander,  wie  ja  auch  der  philosophische 
Ausgangspunkt  für  ihre  Postmate  nicht  bei 
allen  der  gleiche  ist.  Dies  ist  jedoch  für 
den  Begriff  „S."  ebenso  gleich^ltig  wie  der 
Umstand,  daß  manche  sozialistische  Systeme 
über  jene  Forderung  einer  gründlichen  Um- 
gestaltung unseres  überheferten  Vermögens- 
rechtes hinaus  auch  eine  Neuordnung  des 
Geschlechtslebens,  Abschaffung  der  Religion 
usw.  bezwecken. 

Es  ist  vielfach  versucht  worden,  die  Be- 
griffe „S."  und  „K."  dogmatisch  auseinander- 
zuhalten und  zwischen  ihnen  eine  deutliche 
Grenzlinie  zu  ziehen  —  ohne  daß  dies  je- 
dodi  gelungen  wäre.  So  definiert  Lorenz 
von  Stein  als  S.  „diejenigen  Theorieen, 
welche  durch  die  Arbeit  allein  (statt  wie 
bisher  durch  den  Kapitalbesilz)  die  Ver- 
teilung der  Güter,  damit  die  Ordnung  der 
Gesellschaft  und  die  Gleichheit  aller  indi- 
vidueUeu  Eotwickelung  bedingen  lassen 
wollen*';  als  E.  aber  diejenigen  Ansichten, 
,.welche  durch  eine  absolute  Aufhebung 
des  perBönlichen  Eigentums  die  absolute 
Gleichheit  erreichen  vollen".  Eäne  {Ein- 
teilung, die  inhaltlich  mit  der  in  „S.  im 
engeren  Sinne",  weldier  das  Privat- 
eigentum bloß  an  den  Produktionsmitteln 
b^itigt  wissen  will,  und  in  „K."  als  der 
weitergehenden  Achtung  desselben  Ober^ 
begriffs  S.  zusammenfällt,  dogmatisch  aber 
wertlos  ist,  da  ilir  nicht  ein  prinzipieller 
Unterschied  —  ein  solcher  existiert  ja  nicht 
—  sondern  nur  das  MaB,  in  dem  das 
gleiche  Prinzip  zur  Anwendung  gelangen 
soll,  zugrunde  gelegt  erscheint.  —  Klarer 
\vird  diese  ßegriffsabgrenzung  auch  nicht, 
wenn  man  mit  Adolf  Wagner  dem  „reinen 
K.",  d.  h:  Geselischaftszuständen  ohne  jeg- 
liches Privateigentum,  den  „speziellen  S." 
gegenüberstellt  imd  diesen  wieder  in  „ex- 
ttemen  oder  vollständigen"  und  in  „par- 
tiellen" scheidet:  je  nachdem  man  ein  dem 
heutigen  entgegengesetztes  System  der 
Rechtsordnung  mit  Vei^sellschaftung  der 
sacldichen  Produktionsmittel  und  der  Pro- 
duktion sowie  autoritativer  Verteilung  des 
Produktionsertrages  im  Auge  hat,  oder  bloßen 
.,Staats-S.",  d.  h.  ein  System  berechtigter 
staatlicher  Eingriffe  zur  Beseitigimg  der 
Auswüchse  am  Baume  der  Privateigentums- 
ordnung. Will  schon  Wagner  seiner 
ganzen  wissenschaftlichen  Richtung  nach 
mit  seiner  Kategorisierung  zugleidi  auch 
ein  Werturteil  über  die  von  ihm  aufge- 
stellten Kategorieen  abgeben,  so  versucht 
Fr.  J.  Neumann  gar,  die  subjektive 
Wertung  der  theoretisd^en  oder  praktischen 
Stellungnahme  zum  Sondereigentumsproblem 
zu  einem  Weseusmerkmal  seiner  Definition 
dos  S.  zu  erheben.  Er  bezeichnet  nämlich 
als  „sozialistisch  diejenigen  Parteirichtimgen  ' 


und  Lehren ,  welche  in  Forderunsen  der 
Beschränkung  eigennütziger  Wirtgobaft  iu~ 
gunsten  einer  durch  öffentlichen  Zwang 
durchzuführenden  gemeinnützigen  zu  weit - 
gehen'-.  Was  bei  Wagner  f^t  ist,  zer- 
fließt hier  vollständig.  —  Begrifflich  un- 
originell, aber  durch  die  Art  der  Beseicit- 
nung  direkt  verwirrend  ist  es,  wenn  Klein- 
Wächter  —  neben  „DistributismuB",  d.  h. 
K.  des  Genusses  auf  Basis  einzelwirtschaft- 
iicher  Gfitererzeugnng  —  zwischen  „halbem** 
und  .,^nzem'^  K.  als  den  allein  primipieU 
das  Privateigentum,  sei  es  bloß  au  Produk- 
tionsmitteln, sei  es  auch  an  GeooBgUteni, 
negierenden  Theorieen  einerseits  und  .ß, 
im  engeren  Sinne''  als  denjenigen  Doktrinell 
andererseits  unterscheidet,  welche  die  In- 
stitution  des  Privateigentums  an  sich  an- 
berührt lassen  und  nur  deren  Auswüchse 
im  Interesse  der  breiten  Volksschichten  be- 
schnitten sehen  wollen.  ~  Am  bedeut- 
samsten und  gewiß  geeignet,  in  wohltätiger 
Weise  die  Geschichtsohreibung^  der  KationiJ- 
Qkonomie  und  des  S.  zur  AnagDong  yjiem 
heute  leider  so  selten  gewordenen  Ontes 
einer  philosophischen  Bildung  zu  zvingai, 
ist  vohl  der  Vorschlag  Dietzels,  den 
philosophischen  Ausgangspunkt,  „die  ethi- 
schen Grundnormen"'  der  in  Frage  kommoi- 
den  Systeme  zum  Kriterium  ihrer  Zuge- 
hörigkeit zum  S.  oder  K.  zu  nehmen.  Ak 
„Sozialisten"  seien  danach  anzusehen  di^ 
Vertreter  des  „Sozialprinzipes'",  die,  von  der 
Souveränität  der  Gesellschaft  ausgehend  und 
im  Individuum  nur  ein  dienendes  Mittel  für 
die  Zwecke  der  letzteren  erblickend,  xrnu 
Kollektivismus  hindrän^n ;  als  ^Kommu- 
nisten" hingegen  diejenigen ,  die  zq  der 
gleichen  Forderung  auf  dem  W^  des  ..In- 
dividualprinzips"  gelangen,  der  Auffa.«fiaiic 
also,  daß  das  —  jedem  anderen  als  ^eicfa- 
wertig  gedachte  —  Individuum  obeister 
Zweck ,  die  gesellschaftliche  Organisalioa 
aber  nur  dienendes  Mittel  sei.  Gegen  eine 
ilerartige  Kategorisierung,  bei  welcher  da» 
sämtlichen  soziaUsUschen  Theorieen  ce- 
meinsame  praktische  Ziel  um  dessen  eui- 
scher  Motivation  willen  in  den  Hinteigmad 
gerückt  wird,  spricht  jedoch  nicht  nur  die 
fast  unüberwindliche  Schwierigkeit  ihr«' 
Handhabung,  sondern  vornehmlich  anch  der 
Umstand,  daß  wohl  keine  Theorie  des  st>- 
zialen  Seinsollens  rein  und  aosschlielUicii 
auf  dem  Individual-  oder  auf  dem  Sosal- 
prinzip  allein  aufgebaut  ist 

Aus  dem  Wesen  des  S.  als  öner  print- 
eigentumsfeindlichen  ßiehtung  folgt  nacllr- 
lich,  daß  seine  Bsistenz  dnrch  das  Vor- 
handensein des  Private^eDtums  bedingt  ist 
Von  selbst  scheiden  da^r  ans  nnsner  Be- 
trachtung eboDBowohl  die  Genidawirtschafte- 
formen  au&  die  in  dn*  geschicbtlidien  Folg» 
'  der  Entwi<^elung  des  Sondereigentians  vtir- 
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anagegaugen  sind,  wie  auch  ihre  in  Zeiten 
der  Privateigentamsordnung  hineinragenden 
Refite. 

Sicherlich  ißt  es  durchaus  unhistorisch, 
das  Privateigentum  als  allgemein  mensch- 
iiches,  zu  allen  Zeiten  vorhandenes,  für  das 
Vorhandensein  staatUchen  Genieiniebens  un- 
erläßliches Institut  aufzufassen.  Dasselbe 
ist  ndmehr  eine  geschichtliche  Kategorie, 
indem  es  erst  auf  einer  bereits  ziemlich 
■weit  fortgeschrittenen  Stufe  der  Zivilisation 
and  QQter  dem  Drucke  der  Bevölkerungs- 
zunahme entsteht ,  die  gebieterisch  nach 
Steigerung  der  Produktion  und  ihrer  tech- 
nis^en  Vervollkommnung  drängt. 

8.  Oer  arsprflagUohe  K.  CrsprOng- 
lieh  trägt  die  auf  die  Versorgung  mit  Sach- 
gütem  zum  Zwecke  der  Bedüx&isbefriedi- 
^ng  gelichtete  Tfttiigkeit  der  Menschen 
dnen  rein  okkupotorischea  Charakter.  Sie 
nehjDsen,  was  die  Katar  bietet.  Diese  aber 
hietet  sJlen  mehr  als  genug,  da  die  Zahl  der 
Menschen  sehr  gering  und  die  Skala  ihrer 
BedOrfnisse  noch  höchst  unentwickelt  ist 
Dies  ^t  in  gleicher  Weise,  ob  wir  uns  die 
wimitiTen  Menschen  im  Zustande  roher  Iso- 
uerung  oder  —  was  jeden^Ia  schon  einen 
bedeutenden  Fortschritt  repräsentiert  —  zu 
grßfieren  oder  kleineren  Oruppen  vereinigt 
denken.  Zur  Orupplening  aber  drängt  na- 
tumotwendig  die  intellektuelle  und  phy- 
sische Schwäche  und  Schutzbedürftigkeit 
dereinzelnen  gegenüber  Ihresgleichen,  Tieren, 
^Naturgewalten.  So  kommt  es  denn  zu  ge- 
meinsamer Erwerbung  des  Lebensunter- 
haltes —  im  Wege  der  Jagd  oder  Fischerei 

—  zu  gemeinsamem  Wohnen  imd  zu  ge- 
meinsamer Verteidigung  der  Person,  der 
Wohustfttte,  der  Jagd-  und  Fischgründe.  — 
Diesen  Zustand,  der  eine  soziale  und  wirt- 
adiaftliche  Differenzierung  offenbar  aus- 
söhlieflt,  kann  man  wohl  mit  Zachariä 
«1b  „negativen  K.'*  bezeichnen.  Er  ist  eine 
Folge  der  Tatsache,  daß  einerseits  die  auf 
dieser  Kulturstufe  notwendigen  Sachgüter 
ihrer  Natur  nach  einer  individuellen  Ver- 
kuQpfung  mit  einzelnen  Person«i  wider- 
fitreben  oder  daß  sie  andererseits  absolut 

wenigstens  relativ  —  wenn  man  bloß 
eine  bestimmte  Gruppe  und  dea  ihr  zur 
Veifflgtug  stehenden  Nahrungsspielraum  ins 
Auge  —  noch  kfflnen  wirtschaftlichen 
<^haiakter  tragen,  d.  h.  den  vorhandenen 
Bedarf  Übersteigen.  Eine  individuelle  An- 
eignung ist  daher  unmöglich  oder  unnOtig 

—  eolange  der  Jagd-  oder  Fiscbgrund  fest- 

S^halten  wird ;  und  das  geschiebt  durch  die 
mppe  nnd  für  sie.  Von  eigentlicher  plan- 
mftfiiger  Wirtschaft  ist  unter  derartigen 
Verblitntssen  keine  Rede.  Ebensowenig  von 
Eapitalansammlung.  Eine  individuelle  Ver- 
knüpfung von  Gegenständen  der  äußeren 
Natur  mit  einzelnen  Personen  findet  nur  in 


geringstem  Maße,  etwa  bei  selbst  gefertigten 
Waffen,  rohen  Schmucksachen  und  ähnlichen 
Gütern,  also  nur  bei  Dingen  des  persön- 
lichsten Gebrauches  statt.  Nicht  einmal 
Sklaverei  ist  auf  dieser  Entwickelung^tufe 
schon  möglich.  —  Einen  positiveren  Cha- 
rakter ,  weil  in  ausgesprochenerer  Weise 
auch  das  Gebiet  der  Ctütererzeugung  er- 
fassend, trägt  die  Gemeinwirtschaft,  nachdem 
die  Mensehen  unter  dem  Drucke  der  Be- 
völkerungszunahme zum  Hirtenleben  über- 
gegangen sind.  —  Die  inneren  Bedingungen 
der  Weidewirtscltaft  schließen  jedes  Sonder- 
eigentum aus,  nicht  mehr  aber  auch  jede 
soziale  Ungleichheit  Denn  mit  ihr  ist  — 
schon  wegen  der  for^eschritteneren  Arbeits- 
teilung —  die  Sklaverei  ganz  wohl  verein- 
bar. —  Auch  der  Ueb^gan^  zum  Ackerbau 

—  infolge  des  im  Verhutnisse  zu  den  voi> 
handenen  Weideflfichen  allzustarken  An- 
wachsens des  Prodnktionskapitals,  Vieh,  und 
wohl  auch  parallel  damit  der  Menschenzahl 

—  vollzieht  sich  in  geroeinwirtschaftlicher 
Form  deshalb  schon,  weil  er  nicht  durch 
Einzelne,  sondern  jedenfalls  durch  die  ganze 
Oruppe  erfolgt  An  die  Stelle  der  ursprüng- 
lichen Gemeinsamkeit  des  Besitzes,  mit  ge- 
meinsamer Bestellung  des  Ackerlandes  und 
Verteilung  des  gemeinsam  erzielten  Er- 
trages unter  die  der  Gnippe  angehßrigen 
Häuser,  tritt  bald  —  in  der  Regel  durch  die 
infolge  des  Bevölkerungsdruckes  geforderte 
intensivere  Kultur  —  erst  vorübergehende 
und  dann  allmählich  dauernde  Sondemutzung 
am  Ackerlande.  —  So  ist  die  Entwickelimg 
beim  Privateigentum  an  Grund  und  Boden 
angelangt,  nachdem  sie  jedenfalls  viel  früher 
schon  den  gleichen  Kreislauf  in  bezug  auf 
bewegli<^e  Sachgüter  vollendet  hatte. 

Ist  uns  dui^  das  Qesagte  klar  ge- 
worden, daß  der  primitive  welcher  Form 
immer ,  uumöglich  mit  dem  identifiziert 
werden  kann  noch  darf,  was  sich  als  be- 
wußter und  daher  notwendig  geschichtlich 
späterer  Gegensatz  zur  Privateigentumsord- 
nung darstellt,  so  bietet  es  uns  auch  noch 
ein  anderes  Ei^bnis;  dieses  nämlich,  daß 
der  ursprüngliche  K.  ebensowenig  die  Durch- 
führbarkeit kollektivistischer  Bestrebnn^n 
zu  erwdsen  vermag,  wie  umgekehrt  seme 
Ablösung  durch  das  Sondereigentum  ihre 
Undurchführbarkeit.  Er  kann  überiiaupt 
nicht  als  kritiadier  Mafistab  in  diesor  Frage 
dienen.  Wenn  manche  Sozialisten  den  Ein- 
wand :  der  K.  wider^reche  der  menschlichen 
Natur,  durch  den  Hinweis  darauf  ü^^eich 
entkräften  zu  können  glauben,  daß  derselbe 
„an  der  Wiege  der  Menschheit"  gestanden 
habe,  so  haben  sie  ebenso  Unrecht  wie  ihre 
Gegner.  Jene  übersehen,  daß  das  Gemein- 
eigentum mit  organischer  Notwendigkeit 
dem  Soodereigentum  gewichen  ist;  diese, 
daß  das  letzt^  eine  historische  !^egorie 
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ist,  und  daß  der  primitive  E.  keineswegs 
mit  den  höheren  Formen  der  Gemeinwirt- 
«jhaft  zusammengeworfen  werden  darf, 
welche  der  moderne  S.  anstrebt  oder  sich 
selbsttfitig  aus  der  herrechenden  Wirtschafts- 
ordnung heraus  entwickeln  lassen  will. 
Beide  aber  sprechen  durchaus  unhistorisch 
von  „der  menschlichen  Natur",  als  ob  diese 
etwas  Normales  und  Bleibendes  und  nicht 
vielmehr  von  den  historischen  Entwioke- 
lungsbedingungen  Abh&ig^ges  und  mit  ihnen 
Wandelbares  wäre. 

4.  AllgemelDes  über  Genesis  und 
Alter  des  S.  Treten  wir  nunmehr  der  oft 
erörterten  Frage  nach  der  Genesis  und  dem 
Alter  der  sozialistiBcben  Theorieen  und  Be- 
strebungen näher,  so  stoßen  wir  wieder  auf 
zwei  diametral  entgegengesetzte  Ansichten. 
FOr  die  einen  üt  der  S.  —  mit  Recht  — 
eine  durc^aira  moderne  Erscheinung,  tud 
sie  fflhren  sie  auf  den  in  den  Massen  zu 
lebendigem  Bewnfltsran  gdangten  Wider- 
sprach zwischen  dem  mit  der  französischen 
Bevolotion  räc^reichen  Prinüp  der  Gleichheit 
aller  vor  dem  Gesetze  und  der  Fortdauer 
ihrer  wirtechaftlichen,  dardk  eine  schranken- 
lose Konkurrenz  ins  Mafilose  ^[esteigerten 
Ungleichheit  zurfick  Andere  hinwiederum 
erblicken  in  jedem  Tadel  der  Üebelstäode 
des  Privateigentums  und  in  jeder  Empfeh- 
lung seiner  Abschaffung  und  Ersetzung 
durch  Gemeineigentum  auch  schon  S.  Es 
beruht  dies  —  abgesehen  von  dem  nächsten 
Zwecke:  die  Berechtigung  oder  Nichtbe- 
rechtigung  des  S.  durch  den  Hinweis  auf 
das  AJter  der  ihm  zugrunde  liegenden  Ge- 
dankenreihen zu  bekräfiigen  —  vornehmlich 
auf  rein  individualistischer  Geschichtsanf- 
fosBung,  die  auf  Kosten  und  unter  Nicht- 
b^h'tung  des  Massenmomentes  im 
modernen  S.  die  Verfasser  von  Welt- 
verbesserungsplftnen  in  den  Vorder- 
grund stellt. 

Die  nachfolgende  Darstellting  wird  zeigen, 
daß  diese  zweite  Anschauung  unrichtig  ist 
und  daS  bis  zur  Wende  des  18.  Jahrh.  von 
S.  nicht  gesprochen  werden  kann,  weil 
seine  wii^cbaftlichen  und  rechtsphiloso- 
phischen  Voraussetzungen  erst  um  diese 
Zeit  zur  Bdfe  gelangt  sind. 

II.  Gesohlchtliohe  Butwlokelnng. 

1.  Altertum.  Wenden  wir  uns  nunmehr 
zunächst  der  Betrachtung  der  Antike  zu, 
80  kann  uns  hierbei  außer  Hellas  und  Rom, 
deren  Kultur  allein  —  unmittelbar  —  die 
Grundlage  ftlr  die  unsere  abgegeben  hat, 
nur  noch  Judäa  interessieren,  dessen  reli- 
giöse Eotwickelung  fOr  die  unsere  bestim- 
mend geworden  ist. 

a)  Qriechenland-  Ebenso  wie  bei  allen 
ttbrigen  Vfilkern  tritt  nns  anch  in  der  griechischen 
Sage  und  Dichtong  das  „goldene  Zeitalter"  ent- 


gegen, in  dem  die  Menschen  gt&ckUch  omi  ra- 
meden  in  GQtergemeiiiKhaft  leotCD,  di«  Gerech- 
tigkeit allein  r^ote,  Geseta  nnd  Strafe  wie 
jeglicher  Frevel  oder  BedrOckang  dei  i^waehca 
durch  den  Starken  unbekannt  waren.  Mu  hat 
diese  Legende  auf  den  FabelainD  des  Volke*  «a 
sieh  nnd  seine  Lost  am  Mftrchen  EarQekgcfBhrt, 
oder  als  zu  didaktischen  Zwecken  —  Stlrinu^ 
des  Rechts-  nnd  QerechtigkeiUg^hleB  —  er- 
sonnen angeseben.  LaveTeye  erblickt  in  ihr 
die  Erinnernng  an  eine  der  Sondereigentans- 
ordnnng  voransgegangene  Stofe  des  Gemein- 
eigen  tarn  s,  nnd  Malon  gar  einen  Protest  de« 
Volkes,  der  Leidenden  nnd  Unterdrückten,  gegen 
die  Ersetzung  des  KoUektiveigentiuns  dmeli 
das  private.  Wie  immer  mu  aber  £e  Smt^ 
anch  anslegeti  mag :  als  Zortlc^hnen  der  Ew* 
richtnngen  einer  idealimertea  Vergangcabst 
oder  als  Herbeiwünschea  einer  KbÄMna  Za- 
knnft  an  Stelle  der  harten  Gegenwart  —  pnk- 
tische  Eonseqnenzen  haben  die  Völker  bSeraiu 
ebensowenig  jemals  gezogen  wie  ans  anderem 
ihrer  an  Härchen  verdichteten  Trftamen.  Da» 

Eleiche  gilt  von  den  niu  in  der  grieduacha 
iteratnr  seit  dem  5.  Jahrb.  t.  Chr.  schon  m 
zahirdch  entgegentretenden  und  vielfach  auch  — 
1.  B.  von  Aristophanes  —  parodiartn 
idealisierenden  Dantulnngn  dxr  Znstinde 
dem  nLyknrgiscbai*'  Sparta  nnd  von  der  noc^ 
älteren  Ideansierang  der  „NatnrvKlker''.  Siebt 
znm  ersten  Male  begebet  nu  schon  damals 
die  Sehnsucht  nach  einem  einfa<^eo,  allein  tagend 
haften  „Natnrznatande"  ans  einer  bouent- 
wickelten  Kaltnr  heraus.  Und  wie  man  im 
vorigen  Jahrhundert  mit  RQhmng  von  d«B 
gnten  nnd  durch  die  Zivilisation  noch  nnver- 
aorbenen  Irokesen  sprach,  so  begeistene  man 
sich  in  Griechenland  an  Erdhlnngen  von  den 
fromm  nnd  eerecht  in  Güter-  nnd  Weiber- 
gemeinschaft TebendeD  Skythen  nnd  an  anderen 
gleichgearteten  ethnographischen  Schildemngea. 

Nebenbei  nnr  sei  bemerkt,  daß  weder  in 
Sparta  noch  in  Eieta  eine  bewvfit  ge^en  das 
Ftivateigentnm  geschaffene  wiitschaftUcbe  Or- 
ganisation existiert  hat.  Hier  wie  dort 
es  vielmehr  Privateigentum,  individnJiatiacMa 
Betrieb  nnd  große  ftositcdifferenien.  Hier  wie 
dort  erscheinen  die  gemeinsamen  BOrgennaU- 
seiten  (Syssitien)  als  ^Bestandteil  der  Wekr- 
verfassnng",  als  .Organisationen  dee  reina 
Kriegerstaates,  weldier  die  Waffenbritderachafta 
des  EriegsmBtandes  an  Tigchgenomepaehaftai 
des  Friedensstandes  macht".  Und  wenn  anders 
als  in  Sparta,  wo  jeder  Bflner  »einen  Bc^tn^ 
zn  den  Syssitien  leisten  rnna,  die  Kosten  49> 
selben  in  Kreta  von  Staataweg«  bcetriUtt 
werden,  so  ist  das  keine  höhere  Fwn  der 
Konsnmtionsgemeinsebaft  als  die  moderne  Aoi- 
Speisung  der  militärischen  Mannachaften  in  im 
Kasernen. 

Darauf  kommt  es  aber  bei  der  BearteUng 
des  Charakters  der  griechischen  Staatsramaae 
seil  dem  5.  Jahrh.  v.  Chr.  gar  nidit  an,  Maden 
darauf,  ob  in  ihnen  dne  BonaUsttsche  Tantea 
znn  Ansdmcke  kommt  Diese  f^mg«  aber  aioA 
ans  demselben  Gmnde  verneint  wö^en  wie  in 
betreff  der  Sage  vom  „goldenen  Zeitalter*.  An 
dieser  wie  ans  jenen  npricht  höchstens  Unbe- 
hagen Uber  die  harten  Bedingungen  des  Lebens, 
ab«-  weder  eine  klare  und  scharf  nrnriwi 
Anschannag  von  dem  kommuniadschoi  Ideri 
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noch  eioe  TonteUmig  ftber  den  Weg  zn  dem- 
sdben. 

Ein  Blick  auf  die  wirtschaftlichen  und 
poUtbcben  Verii&ltnisie  Hellas'  nnd  auf  die  an- 
geblich kommoDittiaefaen  Siaatsideale  einiger 
•dner  Philosophen  wird  zeieen,  daß  das  Gesagte 
Är  die  letsteren  ebenso  güt  wie  fOr  das  toIkb- 
Mnliobe  Benken. 

Im  7.  und  tdiweise  schon  im  8.  Jahrh.  t.  Chr. 
—  anf  die  ilten  Zeit  kann  hier  nicht  einge- 
gangen werden  —  war  das  KCnigtam  gestürzt 
oder  doch  wenigstens  so  sehr  beschr&nkt  worden, 
daß  es  nur  noch  ein  Scheindasein  führte.  An 
seine  Stelle  trat  die  Adelsherrscbaft  und  damit 
«ose  an  sich  neae  Art  der  Handhabang  der 
höchsten  Gewalt  Dieselbe  wird  nämlich  nicht 
neiir  hlofi  tatsächlich  —  wie  ja  anch  frtther 
w^l  oft  geang —  sondern  prinzipiell  zugunsten 
ixr  hemcbuiaai  Klassen,  die  den  großen  Grond- 
beaitit  repräsentieren,  nnd  gegen  die  breiten 
Schichten  des  Volkes  ansgebentet.  Der  KSnig 
war  dnrch  eein  eigenes  Interesse  nnd  weil  er 
eiser  Stütze  gegen  die  immer  bedrohlicher  an- 
wachsende Adelsmacfat  bednrfte,  gezwungen 
gewesen,  allen  Teilen  der  BeTGlkemng  seinen 
Schutz  gleichmäUig  angedeihen  zu  lassen  oder 
dies  doch  wenigstens  zu  Tersucben.  Jetzt  aber 
wurden  nicht  nur  alle  einträglichen  Aemter 
dem  Adel  Torbebalten.  sondern  derselbe  stellte 
ueh  sonst  auf  alle  Weise  seine  politische  Be* 
Torrechtung  in  den  Dienst  seiner  Wirtschaft- 
Hellen  Intereesen.  —  Verschärft  nnd  immer 
onlddlidier  wurden  diese  Verhältnisse,  die 
Hesiod  ("E^ya,  Vers  174fg.)  bereits  die  Klage 
entrissen :  y,0  lebte  ich  doch  nicht  unter 
solchen  Leuten,  sondern  wäre  früher  schon 
gestorben  oder  später  geboren!",  durch  die  all- 
gemeine wirtschaftliche  Entwickelung  seit  dem 
Beginn  des  7.  Jahrb.  —  Um  diese  Zeit  war 
das  (ceMmte  Hellas  noch  ein  im  weeentllchen 
ackerbautreibendes  Land,  dessen  gewerblicher 
Betrieb,  wenn  audi  tedinisch  bereitB  nemlich 
entwickelt,  doch  vorwiegend  bloß  der  Be- 
friedigung des  bSnslicben  oder  höchstens  des 
lokalen  Bedarfes  diente,  während  der  griecfaiscfae 
Harkt,  ebenso  wie  der  Seehandel,  vom  Orient 
beherrscht  wurde.  —  Anders  begann  es  zu 
werden,  als  der  zonebmende  BeTOlkerungsdrnck 
eine  koloniale  Expansion  hervorrief  und  in 
Unteritalien  und  Sicilien,  an  der  tbrakischen 
SUdkflaie  und  rings  um  die  Propontis  in  großer 
Zahl  grieebiscbe  Ansiedelungen  erstanden.  Denn 
ta  diesen,  sowie  bald  aau  In  ihren  Hinter- 
Undern  ertffheten  Ach  bedeutende  Absatzgebiete 
fttr  industrielle  Erzeugnisse,  deren  Versorgung 
erst  mit  Massen-  und  in  der  Folge  auch  mit 
feineren  Artikdn  das  Mntcerland  in  immer 
•tArkerem  Umhnge  und  in  immer  siegreicherer 
Konkurrenz  gegen  den  Orient  übernahm.  Die 
Folge  war  «n  rasches  AntbIQhen  der  Industrie, 
in  welcher  nun  der  in  der  Heimat  verbleibende 
«sd  nicht  mehr  von  Ackerbau  ernährte  Bevöl- 
kerungsüberschuß  Beschäftigung  finden  konnte, 
des  Handels,  der  Städte  als  indastrieller  und 
kommersieller  Mittelpunkte ,  die  Einführung 
eines  geregelten  Halt-,  Hüns-  nnd  Gewichts- 
mtens  und  das  allmähliche  Eindringen  der 
Geld-  an  Stelle  der  Naturalwirtschaft.  —  Dem 
Adel  brachte  diese  Eotwickelung  zunächst  und 
in  diea  Gebieten,  die  Ihren  rein  oder  doch  vor- 
wiegend ngrarisehen  C9iarakter  bekidten,  anch 


dauernd  nicht  nnr  keinen  Schaden,  sondern 
sogar  sehr  bedeutende  Vorteile.  Nach  zwei 
Richtun^n  hin.  Einerseits  repräsentierte  er 
fortan  nicht  mehr  allein  den  Großgrundbesitz, 
Bondem  in  fast  ausschließlicher  Wei^e  auch  den 
Großhandel,  der  ihm  Oel»enheit  gab,  große 
Be^tttmer  anzuhäufen.  Dann  ab^  rief  die 
neue  Gestaltung  der  Dinge  innerhalb  des  freien 
Banemstandeseineabsteigende  Klassen  bewegnng 
hervor  nnd  bot  dem  Add  so  die  Möglichkeit, 
denselben  in  ein  immer  strafferes  Abhängig- 
keituverhältnis  von  sich  zu  bringen.  Da  näm- 
lich das  Prinzip  des  gleichen  Erbr^tes  herrschte 
und  mit  dem  Tode  eines  mehrfach  bekindeten 
bäuerlichen  Wirtes  Naturalteilung  der  Stelle 
eintrat,  so  kam  es  zu  weitgehender  Zersplitterung 
des  bäuerlichen  Grundbräitzes  und  damit  not- 
wendig zum  wirtschaftlichen  Niedeiguge  der 
Zwergwirte.  Wohl  predigtethnenscbim  Hesiod 
die  Notwendigkeit  rationelleren  Betriebes;  allein 
der  Uebergang  zu  einem  solchen  vollzieht 
sich  —  von  allen  anderen  Momenten  abge- 
sehen —  nicht  von  dnem  Tage  anf  den  anderen, 
and  jedenfalls  erfordert  er  Kapitalsinstitionen. 
Hierzu  fehlten  den  Bauern  die  Mittel.  So  ge- 
rieten sie  denn ,  mochten  sie  sich  anch  in 
normalen  Jahren  noch  kümmerlich  durchschlagen, 
bei  jedem  Mißwachs  oder  Unglücksfall  in  Not. 
Und  dann  fenden  sie  nicht  mehr  wie  in  alter 
Zdt  willige  und  billige,  ja  unentgdtUche  Unter- 
stützung seitens  des  großen  Omndherm.  Denn 
dieser  produziert  nun  für  den  Markt  und  ist 
bei  der  stets  wachsenden  BevOlkernog  des  Ab- 
satzes seiner  Produkte  sicher.  Er  läßt  sich 
also  seine  Hilfe,  wenn  er  sie  gewährt,  bezahlen. 
Mit  anderen  Worten:  der  Bauer  muß  Schulden 
machen  nnd  Zinsen  zahlen.  Und  da  der  Zins- 
fuß bei  der  herrschenden  Zins^iheit  und  dem 
verhältnismäßig  noch  immer  geringen  KapiuU 
rdch tum  jener  Zeit  nnd  der  durch  den  indnstndlen 
Aufschwung  gesteigerten  Nachfrage  sehr  hoch 
mr*),  80  bedeutete  die  Aufoahme  eines  Dar- 
lehens fast  immer  den  Ruin  des  bäueriichen 
Schuldners;  um  so  mehr,  als  die  Bechtspflege 
ganz  in  den  Händen  des  Adels  —  der  Olänoiger- 
klasse  also  —  lag  nnd  das  Schnldrecht,  auch 
nachdem  die  herrschende  Klasse  die  Kodifiziemng 
des  Gewohnheitsrechtes  hatte  zugestehen  müssen, 
von  furchtbarer  Härte  war. 

In  einem  großen  Teile  Griechenlands  ist  der 
Bauer  dem  Drucke  dieser  Verhältnisse  erlegen 
und  in  die  Leibeigenschaft  herabgedrückt 
worden  —  so  in  Thesiialieii  (Penesten).  Einen 
gldchen  Verlauf  hätten  die  Dinge  zweifellos 
anch  anderwärts  genommen,  wenn  die  Maasm 
sich  nicht  dagegen  gewehrt  hätten.  Es  Ist 
sehr  bemerkenswert,  daß  dies,  so  weit  man  die 
Entwicheinng  klar  zn  übersehen  vermag,  nur 
iu  den  Gebieten  der  Fall  war,  die  bereits  ihren 
rein  agrarischen  Charakter  verloren  hatten.  Hier 
kam  es  in  der  zwdten  Hälfte  dea  7.  nnd  im 
6.  Jahrb.  za  schweren  poliiischen  Kämpfen,  die 
alle  znnngunsten  des,  wie  jede  Oligarchie, 
innerlich  zerklüfteten  Adels  ausfieteu.  Die 
Führerschaft  des  Volkes  in  denselben  übernahm 
die  Tyrannis,  oder  —  wie  wir  heute  engen 
würden  —  die  plebisdtäre  Diktatur.  Ein  ver- 


M  Vgl.  Gast.  Bill  et  er,  Geschichte  den 
Zinsfußes  im  griechiseh-rOmischen  Almtom, 
Leipzig  1898. 
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snch  friedlicher  sozialer  und  politischer  Beform 
Bcheiat,  soweit  unsere  Eenatnis  reicht,  nur  in 
Attika  gemacht  worden  zn  sein.  £r  knäpft 
sich  an  den  Namen  Solons,  der,  zwischen  den 
extremen  Parteien  nnd  ihren  Forderungen  ver- 
mittelnd, einerseits  den  bedrückten  Bauernstand 
dnrch  Aufhebung  der  perslinlichen  Haftbarkeit 
der  Schuldner  mit  rückwirkender  Kraft  sowie 
der  bestehenden  (staatlichen  und  privaten}  Schuld- 
Terhältnisse  (Seisachthie)  entlastete ,  anderer- 
seits aber  weitergehenden  Bestrebungen,  so 
namentlich  auf  Neuverteilung  des  Grundes  und 
Bodens,  energisch  entgegentrat.  Er  befriedigte 
freilich  so  kerne  Partei.  Audi  in  Attika  wnrde 
daher  die  Diktatur  unvermeidlich.  Hier  wie 
anderwftrts  hatte  sie  erst  eine  wei^ehende  Be- 
schränkung nnd  dauernd  die  Aufhebung  der 
Adelsvorrechte  zur  FoIg:e.  Hier  wie  anderwärts 
wurde  fortan  die  politische  Berechtigung  nicht 
mehrandie  Angehörigkettzn  einem  dnrch  die  Ge- 
hurt gegebenen  Stand  geknüpft,  sondern  an  den 
Besitz;  und  zwar  zunächst,  entsprechend  dem 
noch  immer  vorwiegend  agrarischen  Charakter 
des  Landes,  au  den  Grundbesitz.  Vorerst  schien 
damit  freilich  wenig  geändert;  waren  ja  Oroß- 
gmndbesitz  und  Adel  identisch.  Allem  jeder 
konnte  nun  durch  Olfick,  Fleüt  nnd  Tflchtig- 
keit  in  die  bevorrechtete  Klasse  aufsteigen,  wie 
umgekehrt  aus  den  entgegengesetzten  Gründen 
ans  ihr  herausfallen. 

Daß  der  Adel  die  neue  Gestaltung  der  Dinge 
nicht  gutwillig  hinnahm,  versteht  sich  von 
selbst.  Es  gelang  ihm  auch  verhältnismäßig 
bald  wieder,  die  Tyrannis  zu  stürzen.  Hehr 
aber  nicht.  Eine  Bestauration  der  Vergangen- 
heit erwies  sich  als  unmöglich.  Ein  immer 
lebhafterer  demokratischer  Zag  kam  in  die  Ver- 
fassungen, bald  fielen  infolge  des  glänzenden 
AuCschwnnges  vrai  Handel  nnd  Industrie  im 
6.  Jahrb.  tmd  der  großen  Kapitalansamminngen 
in  den  Händen  der  Industriellen  auch  die  Vor- 
rechte des  unbeweglichen  gegenüber  dem  be- 
weglichen Besitze,  und  die  allgemeine  Losung 
ward:  yottfinr'  äiT^fi!  Was  der  Mann  hat,  das 
gilt  er! 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  in  den  nächsten 
xwei  Jahrhunderten  in  diesen  Geleisen  weiter 
schreitende  wirtschaftliche  und  politische  Ent- 
wickelung  in  den  griechischen  Industriestaaten 
auch  nur  flUcht^  zu  schildern.  Begnügen  wir 
uns  also  damit,  ihre  hauptsächlichsten  Besnltate 
lestsubalten.  Sie  sind  zweierlei  Art: 

Einerseits  wird  das  ganze  griechische  Wirt- 
schaftsleben immer  mehr  von  der  Sklaverei 
durchsetzt.  Der  Aufschwung  der  gewerblichen 
Tätigkeit  war  anfänglich  zu  lebhaft,  als  daß 
-das  Angebot  an  freien  arbeitenden  Händen  der 
Nachfn^e  nach  solchen  genügt  hätte.  Man  be- 
gann also  mit  dem  Importe  unfreier  Hilfskräfte. 
Aber  dies  aus  einem  anderen  Grunde  noch. 
<3erade  die  industrielle  Entwickelung  verur- 
sachte nnd  erhielt  eine  lebhafte  Nachfrage  nach 
-Geld,  d.  h.  einen  hohen  Zinsfuß.  Ganz  abge- 
sehen von  ihrer  natürlichen  Profitwut  war  also 
die  Industrie  deshalb  schon  auf  grolle  Produk- 
tivität, d.  b.  auf  hohe  Preise  und  niedere  Löhne 
angewiesen.  Wie  hätte  aber  dieses  Ziel  besser 
erreicht  werden  können  als  gerade  durch  Sklaven- 
arbeit? Ließ  sich  ja  keine  andere  so  rück- 
sichtslos ausbeuten!  So  finden  wir  denn  auch 
heim  Ansbmdi  des  pelopounesischen  Krieges 


(429  V.  Chr.)  in  Attika  etwa  lOOÜOU  SUavti. 
d.  h.  eine  der  freien  Berdlkemog  etwa  elcki- 
kommende  Zahl.  Und  ähnlieb  stand  es  m  da 
übrigen  Indnstriebezirken  des  euopliite 
Griechenland.  —  Die  Folgen  waren  frraicii  ver- 
hängnisvoll genug.  —  Vor  allem  wirkte  dM 
Zunahme  der  SklAvenwirtsohaft  beitiBimai 
auf  die  Gedanken  über  das  Verhältnis  der  Frein 
und  Unfreien  zur  Arbeit  und  zoeiaaitder  m 
nnd  führte  schließlich  zur  Verachtuig  aller 
Arbeitszweige,  in  denen  der  Freie  mttajsTCB 
oder  Freigelassenen  zu  konkurrieren  hatte,  d.  k 
aller  gewerblichen  Tätigkeit.  Der  HShergeitdlte 
sah  verächtlich  auf  den  „Banansen"  benh.  Ja. 
die  Sklaverei  wnrde  so  am  Ende  nr  notiraidigCB 
Folie  der  freien  Persfinliehkeit  und  mn  Merk- 
mal dieser:  die  Freiheit  vom  Arhdtaiwangc. 
Das  war  jedoch  das  geringere  üebel.  m 
schließlich  verhält  es  sieh  ja  bis  zo  täam 
gewissen  Grade  auch  in  unserer  modern en  Ge- 
sellschaft nicht  anders:  die  Venchtang  der 
Arbeit  reichte  nicht  über  den  Kreb  derjatges 
hinaus,  die  auch  ohne  Arbeit  leben  koutn. 
Allein  die  Sklaverei  engte  zugleich  direkt 
Nahrungsspielraum  der  besitzloseo  Freies  eii, 
nnd  zwar  nicht  nur  dadurch,  daß  ne  die  Lfibae 
drückte,  sondern  dadurch  anch.  daß  lie  dsa 
Freien  vielfach  —  trotz  der  asfängliehei  B#- 
mühungen  der  Gesetzgebung,  der  Verweodnig 
unfreier  auf  Kosteu  der  freien  Arbeit  ScfaraDkn 
zu  ziehen  —  überhaupt  den  Zugane  anr  Arbeitt- 
gelegenheit  verschloß.  Nur  so  erklärt  es  ock 
daß  im  pelopounesischen  Krie^  ZehntaucBde 
sich  um  einen  Sold  von  3  Obolen  zn  dem  ebena 
anstrengenden  als  gefährlichen  Baderdimte 
auf  den  Kriexsgaleeren  drängten  nnd  difl  du 
griechische  Lanzknecbttnm  in  aUar  Bani 
Länder  seine  Knochen  zn  Markte  tng. 

Nicht  minder  wichtig  als  dieses  Ersdn 
der  wirtschaftlichen  ist  danoiige  der  poUnicha 
Entwickduug.  Die  fortsdireitende  Denwkrs- 
tisiemng  der  Gesellschaft  hatte  anch  den  Bcöti- 
losen  politische  Bechte  and  damit  die  Kfig&^ 
keit  gebracht,  dieselben  zur  Erlan^img  wfft- 
Bchaftlicher  Vorteile  auszunützen.  Vornebmlick 
in  Athen,  dem  Vororte  der  Demokratie.  Viett 
Tatsache  im  Zusammenhange  mit  dir  oba 
skizzierten  nnd  mit  der  bedenteodea  Be- 
vOlkemngsdicbtigkeit  der  industriellen  Gelnett 
genfigt,  um  die  Zospitsnng  der  soziales  Oega- 
sätze  seit  dem  4.  nnd  uMh  mehr  im  3.  Jalff> 
hundert  nnd  das  stärkere  Herrortreta  «irt* 
schaftlicher  Interrasen  in  den  poIbMa 
Kämpfen  jener  Zeit  zu  erklärea.  Es  mar  aller- 
dings zu  bedeutenden  Venni^ensansanBlaBfa 
in  den  Händen  Einzelner,  wohl  anch  so  äier 

gewissen  Absplittemng  des  Hittelttandei  tt- 
ommen  sein.  Daß  dies  in  einem  so  bedeatowa 
Umfange  geschehen  sei,  um  eine,  sirberiidi  tuA 
mehr  äs  einer  Bichtnng  Übertriebene,  Hens- 
ziehung  modemer  Panulelen  —  wie  wir  ihr 
namentlich  nenestens  bei  POhlmaaa  h^ 
geilen  —  zu  rechtfertigen,  t&Bt  sieh  kaoi  be- 
weisen. Bichtig  aber  ist,  dall  die  zu  tiam 
maßgebenden  politischen  Faktor  g&nüritoM 
besitzlosen  Hassen,  wie  dies  jede  Kltae  m 
jeher  getan  bat,  ihre  poUtiscfae  MschuteUmtf 
auf  Kosten  der  Besitzenden  vrirtschaftlich  sotx- 
bar  zu  machen  suchten.  Es  war  din  (ibrigfii 
auch  logisch  folgerichtig.  Entbehrtea  lis  ja 
sonst  der  materiälen  Möglichkeit  nr  AioAtnf 
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ihrer  SonverftnUfttsrechte,  z.  B.  als  Richter  za 
Äm^eren,  wozu  sieb  —  nebenbei  gesagt  —  die 
BesitJ^den  ebenso  niigeni  hergaben,  wie  heut- 
zutage zum  Oescbworenendienste. 

So  kommt  es  denn  zur  Aussetzung  eines 
Bichtersolds,  zu  Getreidespenden,  zur  Äosf  ühning 
liffentlicher  Notstandsbanten,  um  den  Arbeits- 
losen Verdienst  zu  schaffen,  zur  Erbaltoog  der 
4ttrcb  den  Krieg  verwaisten  BÜrgerkinder  auf 
Sttatskosten  und  Zahlung  von  (sehr  geringen) 
iftaatspensionen  an  arbettninnhige  BElrger,  zn 
LandTert^ungen  (Elemcbien)  scblieUlich  in  er- 
oberten Gebieten  —  sei  es  unter  Anlegung  eines 
Militärpoatenst  ans  Torwie^nd  militärischen 
Rürksichten  also,  sei  es  aas  rein  sozialpolitischen 
<Tr6ndeu,  um  einem  Teile  der  Bevölkerung  ein 
Einkommen  zn  schaffen,  das  häufig  genug  in 
Athen  in  Form  einer  Pacfatrente  verzehrt  wurde; 
—  zum  großen  Teile  also  Dinge,  die  in  unserem 
modernen  Staate  ebenfalls  voftommen  oder  sich 
längst  von  selbst  verstehen. 

£s  kann  nicht  geleugnet  werden,  daü  es  ancb 
an  weitergebenden  Bestrebungen  nicht  gefehlt 
bat.  Allgemeiner  Srbniderlaß  nnd  Nenver- 
teilung  des  Grundes  und  Bodens  sind  eine  nicht 

Sir  sätene  Forderung.  Aber  wenn  es  auch  zu 
rer  —  nicht  häufigen  —  Verwirklichung 
kommt.  50  bedeutet  das  offenbar  keineswegs 
einen  Augriff  auf  das  Eigentumsprinzip,  son- 
dern unr  auf  eiuzelne  Eigentümer,  an  deren 
Stelle  sich  eben  andere  setzen  wollen.  Dieses 
,öte-toi  d'ici,  que  je  m'y  mette"  entspricht  ganz 
dem  Lebensprinzip  der  antiken  Oesellschaft: 
iler  Gewalt.  Hebr  IftUc  sich  m.  E.  kaum  be- 
Itaupten«  gewiß  aber  nicht  beweisen. 

Zn  einem  Teile  demselben  Gedankenkreise, 
jm  einem  anderen  jener  Hißachtung  niederer 
Arbeit  nnd  dem  Bestreben,  die  Biiijrer  vor  der- 
selben zu  bewabreo,  entsprangen  sind  die  nns 
ans  der  Hitte  des  5.  Jahrb.  Überlieferten 
Meinnn^n  Pbaleas'  von  Chalkedou.  Er 
hat  „dte  Ausgleichung  der  VermCgenaunter- 
schiede  als  wünschenswert  bezeichnet  nnd  dahin 
abzielende  Vorschläge,  die  freiliuh  nur  das  un- 
bewegliche TermQgen  ins  Auge  faßten,  geäußert 
Ancb  die  VerstaauichoDg  der  gewuten  gewerb- 
lichen Arbeit,  d.  h.  ihre  Verrichtung  durch 
StaatMklaTen,  bildet  einen  Teil  seines  Pro- 
cramms*'  (Gomperz),  das  demnach  recht  inko- 
oirent  gewesen  zn  sein  scheint. 

WoU  be^^flich  Ist  es,  daß  di^e  Geltend- 
maebnng  wurtsch^tlicber  Interessen  gegen  die 
Besitzenden  diese  ebenso  aufbrachte,  wie  amge- 
Vehrt  früher  die  Ansnützung  der  Staatsgewalt 
durch  sie  die  Besitzlosen  und  wirtschaftlich 
Sdiwachen  zu  energischem  Widerstande  gereizt 
hatte.  Diese  und  jene  branspmcbten  fhr  sich 
ilas  Recht,  was  sie  an  den  anderen  tadelten, 
selbst  sn  tun.  Und  mit  Recht  definiert 
A  ri  1 1 0  tel  eein  anner  kQblenWeise  „Oligarchie" 
ond  nDenK^ntie'*  ala  Regiemngsformen,  deren 
ernte  den  Rekben,  die  zweite  aber  den  Armen 
zum  Vorteile  geübt  wird.  (Polit.  III.  1279  b 
17  fg.  n-  bes.  34  fg.)  Ohne  weiteres  leuchtet  es 
femer  ein,  daß  die  neuen  StrSmungen  im  Staats- 
Qud  Oesellschaftsleben ,   weil   gegen  Altber- 

Sbraehtes  gerichtet,  von  vielen,  manchmal  im- 
wußt,  als  an  und  für  sich  nsurpatorisch  an- 
geaehen  wurden  und  als  besonders  geeignet, 
nicht  nur  das  alte,  sondern  das  Staatagefüge 
überhaupt  au  lockern.  Jedenfalls  schien  auch 

WScterboeb  der  Volkswtrteohaft.  IL  Aufl.  Bd.  II. 


objektiver  Betrachtung,  mit  Recht,  bei  der  Identf 
fizierung  von  individuellem  und  Klasseninteresse 
mit  dem  gemeinen  Wesen  die  Idee  des  letzteren 
selbst  verloren  zu  ^eheu.  Wie  diese  Wirkungen, 
so  zoff  daher  das  in  jener  Zeit  bereits  so  hoch- 
entwickelte Denken  ancfa  ihre  Ursachen  in  den 
Kreis  seiner  kritischen  Betrachtung,  und  emst- 
haftester Erwägung  wert  maßte  insbesondere 
das  Problem  erscheinen:  wie  Staats-  nnd  Oe- 
sellschaftsleben 80  geordnet  werdoi  könnten, 
daß  die  Uebelstftnde,  an  denen  beide  litten,  be* 
seiti^  nnd  deren  Wiederkehr  verbindert  würde. 

Die  berühmteste  Schrift,  die  sich  mit  diesem 
Gegenstand  beschäftigt,  ist  der  „Staat"  von 
Plate  (s.  d.  oben  S.  634fg.),  welchen  man 
auf  Grund  derselben  —  sehr  mit  Unrecht  — 
zum  ersten  Theoretiker  des  S.  gestempelt  hat. 

Wenn  wir  an  den  „Staat"  oerantreten,  so 
haben  wir  folgendes  festzuhalten :  Sicherlich 
konnte  Flato  der  zu  seiner  Zeit  in  stärkerem 
Haße  als  je  zuvor  hervortretende  Gegensatz 
zwischen  Armut  und  Reichtum  nicht  entgehen. 
Um  so  weniger,  ala  derselbe  ja  anfgebfirt  natte, 
ein  bloß  gesellschaftlicber  und  wirtscbaftlicher 
Faktor  zn  sein,  und  ancb  das  politische  Leben 
iu  entscheidender  Weise  beeinflußte.  Plato  bat 
ancb  —  und  er  steht  ja  in  dieser  Beziehung 
nicht  allein  da  —  an  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelun^  seiner  Zeit  sowohl  wie  an  den  indi- 
vidualistischen Grnndla^eu  derselben,  dem  Privat- 
eigentum und  dem  freien  Wettbewerb,  herbste 
Kritik  geübt  und  gegen  angemessene  Handels- 
Bpeknlationen ,  gegen  Wacher-  nnd  Zinsge- 
schäfte  usw.  geeitert.  Was  ihn  aber  inneriich 
wirklich  besiäiäftigte,  waren  gar  nicht  wirt- 
schaftliche, sondern  politische  Probleme:  die 
Frage  nämlich  nach  dem  Wesen  des  Staates 
and  den  Mitteln,  dasselbe  auf  Erden  am  voll- 
kommensten zur  Verwirklichung  za  bringen. 

Der  Staat  unn  ist  nach  der  antiken  Auf- 
fassnn^,  die  ja  über  die  Idee  des  Kriegerstaates 
in  gewisser  Beziehung  niemals  hinausgekommen 
ist,  die  amfassendste,  sich  selbst  genügende 
menschliche  Gemeinschaft,  innerhalb  dereu  für 
eine  gesonderte  Rechts-  nnd  Interessensphäre 
ihrer  unselbständigen  Glieder  —  der  einzelnen 
Bürger  —  kein  Baum  bleibt.  Sein  Zweck  aber 
ist  nach  Plato  die  Verwirklichang  der  Sittlich- 
keit, oder  was  dasselbe  ist:  der  Gerechtigkeit. 
Daher  nennt  auch  Plato  sein  Werk:  Ttohreia 
ti  Tiepi  Sixaiov  („der  Staat  oder  über  das  Ge- 
rechte"). 

Für  die  Begünstigung  Einzelner  auf  Kosten 
und  zum  Schaden  der  anderen  ist  in  diesem 
Staate  offenbar  kein  Baum.  Es  soll  nicht  eine 
Summe  von  einander  bekämpfenden  Hensdien 
darstellen,  sondern  ihre  Einheit.  Und  was  er 
anstrebt,  ist:  „daß  nicht  eine  Klasse  vor  allen 
glücklich  sei,  sondern  möglichst  der  ganze  Staat". 

—  Znr  Bildung  resp.  Hanifestiemng  dieses 
seines  Willens,  sowie  zn  dessen  DuTchfübrnng 

—  zur  Gesetzgebnng  nnd  Verwaltung  —  bedan 
der  Staat  menschlicher  Organe.  Wie  aber  diese 
bestimmen  nnd  ganz  und  gar  ihrer  Aufgabe 
dienstbar  machen?  —  Daß  nicht  sämtlicbe 
Klassen  der  Bürger  znr  tätigen  Anteilnahme 
an  Gesetzgebung  nnd  Verwaltung  bemfen  sein 
können,  ergibt  sich  für  Plato  zunächst  ans 
technischen  Gründen:  die  Tätigkeit  im  Dienste 
des  Staates  fordert,  wie  jede  andere  ancb,  nicht 
nur  dne  besondere  Veruilagnng,  sondnn  noch 
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die  BjBCematische  Ansbildmig  dereelben.  Sie 
kann  nnd  darf  nicht  Kebengeschäft  von  jeder- 
mann Hin;  nnd  am  wenigsten  —  nna  hier 
bricht  die  Mißachtung  des  Griechen  der  hOheien 
Klassen  nnd  des  Patriziers  aas  altem  Geschlecht, 
aber  anch  des  Sohratihers  gegen  die  Banansen 
nnd  gegen  die  Massenherrschaft  dnrch  —  von 
X^enten,  die  in  Sorge  fQr  die  Bedörfnisse  des 
Leibes  -knechtischen"  Besch&ftignngen  hinge- 
geben sind.  Dann  aber  kummt  es  darauf  an, 
die  bemEBtOchtigai  Gemeinschaftsorgane  znr 
riditigen  Erkenntnis  und  ErfUlimg  ihrer  Pflich- 
ten m  bringen.  Ihr  ehrlicher  Wille  allein  — 
diesen  Toransgesetzt  —  genflgt  nicht.  Denn 
wenn  sie,  wie  das  ja  tatsikhlich  in  Oligarchieen 
nnd  Demokratieen  geschieht,  dnrch  das  Los  be- 
stimmt oder  gewfthlt  werden,  so  sind  sie  von 
vorneherein,  mehr  oder  weniger  bewußt,  psycho- 
logisch von  Klassenanschannngen  abhän^  nnd 
von  Klasseninteressen  beherrscht;  wozn  noch 
kommt,  daß  hei  den  herrschenden  politischen 
Zuständen  mit  ihren  Parteik&mpfen  die  Daner 
der  Beamtnng  ausschließlich  onrch  diejenige 
der  Parteiherrscbaft  bedingt  ist.  Der  Ton  der 
Partei  in  seine  Stellung  ^brachte  nnd  in  der- 
selben erhaltene  Beamte  ist  infolgedessen  mit 
Herz  und  Kopf  bei  seiner  Klasse  nnd  bei  seiner 
Partei,  nnd  sein  eigenes  Interesse  schon  ver- 
bietet es  ihm,  der  A%emeinheit  allein  zu  dienen 
und  nur  ihr  Wohl  im  Auge  zu  behalten.  — 
Abhilfe  ist  da  nur  möglich,  wenn  die  Gesetz- 
gebnngs-  und  Verwaltungsorgane  einerseits  die 
notwendigen  Kenntnisse  und  T&chti^keit  fUr  ihre 
Aufgabe  miHtrin^en  nnd  andererseits  ans  dem 
soiialen  tmd  wirtschaftlichen  Kampfe  heraus- 
gnhnben  werden:  dnrch  Schaffung  also  eines 
unabhängigen  und  von  der  Gemeinschaft  be- 
soldeten ^emfsbeamtentnms,  dem  auch  die  be- 
waffiiete  Macht  angegliedert  werden  muß,  weil 
ea  sich  ja  sonst  dem  Aostnrm  der  Klassen  nnd 
Pftrteieu  gegenüber  nicht  zu  halten  vermochte. 
—  So  sondert  sich  denn  die  Btlrgerschaft  in 
zwei  Gnppen:  die  „Hüter"  {^viMxee)  und  die 
wirtschaftenden  Leute  (ytpos  xffrtftajionTtdv).  — 
Werden  aber  die  „Hüter"  ihrer  Anfgahe  getreu 
bleiben  nnd  wird  nicht  vielmehr,  nachdem  alle 
Gewiüt  in  ihre  Hände  gegeben  worden,  das  Uebel, 
das  vermieden  werden  soll--  die  Klassenherrschaft 
— infnrchtbarererGestaltwiederkehren?  UenUgt 
ihre  Organisation  als  besonderer  Bemfsstand, 
um  anch  ihre  innere  Befreiung  von  allen  ma- 
teriellen Sonderinteressen  zn  sichern  ?  Muß 
nicht  vielmehr  auch  ihre  ganze  Lebensordnung 
umgestaltet  und  auf  eine  neue  Grundlage  gerückt 
weäen?  —  Diesen  Erw%niigen  entspring  zu- 
nächst die  Forderang  Piatos  nach  Beseitigung 
des  Privateigentums  für  die  HUterklasse.  Es 
soll  nicht  eine  Besoldung  dar  einzelnen  Httter, 
sondern  ihrer  Gesamtueit  als  solcher  statt- 
finden, und  zwar  nur  mit  den  notwendigen 
Verbranchsgütern;  derart  also,  daß  „zwar 
nichts  mangelt,  aber  anch  nichts  überflüssig  sei**. 
Und  nicht  nur  der  Bezug  des  Soldes  soll  ^- 
meinsam  sein,  sondern  anch  die  Konsumtion 
desselben.  Kein  Privathaushalt  also,  sondern 
meinsame  Speisehäuser  und  Magazine;  keine 
olinungen,  zu  denen  der  Zutritt  verschlossen 
wäre;  kein  Geld;  kein  überflüssiger  Luxns  oder 
gar  Schmuck  ans  edlen  Metallen! 

Auf  diese  Weise  scheint  jedoch  Plato  die 
Selbstsucht  der  „Httter**  nur  an  einer  Wurzel ' 


getroffen.  Noch  bleibt  ihrer  Betät^fiuff  nnd 
für  die  Gefahr  einer  Zersetzung  der  Htttenlwe 
in  feindliche  Interessengruppen  ein  weites  Feld 
offen,  solange,  dnrch  die  Ehe  geschaffen,  Sonder- 
beziehnngen  von  Person  zn  Penon  fortbestehen. 
Die  Ehe  maß  also  ebenfalls  fallen,  nnd  in  ihrem 
Gefolge  aller  familiäre  Zusammenhang-  Im 
Prinzip  sollen  die  Frauen  najlen  Männern  ee- 
meinvam  sein  nnd  keine  mit  keinem  in  k> 
Rondfflw  Gemeinscbaft  leben".  Und  ebemo  soOcd 
auch  die  Kinder  Oemöngnt  sein  und  ihre  Blura 
ebensowenig  kennen  wie  diese  sie.  —  So  worfca, 
hofft  Plato,  in  Verbindung  mit  einer  ruft 
staatlichen  Erziehung,  zum  Zwecke  i^^vtcmz- 
tischer  Diszipliuierung  der  „Hüter"  von  zutester 
Kindheit  an  und  höchster  Steigerung  ihrer  Beä- 
giosität,  in  denselben  alle  Quellen  der  Eigmsncht 
verstopft  werden  nnd  jegliches,  bisher  notwendig 
indivianalistisches  Denken  und  Fühlen  mch  in 
Sympathie  und  Wohlwollen  für  die  Gemeiiuehaft 
und  deren  Mitglieder  wandeln.  —  So  ist  denn 
eine  Klasse  gewonnen,  die,  losgelOst  von  alkn 
persönlichen  Interessen,  nor  die  des  Suates  im 
Auge  behält  Durch  sorg^üge  Auswahl  und 
eine  Reihe  von  Prüfungen  werden  ans  ihrer 
Mitte  diejenigen  bestimmt,  die  mit  36  Jahren  ia 
die  höheren  Aemter  eintreten,  um  nach  löjäh- 
riger  bewährter  praktischer  Tätigkeit  dem 
„letzten  Ziele  zugeführt"  zu  werden,  äe  erhaln 
dann  die  Muße,  sich  ganz  dem  Nachdenken  Ober 
das  wahre  Wesen  der  Dinge  hinzngeben  und. 
wenn  sie  die  Reihe  trifft,  „der  Mühsäigkeit  der 
Staatsgeschäfte  sich  zn  unterziehen'',  die  absolnle 
Macht:  alles  staatliche  und  indindnelle  Leben 
nach  ihrer  Einsicht  in  das  „an  sidi  Gute'  m 
gestalten.  Ob  die  Zahl  dieser  zur  Aosflbvag 
der  hticbsten  Gewalt  Iwmfenen  „Philoaoidkea'. 
die  —  wie  man  siebt  —  keineswegs  .Träume*, 
sondern  geschulte  Praktiker  nnd  zugleich  Weise 
sind,  groß  oder  klein  ist,  erachtet  Plato  fftr 
gleichgültig.  Und  in  der  Tat  wäre  anter  solchen 
Voranssetzungen  die  Staatsfonn  etwas  ganz 
Nebensächliches.  Worauf  es  aber  ankonunt,  ist, 
daß  das  Vorhandensein  solcher  Pbilosopbea  und 
damit  die  Fortdauer  des  Staates  selbst  genehm 
und  nicht  dem  Zufalle  Oberlassen  bleibe.  —  Cm 
der  Gefahr  einer  nicht  genügenden  Bqmdnkciua 
von  Elitemenschen  auszuweichen,  sntsdifieAt 
sich  Plato  zur  staatlichen  Regelung  Am  Ge- 
schlechtsverkehrs. Seine  „Weibergemeinsehaft^ 
ist  demnach  etwas  durchaus  anderes  als  die  wag. 
„freie  Liebe".  Der  Ansseblaß  bleibender  Ver- 
bindungen von  Mann  und  Weib  soU  vielmehr 
auch  dazu  dienen,  mit  Hilfe  einer  Reibe  künst- 
licher, ausschließlich  dnrch  zBchterische  Bficfc- 
sichten  diktierter  Veranstaltungen  die  voröber- 
gebende  und  zeitlich  beschränkte  Paarung  der 
„Besten ...  mit  den  Besten  und  umgeJtdut  der 
Schlechtesten  nur  mit  den  Schlaehtesten'^  herbri- 
zuführen.  Rücksichtslose  AnssebUeOnug  der 
Gebrechlichen  and  sonst  Untachtig«ii  oder  sss 
nicht  autorisierten  Verbindungen  stammenda 
Kinder  ans  der  Hüterklasse  geht  Hand  ift 
Hand  mit  diesen  Anordoimgen  über  das  Ge- 
schlechtsleben, die  sogleich  auch  dem  weiteren 
Zwecke  dienen,  die  BevOlkemngsbewegong  inner- 
halb der  HOterklasse  zu  regwieren- 

Auf  die  Struktur  dieses  OrgasisationsplaMS 
und  die  Art  der  Erhaltung  der  .Hfiter"  «arcs, 
neben  den  schon  angeführten  Komeatca,  anek 
gewisse  Einriclitmigen  SiMutai  mit  ihm  wät. 
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gehenden  Bingriffoi  in  die  indiridn^e  Lebens- 
sphira  ron  beaentendem  Einflnise.  Anch  sonst 
lud  Tor  Plato  bereits  tritt  ja  die  Forderung 
auf,  den  Kriegerstand  in  bezog  auf  seinen 
Lebensnnterbalt  unabbängif  und  sieber  zu  stellen. 
80  bei  Hippodamns  ron  Hilet  (in  der  ersten 
Halft«  des  b.  Jabrb.),  der  ein  Drittel  alles 
Grandes  und  Bodens  der  Privatwirtschaft  der 
Ackerbaner  nnd  Handwerker  belassen,  den  Best 
aber  —  wohl  nnter  Heranziehang  der  pro- 
duzierenden Klassen  za  seiner  Bebaonng  (?)  — 
zu  gleichen  Teilen  gottesdienstlicben  Z  trecken 
and  tta  die  Erhaltung  des  KriM^eratandes  ge- 
widmet wissen  wollte.  Doch  &b  ist  neben- 
aSdilieh.  Worauf  es  ankommt,  ist:  festzuhalten, 
daß  die  Httterklasse  in  Piatos  Vernnnftstaat 
keine  Produktions-,  sondern  ledig- 
lich eine  Genußgemeinscbaft  ist.  Die 
HerbeischaffuDg  der  zn  ihrer  Erhaltang  erforder- 
lichen Sachgttter  liegt  dem  von  der  Teilnahme  au 
Gesets^biuig  und  Verwaltung  aasgeschlosaenen 

Sndnzierenden  Teile  der  Bargerschaft  ob.  Ober 
enm  Lebensordnung  Plato  so  gut  wie  gar 
nichts  sagt.  Man  bat  daraus  ^foleert,  er  habe 
sich  um  das  Wohl  dieser  zanlreicnsten  Klasse 
des  Staates  gar  nicht  gekttmmert,  ja  ihre  Funk- 
tionen nicht  einmal  einer  genauen  Erwägung  für 
wttrdijg  gehalten,  sondern  sie  nur  „als  Postament 
für  die  Darstellong  der  idealen  Figuren  von 
Krieger  und  Philosoph  . . .,  als  Mittel  znr  kOnst- 
Uofaen  ZUchtnng  von  Uebermenschen"  ange- 
ft^en.  Diese  bis  vor  kurzem  allgemein  herr- 
schende AuffaMong  verträgt  sich  nan  allerlings, 
wie  Pöblmann  treffend  dargelegt  hat,  dorch- 
ans  nicht  mit  der  Grundidee  des  platonischen 
Staates.  Denn  das  Ziel  desselben  —  mag  er 
auch  formell  als  aristokratisch-olimirchisch  er- 
scheinen —  ist  das  Wohl  aller  Klassen,  nnd 
die  Institution  der  HBter  ist  nur  ein  Mittel  zu 
dessen  Erreichung.  Andererseits  aber  steht  fest, 
daß  wir  nicht  wissen,  wie  sich  Plato  den  wirt- 
schaftlichen Ausbau  seines  Staates,  die  Pro- 
dnktionsordnung  und  die  Begelang  der  Gäter- 
verteilung  gedacht  habe.  Seine  Anweianng:  die 
Begiereuden  sollten  sorgfältig  darüber  wachen, 
„diu  nicht  etwa  unbemerkt  in  den  Staat  sich 
cänschleicbe  die  Armut  und  der  Beichtnm",  ist 
doch  au  vage.  Tritt  in  ihr  auch  seine  —  wie 
so  vieler  anderer  antiker  Denker  —  Abneigung 
MgCBttbennXfligeVermOgensanterscbiedeherTor, 
]ß  mag  sie  sogar  OBtergleiehheit  intendieren,  so 
sdiUeflt  ja  doch  die  letztere  Individnaleigentnm 
nicht  nur  nicht  aus,  sondern  setzt  es  sogar  voraus. 
Und  nichts  spricht  daher  für  die  POhlmann- 
•ehe  SchlnOfoigM'ang:  daß  Plato  anch  „.  .  .  in 
Besiehang  am  die  wirtschaftende  Gesellschaft 
...  als  letztes  und  hScbstes  Ideal  der  volle  and 
naze  Kommunismus,  d.  h.  das  gemeinsame 
Kgentum  nicht  bloß  an  den  Produktionsmitteln, 
Modem  anch  an  dem  GenuOvermögen,  die  ge- 
Bdiname  Wirtschaft  sowohl  bei  der  GQter- 
mdnktioii  aU  aneh  im  Haushalt"  vorgesehwebt 
habe.  Niemals  hat  sich  das  Altertum  wissen- 
schaftlich mit  der  Frage  der  OBterproduktion 
befisßt.  Im  Gegenteil,  „die  alten  Philosophen 
haben  ihre  Schmer  den  Beichtam  vielmehr  ver- 
achten als  hervorzubringen  gelehrt".  Sie  sind 
auch  infolgedMsen  niemals  zur  Idee  einer  Pro- 
dnktion^meinscbaft  durchgedrungen.  Ja  ihr 
gansee  Denken  ftber  wirtschaftliche  Verhältnisse 
ist  niemals  zur  scharfen  Bestimmtheit  des  wissen- 


schaftlichen Bewußtseins  gelangt,  wie  es  ja  audi 
niemals  selbständig,  sondern  nur  als  ein  Teil  der 
Philosophie  auftritt. 

Plato  seibat  hat  ebensowenig  wie  sonst  irgend! 
jemand  —  Einzelne,  Parteien  oder  Klassen  — 
je  den  Versach  gemacht,  seine  Theorie  in  prak- 
tische Wirklichkeit  umzusetzen.  Ja,  er  hat 
später  sein  Staatsideal  abgeschwächt  und  in< 
einer  zweiten  Schrift  „Die  Gesetze"  nicht  nur 
das  Privateigentum  selbat,  sondern  auch  Be- 
sitzungleichheit zugelassen,  jedoch  nnter  Aus- 
BchluU  der  „Armut"  sowie  allzu  großer  Ver- 
mögensanhftnfuiigen  in  einer  Hand. 

Anch  sonst  begegnen  wir  in  Griechenland 
nirgends  einem  Versuche,  die  privatwirtschaft- 
liche Grundlage  der  Gesellschaft  dmch  eine 
kommunistische  za  ersetzen.  Daß  die,  in  Hellas 
Übrigens  seltenen  und  verhältnismäßig  bedea- 
tun^osen,  AafatSnde  Unfreier  nicht  bierber  zu 
rechnen  sind,  wird  sich  ans  der  Darstellung  der 
rSmischen  Sklavenkriege  (s.  unten)  ergeben. 

b)  Rom.  Anch  in  der  römischen  Gesellschaft 
hat  es  nicht  an  tiefgehenden  Gegensätzen  ge- 
fehlt. Häufig  genug  anch  haben  sie  za  gewalt- 
samen Attsbrttäieu  geführt.  Niemals  aber  ist 
ta  in  Rom  zn  kommunistischen  Bewegnngen  ge- 
kommen: weder  in  der  Theorie,  die  immer  nur 
ein  Abklatsch  griechischen  Denkens  war,  noch 
in  der  Praxis.  Und  auf  vollständiger  Verkennnng- 
nur  der  Tatsachen  und  des  Begriffes  „Komr 
mnnismns"  beruht  es,  wenn  so  oft  das  Gegentdl 
behauptet  wird. 

Klar  ist  dies  zunächst  iu  betreff  der  schwercD 
nnd  langwierigen  politischen  nnd  sozialen  Kämpfe, 
die  mit  dem  Sturze  des  KSnigtnms  (610  v.  Chr.) 
ihren  Anfang  nehmen.  Dieselben  bieten  uns, 
im  Vergleich  mit  Griechenland,  weder  ihrer 
Struktur  noch  ihrem  Amigange  nach  wesentlich 
Xenes.  Wie  dort,  so  war  auch  in  Bom  auf  die 
königliche  die  Herrschaft  des  großgrundbesitz- 
lichen  Gebartsadels,  der  Patrizier,  gefolgt,  und 
sie  wurde  anch  hier  nicht  anders  gehandhabt 
als  dort.  Im  Verlaufe  von  anderuialb  Jahr- 
hunderten aber  errang  die  politisch-rechtlose 
Hasse  der  Bürgerschaft,  die  Plebejer,  die  Schaf- 
fung einer  für  alte  gleichen  Gesetzgebnng,  die 
allgemeine  and  gleiche  Aemterfähigkeit  und  die 
Authebung  der  Gesetze  gegen  me  Mischehen 
zwischen  beiden  StXnden.  Die  licinisch-sex- 
tischen  Gesetze  (367  nnd  366)  vollenden  den 
Sieg  der  Plebejer  und  die  endgültige  Niederlage 
der  alten  Aristokratie^  und  in  fortschreitender 
Entwickelang  bildet  sich  Bom  znr  vollständigen 
Demokratie  ans. 

Es  leuchtet  ein,  daß  diese  politischen 
Kämpfe  wesentlich  von  den  reichen  Plebejera 
ansgegan^n  sind,  andererseits  aber  nur  mit 
Hilfe  der  Massen  geführt  und  siegreich  beendet 
werden  konnten,  und  femer,  daß  man  diese  mit 
der  Aussicht  auf  Znlassnng  zu  den  höchsten 
Staatsämtem  oder  auf  die  Gewinnung  des  Con- 
nubiums  mit  d«  Geburtsaristokratie  nicht  mit- 
reißen konnte,  sondern  d^  ihnen  utdenreitige 
Vorteile  geboten  werden  mußten.  Und  in  der 
Tat  lag,  was  sie  erstrebten,  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete. 

Es  fragt  sich  daher,  ob  nicht  etwa  diese 
Bestrebnngen  einen  revolutionär  -  kommunisti- 
schen Charakter  trugen.  Zur  Beurteilan?  dieser 
Frage  ist  ein  Blick  auf  die  wirtschaftliche  Ent- 
wiculnng  erforderlich. 
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Daß  in  Rom  sehr  früh  schon  und  noch  Tor 
dem  Beginne  der  Republik  eine  bedeutende  wirt- 
schaftliche Differenzierang  eingetreten  war,  be- 
weist zar  Geniige  die  Stellung  der  großgriind- 
besitzlicben  Ritter  in  der  serriaDiacben  Ver- 
fassnng.  GroBgrandbesitzer  and  Bauern  unter- 
schieden sich  aber  nur  durch  die  Größe  ihres 
liandbesitceB  and  nicht  auch  doreli  die  Art,  wie 
diuer  bewirtscbaltet  wurde.  Eine  Großwirt* 
Schaft  existierte  nicht,  sondern  nur  Mittel-  und 
Kleinbetrieb.  Die  großen  Güter  wurden  ganz 
oder  großenteils  an  Freie  oder  Freigelassene 
—  mitunter  auch  an  Sklaven  —  meist  gegen 
einen  Teil  des  Frnchtertrages  auf  bdieoi^n 
Widerruf  zur  Bewirtschaftung  ansgetan  (Bitt- 
pächter). Notwendig  spielte  dabei  die  unfreie 
Arbeit  nur  eine  genüge  Rolle  —  nicht  andere 
als  in  dem  Übrigens  wenig  noch  entwickelten 
und  xnnftmftßig  organisierten  stUdtischen  Ge- 
werbe. Zunächst,  weil  der  Bedarf  an  Sklaven 
nur  gering  war.  Die  Güter  der  selbständigen 
Banem  reichten  gerade  zu  deren  nnd  ihrer 
Familien  Unterhalt  hin,  und  zu  ihrer  Bewirt- 
schaftnng  genügte  die  Arbeiteliraft  der  Familien- 
mitglieder. Wenn  also  Sklaven  gehalten  wurden, 
80  geschah  es  hauptsächlich  deshalb,  weil  die 
häufigen  Kriege  die  Anwesenheit  der  kriegs- 
tüchtigen Hänner  im  Felde  und  deren  Ersatz 
ün  Hause  notwendig  machten.  Aber  ancb  auf 
<len  großen  Gütern  überwog  weitaus  die  Zahl 
■der  &eien  Bittpächter,  Denn  der  Zufluß  an 
Sklaven  war  trotz  der  Kriege,  die  mit  der  Uuter- 
werfung  der  italiMihen  VGucerscbaften  endigten, 
verhältnismäßig  sehr  schwach.  Die  Römer  zo^n 
«8  vor,  die  unterworfenen  Stämme  zn  politisch 
dienstbaren  BundesgenosaeD  und  Freunden  za 
machen  und  sie  sich  zn  assimilieren,  statt  sie 
im  ganzen  zn  knechten.  Sklavenimport  ans 
anderen  Gebieten  aber  kam  in  älterer  Zeit,  bei 
der  geringen  Yerbindiing  Roms  mit  der  aaßer- 
italischen  Welt,  kaum  vor.  —  Während  also 
auf  der  einen  Seite  der  bäuerliche  Betrieb 
Sklaveswirtschaft  in  grfißerem  Maßstäbe  ttber- 
Masig  und  nnmCglich  mat^hte,  hielt  andererseits 
der  geringe  Sklavenzuflnß  den  bäuerlichen  Be- 
trieb aufrecht.  Jedes  dieser  beiden  Momente 
war  so  zugleich  Wirkung  und  Wechselursache 
des  anderen,  und  jede  Gleicbgewirhtsäaienuig 
in  diesem  Zusammenhange  maßte  daher  eines- 
teils die  EntwicheluDg  der  Sklaverei  fördern 
und  anderenteils  den  bäuerlichen  Betrieb  zer- 
setzen. —  Die  dem  letzteren  ungünstige  Ent- 
wickelung  be^n  zunächst  beim  Großgrund- 
besitze. Es  wirkten  hierbei  mit:  das  Muster  der 
Jtarthagiscben  Plantagenwirtschaft  auf  Sizilien; 
vielleicht  auch  das  Aufkommen  des  Weizen- 
baues ^  jedenftüls  das  infolge  der  Kriege  in 
UntentaÜen  und  Sizilien  (seit  282)  reichlichere 
Zuströmen  von  Kriegs^fangenen ,  denen  sieh 
bald  auch  durch  den  Handel  herbeigeschaffte 
Sklaven  zugesellten.  So  trat  dann  allmählich 
an  Stelle  der  alten  „Ter  viel  fältigten  Kleinwirt- 
schaft" auf  dem  Großgrundbesitze  eine  zentra- 
lisierte Großwirtschaft  Sie  begann  —  und  sie 
konnte  ja  nicht  anders,  wollte  sie  sich  die  not- 
wendige räumliche  Unterlage  schaffen  —  mit 
der  Vernichtung  des  Bittbesitaes.  Die  Bit^ 
lichter  wurden  gelegt  und  fanden  fortan  nicht 
einmal  als  Lohnarbeiter  Verwendung:  nicht  nur 
weil  die  Sklavenarbeit  viel  billif^r  war,  sondern 
auch  weil  bei  ihrer  Verweudtug  keine  Betriebs- 


störung zu  befürchten  war,  wUirend  der  Freie 
zum  Kriegsdienst  abberufen  weaden  konnte.  Bei 
der  Legnng  der  Bittpächter  allein  blieb  die  ent- 
stehende  Großwirtschaft  jedoch  nicht  itehea. 
Sie  strebte  vielmehr,  dem  Expansjonabedflzfni» 
jeder  kapitaliatischen  ProdnktioDsform  gaaiUi, 
nach  (ortwftbrender  Erwätemng.   Dieae  aber 
war  BOT  auf  nwei  Wegen  erreichbar,  die  beide 
beschritten  wurden:  dureb  Aafsaugnag:  der 
selbstAndigen  bäuerlichen  Betriebe  and  dnr^ 
Okkupation  der  Staatsländereien  (aj^  pobUcuj 
—  Schon  zu  Beginn  der  Bepnblik  finden 
den  Adel  im  atisscbließlichen  Braitze  der  lota- 
teren.  Er  benützte  seine  herrschende  BteUanf, 
um  sich  auch  den  für  ihre  Nutznießung  an  den 
Staat  zu  zahlenden  Abgaben  zu  entcieheo,  m 
daß  schließlich  eine  Unterscheidung  zwiKbes 
Staats-  und  Privaüand  kaum  möglich  war.  Den 
Mittel-  und  Kleingmndbeutx  gincrcD  hierdarck 
nicht  nur  die  gemeinen  Bfir^mntaangta  *cr> 
loren,  sondern  seine  Steuerlast  stieg  auch 
folge  der  Xichteinhebnng  der  Domanialg«&Ue. 
Schließlich  gerieten  aach  die  I^andancicgoiigea 
ins  Stocken,  die  früher  für  das  akh  «tnOg 
mehrende  Proletariat  eine  sichere  AbzugsqueUp 
gebildet  hatten.  —  Zu  diesen  mitielbaren  Xaeb- 
teilen  für  den  freien  Bauernstand  geteilten  mek 
aber  noch  numittelbar  vernichtend:  die  fort- 
währenden und  teilweise  nn^Bcklichen  Kri«se 
mit  ihren  unerschwinglichen  Kriegsstcoeni  om 
Fronen.    Während  die  Hansvät«'  und  ihtr 
kriegstflchtigen  Söhne  im  Felde  weilten,  veriU 
daheim  die  Wirtschaft  So  gerieten  denn  fi» 
Bauern  in  Schulden  und  wimlen  vom  Wucher 
aufgezehrt  Schließlich  kamen  sie  nm  Hana  nad 
Hof  oder  fielen  gar  in  Scbaldknecbtsdiaft. 

Alles  das  muß  man  im  Auge  behalten,  ra 
zu  verstehen,  was  im  Streite  ge^n  das  Patriziai 
den  breiten  Schiebten  der  Plebejer  Kampfabjekt 
war  und  als  Siegespreis  vorschwebte:  lutgenoB 
am  Gemeindeland,  Minderung  des  Steoerdrac^ea 
und  der  Kriegslasten,  Arbeit^[etc|[enheii,  Sehnta 
vor  Bewuchernnff  and  gegen  wilinrliebe  Hand- 
habung des  floeraus  strencen  Sehnldnchu, 
Schulderlaß  oder  wenigstens  Herahsetxang  der 
wucherischen  Scbnldfordemngen.  Dia  Aoa- 
wanderung  der  Plebejer  anf  aai  heilina  Bcff 
im  Jahre  494  soll  Abhilfe  gegen  die  arftduoide 
Schnldnot  bringen  und  das  {erste)  Ackergeaeti 
des  Sp.  Gass.  Viscellinus  (486}  Verteilanx 
eines  Teiles  wenigstens  der  DomaniaUindereiwi 
an  bedürftig  Plebejer.  Im  Jahre  459  wird  der 
Möns  Aventtnns  an  die  ärmeren  Bfiner  n  Bett- 
plätzen verteilt  und  im  v^ienttscSen  Kricfe 
(4Ü&-S96)  den  Kum  ersten  Male  auch  Winten 
über  im  Felde  webenden  Bttrgem  Sold  au  te 
Staatslusse  gezahlt,  nachdem  ein  halbea  Jahr- 
bnndert  vorher  (451—449)  die  Anfsehreibang  de* 
Gewohnheitsrechtes  (Zwölftafelgetetxe)  «rawtn* 
gen  worden  war.  Am  weiteeten  eutgea  fie 
liciniscb-seztinischen  Gesetze  (367  nnd  SSß).  Sm 
bezweckten  nicht  nur  eine  teUwetae  ScfaaldM- 
entlastnng,  sondern  ancb  die  Einschrftokunc  da 
Adels  in  der  ausscblieflUcben  Nntcong  den  Ge- 
meindelandes. Aber  sie  verzacbten  aoch  nccA 
überdies,  dem  Ueberfaandnebmen  der  Sklavorei 
dadurch  entgegenanwirken,  dafi  efa  die  Gitta- 
hesitzer  verpflichteten,  onter  ihica  ]?^ddarMicm 
eine  zur  Zahl  dar  Aekenklaven  in  nun  im 
Terbältnisse  stehende  Ansah!  fnäer  ArMtar  a 
beschäftigen. 
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Alle  diese  gesetzgeberischen  BemÜhnngeQ, 
dem  wirtschaftlichen  Niede^ruige  Baaem- 
standes  zn  Stenern,  erwiesen  sich  freilich  als 
Tergeblicb.  Die  Früchte  des  Sieges  Ober  die 
Fatricier  fielen  fast  anssehliefilich  ^en  reichen 
pleb^ischen  Familien  so.  Bald  wachs  ans 
diesen«  im  Vereine  mit  dem  Oebnrtsadel  nnd 
den  Rittern,  der  Geldaristokratie,  eine  fest  zu- 
gammenhaltende  Geldoligarchie  heraus,  die  sich 
dnrth  das  erfolgreiche  Streben  nach  dein  Allein- 
besitze aller  Aemter  nnd  Ansschließang  aller 
„nenea  H&nner"  von  denselben  kennzeichnet 
nnd  schon  in  der  Mitte  des  zweiten  Jahrhanderts 
alle  Kreise  des  privaten  and  öffentlichen  Lebens 
mit  der  ihr  eigenen  nnd  in  der  römischen 
GcnatsTerfasBong  sich  wiederfindenden  Härte 
dnrelidriiigt  nnd  behemcht.  Wohl  schafft  die 
Ansbreitang  der  Herrschaft  Roms  Qber  Itdien, 
zu  deren  Sidierong  viele  and  große  Kolonieen 
gegründet  werden  maßten,  dem  tand  wirtschaft- 
lichen Proletariat  fem  von  der  Heiuiat  nene 
Baaemnelten  nnd  den  Zurückbleibenden  Er- 
leicbterang.  Daun  aber  wiederholte  sich  die 
Entwickelnng,  wie  sie  ffir  den  rSmiscben  Baaem- 
stand  stattgefanden  hatte,  für  den  italischen 
tlberhanj^t  nnd  führte  zn  desften  £raetznng  dorcii 
OroBbetrieb  mit  Sklaven  and  in  weiterer  Folge 
snr  Terdrängnng  des  Ackerbanes  dnreh  Vieb- 
wirtsebaft  anf  'nngehener  ausgedehnten  lAti- 
fandien.  Hierbd  haben  nicht  nur  die  panischen 
Kriege,  sondern  ancb  eine  Reihe  von  anderen, 
nicht  nnr  wirtschaftlichen,  sondern  anch  künst- 
Heh  dnrch  eine  verfehlte  Gesetzgebung  hervor- 
gentfenen  Ursachen  mitgewirkt:  Tornebmiich 
di«  dorcb  keine  Regierun^maUnabmen  behin- 
derte Herabdrückang  der  italischen  Eornpreise 
durch  die  überseeische  Konkurrenz  sowie  da- 
durch, daß  die  Regierung,  am  den  römischen 
Pobel  füttern  zu  können,  anslftndisches  Getreide 
m  Spottpreisen  auf  den  faanptstsdtischen  Markt 
warf;  dann  die  gesetzliehe  AusschlieUnng  der 
senato tischen  Häuser  von  der  Spekulation,  wo- 
doreh  diesdben  gezwungen  werden,  ihre  Kapita- 
lien vorzugsweise  in  Graud  und  Boden  anzul^n, 
d.  h.  die  Überschuldeten  Bauern  zn  legen  und 
deren  Stellen  zu  großen  Kom)>lexen  zasammen- 
zoBchlagea.  Das  Sklavenmaterial  war  leicht  nnd 
billig  zu  bekommea,  seitdem  Rom  die  ganze 
Welt  brandschatzte  and  knechtete.  Und  was 
der  Krie^  nicht  lieferte,  das  beschafften  Sklaven- 
handel nnd  Maueben  jagd,  syatematisdi  betrieben 
in  allen  Xittelmeerlftndem,  zumal  aberinTorder- 
Bsien. 

Das  Streben,  den  Grundbesitz  als  die  erste 
Bedingung  der  Staatsangehörigkeit  nnd  als 
Orandliige  dra  Staates  zu  erhalten,  hatte  die 
römische  Kolonisation  Italiens  herbeigeführt. 
Es  darf  daher  nicht  wundernehmen,  wenn  ein- 
siebtige  patriotische  Männer  dasselbe  anch  an- 
garichts  der  eben  skizzierten  Entwicklung  fest- 
hielten. Nichts  anderes  ist  der  Sinn  der  Reform- 
vortcbtSge  des  T i b.  Sempronius  Gracchus. 
Im  Jahre  läi  beantragte  er  —  zweifellos  mit 
unter  dem  Eindrucke  des  damals  gerade  aus- 
fcbrochenen  Sklavenaobtandes  in  Sizilien  — 
nnd  setzte  durch:  die  Wiederbelebung  des  längst 
vergessenen  licinischen  Ackergesetzes.  Die  dem 
römischen  Volke  dnrch  den  Tod  des  Königs 
Attalas  III.  von  Pergamni  zugefallene  Erbschaft 
•cdlte  snr  Anschaffung  des  Inventars  für  die 
auf  den  frei  werdenden  StaatslKudereien  uizu- 


setzenden  Ansiedler  verwendet  werden.  Allein 
der  Reformator  bOfite  sein  Beginnen  mit  dem 
Tode.  Und  nicht  besser  erging  es  seinem  Bruder 
Gaius,  als  dieser  10  Jahre  später  in  die 
Faßstapfen  des  Ermordeten  trat  Der  einzige 
Erfolg  der  „gracchischen  Unruhen"  war,  daß 
nach  ihrer  Beilegung  den  Optimalen  nicht  nnr 
Qeleflfenheit  zum  Rückkanf  der  eingebäßten 
Läudereien  gegeben,  sondern  daß  sogar  im 
Jahre  III  dnrcb  Tolksbeschluß  das  okknpierte 
Domauialland  in  zinsfreies  Eigentum  der  Nutz- 
nießer umgewandelt  warde. 

Der  gracchtsche  Versuch  war  der  letzte,  im 
Wege  vernünftiger  Reform  der  immer  mehr  Über- 
handnehmenden Massen  Verarmung  zn  steuern, 
nnd  die  Grundlage,  anf  der  Roms  Macht  er- 
blüht war,  einen  kräftigen  Bauemstand,  wieder- 
herzustellen. Er  scheiterte  nicht  nur  an  der 
Eigensucht  der  herrschenden  Klassen,  sondern 
ebensowohl  auch  an  der  Verkommenheit  der  be* 
herrschten.  Denn  damals  schon  galt  zum  großen 
Teil  von  ihnen  das  bittere  Wort  Juvenals: 

„  Qui  dabat  olim 

Imperium,  fasces,  legiones,  omnia,  nunc  se 
Continet  atque  duas  täntum  res  anxins  optat, 
Panem  et  circenses."  (Sat.  10,  81.) 
Wie  in  Hellas,  so  hatte  aach  in  Rom  die 
Sklavenwirtschaft  die  freie  Arbeit  in  Stadt  und 
Land  verdrängt  nnd  in  Hißacbtnng  gebracht. 
Freilich  war  noch  eine  Reihe  von  Erwerbs- 
zweigen übrig  geblieben,  welche  die  Sklaven- 
arbeit nicht  erfaßt  hatte,  die  Geldaristokratie 
aber  aus  konventioneller  Scheu  ebenfalls  nicht 
betrieb.  Allein  anch  anf  diesem  Gebiete  begeg- 
nete der  ärmere  Bürger , ,  selbst  wenn  er  über 
das  nötige  Betriebskapitfil  verfügte,  übermäch- 
tiger Konkurrenz :  einesteils  der  Freigelassenen, 
die  gegen  Ende  der  Uepubllk  die  römische  Ge- 
sellschaft überfinteten  und  sich  auf  die  Geld- 
mittel ihrer  Patrone  stützen  konnten,  und  an- 
derenteils der  massenhaft  dngewanderten  Schuts- 
verwandten und  Fremden,  deren  größere  Ge- 
schicklichkeit nnd  Geschäftekenntnis  ihnen  un- 
bedingt den  Sieg  verbürgte.  Und  w^roid  die 
Schätze  der  Welt  nach  Rom  strOmten  und  die 
herrschende  Oligarchie  sich  immer  mehr  be- 
reicherte, griff  der  Paaperismus  stetig  um  sich 
und  vertiefte  sich  nnüberbrückbar  der  Abgrand 
zwischen  Reich  und  Arm. 

Ebensowenig  aber  wie  früher  begegnen  wir 
anch  jetzt  kommunistischen  Bewegungen  und 
dem  Eigentum  an  sich  feindlichen  Tendenzen. 
Früher  und  bis  zu  den  Gracchen  hatte  mau 
von  Zeit  zu  Zeit  den  Anlauf  zu  sozialen  Re- 
formen genommen,  die  sieh  immer  an  das  Be- 
stehende angelehnt  und  die  Entlastung  der 
Hauptstadt  von  den  verarmten  Massen  bezweckt 
hatten.  Das  war  nun  endgültig  abgetan.  Aber 
die  Menge  mußte  doch  und  wollte  leben.  Sie 
bildete  ein  stets  gärendes  Element  der  Unzu- 
friedenheit  und  eine  bedrohliche  Gefahr  für  die 
Herrschaft  der  Reichen  wie  für  den  Staat  selbst. 
Nicht  nnr  vermöge  ihrer  Zahl,  sondern  auch 
durdi  ihre  politische  Berechtigung.  Sie  wußte 
dies  auch  und  nützte  es  aus.  Um  sie  bei  guter 
Laune  zn  erhalten  und  sich  ihrer  Ruhe  zn  ver- 
sichern, mußte  der  Staat  stets  anf  ihre  Unter- 
haltung bedacht  sein  nnd  für  hillige  Nahrang 
sorgen  oder  diese  gar  umsonst  spenden.  Und 
den  gleichen  Weg  mußte  beschreiten,  wer  eine 
Rolle  im  öffentlichen  Leben  spielen  wollte  — 
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ans  Ehrgeiz .  nm  eich  fioanziell  zq  rangieren,  | 
«der  am  zu  deu  alten  neue  Beictitämer  zn  ge- 
winnen. Denn  die  Aemter  vergab  and  üffnete 
damit  anch  die  Bahn  zar  Aasbentung  der  Pro- 
vinzen die  Menge  in  der  Hauptstadt.  So  ge- 
wann sie  ihren  Anteil  an  der  Beute  einer  Welt. 
Sie  wollte  erkauft  sein  und  sie  wurde  erkauft. 
Der  Kaufpreis  wurde  immer  höher,  die  Spenden 
immer  grülter  und  prächtiger  die  Spiele.  Am 
äehlnsse  beuhlteu  ea  ja  doch  die  Frovinzialen. 
Wie  sollten  nnter  solchen  Verhältnissen  Ehr- 
fieffihl  nnd  die  Liebe  zur  Freiheit  sich  erhalten  ? 
Lnmer  klarer  wnrde  es,  daß  ein  Ehrgeiziger 
nur  ernsthaft  an  wollen  hranchte,  nm  die  feuen 
Hassen  nnd  mit  ihnen  die  Alleinherrschaft  zu 
erkaufen. 

Es  gab  sotcherEhrgeiziger  mehrere.  Esbildeten 
sich  Parteien,  die  sich  —  von  den  Kämpfen 
zwischen  Marius  nnd  Sulla  bis  zum  Sturze  der 
Republik  durch  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert 
(88—31)  —  mit  Fener  und  Schwert  verfolgten. 
Der  Proskriptionen  und  Vermö^enskonfiskationen 
war  kein  Ende.  Denn  die  sieereicfaen  FQhrer 
bedurften  der  Gflter  der  Unterlegenen  sur  Be- 
lohnung Ihrer  Anhänger.  Ungeheure  YennCKens- 
verschiebungen  fanden  in  dieser  Zeit  statt. 
Es  kämpften  Besitzende  untereinander  oder  Be- 
sitzlose gegeu  sie  —  immer  jedoch  nur  in  der 
Absicht,  im  Falle  des  Sieges  an  die  Stelle  des 
Besiegten  zu  treten.  So,  wenn  Catilina  für 
den  Fall  seiner  Wahl  zum  Konsul  seinen  An- 
hängern die  Tilgung  der  Schaldbtlcber  uud  die 
Aechtung  der  Reichen  versprach  (^—62  v.  Chr.) ; 
wenn  der  selbst  tief  verschuldete  Prfttor  M.  C  o  e  - 
lius  Bufns  die  Schuldner  ermächtigte,  ge- 
borgtes Geld  in  sechs  Fristen  und  ohne  Zinsen 
zurückzuzahlen  (48  v.  Chr.);  wenn  ein  Jahr  da- 
rauf der  Tribun  P.  Cornelius  Dolabel'la 
ein  Gesetz  Uber  den  Erlaß  der  Schulden  und  eines 
Teiles  der  Hansmiete  beantragte.  Das  Prinzip 
des  Privateigentums  selbst  aber  wnrde  von  keiner 
Seite  angegriffen. 

Wie  von  den  inneren  Kämpfen  der  freien 
Gesellschaft,  so  gilt  dies  auch  von  dem  Austtum 
der  Sklaven  gegen  dieselbe. 

Rechtlich  war  die  Stellnm;  des  Sklaven  in 
Born  zu  allen  Zeiten  die  gleiche  gewesen.  Er 
galt  als  Sache.  Und  nnhegrenst  wie  die  Herr^ 
Schaft  Ober  die  gegenständliche  Welt  war  auch 
die  Macht  des  Herrn  Uber  den  in  seinem  Eigen- 
tume  stehenden  Menschen.  Tatsächlich  freuich 
gestaltete  sich  die  Lage  der  Unfreien  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  und  je  nach  der  Art  ihrer 
Verwendung  und  Stellung  zur  Person  des  Herrn 
verschieden.  In  der  ältesten  Zeit  waren  sie  als 
Gehilfen  des  Bauern  auch  dessen  Hausgenossen 
und  wurden  als  solche  behandelt.  Nicht  anders 
war  es  auch  später  in  betreff  deijenigen,  welche 
dem  Herrn  persönlich  n^e  standen  nnd  Ein- 
fluß auf  ihn  zu  gewinnen  wußten,  die  beson- 
deren Lnxnszwecken  gewidmet  waren  oder 
schließlich  hühere  Stellungen  in  den  Handels- 
und Gewerbeunternebmangen  ihrer  Herren  be- 
kleideten. Zwischen  den  ungebeuerlicb  ange- 
wachsenen Sklavenraassen  aut  den  GQtem,  in 
den  Fabriken  und  Bergwerken  aber  und  ihren 
Besitzern  fehlte  jeder  menschliche  und  unmittel- 
bare persönliche  Zusammenhang.  Sie  sanken 
ZQ  bloßen  Tieren,  zu  Arbeitsuascbinrn  herab 
und  wurden  auch  dementsprechend  bebandelt 
und  in  rücksichtslosester  Weise  ausgebeutet. 


I  Auf  den  großen  GQtem  Terrichtetea  nSAt 
selten  mit  dem  Eisen  gestempelt,  mit  PafiM&«Uen 
an  den  Beinen,  schlecht  genährt  nnd  niuu^el- 
haft  bekleidet,  unter  der  Zucht  nnbarmbersigtr 
Aufseher,  tagsUber  die  Feldarbeiten,  tun  abend« 
in  den  gemeinschaftlichen,  oft  unterirdiKhen 
Zwinger  gesperrt  zu  werden  Da  man  in  der 
repnblikaniEchen  Zeit  noch  nicht  daran  dachte. 
Sklaven  zu  züchten,  weil  sie  billiger  und  in 
schon  arbeitsfähigem  Znstande  auf  dem  Markte 
in  beliebigen  Mengen  an  haben  waren,  m  fehlte 
ihnen  auch  der  Schein  nur  vim  Familie;,  md 
keine  andere  Hoffnung  winkte  ihnen,  diau 
Zustande  zu  entrinnen,  als  der  Tod. 

Wie  ^roß  die  Zahl  der  Sklaven  in  Italien 

gewesen  ist,  läßt  sich  nicht  genau  ftbersebca. 
eloch  veranschlagt  sie  —  wohl  nach  unten 
zu  stark  Ubertreibend —  für  das  erste  Jahrhundert 
vor  unserer  Zeitrechnung  für  den  peninfulann 
Teil  Italiens  auf  etwa  l'/t  MiU.  und  fOr  Stxtlieii. 
das  Mutterland  der  Plantagen  Wirtschaft,  auf 
4C00C0,  so  daß  die  unfreie  Bevölkerung  den 
der  freien  ungefähr  gleich  kam^  hier  aber  öe 
bedeutend  flherwog.  Eine  wie  gefährliche 
Spannung  dies  erzeugen  mnßte.  liegt  attf  der 
Hand.  Sie  wurde  noch  dadurch  gesteigert,  daß 
die  meisten  Sklaven,  welche  den  Boden  be* 
arbeiteten.  Kriegsgefangene  und  daher  —  zma 
größten  Teile  wenigstens  —  waffengeObt  waiea 
und  daß  in  ihnen  mit  der  Erinnerung  an  die 
Freiheit  die  Sehnsucht  nach  ihr  lebendig  bleiben 
mnßte.  Kotteten  sie  sich  zusammen  und  er- 
giiffen  sie  die  Waffen,  so  bildeten  sie  eine  fnrdii* 
bare  Macht. 

Die  Herren  sowie  die  Regierung  waren  täA 
darüber  auch  keineswegs  im  unkhuren.  Ite  aber 
die  Profitwnt  dne  milde  Behandlnsg  der  Sklaven 
und  jeden  Versuch,  menschliche  Besiehnngen 
zwischen  ihnen  und  dem  Gute  oder  der  Penon 
des  Herrn  zu  knUpfen,  verbot,  so  galt  ei,  die 
Gefahr  auf  andere  Weise  zu  beschworen. 
tungen  innerhalb  der  Skiavenschaft  wnraoi 
deshalb  eher  befSrdertals  hintangehalten.  Sklaven 
gleicher  Nationalität  wurden  mCglichst  weav 
zusammengebracht  Immer  wurden  sie  streng- 
stens Überwacht.  So  jeder  eiaceloe  Sklaven* 
besitser.  Die  Regiemng  ihrerseita  war  beatfebi. 
durch  PolizeimaUregeln  den  dem  Lehes  uad 
dem  Eigentum  der  Bürger  dnrch  das  f^klavea- 
protetariat  drohenden  Gefabren  an  steuern.  Das 
alles  konnte  freilich  nicht  verhindern,  dafi  «i 
seit  dem  Beginn  des  2.  Jahrb.  t.  Chr.  bald  da. 
bald  dort  zu  Sktavennnruhen  kam  und  daß 
sich  die  SklavenverschwÖrnngen  häuften: 
im  Herzen  von  Latium ,  196  in  Etrarin. 
186  in  Apnlien.  Schließlich  folgten  *^v»nAmr 
seit  143  V.  Chr.  in  regelmäßigen  Abständen  vna 
je  drei  Jahrzehnten  die  swei  aiuliacheo  ^arai- 
kriege  und  der  große  Fecbterkrieg.  welcte  Aoi 
Staat  fast  an  den  Rand  des  Abgrunde»  tiwhea. 

An  dem  ersten  siziliscben  Anstände  '143p] 
bis  132  V.  Chr.)  sollen  200000  Mann  teilraunBaea 
haben.  In  kleineren  Verbältnissen  hidt  tiA  der 
zweite  (103—!^  v.  Chr.).  Immerhin  aber  haben, 
so  wird  berichtet,  obwohl  die  Führer  uur  die 
tüchtigsten  Mannschaften  einreihten,  in  der  Ent- 
scheidungsschlacht 40000  Sklaven  miusekäa^ 
Wie  auswärtige  Kri^  mußte  der  Senat  djSK 
Empörungen  bebandeln  und  konaularische  Heei* 
zu  ihrer  Dämpfung  entsenden,  die  nach  w 
mancher  Niederlage  erst  md  mit  achwcnr 
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H&lie  nur  gelang'.  Um  so  großer  war  die  Ge- 
fahr, aU  die  Bewegung  aDco  anf  das  Festland 
hinöbersUngelte  mid  in  Latiom,  ja  selbst  in 
Horn  SklaTenTerschwGrnngen  zutage  traten. 
Tauaende  von  Sklaven  waren  in  diesen  Kämpfen 
zugninde  gegansfen,  Tausende  fielen  der  Rache 
der  Sieger  Eom  Opfer.  Wie  weni^  sie  das  aber 
geschreckt  hatte  nnd  wie  sehr  em  Funke  nur 
genügte,  am  die  Flammen  der  Empörung  wieder 
bell  auflodern  so  lassen,  teigte  sich,  als  i.  J.  73 
T.  da.  eine  Gladiatoreniiande  ans  Capna  entlief 
und  «ch  anf  dem  Vesuv  festsetzte.  Von  allen 
i^iten  strömten  die  Sklavenhanfen  zu.  Bald 
war  sie  za  einem  mächtigen  Heere  angewachsen, 
das  unter  seinem  Ftibrer  Spartacns  nachein- 
ander vier  rSmische  Heere  schlug,  Born  selbst 
bedrohte  und  unter  Aufgebot  alter  Kräfte  nur 
uiedergeschli^en  wurde. 

Und  die  Ziele  dieser  Bewegungen  nnd  so 
gewaltigen  Kraftanstrengno^n  ? 

Freiheit  nnd  Bache!  Nicht  weniger,  aber 
auch  nicht  mehr.  Frei  wollten  die  Sklaven 
werden  und  ihren  Herren  dasselbe  Schicksat  be- 
reiten, das  sie  erdulden  mußten.  Von  K.  auch 
nicht  die  entfernteste  Spar,  nicht  einmal  von 
Beseitigung  der  Sklaverei! 

Die  spätere  Zeit  hat  keine  Sklavenaufatände 
ab  Massenbewegungen  gesehen.  Ans  dem  Grunde 
schon,  weil  in  der  Kaiserzeit  eine  Rückbildung 
der  Sklavenwirtschaft  und  des  Großbetriebes 
«intrat  und  allmählich,  auf  dem  Lande,  SchoUen- 
I^ichtigkeit  und  «ieder  „vervidftitigste  Kleiu- 
wirt  Schaft"  eintraten.  Dann  aber  anch.  weil  — 
zweifellos  nnd  ohne  die  moralischen  Faktoren, 
die  hierbei  mitgewirkt  haben,  zn  unterschätzen, 
im  Zusammenhange  mit  dieser  wirtschaftlichen 
£ntwicketung  —  in  Sitte  nnd  Recht  sich  eine 
auf  Anerkennung  des  Menschen  im  Sklaven  ge- 
richtete Bewegung  immer  lebendiger  geltend 
machte,  die,  mächtig  gefordert  darch  das 
Christentam,  erst  eine  miTdere  Behandlung  der 
Unfreien  zur  Folge  hatte  nnd  im  weiteren  Ver- 
laufe mit  die  Auflösung  des  Institutes  der  Skla- 
verei, weni^ntens  als  Eckstein  der  Arbeitaver- 
fassniig,  hcfbeiftthren  half. 

e)  Jodfis.  In  einer  sehr  frühen  Periode 
sehon  der  jOdischen  Gewhichte  begegnen  wir 
den  Indivianaleigentum  und  in  dessen  Gefolge 
bald  anch  derselben  wirtschaftlichen  Ungleich- 
heit der  Volksgenossen  und  dem  gleichen  Ge- 
gensatze zwischen  Reich  und  Arm  wie  bei  allen 
anderen  Völkern.  Wohl  sind  uns  —  ob  historisch 
begründet  oder  ntopistisch,  bleibe  dahingestellt 
—  eine  Reihe  von  Rechtsanschauungen  nnd 
Vorschriften  zugunsten  der  Armen  QMrliefert: 
der  Arbeiter  war  nicht  schutzlos,  nnd  sein  Tage- 
kthn  nnOte  ihm  vor  Sonnenuntergang  ansbesamt 
werden.  Die  Sklaverei  hat  niemals  in  Israel  so 
feste  Wurzeln  gesciüagen  und  die  wirtschaft- 
liche BedeatuDg  erlangt  wie  anderwärts.  Sie 
erfaßte  auch,  in  der  Begel,  nicht  die  ganxe  Le- 
benszeit des  Unfreien,  sondern  war  zeitlich  be- 
grenzt. Der  Sabbatb  war  ein  allen  ohne  Unter- 
schied gemeinsamer  Ruhetag.  Auch  die  Erde 
selbst  hatte  ihre  sabbathliche  Zeit:  je  das  7.  Jahr 
bU«b  der  Boden  unbestellt,  nnd  was  er  freiwillig 
trag,  gehörte  den  Armen.  Auch  sonst  sollten 
Ernte  und  Weinlese  so  gehalten  werden,  daß 
«twaa  fflr  Arme  nnd  Frenrae  ftbrig  bliebe.  Das 
Texnnaliche  Dailehen  war  als  wndierisch  ver-  ] 
boten  nnd  harte  Behandlung  des  Schuldners ' 


durch  den  Gläubiger  wurde  als  unsittlich  ge- 
brandmarkt. Das  alles  zeugt  nun  gewiß  von 
einem  lebhaften  Geföhle  sozialer  ^teressen- 
Bolidarität,  das  vorteilbaftest  von  den  griechisch- 
römischen  Anschauungen  Ober  die  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  der  Volksgenossen  zuein- 
ander und  der  Herren  zu  ihren  Knechten  ab- 
sticht ZQjifleieh  beweist  es  aber  auch,  daß  die 
wirtschaftliche  Entwickelnng  eine  den  breiten 
Volksschichten  sehr  nngltaistige  gewesen  war 
nnd  daß  sie  ununterbrochen  in  g^ichem  S^e 
anhielt. 

Seit  dem  9.  Jahrb.  v.  Chr.  bereits  machte 
sich  auch  eine  lebhafte  Reaktion  dagegen  geltend. 
Sie  verkörperte  sich  in  den  Propheten.  Was 
aber  diese  Volksmänner,  erföUt  vom  Ideal  der 
Gerechtigkeit  nnd  von  leidenschaftlicher  Trauer 
Uber  die  zunehmende  Verarmung  der  Hassen^ 
in  flammenden  Worten  geißelten,  war  nicht  das 
Sondereigentum  an  sieb,  sondern  nur  dessen 
Auswüchse.  Diese  erschienen  ihnen  als  unsitt- 
lich, ungerecht,  gottlos  und  geeignet,  die  Strafe 
Gottes  and  den  Untergang  der  nationalen  Selb- 
Btändif^keit  unvermeifiich  heranfoubeschwOren. 
Was  sie  verlangten,  war  daher  auch  nicht  die 
Aufhebung  der  Privateigen tnmsordnung,  sondern 
die  Herst^lung  einer  mäßigen  Gleichheit  im 
Besitze,  bei  der  jeder  wobl  bestehen  kOnne,  nnd 
ein  starkes  soziales  Pflichtbewaßtsein  in  den 
einzelnen,  um  dieses  wirtscbaftlitdie  Gleichge- 
wicht vor  Störungen  zn  bewahren  oder  doch 
solche  möglichst  wenig  ftthlbar  zn  gestalten. 
Es  ist  deshalb  anch  ganz  verfehlt,  sie  als  „So- 
zialisten oder  Anarchisten"  zu  bezeichnen,  wie 
•dies  R6nan')  a.  a.  tun. 

Wie  fttr  die  Zeit  vor  der  ersten  Gefangen- 
schaft (586-638  T.  Chr.),  so  nlt  das  Gesagte 
anch  für  jene  nach  dem  Wiederaufbau  des 
jüdischen  Staates;  nur  daß  sich,  seitdem  dieser 
unter  makedonisch-griechische  Herrschaft  ge- 
raten ist  (seit  332  v.  Chr.),  nnd  noch  mehr, 
seitdem  Ilom  ihn  zinspflichtig  gemacht  hat 
(63  V.  Chr.),  zn  dem  alten  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Gegensatz  zwisdien  Arm  und  Reich 
nach  ein  nationalrpotitischer  nnd  rdigiOser  ^ 
seilt  Während  in  den  Hassen  nnanslOschtach 
der  Haß  gegen  die  Fremdherrschaft  fortglQhte 
nnd  ungebrochen  die  Anhänglichkeit  an  natio- 
nale nnd  religiöse  Eigenart  fortlebte,  hatten 
sich  die  oberen  Schiebten  zum  grOBten  Teil  mit 
den  gegebenen  Verhältnissen  abgefunden  und 
hellenische  Kultur  in  sich  aufgenommen.  Dies 
Lit  auch  nicht  weiter  verwunderlich.  Hatten  ja 
die  Reichen  allein  bei  den  Kämpfen  gegen  die 
fremden  Erobwer  etwas  zn  verlieren  und  allein 
anch  die  Mittel  zu  Luxus  und  Lebensgennß,  die 
Hellaa  nnd  Rom  sie  kranen  lehrten!  Es  ent- 
wickelte sich  so  ein  koltnieller  Gegensatz  auch 
zwischen  der  Menge  nnd  den  berrsdiendai 
Klassen,  der  die  ganze  Welt-  nnd  Lebensauf- 
fassung dieser  wie  jener  anf  das  stärkste  be- 
einflußte. Rücksichtsloser  gebrauchte  der  von 
den  heimischen  Sittlicbkeits-  und  Rechtsan- 
schauungen losgelöste  Reiche  seine  wirtschaft- 
liche üebermacht  und  forderte  dadurch  wie 
durch  seine  Gleichgültigkeit  in  religiösen  nnd 
nationalen  Fragen  verstärkten  Haß  hervor.  Um 
so  zäher  hielt  dagegen  der  Arme  an  allen  alten 


')  Histoire  da  penple  d'Israel,  2.  Aufl.,  Paris 
1887,  Bd.  1  S.  a 
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Traditionen  fest  So  kam  es,  daO  dai  Volk 
8chlie&Hcb  die  Begriffe  Beich  and  Hochrnnt, 
BedrQckQn?  der  ^hwachen,  Abfall  von  der 
reinen  Ootteslehre,  nationale  Abtrünoicfkeit, 
knrz  Frevel  gegen  Gott  nnd  Menschen  identi- 
fizierte; and  umgekehrt  aach,  daQ  ihm  der 
Arme  als  das  reine  Gegenteil  davon  erschien; 
als  die  Verkörperung  von  Heiligkeit,  Gflte, 
Demot  nnd  Gottesfurcht  Gehörten  ja  auch 
die  müsten  Babbinen  dm  niederen  Klassen  an 
und  mnllten  eich  durch  ihrer  Binde  Arlieit  er> 
nähren.')  Daher  denn  auch  im  Gegensatz  zu 
Hellas  und  Born  die  große  WertschAtsung  der 
Arbeit  bei  den  Juden.  Während  PI ato  in  der 
Person  des  Sokrates  sieb  auf  das  verächt- 
lichste Uber  die  „knechtische"  Beschäftigung, 
die  der  Sorge  um  die  Bedürfnisse  des  Leibes 
entspringt^  änUert  und  auch  Cicero  erklärt, 
daß  sich  in  die  Sklaverei  verkauft,  wer  für 
Lohn  arbeitet,  stellen  die  meisten  Rabbinen  Ge- 
lehrsamkeit und  Handwerk  gleich,  und  kommt 
auch  —  wie  bereits  betont  —  dieses  oder  ge- 
wöhnliche TagtOhnerarbeit  häufig;  genug  mit 
dem  Geeetzflsstudiiun  verbunden  tu*.  Denn 
„das  Studium  der  Lehre,  mit  welchem  keine 
Arbeit  verbunden  ist,  geht  schliefilich  zugrunde". 
Und  vollkommen  begreiflich  ist  es  daher  auch, 
wenn  die  Forderung  aufgestellt  wird,  daß  jedem 
Arbeiter  sein  gerechter  Lohn  gebühre  nnd  daß, 
wer  diesen  TorenthUt,  einem  MOrder  gleiehge* 
halten  wird. 

So  Bcblug  das  Ideal  der  Gerechtigkeit  immer 
tiefere  Wurzeln  im  Volke.  Als  gerecht  aber 
galt^  wer  daa  gerade  Gweuteil  von  dem  war 
nnd  tat,  was  man  den  Bewhen  vorwarf:  keinen 
bedruckte,  die  Schwachen  beschützte,  die  Armen 
kleidete  und  nährte,  allen  im  Gesetze  dem  Be- 
sitxe  aufeji^ten  sozialeu  Verpflichtungen  nach- 
kam. Es  bemühten  sich  auch  viele,  diesem 
Ideale  ^nz  nachzuleben,  und  am  schärfsten 
kam  dieses  Bestreben  in  dem  Orden  der 
Essäer,  oder  wie  sie  bei  Philo  nnd  Jose- 
pbns  heißen,  der  Essener,  zum  Ausdrucke. 

Die  Zahl  derselben  betrug  nach  Josephus 
etwa  4000.  „Sie  wobnen  ~  berichtet  dieser  — 
in  Dörfern  und  meiden  die  Städte  wegen  der 
lAsterhaftigkeit  derer,  die  darin  wohnen.  Ein 
Tdl  von  ihnen  beschäftigt  sich  mit  Ackerban, 
«n  anderer  mit  den  Handwerken.  Sie  helfen 
und  unterstützen  sich  gegenseitig.  Sie  sammeln 
niemals  Gold  nnd  Silber  nnd  denken  nicht  daran, 
Grundstücke  zu  erwerben,  um  sich  deren  Ertrag 
anzneigneu.  Sie  verlangen  nur  so  viel,  als  zur 
Befriedigung  der  Lebensbedürfnisse  unnmgäng- 
lieh  notwendig  ist.  Sie  sind  fast  die  einzigen 
Menschen,  die  aus  Neigung  nnd  freiem  Antriebe 
ohne  Privateigentum  leben.  Sie  haben  keine 
Vontdlnng  von  Märkten,  Läden,  Faktoreien. 
Unter  ihnen  gibt  es  keine  Sklaven.  Sie  sind 
alle  frei,  alle  gleich.  Sie  verwerfen  die  Herr- 
schaft als  ungerecht  nnd  ruchlos,  weil  sie  an 
dem  Naturgesetz  frevelt,  dem  zufolge  alle  Men- 
schen nicbt  allein  dem  Namen  nwsh,  sondern 
auch  in  der  Tat  leibliche  Brüder  sind . . .  Keiner 
von  ihnen  besitzt  ein  Haus,  das  nicht  tatsäch- 
lich allen  gehörte.   Die  Vorräte,  die  sich  in 


')  Vgl,  Seligmann  Meyer,  Arbeit  und 
Handwerk  im  Talmud,  Berlin  1876,  nnd  Franz 
Delitzsch,  Handwerkerleben  zur  Zeit  Jesu, 
fünf  Vorträge,  2.  Aufl.,  Erlangen  1875. 


denselben  befinden,  gehören  allen.  Essai  uod 
Kleidung  ist  allen  gemeinsam  . . .  Vmi  de» 
allen,  was  sie  den  Tag  fiber  durch  ihre  Arbeit 
verdient  haben,  behalten  sie  nichts  ftr  nch 
Sie  legen  alles  in  die  gemeinschaftliche  K»s*e 
und  lassen  es  auf  diese  Weise  allen  zngntc 
kommen.  Dadurch  erleichtern  sie  den  Arbeic^- 
unfäbigeu  ihr  Unglück.  Die  Schwaden,  di^ 
Kranken  und  deren  Verpfleger  lassen  sie  aidit 
im  Stiebe . . Waren  non  aber  anch  die  EsOer. 
wie  ans  dem  Vorstehenden  hervoigeht  und  anch 
anderweitig  cor  Genüge  beatädgt  wird,')  tat- 
sächlich Kommmiiateii,  so  iat  d^  aadereReiti 
festzuhalten,  dall  ihnen  derK.  nicht  Selbstzwerb. 
sondern  nur  eines  imter  vielen  anderen  Mittelu 
zum  Zwecke  war.  Dieser  ist  aber  Dberhtnpr 
nicht  weltlicher  Art.  Er  besteht  vielmehr  darin, 
„sich  den  höchsten  Betrachtungen  und  deo  be- 
seligendsten Tugenden  frei  von  allen  irdischen 
Leidensehaften  und  Begierden  vollkommen  hin- 
zugeben . . ."  Daher  —  neben  grSBta  Sauber- 
keit an  Körper  nnd  Kleidung  —  die  uSia- 
ordentlich  gestägerte  Enchaltaamteit  der 
und  ihre  Sehen  vor  Jedem  feineren  LebentgcDoil: 
daher  langjährige  Prüfungen  als  Vuraaswtztus 
der  AnfnEibme  lu  den  Orden,  daher  schlieUicb 
anch  ihr  K.,  „damit  kein  Ordensji;Ued  auf  Er- 
werb irdischen  Besitzes  seinen  Sinn  l^e  un<t 
keiner  durch  Armnt  sieb  gebrückt  fühle' 
Knrz  es  handelte  sich  um  täaßn  religiüsea 
Orden,  nicht  aber  um  eine  OrganisatiDn ,  &i 
Anspruch  erhebt  und  sieb  fÜiig  glaubt.  Vor* 
bild  and  Grundlage  einer  allgemeinen  Neaoid- 
nnng  der  Gesellschaft  za  sein.  Am  besten  geht 
dies  aus  der  legelniäffi^eu  Ebelongkeit  der 
Essäer  hervor,  so  dSLß  sich  die  VemMem^ 
fast  ansscbließlieh  durch  angenommeH  Siaia 
und  A^iwUligen  Beitritt  uener  Mit^ieder  er- 
gänzen mußte. 

d)  Daa  Chriatentom.  Alles  das  muß  man 
sich  vor  Augen  haltoi,  wenn  man  das  ürchrixteit- 
tum  uud  dessen  angeblich  kommunistiscben  Cb<- 
rakter  würdigen  will. 

Der  Meister  selbst  war  unter  dem  aibeiteadfD 
Volke  geboren.  Solauge  er  auf  Erden  weäte. 
ist  er  arm  und  niedrig  geblieben.  Desgleicbca 
seine  Jttnger.  So  ist  ae&n  auch  nerst 
Evangelium  den  Armen  verkftiidet  wordea".  Die 
Heilbotschaft  aber  bewegt  sich,  soweit  sie  «o- 
ziale  und  wirtschaftliche  Verhältnisse  streüt, 
ganz  in  dem  Gedankenkreise,  der  seit  laager 
Zeit  das  jüdische  Volk  beherrschte  nnd  ia  aes 
Essäern  seine  konsequentesten  Vertreter  gefos- 
den  hatte.  Christus  lehrte  die  Gleichhtät  «leo 
Menschen  und  die  Pflicht,  sieb  gegeueitig  s« 
lieben  nnd  zu  unterstützen  und  in  den  Bezie- 
bungeu  zu  den  Mitmenschen  niemals  die  Ge- 
rechtigkeit anßer  Augen  zu  lassen.  .Wir  sind 
alle  Kinder  Gottes.  Es  ist  kein  Untendied 
mehr  iwischen  Sklaven  nnd  Tniat . . .Liebe 
deinen  Nächsten  wie  didi  selbst".  ^Einer  tnur 
des  anderen  Lasten,  so  werdet  ihr  dai  Oeneti 
erfüllen."  „Willst  dn  vollkommen  sein,  so  «bf 
hin,  verkaufe  alles,  was  dn  hast,  tiad  gi»  e$ 
den  Annen."  „Der  Ackermann,  der  doi  Acker 
baut,  soll  am  meisteii  der  FrBdite  gaüefleo.' 
Auch  Jesus  erseheint  Qtax  d.  h.  AnhtagUchkett 


')  Vgl  besonders  J.  M.  Jost,  Gochiebtedfs 
Judentums  und  seiner  Sekten,  Leipaig  18Ö7,.\U.  K 
8.  208-2U. 
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jt  ien  B^<^tim>,  und  da  dieser  mit  jenem  sich 
Atti  Tereinigt  findet,  auch  der  Reicbtam  als 
.Wvael  alles  Uebels"  verwerflich.  „Ihr  kOnnt 
::;bt  Gott  dienen  nnd  dem  HammoD."  „Es  ist 
l'^Khter.  dftß  ein  Kamel  darch  ein  Nadelöhr 
.xtii.  denn  daß  ein  Keicher  in  das  Reich  Gottes 
iLt-mmt.''  So  feindselig  aber  aach  einerseits  ihre 
^'Dnntr  einer  gewissen  Kategorie  TonEigen- 
laoiern  (den  „Reichen'')  ge^en&ber  war,  so 
udH  sieb  doeh  andererseits  in  der  Lehre  des 
VrL«tm  leltut  wie  der  Apostel  ebensowenig  die 
Spur  einer  dem  Eigentum  an  sich  feindseligen 
V*iideu  wie  bei  den  alten  Propheten.  Es  kann 
tnrk  gar  nicht  anders  sein.  Soweit  sich  das 
ETsoi^nim  mit  der  Ei^entnmsfrage  befaßt,  ge- 
-tüeht  dies  aQsscbließlich  unter  dem  Qesichts- 
pQiikL  daB  das  Haften  an  irdischen  Dingen 
dttd  die  Sorge  am  den  Leib  von  der  Beschttfti- 
/nnir  mit  dem  abhält,  was  allein  Wert  nnd  Be- 
•lisd  bat  —  Gott  and  zur  SUnde  verleitet. 
.Ihr  Mllt  Bwlit  nigen  nnd  sagen :  Was  werden 
vir  mtm'f  Was  werden  wir  trinken?  Womit 
•(Tim  wir  ans  kleiden?  Trachtet  am  ersten 
udi  dem  Beiche  Gottes  nnd  seiner  Oerechtig- 
i*it;  so  wird  eadiflolebes  alles  zufallen."  Knrz 
b.  Lehre  Christi  entbllt  zwar  Normen  Ober  die 
An,  vi«)  man  seinen  Besitz  nntzen  soll,  aber 
3r  keine  Uber  die  GitterprodQktion.  Diese  hat: 
IT  Keder  nen  noch  ttberhanpt  ordnen  wollen, 
isA  V»  fdilte  ihr  auch,  ihrem  ganzen  Wesen 
isrk.  die  Fähigkeit  bierso.  Dementsprechend 
rwultete  «ich  anch  du  Leben  in  wn  ersten 
-  Iriftengemeinden. 

I'eber  jene  in  Jenualem  berichtet  die  Apostel- 
^Inc&te :  .Die  Henge  aber  der  Gläubigen  war 
na  Hetz  nnd  eine  Seele ;  auch  keiner  sagte  von 
t^aen  GQtem,  daS  sie  seine  wären,  sondern 

mr  ihnen  alles  gemein.  Es  war  anch  keiner 
'■4iiieT  ihnen,  der  Mangel  hatte;  denn  wie  viele 
iit*r  waren,  die  da  Äecker  oder  Hänser  hatten, 
Ttrkaoften  «e  dieselben  und  brachten  das  Geld 
verkaaften  Gutes,  nnd  legten  es  zn  der 
Fttllen;  und  man  gab  einem  j^lichen, 
itf  ihm  not  war"  (Kap.  4,  32.  34.  35). 

Was  jeder  gab,  das  spendete  er  freiwillig, 
•t  h.  onbe^nffuBt  dnrch  äuOeren  Zwang,  so  ge- 
'«tttg  auch  der  religiCs-moralische  sich  geltend 
xsrhre.  Und  Ananias  und  Sapphira,  die 
'iptn  Teil  ihres  Gntea  der  Gemeinde  vorent- 
'vltm,  wurden  von  Gott  nicht  daftlr  mit  dem 
bestrmft,  sondern  weil  sie  gelogen  hatten. 
Vit  anderen  Worten:  in  den  cnristlichen  Ur- 
«'m^indn  existierte  tatsächlich  ein  K.  des  Oe- 
iiiii»e<.  der  aber  keineswegs  organisatorisch  be- 
ivwkt  war,  sondern  sich  seinem  Wesen  nach 
tl«  iiach  religiösen  Entbnsiasmns  aniterordent- 
M  gestetigertea  Almosenspenden  darstellt, 
lamer  batte  er  die  indiriaiiaUstiiche  Sach- 
E^toproduktion  nr  Tonnieetznng.  Aber  auch 
•*l>ai  dieaer  konnte  er  sich  nur  kurze  Zeit  er- 
Itltn.  So  lange  nlbnlicb,  als  die  ersten  Christen 
(tt  BoUehaft  von  dem  Reiche  Gottes  fleischlich 
•iHaUten  und  dem  Wiedererncbeinen  Christi 
nr  Begrflndnng  desselben  aaf  Erden  froher 
Hxihsng  ToU  entgegensahen.  Solange  auch 
IV  konnte  die  Fordemn^  unbedingter  Hingabe 
a  iit  Heilbotscbaft.  die  in  dem  Ausspruche 
■Ac  jemand  zu  mir  kommt  nnd  hasset  nicht 
^  Mr  nad  Mutter,  Weib  nnd  Kinder,  Brüder 
ib4  Schweatera.  anch  dun  sein  eigenes  Leben, 
in  kann  nicht  mein  JBnger  sein  ,  nnm  Aus- 


drucke kommt,  in  grüDerem  Umfange  einen 
Widerhall  wecken  und  zn  einer  gewissen 
Erschütterung  des  Familienzosammenhangea 
führen,  die  üirerseits  wieder  eine  der  Voraus- 
setzungen fttr  die  Teilung  alles  dessen,  was 
man  besafi,  mit  bedürftigen  Glanbenigenossen 
bildete. 

Auch  muß  man  bedenken,  daß  die  bezeich- 
neten scheiukommnnistiscben  Gestaltungen  zu- 
nächst in  einem  Kreise  von  Menschen  auftraten, 
die  wenig  oder  nichts  besaßen.  Fand  ja  das 
Christentum  nrspr&nglich  nur  innerhalb  des  -~ 
freien  und  unfreien  —  Proletariates  Verbreitung, 
während  es  bei  den  gebildeten  und  besitzenden 
Klassen  erst  auf  Verachtung  nnd  dann  auf  hef- 
tigen Widerstand  stiell.  Als  dies  anders  warde, 
hatte  auch  der  Haß  gegen  den  Reichtum  seine 
Schärfe  verloren.  Wohl  haben  die  Kirchenväter 
noch  bis  tief  in  das  4.  Jahrh.  hinein  nach  dem 
Beispiele  des  Stifters  und  der  Apostel  den  Reich- 
tum verworfen  und  Askese  g^redigt.  Der  heil. 
Johannes  Chrysostornns  (947  —407)  noch 
hat  du  Leben  in  den  Urgemeinden  den  Gläu- 
bigen eifrigst  als  allein  nachahmenswert  emp- 
fohlen und  namentlich  anf  die  propagandistische 
Kraft  desselben  hingewiesen.  Allem  er  selbst 
konnte  sich  nicht  der  Wahmebmnng  verschließen, 
daß  „sich  die  Leute  vor  diesem  Zastand  mehr 
als  vor  einem  Sprung  ins  nneadliche  Meer 
fürchten".  Und  wie  sehr  der  alte  Geist  sich 
gewandelt  hatte,  zeigt  sich  darin,  daß  au  der 
Grenzacheide  schon  zwischen  dem  2.  und  3. 
Jahrh.  der  heilig.  Clemens  von  Alexan- 
drien {gest  zwischen  817  und  220)  die  Frage 
anfwarf :  „Wie  kennte  man  Caritas  üben,  wenn 
niemand  die  Mittel  hierzu  besäße?''  Die  Parabel 
von  Lazarus  und  dem  Reichen  wird  fortan  nur 
anf  den  schlechten  Reichen  bezogen.  Die 
alte  Vermutung  aber,  daß  der  Reiche  auch 
schlecht  sei,  wird  erst  abgeschwächt  nnd  dann 
Überhaupt  aufgegeben.  Die  Kirche  verlangt, 
seitdem  sie  nicht  mehr  bloll  die  religiBse  Or- 
ganisation der  Armen,  sondern  der  Gesamtheit 
repräsentiert,  nicht  mehr  völligen  Verzicht  auf 
Reichtum,  sondern  nur,  daß  der  Reiche  sieh 
als  Hausnalter  Gottes  zngnnsten  der  Armen 
betrachte  und  dementsprechend  handle.  Am 

Prägnantesten  kommt  dies  in  dem  Ausspruche 
es  heil.  Augustinus  znm  Ansdmcke :  „Super- 
Aua  divitnm  necessaria  sunt  panpernm".  Seinen 
Ueberfluß  hat  jeder  Gläubige  der  Kirche  fUr 
die  Armen  zn  übergeben.  Dies  geschah  auch 
vielfach,  und  es  wurde  so  der  Grund  gelegt  zn 
dem  unermeßlichen  Besile^  der  der  Kirche  seit 
dem  ausgebenden  Altertum  und  dnrch  das  ganze 
Mittelalter  ihre  großartige  Armenpflege  m^ich 
machte.  \\ 

Fassen  wir  das  Gesagt(\>-^usanimeD,  so 
gelangen  wir  zu  folp;endem^gebQis:  Als 
unvei^n glichen  Gewinn  und  ^  Onindlf^ 
alles  weiteren  Fortschrittes  hat  ans  Christen- 
tum der  Welt  den  Gedanken  der,^leicliheit 
aller  Menschen  gebracht.  Ihrer  ISHeichheit 
allerdings  nur  vor  Gott,  d.  h.  ihW  sitt- 
lichen Bestimmung  nach,  die  aber  aiwh  auf 
Erden  nicht  ohne  tiefstgehenden  Einfluß 
bleiben  konnte  noch  blieb.  Die  ^flexwir- 
kung  dieses  Gleichheitsgedankens  ist  die  dem 
Altertum  unbekannte  Achtung  vor  der  Arbeit, 


Digitized  by 


890 


Sozialismus  und  Kommunismus 


der  außerordentliche  Nachdruck,  mit  dem 
die  Pflichten  der  Liebe,  des  Mitleids,  der 
Tetgebung  allen  Menschen  gegenüber  und 
der  AVohltätigkeit  gegen  die  Armen  ge- 
medigt  wurden,  und  eine  Summe  aus  diesen 
Pflichten  fließender  Verhaltungsmaßregeln 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Inhaltes,  deren 
Verwirklichung  und  Anwendung  auf  die  all- 
t^lichen  Handlungen  der  Menschen  sich  die 
Kirche  zu  Aufgabe  stellt.  Den  Niederschlag 
ihrer  dahin  abzielenden  Bemühungen  finden 
wir  im  Corpus  juris  canonici:  Oeiz  und 
Habsucht  erscheinen  als  die  Srgsten  Laster; 
im  Gegensatz  zu  Ackerbau  und  Handwerk 
wird  der  Handel,  da  er  fast  immer  zu 
Betrug  führe,  bemäkelt;  jede  Ausnützung 
fremder  Unwissenheit  und  Notlage  oder  der 
Marktkonjunkturen,  um  einen  Gewinn  oder 
einen  den  wahren  Wert  einer  Ware  Über- 
steigenden Preis  zu  erzielen,  ist  ebenso  ver- 
boten wie  das  Zinsnehmen ;  die  Armenpflege 
ist  nicht  dem  freien  Belieben  überlassen, 
Bondem  erscheint  als  gesetzliche  Pflicht. 
Obwohl  aber  auch  noch  Ansicht  der  Kano- 
nisten  „der  gemeinsame  Besitz  der  Dinge 
am  lieblichsten  ist*'  (dulcissima  rerum  pos- 
sessio communis),  darf  man  keinen  Äugen- 
blick außer  acht  lassen,  daß  auch  sie,  eben- 
sowenig wie  das  Urcliristentnm  und  die 
Kirchenväter ,  eine  neue  Produktionsweise 
und  am  allerwenigsten  eine  solche  auf  kom- 
munistischer Basis  begründen  woUten.  Sie 
kümmerten  sich  ja  gar  nicht  um  die  Pro- 
duktion. Wie  hätte  es  auch  anders  sein 
kennen,  da  das  Christentum  in  seinem  sitt- 
lichen Ideal  stets  produktionsfeindlich  ge- 
wesen und  geblieben  ist.  Es  konnte  daher 
audi  niemals  zu  einer  „volkswirtschaftlichen 
Theorie"  gelangen.  Die  oben  angeführten 
kanonischen  Vorschriften ,  die  Roscher 
<Gesch.  d.  Nat  S.  5)  als  Ausfluß  einer  solt^en 
ansieht,  sind  —  wie  bereits  betont  —  ans- 
schließlich  durch  Rücksichten  auf  die  geis- 
tige Wohl&hrt  diktiert  und  tragen  sozu- 
saf^u  einen  Kompromißcharakter,  da  sie  für 
diejenigen  bestimmt  sind,  die  nicht  die  Kraft 
haben,  den  ganzen  rauhen  Weg  zum  Ideal 
zu  wandeln  und  vollständige  Askese  zu 
üben.  Dena  „Armut,  Zölibat  und  Einsam- 
keit sind  die  drei  großen  überirdischen 
Tugenden  der  Heiligen".  Ein  so  großes 
Maß  der  Entsagung,  einen  so  vollständigen 
Verzicht  auf  irdische  Freuden  kann  man 
von  den  Massen  gar  nicht  fordern.  Wer 
freiwillig  sie  Übt ,  erwirbt  Himmelslohn. 
Auf  Erden  aber  muß  er,  da  die  notwendig- 
sten Bedürfnisse  des  Leibes  doch  auch 
irgendwie  befriedigt  werden  wollen,  den 
Lebensunterhalt  sich  individuell  erarbeiten, 
erbetteln  oder  sich  mit  Gleichgesinnten  zu 
einer  Genossenschaft  zusammenschließen,  die 
jedem  aus  dem  von  den  Mitghedem  zu- 
sammengeschossenen Gemeingut  die  phy- 


sische Existenz  garantiert  Im  letzteren 
Falle  findet  nicht  notwendig  bloß  Gefoeiii- 
genuß  statt  Es  kann  auch  zur  Gemeia- 
produktion  kommen.  Trotzdem  aber  kann 
man  diese  kommunistischen  Gebilde  ebeo- 
sowenig  als  Vertreter  des  Gedankens  des 
K.,  d.  h.  einer  kommunistischen  Oesell* 
8  c  h  a  f  1 8  Organisation  bezeichnen  als  du* 
Essäer.  Auch  diese  christlichen  Ordens-  und 
B^ostergemeinschaften  —  denn  um  solche 
handelt  es  sich  —  wollen  oiöbt  die  Weh 
reformieren,  sondern  einer  Elite  von  Men- 
schen die  materielle  Möglichkeit  bieten,  sidi 
aus  der  Welt  zu  entf^en  und  ihren  Ver- 
suchungen ans  dem  Wege  zu  gehen.  Ihr 
K.  ist  dem  persönlichen  Bedürfnis  ein^r 
gesteigerten  Religiosität  ihrer  Mitglieder  ent- 
sprungen, daher  nichtZweck,  sondern 
nur  Mittel.  Auch  sie  halten  prinzijiMll 
auf  das  strengste  an  dem  asketischen  Grtuid- 
gedanken  fest,  dem  sie  ihre  Entstehung  vo- 
danken:  wenn  sie  produzieren,  ha  f*oii  die 
Produktion,  wie  das  Genußrecht  der  Mit- 
glieder selbst,  fQr  welche  dieselbe  sUtt- 
findet,  auf  das  k^lichsto  Maß  beschrlob 
bleiben,  und  soweit  sie  dieecUke  übersteigt 
den  Armen  zugute  kommen.  Bezwecken 
sie  aber  bloß  gemeinschaftliche  Konsumtion 
von  individual wirtschaftlich  erzeugten  Sack- 
gütern (Bettelorden),  so  geht  ihnen  natürlich 
um  so  eher  jeder  kommunistische  Charakter 
im  eigentlichen  Sinne  dieses  Wortes  ah. 

2.  Mittelalter.  Darüber  hinaus  ist  dii> 
europäische  Menschheit  während  des  guicD 
Mittelalters  und  bis  tief  in  die  neue  2at 
hinein  nicht  gekommen. 

Nicht  daß  es  während  dieser  langen 
Periode  an  sozialen  Kämpfen  gefehlt  hätte! 
Sie  waren,  im  G^enteil,  häufig  und  h^ig. 
Soweit  sie  aber  unmittelbar  cder  mittelbu* 
wirtschaftliche  Verhältnisse  und  deren  Ord- 
nung betrafen,  war  und  blieb  ihnen  ihr  &1 
entweder  durdi  dss  urchristlichei,  asketifdi- 
mystiadlie  Ideal  gesteckt  oder  dmch  das 
Bestreben,  —  unbeschadet  des  PriTaXngeD* 
tums  —  allzu  große  Verschiedeoheiteo  nn 
Be^tze  und  die  hieraus  residtieread«!  Cefad- 
stände  zu  beseitigen. 

Wiederiiolt  flackert  in  der  Christenhst, 
als  Reaktion  gegen  die  EIntartuog  und  Ver- 
weltlichung der  Kirche,  der  erangdiscbe 
Geist  wieder  auf.  Innerhalb  der  Kirche 
selbst  oder  außerhalb  derselben :  in  Har- 
monie mit  der  kirchlichen  Autorität  odn 
in  Opposition  zu  ihr.  Seit  der  Mitte  6ns 
12.  Jahrh.  namentlich  hören  die  Vei»ache 
nicht  auf,  die  Kirche  zu  ihrer  frfihefen 
Einfachheit  zurückzuführen  und  sie  ihrem 
eigentlichen  Berufe  —  der  Lehre  und  Vct- 
breitung  des  Gotteswortes  —  wiederzagdiea. 
Es  kommt  aus  dieser  Stimmung  henos  n 
vielhichen  Reformen ;  zu  Versochen ,  die 
alte  strenge  Klosterzucht  wiederhencnstelkii: 
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zn  neuen  Ordensbildungen :  so  vor  allem  der 
Ifranziskaner  durch  den  heil.  Franciscus 
von  Assisi  (llöl(ll82J"1226)  und  der 
Dominikaner;  dann  aber  auch  dazu,  daß 
Laien  selbst  zu  Predigern  des  Wortes  werden. 
Ein  Teil  derselben  betindet  sich  dabei  auf 
ilemselben  dogmatischen  Boden  wie  die  kirch- 
lif'he  Autorität.  Durand us,  ursprünglich 
Anhänger  des  Petrus  Waldus,  grOndet 
L  .1.  1209  in  Lyon  als  Gegengewicht  zu  den 
von  dem  letzteren  inspirierten  „pauvres 
de  Lyon"  die  Vereinigung  der  .,katho- 
iischen  Armen".  An  der  Wende  des 
I  '1.  zum  13.  Jahrh.  oi^anisieren  sich  in  den 
Niederlanden  und  verbreiten  sich  von  da  aus 
rasch  über  Deutsclüand,  Frankreich  und  Eng- 
land die  „Beghardeu"  und  „Beghinen-S 
Am  Ende  des  13.  Jahrh.  bildet  Gerhard 
G  r  o  0 1  von  Deventer  ebenfalls  in  den  Nieder- 
landen die  Genossenschaft  der  „B  r  0  d  e  r  d  e  s 
gemeinsamen  Lebens".  Daneben  aber 
wuchern  eine  Menge  ketzerischer  Gestal- 
tungen, deren  Geist  mitunter  auch  auf  die 
rechtgläubigen  Vereinigungen  hinübergreift, 
und  die  vielfach,  da  sie  mit  Feuer  und 
Schwert  von  der  weltlichen  und  geistlichen 
Gewalt  verfolgt  werden,  auch  ihrerseits  zu 
Fooei-  und  Schwert  greifen.  Im  J,  1173 
kehrt  sich  Petrus  Waldus,  ein  reicher 
Lyoner  Kaufmann,  vom  weltlichen  Leben 
ab,  verteilt  sein  Hab  und  Gut  unter  die 
Annen  und  sammelt  Gefährten,  die  ebenfalls 
in  freiwilliger  Armut  leben  und  sich  dem 
Dienste  der  Elenden  und  Bedrückten  weihen. 
Der  Ilauptsitz  dieser  neuen  Sekte,  der  „Ka- 
tharer'*  {der  Reinen),  die  sich  nach  ihrem 
Stifter  oder  weni^tens  hervorragendsten 
Oi^nisator  auch  .^aldenser"  nannten, 
war  Südfraukreich.  Es  existierten  aber  auch 
anderwärts  in  Frankreich,  dann  in  Nord- 
italien, Deutschland  und  Böhmen  Waldenser- 
gemeinden.  Zu  großer  Verbreitung  gelangt, 
wurden  sie  nach  mehr  als  25j&hrigen  Eäm- 

Efen  (Albigenserfcri^  1208—1235)  schlieS- 
cii  von  Ludwig  XI.  dem  Heiligen  aus- 
cerottet  oder  versprengt  —  In  der  zweiten 
mute  des  13.  Jahrh.,  um  1260,  gründete 
Oerardo  SegareUi  aus  Alzano,  einem 
Drnf e  bei  Parma,  die  Sekte  der  „Paterene  r" 
oder  „Apostelbrüder'',  deren  Lehren 
ebenfiaUs,  dnrch  Sendboten,  in  Spanien,  Frank- 
reich und  Deutschland  Anhänger  fanden.  Als 
Segarelli  um  das  Jahr  1300  den  Feuer- 
^Kl  erlitt,  übernahm  Dolcino  die  Führung 
der  Sekte.  Unterstützt  von  aufständischen 
Bauern,  trotzte  er  von  1304—1307  in  Pie- 
mont  der  staatlichen  und  kirchlichen  Ge- 
walt. Endlich  erlag  er.  Seine  Anhänger 
wurden  vernichtet,  er  selbst  verbrannt.  — 
Zu  Ende  des  13.  Jahrh.  fanden  die  in 
Nortlfrankreicti  entstandenen  pantheistisch- 
anarchistischen  Lehren  der  „Brüder  und 
."v-hwestem  des  freien  Geistes*'  große  Ver- 


breitung. Die  neue  Vereinigung  verschmolz 
zum  großen  Teile  mit  den  „Begharden", 
soweit  diese  nicht  auf  päpstlichem  Boden 
verhangen  und  sich  den  Franziskanern  an- 
geschlossen hatten.  Sie  haben  auch  in 
Böhmen  Eingang  gefunden  und  sind  hier 
im  eraten  Viertel  des  15.  Jahrh.,  während 
der  Hussitenkriege,  als  eine  Abzweigung 
der  „Taboriten"  und  dem  Kamen  „Ada- 
miten"  od^  ,,Nikolaiteu"  kurze  Zeit 
stärker  hervoi^etreten,  um  jedodi  sehr  bald 
von  den  Hussiten  selbst  unter  Ziskae 
FfihruDg  vernichtet  zu  werden  (1421).  — 
Nichts  anderes  als  das  Leben  der  Schrift 
gemäß  einrichten,  wollten  auch  die  „böh- 
mischen Brüder",  deren  Gründung  auf 
die  Zusammenfassung  versprengter  tabo- 
ritischer Elemente  d urch  PeterChelcicky 
^geb.  um  1390)  zurückgeführt  wird  und  die 
m  einem  Jünger  Chel  cickys,  dem  Bruder 
Gregor,  um  1457  ihren  eigentlichen  Organi- 
sator fanden.  Ihr  evangelischer  K.  hielt  aber 
sehr  kurze  Zeit  nur  an  und  wurde  bereits 
i.  J.  1491  ausdrücklich  fallen  gelassen.  — 
Einen  dxmjhaus  analogen  Charakter  mit  den 
.jBrüdern  und  Schwestern  des  freien 
Geistes''  wiesen  auch  die  Wiedertäufer 
auf,  die,  namentlich  seitdem  sie  i.  J.  1534 
unter  dem  Einflüsse  apokalyptisch-chiltas- 
tischer  Vorstellungen  und  höchst  gesteiger- 
ten religiösen  Wahnwitzes  einen  Versuch 
gewaltsamer  Aufrichtung  des  Gottesreiches 
in  Münster  gemacht  hatten,  überall  Gegen- 
stand grausamster  und  blutigster  Verfolgung 
wurden.  Nur  in  Mähren,  wo  sie  seit  1526 
Eingang  gefunden  liatten  (.,m  ä  h  r  i  s  c  h  e 
Brüder*'),  wurden  sie  bis  in  das  erste 
Viertel  des  17.  Jahrh.  hinein  von  den  Land- 
ständen wirksam  geschützt  Hier  richteten 
sie  denn  auch  ihre  „Gemeinschaft"  ein,  die 
nach  den  verdienstvollen  üntersuchungea 
J.  Loserths  zweifellos  die  Produktion  so- 
wohl ids  auch  die  Konsumtion  umfaßte.  Ihr 
Geist  abw  war  kein  anderer  als  er 
in  den  klfisterlichen  Gemeinschaften  lebte. 
Auch  ihre  Ba»8  war  eine  rel^öse.  Auch 
sie  -wurde  ausschliefilich  von  asketischen 
Motiren  getragen  und  hielt  sich  nur,  solange 
diese  wirksam  blieben  —  etwa  bis  15^. 
Femer  aber  darf  man,  wenn  maa  ihre 
Stellung  in  der  Entwickelungsgeschichte  des 
K.  richtig  würdigen  wül,  nicht  übersehen,  daß 
die  mährischen  Wiedertäufer,  entsprechend 
ihrer  religiösen  Basis,  „zu  keiner  Zeit  den 
Versuch  gemacht  haben,  ihre  .  .  Einrich- 
tungen .  .  .  über  den  Kreis  ihrer  Sekte 
hinaus  auszudehnen  oder  für  den  K.  bei 
den  „Kindern  der  Welt"  Propaganda  zu 
machen".  Nach  der  Schlacht  am  weißen 
Bei^  aus  )lähren  vertrieben  (1622),  wandten 
sie  sich  nach  Ungarn,  wo  sie  L  J.  1685  auch 
die  letzten  Beste  ihrer  kommunistischen 
Verfassimg  aufgaben  und  allmählicfa  ihrer 
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Mehrzahl  nach  wieder  im  Katholizismus  auf- 
gingen. 

Alle  diese  Bewe^ngen  waren  in  erster 
Linie  reli^Ösen  Uotiven  entspningen,  wenn 
auch  auf  ihre  Entstehung,  ihre  Stmktur 
und  ihren  Verlauf  wirtschaftliche,  politische 
and  allgemein  gesellschaftliche  VeriiAltnisse 
mit  einwh-kten.  Daneben  hat  es  aber  auch, 
wie  schon  betont,  bis  zum  ersten  Viertel 
des  16.  Jahrh.  —  und  auch  spftterhin  — 
namentlich  in  England  —  nicht  an  EAmpfen 
gefehlt,  bei  denen  es  gerade  umkehrt 
laß:  die  also,  obschon  reifte  beemfluBt, 
direkt  und  nicht  auf  dem  Umw^  Qber  die 
christlidie  Caritas,  sowie  um  des  irdischen 
Wohles  und  nicht  um  des  Seelenheils  willen, 
eine  bessere  Ordnung  der  wirtschaftlichen 
Zustände,  des  Staates  und  der  Gesellschaft 
zum  Ziele  hatten,  üm  nur  einige  derselben 
mit  demokratischem  Charakter  —  von  den 
anderen  ist  selbstverständlich  abzusehen  — 
zu  nennen :  1358  steht  der  franz^ische  Bauer 
—  Jacrjues  Bonhomme  nennen  ihn  spott- 
weise  die  Grundherren  —  auf.  1381  folgt 
der  englische  seinem  Beispiel.  1525  kommt 
der  große  deutsche  Bauernkrieg  zum  Aus- 
bruch. Wie  auf  dem  flachen  Lande  Gmod- 
herr  und  Bauer,  so  stehen  in  den  Städten 
patrizische  Geschlechter  und  Handwerker, 
zfloftige  Gesellen  und  Meister  einander  gegen- 
über. All  das  ist,  im  Grunde  genommen, 
in  nichts  verschieden  von  den  Kämpfen  der 
Patrizier  und  Plebejer  und  von  den  Auf- 
ständen unfreier  Arbeiter  im  Altertum  — 
bis  auf  ein  Argument,  weno  ich  mich  so 
ausdrfickeo  diu^,  einer  der  Parteien.  Die 
sich  gedrückt  und  ausgebeutet  fühlen  und 
dagegen  aufbäumen,  berufen  sich,  je  mehr 
die  kirehenreformatorischen  Bestrebimgen 
anschwellen,  immer  lauter  auf  die  gött- 
liche Gerechtigkeit  Ein  imgelieurer 
gedanklicher  und  zuletzt  auch  praktischer 
Fortschritt!  Nicht  nur  im  Vergleich  mit 
der  Antike  übrigens,  sondern  auch  mit  der 
alten  Auffassung  des  Christentums.  Wohl 
hatte  diese  jeden  Terpflichtet,  den  göttlichen 
Geboten  gemäß  zu  leben  und  zu  handeln. 
Diese  Pflicht  bestand  aber  nur  Gott  ge^n- 
über;  in  dem.  Sinne  nämlich,  daß  nur  ihm 
verantwortlich  sei,  wer  sie  vemachlAssige. 
Den  Mitmenschen  erwuchs  aus  ihr  kein 
Recht  Gerade  dies  aber  wird,  namentlich 
im  deutschen  Bauernkriege,  nachdrücklichst 
gefordert.  Die  Artikel  der  aufständischen 
Bauern  sind  durch  Zitate  aus  der  Schrift 
belegt  und  von  der  Erklärung  begleitet : 
daß  einerseits,  was  „mit  dem  wort  gots  für 
unziemlich",  fallen  gelassen  werden,  anderer- 
seits aber,  „ob  sich  in  der  schrifTt  mit  der 
warheit  mer  artickel  erfunden,  die  wider 
got  und  beschwernus  des  nächsten  weren", 
vorbehalten   würde.  ^)     Deshalb   hat  auch 

'j  Fr.  L.  Baamano,  Die  zwölf  Artikel 


Luther,  der  „nur  beständig  in  der  p'.tt- 
lichen  Weltükonomie  blieb,  wo  \'on  k^ticai 
Recht  die  Rede  war"  (Grün),  die  ^ktl 
preisgegeben.  Jeden^U  aber  ist  iestznhaltoii, 
daß  atich  diese  Kategorie  sozialer  Kämpl-- 
und  Bestrebungen  ateolut  käuen  komniii- 
niHtischen  Gehalt  hatte  —  so  renlotioDär 
im  übrigen  ütae  Zide  und  die  ia  ihn^u 
biauchten  Mittel  gewesen  sein  mteeo. 

8.  Utopie«ii  und  ei^itiBsmadllcbr 
Lehren  bis  cnin  Ausbräche  dar  franü- 
sischen  Revolntiofl  (1516— 17S9)i  Im 
erätea  Male  tritt  uns  die  Anfhsauiz  dtä 
K.  als  Ideal  menschheitlicker  Ur<l> 
nung  überhaupt  und  nicht  mehr  blni; 
für  eine  der  Leitung  des  Staates  gewiilmfi-- 
Klasse  oder  für  einen  engen,  diiirii 
steigertes  religiöses  Empfinden  bestimmt  a 
Kreis  von  Individuen,  demgemäß  ilalier  auc 
wie  wir  sehen  werden,  mit  einer  cea-ü 
früher  neuen  Begründung,  za  B^dh  lien 
16.  Jahrh.  entgegen.  Ihr  erster  Vertretfr  w« 
Thomas  Morus  (s.  d.  oben  S.  ülBi  i: 
seiner  berühmten  Schrift  „Utopia". 

Für  zahlreiche  Nachahmer  —  bis  iu  lü 
jüngste  Zeit  herein^)  —  vorbildlicli.  lu* 
Morus  in  der  ütopia  den  T\-pris  d'> 
,jStaat8romans"  geschaffen,  d.  h. 
Darstellungen  erdichteter  StaalsTescn.  m 
denen  der  Verfasser  sein  Ideal  einer  ßin  lilv. 
Wirtsciiafts-  und  Gesellschaftsnrdnuug  ^; 
verwirklicht  voraussetzt  und  dasselbe 
den  realen  Verhältnissen  in  Fanllele  MfJ. 

Die  Einklndnsg  der  Fabel  ist  be 
folgende:  Auf  einer  Gesanatsdufk  b  FUndmi 
trifft  Morus  mit  einem  wdtgereiäten  Furw- 
giesen,  Raphael  flytlodäns,  rasammeii.  c 
raten  in  ein  Gespräch  Aber  en^Uscbe  Ziutind', 
die  der  Portugiese  abfötlig  beurteilt  Namfut- 
lieh  findet  er  die  Behandlimg  des  Diebitabi^ 
als  todeswördiges  Verbreeben  naiteiteht  m 
unnQtz  auch,  solange  nicht  die  Quellen  ^et^w 
würden,  ans  denen  er  fließe:  die  Not,  »«^fr- 
die  Menschen  «um  Verbreeben  dringe, 
Ziel  sei  aber  einzig  nnd  aUein  dnrth  ndiW' 
Umgestaltnng  der  Grondlagea  der  hemdraden 
Ordnung  der  Dinge  m  emiehra:  l-^ 
seitigang  dea  Privatelgenton»  sowie  d« 
nnd  durch  Uebergaag  snm  GemaM)$|«it<i>> 
—  Morns  besweifeft  die  AlllMlknA  ^ 


der  oberscbwäbUchen  Banero  IStö,  Seaptn  1^ 

S-  136.  ,,  , 

•)  Es  seien  ans  dieser  geiuuiBti  Ed». 
lamy,  Looking  Backward,  3000-188*. p»»^'.'" 
1888  (deutsch  von  G.  v.OUycki  n-iX-l^ 
Rückblick  ans  dem  Jahre  2000  «f  1887,  IM 
1H90);  Theodor  Hertika.  F«^«^.  .Jii^ 
soziales  ZakuDftabUd,  Leipzig  ISMllO-M  ^ 
nnd:  Entrückt  in  die  Zaknaft  Bttiu  ''^ 
—  Will.  Morris,  New»  from  mwhat  "r 
epoch  of  rest.  London  I8ai  (deatidi  ™* 
Liebknecht  u.  d.  T.:  Knade tob  Nirg^d' 
Stuttgart  1900).  —  .\natole  Fr»nce,  Mir  " 
pierre  blanche  S.  24läl6  (Par  U  pwte  '""«^ 
00  par  la  porte  d'ivoire)  Paris  (laM). 
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letiteien  und  wendet  ein:  ei  würde  oor  Trft^  1 
hat  aller  nnd  Spekulation  eines  jeden  auf  die 
Arbeit  der  anderen  zeitigen  und  infol^deasen 
zu  einem  ^genseitigen  vemic)itQng8knee:e  der 
Menschen  antereinander  fSbreo.  Dem  begegnet 
iedocb  HyUodftDS  mit  dem  Ai^romente  peraön- 
Jieber  Ertabrong.  Er  habe  ö  Jabre  in  dem 
kommnmstiscb  eingericbteten  Gemeinwesen 
Utopia  (Ni»:eDdbeim)  gelebt  and  sei  nnr  des- 
halb nacb  Europa  zurückgekehrt,  „am  es  bier 
bekannt  zu  macheo".  —  Utopia,  berichtet  er 
dann,  ist  eine  loael  auf  der  südlichen  Halbkugel. 
Sie  cftfalt  als  Mittelpnnkte  der  gewerblicben 
Prodnktioa  64  nicht  mehr  als  je  eine  Tagereise 
▼ondnander  entfernte,  in  allen  wesentlichen 
Einrichtmigen  sowie  in  Sprache,  Sitten  und 
Gesetzen  ganz  gleiche  St&dte.  Diese  werden 
Ttm  je  60w  „Familien"  bewohnt,  welche  soweit 
als  ro^^lich  aas  Verwandten  zusammengesetzt 
sind,  mindestens  10,  hCchstenaaberlBErwachsene 
zählen  und  von  dem  jeweils  Aeltesten  geleitet 
werden.  Derjenige  Teil  der  Bevölkerung,  welcher 
der  Landwirtschaft  obliegt ,  ist  in  Familien 
uu  40,  je  mr  HlUfte  männlichen  und  weiblichen 
Personen  und  zwei  Sklaven,  mit  einem  „Hans- 
Tnter"  und  einer  „Hausmutter*'  an  der  Spitze, 
anf  Maierhtlfe  verteile.  Je  3U  städtische  Familien 
wShIen  allj&brlicb  einen  „Syphogranten",  deren 
10  einem  ebenfalls  gewählten,  aber  im  Gegen- 
satx  zu  ihnen  nach  Ablauf  seines  Amtsjahres 
wieder  wählbaren  ,,Traniboren"  unterstehen. 
Aus  der  Wahl  durch  diese  endlich  geht  der 
Stadtfürst  bervor,  dessen  Amt  lebenslänglich 
ist,  „außer  wenn  er  in  den  Verdacht  gerät, 
nach  der  Alleinherrschalt  zu  sieben".  Alle 
3  Tage  Tersamneln  rieh  die  Traniboren  beim 
Fürsten,  nm  über  üffentliche  Angelegenheiten 
m  beraten  nnd  private  „Streitigheiten,  wie  sie 
nitonter,  wenn  auch  selten,  voritommen",  zu 
entscheiden.  Diesen  Sitzongen  wohnen  zwei, 
und  zwar  jedesmal  andere,  S;^hogranten  bei. 
Die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  ganzen 
Inael  werden  vom  Senat  geleitet,  der  alljährlith 
in  der  Hanijistadt  zasauimentritt.  Er  besteht 
ans  den  weisesten  Männern,  deren  jede  Stadt 
drei  abordnet.  —  Die  Produktion  sowohl  als 
noch  die  Konsumtion  sind  kommunistisch  organi- 
aiert.  Priratvigentom  gibt  es  nicht.  Für  alle 
Bewohner,  ohne  Unterschied  des  Oeschlechtes 
—  mit  eJlfäniger  Ausnahme  der  Leiter  des 
Oemdnweaens  und  derjenigen,  die  auf  Em^ 
fehlnng  der  Priester  vom  Volke  die  Erlaubnis 
erhalten,  sich  ansscblieQlicb  nnd  ständig  dem 
Stadium  zu  widmen  —  besteht  Arbeitspflicht. 
Dieselbe  ist  jedoch  auf  6  Standen  begrenzt. 
8  Standen  sind  der  Nachtruhe  gewidmet.  Den 
Best  seiner  Zeit  kann  jeder  nach  Belieben  ver- 
wenden.  Landwirtschut  müssen  sämtliche  Be- 
wohner treiben,  daneben  aber  auch  ein  Hand- 
werk erlernen  —  in  der  Begel  das  Titerlicbe  — , 
-wobei  die  mühsameren  den  JUnoem  als  den 
kAiperlich  Stärkeren  obliegen.  Der  Wechsel  in 
der  Widronng  der  Einzelnen  m  landnirtschaft- 
lidier  nnd  gewerblicher  Produktion  findet  derart 
stau,  daO  jährlich  —  nach  zweijährigem  Anfent- 
kalt  auf  dem  Lande  —  20  Personen  aus  jeder 
Ackerbaofamilie  in  die  Stadt  aurOckkefaren  und 
durch  Sudtleute  ersetzt  werden.  Niedere  Ar- 
beiten werden  teils  von  solchen  verrichtet,  die 
sie  ans  religiteer  Begeisteinn^  Übernehmen, 
teils  von  Sklaven  (StrifUngen,  Knegsgefangenen, 


vom  Aaslande  erkauften  todeswürdigen  Ver- 
brechern) nnd  —  ansländischen  Lohnarbeitern. 
Die  Produkte  werden  von  den  einzelnen  Familien 
in  die  in  jeder  Stadt  befindlichen  Staatsmagazine 
gebracht,  ans  denen  die  einzelnen  Haashaitangen 

—  natürlich  anentg«ltlich,  weil  ja  nur  ahi  ihren 
rechtmäßigen  Anteil  an  der  Gesamtproduktion 

—  ihren  Bedarf  beziehen.  Die  Hahlzeiten 
werden  in  den  Städten  in  großen  Palästen  sypbo- 
grantienweise  eingenommen.  Gütererzeugung 
und  Verteilung  sind  jedoch  nicht  bloß  für  die 
einzelne  Stadt  mit  ihrem  Gebiete  kommonistisch 
geregelt,  sondern  ancb  für  das  ganze  Staats- 
gebiet nnd  die  gesamte  Nation.  Der  Senat 
nntersacbt,  ob  nnd  in  welchem  Umfange  etwa 
eine  Ansgleichnnff  der  Prodaktvorräte  not- 
wendig ist,  und  nimmt  dann  dieselbe  vor;  und 
zwar  selbütverständlicb  wieder  „ohne  irgend 
welche  Entschädigung  für  die  Städte,  die  von 
ihrem  Ueberflitß  an  andere  abgeben".  Der 
ProduktionsOberscbuß  wird  durch  2  Jahre  in 
den  staatlichen  Magazinen  aufbewahrt.  Was 
nicht  im  Lande  selbst  konsnmiert  werden  kann, 
wird  teils  an  die  Armen  des  Aaslandes  ver- 
schenkt, teils  dortbin  verkauft  Der  Gelderlös 
dient  in  Kriegs^Ien  zur  SOIdneranwerbun^. 

—  Die  Ehe  ist  monogamisch,  ihre  Lösung  sowie 
die  Eingehung  eines  zweiten  Ehebündnisses 
mCglich,  obschon  gewissen  Einschränkungen 
unterworfen.  Die  Bevölkerangsvermehmng  unter- 
liegt keiner  staatlichen  fiegnlieruDg,  wohl  aber 
ihre  Verteilung:  d.  h.  es  greift,  wenn  nötig, 
von  Staats  wegen  eine  AnsgleichnngderHenscben- 
zahl  von  Familie  zu  Familie  und  von  einer 
Stadt  zur  anderen  Platz.  Absoluter  Ueber- 
vOlkemng  wird  durch  Kolonieen^ndungen  be- 
gegnet —  Die  Jngend  su  erziehen  nnd  die 
Sitten  der  Bevölkerung  zu  überwachen,  ist  Auf- 
gabe der  Priester.  Wie  die  anderen  Beamten 
werden  aach  sie  vom  Volke  gewählt.  Im  übrigen 
ist  die  Religion  Privatsache. 

Der  Einfluß  Piatos  auf  das  M oresche 
Staatsideal  ist  unverkennbar.    Dabei  aber 
weist  dasselbe  doch  eine  Reihe  ganz  neuer 
und  selbständiger  ZQ^  auf,  die,  Ergebnis 
der  allgemein -europaischen  Entwickelung 
und  der  englischen  insbesondere,  wie  sie  in 
Mores  Geist  sich  spiegelten,  es  scharf  vom 
platonischeD  Staate  nicht  nur,  sondern  auch 
von  den  mittelalterlich-christlichen  Gemein- 
eigentiimsbüduDgen  unterscheiden.   So,  um 
nur  den  markantesten  anzudeuten:  die  Idee 
des  modernen  Staates ;  dessen  demokratische 
und   föderative  Verfassung  mit  Beschrän- 
kung  des  Tätigkeitsgebietes  des  Zentral- 
oi^;ans  (Senats)  atif  die  wichtigsten  Ange- 
legenheiten und  im  übrigen  autonomer  Stel- 
lung der  Städte;  das  Uebergewicht  der 
städtisch -industriellen  Über  die  landwirt- 
schaftliche Bevölkerung,  venu  auch  dadurch 
gemildert,  daß  jeder  als  beiden  Bevölkerunga- 
gruppen  zugehörig  angesehen  werden  kann ; 
die  trotz  aller  ^scniftnkUDgen  durch  das 
gemeine  Wesen  sehr  weitgehende  Selb- 
ständigkeit der  Familie  nnd  der  prlnzipieUe 
Aufbau  derselben  auf  ^ehe  mit  Hannes- 
henschaft  und  Gewalt  des  HaushaltongB- 
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Vorstandes  Aber  die  Mitglieder  seiner  Haus- 
haltung; die  Ausdehnung  der  kommunisti- 
schen Oi^nisatioa  auf  sämtliche  Staats- 
bewohner statt  auf  die  herrsehende  Klasse 
oder  eine  Gruppe  von  Elitemenschen  allein, 
"weshalb  auch  notwendigerweise  der  Haupl- 
nachdruck  auf  der  Ordnung  der  Produktion 
und  nicht  mehr  der  Konsumtion  li^:  end- 
lich die  Anpreisung  des  K.  als  des  besten 
Mittels,  allen  Menschen  ruhigsten  und  aus- 
gedehntesten Lebensgenuß  zu  verschaffen, 
und  nicht  mehr  zur  Erreichung  —  in  erster 
Linie  wenifptens  —  politischer  und  sittlich- 
religijJser  Ziele :  Ziu^cktreten  des  asketischen 
Momentes  also  vor  der  Anerkennung  des 
Lebens^nusses  als  etwas  an  und  für  sich 
Berechtigtes, 

Durch  all  das  sowie  durch  die  leiden- 
echaftlichstd  Kritik  der  Frivateigentums- 
ordnung  ist  die  „ütopia*'  von  allergrößter 
Bedeutimg  fOr  die  sozialistische  Ideeenent- 
Wickelung  geworden  und  bildet  einen  weit- 
Tagendeo  Markstein  in  der  Geschichte  der- 
selben. Davor  tritt  vollständig  der  Streit 
darüber  zurück,  durch  welche  Motive  sich 
Morus  bei  der  Äb&issun^  seina:  Schrift 
habe  leiten  lassen :  ob  es  sich  ihm  am  eine 
phantastische  (itedankenapielerei,  um  eine 
gelehrte  ModemisiOTunK  Piatos,  um  kom- 
munistische Fropagan^  schlechtweg  oder 
wenigstens  darum  gehandelt  habe,  durch 
den  Kontrast  aus  der  Gegeuflb^teUung 
idealer  Zustände  die  Mängel  und  die  Beform- 
bedürftigkeit  der  wirklichen  in  seinem  Yater- 
lande  um  so  greller  hervortreten  zu  lassen. 
Uebrigens  hat  er  eich  m.  £.  selbst  genügend 
über  seine  Stellung  zu  dem  von  ihm  ge- 
schilderten Ideal  ausgesprochen.  „Interea", 
führt  er  aus,  „ciuemadmodum  haud  possum 
Omnibus  assentiri  quae  dicta  sunt  aho(^uin 
ab  homine  citra  oontroversiam  eruditissimo 
simul  et  rerum  humauarum  peritissimo,  ita 
facile  confiteor  permulta  esse  in  Utopiensiura 
republica,  quae  in  nostris  civitatibus  opta- 
rim  verius  quam  sperarim."  Es  ist 
ihm  also  ernst  um  sein  Ideal  gewesen. 
Aber  nur  in  Nit^ndheim,  darüber  gibt  er 
sich  keiner  Täuschung  hin,  ist  es  verwirk- 
licht. Und  daß  es  sich  je  auch  in  der 
realen  Welt  praktisch  umsetzen  ließe,  wagt 
er  nicht  einmal  zu  hoffen.  Uebrigens  schrieb 
er  lateinisch:  also  von  vornherein  bloß  für 
den  sehr  engen  Kreis  der  Gebildeten.  Außer- 
halb desselben  hat  auch  die  „Utopia^*  ge- 
rade in  England,  dessen  Zuständen  sie 
großenteils  ihre  kritischen  Argumente  ent- 
lehnte, anfänglich  offenbar  kein  Interesse 
erre^.  Denn  mehr  als  ein  Menschenalter 
verging,  bevor  ihr  ein  Uebersetzer  entstand  — 
nachdem  Deutschland,  Italien  und  Frankreich 
vorangegangen  waren. 

Unter  Mores  Nachahmmi  sei  aas  dem 
17.  Jahrh.  besonders  Campanella  (s.  d. 


oben  Bd.  I  S.  601)  genannt,  der  —  al<rt^ 
sehen  von  den  Eindrücken  aus  dem  treaoo- 
deren  nationalen,  politischen  und  sozialen 
Milieu,  in  dem  er,  der  süd italienische  Küocii. 
lebte  —  viel  mehr  als  More  noter  dem 
Einflüsse  Piatos  und  antiker  Ideeen  Ober- 
haupt, zugleich  aber  auch  dee  Katholizismi» 
und  seiner  streng  zentralisieiteo  Kirchen- 
verfassung stand.  Um  dies  klar  zu  machen, 
genügt  der  Hinweis  auf  eini^  cliarakt*^ 
ristische  Eigentümlichkeiten  seiner  Utopie: 
„des  Sonnenstaates".    Vor  allem  fiUlt  diee^ 

—  ein  merkwürdiger  Rückschritt  More 
gegenüber  —  mit  der  Stadt,  der  lu- 
sammen.  In  ihm  herrscht  femer  ane  streng 
hierarchische  Ordnung.  Alle  —  getstlirbf 
und  weltliche  —  Gewalt  ruht  in  den  Hän- 
den eines  auf  Grund  allumhtssenden  Wissen» 
gewählten  „Metaphysikers*',  der  üe,  nntei- 
stützt  von  einem  ebenfalls  aus  Wahlen  her' 
vorgegangenen  Dreierkoll^um,  absolut  sub- 
übt,  ihr  aber  freiwillig  entsagt,  wenn  ein 
im  Wissen  Vollkommenerer  sich  tinder. 
Familie  und  Ehe  sind  vollständig  beseitigt. 
Der  Geschlechtsverkehr  ist  im  Interesse 
bester  Menschenartung  beh^Jnllich  regoUest. 
Der  K.  ist  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  der 
Produktion,  soodeni  auch  der  EonsumtiaD 
streng  durchgeführt  Bei  der  letztereo  vird 

—  unterschiedslos  für  beide  Qeachlecht«r, 
da  auch  die  Franen  vaffendienstpflichttg 
nnd  —  auf  die  Entwickelung  der  kücjier- 
lichen  Tüchtigkeit  besonderes  Gewicht  ge- 
legt. 

Die  späteren  Utopisten  variieren  alle  Ua> 
gleiche  Thema,  die  einen  mit  mehr,  die  ai*- 
deren  mit  weniger  Phantasie  und  Witz. 
Gewiß  sind  auch  die  Details,  mit  denen  si« 
ihre  Schildeningen  kommunistischer  Ge- 
meinwesen ausschmücken ,  von  oft  uieht 
geringem  kulturhistorischen  Interesse.  Dmn 
es  spiegeln  sich  in  ihnen  —  freilich  häufig 
zur  Fratze  verzerrt  —  die  jeweiligen  Aeo- 
derungen  der  Froduktionstechnik ,  die  Er- 
weiterung des  geographischen  und  eüior^ 
graphischen  Kenntnisgebietes,  die  Fortschritt»» 
in  den  Naturwissenschaften.  Von  größerer 
und  absoluter  Bedeutung  ist  jedoch  einer- 
seits die  Tatsache,  daß  die  Ziuil  der  Staat»- 
romane  seit  dem  17.  Jahrh.  stetig  xanimmt. 
und  dann  die  Art  ihrer  zdtliohea  and  tftum- 
liehen  Verteilung. 

Abgesehen  von  den  bereis  erwähnt«» 
wären  —  nach  Indern  geordnet  —  haap<- 
sächUch  folgende  zu  nennen: 

In  England:  Gerard  Winitanley.  Tha 
law  of  freedom  in  a  platefonn  or  trae  Ukgi" 
stracy  restored  {London  I6öl'53);  Jame»  Har- 
rington  (1611—1677),  Oceana  (Undon  16Stf>; 
(Simon  Berington)  The  menotn  of  üfr. 
Gandentio  di  Lncca  (London  17:171,  dt«  Bkrifcw 
durch  eine  ervtmaU  hi  AmsfcBrdam  I7M  sad 
auch  wiederholt  nadiher  (m  noch  1797  m  Vmhf'i 
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eneUenene  Uebenetsnng:  in  Fnnkreidi  votl- 
kommeu  naturalisiert  worden. 

In  Italien:  Antonio  Francesco  Doni, 
Hondi  celesti,  terrestri  ed  infemali  deg^  acade- 
mici  pellegrini  (o.  0-  lö62/&ä). 

In  Frankreich:  (Gabriel  Foignj)  La  terre 
anstrale  conane,  bekannter  nnter  dem  Titel 
einer  spfiteren  Umarbeitonff :  Lea  aventures  de 
JaeqnesSadeiuXVanaes  167^;  DeuisVairasae 
AUait,  Histoire  des  S^varambes  (Paris 
1677/79),  zuerst  —  1675  —  in  London  englisch 
«nchioien  n.  d.  T. :  Tbe  history  of  Serarites  or 
Sermiambi;  F6n£lon  (1661— l?t&),  Tölemaqne 
(1699);  Clande  Gilbert.  L'bistMra  de l'Ue  de 
Cftlejava  oa  de  lUe  des  hommee  raisonnables, 
arec  le  ^rallile  de  lenr  morale  et  dn  cbristia- 
Bisme  (Dijon  17001  jTyasotdePatot,  Vo  jages 
et  sTentnres  de  Jacqaes  Hasa^  (Bordeanx  1710); 
Andri  Michel  de  Ramsay  (1666—1743), 
hea  Toyages  de  Cyrns  (Exindon  n.  Paris  1737); 
Desf ontaines,  Le  noavean  GnlliTer  (Paris 
1730);  Teraason,  S^thoa.  Histoire  on  vie  tir^ 
des  monnment8  (Paris  1731);  Pernetti,  Bepoa 
de  Cyros  (Paris  1732);  Stanialaa  Les- 
cxinsky,  Eotretien  d'nn  Enropien  arec  nn 
inmlaire  da  royanme  de  Dnmoeala  (Paris  1752) ; 
Morelly,  Nanfrage  des  lies  flottantes  on  Basi- 
tiade  do  celibre  PilpaT,  poeme  bSroiqae  (Heaaine 
[Paris!  17Ö3);  La  rdpabliqae  des  philosophea, 
oa  l'histoire  des  Ajaoiens  (Genf  1768)  —  de 
Fontenelle  zugeschrieben,  nach  Lichten- 
berger  (a.  a.  0.  S.  373  Anm.  1)  jedoch  mit 
Unrecht;  Nicolas  Edme  Beatif  de  la 
Breton ne  (llSi — 1806),  La  d^conTerte anstrale 
an  homme  volant  on  le  D^dale  fran^ais 
pzig  1782  [?]),  mit  einem  Anhang  znm 
&  Bde.  n.  d.  T.:  „Lettres  d'nn  singe":  Jean 
Peehmeja  (1741—1784),  T^Iephe  (Paris  1784). 

Es  ent^en  also  auf  das  16.  Jahrh. :  2, 
auf  das  17.:  6,  auf  das  18.;  12  Utopieen; 
nach  Ländern  aber:  auf  England  4,  auf 
Italien  2,  auf  Frankreich  14  Noch  bezeich- 
nender ist  es.  daß  von  den  letzteren  11  aus 
dem  18.  Jahrn.  stammen,  die  Übrigen  aber 
erst  ans  dem  letzten  Viertel  des  17. 

All  das  Ist  kein  Zufall.  Es  hängt  viel- 
mehr auf  das  innigste  mit  den  Aendenmgen 
in  der  Struktur  des  Staats-  und  Wirtschafts- 
lebens des  gesamten  Europas  sowie  Eng- 
lands und  Frankreichs  insbesondere  zu- 
sammen, die  seit  dem  16.  Jahrh.  immer 
scharfer  hervortreten.  Seit  der  Wende  des 
Mittelalters  sind  —  auf  der  p^nftischen 
Halbinsel,  in  fVankreich  und  m  England 
bereits  auf  nalionalCT,  in  Deutschland  auf 
territorialer  Grundlage  —  starke  zentrale 
Staatsgewalten  herangewachsen,  die  in  un- 
•olhCruchem  Kampfe  mit  Adel,  Städten, 
geistlichen  und  weltlichen  Korporationen, 
Provinzen  siegreich  deren  Macht  brechen 
und  an  sich  ziehen.  An  Stelle  der  alten 
feodalen  Miütärrer&issung  treten  Söldner- 
heere. Die  alte  gmndhOTrliche  Verwaltung 
wird  durch  einen  bildeten  Beamtenstand 
ersetzt.^  Hand  in  Hand  mit  dieser  polittschea 
Zeatraliaation  vollsieht  eich,  als  materielle 
TonntBBetKnng  für  die  HOgUchk^t  ihrer 


Durchfülirung,  auch  eine  en^re  Znsammen- 
fassung der  wirtschaftlichen  Kräfte  innerhalb 
des  Staat^bietes  sowie  die  Ordnung  und 
Pflege  derselben  durch  die  Machtmittel  des 
Staates.  Die  Volkswirtschaft  ist  entstanden 
und  eine  staatliche  Volkswirtschaftspolitik,, 
deren  Ziel  die  Schaffung  einer  nach  außen 
abgeschlossenen  Staatswirtschaft  ist,  stark 
genug,  um  alle  Bedürfnisse  der  Staatsan- 
gehörigen durch  nationale  Arbeit  zu  befrie- 
digen und  durch  einen  lebhaften  Verkehr 
im  Inneren  alle  natürlichen  Hilfsmittel  des 
Ijandes  und  alle  individuellen  Kräfte  des- 
Volks in  den  Dienst  des  Ganzen  zu  stellen. 
Man  pflegt  das  System  der  zu  diesem  Zwecke- 
angewendeten  ordnenden,  fördernden  und 
erzieherischen  Maßregeln  als  „Merkantilis- 
mus" zu  bezeichnen.  Sie  bewegen  sich  in 
Stadt  imd  Land  noch  gnindsätzlich  im 
Gahmen  der  aus  dem  Mittelalter  überkom- 
menen gebundenen  Ordnung.  Allein  die- 
selbe erweist  sich  je  länger  je  mehr  ebenso 
als  schwere  Fessel  dor  wirtschaftlichea 
Weiterentwickelung,  wie  andererseits  die 
ständische  Oliederung  in  Staat  und  Gesell- 
schaft, welche  das  absolute  Fürstentum,  als. 
es  sidi  die  mittelalterlichen  Sondergewalten 
unterwarf,  ebenfalls  unangetastet  gelassen 
hatte,  immer  unerträglicher  wird.  Die  Be- 
völkerung nimmt  stetig  zu.  Die  Entdeckung 
AmOTikas  und  der  Seewege  nach  Ostindien 
steigern  Handel  und  Verkehr  in  ungeahnter 
Weise  und  lenken  sie  in  neue  Bahnen.  Man 
beginnt  nicht  mehr  für  den  nationalen  Be- 
darf allein,  sondern  für  den  Absatz  auf  dem 
Weltmarkte  zu  produzieren.  Es  entstellt 
die  arbeitsteilige  Massenproduktion  in  Manu- 
fakturen und  Fabriken.  Mit  ihnen  bildet 
sieb  der  freie  Lohnarbeiterstand  heraus. 
Die  Großindustrie  zieht  herauf  und  fördert 
technische  Erfindungen,  wie  sie  ihrerseits 
wieder  Förderung  durch  diese  erfährt.  Es 
erstarkt  und  gelangt  zu  immer  größerer 
Bedeutung  das  bewegliche  Kapital.  Es  er- 
starkt und  arbeitet  sich  das  Büi^rtum  em- 
por. Wahrend  es  aber  wirtschaftlich  immer 
ausschlj^ebender  wird,  ist  seine  politische 
Bedeutung  gleich  Null.  Es  nimmt  dies 
nicht  8chweü;end  hin,  sondern  beginnt,  den 
Staats-  und  Gesellschaftszustand,  der  es  zu- 
gunsten einer  privilegierten  Minorität  zu 
politischer  Bedeutungslosigkeit  verurteilt, 
immer  bitterer  zu  kiitisieren.  Seine  Kritik 
wendet  sich  aber  ebensowohl  auch  gegen 
die  ökonomische  Struktur  der  GesellsoJuft. 
£^  System  staatlicher  Bevormundung  des 
gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  mit  seiner 
Zurückdiftn^ng  des  Individuums  und  dessen 
Sinengnag  m  der  Verfügung  über  sein  Ver- 
mögen und  seine  Arbeitskraft  wird  als  pro- 
diiktionsfeindlich  und  gegenüber  dem  stetig 
wachsenden  Bevölkerungsdrucke  technisch 
zurfickgeÜieben    angegnflen.     Aus  dem 
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O^ensatze  zu  ihm  ervftchst  die  priozipielle 
Abneigung  g^n  staatliche  Ein^iffe  auf 
.^koDomiadifim  Qebiete  und  in  die  indivi- 
duelle Tfttigkeitsspbäre,  sowie  das  Postulat 
der  absduten  Freiheit  beid»:  der  Indivi- 
dualismus. Aus  dem  Gegensätze  zurge- 
sellschafüichen  und  politischen  Ungleich- 
heit und  zu  der  Bevorrechtigung  einzelner 
durch  Geburt  oder  privilegierten  (Grund-) 
Besitz  aus^zeidineter  Stände  entwickelt 
sich  die  Liebe  zur  Gleichheit  und  das 
Postulat  der  Volkssouveränität.  Was 
diesen  beiden  Forderungen  widerspricht, 
wird  als  widernatürlich  verworfen  und 
demgemäß  die  Herstellung  der  durch  künst- 
liche Eingriffe  aus  ihrem  Geleise  ^brachten 
natürlichen  Ordnung  verlangt.  Der 
Naturzustand,  eine  den  Legisten  seit 
langer  Zeit  bekannte  Fiktion,  wird  zum 
kritischen  Maßstabe  des  historisch  Gewor- 
denen und  der  Mensch  in  ihm  der  Aus- 
gangspunkt aller  Betrachtungen  über  das 
soziale  Seinsoilen.  Dieses  Ideal  aber  wird 
wie  alle  menschlichen  Ideale  gebildet:  durch 
Poteozierung  dessen,  was  man  als  gut  an- 
siebt, und  durch  Nation  des  lüs  Cebel 
Empfundenen.  Es  wirken  dabei  konstitutiv 
mit:  das  Sicbhinw^ehuen  aus  einer  hoch- 
entwickelten, überfeinerten  Kultur;  das  durch 
technische  Fortschritte  gesteigerte  allgemein- 
menschheitliche  Kraftgefühl;  die  durch  die 
Renaissance  zu  neuem  Leben  erwachten  an- 
tiken Ideeen  über  Staat  und  Gesellschaft; 
die  durch  fortwährende  Erweiterung  des 
naturwissenschaftlichen,  gco^phischeo,  eth- 
nographischen Wissensgebietes  herrorge« 
ruiene  Zweifelsncht,  die  sich  znoächst  rein 
philosophisch-kritisch  gegen  die  alte  Theo- 
lop^e  und  deren  offizielle  Vertretung ,  die 
Eirche,  kehrt,  dann  aber  dieselben  auch  als 
konser^'ative  Mächte  bekämpft;  der  innigere 
Kontakt  der  euro^schen  Eulturnatiouen, 
der  zur  Kenntnis  ihrer  gegenseitigen  Ein- 
richtungen sowie  zu  deren  Vei^leichung 
führt  und  dadurch  dem  herrschenden  kri- 
tischen Geist  neue  Nahrung  zuführt ;  schließ- 
lich, und  nicht  zum  wenigsten  natürlich, 
gerade  die  ganze  historische  Entwickelung, 
an  deren  kritischer  Zeriaserung  man  so 
emsig  arbeitet  Eine  wirkliche  Klarheit  über 
dasjenige,  was  angestrebt  wird,  kann  selbst- 
verständlich nur  in  betreff  der  negativen 
Bestandteile  des  Ideals  bestehen:  über  das- 
jenige also,  was  nicht  sein  soll  und  was 
man  abgeschafft  wissen  will.  Wie  sich  die 
Dinge  dann  positiv  gestalten  werden,  da- 
rüber denkt  man  kaum  nach.  Die  es  tun  — 
der  Zahl  und  der  geistigen  Bedeutung  nach 
eine  kleine  Minorität  —  sind  gerade  unsere 
Ctopisten  und  eigentumsfeindlichen  Theore- 
tiker, die  das  prinzipielle  Gegenteil  des  Be- 
stehenden zur  Grundlage  ihrer  politischen 
und  Ökonomischen  Träume  machen.  Die 


anderen  beschäftigen  sich  m<^t  water  mit 
den  Details  der  kfUiftigen  besseren  Chrdnnog. 
Wozu  audi?   Wenn  es  wahr  ist  (nnd  taaa 

glaubt  dies  zuvereiditlich),  dafi  ebenso  wie 
ie  gegeiutändliche  Welt  auch  der  Uensdi 
nnd  die  aomüen  Gebilde  Natuigesetzen  unter- 
worfen sind,  deren  freies  und 'ungestOrfcefi 
Walten  die  beste,  weil  natui^mwe  Ord- 
nung verbüigt,  60  braucht  man,  um  d^ 
letztere  mit  organischer  Notwendigkeit  ein- 
treten zu  sehen,  bloß  alle  gegen  sie  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  künstlich  aufgeführten 
Dämme  niederzureißen. 

Fragen  wir  nun,  wie  sich  die  Periode, 
deren  materielle  und  geistige  Elemente  eben 
flüchtig  angedeutet  wurden,  zum  Privat- 
eigentumsprinzip verhalten  hat,  so  ist  da- 
rauf zu  erwidern:  im  allgemeinen  und  in 
ihren  führenden  Geistern  positiv.  Es  konnte 
auch  nicht  anders  sein,  weil  den  letzteren 
das  Eigentum  ein  Reflex  der  menschlichen 
Persönlichkeit  ist  Da  die  im  Naturzustände 
als  gleich  gedachten  Individuen  in  Bezug 
auf  die  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft,  als 
der  Voraussetzung  ihrer  Dasei  nsberechtiguog, 
keinem  fremden  Willen  unterstehen,  so  kann 
dies  auch  in  betreff  des  Arbeitsergebnisaes 
nicht  der  Fall  sein.  Weil  keiner  ein  An* 
recht  auf  das  Produkt  fremder  Arbüt  haÄ, 
ist  jeder  Allein  eigen  tümer  desjenigen,  was 
er  selbst  erarbeitet  hat  Es  konnte  jedoch 
nicht  fehlen,  daß  in  einer  Zeit,  die  alles 
kritisierte  und  alles  auf  seine  innere  Berech- 
tigung prüfte,  auch  das  Sondereigentum 
Gegenstand  der  Prüfung,  Anfeindung  nnd 
Verwerfung  wurde  —  sei  es  nun,  daß  man, 
dem  Charakter  der  Zeit  entsprechend,  bd 
der  Verneinung  stehen  blieb,  sei  ea.  daS 
man  den  K.  als  Ideal  anfetcdlte  oder  scnlieft- 
lich  gar  auch  praktiBcbe  Vorschläge  an 
dessen  Verwirklichung  machte. 

Den  frühesten  Ansätzen  zu  der  aog&- 
deutoten  Entwickelung  begegnen  vir  in 
England.  Dort  zuerst  wird  das  gnindfaeir- 
lich-bäuerliche  Verhältnis  gesprengt  tmd  der 
Bauer  von  der  Scholle  gelöst  entsteht  in 
großem  Maßstabe  ein  freier  Lohnarbeit^ 
stand ,  beginnt  die  Großindustrie  ach  in 
entfalten.  Dort  begegnen  wir  auch  dem 
ersten  kommunistischen  Staatsroman,  und 
seine  tiefere  Begründung  entlehnt  döselbe 
dem  ökonomischen  Notptande,  von  dem  die 
beginnende  wirtschaftliche  Umwälzung  be- 
gleitet ist  Zu  höchster  Entwickelang  ge- 
langt aber  der  für  die  Zeit  zwischen  dem  16. 
und  dem  Ausgange  des  18.  Jahrhooderte 
charakteristische  kritisch-revolutionäre  Oei»t 
auf  französischem  Boden,  wo  die  wirtschaft- 
lichen, {wlitischen  und  sozialen  Mißstände 
großer  sind  als  irgend  anderswo  und  doch 
das  Königtum  mit  allen  seinen  ungeheueren 
Machtmittdn  nicht  den  mindesten  guten 
Willen  zeigt,  reformierend  einzogieiton.  Im 
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Oegeoteil,  es  tat  —  durch  miafltze  und 
sdiliefilich  bloß  mehr  unglQckliche  Kriwe, 
«lende  FioanzgebaruDg ,  unerhörte  Mai- 
treesen-  und  OOnstlin^wirtschaft  usw.  — 
alles,  um  das  Debel  immer  unertrS^cher 
ta  geefalteu.  Und  wie  wir  denn  in  Frank- 
rei(^  den  revohitionären  Geist  teilweise 
schon  unter  Ludwig  XIV.,  unwiderstehlich 
aber  seit  dessen  Tode,  anschwellen  sehen, 
so  finden  wir  hier  auch  die  meisten  Denker, 
die,  einmal  ins  Kritisieren  gekommra,  auch 
vor  dem  Privateigentum  nicht  Halt  miachen. 

Der  groSen  Zahl  französischer  Staats- 
romane  ist  bereits  gedacht  worden.  Der 
bedeutendste  unter  denselben  —  im  übrigen 
aber  eine  eohte,  rechte  Utopie  —  ist  die 
,3&slliade*^  von  Morelly.  Die  in  dem- 
selben entwickelten  Anschauungen  hat  M  o  - 
relly  später  in  dem  —  lange  2Ieit,  und 
noch  Ton  Babeuf  z.  B.,  Diderot  znge- 
Bchriebenen  —  nCode  de  la  nature,  on  le 
y^table  ^prit  de  ses  Ids  de  tout  temps 
ne^g6  ou  m^connu"  (partoo^  diez  le  vrai 
sage,  1765)  systematisch  zusammengefofit  — 
«inem  Bache,  das  auf  die  erste  sozialdemo- 
tortische  Bew^uog  in  Frankreich  (1795 — 
1796)  Toa  geradezu  bestimmeDdem  Emflnsse 
war  und  aoch  uomittelbar  nach  seinem  £!r^ 
«dieinen  echon  grDfite  Beadktung  gefunden 
hatte.  So  bezeidiaet  es  z.  B.  der  Hmister 
des  Aeufieren  unter  Itudwig  XV.,  der  eben- 
falls kommunistiBdieD  ÄnsduunDgen  zu- 
gSng^idi  gewesene  Marquis  D'Argenson 
—  ,3ekretar  des  Staates  von  Plato*^  nannte 
ihn  deshalb  der  Herzog  von  Richelieu  — 
als  das  „Buch  der  BQcher"  und  stellte  es 
weit  Uber  Hontesquieus  sieben  Jahre 
vorher  erschienenen  „Geist  der  Gesetze", 
fis  zerflUlt  in  4  Teile.    Die  ersten  drei 

i,^hute  des  principes  g^^raux  de  la  po- 
itique  et  de  la  morale;  d6fouts  {Mu-ticuliers 
•de  la  politif^ue;  dSfants  parliculiers  de  la 
morale  vulgaire^)  sind  der  Kritik  in  der  uns 
bereite  sattsam  bekuinten  Weise  gewidmet 
Im  letzten:  „Modöle  de  I^slation  conforme 
aux  inteotions  de  la  nature'^,  werden  in 
-einer  lebhaft  an  Mores  „Utopia**  gemahnen- 
den Art  Mittel  zur  Beseitigung  der  herr- 
schenden Uebelstände,  zur  Verwirklichung 
-des  gleichen  Rechtes  aller  auf  Existenz  und 
zur  Entwickelung  altruistischer  Gefühle  uod 
aller  Tugenden  noter  den  Menschen  aoge- 
«ebeu.  Dieees  Werk  wird  tiftiißg  als  Ober 
den  Rahmen  einer  bloßen  Utopie  hinaus- 
gehend an^fOhrt.  Mit  Unrecht.  Es  tmler- 
sdieidet  steh  von  einer  solchen  nur  durch 
die  Form :  systematische  Anordnung  der 
empfohlenen  Maüregeln  in  Paragraphen  statt 
in  einer  Erzählung.  Bezeichnend  hierfür 
ist,  dafi  Morelly  selbst  in  dem  Vorworte 
zn  dem  eben  erwtiinten  4.  Tale  seines 
„Oode^  sich  Uber  die  Anwendbarkeit  des- 
-selben,  wie  folgt,  äuBert:  ,^e  donne  cette 

Wfirurbndi  der  Tolkswirtacbaft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


esquisse  des  lois  par  forme  d'appendice  et 
comme  un  hors  d'oeuvre,  puisqu'il  n'eet 
malheureusement  que  trop  vnü,  qu'ilserait 
comme  impossible  de  nos  jours,  de 
fbrmer  une  pareiUe  röpublique." 

Es  fehlt  aber  auch  außer  den  Utopist«i 
nicht  an  eigentumsteindlichen  Theoretikwa 
vor  der  Revolution. 

Jean  Jacques  Rousseau  kann  man 
ihnen  gewiß  nicht  zuzählen  —  trotz  der 
berühmten  Stelle  im  „Trait6  sur  l'origine 
de  l'in^galitö  parmi  les  hommes",  in  der  er 
den  ersten  Ei^ntümer  als  eigentlichen  Be- 
gründer der  Zivilisation,  d.  h.  der  Ungleich- 
heit (denn  beides  ist  ihm  gleichbedeutend), 
denunziert.  Praktische  Konsequenzen  ii^end- 
welcher  Art  hat  er  hieraus  nicht  gezogen, 
und  sein  Ideal  ist  vielmehr  ^e  mäßige 
Besitzgleichheit  Dagegen  gehört  Mably 
(s.  d.  oben  S.  443)  zweifellos  zu  den- 
jenigen, denen  es  mit  der  Kritik  der  Ptivaft- 
eigentumsordonng  ernst  ist.  In  seinen  g^en 
die  Physiokrateu  gerichteten  „Dontes  pro- 
poe6s  aux  philosnphes  economistes  sur 
l'ordre  naturel  et  essentiel  des  soci^t^poü- 
tiques*^  (Paris  1768)  sowie  in  seinem  Werke 
„De  la  l^^slation  ou  principes  des  Icaa^' 
(Amsterdam  1776)  führt  er  alle  üebel,  an 
den«!  die  Uenschheit  leidet,  auf  die  diffcff 
das  Privateigentum  wachgerufene  Babsudit 
zurück.  Denn  «e  allein  trage  die  Schuld 
an  der  BesitzuDgleichbeit,  der  Teilung  der 
Interessen,  dem  Wettbewerb,  den  -neAea 
unnützen  Gesetzen,  der  Spaltung  d&  Ge- 
sellschaft in  zwei  einander  feindli<^e  EJasseo. 

Merkwürdiger  noch  ist  der  Publizist 
Linguet  (s.  d.  oben  S.  418)  und 
d^sen  „Th^ne  des  lois  civiles"  (2  Bde., 
London  [Paris]  1767).  Zwar  erkennt  aach 
er,  mit  Rousseau,  das  Sondereigentum 
als  unumgäogUche  Voraussetziug  aller 
menschlichen  Gesellschaft  und  Zivilisation  an 
—  jedoch  ebenfalls  in  einem  anderen 
Sinne  als  die  Physiokrateu.  Ihm  ist  ee 
nicht  eine  Institution,  die  aus  dem  Begriffe 
der  freien  menschUchen  PersJJnlichkeit  fließt 
und  daher  ihre  Berechtigung  in  sich  selbst 
trägt  —  er  negiOTt  überhaupt  die  Freiheit  — , 
sondern  es  eröcheint  ihm  als  Ergebnis  von 
Habsucht  und  Gewalttätigkeit  tfnvermeid- 
lich  schafft  es,  seinem  Wesen  nach,  Un- 
gleichheit der  Lebensbedingtmgen  tmter  den 
Menschen,  zugleich  aber  zu  seinem  Schutze 
die  bestenenden  politischen  und  sozialen 
Einrichtungen.  Denn  kmne  andere  Grund- 
lage und  keinen  anderen  Zweck  haben  die 
Gesetze.  Sie  sind  einfach  „Schutzmaßregehi 
zugunsten  der  Besitzenden  gegen  die  Be- 
sitelosen\  Und  „so  hart  es  klingt,  so  ist 
es  doch  darum  nicht  minder  ge^riß,  dafi 
sie  gewissermaßen  eine  Verschwörung  gegen 
den  zahlreichsten  Tdl  des  Mensdienge- 
schlechtes  darstellen'^    Unter  diesen  Um- 
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ständen  bedeutet  die  Aufhebung  der  Skla- 
verei keinen  Fortschritt,  sondern  eher  einen 
ROoksohritt.  Die  f^siheit  ,4st  eine  der  un- 
h^lvoUsten  Plagen,  wdche  die  Raffiniert- 
hdt  der  modernen  Zeit  hervorgebracht  hat". 
Scheinbar  nur  hat  der  Reiche  dabei  vet^ 
lorea.  Her  Gewinn  des  Armen  aber  be- 
schi&ikt  mch  darauf,  „daß  er  jeden  Augen- 
blick von  der  Furcht  vor  dem  flungralode 
gepeinigt  wird".  Diesem  Unglück  -waren 
doch  wen^stens  s^ne  Voivänger  im  Elende 
nidit  ausgesetzt.  „Die  Sklaven  waren  we- 
niger ais  Menschen?  Wohl!  Aber  sie 
waren  doch  etwas.  Der  Lohnarbeiter  da- 
gegen ist  nichts,  rein  gar  nichts!"  Denn 
der  Sklave  erhielt  selbst  dann  Nahrung, 
wenn  er  nicht  arbeitete.  Aber  was  wird 
ans  dem  freien  Arbeiter,  der  fftr  seine  Ar- 
beit oft  schlecht  bezahlt  wird,  wenn  er 
nicht  arbeitet?  .  .  .  Wen  kostet  es  etwas, 
wenn  er  vor  Hunger  stirbt?  Wer  ist  folg- 
hch  bei  der  £rheutung  seines  Lebens  in- 
teressiert? .  .  Wenn  man  seiner  bedarf,  so 
din^  man  ihn  für  den  m^lieh  billigsten 
Preis.  Der  k&i^liche  Lohn,  den  man  ihm 
verspricht,  wiegt  kaum  die  Kosten  des 
Unterhaltes  für  den  Tag  auf,  den  er  als 
Gegenleistung  prästiert.  Wftchter  spornen 
Und  treiben  ihn  zu  rascher  Arbeitsverrich- 
tung an,  weil  man  fürchtet,  er  werde,  in 
der  Hoffnung  auf  längere  Beschäftigung, 
sich  nicht  genug  anstrengen  ...  Ist  die 
Arbeit  zu  Ende,  so  entl&Bt  man  ihn,  ohne 
^ch  darum  zu  kümmern,  ob  sein  k&r^icher, 
schwer  erarbeiteter  Lohn  ihm  seine  Er- 
haltung auch  dann  ermöglicht,  wenn  er  am 
nächsten  Ta^  beschäftigungslos  bleibt"  Hat 
er  Streit  mit  einem,  der  reicher  ist,  so  er- 
hält er  vor  Gericht  Unrecht  Zwingt  ihn 
der  Hunger  zum  Bettel,  so  verfiUlt  er  dem 
Strafgesetz.  Denn  er  hat  „das  VwbrechBn 
bmangen,  einen  Ma^n  zu  haben  imd  kein 
Geld".  Aurz  er  ist  der  Paria.  Dabei 
Irommen  die  Tagelöhner  auf  die  Welt, 
wachsen  heran  und  werden  erzt^n  für  den 
Dienst  der  Besitzenden,  ohne  diesen  die 
geringsten  Kosten  zu  verursachen,  gerade 
wie  das  Wild,  das  sie  auf  ihren  Gütern 
erlegen.  .  .  .  Die  ßetchen  brauchen  nur  auf 
den  Bodeu  zu  stampfen,  so  springen  Le- 
gionen arbeitsamer  Menschen  heraus,  die 
sich  um  die  Ehre  streiten,  ihnen  dienstbar 
zu  sein.  Versehwindet  einer  aus  der  Schar 
der  Lohnsklaven ,  die  ihnen  ihre  Paläste 
bauen  oder  ihre  Gärten  bestellen,  so  ent- 
steht doch  keine  Lücke:  ganz  von  selbst 
nimmt  sofort  ein  anderer  den  frei  gewor- 
denen Platz  ein  .  .  .  Die  Leichtigkeit,  mit 
der  die  Arbeiter  ersetzt  werden  können, 
vermehrt  ebenso  die  Unempfindlichkeit  der 
Reichen  ihnen  g^enüber  wie  die  Ent- 
fernung, in  der  sie  von  den  letzteren  leben ! ! 
In  ähnlicher  Weise  wie  Linguet  unter- 


wirft aucli  der  berühmte  Finiuizminister 
Ludwigs  XVL  N  e  c  k  e  r  (s.  d.  oben 
S.  538)  das  Privateigentum  scbArfsier  Kritik. 
In  m^uerm  seiner  Schriften^  hauptäkhlich. 
alwr  in  der  Abhandlung  „Sur  la  l^gialalioa 
et  le  commeroe  des  gruns*^  (1775)  wirft  er 
die  Fraf^  nach  den  Orfloden  des  £leiid& 
der  arbeitenden  Ydlossdüchten  anf  und  be- 
antwortet äe  iolgendermafien :  Nidit  durch 
Steuerdruck  und  auch  nicht  durch  die  voa 
den  Physiokraten  ange^ffsne  Behindemng^ 
des  freien  Spiels  der  wirtschaftUdieD  Kräfte 
ist  dieses  Elend  zu  erklären,  sondern  einzig 
und  allein  durch  die  Tatsache  des  Vor- 
handenseins des  Privateigentiuns  und  die 
hierdurch  bedingte  Abhibgigkeit  der  auf 
den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Be- 
sitzlosen von  den  Besitzenden.  ,.Das  Volk 
ist  diu%h  die  Eigeutumsgesetze  verdunmt. 
immer  nur  das  Allemotwendigste  als  Gegen- 
leistung für  seine  Arbeit  zu  bekommen." 
Dieses  Minimum  ist  allerdings  infolge  der 
klimatischen  Verschiedenheiten  örtlich  ver- 
schieden. „Allenthalben  aber  hat  man  auf- 
gerechnet, wie  viel  das  Volk  unbedingt  zu 
seinem  Unterhalt  braucht  .  .  .  Daher  kommt 
es  denn  auch,  daß  .  .  (es)  von  einem  Ende 
der  Weit  bis  zum  anderen  desselben  Loses 
teilhaftig  geworden  ist  In  den  gemäBigtea 
Landstrichen  von  Europa  hat  es  Brot,  weil 
es  ohne  dieses  Nahrungsmittel  nicht  leben 
kann.  In  den  ijändem,  wo  das  letztere 
durch  Gemüse  und  Früchte  zum  Teil  er- 
setzt werden  kann,  muß  es  sich  mit  diesen 
begnügen.  In  den  Himmelsstrichen,  wo 
eine  gute  Kleidung  zur  Erhaltung  nötig  ist, 
wird  es  nach  Verhältnis  seines  Nabrungs* 
und  Kleidangsbedarfes  entlohnt  Im  Süden 
ist  diese  Vorsicht  unnQtz,  daher  ist  es  dbrt 
mit  Lumpen  bedeckt,  ohne  deshalb  hinsicht- 
lich der  Nahrungsmittel  besser  zu  bhren . . 
Jede  Steuererleichterung  würde  daher,  audi 
wenn  sie  zugunsten  der  arbeitaiden  Klassen 
brabsichtigt  w&e,  doch  wieder  nur  den  Be- 
sitzenden zugute  kommen,  Indem  ae  eine 
ihrem  Betrage  gleichkommende  Lohnherab- 
se tzunx  zur  Folge  hätte.  Unteistütst  wicd 
diese  Eigensucht  der  Besitzenden  durch  die 
Geld  Wirtschaft  Denn  dank  derselben 
„brauchen  sie  nicht  weiter  zu  unterauchea, 
ob  der  Arbeiter  mit  dem  ihm  in  Geld  aus- 
bezahlten Lohn  auch  auskommen  kann".  — 
Dabei  aber  suchen  sie  die  Lebensmittel  so 
teuer  als  möglich  zu  verkaufen.  Dadurch 
vergrößern  sie  ihre  Macht  noch  mehr.  Der 
Arbeiter  „muß  heute  arbeiten,  wenn  er 
nicht  morgen  verhungern  will,  und  in  die- 
sem Interessenstreit  zwischen  Eigentümer 
und  (ihm),  setzt  er  sein  und  seiner  Familie 
Leben  ein,  jener  aber  nicht  mehr  als  eine 
Verzögerung  in  dem  Anwachsen  seines 
Luxus";  wobei  noch  zu  bemerken  ist  daä 
beides  —  Sinken  der  Löhne  und  Steigen 
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der  LebeDsmittelpreise,  d.  b.  Machtaowachs 
für  die  Besitzenden  und  noch  größere  wirt- 
schaftliche Abhängigkeit  der  Besitzlosen  — 
durch  eine  aufsteigende  BevOlkerungsbe- 
weeung  eine  weitere  TerBchärfung  eriahrt. 
—  Dieser  Znstand  aber  ist  unvermeidlich, 
ebenso  wie  seine  immer  entschiedenere 
Watereotwickelung:  einerseits  ,,weil  der 
Klanbesits  eher  cue  Tendenz  zur  Konzen- 
trierong  (k  se  rassembler)  zeigt  als  zur 
Teilung';  andererseits  „weil  der  luiaufhör- 
Kch  a^ofav^ende  Sachgfltervorrat  der  neu 
nach  Betfitignng  ringenden  Arbeit  ständig 
Konkurrenz  macht**  —  Mau  beruft  sich 
immer  auf  den  wachsende  Geldumlauf,  die 
zunehmende  Thesauriemng,  kurz  auf  den 
.^Nationalreichtum".  Der  ist  aber  keines* 
Wega  identisdi  mit  VolkswohL  sondern  viel- 
mcmr  auf  dessen  Kosten  erkauft  Eär  ist 
eine  Folge  der  Macht,  weldtö  die  Übergroße 
Besitzungldchb^t  den  Reiclien  verlebt,  an 
das  Ausland  Ftodukte  zu  v^tkanfen,  die 
ihren  Landsleuten  hStten  Nutzen  bnngen 
kSnneo.  Kurz,  betrachtet  man  die  Gesell- 
schaft, schließt  Necker,  so  drängt  sich 
der  Gedanke  auf:  daß  alle  büi^erlichen 
EünrichtUDgen  zum  Besten  der  Eigentttmer 
geschaffen  worden  sind.  ,  .  „Eine  kleine  An- 
zahl von  Menschen,  mik^ite  man  sagen,  hat 
sich  in  die  Erde  geteilt  und  hintenier  Ge- 
setze gemacht,  um  sich  ge^n  die  Masse  zu 
einigen  und  zu  schützen,  wie  man  im  Walde 
einen  Verhau  znr  Verteidigung  gegen  wilde 
Tiere  errichtet  .  .  .  Für  die  zfuüreichste 
Klasse  der  Staatsbürger  aber  bat  man  fast 
nichts  getau.  Was  kümmern  uns  eure 
Sgentumsgesetze  ?  konnten  sie  sagen.  Wir 
b^zen  nichts!  Was  gehen  uns  eure  Pro- 
zeß^esetze  an?  Wir  haben  nichts  zu  ver- 
tmdigen!  Was  sollen  uns  eure  Freiheits- 
gesetze? Arbeiten  wir  nicht  moi^n,  so 
verhungern  wirl"  Und  wenn  man  sich  den 
Besohrftokungen  des  Kombaodels  gegenüber 
auf  die  Heiligkeit  des  I^gentiunsrechtes  be- 
ruft, so  ist  darauf  zu  erwidern  :  „Das  erb- 
Mche  Sondereigentum  beruht  auf  Satzung 
der  Menschen  um  ihres  Glückes  willen  mid 
durch  dieses  bedingt";  und:  „es  gibt  Frei- 
bdton,  die  zur  Kneäitung  der  Massen  führen, 
und  binwiedenim  Freiheitsbesdiränkungen, 
die  alldn  es  ihnen  ermöglichen,  ihre  Arme 
zu  regen  und  von  ihren  KrffiFten  Gebrauch 
za  machen". 

Als  vierter  im  Bunde  sei  Brissot  de 
Warwille  {s.  d.  oben  Bd.  I  S.  553)  ge- 
nannt In  semer  Schrift  „Recherches  phUo- 
sophiriues  sur  le  droit  de  proprii^tt:'  et  sur 
le  vol,  consid6r<'  dans  la  nature  et  dans  la 
sociW;"  (1780)  geht  er  von  dem  Satze  aus: 
dafi  im  Naturzustande  weder  Eigentum  noch 
Diebstahl  existieren,  der  letztere  daher  auch 
im  GeeeUschaftBzustuide  nicht  so  streng 
bestraft   woden    dürfe   wie  Verbrechen 


gegen  das  Naturrecht  Dabei  gelangt  er 
zu  folgenden  Erwägungen.  Die  Menschen 
sind  denselben  Gesetzen  unterworfen  wie 
die  übrige  oi^anische  Welt  Diese  aber 
wird  vom  Selbsterhaltungstriebe  beherrscht- 
Allen  ist  daher  im  Naturzustande  der 
gleiche  Anspruch  auf  Bedürfnisbefriedigung 
g^ben  und  damit  auch  auf  die  Aneignung 
der  hierzu  notwendigen  Güter.  Diese  letztere 
findet  aber  in  dem  natürlichen  Bedürhiis 
(nach  Nahrung,  freier  Betätigung  seiner  Or- 
gane und  daher  auch  Liebe,  „die  zu  regle-' 
mentieren  absurd  ist")  nicht  nur  ihre  Recht- 
Eerti^ng,  sondern  auch  ihr  Maß  und  ihre 
zeithche  Grenze.  Sie  —  dem  Umfange  und 
der  Dauer  nach  —  weiter  ausdehnen  m 
wollen,  ist  ein  natm^driger  MiBbrancih, 
der  freilich  im  Gesellschaftszustande  herr- 
schend geworden  ist  Denn  nichts  anderes 
ist  das  Privatagentum,  welches,  durch  die 
Habsucht  der  Reichen  geschaffen,  den  einen 
Ueberflufi  gewährt  und  die  anderen  vom 
Notwendigsten  ausschließt  „Stolzer  Mensch!- 
Vor  deiner  Türe  sterben  Unglückliche 
Hungers  und  Du ,  übersättigt  von  Ver- 
goQgimgen,  hältst  Dich  für  einen  Eigen- 
tümer! Wie  sehr  bist  Du  im  Irrtiraa!  Der 
Wein  in  Deinen  Kellern .  die  Vorräte  in 
Deinem  Hanse ,  Dein  Gold ,  Alles  gehört 
jenen.  Sie  können  darüber  verfügen  .  .  . 
Wer  aus  Not  den  Ceberfluß  eines  anderen 
stiehlt,  begeht  kein  Verbrechen,  sondern 
macht  nur  von  einem  Rechte  Gebrauch,  das 
ihm  die  Natur  gewährt  hat .  .  .  Der  Hunger, 
das  ist  sein  Rechtstitel!" 

Man  sieht,  die  Keime  zu  den  Theorieen 
vom  „ehernen  Lohngesetz",  von  der  „in- 
dustriellen Reservearmee",  von  der  Tendenz 
zur  „Kapitalskonzentration"  sind  schon  in 
den  eigentumsfeindlichen  Schriften  des  18. 
Jahrb.  enthalten.  Sicherlich  hat  dieses,  so- 
weit es  auf  die  Kritik  der  Privateigentnms- 
ordnung  und  auf  Deklamationen  gegen  die- 
selbe ankommt,  dem  modernen  S.  kaum 
etwas  Übri^  gelassen.  Was  dieser  aus 
Eigenem  hinzufügen  konnte,  ist  weniger 
prinzipieller  als  tatsächlicher  Natur:  den 
Hinweis  nämlich  auf  die  Greuel  der  mittler- 
weile zu  voller  EotEalttug  gelangten  kf^i- 
talistischen  Produktionsweise.  Fragen  wir 
nun  aber,  welche  Folgerungen  die  Hably, 
die  Linguet,  die  Necker,  die  Brissot 
laus  ihrer  Kritik  gezogen  haben,  so  lautet 
'  die  Antwort:  entweder  gar  keine  oder  jeden- ' 
fadls  keine  soziidisttschen.  Vielleidit  „sind 
die  Menschen  bereits  zu  verdorben'*,  meint 
Mably,  „\un  noch  weise  Politik  machen 
zu  können".  Und  am  meisten  scheint  ihm 
dieser  Zweifel  für  Frankreich  berechtigt  — 
Wer  die  Zivilisation  will,  schließt  Linguet 
wieder  mit  resigniertem  Pessimismus,  muß 
sich  auch  mit  ihrer  Voraussetzung,  dem 
Privateigentum,  und  damit  abfinden,  daß 
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die  Ueberzahl  zugtinsteD  einer  begfinstigten 
Minderheit  erdrückt  wird.  Sturm  hat 

die  GeeeUscbaftsordnung  geschafien.  Wer 
möchte  aber  die  Gefahren  des  Wirbelwindes 
auf  eich  nehmen,  der  notwendig  wäre,  um 
den  ursprüogUchea  Zustand  wiederherzu- 
stellen Was  wäre  schließlich  auch  dabei 
gewonnen ,  da  jeder  geordnete  Geseil- 
echaftszustaad  Ungleichheit  und  Elend  in 
eich  schließt?  Dem  Weisen  bleibt  also 
nichts  Übrig,  als  den  Reichen  Menschlich- 
keit zu  predigen  und  sie  an  die  Pflichten 
zu  erinnern,  die  der  Reichtum  ihnen  auf- 
erlegt; den  Armen  aber  immer  von  neuem 
das  traurige  Wort  zu  wiederholen:  „Leide 
und  stirb  in  deinen  Ketten!  So  will  es 
dein  Geschick.  Die  Gesellschaft  lebt  ron 
der  ZeretOrung  der  Freiheit,  wie  die  fleisch- 
firesseDden  Bestien  von  den  Übrigen 
Tieren.  ..."  —  Auch  Necker  sieht  die 
Institution  des  Privateigentums  als  unvei^ 
meidlich  an.  Ja,  er  verwahrt  sidi  sogar 
ausdrücklich  gegen  etwaige  staatliche  Maß- 
regeln zur  EterbeiffihruDg  eines  Systems  der 
Bemtzgleichh^t  Dabei  nfilt  er  es  aber  für 
notwendig  und  empfiehlt  —  in  seiner  Schrift 
aber  den  Eomhandri  sowohl  als  amsh  in 
zwei  anderen :  ^De  rimportuioe  des  fimmoes 
de  la  Franoe"  ^Faris  1784)  und  ^  l'im- 
portwoe  des  omnions  rdigieuses^'  (Londm 
1788)  —  &n  Xiingreifen  der  GtaktUchen 
Antcnitftt  zum  Sdbutze  der  arbeitenden 
Volksklassen,  wobei  er  hauptsSchüch  an  mn 

fjrechtes  Steuersystem,  an  R^luog  des 
ombandels  und  an  Unterstützung  in  Zeiten 
der  Hungersnot  denkt  —  Was  endlich 
BrisBOt  de  Warwille  betrifft,  so  gelangt 
er  zum  Schlüsse ;  „Verteidigen  und  be- 
schützen wir  also  (!)  das  Privateigentum, 
nur  behaupten  wir  nicht,  daß  es  naturrecht- 
lich begründet  sei;  und  schlagen  wir  nicht 
daraufhin  der  Natur  ins  Antlitz,  indem  wir 
diejenigen  mißhandeln,  die  sich  gegen  das 
Eigentumsrecht  vei^hen!"  Kurz,  es  ist 
ihm  ausschließlich  um  ein  Plaidoyer  zu- 
gunsten einer  Abmilderung  der  Strafgesetze 
g^n  den  Diebstahl  zu  tun,  das  er  dem 
Zeitg^eechmacke  gem&B  in  das  Gewand  einer 
Eritdc  der  gesellschaftlichen  Grundlagen 
kleidet  Zwischen  seinen  Schlußfol^rungen 
und  seinen  Prämissen  waltet  übngens  — 
wie  Lichtenberger  mit  Uedit  aufgezeigt 
hat  —  kein  so  großer  Widerspruch  ob,  als 
es  den  Anschein  hat  Denn  ebenso  wie 
Rousseau  mnd  aiidi  ihm  Natur-  und  Ge> 
seUschaftszustand  zwei  ganz  verschiedene 
GtOßen,  die  von  ^;anz  abweichenden  Ge- 
setzen beherrscht  sind. 

Neben  diesen  Theoretikern,  die  über  die 
bloße  Ne^titm  nicht  hinauskommen,  und 
d&i  Utopisten  gibt  es  aber,  wie  bereits  an- 
gedeutet wurde,  audi  schon  im  vorrevolu- 
tionftren  Frankreidi  zwei  kommunistische 


Denker,  die  zu  konkreten  Vorscfalfigen.  wie 
der  K.  praktisch  dnrchzuführeD  sei,  gelang 
sind:  Meslier  und  BoisseL 

Jean  Meslier  kritisiert  in  einer  lünter- 
lassenen  Schrift,  ,,Mon  Testamait"  in  leiden* 
schaftlicher  Weise  und  mit  einer  dmrch  ein 
verfehltes  und  kummervoUra  Leben  als 
armer  Landpfarrer  in  der  Champagne  noch 
gesteigerten  Verbitterung  die  politisQiw&, 
sozialen  und  wirtschaftlidien  Zustände  Fnnk* 
reichs  unter  Ludwig  XIV.  Doch  nicht  dicsies 
macht  ihn  so  merkwürdig.  Ebeosowenip 
seine  AngrifFe  auf  die  katholische  Kirche^ 
das  Christratum,  die  Reihen  übethaopt 
und  schließlich  den  Gottesb^riff  selbst  im 
18.  Jahrh.  war  das  nichts  Seltenes,  und  aiu:h 
die  Motivierung  dieser  Angriffe  dureh  den 
Hinweis  darauf,  daß  Gott  und  Kirchen  das 
massivste  Hindernis  freier  menBchb^lioher 
Entwickeluog  bilden  und  stets  auf  Seite 
der  Ausbeuter  geeen  die  Bedrückten  lud 
Leidenden  zu  miwa  säen,  la^  im  Geiste 
der  Zeit  Endlich  steht  Meslier  ja  anoh 
nicht  allön  da,  wenn  er  die  Priyatngen- 
tumsordaung  bekämpft,  und  ebeasowenig 
mit  der  Art,  wie  dies  gesc^iidit  HOdiston, 
dafi  er  hier  und  da  zn  einer  zugespititeiBu 
Formuliemng  gelangt  Aber  er  zieht 
ans  all  dem  auchpraktisohe  Konse- 

ä Uenzen.  Ihm  ist  es  bitterer  Enut  mit 
er  Anerkennung  der  oatüriichen  Oleiobheit 
aller  Menschen.  Die  Eraetztug  des  Sonder- 
eigratums  dnrdi  eine  kommiinwtische  Onl- 
nung  —  bei  Aufrechterhaltung  der  (lös- 
baren) Einehe  Übrigens;  die  Atrflüsung  des 
zentralisierten  Staates  in  'Wirtschafts- 
gemeinden, die  zur  Wahrung  ihrer  ge- 
meinsamen Interrasen  Tffl>bunden  und  zor 
Einhaltung  des  Friedens  und  zu  gegen- 
seitigem Beistande  ven^chtet  sind;  die 
DurchführuDg  der  absoluten  Gteichhdt  in 
Arbeit,  Erziehung  und  Konsumtion  endlicit 
ist  ihm  kein  Traum  bloß,  sondern  ein 
Ziel,  das  er  für  erreichbar  hält  nnd 
dem  mit  Gewalt  zuzustreben  er 
auffordert  Von  einem  Ende  der 
zam  anderen  mOchte  er  seine  Stimme  er- 
schallen lassen  und  den  Völkern  zurufen, 
sich  zu  einigen  und  ihr  Joch  abzusdiOU^n. 
Alle  Mittel  hierzu  scheinen  ihm  gerade 
recht  „Beginnt  euch  insgeheim  eure  Ge- 
danken und  Wünscdie  gcKena^tig  mit- 
zuteilen. Verbreitet  übendf  so  geschickt 
als  mt^ch  Schriften  gleich  der  vorliwen- 
den!^   Weg  dann  mit  der  Religioal  Weg 


')  Wiederholt  vor  und  nach  der  Bevolatioa 
zu  freidenkerischen  Zwecken  ansxiusweiae  ver- 
öffentlicht, erschien  dieselbe  erst  1864  TollsUndiff 
n.  d.  T.  „Le  testament  de  Jean  XesUer,  cm? 
d'Etr^ignv  et  de  Bat  en  Cbanpagne,  iMidi 
en  Vm^  hrsg.  v.  Bndolf  Charles,  Amaer- 
dam,  3  Bde. 
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Mrh  mit  dea  „Tynumen"  I  Inabesondeie 
<)er  „Tyrannenmord*^  erscheint  Meslier 
ib  eilt  sehr  löbliches  Beginoen,  und  nichts 
leiauert  er  mehr,  als  daß  ea  „zur  Schande 
•:>'.':  Jabiliunderta"'  keine  Mftoner  mehr  gebe 
»ie  Brutus  und  Caesius  oder  wie  Ra- 
raillac  und  Jacq^nes  Clement 

Wahrend  Mesher  das  18.  Jafarh.  ein- 
•Atel,  steht  Franpois  Boissel  (b.  d.  oben 
HL  I  S.  540}  am  Ausesn^  desselben  und 
'emts  mit  ^em  FuJe  m  der  durch  die 
Uf!Toluiion  h^orgemfenen  Bewegung.  £r 
ai  einer  dex  kahneten  und  originellBten 
I>fTDker  des  vorrevolutionären  Frankreich. 

Sdne  Ideeen  hat  er  hauptsächlich  in 
tülfreoden  zwei  Schrilten  niedei^^: 
attchiame  du  genre  humain"  (Paris  1789, 
IL  Aufl.  1792)  und  ^Les  entretiens  du  Pere 
<j>'rard  sur  la  Constitution  politique  et  le 
jtiUTeroement  rövolutionnaire  du  peuple 
rrancais"  (^uia  1793).  Sein  Ausgangspunkt 
.-t  Klbstrerst&udlich  ebenkdls  der  gleiche 
Anipnioh  aUer  auf  Bedürfnisbefriedigiuig 
uDil  UitbenQtzung  der  gegenständlichen  Welt 
'Q  diesem  Zwecke.  u&  sich  Qott  und  die 
N^itr  ia  betreff  der  Menschen  ebensowohl 
*ie  anch  in  betreff  der  übrigen  Lebewesen 
r-lott  am  die  Artsrhiituog,  nicht  aber  um 
Yie  duselnen  kümmln,  so  setzen  sich  diese 
■m  Nataimstande  so  gut  durch,  als  sie  es 
.-)isD  vermögen.  Geleitet  nnd  unterstfitzt 
Verden  se  hierbei  einerseits  von  ihrem 
■iiigtiborenea  VexgeseUschaftiu^sdrange  und 
jüOereraeits  von  der  Yemunft.  Jen«  fahrt 
iiatarnotvendig  »ir  Bildung  kleinerer 

der  grOBerer  Oni^penf  die  die  Säleiohte- 
'uog  des  EampfeB  ums  Dasein  wider  die 
Naturkrftfte,  eventuell  g^n  andere  Gruppen 
lind  Lodividnen  bezwecken;  diese,  um  das 
/feiche  Ziel  —  aber  nicht  bloß  für  die  Art, 
•xmlem  für  jedes  einzelne  Individuum  — 
LI  möglichst  vollkommener  Weise  zu  er- 
rvichea,  sur  freibewußten  Schaffung 
.  fjoer  den  Übrigen  Lebewesen  stets  fremden 
lind  vefBchloasenen  Lebensordnung  neben 
i'iT  aatürlichen" :  der  GeseUschaftsorduung. 
Diese  ist  also  ein  menschliches  Produkt. 
-Sk  muB,  um  ihrem  Zwecke  zu  entsprechen, 
i<:n)Qn{t^  sein.  Nur  dann  auch  ist  sie 
•iTtlich.  Wo  aber  die  wahren  Yemunft- 
.iDd  damit  Sittlichkeitsprinzipien  finden?  Sie 
XII  Kuehen  und  sich  ihr  Schicksal  zu  ge- 
stalten, haben  ^ie  Natur  und  Gottes  un- 
•  rforadilicber  Katschluß'*  den  Menschen 
^elli^t  QberUasen.  Wo  aber  ist  die  Wahr- 
lirit?  —  denn  es  kann  nur  eine  geben. 
Ist  der  f^eicbe  Ansi^ch  eikx  auf  Glück 
4iQ  be^D  durch  g^cena^tige  Bekämpfung 
<ltfr  Jf^uoheo  untareinaDder  oder  durch  ihr 
unnoMBcbee  Zusammenwirken  zu  verwirk- 

•JunV  Soll  die  geaellsdiaftUche  Ordnung 
T-fi  {SgeoBUcht  oder  von  AllruismuB  be- 
.»ermAit  weidon  ?  Diese  Frage  beantwortet 


Boissel  zugunsten  der  letzten,  A  prion 
schon  steht  lest,  m«nt  er,  daß,  wer  unter 
alleiniger  Betonung"  seiner  Persönlichkeit  das 
dem  seinen  naturrechtUdL  gleiche  Hecht  auf 
Bsistenz  der  anderen  negiert,  diese  unver- 
meidlich zu  gleichem  Y^alten  sich  g^en- 
über  herausfordert.  Nur  indem  er  den  Eunpf 
gegen  alle  aufgibt,  verhindert  er  den  Kampf 
aller  ^egen  sidi.  So  aber  gelangt  man  dazu, 
das  eigene  Glück  in  dem  gleidien  der  Ge- 
samtheit zu  suchen  und  zu  finden.  Mit 
«ideren  Worten :  die  Gesellschaft  ist  nur 
dann  vernünftig  und  sittlich  organisiert, 
wenn  sämtliche  Individuen  in  ihr.  in  gleicher 
Weise  die  Mittel  zu  ihrer  Erhaltung  finden. 
Dazu  bedarf  es  nicht  ^t  der  unhistorisohen 
Annahme  eines  G^^chaftevertrages  im 
Rousseau  sehen  Sinne,  das  versteht  sich 
von  selteL  —  Damit  ist  natürlich  auch 
schon  die  Stellung  Boissels  zu  der  vom 
Prinzipe  der  Eigensucht  beherrsditen  Privat- 
eigentunisordnung  gekennzeichnet  Er  kriti- 
siert diese  imd  ihre  Grundlagen  —  das  durch 
Erbredit  und  Familie  unsterblich  gewordeie 
Eigentum  an  Sachgütem;  das  Eigentum  an 
Weibern :  die  Ehe ;  das  Eigentum  an  Gott 
und  göttlichen  Dingen:  die  Religion  —  in 
heftigster  Weise  und  fordert  ihren  voll- 
ständigen Untergang  und  den  Neuaufbau 
der  Gesdlachaft  auf  idtniistiBcher  Basis. 
Deber  die  Details  derselben  läßt  er  -  sich 
braeidmenderweise,  im  G^graisatz  zu  den 
Utopisten  und  zu  Mcrelly  nnd  Mably, 
nidit  veiter  aus,  sondern  begnügt  sich 
mit  der  Aubtellnng  folgender  prognunr 
matisoher  Funkte:  Ersetzung  der  indivi- 
dualistischen durch  tommunistifldie  Pro- 
duktion: allgemeiner  Arbeitszwaog  für  Ai>- 
beitsfähige:  Verteilung  des  Produktionsev- 
tr^es  nacn  Maßgabe  des  Bedürfnisses  der 
einzelnen  Gesellschaftsmitglieder^  Abschaf- 
fung der  Bdigion  als  staatlicher  Einrichtung; 
absolute  Trennung  von  Kirche  und  Staat; 
unbedingte  Toleranz  —  sogar  gegen  Priester 
und  Atheisten;  Ersetzung  der  Ehe  durch 
freie  Liebe ;  Erziehung  der  Kinder  von  Ge- 
sellschafts wegen ;  Leitung  der  Gesellschaft 
durch  die  Alten  und  Weisen.  —  Und  das 
Mittel  zur  Erreichung  dieses  Ideals?  So- 
ziale Erziehung  nach  den  im  „Oattichiame 
du  genre  humain"  niedergelegten  Grund- 
sätzen! Die  Initiative  hierzu  muß,  da  eine 
solche  weder  von  den  Trägen  noch  auch 
von  den  Bösgeainnten  ergriften  würde,  von 
der  Nationalversammlung  ausgehen.  Des- 
halb hatte  sich  ja  Boissel  auch  beeilt, 
seinen  „Oat^chisme"  gleich  -  nach  dem  Zu- 
sammentritte der  letzteren  unter  allerhand 
Schwierigkeiten  in  Druck  zu  le^en  und  ihr 
zu  überreichen.  —  Man  sieht,  Boissel  ist 
für  die  friedliche  Ueberleitung  der  alten  in 
die  neue  Gesellschaft  lud  verhehlt  sich 
nicht,  daß  es  hierzu  geraumer  Zeit  bedürfe^ 
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Für  das  Uebergangsstadium  schlägt  er  fol- 

Cde  S^nahmen  vor:  begriffliche  Be- 
ung  zwar  des  Prrvateigentums,  aber 
seine  Beschrfinkimg  durch  das  Recht  der 
iüA)eit8nnttliigen  auf  Existenz  und  der  Ar- 
beitslosen auf  Arbeit;  Kontrolle  der  in- 
dividualistiBchw  Produktion  durch  den  Staat ; 
EnichtuDg  von  National  Werkstätten  für  Ar^ 
.  beitslose:  £ikläruDg  der  Ehe  als  1*610  bür^r- 
liGäen  Vertrag  und  Zulassung  unbedingt 
freier  Sch^dung;  Trennung  der  Kirche  vom 
Staat;  Durchführung  der  ,^ialen  Erzie- 
hung". Die  erforderüchen  Kosten  sind  durch 
Besteuerung  der  Besitzenden  zu  decken. 

S&mtliche  bisher  skizzierte  Lehren  haben 
jedoch  nicht  den  mindesten  Widerhall  in 
■weiteren  Kreisen  des  "Volkes  gefunden. 
Höchstens  daß  sie  einem  Teile  der  oberen 
Gesellschaftsschichten  ein  willkommenes  jeu 
d'esprit  wurden.  Mehr  gewiß  nicht,  hnd 
dies  gilt  auch  noch  für  die  erste  Zeit  nach 
1789. 

4.  Der  S.  während  der  französischen 
Revolntion  (1789—1800).  Trotz  aller 
häufig  vorcebrachten  gegenteiligen  Behaup- 
tungen Stent  es  nämlich  zweifellos  fest,  daä 
während  der  französischen  Revolution  sieh 
weder  bei  ihren  leitenden  Männern  noch  io 
den  Volksmassen  selbst  eine  Spur  von  S. 
findet.  Die  eigenturasfeindlicheo  Aeuße- 
rungen  mancher  Konventsmitglieder ,  da- 
nmter  auch  Robespierres,  Saint- 
Justs,  Fouches,  des  späteren  napoleo- 
nischen PoUzeiministers  11.  dürfen  nicht 
überschätzt  werden.  Wir  sehen  davon  ab, 
-daß  man  sich  damals,  wie  dies  ja  auch 
nicht  anders  sein  konnte,  in  weiten  und 
nicht  zum  wenigsten  in  den  führenden 
Kreisen  über  die  theoretische  Tragweite  der 
-Schlagworte  der  Revolution  nicht  klar  war. 
Die  Üebertnigung  des  Gleichheitsprinzipes 
mch.  auf  wirtschaftliche  Fra^^  la^  jedoch 
:80  nahe,  daß  ^ch  ihr  auch  jene  nicht  entr 
-ziehen  konnten,  deren  Interessen  ganz  wo 
anders  lagen.  Von  der  Erregung  der  Zeit 
hin|;erissen,  durch  die  Rücraicht  anf  die 
besitzlosen  Proletariermassen,  namentlich  in 
den  großen  Städten  und  da  wieder  zumeist 
in  Paris,  deren  Unterstützung  im  Karaiife 
gegen  den  alten  Staat  unentbehrlich  war, 
gezwungen,  ließen  sich  die  Vertreter  jener 
Oesellschaftsschichten,  denen  in  der  neuen 
Ordnung  die  Herrschaft  zufallen  sollte,  zu 
—  allerdings  meist  bloß  abstrakten  —  Aeuße- 
rungen  und  sogar  Beschlüssen  fortreißen, 
die  eine  oberflächliche  Betrachtung  zur  An- 
schauung verleitet  haben,  der  Konvent  habe 
sozialistischen  Ideeen  im  modernen  Sinne 
des  Wortes  gehuldigt.  Aber  das  waren  nur 
Phrasen,  die  niemand  ernst  nahm,  über 
deren  ündurchfflhrbarkeit  kein  Klarblicken- 
der sich  täuschte  und  zu  deren  Durchfüh- 
rung jedenfalls  nicht  das  Mindeste  geschah. 


Es  sei  denn,  man  wollte  das  Maximum,  die 
Assignatenwirtechaft,  die  OüterkonfiskatiooeQ 
und  einige  Notstandsmaßr^ieln  zugunsten 
Arbeitsloser  in  Paris  —  lauter  Maßnahmen 
also,  welche  die  Revolution  vom  Aneiea  Bü- 
eime  übernommen  hatte — als  kommunistbohe 
Experimente  anseien.  AUe  leitenden  Krlfle 
der  Revolutionj  d.h.  die  besitzenden Sdüchteu 
des  dritten  Standes,  dachten  nicht  im  ent- 
ferntesten daran,  dem  Glradiheitsprinzip  auch 
einen  matmellen  Inhalt  zu  g^ben.  Wir 
finden  vielmehr  die  Heiligkeit  und  Unra-- 
letzlichkeit  des  Privateigentums,  also  der 
wirtschaftlichen  Ungleichhrit,  in  allen  Ver- 
fassungen jener  Zeit  —  die  rein  demokra- 
tische von  1793  nicht  ausgenommen  —  auf 
das  kräftigste  betont  und  an  die  S[dtzc 
gestellt,  und  die  Gleichheit  ist  nichts  an- 
deres a^  n^iue  la  loi  est  la  mt'^rae  pour 
tons,  soit  quelle  proti^,  seit  qu'clle  pu- 
nisse"  (Art.  3  der  Verf.  von  1795).  Eben- 
sowenig hatten  die  kommunistischen  ldee«i 
in  den  Volksmassen  irgendwelchen  Wider- 
hall gefunden.  Die,  wie  es  scheint,  damals 
in  ziemlich  weite  Kreise  gedrungene  For- 
derung einer  „loi  f^;raire^,  d.  h.  einer  Neu- 
verteilung von  Grund  und  Boden,  beweist 
nichts  für  die  gegenteilige  Behauptung.  Denn 
ein  derartiges  Ackergesetz  setzte  ja  —  wie 
Boissel  und  Babeuf  schon  ausdrQcklich 
hen'orheben  —  gerade  die  Aufredithaltung 
der  Privateigentumsordnung  voraus.  Und 
daß  der  Konvent  die  Foraerung  der  Joi 
agraire"  als  todeswürdig^  Verbrechen  er- 
klärte (Dekret  vom  lö.'lll.  1793),  ist  über- 
dies noch  für  dessen  Haltung  in  Eigentums- 
frag^  außerordentlich  chard^risttscb. 

Klar  ist  aber  auch  andererseits,  daß  der 
Sieg  der  Revolution  und  der  „Gleicbh«t  vor 
dem  Gesetze"  in  weiterer  Entwickeloog  not- 
wendig den  S.  zeiti^n  mußte.  Je  mehr 
das  %alitfttsprinzip  in  das  Rechtsbcwnfit- 
sein  der  breiten  Volksmassen  eindringt,  desto 
mehr  werden  sie  sich  auch  über  den  Wider- 
spruch klar  zwischen  der  abstrakten  Gleich- 
lieil  und  der  Votiäamr  der  Unrieichheit 
auf  wirtscharaichem  Gebiete.  Niäits  liegt 
ihnen  dann  näher,  als  die  letztere,  die  man 
früher  als  eine  traarige,  aber  unvenneidlit^ 
Tatsache  hingenommen  hatte,  jetzt  als  Un- 
recht zu  formulieren.  Aus  dieser  so  ge&u- 
derten  Betrachtungsweise  heraus  ist  am 
ein  Schritt  zu  der  Forderung,  der  Gleich- 
heit —  nachdem  man  in  ihrem  Namen  alle 
geschichtlich  gewordenen  Cogleichhdten 
bekämpft  und,  Kiweit  Standes-  und  Ge- 
burtsunterschiedc  und  die  daran  ^knüpften 
Vorrechte  in  Betracht  kamen,  wirklich  be- 
seitigt hatte  —  nunmehr  auch  einen  mate- 
riellen lohalt  zu  geben.  Auf  diesem  Boden 
keimt  und  wiU-hst  die  Eigentum&feind- 
lichkeit  der  Hassen  —  und  das  eben 
I  ist  der  moderne  S.  Psychologisch  anmSg- 
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iH'h,  solange  die  freie  PemfiDliohkeit  nicht 
;<HlCTmann  dgnete,  IrnGpft  er  unmittelbar  an 
ti^o  Sieg  der  l^teren  an. 

Sein  erster  Verkflnder  mit  der  eben  an- 
.'o-ieuteteD  Motivation  ist  Babeuf  (a  d. 
hea  Bd.  I  S.  305),  dessen  Gedankengang 
TKtfach  lebhaft  an  denBoissels  gemaiiDt, 
renn  sie  auch  bdde  verscbiedeoe  Wege 
:nr  Eireiolumg  des  glekshen  Zieles  emp- 
{*-hlen. 

ist  Zeit",  fflhrte  Babeuf  in  seinem 
-Tribun  du  peuple"  vom  30./XI.  1796  aus, 
..Min  der  Demokratie  zu  sprecfaeD,  zu  er- 
klären, was  wir  unter  derselben  verstehen, 

luid  was  wir  wollen,  daß  sie  uns  bringe  

l>eraokratie  heißt  die  Verpflichtung,  durch 
itiifjenigeo,  die  zu  viel  haben,  alles  zu 
•i'fken,  was  denen  fehlt,  die  zu  wenig 
haben*'.  Nicht  darauf  allein  kommt  es  an, 
u^iie  Konstitutionen  zu  schaffen.  „Wir  haben 
in  viel  höherem  HaBe  Institutionen  nötig", 
'intl  zwar  „plebejische",  d.  h.  „solche,  welche 
•bä  al^emune  Glück  ßlcherstellen ,  den 
L-Ieiohen  Lebensgenufi  für  alle  Mitglieder 
'Kt  Oemdnschaft  verbürgen".  Diese  „volle 
^ileichl^t  ist  ein  natürUchea  Recht".  Der 
'teaellaciaiftsvertnig  kann  es  nicht  be- 
-  hiSnken.  Ehr  wira  vielmehr  bloS  zu  dessen 
Sichenuw  idtgcachlossen.  Trotzdem  haben 
-ich  .wid^sinnige  ESnrichtungen  in  die  Ge- 
-«Ikchaft  Angeschlichen,  wdche  die  ün- 
kieichtaeit  befördert  und  die  Beraubung  der 
..niBea  Hasse  dvac^  eine  kleine  Minderheit 
•Mrmü^licht  haben."  Das  hat  auch  die  Re- 
^■JutioD  von  1789  herrorgerufen.  Aber  es 
luben  Büther  „die  Uifistande  und  die  Unter- 
■inVkiing  des  Ycdkes  so  zugenommen,  daß 
roajestStieche  Ertiebung  g^;en  seine 
Aanbeuter  und  ÜnterdrQdcer  dringlicher  wird 
alH  je**.  Das  Ziel  dieser  Erhebun£[  aber  darf 
■licht  etwa  ein  „Ackergesetz"  s^.  Denn 
lieses  hielte  nur  einen  Ti^  vor,  und  bereits 
Am  Tage  nach  seiner  Durchführüng  stellte 
-lie  Ungleichheit  sich  wieder  ein".  Es  gilt 
fi-^lmehj-,  Einrichtungen  zu  treffen,  „welche 
tatsächliche  Gleichheit  ein  für  allemal 

-f'iiem  und  anfrecht  erhalten  Braucht 

zur  Wiederherstelhmg  der  Hechte  des 
M>»nM^engeschlechtes  und  zur  Beseitigung 
idli>r  gegenwärtigen  UebektSnde  einen  „Aus- 
'11^  xat  den  heiligen  Berg*'  oder  eine  „ple- 
i-jisdie  Vendf'e"  i'  Mögen  alle  Freunde  der 
''leichhat  sich  darauf  vorbereiten  und  sich 
■'-■htm  jetzt  für  benachriditigt  halten!"  Das 
(fiAWtxlmch  der  Natur"  aber  wird  verkün- 
iftn:  den  gleichen  und  unverifthrbaren  An- 
^jinich  aller  auf  Glüdc;  daß  der  Grund  und 
H>4ea  allen  gehört:  daß  der  Besitz  von 
mehr,  nötig  ist,  sich  zu  ernähren,  Dieb- 
v'v«hl  an  der  Gesellschaft  ist";  daß  umge- 
i-btt  ein  Besitz,  der  hinter  dem  Maße  des 
N'ntwendigm  zurückbleibt ,  Folge  dieses 
IHebslahU  iBt:  daß  Familie  und  Erhrecht 


„ein  nicht  minder  großer  Oienel''  dnd  und 
zur  Verewigung  der  Ungleichheit  dienen; 
•daß  jede  Cnfferenzienmg  des  Anträla  am 
gesellBchaftUchen  ProdulftionBeTtrage  nadi 
dem  „Grade  von  Intelligenz,  Fleifi  imd 
^istigOT  Anstrengung*'  durchaus  ungerecht 
ist,  weil  diese  Umstände  „keineswegs  die 
£%higkeit  des  Magens  ausdehnen"  und  ihre 
Berücksichtigung  „den  Betriebsameren  eine 
Wuchervollmacht  ausstellt";  daß  also  „die 
Erzeugnisse  des  Geistes  und  der  gewerb- 
lichen Tätigkeit  ebeniblls  Eigentum  aller 
sind,  weil  nur  eine  Ausgleichung  für  frühoce 
Erfindungen  .  .,  welche  diesen  neuen  Er- 
findern und  Arbeitern  in  der  Gesellschaft 
zugute  gekommen  sind";  daß  auch  die  Er^ 
Ziehung  eine  gleiche  zu  sein  hat;  „daß  alle 
unsere  bOtgerlichen  Einrichtungen  .  .  nur 
Akte  fortgesetzter  Räuberei  sind"^  und  daß 
es  nur  gerecht  und  vernünftig  ist,  jeden, 
der  —  aus  welchem  Grunde  immer  — 
mehr  beansprucht  als  seine  Mitmenschen, 
„als  eine  soziale  Geißel"  zu  verfolgen  und 
unschädlich  zu  machen;  daß  das  einzige 
Mittel,  ,.jedem  Einzelnen  und  seinen  Nach- 
kommen, wie  ^B  ihre  Zahl  auch  sei,  den 
ausreichenden  Bedarf  zu  sichern,  aber  auch 
nichts  als  diesen",  darin  besteht:  „die  ge- 
rn einschafUiche  Verwaltung  einzuführen,  das 
Sondereigentimi  aufzuheben,  jeden  Uenschen 
dem  Beruf,  dem  Wirkun^kreise  zuzuweisen, 
dem  er  gewachsen  ist,  ihn  zu  verpflichten, 
die  Fmdat  desselben  in  natura  in  ein  ge- 
meinsames Magazin  abzuliefern,  ein  einfachea 
Verteilungsamt  einznrichtai:  «ne  Verwal- 
tung der  Lebensmittel,  die  über  alle  Indi- 
viduen und  Dinge  Buch  führt,  die  letzter^ 
in  peinlichster  Gleichheit  verteilt  imd  eoß 
ledern  Büi^ier  in  smne  Behausung  zuführte.  — 
tlm  all  dies  durohzuführen,  wollte  Babeuf 
sich  der  Staatsgewalt  bemächtigen  und  dann 
eine  „nationale  Gütergemeinschaft"  ei-richten. 
Interessant  ist,  daß  der  Eintritt  in  diese 
letztere  „freiwillig"  —  cum  grano  salis  frei- 
lich, wie  wir  gleich  sehen  werden  —  sein 
sollte.  Den  Grundstock  des  Vermögens  der 
Gütergemeinschaft  sollten  bilden:  die  noch 
nicht  verkauften  National-  und  die  Gemeinde- 
^ter  sowie  die  öffentlichen  Gebäude;  die- 
jenigen Güter,  welche  der  Republik  bereits 
verfallen  sind  oder  künftig  verfallen  würden, 
der  Armenverwaltung,  Spitälern  oder  Öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten  zugewiesen  sind, 
von  ihren  Ei^utÜmem  unbebaut  gelassen 
oder  freiwilhg  der  Republik  abgetreten 
werden;  endlich  —  da  das  Erbrecht  abge- 
schafft wird  —  alles  durch  Todesfall  er- 
ledigte Vermögen.  „Jeder  Franzose  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts,  welcher  dem 
Vaterlande  all  sein  Besitztum  abtritt  nnd 
ihm  seine  Person  sowie  die  Arbeit,  deren 
er  iShig  ist,  widmet,  ist  Mitglied  der  großen 
nationalen  Gfltergemeinschut."  Ebenso  alle 
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Qber  60jährigeii  und  armen  GelH'echlicben 
sowie  „die  in  den  nationalen  Erziehungs- 
anstalten untergebrachten  jungen  Leute". 
Michtmitglieder  sind  (natural)  steuerpflichtig, 
und  „der  Oesamtbetrag  (ihrer)  Leistun^a 
ist  pro  Jahr  doppelt  so  groß  als  dOTjenige 
des  Vonahres".  Außerdem  können  sie  im 
Bedarfsfälle  zu  anUcipativer  Steuerzahlung, 
d.  h.  Ablieferung  ^hr^  Ueberflusses  an 
Lebensmitteln  und  Industrieprodukten'*  ver- 
halten werden.  Zudem  ist  jeder  Privat- 
wifienbimdel  verboten,  jede  Sdiuld  eines 
GemeijQBcbaftsmitgliedeB  an  Nichtmitglieder 
von  sribst  erloschen,  von  einem  vermOgens- 
lechtliohen  Yorkehr  zwischen  diesea  und 
deor  (Gemeinschaft  keine  Rede  und  B(^e&- 
auch  noch  die  Geldpiftgong  eingestellt 
and  die  EdelmetaUeinfuhr  verboten.  Außer- 
Jialb  dra  nationalen  CKltensemeinschaft  zu 
bleiben,  hfttte  also  um  so  weniger  Heiz  ge- 
habt, als  ja  ohnehin  beim  Tode  der  BesiUer 
ihr  YennOgen  der  Qemeinschaft  heimEollen 
BoUteu 

Bekanntlich  ist  der  Yersucfa  Babeufs, 
säch.  der  Staatsgewalt  zu  bemächtigen,  um 
seine  Gleichheitstheorieen  in  die  Wirklich- 
keit umzusetzen,  ohne  Erfolg  geblieben 
(s.  Art.  „Sozialdemokratie"  sub  2,  a  oben 
S.  852). 

Außerhalb  Frankreichs  haben  sozia- 
listische Ideeen  um  die  Wende  des  18i 
Jahrb.  keine  Vertretung  gefunden,  obschon 
OS  manche  Schriftsteller  an  kritisch-feind- 
seligen Aeußeruugen  gegen  die  (rrundlage 
unserer  henschenden  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsordnung nicht  fehlen  ließen.  In 
Deutschland  ist  besonders  der  Göttinger '. 
Bechtslehrer  H  u  g  o  zu  nennen,  der  in  seinem 
„Lehrbuch  des  Naturrechts  als  einer  Philo- 
sophie des  positiven  Rechts"  (IL  Aufl.  1799) 
das  Privateigentum  als  eine  ungerechte  und 
verderbliche  Einrichtung  heftig  angreift 
Doch  ist  sein  Standpunkt  ebenso  wie  der^ 
jeuige  der  Linguet,  Necker  usw.  ein 
wesentlich  negativer.  Er  gelangt  nicht  zur 
Klarheit  über  die  Frage,  wie  und  nach 
welcher  Richtung  hin  die  Grundlagen  unserer 
herrschenden  Rechts-  und  Wirtschaftsord- 
nung abzuändern  seien.  Weiterging  Fichte 
(B.d.  oben  Bd.  IS.  824).  Ganz  untw  dem  Ein- 
flüsse der  ßousseauschea  Staatavortrags- 
theorie  und  Oberhaupt  der  fnuizfiasohen 
PhiloBophie  geht  auch  er  von  dem  Satze 
aus:  ,^wesk  aller  meoBchüchen  Tätigkeit 
ist  der,  leben  zu  können,  und  auf  diese 
liOglichkeit  zu  lebffli  haben  alle,  die  v<m 
der  Natur  in  das  Leben  gestellt  werden, 
den  glichen  Rechtsansiuiich".  Solange  Jeder 
diese  Möglichkeit  fflr  nch  und  ohne  Rflck- 
ücht  auf  die  anderen  zu  verwirklichen  be- 
strebt ist,  kann  „keiner  zweckmäßig  irgend 
etwas  ausführen  und  einen  AugenbUck  auf 
die  Fortdauer  desselben  rechnen  '.  Denn 


die  Interessen  der  Einzelnen  und  die  Wege, 
auf  denen  sie  denselben  nach|;eh^,  mfitton 
oder  können  wenigstens  sich  beständig 
kreuzen.  Es  haben  ja  auch  —  man  glaubt 
Boissel  zu  hören  —  „alle  auf  aUes  das- 
selbe Hec^t,  d.  b.  kein  ^ziger  hat  gegen 
die  anderen  das  mindeste  Beoht  voiaua^.' 
Der  Widerstreit  der  freien  Kräfte  aber  muß 
alle  schädigen.  I^un  könnten  ja  die  ^nsetnea 
Individuen,  um  diesen  Zustand  zu  beenden, 
jeweils  ihre  wirtscdtaftliche  Macht  und  In- 
teressensphären gegeneinander  im  Wege 
freier  Vereinbarung  abgrenzen.  DerartiKe 
Yeratneduu^en  würden  iü)er  nur  die  jeweUs 
YertragacMieBenden  allein,  nicht  audi  Dritte 
binden.  Anders  erst,  „wenn  die  Sphäre  der 
freien  l^dlungen  duröh  evam  Yrnttsg  alter 
mit  allen  uatw  die  Einzelnen  verteilte  vixd. 
Allen  diesen  Vorträgen  aber  kann  erst  ,,das 
au^Ksprodiene  Gesetz  dee  StaoteB  iuüeie 
BeditsDestftnd^k^f '  geben.  Denn  „der 
Staat  aUön  ist  es,  der  eine  unbestimmte 
Menge  von  Menschen  zu  einem  geschlossenon 
Ganzen,  zu  einer  Allheit  vraeinigt**.  Außer- 
halb des  Staates  ist  daher  Eigentum  — 
eben  jene  „Verteilung  der  freien  Band* 
lungen"  —  undenkbar.  Dem  Staate  kann 
also  auch  nicht  bloß  die  Au^be  zuUleo, 
das  Eigentum,  das  er  bei  seiner  Entstehung 
vorftnoet,  zu  achfltzen  —  er  findet  keines 
vor  — ,  sondern  ,gedem  erst  das  Seine  xu 
geben,  ihn  in  sein  Fügentum  einzusetzen 
und  sodann  erst,  ihn  dabei  zu  schützen**. 
Er  „verteilt  die  freien  Handlungen^.  Der 
Verteilung6S(Müssel  aber  kann  natuzgemÜ 
kein  anderer  sein,  als  „daß  alle  6a£fei  be* 
stehen  können.  Leben  und  Leben  lassen!" 
Und  wie  die  Anerkennung  der  glichen 
Existenzberechtigung  aller  die  Vorauaaetaung 
der  Entstehung  von  Staat  und  Bechtaord- 
nung  ist,  so  auch  ihre  Fortdaner,  Sind  sie 
doch  nur  ein  Mittel  zum  Zweck.  Es  iieot 
daher  auf  der  Hand,  daß  der  Staat  aUe 
Maßregeln  zu  treffen  hat,  „um  die  Beobeoh- 
tung  der  oben  aufgestellten  Verträge^  durdi- 
zusetzen.  —  Zur  praktischen  Durchfülmu^ 
dieses  Leitgrundsatzes  schlägt  Fichte  dm 
^^geschlossenen  Handelsataaf '  vor,  bei  doBsen 
Konzeption  er  zweifellos  unter  dem  CSn- 
drucke  des  terroristiadien  Re^wungsqntamB 
dw  franzöüsehen  RepnUik  zwisonen  1791! 
und  1794  und  wohl  anm  der  babouvistiscbea 
Versohwömng  der  „Olaohen''  gsMudai 
hat  Im  weswüichen  lassen  sidi  die  Ant- 
gaben,  die  er  dem  Staate  stellt^  dahin  au- 
sammenzufassen :  der  Staat  Iftfit  zum  Betriebe 
von  „Künsten"  (Industrie)  und  Haodd  nur 
so  viel  Personen  zu,  als  die  voihandenen 
,.Produzenten"  (Äckerbauer)  ernähren  l^koieB, 
wahrt  aber  den  auf  die  verschiedenen  Be- 
rufsarten Verteilten  das  aussohließlidie  Recht 
auf  deren  Ausübung.  Er  bestimmt  auch 
die  Preise  aller  Produkte  und  Fabrikate 
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unter  Zugnmdeleguiw  der  unttntbehriidiatea 
LebenBmittel  (Getrode)  als  Vertmaßstab 
nnd  nach  dem  Prinzip:  dafi  —  mit  Aus- 
nahme TOD  gelehrtea  uad  kÜDStleiischen 
BeschAftiguu^  —  gleiche  Mühe  auch 
Reichen  Preis  zu  eriaogea  habe.  Er  be- 
treibt aUein  ausväTtigeo  Haodel,  soweit  ein 
solcher  notwendig  ist  Er  beseitigt  das 
Weltgeld  (Edelmetall)  und  führt  ein  Landes- 
geld  mit  Zwangskurs  ein.  Im  übrigen  aber 
Ueibt  die  Produktion  —  so  sehr  sie  bis  ins 
kleinste  polizeilich  r^ementiert  ist  —  in- 
dividoalistiscfa ,  und  inbezng  auf  die  Kon- 
sumtion besteht  volle  Freiheit.  Man  kann 
also  das  Fichtesche  Staatsideal  wohl  als 
^ökonomischen  Zwangs-  und  Polizeistaat", 
abn*  keineswegs  als  sosiaUstisch  bezeicfanra. 

ft.  Die  EDtwickelnng  des  S.  im  19. 
JahriL  Vir  sahra,  wie  die  franzCsische 
BöTolution  die  reditsphilueophischen  und 
ökonomischen  Voraussetzungen  fOr  den  mo- 
dernen S.  schuf.  Und  wir  «'kennen  es  nun 
als  oigauisdi  notwendig,  daS,  je  m^  das 
System  da*  natürüchen  Freiheif '  und  die 
moderne  kapitalistische  Produktionsweise  sn 
ongehinderter  Ent&Utnng  gelangen,  um  so 
laficher  sozialistische  Systeme  aufeinander 
f<dgen  und  um  so  intensive  die  sozialistisdie 
Bewegung  in  den  Massen  selbst  wird. 

Aus  der  Zeit  zwischen  1800—1830  sind 
insbesondere  zwei  Systeme  hmrorzuheb«!. 
^  gehen  anf  StrSimoa  und  Fourier  zurOck 
und  sind  auf  die  Wdterentwickelong  des  S. 
Ton  bestimmendem  Einflmsse  g&wwea. 

a)  Saint-Sünon  iii|d  der  Saint-Simo- 
nininis.  St-Simons  Bedeutung  liegt  — 
abgesehen  von  dem  Zauber  seiner  PersOn- 
licukeit,  die  ihn  eine  Reihe  der  erlesensten 
Oeister  Frankreichs  als  Schüler  um  sich 
sammeln  nnd  mit  der  Ueberzeugung  t<»i 
eeöner  Bedentung  erfüllen  ließ  —  im  Grunde 
g^irnnmen  in  zwei  Oedanken  bloß.  Der 
«ine:  daß  die  Herrschaft  in  Staat  und  Qe- 
eetlachaft  der  ..Industrie"  sowie  den  ..In- 
dustriellen'* gebühre  und  nicht  dem  Adel 
und  dem  hohen  Beamtentum:  der  andere: 
dafi  das  ne^tive  Werk  des  18.  Jahrb.  und 
der  Berolution  einer  positiven  H^gftnzung 
bedürfe,  und  daß  nach  der  Zerstörung  der 
alten  Ordnung  an  die  Reoiganisation  der 
Öesellschaft  geschritten  werden  müsse. 

Wenn  S  t  -  S  i  m  o  n  von  „Industrie" 
spricht,  so  versteht  er  darunter  jede  auf 
Erwerb  gerichtete  und  der  Gesamtheit  nütz- 
liche Tftti^eit  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes.  Die  Klasse  der  .^n^^istiielleD"  um- 
^t  ihm  also  ebensovohl  Ur-  und  gewerb- 
liche Produzenten  wie  Handelsleute,  mnk^rs, 
Künstler  nnd  Gelehrte.  Und  ebeuBowenig 
wie  zwischen  diesen  Eat^rieen  von  In- 
dostrieU«!  unterscheidet  er  zwisdien  Be- 
sitzern von  Produktionsmitteln  und  bloßen 
IxdinarbeitQni.  JDafl  er  sie  sAmtlicfa  als  Ein- 


heit aufiaSt,  die  im  Wesen  mit  dem 
alten  Tiers  Etat  deckt,  erklftrt  sich  nicht 
nur  aus  ä&c  damals  verhältnismäßig  nodi 

? bringen  Entwickeluog  eines  b^tzlosen 
roletariats,  sondern  mehr  noch  aus  der 
Tatsadie,  daß  die  Bestsuration  den  Gegen- 
satz zwischen  diesem  und  der  Bourgeoisie 
notw^dig  zurücktreten  ließ.  Die  Versuche 
des  bourbonischen  Königtums,  gestützt  auf 
den  alten  feudalen  Adel  und  den  Klerus, 
die  Ent«'iokelimg  seit  1789  auf  den  Stand 
vor  der  Bevolution  zurüduuschrauben, 
zwangen  den  dritten  Stand  noch  einmal, 
seine  Reihen  ziuu  entscheidenden  Kampf 
um  die  alten  eemeinsamen  Ziele  zusammen- 
zuschließen. Der  Ausgang  desselben  konnte 
einem  klaren  Beobachter  der  Verhältnisse 
nicht  zweifelhaft  sein.  Mit  der  Formel  von 
dem  Recht  der  ,JndustrieUen"  auf  die  Herr- 
schaft  und  mit  seinem  Bat  an  das  König- 
tum, sich  nicht  für  eine  verl<»«ne  Sache 
einzusetzen,  stellte  sich  St-Slmon,  wie 
während  der  Bevolution  schon,  auf  seite  des 
dritten  Standes  und  des  Liberalismus.  Des- 
halb aber  kann  man  ihn  doch  nicht  als  An- 
hänger des  letzteren  bezeichnen;  ebwiso- 
wenig  wie  er  unter  irgend  eine  andere 
Parteiscfaahlone  einzureihen  ist  Der  Libe- 
ralismus war  SU  St-Simons Zöt  wesent- 
lich nodi  ebenso  nur  aerstörend  wie  früher. 
SohlieiUioh  konnte  er  auch  nicht  anders. 
Denn  noch  immer  t^gteü  in  die  neue  st&iand 
Trümmer  der  alten  Ordnung  hinein.  Aber 
a(^n  vor  dem  endgültigen  Siege  blickt 
St-Simon  welter  und.  wklfirt^  daß  die 
Zerstörung  des  Alten  kein  befnedigeodeft 
Resultat  sd,  daß  man  dabei  nicht  stehen 
bleiben  könne,  sondern  eine  oi^anisatorisohe 
Tätigkeit  entfalten  müsse.  Das  war  neu. 
Diese  seine  positive  Auffassung  der  Dinge 
bedingt  auch  s^e  von  der  des  Liberal^mus 

rz  verschiedene  Stellimg  zur  Beligion. 
hält  — -  darin  dem  Zuge  des  Bomaotizis- 
muB  und  der  religiösen  Bemussance  jener 
Zeit  folgend  —  eine  Beligion    für  not- 
wendig.   Aber  von  den  chnsthchen 
men  hat  er  sich  längst  frei  genuKiht  Er 
will  auch  nicht  zu  ihnen  zurflckkehrea, 
sondern  eine  neue  Beligion,   ein  „nenes 
Christentum",  gründen,  dM  den  wahren  Ge- 
halt des  Chiisteatums  —  die  liebe  und 
Brüderlichkeit  —  zu  tatsächlicher  An- 
erkennung zu  bringen  hätte.    „Von  der 
himmlischen  müssen  wir  zur  irdisch«!  M«»l 
Übergehen.  .  .  Der  Be>li^on  fällt  die 
«ibe  zu.  die  Gesellechait  dem  orfa»b«f 
Ziele  einer  mißlichst  Bchnelleo  Pluii ■  mr 
des  Loses  der  ärmsten  Klasse  zoxwni^iK-' 
—  Man  sieht  hier  diß  eigentlicbe  -  J^™ 
St-Simous  hervortreten.  Sein  X*»  ■ 
weder  die  schrankenlose  Yräbt^ 
dividuums  noch  die  Volksaotti 
ebensowenig  die  absolute 


Digitized  by  Google 


906 


SozialiBmus  imd  Kommunismus 


die  Odnimg  an  sich.  Diese  versteht  nch 
von  selbst.  Die  VoIksBOUTerftnität  ist  ihm 
ein  Begriff^  der  ebensovenig  Sinn  und  In- 
halt hsA  vie  die  Legitimität.  „Diese  beiden 
Dogmen  verdanken  ihr  Dasein  nur  dem 
Umstände,  daß  man  sie  einander  gegenüber- 
stellt" „Die  Freiheit  ist.  wenn  man  näher 
zusieht,  eine  Folgewirkung  der  Zivilisation, 
aber  keineswegs  ihr  Ziel."  Im  Gegenteil, 
sie  kann  ihr  8<^ar  zum  Hindernis  werden. 
Denn  mit  der  Zivilisation  wächst  auch  die 
Arbeitsteilung  und  damit  die  Abhän^gkeit 
des  Individuums  von  der  Gesamtheit  und 
der  EinfluS  dieser  auf  jenes.  Dieses  Ab- 
hän^gkeitsverbältois  würde  aber  gestört  und 
damit  die  Zivilisation  in  ihrem  Fortschritt 
aufgehalten,  wollte  man  fortf^ren.  die  Staats- 
lehre auf  der  Freiheit  des  Individuums  auf- 
zubauen. Ebenso  unsinnig  ist  die  absolute 
-Gleichheit.  Es  genügt  endlich  auch  nicht, 
aSs  Ziel  der  Gesälschaft  das  Glück  aller  zu 
bezeichnen.  Das  ist  zu  unbestimmt,  Man 
muß  es  näher  umschreiben;  und  zwar  so, 
daß  es  darauf  ankomme,  ..die  Lc^  der  uif 
ihre  Arbeitskraft  allein  Migewiesenen  Klasse 
nach  Möglichkeit  zu  verbessern".  Man  muß 
den  Arbeitsfähigen  von  Staats  wegen  ihre 
Existenz  durch  Arbeit  garantieren ,  den 
Proletariermassen  Kenntnisse  zufübi«n  uod 
ihnen  jene  Genüsse  nnd  YOT^ttgnngen  ver- 
schaffen, die  geeignet  sind,  ihre  Intelligenz 
zu  Termehren. 

Aber  das  alles  ist  kein  S.!  Gewiß 
nicht!  Allein  St-Simon  war  auch  nicht 
Sozialist  Er  hat  nie  die  Frage  ^er  Be- 
form des  Eigentums  in  dem  Sinne  einer 
Veigesellschaftung  desselben  berflhrt.  Das 
System,  das  seinen  Namen  trägt  ist  nirgends 
in  seinen  Schriften  entwictelt  Es  stammt 
vielmehr  von  Bazard  (s.  d.  oben  Bd.  I 
S.  377)  und  Enfantin  (s.  d.  oben  Bd.  I 
S.  758),  die  beide  erst  Rodrigues  (Ben- 
jamin-Olinde,  16JX.  1794— 16..  XII.  1851) 
nach  des  Meisters  Tode  für  dmsen  Lehren 
gewonnen  hatte. 

Diese  drei  Männer,  denen  sich  bald  auch 
Buchez  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  559)  u.  a.  zu- 
gesellten, bildeten  die  Gruppe  der  „Saint- 
Simonisten"  oder  „Producteurs" ,  wie  man 
sie  auch  nach  ihrem  im  Oktober  1825  be- 
gründeten Oi^ne  „Le  Producteur**  nannte, 
und  spannen  die  Gedanken  St -Simons 
Ober  die  Notwendigkeit  einer  Reorganisation 
der  Gesellschaft  weiter.  Seit  dem  8./Xfl.  1828 
hielt  Bazard  2  Jahre  lang  in  Paris  öffent- 
liche Vorlesungen  ab,  die  dann  zu  dem 
Hauptwerke  der  Schule  „Exposition  de  la 
doctrine  de  Saint-Simon"  (2  Bde.,  Paris  1830) 
zusammengefaßt  wurden.  In  demselben  ver- 
dichtet sich  die  von  St -Simon  schon  ver- 
tretene Auffassung,  daß  die  menschheitliehe 
Entwickehing  von  dem  Gesetze  des  Fort- 
schrittes beherrscht  werde,  zu  folgender 


eigenartiger  Geschiditstheorie:  ESne  I^-ftfoog 
der  sozialen  Erschannogen,  geordnet  Dac£ 
den  drei  Gebieten  menscKUcfaer  IStigketl 
—  Kunst,  Wissenschaft  und  Wirtsäiaft 
(,4ndustrie'')  —  auf  das  Kriterium  ihrer 
fortschreitenden  Eutwickelung  hin  zeigt,  daß 
diese,  in  der  uns  am  besten  bekannten  Ge- 
schichtsperiode seit  der  hellenischeu  Antike 
bis  zur  Gegenwart,  keine  gleichmäßige  iftt, 
sondern  daß  „organische'*  und  „kri- 
tische" Perioden  miteinander  abwechseln. 
Die  vorsokratische  Zeit  und  das  Mittehüter 
bis  auf  Luther  waren  organisch :  unter  der 
Herrschaft  bestimmter  Ideeen  arbeitete  die 
Menschheit  auf  ein  gemeinsames  und  als 
geraeinsam  allgemein  anerkanntes  Ziel  har- 
monisch hin.  Anders  in  der  vormittelalter- 
lichen  kritischen  Periode  von  Sokiatee  big 
zum  Untergang^  des  römischen  Weltreiches, 
sowie  in  der  zweiten,  die  mit  Luther  begann 
und  an  deren  Ausgang  die  Gegenwart  steht : 
an  die  Stelle  des  Glaubens  trat  Kritik  und 
Zweifel,  die  alten  Ideeen  wurdra  zersetzt, 
das  Gefühl  der  Einheit  kam  der  Mensch- 
heit abhanden,  der  alte  Gesellschaftsbau 
brach  mit  der  Autorität  die  ihn  geschaffim. 
zusammen.  Nun  stehen  wir  vor  dem  An- 
bruche einer  nenen  organischen  Periode. 
St- Simon  urar  ihr  Verküader,  und  er 
hat  auch  das  Prinzip  erfi^t,  das  sie  be- 
herrschen wird:  den  Ausschluß  jeder  Aii&- 
bentnog  der  Menschen  unter  und  durdi 
einander.  Die  Tatsache,  die  am  sdiärfsten 
in  der  Geschichte  hervortritt,  ist  nimlk^ 
das  Prinzip  dOT  Assoziation  und  desiien 
immer  vollkommenere  Erscheinungsfonnea : 
Familie,  Stadt,  Nation,  Christenheit,  auf 
welche  nun  die  umfassendste  folgm  maß:  die 
Menschheit.  Jede  Assoziationsfonn  schränkt 
in  einem  gewissen  Umwoge  den  ursprOng- 
lichen  Kampf  der  Individuen  untereinander 
ein.  Keine  aber  hat  ihn  bis  jetzt  gänzlif^ 
beseitigen  können,  weil  keine  noch  den 
Höhepunkt  der  Vollkommenheit  erreidit  hat. 
So  dauert  denn  die  „exploitation  de  l'homme 
par  l'homme",  welche  die  Sieger  früh  schmi 
als  nützlicher  erkannt  haben,  als  die  Unter- 
legenen zu  töten,  noch  immer  fort,  weaui 
auch  ihre  Formen  milder  geworden  sind.  An 
Stelle  der  Hörigkeit,  welche  die  Sklaverei 
abgelöst  hatte,  ist  die  Lohnarbeit  getreten. 
Der  moderne  Arbeiter  (ouvrier)  ist  der  Erbe 
des  Elends  der  Sklaven  und  Leibeigenen, 
und  seine  formelle  Freiheit  schützt  ihn 
nicht  vor  der  Willkür  nnd  Ausbeutung  de» 
ihm  wirtschaftlich  überlegenen  Besitzers  der 
Produktionsmittel.  Auch  diese  Form  der 
Ausbeutung  von  UensdieD  durch  ihres- 
gleichen beruht  wie  die  früheren  auf  der 
bestehenden  Eigentumsverfassung ,  weld» 
ein  arbetüoses  ^^nkommra,  d.  h.  den  Besag 
der  Früchte  fremder  Arbeit  ermögiidit  Die 
Revolution,  welche  sämtliche  anderen  Vor- 
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■  rechte  besätigt  hat,  hat  das  Privileg  des 
Reichtums  geschont  Nun  muß  auch  diraes 
reformiert  verden.  Fortan  soll  das  Privat- 
eigentum nur  die  Folge  eigener  Arbeit  sein, 
also  auch  nur  fOr  den  ursprünglichen  £r- 
werber  bestehen  und  mit  dessen  Leben 
enden.  Mit  anderen  Worten:  an  die  Stelle 
des  Erbrechts  der  Familie  soll  das  staat- 
liche UeimMlsrecht  treten.    Die  Gesamt- 

.  heit  aber  wird  —  vermittelst  einer  Zentral- 
bank —  die  ihr  zugefallenen  Kapitalien 
nicht  nach  dem  Zu&lle  der  Geburt,  sondern 
mu^  der  Fähigkeit  und  den  Leistungen  der 
Einzelnen  unter  diese  verteilen.  Diese  Ideeen 
sollen  vor  allem  durch  allgemeine  sowie 
durch  Fachbildung  verbreitet  werden.  Jene 

.soll  die  hiebe  zur  Arbeit  wachrufen,  diese 
die  besonderen  individuellen  flUiigkeiten 
zur  Entwickelnng  bringen.  Dann  muß  auch 
die  Gesetzgebung  in  dem  Sinne  einer  Be- 
schleunigung des  Fortschrittes  eingreifen. 
Die  höchste  Sanktion  in  der  neuen  Ordnung 
aber  hfitte  die  Beligioo,  das  neue  Christen- 
tum, zu  bilden,  dessen  Wesen  in  einer  Er- 
gänzung des  alten  Christentums  nach  der 
sinnlichen  Seite  hin  und  in  der  Ersetzung 
des  Dualismus  von  Geist  und  Materie  durch 
deren  Einh^t  besteht 

So  wurde  aus  einer  ursprflnrlich  philo- 
8<mhi8ehen  Vereinigung  eme  BeligionB^ 
seUBchaft  mit  einem  politischen  and  wirt- 
schaftlichen Fic^ammf  deren  Anhänger- 
schaft in  den  Kreisen  der  jugendlichen 
bürgerlichen  Intelluenz  rasch  anwuchs  und 
an  deren  Spitze  Enfantin  und  Bazard 
als  Hohepriester  („Pöres  suprem^")  traten 
iSUXD.  1829).  Schon  diese  Wendung 
führte  zum  Austritte  Buchez'  und  seiner 
unmittelbaren  Anhänger.   Bald  kam  es  aber 

■  auch  zum  Streite  zwischen  den  beiden 
Führern  —  nicht  bloß,  weil  die  höchste 
Gewalt  auf  die  Dauer  nicht  von  mehreren 
ausgeübt  werden  kann,  sondern  mehr  noch 
infolge  ihrer  verschiedenen  Auffassung  der 

. Frauenfrage.  —  St.-Simon  selbst  hatte 
sich  mit  dieser  in  seinen  Schriften  nicht 
beschäftigt  Aber  Rodrignes  überlieferte 
den  Jüngeren  als  einen  seiner  Aussprüche 
den  Satz:  ^^^mdividu  social,  c^^t  rhomme 

.  et  la  femme".  Allgemein  waren  die  Saint- 
Simonisten  der  Anschauung,  daß  das  neue 
Christentum  jede  Unterwerfung  von  Hen- 
schm  durch  ihresgleichen  zu  beseitigen, 
also  ebenso  wie  dem  Proletariat  auch  der 
Frau  die  Befreiung  und  die  Gleichstellung 

-  mit  dem  Manne   im  religiös-kirchlichen, 

-  politiBchen  und  -bürgerlich- wirtschaftlichen 
'  J^ben  zu  bringen  habe.    Bald  aber  ging 

Enfantin  weiter  und  langte  sdiliefilicn 
auf  dem  We^  der  Rehabilitation  des  Fleisches 
bei  der  freien  Liebe  an.  Dies  bewog  Bazard 
'  und  seine  Anhänger,  unterihnen  auch  C  a  rn  o  t 
and  Pierre  Leroux  (17./1V.  1707— 12..'IV. 


1871),  sich  von  der  Schule  loszusagen 
(19.— 21./XL  1831).  Deren  Untergang  war 
damit  besiegelt  Auch  Rodrigues  zt^  sich 
nach  einer  mißglückten  Fioanzspeku^tion, 
deren  Zweck  die  Begründung  einer  Arbeiter- 
bank war,  zurück.  Mit  den  wenigen  ihm 
treu  Gebliebenen  siedelte  sodann  Enfantin 
auf  sein  väterliches  Gut  M6nilmontant  über 
(23./IV.  1832).  Das  Leben  daselbst  ver- 
anlaßte  schließlich  die  Regierung  zum  Ein- 
schreiten. Am  27.1  VIU.  1832  erschienen 
Enfantin  und  4  andere  Saint-Simonisten 
als  Angeklagte  w^n  Uebertretun^  des 
Vereinsgesetzes  und  'weeen  Sittlichkeitsver- 
gehens vor  Gericht  Ihrer  Verurteilung 
folgte  nach  kurzem  die  vollständige  Auf- 
lösung der  Schule. 

b)  Fourier  und  die  Eoole  sooietaire. 
Andere  mit  dem  Saint-Simonlsmus  und 
Foorierismus  verwandte  Theorieen.  Der 
Untei^an^  der  St-SimonistiBChen  Schule 
machte  die  Bahn  für  eine  zweite  frei,  die 
zwar  vor  jener  schon  entstanden,  aber  durch 
sie  j^zlich  verdunkelt  worden  war:  für 
die  ,ji£cole  sod^taire"  oder  den  Foarieris- 
rous. 

Die  Lehre  Fouriers  (s.  d.  oben  Bd.  1 
S.  889),  ihrer  oft  höchst  lächerlichen  Phao- 
tasta»ien  entkleidet  und  auf  ihre  einfachsten 
Grundgedanken  zurückg^Ührt,  besi^  fol- 
gendes: Der  Augenschein  lehrt,  daß  die 
gegenwärtige  Ordnang  der  I)inge  unertrSg- 
Hcher  Mißstände  vtAl  ist  üeboiU  drängt 
mch  die  Eägensucht  auf  Kosten  des  Geaamt- 
wohls  vor.  Von  dem  Unglück  der  anderen 
erhofft  jeder  sein  Heil.  Die  freie  Konkurrenz 
zeitigt  einerseits  ein  immer  mehr  erstarken- 
des und  jetzt  bereits  übermächtiges  und 
gemeingefährliches  Kapital-  und  Industrie- 
MagnateDtum,  während  andererseits  der  Ar- 
beiter der  Früchte  seiner  Arbeit  verlustig 
geht  und  ungezählte  Tausende  in  physischem 
Elend  und  in  geistiger  Finsternis  verkümmern. 
Im  Naturzustande  hatte  jeder  ein  Anrecht 
darauf,  um  seines  Lebensunterhaltes  willen 
überall  nach  seinem  Ermessen  zu  j^en,  zu 
fischen,  Früchte  zu  sammeln,  sein  Vieh  zu 
weiden,  ev.  außerhalb  seiner  Horde  zu  stehlen 
und  soiglos  in  den  Tag  hineinzuleben.  Von 
einem  derartigen  freien  Sichansleben  ist  in 
der  „Zivilisation"  keine  Rede.  Dem  Besitz- 
losen bietet  die  Kultur  kaum  das  Notwen- 
digste als  Lohn  harter  Arbeit  und,  wenn 
er  arbeitBunfähig  oder  arbeitslos  ist,  meist 
nur  den  Hungertod.  —  Nicht  besser  siebt 
es  aus,  wenn  man  von  den  wirtschaftlichen 
den  Blick  auf  die  anderweitigen  sozialen 
Verhältnisse  wendet.  Durchaus  verfehlt  ist 
die  heutige  Oi^nisation  des  Geschlechts- 
verkehrs. In  der  Ehe  ist  die  Frau  meist 
nur  Ware  und  der  Mann  Spekulant.  Für 
beide  ist  sie  ein  Hasard^el.  Beiden  wird 
sie  zur  Quelle  dauernden  Unbehagens,  lähmt 
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ihre  Tatkraft  und  Lebenslust,  zwingt  Ede  zu 
Lug  und  Trug,  fiotspriagea  ihr  ^der,  so 
absorbiert  die  Scwge  um  diese  Tollstbidig 
das  IlsmilieDOberhaapt  uad  lUt  in  ihm  keinen 
Baum  ffir  eine  noch  so  geringe  BeH&tAgung 
des  Gtomeindnoes.  Und  dazu  die  Stceiüg- 
keiten  zwischen  Eltern  und  Kindern  and 
unter  den  letzteren  wieder!  Die  Heuch^i 
und  die  Erbschleicherei  I  Nidit  zu  vergessen 
der  schweren  wirtschaftlichen  Kad^teile, 
die  jede  Erbteilung  durch  Zersplitterung 
früher  einheitlich  geleiteter  Unteraehmuagen 
oder  durch  Verhinderung  ihrer  Fortsetzung 
und  gleichmäßigen  Entwickelnog  der  ge- 
sellschaftlichen Produktion  zufQgt  I  Wie 
schlimm  aeht  es  auch  um  die  Erziehung 
aus,  um  die  körperliche  sowohl  wie  um  die 
geistige!  Kurz,  alles  ist  schlecht!  Diese 
schleuite  Ordnung  ab^  ist  dem  göttlichen 
Weltplaoe  zuwider.  Denn  diesem  nach  ist 
die  Bestimmung  der  Menschen:  glücklich 
zu  werden,  während  tatsächlich  Unglück 
ihr  Iios  ist.  Die  Schuld  daran  aber  trSgt 
der  Mangel  richtiger  Einsicht  in  die  von 
Öott  selbst  für  das  soziale  Leben  der  Men- 
schen TOi^eschriebenen  Q^tze.  Diese  nun 
habe  er,  Fourier,  erkannt.  In  seiner  „At- 
Iraktionstheorie"  setzt  er  sie  folgender- 
maßen auseinander:  Die  Bestimmung  des 
Mensdien  —  das  Glück  ~  besteht  in  der 
Be&iediguDg  seiner  von  Qott  stammenden, 
also  an  sicu  nicht  anders  als  guten  Triebe 
(paSGBODs),  deren  es  inagesamt  12  (ö  sinn- 
liclw,  4  Beelische  und  3  gemischte)  ^bt, 
und  die,  in  individuell  v^scliiedener  Ab- 
stufung kombiniert,  den  Charakter  der  Ein- 
zigen bilden.  Ein  volles  Aasklingen  dieser 
Triebe,  d,  h.  jeder  onzelnen  FersOnlichkat 
aber  ist  nur  möglich  bei  Einhaltung  des  — 
■wie  für  die  übrige  Welt,  so  auch  für  die 
Hfflschheit  gültigen  —  „Serieugesetzes", 
worunter  Fourier  nichts  anderes  versteht 
als  den  Vetgesellschaftungsdrang  Qleich- 
gesinnter  zur  Erhöhung  ihrer  Leistungs- 
Ahigkeit.  Aus  der  Serie  entspringt  die 
Harmonie.  M.  a.  W.;  das  Heil  der 
Menschheit  liegt  in  der  allgemeinen 
Assoziation,  und  zwar  in  einer  solchen, 
die  sichauf  der  „Attraktion  der  Triebe'-' 
d.  h.  auf  ihrer  Oleichheit  aufbaut.  —  Zwar 
muß  die  Hannonie  der  Serien  nach  dem 
vorausbestimmten  göttlichen  Weltplan  in 
einem  gegebenen  Augenblick  mit  absoluter 
Notwendigkeit  eintreten,  nämlich  als  Ab- 
schluß der  5000jährigen  Meoschheitskiod- 
heit,  von  dem  uns  nur  noch  eine  Phase 
trennt:  der  „(iaranlismus"',  dem  die 
jetzige  „Zivilisation'^  zudräogt  und  der  im 
Wege  der  Kredit-  und  Versicherungsorgani- 
sation einen  bescheidenen  Schutz  der  In- 
dividuen gegen  die  WediselSÜLe  des  Lebens 
verwirklichen  wird.  Allein  wozu  warten? 
Da  man  nun  das  „Seriengesetz'-  kamt,  so 


kann  man  diese  Zwiac^ieaBtufe  mmspringen. 
£^  Mittel  hierza  ist  die  OiganiiBticm  der 
Henschoa  ia  „Phalangen":  GeoieiDdeii 
von  hOchstoiB  1800  Ferscnen  versduedeoea 
Alters  und  Öeschledits  auf  einem  Tenain 
voa  je  1  Quadratmeile,  die  gemeinsam  einen 
grofien  Palast  („phalan^£«e^  bewohnen 
and  —  2n  freien  „Serien",  die  man  beli^ng^ 
wechseln  kann^  geeinigt  —  landwirtschafU 
liehe  und  gewerbliche  Produktion  treiben. 
Die  erstere  ist  natürlich  dem  Standorte  an- 
gepaßt. Das  zur  Bildung  der  PhalasgeQ 
;  erforderliche  Kapital  wird  im  Wege  der 
Aküenausj^be  für  die  eing^nachten  Pro- 
duktonsmittel  beschafft,  so  dal  der  Aktionär 
nicht  einmal  direkt  an  den  Arbeiten  der 
betreffenden  Phalange  teilzunehmen  braucht. 
Die  Arbeit  ist,  weil  nur  AeuBerung  des 
natürUdien  und  je  nach  seiner  augenblick- 
lichen Richtimg  unbehinderten  Täti|^eitB- 
triebee,  ein  Vergnügen,  daher  auch  aofier- 
ordeotiich  (Hroduktiv.  Grund  und  Boden 
sowie  Arbeitswerkzeuge  usw.  sind  Gemein- 
eigentum der  Phalange.  Der  Arbeitsertrag 
aber  wird  zu  ^ht  als  Kapitalsdividende,  ru 
^/i2  als  Aibeit»*  und  zu  ^/is  als  Talentan* 
teil  verweiulet  Die  Konsumtion  ist  also 
keine  gleiche,  da  einzelne  Mitglieder  ao 
allen  drei  Dividendengruppen  partizipieren 
kOonen,  aber  für  jeden  genügend  und  oadi 
imten  zu  begrenzt  Die  Phalangen  ihrer* 
seits  sind  wieder  serienweise  gruppiert,  so 
daß  die  Harmonie  die  ganze  Menschhnt 
umfaßt  —  Auf  die  weiteren  Details  des 
GeseUschafteddeals  Fouriers  brandit  nicht 
eiog^iangen  zu  werden.  ErwUint  sei  nnr 
no^,  daß  sein  Latiirinzip  Fourier  uatftr- 
lich  zwingt,  auch  der  Frau  dieedbe  IM- 
heit  in  &t  Betätigung  ihrer  Triebe  nmt- 
stehen  wie  dem  Mann  und  beiden  scUiaft- 
lidi  die  Uebee&mheit,  ohne  jedoch  die  ^le 
in  unserem  Sinne  ^aaa  auszosdiliefiai.  Die 
Erziehung  dw  Kinder  «folgt  duroh  die 
Phalange.  Das  Erbrecht  besteht  fort,  weit 
ja  auch  das  Privateigeotom  beibehalten  wird, 
und  jeder  hat  das  Becht^  inbezug  auf  einea 
gewissen  Vermögensteil  fremde  Indnstrie- 
erben  zu  ernennen. 

Schon  zu  seinen  Xj^aeiten  hatte  Fon  rier 
eine  Reihe  von  SchQl»ii  um  sich  geeammelt, 
deren  Kreis  nach  dem  Niedergang  des  St- 
Simonismus  sich  bedeutend  erweiterte  oml 
vielfach  auch  aus  dem  St-SimonistiBchen 
Lager  seUfst  Zuzug  erhielt  Sie  schloMea 
sioh  zur  „£oole  sod^taire-'  zusammen «  an 
deren  Spitze  nach  Fouriers  Tode  Con- 
siderant  (&.  d.  oben  Bd.  I  S.  GS5)  txat 
Von  ihm  stammt  audi  das  Hauptwerk  der 
Schule:  ^Destin^e  sodale"*  (3  ade.,  Paris 
1834  45).  Aber  n^n  ihm  beteiUgteo  sich 
auch  andere  an  der  Weitertiildung  und  Ter- 
tbi«itung  der  Fourieristischen  Lehren.  So 
[namentüoh    Cantagrel  (lBlO—1887), 
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Henneqoin  (Victor,  2./^.  1816—1854), 
Mtiiron  (Just,  1787— 1881),  Paget (Ara6- 
j-ee,  geat  1850).  Im  (}egeDBatz  aber  zum 
St^fnoDismus  erfuhr  die  Theorie  Fouriers 
'imcfa  dessen  JOoger  eine  Art  Ton  Rfick- 
bitdaog.  Sie  Ueoeo  die  KosmogODie  des 
MfisterB  sowie  dessen  Ideeen  in  Bezug  auf 
•1»  VeriiBltDis  beider  Geechlechtw  fallen 
<uid  stellten  unter  dem  führenden  Einflüsse 
■^onBideraots  den  „Garantismus''  als  Ziel 
in  den  Vordergrund.  Die  bisher  feindlichen 
Elanente  Eaptal,  Arbeit  und  Talent  sollen 
im  W^e  dw  Association  versShnt  werden 
•iDd  BD  die  bürgerliche  Gesellschaft  in  allen 
ihren  Bestandt«len  eine  sittliche  and  mate- 
r.^lle  Hebung  erfahren.  Diese  AssoziatioD 
«her  „hat  in  der  Oemeiode  zu  binnen, 
tifh  TOD  ihr  auf  den  Einzelstaat  und  von 
dicHem  auf  die  gesamte  Welt  su  HXieT- 
sagen«. 

Von  cöiier  Ritrinahme  ffir  eine  bestimmte 
poütisdie  Verfassung  bidt  dch  die  Schule 
i&&nglich  km.  SSrat  nach  dra  Fehmarn 
r?volntioD  eiUBrte  ta&  ucäi  fOr  die  Republik. 
XiltLenraUe  war  ihr  Anhang  bedeutend  an- 
rewacbeen  —  nicht  mu*  in  Frankreich, 
•"ndem  auch  auf  auflei^HnzOsischem  Boden, 
aainentUcb  in  Amerika.   Im  J.  1848  gelang 

Oonsiderant,  auch  ein  Mandat  zur 
XadonalverBammlnng  zu  erringen,  wo  er, 
eltenso  wie  in  der  „Commission  du  Duxem- 
»oorg^  (8.  Art  „Recht  auf  Arbeit"  sub  2 
•^b^  S.  694^.)  fflr  die  FoiirieristiBchen 
ideeen  eintrat.  Nach  der  Wahl  Louis  Napo- 
:>»nft  zum  PrSsidenten  der  Republik  muBte 
''onsidcrant,  vreil  an  einer revolutionftren 
Bfwc^ng  gegen  denselben  beteiligt,  nach 
Belgtca  mlditen.  Damit  war  die  Fonrieris- 
tiKhe  A^tation  in  Frankreich,  soweit  ihr 
oiciht  ohnehin  die  Entwickeluug  des  S.  seit 
den  Boden  entzogen  hatte,  lahmgelegt. 
Ihr  ToHstfindiges  Erloschen  war  nur  eine 
Fvaga  der  Zeit  Dazu  kam  noch,  daß 
Considerant  bei  dem  Versuch  einer 
praktisclkeD  VerwirUichnng  des  Fhalangen- 
»Tstems  in  Texas  (1854—63)  nicht  glAck- 
hcher  war  als  eine  Reihe  anderer  Versuche 
m  dieser  fficfatnng,  die  seit  1832  in  Frank- 
reidi ,  Aigin-  und  Amerika  unternommen 
«nrdeo  waren.  So  lOste  sich  denn  die 
Schule  in  den  dOer  Jahren  vollstftndig  auf. 
—  Vnr  ein  Dntemdimen,  dem  manche  der 
Refuiuivwaclittge  Fouriers  zugrunde 
liegen,  hat  a^ch  erhalten:  das  von  Godin 
'Iean-Baptiste-Andr€,  36^  1817 
tü  I&JL  1888)  begründete  „FamiÜBteie  de 


•>  Vgl  hierflber  neueatei»:  W.  F.  Wil- 
lun^libj,  Indojitrial  commouitiei,  Cbap.  V., 
>'4intJiittee  Sodety  of  OnUe,  France  (iin  „Balletin 
f  ibe  DevarCment  of  Labor*  Tom  September 
^^m,  &  WaihfngtM). 


Im  Zusammenhange  mit  dem  St.-Simonis- 
mus  und  mit  der  sozietären  Sehlde 
Fouriers  ist  auch  der  Engländer  Owen 
(s.  d.  oben  S.  595)  zu  nennen.  Seine  persön- 
lichen ErhihruDgen  als  Fabrikherr  in  New- 
Lanark  hatten  in  ihm  die  Ueberzeugung  ge- 
feetigtj  daß  das  Individuum  willensunfrei 
und  daher  auch  unTerantwortlich  sei,  weil 
dessen  Charakterbildung  und  ganzes  Tun 
und  Lassen  durch  das  Jliilieu  bestimmt 
werde,  in  dem  es  lebe.  Dieses  letztere 
allein  nur  könne  man  daher  für  Laster  und 
Verbrechen  sowie  fflr  Elend  und  Mangel 
an  Glfick  unter  den  Menschen  verantwort- 
lich machen.  Das  Vorhandensein  dieser 
üebelst&ide  in  der  herrschenden  Gesell- 
schaftsordnung beweise,  daß  die  Grundlagen 
der  letzteren  verfehlt  seien.  Man  muß  sie 
also  durch  andere  ersetzen,  welche  geeig^t 
sind,  Menschen  zu  mÜBllohst  hoher 
geistiger  und  köiperüoher  Vollkommenhät 
zu  erziehen  und  sie  ihrem  natllrliehea  Ziele 

—  dem  Glttcke  —  zuzuführen.  Dieses  ist 
Auf^be  des  Staates  und  }eäer  vernünftigen 
R^erung  —  wobei  Owen  die  IVage  der 
politischen  Organisation  ebenso  gleich- 
gültig ist  wie  bis  1848  den  Fourieristen. 
An  der  Möglichkeit,  allen  Menschen  eine 
ausreichende  Bedflrfnisbefriedigung  und  An- 
teil an  den  kulturellen  Errungenschaften  zu 
sichern,  zweifelte  er  keinen  Augenblick. 
Schon  der  jetzige  Eulturstand  ermögliche 
dies,  und  fiberdies  sei  der  Mensch  als  Pro- 
duktionsfaktor unendlich  verbes&erungsfthig. 

—  Anfitaglich  hatte  Owen  —  auf  Grund 
der  eben  skizzierten  Ideeen  —  bloß  eine 
Agitation  zugunsten  von  Wohlfahrtseinrich- 
tungen  im  Interesse  einer  materiellen  und 
geistigen  Hebung  der  arbeitenden  Klassen 
entfaltet  S[dter  ging  er  weiter  und  er- 
klärte die  Gleichheit  aller  Lebensbedingungen 
als  notwendig  Voraussetzung  wahrer  Moral 
und  allgemeiuen  GlQokes.  Zur  Verwirk- 
lichung dieses  Ideals  sollte  die  Gesellschaft 
in  kommunistische  Gemeinwesen  auf  asso- 
ziativer Gnmdlage  aufgelöst  werden. 

Der  Vollständigkeit  halber  seien  ans  der  Zeit 
Ewiseben  18^6 — 1848  noch  genannt:  die  Tna- 
zosen  Cabet  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  600fg.)  nnd 
D^zamy  (Theodore,  gest  1850),  sowie  die 
Deatscfaen  Qall  (s.  d.  oben  Bd.  I  ü.  906)  and 
Weitliug  (s.d.).  Ihren  Lehren  kommt  jedoch 
neben  den  Systemen  des  St -Simonisrnns.  der 
sozietBren  Schule  und  Owens  eine  nnr  seknn- 
dlre  und  jedenfalls  keine  selbständige  Bedentong 
zu.  Ddzamy  kommt  in  seinen  Hauptwerken 
„Code  de  la  eommanantö"  (Paris  1842)  und 
„Organisation  de  la  Ubertö  et  du  bien-£tre  uni- 
versel"  (1843)  im  wesentlichen  über  den  Ge- 
dankenkreis Fouriers  nicht  hinaus.  Vor- 
wiegend dnrch  diesen,  aber  aoch  noch  durch  die 
Lehren  so  ziemlich  aller  anderen  sozialistischen 
Penker  Frankreichs,  erscheinen  angeregt  imd 
beeinflußt:  Qall  in  semem  „Was  könnte  helfen?" 
(Trier  1886),  sowie  Weitlings  „Die  Henseh- 
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heit,  wie  sie  ist  nnd  sein  sollte"  (1838),  „Garan- 
tieen  der  Harmonie  and  der  Freibeit"  (Vivis 
184^,  .Das  ETangelium  einea  annen  SOnders" 
(Bern  1845).  Cabet  endlich  ist  interessanter 
dnrcfa  seine  praktische  Agitation  als' durch  seine 
„epigonische  Theorie",  die  einen  Kflckfatl  in  das 
18.  Jahrb.  repräsentiert  und,  wie  dorch  Mores 
Utopie  angeregt,  so  auch  im  großen  nnd  ganzen 
bloß  eine  Hodemisienmg  der  letzteren  ist. 

o)  Iiouis  Blano.  Die  historisch  be- 
deutsamsten aUer  als  sozialistisch  bezeich- 
neten Doktrinen  aus  den  ersten  vier  De- 
zennien unseres  Jahrhunderts  sind,  wie  be- 
reits erwfthnt,  der  St-Simonismus  und  der 
Fourierismus.  Eine  Massen  Wirkung  hat 
jedoch  keine  von  ihnen  zu  erzielen  ver- 
mocht. Nicht,  weil  zur  Zeit  ihres  Auf- 
tretens der  Menge  —  infolge  noch  nicht 
genügend  vorgeschrittener  wirtschaftlicher 
Entwickeluog  —  für  sozialistische  Ideeen  die 
Aufnahmefähigkeit  gefehlt  hätte.  Dieselbe 
war  zu  Anfang  der  30er  Jahre  gewiß  ge- 
ringer als  ein  Jahrzehnt  sp&ter,  immerhin 
ab^  doch  bereits  stark  geang,  um  ein 
Wiederaufleben  des  Babouvismus  in  ziem- 
lich großem  Umfange  zu  ermöglichen 
(s.  Art.  „Sozialdemokratie"  sub  2  c  oben  S. 
852  fg.).  Allein  die  St.-Simonistische  sowohl 
als  auch  die  sozietftre  Schule  traten  als 
philosophische  Sekten  auf,  die  ihre  Dok- 
trinen in  wnthei^holter,  schwerfäUig-me- 
t^hysischer  Weise  begründeten  tmd  nicht 
nur  das  wirtsefaaftUche  Leben  refonnieren, 
sondern  auch  üne  alkpemein  kulturelle 
Wiedergeburt  der  Menachfimt  und  ein  neues 
^denes  Zeitalter  herbeifOhren  und,  damit 
la  nichts  fehle,  woml^lich  auch  noch  neue 
Religionen  begrQnden  wollten.  Das  mußte 
»e  den  Massen  fremd  bleiben  lassen  und 
sie  von  vornherein  auf  eine  enge  Anhänger- 
schaft aus  den  Kreisen  der  besitzenden  imd 
gebildeten  Klassen  beschranken.  Ihre  Ideeen 
gingen  deshalb  nicht  verloren.  Ihre  mittel- 
bare und  Femwirkung  kann  vielmehr  kaum 
überschätzt  werden  —  besonders  was  den 
Assoziationsgedanken  betrifft.  Allein  es 
mußte  erst  zwischen  ihnen  und  dem  realen 
Leben  eine  Brücke  geschlagen  werden  und 
eine  „verständigere  Beschrftakung  ihrer 
Ziele"  eintreten. 

Dies  geschah.  Es  knüpft  sich  diese  Eut- 
wickelung  vornehmlich  an  die  Namen 
Buchez  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  559  u.  Art. 
„Christi.  Sozialismus"  sub  II,  Ä.  a  oben 
ßd.  I  S.  61ü)  und  Louis  Blanc  (s.  d. 
oben  Bd.  I  S.  478),  Jener  war  einst  Bazard 
gefolgt,  dieser  kam  vom  Babouvismus  her. 
Beide  suchten,  jeder  in  seiner  Art,  die 
Assoziationsidee  praktisch  auszugestalten. 
Ueber  das  Wesen  und  die  Wirkungen  der 
„anarchischen  Konkurrenz"  im  modernen 
Wirtschaftsleben,  deren  Bekämpfung  und 
schlie&iiüher  Beseitigung  ihre  Bestrebungen 
galten,  urteilten  sie  gleich,  wenn  auch  die 


scharfe,  zugespitzte  kritische  FormoBerung 
von  Blanc  ausging,  der  übrigens  li^a 
seinerseits  nur  dea  Spuren  Sismondis 
folgte.  Denn  dieser  hatte  im  Jahrs  1819 
schon  in  seinen  .^Nouveaux  princdpee  d'öoo- 
nomie  politique''  in  klassischer  Weise  die 
Mängel  des  wirtschaftlichen  Liberalismus 
aufgezeigt  üeber  die  Wege,  wie  eine  Re- 
form anzubahnen  wäre,  dachten  jedoch 
Buchez  und  Blanc  verschieden.  Jener 
glaubte  durch  Anrufung  der  Gefühle  ihrer 
Interessensolidarität  die  Arbeiterschaft  zur 
Begründung  von  Produktivassoziationen  be- 
wegen zu  können,  zu  deren  Fundierung 
jedes  Mitglied  seine  Arbeitswerkzeuge  und 
etwas  Kapital  beizutragen  hätte.  Da  ein 
Teil  des  Geschäft^;ewinnee  entweder  inr 
Erweiterung  der  bereits  bestehenden  od^ 
zur  Begründung  neuer  Genossenschaften  ver- 
wendet werden  sollte,  so  hoffte  Buchez, 
allmählich  und  friedlich  die  bestehende 
Produktionsordnung  in  eine  solche  flb«4eiteii 
zu  können,  in  welcher  die  Arbeiter  ^^äch. 
auch  Herren  der  Produktionsmittel  wären. 
Mit  anderen  Worten :  er  gab  das  Schkgvort 
von  den  Produktivassoziationen  mit 
Selbsthilfe  aus,  das  nachmals,  seit  1849, 
in  Deutschland  hauptsächlich  durc^ 
Schulze-Delitzsch  V^tretung gefunden! 
hat  Demge^Ober  stellte  Blanc  du 
Prinzip  der  Staatshilfe  auf.  Er  erkannte 
im  freien  WetUwveri)  nicht  bloA  ^ne  Unter- 
drückung der  Lolwarfaeit,  sondern  auch  ünen 
Krieg  der  Unternehmer  untereinandor,  In 
welchem  sie  uch  gegenseitig  seidigen  and 
aufreiben  und  das  ^rOfiere  Kapital  und  der 
ausgedehntere  Betneb  die  kleineren  ver- 
achlinge.  Gerade  diese  Auffassung  aber 
brachte  ihn  zu  der  Schlußfolgerung,  daS 
man  das  Uebel  durch  sich  selbst  kuiieren, 
dieselben  Gewalten  also,  welche  den  un- 
haltbaren Zustand  verschulden,  auch  zur 
Herstellung  der  Ordnung  nutzbar  machen 
könne  und  müsse.  Mit  anderen  Worten : 
Die  Beseitigung  des  Konkiurenzkiieges  and 
die  R^uüerung  der  Produktion  soll  bewutft 
und  planmäßig  durch  das  denkbar  grOHte 
Kapital  und  den  größten  Betrieb  erfolgen: 
d.  h.  durch  den  Staat.  Die  praktische 
Durchführung  dachte  sich  Blanc  im  wesent- 
liehen  folgendermaßen.  Zunächst  werden 
Bergwerke  und  Eisenbahnen  »owie  das  Bank-, 
Versicherungs-  und  Lagerhauswesen  ver- 
staatlicht —  natürlich  unter  Ablösung  der 
bereits  auf  diesen  Gebieten  beatebendea 
Privatuntemehmungeo.  Der  hieraus  resul- 
tierende reine  Betriebsgewinn  bildet  das 
„Arbeiterbudget*',  welches  derart  zur  Be- 
gründung landwirtschaftlicher  imd  in- 
dustrieller Assoziationen  von  Arbeitern  des- 
selben Berufs  („aleliers  sodaui*')  verwendet 
werden  soll,  daß  denselben  zur  Anschaffung 
von  Pioduktionsmitteln  StaatskieUit  g«wilut 
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vird.  Zum  Zwecke  einheitlicher  Preisfest- 
setzung niul  der  Verhiaderang  jeder  Kon- 
kurrenz zwischen  den  einzelnen  Betriebs- 
stfttten  des  gleichen  Oewerks  unterstehen 
die  letzteren  einer  „CeDtralbetriebsstätte". 
Sämtliche  so  assoziierte  Produktionszweige 
wieder  und  unter  einem  ^bersten  Rat" 
Terdni^.  Von  dem  Boherträge  jedes  Ate- 
Mers  smd  zuuSchst  samtliche  ProduktionS' 
kosten,  einschließlich  der  Arbatslfihne  und 
der  VerziiiBuiigdes  Staatakredlts,  abzuziehen. 
Der  Best  flieflt  zu  gleichen  T^en  zn:  dem 
Staat  als  Am<nrti8auQn  der  von  ihm  ge- 
währten KapifialvorschOsse;  den  Oenossen- 
schaften ;  einem  UnterstÜtzuogsfoods  fflr  die 
Arbeitsunfähigen  des  Ateliers;  einem  all- 
gemeinen R^rvefoods  zur  Aushilfe  für 
aUe  Assoziationen  im  Falle  von  Krisen.  Im 
Übrigen  könnte  jeder  Arbeiter  über  seinen 
Lohn  und  Gewinnanteil  verfügen,  aber  Blaoc 
zweifelt  nicht,  daß  ,,dank  der  offenbaren 
Wirtschaftlichkeit  und  der  unbestrittenen 
VortrefTiichkeit  des  Lebens  in  der  Gemein- 
schaft aus  der  Assoziation  der  Arbeit  bald 
anch  eine  solche  der  Bedüräiisbefriedigung 
und  der  Vergnügtingen  würde". 

6.  Der  „wissenschaftliche  S.*'  Be- 
trachten wir  rückblickend  die  bisher  skiz- 
zierten sozialisüscheu  Systeme,  so  finden 
wir  nur  bei  Louis  Blanc  den  Versuch, 
aus  der  Erkenntnis  der  realen,  das  Wirt- 
schaftsleben beherrschenden  3Iachtfaktoren 
heraus  und  mit  nicht  bloß  kritischer,  sondern 
auch  positiver  Berücksichtigung  derselben, 
unserer  Wirtschaftsordnan^  neue  Bahnen 
zu  weisen.  Aus  der  Kntik  der  g^o- 
wflrtig  für  das  Wirtschaftsleben  maßgebenden 
„auarchischen  Konkurrenz"  zieht  er  den 
Schluß,  daß  die  letztere  auch  nur  durch 
sich  selbst  überwunden  werden  müsse  und 
kOnne.  Damit  ist  die  Brücke  geschlagen 
zwisdien  dem  ältexen  und  dem  „wissen- 
schaftlichen" S.  Unter  dem  letzteren  aber 
befreiten  wir  jene  Theorieen,  welche  auf 
der  Wissenschaft  von  der  Volkswirtschaft 
fußen  und  sich  auf  den  von  ihr  gefundenen 
tieeetzeu  unseres  modernen  Wirtschafte- 
lebens  aufbauen,  also  selbst  nichts  anderes 
als  kritische  Systeme  der  Vdkswirtschafts- 
lehre  darstellen. 

Als  ältere  Vertreter  dieses  wisseoschaft- 
lichen  S.  werden  in  der  Regel  genannt: 
William  Thompson  (1785—28.-111.  1833) 
und  Proudhon  (s.  d.  oben  S.  680/81). 
Die  Bedeutung  dieses  liegt  mehr  auf  dem 
Gebiete  des  Anarchismus  (s.  d.  oben  Bd.  I 
S.  90%.).  Jener  aber  hat  in  seinem  1824 
erschienenen  Hauptwerke  „An  inquiry  into 
the  principles  of  the  distribution  of  wealth 
etc.'*  (3.  Aufl.  18ti9)  nach  einer  radikalen 
Kritik  unserer  herrschenden  Zustände  die 
fänriditung  kommunistischer  Gemeinden  im 
Wege  der  Selbsthilfe,  zunächst  also 


neben  den  iudividual-wirtschaftlichen,  emp- 
fohlen und  erwartet,  daß  diese  allmähliäi 
Tonjenen  aufgesogen  werden  würden. 

Thompson  hat  auf  die  Entwickelnng  der 
sozialistisdien  Theorieen  und  Bewegungen 
keinen  unmittelbaren  und  sidierlich  Keinen 
ins  Gewicht  fallenden  Einfluß  geübt  Der 
pwissenschaftliche'*  S.  hat  überhaupt  nicht 
in  Frankreich  oder  England,  sondern  in 
Deutschland  seine  eigmtliche  Hfflmat,  ob- 
schon  er  selbstverständlich  auf  den  älteren, 
namenitich  französischen  Theorieen  beruht 
und  ohne  diese  überhaui}t  nicht  denkbar  ist 
Seine  Banptvertreter  sind  Rodbertus, 
Lassalle  und  itfarx-Engels.  Dabei  ist 
aber  zu  bemerken,  daß  der  erstgenannte 
Denker  von  vornherein  beiseite  stand  und 
daß,  wenn  bei  ihm  von  einem  praktischen 
Einflüsse  die  Rede  sein  kann,  derselbe 
hauptsächlich  in  den  sozialpolitischen  An- 
schauungen der  konservativen  Parteien  zu- 
tage tritt,  im  sog.  „Staats-S."  also.  Lassalle 
hinwiederum  kommt  eher  als  Agitator  denn 
als  Theoretiker  in  Betracht  Als  solcher 
hat  er ,  wenig  originell  und  vorwiegend 
eklektisch,  hauptsächlich  fremde  ideeen  — 
der  klassischen  NationalCkonomie ,  Marxs', 
Rodbertus',  Blancs — popularisiert  und  seinen. 
Zwecken  dienstbar  gemacht.  Seine  bisher 
höchste  theoretische  Vollendung  und  zu- 
gleich praktisch  nachhaltigste  V  ertretung 
hat  der  moderne  S.  erst  im  Marxismus 
gefunden,  und  dieser  bildet  daher  auch. 
gegenwärtig  die  wissenschaftliche  Grundlage 
aller  proletarischen  Bew^ungen. 

a)  Bodbertus  (s.  d.  oben  S.  726/27). 
Den  Ausgangspunkt  von  Rodbertus'  öko- 
nomischer Theorie  bildet  die  schon  von 
Smith  vertretene  Anschauung,  daß  der 
natürlidie  Lohn  der  Arbeit  gleidi  sei  ihrem 
Produkt  Er  b^ründet  dies  ro^ndermaßen. 
Die  natttrlichen  Güter,  d.  h.  der  natürlidie 
Stoff  und  die  natürliche  Kraft,  ul  denen 
und  mit  deren  Hilfe  der  arbeitende  Hensch 
sich  betätigt,  kommen  wirtschaftlich  nicht 
in  Betracht  wol  die  Natur  sie  kostenlos 
beistellt.  Als  wirtschaftliche  Grüter  sind 
also  nur  Produkte  anzusehen,  in  denen 
Arbeit  sich  verkörpert  Sie  kosten  Arbeit 
Sie  kosten  aber,  nach  dem  Gesagten,  auch 
nur  Arbeit:  unmittelbare  oder  mittelbare 
—  letztere  in  Form  von  Kapital  (Werkzeuge 
und  andere  Produktionsmittel),  d.  h.  von 
aufgespeicherten  Produkten.  Der  Wert  der 
wirtschaftlichen  Güter  bestimmt  sich  daher 
ausschließlich  nach  dem  zu  ihrer  Erzeugung 
notwendigen  Arbeitsaufwande  und  ist  durch 
die  Arbeitszeit,  reduziert  auf  Arbeitsstunden, 
meßbar;  wobei  zwischen  qualifizierter  und 
oicht(jualifizierter  Arbeit  zu  unterscheiden 
und  em  geringeres  Maß  jener  einem  größeren 
dieser  gleichzuhalten  ist  Ist  dem  so,  so  ist 
auch  der  gerechte  Maßstab  gefunden  für  die 
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Yerteilmiß  des  NationaleinkommenB,  d.  h. 
der  in  emeiii  bestimmten  Zeitraum  proda- 
zierten  GKlter,  die  dem  nnmittelbaren  Inter- 
esse des  Lebens,  der  Konsumtion  also,  ge- 
widmet werden  können.  Einem  jeden  ge- 
bohrte hierTon  ein  nach  seiner  „unmittel- 
baren MitwirkuDg  bei  der  Produktion", 
d.  h.  nach  seiner  Arbeitsleistung,  b^messeoer 
Anteil. 

In  Wirklichkeit  finden  wir  jedoch  nicht 
bloß  die  Arbeit  als  bezugsberechtigt  am 
Nationaleinkommen.  Ja,  ihr  Anteil  über- 
steigt nicht  den  unumgänglichen  Bedarf  des 
Arbiters  und  erhebt  sich  über  dieses 
Niveau  auch  bei  Zunahme  ihrer  Pro- 
duktivität nicht.  y[.  a.  W. :  der  Arbeiter 
erhält  nur  einen  Teil  seines  Arbeitspro- 
duktes. Das  ist  der  ,,Lohn".  Der  Rest 
fällt  als  „Rente"  dem  Grund-  und  Kapital- 
eigentum zu.  Aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  unsere  Rechtsordnung  „den  Boden  und 
das  Kapital  als  einzelnen  Individuen  ebenso 
eigentflmlich  zustehend  (erklärt)  als  dem 
Arbeiter  die  Arbeitskraft.  Dadurch  sind  die 
Arbeiter,  um  nur  Oberhaupt  produzieren  zu 
können,  gezwungen,  eine  Verbindung  mit 
den  Besitzern  des  Bodens  und  des  Kapitals 
einzugehen  und  sich  in  das  Arbeitsprodukt 
mit  diesen  zu  teilen.  Diese  Verbindung 
Ändert  nichts  an  den  natflriichen  produk- 
tiTen  Elementen  aller  Güter,  sondern  be- 
seitigt nur  ein  gesellschaftliches  Hindernis 
dieser  Produktion,  das  willkttrliche  qnod 
non  dOT  Onind-  und  KapitaleieentOmer,  und 
beseitigt  dies  dordi  eine  Teilung  des 
dukts".  Dieses  -willkflrliohe  quod  non" 
unter  der  Herrschaft  des  Privateigentums 
Qttd  der  Vertragsfreiheit  aber  beochifinkt, 
wie  schon  erwumt,  bei  der  Teilung  die 
Arbeiterklasse  auf  den  unentbehrlichen  Unter- 
hahsbedarf.  Und  da  dieser  eine  ziemlich 
konstante  GröBe  bildet,  so  tritt  das  „Gesetz 
der  fallenden  Lohnquote''  in  Kraft:  parallel 
mit  der  steigenden  Produktivität  der  Arbeit 
wächst  auch  die  Quote  der  Rentenbezugs- 
berechtigten am  Nationaleinkommen,  während 
diejenige  der  Arbeiterklasse  in  gleichem 
Maße  abnimmt.  Das  „ist  der  (hnind  aller 
wirtschaftlichen  Leiden  der  Gegenwart". 
Darauf  gehen  die  geschwächte  Kaufkraft 
der  arbeitenden  Klassen,  die  Handelskrisen, 
der  stetig  zunehmende  Pauperismus,  der 
Ausschluß  der  Massen  von  den  Segnungen 
der  Kultur,  kurz  aUe  jene  Erscheinungen 
zmück ,  die  unsere  Zivilisation  mit  dem 
Untergange  bedrohen. 

Eine  Aenderung  unseres  ebenso  un- 
gerediten  als  kulturfeindlichen  Wirtschafts- 
systems ist  also  notwendig.  Aber  nach 
welcher  Richtung  soll  sie  sich  vollziehen? 
Da  die  Schmälemng  des  natürlichen  Lohn- 
einkommens auf  dem  Privateigentum  beruht, 
so  müßte,  sdieint  es,  um  ihr  und  dem 


arbeitslosen  Einkommen  ein  Ende  m  mactos, 
zum  E.  übergegangen  werden.  Diesen 
nun  allerdings  Rodbertus  für  den  Ideal- 
zustand,  zugleich  aber  auch  auf  absehbare 
Zeiten  hinaas  für  unmöglich.  Er  begnüg 
sich  daher  mit  Kompromifivorschllgen,  die 
darauf  hinaiulaufen :  unter  Betassung  tod 
Privateigentum  und  arbeitslosem  Renten- 
einkommen auch  den  Arbeitslohn  an  der 
steigenden  Produktivität  der  gesellschaft- 
lichen Arbeit  partizipieren  zu  lassen,  die 
Arbeiter  vor  dem  Schwanken  der  Arbeüa- 
gelegenheit  und  den  Gefahren  der  Arbeits- 
losigkeit zu  schützen  und  auf  diese  Art  die 
Fortschritte  der  Kultur  allen  Klassen  zu- 
gänglich zu  machen.  Diese  Aufgabe  falle 
dem  Staate  zu.  Dem  Staate,  den  Rod- 
bertus als  selbständige  Einheit  über  den 
Individuen  ansieht,  in  welche  diese  sich 
„als  schlechthin  abhängige  Organe,  als  ge- 
horsame Funktionäre  des  Gesamtzweckes 
einzugliedern  haben".  Zur  Erreichung  des 
angestrebten  Zieles  aber  sei  notwendig: 
gesetzliche,  bei  Zunahme  der  Arbeitspro- 
duktivität entsprechend  zu  revidieroide 
Tarifierung  der  Lühne  und  WareDprdee  — 
jedoch  nicht  in  Metall-,  sondern  in  Arbeits- 
geld. Darart  nämlich,  daß  In  jedon  Gewerk 
ein  normaler  Zeitarbeitstag  (von  6, 
8,  10,  12  Stunden)  und  für  diesen  das 
normale  Arbeitswerk,  d.  h.  die  Dundi- 
schnittsleistung  eines  mittlren  Arbüten 
von  mittleremTlwß  mit  nittleier  QeechidE- 
lichkeit  in  seinem  Gewerbe  fixiert  würde. 
Diese  DnrohBchnitteteistnng  wahrmd  noes 
Tages  oder  easK^  Stunde  bitte  ak  Wert- 
einneit  zu  dienen  und  irilre  dem  Azbeüer 
—  naoh  Absm^  des  ebenfalls  gesetzlich  be- 
stimmten Anteüs  zt^onsten  des  Staates«  der 
Grondrente  und  des  Kaintiügewiiuiea  —  zu 
bescheini^n.  Bei  der  Festsetzung-  der 
Warenpreise  müßten  natürlich  mch  die  in 
den  einzelnen  Gütern  enthaltenen  Ki^ital- 
bestandteile  berücktnchtigt  werden.  Zor 
Realisierung  des  Arbeitsgeldee  —  eben  jene 
Bescheiniguo^n  über  geleistete  Arbeit  — 
hätten  staatliche  Uagazine  zu  dienen,  ms 
denen  jedermann  beliebige  Waren  von  einer 
der  bescheinigten  gleichen  Nonnalartteitsieit 
eintauschen  könnte. 

In  ähnlicher  Weise  wie  Rodbertus 
steht  auch 

b)  LaaaaUe  (s.  d.  oben  &  390) 
unter  der  Herrschaft  des  antikisierenden 
Staatsideals  Fi  chtes  und  der  gleiobartigen 
Staatstheorie  Hegels  und  SohellingSL 
Ihm  ist  alle  Geechichte  ein  Kampf  der 
Menschheit '  gegen  jegliche  Art  von  Un- 
freiheit  und  deren  stetige  und  fortschrmtende 
ZurOckdräagimg.  Diese  Eotwickelung  der 
Freiheit  aber  und  damit  aller  Koltur  t«( 
nur  möglich  durch  ZusammenfuBia^  der, 
isoliert  ohnmAchtigwi,  Individuen  zu  mer 
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uttUchm  Einhdt :  dem  Staat,  dessen 
Zweck  also  „die  Erziehung . .  des  Henschen- 
{<e86Uechtes  zor  Freiheit*'  ist  Bisher  ist 
die  letztere  innerhalb  der  Oesellschaft  noch 
dicht  verwii^licht  Denn  noch  immer  gibt 
es  Herrödiende  und  Beherrschte.  Ünd  ob- 
wohl der  Kreis  jener  sieh  gegenfiber  früheren 
Oeschichtsperioden  erweitert  hat,  so  um&ifit 
er  dodi  erst  eine  kleine  MinoritAt.  Jede 
herrschende  Minorität  —  ob  es  nun  im 
Mittelalter  der  Stand  der  Gniudherren  oder 
seit  der  Revolution  der  Stand  der  Be- 
sitzenden schlechtweg,  die  Bourgeoisie  ist 
—  will  ihre  PrivUepen  bewahren  und 
stemmt  sich  daher  kulturfeindlich  jener 
ihitwicketuDg  in  der  Richtung  der  Freiheit 
entg^n:  Zugleich  macht  sie  nicht  niir 
den  Staat  ihren  besonderen  Zwecken  dienstr 
bar,  sondern  läfit  auch  deren  Durchfflhrung, 
d.  h.  die  Erhaltung  des  Staates,  von  den 
beherrschten  Klassen  bezahlen.  Derart  näm- 
lieh,  dafi  sie  die  Steuerlasten  auf  diese 
QberwaJzt,  sich  selbst  aber  steuerimmun 
«rhSlL  So  im  Hittelalter  der  Baron,  so 
seit  der  frauzOnschen  Revolution  die  Bour- 
geoisie, deren  politische  Alleinherrschaft  in 
der  Verknüpfung  des  Wahlrechts  mit  einem 
gewissen  Besitzausmafi  und  deren  Steuer- 
£eiheit  im  Institut  der  indirekten  Besteue- 
rung in  Erscheinung  tiitt  Mit  den  realen 
Machtverhältnissen  ändert  sich  aber  auch 
•die  politische  Verhssang.  Denn  diese  und 
jene  and  identisch.  Deshalb  maßte  auch 
-mit  der  fortschreitenden  industriellen  Snt- 
wickeltuig  schliefllich  die  Struktur  der  Ver^ 
fassung  eine  andere  werden  und  die  UatM 
ans  den  Händen  der  Orundherien  in  jene 
des  „dritten  Standes"  übergehen.  Das  Pri- 
vileg ist  dabei  bratehen  ^blieben.  Ge- 
ändert haben  sich  nur  Kreis  und  Zahl  der 
Privilegierten.  Mit  der  Februarrevolution 
dst  nun  ein  neues  Prinzip  in  die  geschicht- 
liche Entwickelung  eingetreten:  die  Idee 
■des  Arbeiterstandes.  Die  realen  Machtver- 
ii&ltnisse  haben  sich  zugunsten  der  letzteren 
geändert  Dies  muß  daher  auch  rechtlich 
und  verEassungsmäßig  in  der  politischen 
Herrschaft  des  4.  Standes  zum  Ausdruck 
kommen.  Dadurch  erst  wird  die  Herr- 
schaft aller  d.  h.  die  Freiheit  aller, 
verwirklicht  werden.  Denn  das  Prinzip  des 
4.  Standes,  die  Arbeit,  enthält  nichts,  woraus 
sich  neue  Privilegien,  welcher  Art  immer, 
zu  bilden  vermöchten.  Fortan  wird  der 
Staat  ungehenunt  seinem  Zwecke  zustreben 
können,  die  kulturelle  und  sittliche  Ent- 
wickelung aller  zu  fördern  imd  also  zu- 
nächst das  Los  der  arbeitenden  VolksUassen 
zu  verbeesero. 

Eine  solche  Besserung  ist  nur  möglich 
durch  B^itigung  des  „ehernen  Lohn- 
.-geeetz^',  kraft  dessen  der  Arbeitslohn  stets 
üach  dem  gewohnheitsmäßigen  Esistenz- 

Wi^rtwcb  d.  YoIkflwirtMhEft.  II.  Aull.  Bd.  II. 


minimum  der  Arbeifer  gravitiert  und  im 
übrigen  konkret,  ebenso  wie  alle  anderen 
Warenpreise,  dordi  Arbeitsangebot  von 
smten  der  aUer  Froduktlvmittei  nuen  und 
daher  wirtschaftlich  unfreien  Arbeiter  und 
durch  Nachfrage  nach  Arbeit  seitens  der 
ökonomisch  überlegenen  Unternehmer  be- 
stimmt wird.  Es  muß  also  der  ganzen 
gegenwärtigen  Lohnform  ein  Ende  gemacht 
werden.  Der  Weg  hierzu  ist  die  Produktiv- 
assoziation. Durch  sie  würden  die  Arbeiter 
ihre  eigenen  Dntemehmer.  Betreten  können 
sie  freilich  diesen  Weg  aus  eigener  Kraft 
nicht,  wie  es  ihnen  Schulze-Delitzsch 
rät.  Denn  es  fehlt  ihnen  ebenso  an  eigenem 
Kapital  wie  au  Kredit.  Der  Staat  muß 
ihnen  also  helfen. 

Auf  die  Details  der  Vorschläge  Las- 
salles zur  Durchführung  der  Froduktiv- 
assoziationen  mit  Staatsmlfe  —  die  er, 
nebenbei  bemerkt,  nur  für  eine  Ueber: 
gangsmaßregel  liielt ,  welche  die  Lösung 
der  sozialen  Frage  vorbereiten  sollte  — 
braucht  nicht  eingegangen  zu  werden.  Er 
lehnt  sich  hierbei  durchaus  anLouisBlanc 
an.  Von  Bedeutung  ist  nur  die  Frage,  wie 
denn  der  Staat,  solange  die  besitzenden 
Klassen  am  Ruder  seien,  zu  jener  helfenden 
Tätigkeit  veranlaßt  werden  soUe?  Sehr 
einfach!  Die  Arbeiter  müssen  sich  des 
Staates  bemächtigen!  Das  Mittel  hierzu 
aber  ist  das  allgemeine  gleiche  und  direkte 
Wahlrecht,  zu  dessen  Eroberung  und  Geltend- 
machung sich  die  Arbeiterklasse  als  poli- 
tische nrtei  konsütoieren  muß.  Der  Ver^ 
wirküchung  dieses  nächsten  Gedankens  hat 
denn  auch  die  Station  Las  Salles  ge- 
golten (s.  Art  „Sozialdemokratie**  sab  3  b 
oben  S.  857). 

0)  Agnr-a.  Als  charakteristisch  für 
Blanc,  Rodbertus,  Lassalle  ist  uns 
ihre  Anschauung  entgegengetreten,  daß  der 
Staat  die  Aufgabe  habe,  das  freie  Walten 
des  SelbsÜnteresses  durch  planmäßige  Ein- 
griffe in  das  Wirtschaftsleben  einzuschränken 
oder  gar  ganz  aufzuheben,  und  daß  ihm, 
bei  so  gerichtetem  Willen,  zugleich  auch 
jederzeit  die  Machtmittel  eigneten,  den- 
selben zu  verwirklichen.  Das  gleiche  gilt 
auch  von  denjenigen  Sozialisierungsvor- 
schlägen,  die  man  unter  der  gemeinsamen 
Etikette  „Agrar-S.**  zusammenzufassen  pflegt 
und  die  daher  hier  ihren  Platz  finden  mögen. 

Soweit  ihre  Verbreitung  in  weiteren 
Kreisen  in  Frage  kommt,  gehen  dieselben 
auf  den  seit  1335  schriftstellerisch  tätigen 
Belgier  Colins  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  630) 
und  dessen  Schüler  zurück,  unter  denen 
namentlich  Fran^ois  Huet  (s.  Art 
„ChrisÜ.  S."  sub  n,  A,  a  oben  Bd.  I  S.  616) 
hervorzuheben  ist.  Aehnliche  Gedanken  wie 
von  diesen  Vertretern  des  „rationelleo  S." 
sind  jedoch  viel  früher  schon  auBgeefsodien 
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Vörden,  ohne  sonderliche  Beachtung  zu 
finden.  Am  frühesten  von  ThomaaSpeoce, 
einemengli8chenSchullehrer(ca.l750— 1814). 
Bekannter  ist  durch  Anton  Mengers 
Schrift  über  „das  Recht  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag"  Charles  Hall.  In  einer 
1805  erschienenen  Untersuchung  über  „The 
eftects  of  civilisation  on  the  people  in 
European  states"  führt  er  aus,  daß  das 
Steigen  der  Zivilisation  und  des  Reichtums 
einerseits  die  Arbeit  der  Armen  und  anderer- 
seits das  arbeitlose  Einkonimen  der  Reichen 
fortwährend  vennehre,  und  zwar  infolge 
Schmftlerung  des  Arbeitsertrages  durch 
Grundreojte  und  Eapitalgewinn.  Um  dem 
vorzubeugen  und  jedem  Arbeiter  den  vollen 
Ertrag  sduer  Arbeit  zu  sichern,  empfiehlt 
er  nicht  nur  die  Einffihmng  der  gleiten 
Erbteilung  unter  den  Kindern  und  die  Er- 
lassung von  Luxusgesetzen,  sondern  auch 
die  Verstaatlichung  von  Grund  und  Boden 
und  dessen  Aufteilung  in  unveräußerlichen 
und  mit  dem  staatlichen  Heimfallsrechte  im 
Falle  des  Aussterbens  der  Familie  belasteten 
Familienlandlosen.  —  Die  gleiche  Verbin- 
dung von  Kollektivei^entum  am  Land  in 
Verbindung  mit  Individual Wirtschaft  befür- 
wortet auch  Colins  in  seinem  Hauptwerke 
„Qu'est  ce  que  la  science  sociale?"'  (4  Bde., 
Paris  1851/54) ,  und  zwar  von  folgenden 
Gesichtspunkten  aus:  Cm  leben  zu  kennen, 
mufi  der  Mensch  arbeiten.  '  Arbeit  ist  Be- 
tätigung am  RohstofT:  Grund  und  Boden. 
Ursprünglich  sind  dieser  und  jene  die 
einzigen  Produktionsfaktoren.  S{)äter  treten, 
als  Er^bnis  ihres  Zusammenwirkens,  die 
beweglichen  Sachgüter  hinzu:  das  Kapital. 
Dieses  fordert  wohl  die  Produktion,  macht 
sie  aber  nicht  sasck  dem  möglich,  dem  das 
Land  fehlt.  Will  der  arbeiten,  so  ist  er 
von  dem  Besitzer  des  lindes  abhängig. 
Seine  Arbeit  ist  unfrei,  und  dies  hat  zur 
Folge,  daß  er  sich  mit  einem  gerade  zum 
L<ebeu  notwendigen  Minimum  begnügen,  den 
Rest  seines  Arbeitsvertrages  aber  dem  Be- 
sitzer von  Land  (und  Kapital)  abliefern  muß. 
Soll  also  die  Arbeit  frei  sein,  so  muß  das 
Land  allen  gehören  und  jedem  zur  Ver- 
fügimg stehen,  der  es  benützen  will.  Jeder 
kann  dann  leben,  ohne  in  den  Dienst  eines 
anderen  zu  treten.  Er  wird  dies  nur  dann 
tun,  wenn  er  als  Lohn  mehr  erhielte,  als 
er  selbständig  zu  erarbeiten  vermochte. 
D.  h.  die  Lühne  würden  im  Gegensatz  zu 
dem  S^^stem  der  unfreien  Arbeit,  welches 
sie  auf  das  jeweils  m^Hch  niedrigste  Niveau 
lununterdrttckt ,  das  in  jedem  Augenblick 
mögliche  Maximum  erreichen.  Damit  ent- 
fiele auch  das  (schon  von  Hall  betonte) 
parallel  und  in  geradem  Verhältnisse  zur 
Zunahme  von  Reichtum  und  Intelligenz  auf 
der  einen  Seite  sich  vollziehende  Anwachsen 


von  Armut  und  geistiger  VerkOmm^nng- 
auf  der  anderen  Seite. 

Den  lebhaftesten  Widerhall  hat  der  Ge- 
danke einer  Kollektivierung  von  Grund  und 
Boden  (zugunsten  von  Staat  oder  Gemeinde> 
natürlich  dort  gefunden,  wo  die  Zusammen- 
ballung  des  Landes  in  wenigen  H&nden  am 
meisten  fortgeschritten  ist:  besonders  in 
England  also  und  in  den  Vereinigten  Staaten, 
aber  auch  in  Deutschland,  Italien,  Ungam, 
Rumänien.  Ihr  glänzendster  Vertreter  ist 
der  Amerikaner  Henry  George  (2.'IX. 
ia39— 1897).  In  seinem  1879  erechienenen 
Buche  .,Pr(^;ress  and  poverty"^),  das  die 
größte  Verbreitung  gefunden  hat,  redet  er, 
als  Mittel  zur  Abschaffung  des  privaten 
(Grundeigentums,  einer  allmählichen  Konfis- 
kation der  Grundrente  im  W^  der  Steuer- 
gesetzgebung das  Wort.  Denn  „das  gleiche 
Recht  aller  Menschen  auf  den  Gebrauch 
von  Grund  und  Boden  ist  so  klar  wie  ihr 
Recht,  Luft  zu  atmen.  Es  ist  ein  Redit, 
das  durch  die  Tatsache  ihres  Daseins  ver- 
bürgt '  wird*'.  Seine  Verletzung  durch  die 
Sonderaneignung  des  Landes  versdialdet 
allein  den  vorhandenen  PauperismuB,  die 
Krisen  und  die  Ifiederhaltung  des  Lohnes; 
und  die  Aufhebung  diesw  Verletzung  wird 
genügen,  um  auch  die  eben  genannten 
Uebolstände  zu  beseitigen. 

Auf  dem  gleichen  Standpunkte  wie 
George  befinden  sich  in  England:  John 
Stuart  Mill^),  Herbert  Spencer*)  and 
Alfred  Rüssel  Wallace'),  in  Deutsch- 
land namentlich  Michael  Flürseheim^), 
Theodor  Hertzka"*).  Adolf  Samter'l 
und  A,  Th.  Stamm**),  wenn  auch  die  prak- 
tischeu  Vorschläge,  zu  denen  sie  gelangen, 
in  manchen  Punkten  von  denen  Georges 
abweichen.  (Vgl.  auch  den  Art.  „Boden- 
reform" oben  Bd.  II  S.  482  fg.) 

Alles,  was  an  lebendigen  Gedanken  in 
den  älteren  sozialistischen  Theorieen  ent- 
halten ist,  erscheint  weitergeführt  und  zu 
einem  großartigen  wissenschaftlichen  System 
verarbeitet  im 

d)  Marxismus,  neben  dessen  eigent- 


')  Dentsch  von  D.  H.  Gfltachow  u.  d.  T. 
„Fortschritt  und  Armot",  Berlin  1881,  &.  Aufl. 

1892. 

In  seinen  Friociples  of  political  econoniT, 
hook  II,  ch.  2,  §  1. 

Sozial  staticB,  1^. 

*j  Land  nationalisatioD.  its  necessity,  its  aims. 
London  I8-<2. 

^)  Auf  friedlichem  Wege,  BMien-Baden  18M; 
Der  einzige  Rettnngsweg  1890. 

')  Die  Gesetze  der  sozialen  Entwickelong. 
Leiräiff  1H86;  Freiland  ebd.  1890. 

^  Das  EigeDtnm  in  seiner  soiialen  Bedea- 
tnng.  Jena  1879. 

")  Die  Erlösung  der  darbenden  Mensdilieit,. 
Stuttgart  1871,  3.  Aufl.  1884. 
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licfaem  Urheber,  Marx,  stets  auch  Engels 
geowiiit  werden  muß.  Der  Marxismus  geht 
TOD  der  Auffassung  aoB,  dafi  die  meDseh- 
liehe  Gesellschaft  sich  in  unanfhörh'cher 
und  stelB  erneuerter  Wandlung  befinde. 
Dieser  fortwährende  Umwälzungsprozefi  ist 
jedoch  nicht  dem  Zublle  unterworfen, 
sondern  bestimintea  Oesetzen,  verm^ 
deren  ein  r^elmfiBiges  Fortschreiten  Tom 
minder  Tollkommenen  zu  Yollkominenerem 
stattfindet  Die  treibenden  Eififte  dieser 
Entwiclcelung  sind  die  materiellen  lat^ 
essen,  die  sidi  systematistih  im  Wirt* 
scMftsIebea  heutigen.  Sämtliche  Lebens- 
ftußeningen  der  Ges^lBchaft  gehen  also  auf 
das  letztere  und  dessen  jeweilige  Gestal- 
tungen zurück.  „IHe  Produktionsweise  des 
majeriellen  Lebens  bedingt  den  sozialen, 
pohtischen  nnd  geisti^n  Lebensprozeß 
überhaupt",  und  „die  jedesmalige  ökono- 
mische Struktur  der  Gesellschaft  (bildet) 
die  reale  Grundlage,  aus  der  der  g^mte 
Deberbau  der  rechtlichen  und  politischen 
Einrichtungen  sowie  der  religiösen,  philo- 
sophischen und  sonstigen  Vorsteilungsweise 
eines  jeden  geschichtlichen  Zeitabschnittes 
in  letzter  Instanz  zu  erklären  sind.'*  Die 
Form  aber ,  in  der  jene  menschheitliche 
Entwickelung  sich  voUzieht,  ist  das  auto- 
matische Umschlagen  eines  jeden  ZuBtandes 
in  sein  Gegenteil  und  seine  Auflösung  in 
eine  höhere  Einheit  Diese  Bildung  von 
„Gegensätzen"  erfolgt  dadurch,  daß  die  je- 
weils vorhandene  rechtliche  Ordnung  des 
Wirtschaftslebens  angesichts  der  weiter- 
entwickelun^  der  Produktivkiftfte  schließ- 
lich antiquiert  erscheint  Zwischen  der 
Form  des  Wirtschaftslebens  —  Rechts- 
ordnung —  und  dessen  Inhalt  —  Pro- 
duktion stechnik  —  bildet  sich,  stetig  wach- 
send und  immer  unerträglicher  (weil  von 
Störungen  im  wirtschaftlichen  Prozeß  be- 
gleitet) ein  Widerspruch  heraus,  der  zuletzt 
dadurch  behoben  wird,  daß  die  Rechts- 
ordnung eine  der  ^;e&iderten  voUkomraeneren 
Produktionstechntk  entsprechende  Umgestal- 
tung erf&hrt.  Naturgemäß  ist  der  Gleich- 
eewichtszuBtand  in  der  so  gewordenen 
nfiheren  Qesellschaftsordliung  ebenfalls  nur 
Torfibergehend,  und  das  alte  Sinei  b^nnt 
Ton  neuem.  Aeußerlich  erscheint  die  ganze 
Eotwickelung  als  Bildung  von  Interessen- 
gegensätzen ,  d.  h.  in  ihrer  menschlichen 
Verkörperung :  von  Interessentengnippeo, 
den  sozialen  Klassen ,  und  deren  Kampf 
untereinander.  Alle  Geschichte  —  „mit 
Ausnahme  der  Urzustände"  —  war  und  ist 
daher  eine  Folge  von  Klassenkämpfen. 

Mit  dieser  Entwickelungstheorie ,  der 
„materialistischen  G^eschichtsauffassung'',  aus- 
gerüstet, machte  sich  nun  Marx  daran,  zu- 
nächst das  wirtschaftliche  Entwickelungs- 
ges^  Üex  Epoche  zu  erforschen,  in  der 


wir  uns  augenblicklich  befinden.  Der  Lösung 
dieser  Aufgabe  ist  jjDas  Kapital"  gewidmet 
Nicht  bloß  theoretisches  Interesse  leitete 
ihn  dabei.  Denn  obschon  er  sich  voll- 
kommen klar  darüber  war,  daß,  „auch 
wenn  eine  Gesellschaft  dem  Naturgesetz 
ihrer  Bewegung  auf  die  Spur  gekommen 
ist,  sie  naturgemäß  £ntwickeluDgs[)hasen 
weder  Uberspringen  noch  w^emretieren" 
kfinne,  so  meinte  er  doch  andererseits,  daß 
eine  solche  Ei^enntois  „die  Gteburtswehen 
abkürzen  und  mildern"  könne. 

Welches  ist  nnn  das  unserer  Geschichte- 
oder,  was  dasselbe  ist,  Wirtschaitsepodie 
eigene  Ökonomische  Entwickelungsgesetz? 

Um  dasselbe  zu  er&usen,  ist  ein  Yer- 
gI«oh  der  modernen  Gesellscht^  mit 
früheren  Entwickelungsstufen  notwendig. 

Die  Geschichte,  d.  h.  der  Klassenkampf, 
beginnt  mit  der  Ersetzung  des  ursprüng- 
lichen K.  —  des  Gemeinbesitzes  an  Gnmd 
und  Bodeo  mit  Produktion  durch  alle 
Glieder  der  Genossenschaft  und  für  ihren 
gemeinsamen  Vorteil  —  durch  das  Privat- 
eigentum. Denn  dieses  erst  scheidet  die 
Menschen  in  eine  herrschende  ausbeutende 
und  in  eine  beherrschte  ausgebeutete  Klasse. 
Dies  ist  der  Privateigentumsordnung  im- 
naanent,  mögen  auch  im  übrigen  die  Formen, 
in  denen  die  Ausbeutung  sich  vollzieht, 
und  der  Umfang  der  letzteren  wechseln. 
Sie  müssen  ja  auch,  da  sie  eben  die  Rechts- 
ordnung repräsentieren,  mit  der  wechselnden 
Struktur  des  Wirtschaftsiebens  anders  werden. 
Im  Mittelalter  war  die  Ausbeutung  der  be- 
herrschten arbeitenden  Klasse  eine  durch 
die  Form  der  Produktion  beschränkte.  Es 
bestand  nämlich  —  um  Marx  und  Engels 
selbst  reden  zu  lassen  —  „allgemeiner 
Kleinbetrieb,  auf  Grundlage  des  Privat- 
eigentums der  Arbeiter  an  ihren  Produktions- 
mitteln :  der  Ackerbau  der  kleinen  freien 
oder  hörigen  Bauern,  das  Handwerk  der 
Städte*'.  Dabei  „konnte  die  Frage  gar  nicht 
entstehen,  wem  das  Erzeugnis  der  Arbeit 
gehören  solle.  Der  ^nzelne  Produzent  hatte 
es,  in  der  Regel,  aus  ihm  gehörendem,  oft 
seibsterzeugtem  Rohstoff,  mit  eigenen  Arbeits- 
mitteln und  mit  eigener  Handarbeit  oder  der 
seiner  Familie  hergestellt.  "Es  brauchte  gar 
nicht  erst  von  ihm  angeeignet  zu  werden, 
es  gehörte  ihm  ganz  von  selbst.  Das  E5ge»- 
tum  am  Produkte  beruhte  .  .  auf  ägeaa 
Arbeit.  Selbst  wo  fremde  Hilfe  gebeaa^-i: 
ward,  blieb  diese  in  der  Regel  Nebe&sac» 
und  erhielt  häufig  außer  dem  Lot^  ^'^'Ji 
andere  Vergütung:  der  zünftige  L^ariae 
und  Geselle  arbeiteten  weniger  »»«i  ter 
Kost  und  des  Lohnes ,  als  wfÄ*^  ..ir^'T 
eigenen  Ausbildung  zur  MeMsrwaa^r-. 
Ueberdies  „war  die  ProduktkE  ▼■•iv-i-i.-  .-. 
auf  den  Selbs^ebiauch  gerv:23*c  'nit  -'— 
friedigte  vorwi^end  nur  d**  s^:'irf::jr^- 
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des  Produzenten  und  seiner  Familie.  Wo, 
wie  auf  dem  Lande,  persönliche  Abhängig- 
ieitsverhältnisse  bestanden ,  trug  sie  auch 
bei  zur  Befriedigung  der  Bediirfoisse  des 
Feudalherrn".  Umgekehrt  „produzierte  die 
Familie  des  Bauern  fast  ules ,  was  sie 
brauchte,  Geräte  und  Kleider  nicht  minder 
als  Lebensmittel".  Sie  brauchte  also  fast 
nichts  im  Wege  des  Austausches  zu  er- 
langen und  brachte  auch  ihrerseits  fast 
nichts  zum  Austausch.  „Erst  als  sie  dahin 
kam,  einen  Ueberschuß  über  ihren  eigenen 
Bedarf  und  über  die  dem  Feudalherrn  ge- 
schuldeten Naturalabgaben  zu  produzieren", 
wurde  derselbe  ,4n  den  gesdlschaftlicheD 
Austausch  geworfen,  zum  Verkauf  ausge- 
boten, .  .  Ware".  Die  stftdtisdien  Hand- 
werker produzierten  allerdings  von  An^g 
an  iür  den  Austausch.  ,,Ab^  auch  sie  er- 
arbeiteten den  größten  Teil  ihres  Eigen- 
bedarfes selbst :  sie  hatten  Qärten  und  kleine 
Felder;  sie  schickten  ihr  Vieh  in  den  Ge- 
mmdewald,  der  ihnen  zudem  Nutzholz  und 
Feuerung  lieferte ;  die  Frauen  Spannen  Flachs, 
Wolle  uBv."  Kurz,  ,,beschiftnkter  Austausch, 
beschiftokter  Markt,  stabile  Produktionsweise, 
lokaler  AbschluB  nadi  außen,  lokale  Yeiv 
einigimg  nach  innen:  die  Burk  auf  dem 
Lande,  die  Zunft  in  der  Stiult".  —  Das 
alles  ändert  ac^  sdt  dem  15.  Jahrh.  mit 
der  Entstehung  der  „kapitalistischen  Pro- 
duktion". Diese  knüpft  direkt  an  „bestimmte 
bereits  vorgefundene  Hebel  der  Warenpro- 
duktion und  des  Warenaustausches,  Eauf- 
manoakapital,  Handwerk,  Lohnarbeit^  an. 
Ebenso  bleiben  „die  Aneignun^formen  der 
Warenproduktion  auch  für  sie  in  voller 
Geltung",  da  sie  ja  „selbst  .  .  als  eine  neue 
Form  der  Warenproduktion"  auftritt  D.  h. 
nach  wie  vor  eignet  sich  der  Besitzer  der 
Produktionsmittel  das  Produkt  an.  Allein 
früher  beruhte  das  Eigentum  an  dem  letzteren 
auf  der  eigenen  Arbeit  —  jetzt  greift  es 
Platz,  obgleich  dies  nicht  mehr  der  Fall, 
sondern  „das  Produkt  .  .  ausschließlich  Pro- 
dukt fremder  Arbeit"  ist  Neben  der  „natur- 
wflchsi^n  und  planlosen  Arbeitsteilung"  von 
früher  ist  näoüich  —  und  darin  li^  eben 
der  Wesensunterschied  zwischen  der  mittel- 
alterlichen und  der  neuen  wirtschaftlichen 
Struktur  —  ^die  planmäßige  Teilung  der 
Arbeit'*  erwadisen:  die  Kooperation  in  der 
GütererzeugUQg  an  Stelle  der  Einzelpro- 
duktioD,  bei  welcher  ein  gesellschaftlicher 
Zusammenhang  zwischen  den  jESnzelpro- 
duzenten  nur  dann  und  nur  insoweit  statt- 
fand, als  es  unter  ihnen  zum  Austausch 
ihrer  Produkte  kam.  Diese  Kooperation 
tritt  nacheinander  in  den  verschiedenen 
Formen  „der  einfochen  Kooperation,  der 
Manufaktur  und  der  großen  Industrie"  auf. 
Jene  unterscheidet  sich  von  der  mittelalter- 
lichen Produktion  nur  quantitativ,  also  durch 


„das  Wirken  einer  größeren  Arbeiteranzahl 
zur  selben  Zeit,  in  demsdben  Raum  (oder 
wenn  man  lieber  will,  auf  demselben  Arbeits- 
feld) zur  Produktion  derselben  Warensorte, 
unter  dem  Kommando  desselben  Kapitalisten. 
.  .  Die  Werkstatt  des  Zunftmeisters  ist  nur 
erweitert"  In  fortschreitender  l^twickelung 
werden  „von  Mitte  des  16.  Jahrh.  bis  zum 
letzten  Dritteil  des  18."  einerseits  ver- 
schiedene selbständige  Handwerke  kom- 
biniert und  „bis  zu  dem  Punkt  verun- 
selbständigt  und  vereinseitigt,  .  .  wo  sie  nur 
noch  einander  ergänzende  Teiloperationen 
im  Produktionsprozeß  einer  und  derselben 
Ware  bilden".   Andererseits  aber  «'ird,  aus- 

fhend  „von  der  Kooperation  g^leichaitiger 
andwerker,  .  .  dasselbe  individuelle 
Handwerk  in  seine  verschiedenen  Teil- 
operationen zersetzt  und  diese  bis  zu  dem 
Punkt  isoliert  und  verseltotändigt,  wo  jede 
derselben  zur  ausschließlichen  Funktion  emes 
besonderen  ArbeiteiB  wird".  Das  ist  die 
Manufoktur,  deren  Baas  also  noch  immer 
das  Handwerk  Inldet  und  in  der  daa  AzMts- 
mittel  noch  immer  das  Werkzeug  (Hand- 
werksinstrument)  ist  Aiu  dem  letiterai 
wird  sobliefllidt  die  Masdune:  aus  den 
Produktionsmittel  des  Einzelnen  das  «nnr 
von  oner  G^esamtheit  von  Meuacheo  ao- 
wwdbare";  .  .  an  die  Stelle  der  Einzd- 
Werkstatt  tritt  „die  das  ZtiBammwiwirlwn 
von  Hunderten  und  Tausenden  gebietende 
Fabrik**  —  kurz  es  ersteht  und  ent&ütet 
sich  die  moderne  Großindustrie.  —  Wie 
leicht  ersichtlich,  liegt  der  Schwerpunkt 
der  kapitalistischen  Produktion  in  allen  ihren 
Entwickelungs-  und  Intensitätsphasen  nicht 
mehr  in  der  Güterbeschaffung  für  den  Eigen- 
bedarf des  Produzenten,  sondern  für  den 
Absatz.  Man  produziert  von  vornherein 
Waren.  Infolgedessen  werden  „die  alten 
Verbände  gelockert,  die  alten  Abschliefiunga- 
schranken  durchbrochen ,  die  Produzenten 
mehr  und  mehr  in  unabhängige  vereinzelte 
Warenproduzenten  verwandelt.  Und  wäh- 
rend die  Oi^anisation  der  Produktion  als 
gesellschaftlicher  in  jedem  einzelnen  Pro- 
duktionsetablissement stetig  fortschreitet, 
tritt  „die  Anarchie  der  gesellschaftlichen 
Produktion  .  .  an  den  Tag  und  (wird)  mehr 
und  mehr  auf  die  Spitze  getrieben.  .  .  Die 
Produzenten  haben  die  Herrschaft  über  ihre 
eigenen  gesellschaftlichen  Beziehungen  ver^ 
loren.  Jeder  produziert  für  sich  mit  sönen 
zufälligen  Produktionsmitteln  und  für  sein 
besonderes  Austauschbedürfnis.  Keiner  weiß, 
wieviel  von  seinem  Artikel  auf  den  Markt 
kommt,  wieviel  davon  überhaupt  g^muoht 
wird,  keiner  veifi,  ob  aeia  ^naelprodukt 
überhaupt  einen  wirklichen  Bedarf  TÜfindet, 
ob  er  seine  Kosten  heisusschlagen  oder  Ober* 
haupt  wird  verkaufen  k&nnen".  So  gestaltet 
sich  denn  die  Produktion  zu  einem  scwHiungB- 


Digitized  by  Google 


Kommunismus 


917 


losen  KoDkuTTenzkampf  der  einzelnen  Unter- 
nehmungen. Es  wird  zum  „Zwangsgebot 
für  den  einzelnen  industriellen  Kapitalisten, 
seine  Maschinerie  zu  verbessern,  ihre  Pro- 
duktionskraft stets  zu  erhöhen".  Der  Mög- 
lichkeit zu  diesem  und  jenem  sind  keine 
Grenzen  g^tzt,  wohl  ahsT  der  extensiven 
wie  intensiven  Ausdehnungsfähigkeit  der 
Märkte.  ,.Die  Kollision  wird  unvermeidlich^ 
und  tritt  zutage  in  Krisen. 

Um  aber  die  Wirkungen  der  letzteren 
ganz  wflrdigen  zu  kOnnen,  ist  es  noch  nötig, 
einen  Blick  auf  die  in  der  kapitalistischen 
I^x>duktion  tätigen  Arbeiter  zu  werfen. 

Der  beginnende  Kapitalismus  hatte  die 
Form  der  Lohnarbeit  bereits  voreefunden. 
Er  machte  sie  aber  ans  der  AnsDahme,  aus 
einem  „Durchgaogspunkt",  der  sie  frOher 
war,  zur  „R^l  und  Qrundform  der  ganzen 
Produktion^'  und  vollzog  ..die  Scheidung  .  . 
zwischen  den  in  den  Händen  der  Kapi- 
talisten konzentrierten  Produktionsmitteln 
hier  und  den  auf  den  Besitz  von  nichts  als 
ihrer  Arbeitskraft  reduzierten  Produzenten 
dort".  Diese  sind  und  bleiben  lebensläog^ 
lieh  Lohnarbeiter,  da  paralle!  mit  der  Ent- 
foltnog  der  kapitalistisaien  Produktion  auch 
die  Eäan^ng  der  zu  selbstftodigar  Unter- 
nc^merifttigkeit  ^forderlichen  FrodnktioDB- 
mittd  immer  schwierig  und  schliefilidi 
unmöglich  -wird.  Zugleich  aber  verschlech- 
tert uch  auch  ihre  Lage  in  geradem  Ter- 
h&ltnis  zu  den  Fortschritten  der  Technik. 
„Wenn  die  Einführung  xmd  Vermehrung 
der  Maschinerie  Verdrängung  von  Millionen 
von  Handarbeitern  durch  wenige  Maschinen- 
arbeiter bedeutet,  so  bedeutet  Verbesserung 
der  Bfaschinerie  Verdrängung  von  mehr  und 
mehr  Maschinenarbeitern  selbst  und  in 
letzter  Instanz  Erzeugung  einer  das  durch- 
schnittliche Besch&ftigungsbedürfnis  des  Ka- 

G'tals  Oberschreitenden  Anzahl  disponibler 
>hnarbeiter ,  einer  vollständigen  indu- 
striellen Reservearmee."  Jede  ^üna- 
tige  Markt-  und  daher  Produktionskonjunk- 
tur  kann  durch  ihre  Heranziehung  voll  aus- 
genfltzt  werden,  jede  Krise  hinwiederum 
mehrt  ihre  Massen.  Aber  nicht  nur  das; 
die  „industrielle  Reservearmee"  fungiert 
auch  als  „Regulator  zur  Niederhaltung  des 
Arbeitslohnes  auf  dem  dem  kapitalistischen 
Bedürfnis  angemessenen  niedrigen  Niveau". 

Hier  ist  nun  der  Ort,  die  Marxsdie 
Wertlehre  anzudeuten. 

„IMe  Nützlichkeit  eines  Dinges",  führt 
Marx  aus,  ,,macht  es  zum  Gebrauchswert" 
Der  Tauediwert  aber  ist  „die  Proportion, 
worin  nch  Gebtanc^werte  einer  Art  g^en 
Gebrauchswerte  anderer  Art  austauschen, 
da  Verhältnis,  das  beständig  mit  Zeit  und 
i}Tt  wechselt".  Der  Tauschwert  ist  jedoch 
koneswegs  etwas  ZuRUIigee,  wie  es  auiach 
scheinen  mGchte.    Vergleichen  wir  zwei 


Waren,  so  finden  wir  „ihr  Austauschverhält- 
nis ..  .  stets  darstellbar  in  einer  Gleichung" ; 
d.  h.  „daß  ein  Gemeinsames  von  derselben 
Größe  in  zwei  verschiedenen  Dingen  exis- 
tiert*'; daß  „beide  also  gleich  sind  einem 
Dritten,  das  an  und  für  sich  weder  das 
eine  noch  das  andere  ist",  und  „daß  daher 
jedes  der  beiden,  soweit  es  Tauschwert,  .  . 
auf  dieses  Dritte  reduzierbar  sein"  muß. 
Dieses  Dritte  ist  nicht  Nützlichkeit  (Ge- 
brauchswert) und  ebensowenig  die  „körper- 
lichen Bestandteile  und  Formen,  die  es  zum 
Gebrauchswert  machen",  sondern  ,,die  Ver- 
ausgabung menschlicher  Arbeitskraft,  ohne 
Rücksicht   auf  die  Form  dieser  Veraus- 
gabung".   M.  a.  W.:  „ein  Gebrauchswert 
oder  Gut  hat  .  .  nur  einen  Wert,  weil  ab-  . 
strakt  menschliche  Arbeit  in  ihm  verg^en- 
ständlicht  .  .  ist",  die  ihrerseits  „sich  an 
ihrer  Zeitdauer  mißt",  wie  ,,die  Arbeitszeit 
wieder  ihren  Maßstab  an  bestimmten  Zeit- 
teilen besitzt".    Wohlverstanden,  „Ärbeit"^ 
ist  nicht  individuell  aufzufassen,  sondern  als 
„eesellschaftliche  Durchschnittsarbeitskraft". 
Als  „gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeit" 
erscheint  daher  jene,  wddie  eriieischt  wird^ 
„um  iigend  «neu  Gebrauchswert  mit  den 
vorhandeiwn  ges^schafüich-normalen  Pro- 
duktionsbedingun^n  und  dem  gesellschaft- 
lichen Durchschnittsgrad  von  Geschick  und 
Inten^tät  der  Arbät  dvzustellen".  Ebenso 
selbstverständlich  ist  Arbeit  nicht  bloß  Hand- 
arbeit, sondern  auch,  unier  der  eben  er- 
wähnten Voraussetzung,  jede  leitende  und 
disponierende  Tätigkeit  im  Produktionspro- 
zeß. Hält  man  das  fest,  so  ergibt  sich,  daß 
„Waren, . .  die  in  derselben  Arbeitszeit  her- 
gestellt werden  können,  .  .  dieselbe  Wert- 
größe haben",  und  daß  andererseits  Wert- 
differenzen  ihr  Maß  in  dem  Quantitätsunter- 
schied der  zur  Erzeugung  der  verliehenen 
Waren  erforderlichen  Arbeit  finden.  Im 
Austausche  nun   „gravitieren  die  Preise", 
d.  h.  die  in  Geld  ausgedrückten  Werttjuanta. 
„nach  den  (so)  bestimmten  Werten  hin  und 
osdllieren  um  diese  Werte",  oder  richtiger: 
„gravitierten":  nämlich  in  der  „ganzen 
Periode   der  einfachen  Warenproduktioor. 
d.  h.  „vom  Anfange  des  die  Produkte  iii 
Waren  verwandelnden  Austausches  bis  ii» 
15.  Jahrh.  unserer  Zeilrechnung"  (E  n  pel  i-, 
Anders  in  dem  Austausch  der  kapitaltfläitü. 
produzierten  Waren.    Bei  diesem  tri» 
Wert  nicht  in  die  Erscheinung.  Vifihnanr 
ist  es  gerade  für  die  kapitalistwcätf-  J*rf~ 
duktionsweise  charakteristisch,  dat  mist 
Waren  der  Regel  nach  nicht   ai  inra 
Werten,  d.  h.  im  Verhältnis  der  u 
enthaltenen  Arbeitsmengen 
dem  daß  die  Aequivalenz  »ot  7'*»  nu 
Wert  nur  etwas  ZuOll^ee  äc-  T-r- 
lebt  nicht  in  dem  BewnMaen  ■ 
listischen  ProduktionaageBteiL  ^ 
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auch  keineswegs  dered  Kalkül.  Denn  nach 
ihrer  Auffassung  kostet  die  Ware  nicht  Ar- 
beit, sondern  Kapital.  Der  Wert  spielt  aber 
ebensowenig  eine  Bolle  etwa  als  Distri- 
butionsfaktor bei  der  Aufteilung  des  gesell- 
schaftlichen Jahre^rodukts.  Er  ist  auch 
keineswegs  eine  Bewußtseinstatsache  der 
Warenkäufer  und  Verkäufer  —  der  Ueber- 
gang  zum  Metallgeld  hat  ^as  Bewußtsein 
vou  der  Werlroessenden  Eigenschaft  der 
Arbeit  durch  die  Gewohnheit  des  Geld- 
rechnens" erst  verdunkelt  und  dann  voll- 
ständig verdrängt.  „Er  ist  also  mit  einem 
Wort  keine  Bedingung  wirtschaftlicher  Tätig- 
keit, .  .  keine  empinsche,  sondern  eine  ge- 
dankliche Tatsache,  .  .  um  die  Phänomene 
.  des  Wirtschaftalebens  uns  verständlicher  zu 
machen."  Kurz,  das  Wertgesetz  ist  ,,mcht8 
anderes  als  der  Okonomisäe  Ausdruck  für 
die  Tatsache  der  gesellschaftlichea  Produk- 
tivkraft der  Arbeit  als  Gnindlf^^  des  wirt- 
schaftlidiea  Daseins*'';  und  sein  Inhalt  ist 
also  der,  daß  Wert  der  Waren  die 
spezifisch  historische  Form  ist,  in  der  ^ch 
die  in  letzter  Instanz  alle  wirtschaftlichen 
Vorgän^  beherrschende  gesellschaftliche 
Produktivkraft  der  Arbeit  bestimmend  durch- 
setzt'- (Sombart).  —  Ebenso  wie  der  Wert 
ist  auch  der  ,.Mehrwert"  eine  ,,gesell- 
schaftliche  Tatsache".  Halten  wir  fest,  daß 
jede  wirtschaftende  Gesellschaft  über  ein 

fewisses  Quantum  Arbeit  verfügt,  so  wird 
asselbe  auch  in  einem  bestimmten  Frodukt- 
quantum  in  Erscheinung  treten,  das  einen 
bestimmten  Wert  repräsentiert  Fixiert  man 
in  irgend  einer  Weise  einen  Teil  dieses  ge- 
sellschaftlichen Produkts .  so  repräsentiert 
der  Wert  des  Ueberschusses  Mehrwert.  Zu- 
nächst ist  das  ein  rein  formaler  Begriff. 
Seine  Ausfüllung  erfährt  er  in  der  kapi- 
talistischen Produktion  dadurch ,  daß  das 
Kapital  sich  einen  Teil  der  gesellschaftlichen 
Arbeit  aneignet,  nämlich  den  CeberschuB 
über  das  zur  Erhaltung  und  Reproduktion 
der  Arbeitskraft  notwendige  Arbeitsquantum. 
M.  a  W.:  Der  Arbeiter  erhält  nicht  allen 
Wert,  den  seine  Arbeit  geschaffen,  sondern, 
unter  dem  Namen  Arbeitslohn,  ntu*  einen 
Teil  desselben.  Die  Größe  dieses  Arbeits- 
lohnes weicht,  wie  Marx  selbst  ausdrück- 
lich erklärt,  von  dem  zur  Erhaltung  und 
Reproduktion  der  Arbeitskraft  notwendigen 
..physisclien  Minimum  ab.  Er  ist  Terschiedeo 
je  nach  dem  Klima  tmd  dem  Stand  der  ge- 
sellschaftlichen Entwickelnng.  Er  hängt  ab 
nicht  nnr  von  den  phyräscben,  sondeni  auch 
von  den  historisch  entwickelten  gesellscliaft- 
lichen  Bedürfnissen,  die  zur  zweiten  Natur 
werden.  In  jedem  Lfuid  aber  zu  einer  ge- 
gebenen Periode  ist  dieser  regulierende 
durchschnittliche  Arbeitslohn  eine  gegebene 
Größe",  der  für  die  „sämtlichen  übrigen 
Revenüen  .  .  eine  Grenze"  bildet. 


Natürlich  —  und  damit  kehren  wir  zu 
der  dieser  Skizze  d^  Wertgesetzes  voiBus- 
geschickten  Darstellung  zurücJt  —  ist  der 
PrivatkapitaUst,  von  dem  in  der  heirschen- 
den  Wirtschaftsordnung  die  Produktion  aus- 
geht, an  möglichst  hohem  Gewinn  im  Ver- 
hältnis zu  dem  Eapitalauf wände ,  der  zar 
Herstellung  einer  Ware  nötig  ist,  int^resmert. 
Die  Profite  aber  sind  geregelt  dun^  ^ 
Verhältnis  der  Mehr-  zur  notwendigen  Ajv 
beit,  weil  der  Gesamtprofit  durch  den  Ge- 
samtmehrwert dai^eetellt  wird.  Den  letz- 
teren zu  steigern,  liegt  also  im  Interrase 
der  Kapitalistenklasse.  D.  h.,  diese  ist  von 
der  Tendenz  beherrscht  sich  mj^Uchst  viel 
unbezahlte  Arbeit  aozueignen.  daher  einer* 
seits  die  Arbeitszeit  anszudehnen  und  ao- 
dererseits  die  Produktivität  der  Arbeitskraft 
zu  sAeißera.  Verlängerung  des  Arbeitstagos 
und  Vervollkommnung  der  Technik  inrd 
also  die  Losung.  Jene  bildet  direkt  eine 
Ausbeutung  der  Aiteiterklasse ,  diese  dne 
Stütze  diraer  Ausbeutung.  An  und  für  sich 
schon  muß  der  Arbeiter  sich  diese  Am- 
beutun^  ge&ülen  lassen,  weil  er  leben  will 
und  seme  Arbeitskraft  die  einz^  Ware  ist. 
die  er  auf  den  Markt  zu  bringen  hat. 
Ueberdies  zwingt  ihm  aber  auch  der  stei- 
gende AVettbewerb  bei  der  Verwertung  der- 
selben immer  härtere  Vertragsbedingaogeo 
auf  —  inbezug  auf  Lohn,  Arbeitsdauer. 
Beschaffenheit  des  Arbeitsortes  usw.  ünd 
liier  zeigt  sich  jene  schon  berührte  Funk- 
tion jeglichen  technischen  Fortschrittec:. 
Nicht  niu-,  daß  die  in  imendlicher  Verbesse- 
rung begriffene  Sfaschine  einen  Teil  der 
Arbeiter  überhaupt  außer  Brot  setzt:  sie 
kettet  auch  den  anderen  fester  und  macht 
„Ueberarbeitung  der  einen  (zur)  Voraus- 
setzung für  die  BeschäftiguDgslogigkeit  der 
anderen^-.  Nicht  zu  gedenken  der  durch  die 
Maschine  geschaffenen  Möglichkeit  der  Her* 
anziehung  von  Frauen-  und  Kinderartieit. 
Nicht  zu  gedenken  femer.  daß  die  Masse 
der  Lohnarbeiter  auch  aus  den  Reihrä  der 
Produzenten  selbst  durch  Zertrümmeniog 
des  Kleinbetriebes  imd  der  wirtschiAlico 
schwächeren  kapitalistischen  Untemdi- 
mungen  .fortwährenden  Zufluß  erhält 

Denn  wie  von  Anfang  an  die  .{Jan- 
mäßige"  d.  h.  .gesellschaftlich  oi^snisierte" 
kapitalistische  iS^uktion  der  „natnrwflch- 
sigen  Ai^tsteilung"  flberi^n  wu*  und. 
weil  sie  billiger  produneite  und  daher 
billiger  verkaufen  konnte  und  oudi  talsäcb* 
Lieh  verkaufte,  die  letztere  immer  cnehr  su* 
rfickdrftngto:  so  dauert  diese  EntwicAeluog 
nicht  nur  anch  g^uwfirUg  in  sttogender 
Pr(^ression  fort,  sondern  sie  gräft  auch  im 
Konkurrenzkampf  zwischen  den  verschieden 
starken  kapitalistischen  Betrieben  Phüz. 
Re^lmäßi^  schon.  Mit  besonderer  Heftig- 
keit aber  in  .Zeiten  von  Krisen   deren  pe- 


Digitized  by 


Google 


Sozialismus  unA  Eommunismus 


919 


riodisches  Auftreten  eine  oi|;aiüsche  Not- 
wradigkeit  ist,  wdl  die  Anut^ie  der  Oe- 
samtprodoktioD  immer  wieder  znr  Ueber- 
p  roa  u  k  t  i  o  n  fOhi-t.  Aus  zweifachen  OrODden. 
Einerseits  nimmt  die  Oütererzeugung  rascher 
KU,  als  der  Markt  sich  auszudehnen  vermag ; 
andererseits  aber  wird  der  nationale  Absatz 
immer  mehr  eingeengt  „Die  grofie  In- 
dustrie, die  den  ganzen  Erdkreis  nach  neuen 
Konsumenten  abjagt,  btschrftnkt  zu  Hause 
die  KoDsnmtioa  der  Massen  auf  ein  Hunger^ 
minimum  und  uoteigiftbt  sich  damit  den 
eigenen  Markt"  Gewiß  die  Krise  wird 
abwwtmden.  Auf  alle  Weise  strebt  man 
nach  der  Ihnbemng  neuer  Mfirkte,  und 
..Produktivkräfte  wie  Produkte  werden 
massenhaft  vei^udet  und  zerstört,  bis  die 
angeh&uften  Warenmassen  unter  größerer 
oder  geringerer  Entwertung  endlich  ab- 
fließen, bis  Produktion  und  Austausch  all- 
mählich wieder  in  Gang  kommen.  Nach 
und  nach  beschleunigt  sich  „denn  auch  die 
Gangart,  f&llt  in  Trab,  der  industrielle  Trab 
geht  Uber  in  Galopp,  und  dieser  8tei|;ert 
sich  wieder  bis  zur  zO^llosen  Karriere  einer 
vollständigen  industriellen ,  kommerziellen, 
kreditlichen  und  spekulativen  Steeple-Chase, 
um  endlich  wieder  .  .  aazuliuigen  —  im 
Graben  des  Krachs". 

Die  Folge  von  all  dem  ist  einerseits  die 
progressivBZusammenballung  derProduktions- 
mittel  in  immer  weniger  Händen,  und  an- 
dererseits parallel  mit  dieser  „Akkumulation 
des  Reichtums  auf  dem  einen  Pol,  .  .  zu- 
gleich die  Akkumulation  von  Elend,  Arbeits- 
qual. Sklaverei.  Unwissenheit,  Bestialisierung 
und  moralischer  Degradation  auf  dem  G^n- 
pol,  d.  h.  auf  Seite  der  Klasse,  die  ihr 
eigenes  Produkt  als  Kapital  produziert'\ 

Daran  kann  nun  kein  Mensch  etwas 
ändern,  wie  kein  Mensch  daran  schuld  ist. 
Es  hat  auch  keinen  Sinn,  diesen  Zustand 
als  unmOTalisch  brandmarken  zu  wollen  oder 
an  das  Gefühl  der  Herrschenden  zu  appel- 
lieren, sie  mochten  der  Ausbeutung  än  Ende 
machen.  Das  Elnde  kann  nm*  aus  der  Ent- 
wickelung  selbst  kommen.  Es  kommt  aber 
anch  mit  „Naturnotwendigkeit".  Ebenso  wie 
die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  sich 
oi]ganisGb  aus  der  mittd^terlichen  ent- 
wickelt und,  unter  Zersetzung  der  dieser 
entspredienden.  eine  sich  adätiuate  fiechta- 
ordnung  geschaffen  hat^  so  unterliegt  nun 
sie  ihrerseits  wieder  einem  analogen  Zer- 
setzungsprozesse. Und  zugleich  und  in 
gleicher  Stärke  sind  schon  neben  den  zer- 
störenden auch  die  iwsitiv  aufbauenden  Be- 
dingungen für  die  künftige  höhere  Gesell- 
schaftsordnung in  voller  und  immer  leb- 
hafter accentuierter  Tätigkeit.  Immer  BchrofTer 
wird  der  durch  den  Widerspruch  zwischen 
Kouperation  im  Produktionsprozeß  und  In- 
divianaUsmus  in  Aneignung  und  Austausch 


des  Produktes  hervoigerufene  „Gegensatz 
von  Proletariat  und  Boui^eoisie"  —  objektiv 
und  subjektiv.  Es  wächst  nicht  nur  stetig 
die  Masse  der  Proletarier  und  die  G(emein* 
samkeit  und  Gleichartigkeit  ihrer  Interessen, 
sondern  es  kommt  ihnen  di^  auch  —  ge- 
rade infolge  ihrer  duixih  die  Pi-odoktionB- 
tecbnik  bedingten  Zusammendrängung  an 
^wissen  Punkten  (Stadt,  Fabrik)  —  zu 
immer  lebendigerem  Bewußtsein.  Dies  führt 
zuletzt  zn  ihrer  Konstituierung  als  Klasse, 
die  sich  dessen  und  ihres  Gegensatzes  znr 
Bourgeoine  wohl  bewußt  ist  Auf  der  an- 
deren Seite  erweist  der  „WideraiHnüb 
zwischen  der  gesellschofUichen  Oiganisation 
in  der  einzelnen  Fabrik  nnd  drä  gesell- 
schaftlidien  Anarchie  in  der  Gesamtpro- 
duktion" immer  mehr  die  Unfähigkeit  der 
Boui^eoisie,  „ihre  eigenen  gesellschaftlichen 
Produktivkräfte  fürderhin  zu  leiten",  weil 
„die  Produktionsweise  ge^n  die  Austausch- 
weise rebelliert'"  und  dieser  Widerspruch 
in  immer  wiederkehrenden  Krisen  und  in 
ungeheuerlich  anschwellendem  Pauperismus 
in  Erscheinung  tritt.  Aber  nicht  bloß  als 
unfähig  erweist  sich  die  Bourgeoisie  zur 
Leitung  der  Produktion,  sondern  auch  als 
entbehrlich :  durch  den  KonkuiTonzkampC 
vermindert  sich  die  Zahl  der  Unternehmer 
fortwährend ,  und  in  geradem  Verhältnis 
dazu  nimmt  die  GrOße  der  Betriebe  zu.  Die 
Bourgeoisie  selbst  ist  genOtigt,  dem  Drängen 
der  Produktivkräfte  „nach  ihrer  Erlösung 
von  ihrer  Eigenschaft  als  Kapital,  nach  tat- 
sächlicher Anerkennung  ihres  Charakt^  als 
gesellschaftlicher  Produktionskräfte"  wenig- 
stens eini^rmaßen  Bechnung  zu  tragen. 
Dies  geschieht  durch  „die  Verwandlung  der 
großen  Produktiuns-  und  Verkehrsanstalten 
in  Aktiengesellschaften  und  Staatseigentum", 
wie  z.  B.  Post,  Telegraphen,  Eisenbahnen. 
„Alle  gesellschaftlichen  Funktionen  des  Ka- 
pitalisten werden  jetzt  von  besonderen  An- 
gestellten versehen.  Der  KapitaHst  bat 
keine  gesellschaftliche  Tätigkeit  mehr  anfier 
Revenüeneinstreichen ,  Couponabschneiden 
imd  Spielen  an  der  BOrse,  wo  die  versdiie- 
denen  Kapitalisten  untereinander  sich  ihr 
Kapital  abnehmen.'*  Wie  früher  Arbeiter, 
so  werden  jetzt  die  Kapitalisten,  und  zwar 
nicht  mehr  als  Individuen,  sondern  als  Ty- 
pus, als  gesellschaftlicher  Faktor,  „in  me 
überflüssige  Bevölkerung''  verwiesen.  Doch 
auch  die  Verstaatlichung  bringt  noch  nicht 
die  Lösung  des  Konfliktes.  Denn  ihr  Zweck 
ist  nicht  diese  Lösung,  sondern  die  Wah- 
rung der  Interessen  der  Kapitalistenklasse 
..gjegeo  die  Uebergrifle  sowohl  der  Arbeiter 
wie  der  einzelnen  Kapitalisten".  Sie  hebt 
das  Kapitalverhältnis  nicht  auf,  sondern  treibt 
es  vielmehr  auf  die  Spitze.  „Aber  auf  der 
Spitze  schlägt  es  um",  weil  doch  das  Staats- 
eigentum an  den  Produktivkräften  die  Hand- 
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habe  zn  deren  YergeseUschaftung  in  Bich 
bii^.  Dies  geschieht  dadurch,  daß  das 
oi^anisierte  Proletariat  die  Staatsgewalt  er- 
greift. Nun  „schiigt  die  Stunde  des  kapi- 
talistischen Privateigentums.  Die  Expro- 
priateurs werden  expropriiert".  Die  rro- 
duktionsmittel  werden  in  Staatseigentum 
verwandelt.  Damit  hebt  das  Proletariat  ..sich 
selbst  als  Proletariat,  damit  hebt  es  alle 
Klassenunterschiede  und  Klassengegensätze 
auf,  damit  auch  den  Staat  als  Staat",  d.  h. 
als  „OTganisation  der  jedesmaligen  aus- 
beutenden Klasse  zur  AufrechterhaltuDg 
ihrer  äußeren  Produktionsbedingungen*'. 

Der  Akt  der  Beaitzergreifimg  von  den 
Produktionsmitteln  durch  die  an  das  Prole- 
tariat übei^gangene  Öffentliche  Gewalt  gibt 
dem  geseUs^afUichen  Charakter  der  Pro- 
duktionsmittel „volle  Freiheit,  sich  durch- 
zusetzen", und  „macht  eine  gesellBchaftliche 
FroduktioQ  nadi  vorherbestimmtem  Plan  .  . 
mO^ch"  sowie  fernere  Existenz  ver- 
schiedener OesellscbaftBklassen  zn  einem 
AnadiroDiBmus". 

Eine  wiBsenschaftliche  WeK^bUdun^  des 
HandsmuB  im  porätiven  ^ne  ist  bisher 
nicht  erfolgt,  wohl  aber  hat  seit  ungefiUir 
einem  Jahrzehnt  eine  energische  Kritik  des 
Hänichen  Gedankenaufbaues  eingesetzt,  und 
von  sozialistischen  sowohl  wie  von  bürger- 
lichen Schriftsteilem  wird  an  demselben 
immer  ener^scher  gerQttelt.  Vorläufig  be- 
herrscht er  jedoch  noch  immer,  wie  er  ja 
allgemein  das  gesellschaftswissenschaftliche 
Denken  in  tiefster  Weise  beeinflußt  hat, 
aussdü^^bend  die  sozialistische  Bewegung 
in  allen  IQlndfflii. 

in.  SchlnssbetracbtiiDgeB. 

Wir  sind  am  Schlüsse  unserei*  Aus- 
führungen angelangt  Eine  eingehendere 
kritische  Betrachtung  der  dai^stellten 
sozialistischen  Lehren  ist  nicht  beabsichtigt. 
Von  vornherein  war  eine  solche  durch  den 
rein  informativen  Charakter  dieser  Studie 
ausgeschlossen.  Nicht  minder  verbietet  sie 
der  eng  bemessene  Baum.  Bis  zu  einem 
gewissen  Grade  erscheint  sie  endlich  auch 
unnötig :  gerade  weil  versucht  wurde,  einer- 
seits die  privateigentumsfeindlichen  und 
kollektivistischen  Theorieen  in  ihrer  zeit- 
Jichen  und  räumlichen  Aufeinanderfolge 
möglichst  exakt  zu  skizzieren  sowie  — 
unter  Betonung  der  Abhftndgkeit  ihrer 
Struktur  von  der  jeweiligen  Kultoistufe  — 
ihre  fundamentalen  Gedanken  scharf  hervor- 
zuheben und  audaersdts  die  IhirsteUung 
-doch  auch  hierauf  allein  zu  beschränken. 
Jede  Theorieenn^uppe  bietet  so  von  selbst 
<1ie  kritischen  Maßstäbe  für  jene,  die  ihr 
in  der  geschichtlichen  Entwickelun^  voraus- 
gegangen sind :  durch  das  Neue  nicht  nur, 
das  sie  im  Vergleich  mit  ihnen  enthält, 


sondern  ebensowohl  auch  durch  das,  was 
sie  von  ihnen  abgelehnt  oder  aus  ihora 
übernommen  hat 

Als  Bleibendes  aber  im  Wechsel  er- 
scheint dem  rückwärts  gewendeten  Blicke 
der  Gleiohheitsgedanke.  Die  Jahrhunderte 
arbeiten  stetig  an  seiner  Entwickelang  and 
Ausdehnung  auf  immer  weitere  Personeo- 
kreise  und  Lebens^biete ,  bis  schlie&Uch, 
nachdem  das  Prinzip  der  gleidifreien  Per- 
sOulichkeit  aller  gesi^  hat,  das  Ringen 
b^nnt,  dieser  abstrakten  Gleichheit  auch 
einen  materiellen  Inhalt  zu  geben.  —  Wie 
im  Gleichheitsgedanken,  so  begeben  eich 
ferner  sämtliche  sozialistische  Denker  in 
der  grundsätzlichen  Anschauung  Über  dea 
We^  zu  seiner  Verwirklichung.  Dnter- 
schiedslos  halten  sie  die  Erreichung 
wirtsdiaftlichen  Gleichheit  (oder  vidmehr 
—  nach  den  m^ten  —  Y^hältnisraftBigfcdt, 
unter  Festhaltung  einer  unfibersdir^tbarBo 
Grenze  nach  unten  zu)  für  unmöglich,  bo- 
lange  das  Privateigentum  fortbestünde  tmd 
Sacngütererzeugung  sowohl  als  auch  -Ver- 
teilung auf  ihm  odi  aufbauten.  —  Erst  hta 
der  Frage,  wie  dieses  Hindernis  aus  dem 
We^  zum  Ideal  w^znräumeo  sei,  diffe- 
renzieren sich  die  Meinungen.  Und  die 
Art  eben ,  wie  diese  Frage  beantwortet 
wird,  entscheidet  über  die  Zugehörigkeit 
der  einzelnen  Systeme  zum  „utopischHi'* 
oder  zum  „nicht-utopischen,  wissenschaft- 
lichen" S. 

Jener  legt  allen  Nachdruck  auf  die  ,^  b  - 
Schaffung"  des  Privat-  und  die  ,jEin- 
führung"  des  Kollektiveigentums.  Erdenkt 
sich  also  beides  als  konstitutiven  Akt. 
Dm  diesen  zu  ermöglichen,  appelliert  er  an 
den  gesunden  Menschenverstand,  an  die 
natürliche  Herzensgüte,  an  die  Gewalt  Von 
einem  kausalen  Bereifen  des  ^[eschichtlidi 
Gewordenen,  von  einer  Einsicht  in  die 
Elemente ,  welche  an  dessen  Weiteient- 
wickeluog  und  an  der  Gestaltung  der  An- 
kunft wirken,  ist  keine  Rede.  B^rug  hat 
die  Menschen  betOrt:  es  genügt,  sie  auf- 
zuklären. Gewalt  hat  sie  geknechtet:  da- 
gegen hilft  wieder  Gewalt  Es  braucht  nur 
ein  wenig  guten  Willen,  es  bedarf  aar 
„eines  beherzten  Entschlusses",  um  alles 
wieder  ins  rechte  Geleise  zu  bringen.  — 
Man  sieht:  das  alles  ist  echtes  Jonobiner- 
tum,  sanftes  oder  brutales.  Häufig  brade 
Schattieningen  vereinigt  zur  axiomatischn 
Ueberzeugnng:  dofi,  wer  den  Weg  zam 
allgemeiDen  Glück  gefanden  hat,  bei«ditigt 
und  verpflichtet  seif  wenn  nOtig,  die  Mengchen 
zu  zwingen,  ihn  zu  betreten.  —  Gans  andei» 
der  „wissenschaftliche  S.",  als  deosen  bia 
jetzt  vollendetster  Typns  der  Harxismna 
aozusehen  ist  —  denn  bei  Rodbertus 
und  Lassalle  finden  sich  noch  so  manche 
Anklänge  an  jenes  eben  gekeanzeichoete 
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Jakobinertnm.  Er  versuoht  den  Nachweis, 
daß  gerade  unsere  heutige  'Wirtschaftsord- 
□nog  sich  mit  iunerer  Notwendigkeit  und 
automatisch,  kraft  der  in  ihr  lebendigen 
wirtsdiafllichen  Gesetze,  in  der  Richtung 
zum  Kollektivismus  entwickle,  so  daß  die 
sdilieBliche  Proklamierung  des  letzteren 
nicht  konstitutiver,  sondern  bloß 
deklaratorischer  Natur  sein  werde. 
Natürlich  ist  diese  Iiehre  —  ohne  daß 
dies  selbstverständlich  der  ceschichüidien 
Bedeutung  ihres  SchOpfers  den  mindesten 
Eintn^  täte  —  ebensowenig  in  allen 
ihren  Teilen  richtig  oder  auch  nur  oii^inell 
wie  irgend  ein  anderes  wissenschaftliches 
System  bisher.  Viele  ihrer  wesentlichen 
Oeduiken  sind  von  älteren  Denkern  schon 
ausgesprochen  worden :  und  gerade  seine 
Hauptlehren  werden  sich  zweifellos  wissen- 
schaftlich nicht  halten  lassen.  Schon  sind 
sie  zum  großen  Teil  durch  die  Zeit,  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  seit  der  Mitte 
des  abgelaufenen  Jahrhimderts  und  die 
Kritik  widerlegt  oder  doch  mindestens 
emsthaft  erschüttert.  Man  bezweifelt,  viel- 
faßk  auch  schon  auf  sozialistischer  Seite, 
die  Konzentrationstheorie  und  leugnet  sie 
jedenfalls  entschieden  für  das  Gebiet  der 
landwirtschaftlichen  Produktion;  an  der 
Hand  der  Statistik  wird  die  Lehre  an- 
gegriffen, dafi  auf  der  einen  Seite  die  Zahl 
der  Kapitalbesitzer  sich  stetig  verringere, 
wahrend  auf  der  anderen  die  Verelendung 
des  Proletariats  unausgesetzt  fortschreite; 
es  schwindet  der  Glaube  auch  an  die 
Krisen-  und  Zusammenbruchstheorie.  Doch 
darauf  kommt  es  überhaupt  und  insbesondere 
hier  nicht  an.  Jedem  unbefongenen  Urteil 
ist  ohne  weiteres  klar,  daß  der  Marxismus 
unmOglidi  den  Abschluß  des  gesellscfaafts- 
vissenschaftUch«!  Denkens  bedeuten  kann. 
Zugleich  aber  wird  auch  kaum  nodi  von 
enuthftfier  Seite  bestritten,  daß  er  einen 
anSerordentlichen  Fortschritt  auf  diesem 
Gebiete  bedeutet.  I^aktisch  bedeutsamer 
und  für  uns  an  dieser  Stelle  von  unmittel- 
barem Interesse  ist  jedoch  sein  fänflnfl  auf 
Struktur  und  Tempo  der  Arbeiterbewegung 
*in  allen  Ubidem.  Man  kann  dessen  Wir^ 
kungen,  mit  Sombart,  zusammenbissen  in 
den  Worten :  Verselbständigung  der  Arbeiter- 
bewegung; zunehmendes  Hervortreten  ihrer 
Intemationalit&t,  je  mehr  sie  die  Reaktion 
gegen  den  internationalen  KapitalismuB  dar- 
stdlt;  Ueberwindung  der  Phrase  durch 
realistische  Betrachtung  und  Würdigung 
der  Ökonomischen  Verhältnisse;  Ueberwin- 
dung infolgedessen  auch  des  ftevolutions- 
gedaokens  durch  das  Gvolutionspnnzip. 
Nach  diesen  Richtungen  hin  bewegt  sich 
heute  die  Sozialdemokratie  aller  Länder  (s. 
Art.  „Sozialdemokratie"  oben  insbesondere 
S.  858  fg.). 
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4eilung  de»  Grundeigentum»  im  kkugiaehtn  Alter- 
tum  (i.  Jahrb.  /.  Nat.  u.  ÜUiL,  Bd.  IS).  — 
K.  Bücher,  Die  Aufttändf  der  unfreien  Arbeiter 
14S~1£9  V.  Chr.,  Frankfurt  a.  M.  1874.  — 
Rohde,  Der  grieehi*ehe  Roman,  Leipzig  1876. 

—  Joh.  stuber,  Der  Sozialitmu»,  RäelAlick 
attf  da»  Altertum  (i.  d.  Beil,  t.  AUg.  Ztg.  v.  1878, 
neu  at^fg^egi  München  1895).  —  O,  SalvtOHi, 
II  eomunUmo  nella  Greeia  antiea,  Adua  188S. 

—  J-ul.  Beloeh,  Die  Bevölkerung  der  griechitch- 
römisehen  Welt,  Leipzig  1886;  Grieehiache  Gr- 
schichte,  2  Bde.,  Straßburg  189SI97 ;  Die  Groß- 
induatrie  im  Altertum  (i.  d.  Ztarhft  f.  Soai<üic. 
von  1899).  —  K.  Kautsky,  Die  Entttehung 
dea  Chriatenluma  (i.  d.  „Neue  Zeit",  S.  Juhrg.). 

—  &  CognetU  de  Martiia,  Soeialiamo  antieo, 
Turin  1889.  —  L.  Startmann,  Ueber  die  Ur- 
aaehe  de»  Untergange»  dea  römiachrn  Reiches 
(i,  Arth.  f.  sot.  Qe».,  Bd.  II,  8.  48Sfg.).  — 
JR  SSÜmier,  Prolegomena  au  ftatoa  iftaat, 
Batel  1891.  —  M,  Beer,  Ein  Beitrag  zur 
Ge»ehiehte  des  Klassenkampfe»  im  hebräiachen 
Altertum  (in  „Neue  Zeit",  Xljl,  S.  444 
bis  44^)-  —  i~  Elster,  Art.  „Halo",  H.  d.  St., 
1.  Aufl.,  Bd.  V.,  S.  154fg.  -~  Eduard  Meyer, 
Geschichte  des  Altertum»,  II.  Bd.,  Stuttgart  1893; 
Die  wirtaehaftlicke  Entwickelung  drs  AltTtums, 
Jena  1898  (vgl.  dazu  Sxanto,  Auagewfthlte  Ab- 
handlungen krag,  von  H.  Sitoboda,  TiÜringen 
1906,  S.  187 fg.);  Art.  „Graeekiaehe  Bewegung", 
H.  d.  St.,  Supplbd.  Tl.  S.  440148:  »Di«  Be- 
veOervng  dea  Altertum»",  ebd.  9.  Avß.  Bd. 
TT,  S.  674(89,  ltl6;  „Pteba",  ebd.  Bd.  VI, 
S.  981106.  —  B.  Pöhlmann,  Oeachichte  dea 
antiken  Kommuniamua  und  Sozialiamua,  S  Bde., 
München  ISOSjS.  (Vgl.  dazu  E.  Szanto,  a.  u.  O. 
S.  S88fg.)  —  St.  IHetzel,  Die  Ekkleaiazuten 
dea  Ariatophanes  und  die  Platontache  Puliteia 
(i.  Zeitachr.  f.  Lil.  u.  Gesch.  d.  Staatawia»., 
Bd.  I,  189S,  S.  378—40").  —  Xittt ,  Le 
aocialisme  eathoHque,  Paria  1894   (S.  t — 7S). 

—  «T.  W^lhanaen,  laraelitisehe  und  jüdische 
Geaehichte,  BtiUn  1894-  —  Ang.  Maurt,  I 
cittadini  lavoralori  deU'  Atlien  nei  »ecoh  V^  e 
V/«  a.  C,  Mailand  189B.  —  O.  FUtUm,  Le 
aocüiliame  en  Grece,  Paria  ls95.  —  P.  Natorp, 
Piatos  Staat  und  die  Idee  der  Sozialpädagogik 
(i.  Arch.  f.  aoz.  Ges.,  Bd.  VIII,  S.  14f>fg.}.  — 

—  Th.  Oomperz,  Grieehiache  Denker.  Eine 
Geeehichteder  antike»  Philo»ophie,  Leipzig  1896fg.  I 


—  St.  Swoboda,  Art.  „KolvniaaHon,  grieckiacha", 
H.  d.  St.,  SuppOtd. II,  S.  581—544.—  A.Sehulten, 
Art.  „Kolonisation,  römische",  ebd,  S.  S44i60. 

—  Georg  Adler,  Art.  „Sotialreform",  «M. 
S.  694 — 757.  —  Aug.  Souehon,  Lea  theorie* 
eronomiguea  dans  Ui  Gricr  antigw,  I^ria  1398. 

—  M,  Weber,  Art.  „Aprartierhaüttiaae  im 
Altertum",  ebd.  t.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  «r/M-  — 
W.  Windelband,  AH.  „Piaton",  ebd.  S.  91/97, 

—  Ettore  Cicotti,  11  tnimonto  deUa  adtiawitS; 
Turin  1899.  —  G.  SaltHolt,  te  eapitaiiame 
dana  le  monde  antique,  Piris  1906.  —  Fermrr 
außer  den  bereits  im  Texte  zitierten  Werken 
die  Gesehichtawerke  ron  Curttum,  Grote, 
Mommaen,  und  ZeUmv  GeaehiehU  der  Pkilo- 
Sophie. 

V.  Mittelalter.  W.  SSimmvi  mmmtu 
Allgemeine  GeaeMehte  des  großen  Bauemkrtegea, 

S  Tie.,  Stuttgart  I84I  (t.  Aufl.  1891).  —  VU- 
mann ,  Reformatoren  vor  der  Reformatio, 
Hamburg  184t.  —  O.  B.  Stundaha^en,  Der 
Kommuniamua  und  die  asketische  Sozialrefttrm 
im  Laufe  der  rhriatlichen  Jahrhunderte,  Ham- 
burg I845.  —  E.  Bender,  GeaehickU  der 
Waldenser,  Ilm  1850.  —  W.  Freger,  Bei- 
träge zur  Geschichte  der  Waldenaer  im  Mittel- 
alter (i.  „Abhdlg.  d.  hiau  Klatae  d.  bager.  Ahad. 
d.  Wiaa.",  Bd.  XIII,  &  179— UOJ,  Wbiehe»  U77. 

—  A.  eindely,  Oesekichte  der  bökmiaektK 
Brüder,  Prag  1867.  —  L.  JLeller,  6m(Ai«W 
der  Wiedertäufer  mid  ihre»  Beichea  zu  MSmaUr. 
Münster  1880.  —  P»'.  Ilwof,  Die  Waldenaer 
in  Oeaierreich  (i.  Oesterr.-ung.  Revue ,  X.  F. 
Bd.  It,  S.  81—93),  Wien  189t.  —  Ä  iSudte, 
Zur  Wiedertäuferliterafur,  ebd.  Bd.  XIV,  S.  865 fg. 

—  tf.  Lauer tli ,  Der  Anabapliamus  in  Tirol, 
t  Tie.,  Wien  1898;  Der  Kommunismus  der 
mährische»  Wiedertäufer  im  16.  und  17.  Jakrk., 
Wien  1894-  —  K.  Lompreehtf  Zum  Ver- 
släitdnia  der  wirtschafüichen  und  atrialen  Wand' 
lungen  in  Deulsrkland  vom  I4.  zum  16.  Jakrh. 
(i.  d.  ZeÜsrkr.f.  Sosial-  u.  Wirtsekaftsgeackichte, 
Bd.  I,  S.  m—*6S),  Freiburg  i.  B.  M«.  — 
Ad,  Slauerath,  Weltverbeaterer  im  MiUelalter, 
3  Bde.,  Leipzig  1893195.  —  r.  St.  Sehneidesr, 
Die  aozialialiache  Staatsidee  beleuchtet  durch 
Thomas    ron    Aquino,    Paderborn    1994.  — 

A.  Chtmtat,  Franz  von  Assisi  (i.  Beil.  & 
Allg.  Ztg.  V.  1894). 

VI.  Utopieen  und  elgenlutn afeind- 
liche Lehren  ron  1516—1789).  TUle- 
gardttle,  Code  de  la  nature  par  Mortitg  .  .  . 
avec  l'anatgse  rmsonatie  du  «yftfM«  soeial  de 
MoreUg,  Bxris  I84I;  Hisloire  des  idies  söeiaUa  _ 
avant  la  Betmlution  fran^aise,  Airfa  I846.  — ' 

B.  V.  Moht,  Die  l^atsromane  (i.  d.  Zsittdir. 
f  Staaisu!.,  Bd.  II,  S.  S4~75),  1845.—  St.  Statif- 
mann,  Utopias  or  achemea  uf  aoeittl  impro- 
revunt,  London  1879.  —  Eug.  Jdger, 
schichte  der  sozialen  Bewegung  und  dea  Sorialia- 
m\a  in  Frankreich,  S  Bde.,  Berlin  1879190  (bia 
1789  reichend).  —  C.  OrÜnberg,  Jean  Melier 
(i.  d.  Sev.  d'feonomie  polit.  r.  U8S;  deutsch 
in  .J>ie  Neue  Zeit."  VI,  S.  S37I80).  —  F.  SUein- 
wät^Uer,  Die  Staalsrcnume ,  Wien  IS9L  — 
tAnongm)  Sektaruj^  politiea.  Geschieht»  der 
Dichtungen  vom  beaten  Staate,  Leipzig  1898.  — 
.indr^  LicMenberger,  Le  aocialism*  au 
XVIII'  siecle,  Paria  1895  (das  roUständiftt 
Werk) :  Le  soeialiavie  utopique,  ebd.  1898.  — 
Ad.  Philipp,  Liuguet,  ei»  StationaUihmom 
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IS.  Jakrh.,  Zürich  JS96.  —  Peti^U,  Jean 
}lt^uT.  Un  aoeialitU-revoluliOTmaire  au  com- 
■^nurwtent  du  18.  »iiclt.  Pari*  1905.  —  Vgl. 
fn-arr  die  Lileratwangabm  bei  ArU.  „Osn- 
j^ntOa"  und  „Montt". 

VII.  Boaialitmu*  während  der  Revo- 
l<iiioatstit  1789— ISOO:  PA.  BwmaroUi, 
'vaMpiratkm  pottr  l'igaiiti  dite  da  Babeuf, 
Bde.,  JBribwI  I8SS  (in  engl.  V^tntUung  von 
BmUerre  u.  d.  T.  „Buonaroui'i  HUtory  of 
tUAntj"**  eomp^ruey  Jorefjiudity",  London  18SS; 

ftanx,  Avtg.  u.  d.  T.  „Graechut  BaheuJ 
I        conjumtion   dee  Egaux" ,   tingeleü.  v. 
.1.  Balte,   Pari*  1869).  —  L.  Stein,  Der 
S-.iiaiinua    und   Kommunismve  de*  heutigen 
tninjtmehr.   Leipgüj  I845  (X.  Aufl.,  I848) ; 
'!ttchüJit€  der  totiaün  Betcegung  in  Frankreick 
'-'»  1^39  hia  a^f  uiuere  Tag«,  S  Bde.,  Leipzig 
!Xtv.  —  Alb.  du  Bot/Bf  De*  principe*  de  la 
K^mtution /ran^ai*e  amtidMa  comtM  principe* 
i'trratevra  du  toei^itme  et  du  eommwtim«, 
Ivm  18SI.  —  Awi.  Ijt  VOMV^j  Le  *oeiali*me 
^•ntütiK  la  Bfvolution  finn^aite,   Pari«  1863 
At^ß.,  1867).  —  de  Martet,   Etüde  aar 
t'-tirkr  et  tur  U  communitme  dan*  la  pratique 
1T9S,  Z  Bde.,  Pari*  187Sf79.  —  P.  Janet, 
Lf*  arigine*  du  aociaUimc  eontemporain,  Paria 
•y^.  —  M,  V.  Adtrielle,  Siatoire  de  Gracehu» 
lUibevf  et  du  Babouvisme,  S  Bde.,  Pari*  1884. 

—  .1.  du  ChatellieTf  Un  e**ai  de  »ocialieme 
.:•>£— 94— 9S,  Apf»  1887.  —  Gabr.  DevUle, 
'f'rarcAtw  AiA«t|f  und  <Kc  VeraehwSrung  der 
'HHcken  (deuUeh  v.  BemHHn).  Zürtek  1887. 
~  K.  Kautäkv,  Die  KlattengegeMOtte  von 

'A9,  iitMttg<irt  1889.  —  C  Orünbetv*  Eranfoie 
A«W  fi.  d.  Zuchr.  /.  Staataw.  v.  1891,  S.  »07 
In»  ini,  und  fr*,  i.  d.  Bevue  d'econ.  polü.  v,  1891). 
~  S.  B.  Kritaehewsky,  J.  J.  Bcnuaeau  und 
.'iunt  Junf ,  Bern  1895.  —  Henry  Hlehel, 
i  'idt'-  de  l'Etat.  Ettai  eritique  *w  l'hivtoire 
■'fi  tkforie*  »oriaiei  et  poiitique*  en  France 
•Itpuis  la  rfvotutien,  S.  Ai^ß.,  Pari*  1896.  — 

t.  agrfiM«,  La  phUotopkie  toeiale  du  18* 
■i'Ht  et  la  rivolution,  Am  1898.  —  A.  lAchten- 
bfrgrr,  Le  eoeiatitme  et  Ut  rhohUion  frangaUe, 
■M.  1899.  ~  O.  WeUt,  BuonaroUi 

•-  d.  „Bevur  Kietorique'*  vom  Jtili—Augiul  1901). 

—  tt.  Bomano'Catania,  FiUppo  BuonaroUi, 
..  Aitß.,  Mailand  1993.  —  Alb.  jaathimx,  La 
.■•e*lian  «oeiaU.  peiidant  la  revotulion  frangaitr, 
fiirit  1905.  —  Vgl.  ferner  die  Literaturangaben 
'•nM  .Irt.  „Ftchu"  ö6en  Bd.  I  8.  814. 

VIJI,  Die  Entviektlung  de»  Soziali«- 
"K«  utit  dem  Anfang  de»  19.  Jakrh. 
t~  Be^ibaudf  Etüde*  *ur  te*  r^ormateur»  ou 

"rialütu  moderne»,  Pari»  I840  (7.  Anß.  1864). 

-  K.  OrAH,  Die  »otiule  Beteegung  in  f^rant' 
•rh  und  in  Belgien,  Darmttadt  I84S.  — 
« iMonymi  Die  Bewegung  de*  Sotialf*mu*  und 
Ifnmanitfiw*  unaerrr  Tage,  Bautxen  I848.  — 
/-  Stetn,  die  »ub  VII  eil.  Werke,  femer:  Die 
•  7nilitti»chen  und  kommunittieehen  Beieegungen 
"it  der  dritten  frantSeitchen  Bevolution,  Leip' 

»•  und  Wien  1848.  —  Stgm.  Enf/ldTider, 
'iffhichtederfran*3*i*rhenArbeitera**oxiiUionen, 
.  TU.,  Hamburg  I864.  —  B.  de  Laveleve, 
1'  •»etatttme  ttmtemporain,  Pxri»  1881  (9.  A^fi. 

deulHk  V.  Ekebetv,  Tübingen  I884,  und 
'«M  Jeu^per,  Halle  a.  S.  1895).  —  G.  Adler, 
l**e    Geeehtchte    der    ersten  »oxialpolititeken 

Irhfler^emefung  in  DeuUehUmd,  Breslau  1885. 


—  AiU.  Menget',  Da*  Seeht  a^f  den  «ollen 
Arbeit*ertrag  in  getchichUicher  DartteUung, 
SttMgart  1886  (S.  Aufl.  1904  !  tngl.  v.  M.  E.  Tanner 
mit  einer  Einleitung  ilber  die  Getehichte  de*  en^l. 
So*iali*mu«  von  M.  &  Foxwell,  London  1899). 

—  E.  Kdler,    Wilhelm  tt'eitling,  Zürich  1887. 

—  H.  Singer  (Steghartt,  Ludwig  Galt  (i.  d. 
ZeiUckr.  f.  Volktw.,  Sotialp.  u.  Verwaltg.  v.  1894. 
S.  4l7fg.),  Wien.  —  A.  Plechanoic,  A\  G. 
I^chemieehetüttif.  StuUg.  1894.  —  f •  C  Glarfe, 
A  negleeted  Soa'aliet  (Weitling}  (in  The  Annale  of 
the  Amerie.  Aead.  of  polit.  and  social  »cience 
V.  Mär*  1895,  S.  66187).  ~  Ednu  ViUey,  Le 
»oeialisme  contemporain,  Paris  1895.  —  G.  Weill, 
L'Scole  Saint-Simonienne,  Pari*  1896.  —  8eb. 
Charl4ty,  Htttoire  du  SaiTU-Simoni*me,  18t5 
—64,  Pari*  1896.  —  E.  Fouimiire,  Le* 
theorie»  »oeialiete*  du  XIX*  »ietU  de  Babeuf  ä 
Proudhon,  ebd.  1904.  —  Lambert,  Le* 
idiea  *Qciali*te*  en  France  de  1815  ä  I848,  ebd. 
1905.  —  J.  ifuelcZe,  Saint-Siiimn  und  die 
SkoHomieehe  (}e»ehiektitheofie,  Jena  1906. 

IX.  Der  „wieteneehaftlieheSoziali*- 
mu*  inebetondere.  W.  Sombart,  Ein 
Beilrag  zur  Bibliographie  de*  Marxiemu*  (i. 
Areh.  f.  Soziaiw.  u.  Sotialp.,  Bd.  II,  S.  4ISISO). 

—  Bob.  Michels,  Die  italienische  Literatur 
über  den  Marxitmus  (ebd.  für  den  VI.  Bd.  an< 
gekündigt).  —  Au«  der  kaum  iiber«ehbaren 
Literatur  leien  folgende  Sehrifien  hervorgehoben  : 
Sehdffle,  Die  Quintasen*  de»  SotiaUemu*, 
Gotha  1875  (18,  At^  1391);  Die  Auteidtta- 
lorigkeü  der  Sowialdemokratie ,  Tübingen  1885 
(4.  Aufi.  1891).  —  E.  V.  Böhm.'Bawerh, 
KapittU  und  Kapitairin*,  Innabruek  1884189, 
(£.  Aufi.  1904);  Abechlusse  des  Marxeehen 
SyMems  (i.  d.  Festgaben  für  Karl  Knie*),  1896. 

—  P.  Leroy  -  BeauUeu,  Lf  eoüectivieme. 
Pari*  1884  (S.  Auß.  189S).  —  W.  LeaeU,  Die 
Marache  Kapitaltheorie  (i.  Jahrb.  f.  Sfiat.  u. 
Slot.,  N.  F.  Bd.  XI,  S.  45tfg.).  —  BngeU, 
Ludw.  Feuerbaeh  etc.  (in  „Neue  Zeit",  4-  Jahrg.). 

—  A.  Menger  (a.  eub  VIII) ;  Heue  Staats- 
lehre, Jena  1908;  ITeue  Sittenlehre,  ebd.  1905; 
Vollupolitik,  ebd.  1906.  —  Brentano,  üeber 
die  Ureaehen  der  heutigen  soeiaien  Not,  Leip' 
Hg  1889.  —  Conrad  Schmidt,  Die  Durch- 
*rhnitftproJilrate  a^f  GrundUige  de*  Marxtehen 
Wertgesetze»,  Stuttg.  1889.  —  P.  Barth,  Die 
Oe*chichtsphilo*ophie  Hegel»  etc.,  Leipzig  1890; 
Die  maitvialittische  Ge»ehichl*auffa**ung  (i.  Jahrb. 
f.  Nal.  u.  Stat.,  8.  F.  Bd.  XI).  —  J«r.  Wolf, 
Sotialiemu*  und  kapitalittitehe  Gesrüsehafia- 
ordmmg,  Stuttg.  1891.  —  P.  Ftremann,  Kritik 
der  Marxscken  WrrUheorie  (i.  Jahrb.  f.  JTaf.  «. 
Slot.  8.  F.  Bd.  ni,  S.  793fg.).  —  Arth.  MühU 
berger.  Zur  Kennini*  des  Marxismus,  Stuttg. 

1894.  —  Ad.  Wagner,  Die  akademische 
Nationaläkonomir  und  der  Hotialiimu* ,  BeH. 

1895.  —  AnU  Labrtola,  Saggi  intorno  atla 
concezione  materialistica  della  eloria,  Born  1895, 
(frzöa.  u.  d.  T.:  Eisai  sur  In  conception  matcria- 
litte  de  l'histoire.  Avec  prvface  de  G.  Sorel, 
Pari«  1897).  —  Bild.  StamnUer,  Wirtschaft 
und  BeelU  nach  der  materialistischen  Geschichts- 
auffasaung,  Leipzig  1896.  —  iMdidg  Stetn, 
Die  soeiate  Furage  im  Lichte  der  PhÜosopM«, 
StuUgaH  1897.  —  Beetor  DenU,  WilUam 
Thompson,  i.  d.  Annales  de  l'Institut  de* 
»eienee*  sociales,  Bruxelle*  1897,  S.  6 — 44.  — 
G.  SehmoUer,  Wechselnde  Theorieen  und  fett- 
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atehende  WahrheiUn  im  Gebiete  der  Staate-  und 
Sosiatwieeeneeh^flen,  Sertin  1897.  —  Ed.  Attlx, 
L'oeurre  eeonomique  de  Karl  Mario,  Paris  1898. 

—  CHovanni  OenW«,  l'na  eritiea  del 
maUrialitmo  etorieo,  Livomo.  —  E.  Bem~ 
sCefn,  JHe  Vorauuetntngen  det  Sozialiemv« 
vnd  die  Av^gabtn  dtr  SoMialdemotratie,  StuU- 
gart  1899.  —  K.  JKautoley^  Bemtlein  tmd  da« 
aotitUdemotTfOieehe  Programm.  Eine  Antikritik, 
ebd.  1899;  JHe  Agrarfrage,  ebd.  1899:  Etftii 
und  materialittiecke  Geechichtsaufftueung,  ebd. 
1906.  —  &  Weisengrün,  Der  Marxismus  und 
das  Wesen  der  sozialen  Frage,  Lfiptig  1900.  — 
B.  Croce,  Materialisme  historiqxie  et  ceonomie 
marxiste,  I\ir%a  1901.  —  O.  Qatti,  Le  soeiaUsme 
et  VagrieuUure,  Parte  1901.  —  A.  Nomttg,  Das 
System  des  Sozialismus,  S  B<lc,  Berlin  igOljOS. 

—  VUfr,  Pareto,  Les  sgstemes  aoriaiistes, 
3  Bde.,  ebd.  190tl08.  —  E.  J}avtd,  Soaialiamua 
und  landvirtachcfft.  I.  Dir  Betrifbsfrage,  Berlin 
190S.  —  D.  Koigen,  Die  KuUuranschauung 
des  Sozialismus,  fbd.  190S.  —  M.  Eourguin, 
Lea  sytthmea  soeialiatea  et  t'erolution  ^fonomiguf, 
Paria  1904  -^^fl-  :  dmUck  v.  L.  Katzen^ 
stein  u.  d.  T.  D.  Sozialist.  Sgstrmr  u.  die  virt- 
»ch/tl.  Enticickelg.,  Tübingen  1906).  —  Jlf.  Aaier 
und  R.  Hilferding,  Marx- Studien ,  Blätter 
t.  Theorie  u.  Politik  d.  wisaenschßl.  Sotialiamus, 
Bd.  I,  Wien  1904.  —  W.  Sombart,  Sozialis- 
Mu$  und  aoziate  Beteegung,  S.  Aufl.,  Jena  1905. 

—  JS,  OünSheff  Die  reviaioniatiaehe  Bewegung 
in  der  deutaehen  Soxialdemotratie  (i.  Jahrb.  f. 
Oes.,  Verw.u.  Voliav.  tum  1905  u.  1906).  —  L.  v. 
Bortleeiritsrhf  Wertreehnung  und Preisreehnung 
im  Marx'sehen  System  (i.  Arch.  f.  Soz.  Wies.  u. 
Sozpol.  r.  1906.)  —  K.  JHehl,  Vcber  Sozialis- 
mus, Kommunismus  und  Anarchismus,  Jena 
190C.  —  R.  Goldßcheld,  Verelendungs-  oder 
Meliorationstheorie,  Berlin  1906. 

Weitere  LitsratMrangaben  bei  den  Artt.  „Engels", 
„Marie",  „Proudhan",  „Sodbertua". 

Carl  Grünberg. 


SozialpoUtik, 
st&dtische  5.  Stadtische  Sozialpolitik: 
Sozifdpolitik  im  aUgemeinen 

s.  unter  SjjezialstichwOrtem. 


ii^KialTendcheraiig 

s.  Arbeiterversicheruttg  oben  Bd.  I 
S.  160%.,  Tg),  auch  Handverkerver- 
sicherung  oben  S.  68  und  Privatbe- 
amtenversicherung  oben  S.  669fg. 


Sozletftten. 

Bezeichnnng  Sffentlicher  FenerTersicherungs- 
Anstalten  in  Deutschland,  insbes.  in  Preußen. 
S.  Art.  nFenerTersichernng*'  oben  Bd.  I 
!<.  821  fg.  Xanes. 

Soziologie. 

1.  Der  Beflnriff  der  Gesellschaft.  2.  Die  S. 
seit  Comte.  3.  Die  Mziologiiicben  „Oeaetze". 
4.  Die  ..organische"  Xethode.  ö.  S'Schste  Auf- 
gaben der  S. 


1.  Der  Begriff  der  Gesellschaft  S. 

ist  ein  ron  A.  Comte  recht  unglDcklich  ge- 
bildetes hybrides  Wort,  das  man  im  Deut- 
schen durch  ,,0e8ellschaft8lehre*'  enetzeu 
könnte,  wenn  dieser  letzt^e,  Ton  R  t. 
Mohl,  Treitschke,  L.  von  Stdn  u.  a.  in  vez^ 
schieaenem  Sinne  gelnwichte  Ausdruck  «ne 
genügend  fixierte  Bedeutung  hfttte.  Fafit 
man  das  Wort  „GesellscbEut^  in  seinem 
weitesten  Sinne,  so  bezeichnet  es  das  Er- 
gebnis aller  Arten  von  ZusammenhAn^a 
und  Beziehungen,  durch  welche  mensddiche 
Individuen  zu  einer  Gesamtheit  vereinigt 
sind.  Häufig  aber  wird  der  Begriff  der 
Gesellschaft  weit  enger  gefaßt :  die  Gesell- 
schaft wird  dem  Staat  gegenübergestellt, 
wenn  man  sie  sich  auch  nur  innerhalb  des 
Staates  denken  kann ;  sie  stellt  dann  die 
Bevölkening  dar  in  dem  Zusammenhange, 
der  durch  die  relativ  selbständigen,  vom 
Staate  nicht  unmittelbar  beeinflußte  Be- 
ziehungen zwischen  den  Einzelnen  entsteht 
Dieser  Zusammenhang  ist,  abgesehen  von 
den  Familten  Verbindungen ,  hauptsächlich 
ein  wirtschaftlicher :  es  bestehen  Interessen- 
gruppen, die  untereinander  teils  im  Bänver- 
nehmen,  teils  im  Gegensatze  stehen;  dazu 
kommen  die  Verkehrsbeziehungen  zwischen 
den  Einzelnen,  die  auf  einen  Austausch  von 
Interessen  hinauslaufen.  Wenn  die  normale 
Wirksamkeit  der  staatlichen  Oigimisation 
diu*ch  auße»;ewöhn liehe  Ursachen,  wie  dordi 
feindliche  Okkupation  oder  Bevolution,  lahm 
gele^  ist,  so  genO^,  wie  die  Erfahrung 
gezeigt  hat,  jener  rein  gesellschaftliche  Zu- 
sammenhang  wenigstens  noch  eine  Zeit  lang, 
,  um  das  Leben  des  VolkskSrpers  in  Gang 
'zu  erhalten.  So  wu*  z.  B.  während  der 
j  Herrschaft  der  Commune  in  Paris  tatsfich- 
I  hdi  die  Staatstätükeit  suspendiert,  dennodi 
laber  blieben  die  Bedingungen  und  der  Ver- 
'  lauf  des  gewOhnlidien  Verkdirs  im  wesent- 
I  liehen  ungeSndert.  Der  Staat  übt  ehen  in- 
,bezug  auf  Rechtsordnung  und  wirtsdiaft- 
I  liehe  YeiiiSltnisse  hauptädüich  eine  fiber- 
'  wachrade  Tätigkeit  aus,  die  Vetanlaasuii^ 
zu  wirklichem  Eingreifen  und  zur  RepressioD 
sind  nur  selten,  und  dementsprechend  haben 
sich  die  Yerkehrsgewohnheiten  eines  Kul- 
turvolkes befestigt  —  Noch  mehr  verengt 
sich  der  Begriff  der  Gesellschaft,  wenn  man 
ihn  auf  die  besitzenden  und  gebildeten  Elaasea 
beschränkt,  der  dann  die  besitzlose  Masse 
der  Bevölkerung  gegenübersteht.  Untw 
dieser  Voraussetzung  kann  man  in  nicht 
seltenen  Fällen  sagen,  daß  „die  Gesellschaft 
>  den  Staat  beherrsche".  Es  besteht  dann 
I  der  von  der  Sozialdemokratie  denunzierte 
,.Klassen Staat",  in  dem  die  herrschenden 
Klassen  die  HÜfsciuellen  und  Machtmittel 
des  Staates  nicht  zum  Besten  des  gesamten 
Volkes,  sondern  in  ihrem  eigenen  Interesse 
ausnutzen.    Eine  starke  Monardiie  ist  am 
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ehesten  imstande,  dea  Egoismus  der  dui-ch 
ihre  gesellscbaftliche  lÄge  begünstigten 
KlaBsen  in  Sohniuken  zu  halten  und  die 
Viiiuamkeit  des  Staates  auf  das  Wohl  der 
Oesamthät  za  riditeo. 

2.  Die  S.  seit  Comte.  Die  S.,  wie  sie 
sich  seit  A.  Comte  ausgebildet  hat,  befafit 
sich  mit  der  Gesellsühaft  in  dem  erster- 
vAhnten  weitesten  Sinne :  sie  will  alle 
Formen  des  gesellschaftlichen  Zusammen- 
lebens, der  gesellschaftlichen  Zusammen- 
hänge und  der  gesellschaftlichen  Entwicke- 
Imig  aus  einem  einheitlichen  Gesichtspunkte 
zum  Gegenstande  ihrer  ÜntersuchuDg  machen. 
Die  einzelnen  Seiten  des  Geäellschaftslebens 
bilden  ja  schon  die  Gebiete  einer  größeren 
Zahl  von  Einzel  Wissenschaften,  derEthnologie, 
der  vergleichenden  Sprachwissenschaft,  aer 
demographiscben  und  Moralstatistik  ^  der 
Volkswirtschaftslehre  und  der  vergleichen- 
den Wirtschaftsgeschichte,  der  vei^leichen- 
den  Staatslehre  und  Rechtsgeschiente,  der 
vergleichenden  Beltgionswisseoschaft  usw. 
Aber  alle  Betfttigungeo  des  sozialen  Lebens 
in  der  Ausbildung  der  staatlichen  und  recht- 
lichen Institutionen,  der  Wirtschaft,  der 
Technik  und  der  Kunst,  der  religiösen  und 
moralischen  Anschauungen  stehen  unter- 
einander in  Wechselbeziehungen,  und  wenn 
man  nur  eine  dieser  Reihen  fflr  sich  ver- 
folgt, wie  dies  die  GrflndUchkeit  der  Ein- 
zeßorsduing  v^langt,  so  läßt  man  ihren 
Zusammenhang  mit  dem  Ganzen  des  so- 
salen  Geechehens  aufier  Betracht  Dadwt^ 
aber  entsteht  eine  LOcke  in  unserer  Ein- 
sidit  in  den  gesellschaftlichen  Prozefi,  den 
eben  die  S.  ausfüllen  will  Die  „Philosophie 
der  Geschichte**  stellt  sich  im  Grunde  die- 
selbe Aufgabe,  und  so  erscheinen  Herder 
und  H^el.  in  Frankreich  Montesquieu  und 
Condorcet,  in  England  Ferguson,  in  Italien 
Vico  als  Vorläufer  der  modernen  S.,  deren 
SS^tfimlichkeit  hauptsachlidi  in  ihrer  Hin- 
neigung zur  naturwissenschaftlichen  Me- 
thcne  besteht.  A.  Comte  sah  in  der  S.  die 
h(k:hste  Spitze  seines  Systems  der  exakten 
Wissenschaften.  Wie  die  Wissenschaften 
von  der  anorganischen  Natur  und  der  Bio- 
logie in  ihrem  Bereiche  das  Walten  unab- 
änderlicher Naturgesetze  bewiesen  haben, 
80  sollte  auch  die  menschliche  Gesellschaft 
zum  Gegenstande  einer  positiven  Wissen- 
schaft gemacht  und  die  strenge  Gesetzlich* 
keit  in  allen  ihren  Erscheinungen  dargetan 
werden.  In  seiner  „Politique  positive'*  hat 
Comte  freilich  dieses  Programm  nicht  er- 
füiltj  sondern  sich  von  seinen  spftteren,  nichts 
weniger  als  positiven  und  exakten  Ideeen 
löten  lassen.  Aber  seine  Nachfolger  haben 
die  naturwisseoschaftliche  Richttüg  beibe- 
halteo  imd  sich  insbesondere  bemfUit,  fnrialT 
Gesetze  aufoufinden,  wobei  sie  freilich  kaineft- 


w^  einen  unbestrittenen  Erfolg  erzielt 
haben. 

Die  Sammlung  der  Tatsachen,  von  der 
die  naturwissenschaftliche  Methode  aus- 
geht, ist  ohne  Zweifel  auch  das  erste  Er- 
fordernis der  wissenschaftlichen  soziolom- 
schen  Forschung,  und  die  Verdienste  H. 
Spencers  auf  diesem  Gebiete  werden  stets 
besonders  hervorzuheben  sein.  Vor  allen 
Dingen  muß  man  ja  wissen,  in  welchen 
mannigfaltigen  Formen  die  gesellschaftlichen 
Einrichtungen  und  Normen,  wie  Familie, 
Ehe,  Eigentum,  politische  Ver&ssuog,  Wirt- 
schaft, Sitten  usw.,  bei  den  verschiedenen 
Völkern  und  Stämmen  auf  allen  Stufen  der 
Kultur  in  der  Gegenwart  und  in  der  Ver- 
gangenheit bestehen  oder  bestanden  haben. 
So  erkennt  man,  was  bisher  Überhaupt  unter 
Menschen  mit  mehr  oder  weniger  Nach- 
haltigkeit möglich  gewesen  ist  Die  be* 
obachteten  Formen  lassen  sich  zu  Typen 
vereinigen  und  diese  sich  zu  einer  auf- 
steigenden Stufenreihe  zusammenstellen. 
Die  g^nwärtig  nebeneinander  besteheniten 
und  die  der  Vergangenheit  angehörenden 
Formen  dienen  einander  dabei  gegens^tig 
zur  Erklärung  und  Ergänzung,  und  im  ganzen 
zeigt  sich,  dafl  die  mit  dea  Wilden  SOd- 
amerikas  und  Anstraliens  beginnende  und 
bis  zu  den  Veitreteni  der  höchsten  Kultur 
^[ebenda  Stufenreihe  der  Gegenwart  der- 
jenigen analog  ist,  die  ihren  Ausgang  von 
den  ältesten  brannten  Anfihigen  der  mensch- 
lichen Kulturentwickelung  nimmt  Auf 
diese  Weise  gelang  man  zu  einer  ohne 
Zweifel  nützliäen,  ja  notwendigen  Wissen- 
schaft von  der  menschlichen  Gesellschaft, 
deren  Ziel  allerdings  ein  bescheidenes  ist. 
Daher  ist  die  jun^  aufstrebende  S.  damit 
nicht  zufrieden:  diese  Beschreibungen  und 
Gruppierungen  verweist  sie  in  die  ,:S0ziaIe 
Stabk*',  sie  will  aber  über  diese  hinaus- 
gehen, zu  einer  „sozialen  Dynamik"  fort- 
schreiten, welche  die  Kausalverhältnisse  der 
Erscheinimgen  auf  feste,  gesetzliche  Formeln 
bringen  und  dadurch  auch  den  künftigen 
Verlauf  derselben  vorauszusehen  ermöglichen 
soll  Man  beobachtet  nun  ja  in  den  ge- 
sellschaftlichen Masseoerscheinungen  gewisse 
Regelmäßigkeiten ,  wie  sieh  solche  auch 
z.  B.  in  den  Bewegungen  der  Atmosphäre 
feststellen  lassen.  Aber  wie  diese  meteo- 
rologischen Regelmäßigkeiten  niu:  im  großen 
und  ganzen  und  inneriialb  mehr  oder  weniger 
weiter  Schwankung^renzen  zutreffen  und 
daher  nicht  den  Ausdruck  selbständiger 
Naturgesetze  bilden,  sondern  nur  Resultate 
des  unendlich  verwickelten  Zusammen- 
wirkens sehr  mannigfaltiger  natui^esetztich 
bestimmter  Ursachen  sind,  so  kommen  auch 
die  KegeimäBigkeiten  der  gesellschaftlichen 
Massenerschränungen  nur  als  annähernd 
konstante  Dnn^iacnnittsergebnisse  dnes  Kom- 
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plexes  aufierordentlich  zahlreidier  Ursachen 
zustande,  der  eben  wegen  der  großen  Zahl 

seiner  Elemente  keiner  raschen  Verände- 
rung unterliegt.  Diese  Ursachen  sind  die 
Ansichten,  Wünsche ,  Bedörfnisse ,  Macht- 
verhältnisse der  einzelnen  Individuen  in 
ihren  Beziehungen  zu  einander  und  unter 
dem  Einflüsse  der  gegebenen  Oesellschafts- 
ordnung  und  deräußeren  Lebensbedingungen. 
Eine  verhältnismäfiig  strenge  RegelmäBi^- 
keit  in  gewissen  Handlungen  der  Indivi- 
duen, z.  B.  in  der  Leistung  des  Militär- 
dienstes, kann  allerdings  durch  ein  Staats- 
gesetz erzwungen  werden,  aber  ein  solcheB 
wird  man  nicht  melir  zu  den  soziologischen 
Gesetzen  rechnen.  Immerhin  zeigt  die 
Kriminalstatistik,  daß  fflr  die  Verletzung 
der  Staatßgeselze  noch  ein  erheblicher  Spiel- 
raum bleibt.  Kirchliche  Vorschriften,  Volks- 
sitten ,  Moden  bewirken  ebenfalls  gleich- 
infifiige  Handlungen  großer  Massen ,  aber 
der  veränderliche  Bruchteil  der  diesen  An- 
trieben nicht  Folgenden  ist  weit  grOfier. 
Nicht  geringe  Schwankungen  zeigen  auch 
die  jährlichen  Zahlen  der  Eheschließungen 
und  der  Geburten  im  Verhältnis  zur  Be- 
völkerung, obwolü  man  in  diesen  Belativ- 
zahlen  vielfach  siihon  eine  natnrgesetzUche 
Stabilität  erkennen  will.  Auch  in  vielen 
luideren  Zahlen  der  Sozial-  und  Wirtschafts- 
statistik  zeigt  sich  zwar  eine  durch  die  ge- 
nüge Veränderlichkeit  dw  zn^nde  üben- 
den Zustände  bedingte  Gleichförmigkeit, 
a^r  von  einer  eigentlichen  Gesetzmäßigkeit 
kann  dabei  keine  Bede  sein,  vielmehr  sind 
solche  Zahlen  nichts  als  Symptome  eines 
bestimmten  gesellschaftlichen  Zustandes,  die 
sich  mit  jeder  Aendening  desselben  eben- 
falls ändern.  Die  Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung dient  nur  insoweit  als  Hifsmittel  für 
solche  Untersuchungen,  als  sie  das  Schema 
ztir  Beurteilung  des  Grades  der  Stabilität 
der  betreffenden  Zahlen  Verhältnisse  liefert. 
—  Daß  individuelle  Handlungen  von  histo- 
rischem Charakter  keiner  Gesetzlichkeit 
unterworfen  sind,  versteht  sich  von  selbst, 
denn  ein  Gesetz  setzt  eine  Vielheit  gleich- 
artiger Erscheinungen  voraus ;  aber  auch 
die  gesellschaftlichen  Massenerscheinungen 
stehen  in  einer  historischen  Entwickelung 
und  sie  haben  daher  in  jeder  gegebenen 
Zeit  ebenfalls  einen  individuellen  Charakter. 
Dieser  ändert  sich  indes  nur  langsam,  und 
man  kann  daher  den  g»izeu  g^llschaft- 
liehen  Zustand  während  einer  gewissen  Zeit- 
strecke als  konstant  betrachten. 

Auch  kehren  einzelne  Erscheinungen, 
wie  gewisse  demographische,  ziemlich  regel- 
mäßig periodisch  wieder,  andere  zeigen  un- 
regelmäßig abwechselnde  Zunahme  und  Ab- 
nahme in  ihrer  Ausdehnung  und  Intensität, 
aber  im  ganzen  ist  die  Entwickelung  der 
Gesellschaft,  wie  Tarde  mit  Becht  hervor^ 


gehoben  hat,  ein  nicht  umkehrbarer  nrozeB. 
sie  schreitet  trotz  vieler  RfickschlBge  in 

einer  bestimmten  Richtung  fort,  und  daher 
ist  der  gegenwärtig  erreichte  KultnrzoBtaml 
einzig  in  seiner  Art  und  von  allen  b^Uier 
dagewesenen  wesentlich  verschieden.  Wenn 
also  auch  in  der  Gegenwart  oder  Oberhaupt 
in  einer  späteren  Periode  gewisse  etaatlicoe, 
wirtschaftliche,  reUgiÖse  oder  sonstige  ge- 
sellschaftliche Voi^nge  stattfinden .  die 
mit  solchen  aus  einer  früheren  Aehnlich- 
keit  haben,  so  sind  sie  den  letzteren  doch 
keineswegs  gleichartig,  und  wenn  man  aus 
den  Aehnlichkeiten  der  beiden  Reihen  so- 
genannte Gesetze  ableitet,  so  abstrahiert  man 
von  den  Verschiedenheiten  und  gibt  da- 
mit das  Eigentümliche  und  Wesentliche  in 
diesen  Erscheinun^n  auf.  Natürlich  be- 
steht auch  nicht  die  mindeste  Gewähr  da- 
für, daß  ein  solches  „Gesetz'*  auf  zukünftige 
Ereignisse  anwendbar  sei,  die  wieder  nur 
äußere  Aehnüchbeit  mit  den  gegenwärtigeu 
haben,  aber  sich  wiedenim  auf  einer  wraent-  ^ 
lieh  veränderten  Kulturgrundlage  voll- 
ziehen. 

3.  Die  soziologi  sollen  „Gesetxe**.  Mit 
den  soziologischen  Oesetzen  sowohl  des  B&- 
harrungszustandes  wie  der  Eotwicke^UDg 
steht  es  daher  nicht  günstig.  Was  ach 
an  statistischen  oder  sonst  tormnlierbami 
Regelmäßigkeiten  finden  läßt,  gehört  den 
speziellen  Wiseenschafteo  vom  Gesellschafts- 
leben an,  der  Bevölkeniogslehre,  der  Moral- 
stadstik,  der  Wirtsdiaftlehre,  der  Sprach- 
wissenschaft Die  eigenen  und  selbstfindigen 
Gesetze  der  S.  aber,  wie  sie  H.  Spencer 
und  andere  aufgestellt  haben,  nnu  von 
zweifelhafter  Bedeuttmg.  Sie  sind  im 
wesentlichen  nur  sehr  allgemeine  Abstimk- 
tionen ,  durch  die  man  eigentlich  nichtfi 
Neues  über  die  Wirklichkeit  erfährt.  Die 
Naturgesetze  haben  keineswegs  einen  solchen 
Charakter;  sie  sind  allerdings  ebenfalh)  ab- 
strakte Ausdrücke  für  ein  Geschehen,  aber 
sie  stellen  zugleich  eine  ganz  konkrete  Art 
des  Geschehens  dar.  Das  Newtonsche  GrBr 
vitationsgesetz  z.  B.  wird  durch  eine  Diffe- 
rentialgleichung ausgedrückt,  durch  deren 
Auflösung  man  die  Bahn  jedes  einzelnen 
Planeten  erhält,  wenn  man  die  zur  Be- 
stimmung des  Anfangszustandes  nötigen 
Konstanten  einsetzt.  Jede  Tierspezies  weist 
eine  bestimmte  regelmäßig  verlaufende  Ent- 
wickelung ihres  Embryos  auf,  und  die  aller- 
dings nicht  mathematisch  ausdrfickbue, 
wohl  aber  durch  Beschreibung  möglidte 
Darstellung  dieses  Verlaufs  ist  iflr  uns  die 
Formulierung  dos  eigentlichen  Naturgtsctzee. 
Sucht  man  die  Uebereinstiramungen  in  den 
embryonalen  Entwickeln  ngen  verrnrhiedeoer 
Familien,  Ordnungen,  Klassen  oder  sogar 
ganzer  Tierkreise,  so  gelangt  man  zu  Sähoptt, 
die  ja  auch  ein  wissenschartliobes  IntonEse, 
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aber  beioesvegB  die  Bedeutung  von  Natur- 
gesetzen haben,  sondern  nur  in  sekundArer 
Weise  aus  den  wirklichen  Naturgesetzen, 
deren  Kenntnis  vorausgesetzt  wird,  abgeleitet 
sind  und  der  konkreten  Wirklichkeit  um 
80  femer  stehen  j  je  allgemeiner  sie  sind. 
Hit  diesen  sind  die  soziologischen  „Gesetze" 
zu  vergleichen.  Um  ihnen  einen  mehr 
naturwisäenscliaftlichen  Charakter  zu  geben, 
hat  man  üch  bemOht,  sie  so  allgemein  zu 
Esssen,  daß  sie  auch  auf  die  anoTjgnische 
Natur  und  die  lnol(^schen  Erscheinungen 
passen.  Es  wurde  die  Hypothese  der  „Ein- 
heit des  Gesetzes'*  in  der  anorganischen, 
organischen  und  sozialen  Welt  aufgestellt, 
von  der  aber  die  Naturwissenschaft  keinen 
Gebrauch  macht.  Das  Newtonsche  Oravi- 
tatioDSgesetz  kommt  nur  in  der  Himmels- 
mechanik zur  Anwendung,  die  physikalischen 
Theorieen  des  Schalles,  des  Lichtes,  der 
Wärme,  der  Elektrizität  sind  ganz  unab- 
hängig von  demselben  ausgebildet  worden. 
Dasselbe  ^t  von  der  Chemie,  die  ihre 
spezifischen  Lehren  auch  unabhängig  von 
der  Physik  entwickelt  hat,  wenn  sie  diese 
auch  an  gewissen  Stellen  zu  Hilfe  nimmt. 
Das  Bestreben,  alle  Naturwissenschaften 
auf  eine  einheitliche  Anschauung  zurtick- 
zufQhren,  ist  erst  aufgetreten,  nachdem  die 
einzelnen  'Vklssenschaften  einen  hohen  Orad 
der  Entwickelnng  erreicht  hatten,  nicht 
aber  auf  Grund  einer  Hypothese  dieser 
iüitwickelnog  vorangegangen.  Anch  hat  es 
nur  zu  Feststellung  quantitati  ver  Ae<|ui- 
vaJenzen  geführt ,  die  qualitativen  Unter- 
schiede der  NaturkrSfte  aber  ganz  und  gar 
nicht  aufgelöst.  Die  Forschung  geht  in 
jedem  Zweige  ihren  eigenen  Weg,  und  die 
neuere  Physik  des  Aeuiers  verzichtet  mehr 
und  mehr  auf  qualitative  Yeranschaulichung 
ihrer  Voraussetzungen.  Was  nun  die  physi- 
kalisch-biologisch -soziologischen  Sätze  be- 
trifft, so  kann  man  ohne  Schwierigkeit  zu 
ihnen  gelao^n,  indem  man  den  Inhalt  ge- 
wisser BegnfTe  entleert  und  ihren  Umfang 
erweitert ;  man  versteht  z,  B.  unter  Be- 
wegung sowohl  die  mechanische  Bewegung 
wie  auch  jede  Aenderung  der  Ideeen  und 
WiUeDsftufierungen,  unter  Anziehung  und 
Ahetofinng  ni(uit  nur  die  physikJischen 
Krftfle,  sondern  auch  Liebe  und  Uafl,  Sym- 
pathie und  Antipathie,  unter  Eiqpansion  die 
Ausdehnung  eines  Gases  und  die  Ausbrei- 
taog  der  pijlitischen  oder  wirtschaftlichen 
Uacbt  eines  Volkes:  man  fa&t  die  Wellen- 
bewegung der  Luft  oder  des  Aethers  zu- 
sammen mit  der  Fortpflanzung  von  Vor- 
stellungen und  Handlungen  durch  Ueber- 
liefemng  und  Nachahmung  usw.  So  kann 
man  das  Geschehen  auf  den  verschiedensten 
Gebieten  unter  allgemeine  Kategorieen 
bringen,  aber  man  erfährt  dadurch  nichts 


Neues,  und  auch  ein  wissenschaftlidier  Ge- 
winn ist  schwer  zu  ersehen. 

4.  Die  „organische'*  Methode.  Viele 
Soziologen  lassen  die  anorganische  Natur 
bei  Seite  und  l^n  dafttr  desto  größeren 
Wert  auf  die  Vei^leichung  der  Gesellschaft 
mit  dem  einzelnen  lebenden  Oi^nismus. 
Schon  Plate  nannte  den  Staat  einen  Men- 
sehen  im  großen,  und  auch  Aristoteles  be- 
trachtete den  Staat  bildlich  als  einen  Or- 
ganismus. Die  Fabel  des  Menenius  Agrippa 
läßt  erkennen,  wie  nahe  schon  im  Alter- 
tum ein  solcher  Vergleich  auch  dem  Volks- 
bewußtsein  lag.  In  der  neueren  Zeit  aber 
suchte  man  dem  Bilde  mehr  und  mehr  die 
Bedeutung  einer  realen  Analogie  zu  geben. 
A.  Comte  betrachtet  die  OesellBchaft  als 
einen  ,.KolIektiToigaaismu8".  H.  Spencer 
findet,  daß  zwischen  Gesellsdiaft  und  Or- 
ganismus Dicht  eine  bloß  bildliche  Aehn- 
lichkeit,  sondern  ein  fundamentaler  Faralle- 
lismus  in  den  Büdnngsprinziiuen  bestehe, 
und  er  beruft  sich  d«Qr  auf  die  wechsel- 
seitige Abhängigkeit  der  Teile,  die  fflr  den 
Beginn  und  Fortechiitt  der  gesellschaftlichen 
Organisation  ebenso  wesentlich  sei  wie  für 
den  Beginn  und  Fortschritt  des  Organismus, 
und  auf  die  Analogie  der  gesellschaftlichen 
Funktionen  auf  verschiedenen  Entwicke- 
lungsstufen  mit .  entsprechenden  Funktionen 
in  den  niederen  una  höheren  Organismen. 
Schäffle  nimmt  einen  ähnlichen  Standpunkt 
ein,  am  weitesten  aber  geht  in  dieser  Rich- 
tung P.  V.  Lilienfeld,  der  die  ganze  Existenz 
der  S.  von  der  Anwendung  der  „oiganischen 
Methode"  abhängig  macht,  und  in  Krank- 
reich R.  Worms.  Aber  auch  diese  Methode 
kommt  nicht  aber  Abstraktionen  hinaus,  ia 
denen  das  Spezifische  der  Erscheinungen 
der  beiden  verglichenen  Reihen  fallen  ge- 
lassen ist.  Man  kann  ja  beiderseits  von 
DifTerenzierung  der  Organe  und  Arbeits- 
teilung, von  Kapitalisierung  und  Auslösung 
von  Eoergieen,  von  embryonalen  Zuständen 
und  Entwicklung  reden  und  manche  PAr 
rallel«!  geistreich  durchführen;  aber  ^ne 
neue  Einsicht  in  den  konkreten  Zusammen- 
hang der  gesellschaftlichen  Erscheinungen 
erhalten  wir  dadurch  ebensowenig,  als  wir 
befähigt  werden,  den  künftigen  Verlauf  der 
Dinge  auf  einem  bestimmten  Gebiete  vor- 
auszusehen. Der  Mensch  steht  nicht  in  der 
ph}rsiol(^&chen  Abhängigkeit  von  der  Ge- 
sellschf^  wie  die  einzelne  Ameise  oder 
Biene  von  ihrem  „Staat^.  Nodi  weniger 
ist  die  menschliche  Gesellschaft  wirklicher 
Organismus  im  Sinne  der  Zoologie,  und  die 
Menschen  verhalten  sich  in  ihr  nicht  wie 
Zellen;  schon  deshalb  nicht,  weil  tbr  die 
strenge,  das  Ganze  beherrschende  Einheit 
eines  solchen  fehlt,  vermöge  welcher  alle 
Teile  miteinander  in  steter  enger  Wechsel- 
wirkung stehen,  jede  Lebeusäuflerung  des 
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Qanzen  durch  das  Zusammeo wirken  aller 
Teile  bedingt  ist  und  umgekehrt  anf  alle 
Teile  zurückwirkt.  Yor  allem  aber  sind 
die  Beziehuneeu,  die  zwischen  den  Menschen 
in  einer  Gesdlsdiaft  bestehen,  ihrem  ganzen 
Wesen  nach  von  den  zwischen  den  Zellen 
eines  Oi^nismuB  obwaltenden  verschieden: 
es  sind  nicht  phj-sikalische,  chemische  oder 
physiologische  KrÄfte,  sondern  Erreeungen 
des  Geistes  oder  des  Willens,  Empfindungen 
von  Bedürfnis  und  Befriedigung,  Lust  und 
Unlust,  HaB  und  Liebe,  und  unser  ganzes 
Interesse  am  gesellschaftlichen  Leben  be- 
ruht gerade  darauf,  daß  ihm  diese  spezifisch 
menschlichen  Triebfedern  zugrunde  li^en, 
wie  auch  die  Hauptprobleme  der  Sozial- 
wiBsensdiaft  auf  «ne  Frage  hinauslaufen, 
wie  trotz  der  jedenfalls  großen  Freiheit  des 
individuellen  Denkens,  Fohlens  und  Han- 
delns Regelmäßigkeiten  in  den  gesellschaft- 
liehen  Massenerscheinungen  entstehen  kön- 
nen. Scheidet  man  aus  dem  gesellschaft- 
lichen Zusammenhang  das  psychologische 
und  bevruflte  Element  aus.  wie  es  durch 
die  Farallelisieruag  mit  dem  Leben  eines 
Organismus  tatslk^ch  geschieht,  so  ver- 
liert die  S.  gerade  das,  was  sie  eu  einer 
besonderen  und  selbständig»  Wissenschaft 
machen  kann.  —  Auch  die  sehr  beliebt  ge- 
wordene Anwendung  der  darwinistischen 
Prinzipien  auf  das  Oesellschaftslebea  fflhrt 
zwar  zu  manchen  iDteressanten  Analogieen, 
aber  doch  nicht  zu  wlrklidi  neuen  Gin- 
siditen,  zumal  der  Begriff  Entwickelung 
und  Kampf  ums  Dasein,  Anpassung,  Ver- 
erbung teils  schon  früher  auf  die  Mensch- 
heit angewandt  worden,  teils  Oberhaupt  erst 
von  gesellschaftlichen  Tatsachen  abgleitet 
sind.  Im  Obrigen  sei  hier  auf  den  Artikel 
,,6e8ellschaftiicher  Darwinismus'^  verwiesen. 
<Bd.  L  S.  970  fg.)  Bemerkenswert  ist,  daß 
Scli&fTlej  der  in  seinem  „Bau  und  Leben 
des  sozialen  Körpers"  die  Analogieen  der 
Biologie  in  weitem  Ümfanpe  —  nach  seiner 
Absicht  als  heuristisches  Hilfsmittel  —  ver- 
wertet hat,  in  seiner  posthumen  Schrift 
erklärt,  er  glaube  sich  jetzt  imstande,  eine 
ziemlich  voUständige  Systemisienmg  sämt- 
licher sozialen  Tatsachenkreise  vorzulegen 
und  dabei  die  Krücken  der  biologisch-psycho- 
logischen Analogieen  als  Verauschaultchnogs- 
und  Pfadfindnngsmittel  völlig  wegwerfen 
zu  können. 

S.  Nächste  Aufgaben  der  S.  In  der 
neuesten  Zeit  hat  Tarde  nicht  ohne  Erfolg 
den  Versuch  gemacht,  von  den  zwischen 
den  Individuen  wirkenden  psychologischen 
Beziehungen  und  Triebkräften  aus  sozio- 
logische Gesetze  abzuleiten.  Freilich  h&lt 
auch  er  es  fOr  nötig,  die  gesellscbaftlichen 
mit  den  biologiscihen  und  chemisch-physi- 
kalischen Erscheinungen  zusammen  unter 
die  gleichen   abstrakten  Eategorieen  zu 


bringen,  die  er  Wiederholung,  Gegensätz- 
lichkeit und  Anpassung  neunt  Die  Wieder- 
holung ist  die  wichtigste  Bedingung  für  die 
Möglichkeit  einer  wirklichen  Wissenschaft  — 
die  ja  eben  ein  geeetzlichee  Geschehen, 
eine  Regelmftfiigk^t  voraussetzt  Sie  tritt 
nach  Tarde  in  der  anorganischen  Natur  anf 
als  Undulation,  in  der  organischen  als  Gene- 
ration, in  der  Gesellschaft  als  Nachah- 
mung. Dieses  Wort  wird  jedoch  in  viel 
weiterem  Sinne  als  nach  dem  gewöhnlichen 
Sprach^brauch  genommen,  da  ee  jede  Art 
von  wirksamer  üebertragUDg  einer  Vor* 
Stellung  von  einem  Indtviduum  auf  das  an- 
dere bezeichnen  soll,  also  außer  der  eigent- 
lichen, durch  Neigung  und  freien  Entscnlull 
entstehenden  Nachahmung  auch  die  dordi 
Ueberredung,  üeberlieferung,  moralischen 
und  physischen  Zwang.  Was  sich  durch 
solche  Nachahmung  überträgt,  sind  intel- 
lektuelle AufEassuogen  (cro^ances)  oder 
WillenserreguDgen  (düsirs);  die  Ausgangs- 
pimkte  der  Nachahmungen  aber  sind  die 
„Erfindungen",  wenn  unter  diesem  Wort 
^anz  allgemein  alle  individuellen  Keaerungea 
u^nd  welche  Art  verstanden  werden.  Du 
gesellschaftlidie  Leben  löst  sich  auf  in 
zahllose  klaue  Nachahmungen  und  zahl- 
lose  kleine  und  große  „Erfindungen".  Die 
Nach^unungen  hiUwn  die  Tendenz,  sich  in 
geometrischeor  Progression  immer  water 
auszudehnen,  stoßen  jedoch  auf  mancherlei 
Hemmungen,  wie  Vorurteile,  Bassenunter- 
schiede  usw.;  namentlich  aber  interferieren 
die  von  den  verschiedenen  Eriindungen  ans- 
gehenden  Nachahmungen  miteinander,  indem 
sie  sich  zum  Teil  verstärken,  zum  Teil  aber 
auch  schwächen  oder  aufheben.  Im  ganzen 
aber  überwiegt  das  Fortschreiten  der  Wir- 
kungen der  Erfindungen  mit  der  Tendenz 
zu  einer  allgemeinen  AusgleichunR  der  Ver^ 
schiedenheiten  der  gesamten  S^nschh^L 
Die  „Erfindungen"  haben  ihrer  Natur  nach 
einen  individuellen  Charakter;  äe  stehen 
zwar  ebenfells  in  Beziehung  zueinander, 
lassen  aber  keine  eigentliche  Gesetzmäßige 
keit  erkennen.  —  Das  Prinzip  der  Gegen- 
sätzlichkeit zeigt  sich  im  einzelnen  in  den 
Zweifeln  und  Schwankuo^n  in  der  Ge- 
Seilschaft,  in  den  veraohiedenra  Arten  des 
Kampfes  und  der  Konkurrenz  und  in  dem 
abwechselnden  Anschwellen  und  Abnehmen 
gewisser  Erscheinungen.  —  Die  ADitassang 
dringt  ebenfalls  in  die  kleinsten  Elemente 
der  Erscheinungen  ein  und  ist  bestrebt, 
von  zahllosen  Punkten  aus  die  geeeUsdialt* 
liehe  HarmoDie  zu  erzeugen.  Diese  An- 
deutungen mögen  genügen,  um  eine  Vor- 
stelluDg  von  dem  von  Tarae  ongeschlagmec 
Wege  zu  geben.  Man  kann  g^en  ihn  an- 
wenden, daß  san  Verfahren  su  abstnkt  ist 
und  daß  er  noch  immer  nnnOtigerwose  an 
dem  ParoU^mus  zwischen  der  &,  der  Bio- 
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logie  und  der  Phy^nk  nad  Chemie  festhfilt 
Bs  würde  sich  also  danim  handeln,  die 
Wirksamkeit   der   von   ihm  aufgestellten 
Pri  □  zi  pien   io   de  m   tatsfichiichen  Oesell- 
sdiaftsleben  mOgUchst  positiv  und  quanti- 
tativ darzustellen,  wobei  die  verschiedenea 
unter  dem  Begriff  Nachahmung  zusammen- 
gefaßten Formen  der  Wiederholung  ausein- 
anderzuhalten und  jede  für  sich  zu  verfolgen 
wären.   Wie  viele  wichtige  Fragen  harren 
hier  noch  der  Ijösung!  Wie  verhalten  sich 
die  io  verschiedenen  Weltteiten  beobachteten 
Aehnlicbkeiten    in    Institutionen ,  Sitten, 
Mythen,  technischen  Hilfsmitteln  usw.  zu- 
einander? Sind  sie  durch  Nachahmunf^  ent- 
standen, oder  zeigt  sich  in  ihnen  die  Gleich- 
artigkeit der  menschlichen  Natur,  die  unter 
fthnlichen  Umständen  ähnliche  Wege  ein- 
schlagt und  zur  Erreichung  desselben  Zwecks 
auf  ^oliche  Mittel  verfällt.  Selbstvetständ- 
Uch  lassen  sich  solche  Fragen  nicht  durch 
allgemeine  ErOrtei-ungen ,   sondern,  wenn 
fiberhaupt,  nur  durch  genaue  Spezialunter- 
sachungen  Idsen.    Welches  ist  insbesondere 
das  ursprangliche  Verhältnis  des  Menschen 
zur  Technik?  Verdankt  er  alles  einzelnen 
Erfindern,  oder  wirkte  nicht  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  ein  aUgemein  verbreiteter 
tec^ischer  Insthikt  mit,  der  unzweifelhaft 
TO  der  Anwendung  des  Hebebaumes,  des 
Keiles  und  anderer  einfacher  Vorrichtungen 
gefDhrt  hat,  sehr  wohl  aber  auch  zahlrräche 
Individuen  selbständig  auf  die  Idee  des 
Boy^ns,  des  Ruders,  der  Rolle  und  selbst 
des  Segels  gebracht  haben  kann.   Wie  ver- 
halten sich  die  verschiedenen  Rassen  inbe- 
zug  auf  Nachahmung  und  Erfindung?  Ist 
die  letztere  nur  gewissen  bevorzugten  Rassen 
vorbehalten,  während  andere  nur  receptive 
BefiLhigung  haben  oder  unheilbarem  Stumpf- 
sinn verfallen  sind?  Wie  steht  es  über- 
haupt mit  der  natürlichen  geistigen  Be- 
Khigung  der  verschiedenen  Rassen  und  der 
beiden  Geschlechter?  Man  hat  schon  jetzt 
Methoden,  um  auch  diese  Fragen  wenigstens 
nach  gewissen  Richtungen  hin  zahlenmäßig 
zu  beantworten,  und  es  handelt  sich  nur 
darum,  die  nötigen  großen  Beobachtiings- 
zahlen  zu  erhalten.   In  welchem  Umfange 
und  mit  welcher  Geschwindigkeit  verbreiten 
sich  die  verschiedenen  Parteien   in  den 
Enltiirländern  ?  Die  Wahlstatistik  und  die 
Statistik  der  Parteiblätter  gestattet  die  Be- 
antwortung dieser  Frage.  la  welchem  Maße 
breiten  sich  die  verschiedenen  Religionen 
und  Konfessionen  aus?  In  welchem  Maße 
verbreiten  sich  gewisse  Verbrechen,  gewisse 
Arten  des  Selbstmordes,  gewisse  Gemüts- 
err^nngen  der  Masse  (Flagellanten,  Heils- 
anoee!),  gewisse  Modenarrheiten?  Wie  weit 
werden  durch  Trägheit  und  Gewohnheit 
(Nachahmung  seiner  selbst)  in  der  Volks- 
wirtschaft die  Wirkungen  verhindert  oder 
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beschränkt,  die  man  theoretisch  von  ge- 
wissen gegebenen  Ursachen  erwarten  dQr^? 
Auf  die  mehr  biologische  Seite  der  Gesell- 
schaftslehre geht  Tarde  nicht  ein ;  aber  auch 
hier  findet  die  S.  noch  wichtige  Aufgaben, 
die  einer  mehr  oder  weniger  exakten  Lösung 
fähig  sind.  Es  gehört  daher  alles,  was  mit 
dem  Entstehen  und  Vergehen,  der  Ent- 
wickelung  und  der  Bewegung  der  Bevölke- 
rung zusammenhängt,  hierher.  Wie  voll- 
zieht sich  das  Auasterben  gewisser  Rassen? 
In  welchem  Maße  können  Europäer  sich  in 
tropischen  Gebieten  akklimatisieren?  Spielt 
die  Vererbung  sozial  bedeutsamer  Eigen- 
schaften bei  den  verschiedenen  Rassen  und 
gesellschaftlichen  Klassen  innerhalb  des- 
selben Staates  eine  Rolle?  Wie  gestaltet 
sich  in  den  verschiedenen  Ländern  die 
Bevölkerungsströmung  vom  Lande  in  di& 
Stadt  und  das  Absterben  der  höheren 
Schichten  der  städtischen  Bevölkerung?  Wie- 
steht  es  mit  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  in 
den  verschiedenen  Ländern  und  den  ver- 
schiedenen Schichten  der  Gesellschaft?^ 
Lassen  sich  überhaupt  Umstände  nach- 
weisen, die  unabhängig  von  den  Malthus- 
schen  „Checks'*  auf  eine  automatische  Be- 
schränkung der  Vermehrungstendenz  der 
Bevölkerung  nach  geometrischer  Progression 
hinwirken?  —  Man  sieht  schon  zur  Ge- 
nüge aus  diesen  Beispielen,  daß  die  S.  sich, 
weder  auf  die  Uo&e  Beschreibung  gesell- 
scbaftlicher  Tatsachen  zu  beschränken  braucht 
noch  des  Spiels  mit  biologtechen  Analogieen 
bedarf,  sondern  reichlichen  Stoff  vorßudet,, 
um  sich  zu  einer  synthetischen  Wissen- 
schaft mit  überwiegend  naturwissenschaft- 
licher Methode  zu  ent&üten,  die  sich  eigen- 
artige Probleme  zu  stellen  und  zu  lösen 
vermag. 
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Leipzig  1897.  —  L.  Stein,  Weeen  und  Aufgabe 
der  Soziologie,  Berlin  1898.  —  IXauntM«, 
La  »oeioiogie  d'apree  Velhnographie,  fWii  1880. 

—  fVorm*,  La  toeiologie,  AmEt  189S.  —  iTer- 
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seCbe,  (h^nime  tt  toeüU,  l^tr<^  189a.  — 
Tarde,  Le»  hi*  de  l'imüation,  t.  id.  Ihn» 
18S8.-  —  ßemihef  La  lo^qu«  toeiale,  S.  ed, 
Bari»  1898.  —  Deraelbe,  X«*  toi»  goriaka,  Pari» 
lS98.  —  Otddtngs,  The  Principte»  of»onotogy, 
Niw  York  1896.  —  Eleuth^ropouloa,  Soxio- 
hgie,  Jena  1904.  —  Afchiv  für  Raiten-  und 
~  GeselUehafitbiologie,  heratugeg.  vom  A.  Ploet* 

-  ««d  aniüren.  —  Weitere  darainvttiteh- »otio- 
logitehe  Hehrifien  aind  tu  dem  Art.  „GetfU- 
tch^ftlicker  Darwinitmua"  (oben  Sd.  I,  ü.  97t) 

-  ungi(fahrt.  Zexta. 


Spuindienste  s.  Hand-  und  Spann- 
dienste oben  S.  9. 


Sparkassen. 

1.  Volkswirtschaftliche  Natnr  nnd  Bedentong 
der  S.  2.  Allgemeine  Oescbicbte  nnd  Onind- 
l^^m  des  S.wesens.  B.  Das  S-wesen  in  den 
wicbtigsten  earo^Üflchen  Ländern.  4.  Besondere 
Arten  von  S.  a)  Fost-S.;  b)  Schal-  nnd  Jngend-S. 

SUtistik. 

1.  Volkswirtschaftliche  Natnr  und 
Bedentane  derS.  Die  S.  sind  nach  ihrer 
gesdiichtliäieo  Eutvickelnng  und  ihrem 
noch  gegenwärtig  TortierrBCDenden  Haupt- 
zweck Anstalten  snir  Ansammlung  und  Ver- 
-wertuDg  von  ErBpamissen  der  „kleinen 
Leute",  in  zweiter  Idnie,  vorwi^end  zur 
Verwirklichung  des  ersteren  ZwräkeSj  zu- 
gleich Kreditanstalten.  Von  den  eigentlichen 
Kreditanstalten  untnscheiden  sie  »ch  eben 
dadurch,  daß  ihnen  die  Kreditgewährung 
nicht  Selbstzweck,  soodem  Mittel  ist.  Als 
Anstalten  sozial-wirtBchaltlicher  Fflrsorge 
sind  die  S.  am  nftchsten  den  Genossen- 
schaften verwandt,  und  zwar  denen  fflr 
Kredit  doppelt,  sofern  diese  auch  Sparein- 
lagen annehmen ;  nächstdem  der  Versiche- 
rung, die  ihr  für  manche  Zwecke  (Invali- 
ditftte-  und  Altersversorgung)  überle^n  oder 
(wie  bei  abgekfirzter  Lebensversicherung 
n.  dgt.)  annähernd  gleichwertig  sein  kann. 
Den  Depositenbanken  stehen  die  S.  dadurch 
naiie,  daß  ihre  Kundschaft  ebenfalls  in  den 
Kreisen  liegt,  die  mehr  Wert  auf  Sicherheit 
vor  Kapitalverlusten  als  auf  hohe  Zinsen 
legen;  fQr  ihre  ganze  Einrichtung  ist  es 
aber  wichtig,  daß  sie  nicht  wie  diese  Er- 
werbs- ,  sondern  WohlfahrtBanstalten  sind. 
Die  Grenze  ist  aber  gerade  bei  vielen  deut- 
schen S.,  namentlich  im  Westen,  wo  auch 
hohe  Einlagen  angenommen  werden,  stark 
verwischt 

2.  Allgemeine  Geschichte  nnd  Grund- 
lagen des  S.wesens.  S.  entwickeln  sich 
naturgemäß  nicht  schon  fiberall,  wo  gespart 
wird,  sondern  nur  dort,  wo  es  eines  Ver- 
mittlers zwischen  Sparer  und  Kreditnehmer 
bedarf,  also  nicht  in  der  älteren  Volkswirt- 
sduft, wo  Geben  und  Nehmen  sich  meist 
direkt  und  zwar  unter  Nachbarn  vollzog; 
auch  heute  am  wenigsten  dort,  wo  die 


spamisse  io  eigener  Wirtschaft  angelegt 
werden  können,  vrie  in  Ölenden  mit  vor- 
wiegend selbständigen  Kleinbetrieben  md 
wenigen  abhängigen  Arbeitern. 

Die  ersten  S.  entstanden  in  Deutschland : 
1765  die  Herzogliche  Leihkasse  in  Braun- 
Bcbweig,  1778  die  Grspanuigskasse  in  Ham- 
burg, 1786  die  S.  in  Oldenburg,  1796  die 
in  Kiel.  Sowohl  in  Deutschland  wie  im 
Auslande  blieben  die  S.  jedoch  zunächst 
noch  selten  und  unbedeutend.  Ihre  große 
Entwickelung  hat  erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  begonnen.  So 
besaß  z.  B.  Preußen  1835  :  80  Kassen  mit 
rund  16,  1855  :  323  mit  97,  1875  :  980  mit 
1112,  1895:  1483  mit  4000,  1904:  15«4  mit 
7761  Mill.  Einlagen.    S.  auch  unten  snh  5. 

Als  Träger  der  S.  kamen  von  jeher  in 
Betracht:  der  Staat,  heute  namentlich  in  den 
Ländern  mit  Post-S. ;  in  Deutschland  haftet 
der  Staat  nur  in  einigen  Fällen  (s.  unten  sub  3} 
ffir  die  Sicherheit  der  Einlagen ;  Kommunal- 
verbände (Städte,  Kreise  usw.  wie  meist  in 
Deutschland);  gemeinofitzige  oder  auch 
Aktiengesellschaften  and  Frivi^fersonen. 
Auch  S.  der  letzteren  Art  können,  wo  ne 
von  altersho-  bodraständig  sind  and  der 
amüichen  AuMcht  unterliegen«  s^ensrcadi 
wirken;  im  Interesse  der  Sicherheit  der 
Einleger  werden  jedoch  die  kommunalen  S. 
den  Vorzug  verdienen ;  bei  diesen  pflegt  zu- 
gleich die  Anlegung  der  Gelder  denselb» 
Gebieten  zugute  zu  kommen,  in  denen  sie 
gesammelt  sind. 

Die  Einrichtung  der  S.  muß  ihrem 
Hauptzwecke,  den  Minderbemittelten  zu 
dienen,  entsprechen.  Dies  zei^  weh  in  der 
Ent^tung  der  Spargelegenheit  wie  in  der 
Einlage-  und  der  Anlagepolitik. 

Die  Kassen  müssen  nie  Spargel^enheit 
durch  Errichtung  von  Sammelstellen 
und  durch  aus^ebige  Offenhaltung  möglichst 
erleichtern.  Da  die  Ablieferung  kleinerer 
Beträge  fQr  die  arbeitende  Bevölkerung  sehr 
zeitraubend  ist,  hat  man  hier  und  da  in 
kleinem  Maßstabe  auch  die  Abholung  der 
Einlagen  in  bestimmten  wom(!^lich  wfldieot- 
lichen  Beträgen  versucht  (z.  B.  bffl  der  Er- 
spamngEkasse  in  Frankfurt  a.  M.,  in  Hünz, 
Schleswig,  Meldorf  usw.). 

Der  Plan  August  Scherls  in  Beriin,  die 
regelmäßige  Abholung  bestimmter  Wocben- 
beträge  von  ^/i  bis  4  Bf.  io  großem  Stüe 
durch  eine  Zentralanstalt  über  das  gnnse 
Reich  zu  orranisieren  und  der  BevOlkvmng 
durch  die  Verlosung  der  im  ersten  Syu^ 
jähre  von  der  S.  zu  zahlenden  Zinsen  emen 
besonderen  Anreiz  zur  Beteiligung  m  geben, 
hat  zahlreiche  Fürsprecher  geranden,  ist 
aber  bisher  nidit  verwirkliditWQitlen,  haupt- 
sächlich deshalb,  weil  man  —  m.  E.  mit 
Unrecht  —  von  der  Verlosung  jener  nisi- 
malen  nnd  (Aaie  die  Abbolnng  wthrtdbieia- 
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lieh  gar  niolit  eotstehenden  ZinsbetrSge  eine 
Yersärkang  der  SpielleideDschaft  fürchtete. 

Bei  ihrer  £inlagepolitik  haben  die 
S.  zu  beachten,  daß  sie,  um  den  breiten 
3l8Men  "vii^Jichea  Nutzen  zu  bieten,  auch 
Ideiae  Betrflge  annehmen  mQssen,  wie  sie 
iüßr  Arbeiter  gelegentlich  oder  auch  regel- 
n^g  erttbrigen  kann.  Die  deutschen  S. 
bestimmen  daher  gew^nlich  den  Betrag  von 
1  M.  oder  50  Pf.  als  Miodesteiola^e.  Äehn- 
li<Äe  Vorschriften  bestehen  auch  in  anderen 
Ländern.  Die  Annahme  zu  kleiner  Bei- 
trage verursacht  mehr  Kosten  als  ihre  An- 
legung den  S.  einbriogen  kann.  Man  hat 
■deshalb  seit  1880  hier  d\u^h  das  Spar- 
markensyslem  auszuhelfen  gesucht,  bei  wel- 
chem Marken,  etwa  zu  10  Pf.,  ausgegeben 
werden  und  eine  mit  einer  gewissen  An- 
zahl Marken  beklebte  Karte  dann  in  ein 
Sparbuch  umgetauscht  wird.  Die  Einrich- 
tung scheint  aber  in  dauerndem  Rückgänge 
begriffen  zu  sein.  In  Preußen  ging  von 
1804  bis  1904  die  Anzahl  der  Verkaufs- 
stellen fflr  Sparmarken  von  2676  auf  2026 
zurück.  Gesetzlich  oder  statutarisch  wird 
-andererseits  gewöhnlich  ein  Höchstbe- 
trag oder  auch  die  einzelne  Einzahlung 
voigeschrieben  uud  zur  Vermeidung  der 
Umgehung  dieser  Bestimmung  auchi^ie  Aus- 
stellung mehrerer  Bücher  für  dieselbe  Per- 
son oder  Familie  bei  Strafe  des  Ziosver- 
lustes  verboten.  Solche  Vorschriften  sind 
zweckmäßige  um  den  vorübei^henden,  oft 
nnerwOnschten  Zustrom  größerer  Kapitalien, 
4eren  schleunige  Rückzahlung  den  S.  sp&ter 
Schwierigkeiten  bereiten  kann,  zu  verhüten. 
OtOB«:e  Anlagen  ganz  fernzuhalten,  ist 
trotzdem  bedenklich,  wräl  ihre  Verwaltung 
größere  UeberschOsse  abwirft  als  die  von 
vielen  kldnen.  Am  besten  wird  es  sein, 
aus  den  unteren  Klassen  Einlagrai  in  jeder 
H9he,  andere  nur  nach  Bedarf  und  unter 
Vorbehalt  längerer  Rückzahlungsfristen,  auch 
in  Raten  ^  anzunehmen ,  wie  letzteres  ent- 
weder —  wie  in  Deutschland  —  die 
Satzungen  oder  auch  —  wie  u.  a.  in  Frank- 
reich, Belgien,  Holland  —  die  Gesetze  zu 
bestimmen  pfi^n. 

Für  die  Anlagepolitik  der  S.  ist 
«ben&lls  ihr  Hauptzweck,  die  Ein- 
leger vor  Verlusten  zu  bewahren, 
«ntscheidend.  Richtig  gehen  —  wenn 
■auch  mit  vielen  Ausnahmen  —  im  allge- 
meinen die  deutschen  S.  vor,  bei  denen  in 
«Tster  Linie  die  Anlage  in  sicheren  Hypo- 
theken steht  Die  demnächst  hervortretende 
Anlage  in  luhaberpapieren  bietet  in  schwie- 
rigen Zeiten  einen  durch  Veräußerung  oder 
Lombardierung  leichter  benutzbaren,  aber 
■dafür  such  erheblichen  Kapitalverlusten  durch 
Kursschwankungen  ausgesetzten  Rückhalt, 
^gnet  sich  also  nicht  zur  Hanptanl^;  die 
oammtüdi  in  Oesterreich  wdtreror^tete 


Einrichtung  eines  Spezialreservefonds  für 
Kursverluste  ist  sehr  zu  empfehlen.  Der 
lii^iüdität  der  Einlagen  ^nstig  sind  feiner 
„feinste"  Peisonalkredite  in  gewisser  HOhe^ 
einer  ausgedehnten  Entwickelnog  des  Fer- 
sonalkredits  bei  der  S.  steht  indessen  die 
Schwierigkeit  der  Prüfung  der  Unterlagen 
und  auch  die  Oe£ahr  des  Mißbrauchs  diuch 
persönliche  Beziehungen  entgegen.  Die  in 
den  Ländern  mit  Post-S.  und  auch  bei  den 
übrigen  S.  mitunter,  wie  in  England,  Frank- 
reich und  den  Niederlanden  vorgeschriebene 
Anlegimg  in  Sfaatspapieren  mag  deren  Kurs 
ein  wenig  stützen,  doch  darf  man  diese  Wir- 
kung nicht  überschätzen,  da  jede  Steigerung 
Über  den  landesüblichen  Zinsfuß  hinaus 
wiederum  eine  Anzahl  privater  Käufer  ab- 
schrecken wird.  Der  höhere  Kurs  der  Staats- 
papiere in  jenen  Ländern  wird  mehr  durc^ 
den  größeren  Kapitalreichtum  oder  —  wie 
in  Frankreich  —  zugleich  durch  den  Mangel 
einer  autstrebenden  Industrie  mit  großer 
Kapital  nachfrage  bedingt  sein. 

Die  S.  pflegen  nicht  bloß  durch  vor- 
sichtige Anlegung  der  Gelder  und  durch 
Bürgschaft  der  Garantieverbände,  sondern 
vor  allem  durch  einen  Reservefonds  ge- 
sichert zu  sein.  In  der  Regel  werden  diese 
Ueberschüsse  aus  dem  Anlageverkehr  nach 
Deckung  der  Verwaltungskosten  gesetzlich 
oder  statutarisch  so  lange  dem  Reservefonds 
zugeschlagen,  bis  dieser  5  oder  10  v.  H. 
der  Einla^n  erreicht  hat ;  von  da  ab  können 
sie  ganz  oder  teilweise  zu  gem^nnützigen 
Zwecken  verwendet  werden. 

3.  Du  S.wesen  in  den  wlehtl^ten  enro- 

SUseheo  Ländern.  1.  Deutschland.  Die 
eicbsgesetzgebang  enthält  nur  wenige  Be- 
stimmungen aber  8.  Nach  §  1807  des  BOB. 
dSrfen  —  was  z.  B.  in  Preußen  bis  diüiin  nur 
ausnahmsweise  erlaubt  war  —  UQndelgetder  bei 
einer  an  der  zoständigen  Behörde  als  geeignet 
aoerhannten  S.  angelegt  werden.  Nach  |  22 
erlangen  Vereins-S.  Becntafähigkeit  durch  staat- 
liche Verleiban^.  Dies  hat  die  Dmwandlang 
Eahlreicber  Vereine-S.,  die  sich  der  damit  ver- 
bundenen Einflnßnabnie  der  Behörde  auf  ihren  Be- 
trieb nicht  uoterwerfeu  wollten,  in  Gesellschaften 
oder  Genossenachaften,  in  den  Ueber^ang^ahren 
beiläi^  auch  eine  gewisse  Venduebung  der 
S.statistik,  welche  Oüellschaften  n.  dsj.  m  dn 
Regel  nidit  einschließt,  znr  Folge  gehabt  Auch 
in  den  wichtigsten  Bundesstaaten  besteben  ent- 
weder gar  keine  besonderen  Gesetze  Aber  S. 
oder  doch  nnr  solche,  die  den  S.  und  Aufsicbts- 
bebSrdeu  einen  weiten  Spielraum  lassen. 

So  gilt  in  Freu Qen,  nachdem  die  i.  J.  1895 
von  der  Regierung  verCnentlicbten  „Gmndzflge 
EU  einem  Gesetz  &ber  kotomunale  S.",  welche 
die  BestiromoDgen  über  Verwaltang  und  Auf- 
sicht näher  r^ehi  sollten,  nicht  weiter  verfügt 
sind,  noch  das  Reglement  vom  12./XIL  18^ 
Die  Kassen  sind  im  Osten  fast  dunjiweg  kom- 
men ale;  im  Westen,  namentlich  in  SchTeswig- 
Holstein,  aber  aneb  in  Danng,  Aachen  usw.  nnd 
neben  oder  statt  den  Kreis'  und  Stad^S.  anch- 
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priTate  t&tig.  IMe  Gelder  und  zur  grilßerai 
HBlfte  in  Hypotheken  und  zu  etwa  einem  Tiertel 
in  Inhaberpapieren  aneeleirt.  Der  Plan,  die 
Kassen  gesetzlich  zur  Änl^nng  eines  gewissen 
Teiles  in  Konsols  zu  nötigen,  ist  bisher  nicht 
zur  Durchführung  ^langt. 

Bayern  hat  seme  besonderen  Vorschriften; 
die  Gemeinde-  und  Distrikts-S.  stehen  den  anderen 
Oemeindeanstalten ,  die  privaten  den  Banken 

gleich.  Änch  in  Sachsen  fehlen  besondere 
esetze;  die  S.  sind  fast  durchweg  Oemeinde- 
anstalten In  Wärttembers:  besteht  die  1K18 
mit  kgL  Genehmigung  von  der  Zentralleitnng 
des  WobltfttigkeitsverSns  errichtete  nLandes-S." 
mit  zahlreichen  Filialen  unter  einem  ehrenamt- 
lichen KoUeirinm,  daneben  kommunale  S.  der 
Oberämter  und  der  Stadt  Stattgart.  Die  Württem- 
bergische S.  hält  noch  besonders  streng  daran 
fest,  daß  nor  Angehörige  der  ärmeren  Klassen 
teilnehmen,  ebenso  an  der  Anastellang  nnreines 
Buches  für  den  Einleger,  widrigenfalls  er  Zinsen 
verliert.  In  Baden  regelt  ein  G.  v.  9./IV. 
1880  die  Verwaltung  der  S.  anf  Gemeindebürg- 
schaft, .neben  denen  auch  Privat-S.  bestehen. 
Heasen  besitzt  ein  G. t. &/VIII.  1902,  wonach 
die  Öffentlichen  S.  entweder  tou  Gemeinden  oder 
Kreisen  oder  von  einem  rechtsföhigen  Verein 
solcher  Körperschaften  betrieben  werden  können. 
In  Elsaß-Lothringen  giltdasG.  V.14./V1I. 
1S86,  wonach  die  Errichtung  von  S.  mit  oder 
ohne  Gemeindebürgscbaft  durch  Kaiserliche  Ver- 
ordnung erfolgt;  beide  unterliegen  der  Staats- 
aufsicht; auch  hier  darf  jeder  Erleger  nur  ein 
Buch  besitzen.  In  den  übrigen  Staaten  liegen 
die  Verhältnisse  meist  so  wie  in  den  größeren 
Bundesstaaten.  Erwähnt  mag  nor  werden,  daß 
in  Oldenburg,  Braunscbweig ,  Reuß  1.  L.  und 
Lippe  der  Staat  fttr  die  Mnlagen  haftet,  in 
Brannscbwe^  nach  G.  v.  lO./VL  1^  die  Bücher 
nicht  wie  in  der  Regel  sonst  anf  den  Namen, 
mit  dem  Vorbehalt  für  die  Kasse,  aach  an  den 
Inhaber  zahlen  zn  dürfen,  sondern  in  beliebiger 
Anzahl  und  anf  bestimmte  Summen  für  den  In- 
haber ausgestellt  werden ;  femer,  daß  in  Elsaß- 
Lothringen  die  Gelder  nicht  überwiegend  in 
Hypotheken  und  Inhaberpapieren,  sondern  wie 
in  Frankreich,  mit  einigen  AusnEibmen  bei  der 
Staatsdepositenverwaltong  anzulegen  sind. 

2.  Oesterreich-Ungarn.  In  Oester- 
reich besteben  neben  derP.-S.  kommunale  und 
Vereins-S.  Für  die  Verwaltung  grundlegend  ist 
das  Regulativ  vom  26./IX.  16U,  welches  in  ähn- 
licher Weise  wie  das  preußische  Reglement  von 
18Ü8  allgemeine,  dehnbare  Direktiven  gibt,  in 
deren  Grenzen  die  Satzungen  und  die  Ver- 
waltnngspraxis  sich  bewegen  dürfen.  Die  An- 
legung der  Gelder  geschieht  ähnlich  wie  in 
Deutschland;  die  Reserven  sollen  jedoch  mög- 
lichst auf  30^0  gebracht  werden  und  neben  den 
allgemeinen  Reserven  sind  noch  umfangreiche 
Speziaireserven  für  Kursverluste  osw.  vorumden. 
In  Ungarn  bestehen  außer  der  Post-S.  zahl- 
reiche Gemeinde-S.,  in  Kroatien  und  Slavonien 
meist  solche  von  Aktiengesellschaften  mit  Er- 
werbstendenz. 

3.  In  Großbritannien  bestanden  ur- 
sprünglich nnr  von  ,;trttstee8''  (Vertranens- 
mäDoem),  d.  h.  gemeinnützig  {gesinnten  Ge- 
schäftdieuten oder  Geistlichen  geleitete  Pnvat^S. 
(saving  banksj,  deren  Verhältnisse  durch  Gesetze 
ans  den  Jahren  1817  und  1819  geregelt  wordeo. 


Danach  wurden  die  Einlagen  vom  Parlamente 
garantiert  und  an  HSchstbetrige  (lUO  £  ha 
ersten,  50  £  in  jedem  folgenden  Jau)  für  jede 
Einlage  gebunden;  diese  Sätze  sowie  der  im 
Kassen  und  den  Einlagen  gewahrte  ZitaiaB 
hat  vielfache  Aendemngen  erfahren.  Die  ge- 
ringe Verbreitung  der  Privat-S.  nnd  ihre  oft 
wenig  sachgemäße  Verwaltung  führten  i.  J.  186L 
zur  Gr&ndung  der  Post-S.,  die  seitdem  die  Privat- 
S.  weit  UbertIQfelt  bat  (s.  nnten  bei  5).  Letz- 
tere sollen  nocti  im  J.  1905  eine  rechniuigv 
mäßige  Unterbitanz  um  etm  14  HilL  £  gehabt 
haben. 

4.  In  Frankreich  kamen  die  8.  vunga- 
weise  nach  den  napoleuniscben  Kriegen  in  Auf- 
nahme. Schon  die  1818  in  Paris  ge^rfindetm 
S.  hatte  die  ihr  zufließenden  Einlagen  in  Staüte- 
papieren  anzulegen.  Die  späteren  aligemeinen  Ge- 
setze haben  diesen  Grundsatz  übernommen,  auch 
nach  dem  gegenwärtig  geltenden  vom  21.yVII. 
189&  haben  die  (meist  ron  Kommunalverbänden« 
zum  Teil  auch  von  Privatpersonen  begrQndetra) 
sog.  Privat-S.  ihre  Einlagen  an  die  staatliche 
„catsse  des  dSpöts  et  consignations"  abzuliefern. 
Diese  legt  sie  an:  in  staatlichen  oder  staatlidi 
garantierten  Wertpapieren,  in  börsengängigen 
Schuldverschreibungen  der  Departemenu,  Ge- 
meinden, Handelskammern  und  des  credit  foncier. 
Seit  1881  betitebt  auch  eine  Poet-S  Niemand 
darf  gleichzeitig  titulierter  Besitzer  eines  Bachea 
der  gewöhnlichen  Kassen  oder  eines  Buches  der 
Post-S.  oder  mehrerer  Bücher  der  einen  oder 
anderen  Anstalt  sein,  sonst  verliert  er  di«  Zinsen 
der  gesamten  Sparsumme.  Die  HScbsteinlage 
für  Einzelpersonen  beträgt  1600  Frcs.,  bd  Ueber- 
schreitung  werden  Renten  für  den  Sparer  ge- 
kauft. Der  Zinsfuß  richtet  sich  nach  dem  Er- 
trage der  Anlagen  [3%  3%  3'U  v.  H.).  Ton 
Frankreich  ist  Qhrigens  die  erste  Anregong  aar 
Errichtung  von  S.  schon  1611  aosgegangen,  wo 
Delestre  solche  Anstalten  für  die  arbeitende  Be- 
völkerung in  Verbindung  mit  der  (dam^  ab 
Kapitalanlage  besonders  wichtigen)  Leibraitra- 
Versicherung  empfahl,  ohne  praktischen  Erfolg 
zn  erzielen. 

ö.  In  Italien  sind  außer  der  Post-S.  einige 
vom  Staate  errichtete  neben  einer  größeräi 
Anzahl  kommunaler  nnd  privater  von  Wohi- 
tfttigkeita-,  Aktiengesdlacfaaften,  LaUdnicra 
und  Privatperson«!  begrOndeter  Anstalten  Tor- 
handen,  die  nach  dem  G.  v.  15./V[i.  ISOS  ver- 
waltet werden.  Die  Bücher  werden  hier 
anf  den  Namen,  teils  anf  den  Ueberbringer  aua- 
gestellt, so  daß  die  Zahl  der  Bücher  hier  nicht 
einen  so  guten  Haßstab  für  den  Sparsinn  der 
Bevölkerung  bietet  wie  in  den  liOadem,  wo 
jedermann  nur  e  i  n  Buch  erhalten  darf.  Die  Aa- 
leguQg  der  Gelder  wird  durch  Statut  geregriL 

6.  In  den  Niederlanden  besteben  (auB^ 
der  Reicbspostsparbank)  eine  Aazi^l  freier, 
privater  Kassen,  in  B e  I  gi en  (aofier  derSlaata^r 
die  sich  der  Nattonalbank  nsd  der  Paataiutalte& 
als  Geschäftsstellen  bedient,  übrigens  mit  einer 
Renten-,  Lebens-  und  Attersvenichening  to« 
bnnden  ist)  Privat-S.  in  4  Städten  nnd  daiga 
besondere  Sparansulten;  in  der  Schweix  nnd 
die  —  teilweise  aach  noch  fehlenden  und  dana 
durch  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Obfi- 
gationenrecbtes  ersetzten  —  Gesetze  der  ün- 
zelnen  Kantone  maßgeb^d.  In  den  «kaa- 
dinavischen  Lftndern  aiud  die  S.  Privat- 
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«nstalten,  vraca  in  Schwedm  noch  eine  Poit-S. 
kommt 

In  Bnßland  bestanden  seit  1841  nnd  1843 
nur  2  Kuwn  bd  den  Depositenbanken  in 
Petersbniv  nnd  Moskan,  woza  allmählich  noch 
«ine  Ansuil  weni^r  entwickelter  Anstalten  von 
Wt^ttfttigkeitsTereinen  kamen.  Im  J. 1862  worden 
die  S.  der  Reicbsbank  nnteratellt,  die  seit  1884 
auch  das  Recht  erhielt,  S.  dort  einzarichteo,  wo 
Uie  GoaTemementA  und  Kreiae  dies  onterließen. 
Im  J.  1889  wurden  die  Post-  und  Telegrapben- 
bareaQH  znr  Annahme  von  Einla^n  ermächtig, 
i.  J.  1895  das  ganze  S.wesen  einheitlicher  ge- 
regelt, ancfa  die  Einricbtnng  von  Frivat-S.  zn> 
geussen.  FBr  die  Einlagen  der  nnter  Anfsicbt 
der  Beichsbank  stehenden  S.  haftet  der  Staat. 
Der  Hikhatbetrag  betrftgt  fQr  Einzelpersonen 
lOUO  Rnbel ;  bei  dessen  Ueberscbreitung  werden 
tXr  den  Einlegrer  Wertpapiere  gekauft. 

4.  Besondere  Arten  Ton  8.  a)  Poat-8. 
Die  Einrichtung  solcher  Anstalten  kann  dreierlei 
Triebfedern  haben:  die  Erleichtemng  der  Spar- 
gelegenheit  dnrch  die  Mliglicbheit,  bei  jedem 
Postarot  Ein-  nnd  Backzahlnngen  in  kleinen  Be- 
Mgen  sn  bewirken  (in  Prenßen  gab  es  1904  nnter 
£338S  Gemeinden  nnr  3886  Orte  einscbl.  Neben- 
wohnplfttce  mit  Spanttellen) ;  femer  die  bessere 
Sichemng  der  Spaxeinlajgen  vennCge  der  Haftung 
des  Staates,  endlich  die  Fördemng  des  Staats- 
kredites dnrcb  die  Anlegung  der  genammeiten 
Oelder  in  Staatspapieren.  Die  erste  PoB^S.  ist 
die  durch  Oladstone  ].  J.  1861  begründete  eng- 
liwhe.  Dort  waren  bei  der  Verwaltung  der  von 
PiivaÜenten  ^tmstees)  begrOndeteo  S.  schwere 
MiDbr&ache  eingerissen,  auch  genügten  die  ror- 
bandenen  Kassen  nach  Zahl,  Verteilung  nnd 
Offeuhaltnng  durchaus  nicht.  Im  Interesse  der 
^Hver  wurde  daher  die  Post  ermächtigt,  nnter 
Staatsbttmchaft  Einnahlnngen  von  1  sb  bis  90  £ 
bis  znr  HSchsteinlage  von  160  £  anzunehmen 
nnd  mit  2Vi7o  ^  verzinsen.  Die  Einrichtnog 
entwickelte  sich  sehr  rasch  und  stellte  bald  die 
PrivatrS.  in  den  Schatten  (s.  unten  sub  5).  Sie 
^d  Nachahmung  zuerst  in  Belsen,  wo  1870 
die  Post  ermttcbtigt  wurde,  Em-  und  Aos- 
zablangen  fOr  die  186ö  gegründete  staatliche 
„caisse  generale  d'^patvne  et  de  retraite"  zn 
abemehm«!,  sodann  1876  in  Italien,  1880  in  den 
Niederluden,  1882  in  Frankreich  nnd  Oester- 
rädi,  1886  in  Ungarn,  femer  in  Bam&nien, 
Bnlgarien,  Schweden,  Bultland  nnd  seit  1904 
aneb  in  der  Türkei.  In  Frankreich  nnd  den 
Niederlanden  war  vorher  der  Versuch  gemacht 
worden,  die  Postanstalteu  dadurch  für  den  Spar- 
verhehr  nutabar  zu  machen,  dall  den  S.  gestattet 
wurde,  eich  ihrer  für  die  Annahme  und  Rück- 
zahlung von  Einlagen  zn  bedienen:  doch  wurde 
hiervon  so  weni^  Uebraach  gemacht,  dall  man 
zur  Errichtung  einer  selbständigen  Staatsanstalt 
sdiritt.  Eine  solche  empfiehlt  sieb  namentlich 
dort,  wo  andere  S.  nicht  bestehen  oder  nicht 
«nareiebend  fÜrdieSpargelegoiheit  wvgoi,  wie 
dies  s.  B.  in  England.  Belgien,  den  Niederlanden 
nnd  SüditaHen  vor  Errichtung  der  Post-S.  der 
7aU  war. 

Die  Post-S.  ktinnen  aber  aoch  bedenkliche 
Seiten  entwickeln.  Znnftchst  belasten  sie  wie 
jede  Staata-S  den  Staat  mit  der  Verpflichtong, 
Dedentende  Summen  nnter  Umstftnden  in  kurzer 
Zdt  cnrBcksazahlen.  Die  Anlegung  der  Spar- 
gelder in  Staatapftpieren»  wie  sie  bei  den  Post-S. 


die  Regel  bildet,  kann  dem  Örtlichen  Real-  nnd 
Personalkredit  große  Sammen  entziehen,  der 
Mitbewerb  der  Post-S.  blühenden  Anstiüten  der 
Selbstverwaltung  den  Boden  entziehen  oder 
scbmftlera.  DentscUand  ist  der  einzige  euro- 
päische Großitaat,  in  welchem  es  deshalb  bisher 
nicht  zur  Errichtnn^  von  Post-S.  Rommen  ist. 
Zwar  wurde  im  Winter  1884/85  im  Reichstage 
ein  Entwurf  beraten,  nach  welchem  die  Post- 
anstalten  Einlagen  von  1  bis  800  U.  annehmen, 
zu  S^.o  verzinsen  und  einen  Teil  derselben  den 
Landesrenernngen  zur  Ausleihung  auf  Hypo- 
theken, Kommunalverbände  oder  S.  znr  Ver- 
fügung stellen  sollten.  Der  Entwarf,  welcher 
die  Zuil  der  SparsteUen  in  Deutschland  von  mnd 
3000  auf  12  aOO  (gegenwärtig  anf  mehr  als  30000) 
vermehrt  haben  würde,  £ang  jedoch  in  der 
Kommission  nicht  durch,  und  für  den  Vorschlag, 
die  Postanstalten  als  Sammelstellen  heranzu- 
ziehen, war  wiederam  die  Regierung  nicht  zu 
gewinnen,  so  daü  die  An^egenheit  seitdem  ge- 
ruht hat.  Der  deutsche  8. verband  bat  sich  noch 
im  Dezember  1905  gegen  eine  deutsche  Post-S. 
ausgesprochen  nnd  selbst  gegen  die  Benutzung 
der  PtMt  als  Sammelstelle  für  die  S.  wurde  das 
„prinripüs  obsta'*  gdtend  gemacht  Eine  be- 
sondere Erwähnung  verdient  noch  der  bei  der 
Österreichischen  Post>€.  eingerichtete  Seh  eck - 
und  Clearingverkehr.  Er  besteht  dort 
neben  dem  eigentlichen  Sparverkehr  und  seit 
1887  ^anz  von  diesem  getrennt  in  der  Weise, 
daß  die  Post  gegen  eine  feste  Einlage  von  100 
(früher  200)  Kronen  (0.85  H.)  die  Ueberschreibnng 
von  Forderungen  zwischen  den  Konten  der  Teil- 
nehmer gegen  eine  geringe  Einbeitsgebühr 
(2  Kreuzer  und  V«**/»  Provision  für  jede  Last- 
schrift) vermittelt  nnd  die  Guthaben  mit  2% 
(beim  Sparverkehr  d%)  veränat  Da  diese  Art 
des  Verkehrs  hUUffer,  beqoeroer  und  sicherer  als 
der  gewöhnliche  Verkehr  durch  Postanweisungen 
nsw.  und  audi  als  der  Verkehr  mit  privaten 
Girohanken  ist,  hat  er  sich  sehr  schneit  ent- 
wickelt Von  1883  bis  1904  stieg  die  Zahl  der 
Einlagen  im  Sparverkehr  von  362  776  auf 1 798  018, 
im  ScheckTerhehr  von  277  anf  62329,  der  Betrag 
der  Guthaben  in  ersterem  von  8,0  anf  196,74, 
im  letzterem  von  217,982  anf  258,77  HUI.  Kronen. 
Die  Einrichtnng  ist  der  Initiative  von  Geoi^ 
Coch  entsprangen,  der  in  der  Poit-S.  das  Pu- 
blikum xagldcn  von  den  Banken  unabhängiger 
machen  wollte.  Die  Kundschaft  des  Scheckver- 
kehrs entspricht  anch  in  der  Tat  mehr  der  der 
Girobanken  als  der  des  Sparverkebrs ;  er  ist  des- 
halb auch  in  der  nuten  abgedrackten  Statistik 
nicht  mit  berücksichtigt  woraen.  Vgl.  auch  den 
Art  „Giroverkehr**  oben  Bd.  I  S.  1113. 

b)  Sobul-  oder  Jugend-3.  nennt  man  die 
nnter  Leitung  des  Lehrers  bestehenden  Sammel- 
stellen für  kleine  Ersparnisse  der  Schüler,  die 
dann  gemeinsam  bei  einer  S.  angelf^  zn  werden 
pflegen.  Ans  den  Zinsen  werden  die  verwattongs- 
kosten  bestritten  oder  Prämien  an  besonders 
eifrige  S^rer  gezahlt  Die  Scbnl-S.  sind^  nadi- 
dem  einige  schon  vor  etwa  100  Jahren,  die  erste 
von  Fran  Priacilla  Wakefleld  in  England  einge- 
richtet waren,  zuerst  seit  1866  durch  Laurent 
in  Gent  zn  größerer  Verbreitung  gebracht  worden, 
haben  dann  namentlich  in  ^Igien,  England. 
Frankreich  und  Italien  Verbreitung  gefunden. 
In  Dentachlaad  wurde  die  erste  Schnl-8.  am 
1^  in  Goslar  and  1888  die  zweite  in  Apolda 
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■det.  Benmden  Verdieiute  nm  sie  hat 
neü  Pfarrer  Scniekel  in  Hobenwalde  bei  HtHlrose 
«nrorbeiL  Die  Heintmffeii  Aber  den  pfidago- 
g^adien  Wert  der  Einricbtiuigr  sind  noch  immer 
geteilt.  Während  man  aaf  der  einen  Seite  bofft» 
mit  Hilfe  der  Scbol-S.  der  Jagend  frühzeitig 
den  Wert  des  Oeldes  nnd  sparsamer  Wirtschaft 
erkennbar  m  machen,  ftlrchtet  man  anf  der 
anderen  dadurch  das  Eindringen  materialistischer 
Aaßassnngen  zu  begfinstigeu.  Auch  Mißbrftncbe 
dnrdi  Scbeineinlagen  nnd  Versehen  in  der 
IhrttmienTertölttiWj  Erregung  nm  Neid  usw. 
sind  bei  der  UngKicbbeit  der  Verhältnisse  mög- 
lich. Am  wenigsten  treffen  diese  Bedenken  fitr 
die  Forthildongsachnlen  zn,  bei  denen  die  Teil- 
nehmer die  Ersparnisse  ans  selbaterworbenen 
und  nicht  aus  —  vielleicht  reichlich  —  ge- 
scbenhten  Mitteln  machen.  Im  allgemeinen  wird 
man  tou  den  Schnl*S.  bei  geschickter  nnd  freu- 
difer  Verwaltung  dnrch  den  Lehrer  gute  sitt- 
Ucae  und  wirtschaftliche  Erfolge,  auch  eine 
ffttnatige  Bückwirknng  anf  die  Eltern  der  Schul- 
Ebider  erwarten  darfoi.  In  Deutschland  waren 
nach  dem  15.  Bericht  des  dentachen  Vereins  für 
Jngend-S.  fQr  1903  4Ö20  Scbnl-,  Jugend-  nnd 
Kinmnnanden-S.  (davon  2543  in  Preußen)  vor- 
baaden;  der  Zngantr  hatte  im  Berichtsjahre  465 
(in  Preußen  allein  202)  Kassen  betragen.  Ein- 
gelegt waren  1901  in  Prenßen:  176Ö079  H. 

5,  Die  Statistik  der  S.  gibt  ein  zoTerlftssiges 
Bild  Tun  ihrer  Bedeutung  als  Kreditanstalten 
und  als  Verwalter  eines  recht  erheblichen  Teiles 
Tom  VolksTermOgen.  FOr  die  Bearteiinng  des 
Sparsinnes  und  der  Sparßhigkeit  der  Bevölkerung 
ist  die  Anzahl  der  Einleger  wichtiger  als  die 
Hobe  der  Einlann,  da  letctere  nur  ui  einsdaeo 
Llndon  oder  Kassen,  niebt  aber  fiberall  be- 
scbrinkt  sind,  so  daß  namentlich  anch  bei  vielen 
Kassea  in  Deutsehland  ein  Teil  der  Einlagen 
eher  den  Charakter  von  Bankguthaben  der 
mittleren  and  bilheren,  nicht  von  Ersparnissen 
der  unteren  Klassen  trigt.  Heist  wird  aber 
gn  nicht  die  Zahl  der  Einlagen,  sondern  nur 
ue  der  BQcher  festgestellt;  wo  (wie  in  Brann- 
sehweig)  die  BDcber  in  beliebiger  Anzahl  auf 
dm  Iiuiaber  ausgestellt  werden  oder  wo  dies 
.weniffstens  von  einem  Teile  der  Kassen  ge- 
aehieAt  (Italien)  oder  endlich  die  Bftcher  swar 
auf  Namen  ansgestellt  werden,  aber  die  Er- 
werbung mehrerer  BQcher  nicht  verboten  ist 
oder  doch  nicht  verhindert  wird,  wie  bei  vielen 
deutschen  Kaasen,  werden  weuiffer  Einleger  als 
BBcher  vorhanden  sein,  wKhrenif  z.  B.  in  Frank- 
reieh,  wo  jeder  Sparer  nur  ein  Buch  haben  darf, 
Einlage-  nnd  BQcbersabl  sich  annfthemd  decken 
k&ineo.  Hit  diesen  Vorbehalten  geben  wir 
folgende  Uebersichten : 
Es  gab  L  J.  19(B 

Spar-  Konten  EinL  in 
kassen     (Bttcher)     MUL  H. 

in  Preußen  i549*)  9  773>03  7  "9,9 

»Bayern  345  863516  409,3 

■ ,  Sachsen  319  3  59»  257  1 170,4 

„  Wflrtteroberg  63  5^393 

,  Baden  155  493057  533,9 

M  Hessen  40  260568  347,2 

^  DentaclLBeidi  3792  1662771  11090,7 

*)  Nach  dem  Torlinfigen  Ergebnis  fitr  190b 
wann  in  Preußen  bereits  10642907  BBeher  mit 
8288,68  XiU.  V.  an  Einlagen  vorhanden. 


Nach  einer  vom  la/VIIL  1906  Ton  der  St^ 
tistischen  Korrespondens  des  PreniHaehen  Sta- 
tistischen Landesamtes  veröffentlichten  Tabelle 
betrug  femer:  (s.  die  Tabelle  auf  S.  934). 
Die  Lttentnr  Sber  S.  üt  nahezu  unubenehbttr. 
Bier  lei  nur        Jblgende  Quellen,  namenüich 
neuere,  verwieeen:  Heyden,  Sparktusengeaett' 
gebung  DeuUehlandt,  Enen  I89S.  —  £.  hoening, 
SchövJterg,  Bd.  III.  —  Seidel,  Das  Sparkateen- 
wetm  DcuUchiandM,  Bd.  I,  1896.  —  Derselbe, 
im  H.  d.  SU,  t.  Avß.,  Bd.  VI,  S.  849/g.  (dort 
auch  ein  besondert  reichhaltiger  Qitellennachweit). 

—  JL  Elster,  in  Stengel«  WörUrbuch.  —  Volk«- 
vültehe^lieke  Zeitachrift  „Sparkasse",  Organ  de» 
deutschen  Spariaaaenverbande» ,  Hannover.  — 
Evertf  Zur  internationalen  Gesettgdntng,  Ver- 
vaiiung  und  Statittik  des  Sparhauenmsens,  Be- 
richt an  den  internationalen  statistiaehen  Kon- 
greß tu  Berlin,  190S.  —  Ueber  Ihetsparkasien 
besonder» :  X.  Elater,  Die  Pottsparkaeeen,  Jena 
1891.  —  Roscher,  Potttparhaeten  und  Lokal- 
»parkasten  in  Deutschland,  Dresden  1885. 
Fischer,  im  ff.  d.  ÜL,  £.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  l?3jg. 

—  Veber  Schultparkatten :  Wilhelmt,  Die 
Sehultparkatten,  1877.  —  Berichte  des  deutaehen 
Vereint  för  Jugendtparkatten  (Ifarrer  Senckel  in 
Hohenvalde  bei  MüUroaej.  —  Landrai  Graf 
r,  iMmhadWff-SagnÜ,  Vortrag  in  LSlsen  rom 
S.\VIZ.  1904;  auehA.  u.  F.  Bannemaun,  BeHin 
1904.  BverU 


SpedittoBsgeschäft. 

S.  ist  die  gewerbsmäßige  Besorgung  vnt 
Ofitervereradangen  in  eigenem  Namen  fOr 
fremde  Rechnung.  Bot  Spediteur  ist  ün 
Kaufmann,  der  nicht  selbst  die  Vawndün|; 
übernimmt,  sondern  fflr  den  Absender  mit 
dem  FraohtfOhrer  FrachtvwtiSge  abscfaliefit 
nod  die  sonstigen  Oesch&fte  oesoigt,  die 
bei  der  Warenversendnng  nötig  werden  (wie 
Versicherung,  Verzoilung  usw.).  Auf  das 
S.  finden  nach  deutschem  Recht  im  allg&- 
meineu  die  Sätze  Aber  das  Kommissions- 
geschäft Anwendung  (HGB.  §§  407—415). 
Dagegen  wird  anderwärts,  so  im  fraozös. 
Recht,  der  Spediteur  als  Frachtfahrer  an- 
geeehen. 

Nachdem,  etwa  seit  dem  14.  Jahrb.,  das 
Traosportgewerbe  als  selbständige  ünter- 
nehmung  vom  Handelsbetriebe  sich  ab- 
trennte, wurde  es  eine  Notwendigkeit,  an 
den  Umladepiätzen,  wo  der  üebergang  auf 
ein  anderes  Transportmittel  stattfand,  die 
Interessen  der  Eigentümer  der  Ware  durch 
eiuen  am  Ort  befindlichen  Kaufmann  wahr- 
nehmen zu  lassen.  Namentlich  an  den 
Stapelplätzen  und  in  den  grüßereo  Seehäfen 
entwickelte  sich  das  S.  zn  einem  besonderen 
Erwerbszweig. 

Seioer  wirtschaftlichen  Bedeutung  nach 
ist  es  den  Traosportuntemehmungen  zuzu* 
rechuen.  Vor  allem  sind  die  Kosten  der 
Spedition  bei  der  Untersuchung  der  Trans- 
portkosten nicht  außer  acht  zu  lassen. 
Wenn  schon  Büsch  darüber  klagte,  daß 
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durch  die  SpeditiooslcoBten  oft  der  ganze 
HandelsgewiDD  verloren  gehe,  so  hat  das 
immer  größere  Bedeutung  gewonnen,  "weil 
die  Konfeurrenz  immer  mehr  auf  möglichste 
"Verringerung  der  Vennittelungskosten  beim 
Umsatz  der  Waren  hindrängt.  Die  Ceber- 
legenhett  einer  organisierten  Transportunter- 
näimung  wie  der  Post  beruht  zum  Teil 
darauf,  daß  sie  die  Uüfe  des  Spediteurs 
überflüssig  macht.  Auch  beim  Eisenbahn- 
transport hat  mehrfach,  namentlich  in  Eng- 
land, die  Eisen  bahn  Verwaltung  selbst  mit 
Erfolg  die  Spedition  übernommen.  Bei 
großen  zentralisierten  Transportunterneh- 
mungen bedeutet  die  Tätigkeit  einer  großen 
2ahl  von  Spediteuren  bei  der  Zufabrung 
der  Waren  zum  Frachtführer  und  von  ihm 
zum  Empfänger  der  Waren  eine  uowirt^ 
echaftliche  Vergeudung  von  Kosten  und 
Arbeiteaufwand.  Für  das  Publikum  wird 
diese  Verteuerung  um  so  empfindlicher,  als 
eine  Eonkurrenz  unter  deu  Spediteuren  in 
grCBereD  Orten  durch  EartellieruDg,  in 
kleinen  durch  die  Natur  der  Dinge  ausge- 
schlossen ist.  Die  MachtstelluDg  der  Spe- 
diteure ist  in  Deutschland  und  Oesterreich 
D(»dh  verstfirkt  worden  durch  die  eigen- 
artige Entwickelune  des  sog.  Sammelgut- 
verKehrs.  Doch  suchen  die  deutschen  Eäsen- 
bahnverwaltnngen  neuerdings  den  Stück- 
gntverkehr  mehr  in  eigene  Hand  zu  be- 
kommen. Wo  dagegen,  vie  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  die  Eiseababnen  den  Stück- 
gutverkehr nicht  selbEt  pflegen,  entwickelt 
sich  die  Spedition  zur  großen  Transport- 
untemehmung  mit  der  dieser  innewohnenden 
Tendenz  zu  monopolistischer  Entwickelung 
(so  die  Wells  Fai^  Express  Company  mit 
fast  19  Mill.  Doli.  Jahreseiunahme).  Entwickelt 
sich  die  Spedition  zur  größeren  Unterneh- 
mung, so  entstehen  wegen  der  zahlreichen 
Lohnarbeiterschaft  auch  hier  die  Probleme 
des  Arbeiterschutzes  usw. 

Iilteralnr:  J.  C  Büsch,  Theoretisch-praktitche 
Darttellvng  der  Handlung,  3.  Avfi.,  1808,  Bd.  1, 
JS:  SJ4  fg.,  Bd.  II,  S.  t97/g.  —  Ä  Koeh,  Dom 
Speditionagesekäfi  in  »einer  heutigen  OetUUt, 
JttuehM  Archiv  f.  Theorie  u.  Praxi»  d.  Atlfftm. 
d.  M.R.,  Bd.  JJ,  S.  447 /g-,  1864.  —  G.  Cohn, 
Untertuekungen  über  die  aiglüehe  Eitenbahn- 
potitlk.  Bd.  II,  1875.  —  Crünhut,  Da»  Hecht 
de»  KommittionahandeU ,  1879.  —  Derselbe, 
Mäkler-  und  Kommi»»ion»geechHfie,  Endemanna 
Handb.  d.  D.  BandeU;  See-  u.  Wechaelrechla, 
Bd.  III,  S.  £69  fg.,  1885.  —  T.  Geeving,  Sandel 
■und  Induttrie  der  Stadt  Botel,  1886.  —  E.  Roeen- 
thal,  Art.  „Spedilionggetehäfle",  B.  d.  St.,  S.  Avß., 
Bd.  VI,  S.  880Jg.  —  J.  L.  Bitehard,  Da» 
Recht  der  Spedition,  I8O4.  —  K.  Coaack,  Lehr- 
buch de»  Bandeltreeht»,  6.  Aufl.,  190S,  S.  444fg- 
—  Wdetu-Olon,  Die  VertUmllichmig  de» 
SpediHfintwtten»,  Zeiückr.  f.  d.  get.  StaaUw., 
Bd.  LiV,  S.  tfg.  —  Vgl.  aneh  die  Liuiratw  äier 
da»  Ei»enbahntarif«e»en.     Karl  Jtatkgtn, 


SpeknlattoB. 

S.  nennt  man  die  Berechnung  nnd 
Schätzung  der  zukünftigen  Harktverhilt- 
nisse  und  der  daraus  sich  vonuismcfatlich 
entwickelnden  Gestaltung  der  Preise.  Man 
nennt  dann  auc^  S.  das  auf  soldier  A'onu»- 
schätzung  beruhende  wirtschaftliche  Bandeln, 
welches  den  Zweck  hat,  aus  der  zukünftigen 
Bewegung  der  Preise  Gewinn  zu  erzielen. 
Es  handelt  sich  dabei  stets  um  die  Berück- 
sichtigung mehr  oder  weniger  unsicherer 
Elemente  der  Preisbildung.  Dadurch  unter- 
scheidet sich  die  S.  von  der  Arbitrage,  der 
Ausnutzung  der  örtlichen  gleichzeitigen 
Preisunterschiede,  wobei  alle  Elemente  der 
Berechnung  bekannt  sind. 

Alle  Produktion  von  Waren,  die  für  den 
Absatz  bestimmt  sind,  alles  Inverkehrsetzen 
von  Gütern  muß  die  zukünftige  Gestaltung 
der  Preise  in  Betracht  ziehen.  Ob  der 
Produzent  bestimmte  Güter  hervorbringen, 
ob  er  eine  bestimmte  Art  der  Produktion 
fortsetzen,  ob  er  produzierte  GütervorrAte 
jetzt  in  den  Verkehr  bringen  soll,  hängt 
wesentlich  von  seiner  Schätzung  der  Preis- 
entwickelung ab.  So  enthält  alle  wirtschaft- 
liche Tätigkeit  in  der  Verkehrswirtschaft 
ein  spekulatives  Moment,  insoweit  unsichere 
Elemente  in  die  Preisberechnung  mit  auf- 
zunehmen ^nd.  Die  8.  tritt  stärker  in  den 
Vordergrund,  wenn  nicht  bloß  der  zukfUif* 
tige  Verkauf  in  Berechnung  gezogen  wird, 
sondern  gekauft  wird  in  der  apekulativea 
Abncht  des  Verkaufs  oder  verkauft  in  der 
Hoffnung,  billüer  zurückzukaufen.  Be- 
zeichnet man  diese  als  zuBammengeaetxte 
oder  Handels-8.  (L^sK  so  konnte  man 
qualifizierte  Handels-S.  oder  reiae 
S.  diejenige  nennen,  bei  welcbo*  der  BeaHx 
der  Ware  oder  das  zu  ihrer  Bezahlung 
nötige  Geld  gar  nicht  mehr  in  Frage  kommt, 
vielmehr  für  die  Zukunft  gekauft  oder  ver- 
kauft wird  mit  der  Absicht,  bis  zu  dieeem 
Termine  wieder  zu  verkaufen  bezw.  zu 
kaufen  (sich  zu  „decken"^  und  die  DiSereuz 
des  jetzt  ausgemachten  und  des  später  ein- 
tretenden Preises  zu  profitieren.  Die  Vor- 
aussetzung für  diese  S.  ist,  daß  äe  sich  auf 
fungible  Waren  bezieht  Die  Handeb-S. 
wendet  sich  mit  Vorliebe  solchen  Oüttsn 
zu,  bei  welchen  größere  Preisschwanknngai 
vorkommen;  vor  allem  also  Waren,  bei 
welchen  einer  ziemlich  konstanten  Nach- 
frage ein  Angebot  gegenübersteht,  dessen 
Größe  schwankt  aus  Gründen,  welche  too 
der  menschlichen  Tätigkeit  ziemlich  unab- 
hängig sind,  also  von  dem  Ausfall  der  Ernte 
abhängigen  Nattuprodukten ,  wie  Getreide, 
Kaffee,  Baumwolle,  Zucker  usw.,  bei  wel- 
chen außerdem  die  Produktion,  welche  den 
^zen  Jahresbedarf  decken  soll,  sidi  in 
eine  kurze  Periode  zusammendrftngt  Feniar 
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"Waren,  bei  welchen  die  Nachfrage  je  nach 
dem  allgemdoeD  Oeschftftsgang  schwankt, 
wie  ESaen  nod  andere  Afetafie.  Von  Wert- 
papieren  bevorzugt  die  S.  die  im  Kurse 
stftrker  schwukenden,  wie  Aktien,  die 
SchuldmschreibunKen  der  wenigra-  zuvet>- 
ISßsigen  Staaten,  Wechsel  auf  Lftnder  mit 
Papier-  oder  SilberwShrung. 

Während  der  Spekulant  für  sich  nur  die 
Absicht  hat,  Gewina  zu  raachen,  entsteht 
die  Fr^e,  welche  Bedeutung  die  Han- 
dels-S.  för  die  Volkswirtschaft  hat.  In- 
wieweit sichert  die  Verfolgung  des  privaten 
Interesses  des  Spekulanten  das  allgemeine 
Interesse,  obgleich  der  Spekulant  an  Preis- 
schwankungen ein  Interesse  hat,  deren  Be- 
seitigung und  Milderung  im  allgemeinen 
Interesse  liegt? 

Die  volkswirtschaftlich  gönstigen  Wir- 
kungen der  S.  kann  man  unter  den  zwei 
Gesichtspunkten  zusammenfassen:  Ausgleich 
der  Warenmenge  und  der  Preise  und  Ver- 
Idlung  des  Risikos. 

a)  Der  Spekulant,  der  auf  steigende 
Preise  rechnet,  kauft  und  hält  mit  den  Vor- 
räten zurQck,  um  an  den  späteren  Preisen 
zu  gewinnen.  Dadurch  steigen  die  Preise 
früher,  der  Konsum  wird  eingeschränkt, 
anderwärts  vorhandene  oder  nach  anderen 
Plätzen  schwimmende  Ware  wird  angelockt, 
der  Spekulant  vei-kauft,  um  seinen  Gewinn 
zu  realüteren,  und  durch  alles  dieses  wird 
weiterem  Steigen  der  Preise  voreebeugt 
Oder  der  Spekulant  erwartet  Fallen  der 
Pidse  und  verkauft  Dadurch  sinken  die 
l^eise,  der  Koosnm  wflchst,  die  Torhandenen 
uod  schwimmenden  YorrSte  werden  abge- 
lenkt, der  l^knlant  muB,  um  sich  zu 
decken,  kaufen  und  so  wird  das  Sinken  der 
Preise  gehemmt  IHe  S.  bewirkt  also,  daß 
die  Preisschwankongen  abgestumpft  und 
daB  die  vorhandenen  Vorräte  (in  Schiffen, 
Lagerhäusern  usw.)  in  der  Schwebe  erhalten 
werden,  um  dort  Verwendung  zu  finden, 
wo  der  größte  Bedarf  ist.  Dieses  „in  der 
Schwebe  Erhalten"  der  Vorräte  ist  auch 
auf  dem  Effektenmärkte  wichtig,  um  neue 
Wertpapiere  in  größeren  Mengen  ausgeben 
zu  können,  die  von  der  S.  so  lange  aufge- 
oommen  werden,  bis  sie  nnteigebnicht 
<,Jdaseien")  sind. 

b)  Indem  der  Spekulant  Geschäfte  macht, 
welche  gerade  auf  die  Zufälligkeiten,  das 
schwerer  vorauszusehende  Schwanken  der 
Preise  berechnet  sind ,  nimmt  er  dadurch 
den  fibri^n  am  Verkehr  Beteiligten  einen 
Teil  des  in  der  znkflnftigen  Preisgestaltung 
liegenden  Risikos  ab.  Der  Pmduzent,  der 
Kaufmann  braucht  in  seine  Kalkulation  ge- 
rade diese  weniger  sicheren  Momente  nicht 
anfzonehmen ,  wenn  aich  Personen  finden, 
veklie  in  der  UofTnuDg  auf  den  aleatorischen 
Gewinn  «neu  gograwärtigen  AbschluB  er- 


möglichen und  das  Risiko  des  zukOnftagen 
Preises  flbemehmen.  FOr  jene  wird  damit, 
wie  durch  eine  Versicherung,  das  Klement 
der  Unsicherheit  vermindert,  wie  besonders 
Uar  wird  beim  intemationiden  Verkehr 
zwischen  Ländern  mit  verschiedener  WUi- 
rung  (Gold-,  Silber-,  Papierwährung).  Den 
Kaufmann  oder  Fabrikanton,  dei*  in  s[Aterer 
Zeit  aus  einem  Laud  in  das  andere  Zah- 
lungen zu  machen  oder  zu  empfangen  hat, 
befreit  der  Spekulant,  der  in  Wechseln  oder 
anderen  dem  Zalilungsverkehr  dienenden 
Wertpapieren  spekuliert,  von  einem  großen 
Element  der  Ungewißheit,  indem  er  ihm 
schon  jetzt  die  betreffenden  Wertpapiere 
rer-  oder  abkauft  Die  S.  bedeutet  also  in 
dieser  Hinsicht  eine  weitere  Annäherung  an 
das  Ziel  alles  geordneten  Wirtschaftslebens, 
der  möglichsten  Ausmerzung  des  Zufalls. 

Diese  volkswirtschaftlich  unzweifelhaft 
nützlichen  Wirkungen  der  S.  treten  aber 
natürlich  nur  ein,  wenn  die  S.  richtig  war. 
Anderenfalls  kann  sie  schädlich  wirken,  in- 
dem sie  der  Preis-  und  Warenbewegung 
eine  falsche  Richtung  gibt  Je  größer  der 
Markt,  je  zahlreicher  die  spekulativen  Ge- 
Schäfte,  um  so  größer  ist  die  Wahrschein- 
lichkeit, daß  aus  der  Menge  der  verschie- 
denen Meinungen ,  aus  den  zahlreichen 
kleinen  Preisschwankungen  die  den  Ver- 
hältnissen entsprechende  Gesamtrichtung 
der  Preise  sich  ei^ebe.  Allerdings  dai-f 
man  sich  darüber  nicht  täuschen,  daß  nur 
ein  Teil  der  Spekulanten  wirklich  ernsthaft 
mit  diesen  Verhältnissen  rechnet,  während 
eine  Menge  kleiner  Spekulanten,  die  sidi 
znm  Teil  sogar  aus  ganz  ansachverständigen 
Kreisen  des  weiteren  Publikums  rekrutieren, 
sich  nur  nach  dem  richten,  was  sie  andere 
tun  sehen.  Diese  kleine  S.  wird  also  unter 
Umständen  die  nfltzliche  Wirkung  der  S. 
verstärken,  sie  kann  aber  ebenso  l^cht  an 
sich  richtige  Tendenzen  übertreiben  und 
dadurch,  namentlich  in  Zeiten  an  sich  schon 
übermäßig  gereizter  S.,  geföhrlich  werden. 
Auf  den  Zusammenhang  von  Ceber-S.  und 
Krisen,  insbesondere  auf  die  gefährlichen 
Folgen  unrichti^r  S.  mit  fremdem  Kapital 
oder  auf  Kredit  ist  hier  nur  hinzuweisen.  Be- 
sonders gefährlich  ist  in  dieser  Hinsicht  die 
dem  größeren  Publikum  leichter  zugäng- 
liche Effekten-S.  Auch  außerhalb  der 
eigentlichen  Handels-S.  und  mit  Waren 
können  aber  durch  falsche  S.  Störungen 
des  Wirtschaftslebens  eintreten,  wenn  z.  B. 
große  Landwirte  in  der  Hoffnung  auf  hohe 
Preise  mit  dem  Verkauf  des  Getreides  zu- 
rückhalten und  dann  diese  Vorräte  den 
Preisdruck  nachfolgender  guter  Ernten  ver- 
mehren. 

Da  die  S.  nicht  in  der  Luft  häng^  son- 
dern mit  ihren  Geschäften  sich  nur  zwischen 
die  wiildichen  Umsätze  s^ebt,  auch  durch 
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die  verschiedenen  BSrsengeschSfte  (nament- 
lidi  das  iteport-  und  Deportgeschäft)  mit 
dem  wirklicn  vorhandenen  Warenangebot 
und  der  Nachfrage  in  Fühlung  bleibt,  so 
ist  eine  dauenid  folsche,  d.  h.  dem  Ver- 
htitnis  von  Angebot  und  Nachfrage  nicht 
entsprechende  Gestaltung  der  Preise  bei 
heutigen  VerkehrsverhaUnissea  ausge- 
scUoBBen. 

Anders  liegt  es  mit  einer  vorübergehen- 
deu  Beeinflussung  der  Preise  durch  die  S. 
Es  kanUj  wie  erw&hnt,  vorObergehend  in 
ihr  eine  irrtümliche  Beurteilung  der  Markt- 
verhältoisse  zur  Geltung  kommen,  welche 
nicht  mir  die  Spekulanten  selbst  schfldigt, 
sondern  eventuell  auch  weitere  Kreise.  Es 
ist  aber  auch  möglich,  daß  bewußt  zu  spe- 
kulativen Zwecken  die  Preise  beeinflußt 
werden ,  um  aus  der  vorübei^henden 
Schwankung  Gewinn  zu  ziehen.  Je  mehr 
es  sich  um  Waren  handelt,  in  denen  vieler- 
wärts  große  Umsätze  stattfinden  und  in 
welchen  die  Momente  der  Preisbeurteilung 
klar  zutage  liegen,  um  so  weniger  kann  es 
geschehen.  Je  kleiner  der  Markt,  je  un- 
durchsichtiger die  Grundlage  der  Preisbildung 
einer  Ware  ist,  um  so  eher  ist  es  möglich. 
Durch  Einsperrung  der  verfügbaren  Waren- 
vorräte bei  starken  Lieferungsengageraents 
(Schwänze,  Ring,  Corner)  können  z.  B.  Preis- 
steigerungen bewirkt  werden,  welche  volks- 
wirtschaftliche Störungen  hervorrufen  und 
Einzelnen  unanständige  Gewinne  verschaffen. 
Aber  die  Erfahrung  zeigt  an  dem  Schicksal 
der  großen  Kupfer-,  Kaffee-,  Zucker-S.,  daß 
auch  sehr  kapitalkräftigen  Koalitionen  eine 
solche  Beherrschung  des  Marktes  nur  ganz 
vorübergehend  gelingt  und  die  Spekulanten 
Bchließhch  den  Hauptschaden  tragen.  Er- 
folgreicher können  solche  Manipulationen 
auf  dem  Effektenmarkte,  namentlich  in  der 
Aktien-S.  sein.  Doch  sind  sie  Id&r  weniger 
sdifidlich,  wdl  dabei  der  B^l  nach  nur 
solche  pOTSOnen  geschädigt  werden,  welche 
»ch  in  der  Absicht,  Spielgewione  zu  machen, 
an  der  S.  beteiligen.  Wenn  auf  die  Ver- 
iusle  hingewiesen  wird,  welche  durch  solche 
AuBtutuneen  der  S.  eintreten,  so  ist  doch 
nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  das  volks- 
.wirtschaftlich  vielfach  gar  keine  Verluste 
sind,  sondern  nur  Verschiebungen  des  Ver- 
mögeas  zwischen  geschickten  und  unge- 
schickten Spekulanten.  Allerdings  sind  große 
Spielgewinne  an  sich  etwas  Unerfreuliches. 
Sie  sind  es  vor  allem  dann,  wenn  Preis; 
Schwankungen  durch  unlautere  Mittel  her- 
vorgerufen werden ,  Verbreitung  falscher 
Nachrichten  u.  dgl.,  oder  wenn  gar  politische 
Vorgänge  in  Szene  gesetzt  werden,  um  an 
den  dadurch  veranlaßten  Kursschwankungen 
zu  profitieren.  Es  ist  fast  ebenso  verderb- 
lich und  korrumpierend,  wenn  auch  nur  der 
Verdacht  entsteht,  daß  Politiker,  Beamte  usw. 


ihre  amtliche  Kenntnis  zu  spekulativeD 
Operationen  ausnutzen.  Die  B^eiliguag 
öffentlicher  Beamter  oder  anderer  im  öf^nt- 
liefen  Leben  stehender  Personen  an  S. 
müßte  unnachsichtlioh  geahndet  werden. 

Literatur;  Vgl.  at^ßer  den  aUgemeäun  Lthr- 
büekem  die  LÜenUitr  *u  dtn  AriL  „Ättünfetdt' 
Khafien",  „BSneiueeten",  „ftnamsgetMtcieifiem'', 
„Oetreidehandä",  „Kritm".  —  O.  JftelkjutU«, 

Die  virUcha/Uicht  EoUe  dea  SpekuiationthandeU, 
in  seinen  VolluwiTUekafÜ.  Schrißm ,  Bd.  II, 
S.  Sfy..  1873.  —  Ä  Ehrenberg,  Der  Handel^ 
1897.  —  W.  Lexts,  Art.  „Spekulation"  m  H, 
d.  HL,  t.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  sai  fg.  —  R.  Ebermtadt, 
Die  Spehdatüm,  <Ar  Begriff  und  ikr  We*en. 
Jahrb.  f.  6c«.,  Bd.  XXIX.  8.  U89fg. 

Karl  AaUw«». 


Spiel. 

(Spielverträge,  Glücksspiel,  Spiel- 
banken.) 

1.  Wesen  nnd  volkswirtsdiaftliehe  Bedentimg^ 
des  S.  und  der  S.vertrKge.  2.  ZiviheditUchea. 

3.  Verwaltnogfirecbtlicbea. 

1.  Wegen  und  volkswirtscbaftlioJie 
Bedentnng  des  S.  and  der  S.V6rträ|^ 

S.  ist  im  Gegensatz  zur  Arbeit  alles  das, 
was  der  ernsten  Wirtschaftstätigkeit  er- 
mangelt Juristisch  sowohl  wie  wirtsch^t- 
lich  muß  von  diesem  G rund begriffsmerk mal, 
wie  ich  an  anderer  Stelle ')  darzulegen  ver- 
sucht habe,  ausgegangen  werden,  um  zur 
Erkenntnis  des  allen  Arten  des  S.  gemeiD* 
samen  Moments  zu  gelangen.  Volkswirt- 
schaftlich interressiert  nur  das  Wesen  des 
S.Vertrages  nnd  die  Konsejuenzen  daraus. 
Das  Wesen  des  S.vertrages  aber  ist,  daß 
durch  illusorische,  selbstgesetzte  (nicht  von 
der  Natur  ^gebene)  KausalitätsbeziehungHi, 
unter  möglicfifiter  Anlehnung  an  den  soliden 
Wirtschaftsgang,  VermCgensfibergänge  h^ 
voi^rufen  werden,  und  begrifflich  wäre 
daher  der  S.vertrag  diejenige  Abmachung, 
laut  welcher  von  einem  beliebigen  Ereigoia 
(im  weitesten  Sinne  gefaßt)  ohne  wirtschafts- 
emstlichen  Hauptzweck  ein  Vennögensvor» 
teil  eines  Teiles  (meist,  aber  nicht  immer, 
unt^  YennSgensoachtei]  des  «ideren  Teiles) 
abhängig  gemadit  wird. 

Das  S.  gehSrt  insofern  in  das  soziml« 
Leben,  als  es  Bedürfnisse  des  Kmypilnftn  zu 
befriedigen  imstande  ist,  und  iwar  auf 
Grundlage  der  sozialen  Ordnung. 
Während  aber  die  Arbeit  allein  (auch  das 
Kapital  als  Bepräsentaat  au^gespMöherter 


■)  VffL  mehie  Abhandlung  „Ueber  den  Be- 
griff ana  die  avstematische  Stetinng  der  Miet- 
verträge", Archiv  f.  bflrg.  Recht,  Bd.  \sXl, 
1905.  —  Ueber  die  Abgreaanng  der  einielnca 
Arten  der  Spielvertrttge,  s.  dort  nnd  H.  d.  St, 
Bd.  VI,  Art  »Spid  und  Wette"  (vgl.  nnien 
Literatnr). 
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Arbeit)  die  wirkliche  Grundlage  der  sozialen 
Ordnunf  abgibt ,  weil  eie  auf  gerecUtem 
Wege  die  Mittel  zur  Bedürfnisbefriedigung 
sich  zu  BcbafTen  trachtet,  tritt  hier  etwas 
ein,  was  ich  mit  dem  Kurzschluß  verglichen 
habe,  weil  es  sich  in  dem  ökonomischen 
Vorgang  des  S.  um  eine  fehlerhafte  (vom 
Gesetz  und  der  sozialen  Ordnung  nicht  ge- 
wollte) Benutzung  sonst  regelrech- 
ter Kräfte  handelt 

Diese  ,,  fehlerhafte"  Benutzung  regel- 
rechter Krute  geschieht  durch  Nachahmung, 
durch  eigenmächtige  Satzung  von  Kausal- 
zusammenhängen, die  von  der  Natur  nicht 
gegeben  sind.  Sie  konnte  besonders  in  den 
An&n^n  der  Kultur  heilsam  wirken,  indem 
sie  die  Menschen  zur  Beherrschung  der 
Wirtschaftskräfte,  zur  Qberl^nen  Freiheit 
erzog  und  ganz  besonders  zu  Kombinationen 
be^igte,  durch  die  sie  gewissermaßen  los- 
gelöst von  der  Materie  sich  zu  freierem 
Ausblick  und  Ausnutzung  der  vorhandenen 
Oflter  emporschwingen  konnten. 

Aber  seit  dem  Eintritt  des  Geldmomentes 
in  das  S.  war  die  Obrigkeit  geo&tigt,  poli- 
zeilich g^n  das  im  S.  hervortretende  Un- 
redit*  einzuschreiten. 

Diese  polizeiliche  BeschiibikunK  und  Be- 
aufrächtigung  des  S.  aus  wirtsebaftlichen 
GrAnden  hat  sich  auch  bis  heute  erhalten, 
da  ee  ein  eingewurzelter  Hang  des  Menschen 
zu  sein  scheint,  den  QOterumsatz  von  dem 
langsamen  Gang  der  WirtschaftKebarung  los- 
zulösen. Dieswirdb^nstigtdadurch,  daßdie 
S.tAtigkeit  an  sich  {ohne  den  Geldzweck)  fQr 
den  Einzelnen  als  Erholung,  gesundend  und 
damit  indirekt  auch  fOr  das  Gesamtwesen 
forderlich  erscbeint,  daß  femer  in  der  ka- 
pitalistischen Wirtschaftsordnung  das  Geld 
als  Reizmittel  zu  dieser  an  sich  förderlichen 
Tätigkeit  benutzt  werden  muß.  Altein  die 
Grenze,  von  welcher  ab  das  Geld  aus  einem 
eisprießtichea  Reiznüttel  zu  verderblichstem 
Selbstzweck  wird,  ist  schwer  zu  ziehen. 

Ueber  die  Geschichte  des  S.  vgl.  H.  d. 
St^  Art.  „Spiel  und  Wette"  (s.  Uteratur). 

ZivUreehtllohes.  S.  and  Wette  werden 
im  BGB.  grundsätzlich  gleich  behandelt  Ihrem 
Wesen  entOTrecfaend  sind  ne  von  den  übrigen 
Scbnldverhäftnütseu  dadurch  gesondert,  daß  sie 
ein  Schuld  Verhältnis  tatsächlich  nicht  be- 
gründen. §  762:  „Durch  S.  und  Welte  wird 
eine  Verbindlichkeit  nicht  begründet".  Ein 
reales  ScbnldTerhältnia  wird  hier  aber  in  der 
Tat  erst  in  dem  AagenbKcke  begründet,  in 
welchem  es  untergeht,  durch  die  Erfaitang  be- 
seligt wird.  Diese  AngenblicksobügatioD  nennt 
man  dann  Natnralobligation  oder  „Ehrenschald". 
Dem  entspricht  auch  der  Satz  2  des  g  762,  daß 
^das  auf  Grund  eines  S.  Geleistete  nicht  deshalb 
zuräckgefordert  werden  kann,  weil  eine  Ver- 
biadlichheit  (seil,  zu  erfüllen!)  nicht  bestanden 
bat",  während  eine  Rückforderung  ans  anderen 
Gründen  (Betrag.  Irrtum  usw.)  natürlich  statt- 
haft bleibe.  —  wie  es  sich  aber  verhält,  wenn 


die  Leistnng  schon  vor  Anstragnnff  des  S.Ter> 
träges  (also  in  „Erfüllang"  eines  bedingten  Ver- 
trages) geschehen  ist  kann  hier  nicht  nutersacht 
werden.  Trotz  anderer  Meinung  der  Motive 
(Bd.  II  S.  645)  wird  Eflckforderongsrecht  an- 
znnebraen  sein,  nnd  zwar  sowohl  für  den  Fall, 
daß  die  Bedingung  nicht  eintritt  als  auch  fUr 
den  Fall,  daß  die  eine  Partei  das  S.  nicht  zn 
Ende  führen  will.  Denn  die  Meinang  des  g  762 
ist  die,  daß  nnr  diejenige  Rfickforderong  ans- 

feschlossen  sei,  die  die  gesetzliche  Unver- 
indlichkeit  des  S.vertraffes  als  causa 
benutzt!    (So  auch  die  Motive  Bd.  II  S.  646.) 

—  Der  Verkehr  ist  jedoch  nnr  za  leicht  geneigt 
eine  solche  ErftUInngjiverbindlichheit  die  dnrch 
den  S.vertrag  an  sich  nicht  erzeugt  wird,  den- 
noch erzengen  za  wollen,  indem  darch  einen 
ueaen  Vertrat  die  S.schuld  noviert  wird.  Dem 
schiebt  aber  der  Gesetzgeber  einen  Riegel  vor, 
indem  er  —  selbst  anter  Darchbrechang  der 
Grundsätze  über  abstrakte  Schuldversprecben! 

—  den  materiellen  Rechtsgrand  ansschlaggebend 
sein  läßt  and  die  peremtoriscbe  Einrede,  daß  es 
sich  um  S.schuld  handle,  gewährt  (Vgl.  Prot 
Bd.  II  S.  799—801.)  Es  ist  seinerzeit  in  der 
Kommission  beantragt  worden,  diese  Unklagbar- 
keit nnn  aaoh  auf  das  zum  Zweck  des  S.  ge- 
gebene Darlehn  anszadehnen.  Hiergegen  wurde 
jedoch  vor  allem  betont  daß  eine  solche  Be- 
Rtimmune  zo  tief  in  berechtigte  Interessen  des 
Verkehrslebens  eingreifen  nnd  eine  gefährliche 
Maßregel  werden  kSnne,  daß  auch  ferner  das  S. 
nicht  als  etwas  so  Unerlanbtea  angesehen  werden 
solle,  daß  ihm  eine  solche  k&gvemichtende 
Wirkung  selbst  für  das  Darlehn  zuerkannt  werde. 
Es  blein  daher  der  Wissenschaft  nnd  richter- 
lichem Ermessen  die  Entscheidung  vorbehalten, 
ob  im  konkreten  Fall  das  Darlehn  in  so  enger 
BerOhrang  mit  dem  S.  steht,  daß  es  nach  der 
ratio  des  §  762  von  der  Klaglosigkeit  ergriffen 
werden  muß.    (Vgl.  Prot  Bd.  fl  S.  797-99.) 

Ob  alles  das  nnn  ebenso  auf  die  verbotenen 
S.  Anwendung  finde,  ist  darcbans  bestritten. 
Daß  der  S.vertrag,  wenn  er  gegen  ein  gesetz- 
liches Verbot  verstößt  (nicht  etwa  weil  er  un- 
sittlich sei),  nach  134  und  817  nichtig  sei 
und  deshalb  Rückforderung  nnbedin^  stattfinde, 
sagen  die  Motive  und  Beicbsgenchtsentscbei- 
dnngea.  Anderer  Meinung  ist  Endemann,  audi 
Cosack. 

Ausspielgesebäft  nennt  man  die  sog.  Waren- 
lotterie. Sie  föUt  unter  die  für  S.  nnd  Wette 
I  reitenden  Regeln,  ausgenommen  den  Fall,  daß 
I  die  Ausapielang  staathch  genehmigt  ist;  dann 
'  erzeugt  der  Vertrag  eine  klagbare  Verbind- 
I  liebkeit. 

S.  Verwaltnngsreohtliches.  Aus  wirt- 
Bcbafts-  nnd  sitten  polizeilichen  Rücksichten  hat 
sich  der  Staat  mit  dem  S.  befaßt  und  in  die  S.- 
freibeit  eingegriffen.  Wegen  ihres  Charakters 
absolut  verbotene  S.  kennt  man  in  Deutachland 

I  nicht,  denn  weder  sind  die  Lotterieen  noch  die 

I  Glücks-S.  als  solche  untersagt ;  erstere  (s.  d.  Art. 

I  oben  S.  433fg.)  werden  sogar  vom  Staate  zn  ßs- 

I  kalisehen  Zwecken  benutzt,  und  nur  aus  diesem 
Grunde  werden  die  fremden  Lotterieen  verboten ; 

I  die  GlQcks-S.  aber  werden  nur  da  verfolgt,  wo 
sie  besonders  qualifiziert  auftreten,  und  zwar : 
a)  an  Öffentlichen  Orten,  b)  gewerbsinäßig,  c)  be- 

i  trüfceriscb,  d)  übermäßig  seitens  einer  Person. 

,  —  S.banken  sind  in  Dentschland  dnrch  du  BG. 
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T.  l.iVII.  1868  Terboten  nnd  die  letiten  am 
St./XII.  1B72  aufgehoben  worden.  Van  ist  rieh 
hente  über  die  dnrch  nichts  zu  befichSnigenden 
Tolkswirtschaftlicben Schäden  derS.banken  vSllig 
klar.  Femer  bestraft  der  §  28d  RStOB.  die 
Gestattnng  und  Verheimlichnng  von  ülOcks-S. 
an  OffentlicheD  Versammlnngsorten  dnrch  deren 
Inhaber  (Geldstrafe  bis  zn  1500 M),  während 
das  Hasard-S.  an  öffenilichen  Orten  (Straßen, 
Plätzen,  Wirtshänseru)  seitens  des  Spielers 
nnr  eine  Uebertretone  ist  (§  360. 14,  Geldstrafe 
bis  zn  150  H.  oder  Haft),  sofern  nioht  sogar 
PolizeierlanbuiB  im  einzelnen  Fall  das  Verbot 
aufhebt  —  Da  der  gewerbmäfitge  Betrieb  be- 
sonders gefährlich  ist.  so  wird  in  ihm  der  straf- 
bare Eigennutz  nnd  die  Verletzung  fremder  Ver- 
mögensrechte (ohne  das  Homent  der  recbts- 
widrieen  Täaschnng  wie  beim  Betrug)  auch 
besonders  gestraft,  nnd  zwar  trifft  der  g  284 
das  gewerbsmäßige  GtQcks-S.  als  solches  (Ge- 
nugnia  bis  zn  2  Jahren,  neben  welchem  auf 
Oeldxtrafe  von  300  bis  zn  6000  M.,  auch  auf 
Verlast  der  bQrgerlichen  Ehrenrechte  erkannt 
werden  bann,  bei  Ausländem  Landesverweisung), 
iHUirend  der  J  2k6  dia  unu-laabte  Veranstal- 
tung von  Ofientlicben  Lotterieen  oder  Ans- 
spterangen  (Gefängnis  bis  zn  2  Jahren  oder 
Oeldstrafe  bis  zn  9000  H.)  bestr^t,  und  der 
§  56  c  der  Gew.-O.  verbietet  denjenigen  Hau- 
sierhandel, bei  welchem  Waren  im  Wege  des 
tilUoks-S.  oder  der  Ausspielung  abgesetzt  werden 
sollen. ')  —  Der  Spieler,  der  infolge  übermäßigen 
8.  durch  Vermittelnng  der  BebÖnle  fremde  Uüfe 
in  Anspruch  nehmen  mnlt,  kann  nach  §  861,  5 
mit  Haft  bestraft  werden. 

Oesterreich  geht  weiter  als  Deutschland,  in- 
dem es  alle  Hanird-S.  und  außerdem  noch  einige 
andere  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  untersagt; 
Italien,  England,  Holland,  Ungarn,  Spanien  ver- 
bieten Öffentliche  Glücks-S.,  Gewährung  eines 
Lokals  nnd  Teilnahme  am  S.  unbedingt.  Auch 
Frankreich  und  Belgien  verbieten  das  Halten 
Ton  Glttdis-S. 

Uientmrt  XmU  Majert,  Spiet  nnd  GUU-kstpiel, 
Diu.  Beid^berg  1904.  —  A.  Klater,  An.  „Spitt 
vnd  WttU",  Jt.  d.  St.,  t.  A^,  Bd.  VI, 
S.  989 fg.,  don  weitere  Jäteratumaetaeeiee.  — 
Georg  Hirtchfeld,  C'«frer  WeUrennen  vnd 
Rennwetten,  Diu.  Spangen,  Bremen  1899.  — 
Für  die  deuttrhe  getehiehtUche  Etitwirkelvng 
grundlegend :  H.  M.  Schulter,  Da»  ^fpt>/,  teine 
Entvirkelung  und  Bedeutung  im  deutschen  Rerht, 
Wien  1878.  A.  Etater. 


Spielkaitenstener  s.  Aufwandsteuern 
sub  U,  14  oben  Bd.  I  S.  2tö. 


Spiritus  s.  Branntwein,  Branntwein- 
industrie  oben  Bd.  I  S.  540fg. 


Ueber  die  Stempdpfltcht  bei  Lotterielosen 
a.  Art.  Lotterie-  und  Lotteriebeeteuening  oben 
a.  437. 


Sportein. 

Der  Ausdruck  „H."  ist  eine  Zusammenziebang 
des  lateinischen  sportnla  oder  sportella,  womster 
man  in  Rom  die  Gabe  des  Patrons  an  die 
Klienten  verstand.  In  der  Amts-  und  Kanzlei- 
sprache des  Hittelalters  wurdeo  mit  diesem 
Namen  im  allffemeisen  alle  gebflbrenartigen 
Abgaben  bezeiäinet  So  kam  et,  dafi  man  in 
Laufe  der  Zeit  S.  nnd  GebQbren  Qberhanpt 
identifizierte.  Im  besonderen  pflegte  man  abW 
auch  die  Gebühren  der  Rechtaimeee  nnd  die 
GebQhren  an  die  geistliche  Obri^eit  ala  S. 
speziell  zn  benennen.  Den  Gegensatz  hierza 
stellen  die  Taxen,  die  Gebähren  für  Verleihungen, 
Aemter  und  Orden  dar.  Heute  hat  man  in 
Theorie  nnd  Praxis  diese  Terminologie  aufge- 
hoben nnd  defar  die  Bezeichnung  ,.Gebabreii'' 
substituiert.  (Vgl.  Art  „Gebühren"  oben  Bd.  I 
S.  911  fg.)  Max  von  aeeM, 


Sprengstoffe. 

S.  (Explosivstoffe)  sind  Gemenge  oder  chemi- 
sche Verbindungen,  die  dnrch  verbältnismüig 
schwache  Einflösse  plötzlich  solche  chemische 
Veränderungen  erleiden,  daß  sie  im  Augenblick 
eine  gewattige  Ansdehnungskraft  entwickelit 
Ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  liegt  in^dieeer 
ungeheuren  Expansivkraft,  deren  Wirkung  dnrch 
andere  mechanische  oder  physische  Kräfte  nicbt 
ersetzt  werden  konnte.  In  diesen  Eigenschaftea 
liegen  aber  zugleich  Gefahren  fUr  die  Sieberhett 
von  Henacbenleben  nnd  SachgQteni,  sei  es,  dafi 
diese  Gefahren  dnrch  UnglQcksfaU  oder  v<Hiäti- 
lich  herbeigeführt  werden.  Namentlich  adtdem 
um  die  Mitte  des  19.  Jahrb.  eine  Reihe  stark 
wirkungsvoller  neuer  S.  entdeckt  worden  aind 
(SobreroB  Nitroglycerin,  Nobels  Dynamit,  dann 
Roburit,  Ammonit  usw.),  sind  »cbarfe  gesetzliche 
Bestimmimgen  Über  den  Gebrauch  der  S.,  d.  h. 
gegen  ihren  Hißbraucb  erforderlich  geworden. 

Das  Deutsche  Reich  hat  ein  S  eesetz 
v.  9./VI.  1884  erlassen.  Nach  demselben  iat 
gewerbepoUseilidi  die  Herstellnnig,  der  Vertrieb 
und  der  Import  von  8.  scharfer  £n)tn41e  uter- 
worfen  nnd  VnstOfle  dnd  mit  Oeftngnitttnfe 
belegt.  Fenrn  sind  neue  strafrechthcbe  Tat- 
bestände geschaffen,  so  schon  die  voraittUdw 
Herbeifühnmg  einer  Gefahr  durch  8.,  die  Bit 
Znchthans  bestraft  wird ;  bei  TOtung  von  Kensrben 
erhobt  sich  das  Haß,  wie  denn  auch  für  die 
übrigen  einzeln  aufgefQhrteo  Tatbestände  die 
Strafen  Terbältnismäßig  sehr  strenge  sind. 
Strafrecbttbeoretiscb  st^lt  sich  die  Uegehoag 
eines  Delikts  vermittels  der  S.  als  QaalülzieraBg 
der  betr.  Straftat  dar,  wodurch  sich  das  höhere 
StrafmaB  erklärt.  Eigänit  wird  das  Genta 
dnrch  die  Bek.  betr.  das  Gesetz  gegen  des  T«r> 
brecherischen  nnd  gemeingefiihrlichen  Gebrmncb 
Ton  S.  V.  29./IV.  1903;  femer  dnrch  «aiga 
Paragraphen  in  anderen  Gesetzen  (ROe».-0. 
§§  16  n.  66  —  behördliche  Genehmigung  bd  An- 
lage von  Fabriken;  Ausschluß  derS.  vom  Feil- 
bieten im  Umherziehen;  femer  Eisenbahn- Vcr- 
kehrsordn.  §  »»,  RStGB.  §311  u.  367  Abs.  4  s.  &). 

Von  ausländischen  Gesetzen  izr  das 
Österreichische  (t.  27./V.  188ä)  iufaaltlifA  Bit 
dem  deatscben  fiut  ftberetastimmend.  Beglattd 
hat  schim  seit  1876  ön  nmfann^dies  Gesefes 
(Ez^osives  Act,  88  Viet  Cfa.  17)  fttr  4i»  ««- 
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werbepolüeiliche  Seite  der  Fraeo  erlastten,  am 
lOiIV.  18»3  (46  Vict  Ch.  3)  aber  ein  solches 
skherheitspoliKeiliclfStrafrecbtlicber  Natnr  mit 
aehr  hohen  Strafandrohaogen  ivi^a  lassen. 
Gans  ihnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  Frank- 
reich, wo  dem  gewerbepoliseilicheTi  O.  t.  8./IU. 
187o  ein  die  Artt  436  n  436  des  Code  pinal 
abinderadefi  O.  t.  2  /IV.  1892  fohrte.  Anla^  nnd 
Baaptinbalt  dieser  Ge^etce  sind  fast  überall  die 
nämlichen.  Ueber  den  Transport  von  S.  anf  Eisen- 
bahnen besteht  ein  internationales  Ueber- 
einkommen.  NSheres  gibt  Nenkamp  im  Art- 
Sprengstoffe",  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  UU2  fg. 
Ooit  ist  aoeh  weitere  Literatur  angegeben. 


Staat 

(in  Tolks wirtschaftlicher 
Beziehung). 

1.  Geschichtliche  Entwiekeinng  der  Wirt- 
schaftspolitik und  der  wirtschaftapditischen  An- 
sichten. 2.  Uebersicht  der  wirtschaftspolitfschen 
Tätigkeit  dee  S. 

I.  Geschichtliche  Eotwickeliuii^  der 
Wirtschaftspoiitik  nnd  der  Wirtschaft»' 
politischen  Ansichten.  Die  Stadtwirtschaft 
und  dio  AgrarverfassuDg  des  Mittelalters 
hatten  die  Bewegung  des  wirtscliaftlichen 
Lebens  in  engen  Schranken  gehalten.  Der 
S.  in  seiner  modernen  Gestalt,  wie  sie  seit 
dem  16.  Jahrh.  alloj&hlich  zur  Ausbildung 
kam,  Jfifile  zwar  nach  und  nach  die  alten 
Formen  dieser  Beschränkt)  neen  auf,  aber  er 
setzte  an  die  Stelle  denselben  ein  neues 
System  wirtschaftlicher  Ordnungen  und  Ein- 
lichluDgen,  das  neben  mannigfaltigen  Ein- 
griflen  und  Maßregeln  zur  Regelung  und 
Bevormundung  tod  Gewerbe,  Handel  und 
Verkehr  im  Inlande  auch  eine  eigentliche 
Tolks  wirtechaftspolitik  einscfaloB,  die  eben 
das  Volk  als  ein  Ganzes  umfaßte,  seinen 
Wohlstand  zu  heben  und  namentlich  auch 
im  Verkehr  mit  dem  Auslände  seine  In- 
teressen, wie  man  sie  verstand,  zu  wahren 
und  zu  fordern  suchte.  Das  leitende  Motiv 
Iftr  diese  wirtschaftliche  „WohlCahrtspolizei" 
war  ursprünglich  das  Interesse  der  S.- 
finaozen.  Der  moderne  S.  Iteruhte  auf 
der  Geldwirtschaft;  zur  Au£rechterhaltung 
seioer  Existenz  bedurfte  er  immer  metir  an- 
schwellender Summen,  und  es  kam  ihm 
daher  alles  darauf  an,  daß  seine  BHrger 
Beicfatum  in  fiOsHger  Form,  adso  Geld,  an- 
sammelten, damit  er  bei  ihnen  die  Befrie- 
digung seiner  finanziellen  Bedürfnisse  finden 
kikiDe.  Aber  mit  dem  modernen  Absolu- 
tismos  verband  sich  auch  mehr  und  mehr 
die  .r&ufklAning'' :  es  wunle  nun  die  Wohl- 
fahrt^poltzei  auch  um  ihrer  selbst  willen  ge- 
handhabt, weil  man  es  mit  als  die  Aufgabe 
eines  vernfinftig  geordneten  S.wesens  be- 
trachtete, den  Wohlstand  seiner  Angehörigeo 
zu  heben  und  nach  Möglichkeit  die  „Com- 1 


merzien  florisaut  zu  machen".  Den  Wert 
und  die  Tragweite  der  zu  diesem  Zweck 
angewandten  Mittel  vermochte  man  freilich 
noch  gar  nicht  nach  einem  sicheren  Maß- 
stab zu  beurteilen.  Man  richtete  die  aus- 
wärtige Handelspolitik  mit  ihren  Schutzzöllen, 
Ein-  und  Ausfuhrverboten  und  Ausfuhr- 
prämien nach  dem  merkantilistischen  Vor- 
urteil ein,  das  sich  allerdings  durch  die 
überwi^nde  Bedeutung  des  Geldes  f  Qr  den 
S.  leicht  erklärte;  die  Zflnfte  wurden  zu 
Oi^anen  der  staatlichen  GewerbepoÜzei,  die 
Fabriken  erhielten  Privil^en  und  sonstig 
Begünstigungen,  wurden  aber  andererseits 
auch  vielfach  strengen  Vorschriften  in  betreff 
der  Art  der  Herstellung  und  der  Besch^en- 
heit  ihrer  Erzeugnisse  unterworfen,  fOr  die 
Arbeiter  bestanden  strenge  Eoalitionsverbote» 
zur  Teriilnderun^  des  Komwuchers  war  der 
Getreidehandel  vielen  Eäwhwerungen  unter- 
worfen, uod  die  Getreideausfuhr  war  z.  B. 
in  Frankreich  meist  verboten.  Ueber  die 
Stellung  der  allmählich  heranwachsenden 
Wirtschaftswissenschaft  zu  diesen  Zuständen 
vgl.  die  Artt.  „Merkantilsystem"  oben 
S.  484  fg.  und  „Physiokratisches  System*- 
S.  631  fg.  Die  letztere  leitet  theore- 
tisch die  [Reaktion  gegen  das  damals  noch 
scheinbar  in  voller  Kraft  stehende  System 
ein.  In  Wirklichkeit  aber  hatte  schon  die 
Unterhöhlung  seiner  Fundamente  durch  die 
beginnende  Entwickeluug  der  modernen  In- 
dustrie begonnen.  Für  die  mächtigen  Pro- 
duktioDski^te,  die  nunmehr  die  Technik  der 
wirtschaftlichen  Kultur  zur  Verfügung  stellte, 
wurde  der  kleinbürgerliche  Rahmen  des  Be- 
vormundungss^stems  bald  zu  eng  und  wurde 
daher  zuerst  m  dem  Lande  gesprengt,  das- 
auf  der  neuen  Bahn  voranging  und  wo  Adam 
Smith  die  physiokratische  Fordening  der 
Elandels-  und  Gewerbefreiheit  zur  Gnindlage 
eioes  neuen,  von  der  Quesnayschen  Einseitig- 
keit befreiten  wissenschaftlichen  Systems 
machte.  Die  Freihandelslehre  uod  schließ- 
lich die  äußerste  Konsequenz  derselben,  die 
Manchesteriehre  (s.  d.  Artt,  oben  Bd.  I S.  898  fg. 
bezw.  Bd.  II  S.  455),  gelangte  in  den  beiden 
ersten  Dritteln  dieses  Jahrhunderts  in  der 
Theorie  zu  einer  East  unbeschränkten  Herr^ 
Schaft:  in  der  inneren  Gewerbe-  und  Han- 
delspolitik wurde  sie  nach  und  nach  von 
allen  S.  mehr  oder  weniger  praktisch  als- 
EUchtschnur  genommen,  in  der  auswärtigen 
Handelspolitik  wagte  allein  England,  und 
zwar  erst  ziemlich  spät,  im  Vertrauen  auf 
seine  industrielle  Ueberlegenheit,  mit  dem 
Prohibitiv-  und  Schutzsystem  vSlli^  zu 
brechen.  Aber  gerade  England,  das  mit  den 
alten  Formen  des  Eingreifens  des  S.  in  das. 
Wirtschaftsleben  grundsätzlich  und  voll- 
ständig aufgeräumt  hat,  sah  sich  andererseits. 
zuerst  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  den- 
noch wieder  mit  staatlichen  Mitteln  g^a 
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neue  Uebel  vorzugehen,  die  aus  der  üm- 
gestaltuDg  der  alten  Manufaktur  io  die  neue 
Fabrikindustrie  entsprangeo.  Und  dabei  han- 
delte es  sich  um  eine  Aufgabe,  die  der  älteren, 
wesentlich  auf  den  Schutz  materieller  In- 
teressen hinauslaufenden  Gewerbepolitik  fern 
lag,  um  den  Schutz  der  Personen  ge^n 
den  Übermächtigen  Druck,  dem  das  wirt- 
schaftlich schwache  Individuum  dem  neuen 
Produktioosmechanismus  gegenüber  ausge- 
setzt ist.  Schon  i.  3.  1802  stellte  sich  in 
England  die  Notwendigkeit  ^aes  Gesetzes 
zum  Schutze  der  in  den  Baumwollfabriken 
arbeitenden  Kinder  heraus ,  und  seitdem 
blieb  die  englische  Fabrikgesetzgebung,  ent- 
sprechend der  höheren  Entwickelung  der 
englischen  Industrie,  Jahrzehnte  hindurch 
gegenübw  allen  anderen  Ländern  im  Ynr^ 
Sprunge.  Nach  und  nach  aber  wurden  auch 
die  kontinentalen  S.  in  diese  Bahn  gedrängt, 
und  die  Fabrikgesetzgebung  verwandelte  sich 
dabei  immer  mehr  in  ein  bloßes  Olied  eines 
größeren  Systems  von  staatlichen  Maßregeln, 
das  den  Gehalt  der  neueren  Sozialpolitik 
bildet.  Die  sozialistische  Kritik  der  bestehen- 
den Zustände  und  die  sozialdemokratische 
Bewegung  haben  ohne  Zweifel  dazu  bei- 
getragen, diese  sozialökonomische  Reform- 
tätigkeit des  S.  zu  beleben  und  zu  beschleu- 
nigen. Auch  in  der  Wissenschaft,  und  zwar 
zunächst  in  der  deutschen,  vollzog  eich  ein 
Umschwung.  Während  es  noch  i  n  den 
60er  Jahren  den  Anschein  hatte,  daß  die 
absolute  Freihandelslehre,  die  jede  positive 
Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  des  S.  ver- 
warf und  auch  die  Arbeiterklasse  lediglich 
auf  die  oi^nisierte  Selbsthilfe  verwies,  end- 
gültig das  Feld  behaupten  werde,  trat  in 
■den  70er  Jahren  in  Deutschland  der  sog. 
^Kathedersozialismns"  auf  (s.  d.  Art  oben 
S.  161  fg.),  der  angesichts  der  sich  immer 
mehr  verschärfenden  Gegensätze  von  Kapital 
und  Arbeit  und  der  mit  der  bestehenden 
Prodnktionsordnung  zusammenhängenden  so- 
zialen Uebelstände  es  als  eine  wesenthche 
Aufgabe  des  S.  betrachtete,  durch  geeignete, 
auf  dem  gegebenen  Rechtsboden  bleibende 
Maßregeln  vermittelnd  und  versöhnend  zu 
wirken  und  die  La^  der  Arbeiterklasse  zu 
verbessei-n.  Sehr  viel  ist  seitdem  in  dieser 
Richtung  geschehen,  wenn  auch  die  noch 
weitergehenden  Wünsche  des  sog.  S.BOzia- 
lismua  —  von  dem  Programm  &t  Sozial- 
demokratie gar  nicht  zu  reden  —  vor  der 
Macht  der  b^ehenden  Verhältnisse  Halt 
machen  mußten.  Die  wirtschaftepolitische 
Tätigkeit  des  S.  blieb  aber  nicht  auf  das 
Gebiet  der  sozialen  Frage,  der  Veiii&ltDiEse 
der  Arbeiterklasse  und  ihrer  Beziehung  zum 
Kapital  beschiftnkt,  sondern  sie  wurde  mehr 
und  mehr  auch  von  anderen,  und  zwar  be- 
ffitzeuden  Klassen  in  Anspruch  genommen. 
Zunächst  trat  in  den  meisten  Ländern  eine 


Wendung  in  der  answärtigen  Handelspofitik 
ein.  Die  Entwickelung  im  freiliändlenschesi 
Sinne,  zu  der  der  französisch  •englische  Han- 
delsvertrag von  1860  den  Anstoß  g^ben 
hatte,  geriet  ins  Stocken  —  und  zwar  lu- 
erst  in  Frankreich  selbst  — ,  und  in  den 
70  er  Jahren  findet  unter  dem  Einfluß  der 
Nachwirkungen  des  Kraches  von  1873  und 
der  ungünstigen  Gestaltung  der  weltwirt- 
schaftlichen KunkurrenzverhAltnisse  für  die 
europäische  Landwirtschaft  eine,  abgesehen 
von  England,  allgemeine  Rückkehr  zum 
Schutzsystem  für  d^e  LAndwirtscbaft  sowohl 
wie  für  die  Industrie  statt.  Zur  Verstär- 
kung des  Agrarschutzes  dienten  offene  xmd 
verdeckte  Ausfuhiprftmien  und  Maßregeln 
der  inneren  Wirtsclialtspolltik,  wie  das  Mar- 
gannegesetz tmd  das  Börseagesetz.  Die  Agmr* 
Politik  schlag  auch  in  manchen  anderen 
Punkten,  wie  in  betreff  der  Rentengfiter  und 
des  Anerbenrechts,  wieder  Wege  ein,  die  der 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  ein- 
gehaltenen Richtung  entgegengesetzt  waren. 
Auch  die  deutsche  Gewerbeordnung,  die 
1869  dem  damals  herrschenden  Geiste  ee- 
mäß  gestaltet  worden  war,  hat  durch  aoB 
Drängen  des  KIeinc;ewerbea  und  des  Klan- 
handels  eine  Rückbildung  erfahren ,  die 
schließlich  zur  Wiederherstellung  eines  Zunft- 
Wesens  in  der  Form  der  „fakultabven  Zwangs- 
innungen'^  geführt  hat.  Es  ist  bemeri[en&- 
wert  und  für  die  Zukunft  dieser  NenbÜdung 
nicht  gerade  verheißungsvoll,  daß  die  mo- 
derne Zunftbewegung  außer  in  Oesterreich 
nur  in  Deutschland  hervorgetreten  ist  und 
weder  in  den  westlichen  S.  Europas  noch  in 
Amerika  Boden  gefunden  hat.  —  Im  ganzen 
macht  die  aktive  WirtschaftspoUtik  der  mo- 
dernen S.  den  Eindruck  des  Experimen- 
tierens ;  es  erklärt  sich  dies  schon  aus  dem 
Widerstreit  der  Interessen,  von  denen  bald 
diese,  bald  jene  das  Ueberöewicht  erlangen, 
aber  wohl  auch  aus  der  Natur  der  Sache, 
da  abstrakte  Prinzipien  für  die  praktische 
Volkswirtschaft  überhaupt  nidit  entscheidend 
sein  können,  sondern  em  nach  drai  wech- 
selnden Umständen  und  Bedingiu^g«!  der 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Lage  sich  rich- 
tender Opportunismns  stets  zu  empfriikn 
sein  wird.  Das  Ziel  wäre,  die  staatlichen 
Haßr^ln  stets  so  einzurichteD,  dal  sie 
unter  allen  Umständen  die  grifStmOgUdie 
Förderung  der  Interessen  der  Gesamtheit 
bewi^en.  Aber  die  Ausführung  dieaes  Pro- 
gramms stößt  auf  außerordenüicne  Schwierig- 
keiten, denn  hei  der  unübersehbaren  Ver- 
wickelung der  Wirkungen  und  Qmnvir- 
kungen  in  der  Volluwirtsdiaft  läßt  sidi  der 
wirkliche  Einfluß  irgend  eines  staatlichen 
Eingreifens  nie  mit  Sicherheit  feststellen,  und 
ein  Fehlgriff  ist  um  so  leichter  mö^cfa,  je 
mehr  ein  Einzelinteresse,  das  sich  mit  lantö- 
I  Stimme  für  identisdi  mit  dem  Oeaamtinter> 
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esse  erklärt,  seine  Macht  geltend  zu  machen 
veiB.  Der  Wissenschaft  iSllt  die  Aufgabe 
zu,  in  diesem  Kampf  der  wirtschaftlichen 
Parteien  die  Sache  des  Gesamtinteresses  zu 
vertreten,  und  sie  darf  sich  dabei  nicht  irre 
machen  lasseo,  wenn  sie  bei  keiner  Partei 
Dank,  sondern  nur  Verkennnng  und  Anfein- 
dung findet 

Die  Hauptfrage  bleibt  stets,  wie  weit  für 
den  S.  Oberhaupt  die  Möglichkeit  besteht, 
mit  Erfolg  zu  bestimniten  Zwecken  in  die 
'Volkswirtschaft  einzugreifen.  Wenn  die  Frei- 
handelslehre grundsätzlich  das  ganze  Wirt- 
schaftsleben von  dem  Bereiche  der  S.tätig- 
keit  aussdüofi,  so  ging  sie  eben  von  der 
Annahme  aus,  daB  der  S.  auf  diesem  Gebiet 
überhaupt  nicht  imstande  sei,  Nutzen  zu 
stiften,  sondern  nur  Schaden  anrichten  könne, 
und  sie  konnte  sich  zur  Rechtfertigung  dieser 
Behauptung  auf  zahlreiche  ^schlchtbche  Er- 
fahrungen berufeu.  Die  vorliegende  Frage 
kuin  Oberhaupt  nicht  allgemein  und  abstrakt 
beantwortet  werden.  Zunächst  kommt  es 
doch  darauf  an,  mit  welchem  S.  man  zu  tun 
hat.  Manche  Leistungen,  die  für  den  deutsch«) 
S.  ausfahrbar  sind,  wird  man  z.  B.  dem  spa- 
nischen, dem  griechischen,  dem  türkischen 
nicht  ziunuten  können.  Es  kommt  auf  die 
tunnchtlich  der  S.tfttipkdt  herrschenden  Tra- 
ditionen ui,  die  z.  B.  in  England  und  Ameriln 
TOD  den  in  Deutschland  nerrschenden  sehr 
verschieden  sind,  auf  das  geschichtliche  Ver- 
hältnis der  Bevölkerung  zum  8.,  auf  den 
Charakter  der  dem  S.  zur  VerfÖ^ng  stehen- 
den Organe  usw.  Von  wesentlicher  Bedeu- 
tung ist  auch  die  GrSfie  und  die  wirtschaft- 
liche Entwickelungsstufe  des  S.  Was  in 
einem  kleinen,  vom  W'eltverkehr  wenig  be- 
rührten S.  mit  einfachen  Verhältnissen  mög- 
lich ist,  läSt  sich  nicht  ohne  weiteres  auch 
«if  einen  modernen  GroB-S.  anwenden,  in 
dem  alle  Betätigungen  des  Wirtschaftslebens 
auf  den  höchsten  Grad  der  Intensität  ge- 
steigert sind  und  der  durch  zahllose  Be- 
ziehun^n  mit  den  Märkten  aller  Erdteile  in 
Solidantät  steht.  Für  jeden  g^benen  S. 
aber  ist  auch  wieder  für  jeden  der  m{^lichen 
Zweige  seiner  wirtschaftspolitischen  Tätig- 
keit die  ZweckmäBigkeitsfrage  besonders  zu 
untersuchen.  Auf  i^nzelheiten  kOnnen  wir 
hier  nicht  eingehen,  sondern  wir  müssen 
uns  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
deutschen  Verhältnisse  auf  eine  kurze  Uebei^ 
wAii  der  Einwirkungen  des  S.  auf  die  Volks- 
virtschaft  beschränken. 

2.  Uebersicht  der  wtrtmhaltapoli- 
tigcben  T&tigkeit  des  S.  Der  erste  Zweck 
eines  jeden  der  bestehenden  S.  ist  die  Er- 
haltung des  Öffentlichen  und  privaten  Rechts- 
znstandes,  also  die  Sichenrag  seiner  Existenz 
neben  den  übrigen  S.,  die  Sicherung  der 
iiuMfen  Ordnung,  der  Personen  und  des 
E^eotnms.  Dieser  Zweck  wird  auoh  voa 


der  Freihandelstheorie  unbedingt  und  zwar 
als  der  einzige  S.zweck  anerkannt.   Um  ihn 
zu  erfüllen,  wird  aber  ein  groBer  S.  unter 
den  heutigen  politischen  Verhältnissen,  die 
für  ihn  die  Unterhaltung  einer  bedeutenden 
Militärmacht  unabweisbar  raachen,  sehr  großer 
Mittel  bedürfen  und  demnach  eine  Finanz- 
wirtschaft führen  müssen,  die  auf  die  ganze 
Volkswirtschaft  einen  tiefgreifenden  Einfliifi 
ausübt.   Auch  der  streng  manchesterliche 
S.  würde  also  einen  solchen  wirtschafts- 
politischeii  Einfluß  nicht  vermeiden  kOnnen: 
je  nach  der  Art,  wie  er  sich  seine  Ein- 
nahmen verschafft^  würde  er  die  verschiedenen 
Interessen  auf  verschiedene  Art  berühren 
und  er  würde  sich  das  Ziel  setzen  müssen, 
seinen  notwendigen  —  und  zwar  nur  den 
notwendigen  —  Bedarf  mit  Ausübung  des 
geringsten  Druckes  auf  die  Gesamtheit  seiner 
Angehörigen  aufzubringen.   Soweit  es  sich 
um  die  S.einnahmen  aus  direkten  Steuern 
handelt,  wird  diesem  Prinzip  durch  Vor» 
anlagung  der  Steuer  nach  der  Leistungs- 
ffihi^eit  der  Pflichtigen  entsprochen.  Auch 
die  anf  solche  Art  entstehende  Pro^eseion 
der  Besteuerung  wird  durch  dieses  Prinzip 
gerechtfertigt ;  dagegen  darf  die  progressiTO 
Steuer  nicht  etwa  den  Zweck  haben,  einen 
kl«nen  Anfang  mit  der  Aufhebung  der  Vei- 
mOgensunterscuiede  zu  machen;  denn  da* 
durch  würde  der  bestehende  S.  zugestehen, 
daß  er  an  die  Berechtigung  und  Haltbarkeit 
seiner  eigenen  Rechtsordnung  nicht  glaube 
und  für  die  Zukunft  eine  Entwickeluog  zum 
Kommunismus  erwarte.    Was  die  indirekten 
Steuern  betrifft,  so  erhebt  sich  die  Frage, 
welche  Arten  von  ihnen  mit  dem  Prinzip 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
vereinbar  seien.    Von  den  einträglicläten, 
nämlich  denen  von  den  Gegenständen  des 
sog.  Volksluxus,  wird  dies  in  der  Regel  be- 
stritten ;  indes  müßte  hier  die  Fr^  der 
Abwälzung  spezieller  untersucht  und  anderer- 
seits auch  der  Vorzug  der  weniger  fühlbaren 
Art  der  Erhebung  gewürdigt  werden.  S.- 
einnahmen aus  reinem  Privaterwerb,  wie 
durch  Verpachtung  von  Domänen  oder  Be- 
trieb von  Bei^werken,  scheinen  für  die 
Volkswirtschaft  am  indifferentesten ;  gleich- 
wohl kann  man  Einwendungen  gegen  ihre 
Zweckmäßigkeit  erheben,  da  es  z.  B.  für 
den  S.  vorteilhafter  sein  kein,  die  Domänen 
zu  verkaufen  und  für  den  ElrlOs  Schulden 
zu  tilgen;  insbesondere  g^en  den  Berg- 
werksbesitz der  S.  läßt  sich  einwenden,  daß 
jedes  Bergwerk  sich  in  einer  gewissen  Zeit 
erschöpfen  muß.  Am  wenigsten  Anfechtung 
erfahren  die  Forstdomäneo,  da  eine  rationeUe 
Bewirtschaftung  derselben  in  dem  Besitze 
des  S.  sicherer  ist  als  in  den  Händen 
wechselnder  Frivatbesüser,  und  da  insbe- 
sondere die  Erhaltung  notwendiger  Schutz- 
valdnngen  am  meisten  geächeit  ist,  venn 
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sie  sich  im  Eigentum  des  S.  oder  anderer 
Öffentlicher  Rörperscbaftea  befinden.  Andere 
S.betriebe  sind  zwar  auch  bestimmt,  finan- 
zielle Erträge  aufzubrin^n,  sie  werden  aber 
nicht  nach  rein  privatwirtschaftlichen  Bfick- 
siehten  verwaltet,  sondern  Bollen  gewisse 
wirtschaftliche  Funktionen  in  möglichst 
gleichmäßiger  Weise  für  die  Gesamtheit  er- 
fallen.  Die  Post,  als  eine  in  diesem  Sinne 
betriebene  allgemeine  Verkehrsanstalt,  lassen 
sich  auch  die  Freihandelstheoretiker  gefallen ; 
die  inländische  Telegraphie  ist  ebenralls  fast 
in  allen  Ländern  in  aen  S.betri6b  Oberge- 
gangen. Hinsichtlich  der  „Verstaatlichung'' 
anderer  großer  Unternehmungszweige,  wie 
der  Eisenbahnen,  der  Notenbanken,  des  Ver- 
sichenmgswesens  usw.,  aber  sind  die  An- 
sichten sowohl  wie  die  tatsächliche  (re- 
staltiiog  der  Din^  noch  sehr  verschieden, 
und  auch  hier  wird  die  Entscheidung  nach 
den  besonderen  Verhältnissen  jedes  einzelnen 
8.  zu  treffen  sein.  Dasselbe  gilt  hinsichtlich 
der  öffentlichen  Unternehmungen  der  Qe- 
meinden  und  anderer  Selbstverwaltuags- 
k^per,  wie  derGasanstalten,  Wasserleitungen, 
Sträfienbahnen,  Kleinbahnen  usw.  Was  von 
ftviliändleriscber  Seite  gegen  die  ^enüichen 
ÜDtemehmungen  eingewendet  wird,  daS 
nämliüh  der  S.  dem  pnvaten  Unternehmungs- 
geist freien  Raum  üassea  mOsse  und  seinen 
Bürgeni  keine  Konkurrenz  machen  dürfe, 
kann  nicht  als  entscheidend  betrachtet 
werden ;  es  ist  nicht  Sache  des  S.,  einzelnen 
Borgern  Gelegenheit  zu  guten  Geschäften 
zu  bieten,  sondern  die  Frage  ist  ledigüch 
die,  auf  welche  Art  das  betreffende  Bedürfnis 
mit  den  geringsten  Kosten  in  der  dem  In- 
teresse der  Gesamtheit  am  meisten  ent- 
sprechenden Weise  befriedigt  werden  kann. 

Diu-ch  die  gemeinnützige  Verwaltung  ge- 
eigneter öffentlicher  Unternehmungen  geht 
der  S.  schon  über  die  ihm  durch  den  blufien 
Rechtszweck  gesetzten  Aufgaben  hinaus  und 
erscheint  als  Förderer  des  Kultur-  und  Wohl- 
fahrlszweckes.  Auch  viele  Gegner  weit- 
gehender S.einwirkuDg  sind  damit  einver- 
standen, daß  der  S.  nützliche  Veranstaltungen 
im  Interesse  des  allgemeinen  Wohles  schaffe, 
wenn  weder  die  Einzelnen  noch  auch  freie 
Vereinigungen  oder  Genossenschaften  zu 
den  gleichen  I^eistungen  imstande  seien. 
Ihre  Bedenken  richten  sich  hauptsächlich 
gegen  die  Aufhebung  des  Prinzips  der 
Gleichheit  von  Leistuug  und  Gegenleistung, 
die  bei  den  staatlichen  Unternehmungen 
meistens  mehr  oder  weniger  unumgänglich 
ist.  Wie  man  von  diesem  Standpunkt  aus 
die  Steuer  einfach  als  Aequivalent  und  Preis 
für  die  staatlichen  Dienstleistungen  auffaßt, 
80  will  man  erst  recht  auf  die  wirtschaft- 
lichen Leistungen  des  S.  die  rein  privat- 
wirtschaftlichen  Normen  des  Kanfs  und  Yer> 
kaufs  anwenden,  und  da  sich  dies  bei  den 


meisten  Leistungen  dieser  Art  nicht  durch- 
führen läßt,  weil  eine  gewisse  Solidarität 
aller  S.angehörigen  entsteht,  wobei  die  einen 
gewisse  vorteile  auf  Kosten  der  anderen 
erhalten,  so  will  man  lieber  der  staatJicheo 
Tätigkeit  möglichst  enge  Schranken  ziehen. 
Selbst  gegen  die  gesetzlich  geregelte  öffent- 
liche Annenpflege  wird  von  den  konsequenten 
Vertretern  dieser  Anschaimng  Widereproch 
erhoben.  In  der  Wirklichkeit  hat  steh  in- 
des die  nationale  Solidarität  in  den  Kiüttur- 
ländern  auch  in  wirtschaftlidier  Beziehung 
mehr  und  mehr  Geltung  verschafft^  und  aa 
finden  wir  überall  bedeutende  Aufwendungen 
öffentlicher  Mittel  fQr  Tolbsbildung,  Volk»- 
gesundheit,  Kunst,  Wissenschaft  und  sonstise 
allgemeine  Volksinteressen,  ohne  Rücksicu 
darauf,  daß  der  Anteil  an  dieseu  Vorteilen 
sich  nicht  nach  dem  Steuersatze  richtet. 

Die  wichtigste  Aufgabe  für  seine  national- 
Ökonomische  Tätigkeit  aber  ist  dem  S.  erst 
in  der  neuesten  Zeit  gestellt  worden;  sie 
betrifft  die  Verbesserung  der  Lage  der  be- 
sitzlosen Arbeiterklasse,  also  der  großen 
Masse  der  Bevölkerung,  und  zwar  nicht 
durch  Almosen,  sondern  durch  melhodische 
und  organische  Keformmafiregelii.  Eto  Motto 
für  die  moderne  Sozialpolitik  liat  St  Simon 
gegeben,  indem  er  einen  zuerst  von  Gondurcrt 
auu^pro(^enen  Oedanken  prägnanter  for- 
mulierte: Alle  Institutionen  mOssenalsZwedc 
haben  die  physische,  inteliektiielle  und  mo- 
ralische Hebung  der  zahlreic^ten  and 
ärmsten  Klasse.  Das  ist  auch  der  Weg, 
auf  dem  das  Gemeinwohl  am  wirksamsten 
gefördert  werden  kann.  Denn  es  handelt 
sich  nicht  nur  um  Maßr^ln,  die  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Bevölkerung  su 
gute  kommen,  sondern  es  ist  ancb  zu  be- 
achten, daß  der  gleiche  Gewinn  subjektiv 
um  so  höher  geschätzt  wird,  je  uogüustürer 
die  Lage  dessen  ist,  dem  er  zu  teil  wird. 
Ueberdies  aber  hat  der  S.  das  größte  In- 
teresse daran,  daß  der  G^nsatz  von  Kapital 
und  Arbeit,  wie  auch  von  Reiditum  und 
Massenarmut,  möglichst  gemildert  werde, 
da  derselbe  ernste  Gefahren  einschließt  die 
zu  den  schlimmsten  Katastrophen  führen 
können.  Der  Freihandelspartei  ist  der  größte 
Schaden  daraus  erwachsen,  daß  viele  ihrer 
Augehörigen  sich  allen  sozialpolitischen 
Aufgaben  des  8.  ^egenOber  ableluaead  ver- 
hielten und  das  Prinzip  des  laisser  faire  anch 
in  den  Fällen  nicht  aufgeben  wollten,  in 
denen,  wie  z.  B.  bei  der  Übermäßigen  Kinder- 
arbeit, die  gemeinscliädlichen  Folgen  des 
„freien  Spieles  der  wirtschaftlichen  Kiäfttf" 
klar  zutage  lagen. 

Später  als  der  staatliche  ArbeiteiecdiatB 
hat  Bidi  die  Gesetzgebung  über  die  Aihäter- 
versoi^mg  auf  dem  der  Offentüdi- 

rechtlich  geordneten  Versicherung  ent- 
wickelt  Den  entscheidenden  Wendepunkt 
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hat  hier  die  kaiserliche  Botschaft  v.  17./XI. 
1881  gebildet.  Kein  anderer  S.,  außer  etwa 
der  englisohea  Kolonie  Neuseeland,  ist  auf 
diesem  Gebiet  so  weit  voig^an^a  wie  das 
Deutsche  Knch.  Die  fVagen,  wie  weit  der 
VenüchemngBzwang  auszu^nnen  sd,  wie 
weit  sich  die  Ldstnn^en  der  Arbeitgeber 
erstrecken  sollen,  ob  der  S.  Beiträge  ge- 
wahren solle,  sind  noch  riel&ch  umstritten, 
aber  die  Zweckmäßigkeit  einer  staatlich  ^ 
regelten  Arbeiterversicherung  wird  prinzipiell 
kaum  noch  iraend  in  Abrede  gestellt. 

Weit  zweifelhafter  ist  die  Frage,  iowie- 
fem  staatliche  Unterstfitzungen  für  solcbe 
Kreise  von  Interessenten  sich  rechtfertigen 
lassen,  die  nicht  zu  der  besitzlosen  Klasse 


rartei,  die  zugläch  die  politische  Macht  in 
Hftnden  hat,  nutzt  diese  nach  MSglidikeit 
für  »eh  aus.  Das  Schutzsystem  ist  daher 
an  sich  keinesw^  wünschenswert,  es  läßt 
sich  nur  als  Notstandsmaßregel  rechtfertigen, 
wenn  große  Zweige  der  nationalen  Froduroon 
durch  besondere  weltwirtschaftliche  Kon- 
junkturen in  ihrem  normalen  Bestände  enist- 
lieh  be<boht  sind.  Aber  auch  gegen  die 
inländische  Konkurrenz  verlangen  gewisse 
Erwerbsgruppen  Schutz:  der  Kleinbetrieb 
in  Gewerbe  und  Handel  wird  an  vielen 
Funkten  bedrängt  durch  den  Großbetrieb 
und  das  große  Kapital,  und  er  nimmt  im 
Namen  des  „Mittelstandes*'  die  Hilfe  des  S. 
in  Anspruch.   Es  ist  klar,  daß  die  Erffillung 


geh&ren,  aberinfolge  ungünstiger  Konkurrenz- 1  dieser  Forderungen  in  vielen  Fällen  ein&tch 
Verhältnisse  oder  anderer  Umstände  nicht  gleichbedeutend  wäre  mit  einem  Verzicht 
■den  normalen  Gewinn  aus  ihren  Unter- ;  auf  die  möglichst  hohe  Produktivität  der 
nehmungen  ziehen.  Direkte  Zuschüsse  aus '  nationalen  Arbeit,  die  stets  mit  den  voll- 
S,mitteln  zur  Ausgleichung  ungünstiger  Ge- 1  kommensten  Hilfsmitteln  und  nach  den 
schäftset^bnisse  würden  mit  den  sonstigen  intensivsten  Methoden  zn  betreiben  ist,  und 


Grundsätzen  des  Öffentlichen  Unterstützungs- 
wesens unvereinbar  sein ;  es  werden  daher 
indirekte  Mittel  angewendet  und  zwar  zu- 
nächst zur  Beschränkung  der  auswärtü^n 


daB  sie  zu  vergleichen  wäre  mit  einem 
Schutze  des  früheren  Frachtfuhrwesens  gegen 
die  Konkurrenz  der  Eisenbahnen.  Auch  hier 
ist  in  erster  Linie  das  Interesse  der  Arbeiter- 


nnd  zur  Erieichtening  der  inländiscEen ;  klasse  zu  berücksichtigen;  handelte  es  sich 
Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt,  Schutzzßlle, '  nur  um  eine  Belastung  des  Gtewinnes  des 


auch  Ausfuhrprämien  in  verschiedenen 
Formen.  Im  voraus  läßt  sich  nie  sagen,  wie 
sich  die  volkswirtechafüich  nützlichen  und 
schädlichen  Wirkungen  soldier  Maßregeln 
zueinander  verhalten.  Die  schädlichen  be- 
stehen einfach  in  der  Verteuerung  der  ge- 


Großkapitals, so .  würden  daraus  keine  be- 
denklichen sozialökonomischen  Folgen  ent- 
stehen, aber  der  Sieg  der  fraglicnen  Be- 
strebungen würde  einerseits  die  Güterver- 
soTgung  der  Masse  der  Arbeiter  und  anderer- 
seits auch  die  Beschäftigung  dieser  Masse 


schützten  Erzeugnisse  für  die  Masse  der  { erschweren ,  die  nun  einmiu  vorzugsweise 
KoDSumffliteD,  da  die  früher  häufig  betonte  auf  das  große  Kapital  als  Träger  der  Arbeits- 
Abl^ikung  des  ^jiitals  von  den  nator-  j  nachfrage  angewiesen  ist  Es  würden  also 
gemäBen  zu  den  weniger  naturgemäßen  Ver- '  '   ~     '  -•     '  -rr.  .  .-,. 

Wendungen  unter  den  heutigen  Vezhältnissen 
nidit  mehr  in  Betracht  kommt  Wenn  aber 
■andrerseits  der  Schutz  dazu  beiträgt,  die 
inländische  Produktion  in  stetigefai  <ADge 
zu  erhalten  und  der  Arbdterklasse  eine 
dauerndere  und  lohnendere  Beschäftigung 
zu  verschafien,  so  kuin  dieser  letztere  Um- 
stand die  Verteuerung  selbst  notwendiger 
Lebensbedürfnisse  ausgleichen,  und  die  der 
Luxusg^enstände  würde  dann  noch  weni^r 
ins  Gewicht  fallen.  Wie  aber  tatsächlich 
der  Vorteil,  der  durch  das  Schutzsystem 
zunächst  den  Unternehmern  zufällt,  sich 
schließlich  auf  diese  und  die  Arbeiterklasse 
verteilt,  ist  schwer  nachzuweisen,  und  es 
kum  bei  stark  zunehmender  Bevölkerung 
leidit  vorkommen,  daß  die  ersteren  den 
ganzen  oder  doch  einen  unverhältnismäßig 
^ßen  Teil  des  Gewinnes  beziehen.  Mißlich 
ist  auch  die  Begehrlichkeit,  die  durch  das  i 
Schutzsystem  in  den  verschiedenen  Inter-  \ 
«seenkreisen  geweckt  wird ;  jeder  verlangt  i 
VtHteile  vom  S.,  jeder  verfolgt  seinen  eigenen  I 
Vorteil  ohne  Rücksicht  auf  die  Übrigen  und  \ 

auf  das  Gesamtwohl  und  jede  Interessenten-   

W0rt«fbaeb  der  Tolkswli1aeb»n.  II.  Aufl.  Bd.  II.  60 


einer  relativ  besitzenden  Klasse  Vorteile 
zugewandt  auf  Kosten  der  besitzlosen.  Auch 
bat  der  S.  kein  Interesse  danm,  nnhalÜMT 
gewordene  wirtschaftliche  Betriebaformen 
auf  die  Zukunft  zu  übertragen  und  dadurch 
die  aus  dem  Existenzkampte  derselben  ent- 
springenden  Üebel  zu  verewigen.  Wohl 
aber  nat  er  die  Aufgabe,  diese  Uebel  in  dem 
üebergangsstadium  möglichst  zu  mildem 
und  möglichst  für  die  Erleichterung  der 
Lage  der  von  denselben  BetrofTenen  zu 
sorgen. 
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Staatsanl^hen — Staatsschuldeo 


Steateanleihea  s.  StaatsBchuldea, 
vgl.  auch  Anleihen  (oben  Bd.  I  8.  94). 


Staatsanagaben,  StaatBelnBahmen, 
Staatshanshät  8.  Budget  und  Budget- 
recht oben  Bd.  I  S.  563fg.,  Finanzen 
ebd.  S.  824fg.,  Finanzverwaltung  ebd. 
S.  831  {g.,  Reichsfinanzen  oben  S.  703  fg. 


Staatsktutde  s.  Statistik. 
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I.  Die  Sffentlichen  Schulden  und  ihre 
Haoptformen. 

1.  Der  Kredit  Im  fiffentUchen  Hans- 
halte. Wie  die  private  Einzelwirtschaft  in 
lÜlen  auflerordeutlichen  Bedarfes  außer- 
ordentUdie  Deckungsmittel  in  Anspruch 
nehmen  muB,  so  mftesen  auch  die  {öffent- 
lichen EOrpw  zur  Bestreitung  ihrer  außeiv 
ordentlichen  Ausgaben  auf  außerordentliche 
BHnnahmequellen  zurückgreifen.  In  solchen 
FWeD  haben  wir  es  mit  Ausgaben  zu  tun, 
die  unperiodisch  im  öffentlichen  Haushalte 
auftreten.  Ihrem  Charakter  entsprechend 
mfissen  sie  regelmäßig  durch  solche  Ein- 
künfte bestritten  werden,  die  keiner  fort- 
laufenden Wiederholung  fähig  sind.  Mau 
kann  dabei  an  eine  beträchtliche  Erhöhung 
der  Steuern  und  Abgaben  denken,  an  eine 
augenblickliche  Ans^nnung  der  Steuerkraft 
derEmzelwirtseliaften,  die  ausreichen  könnte, 
um  solchen  außerord  entliehen  Bedarf  zu 
decken.  Andererseits  kann  man  eine  Ver- 
minderung der  Aktiva  oder  eine  Veräußerung 
von  Eigentums-  und  Vermögensbeständen 
vornehmen  oder  endlich  zur  Vermehrung 
der  Passiva  oder  zur  Aufnahme  öffentlicher 
Schulden  schreiten.  Die  Wahl  eines  dieser 
drei  Wege  hängt  von  den  jeweiligen  Ver- 


hSltniBsen  des  «nzelnen  Falles  ab,  vobei 
jedoch  der  zw^  die  Yerttufiemn^ 

von  vermOgeoBrechtiichen  Objekten,  notoD- 
gem&B  nur  sehr  beechiftokt  anwendbar  ist. 

Praktisch  sintzt  sidi  demgemftB  dss 
Fioblem  der  Deckung  von  auAerordentlidieti 
Auag^D  fast  aussdüiefilich  auf  die  Fn^ 
zu:  Steuern  oder  Schulden?  Sie  ist 
in  früheren  Zeiten  meistens  von  Theorie 
und  Praxis  zuungunsten  der  S.  beantwortet 
worden.  Denn  das  Schulden  machen  galt 
als  Zeichen  einer  schlechten  Wirtschaft. 
Dabei  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  in 
früheren  Jahrhunderten  vielfach  au(*  die 
wirklich  produktiven  Zwecke  fehlten,  die 
Schuldaufnalime  mehr  oder  weniger  unpro- 
duktiven  Verwendungen  diente.  Die  neuere 
Auschauungsweise  hat  indessen  ein  den  S. 
günstigeres  Urteil  j^fällt,  sie  im  Prinzipe 
alsbei^chtigte  Finanzoperationen  zur  Deckung 
des  Bedarfs  des  öffeotUchen  Haushalts  an- 
erkannt. Doch  hat  sie  auch  damit  zu^eich 
die  grundl^nde  Erkenntnis  verbunden^  daß 
alle  elnsch^igen  Fragen  nur  relativ  xu 
entscheiden  sind.  Hierfür  aber  sind  im 
konkreten  Falle  maßgebend  einmal  die  Aus- 
gaben, wie  diese  Güterverwendnngen  wirken^ 
und  sodann  die  Einnahmen,  wie  sich  solche 
G^terentziehungen  auf  die  Gestaltung  der 
Einzelwirtschaften  äußern. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  wird  man 
die  Stellung  des  Öffentlichen  Kredits  im 
Haushalte  des  Staats  und  der  anderen  öffent- 
lichen Körper  folgendermaßen  abgrenzen 
dürfen.  Die  Sdimdenaufn^ime  zur  Be- 
streitung  des  außerordentlichen  Bedarb  ist 
eine  berechtigte  Mafir^el  der  FiiianETO<- 
waltun^,  sie  hat  der  Erhöhung  von  Stenern 
zu  gleichem  Zwecke  gegenüber  eine  koor<- 
dinierte  Stellung.  Dag^en  muß  man  sich 
hüten,  zu  sehr  zu  generalisieren,  das  Pro- 
blem ist  vielmehr  nur  relativ  zu  entschnden. 
Wenn  aber  so  die  Lösung  von  den  einzrineo 
Umständen  abhängig  ist,  so  verbleibt  denn- 
noch  als  fester  und  unwandelbarer  Grund- 
satz, daß  die  S.  unter  allen  Verhältnissen 
legitime  Deckungsmittel  nur  für  die  ein- 
maligen, außerordentlichen  Aus- 
gaben sind.  Der  Rückgriff  auf  Schulden 
zur  Bestreitung  des  ordentlichen  Be- 
darfs ist  unbedingt  zu  verwerfen.  Ordent- 
liche Ausgaben  müssen  durch  ordeatlidie 
Einnahmen  gedeckt  werden. 

2.  Die  öffentlichen  Schnlden  als  Ka- 
pitalanlagen. Die  Unregelmäßigkeit  dee 
außerordentlichen  Bedarfs  ist  die  allgemeine 
Begründung  für  die  Berechtigung  der  öffent- 
lichen Schulden.  Der  spezielle  Nachweis 
ihrer  Zulässigkeit  ist  aber  noch  von  solchen 
Umständen  bedingt,  die  in  den  Kapital- 
anlagen ihre  Wurzel  haben.  Wenn  Auf- 
wendungen gemacht  werden,  die  nur  von 
Periode  zu  Periode  erscheinen,  so  wiid  in 
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der  Regel  ein  Ökonomischer  Effekt  ange- 
strebt, der  nicht  nor  in  der  Q^nwart, 
soodoti  auch  in  der  Zukunft  seine  Wir- 
kungen ftufi^  Darum  scheint  es  graecht, 
zu  den  Lasten  solcher  Anlagen  die  gegen- 
Tflrtige  Generation  nicht  allein  heranzu- 
ziehen ,  sondern  auch  einen  Teil  auf  die 
kQnftigen  Geschlechter  und  ihre  Wirtschaften 
zu  flbertragen.  Diese  Erwägungen  werden 
einesteils  dafOr  entscheidend  sein,  ob  Ober- 
haupt die  Deckung  durch  Steuern  oder 
Schulden  zu  geschehen  hat,  wie  sie  anderen- 
teils die  Form  der  Schulden,  ihre  Dauer, 
die  Art  ihrer  Yerbriefung,  ihre  Tilgung 
u.  dgL  m.  bestimmen.  Die  Finanzpolitik 
hat  daher  vor  allem  bei  der  Anwerbung  von 
Schulden  auf  die  Art  der  Kapitalanlagen 
Ra<^cht  zu  nehmen.  Wir  unterscheiden: 

1.  Privatwirtscfaaftliche  Kapi- 
talanlagen, bei  denen  ein  wirtschaftliche 
Eiokflnfte  gewährendes,  rentierendes  Wert- 
o^kt  durch  die  SchiUdauCnahme  ffir  den 
Öffentlichen  Haushalt  erworben  wird.  Wer- 
b»ides  Vermögen  der  einen  Gattung  wird 
in  werbendes  Verm^^en  einer  anderen 
GattoDi;  umgesetzt  Es  haoddt  sich  dabei 
um  die  Beschaffung  von  Finaazver- 
mögen  oder,  wirtechaftlich  geBin]odieD,  um 
diejenige  von  stehendem  Kapital.  Der 
Natzeffekt  besteht  darin,  daß  der  Staat 
dun^  den  Betrieb  einen  Ueberschnß  Ober 
die  Verwaltungskofiteu  und  die  Schuldzinsen 
der  StaatsglSubiger  erzielt.  Wichtigster  Fall 
der  neueren  Zeit:  die  Schulden  zur  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahnen. 

2.  Staatswirtschaftlich-produk- 
tive Kapitalanlagen,  die  zur  Durch- 
ffihrung  groBer  Reformwerke  und  anderer 
staatswirtschaftlicher  Leistungen  gemacht 
werden.  Ihre  Produktivität  ist  mu-  eine 
mittelbare.  Sie  sind  für  den  Staat  keine 
(Quelle  von  Einkünften ,  kein  Rentenfonds, 
sondern  sie  befruchten  zunächst  die  Felder 
einzelwirtschaftlicher  Tätigkeit,  sie  nützen 
dadurch  der  Volkswirtschaft,  sie  dienen 
mitunter  lediglich  höheren,  kulturellen  In- 
teressen u.  dgl.  m.  Der  Vorteil  für  den 
Staat  besteht  darin,  daß  sie  indirekt  mit- 
wirken an  der  Erfüllung  der  Staatszwecke 
und  -aufgaben.  Beispiele:  Schulden  zur 
Durchfühning  von  Verwaltungsreformen,  zu 
Ablesungen  von  Zehenten  und  Lasten, 
zu  Verkehrsanlagen  ohne  Rente,  Wege- 
bauten usw. 

3.  Aufierorden tliche  Kapitalan- 
lagen in  Notzeiten.  Sie  sind  bedingt  durch 
aboorme  politische  und  ähnliche  Verhält- 
nisse, die  sich  zeitweilig  einstellen,  sie  »nd 
dnrrhaoB  unproduktiv,  aber  oftmals  nnver- 
meidlidi  uaa  unum^glich  notwendig  zur 
Erholung  der  nationalen  Selbständigkeit 
oder  der  Kontinuierung  des  Staatsiebens, 
und  dämm  müssen  sie  trotz  ihrer  Unpro- 


duktivität  gemacht  werden.  Hauptbeispiele : 
die  Defizit-  und  Kri^e-,  Revolutionsschulden. 

8.  Einteilniig  der  S.  Uebersicht  Das 
materielle  Recht  des  Staates  zur  Kontrahie- 
rung von  Schulden  er^bt  sich  aus  der  Sou- 
veränität und  der  ewigen  Dauer  des  Staates 
als  solchem.  Einzelne  Staatengebiide  ^ 
solche  mOgen  im  Lanfe  der  Qesdiichte  ver- 
schwinden, der  Staat  als  solcher  bleibt  Das 
tatsächliche  Maß  der  Schuldaufnahme  hängt 
teils  von  der  Zahlungsfähigkeit  eines 
Staates,  von  dem  Volkswohlstande,  der  ge- 
ordneten Finanzwirtschaft,  dem  Steuersystem 
und  der  Steuerfähigkeit  ab,  da  die  Steuern 
doch  in  letzter  Linie  für  die  Zahlung  der 
Zinsen  aufzukommen  haben,  teils  von  seinem 
guten  Willen,  den  eing^ngenen  Ver^ 
pflichtungen  nachzukommen.  Ein  Zwang 
gegen  einen  Staat  zur  Erfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten als  Schuldner  kann  von  seinen 
Gläubigern  nicht  ausgeübt  werden.  Doch 
kann  ein  intematicaaler  Druck  durch  aus- 
ländische Regierungen  in  dieser  Riobtong^ 
wirksam  werden. 

Die  ESntölung  der  S.  kann  entweder 
von  verwaltungsrechtlichen  Ge- 
sichtspunkten oder  von  finanztech- 
nisohen  erfolgen.  In  ersteier  Beziehung 
scheidrawirVerwaltnngs- und  Finanz- 
schulden, in  letzterer  schwebende 
oder  fundierte  Schulden.  Für  die 
zwdte  Unterscheidung  läßt  sich  ft^ndea 
Klassifikationsschema  aufstellen: 

I.  Schwebende  Schulden: 

1.  VerwaltnngsBcbnlden  ans  Geacbäftsver- 
bältniasen  und  spezieUeD  staatUchen 
Fonktionen  (aas  Depositen,  Postspar- 
kassen  nsw.), 

2.  Schnlden  ans  Anagaberttckständen. 

H.  Kurzfristige  Kreditanhabnien  zur  laufen- 
den Fiuanzgebamng,  (Schatzscheine, 
Schatzan  Weisungen). 

n.  Fnndierte  Sehaicten  oder  Staats- 
anleihen: 

I.  Tilgungsschulden  oder  zmückzusaUende 

Sebalden, 

a)  nach  eioem  geaetsUchen  Tilgongsplan, 

b)  nach  einem  vertragsmäSigen  Tilgnng»- 
System, 

2.  Bentenschiilden  (ohne  Tilgangapflicht), 

a)  QDkQndbare  oder  ewige  Kenten, 

b)  kacdbare  Renten  (Bflckzablnng  des 
Nominalkapitals). 

nX.  Bas  Staatspapiergeld: 

1.  eintösbares  Papiergeld. 

2.  uneinlGübares  Papiergeld  mit  oder  ohne 
Zwangakara. 

Hierzu  vgl.  Art.  „Papiergeld^  oben 
S.  599  fg. 

4.  Verwaltnngs-  ud  VinansBchnlden. 

Verwaltungssohulden  nennt  man  die- 
jenigen Schulden,  die  sich  aus  der  Wirt- 
schaftsführung der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige (außer  derFinanzvervaltnng)  ergeben. 
Dieee  Schulden  sind  analoge  Erscheinungen, 

60* 
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wie  sie  sich  mit  Notweadigkdt  in  jedem 
Wirtscbaftsbetrieb  zeigen  uud  in  diesem  un- 
vermeidlich sind.  Sie  gehen  aus  autncherlei 
^editrertrSgen  der  Verwaltmigszweige  her- 
Tor.  es  weraen  Sachgüter  und  Ijcistuagea 
früher  empfangen,  als  die  Gegenleistung 
gewährt  wird.  Ihre  Kontrahierung  bedarf 
leiaer  speziellen  gesetzlichen  Ermächtigung, 
sondern  erfolgt  lediglich  auf  Grund  der  aU- 
gemanen,  verfossungsmafiigen  und  verwal- 
tnngsrechtUchen  Bc^hignisse.  Hierher  ge- 
hören die  Terschiedenen  Fälle  der  Sach- 
und  Dienstmiete,  die  Annahme  von  Kau- 
tionen, ^e  von  Amtsstellen  verwaltet  werden, 
VL  dffL  m.  De^lfflchen  kennen  Verwaltungs- 
schulden mck  ans  speziellen  staatlichen 
Funktionen  entstehen^  wo  eine  Behörde  Cbld 
und  Geldeswert  zur  Verwaltung,  Verwahrung 
(Asservate)  oder  Deberwachuog  empftogt: 
gerichtliche  Depositen,  Mündelgelder,  Ein- 
lagen in  Postspar küssen,  üebernahme  von 
Geldsummen,  (ue  Verwaltung  von  Prämien 
oder  Beiträgen  im  Gebiete  der  öffentlich- 
rechtlichen  Versicherung  u.  a.  m.  Finanz- 
politisch wichtig  ist  die  Bestimmung  des 
Spielraums  und  der  Grenzen,  innerhalb 
deren  solche  Verwaltungsschulden  einge- 
gangen werden  dürfen.  Die  Verwaltungs- 
schmden  müssen  von  den  Finanzschulden 
getrennt  gehalten  werden,  die  Eingänge  aus 
jenen  dürfen  nicht  zur  B^treituug  von  Aus- 
gaben des  betreffenden  Verwaltungszweiges 
verwendet  werden ,  da  aus  einer  solchen 
Vermischung  der  Gelder  leicht  Verlegen- 
heiten entstehen  ^nnen  (Fnukreich,  RuB- 
land). 

Finanzschulden  sind  Schulden,  die 
von  der  allgemeinen  Finanzverwal- 
tung aufgenommen  werden.  Sie  sollen  ihr 
entweder  auSerordentliche  Hilfsquellen  zur 
Erfüllung  von  Staatsausgaben  bleibend  er- 
schliefien  oder  den  Hausbaltungsetat  inner- 
halb einer  Finanz-  oder  Gebuungsperiode 
kassengeschäftlich  durchführen  helfen,  £in- 
nod  Ausgänge  momenttm  ausgleichen,  Stö- 
rungen durd^  unerwartete  Mindereinnahmen 
oder  Mehrausgaben  gegenüber  dem  Voran- 
schlag beseitigen.  Jene  sind  regelmäflig  die 
fundierten  (s.  u.),  diese  die  schweben- 
den Schulden.  Alle  Finanzschulden  be- 
dürfen stets  zu  ihrer  Aufnahme  einer  ge- 
setzlichen Vollmacht.  Eine  solche 
Ermächtigung  wird  der  Finanzverwaltung 
teils  im  Finanzgesetze  selbst,  teils  in  be- 
sonderen Gesetzen  erteilt.  Die  kurzfristigen, 
gehwebenden  Schulden  kann  sie  auch  mit- 
unter auf  Grund  einer  allgemeinen  Befug^nis 
anwerben,  die  den  Finanzminister  ermächtigt, 
für  bezeichnete  Zwecke  innerhalb  eines  ge- 
wissen Zeitraumes  bis  zu  einem  Höchst- 
betrage Schaizscheine  auszugeben.  Sie  sind 
dann  aus  den  laufenden  Eingängen  wieder 
zurückzuzahlen.  Bei  unvorhei^sehenen  Er- 


eignissen können  solche  Kredite  mit  Ge- 
nehmigung des  Staatsoberhauptes  im  Ver* 
Ordnungswege  erCffioet  werden,  vortie- 
haltlich  der  späteren  IndemnitSt  durch  die 
Volksvertretung. 

fi.  Schwebende  and  fundierte  Schnl- 
den.  Diese  terminologische  Onterscheiduog 
wurde  früher  etwas  anders  ge£aßt  als  gegen- 
wärtig. Man  nannte  fundierte  Schulden  ins- 
besondere diejenigen,  für  deren  Veransunir 
und  Rückzahlung  bestimmte  Einnahmen  vor- 
gesehen, haftbar  gemacht  oder  verp&idet 
waren.  Auf  diese  waren  die  Schulden 
„fundiert".  Die  übrigen  noch  der  Regelung 
harrenden  Schulden  bezeichnete  man  als 
„schwebende"  Schulden.  Heute  unterscheidet 
die  herrschende  Lehre  diese  beiden  Gattungen 
nach  dem  Zwecke,  nach  der  Zeitdauer  und 
der  verwaltungsreehtlichen  Ordnung. 

Schwebende  Schulden  sind  dem- 
nach solche  Schulden,  die  zur  £Snlö8ung 
fälliger  Zahlungsverpflichtttogen,  für  die 
augenblicklich  andere  Mittel  nicht  verfügbar 
sind,  mit  oder  ohne  Kündigung  dienen  und 
jederzeit  oder  in  vorausbestünmtem  kuiara 
Zeitraum  zurückgezahlt  werden.  Sie  kQon«i 
sowohl  Finanz-  lüs  auc^  V«*waltangsschalden 
sein.  Ob  eine  Schuld  unter  die  schwebenden 
Schulden  einzureihen  ist  oder  nicht  hängt 
vom  Rechtsverlditnis  der  einzelnen  Obli- 
gation ab.  Die  kurzen  Rückzahluogsfristen 
und  die  ausgedehnteren  Eündigungsrecfat« 
der  Gläubiger  können  für  den  Schuldner 
mancherlei  Verlegenheiten  mit  sich  bringen. 
Aus  diesem  Umstände  ^pfeln  die  Forde- 
rungen daher  vor  allem  m  der  Notwendig- 
keit einer  vorsichtigen  Behandlung  oail 
maßvollen  Beschränkung  der  schwebenden 
Schulden.  Wenn  daher  diese  durch  ver- 
schiedene Umstände  zu  stark  anscfawelleo. 
»0  ist  es  geraten^  sie  in  fundierte  nmzn- 
wandeln;  denn  im  allgemeinen  darf  als 
Regel  gelten,  .,daß  eine  grofie  schwebende 
Schuld,  die  doch  in  der  Hauptsache  tiotx 
des  Wechsels  der  Obligationen  eine  stehmde 
Schuld  wird,  ceteris  paribus  viel  bedenk- 
licher ist  als  eine  selbst  viel  höhere  fun- 
dierte Schuld,  auch  wenn  die  letztere  dem 
Staate  etwas  mehr  Zinsen  kostet"  (Wagner). 

Fundierte  Schulden  neni^  vir 
dagegen  diejenigen  8.,  <Ue  zur  Decknng 
des  anfierordentlidieo  Finanzbedarfs,  für 
spezielle,  meist  dauernde  Ausgaben  des 
Staates  auf  relativ  lange  Zeit  oder  Über- 
haupt ohne  RQckzahlungsverpfiiciituDg  auf- 
genommen werden.  Die  fundierten  Schulden 
sind  meist  definitiv  geordnet,  babra  faste 
Zinstermine  und  werden  systematisch  nach 
einem  im  voraus  an^legten  Plane  getilgt. 
Ihrem  Wesen  nach  sind  sie  immer  Finans- 
schulden.  Sie  sind  es  auch  selbst  dann, 
wenn  schwebende  Schulden  in  fondiote 
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verwandelt  werden.  (Ausführliches  hierüber 
TgL  Absduiitt  n  dee  g^owArtigen  Art.) 

€.  Die  Arten  der  schwebenden 
Schulden.  Der  Zwec^  der  Aufnahme 
schwebender  Schulden  ist  ein  doppelter. 
In  einem  Hanptfall  handelt  es  sich  um  zu- 
fälliee  Aus^aberückstSnde,  die  am 
FälligkeitBtentiin  oder  nach  Schluß  des 
Finanzjahres  noch  nicht  bezahlt  sind,  z.  B. 
Zahlungen  durch  die  S.TerwaltUDg ,  uner- 
hobene  Zinsen  und  KapitaltiJgungen.  Der 
zweite  HauptfaU  ergibt  sidi  aus  der 
Durchführung  des  Budgets,  aus 
seiner  finanziellen  Gebarung  nach  dem 
Etat  Die  Termine  der  Einenge  und  die 
Termine  der  Ausg&nge  treffen  selten  zu- 
sammen. Dm  die  Mittel,  die  zu  den  fälligen 
Zahlungen  erforderlich  sind,  unbedingt  zu 
»ehern,  wäre  ein  sehr  großer  ,,eisemer" 
Kassenbestand  zu  halten,  wie  dies  wohl 
früher  Öfters  geschehen  ist.  Diese  Kapitalien 
bleiben  aber  je  nach  Umst&nden  müßig 
li^D,  kosten  daher  durch  den  Zinsverlust 
mehr  ^s  eine  zeitweilig  aufgenommene 
schwebende  Schuld.  Andererseits  sind  da- 
bei besondere  Kautelen  und  namentlich  ist 
eine  vorsichtige  Behandlung  notwendig. 
Die  Anwerbung  der  schwebenden  Schulden 
kann  auf  verscAiiedene  Weise  gesch^en: 
die  Ausstdlung  von  Wediseln,  welche  die 
Flnwizverwaltuog  in  Zahlung  nbt  oder  dis- 
kontieren l&ßt  offener  oder  Kontokorrent- 
kredit bei  Bankiers  oder  speziell  bei  großen 
Zettel-  und  Notenbanken.  Diese  cuskon- 
tieren  oder  fibemehmen  die  Bog.  Schatz- 
sc^ne  oder  besonda«  zu  diesem  Behufe 
ansgeetellte  Anweisungen,  auf  welche  sie 
Kredit  oder  Vorechüsse  ^ben. 

SchatzBchei ne.  Die  wichtigste  Form 
zur  Beurkundung  der  schwebeodea  Schuld 
sind  die  Schatzseheine  (Scbatzan  Weisungen, 
bons  de  tr^r,  Exdiequer  Bill,  buoni  di 
tessoro).  Unter  diesen  versteht  man  ein 
Kreditpapier,  das  von  der  Finanzverwaltung 
ausgegewn  wird,  um  Geldmittel  flüssig  zu 
raachen.  Sie  sind  somit  Anweisungen  der 
Finanzverwaltung  an  die  Staatskasse,  die 
auf  Inhaber,  seltener  auf  Order,  gestellt  sind 
und  auf  kurze  Zeit  (3—12  Uonate,  seltener 
länger  als  auf  1  Jahr)  laufen.  Sie  tragen 
entweder  einen  festen  Zins,  der  je  nach 
Iiage  des  Geldmarktes  festsetzt  imd  bei 
Ablauf  des  Scheines,  ev.  halbjährig,  bezahlt 
wird,  oder  sie  sind  sog.  unverzinsliche 
Schatzscheine,  die &hnli<^  wie  Wechsel 
nach  vorgäogigem  Abzug  dee  Diskontos  ver- 
kauft w^en.  Ihrem  Zwecke  entsprechend 
erfolgt  ihre  Ausgabe  meist  nur  in  großen 
Sacken  (5000— 10000  M.  und  höher).  Auf 
dem  Geldmärkte  bilden  sie  ein  markt- 
gängiges Wntpapier,  doch  laufen  sie  weniger 
im  privaten  verkehr  um,  als  sie  sich  in 
festen  Händen  befinden.  Die  spezielle  Ord- 
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nung  hängt  von  der  Finanzgesetzgebung  ab 
und  ist  nach  Staaten  verschieden. 

Ueber  die  Schatzseheine  im  Dentschen 
Reich  vgl.  Art  „Reichsfinanzen"  snb  II,  3b 
oben  S.  706.  In  Preußen  bestehen  ähn- 
liche Vorscbriften.  Durch  Finaozeesetz  wird 
die  Ermächti^ng  erteilt,  daß  auf  Anordnnng- 
des  Finanzministers  zur  vorübergehenden  Ter- 
stärknng  des  Betriebsfonds  der  Generalstaats- 
kasse verzinsliche  Scbatzanweisungen  bis  zar 
HSbe  von  z.  B.  100  Hill.  M..  die  Ys  Jahr  nach 
Ablauf  des  Finanqahrea  vernllen,  doch  wieder- 
holt ansge&reben  werden  dürfen.  Auch  in 
Bayern  wird  der  Finanzminister  regelmäßig 
durch  das  Finanzgesetz  ermächtigt,  znr  zeit- 
weisen  Yerstärknnff  des  Betriebsfonds  der 
Zentralstaatskasse  darch  Ausgabe  von  Schatz- 
auweisnngen,  auf  längstens  6  Monate  lantend, 
Anleihen  anfznnefamen.  —  In  Oesterreich 
heißen  die  Schatzscheine  „Partiftl-Hy|>othekar- 
Anweisungen",  auch  „Salinenscbeine"  ge- 
nannt, weil  sie  1848  durch  die  Gmnndener 
Salinen  hypothekarisch  sichergestellt  wurden. 
Sie  gehören  zur  gemeinsamen  S.  und  schwanken 
zwischen  160  nnd  200  Mill.  Kr.  Hit  den 
Staatenoten  zusammen  sollten  sie  824  Hill.  Kr. 
nicht  Qbersteigen.  1842  worden  auch  verzins- 
liche Kassenanweisungen  emittiert.  Neuerdings 
werden  neben  den  Salinenscheinen  noch  be- 
sondere Schatzscheine  ausgegeben.  — 
Frank  reich ,  wo  zeitweise  die  dette  flottante 
eine  bedenkliche  HOhe  erreicht  hat,  gibt  bons 
da  tr^sor  für  die  wechselnden  Bedürfnisse  der 
Finauzverwaltong  ans:  sie  sind  verzinslich  je 
nach  der  Lage  des  Geldmarktes  nnd  laufen 
zwischen  3  nnd  12  Honaten.  Ihre  Ausgabe 
wurde  im  Oktober  1892  «ngestellt,  aber  am 
17./I.  1893  wieder  aufgenommen  (Verfallzeit 
4  Honate,  Zins  2%).  Betrag  schwankend: 
1863  :  321  HiU.  Frcs.,  1906 :  352,498  HiU.  Frcs.  — 
Eine  größere  Verschiedenheit  der  Schatzscheine 
besteht  in  England.  Die  Verschiedenheit  ist 
aber  wesentlich  eine  formelle,  in  der  Benr- 
knndung  liegende  und  hat  meist  eine  historische 
Wurzel.  1.  Die  Exchequer  Bills  werden 
fQr  allgemeine  Staatszwecke  ausgegeben,  sie 
laufen  rwelmftßig  auf  12  Honate  nnd  nur  ans- 
nahmsweue  länger.  2.  Die  Treasury  Bills 
sind  Schatian  weunngen  zu  speziellen  Zwecken 
und  werden  ansgestent  in  der  Form  von  Wechseln 
vom  Scbatzamte  auf  die  StaaUkasse  oder  Bank. 
3.  Die  Exchequer  Bonds  sind  Obligationen 
mit  mehrjähriger  Heimzahlnngsfrist.  Diese  drei 
Formen  der  Schatzscheine  werden  regelmäßig 
in  Appoints  nicht  nnter  100  £  ansgegeben. 
Uebrigens  hat  man  bisweilen  diese  Spezlajisiernng 
noch  weiter  betrieben  und  tür  fast  jeden  Spezial- 
zweck  anch  eine  besondere  Form  der  Schuld- 
verschreibung gewählt:  Ordonnance-,  Navy-, 
Irish  Treasnre-Klls  u.  dgl.  m.  —  In  Rußland 
hat  man  lüs  schwebende  Sebald  die  Reichs- 
schatzbiUet«,  sog.  „Serien"  mit  (1906)  250  MiU. 
Rubel,  in  Italien  die  Buoni  di  Tessoro,  in 
Holland  die  Scbatktstpromessen  a.  dgl.  m. 

Das  im  Schema  unter  III  (oben  S.  947) 
erwähnte  Staatspapiei^ld  in  seinen  beiden 
Formen  als  einlOslares  und  uneinlOsbares 
kann  man  in  gewisser  Hinsicht  auch  den 
schwebenden  Schulden  beizählen. 

Vgl.  Art.  „Papiergeld"  oben  S.  599  fg. 
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n.  Die  fondierteB  Scfanlden  oder  Btamts- 
anleihen. 

1.  Tilgungeschtüden  und  Renton- 
eohnlden.  Die  fuDdiertea  Scfauldeo  oder 
StaatgaoIeiheD  bildea  den  Gegensatz  zur 
schwebenden  Schuld.  Der  Unterschied  zwi- 
schen beiden  ist  bereits  früher  charakteri- 
siert worden  (oben  sub  I,  5).  Die  Eigenart 
der  Anleihen  beruht  im  wesentUcheo  darin, 
daß  die  Schuldau&ahme  ffir  einzelne  spezielle 
Zwecke  und  außerordentliche  Ausüben  und 
auf  relativ  lange  Zeit  erfolgt,  sie  ist  im 
Blnanzplan  definitiv  geordnet  und  gestattet 
dem  Olftubiger  kein  £ündigiingsrecnt.  Die 
Bezeichnung  „fundierte"  Schulden  ist,  wie 
oben  bereits  erwähnt,  historisch  zu  erklären, 
ünter  dem  Ausdruck  „fundiert*'  verstand 
man  die  Anweisung  bestimmter  Mnnahme- 
quellen  zur  Yerzinsung  und  Tilgung  der 
betreffenden  Schulden.  Heute,  wo  diese  Art 
der  Sicherstellnng  außer  Uebung  gekommen 
ist,  hat  man  den  Begriff  fundierte  Sdiulden 
erweitert  und  den  Namen  auf  aUe  Schuld- 
gattungen ausgedehnt,  die  nicht  zu  den 
schwebenden  Schulden  gehören. 

Bei  der  fundierten  Schuld  kann  sich  der 
Staat  verpflichten,  sie  innerhalb  einer  be- 
stimmten Frist  nach  einem  bestimmten 
Tilgnngsplane  oder  unabhängig  von  einem 
solchen  oder  erst  von  einem  gewissen  Zeit- 
punkt ab  zurackzuzahleo.  Oder  er  flber- 
ninmit  überhaupt  keine  Pflicht  zur  Tilgung, 
sondern  behält  sich  unter  verschiedenen 
Modalitäten  lediglich  das  Becht  zur  Heim- 
zahlun^  vor.  Fundierte  Schulden  der  ersteren 
Art,  die  also  an  bestimmte  Rfickzahlungs- 
termine  gebunden  sind,  nennt  man  zurück- 
zuzahlende oder  TiJgungsschuIden. 
Fundierte  Schnldeu  der  letzteren  Gattung, 
ohne  Tilgungspflicht,  nur  mit  dem 
Rechte  der  Rückzahlung,  heißen 
Rentenschulden. 

1.  Zurückzuzahlende  oder  Til- 
gungsschulden. Die  Heimzahlung  kann 
einmal  geschehen  nach  einem  gesetz- 
lichen Tilgungsplan,  der  sich  auf  die  ganze 
Schuld  oder  auf  einzelne  Hauptteile  er- 
streckt Sodann  aber  kann  sie  auf  Onmd 
einer  vertragsmäßigen  Abmachung  er- 
folgen, die  für  jede  einzelne  Anleihe  bei 
deren  Begjebuog  mit  den  Gläubigern  ver- 
einbart wird.  Tu  beiden  Fällen  hat  man 
entweder  das  sog.  „Tilgimgssystem"  (sinking 
fund,  s.  u.  sub  III,  2)  angewendet  oder  jähr- 
lich eine  feste  Tilgungssumme  oder  eine 
bestimmte  Quote  der  Anleihe  als  solche 
ausgesetzt  Die  einzelnen  Schuldverschrei- 
bun^n  (Stücke,  Titres)  sind  teils  bOrsen- 
m&ßig  nach  dem  Kurse  (Preise)  der  Wert- 
papiere einzulösen  (anzukaufen),  teils  mu* 
nach  dem  Nennwert  mittelst  Auslosung  und 


öffentlichem  Au&ebot  znrückznzahleD  (AI 
pari-EinlCsung).  Neben  diesen  bödeo  ICo- 
daUtfiten  kommt  hä.  vertragsmäßiger  Titoaiig 
audi  die  Rückzahlung  nach  Lotteni^Uaan 
und  Zeit-  und  L^brenten  zur  Verwendung. 
Hiernach  lassen  sich  dra  Gruppen  von 
Tilgungsschulden  unterscheiden: 

a)  Die  Tilgungsschulden  mit  regel- 
mäßiger Zinszahlung  und  bestimm- 
ten Heimzahlun^sterminen  mit  Mini- 
mal- und  Maximalfnsten,  inneriialb  wdch» 
die  Rückzahlung  zu  erfolgen  hat. 

b)  Die  Lotterie-  oder  Prämienan- 
leihen. Bei  diesen  p^gt  das  Ka[ntal  an 
bestimmten  Tenninen  zum  Nennwert  (al 
pari)  heimgezahlt  zu  werden,  während  übw- 
baupt  keine  Zinsen  oder  nur  geringfügige, 
unter  dem  Dnrchsdmitt  stehende  entriditet 
werden.  Der  Betrag  der  landesübhchen 
Verzinsung  wird  zu  ungleichen  Antei^n 
unter  die  Inhaber  dieser  Schiddverschrei- 
buagen  auf  Grund  eines  Lotterieplanes  ver- 
teilt. Üm  die  ITnterbringung  solcher  An- 
leihen zu  erleichtem,  weraen  einzelne  hoihe 
Gewinne  oder  Treffer  als  Anreiz  in  Aus- 
sicht gestellt.  Die  Verlosung  geschieht  zu- 
erst in  Serien  oder  Abteilungen  und  dann  die 
Bezeichnung  des  Gewinners  nach  Nummem. 
Im  Deutschen  Reiche  hat  das  RG.  v.  8.'VL 
1871  diese  Anlehen  auf  das  Reich  und  die 
Bundesstaaten  beschränkt  und  den  Erlaß 
eines  besonderen  Reichsgesetzes  gefordert 
(Vgl.  Art.  „Lotterie  und  Lottenebesteue- 
rung'* oben  S.  435.) 

c)  Die  Annuitäten  oder  Zcitrenteu. 
Hier  erwiri)t  der  Gläubiger  durch  die  Zah- 
lung einer  Geldsumme  einen  Anspruch  auf 
eine  jährlidie  Rente,  die  aber  neben  dem 
Zins  nodi  eine  Amortisationsnaote  des 
Schuldkapitals  einschliefit.  Auf  diese  Weise 
wird  innerhalb  bestimmter  Zeit  dos  Schuld- 
kapital  getilgt  Die  Annuitäten  werden  ent- 
weder auf  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren  (30,  50  und  90  Jahre)  ausgegeben, 
und  die  Ansprüche  vererben  aidt  innerhalb 
dieser  Frist  auf  den  Rechtsnachfolger  des 
Darleihers.  Oder  sie  sind  auf  Lebens- 
zeit gestellt,  sog.  Leibrenten,  bei  denen 
mit  dem  Tode  des  Darleihers  die  Schuld- 
verbindlichkeit gelöst  wird.  Der  Staat  hat 
hier  die  Chance,  die  sich  aus  der  kürzeren 
Lebensdauer,  als  die  Lebenswahrscheinlich- 
keit darstellt,  er&hrungsgemäß  ergeben  kann. 

Zeit-  and  Leibrenten  bestanden  früher  als 
Form  der  S.  auch  in  DentschUnd,  sind  aber 
jetzt  verschwunden.  Dagegen  bestehen  sie  haute 
noch  in  England  aaf  oestimmte  Zeit  (49 oder 
99  Jahre)  oder  als  immerwährende  Reoteo. 
wobei  der  Staat  sich  das  Recht  vorbeb&lt  du 
KapiUl  heimznzahlen  (Betrag  1906  :  43,4»  Hill. 
Pfd.  St).  Ebenso  in  Frankreich  (I90S: 
0,493  UiU.  Fns.).  Neben  diasem  Betnn  te 
Leibrenten  aus  Leihkapitalien  hat  Fraunidi 
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Boch  ose  ]>ibrenteii8chnld  (1906)  ron  280,657 
Hill.  Frc«.,  lUliDlieh  die  Ausgaben  des  Penaions- 
etata  a.  a.  m.,  die  hier  zn  den  Ausgaben  fQr 
die  OffentUche  Schnld  gerechnet  werden. 

2.  Die  Renteoschulden.  Bei  ihnen 
besduftnkt  udi  die  Verpflichtung  des  Staates 
auf  die  r^lmäBiKe  Verzinsung.  Eine  Pflicht 
zur  Rückz^nng  oesteht  für  den  Staat  nicht, 
doch  hehXlt  er  sich  meist  dieses  Recht  vor. 
iHe  Bentenschuld  ist  tdls  eine  unkflnd- 
bare,  sog.  ^wige  Rente".  Hier  kann  der 
Staat  seine  Schuldenlast  nur  im  Wege  des 
Rflckkaufs  an  der  Börse  (börsenm&fiiger  An- 
kauf) zum  gegenwärtigen  Kurse,  also  nach 
den  Grundätzen  des  privatreditlichen  Ver- 
ketirs,  vennindeni.  Teils  ist  sie  eine  k  fl  n  d  - 
bare,  indem  der  Staat  bei  Begebung  der 
Anleihe  sich  das  Hecht  reserviert,  die  Schuld 
auhukQndigen  und  al  pari  heimzuzahlen. 

Die  RcDtenschuIden  werden  entweder 
durch  Ausgabe  von  Schuldurkunden,  Brief- 
schulden, oder  durch  die  Eintragung  der 
Forderung  in  das  Staatsschuldbuch,  Buch- 
se hui  den,  begründet  Beide  Formaüen 
lauten  meist  auf  die  Höhe  der  dargeliehenen 
KapitalbetrSge.  In  diesen  beiden  Fallen  be- 
steht ein  Anspruch  des  Gläubigers  auf 
Kapital  und  Zins.  Eine  Rentenscbuld  kann 
aber  auch  auf  eine  Rente  lauten  ohne  Obli- 
gation auf  das  Kapital,  lediglich  eine  Be- 
scheinigung Aber  ein  Rentenbezugsrecht  dar- 
stellen (Frankreich).  Dann  haben  wir  die 
höchste  Form  der  Reotenschuld  erreicht. 
Die  Uebersicht  Ober  das  Schuldkapital  ist 
dann  wesentlich  erschwert 

Die  Rentenschulden  entsprechen  mehr 
als  die  Tilguogsschulden  den  Anforderungen 
dßs  modernen  Ereditverkehrs  und  den  bsunk- 
und  börsenmäßigen  Gepflogenheiten.  Sie 
erfreuen  ^di  cuher  auch  einer  gröfieren 
Beliebtheit  in  kapitaUstischen  Kreisen.  Im 
Laufe  derZ«t  haben  sie  daher  die  zurQck- 
zuziüilenden  Sdiulden  in  der  Hauptsache, 
wenigstens  als  S.,  verdrftngt  Im  Gebiet 
der  Gemeindeschulden  sind  sie  aber  auch 
heute  noch  die  Re^l.  Dem  Staat  insonder- 
b^t  bieten  sie  freie  Hand,  haben  aber  zu- 
gleich die  Gehdir  mit  sich  gebracht,  daß 
sie  leichter  aufgenommen  weraen,  da  man 
nicht  zugleich  an  die  Tilgungsfraee  zu 
denken  genötigt  ist  Sie  können  daher  zu 
leichtsioniger  Ueberschuldung  ffUiren. 

2.  Grundlagen  der  Anfnahmo  von 
Staateanleihon.  1.  Freiwillige  und 
Z wangsanicihen.  Unter  Zwangsan- 
leihen  verstehen  wir  diejenigen  Anleihen, 
bei  denen  der  Staat  zwangsweise  von  allen 
Klassen  der  Bevölkerung  oder  nur  von  ein- 
zelnen unter  ihnen  unentgeltlichen  oder  ent- 
geltlichen Kredit  aufnimmt.  In  ihrer  Bei- 
treibungsform haben  die  Zwangsaaleihen 
große  Aehnlichkeit  mit  den  Vermögens- 
steuem,  sie  erheischen  eine  genaue  Kata- 


strierung  und  Schätzung  der  Vermtteens- 
bestände.  Man  hat  daher  diese  Anlehen 
auch  „Steueranlehen"  genannt  Der  Gha- 
naer der  Zwangsanleihen  als  Formen  des 
Öffentlichen  Ereouts  ist  mehr  als  fraglich. 
Sie  können  viel  eher  als  außerordentliche 
Vermögenssteuern  bezmchnet  werden.  Als 
regelmäßige  Mittel  dee  Staatskredits  sind 
sie  mtsf^eden  zu  verwerfen,  da  sie  natur- 
gemäß sehr  nsgleichm&Big  wirteo,  die  Kapi- 
talien, die  bweitB  produktiv  angelegt  waren, 
ilüer  Verwendung  entziehen  und  den  Dar* 
leihem  Meidnrdi  ungleich  ^fie  Opfer  auf- 
erlegen. Doch  l&Bt  sich  keineswegs  in  Ab- 
rede stellen,  daß  sie  in  Zeiten  der  Not 
mitunter  unvermeidlich  sein  können.  Frei- 
willige Anleihen  dag^n  nennen  wir 
solche,  bei  denen  der  Staat  zur  Befriedigung 
seiner  Kieditbedürfnisse  freiwiUige  Be- 
ziehungen zu  den  Kapitalisten  aüknflpft, 
sich  an  den  freien  Verkehr  des  Geldmarktes 
wendet,  diesem  seine  Anerbietungen  macht 
oadi  den  Grundsätzen  der  freien  Konkurrenz 
und  daher  im  allgemeinen  nach  denjenigen 
Normen  handelt,  die  für  das  Verhalten  auch 
des  kreditsuchenden  Privatpublikums  (phy- 
sische und  nichtphyösche  Personen)  maß- 
gebend ünd.  In  ruhigen  Zeitläuften,  in 
finanziell  geordneten  Staaten  ohne  er- 
schütterten Staatskredit  sind  die  freiwilligen 
Anleiben  die  einzigen  Mittel  zur  Anwerbung 
von  öffentlichen  Schulden. 

2.  A'erzinsliche  und  unverzins- 
liche Anleihen.  Die  Unterscheidung 
beruht  auf  der  Ent^ltlichkeit  und  Unent- 
geltlichkeit der  S.  Die  ersteren  bilden  hente 
die  R^el.  Dagegen  waren  in  älterer  Zeit 
unverzinsliche  Anleihen  nicht  selten.  Solche 
Darlehen  an  den  Landesherm  u.  dgL  m. 
stellten  häufig  den  Preis  dar  für  Erteilnng 
von  Frivil^^,  Eonzessionen,  Vorrechten, 
Ehren  una  Titeln,  für  die  Bestätigung 
solcher  Rechtsvorzüge  usw.  Auch  heute 
kommen  solche  AnWhen  mit  großen  Banken 
(Notenbanken)  in  einzelnen  lÄndem  vor. 

3.  Versicherte  und  unversicherte 
Anleihen.  Jene  b^hen  auf  dem  Real- 
kredit und  werden  g^n  bestimmte  F&nd^, 
diese  dagegen  durch  Personalkredit  ohne 
solche  aufgenommen.  Die  älteren  S.  waren 
meist  versichert,  indem  man  für  die  ein- 
gegangenen Verpflichtungen  entweder  Pfand- 
schaften oder  Faustpfänder  bestellte  oder 
sie  auf  bestimmte  Einnahmequellen  anwies, 
sie  auf  solche  .,fundierte".  In  modernen 
Staaten  dagegen  fehlen  meütens  solche  Real- 
sicherheiten. 

In  Preniten  haften  generell  die  Domfioen 
für  die  H.;  —  tatsOchliäi  nur  eine  formelle 
Maßregel.  Die  Domänenp&ndbriefe  Oester- 
reichB  nnd  Ungarns  sind  noch  neuerdings 
mit  Spezialverpfändnngen  ansgerOstet  worden. 
(Ueber  die  älteren  Veäältniase  s.  o.  sab  IT,  1.) 


Digitized  by 


Google 


952 


Staatsschulden 


Sichentellnnifea  sind  neaerdinga  fit  die  S. 
weniger  sahlnng^EKhiger  Staaten  gefordert 
worden:  toh  derTflrkei  1881,  1886,  1888,  toq 
Oriecbenland  1887  a.  1898,  von  Serbien  1884, 
1885,  von  Aegypten  1876, 1877,  1878,  1885,  von 
Hexiko  1890  nsw.  Die  ägyptische  Anleihe  von 
1876  wnrde  durch  den  Ertrag  des  Tabakzolles 
und  anderer  Einkünfte,  diejenige  von  1877 
(dette  priTil^6e)  dnrch  eine  Spezialhypotbek 
anf  den  Einnahmen  ans  der  Eisenbahn-  und 
Hafenrerwaltang  von  Alexandria  versichert.  Die 
Anleihe  von  1885  wurde  dnrch  den  inter- 
nationalen Vertrag  zwisdien  England,  Frank- 
reich, Oesterreich,  Rußland,  Italien  und  der 
Türkei  garantiert.  1881  hat  auch  die  Türkei 
die  Erträgnisse  des  Tabakmonopols  und  der 
Spiritossteaem  als  Sicherheit  für  eine  Anleihe 
bestellt. 

8.  lonere  und  äussere  Anleihen.  Wir 

uateischeidea  innere  und  äußere  Anleihen, 

J'e  nachdem,  diese  aus  den  Kapitalien  des 
olandes  oder  des  Auslandes  aufgenommen 
werden  je  nachdem  also  der  Kapitalreich- 
tum der  heimischen  Volkswirtschaft  groß 
genug  ist,  um  dem  Staatskredit  zu  Hilfe 
zu  kommen,  oder  ob  man  genötigt  ist,  zur 
Befriedi^D^  des  Kreditbedürfnisses  Bich,  an 
die  Kapitalisten  fremder  Volkswirtschaften 
zu  wenden.  Der  Grund  äußerer  Staatsan- 
leihen kann  aber  auch  in  dem  niedrigeren 
Zinsfüße  des  Auslandes  li^en,  wodurch 
dann  die  dauernden  Lasten  der  SchuMen- 
aofnahme  ennfiBigt  werden  können. 

Die  inneren  Anleihen  dnd  entweder  An- 
Idhen  aus  tatsächlich  verft^baren  Kapitalien 
der  heimischen  Volkswirtschaft,  die  brach 
li^en  und  nutzbringende  Unterbringung 
suchen,  oder  Anleihen  aus  Kapitalien,  die 
bereits  produktiv  angelegt  sind  und  diesen 
Verwendungen  entzc^n  werden.  Insoweit 
wir  es  mit  der  ersteren  Art  zu  tun  haben, 
wird  der  Srwerbsbeschäftigung  kein  Kapital 
entzogen,  ist  die  Einschränkung  der  Pro- 
duktion nicht  notwendig.  Allerdings  sind 
solche  müßige  Kapitalien  nicht  stets  vor- 
handen oder  nur  vorübergehend  vorhanden. 
Anders  ist  natürlich  die  Entziehung  der 
Kapitalien  aus  produktiven  Anlagen  zu  be- 
urteilen. Sie  können  nach  Umständen  wie 
eine  reelle  Kapitalbesteuerung  wirken.  Da- 
durch wird  die  Erwerlfflbeschäftigung  ge- 
stört, die  Produktion  beschränkt.  Für  die 
Volkswirtschaft  als  Oanzes  kann  eine  Aus- 
gleichung nur  dadurch  herbeigeführt  werden, 
daß  die  spezielle  Eigenart  der  Anlage  wenig- 
stens mittelbar  neue  Produktivität  erzeugt 
(Vgl.  oben  sub  I,  2.)  In  der  Hauptsache  ist 
dfuier  die  ablehnende  Stellung  der  älteren 
und  jüngeren  Theorie  gegenüb^  diesen  An- 
leihen wird  b^ründet. 

Die  äußeren  Anleihen,  aus  fremden  Kapi- 
talien geschöpft,  können  im  ganzen  günstig 
beurteilt  werden,  vorausgesetzt,  daß  die 
Verwendung  der  Anleihesumme  an  üch  zu 
rechtfertigen  ist  (s.  c).  Denn  das  verfüge 


bare  Kapital  im  Inlande  wird  dadurdi  ver- 
mehrt, die  Produktion  wird  nicht  gestört, 
die  Erwerbseinrichtnngen  werden  nicht  ge- 
schädigt. Dem  Grade  nach  kann  aber  aller- 
dings eine  große,  stets  wachsende  äußere 
Schuld  von  erheblichen  Nachteilen  begldtet 
sein,  wenn  die  „Verschuldung  ans  Auäand*^ 
tatsächlich  eine  dauernde  Zinsknechtschaft 
bedeutet.  Besonders  verderblich  wird  sie, 
wenn  ein  wirtschaftlich  schwacher  Schuldner 
einem  kräftigen  Gläubiger  gegenübersteht, 
der  in  der  Lage  ist,  seinen  Einfluß  auch  in 
politischen  Dingen  geltend  zu  machen. 

Die  äußeren  Anleihen  kann  man  noch 
in  formell  und  in  reell  auswärtige 
trennen.  Erstere  Gestaltung  li^  vor,  wenn 
eine  auswärtige  Anleihe  im  Ausland  selbst 
aufgenommen  wird  und  an  ausländischen 
Börsenplätzen  Einzahlimgs-,  Zinszahlung»- 
und  Rückzahlungsstellen  hat  Letztere  Form 
aber  dann ,  wenn  die  Obligationen  einer 
formell  auswärtigen  Anleihe  wirklich  im  Be- 
sitz des  Auslandes  sind.  Auch  inländische 
Anleihen  können  zu  reell  auswärtigen  werden, 
wenn  sie  durch  Erwerb  der  Obligationen 
ausländischen  Besitzern  zufallen.  Auch  for* 
mell  äußere  Anlmhen  gelangen  bisn'alen  in 
den  Besitz  von  Inländern ;  diese  kann  man 
dann  als  reell  innere  Anleihen  bracadinen. 

4.  Die  Aubialime  der  Aileihea.  Die 
Staatsanlfflhen  werden  teils  in  der  in- 
ländischen, teils  in  einer  ausländisdien 
Währung  aufgenommen.  Die  inneren  An- 
leihen werden  regelmäßig  in  der  Landes- 
währung ausgeschrieben.  In  lodern  mit 
Papierwährung  wird  biswdlen  eine  Anleihe 
in  einer  Metallwährung  (der  früheren 
einheimischen  oder  einer  fremden)  auf- 
genommen oder  die  Verzinsung  in  Bdd- 
metallen  (Gold,  Silber)  znges^.  Hierdurch 
will  man  das  inländische  Kapital  gegen 
Valutaschwankungen  sichern  oder  die  Ohh- 
gationen  im  Ausland  markt^ngi^r  machen. 
Die  Verzinsung  in  Gold  oder  Silber  haben 
weniger  zahlungsfähige  Staaten  manchmal 
auf  die  Auslandagläulnger  beschränkt,  so 
z.  B.  Italien  und  Spanien  durch  das  „Affi- 
davit". 

Bei  äußeren  Anleihen  werden  nelien  der 
Landeswährung  häufig  fremde  Währungen 
und  Münzfüße  als  Valuta  bestimmt  Diese 
sind  dann  machend  für  Einzahlung,  Ver- 
zinsung und  ^gong.  Man  wählt  sie  im 
Interesse  der  auswärtif^n  Gläubiger,  deren 
Kredit  mau  benutzen  will.  In  solchen  Fällen 
ist  dann  die  Herstellung  einer  gewissen  Pari- 
tät zwischen  der  Landes-  und  der  fremden 
Währung  erforderlich.  Besonders  wichtig 
und  schwierig  gestaltet  sich  die  Angelegen- 
heit, wenn  Papterwährungsländer  eine  Metell- 
valuta  oder  HetaUvendnsong  dem  Anlefaen 
zugrunde  legen.  (Oesterreicnische  Coupon- 
Prozesse.) 
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der  Aufnahme  von  Anldhen  wird 
awät  für  ue  ein  Domizil  festgesetzt,  d.  h. 
der  Ort  bezeichnet,  wo  die  Bedingungen 
der  Anleihen  zu  erffillen  sind.  Innere  An- 
leihen  sind  regelmäßig  in  der  Landeshaupt- 
stadt domiziliert,  woneben  in  den  Provinzen 
mssende  Zahlungsstellen  eingerichtet  sind. 
Bei  Süßeren  Anleihen  bedarf  es  außerdem 
noch  eines  Domizils  an  fremden  Börsen- 
plätzen. Wenn  auch  dem  Fiekus  hierdurch 
Spesen  erwachsen,  so  zieht  er  doch  durch 
den  Börsenkurs  Nutzen  daraus. 

Die  Gesamtheit  der  Verwaltungsmaß- 
r^In,  nach  denen  Staatsanleihen  in  Ver- 
kehr gesetzt  werden,  nennt  man  Begebung 
oder  Emission.  Sie  ist  eine  besonders 
wichtige  Aufgabe.  Man  unterscheidet  hier- 
bei vier  Systeme: 

1.  Verkauf  der  Schuldverschrei- 
bungen an  der  Börse.  Er  geschieht 
auf  eigene  Rechnung  des  Staates  durch 
Makler,  Agenten,  Vermittelung  von  Banken 
zum  Tageskurse.  Diese  Form  ist  für  kleinere 
Beträge  anwendbar,  doch  ist  sie  bei  größeren 
mit  Gefohien  verbunden,  da  der  Al^tz  nur 
langsam  vor  sich  geht  und  der  Kurs  der 
Staatspapiere  leicht  gedrückt  wird. 

2.  Verkauf  der  Schuldverschrei- 
bungen durch  Fioanzbeamte  (franzö- 
sisches System).  Die  betreffenden  Beamten 
vermittelD  fortwährend  den  Verkauf  von 
Staatspapieren.  Bei  Budischulden  wird  dies 
Teiwren  noch  durch  die  Bestimmung  er- 
leichtert, daß  der  zuständige  Steuerbeamte 
befugt  ist,  Elntn^ungen  („Inskriptionen") 
io  das  Staatsschiüdbuch  vorzunehmen  und 
darüber  Schuldtitel^  auszufertigen.  Diese 
Form  der  B^bu^  der  8.  hat  vornehmlich 
in  Frankreich  Eingang  gefunden.  Durch 
den  Hauptsteuereinnehmer  (receveur  g^n^ral) 
findet  ein  beständiger  Renten  verkauf  statt, 
wodurch  die  Rente  in  alle  Volksschichten 
ohne  weitere  Spesen  hineingetragen,  ..demo- 
kratisiert" wird.  Viele,  insbesondere  kleine, 
Kapitalien  werden  damit  der  Spekulation 
entzogen,  imd  ebenso  werden  die  Zwischen- 
^winne  erspart,  die  durch  Banken,  Emis- 
sionshänser  auf  Kosten  des  Staates  und  der 
Gläubiger  gemacht  werden.  Und  tatsächlich 
hat  sich  auch  der  französische  Rentenmarkt 
als  außeroidentlich  leistungsfähig  gezeigt 
und  die  französische  S.  ist  zu  einer  wahren 
Nationalschnld  geworden.  So  sehr  dies 
wirtschaftlich  heilsam  sein  mag,  so  ist  es 
doch  politisch  nicht  ohne  Bedenken. 

3.  Allgemeine  öffentliche  Sub- 
skription. Sie  würde  allen  anderen  Be- 
gebung^ormen  vorzuziehen  sein,  wenn  sie 
allgemein  anwendbar  wäre.  In  kapitalarmen 
L&ndern,  bei  rascher  Einzahlung  und  in 
kritischen  Zeiten  kann  sie  leicht  versagen. 

4.  Begebung  durch  Vermittelung 
von  Emissionshäusern.    Diese  über- 


nehmen die  Unterbringung  einer  Anldhe, 
wogegen  ihnen  öne  Provision  und  ein  Ge- 
winn am  Uebemahmeknrse  eingeräumt  wird. 
Beides  auf  Kosten  des  Staates  und  der 

Gläubiger.  Schon  bei  inneren  Anleihen  ist 
dieser  Weg  häufig  nicht  zu  umgehen,  bei 
auswärtigen  ist  er  überhaupt  nicht  zu  ver- 
meiden. Hier  versucht  der  Staat  die  Kon- 
kurrenz der  Emissionshäuser  möglichst  in 
seinem  Interesse  zu  benutzen,  doch  hindern 
meist  ihre  engen  Beziehungen  zueinander, 
ihre  Machtstellung  am  Kapitalmarkte  und 
endlich  ilir  gemeinschaftliches  Interesse  dem 
Staate  gegenüber  diese  Absicht  mehr  oder 
weniger. 

Eine  Abart  ist  das  System  der  Sub- 
missionen. Bei  diesem  werden  Angebote 
(Offerten)  von  den  Emissionshäusem  mit 
Angabe  des  üebemahmskurses  der  Finanz- 
Verwaltung  eiogereicht ,  die  alsdann  den 
günstigsten  Offerten  den  Zuschlag  erteilt 
(England,  Amerika,  Oesterreich). 

5.  Zinsfnss  and  Knrs  der  S.  Der 

Zinsfuß,  den  der  Staat  seinen  Gläubi^m 
bewilligen  muß,  wird  von  all  denien^n 
Umständen  bedingt,  die  für  den  Ka^tal- 
gewinn  maßgebend  sind,  wie  Sicherheit  der 
Anlange,  VerlnmenswUraigkeit  des  Schuld- 
ners, Lage  des  Geldmarktes  u.  dgl.  m.  In 
der  Regä  wird  auch  der  Staat,  von  dem 
durchschnittlichen,  landesüblichen  (oder  auch 
reellen)  Zinsfuß  als  dem  Nominalzinsfuß  aus- 
gehen. Unter  diesem  letzteren  versteht  man 
die  formale  Bestimmung  der  Nutzung.  Der 
RealzinsfuB  dagegen  ist  der  Ertrag,  den 
das  eingezahlte  Kapital  tatsächlich  liefert. 
Wenn  ein  Anlehen  zu  3^Io  verzinslich  zu 
einem  Kurse  von  80  begeben  wird,  so  ist 
der  Nominalzinsfuß  3%,  der  Retuzinsfuß 
dagegen  'd'^Wk. 

Bei  der  Wahl  des  XominalziDsfaÜes  nnter- 
ftcfaeidet  man: 

1.  Emissionen  zu  einem  NominalzioBfoß,  der 
dem  durchschnittlichen  gleichkommt :  Al-Pari- 
Emission.  Kleine  Schwankan^en  nach  oben 
nnd  unten  mögen  auch  hier  voncommen.  Der 
eingezahlte  Kapitalbetrag  und  das  im  Sdiold- 
titel  verbriefte  Nominalkapital  werden  aidi  im 
allgemeinen  decken. 

Beispiel:  Landesttblieher  Zmsfnll  S'/«*'/», 
Nominalsinsfnfi  3Vi%  Emissionskurs  99,80. 

2.  Emissionen  zu  einem  NominalzinsfuD  ohne 
RQcksicht  aaf  den  durchschnittlichen:  Unter- 
Pari-  und  Ueber-Pari-Emission.  Eratere 
ist  dann  vorbanden,  wenn  der  Nominalziosfuß 
n  i  e  d  r  i  g  e  r  ist  als  der  dnrchBchnitÜiche,  letztere 
bei  einem  den darchschnittUchen  übersteigen- 
den NominalzinsfuQ. 

Beispiel:    Landesüblicher  Zinsfuß 
Nominalzinsfaß :  a)  3%, EmissionsknrsS?  (Unter- 
Pari-Emlsaion).  XommalziBsfiil):  b)  4*/«,  Emia- 
sionskutB  114,30  (Ueb«r-Pari-EiniBnon). 

HochverzinsHche  Anleihen  nennt  man 
die  Al-Pari-Emissionen,  niedrieverzins- 
liehe  diejenigen,  die  unter  pari  begeoen  werden. 
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Beides  vom  Standpunkte  des  Nomioalziiis- 
fnßefl  aoa. 

Die  Praxis  hat  häufig  das  System  der 
niedrigverzio^cheo  Anleihen  vorgezc^n. 
Nebea  verschiedenen ,  kaum  stichhaltigen 
QrOnden  hat  man  vor  allem  den  geltend 
eemadit,  d&B  die  niedrigrerzinsUchen  An- 
teihen  dem  Staate  Inlliger  zu  stehen  kommen 
als  die  hochverzlnsUchw.  Sie  seien  zu 
einem  relativ  besseren  Kurse  zu  begeben, 
kosteten  also  reell  weniger  Zinsen.  Bei 
TÜgungsschulden  wirkt  auf  die  Kursgestal- 
tnng  noch  der  Umstand  günstig  ein,  daß 
der  Qlfiubiger  nach  dem  festen  Plane  einer 
ParirückzahluDg  nadi  Ablauf  einer  be- 
stimmten Frist  die  Aussicht  hat,  mehr  Ka- 
pital zurückzuerhalten ,  als  er  hingegeben 
hat  Dies  führt  zu  Kurssteigeruogeo.  Auch 
ist  die  Gefahr  der  Zinsreduktion  ausge- 
schlossen. 

Der  Vorteil  der  niedrigverzinslichen  An- 
leihen zeigt  sich  vor  allem  in  Zeiten  des 
steigenden  Zinsfußes  und  in  normalen  L^en 
des  Geld-  und  Kapitalmarktes.  Beim  Ein- 
tritt der  Baisse,  in  Krisen,  bei  sinkender 
Tendenz  des  Zinsfußes  und  in  Lftndern  mit 
erschüttertem  Kredit,  wo  weder  Kündigungen 
noch  Zinsreduktionen  in  Aussicht  stehen, 
verschwindet  er  mehr  und  mehr.  Die  Kurse 
verschieden  verzinslicher  Papiere  nähern 
mch  ziemlich,  so  in  Oesterreich  1S48 — 68. 
Dag^u  kann  bei  den  niedrigverzinsUchen 
Anleinen  eine  (itehihr  durch  eine  starke  Unter- 
Pari-Begebung  entstehen  und  eine  große 
Einbuße  am  Kominalkapital  stattfinden. 
Vollends  aber,  wenn  das  System  der  TÜ- 
gungsschulden durch  die  ßentenschulden 
verdrängt  ist,  der  Staat  keine  Pöicht  zur 
BOc^zaUung  Übernimmt,  wird  dieser  Vor- 
zug in  Wegfall  kommen.  Finanzpolitisch 
w^e  der  Staat  dadurch  geschädigt,  daß 
er  eine  wohlfeiler  begebene  Anleihe  im  Falle 
der  (freiwilligen)  Tilgimg  zu  emem  höheren 
Preise  zurückkaufen  müßte.  Die  Fälle,  wo 
niedrigverzinsliche  Anleihen  Eurssteige- 
rongen  erfohren,  sind  keineswegs  selten,  ja 
viBUeicfat  die  B^el.  Das  Interesse  des 
Staates  erhascht  es  daher  unter  den  heutigen 
Verhältnissen,  bei  fallender  Tendenz  des 
Zinsfußes  und  im  System  der  Rentenschulden 
die  vorteilhafteste  Lage  des  Kapitalmarktes 
zu  nutzen  und  den  Zinsfuß  der  Anleihen 
den  gegebenen  Umständen  anzupassen.  Wenn 
nim  der  Staat  außerdem  seinen  Rückgang 
durch  Konversionen  auswerten  kann,  so  wird 
sich  die  Finanzverwaltung  dabei  besser 
stellen  als  bei  dem  mehr  imi^nären  Vor- 
teil der  niedrigverzinslichen  Anleihen.  Es 
wird  sich  daher  gleichwohl  empfehlen,  den 
Nominaizinsfuß  der  Anleihen  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  möglichst  dem 
durchschnittlichen  Zinsfuß  anzu- 
passen.  Die  hochverzinslichen  Anleihen  mit 


Pariemission  dürften  daher  im  ganzen  den 
Vorzug  verdienen. 

6.  Konversion,  Konsolidation^  Honlte. 
Arroslemng:.  Unter  Konversion  (Koo* 
vertierung)  verstehen  wir  alle  Sditudum- 
wandlungen,  durch  die  der  NominahänsfoB. 
die  Währung,  Tilgong  oder  sonstige  Be- 
dingungen emer  Anleihe  ^ndert  werden. 
HauptäBdüich  pflegen  die  Konv^ruroen  mit 
Zinsherabsetzungen  (Reduktionen)  verbunden 
zu  werden.  Jwm  müssen  die  Rechte  der 
Gläubiger  geachtet,  muß  d»  Zwang  aas- 
geschiossen  werden.  Eine  zwangsweise  Kon- 
version kommt  regelmäßig  einem  t&lweisen 
Staatsbankerott  gleich.  Der  Staat  kün<ügt 
das  Schuldkapital  dem  Gläubiger  und  Btedlt 
ihn  vor  die  Wahl,  entweder  das  Kapital 
heimgezahlt  zu  erhalten  oder  sich  den  in 
der  Schuldumwandlung  vorgesehenen  neuen 
Bedingungen  der  Anleihe  zu  fügen.  In 
diesem  Falle  handelt  der  Staat,  wie 
jeder  Schuldner,  indem  er  eine  für  ihn 
günstige  Lage  des  Geldmarktes  im  Inter- 
esse der  Steuerzahler  benutzt  Die  Bück- 
zahlung der  gekündigten  Kapitalien  erfolgt 
regelmäßig  zum  Neonwert  (al  pari).  Dw 
Voraussetzung  zur  Konversion  ist  eine  sin- 
kende Tendenz  des  landesüblichen  Zins- 
fußes, zu  dem  Kapital  erlangt  werden  kans. 
Die  Staat^läubiger  werden  auK  diesem 
Grunde  die  Schuldumwandlung  annehmen. 
Doch  müssen  hinreichende  Mittel  bereit- 
gestellt B^n,  wenn  eine  ^ßere  Zahl  tuo 
Gläubigem  die  Zinsreduktion  ablehnt.  Hit- 
unter  wird  der  Gläubiger,  falls  verechted« 
verzinsliche  Anleihen,  was  die  B^el  ist. 
bereits  im  Umlauf  sind,  dazu  veranlaßt,  dsB 
der  Staat  ein&ch  den  Umtausch  in  den 
niedrigeren  T^pus  anbietet.  Da  nun  die  Kon- 
versionen meist  an  die  Votause^auag  ge- 
knüj^ft  sind,  daß  bereits  solche  niedrig 
verzinslichen  Titres  begeben  sind,  sie  vid- 
leidit  den  Parikurs  schon  übersdiritteB 
haben  oder  doch  nfiohstdem  zu  OfamdneiteB 
versprechen,  so  wi^  der  OlAabiger  den 
Modus  der  Umwandlung  voraeheo.  & 
läuft  dann  nicht  Oefohr,  wie  bei  der  ein- 
fochen  Rückzahlung,  das  Agio  dos  hGlwr 
verzinslichen  Papiers  ganz  zu  verlierai. 

Wenn  der  Zinsfuß  daoetud  sinkt,  m  at 
es  finanzpolitische  Pflicht,  diesen  l'nutsnd 
zu  benutzen.  Meistens  handelt  et^  sich  dir 
bei  um  Schulden ,  die  unter  ungOnstigrD 
Verhältnissen ,  also  teuer ,  aafgi?oonun^ 
wiirden,  wo  der  Gläubiger  seiuereäts  dio 
Notlage  des  Staates  als  Schuldners  kos^ 
beutet  hatte.  Die  rechtliche  Zulämi^kat 
der  Konversiooen  ist  früher  häufig  l>e6tntteo 
und  als  Recbtsbruch  bezeichnet  worden. 
Die  zum  Beweise  vorgebrachten  Argnmoite 
sind  Scheingrünüe.  Unstatthaft  ist  die  Kon- 
version nur  bei  Anleihen,  bei  denen  der 
Staat  überhaupt  oder  auf  l>emessene  Fristn 
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auf  sein  Eflndigai^Enredit  susdrOcklidL  veiv 
ächtet  hat  Im  fioiigen  ist  das  Recht  znr 
EoDTOtieruDg  unbestreitbar,  da  die  Geeamt- 
interessen  den  ISnzelinteressen  nidit  unter- 
geordnet  werden  dürfen.  Dabei  sollte  aber 
der  erzielte  Gewinn,  wenigstens  zum  Teü, 
zur  SchuldenttlguDg  verwendet  werden. 

Allerdings  haften  namentlich  allgemeinen, 
starken,  Öfters  wiederholten  und  raschen 
Konversionen  wesentliche  Bedenken  an.  Sie 
können  volkswirtschaftliche,  sozialpolitische 
wie  finanzielle  Qefohren  bringen.  Wenn 
die  Staatspapiere  in  großen  Mengen  sich  im 
Besitze  der  Mittel-  und  unteren  Klassen  be- 
finden, so  wird  nicht  nur  deren  Einkommen 
unter  Umstanden  geschmälert,  sondern  auch 
der  Beiz  zu  spekulativen  Anlagen  oder  die 
Neigung  fOr  unsichere,  ausländische  Werte 
be^nstigt  und  leicht  ein  Verlust  am  Na- 
tionalkapital herbeigeführt  Ebenso  hanu  die 
K&cksicot  auf  Stiftungen,  deren  Vermögen 
hauptsächlich  oder  ausschliefiUch  in  Staats- 
papierea  vigelegt  werden  müssen,  die  ünter- 
hüsnng  von  Zinsreduktionen  n^elegen.  Denn 
i^ls  der  durch  die  Konversion  geminderte 
Betrag  der  Einkünfte  zur  Erfüllung  der 
Stiftungszwecke  nicht  mehr  hinreicht,  so 
mufl  dafür  doch  in  letzter  Linie  der  Staat 
eintreten.  Der  finanzielle  Yorteil  einer  Kon- 
version  kann  dadurch  leicht  absorbiert  werden. 
Sbdlidi  kann  auch  der  Staatskredit  selbst 
infolge  von  Konveraionea  in  Mitleidenschaft 
gezogen,  je  nach  ümstftndeu  erschüttert 
werden,  indem  die  Unterbringung  neuer  An- 
lehen  in  Zukunft  durch  das  Miltrauen  des 
KapitalistenpubUknms  erschwert  und  ver- 
tenert  wird.  Alle  diese  Schäden  und  Ge- 
fahren steigen  in  dem  Maße,  als  die  S. 
tatsächlich  eine  nationale  geworden 
ist,  sich  fast  ausschließlich  in  den  Händen 
von  Inländern  befindet  (Frankreich).  Hier 
wird  die  Demokratisierung  der  Rente  zu 
einer  Schwäche  des  finanzpolitischen  Systems. 

Konsolidation  ist  die  Zusammen- 
ziehung  mehrerer  Schuldkategorieen  oder 
Anleihen,  die  den  gleichen  oder  verschie- 
denen NominalzinsfuB  haben,  in  eine  einzige 
und  gleichartige  Schuldform  mit  gleichen 
Bedingungen  und  gleichem  Zinsfuß.  Die 
Konsolidation  wird  häutig  mit  Konversionen 
verbunden.  Sie  ist  nützlich,  für  den  Staats- 
kredit förderlich,  weil  die  Schulden  eine 
einheitlichere  Gestalt  erhalten,  und  berech- 
tig, wenn  sich  der  Staat  nicht  ausdrücklich 
seines  Kfindigungsrechles  begeben  hat.  Die 
neuen  Schuldtitel  heißen  dann  „Konsols", 
Consolidated  stock  u.  dgl.  m.  Dabei  kann 
es  entweder  auf  eine  Minderung  der  Zinsen- 
hst  bei  gleichbleibendem  Kapitale  oder  auf 
eine  Erhöhung  des  Schuldkapitals  mit  Her- 
absetzung der  Ziosenlast  oder  endlich  bei 

SIeichbleibender  Zinsenlast  auf  eine  Min- 
erung  des  Nonunalkapitals  abgesehen  sein. 


Mit  &aer  Konversion,  die  auf  one  Zins- 
rednktion  gerichtet  ist,  kann  einmal  eine 
Vermehrung  des  Schuldkapitals 
verbunden  weöraen.  Nachdem  durch  die 
Reduktion  eine  Ersparnis  an  Schuldzinzen 
eingetreten  ist,  wird  dieser  Spielraum  zur 
Aufnahme  neuer  Schulden  verwendet,  ohne 
daß  der  Staat  dadurch  eine  neue  Zinsenlast 
für  das  ihm  zugeführte  neue  Kapital  zu 
übernehmen  braucht.  Diesen  „Saldo-Üebw^ 
trag"  nennt  man  Soulte  (convension  avec 
soulte;  soulte,  Saldo).  Hat  beispielsweise 
der  Staat  jährlich  für  die  Verzinsung  seiner 
Schulden  300  MiU.  M.  zu  verwenden  und 
gewinnt  er  an  di^m  Betrage  durch  eine 
Konversion  von  4  auf  3  %  jährlich  30  Mill. 
M.,  so  kann  er  diese  freigewordene  Summe 
dazu  benutzen,  um  für  100  Mill.  M.  neue 
3  "/o  ige  Schulden  zu  kreieren.  Dadurch 
steigt  zwar  das  Schuldkapital,  die  Zinsen- 
last aber  bleibt  die  gleiche.  Mitunter  hat 
man  das  nämliche  Ziel  auch  dadurch  er- 
reicht, daß  der  Gläubiger  ohne  Aenderong 
des  Schuldkapitals  die  seitherige  Verzinsung 
weiter  empfängt,  wog^n  der  Staat  als 
Schuldner  unter  der  Voraussetzung  dner 
Zuzahlun^  sich  verpflichtet,  binnen  be- 
stimmter Frist  keine  Rückzahlung  vorzu- 
nehmen. 

Ein  anderer  Weg ,  neues  Kapital  zu 
schaffen,  ohne  neue  Anlehen  zu  begeben, 
ist  die  Ärrosierung  (Befeuchtung,  An- 
frischung).  Im  allgemeinen  versteht  man 
darunter  jede  nachträgliche  Zahlung,  wo- 
durch bestehende  Rechte  aus  früheren  Zah- 
lungen gesichert  werden.  Hierdurch  wird 
die  Zinsenlast  erhöht,  ebenso  der  Zins- 
fuß (unter  Umständen  nur  nominell),  und 
die  Schuldsumme  bleibt  gleich.  Der 
Zweck  solcher  Manipulationen  ist  vor  allem, 
dem  Staate  neues  Kapital  zuzuführen.  An- 
dererseits werden  solche  Maßregeln  eigriffen, 
wenn  der  Zinsfuß  stark  gesti^n  ist  und 
daher  die  älteren  Schuldgattungen  mit  ihren 
niedrigeren  Zinsfüßen  stark  im  Kurse  ge- 
sunken sind.  Bei  Tilguni^sschulden,  die  in 
bestimmten  Fristen  al  pari  einzulösen  siud, 
würde  die  Rückzahlung  dem  Staate  erheb- 
liche Opfer  kosten.  Nun  steht  aber  der 
Kurs  höher  verzinslicher  Papiere  höher,  und 
so  wird  die  Rückzahlung  und  Konversion 
durch  Ärrosierung  erleichert.  Sie  best^t 
darin,  daß  gei^n  einen  Nadischuß  an  Kapi- 
tal das  niednger  verzinsliche  Staatspa^ier 
in  ein  höher  verzinsliches  verwandelt  wird. 

Beide  Maßregeln,  Soulte  und  Ärrosierung, 
haben  im  S.wesen  unserer  Kulturstaaten 
seit  dem  letzten  Menschenalter  keine  Rolle 
mehr  gespielt.  Denn  wir  befanden  uns 
einerseits  in  einer  Epoche  sinkenden  Zins- 
fußes, und  andererseits  haben  die  Renten- 
schulden die  Tügungsschulden  verdrängt. 
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7.  Brielschnlden  und  BuchschuldeD. 

Briefschulden  heiflen  diejeoi^n  die 
durdi  S-Terschreibongen,  S.SGh«ne,  Staats- 
titres  usw.  betvknndet  werden.  Sie  sind 
entweder  Inhaberpapiere  und  lauten 
dann  au  portenr,  auf  dTen  Trfiger,  Besitzer 
oder  Inhaber,  oder  sie  sind  Kamen- 
papiere,  wo  der  berechtigte  Gläubiger 
namentlich  genannt  ist  Bei  jenen  ist  der 
Staat  als  Schuldner  gegen  jeden  luhaber 
verpflichtet  und  besteht  die  Präsumtion  bis 
zur  Erbringung  des  Gegenbeweises,  daß  der 
Inhaber  auch  der  rechtmäßige  Eigentümer 
ist.  Bei  diesen  dagegen  ist  der  Gläubiger 
speziell  benaunt  und  die  Uebertragung  an 
dritte  an  größere  Förmlichkeiten  geknüpft 
Erstere  sind  bequemer,  marktgängiger  und 
daher  in  der  Kapitalistenwelt  beliebter, 
letztere  schwerfälliger.  Die  Inhaberpapiere 
führen  aber  im  Falle  des  Verlustes  zu  kost- 
spieligen und  langwierigen  Weiterungen 
(Amortisationsverfahren).  Sie  können  aber 
durch  A'^inkulierung  d.h.  durch  amtliche 
Eintragung  des  Namens  des  Eigentümers 
auf  den  Schuldbrief  oder  ein  besonderes 
Buch  in  Namenpapiere  verwandelt  werden. 
Dadurch  werden  sie  außer  Ktirs  gesetzt 
und  sicher  gemacht.  Auf  Antrag  des  Be- 
sitzers kann  dann  durch  amtliche  Devinku- 
liening  jenes  Rechtsverhältnis  wieder  be- 
seitigt werden. 

Buchschulden  sind  diejenigen  S. 
die  zu  ihrer  Beurkundung  in  ein  amtlich 
^f Ohrtes  Buch,  das  S.buch,  Grand  Livre, 
eingetragen  werden.  Hier  ist  nur  derjenige 
bezugsberechtigt,  dessen  Name  im  S.buch 
verzeichnet  ist.  Die  Buchschulden  haben 
den  Vorzug  der  vollständigen  Sicherheit 
und  sie  nehmen  dem  Gläubiger  alle  Mühen, 
Sorgen  und  Kosten  der  Aufbewahrung  der 
Schulddokumente  ab.  Dagegen  wird  aller- 
dings die  Verfügung  über  das  Kapital  zum 
Behufe  von  Kreditgeschäften  für  aen  Gläu- 
biger erschwert  Es  muß  bei  diesem  System 
der  Mindestbetrag  fest^setzt  werden,  der 
noch  eintragungsfähig  ist  Je  mehr  eine 
S.  Nationalsühuld  sem  soll ,  desto  kleiner 
muß  dieses  Minimum  sein.  Nur  so  ist  die 
^.Demokratisierung'*  der  Staatsrenten  er- 
i'dchbar. 

In  modemeo  Staaten  sind  die  Briefschalden 
regelmäßig  Inhaberpapiere,  entsprechend  den 
Verhältnissen  and  Bedilrfniasen  des  Kapital- 
marktes. Die  Vereini^n  Staaten  von  Nord- 
amerika geben  außer  InbaberpitpiereD  (coupoD 
bonds]  auch  Namenpapiere  (registered  bonds) 
aus.  Auch  in  Oesterreich  werden  anf  Ver- 
lanj^en  die  Inhaberpapiere  in  Namenpapiere 
umgetanscht.  In  Deutschland  gibt  es  zumeist 
nur  Inhaberpapiere.  —  S.b  ü  c  h  e  r  bestehen 
nach  den  GG.  v.  20./VU.  1883,  12./IV.  1886, 
8.,/Tl.  1891  Q.  24./Vn.  1904  in  PrenOea  und 
nach  den  GG.  v.  31./V.  1891  u.  v.  28./VI.  1904 
aach  im  Dentschea  Kelch.  Die  ^hnldver- 


BchreibnnB:en  kitnnen  auf  Antrag  des  luhaben 
in  BnchscnnIden  verwandelt  werden  and  laoten 
dann  anf  den  Namen  der  im  Antrag  als  Gläubiger 
bezeichneten  Person.  Im  Schaldbnche  sind  alle 
im  Schnldverbältnisse  eintretenden  Verände- 
rungen, Pfändungen,  LSschangen  einzutragen. 
Hit  der  Eintragong  werden  alle  Rechte  dea  In- 
habers an  der  eingelieferten  Schuld  verschrubong 
konsumiert.  Die  ZiDScahlnngen  werden  dntcl 
die  Beieha-Landeskasse,  duch  die  Beichsbank 
oder  durch  die  Post  an  den  legitimiertea  iägen- 
tltmer  geleistet  Auch  in  Sachsen  besteht  «Ine 
BnchBchnld.  Frankreich  bat  gleichfalls  seit 
1793  die  Einriebtang  des  S.baches  (Grand 
Livre  de  France),  neben  dem  die  Generalein- 
nehmer noch  Nebenbücber  fahren.  EierQber 
wird  dem  Gläubiger  eine  Bescheini^ong  (extrait 
d'inscription  oder  titre)  ans^fertigt,  die  bei 
jeder  AusQbnng  seiner  GlSnbigerrecbte  vom- 
zeigen  ist.  Das  Hanptbnch  enthält  seit  187ä 
zwei  Abteilangen,  von  denen  die  eine  die  aog. 
Bentenschulden  (rentes  perpetnelles  remboor- 
sables),  die  andere  die  „neuen  Schulden"  (rentes 
amortissables)  enthält.  Erat««  enthalten  nur 
ein  Rentenversprechen,  sie  unterliegen  weder 
einer  Auslosung  noch  obligatorischen  Bäck- 
zahlang,  doch  kann  sie  der  Staat  kftndigen  oder 
an  der  Bttrse  zurückkaufen.  Die  letzteren  an- 
fassen die  nenen,  für  Eisen bahnzwecbe  kontra* 
bierten  Schulden,  die  im  Wege  der  Verlosong 
getilgt  werden  und  demgem&U  eme  Summen- 
schuld  mit  Zinsverpfltcbtnng  darstellen.  Die 
eintragungsfäbigen  Bentenmiaima  gehen  bis  anf 
2  Frcs.  herunter.  Auch  Italien  und  Bult- 
land  haben  S.bflcher.  In  England  ist  die 
Verwaltung  der  S.  der  Bank  von  England  Uber- 
hanpt  anvertrant.  Der  Nominalbetrag  der  Schuld 
auf  Namen  wird  in  das  von  der  Buk  geführte 
große  Buch  (Great  Ledger)  eingetragen,  wofftr 
der  Gläubiger  nach  Zahlung  einen  Interim*- 
schein  (Scrip)  erhält.  Auf  Grund  dieses  erfolgt 
die  Eintragung,  und  damit  wird  der  GlinUger 
Inhaber  eines  Stock,  d.  b.  eines  Ubertragbom 
Anteils  an  der  Renteuschnld  des  Staates. 

8.  Der  8taatabanker«tt.  Wir  veratehea 
darunter  jenen  Zostand,  in  dem  der  Staat  anter 
Verletzung  der  Rechte  «einer  Glftobiffer  mit 
oder  ohne  ausdrBcUiehe  fiiUSnin^,  onen  oder 
verschleiert  seinen  Schuldverbindhcnkeiten  ear 
nicht  oder  nur  unvollständig  nachkommt  ^ 
ist  dies  der  „Konkurs  der  Staatsfinanzen*,  der 
jedoch  nicht  die  Rechtsfolgen  hat  wie  derjenige 
eines  Privaten.  Hier  fehlt  aie  zwingende  Gewalt, 
die  beim  Privaten  dnrch  die  Gerichte  aosgefibt 
wird.  Aucb  kann  er  lediglich  in  einem  Kicht- 
zahlenwollen  bestehen,  otme  daß  dadurch  seue 
ZahlungsunAhigkeit  der  Grund  au  mn  branckt. 
Einen  l)rack  können  nur  fremde  HXdte  oit 
diplomatischen  oder  materiell»  Hachtmitidn 
ausüben. 

Häufig  wird  der  Staatsbankerott  verachleiert 
durch  einseitige  Coaponstenem ,  dnrch  Vo'- 
zinsnng  der  in  Metallwährung  anfg-enomBenoi 
S.  in  entwertetem  Staatspapiergilde ,  dwck 
Arrorierungen  oder  einseitig«  ZiniredaktioBCB 
ohne  Angebot  der  BSckzauung  des  Km(äulft 
u.  dgl.  m.  Formell  liegt  er  aber  vor  im  Talle 
der  sog.  Repndiation,  wo  der  Staat  ao»- 
drttcklich  erklärt,  seine  Schulden  fiberbavpt  aidl 
oder  nur  teilweise  verzinsen  oder  tilga  in 
wollen.  Hierher  gehSren  insondeilicit  die 
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gMteUten  oder  toten  Schulden"  Jdette  differee, 
den^  deferidt),  ein  Yerftbren,  bei  dem  Schulden 
fBr  gewisse  Zeiten  als  onTerziosHcb  ertdärt 
werden,  bis  etwa  nach  Tilgung  anderer  An- 
lehen  Mittel  wieder  fiOssig  werden.  Die  hier- 
von betroffenen  Schaldschäne  heifien  dann  „anf- 
geMhobene  ObligaUoneD"  (diff^ries,  deferred, 
defendoi}. 

Beintiele  der  Repudiation :  Frankreich  anter 
Snlljr,  Ricbelien,  Mazarin  nnd  Colbert,  wo  beim 
R^erangswecoBel  die  Terpflicfatnngen  der 
Toransgehenden  Begiemngen  von  der  nach> 
folgenden  nicfat  anerkannt  wurden;  femer  der 
Zntainmenbmch  dea  Lawschen  Systems,  die 
Aasignatoiwirtschaft  der  BeTOlntion,  in  Oester- 
reich nnd  Spanien  in  hüheren  Jahrbnaderten, 
Westfalen  1812,  Knrhessen  1814—15,  Schleswig- 
Holstein  1650,  Oesterreich  1811,  1816.  1818, 
Spanien  1820,  1834,  1851,  1867,  1872,  1882, 
RnOUttd  1839,  Türkei  1875, 1876,  1681,  Portngal 
1837,  1852,  18»2,  Griechenland  1826,  1B93  ver- 
schiedene amerikanische  Staaten  1676—1^.  — 
„Aasgestellte  Sebalden" :  Oesterreich  1811, 
Holland  1814,  Spanien  1831. 

Die  Elnrlohtvaff  4er  S.TerwmltaMg. 
Die  Verwaltong  der  S.  {st  in  den  meisten 
Staaten  besonderen  FinanabebOrden  aoTertrant. 
die  sich  regelmäßig  einer  selbständigeren  Stellang 
erfrenen.  Daneben  pflegen  noch  j^arlameDtarische 
KontroUkommissionen  der  3.  eine  Oberaafsicht 
zn  fuhren.  Der  Oeschäftfigaog  der  S.verwaltang 
wird  hänfiff  nnd  «war  in  empfehlenswerter 
Weise  durch  die  Verbindung  mit  einer  großen 
Bank ,  welche  die  Kassengeschäfte  besorgt, 
wesentlich  erleichtert.  Mitunter  sind  auch  diese 
tieschäfte  vollständig  einer  Bank  mit  der 
Verwaltung  der  ganzen  Schuld  Bbertrageu 
(England).  Die  parlamentarischen  Kontroll* 
komnuMiooen  habrä,  neben  dem  obersten  Rech- 
nungshof, darOber  zu  wachen,  da6  die  Anf- 
nabme  von  Anleihen,  ihre  Verzinsung  nnd 
Tilgung .  die  Ansstellnng  der  Schuldver- 
scbreibuDgen ,  deren  Einzeicbnnng  nnd  Ver- 
niebtnng,  die  Aasgabe  nnd  Einziehang  von 
Staatspapiergeld  in  GemftOheit  der  gesetzlichen 
nnd  Terordnung»mäßigen  Vorschriften  sich  ab- 
wickeln. Die  TerfassuDgürnäßige  Kontrolle  be- 
wirkt dann  ihrerseits  mittelbar  dorch  ihre 
fetteren  Bflrgschaften  ein  größeres  Zutrauen 
zun  Staatskiidit  konstitutioneller  Staaten. 

ni.  Die  Tilsong  der  S. 
1.  AUgemeinea.  Die  Tilgung  der  S. 
besieht  in  deren  völliger  oder  teilweiser 
AuEhebuDg  durch  RQckzahlang  des  Kapitals. 
Diese  kann  nach  Umfang  und  Ausführung 
entweder  gesetzlich  oder  vertragsmäßig 
schon  bei  Eingehung  von  Verpflichtungen 
festgelegt  weisen  oder  in  das  Ermessen 
des  Staates  gestellt  sein.  Indessen  kann 
eine  solche  Heimzahlung  auch  eine  Ver- 
letzung der  OUlubigerrechte  iDvotvieren^ 
veno  der  Staat  bei  Tilgungsschiddeu  ge- 
machte Versprechungen  nicht  einhält,  nament- 
lich wenn  er  die  Schul dverschieibungen 
frflher  auslost,  als  er  nach  dem  Vertrage 
dazu  berechtigt  ist.  Voraussetzung  der 
spriefllichkeit  der  Tilgung  ist,  dafi  sie  eine 


wirkliche,  nicht  eine  bloß  scheinbare  ist. 
Soljald  sie  nur  durch  Erhöhung  des  Steuer- 
drucks, durch  schwer  belastende  Abgaben 
oder  durch  die  Aufnahme  neuer  Schulden 
bewirkt  werden  kann,  wird  der  Nutzen 
allzu  leicht  durch  anderweite  Schädigung 
aufgewogen.  FQr  den  Staat  erscheint  es 
am  zweckdienlichsten,  wenn  er  zur  Heim- 
zahlung zwar  berechtigt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet ist.  Nur  li^t  hier  dann  die  Ge- 
fahr nahe,  die  immerhin  unbequeme  Tilgung 
Oberhaupt  zu  unterlassen,  die  Schulden 
immer  weiter  zu  vermehren.  Aber  auch  bei 
allen  Tilgungen  erheischt  die  Volkswirt- 
schaft einläßliche  BerQcksichtigung.  Es 
müssen  dabei  immer  die  voraussichtlichen 
Wirkungen  für  das  Wirtschaftsleben  ge- 
prüft werden.  Stehen  beispielsweise  dem 
Staate  durch  außerordentliche  Umstände, 
wie  dem  Deutschen  Keiche  nach  dem 
Kriege  187Ü;71,  beträchtliche  Geldmittel  für 
Til^ugszwecke  zur  Verfügung,  so  kOnnen 
gleichwohl  große  Tilgungen  sich  nur  bedingt 
empfehlen.  In  vielen  f^en  ist  zu  be- 
sorgen, daß  die  plötzlich  frei  gewordenen 
Kapitalien,  durcb  die  Tilgung  müßig  ge- 
worden, nicht  sogleich  eine  geeignete, 
sichere  Unterkunft  finden  tud  dsuier  zum 
Schaden  der  vdtewirtsdiaftlicbea  Blüte  zu 
SpekulatioDSzwecken  verwendet  werden.  Der 
Endzweck  der  Tilgung,  die  Erleichterung 
der  staatlichen  Schuldenlast,  viid  häufig 
noch  wirksamer  durch  Konversionen  nna 
Ztnsreduktionen  erreicht,  vorausgesetzt  daß 
die  Tendenz  des  Zinsfußes  eine  sinkende 
ist.  Das  Schuldkapital  bleibt  zwar  das 
gleiche,  während  die  Belastung  des  Haus- 
haltes durch  die  Zinsen  eine  geringere  ist. 

Man  imterscheidet  zwischen  Tilgung  nach 
dem  System  des  Tilgungsfonds  und 
freier  Tilgung.  Letztere  wird  häufig 
noch  durch  die  Eiurichtung  besonderer  S.- 
tilgungskassen  verstärkt,  die,  nicht  selten 
Ueberreste  ehemaliger  Tilgungsfonds,  Be- 
hörden mit  gesonderter  Verwaltung  sind, 
welchen  die  Verlosung,  Einlösung  oder  der 
bOrsenmäßige  Rücklauf  der  Obligationen  ob- 
liegt. Sie  bieten  vor  allem  den  Vorteil,  daß 
sie  einen  Antrieb  zur  Schuldentilgung  bieten 
und  diese  infolgedessen  nicht  so  leicht  in 
Vei^essenheit  gerät  Im  Übrigen  haben 
wir  es  hier  lediglich  mit  der  Erfüllung 
organisatorischer  Bedürfnisse  zu  tun. 

2.  Das  System  der  lUgnogsfonds. 
Die  Tilgung  kann  vor  sich  gehen  durch 
die  Gründung  eines  besonderen  Tilgungs- 
stammes oder  TilgungsfondsTSinnng 
Fund,  caisse  d'amortissement).  Darunter 
versteht  man  eine  jährliche  feste  Dotation 
in  den  Händen  der  S-verwaltung,  durch  die 
zunächst  ein  bestimmter  Betrag  von  Staats- 
obligationen zurückgekauft  wird.  Die  Ver- 
ziasuog  dieser  Schuldtitel  wird  mckt  ein- 
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gesteUt,  soodem  zugunsten  des  TU^ngs- 
fonda  fortgesetzt  Durdi  die  ^massterong 
der  Zinsen  zur  ursprünglichen  Dotation  ent- 
steht eine  YermOgensgrßBe.  die  durch  den 
fortgesetzten  Rficklauf  von  Obligationen  und 
dur^  den  EmpftuQg  der  für  mese  KUligen 
Zinsen  nach  den  Grundsätzen  der  Zinses- 
zinsenrechnung mit  progressiver  J^chnellig- 
keit  anwachsen  sollte.  Diese  VermJ^ens- 
masse  war  d^u  bestimmt,  nach  einer  genau 
vorausberechneten  Fortschreitung  die  ganze 
Schuld  in  sich  aufzunehmen  und  automatisch 
zu  tilgen.  Der  Tilgungsfonds  erscheint  als 
selbständige  ItechtspersOnlichkeit ,  welche 
die  gesamte  Schuldentilgung  übernommen 
hat,  die  getilgten  Betrfige  werden  als  ihre 
Guthaben  betrachtet,  für  die  der  Til^ings- 
fonds  so  lange  bezieht,  bis  nach  Heim- 
Zahlung  der  gesamten  Schuld  sone  Auf- 
lösung erfolgt 

Der  Vorschlag  zu  einem  solchen  Til- 
gungsfonds wurde  zuerst  in  England  von 
Price  gemacht  und  von  Pitt  1786  mit  Be- 
g^sterung  aufgenommen.  Sein  Urheber 
war  der  Meinung,  daB  ein  solcher  Tilgungs- 
fonds von  ursprünglich  l*Vo  d^  Anleihe  je 
nach  dem  Zinsfuße  von  3,  4  und  5^/o  in 
47,  42  und  37  J^iren  die  ganze  Schuld 
abtragen  werde  und  daß  die  anffingliche 
Dotation  um  so  geringer  sein  kOnne,  je 
längere  Zeit  der  Tilgungsplan  umfaßt.  Aehn- 
liche  Versuche  hatte  schon  1715  Robert 
Walpole  ohne  Erfolg  gemacht 

Das  System  des  TUguiis^oods  bat  äch 
nicht  bewährt  Man  hat  sich  dabei  über 
den  Unterschied  getäuscht,  der  zwischen 
der  bloß  rechnungsmäßigen,  auf  dem  Papier 
stehenden  und  der  wirklichen  Kapitalisie- 
rung besteht  Denn  im  Grunde  ist  das 
ganze  Verfahren  lediglich  eine  Handver- 
änderung, keine  wirkliche  Tilgimg.  Es  wird 
dabei  nicht  aus  konkreten  Ueberscbflssen 
heimgezahlt,  sondern  aus  fiktiven,  die  Last 
der  S.  bleibt  während  der  ganzen  Tilgungs- 
epoche bestehen.  Vollends  illusorisch  wird 
das  ganze  System,  wenn  innerhalb  der  Til- 
gungsperiode neue  Schulden  aufgenommen 
weisen.  Zeigt  sich  auf  diese  Weise  schon 
theoretisch  der  Tilgungsstamm  als  eine 
Fiktion ,  so  führen  regelmäßig  auch  prak- 
tische Verhältnisse  zu  seinem  Zupammen- 
bruch.  Kaum  jemals  war  ein  Staat  in  der 
glüclilichen  Lage,  ein  halbes  Jahrhundert 
hindurch  ohne  finanzielle  Krisen  seine 
Schulden  abtragen  zu  kflnnen,  immer  wieder 
haben  politische  und  wirtschaftliche  Ereig- 
nisse den  mhigeu ,  geregelten  Gang  der 
Schuldentilgung  gestört.  Ein  Tilf^ungsfonds 
kann  diesen  Einflüssen  nicht  dauernd  wider- 
stehen, er  wird  unrettliar  von  der  Brandung 
augenblicklicher  Bedürfnisse  hinweggespfllt. 

In  Holland  und  im  Kirchenstaate  hatte  man 
bereits  früher  eine  Art  Tilgtmgsatamin  dadurch 


za  schaffen  geeneht,  daB  man  1%  der  }älii- 
liehen  Zinsen,  das  Erspamia  einer  Zmuedoktüm, 
ZOT  ScholdentUgung  verwandte.  Als  fBrmlicbs 
Einrichtung  erscheint  ein  Titgmigvfond«  ia 
England,  als  1716  die  S.  ans  einer  6  */aigeu  in 
eineb%i^  amgewaudelt  wurde.  Die  erqpattea 
Zinsanmmeo  sollten  za  einem  Sinking  Fmd 
vereinigt  and  znr  Tilgnnr  der  S.  verwendet 
werden.  Er  wurde  dnrch  Robert  Walpole 
eingerichtet,  aasdenUebenchüasenTmchieoMttr 
Kassen  gespeist  nnd  laut  ParlamentsbeKUnfi 
znr  Abtragung  der  Torhandeaen  Schntdeii 
stimmt.  Schon  1728  wurde  er  mit  der  Ver- 
zinsnng  neuer  Schulden  belastet  nnd  1733  nr 
Bestreitung  einselner  Staataansgaben  berbu- 
gexojg;en  nnd  daher  wesentlich  geschwäehL 
Zwei  Jahre  sp&ter  war  er  gänzlich  aofgexebrt. 
Trotz  dieses  MiBerfoIgs  kam  1786  (anf  PricM 
Anregung)  Pitt  anf  diesen  Gedanken  zorOck. 
Es  muAe  Ennäcbst  ein  Tilgungsfonds  mit  fdner 
Dotation  von  1  Hill.  £  jährlicher  Einnahme  ge- 
stiftet Erst  wenn  durch  ersparte  und  beiab- 
gesetzte Zinsen,  durch  ErlOeehen  von  ZeÖir  und 
Ldbrenten  n.  dgl.  m.  seine  jährlichen  ffin< 
kQnfte  4  Hill.  £  erreicht  haben  wOrden,  solltet 
die  Zinsen  der  weiter  heimgezahlten  ObUgatioaeB 
zur  Verfügung  des  Parlaments  stehen.  1792 
wnrde  anJerdem  noch  bestimmt,  dal)  für  jede 
nene  Anleihe  l",«  ihres  Betraget  zur  TUgong 
ansgesetzt  nnd  daraus  ein  zweiter,  getrennt  n 
führender  TUgnngsstamm  gebildet  werden  sollte. 
Dies  geschab  namentlich  im  Hinblick  auf  die 
langen  Zeit-  nnd  Leibrenten,  doch  wurde  dieser 
OmndsatE  bä  der  Menge  vencbiedentf  An- 
leihen  nicht  streng  durchgeführt  1802  wurdei 
beide  Tilgungsstämme  zn  einem  General  Sinkiig 
Fand  vereinigt  Die  Vorschrift,  dalt  bei  jeder 
neuen  Anleihe  1%  'ur  Tilgong  anznwuscB 
sei,  wnrde  wieder  hergestellt  und  die  Be- 
stimmung beseitigt  daß  seine  Einktlnfte  4  Hill.  £ 
nicht  Bbuwihreiten  dürften. 

Nach  dem  neuen  Plan  von  William 
Petty  ans  dem  Jahre  1807  sollten  für  die 
neuen  Kriegsanleihen  10%  fttr  Verzinsung,  Ver- 
waltung nnd  Tilgnng  verwendet  werdeo,  eiK 
Summe,  die  aus  den  Kriegsatenem  tn  entaehmfli 
war.  Die  hierduicb  entstehende  Lflcke  in 
Ansgabeetat  der  Staatsansgaben  sollte  dnreb 
„Ergänzungsanleihen"  (Sopplementary  Looul 
ausgeftUlt  werden,  von  denen  wieder  1 de» 
Nominalkapitals  oder,  bei  dem  Knrse  von  flO 
der  3  \igen  Anleihen,  V«o  ^ee  wirklichen  Betragas 
als  Tilgungsstamm  bestimmt  wnrde.  Han  kehrte 
jedoch  schon  1806  wieder  m  Pitts  Orandsätten 
zurück. 

Einen  sehr  verwickelten  Plan  entwarf  1813 
Vanaittart  Im  wesentlichen  lief  dieser  darauf 
hinaus,  daß  ein  Teil  der  Einkünfte  der  Tflgongs- 
kasse,  soweit  er  der  bereits  abgelSsten  Sebald 
von  17U6  entsprach,  znr  Verzinsung  und  TilgOf 
ueaer  Anleiben  zn  verwenden  war.  Die  food* 
aller  einzelnen  Anleihen  sollten  znsanmMa- 
genorfen  und  die  letzteren  der  Zeitfolge  nach 
getilgt  werden.  Die  durch  Tilguujf  m'i  ge- 
wordenen Einkünfte  desTUgnngsstMDmes  sollten 
frei  verfügbar  sein,  doch  mußte  bei  jeder  nenu 
Aufnahme  von  S.  für  den  Tilgnngsfonds  xo- 
gleluh  gesorgt  werden.  Seit  1819  irnrde  das 
Einkoramen  des  Tilgnnnfonds,  das  16,6  llili-  < 
betrug,  zn  den  laufenden  Ausgaben  henas«- 
zogen,  nnd  nur  ein  Ueberschnß  von  2  HUI.  X, 
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na  aoA  3  MUL  £  dareli  neue  Stenern  auf- 1 
:abri]iseB  mreD,  »Ute  znr  Tilffong  der  StaatR- 
uiüilwB  Terwradet  werden.  Nachdem  man  in 
ia  folgenden  Jahren  ebräio  ver&hren  war, 
sUiB  fflu  lffi8  den  allgemeinen  Orandsatz  an, 
bl  in  Znkanft  nnr  so  viel  j&hrlicb  getilgt 
•rdeo  sollte,  als  nach  Bestreitnng  des  Staats- 
ufvudi  wirklieh  ttbriE  bleibe  (10  Oeo.  IT. 
\  Ti[  Hiermit  war  der  Tilgungsfonds  von 
».Ibft  anfgelOit 

Du  engliache  Vorbild  hat  auch  in  vielen 
cntinenttm  Staates  Eingang  gefunden.  Der 
Ijrful^  wtr  tin  ihnlieh  wiBUlftnglieher.  So  be- 
•mi  seit  1816  in  Frankreich  eine  caisse 
4  inortissement,  deren  Wirksamkeit  mehrfach  be- 
•'Msktwanl  (18£6, 1833,  1834)  und  deren  Mittel 
aiid  aach  cn  Terschiedenen  anderen  Zwecken 
tmtendet  worden.  Sie  stellte  1848  ihre  Tätig- 
..-^t  ein,  blieb  aber  formell  als  Rechnnn^- 
lutMi  bestehen.  Xapoleon  III.  bat  sie  partiell 
»inlerhergeatellt  (Q.  v.  11./VIL  1866)  doch 
«vileiie  nach  dem  dentsch-frauEflsischen  Kriege 
"  T.  ll./IX.  1871)  TOB  neuem  nupendiert  und 
^  witden  lediglich  eine  nominelle  Existenz. 
-B  Oesterreich  wurde  1817  ein  allgemeiner 
T^iKutizifonds  gestiftet,  dem  ledodi  1819 
ae  JsSresdotation  entxogen  wurde.  Man  be- 
■•Mskte  ihn  auf  die  Zinsen  des  bis  dabin 
•rvorbenen  VermSgens  und  den  neuen  Zawachs 
u  Zmn  bis  mm  Höchstbetrag  von  1  Hill.  fl. 
iMrch  dieses  System  tilgte  man  das  5%iKe 
vbaldkspital  von  20  Mill.  fl.  So  blieb  er  bis 
'^iD  Wirksamkeit,  von  da  ab  wurden  seine 
Vitid  fu  anderen  Staatszwecken  verwendet, 
''V  er  1858  ginzlirh  aufgehoben  wurde.  In 
•iEMlncn  dentsehen  Staaten  hat  jnaa  die 
'»liier  des  Tilgungsfondssysteras  dadurch  zu 
i'iTri^eren  gesucht,  daß  man  dieses  nur  anf 
risulae  Anleihen  angewendet  hat.  Man  hat 
'tbei  eine  mftüige  Quote  des  Anleihe  betrags 
■'iDo  Zuwachs  der  Zinsen  der  getilgten  Obti- 
ritiooen  znrTilgungssumme  bestimmt,  wodurch 
LlliuUüicb  der  Tilgnngsbetrag  im  Verhältnis 
3ni  Bette  der  Anleihe  steigt.  Die  Bedenken 
«'Tlen  dabei  allerdings  geringer,  doch  dürfte 
•o^b  hier  der  freien  Tilgung  der  Vorzog  ein- 
rarionen  sein. 

3.  Die  freie  Tilgnsg.  Sie  besteht 
i^n.  dafi  der  Staat  keine  ausdrQckliche 
-'--^tjüthe  oder  verordnungsmäßige  Ver- 
''-i'Jitnng  zur  Sduildentilgiing  Übernimmt, 

■  Mf.n  deren  Maß  von  der  Finanzlage  und 
-Q  verfügbaren  UebenchflsseD  des  Staats- 
'iii^baltes  abhängig  macht.   Hierzu  bedarf 

rines  rein  mechanischen  Zwanges  nicht, 
"'ir  muß  eine  gewissenhafte  Finanzverwal- 
dieser  Aufgabe  stets  eingerlenk  sein, 
'lurcb  momentane  gute  Finanzen  darf 
•  von  der  ErfQUnng  dieser  Pflicht  nicht 
''•-■'ilrängt  werden.  Vor  allem  muß  aber 
'<•  ncbti^  Schuld poIitik,  die  es  sich  zum 

■  'ii'AoiJerUcben  Grundsatz  gemacht  hat,  nur 
*"'Ui(.'h  aiiÄerordentlichen  Bedarf  durch  In- 
- niotinahme  des  fifTentlichen  Kredits  zu 
■'ir<riien,  einen  wirkungsvollen  Schutzdaram 

■  .-'II  optimistische  üeberschiildung  bieten. 
'H.Viiillifh  in  Zeiten  mit  sinkender  Ten- 
■'<iz  det  Zinafufiffl  empfiehlt  es  sich,  ältere, ' 


i  unter  nngttnatigen  Verhältnissen  aufeenom- 
mene  Sc&ulden  zu  koDveitieren  und  damit 
eine  Zinsrednktion  zu  verknUpfm.  Die  da- 
durch erzielten  Erleiohterangen  der  StaatB- 
auBgaben  dürfen  ab^  nicht  zur  Bestreitung 
ordentlicher  Ausgaben  verwendet  werden. 
Vielmehr  sollen  sie  die  Grundlage  zu  neuen 
Tilgungsoperationen  bilden.  Dabei  ist  zu- 
erst an  die  Schulden  in  Notzeiten,  dann  an 
staatswirtscfaaftlich  produktive  Aufnahmen 
und  in  letzter  Linie  an  die  privatwirtschaft- 
lichen Aulagen  zu  denken.  Bei  den  letzteren 
insonderheit  ist  eine  r^lmäßige  Tilgung 
aus  den  Betriebs-  und  ErtragsÜberschüBseu 
wünschenswert,  wie  z.  B.  bei  den  modernen 
Eisenbahnschulden.  Eine  gesetzliche 
Festlegung  des  Tilgungsmodus  ist  dabei 
keineswegs  verwerflich.  Sie  durchbricht 
durchaus  nicht  das  Prinzip  der  „freien  Til- 
gung". Es  ist  lediglich  ein  Ansporn  und 
eine  Eautele  für  die  tatsächliche  und  tat- 
kräftige Durchführung  deBPriuzips(Preußen). 

Aus  dem  gleichen  Grunde  wider^uicht 
es  nicht  der  Freiheit  der  Tilgung,  ist  ea 
kein  Bückgritf  auf  den  alten,  mechanischen 
Titgungsstamm,  wenn  der  Gesetzgeber,  sei 
es  verfassungsmäßig,  sei  es  gesetzlich,  Ga- 
rantieen  schafft,  welche  die  wirkliche  Til- 
gung sichern.  Im  Gegenteil  ist  dies  nur 
im  hohen  Grade  erwünscht.  Die  Ttlgungs- 
frage  muß  ein  orguiischer  Bestandteil  des 
Staatshaushfdtes  und  damit  ein  lot^rum 
der  auBerordentlidiea  Ausgaben  sein.  Unter 
diesen  Geuditspunkten  muß  Schäffles  (s. 
Literatur)  Gedanke  als  ungemein  fnu&tbar 
anerkannt  werden:  er  empfiehlt,  daß  nicht 
nur  alle  au&erordentlichen  Verwaltungsein- 
nahmen, sondern  insbesondere  auch  gewisse 
SteuerzuschlSge,  welche  die  wohlhabenderen 
Klassen  der  Bevölkerung  in  der  Form  von 
Zuschlägen  zu  den  Einkommen-,  VermOgens- 
und  Luxussteuern  treffen,  solange  die  S. 
eine  bestimmte  Höhe  erreicht  (neben  außer- 
ordentlichen Ausgaben),  nur  zur  Tilgung 
der  S.  Verwendung  finden  dürfen.  Jeden- 
falls wäre  dies  ein  mächtiger  Antrieb,  um 
die  in  neuerer  Zeit  so  oft  in  Vergessenheit 
geratene  Pflicht  der  Tilgung  nie  ruhen  zu 
lassen. 

Ein  gänzlich  schuldenfreier  Zustand  des 
Staatswesens  ist  heute  für  einen  großen 
Kulturstaat  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 
Es  wäre  eiu  schönes,  aber  etwas  naives 
Traumbild.  Wie  in  jeder  Einzelwirtschaft 
der  Kredit  einen  dauernden  Bestandteil 
bildet,  ohne  den  sie  kaum  ihre  Verrichtungen 
zu  erfüllen  vermöchte,  so  gilt  das  gleiche 
von  der  Wirtschaft  des  Staates,  Sie  ist 
ohne  Inanspruchnahme  des  Kredits  undenk- 
bar. Allerdings  ist  dabei  Voraussetzung, 
daß  die  Aufwendungen  für  die  S.  nicht  ein 
Maß  überschreiten,  das  mit  der  Leistuogs- 
'  fähigkeit  eines  Gemeinwesens  dauernd  un- 
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vereinbar  ist.  In  dieser  Tatsache  und  in 
diesem  Widerspruch  ist  zud^ch  die  Grenze 
für  die  Ausdäinui^  der  S.  gegeben.  Sie 
ist,  Venn  auch  ftlr  die  verschiedenen  Staaten 
verschieden,  doch  eine  (relativ)  feste  6r5ße. 
Fdr  die  Schuldeotälguag  kann  das  Problem 
nur  BD  gestellt  sein,  daß  diese  Grenze  nicht 
nur  nicht  Obersehritten  wird,  sondern  auch 
«in  Spielraum  der  Eotwickelung  und  Be- 
■w^r^ing  übrig  bleibt.  Die  Tilgung  kann 
■darum  heute  nicht  mehr  die  Bedeutung 
haben,  durch  mechanische  Mafiregeln  auto- 
matisch für  eine  ferne  Zeit  die  S.  Oberhaupt 
aufzulösen ,  sondern  ibre  Aufgabe  besteht 
ausschließlich  darin,  denjeni^n  Baum  frei- 
zumachen, der  erforderlich  ist,  um  neuen 
Kreditbedürfnissen  die  Bahnen  zu  ebnen. 
Die  Tilgung  bleibt  der  Regulator  zwischen 
-der  tatsächlichen  Leistungsfähigkeit  eines 
Staates  und  den  andrängenden  BedOrfnisseu 
■des  öffentlichen  Kredits.  Ich  möchte  diese 
Funktion  das  ausgleichende  Zünglein  der 
Wage  nennen,  die  Perenaierung  eines 
finanziellen  Erholungsspiel- 
raumes. 

Dabei  darf  eines  niemals  aus  den  Augen 
verloren  werden :  die  Schulden  sind  und 
müssen  bleiben  Deckungsmittel  zur  Be- 
streitung eines  wahrhaft  auBerordent- 
lichen  Bedarfs.  Ordentliche  Auf wendui^n 
müssen  durchaus  durch  ordentliche  Ein- 
kfinfte  gedeckt  werden.  Gegen  dieses  un- 
bestreitbare  Grundprinzip  haben  sich  die 
meisten  modernen  GroBstaaten  im  Laufe 
•öer  letzten  Jalurzehnte  vielEadi  versfindigt. 
Wer  mit  kritischem  Blicke  die  Staat  shaus- 
fialtun^setats  mustert,  wird  sich  dieser  Er- 
kenntnis insbesondere  bei  den  Ausgaben  der 
Militaretats  nicht  verschlieflen  kSnnen. 

IT.  GewUehte  aad  SUUsUk  der  S. 
1.  Die  reBchlchtliehe  Eatwlekeliuiir  des 
-Staatskretits.  Die  Oescfaicbte  der  S.  serf&llt 

Im  allgemeinen  in  zwei  große  Epochen.  Ton 
diesen  reicht  die  erste  bis  an  die  Schwelle  des 
18.  Jahrb.,  während  die  zweite  die  Zeit  vom 
18.  Jahrb.  bis  zur  Gegenwart  umfaßt. 

Die  erste  Periode  ist  gekennzeichnet  dnrcb 
-den  privatrechtlicben  oder  doch  mehr 

{triTatrechttichen  Charakter  des  üffent- 
icben  Kredits.  Fürst  and  Staat  waren  im 
frttheren  lüttelalter  eine  finanzpoUtiscfae  Ein- 
heit, die  Ausgaben  des  Laadesherm  waren  mit 
-den  Staataansgaben  vermengt.  Die  Anwerbnng 
von  Sebalden  war  eine  persönliche  Ange- 
legenheit und  bedurfte  einer  besonderen 
SicberbeitsbeBtellon^.  Es  wurden  Hobilien  nnd 
Immobilien  verpRlnaet  oder  BUrtren  and  Geiseln 
gestellt.  Die  Kronkleinodien,  Edelsteine.  Reli- 
quien von  Heiligen  bildeten  h9.nfig  die  Ornnd- 
lagen  zn  Kreditoperationen,  wie  zahlreiche 
Beispiele  der  deutschen  nnd  englischen  Könige 
zeigen.  Die  Schenkungen  von  Grandstilcken 
nnd  Gmndgerechtigkeiten  an  Kirche,  Klöster 
und  Stifter  waren  nicht  selten  Formen  der 
■Schnldaufnahme.    Auch  haben   sich  manche 


Ffknt«n  mit  ihrer  persünlichen  Freiheit  ihren 
Gläubigem  als  haftbar  erklärt,  so  Edotrd  IIL 
von  England  1340  seinen  Brabant«r  OUobigem 
gegenüber.  Persönlich  war  der  forstliche  Kraiit 
auch  dadurch,  daß  der  Nachfolger  die  Ver- 
pfiichtangen  seines  Vorgängers  nicht  oder  nor 
bedingt  oder  nnr  ans  Pietät  Ubemabm.  Zahl- 
reiche Bepndiationen  der  älteren  Zeit  legea 
dafür  Zeugnis  ab. 

Hin  beachtenswerter  Fortschritt  war  es  daher, 
als  die  doch  mehr  ideale  Sicberiieitd>estelhDg 
durch  Kleinodien,  persönliche  Haftung  n.  m. 
darch  reale  Sicherheiten  ersetzt  wurde 
and  damit  der  StaatskrediC  eine  materielle 
Grandlage  erhielt  Schon  im  13.  Jahrii.  haba 
in  den  norditalienischen  Stadtstaaten  sich  die 
Staatsglänbiger  zur  Sicherung  ihrer  FordernngtB 
die  Ueberlassang  von  Staatseinktlnften  aosbe- 
dungen.  In  England  verlangten  die  Kafütalisten 
die  Hitverbtkrgnng  des  Parlamentes,  ein  Ge- 
danke, der  seit  Heinrich  VI.  weiter  ansgehildft 
worden  ist.  Zunächst  waren  es  vor  allem 
Domänen,  ja  ganze  Landesteile,  deren  Eiakflnfto 
nnd  Venrältnnff  den  Gläubigem  Bb^usn 
wurden.   Diese  liatten  die  erforderlichen  Aas- 

faben  des  Pfandbezirks  zn  bestreiten,  während 
ie  UeberschOsse  zur  Verzinsung  nnd  TUgung 
verwendet  wurden.  Die  französischen  Leib- 
renten des  Hittelalters  waren  auf  zahUote 
.  Aemterverkänfe  fundiert.  Aach  worden  di« 
Gehälter  von  Beamten  aaf  Sportein  gestellt 
oder  Gehaltserböhangen  damit  verbanden,  wo- 
gegen die  Angestellten  eine  Art  Zwangsanleihe, 
eine  Antizipation  künftiger  Einnahmen  an  den 
Staat  zn  entrichten  hatten.  Hit  der  Debw- 
windung  der  domanialen  Stufe  und  der  Begmiität 
im  Finanzwesen  und  der  Ansgestalcoag  der 
Steaerwirtschaft  bat  man  vor  allem  Sienera  aU 
Pfandobjekte  gewählt.  Die  Stenern  werden  tdb 
den  Gläubigem  zur  Erhebung  bbergeben,  ob 
zur  Verzinsung  nnd  Tilgung  von  Iwrlehen  zn 
dienen,  teils  wird  die  Be&eiang  von  gewiss« 
Stenern  gegen  eine  Kapitalzahlang  verkaoft. 
Das  absolute  Königtum  in  Frankreich  hat  nA 

fans  besonders  der  Geaenüpichter  als  Orgaae 
er  Negozierung  von  Anleihen  bedient  vnd  von 
diesen  Voranszabinngen  ent  später  AlUger 
Abgaben  gefordert. 

Hit  dem  18.  Jahrh.  treten  wir  in  die  zweite 
Periode  des  Staatskredites  ein.  Ihr  Gepräge 
empfängt  sie  dadurch,  daß  die  S.  aUmähliu 
den  privatrechtlicben  Charakter  vertiert  ond 
auf  eine  staatsrechtliche  nnd  Staats- 
wirtschaftliche  Grundlage  gestellt  wird. 
Schulden,  die  im  wesentlichen  fQr  Staatsswecke 
aufgenommen  wurden,  werden  als  eigentlidie 
S.  betrachtet  nnd  von  den  Privatschuden  des 
Monarchen  streng  geschieden.  Die  kanftötigcB 
Schulden  der  früheren  Zeit  werden  dnrob  Isög- 
fristige  ersetzt,  die  der  Erkenntnis  von  der 
ewigen  Dauer  des  Staates  entxprechen.  Aofier- 
dem  begann  man  allmählich  das  S.wesett  ia  die 
bndgetäre  Ordnung  einznftigen,  feste  Tilgnog»- 
plSne  aufzustellen,  die  Z•hlnngsbeding^tagc■ 
zu  erleichtern.  DasVerhältniszwiMhenGlänbigw 
und  Schnidner  wurde  ein  geregelteres,  rär 
Staatsanlehen  begnOgte  sich  der  Glftnhiger  mit 
dem  landesüblichen  Zinsfuß,  man  forderte  keuM 
Wacherzinsen  mehr,  der  Staat  aber  seinemiu 
verließ  die  Bahnen  gewaltsamer  oder  hiater- 
listiger  Schmtlemagen  der  6llabig«rfatcscsMn, 
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•die  ZahlnngwiiutellDiigen  werden  seltener,  der] 
Staat  ringt  sich  snr  Erkenntnis  darch ,  dall  | 
durch  derartig«  Gewaltakte  sein  eigener  Vor- 
teil am  meiaten  geschädigt  werde,  seine  Zahlongs- 
fthigkeit  und  sein  Zablnagswille  die  Begierongs- 
wirtachaft  nur  fördern  ktlnne.  Die  Bessernog 
der  Qrand Verhältnisse  des  üffentlichen  Kredits 
hat  aber  neben  den  politischen  Umständen  der 
Zeiten  sa  einer  beträchtlichen  Mehmng  der 
S.  gefähit.  Die  öffentliche  and  wissenschaft- 
liche Meinung  blieb  aber  dem  staatlichen 
Schttldenmachen  abgeneigt.  Eine  erhebliehere 
S.  wnrde  als  Zeichen  einer  leichtsinnigen,  nn- 
beratenen  nnd  schlechten  Finanzwirtschaft  ange> 
sehen.  Der  Staatskredit  blieb  ein  nnerwttnschtes 
Ansknnftsmittel  in  Notzeiten. 

Die  konstitntionelle  Aera  des  19.  Jahrb.  hat 
anch  hier  bababrechend  gewirkt.  Das  Ver- 
fassnngsleben  in  den  meisten  Knltnrstaatea  hat 
der  staatlichen  Schuldenverwaltnng  eine  feste 
Stütze  gewährt.  Durch  das  Zasammenwirken 
Tou  Segiemng  nnd  Volksvertretung,  durch  die 
Publizität  der  Öffentlichen  Schulden  nnd  durch 
■die  Gewähr  j^rlamentariscber  Kontrollen  hat 
sidt  der  Staatskredit  Überhaupt  gefestigt.  Zar 
lovaleren  Stellung  des  Staates  gegenüber  seinen 
Gläubigern  gesellte  sich  jetzt  noch  eine  Ver- 
stärkung des  verbrieften  Rechts.  Außerdem 
steht  unser  Jahrhundert  im  Zeichen  des  Kredit- 
Terkehrs.  Die  Kreditgeschäfte  und  die  Kredit- 
wirtschaft haben  an  Ausdehnung  und  Bedeutung 
-gewonnen,  aus  einem  ausnahmsweisen  und  außer- 
ordentlichen Hilfsmittel  des  Wirtschaftslebens 
ist  ein  konstantes  Element  des  Wirtschafts- 
betriebes (^worden.  Prodid[tion  nnd  Waren- 
abeatz greifen  immer  auf  den  Kredit  znrDck. 
Es  bilden  sieh  die  Kreditmittel  immer  mehr 
ans,  es  entsteht  eine  reiche  Zahl  von  Kredit- 
anstalten zur  Erleichterung  des  Verkehrs  und 
xnr  Belebung  des  Marktes.  Unter  solchen  Um- 
ständen bleibt  anch  die  Wirtschaft  des  Staates 
nicht  unberührt  von  den  Einflüssen  des  Kredit- 
verkehrs. Die  steigende ,  namentticb  inter- 
.nationale,  Rechtssicherheit  and  das  wachsende 
Vertraaen  auf  die  Zahlungswilligkett  des  Staates 
als  Schuldner  trugen  zu  diesem  Entwichelungs- 
prozell  das  ihrige  bei.  Die  Glänbigerrechte 
werden  aber  auch  von  den  auswärtigen  Staaten  — 
eiuzelDe  Staaten  mit  erschüttertem  Kredit  nnd 
finanzieller  Notlage  ausgenommen  —  stets  ge- 
achtet und  die  Verpflichtnngen  anch  in  Krisen, 
ja  in  Kriegszeiten  erfüllt. 

Allerdings  haben  die  meisten  Kniturstaaten 
ihre  politische  Stellung  und  ihre  Hachtfülle 
durch  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche  Schulden- 
last erkauft.  Erst  die  moderne  Auffassung  vom 
Wesen  des  Staates,  von  den  Staatszwecken  und 
Staatsaufgaben,  gepaart  mit  einer  in  der  Haupt- 
sache tadellosen  formellen  Schuldenverwaltung, 
boten  die  Möglichkeit ,  wesentlich  prodaktive 
Kapitalanlagen  zu  machen,  mit  den  gebot^ten 
Summen  pnvatwirtschaftlich  oder  staatswirt- 
schaftlicb  Ersprießliches  zu  unternehmen.  Darum 
haben  sich  in  nenerer  Zeit  auch  die  Ursachen 
der  Scbnldenanwerbang  wesentlich  geändert, 
Während  in  früheren  2veiten  gerade  der  Hangel 
an  Mitteln  zur  Deckung  von  AnfwenduDgen 
des  ordentlichen  Bedarfes  die  Aufnahme  von 
Schulden  erheischte,  ordentliche  Ausgaben  somit 
dnrcb  außerordentliche  Einnahmeu  bestritten 
•wurden,  so  hat  e»  sich  die  Gegenwart  —  be- 

Wdrterbnch  der  Tolkswiruchaft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


daneriicberwdse  freilich  nicht  ansnahnulos  — 

zum  Grundsatz  gemacht,  das  immerhin  zwei- 
schneidige Instrument  des  Kredites  nur  für 
außerordentliche  Bedürfnisse  iu  Bewegung  zu 
setzen  nnd  namentlich  solche  Zwecke  zu  berück* 
sichtigen ,  die  durch  ihre  Prodttktivität  der 
Tilgung  zugänglich  sind. 

Die  Vermittler  der  Staatsanleihen  sind  die 
großen  Kredit-  und  Kapitalmärkte,  wo  die 
Negoziemngen  erfolgen.  Wenn  anch  schon 
fMher  der  Gläubiger  eiu  Ausländer  war,  wie 
seiner  Zeit  die  mlländer  nnd  Engländer  im 
Norden,  die  Venezianer  nnd  Lombarden  im 
Süden  Europas  die  Träger  der  Kreditoperationea 
fremder  Fürsten  nnd  Staaten  waren,  so  war 
die  „Verschuldung  ans  Ausland"  doch  unserer 
Gegenwart  vorbehalten.  Hier  hat  die  Jnter- 
nationalität  des  Kreditverkebrs  einen  allge- 
meinen Umschwung  der  Verhältnisse  bewirkt. 
Das  Institut  der  realen  Schuldunterpfäuder  ist 
verschwunden.  Garantieen  werden  nur  noch 
von  Staaten  mit  sehr  erschüttertem  Staatskredit 
nnd  zerrütteten  Finanzen  gefordert.  Die  Zwangs- 
anlehen sind  in  normalen  Zeiten  in  kultivierten 
Staaten  unbekannt.  Das  Vertrauen  znm  Staate 
als  Schuldner  ist  gewachsen.  Dafür  zeugen  die 
vielfacben  Ueberzeichnungen  aufgelegter  An- 
lehnsofferten  an  den  großen  Börsenplätzen,  die 
zunehmende  Verbilligung  des  Staatskredits  über- 
haupt nnd  vor  allem  der  Umstand^  daß  manche 
Staaten  mit  sehr  schwacher  wirtschaftlicher 
und  politischer  Basis  zu  noch  annehmbaren  Be- 
dingungen Kredit  finden.  Hier  wird  leider  dem 
vertrauensseligen  Gläubiger  sein  Vertrauen 
schlimm  vergolten. 

Alle  diese  Umstände  haben  den  modernen 
Staatskredit  in  nene  Bahnen  gdenkt  Wer  aber 
mochte  in  Abrede  stellen,  daß  mit  diesen  Vor- 
teilen sich  Uebelstände  der  verschiedensten  Art 
paaren?  Denn  es  kann  keinem  Zweifel  unter- 
worfen sein,  daß  die  Erleichterung  des  Schulden- 
macheus  viele,  namentlich  kleinere  oder  weniger 
leistungsfähige  Staaten  in  Versuchung  geführt 
hat,  sich  über  ihre  wirtschaftlichen  Kräfte  binaas 
zu  überschnlden.   Die  Leichtigkeit  der  Kredi- 
tierung hat  eine  Zerrüttung   der  Finanzen 
herbeigeführt,  weniger  produkttTe  Zwecke  sind 
mit  ^hnlden  bezalilt  worden  denn  die  ent- 
standenen Deficite.  An  die  Stelle  weiser  Spar- 
samkeit ist  finanzpolitischer  Leichtsinn  getreten, 
der   durch  die  Erleichterung   des  Schulden- 
roacheus  nur  gefordert  wurde.   Darum  bleibt 
der  Staatskreut   immer  eine  zweischneidige 
Waffe.   Weise  und  umsichtig  gehandbabt,  ge- 
reicht er  den  Suaten  zum  Heile,  wogegen  eine 
leichtfertige  Beuutznng  dieses  Instruments  dem- 
jenigen, der  es  handhabt,  schweren  Schadca 
zufügen  kann. 

2.  Statistik  der  S.   Eine  statistische  Vcr- 
gleichuag  der  S.  kann  nach  einer  zweiibeltt 
Hethode  verfahren.  Man  legt  ihr  entwed«  4m 
Kapital  der  S.  oder  das  jährliche  Er- 
fordernis für  die  Verzinsung  sogrnat 
Das  eratere  Verfahren  liefert  zwar  fest«  ^inmnus. 
gestattet   einen  Einblick    in   die  alitsMan 
Kapitaibewegnng,  doch  gibt  es  keii  «raitr»» 
statistisches  Bild.   In  der  Reeel  ämi  iiir 
„Nominalkapitalien"  featzastelkm    i-»  iiot^ 
I  aber   einen  Schluß    auf    die  BnmiMMu. 
I  Kredits  durch  den  Staat  zn  a^ea  «imfe  vir 
'  zulässig  sein  bei  genauer  Pai^-iwia.  ~v 
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aber  ftber  oder  unter  pari  S.  begeben  werden, 
erhalten  wir  Zerrbilder.  Ebenso  atßBt  die 
KapitalTerffleichnne  wegen  der  VerBchiedenheit 
der  Zinsfftfle  anf  HudemisBe ;  denn  die  tatsficb- 
liche  Belastonff  iit  bei  rieichem  Sehnldkapital 
und  verschieMnen  Zinnftfien  eine  sebr  rer- 
Bclüedene  fOr  den  Staatahanahalt.  Ebensowenig 
Iftfit  sieb  das  -ESektlTkapital",  d.  b.  das  tat- 
aSchlich  ans  der  Begebung  erzielte  Kapital, 
TOgleichen,  da  hierüber  meist  gar  keine  sicneren 
Haterialien  za  erhalten  sind. 

Seiaere  Resultate  liefert  die  Vergleichnng 
des  Aafwandes  für  die  Verzinsung.  Das 
jährliche  Erfordernis  ist  zwar  auch  nicht  ganz 
genan,  da  die  Yerwaltungakosten,  Papiergeld, 
ZahlunnrÜckstände  u.  dgl.  ni.  nicht  erscheinen. 
Auch  die  Etatisierung  der  Til^ngaqnoteo  ist 
nach  Zeiten  venchieden.  Endlich  werden  mit- 
unter auch  die  Pensionen  unter  den  Aufwen- 
dungen fttr  die  S.  gerechnet  (Frankreich). 
Scheidet  man  soweit  als  möglich  derartige 
Posten  aus,  so  gibt  der  Jahresbedarf  der  Ver- 
zinsnngein  annähernd  anschauliches  statistisches 
Bild.  Dabei  darf  aber  nicht  übersehen  werden, 
daß  jede  solche  statistische  Vergleichnng  von 
vornherein  verfehlt  ist,  wenn  in  ihr  nicht  der 
Verwendungszweck  der  Anleihen  zum  Aus- 
druck kommt  and  die  prodnktiTen  Anlagen 
nicht  von  den  unproduktiven  geschieden  werden, 
ffier  handelt  es  sich  namentlich  um  die  Ver- 
gldehung  von  privatwirtocbaftlicben  Kapital- 
anlagen. Würde  beispielsweise  dies  bei  den 
deutschen  Einzelstaaten  binsichtlicb  der  Eisen- 
bahnschnlden  nicht  geschehen,  so  hätte  man 
für  Deutschland  gegenüber  solchen  Staaten  ohne 
derartige  privatwirtschaftliche  Einnahmequellen 
ein  allzu  ungünstiges  Bild  bekommen.  Da  nun 
solche  Schnldkategorieen  aus  dem  Bahmen  der 
Verzinsung  nicht  loszutrennen  sind,  so  muß 
die  Statistik  einen  indirekten  Weg  einfichlagen. 
Xan  stellt  nämlich  den  Bruttobeträgen  der 
Yerzinaung  die  Netto  betri^  oder  Veber- 
Kbttsse  der  privatwirtscbaftlichen  Einnahmen 
gegeuQber,  d.  h.  die  Reinerträge  der  Domänen, 
forsten,  Eisenhahnen,  des  Lotterie-  nnd  Bank- 
hetriebes  n.  dgl.  m.  Auf  diene  Weise  gelingt 
es,  wenigstens  einigermaßen,  die  auf  den  einzelnen 
Budgets  lastenden  NettozEihlen  der  jÜirUehen 
Verzinsung  zu  berechnen. 


Brntto- 
bedarf 
der  Ver- 
Binmng 


TJeber- 
schOsse 
der 


Weniger- 
od.  Mär* 
Netto- 
PÜIf'"  bedarf  der 
Ver- 


Hill.  H. 

Hill.  M. 

Deutsches  Reich 

113  610 

68  095 

Preußen    .  .  . 

293  268 

59»  148 

Bayern  .... 

57875 

180  893 

Württemberg 

aai55 

36  194 

Sachsen     .  .  . 

41  710 

48  954 

Oesterreich    .  . 

166  417 

120  595 

Ungarn     .   .  . 

158530 

196  375 

Oesterr.-ung.  Ge- 

samttDonarchie 

201  892 

Frankreich    .  , 

977216 

88  997 

England    .   .  . 

540  000 

52  800 

Italien  .... 

542  189 

87  244 

Rußland    .  .  . 

672  P72 

311  S'7 

wirt- 
schafte. 
Einnahmen  """»^«r 
MUl.  H. 

+  45515 

—  298  S80 

—  123  oiS 

—  14  039 

—  7244 
+  45822 

—  37845 

-f  888219 
-f-  487  200 
+  454  945 


Die  vorstehende  Tabelle  z^  gleicitsus  die 
Bilanz  xwischen  dem  Erfordefius  der  Vtr- 
zinsung  für  die  S.  und  den  Nettobetrigen  oder 
UeberKhttssen  der  privatwirtsdMifdichei  Stut«- 
einnahmen,  woram  nch  diejenige  Suüne  iV 
leiten  läßt,  die  der  Staat  noch  auf  dai  SdisM- 
erfordemis  hinzuzahlen  muß.  In  dieser  Ricittniiir 
sind  die  deutschen  Staaten  in  ehier  bM!H)der> 
günstigen  Lage,  da  sie  neben  der  volhtiiidiceD 
Deckung  ihr^  Schnidenlast  noch  mehr  oder 
weniger  beträchtliche  Uebrertil^   Dire  Suiti- 
hassen  abführen  kSnnen. 
Literatur;  Sebentum^   Der  i^aiäiehf  Kr^-in. 
KarUrvhe  18S0  (S.  A^t.  ISIS),  —  e^nner. 
Von   dm   Staatuchulden ,    JtffixcA«!  ifX.  - 
Fulda,  StaaiMkredÜ,  JXilringen  Jglt.  —  B«iim- 
»lark,   Veber  StaaUkredit,  Staatn(kMa  vn-t 
Staattpapiere ,    SeidelAerg  ISSS.  —  JKrtiri. 
Sytem  4er  HttxaUanbtiJmn,  ffeidt&erg  ISS'.  — 
Wagner,  Ordnung  de»  IStterftükiiHu*  &aau- 
kaiuhaltt»,  Wim  1663.  —  Jlmelkf,  Art  „taa.-^- 
Khutden".BtHnUehtüSt.W.B.,Bi.X.-K9nur. 
Stnaitiehtddentügung  und  StaaManterolf,  Vm 
1893.  —  Hoek,  Die  öffenÜieXen  Abgaben  nd 
Schulden,  StuUgart  186S,  ^  S^fS.  —  Wagnrr, 
SehÖnbery,  Bd.  III,  S.  55^ fg.  —  FocICf,  /t*».-- 
v^entehafi,  LeipHg  lS9i  (Franientttini  B-  «. 
L.  d.  St.,  AbL  2,  Bd.  I).  —  Zorn,  CfhfT 
Tilgung  von  Staatnehtädtn,  Tührngtn  /»W.  - 
CoUaa,  Der  Staattbaniemit  und  leinr  AhirirU- 
Ivng,  StuUgart  1904-  —  r.  Aelorl,  Art  „Äa^ü- 
tehulden",  U.  d.  St.,  3.  A*^,  Bd.  VI.  S.»Si}} 
—  Beekel,  Art.  „Amleiiat-,  OenJa  t. 
Bd.  1.  S.  Sit  fg.  —  XeUer,  Art.  „Ä««»«*»!*«' . 
StengeU  Wb.  d.  D.  V.  R.  ^  UiehMHia, 
auticärtige  Anleihen,  Vjsehr.  f.  Voihv.,  - 
Nasse,  Steuern  und  Staatsanleihen,  Ztitifir  1. 
StaaUv.,  1868.  —  Schaffte,  Zur  Tktorie  i" 
Deckung  des  Staalibedarf»,  Zeittckr.  f.  Staaim.. 
1885—84.  —  Sattler,  Sekuldtn  dei  prwßinhn 
Staate«  von  1870—91,  Finamarehr,  Iii!-  - 
Derselbe,  Schulden  dt»  DtuUtite*  Seieift 
1891,  Finanaarehni,  1891.  —  lerog-BaMlif»- 
jyaüi  de  la  aetenee  de»  ßnanm,  ^  f^. 
1888,  T.  9,  p.  198  fg.  —  Kay  er,  Da  tMfmfi 
et  de»  fontrÜMion»  du  aalmt  pubUf,  Jnrw. 
Leon.,  1866.  —  Ctteheval-Clarigny. 
aur  l'amoni»»ement  et  »ur  le»  empnailt  4tt  fjut«. 
Ptiri»  1866.  —  VtOirer,   Hirtoirt  dt  ta  dfif 
publique  tn  Franee,  S.  f'oi..  An»  " 
Ham,iU*m,  An  inguiry  inlo  tie  rii« pr^-* 
of  national  debU,  Edinburgh  ISI4.  —  C^ff- 
The  national  debU  ßnaneiaUf  cmtideftd,  Im^"* 
1879.  _  Ferroglio,  I  debiti  fMei.  ft««* 
1869,  —  Satandru,  I  deMtf  jwWri 
notnia   national»,    yapoU  1877.  —  iHM«- 
StUemo,  Tbona  generale  dei  frttläi  f^'^ 
MHano  1879.  Max  von  «eekii. 


StaatswaldiiDgea  s.  Forsten  sub  C,  12 
oben  Bd.  I  S.  879^ 
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ßs  soll  an  dieser  Stelle  einf^  knr«  Be- 
griffserklärung  gegeben  werfen."'* 
man  unter  dem  Begriff  S.  vasteht:  «1« 
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Inhalt  dieses  Begriifes  bildet  ja  zum großen 
Teil  den  O^nstand  des  vorliegenden  Wörter- 
buches Überhaupt.  Unter  S.  im  wörtlichen, 
älteren  Sinne  verstand  man  (R.  v.  M  o  h  I  u.  a.) 
die  Wissenscliaft  vom  Stai^  also  das,  was 
wir  neuerdings  mit  dem  Worte  „Staatslehre'' 
zu  bezeichnen  gewöhnt  sind :  Wesen  und  Auf- 

faben  des  Staates,  Staatskunst  oder  Politik, 
taatsrecht  mit  Völkerrecht,  Statistik  als 
^Staatskunde'*  usw.  Im  Zuge  der  Zeit  hat 
sich  aber  ein  engerer  übertragener  Sinn  des 
Ausdrucks  S.  entwickelt,  so  wie  man  jetzt 
amtlich  von  den  „Professoren  der  Staats- 
wissenschaften'^  spricht  und  wie  der  Begriff 
audi  durch  das  Programm  des  großen  „Hand- 
wörterbuchs der  Staatswissenschaften"  fest- 
gelegt worden  ist.  Dieser  engere  Begriff 
umfaBt  die  „wirtschaftlicnen  und  so- 
zialen S.**,  und  wird,  zwar  nicht  ^onyna, 
aber  doch  in  naher  Verwandtschaft  mit 
Nationalökonomie ,  politischer  Oekonomie, 
Volkswirtschaftslehre  gebraucht  Es  handelt 
sich  dabei  um  die  sozialen  Wissenschaften ^ 
sofern  sie  nicht  vorwiegend  biologisch,  und 
um  die  W  i  r  1 8  c  fa  a  f  t  s  Wissenschaften,  sofern 
ae  nicht  vorwiegend  technisch  aina.  Die 
Wirtschaft  bildet  das  vesaitliohe  Substrat, 
aber  der  Staat  bildet  dabei  den  im  Hinter- 
grande stehenden  subjekÜTen  BUctor,  in- 
sofern als  in  der  Hauptsache  soldie  Gebiete 
hierher  gehören,  auf  die  der  Staat  auf  dem 
'Wem  der  Wirtsctuftsordnung  Einfluß  aus- 
zuüben imstfuide  oder  berufen  ist  Selbst 
die  Beschreibtmg  tateftciilicher  Zustände  steht 
anter  diesem  letzten  Ziel.  Rechtswisseu- 
Bchaft,  Gesellschaftswissenschaft  und  Statistik 
nehmen,  die  eine  mehr,  die  andere  weniger, 
nur  die  Stellung  von  HüfewiBsenschaften 
dabei  ein  und  ragen  nur  als  Mittel  der 
Vorarbeit  mit  hinein.  Der  Ausdruck  Volks- 
wirtschaftslehre, der  also  als  Objekt 
dee  Ganzen  nicht  Staat,  nicht  Gesellschaft, 
wohl  aber  Volk  und  Wirtschaft  als  die 
wichti^ten  Faktoren  hervorhebt  trifft  daher 
den  Smn  des  in  Bede  stehenden  Wissens- 
gebietes heute  besser. 

Das  Ausführhchste  Über  die  begrißlichen 
und  methodischen  Fragen  des  Begriffs  S. 
findet  sich  in  v.  Mayr,  Ueber  Begriff  und 
Methoden  der  Staatswissenschaften,  2  Aufl., 
Tübingen  1906,  ein  Buch,  das  zur  begriff- 
lichen  Elarlegung  dieses  Wissensgebietes 
von  groUem  wert  ist.  A.  Blater. 


StatUwlssenschaftliclie  Fortbildnng. 

Das  verwickelter  sich  verzweigende  Leben 
der  Kultur  und  der  Wirtschaft  verlangt  fast 
auf  allen  Gebieten  ein  unaufhörliches  Weiter- 
bilden des  Wissens.  Mit  dem  schulmäßigen 
Erlernen  ist  es  nic^t  mehr  getan ;  im  Um- 
kreis der  Hatq>tdisziplin  li^n  noch  viele 


Grenzgebiete,  deren  Kenntnis  und  Beherr- 
schung immer  notwendiger  wird  und  nur 
durch  ,,Fortbildung''  erlangt  werden  kann. 
Unter  dem  Schlagwort  der  „Staatswissen- 
schaftlichen  Fortbildung'*  faüt  man  seit  einigen 
Jahren  die  in  die  Tat  umgesetzten  Be- 
strebungen zusammen,  die  vor  allen  Dingen 
den  in  Berufspflichten  stehenden  Beamten 
die  Möglichkeit  gewähren  sollen,  ihre  Kennt- 
nisse der  Staats-  und  Wirtschaftswissen- 
schaften zu  erweitern,  um  ihrer  Aufgabe  als 
Regierende  besser  und  in  allen  Teilen  gerecht 
werden  zu  können.  So  wurde  auf  Anr^ung 
ministerieller  Kreise  die  Vereinigung 
für  Staatswissenschaftliche  Fort- 
bildung —  unter  dem  Ehrenpräsidium 
des  Reichskanzlers  —  am  IIJU.  1902  in 
Berlin  g^pründet  zu  dem  Zweck,  „gereiften 
Personen,  die  im  Besitze  der  erforderlichen 
Vorbildung  sind,  durch  Veranstaltung  von 
Fortbilduog^ursen  Gelegenheit  zur  £r^ 
Weiterung  und  Vertiefung  ihrer  Kenntnisse, 
namentlich  auf  dem  Gebiete  der  jnristischok 
und  wirtschaftlichen  Staatswissenschaften,  zu 
^ben".  Ausgesprochenermaßen  und  tatsäch- 
lich ist  es  die  Aufgabe  dieser  Fortbildung, 
das  einsdtige  Walten  bureaukratischen  Graates 
zu  bekämpfen,  die  lebendige  Verbindung 
zwischen  Theorie  und  Praxis,  d.  fa.  fortge- 
setzte Befruchtung  der  Theene  durch  die 
Praxis  herzustellen  und  so  zu  ermöglichen, 
daß  der  Fortbildungsb^i^ene  dureh  Selber- 
sehen  einen  besseren  Einblick  in  tatsächliche 
Verhältnisse  gewinnt.  Aber  nicht  allein  diese 
Seite  der  Aufgabe  scheint  schon  bisher  aute 
erfolgreichste  betrieben  zu  sein,  auch  eine 
wissensdiaftlich  klarere  Erfassung  der  theo- 
retischen Grundlagen  wml  gepflegt  und  be- 
fördert, so  namentlich  durch  die  von  großen 
Gesichtspunkten  aus  gegebene  Behandlung 
von  Sonderfragen  in  den  Vorlesungen,  die 
vom  doktrinären  Schema  abweichend  üeber- 
bhcke  über  weite  Strecken  gewähren.  Eine 
sehr  glückliche  Auswahl  der  Themata  ist 
bereits  in  der  bisherigen  Tätigkeit  der  Ver- 
einigung festzustellen. 

Die  Fortbildungskurse  der  Vereinigung 
haben  mit  dem  Sommerhalbjahr  1902  be- 
gonnen und  sich  zunächst  immer  auf  ein 
in  der  Zeitdauer  mit  den  Universitäts- 
semestem  übereinstimmendes  Studienhalb- 
jahr erstreckt  We^en  geringer  Teilnehmer- 
zahl sind  die  halbjährUchen  Soramerkurse 
aufgegeben  und  dafür  vom  Frühjahr  1904 
ab  sechswöchige  Frühjahrskurse  eingeführt 
worden.  Die  einzelnen  Veranstaltungen  der 
Fortbildungskurse  bestehen  aus  lachvor- 
lesungen,  Einzelvorträgen  allgemeinen  In- 
halts, Führungen  durch  die  Königlichen 
Museen  und  Besichtigungen. 

Von  einer  Aafzäblnng  oder  Eennzeicbnong 
des  Inhalts  der  Fachvorlesungen  muß  im  Ri^en 
dieses  kurzen  Hinweiaes  ab^aehen  werdiot,  Sie 
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umfassen  alle  wichtigen  Gebiete  der  hierher 
^hörigen  Wissenszweige  und  bieten  den  Teil- 
nehmern an  den  Knraen  ein  Uberans  reiches 
Programm  zur  Aaswahl.  Die  Einzelrorträge 
aind  auch  Nichtteilnebmera  gegen  Zahlnng  einer 
AnditoriengebQhr  zngängltch.  Von  besonderer 
Bedentnng  erscheinen  die  Bedchtignneeu,  Ans- 
flflge  nna  Studienreisen.  G^^itände  dieser 
Unternehmungen  waren  bisher:  landwirtschaft- 
liehe nnd  iudiutrielle  Betriebe  aller  Art,  ge- 
meinnützige Eünrichtno^n  und  Anstalten  usw., 
an  grCfieren  Stadienreisen  sind  solche  nach 
Westfalen,  Westpreaßen,  Schleswig,  Sachsen, 
Provinz  Posen,  Stettin  zam  Studium  der  dorti^;en 
wirtschaftUcben  nnd  organisatorischen  Einncb- 
tnagen  nntemommen  worden. 

vom  Jnstizministerinm  nnd  dem  Ministerinm 
■des  Innern  wird  zu  jedem  Knrsns  eine  Anzahl 
höherer  Justiz-  nnd  Verwaltangsbeamten  ans 
den  Provinzen  zam  Teil  anter  Qewährang  von 
Beihilfen  benrlanbt.  Aach  haben  bisher  mehrere 
anßeroreußische  Bnndesregieningen  Beamte  zn 
den  Karsen  entsandt. 

Von  der  Preaßischen  Staatsregiemng  .wird 
■das  Unternehmen  dnrch  Oewahmng  eineslanfen- 
den  StaatszoBchasses  unterstätzt  nnd  gefordert 
Die  Kurse  weisen  eine  von  Jahr  zu  Jahr 
steigende  Frequenz  auf:  es  hatten  die  Frtlfa- 
jahrshurse  1904  247,  190ö  284,  1906  323;  die 
Winterkurse  von  1902/3  bis  1906/7  65,  221,  357, 
361,  353  Teilnehmer.  Beruflich  setzten  sich 
die  361  Teilnehmer  des  Winterhalbjahres  190Ö/6 
folgendermafien  snsammen:  Hdhere  Beamte  der 
Justizverwaltung:  66  Gerichtsrefereodare, 
63  Gerichtsassessoren,  lö  Amts-  nnd  Landrichter 
nnd  Staatsanwälte,  zusammen  144;  2  Bechts- 
anwftlte;  hOfaere  Beamte  der  inneren  Ver- 
waltung: 9  Begiemngsref erendare ,  24  Re- 
gierangsassessoren, 23  Regiemngertlte  und 
sonstige  Beamte  von  ProTinzialbehörden,  7  Land- 
r&te,  zusammen  63;  38  höhere  Beamte  aus  der 
Beicfasverwaltnng  und  von  Preußischen  Zentral- 
behörden, 17  höhere  Beamte  der  Bau-  und 
Eisenbahnverwaltong,  5  höhere  Beamte  der 
Handels-,  Gewerbe-  und  Bergverwaltnng,  17 
höhere  Beamte  der  städtischen  Verwaltung,  17 
Offiziere  (aktiv  nnd  inaktiv)  nnd  hOhere  Militär- 
beamte,  4  Aerzte,  3  Universitätsprofessoreu  und 
Oymnasial-Obertehrer,  18  Schriftsteller,  Redak- 
teure, Privatgelehrte,  4  Bankiers  und  Beamte 
der  Bankverwaltaug,  4  Landwirte  nnd  land- 
wirtschaftliche Beamte,  ö  Kauflente  und  Indn- 
strielle,  8  pensionierte  höhere  Beamte,  6  mittlere 
Beamte,  3  Privatiers,  3  ausländische  hOhere 
Beamte. 

Im  frUhjahr  1906  ist  nach  dem  Küster  der 
Berliner  Vereinigung  für  den  W^esten  der 
Monarchie  von  der  Stadt  COln  „Die  COlner 
Vereinigung  für  rechts-  nnd  Staats- 
wissenschaftliche  Fortbildung"  ge- 
gründet worden.  Ihre  Veraniitaltnngen  sind  im 
■wesentlichen  dieselben  wie  in  Berlin  iFachvor- 
lesungen,  Einzelvorträge,  Besichtigungen  und 
Ausflüge)  mit  dem  Unterschiede,  daß  außer  sechs- 
wöchigeu  FrUhjahrskursen  an  Stelle  der  in 
Berlin  bestehenden  b^bjährlichen  Winterkurse 
sechswöchige  Herbstkurse  abgehalten  werden. 

£ndlich  sind  hier  noch  zu  erwähnen  die  seit 
■einigen  Jahren  von  der  städtischen  Verwaltung, 
dem  Institut  für  Gemeinwohl,  der  Akademie 
für  Sozial-  und  Handelswissenschaften  und  der 


Gesellschaft  für  wirtschaftliche  Ausbildon^  in 
Frankfnrt  a.  H.  veranstalteten  achtwOchigen 
Fortbildnngsknrse  fär  bOfaere  Ver- 
waltungsbeamte. Dieselben  bezwecken  die 
theoretisdie  und  praktische  Einführung  in  das 

froßkanfmännische  und  großgewerblicbe  Leben 
er  Gegenwart  nnd  die  Einführung  in  die 
Kommuualverwaltnng.  Hit  den  Vortrtgen  sind 
Besicbtigangen  industrieller  und  ttldttaeher 
Betriebe  verbunden. 

Lttentnr:  £y-«(cr  Jakretberiekt  der  Ytr' 
eimgvMig  för  aaaUmiMaenaclu^ftltehe  ForAHdumf, 
Beriin  190S.  Weitere  Berichte  wind  nicht  m 
aehienen.  —  Cuno,  PraktUche  Sedmlvng  dtr 
Vereinigung  fiir  ataaUvissemehaftlüh«  Fori- 
Mdung,  in  Prevß.  Verv.-SL  Jfr.  4X,  ieJ,VJt. 
1904.  —  Haldy.  Die  neue  CSlner  IVm'iu^i^ 
fUr  wA**-  u.  gtaattvist.  Fortbitdung,  ebenda' 
eelbat  Ar.  SS  vom  SS.jVL  1906.  —  Jltvttr. 
Zeitung,  Leipzig,  J\V.  S209  ron  29.1X11.  1904- 
—  IHe  taUächiichen  Angaben  verdanke  ich 
liebenttDÜrdiger  üeberiattung  durth  die  Gesehi^fU' 
slellc  der  Vereinigung  /Ur  tlaatnristenMehafiliehe 
FortbUdung.  A.  EttUr. 


StadtbahDen  s.  EiBenbahneo 
oben  Bd.  I  S.  727. 


Stftdtereliii^faDf^  &  Sanitätswesen 
oben  iasb^odere  S.  740. 


Btadferweltttrufl. 

1.  Bepiff.  8.  Grandzflge  der  «nercB  8. 
3.  Praktische  Aufgaben,  4.  GcMtsgebniig. 

1.  Begriff.  Die  Bez^chnung  S.  öt 
heute  ein  teduüscher  Ausdruck,  der  äcfa  in 
seiner  Bedeutung  mit  dem  in  frOherer  Zeit 
flblichen  Sinne  des  Wortes  nicht  paa 
deckt  wahrend  man  früher  unter  S.  die 
Angliederung  eines  neuen  Stadtteils 
nach  einem  festgestellten  Plan  oder  Entwurf 
verstand  —  S.  nach  einer  bestimmten  Rich- 
tung und  mit  abgemessenen  Grenzen  — 
umiafit  heute  der  Begriff  S.  alle  Vorkeh- 
rungen und  Anlagen,  die  aicb  auf  die 
Ausdehnung  der  städtischen  Be- 
bauung überhaupt  beziehen.  Das  Gebiet 
der  „S."  im  neuzeitlichen  Sinne  ist  also 
kein  abgegrenzter,  dem  Stadtkern  im  Ein- 
zelfall hinzugefügter  Bezirk;  .sondern  die 
Gesamtheit  der  Qeländeflächen,  die  für  die 
Ausbreitung  der  städtischen  Besiedeinng  in 
Betracht  kommen,  ^t  heute  unter  den  Be- 
grtiT  der  S.  und  imterliegt  den  für  diesen 
Zweck  erforderlichen  techniBchea  und  rer* 
waltiingsrechtlichen  Maßnahmen. 

S.  Gnmdzfige  der  neuerea  Die 
S.  hat  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  die 
je  nach  den  Bedürfnissen  des  Zeitalter«  ro^ 
schieden  sind.  Der  Städtebau  der  Gegra- 
wart  hat  die  Stadtanlage  früherer  Penoden 
voi^unden  und  fiberoommeo  und  hat  bis- 
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her  keine  selbstAndigen  befriedigendeDFormen 
ffir  die  veränderten  stfidtischen  Besiedelungs- 
verhältnisse  geschaffen.  Eine  ve^leichende 
GegenfiberstelluDg  mag  dazu  dienen,  die 
viäitigeren  unter  den  öegensätzea  zwischen 
der  uns  fiberlieferten  und  der  von  uns  neu 
zu  entwickelnden  Stadtanlage  klarzustellen 
und  dadurch  die  Ziele  der  S.  der  Gegen- 
wart zu  umgrenzen. 

Als  den  ersten  Gegensatz  dürfen  wir 
bezeichnen  die  vollständige  Umkehrung  in 
der  Stellung  des  Zentnims  und  der  Aiuen- 
benrke.  Im  älteren  Städtebau  bildet  die 
Innenstadt  den  besten  und  gesuchtesten 
Wohnbezirk;  die  AuBenbenrke  und  Vor^ 
Städte  gelten  als  miodorwert^.  Im  landes- 
{flürstlicAen  Städtebau  ist  das  fOrstJiche  Be- 
eadenzschloß  der  glanzvolle  Mittelpunkt,  der 
oft  schon  äußerlich  das  Stadtbild  beheirscht 
und  an  dessen  Umeebung  die  meistb^n- 
stigten  Stadtteile  sich  anschlieSen.  (In  Paris 
wie  in  Berlin  wurde  die  Errichtung  von 
Neubauten  in  den  Yorstädten  mehrfach  ver- 
boten, um  die  Besiedelung  der  von  den 
Landesffirsten  begünstigten  Stadtteile  zu 
fordern.)  Auch  in  den  aus  mittelalterUchen 
Anlagen  entwickelten  Städten  befinden  sich 
die  guten  Wohnbezirke  nicht  allzuweit  von 
der  Stadtmitte.  Bis  in  die  sechziger  Jahre 
des  19.  Jahrh.  hatte  sich  an  dieser  Be- 
wertung von  Innenstadt  und  Außenbezirk 
nichts  Wesentliches  geändert.  Heute  da- 
g^^n  hat  fast  in  jeder  Großstadt  die  Stadt- 
mitte aufgehört,  den  bevorzugten  Wohnbe- 
zirk zu  bilden ;  vielfach  kommt  sie  als 
Wohnstadtteil  nicht  mehr  oder  nur  in  ge- 
ringem Ümfaog  in  Betracht  Die  Außen- 
benrke  und  Vorstädte  dag^n  haben  den 
Charakter  der  Minderwertigkeit  verloren; 
in  ihnen  vollzieht  sich  nach  jeder  Richtung 
hin,  wenn  audi  mit  rntenchdänn^  des 
Wertes  der  Lage,  die  neuere  S.  Die  uns 
überlieferte  Stsüdtanlage  hat  einen  zentri- 
petalen, die  neuzeitliche  hat  zentrifugalen 
Charakter. 

Der  zweite  Gegensatz  besteht  darin,  daß 
in  den  Großstädten  heute  Wohnstätte  und 
Arbeitsstätte  r^elmäßig  getrennt  sind,  wäh- 
rend sie  noch  in  der  uns  nnmittielbar  vor^ 
ansehenden  Periode  zumeiBt  vereinigt  waren. 
Sdicn  diese  Scheidung  fordert  eine  Aendemng 
des  flberlieferten  und  noch  vid&ch  fest- 
gehaltenen Systems  der  Stadtanli^.  die 
darauf  beruhte,  daß  die  Bevölkerung  — 
tjhere  ElasaeD  wie  Handwerker  —  Geschäft, 
Laden  und  Wohnung  im  glichen  Hause 
hatte.  In  den  Groftelädten  ist  heute  die 
Stadtmitte  in  größerem  oder  geringerem 
Umfang  Geschäftsstadt  geworden.  Auch  in 
den  übrigen  Stadtbezirken  wohnt  der  GroB- 
kaufmann  und  Großunternehmer  heute  all- 
ffemein  nicht  mehr  in  dem  Gebäude  seines 
Öeechftftsbetrieb».    FOr  die  Masse  der 


städtischen  Arbeiter  voUends  ist  die  Trennung 
von  Wohnung  und  Arbeitsstätte  selbstver- 
ständlich. Der  Städtebau  der  Gegenwart 
steht  somit  zum  ersten  Male  vor  der  Auf- 
gabe, räne  Wohn-Stadtteile  errichten  zu 
mfissen. 

Eine  dritte  Unterscheidung  ergibt  sich 
daraus,  daß  die  Schichtung  der  städtischen 
Bevölkerung  eine  vollständig  verschiedene 
gegenüber  der  voraufgehenden  Zeit  ge- 
worden ist  Die  überwiegende  Mehrzahl  der 
städtischen  Einwohner  gliedert  sich  heute 
in  Haushaltungen  mit  einem  Einkommen  bis- 
zu  1200  und  2000  M.  Der  Bedarf  an  Klein- 
wohnungen und  kleinen  Miltelwohnungen 
ist  auf  mindffltens  85  "/o  sämtlidier  städti* 
sdien  Wohnungen  zu  veranschlagen.  Die 
Wohnungen  in  den  oberen  Freislagen  bilden 
nur  einen  geringen  Prozentsatz  des  groß- 
städtäsehen  Wohnungsbeda^  In  reinen 
Industriestädten  ist  aas  Yeriiältnis  vielleicht 
noch  ein  schärferes.  Die  Kleinwohnung 
müßte  heute  eigentlich  dem  Städte- 
bau das  Gepräge  geben. 

Endlich  ist  noch  ein  viertes  Moment  von 
Bedeutung :  Die  S.  der  G^en wart  geht 
regelmäßig  über  die  kommunalpolitischen 
Grenzen  hinaus  und  erstreckt  sich  auf 
fremde  Verwaltungsbezirke,  die  keine  ad- 
ministrative Einheit  bilden  und  zudem  wirt- 
schaftlich einen  ganz  ungleichartigen  Cha- 
rakter haben.  Ortschaften,  die  weder  die 
Steuerkraft  noch  das  Kapital  noch  den  er- 
forderlichen technischen  Apparat  besitzen, 
werden  von  der  Ausbreitimg  benachbarter 
Städte  eigriffen.  Andererseits  entwickeln 
sich  einzelne  Vororte  zum  Sammelpunkt 
gerade  der  steuerkräftigsten  Personen.  Zu- 
dem wird  die  planmäßige  behördliche  Lei- 
tung der  S.  durdi  Zuständigkeitsgrenzen 
öfter  behindert.  Doch  auch  innerhalb  ihres 
eigenen  Gebietes  bleibt  die  kommunale 
Tätigkeit  vielfach  hinter  den  Anforderungen, 
die  das  städtische  Wachstum  stellt,  zurück. 

Für  die  städtische  Ausbreitung  und  die 
Stadtanlage  der  Gegenwart  dürften  sich 
demnach  aus  dem  vorigen  als  hauptsäch- 
liche Gesichtspunkte  die  folgenden  er- 
geben :  1.  entscheidende  Bedeutung  der  Ge- 
staltung der  Außenbezirke;  2.  Scheidung 
zwischen  den  Wohnbezirken  und  den  Ge- 
schäfts- und  Industrielagen:  3.  Berück- 
sichtigung dea  Ueberwiegens  der  Eleinwoh* 
nung;  4.  Notwendigkeit  einer  Über  die- 
heutige  kommunale  Tätigkeit  und  die  Ge- 
meindegrenzen hinausgreifenden  Leitung 
der  S. 

3.  Prahtische  Aufgaben.  A.  Boden- 
parzellierung. Das  Gelände,  das  für 
den  Bau  oder  die  Erweiterung  einer  Stadt 
dienen  soll,  bedarf  der  Aufteilung,  bevor  es 
fOr  den  Eäuserbau  verwendbar  wird.  Eine 
Parzellierung  der  für  die  städttecbe  Be- 
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bauung  beBÜmmten  Bodenfläcben  ist  not- 
wendig, gleichviel^  ob  sie  den  Eigentümern 
der  Orundstücke  selber  überlassen  wird, 
oder  ob  Bie  nach  einem  großangelegten 
Plane  erfolgt,  oder  ob  sie  endlich  sich  auf 
die  nächsten  Bedürfnisse  der  S.  beschränkt 
Bei  dieser  Bodenaufteilung  sind  zwei  Mo- 
mente zu  unterscheiden :  die  Aufteilung 
einerseits  fQr  Öffentliche  und  anderei^ts 
für  private  Zwecke.  Zu  den  Öffentlichen 
Zwecken  zählt  die  Anlage  der  Straßen,  die 
Ausscheidiing  von  Gelände  für  freie  Plätze 
und  Öffentliche  Bauten;  die  privaten  Zwecke 
umfassen  die  Aufteilung  und  Bereitstellung 
des  Bodens  für  den  eigentlichen  Häuserbau. 

Die  Aufgabe  der  Bodenaufteilung  im  weiteren 
Sinne  fällt  dem  Bebauungsplan  zu.  Wegen  der 
Bedeutung  des  Bebaaun^planes  b.  den  gleich- 
namigen Artikel,  oben  Bd.  I  S.  369  und  die 
dort  beigegebenen  SkisEen. 

B.  Städtische  Bauweise.  Die  Außen- 
bezirke liefern  die  Zufuhr  an  Baugelände, 
von  deren  Preislage  die  Gestaltung  des 
Wohnungswesens  überhaupt  abhängt.  Die 
S.  in  Deutschland  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte zeigt  den  schweren  Fehler,  daß  die 
vielstöckige  Bauweise,  insbesondere  deren 
wirtschaftlichj  sozial  und  hygienisch  schlech- 
teste Form,  die  Mietskaserne,  gerade  in  dem 
Außenbezirk  begonnen  hat.  Hierdurch 
wird  auf  dem  naturgemäß  billigsten  Boden 
eine  künstliche  Preissteigerung  hervorge- 
bracht. Die  StockwerkshäufuDg  ist  zudem 
rein  bautechnisch  für  das  Wohnungswesen 
unvorteilhaft.  Die  gedrängte  ^vielstöckige) 
Bauweise  bewirkt  als  allgemeines  System 
der  S.  eine  Steigerung  sowohl  des  Boden- 
preises  wie  der  Baukosten  und  der  Wohnungs- 
mieten und  steht  in  jeder  Beziehung  hinter 
dem  Flachbau  zurück.^) 

Für  die  bedürfnisgemäße  Gestaltung  der 
städtischen  Bauweise  ist  erforderlich  eine  Schei- 
dung der  städtischen  Straßen  in  breite  Verkehrs* 
Straßen  and  schmälere  Wohnatraßen,  deren 
DurchfUhrong  zunächst  Sache  des  Bebanungs- 
plans  ist.  Durch  schmale,  bilUge,  in  geringen 
Abständen  zu  wiederholende  Wohnstrauen  wird 
der  Flachban  ermöglicht  und  die  Steigerung  der 
Bodenpreise  aof  den  Wert  der  gedrängten  Ban- 
weise  vermieden.  Die  Aufgabe,  den  eigentlichen 
Häuserbau  zu  regeln,  fällt  der  Bauoranang  zn, 
deren  Vorschriften  in  den  S.bezirken  der  genauen 
Differenzierung  bedürfen.  Ueber  die  Abstufung 
der  BaaordnuDg  nach  Bezirken  nnd  Banfonnen 
vgl.  den  Art  „Bauordnung",  oben  Bd.  I  S.  367. 

C.  StraßenanlageundAuf Schlies- 
sung. Der  Ausbau  der  Hauptverkehrs- 
straßen pflegt  heute  wohl  allgemein  mit 
dem  Bedürfnis  Schritt  zu  halten.  Schwie- 
riger gestaltet  sich  die  Aufschließung  des 
eigentlichen  Wohugeländes,  die  in  der  Haupt- 

')  Vtfl.  „Die  Spekulation  im  neuzeitlichen 
Städtebau",  Jena  1907,  S.  194  fg.  und  die  dort 
im  Sachregister  anter  „Bauweise"  bezeichneten 
Stelleu. 


Sache  der  privaten  Initiative  Qberlassai 
bleibt  Mne  erweiterte  Tätigkeit  der  tifeot- 
Uehen  Organe  ist  hier  erwünscht  und  wird 
von  vei^chiedenen  Seiten  angestrebt  Be- 
züglich der  Technik  des  Straßenbaues  wiid 
verlangt,  daß  für  Wohnbezirke  eine  mfig- 
liehst  billige  Herstellung  der  Straßen  ge- 
wählt und  jede  zweckwidrige  Verteuerung 
des  Straßenbaues  vermieden  werde. 

Den  Schwierigkeiten,  die  durch  ZerspUtterang 
des  Grundbesitcea  and  durch  angeeignete  A^ 
meaaunKen  der  GmndstQcke  fttr  die  S.  entrtcben, 
sucht  das  Verfahren  zur  Umlegnng  und  Za- 
sammenlegnog  von  Bauland  zu  beeeffneo-  Du 
allgemeine  sikhsiBche  Baugesetz  behandelt  die 
Umlegong  im  §  M  fg.  Für  Prenßen  ist  lüOS 
ein  entsprechendes  Gesetz,  mit  einem  sof  Frank- 
furt B.  M.  beschränkten  Geltungsbereich,  hinpt- 
säcblich  dnrch  die  Bemühungen  des  uro  die  Be- 
bandlnng  der  S.fragen  hochverdienten  Obe^ 
bürgermeisters  A dickes  zustande  gekomoeD. 
Für  Baden  vgl  das  G.  v.  6./VIL  1896 ;  fttr  Henen 
die  GG.  V.  13./VII.  1875,  30./VL  1881 ,  15jvn. 
1896;  für  Hamburg  das  6.  t.  aO./m  IfSl 
Die  Forderung  einer  erweiterten  Befagnis  xor 
Enteignung  von  Bangelände  wird  neuerdings 
mehrfadt  erhoben.  —  Au  das  beste  Mittel  lat 
Vermehrung  der  Zufuhr  von  Baugelände  i>t 
wohl  zn  bezeichnen  die  Niedrighaltong  der  Boden* 

fireise  and  die  Verhütung  der  kQnstUch-speku* 
ativen  Wertsteigerung. 

D.  Kommunale  Bodenpolitik,  tte 
Gemeinde  sollte  im  S.gebiet  in  ztureichendem 
Maße  mit  eigenem  Grundbesitz  beteiligt  sön. 
Soweit  das  städtische  Gelände  nicht  fQr  die 
eigenen  Bedürfnisse  der  Gemeinde  (Schnleo. 
öffenüiche  Bauten  und  Anlagen)  gebraucht 
wird,  empfiehlt  sich  die  Nutzbamachung 
im  Wege  des  Erbbaurechts. 

E.  Yerkehrsanlagen.  Die  AosbQdnng 
des  Verkehrswesens  bildet  eine  notwendige  Zu- 
beh(jr  znr  S.  Die  städtischen  Verkehrsnütt«! 
werden,  soweit  es  sich  nm  Straßenbahnen,  Hoch- 
und  Untergrundbahnen  bandelt,  nenerdiag?  vid- 
fach  durch  die  Stadbgenieinden  selbst  gebaat  vaA 
[  betrieben.  GegenQbiBr  der  neoeren  Ansbrdtoig 

der  Großstädte  wird  indes  die  schwierigere  Fragt 
zu  lesen  sein,  wie  ein  Uber  die  politischen  Greueo 
einer  Stadtgemeinde  erheblich  binansreicbeodtf 
Vorortsverkehr  (ob  durch  Staat  oder  OemeiBd* 
und  mit  welchen  Mitteln)  zn  organisiemi  i»t 
Vgl.  hierzu  den  Art  „Wohnungswesen". 

F.  Freiflächen.  Die  S.  bedarf  der  Fm- 
fiächen  ebenso  sehr  wie  des  zum  eigentlichen 
Hänserbau  dienenden  Baugeländes.  OeffentUcbe 
Plätze,  Freigärten,  Spiel^ätze  und  Erholon»- 
stätten  (Parks)  mtlssen  bei  der  S.  angelegt  oder 
vorgesehen  werden.  ErwUnscbt  ist  ferner  die 
AnsBcbeiduag  von  Gelände,  das  in  kleiaca 
schnitten  pachtweise  f&V  Familiengtrten  a^v- 

feben  wird.  Tn  plasmäOigor  Weise  ist  die  Fre- 
altnng  größerer  enaammenhäageader  OeUnde- 
fläcben  neuerdings  in  Wien  dnrc^ftlhrt  word», 
wo  die  S.  einen  Wald-  and  Wieseogflit«)  in 
weitem  Kreis  nm  die  Innenstadt  legui  wird. 

4.  Gesetagebnng.    Fttr  Prenflen  ist  dai 
Hauptgesetz  für  die  S.  das  O.  v.  2./T1L  1875 
(sog.  Bauflnchtlinieagesetz)  nebst  Ansfllhnaige- 
'  bestimmnngen  Tom  z^.'y.  1876.  Fem«'  karat 
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(D  Betracht  du  ÄnKiedelQDgBgesetK  vom  25./VIII. 
Icl76  nebst  sp&tereu  Anadehniuigs-  nnd  Er- 
iciazoiungegetzeii :  das  KommunolaDgabengesetz 
«m  ll/Vn.  1893:  G.  v.  88./VII.  1902  (lex 
Adickes).  Für  Baden,  HeMen,  Bambnrg:  ygl 
die  oben  anter  3  C  gräftsnteii  Gesetze.  —  Fflr 
tSichMD  erging  am  I./VIL  1900  das  trefflich  ge- 
■rbeitete  Allgemeine  Bangeset«,  das  die  ein- 
«elnen  Katenen  der  S.  ^handelt;  vgl.  aacfa 
§  38  a.  a.  0.  Aber  die  Festsetnog  eines  Orts- 
«rveitenuigsplans  für  mehrere  Gemeinden. 

Utrratart  &  BoMmeMer,  ^»tUarweüenmpeH, 
ßtrlin  U?e.  —  Adieketf  Hinekei^eyn  und 
riOMen.  IHe  yotißtndigkeü  veüräumiger  Se- 
bnaitny,  Oeutteke  Viertfljtchr.  /.  üffenü.  Otiund- 
h^twpß.,  1895.  —  Paul  Voigt,  Grundrente  u. 
Wi'knmgifrage  in  Berlin  und  Vororten,  Jena 
iwi.  —  Jo».  Stübben,  Der  Stadterweiterung»- 
plan.  Sehr.  d.  Ver.  /.  So»ialpol.,  Bd.  96,  S.  US. 
—  Der  WcM-  tmd  Witungürtei  und  die  ^Aen- 
jlrwjS«  dtr  Stadt  Wim»  Wien  MOS.  ~  K.  v. 
Manffoldt,  Aeur  At^aben,  GÖttingm  2906.  _ 
.tdtekwat  Art.  „^adurveüerunfftn"  im  H.  d. 
.'.  Auß.,  Bd.  VI,  S.  968fg.  —  Bud.  Eberttadt, 
[Ht  Spthäation  im  neuzeitlichen  Städtebau,  Jena 
10)17.  —  Zu  ehr.  „Der  Städtebau",  kerauig.  von 
Th.  GorclH».  Bud.  Ebermtadt, 


BUdtiflcIie  SosUIpoUtilc. 

I.  Umgrenznng  des  Themas.  II.  St.  S.  anf 
•leo  verscniedeDen  Gebieten.  1.  Wohnnngabe- 
«baffnniT.  2.  Soziale  Hygiene.  3.  Arbeitet' 
mtd  XittdstandsfQiwvge.  4.  LastenTerteUnng. 

I.  rnigrenziuK  des  Themas. 

St  S.  ist  die  auf  Förderung  der  Inter- 
des  wirtschaftlich  schw&chereD  Teils 
'kr  BevOllteruDg  gerichtete  Tätigkeit  der 
Stadtverwaltung.  Unter  diesen  weilen  Be- 
^fT  fällt  einerseits  das  gesamte  Gebiet  des 
Armea-f  Schul-  und  ein  Teil  des  Polizei- 
wtscns,  andererseits  die  Organisation  der 
Hcmebdererwaltung  und  -Vertretung  ein- 
^ichlieSiich  der  Ajistellung  und  Yer80i^;ung 
'lc*r  städtischen  Beamtenschaft  Eine  Dar- 
;*irllujig  der  st  S.  in  diesem  Sinne  würde 
!>ti.'h  zam  groSen  Teil  mit  einer  Wiedergabe 
et?6etxlicher  oder  administrativer  Bestim- 
noDgen  decken,  die  hier  nicht  beabsichtigt 
ist  Oe^QStand  dieser  Darstellung  soll  viel- 
mehr die  Oruppe  von  Maflregeln,  Anstalten, 
<')r)>anisaüooea  töldeo,  welche  die  Stadt- 
::?mt:aDdeo,  oamenilich  DeutecUands,  ohne 
Jen  Zwai^  der  Gesetjigebui^  oder  der 
"laatUdien  Aufeic^tsbehOfoen  m  freier  Be- 
(itunmg  ihrer  {"Orsorge  für  den  schwächeren 
Teif  der  Bevölkerung  getroffen  oder  ausge- 
tttldet  haben.  Wenn  gerade  die  St&dte  auf 
«liMe  Fftrsoige  hingewiesen  sind,  so  lie^t 
Ak9  in  der  Tatsache  begründet,  daB  die 
Anhäufung  der  Bevölkerung  in  den  Städten 
v.:-Tmehrte  Schwierigkeiten  und  Gefahren 
f'or  die  ärmeren  Einwohner  mit  sich  bringt. 
.Vhafft  die  UebnvOlkerung  Mangel  an  wohl- 


feilen Wohnungen,  so  erwächst  der  Stadt 
a\is  diesem  Umstand  die  soziale  Aufgabe 
genügender Wohnungsbeschaffung.  Befördert 
das  gedrängte  Zusammenleben  der  Ein- 
wohnerschaft die  Verbreitung  von  Krank- 
heiten, so  eröffnet  sich  für  die  Stadt  das 
gewaltige  Arbeitsgebiet  der  sozialen  Hy^ene 
Hindert  ein  starkes  Arbeitsangebot  die  ar- 
beitenden Klassen  an  einer  angemessenen 
Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  und  einer 
Hebung  ihrer  Lebenshaltung,  so  fällt  der 
Stadt  die  Pflicht  sozialer  Arbeiter^  und 
Mittelstandsfürsoi:ge  zu.  Diesen  Zielen 
städtische  Tatigk«t  muß  die  Beanspruchung 
der  Steuerkraft  ihrer  Einwohnersdiaft  durch 
die  Stadt  in  Art  und  Um£ang  entsprechen; 
daher  bildet  das  EommuDalabgabenrecdit 
eines  der  wichtigsten  Oebiete  st  S. 

Zur  Erreddiung  der  sozialen  Zwecke 
steht  der  Stadtgemdnde  im  allgem^en  ein 
drdiacher  Weg  offen.  Entweder  kann  sie 
aitäx  auf  eine  Rodung,  etwa  eine  orts- 
statutarische Normierung  beschränken  — 
indem  sie  z.  B.  gemäß  §  120  Abs.  3  ROew.-O. 
durch  Statut  den  Besuch  einer  von  einer 
Innung  unterhaltenen  Fortbildungsschule  für 
die  jugendlichen  Arbeiter  vorschreibt  — , 
oder  sie  kann  Privatunlernehmer  einer 
sozialen  Veranstaltung,  etwa  gemeinnützige 
Baugenossenschaften,  durch  Beteiligung,  Bei- 
hilfen, steuerliche  Begünstigungen  unter- 
stützen, oder  sie  tritt  endlich  selbst  als 
Unternehmerin  auf,  indem  sie  Wohnungen 
baut,  Wasser-,  Gaswerke,  Sparkassen  er- 
richtet, Straßenbahnen  anlegt  usw.  Nament* 
lieh  zur  Bezeichnung  des  letztgedachlen 
Weges  sozialpolitischer  Betätigung  ist  — 
zuerst  in  England  —  der  Ausdruck  „Muni- 
zipalsozialismus*' aufgekommen. 

II.  SL  S.  an!  den  venchiedenen  Gebieten. 

1.  WohnniiMbeachatfiuig.  Wie  not- 
wendig auf  dem  Gebiete  der  Wohnungs- 
bescEaffnng  die  soziale  Befonntfttigkeit 
der  Städte  ist,  haben  die  statistischen  Er- 
mittelungen gezeigt,  welche  einem  von  der 
preußischen  Staatsregierung  ausgearbdteten, 
bisher  nicht  zur  parlamentarischen  Behand- 
lung gelangten  Entwurf  eines  Gesetzes  zur 
Verbesserung  der  Wohnungsvorhältnisse  zu- 
gnxnde  liegen.^)  Wenn  es  nun  auch  als 
eine  unmögliche  Aufgabe  erscheint,  für  die 
Masse  der  Arbeiterschaft,  namentlich  in  in- 
dustriell entwickelten  Städten  Wohnungen 
in  genügender  Anzahl  und  zu  billigen  Preisen 
zur  Verfö^ng  zu  halten,  zumal  die  Frei- 
zügigkeit jedes  Rechnen  mit  bestimmteren 
Zahlen  ausschliefit,  so  sind  doch  schon 
wesentliche  Bessmingen  erzielt  worden,  in- 


^)  Der  Eutw.  (im  folgenden  zitiert  als  Wohn.- 
Ges.-Entw.)  ist  vereffentlicht  im  Reichsanaeiger 
I T.  6./VUI.  1904,  1.  Beil 
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dem  die  drei  oben  erwähnten  Wege  be- 
schritten wurden. 

«)  Der  Weg  der  Normenauf- 
stellung. Vorbedingung  für  eine  vom 
wirtschaftlichen ,  sanitären  und  sozialen 
Standpunkte  aus  zweckmäßige  Bebauung  ist 
Erschließung  und  Zurichtung  des  notwendigen 
Baugeländes.  Diesem  Zwecke  dient  in  erster 
Linie  der  Baufluchtlinienplan,  der 
sich  nach  den  Regeln  moderner  Städtebau- 
ktmst  dem  Gtelände,  der  Yerkehrsentwicke- 
lung  und,  soweit  tunüch,  den  ESgentums- 
grenzen  anpassen,  Wohn-  xmd  Verkehrs- 
sbufien ,  Villen-  und  Fabrikviei'tel  unter- 
sc^^den,  Blocktiefen  nach  den  Wohnbedürf- 
nissen und  wirtsidiaftlichen  Verhältnissen 
der  Terschiedraen  BeTölkerungsschichten 
abstufen  und  genügende  Platz-  und  Park- 
uilagen  vorsehen  säl  (vgl.  Art.  1  u.  2  b  des 
Woha.-Ges.-£ntw.).  £in  weiteres  Mittel  zur 
Bildung  gutgesc^nittenw  und  den  Strafien- 
zflgen  angepaßter  Bangrundstücke  ist  die 
im  Wege  des  Austausches  von  unzweck- 
mäßig gestalteten  Parzellen  uatet  verschie- 
denen Eigentümern  erfolgende  Umlegung. 
Zwar  ist  das  preuß.  G^tz  betr.  die  Um- 
legUDg  von  Grundstücken  (lex  Adickes)  vom 
28./ Vn.  1902,  welches  in  §  3  dem  Magistrate 
ein  Antragsrecht  auf  Einleitung  des  Ver- 
fahrens einräumt,  entgegen  dem  Regierungs- 
entwurf  auf  Frankfurt  a.  M.  beschränkt  ge- 
blieben. Indessen  kann  eine  Stadt  sowohl 
nach  den  für  landwirtschaftliche  Grund- 
stückszusammenlegungen geltenden  Grund- 
sätzen unter  Leitung  der  Generalkommission 
die  wünschenswerte  Umlegung  betreiben 
als  auch  zu  freiwilligen  Zusammenlegungen 
den  Anstoß  geben.  Den  ersteren  W^  haben 
Städte  wie  Dortmund,  Wetzlar,  Neuwied, 
Neuß  u.  a.  m.  mit  Erfolg  betreten ;  auf  dem 
zweiten  sind  z.  B.  in  Frankfurt  a.  M.^)  in 
den  letzten  zehn  Jahren  14  Qrundstflcks- 
komplexe  von  rund  150  ha  zusammengelegt 
und  dabei  643  Parzellen  unter  149  Eigen- 
tümern in  298  neue  —  unter  Abzug  von 
25  «/o  bis  40  »/o  für  Straßenflächen  —  ver- 
wandelt worden.  Neben  Baufluchtenplan 
imd  Umlegungsverfahren  tritt  als  Norm  für 
Herbeiführung  einer  zweckmäßigen  Bebauung 
die  Bauordnung.  (Vgl.  Art.  „Bauordnung 
und  Bebauungsplan"  oben  Bd.  I  S.  367'fg.) 
Gebtthrt  nadi  preußischem  Rechte  den 
stadtischen  Behörden'  im  Baufluchtlinien- 
verfahren  die  Rolle  der  Einlatung  und 
Durchführung,  so  verlangt  der  Erlaß  der 
Bauordnung  die  Zustimmung  des  Ghsmeinde- 
vorstandes  zu  dem  von  der  Polizeibehörde 
ausgehenden  Akte.')  Auch  in  der  letzteren 


')  Zeit8cfar.  für  Wolinungswesen  v.  25./XII. 
190Ö,  S.  80. 

')  §  1  G.  V.  3.,VII.  1875:  §  143  Allg.  Landea- 
Verw.-G«.  v.  30./V1I.  1883. 


Rolle  kann  die  städtische  Verwaltung  soxial- 
politischen  Einfiuß  üben,  indem  fde  n.  a. 
die  durch  feststehende  Rechtsprechung  des 
OberverwaltungsgerichtB  erleichterte  Fero- 
haltung  gewisser  Fabrikaulagen  von  den 
Wohnvierteln  oder  die  zonenweise  Abstufung 
der  baulichen  Ausnutzbarkeit  der  Grund- 
stücke 2)  durchführen  hilft  Dient  Bao- 
fiuchtenplan,  Umlegungsverfahren  und  Bau- 
ordnung dem  Bedürfnisse  zweckmäßiger 
Bebauung  des  Stadtgebietes,  so  zielt  die  in 
großen  Städten  (CGln,  Essen,  Düsseldorf 
11.  a.  m.)  ber^ts  durcligeführte  Organisatioa 
der  Wohnungsaufsicht  auf  ständige- 
Üeberwachung  der  bezüglich  der  Beschaffen- 
heit und  Benutzung  von  Wohnungen  be- 
stehenden polizeilichen  Vorschriften  und  im 
Zusammenhfuige  damit  auf  Feststellung  und 
Beseitigung  von  Mäogdn  im  Wohnnogs- 
wesen. 

/»)  Der  Weg  einer  rnterstfitzung 
fremder  Unternehmer.  In  dieser  Hin- 
sicht empfiehlt  ein  preufi.  MinisterialerUfi 
vom  19./IU.  1901  (Uin.-Bl.  der  Handels-  u. 
Gew.-Verw.  1901  Nr.  1  S.  12)  die  Unter- 
stützung von  Baugesellschaften  (Baugenossen- 
schaften, -vereinen),  deren  satzungsmäfii^ 
Zweck  ausschließlich  darauf  gerichtet  ist, 
gering  bemittelten  Familien  gesunde  and 
zweckmäßig  eingerichtete  Wohnungen  io 
eigens  erbauten  oder  angekauften  Häusern 
zu  billigen  Preisen  zu  verschaffen,  und  derai 
Satzungen  den  an  die  Gesellschafter  zu  ver- 
teilenden Jahresgewinn  auf  höchstens  vier 
vom  Hundert  ihrer  Anteile  beschränken,  auch 
den  Gesellschaftern  für  den  Fall  der  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  nicht  mehr  als  den 
Nennwert  ihrer  Anteile  zusichern ,  den 
etwaigen  Rest  des  Gesellschaftsverrai^ns 
aber  für  gemeinnützige  Zwecke  bestimmen 
(vgl.  §  5  Abs.  lg  des  preuß.  Sterapelsteueig^ 
V.  31./VII.  1895).  Eine  Unterstützung  der 
BaugeseUschaften  kann  entweder  in  der  un- 
entgeltlichen Mitarbeit  der  städtischen  Baa- 
beamten  oder  in  der  Uebemahme  von  Ge- 
schäftsanteilen (Aktien),  in  der  Begünstigung 
bei  Berechnung  von  Straßenbaubeitiägen. 
Kanal-,  Wasser-,  BaupolizeigebOhren .  von 
Grund-  und  Gebändesteuem  in  der  käuf- 
lichen oder  erbpachtweisen  Ceberlassong 
städtischer  Grundstflcke  zur  Bebauung  so- 
wie in  lülligo*  Kreditgewährung  beätehen 


■)  EntMb.  Bd.  37  8.  408,  Bd.  41  S.  322. 

*)  Entsch.  de«  OVG.  Bd.  26  S.  323,  Bd. 
S.  376;  WohD.-Ge8.-Entw.  Art.  2. 

^)  Eine  Hinderbelaetnng  der  Gnindrtfick* 
von  gemeinnützigen  BauvereiseD  mit  der  Grood- 
and  0ebänd«8teuer,  weldie  dnrch  die  Recht- 
sprechung des  OVG.  (Erk.  v.  4./VII  1805,  PreuB- 
Verw.-Bl.  Bd.  27  S.  64)  als  ongesetzlich  beieichB« 
war,  ist  dnrch  das  Deblarationsgeseti  v.  Si.'VU. 
1906  (OS.  S.  376)  anadräcklich  fOr  salbaig 
,  klärt  worden. 
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(Wohu.-Gea-Entw.  Art.  1  Nr.  5,  Art.  3). 
Die  Kreditgewährung  wird  den  StSdten 
durch  das  Reichs-Invalidenversicherun^sges. 
V.  19./VIL  1899  erleichtert,  welches  ihnen 
(§  164  Abs.  3)  die  Vermittelung  von  Dar- 
lehen aus  den  Beständen  der  I^desver- 
sicheruDgsanstalten  in  erheblicherem  üm* 
fange  ermöglicht.  Einen  Einblick  in  Form 
und  Umfang  der  Unterslfitznog  von  Bau- 
Gesellschaften  durch  StAdte  bietet  der  Be- 
richt des  Magistrats  zu  Frankfurt  a.  M.  über 
diö"  bauliche  Entwickelung  der  Stadt*), 
Damaschke,   Aufgaben   der  Gemeinde- 

Eolitik^)  lind  Trimborn-Thissen,  Tätig- 
eit  der  Gemeinden  auf  sozialem  Gebiete.^) 
Aber  auch  über  den  Bereich  der  gemein- 
nützigen Baugesellschaften  hinaus  soll  die 
städtische  Unterstützung  des  Eleinwohnungs- 
baues  zielen;  so  sollen  nach  dem  Woho.- 
Ge8.-Entw.  (B^.  zu  Art.  1  unter  IV)  von 
den  Steuer-,  Gebühren-  und  Beitragsver- 
günstigungen auch  Wohngebäude  nicht  aus- 
geschlossen sein,  welche  von  Arbeitgebern 
ihr  ihre  Arbeiter  erriditet  werden. 

In  mnstera^flltiger  Weise  ist  die  Stadt  DQssel- 
dort  t.  J.  190u  Torgef^Dgen,  indem  sie  znr  FSr- 
dermie  des  Kleinwoäum^baaes  eine  städtische 
Hjrpotbekenuistalt  mit  euem  angeliebenen  Be- 
tneoekapital, dessen  Hübe  sie  bis  zu  20  Hill.  H. 
bemeasen  dart,  and  einem  atadtseitig  her^e- 
(rebenen  Besenrefonds  von  1  Hill.  H.  gründete. 
Die  städtische  Verwaltnng  gibt  ans  diesem 
Fonds  Ban^elder  gegen  erststellige  Hypothek 
ffir  die  Erricbtuog  von  Wohngebäuden  in  der 
Stadt;  der  Zinsfuß  der  Hypothekendarlehen  ist 
nm  '/i  %  höber  bemessen  als  der  von  der  Stadt 
fit  ihre  Schnldobligationen  zn  lahlende.  Im 
J.  1901  woMen  mit  etwa  6V>  MiU.  M.  164 
Onrndsttteke  belieben,  die  ansschliefiUch  oder 
gans  tiberwiegend  Wohnzwecken  nutzbar  ge- 
macht werden  sollten,  und  zwar  sowohl  pro- 
jektierte als  anch  im  Bau  oder  Umbau  be- 
griffene. *)  In  diesem  Zusammenhange  sind 
anch  städtische  Einrichtungen  zur  Erleichte- 
rung der  Aufbringung  von  Anliegerbeiträgen 
zn  nennen,  indem  sie  mittelbar  die  Anfschließung 
TOD  Baugelände  und  die  Anlegung  neuer  Straßen 
befQrdeni,  so  die  Dresdener  Grmidrenten-  und 
Hjrpotiiekenbank  *)  und  die  in  der  Bildung  be- 
griffene Gmndrenteaanstalt  der  Stadt  HiUheim 
m.  Kühr. 

Der  Weg  selbständiger  städti- 
scher ünteraehmnngen.  Ausschlag- 
gebend für  die  Erreichung  der  sozialen 
Ziele  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungsw^ns 
ist  eine  Bodenjjolitik  der  Städte,  wäche  auf 

Zeitscbr.  fUr  Wohnnngsweeen  a.  a.  0. 
S.  81  fg. 

»)  fr.  Aufl.  1904  S.  231. 
>)  1900  S.  ö7fg. 

*)  Verwaltunnbericht  über  das  AnssteUnnga- 
jahr  1902  S.  187/8;  DtlBseldorfer  Bttigerbnch, 
bearb.  v.  Ottennann  190&  S.  4ö9. 

*)  Bentleft  Vortrag  in  der  Schrift:  Adickes- 
Bentler,  Die  socialen  Anfgaboi  der  deutschen 
Staate,  1908  S.  184  fg. 


die  stadtseitige  Erwerbung  und  Festhaltong^ 
eines  möglichst  umfangreichen  Grundbesitzes 
hin  gerichtet  ist  (Min.-Erl.  v.  19./III.  1901 
Nr.  4,  oben  sub  ,J).  Die  Erkenntnis  vod 
der  grundlegenden  Bedeutung  einer  weit- 
gehenden Ausschaltung  des  individneilen 
Erw'erbstriebes  aus  den  Grund  besitzgeschäften 
für  die  sozialen,  insbesondere  hygienischen,, 
und  die  wirtschaftlichen  Zwecke  des  Stadt- 
ganzen hat  sich  im  Verlaufe  der  zwei  letzten 
Jahrzehnte  in  den  europäischen  Staaten,, 
namentlich  in  England,  Frankreich  und 
Deutschland  immer  mehr  verbreitet.  Iq 
England  konnte  diese  „munizipalsozialisti- 
sche" Richtung  an  die  Tatsache  anknüpfen, 
daß  dort  in  vielen  Städten  Gnmd  und  Boden,, 
einschließlich  des  der  Öffentlichen  Benutzung^ 
z.  B.  der  Beerdigung  gewidmeten,  in  den 
Händen  von  Privaten  war  und  dement- 
sj^rechend  ausgenutzt  wurde.  Wie  die  Stadt 
Birmingham  unter  Josef  Cbamberlain  als 
Mayor  einen  großen  Grundbesitz  im  Stadt- 
innem  in  ihre  Hand  brachte  und  an  St^e 
ungesunder  Gebäude  gute  Wohnhäusw  er- 
baute, wie  Glasgow  die  Umsiedelung  eines 
schlecht  untergebrachten  Trais  seiner  armen 
Bev^erung  in  neue  gesunde  Wohnungen 
durdiführte,  so  wirkte  m  London  die  Partei 
des  muniz^alen  Pn^iresasmus,  in  erster 
Linie  die  Fabian  Society,  für  eine  st^aJe 
Bodenpolitif  der  Stadt  Das  sogenannte 
Londoner  I^grammi)  fördert  von  dem 
Grafschaftsn^  den  Bau  und  Betrieb  muni- 
zipaler Log^hftnser  und  sonstiger  Arbräteiv 
Wohnungen  und  untersagt  ihm  den  Verkauf 
des  von  ihm  erworbenen  Landes.  Aehnlich 
fordern  die  Programme  der  französischen 
Sozialistenparteien  (Allemane,  B.  MaJon)  Fest- 
haltung und  weitere  Vermehrung  des  städti- 
schen Besitzes  an  Ländereien,  Häusern  und 
Anstalten.  Auch  in  den  Kommunalpro- 
grammen der  deutschen  Sozialisten  kehrt 
stets  die  Forderung  einer  gesunden  Boden- 
politik, die  Verhinderung  der  Bauspekulation 
und  des  Bodenwuchers  durch  Vermehrung 
und  Erhaltung  städtischen  Grundbesitzes 
wieder,  ja  das  nationalsoziale  Programm  will 
der  Gemeinde  ein  Vorkauferedit  für  den 
innerhalb  ihres  Weichbildes  liegenden  Grund 
und  Boden  gewähren.-) 

Der  städtische  Gnindbesitz  öbt  in  der 
modernen  Stadt  eine  dreifache  Funktion 
aus;  er  dient  entweder  als  Verwaltungs- 
vermügen  oder  als  FinanzvermOgen  od^ 
endlich  als  eine  zwischen  diesen  beiden 
Rechtsb^iffen  Upende,  demgemeinnfitzigen 
Gebrauche  gewidmete  VermSgenaart  Ais 
VerwaltungsvermCgen  hat  er  tUe  BedflrfnisBe 

')  Hugo (Lindemann),S(idteTennltnognnd 
HunizipalMzialismns  in  lüngfffH  1897  S.  48  fg. 

■)  Adickes  in  Adiekei-Bentler  a.  a.  O. 
S.  71  fg. 
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der  städtischeD  Verwaltung  an  Straßen, 
Plätzen,  Parks,  RathäuBem,  Schulgebäudeo, 
Krankenanstalten,  Gas-  und  Wasserwerken, 
Friedhöfen  zu  befriedigen.  Eine  weitsichtige 
Politik  muß  für  diese  Gliedmaßen  des  städti- 
schen Körpers  den  nötigen  Platz  rechtzeitig 
vorbehalten  und  darf  es  nicht  auf  einen  Er- 
werb im  Momente  des  hervoi^tretenen  Be- 
dürfnisses zu  hohem  Kaufpreise  ankommen 
lassen.  Ein  ausgedehnter  Terrainbesitz  in 
städtischer  Hand  erleichtert  den  Entwurf 
und  verbilligt  die  Durchfühmng  von  Bau- 
fluchten- ,  insbesondere  Stadterweiterungs- 
plänen,  indem  er  die  Interessenkol tisionen 
ausschließt ,  welche  sich  bei  der  Bean- 
spruchung von  Privatbesitz  für  öffentliche 
Zwecke  ei^ben.  Die  zweite  Funktion,  als 
Finaazvenn6gen  d.  h.  als  werbendes  Yer- 
m^ffli,  übt  der  Gnmdbesitz  der  Stadt^  in- 
dem er  sie  in  den  Stand  setzt,  die  steigen- 
den Grundwerte,  sowohl  als  Kapitalien  — 
in  dem  ausnahmsweisen  Falle  eines  etwa 
geboten  erscheinenden  Verkaufes  —  wie  als 
Renten  —  im  Falle  der  Vermietung  —  fOr 
die  Gesamth^t  der  Oemeindebevölkerung 
nutzbar  zu  machen.  In  diesem  Sinne  ver- 
wdst  §  2  des  preuß.  K(»nmunalabgabenge- 
setzes  V.  14/VIL  1893  die  Gemeiadea  für 
ihre  Einnahmen  zunfichst  auf  die  Eiokfiofte 
ans  dem  GemeindeTerml^a  und  erst  dann 
auf  düSteuerknA  ihrer  Ein wohnV.  Anderer- 
seits kann  der  Orundb^tz  der  Stadt,  wenn 
auch  Teil  des  Finanzvermögens,  doch  eine 
wichtige  soziale  Aufgabe  gerade  dim;h  Herab- 
drfickung  zu  hoher  Boden-  und  Wohuuogs- 
preise  in  einer  bestimmten  Gegend  dadurch 
erfüllen,  daß  die  Stadt  als  Bauplatz-  oder 
Hausbesitzerin  mit  den  Nachbareigentümern 
im  Grundstücks-  und  Wohnun^ngeboL  kon- 
kurriert. Bedeutet  schon  diese  Funktion 
des  Grundbesitzes  eine  Bekämpfung  der 
wohnungverteuernden  Spekulation,  so  tritt 
seine  rein  gemeinnützige,  in  dritter  Linie 
zu  betrachtende  Rolle  deutlich  hervor,  so- 
bald die  Stadt  für  ihre  Arbeiter.  Unter- 
beamten oder  noch  weitere  Kreise  der 
minder  bemittelten  Einwohnerschaft  in 
eigener  Regie  Häuser  baut  oder  ihre  Bau- 
plätze dem  gemeinnützigen  Bau  zur  Ver- 
fügung stellt.  (Vgl.  auch  die  Artt.  „Stadt- 
erweiterung'^  oben  S.  964  fg.  und  „Wohnungs- 
wesen".) 

Von  deotschen  Städten  bieten  z.  B.  Fraok- 
fnrt  a.  M.,  Düsseldorf,  Ulm  n.  a.  ra.  Beispiele 
reffer  Tätigkeit  iu  der  Richtnug  einer  Ver- 
mäiniDg  und  sozialen  Verwertong  ihres  Grund- 
besitzes. In  Frankfurt  a.  M.  ist  der  städtische 
Grundbesitz  v.  J.  1894  bis  zum  31./I1I.  1905 
von  399B  ha  [einschl.  des  3387  ba  umfassenden 
Stadtwaldes)  auf  4863,  alfo  nra  22  "/q,  und  im 
Werte  TOD  etwa  100  auf  212  Hill.  M.,  also  um 
1120/0  gestiegen.  Im  ganzen  12  ha  dieses 
Grundbesitzes,  in  den  verscbiedeiuten  Stadt- 
teilen zerstreut  gelegen,  sind  mit  Ü3  HäDsem 


bebaut  worden,  welche  267  Eleinwohnaii^ 
fflr  städtische  Angestellte  enthalten;  die  Mitu- 
einnahmen  der  Hämer  betragen  dnrcfaidinitt- 
lich  4,35%  des  Selbstkostenpreises.'  !  Die  Stadt 
DQsseldorf  hat  mittels  einer  i.  J.  1903  bis  zu 
Höbe  von  5  MiU.  H.  bewilligten  Anleihe  eto«i 
Grundstttcksfonds  angelegt,  welcher  von  ^ner 
städtischen  Deputation  us  ein  besonderer  Be- 
triebszweig verwaltet  wird.*)  In  Ulm  hat  sich 
der  Gnmdbesitz  der  Stadt  auf  etwa  80%  des 
gesamten  Weichbildes  ausgedehnt.^)  Eine  sta- 
tistische Zosammenstellong  des  Grundeigentums 
der  größeren  deutschen  Städte  findet  sich  in 
Neefes  statistischem  Jahrbuche.*) 

2.  Sozifde  Hygiene.  Aus  dem  Kapitel 
der  sozialen  Hygiene  sollen  hier  die 
Verhältnisse  der  Ent wässening ,  Straßen- 
reinigung ,  Müllabfuhr ,  der  Badeanstalten. 
Markthalien,  Schlacht-  und  Viehhofsanlageo, 
des  Krankenhaus-  und  Friedhofsweaens  aus- 
geschieden bleiben.  (Vgl,  Art.  „Sanitäts- 
wesen"  oben  S.  738  fg.)  Vielmehr  sollen  nur 
die  Fragen  der  WasserTersoi|niDg  behandelt 
werden ;  wegen  ihrer  naheu  Verwandtschaft 
mit  diesen  Fragen  sollen  ferner  die  Be- 
ziehungen der  Städte  zur  Lichtversorgnog 
der  Bewohner  Beachtung  finden,  wenn  sie 
auch  mehr  in  das  weiter  unten  zu  erörternde 
Gebiet  sozialer  Fürsorge  gehören.  Weiter- 
hin sollen  den  modernen  Problemen  der 
Säuglingspflege  und  der  Gasthau sreform  in 
ihren  Beziehungen  zur  Tätigkeit  der  Stidte 
einige  Bemerkungen  gewidmet  werden. 

a)  Während  auf  dem  Gebiete  der  aomlea 
stftdtischen  Hy^eneeine  normgebende  Tiläg- 
keit  der  Stadlgemeinde  in  dem  oben  sub 
II,  1,  a  erörterten  Sinne  im  aUgemeinen  des- 
halb hier  nidit  in  Betracht  kommt,  weil  die 
Regelung  dieser  VeortiiÜtDiase  zumeist  ont^ 
die  Zustftnd^eit  der  Polizeibehörden  Bllt,  ist 

i*)  der  Weg  der  stftdtisdien  Beteiligung 
an  fremden  Unternehmungen  (vgL  oben  sub 
II,  1,.J)  gerade  bei  der  Wasser-  und  Licfat- 
versorgimg  der  Betrachtung  wert.  Soweit 
die  Stadt  die  Zuführung  von  Wasser,  Gas 
oder  Elektrizität  in  die  städtischen  StiaSea 
und  GnmdstQcke  nicht  selbst  übernimmt, 
ist  sie  in  der  Lage,  dem  fremden  Unter- 
nehmer Gegenleistungen  für  die  Beigabe 
ihrer  Straßen  zur  Lagerung  der  Rohre  und 
Kabel  im  Wege  vertraglicher  Abmachtug 
aufzuerlegen.  Diese  Gegenleistungen  sollten 
stets  sowohl  von  sozialen  als  auch  v<m  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  aus  festgeetellt 
werden ;  berühren  sich  doch  beide  Rück- 
sichten schou  insofern  nahe,  als  das  &iuuiuell>* 
Entgelt  der  Gesamtheit  der  Einwohnerschaft 
zugute  kommt.    Die  Aufgaben  der  Stadt 

I  ')  Zeitschr.  für  Wohonngsweseo  a.  a.  0. 
S.  81  fg. 

*}  BUreerbach  a.  a.  O.  &  4öS. 

')  Stftdteceitnng  (Dominik  a.  HowUcliJ  Tom 
22,'XII.  1906  S.  140. 

*]  XU.  Jahrg.  1904  8.  15. 
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iifcea  hier  inebeBODdere  ia  der  Richtung 
( iDes  mitbestimmeoden  Einflusses  auf  die 
Torifleruug  der  Wasser-,  Gas-  und  Elektrizi- 
tfitt^bübren,  auf  die  ÄuBdehunng  des  Bohr- 
und  Kabelnetzes  sowie  auf  eine  Beteiligung 
am  Brutto-  oder  am  Nettogewinne  des  üater- 
iiHhincrs.  Speziell  durch  die  Mitwirkung 
tifi  Festsetzung  des  GebAhrentarifs  wahrt 
•ue  Stadt  neben  den  eigenen  Interessen  — 
iuäbesondore  hinsichtlich  des  Feuerlösch- 
wesens, der  Straßenbeleuchtung  usw.  —  die 
Interesfiea  der  wirtschaftlich  schwächeren 
Einwohnerkrdse,  denen  an  der  Sicherstellung 
finer  genQgenden  und  wohlfeilen  Wasser- 
iiDil  llehtzufühnuig  für  Gesundheit  und 
Erwerb  gelegen  ist.  Die  wichtigste  Ver- 
tragwiorm  wird  aber  der  Vorbehalt  selb- 
«t^diger  Uebemahme  des  Unternehmens 
•Jtirch  die  Stadtgemeinde  nach  einer  be- 
•limmten  Reihe  von  Jahren  zu  einem  in 
^t-n^ltem  Verfahren  festzusetzenden  Preise 
^•iii.  Bei  Bemessung  der  G^nlmstun^n 
tvr  Hei^be  der  Straßen  sollten  die  Stftdte 
hnmer  die  groBe  Bedeutung  dieser  üeber- 
bMiuQg,  besonderB  wenn  damit  ein  Ans- 
.<«-hlufi  kooknrria^ader  Unternehmungen 
YtThnodeo  ist,  tind  die  finanzielle  Tragweite 
•U«  Uomeates  eines  sicheren  und  wacheen- 
•kn  Kundenkreises  für  das  Untemelmieu  in 
ftav^chnung  ziehen. 

;-)  EHe  aus  vorstehendem  sich  ergebenden 
ROck:ächtea,  nämlich  die  Rücksicht  auf  die 
bygieuischeu  imd  wirtschaftlichen  Interessen 
tk-r  Einwohnerschaft,  auf  die  Bedürfnisse 
•k-r  Stadt  als  eines  GroBkonsumenteu  und 
ihn?  Herrschaft  über  die  Straßenzüge,  end- 
tioh  auf  die  gute  Rentabilität  der  Wasser- 
mii  BeleuchtuDgswerke  führen  mit  Not- 
wendigkeit zu  einer  „Verstadtlichung*'  dieser 
Betriebe,  die  in  Deutschland  längst  das 
Programm  der  Stadtvenvaltungen,  in  Eng- 
kod  in  langsamerem  Fortschreiten  begriffen 
lind  selbst  schon  in  Amerika,  dem  Lande 
•left  noch  schlummernden  Munizipalsozialis- 
mii9.  zu  beobachten  ist.  Ein  warnendes  Bei- 
>lriDl  der  Üeberlassimg  der  Wasserleitung 
in  großen  Städten  an  private  Erwerbsgesell- 
M-haften  bietet  die  Geschichte  der  Londoner 
%  asserwerko.  Seit  Anfang  des  neunzehnten 
■liüirhunderts  bekämpften  sich  dort  eifrig 
cmße  Wasserwerksgesellschaften.  Der  Kon- 
Äurreoakampf  endigte  mit  einer  Vereinigung ; 
lon  nun  an  teilten  sich  acht  Monopolgesell- 
f^hafteo  in  das  Gebiet  ron  London  zum 
^^'haden  der  Einwohnerschaft.  Das  Wasser- 
jt-M  wurde  nach  den  Mietwerten  bemessen 
uud  sti^  dementsprechend  in  dem  Maße, 
in  welchem  sich  die  Mietpreise  bei  den 
I>>riodiBdien  Neuveranlagun^Bn  hoben.  Die 
•WK  Konsumentenkreisen  erhobene  Forderung 
iur  Aufstellunjf  von  WoasermeBScm  zur  Er- 
müi^lichung  einer  Kontrolle  des  Terbrauchü 
nad  einer  TariiAadernug  wurde  von  den 


Gesellschaften  abgeleimt  Auf  die  immer 
dringender  vorgebrachten  Klagen  über  un- 
genügende Quantität,  Qualität  und  Hebung 
des  Wassers  wurden  zwar  Untersuchungen 
durch  Parlamentskommissionen  angestellt, 
aber  nicht  mit  dem  erforderlichen  Nach- 
druck und  Ernst  dureligeführt  Bills,  welche 
die  städtischen  Behörden  mit  dem  Ziele  des 
Ankaufs  der  Wasserwerke  einbrachten,  fanden 
im  Parlamente,  in  welchem  die  Interessenten 
der  GeseÜBchafteo  in  gewaltiger  Anzahl  ver- 
treten waren,  scharfe  Gegnerschaft  Nach- 
dem endlich  die  Möglichkeit  emstlicher 
Ankaufsverhandiungen  geschafTen  war,  hat 
der  Grafschaftsrat  von  London  kürzlich  die 
Gesell  schf^eo,  welche  noch  im  Jahre  1902/3 
Dividenden  von  7V4  bis  12'/i"/o  verteilt  hatten, 
für  den  enormen  ^u^reis  von  50  Millionen 
Pfund  erworben.  —  Die  Gasversorgung  Lon- 
dons ist  noch  heute  in  den  Händen  dreier 
PriratgesellsctuuEten,  welche  Divideudeu  von 
4  bis  12^U^i'o  verteilen.  Auch  die  Gesdiic^te 
der  Gasanstalten  Londons  zogt  deutlich  die 
Nachteile  der  Ueberlassung  derartiger  Be- 
triebe in  großen  Städten  an  die  Privatin- 
dustrie: um  eine  verhAngniBToIle  Ausbeu- 
tung der  Einwohnerschaft  an  verhüten,  sah 
sich  das  englische  Parlament  genötigt,  durch 
besondere  Gesetze  die  Dividendemiöhe  zu 
limitieren!  — 

In  wie  bedeutsamem  Umfange  die  Ein- 
nahmen der  städtischen  Wasser-,  Gas-  und 
hier  und  da  Elektrizitätswerke  in  Deutsch- 
land zu  dem  Haushaltselat  der  Gemeinden 
beitragen,  zeigen  die  Tabellen  in  dem  Neefe- 
schen Statist.  Jahrbuche.') 

Unter  den  neuesten  Bestrebungen  auf* 
dem  Gebiete  sozialer  Hygiene  ragen  die 
Versuche  der  Städte,  durch  eine  Säuglings- 
fürsorge die  übermäßige  Kindersterblichkeit 
zu  bekämpfen,  hervor.  So  haben  rheinische 
und  westfälische  Kommunen,  ferner  Chai-- 
lottenburg,  Halle,  Offenbach  u.  a.  m.  die 
Lieferung  keimfreier  und  bilUger  Milch 
übernommen  oder  unterstützt  und  hier  und 
da  in  Verbindung  damit  eine  ärztliche  Be- 
ratung und  eine  Prämiierung  der  Mütter 
für  das  Selbststilien  organisiert  In  Rhein- 
land und  Westfalen  ist  die  Beobachtung  ge- 
macht worden ,  daß  unter  den  Hauptab- 
nehmern der  kommunalen  Milchanstoltea 
sich  die  erwachsene  männliche  Arbeiter- 
schaft befand.-)  Auch  in  England  (Liver- 
pool ,  Belfast)  sind  Versuche  stadtseitiger 
Milchlieferung  mit  dem  Erfolge  eines  Rück- 
gangs der  SäuglingssterblicÜceit  gemadit 
worden. 

Im  Hinblick  auf  die  großen  Erfolge,  die 
in  Schweden  imd  Norwegen  mit  dem  Gouien- 

Jahrg.  XII  1904  S.  99-101,  122—125. 
*)  Städtezeitong  1905  Nr.  21  8.  601,  Nr.  37 
S.  516,  Soziale  Praxis  1905  Kr.  48  S.  1263. 
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bui^  System  des  Wirtschaftsbetriebs  (s. 
Art  nt3i}thenbiiiger  Ausschanksystem"  oben 
Bd.  I  S.  1124  fg.)  gemacht  worden  sind,  ist 
nenerdiog  von  verschiedenen  Sdteü*)  eine 
Munizipausierung  der  Oastwirtscbaften  in 
dem  Smne  und  Umfange  angeregt  worden, 
daß  die  Oenehmigung  zu  diesen  Betrieben 
trotz  anerkannten  Bedürfnisses  solle  versagt 
werden  dürfen,  wenn  die  Gemeinde  oder 
eine  von  ihr  anerkannte  gemeinnützige  Ge- 
sellschaft dem  Bedürfnisse  zu  genügen  be- 
reit seL  Wenn  auch  nach  der  Rechte 
B])rechung  des  Oberverwaltungsgerichts  -) 
die  Konzession  formell  nur  an  physische 
Personen  erteilt  werden  kann,  ist  doch  in 
der  I^xis  mancher  Gemeinden  dieses 
Hindernis  umgangen  und  der  Versuch  kom- 
raunaJen  Gast-  und  Schankwirtschaftsbetriebs 
gemacht  worden.  Zweifellos  wirkt  eine  der- 
artige Munizipalisierung  insofern  im  Sinne 
einer  Bekämpfung  des  Alkoholmißbrauchs, 
als  der  auf  eine  Steigerung  des  Konsums 
gerichtete  private  Erwerbstrieb  ausgeschaltet 
wird ;  indessen  werden  die  bedeutsamen  Er- 
folge des  Gothenburger  Systems  in  Deutsch- 
land so  lange  nicht  erreicht  werden,  als 
hier  ni<^t  eine  ähnlich  scharfe  Steue^;esetz- 
eebung  wie  in  den  Skandinavischen  Staaten 
den  Getränkeverbraiich  verteuert. 

3.  Arbeiter-  und  Mittelstandsfiüraorge. 
In  das  Gebiet  der  städtischen  sozialen 
Arbeiter-  und  M i 1 1 e  1  s ta n dsf ür - 
sorge  iaUen  alle  diejen^n  Maßregeln, 
welche  die  vorteilhafte  Verwertung  der 
Arbeitskraft,  die  Verb^eemag  der  Arbeits- 
bediDgungen,  die  Erleichterung  des  Erwerbes, 
die  Veredelung  der  Unterhaltungen  des 
Ärmeren  Teiles  der  Bevölkerung  bezwecken. 
Aus  der  vielgestaltigen  Gruppe  dieser  '3IIb&' 
regeln  sollen  einige  wichtigere  hervor^hoben 
werden.  Auch  diese  Besprechung  wird  aus- 
zugehen haben 

a)  von  der  normgebenden  Tfttig- 
keitderStadU  Hierher  gehören  zunächst 
die  Grundsätze  über  Anstellung,  Versorgung 
und  Beschäftigung  der  städtischen  Ar- 
beiter. Mit  dem  Fortschreiten  der  Betriebs- 
verstadtlichim^n  und  mit  der  dadurch  ge- 
förderten Erziehung  der  Städte  zu  Groß- 
betriebsuntemehmern  wächst  die  Bedeutung 
dieser  Normen,  die  sich  besonders  auf  Lohn- 
höhe j  Lohnzahlung ,  Urlaubsbewilligung, 
Pensionierung  der  städtischen  Arbeiter  be- 
ziehen müssen.  Hervorzuheben  sind  Versuche, 
Mietszuschüsse  für  ständige  Arbeiter,  und 
zwar  abgestuft  nach  der  Größe  der  Familie, 
einzuführen.^)  Eine  Anzahl  von  Städten  ist 
weiterhin  mit  der  Organiräerung  von  Ar- 

')  Germershansen,  Zar  Reform  des 
Schankkonzessionswesens,  Berlin  1903. 

*)  Entsch.  Bd.  IX  i^.  286. 

>)  So  in  Frankfurt  a.  H.,  Soc.  Pr.  Jahrg.  XV 
S.  307. 


beiterausschflssen  vorgegangen.^)  Hinacht- 
lidi  der  BcttohiSnkuDg  der  Arbeitszeit  kommt 
namentlich  die  EinfOhruDg  «oes  Achtstnoden- 
art>eitsta^  io  Betracht,  deren  Vorzüge  sich 
vielfach  in  dem  durch  die  zweckmftfiiffere 
Tageseinteilung  geförderten  Familioil^iea 
des  Arbeiters,  aber  auch  in  gesteigerter 
Leistungsfähigkeit  des  Betriebes  geltend 
machen.  Eine  vorzQgliche  Handhabe  für 
die  Verbesserung  der  Arbeiterfflrsoige  auch 
über  den  Kreis  der  städtischen  Arbeiter 
hinaus  bietet  die  Aufteilung  von  Normen 
für  die  Vergebung  kommunaler  Ar- 
beiten. Hierbei  haben  einige  Städte  in 
nachahmenswerter  Weise  ein  Vorzugsredit 
für  solche  einheimische  Bewerber  bepflndet, 
welche  Sicheriieit  für  eine  ausreichende 
Lohnzahlung,  eine  angemessene  Arbeitsdauer 
und  eine  selbständige  Erledigung  der  über* 
nommenen  Arbeiten  (ohne  Unterakkord  y 
boten.  Auch  im  übrigen  kann  vermöge  der 
Submissionsnonnen  in  wirksamer  Weise  dem 
kleinen  Handwerker  und  Gewerbetreibenden 
entgegengekommen  werden,  indem  ihm  z.  B. 
durch  Zerl^ng  der  Vergebungen  in  Einzel- 
positionen  eine  BeteUigung  ermöglicht  wird. 
Hier  ist  auch  die  Organisierung  von  Not- 
standsarbeiten  zu  erwähnen,  wie  sie  in 
einer  Anzahl  von  Städten,  wie  Frankfurt  a.  M.. 
Essen,  Ulm,  Straßbur^  i.  E.,  OiTenbach, 
Mannheim  u.  a.  m.,  freiuch  unter  bedeuten- 
den Schwierigkeiten  und  mit  noch  recht 
wenig  befriedigenden  Ergebnissen  erfolgt 
ist.  Durch  die  Beichsgewerbeordnung  ist 
weiterhin  der  Gemeinde  ein  bedeutames 
Becht  zur  autonomen  Regelung  ge- 
wisser Arbeiterfragen  flberhsupt 
für  ihren  Bezirk  emgerftumt  worden, 
insbesondeie  bestach  der  Ruhezeiten  nnd 
der  Lohnzahlung  (§§  105b  Abs.  2;  119» 
Abs.  2;  139c  Abs.  2;  142).  In  §  12(»  Abs.  It 
a.  a.  0.  wird  ihr  das  tiefgreifende  Recht 
auf  statutarische  Begründung  eines  obli- 
^torischen  Fortbildungssdiulbesuches  für 
ju^ndliche  Arbeiter  g^ben.  Eine  um^g- 
reiehe  Normierungsbefngnis  im  Gebiete  der 
Sozialpolitik  ist  der  Gemeinde  endlich  durch 
die  Kranken-,  Unfall-  und  Invalidenmncfae- 
rungsgesetze  beigelegt  worden.*) 

Eine  Beteiligung  der  Städte 
an  fremden  Unternehmungen  Irammt 
auf  dem  hier  behandelten  Gebiete  vielfach 
vor.  So  finden  wir  Arbeitsnachweis- 
steilen  mit  kommunaler  FnterstQtjnxog- 
betrieben.ä)    Eine  große  Anzahl  von  Vei- 


»)  Trimboro-Thissen,  Die  Tätigkeit  der 
Oememden  auf  sozialem  (rebiete.  i'^a  IWO, 
S.  7fg.,  Damaschke»  Aafg.  der  Gemeinde- 
Politik,  &.  AofL  1901,  8.  b&tg, 

V.  Braachitseh,  Die  neuen  prenfi.  Vtr- 
waltnngsges.,  Bd.  HI  1902  a  35. 

>)  Neefe,  Statist  Jahrb.,  Jahrg.  Xn  S.  31» 
(Tabelle  Ib). 
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mea  und  AoBtalten,  die  sich  die  geistige 
oüa  gemllüicbe  Vertiefung  und  Vo^elung 
'kr  Diciten  VolksBchicfaten  zum  Arbeits- 
jelnete  gevfthlt  haben,  erhalten  stadtische 
ZiudifiSBe.  losofem  aber  das  ^pitel  der 
OSdtiGoheD  Hittelatandsfürsor^  auch  die 
ErieichteniDg  des  Yffl^ehra  innerhalb  der 
Stadt  umfoitt,  ist  hier  die  Beteiligung 
•ier  Eommanen  an  Klein>(8traSeu-) 
bahnnnternehmungeu  zu  erwähnen, 
auf  welche  die  imter  ll[2^ß  gegebenen  Dar- 
i^^gen  entsprechende  Anwendung  finden. 
Weitaus  die  gK^fite  Bedeutung  im  Bereiche 
<Ier  hierher  gehörigen  Bestrebungen  aber 
hAhen 

;-)  die  eigenen  Unternehmungen 
<ler  Städte.  Aus  der  Fülle  diesei  Organi- 
.-ationen  ragen  zurSrderst  die  städtischen 
Arbeitsnachweißstellen  hervor,  die 
lim  so  wirksamere  Sfittel  im  Kampfe  ge^n 
Arbeitslosigkeit,  Bettelei  und  Leutenot  sind, 
je  unparteiischer  sie  betrieben  werden.  Ein 
Ticbtiges  Ziel  ist  hier  die  weitere  Förderung 
<les  Zusammenschlusses  der  einzelnen  Ge- 
meindeoachweisstellen  zu  Nachweisver- 
tSoden.  Von  hoher  Bedeutung  sind  weiter- 
hin die  städtischen  Rechtsauskunft- 
atellen;  sie  sind  u.  a.  in  Mttlhausen  i.  E., 
Elberfeld,  C5ln,  3£agdebuxg,  Altona,  Hamm 
•lißgefOhrt  und  woHen  das  weitverbreitete 
Bedflrfais  nach  sachverständiger  und.un- 
porteiiacfaer  Beratung  in  Fragen  des  Rechts, 
Waooders  des  OfFentlicheD,  und  zwar  für 
"inen  weiter  oder  enger  gez<^nen  Kreis 
k'hiedigen.  Ohne  Zweifel  steht  diesem 
VVrwaltongszweige  noch  eine  gewaltige  EaU 
Tickelun^  bevor.  Hierher  genOren  auch  die 
•liirch  die  Reichsgesetzgebung  der  letzten 

Z^t  (Reichsges.  v.  -g-^^j  ■  ^^f^^  ,  Redakt. 

V.  29JIX.  1901,  RGBl. 's.  353;  v.  6./VII. 
1904.  RGBl.  S.  266)  geschaffenen  Gewerbe- 
nnd  K auf mannsgerichte,  welche  als 
i'jmmunale  Verausültimgen  gedacht  sind 
uot)  je  nach  der  QrCße  der  Kommune  fakul- 
'■itire  oder  obligatorische  Einrichtungen  dar- 
it(!Uen.  Ihre  Bestimmung  ist  der  Rechts- 
^i'hutz  im  Gebiete  der  gewerblichen  Streitig- 
Li.'iten  zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern 
(«zw.  der  Streitigkeiten  aus  dem  Dienst- 
'•'i*^  I/ihrverhaltnisse  zwischen  Kaufleuten 
iiml  Handlungsgehilfen  (-lehrlingen).  Zur 
rntf-rstOtzung  oesonders  ^drückter  Ge- 
werbe- und  Handwerksbetriebe  sind  hier 
>iiu)  da  beaclitenswerte  Versuche  gemacht 
Görden;  so  in  den  Stftdten  Liverpool  und 
<ilaagow  mit  der  Einrichtung  kommunaler 
Waschanstalten,  deren  Stande  auf  Zeit 
»ermietet  werden,  und  in  der  Stadt  Bern 
mit  der  stadtseitigen  Hergabe  und 
Kinrichtung  von  Schneiderateliers, 
iü  weldien  Sitzplätze  unter  günstigen  Be- 
ritngungen  an  Heimarbeiter  vergeben 


werden.^)  Ein  neuer  Vorschlag  geht  auj 
die  Errichtung  kommunaler  Waren- 
häuser und  submissionsweise  T&gehwae 
der  darin  einzurtcbtenden  St&nde  an  Kaui- 
leute  behufe  Zuführung  der  groBen  wirt- 
schaftlichen Vorteile  des  WareimausprinzipB, 
besonders  dw  Baumausnutzung,  aa  breitere 
Schichten  der  OewOTbetreiben%n.')  Dabei 
sdidnt  mir  das  Bedenken  nicht  fj^nügend 
gewürdigt  zu  sein,  daß  die  Stadt  im  Falle 
solcher  Errichtung  denjenigen  Kaufleuten, 
welche  dieser  ^semierung  des  Detail- 
handels sich  nicht  unterwerfen  wollen  oder 
können,  die  Konkurrenz  erheblich  verschärft, 
sofern  sie  nicht  das  wohl  unml^liche  Ziel 
verfolgt,  den  gesamten  Detailhandel  ihres 
Bezirks  in  Warenhäusern  unterzubringen. 
Von  städtischen  Kreditanstalten 
sind  in  erater  Linie  die  Sparkassen  zu 
nennen,  die  sich  in  Deutachland,  im  Gegen- 
satze zu  anderen  Ländern,  grundsätzlich  als 
kommunale  Anstalten  entwickelt  und  sowohl 
für  die  Zwecke  zinsbarer  Anlage  kleiner 
Kapitalien  als  auch  der  Gewährung  von 
billigem  Real-  und  Personalkredit  Groß- 
artiges geleistet  haben.  Femer  sind  hier 
kommunale  Leihämterund  Buiken  zu  nennen ; 
unter  den  letzteren  haben  besondere  Be- 
deutung erlangt:  die  städtische  Bank  in 
Breslau,  welche  dem  Kreditbedürfnisse  der 
kleinen  und  mittleren  Gewerbetreibenden 
dient,  und  die  Grundrenten-  und  Hypotheken- 
anstalten der  Städte  Dresden  und  DüBseldorl 
(oben  sub  II,  1,  ß). 

Es  bleibt  noch  die  Frage  zu  prüfep,  ob 
die  Gemeinden  den  von  verschiedenen  Seiten 
an  sie  herangetretenen  Wünschen  nach  Ein- 
richtung kommunaler  Lebensmittel- 
(namentlich  Fleisch-)  Versorgung, 
kommunaler  Kohlen-,  Petroleum- 
usw.-beschaffun^  entsprechen  sollen. 
Was  die  wichtigste  dieser  Fragen,  die  Fleisch- 
versorgung, betrifft,  so  wäre  zunächst  die 
schwierige  Vorfrage  zu  beantworten,  welches 
Stadium  dieser  Versorgung  von  der  Ge- 
meinde in  Betrieb  genommen  werden  soll, 
die  Aufzucht ,  der  Viehhandel  oder  das 
Fleischergewerbe  oder  etwa  alle  diese 
Stadien.  Grundsätzlich  aber  muß  gegen 
diese  Ratschläge  eingewendet  werden,  daß 
bei  einer  so  weit  ausgedehnten  Munizipali- 
sierungspolitik  die  Gefahr  nahe  Hegt,  die 
Städte  möchten  ihren  eigentlichen  Aufgaben 
entfremdet,  zu  sozialistisdten  Genossen- 
schaftsverbänden umgewandelt  werden,  und 
die  Integrität  des  Beamtenstandes,  auf  die 
I}eutscliland  stolz  sein  kann,  möchte  durch 
die  innige  Verquickung  von  Amt  und  Han- 


M  Soz.  Prai.  Jahrg.  XIU  Nr.  34  S.  881,  XV 
S.  429fg. 

*)  AafisatB  von  Schanz  in  der  Soz.  Frax.  XV 
S.  274  fg. 
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delsgeschaft  zuschaden  Itommen.  Auch  vom 
Standpunkt  der  privaten  GewOTbetreibenden 
in  der  Stadt  muß  vor  einer  derarti^o 
Ueberspannung  des  Bogens  der  Sozialpolitik 
wnstlich  gewarnt  werden.  Denn  die  Stadt 
genießt  als  Selbstkanfmann  ^Be  Vorteile 
vor  den  Frivatkaufleuten :  sie  besitzt  ein 
sicheres  und  auf  dem  We^  des  Kredits 
billig  zu  ergänzendes  Betriebskapital,  sie 
arbätet  steuerfrei,  rae  verfügt  aber  eine 
unentgeltliche  Oberleitung  in  den  sUldtischen 
Behöraen  und  hat  eine  Kundschaft,  deren 
Umfong  unübersehbar,  deren  JECaufkraft  und 
Kredit  leicht  fibersehbar  ist  Mit  solchen 
Bil&mitteln  wirkt  ein  städtisdier  Gewerbe- 
betrieb auch  dann,  wenn  ihm  nicht,  wie 
dies  bei  dem  Schlachthauszwange,  Änschluß- 
zwange  an  Wasserleitungen  usw.  der  Fall 
ist,  ein  Monopol  statutarisch  oder  verord- 
nungsmäßig  ausdrücklich  eingeräumt  wird," 
häufig  kraft  der  bloßen  tatsächlichen  Ent- 
wickeluug  als  ein  Konkurrenzverbot,  als  ein 
Monopol.  Natürlich  darf  durch  solche  Gründe 
ein  Eingreifen  der  Gemeinde  io  Fällen 
auBei^wühnlicher  Kalamitäten  nicht  aus- 
geschlossen werden ;  dann  müssen  insbe- 
sondere Bücksichten  auf  das  Wohl  einzelner 
hinter  denen  auf  die  Aligemeinheit  zurück- 
stehen. Aber  als  eine  organische  Einrich- 
tung einer  städtischen  Verwaltung  sollten 
Lebensmittelversorgungen  und  ähnliche  Be- 
triebe nicht  vorgesehen  werden.  Ent- 
sprechend dem  Ergebnisse  dieser  Erwä- 
gungen hat  der  deutsche  Städtetajg  am 
27./XI.  1905  ausgesprochen,  daß  „die  im- 
mittdbare  Versorgung  der  Bevölkerung  mit 
Fleisch  durch  die  städtischen  Verwaltungen 
als  gedgnetes  l^üttel  zur  wirksamen,  dauern- 
den B^ntigung  der  Fleischteuemng  nicht 
angesehen  werden"  könne. 

4.  Lasten  verteil  ang.  Inbezus;  aaf  die 
Lastenverteilaog  bricht  sich  die  kommu- 
nale Sozialpolitik  unter  dem  Drucke  des  Zeit- 
geistes in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  immer 
mehr  und  mehr  Bahn.  Das  zwar  vlä  ange- 
feindete, aber  in  seinen  GmDdztlffeQ  and  wichtig- 
sten Bestimmiuigen  mastergUltige  prenOische 
EoromanalabgabeDgesetz  vom  14./VII.  1893  (GS. 
S.  152)  hat,  gefördert  durch  eine  mannigfaltige 
Ansgestaltnng  in  der  Praxis  der  Gemeinde-  und 
der  staatlichen  Anfsicbtsorgane  einen  bedeut- 
samen sozialen  Fortschritt  angebahnt.  Es  wäre 
irrig,  das  Ziel  dieser  Eotwickelnng  etwa  in 
einer  strikten  Dnrchfilhrnng  des  Mallstabes  der 
Leistungsfähigkeit  bei  Verteilnoif'  der  Gemeinde- 
lasten za  suchen.  Eine  solche,  freilich  hier  and 
da  znm  Ausdruck  gelangende  Auffassung  witrde 
das  Ideal  der  Gemeindebestenening  in  der  pro- 
gressiven Eiukommensteaer  oder  in  Zuschlägen 
zn  dieser  staatlichen  Steuer  erkennen.  Der 
Fehler  dieser  Anschaaung  würde  darin  liegen, 
daß  der  Haßstab  des  Interesses  an  den  Gemeinde- 
veranstaltnngen  unberücksichtigt  bliebe.  Die 
Tätigkeit  der  Gemeinde,  dieses  —  im  Gegensatze 
znm  Staate  —  vomebmlieh  wirtschaftlichen 


Verbandes,  ist  in  ihrer  Beziehung  za  den  Grund- 
stücken und  Gewerbebetrieben  der  Einwohner 
vielfach  eine  meliorierende.  Straßenanlagen, 
Wasserleitungen ,  Entwässerungen ,  Beleuch- 
tungen, Feuerlöscheinrichtangen  schaffen  Ver> 
megensmehrwert«  vomebmlidi  mgunsten  der 
Grundbesitzer ;  Volks- ,  FortbUdungs- ,  SchaJ- 
anstalten,  Krankenhäuser,  Sdilacht-  und  Vieh- 
biffe,  Harkthalien,  Straßenbahnen,  Banken  be- 
fördern vielfach  die  Interessen  der  Gewerbe» 
treibenden.  Die  geschaffenen  Hehrwerte  geben 
der  Gemeinde  den  Ansprach  auf  ein  spezidleres 
Entgelt,  als  es  in  einer  begrifflich  nacb  Bein- 
erträgen  bemessenen  Einkommensteuer  erblickt 
werden  kann.  Für  die  Abgeltung  jener  Hehr- 
werte maß  der  wirtschaftliche  Vorteil  der  Be- 
vorzugten,  muß  der  steigende  Bnittowert  oder 
-ertrag  der  Grandstficke  nnd  Gewerbebetriebe 
den  geeigneten  Maßstab  liefern ;  denn  auch  das 
vencoulMte  Grundstück  und  der  mit  ange* 
liehenem  Anhupe-  und  Betriebskapital  arbeitende 
Gewerbebetrieb  erfährt  eine  wertsteigening 
durch  jene  Gemeindeveranstaltongen.  Ja,  in 
einem  Wirtschaftsverbande  muß  dieser  letztere 
Haßstab  den  ersten  Platz  einnehmen,  vor  dar 
progressiven  Einkommenstener  müssen  Gebühren 
nnd  Beiträge  der  dnrcb  gewisse  Gemetnde- 
leistnngen  bevorzugtenEinwohnerklassen,  müssen 
Stenern  vom  Grundbesitze  und  vom  Gewerbe- 
betriebe rangieren.  Eine  solche  Lasten Terteilung 
entspricht  der  richtig  verstasdenm  kommnnalai 
Sozialpolitik  unter  &t  Voraussetzung,  daß  aoch 
im  System  der  Gebühren,  Beiträge  nnd  dar 
BealBtenern  auf  die  allgemeine  Wirtscbaftalage 
der  Pflichtig|en  eine  billige  Rücksicht  genommen 
wird,  daß  nicht  etwa  der  Uaßstab  des  Interesses 
eine  schädliche  Uebertreibong  erföbrt 

In  dem  erwähnten  Komntualabgabengeseta 
finden  wir  diese  Forderungen  in  wesentudtni 
Punkten  erfüllt. 

Die  als  Gegenleistungen  für  Benutzung  von 
Gemeindeveranstaltongen  (Wa8serIeitangen,Ga»- 
anstatten,  Schulen)  oder  für  Beanspruchnng  von 
Diensten  der  Gemeindebehörden  (Prttfang  von 
Bauprojekten,  fenerpolizeilicbe  Ueberfrachung 
von  Theatern)  geschuldeten  Gebühren  sind  zwar 
im  allgemeinen  nach  dem  Umfange  der  G«- 
meindeieistangen  zn  bemeueo ;  es  soll  aber  auch 
eine  Berücksichtigui^  der  I^istangsmugheit, 
insbesondere  eine  Begünstigung  der  Unbe- 
mittelten, nicht  ausgeschlossen  sein.*)  Aach  im 
System  der  Beiträge  beginnt  —  t.  B.  auf  dem 
verwandten  Gebiete  einer  Beteiligung  der  Be- 
sitzer von  Ufergmndstüeken  an  den  Unter> 
haltungskosten  von  Flußregnliemngen  (§§  39(g. 
pr.  G.  V.  3./Vn.  1900,  GS.  S.  171)  —  eine  be- 
merkenswerte Fürsorge  der  Gesetzgebung  fär 
Fälle  von  Ueberbürdangen  (§  39  a.  a.  0.).  Bei 
der  Grund-  und  Gebäudesteoer-  sowie  bei  der 
Qewerbestenerveranlagung  kennen  schon  die 
nach  Ueberweisnng  dieser  Steaerarten  an  die 
Gemeinden  in  Geltung  gebliebenen  gesetzlichea 
Verantagongsbestimmtingen  mehrfache  BegOnsti- 
gnngen  für  leistangsscbwachere  Besitsergraivak 

')  Ueber  die  in  dieser  Frage  zwischen  Ja£- 
katnr  nnd  Literatur  bestehende  Heinangfver- 
schiedenheit  vgl.  Nöll-Freund,  Das  Kom* 
munalabgabengesetz  (5.  Aufl.).  Berlin  1905, 3.  ^ 
Anm.  4  zu  §  7  nnd  jetzt  Deklaratjonseeäeti  v. 
24./VII.  1906  (GS.  S.  376). 
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oder  fnr  Fälle  von  ErtragBrückgängen.')  Für 
eine  entsprechende  Auslegung  des  Kommanal- 
ahgabengesetzes  (§  27  Abs.  1),  soweit  die  aato- 
nome  Bestenemn^  des  Orandoesitzes  in  Betracht 
kommt,  kämpft  die  Verwaltnogspraxis  im  Verein 
mit  einer  Richtung  in  der  Literatur  gegen  eine 
oigere  Anffamu»  der  oberrerwaltong^rericht- 
licoen  Judikatur.^)  Fehlerhaft  wftre  bei  der 
Wahl  des  Wwes  einer  BerUckucbtigang  der 
Leifltnngsföhigkeit  im  Gebiete  der  Obiekt- 
bestenemng  eine  Gewähning  von  Schoiden- 
abxägen,  wie  sie  neaerdinga  aach*in  der  Litera- 
tur*} empfohlen  worden  ist,  weil  damit  die 
enge  Beztehang  der  werterhShenden  Wirkung 
der  Gemeindeveranstaltnngen  zur  Brnttobe- 
stenemng  fs.  oben)  verwischt  und  die  Axt  an 
die  Warsei  der  Objektbeateuerung  überhaupt 
gelegt  wttrde.  Den  größten  Fortschritt  hat 
aber  das  Kommnn^abgabengesetz  dnrch  die 
Bestimmangen  {§§  2ö.  2ij)  Angebahnt,  welche 
fQr  die  Bestenernng  der  Grundstücke  und  Ge- 
werbebetriebe den  Gemeinden  die  Einführung 
einer  selbständi^n,  Ton  der  staatlichen  Ein- 
schätzung abweichenden  Teranlagnngsart  frei 
stellen.  Auf  Grund  dieser  für  die  Autonomie 
der  Gemeinden  im  Steuerwesen  überaos  wert- 
vollen Berechtigung  haben  die  Gemeinden  in 
weitem  Umfange  eine  Beform  der  Orundbe- 
stcuerung  durchgeführt,  indem  sie  an  Stelle  des 
für  die  ataatUcbe  Einachätzuns:  maßgebenden 
Ertrags  (bezw.  der  £rtrags»higkeit)  oder 
Nntcnngswertes  den  gemeinen  Wert,  d.  h.  im 
allgemeinen  den  Terkanfswert  der  Grundstücke 
zum  Veranlagunnmaßstabe  gewählt  haben.*) 
Die  ministerielle  Denkschrift  vom  äl./V.  1904'^) 
zeigt  die  wohltätigen  sozialen  Wirkhngen  dieser 
Beform,  welche  namentlich  in  Gemeinden  mit 
lebhafter  Entwickelung  und  steigenden  Grund- 
werten eine  Verschiebung  der  Grnndatenerlast 
in  der  Richtung  einer  Mehrbelastung  der  Bau- 
plätze*), der  Geschäftvebfinde  und  der  hoch- 
wertigen  Wohngeb&nde,  einer  Entlastung  der 
den  Wohnbedttmiise  der  mittleren  und  unteren 
BerClkerungsschlchten  gewidmeten  Gebände  zur 
Folge  gehabt  hat.  Langsamer  vollzieht  sieh 
die  Aeform  der  autonomen  Oewerbebestenemng, 
aber  anch  hier  im  Sinne  der  Vorbelastung  der 
wirtschaftlich  kräftigeren  Betriebe,  sei  es  daß 
der  Besteuerung  der  obersten  Gewerbestener- 
klassen  jfngresnve  Stenersätze  zugrunde  gelegt 


■)  Prenß.  Gebändestenergesets  t.  21./V.  1861, 
OS.  a  S17  8§  7,  8,  19;  G.  t.  1Ö./IV.  1889,  GS. 
S.  99:  Gewerbestenergesetz  v.  24 /VL  1891,  GS. 
S.  §§  44,  46;  G.  T.  14./TIL  1893,  OS.  S.  119 
g§  3,  11  Abs.  2. 

S«)  Nöll-Frennd,  a.  a.  0.  S.  77  Anm.  3  zu 
27,  Preuß.  Verw.-Bl.  Jahrg.  27  S.  64,  Wohn. 
eB.-Entw.  Art  3,  jetzt  Dwarationsgesets  t. 
24./VII  1906. 

■)  Fuisting,  GrflndzBge  der  Stenerlehre, 
Berlin  1902,  S.  381. 

Ministerielle   Mnstersteoerordnong  vom 
a/X.  1899  {Min.-Bl.  S.  160}. 
•)  Min.-Bl.  S.  149. 

*)  Der  Versuch,  den  das  Kommunalabgaben- 
gesetz mit  einer  Sonderbesteuemsg  der  Bau- 
plätze gemacht  hat  (§  27  Abs  2),  ist  in  der 

fraktiscnen  DnrchfBhmng  mißglückt;  NöU- 
'reand,  %.  a.  0.  S.  77,  Anm.  9  zn  §  27. 


werden,  sei  es  daß  eine  schärfere  Heranziehung 
des  Gewerbebetriebea  bei  Benutzung  ertrag- 
reicherer Bäume  oder  bei  Beschäftigung  größerer 
Arbeitermassen  eintritt')  Für  die  Einkommen- 
besteuerune  konnte  angesichts  der  schon  bei  ' 
ihrer  ataauichen  Tarifierung  in  weitgehendem 
Maße  beachteten  sosmlen  ^nrdemngen  ein  Be- 
dllrfois  zur  autonomen  Ansgestaltnng  durch  die 
Gemeinden  im  allgemeinen  nicht  anerkannt 
werden  (§  37  des  Kommunalabgabengesetzes); 
wohl  aber  steht  es  hier  den  Gemeinden  frei, 
von  einer  Heranziehung  der  Steuerpflichtigen, 
welche  ein  Einkommen  unter  dem  für  die  Staats- 
besteuerang  festgestellten  Minimalbetrage  von 
900  M.  beziehen,  ganz  oder  teilweise  abzusehen 
oder  dieser  Heranziehung  geringere  Prozentsätze 
zugrunde  zu  legen.  Was  endlidi  die  indirekte 
Göneindebesteuernng  anbelangt,  so  ist  das 
Rdchs-ZolltariiB«8etB  vom  25./XIL  1902  (RGBL 
S.  3U3)  in  6  einer  StenerOberlaatung  de» 
Lebensmittelkonsums  dnrch  die  Bestimmung 
entgu;«ngetreten ,  daß  vom  l./IV.  1910  Ge- 
mein^teuem  auf  Mehl,  Backwaren,  Vieh^ 
Fleischwaren  und  die  sonstigen  dahin  gehörigen 
Artikel  nicht  mehr  erboten  werden  dUrfen, 
nachdem  schon  §  14  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes die  entsprechenden  Steuern  auf  den 
Aussterbeetat  gesetzt  hatte.  In  neuester  Zeit 
hat  sich  im  System  der  indirekten  Gemeinde- 
steuern die  Steuer  vom  Erwerb  von  Grund- 
stücken (UmsatcBtener)  ein  immer  weiteres 
Gebiet  erobert.  Sie  wird  bei  Gelegenheit  eine» 
Besitz  wechseis  —  abgesehen  von  ErbfäUen  — 
entweder  nach  dem  veranlagnngsmaßstab  des 
gemeinen  Grundstückswertea  oder  nach  dem- 
jenigen des  unverdienten  Wertzuwachses  oder 
auch  nach  einer  Verbindung  beider  Haßstäbe 
erhoben.  Die  Wertzuwachssteuer,  welche  z.  B. 
in  Frankfurt  a.  M.,  COln,  Gelsenkirchen  einge- 
führt worden  ist,  wird  meist  nach  dem  aus 
einer  Vergleichung  der  beiden  letzten  Erwerbs- 

S reise  ernchn^»n  Mehrwerte  erhoben,  welchen 
as  Grundstück  in  der  Zeit  zwischen  dem  vor- 
letzten und  dem  letzten  Erwerbsakte  gewonnen 
hat;  dem  vorletzten  Erwerbspreise  werden  dabti 
Aufwendungen  des  Käufers  und  bei  nubebauten 
Grundstücken  die  entgangenen  Zinsen  zuge- 
rechnet. Häufig  werden  die  von  dem  Wert- 
zuwachs in  Anspruch  genommenen  Prozente  je 
nach  der  kürzeren  oder  längeren  Besitzzeit  erhobt 
oder  ermäßigt.  In  dieser  Form  wird  die  Wert- 
znwachsateuer  eine  billige  Beteiligung  der  Ge- 
meinde an  den  zumeist  durch  ihre  Veranstal- 
tungen geachafienen  Hehrwerten  der  Gmnd- 
stücke  und  damit  eine  gerechtere  Lastenverteilnng' 
mit  sich  bringen. 

So  hat  insbesondere  das  preußische  Recht 
der  sozialen  Entwickelung  auch  des  Qe- 
meindeabgabeu  Wesens  die  Bahn  geebnet. 
Es  muß  das  Ziel  der  Gesetzgebung  sein, 
Fesseln,  welche  eine  allzu  enge  Auslegung 
der  einzelnen  OesetzesbestimmuDgen  nament- 
lich in  der  verwaltungsgerichtlichen  Praxis 
dieser  Entwickelung  angelegt  hat,  mehr  und 
mehr  zu  lockeru  und  den  oben  entwickelten 


')  Mini.sterielle  Mnaterstenerordnungen  bei 
N5ll-Frennd,  a.  a.  0.  S.  Ö02fg.f  minist  Rund- 
erlaß  vom  22./XI.  190&  (Hin.-BI.  S.  203). 
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<hrundgedaDkeQ  Über  eine  angemessene  Vei^ 
teilung  der  Qemeindelaaten  flberall  zum  Siege 
zu  verhelfen.  Freuna. 


Stadtwirtsdu^  s.  Wirtschaftsstufen. 


Staffeltarife. 

Unter  einem  S.-  oder  Skalentarife  ver- 
steht man  einen  Tarif,  bei  welchem  die 
Streckens&tze  bei  wachsender  Entfernung 
stufenweise  fallen  foder  steigen).  Gewöhn- 
ludi  denkt  man  bei  dem  Ausdruck  „S."  nur 
an  Tarife  mit  fallender  Staffel.  Der  S. 
kommt  in  versdiiedener  Auagestaltung  vor. 
Man  kann  die  fOr  die  einzelnen  Staffeln 
.festeesetzten  Sätze  nur  innerhalb  der  be- 
treffenden Staffel  selbst  anwenden,  so  dafi 
in  jeder  weiteren  Staffel  eän  neuer  Strecken- 
■satz  fOr  diejem|;en  L^geneinheiten  benutzt 
wird,  die  in  die  betreffende  Staffel  fallen, 
und  dafi  deshalb  für  die  Berechnung  der 
Gesamtfracht  die  verschiedenen  Sätze  der 
einzelnen  Staffeln  nebeneinander  benutzt 
werden.  Man  kann  aber  auch  den  Satz  der- 
jenigen Staffel,  in  welche  die  Bestimmungs- 
station fällt,  also  den  Satz  der  billigsten 
Staffel  auf  die  ganze  durchfohrene  Strecke 
anwenden,  so  daß  für  die  Berechnung  der 
Gesamtfracht  nur  ein  Streckensatz  in  Frage 
kommt. 

Die  S.  sind  nur  eine  äußere  Tarifform 
und  vertragen  sich  deshalb  sowohl  mit 
hohen  als  auch  mit  niedrigen  Tarifsätzen, 
Sie  sind  auf  allen  Gebieten  des  Verkehrs- 
wesens anwendbar,  beim  Postverkehr  nicht 
minder  als  beim  See-  und  Binnenwasser- 
straßen-Verkehr und  bei  den  Eisenbahnen. 
Da  sie  aber  im  Eisenbahnwesen  eine  be- 
sondere Rolle  spielen,  so  genügt  es,  hier 
nur  die  Elsenbahn-S.  zu  berücksichtigen. 
Auch  im  Eisenbahnverkehr  ist  die  Anwen- 
dungsfähigkeit der  Form  der  S.  sehr  groß, 
Sie  können  im  Personen-  wie  im  Güter- 
verkehr, beim  Wagenraum-  und  Gewichts- 
system  wie  beim  Wertsystem  und  beim  ge- 
mischten System  angewandt  werden.  Denn 
die  Form  der  S.  ist  nur  eine  besondere  Art 
der  BerÜcksichti^ng  des  Entfernungsunter- 
schiedes, und  die  Entfernung  allein  kann 
für  die  Gestaltung  der  Frachten  nicht  maß- 
gebend sein.  Die  Art  und  Weise,  wie  bei 
oen  S.  die  Entfernung  berücksichtigt  wird, 
ist  insofern  zweckmäßig,  als  sie  die  rein 
mechanische  Berücksichtigung  der  durch- 
fahrenen  Kilometer,  wie  sie  bei  Tarifen  mit 
gleichbleibenden  Strecken  Sätzen  staltfindet, 
und  ebenso  die  weilgehende  Außeracht- 
lassung der  Entfemtingsunterschiede ,  wie 
sie  beim  „Zonentarif"  vorÜegt,  vermeidet. 
Audi  die  Steigerung  des  Streckensatzes  für 


1  km,  wie  sie  beim  Zonentarif  beim  Be^;inn 
einer  Zone  gegen  die  Durchschnittssätze  an 
der  äußeren  Grenze  der  vorigen  Zone  ein- 
tritt, kommt  beim  S.  nicht  vor;  für  jede 
neue  Staffel  wird  der  Streckensatz  nicht 
höher,  sondern  niedriger,  und  doch  wird  die 
Gesamtfracht  für  die  weitere  Strecke  bei 
vernünftiger  Auswahl  der  Staffelsätze  mebt 
niedriger,  sondern  höher  als  für  die  kürz««. 
Zu  der  Form  des  S.  hat  die  Beobach- 
tung geführt*  daß  bei  der  ununterbrochenen 
Beförderung  auf  längere  Strecken  bis  zn 
einer  gewissen  Grenze  die  Streckenkosten 
—  auf  eine  bestimmte  Längeneinheit  ge- 
rechnet —  mit  zunehmender  Entfernung 
geringer  werden,  wenngleich  ihr  Gesamtbettag 
zunimmt  E&n  Zug,  der  100  km  hintemn- 
ander  filhrt,  verursacht  zwar  mehr,  aiber 
doch  nicht  100  mal  so  viel  Streckenkosten 
als  mn  Zug,  der  nur  1  km  znrficklegt  Kann 
die  ganze  Strecke  ohne  Auswechselung  der 
Lokomotiven,  ohne  Erneuerung  des  Zug- 
personals usw.  nicht  ziurückgel^  werden, 
so  wird  die  Verminderung  der  Streckenkosten 
unterbrochen,  um  an  der  Unterbrechungs- 
stelle  von  neuem  zu  beginnen.  Dieser  Tat- 
sache trägt  die  Form  des  S.  Hechnung.  Das 
dabei  nicht  von  Kilometer  zu  Kilometer,  son- 
dern nur  in  größeren  Stufen  die  Abminde- 
i-ung  der  Streckensätze  eintritt,  rechtfertigt 
sich  dadurch,  daß  im  Interesse  aller  Teile 
eine  sehr  komplizierte  Gestalt  d^  Tarifes 
vermieden  werden  muß. 

Mit  Hilfe  der  Form  des  S.  kann  sich 
die  Eisenbahn  den  Verkehr  in  die  Feme 
sichern  und  diesen  Verkehr  vor  zu  ^ßer 
Verteuerung  schützen,  ohne  sich  bei  dem 
Verkehr  auf  kürzeren  Strecken  mit  unzu- 
länglichen Sätzen  begnügen  zu  müssen.  Gut 
eingerichtete  S.  steigern  die  Veraandfihig- 
keit  der  Güter,  erweitern  ihr  Absatzgebiet 
und  erhöhen  ihre  Wettbewerbsfähigkeit.  Sie 
sind  deshalb  bei  geeigneter  Atiswahl  dtr 
Tarifsätze  geeignet,  eine  vorhandene  Ent- 
wickelungsfähigkeit  des  Fernverkehrs  aui^ 
zulösen  und  dadurch  den  Verkehr  zu  steigetn. 
Sie  erleichtem  gleichzeitig  die  Bedortsver- 
sotgung  entfernter  liegender  Gebiete.  Wird 
das  Pnnzip  der  S.  allgem^n  angewandt,  so 
kann  das  zur  Verein&Kshung  des  ganxea 
Eisenbahntarifwesens  beitragen.  Denn 
manche  Ausnahmetarife ,  die  jetzt  nötig 
werden,  können  dann  in  WegfeU  kommtfo. 
Besonders  wichtig  ist  die  Anwradung  iet 
Form  der  S.  bei  8ol<^«i  Gütern,  deren  Ver- 
sendung auf  weite  Strecken  im  allgemcioea 
volkswirtschaftlichen  Interesse  liegt. 

Den  S.  wird  eine  Begünstigung  der- 
jenigen Gebiete  nachgesagt,  welche  auf  die 
weitesten  Entfernungen  versenden  köoiieo, 
auf  Kosten  derjenigen,  welche  in  der  Mitte 
des  Geltungsbereiches  des  Tarifes  liegeo. 
Dabei  wird  übersehen,  daß  von  einer  un- 
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b^renzten  Erweiterung  der  Absatzgebiete 
oidit  die  Rede  seio  kima.  Ob  eio  Gut  in 
■dnem  entfernten  Gebiet  noch  Absatz  findet, 
h&Qgt  Dicht  lediglich  von  dem  Tarife  ab. 
tTet^rdies  wftchst  beim  S.  die  Gesamtiradit, 
je  länger  die  Beförderungastrecke  ist,  und 
die  nSher  gelegenen  Gebiete  kennen  deshalb 
den  Wettbewerb  unter  einer  im  ganzen  ge- 
ringeren F^chtbelastung  anf nehmen.  Nichts- 
de$>toweniger  ist  anzuerkennen ,  daß  die 
Einführung  eines  S.  Tvirtschaftliche  Ver- 
schiebungen zum  Nachteil  bestimmter  Be- 
zirke hervorrufen  kann.  Das  nOtigt  dazu, 
die  bestehenden  Tarif  Verhältnisse  vorsichtig 
umzu^talten  und  bei  der  Abmessung  der 
Vermmderun^  der  Streckensätze  die  mög- 
licherweise eintretenden  Benachteiligungen 
gewisser  Gebiete  sorgfältig  zu  beachten. 
Unter  Umständen  kann  das  dazu  führen, 
<la£  die  Abrainderung  der  Streckensätze 
s^r  mäßig  gehalten  wird  und  daß  eventuell 
•die  Einführung  des  S.  nicht  sofort  mit  einer 
-wesentlichen  Tarifermäßigung  überhaupt 
Terbiinden  wird. 

Das  alles  sind  aber  Fragen  der  praktischen 
Ausgestaltung  und  Hiuidhabung  der  S.  An 
sich  ist  diese  Form  der  Berücksichtigung 
•der  Eatfernungsuuterschiede  durchaus  be- 
rechtigt. Daraus  erklärt  es  sich,  daß  die 
Bemessung  der  Tarifsätze  nach  dem  Grund- 
satz der  foUenden  Staffel  die  weiteste  Ver- 
breitung gefunden  hat 

Die  S.  sind  schon  frühzeitig  zur  An- 
wendung gelangt.  Auch  in  Deutschland 
kamen  schon  in  den  50  er  Jahren  vereinzelte 
^.  vor.  In  größerem  Stile  hat  zuerst  Bel- 
gien (seit  1863)  die  S.  benutzt  Auch  Frank- 
reich hat  sich  seit  den  60  er  Jahren  in  be- 
•deutendem  Umfange  dieser  Tarifform  be- 
dient. In  Rußland,  Holland,  Italien,  Oester- 
reich-Ungarn, Schweiz,  Schweden,  Norwegen, 
Rumänien  und  England  werden  S.  aus- 
giebig angewandt.  Die  preußischen  Staats- 
bahnen haben,  obwohl  die  Tarife  mit  gleich- 
bleibenden Streckensätzen  noch  vorherrschen, 
die  Form  der  S.  neuerdings  ebenfalls  mehr 
lienntzt.  Gegenwärtig  wird  schon  ein  starker 
Bruchteil  der  Güter  auf  den  preußischen 
Staatsbahnen  nach  S.  gefahren.  (Vgl.  Art. 
..Eisenbahnen"  oben  Bd.  I  S.  726  fg.) 

LIteratar:  IMe  tn  dem  Art.  „Eitenbahnen"  an- 
gegebene  Literatur  (t.  o.  Bd.  J,  S.  748, 749),  ine- 
besondere  auei  die  Sehrifien  über  Tarijweten, 
hmmen  hier  in  Betracht.  Beetmdere  Ertcähnung 
verdienen  an  dieter  Stelle :  VMch,  Staffeltarife 
und  Watteretrttßen ,  Brrlin  1894-  —  Laun- 
hardt, Theorie  der  Tanfbildung,  Berlin  1890. 
—  Wiechhorstf  Der  devUche  KitenbahngiUer- 
tarif  der  Zukunft,  Bertin  1880.  —  Sehoellet; 
l'ebcr  die  Staffeltarife  im  allgemeinen  und  über 
die  erttellten  Avtnahmetarife  för  landwirttcha/t- 
Jiehe  Produkte  im  besonderen,  Breslau  1894.  — 
Pauerf  Lehrbueh  des  Eisenbahnlari/weaens, 
Wien  lyOfi,  S.  tlfg.    A.  van  der  Borght, 

Wörterbncb  d.  Tolknrirtscbitft.  II.  Anfl.  Bd.  II. 
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SUmmgUar  nnd  Fldeikomnine. 

1.  Begriff  und  geschichtliche  Entwickelang. 
2.  Das  S.recht.  3.  Die  FamilienMeikommisse. 
4.  Statistik  dw  Fideikommisse.  6.  Würdigung 
des  Instituts  und  Beformbestrebungen. 

1.  Begriff  nnd  eeschicfaüiche  Ent- 

wickelnng.   S.  und  Familienfideikommisse 

sind  unveräußerliches  Vermin,  besonders 
Grundvermögen,  welches  eiuer  Sondererb- 
folge unterliegt.  Beide  sind  aus  dem  Be- 
streben des  Adels  hervorgegangen ,  den 
wirtschaftlichen  Bestand  und  das  Ansehen 
der  Familien  dauernd  zu  festigen.  Die  Ge- 
bundenheit der  S.  beniht  regelmäßig  auf 
allgemeinen  Rechtsnormen,  die  der  Fidei- 
kommisse stets  auf  dem  Willensakt  ihres 
Stifters. 

Beide  knüpfen  an  mittelalterliche  Eecbts- 
institutioneD  an,  welche  von  dem  Gedanken  ge- 
tragen waren,  daß  der  Grundbesitz  Familiengnt 
sei  nnd  der  Famihe  erhalten  bleiben  mOsse. 
Diesem  Zweck  dienten  vor  allem  das  einst  weit 
verbreitete  Beispmchsrecfat,  welches  die  Ver- 
änOemng  der  Liegenschaften  entweder  Überhaupt 
oder  doch  soweit  es  sich  am  ererbte  Grandstficke 
handelte  (S.  im  weiteren  Sinne)  an  die  Ge- 
nehmigQDg  der  nächsten  Verwandten  knüpfte, 
nnd  der  Änsschlnli  oder  die  Zarücksetzun^  der 
Fraaen  bei  der  Vererbung  des  Grundbesitzes. 
Beide  Bestimmungen  gingen  in  das  Lehnsrecht 
über,  welches  auf  der  Hü)ie  das  Mittelalters  den 
Überwiegenden  Teü  der  größeren  Landbe- 
sitznngen  nmfaßte.  Dagegen  galten  die  Erben 
derselun  Klasse  nntereinander  als  gleichbe- 
rechtigt; auch  im  deutschen  Lehnswesen  trug 
dieser  Gedanke  in  der  Uebnne  der  Gesamt- 
belehnung  den  Sieg  davon.  Die  Gewohnheit  das 
Gut  im  Erbgange  nngeteilt  zu  erhalten,  ent- 
wickelte sieh  am  frtihesten  and  kounequentesten 
in  der  Bauernschaft.  Im  Adel  dagegen  griffen 
früh  Teilnngen  des  Grundbesitzes  in  ver- 
schiedenen Formen  Platz;  denn  er  stützte  sich 
im  Mittelalter  ökonomisch  weniger  anf  die  Be- 
wirtschaftung von  Landgütern,  die  eben  nicht 
beliebig  teilbar  sind,  als  anf  den  Bezug  von 
Bodenrenten.  Weder  der  ersatzlose  Verbrauch 
von  vielen  Angehörigen  des  Adels  im  Kriege 
oder  im  geistlichen  Dienst  noch  seine  Teilnahake 
an  der  Kolonisation  des  Ostens  noch  auch  die 
lange  anfrecht  erhaltene  alte  Sitte,  die  Erba- 
genieinschaft  fortzusetzen,  vermochte  einer  «ehr 
weitgehenden  Zersplitterung  der  Vermöge»  tw- 
znbeugen. 

Znnächst  war  es  der  hohe  Adel,  welefcer 
seitdem  14.  Jahrb.  (Goldene  Bulle  [)  dan  tk«vgiBg. 
seine  gesellschaftliche  und  politiscke  äuüng 
durch  Annahme  des  Grundsatzes  dar  Caieilbar- 
keit  und  der  Primogenitur  rechtlich  xn  Ceflugen. 
Die  Hansgesetze  des  hohen  Adeb  seken  ub^r 
Anlehnung  an  die  alten  Rccbt#«riazipten  al« 
Träger  des  Hausgutes  das  to»  ■anöstamr..-: 
dargestellte  Haus  an,  die  Taft^n^  Aber  d>£ 
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Substanz  des  Hansgntes  ist  der  Gesamtheit  der 
Agnaten  vorbehalten,  sie  haben  ein  Stimmrecht 
in  Haasaoeelegenbeiten  und  ein  Recht  auf  den 
MitgenaO  der  Frbchte  des  Haos^teiß  (Apanage). 
Dem  Familienhaapt  stehen  Besitz,  Verwaltung 
und  NQtznng  zn. 

Der  niedere  Adel  folgte  langsam  jenem 
Vorbilde.  Der  Untergang  vieler  ritterlicher 
Familien  dundi  Teilang  und  Verseholdang  ihrer 
Ottt^das  AnfhSreu  des  Ritterdienstes,  der  mit 
dem  Wegfall  der  Bargen  als  militärischer  Stiltz- 
pnnkte  verknüpfte  Einnahmeansfall,  der  Ueber- 
gang  zar  eigenen  Bewirtschaftang  des  Bodens, 
dies  alles  führte  za  dem  Versnche,  die  Stellung 
des  niederen  in  ähnlicher  Weise  wie  die  des 
hohen  Adels  zn  sichern.  Das  Resultat  dieser . 
BemUhnngen  —  neben  denen  i>ich  ähnliche  Be- 
strebungen im  städtischen  Patriziat  geltend 
machten  —  war  das  moderne  Recht  der  S. 
und  Familienfldeikom  misse. 

2.  Das  S.recht.  Das  S.recht  ist  beson- 
ders am  Niederrhein,  in  Westfalen,  Hessen 
und  Niedei'sachsen  seit  dem  16.  J^h.  zur 
Ausbildung  gelangt.  Dem  rheinischen  Adel 
ist  von  seinem  ehemaligen  Sondererbrecht 
die  „autonoraische  Snccessionsbefi^is'^  d.  h. 
das  Recht  der  vollen,  durch  kein  Pflichtteils- 
recht beschränkten  Befugnis  letztwillig  zu 
disponieren  geblieben.  Das  alte  S.recht  hat 
noch  jetzt  in  einem  Teil  des  ehenudigen  Han- 
nover eine  erhebliche  Bedeutung. 

Im  Herzogtum  Bremen  gilt  das  Ritter- 
recht von  1578  und  1738,  daneben  ein 
revidiertes  Ritterrecht  von  1847.  Nach  dem 
letzteren  werden  Güter  von  Mitgliedern  der 
dortigen  Ritterschaft  (der  auch  BQrgerliche 
beitreten  kennen)  zu  ,^rb&tammgQtern*'  ent- 
weder durch  einmalige  Vererbung  im 
Maonesstamme  oder  —  diese  Bestimmung 
fehlt  im  alten  Ritterrecht  —  durch  au»* 
drfickliche  ErkIftruDg  des  Eigentümers.  Das 
Erfostammgut  ist  nur  wisnahmsweise  und 
unter  Zustimmuug  der  Erbanwfirter  ver- 
äußerlich  und  der  Regel  nach  niu'  bis  zur 
Hälfte  des  Wertes  verpISndbar.  Die  statu- 
tarische Erbfolgeordnung  kann  durch  Ver- 
fügungen nicht  al^eftndert  werden.  Stamm - 
erbe  ist  der  älteste  Sohn  (nach  altem  Recht 
bestimmte  der  Vater  den  Erben).  Er  erhält 
die  unverschuldbare  Hälfte  des  Wertes  als 
Voraus.  Die  Abfindungen  der  Söhne  be- 
tragen doppelt  so  viel  wie  diejenigen  der 
Töchter.  Die  Stammgutseigensenaft  erlischt 
durch  Aussterben  des  Maunesstammes  der 
Familie  und  durch  Zwangs  verkauf.  In 
diesem  Falle  bleibt  der  Erbstamm  ('/a  des 
Wertes)  dem  letzten  Inhaber  und  vererbt 
nach  Ritterrecht. 

Aehnliche,  wenn  auch  weniger  durch- 
greifende Bestimmungen  gelten  in  zwei 
anderen  Hannoverschen  Landschaften.  Im 
ganzen  haben  etwa  130  Rittei^ter  die 
Stammgutseigenschaft 

3.  Die  FamilieBlFideikominisse.  Die 
Famiiientldeikommisse  des  deutschen  Rechts 


sind  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  eist 
seit  dem  17.  is&co.  entstanden,  sie  erbieltai 
ihre  juristische  Form  durch  die  ronuh 
nistische  Jurisprudenz  (Knipechild,  Iföl). 
welche  hierbei  dem  Vorbilde  der  spanischen 
Majorate  folgte  und  den  Namen  «nem 
anders  gearteteu  rtaii&ch- rechtlichen  In* 
stitiite  entlehnte. 

Es  handelte  sich  dabei  im  wesentlidieu 
um  eine  Umdeotung  der  Stammguts- 
stiftungen, die  mit  der  Bestimmong, 
ein  Out  im  Mannesstamme  des  Stifters  un- 
unveräufierlich  festzuhalten,  in  Deutschland 
bereits  für  das  11.  Jahrh.  und  mit  Anord- 
nung der  Einzelerb  folge  vereinzelt  seit  dem 
13.  Jahrh.  nach^wiesen  sind.  In  der  neaen 
Gewandung  griffen  die  Stiftungen  zunächst 
in  Oesterreich  seit  dem  17.  Jahrb.  stark  um 
sich;  hier  mochte  das  spanische  Betspiel 
vermöge  der  engeren  Verbindung  beider 
Länder  in  der  nabsburgischen  Monarchie 
anregend  wirken.  Der  deutsche  niedere 
Adel  folgte  ziemlich  langsam  nach,  und  erst 
im  19.  Jahrh.  sind  die  Stiftungen  häntiger 
geworden. 

Das  Familien  hdeikommiU  begründet  nach 
jener  Auffassung  eine  „Bucceasio  ex  pactc> 
et  Providentia  majorum^  derart,  daß  die 
Vererbungsordnung  sich  lediglich  nach  dem 
Willen  des  Stifters  richtet  und  der  Fidei- 
kommiBnachf olger  nicht  als  Universalerbe 
des  letzten  Eigentümers  in  das  Fidei- 
kommiB  succediert,  sondern  unmittelbar  den 
Stifter  beerbt,  auch  schuldig  ist,  das  Be- 
sitztum unvermindert  den  späteren  An- 
wärtern zu  binterlasseo.  Dewalb  dürfen 
die  Fideikommiflgüter  im  Grundsatz  weder 
veräußert  noch  verschuldet  werden,  für  die 
vom  Fideikomroütbea  tzer  kontrahierteo  Schnl- 
den  haften  (außer  seinem  AliodialvermOgen^ 
nur  die  von  ihm  während  seines'  Beutzzdt 
bezogenen  Früchte. 

Die  franzötnscbe  Revolution  schaflle  die 
Familienfideikommisse  ab;  in  Deutschland 
folgte  man  mehrfoch  dem  französischen 
Vorbilde,  nach  1815  wurden  sie  Überall 
wieder  anerkannt.  Auch  das  Jahr  IslS- 
führte  vielfach  zu  ihrer  Aufhebung  in  den 
damaligen  Verfassungsurkunden.  IndofiseD 
blieben  diese  Bestimmungen  unausgeführt 
und  wurden  bald  wieder  beseitigt;  jetzt 
besteht  das  Verbot  auSer  in  Elsaß- 
Lothringen  nur  noch  in  Oldenbui^.  Die  ISr- 
richtung  von  Fideikommissen  ist  heute  jeder- 
mann gestattet,  in  Bayern  und  Baden  jedoch 
nur  zum  Vorteil  adeliger  Personen.  Die  zum 
Fideikommiß  erklärten  Landgüter  müssen 
in  Preußen  einen  (schuldenfreien)  Reinertnig 
von  weni^tens  7500  M.  haben,  auch  Geld- 
fideikommisse  von  mindestens  30  DOO  M- 
Kapital  sind  dort  (wie  anderwärts)  zugelassen. 
Die  meisten  neueren  Gesetze  verlangen  landes- 
herrliche Bestätigung,  Preußen  nur  für  sehr 
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:toU  Fiileikom  misse  (Gnmdbesitz  von  mehr 
.IsiliViUitM.  Reinertrag).  In  Oesterreich  ist  die 
/.iistimmuDg  der  gesetzgebenden  Faktoren  vor- 
L-^hrieben.  Die  Fideikommißstiftung  onter- 
!i*et  einer  Stempelabgabe,  welche  in  Preußen 
;%  des  Wertes  (ohne  Schiildenabzug)  betrögt. 

[□  England  ist  die  Stiftung  von  Erb- 
iiAera,  „entaits^S  nur  auf  zwei  Generationen, 
^i^sten  einer  oder  mehrerer  lebenden 
m'l  daraber  himus  noch  einer  ougeborenen 
IViwu  zt^tassen.  TirtätdUidi  wird  in- 
i<^a  die  Stiftung  immer  wieder  erneuert 
1>'m  nächsten  Anverwandten  haben  Anspruch 
mi  noe  dem  Werte  des  Gutes  entsprechende 
liMstattong.  Der  Settled  Land  Act  von 
l*Ü  hat  die  Verfügnog^freiheit  des  je- 
«^iigen  Besitzers  im  wirtschaftlichen  In- 
'•■Ksee  bedeutend  erweitert 

4.  SUttfltik  der  FideikommisBe.  In 
TreaBen  gab  es  Ende  1903  nach  amt- 
U-iier  ik'hobung  1L52  Fideikommisse  in  der 
iland  von  iQSi  BeBitzem.  Die  gebundene 
nache  umfafite  2,20  MUl.  ha  (Ende  1904: 
iZi  m  ha)  oder  6,3  (1904:  6,4)0/o  der 
'inamtflache  des  Staates.  Ihr  Ornndsteuer- 
fuiertnig  betrug  27,3  Mill.  M.  (37,9),  d.  s. 
^l".fl  t6j2»/o)  der  Gesamtsumme.  46,4% 
les  Fideikonuuifilaodes  bestehen  aus  Wald. 
Ih*  nicht  bewaldete  Flache  der  Fidei- 
lincoDiLSf«  macht  von  der  entsprechenden 

Siaates  4,5%,  die  Fideikommiß-Wald- 
t'khe  dag^n  von  der  gesamten  WaldflAche 
le>  Staates  12,5  "/o  ans.  üeber  den  Durch- 
■':hiiitt8umfang  von  6,4%  der  Gesamtfläche 
iiDter  den  Regierungsbezirken  um  mehr 
aLs2°'o  hinaus:  Oppeln  (20.6),  Breslau  (16,4), 
Uegniti  (9,8),  Stralsund  (20,8),  und  Hohen- 
''>Ucra  (16,3).  Von  den  Provinzen  bleiben 
'im  mehr  als  2%  hinter  dem  Durchschnitt 
»irfltk:  f)st-  und  Westpreußen,  Hannoverund 
Ktpiolaad.  In  32  vou  den  489  preußischen 
UmUreiaeu  nahmen  die  Fideikommisse  mehr 
■J*  A'^o  der  Fläche  ein.  Davon  gehören 
ileD  vorerwähnten  Regierungsbezirken  an. 
i-'ie anderen  12  Kreise  liegen  in  beiden  Preußen 

I  Kreis),  Brandenburg  (2),  Posen  (3), 
H"l*tein  (2),  Westfalen  (2)  und  Hessen 
1  Kmi).  Am  grCBten  ist  die  Ausdehnung 
l^r  rideikommiase  in  den  Kreisen  Wittgen- 
•toin  (r^%),  Plön  (47,7%),  Militsch  (42,3%). 

Hauptteil  der  Fideikommiß  fläche 
btfatli  auf  eigenfUche  Latifundien:  45,3% 
'•^  Fläche  gäiarea  za  86  Fideikommissen 
"»  mehr  ala  GOOU  ha;  198  weitere  Fidei- 
i^Hnmisse  von  2000— üOOO  ha  umfassen 
-'^.Po.  243  BesitnugeD  von  1000— 2000  ha 
'V^*«  der  l^deUronimiBflBche.  Nur  11,8% 
'■'rbldben  für  die  kleinen  Fideikommiß- 
-*li«r.  Wie  «De  andere  Berechnung  ergibt, 
*ichst  der  Prozentsatz  der  gebundenen 
Ftlf-he  initder  AusdohouDg  der  Besitzungen. 

Ue  Statistik  umfaßt  große  Flächen,  die 
in  den  Bindea  des  hohen  Adels  be- 


finden und  wohl  nicht  durchweg  als  eigent- 
liche Fideikommisse  angesehen  werden 
können.  33,9%  der  Gesamtfläche  gehOren 
Mitgliedern  von  regierenden,  standesherr- 
lichen und  sonsti^n  fQrstlicben  Häusern,. 
34,6%  gräflichen  Besitzern,  29,2%  son- 
stigen Adligen,  2,1%  BQi^erlichen. 

Nach  der  amtlichen  Statistik  reichen  der 
Fläche  nach  von  den  (1903)  bestehenden 
Fideikommissen  56,7  auf  die  Zeit  vor 
1851  zurück,  12,3  »/o  entfallen  anf  später 
begründete  aber  aus  Lehen  hervorgegangene 
Fideikommisse.  69%  kOnnen  also  (ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Erweiterungen)  als  alten 
Bestandes  bezeichnet  werden;  31%  sind 
neueren  ÜPBprungs.  Das  Wachstum  der 
Fideikommisse  lut  sich  neuerdings  stark 
beschleunigt     Während   von  1851—1890 

ivon  umgewandelten  Lehen  abgesehen)  im 
ahrzehat  102000— 131000  ha  hinzuwuchsen^ 
waren  es  1891—1900  177000  ha.  Wächst 
die  Fläche  in  dem  Tempo  der  Jahre  1901 
bis  1904  weiter,  so  embt  dies  für  daa 
Jahrzehnt  1901—1910:  190000  ha  Es 
würden  dann  von  der  gesamten  Staats- 
fläche  gebunden  sein  statt  63%  im  Jahre 
1900,  6,8%  im  Jahi«  1910. 

Dater  den  österreichischen  Län- 
dern sind  Böhmen,  ftlähren,  Kärnten,  Nieder- 
und  Oberösterreich  verhältnismäßig  reich 
an  Fideikommissen.  Der  auf  diese  Weise 
gebundene  Besitz  umfetßt  dort  (1882) 
11,1—8,0—6,8—6,3  und  5,0%  des  Gesamt- 
areals, in  ganz  Oesterreich  4,1%  (6,45% 
des  ertragsfähigen  Bodens). 

A.  Würdigung  des  Inatitnts  und  Re- 
forrabestrebangen.  Die  Frage,  ob  die 
Fideikommisse  zu  erhalten  oder  abzuschaffen, 
ihre  Ausdehnung  zu  begünstigen  oder  zu 
bekämpfen  sei,  ist  nicht  aus  rein  wirtschaft- 
lichen Erwägungen  zu  entscheiden.  Der 
landwirtschaftliche  Großbetrieb  als  solcher 
bedarf,  soweit  er  lebensfähig  ist,  keineswegs 
solcher  Stütze.  Anderseits  hat  die  Er- 
schwerung der  Kreditaufnahme  fQr  den  ge- 
bundenen Besitz  nicht  —  wie  man  häufig 
einwendet  —  notwendig  eine  lahme  Wirt- 
schaftsführung zur  Folge,  weil  der  durch 
Schuldzinsen  nicht  gekOrzte  Ertrag  dem 
persjiolich  zuverlässigen  Fideikommißbesitzer 
im  allgemeinen  eine  ausreichende  Basis  für 
den  Betriebskredit  gewährt  und  durch  ge- 
eignete gesetzliche  Bestimmungen  die  Aus- 
stattung der  Fideikommisse  mit  Sfelio- 
rationstu^pital  gesichert  werden  kann.  Die 
Forstwirtschaft  findet  wegen  ihrer  langen 
ümschlagsperioden  in  den  unveräußerlichen 
Fideikommißgütem  eine  besonders  geeignete 
Unterlage.  Aber  es ^bt  auch  andere  Mittel, 
um  eine  geordnete  Waldkultnr  zu  gewähr- 
leisten. Vi^mehr  können  für  und  gegen 
das  Institut  nur  politische  und  soziale  Gründe 
den  Auaschlag  geben. 
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Die  {amilieDreditliche  BinduDg  des 
Grnodbesitzes  und  die  Einzelertifblge  ge- 
vähren  den  stftrksten  Schutz  g^n  die 
eigentümlichen  Qefohren,  welche  eine  von 
kapitalisttBohen  Orundaoschauangen  ge- 
tragene Bechtsordnung  und  die  wachsende 
MobiliBiening  des  Onindbeätzes  fflr  den 
Wcdilstand  der  Landwirte  mit  sich  bringen. 
Vgl  Artikel  „Ländlicher  Grundbesitz"  oben 
S.  353.  Aber  die  Fideikommisse  sind 
ungeeignet,  zu  einem  altgemeinen  Agrar- 
recht zu  werden,  ungeeignet  namentlich  für 
den  bäuerlichen  Besitz,  schon  wegen  des 
Zusammenhalts  der  weiteren  Familie,  den 
sie  voraussetzen.  Das  Fideikommiß  bildet 
notwendig  ein  Sonderrecht  zugunsten  ein- 
zelner Familien  von  hervorragender  sozialer 
Stellung.  Geschichtlich  ein  Ädelsrecht 
hat  das  F.  die  soziale  Funktion,  die 
Ijandaristokratie  dauernd  iö  wirtschaft- 
licher Unabhängigkeit  zu  erhalten.  Der 
Wert  solcher  Schicht  für  die  Volksgesamt- 
heit wird  sehr  verschieden  je  nach  dem 
politischen  Standpunkt  beurteilt.  Ich  bin 
der  Meinung,  daß  in  unserem  Staatswesen 
wahrhaft  unabhängige  und  dauernd  mit  dem 
Boden  verbundene  größere  Grundbesitzer 
als  Gegengewicht  gegen  die  kapitalistischen 
Mächte  und  die  Bnreaukratie  und  als  Träger 
politischer  Überlieferungen  wichtige  Auf- 
gaben zu  erfüllen  haben  und  der  Schutz 
durch  geeignete  Rechtsinstitutionen  ihnen 
nicht  versagt  werden  sollte,  sofern  nicht 
andere  Gesamtinteressen  dadurch  geschädigt 
werden.  Solche  Schädigun^n  ei^ben  sich 
hauptsächlich  daraus,  daß  die  Fideikommisse 
die  Latifundienbildung  begüQstigen  und,  wo 
der  Großgrundbesitz  ohnehin  suion  zu  stark 
überwiegt,  die  Begründung  neuer  bäuer- 
licher Anwesen  erschweren  odw  ver- 
hindern (vgl.  Art.  „Latifundien"  oben  S.  391). 

Die  Frage,  wie  das  FideikommiSwesen 
zu  regeln  sei,  ist  durch  einen  im  Jahre  1903 
veröffentlichten  vorläufigen  Gesetzentwurf 
der  preußischen  Regierung  wieder  in  Fluß 
gebracht  worden. 

Man  beabnicbtigt,  dem  FideikommiGbesitzer 
unter  Hitwirknng  eines  FainiüeDratea  eine 
grOOere  wirtBchattlicfae  Bewegungsfreiheit  zu 
geben,  es  wird  für  jedes  FideikonuniU  die  An- 
sammlnng  von  Kapitalien  als  „Verbessernngs- 
maase"  vorgesehen,  nnd  durch  die  Einrichtung 
von  AbÖodTiiigs-  und  Ausstattongsfonds  soll  die 
Ungleichheit  anter  den  Erben  und  Famüien- 
angehörigen  des  FideikommißbesitBera  gemildert 
werden. 

Wird  das  Institut  auf  diese  WeisemoderniBiert 
und  insofern  die  Nenbegründnng  von  Fidei- 
kommissen  begftnstigt,  so  enthält  anf  der  anderen 
Seite  der  Entwarf  nnr  eine  wirkliche  Beschrän- 
kung für  die  zu  große  Ausbreitung  des  gebundenen 
Ginndbesitzes:  das  FideikommiÜ  muß  emBeis- 
einkonniien  von  10000  M.  aus  land-  und  forst- 
wirtschaftlichem Grundbesitz  nach  Abzug  aller 
dem  FideikommiUbesitzer  obliegenden  Jahres- 


leistungen (auch  an  die  Verbenenagt-  mi 
Ansstattungsfonds)  gewthreo.  Diei  est^bi 
bei  voller  Scbuldenfreiheit  dnem  Bnnenne 
von  rund  12000  H.  (bisher  7500  UX 

Für  die  Beurteilung  der  Tragweite  rm 
solchen  Begrenzung  ist  haaptsäcMicb  iu  Gthia 
der  landwirtschaftlichen  Großbetriebe  Mcti  dn 
Elbe  in  Betracht  zu  ziehen.  Drei  Uiätt 
stehen  dort  im  Wettbewerb  nm  den  Cmid- 
besitz:  Die  Bauernschaft,  der  vorbudnieGnli- 
grandbesitz  und  das  städtische  Kapital 

1.  Das  Besitztum  der  Baaernichilt  t<-  ! 
findet  sieb  in  ziemlich  rascher  Aoid^Dog  in- 
folge allgemeiner  wirtsehaftUeberEntmckduKi- 
tendenzen,  steigender  ArbeitdSbneaidittitlicbn 
FSrdemnfr  der  bSaerlichen  Ansiedelnng.  Liir 
innere  Eolonisation  (vgl.  d.  Art  oba  S.  SH^i 
fortsnftthren,  muß  als  weitaus  widtigite  miilr 
Anfrabe  im  Satlicbra  DentaeUaad  ao^esdm 
werden. 

2.  FQr  den   6 r o ßgr a adbeslti  liml 
3  Kategorieen  zu  nnterscheideB:  a)  die 
j^mittferen"  Gfiter.  Hierher  ^Srt  die^ 
Menge  der  typischen  Ritteivflter.  Sie  aad  in 

Ernzen  zu  klein,  am  die  Unterlage  cisr 
andaristokratie  von  gehobeaa  Lebesitu^- 
tung  unter  den  heutigen  Veridttaiseii  n  i^- 
währen,  aber  ancb  xn  groß  fttr  biiKrl)i4>r 
Wirtachafts-  nnd  Lebeasweiw.  Sdna  de$hill> 
eignen  sie  sich  nicht  fftr  fldeikommiffinKhr 
Bindung.  Heist  in  bQrgertichen  BlndttD.  nti' 
geringer  Anzahlung  erworben,  onterliecn  » 
einem  sehr  starken  Besitzwechsel  nnd  «inil  in- 
ganzen hoch  verschuldet.  Sie  bilden  | 
wältig  das  Hauptobjekt  fOr  die  vanen  Kul"  1 
nisation.  h}  Die  großen  Rittersfbi'r 
Sie  befinden  sich  noch  znm  tlberwiegtnden  Tu)' 
in  adligen  Händen  und  werden  m  ihren  Br 
sitzem  meist  selbst  bewinachoftet.  Die  L«e<' 
dieser  Klasse  ist  in  gawcen  oidit  im^»tu 
ihre  Verschnldnng  hält  neh  ia  tül^ 
Grenzen.  Fttr  sie  wfirde  Jede  ErieichterBBs  drr 
Fideikommißerriebtnng  eine  große  ßedrDiagc 
haben.  Bisher  ist  etwa  nnr  '\  ihrer  Lui^ 
fläche  in  dieser  Weise  gebunden.  Panellifnuita 
solcher  Güter  sind  trotzdem  verbältnUB^i-.' 
selten.  Anderseits  ist  aber  ancb  der  Uahfi  ; 
sehr  echebliche  Anskanf  von  binerliefacm  (Snio^ 
besitz  seitens  der  Bittergiter  «un  Still«»*'- 
gekommen,  c)  Die  großen  Herricbaftrt 
besonders  stwrk  in  ScbleiieB  und  Vtm 
breitet,  gebären  einer  kleina  ZaU  tob  k^a^ 
altansässigen  Familien;  xnn  sehr  gnSa  k^' 
schon  jetzt  fideikommiDsarisch  ^oondiv 
findet  Eich  der  Herrscbaftsb^u  u»  ^ 
einem  Prozeß  der  Auaweituajj,  »wl 
nahmen  meist  nicht  vom  Besitaer  wbno )" 
nnd  die  UeberscbUsse  immer  wiedtf  n  I^*- 
angelegt  werden. 

3.  Das  städtische  Kapital  kinft  ä-.l 
neuerdings  vielfach  auf  dem  hiaie  u  mi 
zwar  hauptsächlich  auf  Kwtea  der  ^f^'^ 
Rittergüter.   Dies  bedentet  nnr  la*  Tai 
willkommenen  Eintritt  uener  nnd  rttrifwltf- 
mente  in  den  landwirtsdiiiftlichei  BeiT 
mehr  eine  Sättigung  mit  Kamtalbeuti  tisinr 
nm  so  häufiger  sacht  das  GnOapital  dit  ^ 
wenn  auch  wenig  rentable  Anlage  in  un.- 
gtitem,  oder  die  Absiebt  ist  atf  den  B«i«  '"^ 
Lnxuagtttem  nnd  anf  die  loBile  Pwin» 
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ländlichen  Granden  eericbtet.  In  wichen  FfiUen 
sind  vielfach  neae  Latifundien  entstanden. 

Im  glänzen  nmfaQt  der  Oroß^rmadbesitz  (Fri- 
Tatbesitzangen  mit  mehr  als  500  Tlr.  Grond- 
stenoTeinertngi  1899)  in  den  6  Sstlichen  Pro- 
Tineen  7,165  ffill.  ha  oder  48.4  "/o  der  nntz- 
twrön  Fliehe  aller  Privatbesitinngen.  Zieht  man 
die  Grenze  der  „mittleren  Gflter"  bei  Ö03bi3 
äOOO  Tlr.  Gmndstenerreinertrag',  so  entfallen 
anf  sie  10695  mit  3,2  Hill,  ha  (22%  der  Ge- 
samtfläche), KQf  die  großen  Rittergüter  nnd 
Hemcbaften  4211  Besiizangen  mit  3,96  Hill,  ba 
ßS'lo  der  Gesamtfläche  aller  Privatbesitznngen). 
Die  letztgenannten  Ziffern  fallen  ziemlich  ge- 
naa  mit  derjenigen  der  land-  and  forstwirt^ 
schaftlicben  Grandei^nttlmer,  welche  mehr  als 
9500  M.  steneTpflichtiges  f^kommen  haben,  zn- 
sannien.  Es  güit  deren  nach  der  Yerschaldangs- 
statistik  (19(3)  4310  mit  3,94  HiU.  ha  Land 
[dorchschnittticb  915  ha),  darunter  3623  Eigen- 
tümer mit  Haapterwerb  aas  Land-  nnd  Forst- 
wirtschaft (Landbesitz  3,5  Mill.  ha,  dorrhschnitt- 
lieh  1844  ha). 

Darans  ergibt  sich  mit  aller  Sicherheit,  daß, 
wenn  der  preoQische  Fideikommiß-Entwnrf  Ge- 
setz wird,  die  Gesamtheit  der  mittleren  Güter 
and  ein  Teil  der  großen  von  der  Fideikommiß- 
BUdnng  ausgeschlossen,  wenigstens  also  die  Hälfte 
des  gesamten  Areals  der  grSßereo  Güter  dem 
freien  Verkehr  erhalten  und  der  inneren  Koloni- 
sation zugänglich  bleiben  würde.  Läßt  man,  wie 
IL  Weber  rorschlägt,  die  Fideikommiß-Bildang 
fwenn  überhaapt)  nur  für  Bentznngen  von 
äOOOO  U.  Ertrag  oder  3-^000  ha  Umfang  zn 
(ähnlich  Conrad),  so  schließt  man  einerseits  ge- 
rade diejenige  Schicht  ans,  welche  den  Kern  der 
Landaristokratie  bildet,  nnd  schafft  andererseits 
ein  Privileg  für  den  eigentlichen  Latifundien- 
besitz. Dasselbe  würde  geschehen  durch  Be- 
schränkung der  Fideikommiase  auf  Wald  nnd 
schlechten  Boden. 

Der  Latifnndienbesitz  ist  schon  ausgedehnt 
genug.  In  den  7  östlichen  Provinzen  (einschl. 
Kebsen)  haben  nach  den  Conradschen  Zusammen- 
stellnngen  158  Personen  mit  mehr  als  je  5ÜU0  ha 
zusammen  1,77  Mill.  ha  Land,  das  sind  etwa 
40%  des  ganzen  eigentlichen  Großgrundbesitzes 
des  Gesamtareals).  Soweit  diese  großen 
Herrschaften  Souveränen  und  hochadligen  Uäu- 
sern  utgehören,  genügt  die  hausgesetziiche 
Antononne,  um  sie  nlr  diese  Familien  zu  sichern. 
Im  Übrigen  hat  die  Gesamtheit  an  der  Erhaltung 
der  großen  Herrschaften  kein  Interesse.  Viel- 
mehr sollte  die  Sicherung  dieser  gefährlichsten 
Bodenankaufszentren  etwa  durch  Festsetzaug 
einer  nicht  zu  weiten  Hazimalgrenze  für  das 
einzelne  Fideikommiß  gerade  verhindert  werden. 

Ist  es  auch  falsch,  das  Fideikommiß  als 
-spezifisch  modern-kapitalistische  Form  der 
KentenhUdung",  wodurch  „satte  kapitalistische 
Bustenzen  inren  Erwerb  ....  in  den  Hafen 
rines  otinm  cnm  dignitate,  einer  briefadligen 
Bcotenezistenc  zu  retten  pflegen,"  zu  be- 
zeichnen (Weber),  so  kann  man  doch  gegen 
das  hier  und  da  zu  beobachtende  „Gelüste  des 
Kapitals,  Boden  za  ^obilitiemngszwecken  auf- 
aonäufen",  nicht  scharf  genug  vorgeben.  Eine 
Beschränkung  der  Fideikommisse  auf  altadlige 
oder  altansässige  FamUien,  mit  Ausnahmen  zu- 
gnnsteii  von  verdienten  Staatsmännern  und  Feld- 


herren nach  Spezialgesetz,  wie  dies  Weber  vor- 
schlägt, ist  durchaus  zu  empfehlen. 

Das  Wichtigste  bleibt,  daß  innerhalb  des  ein- 
zelnen Bezirks  ein  Hazimalumfang  für  die  dem 
Verkehr  entzogenen  Flächen  festgesetzt  wird, 
wobei  die  Foratflächen  außer  Betracht  bleiben 
kennen.  Man  wird  sie  dann  ohne  Härten  sehr 
eng  begrenzen  können,  vielleicht  aufö^/o,  wenn 
die  Ueberschreitnng  dieser  Grenze  mit  be- 
sonderer gesetzlicher  Genehmigung  gestattet 
wird. 

Werden  Kautelen  der  angedeuteten  Art  ge- 
troffen, so  dürfte  die  weitere  Zulassung  von 
Fideikommissen  mit  dem  Gesamtinteresse  wohl 
vereinbar  sein. 

Literatur:  v.  Miaakowgki,  Erbrecht  und  Grund' 
eigentunucerteitung  im  IkuUchen  Reick«,  2.  Abt., 
SchTiftm  d.  Ver.f.  Sozialpol.,  Bd.  XXV.  Leipzig 
1884.  —  Art.  „Fideikommiate"  von  Gterke  und 
Conrad,  H.  d.  Hl.,  S.  Ai^.,  Bd.  III,  S.  SSOfg. 

—  j7«fter  dü  hannovertehen  Slammgüter:  Ver- 
erbung d.  tändt.  Orundbe».  in  Pnt^ßim,  hr$g,  v. 
Sering,  Hejt  VI,  Orofimann,  Bannover,  Berlin 
1897,  S.  165,  175j'g. 

lieber  den  preußischen  Gesetzentwurf  handeln : 
V.  Below,  Allgemeine  Zeitung,  München  1904, 
Nr.  S99,  300.  —  Conrad,  Jahrb.  f.  Xat.  u. 
Stal.  1903.  —  Gamp,  Preuß.  Jahrb.,  Jan.  I904. 

—  V.  Schweinitz,  Zum  Fideikommincetm  der 
Qegenwari  und  Zukunft,  Barlin  I904.  —  Sering, 
Schmollen  Jahrb.  1904.  —  M,  Weher,  Äreh. 
/.  SottalwiM.  u.  Bozialpol..  XIX.  Bd.,  3.  Heft, 

—  Wolff,  Die  Seugeataltung  des  FamiUen- 
fideUcommifirechU*  in  Preußen,  Berlin  1904.  — 

Wygodxinski,  SchmoUer«  Jahrbuch  1904. 

M.  Sering. 


Standesregister. 

Die  S.  sind  jene  Bücher,  in  welchen  die 
Anfzeicbnungea  Ober  die  stattgehabten  Trau- 
ungen, Geburten  und  SterbefäUe  von  den 
seitens  der  dfTeotlichen  Gewalt  dazu  be- 
stellten Personen  eingetragen  werden.  Sie 
bezwecken  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes, und  die  in  ihnen  enthaltenen  Ein- 
zeichnungen  besitzen  Öffentliche  Glaubwflrd^- 
keit.  Die  Zeit,  in  welcher  diese  S.  aus- 
schließlich in  die  Kompetenzsphäre  der 
Eirche  fielen,  gehört  der  Vei^ugenlieit 
an.  Zuerst  war  cue  Führung  derselben  nur 
örtlich  vorgesehrieben  oder  eine  Gepflogen- 
heit, bis  das  Tridentinisc^e  Konzil  eine  all- 
gemeine Norm  erließ.  Die  staatliche 
Regelung,  welche  heute  mit  ganz  vereinzelten 
Ausnahmen  durchwegs  g^lt,  bc^nnt  mit  dem 
Ende  des  18.  Jahrh.,  und  zwar  können  wir 
drei  Sj'steme  dieser  Reg^terfflhrung  unter- 
scheiden. Das  erste  System  besteht  in  der 
Führung  der  S.,  welche  hier  vielfach 
Matriken  heißen,  durch  die  Seelsorger 
unter  staatlicher  Regelung;  hierher 
gehören  Oesten-eich  seit  dem  im  Wesen 
noch  heute  gültigen  Patente  Jtfflepiis  II.  vom 
20./ II.  1780,  sodann  Portugal,  die  drei 
skandinavischen  Reiche  und  Rußland.  In 
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Oesterreich  sind  jetloch  seit  den  GG.  v.  2rh/V. 
1868,  31/XlI.  1868,  9.  iV.  1870  u.  d.  Min.- 
Verord.  v.  l./VII.  1868  die  politischen  Be- 
hörden 1.  Instanz  zur  Führung  der  Geburts-, 
Ehe-  und  Sterberegister  jener  Personen, 
•welche  keiner  gesetzJich  anerkannten  Kirche 
oder  ReligiousgeBellschaft  angehören,  ver- 
pflichtet  und  nehmen  gleichzeitig  die  Trau- 
ung dieser  Personen  vor.  Außerdem  sind 
sie  berechtigt,  jene  Personen  zu  trauen, 
denen  ihr  Seelsorger  aus  staatlich  nicht  an- 
erkannten Gründen  die  Vornahme  der  Trau- 
ung verweigert.  Das  zweite  System  ist 
jenes  der  Führung  der  S.  (der  Civilstands- 
register)  durch  bürgerliche  Behör- 
den und  zwar  in  der  Kegel  durch  Gemeiode- 
funktionäre,  unter  gleichzeitiger  Vornalime 
der  Trauungen  durch  diese  Organe.  Nach 
dem  Vorbüde Frankreichs  (seit  1792  und  1800) 
haben  Belgien,  die  Niederlande,  die  Schweiz, 
Italien,  Rumänien,  seit  1894  Ungarn  und 
seit  1870  das  Deutsche  Reich  diese  Ein- 
richtung angenommen.  Die  dritte  Form  ist 
die  Führung  der  Register  durch  bürgerliche 
Oi^ne  ohne  deren  Berechtigung  zur  Vor- 
Dahme der  TrauuQgeD,  so  in  England  (seit 
1834),  Schottland,  Irland,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordammka,  dann  hlDBichtlich 
dee  Grundgedankens  in  ähnlicher  Weise  in 
Spanien  und  Griechenland.  —  England  besitzt 
ein  Zentralarchiv  zur  Aufbew^ihrung  der 
filteren  kirchlichen  Register  und  der  Ab- 
schriften de!«  Inhaltes  der  staatlichen  Register : 
eine  Inventarisienrng  des  Bestandes  an 
Älatriken  erfolgte  Ende  der  80er  Jahre  In 
Oesterreich. 

Die  Regelung  der  S.  im  Deutschen  Reiche 
erfolgte  mit  dem  RG.  v.  6.11.  1875  und 
mit  dem  Ergänzungsgesetze  v.  18./VnL  1896. 

Literatur:  v.  sicherer,  Art.  „StanderreQitter", 
in  Stengel»  WB.,  Bd.  II  nnd  III.  ErgänxMvgt- 
band.  —  V.  Mahl-Schedl,  Art.  „Matriken", 
Miichler-Vlbricha  Ofiterreickischet  titaatawörter- 
buch,  £.  Avfi.,  Bd.  III.  —  f.  Inama~8temegg, 
Die  StandetTegitter  in  Oeaterreich.  Statist.  Monats- 
sehr.,  Bd.  X  Vfmit  einer  Vebersickt  über  den  Rechts- 
xustand  i.  d.  einzelnen  Ländern).  —  r.  Sicherer, 
iVraotienvtand  vnd  Ehetehließung  in  Deutsch- 
iand.  Erlangen  1879.  —  Kommentare  tum  Deut- 
schen RG.  von  187S.  —  Zeitschrift:  Der  Standes- 
beamte, seit  187 J^,  Berlin,  E.  Grosser.  —  Prak- 
tiMcht  Anleitung:  A.  von  Erichnen,  Die  Füh- 
rung der  Standetregister,  Berlin  1878. 

MisehUr, 


Stapelrecht. 

Alle  filtere  HandelsorganisattoD  beruht  auf 
der  Konzentration  des  Handels  auf  beatimmte 
Plätze.  Eines  der  wirksanraten  Mittel,  den  Ver- 
kehr auf  wichtige  Städte  za  koDzentrieren  uod 
dort  festzuhalten,  war  das  S.  Man  verstand 
darunter  das  Recht  einer  Stadt,  das  Vorbeiführen 
Ton  Handelsgütern  zn  verbieten.  Es  batte  sehr 
rerschiedenen  Umfang.    Zuweilen  wurde  nur 


verlangt.  daB  die  Waren  einige  Tage  an  den 
betreffenden  Orte  liegen  und  zum  Kauf  au««- 

boten  werden  sollten,  ehe  sie  weitergingen.  Zn- 
weilen  mußte  die  Ware  umgeladen  weraen.  vti 
die  Frachtführer,  die  sie  gebracht  hatten,  darftai 
sie  nicht  weiterführen.  So  waren  aamentUcb 
die  großen  Ströme  in  Strecken  geteilt.  Bbe- 
welche  hinaus  die  zn  ihr  gehürenden  Scbiffer 
nicht  fahren  durften.  Zuweden  ging  das  k 
weit,  daß  auch  die  Ware  von  ihrem  Eigentümer 
nicht  weitergeführt  werden  durfte.  Das  bedeutete 
aber,  da  Fremde  an  audere  Fremde  nicht  ver- 
kaufen durften,  daß  die  Ware  au  Bftrger  der 
betreffenden  Stadt  verkauft  werden  mußte.  Aach 
insofern  bestand  Verschiedenheit,  als  da«  S.  n- 
weilen  alle  HandeUgÜter  ergriff,  meist  nur  auf 
bestimmte  Waren  eich  bezog,  etwa  die  wicfc- 
tigsteu  Handelsartikel  oder  wichtige  Lebens- 
mittel. 

Der  L'räprnng  des  tj.  ist  biafaer  nicht  klar- 
gestellt. Ganz  natürlich  sehen  wir  unter  den 
verschiedensten  Verhältnissen,  daß  die  Kanfteate 
eines  Ortes,  welche  den  Handel  zwiivben  iwei 
Wirtschaftsgebieten  vermitteln,  diese  ^ttilnng 
auch  darch  Zwang  nnd  Gewalt  featmibaltui 
suchen.  In  Westafrika  {Lagos,  Kameran»  ver- 
hindern die  Küstenstämme  den  direkten  Verk^r 
mit  dem  Hinterland  und  snchen  zn  erzwingen, 
daß  die  dortigen  Händler  bei  den  KQstenstämmeii 
ihre  Waren  verkanten  nnd  die  earopäiscbtn 
Waren  einkaufen.  Die  Venetianer  lassen  «cbon 
früh  im  Mittelalter  keinen  fremden  Kaafmaso 
Uber  Venedig  hinausreisen  nnd  erlangen  schun 
1095  von  Heinrich  IV.  die  Anerkennnng,  dal 
die  Untertanen  des  Kaisers  ..aeijue  ad  xm  et 
non  amplius"  kommen  sollen.  So  erlauben  uicb- 
her  die  Beherrscher  Aesryptens  ihrerwt«  nicbi. 
daß  die  Venetianer  Uber  Alexandrien  binan>) 
gehen  zum  Einkauf  der  indischen  Gewürze. 
Venedig  selbst  wird  das  vielbewnnderte  Vorbild 
anderer  Handelsstädte.  So  ist  auch  ia  Mittel- 
europa wahrscheinlich  das  S.  entstanden  als  gt- 
waltsames  Festhalten  eines  tatsAcblicben  Zu- 
Standes,  einer  bieberigen  Uebnng.  Wo  her- 
kömralicherweise  der  Debergane  von  der 
zur  Flußfahrt,  von  großen  auf  kleine  Kibot 
vom  Wasser-  zum  Landtransport,  von  eiaem 
Flnßufer  auf  das  andere  vermittelt  war.  eit- 
stand ans  dem  Brauch  ein  Bechtaaats.  Daß  naa 
diesen  bisherigeu  Znstand  mit  ZwangsmittelR 
festhielt,  wurde  naturgemäß  wichtig,  als  der 
Verkehr  anfing:,  sich  von  der  bisberigen  V«- 
mittetnng  zu  befreien.  So  wird  auf  der  Elbe 
die  Behauptung  des  Magdeburger  S.  erst  wichtig 
als  Magdeburg  aufhörte,  der  Endpunkt  der  FluK- 
schiffahrt  zn  sein.  Aehnlich  war  es  mit  Frsak* 
fnrt  a.  0.  Damit  hängt  es  dann  wohl  insanmei. 
wenn  die  Kämpfe  um  das  S.  erst  am  Ende  dw 
Mittelalters  lebhaft  werden,  als  im  Laufe  de» 
15.  Jahrh.  der  Handelsverkdir  Deatidlaad«  be- 
deutender wird.  Seit  dieser  Zdt  luchen  üt 
wichtigeren  Handelsstädte  durch  kaiserlkhe  Be- 
stätigungen ihre  wirklichen  oder  mchUcbeMS 
Rechte  zu  BtQtzen.  Selbstverständlich  sind  nidht 
alle  Städte,  die  später  den  Besitz  eines  3.  be- 
haupten, von  Natur  Stapelplitze  gewesen,  ebes- 
sowenig  wie  selbst  eine  kaiserliche  Bestätigo; 
eine  wirkliche  Durchführung  dee  StapeUwuige» 
sofort  sicherte. 

Das  8.  gilt  als  ein  vriehtigw  Mittel  4er 
Stadtpolitik,  nm  eine  Haaddahemdiaft  aa  br 
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haapten  oder  m  errichten  nnd  sie  fiber  weitere 
Oemet«  zn  entredten.  Dnreh  das  S.  snebt  man 
den  städtischen  Markt  zn  heben,  die  Fremden 
Tom  Verkehr  anaEQBcblielten,  den  einheimischen 
Eanflenten,  Schiffeni.  Fnbrlenten  Verdienst  zn* 
nwenden,  die  Versorgnng  der  Stadt  mit  Ge- 
treide nnd  anderen  wichtigen  Bedarfoartikeln 
zn  sichern.  Anf  die  Aebuiicfakeit  des  S.  mit 
d«m  System  der  Navigationsakte  hat  schon 
BQsch  hingewiesen.  Znweiten  ist  das  S.  nichts 
als  der  Gmnd  znr  Erhebung  einer  Abgabe  ge- 
wesen. Anf  den  Znaammennang  des  H.  mit  der 
Zollerbebnng,  mit  Kanfhans-  nnd  Wagezwang, 
mit  Stra£enzwaDg  nnd  Geleiterecht,  mit  der 
(Mnnng  der  Schiffahrt  sei  nnr  hingewiesen. 

Die  wichtigsten  8.  in  Dentachtand  hatten  am 
Rheine  Köln  nnd  Mainz,  nn  der  Elbe  Hamborg 
nnd  Magdeburg,  an  der  Oder  Breslan,  Frankfurt 
und  8tettin.  an  der  Weichsel  Dauzig.  Ganz 
eigenartig  war  das  ä.,  welches  Leipzig  in  An- 
spruch nahm  und  in  den  kaiserlichen  und  päpst- 
lichen Meßprivilegien  sich  bestätigen  lieü(loU7. 
15U),  wonach  Waren  im  Umkreise  von  16  Meilen 
nicht  durchgeführt,  sondern  nach  Leipzig  ge- 
bracht und  nindestois  3  Tage  zum  Verkauf  an- 
geboten w^en  sollten. 

Die  Entstehung  einer  territorialen  Handels- 
politik ist  in  Dentschland  anfs  engste  mit  dem 
Kampfe  um  die  S.  Terknäpft.  Anf  der  einen 
JSeite  stützen  anfstrebende  Handelsstädte,  wie 
Hamburg  and  Leipzig,  sich  darauf,  auf  der 
anderen  Seite  werden  sie  als  Mittel  znr  Be- 
fcämpfnng  des  Handels  der  Auswärtigen  benutzt, 
so  das  Magdeburger  dnrcb  PrenCen  gegenüber 
•Sachsen.  Wo  aMr  ein  grüQerea  einheitliches 
Haadelsgebiet  hergestellt  wird,  beschränken  die 
IdAdesMrren  daa  S.  sugirasten  der  Landesange- 
JiSriges.  So  erklärt  Fnedrich  Wilhelm  1.  1720 
nach  der  Erwerbung  von  ätettin,  daß  dieses  bei 
sdnerNiederlagsgerecbtigkeit  gegenüberfremden 
Bandelsleuten  ToTlkommen  zn  schützen  sei ;  gegen 
seine  eigenen  Untertanen  aber  dörfe  sie  uKht 
exerzieret  werden.  So  sind  im  Laufe  des  18.  Jahrb. 
die  alten  S.  gemildert  worden.  Das  Leipziger 
ging  großenteils  im  siebenjährigen  Kriege  ver- 
loren. Anf  der  Oder  sind  sie  im  wnsentlichen 
durch  Friedrich  den  Großen  beseitigt.  Endgültig 
ist  das  S.  erst  im  lÜ.  Jahrb.  verschwunden  in- 
folge der  Elb-  und  der  Bheinaehiffahrtaakte  (1621 
nnd  1831)  und  der  ZollTereinarerträge. 

Wesentlich  unterschieden  von  dem  deutschen 
ist  der  englische  Begriff  des  Stapels,  wie  er  seit 
dem  13.  Jahrb.  vorkommt.  Aach  er  ist  ein 
Zwangsmarkt,  aber  nicht  für  herbeigeführte 
fremde  Produkte,  sondern  für  die  cinheimiBchen, 
namentlich  die  zur  Ansfohr  bestimmten  Erzeng- 
sisse.  Der  englische  Stapel  brauchte  sich  nicht 
einmal  im  Inlande  zu  finden.  So  war  nach  der 
Eroberung  von  Calais  seit  1346  der  Stapel  mit 
«iaigen  iHiterbrechungen  an  dieaem  Platze.  Der 
eoguache  Stotel  ist  im  wesentlichen  eine  Finans- 
eiuiebtnng.  ein  Mittel  snr  Beatenerong  der  Aus- 
fuhr gewesen. 

Uteratur;  Zusammenhängende  Darttellung  von, 
Stteda  im  Art.  „Stajtelrechl",  H.  d.  St.,  g.  Avfi., 
Bd.  VI,  Ü.  i*9S/g.  Dort  die  ältere  Literatur,  nament- 
lieb  die  grojüen  StrtHtchrifien  au*  dem  17.  und 
JS.  Jakrh.  Aut  fuwrtr  Zeit  itt  sh  bemerken 
(at^ter  dm  aUyemeinm  ffändettgetehiehlen) :  J. 
G.  Bütekf  Thwretitei-praktiteke  Dartteüung  der 


HandUatg,  S.  At^  von  Iforrmann,  namenü.  Bd.  IL 
S.  405/9.,  1808.  —  Oekhart,  Oesehiekaiehr 
Darstellung  der  GeteUgebung  de«  Rhein»,  1818. 

—  K.  F.  Klüden,  Beiträge  tur  Getchiehte  de« 
Oderhandelt,  8  Stücke,  1846— 5S.  —  Th.  Hirsch, 
Handelt-  und  Gewerbegeachichte  Dantigs,  1855. 

—  K.  Biedermann,  Da»  Stapetrecht,  »eine 
höchste  Blüte  und  »ein  allmählicher  Verjall, 
yierUlj»chr.  /.  Volk»v.,  Bd.  7t,  S.  1/g.,  1881.  — 
G.  Schanz ,  Englitehe  Handeltpolitik  gegen 
Ende  de»  MiitekUter»,  1881.  —  O.  SehmoUer. 
Studien  über  die  virteeha/Uiehe  PölUit  Fried- 
rich» d.  Gr.  und  Preußen»  überhaupt  von  1680 
bi»  1786,  Jahrb.  f.  Gta.  «.  Verw.,  Bd.  VlJlJg., 
namentl.Bd.  VW,S.406/g.,  S.  lOtl/g.,  und  Bd.  X, 
S.  704jg.  —  E.  Haaae,  Geschichte  der  Leiptiger 
Jtfe$»en,  1885.  —  T.  Oeering,  Handel  und  In- 
dustrie der  Sladt  Batet,  1886.  —  Ehren- 
berg, Wie  wurde  Hamburg  großf  I.  Die  An- 
fänge de»  Hamburger  Freihafens,  1888.  —  JC. 
T6c1ie-Mitaer,  Her  Friedrich- Wilhelms- Kanal 
und  die  Berlin-Hamburger  Flußschiffahrt,  1891. 

—  Ouetsrh,  OcMldekte  de»  Verkehrswesens  am 
Mitielrhein,  1891.  —  G.  Zöpfl,  Frimkitche 
BandiisptdiHk  im  Zeitalter  der  AufÜärung,  1894. 

—  E.  Gothein,  Zur  Geschichte  der  Bketn- 
Schiffahrt,  Wettdeutsche  Zcitschr.  f.  Gesch.  u. 
Kunst,  Bd.  XIV,  S.  SSI  fg.,  1895.  —  R.  Ehren- 
herg,  Hamburg  und  England  im  Zeitalter  der 
Königin  Eli»abeth.  1896.  —  W.  Naud^f  Die 
Getreidehandelspolitik  der  europäischen  Staaten 
vom  13.  bis  tum  18.  Jahrh.  (Ada  Borussica, 
Getreidehandelspolitik,  I),  1896.  —  K.  Wutke, 
Dia  »dUetieehe  Oderteh^akrt  in  vorpreußischer 
Zeit.  Urkunden  und  Aktentl^Uke.  Codex  diplo- 
matieu»  Silesiae,  Bd.  XVII,  1896.  —  W.  Stein, 
Beiträge  zur  Öetehichie  ^  deutsehen  Hanse, 
1900.  —  E.  Gothein,  GeschichÜ.  Enlwicielung 
der  Rheinschiffahrl  im  19.  Jahrh.,  1903  fS^.  d. 
Vtr.  f.  Sog.,  Bd.  CI).         Kart  Rathgen. 


Statik  3.  Baubbau  und  Statik 
oben  S.  685  fg. 


Statistik. 

L  Geschichte  der  S.  1.  Altertum  nnd 
Mittelalter.  2.  Die  neuere  Verwaltnngs-S. 
a)  Allgemeines,  fo)  Einzelne  Länder.  3.  Die 
Entwickelnng  der  S.  als  Wissenschaft,  a)  Die 
S.  als  Staatskunde,  b)  Die  politische  Arithmetik, 
c)  Neuere  Bestrebungen.   II.  Theorie  der  S. 

1 .  Wissenschaftliche  ^Uung  nnd  Aufgaben  der  S. 

2.  Technik  und  Methode  der  S.  IIL  Organi- 
sation der  amtlichen  und  der  inter- 
nationalen S.  1.  Die  staatliche  S.  in  den 
einzelnen  Ländern,  a)  Deutsches  Keich.  o) 
Reichs-S.  ß)  Landes-S.  b)  Oesterreich-Ungarn, 
cj  Sonstige  Länder.  2.  Die  städtischen  sta- 
tistischen Aemter.  3.  IMe  internationale  S. 

I.  Geschichte  der  S. 
1.  Altertum  und  Mittelalter.  Eine  be- 
wußte Pflege  der  S.  im  Sinne  einer  selbständigen, 
BjstematisdieD,  auf  zahlenmäßige  Feststellnng 
der  Ergebnisse  gerichteten  Mauenbeobachtung 
hat  w^er  äM  Altertum  noch  auch  das  Hittel- 
alter gekannt.  Indessen  fehlte  es  auch  in  diesen 
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SSetten  nicht  an  Erhebnngen  stataBtisch»  Art 
fOr  die  jeweiligen  BedArfnisse  der  obrigkeitlicheD 
Verwaltung. 

Was  zaaächst  Ais  Altertnm  anbetrifft,  so 
sind  im  chinesischen  Reiche  schon  sehr  b'&h 
Ermittelnngen  der  Votkszahl  nnd  Landver- 
roessangen  erfolgt.  Anch  die  Inder  veranlaßten 
Erhebungen  Ober  die  Stener-  und  Wehrkraft 
ihres  Landes.  Von  ähnlichen  VeraDstaltnngen 
im  persischen  Reiche  berichtet  Herodot.  Eine 
reiche  AasbildaDg'  erfuhren  die  Personenstands- 
aufnahmen auf  &r  Ontndlage  eines  geregelten 
Hddewesens  bei  den  alten  Aegrptem.  Nach 
alttestanientlichen  Qnellen  haben  bei  den  Juden 
wiederholt  (durch  Moses,  David  u.  a.)  Volks- 
zählungen zur  Feststellung  der  waffenfähigen 
Mannschaft  stattgetunden.  Die  ausgebildeten 
VerwaltungB-  und  Heereseinrichtungen  der 
meisten  Staaten  des  alten  Uriecbenlanda  führten 
hier ,  namentlich  in  Sparta  i\iQter  Lykurg 
850  T.  Chr.)  und  Athen  (unter  Sofon  594  v.  Ohr. 
and  Demetrius  Phalereus  809  v.  Chr.)  zur  Anf- 
stellong  von  BeTölkerangsregiBtem ,  Veran- 
staltung von  Volkssäblui^en,  Einrichtung  von 
Vermögenskatasteni,  Stenerlisten  nsw.  Aehn- 
liche  Erhebungen  wurden  im  alten  Ktmischeu 
Reiche  Torgenommen ,  und  zwar  in  solcher 
Vollständigkeit  und  so  gnt  organisiert,  daß  sie 
an  die  Einrichtungen  der  modernen  amtlichen 
S.  winnem.  Der  römische  Zensus  bezweckte 
einerseits  im  politischen  Interesse  eine  periodische 
Bestandsaufnahme  der  BeTöIkernng  durch  Auf- 
stellung von  BQrgerrollen  und  andererseits  die 
Herstellnng  einer  fortlaufenden  Vermfigens-S. 
zu  Steuerzwecken.  Im  Anschluß  an  jene  Per- 
»nal-S.  wurden  fortlaufende  Register  tlber  die 
Geburten  nnd  die  Sterbeffllle  gefQhrt.  Der 
Sage  nach  ist  der  Zensus  durch  Serrins  Tullius 
eingeÄihrt  worden.  Die  Bestetlnng  der  Zensoren 
als  besonderer  Behörden  zur  Vornahme  der 
Zählung  geschah  i.  J.  443  t.  Chr.  Zur  republi- 
kanischen Zeit  sollte  der  Zensns  verfassungs- 
gemäO  alle  5  Jahre  abgebalten  werden,  doch 
erlitt  die  periodische  Wiederkehr  schon  damals 
häufige  Unterbrechungen.  Unter  den  ersten 
Kaisem,  so  namentlich  unter  Angnstns,  haben 
noch  mehrere  Zählungen  stattgefunden.  Darauf 

feriet  die  Einrichtung  mit  der  weiteren  Ans- 
ebnung  und  späteren  Teilung  des  Reiches  in 
Vergessenheit,  nachdem  früher  bereits,  ent- 
^rechend  der  VergrtiOemng  des  Staatsgebietes 
nnd  der  hiermit  zusammenhängenden  Ver- 
schiebung der  VerwaltuDgsbedttrfn^ae,  die  Ein- 
riditungen  des  Zensns  allmählich  andere  ge- 
worden waren. 

Was  aus  dem  Mittelalter  an  Erhebungen 
statistischer  Art  vorliegt,  steht  hinter  dem  alt- 
römischen  Zensus  sowohl  in  organisatorischer 
als  auch  in  materieller  und  räumlicher  Be- 
ziehung weit  zurück.  In  den  ersten  Jahrhunderten 
waren  die  neuen  Staatengehilde  kulturell  noch 
zu  wenig  entwickelt,  als  daß  derartige  Ver- 
waltungsm  alinahmen  durchführbar  gewesen 
wären ;  später  hinderte  die  staatliche  Zersptitte- 
mng,  das  Fehlen  starker  Zentralgewalten  an 
einer  einheitlichen  Woblfahrts-  und  Machtpotitik. 
für  welche  statistische  Erbebungen  ein  Bedürfnis 
hätten  sein  können,  und  nur  in  einzelnen  Terri- 
torien sowie  vor  allem  in  den  größereu  Städten 
wurden,  namentlich  zn  steuerlichen  und  mili- 
tärischen Zwecken,  personal-  und  reatetatistiscbe 


Ermittelungen  erforderiich.  Von  amtlichen  Er- 
hebungen einzelner  mächtiger  Fürsten  weift 
allerdings  auch  achon  die  ältere  Zeit  za  be- 
richten. So  lieO  Kari  der  Orofle  QUterverzeich- 
nisse  (Breviarien)  über  den  Besitzstand  und  die 
Einkitnfte  der  Gntndherren  anfhebmen.  Be- 
kannt ist  anch  das  in  England  unter  Wilhelm 
dem  Eroberer  nm  das  Jahr  1U86  angelegte 
Grundbuch,  das  sog.  Domesday-Book.  weldae» 
eine  genaue  Katastrierung  der  ländlichen  Be- 
sitztümer zur  Voraussetzung  bat  und  über  die 
GrSße.  die  Anbau-  und  EruagaTerhlltnlsw  so- 
wie tloer  die  Berölkernng  der  einzelnea  Wiit- 
Bcbaftskomplexe  ausführliche  Angaben  enthält 
Grundbücher  ähnlicher  Art,  alleraings  mit  Be- 
schränkung auf  einzelne  Territorien,  liegen  anch 
aus  späteren  Zeiten  vor;  für  Deutschland  find 
hier  n.  a.  das  Landbucb  der  Neumark  von  1S37. 
das  des  Fürstentums  Breslau  von  1358—67  und 
das  der  Mark  Brandenburg  von  1375  zu  nennen. 
Bis  in  die  neuere  Zeit  machten  die  Lande»- 
teilangen,  die  Hannacbaftsmnstemngen  und  die 
Stenererhebunffen  in  den  einzelnen  Territorien 
Aufnahmen  erforderlicb,  welche  sich  mir  Fest- 
stellung des  Personenstandes  nnd  der  wirtseh  aft- 
lichenVerhaltniflBeder  betreffenden  Ländergebiete 
statistisch  verwerten  lassen.  Reichlicher  noch 
fiieUt  das  Material  ans  den  Städten.  Eigentliche 
Volkszählungen  fanden  1449inNQmbergnnd  1473 
in  Straßbnrg  statt,  nnd  zwar  in  beiden  Fällen  sor 
Feststelinng  des  Lebensmittelbedarfs  in  Kriee»- 
zeiten.  Ferner  besitzen  wir  ans  diesen  und  xahl- 
reicheo  anderen  Städten  des  ausgehenden  Mittel* 
alters  nnd  der  beginnenden  Neuzeit  (Frankfmrt 
a/M.,  Basel,  Dresden,  Rostock  nsw.)  in  den  Börger- 
rollen, den  Listen  der  waffiantüiigen  Mmmchaft, 
den  Stenerrollen,  den  ^naerverzeichninen,  leit 
dem  16.  Jfüirh.  auch  in  den  KirchenbüdierB 
wertvolle  Qaellen  zur  Bevölkernngs-S.,  wekhe 
nenerdings  im  Interesse  der  Erforscfaung  der 
Größe  und  der  sozialen  Verhältnisse  jener  »&dte 
wissenschaftliche  Verwertung  gefanden  habo. 

2.  Die  neuere  Terwaltnn^>S.  a)  AUi*- 
meinen.  Während  die  statistischen  Emutte* 
lungen  in  jenen  älteren  Zeiten  regelmäßig  be- 
stimmte praktische  Ziele  verfolgten  nnd  dem- 
entaprechend  mit  wenigen  Ausnahmen  den 
'Charakter  des  Ungeordneten,  ZnflUligen  tmjtes. 
wurde  späterhin  die  Veranstaltung  regelmUüger. 
fortlaufender  statiBtisebM>  Auseweibungen  und 
Erhebungen  behafs  Verwertung  ihrer  Ergehnisae 
zu  Verwaltnngszwecken  als  eine  wichtige  Auf- 
gabe der  staatlichen  Gemeinwesen  immer  mehr 
anerkannt.  Dies  hatte  dann  zur  weiteren  Folee. 
daß  man  auch  altgemein  die  Bedentnne  itr 
statistischen  Kunst  als  eines  nnentbebrlicbeo 
Hilfsmittels  zur  Erforschung  des  Staat»-  ud 
Gesellschaftalebens  mehr  und  mehr  wEtrdt^ 
lernte.  Dieser  Fortachritt  wurde  «ufreleitei 
nnd  bedingt  durch  die  seit  dem  17.  Jabni.  aicb 
vollziehende  Umgestaltung  i&  loderen  nüttd- 
alterlicben  Staatengebilde  zn  kraftvollen,  eis* 
heitlichen  Honarchieen,  welche  sich  neben  der 
Stärkung  der  militärischen  Leisttingvfäbigkeit 
anch  die  positive  Ffirderung  der  Volk«wolittahrt. 
zunächst  im  Sinne  der  merkantilistiflcheti  An- 
.schauungen.  zum  Ziele  setzten.  Solche  Be* 
strebnngen  hatten  aber  eine  genaner«  Kenntnis 
der  tatsächlichen  Verhältnisse  innerhalb  de« 
Volks-  und  Wirtschaftslebens  zur  Vorau»etiang. 
Das  Bo  bervororetende  pnktisdie  BedOrteis  taA 
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nmftogUehen  statistäschen  Erhebongeit  wurde 
i^äQtert  und  vertieft  durch  die  im  18.  Jahrh. 
beerttndete  wissenschaftliche  S.  (t.  unten  sub  'S), 
vuche  zur  Erweitemne  der  Erhebnngsgebiete 
den  A&stoß  gab  und  die  Grundsätze  für  die 
Beurteilung  und  Verarbeitung  dea  gewonnenen 
Materials  aufstellte.  Hierzu  kam,  daß  die 
wachsende  allgemeine  Bildung,  namentlich  auch 
die  Verbreitung  der  Kunst  des  Rechnens  und 
die  Wcd^nng  des  Zahlennimes  in  immer 
weiteren  Kreisen  das  Vent&udnis  fUr  sta- 
tistisehe  Erhebungen  auch  den  unteren  Ver- 
w^tnngsorganen  sowie  dem  Volke  selbst  näher 
brachten  und  die  Zuverlässigkeit  ihrer  Ergeb- 
DiBse  erhöhten. 

Was  die  Gegenstände  anbetrifft,  welche  im 
17.  uud  18.  Jahra.  vor  and  nach  in  den  Bereich 
der  Ermittelangen  gezogen  worden,  so  knüpfte 
sich  das  nächste  and  wichtigste  Interesse  an 
die  Featatellang  der  Volkazahl.  Lange  Zeit 
hindurch  geschah  dieselbe,  gewöhnlich  durch 
Vermittelung  der  Pfarrer,  in  der  Form  fort- 
bofender  AMcbreibnngen  des  Standes  und  der 
Bewegung  der  BevSlkemDg  unter  Zohilfenahme 
der  seit  dem  16.  Jahrh.  allgemein  zur  Einführung 
gelangten  Kircbenböcher.  Vielfach  erfolgte  auch 
eiue  Berecbnang  der  Bevölkemagsgrßße  auf 
&rund  der  ermittelten  Zahl  der  Feaerstellen  asw. 
Die  erste  VolkKzählnng  im  modernen  Sinne  ver- 
anstalteten i.  J.  1790  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (vgl.  Art.  „ Volkszählungen Die 
Praxis  des  Merkantilismas  führte  schon  frfUt- 
seitig  dahin,  daß  neben  der  BevfilkerunngröOe 
aoch  der  Bewegung  des  answärUgen  Handels 
Beachtong  gesdhenkt  wnrde.  Die  Pflej^  der 
landwirtschaftlichen  Interessen  hatte  die  Er- 
mittelung des  Viehstandes,  der  Emtemengen, 
der  Getreidepreise  usw.  zur  Folge.  Daza  traten 
^ter  die  gewerbestatistiacben  Aufnahmen. 
Weit  snrück  reichen  auch  die  für  die  Zwecke 
der  staatlichen  Finanzverwaltnng  veranlaßteu 
Erhebungen  Über  die  Steuererträge.  Alle  diese 
ErroitteluogeQ,  anfangs  lückenhaft  nnd  wenig 
verläßlich,  wurden  im  Laufe  der  Zeit  an  der 
Band  öner  verbesserten  Theorie  nnd  reicherer 
praktischer  Erfahrung  immer  genaoer,  gleich- 
mftfliger  nnd  nammtlich  aneb  nm&ngieicher. 

^  Die  stetige  Ausdehnung  des  stat&tischen 
Dienstes  und  die  Erkenntnis  von  der  Notwendig- 
keit einer  einheittichea  Vornahme  und  Bearbei- 
tung der  Erhebungen  führten  zu  Beginn  des 
19.  Jahrh.  zur  Gründang  besonderer  statistischer 
Bureans,  deren  Leiter  es  sich  fortan  angelegen 
sein  UeßeD.  in  ihrer  amtlichen  Tätigkeit  gleich- 
seitig den  Forderungeo  der  Wissenschaft  zu 
«itsprechen  and  dadurch  ihren  Arbeiten  einen 
aber  das  augenblickliche  Bedürfnis  der  Ver- 
waltnog  hinsnaeehenden  Wert  an  verleihen.  Um 
dieselbe  Zeit  brach  man  anch  mit  dem  bis- 
berigen  Grundsätze,  die  statistischen  Ergehuisae 
im  vermeintlichen  Staatainteresse  streng  gehum 
zu  halten.  Das  Material  wurde  von  nun  an 
regelmäßig  durch  den  Druck  veröffentlicht;  dies 
ffturte  im  Laufe  der  Zeit  zur  Ansammlung  einer 
inzwiacben  gewaltig  angewachsenen  amtlichen 
atatistiseheu  (juellenliteratar,  aus  welcher  nicht 
nur  die  Verwaltung,  sondern  nicht  minder  auch 
die  Wissenschaft  Nutzen  zieht.  Uebrigena 
werden  anch  heute  noch  einzelne  Zweige  der 
ä.  Tielfaeb  nicht  von  den  statistischen  Bureaus  I 
iAemtem),  emdem  von  den  betreffende  Vw- ' 


waltungB-  (Eisenbahn-,  Justiz-  usw.)  Behörden 
gepflegt.  Andererseits  haben  neuerdings  safal- 
reiche  Großstädte  eigene  statistische  Aerotn'  zur 
Förderung  der  kommunden  S.  eingerichtet  (siehe 
unten  sub  III,  2). 

Welche  Ausdehnung  die  amtliche  S.  infolge 
der  gnteigerteu  Tätigkeit  des  Staates  anf  allen 
Gebieten  seit  dem  Aufaug  des  vorigen  Jahrb. 
erfahren  bat,  davon  legen  die  in  den  einzelneu 
Knltarländem  gegenwärtig  der  S.  dienenden 
nmfangreidien  Verwaltungseinrichtungen  sowie 
die  Mannigfaltigkeit  der  neuzeitlichen  Er- 
hebangen  ein  beredtes  Zeugnis  ab.  In  dieser 
Beciehnng  ist  anf  die  späteren  Angaben  in  Ab- 
schnitt III  zQ  verweisen.  Hier  erübrigt  es, 
durch  einen  kurzen  Ueberblick  Uber  die  Ge- 
schichte der  VerwaltuDgs-S.  in  verschiedenen 
Staaten  die  obigen  Andeutungen  bezüglich  des 
allgemeioen  Entwii-kelaogsganges  zu  ergänzen. 

b)  Sinselne  Ziänder.  Unter  den  deatscben 
Staaten  hat  Prenßen  verhältnismäßig  früh 
der  S.  Interesse  entgegengebracht.  Nachdem 
bereits  im  17.  J^rh.,  namentlich  unter  dem 
brandenburgischen  Eurfllrsteu  Friedrich  Wilhelm, 
bevClkerunga-  nnd  wirtschaftsstatistische  Er- 
mittelungen vorgenommen  worden  waren, 
wurden  diese  Erhebangen  anter  König  Friedrich 
Wilhelm  I.  (seit  1719)  regelmäßig  fortgeführt 
und  unter  Friedrich  dem  Großen  erheblich  er- 
weitert und  verbessert.  Dessen  Nachfolger 
schritten  anf  diesem  Wege  fort.  Unter  Friedrich 
Wilhelm  III.  wurde  durch  den  Minister  von 
Stein  im  Jahre  ISOÖ  ein  statistisches  Burean 
errichtet,  welches  dank  der  verdienstvollen 
Wirksamkeit  Leopold  Krugs  alsbald  reichhaltige 
Btatistische  Nachweise  über  Bevölkernng,  Land- 
wirtscbaft.  Gewerbe,  Handel  and  Verkehr,  innere 
Verwaltung  usw.  lieferte.  Nach  kurzer  Unter- 
brechung der  Tätigkeit  des  Bureaas  durch  die 
napoleonischen  Kriege  wurde  dasselbe  im  Jahre 
1810  neu  organisiert  und. -Tob.  Gottfr.  Hoffmann 
zu  seinem  Direktor  ernannt.  Dieser  ging  darauf 
aus,  dnrch  streng  methodisches  Verfahren  bei 
den  Erhebungen  selbst  und  durch  wissenschaft- 
liche Durchdrintmng  ihrer  Ergebnisse  das 
Material  qualiutiv  zu  verbessern  und  für  die 
exakte  Erfonchnug  des  Staats-,  Wirtschafts- 
nnd  GeBeUscbaftsIebens,  nicht  minder  aber  anch 
für  die  jeweiligen  Bedürfnisse  der  Staatsver- 
waltung mehr  als  bisher  nutzbar  zu  machen. 
Hoffmanns  Nachfolger  K.  F.  W.  Dieterici  (seit 
1844)  pflegte  mit  Vorliebe  die  wissenschaftliche 
Seite  der  8.,  der  gegenüber  die  regelmäßigen 
amtlichen  Veröffentlichungen  zurücktraten,  bis 
dann  unter  £.  Engels  Leitung  (1860—1882)  eine 
Neuorganisation  im  Sinne  vollständiger  Zentrali- 
sierung der  Erhebungen  dorchgefOhrt  wurde. 
Die  l^chnik  der  letzteren  wurde  wesentlich 
verbessert  und  für  die  Aufarbeitnng  des  Materials 
strenge  einheitliche  Normen  aufgestellt  Im 
Interesse  einer  engen  Verbindung  der  ver- 
schiedenen staatlichen  Verwaltungszweige  mit 
dem  statistischen  Bureau  wurde  die  „atatistiacfae 
Zentralkommission**  geschaffen.  Der  reforma- 
torischen,  in  vieler  Hinsicht  grundlegenden 
Tätigkeit  Engels,  welcher  1882  dnrch  E.  Blenck 
ersetzt  wurde,  kam  das  seit  den  60  er  Jahren, 
namentlich  durch  die  statistischen  Kongresse 
(a.  unten  sub  III,  3),  gesteigerte  Interesse  für 
I  die  8.  wesentlich  zustatten. 
'     In  den  anderen  dentsehen  Staaten 
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bat  sich  der  statistisclie  Dienst  erst  im  Laafe 
des  19.  Jafarfa.  zn  eotwickeln  begonnen;  nnr  die 
bayerischen  Erhebungen  frebeu  bis  in  die  zweite 
Häjfte  des  18.  Jahrh.  zarQck  and  wurden,  nach- 
dem i.  J.  1813  ein  besonderes  statistisches 
Unreaa  eingerichtet  worden  war,  späterhin  dnrcb 
T.  Hermann  tmd  t.  Mayr  wesentlich  gefördert. 
Auch  in  Sachsen  (Engel,  BShmeTt),  Württem- 
berg (RQmeliD),  Baden,  den  thüringischen  Staaten 
(Hildebrand],  Oldenburg  (Becker,  Eollmaun), 
den  Hansastädten  und  den  meisten  anderen 
Kleinstaaten  ist  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrb., 
wo  man  allgemeiner  mit  der  Schwung  statis- 
tischer Bureaua  vorging.  Anerkennenswertes, 
teils  Hervorragendes  geleistet  worden. 

Den  Anlaß  zu  einer  gemein  Hamen  S.  der 
deutseben  Staaten  gab  seit  den  20er  Jahren 
des  vorigen  Jahrb.  die  Gründung  und  allmäh- 
liche Erweiterung  des  deutechen  Zoll- 
Tcreitts,  indem  wegen  der  vertragsmäßig 
Torgesebeuen  Verteilnng  der  Zollertrft^  nnter 
die  beteiligten  Stnsten  nach  Maßgabe  der  Be- 
Tülkernng  übereinstimmende  Volkszählungen  nnd 
femereine  gemeinsame S.  desWarenverkenra,  der 
Steuereinniuimen  sowie  der  gewerblichen  Ver- 
hältnisse notwendig  wurden.  Bevor  noch  eine 
Umbildung  dieser  ZoUvereias-S.  nach  Maßgabe 
der  durch  das  Jahr  166t>  herbeigeführten  poli- 
tischen Umgestaltungen  stattfinden  konnte,  trat 
nach  erfolgter  Begründung  des  Deutschen  Reiches 
i.  J.  1872  das  Kaiserliche  Statistische  Amt 
(nnter  Leitung  von  Karl  Becker,  später  von 
Scheel,  Wilhelmi,  jetzt  van  der  Borgbt)  als 
2entralorgan  der  Reichs-S.  ins  Leben. 

In  Oesterreich  zeigte  sich,  nachdem  schon 
frftber  vereinzelte  bevötkernngs-,  wirtschafts- 
nnd  flnanzstatistische  Ermittelungen  stattge- 
funden hatten,  nnter  der  Kaiserin  Maria  Theresia 
zuerst  ein  größeres  Interesse  für  die  Verwattnngs- 
S.  So  wurden  schon  seit  den  60  er  Jahren  des 
vorigen  Jahrh.  Volkszählungen  veranstaltet, 
welche  bald  durch  fortlaufende  Erhebungen  über 
die  BevOlkernngsbewegang  erg&izt  wurden. 
Hierzu  traten  unter  Joseph  II.  regelmäßige 
huidels-  nnd  zollstatistische  Naebweisnngen  nnd 
sät  1791  solche  ttber  die  Ernteerträge.  Trotz 
der  sorgsamen  Pflege  der  S.  in  Oesterreich  ver- 
zögerte sich  die  .Schaffung  einer  eigenen  statis- 
tischen Behörde  bis  1840,  in  welchem  Jahre  die 
Direktion  der  administrativeu  S.  (zuerst  unter 
V.  Czörnig)  gebildet  wurde.  Im  J.  1863  er- 
folgte die  Begründung  der  statistischen  Zentral- 
kommission,  welche  namentlich  in  neuerer  Zeit 
unter  r.  luama-Stemegg  und  v.  Juraschek  in 
ihren  amtlichen  Erhebungen  nnd  BearbeitDugen 
«ne  rege  schöpferische  Tätigkeit  entfaltet  bat 
Die  Direktion  der  administrativen  S.  vrarde 
1884  aufgehoben,  nachdem  inzwischen  dnrch 
Sinricbtang  statistischer  Abteil uneen  im  Handels- 
miniftennm  (1872)  nnd  im  Ackernanministerium 
(1873)  eine  weitgehende  Dezentralisierung  des 
statistischen  Dienstes  vorgenommen  worden  war. 

In  Frankreich  trat  das  Interesse  füi 
statistische  Erbebungen  verbältnismäßig  früh 
hervor,  wie  die  schon  während  des  17.  Jahrh. 
nnter  Snlly  nnd  Colbert  gesammelten  umfaug- 
leichen  Materialien  zur  Gewerbe-,  Handels-  und 
Finanz-S.  erkennen  lassen.  Späterhin  wurde 
duH  statistische  Sammeltätigkeit,  zu  deren 
Untentütztnig  man  in  m^reren  Begierilbgs- 
«Mailiingen  statistische  Bureaus  einrichtete,  fort- 


gesetzt. Auch  die  Provinzisl-S.  wurde  eifrig 
gepflegt,  und  die  zur  Zeit  Ludwig  XIV  tuq 
den  Intendanten  für  ihre  Bezirke  anntferti^ndm 
„M^moires"  bildeten  damals  eine  wicbtigt  '^'-lli- 
für  die  Kenntnis  der  wirtschaftlicbes  Verb^i- 
nisse  des  Landes.  Bei  all  diesen  Erbehongrt. 
handelt  es  sich  indessen  fast  aoatcUiefilich  os 
Schätzungen.  Qenanere  Zählnaga,  oA  der 
Bevdkemng,  sind  est  im  Lanfe  iIcb  19.  Jthrii. 
vor  und  nach  an  deren  Stelle  getret«L  Inr 
Pflege  der  S.  blieb  dabei,  an  die  BberiiefotHi 
Verhältnisse  anknüpfend,  auf  eine  grcBm  .\n- 
zahl  fou  statistischen  Bnreans  verteilt,  vtlcbf 
den  einzelnen  Ministerien  nnlentdlt  wun 
eine  Bänrichtnng,  welche  ancb  beste  noA  I«- 
steht. 

Großbritannien  und  Irland cufeuriiir 
ähnliche  Zersplittemn^  der  statiuilclien  Ver- 
waltung, namentlich  in  neuerer  Zeit  Frub*! 
verlieben  die  mit  dem  Jaltre  1686  btgiumilfi. 
Parliamentary  Papen,  reicUultige  ^ttlmü 
snngen  ans  aÜen  Gebieten  des  Staat»-  vA  Wiri- 
Bchaftslebensenthaltend^erstatigtiKhenStiici»''!- 
arbeit  eine  grOßere  Emheitlicbkeit.  Im  J. 
1801  fand  die  erste  regelrechte  Voltü^au; 
statt.  Die  S.  der  BevölkeningsbeweKiiD^  rricM 
weiter  znrück  nnd  ist  im  Laote  dt«  ii<  J^Hi 
besonders  gepflegt  und  ausgebildet  «ordra.  In< 
einzelnen  Teile  der  Verwaitnngs-8.  mnin  im 
praktischen  Bedürfnissen  entsprecbead  m  <kr 
eiozelneu  RegiemngsabteUaogea  besrWiut 
anch  das  Parlament  wirkt  hier  mit  Aif  nif 
rasche  und  allgemeine  Veritreiiiiag  Ercv- 
nisse  wird  großer  Wert  gelegt;  diesem  Zw-^l-- 
dienen  die  billigen  amtiichen  „Iilaabürl>rr'. 
Besonderes  Verdienst  um  die  PopalBrinrirac 
der  S.  haben  sich  die  statistischen  GeaellKlis'ufi' 
vor  allem  die  1834  gegründete  Bojal  i^tiVsUw 
Society  in  London,  erworben. 

Was  die  übrigen  Staaten  anbetrifft,  w  Netrt 
die  S.  Italiens,  wenn  anch  xeitüeh  «flU< 
zurückreichend,  doch  erst  seit  der  BegtÜsdiiDi. 
des  einigen  Königreichs  (1870|  allpBciBrn^ 
Interesse  dar.  Erwähnung  vetdieiKa  bierw 
mehrere  Jahrhnnderte  snrüekrncbendei  kipV 
liehen  Seelenbeschrribnngen ,  welcbr  ßr  J>' 
filtere  Bevölkerungs-S.  wertvdl  gewe*«  't« 
In  Spanien  ist  man  bernts  ia  1&  Mrt 
unter  Philipp  IL,  ebenso  im  17.  und  IK  iü"*- 
also  verhältnismäßig  sehr  früh  bemfiht  ^^»^ 
statistisches  Material  über  die  BeTäkeraii^ 
und  Wirtschaftsverbältnisse  des  Linde'  i; 
sammein.  Von  den  skandinaviMben  stiitoi: 
hat  Schweden  schon  im  18.  JshA.  irdin 
Gebiete  der  BevSlkemngfrS.  Bedeeteid»  i-- 
leistet  In  Belgien  haben  die  bcrrom^aNc 
Lmstongen  Qnetelets  vm  die  Mitte  im  n.itoA 
der  dortigen  amtlichen  S.  tnf  alle»  «««f 
zn  allgemmnem  Ansehen  verholfea^  In  K"''' 
Und,  wo  schon  Peter  der  Große  Isttre«  « 
statistischen  Erhebungen  bekundete,  hti  nu 
im  Laufe  des  19.  JÄrh.  die  VenrtlrtBT-; 
nnd  zwar  in  dezentraliatiscbein  Siase,  des  w. 
europäischen  Verhältnissen  nl^rcchesd  toar- 
gestalten  gesucht.  Große  Schwierifk««  «»^ 
reiten  dabei  anch  heute  noch  die  pf*»t' 
Ausdehnung  und  die  KnltorzastfatedtsUD«^ 
Die  Vereinigten  Staate»  von  Ansris- 
endlidi  dürfen  das  Verdienst  in  Aupncb  viJoH 
dnrch  die  L  J.  1990  begonnenes  nd  mtAra 
alle  10  Jahre  wiederholten  TolkflAiofi«' 
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irMD  tlbrigena  vmfängliehe  wirtschaftB-  nnd 
kvItantatisäKhe  Ermittelnniren  Terbnnden  wer- 
^.bahsbrecheodTor^eaiiKensaseiii.  Ständige 
•utintisebe  Bareaas  sind  erst  seit  tinigen  Jahr- 
Khoi^a  eiDgerichtet  worden.  Im  ntizen  gleicht 
rfrr  ('haraktv  der  dortigen  S.  dem  der  eng- 
'i-<heu.  Voo  de»  sonstigen  Lftndern  ist  Be- 
merkenitweites  all  dieser  Stelle  nteht  ra  be- 
,l(bieu. 

i.  Die  EntwlekelDBg  der  S.  als  Wlsaea- 
trhalt.  a)  Sie  8.  als  Staatakunde.  Unab- 
luDgj^  von  dem  im  Vorstehenden  angedeuteten 
Eot«irkelDngagange  der  statistischen  Praxis 

'Dtlaltete  sidi  die  S.  als  Wissenschaft.  Sie 
hafam  ihren  Aasgangsponkt  von  einem  Wissens- 
welchen  TSllig  abseits  liegt  von  dem, 
*4t  beute  in  der  ßegel  unter  S.  verstanden 
AiTil.  Es  liüngt  dies  zosammen  mit  der  Wand- 
lani:,  welche  der  Begriff  der  S.  im  Laufe  der 
^"Ji  frfahren  hat. 

vhDD  frnfaer  ist  darauf  hingewiesen  worden, 
i-tü  äts  erfolgreiche  Vordringen  der  modernen 
^M&biidee  gegentlber  den  mittelalterlich-feuda- 
itst<M!lieD  AnsehauQngeQ  nnd  Zostftnden  nament- 
lirb  seit  dem  16.  Jurh.  das  BedQrfnis  nach 
näherer  Kenntnis  der  tatsScblichen  politischen 
tn<1  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Muiea  mehr  nnd  mehr  herrortreten  Hell.  Dies 
'uliVrie  fich  anf  literarischem  Gebiete  darin, 
«All  icit  jener  Zeit  eine  Keihe  von  Werken  er- 
•^hteii,  welche  sich  die  Schtldemng  der  allge- 
t),f\wa  staatlichen,  militärischen,  kirchlichen, 
«irt'rhaftlichen  und  RechtDznstände  der  Länder 
tut  Auflebe  machten.  Beispiele  solcher  Ar- 
find  die  Kosmographie  Sebastian  Müllers 
r>Mj.  die  StaatsbesehreioniigeB  des  Francesco 
^uiuiTii»  flöfö)  und  des  Giovanni  Botero  (lö89) 
■iD<l  die  :$chrift  „Les  6tats,  empires  et  princi- 
wnte«  da  monde"  des  Pierre  d'Avity  (1614}. 
rpnifr  gehören  hierher  die  von  der  berühmten 
^ttibbändlerfamilie  Elzevir  zu  Leyden  seit  1626 
»li^fientlichten  sog.  Respnblicae  Elzevirianae, 
«el'-hf  in  zahlreichen  Bänden,  zam  Teil  ans  der 
i'ivr  berTorragender  HSnner  (Laet,  Contarini 
n  a.>  Beschrabnngeu  der  eiuielnen  Maaten 

Eine  wisseaschaftliehe  Vertiefung  erfahren 
•ii*^  Bestrebongen  dadurch,  dall  seit  dem 
1<  .Tahiti,  eine  Äniahl  tfiebtiger  Gelahrter  be* 
VUB.  jene  Stoffe  zum  Gegenstand  von  Univer- 
-:<»t4Torlesnngen  zu  machen.  Bahnbrechend 
"irhie  in  dieser  Hinsicht  seit  lß60  der  bekannte 
'fnitiche  Polyhistor  Hermann  Conring  in  Helm- 
»j'it.  welcher  bald,  namentlich  in  Dentschland 
lahlreicbe  Nachfolger  fand.  Doch  dauerte 
*«  noch  fa§t  ein  volles  Jahrhundert  nach  Connng, 

itü  jenes  Wissensgebiet  dnrch  Gottfried 
AcheDwall  (seit  1746  Professor  der  Staatswissen- 
^'^tn  in  Güttingen)  voUsUndig  ausgebaut 
nnd  zn  einer  selbständigen  SehuldisaipUn  er- 
>>'n«^n  Wörde.  Nachdem  bereita  sein  Lehrer 
^ihmeitzel  in  Jena  ^Collegia  statistica"  im 
■■>'tir«R  Sinne  gelesen  hatte,  wandte  Ächenwall 
m  «rineu  staatawissenschaftlichen  Schriften  das 
.S."  als  Hauptwort  (abgeleitet  vom 
ttlienisdien  stato  Staat.  sUtista  Staatsknndiger) 
:>>ni  ersten  Haie  an.  £r  bezeichnet  als  Anf- 
s*^  der  8.  die  -gründliche  Kenntnis  der  wirk- 
Staaismerkwttrdi^keiten".  Diese  Namen- 
K'ninig  nnd  sein  Verdienst  nm  die  Sjrstematik 
Uhrgebindes  haben  Aehenwall  die  Be- 


aeichnung  als  j, Vater  der  S."  eingetngen.  ünter 
seinen  zahlreichen  BchtUem  ist  vor  allen  A. 
L.  von  ScblOzer  zn  nennen,  Achenwalls  Nach- 
folger auf  dem  Göttinger  Lehrstuhle.  Seine 
Anschaunngen  über  die  Bedentung  der  S.  faßte 
dieser  in  die  Worte  zusammen :  „Geschichte  ist 
fortlaufende  S. ,  S.  feststehende  Geschichte". 
Bisher  schon  hatten  die  Verfasser  der  Staats- 
beschreibnngen,  soweit  dies  bei  dem  damaligen 
Stande  der  amtlichen  Erhebungen  (s.  oben  sno  2} 
überhaupt  m{lglich  war,  Zahlenmaterial  zur  Be- 
lebung ihrer  Darstellung  herangezogen.  In 
größerem  Umfange  als  frtther  geschah  dies 
seitens  A.  F.  Bfischings  (gest  1793),  welcher 
nnter  den  Statistikern  dieser  Schale  auch  da- 
durch hervorragt,  daß  er,  anstatt  die  Länder 
ftlr  sich  zn  betrachten,  die  einzelnen  konkreten 
Erdcheinnngen  länderweine  gruppierte,  um  anf 
diese  Weise  das  Wesen  derselben  hesser  zu  er- 
gründen, als  es  der  bloll  geographischen  Be- 
schreibung möglich  war.  §o  wurde  Büsching 
der  Vorläufer  der  modernen  internationalen  S. 
and  bezeichnet  als  solcher  bereits  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  gegenüber  der  Adhenwallschen 
Richtung. 

Gegen  Ende  des  18.  Jahrh.  trat  das  Interesse 
an  der  Verwertung  des  Zahlenmaterials  immer 
allgemeiner  hervor,  nnd  anch  die  Vertreter  der 
alten  Universitäts-S.  konnten  sich  dieser  Ge- 
pflogenheit auf  die  Daner  nicht  entziehen.  Die 
Anfatellnng  von  Tabellen  nnd  Zahleunachweisen 
fand  in  der  wiasenBchaftlichen  Literatur  so  sehr 
Eingang,  daU  im  weiteren  Verlauf  der  Ent- 
wickelnng  die  Zahlenangaben  als  das  Wesent- 
liche in  den  statistischen  Werken  angesehen 
wurden.  Dieser  Umschwung  in  der  Aunusnng 
der  S.  wurde  vorbereitet  durch  eine  wissen- 
schaftliche Richtung,  welche  ihr  Material  den 
zahlenmäüigen  Ermittelungen  der  Behörden  ent- 
lehnte und  der  alten  S.  als  Staatsknnde  zu- 
nächst völlig  fernstand. 

b)  Die  politische  Arithmetilc  Ihren  Aus- 
gang nahmen  diese  ausschließlich  anf  die  Massen- 
beobachtnng  von  Erscheinnngen  des  physischen, 
sozialen,  wirtschaftlichen  und  staatlichen  Lebens 
gerichteten  Bestrebongen  von  demjenigen  Zahlen- 
mate^,  welches  seit  dem  16.  Jahrh.  cue  Kirohen- 
bflcher  über  die  Taufm,  Trauungen  nnd  Sterbe- 
KUe  lieferten.  Dem  Engländer  John  Graunt 
(gest.  1674)  gebohrt  das  Verdienst,  anf  Grund 
solcher  Nachweise  die  Hanpterscheinungen  des 
Bevölkerongswecbsels  aufgedeckt  zu  haben. 
Graunts  Bemühungen  wurden  fortfcsetzt  durch 
William  Petty,  welcher  seinem  1667  erschienenen 
Hauptwerk,  enthaltend  n.  a.  Schätzungen  der 
Volkszahl,  der  Größe  der  landwirtschaftlichen 
and  gewerblichen  Produktion,  des  Handels,  der 
Militärmacht  Englands  und  der  Nachbarstaaten, 
den  Titel  „Political  Arithmetic"  gab,  infolge- 
dessen sich  der  Ausdruck  „poUtiBche  AritibmenK" 
fttr  Untersnchnngen  ähnlicher  Art  fest  ein- 
bürgerte. Ein  namhaftes  Verdienst  um  die 
weitere  Entwickelung  der  neuen  Wissenschaft 
erwarb  sich  in  England  n.  a.  Gregory  King 
und  ganz  besonders  der  Astronom  Edmund 
Halley,  welcher  i.  J.  1693  auf  Grund  der  von 
dem  Probst  Caspar  Nenmann  in  Breslau  ge- 
fertigten Zusaramenstetlnngeu  Uber  die  Geburten 
und  Todesfälle  dieser  Stadt  eine  Sterbetafel  be- 
rechnete, nm  daraufhin  die  Höhe  der  Lebens- 
versicberongsrenten  festcnatellen.  Lebeniver- 
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sicbeningsanstalteii,  Toutinen  and  ähnliche  Ein- 
richttiD^n  kamen  gerade  damals  an{  nnd 
förderten  mit  dem  gleichzeiti^n  Ueberhand- 
nehmen  der  Glücksspiele  (Lotteneen)  die  wissen- 
schaftliche Ausbildang  der  Wafarscheinlichkeits- 
rechnuns:  (Bemoolli,  gfesL  ITOö),  welche  dann 
wieder  der  politischen  Arithmetik  zngnte  kam. 
Letztere,  wie  oben  bemerkt,  von  englischen 
Forsdiem  b^ründet,  wurde  weiterhin  in  ihren 
eiiuelnen  Teuen  außer  tod  deren  Laadslenten 
auch  TOD  einer  Reihe  französischer,  boUftndiscfaer 
(W.  KersBcboom)  und  schwedischer  Gelehrter 
fortgebildet.  In  Deutschland  begegnete  die 
nene  Wissenschaft  ebenfalls  einem  lebhaften 
Interesse.  Hier  war  es  Job.  Pet.  SHUmilch, 
welcher  sich  das  größte  Verdienst  nm  ihre 
Weiteren  twickelnng  erwarb.  Im  J.  1741  ver- 
öffentlichte Süßmilcb,  damals  Feldprediger  im 
Heere  Friedrichs  des  Großen,  eine  Schrift:  „Be- 
trachtung ttber  die  göttliche  Ordnung  in  den 
Veränderungen  des  menscblii^en  Geschlechts 
aus  der  Geburt,  dem  Tode  nnd  der  Fortiiflanzung 
desselben  erwiesen",  in  welcher  er  die  bisherigen 
Einzelontersncbungen  der  Ausländer,  gestQtzt 
auf  umfassendes  Zahlenmaterial,  zu  einer  syste- 
matischen Darstellung  des  BevOlkerungswechsels 
(s.  Art.  „Bevölkerung",  insbesondere  sub  A  n.  7 
oben  Bd.  I  S.  445  fg.)  verarbeitete,  die  Gesetz- 
mäUigkeit  der  Erscheinungen  im  Zusammen- 
hange näher  nachwies  und  zum  ersten  Male 
ihre  allffemeine  Bedeutung  für  das  Staats-  nnd 
Gesellsdtaftsleben  hervorhob.  So  bezeichnet 
SOfimilchs  Schrift  einen  Wendepunkt  in  der 
Entwickelung  der  politischen  Arithmetik.  Die 
von  ihm  begründete  wiesenBcbaftliche  BevOlke- 
mngs-S.  erhielt  weitere  Anregung  einerseits 
durch  die  bahnbrechenden  Untersuchungen  des 
Engländers  Bob.  Maltbiis  über  die  Grundsätze 
der  Bevölkerungsvennehrang  (1798)  und  anderer- 
seits durch  eine  Reihe  von  Mathematikern, 
welche  dnrch  Bearbeitnng  des  Zahlenmaterials 
und  Verbesserung  der  Rechnongsraethoden  im 
Sinne  der  älteren  politischen  Ariüimetiker  tätig 
waren. 

o)  Xr«uer«  BantrebangeD.  Die  Erfolge  der 
exakten  Forschungen  auf  dem  Gebiete  des  Be- 

völkerungswesens  bähen  besonders  dazu  beige- 
tragen, daß  auch  auf  den  anderen  Gebieten  der 
alten  Staatsknnde  die  Hassen  beobachtung  in 
den  Vordergrund  trat,  soweit  dies  die  Natur  des 
(iegenstandes  und  die  amtlichen  zahlenmäßigen 
Erhebungen,  welche  seit  dem  Beginn  des  19. 
Jahrb.  der  Oeffentlichkeit  immer  mehr  zugäng- 
lich gemacht  wurden,  ermöglichten.  Der  Oha* 
rakter  der  alten  Achenwallscben  S.  im  Sinne 
einer  Beschreibung  von  StaatsmerkwQrdigkeiteu 
gin^  schon  dadurch  allmählich  verloren.  Zur 
völbgen  AnflSsnng  aber  mußte  diese  Disziplin 
fähren,  als  infolge  der  fortschreitenden  Speziali- 
sierung der  Wissenschaften  zahlreiche  wichtige 
Gebtete,  wie  namentlich  die  Nationalökonomie, 
das  Staats-  und  Verwaltungsrecht  und  die  Erd- 
kunde sich  von  der  Staatskunde  trennten  and 
zu  selbständigen  Lehrfächern  heransbildeteu. 
8o  wurde  im  Laufe  der  Zeit  die  alte  Universitäts- 
S.  tatsächlich  auf  die  wissenschaftliche  Behand- 
lung dt;rjeiii|fen  Vorgänge  auf  dem  Gebiete  des 
''Staats-  nnd  Uesellscbaftslebens  beschränkt,  wel- 
lte sich  entweder  ganz  zahlenmäßig  darstellen 
oder  doch  wenii^stens  mit  Hilfe  der  Zahlen 
näher  erläutern  ließen.   Es  hatte  dies  zur  wei- 


teren Folge,  daß  sich  auch  die  nrsprtlngl^je 
Bedeutung  des  Namens  „Statistik"  verschob  und 
die  zahlenmäßige  Hassenbeobachtnng  ftir  diese 
Disziplin  das  Wesentliche  wurde ,  während 
gleichzeitig  der  Begriff  der  politischen  .Arith- 
metik in  den  Hiutei^rund  trat.  Uebrigens  voll- 
zog sieb  diese  Umbildung  der  alten  S.  nicht 
ohne  heftige  literarische  Fehden,  welche  haupt- 
sächlich EU  Beginn  des  1^.  .Tahrb.  zwischen  oea 
Anhängern  der  AehenwaUscfaea  Schule  lud  den 
Vertretern  der  politischen  Arithmetik  gefOhrt 
wurden,  nnd  noch  vor  einigen  Jahrzehnten  traten 
R.  von  Mohl,  Lorenz  von  Stein  sowie  nament- 
lich der  verdiente  Bevölkerungsstatistiker 
Wappäns  für  den  Begriff  der  S.  im  Achenwall- 
schen  Sinne  ein.  Indessen  bieten  diese  Streitig- 
keiten, bei  welcher  auch  die  „Tabellenstatistiker" 
heftig  angegriffen  wurden,  heute  kanm  noch 
ein  Interesse. 

Eine  bedeutsame  Erweiterung  erfuhr  die 
nettere  wissenscbaftliche  S.  dnrch  die  Arbeiten 
des  Belgiers  L.  A.  J.  Qnetelet,  weldier  in  seiner 
Schrift  „Sur  rhomme"  (1836)  auf  den  Ergebnissen 
der  S.  eine  „Sozialphydk"  des  „Darcbschnitta- 
menschen"  zu  begrQnden  sachte  and  n.  a.  dm 
Nachweis  erbrachte,  daß  ebenso  wie  in  der  Bf- 
völkerungs-S.  auch  in  der  Moral-S.  (s.  d.  oben 
S.  511  fg )  die  großen  Zahlen  augeo^Uge 
Regelmäßigkeiten  erkennen  lassen.  (Qnetelet 
folgerte  hieraus,  daU  auch  die  Handlungen 
der  Menschen  von  Oesetzen  geregelt  werden, 
nnd  führte  damit  in  die  philosophische  Ethik 
ein  Problem  ein,  welches  bis  in  die  neuere  Zeit 
hinein  (Wagner,  Drobisch,  Oettingeu)  dfrig  er- 
örtert worden  ist. 

In  welchem  Maße  die  S.  dank  der  untlichefi 
Erbebungen  und  der  eifrigen  wisMuschoftlickeu 
Bestrebangen  im  Laufe  der  Zeit  an  Umfuig 
und  Inhalt  gewonnen  hat,  ist  an  früherer  Stelle 
bereits  angedeutet  worden.  Selbst  aaßeihalb 
des  Kreises  des  staatlichen  nnd  sozialen  Lebens, 
in  den  Naturwissenschaften,  der  Meteorologie, 
der  Medizin,  der  Sprachforschung  fand  die  »ta- 
üstiscbeMassenbeobacbtung  Eingang.  Wahrend 
die  Bogm.  mathematischen  Statistiker,  die  Nadi- 
folger  der  politischen  Arithmetiker  (wie  LapUtie. 
Fourier,  Moser,  neuerdings  Knapp.  Zenner,  Becker. 
Lexis,  Wester^uard,  Bortkiewicz).  die  VerbesK- 
rung  der  statistischen  Methode  sich  angelegen 
sein  ließen  bezw.  noch  jetzt  in  dieser  Ricbtttng 
tätig  sind,  wnrde  und  wird  anf  der  andere» 
Seite,  besonders  von  den  Leitern  der  statistischea 
Aemter,  das  Material  selbst  eingebend  bearbeite« 
und  für  die  Wissenschaft  sowie  f&r  die  Praxi» 
nutzbar  gemacht.  Nicht  zum  wenigsten  die 
moderne  Sozial-  und  Wirtschaftspolitik  beutst 
in  der  S.  eine  nnentbehrliche  (»rnndlaite  fbr 
ihre  BeBtrehmtven  und  Entschlüsse.  War  tehom 
durch  die  Gleichförmigkeit  der  staatlicheoi,  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  BedQrfniase  in  An 
einzelnen  Knlturländern  der  gleichmäßige  Fort- 
schritt der  S.  in  den  meisten  Staaten  gewähr- 
leistet, so  trugen  hierzu  die  internationalen  Koa- 
gresse  und  Vereinigungen  (s.  unten  sab  III.  3) 
noch  wesentlich  bei.  Weitere  gegenseitige  An- 
regung bieten  der  regelmäßige  Anstaasch  der 
amtlichen  Veröffentlichungen,  die  statiftisdwn 
Zeitschriften  u.  dgl.,  so  daß  beute,  trotz  dar 
durch  die  Eigentilmlichkeita  der  Staates  and 
das  abweichende  Vm^ehen  der  Verwaltnagsbe- 
hOrden  bedingten  natumalen  Unterschiede,  der 
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lindeniiiiftusende  Charakter  der  S.  gemhrt 
bleibt«  wenn  aaeb  in  anderer  Weise,  ab  die 
alte  Staauknnde  es  erstrebt  hatte. 

Trotx  des  Wechsels  der  ADschannngen  ftber 
die  Ziele  und  Aufgaben  der  S.  bat  letztere  das 
alte  Heimatrecht  an  den  Hochschnlea  keines- 
wegs Terloren.  Gegenwärtig  ist  die  S.  (im  mo- 
dernen Sinne]  allgemein  als  Lehrgegenstand  der 
Universitäten  nnd  anderer  Hochschalen  aner- 
kannt nnd  steht  dabei  gewöhnlich  in  naber  Be- 
a^nng  znr  NationalSkonomie.  An  mehreren 
dentscben  nnd  anßerdentacben  Hochschnlen 
dienen  ihr  besondere,  zum  Teil  mit  statistischen 
Aemtem  in  Verbindung  stehende  statiatische 
Seminare. 

Im  Hinblick  darauf,  daß  die  wissenschaftliche 
nnd  praktische  Bedentnag  der  S.  gegenwärtig 
von  keiner  Seite  emstlich  mehr  bestritten  wird, 
vielmehr  die  neueren  Fortschritte  anf  allen  Ge- 
bieten der  S.  immer  allgemeinere  Anerkennung 
tinden,  erscheint  der  schon  vor  mehr  als  lOO 
Jahren  ertiffnete  nnd  noch  heute  nicht  röllig 
beigelegte  Streit  über  den  Begriff  der  S.,  wel- 
cber  in  zahllosen  Definitionen  seinen  Ausdruck 
gefanden  hat,  in  der  Tat  als  ein  sachlich  unter- 
geordneter. Indessen  muß  zur  notwendigen 
Orientierong  Uber  die  Stellung  der  8.  im  Kreise 
der  Wissenacbaften  sowie  zur  Kennzeichnnng 
ihrer  Aufgaben  nnd  Ziele  wenigstens  anf  die 
Haaptrichtungen  hingewiesen  werden,  in  denen 
sich  jene  Erörterongen  bewegt  haben. 

Als  während  der  ganzen  ersten  Hälfte  des 
vor-  Jahrb.  der  durch  das  Auftreten  der  Qaetelet- 
schen  Richtung  noch  mehr  verwickelte  Streit 
zwischen  den  Anhängern  der  alten  Staatsknnde 
nnd  den  politischen  Arithmetikern  fortgeführt 
wurde,  war  es  ein  Verdienst  vra  Karl  Knies, 
in  seiner  Schrift  „Die  Statistik  als  selbständig 
Wissenschaft  j  znr  Lösung  des  Wimals  in  Theorie 
nnd  Praxis  dieser  Wissenschaft**  (I86O1  die  Notr 
wendigkeit  einer  Trennung  jener  beiden  Ge- 
biete nachgewiesen  zu  haben,  wobei  er  den  Be- 
griff der  S.  vOUig  anf  die  mathematische  Methode 
der  politischen  Arithmetik  beschränkt  wiaseu 
wollte.  Im  weiteren  Verlaufe  hat  diese  Auf- 
fassung der  S.  als  einer  methodischen  Hilfs- 
wissenschaft nachhaltige  Vertretung  gefunden 
'Hanshofer.  Ad.  Waguer,  v.  Scheel  und  wohl 
anefa  Meitzen)  Duiadi  besteht  die  Eigentfimlieh- 
keit  des  statistischen  Verfahrens  in  der  auf  den 
verschiedensten  Gebieten  anwendbaren  metho- 
dischen Hassenbeobachtnng  auf  Grand  von  Zäh- 
lungsergebnissen. Die  S.  ist  ein  Hilfsmittel  der 
Induktion  und  bildet  als  wissenschaftliche 
Hethodenlehre  einen  Bestandteil  der  Logik  (Sig- 
wart).  Während  diese  Biehtnng  die  Art  der 
Forschung  in  den  Vordergrund  stellt,  legt  eine 
andere  das  Hauptgewicht  auf  den  Gegenstand 
^r  Forschung.  Entsprechend  der  Tatsache, 
daß  die  S.  die  zahlenmäßige  Untersuchung  des 
etaatlichen ,  sozialen .  wirtschaftlichen  und 
geistigen  Lebens  zu  ihrer  vomehmsten  Aufgabe 
macht,  soll  die  Untersnebune  dieser  Fragen  das 
Wesen  der  Statistik  als  Wissenschaft  bilden 
(Hermann,  Hildebrand,  Levasseur,  Horpurgo). 
Emst  Engel  bezeichnet  iu  diesem  Sinne  die 
S.  als  die  Wissenschaft  der  menschlichen  Ge- 
meinschaften und  hat  für  sie  die  Bezeichnung 
„Demologie"  in  Vorschlag  gebracht.  Eine  ver- 
mittelnde Stellung  nehmen  diejenigen  ein, 
welche  die  S.  einerseits  als  reale  Wissenschaft 


und  andererseits  als  Methode  gelten  lassen 
(Rttmelin.  v.  Majr)  und  damit  beiden  obigen 
Auffassungen  eine  relative  Berechtigung  zu- 
erkennen. Dieser  Standpunkt,  wenn  auch  formell 
anfechtbar,  hat  jedenfalls  den  Vorzug,  daß  der- 
selbe allen  neueren  ^statistischen"  Bestrebungen 
in  Wissenschaft  und  Praxis  sowohl  nach  der 
materiellen  als  anch  nach  der  methodologischen 
und  technischen  Seite  in  vollem  Umfange  ge- 
recht wird.  Schon  ans  diraem  Grunde  erscheint 
es  zweckmäßig,  die  neueste  Formulierang  jenes 
Standpunktes  durch  Georg  v.  Hayr  (s.  Literatur) 
an  die  Spitze  der  nachfdgenden  Aasführangen 
zu  Stilen. 

II.  Theorie  der  S. 

1.  WissenschaftUohe  Stellnn;  nnd 
Anfgaben  der  S.  S.  im  materielleD  Sinne 
^WisseoBchaft  der  S.)  ist  die  auf  erschöpfende, 
in  Zahl  und  Maß  festgelegte  Massenbeob- 
achtungen gegrfiadete  Klarlegung  der  Zu- 
stände und  fSscheinuDgen  des  geseUschaft- 
lichea  iDenschlichen  Lebens,  soweit  solche 
in  den  sozialen  Massen  zum  Ausdruck 
kommen.  S.  im  formellen  Sinne  (statistische 
Methode)  ist  die  erschiSpfende  Massenbeob- 
achtung in  Zahl  und  Mali  in  der  Gesamtheit 
ihrer  Anwendung  auf  soziale  und  andere 
Massen  (v.  Mayr).  Während  hiernach  die 
statistische  Methode  auf  den  verschiedeosteo, 
inhaltlich  zum  Teil  einander  völlig  fern- 
liegenden Forschungsgebieten  zur  Anwendung 
gelangen  kann,  ist  der  S.  als  Wissenschaft 
nicht  nur  diese  Methode  eigen,  sondern  sie 
besitzt  auch  in  der  ,,Bozialen  Masse"  ein  be- 
sonderes Oljjekt  der  Forschung,  und  hierauf 
beruht  die  Selbständigkeit  der  statistischen 
Wissenschaft  oder  der  „exakten  Gesellschafts- 
lehre". Innerhalb  des  Gesamtgebietes  der 
letzteren  unterscheidet  von  Mayr  einen 
theoretischen  und  einen  praktischen  Teil. 
Den  ersteren  bilden  in  der  Hauptsache  die 
Untersuchungen,  welche  das  Wissensgebiet 
der  Statistik  abgrenzen,  dessen  allgemeine 
Grundlagen  bestimmen  und  die  Methode  und 
Technik  darlegen.  Weiterhin  gehören  hier- 
her die  Dntersuchungen  ilber  die  Beziehungeu 
zwischen  S.  und  Öffentlicher  Verwaltung 
sowie  die  Geschichte  der  S.  Der  praktische 
Teil  umfaßt  die  Gesamtheit  der  materiellen 
wissenschaftlichen  Ehrungenschaften  auf  dem 
Gebiete  der  Massenbeobachtung  des  Gesell- 
schaftslebens (ßevOlkerungs-,  Moral-,  BU- 
dungs-,  Wirtschafta-S.,  politische  S.)  und  er- 
gihi  im  System  die  ,,exakte  OesellBcluifts- 
lehre«. 

Wenn  es  auch  nach  wie  vor  zweifelhaft 
erscheinen  mag,  ob  dieses  Festhalten  an 
I  einer  besonderen  Wissenschaft  der  S.  (im 
I  materiellen  Sinne)  als  Bedürfnis  anzuerkennen 
!ist,  so  ist  es  doch  jedenfalls  aus  Zw^sk- 
mäßigkeitsgrOnden  wie  auch  deshalK  w^l. 
die  meisten  privaten  und  amtlicben  Siia*.- 
stiker  die  einzelnen  Teile  der  pfartis<:'-eL 
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S.  gleichzeitig  pflegeD,  sehr  wohl  zu  recht- 
fertigen, dafi  diese  Terschiedenen  Gebiete 
auch  in  literarischen  Darstel hingen,  in  Vor- 
lesnngen  usw.  gemeinsam  behandelt  werden. 

Ebenso  berechtigt  und  üblich  ist  es,  die 
angewandte  S.  nach  den  Gegenständen,  auf 
welche  sich  die  einzelnen  Erhebungen  rich- 
ten ,  eingehender  zu  sondern.  Für  diese 
Einteilung  hat  der  internationale  Kongreß 
in  Petersburg  im  Jahre  1872  ein  ausftthr- 
liches  Schema  aufgestellt,  welches  indessen 
um  so  weniger  Anspruch  auf  Vollständigkeit 
machen  kann,  als  im  Laufe  der.  letzten  Jahr- 
zehnte der  S.  manche  neue  Gebiete  erschlossen 
worden  sind.  FOr  die  soziale  und  volks- 
wirtschaftliche Forschung,  für  welche  die 
S.  weit  mehr  als  für  jede  andere  Wissen- 
schaft Bedeutung  erlangt  hat,  kommen  gegen- 
wärtig insbesondere  folgende  Abteilungen  in 
Betracht :  die  S.  der  Bevölkerung  (einschließ- 
lich des  Auswanderuugswesens),  die  Moral- 
S.,  dieser  nahestehend  und  zum  Teil  mit 
ihr  identisch  die  Kriminal-S.,  femer  die 
Bildungs-S.,  die  Staats-  und  Gemeinde-S. 
(auch  Finanz-S.),  und  vor  allem  das  große 
Gebiet  der  wirtschaftlichen  S.  Zu  dieser 
letzteren  Abteilung  gehören  Berufs-  und  Ge- 
werbe-S.,ArbeitB-S.,  gewerbliche  Produktions- 
S.,  Agrai^S.,  Preis-S.,  Yerkehrs-S.,  Haadels- 
S.,  S.  des  Geld-  und  Bankwesens,  die  S.  der 
Verteilung  (Einkommen,  Vermögen),  £on- 
BumtioD8-8.,  Armea-S.,  Konkurs-S.,  Versiche- 
ruDgft-S.  u.  o.  m.  Vielfach  ist  es  übltoh, 
diese  Einzelgebiete  unter  dem  Namen  der 
sozialen  S.  zusammeozufossen  und  innerhalb 
deren  die  Bevölkerungs-,  Wirtschafts-  und 
Kultiir-S.  als  Hauptgruppen  zu  unterscheiden. 
Die  oben  aufgeführten  Gegenstände  behandelt 
das  vorliegende  Wörterbuch  unter  den  be- 
treffenden Sttchwörteni  und  läßt  damit  dieser 
Seite  der  S.  eine  eingehende  Berücksichtigung 
zuteil  werden.  Jene  Einzel-S.  machen  nach 
V.  Mayr  den  praktischen  Teil  der  wissen- 
schaftlichen S.  aus. 

Den  ihm  gegenüberstehenden  theo- 
retischen Teil  (s.  oben)  bildet  diejenige  Dis- 
ziplin, welche  auch  als  allgemeine  S.  be- 
zeichnet werden  kann.  Sie  behandelt,  ohne 
streng  gefügte  innere  Gliederung,  die  Gte- 
samtheit  dessen,  was  mit  Rücksicht  auf  die 
Vergangenheit  der  S.  und  als  Konsequenz 
der  statistischen  Methode  und  Praxis  von 
der  S.  ohne  Rücksicht  auf  ihre  besonderen 
Anwendungsgebiete  zu  sagen  ist,  nämlich 
Geschichte,  wissenschaftliche  Stellung  und 
Aufgaben,  Methode  und  Technik  der  b.,  so- 
wie ihr  Verhältnis  zur  Verwaltung  (auch 
Organisation  der  statistischen  Äemter).  Dem- 
gemäß gliedert  sich  auch  der  vorliegende 
Artikel. 

2.  Technik  nnd  Methode  der  S.  Da 
die  statistischen  Erhebuo^n  zu  ihrer  sach- 
gemäßen Durchführung  in  der  Regel  um- 


basende  Beobat^tungeQ  in  läamlicher  Un. 
auch  zeitlicher  Hinsicht  erfordern  und  ül«r- 
dies  eine  Verpflichtung  der  b^lieten  IV- 
völkerunrakreise  zur  Beantwortutig  iler ■ 
stellten  Fragen  zur  Vorausaetziins  br'K. 
so  ist  die  Möglichkeit  der  Venwstaltuuj 
solcher  Erhebungen  seitens  einzelDer  oO^r 
selbst  auch  seitens  mehrerer  eq  ilic<-i]i 
Zwecke  vereinigter  Personen  (Priral-S,i  •■ne 
begrenzt  (S.  der  Haushaltuugsbud^u.  Ar- 
beits-S.  in  gewissem  rmfaoge,  S.derÄklt™- 
geseilscha&n,  gewisse  preisstadsti^tie  Ki- 
mittelungen  und  einiges  Sonstiges).  Z'ii 
Privat-S.  gehören  auch  die  stalistkh-'i 
Verwaltungsberichte  der  Privatäsedliabt  u. 
der  Versicherung^esellschafteo,  der  BsqL- 
austaJten,  die  statistischen  £rmittelu[iir>-a 
wirtschaftlicher  Verbände  u.  a.  m.  In 
weitaus  meisten  Fällen  bläbt  die  Ansführun; 
statistischer  Erhebungen  dea  mit  CfTenriiii- 
rechtlichen  ZwangsbeFugnisseDaasgestaa*'^« 
Organen  Oberlassen  (amtliche  S.,  iasbes-oA-n^ 
staatliche  und  Gemeinde-S.).  Letzter«  Mip- 
lieren  erforderlichenfalls  die  Mieij;ep<li<':i'  ' 
bezw.  das  Fragerecht  und  die  Antwortpfli'lii 
Je  nach  dem  Verhältnis,  in  weldiein  dii" 
erhebenden  Gegenstände  zur  Stwtts-  f-??.« 
Gemeindeverwaltung  stehen,  ist  der  irao: 
der  Ermittelung  ein  verac^edeaer.  St>^il<" 
sich  dieselbeQ  unmittelbar  als  &gebni'  >!'' 
Tätigkeit  der  Verwaltung  dar,  bo  trin  li^ 
Erhebung  aas  dem  Kreise  der  Wztem. 
überhaupt  nicht  heraus  (FinantS.,  G^- 
InhD-S.).  Im  O^nsatz  hierzu  steh»  Yt- 
hebungen  über  solche  Gegenattade,  rA^^ 
ganz  außerhalb  des  Bereiches  des  r^-  - 
mäßigeu  Verwaltungsdienstes  ^^-^  ^'"'^  i 
deshalb  eine  gesonderte,  agens  aogeoi'ln-t'  I 
statistische  Erhebungstätigkeit  der 
waltung  erfordern  ( VoIkszäUuiigeo,  Ge»»'»' 
S.,  Arbeits-S.,  Produktions-S.  ns*.)-  e"^^ 
Mittelstellung  nehmen  diejeoigen  Ertiebiinf^" 
ein,  welche  Gegenstände  betreffen,  liif  '^J' 
nicht  das  eigentliche  Ergebais  der  v-i 
waltungstätigkeit  selbst  bUden,  »>U  f'^' 
durch  letztere  für  die  statistisclie  FestätelluM 
vorbereitet  bezw.  ihr  zugftnglidi  s^''^' 
werden  (S.  der  BevölkeniagBbew«mg 
Anschluß  an  die  Tätigkeit  der  Standesämt«. 
Kriminal-S.  und  Konkur«-S.  salehD^d 
die  Rechtspflege,  Einkommeos-  und 
mÖgens-S.  in  Verbindung  mit  der  W-'U'f- 
einschätzung  und  -erfiebung  o.  a.  ^-^ 

In  jedem  FaUe  verfangt  die  üarchfiTiir^"- 
amtlicher  statistischer  Ermittcliu«?n  wr 
Sicherung  der  Gleichmäßigkeit,  Saüs^f: 
keit  und  Richtigköt  der  Erfaebnog 
mehr  oder  minder  eingehender  AnsRlwunt^- 
bestimmungen ,  Dienstanveisangeo  •  r" 
gebenenfalls  auch  Strafbestiinmonp'n  n 
Nichtbeantwortung  und  wissenllicliö^^,, 
oder  ungenaue  Beantwortung  der  g«^ 
Fragen.  Bei  gröfieren  Erh^ungeB  itaa  > 
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H«canziehung  geeigneter  Personen  aus  dem 
Publikum  sJs  Z&hler  oder  in  Gestalt  von 
SchätziiogskommiBsionen  uaw.  erforderlich. 
Die  Einleitung ,  Ueberwachung  und  Be- 
arbeituDg  der  statistischen  Erhebungen  liegt, 
wie  an  frttherer  Stelle  schon  bemerkt  wurde, 
entweder  in  der  Hand  besonderer  statistischer 
Aemter  oder  sie  bildet  eine  Aufgabe  der 
nach  Art  des  Gegenstandes  hierzu  geeigneten 
Verwaltungsbehörden  (ausgelöste  bezw.  un- 
ausgelöste  S."  nach  Hischler), 

Die  Erhebungen  sind  teils  (als  Bestands- 
zahlungen)  einmalig  und  dann  gewöhnlich 
periodisch  wiederkehrend  (Volk^Ohlungen, 
£nite-S.usw.),  teils  (alsBew^^ngsziUilungen) 
fortlaufend  (S.  der  Bevölkerungsbew^ung, 
Verkehrs-S.,  KrimiDal-S.  usw.).  Im  ersteren 
Falle  ist  die  Ermittelung  entweder  an  einen 
ganz  b^timmten  Zeitpunkt  gebunden  oder 
sie  ToUziebt  sich  innerhalb  eines  beschränkten, 
dann  gewöhnlich  von  der  Behörde  bestimmten 
Zeitraumes.  Im  anderen  Falle  ist  die  Er- 
mittelung entsprechend  den  zu  erhebenden 
Tatsachen  eine  ununterbrochene;  es  liegen 
dann  vielfach  fortlaufende  Verzeichnun^n 
der  beteiligt«!  Behörden  zugrunde.  Nicht 
selten  entziehen  sich  die  zn  ermittelnden 
Tatsachea  «Der  genaueren  Feststellung  durch 
Zahlung.  Letztere  muß  dann  in  der  R^el 
durch  die  weniger  sichere  Ergebnisse  er- 
zielende Schfttzun^  ersetzt  werden.  Unter 

fewissen  Verhältnissen  toitt  an  die  Stelle 
er  mangelnden  Zfthlungsergeboisse  die  auf 
Grund  anderweitiger,  bereits  feststehender 
Zahlen  stattßndende  Berechnung  (BerechouDg 
der  Volkszahl  nach  den  Ei^boissen  der 
Bevölkerungsbewegung ,  Ausfüllung  der 
Lticken  statistischer  Reihen  durch  Inter- 
polation usw.).  In  einer  gewissen  Verwandt- 
schaft zu  den  amtlichen  statistischen  Auf- 
nahmen steht  die  sog.  Enouete  (s.  d.  Art. 
Bd.  I  S.  759  fg.). 

In  der  amtlichen  S.  hat  man  zwischen 
der  eigentlichen  Feststellung  der  Tatsachen 
und  der  weiteren  Bearbeitung  der  Ei^bnisse 
za  unterscheiden.  Erstere  ist  lediglich  Auf- 
gabe der  Verwaltung  selbst,  während  letztere 
zum  großen  Teil  den  privaten  Interessenten 
Qberlassen  bleibt  I^utzutage  wird  mit 
Recht  verlangt,  daS  die  amtliche  Bearbeitung 
sich  mindestens  bis  auf  die  Vorführung  des 
nach   allen   wesentlichen  Gesichtspunkten 

Eiuderien  Tabellenmaterials,  noter  Hinzu- 
mg  der  für  die  Beurteilung  des  Er- 
angsverfahrens  and  fflr  das  nähere  Ein- 
dringen in  die  Einzelheiten  des  Materials 
unerlflSlichen  Erläuterungen  zu  erstrecken 
hat.  Neuerdings  enthalten  indessen  die 
amtUdien  statistischen  VeröfTentlichun^u 
darObw  hinausgehend  viel&ich  noch  eine 
Bearbeitung  der  Ergebnisse  vom  wissen- 
aciiafüichen  bezw.  verwaltungstechnischen 
Standpunkte.  In  bezug  auf  das  Verfahren 


bei  der  eigentlichen  Durchführung  der  Er- 
hebungen sowie  der  Aufbereitung;  und  Be- 
arbeitung des  Materials  kann  an  dieser  Stelle 
nur  auf  einige  allgemeine  Punkte  hinge- 
wiesen werden,  zumal  sich  die  statistische 
Technik  und  Methode  in  ihren  Einzelheiten 
nur  an  der  Hand  der  Praxis  vollständig- 
verstehen  läßt. 

Zur  Aufzeichnung  der  statistisch  festzu- 
stellenden Tatsachen  dienen  die  Erhebung^- 
formulaie,  denen  in  Gestalt  von  Begleite 
papieren  je  nach  Bedarf  Zählungsan  Weisungen^ 
Kontrollisten  usw.  beigegeben  werden.  Die 
ErhebungsformuJare  selbst  sind  entweder 
Individualkarten  (Zählkarten)  oder  Verzeich- 
nisse (Listen).  Von  den  Karten  findet  je 
eine  auf  den  einzelnen  Beobachtungsgegen- 
stand (Geburt,  Eheschließung,  Sterbefall,, 
Konkurs,  Unfall,  Verbrechen  usw.)  An- 
wendung. Sie  sind  in  neuerer  Zeit  zu  den 
verschiedensten  Erhebuogsz  wecken  in  Auf- 
nahme gekommen  und  erleichtem  vielfach 
ganz  wesentlich  das  auf  die  Erhebung  folgende 
Auszählungsgesciiäft,  d.  h.  die  Gruppierung 
der  zu  zählenden  Masse  nach  den  sachlich 
wesentlichen  Gesichtspunkten.  Im  J.  1890 
hat  zum  ersten  Haie  gelegentlich  der  öster- 
reic^sc^en  Volkszählung  und  des  Zensus 
der  Vffl^nigten  Staaten  von  Amerika  eine 
sinnreich  konstruierte  elektrische  Zähl- 
masohine  das  zeitraubende  Auszählungs- 
geschäft bedeutend  verein^ht.  Die  Er- 
gebnisse der  Auszählung  sind  zunächst  in 
ein  Tabellenschema  einzutragen  und  weiter- 
hin je  nach  Bedürfnis  vermittelst  sog.  Kon- 
zentrationsformulare durch  Summierung  zu- 
sammenzuziehen. Dieses  letztere  Verfahren 
wird  soweit  fortgesetzt,  als  die  räumliche, 
zeitliche  und  sachliche  Gruppierung  des 
Materials  es  erfordert.  Während  die  Vor- 
nahme der  eigentlichen  Erhebung  Sache  der 
mit  den  Beobachtangstatsacheo  in  nähere 
Berührung  tretenden  unteren  Verwaltungs- 
behörden ist,  wird  vielfach  schon  das  Äus- 
zählungsgeschäft,  i-egelmäßig  aber  die  tabel- 
larische Aufbereitung  des  Materials  von  den 
statistischen  Aemtern  bezw.  den  sonstigen 
höheren  Dienststelleu  besorgt,  denen  dann 
auch  die  weitere  Bearbeitung  desselben  ob- 
liegt. Je  nachdem  die  Auszählung  und  die 
Herstellung  der  grundlegenden  Tabellen 
seitens  einer  höheren  Dienststelle  oder  aber 
seitens  der  unteren  Verwaltungsorgane  er- 
folgt, spricht  man  von  der  Zentralisation 
bezw.  Dezentralisation  der  statistischen  Aus- 
beutungstätigkeit 

Wenn  schon  bei  der  Aufbereitung  des. 
statistischen  Materials  zu  tabellarischen 
Uebersichten  die  sachgemäße  Einteilung 
derselben  ein  Verständnis  für  die  Kausalitäts- 
beziehungen der  darzustellenden  Massen- 
erscheinungen  voraussetzt,  so  erfordert  die 
weitere  analytische  Bearbeitung  ein  noch 
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tieferes  EmdriDgea  Id  den  konkreten  Inhalt 
des  tabeUariscbeo  Stoffes.  Dabei  sind  im 
Interesse  der  Uebersiehtlichkett  zunfichst 
Zusammrazfige  und  zum  Zwecke  der  Ke- 
duktion  der  absoluten  Zahlen  auf  gleiche 
GrOfien  VeriiattnisberechnuDgen  vonuneh- 
mea.  Bei  Prüfung  uniftchltdien  Zu- 
sammenhangs einzelner  Erscheinungen  ge- 
langt man  zar  Bildung  von  Eeihen ;  letztere 
lassen  sif^  eintmlen  in  räumliche  (Oliedening 
nach  politischen  oder  irirtschaftlich  usw. 
charakteristischeD  Bezirken),  zeitliche  (z.  B. 
Bevölkerungszunahme  in  aufeinanderfolgen- 
den  Jahren)  und  BachJiche  (z.  B.  Kriminalität 
auf  den  einzelnen  Altersstufen).  Hierbei 
führt  die  weitergehende  anal  ytische  Forschung 
zu  mancherlei  Kombinationen.  Bringt  die 
statistische  Reihe  die  wechselnde  Intensität 
einer  Erscheinung  zum  Ausdruck  (z.  B. 
Häufigkeit  der  Geburten  in  den  einzelnen 
Monaten),  so  sind  die  Maxiraa  und  Minima, 
die  Durchschnittszahl  und  das  Verhältnis 
der  letzteren  zur  Summe  der  positiven  und 
negativen  Abweichungen  (Schwankungszahl) 
von  besonderem  Interesse.  Zur  augenfälligen 
Veranschaulichung  der  statistischen  Ergeb- 
nisse dienen  die  graphischen  Darstellungen ; 
«8  sind  dies  teils  Diagramme  (Linien-  oder 
Plächen-D.),  teils  Kartogramme. 

Die  nach  dem  sog.  „Gesetz  der  großen 
Zahl"  (vgl,  Art.  „Massen  ersch  einungen, 
Theorie  der"  oben  S.  476)  bei  der  statistischen 
Beobachtung  auftretenden  Hegel mäßigkeiten 
haben  zur  EinfAhriiog  der  mathematischen 
Rechnung  in  die  S.  Anlaß  gegeben,  wobei 
es  hauptsächlich  darauf  ankommt,  die  Er- 
gebnisse der  mathematischen  'Wahrschein- 
lichkeit mit  den  statistischen  Z&hlungs- 
resultaten  zu  veigleichen.  Weiterhin  ver- 
folgt die  sog.  mathematische  S.  den  Zweck, 

fawisse  von  der  eigentlichen  S.  zu  lösende 
ragen  durch  die  mathematische  Darstellungs- 
weise  korrekt  zu  venuischaulichen,  unvoU- 
fltändige  Beobachtungen  durch  Interpolation 
zu  eigflnzen  und  Über  die  zukünftige  Fort- 
■schreitung  regelmäßiger  statistischer  Ent- 
wickelungsreihen  Vorausberechnungen  anzu- 
stellen. 

IIL  Oiganisation  der  amtlichen  nnd  der 
intemationaleu  S. 

1.  Die  staatliche  S.  in  den  einzelnen 
T^ndem.^  a)DeutBchesIleioh.  a)Re  i  ch  s- 
S.  Die  Zentralstelle  für  die  Reichs-S.  bildet  das 
<lem  Reiehsamt  des  Innern  unterstellte  kaiser- 
liche statistische  Amt  in  Berlin.  Dasselbe 
liat  die  Aufgabe,  das  auf  Grund  von  Oesetzen 
oder  auf  Anordnung  des  Bundesrats  oder 

')  Bezüglich  der  Organisation  der  Arbeils-S., 
welche  im  lulgenden  ni^t  eingebender  behandelt 
worden  ist,  vgl.  Art.  .Arbeitsämter**,  oben  Bd.  I 
S.  170  fg. 


des  Reichskanzlers  für  die  Beii^S.ia 
feinde  Material  zu  sammeb,  affOfeDfori^ 
technisch  und  wiaGenficbafUickiubeirtpHKii. 
uud  veitertiin  auf  InentDong  ites  ileii:)t»- 
kanzlers  statistische  NicfaweiEnDieeQ  aafm- 
stellen  nnd  Ober  statistiKlie  Fr^  §nt- 
achtlioh  zu  berichten.  Die  bädKriseo  AitAi.« 
des  Amtes  «ntredcen  äcfa  uaaitlidi  ad 
folgende  Gelnete:  BerÖlkerai^,  Uadtiit- 
schaft,  Mootanindnstrie,  Gevme,  Arltitn- 
und  Sozial-S.,  aoswflztiger  Hudd  V«rk^. 
Zoll-  nnd  SteoOTresen.  Frofie,  Betdistat- 
wahlen,  Eriminal-S.  Eonkurse,  irt«tei- 
krankenversichenrng^ArmeDwesaiuiHleinis^ 
kleinere  Gegenstände.  vasdüf  leirti 
dieser  teils  regelmäßig  fortlaDfeadec.  tei;< 
ein-  oder  mehnnalig«)  Erhebungai  '^f"!.'' 
bezw.  erfolgte  die  Bearbeitung  des  llii^fu.- 
nicht  durch  das  statistische  Ätnt,  ivn-iit.. 
seitens  der  landesTerwaltusgeo,  V'l'b' 
dann  an  ersteres  bestimmt  vorgeschriokii- 
üebersiehten  zwecks  weiterer  Zusühiim- 
stellung  und  Verarbeitung  änseiuJeD.  jt-- 
züglich  der  wichtigeren  Zweige  der  R^-H- 
S.  vgl,  die  betreffenden  Sooderartike).!  Kim:' 
Zweige  der  Reichs-S.,  wie  namenüifti  li;' 
Post-,  Eisenbahn-  Justiz-,  Medimal-S..  - 
wie  die  S.  der  Unfall-  und  Altersvenri»- 
rung  werden  unabhängig  Tom  staii*ns^l;"i 
Amte  durch  die  betreffeuden  Beiclis^KTi" 
bearbeitet  (Näheres  s.  „S.  dee  Deuti-h-: 
Reiches'',  N.  F.  Bd.  Ci,  Beriin  l^l^f 
den  jährlichenNachträgeaduainäen^»^''-'- 

jahrshefteu). 

/*)  L  a  n  d  e  s  -  S.   Neben  deip  iiim-' 
statistischen  Amte  bestehen  in  £ä*t  ^' 
Bundesstaaten    statistische  LaafeKn"*- 
stellen  zur  Pflege  der  partikularen^-"^ 
lieh  das  preußische  statistiscbe  Laii^^fi' 
das  bayerische  statistische  Bureau, '1^  '^  ' 
sische  statistische  Lande»iDt,  das  «^''  ^ 
bergische  statistische  Landesamt,  das  ' 
statistische  Landesamt  die  hessische  Zrair^ 
steUe  für  die  Landes-S.,  das  ni«kleD^'>' 
gische  statistische  Amt  zu  Sebvm 
oldenbui^dsche  statistische  Amt, 
stische  Bureau  vereinigter  thflnDC>'' 
Staaten  (Sachsen-Weimar,  S.-AlteBbiiip.  J' 
beiden  Schwarzburg  und  die  beiden  m 
zu  Weimar,  die  statistischen  B""«'''  „ 
Sachsen-Meiuingen,  für  Brauuscbwew:, 
Anhalt,  für  Sadisen-Koburg  und  (n-tla 
statistische  Bureau  der  Steuerdei-at*'»; 
die  allgemeines.)  und  dashandelsstaii^»-  ' 
Bureau  in  Hamburg,  das  staüetisci/  ' 
Bremen  uud  in  Lübeck  und  ^ 
statistische  Bureau  für  EIs»ß-I^.'^?f^ 
Die  Bimdesstaaten  MecklenboifrStreWi."*' 


deck,  Schaumburg-Iipp©  und  ]^\^ 
haben  keine  besonderen  gulä^'^  ' 
ämter. 

Die  meisten  der  oben  g«i«>""'^°.  i-r^ 
sind  den  betreffenden  Hiaistene&<v^""^ 
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imterstellt  Ihre  Tätigkeit  erstreckt  sidi 
einerseits  auf  die  Vorarbdteo  ffir  die  fteichs- 
S.  (s.  oben)  und  die  eiugehendere  Aus- 
nutzung der  reidisstatistischen  Erhebungen 
für  die  Zwecke  der  Landes-S.  und  anderem 
seits  auf  solche  Gegenstände,  weldie,  ohne 
von  der  Beidis-S.  berührt  m  werden,  eine 
statiBtiscfaellrhebungim  Interesse  derLandefr* 
Verwaltung  wOnschensvert  erscheinen  iassen. 
Bezflglich  der  einzelnen  von  den  landes- 
statistischen  Oiraoen  beorbdteten  Q^n- 
stände  und  ihres  vedtältniBSes  zu  den  r^chs- 
statistischen  Ermittelungen  mufi  an  dieser 
Stelle  auf  die  amtlichen  YerOffenilichungen 
(Quellenwerke^Zeitscfariften,  Jahrbücher  usw.} 
selbst  verwiesen  werden.  AehnUch  wie  bei 
der  Beichsverwaltung  werden  auch  -bei  den 
Landesverwaltungen  über  einzelne  Gebiete 
statistische  Ermittelungen  nicht  von  den  sta- 
tistischen Aemtem,  sondern  von  den  be- 
treffenden Verwaltungsabteilungen  veran- 
staltet (Verkehrs-,  Justiz-,  Sanitätfr-S.  u.  a.  m.). 

b)  OeBteirelcta  Ungarn.   Eine  gemeinsame 
S.  fOr  den  Gesamtstaat  gibt  ea  bisher  nur 
ioBofem,  als  in  den  drei  Seichaministerien  (des 
AenDeren,  der  Finanzen  nnd  des  Krieges) 
statjstisGlie  Arbeiten  nntemofflinen  weiden.  Von 
dtt  staatUdien  statistisdien  Organen  Oester 
reichs  ist  snoSehst  die  statistische  Zeotral- 
kommiflsion  za  nennen,  welche,  dem  Hinisterinm 
ffir  Sollns  und  Unterriebt  unterstellt,  nicht  nur 
eine  beratende  Tätigkeit  aasUbt,  sondern  aoch 
»elbstftudige  Erhebangen  snf  den  verschiedensten 
Gebieten  (insbesondere  die  Volkszählongen)  ans- 
fnhrt   Dem  Eandelsmioistemm  nntersteltt  sind 
der  bandelsstatistiscfae  Dienst,  das  zwiscben- 
verkehraotatistische  Amt  (ftlr  den  Warenverkehr 
zwischen  Oesterreich  und  Ungarn)  sowie  das 
arbeitsstatisttsche  Amt.  Die  handusstatiatische 
Abteilang  behandelt  anßer  der  S.  des  answfirtigen 
Handels  diejenige  der  eewerUickeD  Lidustrie 
nnd  des  Post-  and  Teleerapbenweaeas.  Ein 
statistischer  Dienst  besteht  weiter   noch  im 
Ackerbaamioisterinm  für  die  Erhebung  über  die 
Landwirtschaft  nnd  das  Berg-  nnd  HQttenweeen. 
Uebrigens  werden  auch  seitens  der  anderen 
Itinistärien  statistische  Arbeiten  verOifentlicht, 
so  im  Elsenbahnminiaterinm  die  Eisenbahn-S. 
Eine  rege  statistische  Tätigkeit  entwickeln  auch 
die  Verwaltungen  der  einzelnen  Csterreichischen 
Länder.  Ftlr  diesen  Zweck  sind  in  Oaliaien, 
Böhmen,  der  Bukowina,  in  Steiermark  sowie  in 
Hährra  je  ein  statiatisches  Landesamt  ins 
Leben  gerufen  worden.    Ungarn  besitzt  in 
dem    dem   Handelsministerinm  unterstellten 
sutistiscben  Zentralamt  eine  Stelle  znr  Pflege 
aller  Zweige  der  amtlichen  Statistik.  Daneben 
fongiert  das  k.  kroatiscb-slavonische  statistische 
Landesbnrean  in  Agram,  welches  für  sein  Ge- 
biet selbständige  Erhebangen  and  Bearbeitungen 
Qber  die  verschiedensten  Gegenstände  (insbe- 
sondere Bevt» heran gs-S.)  vornimmt;  and  endlich 
besteht  fär  Bosnien  and  Herzegovina  das  statis- 
tisdie  Departement  der  Laadear^emng  in 
Sarafevo. 

e)  Sonatfge  Iifinder.   In  Frankreich  ist 
der  statistifche  Dienst,  entgegen  dem  deatacben 


System,  völlig  dezentralisiert,  indem  in  den  ein- 
WfiiteTbneh  der  Tolknrlrtsohatt  II.  Aoll.  Bd.  II. 


seinen  Verwaltnngazweigen  statistische  Sonder- 
bareaas tätig  sind.   Das  wichtigste  ist  das 
ataüatische  Sirean  im  Ministerinm  für  Handel 
nnd  Industrie.  Weitere  Sonderbnreans  bestehen 
in  den  Ministerien  der  Finanzen,  der  Justiz,  der 
Sffentlichen  Arbelten,  des  Unterrichts  nnd  des 
Ackerbaues.    Anß«raem    veröffentlichen  die 
Direktionen  der  eiaaelnen  Kinisterien,  getrennt 
von  den  Arbeiten  der  statistischen  Bureatu, 
eigene  statistische  Uebersicbten  nnd  Bearbei- 
taugen.  In  OroObritannien  and  Irland 
ist  der  Charakter  der  amtlichen  S.  dem  fran- 
zCsischen  verwandt,  doch  tritt  der  praktische 
Zweck,  welcher  anf  eine  s^tematische  Organi- 
sation der  amüicben  S.  keine  Hflcksicht  nimmt, 
DOch  mehr  hervor.   Die  statistische  Abteilang 
im  Hsndelsamt,  zunächst  ftlr  die  Handels-  tmd 
Verkehra-S.  bestimmt,  vertritt  durch  seine 
Sammeltätigkeit   die   fehlende  Zentralstelle. 
Außer  diesem  Bnrean  sind  sn  nennen  die  sta- 
tistischen Abteilungen  im  Zollamt  und  im  Land- 
wirtschaftsamt sowie  die  Abteilung  fttr  Arbeits- 
S.  im  Handelsamt.  Die  S.  der  Bevölkemngs- 
bewegnng  wird  von  den  Begisterämtem,  denen 
das  Staniusamtswesen  unterstellt  ist,  bearbeitet. 
Diese  Stellen  nehmen  auch  die  Volkszählungen 
vor.    Andere  statistische  Gebiete  werden  von 
den  betreffenden  Verwalttmgsstellen  gepflegt. 
Italien  besitzt  eine  streng  zentralisierte  amt- 
liehe S.  Das  Organ  derselben  ist  die  General- 
direktion  der  S.,  welche  alle  Erhebungen  leitet 
bezw.  das  Material  der  verschiedenen  Stellen 
sammelt  und  einheitlich  bearbeitet.  Die  Gen«ral- 
direktion  nntersteht  einem  Oberanfrichtsrat  als 
Zentralkommission ;  derselbe  bestimmt  die  ans- 
suführenden  Erhebungen.    Uebrigens  werden 
auch   von   einzelnen  Verwaltungsabteilungen 
selbständige  statistische  Nachrichten  veröffent- 
licht.  In  Bnßland  fungiert  als  Hauptamt  das 
statistische  Zentralkomitee,  neben  welchem  in 
den  einzelnen  Ministerien  statistische  Sditionen 
tätig  sind.  Auch  die  Goavemements-S.  ist  gut 
ausgebildet,   namentlidi   in   im  baltisuen 
Ländern.  Die  S.  Finkmds  ist  vMlig  selbständig. 
In    den    skandinavischen  Staaten 
(Schweden,  Norwegen,  Dänemark)  ist  die  S,  in 
besonderen  Zentralämtem  einheitlich  orgaidsiert, 
ebenso  in  Belgien,  dessen  Zeatralkommission 
seit  lange  eines  guten  Bnfes  sich  erfreut.  Im 
Gegensatz  hierzu  stehen  die  Niederlande, 
deren  Verwaltungs-S.  bisher  einer  einheitlichen 
Begelnng  gänzliäi  entbehrt;  1892  wurde  eine 
statiatisene  Zentralkommission,  1899  daneben 
ein  statistisches  ZmtnUhnrean  eingoetst  In 
der  Schweis  besteht  als  Amt  des  Bundes  das 
eidgenössische  statistische  Bnrean,  außerdem  gibt 
es  statistische  Abteilungen  im  Eisenbahn-  nnd 
im  Zolldepartement;  nebenher  ^bt  die  kantonale 
S.   Eine  zeutralistische  Organisation  des  statis- 
tischen Dienstes  haben  endlich  anch  Spanien, 
Portugal  nnd  die  Balkanstaaten.  Was 
die  hier  nicht  anfznffihrenden  anßerenropäischen 
Länder  anbetrifft,  so  haben  die  kulturell  höher- 
stehenden  neuerdings    fast   alle  statistische 
Aemter  eingerichtet  Des  näheren  ist  nur  auf 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hinzuweisen.    In  der  Union  bestand  bis  vor 
kurzem  ein  statistischer  Dienst  nur  in  doi 
einzelnen  Verwaltungsdepartements,  ohne  daß 
eine  einheitliche  Organisation  vorhanden  ge- 


wesen  wäre.  Der  große,  regelmäffig  alle  10  Jahre 
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statttiadende  Zensus  (Volkszäblimg;  mit  gleicfa- 
aeitij^  Erhebauffen  aof  den  vowibiedensten 
sonstigen  Gebieten^  ward«  bisher  von  einem 
jedesmal  nen  zq  bildenden  besonderen  Zensos- 
barean  geleitet  and  bearbeitet.  Seit  dem  Jahre 
1903  ist  iu  dem  neu^bildeten  Departement  fOr 
Handel  und  Arbeit  ein  ständiges  Zensnsbnrean 
gebildet  worden,  welches  zwar  keineswegs  die 
gesamte  S.  umfaßt,  immerhin  aber  als  Zentral- 
ant der  UniouB*S.  uigesehen  werden  darf,  zn- 
mal  ihm  Toranssiditlich  auch  die  Leitang  des 
aehnjtLbrigen  Zensns  Übertragen  werden  wird. 
Yon  den  Einzelfimtem  ist  namentlich  das  stii- 
tistische  Bnrean  im  Ackerbandepartement  zn 
nennen.  AnQerdem  kommen  noch  die  statistischen 
Arbeiten  anderer  Yerwaltongsstellen  (Milnz- 
wesen,  Unterricht,  Staatsschtilden  nsw.)  in  Be- 
tracht. Unabhängig  von  der  Unions-S.  ist  die 
S.  der  BandesBtaaten. 

2.  Die  städtischen  statistischen  Aem- 
ter.  Seit  Anfang  der  60  er  Jahre  sind  in 
einer  Beihe  von  größeren  Städten  zur  Er- 
ledigung der  mannigfachen  Aulgabeu  sta- 
täBtiBcher  Art,  welche  an  die  Verwaltnng 
herantreten,  ei^ne  k<Hnnmuale  statistische 
Aemter  ein^nchtet  worden.  Ihnen  liegt 
«nerseitä  die  Ausführung  der  staatlichen 
statistischen  Erhebun^n  und  der  anschlies- 
senden ersten  Ausmittelungen  ob ,  soweit 
diese  Arbeiten  seitens  des  Staates  den  Ge- 
meinden übertragen  sind,  und  andererseits 
die  VeranBtaltung  selbständiger  kommunal- 
BtatiGFÜBdier  Erhebungen,  sei  es  dafi  dieselbrai 
von  den  Staatsbehf^en  veranhiBt  oder  von 
den  Stadtverwaltungen  ans  eigenem  Antriebe 
imtemommen  werden.  Dabei  nahen  die  städ- 
tischen Aemter  insbesondere  audi  die  Anf- 
^e,  die  staatlichen  Erhebungen  durch  ein- 
gehendere Ausmittelungen  und  Bearbeitungen, 
als  solche  den  statistischen  Reichs-  und 
Landeszentralstellen  möglich  sind,  im  In- 
teresse ihrer  Stadt  auszunutzen.  So  fallen 
in  das  Gebiet  der  städtischen  Aemter  die 
Bevölkerungs-,  Gebäude-  und  Wohnungs-S., 
die  Sanitäts-S.,  die  Kirchen-  und  Schul-S.. 
die  Gewerbe-S.,  die  S.  der  Preise  und  Löhne, 
die  Yerkehrs-S.,  die  S.  des  Armenvesens, 
der  Sparkassen,  die  kommunale  Finanz-S. 
imd  alle  die  sonstigen  statistischen  Ermitte- 
lungen, welche  sich  an  einzelne  Gemeinde- 
einrichtungen knüpfen.  Fernerhin  erstreckt 
sich  der  Geschäftskreis  vielfach  auch  auf  die 
Anfertigung  von  Wahllisten,  Einquartierungs- 
'sachen,  Anfertigung  der  städtischen  Verwal- 
tungsberichte u.  a.  m.  So  dienen  die  städ- 
tischen Aemter  zwar  in  erster  Linie  den  je- 
weiligen Zwecken  der  kommunalen  Verwal- 
tung, liefern  daneben  aber  auch  wertvolle 
Beiträge  zur  Erkenntnis  der  sozialen  und 
wirtschaftlichen  VeriiSltnisse  unserer  groß- 
städtischen  Gemeinwesen. 

Im  Deutscheu  Reiche  sind  seit  dem 
Jahre  1865  städtische  statistische  Aemter 
eingerichtet  worden,  und  zwar  bestehen  ab- 
gesehen von  den  drei  Hansastfidten  (s.  oben 


snb  1,  a,  ^  zurzeit  solche  in  etn  30  grOBsra 
Städten(darnnter8Smthcbeageottid»Gaiill- 
stSdte).  Hinrachtlich  ihrer  (AgsalntiQo  agil 
ihrer  Aufgaben  weidten  äe  im  mieliini 
natfirlich  mehr  oAer  woiiger  TneioaiHk 
ab.  Um  in  dieser  Hinüdit  stwie  fb  i»; 
Vornahme  und  Bearbeitung  der  kommnoal- 
statistischen  Erhebungen  tnnliclisie  ßnhnt- 
lichkeit  zu  erzielen,  finden  seit  dem  läif 
1879  in  re^mäßiger  Wiederkehr  Kfefnw- 
zen  der  I^eiter  der  städtischen  sUtkiivlh'ji 
Aemter  statt.  Letztere  geben  fenw  wit 
1890  ein  „Statistisches  Jahrbnch  dentscIvT 
Städte"  heraus,  in  welchem  die  Ergetaiw 
der  einzelstädtischen  Erfiebnngen 
solcher  Städte,  welche  kein  eigsifs  Acn^ 
haben)  Übersichtlich  zusammengeuBt  iri^lrr 
Wie  im  Deutschen  Beich,  m  htt  bu  m^h 
in  Oesterreich-Uugtrn  der  Pflret  ^J'-' 
Stadte-S.  lebhaftes  Interesse  eDtmtng»R>:'>t 
Eigene  Aemter  besitzen  n.  s.  di«  Stidu  Wifi, 
Frag  nnd  Budapest.  Inbesag:  Oiguisttii» 
und  Wirkungskreis  sind  die«  den  deaui^. 
Aemtem  sehr  ähnlich.  Im  J.  18Si  nnie  •al 
Anregung  des  Präsidenten  der  k.  k.  suiiitisd» 
Zentnükommission  das  „OeatemicklKht  £u^t^ 
buch"  ins  Leben  gerufen,  welch«  mtioa  repl- 
mäßig  erscheint  und  auf  Gmnd 
forderten  Einzelberichte  ishlreirkr 
reichißcher  Städte  eine  reichhsltige  Sumlm 
hommnnalstatijitischer  D&ten  Qki  die 
schiedensten  Gegenstände  liefert 

Was  die  übrigen  LSnder  SBMtnIt. " 
besteht  in  Frankreich  ehi  selbitindiea  ^ 
tistisches  Bureau  in  Paris  (seit  Itl<3  » 
grCßere  Zahl  dagegen,  nnd  tmi  sdan  seit  li*^ 
m  Italien.   Auäk  in  mehreren  pUeo  ^^"^ 
anderer  Länder  (Rußland,  Schweii.  SieJtrUil«. 
Belgien,  Dänemark,  Norwegen,  Serbieo,  VEr«in 
Staaten  v.  A.)  sind  solche  dngericbw 
In  vielen  Staaten  existieren  BUtiitiKliti""'' 
nicht.    Dies  schließt  indessen  nicht  ua.J^ 
auch  dort  die  Eommonal-S.  gebahRotl 
wird.   So  ist  namentlich  die  SsnitUs^- 
vielen  ausländischen,  insbewndm  na  uk"' 
kanischen  Großstädten  gnt  utsgewdet 

8.  Die  intematioiuae  8.  Die  ft"*!«« 
tende  Entwickelung  der  Verwsltui^^  J 
den  einzelnen  Ländern  liefi  nm  ""'^ 
des  19.  Jahrhunderts  unter  den  hervornc^ 
den  Vertretern  der  praktischen  voA 
schaftHchen  S.  den  Gedanken  entstehen,  «a-' 
iuternationale  Vereinigiuig  xu  schaffeOi  "1° 
in  gemeinsamen  Beratungen  Oninlsä"^ 
eine  möglichst  gleichartige  DurchffllirQ^ 
Bearbeitung  der  Erhebungen  whisfcj^^ 
deren  Befolgung  dann  den  einadneo  öö»' 
überlassen  blwben  eoBte. 
danebw  vergleichende  ioteni»t»oale  Ba^^^ 
tungen  einzelner  Zweige  der  S. 
und  teilweise  auch  durcbgeRltit  »  ^  ^ 
standen  die  „internationale" 
tischen  Kongresse".  Dieö"**^^' 
gelegenUich  der  Londoner  VellMS^'5 
1851  verabredet,  fand  1653  w  1«^ 
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io  Paris  1855,  Wien  1857,  London  1860, 
Berlin  1863,  Florenz  1867,  Haag  1869,  Peters- 
burg 1872  und  Budapest  1876.  Sie  voll- 
zogen ach  unter  Teilnahme  offizieller  Ver- 
treter der  versduedeoen  Staaten  und  der 
namhaftesten  amtlichen  und  wiseenachaft- 
lichen  Statistiker.  Der  oben  angegebene 
Zweck  d«-  Kongresse  ist  insofern  erreicht 
worden,  als  die  Vorberichte  und  die  Bera- 
tungen selbst  ein  sehr  eingehendes,  nm- 
fässendes  Material  zur  Methode  und  Technik 
der  amtlichen  S.  zutage  forderten.  Kein 
wichtigerer  Zweig  der  S.  blieb  von  diesen 
KongreSarbeiten  unberfthrt,  und  die  gedruck- 
ten Itechenscbaftsberichte  sind  auf  lan^ 
Zeäi  hinaus  fflr  die  einzelstaatlichen  statis- 
tischen Erhebungen  maßgebend  geblieben 
und  zum  Teil  auch  jetzt  noch  wertvoll.  Als 
in  den  70  er  Jahren  seitens  des  Etmgresses 
die  Absicht  eutage  trat,  die  amtliche  S.  in 
ihren  EntschlieSungeo  unmittelbar  zu  beein- 
flussen, zogen  ffioi  die  Hoeningen  vom 
Kongreese  zurOck,  der  infolgedessen  ein- 
ging- 

Als  ein  wenn  auch  nur  unTollkommener 
Ersatz  för  ihn,  wenigstens  bis  zur  Begrün- 
dung des  statistischen  InstitutB  (s.  unten), 
kann  der  internationale  demogra- 
phische Kongreß  betrachtet  werden, 
welcher  als  lediglich  private  Vereinigung 
von  Statistikern  zuerst  1878  in  Paris  zu- 
sammentrat und  dann  in  Verbindung  mit 
dem  hygienischen  Kongi*esse  1882  in  Genf 
und  darauf  alle  drei  bis  vier  Jahre  in  anderen 
europ&tsdien  Hauptstädten  tagte.  Außer  mit 
statistisch-technischen  Fragen  beschAftigt  sich 
dieser  ^otemationale  K(»igreA  für  Hygiene 
und  Demographie"  auch  mit  rein  Wissen- 
schaft liehen  Arbeiten. 

Von  aholichem  Charakter  wie  diese  Ver- 
einigung, jedoch  unzweifelhaft  von  größerer 
Bedeutnng  ist  das  1885  begründete  „inter- 
nationale statistische  Institut*',  wel- 
ches bisher  seine  Sessionen  in  Rom  1887, 
Paris  1889,  Wien  1891,  Chicago  1893,  Bern 
1895,  Petersburg  1897,  Kristian»  1899,  Budar 
peet  1901,  Berlin  1903  und  London  1905 
abgehalten  hat.  Dasselbe  bildet  den  Sammel- 
punkt der  namhaftesten  Statistiker  nnd  ist 
OMDllht,  die  verdienstvollen  Bestrebungen 
des  interaaüonalen  statistischen  Kongresses, 
wenn  anch  auf  ver&nderter  organisatorischer 
Grundlage,  fcMrtzmetzen.  Von  dem  alten 
Kongreß  unterschädet  uch  das-Institutu.  a. 
auch  dario,  daß  auf  die  Herausgabe  und 
FOrdemog  wissenschaftlicher  Arbeiten  grös- 
seres Gewicht  gel^  wird.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  seit  1886  em  in  Rom  erscheinendes 
Jahrbuch  (Bulletin)  herausgegeben,  welches 
auch  die  Sessionsberichte  enthält 

Literatur;  I>ie  Literatur  aber  die  Stalütik  im 
aUgemrinen  üt  to  zahlreich,  daß  ctne  trtchöp/ende 
At^Ührung  dertMtn  an  di€ter  StelU  nicht  müg' 


lieh  ist.  Jm  folgenden  sind  daher  nur  die  natn- 
hafteren  neueren  deuUehen  Werke  genannt,  von 
denen  HbrigmB  die  meisten  ausführliche  LiUraiur- 
naehwite  enthiUen.  —  tv  J^ohn,  Oeedtiekt» 
der  Statistik,  1.  Teil,  Stuttgart  1884 .  —  A.  MeUgen, 
Gesehiehü!,  Theorie  und  Tiebnik  der  StatüHt, 
S.  Avß.,  Berlin  1903.  —  H.  Westergaard, 
Die  Grundxüge  der  Theorie  der  Statistik,  Jena 
1890.  —  E.  Mtttehler,  ßandhueh  der  Ver- 
waltnngestaiistii,  Bd.  I,  Slttttgart  189i.  —  G. 
von  May  r ,  Statistik  und  GeselUehaftalehre, 
Bd.  I,  Theoretische  Slatistik,  Freiburg  i.  Br. 
1895;  Bd.  II,  Praktische  Statistik,  1.  Teü:  Be- 
rStkerungssMislik,  daseihat  1897.  —  Derselbe, 
Segr^  und  Oliederung  der  Staatswissensehqften, 
S.  Aufl.,  TOMngen  1906.  —  «7*.  Conrad,  Grund- 
riß  man  Studium  der  ptMiieehm  Oekonomie, 
4.  Teil,  Statistik,  1.  OetchiehU  u.  Theorie  der 
Statistik,  BevSlkerungsstatistik ,  2.  Aufl.,  Jena 
1902,  S.  Statistik  der  wirtechafUichen  Kultur, 
erste  HälfU,  Jena  1904.  —  Lexis,  Zahn, 
Blenck,  Xisehler,  Neefe,  Art.  „Statistik", 
im  H.  d.  St.,  S.  Aufl.,  Bd.  VI,  S,  1006fg.  —  Art. 
„Statistik",  Sehimhergs  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie.  —  Von  deutschen  statistischen  Zeit- 
schriften sind  zu  nennen :  die  altangesehenen, 
ron  Bruno  Hildebrand  gegründeten,  zurzeit  von 
Conrad,  Lexis,  Loening  und  Waentig  herausgeg. 
„Jahtbächer  für  Natimuüekonomie  wid  StatUtik", 
Jena  186Sfg,  —  Zu  diesen  ist  neuerdings  als 
ausschiirßlich  der  Statistik  gewidmete  Zeitsehr^ 
das  „Allgemeine  Statistische  Archiv",  herausgeg. 
von  Georg  von  JUayr,  Tübingen  1890 fg.,  hinzu- 
getreten. —  Von  österreichischen  Zeitschriften  ist 
besonders  zu  nennen  die  von  der  statistischen 
Zentralkommission  herausgeg.  „Statistische  Monat- 
Schrift".  —  Vebrigent  behandeln  auch  die  votks- 
mrUchafÜirhen  Zeitsehriflen  vieffaeh  statistische 
Fragen.  —  Außerordentlich  zahlreich  sind  die 
amtlichen  VerSff entliehungen  der  ein- 
zelnen statistischen  Aemter  in  der  Form  von 
Qu ePenwerken ,  JakrÜlehem,  Zeitschriften  tmr. 
Auf  einM^nee  kann  hier  nicht  hingewiesen  Verden, 
A.  WimUnghauM. 


StatistiBche  Oebfihr. 

St  G.  nemt  man  eine  Ati«abe,  die  erhoben 
wird,  um  die  statistiscbe  Anschreioans:  der  Aber 
die  Landesgrenze  ein-  and  ansgeheDden  Waren 
sicherzasteOeo,  die  Kosten  der  fiandelssitatistik 
zu  decken  mid  eventuell  noch  einen  Ueberschntt 
darüber  in  die  Staatskasse  abzuführen.  Sie  tritt 
teils  an  die  Stelle  der  Eiufahr-  und  Ansfahr- 
zöUe,  teils  konkurriert  sie  mit  diesen.  In  der 
H«gel  ist  sie  auch  von  an  sich  zollfreien  Waren 
zu  erlegen.  Bisweilen  gibt  man  ihr  eine  eigen- 
t&mlicbe,  von  den  Zfiflen  streng  geschiedene 
Form,  nm  sie  aneh  auf  aolche  Waren  erstrecken 
ZV  kennen,  fOr  die  TertragamäUig  festgesetzte 
Z6lle  besteben.  Li  ihrem  tecfanin^en  Charakter 
schwankt  diese  Abgabe  zwischen  Zoll  nnd  eigent- 
licher Gebuhr. 

Die  st  G.~  ist  zuerst  in  Frankreich  als 
nHandelsbilanzgebühr",  droit  de  balance  (de 
commerce)  eingeführt  worden  (G.  v,  24.  Nivöse 
a.  Y).  Sie  war  fiskalischen  GeniHges,  da  sie 
anch  die  bisher  zollfrei  ein-  und  aasgehenden 
Waren  belastete,  und  betrag  10  Cts.  von  je 
100  Frcs.  Wert  oder  öO  Cts.  von  100  kg  Gewicht. 
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Bei  ffewisseu  Waren  Btand  dem  Zollpflichtigen 
die  Wahl  zwiBchen  beiden  Formen  zn.  Dnrch 
den  Zolltarif  von  1816  wurde  die  st  G.  materiell 
beseitigt.  Doch  nannte  man  Üblicherweise  die 
ji;anz  Kleinen  Zollabgaben  Ton  10—25  Cts.  fhr 
je  100  kg  noch  droit  de  balance,  bis  diese  unter 
Napoleon  III.  überhaapt  fielen.  Dnrch  G.  t. 
22./I.  1872  wanle  die  st.  6.  wieder  hergestellt 
und  mit  finanziellen  Zwecken  Terknttpft.  Han 
hat  lie  formell  tob  doi  Zöllen  streng  tmter^ 
schieden,  um  mit  ihr  auch  solche  Waren  be- 
lasten zn  können,  die  nach  Yertragasätzen  zn 
b^iaadeln  sind.  Sie  beträgt  10  Cts.  f^r  jedes 
verpackte  Frachtstück,  für  je  1000  kg  oder 
1  com  unTerpackte  Waren  und  für  jedes  Stück 
GroO-  oder  Kleinvieh,  sowohl  bei  der  Ausfuhr 
als  bei  der  Einfuhr.  Zunächst  bestimmt,  die 
Aufwendungen  der  Handelsstatistik  zn  bestreiten, 
hat  sie  dennoch  einen  erklecklichen  Ueberschnfi 
darüber  ergeben.  Ertrag :  1906  7,791  Hill  Frcs. 

Das  deutsche  Zollwesen  kennt  gleichfalls 
die  Einrichtung  der  st.  G.  Durch  6.  t.  90./VII. 
1879  betr.  die  Statistik  des  Warenverkehrs  mit 
dem  Anshmde  eingeführt,  ist  der  Zweck  ein 
ausschliefBich  statistischer,  eine  genaue  Auf- 
nahme der  zollfreien  Waren  zu  verbürgen.  Die 
Warengattnng ,  Henge ,  Herkuofts-  und  Be- 
stimmungsland sind  behnh  Anscbreibung  anzu- 
melden. Von  der  Heldepfiicht  sind  nnr  befreit 
zollfreie  Waren  im  Gewichte  von  höchstens 
250  K  nnd  die  zollfreien,  nicht  dem  eigentlichen 
Handelsverkehr  angebttrenden  Waren ,  Keise- 
gerftt,  Kleider  zum  eigenen  Gebrauch  n.  dgl.  m. 
Die  Anmeldungen  dttnen  nur  nun  Zweck  der 
amtlichen  Statistik  henntst  werden.  Die  st.  6. 
beträgt  für  verpackte  Waren  ö  Pf.  für  je  500  kg, 
für  unverpackte  6  Pf.  für  je  1000  kg,  für  Stein- 
kohlen, Kartofieln,  Getreide,  Erze,  Spinnstoffe 
and  vom  Bundesrat  besonders  bezeichnete  Roh- 
stoffe 10  Pf.  für  ie  10000  kg,  für  Pferde,  Maul- 
tiere, Esel,  Binavieh,  Schweine,  Schafe  und 
Ziegen  5  Pf.  far  je  5  Stück.  Sonstige  lebende 
Tiere  sind  frei.   Ertrag:  1906  1,187  KiU.  M. 

Viri.  Lexis,  Art.  „St.  G.",  H.  d.  St.,  2.  Aufl., 
Bd.  Vi,  S.  1072  fig.  Max  von  Jfecfeel. 


Statistische  Kongresse,  internatioiiale 

8.  Statistik  sab  m,  3  oben  S.  994. 


Stein,  Lorenz  von, 

geb.  am  15./XI.  1815  zn  Eckemförde  im  Hozog- 
tom  Schleswig,  1816  ao.  Professor  der  Becbte 
in  Kid,  1851  infolge  seiner  antidSnischen  Partei- 
nahme für  die  preußischen  Erbansprüche  an  die 
Henogtümer  Schleswig- Holstein  diszipliniert  und 
seines  Lehramtes  enthoben,  18öö — 1885  Professor 
der  politischen  Oekonomie  in  Wien,  gest.  am 
23./IX.1890in8einerVilUzuWeidlingaubeiWien. 

Vorläufer  der  historischen  Schule.  Hitbe- 
gründer der  von  den  Staatewisseuscbaften  ge- 
trennten Gesellschaftswissenschaft.  Vertreter 
der  Forderung  des  engeren  Aneinanderschlusses 
von  Wirtschalt  und  Becht.  Staatssozialist  und 
Anhänger  des  KCnigtnms  der  sozialen  Reform. 

Als  Ein  kommen  stheoretiker  führt  er  die  Ein- 
kommeustebre  aof  jene  der  wirtschaftlichen 
Quellen  des  Einkommens,  also  die  Lehre  Ton 


der  Produktion  hinüber.  Als  Finanztheoretiker 
verwirft  er  die  Berechtigung  eines  Staatskriegs- 
schatzes. Als  Anhänger  der  Devolntionstheorie 
Vertreter  des  Satzes,  daß  jede  Steuer  von  einem 
jeden  in  den  Produktionskosten  der  Güter,  von 
denen  sie  einen  Teil  ausmache,  Oberwälzt  werdr. 
Von  seinen  hierher  gehörigen  Schriften  seien 

genannt:  Sozialismns  und  Kommunismus  des 
entigen  Frankreichs.  Ein  Beitrag  zur  Zeit- 
geschichte, Leapng  1843;  dasselb^  2.  AiUL. 
2  Bde.,  ebenda  18w.  —  Die  sorialistischett  und 
kommunistischen  Bewegungen  seit  der  3.  franzfis. 
Revolution.  Anhang  zu  Steins  Sozialismns  usw. 
(8.  0.),  Leipzig  tt  Wien  1848.  —  Geschichte  der 
sotiuen  Bewegung  in  Frankreich  von  1788  bis 
auf  unsere  Tage,  3  Bde.,  Leipzig  1850.  (Deber 
die  vorgenannten  3  Werke  und  ihre  Ansbrabuig 
von  den  neueren  Geschichtsschreibern  dea  Sozialis- 
mus vgl.  „Henger,  Recht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag^  2.  Aufl.,  Stuttgart  1891,  S.  IV.)  - 
System  der  Staatswisseaschaften,  2  Bde.,  Stott- 
pxt  1862-1856  (Bd.  I  a.  u.  d.  T.:  Svsiem  der 
Statistik,  der  PopulatiDniBtik  nad  der  VoIkBwif^ 
Schaftslehre.  Bd.  n  a.  a.  d.  T.:  Die  OcmO- 
Schaftslehre).  —  Lehrbuch  der  Volkswirtvcbaft, 
Wien  1856;  dasselbe,  2.  Anfi..  ebenda  1878: 
dasselbe,  3.  umgearb.  Aufl.  o.  d.  T.:  Lehrbuch 
der  Nationalökonomie,  ebenda  1887 ;  danelbe  in 
2.  Aufl.  ins  Italienische  übers.,  Verona  1879.  — 
I/chrbnch  der  Finanzwissenschaft,  Leipzig  1860; 
dasselbe,  2.  Anfl.,  ebenda  1871 ;  dasselbe,  5.  Auft.. 
ebenda  1875;  dasselbe,  4.  Aufl.,  2  Bde.,  ebenda 
1878:  dasselbe,  5.  Antt.,  2  Abteiinngen  in  4  Bda., 
ebenda  1885—1886.  —  Die  Terwaltiuigilehre. 
L-VIL  TeU,  Stuttgart  1866-68;  davelbe, 
2.  Anfl.  vom  I.,  UI.  uTvL  TeÜ,  ebenda  1869-84. 
—  Handbnch  der  Verwaltungslehre  und  de« 
Verwaltungsrechts ,  Stattgart  1870;  dasselbe. 
2.  Aufl.,  ebenda  1876;  dasselbe,  3.  AoJL,  3  Tefle. 
ebenda  18S8.  —  Der  Wncher  und  sein  Recht, 
Wien  1880.  —  Die  Landwirtschaft  in  der  V«r- 
waltung  und  das Fiinnpder Rechtstrildiuig  des 
Grundbesitzes,  Wien  iwa.  UpferL 


Steinkohle,  SteinkoUenbeiiKbM 

8.  Kohle  oben  S.  180{g.  und  Bergbau 
oben  Bd.  I  S.  392  fg. 


Stein«  s.  Fetrolenm  oben  S.  635%. 


Stempel  und  Btempelabgabaa. 


I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  W< — 
der  S.  2.  XHe  Erhebunssformen  der  8.  3.  Die 
Durchführung  der  S.  IL  Gesetzgebung  nnd 
Statistik.  1.  Deutsehes  Reich.  äOeaterra^ 
3.  Frankreich.  4.  England. 

I.  Allgemeines. 
1.  Begriff  und  Wesen  der  S.  Wir 

verstehen  unter  iS.  und  S.abnü>en  eine  be- 
stimmte ErhebuDgsform  der  önenttichen  Anl- 
lagen.  Ihre  Techoik  best^t  in  der  Ab- 
stempelung von  Urkunden.  Schriftstücken 
u.  dgl.  m.  oder  in  der  Äufklebung  von  S.- 
marken  auf  diese.    An  und  fOr  sich  ist 
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diese  Erhebungsform  von  Abgaben  mit  keiner 
besonderen  Art  von  Steuern  oder  Auflagen 
verbunden,  bildet  in  keiner  Weise  ein 
judiz  (flr  Wesen  und  ISgenart  der  so  ein- 
gezogenen Abgaben  und  ist  daher  grund- 
sätzlich auf  alle  Gebiete  anwendbar.  Man 
hat  es  also  mit  einer  b^timmten  Form 
der  Erhebung  zu  tun,  fflr  welche  die 
Frage  des  Steuergegenstandes  belanglos  ist. 
Allein  die  Steuerpraxis  hat  doch  im  aUge- 
mednen  dazu  geführt,  die  Gebühren  (s.  Art. 
„Gebühren"  oben  Bd.  I  S.  913  fg.)  und  Yer- 
kehrsstenem  in  S.form  zu  erheben.  Daneben 
hat  die  letztere  auch  im  Gebiete  der  Auf- 
wandbesteuemiu'  Eingang  gefunden,  z.  B. 
bä  der  Bier^,  Schanmweän-,  Tabak-,  Zei- 
tunga-,  Ealendersteuer  n.  dgl.  m.  Da  die 
Oebtthien  hAnfig  dordi  den  Gebühren-S. 
erhoben  werden,  so  hat  man  mitunter,  aller- 
dings mißbräuchlich,  beide  Begriffe  identisch 
gOOTauoht  Indessen  kommt  es  bd  den  S.- 
abgaben  vor  allem  auf  den  Inhalt,  den  Zweck 
und  die  Absicht  der  Erhebung  dn,  nur  diese, 
nicht  die  Art  der  Erhebung ,  entscheiden  j 
über  den  Gebühren-  oder  Steuercharakter,  j 

Nach  Boxhom  (Disquisitiones  politicae,  i 
Amstel.  1663,  p.  391)  ist  die  Form  der  Ab- 1 
gäbe  von  einem  Holländer  erfunden  worden,  | 
nachdem  die  Generalstaaten  einen  Preis  auf  | 
die  Erfindung  einer  nicht  drückenden  und 
doch  einträglichen  Abgabe  gesetzt  hatten. 
Die  S.abgabe  wurde  in  Holland  1624  ein- 
geführt und  erwies  sich  durch  ausgedehnte 
Belastung  der  Vertragsurkunden  in  dem  ver- 
kehrsreichen Lande  als  eine  sehr  ergiebige 
Steuerquelle.  Als  besondere  "Vorzüge  werden 
gerühmt  die  Niedrigkeit  der  Steuersätze,  die 
Erfassung  nur  der  wohlhabenden  Volks- 
klaaseo  und  ihre  fiskalische  EiQtrfi|^lichkeit. 
Boxhom  schlägt  sogar  vor,  eine  jährliche, 
amtli<^e  Bestätigung  aller  Schuldbriefe  zu 
verlangen  und  so  eine  KapitalvermQgens- 
steuer  in  S.form  zu  erheben.   Im  übrigen 
ist  die  Verwendung  von  S.i»pier  (charta) 
der  Novelle  44  bereits  bekannt,  jedoch  ohne 
Steu^wec^,  wie  es  scheint.  Im  Laufe  des 
17.  und  18.  Jahrh.  hat  der  S.  und  die  S.- 
marke  in  die  meisten  Staaten  als  Erhebungs- 
form  von  Abgaben  Eingang  gefunden:  1654 
in  Frankreldi,  1657  in  Sdueswig^HoIstein, 
1660  in  Dänemark,  1671  und  1693  in  Eng-  \ 
land,  1682  in  Preufien  und  Kursachsen,  1686 1 
in  Oesterr^ch,  1699  in  Rußland,  1709  inj 
Hannover.    Die  Anwendung  von  S.bogen 
ist  die  ältere,  diejenige  von  S.marken  die ' 
neuere  Methode  {Oesterreich  und  Kurhessen  I 
seit  18r>4,  Frankreich  seit  1859,  Preußen! 
seit  1862). 

i.  Die  Erhebiuggform  der  S.  Diel 
S.at^aben  werden  in  einer  vierfochen  Form  | 
erhoben : 

1.  durch  S.bogen  oder  Blanketts. 
Diese  sind  weißes,  gestempeltes,  jedoch  un- 


beschriebenes Papier,  auf  das  die  steuer- 

E flichtigen  Akten  niedergeschrieben  werden, 
'ieses  S.papier,  dessen  Verwendung  für 
bestimmte  Handlungen  obligatorisch  ist,  muß 
von  der  Steuerbehörde  oder  ihren  Ver- 
schleißen! gekauft  werden^ 

2.  durch  S.  marken,  die  auf  die  steueiv 
und  abgabepflichtigen  Schriftstücke ,  Um- 
hüllungen u.  dgl.  m.  (nach  Art  der  Brief- 
marken) aufgeklebt  werden.  Diese  Art  der 
Erhebung  ist  zweckmäßiger,  da  sie  ein&icher 
ist  und  den  Steuerpflichtigen  vor  Verlusten, 
z.  B.  durch  Verschreiben  des  S.papiers, 
schützt.  Ebenso  ist  der  Verschleiß  der  S.- 
marten  leicht  zu  bewirken,  indem  man  die 
Postanstalten  mit  diesem  betraut; 

3.  durchgestempelteUmhQllangen 
(Umsctü^)  oder  Bimderolen,  die  zur  Enket- 
tiemng  oder  Verpackung  von  steuerpflichti^n 
Ge^nständen  dienen,  z.  B.  bei  der  Schaum- 
wem-  und  Zigarrettensteuer  im  Deutschen 
Reich  und  bei  der  Tabakbesteuemng  in  N(»d- 
amerika; 

4.  durch  e  i  ge  n  1 1  i  che  Abstempe- 
lung, den  Aufdruck  eines  legitimierten 
S.zeichens  auf  den  steuerpflichtigen  Gegen- 
stand, wie  Spielkarten,  Zeitimgen,  oder  auf 
Metalle  („Pnnzienmg").  Die  Abstempelung 
wirkt  mehr  als  Eontrollmittel  und  Beleg 
einer  Leistung  denn  zur  Vereinfachung  des 
Verfahrens. 

Im  Hinblick  auf  das  Ausmaß  der  S.- 
abgaben  kann  man  unterscheiden : 

1.  den  Fix-S.,  bei  dem  für  alle  Steuer- 
faile  ein  fester,  gleicher  Satz  besteht,  ohne 
nähere  Prüfung  des  steuerpflichtigen  Aktes. 
Er  wird  angewendet,  wo  geeignete  Merk- 
male zur  Abstufung  fehlen  oder  nicht  zweck- 
mäßig sind.  Bei  Gebühren  benutzt  man  dea 
Fvi-S.  bei  eingehen  Leistungen  oder  gleich- 
artigen Kosten  der  behiSrdlichen  HandluDg; 

2.  den  Klassen-S.,  bei  dem  die  ein- 
zelnen Steuerfälle  nach  bestimmten  Merk- 
malen eingeteilt  sind  und  eine  Besteuerung- 
mit  nach  Klassen  abgestuften  Sätzen  ein- 
tritt. Bei  Gebühren  geht  man  hier  von  der 
Kostenhöhe  aus,  bei  Steuern  von  der  Be- 
deutung des  G^nstandes  oder  vom  Werte 
des  Steuerobjektes.  Auf  diese  Weise  soll 
die  Zahlungs^  und  Leistungsfähigkeit  des 
Abgabepflichtigen  gewürdigt  werden ; 

3.  den  Dimenaions-S.,  wo  die  Ab- 
gabe nach  der  Ausdehnung  und  Qi6ße  der 
die  Leistungspflicht  begründwden  Schrift- 
stflcke  bemessen  wird:  der  Gerichtsakten, 
Zeitungen,  kaufmännischen  Bücher,  des 
Flächenrauros  von  Annoncen  und  Anze^en, 
nach  der  B^en-  und  Sdtenzfdil  der  Ur^ 
künden  u.  dgl.  m.  üra  aber  eine  dem  fis- 
kalischen Interesse  widerstrebende  Benutzung 
des  Papiers  und  der  S.bogen  zu  veriiQlen, 
bestimmen  besondere  Vorst^riftm  daa  für 
die  einzelnen  RÜle  zii  verwendende  Format. 
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die  Art  der  Beschreibung,  die  Zahl  der 
^dlen  und  Worte,  die  je  eine  Seite  ent- 
halten darf  usf.  Der  Dimeusions-S.  ist  eine 
sehr  roh«  Fonu  der  Bemessung  und  ein  un- 
zuIfingUches  Hilfsmittel,  die  wirkliche  Steiier- 
fShigkeit  eines  Aktes  zu  ermessen,  wenn 
auch  biswmlen  die  verursachten  Kosten  der 
AmtssteUe  durdi  den  Urning  eines  Aktes 
bestimmt  werden; 

4.  den  Gradations-S.,  bei  dem  für 
die  Höhe  der  Abgabe  der  Wert  des  ge- 
stempelten Gegenstandes  oder  desjenigen 
Vorgangs  maßgebend  ist,  über  welchen  die 
betr.  Urkunde  atisgefertigt  ist.  Die  Grund- 
lage der  Bemessung  der  Abgaben  kann  für 
alle  Summen  die  gleiche  und  meist  in  Pro- 
zenten ausgedrückt  sein  —  Proportional-, 
Prozentuai-S.,  oder  kann  zugleich  mit 
der  Größe  des  Steuerobjekts  wachsen  — 
Progressiv-S.  Wenn  bei  dieser  Form 
der  Erhebung  in  der  Weise  verfahren  wird, 
daB  bei  einer  bestimmten  Summe  ein  Maxi- 
roalsatz  erhoben  wird  und  die  kleineren 
Wertbeträge  relativ  entlastet  werden,  so 
aprii^t  man  von  einem  Degressiv-S.; 

5.  den  Wert-S.,  wenn  die  S.ab^be 

f3nau  dem  Werte  der  abgabepMichtigen 
umme  entspricht ,  und  den  klassifi- 
zierten Wert-S.,  wenn  die  Anwendung 
des  Satzes  nach  Maßgabe  abgerundeter 
Summen  erfolgt.  Beide  Arten  können  als 
Unterabteilungen  des  Gradations-S.  gelten. 
Der  Wert-S.  hat  in  der  Regel  Steuercha- 
rakter;  denn  entwedei*  wird  er  da  gefordert, 
wo  das  Fundament  der  Qebflhr,  die  Inan- 
spruchnahme behördlicher  Tfitigkeit,  fehlt 
oder  doch  als  individuelles  Element  auf- 
gehoben ist,  oder  seine  Höhe  ist  eine  solche, 
daß  der  GebQhrencharakter  tatsädiUch  in 
eine  Steuer  umschlagt,  wie  bei  der  Börsen- 
steuer oder  beim  Wechsel-S. 

3.  Die  Dnrchfnhrnng  der  S.  Die  S.- 
erhebuQg  ist  in  der  Hauptsache  mit  wenig 
Schwierigkeiten  verbunden.  Die  zu  be- 
nutzenden Marken,  S.bogen,  S.streifen  u. 
dgi.  m.  sind  vom  Abgabepflichtigen  an  be- 
stimmten Stollen,  bei  Aemtern  oder  privaten 
Yerschleißern  zu  erwerben  und  nach  Vor- 
schrift zu  verwenden.  Wo  die  Aufürfiekung 
eines  S.zeichens  gefordert  ist,  läßt  sicli  dies 
gleichfalls  von  der  ansetzenden  Behörde 
leicht,  rasch  und  ohne  besondere  Mühe- 
waltung bewirken.  Die  S.abgabo  vereinigt 
dabei  in  aiigemeshener  Weise  zwei  ver- 
schiedene Akte  der  Abgatieleistuug.  indem 
hie  für  den  Staat  oder  den  fjH'eotlichen 
Köi'i>er  die  Zahlung  einer  Leistung  darstellt 
und  für  <len  LeistiinKspflichtiKcn  eine 
(i>nittiing  ersetzt.  Allcrdiii^'s  setzt  sie  in 
der  Meiirzahl  der  Fälle  aus  den  eben  er- 
wähnten Grümlen  die  Selbstbesteuerung  des 
Pfliehtif,'en  voraus.  Infolgedessen  hat  der 
S.  auch  mit  dm  Gefahren  zu  kämpfen,  die 


aus  der  Hinterziehung  fflr  den  Al^ab»- 
empf&nger  erwachsen.  Diese  werden  um 
so  grOfier  sein,  je  ^i^r  die  Gefahr  der 
Entdeckung  ist.  Die  Eontrolle  wird  sich 
da  am  wirksamsten  erweisen,  wo  die  stempel- 
pflichtigen Gegenstände  leicht  in  Beziehungen 
zu  den  Behörden  kommen  können,  wie  b« 
Verkäufen,  Verträgen  u.  dgl.  m. 

Zum  Schutze  gegen  solche  Hinterzie- 
hungen können  zunächst  Kontrollen,  Nach- 
forschuugen  und  Beaufsichtigimg  angewendet 
werden.  Die  Ueberwachung  wird  zwar  wohl- 
feil, aber  ebenso  wirkungslos  sein.  Wirkliclt 
nützliche  Sfaßregoln  vermag  diu*  eine  rich- 
tige Steuerpolitik  zu  bieten.  Hierher  ge- 
hören vor  allem  die  Niedrigkeit  der  Tuif- 
Bätze  und  die  Einfachheit  ihrer  Anwendung 
und  die  Leichtigkeit  in  der  Bemessung  der 
S.abgaben.  Von  hervorragender  Wichtigkeil 
ist  femer,  daß  die  Wahl  der  S.pflicht  nach 
festen  Grundsätzen  erfolgt  Als  solche  sind 
vor  allem  zu  bezeichnen  die  richtige  Be- 
stimmung der  stempelpflichtigen  Fälle,  die 
insbesondere  nicht  allzuweit  au^edehnt 
werden  darf,  sowie  die  tunlichste  An&- 
schliefiung  von  solchen  Akten,  die  wegen 
ihrer  Unkontrollierbarkeit  geradezu  zum 
Steuerbetrug  reizen.  Cnter  den  Schutz- 
mitteln sind  aber  auch  die  Vorkehrungen 
gegen  die  Fälschung  der  S.instrumente  zu 
erwähnen.  Denn  thrö  Herstellung  muß  eine 
technisch  so  vollkommene  sein,  daS  Fäl- 
schungen der  S.zeichen  kaum  möglidi  sind. 
Der  einmal  verwendete  S.  ist  dann  zu  ent- 
werten und  unbrauchbar  zu  naachen,  so  dati 
eine  wiederholte  Benützung  nach  einnuüigem 
Gebrauch  ausgeschlossen  ist  Die  Entwer- 
tung ist  nach  bestimmten  B^ln  vorzu- 
nehmen (Kassierung,  Nullifizierung.  Obli- 
terierung  [obliteration  und  oblinere ,  be- 
sudeln, beschmieren]  genannt).  Sie  geschieht 
teils  durch  Querschrift  über  die  S.markeu 
und  -twgen ,  teils  durch  Durchstreichunp 
oder  Aufdrücken  eines  Zeiclieus,  teils  durch 
Zerreißen  oder  Durchstoßen.  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Normen  der  S,steuero 
werden  mit  Geldstrafen  bedroht,  mitunter 
schließen  sich  auch  hieran  noch  beson- 
dere Rechtfinachteile.  Ein  aligabepflichtiges- 
Kechtsgeschäft,  bei  dem  die  S.vorschrifteu 
verletzt  wurden,  wird  als  ungültig  erklärt 
und  unterliegt  gewissen  prozessualen  Nach- 
teilen. Ein  Gegenstand,  tfer  Stempel pfl ich titr 
ist,  bei  dem  aber  die  Steuerpflicht  xun- 
gangen  wurde,  wird  extra  commemum  er- 
setzt, wie  z.  B.  nicht  gesterai>elte  Fliiiien 
in  DeutsclUand  n.  dgl.  ra. 

U.  Geset^bnng  und  Statl.<ttik. 
1.  DeatsctaeH  Reich.  Im  DentMboi  Brich«' 

werden  siebeu  S.steuem  erhohen:  1.  I*m  Spiel- 
karten-S.  nach  G.  v.  3,,  VII.  1H78;  2.  t»fr 
We(hsel-S.  nach  G.  v.  4  VI.  18i9;  3.  Die  ä 
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TdD  Aktien-,  Knien-,  Benten-,  ScholdTerschrei- 
hoDf^n,  Kauf-  nod  sooatigen  ADschaffuDesge- 
vhäften,  Toa  Spiel  nad  Wette,  von  Scbiffanrtä- 


1906;  4.  S.  auf  Srlanbniskarten  für  Kraftfahr- 
zeuge nach  G.  v.  3.,/VI.  1906;  5.  Die  Keich»- 
fahrkaitenatener  Dach  G.  v.  3./VI.  1906  j  fi.  Z)k 


Drkanden,  FrachtnrkQnden  nach  den  GG.  t.  Tantiemenstener  nach  G.  v.  3./VL  1806;  7.  Die 
l.VU.  1881,  27./VII.  1894,  14./VI.  1900,  S.fVI.  Btatistisohe  Gebilhr  nach  G.  v.  20./VI1.  1879. 

Der  Ertrag^  der  Reichfl-S.abgaben,  mit  Atunahme  derer,  die  erat  durch  SG.  t.  3./VI.  1906 
tiuL'efUirt  wurden,  hat  sich  folgendermaBen  mtwickelt: 


1  i^iüelhartesstempel 
t  Wechselstempel 
-t.  .BSraenstener" 
4  .^tatistiiche  Gebtlhr 


1897 

1900 

1903 

1905 

1906 

Hill.  U. 

HiU.  M. 

HUI.  X. 

MUl.  M. 

Hill.  H.  (Etatj 

1.534 

1,613 

1,69s 

1,585 

1,642 

9,947 

13,025 

12,508 

11,862 
71,857 

12,618 

47,872 

66,197 

73,109 

80,524 

0,803 

1,030 

1,036 

1,020 

1,187 

In  Preußen,  vo  der  S.  1683  eingefQbit 
ond  1695,  1701  nnd  1766  erweitert  wnrde,  hat 
iAf,  G.  V.  7./nT.  1822  eine  Nenordnnng  dieser 
V)-rhaltnis8e  begründet  Einzelne  Abftnderungen 
rrfot^ten  dorcb  die  GG.  t.  1867,  1873,  1884  nnd 
IrsSH,  bi«  das  G.  T.  31./vn.  1895  die  ganze 
Materie  nea  regelte.  Durch  dieses  wurden  auf 
■hü  bisherigen  Gmndlagen  die  zerstreuten  Oe- 
tftze  und  Verordnungen  einheitlich  znaamnien- 
v'vtaßt.  ward  das  Bew&brte  beibehalten,  das 
iiii-ht  mehr  ZeitgemSfie  den  modersni  Bedürf- 
nissen angepaßt,  das  Lflckenhafte  ergftnzt.  Der  | 
Menertani  umfaßt  78  Nnmmem  der  Steuer- ' 
|)Hirhtigtti  Falle.  Unter  diesen  befinden  sich 
t'^r  allem  der  Verkehr  mit  Immobilien ,  der . 
Kaaf  beweglicher  Sachen  im  haufmSnnischen 
V  erkehr  bei  formellen  Verträgen,  Pachtverträge, 
^nnabmeanKindesStatt,  Erbverträge.  Familien- 
■lad  Fideikommisverträge,  GeselUchaftsvertrfige, 
L'-ibrenten-,  Renten-,  Versichemngs-  nnd  ähn- 
ifbe  Verträge,  S.  im  Anschluß  an  den  behörd- 
lirhr^n  ScbrifteuTerkebr  nsw.  Der  S.  ist  teils 
-lu  Pix-&,  teils  ein  Pnutentual-S.  Der  Charakter 
itt  S-abgaben  ist  fast  allgemein  derjenige  einer 
Mioer   Der  Ertrag  der  8.8teiierB  war: 

Hill.  M. 
1898  34,493 
1900  34,424 
1902  38,903 
1909  44,011 
1904  46,504 

In  den  ttbrigen  deutschen  Staaten  sind 
ifi-irbfalls  SjiteDern  in  ähnlicher  Anordnnng, 
wie  in  PreuOen  vertreten.  In  Elsaß-Loth- 
▼  ■Dgen  hatte  man  ursprünglich  die  französische 
•*'txgebnng  Übernommen,  seitdem  wurde  sie 
ui«  hrbeh  verändert  nnd  fortgebildet.  Würt- 
r>'roberg  und  Baden  kennen  die  Erhebung 
■.■■D  Verkehrsab^aben  in  S.form  nicht.  Diese  Aui- 
us*>n  werden  vielmehr  durch  unmittelbare  £in- 
lAblnng  entrichtet. 

2.  Österreich*  Das  österreichische  S.wesen 
•  urde  m  der  Mitte  des  19.  Jahrh.  neu  geordnet, 
i'i'-  Grundlagen,  auf  denen  es  heute  beruht. 
■uiJ  diu  üebilhrenec«etJE  V.  9./n.  1850,  da«  Tax- 
"'Xz  V,  27,?11.  1840  nnd  das  Verbrauchs-  (Spiel- 
..  it-n-.  Kalender-,  Zeitungs-jS.gesetz  v.  6.;1\. 
Das  Oehlihrengesetz  wurde  im  Laufe 
■  r  Zeit  mehrfach  verändert,  insbesondere  dun  h 
G  T.  3l.;iII.  1K:0  und  endlich  durch  die  (it:- 
^■'i^  über  die  Effektenumsatjwtener  und  die 
^  ^•'buhren  von  ausländischen  Wertpapieren  Ts. 
.Bi^nsteaer"  snb  2.  oben  Bd.  I     496<. , 


Als  stempelpflichtig  werden  alle  Rechts- 
geschäfte bezeichnet ,  die  nach  den  bürger- 
ncben  Gesetzen  Rechte  begründen,  übertragen 
oder  aufheben,  und  zwar  in  der  Re^el  nur 
dann,  wenn  eine  Urkunde  als  Beweismittel 
gegen  den  Aussteller  oder  VoUmaditgeber  ans- 
gestellt  wird.  Auch  ohne  solche  Urkunden  sind 
bestimmte  Rechtsgeschäfte  stempelpflichtig,  wie 
die  entgeltliche  und  unentgeltliche  Uebertragung 
des  Eigentumsrechtes  oder  der  Dienstbarkeiten 
oder  des  Frnchtgennsses  oder  Verbrauchs  an 
unbeweglichen  Sadien  a.  dgt.  m.  FUr  jedes 
einzelne  Rechtsgeschäft  ist  stets  ein  S.  zu  ver- 
wenden. Unter  einen  S.  dürfen  nur  Urkunden 
zusammengefaßt  werden,  wenn  die  verschie- 
denen Geschäfte  untereinander  in  Verbindung 
stehen,  der  Raum  dazwischen  nicht  größer  ist 
als  zwei  Zeiten  und  der  S.  einen  so  großen 
Geldbetrag  erreicht,  als  wenn  jedes  Rechts- 
geschäft auf  je  einen  ganzen  Bogen  geschrieben 
wäre.  Wenn  in  der  gleichen  Recntsurkunde 
verschiedene,  nicht  kohärente  Bestandteile  eines 
Hauptgeschäftes  beurkundet  werden,  so  ist  jedes 
Gescnut  einzeln  zu  besteuern.  Ebenso  sind  — 
von  gesetzlich  zugelassenen  Fällen  abgesehen 
—  alle  mehrfach  ausgefertigten  Exemplare 
einzeln  stempelpflichtig.  Bei  zweiseitigen  Rechts- 
geschäften sind  der  Aussteller  nnd  der  Emp- 
fänger zu  gleichen  Teilen  znr  S.abgabe  ver- 
pflichtet. In  allen  übrigen  Fällen  ist  derjenige 
stempelpflichtig,  zu  dessen  Gunsten  die  Urkunde 
errichtet  ist. 

Die  Erhebung  der  Gebühren  ist  teils  eine 
direkte,  teils  eine  indirekte  ^durch  S.marken 
becw.  S.blankette).  Im  allgememen  fallen  unter 
die  indirekte  Gebührenerhebung  die  fixen  Ge- 
bühren und  die  Skalagebühren  von  Urkunden 
Uber  Rechtsgeschäfte,  bei  denen  die  Leistung 
oder  Gegenleistung  eine  schätzbare  Sache  ist 
oder  der  Geldwert  der  Lei.'stung  oder  Gegen- 
leistung in  der  Urkunde  selbst  angegeben  oder 
durch  Beziehung  auf  andere  sJchriftstticke  be- 
kannt ist,  wenn  die  Gebühi'  (ohne  den  außer- 
ordentlichen ZuschlajjM  50  Kr.  nicht  übersteigt. 
Im  übrigen  werden  die  Gebühren  direkt  er- 
hüben.  Der  Ertrag  belief  sich  für  die 


Stempekbgabeii 

Gebühren  für 
Ker.btsgeschäfte 

Mill.  Kr. 

Mill.  Kr. 

IHitH 

45-106 

89,090 

56.000 

94,430 

mü 

5  >  .400 

95.5<» 

=;  2,293 

06.600 

53,804 

98,327 
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S.  Fnuknleh.  Die  S^b^beD,  die  in  Frank- 
reich zuerst  dnrch  O.  t.  19.^.  1673  b^rflndet 
worden,  hat  die  franzSsische  Bevolntion  vom 
Ancien  B^gime  Hbemommen  nnd  dorch  GO.  t. 
12./rn.  1790  tind  18./n.  1791  neu  geregelt. 
Die  definitive  Gestalt  erhielt  die  GeseUgebang 
über  den  Timbre  dnrch  G.  y.  13./II.  1798,  das 
in  der  Folgezeit  mehrfach,  im  einzelnen  aber 
nicht  prinzipiell  geändert  wurde.  Nach  dem 
dentsch-französischen  Kriege  wnrde  durch  G. 
T.  23./yiII.  1871  auch  die  S.pflicht  auf  Qoi^ 
tongen,  Schecks  n.  dgl.  m.  ausgedehnt. 

Der  S.pflicht  nnterliegen  aUe  Papiere,  die 
zn  bOrgeriicben  oder  gerichtlichen  urkiuiden 
bestimmt  sind,  sowie  alle  SchriftstQcke ,  die 
vor  Gericht  Torgelegt  oder  daselbst  als  Beweis- 
mittel benutzt  werden  kSnnen.  Ansnahmen  sind 
im  Gesetze  anadr&cklich  benannt  Praktisch  ist 
die  Steuerpflicht  aber  viel  beschränkter.  Denn 
es  werden  tatsächlich  nur  die  im  Steuertarif 
aufgezählten  verschiedenen  Klassen  von  Stener- 
fällen  der  S.pflicht  unterworfen.  Ihrem  Cha- 
rakter nach  sind  sie  teils  Gebühren,  teils  Steuern, 
teils  ist  beides  in  der  gleichen  Abgabe  gemischt 
enthalten.  Wie  beim  Enregiatrement  (s.  Art. 
„Besistriemnesabgaben"  oben  S.  TOOfg.l  so 
hensclit  auch  liier  die  fiskalische  Hypertrophie 
vor,  die  an  sich  stenerpolitisch  nicht  unberech- 
tigt, durch  diese  Tendenz  verkehrsbelasteud 
und  verkehrsstörend  wirkt.  Der  S.  wird  er- 
hoben: 1.  als  Dimensions-S.,  der  sich  nach 
dem  Umfang  und  der  Größe  des  für  die  stempel- 
pfiichtigen  Schriftstücke  erforderlichen  Papiers 
nnd  zwar  nach  Höhe  und  Breite  richtet  Es 
werden  6  Papiersorten  mit  ö  Steuersätzen  von 
0,00—3  Frcfl.  nnterschiedeo,  wozn  noch  Zu- 
■ehlagszehntel  von  0,(iO— 3,60  Frcs.  kommen 
(G.  T.  13./VIIL  1871);  2.  als  eine  Beihe  von 
Spezial-S.  mit  einem  Tarif  von  festen  S.- 
sätzen  für  gewisse  SchriftstHcke ,  Quittungen, 
Schecks  usw.  und  3.  als  Proportional-S. 
nach  dem  Wert  des  in  der  Urkunde  erscheinen- 
den Objekts.  Dieser  ist  abgestuft  und  trifFt 
insbesondere  Handelseffekten,  Wechsel,  Schuld- 
scheine, dann  seit  1850  Börseneffekten,  wesent- 
lich als  Emissions-S.  in-  nnd  ansländischer  Wert- 
papiere, Aktien  nnd  Obligationen.  Früher  traf 
der  Proportional-S.  nur  die  u^^otiablen,  jetzt 
aadi  die  nicht  negotiablen  Papiere. 

Ueber  die  Börsenumsätze  nnd  fremden  Wert- 
iMkpiere  vgl.  Art.  „Börseustener"  sub  II,  c  oben 
Bd.  I  S.  497.  Neuerdings  sind  auch  hinsichtlich 
der  Affichensteaer  einzelne  Veränderungen  ein- 
getreten (G.  V.  16./XII.  1890).  Die  Abgabe  auf 
Öffentliche  Äntichläge  nach  G.  v.  8./V1I.  1852 
wurde  in  eine  iähniche  Abgabe  vom  Quadrat- 
meter Terwandelt,  die  nach  der  Einwohnerzahl 
in  4  Ortsklassen  (bis  2000,  bis  40030,  Uber  400UO 
und  Stadt  Paris)  mit  je  0,60, 0,7ö,  1  nnd  1,Ö0  Frcs. 
angelegt  wird. 

Die  Form  der  Einziehnng  des  Timbre  ge- 
schieht entweder  dnrch  den  Verkauf  von  S. 
nnd  S.papier  oder  durch  Extrastempelnng  {timbre 
extraordinaire)  unter  Anfdruck  eines  S.  auf  den 
eingereichten  Papieren  vor  der  Benutzung  in 
den  gesetzlich  vorbezeichneten  Fällen.  Femer 
kann  der  Weg  der  Abfindung  (Abonnement)  an 
Stelle  der  Einzel  Zahlungen  beschritten  werden, 
wie  bei  der  Feuerversicherung  oder  bei  der 
Emission  von  Wertpapieren,  wo  dann  die  be- 
treffenden stempelpflichtigen  Papiere  kostenlos 


mit  dem  Extra-S.  versehen  werden.  EndHeb 
kann  die  Visimmg  (Viu  pour  timbre)  ange* 
wendet  werden.  Diese  erfolgt  ge^ta  ZaUong 
in  denjenigen  Fällen,  in  denen  es  nicht  m^U» 
ist,  einen  oder  mehrere  8.  anzubringen.  5fte 
besteht  in  der  Eintragung  in  ein  Register  nebst 
einem  Vermerk  auf  dem  visierten  Papiere,  ferner 
unter  Eintragung  ins  Soll  (en  debet)  oia  nn- 
entgeltlich  für  gewisse  den  Staat  oder  den  Staats- 
schätz  betreffende  Akte. 

Zar  Zahlung  des  S.  ist  zunächst  der  Aus- 
steller  einer  Urkunde  verpflichtet  nnd  soduu 
derjenige,  zu  dessen  Ouiutai  sie  errichtet  nt 
oder  der  Vorteil  daraus  zieht.  Der  Ertrag  der 
S.abgäben  gestaltete  sieh  folgendermaßoi: 

HUI.  Frcs. 
1898  182,900 
1900  184,536 

1903  176,979 

1904  182,148 
1906  185,563 

1.  EnglftDd*  Die  S.abgaben  sind  in  Eng- 
land sehr  entwickelt  Sehon  1671  und  16^ 
fand  diese  Form  der  Erhebung  Anwendung. 
1694  wurden  Urkunden.  1782  Wechsd  nnd 
später  die  Verdchernnsascheine  als  Stempel- 
pflichtig  erklärt  Seit  dem  Jahre  1820  wurde 
der  S.tarif  mehrfach  verändert  Die  heutige 
Rechtslage  geht  auf  das  G.  t.  IO./VIU.  IfirfO 
zurück.  Die  Custom  and  Inland  Revenue  Act 
von  1888  hat  einzelne  weitere  Al>ändemngen 
verfügt  nnd  namentlich  die  S.  auf  Wertpapiere 
erhöht.  Sie  ist  in  dieser  Beziehnnf^  von  der 
Tendenz  erfüllt,  die  Leistungaflihigkrit  des 
Immobiliarverkebrs  schärfer  zu  treffen. 

Die  S.piticht  ist  zurzeit  wesentlich  anf  die 
wichtigsten  Urkunden  ausgedehnt,  ferner  auf 
den  Verkehr  in  Immobilien  und  Hobilien.  rnter 
den  letzteren  sind  namentlich  Kreditpapiere  und 
Effekten,  Quittungen,  Wechsel  u.  dgl.  m.  ge- 
troffen. Auch  die  Erbschaftssteuern  Is.  Art. 
„Erbschaftssteuer"  oben  Bd.  I  S.  786)  CaU« 
unter  den  S.  Diese  Abgaben  sind  meist  in  der 
Form  von  Wert-S.  (duty  ad  valorem)  und  «war 
als  Gradations-  und  Proportional-S.  sa  erheben. 
Aber  auch  zahlreiche  Ftx-S.  kommen  rot,  wie 
z.  B.  der  „Fenny-S."  von  Quittangen  n.  dgl.  m. 
Seit  1881  dOrfen  bei  kleinen  Betrigen  bei 
Wechseln,  Anweisungen,  Quittongen  usw.  andi 
Postmarken  zur  Stempelung  verwendet  werden. 
1894  wurde  ein  weiterer  Schritt  zur  Besten«* 
mng  von  Bfirseneffekten  gemacht.  Die  «og- 
lischen  S.alvaben  haben  in  der  Oberwieganden 
Mehrzahl  einen  Steaerdiankter.  Ihr  Ertrag 
war: 


1898 
1900 
1902 
1904 
1905 


Hill.  £ 
33,299 
27,057 
26,489 
24,896 
25,265 


Lltentur:  Veber  die  StrmpHiUxtfm  ryl.  iüt 
Literatur  ftf im  Art.  „  V«riwAr«teu«rfi".  —  Fri»d- 
berg.  Zur  Tluori«  der  StempeUlemiTyk,  JaM. 
f.  yat.  «.  SlaL,  Bd.  t,  IS78.  —  Kociynaki, 
Vom  Crtprunge  der  Stempelpttpicrab^abe,  Finami- 
archir  S.  Wf9-  —  MtecM,  Art,  „Stempd 
und  SUmpelfUyaben",  ff.  d.  8t,,  t.  Ati/I..  Bd,  *% 
S.  mi/g.  —         rf«n  poHtivfm  Jttchlmmd: 
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Jaeo^  ArU  »SUmpeltUwr»",  Süng^  W.  d. 
DVS.,  Bd.  II,  S.  54t-~sso.  —  Wagner^  Fk».  JJl 
Mndlll,  t  pa$tim,  und  Art.  „Timitre",  in  Boy, 
JHctionnairt  dä*  Jinancu,  und  in  Btock,  Dietion- 
ntiire  de  VAdminütration  J'ranfaiat. 

Max  von  Meckel. 


Sterbekassen. 

S.  sind  meiateiu  kleinere  anf  dem  (^uidaats 
reiner  Gegnueitigkeit  beruhende  Verefcherntiefl- 
vereine  mit  einem  Örtlich  oder  bemfJich  oder 
hhisichtlich  des  Personenkreiae«  beschrftnkten 
Wirknofskreia.  Zweck  der  Tersicbemng  ist 
bald  leaiglich  die  Deckung:  der  Beerdig^nngs- 
kosten,  bald  die  AnsEahlang  eines  Sterbegeldes ; 
manchmal  sind  die  S.  aach  mit  Krankenkassen 
oder  Unterstfitznngseinrichtongen  verbnoden ; 
ihre  Verwaltung  hält  sich  hänfiir  in  der  ein- 
fachsten Form,  und  die  nicht  za  selten  bei  ihnen 
übliche  recht  primitiTe  Art  der  Organisation 
hat  immer  wieder,  insbesondere  in  der  neaeaten 
Zeit,  die  Geseb^ber  Teraalaßt,  Befonnen  des 
S.  Wesens  ananbahnen,  welche  hanptsSchlich  darin 
bestehen,  an  Stelle  de«  hSnfig  nnratioDellen  reinen 
tTmlaf^ygtems  ein  rationelleres,  nKmIlch  das 
Prämien-  oder  KapitaldecknngsTerfabren  znr 
£inftUimug  bei  den  S.  zn  bringen. 

Ueber  die  jedenfalls  sehr  starke  Verbreitung 
der  S.,  die  sich  m  allen  KnlturUndem  finden,  (and 
anch  schon  im  alten  Bom  eine  beträchtliche  Rolle 
Bpielten^)  herrecht  mangels  durchweg  ansreichen- 
der  Statistik  keinerlei  ^arbeit.  In  l^eoüen  waren, 
ww  ans  amtlichen  Materialien  hwrorgeht,  Bnde 
1890  3634  Kassoi  vorhanden,  welche  ihren  Hit- 
^edem  lediglich  einen  Anspruch  im  Todesfall 
gewShrten.  o7  des  gesamten  Bestandes  dieser 
Kassen  entfallen  auf  Krieger-,  Landwehr-  und 
SehfitzenTereins-S.,  wthrend  der  Rest  ans  allge- 
meinen d.  h.  solchen,  die  ohne  Unterschied 
des  Berofes  Hitglieder  annehmen,  und  ans 
Bemfs-S.  besteht,  die  nur  für  Bemfsgenossen 
und  deren  Frauen  errichtet  sind.    Bei  den 

frenßischen  Kassen  waren  im  ganzen  1921806 
'ersonen  Tersichert.  Die  Kassen  verfügten  über 
ein  Oesamtvermdgen  von  nahezu  60  Hill.  H., 
dem  eine  Gesamtverpfliditanfl;  vim  311  Hill.  H. 
Veraichemngssnmme  g^naberstand.  An  Bei- 
trägen wuiden  8,3  Hill,  eingenommen ,  an 
Sterbegddem  6,7  Hill,  ausbezahlt;  die  Ver- 
waltungskosten schwanken  zwischen  6,4  und 
23,4%  der  Beiträge.  Die  Bechnungsmethode 
und  der  finanzielle  Stand  zahlreicher  Kassen 
gibt  zn  ernsten  Besorgnissen  Anlaß. 

Das  Reichsgesetz  Qber  die  privaten  Ver- 
sichemngsnntemehmnngen  v.  12.,y.  1901  erfaHt 
die  S.  nur  teilweise.  Seitens  des  Kaiserlichen 
Anfeichtsamtes  für  Privatveraicherung  ist  eine 
Muitersatinng  für  S.  aufgestellt  woiden. 

Eine  Sterbegeld-,  auch  S.-Versicherung  ge- 
nannt, betrieben  zahlreiche  groOe  Lebensver- 
siehemngsanstaltcn.  (Vgl.  Artt.  „Lebensver- 
aieheruBg",  „Volksversichemng",  „Arbeiterver- 
flöehemng'' ,  „Hilfskassen'' ,  „Versichemngs- 
weaen**). 

Uteratars  FtHachhauer,  Dü  SU/bekauenwr- 
eiiu,  Weiatar  J88t.  —  r.  Mnebel  IhieberU*, 
N.  Broeeker,  Dm  Sttrtn'kastentcrttn  in  Preußetf 


S.  Auß.,  Bertin  190t.  —  Meyer,  Pennonner- 
tidierung,  Jena  1905.  —  ^ätchr\fl  ßir  Ver- 
»iektrrtngtweten,  Jahrg.  1906,  Nr.  11  umf  It.  — 
Müller,  Anaäite  swn  Vertiekertmg»we»em 
der  römitehen  Kaiteneit,  in  der  ZeUtekrift  für 
die  geeamle  Versicherungeunseentchaft,  Bd.  VI, 
Berlin  1906.  S.  209.  Alfred  Mane». 


SterbUehkeit  nnd  SterbUohkelto- 
tafeln. 

I.  Die  Sterbeziffern.  1.  Die  allgemeine 
Sterbeziffer.  2.  Sterbeziffern  nach  Geschlecht. 
3.  Nach  Alter.  II.  Der  zeitliche  Verlauf 
der  S.  z  i  f  f  e  r.     1.  Die  Jahresperiodizität 

2.  Akute  Schwankungen.  3.  Die  langzeitige 
EntWickelung  der  Sterbekurve.  III.  D  i  e 
Kinder-S.  IV.  Einfluß  einiger  Fak- 
toren der  S.    1.  Familienstand.    2.  Beruf. 

3.  Bevölkerungsdichte.  Stadt  nnd  Land.  V.  D  i  e 
Todesursachen.  VI.  S.tafeln.  1.  Begriff 
nnd  Methodik.  2.  Sterbewahrsehdnlichkeit  und 
Lebensdaner. 

I.  Die  Sterbeziffern. 

1.  Die  alleemeine  Sterbeziffer  (Kor- 
talitStsquote  oder  -Rate,  Sterbehoefßzient)  ist 
das  Verhältnis  der  Anzahl  der  in  einer 
Bevölkerung  voi^falleneu  Todesfälle  (Ge- 
storbenen) zu  der  Zahl  der  Personen,  aus 
denen  die  Bevölkerang  besteht  Ihibei  werden 
die  (Gestorbenen  fflr  eine  Zeitetrecke  (Monat, 
Jahr)  festgestellt,  die  Lebenden  dag^n  fOr 
einen  Zeitmoment  in  derselben  Zeitstrecka 
Diese  Ungleichheit  ist  um  so  kleiner,  je 
kleiner  der  Zeitzanm  ist,  -welcher  der  Be- 
obachtung zugrunde  liegt;  bei  grOßosn  Zeit- 
räumen kann  er.  der  Zdtmoment  der  Be- 
vOlkerungsfeststellong  so  gewählt  werden, 
daß  er  in  die  zeitliche  Mitte  der  Zeitstrecken 
fällt.  Die  Sterbeziffer  bezweckt  ein  Maß 
für  die  Beurteiluug  der  Lebensbedrohung 
zu  sein,  sei  es  um  die  S.  derselben,  durch 
den  Bevölkerungswechsel  veränderten  Be- 
völkerung zu  verschiedenen  Zeiten  zu  be- 
urteilen ,  oder  die  S.  verschiedener  Be- 
völkerungen (Völker,  Berufsschichten  usw.) 
untereinander  zu  vergleichen.  In  dieser 
ELinsicht  bietet  die  allgemeine  Sterbeziffer 
jedoch  nur  annähernde  Anhaltspunkte,  weil 
die  allgemeine  Sterbeziffer  nur  die  Besultante 
der  Sterbeziffern  der  einzelnen  Teile  der 
Bevölkerung  ist  und  deshalb  wechselt,  je 
mehr  die  Bevölkerung  eine  verschiedene 
Zusammensetzung  aufweist  (Altersklassen, 
Kinder,  zugezogene  Kranke  usw.). 

Infolgedessen  werden  fortwährend  Ver- 
suche gemacht,  diese  allerdings  leicht  za 
gewinnende ,  aber  sehr  rohe  Sterbeziffw 
durch  andere  feiner  konstruierte  zn  ersetzen. 
£in  solcher  Versuch  besteht  z.  B.  in  der 
Konstruktion  der  S.  «ner  Standard-Be- 
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vClkeniDg  durch  eine  fiktive  Alterszusaramen- 
eetzung.  Es  werden  da  nämlich  diejenigen 
Bevölkeruneen,  deren  Sterbeziffer  vei^lichen 
werden  soll,  auf  die  ÄlterszusammensctzuDg 
eines  angenommenen  Normaliandes  (derzeit 
Schweden)  reduziert  und  ihre  Sterbeziffern  mit 
Rücksicht  hierauf  abg^dert.  Ein  anderer 
Tersuch^der  besonders  von  einigen  kommunal- 
statistischen  Aemtem  au^ht,  gipfelt  in  der 


Gewinnnng  einer  Salubrität9ziff>:r  'U- 
durch,  daß  die  kurzzeiüe  Zagevauderieii 
und  Verstorbenen  bei  Berecanung  der  Sieri- 
ziffer  nicht  berOcküchtigt  werden.  Ik-^^ 
lind  andere  Versuche  Tennßgen  jedoch  iiichi 
die  allgemeine  Sterbeziffer  vollständ«  r, 
ersetzen.  Aus  der  folgenden  Tabelle  I  m'i 
die  allgemeinen  SterbewTeni  fflr  die  etir- 
päischen  Länder  zu  ersehen. 


Tab.  I.   Allgemeine  Sterbeziffern  in  den  enropäiacbeu  Länden.*) 




Auf  lOÜO 

Einwohner  entMlen  Gestorbene 

anf  Küfi 

mit  1 

weibl.  lt^ 

ohne 

Totgeborene 

Tot- 
gebo- 1 

slorbfn- 
einKb). 

Länder 

renen  | 

1903 

TotfeU.'r«iif 

'  

1861 

1871 

1881 

1891 

OÜIUll. 

1901 

■^>rb<>u■' 

1870 

1880 

1890 

'  1900 

Deutsches  Beleb 

269 

271 

251 

222 

207 

218 

21l"| 

UOI 

Oetiterreich 

303 

315 

295 

266 

240 

263''i 

L'a298 

411 

329 

297 

254 

262 

261") 

Italien 

303*) 

300") 

273 

247 

220 

334 

222") 

lOji 

Frankreich 

236 

237 

221 

215 

201 

312 

193") 

lou; 

England  nnd  Wales 

226 

214 

192 

182 

169 

l82''j 

I54"J 

IM}" 

Schottland 

221 

216 

192 

187 

179 

199 

166«») 

lOt" 

Irland 

166') 

182 

180 

183 

17S 

I7Ü 

175"' 

Schwdz 

258*) 

235 

sog 

194 

180 

191 

176"! 

Belsen 

229 

30Ö 

191 

172 

1S6 

170") 

im 

Niederlande 

343 

210 

184 

172 

186 

156-') 

iW 

Schweden 

302 

183 

169 

163 

l6t 

175'^. 

HI") 

Norwegen 

iSo 

170 

170 

161 

149 

166'-) 

148"! 

toir' 

Dänemark 

199 

195 

186 

174 

158^ 

166 

146«. 

loEi 

Spanien 

304 

30510) 

314 

300 

294  i^j 

303") 

»SO 

Portugal 

2I4*t 

242") 

226") 

212'*) 

231**) 

1040'' 

Griechenland 

211«) 

196 

igi  '>) 

24?«"} 

Bnmänien 

225 

261 

239 

266 

262 

273 

24S«1 

II» 

Serbien 

306') 

342 

252 

268 

211 

246'*! 

!(>>'■■ 

Enrop.  Rußland') 

369**) 

357 

332 

335 

310 

IW4'' 

Finland 

326 

222 

3IO 

196 

214"; 

2a3"J 

Europa 

290 

269 

257") 

— 

248 

1864-187Ü.   *)  1870.       186Ü-1862.    «)  1860.  1861,  1 
1870.   »1  187^-1880.        1878—1880,    'i)  1873-1875.  »«) 


1870.  •)  187a 
»1  1891—1898, 


Zumeist  nach  Brachelli-Jura-schek ,  Staaten  Europas.    ')  Ohne  Polen.  löß^I"'^' 
'         "  '  "  1—1870    ')  1862-I87a  '  In-'- 

1886-1890.    »»)  1881-18»  !>* 
der  Zahl  der  VerstorkeBHi  <rfi' 
1896.   »»IIW«.  "'11887. 


>»J  1891—1897.  Unter  Berücksichtigiuig 
lands  in  der  vorangehenden  Periode.  ")  1900.  1899.  '*) 
Totgeborene.       Hit  Totgeborenen. 


In  den  wichtigsten  Staaten  des  Deutschen 

Reiches  kamen  auf  1000  Einwohner  Gestorbene 
eiuschlieliiich  der  Totgeburten  im  Jahre  1904: 
Preiilien  2U.4,  Bayern  23,5,  Sachsen  20,7.  Würt- 
temberg; 21,8.  Baden  21,3,  Hessen  18,6,  Mecklen- 
burg-Schwerin 1H,4,  Elsaß-Lothringen  20,7.  In 
den  einzelnen  iSuterreichiscbeu  Krunländern  be- 
trug im  .lahre  1901  die  Zahl  der  Verstorbenen 
(ohne  Totffeburtenj  anf  1000  Einwohner:  Nieder- 
iisterreich  21,3,  0berij»terreich23..').  Salzburg  22,6. 
Steiermark  23,3,  Kärnten  24,9,  Krain  25,1,  Triest 
25,6,  Görz-Gradiska  24,0,  Istrien  24.7,  Tirol  23.2, 
Vorarlberg  20,2,  ßühmeu  23,3,  Mahren  24,5, 
Schlesien  2r),0.  Galizien  25,6,  Bukowina  25,7, 
Dalniatien  2S,7. 

Im  nachstehenden  sind  die  auf  ICOO  Lebende 
entfallenden  Zahlen  der  Todesfälle  ohne  Tot- 


geborene in  einigen  anßerenroiäiKbai  Li''  -;' 
gegeben:   Philippinen  (1903)  47.2.  T-irw 
(1898)  :-W),7,  Kuba  il903i  15,6.  MeiiV"  1' 
32.7,  Brit.  Honduras  (19021  27,6,  JamaiU  l  "' 
19,5,  St.  Lucia  (1902i  21.7.  CoatirikB  l^;; 
Uruguav  (1903)  13,8.  ArKentiuicn  '1?<4  l  '. 
Chile  (1902)  27,9,  .Jüeerien  (I9U3p  l^A  K<I  J-, 
guten  Hoffnung  (1902)  18.1,  Bril.  hiK-"''^'- 
22,4.   Straits  Settlementa  (1902)  4.H.ä.  ' 
(1902i  27.5.  Malavische  Staaten  i}^''- , 
Japan  fl902)  20,7.  i'ormoM  il9ü3)2ä.4.  ^"^^ 
(,1904)  11,9.  Neu-Slidwale»  a904i  WÄ 
land  (1904)  10.0.  SUdanstraliifn  IlW,  W>  "  ■" 
anstralien  (1904)  11.6,  Tasuiani«  '^^^ 
Neu-Seeland  (1904j  »,4.  G^■ittlan4 'EiK-'l'-'" 
am)  2!),8. 
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2.  SterbMdfferB  nmok  Gesohlecht  Im 

illeemeinen  B^ien  die  Sterbeziffern  des 
minoltcben  Geschlechtes  hSher  als  jene  des 
v^Iblichen  (s.  Tabelle  I  letzte  Kolonne).  Zur 
Beurteiliiog  dieser  ZifEem  ist  zu  beachten, 
in  die  Geburten  und  sonach  die  ersten 
Allerejahre  Überall  einen  Knabenflberscbuß 
«•iKen,  worin  zum  Teil  die  höhere  Sterbe- 
.-itfrT  des  männlichen  Geschlechtes  begründet 
ist;  überdies  ist  das  männliche  Geschlecht, 
•l'^icn  erste  Lebensjahre  weit  mehr  gefährdet 
>aA  als  jene  des  weiblichen,  deshalb  rascher 
'imi  mehr  vom  Tode  bedroht,  weil  es  den 
leiten  der  Arbeit  und  deren  Gefahren  mehr 
.mseeaetzt  ist.  Doch  gibt  es  einige  Alters- 
•t'ifen,  in  denen  die  Sterbeziffer  des  weib- 
ii'  hen  Geschlechtes  höher  steht.  Auch  liegen 
VerhlÜtnisse  nicht  überall  gleich ;  in  den 
■'iili'isUichen  und  einigen  andern  zumeist 
icrartschen  Ländern  überwiegt  die  Frauen- 
.  weiche  übrigens  in  trüberen  Zeiten  grOfier 
^vwf'äen  ist  als  heutzutage. 

3.  Nach  Alter.  Die  einzelnen  Alters- 
tUsson  sind  in  sehr  ungleichem  Maße  vom 
T-Av  bedroht,  und  zwar  in  ganz  hervor- 
rx^'ndem  Blaße  die  ersten  Lebensjahre, 
i-ovrta  unten  bei  „Kinder-S."  näher  ge- 
sii-rhen  werden  soll;  in  der  iolgenden 
Tak-Ilc  n  ünd  die  S.ziffem  für  die  einzelnen 
Al*t'Tsstufen  mitgeteilt 

Tsb.  IL  Auf  Je  1000  in  jeder  Altersklasse 
•Miende  Personen  entfallen  Gestorbene  (ohne 
 Totgeboren  eV  
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Deutsches 
Reich  1901 

mänDl.  weibl. 


382,2 

34,3 

lO.I 

4,5 
2.6 

4.1 

8,7 
11,6 

•5.' 

20,6 

2  7,7 
3S.S 
56,0 
121.7 


32,9 
10. 1 
4.6 

2,7 

3.7 
4,9 
6,3 
6,6 

7,9 
«,7 

13,8 
20,  r 
31,3 
49.3 
i'4,9 


Oesterreich 
1900 


männl.  weibl. 


3M,2 
47,6 
'5r3 
6,3 
3,4 
4,9 
7,6 
7,6 
8.2 
10. 1 

>a,4 
16,3 
ai,i 
«9,4 

40,9 
60,9 
128,4 


251,9 

47,5 
1S.4 
6,9 
4.3 
5,6 
7.5 
8,4 
9,1 
10^ 
11,1 
ia,7 
17.0 
a6.i 

37.7 

60,  i 

I2?,I 


Frankreich 
1895 

männl.  weibl. ' 


242,5 
34.7 
10,1 

4,2 
2,8 

5,5 
9,6 
8,2 
9,1 
10,4 
12,6 

I5,t 

19,9 
26.8 
38.8 
58,2 
131. 1 


196,7 ' 

32,5 ; 
10,0 ' 

4,5] 
3,5 
5,7  I 

7,9 : 

8,7  1 
9,81 
n,6 
14,8' 
20,6 ' 
32,3 

49,5  ■ 
'23,' 


■.i't|    32,1       19.6      26,2      34,2      23,5  21,1 

-Viis  diesen  ZifTci-n  ist  zu  cntnohmcii.  wie 
Menschen  zu  Beginn  de-;  I^l-ons  der 
■  ''".h'-n  Loben sbedrülu mg  ausgnsptzt  sind. 
■•  l-nn  im  Aller  von  10 — 15  Jahren  die  {;o- 
'Mi. -^jste  Zeit  crletion,  um  dann  in  zu- 
i^t  langsam,  dann  rasch  .stciirviider  Pro- 


'  gression  Mherer  Stwbegehhr  ausgesetzt  zu 
sein.  Dabei  Qberwie^  us  zum  5;.  Jahr  die 
S.  des  mftnnliohen  (Geschlechtes,  worauf  ein 
leises  Üeberwiegen  des  weiblichen  einsetzt, 
das  um  die  Zeit  der  Kindbette  (insbesondere 
25—35  Jahre)  deutlicher  hervortritt,  um 
dann  immer  mehr  vor  der  Mftnner-S.  zurflck- 
2u  weichen. 

II.  Der  zeitliche  Verlauf  der  S.ziffer. 

1.  Die  Johresperiodizität  Die  Sterbe- 
ziffer zei^  periodische  Schwankungen,  die 
ihren  Kräslauf  im  Jahre  Tollenden  und  im 
^Ben  und  gimzeu  zwei  Mazimo,  nämlich 
ein  Winter-  und  ein  Sommermaximum  zeigen, 
die  beide  mehr  gegen  £nde  der  betreffenden 
.Tabreszeit  einzutreten  scheinen  und  wobei 
das  'Wintermaximum  in  der  Regel  (aber 
nicht  immer,  z.  B.  nicht  in  Sachsen)  inten- 
siver ist  als  das  Sommermaximum.  Ueber- 
haupt  ist  gerade  hier  zu  bemerken,  daß  der 
Verlauf  der  Kurve  sowohl  hinsichtlich  der 
verschiedenen  Zeitepochen  und  einzelneu 
Jalire  als  auch  in  den  verschiedenen  Staaten 
oft  recht  erheblich  differiert  (s.  Graph.  III). 

Die  verschiedene  S.ziffer,  wie  sie  in  der 
rein  zeitlichen  Abgrenzung  der  Monate  ent- 
gegentritt, ist  eben  das  Resultat  sehr  ver- 
schiedener Faktoren.  Zunächst  ist  wohl  die 
Temi>eratur  und  namentlich  der  Temperatur- 
wechsel von  Einfluß,  dann  das  jahreszeitliclie 
Auttreten  der  Epidemieen,  die  durch  die 
Jahreszeit  bedingte  Nahrung  (Olist),  insbe- 
sondere aber  auch  die  Verteilung  der  Ge- 
burten über  das  Jahr. 

S.  Akute  Schwankungen.  Sie  treten 
als  Folge  von  Seuchen,  Hungersnöten,  Wirt- 
schaftskrisen, Kriegen  ein  und  bewirken  eine 
plötzliche  Erhöhung  der  Sterbeziffer,  auf 
welche  nicht  selten  für  einige  Jahre  ein 
Herabgeheu  auf  ein  tieferes  Niveau  als  ge- 
wöhnlich folgt ;  so  war  z.  B.  die  S.  in  Ham- 
burg vor  und  nach  dem  Choleraiahr  (1802): 
IHOl  24,3,  1892  40,5,  1893  20.6,  1894  18.3. 

3.  Die  langzeltl^  Entwlekelnn;  der 
Sterbeknrre.   Die  Verfolgung  der  allgemeinen 

Sterbeziffer  in  zurllckliegeude  Zeiten'setzt  voraas, 
daß  die  atatiätisclie  Erhebung  sowohl  der  Sterbe- 
ffiUe  als  auch  der  Bevölkeruuij;  iu  dem  beob- 
achteten Zeiträume  gleichwertiii:  gewesen  ist; 
dies  tritft  kaum  irg-eiidwo  zu.  indem  namentlich 
die  Konstatierung  der  Hevölkerungszahl  früher 
viel  zu  wiiiirtchcii  iibriu'  lieü.  die  Anrechnung 
der  Totgeborenen  verwihifdeu  jfebandhabt  wurde 
n.  n.  f.  Dieä  vorHiuge-ichickr.  läUt  sich  annehmen, 
dali  die  S.  im  Jahrli.  in.sb(-sondere  in  dessen 
2.  Hitlfte  in  fast  allen  earopniächen  tjtaatt;». 
aUenllniri»  nicht  unausgr.-etzt  Qud  auch  nicht 
gleichmüliig.  abgenommen  habe. 

ITMßü  IBino  lS.-il,60  1891/1900 

Frankreirh 

Schweden 
Mor  wegen 
1  liinemiirk 


28,2 

23,9 

21.5 

27.4 

27.6 

21.7 

16.3 

24,0 

17.7 

16,1 

2<l.5 

25,(1 

22.0 

17-4 
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in.  Terteilnug  der  SterbefSlIe  Uber  das  Jahr. 
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DentschM  Reicli  (1903) 
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Oesterreich  (1901)  Frankreich  (1908) 

Itaüeu  (1903)   


Die  Zahl  der  Sterbefälle  im  Jahre  iet  für  jeden  Staat  —  1200  gesetzt  worden;  bei  Berechnniv 
der  Monatsanteile  warde  auf  die  verschiedene  Länge  der  Monate  Bücksiebt  ^ommeD. 


Diese  Erscheinnng  ist  aber  wieder  nor  rich- 
tig zn  verstehen,  wenn  anf  die  Alterskoeffizienten 
eing^angen  wird,  und  da  zeigt  sich  aacb,  daß 
in  vielen  Ländern  (aber  durchaos  nicht  Überall) 
die  Säuglings-S.  sich  Terrins:ert  hat.  Im  übrigen 
kDaaen  die  Ursachen  in  der  Verändentog  der 
Geburtenziffer,  in  dem  Rückgänge  der  nnebe- 
lichen  Geburten,  in  der  Besserang  der  Sterbe- 
ziffer vornehmlich  in  den  Städten,  dann  in  tatr 
sächlichen  hygienischen  und  medizinischen  Fort- 
schritten li^en,  falls  nicht  etwa,  wie  bemerkt, 
ein  groUer  I^il  des  Rückganges  in  Aendemngen 
in  den  statistischen  Änfzeichnongen  gelegen  ist. 

HL  Die  Kinder-S. 

Die  S.  ist  in  den  ersten  Lebensjatirea 


am  h{k;hsteu  und  die  Zahl  der  Qeetorbeoen 
aus  diesen  Alteraklasseo  gibt  in  der  Qeeamt- 
masse  der  Oestorbenen  den  Aosschla^;  e« 
entfallen  im  allgemeinen  */6— '/*  aller  Ge- 
storbenen auf  das  1.  Lebensjahr  und  Vs — !/t 
auf  das  1. — 5.  Lebensjahr.  Die  Periode  der 
Einder-S.  wird  in  der  Regel  bis  zum  &.  Lebens- 
jahr ausgedehnt,  wotei  das  1.  Lebens- 
jahr als  Zeitraum  der  SSuf^gs^.  oocb 
besondere  Beachtung  mioraert  Vddi 
hervorragende  Boüe  die  Eindw-S.  innei^ 
halb  der  Gesamt-S.  überhaupt  spidt,  «oll 
Graph.  1 Y  reranschaulicltös,  vfthreBdGxapb.T 
den  hohen  Sterbekoeffizienten  der  ersten  5 
Lebensjahre  ersehen  IftBt 
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IMe  £rf<»8chiing  der  Eindei^S.  erfordert  |stischen  Krankheiten  des  ersten  Kindeealters, 
ein  feines  zeitliches  DetatL  indem  namentlich  |  namentlich  die  Magen-  und  Darmkrankheiten 
fttr  das  1.  Lebensjahr  auf  Monate,  Wochea,  i  bestimmen  die  besondm«  Sterbeziffer  der 
mid  fOr  die  eiste  Lebenszeit  er.  auf  Tage  |  Kinder  und  speziell  der  Säuglinge.  Der 

zeitlicfae  Verlauf  der  Sterbekurre 
IV.  Von  je  1000  Gestorbenen  (ohne  Totoeborene)  standen  über  das  Jahr  weicht  insofran  von 
un  Alter  bis  zu  6  Jahren  190(V1901.  i^j^^        Gesamtkurve  ab,  als  die 

Sommermonate  eine  st&rkere  Sterbe- 
freqnenz  aufweisen  als  bei  den  Er- 
■wachseoen.  Doch  scheint,  wie  schon 
bemerkt,  wenn  auch  nicht  fiberall, 
die  Kinder-S.  in  Abnahme  begriffen 
2u  sein. 

Wie  groß  die  Lebensbedrobong  der 
Mensdien,  insbesondere  auch  im  Dent- 
Bchen  Belebe,  im  ersten  Lebensjahre 

(SSnfi^g8-S.)  ist,  kann  man  gut  er- 
measeD,  wenn  man  ermittelt,  me  viele 
der  in  einem  Kalendei^abre  geborenen 
innerhalb  eines  Lebensjahres  gestorben 
sind  (Ziffern  der  dentschen  amti.  Sta- 
tistik) :  Es  starben  im  ersten  Lebensjahre 
Ton  1000  Lebeudgeborenen  im  Dentschen 
Keiche  1904  196,  inPreuQen  185,  Bayern 
239,  Sachsen  844,  WQrttemberg  2ill,  in 
Oesterreich  1901  309,  Ungarn  1903  212, 
Serbien  1902  161,  ItaUen  190}  172, 
Schweiz  1904  140,  Frankreich  1803  137, 
Belgien  1903  156,  Niederlande  1901 137, 
Dänemark  1903  116,  Schweden  1902  86 
nnd  Norwegen   1908  79.   —  In  den 
Städten  (dieselben  Jahre  wie  bezOglich 
der   entsprechenden   Länder):  ^rlin 
200,  Breslan  236  Hünchen  229  Dresden 
192,  Leipzig  243,  Stnttgut  196,  Ham- 
burg 167,  StraUborg  203,  Wien  175,  Prag 
167,  70  städtische  Gemeinden  in  Oesterreich 
193,  Moskan  352,  Warschaa  179,  Born  144. 
Mailand  127,  ZOricli  120,  18  schwdzerische 
SUdte  133,  Paria  104,  Haneflie  175,  Lyon  117, 
71  französische  Städte  mit  mehr  als  30tXX)  Ein- 
wohnern 135,  Brttssel  171,  84  belgische  Städte 
und  Vororte  174,  Amsterdam  123,  Antwerpen 
177,  Kopenhagen  155,  75  dänische  Städte  136, 
Stockholm  105,  Cbristiania  100.  Hinsichtlich 
der  Städte  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  die 
niedrige  Sterbeqnote  mitunter  darin  ihre  Ursache 
haben  kann,  daß  die  Säuglinge  in  größerer  An- 
zahl in  Pflege  nach  auilen  gegeben  werden,  so 
daS  ihre  Sterbeziffer,  der  Stadt  nicht  znr  Last 
fäUt. 


V.  Anf  je  1000  in  jeder  Altersklasse  stehende 
Knaben  un  Alter  bis  zu  5  Jahren  entfallen  Ge- 
storbene (ldO(V1901). 
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IV.  Einflnss  eiDiger  Faktoren  der  S. 

1.  FaMtlienstand.  Die  Lebensbedrobnug 
der  Verheirateten  ist  kleiner  als  jene  der 
Lediffen,  und  jene  der  Verwitweten  grOOer  als 
die  der  Ledigen.  Doch  zeigt  sich  hierin  ein 
Unterschied  der  Geschlechter,  indem  die  Lebra»- 
bedrobong  der  Terheirateten  Frauen  in  be- 
stimmten Altersklassen  größer  ist  als  jene  der 
ledigen  Frauenspersonen.  Zum  Teil  wirkt  hier 
RQcksicht  genommen  werden  muß,  wobei  der  Umstand  mit,  dali  die  verehelichte  Be- 
sieh ergibt,  daß  die  S.  vom  Momente  der  \  vOlkerung  eine  ausgewählte  BevOlkerangsmasse 
Geburt  angefangen  in  Abnahme  begriffen  ist.  i  darste  t,  welche  sozial  nnd  Jkonomisob  besser 

^^^^-l^  die  IJ^eÄdt  imiÖ'U  ^b 
Zusammenhange   hiermit  das  Kostkinder-  gelangende 

wesen,  femer dorehgreifend  die Emahmngs-  2.lBteni'f.  Hit  den  Bernfsgrnppen  sind 
TernShiugse,  dann  cue  einzelnen  charakteri*  besondere,  oft  sehr  verschiedene  Sterbeziffen 
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verbnaden;  deren  Umche  liegt  wohl  zum  Teil 
in  der  £ig«naTt  der  Bemfetfttig-keit  mit  ibren 
Einwirkungen  gesandheitlicher  An ,  rielfach 
aber  andi  in  den  allgemeinen  sozialen  und  be- 
sonders SkonomiBcben  Bedingungen,  Ernäbmngs- 
ond  Wohnverbältnissen  der  Angehörigen  der 
einzelnen  Bernfszweige.  Auch  ist  nicht  zn  über- 
sehen, daß  die  Berufswahl  häufig  mit  Rücksicht 
auf  die  körperiiche  uud  gesundheitliche  Eigenart 
der  Kinder  erfolgt  und  daß  der  Beruf  häufig 
gerade  im  Hintuick  auf  geaundbeitliche  Um- 
stände gewechselt  wird.  Sichere  AnfBchlüsae 
werden  erst  zu  erwarten  sein,  wenn  das  grofie 
Material  der  Ärheiterkrankenkassen  eine  ein- 
schlägige Anfbereitnng  erfahren  haben  wird, 
wenngleich  ancb  hier  wieder  nnr  bestimmte 
VolksklasHen  in  Betracht  kommen.  —  Bis  jetzt 
ermöglichen  namentlich  englische  nnd  schweize- 
rische, in  jüngster  Zeit  auch  preußische  amt- 
liche Arbeiten  einige  Einblicke,  wenngleich  hier 
nnr  die  ersten  Schritte  zu  Terzeichuen  sind. 
Setzt  man  z.  B.  die  Qesamtsterbeziffer  des  männ- 
lichen Oeachlechts  =  1000  (England  1880|82), 
so  stellen  sidi  jene  einzelner  Berufe  folgender- 
mafien  heraus:  Geistliche  5ö6,  Landwirte  631, 
Lehrer  719,  Tischler  880,  Sehneider  1051,  Aerzte 
1122 ,  Hetzger  1170 ,  Hessererzeuger  1273, 
Droschkenkutscher  14Ö2,  Wirte  1521,  Feilen- 
macher 1667,  Bergleute  (ComwalliH)  1839,  Hau- 
sierer 1879,  TagTöhner  in  liondon  20ü0,  Be- 
dienstete in  Wirtshäusern  2205.  Im  Znsammen- 
hänge mit  diesen  Untersuchungen  stehen  dann 
solche,  welche  sich  auf  die  Sterbeziffer  be- 
sonderer GesellschaftsBchicbten  nnd 
Wohlstandsgruppen  bezieben. 

3.  BeTlHkentH^dlekt«.  Stadt  Bad  Land. 
Zwischen  Bevölkerungsdichte  nnd  Sterbehänfig- 
keit  besteht  ein  wohl  zur  Oeuüge  bemessener 


Znaammenhane  in  den  Sinne,  daO  mit  in« 
nehmender  Diente  die  Sterbenffieir  steigl.  Ebouo 
steht  lest,  daß  die  Sterbeziffer  der  Städte,  welche 
im  einzelnen  sehr  Terachieden  ist,  durch  hygie- 
nische KaOuahmen  (Wasserversorgung,  Kaiuli* 
sation  usw.)  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  un- 
gemein stark  beeinflußt  werden  kann  und  dalt 
m  den  Städten  die  Säugliogs-S.  nicht  selten 
höher  steht  als  auf  dem  Lande,  während  die 
Einder-S.  überhaupt  geringer  ist  Ein  durch- 
greifendes Verhältnis  der  S.  in  den  Städten  zu 
jener  auf  dem  Lande  kann  nicht  konstatiert 
werden;  es  sind  die  hygienischen  Umatinde  der 
Städte  sehr  verschieden ,  nnd  es  kommt  auch  die 
spezifische  Altersznsammeneetxnng  der  stidti- 
sehen  Bevölkerung  mit  ihrer  starken  Besetzong 
der  vollkräftigen  Altersklassen  ebenso  in 
tracbt  wie  der  Bestand  großer  Spic&ler,  die 
Unterbringung  von  in  der  Stadt  gebwroien 
Kindern  in  ländliche  Pflege  u.  dgl.  Umstände 
mehr.  Der  all^meine  Sterbekoeffikieut  betrag 
folgende  Promillezahlen  (nach  Ballod):  Paris 
1891/92  22,5,  Frankreich  1890,'92  22,9.  Wien 
1891/92  25,5,  Oesterreich  1881/90  29,4.  Bndapeft 
1890/91  ^,9,  Ungarn  1891/93  3SA  üanehw 
1891/93  26,6.  Bayern  1881/90  87,5.  PrenUen, 
Landgemeinden  1890/91  23,4.  Prenllen,  Städte 
über  2000  Einwohner  1890/91  23,1,  BerUn  1886,«) 

22.4,  Breslau  1890/91  28,5.  Hs^ebnrg  1890,91 
23,7,  Köln  1890/91  26,8,  Frankfurt  a/M.  1890fll 

17.5,  London  1881/90  20,4,  England  1881/90  19.1. 

V.  Die  Todesursachen. 

Als  Todesursachen  stellen  sich  einersehs 
die  Krankheiten  und  andererseits  gewaltsame 
Beendigung  des  Lebens,  wie  VeruDgldckungen, 
Morde  u.  dgl.  dar.   Die  Statistik  der  Er&nk- 


VI.  Wiebtigere  Todesursachen  in  Staaten  und  Städten. 


Todesursachen 


Von  je  100000  Einwohnern 
starben  an  den  nebenstehenden  Krankheiten 
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Aknte  Erkrankungen  der  Atmungsorgane  ausschl.  Influenza.  — -  *)  Diarrhoe  und  Enteritis 
bei  Personen  ttber  2  Jahre,  dann  Cholera  nostras  uud  Magenerkranknngen  mit  Aninahse  tw 
Krebs.  —  ')  Einheimischer  Brechdurchfall. 
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heiten  als  Todesursachea  begegnet  der 
Sdiwierigkeit ,  daß  mao^ls  ^igneter 
Leichenschau  und  wegen  nicht  allgemeiner 
Behandlung  durch  Aerzte  hftufig  die  be- 
treffende Krankheit  überhaupt  nicht  oder 
nur  unzuverlässig  angegeben  wird; 

auch  18t  die  medizinische  Änf^sung  nament- 
lich hinsichtlich  der  Oruppieruug  der  Krank- 
heiten nicht  übereinsUmmend.  Deshalb  ist 
es  begründet,  die  statistische  Erforschung 
der  Todesursachen  eher  durch  Detaübe- 
obachtungen  in  einzelnen  ärztlich  gut  ein- 
gerichteten Städten,  in  Stftdtegruppen.  Kran- 
kenkassen, Spitälern  usv.  zu  pflegen,  als 
durch  die  oft  recht  vagen  Angaben  ffir  groBe 
Oebietsteile.  Der  Einfluß  einzelner  Krank- 
heiten ist  eckon  ziemlich  gut  zur  Feststellung 
oAaa^  DUnentlich  der  epidemischen,  der 
Schwiodsucht  u.  a.,  bezüglich  welcher  eine 
interoatioDate  Vei:gleidiuDg  versucht  werden 
kuiD  (Tab^le  VI).  Das  Interoationale  Sta- 
tistische Institut  ist  seit  1893  bemüht,  eine 
von  BertiU(Hi  verfaßte  eingehende  Systematk 
ODd  Nomenklatur  der  lurankheiten  in  den 
dnzdnai  Staaten  zur  Anwendung  zu  bringen 
und  hat,  gefördert  durcJi  eine  internationale 
Konferenz  zu  Paris  1900,  schon  namhafte 
Erfolge  endelt 

VI.  S.tafeln. 

I.  Betriff  und  Methodik.  Tuter  Sterbe- 
tafdn  versteht  man  zlSermKßige  DwrstellUD^eD 
der  Art  and  Wei«,  in  welcher  eine  gleichzeitig 
geborene  Bev^enmg  bis  zum  letzten  Bestand- 
teile nadi  dem  Alter  abstirbt.  Zu  diesem  Zwecke 
benötigt  man  die  Hassen  der  Oeborenen,  Ge- 
storbene» mid  Lebenden  nach  AlterBgruppen, 
femer  Zeitetrecken,  z.  B.  Altersjabre,  filr  welche 
du  allmähliche  Absterben  einer  Bevölkernug 
klargelegt  werden  soll.  Die  aof  den»elbea 
Altenistafen  Steheoden  werden  als  gleichaltrig 
fingiert,  wobei  jedoch  zn  beachten  lat,  daß  sie 
jeweilig  aus  der  Gebortenmasse  zweier  Kalender- 
jahre herstammen. 

Die  Aubtellong  der  Sterbetafeln  erfolgt  ent- 
weder nach  der  direkten  oder  nach  der  in- 
direkten Methode.  Bei  der  direkten  (L.  Moser- 
adien) Methode  geht  man  von  wirklieben  Ge- 
bortenmassen  aas  und  beobachtet  die  allmäh- 
lidie  Verminderung  derselben  innerhalb  der 
Altervgmppen,  um  daraus  die  Sterbewahr- 
schein licbkeit  (S.zif fer)  zu  berechnen. 
Wird  znnftchst  die  Sterbegefahr  der  einzelnen 
Altersgmppen  ermittelt  nnd  bieraas  das  Ab- 
stoben emer  angenommenen  ideellen  Gebnrten- 
nsMe  bmehnet,  so  liegt  die  indirekte 
Methode  vor.  Setzt  man  anstatt  der  allmäb- 
lleh,  s.  B.  auf  leder  Altersstufe  in  Wegfall 
könnenden  BevOlkennigsmeDge  die  Menge  der 
anf  jeder  Altersstafe  am  Leben  bleibenden,  so 
gelangt  man  zn  den  Ueberlebenstafeln  an 
Stelle  der  S.t  a  f  e  I  n  (Vital  itötittafeln,  MorUlit  fiU- 
tafeln).  Die  direkte  Methode  kann  entweder 
die  Identität  der  geborenen  nnd  gestorbenen 
Personen  festhalten  and  ist  dann  eine  individnelle, 
«der  sie  enthält  keine  Identitätabeziehnngen 
nnd  ist  dann  eine  koUektiTe,  welch  letztere 


stets  bei  Gesamtbeständen  von  BevSlkemngen 
angewendet  wird,  während  die  erstere  allenfalls 
fär  aasgewählte  BevSlkenuiKsnnppen  Platz 
greifen  kann.  Die  direkte  MeUiode  leidet  nnter 
dem  Hangel,  daß  sie  einer  sehr  langen  Beobach- 
toBgszeit  bedarf,  für  welche  die  Elemente  der 
BevSlberungsbewegnng  oder  die  BevOlkerungs- 
zasammensetzung  nach  Alter  bekannt  sein 
müssen.   Femer  ist  es  nnmöglicb,  dem  EinflaU 

f erecht  zu  werden,  welchen  die  Wanderungen 
nrcb  die  Altersverschiebang  der  Bevölkerung 
herbeiführen. 

Im  einzelnen  sind  die  Versnebe,  zu  solchen 
Absterbeordn  nagen  zn  gdangen,  anf 
folgende  T^pen  znrackzofOhren ; 

1.  Ermittelnng  der  Sterbeordnnng  ans  der 
Altersgliederung  der  Gestorbenen  bei 
der  Annahme  einer  stationären  BevSlkemiig 
(Halleys  Methode).  Da  die  Bevölkerungen  im 
allgemeinen  zunehmen,  ist  das  Bild  nach  dieser 
Methode  ein  gegenüber  der  Wirklichkeit  nn- 
gÜDstigeres;  die  (Elnlersche)  Berechnung  er- 
folgt dorch  Annahme  eines  Zuwachsprozentes. 

2.  Ermittelnng  der  Sterbeordnung  ans  den 
Nachweisen  über  die  Altersgliederung  der 
Lebendea,  sei  es  bei  einer  oder  bei  mennren 
Zählangen,  ev.  mit  Verfolgung  der  korrespon- 
dierenden Altersklassen  diuvh  mehrere  nach- 
einander folgende  Zählangen. 

3.  Ermittelnng  der  Sterbeordnnng  ans  den 
Zahlen  der  Geborenen  nnd  G  estorbenen. 
Hier  kann  entweder 

a)  von  einer  einheitlichen  Gmndmasse  von 
Geborenen  ausgegangen  werden  (v.  Hermann- 
schea  Verfahren),  oder 

b)  man  geht  von  den  Oestorbenen  der  ein- 
zelnen Altersstufen  aas  nnd  ermittelt  zu  jeder 
jene  zwei  Jahres^bnrtenmengen,  ans  welchen 
die  Gestorbenen  herstanmen. 

Diese  beiden  Arten  leiden  an  dem  Maneel 
der  Unmöglichkeit,  die  Wandemngen  und  die 
zeitlich  verschiedene  S.höhe  zn  berücksichtigen. 

4.  Die  zumeist  in  Uebung  stehende  Ermitte- 
lung der  Sterbeordnnng  aus  den  Ziffern  der 
Gestorbenen  nnd  der  Lebenden. 

Als  Beispiel  einer  solchen  Sterbetafel  seien 
Bmchstüdce  der  vom  Statistischen  Reichsamte  be- 
rechneten deutschen  Sterbetafel  1871/81  in  der  auf 
der  folgenden  Seite'  stehenden  Tabelle  gegeben. 

2.  Sterbewahrscheinlichkeit  und  Le- 
bensdauer. Unter  Sterbewahrschein- 
lichkeit oder  S.ziffer  versteht  man  jene 
Zahl,  welche  die  Wahrscheinlichkeit  für  die 
auf  den  ^nzelnen  Altersstufen  stehenden 
Personen  angibt,  im  nächsten  Jahre  zu 
sterben ;  sie  ist  unmittelbar  nach  der  Geburt 
außerordentlich  hoch,  siukt  dann  bis  zum 
13.— 14.  Lebensjahre,  und  steigt  von  da  ab 
an.  so  daß  sie  mit  dem  75.— 80.  Jahr  die 
honen  S.^noten  der  ersten  Jahre  wieder 
erreicht  Wahrscheinliche  Lebens- 
dauer ist  jene  Anzahl  von  Jahren,  welche 
verstreidit,  bis  die  E&lfte  der  auf  einer  be- 
stimmten Altersstufe  Stehenden  gestorben 
ist;  die  Lebenserwartung  hat  nach  Voll- 
endung des  2.  LebmsjahieB  ihren  hfidieten 
Wert,  behält  denselben  ins  zum  14.— 17. 
Lebensjahre  nnd  änkt  dann  beständig.  Die 
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Äbsterbeordnang 
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mittlere  Lebensdauer  gibt  an,  wie 
viele  Jahre  die  auf  den  einzelnen  Alters- 
stufen Stehenden  noch  zu  leben  haben; 
letztere  Ziffer  wird  gefunden,  wenn  die  Oe- 
samtzahl  der  nach  der  Sterbetafel  fflr  eine 
Altersstufe  künftig  noch  zu  durchlebenden ' 
Jahre  durch  die  Anzahl  der  zu  dieser  Alters- ' 
stufe  gehörigen  Personen  dividiert  wird. 
Man  bezeichnet  die  wahrscheinliche  Lebens- , 
dauer  als  wahrscheinliche  (fernere)  Lebens- ; 
dauer  oder  als  Lebenserwartung  (vie  probable) 
und  die  mittlere  Lebensdauer  auch  als  die 
durchschnittliche  fernere  Lebensdauer  (vie  | 
moyenne).  —  Die  Bedeutung  der  Sterbetafeln 
liegt  auf  dem  praktischen  Gebiete  des  Ver- 
aicherun^wesens ,  dessen  Ausbildung  eist 
durch  die  Pflege  dieses  Zweiges  der  mathe- 
matischen Statistik  möglich  geworden  ist , 
Es  liegen  daher  auch  von  den  großen  Yer- 
sicherung^esellschaften  ausgearbeitete,  aller- 
dings spezielle  Absterbeordnungen  in  größerer 
Bienge  vor,  welche  wegen  der  zumeist  aus- 
gewählten Bevölkerungsmassen   oft  einen 
anders  gearteten  Verlauf  zeigen  als  die  von ; 
den  staatlichen  oder  städtischen  statistischen 
Aemtern  aufgestellten  Volketafeln.  Einen 
neuerlichen  kräftigen  Impuls  hat  die  sich ' 
allmählich  zu  einem  selbG^ndigen  Wissens- 
und  Betätigungszweige  herausbildende  Ver-  { 
Sicherungswissenschaft  durch  die  moderne 
soziale  Versicherung  erfahren.  ' 

Literatar:  Die  Handbücher  u.  dergl.  von  Süss-  I 
milch,  QueUUt,  Chr.  Bemoulll,  Wap-' 
p^vs,  Hain,  Westergaard,  MetUen,  Om-  { 
rad,  BraehelU-Juratehele,  Levaateurf  «f.  1 
BertUUm,  Oabaglio,  lAmgsiaff,  —  O.  v,' 


Jtfayr,  BevStkenrngntatütik,  Frviburg  i.JB.  ISK. 
—  «.  Firek»,  BwQlkerungtlehre  und  SerSUt' 
rungtpolitik,  Lvi^pmg  1898.  —  .1.  Wagner, 
Grundiegung,  1.  Teil,  S.  Av^.,  S.  499jf.  — 
OesteHen,  Handbuch  der  mtditinüchen  tilaät- 
tik,  Tübingen  186S.  —  F.  Prtnztng,  Samdhuei 
der  meditin.  StaU'etile,  Jena  1906.  —  A.  Ifew- 
hotme,  The  elements  0/  vital  ttatietiee,  S.  Jiyl., 
London  1891.  —  Sodann  BodUta  „OmJro^Ü 
intemaxionali",  im  Biäletin  de  VInttifU  I*trr- 
Tuuional  de  SÜOUtiqm.  —  Smcwm  W.  ffav- 
son,  international  etoHttiet  ilhutraud  6y  rüal 
atatielies,  BuUetin  intern,  de  SUxtitti^  T.  1.  — 
G,  Stmdbärg,  Gmnddragen  0/  ßeftotkminft- 
Uran.  —  Statistik  de«  Deutaehen  Reiekee.  JT. 
Bd.  XXXXIV.  —  Die  venehiedenen  itaiie»i$t*«m 
ojffbiieUeH  VeröffenÜichungen  Ober  „Onuc  ii 
morte".  —  Dann  die  aaUreiehen  J\Mitatio*en 
der  einzelnen  »taatiieken  und  »tädtiteken  ttaH- 
ttiachen  Aemier,  von  denen  im  folgenden 
einzelne  kerautgekoben  werden  können.  —  Ver- 
neherungtwietenaeko^Üiidk*  XÜteiivmgen,  Wim 
1904 Jg.;  AMaekurani^ahrhwk. 

Zu  I.  t.  Die  allgemeine  Sterhf 
xiffer.  G.  Hopf,  Ueber  die  aUgemeine  Hatet 
de«  Geburt«-  und  Sterblichkeiteiterhättmieeet,  Seekt. 
de«  preuß.  «tat.  Bureatu,  1869.  —  J,  J^rc*W, 
ÜAer  die  SfUubritätu^er,  «toMM.  IToiialMdbr, 
1891.  —  F.  PreU,  Der  MorlMätekotffMi^ 
aU  Salubritäienffkrt  efteiida  1891.  — J.  KOritt, 
Mortalitateko^j^kent  und  MortalUäUindtr,  BidU- 
tin  intern,  de  Statitisgue,  Bd.  VI.  —  Berten*, 
ebenda  Bd.  VIII.  —  Dertelbe,  l'eber  di»  Bf 
rechnung  einet  intern.  SterUichkeitemaße*  (Mar- 
tat.-lndexj,  Jahrb.  f.  Not.  u.  StaU,  190S.  _  i.  r. 
Bortkiewiatf  Ueber  die  Methode  der  ,ßta*iar4 
Population",  Bulletin  de  t'IneL  InU  da  SIeU 
Bd.  XIV.  1904.  —  Bleich.  Üeber  die  Be- 
rechnung von  SterbHehkeUet^fem,  8.  gtSdtttUt. 
Koaferent  1908.  —  «T.  Mmnm;  U  tmda^ 
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tanHiiire  d»  eanton  tU  Vnud,  Sehvew.  »tat. 
ZeiUehr.,  SS.  Jahrg..  1899.  —  JH.  Rubin,  Zur 
Berechnung  eine»  intematürnnlen  SterbliehkeiU- 
maße»,  Jahrb.  /.  y<u.  und  Stat-,  Bd.  LXI.  — 
F.  KoUma/nnf  Die  Bewegung  der  Bevölke- 
rung,  Stat.  Sdchrichten  über  das  Grofih.  Olden- 
burg, St.  H^t.  —  S.  W.  AhhoU*  VebtT  itan- 
dard  pop%daiion,  Hyg.'detn.  &mgr,  Budapeit, 
Bd.  VII. 

Zu  t.  mnalnßf  Die  Oeine  SterbUtAieä 
dt$  tvctU.  Getehledii»  in  den  KidttenianUen, 
Ardiw  für  Batten-  und  GetelUehaßtbiologte, 
g.  Jahrg.  —  Zm  RamriH ,  Legge  atatietiche 
dMa  tnjfu^tua  det  teeto  tuUa  durata  deUa  vita 
umana,  Annali  di  Ülat.,  Ser.  S,  Vol.  X. 

Zu  S.  E.  Reiseri,  La  mortalitä  nei  vari 
Modi  deUa  vita,  Bulletin  de  l'InsU  Int.  de  Statte- 
tigue  XI,  S.  —  A.  O,  Sundbdrgr  repar- 
tüion  de  la  popuJation  par  dge  et  Ut  taux  de 
mortalite,  ebettda  XJl,  I.  —  Derselbe,  e&ent/a 

XIK  4. 

Zu  II.  1.  Die  Mtitliche  Bedingtheit 
und  JBntvieketung.  <J,  E.  <^i9par,  Der 
Ei»ßiufi  der  Witterung  «u^Oenrndheit  und  Leben, 
BeHin  1864.  —  X.  BeektTf  Die  Jahrttsckwan- 
hungen  in  der  Häufigkeit  vertehiedener  bevSUce- 
rwigt-  und  moraletatietiecher  Erecheinungen, 
AUg.  »tat.  Areh.,  Bd.  IL 

Zu  S,  S.  J.  Wemicke,  Da»  Verhältnia  der 
Geborenen  und  Gestorbenen  in  hiatoritcher  Ent- 
vieJcelung,  Hatte  18S9.  —  Vaeher,  De  kt 
dmUmUion  de  la  wortaiiU  etc.,  Btdl.  de  l'InsL 
intern.,  T.  S.  —  Deraeibe,  La  mortatiU  au 

18.  eiide,  8.  Congri*  d'hj/y.  et  dem.,  Ompte 
rendu  VJJl,  Bud^pett  1898.  —  PHnMing,  Die 
Wandtungen  der  Sterblichkeit  WürUemberg»  im 

19.  Jahrh.,  Medii.  EbrreeptmdenM.,  Bd.  LXXII, 
Suttgart  190£. 

Zu  III.  KindereterbUehkeit.  W.rarr, 
Oa  injant  mortatity,  Joura.  oj  the  Stat.  Society, 
1865.  —  O.  V.  Mayr,  Zeitachr.  de»  Kgl.  bayer. 
Hol  Sureaua,  1870.  —  C.  Monotf  De  la  mor- 
Uditi  exeeaaive  de»  en/ant^,  Paria  187S.  — 
O.  Firek»,  &itaehr.  de»  prettß.  »tat.  Bureau», 
1885.  —  JB.  BMeh,  Die  »tatiHiaeke  Meaeung 
de»  Eittfiuaaea  der  Emäknmgeweise  der  /deinen 
Kinder  auf  die  Sterblichkeit  deraetbeUj  6.  Kongr. 
f.  Byg.-Dem.,  Heft  S8,  Wien  1887,  und  Bulletin 
tn£.  de  Slalüitique,  T.  II.  —  A.  OMenbttrg, 
Die  Säuglingaaterhlichkeit  in  ihrer  »oziaten  Be- 
deutung, Archiv  för  loziate  Gesettgehung  und 
StatiatHc,  Bd.  I.  —  F.  J.  Neumann,  Pau- 
periemus  und  Eindertterblichkeit  in  Preußen, 
Jahrb.  f.  yat.  und  Stat.,  S.  Folge.  Bd.  V.  — 
Seutemann,  Kindertterblichkeit  »ozialer  Be- 
«ölkerungagruppen,  Tangen  1894.  —  F.  Leti^, 
Journal  de  la  Soeieti  »tat.  de  I\tria,  189S.  — 
^U.  Jahrb.  für  Bertin.  —  StlbergteU,  Kinder- 
aterbliehkeit  in  europäiechen  Großstädten,  Int. 
kyg.-dem.  Kongr.  Budapret,  Bd.  Vll.  —  Prfn- 
tingf  Die  angebliche  Wirkung  hoher  Kinder, 
alerbiichkeit  im  Sinne  Darvtniatiecher  Aualese, 
Zenlralbl.  f.  aUg.  GceundheiUpfi.,  2ä.  Jahrg.  — 
W.  Frauanitx,  Phyaiologiachc  und  »ozialhygie- 
niachr.  Studien  über  Siiugling»- Ernährung  und 
-Sterblichkeit,  Hänchen  lüOi.  —  *f.  BerUllon, 
De  la  morialUc  par  Sge  avant  la  naiaaanee, 
JourntU  de  la  Soeifti  de  Stal.  de  Paria,  189;S. 
—  B,  8.  SelwaUe,  Tod  dea  Kindea  während 
der  OebuH,  Handb.  d.  OeburUhitfp,  Wirebaden 
1906.  —  B.  F.  V.  Taehamer,  Die  Uaglileka- 

WörUrbücb  der  Tolfcfwlrtacluft  II.  Aufl.  Bd.  II. 


fälle  mit  USdtichem  Auagange  im  Kindeaatier  in 
der  Schweiz  1891195,  Ztachr.  für  «ekweiz.  &atiatik, 
S4.  Jhrg..  1898.' 

Zu  IV.  Einfluß  einiger  Paktoren 
der  Sterblichkeit.  Frinzing,  Die  Sterb- 
lichkeit der  Ledigen  und  Verheirateten  nebet 
Sterbetafeln  deraelben  für  Buyem,  Allgem.  »tat. 
Archiv,  Bd.  V.  —  EacherieH,  Hyg.-»tat.  Stu- 
dien Ober  die  Lebenadauer  in  ver»chiedenen 
Ständen,  Würaburg  1854.  ~~  Beitrag  zur  Unter- 
»uehung  de»  Einftuaaea  von  LebennleÜung  und 
Beruf  auf  die  MortalitätaverhSltniaac,  Jena  1877 
(Sammlung  ncU.  und  »tat.  Abhandl.  von  J.  Con- 
rad, Bd.  I,  ä.  Hefl).  —  F.  f.  JuraMchekj 
Einfluß  der  Berufarerhältniaae  auf  Erkrankung' 
und  Sterblichkeit,  VI.  Int.  hyg.-dem.  Kongr. 
Wien,  Heft  SS.  —  VII.  Int.  hyg.-dem.  Kongr. 
London,  Abhandlungen  von  Ogle,  BerUHon. 

—  F.  PesehC,  Die  Erkrankung  und  Stcrblieh- 
keUeverhäUni»»e  der  .4rbeitei-aehafl  im  Kleider- 
«oMer-  und  Sckuhmaehergewerbe,  Wien  1905,  — 
«7.  KiMM,  Die  SeHdüAkeü  der  Stadt  Buda- 
peat,  Berlin  1877^  Abaekn.  VI:  WoUhxAenheiX 
und  To^euraa^en.  —  J.  BertUIotiy  Mmme- 
meid»  de  population  et  cauae»  de  deck»  aelon  te 
degri  d'aiaance  ä  Pirie,  Berlin,  Vienne,  10.  Int. 
Kongreß  für  Hyg.  und  Dem.,  Paria  1900.  —  C, 
BaUod,  Die  Lebenafähigkeit  der  »tädtiachen  u, 
ländlichen  Bevölkerung,  Leipzig  1897.  —  Der- 
selbe, Die  SUrblichkeit  der  Großetädtc,  Bulletin 
de  l'Inatit.  Int.  de  Statiatigue  I4,  1,  1904.  — 
BteUher,  EigentämlicHteit  der  atädtiachen  Ha- 
tatiiäla-  und  MortalUätaverhättniaae,  Int.  hyg.- 
dem.  Kongr.  Budapett,  Bd.  VII.  —  S.  Haaae, 
Veraehren  die  Großatädle  ihre  BevÜlkerungt 
Blätter ßir  aoziale  Praxi«,  1905.  —  J.  Bertillonf 
Determination  de  la  mortalit^  dan»  le»  diffe- 
renta  mÜieux,  Journal  de»  Economiatea  1869.  — 
Engel  Bey,  Klima  und  SterbliehkeU,  Byg.-dem. 
Kongr.  Budapest,  Bd.  VII.  —  J.  .4.  Schimmer, 
Die  Ergebnisae  der  Bevölkerungsbewegung  in 
Niederösterreich  nach  der  Höhenlage  der  Wohn- 
orte, StaL  Monataaehr.,  1887.  —  KiMtst,  Eiu- 
fiuß  de»  Altera  der  Eltern  auf  die  Vitalität  der 
Ktnder,  Jahrb.  f.  Hat.  u.  tOoL,  8.  Folge,  Bd.  IV. 

Zu  V.  Todeauraaehen.  BerUtUnt,  Sur 
une  nomendaturc  uniforme  dea  cauaea  de  decia, 
Bulletin  de  l'Inst.  Int.  de  Statiatigue,  Bd.  XII. 

—  Commissix>n  intern,  chargie  de  reriser  la  no- 
menclature  dea  causea  de  deci»  (Classification 
Bertlllon)  IS.jSl.  VIIL  1900,  Pari»,  Prorks  — 
verbaue.  —  Derselbe,  yomenctaiure  des  Mala- 
dies,  arretfts  par  la  commission  intern,  ehargee 
etc.  wie  oben,  im  Stat.  Jahrb.  der  Stadt  Paris, 
1898.  —  Kürögi,  Zur  inUmat.  Itimenklatur 
der  Todesursachen,  Berlin  I90t. 

Fr.  KÜehenmelater,  Die  Methodik  der 
Tolenstalislik,  Dresden  1868.  —  F.  W.  BenOee, 
Vorlagen  zur  Organisation  der  MortalHätaatatiatik 
in  lüutschland,  Harburg  1875.  —  Traeinskt, 
Zur  Einführung  der  allgemeinen  lyiichüeichen- 
schan  im  Deutschen  Reiche,  Deutsche  Viertel- 
jahrsachr.  f.  öjfenti.  GesundheiUpftege,  Bd.  XXV. 

—  O.  Oülltnann,  Leichenschau  und  Medizinal' 
staiistik,  Das  deutsche  Hedixinolwesen,  Leipzig 
1887.  —  Freslf  Zur  Reform  der  Leichenbeschau 
und  der  HnrUtlitätaalatiatit  in  Oeaterreieh,  Stat. 
Homitaaehr.,  1888.  —  Veber  die  italieniaehe 
Methodik  vgL  „Cauae  di  morte"  1893194,  Roma 
1895..  —  jr.  jkihröst.  Die  Organiaation  der 
Hortalitäüatatietit  in  Budapett,  Berlin  1876.  — 
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JPri-nxlng,  Die  ZurerlÜstigkeü  der  Todeaitraachen- 
^talütik  Württembergs  im  Vergl.  mU  einigen 
»inderen  Staaten,  WürU.  Jahrb.  1900.  —  H. 
Stetner,  Die  ^hnehelung  der  SaataHk  der 
Todemreaeken  in  der  Sckueiz,  Schwei».  Blätter 
fitr  Wirtteh,-  «.  Sosialpol.,  10.  Jahrg.,  13,  Heft. 
Bern  190S. 

O.  Sormnn  t ,  Geografia  nosologifu  dell' 
Italia,  Anna/i  di  Statiatiai,  Ser.  J,  Vol.  VI.  — 
W.  Farr,  Vital  »tatiatic*.  London  1885.  —  Mit- 
teiiungen  des  DeuUchen  ReichtgenmdheiUamtea. 
—  üeber  die  ÜUrUichkeit  in  den  öslerr.  Städten 
nach  Todesursachen  vgl.  die  Stat.  Monalaaehr. 
mit  ihren  Resuwfs  der  bestehenden  Woehenbtäie- 
(ins.  —  Int.  Kongr.  /.  Hyg.  «.  Z>ei».  —  Jfayet, 
J5  Jahre  TodeeureaeheneUtUttik,  Vierteljahrsh^e 
fur  ÜIoL  d.  DeuUchen  Seicht,  1903. 

V.  Frinzhmt  Die  Todeturtaehen  in  den 
curop.  Staaten  189l[l900,  Statistische  Monattschr. 
J90S.  —  Dei'nelbe,  Die  Sterbej'älle  an  akuten 
Infektionskrankheiten  in  den  efirojt.  Staaten, 
ISBljmiO,  Zentralbl.  f.  aligem.  Gesundheitspflege, 
3J.  Jhrg.,  Berlin  190S.  —  Derselbe,  Die  Ver- 
liretlHng  der  Tuberkulose  in  den  etirop.  Staaten, 
Ztschr.  f.  Hygiene  u.  Infektionskrankheiten,  Bd. 
XXXXVl,  Leipzig  1904.  —  W.  KIty,  Jtie 
Sehwindmteht  im  Lichte  der  Statistik  u,  Sonal' 
Politik,  Leipzig  J868.  —  Prinxing,  Der  Krebs 
in  Oesterreich,  Zentralbl.  f.  aligem.  QemndheiU- 
pflege,  SS.  Jahrg.,  Bonn  I904.  —  Stelner-Stroa*, 
Alkoholismfis  und  Mortalität  in  den  größeren 
städt.  Gemeind.  d.  Schweiz,  Sehtreiz.  Blätter  für 
Wirtscht^ftt-  M.  Sozialpol.,  1904-  —  Prinzlrtg, 
Die  tödl.  Unglücksfälle  in  Preußen  im  Vergleiche 
etc.,  Zentralbl.  für  aligem.  Gesundheitspflege,  -di. 
Jahrg.,  Bonn  1903.  —  J.  Bertillon,  Statistique 
eanili'ire  internal,  des  principalef  villes  du 
mimde,  qui  ont  adople  la  nomendature  intern, 
des  cause»  de»  dfcia  int.,  Beeutil  trimeetriel  Pari», 

Zu  VI.  Sterbliehkeititafeln.  Moger. 
L.f  Die  Gesetze  der  Lebentdauer,  Berlin  1839.  — 
Knappf  Veber  die  Ermittelung  der  Sterblichkeit 
aua  den  A^fzeichnungen  der  Bevölkerungsstatistik, 
Leipzig  1868.  —  Veraelbe,  Theorie  des  Be- 
rölkerungsirechsel»,  Braunschiceig  1874-  —  Ä. 
Weetergaard,  Die  Lehre  von  der  Mortalität 
und  Morbilität,  Jena  1881.  —  Dernelbe,  Sterbe- 
tafeln auf  Grund  individueller  Beobachtungen, 
.Jahrb.  f.  A'at.  u.  Stat.,  Bd.  XXXVllL  — 
Lexia,  Einleitung  in  die  Theorie  der  Bev^ke- 
rungsstatistik,  Straßburg  187S.  —  Beraelbef 
ArL  „Berölkerungswechael",  ff.  d.  St.,  J-  Aufl., 
Bd.  II.  ~  L.V.  Bortkewitaeh,  ArtL  „Lebens- 
dauer, Sterblichkeit  und  Sterbliehkeiistafeln",  '■ 
ebenda  Bd.  1'.  —  Derselbe,  Die  mittlere  Lebens, 
ilauer,  die  Methoden  ihrer  Bestimmung  und  ihr 
VerhfUtnis  zur  Sterblichkeitsmess\mg,  Jena  189S.  — 
(i.  Meyer,  Die  mittlere  Lebensdauer,  Jahrb.  f. 
Xat.  H.  Stat.,  Bd.  VllL  —  F.  VtrgiHi,  Sul 
calcolo  della  vita  media  d'una  popolazione, 
Seansano  1896,  —  A.  Vogt,  Veber  die  Berech- 
aung  der  Mortalitättzahlen,  Zeitsehr.  f.  tehveiz. 
Statistik,  18S7.  —  J,  Z.  Caaper,  Die  wahr- 
seheinbehe  Lebensdauer  des  Menschen,  Berlin 
18JS.  —  J.  Quetelet,  Sur  lee  table«  de  morla- 
Vitf  et  de  Population,  Brüssel  IS.'iS.  —  v.  Her- 
mann,  Beiträge  zur  Statistik  des  Kgr.  Bayern, 
Urft  ,1.  —  W.  Farr,  On  tite  Conslrvedcn  of 
life-tables,  Philosophiciil  Transacliont,  18ö9.  — 
A.  Meaaedaglta,  in  Memorie  dcl  Jutiluto  Ve- 
neto.  Vol.  XU,  Fsc.  .i,  1866.  —  JE.  Beelcer,  Zur 


Theorie  der  Sterbetafeln  für  ganze  BerSkenngn 
Stat.  Nachrichten  über  da*  Grvßh.  OUetAur^. 
Hilft  9,  Anhang;  dann  Heft  11.  —  DctmUt. 
Prevffiitehe  ^eiietttfeln,  ZeUttAr.  daK^frei^. 
tm.  Bureau»,  1869.  —  JVerMMc^  Viertiljslir.- 
k^  zw  Slatittik  de»  DrmUdie*  Btitka,  Af.  1, 
S.  144.  —  Th,  WiUtHein,  M(Memaiscit  »' 
tittik,  Hitnnorer  1807.  —  Xeuner,  AhUL  ««- 
der  Math.  Statistik,  Leipzig  1869.  —  Dertttke. 
Stertl.-Tqfel  für  Sackten,  in  Ztschr.  des  $.  ftA' 
Bureaus,  II.  Jahrg.  -  -  Deraelbe,  Da»  mutir 
matisehe  Oetelz  der  menteblicktn  StcTilirhb'ti 
Hannover  1883,  —  v.  Baumhauer,  La  m-*- 
vellet  tahU«  de  mortalite  (für  die  .>wJ«Hm«tr.. 
Joum.  de»  teon.,  1K8.  —  W.  Kmtm^.  Di* 
MorttditäU-  und  WakrtckeinliekieitMtn 
bet.  RHxksicht  avf  L^mitrer».  tu^  i^'V'*9 
~  I>eut»ehe  SterbiiehkeUtlafdn  ow  lUn  Ena 
Tungen  von  SS  LebentreitirhenmgsgnHItciajtrv 
veräffenUicht,  Berlin  1883.  —  tt,  BMA.  At^ 
liehkeitutafel  für  den  jireuß.  StnaL,  Jakrk  r 
Xnt.  u.  Stat.,  Bd.  XXV.  —  Beraelbe,  BaH- 
als  Stalittiker,  Bulletin  int,  de  iStatiMiqnr,  T.  : 
Statist.  Jahrb.  der  Stadl  Beriin  (Berliner  Sieri'- 
tafel).  —  Int.  stat.  Kongreß  in  Budapest  i»:'. 
im  „Programme"  mehrere  Abhandimpr*  r--- 
Kßrösif  Beeker,  Baumhaurr  etc.  —  0.  r. 
Mayr,  Beiträge  xur  Slatitlik  de»  Kgr.  Stfer- 
Hefl  37  und  38,  —  fKumwtW,  Die  Berwi 
nung  von  MortalilätsfafeU  au»  den  Kegthwie^' 
der  Beviäkerung^ttilitlik,  Sehtreix.  Stal.,  Btfl  '-' 
—  E.  Blaachhe,  Veber  die  S«nstnikti<m  r>. 
MortalitäUlafeln,  .SttUistische  Mönaitebr.  im.  - 
Derselbe,  Die  Methode  der  Ausgkifking  r-. 
Massenerschetnungen  etc.,  Wien  I89S.  —  rw 
Fireka,  -ibsterbeordnung,  MorialHäl,  Lite»*f 
leartung  und  durchschnittlirhc  Lebmsditver 
prruß.  Bevölkerung.  Zeittchr.  d.  pmfi.  Hv"-^ 
188g.  ~  Deraeibit  DU  SierbliehieilenrMfL**- 
der  preuß.  Berätkerun^f,  ebenda  1897.  —  </■ 
Grätaer,  Edmund  lialley  und  Ca^arSeumaa 
Breslau  1883.  —  A.  VogU  t'ti>er  dk  Brnti- 
nung  der  Mortalitätstahim,  Zeitsehr.  /.  fcA'fl 
Stat.,  1887.  —  Die  deuUche  SleHKtafH.  .ifcFMi- 
h^e  xvr  Slatittik  des  DeuUehen  Beiehn,  I» 

B.  Mtarhltr. 


^^nart,  James  Denlum  tSirX 

geb.  am  2i.(X.  1712  zn  Edinbar«.  1731»  If 
21.  iy.  1746.  dem  Tage  der  ScbUdit  T»t 
CuUoden,  Parteigänger  des  engliKbea  Ktuq- 

Sr&tendeDten  Printen  Karl  Edoard:  tebu  «rit 
[ai  1746  biB  1763  als  FlüchtUag  in  Frukrricli 
meist  in  Angool^me,  gest.,  amnestiert,  am 26, XI. 
l'iSO  auf  seinem  Familiensitze  Coltaw.  in  ■l'' 
schotti»:heD  Grafschaft  Laoark- 

Schärfster  Denker  anter  den  vorgesclirittai'E 
merkantiliatiscben  Theoretikern.  Yorgiii|;er  tih 
Adam  Smitb  nnd  Ualthns. 

Anf  Grand  dermerkantiUsUMhenlucUinP:: 
daß  der  Handel  nur  der  Ansuosdi  de  i^f 
flflBBigen  gegen  die  notwendigen  heduftgKtr 
der  menschen  sei,  Vater  des  Satiet,  itü 
Produktion  Ton  Tanschwerten  Bberiltaififn 
bezw.  luxuriösen  Charaktera  erst  dinn  htfim- 
wenn  der  Mensch  seinen  Bedarf  an  aneoibtir 
liehen  Gennli-  nnd  Uebraacfasgfitein  etittlt 
habe.  Gleich  Forbonnai«  Vertreter  4ta  Satp-^ 
da(t  die  Qeldbilanx  die  Signatar  der  poliüKlf-t. 
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SlachtsteUiDg  des  Staates,  also  die  Bestimmerin 
der  poUtischm  Bilaos  sei.  Bestreiter  der  Ud- 
trennbarkeit  der  G^enseitig^keitsbeziebang  tod 
Ueldansfahr  nnd  Wechselkors  fllr  die  Handels- 
bilanz.  Als  Bimetallisl  f^r  die  Nützlichkeit  der 
EiofQbntng  einer  Geldeinheit  eintretend,  be- 
grQndet  auf  dem  mittleren  WertverhSltuis  von 
Oold  und  Silber. 

Seine  bedenteodste  staatswissenechaftliche 
Schrift  fflbrt  den  Titel:  An  inqniry  into  tfae 
prineiples  ot  political  oeeooomj,  being  an  essay 
«n  the  Science  of  domeatic  poUcj  in  free  nations, 
in  whicb  are  particalariy  considered  popnlatiou, 
t^riculture,  trade,  indnstxy,  monej,  coin,  interest, 
-urenlatioDs,  banks.  exchange,  public  credit  and 
taxes,  2  Bde.,  London  1767;  dasselbe,  2.  Aufl., 
S  Bde,  Dublin  1770;  dasselbe,  in  franzSsischer 
Ueben«etzung  von  Senovert,  5  Bde.,  Paria  1789 ; 
dasselbe,  in  deatscher  Uebersetznng  von  J.  U. 
Pauli,  3  Bde^,  Hamburg  1769;  dasselbe,  andere 
deutsche  Uebenetmng,  ö  Bde.,  Tübingen  1769/72. 

I4ppert, 


Stener. 

I.  Allgemeines.  1.  Etymologisches.  2.  Be- 

friff  and  Wesen  der  8.  3.  Die  Begründnng 
er  S.pflicht  Die  S.tbecrieen.  4.  Die  Grand- 
lagen  der  S.  Der  S.fonds.  5.  Die  Stelluog  der 
im  Kreise  der  Staatseinnahmen.  6.  Termino- 
logie des  S.weseua.  II.  Die  allgemeinen 
Grundsätze  de»  S.wesens.  1.  Einleitnag. 
Oefchichtliehes.  2.  DieOniDds&tzede8S.zwet!ke8. 

3.  Die  Omndsftbie  der  Benutzung  der  S.fond8. 

4.  Die  Grundsätze  der  S.Terteifung.  5.  Die 
Grundsätze  der  S.technik.  III.  Die  Lehre 
von  der  S.Uberwälznng.  1.  Charakter, 
Wesen  und  Arten  der  S.Qberwälznng.  2.  Be- 
deutung nnd  Wirksamkeit  der  S.&berw&Iznng. 
IV.  Das  S.sytem.  1.  Einheit  nnd  Vielheit 
der  S.  2.  Die  Einteilung  der  S.  3.  Die  Bildung 
des  S.sjatems.  4.  Die  S.xerwaltnng.  ö.  Ge- 
schichte nnd  Differenziernugsprozeß  der  Be- 
steuerang. 

I.  AllgeueineB. 

1.  Etynologlsches.  Das  Wort  ^S.'*  geht 
zurQck  auf  das  ahd.  stiura  und  das  mbd.  stinre 
mit  den  späteren  Nebenformen  sture  und  stior. 
Es  bedeutet  so  viel  als  Stütze,  UnterstUtznog 
oder  Hilfe.    Hiervon  kommen  die  Ausdrücke 

5.  nider,  zur  S.  der  Wahrheit  und  ebenso  beim- 
stiare  (Beihilfe  zur  Errichtung  eines  Hauses) 
und  ritterstinre  (Unterstützung  zur  Erlangung- 
der  Rltterwttrde).  Aus  dem  Begriffe  der  L^ter- 
stützung  oder  Beihilfe  hat  sich  der  Ausdruck 
S.  als  ein  Tennicus  des  Äbgabewesens  herans- 
gebildet.  indem  man  darunter  eine  Leistung 
oder  Zahlung  an  eine  SfTentliche  Autorität,  den 
Landesherm  oder  Staat  verstand.  Nach  Ent- 
stebunj;  des  Wortes  liegt  der  ScblnU  nahe,  dall 
die  Leistungen  ursprünglich  zum  Teil  freiwillige 
waren.  Sie  haben  ihre  Wurzel  in  den  ständigen 
oder  einmaligen  Ehrengaben  und  Geschenken 
an  die  Fftrsten  und  Großen.  Diese  Beicbnisse 
wurden  im  Laufe  der  Eutwickeinng  nach  Zahl 
und  Maß  zn  einem  festen  Herkommen,  das  sich 
von  Generation  zu  Generation  forterbte,  bis  sie 
sich  endlich  zu  erzwingbareu  Leistungen  und 


Zwangsbeäti^n  verdichtet  habm.  Daneben 
sind  dann  wieder  andere  Erscheinnugsfurmen 
der  S.  selbständig  entstanden  und  aus  positivem 
Zwang  herzuleiten,  mit  dem  man  s^ter  den 
Rechtsgedankeu  verbindet.  Im  einzeunen  geht 
ihr  Ursprung  teils  auf  öffentliche  Leistungen, 
teils  auf  fiTnndberrliche  Abgaben  zurück. 

Dem  deutschen  Sprachgebrauch  liegt  dem- 
gemäß ursprünglich  der  Gedanke  eioes  Beitrags 
zugrunde,  gleichwie  den  franzßsLBchen  Aus- 
drücken aides,  contribution  oder  dem  englischen 
hilp.  Im  Gegensatz  hierzu  deuten  die  Be- 
zeichnungen impöt,  dut^,  imposta,  impuesto 
u.  dg),  m.  auf  die  einseitige  Auflegung  einer 
Abgabe  durch  eine  öffentliche  Gewalt  hin.  Da- 
gegen weisen  Schätzung,  Schoß,  Taxe  usw.  auf  den 
Haßstab  der  Umlagen  hin. 

2.  Begriff  und  Wesen  der  S.  Unter 
S.  verstehen  wir  Abgaben  oder  Auflagen  an 
den  Staat  und  die  übrigen  üflentlichen 
Körper,  die  als  Zwangs  beitrüge  von  den 
EUnzelwirtscIiaften  zur  Befriediguug  von 
kollektiven  Bedflrfuisseo  von  einer  mit 
Zwaagsgewalt  ausgestatteten  Autorität  an- 
geordnet, erhoben  und  verwaltet  werden. 
Der  materielle  Oruod  zur  Auflegung  von  S. 
liegt  in  der  Anerkennung  der  Befriedigung 
von  GemeindebedOrfnissen,  die  sich  als  Auf- 
gaben, Zwecke  oder  Wirkungskreis  der 
öffentlichen  Tftttgkeiten  darstellen.  Die  for- 
meile Voraussetzung  beruht  auf  dem  I^in- 
zipe  des  Zwanges,  mit  dem  die  Rechtsord- 
nung den  Staat  und  die  öfFentlichen  Körper 
bekleidet  hat 

Das  Verhältnis  der  S.  zu  den  kollektiven 
BedOrhiissen  ist  in  dem  gemeinwirtschaft- 
lichen  Prinzipe  des  rolkswirtscbaftlichen 
Oi-ganismus  b^^flndet  Rier  handelt  es  sich 
darum,  mit  Mitteln  von  Gesamtheiten  Auf- 
gaben und  Zwecke  von  Qesamtheiten  zn 
erfüllen.  Durch  den  Zwan^  werden  die 
Einzelwirtschaften  zu  Zweckwirtschaften,  zu 
sog.  „Zwangsgemein wirtschaften",  auf  einem 
räumlichen  Kreise  zusammengeschlossen. 
Das  EinzeÜDteresse  wird  unter  die  Gemein- 
schaftsinteresseu  durch  den  Eingriff  der 
Zwangsgewalt  einer  (Sffentlichen  Autorität 
(Staat,  Selbstverwaltungskörperl  gebeugt. 
Der  Zweck  der  S.  ist  aber  dabei  lediglich 
ein  wirtschaftlicher.  Seine Be^ündung 
geht  von  der  Notwendigkeit  ans,  Erforder- 
nisse der  Gesamtheit,  des  Ganzen  zu  er- 
füllen. Entstehung  und  Maß  der  S.  werden 
demgemäß  von  dem  Auftreten  und  dem  Um- 
fang der  Kollektivbedürfnisse  bedingt.  Und 
die  Funktion  der  S.  in  der  Gebarung  der 
öffentlichen  Wirtschaften  deckt  sich  somit 
mit  der  Bestreitung  der  Ausgaben,  die  den 
Zwaogsgemeinwirtschaften  aus  den  Gemein- 
bedürfnissen  erwachsen. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  erhellen  zu- 
gleich die  maßgebenden  Merkmale  des  S.be- 
grifTes.  Die  S.  sind  zunächst  Abgaben 
als  Leistungen  oder  Zahlungen  von  den  die 
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Einzelwirtschaften  verti'etenden  Personen 
und  Auflagen,  da  Bie  nach  den  von  einer 
öffentlichen  Gewalt  festgesetzten  Normen 
geschehen.  Sie  sind  Zwangsbeiträge  oder 
mit  Zwang  angeordnete  Zahlungen,  da  ihre 
Entrichtung  nicht  dem  willkürlichen  Er- 
messen des  Einzelnen  anheimgegeben  ist, 
sondern  an  sich  oder  mit  dem  Eintritt  der 
die  S.  begründenden  Tatsache  zwangsweise 
erfolgt.  Ferner  sind  die  S.  von  den  Einzel- 
wirtschaften zu  leisten.  Da  alles  Wirt- 
schaftsleben sich  abhielt  in  den  Formen 
^nzelwirtschaftlicher  Betätigung,  die  Einzel- 
wirtschaften seine  Organe  sind,  so  können 
die  zur  Förderung  der  Gesamtheitazwecke 
notwendigen  Mittel  nur  aus  den  Quellen 
der  Einzelwirtschaften  in  das  Beserroir  der 
Qemeinwirtschaft  zugeleitet  werden.  Die 
SpZahler  sind  zwar  Individuen;  allein  diese 
kODoen  nicht  losgelCet  von  ihrem  wirtsohi^t- 
lichen  Uilieu  gedacht  werden.  Und  darum 
sind  im  letzten  G^nde  die  Errungenschaften 
der  Einzelwirtsdi^tea  die  Fonds,  aus  denen 

Sde  Besteuerung  schöpft  Ein  weiteres 
erkmal  ist  die  generelleEntgeltUch- 
keit  Durch  die  Zu^hßrigkeit  zu  einem  Qe- 
meinschaftskreise  wird  fflrdieEinzel  Wirtschaft 
die  S.päicht  und  durch  ihre  ökonomische 
Geartung  der  Maßstab  für  diese  bestimmt 
Ohne  Einfluß  sind  aber  im  Übrigen  die  in- 
dividuellen Beziehungen  der  Einzelwirt- 
schaften zur  Oemeinschaft ,  und  um  des- 
willen ist  der  Orad  der  S.leistung  auch 
nicht  abhängig  von  der  Gegenleistung  der 
Gemeinschaft,  es  wird  nicht  separat  abge- 
rechnet, sondern  es  findet  nur  ein  generelles 
Entgelt  statt  Der  S.begriff  erstreckt  sich 
auch  auf  den  Zweck  der  S.  Dieser  ist  ge- 
geben durch  die  Befriedigung  der  Gemein- 
bedürfnisse. Die  Funktion  der  S.  ist  daher 
flie  Bestreitung  der  Ausgaben  der  öffent- 
lichen Körper.  Endlich  gehört  zur  Charak- 
teristik der  S.,  daß  sie  von  einer  mit  Zwangs- 
gewalt  bekleideten  Autorität  angeordnet, 
erhoben  und  verwaltet  werden.  Sie  unter- 
scheiden sich  dadurch  prinzipiell  sowohl 
von  den  privatrechUichen  Forderungen  und 
Verbindlichkeiten  als  auch  von  den  Ver- 
pflichtungen an  die  freien  Gemeinwirt- 
schaften ,  Erwerbsgesellschaften ,  Vereine, 
Korporationen  u.  dgl.  m. 

Die  S.  als  subsidiäre  Mittel  zur  Befrie- 
digung von  EollektivbedOrfnissen  zu  be- 
zeichnen, wenn  und  insoweit  der  Eiirag 
aus  den  privatwirtschaftlichen  Einnahmen 
und  der  Gebülirea  zur  Deckung  der  öffent- 
lichen Ausgaben  nicht  hinreicht,  entspricht 
der  historischen  Entwickelung  der  Staats- 
einnahmen, da  überall  S.  erst  dann  aufge- 
treten sind,  wenn  die  übrigen  Einnahme- 
quellen sich  als  unzulänglich  erwiesen,  und 
zwar  erschienen  sie  zunächst  als  außer- 
ordentliche und  si)äter  ei^t  als  ordentliche 


Deckungsmittel.  Im  modernen  Finanzwesen 
größerer  Zwangsgemeinschaften  ist  aber 
heute  dieser  geschichtliche  Ursprung  ver- 
wischt. Sie  sind  tatsächlich  heute  kon- 
kurrierende Institute;  deren  Einfluß  finanz- 
politisch denjenigen  alier  Einnahmequellen 
gegenüber  bei  weitem  überwiegt  Keinesfalls 
aber  kann  die  subsidiäre  Stellung  als  ein 
wesentliches  Merkmal  der  S.  gelten. 

Da  die  Funktion  der  S.  in  der  Aufg^ 
beruht,  die  Ausgaben  der  öffentlichen  Körper 
zu  bestreiten,  so  liegen  ihr  an  sich  alle 
Zwecke  fern,  die  auf  die  andersartige 
Verteilung  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögens  zurückgehen.  Hierdurch 
würde  der  S.  eine  von  der  finanziellen  Ver- 
richtung abgetrennte  Aufgabe  der  VermOgeni- 
ausgleichung  zugeschrieben,  die  mit  dem 
obersten  Grundsatz  der  Besteuerung  in  un- 
lösbarem Widerspruche  steht  Deno  S.  soUeo 
nur  dum  und  insoweit  erhoben  werden,  aU 
öffentliche  Ausgaben  im  Interesse  von  KoUek- 
tivbedürfnissen  zu  decken  änd.  Darum  ist 
in  diesem  Sinne  die  „sozialpolitische"  Auf- 
gabe der  S.  zu  verwerfen.  Ein  soziaipcdith 
aches  Problem  im  S.we6en  kann  nur  bei  der 
Verteilung  einer  gegebenen  S.last  zum  Aus- 
trag kommen.  Man  kann  darunter  ledi^ich 
eine  stärkere  Belastung  der  leistungsfähigoea 
Einzelwirtschaften  und  eine  entsprechende 
Entlastung  der  schwächeren  Schultern,  eine 
stärkere  Besteuerung  der  großen  und  fun- 
dierten Einkoromen  und  eine  Schonung  der 
kleinen  und  unhindierten  Einkommen  ver- 
stehen. Ebenso  können  mittelbar  dun^  die 
S.  Nebenwirkungen  erzeugt  werden,  wie 
durch  Schutzzolle  die  inländisdie  ProduktioD 
und  die  nationale  Arbeit  gefördert  oder 
durch  eine  entsprechende  Gestaltung  der 
Getränke-S.  die  Trunksucht  usw.  belülmpft 
werden  soM. 

Die  S.  sind  unter  den  Staatseinnahmen 
den  Gebühren  gegenüber  scharf  abzu- 
grenzen. Letztere  sind  besondere  Abgaben, 
die  aus  Anlaß  spezieller  Inanspruchnahme 
der  Leistungen  öffentlicher  Behöiden  und 
Anstalten  von  dem  Benutzer  od»  Vemr- 
sacher  zu  entrichten  sind.  Hier  stehen 
Leistung  und  Gegenleistung  einander  iio- 
roittelb^  gegenüber,  hier  wird  nach  dm 
Prinzipe  der  speziellen  Entgeltlichkeit  w- 
fahren.  Bei  der  S.  dagegen  fehlt  ein  der- 
artiger unmittelbarer  Zusammenhang  zwi- 
schen Leistung  des  S.zahlerB  und  Gegm- 
leistui^  der  ZwaogsgemeiDwirtschaft,  es 
wird  nicht  separat  abgerechnet,  die  generelte 
Enfgeltlichkrat  beherrscht  das  gegaiaaö^ 
VeiMItnis. 

8.  DieBegriindiiBf  der  ».pffidiL  Die 
S.theorteen.  Sine  w^tere  Frage  ist  die- 
jenige nach  dem  Grunde  der  VerpUcbtimg 
zur  SJeistimg.  Die  Begründung  der  S-pflicht 
kann  nur  eine  historisch  bedingte  sein.  Sie 
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L.-eht  «18  Ton  dem  Yorhandeneein  und  deo 
i.t!b(iDsbediD§^ngeD  des  Staates  und  des  gan- 
m  zwangsgeineinwirtsuhaftliclien  Systems. 
Sie  teils  eine  materielle  und  ökonomische, 
Teil)!  eine  formelle  und  rechtliche.  Der  Staat 
lUiJ  die  flbrigen  Öffentlichen  K/3rper  sind 
■ho  UDUtngjbiglic^  notweadigon  Formen  des 
?>H-ll9chaiÜichen  Zusammen  lebens  der  Men- 
4hen  und  daher  fOr  das  Sozialleben  unent- 
r-  hrlich.  Oibt  man  diene  Prämisse  zu,  so 
^ht  ans  der  absoluten  Notwendigkeit  und 
•l<>r  Existenzberechtigung  des  Staates  ohne 
woiteres  die  unbedingte  Notwendigkeit  der 
\  hervor.  Denn  zur  Durchführung  des 
twan^emeio wirtschaftlichen  Systems  und 
:ur  Ausgestaltung  der  Lebensfuoktionen  des 
'^taites  sind  fortwährend  Ver«*endungen  von 
•Vinomischen  Mitteln  zur  Befriedigung  der 
KolleklivbedÜrfnisse  erforderlich.  Diese  sind 
abiT  'lie  naturgemäßen  Konsequenzen  jedes 
iiienschlichen  Zusammenlebens  überhaupt. 
IHf  Ijeistaogen  der  staatlichen  Einrichtimgen 
•.'inimeD  aber  bei  allen  in  unausscheid barem 
Anteil  ziu-  Wirksamkeit,  und  deshalb  haben 
auch  alle  die  Pflicht,  zu  der  Unterhaltung 
■III'!  Entwickelung  des  z  wangF gemein wirt- 
'■  liaf Iiichen  Systems  durch  fortlaufende  öko- 
T'^imische  Leistungen  beizutragen.  Demgemäß 
t"lfft  materiell  und  Ökonomisch  aus  der  Not- 
w-nüigkeit  des  Staates  auch  die  Notwendig- 
bit der  S.  und  Beteuerung. 

Mi  höchste  Form  des  gesellschAftlichea 
/iL-tammealebeDs  ruht  das  Gebäude  des 
Htiuies  und  der  übrigen  (Sffentlichen  Körper 
iwif  einer  festen  Rechtsgrundlage.  Ihre  Be- 
i-timmung  für  das  Volksleben  erheischt  eine 
iinaiigreifban)  Stütze.  Das  zwangsgemein- 
nirtschafUiche  System  ist  daher  durch  seine 
f.'U'eräne  Stellung  gegenüber  den  Einzel- 
"iifwhaften  ausgezeichnet,  es  verfügt  über 
•'ino  atisolute  Zwaugsgewalt  zur  Durch- 
■«■tiiiiif*  seiner  Zwecke.  Daraus  aber  ergibt 
-i<'h  (lie  eigentümliche  Erwerbsart  des 
Staat*'s ,  der  Zwangserwerb  oder  das 
Kt-ht.  unentgeltliche  Dienste  der  Staats- 
iwipphörigen  zu  fordern  und  vom  Einkommen 
iiüd  Vermögen  dieser  oder  anderer  mit  dem 
^laatjigebiet  in  Berührung  kommender  oder 
;n  Verkehr  tretender  Personen  Beiträge, 
Zahlungen  oder  Leistungen  zur  Befriedigung 

kolfektivea  Bedürfnißse  zu  erheben.  Der 
(■irmcllo  Rechtsgrund  der  S.  wächst  auf 
'iKse  Weise  aus  der  staatlichen  Zwangs- 
?'walt  und  ihren  Attributen  heraus. 

IHe  Begründung  der  S.pflicht  liat  daher 
niateriell  ihre  Wurzel  in  der  Notwendigkeit 
•ici  Staates  und  des  zwangsgemeinwirt- 
i-.'haftlichen  Systems  für  das  gesellschaft- 
•i''h(>  Ztisammenleben  der  Menschen  und  in 
■len  damit  verbundenen  Funktionen  staat- 
licher Tätigkeit  Das  formelle  Recht,  S.  zu 
"Hieben,  dagegen  ist  aus  der  absoluten 


Souveränität  des  mit  schrankenloser  Zwaugs- 
gewalt ausgestatteten  Staates  geschöpft. 

Diese  Theorie,  die  man  die  ,,hi8torische'" 
und  „organische"  nennen  kann,  ist  heute 
die  herrschende  Lehre.  Sie  schließt  deshalb 
auch  die  auf  mangelhaften  Anschauungen 
vom  Staate  beruhenden  S.theorieen,  die 
Tausch-  und  Assekuranztheorie,  als 
unzulänglich  und  schief  aus. 

Die  Tauschtheorie  (Genuß-,  Inter- 
essen- ,  Aequivalenztheorie)  geht  von  den 
Vorteilen  aus,  die  der  Einzelne  aus  seiner 
Zugehörigkeit  zum  Staatsverband  genießt, 
□amentliäi  im  Hinblick  auf  den  vom  Staate 
gewährleisteten  Schutz  für  Person,  Freiheit, 
Eigentum,  Erwerbsleben  usw.  Die  S.  er- 
scheint als  Gegenleistung  für  die  Leistung 
des  Staates,  als  eine  Art  Tausch  („Zwangs- 
tausch"), wobei  ihr  Ausmaß  den  Preis  nii" 
die  empfangenen  Vorteile  darstellt.  Die 
Tauschtneorie  widerspricht  der  modernen 
Auffassung  vom  Staate  und  seinen  Auf- 
gaben, sie  ist  der  Ausdruck  der  atomistischen 
Staats-  und  Rechtslehre  zu  Ausgang  des 
18.  Jahrh.  und  involviert  in  der  Hauptsache 
eine  unzulässige  Ausdehnung  und  Verall- 
gemeinerung des  Gebühren prinzipes  (vgl. 
Art.  „Gebühren"  oben  Bd.  1  S.  911  fg.). 
Diese  Lehre  ist  femer  ungerecht,  weil  bei 
ihrer  konsecjuenten  Durchfühning  gerade 
die  unteren  Klassen,  die  den  Öffentlichen 
Beistand  in  besonderem  Maße  in  Ansprucli 
nehmen,  stärker  belastet  werden  müßten 
als  die  oberen  und  wohlhabenderen  Schichten. 
Ueberdies  ist  sie  praktisch  nicht  durchführ- 
bar, weil  es  an  einem  brauchbaren  Maßstab 
fehlt,  um  die  Kosten  der  meisten  Staats- 
leistungen auf  den  Einzelnen  oder  Gruppen 
von  Einzelnen  mit  annäherndem  Erfolge  auf- 
zuteilen. Viele  Imponderabilien,  wie  Rechts- 
sicherheit, Rechtspflege,  gute  Verwaltungs- 
imd  Heeresorganisationeu  usw.,  kOnnen  zwar 
nach  den  Au^ben,  die  sie  erfordert  haben, 
mit  Sicherheit  festgestellt  werden,  aber  es 
ist  unmöglich,  diese  Kosten  den  Einzel- 
wirtschaften nach  dem  Maße  aufzubürden, 
das  den  gezogenen  Vorteilen  entsprechen 
würde. 

Die  Assekuranztheorie  erblickt  in 
der  S.  eine  Art  Versichern  ngSOTftmie  für 
den  Schutz  der  Person  und  des  Eigentums. 
Sie  ist  also  ein  Abstämmling  der  Tansch- 
theorie ,  die  sie  verfeinert.  Durchführbar 
wäre  sie  insofern,  als  nach  dem  Grade  des 
Schutzes  der  Peraon  und  des  Vermögens 
eine  abgestufte  Kopf-,  Personal-  oder 
Klassen-S.  und  eine  differenzierte  Ver- 
mögens-S.  oder  eine  aus  dem  Vermögen  be- 
rechnete Einkommen-S.  anzulegen  wäre. 
Die  Frage  nach  dem  Grunde  der  S.  aber 
bleibt  ungelöst  Denn  der  Staat  und  die 
öffentlichen  Körper  erheben  keine  Abgaben, 
weil  und  insoweit  sie  Person  und  Eigentuni 
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der  StaatsaDgehörigen  schfltzeQf  soodern 
lediglich  zur  Bestreitaog  von  Gemeinde- 
bedfirfnissen.  Sie  fibemehmen  aber  auch 
keine  VersicheruDg  der  Person  und  des 
Vermögens  gegen  schädigende  EioflOsse, 
sondern  schfitzen  sie  nnr  gegen  rechts- 
widrige Angriffa  Die  Benutzung  des  Ver- 
sicheningsbwriffes  zur  Begrfiodung  der 
S.pflicht  mufi  daher  als  verfehlt  gelteo. 

4.  Die  Gnuidla^n  der  S.  Der  S.fond8. 
Die  Quelle,  aus  der  ]ede  Besteueruug  schöpft, 
ißt  der  S.foDds.  Als  S-fonds  kann  nur  das 
Vermögen  der  steuerpflichtigen  Einzel- 
wirtschaften dienen.  Der  Begrift'  des  Ver- 
mögens ist  hier  im  nstionalCkonomischen 
Sinne  zu  verstehen  und  begreift  die  Summe 
aller  Qnter  in  sich,  die  in  einem  bestimmten 
Zeitpunkte  als  Fonds  für  die  Bedflrfms- 
befriedigung  vorhaudcn  sind.  S.  können 
daher  nicht  bloß  vom  Vermö^nszuwachs, 
sondern  überhaupt  von  allen  Eingängen  aus 
dem  Vermögensbestande  der  Einzelwirt- 
schaften, ja  vom  Vermögensstamme  selbst 
erhoben  werden.  Es  handelt  sich  dabei  um 
die  Ausdehnung  der  Besteuerung  auf  alle 
das  Vermögen  der  Einzelwirtschaften  be- 
trefTenden  Tatsachen.  Die  äußeren  An- 
knüpfungspunkte können  dabei  entweder  die 
Vorgänge  der  Erwerbs-  und  Einnahmewirt- 
Kchaft  oder  diejenigen  der  Ausgabewirtschaft 
oder  des  Aufwandes  sein.  Zu  den  ereteren 
Voigfingen  sind  aber  auch  alle  Akte  und 
Handlungen  zu  rechnen,  die  sich  auf  den 
Wertverkehr  beziehen  und  den  Qüterbestand 
der  Einzelwirtschaften  im  Flusse  des  Ver- 
kehrs aufsuchen.  Auf  diese  Weise  läßt  sich 
jede  S.  als  eine  Güter*  oder  Wertübertragung 
ans  dem  Verml^enabestande  der  Einzelwirt- 
schaften in  die  VerfQgungs-  und  Verwen- 
dungsgewalt der  Finanzwirtsch^  oharaJcteri- 
sieren.  Wir  haben  es  daher  im  PriDzi|te 
mit  wesensgleichen  Vorgängen  wie  beim 
privatwirtschaftlicben  Vencelu  zu  Inn.  Der 
Unterschied  geht  nur  auf  die  eigentümlichen 
ßecfatsformen  zurück,  die  aus  dem  zwangs- 
gemeinwirtschaftüchen  Systeme  hei^eleitet 
werden. 

Die  Onmdlagen  der  S.  sind  daher  all- 
gemeine ökonomische  Voraussetzungen,  die 
sich  zu  bestimmten  Wirkungen  gleicher  Art 
verdichten.  Die  S.  ist  bedingt  durch  einen 
solchen  Zustand  der  verkehrswirtschaftlich 
und  arbeitsteilig  organisierten  Volkswirt- 
schaft, bei  dem  der  Ertrag  der  durch  die 
wirtscliaftlicbe  Technik  geführten  und  ge- 
leiteten Gesamtproduktion  die  Herstellungs- 
kosten übersteigt.  Eine  normale  und  ständige 
Institution  wird  so  die  S.  nur  dann,  wenn 
die  nationale  WertschafTung  die  Fähigkeit 
erworben  hat,  Ueberschüsse  Über  den 
nationalen  Kräfte-  und  Wertver- 
brauch zu  erzielen.  Bevor  dieses  Stadium 
erreicht  ist,  kann  die  S.  nur  als  ein  Not* 


behelf  und  als  Au»iahme,  die  nicht  steb> 
Wiederholung  ^hig  ist,  OBckeiDeD.  l<i- 
Grßfie  der  regdm&Bigen  SiMStnog  and  «Ük 
Tendenz  ist  von  der  Beprodnktivita: 
der  S.  in  ihren  ÖkoDomisdien  KE^ten  at- 
hfingig.  Beim  S.wea«i  Oberhaupt  fdUi  *>Li 
unmittelbarer  Zusammenhang  swiadien  tk-D 
Wertfibertragungen  der  £Snzdwirtiichifi<-! 
ao  die  Finanzwirtschaft  nnd  den  tat$äcL- 
liehen  O^Dleistungen  des  Staates.  Ivr 
WertÜbertTBgung  entspridit  kein  spezi-ll 
empfangener  Gegenwert ,  es  viid  nich' 
separat,  nach  dem  Grundsatz  der  S],<«ziei]<rL 
Entgeltüchkeit  abgerechnet.  Vielmehr  ir- 
steht  nur  eine  generelle  Eotgelthchkeit.  ii- 
dem  der  Staat  durch  seine  großeoteü;>  im- 
materiellen und  impottderabilen  Leistuo^vi 
nur  altgemein  und  mittelbar  auch  die 
dividualintei-essen  der  privaten  Eluzelvir*- 
Schäften  fördert.  Gleichwohl  kann  dini«. 
allgemeine  Grundverfaältnis  eines  fe^fü 
inneren  Maßstabes  nicht  entbehren.  \*}- 
mit  den  S.  hergestellten  Leistungen  iil<1 
errichteten  oder  unterhaltenen  Arstait-': 
müssen,  wieder  auf  die  Einzel wirt&cfiafi-.i 
rückwirkend,  die  nationale  GesamtarVit  un-i 
ihre  Produktivität  befruchten  und  dah^r  in 
direkt  die  LebensintereEsen  des  eiuzelci'^ti 
Besteuerten  fördern.  Sie  haben  „rM>roduk[n- 
die  Produktion  und  das  ganze  Wirtsdufs- 
leben  zu  befruchten.  In  je  höherem  fiiai* 
diese  Reproduktion  wirksam  wird. 
mehr  ist  auch  die  S.  einer  AH-sdebn-m;: 
Erweitening  und  Verstärkung  ßhig.  ^^ 
aber  die  reproduktive  Wirkung  dauemd  f{h:t. 
wo  das  Wirtschaftaleben  aus  den  Staat- 
tätigkeiten keine  neuen,  fruchtbiiagrode- 
Anr^ngen  empAngt,  da  wiid  die  SV 
zum  unerträglichen  S.dmck,  zur  I  du- 
lastnng,  die  ma  ganze  Krwerbaleben  lähm* 
S.  Die  StellitOK  der  &  In  Krefw  drr 
Staatseinnahmen.  Die  Staataeiuuhm--' 
lassen  sich  in  zw&  Gruppen  eioteiln: 
privat-  oder  erw^bswirtschaftltdi«  wl  n 
staatswirtschaftliche  Einnahmen.  Die  S. 
den  letzteren  zuzuzählen.  Sie  imteiwlh-i'l--: 
sich  in  dieser  Gruppe  insbesondere  nm  il- 
Gebühren  (s.  d.  Art.  „Gebühren"  B-I.  ' 
S.  911  fg.),  die  als  besondere  Abgat>ai  n:^- 
Anlaß  spezieller  Inanspnichaahffle  dtrU^- 
tungen  öffenüicher  Behörden  zn  entrieht  -> 
sind.  Bei  der  S.  dagegen  ist  der  ucnutt-v 
bare  Zusammenhang  zwischen  Leistung  ^- ' 
Gegenleistung  anfgelö.*;t,  ea  findet  kfü- 
separate  Abrechnung  zwischen  den  stom- 
Pflichtigen  Eiozelwirtscliaften  und  dem  SUii- 
statt.  An  die  Stelle  der  speziellen  Entss^'- 
lichkeit,  der  Abgleichung  im  einzelnen  FiÜ" 
tritt  die  generelle  Entgeltüchkeit,  die  eirf 
solche  nicht  kennt.  Die  I*Üicbt  znrSJ«-*";-' 
wächst  daher  unmittelbar  aus  da-  Ttfsa»i* 
der  Zugehörigkeit  zum  Staats^unen  hw» 
während  bei  der  Gebühr  die  Löstongspfl»' 
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erst  dann  begründet  vird,  wenn  der  be- 
sondere Fall  der  Inannmidio^une  virUidi 
vorliegt.  Dag^n  haben  Oebfihr  und  S. 
auch  viedemm  gemeinsame  Merkmale.  Beide 
stelleo  auf  Uruud  von  Normen  des  OfFent- 
lidien  Rechts,  zwangsweise  mit  dem  Ein- 
tritte des  voifiesehenen  Krei^nisses  fällige 
Leistungen  dar,  insbesondere  Lebertraguogen 
von  Geld-  und  SachgOtern  von  den  Einzel- 
wirtschaften auf  die  Finanz  Wirtschaft,  regel- 
mäßig mit  dem  Zwecke,  den  Staat  und  die 
öffentlichen  KOrper  in  den  Stand  zu  setzen, 
riffentlicbe  Dienstleistungen  vorzunehmen. 
Sodann  besteht  noch  eine  weitere,  rein 
äußerliche  Aehulichkeit  darin,  daB  bei  S. 
und  Qebfihren  das  Streben  einer  richtigen 
Tari^litik  dahin  gehen  muß,  mittels  einer 
Ober-  und  einer  Untergrenze  eine  gewisse 
Abstufung  der  Sätze  herbeizuführen  und 
der  veranla^nden  oder  ansetzenden  Behörde 
einen  mäßigen  Bewegun^spielraum  nach 
der  speziellen  Art  der  objektiven  Sachlage 
einzuräumen. 

Id  gleicher  Weise  sind  die  S.  von  den 
privat-  oder  erwerbs wirtschaftlichen  Staats- 
einnahmen grundsätzlich  zu  trennen.  Die 
en^eltlichen  Einkünfte  aus  nutzbarem  Ver- 
mögen ,  aus  öffentlichen  Unternehmungen, 
aus  Privilegien,  Vor-  und  Ausschließungs- 
rechten des  Fiskus  und  aus  homogenen  Er- 
werbsquellea  setzen  eine  speäelle  Q^n- 
leistODg  des  Gemeinwesens  gegenüber  den 
Einzelnen  als  Orundlage  voraus.  Die  S.  da- 
gegen werden  ans  dem  Verpflichtungsgruode 
der  gleichen  Unterwerfuhg  aller  unter  den 
henachenden  Willen  des  Staates  auferlegt. 

Prinzip  der  Gegenleistung  liegt  ebenso 
wie  bei  der  Gebühr  auch  bei  den  privat- 
wirtschaftlichen  Einkünften  vor^  nur  mit 
dem  Unterschiede,  daß  hier  ein  im  wesent- 
lichen der  Verkehrswirtschaft  angepaßtes, 
mehr  materielles  Engelt,  dort  aber  eine 
Leistung  einer  BehOrele,  eines  Amtee  oder 
einer  öffentlichen  Anstalt  wirksam  wird. 

Zahlungen  OfTentücher,  staatlicher,  wie 
unter-  und  oberstaatlicher  Verbände  und 
Körper  gegen-  und  aneinander,  wie  Bei- 
hilfen, Dotationen,  Matrikularbeiträge,  Ueber- 
wcisungen  u.  dgl.  m.,  sind  zunächst  neutrale 
B^rifTe.  Für  unsere  Betrachtungen  erlangen 
sie  erst  dann  aktuelle  Bedeutung,  wenn  in 
eine  genauere  Analyse  ihrer  Zusammen- 
setzung eingegangen  wird.  Die  Mittel,  aus 
denen  diene  Zahlungen  erfolgen,  sind  auf 
die  Haupt kategorieen  der  staatlichen  Ein- 
künfte zurückzuführen.  Ihre  konstitutiven 
Elemente  können  daher  sowohl  S.  als  andere 
Elinaahmen  sein.  Ein  grundsätzlidier  Unter- 
schied zwischen  ihnen  und  den  S.  ist  somit 
nicht  featzustellen. 

6.  Terminologie  des  S.wesen8.  Für 
<lie  Behandlung  der  steuerpolitischen  Pro- 
bleme ist  vor  allem  die  Kenntnis  der  tech- 


nisdten  Bezeidinungen  des  S.wesens  vichtig. 
Die  widitigBten  dieser  terminologischen  Aus- 
drücke soUen  im  nachfolgenden  erläutert 
werden : 

1.  S.quelle,  S.bemessungsgrund- 
lage  oder  S.objekt  Wir  nennen  S.- 
quelle den  Fonds  von  Gütern,  aus  dem 
die  S.  tatsächlich  entrichtet  wird  oder  nach 
dem  Willen  des  Gesetzgebers  entrichtet 
werden  soll.  Sie  ist  in  normalen  Fällen 
und  dauernd  stets  das  Einkommen  im 
ganzen,  in  seiner  Entstehung,  in  seinen  Be- 
standteilen und  in  seiner  Verwendung  zur 
Konsumtion.  Die  S.quelle  verhält  sich  zum 
S.fonds  (s.  oben  sub  4)  wie  die  Wirkung 
zur  Ürsache.  Der  S.fonds  begreift  das  Ver- 
mögen der  Einzelwirtschaften  überhaupt,  die 
S.quelle  aber  dieses  nur  insoweit,  als  seine 
ökonomisch-technischen  Funktionen  bei  der 
Einkommensbildung  erscheinen.  Auf  die 
Dauer  kann  nur  dem  Wirtachaftserfolge  die 
S.  entnommen  werden,  der  VermSgensstamm 
als  solcher  kann  nur  ausnahmsweise  und 
vorübergehend  angesprochen  werden,  weil 
eine  Schmäleruog  der  IJetriebsmittel  die 
Leistungsfähigkeit  der  Einzelwirtschaften 
lähmen  und  die  Wiederholung  der  S.teistuog 
erschweren  würde.  S.  bemessungs- 
grundlage  oder  S.objekt  ist  der  Gegen- 
stand, die  Handlung  oder  der  Vorgang,  nach 
dem  die  S.  als  ihrem  Maßstabe  umgelegt 
wird.  S.queUe  und  S.objekt  können  identisch 
sein,  sind  es  aber  nicht  immer.  Bei  der 
allgemeinen  £Snkommen-S.  z.  B.  ist  die 
S.queUe  auch  zugleich  S.objekt,  nämlich  das 
gesamte  Einkommen  einer  Einzelwirtschaft. 
Bei  der  (nominellen)  Vermögens-S.  ist  das 
Vermögen  zwar  Bemessungsgrund la^,  das 
Einkommen  aber  S.quelle.  Denn  die  Be- 
steuerungsabsicht ist  nicht  gerichtet  auf  die 
Absorbienmg  von  Verm^D8-(Kapital-)Be- 
standteilen,  sondern  auf  eine  Belastung  des 
damit  erzielten  Wirtschaftserfolges. 

2.  S.einheit,  S.satz,  S.fuß.  S.ein- 
heit  ist  das  einzelne  S.objekt  nach  MaB, 
Zahl  und  Gewicht,  nach  dem  die  S.  be- 
messen und  angelegt  wird,  z.  B.  ein  Hekto- 
liter reinen  Alkohols  bei  der  Verbrauchs- 
abgabe  von  Branntwein,  ein  Gewerbebetrieb 
bei  Anlage  der  Gewerbe-S.  usw.  S.satz 
ist  der  Betrag,  der  als  S.  von  der  S.einhert 
erhoben  wird.  Der  Ausdruck  S.fuß  wird 
entweder  überhaupt  identisch  mit  S.satz  g«^ 
braucht  oder  auf  diejenigen  Fälle  beschr&ntt. 
wo  die  Seinheit  mit  einem  Geldbetrag  l-f- 
zeichnet  ist,  z.  B.  bei  der  Einkomroetr-ii. 
bei  den  meisten  Ertrags-  und  Vermüeec— 

3.  S.subjekt,  S.zahler,  S.trir-- 
oder  S.destinatar.  Das  S^.-i;!  -." 
oder  dorS.pflichtige  ist  diejenip- 

von  der  rechtlich  und  geeetzli'-t  d*-  ^  .- 
entrichten  ist.  Der  S. z ah  1  e r^jL-  r -r-- 
!  die  als  vom  Gesetze  bereicluR&  - 
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die  S.  zalilt,  entrichtet  oder  ausle^  Der 
S. träger   oder  S. d e s t i □  a tar   ist  der- 

i'enige,  welcher  sie  endgültig  ans  seinem 
Sinkoromeii  bestreitet  oder  trägt.  Der  S.- 
zahler  legt  die  S.  aus  seinen  Betriebsmittela, 
aus  seiner  .,Kasse"  aus,  der  S.träger  be- 
streitet sie  eudgfiltig  aus  seinem  Einkommen. 
S.subjekt,  S.zafaler  und  ä.trllger  sind  bei 
vielen  S.,  iiamenüi<-h  bei  den  direkten  S., 
die  gleiche  Person.  Dagegen  sind  diese 
S.personen  bei  den  Verbrauchs-S.  und  teil- 
weise bei  den  Verkehrs-Ö.  h&nfig  verschie- 
dene Personen.  Der  Gesetzgeber  beabsich- 
tigt hier,  z.  B.  bei  der  Branntwein-S.,  den 
Verbraucher  oder  Konsumenten  mit  der  Ab- 

fabe  zu  IretTeu,  indem  er  aus  dem  Ver- 
rauche des  Branntweins  auF  die  Leistungs- 
f^igbeit  des  Einkommens  zunlckschlicßt. 
Dieser  ist  daher  S.subjekt,  S.trSger  und 
S.destinatar.  Da  dies  aber  nicht  direkt  zu 
erreichen  ist,  so  schaltet  der  Gesetzgeber 
eine  Mittelsiterson  als  S.zahler  ein.  Die 
Abgabe  ist  beispielsweise  von  demjenigen 
zu  entrichten,  welcher  den  Branntwein  zu 
freier  VerfOgung  im  Verkehr  erhält,  und 
diesem  bleibt  es  überlassen,  die  ausgelegte 
S.  auf  den  Konsumenten  durch  eine  Er- 
höhung des  Verkaufspreises,  durch  einen 
Preisaufschlag  zu  überwälzen  („S.  ü  b  e  r - 
w  ä  1  z  u  n  g").  Der  Gesetzgeber  kümmert 
sich  im  einzelnen  Falle  gar  nicht  darum, 
ob  und  in  welchem  Malie  dieser  Ueber- 
wälzuDgsprozeß  dem  S.zahler  glückt  oder 
mißglückt.  Ist  letzteres  ganz  oder  teilweise 
der  Fall,  dann  wird  er  ganz  oder  teilweise 
auch  zum  S.träger.  Endlich  kann  auch 
noch  eine  Trennung  von  S.träger  und  S.- 
destinatar vorkommen.  Nach  dem  Gesetze 
ist  z.  B.  bei  einem  Verbrauchsartikel  der 
Produzent  der  S.zahler,  der  die  Auflage  auf 
den  Konsumenten  abwälzen  soll.  Der  Pro- 
duzent überwälzt  nun  die  S.  auf  den  Händler, 
und  dieser  soll  sie  nach  dem  Willen  des 
Oesetzgebers  auf  den  Verbraucher  endgültig 
fortwälzen.  Wenn  nun  der  letztere  den 
Preisaufschlag  nicht  acce^tiert,  sich  event. 
steuerfreier  Surrogate  bedient,  so  kann  der 
Hibidler  seine  Ware  nur  verkaufen,  wenn 
er  die  Verbrauchsabgafae  selbst  trägt,  so 
dafi  der  Konsument  steuerfrei  bleibt.  Der 
S.zahler  ist  in  diesem  Falle  der  Produzent, 
der  S.träger  der  Händler  und  der  S.de8li- 
natar  der  Konsument,  der  aber  nach  den 
tatsächlichen  Umständen  aus  der  Reihe  der 
S.personen  gänzlich  ausscheidet 

4.  Die  S.Veranlagung  und  die  damit 
zusammenhängenden  Begriffe.  S.  ve  ran  - 
lagung oderEinsleuerungsverfahren  nennen 
wir  den  Inbegriff  der  technisch-administra- 
tiven Jlaßregeln,  nach  denen  durch  die  Ei> 
miltelung  der  gesetzlichen  Gnmdlagen  die 
konkreten  Tatsachen  der  Besteuenmg  und 
die  individuellen  S.schuldigkeiten  festgestellt 


werden.  S.kataster  oder  S.l>iif:hf: 
heißen  bei  den  direkteo,  Da]iieDtlii:h  da 
Real-S.,  die  Sammlungen  der  Tatsat-lien,  4 
zur  Festsetzung  der  S.objebte,  der  S.suliji^l- 
und  der  konkreten  S.pfiichti^pit  ^Mn 
werden.  Sie  sind  amtliche  Vm^chmisi. 
über  die  Tatsachen  und  die  ßniQillKnni! 
des  Einsteuerungsverfahreua.  S.rolUDnk 
S.li8ten  (Heberollen.  Helt^sto)  siutl  üii 
namensweisen,  amtlich«)  Veneiärnüse  in 
S.subjekte  mit  Angabe  des  ifii-m  ee- 
schuldeten  S.betn^es.  S.tarife  (Ziilliarif>'> 
sind  die  amtlichen  Aufstellung«)  dn-  '^m- 
heiten  und  ä.sätze  für  one  An&dtl  m 
S.objekten  einer  bestimniten  iS^ttnoe. 

'y.  (juotitäts- und Bepartitions-S 
Wir  verstehen  unter  den  yuoiitSts-iHler 
Prozent-S.  diejenige  Gruppe  ton  S„  l«- 
denen  ein  bestimmter  S.saiz,  meist  in  IV-- 
zenten  ausgedrückt,  für  jede  S.eiDheit.  indivi- 
duell oder  nach  einem  Klassenachema  fest-  i 
gesetzt  wird.  Die  Anlegung  des  ^«i^- 
auf  alle  in  Betracht  kommenden  Siul>jek'< 
und  S.objekte  ergihi  dann  die  Geamt-'^.- 
summe  oder  die  Gesamt-S.schu]digkcit.  H-iai 
Quotitätsprinzipe  wird  demgemäB  m  unH 
nach  oben  voi^gaiigen,  und  die  gacw  auf- 
zubringende S.summe  ist  recJweriwh  ilt 
Produkt  aus  den  S.sätzen  und  der  Zab! 
dazu  gehörigen  S.objekte  und  Siiifftt'' 
Die  S.summe  wechselt  bei  gleichen  J^isl»! 
mit  der  Zahl  der  S-pflichtigeD  nml  uni.- 
kehrt  bei  gleicher  Zahl  der  letztereu  m 
jeder  Veränderung  der  S.sätze.  Rcpifti- 
tions-  oder  Unrleguags-(KoDtii)e«iti'- 
rungs-,  Verteilungs- ,  Aulteiluogs->'^.  ä""' 
solche  S.,  bei  denen  zuerst  der 
betrag  oder  die  Ge8amt-S,schuldigkeii. /li^ 
aufgebracht  werden  soll,  gebildet  mnl  'ii^* 
auf  die  einzelnen  S.subjekte  und  fvobifti- 
verteilt  oder  umgelegt  („reMrÖerfi  »irJ 
Der  tatsächliche  S.8atz  für  die  &einheii  er- 
gibt sich  erst  am  Schlüsse  des  ganKaVc- 
tehrens.  Beim  Repartitionspriniii*  »f' 
von  oben  nach  unten  voig^aDgeOj  m 
einzelne  S.Ieistung  erecbeint  als  m  ^'t 
sc^tt  des  Ganzen  nach  einem  ge»lii'''' 
Maßstäbe.  Bei  gleicher  äsomme  tt^^ 
die  S.Bätze  mit  der  Zahl  und  M  <H 
S.Bubjekte  und  aobjekte.  iiisgaiigs(«^= 
ist  bei  der  Repartition  die  OeBamtRitBK' 
Ziel  die  endliche  Bestimmung  der  B«tw- 
pfücht,  der  Leistung  der  Reiobeit  I"^ 
Schwierigkeit  der  S.technik  beruht  sai  *^ 
zutreffenden  Verteilung  der  S^uiniEe  » 
die  ümlegungsbezirke  (Provin»«, 
Gemeinden)  und  der  ünlerverteilMg  m''"' 
einzelnen  Subjekte  und  S.ot9efcl& 

IL  Die  aUgemeinen  Grudsit»  <1<^ 
S.wesens. 
1.  Elnleitanr.  GescklehtUekH. 
S-wesen  im  modernen  KultnntM»  wt' 
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s«hr  Terwickeltes  Sjrstem  toh  finanzwirtsdiftft- 1 
liehen  Eisxelerscheinungen.  Dieses  kann  aber 
die  ihm  gestellten  Aufgaben  nur  lösen,  wenn  es. 
aof  einbeitlicben  Grundlagen  und  einheitlichen 
Ordnungen  bemheod,  ein  organisches  Ganze 
darstellt.  Damm  kann  die  Bcsteaemng  bei 
Rildnng  des  Ss.vstems  and  bei  dessen  not- 
wendigen Reformen  gewisser  oberster  oder  all- 

femeiner  Grundsätze  nicht  entbehren,  die  ibr 
ie  Zielpnnkte  und  die  Richtnng  weisen.  Denn 
die  zahlreichen  S.  mflssen,  wenn  sie  richtig  nud 
sicher  fuuktionieren  sollen,  nach  objektiven  Ge- 
sicfatiipnDkleu  and  nach  ihrer  inneren  Zusammen- 
gehSngkeit  miteinander  in  Einklang  stehen. 
Kur  auf  diese  Weise  kann  es  gelingen,  an  Stelle 
eines  oTstemlosen,  ungeordneten  Nebeneinanders 
Ton  S.'nnd  Abgaben  ein  in  dieser  Hauptsache 
rationelles  System  der  Bestenerung  zu  be- 
grändeu. 

Für  das  S.wesen  kommt  in  erster  Linie  die 
Funktion  in  Betracht,  daß  die  Einrichtung  der 
BeAtenerung  dem  Zwecke  der  S.  entspreche 
und  das  Resultat  oder  der  Ertrag  dieser  Auf- 
lagen imstande  sei.  die  Ausgaben  des  Staates 
zu  decken  (Grundsätze  des  S.xweckes). 
ikidann  aber  ist  auf  die  Wahl  der  S  quelle  und 
auf  (leren  Ansnntzun^  zu  achten  nnd  daher  die 
S.gesetzgebung  so  einzurichten,  daß  die  Inan- 
spruchnahme der  Einzelwirtschaften  eine  solche 
sei,  welche  deu  Gang  des  Wirtschaftslebens 
möglichst  wenig  beeinträchtigt  oder  schädigt 
(Grundsätze  der  Benutzung  des 
fondsi.  Femer  wird  gefordert,  daU  die  S.  ge- 
recht ist  und  ihre  Verteilung  anf  die  S.pflichtigen 
den  Yoranasetznngen  der  Billigkeit  entspreche 
(Grundsätze  der  S.Terteiiung).  Endlich 
aber  muß  die  äußere  oder  tecfaniscbe  Einrich- 
tung der  Bestenerung  bei  Veranlagung  und 
Erhebung  bestimmt,  einfach  sein  und  dem  Staate 
tunlichst  geringe  Verwaltungskostm  aufbürden 
•Grundsätze  der  S.technik). 

Die  Erörterung  der  leitenden  Prbsipien  des 
S.wesens  gehört  in  ihrer  systematischen  Be- 
handlung erst  der  neueren  Epoche  der  Finanz- 
wissenschaft an.  Wenn  auch  schon  früher  ein- 
xelne  Schriftsteller  auf  diese  Fragen  gelegent- 
lich eingingen  nnd  Forderungen  anfstellten,  die 
durch  die  S.gesetze  zQ  verwirklichen  seien,  so 
hat  sie  doch  erst  AdamSmith,  der  Begrftnder 
der  modernen  Nationalökonomie,  in  feste  Formn- 
liemngoi  zusammengefaßt.  Die  bekannten 
„S.re^n"  Adam  Smiths  lauten:  1.  die  Uuter- 
tanen  mtlssen  so  genau  wie  möglich  im  Ver- 
hältnis SU  ihrer  Fähigkeit  steuern;  2.  die  S. 
jedes  Pflichtigen  tonß  hinsichtlich  ihres  Be- 
trages, ihres  Termines  und  ihrer  Zahlungsart 
gesetzlich  bestimmt  und  jeder  Willkür  entrückt 
•ein;  3.  jede  S.  muß  zu  der  Zeit  und  in  der 
Weise  erhoben  werdeu,  wie  es  dem  Pflichtigen 
am  besten  zusagt,  und  endlich  4.  soll  jede  S. 
möglichst  geringe  Erhebungskosten  verursachen. 
Die  erste  und  die  zweite  a.regel  beziehen  sich 
anf  die  Durchführung  der  materiellen  und 
formellen  Gerechtigkeit,  die  beiden  letxten  da- 
g^en  geben .  Maxime  der  technischen  S.ver- 
wdtoBg.  Das  Problem  der  Benutzung  der  S.- 
qoelle  ist  nicht  aDgeschnitten.  Die  moderne 
IlnuuEtheorie  hat  diese  Anaätze  weiter  awge- 
fcildet  und  ihren  Wirkungskreis  erweitert  mer 
war  es  vor  allem  die  deutsche  Finanzmssen- 


Schaft,  die  grundlegend  gewirkt  hat.  Diese 
Errungenschaften  sind  aber  zunächst  auch  durch 
Einflüsse  von  außen  her  veranlagt  worden,  ins- 
besondere durch  die  Entwickelung  der  politischen 
Verhältnis-se  mit  ihrem  stets  steigenden  Finanz- 
nnd  S.bedarf.  dnrch  die  Fortschritte  auf  dem 
Gebiete  der  Volkswirtschaft,  namentlich  durch 
tiefere  Erkenntnis  des  Wesens  und  des  Bildnngs- 
prozesses  des  Einkommens,  femer  durch  die 

geänderten  Anschauungen  vom  Staate  und  den 
taatsanfgaben  und  den  Staatstäti^keiten  und 
endlich  durch  die  Notwendigkeit,  die  S.sjsteme 
zu  konsolidieren  und  auf  einheitlichen  Bau  zu- 
rückzuführen. Der  wichtigste  Fortschritt  wird 
durch  die  Einfügung  der  Grandsätze  im  Hin- 
blick auf  die  Benutzung  der  S.qnelle  gebildet. 
Ebenso  hat  die  neuere  Lehre  die  Fordemng 
aufgestellt,  daß  die  S.  vor  allem  ihrem  eigent- 
lichen Zwecke  entsprechen,  d.  h.  zur  Deckung 
der  öffentlichen  Bedürfnisse  ausreichen  mtlssen. 
Auf  diese  Weise  ist  dann  das  viergliedrige 
System  der  obersten  Grundsätze,  wenn  auch 
uuter  verschiedenen  Namen  und  in  abweichender 
Zusammenziehung,  in  der  modernen  Finanz- 
wissenschaft  entstanden. 

2.  Die  Grondsätze  des  S.zweckes. 
Diese  Prinzipien,  auch  finanzpolitische  odei 
fiskaJische  genannt,  gehen  von  dem  letzten 
Zwecke  und  den  letzten  Ursachen  der  Be- 
steuerung überhaupt  aus.  Jede  Anordnung 
von  S.  steht  in  einem  bestimmten  Verhält- 
nis zur  Befriedigung  der  kollektiven  Be- 
dürfnisse des  Gemeinwesens.  Der  Staat 
und  die  öffentlichen  Körper  haben  bestiminte 
Aufgaben  und  Zwecke  zu  erfüllen,  zu  deren 
Lösung  sie  über  wirtschaftliche  Mittel  ver- 
fügen müssen.  Da  aber  die  S.  die  wichtigste 
Kategorie  der  Staatseinnahmen  bilden,  so 
konzentriert  sich  der  S.zweck  in  der  For- 
derung, daß  die  S.  den  regelmäßigen  Be- 
darf des  Staates  decken  müssen.  Unter 
den  ,.Gruod&ätzeii  des  S-zweekes"  fassen  wir 
diejenigen  AnforderuDgen  der  Sjmlitik  zu- 
sammen, die  eiue  so  geartete  EinrichtuDg 
des  S. Wesens  erheischen,  daß  durch  den 
Ertrag  der  S.  die  Bedarfdeckung  gesichert 
und  gewährleistet  ist.  Sie  gehen  unmittel- 
bar aus  der  Natur  der  FinaDzwirtscbaft  her- 
vor, die  zuerst  den  Aufwand  tmd  dann  das 
Maß  der  Deckung  bestimmt  Ihr^  Wich- 
tigkeit nach  überragen  sie  alle  Obrigen 
otersten  Grundsätze,  weil  die  Erfüllung  der 
Lebensbedingungen  des  sozialen  Gemein- 
schaftslebens durch  den  Staat  die  oberste 
Norm  für  alle  Teile  des  Wirt6chaftsleben.s 
desselben  ist.  Andererseits  aber  können  sie 
niemals  die  allein  herrschenden  und  aus- 
schließlich maßgebenden  sein.  Vielmehr 
mü^n  sie  durch  die  Rücksicht  auf  die  Art 
und  den  Umfang  der  Benutzung  des  S.fonds 
und  durch  die  Postulate  der  gerechten  S.- 
verteilung  gebändigt  und  geläutert  sein. 
Nur  mit  diesen  gepaart,  vermögen  sie  den 
Aufgaben  des  S.wesens  gerecht  zu  werden. 

Die  Grundsätze  des  S.zweckee  sind  ein- 
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mal  die  Zulfinglichkeit  und  sodann  die  Bnt- 
widkeluDgsfähigkeit  der  S. 

a)  Die  Zulftnglichkeit  (^Ausreichend- 
heif*)  der  S.  ^pfelt  in  dem  Postulate^  dafi 
der  Ertrag  der  Besteuerung  imstande  ist, 
den  flnanzbedarf  in  einer  Budgetperiode  zu 
de<^eu,  soweit  hierzu  S^nnahmen  ans^ 
sehen  sind.  Bei  Wahl  der  S.  und  Siormen 
mDBsen  diejenii^  Krvflgungen  mafigebend 
sein,  die  auf  die  ErffiUuog  dieser  Foraerung 
gerichtet  sind.  Dieser  Grundsatz  will  da- 
her keineswegs  Oevaltmaßregeln  ^gen  die 
steuerpflichtigen  Einzelwirtschaften  beftlr- 
werten,  die  mit  einer  volkswirtschaftlichen 
und  gerechten  S.verteilung  im  Widerspruch 
stehen,  sondern  will  das  Augenmerk  der 
S.politik  auf  solche  S.quellen  hinweisen, 
welche  zur  Deckung  des  Finanzbedarfes 
auch  tatsächlich  geeignet  sind. 

b)  Die  Ent  Wickelungsfähigkeit 
(„Beweglichkeit")  der  S.  ist  die  Forderung, 
daß  sie  bei  der  nachweislichen  stetigen  Zu- 
nahme des  Staatsbedarfs  eine  wachsende 
Tendenz  zeigen  und  nötigenfalls  erhöht  und 
vermehrt  werden  können,  ohne  Ungerechtig- 
keiten und  Ungleichmäßigkeiten  zu  er- 
zeugen. Der  Staatsaufwand  muß  nicht  nur 
in  normalen  Zeiten  durch  S.einnahmen  zu 
bestreiten  sein,  sondern  sie  müssen  auch  in 
Notzeiten  fähig  sein,  einen  außerordentlichen 
Bedarf  zu  decken.  Darum  soll  jedes  S.- 
system  mit  Rücksicht  darauf  so  gebildet 
sein,  daß  die  S.  oder  wenigstens  Gruppen 
von  solchen  die  Möglichkeit  bieten,  den 
steigenden  Ansprüchen  an  den  S.ertrag  zu 
entsprechen.  Das  Prinzip  der  Entwicke- 
lungsfähigkeit  der  S.  ist  in  den  meisten 
S.By8temen  gar  nicht  oder  doch  nur  in  sehr 
beschränktem  Maße  verwirkUcht  Die  Er- 
trags- und  insbesondere  die  Real-S.  sind 
am  wenigsten  entwickelun|;sffthig,  die  Auf- 
wand- und  Verkehrs-S.  besitzen  diese  Eigen- 
schaften in  stärkerem  Grade. 

8.  Die  Gmnds&tEe  der  Benntsniig 
der  S.foBd8.  Wenn  auch  die  Berück- 
sichtigung des  S.zweckes  bei  Wahl  der  S. 
und  S.formen  im  Yordeipninde  steht,  so 
bildet  doch  die  Frage  nach  Art  und  >iaß 
der  Belastung  der  Pflichtigen  Einzelwirt- 
schaften oder  nach  der  Wahl  der  S.quelle 
den  Mittelpunkt  aller  steuerpol itisehen  Er- 
wägungen. Alle  S..  mögen  sie  heißen,  wie 
sie  woUen,  können  nur  aus  dem  Vermögen 
der  steuerpflichtigen  Einzelwirtschaften  als 
dem  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  vor- 
handenen Fonds  von  Sachgütern,  die  zur 
Bedürfnisbefriedigung  verfügbar  sind ,  ge- 
schöpft werden.  Die  S.  aber  sind  regel- 
mäßige Abgaben,  die  sich  periodisch  von 
Jahr  zu  Jahr  wiederholen.  Die  S.politik 
muß  daher  in  der  Hauptsache  sich  auf  die 
Benutzung  derjenigen  S.quellen  richten,  die 
eine  solche  fortdauernde  Inanspruchnahme 


gestatten.  Mit  diesem  Problem  beschäftigen 
sich  die  Grundsätze  der  Benutzung  der  S.- 
fouds  oder  die  volkswirtschaftlichen  Prin- 
zipien. 

a)  Die  dauernde  S.quelle  kami  nur 
der  tatsächliche  Wirtschaftserfolg,  kGanea 
nur  die  Früchte  des  Erwerbslebens 
sein.  Oberster  Grondsatz  bei  Beovtnuw 
der  S.fonds  ist  dah«r  die  sten«techmsi;h« 
Auswertung  der  Einkommensbildnng.  Alle 
periodischen  S.  und  Abgaben  mQ8.<«u 
daher  endgültig  aus  dem  Einkommen 
der  Einzelwirtschaften  genommen  und  be< 
stritten  werden.  Für  die  ständige  Erverb>- 
besteuerung  kommt  demgemäß  als  nornuU-> 
volkswirtschaftliche  S.quelle  nur  das  Volt*- 
oder  Nationaleinkommen  in  Betracht  Dio 
Aufgabe  der  S.technik  würde  aber  nur  teil- 
weise oder  mangelhaft  gelltet  sein,  weno 
sich  das  S.system  darauf  beschränken  würde, 
nur  den  endgültigen  Effekt  des  ganzen  Ent- 
wickelungsprozRsses  steuerlich  zu  erf&ssea. 
Vielmehr  hat  die  Erwerbsbesteuerung  aiuh 
die  konstitutiven  Elemente  der  Einkommeiii- 
bildung  aufzusuchen.  Daraus  scheidet  f^ieh 
die  Erwerbsbesteuerunp  in  drei  Orupi'en. 
in  die  Ertrags-  oder  Vermf^ens-,  in  ilif 
Verkehrs-  tmd  l'msatz-S.  und  endlich  in 
die  allgemeine  Einfcommen-S.  Jede  di«^r 
S.formen  knüpft  an  ein  Stadium  der  Etß- 
kommensbildung  an  und  hat  dabei  ihre  i''** 
sonderen  Funktionen  zu  erffillea  (^^I.  hienu 
unten  sub  IV.  „Das  S.sy8tem**).  Ebens» 
können  die  Aufwand-S.  nur  aus  deoi  lun- 
kommen  entrichtet  werden,  ihnen  ßUt  dit' 
Aufgabe  zu,  die  aus  der  Verwendung  de* 
EinkomiBens  hervoigehende  und  maDifest<> 
Leistungsfähigkeit  der  pflic^tigeD  fSnzeJ- 
wirtsch^ten  durch  Ab^ben  zu  treffen. 

b)  Die  unperiodisch  auswertbar« 
S.quelle  kann  aber  auch  das  Vennügeo 
in  seiner  Funktion  als  Gnmdlage  des 
dauernden  Erwerbs  oder  das  Kapital  sau. 
Da  auf  die  Dauer  und  periodisch  nur  dfti 
Volkseinkommen  S.fbnd8  sein  kann,  sn  \s\ 
im  allgemeinen  ein  wiederholtes  oder  fsa 
beständiges  Zurückgreifen  auf  das  Vnlis- 
vermögen  oder  National  kapital  zu  verwerft-Q- 
Denn  die  ganze  Volkswirtschaft  wörl'' 
darunter  leiden,  und  der  ganze  Produktion^ 
prozeß  mit  seiner  Erneuerung  des  VolL-^ 
Wohlstandes  würde  gestört  werden.  Mi*, 
diesem  Grundsatz  der  „Schonung  des  V-^- 
raögens  und  Kapitals'^  der  zugleich  die  V.>r- 
wenung  der  reellen  Vermögens-S.  aJ- 
dauernder  und  normaler  Finanzinstitute  ein- 
schließt, ist  aber  noch  keineswegs  ge;^. 
daß  jede  Inanspruchnahme  des  Kapital 
überhaupt  und  in  allen  Fällen  schlechthin 
zu  verwerfen  sei.  Vielmehr  ist  als  Prioiip 
festzuhalten,  daß  außerordentliche  Xotzeiteti 
auch  außerordentliche  Notmittel  verlana*^ 
können.    Und  aus  diesem  Vorderstfze 
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•iie  PorderaBg  abzuleiteDf  dafi  der  Staat 
iQ  groBen  7f  otlagen  berechtigt,  ja 
verpflichtet  ist,  auch  das  Ver- 
•Dögen  and  Kapital  zur  S.leiBtUDg 
ti^ranzuzieheo.  Die  Form  der  Bestene- 
niog  wird  regelmäßig  diejeuige  der  reellen 
.»hr  materieUeu  VerroOgens-S.  sein. 

Da  alles  Wirtschaftsleben  an  die  Einzel- 
.iirtBohaftea  steuerpflichtiger  Rechtssubjekte 
.-■bQDilea  ist,  so  kann  eine  solche  reelle 
AlfwirbieniDg  nur  als  Schmälerung  des  Ea- 
[iitaUye&tatides  der  Einzelwirtschaften  auf- 
tMeo.  Mittelbar  wird  dadurch  auch  das 
Xationalkapital  aogegriffen.  Voraussetzung 
ist  ilabei,  dafi  ein  außerordentlicher  Finanz- 
^-^<larf  und  ein  unabwendbarer  Notatand 
>nrhtui(leQ  ist  In  diesem  kausalen  Konnex 
»■gt  zugleich  die  Grenze  für  die  Änwen- 
■mf^  und  eine  feste  Rechtsgarantie  für  die 
\]il]ii:Migen  selbst.  Weitergehende  Än- 
«•'iidun^fftlle  sind  unstatthaft. 

Endlich  sei  noch  erwähnt,  daß  bei  den 
'imndsAtzen  d^r  Benutzung  der  S.fonrls  das 
..Kinkommen'"  als  regelmäßige  S.quelle  nicht 
m  dem  Sinne  des  freien  Einkommens, 
1.  h.  desjenigen  zu  verstehen  ist,  das  nach 
iV'Sireitung  des  uotwendigen  durchschnitt- 
!i<-hcn  oder  laodesfiUichen  Lebensbedarfes 
■"'■1»  filirig  bleibt  Von  der  Frage  des  sog. 
Existenzminimums"  at^esehen  (vgl.  Art. 
..E.\iftlcDzniinimum"  oben  Bd.  I  S.  801),  ist 
la.»  gCKamte  Einkommen  der  Elozelwirt- 
shaften  als  S.tjuelle  zu  betrachten.  Ein 
Vt<^hen  von  dieser  Anschauung  wQrde  bei 
l-T  Dehnbu-keit  des  Begriffes  „landesübliche 
I«.'tjooshaltnn|s:"  der  wiUkflr  lud  der  Un- 
■-leichheit  bei  der  S.TertäIuDg  Tflr  und  Tor 

^  i.  Die  Graiids&t»  der  S.vertei]tiiig. 

Vine  wätero  Anforderung,  die  an  die  Oiga- 
niatton  der  Besteuerung  zu  stellen  ist,  be- 
'nflt  die  g^echte  Verteilung  der  S.laBt  oder 

Prinzipien  der  Gerechtigkeit.  Die  S. 
m\  Abgaben  in  einem  Staate  sollen  auf 
I"  »itcueri)flichtigen  Einzelwirtschaften  ge- 
■'•■■ht  verteilt  sein.  Was  aber  heißt  Ge- 
'"'•htiRkeit  im  S.wesen?  Der  Begriff  der 
''-rii'tiiigkeit  gehört  zunächst  der  Ethik  an, 
')ri>l  i>oine  Anwendung  auf  das  Staatsleben 

von  der  allgemeinen  Staatslehre  zu  er- 
'rtcro  und  zu  begründen.  Die  Natiooal- 
L'iriijmie  und  die  Finanztheorie  sind  nicht 
v'mpetent,  ihn  zu  fixieren.  Wir  haben  uns 
'lut  den  Tatsachen  und  sozialen  Erscbei- 
'i'mqr^n  zu  begnügen,  die  damit  zusammen- 
iiijD^D.  Von  diesem  Standpunkte  aus  dürfen 
'»iriins  mit  der  Erkenntnis  bescheiden,  daß 
'Ii-  ..S.gerechligkeit"  nur  eine  relative  sein 
''üJiH  tiod  einem  historischen  Wech&el  unter- 
■•■••rlfn  ist  Auf  die  spezielle  Oeartung 
■"•1  Gesiallung  haben  die  verschiedensten 
^iiDPnte  im  Traufe  der  Zeiten  und  im  Leben 
"  T  Vriiker  eingewirkt  Zunächst  sind  hier 


der  aUgemeine  sittliche  Zustand  und  die 
Kultnratnfe  zu  erwähnen,  auf  dem  ein  Volk 
steht  Sodaon  aber  koolnirriereD  allgemeine 
politische  und  BtaatsrechtUche  Bedingungen 
und  Ansohauungeu,  wie  die  Lage  der  po- 
litischen  Verftissang  und  BechtsbilduDg,  die 
eingewurzdten  Becbtsanschauungen  ^  die 
AunassuDg  vom  Staate  und  den  Staatsauf- 
gaben und  Staatstätigkeiten,  deren  Wir- 
kungskreis ,  ihre  Ausdehnung  oder  Eia- 
schränkun^  ii.  a.  m.  Endlich  aber  werden 
wirtschaftliche  und  Sioziale  Motive  wirksam» 
namentlich  die  herrschenden  volkswirtschaft- 
lichen Systeme,  die  Entwickelung  der  Tech- 
nik und  die  Fortschritte  der  Arbeitsteilung, 
die  Stellung  der  höheren  und  privilegierten 
Stände  imd  insbesondere  der  Stand  der 
sozialen  Klassenbildung  und  die  Stellung 
der  einzelnen  gesellschaftlicheo  Schichten 
zu  einander.  Nach  dem  dermaligen  Rechts- 
stande des  modernen  Staats-  und  Sozial- 
lebens lassen  sich  als  die  gnindlegenden 
Voraussetzungen  für  die  S.verteilung  zwei 
Sätze  aufstellen.  Einmal  müssen  die  S.  ge- 
setzmäßig sein  und  sodann  haben  alle  ^u- 
zelwii tschaften  nach  ihren  individuellen 
Kräften  (Leistungsfähigkeit)  an  der  Ver^ 
teiluDg  der  S.]ast  teilzunehmen.  Aus  diesen 
Postulaten  schälen  sich  daher  die  drei 
Grundsätze  der  Gesetzmäßigkeit,  der 
Allgemeinheit  und  der  Gleichmäs- 
sigkeit  der  Besteuerung  heraus.  Dabei 
ist  aber  zu  bemerken,  daß  auch  heute  mehr- 
fache Durchbrechungen  dieser  leitenden 
Prinzipien  der  S.  in  den  modernen  S.ge- 
setzeu  keineswegs  fehlen. 

1.  Die  Gesetzmäßigkeit  der  S.  Die 
S.  müssen  gesetzmäßig  sein.  Unter  der 
Gesetzmäßigkeit  der  S.  verstehen  wir,  daß 
die  S.gewalt  au£  Grund  verhssunesmäßig 
zustande  gekommener  Gesetze  und  unter 
Einhaltung  gesetzmäßiger  Vorschriften  die 
S.  veranlagt,  ausschreibt  und  einzieht.  Für 
den  Vollzug  entscheiden  Verfassung,  Rechts- 
system und  Rechtsordnung  sowie  die  ge- 
samte Oi^anisation  der  Finanzverwaltuog 
und  des  Finanzdienstes. 

2.  Die  A 1 1  g  e  m  e  i  u  h  e  i  t  der  S.  er- 
fordert, daß  sämtliche  Einzelwirtschaften 
ohne  Ansehen  der  Person  und  des  Standes 
zu  den  S.  heranjrezogen  werden.  Dieser 
Grundsatz  entspricht  unseren  herrschenden 
Staatsanschauungen  von  den  gleichen  Rechten 
und  Pflichten  im  Staate.  Wo  gleiche  Rechte 
sind,  da  müssen  auch  gleiche  Pflichten  und 
Ijcistungen  gefordert  werden.  Der  Grund- 
satz der  Allgemeinheit  der  S.  findet  zu- 
nächst Anwendung  auf  die  physischen 
Personen  und  ihre  Wirtsc haften. 
Demnach  sind  steuerpflichtig  alle  Staats- 
angehörigen ,  welche  im  Inlande  wohnen 
oder  die  sich  im  Auslände  aufhalten,  aber 
aus  dem  Inlande  Einkünfte  beziehen.  Das 
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gleiche  gilt  von  allen  Ausländern,  die  sich 
längere  Zeit  oder  dauernd  im  Inlande  auf- 
halten oder  ans  dem  Inlande  nach  ihrem 
siisl&ndischen  Wohnsitze  Einkünfte  beziehen. 
Ebenso  sind  aber  auch  die  nicht  physischen 
Personen  und  ihre  Wirtschafts- 
betriebe Ieistungsi)flichtig.  Dahin  gehören 
einmal  die  juristischen  Personen  des  öffent- 
lichen Bechts  im  Hinblick  auf  ihre  £i*werbs- 
einrichtungen  und  Erwerbsanstalten,  die 
öffentlichen  Korporationen,  die  Kirchenge- 
meinschaften,  Stiftungen,  Anstalten  n.  a.  m., 
und  sodann  die  juristischen  Personen  des 
Privatrechts,  die  Erwerbs-  und  Handels- 
gesellschaften ,  Aktien*  und  Eommandit- 
untemehmungeD,  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften ,  Bergwerksuotemehmun- 
gen,  Gesellschaften  mit  beschrankter  Haftung, 
Produktivgenossenschaften ,  private  Korpo- 
rationen ,  Vereine  und  endlich  andere  ge- 
sellschaftliche Bildungen  mit  Wirtschafis- 
zwecken  und  Wirtechaftsbetrieben.  Dabei 
ist  wiederum  zwischen  inländischen  imd 
ausländischen  Wirtschaften  solcher  nicht- 
physischer Personen  zu  unterscheiden. 

Die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  ist 
aber  niclit  ohne  Ausnahmen  oder  S.be- 
freiungen.  Diese  sind  entweder  echte 
S.freilieiten,  wenn  ihnen  keine  ärjuivalente 
ökonomische  Leistung  gegenübersteht,  sie 
also  wirkliche  S.privilegien  sind,  oder 
scheinbare,  wenn  durch  sie  anderweite 
öffentliche  Aasgaben  ei-spart  werden ,  die 
S.frciheit  Bezahlung  von  Leistungen  ist,  oder 
endlich  formelle,  wenn  Ausnahmen  von 
gewissen  S.  bestehen,  die  leistungspflichtigen 
Einkommen  aber  anf  andere  Weise  getroffen 
■werden.  Der  wichtigste  Fall  der  neueren 
Finanzgeschichtc.  wo  vormalige  S.freiheiten 
aus  scheinbaren  echte  geworden  sind,  betrifft 
die  S.freiheit  des  bevorrechteten  Gnindbesitzes 
nach  Fortfall  des  Wehrdienstes  mit  Einführung 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  Das  moderne 
fiecht  fordert  die  Ablösung  solcher  S.exem- 
tionen ,  wenn  auch  gegen  Entschädigung. 
Der  Landesherr  and  die  Mitglieder  der 
landesherrlichen  Familie  sowie  die  fremden 
Gesandten,  das  Reich,  der  Staat,  Wohltätige 
keitsstiftungen  und  ähnliche  Anstalten  sind 
gleichfalls  steuerfrei.  Aus  mancherlei  Büek- 
sichten  hat  man  auch  hie  und  da  vorüber- 
gehend im  Inlande  lebende  Ausländer  von 
der  direkten  Besteuenmg  ausgenommen. 
Mitunter  genießen  auch  ganz  oder  teilweise 
Beamte,  Militärpersonen,  Geisthche  und 
Lehrer  eine  ,,Bcheinbare"  S.freiheit.  Wenn 
die  kleinen  und  kleinsten  Einkommen  von 
der  Erwerbsbesteiierung  eximiert  werden, 
so  liegt  nur  eine  „formelle"  S.freiheil  vor, 
wobei  Zweckmäßigkeitsrücksichten  mit- 
sprechen. Die  echte  Befreiung  ist  schon 
durch  den  Umstand  aufgehoben,  daß  die 
inneren    Yerbrauchsauflagen ,  voraehmlich 


wenn  sie  notwendige  Leliensmittul  tnff-n. 
die  unteren  Ein  komm  ensstafen  ohDohiu  >Qs\,  \ 
belasten  als  die  hühereo  Enkumnuu-- 
klassen.  Die  AnfwandstjesteiieruDe  stellt  hit. 
eben  ein  passenderes  Mittel  zur  MesiiDf;  Jn 
Beitragskraft  dar  als  die  vencfair'lcai-.i 
Formen  der  Erwerbsbesteiieniag  (Tgi  An 
„Existenzminimum"  oben  Bd.  I  \  siiii. 

3.  Die  Gleichmäßigkeit  iIt 
Wenn  auch  die  Alljgemanbfit  Anr  S.  ri- 
fordert,  daß  allft  Staatfiao^^n  tihm 
Unterschied  an  den  Lasten  d^sätuihlfb--!- 
teilnehmen.  so  bleibt  doc-li  di»  frw  <t'< 
Maßstabes  der  S.Terteilui^  offen.  IdT'Vau'i- 
Satz  der  Gleichmäßigkeit  der  S.  vfriso.-:. 
daß  jeder  im  gleichen  Verliältui*  i^^ 
steuert  werde.  Darunter  kann  al>er  n&iui''^- 
lieh  verstanden  werden.  daS  i»Wr  •iiiu- 
Rücksicht  auf  seine  individtieUe.  "Ftiniiimi-'  ti' 
Lage  den  gleichen  S.1)etnig  Ifisu.- 
differenzielle  Vei-schiedenheit  iW  Um-V 
wirtschaften  erheischt  vielmehr  v'w  AI  - 
stufuug  der  S.sätze  und  S.loijtnii;. 
Dadurch  afjer  wirft  sich  fiofort  raii  \  '- 
wendigkeit  die  Fi-age  nach  den  M-  rkml'  i 
und  dem  Maßstai«  der  DifferemieniiJK  J^: 
S.beträge  auf. 

Die  älteren  mangelhaften  Theoriwu  Dil 
men  die  Vorteile  zum  AHs^ng^fiiui-^i' 
die  der  Einzelne  aus  seiner  Zu^AüK'nd: 
zum  Staate  durch  den  Schutz  der  P'i>  ■■ 
I  des  Eigentums  oder  ErwerbsleUjns  ir-nv  Iii 
'  Dabei  ward  entweder  die  S.  glotitisani  al- 
Preis  betrachtet,  für  den  der  Ü-ffli^^iti: 
jone  Vorteile  eintauscht,  wie  bei  der  Tw?-  ii- 
theorie,  oder  man  versuchte  der 
rung  mit  gleicher  Motivierang  deu  i'i^J- 
rakter  einer  VersicherungsprSmie  beinii?.'!  n 
wie  bei  der  Assekuranztheorie  l^?!.  ' 
sub  I,  3).   Beide  Auffassungen  sinil  f^tii 
weil  sie  den  Grund  der  S.  llu^:^ul!^  er- 
kennen.  Erblickt  man  aber  im  Stwtf  >!> 
natumotwendige  Fonn  des  geeellschafili'*;  - 
Zusammenleböis  und  erkenat  man  din  l : 
abweisbarkeit  der  Verwendung 
Bchaftlichen  Mitteln  zur  EtfOilting  dtr  u-- 
teuz-  und  Fortschrittsbediogimgen  d« 
prinzipiell  im,  so  erwächst  daivt^  "^^ 
weiteres  die  FfUcbt  des  Eiueineo.  >»  ' 
seinen  virtscliaftlic^eD  Kräften  u  '3^^'' 
haltung  des  Ganzen  mHztiwirtpn-  J"' 
Standpunkte  der  Besteuerung  ans  l»tr*hk 
verdichtet   sich   dieses  Prinzip  ^-"^ 
Postulate,  daßalleEinzeiwirtschait". 
nach  dem  Grade  ihrer  Leiätnoe' 
fäbigkeit  an  den  öffentlichen  U^'^"  '«- 
zunehmen  haben.    Und  diese  «im  ™^ 
wiederum  zu  dem  Maßstäbe  für  üi?  '»^f- 
teilung  der  S-last  unter  die  einieln-a  "«J^ 
tigen.  Dadurch  wird  aber  das  gto'^K- 1^'^ 
hältnismäßige  ..Opfer"   zum  mhatii^i' 
S.prinzip.    Diese  Theorie,  d»  dtu. 
historisch  -  organischen  Zufigmow»"»'^" 
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wischen  Staatszweck  und  Besteuerung  aus- 
L'plit,  wird  als  üie  historisch-organische  oder 
.iuch  als  die  Opfertheorie  bezeichnet, 
[las  VerfaÄltnis  von  Leistung  und  Gegea- 
It'istuDg  ist  hier  vollständig  ausgeschaltet, 
'icd  das  Prinzip  der  apeziellen  Eotgelthch- 
Ivit  bleibt  auf  das  Gebiet  der  Gebühren  be- 
viiuünlit.  Einzelne  Abweichungen  finden 
>ri-Ji  nur  hei  den  Qemeinde-S. 

Die  Opfertheorie  oder  der  Grundsatz  der 
Bp^teuerung  nach  der  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  charakterisiert  le- 
'Iiglicli  das  Ziel,  das  zu  erreichen  ist,  ohne 
•Yw  objektiven  Mittel  znr  Bemessung  der 
S.rorteüung  anzugeben.  £^  handelt  sich 
alsn  darum,  die  relative  Gleichheit  der  dar- 
:,\'brachteo  Opfer  unter  den  Eiazelwirt- 
s;hafteQ  aufzufindea  oder  den  Grundsatz 
in  TerwirUichen,  daß  mit  dem  Steigen  und 
Fallea  der  EinkommensgrOAeD ,  nadi  Art 
iui<]  Zusanunensetzungf  nach  der  qualitativen 
Natiir  der  S.objekte,  sowie  nach  der  indi- 
Tidnellen  Lage  der  S^ubjekte  die  S.  zu- 
nimmt und  abnimmt  Dabä  kommt  in  Be* 
tracbt: 

a)  Die  Wahl  zwischen  der  Pro- 
['wrtionalität  oder  der  Progression 
•ItT  S.  Eine  S.  ist  proportional,  wenn  der 
S,satz  oder  das  Verhältnis  von  der  S.  zum 
Kinkommen  ohne  Rncksicht  auf  dessen  Höhe 
•itT  Zunahme  der  gleiche  bleibt.  Der  zu 
•'nirichtende  S.betrag  wechselt  zwar  mit 
'1er  GrOfie  des  S.objekts,  wogegen  sich  aber 
'iT  verhältnismäßige  oder  prozentuale  Än- 
'(■il  iler  S.  am  Gesamtbeträge  nicht  ändert, 
>'0D  den  kleinen  Einkommen  wird  die 
jlficlie  Quote  genommen  wie  von  den 
i-Tijßten,  z.  B.  3*Vo.  Dagegen  sprechen  wir 
^on  pn^ressiver  S.,  wenn  mit  der  Zunahme 
'\fT  Linkommens^ßen  auch  die  S.sfttze  sich 
miera  und  steigen,  so  daß  die  höheren 
l^nkommensetufen  nicht  nur  absolut,  son- 
•Ifm  auch  relativ  stärker  belastet  werden; 
i.  B.  Einkommen  von  1200  M.  mit  1  «/o, 
«'l'jhe  von  3000  M.  mit  2  "/o  und  solche  von 
l'f'JWi  M.  mit  3%.  Die  Progression  kann 
■liUia  eine  Degreesion  oder  Regression  sein, 
venu  ein  Maximal-S.8atz  für  die  Einkommen 
"in  einer  bestimmten  Höhe  an  ohne  weitere 
Sti'igeruog  auch  fflr  die  höheren  Einkommen 
ojip^nommen  wird  und  die  jene  Horizontale 
>ii''bt  ^reichenden  Einkommen  entsprediend 
';orUstet  werden.  Oder  sie  ist  eise  eigent- 
ii<4ie  I*rogressiou ,  wenn  eine  solche  feste 
■'^T^nze  nicht  besteht,  sondern  die  S.- 
•ittß  mit  den  steigenden  ESnkommensstufen 
in  ^iftinimten  Intervallen  ohne  Abgrenzung 
•t^iRMi  (Tgl.  Artt.  „D^ression"  oben  Bd.  I 
^-  'Uli  und  ,JIinkommeD8teuer'  sab  III,  5, 
•■W.S.  705). 

Oie  Projjortionalität  will  dem  Grundsätze 
'I-  r  (ierechtigkeit,  ,^leiches  Recht  für  Alle", 
>ih'>i;lic-h8t  nanekommen  und  glaubt  dies  dar 


durch  zu  erreichen,  daß  mit  gleichem  Maße 
für  alle  gemessen  wird.  Die  Progression 
dagegen  geht  von  der  Anschauung  aus,  daß 
mit  den  Einkommensgrößen  nicht  nm-  die 
Extensität,  sondern  auch  die  Intensität  der 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  steigt^ 
daß  also  eine  immer  kleinere  Quote  des 
Gesamteinkommens  von  den  unentbehrlichen 
Bedürfnissen  absorbiert  wird  und  imm^ 
mehr  Mittel  zur  Befriedigung  der  höheren 
und  Luxusbedürfniese  übrig  bleiben. 

Der  Stxeit  über  diese  beiden  Prinzipien 
ist  heute  aut^  von  der  Praxis  zugunsten 
der  Progression  entschieden.  Fraglich  ist 
nur  noch  die  Wahl  zwischen  der  Degre^on 
und  deo-  eigentlichen  Progression.  Die  ver* 
schiedenen  Einwurfe  ihrer  Gegner,  daß  sie 
nur  scheinbar  den  Anforderungen  der  Ge- 
rechtigkeit und  BiUigkrät  entspreche,  haben 
sich  nicht  als  stichnaltig  erwiesen.  Eben- 
sowenig hat  sich  die  Voraussage  bewährt, 
daß  die  Progression  leicht  zur  Auswande- 
rung der  Kapitalien  veranlassen  könne,  den 
Spartrieb  hemme  und  Grund  zu  zahllosen 
S.defraudatiouen  sei.  Audi  läßt  sich  der 
Vorwurf  nicht  erhärten,  daß  jede  Progres- 
sionsskala  eine  willkürliche  sei,  da  es  trotz 
aller  Bemühungen  nicht  gelungen  sei,  eine 
mathematische  Grundlage  für  das  Ausmaß 
der  progressiven  Sätze  aufzufinden.  Dieser 
Einwaud  kann  aber  schließlich  gegen  die 
Festsetzung  jedes  S.satzes  erhoben  werden. 
Für  die  Progression  handelt  es  sich  bloß 
darum,  für  größere  Bedürfnisgnippen  die 
angemessenen  Abstufungen  zu  finden.  Die 
Progression  läßt  sich  aber  überhaupt  nicht 
auf  alle  S.arten  anwenden,  sondern  Ist  nur 
auf  wenige  beschränkt.  Sie  ist  vor  allem 
anwendb^  auf  die  direkte  Besteuerung,  in- 
sonderheit auf  die  (allgemeine)  Einkommen-S. 
und  auf  einige  Formen  der  Verkehrs-S. 

b)  Die  Unterscheidung  von  fun- 
diertem und  unfundiertem  Ein- 
kommen. Diese  Trennung  beruht  darauf,, 
ob  das  Einkommen  aus  den  Nutzungen  des 
Vermögensbesitzes  (Rentenfonda)  fließt  oder 
den  Erwerb  aus  persönlichen  Arbeits-  und 
Dienstleistungen  darstellt.  Der  Grundsatz, 
der  Gleichmäßigkeit  der  Besteuerung  und 
die  Forderung  einer  Belastung  der  Einzel- 
wirtschaften nach  der  Leistungsfähigkeit 
verlangen,  daß  die  fundierten  Zukommen 
wegen  ihrer  Dauer  und  Sicherheit  stärker 
getroffen  werden  als  die  Einkünfte  aus  der 
persönlichen  Arbeit.  Auch  diese  Unter- 
scheidung spielt  nur  bei  der  direkten  Be- 
steuemng  und  einzelnen  Verkehrs-S.  eine 
gewisse  Rolle  (vgl.  Art.  „Einkommens-S." 
Bub  III,  4  oben  Bd.  I  S.  704). 

c)  Die  Berücksichtigung  der 
anderweiten  Schmälerungen  der 
Leistungsfähigkeit  Auch  hier  er- 
fordert die  GleichmäQigkdt  der  S. Verteilung^ 
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daB  solche  Umstände  in  RQcl^icht  gez(^n 
werden ,  welche  die  Beitragskraft  einer 
Einzel  Wirtschaft  einschränken.  Der  leitende 
Oedanke  ist  hierbei,  daß  nicht  nur  die  ver- 
schiedene Hohe  des  Einkommens,  soadeni 
auch  dessen  Verwendung  einer-  und  die 
B^hwerung  oder  Erleichterung  der  Fähig- 
keit, das  Einkommen  zu  erwerbsn.  anderer- 
seits eine  steuertechnische  Würdigung  er- 
fahren. Es  ist  demgemäß  zu  fordern,  daß 
derartige  Begleiterscneinimgen  bei  der  S.- 
veranlagimg  und  S.bemessung  zum  Aus- 
druck kommen.  Hierher  zät^leo  die  Grüße 
der  Familie,  die  Zahl  der  versoi^en  und 
unversoi^en  Kinder,  Alimentationspflichten, 
Krankheit,  Unglücksfälle  usw.  Der  S.ver- 
waltuog  ist  hier  ein  ganz  besonders  schwie- 
und  heikles  Problem  gestellt.  Es 
kann  wiederum  nur  annäherndf  bei  den  di- 
rekten S.,  vornehmlich  bei  der  £inkommen-S., 
gelöst  werden,  während  es  sich  gerade  da, 
wo  die  Berücksichtigung  am  wichtigsten 
wäre,  bei  den  Aufwand-S.,  jeder  befriedi- 
^nden  LOsung  entzieht. 

d)  Die  Vermeidung  der  Doppel- 
besteuerung. Die  B^eitigunj^  des  Zu- 
standes,  bei  dem  zwei  koordinierte  S.ge- 
walten,  meist  zwei  selbständige  Staaten,  das 
gleiche  S.objekt  durch  homogene  S.  treffen, 
wenn  S.objekt  und  S.8ubjekt  in  zwei  ver- 
schiedenen Staaten  sich  befinden,  also  die 
reelle  Doppelbesteuerung,  ist  gleich- 
falls wünschenswert,  Anfänge  tuerzu  finden 
sich  in  Bundesstaaten ,  beim  Staatenbund 
und  in  ähnlichen  staatsrechtlichen  Gliede- 
lungen,  während  das  internationale  S.recht 
die  Vermeidung  der  Doppelbesteuerung  von 
I jand  zu  Land  noch  n  icht  versucht  hat 
{Näheres  hierüber  s.  bei  Art.  „Doppelbe- 
steuerung" oben  Bd.  1  S.  G62). 

5.  Die  Grundsätze  der  S.teelinik.  Bei 

der  Einrichtan^  der  Beateaemng  ist  endliuh 
noch  eine  Hehrzabl  von  Forderangen  der  Steuer- 
technischen  ZweckmäUigkeit  zu  erfüllen.  Für 
die  S.verwaltung  ist  znu&chst  die  Bestimmt- 
heit der  S.  ZQ  verlangen.  Die  S-gesetze 
mUssen  ihren  Inhalt  in  ganz  bestimmter  ForiDQ- 
liening  und  in  möglichster  Eiafschbeit,  in  leicht 
verständlicher  Sprache  für  die  Beteiligten  cnm 
Vortrag  bringen.  Der  Gesetzestext  muß  joris- 
tiscfa  scharf  nnd  unzweideutig  gegeben  sein 
und  darch  passende,  klare  und  gememverständ- 
liche  Vollzngsverordnnngen  erläntert  werden. 
Anch  empfiehlt  es  sich,  die  wichtigsten  Gesetzes- 
bestimmungen auf  die  Veranlagnngsformulare 
und  S.zettel  aufzadrucken.  Die  möglichste 
Bequemlichkeit  der  S.  umfaßt  diejenigen 
Vorschriften,  dnrch  die  Veranlagung  und  Er- 
hebung für  die  S.pflichtigen  und  die  S.bebörden 
im  Hinblick  auf  Ort,  Zeil  und  Art  geordnet 
sind,  insbesondere  sind  die  Einsteuernngs-  nnd 
2ahInngBtermine  nach  zweckmtUIigen  Gesicbts- 
pnukteu  zu  regeln.  Eudhcb  ist  das  Streben 
nach  möglichst  geringen  Erfaebnngs- 
koaten  eine  beachtenswerte  Forderung  der  S.- 


teehnik  nnd  S.TerwaltQOg.  Ei  kaadeltodi  ib- 
bei  im  wesentlichen  um  ^e  Juwmiat  it- 
sog.  -Ökonomischen  Priuipg-*  oder  .Pmuip» 
der  WirtflchaftUcbkeit"  anf  daa  S.wese&.  I)ir 
Betriebs-  nnd  Erhebnogakosten  nnd  gieickur 
die  Produktionskosten  der  Besteoenug.  Jt 
mehr  es  gelingt,  diese  in  ihrer  HShe  ra  redii> 
zieren,  desto  grSßer  ist  der  Beinertrai;  der  .'^  ■ 
einnahmen  und  desto  a&sgiebicer  lönaeB  dir 
Kollektivbedürfnisse  damit  beMedi|t  werda 
Der  Staat  maß  in  dieser  ^cbtong  atth  ^letcbn 
Erwägungen  Tofahren  wie  jede  iidtn  £iuel- 
wirtsoiaft. 

IIL  Die  Lehre  von  der  SLftbervilm;!. 

1.  Charakter,  Wesen  ud  Art»  in 
S-fiberwälzang.  Es  ist  schon  an  eio*-! 
anderen  Stelle  betont  worden,  dall  der  S- 
Zahler  und  der  letzte  S.trftger  nicht 
immer  die  gleichen  Pez»3nen  sind.  Entern 
legt  in  vielen  Fällen  nm-  die  S.  aus,  vilirend 
letzterer  sie  endgültig  aus  seinem  An- 
kommen bestreitet  Die  Vorgänge,  die  tlifr- 
Uebertragung  vermitteln,  nennt  man  <h- 
S.Überwälzung.  Man  vereteht  dsiuT 
unter  S.überwälzu^  die  durch  dtai  prirai- 
wirtsciiaftlichen  TauschTeaicbr  be«iiii< 
Üebertragimg  einer  SJast  voo  eäaet^m^' 
auf  eine  andere,  r^elmäßig  vom  Sjohlei 
auf  den  S.träger.  Durch  diese  Veiwtup- 
bungen  der  S.last  verteilt  sie  »cfa  scfalt^ 
lieh  nach  Sj^iieUen  und  S.trigOT  ^ 
anders  als  ursprOnglich  nach  Sjobjekteo  tuui 
S.zahIerD.  Für  die  voltewirtacbwlidu' 
urteüung  der  S.  und  der  &.Bysleoiie  ist 
BchlieBIiehe  YertetluDg  das  fintsdietilrtK)*. 
Beim  Ueberwälzungsproblem  haben  vir  r 
theoretisch  mit  einer  speziellen  AnTeo^uii; 
der  allgemeioen  nationalßkonoinisehea  h^p 
von  der  Verteilung  der  OOter  und  J"* 
Gestaltung  der  Preise  unter  dff  Vmiu- 
Setzung  einer  freien,  verkehrswirtfichifüich-i 
Oi^nisation  der  Vtilkswirtschaft  zu  tuo. 

Die  S.Oberwälzung  erscheint  in  J"'" 
Hauptarten : 

1.  Die  Abwälzung  ist  der  wirtscIwAIict'' 
Vorgang,  dnrch  den  ein  be«timinwr  SMitts 
aaf  eine  Hehrzabl  von  S.obiekteD  Tältii'- 
irgend  ein  nnpersSnIicheii  Momat  lAtna^ 
nnd  in  ihren  Wirkungen  ans  den  ^'''^^ 
kommen  ansgetitgt  wird.  Sie  ge&t  »u ^tüI«K' 
Produktionstätigkeit  und  bewerer  mn^ 
technik  hervor  und  deckt  sich  mit  dtf  5«^^ 
vermindernng.  Bei  der  AbwÜzMff  wwl« 
S.zahler  und  S. träger  erleichtert,  ntti  iwwd»;« 
auf  Kosten  anderer  S.subjekte.  Denn  rerloüGu: 
bat  die  Abwälzung  ihren  Grnad  in  Fi>n«bnm' 
der  Produktion  und  Technik,  indem  dnrci  k«*'^ 
Ausnutzung  der  Kohstoffe  nnd  Verbefswirar«' 
der  Betriebseinrichtungen  die  «uferlegte  ^-ioBi*' 
weniger  fühlbar  wird,  in  den  TerrinjpttW.''' 
dnktfonskoflten  verschwindet.  Sin  üm'^ 
Verhältnis  liegt  vor,  wenn  do  UpitJwen' 
Betrag  der  S.  im  Preise  der  Erin)rbieuinf»tm' 
zum  Ausdruck  kommt. 

2.  Die  Ueberwälmng  üntago»?"»^ 
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ist  die  wirtschaftliche  Encheinuiig,  durch  die 
der  S  rahler  eine  S.  auf  den  S.trfiger  oder  dieser 
auf  weitere  Personen  fort-  oder  abachiebt.  Sie 
kann  sein: 

ai  eine  FortwälKnng,  wenn  sie  sich  in  der 
Richtung  vom  ersten  S.zabier  auf  andere  Per- 
sonen erstreckt  ond  diese  zu  S.trftgem  macht. 
I>ie  Ueberuagnnr  der  S.last  gescbieht  im  Ver- 
kehr durch  den  Preiszuscnlacr,  indem  die 

ganz  oder  teilweise  auf  den  Preis  der  mit 
der  Abgabe  belasteten  Waren  geschlagen  wird. 
lUes  gochieht  z.  B.  bei  vielen  Anfwand-S.,  wo 
der  I^odnzent  als  S.sabler  die  S.  aaslegt,  am 
<tich  dann  beim  Absätze  in  der  PreisernShung 
vom  Kftnfer  den  S.betrag  ersetzen  zu  lassen. 
I>er  Käufer  wird  auf  diese  Weise  der  S.träger. 

b)  eine  RUckwSlznng,  wenn  die  vom 
>  Zahler  auf  den  S.tr&ger  fortgewälzte  S.  von 
diesem  auf  jenen  zurückgeschoben  wird.  Gleiches 
liegt  vor,  wenn  der  erste  S.träger  die  S.  auf 
den  zweiten  fortwälzt  und  letzterer  sie  wieder 
auf  den  ersteren  znrQckwälzt.  Die  Form  der 
Rttckwätzon^  geschieht  durch  einen  Preis- 
abschlag, indem  der  S.nhler  beabsichtigt,  die 
TOi^eschossene  S.  auf  den  Abnehmer  seiner 
Waren  oder  Leiatnngen  durch  eine  Steigerung 
der  Preise  fortsuwätzen,  indessen  den  vorge- 
setaten  Preis  nicht  erzielt,  sondern  die  S.  selbst 
tragen  muß;  H-enn  z.  B.  der  Hauseigenttlmer 
die  Gebäade-S.  anf  den  Mietspreis  seiner  Woh- 
nungen schlägt,  aber  die  angesetzten  Mietpreise 
nicht  erzielt,  so  daß  nicht  der  Mieter,  dem  sie 
zugeschoben  wurde,  sondern  der  Hausei^entQmer 
der  endgflitige  Träger  der  Gebäude-S.  ist ;  denn 
diese  wurde  anf  ihn  zurückgew&lst. 

c)  eine  beabsichtigte  ^organische,  essen- 
tielle^ Ueberwalznng,  wenn  sie  von  der  S.- 
gewalt  ans  stenertechnischen  Rücksichten  ge- 
wollt ist  Sie  ist  überalt  da  gegeben,  wo  die 
S.gesetze  geflissentlich  die  S.  bei  Mittelspersonen 
erbeben,  in  der  Voraussetzung,  daß  diese  die 
Ausgelegte  S.  im  Preise  der  Produkte  oder 
Leistnngeu  sich  von  den  Käufern  oder  Ab- 
nehmern verhältnismäßig  vergüten  lassen. 

di  eine  unbeabsichtigte  (accessorische, 
accidentelle)  Ueber wälzung,  wenn  ea  dem 
vom  Gesetze  als  S.destinatar  gedachten  S.träger 
«Inrch  Umstände  und  Vorgänge  ökonomischer 
und  veri[ehrBwirt8chaftIicher  Natur  gelingt,  die 
Sjibricht  zu  durchkreuzen  und  sich  zu  Ungunsten 
eines  Dritten  zu  entlasten.  Sehr  leicht  kann 
eine  gerechte  S.  dadurch  zu  einer  nngereehten 
werden.  Glückt  es  z.  B.  dem  Kapitalisten  und 
Rentner,  die  ihm  auferlegte  Kapitalrenten-S. 
durch  eine  Erhöhung  des  Zinsfußes  anf  den 
Schuldner  zu  überwälzen,  so  ist  die  Absicht  des 
( tesetzgebera ,  den  Bezieher  eines  Reotenein- 
Icommens  zu  treffen,  vereitelt. 

Die  beabsichtigte  wie  die  unbeabsichtigte 
T'cberwälznDg  kann  »ich  selbstredend  sowohl 
al'  Fort-  als  auch  als  Bückwälznng  darstellen. 

2.  Bedentons  und  Wirksunkeit  der 
S.öberwälziiiig.  So  klar  imtl  einfach  theo- 
retisch das  ProWem  <lw  S.Qlterwälznng  vor 
ins  liegt,  so  schwierig  und  verwickelt  ge- 
stalten sich  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
'l*^  Wirtschaftälelienti.  Der  Eintritt  der 
AbwätzuD^  ist  ao  technische  und  wirt- 
-cbaftliche  VüraussetzuDgea  der  Pnxluktion 


gebunden.  Sie  kann  geschehen  durch  Ver- 
besseruDg  und  Vermehrung  der  Produkte 
bei  gleichen  Produktionakosten  oder  durch 
Verminderung  der  letztereu  bei  gleicher 
Quantität  und  Qualität  der  Erzeugoiase.  Die 
Abwälzung  kano  insbesondere  durch  die 
Fortechritte  der  Betnebstechnik  bei  den 
Äufwaod-S.  (Bier,  Branntwein,  Zucker)  oder 
bei  einzelnen  Ertrags-S.  durch  vervollkomm- 
nete Fabrikationstechuik  auftreten.  Wenn 
auf  diese  Weise  aus  den  besteuerten  Koh- 
stofTen  mehr  Fabrikate  als  bisher  bei  gleich- 
bleibenden S.sätzen  hergestellt  werdenkOnnen, 
so  verteilt  sich  die  S.  auf  eine  größere  An- 
zahl von  fertigen  Waren.  Der  Prelszusclüag 
kann  fOr  das  einzelne  Stück  in  dem  Maße 
geringer,  kleiner  werden,  als  die  S.  auf 
viele  Stücke  angewendet  wird.  Daher  be- 
deutet die  Abwälzung  sowohl  fOr  die  privat- 
wrirtschaftlichen  Interessen  des  Einzelnen 
als  für  die  Volkswirtschaft  und  Gesamtheit 
einen  unbestrittenen  Vorteil. 

DieUeberwälzung,  in  beiden  Formen 
der  Fort-  und  KückwälzuDg,  dagegen  ist 

{iraktisch  wichtiger.  Die  Fortwälzung 
&ßt  sich  fOr  den  S-zahler  in  dem  Maße 
bewirken,  als  durch  eine  EinschrftokuDg 
des  Angebots  seitens  des  Produzenten  ein 
kleineres  Angebot  der  gleichen  Nachtrag 
gegenübersteht.  Erwerraeinrichtun^n,  die 
vorwiegend  mit  umlaufendem  Kapital  pro- 
duzieren, sind  denjenigen  Unternehmungen 
gegenüber  im  Vorteil,  deren  Betrieb  auch 
auf  große  stehende  Kapitalien  gestellt  ist. 
Ebenso  ist  die  Möglichkeit  der  l*roduzenten, 
durch  gemeinsames  Vorgehen  auf  die  Preis- 
bildung einzuwirkeu,  von  Wichtigkeit.  Die 
wirtschaftlich  starken  Unternehmer  sind 
leichter  in  der  Lage  zu  itberwälzen  als  die 
schwachen  Hände  und  daher  die  Groß- 
betriebe in  höherem  Grade  als  die  Mittel- 
und  Kleinbetriebe.  Ferner  ist  der  Umstand 
beachtenswert,  ob  und  in  welchem  Umfang 
der  Konsument  mit  seiner  Nachfrage  zurück- 
gehen oder  er  sich  an  Stelle  des  besteuerten 
Artikels  etwaiger  Ersatzmittel  oder  Surro- 
gate bedienen  kann.  Endlich  wirkt  hier 
die  Rechtsordnung  der  Produktion  bestim- 
mend ein.  Das  Monopol  des  Gewerberechts 
unter  Ausschluß  von  Surrogaten  und  die 
Beschränkungen  der  Gew.-Ü.  befördern  die 
Fortwälzung,  während  ein  freieres  Gewerbe- 
recht mit  seiner  ausgedehnten  Konkurrenz 
die  Fortwälzung  dem  einzelnen  Produzenten 
erschwert. 

Bei  der  Rückwälzung  werden  die 
I  umgekehrten  Ursachen  wirksam.  Sie  setzt 
voraus ,  daß  die  in  Betracht  kommende 
'  Nachfrage  eine  Verminderung  gestattet  und 
einem  gleichbleibenden  Angebot  eine  ver- 
,  ringerte Nachfrage gegenfibeitritt  Im  übrigen 
,  wirken  alle  jene  Umstände  in  eotgegeo- 
.  gesetzter  Richtung,  die  xeir  bei  der  htirt' 
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wälzung  bereits  kennen  gelernt  haben.  Für 
die  rückwälzenden  Konsumenten  oder  Ab- 
nehmer ist  die  Natur  des  betreffenden  Be- 
dürfnisses maßgebend,  das  mit  fortzuwälzen- 
den S.  getroffen  werden  soll.  Von  entschei- 
dender Wichtigkeit  ist  die  Ersetzbarkeit  des 
besteuerten  Artikels  durch  unbesteuerte 
Surrogate.  Der  Gesetzgeber  kann  sich  dann 
genötigt  sehen,  einen  Ausgleich  durch  eine 
Besteuerung  der  Surro^te  herbeizuführen. 
Und  auch  Mer  ist  die  -wirtschaftliche  Kräfte- 
verteilung ein  einflußreicher  Faktor. 

Bei  der  S.überwälzung  läßt  sich  niemals 
nachweisen,  daß  sie  wirklich  eine  ungleich- 
mäßig und  ungünstige  Besteuerung  richtig 
verteile.  Eine  Wirkung  läßt  sich  bei  den 
Aufwand-S.  leichter  erzielen  als  im  Be- 
reiche der  Erwerbsbesteuerung.  Aber  unter 
allen  Yerhältnissen  erzeugen  die  Ueber- 
wälzungen  zwischen  den  Parteien  Reibungen 
und  stoßen  auf  mancherlei  Hindernisse. 
Notwendige  MassenkoDSumartikel  sind  für 
die  Fortwälzung  empftoglich,  wogegen  bei 
entbehrlichen  und  Luxuswaren  die  S.  leicht 
entweder  beim  S.zahler  haften  bleibt  oder 
dem  Konsumenten  die  Rückwälzung  gehngt 
Doch  kann  auch  die  S.form,  Veranlagung 
und  Erhebung  den  Ueberwälzungsprozefi 
erleiditOTD  oder  erschweren,  wie  auch  die 
Lange  des  zeitlichen  Intervalls  zwischen 
Produktion  und  Verbrauch  die  Erwirkung 
der  neberwälznngen  unsicher  und  lücken- 
haft  macht  Die  Cleberwälzungstendenz  kann 
sich  aber  auch  zu  förmlichen  „S.ent- 
lastungskftmpien"  oder  zu  Vorgängen 
oder  Handlungen  veidichten,  durch  die 
einzelne  Individuen  oder  Gruppen  von  solchen, 
ja  ganze  soziale  Klassen  eine  Entlastung 
von  den  S.  erstreben.  Solche  S.entlastungen 
gehen  teils  zurück  auf  die  Ausbeutung  der 
gegebenen  rechtlichen  oder  tatsächlichen 
Machtverhältnisse,  aus  denen  dann  für  eine 
Minderzahl  bevorzugter  Personen  offene 
oder  latente  S.privilegien  zum  Nachteil  der 
Mehrheit  der  Bevölkerung  hervorgehen.  Da- 
bei werden  die  Reichen  auf  Kosten  der 
ärmeren  Schichten  bevorzugt,  wie  bei  den 
reellen  S.exemtionen  früherer  Zeiten,  oder 
umgekehrt  die  besitzlosen  Klassen  zum 
Nachteil  der  Besitzenden,  wenn  das  S.auf- 
kommen  ausschließlich  auf  den  Besitz  und 
das  Kapital  gelegt  wird,  Verbrauchs-  und 
Aufwand-S.  nicht  genügend  ausgebildet  sind. 
Teils  aber  entsprießen  die  S.entlastungs- 
kämpfe  den  Wurzeln  des  Rechtsbuches, 
wenn  einzelne  Individuen  durch  unrecht- 
mäßige Mittel,  in  doloser  Absicht  eine  $.- 
Verkürzung  herbeiführen,  sich  ihrer  S.pflicht 
ganz  oder  zum  Teil  zu  entziehen  suchen, 
indem  sie  falsch  deklarieren,  S.  begründende 
Tatsachen  verschweigen,  sich  des  Schmuggels 
oder  der  Bestehun^  schuldig  machen.  Sie 
begehen  dadurch  nicht  nur  einen  S.betrug, 


sondern  auch  ^n  soziales  Cnitoht  g>-v', 
die  ehrlichen  S.zahler,  welclie  im^and, 
der  unehrlichen  und  geviGseolosenlkiiHit- 
benachteiligt  werden. 

IV.  Du  S.gjrfltM. 

1.  Einheit  nnd  Vielheit  der  S.  ^.■ 
ideolügen  haben  häufig  die  Fonlaun:  er- 
stellt, den  gesamten  FiuaflKbetlarf  des  Ma^-i 
durch  eine  einzige  S.  lu  ileckert 
Physiokraten  gingen  von  der  Tditmri- 
schafiliclien  GrundanschauuDg  aus,  M  diu 
die  Bewirtschaftung  des  Oniod  wi  Bobs 
produktiv  sei,  einen  wirklichen  ifeineitni.-. 
den  produit  net,  abwerfe.  Sie  iiidieü 
eine  einzige  Abgabe  von  diesem  Boden- 
erträge für  die  allein  gerechte  und  iv^^ 
S.  und  wollen  daher  durch  diese 
impöt  unique,  alle  übrigen  ti.  anfiaii:^ 
la^n.   Einen  ähnlichen  Qedaokea  siiftchi 
Vauban  in  seinem  S.zentraliaem^spp^^i'^' 
dem  „königlichen  ZeheoC,  in  der  Um- 
royale  aus.    Er  will  weaigatMS  leiitflj^ 
eine  einheiüiche  Einkomraen-S.  EchaSt«. 
woneben  nur  noch  die  Zölle  und  Lmbs- 
abgaben  von  gewissen  SeAniaäs^^ 
ständen  fortbestehen  solltea.  Aufbmt^ 
Grundlage  suchte  man  spUerdieallgeoip- 
Einkommen-S.  und  diealigemaitepi^c- 
Einkomraen-S.  in  den  Kittelptmll  tu  riki:» 
und  knüpfte  daran  das  Verufigeo,  dtarhi" 
alle  Qbrigen  S.  und  AhgabeI^iDU»Bondep>all^ 
die  unteren  Volksklusen  belsstesdeo  Auf- 
wands- und  Verbrauch»^  weiKiwn.  In- 
artige  Formolieningen  zählten  im  19.  Jibri) 
zum  Rüstzeug  aller  radikalen  ärn^n^- 
welches  sich  i.  J.  1848  der  wJwri»!^ 
Radikalismus  und  in  der  neuesten  Zeit  'it- 
Sozialdemokratie  angeeignet  hiibeo. 

Das  Auftauchen  solcher  PostuUte  i*t 
klärlich  aus  dem  Wunsche,  die  koraplf««'"' 
Vielheit  der  S.arten  auf  eine  mögüdi*! 
fache  Form  zu  bringen.  Diese  Ers^it^'"-' 
zeigte    sich   vornehmlich  m 
18.  Jahrb.,  wo  die  meisten  averfaj^'^tt;-' 
an  einer  unerträglichen,  systemlosen  Suu«- 
faltigkeit  der  S.  Utten.  Allein  mii  ^ 
Ideal  teilt  das  SchicfcsaJ  seiner  m»;  " 
scheitert  an   den  SchwierigiwiW  ' 
Durchfahrung.  Vor  allem  vfüie  fsa^>"'^'-[ 
einzige  S.  ein  ganz  ongehnurs  j 
Gewissenhaftigkeit,  Pflidilbeffuliw^ 
Ehrlichkeit  bei  den  S.zahleni 
und  wäre  ohne  lastiges  Ein^«'^" 
Einkorn  mensverhältnisse  und  oto*  ^'  ' 
weitgehende  Kontmllen  nicht  e^"*^« 
Zur  Deckung  des  Staatsbedarfes. 1=«"^^^ 
der  S.ertrag  sehr  erhebüdi  i*"'  ,  . 
S.leistungen  der  Einzelnen  mafif^^rL;^»,,; 
sein.    Die  Abgabe  wäre  daher  a^t^  ^' 
drückend,  weil  an  allen  S.iielefl*l"  i,... 
S.betiäge  eingefordert  werden  "f'^  ; 
S.au^e  vtolen  sehr  -'-««d«"- ' 
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tladarch  vfirde  die  S.  dem  erstea  Grund- 
Mtte  jeder  BeBteaeruag,  der  Zulflnglichkeit, 
ni'bt  eotsprechen.  Hierzu  gesellen  sich 
iißiT  Doch  besuDdere  steuerteehnische  Sdiwie- 
h^kettcn  bei  der  YerteiluDg  der  SJost,  die 
Sicnstante  Verfolgung  im  Wechsel  der  Ein- 
liomniensgrößen  uud  der  verschiedenen 
■^uf^lIeD,  aus  denen  das  Gesamteinkommen 
'Jer  verscbiedeneo  Einzelwirtschaften  fließt. 

Die  moderne,  auf  Erfahrungen  der  S.- 
)>oIit)k  fußende  Theorie  uud  die  S.praxis 
haben  das  entg^ngesetzte  Prinzip,  die 
Vielheit  derS.,  vertreten.  Entscheidend 
i>t  dabei  vor  aUem  die  finanzpolitische 
F'Hiening,  die  der  Sjweck  setzt  Ge- 
M.-tiichtliche  Erfahrungen  und  praktische 
Erwägungen  haben  gezeigt,  daß  der  S.be- 
<krf  nur  durch  die  Erhebung  verschiedener 
und  zahlreicher  S.  und  cCarten  gedeckt 
werden  kann.  Denn  nur  auf  diese  Weise 
kann  das  Ziel  der  Besteuerung  erreicht 
vcfdeii,  ohne  Störungen  oder  schwere 
Scliädigungen  des  gesamten  Wirtsohafts- 
ietn^DS  zu  erzeugen.  In  früheren  Zeiten 
va»D  jedoch  rein  fiskalische  Motive  Über^ 
niiehttg.  Man  beechied  sich  damit,  nur 
»Iche  Gegenstände  für  die  Belastung  aus- 
ziiwäblon,  die  der  S-technik  besonders  zu- 
gänglich, ihr  am  leichtesten  erreichbar  waren 
'in'l  Überdies  möglichst  hohe  Erträge  ver- 
«Iiracheii.  Die  Grundsätze  der  richtigen  Be- 
iiutziing  der  S.foods  und  der  Gerechtigkeit 
iMten  mehr  in  den  Hintergrund.  Die  Ge- 
samtheit der  S.  stellte  sich  somit  als  eine 
■-v>tem]ose  Gruppierung  von  Abgaben  dar, 
«iif;  eines  inneren  Zusammenhanges  ent- 
l*-lirlen.  Erst  der  neueren  S.politik  kam  es 
K'im  Bewußtsein,  daß  jedes  S.system  auf 
"•diionellen  Grundlagen  emchtet  werden 
mOsse  und  daß  der  dauernde  Gewinn  augen- 
lili'-klichen  Erfolgen  vorzuziehen  sei.  Damit 
V)tT  erwuchsen  der  S.politik  große  Ziele 
'imi  Aufgaben,  welche  in  dem  s^'Stemati- 
^■"tien  Ausgleich  der  Vielheit  der  S.  mit  den 
■'U-rRten  GnindsÄtzen  der  Beeteuenmg 
r'ipfelteu  und  von  der  Erkenntnis  getn^en 
warvn,  daß  in  der  S.gesetzgebnng  neben 
'W  Erstrebuug  eines  fiskalischen  Erfolges 
titr-ii  höhere  Oesichts[)unkte  zu  verwirklichen 
*-'icn.  Infolgedessen  gestaltet  sich  die  Aus- 
'«Hiinc'  einer  Vielheit  von  S.  zu  einem  ein- 
''■'itlit-Ben  Bau  mit  weitausscbauendeu  FlJUien 
'"l'^r  die  Bildung  des  rationellen  und  orga- 
"■K'hen  S.B^Btem8  zu  einer  wichtigen  Auf- 
der  flnonz-  und  S.poliük. 

t  Die  EiBteiloBir  der  8.  1.  Xatnral- 
'uid  Qeld-S.  weraen  nach  der  Valuta 
■  ler  W&hrung  unterschieden,  in  der  die  S. 
2u  entrichteD  ist  Wir  sprechen  von  Natu- 
i'dt-S,.  wenn  öffentliche  Auflagen  in  Natu- 
nii'-'ü  oder  Naturi)rodukten  zu  reichen  sind. 
l'i">e  Entrichtungsform  der  S.  gehört  der 
•<niiy  der  vorherrschenden  Natiural  Wirtschaft 

t^»nrrbBeb  d«r  Volluwiilfcliaft.  II.  Aatl.  Bd.  II. 


an.  Solange  der  Geldgebrauch  imd  der 
Geldumlauf  im  Wirtschaftsleben  ein  gering- 
fügiger ist ,  entspricht  die  Iieistung  m 
Naturalien  sowohl  den  Interessen  der  S.- 
pflichtigen,  der  in  der  Hauptsache  nur  über 
naturale  Produkte  verfügt,  als  auch  den 
Bedürfnissen  des  S.empfängers,  des  Staates, 
der  wiederum  seine  Verpflichtungen  in 
Naturalien  abträgt.  Mit  dem  Volbringen 
der  Geldwirtsch^  und  der  Geldzahlungen 
erweisen  sich  die  Natural-S.  als  unzuläng- 
lich, und  68  wird  daher  der  üebergahg  zur 
Ableistung  der  S.pflicht  in  Geld  oder  die 
Geld-S.  notwendig.  Jetat  steigt  auch  im 
Staatshaushalte  der  Geldbedarf,  die  Staats- 
ausgaben werden  Geldausgaben,  ij^mit 
verschwinden  allmählich  die  stüivertiUligen 
Naturalleistungen.  Dieser  Umsohwung  ist 
aber  kein  plötzlicher,  sondern  vollzieht  sich 
in  einem  langsiunen  Entwickelungsprozeß, 
der  bei  den  meisten  Völkern  Jahrnunderte 
ausfüllt  Die  letzten  Spuren  der  Natural-S. 
sind  aber  auch  heute  noch  nicht  völlig  ver- 
schwunden. (Vgl.  Artt.  „Hand-  und  Spann- 
dienste" oben  S.  9  und  „Naturalleistungen" 
oben  S.  535.) 

2.  Direkte  und  indirekte  S., 
Schätzungen  und  Auflagen  (Auf- 
schläge) involvieren  Wortbedeutungen,  die 
häufig  wechseln  und  deren  Anwendung  sehr 
kontrovers  ist.  Es  lassen  sich  im  ganzen 
vier  auseinanderhalten: 

a)  Nach  der  Art  der  Feststellung  und 
Erbebang  (deutsche  oder  wörtliche  unter- 

acheidong).  Direkte  S.  sind  S.,  die  vom  Pflichtigen 
S.träger  (S.destinatar)  unmittelbar  an  die  S.- 
gewält  entrichtet  werden,  bei  denen  infolge- 
dessen  der  S.zsbler  nud  der  S.trtlger  die  gleiche 
Person  ist.  Indirekte  S.  nennt  man  dagegen 
diejenigen,  welche  von  der  einen  Person,  dem 
S.zabler,  erhoben  werden,  während  sie  eine 
andere  endc;Ultig  aas  ihrem  Einkommen  be- 
streiten soll.  S.sabler  und  S.träger  sind  zwei 
verachiedene  Personen,  eraterer  legt  die  S.  aus 
nnd  Qberwälzt  sie  auf  den  letzteren  (Raa.  Wagner, 
Cohn,  Eheberg).  Das  gleiche  berägt  die  Unter- 
Bcbeidang  in  Traf-  nnd  Vorschubs.  (Schftffle), 
oder  in  S.,  bei  denen  die  Leistnngsfähigkeit 
„unmittelbar  festgestellt"  wird,  nnd  solche,  bei 
denen  sie  von  den  „Aasgaben"  ans  geschlossen 
wird  (Conrad,  Coasa).  Die  Ausdrücke  direkt 
nnd  indirekt  decken  eich  also  mit  unmittelbar 
und  mittelbar.  Diese  Unterscheidnng  ist  die 
einzige,  die  wissenschaftlich  befriedigen  kann. 
Sie  wird  von  den  meisten  deutschen  Autoren 
festgehalten. 

b)  NachZnständen  nnd  nach  Vorgängen 
(franzOdiitche  Unterscheidung).  Direkte  heißen 
diejenigen,  die  nach  einer  Xamensliste,  nach 
dauemden  Dingen  und  Zuständen  erhoben  werden, 
und  indirekte  solche,  die  sich  an  bestimmte 
Gegenstände,  Dinge  oder  Vorgänge  anschließen. 
Erstere  werden  auch  als  Kataster-,  letztere 
als  Tarif-S.  bezeichnet.  Diese  Trennung  findet 
sich  schon  zur  Zeit  der  Physiokraten  and  be- 
herrscht auch  heute  noch  die  französische  Finanz- 
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TOaxia  (Ttirgot,  Dnpont  de  Xemonn,  Schlettwein, 
usniier,  Parien,  Nenmann). 

c)  Nach  BesitE  ondHaDdlnngeii.  Direkte 
S.  Bind  die  S.  aaf  dem  Besitz,  indirekte  die- 
jenigen Bof  Handlangen  (Hoffmaun,  ähnlich 
auch  Roscher). 

d)  Nach  Angabe  der  S.^nelle.  Die 
direkten  S.  geben  unmittelbar  die  S.qneüe  au, 
die  indirekten  werden  vom  S.pflichtigen  ans 
seinen  allgemeinen,  wirtschaftlichen  Mitteln  ent- 
richtet and  hängen  nar  mittelbar  mit  der  S.anelle 
caaammen,  aof  die  lie  hindeaten  (Ricca-Salemo, 
Wilgren). 

Schätzungen  nennen  wir  in  An- 
knüpfung an  historische  Keminiszenzen  die 
direkten  S.  nach  der  ersten  Unterscheidung. 
Der  Name  wird  von  der  Yeranlagungs- 
methode,  der  „Schätzung",  durch  besondere 
Oi^ue  hergeleitet,  und  die  S.bemessuDg&- 
grundlage  bilden  die  Einkommens-  und  Ver- 
luögeusverhältnisse  der  Einzelwirtschaften. 
Auflagen  oder  Aufschläge  decken  sich 
im  allgemeinen  mit  den  indirekten  S.  erster 
Unterscheidung  und  werden  vom  Aufwand 
oder  Verbrauch  einer  Person  erhoben.  Der 
Ausdruck  „Aufschlag"  kommt  von  dem  Um- 
stände, daß  die  S.  vom  S.zahler  auf  den 
Preis  der  Waren  Oberwftizt  oder  "„ge- 
schlagen" wird. 

Noch  schwieriger  als  die  theoretische 
fSnteilung  ist  die  praktische  Anwendung 
auf  die  S.systeme.  Besonders  strittig  ist 
hier  die  Stellung  der  Verkehrs  - S. 
Sie  charakterisieren  sich  nach  der  ersten 
Unterscheidung  in  der  R^l  als  eine  selb- 
Btftndige  S.kategorie,  die  sich  sowohl  gegen 
direkte  und  indirekte  S.  als  audi  die 
Qebfihieu  aba<^eidet,  naoh  der  zweitea  und 
dritten  &llen  üe  unter  die  indirekten  S. 
Die  flliation  der  Budgets  unserer  Knltur- 
staaten  hat  aber  den  Verkehrs -S.  nicht 
immer  eine  selbständige  Rubrik  gegönnt, 
sondern  sie  meist  mit  den  indirekten  8.  ver- 
knnpft  (Preußen,  Frankreich)  oder  die  ein- 
zelnen Gruppen  (Stempel -S.,  Erbschaf ts- 
8.  usw.)  selbständig  gestellt  (Deutsches  Reich, 
Bayern). 

Wegen  der  Vieldeutigkeit  der  Ausdrücke 
„direkte"  und  „indirekte  S."  hat  die  Ter- 
minologie der  modernen  Finanzwisseoschaft 
vom  Gebrauch  dieser  Namen  mehr  und  mehr 
Abstand  genommen.  Man  spricht  heute 
lieber  von  der  Erwerbsbesteuerung,  welche 
die  Ertrage-,  Einkommen-  und  Verkehrs-S. 
umfaßt,  und  von  einer  Aufwand-  oder  Ver- 
brauchsbesteuerung. Mißverständnisse  wer- 
den dadurch  vermieden. 

3.  Kepartitiona-  und  Qnotitäts-S. 
nnterscheiden  sich  je  nach  der  Anwendung  des 
Repartitiona-  und  Quotitätsprinsips  auf  die  Be- 
steaeruug.  Näheres  hieritber  b.  oben  sab  I,  6 
(No.  5)  S.  1016. 

4.  Subjekt-  und  Objekt-S.,  Per- 
sonal- und  Real-S.  sind  Unterschei- 


dungen, die  von  der  formalen  Ben!?!- 
sungsgrundlage  ausgehen.  Derlnier- 
Bchied  zwischen  beiden  beruht  sgIMh;)] 
nicht  auf  einem  prinzipiellen  G^ensize; 
denn  jede  S.,  wie  sie  auch  immei  heiUen  I 
mag,  ist  insofern  eine  Subjekt-S.,  als  sie  m 
einem  S.8ubjekte,  dem  leitenden  i{eclit!*uD<l 
Wirlachaftssubjekte  einer  EiozdriitKiiaf:, 
zu  entrichten  ist  Wenn  man  daher  m 
Subjekt-  imd  Objekt-8.  spricht,  so  \m  m 
nur  die  formale  Normsetznng  bei  der 
anlagung  im  Auge  haben.  Subjekt- >'l<'i 
Personal- S.  nennen  wir  die^etii^u  s. 
bei  denen  die  wirtschaftliche  l^ismy 
fähigkeit  ans  der  ökonomischen  tiod  »ml::: 
Qeartung  der  steuerpflichtigen  Fersooen  li' 
geleitet  wird.  Sie  sind  eotvedei  reine 
Personal-S.,  wo  die  GröBe  des  Ed- 
kommens  nicht  berücksichtigt  winl,  vir 
den  Kopf-  oder  Familien -S.,  oder  EId- 
kommen-S.,  wo  die  Höhe  des fMomin^ 
für  die  S.leistung  entscheidet  DasCharai- 
teristische  der  Subjekt-S.  ist  die  Mv*lf 
der  S.technik,  wonach  die  BeitngBtraft  m 
den  beim  leitoiden  Bechtssubjekte  eio^r 
Einzelwirtschaft  zusommeniiiefieiidea  Eiu- 
kfinften  als  einheHlic^es  Gaoies  gene^a 
wird.  Objekt-  oder  Reai-S.  nod  »kie 
S.,  bä  denen  die  wiitscbafüidw  hs&vs^ 
fähig^teit  aus  den  Bachlichen  Beetudlei^ 
der  Erwerbsquellen  »ner  ESuävirtedcft 
«mittelt  wiiti.  Hier  sind  das  VennSpn 
und  die  Vermögensobjekte  für  du  bmiü 
der  S.pfli(^t  ma&gebeod.  Die  Vertntffder 
Objekt-S.  sind  die  Ertrags-  Ver- 
mögens-S,  (vgl.  Artt  „Ertrages."  «fw 
Bd.  I  S.  787  und  „VermfigeiiBÄ%  Bw 
werden  die  subjektiven,  die  Leistuogsfilu^- 
keit  beeinflussenden  Elemeote  bei  do'  un- 
kommensbildung  ausschieden.  Je  ^ 
es  nun  der  S.technik  gelingt,  der  iuJer« 
Gestalt  der  Objektbesteuerung 
jektive  Momente  einzufügeo,  diereakii  Omo- 
lagen  an  die  subjektive  Leiatungsfilu?**'' 
anzunähern,  desto  mehr  findet  m  Trf«- 
gang  von  den  Objekt-S.  zu  den  Sabjett->- 
statt.  Dieser  Prozeß  findet  in  der  alig*- 
meinenEinkommen-S.  seineD  Aletim-  i 
indem  diese  den  in  die  objektiven  Er*^""  | 
mittel  hineiogel^ten  tjeist  und  di^  p«*'^' 
liehen  Leistungen  des  leitenden 
Subjekts  steu^echnisch  und  ^xms^«^" 
auswertet. 

6.  Reichs-,  Staats-  ond  GeBei"4*  * 
werden  nach  den  zor  Erhebline  leptuwrwi 
S.gewalten,  Reich,  Staat  nnd  Geaeui«  *»*■ 
etnandergehalten.  Dabei  ist  die  B«wi4bok 
Gemeinde-S.  im  weiteren  Sinne  » 
auf  die  Auflageu  sämtlicher  SeHatTenrattiig- 
körper  (Land,  Kronland,  Pronaz,  Kre». 
gemeiade)  anszudebnen.  ,  , 

6.  Periodische  nnd  nnBeriodi^b^  - 
Jene  werden  regelmäfiig  erhoben,  wiederboh. 
sich  in  bestimmten  ZeitabMliiittei,  von 
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jährlich.  Diese  vrerden  entweder  nar  einmal 
oder  in  anregelmUIigen  Zeitftbstäsden  einge- 
Kogen  und  aind  vielftich  EnSiuEDngvn  n  jenen, 
wie  die  Erbschaften,  zur  Erwerbsbestenerong. 

7.  Orde  ntliche  und  anSerordeot- 
liche  S.  sind  endlich  nach  dem  S.zweck 
zu  uDterscheideo.  Die  ordentlichen  S.  dienen 
zur  Deckung  des  ordentlichen  Finanzbedarfes, 
die  aufierordeotlidien  dagegen  zur  Bestrei- 
tung außerordentlicher  Bedürfnisse.  Erstere 
werden  regelmäßig  und  fortdauernd,  letztere 
nur  mit  Eintritt  eines  außerordentlichen  Be- 
darfs erhoben.  Bei  der  modernen  Entwicke- 
luog  des  Staatskredits  werden  die  außer- 
ordentlichen S.  zur  Bestreitung  extraordi- 
närer ÄttforderuDgen  auch  in  Notfällen 
immer  entbehrlicher.  Sie  werden  daher  auf 
solche  fUlle  im  Staatsleben  beschränkt,  wo 
die  Kreditaufnahme  versagt  oder  doch  aus 
anderen  Gründen  ni<^t  wfinschenswert  ist 
(sog.  Kri^»-  und  ,,Extra-S.**).  HistoriBch 
betau^tet,  waren  nrsprQuglich  alle  S.  außer- 
ordentliche Auflagen,  da  ne  nur  in  Not- 
Allen  und  bei  UnzuUbglichkdt  der  sonstigen 
Stastsdnnahmen  erhoben  wurden.  Heute 
dagfi»Bn  fflnd  sie  zu  bleibenden  EinrichtuDgeQ 
des  Finanzwesens  geworden,  bilden  den 
Mittelpunkt  der  Staatseinnalimen  und  sind 
als  oraentliehe  Einkfinfte  die  wichtigsten 
De^ungsmittel  ftlr  die  öffentlichen  Be- 
dOrfnisse. 

8.  Die  Bildnng  des  S-systems.  Das 
Problem  des  S-systems  geht  von  dem  steuer- 
politischen  Grundsätze  aus,  daß  zur  Befrie- 
digung des  Finanzbedarfes,  vollends  in  einem 
großen  modernen  Kulturstaate,  die  syste- 
matische Gliederung  einer  Mehrzahl  von  S. 
unentbehrlich  ist.  Mit  der  Annahme  des 
Prinzipes  der  Vielheit  der  S.  erwachst  aber 
die  weitere  Aufgabe,  eine  solche  Anordoimg 
und  Zusammensetzung  der  Sparten  zu  treffen, 
die  der  (|uantitativen  und  qualitativen  Diffe- 
renzierung des  Volkseinkommens  entspricht. 
Für  die  Aufstellung  eines  solchen  wissen- 
schaftlichen S.Systems  können  nur  innere 
Momente  der  Zusammengehörigkeit  maß- 
gebend sein.  Dabei  ist  natürlich  zu  be- 
achten, daß  die  tatsächlichen  S-systeme  der 
verschiedenen  Staaten  von  dem  folgenden 
mehr  oder  weniger  abweichen,  weil  bei 
jenen  neben  rein  sachlichen  Erwägungen 
geschichtlich  überkommene  Zustände  und 
verwaltungstechnische  Rücksichten  als  Be- 
stimmun^grQnde  hereinspielen. 

Jede  S,  kann  nur  aus  dem  Vermögen  der 
steuerpflichtigen  Einzelwirtschaften  genom- 
men werden.  Die  Gesamtheit  der  Tatsachen 
und  Erscheinungen,  in  welchen  das  verfüg- 
bare Vermögen  der  Einzelwirtschaften  Ge- 
stalt empfängt,  ist  die  in  den  S.obiekten 
zum  Ausdruck  gelangte  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeitder  Ein  zel  wirt- 
schaften. Sie  Mldet  den  Ausgangspunkt 


für  die  Bildung  des  S.systems.  Die  Lösung 
beruht  dann  hier  lediglich  in  der  Aufsuchung 
geeigneter  Mittel  und  Wege,  um  dieses  Ziel 
zu  erreichen.  Der  ganze  Prozeß  muß  sich 
aber  an  den  Werdegang  der  objektiven 
Leistungsfähigkeit  anschließen  und  diesen 
von  den  ersten  konstitutiven  Elementen  bis 
zu  seinem  letzten  Auswirken  verfolgen.  Da- 
durch ist  von  selbst  der  zweigliederige  Auf- 
bau des  (wissenschaftlichen)  S.systems  ge- 
geben und  die  dreifciche  Form,  in  der  Steuer- 
technisch  die  wirtschaftliche  Leistungsfähig- 
keit zu  erfassen  ist.  Sie  wird  an  die  Lebens* 
äußerungen  der  Einzelwirtschaft  anknüpfen. 
Diese  ist  einmal  ein  Oigan  zur  Herbei- 
schaffung  und  Bereitstellung  von  Sachgütem 
und  Leistun^n  für  die  Bedürfnisbefriedigung 
(Einnahmewirtschaft)  und  als  solche  eine 
Produktions-Erwerbsgemeinschaft. 
Sodann  aber  hat  sie  die  Sachgfiter  zu  ver- 
wenden und  zu  verbrauchen  (Auagabewirt* 
Schaft)  und  ist  Yerwendungs-  nnd  Ver- 
brauchsgemeinschaft Die  S.fonnen,. 
die  sich  an  die  erste  Eigenschaft  der  Wirt- 
schaft anschließen,  nennen  wir  Erwerbs- 
besteuerung nnd  jene,  die  sich  an  die 
letzte  anlehnen,  Aufwand-S. 

1.  Die Erwerbsbesteuerung.  Ihre 
Funktion  besteht  in  der  Feststellung  der 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  in 
der  Aufsuchung  des  Einkommens  in  seiner 
Entstehung  beim  ein  zel  wirtschaftlichen 
Rechtssubjekte.  Daraus  aber  ei^bt  sich 
eine  einfache  Gliedmmg  der  hierher  ge- 
hörigen S. : 

a)  Die  Ertrags  - S.  erfassen  das  quantitative 
Element  der  einzelwirtschaftlicheD  Produktion 
nnd  treffen  den  relativ  festen  Wertbestand  oder 
die  bleibenden  Produktionsmittel  des  Wirtschafts* 
betriebes  nacb  seinen  charakteristischen  Typen 
and  Erwerbseinrichtnngen ;  den  Immobillarbesits 
durch  die  Grnnd-  nnd  Gebände-S.,  den 
Mobiliarbesitz  durch  die  Kapitslrenten-S. 
nnd  die  ErwerbseiDrichtongen  darcb  die  Ge- 
werbe- und  Arbeitsertrags-S.  (vgl.  Artt. 
„Ertrags-S."  nnd  „Erwerbs-S." ,  beides  oben 
Bd.  I  S.  787). 

~  b)  Die  Yerkehrs-S.  ermitteln  die  differen- 
zierenden Momente  der  Einkommensbildnngj  die 
Wertverftoderung  und  den  Wertverkehr,  die  in 
Bechtsgescbäften  in  Erscheinung  treten.  Sie 
ziehen  daher  die  treibende  und  schöpferische 
Kraft  im  relativ  flflsaigoi  Wertbesjtande  znr 
Leistung  heran.  Infolgedessen  scheiden  sie  sich 
in  zwei  Uaaptgruppen :  in  die  Umsatz -S.,  die 
Besitzwechselab^aben  im  weiteren 
S  i  n  D  e  fär  den  Immobüiar*  nnd  Mobiliarverkehr, 
nnd  in  die  S.  vom  Wertverkehr  oder  die 
Verkehra-S.  aafDurchgangsposte  n(  Wechsel- 
stempel-, Quittungsstempel-  und  ähnliche  Stempel- 
abgaben) zur  Ausfüllmig  etwaiger  Lttcken  der 
Verkehrsbesteuerung  (vgl.  Art  „Verkehrs-S."). 

c)  Die  allgemeine  Einkommen-S. 
schlieQt  endlich  das  System  ab  mit '  der  ans- 
drücklichen  Verrichtung,  die  qualitative  Ge- 
artnng  des  Einkommens  zu  berücksichtigen.  Sie 
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hat  somit  vor  allem  die  Tätigkeit  nnd  die  Ein- 
wirkang  des  einzelwirtschaftlichen  Bechtssub- 
jekts  sowie  dessen  penOnliche  Terli^tiiisse  nftber 
in  Betracht  zn  nehen. 

d)  Die  Vermögens-  oder  Besitz-S, 
Sie  wenden  sich  an  Besitz  oder  YermSgen  ohne 
BQckBicht  anf  den  darana  fließenden  Ertrag  nnd 
mit  nnr  teilweiser  Berücksichtigung  der  mög- 
lichen Ertra^sfähi^keit.  Sie  können  auf  em 
zweifaches  Ziel  gerichtet  sein.  Denn  entweder 
sind  sie  reelle  Besitz-  oder  Yermögens-S. 
mit  der  ansgesprocheiien  Absicht,  Vermögens- 
teile zn  absorbieren,  wobei  das  Vermögen  als 
solches  Sqnelle  ist,  oder  sie  sind  nominelle 
Besitz-  oder  VermSgens-S.  mit  der  Anf- 
gftbe,  die  Bemessmigs^iuidlBge  für  die  Be- 
stenemng  zn  bilden,  tind  stellen  dann  ein  steaer- 
technisches  Mittel  dar,  indirekt  FnnktioneQ  der 
Erwerbsbestenemng  zn  lösen,  wobei  de  dorch 
ein  andersartiges  Verfahren  aber  den  Umweg 
des  Vermögens  und  Besitzes  aof  die  Erwerbs- 
und  Leistungsfähigkeit  znrUckschlieUen.  Oder 
endlich  sie  sind  S.  vom  VennögensQbergang, 
der  ohne  Zntnn  oder  eigentliches  Verdienst  des 
Rechts80bjekts(passiTe)VennÖgett8vennebningen 
bewirkt  dorch  Erbschaft,  Schenkung  oder  Wert- 
zuwachs. Die  S.formen  sind  hierfür  £rb- 
schafts-S.  (s.  d.),  Schenknngs-S.  (s.  d.) 
nnd  Wertznwachs-S.  (s.  Art.  „Umsatz-  nnd 
Wertznwachs-8."  J.  Die  nominelle  Ver- 
mögens-S.  begmnt  allmählich  sich  in  den  S.- 
systemen  einzubürgern.  Sie  hat  dort  vor  allem 
Verrichtungen  der  Ercf&nznng  des  S.systems 
im  Hinblick  anf  die  Erwerbttbräteuerang  aus- 
zulösen. Dabei  ist  in  erster  Linie  die  stärkere 
Belastung  des  fnndierten  Einkommens  gegen- 
über dem  nnfnndierten  in  Betracht  zu  ziehen, 
sollen  in  passender  Weise  solche  Ertragsqnellen 

SetrofTen  werden,  welch«  ihrer  ökonomischen 
atnr  nach  dem  „Ertrasrastenerprinzipe"  (s.  Art. 
„Ertraga-S."  oben  Bd.  I S.  787)  nicht  zngSngUch 
sind,  und  endlich  soll  ein  in  seinem  Ertraj^ 
ruhender,  kein  Einkommen  bildender  Besitz 
durch  diese  Form  der  Bestenerang  in  Anbetracht 
seiner  S.fiibigkeit  zur  SJeistung  herangezogen 
werden. 

Wo  die  Erwerbsbesteuening  durch  eine  Ver- 
bindung der  Ertrags-  und  Verkehrs-S.  in  Kon- 
kurrenz mit  einer  allgemeinen  Eiukommen- 
S.  zusammengesetzt  ist,  da  scheidet  von  selbst 
die  Arbeitsertrags-  oder  Lohn-  und 
BesoldungB-S.  aus  den  £t-tra^s-S.  aus. 
Ebenso  wird  neuerdings  und  zwar  in  zweck- 
mäßiger Weise  die  Kapitalrenten-S., 
welche  nur  der  Form  nach  eine  Ertrags-S., 
im  Wesen  aber  eine  partielle  Einkommen-S. 
ist,  funktionell  durch  die  (nominelle)  Ver- 
mögens-S.  ersetzt  (vgl,  oben  sub  1  d  und 
Art  „Vermögenssteuer"). 

2.  Die  Aufwaud-S.  Sie  ermessen  die 
Leistungsfähigkeit  aus  der  Art  der  Verwen- 
dung des  Einkommens  durch  die  Kinzelvirt- 
schärften  und  verpflichten  diese  daher  nach 
der  Tatsache  und  dem  Maße  des  Verbrauches 
oder  Gebrauches  von  Sachgütem  und  Leis- 
tungen, d.  h.  nach  ihrem  ^Aufwände**  oder 
„Verbrauche",  indem  teils  die  Höhe  des  Auf- 
wandes, teils  die  Benutzung  irgend  eines 


Gegenstandes  der  Besteuerung  zur  Handhabe 
dient.  Die  Auf  wand-S.  knüpfen  an  die  äm&- 
gabewirtschaft  an,  nehmen  den  Verbrauch 
als  äußeres  Merkmal  für  die  Leistungsföhig- 
keit  und  für  die  besteuerten  GOter  als  for- 
melle Bemessungs^ndl^  an.  Die  Prä- 
sumtion, auf  der  diese  S.form  beruht,  gehl 
von  der  Wahrnehmung  aus,  daß  zwischen 
deu  Einnahmen  des  S^jÜichtigeui  und  seinem 
Aufwand  für  gewisse  Zwecke  ein  schätzbares 
oder  meßbares  Verhältnis  b^teht  Miui 
kann  sie  daher  auch  als  mittelbare  S.  be- 
zeichnen, bei  welchen  die  Leistungs&higfcät 
von  den  „Ausgaben  aus  geschlossen'*  wiid. 
Systematisch  zerftüleo  die  Aufwand-ä  in 
drei  Gruppen.  Die  inneren  Verbrauchs- 
und Verzehrungs-S.  ziehen  Sachgüter 
zur  Leistung  heran,  welche  ianerhalb  des 
S.gebietes  hergestellt  werden,  und  erstreckea 
sich  auf  Getränke,  auf  Verzehruog^egeiF- 
stände  und  endlich  auf  Bonstige  Genuft-  und 
Verbrauchsobjekte^  rHeZfilfe  werdoi  vod 
gewissen  Waren  olioben,  wenn  sie  vom 
Ausland  Aber  die  Grenze  des  S.gebiete8  sam 
inländischen  Verbiauche  gebracht  werden. 
Schließlich  belasten  die  direkten  Auf* 
wand-S.  gewisse  VermOgensauf Wendungen 
und  Gebrauchgegenstände,  welche  der  eigent- 
lichen Konsumtion  nicht  dienen,  mit  einer 
Auflage  und  zerren  in  die  WohnungB-  oder 
Miet-S.  und  in  die  Luxus-S.  (vei^.  AftL 
„Miet-S."  oben  S.  489  fg.  und  „Luxus-S.'- 
oben  S.  439  fg.).  Im  Gegensätze  zu  den 
übrigen  Aufwand-S.  werden  sie  vom  S.- 
pflichtigen  unmittelbar  oder  ,.direkt"  er* 
hoben  (veigl.  Art  „Aufwand-S."  oben  Bd.  I 
S.  258  fg.). 

4.  Die  S.Yerwaltiuig.  Unter  S.verwal- 
tung  verstehen  wir  den  Inbegriff  de-r  ver- 
waltungarechtlichen  und  verwaltungslech- 
nischen  Ordnim^n  und  Maßregeln,  durdi 
welche  die  S.emnalimen  des  Staates  und 
der  Übrigen  OfTentlichen  EOrper  für  den  Ein- 
zug vorbereitet,  erhoben,  verwendet  und  nach 
Zeit  und  Maß  aichei^estellt  werden.  Die 
S. Verwaltung  zerfällt  in  vier  Sachgebiete: 
die  S.veranlagung,  die  S.erbebung,  die  S.< 
kontrolle  und  die  S.stnfen. 

1.  Die  S.Teraiilagiuig.  Sie  wurde  be- 
reits früher  (8.  oben  sub  I,  G.  4  S.  1016}  als 
die  Summe  deijenigen  techiiifich<adimni8tn- 
tiven  Maßr^ln  bezeichnet,  nach  denen  die 
Ennittelune  der  gesetzlichen  Ornndhigen  die 
konkreten  Tatsacnen  der  Besteuerung  und 
die  individuell«!  Sjichuldigkeiten  fesi gestellt 
werden.  Die  Aufgabe  ist  hierbei  dne  drei- 
fache. Es  ist  zu  ermitteln  das  S.suhjekt. 
das  S.objekt  und  die  S.einheit  imd  endlkh 
die  SJeistung  (S.satz  und  S.betrag). 

a)  FeststelluD^  des  S.snbjekts  Hier- 
bei handelt  es  aicb  einmal  um  die  Ermittetnag 
der  Person,  die  zur  Eotrichtnng  der  ä  rtr- 
pflichtet  is^  nnd  sodum  nm  deren  Mitwiikinr 
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bei  Anfsncbang  der  S.pfljelit.  Uie  letztere  Ver- 
|Äiehtiuig  konientriert  sich  in  der  Abgabe  sog. 
Deklarfttionen,  Fassionen,  S.erklä- 
rnngen  oder  Bekenntnisse  dorch  die  S.- 
pflichtigen,  die  verschiedene,  die  S.  begrflndende 
Tatsachen,  e.  B.  Größe  des  Einkommens  nnd 
Teral^ns,  Wert  der  Objekte  beim  Besitz- 
wechsei,  QrOUe  des  Malzverbrancbea  bei  der 
Bierprodnktion  n^w.,  der  S.behÖrde  mitznteilen 
haben,  weil  die  amtliche  Festatellang  nn^enilgend 
ist.  Mitunter  wird  diese  Deklaration  nicht  vom 
S.pflichtigen  selbst,  sondern  von  Dritten  erstattet, 
E.  B.  doicb  den  Mieter  fttr  den  Vermieter,  durch 
den  Sohnldner  fttr  den  GUnbiger,  oder  sie 
werden  wenigstens  zur  Kontrolle  der  Aof^ben 
des  S.Bubjekta  benutzt  (vgl.  Art.  „Meldepflichf 
oben  S.  4B3). 

b)  Die  Feststellung  der  S.objekte 
nnd  S.einheit.  Diese  schwierige,  bei  der 
grOOeren  Kompliziertheit  der  Erwerlu-  und  Wirt- 
schaftsverb&ltnisse  sich  stets  schwieriger  ge- 
staltende Aufgabe  hat  zuerst  das  S.ubjeRt 
nach  Begriff,  Umfang  nnd  Inhalt  möglichst 
genau  zu  bestimmen,  nämlich  den  Gegenstand, 
den  Torgang  oder  die  Handlang,  wodiirdi  die 
S-pflieht  begründet  wird;  z.  B.  bei  der  £iD- 
kommeu-S.  die  GrOfie,  Zusammensetsang  und 
ökonomische  Natur  des  Einkommens.  Zweitens 
ist  dann  die  S.einheit  zu  emieren,  anf  die 
der  S.satz  Anwendung  zu  finden  bat.  Die 
Methode,  durch  die  dies  geschieht,  ist  entweder 
die  Eiusch&tznug  durch  die S.behOrden  oder 
durch  Kommissionen,  welche  die  steuerpflichtigen 
Tatsachen  nach  ihrem  Ermessen,  ihren  An- 
schauungen oder  Erfahrongen  zu  ermitteln 
haben,  oder  die  Abschätzung  durch  den  S.- 
pflichtigen selbst,  der  zur  Abgabe  von  Deklara- 
tionen verpflichtet  ist  nnd  dasa  gezwungen 
werden  kann.  In  den  meisten  F&Uen  vermag 
nur  das  letztere  Verfahren  auf  höherer  wirt- 
schaftlicher Entwickelnngastufe  befriedigende 
fiesultate  zu  liefern.  Diese  Teranstaltnngen 
werden  dann  noch  durch  die  Führung  von  S.- 
katastera  (S  bOcfaem)  und  S.roUeu  (S.listen)  er- 
gänzt und  eestQtzt. 

c)  Die  Feststellung  der  S.leistung. 
Bei  diesem  Vorgang  hat  man  es  damit  zu  tun, 
den  gesetzlich  vorgeschriebenen  S.satz  anf  die 
S.einheiten  und  S.objekte  anzuwenden  und  daraus 
den  fälligen  oder  geschuldeten  S.betrae,  „die 
S.**,  zn  berechnen.  Dies  ist  eine  Aufgabe  der 
Finanz*  oud  S.behSrden.  Wichtig  ist  hier  der 
Unterschied  zwischen  den  Repartitions-  nnd 
Qnotitäts-S.,  ob  der  S.betrag  einen  aliquoten 
Anteil  einer  aufznbriugenden  Hauptsnmme  oder 
einen  prozentaalen  Ausdruck  des  Wertes  der 
Zahl  oder  des  Halles  des  S.-objekts  darstellt 

Der  S.pflichtife  hat  daun  endlich  gegen  Irr- 
tttmer,  Unrichtigkeiten  und  wirkliche  oder  schein- 
bare BenachteiUgnngen  ans  der  S.veranlagnng 
da« Recht  derReklamation,  desBekurBes 
oder  der  Besebwerde.  Hier  ist  ein  rasches 
Verfahren  nnd  ein  geei^eter,  nicht  za  viel- 
gliedriger  Xnstanzenzug  einzurichten. 

2.  Die  S.erhebiuig.  Der  Staat  kann 
die  S.  auf  einem  dreifachen  Wege  einziehen. 
Entweder  werden  die  Stenern  verpachtet 
oder  «e  werden  durch  politische  Verbände, 
Körperschaften  usw.  erhoben,  oder  endlich 
die  S.erfaebnDg  geschieht  in  eigener  R^e 


des  Staates  durch  staatliche  Beamte  und 
Behörden. 

a)  Die  S.p acht  besteht  in  der  Vereinbarung 
einer  bestimmten  Pachtsumme  zwischen  dem 
Staate  und  dem  S.päcbter,  wogegen  diesem 
nach  Maßgabe  der  gesetzlichen  Vorschriften  die 
Erhebung  der  S.  und  Abgaben  oder  gewisser 
Arten  von  diesen  flberlassen  wird.  Die  S.pacht 
ist  notwendig,  solange  der  Staat  aber  kein  hin- 
reichend technisch  gebildetes  und  zuverlässiges 
Beamtenpersonal  vertagt  Sie  ist  anch  fflr  den 
Staat  insofern  vorteilhaft,  weil  sie  nur  Rein- 
erträge liefert,  die  billigste  S.erbebnng  ist,  den . 
ganzen  achwerfiUligen  und  kostspieligen  Ein- 
hebuttgsapparat  entbehrlich  macht  nnd,  abge- 
sehen von  Notzeiten,  sichere  ErtHtge  der  Staats- 
kasse zuführt  Dagegen  widerspricht  das  Pacht* 
System  den  Aufgaben  des  Staates  im  Hinblick 
auf  S.  und  S.verwaltung,  es  schiebt  zwischen 
den  Staat  und  die  S.pflichtigen  Mittelspersonen 
ein,  die  aus  dem  notwendigen  Uebel  der  Er- 
hebungskosteu  ein  gewinnbringendes  Gewerbe 
machen,  sieh  anf  Kosten  der  S.sahler  bereidiem 
und  gegen  diese  mit  unerbittlicher  Härte  bä 
Rückständen  vorgehen.  In  der  Gegenwart  hat 
man  die  S.pacht  im  allgemeinen  ver- 
worfen. Sie  kommt  in  unseren  Kutturstaaten 
nur  ausnahmsweise  da  vor,  wo  die  S  erhebung 
an  die  Eigenart  des  technischen  Betriebes  an- 
knüpft oder  Staatsmonopole  als  S.form  vorliegen. 
Auch  die  städtischen  Verbrancbs-S.  hSnneu  ohne 
Schaden  verpachtet  werden.  Dagegen  ist  die 
Äu Wendung  der  S.pacht  anf  die  direkten  S. 
nnter  allen  Umständen  zu  verwerfen;  denn  hier 
haben  sich  die  größten  Mißstände  des  Pacht- 
Systems  gezeigt. 

Das  System  der  S.pacht  war  die  typische 
Erhebnngsform  der  S.  in  der  alten  Welt  und 
wnrde  namentlich  im  römischen  Reich  fast  aus- 
nahmslos angewendet.  In  der  neueren  Zeit  war 
vor  allem  Frankreich  der  klassische  Boden  der 
S.pacht,  wo  die  S.päcbter  (fermiers  generaui) 
im  scimmmaten  Auseben  standen.  Auch  in 
Italien,  Spanien,  in  den  Niederlanden  nnd  in 
Rußland  war  sie  üblich.  Die  Mißwirtschaft  der 
Pächter  in  Frankreich,  ihre  Strenge  und  Rftck- 
sicbtslosigkeit  waren  nieht  der  letzte  Gmnd 
des  tiefwurzelnden  Hasses  gegen  das  Ancien 
Regime  und  eine  der  Ursachen  der  französischen 
Revolution.  In  Rußland  haben  sich  mitunter 
Schreckensszenen,  Aufruhr  uud  Racheakte  der 
brutalsten  Art  gegen  die  Pächter  ab^spielt. 
In  der  Türkei  und  in  Aegypten  ist  heute  noch 
die  S.pacht  üblich.  Das  Tabaksmonopol  war 
früher  in  Italien  verpachtet  und  ist  heute  noch 
in  Portugal  in  Pacht  gegeben.  Die  städtischen 
Tor-S.  (OctTois)  sind  in  den  meisten  Staaten 
verpachtet,  z.  B.  in  Deutschland,  Oesterreich, 
Frankreich,  Italien  usw. 

b)  Die  S.erhebuug  durch  politische 
Verbände  oder  das  Repartiersystem 
überläßt  den  Repartitionsorganen  die  Umlegung 
der  aufzubringenden  S.Bumme  nnd  deren  Bei- 
treibung von  den  einzelnen  S.subjehten.  Dieses 
System  entspricht  gleichfalls  den  primitiven 
Entwickelungsstufen  der  S.technik ,  die  noch 
einea  geschiuten  BeamtenkOntera  der  Finauz- 
verwattnng  entbehrt.  Bisweilen  erblickte  anch 
der  Staat  darin  ein  Mittel,  um  den  Widerwillen 
der  BevOlkemng,  wenigstens  teilweise,  anf 
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andere  politische  GliedeniugeQ  abzuleiten.  Im 
modernen  StAate  findet  sich  das  Bepartiersj'Btem 
nur  mehr  in  der  Form,  daß  die  S.erhebnng', 
namentlich  bei  den  direkten  S.,  Gemeinden  nnd 
anderen  Kommnoalkörpem  Übertragen  ist.  Da- 

Segen  spricht  der  Umstand,  daU  dnrch  diese 
[etbode  die  Erhebungs-  nnd  Betriebskosten  der 
S.Terwaltnng  und  damit  ein  wesentlicher  Be- 
standteil des  Staatsanfwands  verschleiert  werden. 
Dagegen  finden  wir  fUr  die  Anfwand-3.  flberaU 
eine  selbstfindige,  staatliche  BehSrdenorgani- 
sation. 

Beispiele  ffir  die  Repartienmg  sind  die  SnV 
kollektationsrechte  der  alten  Reichsstände  in 
Deutschland,  ähnliche  Verhältnisse  in  Frankreich 
unter  Colbert,  das  Verfahren  bei  Auflegung  von 
Kriegskoutribntionen  im  Feindesland,  in  der 
neneren  Zeit  die  Aafbringung  der  Hatrikular- 
beiträge  im  Deutschen  Reich  und  in  Oesterreich, 
die  Erhebung  der  Ertrags-S.  durch  die  Gemeinden 
in  Württemberg,  und  ebenso  werden  die  direkten 
8.  in  Preußen  regelmäßig  dnrch  die  Gemeinden 
erhoben.  Auch  u  anderen  Ländern  wird  die 
S.schuldigkeit  durch  staatliehe  Organe  festgesetzt, 
während  die  Gemeinden  die  Erhebung  der  S.- 
beträge  besorgen,  z.  B.  der  Grund-,  Gebäade- 
nnd  Einkommen-S.  in  Oesterreich. 

c)  Die  S.erhebnng  in  staatlicher 
Regie  ist  heute  die  herrschende  Form  der 
S.erhebung.  Sie  erfolgt  im  Namen  des  Staates 
durch  staatliche  Behörden  und  ist  dem  Wesen 
des  modernen  Staates  nnd  der  Zentralisierung 
des  StaatslebeuB  angepaßt.  Vielfach  hat  man 
dabei  versucht,  die  Hebnugsorgane  an  dem  Er- 
trage der  S.einnahmen  durch  sog.  „Tantiemen" 
zu  interessieren.  Diese  Quoten  oder  Prozente 
am  S.eingang  bilden  teils  überhaupt  die  Be- 
soldung der  unteren  Beamten,  teils  stellen  sie 
Zuschüsse  zur  Ergänzung  ihres  berufsmäßigen 
und  festen  Einkommens  dar.  Dabei  aber  sind 
natürlich  wirksame  Sicherungsmittel  gegen  lieber- 
griffe  notwendig,  um  dieS.pmcbti^eu  zuschtltzeD. 
Vielfach  hat  auch  der  Staat,  wie  bereits  oben 
erwähnt  wurde,  die  Gemeindebehörden  als 
ErhehnngBorgane  von  bestimmten  S.  benntzt, 
welche  hier  aber  nicht  selbständig,  sondern  nur 
durch  staatliche  Delegation  dieses  Amt  ausflbai 
(Beispiele  s.  oben). 

3.  Die  8.kontrolleii.  Die  fortwfthreDde 
Ueberwachung  des  S.weBeuB  gescMeht  durch 
die  S.bontrollen  oder  Anordnungen  zur  tat- 
sächlichen Sicherung  der  S-veranlagung  und 
S.eihebung.  Sie  erstrecken  sich  vor  allem 
auf  die  \erhOtung  des  ünterschleifs  und 
auf  Maßregeln,  die  den  richtigen  Eingang 
der  S.  gewährleisten  sollen.  Ihre  wirkungs- 
volle Durchsetzung  ist  meist  sehr  schwierig, 
namentlich  bei  solchen  S-,  deren  S.objekte 
sich  der  {^fTentlichen  Kenntnis  entziehen. 
Von  eiheblicher  Wichtigkeit  sind  die  Kon- 
trollen insonderheit  bei  den  Zöllen  und  Ver- 
braucbs-S.,  wo  sie  im  modernen  Staate  zu 
einem  förmlichen  System  ausgebildet  worden 
sind,  {reberwachuog  der  Betriebsstätten, 
der  Materialien,  Fabnkate.  der  Einlagerung, 
Aufstellung  von  Zoll-  und  Grenzwachen, 
Zollverschluß  usw.)    Unter  den  heutigen 


Verkehrsverhftltnissen  sind  sie  schlechthin 
unentbehrliclu 

4.  Die  S.Btrafen.  Die  Begehung  oder 
Unterlassung  einer  Handlung,  die  geeignet 
ist,  den  S.eiugang  zu  beeinträchtigen,  ist 
mit  S.strafen  bedroht.  Sie  sind  entweder 
gegen  Ordnungswidrigkeiten  oder  kleinere 
Verfehlungen,  z.  B.  Nichtein halten  der  S.- 
ztele ,  oder  g^en  die  Verkürzung  der 
S.pflicht  die  S.binterziehung  (S.defraudation) 
gerichtet.  Dem  Inhalte  nach  sind  sie  daher 
teils  Ordnungsstrafen,  teils  eigentliche  S.- 
strafen. Sie  erscheinen  als  Geld-  und 
Vermögensstrafen,  mit  denen  nach 
Umst&nden  auch  Konfiskationen  konkurrieren 
können.  Das  Ausmaß  der  Strafe  hän^  teils 
von  der  Art  des  S.vei^ehens  ab,  teils  von 
der  Wiederholung.  Die  Form  der  Strafe 
besteht  regelmäßig  in  einem  Vielfachen  der 
hinterzogenen  S.  Freiheitsstrafen 
kommen  nur  ausnahmsweise  vor.  Insbe- 
sondere hat  noch  kein  ßechtssystem  die 
S.defraudation  mit  dem  gemeinen  Betrog 
strafrechtlich  auf  die  gleüäe  Stufe  gestdlt. 

5.  QeMlitekteiiBdDUt!ere»leraag8prMe0 
der  BoBteneniflg.  Die  S.  ist  eine  «Iteemeiiie. 

tskonomisch-sosiale  Erscheinung,  die  anm  engste 
mit  den  Entwickelnngsstnfen  der  Volksw  irtschafCr 
mit  Umfang  und  Art  der  gesellschaftlichen  Auf- 
gaben und  den  davon  abhängigen  kollektiven 
Bedürfnissen  nnd  endlich  mit  aem  RecbtssyBtem 
und  der  Eigentumsordnung  zusammen  hängt. 
Dabei  tritt  vor  allem  auch  die  Verteilung  des 
VolkBeiRkommens  und  VolksvennCgens  als  ent- 
scheidender Faktor  hervor.  Die  politische  Eat- 
Wickelung,  Staatsverfassung  und  Rechtsbildnng 
verleihen  dann  den  eiudTDen  Epocben  dieses 
großen  Prozesses  das  chankteristucbe  Gepräge. 

Anf  niedriger  Kulturstufe  mit  der  Vorherr- 
schaft der  Naturalwirtschaft,  mit  dem  geringen 
Geldgebrauche  und  dem  unbedeutenden  Gdd- 
bedarfe  des  Staates  fehlen  S.  beinahe  vollsti&dig. 
Die  KoltektivbedflrfniBse  werden  teils  ans  im 
Domanialbesitze  des  Herrschers,  teils  aus  der 
Ausübung  von  Grundrechten,  teils  ans  gelegent- 
lichen Geschenken  und  Gaben  der  Untertanen 
an  den  König  bestritten.  Einen  Keil  in  dieses 
System  der  Befriedigug  des  Öffentlichen  Auf- 
wands trieben  die  Anfordentngen  der  Lasde»- 
Verteidigung  durch  die  bewamiete  Macht  nad 
das  siegreiche  Vordringen  der  Geldwirtsehaft 
Beide  Umstände  waren  die  Ursachen  eines  ver- 
mehrten Finanzbedarfes  nnd  machten  die  Ver- 
fügung Über  erheblichere  bare  Geldmittel  seitens 
des  Staates  zu  einer  unbedingten  Voranssetamg 
des  Staatslebens.  Je  mehr  nun  seit  Eadt  des 
Hittelalters  und  insonderheit  seit  der  Befor- 
mationsperiode  nnd  der  ^ßeren  urritorialen 
Konzentration  der  Staat  die  Punktionen  rormab 
autonomer  Bildung«)  su  erfüllen  hatte,  dcMo 
mehr  stieg  aneh  dieser  Geldbedarf,  nunal  iwacr 
mehr  der  ertraglieferade  Besits  ia  die  Hkade^ 
der  privaten  Einzelwirtschaften  flberginr.  An 
Stelle  des  Privaterwerbs  trat  immer  mur  die 
S.  als  staatliche  Einnahmequelle.  Fehlten  S.  in 
den  früheren  Stadien  der  staatlichen  und  poli- 
tischen Entwickehog  keüiefwefs  TdUsOMic 
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80  bildeten  sie  doch  die  Ansniüiine  nnd  Quellen, 
aus  denen  man  nnr  in  Notteiten  nnd  bei  be- 
sonderen Anlässen  schöpfte.  Nunmehr  aber 
wurde  ans  der  Ausnahme  die  Re^el,  die  S.  ge- 
stalteten  sidi  zn  bldbenden  Finamdustitaten 
nnd  ständigen  Attributen  des  stutlichen  Finons- 
haoshalts.  Die  meisten  Völker  haben  indessen 
jahrhundertelang  gernngen,  bis  sie  diese  Stnfe 
erreicht  haben. 

Die  Anordnung  der  Bestenernng  und  ihre 
2«ormen  tragen  aber  stets  den  Stempel  der  je- 
weils herrschenden  staatsrechtlichen  Zustände 
und  Anschauungen.  In  den  Staaten  mit 
taudstäudiscner  Verfassung  treffen  wir 
Euerst  die  vertragsmäßige  Regelung  der 
jj.leiatnngen  swischen  der  Krane  nnd  den  Land- 
stlnden.  Die  Bewilligung  tob  S.niitteln  war  an 
den  Nachweis  der  UniuljUigliebkeit  der  fürst- 
lidien  und  erblichen  Einhttnfte  geknüpft  und 
erfolgte  nur  in  dem  Ifaße,  als  jene  „Insuffiziens" 
nachgewiesen  werden  konnte.  Die  S.  selbst 
waren  Repartitions-S.,  indem  die  einzelnen  Stände 
bestimmte  Anteile  oder  Quoten  von  der  S.snmme 
übernahmen,  die  sie  dann  wieder  unter  sich 
verteilten  und  aufbrachten.  Die  einzelnen  S.- 
formen  waren  häufig  sehr  verschieden  und  nicht 
selten  ein  buntes  Uemisch  von  direkten  S.  und 
verkehr«-  nnd  verbrauchssteuerartigen  Auflagen. 
Attch  die  Särhebong  nnd  Verwaltung  der  S.  lag 
«ft  in  den  Händen  der  Stände,  oder  es  wußten 
diese  sidi  einen  größeren  oder  geringeren  Ein- 
fluß an  der  Vennutong  zu  wahren.  Insbesondere 
wachten  sie  ängstlich  Ober  die  Spezialisierung 
der  Verwendung  jener  S.erträge,  daß  sie  nämlich 
nur  zu  denjen^en  Staatsauagaben  verausgabt 
wurden,  für  welche  die  8.  MwiUigt  worden 
waren. 

Die  zweite  Form  der  Anordnung  von  S.  ist 
deren  einseitige  Auflegung  durch  die 
^entliehe  Autorität  in  den  a  b  8  0 1  tt  t  r  e  g  i  e  r  t  e  tt 
Monarehieen  und  Staaten.  Dem  land^ 
herrlichen  R^iment  gelingt  es  immer  mehr, 
den  ständischen  Einflä  zurückzudrängen  nnfl 
an  dessen  Stelle  die  fürstliche  Gewalt  zu  setzen. 
Die  vertragsmäßige  Regelung  der  S.pfticht  hört 
auf,  und  der  ITmnng  der  S.lei8tung  wird  durch 
den  Herrscher  allein  festgesetzt.  Die  ständischen 
Vertretungen,  soweit  sie  überhaupt  noch  fort- 
bestehen, werden  zu  formaler  Bedeutung  herab- 
gedrtkkt.  Die  absolute  Monarchie  übernimmt 
die  S.technik  nnd  die  S.fonnen  der  landstän- 
dischen  Epoche  und  entwickelt  sie  weiter.  Die 
Seheidong  «wischen  dem  füntUdien  Interesse 
und  dem  VoUisinteresse  hOrt  auf,  der  Begriff 
des  Staates  mit  gemeinsamen  Interessen  und 
Auf^ben  umspannt  die  Regierenden  und  die 
Rwerten.  Daraus  entspringt  die  Idee  der  S.- 
pflicht,  die  aber  erst  altmäUioh  zur  Forderung 
der  Allgemeinheit  fortschreitet,  langte  Zeit  in- 
dessen dorch  Ausnahmen  nnd  Privilegien  durch- 
brochen ist.  Die  S.formea,  die  zur  Befriedigung 
der  Öffentlichen  Bedörfnisse  gewählt  werden, 
sind  immer  mannigfaltiger.  Sie  serfalleu  in 
xwei  große  Gmppen,  in  Schätzungen  nnd 
Auflagen.  Von  diesen  enthält  die  erstere 
Twrnehralich  die  direkte  Bestenwnng,  meist  eine 
KomUnaticMi  ans  Personal*,  Einkommen-,  Omnd- 
ond  VemOgens-S.,  wogegen  die  letztere  neben 
den  eigentlicheu  Verbrauchsauflagen  die  Zolle 
und  mdst  auch  Verkehts-S.  einschloß.  Seit  dem 
-17.  nnd  18.  Jahrb.  steigt  aber  der  Finanzbedarf 


in  nie  ruhender  Vorwärtsbewegung  durch  die 
politischen  Ereignisse,  Eri^e  und  sonstige  Um- 
stände. Der  absolute  Staat  sieht  sich  gezwungen, 
immer  neue  S.quellen  für  den  Staatsaufwand  zu 
erschließen,  hat  dabei  stets  das  fiskalische  In* 
teresse  im  Auge,  sucht  möglichst  e^ebige  Ein- 
nahmequelten  auf,  ohne  dem  systematischen  Zu- 
sammenhangeKechnnng  zu  tragen.  DieFaktoren 
haben  in  den  meisten  absoluten  Staaten  einen 
Zustand  der  Besteuerung  erzengt,  der  eines 
festen  Gerippes  entbehrte  ^  vielmehr  in  einem 
regellosen  Nebeneinander  einer  Unzahl  von  Auf- 
lagen nnd  Abgaben  bestand. 

Eine  derartige  Lage  des  S.wesens  fand  der 
moderne,  konstitutionelle  Staat  vor,  als  er  die 
Erbschaft  des  Absolutismus  antrat.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  auf  die  Ursachen  einzugehen, 
die  den  Ueber^ng  zn  diesem  neuen  politischen 
Systeme  berbeigerahrt  haben.  Nur  so  viel  sei 
bemerkt,  daß  £e  Hißstände  im  S.wesen  nicht 
zuletzt  die  treibenden  Kräfte  des  Umschwunges 
waren.   Die  modernen  Kultur-  nnd  Ver- 
fassungflataaten  haben  das  ganze  S.wesen 
auf  die  verfassungsmäßige  Anordnung 
der  S.  gestellt   Die  rechtlichen  Normen  für 
die  S.Veranlagung  und  S.erhebung  sind  durch 
Verfassung  und  Gesetz  geordnet.    Die  Mit- 
wirkung der  Parlamente  äi  jeder  Neuordnung 
der  S.gesetze  und  der  verfassungsmäffige  Rechts- 
schntz  gegen  alle  Uebergtiffe  der  8.behOrden 
schaffen  neue  Rechtsznstände.  Nun  aber  mehrt 
sich  im  modernen  Staate  der  Finanzbedarf  mit 
den  stetig  wachsenden  Staatsaufgaben  und  Auf- 
wandzwecken in  bisher  ungekannter  nnd  unge- 
ahnter Weise.   Fär  diesen  Mehrbedarf  ist  es 
aber  bezeichnend,  daß  die  erforderlichen  Mittel 
wiederum  vor  allem  durch  die  Erträgnisse  aus 
S.  aufzubringen  sind.   Aber  auch  auf  dem  ge- 
samten Gebiete  der  Volkswirtschaft  bereiten 
sieb  im  19.  JsJirh.  gewaltige  Umwälzungen  vor, 
die  in  einer  ganz  ungeheuren  Differeuiemng 
des   VolksvermOgens   nnd  Volkseinkommens 
gipfeln.    Mit  dem  Fortschreiten  dieses  Ent- 
wickelungsprozesses  erweisen  sich  aber  die 
älteren  S.systeme  als  unzulänglich,  sie  vermögen 
den  an  sie  gestellten  Ansprüchen  nicht  mehr 
zu  genügen.   Hierzn  gesellen  sich  noch  weitere 
Forderungen.   Die  bisherige  Bestenernng  war 
nicht  mehr  dem  Bewußtsein  ,der  Zeit  ange- 
messen, und  es  verbindet  sich  mit  4em  Steuer- 
technischen  Bedürfnis  das  stenerpolitische  Streben 
nach  „Gerechtigkeit**  und  .AUgemeinheit"  der 
Besteuerung,  das  alle  S.freineiten  verwirft  und 
alle  unzeitgemäßen,  zum  Teil  in  den  neozeit- 
lichen  StaaUverhältnissen  auch  tatsächlich  nicht 
mehr  berechtigten  Bevortugungen  beseitiart. 
Neben  die  rein  finanzpolitischen  Interessen  dies 
Fiskns  treten  höhere  GesichUpnnkte  materieller 
nnd  formeller  Natur.   Ans  all  diesen  treibenden 
Faktoren  erwächst  allmählich  eine  gmndles«nde 
Umbildung  der  älteren  S.systeme  im  Laufe  des 
19.  Jahrh.   Sie  müssen  in  eine  Form  «»oam 
werden,  die  einesteils  den  flnanzpoUtiiAm 
Voraussetzungen  nnd  jinderenteUs  den  ethwnhf 
und  politischen  Bedürfnissen  der  Zut  vkgtfmOt 
ist,  nnd  sie  müssen  vor  aUem  auch  die  ■ngiairn 
Elemente  und  Anschauungen  der  Ey»*** 
piereu.    Das  ältere  systemlose 
zahllose^,  willkürlich  aneinander  p«*"*»  S. 
und  Abgaben  wird  als  wnraHngh*  l'V'^^ 
man  wiU  Ordnung  in  die  S.TeihiliwH 
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die  dnzelneD  S.  in  einen  lopBchen  ZnaammeQ- 
hang  seben  nnd  anf  dem  Fundamente  einer 
volkswirtschaftlich  ricbti^n,  gerechten,  gleich- 
mäßigen nnd  steaertechnisch  rafriedigenden  Be- 
stenemng  das  S.problem  Lösen.  Dadurch  sind 
die  S.s7Steme  unserer  modernen  KnltorBtaaten, 
wenigstens  in  der  Hanptsaehe,  mit  dem  allge- 
meinen Tolkswirtschafuichen  Differenciemogs- 
DTMeB  in  Einklang  gebracht  und  haben  jene 
Gestaltnng  erhalten,  die  wir  bereits  frtther 
18.  oben  sab  IV,  3)  kennen  gdemt  haben. 

Litentnr:  Eine  einigermaßen  ertehüpfende  Zu- 
aammenaUllung  der  umfaatenden  Steuertiteratur 
an  die$er  SUUe  zu  geben,  iit  unmögliei.  Et 
tollen  daher  nur  diejenigen  tUerariaeken  Dar- 
bietungen rinlx  finden,  tcelcke  HeH  durch  ihren 
allgemeineren  Inhalt  tur  Orientierung  eignen 
Jtnd  in  denen  vettere  ^faehveinngen  xu  finden 
Kind.  —  Wagner,  Fin.,  Bd.  II,  ^  77-~SS0, 
S.  199— 8I4.  —  Schäffl«,  SteuerjXilitik,  Tübingen 
1880.  —  Soteher-Gertacht  gfytl.,  Bd.  IV,  i  .js 
hia  71.  —  SrhAffUf  IHe  Steuern,  t  Bde.,  Leipzig 
1895{97.  —  aehall,  Sehönberg,  Bd.  III  (4.  Aufi.J, 
S.  m—247.  —  Cohn,  Finmnttuen§ebafi,  Stutt- 
gart 1889,  S.  235— SSI.  —  Eheberg,  Finam- 
teitteniehafi,  8.  Avfi.,  Leipzig  1906,  S.  151  fg.  — 
Voclee,  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer,  Stutt- 
gart 1887.  —  Horkf  Die  öffentlichen  Abgaben 
und  die  Schulden,  Stuttgart  186S.  —  Hoffmann, 
Die  Lehre  von  den  Steuern,  Berlin  I840.  — 
Eimenhartf  Die  Kunst  der  Beateuerung,  Berlin 
1868.  —  Keumann,  JHe  Steuer,  Bd.  I,. Leipzig 

1887.  —  Mtquiron  de  Parieu,  Tmiti  de» 
impSa,  t.  ed.,  Paria  1887.  —  Zieroy-JSeatilieN, 
Traite  de  ta  aeienee  dea  finaneea,  £.  ed.,  Paria 

1888,  vol.  J,  l.  S.  —  Heidt  ron  der 
Veberwäliung  der  Steuern,  Zeitachr.  f.  St.,  18f>6. 

—  Kaizl,  Die  I^ekre  von  der  Veberwälaung 
der  Steuern,  Leipzig  188S.  —  Fat^,  Kritische 
RilrMlieke  auf  die  Enliriekelung  der  Steueriiber- 
wälzungalehre  arit  Ad.  Smith,  Dorpat  188t.  — 
SehamJi,  Zur  Frage  der  Uebenvälzung  indirekter 
Verbrauchaateuem,  Jahrb.  f.  Gea.  u.  Veno.,  188t. 

—  Eheherg,  Art.  „Steuer",  H.  d.  St.,  S.  Aufl., 
Bd,  VI,  S.  1106  fg.  —  Reichhaltige  Literatur  ä6er 
efiwelne  Spetialfragen  der  „allgemeinen  Steuer- 
lehre"  findet  «irA  in  den  IS  Jahrgängen  von 
Sehana'  Finanxarekir.      Max  von  HeekeU 


Steuern,  direkte. 

Schon  im  Art  „Steaer"  ist  der  charakteristi- 
schen Merkmale  der  d.  S.  gedacht  worden  (s.  snb 
IV,  2,  oben  S.  1U25  fg.).  Sie  worden  a\»  diejenigen 
•'Steuern  gekennzeichnet,  die  vom  Pflichtigen 
Stenerträger  nnmittelbar  an  die  titenergewalt 
eutriclftet  werden,  bei  denen  infolgedessen  der 
Steuerzahler  und  der  Stenertrftger  die  gleiche 
Person  ist.  An  gleichem  Orte  (Art.  „Stener" 
Bob  IV,  3,  S.  1027  fg.)  ist  die  Stellung  der  d.  S.  im 
System  der  ErwerMoeatenernng  dargestellt.  Die 
d.  St.  sind  endlich  teils  Ertragsstenem  (s.  d. 
oben  Bd.  I  S.  787)  nnd  teils  Einkommensteuern 
(8.  d.  oben  Bd.  I  S.  699  fg.).  Ueber  den  prin- 
zipiellen Unterschied  gibt  Art  „Einkommen- 
steuer" (Vorbemerknng;  Ertrag  nnd  Einkommen, 
oben  Bd.  I  S.  669)  weiteren  AuEicblnll. 

Der  tatsächliche  Rechtsstand  in  den  wich- 
tigsten ^Staaten  zeigt ,  daß  die  Stenersysteme 
zwischen  beiden  Omndformen  schwanken.  Die 


einen  haben  reine  Er  tragsctenerfysteme, 
die  anderen  ans  Ertrags- nnd  Eiakonm  SB- 
Stenern  gemischte  Systeme,  oder  in 
System  der  Persontlbeiteneriing,  nnd  nur  ein- 
zelne kleine  Staaten  haben  hin  nnd  wieder  mit 
allgemdne  Einkonmenstener  ab  ciniige  d.  5. 

1.  Deutsches  Beich:  keine  d.  Reicb»^. 
Obwohl  die  Reiduverfunng  die  Bnftkrvifc 
d.  Reiehs-S.  nicht  ansiehlielft,  ist  «  Ks  jetzt 
ZQ  keinen  derartigen  Abgaben  gekunneB.  Die 
mehrfach  anftancnenden  Projekte  einer  itlire* 
meinen  Beichseinkommenstener  nnd  bald  wieder 
verschwunden. 

2.  Preußen:  gemischtes  mit  einer  «aoioi- 
nellen)  VennQgensateuer  kombiniertes  Syitem. 
Allgemeine  Einkommensteuer,  VennOgen»-  oder 
En^nzungssteuer,  Wandergewerbesteuer.  Eiwn- 
bahnatwabe.  DieQbrigenErtragsst«ieni,tinind-, 
Gebftnde*  und  Gewerbesteuer  sind  sdt  Ii.  VIL 
1693  den  Gemeinden  fiberwiesen. 

3.  Bayern:  reines  Ertragssteaenystem. 
Gmnd-,  Geb&nde-,  Gewerbe-,  Kapitalrenten-,  •p^ 
zielle  Einkommen-  und  Wandergewerbesteoer. 

4.  Sachsen:  gemischtes  System-  tinuid-. 
Wandergewerbe-  nnd  allgemeine  Einkomaen- 
stener  verbunden  mit  einer  VermSgeaflateoer, 
die  alles  nicht  von  der  Grnndstener  getrofiene 
Vermögen  belastet. 

5.  Württemberg:  gemiw:fates  System: 
Grund-  und  GefäUstenn.  UelAode-,  Oewerbe- 
steuer,  Kapitalrenten-  und  Apanagoistew,  tn- 
banden  mit  einer  allgemeinen  Einkomnefl- 
Steuer. 

6.  Baden:  gemischtes  System.  Eine  Vei- 
mfigensBtener,  die  sich  ans  4  Partialea  för 
Grund-,  Gebäudebesitz,  Gewerbekapital.  Leih- 
zinskapital zusanunenietxt,  und  «llgemeiBe  Ei^ 
kommensteoer. 

7.  Hessen:  gemischtes  System.  Veniri^eib- 
und  allgemeine  Einkommensteuer.  Die  (jrnad-. 
Geb&ude-,  Gewerbe-  nnd  KapitalrentenateaertiiHl 
seit  G.  V.  12./vm.  1899  den  Komnnnalk&ipera 
überwiesen. 

8. 0  e  8 1  e  r  r  e  1  e  b :  gemischtesSyitem.  Grand-. 
Gebäude-,  allgemeine  Erwerin-(Geweffb»-,ii$teihri. 
Erwerbssteuer  der  znr  Rechnungalegung  ver- 

?fiichteteu  ErwerbegeseUschaften,  BeateuFteoer. 
ersonal-  (allgemeine)  Einkommen-  und  fieaol- 
dungsstener. 

9.  Ungarn:  gemischtes  System.  Gruad-. 
GebILude-,  Erwerb»-  nnd  Erwerbssteuer  der  nr 
Rechnungslegung  verpflichteten  Geiellschafteii. 
Kapital-  und  Rentensteuer,  allgemeine  Eiikom- 
mensteuer. 

10.  Frankreich:  reines,  aber  lückeabaft*- 

Ertragsstenersystem.  Grund*.  Qri>iiidKmd-. 
Patent-  (Gewerbe-)Steuer;  Tft^  und  fmitt- 
Steuer,  4proc.  partielle  Kapitalrentenstetiar.  Diese 
trifft  nur  einen  Töl  des  Renten bex an  (1.  Art 
„ Kapitalren tensteuer"  oben  S.  l&öi^). 
bisherigen  Veranebe,  dem  frannSsischeo  8tea0- 
Systeme  eine  allgemeine  Einkommensteoer  eu- 
zufügen,  sind  noch  stets  gescheitert. 

11.  England:  einkommenstenerartiges  &- 
tragssteuer^stem.  Grund-  und  Haoatteocf. 
Einkommensteuer  (General  Property  and  In- 
come  Tax). 

12.  Italien:  gemliehtea  System,  »nnd-. 
GebSude-  und  Einkommcauleinr  Tom 
lieben  VermSgen  (Impoata  mi  Redditi  deUa 
Rioheaza  molule}.  Diese  ist  eise  änkomm»* 
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«wunrtfse  A^be  vom  bewegUdien  Kftpital 
uii  Eüaefijnß  «iner  partielten  Eüakonmeiuteaer. 

13.  BnQl&nd:  reines  £rtraff«atenersirsteiD. 
lirandstener,  Steuer  tob  städtischen  Lie^en- 
^haften,  Handels-  und  Gewerbesteuer,  Kapital- 
rrnieiiBtener.  Auch  in  RuliUnd  plant  man 
•tntrli  EinfQhmng  einer  allgemeinen  Einkom- 
nenstener  zum  gemischten  System  überzugehen. 

U.  S  p  a  B  i  e  n :  (annlhemd)  KemischtesSystem . 
Orand-  md  Oebftadestener,  Handels-  und  Oe- 
werbettener,  OefaaltB-  nnd  Besoldnngsstener, 
Xanc-  und  Titelstener,  Bergwerk«8teuerr  Fer- 
'•nul-  und  Slassenktener. 

Max  roH  HeckeU 

Stiftungen. 

I.  Wesen  und  wlrtscbaftllcbe 
Bedeutung. 

Eine  S.  ist  ein  Vermögen,  dessen  Ertrag 
I  lauernd  für  einen  von  dem  Stifter  vorge- 
N  tiriebeneo  Zweck  bestimmt  ist  Man  unter- 
.■'  Iteidet  unselbständige  und  selbständige  S. 
Im  enteren  Falle  wird  das  Vermögen  einer 
)rf«tehenden  Korporation  von  voraussichtlich 
•itibegrenzter  Dauer,  z.  B.  einer  Selbstver- 
valtuogskörperschaft  oder  einer  Universität 
'Viertragen  mit  der  Bedingung,  daß  es  be- 
V. Oders  verwaltet  und  ausschließlich  für  den 
!->timniten  Zweck  verwendet  werde.  Die 
-•-UH>iändige  S.  dagegen  hat  eigene  juristische 
iVraCnliütikeit.  oliae  daB  irgendwelche  Per- 
•^nen  vorhauden  sind,  die  auch  nur  mittel- 
bar in  ihrer  kfirperschaftlichen  Vereinigung 
Tti^r  des  StiftungsvermOgeos  sind.  Sie 
>.at  nur  Organe  zu  ihrer  Verwaltung  und 
Vertretung,  die  aber  keinerlei  eigene  Rechte 
iui  dem  VennCgen  besitzen,  sondern  mit 
•liescm  lediglich  den  Willen  des  Stifters  zur 
Ausführung  zu  bringen  haben.  Man  pflegt 
■lalior  die  selbständigen  S.  als  Zweckver- 
!u*jgen  zu  bezeichnen,  da  ihre  reale  Be- 
■l*-utuDg  eben  in  ihrem  Zweck  und  ihrem 
V.-TTn?)gen  liegt.   Im  römisciien  Recht  sind 

erst  in  der  christlichen  Zeit  und  nur  für 
milde  Zwecke  als  pia  Corpora  z\igelaBsen 
«orden  und  wälirend  des  Mittelalters  standen 
-  •-  ia  dieser  Eigenschaft  ausschließlich  unter 
'l-m  kirchlidien  Recht,  Ihre  Errichtung 
war  nur  durch  Testament  gestattet.  Seit 
't->m  16.  Jahrh.  erscheinen  auch  weltliche 
s.  dor  verschiedensten  Art,  die  auch  unter 
[^.•}*enclei)  errichtet  werden  konnten  und  niclit 
nur  für  Wohltätigkeits-,  sondern  auch  für 
l'titorrichts-,  wissenschaftliche,  künstlerische 
und  sonstige  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt 
wurden.  AuMrdem  gibtesauchFamilien- 

zum  Vorteil  der  Abkömmlinge  der  Familie 
StifteiB  nach  dessen  näheren  Bestim- 
Tiiin^n.  Von  den  Fideikommissen  unter- 
^-heiilen diese  mch  dadurch,  daß  das  Stiftungs- 
\''rmfigen  nnabliAngig  von  den  Familienmit- 
ilicHem  besteht,  dafl  diese  nur  einen  den 


Statuten  entsOTechenden  persönlichen  An- 

rch  auf  denSitrag  geltend  machen  können, 
kein  unmittdbares  dingliches  Recht  an 
dem  Vermin  besitzen.  OefFentliche  S.  für 
gemeinnützige  Zwecke  finden  sich  in  be- 
sonders großer  Zahl  und  Bedeutung  in  den 
Ländern,  in  denen  die  Tätigkeit  des  Staates- 
für solche  Zwecke  herkömmlicherweise 
weniger  entwickelt  ist,  wie  namentlich  in 
England  und  Amerika.  So  beruhen  in  den 
Vereinigten  Staaten  nicht  nur  die  älteren 
Universitäten  auf  Stiftungen,  sondern  mehrere 
der  bedeutendsten,  wie  die  Johns  Hopkins- 
Universität,  die  Rockefellersche  Universität 
in  Chicago ,  der  Leland  Stanford  Universität 
in  Californien  sind  auch  in  der  neuesten 
Zeit  von  Privaten  mit  Aufwand  von  vielen 
Millionen  gegründet  worden.  Die  übliche 
Form  dieser  Gründungen  ist  die  Ueberweisung 
des  betrefTenden  Vermögens  an  einen  sich 
stets  ergänzenden  Board  of  trustees.  Außer- 
ordentlich großartig  sind  die  S.  und 
Schenkungen  Carnegies.  Allein  für  das 
Carnegie  Institute  in  Pittsburgh ,  das  aus 
Bibliothek,  Museum,  Musikhalte  und  tech- 
nischen Unterrichtsanslalten  besteht,  hat  er 
2u  Millionen  Dollars  heigegeben.  Den  Uni- 
versitäten seines  Heimatlandes  Schottland 
hat  er  eine  Schenkung  von  40  Mili.  M.  ge- 
macht, im  ganzen  l^laufen  sich  seine  ge- 
meinnützigen Aufwendungen  bisher  auf  mehr 
als  150  Mill.  M.  Die  Gesamtsumme  d^ 
8.  und  Schenkungen,  die  im  Jahre  1901  in 
den  Vereinigten  Staaten  öffentlichen  und 
Wohltätigkeitszwecken  gewidmet  wurden, 
hat  man  auf  1040  Mill.  M.  geschätzt,  wenn 
nur  die  Zuwendungen  von  mehr  als  20 000  M. 
mitgerechnet  werden.  In  Deutschland,  wo 
das  Cnterrichtswesen  der  Hauptsache  nach 
vom  Staate  unterhalten  wird  und  dieser  auch 
bedeutende  Mittel  für  sonstige  wissenschaft- 
liche und  künstlerische  Zwecke  aufwendet, 
kommen  ähnliche  Ziffern  für  S.  nicht  vor. 
Immerhin  aber  betrug  die  Summe  der  S. 
und  Schenkungen  von  mehr  als  3000  M. 
allein  innerhalb  des  Ämtsbei-eiches  des  preußi- 
schen Kultus-  und  UnterTichtsministerium& 
im  Jahre  .1898  fast  13  Mill.  M.,  von  denen 
etwa  zwei  Drittel  auf  Ffarrgemeinden  und 
kirchliche  Anstalten  beider  Konfessionen 
kamen.  In  Frankreich  betrug  im  Jahre  1904 
die  Summe  der  Schenkungen  und  Legate 
für  Wohltätigkeits-  und  Unterrichtsanstalten 
34,9  Mill  Free.,  wobei  die  kirchlichen  8. 
nicht  mitgerechnet  sind. 

Die  volkswirtschaftliche  und  soziale  Be- 
rechtigung einer  S.  hängt  ausschließlich  von 
ihrem  Zwecke  ab.  Ist  dieser  nicht  emp- 
fehlenswert, so  kann  eine  S.  trotz  der  guten 
Absicht  ihres  Gründers  sogar  gemeinscliäd- 
lich  wirken.  Sehr  häufig  haben  die  Stifter 
keine  richtige  Einsicht  in  die  Bedeutung 
ihrer  Zwecke  und  in  die  wahrscheinliche 
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künftige  Gestaltung  der  Verhällnisee,  auf 
^e  sie  einwirken  wollea ;  nicht  selten  lassen 
fiie  sich  durch  subjektiTe  Liebhabereien  oder 
Launen  und  Eitelkeit  leiten.  Datier  gibt  es 
nicht  wenige  die  nur  zu  dem  Bedauern 
AnlaB  geben  können,  daß  ihre  Mittd  nidit 
fOr  einen  vielleicht  nahe  Tenvandten,  aber 
weit  dringenderen  Zwieck  verwendet  werden 
können.  Selbst  die  Nobel-S.  dOrfte  nach 
der  Meinung  vieler  nicht  die  Einrichtung 
haben,  die  mr  die  Erreichung  ihres  Zwecks, 
<ier  allgemeinen  FSrdenmg  von  Wissenschaft 
und  Kultur ,  die  geeignetste  wäre.  Man 
wird  nun  allerdings  nicht  verlündern  können, 
daß  ein  Stifter  bei  der  Bestimmung  der 
Verwendung  des  von  ihm  zur  Verfügung 
gestellten  Vermögens  seinen  subjektiven  An- 
sichten und  Neigungen  folge,  aber  es  muß 
doch  Soi^e  dafür  getragen  werden,  daß  S. 
nicht  Zwecken  gewidmet  werden,  die  den 
guten  Sitten  und  dem  Staatswohle  zuwider 
laufen.  Auch  kann  es  unter  Umständen 
volkswirtschaftlich  bedenklich  sein ,  daß 
Grundbesitz  in  zu  großem  Maße  an  S.  und 
somit  an  die  tote  Hand  übergehe.  Daher 
ist  in  den  meisten  Staaten  die  Errichtung 
von  S.  von  der  staatlichen  Genehmigung 
abhängig  gemacht.  So  bestimmt  das  Bürgei^ 
liehe  Gesetzbuch  (§  80)  allgemein,  daß  zur 
Entstehung  einer  rechtsfähigen  S.  außer 
dem  ,,Stiftungsgeschäft"  —  dem  Gründungs- 
akt —  die  Genehmigung  des  Bundesstaats 
erforderlich  sei,  in  dessen  Gebiet  die  S. 
ihren  Sitz  haben  soll.  Hat  sie  ihren  Sitz 
nicht  in  einem  Bundesstaat,  so  ist  die  Ge- 
nehmigung des  Bundesrats  cnorderlich.  Die 
■Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  bo^immt 
das  Mähare.  In  Preußen  bedürfen  nach 
dem  G.  v.  23./IL  1870  Schenkungen  und 
letztwillige  Verfügungen  der  Gen^migung 
des  Könifj^s,  wenn  dadurdi  im  Inunde 
«ine  neue  luristische  Person  ins  Leben  ge- 
rufen werden  soU,  was  also  für  neue  S. 
zutrifft;  und  femer  wenn  sie  einer  im  In- 
lande  bereits  bestehenden  Korporation  oder 
anderen  juristischen  Person  zu  anderen  als 
den  bisher  genehmigten  Zwecken  ^widmet 
werden.  Schenkungen  und  letztwillige  Zu- 
wendungen an  bestehende  Korporationen 
und  S.  ohne  neue  Zweckbestimmung  be- 
dürfen nur,  wenn  ihr  Wert  5000  M.  (so 
nach  dem  Ausführuugsgesetz  zum  BGB.  v. 
20./LX.  1899,  früher  3000  M.)  übersteigt, 
der  Genehmigung  des  Königs  oder  einer 
durch  königliche  Verordnung  ein  für  alle- 
mal zu  bestimmenden  Behörde.  Die  be- 
sonderen gesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Genehmigung  von  unbeweglichem  Eigentum 
durch  Korporationen  und  S.  bleiben  in  Kraft. 
Auf  Familien-S.  und  Familienfideikommisse 
findet  das  Gesetz  keine  Anwendung.  Ueber 
diese  enthält  das  preii£isohe  Auef^uimg^es. 
V.  20./1X.  1899  nähere  Bestimmangen.  Die 


preußische  Verwaltungspraxis  ist  den  Scheo- 
Kungen  und  S.  geceaüba:  stets  sehr  vor- 
sichtig gewesen,  vielfoch  und  solche  nicht 
genehmigt  worden,  wenn  die  Stifter  ihre 
Pflichten  g^n  hilfebedürftige  Verwandte 
unbUligmtr^se  verletzt  hatten.  Als  ein  »ehr 
ausffiturliches  und  eingehendes  Landesgesetz 
über  die  Bechtsverhältnisse  und  die  Verral- 
tung  der  S.  sei  hier  noch  das  badische 
vom  3./ V.  1870  erwähnt  Was  die  Aufhebung 
einer  S.  betrifft,  so  bestimmt  §  87  des  BGB., 
daß  diese  eintritt  oder  aber  eine  Cmwand- 
lung  des  Zwecks  stattfinden  soll,  wenn  die 
Erhaltung  des  Stiftungszwecks  unm^Uch 
geworden  ist  oder  wenn  die  S.  das  Gemein- 
wohl gefährdet.  Bei  der  Umwandlung  de« 
Zwecks  ist  die  Absicht  des  Stifters,  nament- 
lich auch  in  betreff  des  begüusligteo  Per- 
sonenkreises tunlichst  zu  berücksichtigen. 
Die  zuständige  Behörde  kann  die  Verfassung 
der  S.  so  weit  ändern,  als  es  die  Zwecfc- 
umwandlung  erfordert  LerU. 


II.  Besteaerung  der  S. 
1.  AUgeindoes.  2.  Stenerformen. 

1.  Allgemeines.  S.  sind  Vermögens- 
einheiten, die  einem  ÖfTentUchen  oder  ge- 
meinnützigen Zwecke  dienen  und  von  der 
Rechtsordnung  mit  den  Attributen  juristischer 
Persönlichkeit  ausgestattet  sbd.  Sie  dieoea 
teils  den  Aufgaben  von  Kultus  und  Unter- 
richt, teils  als  milde  S.,  Wohltätigkot»- 
zwecken.  Letztere  sind  dann  hinwiederum 
entweder  öffentliche  oder  Privat -S.  Ate 
ökonomische  Formen  der  Ertrag  -  und 
Einkorn  mensbilduug  sind  sie  keinesweg» 
grundsätzlich  und  allgemein  von  der  Steuer- 
pflicht  ausgenommen.  Doch  haben  die 
meisten  Gesetzgebungen  «is  spezieUeo  Er^ 
wäguogen  balcT  die  unbedingte,  bald  die 
bedingte  Steuerfreiheit  der  S.  ausgesprochen, 
je  nachdem  diese  durch  die  auf  ue  gelegte 
Steuerlast  noch  ihren  8.zweok  erfülle 
könnton  oder  nicht  Diese  Bevorzogung  ist 
aber  regelmäßig  auf  die  öffentlichen  S.  be- 
schränkt, wämend  die  Privat -S.  ^ese 
nicht  genießen.  Doch  werden  häufig  die 
Privat  -  S.  den  öffentlichen  dann  ^eäcät- 
gestellt,  wenn  sie  dem  Staate  dun£  ihre 
Wirksamkeit  Ausgaben  ersten.  Die  Schaf- 
fung irgendwelchen  öffenthchen  Nutzens  ge- 
nügt an  sich  noch  nicht  zur  Begründang 
der  Steuerfreiheit. 

Die  Formen,  in  denen  die  S.  ihre  Steoer- 
ptlicht  leisten,  ^hören  der  Erwerbsbesteoe- 
rung  an.  Sie  sind  eäturseits  Erli^e-,  Ein- 
kommen- und  VmnOgenssteueni,  anderer- 
seits Verkehissteuem.  Hier  sind  die  Ü 
in  der  Hauptsache,  wenn  auch  mit  manctaer- 
lei  Ausnahmen,  den  flbrigeo  iänadwiit- 
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Schäften  gleichgestellt.  Eine  eigenartige 
steuertechnische  Behandlung  erfahren  die 
S.  durch  das  sog.  „GebührenSquivalent"  im 
Bereiche  der  Verkehrssteuem.  Da  die  Ver- 
mOgenskomplexe  der  S.  den  verkehrsmäßigen 
Uehertragungen  durch  Erbgaug  und  Tausch- 
verkehr entrückt  sind,  so  wird  diese  Ab- 
gabe mitunter  als  ErssAz  der  Erbechafts- 
steiier  und  der  Besitzwechselabgaben  er- 
hoben. Sie  erstreckt  sich  jedoch  meist  nur 
auf  das  unbewegliche  S.vermögen.  Diese 
Ausgleichungsabgaben,  auch  „Taxe  der  toten 
Hand'-  genannt,  bestehen  entweder  in  Zu- 
schlägen zur  Jahressteuer  oder  in  einer 
periodisch  fälligen  Gebühr,  welche  sich  den 
Zeiträumen  des  durchschnittliclien  Besitz- 
wechsels anschließt  (vgl.  Artl.  „Erbschafts- 
steuer" sub  in,  „QebQfarenSquivalent"  oben 
Bd.  I  &  786fg.). 

2*  Kteoerfonaen.  a)  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteaern.  Deatschland.  Von  der 
Grand-  und  Oebändeatener  dnd  nbbedingt  be- 
freit die  dem  Öffentlichen  Oottesdienste  und  dem 
{ifrentliehen  Unterrichte  gewidmeten  Grundstücke 
und  Crebftnde.  Werden  diese  jedoch  ganz  oder 
teilweise  dnrch  Verpachtung  oder  Vermietnng 
den  S.zwecken  entzogen,  so  föUt  die  Steuer- 
freiheit weg.  Bei  der  Kapitalreuten-  nnd  Ein- 
kommensteaer  haben  die  Kultus-  and  Unterrichts- 
S.  Vergünstignogen ,  in  deren  Genüsse  sowohl 
die  aaf  Kosten  des  btaates  za  erhaltenden  An- 
stalten (Württemberg)  als  auch  di^enigen  des 
rnterricbtes  stehen  (Baden,  Hessen).  Entschei- 
dend iat  auch  Öfter«  die  Frage,  ob  die  S.  dnrch 
Entricbtnng  der  Steuer  nicht  anfierstand  ge- 
setzt wfirden,  ihren  Zweck  Tollstftndig  zu  er- 
füllen. Bei  den  milden  nnd  WohlUtigkeits-S. 
besteuern  die  einen  Staaten  ohne  weiteres  den 
Grnnd-  nnd  Hausbesitz  (Sachsen),  während  die 
anderen,  allerdings  in  verschiedener  Abstufung, 
E^tenerfreiheiten  eintreten  lassen,  soweit  die  be- 
treffenden Objekte  unmittelbar  nnd  Tollständig 
den  S.zwecken  dienen.  Von  der  Kapitalrenten- 
uad  Einkommensteuer  bleiben  in  manchen 
dentschen  Staaten  Anstalten  nnd  S.  für  Wohl- 
tätigkeit, die  ^er  behördlichen  Aufsicht  nnter- 
stellten  Spar-  nnd  Hilfskassen  (Bayern),  Witwen-, 
Waisen-  nnd  Wohltätigkeitskassen  (Württem- 
berg). Anstalten  für  Kranken-  und  Armenfürsorge 
(Baden,  Hessen)  befreit.  Seltener  werden  Exem- 
tionen von  der  Gewerbesteuer  zugestanden. 

In  Oesterreich  sind  ziemlich  analoge 
Stenerfreiheiten  für  die  Kirchen  nnd  Kirchen- 
grnndstQcke,  fttr  die  Pfarr-  und  Klostergebftnde 
der  Bettelorden,  für  die  bischsflichen  Besidenzen, 
für  die  Öffentlichen  Schul-  nnd  Lehranstalten 
sowie  für  die  Spitäler,  Armen-  und  sonstige 
Wohlt&tigkeitsaiistalten  im  Bereiche  der  Oe- 
lAndestener  anerkannt.  Die  gleichen  Grundsätze 
gelten  hinsichtlich  der  Befreiung  von  der  Grand- 
steuer.  Von  der  Rentensteuer  sind  ausgenommen 
das  Zinseinkommen  der  kumtüativen  Waisen- 
kawen,  der  InTslidaifonds ,  der  Anstalten  fUr 
Kranken-  nnd  ArmenfOrsoree,  femer  die  Bezüge 
der  WohltAtigkeits-  nnd  HnmanitAtsanstalten, 
die  Fonds  znm  Baoe  von  Oottesbftnsem  sowie 
diejenigen  der  für  den  jiffentliehen  Unterrieht 


bestimmten  Anstalten.  Von  der  Erwerbsstener 
besteben  keine  Befreiungen. 

Frankreich  unterwirft  die  zn  b%  ange- 
nommenea  Erträge  des  Bruttowertes  des  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Besitzes  religiöser 
Kongregationen  nnd  ähnlicher  Assoziationen  der 

fartieilen  Kapitalreutensteuer  (GG.  v.  28./X1I. 
880  and  29./XII.  1884).  Diese  Abgabe  wurde 
neuerdings  in  eine  nominelle  Vermögenssteuer 
mit  einem  Stenerfoße  von  0,30%  vom  Bmtto- 
werte  verwandelt,  welcher  auf  0,40%  bei  den- 
jen^ren  Kongr^ationen  steigt,  welche  der  Taxe 
der  toten  Hand  von  1849  nicht  unterliegen. 
Diese  Steuer  hat  eine  scharfe  kirchenfeindhche 
Spitze  und  hat  lebhaften  Widerspruch  der  Be- 
teiligten hervorgerufen.  Nenenlinffs  iit  sie 
durch  die  kirchenpolitischen  Kämpfe  ohnehin 
praktisch  gegenstandslos  geworden. 

b)  Verkehrssteuern.  Vgl.  „Gebühren- 
äquivalent"  im  Art.  „Erbschaftssteuer"  a.  a. 
0.   Die  Keichserbschaftsatener  v.  3./yi.  1906 
trifft  die  Zuwendungen  an  Kirchen-,  mildtätige 
nnd  gemeinnützige  S.  mit  5  %  und  Zuschlägen. 
Literatur:    Antonl,     UteuertubjekU ,  Scham' 
Fmamareh.  Bd.  V,  S.  489—497.  —  Hechel, 
Art.  „Stiftungen",  B.  rf.  St.,  2.  Aufi.,  Bd.  VI, 
S.  llS6/g.  Max  von  Heekel. 


Stirner,  Max 

(Pseudonym  für  Johann  Kaspar  Schmidt), 
geb.  2Ö  /X.  1806  zu  Bayreuth,  gest.  26./VI.  1856 
in  Berlin.  Schriften:  Der  Einzige  nnd  sein 
Eigentum,  Leipzig  184ö;  2.  Aufl.  ebd.  1882: 
Neudruck  bei  Beelam  (UniTersalbibliotbek  Nr.  3057 
bis  3060).  mit  einer  Einfahmng  von  Paul 
Lauterbach  ebd.  1892;  französische  Uebersetzung 
von  Reclair  u.  d.  T.  L'üniqne  et  sa  propriete, 
Paris  1S98.  —  Kleinere  Schriften:  Ans  den 
Jahren  1842—1847,  hrsg.  vouHenry  Hackay, 
Berlin  1898.  —  Ferner  übersetzte  tud  gab 
Stimer  heraus :  Die  NationalOkonomen  der  Fran- 
zosen nnd  Engländer.  Bd.  I— IV :  Ausführliches 
Lehrbuch  der  praktischea  politischen  Oehonomie 
von  J.  B.  Say,  Leipzig  1845/46;  Bd.  V— VIU: 
Untersncliungen  ttur  das  Wesen  nnd  die  Ur- 
sachen des  Nationalreichtnms,  ebd.  1846/47. 

Lltentw:  Benrjf  Maekay,  MatSHma:  Sein 
Leben  und  §ein  Werk,  Beriin  1898.  —  KA. 
HartKurnnt  SUrnera  VkrherHiebung  dt»  Egoit- 
mui  (i.  „Die  Gegenwartf  vom  S.  u.  10.1  VJI.  1897), 
Berlin.  —  V^.  Art.  „Anarebitmva"  oben  Bd.  I 
8.  89fg.  Carl  GrOnberp. 


Stfir,  StSrer 
s.  Gewerbe  oben  Bd.  I  S.  1008. 


StraBeagewarbe. 

In  der  GeBetze^prsche  der  Gewerbe- 
ordnungen versteht  man  unter  S.  zwei  Arten 
dea  Gewerbebetriebs.  Einmiü  die  Gewerbe, 
die  der  Vermittlung  des  Verkehrs  innerhalb 
der  Orte  durch  Transportmittel  aller  Art,  die 
jedermann  zur  Benutzung  offen  stehen,  be- 
zwecken. In  erster  Linie  k<nnmt  der  Personen- 
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transport  in  fVage.  Zum  aaderea  gehört 
zum  S.  das  Gewerbe  derjenigen  PerBonen, 
die  auf  Sffeatlichen  Straßen  und  PUUzen 
ihre  Dienste  als  Boten,  TrSger,  Fahrer  n.  dgl. 
anbieten.  Die  S.  unterliegen  flberall  ge- 
wissen gewerbepolizeilichen  Beschränkungen, 
aber  im  Hinbhck  auf  die  auBerordeatlich 
große  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  hat 
der  Gesetzgeber,  der  in  erater  Linie  den 
Schutz  des  Publikums  im  Auge  hatte,  nicht 
etwa  die  Konzessionsptticht  generell  statuiert, 
sondern  den  OrtspoUzeibehörden  die  ßege- 
lung  dieser  Gewerbe  überlassen.  Unter 
„Regelung"  ist  aber  nicht  etwa  ein  Ein- 
greiien  von  Fall  zu  Fall,  sondern  der  Erlaß 
allgemeiner  Vorschriften  zu  verstehen.  So- 
lange eine  solche  Regelung  nicht  erfolgt 
ist,  ist  der  S.betrieb  frei.  Voraussetzungen 
für  seine  Kontrollierung  sind  also  besondere 
Polizeiverordnungen.  In  diesen  können 
allerdin^  die  Konzessionspäicbt  und  die 
Kon  Zessionsentziehung  vorgesehen  sein,  und 
unter  gewissen  rechtlichen  Voraussetzungen 
(Zustimmung  der  Gemeindebehörde)  ist  die 
Festsetzung  von  Taxen  zulässig.  Der  Tax- 
zwang sowie  Vorschriften  über  die  Stand- 
plätze, Linienführung  in  dem  Omnibusver- 
kehr, Beschaffenheit  der  Geräte  und  Trans- 

Sorlmittel,  üniformierung  u.  dgl.  pflegen 
en  wesentlichen  Inhalt  solcher  Polizei- 
reglements abzugeben.  Die  betroffenen  Ge- 
werbetreibenden haben  ihrerseits  gegenüber 
der  Eonzessionsentziehung  und  der  Unter- 
Bajg:ang  des  Betriebs  ein  Beschwerderecht. 
DieöfKnÜichen  F&hren,  die  PferdeeiseDbahnen 
und  elektrischen  Bahnen  fallen  unter  die 
betreffenden  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnungen meistens  nicht  Dodi  ist  die 
Praxis  der  einzelnen  deutschen  Landes- 
regierungen eine  nicht  ganz  einheitliche. 

Die  Gesetzgebung  Ober  das  S.  ist  in  den 
meisten  Ländern  ziemlich  die  gleiche.  Die 
österreichische  Gewerbeordnung  macht  einen 
Unterschied  zwischen  dem  sog.  „Piatzge- 
werbe"  und  dem  „Transportgewerbe".  Beide 
sind  dort  konzessionspflichtig.  Die  Kon- 
zessionierung liegt  bei  den  Verwaltungs- 
behörden erster  Instanz,  also  bei  den  Be- 
zirkshanptmannschaften  bezw.  den  Ma- 
gistraten größerer  Städte.  In  England  be- 
steht eine  eingehende  gesetzliche  Regelung 
der  Örtlichen  Transportgewerbe.  In  Frank- 
reich gehört  die  Materie  zu  dem  Aufgaben- 
kreis der  Munizipal  pohzei.  — 

Nicht  dem  Shutze  des  Publikums, 
sondern  dem  Arbeiterschutz  gehören  die 
neuen  Bestimmungen  des  deutschen  Kinder- 
schutzgesetzes  vom  SO./III.  1903  an.  Da- 
nach dürfen  Kinder  unter  12  Jahren  in  den 
Verkehrsgewerben  überhaupt  nicht  beschäf- 
tigt werden.  Die  Beschäftigung  von  Kindern 
über  12  Jahren  hat  einen  besonderen  Arbeits- 
zeitschutz, Arbeitspausenschutz  und  ünter- 


richtsschutz  erfohren.  Ancb  die  Beschäfti- 
gung sog.  eigener  Kinder  im  Vratehiqge- 
werbe  ist  zum  Teil  Terinten,  zum  Tal. 
ähnlich  wie  die  der  fremden  Kinder,  durdi 
Schutzbestimmungen  begrenzt 
Literatur:  G.  Meyer,  Art.  „Slrtnß*^tfe*ter1)f". 
B.  d.  St.,  e.  Atifi.,  Bd.  VI,  S.  1168169,  ~  ZMer, 
Art.  „Straßm^werbe*  in  v.  Stmgrlt  WSrler*mt1t 
de»  deuttekm  V»ncaltKii0treehU,  Bd.  XI,  S.S00fy. 
—  V.  Lanämannt,  Gmmrbaordntmg,  S.  Jtgl., 
.  Bd.  1,  S.  356fg.  —  Oeterreirkiaekt»  Staatt- 
vtSrt^^h,  g.  At^.,  Bd.  II,  8.  SlSfg. 

Biermer. 


Streiks,  Streikstetistik 
s.  Arbeitseinstellungen 
oben  Bd.  I  S.  178%. 


SireikTersichernng. 

Der  Gedanke,  auf  dem  Wege  der  Ver- 
sicherung oder  wenigstens  versicheniDg^ 
ähnlicher  Einrichtungen  den  Untemehmeni 
Ersatz  zu  bieten  für  Verluste,  .dtö  ihnea 
durch  Arbeitaeinatellungen  erwacdisen.  ist, 
wie  es  scheint,  zuerst  in  England  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrb.  praktisch  durch* 
geführt  worden.  Einige  Arbeitgeberrer- 
bände  zahlten  bereits  damal»  ihren  Mit- 
gliedern Entschädigungen  ffir  den  Fall  eines 
Streiks  aus,  sofern  dieser  nicht  etwa  durch 
den  Unternehmer  gelbst  herrofcemfea 
worden  war;  dabei  wurde  die  Schudftage 
seitens  d^  Verbandsoigaoe  eingehend  g&- 
prflft;  die  Entschädigimg,  ebenso  wie  die 
Beitragsleistung  waren  in  Teiscfaiedener 
Weise  ger^elt 

Die  fSnfOhrung  einer  S.  in  Deutsch- 
land hängt  ebenmlls  mit  den  Arb^tg^ier- 
Otganisationen  zusammen.  1889  wurde 
hier  nach  dem  großen  Beigarbeiterane- 
stand  im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund 
ein  Ausstandsversicherungsverband  auf 
Gegenseitigkeit  gegründet,  dem  Ende  1S91 
105  Zechen,  die  *  s  der  Fördening  des  Be- 
zirkes darstellten,  augehörten.  Während 
dieser  Verband,  wenigstens  ursprünglidi, 
als  eigentliches  VersicherungsunteraeHmen 
anzusehen  ist,  haben  offenbar  zufolge  eine» 
(noch  zu  erwähnenden)  Hinisterialerlaases. 
von  1892  zahlreiche  Arbeitgeberverb&ud« 
unter  Ausschluß  einer  eigentlichen  Versiche- 
rung Streikentschädigungseinrieh- 
tungen  getroffen,  bei  denen  den  MitgUedeni 
ein  Rechtsanspruch  auf  EntschäcUgun^  nicht 
zusteht  Die  Gnindprinzipien  sind  im  all- 
gemeinen folgende:  Beiträge  je  nach  Lohn- 
summe und  Arbeiterzahl ;  Schadenersatz- 
leistung nach  dem  gleichen  Maßstäbe  für 
jeden  in  Streik  getretenen  Arbeil»;  nur 
teilweiser,  geringer,  unter  keinen  Cmslliid«i 
voller  Schadenamatx,  am  das  Intcieaae  an 
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der  StreikrerhiDdeniDg  aufrecht  za  halten; 
Mitwirkung  der  Verbandeorgaae  zwecks 
FeslBtelluoe  über  die  BerecbtiguDg  der  Ar- 
beitseinstellung  bezw.  das  Verschulden  der 
Uoternehmer.  Diese  Festsetzungen  zwecks 
Entschfidigung  Streiks  sind  regelmäßig 
nur  eine  Nebenleistung  der  Arbeitgeber- 
verlände. Die  Gründung  einer  selbstflndigeo 
S-aktiengesellschaft,  die  in  Deutschland 
1897  iD  Berlin  beabsichtigt  war,  ist  ge- 
schmiert G^n  die  neuo^gs  beabsich- 
tigte Gründung  einer  deutschen  Aktieo- 
geeellscfaaft  fflr  S.  hat  sidi  das  Kaiserliche 
Au&ichtsamt  ausgesj^rochm.  Dagegen  be- 
steht die  1900  in  Leipzig  errichtete  Gesell- 
schaft zur  Entschädigung  b^  Arbeitsein- 
Stellungen  (also  keine  eigentliche  Veyrdche- 
ningsanstalt)  nocdi  heute.  Femer  haben  eine 
Keihe  weiterer  ArbeitgebervereiniguDgen  in 
den  Jahren  1904  fg.,  z.  T.  infolge  des  Aus- 
standes von  Krimmitschau  1902  die  Organi- 
sation einer  S.  vorgenommen.  Das  Jahr  1906 
hat  aussichtsvolle  Bestrebungen  gebracht.  Zur 
HerbeifQhrung  einer  gemeinschaftlichen  Rück- 
versicherung in  der  Gesellschaft  des  Vereins 
Deutscher  Arbeitgeberverbände  zur  Ent- 
schädigung bei  Arbeitseinstellungen,  bezw. 
in  einem  Schutzverband  g^en  Streikschäden 
bei  der  Hauptstelle  deutscher  Arbeitgeber- 
verbände. 

In  Oesterreich  hat  der  Bund  öster- 
reichischer Industrieller  die  Genehmigung 
zur  Gründung  eines  Gegenseitigkeitsvereins 
zwecks  S.  erhalten,  mangels  ausreichender  Be- 
teiligung aber  noch  nicht  durchführen  können. 
Dagegen  bestehen  in  den  Vereinigten  Staaten 
einige  Versicherungsgesellschaften  nach  dem 
Aktien-  bezw.  G^nseitigkeitsprinzip. 

Die  S.  bietet  Schwierigkeiten  sowohl 
technischer  wie  sozialpolitischer  Natur.  Was 
insbesondere  die  letztere  anbetrifft,  so  werden 
diese  veranschaulicht  durch  den  erwähnten 
preußischen  Ministerialerlaß  von  1892,  nach 
weichem  vorgeschrieben  worden  ist,  daß  nur 
solchen  Teilnehmera  Entschädigungen  aus- 
bezahlt werden  dürfen,  die  nachweisen,  daß 
sie  Aber  die  Streitfragen,  durch  die  der 
Ausstand  veranlaßt  worden  ist^  ein  Einigungs- 
To^hren  vor  dem  zuständigen  Geweroe- 
^icht  beantrag  oder  mangels  eines  solchen 
in  anderer  Weise  herbeizufQhren  gesucht 
haben,  das  aber  infolge  der  Weigening  der 
Arbeiter  ni^t  zustande  gekommen  ist  oder 
ohne  Verschulden  des  geschädigten  Unter- 
nehmers nicht  zur  Beilegung  des  Streiks 
geführt  hat;  ferner  verlangt  die  Aufsichts- 
behörde, Einsicht  in  alle  Verhandlungen, 
Bücher  und  Rechnungen  des  Versicherungs- 
untemehmens  nehmen  zu  dürfen ;  auch  wird 
ein  jährlicher  Kecheuschaftsbericht  vorge- 
schrieben. 

Ueber  die  Zulässi^keit  und  den  Wert 
einer  S.  gehen  die  Memungen  je  nach  dem 


sozialpolitischen   Standpunkt   weit  ausein- 
ander.   Es  ist  jedoch  nicht  abzusehen, 
warum  man  den  Unternehmern  es  verwehren 
will,  auf  g^^tzlichem  Wege  sich  ge^n  die 
Schäden  eines  Ausstandes  (die  Arbeitslosig- 
keit der  Unternehmer  in  ihrem  Sinn)  zu 
sichern,  venn  man  auf  der  anderen  Seite 
den  Arbeitern  das  Recht  auf  Arbeitslffiten- 
versicherung  einräumt 
Lltentnri   Xulemann,    Die  GtwrktthafiS' 
bmeegimg,  Jena 1900. — vanderBorght,  Grund- 
Müg«  der  SoxialpoUHk,  Jl.  Eapüd,  Leipzig  1904. 
—  Zimmermann,  Die  Streikverneherung  der 
Arbeügeber,  in  der  Sozialen  iVoarür,  14-  Jahrg., 
JVr.  33  und  34,  Berlin  1905.   —  Arbeitgeber- 
Zeitung,  1905.  —  Verößenllichungen  de»  Kaiser' 
liehen  AufeickUamUfür  Privatverncherung,  Berlin 
1905.  —  Reichearbeiisblatt ,   4.  Jahrg.,  JVr.  4, 
Berlin  1906.  —  (Vgl.  Art.  „ArbeiteeinateUtmgen" 
u.  „Boykottvereichentng".)     Alfred  Jtane», 


Stücklohn  s.  Lohn  oben  S.  421  fg. 


StnrmschädeiiTerslcherang. 

Die  seit  1861  in  Amerika  betriebene,  seit 
1898  von  einer  Aktiengesellschaft  in  Deutsch- 
land eingeführte  S.  hat  den  Zweck,  den  Schaden 
ZQ  ersetzen,  der  an  beweKÜcben  nnd  nnbeweg- 
lichen  Gegenständen  durch  Starm,  insbesondere 
durch  Wirbelwinde,  Cyklone,  Tomados  veror- 
sacbt  wird,  soweit  dieser  Schaden  in  der  Be- 
schädigung, Vemichtnng  oder  dem  Abhanden- 
kommcQ  versicherter  Gegenstände  besteht.  Als 
unbewegliche  Gegenstände  werden  massive  Ge- 
bäalichkeiten  aller  Art  versichert;  bewejiflicbe 
Gegenstände  nur  insoweit,  als  sie  zum  Gebrauch 
in  ^werblichen  oder  in  landwirtschaftlicfaea 
Betneben  oder  zur  Einrichtung  von  Wohn- 
häasera  dienen.  Ausgeachloaaen  sind  hingegen 
insbesondere  Juwelen,  Bilder,  Skulpturen,  n. 
dgl.  m-.  femer  Schäden  unter  einem  gewissen 
Betrag  nnd  wiche  Schäden,  die  bereits  durch 
andere  Versichenrngen  gedeckt  sind.  Znrzeit 
wird  die  S.  in  Deutschland  von  2  Aktiengesell- 
schaften betrieben  und  ist  auch  in  den  dentschen 
Nachbarländern  zum  Teil  eingefiUirt  worden. 
Die  Verbreitung  ist  jedoch  eine  geringe.  Im 
J.  1904  bestanden  bei  den  beiden  Anstalten 
1714  Versicherungen  auf  285  Mill.  M.  Versiche- 
mngssumme  lautend,  aus  denen  eine  Prämten- 
einnabme  von  120000  M.  sich  er^ab,  von  der 

J'edoch  nur  18000  M.  für  eigene  Kechnang  be- 
lalten  wurden,  der  Best  fUr  Rilckversieheruiu: 
ausgegeben  wnrde.  DieSch&den betrugen  2400107, 
die  Verwaltnngskosten  9700  U.,  der  iTebasehoß 
9000  M.  An  PrämienreseTTeu  waren  27000  H., 
an  Schadenraerven  7000  U.  vorhanden. 
Litermtar:  Hoffmann,  Tomado  Insurance,  New 
York  1902.  —  Humann,   Eine  Studie  über 
Slumiachädenvertieherung   im  Ätaekuram-Jahr- 
buch,  JJ.  Bd.,  S.  SIS,   Wien  1904.  —  Manes, 
VerHcherungtwesen,  Leipzig  1905,  §  51.  —  Kohl. 
Dif  Sturmichädenverticliemng,  in  der  Deutechen 
Verticherten-Zeitung ,  Leipzig  1906,  l.  Jahrg., 
8.  358.  Alfred  Manea. 
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Subjektatenern  s.  Steuer,  iosbesondere 
sub  IV,  2,  4  oben  S.  1026. 


SabnissfoniweseB. 

Unter  Submission  versteht  man  eine  be- 
sondere Form  der  Öffentlicben  Vei^bung 
von  Arbäten  und  Lieferun^n.  Charakte- 
ristisch ist  der  Submission  die  Aufforderung 
zu  schiiftUchen  Offerten.  Sie  unterscheidet 
sich  also  durch  die  Form,  in  welcher  offeriert 
wird,  von  der  Lizitation,  welche  auf  Grund 
konkurrierender  mündlicher  Angebote  erfolgt. 
Je  nachdem  der  Gegenstand  der  Offerten 
ein  Haterialienkauf,  eine  Materialienliefening, 
eine  Arbeitsleistung  oder  eine  Vereinigung 
von  Materialien  beschaffung  mit  Arbeits- 
leistung ist ,  bandelt  es  sich  um  Kauf, 
Lieferung,  Dienstmiete  oder  um  Werkvei^ 
dingung.  Das  Hauptziel  desjenigen ,  der 
seine  Anschaffungen  im  Wege  der  öffent- 
lichen Ausschreibimg  zu  machen  sucht,  ist 
die  Erzielung  eines  möglichst  wirksamen 
und  ausgedehnten  Wettbewerbs  unter  den 
Lieferanten,  der  ihm,  dem  Abnehmer,  eine 
günstige  Preisgestaltung  und  gute  Qualität 
der  Ware  bezw.  Leistung  garantiert  Gleich- 
zeitig kann  er  eine  zweckmäßige  und  preis- 
würdige Teilung  der  Leistung  in  persön- 
licher, sachlicher  und  zeitlicher  Richtung 
hin  erreichen. 

Besonders  solche  Unternehmungen,  die 
entweder  sehr  bedeutende  oder  hftufig  sich 
wiederholende  Lieferungsauftr&ge  regelmäßig 
und  in  größerer  Anzahl  zu  vemeben  haben, 
wie  der  Staat,  die  Selbstverwutungskörper, 
die  grofiea  Verkehrsinstitute,  wie  .überhaupt 
alle  großkapitalistisch  betriebenen  Gewerbe- 
untemehmunKen,  bedienen  sich  des  Sub- 
musionsverSahrens  in  ^fiem  Umftmge.  Die 
dort  Üblichen  Submissionskontrakte  kann 
man  Subnussionen  in  engerem  Sinne  nennen. 
Gew(ttinlidi  sind  diese  durdi  «n  besonderes, 
den  wilLkürlidien  Zuschlag  ausschließendes, 
von  vornherein  in  allen  wichtigen  Einzel- 
heiten geordnetes  Verfahren  ausgezeichnet. 
Daneben  bedient  sich,  besonders  seitdem 
daslnserieren  von  Aufforderungen  zu  Offerten 
in  den  Annoncenteilen  der  Tagesblätter  und 
sonstwo  üblich  geworden  ist,  auch  das  große 
Publikum  für  seine  Privatbedörfnisse  der 
Form  der  Submission.  Eine  besondere  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  haben  aber  diese 
gelegentlichen,  im  Wege  der  Inserienmg  in 
die  Wege  geleiteten  Submissionen  nicht. 
Wenn  man  vom  S.  und  Reform  desselben 
spricht,  denkt  man  regelmäßig  an  die  Öffent- 
lichen Verdingungen  im  großen  Maßstäbe, 
die  von  den  großen  und  größten  Betrieben, 
namentlich  aber  von  Behörden  ausgehen. 
Bei  ihnen  verhindert  es  der  schwerfällige 
und  bureaukrati-sche  Geschäftsgang,  zumal 
aus  Gründen  der  Etatisierung,  der  Einheit- 


lichkeit der  gewünschten  Liefemogen  tmd 
ihrer  Verteilung  der  planmäßige  Einkauf  an 
die  Zentrale  gelegt  werden  muß,  die  Kon- 
junkturen des  Waren-  und  Arbeitsmarktes 
mit  derjenigen  Genauigkeit  und  SchneUig* 
keit,  wie  sie  im  Privatgeschäftsverkehr  miß- 
lich und  üblich  sind,  auszunützen.  Das 
Submissionsverfohren  erladitert  also  nicht 
nur  den  durch  die  verallgemeinerte  Kon- 
kurreoz  geschafliBnen  billigen  Bezug  von 
Waren  und  Diensten,  sondern  ee  wälzt  anch 
das  durch  die  Konjunkturen  unvermeidliche 
Risiko  auf  die  Submittenten,  die  mit  ihm 
zu  kalkulieren  gewohnt  sind,  ab.  Mit  diesen 
rein  privatwirtschaftlichen  Vorzügen  sind 
solche  verwaltuogBorganieatorischer  Art  eag 
verbunden.  Trotzdergrößtmöglichen Zentrali- 
sierung der  Betriebsleitung  au  einer  venat- 
wortlichen  Stelle  bleibt  dank  der  öff^tlicbeu 
Verdingung,  die  durch  Reglements  and 
Tarife  getragen  wird,  selbst  bei  den  gTfißten 
Organisationen  der  ganze  Apparat  übersicht- 
lich. Es  wird  mÖgOch,  den  Einkauf  durch 
weit  verzweigte,  im  Lande  zeistreute  Organe 
bis  in  die  iJeinsten  Partikelchen  nach  ein- 
heitlichen Plänen  zu  besoi^o,  was  bei  frei- 
händigem Einkauf  nicht  denkbar  wäre. 

Diese  heutzutage  allgemein  aneikannten 
Vorzi^  der  öffentlichen  Begebungsform  für 
den  Submissionar  kommen  zum  Teil  ancfa 
den  Submittenten  zugute.  Durch  die  Ans- 
schreibungen  von  öffentlichen  „Verdingen**, 
wie  neuerain^  in  der  offiziellen  Amtsspradie 
die  Submissionen  audi  genannt  werden, 
werden  alle  lieferungslustigen  und  leistungs- 
fähigen Geschäftsleute  unter  das  gleiche 
Recht  gestellt.  Es  werden  femer  die  Be- 
darfsquantitilten  rechtzeitig  festgestellt  und 
allgemein  bekannt,  so  daß  —  immer  eine 
weise  und  zweckndfiige  Haushaltung  den 
Submissionars  voran^räetzt  —  IVodukUoti 
und  Handel  ach  auf  eine  bestimmte  zu- 
künftige Nachfrage  einrichten  und  mit  ihr 
rechnen  können.  Eine  vorsichtige  und  vor- 
ansschaueude  Bedarbbefriedigung  der  großen 
Abnehmer  kommt  der  gesamten  Vol^wiit- 
schaft,  die  in  erster  Linie  der  Stetigkeit 
bedarf,  zustatten.  Ein  dritter  Vorteil  de* 
SubmissioDsverfahreos  ist  ebenfalls  ein  gegen- 
seitiger für  beide  Parteien.  Durch  die 
Publizität  in  der  Offerienmg  und  der  Za- 
schlagserteilung  wird  nämlich,  wie  die  Er- 
fehrung  gelehrt  hat,  die  Integrität  der  Be- 
amten vor  gewissen  Versuchu  ngen  mehr 
gewahrt  als  bei  dem  freihändigen  Einkauf, 
dessen  Modalitäten  sich  leichter  der  not- 
wendigen Kontrolle  entziehen.  Selbst  da, 
wo  die  Beamtenschaft  über  dem  Verdachts 
der  Patronage-  und  Vettemwirtsciuft  er- 
haben scheint,  muß  es  den  GeschäftsleuttHi 
gegenüber  von  Wert  sein,  es  mit  B^ine?- 
bedingun^n  zu  tun  zu  haben,  die  selbrf 
den  Schein  der  Parteilicbkat  anafK-bheßen. 
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Bddnerwohlgeordneten  Submtssionsmethode 
ist  den  Interessen  des  Staatssäckels,  der 
AntoritSt  der  BeunteDschaft  uod  der  reellen 
Geschäftswelt  gleichmäfiig  gedient. 

Diese  Vorzüge  des  SubnussioDsverfehrens 
haben  demselben  mit  der  Zeit  immer  größeren 
Eingang  verschafft  Man  hat  mit  der  früheren 
freibändigen  Vergebung  der  Öffentlichen 
Arbeiten  mit  Recht  gebrochen,  weil  sie  zu 
unehrlicher  Kameraderei,  zu  Ünterschleifen 
und  zu  WUlkürlichkeiten  aller  Art  Anlaß 
bot.  Daneben  war  das  frühere  Verfahren 
für  die  Behörden  weniger  angenehm  und 
umständlicher.  Heutzutage  wird  die  Ent- 
scheidung nw^h  dem  Prinzip  der  Privatwirt- 
Bcbaftlichkeit  im  Sinne  der  rein  kalku- 
latorischen Berechnung  uDgemein  erleichtert 
Man  schilt  dieses  System  vielfach  als  ein- 
seitigen Fiskalismus;  mit  Unrecht;  denn  es 
ist  entschieden  gesunder  als  der  frühere 
Modus,  wo  reihenweise  die  Arbeiten  an  die 
Zunftmeister  übertragen  wurden,  wo  zu 
unQberl^ten  und  leichtsinnigen  Angeboten 
verführt  und  Pfuschertum  und  „Klüngel" 
begünstigt  wurden.  Die  Großbetriebe  haben 
sich  wie  jeder  pater  famüias  vor  Ausbeutung 
durch  die  Geschäftswelt  zu  sdifitzen,  zumal 
diese,  sobald  die  Konkurrenz  auf  einen 
kldnen  Kreis  beschränkt  bleibt,  unschwer 
^^Mlitioaea  und  Hinge  zustande  brin^n 
kOnnen.  Auch  vor  der  Lizitation  verdient 
das  System  der  schriftlichen  und  befristeten 
OfferieruDg  entschieden  den  Vorzug.  Beim 
mündlichen  Angebot  ist  fflr  den  Käufer  die 
gründliche  Fmung  der  Offerten  erheblich 
erschwert;  den  vo-kaufenden  Geschäftsmann, 
der  nicht  kühl  und  leidenschaftslos  zu 
rechnen  gewohnt  ist  —  es  ist  dies  vor- 
wit^nd  der  kleine  Gewerbetreibende  — , 
verleitet  die  Lizitation  zu  übermäßig  billigen, 
verlustbringenden  Angeboten. 

Solche  Fälle  kommen  freilich,  wie  die 
Erfahrung  lehrt,  aucli  im  Submissionsver- 
fahren  vor,  wie  überhaupt  nicht  zu  leugnen 
ist,  daß  dem  S.  auch  mancherlei  Bedenken 
entgegenstehen,  wenigstens  dann,  wenn  es 
rein  schematisch  und  bureaukrajisch  gehand- 
habt wird.  Es  besteht  eben  eine  gewisse 
Pflichtenkollisioa,  soweit  Staat  und  Gemeinde 
in  Fra^  kommen,  zwischen  der  fiskalischen 
Rücksichtnahme  auf  den  Steuerzahler  und 
der  Förderung  der  einheimischen  Gewerbe. 
Die  Vergebung  von  Lieferungen  lediglich 
an  den  Mindestfordernden  verführt  sehr 
leicht  zu  einer  einseitigen  Bevorzugung  der 
k»pita]s1arken  Großlieferanten.  Das  Sub- 
misnonsverfahren  fördert  die  Preisunter- 
bietung und  Preisdrückerei  und  hat  nicht 
selten  die  Folge,  dafi  gerade  die  soliden 
Gesoh&ftsleute  nicht  mehr  mitsubmittieren 
wollen.  Auch  vom  rein  geschäftlichen 
Stsmdpunkt  aus  kann  es  fraglich  sein,  ob 
der  Ausschreibende,  der  unbedenklich  nur 


die  billigste  OfTerte  aoceptiert,  am  preis- 
würdigsten  bedient  wird.  Bei  einem  bureau- 
kratischen  Zuschlag  der  Lieferungeu  wird 
jedenfalls  ein  Wettbewerb  heraufbeschworen,, 
der  nicht  immer  gesund  ist.  Nach  sozial- 
politischen Anschauungen,  wie  sie  heutzu- 
tage herrschend  geworden  sind,  dürfen  der 
Staat  und  die  Kommunen  nicht  als  einseitige 
und  rücksichtslose  Baissespekulanten  auf- 
treten. Sie  haben  gewisse  soziale  Anstands- 
pflichten^  die  sich  mit  der  einseitigen  Fis- 
kalität  mcht  vereinbaren  lassen.  Aber  auch 
bei  dem  privaten  Verdicgungswesen  zeigt 
die  SchablonisieruDg  Mißstände  unerfreu- 
lichster Art  Bestechung,  Geheimprovisionea 
u.  dgl.  kommen  vor  und  sind  gel^entlich 
in  Skandalprozessen  aufgedeckt  und  dann 
öiTentlich  lebhaft  erörtert  worden. 

Diese  verschiedenen  Beschwerden  haben 
in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  einer  Be- 
wegimg zu^nsten  dner  gründlichen  Reform 
des  Submissionsverfeihrens  geführt  Die 
weitgehendsten  Abänderuogsvorsdiiägegehen 
von  den  Handwerkerkreisen  aus. 

Es  sind  dasdiejeniji^en  Gewerbetreibenden^ 
denen  eine  zuverlässige  Kalkulation  schwer 
fällt,  so  daß  für  sie  die  Submissionsofferte 
besonders  riskant  wird.  Nicht  alle  Forde- 
rungen, die  der  geverbliche  MitteJsland  auf 
diesem  Gebiete  stellt,  sind  in  ftskidisdiem 
Interesse  erfOllbar.  viel  zu  weit  geht  z.  B. 
der  V(»«ch]^  mit  dem  sog.  Mittelpreis- 
verfahren". Danach  soll  der  Zuschlag  nur 
ausnahmsweise  an  den  Hiodestfordernden 
erteilt  werden,  vielmehr  soll  deiienige  Be- 
werlier  den  Zuschlag  eriialten,  der  dem 
Mittelpreise,  nach  unten  gerechnet,  am 
nächsten  kommt  Angebote,  die  einen  be- 
stimmten Prozentsatz  Ober  oder  unter  dem 
amtlichen  Kostenanschlag  stehen,  sollen  da- 
g^^n  unberücksichtigt  bleiben.  Es  ist 
sidier,  dafi  dieses  Verfahren  auf  größere 
Arbeiten  und  Verhältnisse  gar  nicht  paßt. 
Die  mechanische  Addition  hoher  und  niedriger 
Angebote  und  die  Durchschnittsberechnung 
des  Mittelwerts,  der  ja  schließlich  von  den 
subjektiven  Taxationen  der  Konkurrenten  ab- 
hängt, vielfach  zur  Schaffung  eines  künstlichen 
Mittelpreises  führt,  schädigt  unter  Umständen 
gerade  diejenigen  zuverlässigen  Bewerber, 
die  am  besten  kalkuliert  haben.  Die  ganze 
Sache  gleicht  einer  Ait  von  Verlosung. 
Dieser  Zustand  wird  nicht  besser ,  wenn 
man  den  Voranschlag  der  aus.schreibenden 
Behörde  als  Mittelpreis  ansieht:  denn  solche 
Berechnungen,  für  deren  'Ri<Mitigkeit  eine 
Gewähr  nicht  übernommen  weraen  kann, 
schaffen  eine  ganz  fremdartige  Größe,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  in  der  Zwischenzeit 
die  Preise  für  Materialien  und  Arbeiten  sieh 
wesentlich  geändert  haben  können  (Heller). 
Gerade  im  Hinblick  auf  dieses  im  Konjunk- 
turenwechsel wurzelnde  Moment  ist  die  freie 
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Konkurrenz  Anbieter  nicht  zu  entbehren. 
Die  bekannt  gewordenen  VerBuche  mit  d^ 
Tei^bung  nach  dem  MittelpreisTerEEihren 
baben  veder  die  Behörden  noch  die  Sub- 
mittenten befriedigt  und  zu  einer  Mehraos- 

fibe  der  eratraen  gefOhrt  Der  eigentliche 
weck  des  MittelpreisTerfohrras  ist  der, 
«inen  heilsamen  Zwang  auf  die  richtige 
Berechnung  der  Selbstkosten  aoszuQben. 
Dieser  Zweck  ist  nicht  erreicht  worden. 
Auf  der  andereo  Seite  bedeutet  es  unzweifel- 
haft einen  HQckscbritt,  wenn  man  von  dem 
■amtlichen  Voranschlag,  wie  das  mehrere 
städtische  Verdingungsstatute  vorsehen,  ganz 
absehen  wilL  Eine  solche  Bestimmung  rer- 
«ch&rft  den  Drang  zur  Unterbietung  und  die 
Neigung  zur  mangelhaften  Selbstkosten- 
bereehnuDg.  Die  Zulassung,  von  naehtrSg- 
lichen  Verhandlungen  und  Nachg^boten 
dürfte  ebenfalls  kaum  zu  empfetilen  sein, 
denn  das  führt  dazu,  dafi  die  erstmaligen 
Offerten  gar  nicht  ernsthaft  gemeint  werden. 
Eine  Reihe  größerer  deutscher  Stadtver- 
■waltungen  haben  deswegen  ihren  Sub- 
missionsbedingungen die  Klausel  eingefügt, 
daß  Nachgebote  und  nachträgliche  Verhand- 
lungen mit  den  Bietern  Aber  die  Preise  nicht 
gestattet  sind. 

Eine  wirklich  zwed^mäßige  Keform  des 
Submissionsverfahrens  wird  nach  folgenden 
■Öe8icht8j>unktcn  durchzuführen  sein:  Bei 
ganz  kleinen  Losen  ist  die  Begebung  aus 
freier  Hand  an  zuverlässige  Geschäftsleute 
unbedenklich.  Bei  VeriÜugungen  mittleren 
Umfangs  empfiehlt  sich  die  sog.  beschränkte 
Bewerbung,  oder,  wie  sie  auch  heißt,  ^die 
Ausschreibung  mit  Ausschluß  der  Oeffent- 
lichkeit".  In  diesem  Falle  wählt  die  Be- 
hörde die  zur  Submission  aufzufordernden 
TJuternehmer  nach  ihrer  geschäftlichen 
'Gleichwertigkeit  aus.  Dieses  Ver^ren  er- 
^chrant  namentlich  da  zweckmäßig,  wo  man 
sich  auf  sog.  ,Jeistung8fähige"  Firmen  be- 
schränkt, deren  Lieferung  und  Arbeiten  man 
kennt,  und  dann,  wo  man  das  lokale  Oe- 
werl)e  nicht  leer  ausgehen  lassen  will. 
Längst  ist  man  dazu  übergegangen ,  den 
■einheimischen  Bewerber  vor  dem  aus- 
ländischen zu  bevorzugen.  Die  Berechtigung 
dieser  Regel  kann  kaum  bestritten  wenden. 
Freilich  hat  auch  sie  ihre  Grenzen.  Da,  wo 
sich  nämlich  der  Staat  festgeschlossenen 
Kartellen  gegenüber  in  einer  Zwangslage 
beHndet,  und  wo  die  Kartelle  das  Ausland 
billiger  versorgen  als  die  Heimat,  oder  da, 
wo  die  gewünschte  Konkurrenz  der  Sub- 
mittenten durch  besondere  Submissions- 
kartelle  ausgeschaltet  ist,  ist  unter  Umständen 
die  Bevorzugung  der  nationalen  Industrie 
nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten.  Im  Gegen- 
teil wird  gerade  in  solchen  Fällen  die  Ver- 
gebung der  Lieferungen  ans  Ausland  den 
Kartellübermut  zügelu. 


Wie  man  grundsätzlich  unter  sonst 
^eidibleibenden  Vn^tnissen  Snbmisäom- 
bedingungen  biUigeo  kann,  die  die  äor 
hämisdien  LieltowateD  in  jedem  Falle  oder 
wenigstens  dann,  wenn  sie  anafthemd  ebenso 
billig  wie  das  Ausland  otFerieren^  bevorzugen, 
so  kann  man  auch  in  gewisser  Beschiftnkusg' 
den  ortflangesessenen  Bewerbern  dadurdi 
eme  Förderung  angedeihen  lassen,  daß  maa 
sie  in  gewissen  Grenzen  vorzugsweise  be- 
rücksichtigt. Feste,  allgemein  giUtige  Kegeln 
lassen  sich  indessen  kaum  aufstellen.  Ein 
absolutes  Submissionspnvüeg,  venu  auch  nur 
für  kleinere  Ausschreibungen,  wäre  vom  L'ebel. 
denn  es  ist  bekannt,  daß  auch  der  gewwh- 
liche  Mittelstand  mit  PreiskoaliUonen,  wenn 
sie  auch  nicht  Kartelle  heißen,  arbeitet  Die 
neue  öffentlichrechtliche  Handwerkerorgam- 
sation  hat  diesen  kartellartigen  Zusammen- 
schluß unzweifelhaft  erheblich  erleiclitert. 

Wichtig  dagegen  ist  es,  daß  man  die 
Zuschlagserteilung  in  bessere  Birnen  lenkt, 
d.  h.  den  Behörden  erlaubt,  nicht  unbedingt 
an  den  niedrigsten  Preis  gebunden  zu  sein. 
Eine  gewisse  Latitude  ist  durchaus  auch  im 
Interesse  der  ausschreibenden  Stelle,  denn 
es  handelt  sich  um  die  Erreichung  annehm- 
barer tüchtiger  und  prompter  Leistungen 
und  Lieferungen.  Desw^en  muß  man  auch 
das  Recht  baben ,  Angebote ,  deren  Preis- 
forderung  in  offenbarem  MißverhiUlnis  zur 
gewünschten  Leistung  steht,  unberil<^> 
sichtigt  zu  lassen.  Undurchführbar  ist  da- 
gegen die  vollständige  Uintenansetzung  der 
Großproduzenten  und  Zwiecltenhändler.  DaK 
auch  die  sog.  „Geoeratentreprise"  da,  wo 
die  Einzelvei^bung  schlecht^ings  uoduidi- 
führbar  ist,  ie  naca  den  örtlichen  und  sach- 
lichen VerhUtnissen  nicht  ganz  zu  enUiehrai 
ist,  geben  selbst  unsere  Mittelstandsixilitiker 
zu.  Wohl  aber  erscheint  es  angängig,  daß 
mui  umfangreichere  AusschreibunKtm  in 
kl^nere  Lose  derart  teilt,  dafi  si(ä  andt 
tüchtige  Handw^ker  an  der  Bewerbung  be- 
teiligen können.  Sehr  wichtig  lat  fernerhin 
der  Zeitpunkt  der  Ausschreibiwg  und  die 
Lieferungsfrist  Vielfach  werden  von  unbe- 
kannten Bewerbern  staatliche  oder  atSdtisciie 
Zeugnisse  über  ihre  Leistungsfähigkeit  ver- 
langt. Unter  den  weiteren  Vertragsbestim- 
mungen ist  die  Kautionsfrage,  der  nament- 
lich der  Submissionsspezialist  Huber  seine 
Aufmerksamkeit  geschenkt  hat,  hervorzu- 
heben. Huber  unterscheidet  zwei  Fonuea 
der  Kaution:  die  sog.  „Bietungskautiou'*,  dit* 
schon  vor  Abgabe  der  Offerte  für  das  Bieten 
als  solches  m  Wertpapieren  oder  dorch 
Bürgen  zu  leisten  ist,  und  die  eigentliciie 
„Kontraktkaution".  Die  Bietungskaution,  die 
vielfach  in  England  und  Frankreich,  in 
Deutschland  aber  nur  in  Bertin  imd  Ham- 
buig  gebräuchlich  ist,  hat  den  doppelten 
Zweck,  vor  Offerten  schwindelfaaften  Cha- 
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rakters  sowie  vor  leichtsiDni^D  SnbmitteDteii 
zu  schützen  und  ein  Aequivalent  zu  bieten 
für  die  Kosten,  die  dutdi  nachtrSgliche  Zu- 
rückziehung der  Offerten  sateng  der  Sub- 
mittenten den  Verwaltungen  erwachsen 
konnten.  Die  Kontraktskaution  für  die 
Sicherung  der  pünktlichen  Erfüllung  des 
VMtrags  ist  in  zanlreichen  Stftdten  gebräuch- 
lich. Li  einigen  Kommunen  wird  ein  ge> 
wiflser  Prozentsats  des  Rechnungsbetrags  in 
Abcng  sebracht  nud  als  Kaution  betraditet 
Dieaea  Verfahren  hat  manches  für  si(^ 

Das  SubmiasiooBproblem  wird,  wie  schon 
ho-vc^ehoben,  seit  Jahrzehnten  lebhaft  er^ 
Ortert  Neuen  Flufi  in  die  Bev^ung  brachte 
die  deutscdieD  Handwerks-  und  Gewerbe- 
kammertage in  Berlin  (1900).  Darmstadt  (1901) 
und  Leipzig  (1902).  Auen  der  Reichstag 
und  das  preußische  AbgeordneteDhaua  haben 
sich  in  den  Jahren  1904  und  1905  mit  der 
Neur^duDg  des  S.  wiederholt  beschäftigt. 
Wichtige  Forderungen  der  Interessenten 
waren  schon  in  dem  bekannten  preußischen 
Verdingungserlaß  des  Ministeriums  der 
öffentlichen  Arbeiten  vom  17./Vn.  1885,  das 
für  andere  Torbüdlich  geworden  ist,  berück- 
sichtigt. An  Stdle  dieses  Erlasses  erfolgte 
ein  neuer  unter  dem  23./XII.  1905,  der  am 
1906  in  Kraft  trat.  Dort  ist  die  Be- 
vorzugung der  Handwerksmeister,  die  vor- 
augsweise  Berücksichtigung  der  ortsange- 
aessenen  Gewerbetreibenden  und  die  Zer- 
legung in  kleinere  Beträge  bei  den  Aus- 
8(£reibungen  statuiert,  nid^t  aber  das  Mittel- 

Sreisver&uren.    Die  Nichtbindung  an  die 
Eindestforderung  war  echon  in  dem  früheren 
Erlasse  vorgesehen. 

Unter  ganz  anderen  (Jeeicht^unkten  als 
■die  der  HaAdwerkerforderuogen,  steht  eine 
Bewegung,  die  man  unter  dem  SctUagworte 
•der  „Mindestlohnklausel"  zusammenfoßt. 
Diese  Lohoklausel  soll  diejenigen  Unter- 
nehmer im  SubmissioDBver&hren  bevorzugen, 
die  sich  verpflichten,  da,  wo  Tarifgemran- 
ecbaften  bestellen,  die  tarifmäßigen  Löhne 
und  Bedingungen  einzuhalten.  Wo  solche 
Tarifgemeinacuiiten  nicht  vorhanden  smd, 
sollen  den  Arbeitern  mindestens  die  orts- 
Oblicben  Lfihne  gewährt  werden.  Auch 
Atfmmt  es  vor,  daß  man  Unternehmer  aus- 
schließt, die  G^natände,  deren  Herstellnn^ 
in  Werkstätten  üblich  ist,  in  Heimarbeit 
vergeben.  Die  Arbeitsbedingungen  mit  den 
•öffentlichen  Ausschreiben  in  Verbindimg  zu 
brin^n,  ist  eine  Frage,  die  schon  Jahrzehnte 
ventiliert  wird,  ^uunentlich  in  England, 
Frankreich  und  Belgien  hat  man  mannig- 
faltige Versuche  gemacht  Neuerdings  ist 
man,  z.  B.  auch  in  Deutschland,  noch  weiter 
gegangen  und  hat  Maximalarbeitszeiten  und 
bestimmte  Lohnsysteme  (z.  B.  Verbot  des 
Akkordlohns) gefordert.  Besondere Schwierig- 
iieiten  machte  die  sog.  „Streikklausel",  d.  n. 

Waitnlflwh  dBT  ToUtswlrtMhaft  II.  Anfl.  Bd.  II. 


die  Frage,  wie  die  Arbeitseinstellung  in  ihrer 
Einwirkung  auf  die  Lieferungshisten  ver- 
tragsmäßig zu  beurteilen  sei.  Während  die 
Lohnklausel  dem  Schutz  der  Arbeiter  dienen 
soll,  dient  die  Streikklausel  dem  Schutz  der 
rnternehmer.    Beide  Vorschläge  machen 
das  so  wie  so  hfichat  umstrittene  Submissiona- 
problem  noch  proUematischer. 
Literatur:  Huber,  Da»  SubmiMtioiuweitn,  188S. 
—  Dermih«,  Art.  „SubmiBHoiutBum",  H.  d. 
SL,  t.  A*^.,  Bd.  VI,  S.  tt?S/g.  —  Krebs,  Das 
Submünonncesen,  JS98.  —  Schippet,  Staatlich« 
Lokimgulierung,  1895.  —  Marie  Heller,  Das 
Submimonwweten    in    DeuUefdand ,    1907.  — 
Wemieke,  Kapitaiümtu  und  MüuUtandtpoUtik, 
1907,  S.  7S9fg.  —  Verhandiungen  der  deuUehen 
Handwerks-  und  Gewerbekammerlage,  1900  bis 
I90e.  Wermer. 


Sfidfrnehte  s.  Kolonialwaren 

oben  S.  185. 


SQdsee-Geseilschaft. 

Neben  der  gleichzeitigen  Gründung  John 
La  WS,  der  UiBsissippi-GeseUschaft  (v^L  diesen 
Art.  obenS.  495  fg.),  ist  die  englische  S.  em  Hani)t- 
beispiel  einer  FinanEgeflellachaft  älterer  Zeit, 
einer  jener  Kern pagnieen,  die,  zuHandelazwecken 
gegründet,  ihre  Tätigkeit  vor  alleni  aof  dem 
Oebiete  des  Geld-  andTinanzwesene  entfalteten. 
Noch  mehr  als  bei  der  englischen  Bank  und  bei 
der  neuen  Ostindischen  Gesdlschaft  bestand  bei 
ilu-er  Gründung  im  Jahre  171t  der  Zweck,  dem 
Staate  zn  mäui^m  Zins  Geld  zu  verschaffen. 
Sie  Übernahm  die  Decknng  gewisser  Staat»- 
scbnlden  im  Betrage  von  fast  »V,  MiU.  £  gegen 
eine  Verzinsong  von  6^/o  nnd  erhielt  dafUr  das 
Monopol  des  Handels  nach  der  amerikanischen 
Ostkflste  BÜdlidi  vom  Orinoko  und  nach  der 
ganzen  Westküste  Amerikas.  Ansgenommen 
waren  die  portagiesiscben  nnd  niederländischen 
Besitzungen.   Nach  der  SUdsee  bat  die  Kom- 

Eagnie  trotz  ihres  Namens  nie  Handel  getrieben, 
lieser  kam  vielmehr  erst  in  Gang,  nadidem  rie 
infolge  des  ütrediter  Friedens  von  1713  von 
der  spanischen  Krone  dm  „Asiento"  erhalten 
hatte,  wodurch  sie  das  Monopol  der  Einfuhr 
von  N^ersblaven  nach  dem  spanischen  Amerika 
nnd  dal  Recht,  jährlich  ein  Handelsschiff  nach 
Portobelo  zn  senden,  bekam.  Das  Nähere  über 
diese  Seite  ihrer  l^tigkeit,  die  endgültig  1750 
zn  Ende  ging,  s.  im  Art.  „Asiento-Ver- 
träge". 

Die  Gesellschaft  sollte  weiter  den  Versacb 
machen,  England  einen  Anteil  am  Walfiadifang 
im  Eismeer  an  richem.  Das  Unternehmen  wurde 
aber  1732  nach  acht  verlustreichen  Fahrten  anf- 
gegeben. 

Am  bekanntesten  ist  die  Gesellschaft  da- 
durch geworden,  daß  sie  ähnlich  wie  Laws 
Indische  Gesellschaft  die  ganze  en^ische  Staats- 
scfanld  zn  übernehmen  versuchte,  wobei  die 
Zinslast  des  Staates  erleichtert  werden  sollte. 
Dies  gab  den  Anlaß  zu  dem  ersten  großen 
Grttndnngsschwindel  in  En^and.  Schon  1719 
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fand  eine  erste  Operation  statt,  um  g:ewi89e 
Staatsanleihen  zn  konvertieren  und  dem  Staat 
neue  Mittel  vorzuschießen.  Im  Jahre  1720  aber 
entstand  der  Plan,  die  ganze  Staatsschuld  in 
eine  6  proz.  Schuld  an  «ue  Gesellschaft  umzu- 
wandeln. Die  Öeseltadiaft  lOste  die  alten  Schuld- 
titel ein,  resp.  ersetzte  sie  durch  ihre  eigenen 
Aktien,  die  zu  enorm  gesteigerten  Kursen,  von 
schließlich  1000%,  aufgelegt  wurden.  Der 
höchste  erreichte  Kurs  war  10607».  Der  da- 
durch entfachte  Spekulationsgeiat  führte  zur 
Gründung  einer  großen  Zahl  mehr  oder  weniger 
unsolider  Aktiengesellschaften  („bobbles",  Seifen- 
blasen). Schon  im  Herbst  des  Jahres  1720  brach 
die  Uebei'spekniation  zusammen  mit  ungeheuren 
Verlusten  fdr  diejenigen,  welche  die  Aktien  zo 
hohen  Korsen  erworwn  hatten.  Immerhin  re- 
präsentierte, als  die  Operationen  Angestellt 
worden,  das  Kapital  der  8.  den  bei  weitem 
KrQßten  Teil  der  Staatsschold  (soweit  sie  nicht 
bei  der  Bank  und  der  Ostindiscben  Kompanie 
kontrahiert  war],  nämlich  mnd  37800000  die 
zunächst  mit  b%  verzinst  wurden.  Davon 
Übernahm  die  Bank  1722  4  Hill.  1733  wurde 
das  Kapital  der  Staatsöchold  von  dem  Handels- 
kapital getrennt,  und  nachdem,  wie  oben  er- 
wähnt, die  Handelsoperationen  eingestellt  waren, 
war  schließlich  die  S.  tatsächlich  nichts  weiter 
als  eine  Abteilung  der  Staatsscboldenverwaltnng, 
welcher  gewisse  Staatseinnahmen  zur  Verzinsung 
des  Schnldenfonds  Überwiesen  waren. 

Vgl.  Artt  „Aktien^seUBchaften"  (oben  Bd.  I 
S.  51  fg.),  „Handeb^älsehaften"  (oben  S.  20  fg.). 

Karl  Rathgen. 


Sneikanal. 


Der  S.  verbindet  das  Mittelländische 
mit  dem  Rolen  Meer,  von  Poi-t  Said  aua- 
gehend und  bei  Port  Ibrahim,  dem  Baten 
von  Suez,  endigend.  Seine  Gesamtlänge  ist 
160  km.  Der  Gedanke,  das  Mittelmeer  un- 
mittelbar mit  dem  Roten  Meer  zu  verbinden, 
tauchte  zuerst  im  IB.  Jahrh.  auL  Die  alteren 
Kanäle  in  diesem  Gebiet,  deren  erster  im 
14.  Jahrh.  v.  Chr.  entstand,  bezweckten  eine 
Verbindung  des  Niles  mit  dem  Roteu 
Ueer  und  waren  längst  verfallen.  Für  die 
unmittelbare  Verbindung  der  beiden  Meere 
interessierte  sich  auch  Napoleon  I.,  doch 
konnte  der  Gedanke  damals  nicht  weiter 
verfolgt  werden.  Durch  ein  1847  auf  Metter- 
nichs Veranlassung  vorgenommenes  Nivelle- 
ment war  die  Tatsache  festgestellt  worden, 
'daß  die  zu  verbindenden  Meerestoile  müiezu 
die  gleiche  Höhenlage  hatten,  während  man 
frflher  einen  erheblichen  Höhenunterschied 
(von  beinahe  10  m)  angenommen  hatte.  Die 
fast  gleiche  Höhenlage  gestattete  die  Au- 
If^e  eines  Niveaukanals.  Die  Verwirk- 
lichung des  Gedankens  ist  der  Energie 
Ferdinands  von  Lesscps  zu  danken.  Er  ge- 
waun  lHü4  den  A'icekönig  Said  Pascha  für 
den  Gedanken  und  brachte  eine  Äklien- 
gesollscliaft,  die  Comiiaguie  universelle  du 
canal  maritime  du  Suez,  zustande,  liio  am 

I.  IHäfi  von  dem  Vicekönig  konzessioniert 


wurde.  Ihr  Aktienkapital  ist  200  Hill.  Frcs^ 
eingeteilt  in  400000  Inhaberaktien  zu  je 
500  Frcs.  Der  Vicekönig  hatte  dawra 
176602  Aktien  flbernommen,  die  er  1875 
an  England  verkaufte.  Der  Vicekönig  oot^- 
stiltzte  das  Werk  anfangs  auch  durch  Be- 
stellung von  Fellaharbeitem.  Später  wunJe 
die  Bestellung  von  Arbeitern  unteriaflBen 
und  statt  dessen  eine  Entschfldignog  von 
38  Mill.  Frcs.  an  die  Oesellschaft  geleistet 
Die  Bauarbeiten  beraanen  am  25.  IV.  18£ö 
und  waren  am  15.''IX.  1869  beendet.  Am 
16./XI.  1869  erfolgte  die  feierliche  ErCf&inug 
des  Kanals.  Der  Kanal  b^bt  99  Jaloe  nach 
der  Eröffnung,  also  bis  1968,  im  Besitz  der 
Oesellschaft  and  fällt  nach  Ablanf  der  Kon- 
zession der  ägyptischen  Begi^ng  zu.  la 
der  Zwischenzeit  bezieht  die  R^erung 
einen  Gewinnant^I. 

Der  Kanal  ist  als  einschiffiger  Fahrw» 
mit  Ausweichstellen  angel^  worden  oiid 
hatte  ursprünglich  eine  Sohlenbreite  von 
22  m,  eine  Wasserspiegelbreite  von  5S  bis 
100  m,  eine  Tiefe  von  8  m  und  einen  Waswr- 
querschnitt  von  306  4m.  Den  Anforde- 
rungen des  stark  gewachsenen  Kanalver- 
kehrs genfigte  das  auf  die  Dauer  nicht 
1884  wurde  deshalb  beschlossen,  die  Tiefe 
auf  9  m,  die  Sohlenbreite  auf  70  m,  den 
Wasserquerschnitt  auf  837  4m  zu  erhöhen. 
Die  Erweiterungsarl)eiten  wurden  1886  be- 
gonnen. Noch  vor  ihrer  Beendigung  wurde 
1899  eine  weitwe  Ausdehnung  beaehiosseo 
mit  dem  Ziel,  die  Fahrtiefe  auf  9  ',3  m  und 
in  den  felsigen  Strecken  auf  10  m,  die 
Sohlenbreite  in  den  geraden  Kanalstrecken 
auf  7.'»  m  und  in  den  Kurven  auf  !)0  m  m 
bringen.  Die  Kceten  der  Erweiterung?- 
arbeit  werden  auf  mehr  als  200  MilL  Fr*. 
geschätzt  Die  ursprflnglichen  ßaukoBten 
beliefen  sich  auf  427  .Mill.  Frcs. 

Seit  1887  ist  die  Nachtfahrt  fOr  Schill 
mit  elektrischer  Beleuchtung  zugelassen, 
wodurch  eine  erhebliche  Abkürzung  der 
Fahrzeit  erreicht  wurde.  Die  Fahrzeit  be- 
trug 1901  im  Durchschnitt  18  Sldn.  41  Mio.. 
1894  im  Diirchschuttt  19  Stdn.  ri5  Min^ 
gegen  36  Stdu.  11  Min.  im  Jahre  I»8& 

Die  grofie  Bedeutung  des  Kanals  für  den 
internationalen  Verkehr  hat  dazu  gefOhrt, 
daß  durch  äne  internationale  Vereinbamiig 
V.  22.  XI.  1888  endgültig  die  Keatralisienrng 
des  Kanals  und  die  Freiheit  der  Schilbhit 
[durch  denselben  anertonnt  wurde.  Per 
I  Wert  des  Kanals  beruht  auf  der  bedeoten- 
I  den  Abkürzung  der  Seewege,  die  bii  Aber 
13(««»  Seemeilen  steigt  Die  dadunJi  €r- 
I  reichte  Verkürzung  der  Fahrt  venniudert 
I  die  Seevei-sicherungskosten  so  sehr,  daft  <la- 
'  mit  die  Kaoalgebühren  —  anfangs  10,  veröber- 
i  gehend  13— 14  Frcs.,  seit  1895  9.5  Fn».  für 
]  die  Nettotonne,  seit  1.  Jan.  1903  tv't  Fna. 
;  für  die  geladene  Nettotoone,  7  Frcs.  'ür 
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(Ue  Nettotonne  uobeladeoor  Schiffe,  10  Frcs. 
für  die  Person  —  schon  fast  gedeckt  sind 
und  daB  die  sonstigen  Vorteile,  wie  sie  durch 
die  Verkflrzung  der  Fahrt  erzielt  werden, 
also  nameatlich  die  Verminderung  der 
Kosten,  die  Ennöglichung  häufigerer  Fahrten 
der  Sdiifte  u.  dgl.  als  vtäa&c  Gewinn  für 
die  Schi^i^er  verbleiben.  Dies  alles  be- 
deutet zugleich  eine  wesentliche  Verbesse- 
rung des  flbeiseeischra  Verkehrs,  die  d^ 
allgemeinen  Interesse  entspricht. 

Der  Kanalverkehr  hat  sich  gewaltig  ge- 
hoben. 1870  passierten  4^6  Schiffe  mit 
436000  Beg.-T.  Bruttoraumg^halt  den  Kanal, 


Zahl  der 

1000  Rcff.-T. 

Schiffe 

brutto 

netto 

1875 

1494 

2941 

2010 

1880 

3026 

4  344 

3057 

1886 

36»4 

8985 

■  6336 

1890 

3389 

9  749 

6890 

1895 

3434 

II  834 

844S 

1900 

3441 

13699 

9738 

1905 

4115 

18308 

13133 

scha/L  —    l'ebtr  sonstige  Literatur  siehe  die 
Frankfmstcintche   BibHographie    2u   van  der 
Borghl,  Uns  Verkehrstreten,  Leipzig  1894' 
R,  van  der  BorghU 


Biervon  fällt  der  Hauptanteil  auf  die 
englische  Flagge.  Der  anfangs  sehr  geringe 
Anteil  der  deutschen  Flagge  ist  aber  er- 
heblich gewachsen.  Weniger  stark  hat  der 
Anteil  der  niederländischen  Flagge  zage- 
nommen.  Bei  den  Hbrigen  ist  nur  eine  ge- 
ringe Zunahme,  znm  Teil  eine  Äbniüime 
des  Anteils  eingetreten.  1905  entftelen  von 
der  ScUffs-  vom  Netto- 


anzafal 

tmuaigehalt 

auf  Engrland 

60,4% 

63,6% 

^  Deatachland 

14,6  . 

n  Frankreich 

6,7  „ 

6.5  n 

^  Holland 

5,3  , 

4,4  „ 

„  Oesterr.-Üngani 

3r4  „ 

3,5  n 

„  Italien 

1,4  n 

^  sonst.  Kationen 

7,4  « 

4,5  n 

Der  Warenverkehr  zwischen  England 

und  Britisch-Ostindien  wird  schon  seit  Jahren 

zum  grSfiten  Teil  —  dem  Werte  nach  — 
durch  den  Kanal  geführt  England,  das 
anfangs  dem  nntemehmen  sehr  ungünstig 
gegeoQberatand,  zieht  also  jetzt  die  größten 
unmittelbaren  Vorteile  aus  dem  Kanal. 

Literatur:  Lejrls,  Art.  „Suetkanal",  H.  d.  St., 
Bd.  VI,  S.  150 fg.  —  Lessepg,  Lettre»,  Journal 
et  doeumentt  povr  tervir  <\  Vhistoire  de  l'lMhme 
de  Suex,  }\iri*  1S75~1881.  —  r.  Xetimann- 
Spaltart  -  v.  Juragchek,  Cebersichten  der 
WfhmrUcha/t,  Bd.  V,  S.  SS7fy.  und  Bd.  VI, 
S.  722/g.,  Berlin  iSOti.  —  Foumier  de  Flai^r, 
L'independance  de  l'Egypte  et  le  regime  tnter- 
natitmal  du  eantU  de  Suet ,  Paris  1S84.  — 
Mongredten,  The  Sweteanal  gwttion,  London 
I884.  —  Charlea-JtoujT,  L'ittkme  H  le  canat 
de  Sues,  S  Bde.,  Pnria  1901.  —  Statistical  Retum 
0/  Navigation  through  the  Suezcanal,  zu  diiro 
crteheinend,  hrtg.  rom  SfaHttiMhen  Ile/inrlrmcnf 
des  t'igypt.  P'inamministeriumit.  —  Ia:  cnnal  de 
Huer,  Bulletin  drradaire ,  Smal  im  Monnf  iii 
Paria  erifheinend,  hrsg.  von  der  Sucxkamilgetell- 


SniTogatiadiistrie 

&  Gewerbe  oben  Bd.  I  S.  1002fg. 


Slifiinilch^  Johanft  Peter, 

geb.  am  3./IX.  1707  zu  Berlin.  1741  Feld- 
prediger während  des  ersten  scUesischen  Feld- 
zngea,  1742  Fnbst  von  K61n  a.  d.  Spree  und 
Pastor  an  der  Petrikircbe  in  Berlin,  gest.  am 
22./I1I.  1767,  als  Oberkonsistorialrat  und  (seit 
1743)  Mitglied  der  kgl.  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  Berlin. 

Auf  der  Graunt-Pettyschen  politischen  Arith- 
metbik  fußender  Sozialaritbmethiker.  Er  erprobt 
die  statistischen  Wahrscheinlichkeitstheorieen  an 
der  physischen  Gesetzmäßigkeit  menschlicher 
Yerändernngsphasen  innerhalb  des  Kreislaufes 
des  Lebens  im  allgemeinen  und  veranschau- 
licht dnrch  die  anf  derselben  Basis  mit  Hilfe 
rechnerischer  Operationen  gewonnenen  Oleii^- 
fSrmigkeiten  solcher  physischen  Gesetzmäßig- 
keiten in  der  Bewegnng  der  Bevölkerung  Mittel- 
europas als  Zeugnis  ffir  das  Walten  der  gött- 
lichen Ordnung;  ein  Beginnen,  das  freilich  anf 
keiner  realen  Unterlage  roht,  da  in  der  da- 
maligen Zeit  nnr  sehr  wenige  wirkliche  Volks- 
zählungsresultate benutzbar  waren.  Als  Be- 
völkernngstheoretiker  ganz  auf  dem  merkan- 
tilistischen  *  Standpnnkte  der  Fürsten  und 
Kameralisten  seiner  Zeit  stehend  und,  im  be- 
sonderen Hinweise  anf  Genesis,  Kap.  I,  Vers  28, 
alle  sittlichen  Mittel  znr  Steigemng  der  mensch- 
lichen Fortpflanznng  gutbeißend. 

Bas  Hauptwerk  .S.'s,  auf  welche  sich  die 
vorstehenden  Ans t'ilh rangen  beziehen,  fQhrt  den 
Titel:  Die  göttliche  Ordnung  in  den  Verände- 
rungen des  menschlichen  Geschlechts  aus  der 
Gebort,  dem  Tode  und  der  Fortpflanzung  des- 
selben, 2  Teile,  Berlin  1741;  dasselbe,  2.  sehr 
verbesserte  Ausgabe,  ebenda  1761—62;  dasselbe, 
3,  Ausgabe,  ebenda  1765;  dasselbe,  4.  Anagabe, 
herausgegeben  und  beriditigt  von  Ohr.  J.  Bau- 
in ann,  3  Bde.  (deren  3.  die  Banmannscben  Be- 
merkungen und  Zusätze  zu  den  beiden  ersten 
Teilen  enthält),  ebenda  1775—76;  dasselbe, 
2.  Ausgabe  des  3.  Banmannscheu  Bandes,  ebenda 
1787;  dasselbe,  ö.  Ansgabe  oder  3.  von  Bau- 
mann bewirkte  Neubearbeitung  des  Werkes, 
3  Bde.,  ebenda  1790—92.  JAppert. 


Sfifistoffgesetzgebiing. 

1.  Die  ätHtstoffe  und  ihre  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung:.  2.  Die  S.  im  Deutschen  Beiche. 
3.  Das  Ausland. 

1.  Die  Sfissstoffe  and  ihre  volkswirt- 
schaftliche Bedentnng.  Im  J.  1878  ge- 
lang es  dem  deutschen  Chemiker  C.  Fahl- 
berg, auf  dem  Wege  chemischer  Prozesse 
aus  einem  Steinkohlenteerderivat  ein  kfinst- 
liches  Sößmittel,  das  Sacchwin,  herzustellen, 
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das  neben  die  bishw  angewandten  SüBstoffe, 
wie  Sohi^,  Rflben-,  Trauben-,  Milch-  und 
Stftrkezm^er  trat  Neben  dem  Saccharin 
wurden  weitere  SfiBstoffe  erzeugt,  wie 
Zuckerin,  KrystalloBe,  Sykorin,  SyKise,  die 
Sflßstoffe  Ba^er,  Heyden,  Höchst  u.  a.  m. 
Sie  waren  nut  dem  &iccliarin  teils  identisch, 
teils  nur  verschieden  durch  den  Fabrikations- 
prozefi.  Alle  diese  SüfistofTe  waren  zwar 
nicht  gesundheitsschädlich,  sondern  nur  SüB- 
mittel,  die  jeden  Nährwerts  im  Gegensatz 
zum  Zucker  entbehrten.  Ändere  Sflßstoffe, 
namentlich  Dulzin  und  Gluzin,  waren  ge- 
sundheitsschädlich. Diese  SüBstoffe,  soweit 
sie  nicht  gesundheitsschädlich  waren,  zeigen 
eine  sehr  hohe  SQßkraft,  besitzen  aber  keinen 
Nährwert.  Vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt aus  zeigten  die  SüBstoffpreise  das 
Streben  immer  mehi'  zu  sinken,  eine  Ten- 
denz, die  durch  die  großkapitalistische  Pro- 
duktionsweise noch  verstärkt  wmde,  und 
zudem  unterlagen  sie  keiner  Steuer.  Sie 
neigten  daher  dazu,  ein  gewichtiger  Kon- 
kurrent für  den  Zucker  und  die  Zucker- 
industrie zu  werden,  indem  sie  diesen  als 
Sflfistoff  mehr  und  mehr  verdrängen  konnten. 
Daneben  wurden  sie  verwandt,  ohne  dem 
Zucker  Konkurrenz  zu  machen,  als  Süß- 
mittel für  gewisse  Kranke,  vor  allem  bei 
Zuckerkrankheit,  fflr  bestimmte  Waren,  die 
den  Zusatz  von  Zucker  aus  bestimmten 
Gründen  nicht  gestatten,  wie  Schil&zwie- 
haick,  Mostrich  uod  künstliche  Mineralwässer, 
und  endlich  für  die  Herstelhing  verschie- 
dene kosmetischer  Mittel. 

Die  Produktion  und  der  Verkehr  der  Süß- 
stoffe betrag  im  Dentschen  Reiche: 


1895 
1890 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
190S 

1899 
1900 
1901 
1908 


Alsbald  nach  dem  Auftreten  dieser  Süß- 
stoffe tauchte  die  Frage  auf,  ob  man  diesen 
volle  Verkehrsfreiheit  gewähren  oder  im 
öffentlichen  Interesse  Beschränkungen  ein- 
führen solle.  Eine  Keihe  von  Mißständen, 
die  sich  mit  der  Süßstoffindustrie  verbanden, 
ließen  eine  Einschränkung  der  Gewerbefrei- 
heit als  wünschenswert  erscheinen.  Einmal 
entbehrten  die  Süßstoffe  eines  tatsächlichen 
Nähi^halts  und  schädigten  dadurch  das 
Volksinteresse  nnd  die  Volkseniährung,  so- 
dann leisteten  sie  der  Verfälschung  der 


der  Fabriken 

kg 

3 

32937 

3 

33  528 

5 

34968 

6 

86  868 

6 

146306 

6 

»59383 

6 

189  734 

6 

174777 

Ans&ihr 

Einfuhr 

44  loo  kg 

9700  kg 

65400  „ 

30400  „ 

49700  „ 

46500  „ 

43000  „ 

79700  „ 

Nahrungs-  nnd  Oenofimittel  Votsdiab.  äe 
bedn^ten  dordi  rane  ^flbrlidie  EonkarteBz 
die  duroh  maooherlei  Umstftnde  bediingte 
Zuf^eiittdustrie  und  die  deatsche  Landwni- 
schaft  und  ihren  Rfibenbau  durch  än  billiMi^ 
Surrogat  und  endlich  schädigten  sieoie 
Reichskasse  durch  den  zu  erwartend«!  Ent- 
gang an  Zuckeisteuer. 

Alle  diese  Gründe  veranlaßten  die  Reichfr- 
regiemng,  die  Öffentliche  Meinung  und  die 
gesetzgebenden  Körperschaften  zn  einem 
Einschreiten,  üeber  die  Wege,  die  ouu 
einschlagen  sollte,  war  man  si<^  lange  nicht 
im  klaren.  Man  schwankte  zwischen  Be- 
steuerung und  Verkehrsbeschrftnknng,  bis 
endlich  letztere  endgültig  die  Obrä-hand 
gewann. 

2.  Die  S.  im  Deatschen  Reiche.  1.  Die 
Bekämpfung  durch  das  geltende- 
Recht.  Zunächst  versuchte  man  die  aof- 
getretenen  Mißstände  durch  die  beeteheoden 
Gesetze  zu  bekämpfen.  Durch  das  Nahrungy- 
mittelgesetz  v.  14./V.  1879,  durch  das  die' 
Nachahmung  oder  VerfiÜschung  von  Nah- 
rungs-  und  Genußmitteln  zum  Zweck  der 
Täuschung  in  Handel  und  Verkehr  und  der 
Verkauf  von  verdorbenen,  nachgeniaditen 
oder  vermischten  N^dirungs-  oder  Gennß- 
mitteln  unter  absichtlicher  Verachwei^niig 
dieses  Umstands  und  deren  wissenthcheii 
Feilhalten  unter  einer  zur  Tänsdiung  ge- 
eigneten Bezeichnung  verboten  und  nnler 
Strafe  gestellt  waren,  hoffte  man  die  größten 
Mißst&ide  zu  beseitigen.  In  manchen  FUlen 

gslang  diesj  in  anderen  waren  die  gesetz- 
chen Bestimmungen  leicht  unwiiteam  ztt 
machen,  und  entmch  &uid  die  SOfietoffer- 
zeugung  in  dem  norddeutsdien  Biobnueiei- 
gewerbe  einen  Bfiokhalt.  das  sät  den  9Uer 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  uod 
mehr  zur  Verwendung  von  Sflfistoff  flber- 
gegangen  war  nnd  sich  den  beabsichtigt»! 
Sorrogatverboten  und  der  S.  gwenDber  ak' 
heftiger  Widersacher  erwies.  Ebenso  find 
man  g^n  die  Verwendung  von  SQßstoffleo 
in  den  Weingesetzen  v.  20./IV.  1892  uod 
24./V.  1901  eine  HancUube,  wodurch  die 
werbsmäßige  Herstellong  und  Nacbahmuog 
von  Weinen  imter  Verwendung  von  Süß- 
stoffen untersagt  ist  Endlich  Iroonten  auch 
bestimmte  Vorschriften  der  Zuckeisteoesr 
v.  27  ./V.  1896  zn  diesem  Behufe  ausgewertet 
werden. 

Die  Mittel  des  geltenden  Redits  genügten 
aber  nicht,  die  Sflßstoffe  zu  bekämpfen  aod 
das  Eindringen  der  Süßstoffe  in  Gewert»^ 
und  Privatwirtschaft  zn  verhindern.  Mar. 
mußte  die  Schaffung  eines  spezielleo  Ge- 
setzes gegen  die  SüBstoffe  ins  Auge  fassen. 
Seit  dem  Jahre  1869  war  die  Bevefong  im 
Gange,  die  auf  dieses  Ziel  gerichtet  war. 
Namentlich  trat  das  Interesse  der  lAadwirl- 
schaft  und  ihres  Rflbenbnies  stärker  in  den 
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Vordererund.  Aus  diesen  Anr^^ngen  gingen 
Oann  die  beiden  ÖG.  v.  e^VlI.  1898  und  v. 
7JVIL  1902  hervor. 

2.DasSaß8toffge8etzv.6./Vn.l898. 
Als  künstUcheSOflstoffe  werden  alle,  auf  feOnst- 
Uchem  Wege  gewonnenen  Stoffe  betrachtet,  die 
alfi  Sfiflmittel  dienen  kOnnen  und  öne  höhere 
SüBkxaft  haben  als  laEflniert«'  Hohr-  oder 
Rfibenznck»*,  aber  nicht  den  entspiechenden 
NlUirwert  besitzen.  Die  Verwendung  von 
küDstlichen  Sfifistoffen  hei  der  gewerba- 
mftfiigen  Herstellnngvon  Bien  Wein,  wdnfthn- 
liohen  GetrSnkenj  Fruchtsaften,  Konsoren, 
likOren,  Zucker  und  Stftrkesii-upen,  sowie  das 
Feilbieten  und  der  Verkauf  solcher  OenuB- 
mittel,  denen  küastliuhe  Süßstoffe  zugesetzt 
sind,  ist  verboten.  Sonstige  Nahrungs-  und 
Genußmittel,  die  unter  Verwendung  roa  künst- 
lichen Süßstoffen  he^estellt  sind,  dürfen  nur 
unter  einer  diese  Verwendung  erkennbar 
machenden  Bezeichnung  verkauft  oder  feil- 
geboten werden.  Sonst  ist  die  Verwendung 
.von  künstlichen  Süßstoffen  bei  Herstellung 
von  Nahrungs-  und  Genußmitteln  als  VerfiU- 
schuog  im  Sinne  des  Nahrungsmittelgesetzes 
V.  lijy.  1879  anzusehen.  Die  Uebertretung 
dieser  Vorschriften  ist  mit  Gefängnisstrafen 
bis  zu  6  Monaten  imd  mit  Geldstrafen 
bis  1500  oder  mit  einer  dieser  beiden 
Strafen  bedroht.  Für  das  formelle  Kecht 
gelten  im  allgem^en  die  Normen  des 
NahroDgsmittelgesetz^ 

Dieses  Ges.  t.  6yVII.  1898  hat  die  dar- 
auf gesetzten  läiwartungen  sehr  enttäuscht 
Die  gesetzlichen  Vorschriften  wurden  in 
beiden  Richtuqgen  nicht  befobrt  Denn  es 
fehlte  an  einer  wirksamen  Kontrolle  und 
die  VS31e^  wo  ein  Konsument  mangels  der 
Deklaration  die  Hilfe  der  Behörden  anrief, 
waren  selten  und  reichten  zur  Erfüllung  des 
Zwecks  nicht  aus.  Dazu  lag  ein  oi^niscber 
Kehler  darin,  daß  Herstellung,  Bezug 
und  Absatz  der  Süßstoffe  keinen  Verkehrs- 
beschrftnkungen  unterworfen  waren,  und  die 
Fabrikanten  wie  die  Konsumenten  waren 
praktisch  im  Gebrauch  der  Süßstoffe  so  gut 
wie  gar  nicht  gehindert. 

Schon  1900 — 1901  ging  man  an  eine  Neu- 
regelung. Kine  Geaetzesvorlage  v.  16./1V, 
1901  nnd  nicht  die  Billigung  des  Beichs- 
tags.  Sie  wurde  durch  einen  neuen  £nt- 
wurf  ersetzt,  der  nach  mancherlei  Verzüge- 
rungen und  Sdiwankungen  zum  Ges.  v. 
7/VII.  1902  erhoben  wurde.  Vor  allem 
hatte  man  die  Marschronte  seftndert.  An 
Stelle  des  bishraieen  Schwansens  zwischen 
Besteuerung  und  verkehrsbesduftnktuig  hatte 
man  sich  für  das  prinzipielle  Verbot  der  Be- 
schaffung, des  Veorkehn  und  der  Verwen- 
dung von  Süßstoffen  entschieden.  Sodann 
nahm  die  Landwirtsdiaft  im  Interesse  ihres 
Kübenbauee  ^ne  immer  sohroffere  Stellung 


gegen  die  Süßstoffe  ein.  Diese  Strömimg 
wurde  noch  diu*ch  die  Rücksicht  auf  den 
Ertrag  der  Zuckersteuer  gestützt,  dessen 
Rückgang  durch  die  steigende  Ausbreitung 
der  Süßstoffe  zu  besorgen  war;  und  so  er- 
hielt die  Bewegung  in  der  ungünstigen  Lage 
der  Reichs-  und  Landesünanzen  einen  be- 
achtenswerten Bundesgenossen.  Endlich  aber 
wurde  die  gesetzgeberische  Aktion  durch 
die  Ver&iderung  der  Zuckersteuer  durch 
Ges.  V.  6JI.  1902  und  die  Brüsseler  Kon- 
vention V.  57111.  1902  beeinflußt,  weldie 
die  bestehenden  Zuckerprämien  beseitigte  (vgl. 
Art.  „Zucker  und  Zuckersteuer").  Dadiureh 
wurde  der  bisherige,  durch  Prämien  tat^ 
sächlich  künstlich  entwickelte  Zuckerexport 
ungünstig  beeinflußt  und  die  Zuckerindustrie 
mußte  jetzt  den  Absatz  mehr  auf  die  in- 
ländische  Konsumtion  st^en.  Die  neue  S. 
wollte  ausgesprochenermafien  der  Zuokeiv 
prodnktion  die  Inlui^märkte  tunlichst  er- 
schließen. 

3.Das  Süßstoffgesetzv.7./VII.1902. 
Nach  dem  geltenden  Rechte  ränd  „Süßstoffe" 
alle  auf  künstlichem  W^  gewonnenen  Stoffe, 
die  als  Sflßmittel  dienen  kOnnen  und  eine 
bühere  Süßkraft  als  raffinierter  Rohr-  und 
Rübenzucker,  nicbt  aber  entsprechenden  Nähr- 
wert besitzen.  Es  ist  verboten  die  Herstellung, 
die  Einfuhr,  der  Verkauf  und  das  Feilhalten 
von  Süßstoffen,  die  Zusetzung  von  Süßstoffen 
zu  Nahrungs-  und  Genußmitteln  bei  deren 
gewerblicher  Herstellung  und  endlich  die 
Einfuhr,  das  Feilhalten  und  der  Verkauf 
süßstoffhaltiger  Nahrungs-  und  Genußmittel. 
Es  bestehen  jedoch  Ausnahmen  von  diesen 
Verboten.  Die  Herstellung  und  die  Einfuhr 
von  Süßstoffen  kann  nach  näherer  Bestim- 
mung des  Bundesrats  einem  oder  mehreren 
Gewerbetreibenden  gestattet  werden.  Jene 
ist  z.  Z.  einer  Fabrik,  also  durch  Mono- 
polisierung der  SüßstoffgewinnuDg,  über- 
tragen, diese  ist  einstweilen  nicht  zugelassen, 
Bolaage  die  Inlandsproduktion  den  Bedarf 
dedtt  Die  monopolisierte  Fabrik  dart  zum 
vorgeschriebenen  Höchstpreise  von  30  M. 
für  das  kg  Saccharin  absetzen  an  Apotheken 
und  an  zum  Bezüge  legitimi^e  Personen :  an 
solche,  die  Süßstoffe  zu  wissenschaftUdtm 
Zwecken  verwenden  wollen,  an  Gewerbe- 
treibende zur  Herstellung  von  Waren,  die 
Süßstoffe  an  Stelle  von  Zucker  verwenden 
müssen,  au  Kranken-,  Kiu*-  und  Fflege- 
anstalten  zur  Verabreichung  an  die  in  der  An- 
stalt beflndlichen  Personen  und  an  Inhaber 
von  Gast-  und  Speisewirtschaften  in  Knr^ 
orten,  deren  Besuchern  der  (Hnuß  von  Zucker 
untersagt  ist.  Die  Ausfahr  ist  nach  Maß- 
gabe der  vom  Bundesrat  erlassenen  Anf- 
sichts-  und  Kontrollvorschriften  statthaft  und 
der  Monopolfobrik  Überlassen  worden.  Für 
die  Beschaffung  süßstoffhaltiger  Erzeugnisse 
gelten  analoge  Grundsätze.    Ihre  Ausfuhr 
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Dach  dem  Ausland  ist  köner  Beschränkung 
unterworfen. 

Die  üebertretung  der  Vorschriften  des 
Sflßstoffgesetzes  ist  mit  Geldstrafen  bis 
1500  M.  und  mit  G^^ngnisstrafen  bis  zu 
€  Monaten  bedroht  Ebenso  regelt  das  Süß- 
stoffgesetz die  Ueberwachung  der  Durch- 
führung der  erlassenen  Vorschriften.  End- 
lich hat  das  Süßstoffgesetz  die  Ent- 
schädigungen der  Fabriken,  welche  die 
Herstellung  von  Süßstoffen  einstellen  mußten 
(rund  4  Mill.  M.),  der  Monopolfabrik,  deren 
Betrieb  wesentlich  eingeschränkt  ist  (400000 
M.),  und  der  infolge  des  Süßstoffgesetzes 
entlassenen  Beamten  und  Arbeiter  geregelt 
und  die  Ausführung  dem  Bundesrat  über- 
tragen. 

3.  Das  Ausland.  In  Oesterreich- 
Ungarn  ist  verboten  die  Einfuhr  von  Sflß- 
sio^n  oder  Sirapen,  die  mit  SQDstoffen  versetzt 
sind,  die  Verweadong  von  Süßstoffen  bei  der 
gewerbsmäßigen  Hersteltong  von  Lebenemitteln 
und  der  Verkanf  oder  das  Feilbalten  von  Süß- 
stoffen oder  saßstoffbaltigen  Lebensmitteln.  Aus- 
nahmen bestehen  für  Apotheker,  Drogerien  nnd 
Materialwarengroßbändler,  die  daza  eine  be- 
sondere Ermächtigang  erhalten  haben .  ftir 
Krankenhäuser,  änatorien  nnd  Kuranstalten 
fttr  die  dort  befindlichen  Krauken  und  für  Ge- 
werbetreibende in  solchen  Kurorten,  denen  die 
Herstellung  und  Verabreichung  sitßstoffhaltiger 
Lebens-  nnd  Gennßmittel  dnrcii  die  Behörde  in 
stets  widerruflicher  Weise  gestattet  ist  nnd  die 
einer  besonderen  Aufsicht  unterliegen. 

In  Frankreich  ist  die  Herstellung  von 
Süßstoffen  einer  Honoplfabrik  überlassen,  die 
dem  Esercise  unterstellt  ist,  nnd  Süßstoffe  nur 
an  Apotheken  zu  pharmazeutischen  Zwecken 
nnd  an  Gewerbetreibende  abgeben  darf,  die  sie 


zu  anderen  Zwecken  als  zur  Herstellung  von 
Genußmittelu  verwenden.  Die  Weitergab  von 
Süßstoffen  darf  durch  Apotheken  nur  auf  ärxt- 
liches  Rezejpt  hin  erfolgen.  Die  Einfuhr  von 
Süßstoffen  ist  verboten.  In  England  ist  die 
Verwendnng  von  Süßstoffen  zur  Bierbereitnng 
verboten,  im  übrigen  bestehen  keine  Verkehn- 
bescbränkungen.  Der  Süßstoff  wird  mit  1  sh. 
3  d.  per  Unze  (41,0ö  H.  p.  1  kg)  besteuert, 
wozu  für  die  SQltstoffEabnken  eme  jifarlidie 
Lizenz  von  1  £  kommt.  Die  SQfiBtoffherBtelhug 
in  Rußland  ist  frei  und  wird  nur  von  einer 
Fabrik  betrieben.  Zum  Bezüge  und  zur  Ein- 
fuhr von  Süßstoffen,  die  aber  wegen  des  hoben 
Einfuhrzolls  gegenstandslos  ist,  sind  nur 
rechtigt  Apotheker  und  Inhaber  von  Apotbekea- 
warenlagem.  Jene  dürfen  Süßstoffe  nur  gegen 
Rezept,  diese  nur  an  Krön-  und  RonuDUosl- 
laboratorieu  znr  Ausführung  wissenscbafUieber 
Untersuchungen  abgeben.  Die  Herstellung. 
Aufbewahrung  und  der  Verkauf  afißstoffbaltirö 
Genußmittel  und  Getritnke  ist  verboten.  Dt> 
neben  bestehen  strenge  UeberwachungsmaC- 
regeln.  In  Italien  und  Belgien  unterlieffen 
die  Süßstoffe  dem  Rezepturzwang  der  Apotheken 
und  ist  sonst  ihre  Herstellung  und  Einfnbr 
verboten.  Holland  und  die  Schweiz  hiben 
keine  Verkehrsbeschränkungen ,  sondern  nur 
einen  niedrigen  Einfuhrzoll.  Im  Kanton  Genf 
ist  die  Verwendung  von  Süßstoffen  bei  Berei- 
tung von  Genußmittelu  verboten. 

Literatur:  Oi^,  Die  deuUtAf  Svßttoffaas- 
jvfrwijr,  Jungen  1904.  —  Strohmer.  Dit 
deuucht  SaeeharininduMtrie ,  DenUehe  Rahen- 
zuekerindiutrüf  1889.  —  Bhemholdt, 
S&fietoffgeattz  v.  T.jVlI.  190g,  ZriUckr.  /.  Zoll- 
vexen  u.  SeichttUueni ,  iOOS.  —  FaMberg. 
Fiiufundxwamig  Jahrf  im  Di^atr  der  Saeckarin- 

\    induatrie,  190S,  —  StHtxer,  Dat  Fahlbfrprkf 
Saeeharin,  BraHnerkwny  1890. 

UajT  r.  HefM. 
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voher  alle  Arien  urspniDglich  i^tammeD.  in 
Europa  bekannt  geworden  und  bat  die  besten 
Entwickelungsbedingungen  im  tropischen 
und  subtropischen  Klima.  Andererseits  aber 
ist  es  gleichwohl  gelungen,  sie  mit  Erfolg 
in  den  milderen  Gegenden  der  gemäßigten 
Zonen  einzubfii^em. 

Die  Bearbeitung  der  grflnen.  frischen 
T.Uatter  zum  genufifSbigen  T.fiEibrikat  toU- 
zieht  fach  in  folgenden  Stadien.  Die  Blfttter 
werden  vom  Stengel  al^enommen  und  an 
trockenen,  luftigen  Orten  einige  Monate  auf- 
gehängt, bis  sie  trockeu  und  braun,  „dach- 
reit'' geworden  änd.  Nun  g^en  sie  vom 
T.|)flanzer  an  den  Roh-T.bändler  oder  un- 
mittelbar mit  Umgehung  dieses  Zwischen- 
glieds an  den  rabrikaoteo  zur  weiteren 
Bearbeitung.  Dieser  aber  muß  noch  ein 
weiterer  technischer  Prozeß  vorausgehen, 
die  Fermentation  oder  Gärung.  Man 
setzt  zu  diesem  Zwecke  die  T.blätter  zu 
größeren  Haufen  („Stöcken",  „Bänken")  zu- 
sammen', worauf  die  Temperatur  gleich- 
mäßig ,  aber  stark  erhöht  wird.  >Ieist 
schUefit  sich  später  an  die  Hauptgärung 
noch  eine  Nachiermentation  an.  Jetzt  erst 
kann  die  eigentliche  Fabrikation  einsetzen, 
die  nach  der  Verwendung  des  Fabrikats 
eine  verschiedene  ist.  Sie  erstreckt  sich 
auf  das  Entrippen  der  T.blätter,  auf  das 
Köllen  und  Schneiden  des  Rauch-T.,  auf  die 
Herstellung  des  Wickels  oder  der  Einlage, 
auf  das  Zuschneiden  der  Deckblätter,  auf 
das  Bollen  der  Zigarren  und  endlich  auf 
das  Beizen  des  Scbnupf-T. 

Die  T.industrie  erscheint  in  sehr  ver- 
schiedener Gestaltung  der  Betriebsweise. 
Auf  diese  letztere  wirkt  nicht  bloß  die  tech- 
nische Geartung  der  Industrie  und  Fabri- 
kation ein,  vielmehr  ist  auch  der  Einfluß 
der  Steuerformen  unverkennbar.  Die  ein- 
heitliche staatliche  Leitung  der  T.fabrikation 
in  den  Monopolländem  führt  zu  einer  Kon- 
zentration der  technischen  Vorgänge  und 
zum  Großbetrieb  mit  großer  Arbeitsteilung 
und  weitgehender  Spezialisierung,  wie  in 
Oesterreich-Ungarn  und  Frankreich.  Ge- 
flissentlich hat  die  Fabrikatbesteuerung  in 
Hußland  auf  eine  Zermalmung  der  kleinen 
Betriebe  und  auf  die  Konzentration  in 
wenige  Betriebsstätten  hingearbeitet.  Da- 
sein finden  wir  in  Nordamerika  durchaus 
keine  Neigung  zur  Konzentration  trotz  seiner 
dem  russischen  ähnlichen  Steuersysteme. 
Noch  weiter  ist  die  Dezentralisation  der 
T.fabrikation  in  Deutschland  entwickelt, 
Wenn  audi  die  Sohnupf-T.-,  Rauch-  und 
Kau-T.fiibrikatioD  mehr  und  mehr  in  die 
Hände  des  Qroßhetriebs  übergeht,  so  hat 
sich  doch  fflr  die  Zigarren  fabrikation  eine 
mehrfoche  Gliedenin^  als  typisch  erhalten. 
Ja  sie  vertölt  sich  vielmehr  ziemlich  gleich- 


mäßig auf  Groß-  und  Kleinbetrieb  wie  auf 
die  sog.  Hausindustrie. 

Diese  Umstände  erklären  es,  daß  das 
System  der  T.steuer  und  jede  Reform  auf 
diesem  Gebiete  auf  die  speziellen  Verhält- 
nisse der  T.industrie  und  ihrer  Angehörigen 
Rflcksicht  nehmen  muß.  Tatsächlich  haben 
auch  diese  Verhältnisse  bei  allen  Steuer- 
reformen ihren  Einfluß  ausgefibt.  Aber 
nicht  allein  die  Industrie  ist  hieran  inter- 
essiert, auch  die  Landwirtschaft  ist  an  diesen 
Fragen  beteiligt.  Denn  der  T.bau  ist  in 
milaerera  Klima  ein  beachtenswerter  Be- 
standteil der  ^ikolen  Produktion.  Sein 
Anbau  und  seine  Pflege  erheischt  eine  be- 
sondere Sorgfalt  und  verlangt  viel  Arbeit 
Er  ist  daher  vor  allem  für  den  Kleinbetrieb 
landwirtschaftlicher  Anwesen  geeignet,  wo 
der  Wirtschafter  und  seine  Familienange- 
hörigen in  der  Hauptsache  die  Arbeitskräfte 
bilden,  und  zwar  solche,  die  am  Wirtschafts- 
erfolg unmittelbar  interessiert  sind.  Die 
Roherträge,  die  der  T.bau  liefert,  sind  relativ 
hohe  und  erreichen  im  Durchschnitt  700 
bis  800  M.  und  mehr  per  ha.  Dag^n  sind 
die  Kosten  sehr  verschieden,  ede  schwanken 
zwischen  384  und  1768  M.  per  ha  im  Durch- 
schnitt. Die  Rentabilität  ist  daher  sehr  ver- 
schieden. In  einzelnen  Gegenden  Deutsch- 
lands wird  ein  Reinertrag  überhaupt,  wenig- 
stens fflr  manche  Wirtschaftsperioden ,  in 
Abrede  gestellt. 

Trotz  einer  verhältnismäßig  großen  Aus- 
dehnung deckt  die  europäiscne  Rt)duktion 
nur  einen  Teil  des  T.beaarfs.  Die  Tropen- 
länder müssen  den  größeren  Teil  für  den 
Genuß  liefern.  Aus  diesem  Grunde  ist  der 
T.  zu  einem  wichtigen  Artikel  des  Weltver- 
kehrs geworden,  an  dessen  Konjunkturen  die 
am  Welthandel  beteiligten  Plätze  interessiert 
sind.  In  Deutschland  sind  es  besonders 
Bremen  und  Hamburg,  die  an  der  Spitze 
des  T.handels  stehen. 

I     2.  GeschiehtUehes.  Die  T.pflanze  bat  ihre 

I  Heimat  in  Amerika,  von  wo  ans  de  sich  auf 
die  earopäische  Kaltnrwelt  verbreitet  hat 
Kolombns  hatte  sie  bereits  auf  seiner  ersten 
Entdecknngsreise  1492  in  Kuba  und  der  Mönch 
Romano  Paae  1496  in  San  Domingo  kennen 
gelernt.  Sie  kam  zuerst  nach  Enropa  durch 
Gonzalo  Hernandez  de  Orviedo,  der  bei  seiner 
Küekkehr  ans  Amerika  1519  den  Samen  nach 
Spanien  brachte.  Man  zog  sie  hier  znnächst 
als  Zierpflanze  und  benutzte  sie  später  auch  ^s 
Heilmittel.  Jean  Nicot,  franztiaisaier  Gesandter 
am  portugiesischen  Hofe,  machte  sie  in  Frank- 
reich bekannt,  indem  er  Blätter  und  Samen  der 
Königin  Katharina  von  Medici  .sandte.  Von  hier 
aus  fand  der  T.  seinen  Weg  in  andere  Länder, 

jnach  Italien  nnd  Deatschland,  wo  man  von 
diesem  Wnnderktant  zuerst  1565  Kunde  er- 

'  hielt. 

Die  erste  Form  des  T.genusses  war  das 
j  Schnupfen.  E»  kam  zuerst  am  französischen 
[  Hofe  anf,  nachdem  es  Künig  Franz  II.  anf  An- 
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raten  seiner  Hotter  gegen  Kopfschmerzen  au- 
fwendet hatte.  Das  T.raachen  wurde  snerst 
in  Spanien  nnd  Portugal  durch  heimkehrende 
Seelente  bekannt,  die  gewickelte  nnd  zer- 
schnittene T.blätter  ans  kleinen,  trichterförmigen 
Bohren  Ton  Palmblättern  oder  Schilf  ranchten. 
In  England  wurde  die  Sitte  zn  ranchen  durch 
Kolonisten  eingeführt,  die  mit  Francis  Brake 
SOS  Virginien  gekommen  waren.  Von  hier  ans 
btti;gerte  sich  das  Bancben  in  Holland  und 
Be^en  ein,  kam  dann  unter  Ludwig  XIII.  auch 
in  Frankreich  auf  und  bIQhte  insbesondere  unter 
Ludwig  XIV-  In  Deutschland  sah  man  zuerst 
wfthrend  des  SOjahrigen  Krieges  1620  euUsche 
Hübtrappen  ani  ihrem  Harsche  durch  Sachsen 
nach  Prag  rauchen.  Sehr  raach  rerbreitete  es 
sieh  in  den  Heerlagern  Wallensteins  nnd  Tillys 
wie  bei  den  schwedischen  Tmppen.  Bald  finden 
wir  das  Bauchen  in  der  Schweiz,  in  Oesterreich 
und  in  Ungarn  Terbreitet.  Das  T.kanen  haben 
en^IiBche  Seelente  eingefilhrt.  Im  SOjährigeu 
Knege  war  es,  in  Deutschland.  „T.trinken"  oder 
„T.sanfen"  genannt,  hei  den  Kriegaheeren  sehr 
Terbreitet 

Anffinglich  anchU  die  geistliche  wie  die 
weltliche  Obrigkeit  dem  Eindringen  des  T.ge- 
nnasei  in  die  enroniUsche  Snlturwelt  mit  aller 
EneraieWiderstana  ED  leisten.  Paiwt  Urban  VIII. 
bedrohte  das  Rauchen  und  Schnupfen  in  Kirchen 
mit  dem  Banne.  Man  erklärte  den  T.  als  ein 
die  Seele  Terderbendes  Wesen  nnd  als  ein  Werk 
des  Satans.  Im  17.  Jahrb.  setzen  dann  die 
T.Terbote  in  den  veracbiedmen  Ländern  ein. 
1635  wird  in  Frankrwch  der  Verkauf  von  T. 
Terboten,  und  nur  die  Apotheken  durften  ihn 
auf  ärztliche  Verordnung  als  Heilmittel  abgeben. 
Nach  dem  SOiäbrigen  Kriege  bedrohten  die 
Begierongen  der  deutschen  Territorien  den 
T.g«nnll  gleichfalls  mit  strengen  Strafen.  In 
Bern  stellte  man  es  nicht  nnr  als  Verbrechen 
dem  Ehebruche  gleich,  sondern  errichtete  auch 
in  der  Chambre  da  Tabac  ein  eigenes  T.gericht, 
das  noch  Hitte  des  18.  Jahrb.  bestand.  In 
Rninand  wurde  der  T^nuß  mit  Knatenhieben, 
Naienanfscfalitzen  nnd  Verbannnng  nach  Sibirien 
darch  den  Zar  Michael  Fedorowitsch  bestraft. 
Der  Sultan  Hurad  IV.  setzte  anf  das  T.rauchen 
sogar  die  Todesstrafe.  Peter  der  Groüe  hob  in 
Bninand,  Ludwig  XIV.  in  Frankreich  die 
strengen  T.Terbote  anf.  In  der  Tomehmen  Welt 
und  an  den  Hofen  erfreute  sich  der  T-gennC 
einer  hohen  Gunst.  KurfUrst  Friedrich  Wil- 
helm in.  war  ein  leidenschaftlicher  Bancher, 
und  bekannt  ist  femer  das  T.kollegiom  König 
Friedrich  Wilhelms  I.  Friedrich  der  Große  war 
bekanntlich  ein  eifriger  Schnnpfer. 

In  der  Haoptsache  haben  sich  die  T.Terbote 
nicht  bewährt.  Es  ^lang  ihnen  nicht,  das 
Uebel  anaznrotten.  Einzelne  Ueberreste  haben 
sich  bis  in  die  Tomärzlicbe  Periode  des  19.  Jahrh. 
erhalten,  wie  z.  B.  bis  1848  das  Verbot,  beim 
Vorübergclien  an  einem  MilitSrposten  oder  in 
künigUdien  Lustgärten,  Parks  usw.  an  rauchen. 
Schon  gegen  Ende  des  17.  Jahrb.  änderten  die 
meisten  Staaten  ihre  Taktik  gegenüber  dem 
T.krante.  indem  sie  anfingen,  den  T.Terbranch 
dnrcb  die  Bestenemng  finanzpolitisch  anszn- 
nutzen  (Tgl.  unter  snb  II,  1  S-  1019). 

3.  Statistik.  In  Deutschland  wurden 
seit  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrh.  Vov 


suche  mit  dem  T.bau  angestellt:  1620  in 
Straßburg,  um  1660  im  Elsaß,  in  der  oberen 
Orafschaft  Hanau,  im  Bistum  Speyer,  in 
Baden,  im  Breisgaa  und  in  Basel.  tKe 
T.pöanzungen  in  der  ProTinz  Sachsen,  in 
der  Mark  Brandenburg  und  in  Thüringen 
wurden  meistenteils  Ton  Pfälzem  a^el^ 
die  in  den  Raubkriegen  Ludwigs  XIV.  ihre 
verwüstete  Heimat  verlassen  mufiten.  Im 
18.  Jahrh.  finden  wir  die  eisten  Rauch-  und 
SchQupf-T.febriken  in  Deutschland,  welche 
inländische  wie  ausländische  T.blätter  ver- 
arbeiteten. 

Heute  hat  im  deutschen  Zollgebiet  der 
T.bau  folgenden  Umfang: 


Der  T.verbrauch  der  Bevölkerung  im  Zo- 
sammenhalte  mit  dem  Nettoertrag  der  T.* 
Steuer  pro  Kopf  der  Bevölkerung  wW  für 
die  verechiedenen  Iiänder,  wie  folgt,  an- 
gegeben (B.  die  Tbb.  auf  S.  1049). 

II.  Die  T.steaeni. 

1.  Historisehe  Eatwiekelang.  Nacbdesi 
die  strengen,  ja  zum  Teil  grausamen  Stnfea- 
die  in  den  meisten  Staaten  die  Ueberttetimj! 
des  T.Terbotes  bedrohten  und  die  wohl  in  neloi 
F&llen  nicht  allzu  streng  gehandhabt  wndeB. 
nicht  znm  erwünschten  ziele  geflUirt  b»^^ 
entschloß  man  sich  aUmfthlich,  anf  dieaes  Vow 
zn  vendehten,  Tersndte  aber  gleidiseitiir  die 
einmal  eingewanelte  Leidenschaft  des  "4^ 
nasses  anderwdtig  fOr  die  StaatilnHifW  — " 
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Den  Hanptanteil  an  der  T.produktioa 
zeigen  aber  die  überseeischen  Länder.  Die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
weisen  als  T.baugebiete  auf  Tor  allem  Ken* 
tucky,  Nordkfu-olina,  Vii^ien  und  Tenessee. 
Die  Anbaufläche  wird  auf  212625  ha  mit 
l,431MiIl.dz  angaben,  die  einenHandelswert 
von  rund  30  MiU.  Doli,  darstellen.  Eaba 
und  die  westindischen  Inseln  führen  jähr- 
lich für  etwa  25  Hill.  Doli.  aus.  Frank- 
reich (mit  Algier)  prodiudert  363150  dz 
im  Werte  von  22  MilL  Frcs.:  Rußland 
hat  eine  Anbaufläche  von  41739  Desjatioen. 
die  eine  Ernte  von  13600  dz  liefert,  die 
T.prodnktion  Italiens  betifigt  G0130  dz. 
In  England  ist  der  iol&Ddische  T.bw 
untersagt  (s.  u.  sub  III,  7). 
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1.  Frankrfiid]  .  . 

2.  Englancl  .  .  . 
8.  Spattien   .  .  . 

4.  Italien    .   .  . 

5.  Oerterreich  .  . 

6.  Ramtoieu    .  . 

7.  Ver.  Staaten  . 

8.  Unffam   .   .  . 

9.  Serbien    .  .  . 

10.  Norwegen    .  . 

11.  DentHcnes  Reich 

12.  Belgien   .  .  . 

13.  Scbveden    .  . 

14.  Dänemark    .  . 

15.  Schweiz  .  .  . 

16.  Niederlande  .  . 

17.  RnQland  .  .  . 


sonntzen.  Dies  geschah  dnrch  die  Besteae- 
rnsr  des  T.  und  seines  Verbrauches. 

Diese  Erkenntnis  rang  sich  1657  in  der  He- 
pnblik  Tenedijr  dnnh,  wo  man  das  T.verbot 
beseitigte  ond  Fabrikation  wie  Verschleiß  des 
T.  Terpachtete.  Dies  brachte  dem  Staate  dnrch- 
BchnittUch  9  bis  10000  Dukaten  ein.  Bald 
darauf  erklftrte  die  römische  Karie  die  Fa- 
brikation and  den  Handel  mit  T.  zum  Regal. 
In  England  wurde  der  T.  unter  Jakob  I.  zu- 
erst mit  einer  .\uflage  belastet,  und  dann  schritt 
man  1620  cum  T.monopol,  beides  in  der  ausge- 
sprochenen Absicht,  den  T.gennß  zn  hemmen. 
Erst  Karl  I.  ging  1625  definitiv  dazu  Uber,  den 
T.  aus  rein  fisEaliseben  und  steoerpolitischen 
Erwägungen  zu  besteuern.  Die  Form  war  eine 
Art  Roh-T.monm>o] ,  indem  die  Pflanzer  der 
amerikanischen  Eolouieen  gehalten  waren^  ihre 
Produktion  zu  einem  bratammten  Preis  an 
königliche  Beamte  abzuliefern.  Auch  Portugal 
erkl&rte  im  17.  Jehrh.  die  T.fabrikation  zu 
einem  Raarai.  In  Frankreich  erhob  Richelieu 
30  Sons  Steuer  von  jedem  Pfund  T.,  der  aas 
einer  nicht  französischen  Kolonie  eingeführt 
wurde.  1629  wurde  auch  Schnupftabak  einer 
inneren  Steuer  unterworfen,  bis  1674  das  T.mo- 
nopol an  die  Stelle  der  inneren  Verbranchsab- 
gabe  trat.  Unter  Colbert  reorganisiert,  im 
18.  Jahrh.  ceitwdse  aaßer  Betrieb  gesetzt,  be- 
stand es  bis  snr  Auflösung  des  Ancien  Regime. 
Naddem  es  in  der  Berolntionszeit  abgeschafft 
worden  war,  wurde  es  ron  Napoleon  I.  1810 
bis  1811  wiederhergestellt.  Von  Peter  dem 
Großen  bis  zu  Katharina  II.  hatte  Rußland 
ein  T.monopol. 

Von  den  deutschen  Territorien  hat  Preußen 
im  18.  Jahrh.  mehrfache  Versuche  mit  T.mono- 
polen  gemacht.  Bayern  behandelte  1669  bis 
1717  den  T.handel  als  Rcaal,  ebenso  Württem- 
berg im  18.  Jahrh.  In  Oesterreich  wurde 
1670  hecw.  1701  das  T.monopol  begründet,  das 
nach  mancherlei  Schickulen  aneh  heute  noch 
in  Kraft  ist. 

2.  Die  SteverfonueH.  Allgemeines. 
Von  allen  Verbrauch-sgegenstAnden  hat  sich 


von  jeher  der  T.  und  der  T.geDnB  als  .,hoch- 
steuerbares"  Objekt  der  Vorliebe  der  Finanz- 
politiker  erfreut.  Denn  der  T.verbrauch  ist 
allgemein  verbreitet,  und  die  Steuerein- 
nahmen daraus  fließen  bei  zunehmender 
Wohlhabenheit  immer  reichlicher.  Alle  fib- 
lichen  Einwfinde  g^n  die  Aufwandsteuem 
werden  beim  T.  hinfäUig.  Der  QenuB  des 
T.  und  der  T.fabrikate  beschrftnkt  sich  im 
allgemeinen  auf  die  erwachsene  männliche 
Bevölkerung,  er  ist  kein  notwendiges  Qe- 
nuSmittel,  sondern  mehr  ein  Luxusartikel, 
wenn  auch  ein  allgemein  verbreiteter.  Die 
T.Steuer  hat  daher  weder  den  Charakter 
einer  Kopfsteuer  noch  belastet  sie  die  großen 
Familien  stärker  als  die  kleinen  noch  wirkt 
sie  progresslT  nach  unten.  Die  Steuer  lättt 
sich  wenigstens  relativ  nach  Qualität  und 
Preis  abstufen,  obgldch  trotzdem  die  hier 
gezogenen  Grenzen  enge  sind.  Andererseits 
aber  kann  sie  keineswegs  Anspruch  darauf 
machen,  sich  ganz  gleidhmäßig  der  Steuer^ 
kraft  anzuschmiegen.  Denn  der  T.genufi 
wird  von  den  dnzelnen  Steuerpflichtigen  in 
sehr  verschiedenem  Um&nge  geübt,  und 
eine  iüizahl  verzichtet  fiberiiaupt  darauf. 
Immerhin  aber  stimmt  mm  allgemein  darin 
überein,  daß  von  sämtlichen  Verlnaudis- 
gegenständen  derT.  zu  den  steuerShigsten 
zählt. 

Die  T.8teuer  wird  entweder  in  der  Form 
von  inneren  Verbrauchssteuern  oder 
als  Monopol  veranlagt  und  erhoben.  Die 
inneren  Verbrauchssteuern  können  dabei  er- 
scheinen als  Rohstoffsteuern  (Flächen-, 
Pflanzungs-,  Gewichtssteuer)  oder  als  Fa- 
brikatsteuern. Erstere  verfolgen  den 
T.  in  den  Stadien  der  allmählichen  Ge- 
winnung, die  letztere  dagegen  wendet  sich 
an  das  fertige  Fabrikat,  Produktion  und 
Handel  mit  T.  und  T.fabrikaten  bleiben  der 
privatwirtschaftlichen  Tätigkeit  überlassen. 
Beim  Monopol  dagegen  übernimmt  der 
Staat  den  Anbau,  die  Fabrikation  oder  den 
Handel  oder  er  kombiniert,  wie  regelmäßig, 
diese  verschiedenen  Aetifierungen  des  T.ver- 
kehi-s.  Die  Privatiodustrie  pflegt  mehr  oder 
weniger  vollständig  ausgescblossen  zu  sein. 

Neben  den  verschiedenen  Formen  der 
T.besteuerung  werden  in  allen  Staaten 
Zölle  von  der  Einfuhr  ausländischer  Roh-T. 
oder  fertiger  T.bbrikate  zur  Ergänzung 
der  inneren  Aufwandsteuem  erhoben.  Ein- 
zelne Staaten  aber,  wie  England,  Dänemark, 
Schweden,  Xorw^n,  die  Niederlande  und 
die  Schweiz,  haben  die  Zollabgaben  als 
einzige  und  selbständige  Steuerform 
eingefiuirt.  Außerdem  wird  in  diesen  ¥Ülm 
mitunter  das  Verbot  des  inländisf^n  T.- 
baues  verknüpft. 

Als  Neben  Eormen  der  T.ateuer  »nd  zu 
erwähnen  einmal  die  Lizenzen  (s.  d.  Art. 
oben  S.  418).    Sie  haben  dne  dgraitfim- 
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liehe  Zwischenstellung  zwischen  Gewerbe- 
und  Verbrauchssteuern  und  werden  teils 
von  der  Fabrikation,  teils  vom  Handel  er- 
hoben. Sie  bilden  regelmäßig  eine  er- 
gänzende Abgabe  zu  inneren  Aufwandsteuem 
oder  Zöllen  oder  zu  lieiden.  In  diese  Kate- 
gorie gehören  auch  besondere  Verkaufs- 
ateuern  vom  T.handel  (Kanton  Waadt).  So- 
dann aber  haben  Roh-T.händler  und  T.fabri- 
kanten  in  einzelnen  Steuergebietea  eine  er- 
höhte Gewerbesteuer  oder  Zuschläge 
zu  dieser  zu  entrichten.  In  der  steuerpoli- 
tischen Wirkung  hat  mau  hier  eine  nnr 
steuertechnisch  abweichende  Form  des  Li- 
zenzensystems  gewählt. 

S.  Rohstoff-(Uaterial-)SteaerD.  l.Die 
Flächensteuer.  Sie  wird  bemessen  nach 
dem  Flächenraum  des  mit  T.j>flanzen  be- 
bauten Bodens.  Der  Steuersatz  ist  entweder 
gleich  fQr  alle  Grundstücke  geregelt  oder 
nach,  der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  ab- 

rtuft  Steuersubjekt  ist  der  T.pflanzer. 
hat  eine  Steuererklärung  (Deklaration) 
Aber  die  bepflanzte  Anbaufläche  abzu^ben, 
die  von  der  Steuerbehörde  auf  ihre  Richtig- 
keit nachzuprDfen  ist.  Bei  Vernichtung  der 
Ernte  oder  eines  Teiles  durch  Naturereig- 
nisse muß  fQr  Rückrasfattung  des  Steuer- 
betrages gesoi^  werden.  Wenn  auch  die 
Flächensteuer  leicht  und  einfach  zu  erheben 
ist  und  die  Fabrikation  wie  den  Handel  un- 
behelligt läßt,  so  trägt  sie  gleichwohl  ganz 
erhebliche  Mängel  an  sich.  Vor  allem  be- 
rücksichtigt sie  nur  die  Anbaufläche  selbst, 
ohne  einen  Zusammenhang  mit  dem  durch- 
schnittlichen Ertrage  zu  suchen,  auch  be- 
rflcksichtigt  sie  nicht  die  Verschiedenheit 
der  Bonität  der  einzelnen  Flächen  und  da- 
mit auch  nicht  die  gewinnbaren  Produkte. 
Da  aber  gerade  beim  T.bau  ungemein  große 
VerschieoAiheiten  der  Ernten  und  der  Preis- 
gestaltimg  des  Roh-T.  obwalten,  so  kann 
sie  in  sclilechten  Jahren  für  den  T.bauer 
sehr  drückend  sein.  Er  wird  dabei  regel- 
mäßig nicht  bloß  der  Steuerzahler,  sondern 
auch  der  Steuer  träger  sein ,  d.  h.  nur 
selten  die  Auflage  auf  den  eigentlichen  Ver- 
braucher, der  doch  grundsätzlich  erfaßt 
werden  soll,  abwälzen  können. 

2.  Die  Pflanzensteuer.  Sie  wird 
veranlagt  nach  der  Zahl  der  T.pflanzen  oder 
der  T.blätter  an  den  Pflanzen.  Diese  werden 
von  der  Steuerbehörde  gezählt,  wobei  manch- 
mal auch  der  Zwischenraum  zwischen  den 
einzelnen  T.pflanzen  gesetzlich  festsetzt 
ist,  um  ein  späteres  Nachpflanzen  m  den 
Zwischenräumen  zu  verhüten.  Auch  sind 
'im  übrigen  lästige  Kontrollen  für  den  T.- 
bauer von  nöten,  wie  Kidturzvang,  Pflanzung 
in  Reihen  und  mit  bestimmten  Abständen, 
Voischriften  über  Behandlung  der  Pflanzen, 
Verbot  der  Miscliung  mit  anderen  Pflanzen, 
wiederholte  Nachprüfung  und  EootroUen 


u.  dgl.  m.  Die  f*flanzensteuer  stellt  adi 
zwar  einerseits  als  individualisierende  Fort- 
bildung der  Flächensteuer  dar,  läßt  aurh 
einen  bessereu  Rückschluß  auf  den  Ertrag 
zu;  allein  andererseits  nimmt  sie  auf  die 
Qualität  keine  Rdcksicht  und  ist  für  den 
T.pflanzer,  der  Steuerzahler  und  meist  auch 
Steuerträger  ist,  wegen  der  Kontrollen  sehr 
lästig. 

H.  Die  G  e  w  i  c  h  l  s  s  t  e  u  e  r  (SCaterial- 
oder  ürproduktensteuer  im  engeren  Sinnei. 
Diese  wird  nach  dem  Gewicht  des  T.  er- 
hoben. Die  Steuersätze  werden  auf  den 
getrockneten,  ..dachreifen'*  oder  auf  den  fei- 
mentierten.  „fabrikationsreifeir-  T.  ang«- 
wendet.  Dabei  sind  z.  B.  in  Deutschland 
100  kg  dachreifer  T.  80  kg  fabrikations- 
reifem  T.  gleichgesetzt.  Die  T.steuer  wird 
regelmäßig  vom  T.bauer  eingezogen  md 
zwar  meist  im  Augenblick  der  Verwi^og 
der  T.blätter  oder  beim  Uebercang  in  die 
Fabrik.  Die  Verwendung  von  TAOTmgßXea 
ist  teils  Oberhaupt  s'erboten,  teils  sind  diese 
auch  steuerpflichtig  und  dann  besonderen 
KontrollmaBregein  unterstellt 

Der  T.pflanzer  ist  verpflichtet,  seine  ge- 
samte Ernte  zur  amtlichen  Verwi^uog  zu 
stellen,  die  angemeldeten  Anbauflächeo 
müssen  kontrolliert  werden,  die  Blätterzahl 
ist  amtlich  zu  ermitteln  und  vor  der  Ernte 
abzuschätzeo.  Die  T.^tflanzen  dürfen  nur 
in  Reihen  und  mit  gleichen  Abständen  an- 
gebaut und  die  Kulturen  nicht  mit  anderen 
Pflanzen  vermischt  werden.  Es  besteht  femer 
der  Zwang  zur  Vollendung  des  Köpfens  and 
Ausgeizens  vor  Erhebung  der  Blätter2ahl 
durch  die  Feldkontrolle  und  zur  Vemichtuog 
aller  Abfälle  vor  der  Ernte.  Auch  sind  die 
Trockenböden  der  Pflanzer  steuerlich  in 
überwachen. 

Auch  die  Gewichtssteuer  ist  steuertech- 
nisch und  steuerpolitisch  unbefriedigend. 
Sie  geht  nur  von  dem  Gewichte,  nidit  vom 
Werte  des  Roh-T.  aus.  Der  Wechsel  der 
T.emten  kommt  nur  hinsichtlich  der  Men)?eo. 
nicht  aber  auch  im  Hinblick  auf  die  l^tia- 
Utät,  wenigstens  nur  ungenügend,  zum  Aus- 
druck. Ferner  ist  sie  mit  einem  ganzen 
Heer  von  unbequemen  und  lästigen  Kon- 
trollen für.  den  Pflanzer  verbunden.  Durch 
sie  wird  der  Produzent  zu  häufig?^,  ott 
mehnährigen  Steuervorschüsseu  ^nötigt,  faü 
das  Rohmaterial  in  das  genufiftiuge  Fabrikat 
verwandelt  ist.  Sie  b^llnstigt  den  Gmft- 
betrieb  und  veranlafit  die  Fabrikation  xv 
Verwendung  des  schlechteren  Materials  bei 
höheren  Steuersätzen.  Die  Bchandlong  üt 
mißlich.  Die  Gewlchtssteuer  Uefeit  keine 
hohen  Erträge,  weit  es  dem  T.pflanzer  liänfi;; 
genug  nicht  oder  doch  nur  mangelhaft  ge- 
lingt, die  Steuer  auf  die  KoDaumeDten  >u 
überwälzen.  Hohe  Steuetsitae  würden  da- 
her in  Wirkung  und  Empflndung  einer  &■ 
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höhting  der  Grundsteuer  der  T.bauer  gleich 
zn  achten  sein. 

4.  Die  Fabrikatstoner.  Diese  Form  der 
T^teuer  setzt  in  dem  Augenblicke  ein, 
Venn  das  fertigg^eUte  Produkt  vom  Fabri- 
kanten in  den  ni}ien  Verkehr  fibei^eht,  die 
genußfertigen  Fabrikate  aus  der  Fabrik  zum 
Verbrauch  gelangen.  Außerhalb  der  ange- 
meldeten Fabriken  ist  die  Herstellung  von 
T.fabrikaten  untersagt.  Die  Bemessur^  der 
Steuer  schließt  sich  einerseits  an  den  wert 
der  Fabrikate  an,  der  vom  Fabrikanten  in 
obligatorischen  Fakturen  auszuweisen  ist. 
Die  Steuer  beträgt  einen  bestimmten  Pro- 
zentsatz des  deklarierten  Fakturawerts. 
Andererseits  aber  kann  sie  in  Gewichts- 
oder Stücks&tzen  je  nach  der  Gattung 
der  Fabrikate  (Zigarren,  Zigaretten,  Rauch-, 
Kau-  oder  Schnupf-T.)  mit  oder  ohne  Be- 
rücksichtigung des  Wertes,  in  Einheitssätzen 
oder  nach  Qualitätsklassen  veranlagt  werden. 

Die  Fabrikatsteuer  wird  erhoben  einmal 
durch  Verwendung  von  Stempelmarken 
oder  Stempel  - (Kreuz-)  Bändern 
(Stamps,  Vignettes,  Baaderoles)  seitens  des 
Fabrikanten,  die  der  Fabrikant  bei  der 
Steuerbehörde  kaufen  und  seiner  Ware  vor 
dem  Absatz  so  aufkleben  muß,  daß  der  ^'er- 
braudb  ohne  S^erstörune  der  Stempelmarke 
unmöglich  ist.  Bas  Steuei^esetz  sctireibt 
daher  genaue  Bestimmungen  vor  über  die 
Verpackung .  die  Stückzahl  der  einzelnen 
Pakete  oder  ihr  Gewicht,  die  Anbringung 
des  Stempels  an  Kisten  und  Paketen,  die 
Art  der  Kassierung  und  Ünbiauchbar^ 
machung  u.  dgL  m.  Der  Fabrikant  hat 
ferner  auf  dem  Stempel  seine  Firma,  den 
Steuerdistriki  und  das  Datum  der  Stempel- 
Tenh'«idung  (^^Kassiertag**)  zum  Behufe  der 
Steuerbontrolie  anzubringen.  Ebenso  ist  der 
Verschleiß  zu  Oberwa<£en  hinsichtUdi  der 
gesetzmäßigen  Verwendung  der  Stempel- 
marken, der  Verschleißer  darf  nur  gesetz- 
mäßig verpackte  Fabrikate  führen ,  das 
OefTnen  oder  der  Verkauf  aus  geöffneten 
Paketen  und  Kisten  ist  verboten  u.  dgl.  m. 

Sodann  aber  kann  die  Abgabe  als  Fak- 
turensteuer beim  Fabrikanten  eingezogen 
werden,  und  sie  bemißt  sich  alsdann  nach 
dem  Werte  der  in  der  Faktura  ausge- 
iriesenen  Fabrikate.  Der  Fabrikant  ist  da- 
bo: verpflichtet,  fiber  jede  Abgabe  von 
Fabrikaten  eine  Faktura  auszustellen,  hat 
fortlantend  FabrikationsbOcher  und  ein  Fak- 
turenbuch zu  fflhren  und  periodische  Aus- 
züge aus  dem  letzteren  der  Steuerbehörde 
zum  Zvecke  der  Steuerfeststellung  zu  über- 
mitteln. Endlich  ist  der  EmpÄnger  von 
T.fabrikaten  gehalten,  die  Fakturen  mit  einer 
Empfangsbestätigung  zu  versehen  und  sie 
dem  Fabrikanten  zurückzustellen.  Der  T.- 
hBndler  hat  Anschreibungen  ütier  seine  Be- 


züge zu  führen  und  sie  auf  Erfordern  der 
Steuerbehörde  vorzulegen. 

Jede  Form  der  Fabrikatsteuer  setzt  aber 
noch  allgemeine  Kontrollmaßregeln  voraus. 
Der  T.bauer  hat  seine  gesamte  Ernte  zur 
amtlichen  Verwiegung  zu  stellen  und  sith 
innerhalb  gesetzter  Frist  über  die  Räumung 
seines  Lagers  auszuweisen.  Der  gesamte 
Roh-T.handel  ist  dem  zoll-  und  steueramt- 
lichen  Niederlageverkehr  (EntrepOts)  zu 
unterwerfen,  und  endlich  sind  regelmäßige 
Bestandsaufnahmen  in  gewissen  Perioden 
anzuordnen.  Daneben  bestehen  natürlich 
entsprechende  Steuerstrafen. 

Die  Beurteilung  der  Fabrikatsteuer  ist 
wesentlich  günstiger  als  diejenige  der  Roh- 
stoffsteuern.  Denn  die  Steuer  wird  der 
Tatsache  der  Konsumtion  näher  gerückt 
der  Verbraucher  unmittelbarer  in  den  KreU 
der  Steuerleistnng  hereingez(^n,  und  es  kann 
die  Tom  Gesetze  gewollte  Ueberwftlznng  der 
ÄufwandsteuOT  auf  den  Konsumenten  be- 
wirkt werden.  Die  Steuer  kann  dabei 
einigermaßen  nach  dem  Wfflie  und  der 
Qualität  abstuft  werden  und  das  feinere 
und  steuerrahigere  Fabrikat  höher  belasten 
als  die  gewöhnlichen  Sorten  der  unbemittelten 
Volksklassen.  Auch  stößt  die  Rückver- 
gütung bei  der  Ausfuhr  von  T.fabrikaten 
auf  keine  nennenswerten  Schwierigkeiten. 
Allerdings  ist  die  Fabrikatsteuer  stets  mit 
einer  ummterbrochenen  Kette  von  Kontroll- 
und  UeberwachungsmaBregeln  verknüpft, 
die  den  T.  vom  ersten  Anbau  bis  zum  end- 
lichen Verbrauch  verfolgen.  Ein  solches 
Netz  von  Kontrollen  kann  nach  Umständen 
für  T.bau  und  T.industrie  eine  große  Last 
werden,  was  in  um  so  höherem  Grade  her- 
vortreten wird,  je  zersplitterter  die  TJn- 
dustrie.  namentlich  in  kleinen  Produktions- 
stätten, betrieben  wird. 

Als  ein  Abkömmling  der  Fabrikatsteuer 
erscheint  eine  Handelssteuer,  die  erst 
beim  Verkauf  an  den  Konsumenten  vom 
fertigen  Fabrikate  erhoben  wird.  Bei  der 
Zersplitterung  des  T.verschleißes  wird  sie 
regelmäßig  undurchführbar  sein.  Ebenso  ist 
eine  Handelssteuer  vom  Roh-T.  beim  Ueber- 
^ng  aus  der  Hand  des  Pflanzers  in  die- 
jenige des  Roh-T.händlers  oder  Fabrikanten 
steuertechnisch  nicht  empfehlenswert ,  da 
sie  gar  keine  Rücksicht  auf  die  Qualität 
nehmen  kann  und  bei  einigermaßen  erheb- 
lichen Sätzen  den  inländischen  T.pflanzer 
schwer  belasten  würde. 

Eine  direkte  T.steuer  endlich  liegt 
in  dem  Vorschlage,  die  Konsumenten  durdi 
eine  Art  Konsum-Lizenz  zu  besteuern,  in- 
dem die  Baucher  zur  Lösung  von  Rauch- 
karten verpflichtet  werden,  die  nach  dein 
als  durchschnittlich  deklariert«!  Verbrauche 
abzustufen  sein  würden. 

5.  Das  T.monopol.  Unzweifelhaft  bietet 


Digitized  by  Google 


1052 


Tabak  und  Tabaksteuern 


das  Tjttouopol  steuertechoisch  und  steuer- 
politisch dem  Staate  überwiegende  Vorteile. 
Wir  verstehen  unter  T.monopol  diejenige 
Regelung  der  T.fabrikation  und  des  T^b- 
satzes,  bei  der  der  Staat  über  einzelne  An- 
gebotsverhaJtnisse  oder  über  deren  Qesamt- 
helt  nach  eigenem  Ermessen  und  zwar  ein- 
seitig entscheidet.  Hierbei  kommen  in  Be- 
tracht der  T.ba«  und  die  Bereitung  des 
Roh-T.,  die  Herstellung  der  Fabrikats  zu 
genußbereiter  Gestalt  und  endlich  der  Ver- 
schleiß an  die  Konsumenten.  Hiemach 
unterscheiden  wir  Teilmonopole,  wenn 
sich  der  Staat  nur  einzelne  dieser  tech- 
nischen Prozesse  ausschließlich  aneignet, 
und  zwar  Roh-T.-,  Fabrikations-  imd 
Verkaufsmonopol.  Vereinigt  der  Staat 
aber  alle  drei  technischen  Funktionen  in 
seiner  Hand,  so  sprechen  wir  vom  Voll- 
monopoL  Von  den  Teilmonopolen  wiben 
an  sich  das  Hoh-T.-  oder  Verkaufsmonopol 
denkbar,  wobei  im  einen  Falle  der  Staat 
ausschließlicher  Ankäufer  der  inländischen 
und  ausländischen  Roh-T.  und  im  anderen 
der  alleinige  Verschleißer  wäre.  Beide 
Formen  sind  aber  ohne  Beispiel.  Das  Fabri- 
kationsraonopol ,  das  Anbau,  Einfuhr,  und 
Handel  der  Frivatindustrie  überläßt,  besteht 
in  Fortnga].  Die  r^;elmäßige  Form  des  T.- 
moDopolB  bleibt  daher  das  v  oUmoDopol. 
ÜDsere  folgenden  Betrachtunj^  besdirSnken 
sich  um  deswillen  auasfddieBlich  auf  dieeea 

Die  Aiufibung  der  Monopolrechte  kann 
entweder  in  eigener  staatlicher  Ver- 
waltung und  Regie  oder  durch  Ver- 
pachtung an  Private  und  Privatgesell- 
schaften erfolgen.  Das  normale  Verhältnis 
ist  die  eigene  Regie,  die  Verpachtung  aber 
ist  häufig  vorgekommen  bei  Staaten  in  be- 
drängter Finanzlage.  In  älterer  Zeit  ist  dies 
geschehen  auch  aus  Hangel  an  den  erforder- 
lichen organisatorischen  Einrichtungen.  Die 
Pächter  und  Paehtgesellschaften  pü^n 
meist  solche  Finanzinstitute  oder  deren  Ka- 
pitalistische Stützen  zu  sein,  welche  ohne- 
hin mehr  oder  weniger  an  den  Staatsßnanzen 
beteilig  sind. 

Beim  Vollmonopol  ist  der  Ankauf  von 
inländischem  Roh-T.,  die  Einfuhr  von  Roh-T., 
die  T-fabrikation  und  ebenso  die  Herstellung 
und  der  Verkauf  von  T.fabrikaten  durch  die 
Privaten  verboten.  Desgleichen  ist  die  Er- 
zeugung von  T.surrogaten  zum  Rauchen, 
Schnupfen  oder  Kauen,  der  Verkauf  oder 
Verbranch  solcher  Erzeugnisse  untersagt 
Die  T.fabrikate  dürfen  nur  in  Originalver- 
packungen durch  legitimierte  T.verschleißer 
zki  den  tarifmäßigen  Verkaufspreisen  in  den 
Verkehr  gebracht  werden.  Der  Verdienst 
der  legitimierten  Vei-schleißer  liegt  in  be- 
f'timmten  Prozenten  des  tarifmäßigen  Ver- 
kaufspreises. Die  Verschleißer  w^en  be- 
sonders überwacht  durch  die  Beamten  der 


HonopolverwaJtung,  unterliegen  einem  spe- 
ziellen Buchführungs-  mid  Anschr^bezwan^ 
imd  endhch  können  ihre  Bestände  jederxeii 
von  den  Organen  der  Monopolverwaltoog 
kontrolliert  werden,  die  mdti  Proboi  der 
Fabrikate  entnehmen  dürfen. 

Vom  Monopol  läßt  sich  zunächst  be- 
haupten, daß  es  die  älteste  und  ursprüng- 
lichste Form  war,  in  der  die  Staaten  and 
Re^erungen  den  T.  zur  Besteuerung  heno- 
zogen,  so  in  EngUnd  (1620),  Venedig  (1657). 
Portugal  usw.  Nachdem  sich  die  T.vertN>te 
allgemein  als  unwirksam  erwiesen  hattoi. 
benutzte  man  sehr  bald  die  Monopolform  ab 
Steuerform,  und  damit  empfing  das  T.monopol 
denjenigen  Charakter,  der  es  heute  überall 
kennzeichnet 

Bei  einer  Beurteiliuig  des  T.monopol& 
läßt  sich  keineswegs  allgemein  oder  grund- 
sätzlich der  Nachweis  führen,  daß  diese 
Betriebsform  billiger  oder  teurer,  besser  oder 
minderwertiger  produziere  als  die  Frivat- 
industrie. Jedenfalls  aber  ist  nicht  zo 
leugnen,  daß  das  Monopol  durch  seine  Kon- 
zentration die  Vorteile  des  planmäSigea 
Großbetriebs  zeigt.  G^enUbw  einer  großen 
Anzahl  zerstreuter  ^Tatuntemehmnog« 
kann  es  durch  seine  Betriebsrat  erhebliche 
KoBtenersparnis  erzielen,  die  techniBcheo 
und  Skonomisch«!  Fortschritte  sich  aneignea 
und  die  stehenden  wie  umlaufenden  fij^n* 
talien  vortdlhafto'  ausnutzen.  Damit  maß 
aber  noch  keinesw^  dne  vollkommene 
Produktion  der  hei^i^tellten  Fabrikate  ver- 
bunden sein.  Im  G^nteil  scheint  die  Er- 
fahrung darauf  hinzudeuten,  daß  die  Honi>> 
polländer  in  der  R^^l  technisch  unvoll- 
kommen arbeiten.  Andererseits  aber  ist  es 
nicht  in  Abrede  zu  stellen,  daß,  fiskalisch 
betrachtet ,  die  Monopolform  weitaus  die 
hervorragendsten  Leistungen  anfzuweiseo 
liat  In  den  Hauptmonopolländem  Frank- 
reich, Spanien,  Italien  und  Oesterreich  be- 
trägt der  Netto-Steuerertrag  pro  Kopf  d«- 
Bevölkerung  je  6,87,  4,29,  3.87  und  4,23  }L 
während  jener  der  T.steuer  sich  im  D«rt- 
sehen  Reiche  auf  1,18  M.,  in  Belgien  auf 
0,95  M.  und  selbst  in  Nordamerika  nur  auf 
3,86  M.  beziffert  Nur  England  erzielt  mit 
seinem  T.zoU  5,68  M.  Steuerertng  pro  Kopf 
der  Bevölkerung,  kommt  also  den  Xcmopol- 
ländem  gleich.    Steuerpolitisch  ist  dem- 

femäß  das  T.monopol  die  ToUkommenste 
orm  der  T.besteueniDg. 
Für  den  T.bauer  hat  ein  Monopol  mai»- 
cherlei  Vorzüge.  Denn  er  weiß,  daß  er  in 
Staate  einen  sicheren  und  zahlun^s&lugeQ 
Abnehmer  bat,  keine  Unannehmlidikeäteiu 
Schikanen  und  keine  Ausbeutung  zu  be- 
fürchten hat,  er  unabhängig  ist  von  d«r 
wechselnden,  für  den  Fflanser  unbereohes- 
baren  Konjunktur  des  Muktea.  Wenn  der 
T.bau  auch  zur  Ver»nEaditing  der  KodtroDe 
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auf  stdche  Gogenden  besohrftokt  werden 
Diofi^  70  der  Anbau  in  KrOBeren  Flftchen 
»tstlnndet,  so  werden  allerdings  einzelne 
ftusherige)  T.pflaozer  in  itirer  Anbaufreiheit 
'•dßiatrftchti^  Soweit  diese  Einschränkung 
ootwendig  ist,  werden  davon  doch  nur 
venige  Individuen  betroffen.  Die  kleine 
Zahl  Benachteiligter,  die  überdies  noch  die 
^-hwBcheren  Hände"  darstellen  und  daher 
^ich  anderer ,  geeigneter  Produktion  zu- 
«endeu  würden ,  kommen  gegenüber  den 
K/itscheidenden  Vorzögen  eines  Monopols 
nicht  in  Betracht.  Denn  keine  großen  Re- 
ionnen  sind  ohne  Opfer  zu  ^reichen.  Neben 
den  uabestreitbu^n  fiskalischen  Vorzügen 
^iaes  hohen  Steaerertr^  ist  das  T.monopol 
aui:b  die  gerechteste  Form  der  Belastung 
ilos  T.konsums.  Denn  es  trifft  den  Ver- 
l-rancher  unmittelbar,  überhebt  den  Steuer- 
zahler der  Ueberwälztmg  auf  den  ei^eut- 
Üchen  Steuerträger,  die  häufig  schwierig 
und  von  einer  Reihe  oft  zufälliger  Umstände 
bedingt  ist,  und  verbindet  mit  all  diesen 
Liehtaieiten  die  nicht  zu  unlersch&tzende 
Sgensdiaft,  eine  richtige  Abstufung  der 
Steuer  nach  der  wirklichen  Qualität  des 
Verbrauchsobjektes  zuzulassen.  Alle  übrigen 
Steuerreformen  ünd  an  dem  Problem  ge- 
scheitert, den  leistungsfähigeren  T.verbrauch 
auch  entepreohend  höher  uod  sich^  zu  be- 
lasten. Eodlich  ei^et  dem  Monopol  mok 
•Ue  ^rOfiere  Beweglichkeit  des  Stetierertn^. 
Bine  ErfaShung  der  T^ner  bleibt  stets 
müUich,  scfafldigt  eine  ganze  Reihe  von 
PmoDeBkreiBeo.  Eäne  Preissteigerung  der 
Monopolfi^kate  ist  viel  weni^  empfind- 
lich fhr  den  Verbruu^er,  da  sie  sich  recht 
vtM  den  steigenden  Wohlstandsveriiftltnissen 
aozufiassen  vermag. 

Die  Gegner  des  T.monopols  weisen  dar^ 
auf  hin,  daS  das  T.monopol  ohne  Not  und 
t^iiDf  zwingende  Gründe  der  Privatindustrie 
■•inen  lohnenden  Erwerb  entziehe,  und  sie 
fngfQ  bei,  daß  es  den  Konsumenten  durch- 
aiut  nicht  durch  ein  technisch  vollendeteres 
>'i>irikat  entschädige.  Im  Gegenteil,  gerade 
Jwier  wird  benaciiteiligt,  denn  die  IMah- 
nmg  zeigt,  daß  in  der  Hauptsache  die 
lIoDopolverwaltungen  schlechtere  Erzeug- 
iiiäse  liefern  als  die  Privatindustrie,  die 
"iiuer  dem  Drucke  der  Konkurrenz  die  beste 
Ware  auf  den  Markt  bringen  müsse.  Femer 
niiifi  die  Monopolfabrikation  sich  auf  ver- 
hältnicimäfiig  wenig  versclüedene  Sorten  der 
Fabrikate  bescliränken,  ihre  Mannigfaltigkeit 
ireht  verloren,  die  zweifelsohne  im  Interesse 
■l*T  Oeechmacksrichtung  der  Konsumenten 
Iietjt.  Auch  die  Verwaltung  des  Betriebes 
-•ird  zu  Irächt  bureaukratisch  und  nimmt 
«enig  KOckfiicht  auf  die  Verkehrsbcdürf  nisse. 
Ferner  müsse  sich  die  Monopol  Verwaltung 
iamit  bescheiden,  nur  scheinbar  die  Quali- 
i.'a<unteischiede  der  Roh-T.  und  der  T.fabri- 


kate  zu  messen,  namentlich  blieben  alle  die- 
jenigen nnberOcksichtigt,  die  durch  die  In- 
telhgenz  und  die  So^folt  der  Produzenten 
herbeigeführt  werden.  Endlich  sei  es  vom 
politischen  Standpunkte  aus  bedenklich,  der 
Staatsgewalt  durch  die  Anstellung  einer 
großen  Anzahl  von  Verschleißem  eine  von 
üir  abhängige  Gnippe  von  Staatsbürgern 
zur  Verfügung  zu  steUen,  die  leicht  zu  miß- 
bräuchlicher Beeinträchtigung  der  politischen 
Freiheitsrechte  dienen  könne.  Denn  die 
Mittel  im  konstitutionellen  Staate,  um  eine 
solche  Ausnutzung  zu  bekämpfen ,  hätten 
sich  oftmals  als  unvnrlfflam  erwiesen. 

Auf  diese  Weise  stehen  sich  beim  T.- 
monopol zwei  Parteien  gegenüber.  Weder 
das  eine  noch  das  andere  Urteil  kann  für 
sich  entscheidende  Giünde  geltend  machen. 
Die  befürwortenden  Gründe  wie  die  Ein- 
wendungen dagegen  änd  eben  durchaus 
relativer  Natur.  Es  wird  sich  dabei  stets 
darum  handeln,  die  gesamten  Verwaltungs- 
einrichtuDgen  eines  Landes,  die  Art  der 
Durchführung  des  Monopols,  psycholc^sche 
Eigenschaften  eines  Volkes  u.  a.  m.  in  Be- 
tracht zu  ziehen.  Die  Einrichtung  eines 
Monopols  ynid  da  leichter  vor  sich  gehen, 
wo  bei  der  Tindustrie  die  Tendenz  zum 
Großbetriebe  vorhanden  ist,  sie  wird  aber 
überall  da  auf  erhebliche,  zum  Teil  unüber- 
windliche Schwierigkeiten  stoßen,  wo  ein 
Monopol  eine  kleinelndustrie  mit  zerstreuten 
Betriebsstätten  und  einen  dezentralisierten, 
zersplitterten  Handel  beaeit«en  muß.  Allein 
aaderersdts  kann  darüber  kein  Zweifel  be- 
stehen, daß  Länder  mit  T.monopoIen  diese 
kaum  jemals  mehr  preisgeben  werden.  Da- 
gegen sind  die  Aussichten  sehr  gering,  daß 
Staaten,  die  gegenwärtig  kein  T.monopol 
haben,  in  absehbarer  Zeit  zu  einem  solchen 
übergehen  werden.  Es  müßten  sich  hier 
ganz  zwingende  Grilnde  einstellen,  wie  po- 
litische Katastrophen  oder  chronische  Fi- 
nanznot. Meines  Erachtens  liegt  die  nächste 
Zukunft  der  T.besteuerung  in  dem  Ueber- 
gange  der  Steuersysteme  von  der  Rohatoff- 
besteuerung  ziu-  technisch  vollkommeneren 
Fabrikatsteuer. 

(6.  Lizenzen.  Vgl.  Art.  „Lizenzen"  oben 
S.  418). 

7.  Zölle.  Als  Formen  der  T.steuer 
kommen  die  Zölle  in  zweifacher  Weise  in 
Betracht.  Sie  wei-den  entweder  als  er- 
gänzende Abgaben  erhoben  oder  sind 
selbständige  Steuerform.  Im  ersten 
Falle  haben  sie  den  Zweck,  neben  etwaigen 
schutzpolitischen  Verriclitungen  den  Aus- 
gleich mit  dem  inneren  Verbrauch  zu  be- 
wirken; im  zweiten  Falle  sind  sie  die  ein- 
zige Abgabe  vom  T.,  etwa  neben  Lizenzen 
und  ähnlichen  Steuern,  wobei  manchmal 
überdies  noch  das  Verbot  des  inländischen 
T.baues  hinzukommt  (England).    Für  kon- 
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tioentale  Staaten,  in  deaeit  bereits  T.  ge- 
pflanzt und  kultiviert  wii-d,  ist  die  Ver- 
Kolhing  als  einzige  Steuerform  ausgeschlosaeu. 

Wie  bei  allen  Auf  wandsteuern,  wird  auch 
die  T.Steuer  bei  der  Ausfuhr  von  ßoh-T. 
und  T.fabrikaten  zurückvergütet. 

8,  t'eberbllfk  über  die  Stenersysteme  in 
den  einzelnen  Ländern : 
L  Länder  mit  Rohstoff bestenerang: 
1.  Dentaches  Reich:  Gewichte-  and  Flächen- 

nnd  besondere  ZigarettenBteuer. 
%  Belgien:  Pflanzensteaer. 
n.  Länder  mit  Fabrikatsteuer: 

1.  BnQland:  Banderolen  nnd  Patentstener. 

2.  Vereinigte  Staaten  von  Xordamerika: 
Banderolen. 

IIL  Länder  mit  Monopolen: 

1.  Oesterreich-Ungarn. 

2.  Frankreich. 

3.  Italien. 

4.  Spanien  (verpachtet), 
ö.  Portugal  (verpachtet). 

6.  Serbien. 

7.  Kumänien. 

8.  Türkei  (verpachtet). 

IV.  Länder  mit  Einfahrzöllen  (ohne  In- 
landstener): 

1.  England. 

2.  Dänemark. 

3.  Schweden  and  Korwegen. 

4.  Niederlande. 

5.  Schweiz.  Hier  in  einzelnen  Kantonen 
T.Tcrkanfsstener  (Waadt)  oder  erhübte 
Gewerbesteuer  (Freibnrg,  Wallis)  neben 
dem  T.zotl  des  Bnndes. 

III.  Gesetzgebung. 

1.  Deutsches  Kelch.  Die  T.steuer  ist  eine 
Reichsstener  nnd  tritt  in  der  stenertechuischen 
Form  der  Rohstoffbestenernng  auf,  woneben 
nach  G.  v.  3./VI.  1906  eine  besondere  Zigaretten- 
8t«aer  erhoben  wird.  Im  deutschen  Zollverein 
bestand  nnr  ein  einheitlicher  Zoll  auf  der  Ein- 
fahr von  T.  lud  T.fabrikaten.  Die  Besteuerung 
der  inländischen  Produkte  blieb  den  einzelnen 
zollvereittten  Staaten  anheimgestellt.  In  Preußen 
hatte  man  nach  Tcrscbiedenen  Versuchen  mit 
einem  T.monopol  (ni9-24,  1766-81,  1797) 
von  1819— 1Ö2Ö  eine  Gewichfssteuer  nnd  seit 
1828  eine  in  4  Klassen  abgestufte  Fläcbensteuer 
(6,  5,  4,  3  Tlr.  per  Morgen).  Nach  Gründung 
des  Zollvereins  bildete  Preullen  auf  der  Grund- 
lage seiner  T.atener  einen  besonderen  T.stener- 
verband.  dem  Sachsen,  die  thüringischen  Staaten, 
Braunschweig  und  Luxemburg  beitraten.  Vor 
1868  hatten  Bayern,  wo  früher  ein  T.regal  vom 
Handel  mit  T.  bestanden  hatte,  und  Hessen 
keine  eigentliche  T.8tener.  Württemberg  er- 
setzte seine  ältere  Kegalisiemng  ISUo—  28 
durch  eine  Kontingentstener  von  föOOOfl.,  die 
auf  die  Händler  je  nach  ihrem  Absätze  umge* 
legt  wurden,  und  Baden  erhob  1812—18  beim 
T.verkauf  eine  Accise  von  24  kr.  nebst  6  kr. 
Wägegeld.  Seit  1818  war  in  Baden  und  seit 
182H  in  WürttemberjjT  der  T.  steuerfrei. 

Nach  vergeblichen  Versuchen  auf  den  General- 
konferenzea  18ö;1,  1854  nnd  18.56,  ein  T.ateuer- 
gesetz  zustande  zu  bringen,  gelang  es  endlich, 
durch  G.  v.  26.,  V.  1868  für  das  ganze  Zoll- 


gebiet eine  Flächenatener  einznfahren.  Ei 

sollten  6  preuQlscbe  Quadratrat«!  des  aüt 
T.pflanzen  bebauten  Bodens  die  Stenereinbeit 
sein,  von  der  je  6  Sgr.  oder  21  kr.  als  Stener- 
aatz  erhoben  wurden.  Der  Ertrag  hat  V,  MÜl.  Tlr. 
nie  überschritten.  Dieser  schlechte  fiskalische 
Erfolg  legte  der  B^enmg  des  neab^rflndeten 
Deutschen  Reiches  die  Pfliät  nahe,  eine  Befdrtl 
anzustreben.  Nachdem  bei  den  mahrjüirigea 
Verhandlangen  i.  J.  1871  im  Bundterat  ein 
Monopolprojekt  in  Vorschlag  gebracht  wuiden 
war.  nat  die  Beichsregiemng  znnSchst  eine  tie- 
wtchtsstener  geplant  die  aber  vom  Beicbstag 
abgelehnt  wurde.  Diese  HeinungsTerscbiede*- 
heiten  ließen  eine  spezielle  Enqnete  Ober  die 
Verhältnisse  der  T.prodnktion  und  des  T.handels 
als  wünschenswert  erscheinen.  Daher  wurde 
auf  Gmnd  des  G.  v.  26./VL  1878  eine  Enqnete- 
kommission  beateilt  nnd  beauftraet,  Vorsc^äge 
über  die  zweckmäßigste  Form  der  T.besteneruig 
auszuarbeiten.  Die  Mehrheit  der  Kommisuun 
sprach  sich  in  ihrem  Gutachten  gegen  ein  Mo- 
nopol aus,  während  die  Minderheit  die  Vorcüg« 
eines  solchen  scharf  zur  Geltung  zu  bringen 
sachte.  Nach  diesen  Entworfen  gelangten  die 
gesetzgebenden  Faktoren  znm  noch  heute  güU- 
tigen  Kecfatsstand  durch  G.  t.  16.  VII.  1K79, 
daa  in  der  Hauptsache  neben  einem  Tjh^  eine 
Gewichtsrohstof fsteaer  annahm  und  nur 
für  den  kleinen  nnd  sporadischen  Anbau  die 
FUchenstener  beibehielt. 

1882  legte  die  Reicbsregierung  dem  Reichs- 
tage einen  Gesetzentwurf  über  ein  Reichs- T.- 
monopol vor.  Neben  prinzipiellen  Grilsdn 
wühle  namentlich  die  DeaentralisatioB  der 
deutschen  T.indnstrie  als  ein  daa  Monoptd  w- 
schwerender  Umstand  bezuehnet.  Audi  bia- 
aichtlich  der  EntschSdigungsfirage  wichen  die 
Ansichten  voneinander  erheblich  ab.  Das  Mo- 
nopolprojekt maßte  man  daher  fallen  Uues- 
Das  gleiche  Schicksal  teilte  der  Anlaof  zur 
Fabrikatbesteuerung  i.  J.  1896.  Ejne 
Vorlage  wurde  vom  Reichstage  abschlägig  be- 
schieden, jedoch  bat  sich  der  Grundgedanke 
längere  Zeit  in  der  Cffentlichen  Diakussion  e^ 
halten.  Durch  die  Reicbefinanzrefonn  von 
wurde  zu  den  bisherigen  Steuerformen  ehe 
Zigaretten  Steuer  in  der  Form  einer  Fabrik>^ 
(Bauderolen-)Steaer  eingeführt,  nachdem  weiter- 
gehende Pläne  der  Reich  sregierung  nicht  die 
Billigung  des  Reichstags  gefunden  hatten. 

Die  heutige  Rechtslage  beruht  demgenll 
noch  auf  den  GG.  v.  16./VU.  1879  und  3  VL 
1906.  Die  T.Steuer  ist  eine  Rohstoifetener  bk* 
dem  Gewichte  des  Robmaterials.  Sie  beträgt 
für  ie  100  kg  fabrikationsreifeu  T.  4ö  M.  und 
36  M.  für  den  dachreifen  nnfermentierten  T 
Sie  wird  regelmäßig  von  dem  Pflanzer  erhobea. 
der  in  erster  Linie  steuerpflichtig  ist.  In  g^ 
wissen  Fällen  ist  auch  der  Käufer  oder  sonstigv 
Erwerber  stenerpflichtig.  Bei  Anbanflirbeo 
unter  4  Ar  und  bei  sporadischer  Bepflannrac 
tritt  eine  Fläcbensteuer  von  4,ö  I*f.  für  je  1  um 
ein.  Auf  den  T.snrrogaten.  soweit  ihre  Vw- 
Wendung  zulässig  ist,  ruht  eine  Steuer  von  %. 
für  je  100  kg.  Die  Betriebsvorschriften  niul 
Betriebskontrdlen  sind  fast  ausschliefllich  »af 
den  T  bau  gerichtet  und  lassen  die  Fabrikaürti 
ziemlich  unberührt.  Sie  erstrecken  fich  anf  die 
Anmeldepflicht  des  Pflanzers,  die  BlättenäUnag 
und  Gewichtsabscbtttzung,  auf  die  amtliche 
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VerwifigTBOg  u.  dgl.  m.  Durch  ö.  t.  o./IV.  1886 
sind  einige  JCrleicBterungen  für  die  Termine  der 
StenerfeststeUang  nnd  Stenererhebangzugunsiten 
der  T.lianer  getroffen  worden.  Die  Gewicht«- 
Btener  wird  festgestellt  bei  der  amtlichen  Ver- 
wiegong,  bei  -welcher  der  Pflanxer  bei  Strafe 
seine  gesamte  Ernte  nach  bewirkter  Trocknang, 
aber  Beginn  der  Fermentation,  spätestens 
am  B1./III.  (mt  ministerieller  Erlanbais  spätestens 
am3l./V.j  Torsolegen  hat  Die  Stener  wird  je- 
doch erat  bei  der  erstmaligen  VeräuÜernng  er- 
hobeo,  spätestens  am  lö./VII.  des  anf  die  Ernte 
folgenden- Jahres,  bezw.  mit  ministerieller  £r- 
lanbnis  spätestens  am  80./VI.  des  zweiten  anf 
die  Ernte  folgendes  Jahres.  Im  Falle  der 
VcEmichlnog  der  Ernte,  bei  Aoäfnhr  oder  Ter- 
bringnng  in  ein  stenerfreies  T.lager  onterbleibt 
die  Stenersahlnng.  Die  Flftchenstener  ist  von 
dem  Inhaber  des  Gmndstackes  zn  erlegen  and 
zwar  von  den  durch  die  Pflanzer  angemeldeten 
xaA  amtlieh  vermessenen  FJächeu.  Ein  Nachlaß 
wird  hier  gewährt,  wenn  die  Ernte  darch  MiO- 
waehs  oder  andere  anfierhalb  des  gewfbulichen 
Witterangswecfasels  gelegnen  UnglttchsfäUe 
gaox  oder  zur  Hälfte  vernichtet  ist. 

Nach  dem  G.  t.  a  VI.  1906  besteht  eine 
innere  Verbraachsabgabe  für  Zigaretten  und 
Zigarett«n-T. ,  die  nach  dem  Klein  Verkaufs- 
preise erhoben  wird.  Die  Steuer  beträgt  f^r 
Zigaretten  fUr  je  1000  StUck  im  Klein- 
handelsverkanfapreise 

bis  IS       M.  das  Tansend  1,50  M. 

von  15  —  25  r-,  n  2.50  P 

«  25-35  „  n  3.50  -, 

«  35—50  „  „  „  5,00  „ 

«  50—70  „  „  ■  „  7,00  „ 

Ton  Über  70  ^     ^       „     io,oo  „ 
Die  Stener  beträgt  fQr  Zigaretten-T. 
für  je  1  kg  im  SleinhandelsTerkanfspreise 
von  3—  5  M.  =  0,80  M. 

=  >.6o  „ 
=  3,00  „ 
=  4,80  „ 


zuge- 
^  M. 


«  5—10 
10—20 
,  20—30 
von  Über  30 
und   fUr   Zigarettenhillseii  und 
schnittCDe  Zigarettenblättchen  2 
fttr  ^e  1000  Stück. 

'  Neben  der  Inlandsteuer  wird  von  fein  ge- . 
scbnitteuem  T.  und  Zigaretten  ein  Eingangszoll ' 
TOD  7U0  H.  für  100  kg  erhoben.  ' 

Die  innere  Verbranchsabgabe  wird  in  der ' 
Form  einer  Banderolenstener  eingezogen.  ' 

Der  T.zoll  beträgt  bei  da  Einfuhr  von  um- 
gearbeiteten T.bl&ttem  für  je  100  kg  IM)  M., 
für  T.rippen.  T.stengel  und  T.brUhe  85  31.,  für 
Zigarren  270  H.  und  fär  anderen  gearbeiteten ; 
T.  180  M.  ' 

Der  Ertrag  der  T.stener  hat  sich  fdgender- 
maßes  gestaltet: 

Surro-  Tabak-  Gesamt- 
gate     zoll     summe  I 
MUl.M.  Mill.M.  Mill.M.  ! 


1869-70 
1881-85 
1891 
1886 
l»00 
I»04 
1UÜ& 
1906 


Tabak- 
steuer 
MiU.H. 
*,o3S 

9,909 
11.568 

I3,402 
12,937 
11.346 

11,109  (Eut) 
10.856  (Euti 


0,020 
0,027 
0,037 

0,05? 
0,072 


8,396 
29,05s 
43.256 
51,394 
53.796 
59.004 


9.43» 
38,987 

63.83.* 
66,77« 
70,423 


Der  Ertrag  der  Zigarettwstener  und  des 
ZigarettenzoUs  ist  auf  14,000  Hill.  H.  veran- 

schlaft. 

Eine  Gewichtsstener  hat  seit  6.  t.  17./iy. 
1896  auch  Belgien. 

2.  Oesterreich-Ungarn.  Schon  1670  findet 
sich  in  Oesterreich,  im  Lande  ob  der  Enns,  ein 
Einfuhrmonopol  fttr  T.,  und  1676  wnrde  auch 
die  Fabrikation  zum  Mqb(^I  erhoben.  Der 
T.ban  blieb  frei,  das  Monopol  wurde  verpachtet 
(Ertrag:  7000-14000  fl.)  1701  wurde  das 
Staatsmonopol  eingeführt,  das  aber  1703 — 1723 
durch  einen  T.anfiwhlag  ersetzt  wnrde.  Nach- 
dem  es  1723  wiederhergestellt  worden  war, 
wnrde  es  1726  wieder  verpachtet  und  1784  iu 
Staatsverwaltung  übernommen.  Nach  1815  wurde 
das  Monopol  auf  die  italienischen  Provinzen, 
Dalmatien  und  Tirol  ausgedehnt.  1851  wurden 
auch  die  I<änder  der  ungarischen  Krone  dem 
T.monopol  nnterworfen.  Die  Verwaltung  des 
Monopols  beruht  auf  der  Monopolordnnng 
V.  2y./XL  lAöO.  Seit  dem  Ausgleich  vom  Jahre 
1867  bestehen  in  beiden  Reichshälften  gesonderte 
Monopol  Verwaltungen,  die  aber  nach  dem  ZoÜ- 
und  Handels bUnduisse  von  1867  nach  den 
gleichen  Grundsätzen  einzurichten  sind.  Einige 
Bestimmungen  Uber  das  T.mottopol  wurden 
in  Ungarn  durch  G.  v.  21./Xn.  1887  abge- 
ändert. 

T)&ia  Staate  steht  das  ausschließliche  Becht 
der  Produktion  des  T.,  der  Fabrikation  und 
des  Vertriebes  (Verschloßes)  sowie  der  Einfnhr 
von  Rohstoffen  nnd  T.fabrikaten  au.  Fttr  den 
T.ban  werden  die  von  der  Finanzverwaltnug 
bestimmten  Gegenden  (Ostgalizien,  Bukowina, 
Südtirol,  Mittel-  und  Süddalmatien)  einjährige 
Lizenzen  erteilt,  gegen  die  Verpflichtung  zum 
vorschriftsmäßigen  Anbau  und  zur  Ablieferung  der 
gesamten  Ernte  an  die  Monopol  Verwaltung.  Die 
Uebemahme  der  T.  geschieht  durch  die  T.ein- 
lüsnngsmagazine  zu  einem  im  voraus  festge- 
setzten Preise.  Die  Herstellung  der  Tuchfabri- 
kate geschieht  in  stark«  arbeitsteiliger  Orga- 
nisation iu  28  Staatsfabriken.  Die  ans^discfaen 
Fabrikate  werden  für  den  Monopolverschleiß  im 
Ausland  erworben  nnd  durch  das  k.  k.  Havanna- 
nnd  Spezialitätenmagazin  in  Wien  an  die  Ver- 
schleiUer  abgegeben.  Der  Vertrieb  der  T.fabri- 
kate  geschiebt  dnrch  die  ärarialischen  T.ver- 
schleißmagazine,  die  diese  von  den  Staatsfabriken 
beziehen  and  im  großen  an  die  „Verleger"  oder 
Großverschleißer  abgeben.  Von  diesen  beziehen 
die  T.trafikanten  oder  Klein  verschleißer  die  Pro- 
dukte zum  Zweck  des  Klein  Verkaufs.  Die 
Preise  sind  doppelt  im  Allgemeinen  Verschleiß- 
tarif  gestellt:  die  Versefaleißerpreise  ffir  die 
Verleiher  nnd  Trafikanten  und  die  etwas  Watt 
normierten  Konsumentenpreise.  Der  Verleger  be- 
zieht gewisse  Prozente  der  Verschleißerpreise  als 
Provision,  während  der  Qeschäftsgewinn  des  Trafi- 
kanten in  der  Dißerenz  zwischen  den  VerschleiUer- 
und  Kuusnmentenpreisen  besteht.  Mitnnter  ent- 
richtet auch  der  Trafikant  einen  Pachtschilling 
an  den  Staat.  Neben  den  gewöhnlichen  Fabri- 
katen werden  auch  feinere  Produkte,  sog. 
„Spezialitäten",  zu  btiheren  Preisen  nach  einem 
Spezialitätentarif  vom  Havannamagazin  abge* 
geben  und  von  den  Spezialitätenma^acinen  in 
den  größeren  Siädten  und  Kurorten  feilgehalten. 

Die  Einfuhr  von  Fabrikaten  ist  Privaten  nur 
zu  ihrem  persönlichen  Bedarf  gestattet.  Die 
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hierfür  zu  erle^ndeu  LizetugebOhreti  betra^^o 
fllr  1  kg  Zigarren  und  Zigaretten  23  Kr.,  fOr 
andere  Fabnkate  16,80  Kr.,  für  Roh-T.  14  Kr. 
Hierzu  kommt  noch  der  T.zoll  tou  1%  Kr.  für 
Fabrikate  und  yon  42  Kr.  fOr  Boh-T.  auf  je 
100  kg 

Der  Ertrag  des  T.monopols  belief  sich  1906 
in  Oesterreich  auf  226,609  HUIKr.  Rohertrag  und 
in  Ungarn  auf  119,903  Hill  Kr.  Der  Deber- 
flcbnß  Ittr  Oesterreich  betr&gt  138,766  Hill.  Kr. 

S.  Frankreich.  Eine  innere  Yerbrancha- 
stener  Ton  Schnnpf-T.  sowie  eine  Eingangsab- 
gabe  waren  die  ersten  Erscheinungsformen  der 
T.besteneruDg  in  Frankreich,  die  bereits  1629 
auftreten.  Diesen  folgte  1674  ein  T.monopol, 
das  unter  Colbert  reorganisiert  wurde.  Es  wnrde 
an  die  Generaipfichter  (fermiers  genäraox)  ver- 
pacbtet.  Vorübeigehettd  zweimal,  1719-21  and 
1723—30,  auQer  Betrieb  geaetst,  bestand  es  bis 
zum  Ausgang  des  Ancien  t^gime.  Die  Stttmie 
der  französischen  Bevolntion  haben  es  dann  1791 
beseitigt  Znerst  wollte  man  sich  mit  einem 
Einfuhrzoll  als  einzige  Form  der  T.beBtenemng 
begnügen,  sah  sich  jedoch  1798  wegen  des  fiska- 
lischen Mißerfolgs  genötigt,  die  Gestalt  einer 
Tiabrikatstener  zu  wählen.  Unter  der  napoleo- 
niscben  Epoche  kam  man  dnrch  die  Dekrete  t. 
29./XII.  1810  und  12./I.  1811  auf  das  Monopol 
zurück.  Die  maßgehenden  Erwfigungen  zu 
diesem  Schritte  lagen  in  der  Finansreform 
Napoleons  L,  die  das  Anleihesystem  verwarf, 
direkte  und  andere  Stenern  herabsetzte  und  für 
den  Ausfall  den  an  sieh  leistungsföhigen  T.  als 
Stenerqnetle  heranziehen  wollte.  Nach  dem  Zn- 
eammenbmch  des  Kaiserreichs  wurde  das  T.mo- 
nopol dnrch  6.  t.  28./IV.  1816  grundlegend  ge- 
oranet.  Seine  BealimmangeQ,  wenn  auch  seit- 
dem dnrch  eine  Reihe  von  Gesetzen  im  einzelnen 
modifiziert  (zuletzt  durch  G.  v.  21./XU.  1872), 
bilden  auch  heute  noch  die  wesentlichen  Grand- 
lagen der  französischen  Monopolverwaltang. 

Der  T.bau  ist  gesetzlich  auf  21  Departe- 
ments beschribikt  nnd  unterliegt  der  behörd- 
lichen Konzession.  Diese  wird  aUjAhrlicb,  um 
das  für  die  Regie  nötige  Material  zu  beschaffen, 
Ton  einer  Departementskommission  unter  Lei- 
tung des  Prftfekten  an  diejenigen  T.bauer  erteilt, 
die  sich  melden  und  sich  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften unterwerfen.  Der  Pflanzer  hat  seine 
ganze  Ernte  an  die  Honopolverwaltung  abzn- 
fiefem.  Um  dies  zu  garantieren,  werden  beson- 
dere Maßregeln  angewendet.  Jedem  T.pflanzer 
wird  auf  Grund  zweier  aufeinander  folgender 
Feldinventuren,  die  Flüche ,  Pflanzen  nnd 
Blfttterzahl  aufnehmen,  sein  Abliefemngs-Soll 
an  T.blattem  vorgeschrieben.  FUr  Fehlmengen 
ist  er  ersatzpflichtig,  ev.  strafbar.  Die  Zuver- 
lässigkeit der  Inventuren  wird  dnrch  genaue 
Vorschriften  des  Anbaues,  die  Festsetzung  einer 
Maximal-Pflanzen-  und  Blätterzaht  per  Arn.a.m. 

fesichert.  Nach  beendigter  Trocknung  findet 
ie  Einlösung  (Uebemahme)  und  Eiusch&tzunK 
des  T.  in  die  vorgeschriebenen  Preisklassen  je 
am  Sitz  der  27  Einlösnngsmagazine  durch  Ein- 
lösungskommissionen statt.  Diese  sind  zu- 
samraengesetzt  aus  Regiebeamten  und  Sachver- 
ständigen. Der  zur  Ausfuhr  bestimmte  T.  er- 
hält bei  dieser  Gelegenheit  die  „Ansgaogsabferti- 
gnng".  Die  Fabrikation  erfolgt  in  19  Staats- 
fabnken.  Bei  den  Fabrikaten  werden  nach  Dekret 
V.  9.  V.  1894  drei  Kategorieen  unterschieden :  • 


LuxuB-T.  ausländischer  Herkunft .  Zigatreo. 
Zigaretten  und  £aacb-T.sorten,  sodann  T.  fSt 
den  gewöhnlichen  GeWaoch  (vente  eouraate 
und  endlich  T.  zum  beacbränkten  Verfcuf 
(vente  restreiate).  Diese  letzteren  Fabrikate 
werden  zu  ermäßigten  Fteisen  an  Untentfnoe 
und  Soldat«!  des  Heeres,  in  Flofte  uad  der 
Zollwaehe  (tabacs  de  troupe)  sowie  in  gewissai 
Grenzzonen  an  jedermann  abgeben  (tabaes  de 
cantine).  Diese  letztere,  mit  RM^t  als  bedenk- 
lich bezeichnete  Maßregel  bezweckt ,  4aä 
Schmuggel  mit  T.  in  den  Grencdistriktea  ra- 
zubeugen.  Der  Verkauf  oder  Verschieil 
der  T.fabrikate  geschieht  durch  S  p  e  z  i  a  1 1  ager. 
die  an  die  Konsumenten  die  Lnxns-T.  aad  in 
größeren  Mengen  auch  die  T.  k  vente  ooarante 
abgeben  dürfen,  femer  durch  gewöhnliche 
Lager,  die,  zam  Teil  mit  den  Stenereinaeh- 
mereien  veitnnden,  von  den  Loxns-T.  nur  Ha- 
vanna- nnd  ÜMiiliagigarren  in  Kiatchea  nd 
ausnahmsweise  T.  ä  vente  courante  abgdbsn 
dürfen,  wenn  die  KleinverhBufer  dee  Ortes  ni^ 
damit  versehen  sind,  und  dnrch  aatorinefte 
Klein  Verkaufsstellen,  die  htuflg  mit  dea 
Ortseinnehmereien  verknüpft,  gewisse  Lozns-T , 
die  Fabrikate  ä  vente  courante  und  nach  stena* 
amtlicher  Vorschrift  auch  die  T.  mit  beschrfakteB 
Verkauf  feilbieten  dürfen.  Die  Kleinverkäofv, 
die  an  den  Versohleißtarif  unbediiun  geboadca 
sind  und  die  Frtrikate  in  ktiner  weiae  uigc* 
stalten,  mischen  oder  verändern  dflrfen,  eAaliea 
eine  VerseUeifieabUhr  von  10—12%  dee  Pnittf. 
Die  Inhaber  der  Special-  nnd  gewObalidwt 
Lager  siad  regelmäßig  Staatsbeamte,  die  atr 
ausnahmsweise  für  ihre  Tätigkeit  im  Dieoite 
der  Monopolverwaltung  kleine  Provisionen  be- 
ziehen. 

Der  Ertrag  ist  im  Laufe  der  Jahre  stetig 
gestiegen : 


Bob 

Brtnw 

UebencbfiSM 

1815 

53,870 

MiU7 

Pres. 

32,120  MilL  Froi 

1820 

64,170 

« 

4»,a2o   „  , 
46,780   „  , 

1830 

67,290 

n 

1840 

95,180 

n 

70,110  „ 

1850 

123, 110 

n 

8S,920 

»43r76o   „  . 

1860 

195,3*0 

r 

» 

1870 

a44,a6o 

f 

l69,a8o   „  , 

1680 

346,150 

» 

r 

280.580  , 

1890 

373,100 

n 

*■ 

305,9»   ,  . 

1800 

417,475 

n 

jt 

333,87«    m  ' 

1904 

448,602 

1) 

n 

366,043    ,  , 

1906 

446,009 

r 

n 

(Etat; 

Die  Einfuhr  vm  T.  und  T.{abrikalaB  itx 
dem  Staate  auaseUieBUch  vorbehaltcB.  Dod 
kann  sie  Ptivatpersonen  zn  ihrem  persfialidKB 
Gebrauche  und  mit  Veriwt  des  Wiederviriwsfe* 
bis  zu  Mengen  von  10  kg  gestattet  werdea. 

4.  Italien.  Vor  der  Einigung  dee  Köoic- 
reichs  hatten  in  Italien  bereits  versefaiedeae  T' 
monopole  bestanden.  Wir  finden  sdche  im 
17.  Jahrh.  in  Venedig  nnd  im  Kirchettstsste. 
Das  heute  bestehende  T.mon  opol  geht  zarfld: 
auf  U.  V.  Vä.rvn.  1882.  welches  das  UMaftf 
einheitlich  für  Sardinien  nnd  das  Fesdaad  od* 
uete.  1874  wurde  es  auch  auf  SinHea  aa^f- 
dehnt.  Vom  1./I.  1889  bis  31.  SIL  1883  *ar 
die  Ausbeutung  des  T.monopols  an  eine  Akbrs* 
gesellschaft  isocieti  regia  cointemasaU  d** 
tabacchi)  verpachtet.  Die  Oesellschaft  abema» 
auf  15  Jahre  den  Betrieb  gegen  einen  fertca 
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Pachtechillingt  der  nach  dem  Nettoerträge  je 
der  Toi^Dgregaogenen  Periode  bemessen  wurde. 
Zndem  behielt  sich  der  Staat  eineo  Anteil  am 
Reingewiiui  vor.  Die  Paehtfesellscbaft  ibrer- 
seita  schoß  dem  Staate  ein  6%  Anleheo  von 
180  Kill.  Lire  vor,  das  in  15  Jahren  za  tilgen 
war.  Nach  dessen  Backzahlong  übernahm  der 
ätaat  das  Monopol  in  eigener  Kegte  nnd  ent- 
richtet« der  GeseUachaft  75  MiU.  Lire  als  Ab- 
VSaOBß  fftr  die  Torhandeim  Bohmaterialien  und 
Masemnen.  Der  gegenwärtiee  Bechtastand  he- 
rnht  anf  dem  G.  t.  1Ö./VI.  1866,  anf  dem  Tarif- 
gesetz  T.  l.A^.  18S0  sowie  anf  den  Beg^ements 
T.  6/1.  188fi  und  Ö./IV.  1896. 

Die  Begiemng  bestimmt  die  für  die  T.knltnr 
geeigneten  Lftndereien,  die  bebaut  werden 
dürfen,  nnd  setzt  die  Bedingungen  für  den 
Anbau  und  den  Preis  für  die  Bohmaterialien 
fest  Die  Fabrikate  werden  in  Staatefabriken 
hergestellt  und  in  antoriaierten  Verschleißen  an 
die  Konsumenten  abgesetzt.  Die  Preise  für  die 
I^rodidtte  wurden  mehrfach  erhöht.  Die  Yer- 
adüaßer  erhalten  eine  ProTiaion  von  9 — 10% 
der  offiziellen  Verkaufspreise.  Im  Übrigen  ist 
die  ganze  Einrichtung  des  Monopols  dem  fran- 
ztieiachen  Muster  nachgebildet. 

Der  Bohertrag  betief  sich  1883/84  anf  173,12 
MiU.  Lire  nnd  stieg  in  den  folgenden  Jahren 
langsam,  aber  aUm&Uich :  1889/90 183,26, 1890/91 
189.55,  1893/94  192,83,  1896^7  191,  1905/1)6 
223  Mill.  Lire.  Die  Ueberschflsse  beziffern 
sich  darchschnittlich  anf  75  "/o  der  Bruttoein- 
nahmen und  erreichen  daher  1(30—166  Mill.  Lire. 

ft.  Bafilnnd.  Peter  L  der  Große  ftthrte  im 
rassischen  Beidie  ein  T.monopol  ein,  das  aber 
unter  Katharina  TL  wieder  anfgehoben  wurde. 
??nnmehr  bestand  in  Bnßland  volle  Steuerfreiheit ' 
sowohl  des  T.baues  als  anch  der  T.fabrikation. 
Durch  G.  T.  3l,/IU.  1838  wurde  eine  Fabrikat- 
fiteuer  mit  Banderolen-Kontrolle  eingeführt 
Außerdem  haben  die  Fabrikanten  und  HSndler 
Lizt-nzabgaben  zu  entrichten. 

Die  Fabrikats  teuer  ist  durch  Kreuzband- 
nnuebl^  oder  Banderolea  au  entrichten. 
Diese  sind  nach  der  Qualität  dw  Fabrikate 
klaasenweise  abgestuft  und  mttssen  vom  Fabri- 
kanten bei  der  Steuerbehörde  angekauft  werden. 
Die  Fabrikate  sind  in  vorgeeäiriebener  Ver- 
packung (Kistchen  oder  Papier]}äckcben),  die 
gewisse  Gewichtsmengen  oder  eine  bestimmte 
.stackzahl  enthalten  muß,  in  den  Verkehr  zu 
bringen.  Anf  jede  derartige  Verpackung  ist 
die  Buiderole  aufzukleben,  und  ohne  eine  solche 
ist  jeder  Verkauf  von  T.fabrikaten  strafbar. 
Die  Banderolensätze  betragen  fOr  Rauch-T.  je 
nach  Sorten  90,  45,  22^1,,  U '/«  Kop.  von  je 
1  Pfd.  Die  Banderole  für  Schnupf-T.  bel&aft 
sich  fUr  je  die  gleiche  Menge  auf  48,  24,  12, 
6  Kop.  Fär  Zigarren  bestehen  gleichfalls  nach 
Klassen  mit  einem  Steuersätze  von  100,  50,  25, 
10,  5,  2  Kop.  für  je  100  Stück.  Zigaretten 
sind  für  je  lUO  Stück  nach  Klaasen  mit  100,  25, 
10,  5  Kop.  bestenert.  Für  Majorka  T.  (eine 
wohlfeile  nnd  geringe  T.sorte)  ist  vom  Pfand 
eine  niedrigere  Stener  zn  entrichten.  Außerdem 
ist  seit  U.(2H.)fXll.  1892  eine  Zuschlags- 
accise  eingeführt,  die  das  Pfand  T.  mit  je 
&  Kop.  trifft  und  monatlich  fällig  ist.  Während 
des  nusisch-japanischen  Krieges  sind  mehrfach 
EiliOhungen  der  E^nzungsstener  eingeführt 
worden. 

Wdrterbach  der  Volkswlrttohaft  II.  Anfl.  Bd.  II. 


Der  T.pflanzer  ist  stenerfrei  für  sdnen 
Hausbedarf,  indem  ihm  gestattet  ist,  seinen 
selhstgewonnenen  T.  mit  dem  einfachen  Hand- 
messer zuzubereiten.   Ebenso  darf  er  50  Werst 
im  Umkreis  von  seiner  Pflanzstätte  ans  in 
Mengen  von  mindestens  1  Pud  (100  Pfd.)  seine 
Erzengnisse  an  jedermann  verkaufen,  wobei 
er  die  Erlaubnis  genießt,  ohne  Lizenz  passagere 
TJager  bis  znr  Dauer  von  8  Monaten  an  er^ 
richten.  Für  alle  übrigen  Sendnngen  vtm  Boh-T. 
sind  strenge  Kontrollvorschriften  mit  Bwleit- 
scheinzwang  nnd  Anmeldepflicht  der  Offentllchett 
Transportanstalten  aufgestellt    Die  Boh-T.- 
h  ändl  er,  die  in  Händler  mit  inländischen  und 
in  solche  mit  ansländischen  T.  eingeteilt  werden, 
haben  nach  drei  Ortsklassen  Patentsteuer  (Li- 
zenzen) von  30—250  Bnbel  jährlich  zn  entrichten, 
nnterli^n  aber  im  übrigen  keiner  weiteren 
Kontrolle.    Dagegen  regeln  eingehende  Vor- 
schriften die  Ueherwachung  der  Fabrikation. 
Ihnen  liegt  die  Tendenz  cugmnde,  den  Fabrik- 
betrieb zn  aentralisieren,  den  Kleinbetrieb  an 
unterdrücken.    Die  Fabriken  dürfen  nur  in 
wenigen  Hauptorten,  Besidenzmi  nnd  Häfen 
errichtet  werden.  Sie  sind  patentf)flichtig,  nnd 
die  Lizenzen  betrafen  in  St.  Petersburg,  Moskau, 
Riga  und  Odessa  jährlich  300  Bubel  und  an  den 
Übrigen  zugelassenen  Plätzen  160  Bnbel.  Hier- 
zu kommen  noch  besondere  Zuschläge  nach  dem 
Betriebsamtang.   Außerdem  müssen  die  OroB- 
fabriken,  in  welchen  alle  Arten  von  T.fabrikaten 
hergestellt  werden,  in  Petersburg,  Hoskau,  Biga, 
Odessa  nnd  in  den  polnisdien  Stuten  mindestens 
für  100000  Bubel  Banderolen  von  der  Stener- 
verwaltnng  entnehmen,  in  den  übrigen  Städten 
für  mindestens  6000  Bubel.  Die  I^briken  für 
gevShnlichen  nnd  Maiorka-T.  haben  eine  Mini- 
malentnahme an  Banderoten  von  je  1000  Bubel 
bezw.  von  6000  Bnbel  zu  bewirken.  Außerdem 
sind  die  T.fabriken  scharfen  nnd  fortgesetzten 
Kontrollen  durch  Stenerbeamte,  jährlichen  Stener- 
revisionen  mit  Fabrikinventnren  n.  dgl.  m.  unter- 
worfen.  Die  T.fabriken  dürfen  Zigarren  nnr  in 
Mengen  von  1000  Stück  und  Zi^etten  in 
aolchen  von  8000  Stück  nnd  T.  nur  in  Gewidita- 
^heiten  von  je  20  Pfd.  in  Verkehr  letsen.  Für 
den  zur  Ausfuhr  bestimmten  T.  ist  Begleitaehön- 
kontrolle  mit  weitem  Haftung  angeordnet  Die 
Händler  mit  T.fabrikaten  nnterscheiden 
sich  in  diejenigen,  die  inländische,  und  diejenigen, 
die  in-  und  ausländische  Erzengnisse  absetzen 
dürfen.   Die  Lizenzen  betragen  einschließlich 
des  5proz.  Zuschlags  (seit  UI.  1893)  zwischen 
7,5  und  50  Babel  für  jede  Betriebsstätte.  Die 
Fabrikate  dürfen  nur  in  banderolierter  Ver- 
packung und  stets  geschlossen  feilgeboten  werden. 
Selbst  für  seinen  persönlichen  Gebrauch  darf 
kein  Händler  in  seinen  Verkauteäumen  geOfhiete 
Paketa  aufli»en  lassen.  Für  die  Detailverkanfa- 
preise  sind  Maximalpreise  vom  Gesetze  vorge- 
Bchrieben,  welche  auf  der  Verpackung  anzu- 
bringen sind.  Von  dieser  Bestimmung  sind  die 
Preise  der  Sorten  I.  Qualität  und  aiejenigen 
des  Schnupf-T.  ausgenommen. 

Der  T.  zoll  beträgt  beim  Boh-T.  15,40  Bubel 
vom  Pud,  beim  Bauch-  und  Scltnupf-T.  1^30 
Bubel  vom  Pfund  nnd  bei  Zigarren  3,20  Rubel 
vom  Pfund. 

Der  Ertrag  der  T.8tener  errdchte  in  Bnffland 
i.  J.  1905  :  48328  HUL  Bnbel. 

6.  Vereinigte  Staatoi  von  Amerikn.  Die 
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finuudeUe  Angpannimc,  die  der  nordamerikap 
Bische  Bftrgerkrieg  erbeischte,  veraalaSte  die 
Unionsre^ernng,  auch  deo  T.  nod  die  T.fabri- 
kate  mm  Gegenstand  einer  Inlandssteaer  za 
naohen.  Eine  solche  wurde  als  Fabrikatstener 
1664  eingeführt  und  dnrcfa  die  Oesetze  von  1868, 
1872,  1883,  1890  and  1898  geregt,  indem  die 
bereite  1879  ermädigten  Stenerafitee  noch  weiter 
vermindert  wurden.  Daneben  Bestand  noch  eine 
lizenxartige  Oewerbebestenernng  in  der  Form 
der  eoir.  Spezialtaxen  (speciu  taxea),  welche 
die  Fabrikanten  und  Händler  mit  Roh-T.  nnd 
Fabrikaten  trafen.  Der  T.ban  selbst  war  Steuer* 
firei.  Diese  Abgabee  wurden  znerst  durch  O.  t. 

1883  ermäßigt  and  durch  die  Mac  Kinle;- 
Bill  Tom  1./VI1I.  1890  ganz  beseitigt  Aber 
auch  die  Einrichtung  der  T.fabrikatstener, 
welche  dnrch  Banderolen  erhoben  wurde,  war 
ttberaos  mangelhaft.  Sie  hatte  den  Stenerbinter- 
aebnngen  wesentlich  Vorschnb  geleistet;  denn 
große,  viele  einzelne  Pakete  mit  Fabrikaten 
enthaltende  Eisten  brauchten  nur  mit  einer 
Banderole  versehen  zn  sein.  Diese  warden  h&nfig 
mit  immer  neuen  Fabrikaten,  die  siebt  ver- 
steuert waren,  geffilU,  so  daO  sie  nie  teer 
wurden.  Daher  schrieb  das  G.  v.  1868  den 
Yermcknugsswuig  in  eiuzelne  Pakete  vor,  and 
die  Stempdmarken  mußten  von  nnn  an  in  ge- 
höriger Form  iutgebracht  werden,  ehe  die  Fa- 
brikate die  FrodaktionBst&tten  verließen.  Die 
späteren  Gesetze  haben  auch  anf  eine  einheit- 
lichere Giestaltong  und  Vereinfachung  der 
Steners&tze  hingewirkt.  Neneidings  ist  die 
nordamerikanische  T.steaer  durch  6.  v.  l.jX. 
1890  neu  geordnet  worden.  Die  gef!;enwärt)gen 
Formen  der  T.bestenernDg  sind  die  Fabrika^ 
Steuer  und  die  Eingangszölte.  Daneben  besteben 
noch  Spezialtaxen  für  Rob-T.hftndler,  T.- 
nnd  SSgarrentaändler  und  T.-  und  Zigarn-nfabri- 
kanten  in  abgestuften  Sätzen  (6 — 24  Doli.) 

Die  Fabrikatstener  wird  durch  den  An- 
kauf von  Stempelmarken  (Stamps)  entrichtet, 
welche  die  Form  von  Krenzbäiidern  oder  Ban- 
derolen tvignettes)  haben,  Dieoe  sind  in  gesetz- 
lich vorgeschriebener  Weise  anf  die  verpackten 
Fabrikate  aufzukleben,  anf  welchen  flberdies  die 
Firma  des  Fabrikanten  nnd  der  Steiierdistrikt 
anzngeben  sind.  Dnrch  Entwertung  (Cancella- 
tion)  wird  einer  mehrfachen  Verwendung  der 
gleichen  Banderole  vorgebengt  Den  Vertrieb 
der  Stempelmarken  besorgt  der  Bezirkssteaer- 
einnehmer  oder  sein  Vertreter  (Collector,  Depnty 
Collecitor)  im  Stenerdistrikt 

Die  Fabrikatstener  wird  in  folgenden  Sätzen 
erhoben:  Ranch-,  Kan-  oder  Schnupf-T.  \2  Cts 
für  1  Pfd.,  Zigarren  i-S.m  $  vom  Tausend, 
Zigaretten  im  Gewicht  bis  3  Pfd.  das  Tausend 
1,50#.  Die  gewichtschwereren  Zigaretten  wer- 
den stenertechnisch  wie  die  Zigarren  behandelt 
Audi  die  aus  dem  Ausland  eingeflthrten 
Fabrikate  unterliegen  neben  dem  Zoll  der 
Yerbniuchsacciae  (Fabrikatsteuer).  Die  Stener 
ist  ffiliig,  wenn  das  Fabrikat  die  Prodnktions- 
stätte  verlädt  nnd  in  den  freien  Verkehr  über- 
gebt Steuerzahler  ist  der  Fabrikant,  der  die 
Ware  in  den  Verkehr  bringt  Bei  eingefülirten 
T.  und  T  fabrikaten  ist  die  Steuer  zu  erleben, 
bevor  die  importierten  Produkte  aus  dem  Ge- 
wahrsam der  Zollbehörde  abgelassen  werden 
und  zwar  vom  Eigentümer  oder  Importeur  der 
Ware  nnter  Aufeicbt  der  Zollbehörde. 


Di»  Stenerkontrolle  erstreckt  ddi  raf 
den  Roh-T.händler,  Fabrikanten  nnd  Händler  mit 

Fabrikaten.  Für  diese  besteht  znnSchst  die 
Anmeldepflicht,  die  sich  aach  auf  die  beechlf- 
tigten  Zigarrenerbeiter  erstreckt  Der  Fabri- 
kant hat,  um  seine  steuerlichen  Ver|>fiichtnn||en 
dem  Staate  gegen&ber  zn  siehem,  eine  Kaution 
(Bond)  bis  SUUX)  $  m  stellen,  worQber  er  Ton 
Collector  eine  amtliche  Bestätigung  empfängt 
die  in  den  Fabrikränmen  sichtbar  anzohefua 
ist  Er  unterliegt  der  Buchkont  rolle,  die  keine 
amtlich  ausgeQbte,  fortlaufende  Ueberwaehiug 
bedeute^  sondern  durch  eine  periodische  Aktie« 
derSteneroigane  nnter  HereinzicÄinng  der  Oeffeu> 
lichkeit  una  nnter  Androhnng  strenger  Stnfoi 
geführt  wird.  Die  Bncbkontrolle  hat  fortlaufend 
und  täglich  die  Zn-  nnd  Abgänge  dee  Bob- 
materiaTs,  der  Hilfsstoffe,  Fabrikate  nnd  AbfiUe 
auszuweisen.  Daneben  hat  der  Fabrikant  mooai- 
licbe  Bacbansztige  aufzustellen,  die  von  den  Be- 
sirksBteuerbeamteu  mit  den  obenerwähnten  No- 
tizen verglichen  nnd  an  den  amtiichen  Siener 
regiatem  geprüft  und  am  Sohlusse  des  Jalins 
ansammengestellt  werden.  Der  Fabrikant  bst 
dann  ein  Jahresinventar  herzusteUen,  du  dv 
Steuerbeamte  revidiert  nnd  dem  Zentralbureu 
in  Washington  einsendet  Durch  erfahnmgv 
mäßige  Reudementszahlen  aus  dem  angeraeldetes 
Materialverbrauch  wird  scblieOlich  das  Sollergeb* 
nis  an  Fabrikaten  berechnet,  und  bei  nicht  anf- 
geklärten  Differenzen  gegenüber  der  Inventari- 
siernng  wird  SteDemachnoluiig  bezw.  weiten 
Verfol^ng  angeordnet.  Die  Oeffentlichkeit  bat 
man  im  Kontrullsystem  dnrch  die  Voncbrift 
einzufahren  gesucht,  daU  neben  der  steoenmt* 
liehen,  in  den  Fabrikräumen  öffentlich  aufge- 
hängten Bescheinigung  Ober  Betrieb«anuielding 
und  Kautionsstellnug  die  Fabrik  selbst  dnrrS 
Anshängeflcbild  als  solche  gekeunzei<  bnet  iit 
daU  die  Munatsaunweise,  Jahreoinventare  nnd 
Arbeiterl iaten  vom  Steuereinnehmer  Sffentlitb 
autigelegt  und  daß  endlich  auf  den  ve-pacfcm 
T.fabrikaten  der  Name  des  Fabrikanten,  der 
Srenerdiatrikt  nnd  die  vorschriftsmäüige  Bande- 
role angebracht  sein  mnß.  Verletxnngen  d«s 
Geitetzeii  sind  mit  Konfiskationen,  mit  stream 
Geld-  und  Gefängnisstrafen  bedroht  Die 
Händler  mitRob-T.  haben  ihren  Geschifb^ 
betrieb  beim  (k>llvctor  anzuzeigen  und  dlifta 
nnr  an  andere  Rob-T.faändler,  Fabrikanten  und 
Exportaure  nnd  zwar  nnr  in  Original  verpsdnn^ 
verkaufen.  Sie  nuterliegen  dem  BurbfiifaraBu»- 
zwang  nnd  haben  den  Collectors  Viendjabn- 
anszQge  zn  übermitteln.  Im  übrigen  tritt  dana 
eine  analoge  Kontrolle  mit  Zentral isiercrag  eis 
wie  bei  den  Fabrikanten.  Die  Händler  mit 
Fabrikaten  sind  gleichfalls  der  Anmeldepflicbt 
uutcrDtellt  nnd  sind  außerdem  zur  EinbaltnnC 
der  Vorschriften  über  den  Ankauf  der  Fabnktie 
und  die  Stempelmai^eu  verpflichtet.  Die  Ve^ 
nai  btäsnigung  dietier  BentimtMUiigen  ciebt  Gdd- 
nnd  Freiheitsstrafen  nach  sich.  Die  T.  baver 
endlich  sind  von  jeder  Kontrolle  frei  und  ob- 
hencbränkt  in  VeräoUernng  ihrer  Erzeugnis. 
Sie  sind  lediglich  gehalten,  anf  Verlangen  der 
Steuerbehörde  dieser  ein  genanes,  voINrinillg«* 
nnd  eiiltich  bekräftigtes  Verzeichnix  ihrer  fänt- 
liehen  Verkäufe  unter  Angabe  der  Mengen  usd 
Abnehmer  einzureichen. 

Die  Sätze  der  Eingangszeile  sind  gegen- 
wärtig folgende: 
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3. 

4. 

ä. 


1.  T.  al«  Deckblatt  n  Zigairen: 
mit  Bippen  1^  ^  ffir  je  1  Pfd. 
ohne   .      8^  „   ,   „  1  „ 
3.  T.  als  Einlage  Vir  Zigarren: 
Bit  Bippen  0^  ^  für  je  1  Pm. 
Ufa»   „      0^  „  „    „  1  , 
T.falnikate  oder  bearbeiteter  T.  jeder  Art 
0.5Ö  A  fflr  je  1  Hd. 
Schnopf-T.  0^  ^  mr  je  1  Pfd. 
Zigarren,  Zigaretten,  CoerrotB  4,60  $  für 
je  1  Pfd.  neut  eiaem  Znacblag  von  25  \ 
im  Wertes. 
Ertraf  der  T^aer  (ebne  Accim  nnd  ZoII)= 
U,6&6  mi.  $. 

7.  Eaglaad.  Die  T.8teaer  besteht  lediglich 
m  eiDent  Eiufnhrxoll,  woneben  das  Verbot 
des  T.anbanes  aufrecht  erhalten  ist  Hierzn 
koamea  noehLiaenaen  für  T.&hrikation  nnd 
T^kandel. 

162&  hatte  England  ein  Vonopol,  das  sp&ter 
4Bnh  eine  innere  Verbranchssteaer  ersetzt 
wnrde.  Seit  1663  ist  die  alleinige  Stenerftn^ 
der  Zoll  nnter  ffleiehzeltigem  Verbot  des  A  ubanes 
im  Inland.  l788  umrde  das  Verbot  anf  Schott- 
land und  1831  nach  zeitweiliger  8uspendieraDg 
tach  anf  Irland  aiugedehnt.  Lizenzen  für 
H&adler  nnd  Fabrikanten  wnrdoi  1790  einge- 
führt. 1886—89  hat  man  Versnche  mit  inlän- 
diachem  T.anban  mit  Erlanbnis  der  Schatzlords 
•ad  gegen  Verpflichtung  der  Abli^emng  der 
TolleB  sntb  geaneht.  Das  Bonität  war  aber 
wfgen  der  bona)  ZcUsItse  nnd  der  klimatisehen 
Verh&ltaiese  ein  ungBnstiges. 

Die  Zolle  betroireD  per  Pfand  ffir  Zigarren 
5  sh.  ffir  gearbeiteten  T.  4— 4Vi,  für  Scfannnf- 
T.  »^4  -47,  8h.  far  Roh-T.  aVs-S'/s  »h.  Die 
Sitze  für  die  Lizenzen  sind:  für  den  Handel 
jihrlich  5  sh  &  d  nnd  für  die  Fabrikation  je 
Dach  dem  Betriebsnmfang  zwiichen  5  sh  5  d 
UDd  31  »h  10  d. 

Ertrag  190&  T.zoll  13,ö92  Hill.  £,  Lizenzen 

ftcn  £ 

Utrratnr:  Sragge,  BibUotheca  Nicotiana.  .4 
thiatof/tu  of  Bocka  aboHt  Tobaeeo,  Birminghavi 
Uao.  —  Opprif  Der  Tabak  im  WirUehafialeben 
und  im  drr  SiUenffftchietUf  der  VfSlker,  Bremen 
ISOl.  —  JtteMUfHr,  Der  Tabak  im  LichU  der 
nmrttm  nalurv>U»enicht\fÜichen  Furachangen, 
UfrUn  li9S.  —  MdhrttUf  Die  BeaUtutrung  des 
Tabak»  MM  ZoüfctiTrin,  ^Stuttgart  1878.  —  Mohl, 
If<nk*fkrifi  Jur  eine  Reichatabakregie,  1878.  — 
]fa|r**t  Vorhereitendn  Studien  aur  Einjukrang 
'Ira  TabakmonopoU  in  DevUeldand,  1878.  — 
Drrtelbe,  Zur  B^ichaßnamreform,  Stullgart  1893. 
—  Scheiden,  Zur  f'ruge  der  Btglmcning  des 
Tnbaka,  Birtha  Annalfn  dea  Deulachen  Rtich», 
1S7».  —  F^elaer,  Das  Tubakmonopol  und  dir- 
imffihaniacke  Tabaksteuer,  Hirtha  Annalen  dea 
Ih-uUchm  Jtrifha,  1878.  —  Beriekt  drr  drut- 
trhm  JSm^aekfmmtaaion  die  TaMibratetie' 
ntvff  Vom  U.IXII.  1878,  6  Bde.  —  Ma^rj  Vor- 
htr*.Ufnde  Studien  titr  Binßlhrwag  dea  Tiütak' 
mimufiota  in  DeulachUmd,  1878.  —  Mteraelbe, 
Zur  Tabaiatruri;fragr,  1878.  —  PteraUnitt 
vifketuiig  der  TabaJuteurrgeafUgebungitiDr.iitach- 
iund  Wl  A^fang  die»ea  Jahrkniiderta,  Jahrb.  f. 
Sat.  H.  Stat.,  Bd.  XXXII/,  1879.  —  Uraf,  Di-- 
TitbokbtaUHfrung  in  Drutaehland,  Hirt/u  An- 
nmirn  des  Deutaeken  Beiek*  1898  «.  1894.  ~ 
KrÜ€kif  Dum  TbtotMonopof  in  Oeateireiek  und 


FhinkreiiA,  1879.  —  JTtohtfter,  Daa  Tabakweten 
in  Bayern,  SehanM'  Finanaarck.,  Bd.  V,  1888.  — 
Kekm,  Sfn  Stitrof  mt  OeaeMekta  der  Be- 
aleuerunf  dea  üAaka  in  ffeaam-Darmatadt. 
BbMda  Bd.  XXIU,  1909.  —  ITtotoMy  Studien 
ä&er  diu  SaUmiiMMdiie  Tfiiaibnonopol,  St^wnx* 
Finanaareh.,  Bd.  XIV,  1897.  —  SchaU,  Lehr, 
ZeUer,  Sekänbrrg,  Bd.  III,  Abk.  VII,  S.,  S. 
und  4,  AvM.  -~  Xheberg,  Fimmawiaaenaekaft, 
8.  Aufi.,  Leiptig  1906,  S.  866— 87g.  —  V.  Mai/r, 
Art.  „Tabak  wtd  TabaiAeateuenmg",  B.  d.  St., 
£.  A^.,  Bd.  VII,  B.  2/g.  —  BeratHhe,  Art. 
„Tabakbeatewtnung",  Stenffela  W.  d.  D.  V.,  Bd.  II, 
S.  597fg.  —  Arnold,  ArL  „Tcdtahnonopol", 
Oeaierr.  ^.W.,  Bd.  II,  S.  1809 fg.  —  Bap- 
portM  emetmant  fa  fabrieation  et  la  vmUs  exehi- 
aitea  dea  tabaca.  —  Bnquile  parirmentaiire  aw 
l'exploitatitm  d»  mtonopeU  dea  tabeua  et  det 
poudrea  1876.  —  Gtraudf  Art.  „Jbkaea",  Aby 
DieL  dea  Ftn.  II.  —  Oplamimej  Art.  „Tabae*", 
BlcOt,  Dia.  de  l'Adm.  fr. 

Mmob  von  Heeleel. 


Taille,  Tallia,  Tallagia. 

1.  Die  T.  in  England.  2.  Die  T.  in  Frank- 
reich. 

].  Die  T.  in  England.  Die  T.  (Tallia, 
Tallagia,  ToUages)  war  eine  der  wichtigsten 
Formen  der  direkten  Beatenemng  im  eD^flisch- 
normannlicben  Lebensstaate.  Der  Name  T. 
ftcheiut  von  dem  mittelalterlichen,  lateinischen 
Worte  talliare,  absehneiden,  wegnehmen  (fran- 
zösisch: tailler)  herzustammen  nnd  bedeutet  als 
Mtenertechnincher  Anadmck  Abgabe  oder  Auf- 
lage schlechthin.  Ursprünglich  scheint  die  T., 
wenig^ttens  teilweise,  mit  den  Verhältnissen  des 
Lehenweseus  und  des  Kriegsdienstes  lusammen- 
znhängen. 

In  der  englisch  -  norraannifichen  Lehens- 
monarchie  hatten  Eronpächter  (Tenants)  der 
Kronländereien  neben  persdoUcbeD  Krieffs- 
dieosten  hei  anßerordentlii^en  Bedürfnissen  des 
Königs,  namentlich  in  Kri^zeiten.  besondere 
Abgaben  an  leisten,  die  Tellig  Tallagia,  auch 
Onttings  (von  to  cut,  sdinräden)  hieben.  Neben 
deiD  pnTatrechÜichen  Element,  der  Ansiedelung 
anf  Domaniallaud,  und  dem  eigentlichen  Steuer- 
charakter der  Abgabe  greift  das  Ereatzprinzip 
für  den  HeeresdieuBt  weit  nachdrücklicher  ein 
als  bei  der  deatschen  Bede  (vgl.  Art.  „Bede^, 
oben  Bd.  I  S.  379 fg.),  wo  dieses  nur  eine 
BegleiterBcheiauDg  ist.  Sie  sind  daher  zum 
Teil  Eutrichtaiigeu  für  nicht  geleistete  Waffen- 
dieuste,  gleichwie  die  Schildgelder  (Scntagia) 
der  KroiivaoHHen.  Die  T.  war  eine  Quoten- 
Steuer  vom  beweglichen  Vermögen,  die  bis  Via, 
ja  1294  sogar  '/«  wines  Wertes  betrug.  Die 
Veranlig^Qg  im  einselnen  wnrde  häufig  durch 
Vereinbarungen  über  Pauschalsummen  mit 
StHdten,  wie  London,  oder  anderen  Gebietsteilen 
ersetzt.  Diese  Abmachungen  werden  Ende  des 
13.  Jahrh.  immer  häufiger,  und  im  14.  Jabrh. 
wird  die  T.  von  einem  System  allgemeiuer 
Landessteuem  auf  dem  beweiflicben  Vermögen 
aufgenommen.  Die  alte  T.  ist  nur  mehr  im 
„Zehntel"  erkennbar,  der  höheren  Steuerquote, 
die  Städte  nnd  Domanialbanem  anstatt  des 
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„FftofKehntel"  der  ttbrigm  BeTOlkenmg  n  ent- 
richten hatten. 

a.  Die  T.  U  Fnnknieh.  Die  T.  scheint 
in  Fnskreieh  —  1185  berdta  erwUmt  —  bis 

in  die  Zeiten  der  Erenzzüge  znrOci^znreiehen. 
Sie  wird  znr  Deckang  tob  außerordentlichen 
Eriegsbedttrfnissen  erhoben  und  bleibt  daher 
znnftchst  eine  nnperiodische  Stener.  Erst  in 
den  Notzeiten  des  englisch-französischen  Erb- 
folgekrieges wird  sie  nnter  Karl  VII.  eine 
bleibende  Einrichtong.  Ihr  Ertrag  wird  ans- 
drücklich  fQr  die  Unterhaltung  des  ersten 
stehenden  Heeres  von  9000  Beitern  bestimmt. 
1483  sachte  Lodwig  XI.  die  T.  nnter  teilweiser 
Aufhebung  der  indirekten  Verbranchsstenem 
zur  Hanptstener  des  Landes  an  machen,  die 
StSdte  von  ihr  zu  befreien  und  diese  wesentlich 
den  Verbranchssteuem  zu  nnterwerfen.  Wieder- 
holte Erhöhungen  der  T.  und  die  Solidarhaft 
der  Kirclwpiele  ffihrten  zn  mancherlei  Klagen. 
Im  lö.  Jahrb.  wird  sie  endgültig  za  einer  Re- 
partitionsstener  fQr  die  Provinzen  und  Bezirke. 
Im  15.  und  16.  Jabrh.  wurde  die  Steuerlast 
trotz  des  heftigsten  Widerstandes  der  Reichs- 
und  Provinnalstftnde  gesteigert,  und  im  16  Jahrb. 
wird  sie  endgültig  ans  einer  aullerordeotliehen 
Kriegsstener  sam  Eckpfeiler  der  direkten  Staats- 
beitenerong  fiberhanpt.  Zahlreiche  Mängel  und 
llißbr&uche  neben  der  starken  Steigerung  der 
Steuersumme  führten  im  17.  Jahrh.  zu  mancherlei 
Beformplfinen  und  ReformTennchen,  die  awar 
einzelnes  beerten,  aber  keine  durchgreifenden 
Erfolge  erzielten. 

Der  ursprünglichen,  steuerpolitischen  Absicht 
nach  sollte  die  T.  das  ganze  Erwerbsleben  er- 
fassen, sie  traf  aber  vor  allem  die  Einkünfte 
ans  dem  Grundl>esitz  der  nicht  privilegierten 
Klassen  als  eine  abgestufte  Familien-,  Haus- 
hftltnngB-  und  Herdsteuer,  die  schon  frühzeitig 
in  eine  Hanptsnmme  (Prinzipal)  und  in  Znschl^ 
(Crues)  zerfiel.  Die  T.  war  eine  T.  personndle 
(oder  mixte)  and  eine  T.  r^lle.  Erstere  traf 
bewe^iches  und  unbewegliches  Vermögen  nach 
der  Leistungsföhigkeit  des  Rechtssnbjekts, 
während  letztere  eine  reine  Realateuer  vom 
Ornnd-  and  Hansbesitz  ohne  Rücksicht  auf  die 
Individualit&t  des  Wlrtschnfters  war.  Die 
eigentlichen  Kronländer  (pays  d'ilection)  hatten 
(mit  Ausnahme  von  Hontanban)  dieT.  perKonnelle, 
wobei  die  Handarbeiter  nach  dem  prisumierten 
Ertrage  von  200  Arbeitstagen  besteuert  wurden. 
Dagegen  hatten  die  Provinsen  mit  st&ndischer 
Verfassung  (pays  d'etats)  vorwiegend  die  T. 
reelle,  bisweilen  auch  eine  Verbindung  beider 
Formen.  Im  Geltungsreich  der  T.  röeUe  wurde 
häufig  noch  ein  Nebenkontingent  für  das  be- 
wegliche A'ermligen  und  die  industriellen  Ein- 
künfte eingezogen,  das  %  '/s,  'Im,  ''n.  Via  his 
Vioo  Hanptkontingentes  je  nach  der  in- 
dustriellen Blüte  der  einzelnen  Provinzen  betrog. 
—  Von  der  T.  waren  regelmäßig  befreit  der 
Adel,  die  Geistlichkeit,  Beamte  und  einzelne 
Privilegierte.  Daneben  wurden  noch  einzelne 
persCnlicbe  oder  sacfaliche  Steuerfreiheiten  ge- 
währt. Der  Kli^ms  leistete  zuweilen  Decimes 
als  don  gratnit.  Der  Jabresbetrag  der  T.,  die 
ursprünglich  von  den  Reichsständen  nur  auf 
bestimmte  Jahre  und  vorgesehene  Zwecke  be- 
willigt wurde,  belief  sich  zuerst  auf  1.2ß  Mill. 
Liv.  und  war  in  den  70er  Jahren  des  16.  Jahrb. 
bereits  auf  U  Hill.  LIt.  angewachsen.  In  den 


folgenden  Jahrhunderten  stiegen  dieee  Summen 
erheblich,  bis  sie  g^n  finde  des  Anden  Kigüne 
88—90  Mill.  Liv.  eneiehteit 

Die  Steneneformen  der  großen  Bevolatkn 
f^ten  auch  die  T.  binw^,  nachdem  1787  der 
PUn,  ein  Imp6t  territorial  im  Betrage  voa 
80  HUI.  Frcs.  unter  Preisgabe  aller  Vorrechte 
einzuführen,  gescheitert  war. 
Literatur:  yowau  Qtdede»  TaiUet,  ParU  na. 
Ctamag^ran,  Hittoirt       t'impSt  tm  /Vmuir. 
S  foU.,  fiaria  1867,  ISS8  tmd  1878.  —  StowmL, 
Leg  finaneet  dr  l'ancien  Rfgiwi*  et  de  ta  Rtwf 
Itaion,  Pari»  1885.  —  E»q%Urou  dr  PttHtm. 
Jfitfoirr  dea  impntt  genrraux  tuT  la  jnvpriite  it 
U  m-mu,  Btri*  1866,  p.  S60—64.  —  Art.  JütOU 
et  Tailton",  Dietiontiaire  dft  h\Mamen,  /p.  aa, 
Up.  ISiS.  —  DoveeU,  BiMry  t^taiaHam  vmi 
tatet  im  Snglanä,  4  Lmtdtm  1SS4,  Jp.  U. 

—  Voelee,  OrtckUhte  der  steuern  de»  hrüiaeken 
Seichet.  Leiptxg  1866,  S.  1S6—1S9.  —  Waqner. 
fin.  III,  8.  131,  13€,  163  md  lltSf.  ~  rm 
AeeJM,  AH.  „TaiOe,  TaUia,  TaUagia",  H.  i. 
l^.,  9.  Anß.,  Bd.  VII,  S.  47/9. 

Max  von  Heeiefi. 


TulttenieiisteBer. 

Deutsches  Reich.  Durch  die  jüi^rtt 
Reichafinanzreform  wurden  durch  S6.  v.  S^JVl. 
1906  mehrfache  Er^nznngen  anm  Reieha- 
stempelgeaets  eingeführt.  Zn  dieeen  x&hlt  ascb 
der  ,.Stempel  aaf  Vergütungen*  od«  die  T. 

Von  den  Aufstellungen  der  AktiengcMÜ* 
Schäften,  Kommanditgesellschaften  aof  Aktien 
und  Gesellschaften  m.  b.  H.  über  die  HSbe 
der  gesamten  Vergütungen,  wie  Gewiananteäe. 
Tantiemen,  Gehältw,  die  den  Hitgliedera  des 
Anfsichtsrata  seit  der  lotsten  Bilumiafitellnig 
gewährt  worden  sind,  wird  eine  8- pro«.  Simpd- 
abgabe  erhoben.  Als  Grandlage  nr  Vaiu- 
lagang  dienen  besondere  Anfstellnngea ,  a» 
denen  die  Snmme  der  gesamten  Vergütung*« 
(Gewinnanteile,  Gehälter,  Tantiemen,  Tage- 
gelder, Reisekosten  usw.)  an  die  Mitglieder  w 
Anfsicfatsrats  ersichtlich  sind.  Die  Abgabe  vt 
vom  Vorstand  oder  der  GeschäftsfQbrnng  der 
Oesellschaft  zu  Lasten  der  beiugs berech tifft« 
Personen  zu  entrichten- 

Uebersteigt  die  Summe  all  dieser  Ver- 
gütungen einer solchengesellachaftUcheB  Cntir- 
nehmungsform  nicht  AOw  M.,  so  sind  dieee  Alf* 
stellangen  steuerfrei.  Wenn  die  GesamtsuDM 
aber  mehr  als  öOOO  M.  beträgt,  so  wird  dis 
Abgabe  nnr  erhoben,  soweit  aie  ans  der  Bütte 
des  5000  M.  flbersteigeiiden  Betrags  gedcoki 
werden  kann. 

Der  Ertrag  der  T.  ist  auf  10  Mill.  H  ver- 
anschlagt. Mtue  V.  Jfecln*. 


farlfTertrlge. 

snch  Tarilif^eiBSchafteD  genaiuit 
sind  Vereiobamo^D  Uber  die  ArbensbedU' 
gungen,  namentlich  die  L&hne,  fflr  Uogere 
Zeit  geschlüSBen  zvisch«!  den  Oiguiartionai 
der  Arbeit^ber  und  der  ArbtttuäiiDer.  D» 
Vorteile  einer  Bolchen  ttnhütUoheo  Fest* 
Setzung  im  Tarifrertnig  üegeo  kbr  zotapr- 
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Lräder  sind  mit  diesem  System  auch  gewisse 
Nachteile,-  die  nicht  T^uleugnen  sind,  ver- 
banden. Außerdem  fehlt  es  znrzeit  an  den 
klaren  reditlichen  Grundlagen,  so  dafi  es  bei 
einerweiteiUn  zundimend^  AuslHrdtwig  der 
Tarifgemeinschaften  nnverrnddHoh  sein  wird, 
dn  besonderes  Recht  des  Tarifvertr^  in 
ZnaammCTbang  mit  der  Reohtsffthigkeit  der 
BemferereiDe  und  dner  Reviedon  der  Be- 
stimmungen Uber  das  Eoalitionsrecht  zu 
schaffen.  Sie  privatiechtlidie  Gnmdlage 
ist  nirgfflids  klar  umschrieben,  die  fiffentlicn- 
rechtliche  R^elung  li^  erst  recht  im 
argen. 

Als  Vorzüge  der  Tarifgemeinschaften 
für  die  beteiligte  Arbeiterschaft  pfle^n  fol- 
grade  fuige^ben  zu  werden :  Der  kollektive 
Vertrag  bringt  für  die  Arbeiter  eine  Ver- 
beaseruDg  der  Arbeitsbedingungen.  Da  er 
den  UntemehmerD  eine  gewisse  Sicherheit 
vor  ArbeitseiofitelluDgen  gewahrt  und  die 
Schmutzkonkiirrenz  bekämpft,  so  ist  der  Unter- 
nehmer in  der  Lage,  höhere  und  gleichmäßigere 
Löhne  zu  bezahlen.  Der  Arbeiter  kann  ferner 
mit  einer  größeren  Beständigkeit  in  den  Ar- 
beitsbedingungen und  in  seinem  Piivatbudget 
rechnen  und  wird  dadurch  unabhängiger 
von  den  KonjunkturschwankungeD.  SchlieS- 
Uch  erblicken  die  Arbeiter  mit  Recht  in 
der  Tarifgemeinschaft  eine  Weiterbildung 
des  modernen  ÄrbeitsvertragB  und  des  im 
der  Selbsthilfe  in  fnedlicher  Weise 
herbeigeführten  Arbeiterschutzes.  Die  wei- 
tere Folge  ist  die  Anerkennung  ihrer  Or- 
ganisationen, und  gerade  dieser  Qesichts- 
pankt  war  die  dgentlidi  treibende  Kraft 
in  der  neuzeitlichen  Tarifbewegung.  Es 
hat  frdlich  verhAltnismäßi^  lange  g^uert, 
Tns  die  Oewerhsdiaften  diese  Torteile  an- 
erliWDteii.  Am  längste»  zOgerten  die  unter 
soadalistiBcher  Obeneitung  stehenden  Ge- 
werksdiaften.  Sie  haken  sich  erst  auf  dem 
dritten  Qevericsdiaftskon^reB  in  fVankfurt 
(1899)  bekehren  lassen.  Die  jfingOTm  christ- 
lic^mi  Geweitochaften  haben  dagegen  sobald 
die  Fotdenmg  von  Tarifrereinbf^ungen  in  ihr 
Programm  au^nommen.  Längst  vor  diesen 
Verbänden  nahm  eine  solche  Stellung  der 
Verband  der  Hirsch-Dunckerschen  Qewerk- 
vereine  ein.  Schon  bei  seiner  B^ründung 
(1868)  war  das  der  Fall.  In  Deutschland 
nehmen  g^nwärtig  nur  noch  die  „lokal  or- 
ganisierten", freien  Gewerkschaften  einen 
ablehnenden  Standpunkt  ein.  Es  entspricht 
das  dem  Kampfcbarakter  ihrer  Organi- 
sationen und  der  vorwiegend  politisch  radi- 
kalen F&'buog  derselben.  Gewisse  JBedenken, 
auch  auf  der  anderen  Seite,  sind  freilich 
immer  noch  lebendig.  Man  denkt  an  indivi- 
duelle Nachteile,  die  aus  dem  kollektiven 
Ariwitsvertrag  den  besonders  tüchtigen  und 
besonders  untüchtigen  Arbeitern  erwachsen 
können.    Ereterer  kann  durch  die  Bestim- 


mungen über  Arbeitszeit  und  -lohn  in 
seiner  Bewegungsfreiheit  gehemmt  und  auf 
den  Durschschrntt  seiner  Genossen  h^b- 
gedrOckt  werden.  £Ke  Steigerung  des 
Lohnes,  die  der  Tarif  mit  üch  bringt,  legt 
femer  dem  XTntemehmer  eine  Auslese  seiner 
Ariidtsbftfte  nahe,  und  dadurch  würde  unter 
Ümstftnd«!  der  weniger  Leistungsfähige  ge- 
schädigt 

Die  Vorteile  für  den  Arbeitgeber  liegen 
in  zwei  Riditungen:  Verminderung  der 
Arbeitsstreitig^eiten  und  Vereinheithchung 
der  Produktionsunkosten,  soweit  die  Arbeits- 
kraft in  Frage  kommt,  oder,  was  dasselbe 
ist,  eine  Verminderung  des  Wettbewerbs 
der  Unternehmer  untereinander.  Freihch 
hängt  hüben  und  drüben  schließlich  alles 
von  der  Festigkeit,  der  finanziellen  Rüstung 
und  der  marktkundigen  Leitung  der  Oi^ani- 
sationen  ab.  Die  Arbeitgeberverbände, 
wenigstens  die  deutschen,  sind  in  ihrer 
großen  Mehrheit,  trotz  der  angegebenen 
Vorteile,  noch  Gegner  der  T.  Nur  die 
Arbeitgeberschaft  im  Baugewerbe  und  im 
graphischen  Gewerbe  stellt  sich  tariffreund- 
lich.  Die  übrigen  Untemehmerverbande 
sehen  in  den  Tanfgesellschaften,  indem  sie 
auf  die  Erfahrungen  in  England  und 
Amerika  hinweisen,  schwere  Hemmnisse  der 
technischen  und  oi^anisatorischen  Fort- 
schritte in  der  Industrie.  Die  T.  bewirkten 
eine  schlechtere  Anpassung  an  die  Kon- 
junktur und  machten  die  Geschäftsfühnmg 
schwerfälliger.  Die  Nivellieruug  der  Ar- 
beits- und  Lobnbedingungen  ohne  Rücksicht 
auf  die  individuellen  Leistungen  entbehre 
der  inneren  Berechtigung,  die  Indiriduali- 
»erung  sei  überhaupt  nicht  zu  entbehren,  und 
ihr  Maugel  sdiwäche  die  Foätion  des  Unter- 
nehmers. Da,  wo  sich  die  Tarifgemein- 
Bchaften  zu  nationalen  Emrichtungen  aus- 
geödet  hätten,  würden  die  großen  örtlichen 
Verschiedenheiten  des  gleidien  Gewerbes, 
namentlich  bei  einer  sich  rasch  ändernden 
Technik,  mißachtet,  und  das  führe  zu  einer 
bedenklichen  Schablonisieruug.  Was  end- 
lich die  Stellung  der  Arbeitgeber  noch  be- 
sonders erschwere,  sei,  daß  erftdirungsmäßig 
der  Ablauf  eines  T.  zur  Aufstellung  weiterer 
Forderungen  die  Veranlassung  ^be,  daß  die 
ArbeiteroiganiBationen  nicht  rexn  wirtschaft- 
licher Natur  seieu,  sondern  sich  mit  der 
politischen  Organisation  der  Arbeiter  nalie 
berührten  und  daß  die  Unklarheit  der  recht- 
lichen Regelung  des  T.  den  Wert,  den  die 
T.  vielleicht  luben  könnten,  nocui  weiter 
herabsetze. 

Unbedingte  Beweiskraft  kommt  keinem 
der  hier  angeführten  Alimente  zu.  Immer- 
hin m^n  gewisse  Erecheinungen  in  der 
englischen  Volkswirtschaft,  namentlich  auf 
technischem  Gebiete,  es  erklärlich  machen, 
daß  ein  großer  Teil  der  deutschen  Arbeit- 


Digitized  by  Google 


1062 


geber  bei  der  Neuheit  der  sozialen  Erschei- 
oung  der  Tuifgemeioschaften  vorlftufig  noch 
eine  abwartende  Haltung  einnehmen  will 
Im  Grunde  genommen  wehren  aich  aber  unsere 
Ärbeitgeberverbände  hauptsachlich  gegen  die 
Änerkenouog  der  Arbeiteroiganisationen,  wo- 
bei sie  übersehen,  dafi  es  kaum  ein  Mittel  gibt, 
die  imTemQnftige  Ehe  zwischen  der  politi- 
scheo  Arbeiterpartei  und  den  festgefügten 
Gewerkschaften  eher  zu  lösen  als  durch 
streikverhütende  Institutionen,  wie  es  die 
Tarifgemeinschaften  luizweifelhaft  sind.  Ein 
Blick  in  die  vorhandenen  T.  lehil  ferner, 
daß  es  eine  Uebertreibung  ist,  zu  behaupten, 
daß  die  Individualisierung,  die  sich  in  großen 
Verhältnissen  von  selbst  verbietet,  in  den 
Tarifen  unmöglich  sei,  Sie  ist  sehr  wohl 
durchführbar  und  zum  Teil  auch  durchge- 
führt Auch  die  örtlichen  Verschiedenheiten 
in  dem  gleichen  Gewerbe  können  frei  von 
jeder  Schablone  durch  die  Bildung  Ton 
Tarifzonen  Berücksichtigung  finden.  Die 
ganze  Institution  des  T.  ist  noch  außer- 
ordentlich fortbildungsfähig,  und  es  steht  zu 
hoffen,  daß  bei  einer  Vertiefung  und  Speziali- 
sierung der  Tarife  die  Bedenken  auf  der 
Arbeilgeberseite  schwinden  werden.  Jeden- 
&Us  ist  eine  gewisse  Nivellierung,  die  mit 
dem  T.  stets  vtirbundea  sdn  wd,  nicht 
ausschlag^bend  g^oüber  den  großen  Vo> 
teilen,  die  die  friedliche  Regelung  der 
Arbeitsbediagimgen  in  ganzen  Gewerben, 
die  direkt  im  öffientlidien  Interesse  ist,  ge- 
währt. Die  Erfahrung  lehrt,  daß  die  kollek- 
tive FeBtsetasongdev  Arbeitsbedingungen  such 
das  Eäo^nes-  nnd  Schiedsro^ren  bei 
dndiendßn  oder  bereits  ansgebrochenen  Ar- 
beitsslreitigkeiten,  unter  denen  die  ganze 
Volkswirtschaft  leidet,  belebt. 

Dem  T.,  der  vorläufig  noch  ein  Rechts- 
problem ist,  liegt  folgender  juristischer  Tat- 
bestand zugrunde.  Der  T.  ist  kein  Arbeits- 
vertrag. Durch  die  tarifliche  Festlegung  für 
weite  Personenkreise  und  für  die  Zutunft 
wird  nicht  wie  im  Arbeitsvertrage  die  Leis- 
tung von  Arbeit  kontraktmäßig  festgelegt. 
Diese  Abmachung  bedeutet  vielmehr  nur, 
daß,  wenn  gearbeitet  wird,  dies  in  diesem 
Gewerbe  od^r  bei  diesem  Arbeitgeber  nur 
unter  fest  normierten  Bedingimgen  ge- 
schehen soll.  Auf  Grund  dee  T.  müssen 
erst  die  einzelnen  Arbeitsverträge  geschlossen 
werden.  Der  T.  ist  also  in  seiner  Rechts- 
wirkung ergänzend  und  maßgebend  für  die 
später  abzuschließenden  Individualverträge. 
Die  ei^fäazende  Wirkung  kommt  dadurch 
zum  Ausdruck,  daß  der  Inhiüt  des  T.  von 
selbst  int^;rierender  Bestandteil  der  zu- 
kOnftigeD  Arbeitsverträge  wird  und  daß  ihm 
gegenüber  lediglich  aispositive  Oesetiee- 
Dormen  nicht  Plats  greifen.  Die  maß^bende 
Wirkung  äuß^  sicn  darin,  daß  abwächende 
Arbatsvertri^f  soweit  die  Fragen  im  T. 


geregelt  änd.  nidit  gescUoesen  veidan 
können  nnd  als  nichtbeMeheod  gelten  aoHm. 
Es  ist  das  die  „Theorie  der  ^aoluten  Bechls- 
wirkung  des  T.",  seiner  Unabdingbarkeät 
durch  den  Arbeitsvertrag,  wie  sie  nameot- 
lich  Lotmar  vertritt  Diese  Lehre  ist  frei- 
lich stark  bestritten.  Auch  die  Recht- 
sprechung der  deutschen  6ewerbegm(^te; 
die  aber  Keine  einheitliche  ist,  hat  sich  de 
lege  lata  im  großen  und  ganzen  ge^ren  die 
absolute  Wirkung  und  für  die  Derogierb«r- 
keit  der  T.  ausgesprochen.  Sie  lut  den 
tarif  widrig  kontrahierenden  Arbeitgeber  oder 
Arbeitnehmer  nur  seinen  eigenen  Standes- 
genoBsen  gegenüber  haften,  ohne  daß  der 
Vertrag  srfb«t  nichtig  wäre.  Daß  die  Dero- 
gierbarkeit  dem  Parteiwillen  wideismicht. 
läßt  sich  aus  dem  Wortlaute  vieler  T.  be> 
weisen.  Vielfoch  hat  man  den  T.,  um  ihn 
rechtsverbindlich  und  unabdingbar  ca 
machen,  in  die  Arbeitsordnung  aufgenommen. 
Eine  vermittelnde  Ansicht  erklärt  den  T. 
zwar  nicht  für  zwingend,  aber  für  enwing- 
bar.  Es  sind  dies  Recbtsfra^pn  von  gruad- 
legender  Bedeutung,  Ober  die  bisher  kaine 
Klarheit  gewonnen  worden  ist  Ebenso  be- 
stritten wie  bedeutun^voU  ist  die  Frage 
nach  dem  Geltungsbereich  des  T.  nadi  dm 
Personenkreis  bemessen,  während  der  Oit- 
Ucbe  und  zeitlidie  Oeltungsbweich  nennew- 
werten  Zweifeln  nicht  begegnet.  Je  nach 
der  häufigen  Ausdehnung  pfl^  man  Finien* 
tarife,  Xjokal-  und  Katioiul>  oder  Oeoenl- 
tarife  zu  untersdieaden.  Doch  gibt  es  auch 
Zvisdieahmnen,  die  einen  Oberuag  vom 
Lokaltarif  zum  Oenemltarif  datst^len.  Was 
die  zeitliche  Geltw^  anbetrifft,  so  gtbt.cB 
Gewerbe,  wo  die  Arbeitgeber  langfnstige 
Tarife  wünschen,  die  Arbeitnehmer  knn- 
fristige.  In  anderen  Gewerben  ist  gnade 
das  Umgekehrte  der  Fall,  und  gerade  aa 
diesem  InteresaeDgegensatz  sind  maoch* 
Tarifverhandlungen  gesdieitert.  Weitere 
Schwierigkeiten  macht  die  Frage,  ob  die 
kontrahierenden  Vereine  rechtsfiUdge  «nd 
oder  nicht.  In  Deutschland  sind  die  Ge- 
werkschaften in  der  Regel  nicht  lechfep- 
fähige  Vereine,  während  die  Gegenseite  diese 
Rechts&higkeit  vielfach  hat.  Von  dieev 
Rechtsfähi^eit  hängt  dann  die  Parteiftkir 
keit  vor  Gericht  ab  und  die  Hfighchkeik  tob 
Schadenersatzansprüchen.  Mag  auch  ^  joR 
eine  Haftung  voraanden  sein,  so  erweist  m 
sich  in  der  Praxis  zumeist  als  vOUig  ifin- 
sorisch,  ganz  abgesehen  davon,  daß  bmw  im 
reichsrechtUchen  Bestimmangeai  über  da» 
KoaUtionsrocht  (§  152  GO.)  der  RVektritt 
vom  Verbände  jederzeit  rulässig  ist  Bei 
dieser  unkl&ren  Rechtslage,  dw  dis  ab- 
lehnende Haltung  der  indostrieUe«  Artuift- 
geberschaft  einigermaßen  crkläfbar  madä. 
8(^webt  zurzeit  in  DenlacfalaBd  der  T. 
reditÜch  ziemlich  in  der  Luft  DeavagM 
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haben  sidi  die  Parteien  vorläufig  damit  ge- 
holfen, Einrichtungen  zu  treffon«  die  ohne 
Anrufung  der  ordentlichen  Oerichte  Streit- 
fragen oiedigeo.  Fast  alle  durchgebildetea 
Tarifgemeinschaftea  sehen  derartige  In- 
stitutionen, SchlichtiuigslioininissioneQ,  pari- 
tätische Einigungsämter  und  Tai-ifSmter  vor. 

Die  eigeatlicbe  Heimat  des  koUekÜTen 
Arbeitsrer&ags  ist  GroUbritaanien.  Dort  er- 
kennoi  die  Partei  die  gegenseitigen  Benifs- 
otgtnisttionea  als  latereaseiiTertretnngen  längst 
an,  and  der  Qedanke,  Einigung»-  and  Schieds- 
ftmter  mit  der  Erledigung  von  Streitigkeiten 
XU  betraoen,  bat  dort  frühzeitig  Wurxel  gefaßt. 
HebrCacb  hat  auch  die  Qeietttebnag  einge- 
griffen. Der  Erfolg  der  kraft  Gesetzes  einge- 
richteten Einignn^mter  war  freilieh  ein  sehr 
mäßiger.  GrOUer  ist  er  bei  der  Schaffooe  nener 
koUektiTer  Vereinbamngen  gewesen,  die  die 
Industrie  aas  sieb  selbst  heraus  nach  ver- 
schiedenen Methoden  heraasgebitdet  hat.  Bei  den 
groBen  britischen  Stapelindostrieen,  der  Baam- 
woU-,  Kohlen-  and  Eisenlndastrie,  bei  der  Scbah- 
induBtrie,  Stnimpfwirkerei  asw.  ist  der  kollektive 
Vertragücblaß  ziemlich  allgemein  üblich.  Der 
weitaus  größte  Teil  der  Arbeitsstreitigkeiten 
wird  durch  friedliche  Terhandlungen  unter  den 
Parteien  ohne  Benutxnng  staatlicher  Einrich- 
tungen eriedigt.  Auf  die  venehiedenen  Methoden 
der  kollektiven  Tarife  kann  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden.  Eine  derselben,  die  aacb 
in  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika  An- 
wendung gefunden  hat,  die  gleitende  Lohnskala, 
ist  oben  (S.  431  fg^  in  einem  besonderen  Artikel 
bebandelt.  Das  Kechtsproblem  ist  in  England 
ausgeaprocben  privatrecbtlich  geregelt.  Aber 
auch  hier  bestehen  lebhafte  Streitfragen,  die 
namentlich  dnrch  die  nenere  Jadikattu'  über 
die  Haftbariieit  der  Gewerkvereine  (s.  Artt. 
„Arbeitseinstellnngen",  .Gewerfcvereine**  oben 
Bd.  I  S.  I78fg  bezw.  S.  lOHHg.)  eine  lebhafte 
Erörterung  gefunden  haben.  Em  neoer  Gesetz- 
entwurf,  der  die  den  Gewerkvereinen  so  ua- 
gdnstige  Bechtsprecbang  des  hScbsten  Gerichts- 
hofs mildmi  soll,  hat  gegenwärtig  das  Unter- 
ham  passiert.  Englana  hat  also  vorläufig  eine 
klare  gesetzliche  Befreiung  des  Becfates  des  T. 
ebensowenig  wie  Deatscnland.  Die  Darch- 
fühmug  der  Verträge  ist  nach  wie  vor  reine 
Machtbage.  Nächst  Großbritannien  sind  in  der 
Methode  der  kollektiven  VertragsschUeßnng  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  am  w^testen 
voqieschritten.  Die  T.  beruhen  dort  auf  großer 
nationaler  Basis.  Das  Verfahren  ist  weniger 
fSrmlicb.  die  Einignngs-  nnd  Schiedsämter  tragen 
zum  Teil  einen  nicht  ständigen  Charakter.  Die 
Vereinbamngen  werden  fast  durchgehends  auf 
ein  Jahr  abgeschlossen.  Die  größten  Tarifge- 
meinschaften  befinden  sich  in  der  Kohlen-  and 
Eisen  industrie.  Eine  gesetzliche  Begelung  des 
Tarifrechts  fehlt  auch  in  Amerika.  Also  auch 
hier  ist  alles  Macbtfrue.  Dagegen  haben  es 
die  Arbeiterparteiai  in  Ken-Seeund  nnd  Austra- 
lien, den  tjäschen  Ländern  des  modernen  soaial- 
poUtischen  Ixnerinents,  dnrcbgesetzt,  daß  di« 
OffentUch-reditiichc  Bedeutung  der  T.  anerkannt 
worden  ist  Man  ist  dort  dem  Streik  energisch 
za  Leibe  gegangen  and  nähert  sich  mehr  und 
mehr  der  staatlichen  Lohnregoliemag.  Im 


übrigen  ist  man  in  Deutschland  geneigt,  den 
Verhältnissen  dieser  jungen  Knltnrstaaten,  die 
in  industrieller  Beziehung  von  der  ansländischen 
Konkurrenz  fast  unabhängig  sind,  viel  zu  viel 
Beachtung  zu  schenken.  Andere  Staaten,  wie 
Holland  (1904—1904),  Italien  (1902-1905), 
Spanien  (l90&)  nnd  Oesterreich  (1906)  haben 
sich  in  neuen  Gesetzentwürfen  Über  den  Arbeits- 
vertrag auch  mit  der  rechtlichen  Konstruktiv 
des  T.  beschäftigt  In  der  Schweiz  ist  die 
Materie  Kantonsmche,  aber  nur  ein  Kanton, 
Genf,  hat  1900  und  in  einer  Novelle  von  1904 
hier  gesetzlich  eingegriffen.  Größeres  Auf- 
sehen erregte  der  französische  Entwarf  des 
sozialistischen  Ministers  Millerand  (1904).  Das 
französische  Gesetz  von  1884,  das  den  Berof»- 
vereinen  die  Rechtsfähigkeit  verlieh,  überging 
den  T.  mit  Stillschweigen.  Aber  gerade  boX 
dieser  Zeit  entwickelten  sieb  die  französisehen 
l^rifgemeinschaften.  Der  Millerandsche  Vor- 
sdilfl«,  der  offennchtlidi  von  den  ausmdisdiea 
VorbUdem  beeinflnfit  war,  sah  eine  Kombination 
zwischen  Zwangssehiedurericht  und  «tändigem 
Arbeiterausschiw  vor.  Er  ist  aber  nieht  Gesetz 
geworden.  Man  hat  in  der  Folge  den  Gedanken 
der  öffenttich-rechtlichen  Regelang  wieder  feilen 
gelassen  und  ist  an  die  Ansarbeitnng  eines  ein- 
heitlichen Code  da  travail,  also  an  eine  um- 
fusende  ziVilrecbtliche  Ordnung  der  Matme, 
rar&ngen.  Der  neue  Gesetzentwurf  (1906)  be- 
handelt den  T.  so  ausführlich,  wie  es  sonst 
nirgendwo  geschehen  ist  Hervorzuheben  ist  die 
Unabdingbukeit  des  T.  dnrcb  den  Arbeitsver- 
trag und  die  fiafthai^eit  der  einen  Vertrags- 
partei, die  mit  außerhalb  stehenden  Personal 
tarifwidrige  Vertrtge  abschlieflt,  der  anderen 
Partei  gegenüber. 

Welche  Bedeutung  den  Tari^mein-' 
Schäften  trotz  aller  rechtlichen  und  tatsfidi- 
liehen  Schwierigkeiten  in  der  Gegenwart 
zukommt,  sieht  man  niigends  besser  als  in 
Deutschland.  Nach  der  neuesten  amtlichen 
Statistik  sind  im  Deutschen  Keiche  in 
wenigen  Jahren  etwa  3000  T.  abgescbloesen 
worden.  Das  SoUdaritStsintefesse  der  Ar- 
beiter, ihr  Zuaammenscblufi  zu  grOSeren 
Verbänden  und  die  Entwicklung  dar  In- 
dustrie, die  es  ermöglichen,  emhatUche 
Arbeitsbedingiuigen  ntdtt  nur  einzufOhren, 
sondern  axKh  zu  fifaerwachen,  bildeten  die 
Voraussetzungen  imd  Triebfedern  der  neu- 
zeitlichen  Tarifvertragsbew^ng.  Daneben 
her  und  wheblich  Slter  als  die  groft- 
industrielle  Bew^uog  ist  diejenige  in  Ge- 
werben, die  mehr  handwerklichen  Charakter 
tragen.  Die  älteste  Geschichte  der  Tarif- 
bewM;uog  führt  sogar  direkt  ins  Handwerk 
zurück.  Aber  eine  Reihe  von  handwerk- 
lichen Betri^n  sind  erst  ganz  neu«xÜDg8 
ebenfalls  zu  Tarifgemeinschaften  flberae- 
gcmgen,  so  die  Holz  verarbeitenden  Qewerbe, 
die  Nahnmgs-  und  Bekleidungsgewerbe  und 
oammtlich  das  Baugewerbe.  Auf  die  IbW* 
sten  Erfahnmgen  axd  dem  Gebiete  de»  T. 
kann  das  Buchdruckergewerbe  zurfickbUckeii. 
1906  bestand  die  Buchdruckertari%emMfr- 
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acdiaft^  die  mae  hfichst  lehrreiche  Yoi^e- 
sdiichte  hat  und  jetzt  zwei  ^ttel  der  Be- 
triebe uDd  nenn  Zehntel  der  Oehilfensdiaft 
nmfofit,  zdin  Jahre.  Auch  die  anderen 
^phiBcheo  Gewerbe  befinden  sieh  auf  dem 
zur  Tarifgemeinschaft  Das  Bauge- 
werbe wurde  in  der  zweiten  Hälfte  der 
neunziger  Jahre  in  die  Bewegung  hioein- 
gezo^D.  In  der  keramischen  Industrie  ist 
die  Tarifierung  vorläufig  feist  nur  beim 
Töpfereigewerbe  üblich,  aber  hier  fast  all- 
gemein. Es  herrschen  dort  Akkordtarife. 
Sehr  geringen  Boden  fand  bis  jetzt  die 
Tarifgemeinschaft  in  der  Textilindustrie,  im 
Handels-,  Transport-  und  Verkehragewerbe. 

Literatur:  Eina  to  gut  vne  lückenlose  Literatur- 
0tenielU  findet  sich  in  dem  dreibändigen  rom 
Xaiseriiehen  Sttxtittiaeken  Jmtr.  (Abteilung  für 
ArbeiterelaHttik)  Aeratagegdienen  Werke  „Der 
Tari/vertrag  Im  I>eut»ehe»  Reich" 
(„Betrage",  Btfi  S—S),  BaHn  1906.  —  AU 
Monographiem  tden  genamU:  Lotmar,  Der 
Arbeitnertrag  ntuh  dem  Privatrecht  de$  Deutschen 
Seicht,  190g.  —  MügUn,  Der  Tarifvertrag 
zwiachen  AHtettgeber  und  Arbeitnehmer,  J906.  — 
Schmelzer,  Ihri/gemeinteht^ften  usw.,  1906.  — 
SuMxer,  D.  koUektive  VertragtaehUefiung  xmachen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern,  1900.  —  Bundatcin, 
Die  Tarifverträge,  1906.  —  Imle,  Gewerbliche 
fHedmsdohimenie,  1905.  —  IHeselbe,  Die  Tarif- 
verträge twieehen  Arbeitgebern  und  ArbeitnehMtem 
imDeuUeAiand,1907.-~BartMtem^Baiifnawl, 
Leeomtraeiet^eelifdetraoaü^lSOl.  —  Beraube, 
Droit  intemoHonai  ouvrier,  1906.  —  Sotiale 
Praxi»,  Xeiekearbeitebtatt.  Btmrtner. 

Tanbstuuie  vmi  TanbstnmmeB- 
anstaltoA. 

1.  Begriff.  Oertliche  Verteilung  ood  peraSn- 
licbe  VerbftttDisse.  2.  Stellung  im  Kechte. 
3.  Oeflentliche  FQrsorge  für  die  T.  in  Anstalten. 
Statistik  derselben.  4.  Der  T.unterricht. 

1.  Begriff.  Oertliche  Verteilung  und 
persönliche  VerhSltDisse.  Als  T.  bezeichnet 
man  jene  Personen,  welche  taub  und  infolge 
dieses  Umstandes  stumm  sind,  d.  h.  nicht 
ziemten  zu  sprechen.  Nach  dieser  Auf- 
fassung kann  die  Taubheit,  welche  als  Ui^ 
Sache  der  Stummheit  in  Betracht  kommt, 
entweder  angeboren  oder  infolge  von  Krank- 
heit in  den  ersten  Lebensjahren  erworben 
sein.  Im  Einzelfall  ist  es  den  Fachm&nnem 
unter  Umst&nden  unschwer  möglich,  diese 
Entstehung  der  Taubstummheit  und  so  auch 
jene  rmstftnde  zu  ermitteln,  dxmjh  welche 
die  erlangte  Taubstummheit  (im  Gegensatz 
zur  angeborenen)  entstanden  i§t;  eine  all- 
gemeine statistische  Erhebung  hierüber  ver- 
mag nicht  zu  einem  Ziele  zu  führen,  wie 
z.  B.  der  Versuch  in  Preußen  i.  J.  1880 
lehrt,  bei  welchem  9468  FÜle  von  ange- 
borener und  7196  F&lle  von  erworiwner  Taub- 
stummheit ermittelt  wurden,  dagegen  fOr 
11 130  Personen  eine  diesbezflgliche  Angabe 
nicht  eriangt  werden  konnte.  In  Oesterreich 


wurden  in  der  JahreestatiBtik  1901  gegen 
22983  taubBtiimm  Oebraene  nnr  5260  tanh- 
stumm  Gew(»dene  konstatiert. 

DieTaubstum  mheit  scheint  im  allgemdoen 
häufiger  aufzutreten  als  die  Blindhat,  jedoch 
seltener  als  der  Blödsinn.  Sie  um£aBt  im 
großen  tlnd  ganzen  nicht  ganz  l^/oo  der  Be- 
völkerung, insoweit  wir  dieselbe  in  den 
großen  Kulturgebieten  zu  Qberblickeo  ver- 
mögen. Die  Erhebung  dieses  Gebrecheoü 
wird  in  einigen  Staaten,  so  auch  in  einzelnen 
deutschen  L&ndem,  gelegentlich  der  Volk^ 
z&hlungen  vorgenommen:  sie  sind  sehr  un- 
gleichmäßig namentlich  hinsichtUc^  des  zu- 
grunde liegenden  Begriffs  und  dürften  im 
allgemeinen  eine  zu  niedrige  Ziffer  ergeben. 
Nach  G.  V.  Ma^rs  Ermittelungen  ^  es 
1877  auf  eine  internationale  Oesamlhevül- 
kenmg  von  206  Mill.  Renschen  15271)1  T 
—  0.74  **/oo  (im  Deutschen  Seiche  waren  ISf7I: 
19078  männl.  u.  16519  weibl.  T.  b«  ca. 
19  Staaten  mit  91  "/o  der  Oesamtbev.),  und 
zwar  im  einzelnen  auf  10000  Einwohner: 
Deutschen  Reich  9,66,  Großbritannien  und 
Iriand  5,74,  Dänemark  6,20,  Norwegen  0,22. 
Schweden  10,23,  Oesterreich  9,66,  Ungarn 
13,43,  Schweiz  25,52,  Niederlande  3,35,  Bel- 
gien 4,39,  Frankreich  6,26,  Spanien  6;96, 
Italien  734,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
4,20,  Argentinien  38,01.  Die  ZifHom  der 
letzten  Zählungen  sind  im  allgemeinea 
niedrige,  wie  die  nachstehende  Debersicht 
eigibt: 

Taubstamine  anf 
100  ÜOO  Einwohner 


zu* 

Män- 

Länder 

Jahr 

samraen 

ner 

Weibfr 

Deutsches  Reich 

1900 

8o 

SS 

75 

Preußen 

1900 

84 

93 

V 

Bayern 

1900 

84 

qo 

70 

Sacbflen 

1900 

53 

00 

47 

Württemberg 

1900 

96 

107 

S6 

Baden 

1900 

107 

III 

95 

Elsaß- Lothringen 

1900 

74 

76 

7* 

Hessen 

1900 

75 

83 

Ob 

Oesterreich 

1900 

112 

1S6 

98 

Uncam 

1890 

110') 

121 

Serbien 

1890 

317 

377 

Italien 

1901 

96 

107 

S6 

Schweiz 

1870 

»45 

9 

Frankreich 

1876 

58 

63 

H 

Spanien 

1877 

46 

S7 

55 

Portugal 

1878 

a6 

33 

10 

England  d.  Wales 

18B1 

49 

55 

45 

Schottland 

189! 

53 

6S 

Irland 

1891 

7» 
44 

78 

6( 

Belgien 

1856 

50 

3S 

Niederlande 

1869 

J4 

36 

ii 

Dänemark 

1901 

57 

67 

<: 

Island 

1890 

94 

86 

103 

Norwegen 

1900 

79 

88 

70 

Schweden 

1880 

III 

Finland 

1890 

116 

131 

Ver.  Staaten 

1890 

65 

70 

9* 

Argentina 

1869 

380 

435 

3» 

'    >)  1900:  138. 
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Ob  die  Taubstummheit  im  Ziinelimen  oder 
Abaehmen  b^riffen  ist,  bann  we^en  der 
KQrze  der  Beobachtungszeit  Doch  Dicht  mit 
ToUer  Sicherheit  festgestellt  werden;  in 
SachfiOD  z.  B.  saok  das  Verhaltois  pro  10000 
1871/1900  von  6,27  auf  5,30;  in  Oesterreich 
stieg  sie  1869;80  von  9,7  auf  13,1,  sank 
daoD  1890  und  1900  auf  12,9  und  11,2; 
auch  in  Preußen  folgte  auf  die  Zunahme 
1871/80  von  9,9  auf  10,2  eine  Abnahme; 
doch  BcheiDt  eher  eine  Tendenz  zur  Abnahme 
TorzuliegeD.  Die  Taubstummheit  ist  beim 
mftnnliüheD  Geschlechte  entschieden  häutiger 
als  beim  weiblichen.  Ueber  die  Ursachen 
der  stärkeren  Verbreitung  der  Taubstumm- 
heit scheint  einiges  festzustehen,  so  dafi  sie 
in  Gebirgsläodern  häufiger  ist,  mit  dem 
Kretinismus  im  Zusammenhang  steht,  bei 
Verwandtschaftsehen  öfter  vorkommt,  u.  dgl. 

2.  Stellung'  1h  Bechte.  Im  Gegensatze 
zu  frflheren  Ansichten,  nach  denen  die  T.  nahe- 
so  rechtlos  waren,  ist  hente  nicht  iinr  ein  recht- 
licher Unterschied  zwischen  diesen  Personen  and 
den  sonstigen  überhaapt  nicht  vorbanden,  son- 
dern es  bestehen  vielmehr  nsetzlicbe  Bestim- 
nnngen  zum  bOrgertich-rechUichen  Schatze  der- 
adböi.  Au  sich  genommen  behindert  die  Tanb- 
fltaramheit  nicht  die  rechtliche  Handlnngsfähig- 
k«t;  es  ist  das  nnr  dann  der  Fall,  wenn  das 
Gebrechen  fttr  die  Besorgnng  der  Angelegen- 
heiten ein  Hindernis  bildet,  was  eine  Fnge  der 
besonderen  Umstände  ist.  Dagegen  enthalten 
die  Gesetze  der  verschiedenen  Staaten  Bestim- 
mungen hinsichtlich  der  Vornahme  einzelner 
nod  zwar  solcher  Kechtshandlangen ,  welche 
von  den  T.  wegen  der  Eigenart  ihres  Ge- 
brechens in  der  allgemein  gültigen  Art  nicht 
vorgenommen  werden  kCnnen.  So  bestimmt 
Art.  210  des  EinfQhmngsgesetzes  BOB.  und 
S  1910  BGB.,  daß  eigenberechticle  T.  Ober  ihr 
Tedangen  cor  Besorgnng  ihrer  Bechtsgeschttfte, 
soweit  sie  diesdhen  infolge  ihres  Znstandes  nicht 
selbst  zn  besorgen  imstande  sind,  einen  Pfleger 
erhalten.  Anf  die  EhefShigkeit  Übt  die  Tanb- 
stnmmheit  keinen  Einflnit  ans;  desgleichen  sind 
T.  unbeschränkt  testierfShig,  nnr  betreffs  der 
Form  der  Errichtons;  des  letzten  Willens 
sehieibt  §  2243  BGB.  die  Uebergabe  einer 
Schrift  an  den  Richter  oder  Notar  mit  der 
eiffenhändigen  schriftlichen  Erklärung,  daß  diene 
Sdirift  den  letzten  Willen  enthalte,  vor.  Das 
eigoihändige  Niederschreiben  der  Erklärung 
sowie  die  Ueberzenrnng  des  Bichters  oder  des 
Notars,  daß  der  Erblasser  am  Sprechen  verhin- 
dert ist,  müssen  im  Protokolle  festgestellt  wer- 
den. BGB.  S  828  stellt  die  T.  bezüglich  der 
Verantwortlichkeit  bei  Schadensersätzen  den 
Personen  eleich,  die  das  siebente  aber  nicht 
das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  haben. 

Den  Eid  leisten  T.  nach  §  4S3  CPO.  nnd 
g  63  StPO.  mittels  Absehreibens  nnd  Unter- 
schreibens der  Eidesformel,  oder  falls  äe  nicht 
schreiben  kennen,  anter  Beiziehnng  eines 
Dolmetschers  durch  Zeichen.  Weitere  Sonder- 
bestimmongen  Aber  T.  enthalten  noch  CPO. 
1032  (Ablehnbarkeit  als  Sehiedsriehter).  feiner 
V6.  S9  188,  189,  wonach  bei  Verhandlungen 
die  Ventändignag  aof  sehriftlichem  Wege  Mer 


durch  Dolmetsdi  zn  erfolgen  hat  Bei  gericht- 
lichen oder  notariellen  Beurkundungen  ist  Zu* 
Ziehung  eines  Geriehtsschreibers,  zweiten  Notars 
oder  zweier  Zeugen  erforderlich  (Ges.  Bber  die 
freiw.  Gerichtsbarkeit  §  168,  169).  Die  recht- 
lichen nnd  staatsprozessnalen  Sonderbestim- 
mungen (StrPO.  §§  140,  258,.  298)  beziehen  sirh 
anf  die  Notwendigkeit  der  Verteidignng  bei 
Verfaandlang  vor  dem  Landgerichte,  nnd  auch 
die  Bekanntgabe  der  in  den  Schlnßvorträgen 
enthaltenen  Anträge  der  Staatsanwattschaft  and 
des  Verteidigers  durch  Dolmetsch  oder  im 
schriftlichen  Wege;  die  obligatorische  Neben- 
Crage,  ob  der  Angeklagte  bei  Begehung  der 
Tat  die  zur  Erkenntnis  ihrer  Strafbarkeit  er- 
forderliche Einsicht  besessen  bat,  ist  hinsicht- 
lich der  T.  obligatorisch  (BStrGB.  §^  68,  6&;. 
Gew.-O.  §  57:  Wandergewerbeschein  ist  in  der 
Regel  zn  versagen. 

3.  Oettentliche  Fürsorge  für  die  T. 
in  Aistalten.  Statistik  ^rselbon.  Im 

Gegensätze  zu  der  reinen  Armenpflege  ist 
die  FOrsm;^  fOr  die  T.  von  der  Kirche  (die 
sich  am  diese  „von  Gott  Oezeichaeten",  die 
ja  im  Glauben  nicht  belehrt  werden  konnten, 
nicht  kümmerte  [AugustinusJ),  nicht  gepfl^t 
worden  und  entstand  fibernaupt  erst  spät, 
etwa  vor  einem  Jahrhundert,  als  Zweig  der 
Öffentlichen  Verwaltung.  Eine  eigentliche 
vollstAndige  und  grundsätzliche  Einverleibung 
der  T.fflrsorge  in  die  öffentliche  Wohlfahrts- 
pflege hat  bisher  im  allgemeinen  überhaupt 
noch  nicht  stattgefunden.  Die  Anstalteu 
sind  Erziehuugs-  oder  allenfalls  Beschäf- 
tigungsanstaJten ,  während  eine  besondere 
ÄrmenfQrsoi^e  für  T,  nicht  besteht  Die 
Anstalten  werden  vom  Staat,  von  Provinzial- 
verbänden,  Städten,  kirchlichen  Anstalten 
oder  Vereinen,  meist  mit  ausgiebiger  Öffent- 
licher Unterstützung  erhalten.  Im  Deutscheu 
Reiche  bestehen  91  mit  mehr  als  6500  In- 
sassen (in  Preußen  über  4000,  Bayern  65»  > 
-700.  in  Württemberg  über  400,  Sachsen 
über  350)  in  Oesterreich  21  mit  rund  1800 
Insassen;  im  Deutscheu  Reiche  sind  etwa 
140/0,  in  Oesterreich  6%  aller  T.  in  An- 
stalten untei^bracht.  Minder  bilduDgsmiige 
T.  sind  vielfach  in  Siechen-,  Idioten-  usw. 
Anstalten  untergebracht. 

4.  Der  T.nnterrieht.  Die  Art  des  Ge- 
brechens nnd  die  behinderte  ErwerbsmOglich- 
keit  sind  die  Veranlassanj^  zum  eigenartigen 
T.nnterrichte.  Dieser  vollzieht  sich  mit  Bttck* 
sieht  auf  das  Gebrechen  in  den  einzelnen 
Staaten  nach  zwei  voneinander  erheblich  ver- 
schiedenen Systemen.  Das  ältere  and  Hberhanpt 
erste  System  des  T.nnterrichts  hat  den  Abbe 
de  l'Epe^  zum  Begründer,  der  seit  1760  in  einer 
zu  Paris  errichteten  Schale  begann,  den  Zög- 
lingen die  Zeichensprache  behEubringen,  durch 
welche  sie  sich  nntereinander  und  mit  den 
Lehrern  zn  verständigen  vennOgen.  nnd  auch 
die  Schriftsprache  zu  lehren,  mittels  derer  sie 
sich  allgem^  verständigen  können.  Diese,  die 
französische  Methode,  steht  jedoch  —  wie  dies 
auch  auf  internationalen  Kongressen  anerkannt 
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wurde  —  der  durch  den  Schweizer  Arzt  Am- 
man und  inabesondere  darcb  Samnel  Eeinicke 
(Frivatecbnle  in  Eppeudorf  bei  Hamborg,  1778 
nach  Leipzig  verlegt),  etwa  am  dieselbe  Zeit 
begründeten  dentschen  Methode  nach.  Diese 
deutsche  Methode  lehrt  die  T.  durch  Beobach- 
tung der  sprechenden  Personen  die  Lante  nnd 
damit  die  Worte  gleichsam  sehen,  fahlen  nnd 
dadumh  rerstehen,  aber  wom{>glicb  auch  durch 
Nachahmung  der  mecbaniachen  Bewegung  bei 
den  Sprechenden  selbst  bo  rot  als  eben  möi^lich 
sprechen.  Dies  ist  die  Buchstaben-  und  ev.  die 
Lantsprache  der  deutschen  Methode  gegenüber 
der  Zeichensprache  der  französischen.  Seit  dem 
1.  Intern.  T.Iehrer-Kongreß  in  Hailand  1880  ist 
die  Teberlegenheit  der  deutschen  Methode  all- 
gemein anerkannt  nnd  bekannt  geworden. 
Allerdings  war  es  vorerst  nicht  recht  möglich 
die  deutsche  Methode  gründlich  anzuwenden, 
da  die  Zeit  der  Ausbildung  zumeist  zu  kurz 
bemessen  war,  weshalb  nebenbei  vielfach  znr 
Zeichensprache  ge^rriffen  wurde.  Erst  in  jüng- 
ster Zeit  ist  hier  msbesondere  durch  Hill  (Vor- 
steher der  Schale  in  WeiOenfels)  durch  Auf- 
steilnng  eines  neuen  Oruudsatzes  Wandel  ^ 
schaffen  worden.  Darnach  wird  gestrebt,  im 
Unterrichtsstoffe  dem  Ziele  der  Votksschnle 
möglichst  nahezukommen,  was  selbstverstfind- 
lich  eine  Ausdehnung  der  Lehrzeit  womöglich 
auf  8  Jahre  erfordert;  dabei  wird  die  deutsche 
Methode  gnindp&txlich  angewendet.  Ja  übrigens 
ist  es  selbstverständlich  erforderlich,  auf  die 
Hebung  der  Erwerbsf&higkeit  durch  Erlemnng 
geeigneter  Gewerbe  und  sonstiger  Erwerbsarten 
Bedacht  an  nehmen. 

Literatur;  Arl.  „Taubstummr  und  Taubstummen- 
aiisUUten",  H.  d.  St.,  S.  Avf,.,  Bd.  Vll,  S.  SO/g. 

—  Art.  „Taubetummmanttalteu';  Stengels  W.B. 
2.  At^,  Bd.  II,  S.  S60,  861.  —  O.  vom  Maißr, 
in  der  lütekr.  da  bayr.  «tat  Bureaui  1876, 
1877  und  SS  der  Beiträge  tvr  Statistik  des 
Kgr.  Bayern  (für  Bayern  und  internal,  vgl.), 
Ztsehr.  dee  prevfi.  »tat.  Bureaus,  188t,  S.  189 fg. 
und  188S,  S.  191.  —  F.  Prtnstnff,  Handbuch 
der  meäinnischm  Statistik,  Jena  19(i6,  S.  X06fg. 

—  Für  Oesterreich  die  alljährliche  „Sanitäts- 
statittik*'  im  ."ierienverke :  „Ocsterr.  Statistik"  und 
die  Volkttäklungsuierke.  —  f.  Ftrek»,  Bevölke- 
rungslehre  und  BevölkerwngspolUik,  S.  US  fg.  -~- 
Trei  hei  f  Uebertickt  der  getch  ichilichen  Ent- 
wiekehtng  des  Taubstummenbildungwesens  mit 
besonderer  BerSekeitktigung  ton  BerUn,  Ztsehr. 
des  preuß.  stat.  Bureaus  1888,  S.  ZiS.  —  KimM. 
JJ^er  TauhstMmms ,  TaubstutnmenbUdnng  und 
Thubtlmmenanslalten,  Schleswig  18SS.  —  Hill, 
Der  gegenwärtig«  Zustand  d^s  Taubstummen- 
bildungneeseni  in  IteutachUnd,  Weimar  1866.  — 
Heil,  Der  Taubstumme  und  seine  Bildung, 
BiidbwTfhausen  1880.  —  ScMUle^  Lehrbuch 
der  Tat^tummenbitdung.  —  (Höttold,  Morit»), 
Abbe  <le  l'Epet  und  Heinicke,  die  Begründer  d. 
ersten  Taubstummenunierriehts,  hrsg.  von  einem 
Taubstummen,  Hannover  187S.  —  «f.  VotUr, 
Ihe  TinüMummenpße^e,  Gotha  1891  —  8.  Eon- 
yrtß  für  Hjfg^  und  Demogr.  in  Budapest  1894, 
Bd.  VII,  S.  71S—7S1.  —  Zeüsehriflen:  Organ 
der  Tat^tummenanstaiten  in  DeutfcUand  und 
den  dattschredenden  Xachbarländtrn,  Frie<lberg, 

—  BläUer  ßir  TaubstummenbUdustg,  Berlin  (für 


Lehrer).  —  BlOtter  fär  Taubstumme,  Omünd.  — 
Der  Taubstummenfremd,  Berlin  (jür  erseaekeene 
Tatdfstumme).  E.  JfltfrMer. 


Taxation,  laadwirUehalUicke. 

1.  Begriff,  Wesen,  Zwecke  der  T.  2.  Tech- 
nik der  T.  in  ihren  Terschiedenen  Anwendnag»- 
sweigen. 

L  Begriff,  Wesen,  Zwecke  der  T. 

Unter  T.  versteht  man  die  Schätznug. 
die  Ermittelimg  des  ungefähren,  des  an- 
□älierndeu  Wertes  eines  Gegenstaudes.  Die- 
selbe Bedeutung  hatte  das  lateinische  Wort 
laxatio,  welches  dann  später  in  die  deutache 
Sprache  Ültemommen  worden  ist  Wenn- 
gleich bei  der  Taxation  alle  objektiven, 
den  Wert  beeinflussenden  Punkte  in  RQck- 
sicht  zu  ziehen  sind,  so  ist  doch  auch  dem 
subjektiven  Ermessen  des  Taxatora 
immerhin  ein  ziemlicher  Spielraum  gelassen. 
Eh:  steht  nicht  auf  so  sicherem  Boden  wie 
derjenige,  welcher  die  Möglichkeit  hat,  den 
Wert  eines  Gegenstandes  auf  Grund  der 
auf  dem  Markte  für  die  gleichen  Gi^ostiade 
gezahlten  Preise  festzustellen.  Beide  Ope- 
rationen, die  T.  und  die  Marktpreisermittelnng, 
kommen  in  der  Landwirts^uft  sehr  häufig 
vor.  Letztere  ist  ziemlich  einfach  und  leicht, 
große  Irrtümer  sind  dabei  ausgeschlosBea: 
dagegen  ist  die  T.  mit  mehr  oder  minder 
großen  Schwierigkeiten  verknüpft;  sie  er- 
fordert genaue  Sächkeuatnis,  und  begaugeat 
Fehler  können  sehr  verhängnisvoU  wirken. 

Bei  den  landwirtschafmchen  Erwng- 
nissen  unterscheidet  man  zwischen  markt- 
gängigen und  nicht  marktgängigen 
oder  marktlosen.  Zu  ersteren  geh&en 
diejenigen,  welche  jederzeit  nnd  in  gnSea 
Mengen  auf  dem  Harkte  verkauft  wevdflB 
können,  namentUdi  die  Getreideaitoi  uad 
die  sonatigen  KOmerfrOchte,  die  Handeto- 
gewächse,  lebendes  Vieh^  Milch,  Bntter,  Eäae, 
Wolle  usw.  Der  Geldwert  diefter^anch  wenn 
sie  nicht  verkauft,  sondern  in  der  eigeina 
Wirtschaft  verwendet  werden,  ist  auf  Grund 
der  für  Wareu  ähnlicher  Art  auf  dem  Markte 
gezahlten  Preise  unschwer  und  mit  säes^ 
Ucher  Genauigkeit  zu  ermittelo.  Marktloae 
Produkte  sind  solche,  welche  entweder  m* 
gleich  mit  den  marktgängigen  als  NefasD* 
Produkte  erzeugt  oder  ireou  auch  als  HaaM- 
Produkte  angebaut  nur  in  varhältnismäng 
geringen  Mengen  auf  dem  Markt  gehaoden 
werden,  weil  der  Bedarf  an  ihnen  seitow 
der  nichtlandwirtschaftUcben  BevOUanog 
ein  geringer  ist  und  jeder  ijuidvirt  sie  m 
der  erforderlichen  Menge  selbst  hemrsfr- 
bringen  pflc«!  Es  gehören  zu  ihnea  be- 
sonders Stroh,  Heu,  Grfinfotter,  Fottefrtben, 
der  Stalldanger.  In  vielen  FUleo  hftt  der 
Ijmdwirt  fiberhaopt  nicht  die  MQgKdikeit 
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dieee  E^^ei^isse  auf  dem  UaiÜ  zu  ver- 
kaufen: in  anderen  kann  er  sie  zwar  auf 
den  Markt  briogra,  aber  nur  einen  sehr 
kleinen  Teil  der  von  ihm  produzierten  Menge 
zu  dem  Marktpreis  los  werden,  weil  der 
Begehr  danach  ein  sehr  geringer  ist  An- 
dereneits  li^  für  ihn,  wenn  er  em  Urteil 
üb^  die  Kosten  imd  die  ErtrSge  der  ein- 
xdnen  Betriebszweue  gewinnen  will,  die 
Notwendigkeit  vor,  den  Geldwert  der  mariit- 
losen  Produkte  festnistellen.  Das  01«die 
wird  eriord^Udi,  wenn  «ne  Gutswirtschaft 
mit  den  in  ihr  enthalten«!  Vtnxftten  k&uQich 
oder  pachtweise  Übernommen  wird;  femer 
bei  Subhastationen  und  bei  Bechtsstreitig- 
keiten,  in  denen  es  sich  um  solche  marktlosen 
Erzeugnisse  bandelt;  endlich  bei  Yersiche- 
mng  gegen  Feu«-'  und  Hagelschaden.  In 
aUen  diesen  FjUten  ist  eine  Preisermittelung 
nicht  mOglich  oder  ffihrt  doch  zu  unbrauch- 
baren Resultaten,  hier  muß  Tielmehr  die  T. 
eintreten.  Auch  bei  der  Feststellung  des 
Wertes  von  totem  und  lebendem  Inventar, 
also  Maschinen  und  Geräten  sowie 
Zug-  und  Nutzvieh,  die  bei  Gutsilber- 
nahmea  und  Subhastationen,  auch  häufig  bei 
hypothekarischen  Belastuoeen  sich  n^tig  er- 
weist, ist  eine  T.  erforderlich.  Denn  es 
handelt  sich  hierbei  teils  um  schon  gebrauchte 
O^nstftnde,  die  Oberhaupt  keinen  Markt- 
preis haben,  teils  um  lebende  Wesen,  deren 
Wert  nach  Alter,  Geschlecht.  GrOfie,  Ge- 
tomohszweok  ein  individucul  sehr  ver- 
sdiiedener  sein  kann. 

Ferner  zeigt  sich  die  T.  nnentbehrlich 
ba  der  Wertsermittelung  von  Gebäuden. 
Dies  nicht  nur  zum  Zweck  ihrer  Versiche- 
rung gegen  Feuerschaden,  sondern  auch  bei 
Kauf  und  Pachtung  von  Gütern,  bei  Sub- 
hastationen, bei  hypothekarischen  Beleihungen 
sowie  zur  FeststeUuog  der  Amortisations- 
quote  für  das  Gdbftudekapital,  die  bei  der 
BanertragsberechouDg  stark  ins  Gewidit 
£lUt  Von  ein«a  Marktprds  landwirtsebaft- 
licfaer  G^Aude  kann  um  so  weniger  die 
Rede  sein,  als  es  sich  um  bondts  gebmudite, 
häufig  um  edb(»  sehr  at^senutste  Gebäude 
handelt 

Endlich  mufi  bei  der  so  vichtigen  und 
oft  vorkommenden  Wertsermittelung  von 
firund  und  Bodes,  sei  es  einzelner 
Grundstücke,  sei  es  ganzer  Landgüter, 
eine  T.  stattfinden.  Auch  hier  sind  Ver- 
kehrs- oder  Marktpreise  gar  nioht  oder  doch 
nur  ausnahmsweise  verwendbar.  Denn  die 
einseloen  Giundstfloke  und  noch  mehr  die 
eineelnen  Güter  und  deren  immobile  Be- 
standteile sind  nach  BodeobeschafiTeDheit, 
nach  der  Örtlichen  und  wirtschaftlichen  Lage 
so  verachieden.  daS  aus  dem  für  andere 
Grundstücke  etwa  gezahlten  Preis  nicht  ohne 
weiteres  aaf  ihren  Wert  geachlossen  werden 
kann.  Solches  am  so  weniger,  als  an  ein 


und  demselben  Orte  nur  selten  zahlreiche 
Verkäufe  von  Grundstücken  vorkommen,  so 
dafl  ein  eigentlicher  Marktpreis  gar  nicht 
existiert,  und  als  ferner  bei  der  endgültigen 
Feststellung  d^  Kaufpreises  sehr  oft  ganz 
individuelle  Bew^pründe  auf  seilen  des 
Verkäufers  oder  Käufers  mitbestimmend  sind. 

2.  Te<Anik  der  T.  in  Ihren  rer- 
schiedeneB  Anwendnngszweigra.  Bei 
der  T.  von  Mobilien  handelt  es  sich  zu- 
nächst und  vorzi^weise  um  die  markt- 
losen Futtermittel  und  um  den  Stall- 
dünger. Dieselben  repräsentieren  durch- 
schnittlich ihrem  Werte  nach  mindestens 
die  Hälfte  der  huidwirtschaftlichen  Erzeuge 
nisse.  Da  auf  sie  aus  den  erwähnten  Gründen 
der  etwa  für  einzelne  Quantitäten  gezahlte 
Marktpreis  nicht  anwendbar  int,  so  muß 
□ach  eiuem  anderen  Wertroaßstab  für  sie 
gesucht  werdeu.  Man  gewinnt  deuselben 
dadurch,  daS  man  den  Gebrauchswert  der 
marktlosen  Erzeugnisse  mit  dem  Gebrauchs- 
wert marktgängiger,  eioem  ähnlichen  Zwecke 
dienender  Produkte  vei^leicht  und  dann  aus 
dem  Marktpreis  diefer  den  Geldwert  jener 
ermittelt  Für  die  T.  der  marktlosen  Futter- 
mittel bedient  man  sich  zu  diesem  Zweck 
am  besten  des  Roggens,  des  Hafers  oder 
der  Handelsfuttermittel  wie  Oelkuchen  usw., 
für  die  T.  des  Stalldüngers  benutzt  man  die 
käuflichen  Duogmittel. 

Bei  der  Wertsermittelung  von  bereits 
gebrauchten  Maschinen  uod  Geräten 
legt  man  den  Neu-  oder  AnsehafFungswert 
zugrunde,  der  sich  unschwer  feststellen  läßt. 
Befindet  sich  das  tote  Inventar  in  gutem, 
ordnungsmäßigem  Zustande,  so  darf  man 
annehmen ,  daß  der  augenblickliche  oder 
Zeitwert  durchschnittlich  70°/o  des  Neu- 
wertes beträgt  Ist  dasselbe  größtenteils  erst 
kürzlich  angeschf^  und  dabei  sehr  gut  er- 
halten, 80  kann  man  den  Zeitwert  bis  auf 
80  *Vo  des  Keuwertes  veransdüagen ;  im  um- 
gekehrten Falle  mufi  man  his  auf  &)%  des 
Neuwertes  oder  noch  tiefer  hintergehen. 

Für  die  T.  des  lebenden  Invmtars,  Zmg- 
und  Nutzvieh,  hat  man  an  den  auf  dräi 
Markt  für  Vieh  und  Fleisch  gezahlten  Preisen 
einen  ziemlich  sicheren  Anhalt  Indesseoi 
ist  es  nötig,  bei  den  einzelnen  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Tieren  festzustellen,  ob 
dieselben  mit  Rücksicht  auf  ihr  Alter,  auf 
die  Rasse,  der  sie  angehören,  oder  andere 
individuelle  Eigenschaften  einen  von  dem 
durchschnittlichen  Marktpreise  abweichenden 
Wert  besitzen  oder  nicht. 

Eine  besondere  Bedeutung  hat  in  der 
Landwirts<^iaft  die  T.  von  Immobilien, 
sowohl  die  der  Gebäude  als  oamratlich 
die  von  Grund  und  Boden.  Erstens  machen 
vom  Wert  der  gesamten  immobilen  Sub- 
stanz eines  Gutes  25 — 40%  aus,  repräsen- 
tieren ^so  einen  eihebüdien  Brachteil  der- 
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selben.  Ihr  angenblicklicher  oder  Zät-W^ 
ist  stets  bedeutend  gering  als  ihr  Neuwert ; 
et  bleibt  um  so  mehr  hinter  diesem  zurOck, 
je  Alter  die  Oebäude  und  je  weniger  gut 
ne  erhalten  sind.  Bei  ordnungsmftßig  in 
Stand  gehaltenen  Ctebäuden  darf  man  den 
Zeitwert  zu  60— TO^/o  des  Neuwertes  an- 
nehmen. 

Per  Grund  und  Boden  bildet  das  bei 
weitem  .wertvollste  Betriebsmittel  und  die 
unentbehrliche  Grundlage  für  die  Landwirte 
Schaft  Überhaupt  Von  seiner  richtigen  T. 
hängt  sehr  viel  ab.  Sie  ist  in  den  ver- 
schiedensten Fällen  durchaus  nötig,  wenn 
der  landwirtschaftliche  Unternehmer  nicht 
sdiwer  geschädigt  oder  gar  in  seiner  wirt- 
schaftlidien  Existenz  bedroht  sein  soll.  Die 
hauptsächlichsten  l*^le,  in  denen  eine  T. 
des  Grund  und  Bodens  erforderlich  wird, 
sind :  Kauf  und  Verkauf,  Er-  und 
Verpachtung,  Teilung,  besonders  Erb- 
teilung, Ablösung  von  Servituten, 
hypothekarische  Beleihung,  Be- 
steuerung, Expropriation  (Enteig- 
nung). Je  nach  dem  *Zweck  der  T.  kann 
oder  muß  gar  das  dabei  angewendete  Ver- 
fahren ein  verschiedenes  sein.  Man  unter- 
scheidet in  dieser Hinacht  zwischen  Werts- 
und  Sicherheitst^en,  zwischen Grund- 
und  Ertragstaxen,  zwischen  Einzel- 
oder Grundstficks-  und  Gesamt-  oder 
Gutstaxen. 

Der  Zweck  der  Wertstaxe  ist,  den 
tatsächlichen  Ertrags  wert  des  Bodens 
festzustellen.  Sie  findet  Anwendung  bei 
Kauf  und  Verkauf,  Er^  und  Verpachtung, 
Teilung,  Ablesungen  und  b^  Expropriation ; 
bei  letztgenannt»  ist  sogar  zu  dem  omittelten 
Ertragswert  noch  ein  besraderer  Zuschlag 
zu  machen.  Bei  Sicherheits-  oder 
Kredittaxen  will  man  nicht  den  wirk- 
lichen Ertragswert,  sondan  den  Wert  wissen, 
den  das  Grundstock  oder  Gut  voraussichtlich 
für  lange  Zeit  und  unter  allen  Umständen, 
z.  B.  auch  bei  schlechter  Bewirtschaftung, 
bei  kriegerischen  Verwickelungen,  bei  Miß- 
ernten ,  andauernd  niedrigen  Preisen  der 
landwirtschaftlichen  Prodiikte  usw,  behält. 
Sie  greift  namentlich  Platz  bei  T.  behufe 
hypothekarischer  Beleihung,  ferner  bei  der 
Grund  steuereinschätzung.  Sowohl  die  öffent- 
lichen wie  die  privaten  Bodenkreditinstitute 
pflegen  eingehende  Vorschriften  Über  die 
Art,  wie  für  ihre  Zwecke  T.  vorzunehmen 
sind,  ihren  Beamten  an  die  Hand  zu  geben; 
ebenso  verfährt  der  Staat  bei  der  Einschätzung 
zur  Grundsteuer.  Man  darf  annehmen,  daß 
das  Resultat  einer  Sicherheitstaxe  durch- 
schnittlich etwa  '/a  hinter  der  für  dasselbe 
Grundstück  oder  Gut  aufgestellten  Wertstaxe 
zurückbleibt  (vgl.  Art  „Landschaften",  oben 
S.  354  fg.). 

Der  Unterschied  zwischen  &aer  Grund- 


oder  Kapitaltaxe  und  eioerErtragstue 
besteht  darin,  dafi  bä  ersterer  dirut  der 
Kapitalwert  deB  Omnd  nod  Bodens  ermittelt 
wird,  während  bei  letzterer  zimfldist  der 
Reinertrag  berechnet  und  aus  diesem  unto* 
ZugrandeTraruDg  des  landesüblichen  ZinsfiiBw 
durch  Multiplikation  mit  35  (bei  4<V»K  oder 
mit  38,.i>7  (bei  SVt  o/o)  oder  mit  33,33  (bei  30/ti 
der  KapitaJwert  berechnet  wird.  Die  Grund- 
taxe  ist  das  bei  weitem  einfachere  Verfahren 
und  gibt,  wenn  der  Taxator  g^iflgende  Er- 
fahrung  und  Einsicht  hat,  audi  ein  genügend 
zuverlässiges  Resultat.  Man  wendet  sie 
meist  an,  wenn  es  darauf  ankommt,  äaea 
uogefiUiren  Wert,  der  als  Maßstab  für  hypo- 
thekarische Beleihung  oder  für  Besteuerung 
dienen  kann ,  festzustellen.  Die  meisten 
landschaftlichen  Kreditinstitute  bedienen  steh 
ihrer.  Dabei  haben  sie  die  Kapitalsätxe  m 
niedrig  normiert  daß  sie  den  Ertragswert 
bei  weitem  nicht  erreichen;  außerdem  bei 
leihen  sie  den  so  ermittelten  KapitalwcTt 
bis  höchstens  zu  zwei  DritteL  Will  man  bei 
Wertsermittelung  sicher  gehen,  wie  ee  bei 
Käufen,  Pachtungen,  Erbteilnngen  nötig  ist 
so  muß,  man  neben  der  Grundtaxe  noch  die 
Ertragstaxe  anwenden.  Bei  ihr  wird  zunächst 
der  ftohertrag,  dann  der  Wirtschaftsaufwaod 
und  durch  Abzug  des  letzteren  von  dem 
ersteren  der  Reinertrag  ermittelt  aus  dem 
dann  in  der  oben  ang^ebenen  Weise  der 
Kapitalwert  berechnet  wird.  Die  Sicherheit 
der  Ertragstaxe  ist  ebenso  wie  die  der 
Grundtaxe  von  der  landwirtschaftlichen 
^dmin^  der  Taxstoren  abhängig.  ErmG^icfat 
diese  eine  richtige  Schätzung  des  Roheii^agE. 
wird  die  Ertragstaxe  dem  wahren  Wert  am 
nächsten  kommen. 

Endlich  istnochzwiadienEinzel-aler 
Grundetflckstaxe  und  Gesamt-  oder 
Gutstftxe  zu  unterscheiden.  Bei  jener 
wird  der  Wert  der  einzelnen  Grundstöcke 
fes^estellt  und,  wenn  es  üch  um  mehrere 
oder  viele  Grundstöcke  handelt,  der  Oesamt- 
wert durch  Addition  der  einzelnen  Werte 
ermittelt,  Sie  muß  angewendet  werden . 
wenn  überhaupt  nur  der  Wert  eines  oder 
mehrerer  Grundstücke,  ohne  Rückachl  auf 
deren  etwaigen  wirtschaftlichen  Zusamraeo- 
hang  mit  einer  (futswirtschaft ,  in  Frago 
steht;  also  bei  der  Grundsteuerreinffltng»- 
ermitteliing,  bei  Kauf,  Pachtung,  Teiliu>|^ 
Beleihuog  einzelner  GnmdstÜcke.  Sie  kann 
auch  benutzt  werden  bei  der  T.  einer  fjaaapn 
Gutswirtscbaft.  führt  aber  dann  in  keinan 
sicheren  Resultat  bezüglich  des  wirUicbra 
Ertragawertes.  Mandie  landwirtschaftlichea 
Kreditinstitute  bedienen  sich  bei  GutsUxen 
des  Verfahrens  der  Einzeltaxe;  aber  ihnen 
kommt  es  auch  nidit  auf  den  wirklteboi 
ErtragBwert,  sondern  auf  FeetstdUnng  eipes 
tmter  demselben  beftndüdiai  Sdiohats- 
w^^ao.  SoU  der  Erti^vert  eines  (taaic« 
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Landgutes  ermittelt  werden,  so  Ut  die  Ge- 
samt- oder  Outstaxe  das  allein  angemessene 
Verfahren,  ßei  ihr  wird  ziinftchst  ein  den 
Yerhallnissen  entsprechender  Wirtschafts- 
plan entworfen,  ani  Grand  dieses  der  ge- 
samte Rohertrag,  dann  der  gesamte  Wirt- 
schaftsaufwand  des  Gatsbetriebes  ermittelt 
und  hierans  Reinertntg  wie  Kapitalwert  be- 
rechnet. Handelt  es  sich  um  i^uf,  Pachtung 
oder  Krbteilnng  von  Landgütern,  so  sollte 
immer  die  desamttaxe  in  Aiiwendung 
kommen. 

LIteratar:  Atbr.  Jlutert  Vertueh  »hter  Atu- 
mitUlung  de»  Reintriragrs  der  jtrodvktivtn 
Grtinditüeke,  Berlin  ISIS.  —  A.  Block,  Mit- 
Itiiungm  landvnrUchaJÜieher  Erfahnmgen,  An- 
Mchten  und  Grundt&tte,  S  Bde.,  t.  Aufl.,  18S7 
bis  1839.  —  W.  Pahmt,  landtpirttehaftiithe 
Tcueiitionatehre ,  S.  Aufi.,  herauagrg,  von  W. 
Hamm,  188S.  —  B.  Lehnertj  Der  ökonomische 
Erft^  der  landwirUchaftlichen  Produktion  und 
deutn  FesUtetlung  in  von  der  GolU,  Bandbuch 
der  geaamtm  LandwirUeht^ft,  Bd.  I  (1890),  S.  SU 
btt  646.  —  Tk.  Frh.  VOM  der  OoUtf  Land- 
v^fUeluißieht  litxalionthkrv,  t.  Ai^,  Berlin 
189i.  —  Vgi.  at^rdm  die  Literaturangaben  bei 
den  ArtL  „Hypothekenaktienbanken",  oben  S. 
JOtlS  und  „Lamdechfoften",  oben  S.  367. 

Tk.  Frh,  von  der  Goltz, 
durrhgetehen  von  C  r.  StHhorst. 


TaxeD  8.  Preistaxen  oben  S.  654fg. 


TellpaobL 

Die  T.  (Teilbau,  m<;tayage,  mezzadria) 
ibt  keine  Form  der  Pacht,  sondern  wird 
richtiger  als  Arbeitsvertrag  angesehen.  Der 
Verpächter  gibt  den  Onind  und  Boden  und 
das  loveotar,  der  Teilpächter  hat  dafür  eine 
Quote  des  Reinertrags,  meist  die  Hälfte,  zu 
zahlen.  Die  T.  war  im  Mittelalter  sehr 
weit  verbreitet;  jetzt  ist  sie  in  Italien,  im 
s&dlichen  Frankreich,  in  Griechenland  usw. 
vorherrschend.  Auch  in  den  Södstaaten 
Nordamerikas  hat  sie  seit  Aufhören  der  auf 
Sklaverei  beruhenden  Arbeitsverfassung  der 
Plantagen  Wirtschaft  stetig  Fortschritte  ge- 
macht. In  Deutschland  kommt  Teilbau 
namentlich  noch  bei  einigen  Spezialkulturen 
(Tabak  in  Baden,  Wein  in  der  Uheinprovinz) 
vor.  Nach  der  BetriebszAhlnng  von  1895 
wurden  in  Deutschland  im  ganzen  48735  ha, 
«1,  h.  0,11%  der  Gesamtfläche,  im  Teilbau 
bewirtschaftet,  während  in  Frankreich  i.  J. 
im\i  4539322  ha,  d.  h.  10,85  »/o  der  Ge- 
samtwirtschaftsÜäche .  dem  Teilbau  uatet- 
lagen.  In  Italien  wird  Getreide,  Mais,  Wein, 
OiivenOl,  GemQse  zur  grCfieren  Hälfte  von 
Teilbaaem  produziert 

Die  gebrftudilichste  Form  des  Teübanes 
in  Italien  ist  naick  Efaeberg  die,  daB  ein  ein 
landwiitschaftlidiee  Ganze  bildendes  Bauern- 


gut durch  eine  bäuerliche  Familie  oder  eine 
Hausgenossenschaft  unter  Teilimg  des  Ge- 
winnes bezw.  des  lüsikos  für  alle  Arten  der 
Produkte  und  mit  dem  Rechte  des  Guts- 
herru,  nicht  nur  die  allgemeine  Richtung 
der  Produktion  zu  bestimmen,  sondern  aiioi 
in  jedem  Augeoblicke  in  den  Gang  der  Wirt- 
schaft einzugreifen,  bewirtschaftet  wird.  Hat 
der  Teilbauer,  wie  es  vielfach  vorkommt, 
einen  Teil  der  Grundstücke  in  Zeitpacht, 
oder  bei  kleineren  Pachtgütern  noch  Arbeits- 
verpflichtoog  auf  dem  Herreogut,  so  nähert 
sich  die  mezzadria  dem  reinen  Pacht-  oder 
dem  Heuerlingsverhältnisse. 

Als  typisches  mi'tayage- Verhältnis  in 
Frankreich  schildert  Zella  folgendes :  der  Ver^ 
Pächter  stellt  den  Gnmd  und  Boden,  das 
lebende  und  tote  Inventar,  das  Saatgut,  der 
Teilpächter  seine  und  seiner  Familie  Arbeits- 
kraft. Der  KrtFE»  wird  zur  Hälfte  geteilt; 
die  Stenern  trägt  der  Teilpächter.  Ganz  steht 
letzterem  der  Ertrag  eiaes  Obst-  und  Ge- 
müsegartens zum  Konsum  in  der  Familie  zu, 
ebenso  wie  Kartoffeln,  die  Hilch  der  Milch- 
kuh nach  dem  Yei^nf  der  Kälber,  der  nach 
einem  Monat  oder  höchstens  6  Wochen  statt- 
findet, sowie  Heizung.  Außerdem  erhielt  er 
für  jedes  verkaufte  Tier  eine  Provision  von 
50  Cts.  bis  3  Frcs. 

Der  Teilban  unterliegt  sehr  Terschiedeoer 
Beurteilung.  ZoUa  z.  6.  lobt  ihn  unbedingt; 
er  rechnet  aus,  daß  der  Teilpächter  etwa 
das  Doppelte  von  dem  erhält,  was  er  als 
Knecht  empfangen  würde,  und  daß  auch  der 
Eigentümer  besser  fährt  als  wenn  er  das 
Gut  in  Zeitpacht  aiit^gelan  hätte.  Er  faßt 
dabei  den  Teilpächter  oben  mir  üIs  Arlieiter, 
nicht  als  Pächter  auf.  A'?liiili«  lL  LKetscI, 
wenn  er  sagt:  „Als  I'iitht  aiif^^i.'l;ibl  cjsclieint 
dasSystera  des  Teilbaup^-  jjrimüvLMi  Ziist^nden 
der  Agrikultur  ents[>nin^^'[i.  id^  Lr)tinform 
betrachtet  erfüllt  er  iJas  Küzialp.tlilisc  l'üj  Ideal 
der  Zukunft."  Dieses  idea.]  ist  dif  Betcili- 
gungam  Gewinn.  Einen  ÜlmHclii?!!  lirdaiiken 
hatte  schon  v.  Thüiicn  auf  j^eim^iu  Gute 
Tcllow  durchführen  Wi»]|i-_n:  aber  auf  einem 
großen  Oute,  nameDtlieh  nui  vnr wiegendem 
Ackerbau,  kommt  der  Anteil  des  cLTizohien 
Arbeiters  an  einerev.GewinnsteiRening  kaum 
zum  Ausdruck.  Andere  bei  SpezialkuLturea, 
wie  Weinbau,  Olivenbaii,  aiu^h  Viehzucht 
Hier  ist  die  Sorgfalt  de&  ArWilers  in  dar 
Tat  von  entscheidend em  Eiiitliiß  auf  Quaa- 
tität  und  Qu^ltät  des  Rohproduktes;  oioe 
Beteiligimg  an  diesem  wird  h|w  unnuitteUiir 
zu  einer  Steigenidg  ^  i^t^sSsk^OB^S^t 
führen. 

Als  Pachtsystenk  «mWHideft  dqr 
Teilbau  die  stetige  Aatei&  tutd  SüaanBiuliBe 
desJSigentfimersaui'dlASBtrii^Tonul  Wo 
das  nicht  der  Fall  if^  wo  via  B.  in  Unter- 
Italien  Latifundien  ä  Umne  T.  lOttüblaBM 
sind  oder  wo,  wie.^d^ldk  Ha.  IMm, 
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Stfidter  Bauerngüter  anrufen  nnd  ia  T.  ans- 
tun,  haben  sich  arge  Mißstände  namentlich 
inbezug  auf  die  Produktionsintensität  er- 
geben. Der  Teilbauer  besitzt  meist  kein 
Kapital,  und  falls  er  es  hat,  hat  er  im  Ge- 
gensatz zum  Zeitpächter,  der  nur  eine  feste 
Rente  abzuffthren  hat,  au  einer  Steigerung 
der  Produktion  nur  ein  geringes  Interesse, 
sofern  diese  durch  verstärkten  Kapital-  und 
nicht  Arbeitsaufwand  hervor^bracht  wird, 
wie  es  beim  Äckerbau  zumeist  der  Fall  ist. 
Dies  beweist  unter  anderem  der  niedrige 
Stand  des  Äckerbaues  in  Italien.  Doch  bleibt 
dfweben  bestehen,  daB  diese  Hißstände  zum 
Teü  auf  historischen  und  demgemäß  abzu- 
ändernden VoisussetzuDgen  beruhen,  die  den 
Teilbau  als  ÄrbeitSTerfassuDgin  seinem  Wesen 
nicüit  treffen. 

Litentnri  IHetzel,  Üther  We»en  und  Bedeu- 
tung dt»  Teilbaue$  in  Italien,  ZeiUehr.  f.  d. 
gea.  Staatsw.,  I884  «.  18S5.  —  Eheberg,  Agra- 
rücke  Ziutände  in  ItaXien,  Sehr.  d.  Ver.  /. 
Sotialp.,  Bd.  XXIX.  —  Böhmert,  Di»  (Je- 
mnnbeleiligung,  Leipzig  1878.  —  Daniel  ZoUa, 
Le*  guegtimia  tigniirea  d'kier  et  d'aujotird'hui, 
S.  Sirie,  Purit  1895.  —  Spickermanit,  Der 
Teiibau  in  Theorie  und  Pnixüi,  Leipzig  I90t.  — 
landw.  ZeitBchrift  für  die  SAeinprotitu  2904, 
Nr.  7,  tt.  45.  —  Herme«,  Der  IhUbau  in 
Frankreich,  Jena  1906. 

W.  YTyvodMMlet. 


Telegraphie. 

1.  Begriff  and  Bedentnog.  2.  Geschichtliches. 
3.  Staatsbetrieb  der  T.  4.  Tarifwesen. 

1.  Begriff  und  Bedeutnng.   Die  T. 

schlechthin  ist  die  Beförderung  geschriebener 
Nachrichten  mittels  der  Elektrizität.  Das 
Wort  T.  wird  freilich  auch  in  weiterem 
Sinne  gebraucht.  Man  versteht  darunter 
auch  alle  Veranstaltungen  zu  einer  möglichst 
schnellen  Nachrichten-  und  Zeichenmitteilimg 
in  die  Ferne,  soweit  die  Mitteihing  dui-ch 
sichtbare  Zeichen  erfolgt  (,.OptiBche  T.").  FOr 
das  Verkehrswesen  kommt  hier  als  allgemein 
zugängliche  Anstalt  zur  schnellsten  Beför- 
derung geschriebener  Nachrichten  nur  die 
elektrische  T.  in  Betracht.  Die  T.  in 
diesem  Sinne  muß  gegenüber  der  Briefpost 
auf  die  wirkliche  Fortbewegung  von  Briefen 
oder  sonstigen  die  Nachrichieo  enthaltenden 
Gegenständen  verzichten.  Sie  gibt  nicht 
die  Origioalniedersohrift  der  Nachricht,  son- 
dern nur  deren  Inhalt  weiter  und  bietet 
deshalb  einen  geringeren  Schutz  gegen 
Täuschungen  und  Irrtümer  als  die  Briefpost. 
Dieser  Nachteil  wird  aber  weit  Oberwogen 
durch  die  große  Schnelligkeit  der  Beförde- 
rung. Nur  der  Fernsprecher  stellt  eine  noch 
schnellere  Verbindung  zwischen  den  Per^ 
.sonen  her,  die  Nachriditen  miteinander  aus- 
tauschen wollen. 


Die  Bedeutung  da-  T.  beruht  auf  diner 
hoch  gesteigerten  Schnelligkeit.  Denn  da- 
durch ist  das  Hindernis,  welches  durch  die 
räumliche  EntfemuDg  den  Beziehnngen  der 
Menschen  untereinander  entgegeogest^t 
wird,  fast  ganz  ai»  dem  W^e  gerioraL 
Damit  ist  für  Gfltererzeugung,  Qflterverbnm^ 
und  Verbrauchsvermittelting  die  Möglichkeit, 
sich  an  den  verschiedensten  Stellen  in  die 
Hände  zu  arbeiten  und  zerstreut  liegende 
Unternehmungen  von  einem  Punkt  aus  in 
leiten,  auf  das  höchste  gesteigert.  W^er 
ist  dadurch  eine  viel  größere  Sicheriieit  der 
Verkehrabezlehungen,  ein  viel  wirksamerer 
Schutz  g^n  drohende  Gefahren  aller  Art 
herbeif^führt,  und  das  bedeutet  die  Möglidi- 
keit,  viele  wirtschaftUdie  GQter  zu  eriudteo. 
die  sonst  zugrunde  gehra  vürden. 
wirksame  Nachrichtenv^ehr  fQhrt  auch  zn 
einer  weitgehenden  Äu^leichung  flrtlicber 
und  zeitlicher  Preisverschiedenheiten,  vdl 
ein  Ueberblick  über  die  Marktlage  der  Welt 
durch  die  T.  ermöglicht  ist,  wie  er  früher 
auch  nicht  entfernt  für  erreichbar  galt.  Auch 
die  nahe  Zuktmft  kann  besser  mit  Hilfe  der 
telegraphischen  Nachrichten  aus  allen  Vat- 
duktious-  und  Absatzgebieten  flbers^ai 
werden,  so  daß  der  kaufmännischen  Soeka- 
lation  ein  breiteres  und  dabei  doch  im 
ganzen  weniger  gefiUirlidim  Ärbeit£^l»et 
eiOfTuet  wurde. 

Daß  auf  die  fibrigen  Gebiet»  des  Volks- 
lebens, auf  die  internationalen  poUtisdwo 
Beziehungen,  auf  die  Kriegführung  usw.  die 
elektrische  T.  einen  großen,  umwälzenden 
Einfluß  ausüben  mußte,  kann  hier  nur  an- 
gedeutet werden! 

2.  Gesvhtchtllehei.  Die  elektrische  T.  ist 
eine  firrnngeorichafc  des  19.  Jahrb.  Vwrita 
hatte  mau  ftkr  B^enmnswecke,  (Br  die  stA 
eine  besonders  Behntme  NacbriehtenTemiilcelu; 
erwOnacbt  war,  die  schon  in  sehr  alt«n  Z«itei 
vorkommende  „optische  T."  beuutzeu  mfLnea 
und  dabei  imuierhin  schon  gans  bedeateode 
Erfolg«  erzielt  Im  letzten  Viertel  des  \V>.  Jahrb. 
l>egaunen  die  Versache,  die  £lektrizit&t  ftr 
solche  Zwecke  zu  verwenden.  Erfolg  batceo 
die  Versuche  erat,  alo  man  sich  der  Bd-abnmf*- 
oder  galvAiiischen  Elektrizität  bediente  oml  mla 
die  Ablenknu^  der  Magnetnadel  dorch  des 
elektrischenStrom  bekannt  war,elDe£rtM:beinva& 
die  I8iy  von  Oenttedt  entdeckt  wurde  läSS 

gelang  es  den  Gtfttiuger  Professoren  Karl  Friede 
auß  und  Wilh.  Weber,  eine  verwendbare  Fura 
eine»  elektro-magTieiischen  T.  zn  finden.  Die 
wichtigsten  Furtschritte  brachte  das  Jobr  lKt7: 
Karl  Aug-  Steinbeil  iu  München  erfand  eines 
elektro-maffneti>^:hen  T.,  der  praktisch  verwethar 
war,  die  Engländer  Wheatatone  nod  Cook» 
koDBtrnierten  einen  branclibareo  N&del-T.  nnd 
Morse  brachte  seinen  Scbreib-T.  cnstande.  Im 
nächsten  Jahr  (18H8)  entdeckte  Steinbeil  mach, 
daß  es  zur  BückleitUDg  des  elektriMibvn  Stromes 
einer  besonderen  Drahtteitnog  nicht  bedarf.  IKa 
technischen  Fortschritt«  auf  dieiem  OcUeC 
waren  damit  noch  lange  niehc  abgeschlwna; 
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namratUeh  Hngfaee  TyjMndrackapparat  nnd  die 
„nehrhushe  T."  ^&d  hier  bedentsam.  Aber  mit 
den  Sntdecknmren  nnd  Erfindungen  Ton  1837 
war  die  (irandlage  fär  die  pn^tische  Äns- 
breilong  der  elätiwchen  BefördenjOK  ge- 
sebriebraer  Nachrichten  gegeben,  nnd  bald  fand 
das  nene  Verkehrsmittel  fUr  Eisenbahn-  nnd 
Staatszwecke  in  den  Eultarstaaten  Anwendnng, 
nm  in  den  40er  and  öOer  Jahren  auch  in  den 
Dienst  des  allffemeinen  NacbrichtenTerkehra 
gestellt  zn  werden. 

Die  Telegraphie  wQrde  schon  etnen  gewaltigen 
F«tsdritt  DeoButet  haben,  wenn  sie  ledignch 
«af  dem  Festlande  nur  Anwendnng  gelangt 
wäre.  Um  sie  aber  za  einem  wirklichen  Welt- 
verkehrsmittel  zn  erheben,  bedarfte  es  ihrer 
Anwendong  aach  über  die  Heere  bin.  Von 
Anfang  an  wurde  das  gefühlt.  Doch  kam  man 
znn&cbst  Uber  Anregungen  nnd  kleine  Anlagen 
Too  Telegraphenkabeln  nicht  hinaus.  Der 
Energie  und  Ausdauer  des  Amerikaners  Cyrus 
Field  ist  es  zu  danken,  daß  der  von  ihm  seit 
ISM  unablässig  betriebene  Plan  ein»  Kabel- 
TerUndnng  awiachen  Amerika  and  Europa  1866 
T«rwirkU»t  wurde.  Dieees  bedeutsame  Er- 
eignis war  der  Aasgangspnnkt  einer  großen  Ent- 
wlekelung  der  Qberseeiscben  KabelTerbindnngen. 
Heute  umspannt  die  T.  mit  ihren  Leitungen  die 
ganze  Erde. 

Eine  wichtige  Ergänzung  der  durch  Drähte 
und  Kabel  vermittelten  T.  ist  neuerdings  durch 
die  drahtlose  T.  (Fnnken-T.)  geschaffen  worden. 
Obwohl  Versnche,  ohne  Draht  za  telegraphieren, 
schon  vor  mehreren  Jahrzehnten  gemacht  sind, 
ist  es  erst  im  Jahre  lti96  Marconi  gelungen,  die 
dazu  erforderlichen  Apparate  so  zn  vervc^l- 
kommnen,  daQ  mitteu  elektrischer  Wellen- 
tchwinguDgen,  Aber  die  durch  die  Arbeiten  Ton 
Heinrich  Hertz  Aufklärung  gettcfaaffen  ist,  ohne 
Draht  auf  mehrere  Kilometer  Nachrichten  Über- 
mittelt werden  konnten.  Durch  Staby  und  Braun 
sind  auf  diesem  Gebiete  bedeutsame  Fortschritte 
herbeigeführt  worden,  die  erst  die  für  den 
praktischen  Gebrauch  Überaas  wichtige  Ab- 
stimmung der  Apparate  auf  beHtimmte  Wellen- 
Ifiogen  ermSglichten.  Inzwischen  haben  sich 
verschiedene  Systeme  der  drahtlosen  T.  ent- 
wickelt (Harooni,  Slaby-Arco-Brann,  de  Forest. 
Fessenden.  Docretet- Popow,  Lodge-Huirhead), 
die  allerdings  wesentliche  grundtifitzliche  Ab- 
weichungen nicht  zeigen.  Sie  finden  alle  schon 
tatsächlich  Anwendung.  Im  Vordergrundestehen 
die  Systeme  Slaby-Arco-ßraun  („Telefunken-) 
nnd  Marconi.  Die  Ausbreituug  der  drahtlosen 
T.,  die  inzwischen  namentlich  durch  die  Arbeiten 
von  Ma\  Wien,  Drude  u.  a.  noch  erheblich  ver- 
besttert  worden  ist,  hat  so  grolle  Fortschritte 
gemacht,  daU  bereits  viele  Staaten  Vorschriften 
fiber  die  Benatznng  der  Funken-T.  für  den 
öflrntlieben  Verkehr  erlassen  haben  (in  Deutsch- 
land am  1.  IV.  liK)5)  und  daU  über  eine  inter- 
nationale fiegelang  des  funken  lelegraphischeu 
Verkehrs  bereits  im  August  in  Berlin  eine 
Torkonferenz  getagt  hat,  der  im  Oktober  1906 
auf  Einladung  der  deatMchen  Reiohsverwaltuug 
eine  internationale  Konferenz  zu  Berlin  gefolgt 
ist.  Die  Konferenz  war  vou  27  Staaten  be- 
schickt. Ihr  Ergebnin  ist  die  Vereinbarnug 
einer  Convention  radio-tcleicrapbique  inier- 
nationale,  durch  die  der  Austausch  funken- 
telegraphischer  Nachrichten  zwischen  Schiff  und 


Kfistenstation  ohne  Rücksicht  auf  das  jeweilig 
ugewandte  tunkentelegraphiscbe  System  obh- 
gatoriseh  gemacht  wild.  Durch  eine  Znsatz- 
vereinbarung ,  der  sich  aber  zunächst  nar 
21  Staaten  angeschlossen  haben,  ist  die  „Inter- 
kommunikationspflicht"  auch  zwischen  Schiff 
und  Schiff  vorgeschrieben.  Die  Konvention  nnd 
die  Znsatzrereinbarung  sollen  am  l./VII.  1906 
in  Kraft  treten.  1911  soll  eine  weitere  Konferenz 
in  London  stattfinden.  Die  Bedeutung  der 
Funken-T.  li^t  außer  ihrem  Wert  für  die 
Kriegführnng  namentlich  darin,  daß  sie  den 
Nachrichtenaustausch  zwischen  Seeschiffeu  unter- 
einander und  mit  dem  Festlaude  erm/f^licht 
Daß  sie  den  Kabelverkehr  zwischen  Überseeischen 
Ländern  entbehrlieb  machen  kOnnte,  ist  nicht 
anznuebmen ,  da  die  Störungen  darch  die 
Elektrizität  der  Atmosphäre  dem  entgegenstehen. 

Der  Schwerpunkt  des  elektrischen  Nach- 
richtenverkebn  liegt  jedenfalls  bei  der  darch 
Draht  und  Kabel  vermittelten  T.  Die  rasche 
Ausbreitung  dieses  Verkehrsmittels 'ergibt  sich 
daraus,  daß  1904  die  Länge  der  T.linien  der 
Erde  nach  einer  überschlägigen  Berechnung 
rund  8  Hill,  km  and  die  Länge  der  Draht- 
leitungoi  ttber  7  Hill,  km  betrug,  während  die 
»Uebersiehten  der  Weltwirtschaft"  (v.  Neu- 
m  au  u-Spallart-Ju  rasch  ek) 

Linien  Drahtleitungen 
km  km 
1860         126 140  293  832 

1877         377  800  1 044300 

1887         652  000  2  006  000 

berechneten. 

Die  Lebhaftigkeit  des  Tdegraphenverkehrs 
ist  in  den  einzelnen  Ländern  sehr  verschieden. 
1904  kamen  aaf  lUO  Einwohner  in  GroßbritonnieD 
ruud  2  ,6  Telegramme,  in  der  Schweiz  75,  in 
Frankreich  120,  in  Holland  76,  in  Norwegen  78, 
in  Belgien  66,  in  Dänemark  50,  in  Deutschland  70, 
dagegen  in  Italien  unr  84,  in  Serbien  nur  20, 
in  Kußland  (eorop.)  nur  13. 

Die  Länge  der  Unterseekabel  wird  aof 
423493  km  berechnet  (von  Grosse  ia  Bd.  I  des 
Jahr-  und  Lehrbuchs  „Die  Weltwirtschaft", 
herauw.  v.  Dr.  Emst  von  Holle,  1906);  davon 
sind  65066  km  Staatskabel. 

Bei  der  großen  Fem  Wirkung  der  Telegrapben- 
linien  war  —  ebenso  wie  beim  Postwegen  — 
eine  internationale  Regelung  nötig.    Schon  1850 
entstand  der  deutsch-österreichische  Telegraphen- 
verein  (Preußen,  Bayern,  Oesterreich,  bald  auch 
auf  die  übrigen  deutschen  Staaten   und  auf 
Holland  ausgedehnt)  Zu  dieser  mitteleuropäischen 
Vereinigung  trat  1852  eine  westeuropäische,  ans 
Frankreich,  Belgien,  Sardinien  und  der  Schweiz 
bestehend.    Ein   Vertrag   zwischen  Preußen, 
Frankreich  nnd  Belgien  v.  4./X.  1852  bahnte 
eine  weitere  Einigang  an,  die  am  17./V.  1865 
durch  Bildung  des  „Allgemeinen  Telegraphea- 
vereins"  von  20  europäischen  Staaten  für  das 
enropäische  Festland  vollkommen  erreicht  wnrde. 
Der  Verein  hat  sich  inzwischen  auf  den  größten 
Teil  der  Erde  ausgedehut.    Ihm  gehören  jetzt 
46  SUaten  mit  939  Mill.  Einw.  an.   Die  volle 
Vereinheitlichung  im  Tarifwesen,  wie  sie  von 
deut-cher  Seite  anstrebt  wird,  ist  noch  nicht 
erreicht,  aber  man  ist  dem  Ziele  Bchm  erheblich 
näher  gerückt.   Das  Organ  des  Vereins  ist  das 
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Bareaa  intenutional  des  admintstrations  tele- 
graphiqnes  m  Bern. 

8.  Der  Staatsbetrieb  der  T.  Starke 
OrGnde  Bpreohea  dafür,  dea  Telegraphen- 
betrieb in  der  Haad  dee  Staates  zusammen- 
zufassen. Der  Tel^raphenbetrieb  drftugt 
nicht  minder  als  die  Briefpost  zur  Zentrafi- 
sation  ffir  grofle  Bezirke  und  zur  Aus- 
schließung der  Konkurrenz,  die  auch  hier 
unwirtschaftlich  wirkt  Die  T.  hat  also 
einen  ausgeprägten  Monopolcharakter,  und 
dieses  Monopol  ist  in  der  Hand  des  Staates 
am  besten  aufgehoben.  Dazu  tritt  noch  die 
große  unmittelbare  Bedeutung,  die  dem 
Telegraphen  für  die  Zwecke  der  staatlichen 
Verwaltung  zukommt  Schon  dieser  Um- 
stand nötigt  dazu,  das  Telegraphenmonopol 
nicht  aus  der  Hand  zu  geben.  Tatsächlich 
ist  denn  auch  der  Staatsbetrieb  der  T.  sehr 
weit  verbreitet  und  auch  England ,  das 
anfangs  das  Kon  Zessionssystem  befolgt  hatte, 
sah  sich  genötigt,  1868  und  1869  unter  Ab- 
lösung der  bestehenden  privaten  Rechte  das 
Telegraphen  wesen  in  die  Hand  des  Staates 
zu  nehmen.  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sind  beim  Eonzessionssystem  ver- 
blieben; die  T.  liegt  dort  in  den  Händen 
weniger  großer  Gesellschaften,  von  denen 
die  Western  Ünion-Telegraphen-Gesellschaft 
den  weitaus  größten  Teil  des  Netzes  in  der 
Himd  hat  In  einigen  Ländern  besteht  ein 
gemischtes  System,  z.  B.  in  den  Nieder- 
Luden,  in  Schweden,  Norwegen,  Mexiko, 
Äi^ntinien,  Chile,  Peru  usw. ;  doch  ist  auch 
hier  der  maßgebende  Teil  des  Tel^raphen- 
netzeH  in  der  Hand  des  Staates. 

Linien,  die  mcht  dem  öffentlichen  Ver- 
kehr dienen,  sondern  lediglich  privaten 
Zwed^en  oder  dem  inneren  Dienst  einer 
Behörde  oder  Verk^rsanstalt,  fallen  an  sich 
nicht  unter  das  staatliche  Monopol ;  es  müssen 
aber  zur  Verhütung  von  Mißbrftucfaen  be- 
stimmte Grenzen  in  dieser  Beziehung  ge- 
zogen werden.  In  Deutschland  dürfen  dun^ 
Privatanlagen  die  Grundstücke  eines  Be- 
sitzers nur  dann  verbunden  werden,  wenn 
sie  nicht  mehr  als  25  km  in  der  Luftlinie 
voneinander  entfernt  sind. 

Die  Unterseekabel  nehmen  in  diesen 
Dingen  eine  besondere  Stellung  ein.  Das 
große  Risiko,  das  mit  solchen  Anlagen  ver- 
bunden ist,  und  auch  die  Notwendigkeit, 
mit  der  Linie  das  freie  Meer  zu  durch- 
schneiden und  in  einem  fremden  Staats- 
gebiet zu  endigen,  haben  dazu  geführt,  daß 
die  meisten  Unterseekabel  im  Eigentum  von 
FrivatgeselJsc^haften  stehen.  Zum  Teil  ist 
solchen  Gesellschaften  eine  staatlidw  Sub- 


In  Deatschland  ist  das  staatliche  Tele- 
grapheiimouopol  von  Anfang  an  behaaptet  und 
praktisch  gehandhabt  worden;  gesetzliche  Ad- 
erkennnng  fand  es  erst  dnrch  das  G.  v.  6./IV.  1893. 


vention  gewlUirt  worden,  um  besondas 
wichtige  Kabelverbindungen  ins  Leben  zu 
rufen  (z.  B.  in  England  rar  Kabel  nadi  den 
Kolonieen). 

Selbstverständlich  arbeiten  die  Kabel- 
gesellschaften lediglich  muÄi  den  Grund- 
sätzen ^werblicher  Untentehmai^en.  Ihr 
Erwerbsinteresse  hat  sich  mitunter  dem 
Streben  nach  Vereinheitlichung  und  Ver- 
billigung  des  Telegra^ihentarira  im  intep- 
nationalen  Verkehr  entgegengestellt  Des- 
halb hat  man  mit  der  Uebemahme  tdq 
Kabeln  in  Staatsbetrieb  begonnen,  imd  zwar 
von  Kabeln  internationaler  Art.  England  and 
Deutschland  haben  schon  verschiedene  Kabel- 
Ii  nieo,  deren  Endpunkte  allerdings  in  Eu- 
ropa liegen,  in  Staatsbetrieb  Ob^ommea; 
und  da  das  sofort  zu  einer  bedeutenden 
O^bührenermäßiguog  geführt  hat,  so  fast 
ein  solches  Vorgehen  wiederholt  Anerken- 
nung gefunden.  Daß  freilich  die  grofleo 
transozeanischen  Linien  in  Staatsbetrieb  über- 
gehen werden,  ist  so  bald  nicht  zu  erwarten, 
da  schon  das  grofle  Bisiko  derartiger  Unter- 
nehmungen den  Staat  zu  besonderer  Tor* 
sieht  zwingt.  — 

Die  Tel^raphenverwaltung  ist  wie  in 
Deutschland  so  auch  in  den  meisten  anderen 
Ländern  unmittelbar  mit  der  Postverwaltung 
vereinigt,  und  diese  Verbindung  ist  fOr  die 
Leistungsfähigkeit  der  T.  imd  für  die  Billig- 
keit ihrer  Verwaltung  von  Bedeutung,  kaäi 
die  Vereinigung  mit  der  staatlichen  Eisen- 
bahnverwaltung  kommt  vor  und  hat  gewisse 
Ersparnisse  zur  Folge. 

Für  die  finanzielle  Behandlung  der  T. 
gilt  bei  den  Staatsverwaltiuigen  das  Prinz^ 
der  vollen  Eigenkostendeckung;  d.  h.  en 
werden  Gebühren  wboben,  die  mindeBtnis 
zur  Deckung  der  laufenden  Kosten  und  dar 
Zinsen  und  Tilgnngsauoten  der  Anl^e- 
kapitalien  ausreichen.  Ein  Ueberschuft  wud 
nicht  verschmäht  und  kann  nicht  beanstuda 
werden  bei  einem  Verkehrsmittel,  bei  welchen 
immer  neue  Anlagen  und  Verbessemagei 
nötig  sind.  Nur  wird  das  Streben  UKh 
Reingewinn  nicht  in  den  Vordergrund  pe- 
schoben.  Für  private  TelegraphengeseD- 
achaften  dagegen  ist  an  und  für  sich  die 
Erzielung  möglichst  günstiger  Beinertifge 
als  Hauptziel  aufzufassen. 

4.  Tarifwesen.  In  den  älteren  Tde- 
graphentarifen  spielte  die  Entfernung  eine 
große  Rolle.  Später  ist  man  davon  mit 
Recht  abgekommen,  weil  die  Entfernung  auf 
den  Wert  der  Nacnrichtensendung  für  den 
Absender  keinen  maßgebenden  ^nfluß  hat 
und  weil  auch  auf  die  Streckenkosteo  ane 
fülilbare  Einwirkung  von  der  Entfemaug 
nicht  ausgeht  Der  Uanptteit  der  eotstehen- 
den  Selbstkosten  entßlUt  auf  die  Statbos- 
kosten.  Von  den  Stationskosten  wächst  ein 
TeU,  der  die  hauptsächlichsten  eigentlichen 
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ÄrbeitskoBten  umfofit,  mit  der  Läoge  des 
Tet^ramms;  anderer  Tal  der  Stations- 
kosten  —  wie  die  GnmdkoBten  fflr  Ver- 
zinsung nnd  Tilgane  des  Anlagekapitals,  die 
allgemeineD  Terwaltiin^osten  usw^  aber 
aodi  beetimmte  Arb^tskoeten,  wieBestellung 
der  Telegramme  usw.  —  wird  allerdings  von 
der  Uage  des  Telegramms  nidit  b^hrt 
Die  Unge  des  TdKramms  bietet  hiernach 
jedenfoUs  einen  Tridntigen  Haßstab  für  die 
Abstafong  der  Oebfihren  und  -wird  deshalb 
heute  tatfiAchlich  vorzu^weise  bei  der  Tarif- 
bemessuDg  berficksichligt.  Theoretiech  be- 
trachtet, würde  der  Telegraphendieast  — 
■wenn  er  dem  vorher  bezeichneten  Einflufi 
dOT  Länge  des  Telegramms  auf  die  vei^ 
schiedenen  Teile  der  Stationskosten  genau 
Rechonng  tragen  sollte  —  aus  einem  für 
alle  Depeschen  gleichen  Gnindbetrage  und 
einem  —  nach  der  Län^  des  Telegramms 
abgestuften  —  veränderlichen  Satz  bestehen 
mtlssen,  der  mit  der  größeren  Wortzahl  ffir 
die  Worteinheit  geringer  werden  mfisste. 
Tatsächlich  ist  in  den  meisten  Ländern  aber 
nicht  eine  solche  Tarifform  in  Anwendung, 
sondern  ein  einbcher  Worttarif  mit  gleich- 
bleibendem Wortsatz,  der  bald  mit,  bald  ohne 
Qrundtaxe  erhoben  wird,  und  diese  Gestal- 
tung des  Tarifs  erklärt  und  rechtfertigt  sich 
aus  dem  Streben,  den  Tarif  billig  nnd  zu- 
gleich leicht  fibersichtlich  und  allgemein 
verständlich  zu  halten  und  andererseits  einen 
gewissen  Schutz  g^n  unnßtig  lange  De- 
peschen zu  schaffen.  Der  zuletzt  genannte 
Zweck  wird  durch  den  Worttarif  jedeohillB 
viel  besser  erreicht  als  mit  dem  Wortgruppen- 
tarif, wie  er  frQher  mehrfEuih  angewandt 
vnide. 

Deutschland  hat  den  Worttarif  1876  ein- 
gefohrt  und  zwar  derart,  daß  zur  Orund- 
taxe  von  20  PTg.  noch  ffir  jedes  zu  tele- 
graphierende Wort  eine  OebOhr  von  5  Pfg. 
hinzutrat  Seit  1886  ist  die  Groodtaxe  be- 
seitigtf  und  b»  der  Worttaxe  ist  mne  Lnkal- 
zone  mit  3  P^.  ffir  ein  Wort  ausgeschieden. 
Die  Hindestgebfihr  ffir  ein  Tel^ranim  be- 
trägt 50  Pfg..  im  Stadtverkehr  30  Pfg. 
{—  10  Worte}.  Fflr  besondere  Leistungen, 
z.  B.  ffir  drinieende  Telegramme,  für  Ver- 
gleichung  der  Telegramme  usw.  werden  be- 
sondere Gebtlhren  erhoben. 

Aach  die  meisten  anderen  Länder  haben 
—  wie  erwähnt  —  das  Worttarif  syst  em 
angenommen,  ¥Ht  den  internal  ionalen  Ver- 
kehr ist  das  Wortsys^m  anf.Gnind  der 
Beechlflsse  mehrerer  internationaler  Tele- 
graphen-Konferenzen elienfalls  maßgebend; 
nur  bestehen  not-h  abweichende  Wortsätze 
je  nach  den  Besttmmni^sländeni. 

Literatur:  Saat^  Di«  Verkehnmitlel  in  Volka-  u. 
StaatnHrttchaß,  Wien  187h— 1879.  —  Ißertelbe, 
limuport'  und  KommwiikationtmMtn,  HfMÖnberg 
4-  Ai^..  Bd.  I.  B.  mjf.  —  von  der  Borghtt 

WttrtarbBeh  dw  Tolknrlrtwlwn.  XI.  Avil   Bd.  U. 


Va»  Verkehraveten,  Leiptig  1894,  mit  Bibtio* 
graphie  von  K.  Frankenttein.  —  i^Vsehrr,  Art. 
„TeUgraphie  und  Teltphonie",  H.  d.  St.,  t.  Aufl., 
Bd.  VII,  S.  61fg.  —  Kntea,  Der  Telegraph  aU 
Verkehrmittel,  Tübingen  1857.  —  SeMtUe,  Der 
Telegraph  in  administrativer  und  finantieUer 
Sintickt,  Stuttgart  189S.  —  ArtKur  Schmitlt, 
Die  Tarife  der  deuUchen  Beich»-,  Pott-  und  Tele- 
grapkenienetUtung,  Bin.'Arek.,  tS  Jahrg.  (1906), 
S.  Uljg.  —  Neaper,  Die  <brahÜo*e  Telegraphie 
und  ihr  Einfluß  auf  den  WirterhafUverkehr, 
Berlin  1905.  —  Di«  ForteehrUte  der  Funken* 
telegraphie,  ihre  virttehaJUiehe  und  militänsche 
Bedeutung,  im  Nauticu»,  Jahrg.  1906,  S.  477fg. 
—  Die  FortMchritte  der  Funixntelegraphie  vnd 
ihre  Bedeutung  ßlr  den  Verhehr,  im  Ifauticut, 
Jahrg.  1904.  S.  4lSSg.  —  Braach,  Die  draht- 
lote Telegraphie,  SlutIgaH  1900.  —  Dereelbe, 
Die  ForteehriUe  atif  dem  Gebiet«  der  drahttoten 
Telegraphie,  1.,  U.,  «.  ///.  Beft,  l^uagart  190S 
Ml  1908.  — '  Journal  tSt^grapkique,  seit  1889  von 
dem  intemaHonaleH  Telegm^het^tireau  in  Bern 
heranugegeben.  —  Areh.  f.  Äat  und  Telegraphie, 
teil  1876  vom.  Reickepoitamt  herausgegeben.  — 
Vgl.  auch  die  bd  dem  Art.  „Pott"  angegebene 
Litenttur.  B,  van  der  B&rghL 


TelephoBte 

B.  FerDspreoheinriohtungelt 
oben  Bd.  I  S.  816^. 


Temperenzbewegung 

B.  Alkoholfrage  oben  Bd.  1  S.  72fg. 


Temple,  WlUiun  (Sir), 

Mb.  zn  Londra  1628,  geat.  am  &7II.  1699,  war 
Minister  unter  König  Karl  IL,  und  voUbnehte 
1667  als  Delegierter  Engknda  den  AbBchlid 
der  Tripelallianz  zwischen  Sngbmd,  HoUand 
nnd  Schweden. 

AU  Bev(tlkemngstheoretiker  an  dem  Beispiel 
von  Holland  den  Beweia  liefernd,  daß  ein  dicht 
berOlkerter  Staat  das  Problem  der  S&ttigang 
des  groUeu  Haufens  der  Besitislosen  dadnrch 
gelöst  bat,  daß  er  denselben  vor  die  Alternative 
stellte:  arbeite  oder  darbe!  Das  Bolland  des 
17.  Jahrh-,  das  mit  der  Hegemmiie  auf  dem 
Heere  sic-h  die  des  Welthandels  erobert,  e^ 
kannte  jedem  seiner  Bewohner  bereitwimgst 
das  Recht  aaf  Arbeit  zn  nnd  beschäftigte  in 
seinen  Industriebetrieben,  seiner  Landwirtschaft, 
vor  allem  aber  in  seinem.  Handel  nud  seinw 
Seeschiffahrt  ein  Arbeiterheer,  das  sich  fort- 
während vergrößerte,  und  dieser  dichten  Be- 
vttlkernng,  wie  T.  ausfahrt,  verdanke  Holland 
seinen  Bändel  nnd  seinen  Wohlstand. 

Von  Sir  T.  Schriften  sind  in  nennen:  Ob* 
servatitma  apon  the  Dnited  proviaces  of  the 
Netherlandfl,  London  1672.  —  Kssay  on  the 
trade  of  Ireland,  London  1673.  Uppert 


Termingeschäft  s.  ZeltgeschMt. 
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TextiliadiuttEie 
s.  Baum vollinduBtrie  (oben  Bd.  I 
S.  369^.),  LeineninduBtrie  (oben 
S.  412fg.)T  Seidenindnstrie  (oben 
S.  826fg.),  Wollindustrie. 


Talerfrage  s.  OoldTfthrang 
oben  Bd.  I  S.  1121  fg. 


Teeverbraach  s.  Kaffee,  Tee 
oben  a  145^. 


ThOnen,  Johann  Heinrich  von, 

g^.  am  24./VI.  1783  aaf  dem  Gate  Kanarien- 
haosen  bei  Jerer,  kaufte  nach  Absolvlerong 
seiner  Studien  in  G^ittingen  das  Gut  Tetlow  in 
Mecklenbm^-Schwerin,  ^est.,  als  philosophischer 
Ehrendoktor  der  Unirereit&t  Bostoek,  am  2ä./ZX. 
1850  auf  seinem  Gute  Tellow. 

Verfasser  des  Werkes:  „Der  isolierte  Staat 
in  Beziehnng  auf  Landvirtsuhaft  und  National- 
ökonomie, naw.,  Hamborg  1886,  daanlbe,  3.  Anfl. 
Boatock  1842".  Hier  nntemidun  T.  auf  der 
Basis  einer  Fiktioa,  seines  isolierten  Staates, 
wo  die  jangfrftoliche  Bodenbonität  eine  durch- 
gleiche  ist,  unter  Ansschlnil  der  Bodenrente, 
des  {^temehmergewinnes  und  der  Verwaltunn- 
kosten ,  die  Ermittelung  des  naturgemfti^n 
Arbeitslohnes  durch  eine  gerechte  Verteilung 
des  ProduktionBertrages  an  die  zwei  einzigen 
noch  in  Betracht  kommenden  Partizipienten, 
den  Kapitalisten  und  den  Arbeiter.  Er  denkt 
sich  den  naturgemäßen  Anteil  des  Kapitalisten 
an  dem  Produkt  bezw.  den  Kapitalzius  als  Be- 
lobnnng  einer  auf  Kapitalerzeuguug  gerichteten 
Arbeit  vom  Werte  des  Arbeitsprodukts  ana- 
gMchieden  und  erkennt  dem  Arbeiter  ftlr 
seine  Leistung  znr  Herstellung  des  Produkts 
die  nämliche  Belohnung  wie  die  des  Kapitalisten 
als  naturgemäßen  Arbeitslohn  zu  Da  jedoch 
das  Problem  einer  Ausscheidung  des  Kapi- 
talisten-  oder  ArbeiteranteiLi  aus  dem  Wert 
des  Produkts  unlCsbar,  gelangt  T.  als  Ergeb- 
nis seiner  üntersnchnng  zu  der  Formel  So,p, 
in  welcher  unter  a  der  Betrag  des  £xi8tenz- 
mintmums  einer  vier  Köpfe  starken  Arbeiter- 
familie und  unter  p  das  Arbeitsprodukt  des  die 
Familie  unterhaltenden  Arbeiters  zu  verstehen 
ist.  Die  MnItipUkatiou  des  Existenzmiuimum- 
betrages  mit  dem  Arbdtsprodnkt  ergibt  nach 
T.  ein  Farit,  dessen  Quadratwurzel  den  Betrag 
des  naturgemäßen  Arbeitslohnes  repräsentiert 
Vgl^etzt  über  T.'s  Arbeitsmethode  besonders 
B.  Ehienbeig,  T.-Archiv  (Zeitschrift),  Jena  seit 
1905.    JJpptrU 


fierftnte. 

1.  Einleitung.  2.  Stellung  und  Becbtsver* 
hältnisse  der  T.  im  Deutschen  Reiche.  3.  Stellang 
and  Kechtsverhältnisse  der  T.  im  Auslände. 

1.  Einleitung.  Bis  zur  Vitte  des  vorigen 
Jahrh.  konnte  von  einer  eigentlichen  Tterarznei- 
knnde  schon  deshalb  keine  Rede  sein,  weil  bis 
dahin  die  ärztliche  Behandlung  der  Tiere  ans- 


schließlich  in  den  Händen  von  Scbäfeni,  Scharf- 
richtern, Hufschmieden  tud  Quacksalbern  Ug. 
Erst  i.  J.  1763  wurde  die  erste  Tierarzneischnle 
in  Lyon  durch  den  Franzosen  Bon^dat  ge- 
gründet IHeser  folgte  alsbald  die  Ttermrcnei- 
schule  zu  Alfort  bei  Paris  (1766)  und  sodann 
diejenige  zu  Toulouse  (1828),  welche  drei  An- 
stalten noch  heute  all  staatliche  loctbaetdKa. 
Die  übrigen  Staaten  des  europäischen  KratiMola 
ahmten  das  von  Frankreich  gegebene  Bösinel 
der  Orflnduug  von  Tierarzneiacnulen  nodi  im 
Laufe  des  vorigen  Jahrh.  nach.  Die  Tierarznei- 
kunde bildet  neutzutage  einen  selbständigen 
Zweig  der  medizinischen  Wissenschaft ;  sie  inrd 
in  der  Bogel  in  besonderen  Anstalten  geWirt, 
die  dazu  dienen,  die  Uerärztliche  Wissenschaft 
za  pflegen  und  die  zukünftigen  T.  in  ihrem 
Berufe  auszubilden  sowie  die  PrAfungea  ftbec 
diejenigen  Personen  abznhaltoi.  die  3ea  Thd 
eines  Tierarztes  erwerben  woUen.  Bei  der 
großen  WiehtigkeiL  wdehe  die  Haastim  Sr 
den  Volkswohutand  und  insbesondere  für  die 
gedeihliche  Lage  der  Landwirtschaft  b^beo, 
trägt  der  Staat  nicht  bloß  für  die  Ansbildvog 
der  T.  Sorge,  sondern  er  überwacht  auch  daru 
staatlich  angestellte  in  der  TierarKueiknnde  aos- 

febildete  Itoamte  (die  sog.  Veterinärpersooeai 
en  Gesundheitszustand  der  Huutiere  und  tiift 
mit  Hilfe  dieser  Beamten  Hafin ahmen,  um  dem 
Ausbruch  und  der  Verbreitung  anateekeader 
Tierkrankheiten  (Seuchen  n.  dgl.)  Tonubeogoi. 
Für  die  Ueberwacnung  des  Gesundheitszustandes 
der  den  Zwecken  des  Heer»  dienenden  Pfod» 
sind  noch  besondere  Beamte  (die  HilitärroBInte, 
Militär-T.)  angestellt 

2.  StoUanK  nid  ReehtSTerfailbriMe 
der  T.  Im  Dentachen  Reiche,  a)  Wie  die 
Ausübung  der  Erkunde  flbnfaaapt,  so  ist 
auc^  dieTrierhdiknnde  im  Deutschen  Reiche 
freigegeben,  d.  h.  es  kann  jedermann  tier- 
ärztudie  Iraxis  beträben  (vgL  den  Art 
„Arztes  oben  Bd.  I  S.  252  fg.).  Nur  ist  nioht- 
approbierten  Pereonen  die  äeil^rang  des  TH:^ 
.,Tterarzt**  oder  eines  ftholicben  Titels  ver- 
boten 1),  durch  welchen  der  Glaube  erwedä 
vrird,  der  Inhaber  desselben  sei  eine  ge- 
prüfte Medizinalperson,  b)  Wer  sich  als  T. 
bezeichuen  will  oder  seitens  des  Staaten 
oder  einer  Qemeinde  als  solcher  anerkannt 
oder  mit  amtlichen  Funktionen  betzaut  vevdeu 
soll,  bedarf  der  voig&ngigen  staatlichen  Appro- 
bation, die  nur  auf  Orund  eines  Nachweises 
der  Beffthiguag  erteilt  wird  (t^  den  Art 
„Approbatiooen",  oben  Bd.  I  S.  llö).  Der 
BefähiguDgsnachweis  ist  durch  Ablegmig 
einer  Prüfung  zu  erbringen.  Die  PrQhing»- 
Torschriften  sind  von  dem  Bundesret  noter 
dem  27./III.  1878  (Zeotr.-Bl.  S.  160);  13.'VIL 
1889  (Zentr.-Bl.  S.  421)  abgeändert  laut  Bek. 
des  Keichskanzlers  v.  26yV]I.  1902  (Zeotr.- 
Bl.  S.  248)  und  v.  14./XII.  1906  (Zentr.-BL 
S.  385)  erfassen,  haben  also  ebenso  wie  die 
Approbation  Geltung  fflr  das  ganze  Reich. 


>)  8  147  Nr.  3  Gew.-O.  bedroht  die  BcÜegUBg 
eines  derartigen  Titels  sntons  Unbefagftcr  mit 
eüier  Oeldstrafie  Us  m  aOO  M.  oder  wix  Baft 
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—  (Ueber  die  ZulSssigkeit  der  ZurückDahme 
der  Approbation  vgL  den  Art  „ApprobatiO' 
nen",  Bd.  I  S.  115).  —  Dm  sog.  „beam- 
teter** (also  staatlich  angestellter)  T.(Ereia-, 
Departements-,  Amts-,  Bezirks-T.)  werden  zu 
bteoen,  muß  noch  eine  besondere  Prüfung 
abgelegt  werd«^  deren  Erfordernisss  lan> 
desgesetzlioh  geregelt  fdnd.  Eine  det^ 
artige  FrOfung  hat  oor  fflr  den  einzelnen 
Bundesstaat  Geltong.  (Für  Preußen  vgl. 
BegolatiT  t.  19iVI.  187a  und  FrOfungsord- 
anng  r.  19./YIIL  1896.  Ueber  die  beam- 
teten T.  in  Bayern  TgL  Y.  t.  47IV.  1876 
und  ItßL  1877:  G.  t.  21./ni.  1881;  V.T. 
aOjVIL  1872;  Min.-ErL  v.  17 jm.  1881  und 
l-i/m  1884:  in  Württemberg  V.  v.  UVU. 
1873  nnd  22./VU.  1885;  im  Kgr.  SacbBen  V. 
V.  1870  und  Instr.  v.  16./X.  1877;  in 

Baden  Min.-V.  v.  16./VI11. 1865,  21./X.  1869, 
11./1X  1879  und  jetzt  v.  17./ V.  1900;  in 
Heesen  Y.  v.  4./I.  1905.  c)  Die  PrOfune 
zerfallt  in  eine  naturwiBsenschaftliche  und 
eine  FachprOfung;  erstere  setzt  das  Zeugnis 
der  Beile  eines  Gymnasiums,  ßealgymna- 
siums,  einer  Oberrealschule  oder  einer  durch 
die  Zentralbehörde  eines  Bundesstaates  als 
gleichstehend  anerkannter  höherer  Lehr- 
anstalt und  ein  Studium  von  mindestens 
8  Semestern  an  einer  tierärztlichen  oder  an- 
deren wissenschaftlichen  höheren  Lehranstalt 

LR  Universität)  voraus ;  die  FachprOfung 
n  erst  nach  bestandener  naturwissen- 
schaftliche Prüfung  und  im  ganzen  7  semes- 
trigem  Studium  abgelegt  werden.  (Beson- 
dere Tierarzneischuilen  bezw.  tierärztliche 
Hochschulen  existieren  in  Berlin,  Bannover, 
Mflnchen,  Dresden,  Stuttgart;  außerdem  ist 
in  Gießen  eine  Veterinäranstalt,  die  einen 
Bestandteil  der  dortigen  Universität  bildet), 
d)  Rechte  nnd  Pflichten  der  T,  «)  Die  T. 
(unter  Umständen  die  beamteten  T.)  sind 
idlein  berechtigt  und  verpflichtet,  bei  der 
Abwehr  nnd  Dnlerdrflckung  von  Viehseuchen 
gemäß  RG.  v.  2a/VI.  1880/lJV.  1894  mit- 
zowirken.  Diesen  ist  indiesondere  auch  die 
Yerpflichtong  auferlegt,  der  PoU^reibehSrde 
binnen  24  Stunden  Anzeige  zu  erstatten, 
fsUa  sie  von  dem  Ansbrudi  äner  der  im 
Geai^  bezeichneten  Krankheiten  Kenntnis 
erhalten.  ^  Gemäß  §  196  Nr.  14  BGa  ver- 
iUuren  die  Forderungen  der  T.  für  ihre  Dienste 
leistuDgen  mit  f^oschlufi  der  Auslagen  in 
2  Jahren,  y)  Wegen  ihrer  tierärztlichen,  die 
taxmäßigen  Sätze  nicht  übersteigenden  Hono- 
larforderungen  und  der  für  gelieferte  Medika- 
mente ihnen  zustehenden  Ansprüche  haben 
sie,  sofern  diese  Forderungen  aus  dem  letzten 
Jahre  vor  der  ErOfTnung  des  Konkursver- 
fahrens herrühren,  ein  Recht  auf  vorzugs- 
weise Befriedigung  aus  der  Konkursmasse 
S  61  Z.  4  KO.  Nach  §  35  GVG.  sind 
die  T.  als  „Aerzte"  berechtigt,  die  Berufung 
zum  Amte  eines  SchOfifen  abzulehnen.  In 


Anhalt,Bayern,  Braunschw^,  Bremen,  Hamr 
bürg ,  Schaumburg  -  Uppe ,  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Me^enbm^-Strelitz,  Olden- 
burg, Reuß  ältere  und  jüngere  Linie^ 
Königreich  Sachsen,  Sachsen-Koburg-Gotha, 
Sachsen  •Weimar,  Sdiwarzbui^- Rudolstadt 
haben  sie  das  uneingeschränkte,  in 
Preußen  und  Msaß-Lothnngra  ein  beschiänk- 
tes  Selbstdispensierrec^t  der  Arzneien,  wäh- 
rend ihnea  in  den  übrigen  deutschen  Bnndes- 
staatffli  das  Selbstdismnaieren  verboten  ist 
£)  Die  t.  haben  in  den  meisten  deutschen 
Bundesstaaten  —  Ausnahmen  bestellen  rase 
in  Warttembei:g  und  Etsaß-Lothrii^ett  — 
von  ihrer  Niederlassung  entweder  bei  dem 
zuständigen  Medizinalbeamten  oder  bei  der 
Polizeibehörde  Anzeige  zu  erstatten,  v)  Die 
Höhe  ihrer  Gebühren  richtet  sich  nach  der 
mit  den  Beteiligten  im  Einzelfalle  getroffenen 
Vereinbaning;  doch  können  als  Norm  f^ 
streitige  Fälle « von  den  Zentralbehörden 
Taxen  aufgestellt  werden,  was  z.  B.  in  den 
altpreußischen  Provinzen  durch  die  Taxe  v. 
21./YL  1815,  in  Bayern  durch  Y.  v.  20./VIt 
1872  und  18./m  1875,  in  Württemberg 
durch  die  Medizinaltaxe  v.  4./XI.  1875,  im 
Königreich  Sachsen  durch  Y.  v.  l^H.  1882 
und  2./VIIL  1892  geschehen  ist  Ueber  die 
Bezüge  der  beamteten  T.  v^.  unten  e. 
9)  Ihrer  Militärdienstpflicht  können  die  T. 
dadurch  genügen,  daß  sie  bei  der  Kavallerie, 
Artillerie  oder  dem  Train  Jahr  mit  der 
Waffe,  das  zweite  Halbjahr  als  „UnterroB- 
ärzte"  dienen.  —  e)  Das  staatliche  Ye- 
terinärwesen  wird  von  beamteten  T. 
(Kreis-,  Departements-,  Amta-,  Bezirks-T., 
veteiinärassessoren)  verwaltet,  in  Preußen 
unter  der  Oberaufsicht  des  Landwirtschafts- 
und (soweit  es  sich  um  MiHtärroßärzte  han- 
delt) des  Kriegsministers,  iu  Bayern  unter 
derjeni^n  des  Ministeriums  des  Innern,  im 
Königreich  Sachsen  unter  einer  diesem  Hini- 
sterium  untergeordneten  „Kommission  fflr  das 
Veteriuärwesen'*.  In-  neußen  sind  neuer- 
dings die  Dienstbezüge  der  Kreie-T.  durch 
das  G.  V.  24/VII.  1904  (Pr.GS.  S.  169),  den 
Min.-ErL  v.  19./VI.  1905  (GS.  S.  254)  und 
die  Y.  V.  25./VL  1905  (GS.  S.  250)  geregelt 
Für  Bayern  kommt  die  Y.  v.  20./ VU.  1872, 
fflr  Sachsen  die  V.  t.  4./VL  1892,  für  Baden 
die  Y.  V.  22JIY.  1897,  fflr  Hessen  die  V. 
V.  24./V1II.  1904  zur  Anwendung. 

3.  Stellang  und  ReohtsTerhiltnlsse  der 
T.  fan  Aaslande,  a)  Oesterreich.  Eier 
anterliegea  die  T.  nicht  den  Vorschriften  der 
GewerbMrdnong.  —  Das  Veterin&rweun  ist 
durch  das  BG.  v.  90./IV..1870  organisiert.  Da- 
nach steht  die  Oberaufsicht  äber  dasselbe  dem 
HiDlstennm  den  Innern  zu;  als  weitere  Organe 
fangieren  der  oberste  SanitStsrat  für  das  Reich, 
der  Laadessaaitätsrat  fQr  die  einzelnen  Kron- 
länder nud  die  Landes-  nnd  Bezirks-T.  —  Die 
Tierheilknnde  ist  hier  nicht,  wie  im  Deatschen 
Boche,  freigegelwn;  vielmehr  steht  nur  den 
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approbierten  T.  das  Recht  zur  AasQbnnjr  der 
tierheilknnde  zu.  Gegen  die  VerhQtnng  nnd 
Verbreitung  von  Vielueachen  sind  darch  die 
GG.  T.  29./IL  1880  and  v.  14./Via  1886  um- 
fassende Maßnahmen  getroffen,  bei  deren  Ver- 
wirklichon^  die  beamteten  und  die  approbierten 
T.  mitzuwirken  haben.  —  Die  Ansbildong  der 
T.  erfolgt  sowohl  aof  der  tierärstUchen  Hocfa- 
Bcbnle  fus  anf  dem  HüttSr-Tierannieiinstitnt  in 
Wien,  b) Frankreich.  Bier  hat  neuerdings 
der  Depatiertenkammer  ein  Gesetzentwurf  vor- 
gelegen, wonach  die  AosQbang  der  Tierheil- 
knnde  ebensowenig  mehr  freigegeben  sein  soll, 
wie  dies  hinmchtlich  der  Menscbenheilkunde 
bereits  der  Fall  ist;  Tielmehr  soll  anch  die 
erstere  nnr  durch  T.  ansgeübt  werden,  die  mit 
einem  ihnen  von  einer  der  drei  Tierarznei- 
schalen (s.  o.  1.)  erteilten  Diplom  ansgestattet 
sind.  Dieser  Entwarf  ist  aber  bisher  nicht  zum 
Gesetz  erhoben,  so  daß  bis  jetzt  der  Bechts- 
instand  in  betreff  der  Aasflbiing  der  Tierheil- 
knnde  ein  fthnlicher  ist  wie  in  Dentschland. 

Das  staatliche  Veterinärwesen  ist  durch  das 
G.  V.  21./VIII.  1881  (snr  la  police  sanitaire  des 
animanx)  geregelt,  das  insbesondere  den  Zweck 
hat,  dem  Aasorach  und  der  Verbreitung  von 
Viehseachen  Torzubengen.  In  Ausführung  dieser 
Gesetze  sind  sodann  die  Dekrete  v.  2S.fVI.  188^ 
und  28./VII.  188«  sowie  die  ME.  v.  30./IV.  und 
12./V.  1883  ergangen,  die  im  einzelnen  die  im 
Falle  des  Ausbruchs  von  Viehseachen  zu  er- 

S «if enden  Haßr^eln  vorschreiben,  bei  denen 
e  approbierten  and  beamteten  T.  zur  be- 
sonderen Hitwirknng  berufen  sind. 

In  Belgien  (G.  v.  4./IV.  1890)  und  Italien 
(G.  V.  22./m  1888)  ist  aar  approbierten  T.  die 
Ansabnng  der  Tierb^kunde  gestattet. 
Literatur:  MUehbaum,  Grundriß  der  GetehichU 
der  Tierheilkunde,  Berlin  188S.  —  Schneld«- 
»nühl,  Da*  Tierarzneiweeen  Deuttchlandt  und 
(Usern  EinzeUtaalen  in  eeiner  gegenwärtigen 
Gettait.  —  Dammann ,  Art.  „Tierärtte", 
Stengel*  W.  d.  D.  V.R.,  Bd.  Ii,  S.  6t6fg.  — 
Iferselbe,  Art.  „VeUrinärweien",  dae.  Bd.  II, 
S.  SOSjg.  —  Loentng,  AH.  „TierärsU",  ff.  d. 
SL,  3.  Aufi.,  Bd.  VII,  S.  IM  fg.  —  Marehmt, 
Art.  „Tieraeuehen",  Outerr.  St.W.B.,  Bd.  II, 
S.  miJs-  —  BloelCf  Art.  „Epüootie",  Lebtond, 
ArL  „Mice  »anUaire  de»  animauo^'  und  Der- 
melbe,  Art.  „Veterinairee",  Block»  Di^itntnaire 
de  l'adminigtrattonjrantaiee,  4-  Avfi.,  Paria  1898, 
S.  1080fg.,  1887fg.,  XS71.  —  Berliner  tierärzt- 
liche Woehemehr^,  Bertin.  Jteukamp. 


ToBtinen. 

1.  Allgemeines.  2.  Geschichte  nnd  Ent- 
wickelnng. 

1.  AUgemeines.  T.  im  allgemeinen 
nenot  mao  in  Deutschland  alle  jene  Ver- 
sicherungseinrichtungen,  bei  denen  auf  Grund 
von  Einzahlnngen  Summen  auf  das  längste 
Leben  einer  oder  mehrerer  Personen  inner- 
halb einer  ganzen  Gruppe  so  gestellt  sind, 
daS  immer  den  üeberlebenden  diejenigen 
Beträge  zufallen,  die  durch  das  Absterben 
der  anderen  Mitglieder  der  Oesellschaft  frei 
"werden. 


Unter  den  verschiedenen  T-formen  ist 
diejenige  die  verbreitetste,  bei  der  g^en 

eingezahltes  Kapital  so  lange  eine  jsHmoh 
gleich  hohe  Renten  summe  gewfthtt  viid, 
als  Mitglieder  der  T^eeellschaft  vorhanden 
sind.  Die  Summe  selbst  vird  unter  dieee 
nach  M^iteabe  der  Einzahlungen  verteilt,  an 
dafi  die  Eannahmen  der  Ueneriebenden  mit 
jedem  Todesfiüle  vwshsen. 

Bed  allen  T.  ist  das  Moment  des  ZobUs 
von  besonderem  Einfluß,  sie  streifen  daher 
an  eine  Lotterie.  Denn  durch  diese  zafiUlige 
Beerbung  veretorbener  Mitglieder  durdi  die 
fiberlebenden  kommen  die  eiaen  nicht  zum 
richtigen,  die  anderen  zu  einem  unverdient 
hohen  Genüsse  ihrer  Einzahlun^n,  und  nor 
die  wenigsten  gelangen  zu  demjenigen  MaSe 
der  Gegenleistung,  das  ihrer  persfinücheu 
Leistung  entspricht 

2.  Gesehlohte  nnd  Entwlekelug,  Die 

Einführung  der  T.  hängt  auch  gesclüchtlid 
mit  der  Epoche  der  Giacluspiele  im  17.  Jahrb. 
zusammen.  Ihr  Wesen  war  indessen  schon  vor 
dem  16.  Jiüurh.  ia  It^en  und  Deatachlaad, 
besonders  in  den  deutschen  Städten,  bduaat, 
doch  gewaun  die  T.  erst  im  17.  Jahrb.  in  dca 
Ländern  romanischer  Zunge  weitere  Verbrtänag- 
Ihr  Name  stammt  von  dem  neapoliUnischN 
Arzte  Lorenzo  Tonti,  nach  dessen  Flu 
Fonqnet  im  Jahre  1653  unter  Kardinal  Maxaiin 
in  Frankreich  die  T.  ais  Mittel  so  benaua 
sucbte,  um  durch  ein  Staatsanlehen  den  ler- 
rtttteten  Finanzen  anfznhetfen.  Dteees  sollte 
in  der  Form  eines  Leibrentenkanfe«  eingertehtei 
werden,  wobei  die  Beuten  der  absterbendea 
Genossen  stets  den  Überlebenden  anwadm 
sollten.  Sie  ergab  indes  ffir  den  Fiikna  wc^ 
der  zu  kurz  berechneten  BÖitendaner  ein 
ungünstiges  Resultat.  Dabei  wurde  ein  Kapital 
von  26  MilL  Livres  anfgenommen  nnd  asAr 
eine  Beute  von  1,02  Mill.  Livres  beaahlt.  AU 
die  letzte  Rentneriu  1726  gestorben  war,  aogte 
es  sich,  daß  sie  zuletzt  73500  Livres  Jahres- 
rente empfing.  Trotzdem  worden  die  Veraocbe 
mehrfach  wiederholt,  und  erst  ein  Gesetz  vom 
Jahre  1763  untersagte  die  Errichtung  neiw 
Staats-T.  Später  wurde  dann  das  System  der 
T.  auf  die  privaten  Lebensversicherungen  ftbo* 
tragen. 

In  Deutschland  bestehen  in  Bmüb, 
Hannover,  Darmstadt,  Stuttgart  mid  Karlar^ 
solche  T.anstalten,  die  jedoch  neue  Mitglieder 
nicht  mehr  aufnehmen.  Die  Renten  werde*  s» 
niedrig  bemessen,  daß  die  spät  äbrig  gebüebenea 
T.genossen  desto  mehr  empfangeo.  jHs  T.system 
in  der  Form  der  wechselseitigen  Deberleben»' 
Assoziationen  war  fräher  in  Oesterreich  sehr 
beliebt.  Doch  sind  hier  häufig  beträchtliche 
EnttänschuDgen  bei  der  Ansschattnng  des  End- 
vennOgens  zutage  getreten,  sie  warten  daher 
mehr  nnd  mehr  von  den  rstionellera  Lebens- 
Versicherungen  auf  den  Erlebem^hll  veriitagt. 
Ebenso  besteben  in  Frankreich  mehren 
T.anstalten,  wie  die  Caisse  Latergne,  La  TantiBe 
du  pacte  social,  La  Toatine  dea  en^oTis  c« 
des  artisans  usw. 

Literatur:  Lehr-Becket,  Aru  „Tbntfnm",  a. 
d.  St.,  $.  Ai^,  Bd,  rn,  &  mjf.  —  ir 
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JL  Bribmtr,  Da»  Va-tlcherungmteten,  leiprig 
(finakenttnn»  ff.'  u.  L.B,  d.  Bd.  J, 
&  17),  &  mfy.  —  Die  Ära.  „TonÜnu!»"  im 
IHetioHmaire  4n  ßamtn$  und  in  Bloeka  Dietion- 
urtjtr      PAdmintitration  fivti^i$f. 

Maas  von  HeckeL 


Tonwarenindnstrie. 

1?  AUgemeinea.  2.  Statistik, 

1.  AUgemeioes.  Die  T.  befaßt  sich  mit 
<ior  VerarbeitUDg  des  Tons  zo  Qebrauchs- 
j^BBtänden  verschiedenster  Art.  Der  Ton, 
las  Zersetzungsprodakt  feldspathaltiger  und 
dimmerreicher  Gesteine,  besteht  aus  wasser- 
h^tigQ-  kieselsaurer  Tonerde,  in  größeren 
'•der  Kehngeren  Mengeu  mit  Qtuirzsand, 
Kalk,  M^esia,  Eisenoxyd  usw.  verraiBcht. 
Je  nach  Menge  und  Art  dieser  Beinuschungen 
lassen  sich  die  Tone  einteilen  in  feuerfeste 
und  schmelzbare;  zu  den  ersteren  gehören 
die  Porzellanerde  (Kaolin)  und  der  Pfeifen- 
tnn,  zu  den  letzteren  die  Lehm-  und  Mergcl- 
■-:irieD  sowie  der  Töpferton.  Von  diesen 
Tonarten  bilden  der  T^ferton  und  der  Pfeifeo- 
im  liie  wichtigsten  Rohmaterialien  für  die 
i.igeotliche  T.,  während  die  Porzellanerde 
Rohstoff  fUr  die  Porzellanindustrie  (s.  d. 
An.  alten  8.  639  fg.) ,  Lehm  denjenigen 
fOr  die  ZiegelherstdlnDg  liefert  Zur  An- 
k-rtigui^  TOD  Tonwaren  wird  daBKohmaterial 
zottrannt  und  mit  einem  Anstriche  oder  einer 
•ilasur  Tersehen.  Nach  der  inneren  Be- 
-t  haffenheit  der  gebrannten  Masse  und  der 
Ifaiier  (tes  Bronnens  unterscheidet  man  dichte, 
'I.  h.  ffir  Wasser  undurchdringliche,  einen 
i^laaartigeD  Bruch  ergebende  ToawareD  (Por- 
üAUjiy  glasiertes  und  unglasiertes  Steingut, 
Klinker),  und  porOBe,  d.  h.  in  unglaaiertem 
/iLstande  Wasser  dnrdilassende,  ^nen  er- 
'li^D  Bruch  er^bende  Tonwaren  (Fayence, 
Tn|i(enirare,  P^fen,  Terrakotta,  feuerfeste 
■V'^ine,  Ziegel). 

Die  uralte  Kunst  der  Hentelltittf  von  Ton- 
wuvQ  ist  aach  in  Deutschland  frODzeitig  zur 
Entwicktnog  gelangt.  W&hrend  die  in  alten 
irenniuiifcheii  Grftbem  ond  schweizerischen  Pfabl- 
banten  gefnndenea  Cmen,  VoseD,  TOpfe  usw. 
n-Kh  eine  einfache,  plumpe  Gestalt  zeigen,  hat 
;lie  TQpferei  im  Laufe  der  gescbichtlicfaen  Zeit 
UDtoer  weitere  Fortschritte,  auch  in  künstlerischer 
Hmncbt,  gematdit.  U.  a.  vilt  dies  hinsichtlich 
in  HersteUong  Toa  Ofenkach^,  welche  in 
Vittd-  und  Sfidaentiehland  sowie  in  der  Schweiz 
raen  Kade  des  Bßttelalters  bedeutend  war, 
icner  besBirlieb  der  Herstellting  von  Steinceng, 
>lie  namentuch  in  Bayern  und  am  Niederrhetn 
(«trieben  wnrde.  Die  Herstellmig  von  Fayence- 
DOil  Majolika  waren,  deren  Ursprung  von  den 
altarieataliachen  Völkern  hergeleitet  wird,  kam 
TOB  Spanien  ans  nach  den  übrigen  eoropftischen 
Undem  and  blüht«  im  Laufe  den  Hittelalters 
btsonders  in  Italien.  Soiterhiu  wurde  sie  auch 
ia  Fimnkroeli,  Irland,  Deutschland  (Nürnberg) 
um  HoUand  (DeBC)  hataniich.  Auch  dü  Her- 


stellung feuerfester  Tonwaren  (Sehmehtiegel, 
Pfeifen  usw.)  entwickelte  sich  entsprechend  der 
Fundstätten  des  Bohmaterials  in  einzelnen  Teilen 
Deutschlands  (He8s«i)  and  späterhin  in  Bayani« 
England  nnd  Schweden.  Ziegelsteine  sind,  wie 
die  Hainen  von  Bauten  der  ältesten  Enltnr- 
vOIker  erkennen  lassen,  schon  sehr  frUh  bekannt 
gewesen.  Namentlich  anch  die  BSmer  Ter- 
wandten  sie  in  umfangreichstem  Maße  für  ihre 
Bauten.  In  Deutschland  war  ihre  Herstellnng 
erst  im  13.  nnd  U.  Jabrh.  von  einiger  Bedeutung. 
Nach  einer  Periode  des  BAckgaiigB,  die  Us  anni 
18.  Jabrh.  dauerte,  ist  dann  in  neuerer  Zeit  die 
Ziegelindnatrie  zu  immer  größerer  Entfaltnne 
gelangt,  wesentlich  gefordert  dnrcb  das  Auf- 
kommen der  Ringofen-,  an  Stelle  der  bisher 
allein  üblichen  Feldbrandziegeleien  und  dorch 
die  Verwendung  von  Haschinen.  Für  die  neuere 
Entwickelnng  anderer  Zweige  der  T.  ist  be- 
sonders der  Umstand  maßc:ebend  gewesen,  daß 
infolge  der  Verdrängung  des  Eandbetriebs  und 
des  Uebergangs  zur  Hassenherstellnng  Im  Laufe 
des  19.  Jahrb.  die  künstlerische  Ausstattung  der 
Waren  sehr  zurückging  und  erst  in  den  letzten 
Jahrzehnten  mit  £rf6&  versucht  wurde,  durch 
Nachahmung  der  Stilarten  Uterer  Perioden  nnd 
Anpassung  an  die  modernen  Kunstrichtungen 
die  Tonwaren  auch  in  bezng  auf  Ausstattung 
und  Formen  wieder  auf  die  alte  H6he  zn  bringen, 
wodurch  den  Erzengnissen  als  Gebrauchs-  und 
Luxusgegenstftnden  ein  gWtOerer  Absatz  ge- 
sichert wurde.  Hierzu  trat  die  zunehmende 
Beliebtheit  der  Tonwaren  zu  den  verschiedensten 
neuen  Verwendungszwecken  (Baukunst,  Möbel- 
industrie). Die  Tonröhrenfabrikation  kam  mit 
der  EinfUirang  nnd  Ürweitemng  der  Wasaer- 
leitungs-  und  Kansüsationsuilagen  in  Aufnahme. 

Die  T.  ist  mehr  oder  weniger  in  fast  allen 
Ländern  heimisch.  Sie  hat  ihre  Hanptsitze  dort, 
wo  der  Rohstoff  in  reicheren  Mengen  vorkommt. 
Dies  ist  besonders  anch  in  Deutschland  der  Fall. 
Hier  befinden  sich  größere  Lager  plastischen 
Tons  in  Hessen-Nassau ,  am  ^iederrhein,  in 
Bayern  und  in  der  Pfalz,  in  der  sächsischen 
und  schlesischen  Lausitz,  in  der  Provinz  Sachsen, 
in  Thüringen  und  in  kleinerem  Umfange  in 
vielen  anderen  Oe^^enden.  Steingut-  und  Fayence- 
waren werden  vomehmlicb  Mriaiert  im  «hein- 
lande  nnd  in  der  Provinz  Brandenburg,  Kachel- 
öfen in  Hannover  und  Im  KSiiigrei^  Sachsen, 
Steinzeugwaren  nnd  Tonröbren  in  Hessen-Nassau, 
in  der  Kheinprovinz,  in  Bayern  nnd  in  Thüringen, 
feuerfeste  Tone  und  Cbamottewaren  im  Bhein- 
lande,  in  Schlesien  und  in  Hessen,  Ziegel  nnd 
Klinker  besonders  auch  im  nördlichen  Dentsch- 
land.  Die  österreichische  T.  hat  ihre  Hanptsitze 
in  und  bei  Wien  und  in  Böhmen  nud  stellt 
neben  Ziegeln  und  gewöhnlichen  Töpferwaren 
auch  Fayence-,  Hajalika-  und  Steingutwaren 
sowie  Tonöfen  her.  In  vielen  Eraengnissen,  so 
in  Ziegeln,  Fayence,  Oefen  usw.  findet  üne 
nicht  unbeträchtliche  Ausfuhr  statt.  Eine  er- 
bebliche Bedentang  hat  die  T.  auch  in  England, 
wo  außer  Ziegeln  hanptsäcblich  Fayence-,  Stein- 
gut-, Hajolika-,  Steinzeng-  und  sog.  Wedgewood- 
waren,  anch  feuerfeste  Tonwareu  hergestellt 
werden.  Das  Zentrum  der  Industrie  befindet 
sich  in  der  Grafschaft  Staffordshire.  Von  an- 
deren für  die  T.  wichtigeren  Ländern  sind  nament- 
lich Frankreich,  Belgien,  Italien,  die  Nieder- 
lande nnd  Schweden  hervoranheben,  während 
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die  T.  der  Vereinigten  Staateu  von  Amerika 
erat  in  der  Entwickelnng  begriffen  iat. 

Da  die  fF.  dto'  m^ten  I^äder  in  bezog  auf 
den  Abute  der  ErsengniBse  mit  anf  das  Ana- 
land  angewiesen  ist,  so  findet  sie  in  den  Zoll- 
tarifen '  nnd  HandelsTertr&gen  angemessene  fie- 
raeksicht$g[U>g-  Zolhätse  halten  sich  hier- 
bei im  guizen  anf  m&ßieer  H6he;  sie  sind 
nenerdings  in  Deutschland  fttr  viele  Waren- 
gattungen weiter  herabgesetzt  worden. 

2.  Statistik.  Im  Deutschen  Reiche 
waren  nach  der  Qewerbez&hlung  t.  5./VI. 
1882  und  UJYl.  1895  31209  bezw.  24074 
Betriebe  mit  285628  bezw.  272394  in  der 
T.  be«chft£tigteD  Personen  vorhanden.  Auf 
die  Ziu^l-  und  TonrOhrenheretellung  ent* 
fielen  l  J.  1895  16431  Betriebe  mit  219860 
^beitem,  anf  die  Töpfer^  und  die  Fabri- 
ki^on  feinerer  Tonwaren  7005  Betriebe  mit 
34234  Arbitern.  Der  Topfereiberuf  sgenossen- 
Schaft  welche  die  in  den  vorstehenden  ZifTem 
nicht  beröcksiditigten  Porzell£ui&briken  (vgl 
hierfiber  die  Angaben  oben  S.  640)  einschliefit, 
die  Ziegeleien  dagegen  ausschließt,  gehörten 
i.  J.  1897  936  Betnebe,  1.  J.  1904  1172  B&- 
triebe  mit  84  225  Arbeitern,  i.  J.  1905 1195  Be- 
triebe an.  Von  den  letzteren  waren  219 
Porzellanfabrifcen,  53  Steingutfabriken,  377 
Ofenfabriken,  28  Flattenfabriken,  114  Stein- 
Zeugfabriken,  159  Töpfereien  und  der  Rest 
andere  Unternehmungen.  Die  Ziegeleiberufs- 
genossenschaft  umfaßte  i.  J.  1904  12122  Be- 
triebe mit  284240  Arbeitern. 

Die  Produktion  der  der  Töpfereibenifs- 
gonossenschaft  angehörenden  Werke  stellte 
sich  nach  den  Erhebungen  des  ßeichsarats 
des  Innern  i.  J.  1897  auf  61365069  M.  An 
dieser  Summe  waren  beteiligt  Steingut  mit 
27,3,  Oefen  mit  16,1,  Uosaik-  usw.  Platten 
mit  9J,  Steinzeug  mit  3,4  und  andere  Er- 
zeugnisse mit  4,8  Mill.  M. 

Ein  großer  Teil  der  Produktion  der 
deutschen  T.  wird  im  Auslande  abgesetzt, 
aber  auch  die  Einfuhr  ist  recht  bedeutend. 
Der  Außenhandel  in  Tonwaren,  ohne  Por- 
zellan (8.  hierzu  die  Angaben  S.  640),  ge- 
staltete eich  in  den  letzten  Jahren  wie 
folgt: 

T.k»,  Anfuhr  Ansfohr 

t     lOQDM.       t      1000  M. 
1891/95       148  795  4698      266  366  30074 
1896/1900      215773   7205      413780  26953 
1901  178  5'3    6417       334  861    26 145 

,1903  163848    5893       373  955    25  536 

1903  183049   5817      419  752  38403 

1904  190933   5976      396453   3'  611 

1905  330409   6530      361 683   31 662 

Der  Menge  nach  haben  am  Außenhandel 
Mauersteine,  Dachziegel  und  feuerfeste  Steine, 
dem  Werte  nach  die  feineren  Tonwaren  den 
weitaus  größten  Anteil  Der  Wert  des  Ex- 
ports von  mehr&rbigen  bemalten  Tonwaren 
betrug  L  J.  ]9a'>  14,7  Mill.  M.,  derjenige 
von  Oeien  und  Ofent^en,  Steingut,  feinerem 


Steinzeug  und  anderen  hieriier  gehörigen  IVin- 
waren  4^  MiU.  M.,  derjenige  der  gesamten 
flbrigen  Fabrikate  12,9  MiU.  M.  Deätsdie 
Tonwaren  werden  mehr  oder  weniger  nach 
fast  allen  Ländern  versandt.  Die  wichtig- 
sten Abnehmer  sind  Oesterreidi  -  Ungarn, 
Rußland,  Frankreich,  die  Niederiande,  Bel- 
gien, die  nordeurop&ischen  Lander  und  (hv>ft- 
britannien.  Für  die  Einfuhr  sind  Oesterreich- 
Ungarn,  England,  Frankreich  und  Belgien 
von  Bedeutung. 

In  Oesterreich  waren  i.  J.  1902 
98  Lehm-  und  Tongrftbereien  mit  1075  Per- 
sonen, 5868  Ziegelbrennereien  mit  74861, 
3346  Töpfereien  und  Hafnereien  mit  10522, 
48  Fayence-,  Steingut-  und  Majolikafabrikra 
mit  4125  und  87  Steinzeugwerke  und  Her- 
steller feuerfester  Tonwaren  mit  6088  Ar- 
beitern vorhanden.  In  Ungarn  worden 
L  J.  1900  in  der  T^fet«i  7379,  in  der  Ton- 
pfeifen bbrikation  296,  bei  der  Herst^n^ 
von  Steingut,  Miijolilü  und  ForzeUan  ll2i 
und  in  der  Ziegel-  nnd  Chamottewaren- 
fabrikation  17  683  Arbeiter  beschUtigt  Der 
Außenhandel  des  gemeinsamen  Zdl^eÜets 
in  Tonwaren  stellte  sich  i.  J.  1905  lo  der 
Einfuhr  auf  2452744  dz  im  Werte  too 
4,5  MiU.  Eronen  und  in  der  Ausfuhr  anf 
721000  dz  im  Werte  von  8,9  HilL  Krtmeo. 
Der  Menge  nach  fiberwiegt  mithin  die  Ein- 
fuhr, welche  große  Massen  Dach-  und  Mauer- 
ziegel einschließt,  dem  Werte  nach  dageg^ 
die  Ausfuhr,  bei  welcher  die  feineren  Ttm- 
waren  eine  größere  RoUe  spielen. 

FQr  die  Ausfuhr  von  Tonwaren  kommen 
weiterhin  besonders  noch  England  und  Frank- 
reich in  Betracht.  Ziegelsteine,  welche  in- 
folge der  weiten  Verbreitung  des  Rohstoff^ 
und  des  allgemeinen  Bedarfe  zu  Bauzwecken 
fast  fiberall  hereestellt  werden,  gelangen  aus 
den  Niederlanden,  Belgien,  Dl^mark  nod 
Schweden  auch  in  erheblichen  Mengen  mr 
Augfuhr. 

Llteratsr:  G.  Wermert,  Die  TonwrmndMalrit, 
Art.  im  Sandhtteh  der  WirUelu^hinde  Denttci- 
Umdt,  III.  Bd.,  Leiptig  190S,  ~  SenhoMt. 
Die  Ziegetindutirie  a.  a.  O.  —  WUOtur 
Zimmermann,  Die  TbntraraUnrfttatri«,  t 
der  vom  HandritoertragtvtTgine  ywwMiÜf 
EiMMtUartlMmige»,  Btrli»  190J.  —  6.  G«tfe«ta, 
D«r  detibeKe  AußenManM.  AHA»  MOL  ~~  F. 
C  Huber,  DeuUMamd  al$  JadtutnMfoa^ 
gart  1901-  —  Amtliche  Be^rfiwiMNf  mm  2all< 
tarifge^Ueniwurf,  XeicMttagsvorlage,  Bert»»  itOL 
—  BrachHlt'  v.  -JuraMehrtc,  Dir  Siaaltn 
Europa»,  5.  Ayfl.,  Uiptig  1904.  —  StatitHt  dr» 
Deutaeken  Bei^,  Betiin  1906  vnd  /rikv. 

A.  Wtrmimghmwi. 


Tooke,  Thonas, 

geb.  in  St.  Feterabon  1774.  AU  eanncvtcr 
FreihftiuUer,  1680,  T^iuMr  der  »Msäaatt' 
Petition  in  faToor  o£  ^  tnde*,  wddie  Alenviar 
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BftriDg  ffiaefaher^r  Lord  AsbbartonJ  im  Namen 
d^r  Londoner  lUoflente  beim  Parlament  ein- 
relebte;  Prliident  der  Enqnetekommission  für 
Vntersnchtmg  der  Kinderarbeit  in  den  Fabriken, 
gest.  als  Hitglied  der  Bojal  Society  mw.  am 
26.;n.  1858  in  London. 

Nach  J.  Stuart  Hill  das  „head  of  tbe  mone- 
tary  gcience".  Bedeutendster  Gegner  der  Peel- 
sefaen  Banka^e  von  1844.  ^kfimpfer  des 
Cnmncysjwtemi  und  daant  der  Diakonto-  nnd 
Kreditpofitfk  der  klassischen  (Bieudoschen) 
Schule,  hinsichtlich  Ihres  EinJInsses  auf  den 
Stand  der  Preise;  Grflnder  der  T.'schen  Schnle 
Ton  Gegnern  des  Carrency^stems,  damnter  J. 
Stuart  Hill,  Fnllerton,  J.  Wilson,  Gilbart. 

Von  T/s  Schriften  seien  genannt:  Tbongts 
and  details  on  tbe  high  and  low  prices  of  tbe 
tbirty  years  from  1793  to  1622,  London  1823; 
dasselbe,  2.  Anfl.,  ebenda  1824.  —  A  histoiy  of 
prices  and  of  the  State  of  the  circntation  nom 
178S-186a.  0  Bde.,  ebenda  1888-67;  dasselbe, 
in  dentscher  Cebersetmng  von  C.  W.  Asfaer, 
n.  d.  T.:  Die  Geschichte  nnd  Bestimmung  der 
Preine  wfthrend  der  Jahre  1793-1867.  Hit 
Zusfttxen  vom  Uebersetser,  2  Bde.,  Dresden 
1858-18&9.  —  An  inqmty  into  the  cnrren<nr 
principle;  the  eonnection  of  tbe  currency  with 
prices,  aud  the  ezpediency  of  a  Separation  of 
Issne  from  banking,  1.  n.  2.  Anfl.,  ebenda  1844. 


Transitzölle  &  ZClle. 


TnuMport  s.  VerkehrBwesen. 


TTU^rtitener. 

l.Allffemeinea.  2.  Oesetagebmig.  a)  Deutsches 
Reich,  b)  England,  c)  Fiankreicn.  d)  Andere 

Staaten. 

1.  Allg:«meliie8.  Die  T.  ist  ihrem  Wesen 
□ach  eine  Abgabe  vom  Tranaportverkehr  und 
ein  Glied  der  Verkehrsbesteuerung.  Sie 
trifft  die  wirtschaftliche  LeistungsÄhigkeit 
im  allgemeinea  während  des  Wertbildungs* 
Prozesses  and  schließt  sich  an  diejenigen 
Verkehrsakte  ao,  die  mit  d«n  Transport- 
wesen ztisammeDhäogen.  Der  Verkehr  wird 
daher  hier  als  Tatsache  in  seioOT  poten- 
ziellen, Ökonomischen  Wirkung  betrachtet. 
Daher  nennen  wir  T.  diejenige  Gruppe  der 
Verkehrssteuem ,  die  den  relatiT-flOssigen 
Wertbestaod  der  Einzelwirtschaften  nach 
Ma^be  seiner  Erscheinung  in  Transport- 
akten  als  konstitutiTes,  mittelbaree  Element 
der  EinkommeDsbildung  zur  Steuerleistung 
heranzieht.  IXe  T.  sind  daher  steuerpolitisch 
wohl  zu  recbtfeTtig[eD  f  wenn  ihnen  auch 
manche  steuertechnische  Mftngel  anhaften 
(8.  Art  „Verkehrssteuer"). 

1.  Zu  den  T.  sind  vor  allem  die 
6racken-,Wege-,FiuA-,Fufarverk6- 
und  Fahrzeugabgaben  zn  rechnen,  in- 


soweit sie  nidit  rein  sebtUuenartigen  Cha- 
raktere sind  und  die  Riditang  der  Steuer 
auf  Erfaasnn^  eines  Verkehraaktes  geht 
Darum  sind  sie  von  den  ZOllen  nnd  fihn- 
Ucben  Anflamn  streng  zu  scheide,  wo  das 
Jlioment  des  verkehis  lediglich  der  äußere 
Anknfipfnngspunkt  fOx  die  Erhebung  einer 
Aohrandstener  ist  Das  wichtigste  Beispiel 
dieser  Art  ist  der  s(^.  „Snndzoll"  ge- 
wesen ,  der  seinem  Wesen  nach  mit  den 
Einfuhrzollen  nichts  gemein  hatte,  sondern 
eine  einfache  T.  war.  Er  wurde  von  Däne- 
mark in  Eronenbtii^  von  allen  den  Sund 
passierenden  Schiffen  erhoben  und  im  Jahre 
1857  von  den  beteiligten  schiffahrenden 
Staaten  mit  30  Mill.  Tlr.  abgelöst.  Einzelne 
Staaten  besteuern  auch  den  Fuhrwerks-  und 
Frachtverkehr  per  Achse. 

2.  Von  größerer  Wichtigkeit  ist  aber 
heute  die  Eisenbahn-T.,  die  mit  dem 
Eisenbahnverkehr  systematisch  verknflpft  ist. 
Sie  wird  entweder  als  Stern  pelabgaw  von 
den  einen  Transport  beurkundenden  Papieren 
und  Dokumenten  (Eisenbahnbillete,  Fracht- 
briefe) erhoben  oder  in  proportionaler  (pro- 
zentualer) Anlehnung  an  die  Beförderungs- 
preise oder  Frachtkosten  bemessen.  Steuer- 
objekt kwitt  sowohl  der  Personen-  wie  der 
Öfitervarkefar  sein.  Die  Funktion  der  Steuer 
wechselt,  je  nachdem  sie  beim  Syst^  der 
Privatbahnen  oder  beim  Staatsbahnsyst^ 
Anwendung  findet.  Im  ersteren  Falle  geht 
teilweise  ihre  Verkehrssteuereigenschaft  ver- 
loren. Denn  die  T.  empfängt  dann  zugleich 
das  Gepifge  teils  einer  Idzenzabgabe,  teils 
einer  Art  spezieller  Ertragssteuor  von  dem 
Erwerbe  der  ESsenbahnuntemehmnngen  aus 
Aex  Personen-  und  Güterbefilrderung.  An- 
dererseits kann  ue  in  Wesen  nnd  Wirkung 

inlem  die  Abgabe^ro^clm  Beb^bsveri^ 
tuDgen  ansgetegt  und  in  den  Fahr-  und 
Fuhrpreisen  auf  den  ei^ntlichen  StenOT^ 
destinatar  übemewfllzt  wird.  Fflr  die  end- 
gfiltige  Beurteilung  der  Eisenbahn-T.  und 
mrer  Geartung  entscheiden  daher  in  letzter 
Linie  die  tatsächlidien  Ueberwälzungsver- 
h&ltnisse.  Im  Staatabahns\^tem  hingegen, 
wo  diese  Nebenfunktionen  in  W^fall  kommen, 
tritt  der  eigentliche  T.charakter  schärfer 
hervor.  Der  Personenverkehr  wird  sich 
zwar  nicht  vollständig  von  jenen  Einflüssen 
befreien  können,  der  Güterverkehr  wird  da- 
gegen mit  der  Eisenbahn-T.  durch  eine  Be- 
steuerung der  Warenumsätze  getroffen, 
die  dann  ganz  auf  dem  Brinsip  der  Ver 
kehrsstener  beruht. 

2.  Gesetagebttar.  a)  Denta^M«  Beicli. 
Dnrch  die  jüngste  Rdchsflnan« reform  ist  nadi 
G.  V.  3./VI.  1906  eine  ReicbsfabrkarteBstener 

eingefohrt  worden,  deren  Ertrag  in  die  Beidis- 
kasse  flieOt.  Sie  wird  ertioben  von  Fahrkarten, 
Fabracheinea  nnd  sonatigea  Ausweisen  über  die 
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erfolgte  Zahlung  des  FerBonenfahrflreldes  auf 
Biseubabnen,  Straßen  und  ähnlichen  Bahnen 
sowie  auf  Dampfschiffen.  Befreit  sind  Fahr- 
karten und  Zeitkarten,  deren  Preis  0,60  M.  nicht 
ttbersteigi,  die  zu  erm&Btgten  Preisen  ans^e- 
gabraen  Hilitftr-,  Schüler-  und  Arbeiterfur- 
karten,  die  Fahrkarten  der  IV.  Wagenklaue 
und  der  m.,  wenn  im  Eisenbahnverkehr  eine 
IV.  Klasse  nicht  gefnhrt  wird  und  der  Tarif- 
satz fOr  das  km  0,03  H.  nicht  ttbersteigt,  und 
endlich  Zusatzkarten  der  gleichen  Wagenktasse. 
Die  Steuer  ist  eine  Stempelabgabe  von  jedem 
Fahrausweis.  Die  Steuersfttie  betragen  bei 
einem  Fahrpreise  vm 

in  der 

III.    n.  I. 

Wagenklasse 
Pf.      Pf.  Pf. 
von  o,6o —  2,oo  H.         5        lO  20 

„        2,00—  5,00    „  IG  20  40 

„  5,00—10,00  „  30  40  80 
„  10,00 — 30,00  „  40  80  160 
„    20,00 — 30,00  ,        60      120  240 

„  30,00—40,00  „  90  180  360 
„  40,00—50,00  „  140  270  540 
n     Aber  »  400  800 

Der  Ertrag  ist  auf  45  Hill.  H.  veranschlagt. 

Schon  dnrch  Q.  v.  U  /VI.  1900  war  im  Za- 
gammenhang mit  einer  Flottenvoriage  der 
Frachtbriefswan^  tflr  die  Gttterschiffahrt  zwischen 
in-  und  ausländischen  See-  nnd  Flußhftfen  er- 
klärt worden.  Die  Besteuerung  dieser  Fracht- 
nrkunden  betrug  1  H.  uud  im  Verkehr  zwischen 
Deutschland,  der  Nord-  nnd  Ostsee,  dem  Kanal 
nnd  Norwegen  0,10  H.  Durch  RG.  v.  3./VI. 
1906  wurden  die  Steuersätze  verändert:  1  H. 
für  Konossemente  und  Frachtbriefe  im  Schiffs- 
verkehr zwischen  in-  und  ausländischen  See- 
häfen und  zwischen  inländischen  Binnenhäfen 
nnd  analändischen  Seehäfen.  0,10  M.  beim 
SchilbveAehr  zwischen  in*  nnd  ansländischen 
Seehäfen  der  Nord-  and  Ostsee  und  der  nor- 
wegischen KQste.  0,20  H.  bei  anderen  fVftcht- 
nnd  Ladepapieren  zn  Wasser  und  zu  Lande  bei 
anem  Frachtbetrage  bis  25  H.,  0,dO  JL  %ei 
höheren  Frachtbeträgen,  0,60  U.  bei  Schiffs- 
ladungen bis  löO  t,  1,00  H.  bei  höherem  Lade- 
gehalt. 

b)  England.  In  älteren  Zeiten  bestanden 
in  England,  wo  von  jeher  T.  vertreten  waren, 
dreierlei  Abgaben,  nämlich  solche  von  Stadt- 
dnwcbken,  von  Landkutschen  nnd  von  Hiet- 
pferden  und  Hietkutachen.  Diese  Stenon  worden 
aUmihlich  mit  dem  Wechsel  der  Verkehrs-  und 
Transportmittel  nnd  der  Verkehrsbedfirfnisse 
sowie  unter  dem  Einflasse  der  Konkurrenz  der 
Kommunikationsmittel  untereinander  teils  er- 
mäßigt, teils  verändert  und  schließlich  gänzlich 
beseitigt.  Die  Stadtdroschken  unterli^n  nun- 
mehr der  Wagensteuer  (s.  Art  „Luxussteuem", 
sub  n,  4  oben  Bd.  U  S.  441)  und  die  Abgaben 
der  Landkutschen  wurden  1853  in  eine  höhere 
Llzenzstener  verwandelt,  nachdem  Steuertech- 
nisehe  Schwierigkeiten  mr  Anfhebong  der 
„Mdlensteuer**  ^ffihrt  hatten.  Hit  dem  Ein- 
tritt der  Eisenbahnen  in  die  Beihe  der 
Öffentlichen  Verkehrsmittel  wnrde  die  T.  auch 
auf  den  Eisenbahnverkehr  aasgedehnt  An 
Stelle  des  zuerst  eingefQhrten  nHeilaigeldes'' 
(1832:  V«  d  fltr  je  4  Personen  per  1  engl.  Heile) 


trat  seit  1842  eine  fi  proz.  Abgabe  vom  Ertrage 
des  Personenverkehrs.  1844  wurden  £e 
gesetzlich  eingefQhrten  billigen  Zßge  III.  Klasne 
von  der  Steuer  befreit,  was  die  EisenbahngeMll- 
Bchaften  veranlaßte,  inr  Aasdehaong  der  Meottr- 
freibeit  diese  Kategorie  von  Zogen  ins  onbe- 
grenzte  m  vermehren.  Die  1863  versuchte  Be- 
schränkung der  Steuerfreiheiten  durch  Gesetz 
blieb  erfolglos.  Seit  1883  sind  die  Fahrten  bü 
zum  Preise  von  1  d  per  je  1  engl.  Meile  steoer- 
frei  und  die  Steuersätze  fQr  die  Stadtstige  aber 
auf  2%  ermältigt.  Diese  Veränderungen  invol- 
vieren ein  ungerechtfertigtes  Gescheide  an  die 
Privatinteressen  der  Eisenhahngesellschaften. 
Der  Charakter  der  Steuer  ist  daner  hier  teils 
verkehrssteuerartig,  teils  stellt  sie  eine  Ertimg»- 
Bteaer  vom  Reinertrage  der  Eisenbahnen  dar. 
Vom  Warentransport  wird  in  England  «inr 
T.  als  Stempeiabgabe  von  Frachtbriefeit,  Sehüb»-, 
Hiet-  nnd  Vermchtuugiiverträgen  von  6  d  er- 
hoben. Der  Ertrag  der  Eisenbautransportsteoer 
beUef  sich  1905  auf  3&1894  Pfd.  St 

o)  Frankreich.  Die  französischen  T.  ver- 
danken ihren  Ursprung  der  Revolutionsepoch« 
und  sind  ans  den  älteren  Verhältnissen  des  Öffent- 
lichen Fuhrwerks  entstanden.  Die  Abgabe 
wnrde  1797  aus  fiskalischen  Gründen  zur  Deckung 
des  Einnahmeansfalls  infolge  der  Anfhebong 
der  Personen-  nnd  Paketpost  eingeffihrt.  die 
mangelhaft  funktionierte  und  u  ewigen  Defl* 
ziten  litt  Der  Transportverkehr  wurde  der 
Privatindu-itrie  überlassen  und  vom  Ertrage  der 
Fersonenfahrzeuge  mit  regelmäßigem  Verkehr 
nnd  bestimmten  Abgasgazeiteu  eine  lOprco. 
Proportionalabgabe  ernoben.  Andere  Öffentliche 
auf  besondere  Bestellung  verkehrende  Fahrzeog« 
waren  mit  einer  festen  Abgabe  belastet  B*i 
enteren  Fahrgelegenheiten  war  für  „leere  Plätse' 
anfangs  der  Abzug  von  ^U,  seit  1819  ein  sicher 
von  Vi  g^tattet.  1804  wnrde  auch  der  Waren- 
verkehr in  die  Steuer  mit  einbezogen.  Die 
Doppelsätze  der  Proportional-  nnd  der  fesien 
Al^be  wurden  bdbenalten,  aber  im  Lnnfe  der 
Zeit  m^rbch  verbidert  1817  wurde  hiem 
noch  eine  Lizenzabgabe  hinzugefügt,  and  aut 
1832  versuchte  man  die  Proportioniusteaer  noch 
auf  die  Eisenbahnen  zu  übertragen. 

Das  G.  V.  2VVn.  1838  betastete  den  Per- 
Bonentransport  der  Eisenbahnen  mit  der  Pro- 
portionalabgabe, welche  aber  nur  auf  V',  des 
Tarifbetrages  ausgedehnt  wurde,  weil  nur  dieser 
Teil  des  Tarifs  auf  den  Personendienst  trefe. 
Dag^n  hat  ein  weiteres  O.  v.  1&./VIL  1866  dem 
Steaersata  auf  den  ganzen  Tarif,  aof  da  Pm- 
Bonen-  und  EUgatverkehr,  angewendet  Nach 
den  Kriegsereignissen  von  1870/71  wnrde  die 
T.  durch  G.  v.  16./IK.  1871  darch  einen  Za- 
schlag  von  10  o/«  erhobt,  der  von  jedem  Fram 
Fahrpreis  oder  Eilgntfracht  zn  den  bisheriges 
Abgaben  zu  erheben  war,  daß  diese  sieh  aof 
23,g0o/o  beliefen.  Dazu  kamen  noch  Stern 
abgaben  und  Quittangsstemj^l.  Ein  G.  v. 
1874  hat  dann  auch  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr  einer  dproz.  Abgabe  antawim. 
welche  aber  bereits  dnidi  O.  t.  26. /UL  1878 
wieder  besüligt  wurde.  Endlich  hob  du  G. 
V.  l./rv.  1892  den  lOpros.  Zuschlag  aof  dn 
Preis  der  Plätze  der  aofEIseabahnen,  mit  Otat- 
licben  Wagen  oder  Dampfschiffen  oder  aaderen 
für  das  Publikum  bestimmten  Schiffen  &hread«a 
Personen  aof.  De«fl^eiehea  kain  dtt  lOpfos.  Za- 
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ichl^  avf  den  Präs  der  OqiSekTerseiidaQgen, 
diuialielUieh  der  60  Cts.  BeffUtrierungsgebßbrea 
und  der  Eilfracht  der  EaQniuiiiiisgQter  auf  den 
g'leiehen  Wegen  in  Wegfall.  Die  proportionalen 
Abgaben  auf  den  Nettoprüsen  der  Ellfracbt  der 
KMfmann^ter,  der  Eßwaren  and  des  Viehs 
worden  abgeschafft.  Ffir  Uebergewichte  nnd 
Hunde  ist  noch  die  12  proz.  Taxe  zu  entricbten. 
FQr  Lokalbahnen  nnd  Tramways  mit  mecha- 
niflcber  BefOrdemng  ward  eine  Proportionaltaxe 
mit  3%  für  Persooen  und  Gepäck  festgesetzt. 
Die  Stenersätse  dnd  durch  die  Finanzgesetze 
Öfters  Terftndert,  namentlich  erhobt  worden.  Die 
T.  weist  fQr  WOB  einen  Ertrae  von  70,005  Hill. 
Frcs.  ans,  wovon  67,0tiO  Mill.  Frca.  aof  die 
Eisenbabnstener  und  2,92ö  Hill.  Frca.  auf  Ab- 
gaben für  andere  Fahrzeuge  entfallen. 

d)  Andere  Länder.  Ungarn  hat  die 
französische  Einrichtung  nachgeahmt  und  durch 
G.  T.  6./V.  1875  eine  T.  vom  Eisenbahn-  nnd 
DampfschifTverkehr  angerichtet  Die  Steuer- 
sUze  wurden  durch  G.  v.  2./IV.  1S87  erhöht 
und  zwar  uat  die  PersoueobefOrderuDg  von  10 
aof  18%  der  Fracbtgebttbr.  fUr  die  Benrdening 
dea  Retsegep&cks  gleichfalls  von  10  auf  18%, 
für  Personeitseparatxfige  und  Seporatdampf- 
achiffe  von  10  auf  18%  der  gesamten  Trans- 
portgebfihr,  fttr  Eilgüter  von  ö  auf  7%  und 
von  Frach^tem  von  2  auf  7  %.  Endlich  wurde 
die  bisherige  10  proz.  Auflage  auf  die  Hiet- 
gebähr  für  die  als  Schlafstellen  benutzten  Coupes 
auf  Eisenbahnen  und  die  gleichem  Zwecke 
dienenden  Kabinen  auf  Dampncbiffen  auf  18  % 
festgeseut.  Ertrag:  19  Hill.  Kr.  —  In  Italien 
bestand  seit  1862  eine  lOproz.  Taxe  für  den 
Personen-  und  Eilgutsverkebr,  welche  durch  G. 
V.  14./VI.  1874  auf  13%  erhöht  wurde.  Fracht- 
guter  wurden  mit  2%  der  Fi^ht  belastet  Seit 
1874  ist  daneben  für  jedes  Billet,  für  jeden 
Frachtbrief  und  das  Passagiergepäck  eine  Ge- 
bühr von  &  Cent  zu  erlegen.  Ertrag:  25,öU3 
Hill.  Lire.  —  Rußland  richtete  durch  den 
TJkas  V.  30./XIL  1878  eine  Abgabe  für  Eisen- 
bahnfabrkarten  und  EUgutbefÖrderung  ein, 
welche  für  die  BiUete  L  und  II.  Klasse  25%, 
für  diejenigen  IIL  Klasse  15%  des  Fahrpreises 
und  für  das  Silgnt  2ö%  der  Tzanniortkosten 
betrug.  Docch  rkaa  t.  iS-fSl-IV.  1894  ging 
man  za  EinheitssKtzen  über,  welche  bei  der 
PersonenbtfiSrdenuig  15%  und  bei  der  Eilgnit- 
beföMemng  15%  betragen.  ErtAg:  18  HiU. 
Bnbel. 

Oesterreich  kennt  nur  einen  Gebühren- 
stempel von  je  5  kr.  für  je  öO  kr.  Fahrpreis  bis 
sum  Höchstbetrage  vou  25  kr.  Frachtbriefe 
haben  5  kr.  von  jedem  Boden,  über  Sendungen 
bis  zu  5  Heilen  (38  km)  1  kr.,  Frachtkarteu 
5  kr.,  Recepisse  Über-  Beisegepäck  ö  kr.  an 
Taxen  sa  entrichten.  Im  Laufe  des  Jahres  1897 
trat  die  Bwiening  mit  einem  T.projekte  benror, 
aneh  dem  ikr  Steaersau  für  den  Penonenver- 
kehr  nnd  die  Beförderung  von  Reisegepäck  13% 
und  für  Frachtgüter  5%  betragen  sollte.  Die 

Jolitischen  Wirren  in  Oestemubcb  haben  aber 
islang  die  weitere  Verfolgung  dieses  Planet 
vereitelt. 

Utemtar:  SehaUf  Sehänb^rg.  Bd.  III,  4.  Au/L, 
S.  7SS.  —  Sonnataeheint  Di"  Eürt^ahntrmu- 
jtorttteuer  und  ihre  &dUmg  im  StaaukauthalU, 
Berlin  1897.  —  Heeleel,  Art,  „TraiuporUtturm", 


H.  d.  SL,  t.  At^,  Bd.  TU,  S.  174fg.  — 
Leroy-BemUieu,  TVoAe  dr  la  aeienee  dea 
ßnancra,  4  ed.,  Paria  1888.  T.  1  p.  567 fg. 
—  Vgl.  auch  dazu  die  Artt.  „  Voilurea  publiqwä" 
und  „Chemina  de  fer"  in  £loek,  Dietiommire  de 
l'adminiatraHon  franfaitB  «nd  in  Say,  DicUon- 
nairt  dea  ßnaneea. 

Max  von  MeeJeel. 


TransportTersichernng. 

(Seeversicherung  und  Bionen- 
tran  8  port  Versicherung.) 

1.  Begriff  nnd  Wesen.  2.  Wirtschaftliche 
Bedeutung.  S.  Entwickelung.  4.  Gesetzgebung 
und  Tersichenmgsbedingnngen.  5.  Pämien- 
bUdnng  nnd  BisU^enbemessang.  6.  Statistik. 

1.  Begriff  nnd  Wesen.  Die  T.  bezweckt 
Deckung  des  Bedarfs,  der  durch  Beschädigung 
oder  Verlust  von  Transportmitteln  oder 
TranspotIgüterD  entsteht  Die  T.  ist  mithin 
ein  Zweig  der  Gfiterversicherung,  schließt 
aber  auch  in  gewissen  Grenzen  eine  Haft- 
pflichtversicheruDg  (s.  d.  Art)  mit  ein. 
Cbarakteristisdi  für  die  T.  ist  der  Umstand, 
daß  sie  im  Oegeosatz  zu  den  meisten  anderen 
Versicherungsarten  nicht  bei  Eintritt  eiues 
geuau  umgrenzten  Kreignisses  Schutz  ge- 
währt, sondern  gi^n  eine  unberechenbar 
große  Anzahl  der  verschiedenartigsten  Er- 
eignisse, DAmlich  gegen  alle,  die  einem  TianB- 
port  drohen  kOnnen,  Deckung  giU.  Ins- 
besondere liegen  von  den  VersÄcherem 
Qbemommen  zu  werden  Gefahren  der 
Elementarereignisse  und  der  sonstigen  See- 
Unfälle,  auch  wenn  sie  durch  das  Verochuldeti 
eines  Dritten  veranlaßt  sind  (Feuer,  Blitz, 
Strandung,  Schiffbruch);  die  Gefehr  des 
Kriegs,  des  Diebstahls,  der  Unredlichkeit 
eiuer  Person  der  Schiffsbesatzung,  die  Gefahr 
des  Zusammenstoßes  von  Schiffen,  Stranden, 
Sinken,  Kentern  usw. 

Folgende  Arten  der  T.  sind  zu  untere 
scheiden : 

a)  Nach  dem  Transportweg  bezw.  Trans- 
portmittel :  Seeversicherung  und 
Binnen-T.,  je  nachdem  die  Güterbeförde- 
rung zur  See  oder  im  Binnenlande  bewerk- 
stelBgt  wird;  imd  im  letzteren  Falle  wird 
wieder  nach  dem  in  Betracht  kommenden 
Transportmittel  unterschieden  zwischen  Ver- 
sicherung auf  Flüssen  und  Binnengewässern, 
auf  der  Eisenbahn,  der  Fost  und  der  Fuhre 
(Achse). 

b)  Nach  dem  versicherten  Objekt :  je  uach- 
dem  der  Schiffskörper  versichert  wird 
(Kaskoversicherung)  oder  die  Trans- 
portware (Güteriad  uugs  Versicherung, 
mit  der  Unterart  der  Valoren  Versiche- 
rung, d.  L  T.  von  Post- Wertsendungen). 
Weitere  Arten  sind  die  T.  der  Fracht,  der 
Bodmereigelder,  der  Havereigelder,  des  zu 
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env'artenden  Gewinnes,  der  zu  verfienenden 
Provision,  der  vom  Transportversicherer  Über- 
nommenen Gefahr  (Rückversicherung,  s.  d. 
Art.  oben  S.  730  fg.).  Gesetzlich  imzulässig 
ist  die  Veraicherung  der  Heuerforderungen 
des  Schiffers  und  der  Schiffsmannschaft. 

c)  Nach  der  Ausdehnung  der  Versicherung : 
je  nachdem  die  T.  nur  für  eine  Keise  ge- 
nommen wird  oder  für  längere  Zeit,  unter- 
scheidet man  ßeiseversicherung  und 
Zeitversicherung.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist  für  den  internationalen  Handel 
die  Versicherung  auf  durchgehendes 
Risiko.  Baumwolle  wird  beispielsweise 
bereits  in  dem  Augenbhck  veraicfaert,  in  dem 
ihre  Eb*nte  beginnt,  vom  Halm  bis  zur  Spindel, 
Wolle  bereits  vom  Zeitpunkt  der  Schafechur 
an.  Der  Seeversicherer  Übemimmtdann  nicht 
nur  das  Risiko  zur  See,  sondern  auch  die 
Gefahr  des  Eisenbahntransports,  der  Binnen- 
wasserfahrt,  das  Risiko  auf  den  Kais,  Werften, 
Hulkschiffen,  Bahnhafen,  Zollh&tisem  usw. 

d)  Nach  Art  des  YerBicheroiigsvertrBgB: 
Einzel-  und  GeneralverBidiening,  je  nach- 
dem die  Versiohermig  von  Fall  zu  Fall  ^- 
nommen  wird,  oder  aber  eine  allgemeine 
Verönbarnng  iswischeD  den  Parteien  in  der 
Art  getroffen  ist,  dafi  stftndig  die  versohieden- 
arti^en  Transporte  ohne  weiteres  bei  der- 
selben Unternehmung  versichert  werden. 

Ein  Ge neralver sichern ngs -Ver- 
trag kann  in  zwei  Formen  abgeschlossen 
werden,  einmal  als  Pauschalpolice;  hier 
wird  im  voraus  eine  Versicherungssumme 
festgesetzt,  die  dem  Oesamtwert  der  an 
einem  Tage  transportierten  Güter  entspricht 
(Tages-Pauschalversichenmg),  oder  für  längere 
Penoden,  etwa  ein  Jahr  vereinbart  wird 
(Jahres-Pauschalversicherung,  in  der  Regel 
mit  monatlicher  Abschreibung).  Die  andere 
Form  ist  die  Generalversicheningim  engeren 
Sinn,  gewöhnlich  laufende  Versiche- 
rung genannt  ;  bei  dieser  wird  keine 
Versicherungssumme  vereinbart.  Der  Ver- 
sicherte führt  vielmehr  über  jeden  Transport 
ein  besonderes  Raster  und  teUt  Auszüge 
hieraus  dem  Versicherer  womöglich  Tag  für 
Tag  mit  Je  nach  der  Höhe  der  angemeldeten 
Transporte  wird  dann  die  Prämie  entrichtet. 
Die  laufende  Versicherung  ist  in  der  See- 
versicherung üblich,  die  Pauschalversicherung 
vorzugsweise  in  der  Eisenbahn-T. 

2.  Wirtschaftliche  Bedentnag.  Die 
hervorragende  Bedeutung  der  T.  rar  den 
nationalen  und  den  Welthandel  pflegt  oft 
nicht  gebührend  beachtet  zu  werden ;  denn 
man  macht  sich  selten  klar,  dafi  insbesondere 
imser  ganzer  Seehandel,  seine  Entwickelung 
wie  seinegKenvärtige  gewaltige  Ausdehnung 
ohne  ^ne  T.  undenkbu*  wftre.  Ohne  eine 
T.  konnten  nur  sehr  reiche  Leute  Übeisee- 
ischea  Handel  betreiben;  nur  sie  konnten 
sich  der  Gefohr  ausseteen,  einen  erheblichen 


Verlust  durch  Untergang  dee  Schiffes  and 
der  Waren  zu  erleiden ;  mit  dem  Au&onunen 
der  T.  ist  aber  auch  der  weniger  Reiche 
imstande,  sich  an  solchen  UntemehmnogeQ 
zu  betdligen,  und  je  ausgebreiteter  und 
rationeller  die  T.  betrieben  wird,  desto 
weiteren  Kreisen  wird  die  Beteiligung  am 
Ueberseehandel  ermöglicht.  In  dem  Zeitranm 
von  1874—1904  gingen  über  39000  See- 
schiffe unter,  für  welche  die  T.  eintrat 

3.  Entwickelung.  Die  erste  Ekitwick^ 
lung  der  T.,  in  der  Form  der  Seever- 
sicherung, fällt  zusammen  mit  der  ersten 
Entwickelung  der  eigentlichen  Versichentng 
überhaupt  und  zwar  der  gewerbemäBig  be- 
triebenen Versicherung  mit  fester  Prtmie. 

Ihren  UrBprnn^  hat  die  Seeverucfaemng 
genommen  vom  Seedarlefa  en  der  ROmer,  4ai 
aber  bei  der  Zonabroe  de«  Seeverkehrs  im  14. 
Jahrh.  keine  anneidiaide  wirticbaftlicbe  Siehe- 
nmg  mehr  bot.  Nach  dnem  httchst  eigenartina 
Entwickelnngsgang  ffestaltete  «ich  dieset  See- 
darlehen  mr  hentigen  Seeverricheron^spolioe  nm. 
and  zwar  rtthrt  die  erste  ans  erhaltene  derartise 
Urkimde  (eine  italienische]  ans  dem  Jahre  13S4  her. 
Die  Uebemshme  der  Versichemng  erfolgte  dnr^ 
einzelne  Kanfleute,  von  denen  jedoch  jeder  natar- 
gemäß  in  der  Be^  nor  einen  kleinen  Teil  des 
hochwertigen  Bisikos  ttbemebmen  konnte,  wib- 
read  jeder  sich  andererseits  an  einer  grOSoca 
Anzahl  von  Seeversichemngen  beteilirte.  Der 
Reeder,  der  sein  Schiff  in  größerem  Urninge 
de^m  wollte,  mnfite  mit  daer  HctoaU  ra 
Vendeberem  veriimndehi,  ein  Umstand,  der  die 
Notwendigkeit  von  Versichenuigsmaklera  ergab. 

Ungefähr  gleichzeitig  wie  m  Italien  treffe« 
wir  die  Seeversicherung  an  des  Kflsten  Spaoiof, 
Portnff^R,  Frankreichs,  Anfans'  des  16.  Jihih. 
in  den  Niedertanden.  Ende  desselben  Jahrbnatoti 
in  England,  während  sich  die  SeeversieberaBg 
in  Dentschland  erat  Ende  dee  16.  Jahrh. 
findet  nnd  zwar  znnScbst  in  dem  fflr  die  wei- 
tere Entwickelang  der  dentschenSeeversichenmg 
höchst  bedeutenden  Hambni«. 

Erst  gegen  Ende  des  17.  Jahrii.  eatstcha 
SeeverBicBeranjgs-Oesellsehaftea.  die 
erste  im  Jahre  1668  in  Paris,  die  frdlid  nw 
von  hnrzem  Bestand  war,  im  Gegensats  an  den 
noch  hente  vorhandenen  beiden  ersten  engüsdin 
Anstalten,  die  1720  als  MonopolanstallCB  ge- 
gründet wurden.  Neben  ihnen  durften  nnr  Eism- 
veraicberer  tätig  sein,  deren  bedenteadate  akh 
in  der  noch  heute  international  mafiKebesdeB 
mächtigen  Seeversichemngs-BOrae  der  Llevd» 
vereinigten.  Znr  Orttndnng  einer  dentaebea  Sw- 
versichemngB-Oesdleebaft  kam  et  ent  1765  ia 
Hamburg,  während  im  gM^en  Jakr  in 
Berlin  ehie  aneh  die  FInB-T.  bumtbiiiA 
Anstalt  ins  Leben  trat  Sowohl  in  Hamhniy 
wie  auch  in  anderen  Städten  verdiäagtea  die 
Kompagnieen  die  Eincelversicherer  in  Q«gai- 
sate  ZD  England  in  der  Seeversichenuig,  weh- 
rend die  Binnen-T.  von  einer  groBea  An- 
zahl Gesellschaften,  die  in  den  Städten  an  tei 
Ufern  des  Rheines,  der  Elbe  nnd  der  Oder 
gegründet  wurden,  Ubemommeo  wurde. 

Es  ist  natürlich,  daO  das  Zeitatter  des  Ver- 
kehrs auf  die  Ansddmimg  nnd  Ehtwiefadang 
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der  T.  naebhalti^en  Einfluß  aan;e1)bt  hat,  ins- 
beMndere  hat  du  AnfkomtneQ  der  Dampfnchiff- 
fahrt  nnd  des  Telempben  die  größten  Fort- 
sehritte aneh  in  der  T.  gebracht,  Tomehmlich 
eine  IntemationaliBienug  des  Temdientngsbe- 
triebs. 

Neben  den  großen,  sowohl  anf  dem  Gebiet 
der  See-  wie  der  Binnen-T.  international  tätigen 
Anstalten  hat  sieb  eine  große  Anzahl  kleiner 
T  e  r  e  i  n  e,  meistens  anf  Gegenseitigkeit  beruhend, 
erhalten,  m  denen  Tomebmlich  £e  die  KtUten- 
schÜtahrt  nnd  Hocbseeflscberei  betreibenden 
kleinen  Unternehmer  ihre  Fahrzeuge,  Fischerei- 
cerftte  nsw.  gegenseitig  Tersicbern.  Die  Bil- 
onng  solcher  Kumpakte,  EUnbs,  wird  in  Preußen 
dnrcn  die  Regiemng  anch  finanziell  gefördert. 

4.  Ometsgebung  nnä  VersichenuiKs- 
bedlnnsgen.  Das  fiecht  des  Seeversicfie- 
run^verbags  ist  im  Gegensatz  zu  allen 
fibn^n  Arten  von  V^sidoernngsvertrilgen 
bereits  sßit  dem  15.  Jahibundert  Oi^nstand 
der  Gesetzgebung;  die  Handelsgesetz- 
bücher der  meisten  Kolturstaaten  enthalten 
eine  Kodifikation  der  för  die  Seeversicherung 
in  Betracht  kommenden  RechtsverMltnisse, 
Daneben  finden  ^di  zahlreiche  Frivatver- 
einbarangen  unter  den  hauptaä(^(^ten 
Versicberun^untemehmungen,  die  das  durch- 
weg  diBjK>sitiTe  Recht  der  Handelsgesetze 
in  zahlreichen  Beziehungen  abgeändert  haben. 

Für  die  deutsche  Seeversicherung 
sind  insbesondere  maßgebend  die  allgemeinen 
Seeveraichenmgsbedingungeu  von  1867,  die 
auf  Grundlagen  des  allgemeinen  deutschen 
Handelsgesetzbuches  ■  nach  B^tungen  von 
Sachverständigen  in  den  norddeutschen  See- 
staaten aufgestellt  worden  sind.  Sie  gehen 
ziirQck  auf  die  1731  in  Hamburg  erlassene 
Assekuranz-  und  Havereiordnung.  Die  er- 
wJUinten  Bedingungen  von  1867  sind  1881 
mit  Zusätzen  vereenen  worden. 

Das  Recht  der  Binnen-T.  wird  in  dem 
deutschen  fleichsgesetz  über  den  Versiche- 
rungsvertrag in  engem  Anschlufl  an  das 
Recht  der  Seeveisicherung,  fü>er  ebenfalls  in 
<UspMitiver  Weise,  gerei^lt. 

IMe  T.-Bedingungen  sind  außerordentlich 
nmfangreich,  da  die  veraicherten  Güter, 
BefiJrderungsmittel,  Transportw^  usw.  eine 
auBerordenUiche  Hannigmltigkeit  aufweisen 
tmd  die  Regelung  zaUreöcher  Einzelheit«! 
erfordeiüch  machen. 

Besonders  eigentümlich  sind  den  T.-Ver- 
trSgen  z^reidie  Klauseln,  die  si(^  auf 
den  Umfong  der  Haftung  des  Ver- 
sicherers beziehen.  Die  besonders  wich- 
tige Klausel  „frei  von  Beschädigung  außer 
im  Strandungsfoll"  bedeutet  die  Befreiung 
des  Vertäxiuarws  von  jeder  Haftung,  falls 
nicht  €dn.  StiandtmgsnU  oder  ein  diesem 
ij^eich  zu  achtender  Schifliahrtsunfalt  vor- 
liegt wie  !fontein,  Schentem,  ZnsammenstoB, 
Feuer. 

Im  Gc^nsatz  zu  der  sdkon  so  frOhz^tigen 


Regelung  des  Seeversicherungs  -Vertrags- 
recnts  fällt  die  T.  häufig  nicht  unter  die  Be- 
aufsichtigung durch  den  Staat.  So  befreit 
das  deutsche  Reichsgesetz  v.  12./ V.  1901 
allerdings  im  G^ensatz  zu  den  Aufaicbts- 
gesetzen  der  Schweiz,  Oesterreichs  und 
zahlreicher  amerikanischer  Unionstaaten  die 
T.  von  der  Kontrolle  durch  die  Aufsichts- 
behörde. 

Einen  besonderen  strafrechtlichen 
Schutz  genießt  die  Seeversicherung  in  den 
meisten  Strafgesetzbüchern,  so  andh  durch 
§  275  des  deutschen  fieichs-Stra^jesetzbuches 
(Seeversichenings-Betrug). 

Der  Gedanke,  die  T.  durch  den  Staat 
zu  betreiben,  kehrt  in  der  Geschichte  der 
T.  immer  wieder  und  ist  neuerdings  insbe- 
sondere in  England  viel  oiktert  worden  mit 
Rücksicht  auf  einen  etwugen  Seekri^,^  da 
fOr  einen  solchen  die  private  T.  nicht  aus- 
reichend ersdieint  indem  diese  reg^mäßig 
das  Kriegsrisiko  entweder  überhaupt 
nicht  oder  nur  gegen  sehr  hohe  Piftmien  zu 
übernehmen  pflegt 

ft.  PrSinieiibUdiing  und  Risikenbe- 
messiing.  Die  Prämiensätze  der  T.  weisen 
eine  stark  fallende  Tendenz  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  auf.  Während  auf  der  einen 
Seite  die  Erhöhung  der  Sicherheit  zur  See. 
die  Wandelung  im  Schiffbau,  das  Auf- 
kommen der  DampfschiiTe,  die  Verwendung 
von  Stahl  und  Elsen  anstatt  vou  Holz  und 
die  Zunahme  der  Konkurrenz  ein  Sinken 
herbeizuführen  geeignet  waren,  wuchs  auf 
der  anderen  Seite  das  Bedürfnis,  möglichst 
große  Ladungen  auf  demselben  SchifTe  zu 
befördern.  Hiei-durch  wurde  die  wachsende 
Ausdehnung  der  Größenvertiältnisse  der 
Schiffskörper  bedingt  So  ist  es  erklärlich, 
daß  die  Höhe  der  Risiken  auf  demselben 
Schiffsboden  überaus  stark  gestiegen  ist.  Wie 
bei  anderen  außergewöhnlich  hohen  Risiken 
waren  daher  auch  hier  zwecks  Vermeidung 
einer  allzu  grossen  GeßUtrdung  der  Versiehe- 
rungsunternehmnngen  technische  Vorsichts- 
maßregeln nötig,  insbesondere  die  Beschrän- 
kung auf  Haxima  durch  die  ausgiebige  Be- 
nutzung der  Rückversicherung. 

Zwecks  Erleichterung  der  Schadensbe- 
rechnung werden  die  Güter  in  Abteilungen 
von  gewisser  Größe  zerlegt,  die  man  Serien 
nennt  Solche  Serien  bildet  man  entweder 
unter  Berfidraichtigung  des  Wertes  oder  der 
Zahl  der  Kolli. 

Im  dnzelnen  viririct  auf  die  Höhe  der 
Prämie  das  Transportmittel,  die  Art  der 
versicherten  Güter,  der  Dm&n^  der  Atftong 
des  Versicherers,  die  Jahreszeit,  der  Trans- 
portw^  usw. 

Berechnet  wird  die  Seeprftmie  mmst  in 
Prozenten  der  Versicherangssnmme :  sie  ist 
bedeutend  höher  als  die  uuid[Hftime.  Ton 
den  Gütern  wird  als  bestmdas  geOhrlich 
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sehr  hoch  tarifiert  z.  B.  Wolle,  Baumwolle, 
Tabak,  gefrorenes  Fleisch.  Segler  zahlen 
höhere  FrflmieD  als  Dampfer.  Für  Easko 
wird  durchschnittlich  hedeuteud  mehr  be- 
zahlt wie  für  Güter.  Was  den  Reiaeweg  an- 
betrifft so  werden  das  Mittelländische  Meer 
und  die  Nordsee  im  Vergleich  zum  Nord- 
atlantisclienund  zum  Indis^en  Ozean  günstig 
tarifiert. 

Wie  kompliziert  diese  Prämienberech- 
nungen sind,  die  auf  den  ersten  Blick  will- 
kürlich und  einfach  zu  sein  scheinen,  wird 
dann  klar,  wenn  man  einen  Blick  auf  die 
Einrichtimg  der  Schiffsklassifikation 
wirft,  deren  Ursprung  auf  die  Seeversiche- 
rungsbörse in  London,  die  Körperschaft  der 
Uoyds,  ziu^ckgeht. 

Eigentümlich  ist  der  T.  die  Menge  kleiner 
Sdiäden ,  von  denen  sich  daher  die  Ver- 
sicherer durch  Franchisen-Klauseln  frei  zu 
halten  pfl^n. 

tf.  Stattstlk.  Himichtlith  der  Statistik  der 
T.  muß  man  ridi  anch  in  Dentschland  auf 
private  Angaben  verlassen,  da  eine  offisielle 
Statistik  bedauerlicherweise  nicht  gefOhrt  wird. 
Nach  Iränyis  Angaben  im  Asseknranz-Jahrboch 
erzielten  48  deat^che  X-- Aktiengesellschaften 
im  Jahre  1904  eine  Prämieneinnahme  von  119 
Hill.  TS.,  von  denen  nach  Ahzng  der  Ansgaben 
fürBQckversichemng  mid  der  ^er  Prftmienreserve 
zngeftlhrten  Snmmen  eineNettopräuiieneinnahme 
Ton  60,9  Hill.  M.  gegenüber  einer  solchen  von 
26  Hill.  H.  im  Jahre  1884  verblieb.  IHeser 

änantitative  Aufsehwuig  des  Geschäfts  hat  aber 
urchaos  nicht  die  Rentabilität  des  Betriebs  in 
Speicher  Weise  erhöht.  Von  den  190  Mill. 
Brnttoprämien,  von  denen  63,7  für  eigene  Rech- 
nung verblieben,  warden  43,6  Mill.  M.  für 
Schadenszahlnngen  anf  eigene  Rechnung  ver- 
wandt. An  Ueberscbtlssen  verblieben  aus  den 
Prämien  3,6  HUI.  H. 

Für  das  gleiche  Jahr  gibt  dieselbe  Quelle 
folgende  Ziffern  für  das  Ansland  an: 

1.  Zahl  d.  2.  Prämien-  aScbaden- 
Gesell-     einnahmen  zaJilattgen 
(in  Landesmflnce) 


Schäften 

Oesterreich - 
Ungarn  (N.) 
Schweis  (B.) 
Frankreich  (N.) 
Italien  (B.) 
Dänemark  (B.) 
Schweden  (B.) 


9 
6 

20 

8 
5 

30 

6 
lo 


6  453  537 
12  576  S3S 
21  02s  453 
1 1  528  231 

7  163  522 

1524955» 
I  297  844 

9  700  315 


4  538  826 
16  593  188 
14  196  152 

9761  619 

5  649  372 
7  659  "3 

897  47' 
7  463  511 


(B.  =Brnttoeinnabmen-  n.  Schadensahlnngen, 
N.  =Nettoein&ahmen-nndScbadencahlnngett.) 

Literatur:  Wagner^  Versirkeruugtieeaeu ,  in 
Srhänberjft  Hdbeh.,  Bd.  If,  S.  1004/g.  — 
H.  und  JE.  Brdmer,  Das  Vrraü-kenuigtwaeM, 
t^ankenttHna  H.  «.  L.  d.  Sl.,  Bd.  T,  LuJ.  17, 
S.  $75 fg.  —  Gol4l>oJkin4(«,  Zw  Garhirku 
liw  tieeveniriening,  Berlin  I88S.  —  Fritn, 
Art.  „Trantpomtrtickenmg",  H.  d.  Sl.,  1.  Aufl., 
Bd.  VI.  —  Mane»f  Art.  „2^u*porlver*iche- 
rung",  B.  d.  Sl.,  2.  Avfl.,  Bd.  VII.  —  lier- 


9Me,  Vmidunmgtwien,  hsifaig  190S,  ff  40— 
4S.~  Frmideiutelnfimllandwört9t*tickd.  ter- 
»irheruugtvietetu,  Straßburg  1891,  Art  „Aüiimr- 
tniinportv^aicherung".  —  Ulrich,  Die  Forl- 
aekritU  der  SckiffibauUchniit  in  ihrer  Bedeutmmg 
für  die  Truntporttertirherung,  in  dtr  Zeittfhr. 
/.  d.  ge».  Vert.-WiM.,  B«rUn  1905.  Bd.  V. 

Alfi^  Mann. 


Trichinenschan  s.  Fieipchbeschau 
oben  Bd.  I  S.  843  fg. 


Trinkerasyle. 

T.  oder  Trinkerjieilstätten  sind  Anstalten, 
in  denen  Tmnkattchtige  Anfnabme  finden,  tun 
durch  sachgemäße  Behandlung  Heilung  von  der 
Krankheit  der  Tmnksncht  zu  finden.  Bier 
wird  den  Patienten  der  Genuß  alkoholischer 
Getränke  entzogen.  Die  Einrichtungen  de« 
Instituts  sind  derart,  daß  die  TmnuäUigen 
keine  geistigen  Getränke  bekommen  kOnnea. 
der  Körper  gesundet  durch  kräftige  Emähnuiff 
nnd  durch  ärztliche  Pflege,  die  Gesnndheit  «iM 
durch  körperliche  Arbeit  gekräftigt,  und  da« 
Ziel  der  Behandlung  ist  auf  die  Eraiefanng  der 
Tmnksflohtigen  zur  vollen  Abrtinens  gerichtet. 
Die  T.  weiden  teüs  von  Haosväteni  von  äa 
inneren  Mission,  teils  von  Geistlichen,  teils  voa 
Aerzten  geleitet  und  sind  teils  Privatanstaltea. 
teils  Anstalten  der  inneren  Hiaeion  uder  der 
Mäßigkeitsgesellscbaften.  Sie  vermögen  dodi 
ein  Viertel  bis  die  Hälfte  der  aufgenommenen 
Patienten  dauernd  zu  heilen.  Be&sere  Erfolgf 
wUrde  eine  Verlängernttg  des  Aofentbalts  Ober 

1  Jahr  in  Aussicht  stellen. 

Nachdem  schon  1861  die  Männer-  nod  Kar- 
anstalt  Siloah  in  lintdorf  bei  DUsaddorf  ge- 
gründet worden  war,  haben  die  T.  seit  U&7 
zuerst  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  später  in  Englaad  Verbreitung  gdosdeiL 
Nach  dem  Muster  eines  Gesetzes,  da«  beieit» 
1867  in  der  aostraliscben  Kolonie  Victoria  er- 
lassen worden  war,  kam  in  England  1879  die 
Habitnal  Tmncard  Act  (42  &  43  Vict.  r.  19 1 
zustande.  Durch  sie  wurde  die  Grflndung  tod 
T.  nach  Ha%abe  der  jährlich  in  emeneniden 
Konzessionen  der  Friedensrichter  gestattet  und 
der  staatlichen  Aufsicht  unterstellt.  Die  Anf- 
nähme  darf  nicht  gegen  den  Willen  des  Aid- 
znnebmenden  erfolgen,  doch  kann  der  einmal 
Anfgenommene  iwangsweise  bis  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  festgehalten  nnd  im  Falle  des  Eat- 
weichens  mit  Zwang  in  die  Anstalt  zarftefc- 
gebracht  werden.  Ebenso  bestehen  in  der 
Schweiz  solche  Heilanstalten.  In  Dentsdüaad 
sind  die  T.,  die  teilweise  mit  den  Arbeiixr- 
kotonieen  in  Verbindung  gesetzt  sind,  den  geseu- 
lichen  Bestimmungen  ftber  die  Erankenheil- 
anstalten  unterstellt.  Sie  dürfen  aber  in  k^aer 
Weise  die  persäilicbe  Freiheit  ihrer  PflfgÜBj^ 
antasten,  mit  Ansnalune  der  Entn&wGgtctt. 
Die  Zahl  dieser  T.  bettnfl  sicfa  auf  16.  woran 

2  Anstalten  nnr  weibliche  Patienten  anCaefamea. 
Oesterreich  nnd  Frankreich  haben  zuieit  moÄ 
keine  derartigen  TrinkeAeilstätteo. 
Uteratart  Die  f\rage  wM  ror  »Utm  m  d** 

Sekr^en  Sber  Tmnhmtekl  «nd  JjkoluHtmm  h" 
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Aondeft.  Vgl.  dtuu  den  IdUraümmekwf^  Aefn 
Art  „Älkoh^j^ragti"  oben  jBd.rs.7S.  —  VWtAt 
Dir  Rrrielamtg  t cm  TrMcwa^len,  189t.  —  Bode, 
Art.  „TVimJtmeA^  im  m  d.  8L,  g.  Aii0.,  Bd  Vit. 
K  199fy.  Maae  von  HeckH. 


TrSdelliandeU 

T.  ist  der  Handel  mit  alten  Sachen,  wie 
gebnncfaten  Kleidern,  Wfteche  oder  Betten, 
altem  Metallgerilt,  Metalllffneh  n.  d^.  Da  ein 
»Icber  Haodebbetrieb  lö^t  der  H^lerd  dient, 
pflegt  er  polizeilicfaen  Beschrfinkungen  nnter- 
woifen  zn  sein. 

Die  PrenU.  6ew.-0.  t.  184ö  bestattete  den  T. 
nnr  solchen  Personen,  deren  Unbescholtenheit 
nnd  ZnTerl&sügkeit  feststand.  Aach  sonst  war 
er  wohl  aUgemein  in  Dentschland  konsessions- 

E flichtig.  Die  dentucbe  Gew.-O.  t.  1869  (§  35) 
eß  diesen  Gewerbebetrieb  ganz  frei.  Doch 
kmnte  er  demjenigen  untersagt  werden,  der 
wegen  ans  Oewimuncht  Itegan^ner  Verbrechen 
oder  Verg^n  ge^  das  Sigentam  bestraft 
mr.  Diese  Freueit  wnrde  aber  1883  wieder 
wesentlich  eingeschränkt.  Danach  ist  der  T. 
ni  nntersagen,  wenn  Tatsachen  Torliegen,  welche 
die  Dnsnwlftisifkeit  des  Gewerbetreibenden 
in  beeng  anf  diesen  Gewerbebetrieb  dartnn. 
Derselben  Besrhrftnknng  nnterliefi:t  der  gleich- 
falls der  Hehlerei  leicht  Voracnnb  leistende 
Kleinhandel  mit  Oamabmien  oder  Dr&amen 
(Enden)  von  Seide,  Wolle,  Banmwolle  oder 
Leinen.  Nach  g  38  der  Gew.-O.  sind  die  Zentral- 
behörden befnift,  Vorschriften  darüber  zn  er- 
lassen, in  welcher  Weise  diese  Gewerbetreibenden 
ihre  BOeber  sn  fObren  nnd  welcher  jwIiEetlicben 
Kontrolle  Ober  den  Umfang  nnd  die  Art  ihres 
Geschäftsbetriebes  sie  sich  zn  unterwerfen  haben, 
was  t.  B.  in  Preußen  am  22./VI.  1870,  18./I]1. 
1885  nnd  1./VI.  1901  geschehen  ist. 

In  Oesterreich  gehiirt  der  T.  zn  den  „kon- 
zessionierten Gewerben".  In  Frankreich  ist 
der  Gewerbebetrieb  der  „brocantenrs"  strengen 
Polizeiverordnnngen  nnterworfen  (von  1780  nnd 
18161,  besonders  in  Paris  (V.  von  1831). 

In  En^and  mfissen  TrMler  (hawkers)  ebenso 
wie  Hansierer  mit  einem  Oewerbeschfdn  Ter- 
seben  snn.  Die  Beftii^is  znm  Gewerbebetriebe 
Inuin  ihnen  dnreh  genchtlicbes  Erkenntnis  ent- 
lehn werden,  wenn  sie  erwiesenermaßen  mit 
gestohlenem  Gut  gehandelt  haben  (G.  v.  1810 
nnd  1816).  Händler  mit  altem  Metall  sind  zn 
T^strieren  nnd  weitergebender  policeilieher 
Anbicht  nnterworfen  (G.  v.  18Ö1). 

XltemtUTZ  JKs  Xotnmentart  zur  deuttehen  Ge- 
verbeordntinf.  —  W.  Lead»,  Art.  „  7\rödel- 
Mandel",  B.  d.  St.,  Bd.  VII,  S.  191  fg.  —  M. 
BUiCk,  Art.  „Broeaitteurt",  Diet.  de  VAdmifti. 
tlration  Jran^w,  1877.  —  B.  Onetst,  Das 
tnglwke  VervaUungtreeht,  1884,  S.  Avjt.,  Bd.  II, 
S.  7B».  Karl  BoMffen. 


Troebsystem. 

Unter  T.  versteht  man  dasjenige  Lohnrer- 
tehren,  bei  dem  di^r  Arbeitnehmer  nicht  in  barem 
OeM,  sondern  in  Natnralieu,  nnd  swar  ganz 
oder  t^weise  in  Lebensmitteln,  in  gewerbhohen 


Erzengnissen  des  üntemehmers,  dnrch  üebev- 
weisnng  einer  Wobnnng  n.  dgl.,  bezahlt  wird. 
Vielfach  ist  das  in  der  Form  Üblich,  dafi  Aet 
Lohn  in  Harken,  die  Anweisungen  an  Gesch&fte- 
leute  darstellen,  zur  Auszahlang  gelangt.  Noch 
bedenklicher  wird  dieser  Gebranch,  wenn  der 
Unternehmer  selbst  der  Ladenhalter  ist  oder 
das  Geschäft  in  den  Händen  seiner  Angestellten 
sich  befindet  oder  sonstwie  der  Fabriknerr  nnd 
die  Ladeninbaber  insgeheim  unter  einer  Decke 
stecken.  Der  Name  Track  kommt  Tom  eng- 
lischen -trnck",  d.  i.  Tausch  ^  Taiuchhandel, 
dentet  also  daranf  bin,  dafi  hier  Arbeitskraft 
e^gen  Waren  oder  Nutzungen  umgetauscht 
winl.  Das  T.  enthält  also  eine  Art  von  Natnral- 
löhnung,  wie  sie  nnter  der  Herrschaft  mehr 
patriarchalischer  Beziehnngen  früher  allgemein 
üblich  war  und  auch  jetzt  noch  anf  dem  Lande 
bei  dem  Gesinde  und  im  Kleingewerbe,  nament- 
lich in  der  Form  freier  Wohnung  tmd  Be- 
köstigung, in  unbedenklicher  Form  fortlebt. 
Während  aber  die  Natnrallöhnnng  als  solche 
nor  eine  primitive  aber  harmlose  Form  der  Be- 
zahlung von  Arbeitaleistnngen  ist,  die  an  nnd 
für  sich  zn  sosialpoUtisehen  Bedöiken  keinen 
Anlaß  gibt  nnd  einen  geeetzUehen  Lobnzahlnngs- 
schutz  entbehrlich  macht,  verbindet  man  mit 
dem  Begriffe  des  T.  die  mißbräuchliche,  zur 
Täuschnng  nnd  üebervorteilnng  der  Arbeiter 
geeignete  Form  des  Naturallohns,  die  vielfach 
tn  Warenwucher  ausartet  Man  nennt  deswegen 
das  T.  auch  „TrnckDntng".  Dem  Arbeiter 
werden  zu  hoben  Preisen  Waren  aufgedrängt, 
die  er  anderswo  billiger  erstehen  kSnnte.  Oder 
aber  man  zwingt  ihn.  Höh-  und  Hilfsstoffe,  die 
dann  auf  den  Stttc&lohn  angerecJinet  werden, 
vom  Unternehmer  oder  von  von  ihm  abhSnjinEren 
Zwischenpersonen  t>ei  willkürlicher  Preisfest- 
setzung abzunehmen.  Wenn  die  Anweisnngen 
auf  Schankwirtschaften  lanten,  wird  der  Al- 
koholismns  nnd  der  Lotterkredit  begünstigt, 
namentlich  dann,  wenn  die  Lohnanszahlnng 
ebenfalls  dort  stattfindet  und  die  fälligen  Lohn- 
beträge  in  den  Wirtschaften  entsprechende  Auf- 
rechnung finden.  Diese  Uißbränche  finden  sich 
keineswegs  nur  bei  der  Fabrikindnstrie,  sondern 
auch  in  der  Landwirtschaft,  wo  OntstagelOhner 
in  Sctinaps  n.  dgl.  bezahlt  werden,  sind  sie  fest- 
gestellt worden;  besonders  nnerfrenliche  Konse- 

Jnenzen  hat  der  Tracktmfng,  wenn  der  Arbeiter 
ndustrieerzeugnisse,  die  er  selbst  in  seinem 
Hanshalt  gar  nicht  gebranchen  kann,  erhält 
nnd  sie  zn  Schleuderpreisen  in  Verbindong  mit 
Haosierem  nnd  ansässigen  Zwischenhändlern 
weiter  verkaufen  mnß.  Eine  besondere  Art  des 
T.  ist  das  „Cottagesystem" ;  die  Fabrikanten 
bauen  und  unterhalten  Arbeiterhänser  nnd 
zwingen  ihre  Arbeiter,  zu  hohen  Mieten  die- 
selben zu  bewohnen. 

Vielfach  wird  angenommen,  daß  der  Trnck- 
nnfng  mit  der  Entwickelnug  der  modernen 
Fabnkindustrie  zusammenhängt.  Das  ist  durch- 
aus nicht  richtig.  Das  Uebel  ist  vielmehr  nralt^ 
wie  die  Bergbauordnungen  im  16.  und  16  Jahrb., 
die  sich  gezwungen  sahen,  die  Schichtmeister 
zur  Barzahlung  enei^sch  anzuweisen,  dartun. 
Am  tiefsten  eingewurzelt  sind  die  Hißbräuche 
in  der  HausinduDtrie,  wo  den  Arbeitern  Boh- 
stoffe,  Besatzartikel,  Werkzeuge  tisw.  zu  hohen 
Preisoi  Oberlassen  werden  nnd  ni  der  Abnahme 
der  fertigen  Artikel  snm  Schaden  der  Arbeiter 
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in  AnrechnTiog  kommeD.  Daß  diese  Praktikeii 
in  der  Haosindnstrie  qnd  im  Verlagssyitem 
altherfi:ebracbt  sind,  beweisen  unter  anderem  die 
Verorumonffen  ans  dem  17.  nnd  18.  Jahrb.  fQr 
die  Eaasindostrie  des  Bergischen  Landes,  welche 
diesem  Warenwncher,  mit  weirig  Erfolg  freilich^ 
zu  Stenern  suchten. 

Die  moderne  Oewerbegesetzgebong  ist  nach 
englischem  Vorgang  dem  T.  energisch  zq  Leibe 
gegangen.  Das  oanptsächlichste  uitiscbe  Oesetz 
gegen  die  Tmcknnsitten,  das  die  Bezahlnng  in 
Landeswähmng  vorschreibt,,  stammt  ans  dem 
Jabre  1831,  die  wichtigste  Erg&nznng  dieses 
Lohnzablangsschatzgesetzes  ist  die  track  amende- 
ment  acte  Tom  16.MX.  1887.  BedentongsToU 
an  dieser  Novelle  ut,  daß  die  Wohltaten  des 
Gesetzes  auf  alle  Gewerbe  und  Beschäftigungen 
ausgedehnt  werden.  Wenn  auch  der  Truck- 
nnrog  nicht  guis  beseitigt  worden  ist,  so  wurde 
er  doch  da,  wo  die  E^brik-  und  Bergwerks- 
ins^ktionen  den  Ueberwachnngsdiensi  sorg* 
fältig  anstthten,  mit  eifrenlichem  Erfolg  unter- 
drftckt. 

Li  Deutschland  setzt  die  moderne  Fabrik- 
gesetzgebung gerade  mit  der  Trackfrage  ein. 
Die  englischen  Zustände  und  legislativen  Haß- 
regeln erregten  sofort  die  Aufmerksamkeit  der 
preußischen  B^erang,  namentlich  der  Bezirks- 
regierungen  in  den  udastriellen  Bevieren  der 
Bbeinprovinz.  Zuerst  versachte  man,  auf  Altere 
Yerorduungen  in  den  Bergischen  Jjanden  znrQck- 
sngröfen,  nach  langwierigen  VerbaudlaDgot 
kam  es  dann  zur  Oewerbenovelle  von  1849,  die 
das  ersehnte  Verbot  des  Tracks  fQr  die  Fabriken 
brachte.  1860  wurde  es  auf  die  Bergwerke 
nnd  Salinen  ausgedehnt,  und  dann  fand  das 
Tmckverbot  auch  in  den  nichtprenßiBchen  Ge- 
werbeordnungen Kingang.  Diese  Bestimmungen 
»Dgen  dann  in  die  Gewerbeordnung  des  Nord- 
deutAcben  Bandes  und  später  des  I^iches  über. 
In  dem  Arbeiterocbatzgesetz  von  1891  wurde 
der  LohnzabluDgsscbntz  schärfer  umgrenzt  and 
die  zulässigen  Ausndimen,  die  nicht  zu  entbehren 
waren,  in  sehr  zweckmäßiger  Weise  geregelt. 
Li  Belgien  hat  man  1887  ebenfalls  dem  Track 
^esetzbcb  zu  Stenern  gesncht,  und  ähnlich  wie 
in  Deatschlasd  sind  die  Schatzbestimmungen 
der  Österreichischen  Gewerbeordnung.  Eine 
wertvolle  Ergänzans:  fand  der  dentsche  Arbeiter- 
scbutz  in  der  Novelle  von  1900,  durch  die  die 
Truckbestimmungen  anf  die  Uansindustrie  aus- 
gedehnt wurden. 

Ein  einseitiges  nnd  mechanisches  Tmck- 
verbot bietet,  wte  schon  angedeutet,  die  Gefahr, 
daß  dadurch  mancherlei  humane,  im  höchsten 
Grade  segensreii'he  Bestrebuufren  menschen* 
freundlicher  Fabrikanten,  die  ihren  Arbdtem 
den  billigen  Bezng  von  Lebensmitteln  durch 
Eugroseinkänfe  erleichtern  and  iboen  billige 
und  gesunde  Wohnungen  verschaffen  wollen, 
unmöglich  gemacht  werden.  Glttcklicfaerweise 
haben  diese  Bestrebungen  fast  überall  an  Boden 
gewonnen,  ein  Beweis  dafür,  daß  die  Arbeiter: 
schutzbeatiromungen  der  Gewerbeordnung  diesen 
arbeiterfreund  lieben  Einriebtangen  kein  Uiuder- 
nis  in  den  Weg  legen.  Nach  deutschem  Beicbs- 
recbt  ist  es  den  Arbeitgebern  gestattet,  den 
Arbeitern  Lebensmittel  rar  den  mtrag  der  An- 
schaiTangskoBten,  Wohnung  und  Landnutznng 

fegen  die  ortsäblicben  Uiet-  nnd  Fachtpreise, 
euerung,  Beleuchtung,  regelmäßige  Bekösti* 


m  —  Turgot 


gung,  Arzeneien  und  ärztliche  Hilfe  sowie 
Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen  flbertragenctt 
Arbeiten  für  den  Betrag  der  durchscbBittueb«i 
Selbstkosten  unter  Aurechnong  bei  der  Lohn- 
zahlung zu  verabfolgen.  Diese  Ausnahmebe- 
stimmungen verdienen  Nachahmung  und  sind 
nubedenklicb,  wenn  die  Fabrikinspektion  nt- 
veri&Bsig  funktioniert.  Die  Hanptant^mben  4er 
Verwaltung  sind  jetzt,  nachdem  in  der  Fabrik- 
indostrie,  wie  die  Gewerbeüupektoreoberichte 
beweisen,  das  T.  kaum  mehr  vorkommt,  auf  die 
Beseitignng  ähnlicher  MifiMftnde  in  der  HaaB> 
indnstne  hinzuarbeiten.  Es  gilt  dies  aber  uck 
dem  Übrigen  Zwiachenmeistersystem  gegea&btt^ 
das  sich  unter  anderem  auch  bei  den  nans-  mA 
Dockarbeitern  eingebürgert  hat.  Vgl.  auch  Art. 
„Lohn"  oben  S.  419fg. 

Utermtnrt  W,  Studa,  An.  „TrvetMytUm".  B~ 

d.  SL,  g.  A^.,  Bd.  VII,  Ä.  19Sfy.  —  Antam^ 
OetehiehU  der  pret^fiiteken  fabrik^Mtxg«bum^, 
1891,  8. 1SI—19S.  —  BraMm%  Betyordittntytm 
der  prt^  fii9e^m  Land«,  ISSi. — Büettm;  Sd^i»dU 
SotiatgeMtxgebimg,  Areh./.  tot.  GMetwy.,  M.  Tl', 
S.  »es,  t€9.  —  Engels,  Lage  der  arttäendt» 
Klauen,  X.  A*i0.,  1S9»,  S.  ISS,  iSS.  —  SummM 
Moore,  Da»  'Trackx^ttem  iiti  Ör^^rUammtm^ 
Arek.  /.  tot.  OwUg.,  Bd.  II,  S.  S19—SSS,  SSK 
-~  atieda,  DmUcAe  BatmndiutHe,  I8SS,  S.  tT. 
87 — 90.  —  Thun,  Indutlrie  am  yitdtrrMgim, 
f.  A^„  S.  70fy.  BUrmtw. 


Tnuksncht  s.  Alkohol  frage 
oben  Bd.  I  S.  71fg. 


Trusts  &  Unternehmerverbftnde. 


Tür-  und  Fenstorsteuer 

s.  Oehättdesteuer  oben  Bd.  I  S.  907%. 


Tnrgot;  Anne  Bobert  Jacques,  Baron 
d'Anlne, 

geb.  zu  Paris  am  10./V.  1727,  gest.  daselbst  aas 
18/1X1  1781, 17&2  Parlamentsrat,  1753BeqneteQ- 
meister  (maitre  des  reqa^tes)  in  Paris,  1761  bis 
1774  Intendant  der  Generalität  Limoges,  äam 
durch  schlechte  Verwaltung  verarmten  und  nr- 
schuldeten,  ein  Areal  von  22894  qkm  vm- 
fassenden  Territoriums,  als  denen  AdministnUoc 
Tnigot  durch  eine  gerechte,  d.  h.  nur  die  Araat 
schonende  Stenerpolitik,  durch  energiadie  A«^ 
recbterbaltung  der  saatlicben  Autorität  in  den 
Teuernngs-,  Hunger-  und  AaAnbrjahrea  1770 
and  1771  sich  so  rühmlich  hervortat,  daS 
Ludwig  XVI.  ihn  am  24./VIII.  1774  zum  Xiaister 
der  Finanzen  ernannte,  welches  PortefeaiU«  «ber 
schon  am  12./V.  1776  durch  T.*t  Abdankiwg 
wieder  frei  wurde. 

Nächst  Qaesnay  bedeatendstar  Theoretiker 
der  pbvsiokratiscben  Schale.  Vorginger  too 
Adam  Smith  in  seiner  ArbeitstvQoBg-,  ticU-. 
Oruttdrenttti-,  Kapital-  nnd  Kapliuiiaildire. 
Vorgänger  von  Ricardo  in  seiner  LoJmlcbia, 
wonach  nur  das  Existeosminimum  dea  Hud- 
arbeiten  vom  ArbdtalohB  gededn  wird.  Di» 
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eewUachaftlicbeD  und  wirtschaftlichen  Lebens- 
bediDg:QDgeii  det  Menschen  in  seinen  „Bäflexions 
nsw."  (i.  n.)  in  die  Form  einer  sozialwirtschaft- 
lichen Oesellschaftslehre  kleidender  Soziolog, 
worin  er  dem  nrsprflnglichen  isolierten,  auf 
primitiTe  £xii>tenzbebiedignns:  beschrftnkten 
•crariBehen  Besits  folgende  auf  drei  Terscbiedene 
Klatsea  vertdlte,  der  Qnemajtehen  Klaasiflkatiop 
nacbgelnldete  wirtMhafUich-iKHdale  Gliedemiw 
entgeeeDsetit:  die  Classe  prodactiTe  (der  land- 
wirtschaftlichen Produzenten),  die  Classe  stipen- 
diee  (der  Rohstoffrerarbeiter  nnd  der  Hanufakten- 
verteilert  nnd  die  Classe  disponible  (der  Eigen- 
tttmer,  Bentiers  nnd  Beamten,  also  der  hanpt- 
sftchlichen  Stenertrftger).  Vgl.  im  Übrigen  Artt. 
„Physiokratißches  System"  oben  S.  BSlfg.  nnd 
„Smithsehes  Svstem"  oben  S.  842{g. 

Von  seinen  hierher  gebSrigen  Schriften  nenaen 
wir :  Eloge  de  Gonmay,  Paris  17&9.  —  B^flexioiu 


snr  la  fonnatioD  et  la  distrihntion  des  richessoi, 
Paris  1766;  dasselbe,  2.,  3.,  4.  nnd  5.  Aofl.,  ebenda 
1773,  1778,  1784,  1788;  dasselbe,  in  englischer 
Uebersetcnng,  London  1793;  derselben  Ueber- 
setznng  Nendmck  in  OTcrstone,  collection,  vol. 
IV,  eranda  18Ö9-  dasselbe,  dentsche  Ueber- 
tetinng  tod  HanTiUon,  Lemgo  1775.  Dentsche 
Ueberutnuiff  in  Wamtigs  Samnlniig  soiialwiss. 
Heister,  Bd.  I  Jena  1908.  —  Valenrs  et  monsaies 
s.  a.  (Paris)  ca.  1769.  —  Lettres  snr  la  libertÖ 
da  commerce  des  grains,  ^crites  k  U.  Tabbi 
Terray,  Paris  17TO.  —  De  I'administration 
proTinctale  et  de  la  räforme  de  rimpöt,  Paris  1779. 
—  Glesammelte  Werke:  OeuTres  de  Turgot .... 
avec  les  notes  de  Dnpont  de  Nemonrs,  9  Bde., 
Paris  1809—11;  Oenvres  de  T..  nonv.  Mition 
par  E.  Daire  et  H.  Dnssard,  2  Bde.,  ebenda 
1844  (Collection  des  principanx  iconomistes, 
Tol.  nißV).  lAppert. 


U. 


nebergaagsabgaben. 

U.  oder  Uebei^angssteuern  sidcI  Blnoea- 
zäle,  die  innerhalb  des  deutschen  Zollgebietes 
von  Waren  erhoben  werden,  wenn  diese  die 
Grenzen  gewisserBundesstaaten  oder  Gruppen 
▼OD  ad^n  überschrmten.  Sie  stehen  in 
engstem  Zusammenhange  mit  der  Verbrauchs- 
besteuerong,  haben  den  Zweck,  ihren  vollen 
Eingang  zu  achem  nnd  erscheinen  in  solchen 
nUlen,  wo  die  inneren  VerbraucfassteuOTn 
in  Kwei  Gebietsteilen  verschieden  organisiert, 
gewisse  Verbrauchsgegeost^de  mit  ver- 
schiedeoen  Steuersätzen  belegt  sind.  Sie 
stellen  sich  dar  als  Ausgleichungen  zweier 
Pruduktionsgebiete  im  Hinblick  auf  Steuer- 
dUfereozen,  z.  B.  zwischen  der  Norddeutschen 
BrausteuM^meinschaftundden  snddeutschen 
Staaten ,  die  ihre  besonderen  Biersteuem 
erhalten  haben  (Bayern,  Wflrttembei^,  Baden, 
Eteafi-LothriDgeD).  Ebenso  werden  U.  er- 
hoben beim  Eingang  in  das  deulsche  ZoU- 
irebiet,  wenn  das  betreßeude  Land  an  das 
Zollausland  grenzt,  z.  B.  bei  Fleisch  in  Baden. 

Die  Zollvereinsrertrfi^e  seit  1841  bestimmen, 
daß  das  Erzeugnis  des  einen  Vereinsstaates  nie- 
mab  bQher  oder  lästiger  besteuert  werden  darf 
als  dasjenige  eines  anderen  Vereinsstaates.  Doch 
konnte  jeder  Vereinsstaat  Ansgleichnngsabgaben 
erbeben,  die  den  vollen  Eingang  der  inneren 
TerlnraDehasteaem  aocb  von  der  Einfuhr  ans 
anderen  Veretnsstaaten  sichern.  Innere  Ver< 
branchsstenem  dnrften  aber  Uber  gewisse  HScbst- 
■fttse  nicht  erhobt  werden,  nnd  nnznl&ssi^  war 
es,  bei  der  Ausfuhr  von  Gegenständen,  die  mit 
luandssteaer  belegt  waren,  nOhere  Beträge  zn- 
rtdunerstatteu,  als  die  g^tzliche  Steaer  .be-. 


trug.  Im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  ist  man 
jedoch  dem  Ziele  einer  Qbereinttimmaiden  Ge- 
setsgebnng  im  Gebiete  der  inneren  Anfwand- 
besteuemng  immer  näher  gekommen. 

Nach  dem  dermaltgen  Rechtsstande 
werden  D.  erhoben :  1.  von  Bier  und  Malz: 
von  der  Brausteuergemeinscbaft  2,75  ML, 
von  Bayern  3,25  M.,  von  Baden  3,20  M., 
von  Württembei^  3  M.  (braunes  Bier)  und 
1,65  M.  (weifies  Bier),  von  Elsaß-Lothringen 
3  M.  (starkes  Bier)  und  0,58  M.  (Dünnbier), 
und  zwar  für  je  1  hl  Bier.-  FOr  geschrotetes 
Malz :  von  Bayern  zu  Bier-  und  Essigbereitung 
6,50  M.,  von  Württemberg  5  M.  für  je  50  kg. 
Für  gequetschtes  Grünzmalz  in  Württemberg 
2,80  M.  für  50  kg.  —  2.  Von  Fleisch: 
von  Sachsen  8  M.  für  100  kg  vereinsländisches 
Rind-  und  Schweinefleisch  und  10  M.  für 
100  kg  übi-iges  Fleisch;  von  Baden  8  M. 
für  100  kg  vereinsländisches  und  ausländisches 
Fleisch  neben  dem  Zolle,  wenn  es  frisch 
oder  ausgeschlachtet  eingebracht  wird  (Aus- 
nahme Müchkälber).  Dagegen  sind  Wurst- 
waren und  Waren  aas  gehacktem  Fleische 
flbergangsfrei. 

Lltentnr;  Bfeefee  (-Zelier),  Sehihiberg,  4-  Aitß., 
Bd.  III,  S.  69S.  —  Heekelf  Art,  „Ueberffang»- 

abgaben",  H.  d.  St.,  2.  Avfi.,  Bd.  VII,  S.  tSSfy. 
—  V.  Mayr,  Art.  „üebtfrgangaabgaben",  SUngels 
W.  d.  ß.  V.R.,  Bd.  II,  S.  esOfg.  u.  Suppl.- 
Bd.  I,  H.  96.  —  Vgl.  ArU.  „Bitr  und  Bvtv 
btstcuerung"  und  „Mahl-  ujtd  ISe/UachUtewr"  • 
dieta  W.  d.  K  oben  Bd.  I,  S.  S7Sfy.,  bnv. 
Bd.  II,  S.  m/g. 

Max  VON  Meckel 
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UeberprodnkUoD. 

Absolute  U.  eines  Outes  wäre  nur 
dann  TOrhanden,  wenn  es  in  einer  Oeeell- 
schaft  Oberhaupt  kein  BedGrfnis  nach  dem- 
selben mehr  f^he.  Dieser  Fall  kann  bei 
Konsuintionsgfltem  nur  ganz  lokal,  bei  sehr 
rasch  verderbenden  und  wenig  transport- 
föhigen  Waren  eintreten  und  ist  soweit 
TolksvirtschafÜich  gSbzlich  bedeutungslos. 
Hfluflger  schon  kann  es  vorkommeD,  daß  die 
Produktion  gewisser  Prodnktionsmittel 
sich  der  absoluten  Grenze  nähert   Von  all- 

femeiner  Wichtigkeit  aber  ist  die  Art  der 
f.,  die  wir  als  die  wirtschaftliche  be- 
zeichnen wollen.  Sie  besteht  dann,  wenn 
ein  Gut  in  solcher  Menge  angeboten  wirdj 
daS  sein  Preis  auf  einen  Punkt  sinkt,  bei 
dem  alle  oder  doch  sehr  viele  Produzenten 
nicht  mehr  den  normalen  Gewinn  erzielen 
oder  sogar  Schaden  leiden.  Tatsächlich  be- 
wegt sich  die  Produktion  der  meisten  OQter 
fa&t  immer  am  Rande  der  U.,  weil  die  An- 
passung des  Angebots  an  die  Nachfrage 
meistens  dadurch  stattfindet,  daB  schwächere 
Produzenten  verdrängt^  d.  h.  ruiniert  werden. 
Denn  auch  bei  denjenigen  Waren,  die  man 
als  beliebig  vermehrbar  zu  betrachten  pflegt, 
ist  die  wirtschaltlicfae  Stellung  der  einzelnen 
Produzenten,  namentlich  hinsichtlich  ihres 
Eapitalbesitzes  oder  ihrer  Verschuldung  und 
ihrer  Widerstandskraft  in  der  KonkiuTenz 
sehr  versdiieden.  Wirklidie  U.  aber  ent- 
steht erst,  Venn  jene  Verdrfingungen  zahl- 
reich werden,  wenn  auch  die  besser  ge- 
stellten üntemehmer  nur  mit  Schwierigmt 
ihren  Flala  b^npten  und  alle  mehr  oder 
weniger  SÜnbuAe  an  ihrem  Gewinn  erleiden. 
ESn  soldter  Zustand  kann  (vgl.  Art  „Krisen" 
oben  S.  328  fg.)  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen längere  Zeit  dauern,  weil  die 
großen  industriellen  Aktiengesellschaften  ihre 
Produktion  Jahre  hindurch  fortsetzen,  auch 
wenn  sie  keine  Dividende  verteilen ,  also 
ohne  Oewino  arbeiten.  Auch  die  Grund- 
besitzer setzen  die  Produktion  selbst  bei 
verlustbringenden  Preisen  fort,  solange  sie 
imstande  sind,  Hypotheken  auf  ihre  Güter 
aufzunehmen.  Die  Erfahrung  hat  namentlich 
in  den  70er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  ge- 
zeigt, dafi  eine  U.  in  diesem  Sinne  gleich- 
zeitig für  die  wichtigsten  Produktionszweig 
wenigstens  zeitweise  bestehen  kann.  Ob  sie 
bei  allen  Waren  zugleich  auftreten  kann, 
ist  diesen  Erfahrungen  gegenüber  eine  blofi 
theoreiische  Präge  von  geringer  praktischer 
Bedeutung ;  tatsächlich  hatte  man  damals 
den  Eindruck,  dafi  kein  Geschäftszweig  sich 
in  vüllig  befriedi^nder  Lage  befinde,  sondern 
daß  eine  aUgemeine  Depression  bestehe,  weil 
durch  die  ungünst^  Lage  jeder  einzelnen 
Klasse  von  Produzenten  audi  deren  Kauf- 
kraft für  die  Erzengnisse  des  anderen  ver^ 


mindert  und  so  die  Absatestodnmg  vezaD- 
gemeinert  wurde. 

Die  MOglichkdt  einer  allgemdoen,  alle 
Waren  betröfFenden  Ü.  wird  allerdingB  von 
vielen,  z.  B.  von  Say  und  Mill  bestrittflo. 
Jedoch  sind  die  gegen  diese  MfigUdikat 
vorgebrachten  Gründe  zu  abstrakt,  um  atieh- 
baltig  zu  sein.  Man  meint,  wer  för  den 
Markt  produziere,  bekunde  dadurch  zugleicfa 
seinen  Bedarf  an  ir^ndwelchen  anderen 
Gütern,  bringe  also  mit  seinem  Angebot  su- 
gleich  eine  Nacbfr^e  auf  den  Harkt,  wo- 
durch eben  die  u.  unmöglich  geniaciit 
werde.  Wenn  man  sich  allerdings  nur  %wei 
Personen  im  Tauscbvei^ehr  denkt,  so  kann 
von  einer  U.  auf  beiden  Seiten  nicht  die 
Rede  sein.  Wenn  A  von  seiner  Ware  «  mehr 
produziert  als  vorher,  so  bekundet  er  damit 
das  Bedürfnis,  mehr  von  Bs  Ware  ß  ein- 
zutauschen, und  wenn  der  letztere  ebenfalls 
seine  Produktion  erweitert,  so  zeigt  er  da- 
mit ein  vermehrtes  Bedürfnis  an  a.  Das 
Austauschverhältnis  kann  sich  bei  ver- 
schiedener Ausdehnung  der  beideraeitigeo 
Produktion  für  den  einen  Teil  ungünstigo- 
gestalten  als  vorher,  und  insofern  liegt  dun 
für  diesen  eine  relative  V.  vor;  aber  diese 
kann  eben  immer  nur  auf  einer  Seite  statt- 
finden, der  andere  Teil  aber  hat  dabei  Oe> 
winn,  denn  er  erhält  jetzt  für  die  Mengen- 
einheit  seiner  Ware  eine  größere  Quantitit 
der  anderen.  Die  Lage  der  fietoligtea  wiid 
aber  aotoxt  zwttfdhiAer,  wenn  wir  statt 
zwei  drei  Austaiuchende  anndimm.  A  «er- 
mehrt die  IVoduktion  von  «  zu  dem  Zwecke, 
mehr  von  der  Ware  ß  «nsotauschn,  uicbl 
aber  auch  mehr  yoa  der  Ware  y,  dräi  &■ 
zeu^is  von  C ;  B  dehnt  sränexseits  die  Pro- 
duktion von  /i  aus,  aber  nidit  um  mehr  <. 
sondern  um  mdir  y  dnzntauadien,  C  aber 
will  mittels  seiner  Mdurproduktion  an  y  eine 
größere  Menge  nicht  von  ß,  sondern  von  ■ 
erwerben,  während  A,  wie  gesagt,  keioeo 
Mehrbedarf  an  /  hat  Angebot  und  Nach- 
frage sind  also  bei  allen  Beteiligten  niobt 
richtig  g^eneinander  eingestellt,  und  wem 
es  sidi  um  einen  unmittelbaren  Tauechva^ 
kehr  handelte,  so  würden  alle  auf  Abealx- 
schwierigkeiten  stoßen,  die  die  Erschein unges 
der  U.  nach  sich  ziehen  kannten.  Dwoh 
die  Vermittelung  des  Geldes  kOana  diese 
Schwierigkeiten  allerdings  übervondea 
werden :  A  verkauft  z.  B.  seine  MehraxK 
duktion  von  a  an  C  und  kauft  für  den  Ealös 
das  gewünschte  Mehr  von  ß.  Aber  nehmen 
wir  an,  daß  weder  B  noch  C  zu  einem  die 
Kosten  deckenden  Preise  eine  größere  Menge 
von  R  übernehmen  wollen;  sie  prodtixiereQ 
also  ihrerseits  nur  noch  mehr  in  der  flotTouag 
auf  Absatz  untereinander.  Wenn  aber  der 
Preis  von  n  bedeutend  unter  d^  ntffmalen 
sinkt,  80  verschwindet  damit  taxch  die  Euf- 
kraft  von  A  inbezug  an  ß  von     B  und  C 
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aber  faaben  auf  einen  gewissen  Abeatz  an  A 
gerechnet,  und  da  dies«*  jetzt  wegÄUt,  er- 
weist sich  ihre  Frodaktion  ebenblls  als 
relativ  zu  hoch.  Zur  Annäherung  an  die 
Wirklichlceit  müßte  mau  sich  unter  A,  B 
und  C  ganze  (huppen  tod  Dntemebmem 
mit  ihren  Arbeitersdiaften  denken,  unter  B 
etwa  die  Produzenten  von  Nahrung»-  und 
GenuSmitteln  aller  Art,  unter  C  die  von 
Fabrikaten  für  den  persönlichen  Gebrauch 
tud  unter  A  die  von  Maschineo  und  anderen 
Fabrikaten  zn  Produktionszwecken.  Bei  den 
fobrizierten  Produktionsmitteln  kann  am 
leichtesten  eine  0.  von  fast  absolutem  Cha- 
rakter eintretffli,  wenn  nämlich  die  Kon- 
junkturen für  den  Absatz  der  Gebrauchs- 
fobrikate  derart  sind,  dafi  eine  weitere  Aus- 
d^uog  der  Produktion  mittels  neuer  An- 
lasen und  Maschinen  als  wirtschaftlich  aus- 
Biditslw  erschant  So  entstand  z.  B.  in 
den  Jahren  1871—1873  wegen  der  Not- 
wendigkeit der  Vl^ederherstellung  des  Eisen- 
bahnnuterialB  und  infolge  anderer  vorüber- 
gehender BedfirfoisBe  eine  un^wOhnlicfa 
gfofie  Nachbi^  nach  Eraeugnissen  der 
läsen-  und  Maschinenindnstrie,  die  ihrersdts 
auch  wieder  sofort  die  Anlage  neuer  und 
die  Erweiterung  der  bestehenden  HDtten- 
werke  und  Maschinenfabriken  hervorrief. 
Die  Löhne  sdegen  sehr  erheblich,  ebenso 
<Iie  Kapitalgewinne  in  vielen  Zweigen,  und 
die  Rwuktion  der  Verbrauchs-  und  Ge- 
braucfa^^nstände  erweiterte  sich,  zum 
Teil  mit  neuen  stehenden  Anlagen,  ebenfalls 
der  gesteigerten  Nachfn^  entsprechend. 
Nachdem  aber  der  ungewöhnliche  Bedarf 
an  Schienen.  Maschinen,  Eisenbahnwagen 
usw.  befriedigt  war,  zei^e  sich,  daß  der 
A;pparat  der  Eisenindustrie  an  Produktions- 
mitteln für  den  normalen  Bedarf  der  nächsten 
Jahre  zu  groß  war ;  die  weitere  Herstellung 
solcher  I^x>duktionsn]ittel  wie  auch  neuer 
Transportmittel  mußte  beschi^nkt  werden, 
die  ProduktionsQUtigkeit  der  vorhandenen 
Bessemerwerke,  Maschinenfabriken  usw. 
wurde  also  nicht  mehr  voll  ausnutzt, 
Löhne  und  Dividenden  ^ngen  ziirQck,  und 
dadurch  wurde  der  Gewuin  für  alle  übrigen 
Ftoduktionszweige  vermindert.  So  fibertifigt 
sich  Überhaupt  die  in  einem  bedeutenden 
Produktionszweige  bestehende  U.  immer 
mehr  oder  weniger  auch  auf  die  übrigen. 
Namentlich  kann  das  in  diesen  angelegte 
stehende  Kapital  nach  dem  Verschwinden 
d&c  günstigen  Krajunkttur  nicht  zurückge- 
io^a  veraeDf  und  dadiutsh  «itsteht  Ver- 
muiderung  und  mOg^icherwase  Vernichtung 
des  KflfntalgewioDs  mit  ihren  Folgen  ft^ 
die  Lage  aar  Arb^terklasse.  Man  konnte 
oun  einwenden,  daß  die  dmch  die  zeitweilige 
allgemeine  Ü.  entstehende  Erniedrigung  aller 
Pmse  audi  wieder  allen  Käufern  von  Waren 
uod  Arbeit  sngute  kommen,  so  daß  der 
WBrlaitnoh      TolknrirtMh>ft  IL  Aufl.  Bd.  II. 


Schaden,  den  die  Einzelnen  als  Verkäufer 
erleiden,  für  sie  als  Käufer  wieder  auage- 

fUchen  wurde.   Aber  die  Frage,  ob  ü.  in 
em   hier  angenommenen  Sinne  besteht, 
läuft  darauf  mnaus,  ob  das  Kapital  der 
Unternehmer,  auf  deren  Rechnung  und  Ge- 
fahr die  Produktion  stattfindet,  den  normalen 
Gewinn  abwirft  oder  nicht    Wird  der  nor- 
male Gewinnsatz  nicht  erreicht,  so  ist  U. 
vorhanden ,  auch  wenn  die  Unternehmer 
die  Konsumtioosg^ienatättde  billiger  kaufen 
können.     Beträgt  der  Wert  des  Jahreft* 
erzeugnisses  eines  Unternehmens  bei  nor- 
malen Preisen  120000  M.  und  der  Gewinn 
des  Unternehmers  20000  M.,  so  würde, 
wenn  die  Umsatzperiode  1  Jahr  wäre,  wx 
umlaufendes  Kapital  von  100000  M.  anzu- 
nehmen sein.   Wenn  das  stehende  Kapital 
200000  M.  betrBgt,  so  ergibt  sich  also  ein 
Kapitalgewinn  von  6^/8  <Vo.  Sinkt  nun-  der 
Preis  des  FalnikatB  um  20o/t,  so  betragen 
die  Einnahmen  nur  noch  960U0  H.  N^men 
wir  an,  daß  alle  anderen  Waren,  also  audi 
die  Roh-  und  HilfestofTe  wie  auch  die  Löhne 
ebenfalls  um  2U*Vo  sinken,  so  vermindera 
sich  die  ans  dem  umlanfenden  Kapital  ge- 
deckten Produktionskosten  um  2UU00  at, 
also  auf  80t)00  M.,  und  als  Kapitalgewion 
bleiben  demnach   jetzt  16000  M.  übrig. 
Wenn  es  gelungen  wäre,  die  den  Mindei^ 
kosten  entsprechenden  20000  M.  an  um- 
laufendem Kapital  herauszuziehen,  so  wäre 
dieser  Gewinn  nur  auf  ein  Gesamtkapital 
von  280000  M.  zu  beziehen  und  würde  also 
jetzt  nur  5,7%  darstellen.    In  der  Regel 
aber  wird  durch  die  Pretsemiedrigung  der 
Fabrikate  jener  Teil  des  umlaufenden  Kapi- 
tals teilweise  oder  ganz  verloren  gegangen 
sein,  da  z.  B.  die  Rohstoffpreise  zur  Zeit  dee 
Einkaufs  höher  stehen  werden  als  später 
zur  Zeit  des  Verkaufs  des  fertigen  Fabnkats. 
Bei  einer  Aktienuotemehmung  würde  jeden- 
falls das  volle  Kapital  von  300000  M.  in 
Anrechnung  bleiben,  der  Gtewinn  sich  also 
nur  auf  5,3  %  stellen.   Wenn  aber,  wie  wi- 
zunehmen  ist,-  Kapitalverluste  entstanden 
sind,  so  wird  in  der  Periode  dra  Preisrück- 
gangee  vielleicht  überhaupt  kein  Gewinn 
übrig  bleiben.    Nach  solchen  Gteschäfts- 
emtbnissen   wird  die  Jjage   der  Unter- 
nehmungen ungünstig  beurteilt  und  U.  an- 
genommen ;  daß  die  Unternehmer  mit  ihrem 
verringerten   Gewinn    dieselbe  Kaufkraft 
gegenüber  den  ebenfalls  um  20**/o  im  Preise 
gesunkenen    K<m8umtion8gaterQ  ausfibeo 
können,  kommt  dabei  nicht  in  Betracht 
In  der  Wirklichkeit  trifft  dies  Kbr^em  bei 
vielen  Einzeluntemehmem  nicht  su,  nBmlkä 
bei  denen,  die  mit  fest  verzinatichen  Sdioldea 
belastet  sind.  Hat  z.  B.  in  dem  obigeo 
Beispiele  der  Untemehmer  150000  3L  mit 
4%  zu  verzinsen,  so  bleiben  ihm  von  dem 
ursprfingUdben  Kapitalgevina  von  20000  Jf. 
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ald  eigenes  Emhommen  14000  91^  von  dem 
Tenninderten  Gewinn  aber  nur  10000  M. 
flbrig.  Die  KontmmtionBg:flter,  die  er  für 
die  erstere  Summe  kaufen  konnte,  kosten 
jetzt  14000—2800  =  11 200  M.,  sein  jet2ägeB 
Einkommen  reicht  also  nicht  mehr  so  weit 
wie  früher.  In  Wirklichkeit  wird  ein  gleich- 
mäßiger Bfickgang  aller  Preise  um  einen 
bratimmten  Äozentsatz  nicht  vorkommen, 
sondern  gewisse  Waren  werden  stark,  andere 
^r  nur  wenig  heratsedrOckt  werden.  Die 
Produzenten  dieser  letzteren  werden  die 
Ungunst  der  allgemeinen  OeechAftslage 
wSnrend  der  kritischen  Periode  zwar  eben- 
falls empfinden,  aber  bald  stellt  sich  heraus, 
dafi  sie  aus  der  Emiedrigu^  der  L&hne 
und  der  Rohstoffpreise  soviel  vorteil  ziehen, 
dafi  der  NaditelT  ans  der  geringeren  Preis- 
ennftfiigung  ihrer  eigenen  Erzeugnisse  mehr 
als  aufgewogen  wird.  Namentiich  trifft  dies 
hfiufi^  bei  Unternehmungen  zu,  die  im  Ver- 
hfiltms  zum  mnlaufenden  aar  ein  kleines 
stehendes  K^tal  besitzen.  In  den  70er 
Jahren  z.  B.  bewiriien  die  niedrigen  L&hne 
und  Uateiialpreise  bald  eine  Belebung  der 
privaten  BautAtlg^eit  in  den  Städten.  Daher 
werden  die  Erscheinungen  der  all^meinen 
U.  immer  nur  von  kurzer  Dauer  sein:  wenn 
der  ^n^isrOckgang  zum  Stillstände  gekommen 
ist,  befinden  äch  die  am  wenigsten  be- 
troffenen Produktionszweig  in  einer  relativ 
günstigen  Lage,  die  von  ihnen  ausgehende 
vermehrte  Nachfrage  kommt  auch  den  an- 
deren zugute  und  bewirkt  wieder  eine  Besse- 
rung der  Preise  für  die  letzteren,  zumal 
wenn  di^  ihre  Produktion  in  zweokmftfiiger 
Weise  eingeschränkt  haben. 

Vgl.  auch  den  Art  „Krisen"  loco  citato. 

Literatur:  Stomondi,  Ifouv.  Principet  IV,  Ch.  4. 

—  ChalmerH,   On  PolüüxU  economy,  GUugov! 

Chap.  V.  ~  UUl,  QTWudxüge,  Bd.  III. 
Cap.  i.  —  Bogeher,  I,  §  flSff.  —  Sehmoller, 
Grundrifit  &  943/g.  Leacta. 


UhreniaduBtrie. 

Wann  an  die  Stelle  der  schon  im  Altertnm 
verwendeten  Sonnen-,  Sand-  und  Wasseruhren 
die  mechanischen  Uhren  traten,  ist  ungewift. 
Im  frühen  Mittelalter  finden  sich  Schlaenhren 
in  den  ElSsteni,  und  die  im  13.  Jahrh.  ein- 
setzende Verfertignng  von  Turmuhren  machte 
de  allgemein  bekannt.  Gegen  Ende  des  15.  Jahrh. 
waren  Wand-  und  Standuhren  schon  weit  ver- 
bnitet.  Eine  erhebliche  Ausdehnung  fend  das 
IJkrengewerbe  durch  die  Erfindung  der  Taschen- 
uhren (Peter  Eele  zu  Nürnberg  1480—1542), 
die  mit  den  in  der  Folgezeit  erzielten  tech- 
nischen Verbesserungen  immer  grOßere  Aufnahme 
in  allen  Bevölkerungsschichten  gefunden  haben. 
Pendeluhren  kamen  erst  im  17.  Jahrh.  auf 
(flnyghens).  Die  Heratellang  der  Uhren  erfolgte 
in  äurer  Zeit  ausschließlich  in  kleineren^  band- 
werksmäiägen  Betrieben,  bis  si^terhin  die  hans- 
■äidustrielle  und  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahr- 


hundertB  auch  die  falnikmftfiigc  Xunnprodaktioii 
immer  mehr  die  Oberhand  gevaum  od  du 
alte  ührhaadweA  verdiingten,  so  dat  die 
kleineren  Uhrmacher  heute  auf  den  Detmlref* 
trieb  der  Uhren  und  die  fieparatuiea  be- 
achrftnkt  sind. 

Die  Anfinge  der  dentschen  U.  im  ksiii- 
talistischen  Betriebe  fallen  in  die  Wende  des 

17.  und  18.  Jahrh.  Die  Uhroibbrifcation  lär- 
gerte  lich  in  der  Form  der  Heima^eit  focnt 
im  badischen,  s^Ater  auch  im  württembet^ecbea 
Schwarzwalde  ein  und  entwickelte  sieb  mer 
kleinen  VerUUtnissen  heraus  bald  zu  eia«n  be- 
deutenden Gewerbeswewe,  der  gee«  Eade  d» 

18.  jahrh.  bOTormgeade  Erzeiwnuw  (PeaM* 
Uhren)  lieferte  und  namentlich  in  derFalnikftt»« 
von  Holzuhren  groBes  Ansehen  genoB.  b  des 
50  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhonderts  inml<* 
die  Herstellung  von  reinen  nussivai  Zimmer* 
nhren  mit  aufgenommen  und  in  den  60er  Jakm 
unter  Verdrftnguug  der  hansindnatrielleB  Be- 
triebsweise auch  diejenige  der  so^enunten 
Amerikanemhren,  deren  ussenanfertictuiS  anl 
rein  mechanischem  Wege  erfolgt  In  Sa  ent^a 
HXlfte  de«  19.  Jahrb.  entstand  ein  wcittr« 
Produktionsaentrum  für  Wand-  nad  Sttadahies 
in  Schlesien  (Freiburg),  welches  aidi  mit  Cato- 
Stützung  der  Begienmg  ebenfalls  krtftig  fst* 
wickelt  liat,  wenn  auch  nicht  in  d»  rmfiap> 
wie  die  SchwarawiUder  Industrie.  Aach  dif 
ToschenuhrenfabrikatioD  ist  seit  der  erstea  HUftF 
des  vorigen  Jahrhunderts  in  Dentschlud  le- 
sttssig  geworden;  sie  hat  ihren  Haoptätt  m. 
Königreich  Sachsen  (Glashütte)  und  sullt  ra- 
wiegend  Qnalitätsuhren  her.  Ein  weither  Hinel- 
punkt  für  diesen  Indnatrienreig  l^det«  «id  in 
SUberber^  in  Schlesien,  doch  nat  die  dortip 

:  Fabrikation  nur  einen  v^MinismtBig  geri^ 
Umfang  erlangt  und  ist  in  letiter  Zeit  io<ir 
im  Bttugang  begriffen.  Keuerdinn  ist  vKk 
im  Schwarswalde  unter  Zugrunddefonc  der 
neuesten  EersteUungsvei^hren  mit  der  Fabri- 
kation billiger  Taschenuhren  befonnen  vardec. 

Den  HanpteitE  der  Taschenuhraifabrikitiou 
bildet  seit  langer  Zeit  die  Schweix;  bedcauniif 
Uhrenfabriken  befinden  sieb  namentüdt  in  tiwf 
und  im  Jura  (Chaux-de-Fonds).  dortig  T. 
gehört  mit  an  den  widitigsten  scbweiienKbn 
Gewerheaweigen  und  kommt  in  herv^mcorfeft 
SCaBe  für  dm  Weltmarkt  in  Betncht  Aicä 
in  Frankrddi  ist  die  Taschen-U.  menlicb  1k- 
langreicb,  daneben  anch  die  Herstdlug^ 
Stutz-  und  Beisenhren.  Die  Industrie  itf  T<ir- 
nebmlich  in  den  Departements  Sdne,  DobIu  a-1 
Jura  heimisch.  In  England  werden  besoailä* 
Turm-  und  Taschenuhren  fabrisiert;  dork  t« 
die  Bedentnng  der  englischen  U.  xarttckge^«^ 
In  den  übrigen  europäischen  Ländern  ut  di« 
U.  unbedeutend.  Dagegen  sind  noch  die  Va- 
einigten  Staaten  von  J^erika  hervonntK-bQ). 
woselbst  seit  vielen  Jahren  Pendel-  und  TBicbeo- 
nhren  unter  nmfangrnehtt  TermadnajC 
verfeinerten  ArbtitsmaacUneiibemBtalh 

Deber  den  ümfang  der  lt.  in  dM  etn- 
zelnen  lAnden  liegt  wnü  bnBcfel>u^• 
statistisches  Matwial  vor.  Nadi  der  öp* 
werbezlUiluDg  von  1895  waren  im  Dent- 
schen Reiche  in  derUhnnaduvei  l'ilS'- 
Hauptbetriebe  mit  33382  beschaMcteo  Pn- 
sonen  vorhanden.  Bei  der  deutschen  Ihschfo- 


Digitized  by  Google 


Uhrffiündustrie — Umsatz-  und  WertzaTachssteuer 


1091 


ahren&brikation  handelt  ee  aich  in  der 
Baoptsache  um  einige  größere  Fabril^en  in 
Olaffliatte,  Süberbew  in  Schlesien  und  im 
Schvaizväld,  Über  deren  Umfang  und  Pro- 
duktion genauere  Angaben  fehlen.  Die  Er- 
zeugung in  Glashütte  vird  auf  jfthrlich 
:?äOu  Taschenuhren  und  Uhrwei^  gesdiAtzt 
Mit  der  Herstellung  von  Wand-  und  Stand- 
uhren befoseen  uch  nach  privaterFeststeUung 
etwa  10  Fabriken  mit  300  and  mehr,  8  Fa- 
briken mit  je  100—300,  16  Fabriken  mit  je 
— 100  An)eiteni  und  eine  große  Anzahl 
kleine  Fabriken  und  Werkstätten  mit  weniger 
als  20  Arbeitern.  Die  Owamtzahl  der  in 
der  Industrie  der  Wand-  und  Standuhren 
besch&itägten  Arbiter  wd  auf  10000  ge- 
schätzt, von  denen  etwa  1000  Heimarbeiter 
sind.  Die  Oesamtpoduktion  der  betreffenden 
Untemdunungra  beläuft  sich  auf  rund  30  bis 
32  Mill.  M.«  wovon  etwa  zwei  Drittel  auf 
die  AuEfohr  ent&dlen. 

Der  deutsche  Außenhandel  in  Uhren  er- 
gibt nach  der  Reicfasstatistik  folgendes  Bild, 
wobei  unter  a)  Schi&ohronometer,  Stutz-, 
Wand-,  Wecker-  und  Koutrolluhren,  unter 
)))  Tascheouhren  in  goldenen  Qebäusen  und 
unter  o)  Tasohenohien  in  silbernen  oder 
nicht  metallenen  Oehfinsen,  andh.  Werke 
ohne  Gefatoae  zu  Terstehen  mnd.  Ea  be- 
trugen: 

Einfolir  Anifohr 
T.h»    ab  c        a      b  c 

t    Stück    Stück     t    Stück  Stück 
IäR6/90  14  133  iSo  4^7  >9S  2034  3671  8136 
1891/95  14  198520  557650  «753  2826  8339 
I896/0O  3t  393387  755340  3828  2758  13 168 
1901    30  328721  715746  4137  5797  8409 
1903    30  306103  715663  3901  3844  9469 

1903  31  303063  674867  4444  3903  8512 

1904  33  349195  766458  4478  3562  II  077 

1905  32  331231  739634  4751  3673  X2476 
Wie  aus  dieser  Uebersicht  ersichtlich  ist, 

fiQdet  in  Taschenuhren  bei  geringer  Ausfuhr 
eine  erhebliche  Einfuhr  statt,  die  zum  grßßten 
Ten  aus  der  Schweiz  kommt  Bei  den 
(ibiigen  Fabrikaten  dagegen  tritt  in  der 
weitaus  flberwi^nden  Ausfuhr  die  Bedeu- 
tung der  deutschen  Wand-  und  Staod-U. 
voll  in  die  Krscheinung.  Der  Gesamtwert 
der  ausgeführten  Uhren  deutschen  Ursprungs 
stellte  sich  i.  J.  1905  auf  17,4  MilL  M.  Der 
Kxport  richtet  sich  nach  fast  allen  Ländern 
der  finde;  die  meisten  Uhren  gehen  nach 
Uro&britannien,  den  Niederlanden,  Belgien, 
Frankreich,  der  Schweiz  und  den  Yer.  Staaten 
von  Aroerika.  Die  meisten  Staaten  erheben 
auf  Uhren  mehr  oder  veni^  hohe  Zolle, 
was  in  einzelnen  I^en,  so  in  Oesterreich- 
Cngam,  Italien  nsw.,  den  Export  dorthin 
fast  gänzlich  unterbunden  tmd  zur  OrOn- 
diing  von  Zweigniederlassungen  s^tens  deut- 
scher Fabrikanten  geführt  haL  Die  deutschen 
Zülle  auf  TascliraiuireD  sind  verhältnismäßig 
niedrig.  Wand-  nnd  Standuhren  tmterii^en 


in  Deutschland  einem  EmgangraoU  von  200  M. 

pro  100  kg. 

In  der  Schweiz  waren  L  J.  1896  230 
Unternehmungen  mit  14429  Arbeitern  vor- 
handen, welche  sich  mit  der  Herstellung  von 
Uhren  und  Uhrwerken  befaiBten.  Außerdem 
bestanden  385  Betriebe  mit  9322  Arbeitern, 
welche  Uhrenbestandtdle  imd  12  Betriebe 
mit  132  Arbeitern,  welche  Uhrmacherwerk- 
zeuge herstellten.  Der  Gesamtwert  der  aus- 
geführten Uhren  betrug  L  J.  1890  104,1,  i.  J. 
1895  90,0,  L  J.  1900  122,8  -und  i.  J.  1905 
132,8  MilL  Frcs.  Im  J.  1904  vnirden  3  687  796 
fertige  Taschenuhren  von  Nickel  oder  an- 
derem unedlen  Ketall,  2735364  Taschen- 
uhren von  Silbw,  896S^42  Taschenuhren  von 
Gold,  674213  fertige  Taschenulu'werke  und 
935959  Gehäuse  für  Tasdienuhren  expor- 
tiert. Hauptabnehmer  der  schweizeriscäien 
Taschenuhren  sind  Deutschland,  England, 
Frankreich,  Belgien,  Italien  nnd  die  Yer. 
Staaten  von  Amerika.  Die  Einfuhr  von  Er- 
zeugnissen der  U.  ist  der  Ausfulv  gegen- 
über unbedeutend,  sie  erstreckt  sich  neben 
Uhigehäusen  in  der  Hauptsache  auf  Wand- 
und  Standuhren.  Die  Einfuhr  des  Jahres 
1904  hatte  einen  Wert  von  3,6  MilL  Fros. 

In  den  übrigen  Ländern,  soweit  sie 
fOr  die  U.  wichtiger  sind  (n.  a,  Frankreich, 
England,  Yer.  Staaten),  Überwi^  die  Ein- 
fuhr; de  kommen  für  die  Yersoi^ung  de» 
Weltmarktes  nur  in  gewissen  Sp^oalitäten 
in  Betrat 

Literatnr;  Socke,  Die  Uhrenindvatrie,  Art.  w» 
Handbuch  der  Vf^irUehqfitkunde  J)eiU$chlands, 
III.  Bd.,  LeipMig  1908.  —  Knorz,  Die  DAren- 
indualrie,  5  der  Ein  xeldanieUungm  de» 

Mandeltverlragtvervin»  betr.  dtu  Interette  der 
deuUeken  Indtulrie  an  den  ffandelnerträgen, 
Berlin  1901.  —  Otto  Schmidt,  Z/hrmaeher- 
handwerk  und  ührenfidnnkation  (LeipHg  wid 
CfUuhäUe),  Schriften  de»  Verein»  för  SoxiatpoUtik, 
Bd.  LXVI,  Le^izig  1896.  —  Sermann  LoOi, 
Die  Uhreninduttrie  im  badieehen  Sehwartwaid 
a.  a.  O.,  Bd.  LXXXIV,  Leipzig  1899.  —  Huber, 
Deuiiehkmd  alt  Indxutriettaat,  Stuttgart  1901.  — 
e.  Gothein,  Der  deuüehe  Außenhandel,  Berlin 
1901.  —  Amäich«  Begründung  zum  Zolltarif- 
geaeUeninowf,  Beiehitagnorkige,  Berün  1901. 

A.  Wtrminghatu, 


Umsate-  and  VeitiawactaMtener. 

1.  Vmsatzsteaer.     2.  Wertsnwachsstener. 

3.  Materialien  nir  W. 

1.  CmsatXBtener.  Der  Ausdruck  U.  wird 
in  der  Gesetzgebung  in  verschiedeneu  steuere 
technischen  Anwendun^n  gebraucht.  All 
diesen  Bezeichnungen  ist  gemdnsam,  daft 
dabei  Fälle  oder  Bechtsgeschäfte  vorliegen, 
die  auf  eine  WertQberb'agung  von  dnem 
Kecbtssubjekt  auf  das  andere,  von  einer  Wirt- 
schaft auf  die  andere  gerichtet  sind.  Diese 

69* 


Digitized  by 


1092 


Umsatz-  UDd  Wortzuwachseteuer 


.VermtSgeDSÜbertragongen  gehen  auf  bewußte 
Handlungen  zurfl^,  wobei  ee  gleichgültig 
ietf  ob  diese  freiwillig  and  oder  durch  iigeod 
wddien  Zwang  venu-sacht  werden,  von 
.U;'^  spricht  man  z.  B.  als  einer  der  Formea 
dar  wareDhausstener  (s.  Art  „ViBrenhaiis- 
steuer^)  oder  bei  einer  bestimmten  Form 
dcff  Bthrsensteuer  (s.  Art  „Bftneosteuei^  oben 
Bd.  I  S.  495)  und  vor  allem  versteht  man 
heute  darunter  die  Ab^ben  vom  Besitz- 
.wechsel  beim  Immobiliarvei^hr.  Dieser 
Ausdruck  U. .  ist  allgemein  in  Preußen 
seit  dem  KAG.  v.  14.' Vn.  1893  offizielle 
Terminologie  und  bedeutet  das  gleiche,  was 
«nderwärtfi  Besitzwechselabgaben ,  Liegen- 
Bchaftsaccise,  GrundstQckstempel  u.  a.  m. 
genannt  wird. 

Die  ü.  als  Abgabe  vom  Besitz- 
wechsel  beim  Immobiliarverkehr 
«etzt  eine  Uebertrsgnng  von  unbeweglichem 
-Vermögen  in  der  Form  der  aktiven  Betftti- 
guDg  eines  auf  ein  bestimmtos  Bechtege- 
Bch^  gerichteten  WUlens  voraus.  Es  liegt 
somit  eine  Aeußerung  des  wirtschaftlicdien 
Verkehrs  und  zwar  als  aktiver  Verkehr  vor. 
Die  U.  sind  daher  den  Verkehrsstenern 
{s.  Art  ^Verkehrssteuem")  beiznzfthlen.  Der 
Oesetzgeber  sucht  steuertechnisch  eine 
werdende  Leistungsfähigkeit  auf.  die  AnBer- 
lich  in  der  Tatsache  einer  Orunastücksfiber- 
tragung  erscheint,  und  sucht  die  keimenden 
Slemente  bei  der  Bildung  anes  kfioftigen 
Einkommens  auf.  Es  ist  also  hier  der 
Charakter  der  Verkehrssteuer  streng  gewahrt. 

Die  Ü.  wird  in  der  Regel  von  jedem 
"OruodstOckserwerb  eihobeo,  wobei  für  die 
Wertermittelung  der  Verkehrswert  oder  der 
gemeine  Wert  zugrunde  gelegt  wird.  Jeden- 
mls  darf  kein  niedrigerer  angesetzt  werden, 
als  der  tatsächlich  bezahlte  Kaufpreis  be- 
.tragen  hat  Auf  Onmdstücksflberb'agungeo 
von  Todes  wegen  findet  die  U.  keine  An- 
wendung. Steuerpflichtig  ist  der  Erwei-ber 
der  Liegenschaft  Jedoch  sind  meistens  für 
die  Steuerleistung  sowohl  der  Yeräußerer 
als  der  Erwerber  haftbar,  und  bei  Zwangs- 
versteigerungen derjenige,  dem  der  Zuschlf^ 
erteilt  ist  Bei  Tauschvertrflgen  ist  das 
VermOgensobjekt  mafigebend,  das  den  höheren 
Verkehrswert  darstellt,  und  bei  Schenkungen 
ist  die  U.  eine  Bereicherungsabgabe ,  die 
von  demjenigen  Betrage  zu  entrichten  ist, 
um  den  der  Beschenkte  reicher  geworden  ist 
Von  der  ü.  sind  solche  Umsätze  befreit 
wenn  nach  den  Grundsätzen  des  geltenden 
Rechts  der  Erwerber  eine  erbschaftssteuer- 
freie Person  ist  Die  Steuersätze  sind  pro- 
poitional  und  betn^n  in  der  Regel  1 — 2  % 
vom  Verkehre  wert  der  Grundsttlcke. 

2.  Wertzavachsstener.  Eine  Fort- 
bildung der  U.  ist  die  „W."  Wir  verstehen 
darunter  eine  Sonderbesteuerung  des  städti- 


schen Bodens  beim  Bemtzwechsel  (Umsatz- 
Steuer),  deren  Höhe  sich  nach  dem  Zu  wadis 
dee  Ka^talwerts  der  bebaateo  und  unbebanten 
Orandstacke  bestimmt,  am  den  der  Ver- 
äuBerer  seit  dem  letzten  Besitzwedisel  doidi 
den  Verkaaf  radier  geworden  iat  Die  W. 
ist  von  einem  doppelten  Gesichtqtimkte  ans 
zu  betrachten.  Mamal  ist  «e  edn  Ab6timi&- 
ling  dar  Bestenming  der  bo^.  Kookioktiir- 
gewinne  oder  des  tmv^ientea  Wertin- 
wachsee  und  steht  daher  auf  Reicher  Stufe 
wie  die  Besteuerung  anderer,  durdt  zn- 
ftUige  Umstände  entstandener  Gewinne. 
Andererseits  hängt  sie  aufs  engste  zosanunen 
mit  der  städtischen  Bodenpolitik  und  den 
kommunalen  Finanzen.  Mit  der  Bodecfrage 
in  den  Städten  ist  diese  Steuerform  des- 
wegen zu  verbinden,  weil  die  Eigenart  des 
Bodens  als  Standort  fOi-  Wohnungen  na 
der  größten  Bedeutung  ist,  ein  erstklaanges 
soziales  Interesse  repräsentiert  und  daroh 
das  begrenzte  Angebot  von  Baugrundstückra 
gegenüber  der  nie  ruhenden ,  steinenden 
Nachfrage  nach  Wohnungsgelegenheit  and 
Hietwerten  einen  Monopolchu«kter  an* 
nimmt,  der  leicht  durch  privatkapitalistiscfae 
Ausbeutung  beträchtlichen  allgemraneo  nod 
sozialen  Scihaden  stiften  kann.  Endlich  aber 
ist  der  Wertzuwachs  am  städtischen  Boden 
in  der  Tat  für  den  Erwerber  unverdüot 
indem  er  gar  nicht  oder  doch  nur  zum  ^ 
ringsten  Teil  „verdient**  ist,  vielmehr 
aus  allgemeinen  Entwickelungen  und  ökono* 
misch-sozialem  Geschehen  bildet  auf  deeseo 
Umfaog  und  Intensität  der  GrundeigratOma' 
völlig  ohne  Einfluß  ist  Eine  finanzpolitiB^ 
Notwendigkeit  ist  aberdie  Wertzuwaohssteno' 
für  die  modernen,  stidtischen  Oemesawesen, 
besondere  die  GroB-  und  Industrieettdte  ge- 
worden, je  mehr  die  älteren  flnanzmittd  mit 
ihrem  mehr  etabüen  Chankter  den  nach 
fortschreitenden  Aufwandsiwec^n  nicht  in 
fol^n  vermochten  und  ihre  Erträge  wenig 
BteigerungsAhig  waren  oäier  swdie  &- 
höhungen  doch  mit  anderwnten  gn^ 
Opfern  erkauft  werden  mußten.  Aenlteriich 
ist  dann  auch  der  Konnex  mit  der  Gnind- 
wertstener  (s.  Art  „Gebäudesteuer^  oben 
Bd.  I  S.  9U8)  zu  beachten. 

Vom  Standpunkt  der  Steuerprinapien 
haben  wir  es  daher  hier  mit  einer  Beeteueräog 
des  Vermögensübergangs  zu  tun,  wo 
in  der  Substanz  dee  Vermögens  sich  Ver- 
änderungen vollziehen,  die  ohne  Zutun,  Sn- 
gritTe  oder  wesentliche  Verdienste  deel^taodea 
Rechts-  und  Wirtschaftesubjekts  vermögeD- 
vermehrend  wirken.  IMeeee  veihält  sich 
im  ganzen  pasöiv  und  wir  dürfen  daher  mo 
einem  passiven  Verkehr  sprediea.  Die 
Steuer  selbst  ist  als  ergänzende  V«r< 
mögenssteuer  anzustechen  und  dodt 
andererseits  immerhin  verwandt  mit  den 
Verkehrssteoem.   Von  der  U.  hat  sie  sieb 
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liuTL-h  ihre  Eigentümlichkeit  mehr  abge- 
vecdet  mid  hat  sich  den  TennOgenssteuem 
genähert,  ohne  mit  jenen  die  letzten  Bande 
tu  lOsen.  Man  kann  sie  also  recht  gut 
eine  „verkehrssteuerai-tiffö"  Vermögenssteuer 
iieanea.  Ihre  nächsten  verwandten  sind  die 
Erltschafta-  und  .Schenkungssteuer. 

Steuertechnisch  ist  die  W.  aus  der  U. 
Iierrorgegangen.  Sie  erscheint  gleichsam 
als  deren  potenzierte  Form,  indem  sie  die 
Tatsache  uee  Yermögensübergangs  weiter 
lUffereniiert  und  nicht  nur  den  Umsatz, 
sondern  auch  den  Aufbau  und  Inhalt  weiter 
))erQckfflchtigt.  Sie  wird  erhoben  beim  frei- 
willige Verkauf  von  bebauten  und  unbe- 
laoten  GrttndstQoken  in  Stadien,  trifft  also 
nnr  das  städtische  Immobiliarvermögen  beim 
Ilefutxwedisel,  nicht  joden  Wertverkehr  an 
äeh  und  auoh  nicht  den  Immolnliarver- 
kehr  schlechthin,  schlieflt  also  den  lAndHchen 
Urundatfic^srerkelir  aus.  Bei  Zwangsver- 
vteigemngen  wird  die  W.  nicht  erhoben. 
Eine  Erweiterung  dieses  Prinzips  liegt  dann 
vor,  wenn  die  W.  nicht  nur  beim  Besitz- 
wechsel erhoben  wird,  sondern  auch  oline 
einen  solchen  nach  einem  bestimmten  Frist- 
vf>rlauf,  z.B.  alle  25 Jahre (Kiautschou).  Diese 
M>:thode  würde  eine  Vendlgeraeinening  der 
Idee  des  ,y5teuer-  oder  Gebührenftquivalents" 
-^in  (Tgl.  Art.  „Erbschaftssteuer"  oben  Bd.  I 

786)  imd  könnte  als  „dii^lite  Wertzu- 
wacbseÄeuer"  (Brunhnber)  bezeichnet  werden. 
Fine  solche  dürfte  nur  für  Kolonisation  s- 
länder  geeignet  sein,  wo  alle  Bodenwerte 
msch  wactueD,  für  unsere  alten  Kultur- 
länder ist  sie  in  dieser  Ausdehnung  un- 
uweckmftBig. 

Die  W.  trifft  aber  nicht  allen  Wertzu- 
vtachB  überhaupt,  sondern  nur  denjenigen, 
'1er  ein  bestimmtes  Maß  des  Kapitalzu- 
vachfies  überschreitet,  wenn  er  z.  B.  10 
lider  30*'/ft  seit  dem  letzten  Besitzwechsel 
I«tr9gt  Aufierdem  mu£  innerlialb  einer  be- 
stimmten Frist,  z.  6.  innerhalb  Tt  oder  6  Jahre, 
der  Beeitzwechsel  eintreten.  Liegt  ein 
längeres  Intervall  zwischen  beiden  Rechts- 
trescfaaiten,'  so  wii-d  die  W.  nicht  erhoben. 
Man  will  uso  nur  den  spekulativen  Beeitz- 
Wftchsel  treffen  und  solange  als  eine  etwaige 
Vf.*rä&derung  des  Geldwei-ts  bereits  einen 
natürlichen  Ausglach  geschaffen  hat.  Beim 
Teberga  ng  an  Peiwme^  die  nadi  den  geltoiden 
KechtsiKtfmen  der  Erbsdiaftssteuer  nicht 
unterliegen,  bldbt  der  VcHrkehtsakt  wert- 
zuwaehiBteuerfiei.  IMeVris^  innerhalb  deren 
>ler  steuerpflichtig  Besitewechsel  erfolgen 
muB,  ist  küraer  b«  bebauten  und  Iftnger  oei 
iinbebMrten  Grundstücken.  Tausch  und  Ver- 
kauf sind  einander  gleichgestellt.  Steuer- 
->ubjekt  und  für  den  Eingang  der  Steuer 
liaftbor  ist  der  Veräufierer.  Steuei-objekt 
ist  deijenige  Ka^talbetrag,  um  den  die 
Kaafimmme  snt  dem  letzten  Bentzwechsel 


gestiegen  ist,  also  dieKapitaldifferenz  zwischen 
dem  letzten  Erwarb  und  dem  g^nwftrtigea^ 
Die  Grundscbulden  sind  abzngsffthig.  Die 
Steuersätze  sind  degressive  Prozentsätze,  die 
mit  den  steigenden  Prozenten  des  Wertzu- 
wachses wachsen,  in  der  Regel  bis  zu  einem 
Maximalbetrog,  z.  B.  bis  25  ^/o.  Mitunter 
werden  sie  auch  nach  der  Dauer  des  Besitzes 
abgestuft  und  steigen  außerdem,  je  kürzer 
die  Besitzdauer  war.  Auch  eine  Mehrzahl 
von  Erleichterungen  ist  für  bestimmte  F&Ue 
voi^eseheo.  Der  Veranlagung,  für  die  eine 
Beihe  von  formellen  Vorstniriften  vorgesehen 
sind,  wird  der  gemeine  Wert  oder  der 
Verkehrswert  zugrunde  gelegt. 

S.  HaterlallCB  lar  W.  Geltendes 
Recht.  Die  V  t.  2JLX.  1698  betr.  den  Land- 
erwerb im  deutschen  Kiantschon-Ge- 
biete  verpflichtet  die  Käufer  von  Ländereien  bei 
einer  WieUerveränBenmg  der  von  ihnen  erstande- 
nen Gmndstücke,  33 '/■"/o  des  dabei  erzielten 
fieiogewinns  au  das  OonvernemeDt  abzofUhren. 
AnOerdem  behält  sich  daa  Gouvernement  vor, 
bei  GmndBtUcken,  die  innerhalb  Hb  Jahren  den 
Eigentümer  darch  freiwilligen  Verkanf  nicht 
gewechselt  haben,  eine  besondere,  einmalige  Ab- 
gabe zn  erheben,  die  nach  dem  rar  Zeit  der  Ab- 
gabeleistnn^  gescfafttsten  Werte  der  GmudstDcke 
zn  erbeben  ist  (Verallgemeinemng  im  sog.  Ge- 
bUbrenäqaivalents  auf  allen  Gmndbesitz!).  — 
Das  KAG.  v.  23./IV.  1906  m  Prenßen  hat  nun- 
mehr auch  f tlr  die  K  r  e  i  s  e  die  Ausgestaltung  der 
U.  zur  W.  vorgesehen.  Schon  durch  das  KAG. 
V.  14/VIL  1893  (§§  13,  18,  82)  war  den  Ge- 
meinden diese  Ütiglichkeit  erschlossen  worden. 
Von  den  preußischen  Großstädten  hat  znerst 
Frankfurt  a.  H.  i.  J.  1904  die  W.  mit  einer 
ä°/oiRen  U.,  dem  „Währschaftageld'',  eingeführt. 
Zn  dieser  Abgabe  werden  Zuschläge  erhoben, 
wenn  seit  dem  letzten  EigentnmBwechael  eine 
Frist  von  mehr  als  20  Jahren  bei  bebauten 
und  von  mehr  als  10  Jahren  bei  unbebauten 
Gmndstncken  verflossen  ist.  Die  Abgabe  wird 
in  Prozenten  des  Erwerbspreises  erhoben  und 
beträgt  bei  bebauten  Gmn&tQcken  je  nach  dem 
Fristverlauf  (20-  80  ,  30-40,  aber  40  Jahre) 
je  1,  l'/i  nnd  2'>/o;  und  bei  unbebauten  Grund- 
stüclcen  von  10  Jahren  ab  von  je  10  zu  10  Jahren 
1,  2,  3,  4,  5,  67o.  Sind  seit  dem  letzten  Eigen- 
tunuwechsel  wenü^er  als  ö  Jahre  bei  bebauten 
und  weniger  als  lu  Jahre  bei  unbebauten  Grund- 
stücken verflossen,  so  werden,  falls  die  Wert- 
steigemnff  mehr  als  80%  des  faHberen  Er- 
werbspreues  beträgt,  weitere  ZusdiUge  erhoben, 
nnd  zwar 

bei  einer  Wert        vom  ErweAspreis 
Bteigenmg  von 

30—35% 
35—40  „ 

40-45  n 

45--50  „ 
50-55» 

55— 6o„ 

und  steigen  mit  weiteren  je  5%  der  Wert- 
steigerungnm  1%  bis  zum  Höchstbeuag  von  250/0 
Steuerpläne:  Seit  1904  ist  eine  grOßere 
Zahl  von  Groß-  nnd  Zndus^estädten  dem  Problem 
der  W.  näher  getreten,  wie  Oln,  Dortmimd, 


7» 
10  „ 


Digitized  by 


Goo 


1094 


Umsatz-  und  Wertznwachssteuer — ünehelidie  Gebarten 


GeUenkirchen.  Essen,  Berlin,  der  Vorort  Weißen- 
866,  Erfttrt,  Kreuznach  o.  a.  m.  Auch  in  den 
sftddentHhen  Staaten,  in  Bk^ii,  Sachsen, 
Baden  und  Hessen  hat  man  1902—1901  der- 
artige Stenerprojekte  erwogen,  die  indessen 
einstwdlen  noch  nfoht  cam  AncUnfigelangtsind. 
Iilteratnr:  flnmAuber,  Die  Wertguwadisstmer. 
Zwr  7%eorfe  tmd  Praxi»,  Jena  1906.  —  Bredt, 
Die  Werttuwaehasteuer,  Berlin  1906.  —  Fato^ 
Die  Beeteuerung  des  unverdienten  WerUwwaehte» 
von  Grund  und  Boden,  Jahrb.  /.  Ifal,  u.  Stat,, 
S.  F.,  Bd.  XXV  (1904J.  —  Derselbe,  SSur 
Beteitigung  der  kommunalen  Grund-  und  Ge- 
bäudeeteuer,  ZUehr.  /.  Staatno.  1899—1900.  — 
Koeppe,  Ist  die  Wertiuaachaaleuer  übertcSlxbar, 
Finmuarchw  XXJII(1906).  —Dergetbe,  DieZa- 
waehuteuer,  Jahrb.  f.  Bodmr^orm,  Bd.  II, 
Jota  1906,  —  Mf0nMe,   Ueber  die  teiäiehe 
Begrentung  det  tteuerjtfiiehtigeH  Werlfuviuheee 
an  Grund  und  Boden,  Jahrb.  d.  Bodenreform, 
Bd.  II,  Jena  1906.  ~~  EhUirt,  Zur  Wertauwacha- 
»teuer,  JaArft.  /.   JViK.   u.  Stat.,  3.  F.,  Bd. 
XXXII  (1906).  —  Wagner,  Fin.  II,  §§  SS6— 
$40.  —  JaegeVf   Wohnungsfrage,  Bd.  II.  — 
Derselbe,   Zur  Rechtfertigung  der  Zuwachs- 
tteuer,  Jahrb.  d,  Bodenreform,  Bd.  II,  Jena  1906. 

Max  r.  Herlerl. 


Uneheliche  Qebnrten. 

1.  Begriff  und  statistische  Methode.  2.  Inter- 
nationale Vergleichnng  nnd  seitliehe  Entwicke- 
Inng  der  ünehelidiheitsqnote.  3.  FoptüationiBti* 
sehe  Euenschaften  der  lUegitimen.  4.  Die  Fak- 
toren der  niwitimitHt  nna  deren  ethische  Be- 
deutung. 5.  Bechtsstellnng.  6.  Die  vor^elicbe 
Zengnng. 

1.  B^ritf  und  statistische  Methode. 

Die  unehelich  Geborenen  umfossen  zunächst 
die  von  nicht  verheirateten  FraueoBpersonen 
f^boreneu  Kinder,  sodann  aber  auca  solche 
in  der  Ehe  geborene  Kinder,  deren  Erzeuger 
nicht  der  Eh^tte  ist;  zu  diesen  letzteren 
gehören  sonach  die  im  Ehebruche  und,  in 
gewissem  Sinne,  die  tof  der  Eheschließung, 
sei  es  von  dem  nachmaligen  Ehegatten  oder 
einem  anderen  Erzeugten.   Nachstehend  soll 

J'edoch  nur  von  denjenigen  unehelich  Ge- 
lorenen  gesprochen  veraen,  die  man  ge- 
meiniglich unter  diesem  'Worte  versteht, 
nftnüich  von  den  von  nicht  Verheirateten 
(Ledigen,  Verwitweten  imd  Geschiedenen) 
Geborenen,  unter  welchen  wieder  die  von 
Ledigen '  Geborenen  die  weitaus  wichtigste 
Gruppe  bilden.  Es  ist  namentlich  die  ße- 
vOlkeruDgsIehre  und  die  Ethik,  welche  sich, 
und  zwar  vorwiegend  auf  statistischer  Grund- 
lage, mit  dieser  Erscheinung  befassen. 

Als  Maß  der  u.  G.menge  dient  der  Ver- 
gleich der  unehelichen  zu  den  ehelichen 
Geburten,  die  Unehelichkeitsquote. 
Der  Ausdruck  uneheliche  Fruchtbar- 
keit, vorunter  man  den  Verglich  zwischen 
den  unehelich  Geborenen  zu  den  ^bftrffthigen 
nicht  Verheirateten  versteht,  ist  sachuch 


und  sprachUch  nicht  zutretFend,  vgl.  oben 
Bd.  I  S.  924  Bub  6. 

S.  Internationale  VerrieidiaBg  ud 
zeitliche  EntwickehuijS  der  Unehelich- 
keitaoinote.  Die  BlegitumtAtsquoten  in  den 
wicht^ten  Staaten  waren  —  sowat  Daten 
vorliegen  —  dü  folgenden: 


Unehelich 

Von  je  WßJ 

geboren  anf 

nnenel.  Ge- 

Staaten*) 

IGOO  Geburten 

borenen  sind 

Überhaupt 

Totgeburten 

1S61— 70 

tSBl— 1800 

Jahre  iM»-i9M 

Deutsches  Keich 

"5 

91 

4M 

Oesterreich 

176 

145 

36.* 

Ungarn 
Ituien 

*)  74 

55 

88 
66 

»7,3 
54,6 

Frankreich 

78 

90 

69,7 

England  *} 

61 

4a 

» 

Schottland  *) 

98 

71 

Irland  ■) 

33 

16 

9 

Schweiz 

54 

47 

494 

Belffien*) 

73 

84 

6M 

Niraerlande 

39 

30 

7«,5 

Schweden 

97 

110 

35,5 

Norwegen 

83 

73 

36.& 

D&aemark 

112 

96 

Finland 

74 

67 

43.4 

Um  die  Ziffern  der  Olegitiniitfltsqaofee 
richtig  zu  beurteilen,  mfissen  wir  tiefer  ta 
das  Örtliche  Detail  eindringen.  In  den 
österreichischen  Eronlindem  entfielen  auf 
100  Geburten  uneheliche  (1902):  Nieder 
Österreich  23,7,  Oberösterreich  18,9,  Sali- 
buif;  26,2,  Steiermark  23,8,  E&mthen  39A 
Böhmen  12,7,  Galizien  IIA  Bukowina  11.7. 
die  flbiigen  Lftnder  bleiben  unter  10  *^t. 
Deutsches  Reich  1904:  Preußen  7,1,  Bayern 
12,6,  Sachsen  13,U,  Warttembere  8,5,  Bideo 
7,2,  Hessen  7,3,  die  beiden  Meckleoborg 
11,3—12,3,  die  sSchs.  u.  thür.  HerzogtQm«' 
usw.  9—16  %  usw.  —  Am  Balkan,  in  SpenieD 
und  Rußland,  wofür  die  Ziffern  in  tot^ 
stehender  Tabelle  nicht  enthalten  sind,  ist 
die  DlegitimitAt  klein.  Sie  steht  sMiach  am 
höchsten  in  Mitteleuropa  in  einem  zusanunen- 
h&ngenden  Gebiete,  wel<dies  Bayern,  Wfirt- 
tembet^  und  die  österr^chischen  AlpeoUnder. 
sodann  die  österreichischen  Sud^nllnder, 
Sachsen  und  T^e  Preußens  umfaßt 

Allerdings  leidet  die  Veigleichbailat 
dieser  Ziffern  an  verschiedenen  Slftngdn: 
80  werden  mancherorts  (z.  B.  Engtand)  an- 
eheliche  Kinder  hftafig  nicht  angemeldet. 


')  Dazu  Rumänien  UndwUohkeits-t^Botc 
1902 : 94,  Serbien  1891/99:11,  Bulgarien  190t :«S 
and  Japan  1903  : 107.  —  TotgetMrenett-Qistt: 
Serbien  1899:13,1,  Japan  ig(B:  302,7. 

*)  Nur  Lebendgeborene. 

^  Hinsicbtlich  der  Totgeborenen:  eiuehL 
der  Kinder,  die  kurze  Zelt  nach  der  Gebart 
starben. 

*)  i87i,«a 
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aoderwftrts  wird  der  Angabe  der  Leg^timitAt 
nicht  weiter  nnchgeforBcht,  oder  es  ver- 
uiindert  äch  die  Zahl  der  angemeldeten 
1).  6.  durch  die  Arasetzongen ;  bei  der 
jfldischen  Be^öUcernng  dee  europftiBchea 
Ostens  mnd  vom  Standpunkt  des  bflrger- 
lichen  Gesetzes  ans  ondieliohe  Kinder  WMen 
der  «genartigen  ritoeUea  Formen  der  Ehe- 
sdiliefinngen  s^  häufig  u.  dgL  m. 

Was  den  zeitlichen  Volanf  der 
lUegitimitfltsknrve  in  der  nreiten  Hfilfte 
des  19.  Jahih.  anbelangt,  so  zeigen  die 
romanischen  Staaten  Ftaakreich,  Italien, 
Bdgien.  dann  üngam  (u.  Schweden),  also 
Staaten  mit  geringer  Illegitimitätsziffer  eine 
Zunahme  der  Quote;  dagegen  sinkt  die 
Ziffer  in  Deutsdiland,  Österreich,  Grofi- 
britannien  und  Irhmd,  Skandinavien  und  den 
Niederlande,  insbesondere  dort,  wo  sie  hoch 
stand. 

3.  Popnlatlontsttseke  fitffenschaften  der 
lUeffitinea.  Die  Sexnalproportion  zeigt 
ein  geringeres  Ueberwiegen  der  Knabengebarten 
als  bei  den  ebeticfaen  Geborten  j  ob  die  Ursache 
hiervon  in  dem  zumeist  niedngeren  Alter  des 
Mannes  liesrt  oder  in  der  grOOeren  Hftofigkeit 
der  Erstgeburten  ^rtillon),  steht  wobl  noch 
dabin  (vgl.  Art  „Geschleehtsverh.  in  der  Be- 
völkenme"  oben  Bd.  I S.  959).  Die  Totgeburten 
sind,  una  zwar  nicht  nur  bei  den  £nt-,  sondern 
auch  bei  den  spftter  Geborenen,  unter  den  Die- 
g^timen  erheblich  bfiufiger  als  unter  den  I^egi- 
timen  wohl  infolge  der  minderen  Ökonomischen 
und  sozialen  Lage  der  unehelichen  HDtter.  Die 
Absterbeordnung  der  Unehelichen  zeigt, 
insoweit  sie  bisher  verfolgt  werden  kann,  so 
z.  B.  bis  zum  5.  Lebensjahre,  einen  ungleich 
rascheren  Verianf  als  diejenige  der  Ebdicben. 
Hinsichtlich  des  Vo-haltens  der  Unehelichen 
in  sozialethischer  Hinsicht  (Kriminalität, 
Selbstmord  usw.)  sind  abgeschlossene  Urteile 
noch  nicht  mOglicb,  ebenso  wie  hinsichtlich  der 
kjtrperliehen  Beschaffenheit  Neuere  For- 
schungen wenden  sivh  den  illegitimen  HQttem 
zn ;  30  konstruiert  Spann  auf  Gmnd  von  Frank- 
furter Material  (s.  Literatur)  die  Stiefvater- 
familie  unehelichen  Ursprungs,  welche  durch 
Verheiratung  der  illegitimen  Mutter  mit  einem 
anderen  Manne  als  den  Tater  ihres  Kindes  ent- 
steht und  eine  charakteristische  Ebefonn  dar- 
stdlt  Ein  anderer  Weg  der  Forscbnag  geht 
von  den  ^delklndem  aus,  und  fOhrt  v<m  da 
ans  zu  deren  Muttern,  Großeltern  nnduneheliehen 
Vätern  (Steiermark). 

4.  Die  Faktoren  der  niegltiDÜttt  nnd 
deren  ethische  Bedentang.  Die  Llegitimitäts- 
ziffer  wurde  in  der  Wissenchaft  früher  nnd  wird 
im  täglichen  Leben  vielfach  beute  noch  geradezu 
als  MaCstab  für  das  moralische  Niveau  einer 
Bevölkerung  verwendet  allerdines  mit  Unrecht 
Zunächst  ist  es  nicht  die  Tatsaoie  derGebnrt, 
welche  moralisch  zu  beurteilen  ist  sondern  die 
Geschlecbtsgemeinschaft,  ans  welcher  die  Geburt 
hervwgeht,  und  diese  ist,  als  rein  vortlbezvehend 
oder  US  danemdes  Zusammenleben,  sehr  ver- 
schiedenartig zu  qualifizieren.  Femer  ist  die 
EbescblleßungsmOglichkeit  der  einzelnen  Gesell- 
schaftsschichten dne  ungemein  verschiedene  nnd 


die  in  diesen  herrschende  Dlegitimit&t  sonach 
verschieden  zn  beurteilen,  falls  man  nicht  von 
solchen  Volksschichten,  denen  die  Ehesehliefinng 
ungemein  erschwert  oder  ganz  unmöglich  ge- 
macht ist,  volle  geschlechtliche  Enthaltung,  An- 
wendung vonGebnrten  verhindernden  Mitteln  oder 
wideruatOrlicbe  Befriedigung  des  Geschlechts* 
triebes  Toraussetsen  wilL  Dagegen  liegt  in  ^m 
Vorhandensein  der  unehelidien  Kinder  und  den 
daraus  leicht  hervorgehenden  Mifistftnden  wdt 
eher  ein  sonalethisches  nnd  wirtsehaftliehes  Mo- 
ment. 

Als  Ursache  der  nif^timität  erscheint  ganz 
vorwiegend  die  Unmöglichkeit  der  Befriedigung 
des  Geschlechtstriebes  in  der  Ehe  und  nur  weit 
seltener  das  Nichteingehenwollen  ehelicher  Ge* 
meinschaft  Es  gibt  rechtliche  Hindernisse  der 
Eheschließnng ,  z,  B.  die  polizeilichen  Ehe* 
beschränknngoi  (s.  obüi  Bd.  I  fi.  680),  dann  aber 
sozialOkonomisdie  Hindemisse,  wemhe  in  der 
Besits-  und  Wirtschaftsordnung  ihre  Ursache 
haben  nnd  welche  ihrerseits  wieder  Grundls^ren 
der  eben  genannten  rechtlichen  Hindemisse  smd. 
Das  Vorkommen  eines  nach  der  Wirtschsits- 
ordnnug  gewohnheitsgemäß  ehelos  lebenden  land- 
wirtscharaichen  Dienstbotenstandes  auf  größeren 
Banemgfltem,  die  Sitte,  den  Hof  ungeteilt  erst 
spät  an  den  Erben  zu  überfeben,  sind  solche 
Momente  für  die  landwirtBchaftliche  Bevölke- 
rung; in  den  Städten  ist  es  namentlich  der 
Stand  der  Hausdienstboten,  der  ehekw  lebt  nnd 
deshalb  eine  hohe  Illegitimität  hat;  dasselbe 

Sdt  frtther  hinaiditUcn  der  Gewal^ehilfen. 
ente  sind  es  die  Fabrikarbeiter,  bei  denen  mit- 
unter eine  hohe  Unehelicfakelts^er  vorkommt 
Je  nachdem  sich  nun  eine  Bevölkerung  ans 
solchen  Schichten  zusammensetzt,  ist  ihre  Un- 
ehelichkeitsziffer  eine  hohe  oder  niedere.  Durch 
die  weite  Verbreitung  dieser  sozialen  Faktoren 
in  der  Bevölkerung  wird  die  Illegitimität  zu 
einer  Volksf^wohnheit,  die  anch  Sdiicbten  um- 
faßt die  nicht  unter  ihrem  direkten  Einfluß 
stehen.  Daneboi  kommen  aber  noch  wmtere 
soziale  und  verwaltungsraohtliche  Tatsachen  in 
Betracht,  so  z.  B.  die  in  manchen  Gwenden 
Deutschlands,  Oesterreichs,  Italiens  und  Skandi- 
naviens  verbreitete  Sitte  des  probeweisen  vor- 
ehelichen Znsammenlebens  der  Landleute,  die 
Unsitte  des  Ammenwesens  in  manchen  Städten, 
der  Bestand  von  Findelanstalten  mit  Drehläden 
(dagegen  durchaus  nicht  von  Findelanstalten  an 
sich),  verbreitetes  gesetzliches  COlibat  gewisser 
Gesellschaftescfaichten,  der  Geistlichen,  Militär- 
personen, Beamtenkat^rieen  n.  dgl. 

5.  Reehtsstellmag.  Die  Annchten  Aber 
die  Unehelichkeit  haben  gegnttber  der  An- 
schaunng  früherer  Jahrhun&ite  hinsichtlich  der 
„Bastarden"  eine  große  Aendemng  erfahren.  So 
wie  deren  frühere  Ausnahmsstellnne  vom  Stand- 

S unkte  der  Sitte  vielfach  einer  fast  völligen 
leichstellung  mit  den  ehelichen  gewichen  ist, 
so  haben  auch  die  Eechtsnormen  zu  einer  er- 
heblichen Erleichterung  gegen  früher  ffefUhrt 
Die  heutigen  Rechtsnormen  über  die  Un^elioheu 
umfassen  außer  der  Definition  der  Unehelichkeit 
nur  vermteenarechtlidie  Satzungen  und  xwar 
Aber  das  ^n  eheUehen  Kindern  gegenflbw  ge-< 
minderte)  Erbrecht  des  Kindes  sowie  die  Pflicht« 
zur  Erhaltung  nnd  Erziehung  desselben.  Ja. 
dieser  Hinsicht  teilen  sich  die  Staaten  seitEin- 
ftlhmng  des  Code  civil  in  swei  Bechtssysteme, 
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indem  es  getoeinrechtlich  gestattet  ist,  den 
Unutand  der  nnehelichen  Vaterschaft  Berichts- 
ordnnngam&ßig  lu  beweisen ,  woraus  dann 
Pflichten  mr  Brhaltnng  nnd  Gniehong  aneh 
fta  den  nneheUchen  Vater  erwachsen,  wUirend 
im  den  Ländern  des  Code  civil  die  Sorfre  für 
Britaltana:  und  £rziehnng  des  nnebelicheD  Kindes 
aosBcblieulitih  der  Matter  überlassen  bleibt  nod 
der  Vater  anßer  jeder  rechtlichen  Bexiebnng 
zn  demselben  steht  Diese  letztere  Bechts- 
anscbanung  enthält  einen  groben  und  offen- 
sichtlichen sozialethiscben  Irrtnm.  Im  Übrigen 
sind  Rechtsnormen  Uber  Dneheliche,  wie  z.  B. 
eine  geminderte  AemterfiUugkeit  nsw.  aaßer< 
«dentiich  ei^rlieh.  Die  soiialethiMihen  An- 
aebannngen  da*  einzelnen  Volker  Uber  den 
nVakel  der  Oehort"  gehen  allerdings  weit  aua- 
dnander. 

ft.  iMe  Torekeliehe  Zen^ng.  Nenestens 
wird  die  üntersochnn^  des  ProhlemB  der  Ille- 
gitimität anch  auf  die  nnehelich  Erzeugten, 
^oeh  in  einer  Ehe  Geborenen,  also  anf  die 
Torehelich  Erzeogten  ansgedehnt,  wobei  für  itie 
Ann^me  der  vorehelichen  Zeugung  der  Zeit- 
raum zwischen  Abschlaß  der  £he  nnd  Geburt 
des  erat«n  Kindes  maßgebend  ist  Nach  dies- 
besägltcben  Feststellnngeo  für  Dänemark  dürfen 
40— £0%  der  Enrtgebnrten  Twekelidi  erzeugt 
■ein.  Anch  besteht  ein  direkter  statistisch  ge- 
meBsener  Znsammenhang  zwischen  der  nnehe- 
Uchen Schwängerung  resp.  dem  Vorhandensein 
onehelicher  Kinder  und  der  Eheachließnng. 

Literatur:  Vgl.  die  Angaben  bei  den  ArU.  „Ekt, 
Eheaehliefiung"  und  „OdmrUn"  oben  Bd.  I, 
S.  €74fg.  betw.  9tOfg.  —  G.  v.  Mayr,  Be- 
viäkerungutatistik,  S.  19Sfg.  —  A.  v.  Fireka, 
BevSlkerungalehre  u.  BevÖHxrung«potitik,  Leipzig 
1898,  S.  157 fg,  —  WirUckaft»-  und  VerwaUungt- 
»tudien.  VII.  F.  Litulner,  Die  unehelichen 
Geburten  ale  Sonalphänomen,  Leiptig  1900.  — 
iVoUem«  der  Fänorge,  II.  Bd.  O;  ^a*m, 
Vntertuehuingen  Über  die  vm^eliehe  Beoi^utrung 
i»  Frani^H  a.  M.,  Dntden  190S.  —  Beraube, 
iMe  Bedeutung  der  Benrfmormundaekeiß  fOr- den 
Schutt  der  uneheUehen  Kinder,  Dresden  1905.  — 
B,  JVeiMttann,  Die  unehelichen  Kinder  in 
Berlin  und  ihr  Sehuta,  Jahrb.  /.  Not.  u.  StaL, 
S.  F.,  Bd.  VIT,  S.  SlSfg.  —  O.  v.  SSwtedineek- 
Südenhoratf  Die  lUegitimilät  in  Steiermark, 
StaL  MonaUtekr.,  1895.  —  Jf.  BrU,  Vnehe- 
liehe  Geburt  und  Legitimation,  ebd.,  1887.  — 
Sehntider ,  U^ter  voreheliche  Schwängerung, 
JoArft.  /.  Not.  u.  <Sfaf.,  S.  F.,  Bd.      S.  SS^/g. 

S.  JCisohicr. 

UnlalUtatiBÜk. 

1.  Vorbemerkung.  2.  Allgemeine  U.  3.  Einzel- 
statistik. 4.  UnfauTersichemngsstatistik. 

1.  Vorbemerkung,  üoter  dem  Begriff 
der  C.  im  weiteren  Sinne  lassen  sich  alle 
diejenigen  statiBtischen  ErhebuDgen  zusam- 
menfomen,  welche  sich  «nf  die  in  wirtsohaft- 
lifdier,  sozialer  nnd  technische*  ffinsidit  be- 
dentungsTollen  UnglflcksfiUle  beziehen.  In- 
aofem  gehömi  faicniw  nicht  nnr  die  vich- 
tigwen  Sachschaden  (bei  Eisenbahn-  und 
SmflknnfiUIeD,  FeuetsbrQosten,  die  Dampf- 


kesselexplosionen usw.),  sondffln  audi  die 
Verletzungen  nnd  gewaltsameD  Tötungen  roa 
Personen  —  Un^e,  die  ja  oft  mit  jeeen 
SacfabeschAdigungen  rerbnaden  und.  Man 
pftegt  indessen  diejeni^n  nnbülstatistischen 
krhebuDgee,  welche  lediglich  vom  tedmischen 
Standpunkte  Interesse  bieten,  ganz  den  Sfie- 
zialstatietiken  zu  ttberlaseeD,  und  begreift 
demzufolge  unter  der  U.  im  engerm  Sinne 
die  Statistik  der  Verletzimgen  und  gewalt- 
samen Tlitnngen  von  Menschen.  In  diesem 
für  das  Gesellschaftaleben  bedeulungsvdlm 
Sinne  soll  auch  hier  die  ü.  behandelt  werden. 

Was  die  Erhebuugsg^enstände  anbc^triffl. 
so  riditet  sich  die  Statistik  natui^gemAft  zu- 
nächst auf  die  Festatellnng  der  Zthi  der 
Unfälle  und  der  verletzten  Personen.  Bei 
letzteren  sind  Oeschlecht,  Alter,  Beruf  and 
die  sonstigen  sozialen  Veo^tntäse  zu  antec^ 
scheiden ;  auch  ist  festzustelleo,  ob  sich  der 
Unttm  wahrend  dar  Berufsansabung  «eiffnet 
hat  odffl-  nicht  Weiterhin  kommen  die  Fo^ea 
des  Unfalles  in  Betracht,  ob  dmelbe  den 
Tod  oder  nur  Verletzungen  hwb^gefQhrt 
hat;  im  letzteren  Falle  hat  dw  ¥näe  der 
eingetretenen  ErwerbsunfiUii^eit  em  msob- 
deres  Interesse.  Eine  fernere  wichtige  Seite 
der  Ü.  bildea  die  Ermittelungen  Aber  Art 
und  Ursachen  des  Unfalles,  mit  welchen 
endlich  auch  solche  über  das  Verschulden 
des  UnMles  (eigenes  Verschulden,  Schuld 
des  Unternehmers  bei  Betriebsunfällen  usw.l 
verbunden  werden.  Durch  Kombination  dieser 
einzelnen  (Gesichtspunkte,  entsprechend  der 
Natur  der  Un^e  und  dem  praktisdim 
Bedürfnisse,  lassen  sich  die  unfallstatistischen 
Erhebungen  verschiedenartig  gestalten. 

Je  nachdem  die  U.  auf  sämtliche  Unälle 
eines  LAsdes  ausgedehnt  wird  oder  aber  sich 
auf  einzelne  Betriebs-  oder  Er werbez weig>- 
beschränkt,  lassen  sich  die  allgemeine  V. 
und  die  Einzelstatistik  unterscheiden.  Hier^ 
zu  tritt  als  dritte  Gruppe  die  UnbUver- 
sicherungsstatiBtik,  welche  namentlich  durcii 
die  Ausbildung  des  staatlichen  Un&llver- 
sicherungswesenfi  in  neuerer  Zeit  eine  groBc 
praktische  Bedeutung  gewonnen  hat 

2.  Allgemeine  II.  In  den  deutsdioi 
Einzelstaaten  sowie  vereinzelt  auch  im  An&- 
landCj  hat  sich  die  amtliche  Statistik  ver- 
häitnismäfiig  frühzeitig  mit  Erhebungen  Ober 
die  im  Lande  ^rkommenden  UnglOcks&Ue 
beschäftig.  Eine  systematische  AusbiMoDg 
erfuhr  dieser  Zweig  der  Statistik  indeaeeo 
erst  durch  E.  Engel,  welcher  im  Jahre  IS&s 
als  DirektOT  des  |muflischen  statistiachea 
Bureaus  eine  allgemone  U.  fOr  PrenSen 
durchführte.  Das  mittels  der  Zlhlkartan- 
methode  gesammelte  Matoial  wird  jfthrep* 
w^  verOffendicht  und  berfld»icfatigt 
gemäS  den  oben  angedeuteten  aUgemanai 
Oemchtspunktra,  sehr  eine^Dd  und  voll- 
ständig die  persönliche  vOThBltnisBe  dtr 
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YernngiOckten,  DuseatUcb  auch  die  Er^ 
ira-bB-  und  Berabstellaaff  der  Erwerbs- 
tfttieen  ooter  ihnen  sowie  die  Art  der  Ye> 
unglflcining.  Seit  d^  Jahre  1869  nnd  die 
Erhelmngeii  geftndoi  wwden,  insfaescHidere 
insofern,  ab  jetzt  nur  nooh  die  tödlichen 
VemDglflcknngen,  nnd  zwar  lediglich  anf 
Orund  der  standesamtlidien  Zfthlbarten  fOr 
Sterbefälle,  ermittelt  werden.  Die  Zahl  der 
in  Preußen  mit  tSdÜchem  Ausgange  Ter- 
un^flckten  Personen  betmg  in  den  Jahren 

1883  13881      1891    II  436     1899  13949 

1884  12509  189B  II  893  1900  14  475 
1886    13  074      1893    1 1 873     1901    14  500 

1886  13 131  1894  12 130  1902  1385a 

1887  12  9S5  1895  12  370  1903  13  340 

1888  12  364  1896  13  946  1904  13  357 

1889  13  300  1897  13 119  1905  14714 

1890  II  878  1898  13147 

Die  Zahl  der  Unffille  zei^  hiernach  eine 
aneenf&Uige  Wellenbewe^ng.  Von  einem 
Xaximnm  Ton  46,0  auf  lOOOOO  Einw.  i.  J.  1883 
ging  die  Zahl  hii  anf  88,&  i.  J.  1893  herab,  nm 
Olm  an  der  Wende  des  Jahrhunderte  wieder 
auf  ^,0  anzneteigen,  worauf  nenerdinga  ein 
Kflekgang  mit  nachiotgender  Steigerung  im 
letiten  Jahre  eingetreten  ist.  Unter  den  Ver- 
nnelflckten  des  Jahres  190&  befanden  sich 
11792  männliche  nnd  3922  weibliche.  Aehnlich 
war  das  Verhältnis  in  früheren  Jahren.  Die 
meisten  yernnglQcknngen  aitftülen  auf  die 
haadarbeiteoden  Stände. 

Außer  di^er  allgemeinen  U.  ist  noch 
auf  diejenige  Statistik  der  tMIichen  Verun- 

flflckungen  hinzuweisen,  welche  durch  die 
terblicnheitsstatistik  infolge  der  Berflck- 
äditigung  der  Todesursachen  geliefert  wird 
(80  u.  a.  im  Deutschen  Bdch,  Oesterreich 
and  der  Schweiz). 

8.  EiBxelstanstlk.  Die  besondere  Qe- 
flhrliciikeit  dozelner  B6tIiebszwe^Fe  hat 
sdion  frOh  dahin  geführt,  die  in  ihnen  vor^ 
k(mimenden  Unftlle  statistisch  festziutellen. 
Ke  bezOfflic^n  Erhebtmgen  dnd  natur- 
gem&B  sehr  mannigfaltig.  Da  es  nicht 
möglich  istj  dieselben  hier  erschSpfend  zu 
berückmcbtigen,  so  muß  es  genOgen,  die 
wichtigeren  deutschen  Statistiken  hervorau- 
heben. 

Zu  den  Altesten  Einzelerhebnngen  dieser 
Art  gehOrt  die  U.  für  den  Bergbau,  zu 
der  in  Preußen  seit  lan^r  Zeit  die  Knapp- 
schaftskassen  das  Material  geliefert  haben. 
Diese  preuSis(^e  Statistik,  welche  in  der 
„Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und  Salinen- 
wwen"  alljährlich  veröffentlicht  wird,  gibt 
die  tüdlichen  Unfälle  in  den  verschiedenen 
Zweigen  des  Bergbaues  an,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Art  und  der  Ursache 
der  Unfälle.  u&  auch  die  Zahl  der  be- 
schäftigten Arbeite-  ermittelt  wird,  läßt  sich 
die  Unmllgefahr  berechnen.  Nähere  Angaben 
8.  in  dem  Art  „Bergarbeiter"  oben  Bd.  I S.  38.">. 

Ein  anderes  wichtiges  G«biet  der  U. 


bietet  das  Eisenbahnwesen.  Für  die 
deutschen  Eisenbahnen  erscheint  eine  Be- 
arbdtong  der  BetnebsunfiUle  von  Beisenden, 
Bahnbeamten  usw.  miter  Bwücteic^tigung 
der  Betriebsverhältcisse  (beförderte  Reisende, 
zurüc^l^lte  Zugkilometw ,  best^iäftigte 
Beamte  und  Arbmtw)  und  der  Ursachen  der 
UnfiUle  in  der  im  Kacfaseisenbiduamt  be-- 
arbäteten  jährlichen  deutschen  Eiaenbahn- 
statistik  (s.  Literatur)  sowie  im  „Archiv  für 
Eisenbahnwesen"  (in  diesem  auch  Mit* 
teilungen  über  ausländische  Bahnen).  Nähere 
Angaben  s.  in  dem  Art  „Eisenbahnen"  oben 
Bd.  I  S.  733. 

Endlich  ist  in  diesem  Zusammenhange 
auf  die  Statistik  der  Seeschiffahrt  auf- 
merksam  zu  machen,  welche  außer  dem 
Bestand'  der  Seeschiffe  und  dem  SchiCb- 
verkehr  auch  die  Seeunfälle,  und  bei  diesen 
u.  a.  die  Zahl  der  verloren  gegangenen 
Menschenleben  nachzuweisen  pflegt.  Für 
das  Deutsche  Reich  kommt  hier  die  vom 
Kuserl.  statistischen  Amt  alljährlich  be- 
arbeitete „Statistik  der  Seeschiffahrt"  (siehe 
Literatiu*)  in  Betracht 

4.  UnfaUTersichemngsstatiBtik.  Ein 
eigenartiges,  wichtiges  (Gebiet  hat  sich  der 
U.  mit  der  Einrichtung  der  staatiichen  Un- 
fallverei<^erung  eröffnet  Zwar  haben  von 
jeher  bereits  die  privaten  Versicherungs- 
gesellschaften durch  statistische  Mitteilungen 
Über  ihre  Betriebsei:gebDisse  Beiträge  zur 
U.  geliefert,  denen  indessen  mit  Rücksicht 
auf  die  Beschaffenheit  des  Materials  eine 
allgemeine  Bedeutung  nicht  zuzusprechen 
ist.  Anders  ist  dies  bezüglich  derjenigen 
statistischen  Erhebungen,  welche  bei  den 
mit  der  Ymraltnng  der  aUgemeineu  obli- 
gattnischen  Unfallversichenmg  (s.  d.  Art.) 
betrauten  Oiganen  erfolgen. 

Im  Yoraei^nde  steht  hier  das 
Deutsche  Reich.  Nachdem  die  Rmchs- 
regierung  bereits  im  Jahre  1881  zum  Zwecke 
der  Einrichtung  des  staatlichen  Unfollver- 
dcherungswesens  eine  umAissende  Statistik 
der  in  den  Monaten  August,  September, 
Oktober"  tmd  November  ifel  erfolgten  ge- 
werblichen Unfälle  angenommen  hatte,  bilden 
die  Rechnungsergebnisse  der  seit  1886  be- 
stehenden und  mit  der  Ausdehnung  des 
staatlichen  Unfall  Versicherungswesens  in- 
zwischen erheblich  vermehrten  Berufege- 
nossenschaften eine  sehr  ei^ebige  und  wert- 
volle Quelle  für  die  U.  Das  alljährlich  er- 
scheinende tabellarische  Material  ist  sehr 
sorgfältig  erhoben  und  erstreckt  sit^  auf 
alle  in  Betracht  kommenden  wesentlicliea 
Momente  (Zahl  der  versicherten  Betriehe, 
der  versicherten  Personen,  der  Voietzten 
mit  Unterscheidung  des  (Geschlechts,  AJtea 
und  der  sonstigen  Umstände  des  Cobfie*. 
d.  h.  der  Gegenstände  und  Yotgin^  ha 
welchen  sich  die  Un^e  erdgoelea. 
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der  Folgen  der  YerletzuDgen).  Diese  Statistik 
soll  eioerseits  ein  Oesamtbild  von  der  UaÄdU 
ge&hr  in  den  verschiedenen  Betriebszweigen 
schaffen  und  andererseits  die  mannigfachen 
prakHschen  Zwecke  der  Verwaltung  b&- 
iriedigen.  Als  Unterlage  fOr  die  BüduDg 
der  sog.  Oefahrenklassen  dten«i  daneben 
die  von  den  Bem&geoossenschaften  aufzu- 
stellenden besonderen  ÜnfaUverzeichnisee. 

Außer  diesem  der  r^elmaitigen  Yer- 
wa]tungst&ti^^rät  der  BarufüenosaenBchaften 
entspringenden  Material  mnd  wiederholt  vom 
Beicnsversicherungsamt  Sondererhebongen 
Tonnstaltelt  worden  und  zwar  besflgüch  der 
gewerblichen  sowohl  wie  auch  der  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betriebe.  Dieses 
ebeo&dls  bei  den  Berufsgenossenschaften 
erhobene  Material  ist  erheblich  eingehender 
als  das  in  der  Jahresstatistik  p;elieferte  und 
bezweckt  ein  tieferes  Eindnngen  in  die 
Fra^n  bezüglich  der  Art  der  Verletzungen 
sowie  des  Hergangs  und  der  Ursachen  der 
Unfälle,  als  es  die  Jahreenachwdsongen  er- 
möglichen. 

Was  die  Ergebnisse  der  deutschen  Ü.  an- 
betriift,  Bo  soll  hier  nnr  anf  einiee  Haupt- 
resnltate  der  Jahresstatistik  der  Bemragenossen- 
schaften  hingewiesen  werden.  Es  betrag  die 
Zahl  der  Verletzteii  in  versicfaemn^pflichtiKen 
Betrieben,  ftlr  welche  bei  entschädigniigspflich- 
tigen  UnfiUlen  im  Rechnungsjahr  erstmalig 
Entschädigungen  gezahlt  sind: 

anl  1000  Versicherte  entfallen 
dauernd      i. « 

S 

s 

I 


II 


1888 
1890 
1895 
1900 
1901 


1888 
1890 
1895 
1900 
1904 


Erverbsonfähige 
a)  bei  den  gewerblichen  BemfiigenosseQ- 
schatten 
o,68  o,44 


18809 
36403 

33 

51697 
65  305 


4,35 
5,29 
6,24 

7,46 
8,31 


0,72 
0,67 

0,74 
0,63 


0,37 
0,14 
0,09 
0.08 


»,38 
3,23 
3,57 
3,58 
3,68 


o,S6 

0,97 
1,85 
3,06 
3,9» 


b)  bei  den  landwirtscbaftlicben  Bemfs- 
genoBsenscbaften 
0,14    0,06  0,01 


808 
12  573 
37383 
50  311 
66003 


1.55 
3.04 
4.50 
5.90 


0,23 
0,18 
0,24 
0.26 


0,05 
0,05 
0,05 
0,06 


0,03 
0,67 

1.59 
2,16 
2,81 


0,04 
0,60 

1,23 
2,05 

3,77 


Wenn  trotz  der  fortgesetzten  Bemühimgeu 
der  BerufsgenasseDschaften,  Unfälle  zu  verhOtfio, 
die  Zahl  der  Verletzten^  insbesondere  die  der 
Leichtverletzten,  erbeblich  gestiegen  ist,  so 
wird  dies  einerseits  anf  die  genauere  UnfiUl- 
prDfnng  und  die  erieichterte  Geltendmaclinng 
von  Ansprüchen  an  die  Versichernug,  anderer- 
seits abör  anch  auf  die  gesteigerte  Maschinen* 
Verwendung,  die  intensivere  Betriebsweise  und 
dergleichen  die  Un^lvennehrung  beeinflussen- 
den Umstände  zurückzuführen  sein.  Was  die 
gewerblichen  UnfiUle  anbetrifft,  so  gehSren  cn 
den  besonders  gefährlichen  Betrielnzwei^n  die 
Steinbrttcbe,  die  Bergbaubetriebe,  die  Ht&tten- 


und  Eisenwerke,  die  Spedition»-,  Lagern-  tmd 
Fnhrwei^betriebe,  die  HtUlereibetrieEe,  xa  des 
wenig  gefährliche  die  Textil-,  Bekleidung»-  nad 
Tabakindnstrieen. 

Bezagli<di  der  außerdeutachen  Staaten  ist 
hier  namentlidi  auf  die  OsterreichiBche 
Un&llversidiemDgssti^tik  hinzuwdsen. 
welche  mch,  wie  die  deutsche,  auf  die  in 
den  vMsicheruogspfUchtigen  Betrieben  sich 
ereignenden  UnÄÜe  erstreckt  In  Ungarn 
ist  seit  dem  Jahre  1900  eine  Statistik  aller 
^werblichen"  Unfälle  (in  der  GroSindufitzie, 
der  Eleinindustrie,  der  Laodwirtachaft  und 
im  Eisenbahnverkehr)  b^onnen  worden,  um 
als  Grundlage  fOr  eine  Unfallveisichenings- 
geaetzgebung  zu  dräien. 

Literat»:  PreußUeke  Statittik,  amOieh^ 
Qudtmwerkt  Hermugeg.  vom  KSnift.  pm^.  tut. 
Landsaamt,  mthattend  die  tOdlifktn  Vgrvn- 
glückungen  (die  HaupUKikUn  auck  im  Sbiitt. 
JahHmch).  —  Zeitschrift  für  das  Berg-, 
Sutten-  und  Halinentceten  im  prt*^i»dum 
&aate,  Minitt.  /.  Handel  u.  Cnr.,  Berlin.  — 
Stati$  tik  der  «m  Betriebe  b^findtieken  Eise»- 
bahnen  DeuUchlande ,  Beieh»ei$enhaknamt. 
Bd.  XXVI  fiir  im  u.  jr.  —  Ütatisiik  de' 
Seeaehif/ahrt,  Xaiterl.  stat.  Amt^  Beriin. — 
Amtliehe  Naekriehttn  det  BeiehirtT' 
tieherungtamt»,  inabet.  diß  Beekmatgatrgi^- 
niue  der  Ben^fagenoeaeneeht^n ,  Befiin.  — 
Statiatiache»  Jahrbuch  för  da»  Demimhe 
Beich.  Jahrg.  £7,  Berlin  1906  «.  früXer.  — 
Zacher,  Art.  „VnfaiUlatiatik"  i.  H.  d.  ^ 
X.  A^.,  Bd.  VII,  1901.  ~  Vgl.  ttufimd^m  mekrtrr 
aitf  die  U.  der  Ben^agenoeaauehcjign  belügt*^ 
Ayfoätte  im  Arek,  /.  aoiiaU  Ott.,  Siat.  Arthm 
und  i.  d.  Jahrb.  /.  JüU.  u.  Stai, 

A.  Wirmingkau», 


UnfaUTeriichenuio. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Private  U.  3.  So- 
ziale U.  m  Deutschland,  a)  Entwidcduag  waä 
Bedeutung,  b)  Die  VersicnerteiL  c)  Die  Xa- 
sicherun^orgfuie.  d)DieVer8icheniitgaleisttngea. 
e)  Statistik.  4.  U.  im  Ausland. 

1.  Begriff  und  Arten.  Die  U.  dknt 
zur  Deckung  des  Bedufe,  der  dadurA  ed- 
steht,  dafi  Personen  infolge  eines  rnfalb 
getötet  oder  verletzt  werdoi:  sie  bildet 
somit  eine  Art  der  LebeiiS'<PecBooeii-)Ter> 
Sicherung  im  weiteraa  Saxax  {vA  d.  Art  obe« 
S.  393^0-  Unter  diesen  Begi^fiUlt  sowohl 
die  private  U.,  wie  die  als  Zwew  der  Aibeüer^ 
Versicherung  (vgl.  d.  Art  oben  Bd.  1  &  1601^ 
betriebene  öffentliche  U.  mit  sozialpolitisclKOi 
Charakter.  Nur  insofern  erieidet  der  Begriff 
der  letzteren  eine  Eänschrftnkung,  als  doxdi 
sie  nicht  alle  UnQUle  gedeckt  woden,  für 
die  die  private  U.  eintntt,  vielmdir  in  der 
Regel  nur  BetriebsunfiUle ;  audi  kommt  in 
Betracht,  daß  die  sosiale  U.  ausschliefilicb  oder 
vorwi^nd  Angehl^ige  von  BevGlkerungi- 
schichten  nm&ßt,  die  auf  die  danorvde  Ver- 
wertung ihrer  Arbeitsknft  aogewieGeo  and. 
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Andererseits  umfaifit  auch  die  private  t).  nicht 
alle,  sondern  nur  ^ne  AnsvaU  UnÜUle 

(s.  8ub  2). 

Was  bei  beiden  Arten  der  U.  im  eiozeloeo 
als  UnEall  gilt,  ist  eine  äußerst  schwierige 
Frage,  die  im  Laufe  der  Entwickelung  sehr 
verschieden  beantwortet  -worden  ist  In  der 
Begei  bezeichnet  man  als  Unfall  ein  plfitz- 
li<^^,  zufiUliges  äußeres  Erdgnis,  daß  die 
kJ'irperliche  verietzung  oder  Tötung  eines 
Menschen  herbeiführt  Der  Betrieteunbül, 
um  den  es  sich  allein  bei  der  ßffentlicben 
U.  in  Deutschland  handelt,  muß  femer  räum- 
lich, zeitlich  imd  ursächlich  mit  dem  rer- 
eichüei'ten  Betrieb  in  Zusammenhang  stehen. 

2.  Private  D.  Wenngläch  die  moderne 
ü.  dem  Zeitalter  des  Vei^^irs  ihre  Be- 
d^ung  und  Organisation  verdankt  und  der 
Ür^unng  der  großen  privaten  U.-Oesell- 
schaften  auf  die  Erfindung  der  ESsenbahnen 
zurückzuführen  ist^  so  lassen  edch  Spuren 
«iner  V.  bereits  viele  Jahrinrndarte  niUm 
feststellen.  Bdspielswdse  ist  aus  dem  See- 
recht von  Wisby  von  1541  zu  ersehen,  daß 
Schiffseigentflmer  das  Leben  ihrer  Kapitäne 
gegen  Seeun&Il  versicherten,  wie  u.  a.  1665 
die  niederländische  Republik  ihre  für  den 
Kriegsdienst  augestellten  Söldner  gegen 
KriegsunfäUe  versicherte.  Auch  die  eng- 
lischen Friendly  Societies  haben  schon  früh 
unfallversicheruDgsähnliche  Einrichtungen 
^kannt.  Moderne  Qesellschaften  entstanden 
im  Anschluß  an  die  ersten  Eisenbahnen  1845 
in  England.  Nahezu  gleichzeitig  entwickelte 
sich  die  ü,  in  Frankreich,  wo  man  bereits 
vorher  eine  Versicherung  gegen  Ünfölle 
kannte,  die  sich  an  oder  dmdi  Wagen  und 
Pferde  ereigneten,  und  in  Nordamerika. 
In  Deutschland  nahmen  in  den  60er 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  mehrere 
LebensversicheruDgs-Gesellschaften  die  Ver- 
sicherung gegen  Reiseunfälle  als '  Neben- 
zweig auf.  Zu  größerer  Entwickelung  ge- 
langte die  deutsche  U.  durch  das  Beichs- 
Haftoflichtgesetz  vom  5./\l.  1871  (s.  Art 
„Haftpflicht"  oben  S.  Ifg.),  das  die  Duter- 
neluner,  sei  es  zu  einer  Haftpflichtversicherung 
(s.  d.  Art  oben  S.  3  fg.),  sei  es  zu  einer 
kollektiven  ü.  ihrer  Arbeiter  nötigte.  Da- 
neben entwickelte  sich  langsam  die  Einzel- 

die  von  1885,  dem  Jahr  des  Inkrafttretens 
der  öffentlichen  als  Hauptbetriebsform, 
wenigstens  der  deutschen  privaten  U.  anzu- 
sehen ist  Im  Auslande  hmgegen,  wo  man 
eine  Arbeiter-U.  nach  dentsdiem  Muster  nicht 
hat,  ist  häufig  nocb  jetzt  die  Edlektiv  D. 
Hauptbetriebsrorm.  Die  Entwickelung  in  der 
Schweiz  und  Oesterreich  hat  einen  ähn- 
lichen Oang  genommen  wie  in  Deutsclihmd. 

Wenngleich  die  .Ü.  als  eine  Art  Lebens- 
versicherung aufgefaßt  werden  kann,  so  fehlt 
ihr  doch  die  feste  mathematische,  sichere 
Onmdlage  der  eigentlichen  Lebensversiche- 


rung und  sie  hat  tmter  großen  Schwan - 
kungeninderZahlderUnglficks&llezu  leiden. 

Wie  bereits  angedeutet,  kennt  die  private 
ü.  eine  Kollektiv-U.,  eine  allgemeine 
Einzel-U.,  femer  eine  Reise-U.  und 
besondere  Einzel-U.,  wie  zum  Beispiel 
eine  Bad&ihrer-Ü.  Bei  allen  diraen  Formen 
sind  wieder  3  Arien  zu  unterscheiden,  die 
erat  in  ihrer  Verbindung  die  eigentliche  U. 
darstellen,  nämlich  die  Versicherung  auf  Ent- 
schädigung für  den  TodesfoU,  für  dauernde 
Invalidität  und  fflr  vorübe^diende  Erwerbs- 
unfähigkeit. 

Die  deutschen  Ü.-Oesellschaften  sind  fast 
sämtlich  seit  1900  in  einem  Kartell  veiv 
einigt,  das  aät  1905  einheitliche  Versiche- 
ninnbedingvngen  nnd  Fiämientarife  au&e' 
stellt  hat  T^lweise  bednflofit  werden 
dürfte  diese  Bedi^eungen  durdi  das  in 
Aussicht  stehende  Bei<£M;wetz  Über  den 
YerMchemngsvertrag,  weldfies  auch  für  die 
17.  eine  Reihe  teils  di^tositiver,  teils  zwingen- 
der Rechtsnormen  aufstellt 

Nach  den  henrecbenden  Bedingungen  der 
deutschen  U.  veltea  als  Unfälle  aUa  ftrstlieher- 
seiti  ridier  eiSennliaren  kOrp^ichen  BeKhädi- 
enngen,  von  welclien  der  Versicherte  unfreiwillig 
dural  ön  von  anSen  plOtslich  sof  ihn  ein- 
wirkendes Ereignis,  femer  auch  darch  Blitz, 
dnrch  elektrischen  Schlag  oder  durch  Verbrea- 
ntmz  betroffen  wird.  Bs  werden  aber  weiter 
als  Unfälle  erachtet:  Unfreiwilliges  Ersticken 
durch  Dampf  oderGfase,  Blutvergiftungen  n.  v.  a., 
während  nicht  als  UnflUle  beispielsweise  die 
Folgen  von  TemperatoreinflOssen ,  Sonnen- 
stiel,  Erfrieren  usw.  gelten.  Femer  werden 
aasgeschlossen  alle  durch  eigene  (rrobe  Fahr- 
lässigkeit, VorsätsUehkeit  oler  gnbfohrlässige 
Nichtbeachtung  der  für  den  Schute  von  Leben 
und  Qesnndbeit  erlassenen  Gesetse  und  Vor- 
schriften, bei  Erdbeben,  KriegBerdgnisien  usw. 
eriittenen  DnftUe. 

DieEntschftdigungen  werden  in  d&r 
Wdse  gelrastet,  daß,  wenn  der  Ün&Il  bümen 
Jahresmst  den  Tod  des  Versicherten  zur 
Folge  gdiabt  hat,  die  volle  vermcherte  Summe 
ausbezidilt  wird.  Bei  dauernder  Beem- 
trächtigung  der  ArbeitsfiUügkeit  wird  je 
nach  dem  Grad^  der  Invalidität  die  volle 
VersicheruDgssumme  oder  nur  ein  Teil  dei"- 
selben  zugesprochen.  Fflr  Karkosten  imd 
Arbeitsunfähigkeit  des  auf  den  Unfall  folgen- 
den Jahres  wird  während  der  ärztlichen  Be- 
handlung eine  tägliche  Entschädigung  von 
l^/oo  der  Versicherungssumme  veiigütet,  so- 
lange der  Venicherte  voUstflndig  aribeits- 
UD^ig  ist 

Die  U.  wurde  in  Deutschland  1905  von 
29  GesellBchaften  (darunter  einer  gegenseitigen) 
betrieben.  Die  Nettoprämieneiunahme  betrug 
26,8  Hill.  H.,  an  Schadeniahlnngen  (einscbliefilich 
des  Anteils  der  Kttckversicberer  und  der  BQck- 
stellnngeu)  wurden  ca.  15  Hill.  H.  geleistet 
Es  bestanden  Ende  190b  etwa  800000  U.ver- 
träge  in  Deatschland. 
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8.  Sociale  U.  in  Deutschland,  a)  Bnt- 
wiokeinng  und  Bedeutang.    IMe  Urw 

aac^ien  der  SSnführnDg  der  sozialen  Ü.  ist 
in  erii^lichffln  Umfang  surQckzufflhren  wif 
nnbefriKUgende  ges^iche  Bestimmongen 
flb^  die  Haftung  der  Unternehmer 
fOr  die  in  gewrarblicben  Betiieben  verun- 
glQckten  Arbeiter;  denn  nach  gemeinem 
römischen  Recht  und  den  von  diesen 
beeinfluSten  deutschen  Paitikularrechteo 
haftete  bwc  der  unmittelbare  Urheber  ffir 
einen  durch  Vorsatz  oder  Nachlässigkeit  ver- 
ursachten Schaden.  Für  das  Verschulden 
Angestellter  war  mithin  ein  Unternehmer 
nur  ersatzpflichtig,  wenn  ihm  eine  Nach- 
Iflssigkeit  bei  der  Auswahl  seiner  Vertreter 
nachzuweisen  war.  Da  dieser  Schuldbeweis 
aus  zahlreichen  Grflnden  nur  sehr  selten 
und  oft  nur  nach  langen  schwierigen  Pro- 
zessen zu  erbringen  war,  häufig  aber  eine 
Ersatzleistung  mangels  ausreichenden  Ver- 
m^ns  der  Unternehmer  selbst  beim  Ob- 
siegen des  verletzten  Arbeiters  nicht  erlangt 
werden  konnte,  so  fielen  die  verungldckten 
Arbeiter  und  ihre  Familien  nicht  selten 
der  Armenpflege  anh^m.  Di^r  Umstand 
fahrte  zum  Erlaß  des  bereits  erwähnten 
Haftpflichtgesetzes,  durch  das  ge- 
wissen Untemenmem  eine  selbständige  Ver- 
antworthchkeit  für  die  in  ihren  Betrieben 
vorkommenden  Unfälle,  vor  allem  für  die 
Vernachlässigung  ihrer  Angestellten  auferlegt 
wurde  (b.  Art.  „Haftpflicht'').  Auch  dieses 
(besetz  befriedigte  in  kein»  Weise;  aber  es 
fahrte  doch  wenigstens  dazu,  daß  eine  größere 
An74ihl  Toa  Dnt^ehmern  bei  privaten  An- 
stalten eine  Haftpflichtversicherung 
a1»chloBf)en  (s.  d.  Art)  oder  aber  ihre  ge- 
samte Arbeitersdiaft  b»  privaten  An- 
stalten durch  Abschluß  «nerKollektiv- 
U.  zu  decken  suchten.  Hierdurch  war  be- 
reits auf  die  Notwendigkeit  einer  engen 
Verbindung  zwischen  Haitpflicht  und  Ver- 
sicherung hingewiesen.  Allein  mir  eine 
Beseitigung  der  zi vilrechtUchen 
Grundsätze  des  Schadensersatzes  und 
die  Einführung  einer  auf  dem  Boden  Öffent- 
lich-rechtlicher Fürsorge  '  stehenden  Ein- 
richtung schien  geeignet,  in  umfassender 
und  zweckmäßi^r  Weise  das  Problem  zu 
lösen,  an  dem  die  Regierung  auch  aus  poli- 
tischen Gründen  lebhaftes  Interesse  hatte 
(s.  Art.  „Ärbeiterversicherung"). 

Zn  einem  greifbaren  Ergebnis  gelangte  man 

Jedoch  erst  während  der  parlamentarischen  Ver- 
landlnngea ;  denn  der  erste  Entwurf  eines  Ge- 
setzes über  die  U.  vom  8./III.  1881  suchte  ledig- 
lich eine  ReicfasTersicheraogsanstalt  einzuführen, 
bei  der  aof  Kosten  der  Unternehmer  onter  Her- 
aasiehimg  der  Arbeiter  und  mit  einem  Beichs- 
zQ schaß  die  Unternehmer  rerpfliclitet  lein 
sollten,  ihre  Arbeiter  kollektiv  zu  versichern. 
Dieser  Begiemngsvorschlag  fand  keine  Znstim- 
mnng;  ebeoBowenig  der  iweite  Entwurf  vom 


8.IY.  1888,  der  dne  enge  Vobindung  der  U. 
mit  der  inswiecben  in  Angriff  genomneaea 
Erankenversicberang  (s.  d.  An.  oben  S.  307  imd 
Nachtrag)  erstrebte.  Anstelle  der  Beiebsaiutalt 
war  hier  die  BUdnog  korporativer  VerfaAada 
mit  SelbstverwaltQDg  in  Aussicht  ffenomraeo, 
ein  Prinzip,  das  die  Anerkenonng  «ms  Beit^ 
tags  fand,  während  der  von  der  Beffiemng  vof^ 
freschlageae  BeichssnscbnB  abeeluint  wvrde. 
Erat  der  dritte  Gesetzentworf  fährte  an  dem 
U.ge8etc  V.  6./vn.  1884,  dem  eigentlichen  Stamm- 
gesetz  der  Unfallfürsorge  fttr  die  Arbeiter. 

Das  Ziel,  das  der  Gesetzgeber  damit  im 
Auge  hatte,  geht  aus  folgend«!  der  Oe- 
setzesb^rOndung  entnommenen  Worten 
hervor: 

Nach  der  dem  Gesetze  nuniude  Ucgendcn 
Auffassung  soU  allen  gewert^chu  Aroütera, 
welche  nach  der  Art  ihres  Arbeitsverbiltnittes 
in  die  Begelnng  eingeschlossen  werden,  eine  in 
jedem  Falte  sichere  Anwartschaft  dairnof  ge- 
währt werden,  daß  beim  Verloste  der  Enrerto- 
fiUiigkeit  dnrcb  Unfall  ihnen  selbst  eine  nach 
ihrem  bisherigen  Erwerbe  za  bemeaiende  Vcr- 
sor^l^nng  oder  ihren  Hinterbliebenen  eine  gleachor» 
weise  billie  bemessene  Unterstätzung  xnt^l 
wird.  Zu  dem  Ende  soll  die  Venichemng  alle 
beim  Betriebe  vorkommenden  Dn^e  nmfawn, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  in  einem  Verscholdea 
des  Unternehmen  oder  seiner  Beaaf^agten  oder 
in  dem  eigenen  Verhilteu  derVemaglneneB  oder 
in  zufälligen  niemandem  zur  Ijast  so  legeodea 
Umständen  ihren  Grand  haben.  Nnr  wenn  va> 
diesen  Unterschieden  gänzlich  abgesehoi  wird, 
kann  dem  Arbeiter  durch  die  Veraichertuig  die 
volle  Sicherheit  gelben  werden,  daß  er  dorck 
einen  Unfall  mit  semer  Erwerbsnbigkeit  töAt 
auch  seinen  Unterhalt  verliert  und  daß  er  bä 
seinem  dnrcb  Unfall  herbeigeffibrten  Tode  müw 
Angehörigen  nicht  hilflos  zurückläßt.  Wärdea 
von  der  Versicheronff  auch  nnr  diejenwea  FUlt 
ausgeschlossen,  welene  auf  ein  Teneaea  <4er 
eine  Ungeschicklichkeit  des  Arbeiters  oder  aaf 
einen  Zufall  znrackzofUiren  sind,  so  bliebe  dtf 
Arbeiter  der  Oefohr  ansgesetct,  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  den  ihm  ans  der  Versichern^  an- 
stehenden Anspruch  beatritten  und  die  BeMBfr* 
tnng  desselben  von  ünem  Rechtsstreite  ab- 
hängig zu  sehen,  dessen  Aasgang  selbst  dann, 
wenn  ihn  nicht  die  Beweislast  träfe,  in  nclca 
Fällen  sehr  nngewiß  sein  würde. 

Dag^en  kann  es  nicht  als  Erfordernis  eöar 
befriedigenden  Begelnng  lüngeetdlt  wordcm. 
daß  dnrcb  die  Verskhemng  der  volle  Emu 
aller  durch  den  Unfadl  bei^e^efOhrten  Ver- 
mögensnachteile  gededtt  werde.  Wie  e»  ab 
sei  Mtverständ  lieh  gilt,  daß  doi  im  CffentUcto 
Dienste  stehenden  Personen,  welche  dienstu- 
tfichtig  werden,  selbst  wenn  dies  infolge  dw 
mit  den  Dienstverricbtnngoi  verbundenen  Ge- 
fahren geschieht,  als  Pension  nicht  das  voU* 
bisherige  Gebalt,  sondern  nnr  ein  Teil  deaulben 
ftewfthrt  wird,  so  kann  es  andi  nicht  als  etw 
Forderung  der  Gerechtigkeit  geltoi,  daß  den 
im  Privatdioiate  stehendea  Jufaeiter,  «clAer 
infolge  der  mit  sdnem  Bemfe  wbnnwaea  Gr* 
fahren  die  ErwerbsAbfffkeit  einbUt,  eise  4ca 
vollen  bisherigen  Verdiraste  gleidümnaKade 
Kente  inteil  werde. 
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Das  erwShnte  Oeeetz  bezog  eich  aof 
änen  nur  TeriiMHniwnftKg  «igen  Personen- 
kreis,  so  da&  der  weitere  Ausbau  der  Ü.- 
gesetzgebUDg  von  vornheran  ins  Auge  ge- 
fiütt  werden  mnAte.  IHe  Bpftt|n«n  Gesetze 
dehnten  die  U.  Obo*  die  Betriebe  der  In- 
doBtrie  hinaas  auf  das  VerkefarBgewerbe 
(G.  V,  1885K  die  Landwirtschaft  (G. 

T.  5.*V.  1886),  die  Baubetriebe  (G.  t.  11./V1I. 
1887)  und  das  Seewesen  (G.  t.  13./VIL 
1887)  aus. 

Diese  wichtigen  und  umfangreichen 
Novellen  und  die  inzwischen  gewonoenen 
praktisdien  Erfohruogen  mußten  bald  zu 
einer  Revision  der  O.gesetzgebnng  fahren. 
'Ein  Gesetz  betreffend  die  Abftndernng  der 
Cgesetze  (Hauptgeeetz,  sog.  Mantelgeeetz) 
erging  mit  4  Anlagen:  Qflwerbe-ü.geBetz, 
V,ge^Hz  fQr  Land-  und  Forstwirtschaft, 
Biui-U.geeetz  und  See-U^esetz  unterm 
3O7VI.  1900.  Die  gesamten  Uigesetze  wurden 
alsduin  in  der  neuen  Fassung  unter  fort- 
laufender Nummemfolge  am  5./VII.  1900 
publiziert  Hinzugekommen  ist  femer  noch 
ein  Gesetz  betreffend  die  UnfallfOrsoi^  fOr 
Gefangene  vom  30./.VX  1900  sowie  ein  Ge- 
setz betreffend  die  Dnlallffliwrae  für  Be- 
amte und  für  Peraonen  des  Soldatenetandea 
vom  18./VI.  1901,  eine  AUnderung  des 
früheren  Gesetzes  vom  la/IH-  1886  (teU- 
weise  au^;eboben  durch  das  MilitSr-Pensions- 
Gesetz  vom  31./V.  1906). 

Die  Gesetze  von  1900,  dtren  Inhalt  allein 
im  folgenden  zu  besprechen  ist,  haben  gegen- 
über den  früheren  Oesetzen  eine  Erweiterung 
des  Verstcherungskreises,  Yereinfachung  der 
Verwaltung  und  Vervollkommnung  des  Ent- 
schädigungsverfahrens  gebracht. 

b)  Die  Veraicherten.  Die  Tl.  kennt 
Versicherungspflichtige  und  Ver- 
sicherungsberechtigte. DerKreisder 
ersteren  wird  durch  ihren  Beruf  und  die 
Art  des  Betriebs,  in  dem  sie  beschäftigt 
sind,  bestimmt,  und  zwar  durch  w^uumiitei- 
har  durch  daa  Reichsgesetz  selbst  (Siehe 
abw  unten  Ziffo-  2.) 

Bei  den  vmichemngspflichtigira  Personen 
sind  wieder  2  Eat^orieen  zu  unterscheiden : 
einmal  die  Arbeiter,  die  unbedingt, 
nftmlich  ohne  Rfickücht  auf  den  Lohn  unter 
Versicherung  stehen,  und  dann  Betriebs- 
beamte, Werkmeister  und  Techniker,  die 
nur  bedingt,  n&mlich  soweit  ihr  Jahree- 
arbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Gehalt  3000  M. 
jährlich  nicht  Oberstogt,  der  Y^cherung 
unterstehen. 

.  1.  Vraaussetzung  der  Versicherungspflicht 
ist  aber  die  Beschftftigung  ia  doem  der  nach- 
folgenden veraicherungspf  lichtigen 
Betriebe. 

a)  in  Bei^erkea,  Salinen,  Anfbereitaugaui- 
italten,  Steinbrttehen,  Grftbereien  (Graben),  auf 


Werft»  und  BaahOfep  sowie  in  Fabriken,  ge- 
werblichen Brauereien  nnd  Hättenwerken; 

b)  in  Oewerbebetrieben,  welche  sich  auf  die 
AusfUhmnK  von  Bfanrer-,  Zimmer-,  Daehdecker- 
oder  BODBtigen  dnrcb  Beschlaü  des  Bundesrats 
fQr  verdcherott^pflichtig  erklärten  Banarbeiten 
oder  von  Stemhaner-,  Schlosser-,  Schmiede- 
oder  Brunnenarbeiten  erstrecken,  sowie  im 
Scbomsteinf^er-,  Fensterputzer-  and  Fleischer- 
gewerbe ; 

c]  im  gesamten  Betriebe  der  Post-,  Tele- 
naphen-  nnd  Eisenbabnverwaltnogen  sowie  in 
Betrieben  der  Marine-  nnd  fleeresverwaltnngeD, 
and  zwar  einBchlteülich  der  Bauten,  welche  von 
diesen  Verwaltangen  ffir  eigene  Becbanng  aos- 
geführt  werden: 

dj  im  gewerbsmftOigea  Fabrwerks-,  Binnen- 
schiffahrts-,  Flößerei-,  Prahm-  nnd  Ffthrbetriebe, 
im  Gewerbebetriebe  des  SchifTsziehens  (TreideM) 
sowie  im  Baggereibetriebe: 

e)  im  gewerbsmftßigen  Speditiont-,  Speidm-, 
jAgerär  und  KellerdMtriebe: 

f)  im  Uewerbebetriebe  der  Güterpacker, 
Ottterlader,  Scbaffer,  Bracker,  WSger,  HeiBer, 
Schauer  and  Stauer; 

g)  in  Lagenings-,  HolzfiLlInng»-  oder  der 
Befflrdemng  von  Personen  oder  Otitem  dienen- 
den Betrieben,  wenn  sie  mit  einem  Handelsge> 
werbe,  dessen  Inhaber  im  Handelsregister  em- 
getragen  steht,  verbunden  sind; 

h)  in  Betrieben,  welche  nach  dem  Gesets  als 
Fabriken  ansutehen  sind  (das  smd  soh^  Be- 
triebe, für  welche  Daminkenel  oder  dvieh 
elementare  Kraft  iider  darch  tierische  Kraft  be- 
wegte Triebwerke  nicht  bloß  Torübergebend 
znr  Anwendung  kommen):  im  Übrigen  gelten 
als  Fabriken  im  Sinne  der  U.gesetse  insbesondere 
diejenigen  Betriebe,  in  denen  die  Bearbeitnng 
oder  Verarbeitung  von  Gegenständen  mit  wenig- 
stens 10  regelmftUig  b^häftigten  Arbeitern 
auaeeführt  wird,  ferner  explosive  Stoffe  oder 
explodierende  Gegenstände  gewerbsmäßig  her- 
stellende Betriebe  und  schlielllich  noch  Betriebe, 
welche  das  Beicbsversicberungsamt  als  Fabriken 
bezeichnet; 

i)  in  fand-  and  fontwirtachaftlicben  Be- 
trieben; 

k)  in  Betrieben  der  gewerblichen  Gärtnerei; 

1^  in  land-  nnd  forstwirtschaftlichen  Neben- 
betnebeu,  wozu  das  (besetz  insbesondere  Be- 
triebe rechnet,  welche  ansscbließlich  oder  vor- 
zugsweise bestimmt  sind,  zur  weiteren  Bearbei- 
tung oder  Verarbeitung  von  Erzeugnissen  der 
Lana-  oder  Forstwirtschaft  des  Unternehmers 
oder  zur  Befriedigung  von  Bedürfnissen  semer 
Land-  oder  Forstwirtsehaft  oder  schliefilieh  znr 
Gewinnung  oder  Verarbeitnng  von  Bestondteilai 
sdnes  GraudstBeks ; 

m)  bei  der  Aasfohrang  von  Bauarbeiten; 

n)  bei  deutschen  Seefurzeagea,  falls  es  sieh 
um  Personen  handelt,  welche  als  gegen  Lohn  oder 
Gehalt  angestellte  Schiffer,  Personen  der  Schilb- 
manoschaft,  Maschinisten,  Anfwärter  oder  ia 
anderer  Eigenschaft  «nr  Schifisbesatanng  gehören 
oder  ohne  ZagebOrigkeit  hierzu  in  inlftadiMhen 
Häfen  beschUtigt  werden; 

0)  in  inltodischen  Betrieboi  schwimmender 
Docks  nnd  ähnlicher  Einrichtungen,  sowie  in 
inländischen  Betrieben  für  die  Ausübung  des 
liotsendienstes,  für  die  Bergnng  von  Personen 
oder  solchen  bei  Schiffbrüchen,  für  die  Be- 
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wachnng,  Belenchtniig  o^er  Instanihaltong  der 

dem  Seererkebr  dienenden  Gewfisser; 

p)  im  Kleinbetriebe  der  Seeechiffahrt  sowie 
in  der  See-  und  Kästenfisoberei. 

Die  Versiehenmgspflicht  ist  über  den 
Eieis  der  Arbeiter  und  Betriebsbeamten 
hinaus  auf  selbständige  Unternehmer 
auagedehnt,  und  zwar  am  die  zur  Besatzung 
eines  Fahrzeuges  ^^diendea,  r^lmäBig 
nicht  mehr  als  zwei  Lohnarbeiter  beechäf- 
tigenden  Unternehmer  im  Elfflnbetriebe  der 
Seeschiffahrt  und  in  der  See-  und  Küsten- 
fischerei. 

Es  bedarf  an  dieser  Stelle  der  Hervor- 
hebuDjjff  dafi  nach  den  bestehenden  ü.gesetzeo 
die  Tenicherung  allgemein  sich  auch  wif 
hfiudiche  und  uidere  Dienste  rastreckt,  zu 
welchen  die  Tersiofaerten  Pocsonen  von  ihren 
Arfaeitgebem  oder  deren  Beauftragten  aufier 
der  BrachAftigung  im  Betriebe  herangezogen 
wraden.  Die  See-U.  streckt  sich  auch 
auf  die  Tätigkeit  der  Twncherten  bei 
Rettung  oder  cetgung  Ton  Personen  und 
Sachen.  Auch  bei  nur  vorübergehender 
Beschäftigung  besteht  die  Versicherung. 

2.  Bisher  ist  nur  die  unmittelbar 
dim:h  das  Reichsgesetz  eingeführte  Ver- 
sicherungspflicht Qegenstand  der  Darstellung 
gewesen.  Wie  erwähnt,  ist  aber  eine  Aus- 
dehnung dieser  möglich;  und  zwar  a)  Uber 
die  gewöhnliche  gwgraphische  Grenze,  das 
Deutsche  Reich,  hinaus,  falls  es  sich  um 
dauenide  Niederlassungen  im  Auslände 
handelt,  die  von  deutschen  Betrieben  aus- 
gehen; b)  über  die  gewöhnliche  Grenze  des 
Jahresarbeitsverdienstes  hinatu  auf  Betriebs- 
beamte mit  mehr  als  3000  M.,  auf  im  Be- 
triebe beschäftigte  nicht  Versicherungs- 
pflichtige, auf  im  Betriebe  nicht  beschäftigte 
aber  die  Betriebsstätte  besuchende  Personen, 
auf  Orgaue  und  Beamte  der  Berufsgenossen- 
schaften ;  c)  auf  kleme  Betriebsunternehmer, 
Reeder  und  Hausgewerbetreibende. 

3.  Als  Versicherungsberechtigte 
gelten  unmittelbar,  durch  das  Gesetz  be- 
stimmte gewisse  Betriebsuntemehmer  mit 
nicht  mehr  als  3000  M.  und  höchstens 
2  Lohnarbeitern,  ohne  Rücksicht  auf  diese 
BeschränkungR&Bder  und  selbständige  Lotsen. 
Alle  anderen  BetriebBuntemehmer  mit  nicht 
mehr  als  3000  M.  Jahresarbtttsverdienst  sind 
nur,  falls  eine  entsprechende  statutarische 
Anordnung  einer  Benifsgenossenschaft  ergeht, 
Tersicheruugsberechtigt. 

o)  Die  Versieliemngsorgane.  Die 
hauf)tsächlichsten  Versicherungsorgane  der 
U.  sind  die  Beruf sgenossenschaf ton 
(s.  d.  Art  oben  Bd.  I  S.  431  fg.). 

Als  Besonderheit  ist  hervorzuheben,  dafi 
bei  der  TiefbauberufsgenoBsenschaft,  welche 
das  ganze  Reichsgebiet  umspannt,  eine  be- 
sondere Versicherungsanstalt  eingerichtet 
worden  ist,  zwecks  Versicherung  der  ver- 


sicherungsi^&ihtigen  Parsonen  in  dea  Ttm 
Bauherrn  selbst  ausgefOhrtea  Bauten,  den 
sog.  R^ebauten.  Ebenso  sind  12  verachiedeas 
Versicherungsanstalten  für  bestimmte  Benike 
bei  den  (Hoch-)  Baugeweiksberufagenoesen- 
Schäften  vorhanden.  Schliefilich  besteht  auch 
noch  eine  bescmdere  Versichaungeustalt 
innerhalb  der  SeebembgmosBenechaft  für 
den  Kleinbetrieb. 

AnSerdem  kommen  als  Träger  der  C. 
das  Reich,  die  ESnzelstaaten,  kommuiude  Ter- 
Uüide  und  Offisutliche  KarporaHoaea  in  Be- 
tracht, die  für  hinrdchend  leiatnn^ähig 
erklärt  worden  und,  zum  fidspiel  die  fSaen- 
bahndirektioDen,  Intendanturen  nsw. 

d)  Die  Versioherangaleitftaiigen.  Bei 
den  Leistungen,  welche  die  Organe  der  C. 
gewähren,  kommen  in  Betracht 

A.  ^Entschädigungen  bti  tittlichen 
Körperverletzungen. 

a)  ein  Sterb^eld  in  Höhe  dee  15.  Teils 
des  bei  der  oben  erwähnten  Entschädigong»- 
berechtigung  zugrunde  zu  legenden  ^üues- 
arbeitsverdienst^  mindestens  jedoch  50  M. 

b)  eine  Hintei^liebenenrente,  weiche  in 
einem  Bruchteil  des  Jahresarbeitsverdienstes 
besteht 

Hinterläßt  der  Verstorbene  eine  Witre 
oder  Kinder,  so  beträgt  die  Rente  für  die 
Witwe  bis  zu  deren  Tode  oder  Wiedemr» 
heiratung  sowie  für  jedes  hinterblid^eo» 
Kind  bis  zu  dessen  zurDckgel^em  fönf- 
zehnten  Lebensjahre  je  20%  des  Jahie»- 
arbeitsverdienstes.  Im  Falle  der  Wieder- 
verheiratung  erhält  die  Witwe  60%  d£B 
Jahresarbeitsverdienstes  als  Abfindung. 

B.  Entschädigungen  bei  nicht  tOt- 
liehen  Körperverletzungen;  hier  ist  iu 
unterscheiden  zwischen  vorübetgehenda^OBd 
dauernder  Erwerbsun&higkeit 

1.  Bei  vorüber^ehenderErwerbs- 
Unfähigkeit, die  mchtlänger  als  ISWoches 
dauert,  tritt  die  C.  überhaupt  nicht  ein  {fcq. 
Karenz-  oder  Wartezeit),  sondern  die  KnutlxD^ 
versich^ng.  Vom  Bc^ne  der  &  Woche 
ab  wird  abor  das  Krankengeld  ertriAL  Die 
U.  beginnt  erst  mit  der  14.  Woche  nach 
Eintritt  des  ünhils  und  gewährt  dem  Ver- 
letzten alsdann: 

a)  freie  Biztliche  Briuudlnng,  Aiznet  und 
und  sonstige  Heilmittel  sowie  die  zur  Siche- 
rung des  ELrfolges  des  Heilverfahrens  und 
zur  Erleichterung  der  Folgen  der  Verletitu^ 
erforderliche  Hilfsmittel,  wie  Krikto 
u.  dgl. 

b)  eine  Rente  fflr  die  Dauer  der  Enreri»- 
Unfähigkeit 

2.  Bei  dauernder  Erwerbsna* 
fähigkeit  treten  dieselben  Leistnngca 
ein ;  die  Rente  wird  alsdann  nicht  nnr  tot« 
übei^hend,  sondern  ständig  geleistet 

IMese  Rente  ist  auch  bei  oanernder  &• 
werbsuufähigkeit  verschieden,  je  nachdem  ei 
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sich  nm  völlige  oder  teilweise  Erwerbs- 
anf&higkeit  handelt 

a)  bei  völliger  Erwerbsuatthigkeit  betrSgt 
sie  66^/3*^/0  des  JahresarbeitsvOTdienstes: 
Vollrente; 

b)  bei  nur  teilweiser  EIrwerbsnnfahigkeit 
wird  nur  ein  Bruchteil  der  Vollrente  ge- 
wahrt, der  sich  nach  dem  Umfange  der 
ESnboBe  an  Erwerbsfähigkeit richtet:  Teil- 
rente. Es  wird  beispielsweise  fOr  den 
Verlust  eines  Aoges  25  bis  33*/8%  der 
Vollrente  gewUirt,  ohne  daß  jedoch  eine 
bestimmte  Gliedertaxe  wie  bei  der  privaten 
U.  besteht;  die  Teilrente  wird  vielmehr  je 
nach  der  Lage  des  Einzelfalles  bemessen; 

c)  fiills  niäit  nur  völlige  ErwerbaunBlhig- 
Iceit,  sondern  auch  eine  derartige  Hilflosig- 
keit zufolge  des  ün&lls  eingetreten  ist, 
daß  der  Verletzte  (dine  fremde  Wartung  und 
Pflöge  nicht  leben  kann^  so  erhSlt  er  eine 
HilQosenrente,  welche  m  ^er  £<rh5hung 
der  Invalidenrente  bis  zn  100  <>/o  des  Jahres- 
arbdtsvfflTlienstes  begeht; 

d)  dne  Arbeitslosi^keitsrente 
<s.  Art  „ArbdtslONglreitSTeisicherang"  sab  2 
letzter  Absatz  oben  Bd.  I  &  207  fg.). 

Ffir  die  Berechnung  der  B^te  mafi- 
gebeüd  ist  der  Jahresarbdtsverdienst  des 
Verletzten  während  des  letzten  Jahres  seiner 
Beschäftigung,  wobei  jedoch  der  1500  If. 
übeiBteigende  Betrag  nur  mit  einem  Drittel 
zur  Anrechnung  kommt  üeber  die  Be- 
rechnung ^bt  das  Gesetz  Eänzelvorschriften. 

Unter  gewissen  Umständen  kann  in  allen 
erwähnten  Fällen  anstelle  der  Geldleistung 
freie  Kiu-  und  Verpflegung  in  einer  Heil- 
anstalt treten. 

Bei  einer  Veränderung  der  Verhältnisse 
des  Verletzten  kann  das  Becbt  auf  Benten- 
bezug  ruhen. 

Bei  vorsätzlicher  HerbeifQhnmg  des  Un- 
falles durch  den  Verletzten  entsteht  kein 
Anspruch  auf  Rente.  Der  Anspruch  kann 
al^elehnt  werden,  wenn  der  Beschädigte 
sich  den  Unfall  bei  Begebung  eines  Vei^ 
brechens  oder  vorsätzlich  zugezogen  hat 

Bei  Herbeiführung  des  Unfalles  durdi 
Vorsatz  oder  grobe  Fahrlässigkeit  seitens 
eines  Unternehmers  oder  seitens  eines  seiner 
Vertreter  besteht  eine  Haftpflicht  gegenüber 
den  belasteten  Organen  der  U.  Hie^egen 
ist  eine  Haftpflichtversicherung  der  Unter- 
nehmer möghch. 

Die  Leistungen  der  Versicherungaorgane 
beruhen  ausschließlich  auf  den  Beiträgen 
der  Betriebsnntemehmer  (s.  Art.  „Beri^ 
gCTossenscbafton**). 

e)  Btatiatlk.  Die  Gesamtzal^  der  in  der  U. 
versidierten  Personen  betrug: 

1885  3  25t  000  =  7o<>/m  der  OesamtbevCl^. 
1890    13680000  =  278  „  „ 

1886  16889000  =  325  n  n 

1900  17392000  »=  310  „  „  „ 
1904     1837Ö000  =  309  „    „  „ 


Die  Statistik  derU.trager  uagi  folgendes 
Bild: 


Jahr 

Genossen- 
schaften 

1.  Beni&genoflsen- 
schioten 
Versicherte 

2.  Aosfah- 
mngs- 
behSraen 

Betriebe 

Personen 

Behörden 

Versicherte 

1885 

57 

194  601 

2  986  248 

83 

265088 

1890 

112 

5234  343 

13075904 

316 

604380 

1895 

112 

5248  709 

17698633 

393 

690835 

1900 

"3 

5  189  829 

18 117  965 

425 

774926 

1901 

114 

5278341 

19  038  191 

503 

837834 

Die  DarehBchnittsleistnagen  der  V. 
werden  durch  folgende  kleine  Tabelle  illnstriert: 


i 


Es  entfallen  anf  1  behandelte  Person 


Iii 

M. 


74,66 
303,00 
158,44 
146,84 
151,88 
i5a,M 


53.77 
54,03 
59,99 


m  des 
rfahrens 

^1 

a 

■s  « 
Si 

s3 

"1 

a 

n 

r- 

•< 

M. 

M. 

H. 

6,88 
41,37 

iao,o4 

36,74 

33.51 

■39,54 

35,84 

33>49 

141,31 

35,30 
38,40 

34,84 

35.06 

148,78 

41,18 

Weitere  Statistische  Angaben  s.  anf  S.  1101 
nnd  1105. 

4.  Die  €.  im  Ansland.  Was  die  U.  im 

Aaslande  betrifFt,  so  sind  hier  zwei  groBe 
Gruppen  von  Staaten  zn  unterscheiden. 

a)  Staaten  ohne  Zwangs-U.  Zn  diesen 

gehören :  Großbritannien ,  Belgien ,  Spanien, 
riechenland,  Vereinigte  Staaten  usw.  Hier 
herrscht  im  wesentlichen  der  Zustand,  wie  er  im 
Deutschen  Beich  nach  Erlaß  des  lüichs-Haft- 
pflichtgesetzes  vorhanden  war:  Gesetzliche  Be- 
■timmiuiKen  ttber  die  Haftpflicht  der  Unternehmer 
nnd  VCTn<diening  der  Unternehmer,  sei  es  gegen ' 
Haftpflicht,  sei  es  anf  dem  Wege  der  KoUektiv- 
U.  bei  privaten  oder  auch  SSeotlichen  Anstalten, 
ohne  Zwang  zn  einer  Versichemng. 

Eine  gewisse  Hittelstellnng  zwischen 
dem  unter  a  nnd  dem  weiter  nnten  unter  b 
angefahrten  System  nimmt  Frankreich  ein. 

Das  fnuizOsische  Gesetz  ist  seinem  Namen 
nach  ein  Haftpflichtgesetz  inbezng  auf  die 
Betriebsunfälle  von  Arbeitern,  tatsächlich  aber 
ordnet  es  auch  HaSregeln  znr  Entschädigung 
der  Unfälle  an  nnd  hat  zu  diesem  Zweck  einen 
staatlichen  Garantiefondt  geschaffen,  welcher 
bei  etwaiger  Zahlnngsnnnhigkeit  der  haftpflich- 
tigen Unternehmer  oder  der  Versictaeningsait- 
stalten  für  die  Arbeiter  znr  VerfOffung  steht 
Znr  Versichemng  wird  kein  Ünternenmer  durch 
das  Gesetz  unmittelbar  verpflichtet.  Der  Unter- 
nehmer kann  vielmehr  den  Weg  der  Eigu- 
deckung  (fiüschlich  Selbstversichenmg  genannt) 
beschreiten.    Die  Anordnung  der  geaetxUdieii 
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SdilkßUcli  dtMte  die  IdgvDde  Aufatelliuig  Uber  die  ünfallhKnfigkeit  Ton  In- 
tereiM  iein: 


Altenklaasen 


Unfillreniehaiuiff  für  Land- 

und  FoTstwirtsehaft  1901 


Gewerbe-,  Bau-  und 

See-UnfallTenidieniiig  1897 

Auf  lOOD  Tersiclierte  desBelben  Alten  and  Geschlechta- 
entfallen  Verletzte,  fOr  welche  znm  entenmal  Entschftdi- 
giingen  festgestellt  sind 


aber* 
hanpt 

Hftnner 

Frauen 

ttber* 
haapt 

Uftnner 

Frauen 

2,7 

1,6 

2,5 

3,1 

1,5 

3,2 

3.6 

1,6 

2,a 

2,8 

»,5 

3,6 

4,3 

1,3 

2,1 

2.6 

1,5 

5,4 

6,2 

».6 

2,6 

3,0 

9,2 

io,i 

1,9 

4,5 

4,4 

4,9 

ia,3 

13,6 

2,5 

6,7 

6,6 

6,8 

»3.8 

15,3 

3,2 

8.4 

8,1 

9,1 

14,2 

i6,o 

2,6 

10,3 

10,4 

10,3 

8,5 

9,9 

8,7 

8,9 

8,4 

unter  16  Jahron 

16  bis  unter  18  Jahren 


18 
SO 
30 
40 
£0 
«0 


ao 
ao 

40 
60 
80 
70 


70  f$bxt  und  dartlwr 


Haftpflicht  führt  aber  unmittelbar  die  Uber- 
wi^oide  Ansahl  der  franaUsiseheo  Unternehmer 
dan,  einer  Anstalt  eine  Versieberang  ab- 
zuschließen. Hier  stehen  Aktiengesellschuten, 
Gegrasätigkeitsanstalten  und  die  staatliche  U.- 
kasse  in  freier  Konkurrenz  nebeneinander.  Zu- 
gelassen werden  aber  nur  solche  Privatanstalten, 
welche  den  aufgeetellten  gesetzlichen  Vor- 
«chriften  entipreuien.  Schlufilich  haben  die 
Unternehmer  noch  die  Möglichkeit,  sich  an 
■einem  Garantiesyndikat  za  beteiligen,  worunter 
-eine  Vereinigung  tou  mindestens  10  Unter- 
nehmern zn  Terstehen  ist,  Ton  denen  5  die 
Üindeatzahl  Ton  300  Arbeitern  beschäftigen, 
«während  das  Syndikat  mindestens  im  ganzen 
1000  Arbeiter  um  fassen  muß.  Das  Syndikat 
bedarf  der  Genehmigung  nnd  wird  staatlich 
ttberwacht.  (Vgl.  t.  d.  Borght  Qber  ausländische 
Versicherung,  eventaell  Zacher  im  HandwUrter- 
.buch.) 

b)  Staaten  mit  Zwangs-U.  Hierher 
-gehören:  Oesterreich,  Luxemburg,  die  Nieder- 
lande, Schweden,  Norwegen,  Italien  und  Finland. 
Aber  auch  von  diesen  Ländern  ist  keines  so 
weit  gelangt  wie  Deutschland.  Beispielsweise 
«ind  die  luid-  nnd  toratwirtschaftliehen  sowie 
die  leemttnnisehen  Bernte  durchweg  nicht  in 
die  Versicherung  dn  Auslandes  einbezogen.  Ein 
Organisatioiuswattg  (d.  L  eine  Verpflichtung,  bei 
bestimmten  Kassen  zu  Tersichera),  fehlt,  nicht 
nur  in  Italien,  sondern  auch  in  den  Nieder- 
landen, in  Schweden  und  in  Finland.  Die  drei 
Auslandsstaaten  mit  Organisatiouszwang  haben 
den  Grundsatz  der  gebietsweiaen  Zusammen- 
fassung durchgafhbrt,  und  zwar  Norwegen  und 
Luxemourg  mit  völliger  Zentralisation.  Wäh- 
rend aber  Norwegen  eine  Reichs- Versichemn^- 
anstalt  besitzt,  welche  das  ganze  Land  umfaßt, 
nnd  die  allein  vom  Staat  unterhalten  wird  — 
so  etwa  hatte  sich  Bismarck  nrsprüDglich  die 
deutsche  U.  gedacht  — ,  beruht  die  ebenfalls  das 
gaase  Land  umfassende  luxemburgische  Anstalt 
aaf  Gegenseitigkeit  der  Unternehmer  unter 
staatlicher  Aufsicht.  Oesterreich  hat  hingegen 
eine  größere  Anzahl  Versicbernngaanstatten, 
und  zwar  in  der  Beg^el  eine  solche  für  jedes 
Kronland  auf  Gegenseitigheit  der  Unternehmer 
■beruhend  nnd  alte  im  Bezirk  belegenen  Unter- 

Wörtorbaoh  der  Volkswirtschaft  II.  Aail.  Bd.  U. 


nehmungen  ohne  Unterscheidung  des  Berufes 
umfaBond. 

Jn  der  Scbweic  sind  die  Tom  Nationalrat  nnd 
StAnderat  1889  angenommeneu  Entwürfe  fOr  eine 
Zwangs-U.  bei  der  Volksabstimmung  1900  ge- 
fallen: ein  neuer  Entwurf  ist  Ende  1906  her- 
ausgekommen. Ebeiuo  liegt  ün  Entwurf  in 
Ungarn  Tor. 

Literatur:  Vgt.  die  in  tUn  Artt.  „Arbeilerver' 
tifhervng" ,  „Berv/tgenottentchafttn" ,  „Haft- 
pßirhtvernrherung"  angegebenen  Schriften.  — 
FerMT  namentlich  Beitom,  Lei  lotf  d'aitwance 
ouvriire  d  l'etranger,  JI.  Serie,  6  Bde.  Aattt- 
rance»  rmttre  lee  aceidentt,  Pari»  I895/g.  — 
Handlmch  der  Un/allvernrherung,  von  MitgUedtm 
de»  ReifhavernehertiagtavUe*  bearbeitet,  Berlin 
189f.  —  V.  WoedUee  und  Caspar,  Unfall- 
ver»itheruHg»g«MtM9 ,  8.  Aaß,,  Berlin  1901.  — 
ZachfT,  Art.  „ünftMverticherung"  im  H.  d.  St., 
e.  Auß.,  Bd.  VII,  S.  tSSfg.  —  Veber  die 
antländiache  LitertUur  vgl.  Zacher,  Die  Ar' 
beilerverficherung  im  Autlande,  BerHn  1898/g. 
—  Ueber  die  private  UnfaUvereicherung  vgl. 
Hieatand,  Grundxüge  der  privaten  Unfaürer- 
ticherung,  Stultgarl  1900.  —  MacNeiU,  A  »tndy 
of  dccidetiU  and  arcidente  inturance,  Boston 
1900.  —  jtfaneSf  Verticker^ingtweseu,  Leiptig 
1905.  —  €lerlerath,  Zur  BegHffabeHimimung  de» 
UnfaU»,  in  ZeiUehrift  f.  d.  ge».  Vertiektirung»- 
Wi*»en»ehafi,  Berlin  1906. 

Alfred  Manes. 


Unfreiheit. 

1.  B^riff  der  U.  2.  Die  Sklaverei  im  klassi- 
schen ^tertom.  3.  Die  Leibeigenschaft  nnd 
Hörigkeit  des  abendländischen  (besonders  deut- 
schen) Hittelalters.  4.  Die  Erbuntertänigkeit  im 
kolonulen  Deutschland.  5-  Die  russische  Leib- 
eigenschaft 6.  Die  NegersklaTerei.  7.  Schlnß- 
bemerkung. 

1.  ßegritt  der  U.  Man  hat  zwischen 
ü.  im  rechtlichen  und  im  wirtschaft- 
lichen Sinoe  zu  iiuterscheiden.  Wenn  man 
die  vetschiedeoen  Formender  rechtlichen 
C,  die  die  Geschichte  kennt,  Tergleicht,  so 
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wird  man  als  den  einzigen  alten  gemein- 
samen  Zug  wohl  nur  den  aicht  vollständigen 
Anteil  am  staatlichen  Gericht  ausfindig 
machen  tonnen.  Im  übrigen  herrscht  die 
denkbar  größte  Mannigfaltigkeit.  Sehr  häußg 
bedeutet  die  rechtliche  U.  den  gänzlichen 
Ausschluß  vom  staatlichen  Gericht,  den  gänz- 
lichen ^langel  der  Bechtsfähigkeit ,  sehr 
häufig  aber  auch  nur  eine  teilweise  Be- 
schränkung der  Rechte,  die  den  Freien  in 
dem  betreffenden  Staate  zustehen.  Eine 
Komplikation  wird  oft  dadurch  hervorge- 
rufen, daß  der  Unfreie  zwar  dem  staat- 
lichen Gericht  nicht  unterworfen  ist,  den- 
nooh  aber  nach  Bechtsnormen  behandelt 
wird. 

Die  wirtschaftliche  IT.  im  all^ 
mmnsten  Begriff  besteht  darin,  dafi  der  Ern- 
^ne  in  der  Yerfflgun^  über  seine  Arbeits- 
kraft oder  seinen  Besitz  diuch  einen  Pri- 
vaten i]::gendwie  beschrankt  ist  Anch  hier 
ist  die  Muinigfaltigkeit  der  Formen  ebenso 
groß  wie  bei  der  rechtlichen  U.  oder  viel- 
Döehr  noch  größer.  Rechtliche  und  wirt- 
schaflJiche  ü.  sind  bei  den  betreffenden  Per- 
sonenkreisen keineswegs  immer  in  dem 
gleichen  Grade  vorhanden.  Denn  erstens 
ist  oft  mit  starker  rechtlicher  Bindung  eine 
relative  wirtschaftliche  Selbständigkeit 
vereinigt.  Zweitens  findet  sich  außerordent- 
lich hänfig  wirtschaftliche  Onselbständigkeit 
ohne  jede  Spur  rechtlicher  Beschränkung 
(so  insbesondere  im  modernen  Rechtsstaate, 
der  alle  Arten  von  rechtlicher  U.  grundsätz- 
lich beseitigt  hat),  während  allerdings  recht- 
liche U.  stets  eine  gewisse,  wenngleich  oft 
sehr  geringe  wirtscliaftliche  Gebundenheit 
nach  sich  zieht.  Wir  berücksichtigen  hier 
nur  Arten  der  U.  im  rechtlichen  Sinne,  legen 
dabei  freilich  ein  Hauptgewicht  auf  die 
Frage  nach  der  wirt6ch^tli(^en  Stellung 
der  einzelnen  rechtlich  unfreien  Klassen. 
Bei  dem  großen  Jteichtum  an  Formen,  die 
allein  schon  die  rechtliche  U.  aufweist, 
schränken  wir  unsere  Darstellung  aber  weiter 
auch  auf  die  namhaftesten  historischen  Er- 
scheinungen ein,  nämlich  auf  die  Sklaverei 
im  klassischen  Altertum,  die  Leibeigenschaft 
und  Hörigkeit  des  abendländischen  Mittel- 
alters, die  Ei'buntertänigkeit  des  kolonialen 
Deutschland,  die  nis^sche  Leibeigenschaft, 
die  neuzeitliche  (Negei^)  Sklaverei.  —  Som- 
bart  hat  statt  des  hier  gebrauchten  Aus- 
drucks „wirtschaftliche  Freiheit"  das  Wort 
„Produktionsfreiheit''  vorgeschlagen. 

2.  Die  Sklareret  Im  klagslgchen  Altertum. 

a)  Griechenland.  Die  Sklaven  galten  in 
Griechenland  unbedingt  als  Besitz  ihres  Herrn 
and  nahmen  daher  dem  Staate  gegenüber  die- 
selbe Stellung  ein  wie  jeder  lebende  oder  tote 
Besitz.  Sie  waren  nur  Gegenstand  der  xivÜ- 
rechtlichen  Geeetzgebting.  Der  Herr  konnte 
seinen  Sklaven  körperlich  züchtigen  und  brand- 


marken; Todesstrafe  freilich  durfte  über  ihn  in 
Athen  nar  darch  gerichtliches  Urteil  verfaXagt 
werden.  Trots  der  Beehtlorigk^t,  in  der  er  sidi 
befand,  war  sein  Los  infblge  der  swischen  den 
Herrn  xtuL  ihm  bestehenden  patriarchalischen 
Beziehnngen  in  der  Regel  ein  erträfE^liches.  Die 
Zahl  der  Sklaven  nnd  ihre  allgemeine  winsebaft- 
liche  Bedeutung  waren  in  den  verscfaiedeoen 
Zeitaltem  der  griechiiichen  Geschiebte  verschie- 
den. Zunächst  spielten  sie  nicht  gerade  eise 
hervorragende  Rolle.  Anders  wurde  es  etwa  mit 
dem  8.  nad  7.  Jahrb.,  d.  h.  mit  der  grofiartägen 
Entfaltung  der  hellenischen  Seefahrt  nnd  Kolo- 
nisation, dea  Handels  und  Verkehrs,  der  gewerl^ 
liehen  Arbeit  Der  Anfang  der  Zeit,  in  der  dia 
Sklaverei  für  das  soziale  Leben  immer  grCfere 
Bedentnn^  gewann,  fällt  miUiin  nogefuir  mit 
der  Beseitigung  des  Köu'gtnms  durch  die  Arist<h 
kratieen  zusammen.   Jetet  ging  die  Arbeit  mm 

froflen  Teil  anf  Unfreie  (und  andere  Elafoen. 
ie  minder  berechtig  als  die  freien  BQrger  wuea. 
z.  B.  dieHetoiken  in  Athen)  über.  Noch  stärker 
vermehrte  sich  ihre  Zahl  im  ö.  Jahrb.  Die 
Sklaven  fanden  Beschäftigung  in  den  Fabriken, 
in  den  Beiwerken  nnd  auf  den  Gtttem  der 
GroQgnmdbesitser  vnter  Geschtftstfihrem  oad 
Verwaltern,  die  selbst  Sklavoi  waren :  im  Handel 
nnd  bei  der  SchiffUirt  oder  als  Gehilfen  bei  den 
verschiedensten  Bemfszweigen ;  im  Staatsdienst - 
im  Poliseidienst,  in  der  Hhnze,  als  Schreiber  in 
der  Finanzverwaltnng.  Umfangreich  war  end- 
lich ihre  Verwendung  im  bQrgertichen  Hin» 
(znr  persGnlicben  Bedienung) ;  je  vornehmer  nnd- 
wohlhabender  ein  Hans  war,  desto  grOfier  m 
die  Zahl  der  unfreien  Hausdiener  und  Eaecbte . 
man  betrachtete  schließUcb.  Sklaven  als  not- 
wendigen Bestandteil  eines  vollständigen  Haas». 
In  der  Blfitezeit  Griechenlands  bildetoi  die  Va- 
freien  bereits  in  den  meisten  Staaten  dnen  er- 
heblichen, in  einigen  den  größeren  Teil  der  Be- 
völkerung. Nnr  einige  vom  großen  Verkrkr 
weni^  berQhrte  Landschaften  (t.  B.  Arkadien 
wo  sich  einfache  bänerliche  Zustände  erhalteo 
hatten,  stellten  Ansnahmen  dar.  Früher  h«t 
man  die  Zahl  nnd  Bedeutung  der  Sklavea  ia 
Griechenland  Ubertrieben.  Es  ist  dem  gefrnt- 
fiber  daranf  hinzuweisen,  daß  die  freie  Arbeit 
zum  mindesten  nirgends  vollständig  verdrftnet 
worden  ist,  am  wenfmten  im  LandMtn.  In  der 
hellenistischen  Zeit  hlieban  im  wesentlichen  die- 
jenigen Zustände  erhalten,  die  sich  in  der  Bl&te- 
zeit  des  Griechentums  ausgebildet  hatten.') 

Von  den  eigentlichen  lälaven  sind  die  He- 
loten in  Sparta  zu  unterscheiden*).  Sie  staaden 

*)  Ueber  die  Stellung  der  arbeitenden  Be- 
Tölkeruna;  in  den  verschiedenen  Perioden  da 

Siechiflcnen  Geschichte,  namentlich  anch  ftbcc 
e  Frage,  ob  die  Anschannng  von  der  dem 
Griechentum  eigenen  Terachtnng  der  Haadarfaeit 
richtig  sei,  gibt  es  heute  eine  lebhafte,  ran  Ed. 
Meyer  veranlaQte  Kontroverse.  VgL  dacn  £- 
v.  Dobscbtttz  (8.  unten)  S.  267;  Fr.  t'auer. 
Deutsche  Literatnrzeitnng  1899,  Sp.  7Ö0fg.;  P. 
Gnirand,  Etndes  ^nomiqaes  snr  l'anriqntt» 
(Paris  1905);  W.  Otto.  Prieater  und  TemoH 
im  bellenist ischen  Aegypten,  Bd.I  (Leipog  tduäi. 
S.  313f^.;  Otto  Nenrath.  Znr  Aaschaonnr 
der  Antike  tlber  Handel,  Gewerbe  nnd  l^nt- 
Wirtschaft  (Beriiner  Diasert.  r.  1906,-. 

■)  Ueber  die  fintatehaag  der  spartaaiK^ 
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erateua  nicht  im  Eigentnin  eines  einzelnen,  son- 
dern des  Staates.  Sie  waren  zweitens  ftn  die 
Scholle  gefesselte  Baaem,  die  die  bei  der  Er- 
obemng:  des  Landes  durch  das  Herrenvolk  ein- 

f exogenen  and  zum  größten  Teil  als  Herren- 
nfen  anfgeteilten  Lfindereien  bewirtschafteten. 
Der  Inhaber  des  Landloses,  das  sie  gegen  eine 
staatlich  festgesetete  Abgabe  auf  eigene  Bech- 
nnng  bewirtBcbafteten,  war  ihr  unmittelbarer 
Herr,  dnrfte  sie  aber  weder  Terbni^en  noch  frei- 
lassen; dies  Kecht  hatte  eben  nur  der  Staat. 
Da  sie  e!ne  einheitliche  .Volksiaasse  bildeten, 
war  die  Gefahr  eines  allgemeinen  Anfstandes 
gegen  die  Herren  nicht  gering.  Dieser  Um- 
stand trag  viel  znr  Verschlechtenuig  ihrer  Lage 
bei,  da  die  Spartaner  in  ihrer  oestfindigeu 
Helotenfnrcht  die  schlimmsten  PoHzeimaOregeln 

fegen  sie  ergriffen.  —  Aebuliche  Klassen  wie 
ie  Heloten  in  Sparta  gab  es  in  anderen 
dwischen  Staaten  und  Pflanutädten  (2.  B.  in 
KretA  die  Mnoiten  nnd  Aphamioten)  nnd  in 
Thessalien  (die  Penesten}.  tielegentUch  hatten 
ancb  PriTatsklaTen  in  Attika  eine  in  gewisser 
Hinsicht  verwandte  Stellang,  indem  sie  abge- 
sondert für  sich  wohnten  und  auf  eigene  Rech- 
ming  arbeiteten  („za»*»«  o^wCiTec"). 

b)  Rom.  Aach  in  Rom  war,  ebenso  wie  in 
Griechenland,  die  Sklavenzahl  anfangs  keine 
große.  Der  Grundbesitz  bestand  aus  bänerlichen 
Wirtschaften;  anch  der  Großgrundbesitz  setzte 
sich  aas  einer  Mehrzahl  von  Kleinwirtschaften 
zusammen,  und  diese  waren  Überwiegend  an 
freie  Pächter  vergeben.  Der  geringe  Sklaven- 
znflnQ  unterstützte  die  Anfrechterbaltnng  dieser 
VerbSltnisse.  Allmfihlich  aber  machten  sich  die 
Römer  mit  dem  Großbetrieb  bekannt.  Eben 
jetzt  fand  femer  ein  reichlicheres  Zuströmen 
von  Kriegsgefangenen  infolge  der  Kriege  in 
Ünteritalien  und  Sizilien  statt;  zu  diesen  ge- 
sellten sich  ancb  durch  den  Handel  herbei- 
geschaffte Sklaven.  Die  Politik  hinsichtlich  der 
GemeindeländereieQ  fährte  dabin,  daß  sich 
wenige  Bevorrechtete  in  den  dauernden  Besitz 
der  Domftnen  setzten.  Durch  den  Hannibal- 
Krieg  nnd  die  Natnr  der  Kriegszüge  Ih  weit 
entfernten  fiberseeischen  Gebieten  nnd  fflr  Inter- 
essen, welche  nicht  die  des  Bauernstandes  waren, 
litt  dieser  gewaltig.  Keine  Regiernngsmaßregel 
binderte  die  Herabdrückong  der  italischen  Kom- 
preise durch  die  überseeische  Konkurrenz.  Die 
Regiemng  warf  sogar  ansländisches  Getreide 
zu  Spottpreisen  auf  die  hauptstädtischen  Märkte. 
Die  senatorischen  Familien  waren  darauf  ange- 
wiesen, ihr  Vermögen  in  Grundbesitz  anzulegen. 
In  der  Weidewirtschaft,  im  Wein-  und  Oelbau 
gewann  der  Sklavenbetrieb  durchaus  die  Herr- 
schaft, trotz  der  gelegentlichen  Termche  der 
Regierung  (bis  anf  Cfisar  hinab),  dem  entgegen- 
zuwirken. Anch  in  den  Ackerbau  drang  die 
Plantagenwirtschaft  ein.  Einen  vergeblichen 
Versnco ,  einen  wehrföhigen .  selbständigen 
Bauemstand  wieder  herzustellen,  bildet  die 
(^acchische  Bewegung.  Die  freie  Landarbeit 
ist  zwar  in  Italien  (ebensowenig  wie  in  Griechen- 
land) keineswegs  ganz  beseitigt  worden.  Aber 

3nalitativ  bedeutete  sie  nichts  mehr  gegenüber 
en  Sklavenbetrieben.    Und  wie  in  der  Land- 
wirtschaft, so  wurden  auch  in  Fabriken  nnd 

Verfassung  vgl.  neuerdings  E.  J.  Nenmann, 
Bist  Zt«£r.  Bd.  96,  S.  Ifg. 


Bergwerken  in  der  späteren  Zeit  der  Republik 
Sklaven  in  großer  Zahl  verwendet,  der  Havs- 
sklaven  zur  pers5nliohen  Bedienui^r  nicht  zu 

gedenken. 

Der  römische  Sklave  galt  vollkommen  als 
Sache.  Seine  tatsächliche  Stellung  war  je  nach 
der  Zeit  und  Verwendung  vielfach  besser  als 
die  rechtliche.  In  der  älteren  Zeit  lebte  er  fast 
wie  der  Haus^fenosse  des  Bauern.  In  der  Periode 
des  Großbetriebes  in  Stadt  und  Land  wurden 
die  Sklaven  rücksichtslos  ausgebeutet,  in  Ka- 
sernen, gemeinschaftlichen  (häuhg  unterirdischen } 
Zwin^rn  gehalten  und  straff  militärisch  <Üs- 
zipliniert.  In  der  günstigsten  Lage  befanden 
sich  jetzt  diejenigen,  die  dem  Herrn  persönlich 
nahe  standen  und  auf  ihn  Einfluß  zu  gewinnen 
wußten. 

Im  Laufe  der  Kaiserzeit  vollzog  sich  eine 
Aenderung  in  der  Richtung,  daß  die  Zahl  der 
Sklaven  abnahm  nnd  ihre  Lage  steh  besserte. 
Es  wurden  zu  ihren  Gunsten  gesetzliche  Be- 
stimmungen erlassen,  die  freilich  vielfach  den 
Charakter  von  bloßen  Folizeivorschriften  im 
Interesse  der  Humanität  und  des  Vorteils  der 
Herren  selbst  trugen.  Sehr  wichtig  war  femer 
die  Abnahme  der  Sklavenzufuhr.  Damit  hing 
großenteils  das  Wiederaufkommen  von  lana- 
wirtschaftlicbem  Klein-  neben  dem  Großbetriebe 
zusammen.  Bas  Schmmpfen  der  Kaufsklaven- 
masse  nötigte  zur  Aufgabe  der  Sklavenkaseraeu : 
man  belieh  in  zunehmendem  Maße  die  Sklaven 
mit  Land  und  gab  sie  der  monogamischen 
Familie  zurück.  So  wuchsen  sie  allmählich 
zwar  nicht  der  Freiheit,  aber  einer  milderen 
Form  der  U.  entgegen.  Neben  diesen  unfreien 
Kleinwirten  kam  auf  den  Latifundien  in  nam- 
haftem Umfang  anch  ein  freier  Kleinpächter- 
stand  auf,  der  sich  ans  den  ehemaligen  Klein* 
und  Hitteleigentümera  rekratierte.  Ana  diesen 
beiden  Klassen  ging  eine  neue  Kategorie  der  U. 
hervor:  der  Kolonat. ')  Der  Kolone  war  Erb- 
untertan  auf  den  grotfen  Gütern,  im  Besitz  der 
privaten  Rechtsfähigkeit,  aber  an  die  Scholle 
gebunden.  Der  Herr  erhielt  von  ihm  für  das 
tlberlassene  Land  Anteil  am  Ertrage  oder  Geld- 
rente und  Erntehilfe.  Neben  dem  Kolonat  be- 
stand in  Stadt  und  Land  auch  die  Sklaverei 
weiter,  doch  nicht  mehr  in  der  beherrschendeu 
Stellung  wie  früher.  Was  das  Verhältnis  des 
aufkommenden  Christentums  znr  Sklaverei  be- 
trifft, so  stellte  es  nicht  die  Sklavenemanzipation 
als  Fordemng  auf.  Dennoch  hat  es  Wandel 
geschaffen,  indem  es  den  Gedanken  der  Soli* 
darität  der  christlichen  Braderschaft  vertrat. 
Der  chriatliche  Geist  sah  in  dem  Sklaven  nicht 
nur  den  gleichberechtigten  Menschen,  sondern 
den  geliebten  Brader.  Auch  führte  das  Christen- 
tum eine  höhere  sittliche  Wertschätzung  der 
Arbeit  herbei. 

8.  Die  Leibeigenschaft  und  HSriKiceit 
des  abeDdlündiscben  (besonders  dent- 
schen)  Mittelalters.  Wir  sehen  hier  von 
einer  Berücksichtigung  der  ältesten  deut- 
schen Verh&ltniBse  ab.  Nur  soviel  sei  be- 

M  Ueber  die  sehr  strittige  Fra^  der  Ent- 
stehung des  römischen  Kolonats  siebe  zuletzt 
Deutsche  Literaturzeitung  1906,  Nr.  42,  Sp. 
2636 fg. 
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merkt,  dafi  die  Existenz  von  ünfreiea  im 
deutschen  Altertum  bezeugt  ist,  daß  aber 
die  Ansichten  über  ihre  allgemeine  Bedeu- 
tung sehr  weit  auseinandergehen.  Unsere 
Darstellung  setzt  mit  dem  Ausgang  der 
karoliogischen  Periode  ein.  Die  ü.,  die  wir 
seitdem  im  Abendlande  finden,  tiÄgt  zwei 
charakteristische  Merkmale.  Erstens  waren 
Unfreien  nicht  rechtlos.  Für  schwerere 
Fslle  (insbesondere  Blutgerichtsbarkett)  unter- 
standen sie  meistens  dem  Öffentlichen  Ge- 
richt Im  übrigen  war  ihr  Gericht  nicht 
ein  OtTentliches,  sondern  ein  privates,  aber 
doch  eben  ein  Gericht,  in  dem  auch  die 
Urteilfinder  aus  ihren  Kreisen  genommen 
worden:  das  sog.  „Ho^ericht*'  (vgl.  Art 
„Hörigkeit"  oben  S.  97).  Zweitens  ämden 
die  Unfreien  (soweit  sie  nicht  überhaupt 
—  8.  nachher  —  wirtschaftliche  Bewegungs- 
frdheit  braafien)  ganz  fiberwiegend  als 
UUiOTliche  Landwirte  Verwendung.  Ihre 
Beschäftigung  im  Hause  zur  persönlichen 
Bedienung  war  gering;  es  mb,  wenigstens 
in  Deutschland,  ei^ntUche  Haossklaven  gar 
nicht  Im  gewerblu^en  (Großbetrieb  konnten 
die  Unfreien  aohoa  deshalb  nicht  in  eriieb- 
licher  Weise  verwendet  werden,  wmI  im 
Mittelalter  von  einem  solchen  niu*  wenig 
Spuren  vorhanden  sind.  Wo  ein  solcher 
vorkommt,  wie  namentlich  in  den  Klöstern, 
wurden  die  Arbeitskräfte  nicht  einmal  immer 
ans  den  Unfreien  genommen.  Die  in  der 
neueren  Literatur  oft  begegnende  Schilde- 
rung eines  ausgedehnten  industriellen  Be- 
triebes in  den  Orundherrschaften  trifft  nicht 
zu.  Von  den  Gründen,  auf  die  die  günstigere 
Stellung  der  Unfreien  wohl  zurückzuführen 
ist,  heben  wir  folgende  hervor:  der  Einfluß 
des  Christentums;  die  Gemütseigenschaflen 
des  deutschen  Volkes;  die  der  Ausbildung 
von  Großbetrieben  feindlichen  Verhältnisse 
und  sozial-  und  wii-tschaftspolitischen  An- 
schauungen des  Mittelalters.  Im  einzelnen 
war  die  Lage  der  Unfreien  sehr  verschieden. 
Ueber  diese  Verschiedenheiten,  namentlich 
auch  über  das  Verhältnis  des  Bauern  zu 
<lem  von  ihm  bewirtschafteten  Grundbesitz, 
ist  schon  in  den  Artt.  „Bauer"  oben  Bd.  1 
S. 324 fg.,  „Bauernbefreiung'' ebendaS. 344  fg., 
„Gutsherrschaft"  ebenda  S.  1157  fg.,  „Hufe", 
Bd.  n  S.  93  fg.  gehandelt  worden.  Einen 
bemerkenswerten  unterschied  stellt  die  Ein- 
teilung in  Leibeigene  und  Hörige  dar.  Die 
Leibeigenen  sind  als  Personen,  ohne  Rück- 
sicht auf  ein  Grundstück,  unfrei,  die  Hörigen 
dagegen  durch  das  von  ihnen  bes^ene 
Grundstück  des  Grundherrn.  Der  Leibeigne 
eines  Herrn  kiuin  zugleich  Zinsmann  eines 
andern  ftlr  ein  Grundstück,  das  er  von 
diesem  erhalten,  sein.  Die  Leibeigenen 
zahlten  Leibzins  und  Sterbfall  (Abgabe  auH 
<ier  iiinterlassenschaft  des  Unfreien),  Doch 
kamen  beide  auch  sehr  häufig.  Sterbfall  ganz 


gewöhnlich,  on&chen  Hörigen,  teilweise 
sogar  bei  freien  Ijeuten  vor.  Die  Beschifto- 
kung  der  Freizügigkeit  war  ebenfalls  kein 
auszeichnendes-  Merkmal  der  Leibeigenen. 
Frondienste  leisteten  sie  ihrem  Leibherm 
als  solchem  wohl  ni<^t  (nur,  wenn  sie  von 
ihm  auch  ein  Grundstück  hatten).  Uebngeiu 
s{>ielten  die  grundherrlichen,  privaten  tioti- 
dienste  in  Altdeutschland  üwrhaupt  keioe 
große  Bolle;  die  meisten  Frondienste,  die 
hier  erwähnt  werden,  vraren  OSimtlidie,  dem 
Londesherm  geleistete. 

Die  Zahl  der  Unfreien  hat  im  Laufe  des 
Mittelalters  und  darüber  hinaus  auf  dem 
platten  Lande  zweifellos  zugenommen.  Vi^ 
Freie  haben  sich,  teilweise  freivriUig  Jörn 
etwa  ein  zu  einer  Grundherrschaft  |;ehöriges 
Bauerngut  zu  erhalten),  in  Abbängi^eit  be- 
geben. Die  städtische  Bewegimg  hat  da- 
gegen das  Verdienst,  außenndentÜdi  vid 
zur  Beseitigung  der  U.  getan  zn  haben.  In 
den  stftdtisdien  Beirieben  worden  Unfreie 
als.  solche  nicht  verwendet  Die  Unft«iea. 
die  vom  laude  in  die  Städte  wandertao, 
wurden  von  den  Gtomänden  geachfltzt  (wenig- 
stens in  den  asten  Jahrhunderten  d^  deot- 
sehen  Stftdt^ieschicbte).  Der  Gnmdaalz 
„Stadtluft  macht  frei"  galt  zwar  nur  för 
wenige  Städte  in  voller  Schärfe ;  es  hat  eine 
bedeutende  Zahl  von  Unfreien  in  den  Städt» 
gegeben,  die  von  ihren  auswärtigen  Heuen 
abhängig  blieben.  Allein  den  in  die  Städte 
wandernden  Unfreien  kam  es  sehr  oft  tu 
statten,  daß  dem  „nachfolgenden  Herrn" 
eine  der  Stadtgemeinde  durch  landesherr- 
liches Privileg  gewährte  kurze  Verjährungs- 
frist in  den  Weg  trat  Während  in  der 
römischen  Kaiserzeit  der  Anspruch  anf  den 
entflohenen  Kolonen  erst  nach  30  Jahren 
erlosch  (Schulten,  S.  14),  dauerte  die  I^ 
skriptionsfrist  Im  deutschen  Mittelalter  hin- 
sichtlich der  Städte  meistens  nur  ein  Jahr: 
teilweise  galt  dieselbe  sogar  für  die  Ed- 
wanderung  in  die  Landgemeinden.  Endlich 
setzten  die  meisten  Städte  im  Ijaufe  der  Zat 
es  auch  dimih,  dafi  selbst  diejenigen  ange- 
wandelten Unfreien,  an  die  von  dem  Hern 
rechtzeitig  ein  Anspruch  geltend  gemacht 
worden  war,  von  manchen  Lasten  (t  B.  dem 
Sterbfall)  befreit  wurden. 

In  Altdeutschland  ist  die  mittelalterliche 
ü.  im  großen  und  ganzen  bis  in  die  ersten 
Jahrzehnte  des  19.  .wirh.  bestehen  gcMiebeo. 

4.  Die  Erbontertinfgkeit  im  koloiUem 
Deutschland.  In  dem  von  den  Dentschea 
koloniuerten  und  germanisieiteD  Skiaren- 
lande war  die  La^  der  Bauern  im  13.  and 
14.  Jahrh.  mannigfach,  überwiegend  eiste 
gfinstige.  S&t  dem  Ekide  des  AKtteUten« 
besonders  im  16.  und  17.  Jahrk,  roschleeh- 
terte  sie  sich  jedoch.  Dieser  Voi^gang  hing' 
aufs  engste  mit  der  Entstehung  der  Guts- 
herrschaft (im  Gegensatz  xn  der  Gnutdheir* 
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sdiaft  AltdeatschlaodB)  zosammen.  Die 
Banern  wurden  „erbuutertänig^.  Im  eiozel- 
noD  iBt  die  angedeutete  Umwandlung  bereits 
in  den  Artt  „Bauer**,  Bauernbefreiung**,  und 
.Gutsherrscbaft"  geschildert  worden.  Die 
UrBachen  des  Prozesses  sind  noch  nicht 
vCUig  aufklärt  (s.  darüber  m*  „Territorium 
nod  Stadt"*  (HtincheD  1900),  S.1^.:  Der 
Unpnmg  der  Gotsherrschaft).  Dornige, 
was  die  Erbuntttibiirleit  des  Ostens  von 
der  U.  AltdeutschlanOB  nameutUch  unter- 
sdued,  war  die  Verpflichtung  zu  zahlrächen 
und  schweren  Fnmdiengtea  und  zu  einem 
umfangreiGfaeQ  C^ndedienst  (von  dem  sich 
in  Aitdeutechland  nur  geringe  Spuren  &ndeD). 

Die  Imdesberrliche  Itegiemng  hat  in 
mehreren  Staaten  (z.  B.  in  Preußen  und 
Oesterreich)  im  18.  Jahrh.  manches  zum 
Schulze  der  erbuntertänigen  Bauern  getan, 
vor  allem  mit  Energie  zu  verhindern  ge- 
sucht, daß  die  Gutsherren  das  Bauemland 
einzogen,  während  sie  freilich  in  anderen 
Territorien  (z.  B.  in  Meckleoburg  und 
Schwedisch- Vorpommern)  die  Bauern  den 
Herren  fast  ganz  überiiefl.  Im  19.  (teil- 
weise schon  am  Ende  des  18.)  Jahrh.  ist 
die  Erbuntertänigkeit  beseitigt  worden. 

Eine  ähnliche  Erscheinung  wie  die  Aus- 
bildung der  großen  Gutsherrachaften  im  Öst- 
lichen Deutschland  finden  wir  in  England. 
Hier  wurden  auch  seit  dem  Ende  des  Mittel- 
alters Bauerngflter  in  sehr  bedeutender  Zahl 
beseitigt  und  große  Besitzkomplexe  hei^ 
stellt  (das  Hauptmittel  waren  die  „Einhe- 
gungen**) ^).  Indessen  besteht  doch  zwischen 
b^den  Erscheinungen  ein  bemerkenswerter 
Unterschied:  in  England  wurden  die  Fron- 
dienste nicht  gesteigert,  die  Bauern  nicht 
in  eine  unfreiere  Stellung  herabgedrflckt. 

S.  Die  mssiHche  Leibeigenschaft.  Die 
moderne  russische  Leibeigenschaft  nimmt 
ihren  Anfang  in  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrh.  Zwar  hatte  es  unfreie  Knechte 
(die  durchaus  als  Sache  gidten)  auch  schon 
vorher  gegeben.  Aber  dre  Bauern  wurden 
jetzt  erst  allgemein  zur  ü.  hinabgezogen. 
Die  Entwickelung  begann  mit  der  Beschrän- 
kung der  FreizQ^gkeit  und  führte  verhält- 
nismäßig schnell  zur  vollen  I^eibeigenschaft. 
Die  Unterschiede  zwischen  den  von  alters 
unfreien  Knechten  und  den  Bauern  ver- 
wischten sich;  beide  Stände  wurden  unter 
der  einzigen  Benennung  von  Leibeigenen 
zusammengefaßt  Schon  im  17.  Jahrh.  war 
die  Leibeigenschaft  im  wesentlichen  ausge- 
bildet, wiewohl  sie  ihre  bestimmteren  For- 
men teilweise  erst  im  18.  Jahrh.  erlangte. 
Ihre  Einführung  ist  nicht  bloß  unter  Konni- 


')  Tgl.  Hasbach,  Die  englischen  Landarbeiter 
in  den  letsten  100  Jahren  und  die  Einhegnngen, 
Leipzig  1894  (Schriften  des  Tereins  för  Sosal- 
politik,  Bd.  69). 


Venz,  sondern  direkt  unter  Mitwirkung  des 
Staates  erfolgt.  Es  wurden  fortan  freilich 
noch  unter  den  Leibeigenen  eines  Edel- 
mannes zwei  Kate^rieen  unterschieden :  die 
Hofleute,  das  meistens  sehr  beträchtliche 
Hau^esinde,  und  die  Baueni,  die  unfreien 
Ackerleute.  Indessen  diese  Unterscheidung 
war  jetzt  nur  tatsächlicher  Natur:  der  Ueber- 
gang  von  eioran  Stand  in  den  imderen  lag 
ganz  in  der  Willkflr  des  Herrn.  Ein  Hecht 
des  Bauern  an  dem  von  ihm  bewirtschafteten 
Lande  wurde  nicht  anerkiuinL  Die  Leib- 
eigenen zahlten  teils  Abgaben,  den  „Obrok**, 
tm&  lasteten  sie  (meistens  recht  schwere} 
Frondienste.  Es  verhielt  sich  jedoch  nicht 
etwa  so,  daß  die  letztere  Pflicht  überall  auf 
den  Bauern  ruhte.  Vielmehr  zahlten  auch 
die  Bauern  sehr  oft  nur  Abgaben.  Meistens 
waren  die  Bauern  auf  Fronden  da  gesetzt, 
wo  der  Boden  fruclitbar,  auf  Obrok  da,  wo 
er  nicht  fruchtbar  war.  Die  Krone  (deren 
Bauern  überhaupt  besser  standen)  legte 
allen  ihren  Leuten  einen  gleich  hohen  Obrok 
auf.  Die  Privatherren  dagegen  wogen  die 
Eigenschaften  und  Kräfte  wie  den  Besitz- 
stand und  das  Vermögen  ihrer  Leute  ab 
und  legten  danach  die  Abgabe  auf.  Sie  er- 
teilten sehr  oft  den  Leibeigenen  die  Erlaub- 
nis, sich  Arbeit  zu  suchen,  wo  und  wie  sie 
könnten ;  diese  zo^n  dann  umher,  arbeiteten 
für  eigenen  Vorteil  und  gaben  nur  ein  Be- 
stinuntes  an  den  Herrn  ab,  welches  meistens 
wie  im  Schacher  bedungen  ward.  Maler, 
Schauspieler,  Sänger,  Sängerinnen  usw. 
waren  oft  Leibeigene  und  zahlten  ihrem 
Leibherrn  von  der  Ausübung  ihrer  Kunst 
Obrok.  Als  Kaufleute  erwarben  Leibeigene 
eines  Edelmannes  gelegentlich  ein  Vermögen 
von  Millionen.  Wie  in  dieser  Beziehung, 
so  war  auch  sonst  vielfach  die  tatsächliche 
Lage  der  Unfreien  besser  als  die  rechtliche. 
Abgesehen  von  den  Schranken,  die  Her- 
kommen und  guter  Wille  des  Herrn  zogen, 
li^  es  auch  schon  in  dem  wohlverstandenen 
Interesse  desselben,  die  Leibeigenen  nicht 
zu  sohlecht  zu  belumdehi.  Allein  sie  blieben 
im  letzten  Grunde  doch  eben  immer  von 
seiner  Willkür  abhängig.  Es  ist  lehrreidi, 
die  russische  Leibeigenschaft  im  Verhältnis 
zur  deutschen  U.  zu  betrachten.  Es  würden 
namentlich  fol^nde  Verschiedenheiten  her- 
vorzuheben sein.  Erstens  fehlte  dem  rus- 
sischen Leibeigenen  jedes  Hecht  auf  sein 
Gnmdstück.  Zweitens  hatte  der  Herr  (ab- 
gesehen von  der  Verhängung  der  Todes- 
strafe und  der  verstümmelnden  Leibesstrafen) 
volles  Strafrecht  über  seine  Unfreien  (er 
durfte  sie  nur  nicht  unverschuldet  miß- 
handeln) ;  es  gab  nicht  (wie  in  Deutschland) 
ein  Hof-,  ein  Patrimonialgericht  Eine 
(übrigens  erst  im  19.  Jahrh.  erlassene)  Be- 
stimmung, welche  die  Zahl  der  auf  einmal 
zu  verh&igeoden  Hüten-  und  Stockschlfige 
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fixierte,  "war  illusorisch.  Drittens  kannte 
Rußland  für  die  Geltendmachung  des  An- 
spnichs  auf  entflohene  Unfreie  keine  Yer- 
jalirungsfiist.  Anfangs,  in  der  ersten  Hälfte 
des  17.  Jahrb.,  wurden  zwar  noch  bestimmte 
Fristen  (5,  10  Jahre)  für  die  Aufsuchung 
der  entlaufenen  Bauern  festgesetzt.  Indessen 
eine  Verordnung  von  1649  beseitigte  jede 
gesetzliche  Frist.  Die  Aufnahme  der  Flücht- 
linge wurde  streng  bestraft  Viertens  hat 
in  Rußland  (im  Gegensatz  zum  kolonialen 
Deutsclüand)  wälirend  der  ganzen  Dauer 
der  Leibeigenschaft  so  gut  wie  gar  keine 
L^ng  von  BauerngQtern,  kein  Einziehen 
von  Bauernland  zur  gutsherrlichen  Wirt- 
ecliaft  stattgefunden  (das  Bauernland  liat 
vielmehr,  mindestens  entsprechend  dem  Be- 
völkerungszuwachs ,  zugenommen).  Diese 
Erscheinung  erklärt  sich  jedoch  nicht  etwa 
aus  einem  bauernh«undlichen  Zuge  der 
russischen  Herren,  sondern  daraus,  daß  der 
russische  Adel  nicht  eigentlich  Landadel 
war.  Er  lebte  grOßtenteÜB  im  Stiutedienst 
oder  von  seinen  Renten  in  den  Städten. 
Eine  selbständige  eigene  Wirtschaftsführung 
war  ihm  unbequem.  Fünftens  legten  die 
russischen  Herren  (im  Unterschiede  von  den 
deutschen)  auf  ein  sehr  zahlreiches  Haus- 
gesinde Wert. 

Die  ereten  Anfänge  von  Bestrebungen 
zur  Befreiung  der  Leibeigenen  fallen  in  die 
Zeit  der  Kaiserin  Katharina  U.,  unter  der 
freilich  gleichzeitig  die  Leibeigenscliaft  noch 
an  Verbreitung  gewann.  Sie  setzten  sich 
im  19.  Jahrh.  fort,  ohne  indessen  vorerst 
erhebliche  praktische  Resultate  zu  zeitigen. 
Erst  im  Jahre  1861  und  nun  mit  einem 
Male  wurde  die  Leibeigenschaft  durch  Ge- 
setz beseitigt. 

0.  Die  Ne^rsklaverel.  Im  abendländischen 
Mittelalter  hat  es  eigentliche  Sklaverei  im 
wesentlichen  nur  da  gegeben,  wo  Christentum 
und  Islam  aneinanderstieiieu.*)  Sie  gewann  er- 
höhte Bedentung,  nachdem  die  Portugiesen  ihre 
afrikanischen  Entdeckuiigsfahrten  anter  Prinz 
Heinrich  dem  Seefahrer  weiter  nach  Süden  aus- 
gedehnt hatten  and  schließlich  bis  in  die  be- 
wohnten Tropenstriche  erelangt  waren ;  jetzt 
begann  auch  schon  der  >eger3klaveneinkanf  in 
der  typischen  Form,  die  er  im  Grunde  bis  hente 
bewahrt  bat.  Eine  wirtschaftlich  ansscfalag- 
gebende  Rolle  erlangte  aber  die  Sklaverei  im 
abendländischen  Europa  nicht.  Diese  ist  ihr 
iimerbalb  der  Christenheit  erst  in  dem  neu  ent- 
deckten Amerika  zugefallen.  Die  spanischen 
Eroberer  zwangen  hier  zunächst  die  unter- 
worfenen Indianer  zq  Frondiensten ;  Sklaven- 
handel und  Indianerraab  nahmen  einen  groQen  { 
t'mfang  an.  Allein  die  schwache,  ungeschmeidige 
ßasse  war  der  harten  Arbeit  nicht  gewachsen. 

M  Zu  der  Schrift  von  0.  Lauger,  Sklaverei 
in  Europa  während  der  letzten  Jahrhunderte  des 
Mittelalters  ((iymnasial program m  von  Bautzen, 
ItSHl  i,  Tgl.  K.  Häbler  in  der  nuten  annfnbrenden 
Abhandlung  a.  a.  0.,  S.  176 fg. 


Die  spanische  Regierung  erließ  zu  ihren  GuDstea 
Schatzbestimmnngen  (unter  deren  EinflnQ  sieh 
aus  den  Indianern  allmählich  nnter  gleichseitiger 
Vermisebang  mit  den  eingewanderte  Weifi« 
eine  freie  LMmarbeiterUasse  entwickelte).  Statt 
der  Eingeborenen  zog  man  Negersklaven  berb«. 
Die  Behauptung,  der  spätere  Bischof  Bartholo- 
mäus de  Las  Casas  sei  der  Urheber  der  Einfuhr 
derselben,  trifft  nicht  zu.  Er  ist  zwar  nidit 
der  erste  (Dominikanermönche  gingen  ihm  darin 
voran),  aber  der  Vornehmste  anter  denen,  die 
die  Beraubung  nnd  Knechtung  der  Eingeborenen 
bekämpften,  er  der  Hanptorheber  der  spanischen 
Schutzgesetze  zu  ihren  Gunsten,  er  der  erste 
in  der  neueren  Geschichte,  der  mib  Leben  der 
Aufgabe  weiht,  die  Leiden  einer  arbeiieodeii 
Klasse  zu  mildem.  Er  hat  allerdings,  am  die 
Indianer  vom  Untergange  zu  retteo,  auch  die 
Negereinftihr  als  zweckmäßig  bezeichnet.  In- 
dessen bat  er  diesen  Gedanken  keineswegs  zn- 
erst  ansgesprochen.  Es  hatte  auch  bereit» 
längst  vor  seiner  Wirksamkeit  gelegentlich 
Negereinfnhr  stattgefunden.  Die  NegersklaTca 
fanden  mannigfache  Verwendtmg.  Da^entg». 
was  dieser  Sklaverei  ihren  eigentümlicben  Cha- 
rakter gegeben  hat,  ist  die  Verwendung  der 
Neger  im  Großbetrieb,  d.  h.  im  Bergbau  und 
vor  allem  im  Zaekerrohr-  und  sp&ter  im  Haan- 
wollenbaa.  Gerade  nm  die  Weade  de«  Mittd* 
alters  war  aof  Uadeira  und  den  kaauiKba 
Inseln  von  Portugiesen  und  anf  St.  Thom£  in 
der  Westküste  Afrikas  von  Juden  (die  ub 
Portugal  vertrieben  waren)  das  Znckerrtthr 
plantagenmäßig  durch  Neger  angebant  worden: 
auf  St.  Thome  gab  es  Pflanzer,  die  löO  hii 
3000  Negersklaven  auf  ihrer  Plantage  battst- 
Dieser  Großbetrieb  wurde  nun  nach  Amerika 
übertragen.  Es  wiederholten  sich  jetn  di«  £r- 
scheinunjgen  der  antiken  Sklavenwirtuhaft  in 
der  Zett  des  Großbetriebes.  Venchirfeaid 
wirkte  noch  auf  die  Lage  der  Neger  der  Unta- 
schied  der  Basse.  ReoiÜlch  galt  der  Sklave 
durchaus  als  Sache,  nnd  seine  wirtschaftlich» 
Lage  entsprach  der  rechtlichen.  Bei  dem  großen 
Bedarf  der  amerikanischen  K.  an  Arbeitskräften 
bildete  sich  ein  schwunghafter  Negerhandel  aa*- 
Die  spanische  Regiemng  sah  die  Einfuhr  rua 
Negersklaven  als  ihr  Monopol  an.  dessen  Ao»- 
nntzung  sie  einzelnen  Personen,  GeseltschaftcB. 
anch  fremden  Staaten  verlieh.  Vgl.  Art.  q  AvieattH 
Verträge"  (oben  Bd.  I  S.  255}. 

Die  ersten  Maßregeln  zur  Beseitigung 
der  Negersklaverei  fallen  in  die  zweite  Ililfte 
des  18.  Jahrh.  Die  A^tation  dafOr  wurde 
von  einigen  protestautisobeo  Sekten  in  Eng* 
\aad  und  Nordamerika  (beeondeiB  den 
Quftkem,  schon  seit  17:^7),  fern«'  d«i  Ver- 
treteni  der  naturrechtlichen  DtAtiin  und 
d^-  liberalen  Volkswirtschaftslehre  eritlTDet. 
Das  erste,  was  geschehen  mußte,  «ar  die 
fi^itifping  des  Neger handels.  Zuerst 
wurde  in  den  nördlichen  und  mittl^o  Staaten 
der  nordamerikanischen  Union  in  den  Jahren 
1774  und  1788  der  Negerira|K>rt  luid  Handel 
verboten;  das  Bundesgeseti  von  lS<t7  sp™*^^' 
für  das  ganze  Gebiet  das  gleiche  aus.  I>te 
französische  Revolution  hob  die  Sklaverri 
schlechthin  auf;  Napoleon  fahrte  sie  jedoch 
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■wieder  ein  und  gestattete  auch  von  neuem 
den  Negerhandel.  In  England  war  es  haupt- 
sächlich der  ganz  von  religil^n  Antrieben 
erfüllte  Wilberforce,  welcher  (seit  Ende  des 
18.  Jahrh.)  för  die  Beseitigung  der  Sklaverei 
agitierte.  Das  englische  Gesetz,  welches 
den  Negerhande!  verbot,  erschien  1807 
<das  entsprechende  dänische  schon  1792). 
Jetzt  folgten  allmählich  auch  die  anderen  in 
Betracht  kommenden  Staaten  mit  solchen 
Oesetzen  nach  (Brasilien  erst  18.S1).  Die 
Beseitigung  der  Sklaverei  wurde  zuerst 
in  einzelnen  Staaten  Nordamerikas  (seit  1777) 
durchgeführt,  in  England  1833,  in  Frankreich 
und  Dänemark  1848,  in  Portugal  1858,  in 
Holland  1863.  Die  Befreiung  der  Neger  in 
den  nordamerikanischen  Sfidstaaten  —  das 
wichtigste  Ereignis  dieser  Art  in  der  neueren 
2Ieit  —  wühle  durch  Gesetze  der  Jahre 
1863 — 68  ausgesprochen.  (Vgl.  den  Art. 
„AboUtionisten"  oben  Bd.  I  S.  3).  In  Kuba 
wurden  die  Neger  erst  1870—86,  in  Brasilien 
1871—83  befreit. 

Gegenwärtig  ist  in  allen  Staaten  christ- 
licher Zivilisation  die  Sklaverei  gesetzlich 
beseitigt.  Sie  besteht  jedoch  noch  in  größtem 
Umfang  in  den  muhamedanischen  Staaten, 
imd  der  Sklavenhandel  und  die  Sklaven- 
jagden, durch  die  für  sie  die  Sklaven  be- 
schafit  werden,  üben  auf  die  inneren  Ver- 
hältnisse Afrikas  eine  verheerende  Wirkung 
aus.  Gegen  diese  Verhältnisse  richtet  sich 
die  moderne  Antisklavereibewegun^.  Die 
Eulturstaaten  haben  sich  die  von  ihr  ver* 
tretene  Tendenz  angeeignet 

7.  Schlnssbemerkang.  Roscher  meint, 
daß  die  öffentliche  Gewalt  fast  bei  allen 
neueren  Völkern  mit  dem  Uebei^nge  zur 
höheren  Kultur  eine  Milderung  der  ü.  durch- 
gesetzt habe.  Nach  den  obigen  Ausfühnmgen 
wird  man  anderer  Ansicht  sein :  gelegentlich 
scheint  der  Fortschritt  der  Kultur  (wenigstens 
der  wirtschaftüchen)  gerade  eine  Verstärkung 
der  U.  hervorzubringen.  Ueberhaupt  aber 
bemerken  wir  hier  wie  bei  allen  historischen 
Erscheinungen,  daß  die  geschichtliche  Eat- 
wickehmg  sich  nicht  nach  einem  festen 
Schema  vollzieht.  Oft  ist  die  ü.  unterer 
Klassen  als  Bedingung  des  Kulturfortschritts 
auf  einer  gewissen  Entwicklungsstufe  der 
Völker  bezeichnet  worden.  Demgegenüber 
ist  zu  betonen,  daß  höchstens  die  I.'ngleich- 
heit  des  Besitzes  als  Bedingung  des  Kultur- 
fortschrittes gelten  kann.  Andererseits  ist 
nicht  zu  leugnen,  daß  bestimmte  wirtschaft- 
liehe Bildungen  eine  Wirkung  auf  die  stän- 
dischen Verhältnisse  äußern.  So  tritt  nament- 
lich ein  Zusammenhang  zwischen  Großbetrieb 
und  Steigerung  der  1".  hervor.  Indessen 
ist  dieser  Zusammenhang  keineswegs  ein 
notwendiger.  Wir  beobachten  auch  wieder- 


um (z.  B.  in  der  neuesten  Zeit)^),  daß  der 
Großbetrieb  durchaus  nicht  unbedingt  auf 
unfreie  Arbeitskräfte  angewiesen  ist.  Es 
kommt  eben  noch  auf  weitere  Momente  an- 
derer Art  an,  die  die  Ständebildung  gleich- 
falls sehr  stark  beeinflussen:  die  politischen, 
religiösen,  sittlichen  Verhältnisse.  Und  es 
sind  nicht  bloß  die  politischen  Ängcliauungen 
und  Konstellationen  des  betreffenden  Volkes 
selbst,  die  hier  in  Betracht  kommen:  auch 
die  auswärtigen  Verhältnisse  spielen  eine 
bedeutsame  Rolle:  es  hat  sich  uns  ja  ge- 
zeigt ,  wie  viel  von  der  Möglichkeit  der 
Sklaveozufuhr  abhängt.  Ueberall  also  er- 
kennen wir  die  Kompliziertheit  der  liisto- 
rischen  Vorgänge  und  die  Mannig&Itigkeit 
ihrer  Uraachen. 

Literatur;  J)  Allgemeinea.  Sugenhelm, 
Cft$ehicht€  der  Aufhebung  der  Leibeigeiucha.fi  und 
Hörigkeit  in  Earopa  bi»  um  die  Mitte  de» 
19.  Jahrh.,  Sl.  Petertburg  1861.  —  H.  Wiske- 
mann,  J>ie  Sklaverei,  Legden  1866.  —  G.  F. 
Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Kheehtsckajt  vnd 
Freiheil,  Leipzig  1891.  —  John  Kella  Ingram, 
Geschichte  der  Sklaverei  und  der  Hörigkeit, 
deutsche  Bearbeitung  von  L.  Katscher,  Dresden 
utui  Leipzig  1895.  Vgl.  dazu  Deutsche  Lit.-Zei' 
tung  1896,  Sp.  ISSSfg,  —  Ch'ünberg,  Art.  „Un- 
freiheit", H.  d.  St.,  t.  Aufi.,  Bd.  yjl,  S.  Sl7fg,  — 
AcMUe  MtOriOj  Die  SUavenwijUche{ft  i'm  mo- 
dernen Amerika  und  im  europäieeken  Altertum, 
ZetUrhr.  f.  Sozial-  und  Wirtseha/ttgearhirkte, 
Bd.  IT,  S.  67fg.,  Weimar  1896.  —  Vgl.  a.ueh 
W.  HUlebrandt  (Vergleich  der  niederen  Kotten 
in  Indien  zu  den  Cnfreien  bei  den  Griechen, 
Römern  und  alten  Germanen),  in:  Beiträge  zur 
Volkskunde,  Festschrift  für  Wein  hold  (Germa- 
nitlitche  Abhandlungen,  hrsg.  von  F.  Vogt, 
IS.  Heft),  BreilitH  1896.  —  Roscher,  System, 
Bd.I,  m.  Aufi.,  bearb.  von  Pöblmann).  §  67fg. 
$j  Da»  kla»si»che  Altertum,  tf.  Beloch, 
Die  Berätkernng  der  griechiack-rSmiteheu  Weh, 
Leipzig  1886,  —  Mommeai,  BSmiaehe  Ge- 
»ehiehte,  8.  A^..  Berlin  1888,  —  iVf«Udnd«r, 
Dartletlungen  aus  der  Siltengeacktchte  Rom», 
6.  Aufl.,  3  Bde.,  Leipzig  1888 — 90.  —  M.  Weber. 
Römitche  AgrargetchickU,  Stuttgart  1891.  Vgl. 
dazu  Histor.  Zeittckr.  71,  S.  SUfg.  —  Ed. 
Meyer,  Art.  „Bevölkerung  de*  Altertumt",  H. 
d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  674 fg.,  —  Busolt, 
Die  griechischen  Staats-  und  Rechtsalterl ume}-, 
S.  Aufl.,  Bläuchen  189£.  —  Ed.  Meyer,  Die 
wirlsehaftliche  EtUwickelung  de»  Altertum»,  Jena 
189S.  —  ßerselbe,  Art.  „Graeehiache  Bewegung", 
H.  d.  St.,  t.  Supplementband,  S.  440fg.  —  L. 
M.  Hartmann,  i'eber  den  römischen  Kolonat 
und  »einen  Zusammenhang  mü  dem  Militär- 
dienste, Archäologi»ch-epigraphi»che  MitieUungen, 
Bd.  XVII,  S.  125 fg.,  1894.  —  Derselbe,  Zur 
Geschichte  der  antiken  Sklaverei,  Quidde't  Zitrhr. 
II,  S.  lf(j.  (Freiburg  1894).  —  Schulten. 
Der  römische  Kohnat,  Hittor.  Zeitschrift,  Bd. 
LXXVJII,  München  1897.  —  M.  Weber,  Art. 
„AgrarverhiÜlnitte  im  Altertum",  H.  d.  St., 
2.  Aufl.,  I.  Bd.  S,  57fii,  —  Ed.  Meyer,  Die 


Vgl.  Knapp,  Landarbeiter  in  Knechtschaft 
und  Fruheit,  S,  SO. 
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Sklaverei  im  AUerium,  Dresden  1898.  —  K.  «T. 
Xeumann,  Die  Grundherrtchaft  der  rGmitehm 
Jt^pubUk,  die  Bcaumi^frviung  und  die  Eni' 
«MAtmjr  der  tervianiiehen  Vetfa$$un^,  Strt^fiburg 
1900.  —  S.  V.  Doht^tUt,  Die  wehriitiiehen 
Gemeinden  (SiUengetekidtOtehe  Bilder),  Leipzig 
190t.  S)  Die  LeibeigentehaftundBSrig- 
teit  det  abendländischen  MittelalterB. 
S,  die  Literatur  tu  den  Artiieln,  avf  die  vorhin 
verwiesen  ist  (besonders  su  dein  Art.  „Bauer" 
oben  Bd.  I,  S.  S£4fy-)-  —  Hanauer,  Les  cou- 
ttitutiens  des  campagnei  de  l'Alsaee  au  moyen- 
üge,  Paris  und  Straßburg  J864.  —  Derselbe, 
Les  paysans  de  l'Alsaee  au  moyen-äge,  ebenda 
JSes.  —  Fiergtorff  und  R.  Sohm,  Art. 
„Bauer",  DeuUche  Encyldop&die,  Bd.  II,  S.  £58 Jg., 
Berlin  1888.  —  O.  v.  Beloie,  Der  ün^rung 
der  deutsehen  Stadtveiiatsung,  S.  116/g.,  Düssel- 
dorf 189t.  —  Derselbe,  Die  Entstehung  de» 
Handwerks  in  Deutschland,  Zeittckr.  f.  Sotial- 
und  W&Ucht^ftsgeschiehte,  Bd.  V,  Weimar  1897. 
—  WUh,  Meter,  Oute-  und  Leibeigentum  in 
Lippe  seit  Ausgang  des  Müfelalters,  Jahrb.  f. 
yat.  67,  S.  SOlfg.,  Jena  1896.  —  Faul  Damt' 
sUldter,  Die  Befreiung  der  Leibeigenen  (main. 
morlables}  in  Savoyen,  der  .Srkweis  und  Loth- 
ringen, Straßburg  1897.  —  Ch.  Schmidt,  Les 
»eigneurt,  les  paysans  et  1^  propriitf  rtirale  e» 
AÖace  au  moyen-dge,  Paris  und  Hdnrjf  1897.  — 
Th,  Knapp,  Oesammdte  Beitrüge  xur  BeehU- 
und  Wirtsehaflsgeschiehte  vornehmlirh  des  deut- 
schen Bauernstandes,  Tübingen  190S.  —  Fkluardo 
de  mtu^fosa,  El  rigimen  tehnrial  y  la  cuestidn 
agraria  en  CfUaluna  durante  la  edad  media. 
Madrid  1805.  —  Henri  S^e,  Les  elasses  rurales 
en  Bretagne  du  16.  titele  d  la  revolution,  Paris 
1906.  4}  Die  Erbuntertänig  keitim  kolo- 
nialen Deuttchland:  S.  die  Literatur  zu 
den  Art.  „Bauemb«ifreiu}tg"  und  „Gutsherrscht^" 
oben  Bd.  I,  S.  344  beew.  S.  11S7  (besonders  die 
Arbeiten  von  G.  F.  Kna^),  ferner  K.  J'ok. 
Fuehs,  Die  Epochen  der  deutschen  Agrarge- 
schichte  und  Agrarpolitik,  Jena  1898.  5)  Die 
russische  Leibeigenichaft.  A.  V.  Jf<u-(> 
hausen,  Studien  Über  Rußland,  S  Bde.,  Han- 
nover I847 — 5£.  —  Tachitselierin,  Art.  „Leib- 
eigenschaft", St.  W.  B.  von  BlunttcfUi  und 
Brater,  Bd.  VI,  S.  S9Sfg.  —  Engelmann,  Die 
Leibeigentrhafi  in  Rußland,  Dorpat  I884.  — 
t/bli.  V.  Kevsster,  Art.  „Bauernbefreiung  in 
Rußland",  H.  d.  St.,  Bd.  II,  S.  Sißfg.;  der- 
selbe AH.  i.  d.  t.  Auß.  V.  Slmkhow<feh, 
II.  Bd.,  S.  39Sfg.  S.  auch  die  Literatur 
zu  dem  Art.  „Mir"  o&e»  S.  498.  —  Alex. 
Tobten,  Die  Bauernbefreiung  in  Lirland,  Fett- 
gaben  für  F.  J.  Jfeumann  (S,  Ifg.J,  TiiiingeH 
190S.  Vgl.  auch  E.  V.  d,  Bregen,  Latifun- 
dien und  Bauerngut,  Grcnxboten  vom  S.jXI.  1900 
(über  LivUnid).  6)  Die  Ne gertklarerei. 
G.  F.  Knapp,  Der  ürtprung  der  Sklaverei  in 
den  Kol'-nieen,  in:  Landarbeiter  in  Knechtschaft 
lind  Freiheit,  S.  Sfg.,  Leipzig  1891.  —  A.  Sar- 
toriUH,  Frh.  v.  Waltershaueen,  Art.  „Neger- 
frage",  H.  d.  St.,  t.  Auß.,  V.  Bd.,  S.  970fg.  — 
K.  Häbler,  Die  Anfänge  der  Sklaverei  in 
Amerika,  Zeitsrhr.  f.  Sozial-  und  Wirtschafte- 
ijetrh.,  Bd.  IV,  S.  176fg.,  Weimar  1896.  —  Seher- 
Ung,  Die  Bekämpfung  ro»  Skiarenraub  und 
SkUifenh'nidet  seit  Anfang  diete»  Jahrhunderts, 
Britta»  1897.  —  B.  v.  Halle,  Bnumicoüpro- 
duktiun  und  Pflaiixnngtwirtschaß  in  de»  »iird* 


amerUnnitehen  SBdstaaten.  Erster  TeH:  Die 
Sidawnteit,  Le^psig  1897.  VgL  daeu  BaUed 
in  der  Deutschen  IMeraturseitung  1897,  8p- 
1884fg.  —  F.  H,  Wood,  Ursprung  und  Em- 
leicMung  der  SUaverei  im  den  urepAtmg^  m 
Frankreich  und  S^nie»  besessenen  IWtea  der 
Vereinigten  Staaten  und  Canada»,  Leiptigr 
Dissert.  von  1900.  —  F.  Hoelisteiter,  Die  wf- 
schaftUchen  und  poliHseien  Moüee  ßr  Ot  Ab- 
schaßung  des  britischen  Xegerhandds  im  Jokn 
1806107,  Leiptig  1906.  Vgl.  dazu  Zttnmermanm. 
Deutsehe  Lütraturteitung  1906,  Nr.  SS,  8p.  tm. 

G.  JB«toiA 


Vngelt 

U.  oder  Uugeld  (indebitam)  wtr  in  da 
dentschen  Städten  des  Hittelalten  eine  rer- 
branchs-  and  Terkehmtenenutige  Äbgsbe,  dü 
im  gaosea  mit  der  Accise  (s.  Art.  „Acctse", 
oben  Bd.  I  S.  15  fg.)  identiscn  war  und  wcM 
weseotlicb  aaf  der  Grundlage  der  alten  ZSlle 
erwacbsen  ist.  Der  Ertrag  des  U.  diente  in 
der  Regel  dem  Finanzhansnalt  der  stidtücheo 
Oemeinde,  wogegen  diejenige  der  dirdtea 
Stenern  meist  in  die  laodeBh^riiehe  Kane  flot 
(s.  Art  „Bede",  oben  Bd.  I  &  379fg.},  and 
wurde  Tor  allem  cur  Herstellung  der  Stadt- 
mauern und  der  st&dtiachen  Befestigungen  to* 
wendet,  zum  „Ba°  der  Stadt".  Die  Erheboa; 
des  U.  war  an  die  landesherrlicbe  Geoebmigu; 
gebunden,  da  der  Landesherr  als  Inhaber  da 
Zollregals  ein  Anrecht  aaf  das  U.  hatte.  Die 
Ueherlassnng  des  U.  an  die  Stadt  von  idtca 
des  Landesherm  geschah  teils  gegen  die  Est- 
richtung  einer  Pfwhtnunme,  teil*  gegen  eines 
Anteil  am  Betnenng,  teils  ohne  Entscbidignag. 
teils  anf  eine  bestimmte  Beifae  Toa  Jahren  nw 
teils  anf  immer,  in  „erblicher"  Weise.  VielfiA 
haben  auch  die  Stute  Tersncht,  sich  m  dn 
Oenehmignng  des  Landesberra  sn  emauipim 
und  sich  das  U.  selbst&ndig  uuneif;aeD.  S«tt 
Ende  des  Hittelalters  begannen  die  Landes- 
herren das  U.  anch  anf  dem  platten  Lande  fsa- 
cnfQbren  und  zwar  überwiegend  mit  ZostiaiiDimf 
der  Landstllnde.  Neben  der  Einhebung  des  l- 
in  eigener  Regie  dnrcb  stAdtiscfae  oder  ffint* 
liehe  Beamte  treffen  wir  hSnfig  die  Verpachm; 
an  Privatpersonen  durch  die  Stadt  oder  det 
Landesherm.  Dia  Steuerobjekte  scheinen  Bwrtt 
Getrftnke  gewesen  zu  sein,  gbftter  jedoch  wurden 
auch  andere  Aufwands-  und  Yerbranchsgwea- 
stände  in  ihren  Kreis  gezogen.  Die  Anoi^ 
war  zweifellos  eine  Geldsteuer,  da  sie,  gteyh 
der  Bede,  zu  dem  Zwecke  ein^ricbtet  wnrd^. 
um  den  öffentlichen  Haashalt  mit  Getdeinnahutca 
zu  versorgen. 

In  Württemberg  führt  auch  heute  noch  ein» 
Partial-Scbanksteuer  vom  Ausschank  nod  vom 
Kteinverkanf  von  Wein  den  Namen  „Umgeld". 
(Vgl.  Art.  „Wein  und  Weinsteuer"). 

Lltentnr:  r.  Belaw,  Art.  „Cngeld",  B.  rf--*. 
S.  A^.,  Bd.  ril,  S.  3S7fg. 

Max  ron  ITwM. 
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UnUnterer  Wettbewerb. 

1.  EinltitDiiff.  2.  Beebtttiutiiid  im  Dentaehea 
R«icfae.  3.  Beohtaznitud  im  Awlande.  4.  Liter- 
nationaleB  Becht. 

L  Binleltmig.  Es  ist  eine  der  Haupt- 
an^aben  des  Rechts,  den  Kampf  ums  Dasein 
unter  den  Menschen  aUmfihlich  immer  mehr 
^znmildem  und  die  Eampfesformen  immer 
humaner  zu  gestalten.  Dieser  Tendenz  dient 
vor  allem  audi  das  schon  mehrbch  erwähnte 
Entwickelungsgesetz  „der  fortschreitenden 
Yergeistieun^  des  Rechts"*),  rermOge  dessen 
nicht  bloß  die  greifbaren  Dinge  der  Außen- 
welt, nicht  bloß  die  unmittelbaren  Be- 
ziehungen von  Individuum  zu  Individuum, 
sondern  such  die  scheinbar  noch  so  fem- 
li^enden  mittelbaren  Einwirkungen  der 
Ansehen  aufeinander  der  HerrschaJtssphäre 
des  Rechts  unterworfen  werden. 

Dies  Ist  der  eine  Qesichtspunkf,  der  uns 
die  ,3^kämphiDg  d»  u.  W."  vom  Stand- 
ponkte  der  Entwickelungsgeschichte  des 
Rechts  aus  begreiflich  macht :  MUdOTnng  des 
Kampfee  ums  Dasein  in  der  Form  der  Ab- 
sdiw&chung  des  wirtschaftlichen  Eonkurrenz- 
kampfes durch  gesetzliche  Beschränkung 
desselben  auf  loyale,  ehrliche  Kampfmittel. 
Der  andere  entwickelungsgeschichüiche  G^e- 
aichtspunkt  läßt  sieh  als  der  der  „fort- 
sdireitenden  Sozialisierung  der  menschlichen 
Gesellschaft"  charakterisieren.  Die  Möglich- 
keit einer  gesetzlichen  Bekämpfung  des  u.  W. 
hat  eine  gesteigerte  Eutwickelung  des  S  o  I  i  - 
daritStsgef fihls  innerhalb  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  zur  Voraussetzung:  der 
Staat  muß  es  ajs  seine  Aufgabe  betrachten, 
nicht  bloß  dem  E^inzeloen  zu  einer  mSglichst 
ungehinderten  Entfaltung  seiner  wirtschaft- 
lichen Krftfte  freie  Bahn  zu  schafTen,  sondern 
auch  einer  möglichst  großen  Zahl  seiner 
Angehörigen  eine  ungehemmte  Betätigung 
ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  zu  ermög- 
lichen, und  zwar  dergestalt,  daß  nicht  Eio- 
zdne  auf  Kosten  und  unter  Beeinträchtigung 
anderer  mit  unlauteren  Mitteln  die  Wett- 
bewerber im  Kampfe  ums  Dasein  unter- 
drücken können.  Bewegt  sich  sonach  die 
Ausbildung  eines  gesetzlichen  Schutzes  gegen 
den  ,,u.  W.^^  durchaus  innerhalb  desRfdimens 
der  allgemeinen  geschichtlichen  Entwie^elnng 
des  Rechts,  so  bleibt  nur  noch  zu  unter- 
suchen, inwieweit  die  Maßregeln  zur  Be- 
kämpfung eines  derartigen  Wettbewerbs  in 
das  allgemmne  Rechtssystem  eingegliedert 
werden  kennen,  mit  anderen  Worten,  wie 
sich  technisch-juristisch  die  Formen 


')  Vgl.  hierzQ  meinen  Aufsatz  „Das  Zwangs- 
motaentlm  Rechtin  entwickelnnesgeschicbtlicher 
BelenchtQDf  **  in  dem  „Jahrbuch  der  internatio- 
nalen Vuvuignnff  fBr  vergleicbende  Recbts- 
wissenachaft  und  VolkswirtBcbaftslebre",  Bd.  IV 
2Sfg.,  iubesondere  S.  67. 


gestaltet  haboi,  mittels  deren  das  Recht  den 
Kampf  ums  Dasein  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  abzumildern  sucht? 

Auf  dem  europäischen  Kontinent  hat  sieb 
der  Schutz  gegen  u.  W.  im  Anschluß  an  das 
fremzösische  Recht  und  die  auf  Grund  des- 
selben gehandhabte  Rechtsprechung  ent- 
wickelt Art.  1382  Code  civil  schreibt 
nämlich  vor :  „Tont  fait  queloonque  de 
rhomme  qni  cause  ä  autrui  un  dommage^ 
oblige  celui,  par  la  faute  duquel  il  est  arrivg. 
k  le  r6parer*'.  Von  diesem  Satze  ausgehend 
hat  die  französische  Jurisprudenz  die  Lehre 
von  der  „ooncurrenoe  döloyale"  ausgebildet, 
indem  sie  jedes  unreelle,  illoyale  oder  un- 
lautere Mittel,  vermöge  dessen  ein  Gewerbe- 
treibender die  „achalandage"  (die  „Geschäfts- 
lage") eines  Konkurrenten  zu  beeinträchtigen 
sucht,  als  ein  zum  Schadenersatz  verpflich- 
tendes Privatdelikt  im  Sinne  des  gedachten 
Art  1382  ansieht.  Solche  unerlaubte  Mittel 
sind  die  Anschwärzung  oder  Herabsetzung 
des  Konkurrenten  und  seiner  Waren  (dönigre- 
ment);  die  Irreführung  des  Publikums  Ober 
die  Herkunft  der  eigenen  Waren,  insbesondere 
durch  den  vriderrechtlichen  Gebrauch  fremder 
üntersch^dungszeichen  (enseigne ,  figure,. 
tableau,  marque  de  fabrique  usw.);  Täuschung 
des  Publikums  über  den  Wert  der  eigenen 
Ware,  insbesondere  durch  unbegründete  An- 
preisungen, namentlich  durch  falsche  An- 
gaben Über  Auszeichnungen  u.  d^. 

Neben  der  geno^ellen  Vorschrift  des  Art. 
1382  Code  dvil  ist  sodann  noch  durch 
Spezialgesetze  der  Wettbewerb  mittels  An- 
fflbe  unrichtiger  Herknnftsbezeidinmigen  der 
Waren  sowie  mittels  Nachahmung  fremder 
Warenbezeiclinungen  (marque  de  fobrique) 
verboten  worden. 

In  ähnlicher  Woise  haben  dann  im  Laufe 
des  vorigen  Jahrhunderts  auch  die  übrigen 
Staaten  des  europäischen  Kontinents  Schutz- 
maßregeln gegen  einen  u,  W.  eingeführt ; 
das  Deutsche  Reich  zunächst  durch  das 
Markenschutzgesetz  v.  30./XI.  1874  und  das 
Gesetz  betr.  den  Schutz  der  Warenbezeich- 
nungen V.  12./V.  1894  —  vgl.  den  Art. 
„Warenbezeichnungen"  —  und  neuerdings 
diurch  das  Gesetz  „zur  Bekämpfung  des 
u.  W."  V.  27./V.  1896  (RGBl.  S.  145). 
Es  herrscht  nun  lebhafter  Streit  in  der 
juristischen  Theorie  darüber,  wie  die  Vor- 
schriften über  den  u.  W.  in  das  privat- 
rechtliche  „Sj'stem"  einzureihen,  welcher 
Rechtskategone  sie  hinzuzuzählen  sind. 
Daß  sie  in  keine  der  gewohnten  Scha- 
blonen des  römischen  Rechts  hineinpassen^ 
ist  ohne  weiteres  klar ;  aber  wenn  maa 
sich  damit  begnügt,  zu  behaupten:  „Rechte 
sind  diese  Dinge  nicht'' ;  sie  bilden  „Stücke 
des  Verwaltungsrechts'"),  so  kommt  man 


>)  0.  Uayer:  Die  concnrrence  d^loyale,  in 
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mit  dieseQ  Bemerkuagen  nicht  weiter. 
Am  meisten  Anklang  hat  noch  die  Meinung 
Oierkes  (D.  Privatrecht.  Bd.  I  S.  714)  ge- 
funden, der  den  Schutz  gegen  „u.  W."  als 
einen  Ausfluß  des  „PersönUchkeitsrechts'' 
bezeichnet.  Aber  die  Ansdehnung.  welche 
die  Bekämpfung  des  u.  AV.  in  der  deutschen 
Gesetzgebung  gefunden  hat,  ist  eine  so 
weitgehende,  daß  der  von  ihr  gewährte 
ßechtsschut7,  nicht  als  ein  bloßer  Schutz 
-der  ,,PerBÖnlichkeit"  bezeichnet  werden 
kann.  Denn  nicht  bloß  eine  durch  den  u.  W. 
in  ihrer  Persönlichkeit  angegriffene  oder 
beeinträchtigte  Privatperson,  sondern 
audi  „Verbände  zur  Förderung  ge- 
werblicher Interessen"  können  eine 
zivil-  und  stra&echtliche  Verfolgung  des  u.  W. 
betreiben. 

Wir  können  deshalb  den  „u.  W.''  nicht 
als  ein  gegen  den  Einzelnen,  sondern  nur 
als  ein  gegen  die  Oesellschaft  als  solche 
gerichtetes,  also  „antisoziales"  Verhalten  be- 
zeichnen, das  darauf  abzielt  oder  geeignet 
ist,  den  gewerblichen  Kampf  ums  Dasein 
mit  unzulässigen  Mitteln  zu  verschärfen. 
Das  Bechtsgut,  das  durch  die  Bekämpfung 
des  u.  W.  geschützt  werden  soll,  läßt  sich 
als  „i-edlicher  Verkehr",  ja  im  letzten  Grunde 
als  „sozialer  Friede"  bezeichnen,  insofern 
das  Verbot  des  u.  W.  darauf  abzielt,  die  i 
Interessengegensätze  und  Kämpfe  zu  mildern. 
Während  aber  nach  der  Fassung  des  fran- 
zösischen Hechtssatzes  anzunehmen  ist,  daß 
den  unlauteren  Wettbewerber  stets  ein  ge- 
wisses Verschulden  treffen  muß,  ist  da- 
gegen nach  deutschem  Recht  ein  Verschulden 
desselben  nicht  für  alle  Fälle  erforderlich, 
wenn  man  dies  nicht  schon  in  der  —  wenn 
auch  in  gutem  Glaubeo  erfolgenden  —  An- 
wendung der  vom  Gesetz  verpönten  Kon- 
kurrenzmi'ttei  finden  wilL  Tatsäch- 
lich wird  allerdings  in  der  Regel  der  un- 
lautere Wettbewerber,  der  sich  der  vom 
Oesetz  verpönten  Mittel  bedient,  davon  auch 
nicht  ohne  sein  Verschulden  Gebrauch 
machen;  rechtlich  dagegen  ist  er  in 
einem  Falle  auch  selbst  d^n  verantwort- 
lich, wenn  ihm  ein  solches  nicht  nach- 
gewiesen werden  kann,  wftlirend  allerdings 
in  allen  übrigen  Fällen  seine  zivil-  und 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  von  dem 
Nachweis  seines  schuldhaften  Verhaltens 
abhängig  ist 

Demnach  wird  man  nach  deutschem 
Recht  den  u.  W.  zu  der  Zahl  der  ,,uner- 
laubten  Handlungen"^),  im  weiteren  Sinne 

^Toldschmidtfl  Zeitschrift  für  Handelarecht,  Bd.  26 

8.  435.  437fff.  t 
')  Nach  dem  Vorgang  des  BGB.  —  vgl.  die 
f  eberscbrift  des  25.  Titels  des  2.  Bnches  und 
die  835,  840  Abs.  1  —  verstehe  ich 

outer  „unerlaobten  Uaudlungen"  alle  von  nach- , 


zu  zählen  haben,  mag  dem  u.  W.  nun  ein 
Verschulden  des  Täters  zugrunde  liegen 
oder  nicht. 

Vom  Standpunkte  des  Nationalökonomen 
aus  hat  SchäfFle  den  u.  W.  sehr  zutreffend 
unter  die  „Lehre  von  den  ausschließende 
Absatzverhältnissen"  eingereiht,  wodurch  die 
volkswirtschaftliche  Bedeuttmg  der  Bekäm- 
pfung des  U.AV,  am  besten  gekennzeichnet  ist. 

2.  Rechtsxnatand  im  Dentschea 
Reiche.  Der  g^nwärtige  Rechtsznstaod 
im  Deutschen  Reiche  beruht  hauptsächlich 
auf  dem  schon  oben  erwähnten  am  IJVB. 
1S96  in  Kraft  getretenen  Q,  v.  27.'V.  lS9t). 
das  gegenwärtig  durch  das  0.  v.  13/V.  1894 
zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen,  ins- 
besondere dessen  §§  14  und  15,  sowie  die 
§§  17 fg.,  insbesondere  §  37  des  nenmi 
(Art.  27  des  alten)  HGB.  und  seit  dem  LI 
1900  auch  durch  die  §§  12,  824,  S2Ö  BGB 
ergänzt  wird.  Danach  sind  die  GruudzQge 
der  in  bezug  auf  den  „u.  W."  und  dessen 
Bekämpfung  geltenden  Rechlsr^eln  etwa 
folgende : 

a)  Den  Schutz  des  G.  v.  ?7.,T.  1896 
kann  jeder  Konkurrent  des  „unlauteren 
Wettbewerbers",  d.  h.jeder  Gewerbetreibende 
in  Anspruch  nehmen ,  der  Waren  oder 
Leistungen  gleicher  oder  verw^andter  Art 
I  heretellt  oder  in  den  geschäftlichen  Verkehr 
bringt,  sofern  er  im  Deutschen  Elciche  eine 
Hauptniederlassung  besitzt  oder  in  dem  aus- 
ländischen Staate,  in  welchem  sich  die>e 
befindet,  deutsche  Gewerbetreil»ende  nach 
einer  im  Reiclis^setzblatt  enthaltenen  Be- 
kanntmachung emen  den  Vor&^'hriften  des 
Deutschen  Reiches  entsprechenden  Rechts- 
schutz genießen  (vgL  dsfflber  unten  sub  i\. 

Die  sog.  „Unterlassun^klage"  —  (dar- 
über s.  sub  d)  —  sowie  die  in  §  4  des  Ge- 
setzes voi^esehene  Strafklage  kann  auch  von 
„Verbänden  zur  FOrdenmg  gewerblicher 
Interessen"  geltend  gemacht  werden,  die 
als  solche  in  bürgerlichen  Rechtsstr^iUg- 
keiten  klagen  können.  Da  gemäß  §  50  ZPO. 
nicht-rechtsfähige  Vereine  nicht  klagend  auf- 
treten können,  so  werden  derartige  Ver- 
bände, soferu  sie  keine  auf  einen  wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb  gerichtete  Zwecke 
verfolgen,  zunächst  durch  Eintragung  in 
das  Vereinsregister  des  zuständigen  Amtir- 
gerichts  sich  die  Rechtsfähigkeit  verschaffen 


teiligen  Rechtsfolgen  irgendwelcher  Art  be- 
gleiteten Tatbestände,  die  nicht  recbtageKhifl* 
lieber  Katnr  sind,  gleichviel,  ob  sie  dorch  esn 
Verschulden  bervorgenfen  wordei  oder 
nicht.  Im  Gegensatz  dazn  kann  man  di«  rcr* 
schuldeten  Tatbestände  dieser  Art  als  .ob- 
rechte  Tat''  bezeichnen,  so  dafi  aisu  der  Ans- 
drnck  „unerlaubte  Handlunx'  den  „Gtltaag»- 
begrifE",  das  Wort  „unrechte  Xat"  dsMra  des 
Art  begriff  bildet  ivoi.  auch  ERO.  in  ZS.  ram 
20/in.  190Ö;  CO,  300). 
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mXkssen  21,  55 fg.  BOB.),  falls  ihnen 
nicht  kraft  Beichsrechts  ohne  -weiteres  die 
Kechtsfahigkeit  zukonunt,  wie  dies  z.  B.  bei 
eiogetrageoen  Erwa-bs-  und  Wirtsehafts- 
genossenschaften  oder  bm  lanuagen  und 
InntingSTerl^den  der  Fall  is^ 

Die  durch  §§  13,  824,  826  BGB.  und 
§  37  HGB.  gewahrten  Bechtsbehelfe  kann 
jeder  geltend  machen,  der  durch  die  ver- 
pönte Handlung  betroffen  ist. 

b)  Als  unzulässige  Wettbewerbsmittel 
bezeichnet  nun  das  Gesetz:  den  Reklame- 
schwindel,  die  QuautitätsverachleieruDgen, 
<lie  Herabsetzung  des  Konkurrenten  {Betriebs- 
oder Kreditschäaigxuig),  den  Namen-,  Virmen- 
oder  Zeichenmißbrauch  und  endlich  die  Be- 
nutzung fremder  Geschäfts-  oder  Betriebsge- 
heimnisse. <t)  Reklameschwindels 
macht  sich  schuldig,  wer  in  Öffentlichen 
oder  für  einen  grö&ren  Personenkreis  be- 
stimmten Mitteilungen  über  geBchäftliclie 
Verhaltnisse  nach  irgend  einer  Richtung, 
z.  B,  aber  die  Beschaffenheit,  die  Her- 
stellungsart oder  die  Preisbemessuog  von 
Waren  oder  gewerblichen  Leistimgen,  über 
die  Art  des  Bezuges  oder  die  Bezugsquelle 
von  Waren,  über  den  Besitz  von  Auszeich- 
nungen, über  den  Anlaß  oder  den  Zweck 
eines  Verkaufs  unrichtige  Angaben  tatsäch- 
licher Art  macht  oder  unrichtige  bildliche 
Darstellungen  verbreitet  oder  •  sonstige  der 
Wahrheit  zuwiderlaufende  Veranstaltungen 
trifft,  die  geeignet  sind,  den  Anschein  eines 
besonders  gOnsti^n  Angebots  hervorzurufen. 
In  dieser  Hinsicht  ist  seitens  der  Gewerbe- 
treibenden darüber  Klage  ertioben,  daß  das 
Gesetz  der  Veranstaltung  schwindelhafter 
Ausverkaufe  nicht  hinlbiglich  entge^ntrete, 
zumal  seitdem  das  RG.  in  der  E.  in  StrS. 
V.  21.'IX.  18Ö7  (30,  256)  die  Znlassigkeit 
des  Kachschiebens  von  Waren  in  geringem 
Um&nge  nicht  als  einen  strafbaren  Verstoß 
gegen  das  Gesetz  bezeichnet  hat.  ii)  Eine 
t^uantitatsverschleierungliegt  dann 
vor.  wenn  jemand  den  vom  Bundesrat  zu 
treffenden  Anordnungen  zuwiderhandelt,  wo- 
nach bestimmte  Waren  im  Einzelverkehr 
nur  in  voigeschriebenen  Einheiten  der  Zahl, 
<ler  Länge  und  des  Gewichts  oder  mit  einer 
auf  der  Ware  oder  ihrer  Aufmachung  an- 
zubringenden Angal«?  über  Zahl,  l&oee  oder 
Gewicht,  {Bier  in  Flaschen  oder  Krügen 
unter  Augabe  des  Inhalts),  gewerbsmäßig 
verkauft  oder  feilgehalten  werden  dürfen. 
Bis  jetzt  hat  der  Bundesrat  zwei  derartige 
Anordnungen  erlassen ,  nämlich  Beslim- 1 
mungen  für  den  Kleinhandel  mit  Garn : 
(Bek.  V.  20./XI.  1900,  RGBl.  S.  1014,  ab-l 
geändert  durch  die  Bek.  v.  17.  XI.  1902,  J 
RGBl.  S.  278)  und  Bestimmungen  für  den  i 
Kleinhandel  mit  Kerzen  (Bek.  v.  4.  Xll.  19ol,  I 
RGBl.  S.  494).  '/)  Der  §  824  BGB.  verjiönt  1 
ganz  allgemein  die  Kreditschadigung, | 


die  dann  vorliegt,  wenn  jemand  eine  Tat- 
sache behauptet  oder  verbreitet,  die  geeignet 
ist,  den  Kredit  eines  anderen  zu  gef^iraen 
oder  sonstige  Nachteile  für  de^n  Erwerb 
oder  Fortkommen  herbeizuführen,  und  zwar 
gleichviel,  ob  dies  zu  Zwecken  eines  u.  W. 
geschieht  oder  nicht  Dagegen  beschränkt 
§  6  des  G.  v.  27JV.  1896  die  Kredit-  und  Ge- 
schaftsherabsetzung  auf  den  Fall,  in  welchem 
zu  Zwecken  des  Wettbewerbes  seitens  eines 
Gewerbetreibenden  über  das  Erwerbsge- 
schäft eines  anderen  oder  über  die  Person 
des  Inhabers  oder  Leiters  .des  Geschäfts 
oder  über  die  Waren  oder  gewerblichen 
Leistungen  eines  anderen  nicht  en\-eisiich 
wahre  Behauptungen  tatsächlicher  Art  auf- 
gestellt oder  verbreitet  werden,  die  geeignet 
sind,  den  Beirieb  des  Geschäfts  oder  den 
Kredit  des  Inhabers  zu  schädigen.^)  Wäli- 
rend  §  12  BGB.  ganz  allgemein  verbietet, 
daß  ein  fremder  Name  gegen  das  Inter- 
esse des  Berechtigten  gebraucht  wird,  und 
während  §  37  des  BGB.  gegen  den  \m- 
befugten  Gebrauch  einer  kaufmännischen 
Firma  Rechtsschutz  gewährt ,  untersagt 
g  8  des  G.  V.  27.  V.  189G  den  (Jebrauch 
eines  Namens,  einer  Firma  oder  der  be- 
sonderen Bezeichnungeines  Erwerbsgeschäfts, 
eines  gewerblichen  Unternehmens  oder  einer 
Druckschrift  nur  für  den  geschäftlichen  Ver- 
kehr und  nur  für  den  Fall,  daß  dies  in  einer 
Weise  geschieht,  die  darauf  berechnet  imd 
geeignet  ist,  Verwechslungen  mit  dem  Namen 
der  Firma  oder  der  besonderen  Bezeichnung 
hervorzurufen,  deren  sich  ein  anderer  be- 
fugterweise  bedient.  —  Die  §§  14  und  15 
des  G.  V.  12VV.  1894  endlich  suchen  dem 
n.  W.  durch  den  Mißbrauch  fremder  Namen, 
Firmen  oder  Zeichen  in  der  Weise  zxi 
steuern,  daß  sie  die  wHderreohtlicbe  An- 
bringung fremder  Namen,  Firmen  oder  ge- 
setzlich geschützter  Warenzeichen  auf  Waren, 
deren  Verpackung  oder  Umhüllung  oder  auf 
Ankündigungen,  Preislisten, Geschäftsbriefen, 
Emi)fehiungen,  Rechnungen  oder  dgl.  ver- 
bieten und  überdies  untersagen,  die  vor- 

fed  achten  Gegenstände  zum  Zwecke  der 
äuschung  in  Handel  und  Verkehr  ohne 
Genehmigung  des  Berechtigten  mit  einer 
Ausstattung  zu  versehen,  die  innerhalb  der 
beteiligten  Verkehrskreise  als  Kennzeichen 
gleichartiger  Waren  eines  anderen  gilt. 
(Vgl.  das  Nähere  noch  in  dem  Art.  „Waren- 
bezeichnungen".) f)  Mit  ganz  besonderer 
Schärfe  wendet  sich  das  Gesetz  gegen  die 
Benutzung  fremder  Betriebs-  und  Ge- 
schäftsgeheimnisse.   So   verpönt  es 

>)  Hatte  der  Mitteilende  oder  der  Empfänger 
der  Mitteilung  an  dieser  ein  berechtigtes  Inter- 
esse, so  kann  der  erstere  wegen  Kredit-  oder 
Betrlebsscbädignng  nicht  Enr  Verantwortung 
gesogen  werden. 
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schon  den  Versuch,  einen  anderen  zur 
Mitteilung  von  Betriebs-  und  Oeschftfts- 
geheimniBsen  eines  Konkurrenten  zu  be- 
stimmen, während  eu  den  Veixat  derartiger 
Gehdmnisse  aowoU  auf  sdten  des  im  Ge- 
sohftftabetriebe  als  AngKtellter,  Arbiter 
oder  LehrÜDg  tätigen  Verräters  wie  auf 
sdten  des  Konkurrenten,  der  sich  selbst  die 
dxaxh  Verrat  oder  auf  sonstige  un^aubte 
Weise  erlangte  Kenntaiis  zum  Zwecke  des 
Wettbewerb^  zu  Nutzen  macht  oder  an 
Dritte  mittmlt,  mit  b^nders  schweren 
Strafen  ahndet. 

c)  Besondere  Bedeutung  hat  der  §  826 
BGB.,  der  eine  sog.  generalis  clatisula  ent- 
hält, die  neben  dem  G.  v.  27./V.  1896 
überall  da  zur  Anwendung  kommt,  wo  der 
spezielle  Tatbestand  dieses  Gesetzes  versagt 
Indem  nämlich  §  826  bestimmt,  daß,  wer 
in  einer  ^gen  die  guten  Sitten  verstofienden 
Weise  einem  anderen  vor^tzlich  Schaden 
zufügt,  diesem  schadensersatzpflichtig  ist, 
will  die  Vorschrift  recht  eUentlich  den  u.  W. 
in  jeglicher  Gestalt  und  Ibrm  trefTen.  Die 
Pnucis  gewährt  auf  Grund  dieser  Bestim- 
mung nicht  bloß  die  Schadensersatz-,  sondern 
auch  die  Fnterlassungsklage  (ERG.  v.  11./1V. 
1901  [48,  lUJ;  V.  IL/Xll  1902  [53,  171]). 

d)  Die  Rechtsfolgen  des  u.  W.  sind 
teils  zivil-,  teils  strafrechtlicher 
Natur ;  die  zivilrechtüchen  Ansprüche  gehen 
bald  auf  Unterlassung,  bald  auf  letztere 
und  Schadensersatz;  die  Strafen  bestehen 
in  Geld-  oder  Freiheitsstrafen  und  in  einer 
an  den  Verletzten  auf  dessen  Antrag  zu 
entrichtenden  Buße  bis  zu  10000  M.,  deren 
Zuerkennung  aber  die  Geltendmadiung  eines 
jeden  Entschädigun^sanspntchs  im  Zivil- 
prozeßw^  ausschließt  Die  Strafverfol- 
gung tritt  —  abgesehen  von  dem  Falle  der 
Quantitätsverschleierung  —  nur  auf  An- 
trag ein. 

Sowohl  im  Zivil-  wie  im  Strafverfahren 
kann  außerdem  durch  das  richterliche  Urteil 
gemäß  §  13  des  Gesetzes  die  öffentliche  Be- 
kanntmachung der  Verurteilung  oder  der 
Freisprechung  oder  Abweisung  der  Unter- 
la^uQgsklage  angeordnet  werden.  Dem- 
jenigen, der  in  einem  wegen  Unterlassung 
von  Keklamesch Windel  (§  1  d.  G.),  von  Heralv 
Setzung  des  Konkurrenten  (§  6)  oder  von 
Firmen-^  Namen-  oder  Zeidienmißbrauch 
(§  8)  angestrengten  Zivilprozesse  obsiegt, 
gleichviel  ob  der  Kläger  oder  der  Beklagte 
Sieger  ist,  kann  von  dem  Gerichte  die  Be- 
fugnis zugesprochen  werden,  die  Urteilsformel 
innerhalb  bestimmter  Frist  auf  Kosten  der 
unterlegenen  Partei  Öffentlich  bekannt  zu 
machen. 

Im  einzelnen  gilt  folgendes :  «)  Die  { 
UnteriasBungsklageistin  denoben  unter  j 


ha,  y^)  9  und  c  erörterten  fWen  begründet 
ß)  Neben  oder  (nach  der  Wahl  des  Be- 
rechtigten) statt  derselben  kwin  ein  An- 
H>nich  auf  Schadensersatz  (die  sogt. 
Schadensklage)  in  den  EUlen  hy  nnd  c  otu 
in  denen  des  §  8  des  6.  t.  27JV.  1896  and 
der  §§  14  und  15  des  G.  t.  12./V.  1894  - 
s.  oben  —  ohne  woteres  geltend  ffi- 
macht  werden,  in  dem  Falle  ba  dagegen 
nur  dann,  venu  der  Schuldige  die  Co- 
riohtigkdt  seiner  Angaben  kannte  oder 
kennen  mußte  >),  wenn  er  sich  also  aus  Vo^ 
satz  oder  grober  Fahrlässigkeit  eines  Reklame 
Schwindels  schuldig  gemacht  hat.*)  Ebenso 
setzt  die  Geltendmachung  eines  E^tschidi- 
gUD^anspnichs  aus  §  12  BGB.  und  §  37 
HGB.  voraus,  daß  den  Zuwiderhanddoden 
ein  gemäß  §  823  Abs.  2  BGB.  veitretbsi» 
Verschulden  trifft,  y)  Eine  Schadens- 
klage kann  femer  im  Falle  b«  g^en  alle 
Schuldigen  dann  geltend  ^macht  werdea. 
wenn  es  nicht  bloß  bei  einem  Versuch 
geblieben,  sondern  das  Betriebs-  oder  Ge- 
schäftsgeheimnis durch  Verrat  oder  sonstige 
imerlaubte  Mittel  zur  Kenntnis  eines  Dritten 
gelangt  ist  S)  Die  Strafverfolgung  findet 
in  der  Regel  im  Wege  der  Privatkuge  — 
und  alsdann  stets  vor  den  Schöffengerichten 
—  statt;  im  Wege  der  öffentlichen  Klage 
nur  dann,  wenn  dies  nach  Ermessen  der 
Staatsanwaltschaft  im  Öffentlichen 
Interesse  liegt,  e)  Die  Quantitäts- 
verschleierung (oben  b.^)  wird  nnr 
strafrechtlich  geahndet  und  zwar  mit  Geld- 
strafe bis  zu  150  H.  oder  mit  Haft  Im 
Falle  ß  e  (Verrat  von  Geschäft &•  und  Be- 
triebs^heimnissen)  tritt  stets  Krirainalstiafe 
ein,  die  sidi  auf  Geldstrafe  bis  zu  2000  M. 
oder  9  Monate  Gefängnis  (Versuch  der 
ErUngung  von- Geheimnissen),  bezw.  airi 
3000  M.  Strafe  oder  1  Jahr  OefltngDis 
(vollendeter  Verrat  u.dgL)  behuifeo  kaDB. 

Der  Beklameschwindel  und  die  Herab- 
setzung der  Konkurrentoi  (b  a  und  sad 
nur  dann  strafbar,  wenn  die  diuch  das  0. 
V,  27.. V.  1896  verpönten  Angaben  wider 
besseres  Wissen  gemacht  werden,  nod 
zwar  das  erstere  Vergehen  mit  Geldstrafp 
bis  zu  1500  M.,  beim  Vorli^n  eines  KQck- 


')  Für  den  Fall  Am  ^  m  BOB.  hat  xvu- 
daa  Gesetz  eine  UDterlassongsklage  nicht  «at- 
drücklich  vorgesehen;  man  mrd  Hberden  Ver 
letzten  eine  solche  wohl  uDfaedenUieh  —  ab 
das  minas  —  gewKhren  kOnnea. 

')  Gegen  Bedakteare,  Verleger,  Drucker  oder 
Verbreiter  von  periodischen  Dnick»chrifte&,  ia 
welchen  die  unwahre  Reklame  veröffentlicht  iit, 
kann  ein  Anspruch  anf  Schadeaaemti  sieht 
wegen  blofier  Fahrlässigkeit,  aosden  iv 
dann  gelteud  gemaeht  werden,  wm  ne  dl* 
Unrichtigkeit  der  Angaben  kannten,  rieh  ab« 
wiaaentlieh  u  dm  ReUÜneMhwiBdel  he* 
teiligt  habea. 
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Mb  neben  oder  statt  derselben  mit  Haft 
oder  OettngttiB  bis  za  6  IConateD,  das 
letztere  Yesvehen  mit  derselben  Oeldstiafe 
oder  mit  Geftognis  bis  zu  änem  Jahre. 
17)  Der  Urmenmifibraaoli  kann  gem&B  f%  37, 
14  HOB.  mit  dner  Ordnungsstrafe  bis  zur 
Hfilie  von  300  3f.  getroffen  werden;  erfolgt 
die  AnbringUDg  fremder  Namen,  firmen 
oder  Warenzeichen  wider  besseres  Wissen 
in  einer  datt;h  §  14  des  O.  v.  12;V.  1894 
verpönten  Weise  oder  wird  dem  §  15  dieses 
Gesetzes  zuwidergehandelt  (Anwendung 
fremder  Ausstattung  in  Tänschungsabsicht), 
80  trifft  den  Schuldigen  im  ersteren  Falle 
eine  Geldstrafe  von  150  bis  5000  M.  oder 
eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  6  Monaten,  im 
letzteren  eine  solche  von  100  bis  3000  M. 
oder  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  3  Monaten. 

3, Bechtiinstand im  Anslande.  a)0e8terr 
reich-Ungarn.   In  Oesterreich  sind  die 

fesetzlichen  Vorschriften  Ober  den  u.  W.  in  §  1295 
es  Oesterreichischen  BQrgerlichen  Gesetzbuchs, 
in  den  B^timmimgea  des  HOB.  Uber  den  FinneD- 
nifibranch,  in  dem  HarbenBchntzgesets  v.  6./I- 
1890  nebst  NoreUe  Tom  SO./Vll.  1895  —  a. 
Art  „Wuenbezeichutinflen''  sab  III  —  und  in 
dem  Gesetz  betr.  du  Begelmig  der  Avsrer- 
känfe  T.  16./I.  1895  enthalten.  Ein  Smzial- 
geaetc  gegen  die  BekSmpfnng  des  v.  'n .,  wie 
m  Deutschland,  tat  10  Vorbereitung,  aber  noch 
nicht  zur  Verabschtedongp  gelangt.  Am  34./IV. 
1906  ist  dem  Abgeordnetenhanse  ein  Gesetz- 
entwurf vorgelegt,  dem  das  deutsche  G.  Uber 
den  n.  W.  zam  Vorbilde  gedient  hat.  Dieser 
Gesetzentwurf  richtet  siai  gegen  wabrheit- 
widri^  Anpreisanjren,  gegen  die  Anmaßung 
und  den  Hißbraaco  von  Unteraehmenskenn- 
zeicben,  gegen  die  HerbeifQbrang  von  Ver- 
wecbalongen  im  geschäftlichen  Verehr,  gegen 
die  Herabsetzung  geachftfUicher  Unterneh- 
mungen, gegen  den  Verrat  und  andere  Ver^ 
letznngrä  von  Geschäfts-  und  Betriebsgebeim- 
nissen,  gegen  das  Gutschein-  oder  Schneeballen- 
system,  gegen  die  Anmaflang  von  Auszeich- 
nungen and  Vorrechten.  In  emem  besonderen 
§  16  ist  endlich  jede  bei  dem  Betriebe  eines 
«eschäftlicben  Unternehmens  vorgenommene 
Handlang,  die  gegen  die  guten  Sitten  grOblicb 
verstoßt  und  geeignet  ist,  den  geschäftlichen 
At»ata  oder  sonst  den  Geschäftsbetrieb  eines 
oder  mehrerer  Mitbewerber  zu  beeinträchtigen, 
als  Q.  W.  charakterisiert  In  Ungarn  gelten 
die  GG.  Gesetzartikel  2  vom  Jahre  1890 
(G.  V.  4./16./II.  1890)  nebst  Novelle  v.  30./VII. 
L/VIIL  1895,  Gesetzartikel  41  vom  Jahre  1895 
(Markenschutzgesetze)  sowie  Gesetzartikel  24 
vom  Jahre  1893  Ober  die  richtige  Bezeichnung 
des  Quantitäteninhalta  der  in  Paketen  ver- 
kaaften  Waren,  b)  In  Frankreich  dienen 
der  Bekämpfung  des  u.  W.  neben  der  generellen 
Vorschrift  des  Art.  13H2  Code  civil  nnd  der 
auf  Gmnd  desselben  ansgebitdeten,  in  dem 
Schutze  gc^en  unlauteres  Geschäftsgebaren 
tehr  weitgehenden  Praxis  die  GG.  v.  28.|VII. 
1824,  23./VI.  1857,  7.,/V.  1890  und  9./n.  1895 
nebst  den  Dekr.  v.  n./II.  1891  und  18/V.  1894, 
dnreh  welche  der  Mißbraach  mit  unrichtigen 
Herkonftsbezeidinmigen    oder    mit  fremden 


Fabrik-  nnd  Handelsmarken  sowie  FälM^nngen 
auf  dem  Gebiete  der  Kunst  auch  strafrechtuch 
geahndet  werden  (vgl.  darttber  das  frfthere 
oben  snb  1).  c)  In  England  beruht  die  Be- 
kämpfung des  n.  W.  teils  auf  der  Bechtsprechung, 
teils  auf  den  im  Art.  „Warenbezeichnungen'* 
sab  III  loc.  cit  erwähnten  Gesetzen,  d)  Aebn- 
lich  wie  in  Frankreich  ist  die  Bekämpfung  des 
n.  W.  in  Belgien  nnd  Italien  sowie  in  der 
Schweis  gengelt  la  der  letaleren  hat  der 
Art.  60  des  Bundesgesetses  Ober  das  Oblhra- 
tionenrecht  v.  14./VX  1881  eine  dem  Art.  1S82 
entsprechende  Beistimmung,  die  auch  hier  zu 
einer  weitgehenden  Attabildnng  durch  die  Becht- 
sprechung geführt  hat.  Daneben  gilt  noch  das 
Bundesgesetz  v.  26./IX.  1890  betr.  den  Schutz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken,  der  Herkunfts- 
bezeicbnungen  von  Waren  nnd  der  gewurb- 
licben  Auszeichnungen  nebst  Ausf.-Verordn.  v. 
7./IV.  1891.  In  einzelnen  Kantonen  wie  z.  B. 
Basel,  Lozem  uid  Freiburg  gelten  Sonder^ 
gesetze  gegen  den  n.  W. 

4.lHteniAtionale8Reeht,  Die  internationale 
Uebereinkunft  zum  Schatze  des  gewerblichen 
Eigentums  vom  20./III.  1883  hat  durch  Art.  10  b 
der  Brüsseler  Znsatzakte  vom  14./XII.  1900 
{BGBl.  1903  S.  167)  folgende  för  den  u.  W. 
bedeutsame  Einschaltung  erhalten:  .Die  unter 
der  Uebereinkunft  stehenden  Personen  (Artt.  2 
n.  3)  sollen  in  allen  Verbandsstaaten  den  den 
Staatsangehörigen  gegen  den  u.  W.  zngesicherten 
Schutz  genießen."  N  ach  dieser  von  Belgien,  Italien, 
Frankreich,  Portugal,  Dänemark,  Deutsches 
Reich,  Schweden,  Korwegen,  Schweiz,  Nieder- 
lande, GroBbfitannien,  Vereinigte  Staaten  von 
Nordamerika,  Japan,  Tunis,  Brasilien  rati- 
fizierten Znsatzakte  genießen  alle  StnatsbOrger 
der  Vertragsstaaten,  sowie  alle  Personen^  die 
in  dem  Gebiete  eines  Verbandsstaates  ihren 
Wohnsitz  oder  ihre  gewerbliche  oder  Handels- 
niederlassung haben,  den  den  Inländern  zu- 
stehenden Iwchtsschutz  gegen  u.  W. 

Literatur  i  (hutav  Mayer,  De  la  etmewrrenee 
deloyale,  Ptirit  1879.  —  O.  Mayer,  Die  eon- 
currenee  diloyale ,  GoldtchmidJs  ZeiUchr.  f. 
HandeUreeht,  Bd.  XXVl  (1381),  K  363/g.  — 
Mein,  Die  betriigUcIte  Stuhahmung  de»  Nament 
und  der  Fabrikmarke,  Zürich  188S.  —  O. 
fVaneIcel,  Die  Bestimmungen  des  Otterreicki- 
sehen  Rechts  gegen  unlauteren  Wettbewerb,  Wie» 
1884.  —  Braunstein,  Der  Schulz  de»  Fabrik»' 
und  Geseh^fiigeheimni»te» ,  Wien  1887.  — 
Jfaresdk,  ViAer  geietzliehen  Schutt  gegen  wn- 
lautere  lüntiurren»,  Wien  1890.  —  MamU- 
Joubert,  De  Ja  concurrence  deloyal«.  Pari» 
1890.  —  Träger,  Der  Uckutt  gegen  unlautere 
Konkurren»  im  Gebiete  de»  preuß.  allgem.  Land- 
rechts, GruekoU  Beiträge,  Bd.  XXXVI  (189Sj, 
S.  196fg.  —  Alexander-KaUc,  Die  unredliche 
KonkurreTtx,  Berlin  189S.  —  Bachem,  Der  un- 
lautere Wettbewerb  in  Handel  und  Gewerbe  und 
dessen  Bekämpfung,  Köln  1S9S.  —  A.  Ptoeque, 
De  la  concurrence  dcio}/<üc  par  homonymie,  Paris 
139g.  —■  Bachem,  Wü  ist  dem  unlauteren  WeU- 
bcwerb  in  Jfandd  und  Verkehr  xu  begegnen  t 
Köln  1393.  —  KoMer,  Treu  und  OlenAe*  m 
Verkehr,  Berlin  1898.  —  Deraelbe,  Ueber  den 
unlauteren  Wettbeirerb  und  seine  Behandlung 
im  Recht,  Nette  Deutsche  Rund»chau,  Bd.  V, 

.  /r<A  IJ  (1894).  —       9tnumf  Die  concurrence 
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dÜojpUe,  ihr  Begriff  und  ihre  Behan^ng  im 
Zivil-  und  iärafreckt,  Bern  1894.  Al^ander- 
Kntg  und  Sehei'er,  Empfiehlt  neh  ein  all' 
gemeiner  Reekiteehutz  gegen  unlatUeren  Welt- 
.btH^f  Verhandl.  d.  ^3.  deuttehrn  Jnritten- 
taget  1895,  Bd.  I,  S.  127 fg.,  i26/g.  —  Giei-ke, 
DeuUchee  Priratreckly  Bd.  I,  S.  714.  —  Der- 
nelhe.  Der  RtchUgr^tnd  de*  Schutze»  gegen  Mti- 
laxUeren  Wettbewerb,  Zeitaehr.  f.  getcerbi.  BechU- 
erhutt,  Bd.  JV  fm.y,  .V.  109/g.  —  Böttger, 
Zur  Bekämpfung  des  uniauteren  Weltbewerb», 
BrmoueAweig  189B.  —  GewaUtg,  Die  geaeUi- 
liehen  BeatrAungen.  dea  J>eutMhm  Reichet  zur 
Bekämpfung  dea  unlauteren  WetÜteverbe,  München 
189S.  —  Jf.  SchultTf  Die  concurrence  dMnyale 
Hud  ihre  Beziehungen  zu  Snme,  Firma,  Fabrik- 
u iid  Gcsehäßageheimnie,  Zürich  1895.  —  J.  Vallo- 
ton.  La  concurrence  deloyale  et  la  eoncurrenee 
illicite,  Lausanne  IS95.  —  Levis,  Art.  „Wett- 
bewerb", H.  d.  St.,    >.  Auß..  Bd.  VJ,  N.  700fg. 

—  Rosenthal,  Art.  „Wettbewerb,  unlauterer", 
H.  d.  St..  ä.  Aufi.,  Bd.  VJ,  .S.  770 fg.  —  J, 
Bachem,  Art.  „  WeUbeu;erb,  unlauterer",  Bntder» 
Staaülexiko»,  Bd.  V  (1897),  S.  llSOfg.  —  JfiT. 
BiUtgeff  Wd»  i*t  dem  &>nkurrent*»  verboten 
und  erlaubt  f  Berlin  1896.  —  H.  MÜHmr,  Die 
Bekämpfung  dea  unlauteren  Wettbeverbt  im  Lichte 
de*  altgemeinen  Inlereaaes,  Berlin  1S97.  —  jAtbe. 
Daa  Getftz  zur  Bekämpfung  dea  unlauteren  Wett- 
bewerbe aytiematiach  dfirejeatellt,  Leipzig  1896.  — 
Kommeittare  zu  dem  G.  v.  1'.  1896  von 
Bachem  und  Äoeren,  S,  Aufl„  Leipzig  1900. 

—  Birkenbihl,  Berlin  190i;  Christiani, 
Bertin  1396;  BaMtrop,  Dretden  1896;  Engel  II, 
Bertin  1896;  Fttta,  Sannover  1896:  Crftne- 
irard,  München  1896;  Baua»,  Bertin  1896; 
HelHze,  Leipzig  1896;  J.  Xolin.  München 
1896;  Katx,  Geaetz  z%im  Schutt  der  Haren- 
bezeieknungen  und  unlauterer  Wettbewerb,  Berlin 
1899;  KunretUher,  Berlin  1896;  -II.  Meyer, 
Berlin  1896;  E.  Müller,  4.  Auß.,  FUrlk  1904; 
0»ten'ietli,  Berlin  1896:  Stephan,  S.  Auß., 
Berlin  19113;  Finger,  Berlin  1897;  Pinner, 
Berlin  190S;  PÖHcfil,  Die  Praxi*  dea  Geaettea 
zur  Bekämpfking  dea  unlauteren  Wcttbeicerbea, 
Berlin  190/f.  Gewerblicher  Reehlaachuiz  und  Ur- 
heberrecht (Zeitaehrift),  „Unlauterer  Wettbewerb", 
Jetzt  „Markentckutz  und  Wettbewerb",  Zeitaehrift, 
herauagegeben  von  Lubctynaki  u.  Wtuaermann 
aeit  1901.  —  Weitere  Ltteraturangedten  aiehe  zu 
dem  Art.  „Warenbezeichnungen". 

Xevkamp. 


Unterkänfer. 

Die  U.  der  Stftdte  des  Hittelalt^n  sind  die 
Vorlftnfer  der  modemen  Hakler  (a.  Art.  „Makler- 
wesen" oben  S,  448{g:.)-  waren  durch 
die  Stadt  konzessionierte  Agenten.  Für  viele 
Arten  des  Handelsverkehrs  wurde  eine  Anzahl 
von  Bürgern  als  „U."  vereidigt;  ohne  Ver- 
mittelung  eines  solchen  war  ein  Warenumsatz 
im  groLIen  fast  ausgeschlossen.  Teils  wnrde 
einer  bestimmten  Art  von  U.  ein  bestimmter 
Handelszweig  zugewiesen  (z.  B.  U.  für  den 
Tnchhandel,  U.  für  den  Holzhandel),  teils  worden 
U.  (wohl  baoptsächlich  in  kleineren  Orten)  für 
den  Btttdtisohen  Verkehr  Uberhanpt  oder  größere 
Gruppen  des  Verkehrs  bestellt.  Hancbe  Städte 
fQbnen  die  Sinrichtong  auch  fllr  die  Immobilien- 


veraaßemnir  ein.  Von  jedem  Teraitteiteit  Baidel«^ 
^eschäft  bezogen  die  U.  eine  vw  der  BebSrde 
im  einzelnen  normierte  GebQhr.  Der  Eigen- 
bandet  in  den  Produkten^  deren  Verkaaf  tie 
vermittelten,  und  die  Assoziation  mit  Kanfleoien 
waren  den  U.  streng  nnteraagt  Auf  dieScbnlUrn 
derselben  wälzte  die  Stadt  großenteils  die  Aiif- 
aicht  über  die  Beobachtung  der  erlaaran 
handelBpolicMIicben  Verfügungen  und  SteiMr* 
-vorschräten  (speziell  hinsicfatlicb  der  indirektes 
Stenern)  ab.  Uebrigens  wichen  die  EinricbtnngcD 
der  verschiedenen  Städte  hinsiehtlidi  der  U.  i-ft 
sehr  stark  voneinander  ab. 

Lltfimtnrt  Außer  der  Litrratw  tv  dem  An. 
„B^yer",  Bürgertum",  oben  Bd.  I,  S. 
rgt.:  OengltT,  DnUacke  Stadtrtekltaitertim", 
Erlangen  188i.  —  Traugott  Otering.  Am-/- ' 
und  fnduatrie  der  Stadt  Baeel^  Beuel  ISSß.  — 
F.  Lau,  Enlwiekelung  der  kvmmunaJeu  V"- 
faaaung  und  Verwaltung  der  Stadt  EGtn  6t» 
Bonn  1898.  —  E.  Schumann,  Ver/ammf  ■*■•■! 
ferwatlfing  dea  Ratra  in  Augsburg  v.  Ii76 — Jf  > 
(S.  190).  Kieler  Diaacrt.  r.  1905.  —  F.  IW»r«. 
Die  Bürgerapraehen  der  Stadl  Witmar  tS.lKi'J"  ■ 
Leipzig  1906.  O.  r.  Betw. 


Uoternehmen,  Untoraehmetgoviu. 

1.  Das  rntemehmen.   S.  Der  üntondmer- 

gewinn. 

1.  Das  Unternehmen.  Dem  Begrifi;- 
nach  bezeichnet  man  mit  dem  VTOTtp  l". 
die  gesamte  wirtschaftliciie  Tätigkeil  eiwr 
(physischen  oder  jurieliBcheo)  PeiK>n,  mi- 
fem  letztere  auf  ihre  eigene  Rechnung  uml 
Oe&hr  und  mit  Aussicht  anf  Gewinn  n-r- 
mittels  eines  oder  mehrerer  Betriebe  »h'' 
QHterprodnktion  fOr  fremden  Bedarf  besoi^. 
Jene  Person  ist  der  üntemehmer.  In  ODsere: 
heutigen,  auf  dem  Grundsätze  der  wirtäcbaii* 
liehen  Arbeitsteilung  (vgl.  d.  Art.  ^itieir 
siib  4  oben  Bd.  I  S.  119  fg.)  berahendeii 
Oi^uisation  der  Volkswirtschaft  ist  »i« 
Göterproduktion  für  den  Bedarf  der  eigenen 
Wirtschaft  gegenüber  derjenigen  ffir  tltsi 
entgeltlichen  Absatz  an  andere  immer  mehr 
in  den  Hintergrund  getreten;  am  meisten 
findet  sie  sich  bekanntlich  noch  in  der  Lwni- 
wirtschaft  Erat  in  neuester  Zeit  hat  duicfa 
die  häufigere  und  umfangreichere  gemein- 
wirtscbaftliche  Be&iedigimg  des  eige.va 
Bedarfes  seitens  des  Staates,  der  Gemcintioi 
usw.  jene  Art  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
wieder  eine  größere  Bedeutung  erlangt 

Der  Unternehmer  vereinigt  und  verren'ii  t 
die  produktiven  Kräfte  (Natur,  Arbei  «ni 
Kapital)  zum  Zwecke  der  Produktion  udI 
des  Absatzes  der  Qüter.  Er  stellt  eioa^^ib 
die  Besitzer  des  Grund  und  Bodens,  -iw 
Arbeiter,  die  Kapitalisten  in  den  Dienst  d<^ 
Produktion  und  sucht  andererseits  dem  je- 
weiligen Gilterbedarf  zu  entsprechen,  vr^ 
neue  Bedtirfnisbefriedigungsnuttel  aosfiofli; 
zu  machen  und  diese  für  den  GobraiK-li 
zur  Verfügung  zu  stellen.    So  steht  'ier 
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Unternehmer  tatsächlich  Im  Mittelj)Tmkte 
der  Volkswirtschaft^  Au  seine  Tätigkeit, 
seioe  Stellung  knflpft  sich  daher  naturgemäß 
eine  Reihe  besonders  wichtiger  theoretischer 
und  praktischer  ftvbleme.  Ängesidits  der 
ünTolIkommöiheit  unserer  Wirtschaft  Jichen 
ErkenntDis  Ist  es  auch  begreiflich,  daß  die 
Ansichten  hieröber  noch  vielfach  ansein- 
auder  gehen.  Die  mannigfaltigen  Ver- 
schiedenheiten der  theoretischen  Auffassung 
kennen  hier  indessen  ebensowenig  Tollständig 
ztiF  ErOrtemng  gelangen  wie  die  auf  die 
Bedeutung  des  Uotemehmers  und  des  Tater- 
nehmergewinnes  bezüglichen  materiellen 
Fragen ;  vielmehr  ist  hier  nur  auf  die  wich- 
tigsten Gesichtspunkte  hinzuweisen. 

Die  obige  Begriffsbestimmung  ist  die 
üblichste;  sie  findet  durch  die  folgenden 
Ausftihrungen  ihre  nähere  Ergänzung.  Was 
zunächst  die  Arten  der  Dnterneh- 
muDgen  anbetrifft,  so  unt^ischeideR  sich 
letztere  zunächst  in  augenßUiger  "Weise  je 
noch  der  technischen  und  wirtschaftlichen 
Art  der  Produktion,  insbesondere  auch  nach 
der  Art  der  Verwendung  der  Produktions- 
mittel in  Unternehmungen  der  Urproduktion 
(Landwirtschaft,  Bergbau  usw.),  gewerbliche 
T'ntemefainungen ,  Handels-  und  Verkehrs- 
untemehmungen  sowie  solche  für  persön- 
liche Dienstleistungen.  Bezüglich  des  ein- 
zelnen ist  hier  auf  die  Artikel  „Landwirt- 
schaft", „Be^bau",  ,,Fischerei",  „Gewerbe", 
„Handel",  .,I)ienstlei8tungen"  usw.  hinzu- 
weisen. Man  hat  weht  Bedenken  getragen, 
diejenigen  Personen,  welche  ihre  persön- 
lichen Dienste  gegen  Entgelt,  aber  ohne 
festen  Lohn  ziu-  Verfügung  stelien  (Rechts- 
anwälte, Aerzle,  Privatlehrer,  Dienstraänner 
usw.)  aJs  Unternehmer  zu  bezeichnen,  da 
bei  ihnen  eine  Vereinigung  der  Produktions- 
faktoren nicht  stattfinde ,  namentlich  die 
KapitalverwenduDg  völlig  in  den  Hintei^rnind 
trete  und  ihr  Einkommen  daher  lediglich 
als  Arbeitsertrag,  nicht  als  Üntemehmer- 
einkommen  (s.  unten)  zu  betrachten  sei. 
Ein  wesentlicher  Vorteil  ist  jedoch  mit 
dieser  B^iriffseinschränkung  wohl  kaum 
verbunden,  wenn  auch  zuzugeben  ist,  daß 
zu  den  wirtschaftlich  besondere  bedeutungs- 
vollen Unternehmungen  nur  solche  zählen 
können,  in  denen  neben  der  Arbeit  auch  das 
Kapital  in  gewissem  Umfange  prodüktiv 
tatig  ist 

Eine  weitere  Unterscheidung  der  Unter- 
n^mungen  ergibt  sich  aus  ihrer  abweichen- 
den QrOße,  welche  ihrerseite  bedingt  ist 
durch  die  mehr  od^  minder  umfangreiche 
Verwendung  von  Grund  und  Boden,  Arbeit 
und  Kapital.  Hier  zeigen  die  einzelnen 
Zweige  der  Produktion  (s,  oben)  chai-akte- 
ristischo  Unterschiede,  und  namentlich  ist 
der  Betriebsnmfang  innerhalb  der  Haupt- 
zwdge  der  Produktion  von  maßgebender 


Bedeutung  für  die  'wirtschaftlichen  uud 
sozialen  Funktionen  der  bezüglichen  Unter- 
nehmungen (vgl.  u.  a.  die  Artt.  „Groß-  und 
Kleinbetrieb"  oben  Bd.  I  S.  1128fg.  und 
„Ländlicher  Grundbesitz"  oben  S.  ä41fg.). 

Neben  den  bisherigen  wirtschaftlichen 
und  technischen  Merkmalen  kommen  für  die 
Einteilung  weiterhin  rechtliche  Momente  in 
Betracht,  und  zwar  einmal  insofern,  als 
zwischen  den  öfTentUchen  (d.  h.  dem  Staate, 
den  Kommunal  verbänden  usw.  gehörigen) 
und  den  privaten  üntemehmimgen  zu  unter- 
scheiden ■  ist  Die  wirtschaftliche  Tätigkeit 
der  Gemeinwesen  beschränkt  si«*  nämlich, 
wie  bekannt,  nicht  auf  die  Befriedigung  des 
eigenen  Bedarfes,  sondern  hat  audi,  und 
neuerdings  in  steigenden!  Maße,  die  BedarfS'- 
befriedigung  für  andere  in  ihren  Bereich 
gezogen  (Staateetsenbahnen,  kommunale  Ver^ 
kehrs-  und  BeleuchtunKsanstalten  u.  a.  m.). 
Für  die  Uebernahme  soldier  Unternehmungen 
durch  Staat  und  Gedieinde  wird,  abgesehen 
von  gewissen  EinzelßUHen^  stets  ein  Öffent- 
liches Interesse  geltend  zu  machen  sein, 
welches  11.  a.  auch  verbietet,  den  Betrieb 
und  das  finanzielle  Gebaren  lediglich  nach 
dem  für  private  Unternehmungen  maß- 
gebenden Grundsatze  des  Eigeninteress^ 
zu  gestalten  (vgl.  hierzu  u.  a.  den  Art 
„üemeindefinanzen"  sub  II,  2  oben  Bd.  I 
S.  947).  Im  übrigen  finden  die  für  die 
wirtschaftlichen  Unternehmungen  überhaupt 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  auch 
auf  die  öffentlichen  Anwendung. 

Entsprechend  den  verschiedenartigen  Be- 
dürfnissen des  wirtschaftlichen  Lebens  hat 
nun  bezüglich  der  privaten  Unternehmungen 
die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  sehr- 
mannigfaltige juristische  Formen  geschaffen. 
Von  ihnen  machen  allerdings  die  land-  und 
forstwirtschaftlichen  rnternehmungen  teils 
keinen  oder  nur  in  geringem  Umfange  Ge- 
brauch und  sind  absichtlich  teilweise  von 
dieser  gesetzlichen  Regelung  ausgeschlossen 
(vgl.  z.  B.  §  3  des  deutschen  HGB.).  Die- 
folgenden  juristischen  Formen  kommen  da- 
her hauptsächlich  für  die  gewerblichen  Unter- 
nehmungen in  Betracht.  Es  sind  diese,  ab- 
gesehen von  der  Einzeluntemehmung,  nach 
dem  deutschen  HGB,  die  offene  Handels- 
gesellschaft, die  Kommanditgesellschaft  die 
Aktiengesellschaft ,  die  Kommanditgesell- 
schaft au|  Aktien,  die  stille  Gesellschaft;, 
femer,  nach  dem  besonderen  RG.  v.  20./IV. 
1892,  die  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung ;  alsdann,  im  Deutschen  Reich  nach 
den  eittzelstaatlichen  Bestimmungen,  die 
Gewerkschaft  (nur  für  den  Bergbau),  und 
endlich,  nach  den  deutschen  reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen,  die  Genossenschaftea 
(Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften), 
welche  letztere  auch  in  der  Landwirtschaft 
weitere  Verlweitung  gefunden  haben.  Auf 
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■einzelneB,  insbesoadere  auch  auf  die  virt* 
«chaMkhe  Bedeutung  dieser  ^nzelo«!  Unter- 
Dehmungsfonnen,  braucht  hier  nidit  ange- 
gangen zu  werdra,  da  die  meisten  aer 
letztraen  unter  den  bezOglichen  Stiohworten 
in  Sonderartakeln  behandelt  sind.  AuAot- 
dem  kommen  noch  die  Ärtt.  „Firma"  und 
„Handelsgesellschaften"  in  Betiöcht 

BÜnzelDQ  der  in  Yorstehendem  genannten 
UntemehmuttKsformeu  erleichtern  es  in  ganz 
besonderem  Maße,  dafi  der  Einzelne  sich  in 
der  Hauptsache  nur  mit  seinem  Kapital  an 
der  Unternehmung  beteiligt  (als  Kommanditist, 
Aktionär,  stiller  Gesellschafter),  während  er 
die  eigentliche  Unternehmerarbeit  anderen 
überläßt.  Auch  in  der  Landwirtschaft  kommt 
dies  vor,  wenn  der  Eigentümer  sein  Gut 
Administrieren  läßt.  Man  hat  mit  Rücksicht 
hierauf  wohl  die  Unternehmer  in  arbeitende 
und  nicht  arbeitende  geschieden.  Wenn 
man  hierbei  insbesondere  auf  die  Aktionäre 
■der  Aktiengesellschaften  verweist,  so  ist 
•doch  zu  bemerken,  daß  dieselben  in  vielen 
Fällen,  namentlich  auch  bei  größeren  Unter- 
nehmungen dieser  Art,  durch  die  General- 
Tersammlung  und  sofern  ^e  Mitglieder  des 
Aufsichtsrates  sind,  auf  die  g^chfiftlicheu 
Entschließungen  einen  entscheidenden  Ein* 
£uß  ausüben. 

Auf  die  Bedeutung  des  Unter- 
nehmers im  wirtschaftlichen  Leben  vurde 
■oben  bereits  hingewiesen.  Im  ganzen  be- 
trachtet, erscheint  der  Unternehmer  bei 
unserer  privatwirtschaftUchen  Oi^anisation 
•der  Yolkswirtaohaft  als  der  Schfip£er  und 
Leiter  der  gesamten  GUtererzeugung.  Ledig- 
lich vom  Selbstinteresse  bestimmt,  sucht  er 
^seinen  BeMeb  auf  die  für  ihn  beste  und 
vorteilhafteste  Weise  anzurichten  und  seinen 
Absatz  zu  heben,  was  aber  in  gleicher  Weise 
den  Yerbrauchem  und  der  Allgemeinheit 
zugute  kommt.  Seinem  „Untemehmungs- 
geiste"  ist  ein  großer  Teil  der  neuen  Ent- 
■deckungen  und  Erfindungen  mit  zu  rer- 
■danken,  welche  die  kulturelle  Entwickelung 
in  so  außerordenüichem  Maße  gefördert 
haben.  Ihm  fallen  in  erster  Linie  die  ge- 
■schäftlichen  Gewinne  zu,  während  dieselben 
■den  Trägern  der  im  Unternehmen  ver- 
wandten fremden  Arbeit  und  des  fremden 
Kapitals  erst  mittelbar  zugute  kommen.  Er 
wird  aber  auch  in  erster  Linie  vou  den 
■wirtschaftlichen  Verlusten  und  überhaupt 
von  den  schwankenden  Konjunkturen  be- 
rührt, da  eben  auf  seine  Rechnung  und  Ge- 
fahr die  Produktion  stattfindet 

Bei  jenen  Erwägungen  bleibt  jedoch  zu 
beachten,  daß  die  oben  t}ehauptete  Harmonie 
<ler  Interessen  keine  vollständige  ist,  daß 
allerdings  nicht  selten  der  Vorteil  des 
Untemehiners  mit  dem  Wohl  der  Allgemein- 
heit im  Widerspruch  steht,  ganz  abgesehen 
<lavon,  daß  namentlich  auch  zwischen  dem 


Unt^nehmer  und  den  entlohnten  Ewbd- 
tOmera  der  Ftodaktioasfoktoren,  in^MBOuflie 
den  Arbeitern,  ein  InteressenEegenaatz  be- 
steht Die  alte  Frnhanddssdaule,  vdd» 
die  onbedin^  Harmonie  der  InteresseD 
lehrte,  war  hierin  unzweifelhaft  nicht  minder 
einseitig  als  die  sozialistische  Bicbton^, 
welche  in  der  privatwirtschaftUchen  Oigam- 
sation  vorwiegend  Nachteile  für  düe  GeMoit- 
heit  erblickt.  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  den 
öffentlichen  Gewalten  u.  a.  auch  die  Auf- 
gabe zufällt,  die  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Allgemeinheit  au  fördern  und  gegebenen- 
falls iu  die  privatwirtschaftliclw  Ox:^nisatiQo 
emzugreifen,  haben  diese  Gewalten  auf  dem 
hier  vorliegenden  Gebiete  ihr  Aumunak 
besonders  auch  auf  die  Frage  gericbtet  ob 
die  Verwendung  der  Produktionsmittel  und 
die  Bedarfsdeckung  seitens  der  Unternehmer 
nicht  auch  in  einer  der  Allgemeinheit  oacfa- 
teiligen  Weise  erfolge.  Was  die  Verwendung 
des  Naturhktors  (Boden)  betrifft,  so  kommen 
hier  u.  a.  die  Bestrebungen  in  Betracht 
welche  auf  Einschränkung  der  freien  Ver- 
fügung der  im  Boden  ruhenden  Hineral- 
schätze  seitens  der  Unternehmer  hinzielen. 
Die  Verwendung  der  fremden  Arbeitskrtft 
in  den  Unternehmungen  hat  zur  Arbiter- 
Schutzgesetzgebung  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  I 
S.  130  fg.)  geführt.  FürdieKapitalverwendong 
erscheinen  derartige  Maßnahmen  allerdings 
lucbt  erforderlich.  Dagegen  ist  hieriier  nodt 
zu  rechnen  der  Betrieo  gewisser  üütar- 
nebmungen  durdi  dra  Staat,  die  .Oemeiiide 
usw.  (s.  oben),  die  Einfdhrung  von  Preis- 
taxen IL  a.  m. 

8.  Der  Untentehmemwinii.  Xach  der 
obigen  Bestinunung  dm  Begriffs  des  Unter- 
nehmers gehört  es  zur  EigentOmlichlnät 
desselben,  daß  er  die  Produktion  mit  Aus- 
sicht auf  Gewinn  betreibt  Dieser  Gewinn 
kommt  in  dem  Ertrage  des  Unteniehmeas 
zum  Ausdruck  und  bildet  in  einer  bestimmten 
Zeit  (Jahr)  für  den  Unternehmer  selbst  aäa 
Einkommen.  Man  nennt  ihn  daher  dis 
Unternehmereinkommen.  Dasselbe  ist 
anzusehen  als  das  einheitliche  Ergebnis  de* 
kombinierten  Verwendung  der  produktirea 
Kräfte  und  berechnet  sich  aus  dem  Rob- 
ertrage durch  Abzug  der  Produktionskosteo- 
Von  dem  hierbei  maßgebenden  privatvirt- 
schaf (liehen  Standpunkte  aus  gehören  xu 
diesen  Produktionskosten  die  Grundr^le 
(als  Entschädigung  für  den  ev.  gepachtetoi 
Grund  und  Boden),  der  Arbeitslobn  (für  die 
eemieteten  Arbeitskräfte),  der  Miet-  bei». 
Leihzins  der  stehenden  und  umlaufenden 
Kapitalien,  die  Entschädigung  für  die  Ab- 
nutzung und  die  Konsumtion  der  eigenen 
im  Untemehmen  tätigen  Kapitalien,  die 
Versicherungsprämie  für  diese  EApitalieo. 
eudhch  sonstige  Unkosten  an  Stenern.  Ar- 
beiterversicheruagspt&nien  u.  dgL  Hierxn 
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igt  ZQ  beinerlceo,  dafi,  volkswirtschaftlich  be- 
traohlet,  auch  die  Gruadrente,  der  Arbeits- 
lohn und  der  Zins  als  fänkommen  ans  dem 
Unteniebmen  anzusehen  nnd. 

Denjenigen  Teil  des  obigen  Untemehmer- 
dnkommens  nun,  den  der  Unternehmer  in 
säner  Eigenschaft  als  solcher  davontifigt, 
bezeichnet  man  als  Ug.  (oder  Ug.  im  engeren 
Sinne,  wenn  man  sdion  das  Untemehmer- 
«nkommen,  wie  es  wohl  geschieht,  als  Ug. 
im  weiteren  Sinne  auflassen  will).  Ans  dem 
Untemehmer^nkommen  sind  also  gewisse 
Teile  auszusondern,  um  den  U^.  zu  erhalten. 
Ist  der  Unternehmer  Orundogentfimer,  so 
kann  er  sich  einen  gewissen  Teil  des  Ein- 
kommens als  Qrundroite  in  Anrechnung 
tningen.  Ist  er  in  seinem  Betriebe  als  Leiter 
oder  als  Arbeiter  tStig,  so  gebührt  ihm  ein 
Arbeitslohn,  der  na^  der  landeeQblichen 
Durchschnittshohe  der  Gehälter  bezw.  Lohne 
zu  berechnen  ist,  welche  fflr  die  betreffende 
Arbeitst&tigkeit  gezahlt  werden.  Endlich 
steht  dem  Unternehmer,  sofern  in  seinem 
Betriebe  eigenes  Kapital  tätig  ist,  eine  an- 
gemessene Verzinsung  dessdben  zu,  welche 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfofi  berechnet 
w^en  darf  (vgl  audi  Art  „£Snkommen" 
oben  Bd.  1  S.  e93|g.).  Die  Ausscheidung 
dieser  drei  BeetandteUe  ist  selbstverstfiodlich 
eine  lediglich  redmtmgsmäfiige,  hat  aber 
dennoch  neben  der  allgemeän  theoretischen 
SDch  eine  praktische  Bedeutung  fflr  den 
Unternehmer  selbst,  insofern  sie  erkennen 
läßt,  ob  der  Betrieb  für  ihn  gewinnbringend 
ist  gegenüber  der  Verwendung  seiner  Grund- 
stücke und  Kapitalien  und  seiner  Arbeits- 
kraft in  fremden  Untemehmimgen. 

Im  Gegensatz  zu  der  Grundrente,  dem 
Kapitalzins  und  dem  Arbeitslohn,  welche 
bedungenes  Ankommen  sind,  ist  das  Unter- 
nehmereinkommen ein  nicht  bedungenes, 
Ton  den  jeweiligen  Froduktions-  und  Markt- 
verhältniseen ,  den  Konjunkturen  abhängig 
und  in  gewissem  Umfange  ein  Ergebnis  der 
Spekulation.  Dies  hat  dahin  geführt,  das 
Untemehmereiukommen  jenen  drei  anderen 
Einkommeoszweigen  als  den  vierten  gegen- 
über zu  stellen.  Legt  man  indessen  ein 
stärkeres  Gewicht  auf  die  rechnungsmäfiige 
AiiBScheiduDg  jener  drei  Einkommenszweige 
aus  dem  gesamten  Untemehmereinkommen, 
so  kann  fü^ich  der  Ug.  als  der  vierte  Ein- 
kommenszweig angesehen  werden.  Jeden- 
falls haben  sich  wenigstens  die  Vertreter 
der  deutschen  Wissenschaft  weit  Überwiegend 
für  eine  der  beiden,  übrigens  in  der  &tche 
nicht  erheblich  voneinander  verschiedenen 
Aoffossungswmsen  ausgesprochen,  so  daß 
die  Anhänger  der  englischen  Schule  (Adam 
Smith,  Ricardo),  welche  den  Ug.  einen 
Teil  des  Kapilalgewinnes  betraditen,  heute 
eb«iso  sehr  zurücktreten  wie  die  IVeunde 
der  sog.  Arbeitslheorie,  welche,  von  J.  B. 

W6rtflrbneli  d.  TtrikcwlrtMbftft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


Say  b^TÜndet,  in  Deutschland  namentlich 
von  Wilhelm  Roscher  verteidigt  wurde  und 
wonach  der  Ug.  ausschließlich  als  Lohn  fflr 
die  Unternehmertätigkeit  angesehen  wurde. 

Jedenfalls  ist  daran  festztmalten,  dafi  das 
Untemehmereinkommen  der  kombinierten 
Verwendung  der  Prodnktionsfoktoren  im 
Unternehmen  seine  Entstehung  verdankt 
und  eben  deshalb  auch  verschiedene,  wenn 
auch  nicht  streng  zu  sondernde  Ertrags- 
elemente  enthält  Diese  letzteren  sind  nun 
je  nach  der  Art  der  Unternehmungen  im 
gesamten  Untemehmereinkommen  sehr  un- 
gleich vertreten.  Während  bei  den  grßSerea 
undwirtschaftlichen  Unternehmungen  die 
Grundrente  und  der  Kapitalertrag  mehr  im 
Vordergründe  stehen,  ist  das  Untemehmer- 
einkommen der  Kleingewerbetreibenden  in 
der  Hauptsache  bloßes  Arbdtseinkommra ; 
dagegen  wird  bei  den  großgevrerblichen 
Unternehmungen  in  der  R^l  der  Kapital- 
faktor  stark  hervortreten.  D^entsprediend 
trä^  denn  auch  der  Ug.  einen  verschieden- 
artigen Charakter. 

Aber  nicht  nur  der  Art,  scmdem  aodi 
dem  Umfange  wKdi  ist  der  Ug.  im  einzelnen 
vieUach  ein  sehr  ni^leicdier;  namenHidi 
g^t  dies  fflr  die  grOAeren,  gewlUuilidi 
Bt&-keren  Konjunktnrenschwankungoi  untere 
li^enden  Untemehmmigen,  während  bed  den 
kleluCTen  mit  einfacheren,  ständigeren  Fro- 
duktions-  und  Abeatzverbältnissen  gleich- 
mäßigere Gewinne  vorherrschen.  Es  ist 
nämhch  zu  berücksichtigen,  daß  sich  beim 
Ug.  bezw.  auch  beim  Untemehmereinkommen 
eine  ähnliche  Ausgleichung  hinsichtlich  der 
Hohe  vollziehen  kann,  wie  sie  beim  Arbeits- 
lohn und  Kapitalzins  zu  beobachten  ist  Bei 
imgewOhnlich  hohen  Gewinnen  pflegt  bald 
ein  Wettbewerb  einzutreten,  welcher  einen 
Druck  auf  die  Gewinne  ausübt,  während 
ungewöhnlich  niedrige  Gewinne  und  mehr 
noch  die  Verluste  zur  Folge  haben,  daß 
das  Kapital  und  die  Arbeitskraft  ans  den 
bisherigen  Unternehmungen  herausgezc^n 
und  anderen  dienstbar  gemacht  wird.  Am 
leichtesten  vollzieht  sich  eine  derartige  Aus- 
gleichung zwischen  den  Unternehmungen 
gleicher  oder  verwandter  Art  Sie  ist  eher 
bd  der  Verwendung  von  umlaufendem 
Kapital  als  dort  zu  ermöglichen,  wo  in 
größeren  Mengen  stehendes  Kapital  ver* 
wandt  wird,  für  welches  sich  oft  nur  schwer 
oder  gar  nicht  eine  andere  Verwendung 
finden  läßt.  Hieraus  erkläit  es  sich,  daß 
manche  Unternehmungen,  auch  ohne  einen 
eigentlichen  Ug.  abzuwerfen,  noch  fortgeführt 
werden.  Kleinere,  besonders  handwerks- 
mäßige Unternehmungen,  deren  Inhaber  atdi 
nicht  gern  entschließen,  ihre  nnabhän^ge 
wirtschaftliche  Stelinng  mit  derjenigen  von 
Ijohnarbeitera  zu  vertauschen,  erziäen  oft 
nicht    einmal   dasjenige  Untemehmerein- 
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kommen,  Teiches  rechnuDgsmfifiig  dem  £at- 
gelt  fOr  die  gleichartige  verdmigeoe  Arbeits- 
teiBtuDg  eotsprechea  würde. 

Debenül  dort,  wo  ein  üg.  entsteht,  tiitt 
ihm  als  Korrelat  der  Untemehmerveilust 
gegenüber.  Man  hat  deshalb  den  Ug.  wohl 
als  Bisikoprftmie  hingestellt.  Mit  Rücksicht 
auf  die  einem  jeden  Unternehmen  eigen- 
tümiidie  Gefahr  des  techoischen  und  wirt- 
BChafÜichea  Mißlingens  der  Produktion  hat 
diese  Auffassung  auch  ihre  Berechtigung. 
Eäne  sachliche  Krkiarung  fflr  die  Entstehung 
des  Üg.  bietet  jene  Auroissung  aber  nidit. 
In  diraer  Hinsicht  ist  vielmehr  auf  die 
obige  Erklärung  des  Wesws  des  Ug.  und 
zur  Ergänzung  noch  auf  folgendes  hin- 
zuweisea.  Ein  namhafter  Ug.  zeigt  sich, 
neben  zeitw^ligen  Verlusten,  hauptsächlich 
bei  solchen  Unternehmungen,  bei  deneu  die 
oben  besprochene  Äusgleichungstendenz 
durch  entgegenwirkende  Umstände  gehemmt 
wird,  sei  es  nun,  daß  im  Einzelfalle  die 
hervorragende,  eigenartige  leitende  Tätigkeit 
des  Unteruehmers  voa  entsprechendem  Ein- 
fluß auf  das  Qescbäftsergebnis  ist,  sei  es, 
daß  dasselbe  durch  ganstige  Konjunkturen, 
durch  rechtliche  oder  tatsächliche  Monopole, 
durch  die  Neuheit  des  Unternehmungs- 
zweigee  oder  durch  sonstige  eigenartige 
Verhältnisse  vorteilhaft  beeinflußt  wird.  Bei 
allen  denjenigen  Unteruehmuagen,  bei  denen 
dasEndei^bnis  der  Produktion  hauptBächlich 
von  der  Intelligenz  und  der  Leistung  des 
Unternehmers  abhängt,  wird  der  Ug.  zum 
großen  Teil  als  Entgelt  fOr  die  spezifische 
L^nternehmertätigkeit  anzusehen  sein,  wäh- 
rend in  anderen  Fällen  und  namentlich  dort, 
wo  besonders  große  Kapitalien  werbend  auf- 
treten, der  Ug.  eich  vorwiegend  als  Kapital- 
ertrag kennzeichnet.  Dabei  bleibt  indessen 
zu  beachten,  daß  manche  Voi^;änge  bei  der 
Produktion  und  dem  Absatz ,  namentlich 
auch  Konjunkturenschwankungen ,  auf  das 
Gesamtergebnis  der  Produktion  günstig  oder 
ungünstig  einwirken  können,  ohne  daß  dem 
Unternehmer  oder  gar  dem  Kapital  irgend 
eine  Beeinflussung  möglich  ist  Aus  allem 
geht  hervor,  daß  ein  bestäromtes  Urteil  über 
aasVorhwidensein  eines  U^.,  seinen  Charakter 
und  seine  Gr&ße  nur  mit  Bezug  auf  den 
einzelnen  konkreten  Fall  abgegeben  werden 
kann.  Ein  p^leiches  gilt  bezüglich  der  sozial- 
politisch wichtigen  Frage  über  das  ange- 
messene Verhältnis  der  Arbeitslöhne  zum  Ug. 

Da  die  im  Unternehmen  tätigen  Arbeiter 
mit  dem  bedungenen  Arbeitslohn  vorweg 
entschädigt  werden,  so  enthält  der  üg.  mög- 
lichenfallseinen gewissen  Bestandteil,  welcher 
als  Ertrag  fremder  Arbeit  angesehen  werden 
kann.  (Äehnliches  gilt  Qbrigens  auch  bezüg- 
lich der  fremden  Kapitalien.)  Dieser  Um- 
stand sowie  gewisse  sozialpolitische  Erwä- 
gungen haben  zu  dem  auch  praktisch  ver- 


wirklichten Gedimken  einer  Beteiligoog  der 
Arbeiter  am  Ug.  geführt.  Im  allgemeiaen 
läßt  sich  jedoch  ein  wirtschaftlicher  Ansprach 
seitens  der  Arbeiter  auf  einen  Teil  des  Cg. 
nicht  begründen.  In  gewissen  Fällen  und 
unter  gewissen  Umständen  ist  allerdingB 
ein  Einfluß  der  Geschäftsangeetellten  uf 
das  Ei^bnis  der  Produktion  anzoerkenaeo: 
ganz  b^nders  gilt  dies  bezQglich  der  häiem 
Beamten  größerer  Unternehmung^,  wddie 
dann  auch,  wie  z.  B.  die  Dirärtoren  nia 
Aktiengenellsdiaften,  gewöhnlidt  in  der  Fonn 
von  Tantiemen  dnen  Aateil  am  üg.  bezidtOL 
(Näheres  hierüber  s.  in  dem  Art  „G^no- 
beteiligunK"obenBd.IS.lÖ99fg.).  Endlich 
ist  hier  curauf  hinaiweiaeD,  du  das  Be- 
streben, die  Arbdter  Bell»t  zu  Untmi^meni 
zu  machen,  vereinzelt  zur  Gründung  tou 
Prodaktivgenossenschaften  geführt  hat  (V^ 
den  Art  .,Erwerbs-  und  Wirtschaftsgraosseo* 
schafteu"  oben  Bd.  I  S.  788  fg.). 

Literatur:   Avßtr  den  größeren  rytUmnlueittt 

Werken,  unter  denen  namentlieh  da«  ScMn^ 
berg»che  Handbuch  der  polUiaektn  Oekamomi» 
(4.  Auß.,  Bd.  I,  Tiihingen  1S96J  und  SekwkoUm 
Grundriß  der  alldem,  I 'olktwtrUfJia fUUhr  aar 
eingeh^tde  Erörterung  über  das  ['niemebmtn 
und  den  Vnttmehmergetrinn  entkatten,  find  m 
nennen:  H.  v.  MangoUtt,  Die  Vthrt  fw 
Vniemehmergevfinn ,  Leipzig  18SS.  —  «füll«« 
Pierstorff,  Die  Lehrt  vom  Cntemekmerfeirum. 
Bertin  1876.  —  Derselbe,  Unternthmer  m.  r»wr- 
nehmergewinn,  Art.  im  H.d,  St.,  S.  Ai^,  Bd.  VIS 
S.  SSSj'g.  —  Gustav  Oroas.  Die  Lelm  »om 
Untemekmergewinn,  Leipzig  —  Y.  MlU^i*- 
Der  l'nUmehmergewinm,  Wien  I884.  —  £  X 
Schröder,  Da*  üiUemehmen  und  der  IW> 
nehmergewtnn,  Wien  1884,  —  Wlrmtug- 
hau»,  Dom  UntemefuMn,  der  l'ntemehm  ry<wi"— 
und  die  Beteiligung  der  Arbeiter  am  CiMr- 
nehmergewinn,  Jena  1886.  —  Ztims,  JSttei  Fngin 
de*  Untemehmereinkommen» .  ZOrich  ISSl.  — 
Schmoller,  Die  getchiehüiehe  EiUviekeiMf  der 
Unternehmung,  Jahrb./.  G.  V.  1890—msllSSb. 
handlungen).  —  W.  Somhart,  Der  modtme 
Kapitaiijimui,  SBde.,  Leiprig  190S.  —  R.  Ehrem- 
berg,  Sotialr^fonuT  und  fnUmekmer,  J*n» 
im-  A.  WirminghetuM. 


UnternelUBamrbiida. 

1.  BeCTifT  und  Arten.  —  Die  wirtiditftBo- 
litischen  Vereine  im  beunderen.  8LDieKai1«iK; 
Wesen,  Geschichte  ud  Statiitik.  &  Die  t» 
schiedenen  Formen  der  Kart^e.  4.  Die  Fv- 
sionen  and  Tmits.  6.  Volkawirtachaftliehe  B^ 
orteilnng  der  Kartelle  und  ähnlicher  Endci' 

OQDgeQ. 

1.  Begriff  nnd  Arten.  —  Di«  wirt- 
schaftspolitteohen  Vereine  Im  beeendertn- 

Unter  IJ.  im  weitesten  Sinne  des  Wortei 
versteht  man  Vereinigungen  voa  Gnlef^ 
nehmem  zur  Wahrnehmung  üuw  gemein- 
sameo  wirtschaftlichen  Intereaseo.  UatEr 
diesen  weiten  und  umhsseodea  Begiiff  Ulen 
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zahlreidie  Gruppen  von  YereinsgebUden  der 
TerschiedensteD  Art,  ia  den  verschieden- 
fubsten  OiganisatioDsformea  and  mit  dea 
manaigfalti^ten  Entstehungq^rÜnden  und 
Zwecken.  Formal  und  rechtlich  wichtig  ist 
die  Unterscheidung,  ob  diese  Vereinigungen 
im.W^  des  öffentlichen  Bechts  mit  ent- 
sprechenden Vorrechten  ausgestattet  sind 
und  damit  als  Organe  der  Sell^tTerwaltiing 
fungieren  j  oder  aber  ob  sie  freie  und  frei- 
willige PriTatvereine  und  Gesellschaften  sind. 
Zu  der  ersteren  Gruppe  gehOreo  die  Berufs- 
genoasenschaften,  die  Handels-,  die  Gewerbe-, 
die  Landwirtachafts-  und  Handwerkskam- 
mera,  die  Innungen,  In nungs verbände  usw. 
Üit  diesen  offizieUen  Interessenvertretungen 
bestimmter  Berufsklassen  haben  wir  es  hier 
nicht  zu  tun ;  sie  sind  an  anderen  Stellen 
dieses  Wörterbuches  behandelt.  Hier  be- 
s^äftigen  una  nur  diejenigen  U.,  welche 
freie  vereine  oder  Verbinduagen  sind.  Diese 
freien  Vereine  teilen  sich  wiederum  in  zwei 

große,  ihrer  Tendenz  nach  total  verschiedene, 
attungen:  in  solche,  welche  technische, 
wirtschafts-  und  sozialpolitische  Zwecke  ver- 
folgen, ^so  dem  allgemeinen  Fortschritt  des 
vereinigten  Gewerb^  dienen  sollen,  ohne 
daß  hierbei  die  Vereinsmitgbeder  ihre  selb- 
st&udige  privatwirtschaftlicne  Tätigkeit  ver- 
lieren. 3ia^  ein  solcher  Verein  odei*  Ver- 
band nach  außen  bin,  sei  es  nach  oben  oder 
nach  unten,  noch  so  geschlossen  vorgehen, 
der  einzelne  Unternehmer  bleibt  ein  voU- 
stfindig  selbständiges  Wirtschaftssubjekt, 
dessen  Erwerbstftti^eit  von  derienigen  aller 
anderen  VereinsmitgUeder  nicht  nur  sich 
differenziOTt ,  sondern  viäfach  mit  der  der 
anderen  Hitgl^er  in  natfirlichen  Wettbewerb 
tritt.  Eine  zweite  Gruppe  von  Vereinen  und 
Verbänden  bezweckt  dagegen  eine  mehr  oder 
minder  ^meinsame  wirtschaftliche  Tätigkeit, 
die  die  Privatwirtschaftssphäre  und  dieSelb- 
atjlndigkeit  der  verbundenen  Unternehmungen 
zwar  nicht  aufhebt,  aber  die  gegeoseitige 
Konkurrenz  einschränkt,  sei  es  hinsichtlich 
der  Produktionsmenge,  sei  es  hinsichtlich  des 
Absatzes,  sei  es  hinsichtlich  der  Preisge- 
staltung oder  anderer  den  natürli<^n  Wett- 
bewerb bestimmender  Momente. 

Die  ünternehmervereine  der  ersteren  Art 
suchen  ihre  Interessen  mehr  oder  minder 
OfTentlich,  gewerbe-  und  wirtschaftspolitisch, 
zu  vertreten  und  zwar  neben  den  offiziellen 
Interessentenkorporationen  selbständig,  deren 
Tätigkeit  sie  zu  ergänzen,  zu  erweitem  oder 
auch  im  Sinne  des  einseitigen,  dem  Branche- 
^oismus  dienenden,  Vorgehens  zu  bekämpfen 
trachten.  Die  angewendeten  Mittel  sind  sehr 
verschiedenartige.  Je  nachdem  die  Vereine 
der  Pflege  der  Fachauabüdung,  der  gewerb- 
Uchen  Gebräuche  und  Sitten,  der  Unter- 
haltung gemeinsamer  Einrichtungen  usw. 
dienen  oder  aber  weit  darüber  hinaus  eine 


Einwirkung  auf  das  gesellschaftiiche,  poli- 
tische una  soziale  lieben  erstreben,  unter- 
stehen sie  dem  freien  Vereinsrecht,  sind  also 
auch  den  Beschränkungen  der  Offentlichrecht- 
lichen  Vereinsgesetzgebimg  unterworfen.  In 
ersterer  Hinsicht  handelt  es  sich  um  die  Schaf- 
fung von  gemeinsamen  Einrichtungen  und  An- 
stalten, die  besonders  den  Vereinsmitgliedem 
zugute  kommen,  als  da  sind:  die  Organisation 
der  Dampf  kesselbewachung^  der  Ereoitreform, 
die  Bekämpfung  des  Fabrikdiebstahls,  der 
Arbeitsnachweis,  die  Versicherung  gegen 
Unfälle,  Feuersdtiaden,  Haftpflicht  usw.,  das 
Auskunftswesen,  die  Grünaimg  von  Fach- 
zeitschriften, die  Einrichtung  permanenter 
oder  periodischer  Ausstellungen,  die  Unter- 
haltung von  Fach-  und  Fortbildungsschulen, 
Märkten,  Börsen  und  vieles  andere  mehr. 
Wie  weit  diesen  Bestrebungen  gegenüber, 
die  vielfach  indirekt  gemeinnützige  sind, 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  ein  Aufsichts- 
recht  und  eine  Eontrolle  beanspruchen,  hängt 
von  den  leitenden  Grundsätzen  der  staat- 
lichen Wohlfahrtspolitik  ab.  Die  wirtschafts- 
und  sozialpolitischen  Vereine  und  Verbände 
der  Art  stecken  ihi'  Ziel  weiter,  ihre  Wirk- 
samkeit ist  aber  doe  indirektere.  Sie  wollen 
Staat,  Verwaltung, Volksvertretung  und  Presse 
für  ihre  Interessen  gewinnen  und  deren  Maß- 
nahmen, Beschlüsse  und  Anschauungen  ihren 
Berufsinteressen  dienstbar  machen.  Gei-ade 
so  wie  andere  Berufest&nde,  insonderheit  die 
Arbeiter  in  Gewerkverönen,  Gewerkschaften, 
Gesellenvereinen,  die  Angestellten  in  Privat- 
beamtenvereinen,  Vereinen  der  Handlungs- 
kommis  usw.  sich  eine  Vertretung  gescha&n 
haben,  die  im  Wege  der  natürlichen  Klassen- 
solidaritftt  zustande  gekommen  ist,  so  haben 
sich  auch  Vermne  von  Unternehmern  gebildet, 
die  nach  oben  und  unten  hin  wirken  und  agi- 
tieren^ nicht  ohne  daS  sie  regelmäßig  mit  den 
kollidierenden  Intei-essenvertretungen  anderer 
Erwerbs-  und  Berufszweige  in  Gegensatz 
treten.  Der  Staat  kann,  in  der  richtigen  Er- 
wägung, daß  ersieh  in  seiner  Wohl  fahrtspolitik 
der  b^tachtenden  Tätigkeit  von  Korpora- 
tionen der  Interessenten  nicht  entschlagen 
kann,  offizielle  Wirtschatlsvertretungen,  meist 
Wirtsch^skammem  genannt,  im  Gesete-  und 
Verwaltungswege  ins  Leben  rufen  und  diese 
Wirtschaftskammern  als  begutachtende  Kolle- 
gien mit  gewissen  Selbstverwaltungsaufgaben 
betrauen.  Das  ist  in  vielen  Kidturstaaten 
neuerdings  geschehen,  und  der  Zug  der  Zeit 
dringt  auf  einen  weiteren  Ausbau  solcher 
Organe.  Seihst  dann  aber,  wenn  der  Staat 
glaubt ,  alle  wirtschaftlichen  Interessen- 
gruppen in  einer  Reihe  von  offiziellen  Kor- 
porationen zweckentsprechend  ^e^liedert  und 
vereinigt  zu  haben,  bleibt  es  bei  einem  freien 
Vereinsrecht  den  Interessenten  unbenommen, 
nach  eigenem  Ermessen  besondere  Vereine 
mit  selbständigen  und  einseitigen  Zielen  ins 
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Leben  zu  rufen.  Solohe  InteressenteaTer- 
bfiode  sind  in  den  letzten  Jahren  in  allen 
L&idem  in  zonehmeodem  ■  Umfange  in 
Wirksamkeit  ^treten  und  haben,  je  nach- 
dem die  wirtschaftlichen  K&mpfe  des 
Tages  sozial-  oder  hand^poUtischer  Art 
waren,  bald  den  Charakter  von  SchutzsoUver^ 
banden  oder  AntischutzzollTeränen,  bald  den 
TOD  AntiBtrrakvertAndeQ  angenommen.  Mit 
dem  Aufkommen  der  Mittelstandsbew^ang, 
sowohl  im  Handwerk,  wie  im  Detailhandel  (s. 
Art  „Mittelstandsbewegung"  ohea  S.  497%.), 
entstanden  auch  Fachvereine  zur  Bekämpfung 
des  Grofibetriebs  und  anderer  Konkurrenten 
der  gewerblichen  Eleiu-  und  Mittelbetriebe. 
Von  dem  Qang  der  auswärtigen  Handelspolitik 
und  der  Kämpfe  um  die  handels^litischeD 
Systeme  (HandelsrertiSge,  Zolltarife)  hängt 
es  natfirUch  ab ,  welche  Bedeutuog  den 
freien  FachTereinen  mit  handelspolitischen 
Fn^rammen  zukommt.  Da  wo  die  Kar- 
telheruDg  großer  Industrieen  fortgeschritten 
ist ,  pflegen  auch  Antikartellverbände  ins 
Leben  zu  treten,  die  freilich  nicht  selten 
selbst  Kartelle  werden.  £in  gemeinsamer 
Zug  aller  großen  aufetrebendea  Industrie- 
staaten ist  der,  daß  das  Unternehmertum 
den  Arbeiterrereioen  und  -verbänden  Ai'beit- 
gebervereine  entgegenstellt.  Diese  Form 
der  U.  hat  namentlich  in  Deutschland  in 
dem  letzten  Jahrzehnt  eine  ungeahnte  Aus- 
dehnung und  maßgebenden  fSnflnß  auf  die 
Voi^änge  auf  den  Arbeitsmärkten  gewonnen. 
Sie  sind  als  Antistreik-  und  Antiboykottvei^ 
bände,  bald  mehr  defensiv,  bald  offensiv  tätig 
und  zum  Teil  stark  zentralisiert  Das  haupt- 
sächlichste Mittel  des  Angriffe  ist  die  Massen- 
anssperrung,  die  heute  &st  ebenso  wichtig  wie 
der  Ma^nausstand  geworden  ist  (s.  d.  Art. 
,,Arbeitseinstellungen'*  oben  Bd.  I S.  178  fg.). 
Auch  kommt  es  vor,  daß  zentralisierte  In- 
dustriefachvereine,  die  neben  den  Handels- 
tagen, den  ZentraUnslanzen  der  Hiandels- 
kammem,  tätig  sind,  solche  Schutz-  und 
Arbrätgeberverbände  meistens  nach  beruf- 
licher Gliederung  mit  oder  aof  territorialer 
Grundlage  systematisoh  ins  Leben  rufen. 
Solche  verbände  der  Unteruehmer  als  Arbeit- 
geber mit  lohnpolilischer  Tendenz  sind  aber 
auch  die  Voraussetzungen  für  die  Tarifver- 
träge und  Tarifgemeinscbaften,  vielfach  aus- 
gestaltet durch  Tarif-  und  Schiedsämter  (s. 
Art  „Tarifverträge"  oben  S.  lOöOfg.).  Wenn  die 
in  Ge  werk  vereinen  organisierte  Arbeiterschaft 
gemeinsame  Sache  mit  dem  kartellierten 
Unternehmertum  zu  machen  sucht,  nennt  man 
diese  Tarifgemeinscliaften  nach  britischem 
Vorbilde  „Allianzen".  Auf  deren  Wirksam- 
keit hat  zuerst  Liefmann  aufmerksam  gemacht 
Die  älteren  ü.  wenden  sich  in  erster 
Linie  an  die  politischen  Parteien  und  suchen 
namentlich  emen  Einfluß  auf  die  parlamen- 
tarischen Kämpfe  zu  gewinnen. 


Von  der  Organisation  der  offiziellen 
Intereasentenkoll^en  hängt  es  mehr  oda 
minder  lü),  wie  gio&  der  tatsäctüiche  Knfliil 
dieser  freien  vereine,  deren  PropuandB 
neben  jenen  Pk^  greift  ist  Die  Säfunin; 
bat  geehrt,  daß  ^ofie  WirtschaftakammeiP. 
die  uoh  za  klemen  VolkawirtBchaftBiSteB 
auswachsen ,  Erklecklicbee  nicht  zu  lasten 
vermögen  und  k&ne  Paitä.  zofideden  stdleo. 
Solche  grofie  Viitsdiaftakammem  ktaaeo 
ebm  bei  den  obwaltenden  natfiril<äieD  Gegen* 
Sätzen  ürs^rieBlidieB  kaum  piSstiereo  imd 
höchstens  im  W^e  des  Kompromisses  xs- 
stande  gekommene,  farblos  verwaschene  Be- 
schlüsse und  Gutachten  zeitigen.  Der  Staat 
hOrt  aber  die  Interessenten  nicht  nm  äct 
von  ihnen  seine  Wirtschaftspolitik  im  all- 
gemeinen  und  im  einzelnen  vorz^chnen  in 
lassen,  sondern  er  will  klar  und  bündig  die 
Wünsche  der  einzelnen  Intereesentengnin^ea 
zu  seiner  Informierung  vorgetragen  erhatteo- 
An  der  Zentralstelle  und  im  gesetuebaideB 
Parlament  ist  es  dann  am  Platze,  (ue  diw- 
gierenden  Interessen  gegeneinander  abzo- 
wägen  und  ge^benenfalls  einen  befriedigeo- 
den  Kompromiß  zu  suchen.  Dagegen  moB 
der  moderne  Staat  darauf  nachdrOcklicbn 
Wert  legen,  einmal  alle  berechtigten  Inter- 
essen  zu  Worte  kommen  zu  lassen  and  zun 
anderen  hierfür  eine  Örtlich  nod  sacMdi 
umfeissende,  zweckmäßige  und  leistuog»- 
fähige,  dabei  unpolitiBche  IntereasenoKaDi- 
satton,  welche  netzartig  das  gesamte  Inrt* 
Schaftsgebiet  mit  Wirtschaftskammera  ver- 
schiedener Art  fiberspannt,  zu  schaffen.  Sind 
solche  begutachtende  Koliken  in  hinreädwQ- 
der  Anoranung  vorhanden,  dann  mfiooi 
freilich  der  Staat  und  die  Verwaltung  e^ 
sich  zum  Grundsatz  machen,  die  freien  ver 
eine  möglichst  wenig  heranzuiiehai  uod  sa 
berücksichtwra.  Es  bleibt  diesen  fiberiaasei. 
die  Offentlicme  Meinung  und  die  politischen 
I^irteien  ffir  sich  zu  gewinnen,  d^  Stut 
selbst  aber  stfitzt  sich  in  erster  Linie,  si^ 
nm  den  von  ihm  gmobaffenen  Organen  ax 
hinreicfaende  Autorität  za  mcfaeni ,  auf  die 
von  ihm  beaufsiditigten  venuitwortlidM 
Selbstverwaltungsoraane.  In  dw  Praiis  cr> 
weist  sich  diese  Forderung  freilich  tncht 
selten  als  ein  frommer  Wunsch,  denn  oneen 
mächti^n  industriellen  Verbände .  hinter 
denen  insgeheim  gewisse  Parteigruppen  nod 
eine  geschickt  ^eitete  Presse  stehen,  haben 
oft  vor  oder  hinter  den  Kulissen  einen  vid 
größeren  Einfluß  gehabt  als  die  offiziellea 
Wirtschaftskammern,  die  mit  dem  Vennt- 
wortlichkeitsgefOhl  einer  Behörde  aibeiteo- 
Man  denke  nur  an  den  „Zeotralvertiaad 
deutscher  Industrieller",  den  „Verein  rar 
Wahrnehmung  der  gemeinsamen  wirtschaft- 
lichen Interessen  in  Rheinland  und  West- 
folen"  (der  S(^.  „Verein  mit  dem  langen 
Namen"),  die  bergbaulichen  Vereine  «»w- 
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in  ihrer  SteUnn^  gegenfiber  den  Handels- 
iQUDmem  oder  aber  an  den  „Bund  der  Land- 
wirte", ebenfalls  ein  U.,  in  seinem  politischen 
Uebergevioht  Ober  die  landwirtschaftlidien 
Zentralvereioe  und  Landwirtschaftskammem. 
Solche  Biesen-U.  haben  zeitweilig  unsere 
staatliche  WirtsehaftBpolitik  fOrnmch  be- 
herrscht — 

Anders  geartet  als  die  eben  genannten 
lotereesenteovereine  und  von  noch  viel  tiefen 

fehendem  und  unmittelbarerem  Einfluß  auf 
en  Gang  der  gesamten  volkswirtschaft- 
lichen Entwickelung  und  namentlich  die 
Uarktpreisentwickeliing  sind  diejenigen 
die  im  ^meinaamen  privatwirtsc^f^chen 
Interesse  den  freien  Wettbewerb  änschrflnken, 
monopolistische  Tendenzen  verfolgen  und 
die  Überkomrooien  Untemehmungsformen 
durch  Yerbandsbüdungen  in  eigenartiger 
Weise  vereiofiichen.  Man  nennt  diese  ü. 
gewöhnlich  ,,EartelIe"  oder  Syndikate*', 
aber  auch  pTrosts**  und  „Rioge",  wobei  es 
zu  ^ner  klar^  Trennung  in  der  BegrifFs- 
feststellon^  trotz  aller  Bemühungen  schaif- 
smniger  wissenschaftlicher  Sartellspezialisien 
immer  noch  nicht  gekommen  ist.  Freilich 
erschweren  die  immer  zahlreicher  werdenden 
Spielarten  den  üeberblick  und  die  klare 
G&Tippiemng  ungemein. 

2.  Die  Kartelle;  Wesen,  Geschichte 
nnd  Statistik.  Bei  den  Kartellen  handelt 
es  sich  um  eine  freie  Vereinigung  selb- 
ständiger Unternehmer  zum  Zwedke  un- 
mittelbarer und  gegenseitiger  privatwirt- 
schaftlicher, also  geschäftlicher  Vorteile,  Der 
gemeinsame  Zweck  ist  Überall  die  mono- 
polistische Beherrschung  des  Markts.  Diese 
Zweckbestimmung  ist  das  wesentlicfaiste  in 
der  D^nitioD.  I^e  Kartelle  wollen  in  ihrem 
Absatzgebiet  die  Konkurrenz  m^lichst  aus- 
schalten. Auf  diesem  Monopolcharakter  be- 
ruhen sowohl  ihre  günstigen  wie  ihre  un- 
günstigen Wirkungen.  Es  gehört  aber  nicht 
zum  Begriff,  daß  überhaupt  k«ne  Konkurrenz 
mehr  vorhaJiden  aeL  Erna  MoDopaLstellung 
im  CkonomiscAien  Sinne  liegt  vielmehr  immer 
schon  dann  vor,  wenn  der  größere  Teil  der 
Nachfragenden  nur  Befriedigung  durch  einen 
einz^n  Anbieter  von  wirtscmhuchen  Gütern 
finden  kann.  Die  Kartelle  gehen  aber  nicht 
so  weit,  daß  sie  die  Sel^tändigkeit  des 
Kartell  bruders  vollständig  aufheben.  Sie 
unterscheiden  sich  daher  von  den  „Fusionen", 
bei  denen  eine  Cntemehmung  ganz  in  eine 
andere  aufgeht,  der  bisherige  Besitzer  also 
sein  Verfügungsrecht  vollkommen  verliert. 
Die  monopolistischen  Fusionen  oder  Trusts, 
bei  denen  sich  die  Unternehmer  eines  £r- 
werbszwei^B,  ganz  oder  wenigstens  größten- 
teils, zu  emer  einzigen  Untemehmuag  ver- 
schmelzen, haben  manche  Berührungspunkte 
mit  den  Kartellen,  weil  auch  bei  irmen  der 
HoDopc^weck  die  Hauptsache  ist.  Sie  sind 


also  eine  Weiterbildung  der  Kartelle  und 
zeigen  deren  Wiikungen  nach  beiden  Rich- 
tungen hin  in  verstärktem  Maße.  Sie  ver- 
halten sich  in  dieser  Beziehung  ähnlich  zu 
den  Kartellen  im  engeren  Sinne,  wie  die 
Kartelle  niederer  Ordnung  zu  den  Kartellen 
höherer  Ordnung. 

HoDopolistiBche  Vereinbanmgen  der  Ver- 
käufer, naiaentUch  der  Orolthändler,  aber  aooh 
der  mittleren  handwerksmäßigen  ProduzenteD, 
hat  es  schon  früher  in  allen  Stadien  der  Ver- 
kehrs- oder  Marktwirtschaft  gegeben.  Aber  das, 
was  wir  heute  Kartelle  nennen,  ist  eine  dnrchaoB 
moderne  Erscheinang,  die  sich  erat  aus  den  Ver- 
hältnissen der  kapitalistischoi  Volkswirtaoh^ 
ergeben  hat.  Im  Altertnm  wie  im  Büttelalter 
kamen  freie  monopolistische  Bildungen  in  der 
Form  der  sogenannteu  „Corners'*  und  Binge, 
wie  sie  auch  hente  noch  als  spekulative  HanCver 
ablich  sind,  vor.  Corners  (soviel  wie  Winkel, 
geheime  Verabredung  im  Winkel),  in  der  Btfrsen- 
sprache  auch  „Schwänze"  (eine  Haosse-Speka- 
tation  durch  künstliche  Herbeiführung  der  Knapp- 
heit einer  Ware)  genannt,  bezwecken  den  An- 
kauf möglichst  fuler  auf  einem  Markt  vor- 
handenen  Warm  zum  Zwecke  der  MonopoU- 
siemng  des  Preises.  Oetreide- Corners  kamen 
bereits  im  Altertnm  vor.  Andere  Corners  ^ 
Art  haben  im  Mittelalter  Angsbnrgerf  Nürn- 
berger und  ESlner  Handelsherren  versucht.  Aach 
die  Bildung  der  sogenannten  „Ringe"  ist  nichts 
Neues.  Im  ^glichen  Sprachgebrauch,  der  aber 
sehr  willkürlich  nnd  launenhaft  verfährt,  wird 
das  Wort  Bing  vielfach  mit  Kartell  gleichbe- 
dentend  behandelt.  Während  aber  das  Kartell 
in  erster  Linie  von  Prodozenten  ausgeht  nnd 
immer  im  Laufe  der  regelmäßigen  GeschäFts- 
führung  zur  planmäßigen  nnd  mäglichat  einheit- 
lichen Begelnng  der  Preise,  der  Produktion  und 
des  Absatzes  dient,  ist  der  Bing  ein  Gelegenheits- 
manCver,  die  Vereinigung  mehrerer  zur  g^emein- 
samen  Ihirchfflhmng  eines  Corners.  Er  ist  meist 
keine  andauernde  Vereinbamsg  zwischen  selb- 
ständigen Unternehmern,  sondern  eine,  der  Natnr 
der  Sache  nach  nur  vorübergehende,  Sozietät  zu 
gemeinschaftlichen  Handelsgeschäften  und  zwar 
auf  höchst  spekulativer  Grundlage,  mit  großem 
Risiko  und  erfahrnngsgemäß  seltenem  Erfolg. 

Man  hat  vielfach  mit  den  neuzeitlichen  Kar- 
tellen die  nittelalteriichen  Zünfte  verglichen, 
nnd  in  der  Tat  stehen  sie  sich  in  ihren  Wir* 
bangen  nnd  der  monopolistäschen  Tendenz  ziem- 
lich nahe.  Aber  die  Zünfte  waren  keine  freien 
Verbände,  sondern  obrigkeitlich  geregelte  Selbst- 
verwaltnngskörper  zur  Förderung  der  Standes- 
interessen. Aber  gleichzeitig  unterstanden  sie 
auch  einem  gewissen  Konsnmentenschutz  (Tax- 
zwang). Auch  hatten  sie  sozialpolitische  und 
atandesgerichtliche  Aufgaben  neben  den  ge- 
werbepolizeilicben.  Außerdem  war  die  ganze  Ge- 
werbeverfassung,  auf  der  die  Zünfte  erwuchsen, 
von  derjenigen  des  heutigen  Kartellwesens  anßw- 
ordentiich  verschieden.  Die  Untemehmnngs- 
form  des  Gewerbes  war  das  Handwerk,  d.  h. 
der  kapitalschwache  Kleinbetrieb,  bestimmt  für 
den  lokalen  Knndenabsatz.  Die  Zunftpolitik 
war  lokal  protektionistisch  im  Sinne  des  Scontzes 
gegen  üehersetznng  des  Gewerbes  nnd  gegen 
auswärtige  Konkurrenz,  gerichtet  auf  die  Siche- 
mng  einer  standesgemäßen  Lebenshaltung.  Bei 
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den  heatigen  EarteUen  handelt  ea  sich  A&gegeji 
darum,  daU  moderne  Untemehmnnj^n  mitgroUem 
Kapitu  ihr  Kapitalrisiko  vermindern.  Indessen 
IftQt  nch  kaum  lengnen,  daß  die  beatigen  Koa- 
litionen des  gewerbuchen  Uittdstanda,  nament- 
lich des  Handwerks,  die  vieUtch  Freiskartelle 
sind,  in  ihren  Absichten  tind  Wirkw^en  den 
Kartellen  der  GroOnnternehmer  mehr  fthneln. 
und  es  ist  nicht  recht  einznsehen,  wamm  viele 
diesen  monopolistischen  Zosammenscfalnfl  im 
Handwerk,  der  durch  die  lunnngsgesetzgehnng, 
wenn  auch  gegen  den  Willen  des  Gesetzgebers, 
stark  gestützt  worden  ist,  ans  der  Betrachtung 
der  Eartellentwickelung  ausgeschieden  wissen 
wollen.  Auch  ist  es  nicht  richtig,  daß  diese 
kleingewerhiichen  Verbände  nur  wegen  der 
T'eberfüllnng  des  Gewerbes  entstanden  seien. 
£b  läßt  sidb  im  Gegenteil  nachweisen,  daß  diese 
gemeinsame  Preispolitik  erst  dann  PÜitz  greift, 
wo  stärkere  Preisschwankungen  auch  auf  den 
lokalen  Märkten  vorkommen  oder  droben.  Wenn 
man  den  Kartellen  eine  Schädigung  der  grofien 
Masse  der  Konsumenten  vorwim,  so  gilt  dieser 
vielfach  übertriebene  Vorwurf  in  noch  viel  hfibe- 
rem  Maße  von  den  formlos  und  harmlos  ge- 
schlosseuen  Vereinbarungen  der  Zvriscbeubänmer 
und  Handwerksmeister.  Richtig  dagegen  ist, 
daß  die  großen  kapitalistischen  Karielle  eine 
moderne  ^rscheinnug  sind  and  namentlich,  was 
die  •  Legislative  anKtrifft,  das  Kartellproblem 
erst  geschaffen  haben,  während  die  lokalen 
kleiogewerblichen  Kartelle  —  es  handelt  sich, 
wie  schon  gesa^  regelmäßig  nm  Freisverein- 
bamngen  —  viel  älter  sind,  so  alt  wie  das 
Handwerk  überhaupt. 

Die  tiefste  Ursache  des  Aufkommens  der 
Kartelle  im  engeren  Sinne  liegt  in  der  ra- 
piden Entwickelung  des  Großbetriebs,  und 
sie  ist  wieder  die  Folge  fortgesetzter  tech- 
nischer ErflüduDgen  und  Verbesserungen, 
die  die  Masseoproduktion  und  den  Massen- 
absatz  fQr  immer  größere  Märkte  ermög- 
lichen. Mit  dieser  maschiaelleo  Ifossen- 
PFoduktion  steigert  sich  das  der  groB- 
kapitalistischen  Unternehmung  eigentümliche 
Eapitalrisiko ,  namentlich  das  Risiko  des 
stellenden  Kapitals.  Dank  der  Foilscbritte 
der  Technik,  die  die  Produktionskosten 
herabdrOcken ,  der  modern  -  techuisch  ein- 
genchteten  Unternehmung  aber  einen  Vor- 
spntng  vor  den  veralteten  Betrieben  geben, 
femer  der  fortgesetzten  Erweiterung  des 
Verkehrs  und  der  Transportmittel,  wodurch 
die  Absatzgebiete  weiter  werden,  und  end- 
lich dank  des  enorm  ^wachsenen  Kapital- 
i-eichtums  aller  aufsteigenden  Volkswirt- 
schaften, -wodurch  die  GrQadung  und  Ver- 
größerung der  Unternehmungen  ungemein 
vereinfacht  werden,  entsteht  eine  solche  Zu- 
nahme der  Konkurrenz,  die  sich  schließlich 
auslösen  muß  in  einem  wachsenden  Gegen- 
salz von  Kapitalrisiko  und  Gewinn.  Es  läßt 
sieh  nachweisen,  daß  die  ersten  Veisuche, 
kartellierte  U.  ins  Leben  zu  rufen,  da  auf- 
tauchten, wo  die  Konkuri'enz  am  unertrag- 1 
liebsten  geworden  war  und  schliefilich  zu  I 


einer  Krisis  geführt  hatte.  An  Stelle  de» 
extremen  IncGvidualiBmus  mit  der  unhalt- 
baren IsoUertheit  des  einzelnen  UDtemebmcrs 
traten  die  Verständigung  der  bisherigen  Kon- 
kurrenten und  die  VerbandsbUdung.  Unter- 
stützt wurde  diese  Umwandlang  durch  die 
Erkenntnis  klar  zutage  liegender  gemeiD- 
samer  Interessen  auf  handels-  und  verkehre- 
politischem  Gebiete  und  den  von  der  Öeeeti- 

fäbung  begünstigten,  z.  T.  sogar  erzwungeoeo, 
usammenschluB  dei-  Interessenten  in  Berufs- 
gen(»senschaften  u.  dgl.  Wenn  wir  and 
manche  Kartelle  haben,  namentUch  im  Berg- 
bau und  im  Salinenwesen,  die  v^iiSllnis- 
ma&ig  weit  znrückli^n,  so  sind  sie  doch 
nur  vereinzelte  ErscheinungeD.  In  Deutsch- 
land out  die  ei^  Epoche  einer  lebhafteren 
Kartellgrfindun^  in  die  Zeit  des  tiden  virt* 
schaftlicben  Niedergangs  nach  der  soge- 
nannten „Oranderperiode*',  Mitte  der  mb- 
ziger  Jahi«.  Es  entstehen  groBe  Verblade 
in  der  Kohlen-,  Kali-  und  EHsenindnstrML 
Letztere  erhalten  dann  eine  lebhafte  vfltere 
Unterstützung  in  der  schutzzöUnerischen 
Äera.  Es  ist  bestritten,  ob  die  Schutzzölle 
die  Veranlassung  oder  das  Mittel  der  Kaitell- 
bUdung  gewesen  sind.  Beides  ist  u.  E.  der 
Fall.  Zuerst  setzten  U.,  die  noch  kein" 
Kartelle  waren,  den  Protektionismus,  den 
staatlichen  Kampf  g^en  die  ausländische 
Konkurrenz,  durch.  Um  aber  wirkhch  die 
goldenen  Früchte  des  Zolls  ernten  zu  kSonen. 
mußten  die  Industriellen  auch  den  inländi- 
schen Wettbewerb,  der  durch  den  Zollschutj 
gefährlicher  geworden  war,  durch  Kartell- 
verstäodiguüg  bekämpfen.  In  dieser  Be- 
ziehung waren  die  Kiutelle  wirklich  vielfwi 
„Kinder  der  Not".  In  der  weiteren  Ent- 
wickelung freilidi  handelte  es  dch  bei  ihnen 
weniger  um  die  Bestitigung  ungünstig 
Konjunkturen,  sondern  um  die  Verhütung 
drohender  zukünftiger,  d.  h.  um  eine  Art  von 
zweckmäßiger  und  zielbewußter  Prophylaxis. 
Daraus  mag  es  sich  erklären,  daß  später  f) 
viele  Kartelle  gerade  in  der  Hochkonjunktur 
geschlossen  worden  sind. 

In  der  kartellfeindlichen  freihändleiifichea 
und  sozi^stisdien  Literatur  hat  man  lange 
Zeit  behauptet,  ohne  Schutzxfille  hätte  e» 
auch  keine  Kartelle  g^ben.  Diese  Be- 
hauptung ist  eine  arge  Uebertreibiuig  nwl 
verwechselt  Ursache  und  Wirkung.  Es  »U 
zwar  nicht  geleugnet  werden,  daß  äa  hoher 
Industrieschutzzou  die  Kartellierung  natio- 
naler lodustrieen  begünstigt,  der  Freihsndel 
dagegen  diese  Bildung  erschwert  Aber  auch 
England,  das  typische  Land  des  Freihaadcl& 
hat  Kartelle,  darunter  recht  einflußreiche  und 
mächtige.  Warum  dieses  Land  in  der 
Kartellbildung  hinter  Deutschland  trotidein 
stark  zurücksteht,  ist  vielfach  erörtert  woid*n. 
Der  Freihandel  ist  nur  einer  der  Grflode. 
Andere  OrOnde  sind  die  eaglisdie  Oeseli* 
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gebuog  und  Judikatur,  die  den  YereiniguDgen 
zur  Eioschrftnkung  der  Oewerbefreineit 
mancherlei  Faseln  auferlegen.  Femer  der 
individualistische  Ideeenkreia  des  britischen 
ÜQtaniehnaertums.  der  immer  noch  den  Zu- 
stand der  freien  Konkurrenz  als  den  einzig 
natOrlichen  und  TeruUnftigen  ansieht.  Dazu 
kommt  der  grOSere  EapitEdreichtum  der  eng- 
lischen Industrie,  die  eben  viel  älter  ist  alB 
die  kontinentale  und  sich  nicht  in  so  stür- 
mischem Tempo  weiter  entwickelt  hat 
^merhin  hat  England  ebenfalls  eine  er- 
kleckliche Anzahl  von  Kartellen,  meistens 
freilich  in  ziemlich  lockerer  Form,  und  da, 
wo  solche  Kartellversuche  gescheitert  sind, 
ist  man  lieber'  gleich  zur  vollen  monopolis- 
tinWi  Fusion  fibe^^egaogen. 

Der  beste  Beweis,  daB  Kartelle  ohne 
Zusammenhang  mit  dem  nationalen  Schutz* 
Zollsystem  entstehen  kflnuea,  bieten  die 
internationalen  Syndikate,  von  denen  eine 
ganze  Rahe  in  Wirksamkeit  getreten  sind. 
Den  AnstoB  hierzu  hat  freili^  viel&ich  die 
durch  Schutzzölle  unterstützte  industrielle 
Emanzipation  des  Kontinents  gegeben,  die 
die  Notwendigkeit  des  Exports  der  über- 
schüssigen Waren  zu  niedrigen  Preisen  und 
damit  eine  bedenkliche  Ueberfflllun^  des 
Weltmarkts  zeitigte.   Bei  der  International  i- 
tät  des  Kapitalismus  lag  aber  auch  ohnedies 
der  Abschluß  von  Gebietskartellen  (Verteilung 
der  Absatzgebiete)  und  das  Zustandekommen 
von  gemeinsamen  Preisfestsetzungen  inter- 
nationaler Art,  wo  das  Oberhaupt  möglich 
war,  keineswegs  ganz  fern.  So  viel  ist  jeden- 
falh  sicher,  daß  der  Protektionismus  nur 
eines  der  Momente  war,   um  die  groB- 
ioduslrielleu  Konventionen  so  i-asch  und 
reich  zur  Entfaltung  zu  bringen.  Außer 
England  weisen  auch  andere  Iiänder  Kar- 
tellienmgen,  die  viel  mehr  mit  der  Kapital- 
konzentration   als    mit   der  auswärtigen 
Handelspolitik  zusammenhAngen ,  auf.  Es 
ist  also  irrtümlich,  wenn  unsere  streng- 
glftubigen  Freihändler  uns  prophezeien  zu 
dürfen  glauben,  daß  mit  dem  EinreiBen  der 
Schutzzollmauern  ein  radikales  Äbwehrmittei 
gegen  die  Konventionen  gegeben  sei.  In 
den  schutzzOllueriscben  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  hatten  die  privat  rechtliche  Ge- 
setzgebung und  deren  Kecbtsprechung  einen 
nennenswerten  EUnfluß  auf  die  Entwickelnng. 
Sie  waren  der  eigentlichen  Kartelltüldung 
ziemlich  hinderlich,  weil  solche  Verein- 
barungen nicht  kli^har  waren.    Man  half 
Bi(^  oesvegen  mit  einer  anderen  Form  des 
ZusammeDsohlusses,  dem  Trust,  von  dem  in 
anderem  Zusammenhang  die  Rede  sein  wird. 
Verwandt  damit  sind  die  Kombinationen, 
d.  h.  die  Verbindung  zweier  oder  mehrerer 
Frodnktionsstadien  in  einer  Unternehmung. 
Daneben   kommen  die  ,4^tei-e8sengemeiD- 
schaften",  die  „Beteiligungsgesellschaften", 


die  auch  in  Deutschland  von  großer  Bedeu- 
tung sind,  in  Frage. 

Ueber  die  dentscbe  K artellgescbtchte 
Bind  wir  jetzt  namentlich  durch  die  Arbeiten  Lief- 
mauns  hmläoglich  nnterrichtet  Nach  ihm  er- 
reichte die  Kartellbewegung  in  den  Jahren  des 
wirtschaftlichen  Aufschwungs  (1888 — 1891)  ihren 
vorLänflgen  Böhepunkt  Dann  verlangsamte  sie 
nch  etwas  —  die  Bauptuntemehmungszweige 
waren  eben  bereit!  kartelliert  — ,  und  in  der 
zweiten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  bis  zur 
Gegenwart  machte  der  Kartellgedanke  erfolg- 
reich Schnle  aof  fast  allen  Gebieten.  Liefmann 
erwähnt  in  seinem,  im  Jahre  1^7  erschienenen 
Werke  bereits  345  Kartelle,  bei  denen  er  die 
Gntstehnngszeit  von  260  kennt.  Seine  Daten 
belencbteo  die  allmähliche,  bald  aber  anch 
stürmische  Gntwickelonff:  vor  1865  bestanden 
4,  vor  1870  6,  vor  1875  8,  vor  1879  14,  vor 
1885  90,  vor  1890  210,  vor  1896  260  KarteUe. 
Die  Nachforschungen  des  Zentralverbandee 
deutscher  Industriäler  er^ben  300  Kartelle 
Dud  kartellähnliche  Debereinkommen  im  Jahre 
1900,  von  denen  220  ids  industrielle  Syndikate 
bezeichnet  sind,  nad  zwar  80  Kartelle  in  der 
Eisen-  nnd  Metallindnstrie,  40  in  der  Glas-  und 
Erdindostrie,  30  in  der  chemischen,  20  in  der 
Textil-,  10  in  der  Kohlen-,  10  in  der  Nahrnnga- 
mittel-,  10  in  der  Papierindustrie  nnd  20  in 
gemischten  Indastriezweigen.  Die  vom  Beichs- 
amt  des  Innern  geleiteten  kontradiktorischen 
Verhandlungen  habea  anch  tlber  die  Kartell- 
Statistik  viel  neue  I^ten  aus  Licht  gebracht. 
Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  angegeben,  daß 
im  Jahre  1901/1902  beiläufig  400  Syn£kate  fest- 
gestellt  werden  konnten.  Die  meisten  Syndikate 
faUen  anf  die  HontoD*.  Eisen-  und  ÜeulUa- 
dustrie,  anf  die  chemische  und  Textilindustrie. 
Bei  letzteren  Indnstriezweigen  kann  jedoch 
nicht  von  höheren  organisierten  Syndikaten, 
sondern  eher  von  Preisvereinbamngen  nnd  Pro- 
daktioDskontingentiernngen  Uber  gewisse  Waren 
gesprochen  werden.  Die  dem  Reichstage  vor- 
gelegte Denkschrift  über  das  Kartetlweseu  (1. 
Teil)  enthält  eine  im  Berbst  1905  abgeschlossene 
aasfQhrliche  Kartellstetiatik,  welche  386  kartdl- 
iUmliche  Vereinbarungen  umfoQt  Die  Syndikate 
werden  nach  Industriezweigen  in  folgende  15 
Grappen  eingeteilt :  Kohlenindnstrie  1 9  Verbände, 
Eisenindustrie  72,  Hetallindostrie  11.  chemische 
Industrie  46,  Textilindnstrie  31,  Leder-  und 
Kautschukwarenindustrte  6,  Bolzindnstrie  5, 
Papierindustrie  6.  Glasindustrie  10,  Ziegel- 
industrie  132.  Industrie  der  Steine  und  Erden 
27.  TonwareninduBtrie  4,  Nahrungs-  und  Gennft- 
mittelindostrie  17,  Elektroindustrie  2,  sonstige  7. 
Diese  385  Syndikate  vereinigen  beiläufig  13000 
Betriebe.  Die  gegenwärtig  bestehenden  Ver- 
bände sind,  abgesehen  von  einigen  Vereinignngen 
(WeiHblecbsyndikat,  Kalisyndikat,  Bromkonven- 
tion),  seit  1880  begründet  wordea.  Bis  1895 
nimmt  die  Bewegung  allmählich  und  gleich- 
mäßig zu.  Von  da  ab  ist  die  Zahl  der  Kartelle 
im  raschen  Steigen  begriffen,  nnd  im  Jahre  1904 
übersteigt  die  Zahl  der  in  diesem  Jahre  be- 
gründeten Verbände  die  der  bisher  bestandenen. 

Das  wichtigste  deutsche  Kartell  ist  das 
Bbeiuisch- Westfälische  Kohlensyndikat  Nach 
verschiedenen  loseren  Konventionen  wurde  es 
1893  mit  dem  Sitz  in  Essen  gegrOndet  In  das 
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Kohlen-Syndikat  worde  das  Kcdu^yndikat  und 
der  Brikettrerkanlnerem  aufff^oommen.  In 
paralleler  Richtung  mit  dem  Rheiniseh-Westr 
filischen  Syndikat  beweget  sich  die  Obenchle- 
sische  EohleDkonTention ,  die  aber  eine  viel 
losere  Verbindong*  ist.    In  der  EisenindnBtrie 

Ssht  die  Zahl  der  kartellierten  Artikel  in  die 
ändert  Hier  findet  sich  die  Kartellentwicke- 
Inng  in  besonders  lebhaftem  Flnß  nnd  drängt 
ca  vorgeschritteneren  Organisationen,  von  denen 
der  soeben  emenerte  große  StahlwerksTerband, 
eine  Art  von  Oeneralkartell,  die  wichtigste  ist 
Sehr  zahlreich  sind  anch  die  Kartelle  in  der 
Indnatiie  der  Steine  nnd  Erden  nnd  in  der  Papier- 
nnd  HolzindoBtrie.  Fast  ganz  kartelliert  ist  die 
Zink-,  Kapfer-  nnd  Mckelindnstrie,  nnd  besonders 
eingebürgert  sind  die  Syndikate  in  der  chemischen 
Industrie,  wo  weit  Uber  100  Produkte  Gegenstand 
der  Vereinbarungen  waren  and  manche  der 
ffihrenden  Werke  an  Dotzenden  von  Kartellen 
beteiligt  sind.  Eine  Terhältnismäßig  beschei- 
dene und  dezentralisierte  Bolle  spielen  bis  jetzt 
die  Kartelle  in  der  Textilindustrie.  Ihre  Zahl 
ist  zwar  nicht  klein,  aber  die  Vereinigungen 
nnd  lose  nnd  oft  nnr  anf  knrze  Danet  ge- 
schlossen. Jn  da-  Nahrangsmittelindnstrie  ist, 
sofern  man  von  den  großen  nnd  zeitlich  weit 
znrückgreifendenSalinenkartellen  nnd  zajilreichen 
lokalen  Branereikonrentionen  absieht,  nicht  sehr 
erheblich.  Ba^^egen  haben  in  der  Zncker-  nnd 
Spiritnsindnstne  die  Stenergesetzgebnng  nnd  in 
den  sonstigen  tandwirtacbutiichen  Indnstrieen 
das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen  den 
Znsammenschlnß  zn  kartell&bnlichen  Verkanfs- 
vereinigongen  erleichtert.  Das  bekannteste  Bei- 
spiel der  letzteren  Art  ist  die  Berliner  Milch- 
zentrale. 

Das  Hanptgebiet  der  Kartelle  ist  die  groß- 
ittdnstrielle  Produktion  einschlieQlich  des  Berg- 
baues. Sehr  geeignet  für  die  Kartellbildung 
sind  die  TranE^rtnntemehmungen.  Bei  uns  mit 
ganz  ttberwiegendem  Staatsebenbahnsystem 
kommen  in  erster  Linie  die  Tarifkartelle  der 
Schiffahrtsgesellschaften  nnd  die  sog.  „Pools" 
der  Ozeandampfergeseilschaften  in  Frage  (s. 
Art  „Verbandsbilonngen  in  der  Seeschiffahrt"). 
Der  monopolistische  ZnsammenschlnS  der  Pro- 
duzenten hat  stark  anf  die  Bewegungsfreiheit 
des  Handels  zuritckgewirkt  nnd  dnrch  die 
Schaffung  von  ^ndlerkartellen  eine  ziemlich 
krilfti^  Fortpflanznng  erfahren.  An  nnd  t&i 
sich  eignen  sich  besonders  die  Massengüter  mit 
möglichst  wenig  QaalitätsTerschiedenheiten  znr 
Kartelliemng.  Indessen  ist  es  schon  lan^e  nicht 
mehr  richtig,  daß  die  Syndikate  auf  diese  Ar- 
tikel beschränkt  geblieben  sind. 

Auch  in  Oesterreich-Ungarn  ist  die  Kartell- 
bewegnng  Khnlicb  wie  in  Deutschland  im  Fluß. 
Gegenwärtig  sind  dort  über  100  Kartelle  be- 
kannt. Wichtige  Syndikate  sind  das  Eisen-, 
das  Kupferdraht-,  das  Jnte-Kartell,  die  Syndi- 
kate der  Petroleumraffinetieen^derKunstdünger- 
labriken  nnd  der  Kohlensäureindnstriegesell- 
Bchaften.  Interessant  ist  die  Geschichte  des 
Znckerkartells,  des  ungarischen  Spiritnskartells 
nnd  des  ebenfalls  nngariseben  Hfihlenkartells. 
Von  der  amerikanischen  Entwickelnng  war  in 
anderem  Zusammenhang  bereits  die  Rc^e.  Auch 
die  franzSsische  Eisenindustrie  ist  kartelliert 
Ebenso  gibt  es  dort  Kartelle  in  der  chemischen 
nnd  in  der  Textüindnstrie,  femer  gibt  es  ein 


Kartell  der  Ldiem-  vnd  UntdlTeindaap- 
geseUschaften,  frtther  waren  anch  £e  KoUtt> 
werke,  wenigstens  zun  Teil,  kaneUiert  Ii 
England  gibt  es  weniger  Kartelle  ala  in  Deatidi* 
land,  aber  mehr,  ala  man  gewOhnliefa  anniauBt, 
denn  sie  treten  in  sehr  rerschiedenen  ^aelüta 
auf.  Im  Gegensatz  zu  Deutschland  sind  dort  dia 
Untemehmerrereinigungen  in  derTextiltiidiuthe 
von  größerer  Bedentnng.  In  Italien  sind  wieb- 
tig  die  Syndikate  in  der  EisenerzindQstrie,  ii 
der  Weberei,  der  Zucker-  und  Papierindustrie 
sowie  im  Marmorbetvban.  Von  den  internatio- 
nalen Kartellen  sind  Desonders  die  in  der  Ozeat- 
sehifbihrt,  das  Borax-,  das  Zwimkartell  und  die 
intemationalea  Schienen-  ond  TrSgeriurtdle 
zu  erwähnen.  (Eine  ansffihrlichere  iJeberndit 
über  die  wichti^;sten  Kartelle  geben  Banmgartn 
und  Meszliny  ut  ihrem  Bniwe  -Kartdle  nid 
Trusts"  [Beritn  19061.  Eine  Uebovicht  in 
wiehUgsten  deutschen  Produzenten-  nnd  HbidlM^ 
kartelle  gibt  fionikowsky  .Der  EinßnO  der 
industriellen  Kartelle  anf  den  Handel  in  Deutscb- 
land"  [Jena  1907]), 

8.  Die  TorsehiedeneB  FomeB  der 
Kartelle.  Als  der  Kern  aller  Kartellbe- 
strebungen ist  die  EänsdiTSQkiing  des  Wett- 
bewerbs and  die  mooopcdistischeBäieinchang 
des  Marirts  aneBgeboi  wooden.  I^eses  'Im 
kann  fOr  die  Beteiligten  aus  'recetÄiaeA&m 
Gründen  vorteilhaft  erscheinen,  dnmal  weil 
sich  die  kartellierten  Unternehmer  ein  be- 
stimmtes Absatzgebiet  garantieren,  zoo 
anderen,  weil  man  sich  Ober  die  I^ise  ver- 
ständigt, mid  endlich,  weil  man  Betriebsinde- 
ningen und  Produktions beschränknneeo  ver- 
einbart. Aus  diesen  dreifachen  Zwecken 
ei^bt  sich  die  bekannte  Liefmann'scbe  Eio- 
teihmg  der  Kartellformen ,  die  in  der  lite- 
ratui  besondere  Anerkennung  gefunden  bat 
Nach  ihr  gibt  es  1.  Absatz-  oder  Gebiets- 
kartelle,  2.  Preiskartelle,  3.  Produktions-  oder 
Betriebskartelle.  Alle  diese  drei  Kartell- 
formen kommen  wieder  in  niederen  und 
höheren  Stufen  vor.  Bei  den  Kartellen 
niederer  Ordnung  sieht  der  KarteUrer- 
trag  die  einfache  Beschränkung  des  Vater- 
nehmers  mit  Rflcksicht  auf  Absatz,  Preis- 
gestaltung oder  Prodoktionst&tigkät  6« 
der  höheren  Stufe  dagegen  findet  eine  Ver- 
teilung des  Gesamtangebots,  der  Gesamt- 
nachfrage  oder  des  QesamtgewioDB  an  die 
Mitglieder  statt  Man  nennt  diese  Kartdle 
„Yerteilungskartelle'*.  Sie  sind  fester  ^Qgt 
als  die  Kartelle  niederer  Ordnnng,  die  ge- 
wQhnlich  nur  auf  Uofien  Yertrflgen  berubeo. 
Sie  sehen  r^lmftßig  ein  besonderes  Oi^ 
Tor,  ein  Kartellbureau,  gewöhnlich  Terkanb- 
stelle  oder  Syndikat  genannt.  DieseBZeDO^ 
Organ,  mostena  in  acr  Fonn  einer  Aktien* 
gesellschaft  oder  maer  OeseUschaft  nüt  be- 
schränkter Haftung  eiriohtet,  erfMdot  natflr- 
lieh  einen  grOBeren  VerwütungMqipaiat 
Dem  Oebietskartell  dtf  niedren  Orunui: 
entspricht  das  Kartell  mit  AufbigsTeiteiliing 
und  einer  Zentrale,  die  nadi  dnem  gewiaea 
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Terteilangsplan  den  mnzelnen  Mitgliedern 
die  Äbsatzqaote  zuweist  Diese  Syodikats- 
lorm  eignet  sich  besooders  ffir  Masseopro- 
dokte,  namentlich  der  Kohlen-  und  Eisen- 
indoBüie.  Die  bekanateBten  deatschec  Bei- 
spiele Biad  das  Rheönisch-'West&lische  Kohlen- 
Syndikat  in  Essen  und  der  Stahlwerksverband 
in  Düsseldorf,  beide  in  der  Form  von  Aktien- 
gesellschaften gegründet.  Den  Produktions- 
kartellen niederer  Ordnung  stehen  die  sog. 
,^ngebotsTerteUungen'*  gwenfiber.  Die  Zen- 
txale  bestimmt,  wächen  Teil  des  gesamten 
ProduktioDsquantums  die  kartellierte  üntei^ 
nehmun^  den  Abnehmern  anbieten  darf.  Bei 
den  Preifikartellen  höherer  Ordnung  wird  die 
Verteilung  der  Qewinne  von  einer  Stelle  aus 
To^nommen.  Die  ISnDahmen  werden  nach 
der  Beteiligungsuffer  am  der  gemdusamen 
Kasse,  in  cue  sie  geflossen  dnd,  ui  die  Mit- 
glieder vertnlt  ^ne  noch  höhere  Form  des 
Freiskartells  entsteht  dann,  wenn  eine  be- 
sondere ^mdel^iesellsdiart  den  Unter- 
nehmern die  Produktion  abkauft,  sie  weiter 
verkauft  und  den  Zwischeogewinn  an  die 
Beteiligten  ausschüttet.  Hier  ist  die  Selb- 
ständigkeit der  Unternehmer  am  stärksten 
beschränkt,  und  solche  Kartelle  nähern  sich 
den  Trusts,  wo  auch  die  Produktion  einheit- 
lich geleitet  wird. 

Eine  andere  Einteilung  der  Kartellfonnen, 
die  von  Menzel  und  Idcraiann  stammt,  ist 
die  in  Abnehmer^ «  Anbieter-  vad  Preis- 
karlelle. Die  C.  können  nämlich  sein: 

1.  Yttbände  der  Unternehmer  als  Abnehme, 
d.  h.  «1b  Känfer.  Hier  soll  an  den  ProdnktionB- 
ud  Handlonnankosten  durch  gemeinnmes 
Vorgehen  der  Käufer  gespart  werden.  Wie  die 
Konsameoten  sich  genossenschaftlich  znsammen- 
tno^  Qm  sich  anf  Kemeiusame  Bechnnng  den 
billigen  Bexug  von  Waren  zn  sichern,  so  können 
auch  die  Unternehmer  msammen treten,  um  sich 
äber  gemeinsame  Einkanfspreise  zn  einigen. 
Handelt  es  sich  beim  Einkauf  mn  die  mensch- 
liche Arbeitskraft  j  so  sollen  solche  Vereine 
Haximalpreise  für  dieLohnregnliemog  feststellen. 
Sie  erreichen  ihr  Ziel  entweder  durch  gemein- 
same PreiBpoUtik  oder  durch  gemeinsafflc  Nach- 
fragepolitiK.  Im  ersteren  Falle  verpflichten  sie 
deh  anf  eine  bestimmte  Höbe  der  Lohnzahlong, 
im  letzteren  Falte  wird  vereinhart,  die  im  Lohn- 
kampf  streikenden  Arbeiter  nicht  mehr  zn  be- 
scbärtigen  oder  den  darcb  die  Arbeitseinstellnng 
bedrängten  Brancfa^enossen  durch  gemeinsame 
Ansspeming  zn  Hilfe  zn  kommen.  In  Ländern 
mit  ausgesprochener  Ueberspannune  der  gegen- 
seitigen Koalitionen  gibt  es  ancn  Verbände, 
weltme  es  sich  bei  sinkender  Konjnnktnr  zor 
Aufgabe  machen,  die  Arbeitslähne  gemeinsam 
zn  erniedrigen.  In  Oentschland  sind  solche  Fälle 
selten  bekannt  geworden,  wohl  aber  hat  man  in 
letzter  Zeit  sehr  oft  Anttstreik-  nnd  Andboykott- 
verbäade  entstehen  sehen.  Ein  solcher  Verband 
zur  Abwehr  eines  Boykotts  war  seinerzeit  von 
den  Berliner  Branereien  (1894)  gegrandet  worden. 
Aehnliche  Konventionen  haben  die  bayerischen 
und  schweiaerischen  Branereien  geschaffen.  In 


neuerer  Zeit  sind  ähnliche  U.  sehr  einflußreich 
und  hänfig  geworden. 

Die  Unternehmer  sind  nicht  nnr  Känfer  der 
ArbeiCsbaft,  sondern  anch  Abnehmer  von  den 
Prodnzeutoi  und  Händlern  baEflglieh  der  Be- 
schaffung von  Bob-  nnd  Hilfsstoffen,  nnd  um- 
gekehrt kaufen  die  Groß-  und  Kleinhändler  von 
den  Produzenten.  Um  sich  nnn  als  Abnehmer 
den  Lieferanten  gegenüber  möglichst  selbständig 
zn  stellen,  werden  Einkaufss^dikate  verabredet; 
sei  es,  um  einen  Maximalemkaufspreis  zu  ver- 
einbaren, sei  es,  nm  sich  die  benötigten  Stoffe 
gemeinsam  dnrch  Einkaufsbnreaus  oder  gemein- 
same Agenten  billiger  zu  beschaffen,  sei  es,  daß 
sie  den  Bezug  im  Wege  des  Boykotts  ganz 
einstellen,  sei  es  endluh,  daß  sie  sich  ent- 
schließen, an  Stelle  des  Einkanfs  die  eigene 
Produktion  treten  an  lassen.  Alle  diese  Formen 
der  Verbände  der  Unternehmer  gegen  ihre  Vor- 
eänger  im  Prodi^tionsprozease  sind  in  den 
fetzten  Jahrzehnten  in  den  mannigfaltigsten 
Formen  ins  Leben  getreten.  Ebenso  wie  ein 
Oewerkvereitt  eine  Koalition  der  Arbeitgeher 
als  Gegenhoalition  zustandebringen  kann,  schafft 
ein  Kartell  ein  Gegenkartell,  ein  Boykott  einen 
Gegenboykott.  Es  entsteht  eine  Art  von  Kriegs- 
zastand  mit  gegenseitigen  Büstungen  und  Kon- 
ventionen auf  Iwiden  Seiten.  So  kann  s.  B.  die 
Grändnng  eines  Zechenverbands  als  Konsequenz 
ein  Kartell  der  Kofalenhändler  nnd  beides  wieder 
ein  Einkaufssyndikat  der  Kohlen  konsumieren- 
den Fabrikanten  haben.  Das  radikalste  Mittel 
der  Selbsthilfe  ist  frdlich  der  Uebergang  zur 
Eigenproduktion  oder  der  Anskanf  des  Gegen- 
kontnuienten.  Große  Zechen  errichten  eigene 
Dynamitfabriken,  Webereien  stellen  Spinnstühle 
anf,  Glashütten  schaffen  sich  selbständige  che- 
mische Laboratorien  usw.  Der  Wee  zn  der 
Eigenproduktion  ist  in  der  nathrlichen  Ent- 
wickelung  der   großkapitalistischen  Betriebe 

ganz  von  selbst  gegeben  und  wird  voraussieht- 
dl  anch  da,  wo  es  sich  nicht  um  die  Be- 
kämpfung von  Kartellen  handelt,  vielfach  be- 
treten werden.  Man  denke  nnr  an  die  Ent- 
wickelung  der  Kruppschen  Etablissements  nnd 
an  die  zunehmende  Ausgestaltung  von  Staats- 
betrieben nnd  Staatswerkstätteu. 

2.  Neben  den  Abnehmerkartellen  kommt 
als  große  Gruppe  diejenige  der  Verkaufsver- 
einignneen,  auch  „Verbände  der  Unternehmer 
als  Anbieter"  genannt,  in  Frage.  Um  die 
geffonseitige  Konkarrenc,  die  Ueberprodnktion 
und  Preisschleuderei  solidarisch  zn  bekämpfen, 
werden  Verbände  geschlossen,  welche  die  Pro- 
duktionsqnantitäten  einheitlich  regeln,  die  Ab- 
satzfifebiete  unter  den  Beteiligten  verteilen  und 
die  Preise  der  für  den  Harkt  bestimmten  Waren 
tarifieren.  Ans  diesen  Zwecken  ei^bt  sich  von 
selbst  die  schon  erwähnte  Einteilung  der  Ver- 
kaafssyndikate.  Sie  sind  nämlich  entweder 
Prodnktionskartelle  oder  Gebietsfcartelle  oder 
Preiskartelle. 

Die  im  Wege  des  Syndikats  beschlossene 
Produktionseinsäränknng  ist  mit  verschiedenen 
Mitteln  nnd  in  verschiedenem  Umfange  möglich. 
Die  Betriebe  können  sich  nämlich  nnr  ver- 
pflichten, innerhalb  einer  gewissen  Zeit  die 
Zahl  ihrer  Maschinen  nnd  ihrer  Arbeiter  nicht 
zu  vermehren.  Weitgehender  als  diese  Unter- 
sagung von  Vergrüßemngen  ist  die  teilweise 
oder  totale  Betriebseinschränknng  und  Betriehs- 
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einstellnn^  durch  EntlAssniig  von  Arbeitern, 
Aalferbetnebstello^Ton  Haschinen  oder  Kttrsnn^ 
der  Arbeitudt.  Erfahrung  hat  gelehrt, 
daß  man  diese  Vermisdenuig  des  Betriehs^  die 
schwer  kontrollierbar  ist  nnd  durch  technische 
Verbesserungen  wettgemacht  werden  kann, 
besser  als  durch  Kartelle  dnrch  Vereini^ngen 
des  in  der  betreffenden  Industrie  arbeitenden 
Kapitals,  durch  Verschmelzang,  „Fnsionen"  ge- 
nannt, erreichen  kann. 

Statt  den  Betrieb  und  die  Produktionstätig- 
keit, kann  man  —  und  das  arbeitet  dem  nn- 
eesügetten  Wettbewerb  kräftiger  entgegen  — 
aas  Prodoktionsqnantutn  vertra^mäug  rer- 
ringern.  Zu  diesem  Zweck  sind  zahlreiche 
Syndikate,  auch  internationale,  wie  das  Zink- 
kartellf  geschaffen  worden.  Oetters  kamen  sie 
auch  in  der  Textilbranche  vor,  weil  dort  der 
Grad  der  Einschränkung  leicht  dnrch  die  Zahl 
der  Webstühle  oder  Spindeln,  die  ruhen  sotten, 
angegeben  und  infolgedessen  auch  die  exakte 
Ausftlhmng  aller  Vereinbarungen  leichter  be- 
aufsichtigt werden  kann.  Bei  anderen  Indu- 
strieen  ist  eine  solche  Produktionseinschränkung 
schwerer  durchführbar,  oder  aber  die  Kontrolle 
ist  zu  umständlich  und  ansieher.  Der  Natnr 
der  Sache  nach  gar  nicht  mOgiich  ist  eine 
solche  Kartellierung  auf  dem  Gebiete  des  Handels- 
und des  Trausportwesens.  Die  zweite  Unter- 
abteilung der  Verkanfskartelle  haben  wir  nach 
der  Dnterscheidnng,  wie  sie  ebenfalls  Menzel, 
Liefmann  n.  a.  vorgeschlagen  haben,  „Absatz- 
kartelle" genannt.  Sie  bezwecken  für  das  ein- 
zelne Kartellmitglied  ein  lokales  Monopol.  Sei 
es,  daß  die  Teile  des  Landes  als  Absatzgebiete 
verteilt  werden,  wie  dies  z.  B.  bei  dem  1860 
entstandenen  Neckarsalinenverein  der  Fall  war, 
sei  es,  daß  auf  internationaler  VertranbasiB 
die  einzelnen  Länder  den  kartellierten  Unter- 
nehmungen als  ausschließliche  Absatzdoroäne 
zugewiesen  werden.  Der  bekannteste  Fall 
letzterer  Art  ist  das  zwischen  Deutschland, 
Belgien ,  England  und  Oesterreich  1884  ab- 

gescbloBsene  Scbienenkartell.  Ein  noch  größeres 
ebietskartell  stellt  die  Konvention  der  deut- 
schen, englischen  und  französischen  Dynamit- 
fabriken dar,  ein  Syndikat,  das  die  halbe  Welt 
beherrschte.  Hier  sind  die  Kontrahenten  nicht 
einzelne  Firmen,  sondern  kartellierte  Gruppen 
gewesen,  wie  Oberhaupt  die  Absatzkonventionen 
vielfach  von  Kartellen  untereinander  geschlossen 
wurden.  Vereinbarungen  Uber  Preise  imd  Pro- 
duktion wurden  den  einzelnen  Unterkartellen 
Uberlassen,  nur  den  lokalen  Absatz  bestimmte 
das  Gesamtkartell. 

Die  bei  weitem  häufigste  und  wobt  auch 
wichtigste  Gruppe  der  Verkaufs- U.,  in  dieser 
Eiuteilnng  die  dritte,  machen  die  Preiskartelle 
ans.  Die  Form,  in  der  hier  der  freie  Wettbe- 
werb konkurrierender  Firmen  nnterbnnden  wird, 
ist  eine  außerordentlich  mannigfaltige.  Die 
einzelnen  Spielarten  aber  besonders  zu  charak- 
terisieren, wUrde  hier  zn  weit  fuhren.  Es  ge- 
nügt vielleicfat,  darauf  hinzuweisen,  daß  diese 
Prei<ikonventionen  stets  eine  gewisse  Gefahr 
laufen,  durch  Nebeiibestimmungen,  Höbe  des 
Rabatts,  Kreditgewähmng.  Berechnung  der  Ver- 
packung and  der  Frachtspesen,  umgansren  zu 
werden.  Nachdem  aber  erst  einmal  diese  Klippen 
erkannt  worden  sind,  haben  fast  alle  neueren 
Preiskartelle  entsprechendeKautelen  vorgesehen. ' 


Eine  besondere  Schwierigkeit  macht  die  B^ 
kämpfung  der  in-  und  aosländisdico  Outsiden. 
Diesm  gegmttlm-mnß  es  den  KartellKeMMi 
fflglicb  wohl  zustanden  werden,  unter  im 

vereinbarten  Preisen  zn  verkaufen.  Solche  Be- 
stimmungen der  KoDventiontfstacuten  sind  ebeii 
ein  notwendiges  Uebel;  sie  sollen  aber  gelegeat- 
lieh  zur  fraudnlOsen  Umgehung  der  Vervift 
und  unter  Umständen  sogar  zu  ihrer  K&ndigang 
geführt  haben. 

Eine  besondere  Art  der  auf  Beherrschon^ 
des  Mai'ktes  und  Preistreiberei  gerichtetm 
mooopolistischeD  Bestrebungen  von  Uat«^ 
nehmerkonventionen  sind  die  8og.  n^^S^* 
auch  „Gomeis**  eenaont  Von  ihnen  w 
schon  oben  die  Rede.  Es  sind  dies  Ver^ 
einigaDgen  von  Sp^nilanten,  zu  dem  Zwed» 
geschahen,  um  durch  Aa^«if  der  Wara- 
vorrSte  eine  Knappheit  auf  dem  Maitte. 
damit  eine  Praahausse  und  schliefilieh  grofie 
und  i^asche  Spekulationsgewinne  zu  erziel«. 
Wenn  man,  und  z.  T.  mit  Recht,  nuutcbe 
Efuielle  als  „Kinder  der  Not"  bezeichnet 
hat,  60  kann  man  das  von  den  s<^.  „Rio^", 
die  nichts  anderes  als  große  Spekulatiun*- 
manöver  sind,  sicherlich  nicht  sagen.  Frei* 
lieh  werden  solche  Manipulationen  nicbi 
nur  voD  Verbänden ,  sondern  auch  von  ein- 
zelnen Großspekulanten  gemacht^  und  Teno 
sich  mehrere  zusammentun,  so  handelt  « 
sich  in  der  Regel  auch  nicht  um  Verbinde 
im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  um  Verbio- 
düngen  mehrerer  Firmen  für  längere  Dauer, 
sondern  um  spekulative  KapitalkoDsortien. 
die  regelmäßig  nur  auf  kurze  Zeit 
schlössen  sind,  fis  kommt  auch  v«-,  dail 
man  für  diese  Zwecke  selbständige  Gesell- 
schaften ad  hoc,  Intereroengemeinschafteo 
u.  dgl.  gründet.  Die  aturgeecliichte 
dieser  Ringe  kano  man  am  l)esten  auf  des 
amerikanischen  Kapitalmärkten  studieren. 
Sie  haben  der  Xew  Yorker  Böree  die  föt 
andere  verhängnisvolle  Bedeutung  verlieh«i. 
so  daß  von  der  dortigen  Grundstimmuns 
die  Tendenzen  fast  aller  anderen  Geldmirkte 
abhängig  geworden  sind.  Daß  die  deutsche 
Börsengesetzgebung  an  diesen  Zuständen 
auBei'dem  auch  mit  schuld  ist,  wird  jetzt 
selbst  von  solchen  Politikern,  die  die  Bikwa- 
refonn  mitg^tnacht  haben,  zupi^beo.  In 
engen  ZuBammenhang  nüt  diesen  Riogefl 
lind  dersn  Spekulationen  stehen  die  Trusts 
und  Fusionen.  Durch  dio  riesenhaften  Vo^ 
Schmelzungen  von  Unternehmung  aller 
Art  wurden  die  Tmstpa^m  die  haofA- 
sficblichsten  Objekte  des  BGrsenspids  and 
die  Trustleiter  '«'urden  als  Oeldmädite  ton* 
angebend.  Erfreulich  ist  dieser  ZosUuxi 
jedenfalls  nicht,  aber  nicht  nur  in  Amerik» 
Iiat  er  Verwüstungen  angerichtet.  Ke 
Antitrustgesetzgebung  war  da^^^^en  so  ^ 
wie  machtlos.  Eng  verwandt  mit  den  eigent- 
lichen Trusts  im  gewöhnlichen  Spnch> 
gebrauch  sind  die  sog.  „Beteiligungsgesdl- 
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Schäften",  die  in  drei  Formen  vorkommeQ: 
1.  Die  „InvestmeDtstrusts",  in  England  sehr 
häufig,  AktiengeBellschaften ,  die  die  Be- 
teiligung an  verschiedenen  Dnternehmungen 
industrieller  Art  Tomehmen.  Aus  ihnen 
entwickelte  sich  die  zweite  Form,  die  „Fi- 
nanzierungs-  oder  KapitalbeeohafFungsgesell- 
8chaften*\  die  das  Kapital  neu  za  gründen- 
der ünternehmongen  übernehmen.  Solche 
Oesellschafteti  sind  auch  in  Deutschland 
heimisdi,  namentlich  in  der  elektrischen  In- 
dustrie. Sie  bewei^stelUgen  ein  eigentfim- 
liches  Verhältnis  von  Mutter-,  Tochter-  und 
Skikelgesellschaft,  das  sog.  „Schaditelsysteai^ 
das  bekanntlich  bd  dem  TreberkoDKem,  bei 
gewissen  Hypothekoibanken  und  bei  Elek- 
hizitfttswerken  eine  Ohle  Rolle  gespielt 
hat.  Die  dritte  Form  ist  die  der  „mono- 
polistischen BeteiliguDgsgesellschaft" ,  die 
nch  in  Besitz  der  Mehrheit  dei'  Aktien  der 
meisten  ünteniehmungen  einer  Branche  zu 
setzen  sucht.  Durch  diesen  Aktienbesitz 
wird  es  der  Gesellschaft  ro(>glich.  die  ein- 
zelnen Unternehmungen  zu  beherrschen  und 
eine  monopolistische  Marktpolitik  auszuflben. 
Man  nennt  diese  Tätigkeit  „kontrollieren". 
Diese  Beteiligungsgesellschaften  oder  In- 
teressengemeinschaften sind  überall  weit 
verbreitet  und  haben  namentlich  im  Bank- 
wesen und  in  der  chemiBcheo  Industrie  in 
neuerer  Zeit  stai-k  zugenommen. 

Man  hat  sich  bemttht,  eine  scharfe  begriff- 
liche Unterscheidung  zwischen  den  Kartellen 
einerseits,  den  Bingen,  Trusts  im  weiteren  und 
engeren  Sinne  andererseits,  zo  machen.  So 
namentlich  Liefmann.  Nach  ihm  besteht  die 
wirtschaftliche  and  formale  Verschiedenheit  der 
Kartelle  und  Ringe  darin,  daß  bei  ersteren  die- 
jenigen, welche  produzieren,  nnd  diejenigen, 
welche  die  Produkte  zam  Zwecke  ihrer  Mono- 
polisierung kaufen,  dieselben  Personen  sind, 
also  nur  ein  einmauger  Gewinn  erzielt  werden 
mnO,  wahrend  mit  den  Kngen  sich  guiz  neue 
wirtschaftliche  Figuren  in  den  geregelten  Gang 
der  GUterverteilung  einscbieben ,  welche  ancB 
.Todienen  wollen,  so  daß  hier  ein  doppelter  Ge- 
winn ans  dem  Produkt  herantieeschlagen  werden 
mnO.  Dazn  kommt  dann  noch,  so  sagt  der  ge- 
nannte Autor,  daÜ  die  Binggesellschaft  sich 
von  vornherein  die  ganze  Prwluktiott  nur  zn 
sehr  hohen  Preisen  siuiert,  so  dat^  dieselbe,  anch 
wenn  sie  nur  ein  mäßiges  Entgelt  für  ihr  hohes 
Ka^italrisiko  beanspruchen  wttrie,  dennoch  die 
Preise  sehr  hoch  stellen  muß.  In  dieser  Not- 
wendigkeit doppelt  hoher  Gewinne  hei  den 
Ringen  liegt  hinsichtlich  ihrer  wirtschaftlichen 
Folffen  ihr  Hanptnnterschied  von  den  Kartellen 
nna  zugleich  der  Gmnd,  weshalb  dieselben  all- 
gemein verdammt  werden,  und  femer  anch  die 
Unadie  ihres  gewöhnlichen  HißlinG^ens  nnd 
schnellen  Zusammen  brach  s.  So  scharfsinnig 
diese  Distinktion  zwischen  Produktionskartelleu 
nnd  Speknlationsringen  anch  sein  mag,  so 
brflcliig  wird  der  Maßstab  den  zahllosen  Varie- 
täten gegenüber,  welche  die  Ringbildnng  be* 
reits  jetst  aafweist.  Sie  nähern  sich  in  dem 


Maße  den  Kartellen,  als  sie  an  Kapitalstärke 
gewinnen,  wie  das  ber&chtigte  Knpfersyndikat 
(1887-1889)  beweist,  welches  durch  VertrKffe 
mit  den  Prodnsenten  die  ganze  Harktznfiur 
auf  die  Dauer  in  seine  Hände  zu  bringen  suchte. 
Auch  andere  Vereinigungen  von  Großspekn- 
lanten,  wie  sie  in  den  letzten  Jahren  bekannt 
geworden  sind,  waren  nur  denkbar  im  Kartell 
mit  den  Produzenten,  die  ihre  ganze  Produk- 
tion an  jene  zu  überlassen  sich  verpflichteten. 
Man  faßt  überhaupt  den  Begriff  der  Kartelle 
zn  eng,  wenn  man  ihn  auf  das  Gebiet  der  Pro- 
duktion beschränkt.  Die  viel  genannten  Kon- 
ventionen der  Uilch-  und  Eierhändler,  der 
Eisenbahn-  nnd  DampfschifiahrtsgeseJlschaften, 
der  Banken  nnd  der  VersiehenmgsgeselUchaften, 
dec  Theaterdirektoren,  der  Aozte  nnd  Rechts- 
anwälte fallen  ebenfalls  in  die  Kategorie  der 
Kartelle.  Auch  sie  sehen  sich  genStigt,  ihre 
Preisverabrednngen  durch  andere  Maßr^^eln  zn 
stBtzen,  indem  sie  entweder  das  Üntemehmnngs- 
kapital  kontingentieren  (DampfschifiTahrtsgesell- 
scbaften)  oder  ihre  Kondeokreise  teilen  (Ver- 
sichernngsgesellscbaften}  oder  über  das  fest- 
gesetzte Kontingent  hinans  erzielte  Gewinne 
gegenseitig  ausgleichen  (Eisenbahnen). 

Anch  der  Unterschied  zwischen  eigentlichen 
Trasts  nnd  uueigentlichen  ist  nicht  immer  ein- 
fach festznst<dlen.  Gewisse  charakteristische 
Merkmale  sind  allerdings  unverkennbar, 

4.  Dte  TniBts  und  die  Fnsionen.  Der 

Trust  ist  die  fiduziarische  Cebertragung  der 
VermögeDSrerwaltong   mehrerer  Erwerbs- 
korporationen   an    ein  gemeinschaftliches 
Komitee   von   Vertrauensmännern,  Treu- 
händern (englisch  „Trustees"  genannt).  Diese 
Trustees  werden   auf  Widerruf  oder  auf 
bestimmte  Zeit  Vermögensverwalter  der  ver- 
,  einigten  Korporationen,  sie  stellen  den  bis- 
herigen Aktionären   l>e8ondere  Urkunden, 
'  Trustzertifikate ,  aus.    Nach  außen  hin  ist 
die  Macht  der  Trustees,  französisch  aucli 
„omnium"  genannt,  unbeschränkt.   Sie  sind 
zwar  nicht  Eigentümer  der  Betriebe,  aber 
sie  gerieren   sich  vollständig  als  solche. 
Zuerst  wurde  diese  Rechtsform  1881  von 
Rockefeiler  (Standard  Oil-Trust),  der  mit 
seinen  Verbündeten    sich   eine  dauernde 
Monopolstellung  sicherte,  angewendet.  Es 
^  folgten  dann  eine  Reibe  Trusts  in  den  ver- 
schiedensten  Industrieen,   zuerst   in  der 
Spiritus-  und  Zuckerindustrie,  und  seither 
I  hat  der   in  der  TrustgrDndung  liegende 
Konzentrationsprozeß  riesenhafte  Fortschritte 
'  gemacht.   Viele  Trusts  mit  ihren  kolossalen 
'  Gründungskosten    sind    vollständig  über* 
I  kapitalisiert   und   die  Unterbringung  der 
Triistzertifikate  an  das  Publikum  und  die 
■  Hochhaltung  ihrer  Kurse  macht  Börsen- 
!  manöver  notwendig,  die  alle  Geldmärkte  in 
Atem  halten.   Die  Trusts  sind  eine  Art  von 
Fusionen. .  Bei  den  Kartellea  höherer  Ord- 
nung ist  die  Selbständigkeit  des  einzelnen 
'  Unternehmers  sehr  stark  oder  fast  ganz  be- 
I  schränkt.  Ein  weiterer  Schritt  ist  die  Fosioo, 
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TO  die  EtnzelpersOolichkät  und.  Einzel- 
interessen  vollständig  Terwischt  werden. 
Solche  VeischmelziiDgen  -sind  nenerdiogs 
besonders  auf  dem  (Gebiete  des  Baukwesens 
erfolgt.  Ad  die  Stelle  frfiherer  Kommaudi- 
tieningen  führender  Banken  mit  Provinzial- 
banken  ist  die  totale  Vereinigung  getreten, 
und  altangesesseoe  private  BankhAuser  ver- 
schwinden immer  mehr  von  der  Bildilfiche. 
Aber  audi  bei  konkiirrierenden  Etablisse- 
ments der  Großindustrie ,  der  Transport- 
anstalten,  im  Hotelgewerbe  usw.,  feiner  im 
Bergbau,  sind  Fusionen  in  großer  Anzahl  zu 
verzeichnen. 

5.  Volkswirtechaftliche  Beurteilung 
der  Kartelle.  Es  istaußerordenttich  schwer, 
die  Kartelle  im  engeren  Sinne  volkswirt- 
schaftlich auch  Dureinigermaßen  abschließend 
würdigen  zu  wollen.  Ihre  Geschichte  ist 
noch  zu  jung  und  immer  noch  nicht  in  der 
wünschenswerten  Weise  aufgedeckt.  Kaum 
bestritten  kann  freilich  werden,  daß  die  Zeiten 
vorüber  sind,  wo  man  mit  den  Kartellen  nur 
wie  mit  ephemeren  Erscheinungen  rechnen 
zu  dürfen  glaubte.  Viele  große  Konventionen 
dieser  Art  sind  von  Bestand  geblieben,  und 
das  volkswirtschaftliche  Leben  hat  sich  wohl 
oder  übel  daran  gewllhnen  müssen,  in  ihnen 
einen  realen  Faktor  unserer  wirtschaftlichen 
Ch^anisation  zu  erkennen.  Selbst  diejenigen 
Beurteiler,  die  die  Kartelle  grundsfitzUch  be- 
kämpfen zu  müssen  glaubten,  denken  jetzt 
viel  ruhiger  und  eriieblich  günstiger  über 
ÖB  und  fiegen  größere  Besoi^nisse  für  den 
Fall  der  Auflösung  großer  Verbände  als  für 
den  Fall  des  AbschlusBes  neuer  Konventionen 
und  der  Konsolidierung  alter.  Fast  die 
ganze  deutsdie  Handelspresse  hat  mit  der 
grSßten  Spannung  alle  ^aduichteu  verfolgt, 
die  sich  auf  die  Erneuerung  des  Kohlen- 
syndikats  bezogen.  Die  Tatsache,  daß  es 
bis  1915  verlän^rt  wurde,  ist  mit  rück- 
haltsloser Befriedigung  aufgenommen  worden. 
Der  besonders  scharf  kritisierte  Stahlwerks- 
verbaod,  der  nach  ernsten  Kämpfen  und 
schließlich  nur  durch  die  Intervention  der 
Großbankwelt  für  einige  Jahre  auf  neuer 
Grundlage  verlängert  worden  ist,  war  ein 
so  ausschlaggebender  Faktor  für  mächtige 
Industrieen  geworden,  daß  das  Scheitern  der 
Verhandlungen  allgemein  wie  ein  schwerer 
Schlag  empfunden  worden  wäre.  In  der 
Tat  wäre  ein  anderer  Ausgang  von  unab- 
sehbaren Folgen  begleitet  gewesen.  Man 
mag  die  Kartelle  woUeu  oder  nicht,  darüber 
kann  jedenfalls  kein  Zweifel  sein,  daß  sie 
im  letzten  Jahrzehnt  einen  förmlichen  Sieges- 
lauf genommen  und  daß  ihre  Auflösung 
schwere  Erschütterungen  im  Wirtschafts- 
leben im  Oefol^  haben  würde.  .  Ebenso- 
wenig ist  es  zweifelhaft,  daß  manche  Kartelle 
nicht  dasjenige  erreicht  haben,  was  sie 
wollten,  daß  mancherlei  Atuwüchse  vor- 


kommen und  daB  die  immer  wdtM'wacbfien- 
den  lüesenverbftnde  Mächte  darsteUea,  die 
eine  spätere  staatliche  Regelung  des  Kaitdl* 
Wesens  geradezu  fordern.  Die  nüditerm 
Beurteilung  der  Kartelle  vrird  jedeofaUs 
eine  zutreffendere,  wenn  man  sich  bemüht, 
die  Kartelle  nach  ihren  Früchten  zu  b<v 
urteilen  und  ihre  normalen  Formen  und  dem 
Abarten  bei  der  Kritik  auseinandennhaltoL 
Was  hier  zusammen&issend  gesagt  wird, 
bezieht  sich  nur  auf  die  Kartelle  im  engeren 
Sinne,  die  Gebhren  der  rein  spekulativea 
Ringe  und  der  Trusts  nach  amenkaniacbem 
Muster  sind  bereits  angedentet. 

Die  Wirkungen  der  Kartelle  sind  ver- 
schiedene, einmal  auf  die  betäligte  Indostrie 
selbst  und  zum  anderen  auf  ihre  Abnehmer 
und  schließlich  auf  die  ganze  Volkswirt- 
schaft Die  Wirkungen  auf  die  Industrie 
selbst  zerfallen  wieder  in  solche  auf  die 
kartellierten  Unternehmer,  die  nicht  kartel- 
Herten  Branchegenossen  und  endlich  die  Ar- 
beiter in  den  kartellierten  Industrieen.  Ais 
der  Entstehungsursache  der  Kartelle,  änkeo 
der  Gewinne  und  Steigenmgdes  Kapitaliiülaie 
im  freien  Wettbewerb,  ergeben  sich  von 
selbst  die  beabsichtigten  und  errdchbuen 
privatwirtschaftlichen  Vorteile  ffir  die  ver- 
einigten Unternehmer.  Sie  wünschen  mü 
ihren  gemeinsamen  PreiskonventioDra  in 
erster  louie  gleichmäßigere  AbsatzveriiSlt- 
nisse,  veniger  schwankende  und  hCho« 
Preise.  Deswegen  gerade  mnd  viele  Kartelle 
bei  steigender  Konjunktur  abeesdUoesen 
worden.  Bei  ankender  Konjunktur  lOstoi 
sich  dagegen  manche  wieder  auL  Die  ver- 
Bchiedene  KartellfiUiis^t  der  ^zdnen  In- 
dustrieen trat  eben  kuir  zutage.  Diejenigei 
Syndikate  aber,  die  solche  Krisen  äbo^ 
winden  konnten,  haben  mit  Erfolg  Ober 
Gefahren  der  Ueberproduktion  gesiegt  und  da- 
durch wirklich  stabilere  Verhätnisse  herbei- 
geführt Bei  anderen  ist  das  trotz  starker  Pro- 
duktionseinschränkungen  mißlungen.  Viele 
meinen,  daß  in  Zukimft  die  vrotütätige 
Wirkung  der  Kartelte  sich  namentlidi  ha 
einer  Versteifung  des  Marktes  zeigen  wflnie. 
sie  werden  also  als  Krisenschutzmittel  and 
eine  Art  von  Versicherung  g^;en  Konjank- 
turenschwanEungen  gedacht  EHne  rationelle 
Anpassung  der  Produktion  an  den  Bedirf 
wäre  jedenfalls  für  alle  Teile  von  TorteiL 
Je  großer  die  Machtstellung  der  Kartelle 
ist,  und  je  vorsichtiger  und  weitblickender 
ihre  Marktpolitik,  desto  größer  ist  die  Aie- 
sicht  einer  solchen  zentnüen  Be^flnssnog 
der  Absatzverhältnisse.  Es  ist  im  fibrigen 
dafür  gesoi^,  daß  die  Bäume  nicht  in  den 
Himmel  wi^üen.  Die  Kartellgeechichte  be- 
weist das  ziemlich  zuverlässig.  JSn  wäterer 
privatwirtschaftlicher  Vorteil  für  die  Cnter* 
nehmer  ist  die  höhere  Bewertung  thn» 
Unternehmens.  DieKartellgrfindungearaiai 
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aUodings  sehr  tat  SpeknlatioD  ao.  Aber 
nach  Ifogerem  Bestände  pflegt  Bich  daa 
SpeknlaÜonafieber  zu  l^fen,  wwn  andi  nicht 
g^euenet  Verden  kann,  dafi  dorch  die 
EartoAbUduDg  das  ßOtsenspiel  auch  auf 
solche  Werte  übergesprungen  ie^  die  frflher 
davon  fast  ganz  verschont  blieben.  Die 
Sdiattenseiten  jeder  BOrsenspekuIatioa  sind 
hieidnrch  verschArft  worden. 

Eine  tinzweifelhafte  Folge  aller  Kartelle 
ist  die  Beschränkung  der  Selbstibidigkeit 
des  Einzeluntemehmers.  Je  grOfter  sie  ist, 
desto  mehr  wird  der  Eartellzweck  erreicht. 
Aber  man  wird  mit  Aufmerksamkeit  ver- 
folgen mfiseen,  ob  darunter  nicht  der  tech- 
niKhe  Fortschritt,  den  die  freie  Konkmreuz 
in  so  erfreulicher  Weise  unterstützt  hat, 
leidet.  Die  Klagen  darüber,  daS  die  Kartell- 
mitglieder zwar  die  Vorteile  genießen  wollen, 
aber  durch  geheime  uolautere  Verabredungen 
sidi  noch  besondere  Extravorteile  zu  sichern 
suchen,  waren  Mher  sehr  viel  häufiger 
als  jetrt,  was  sich  wohl  daraus  erklärt,  daß 
man  frflher  wirkliche  GeheimvertrSge,  die 
man  leichter  umgehen  konnte,  abgeschlossen 
hat,  während  acix  jetzt  alles  ziemlich  Öffent- 
lich vollzieht  Diese  größere  Publizität  der 
Eiurtellstataten  hat  jeden&Jls  zu  einer 
ruhigeren  Beurteilung  geführt  Die  törichte 
Oehamnistnerei  war  ebm  doch  nicht  mehr 
länger  aufrecht  zu  erhalten  und  auch  nicht 
nnbedingt  notwendig. 

Was  das  Veriiältnis  der  EarteUe  zn  den 
soff.  pOntsidns"  anbetrifft,  so  ist  die  übliche 
Taktuc  vielfodi  koneswegs  einspruchsfr^ 
Man  hat  ein  ganzes  System  von  sehr  an- 
fechtbaren Zwangsmittdn  auuedacht  War 
«Äier  die  Zahl  der  Outsiders,  die  man  unter- 
bieten oder  auskaufen  mußte,  zu  groß,  so 
stieß  das  Kartell  alsbald  auf  unüberwind- 
hche  Schwieri^eiten,  oder  aber  aus  einer 
vernünftigen  Kartellpolitik  wurden  kost- 
spielige und  riskante  Tru8tman5ver.  Ein 
muptmittel,  die  Aufteosteheuden  unterzu- 
kri^n,  ist  die  sog.  „Verpflichtung  zum 
ausschließlichen  Verkehr^,  der  Exklusiwer- 
trag  für  die  Abnehmer.  Letztere  müssen 
si<£  verpflichten,  nnr  von  den  Mitgliedern 
des  S^trtells  zu  kaufen.  Gleiche  Verein- 
baruDgeo  hat  man  auch  mit  den  Rohstoff- 
Heferaoten  beschlossen,  und  alles  das  zeigte 
auf  der  einen  Seite  die  fortpflanzende  Wirkung 
des  Kartellgedankens,  auf  der  anderen  Seite 
das  Terroristisohe  der  Kartellherrschaft,  das 
ihr  immanent  ist  Es  wäre  verkehrt,  die 
Rücksichtslosigkeit  eines  solchen  Verfahrens 
beechOulgen  zu  wollen.  Die  zukünftige 
KartellgesetzgebuDg  wird  diese  Verhfiltoisse 
kaum  unbeachtet  lassen  kSnnen. 

Da  die  kartellierten  Unternehmer  eine 
außerordentlich  große  Machtstellung  erringen 
kOouen,  so  äa^rt  sich  das  natürlich  auch 
besonders  ihren  Arbeitern  gegenüber.  Ear^ 


teQe  können  entweder  selbst  Antistreikver^ 
tAnde  werden,  oder  sie  erlmchteni  wenigstens 
die  Bildung  soldier  g^eo  die  organisierte 
Arbeiter  gerichteten  Arfael^berverbOnde. 
Dadurch  kium  ein  hOchst  bedenkliches  üeber- 
gewicht  der  einen  Seite  über  die  andere 
entstehen,  eine  Verschärfung  der  sozialen 
(Gegensätze  imd  eine  Vergrößerung  der 
Konflikte  auf  den  Arbeitsmärkteo.  Die 
Möglichkeit,  von  großen  Kartellen  leichter 
Lohnerhöhungen  oder  eine  bessere  Arbeits- 
zeitpolitik zu  erreichen  als  von  Einzelunter- 
nehmungen,  muß  unbedingt  zugegeben 
werden,  aber  diese  M^^chkeit  ist  noch 
lange  keine  Wirklichkeit  v  on  einer  grOßorra 
Stetigkeit  der  Beschäftigim^  der  Arbeiter 
in  der  kartellierten  Industrie  ist,  wie  die 
Erfehrung  der  letzten  Depreesionsperiode 
beweist,  keine  Beda  Zur  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  haben  gerade  die  grOBten 
Syndikate  blutwenig  heimtragen.  Das  Still- 
legen der  angekauften  kleineren  Zechen,  deren 
Beteiligungsquote  man  schluckte,  hat  unter 
der  Arbeiterschaft  mit  Recht  große  Erbitte- 
ning  hervoi^mfen.  Der  vielleicht  unent- 
bebxliche  technisdie  Fortschritt  war  mit 
einer  schweren  Schädigung  der  beteiligten 
Gemeinden  und  Bel^schaften  erkauft.  Es 
ist  deswegen  durchaus  begreiflich,  daß  die 
Öffentliche  Meinung  diese  Voigänge  scharf 
verurteilt  hat  und  die  gesamte  Arbeiter- 
schaft die  sonst  glücklicherweise  Übliohe 
soziaipolitiache  Rücksichtnahme,  nach  dem 
Grundsatz  „nobleese  oblige",  hi^  vermißt 
hat  Privatunternehmer  pflegen  in  dieeor 
Beziehung  viel  wäther^^r  zu  sein  als  die 
allzu  selbstherrlichen  Kartellmagnaten. 

Deberhaupt  liegen  hier  schwere  Angriffs- 
punkte g^n  gewisse  U.  vor,  und  der  Ge- 
samtheit erwächst  die  drin^nde  Verfech- 
tung, wenigstens  die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung und  vielleicht  ein  weiteres  staat- 
liches Eingreifen  zu  verschärfen.  Im  Kohlen- 
bergbau empfiehlt  sich  z.  B.  u.  E.  die  Ver- 
mehrung des  staatlichen  2iechenbesitzeB  und 
damit  die  Stärkung  des  fiskalischen  Ein- 
flusses in  den  Kartellvorständen.  Preußen 
hat  das  weitblickend  und  rechtzeitig  erkannt 
und  befindet  sich  hier  durchaus  auf  dem 
richtigen  Wege.  — 

Es  ist  klar,  daß,  wenn  die  Kartelle  ihre 
Gewinne  erhöhen  und  das  Kapitalrisiko  ver- 
ringern, und  beides  im  wesentlichen  nur 
durch  Preiserhöhungen  durchgesetzt  werden 
kann,  ihre  Abnehmer  geschädi^  werden. 
Ob  das  die  Weiterverarbeiter,  die  Händler, 
oder  die  letzten  Konsumenten  sind,  ist  von 
vornherein  nicht  vorherzusehen.  Es  hängt 
das  von  den  bekannten  Abwälzungskämpfen 
ab,  und  der  Ausgang  solcher  Kämpfe  ist 
meistens  un^wiß.  Sehr  viel  hängt  aack 
davon  ab,  wie  weit  es  den  Kartellen  gelingt, 
das  Aufkommen  neuer  Konkurrenznnter- 
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nehmungen  zu  verhindern  und  den  Wett- 
bewerb des  Auslandes  fernzuhalten.  In 
Ländern  mit  hinreicheDdeni  Ea^italreichtum 
und  lebhaftem  üntemehmeigeist  wird  es 
Bchwerlich  gelingen,  eine  Expansion  der 
Industrie  ganz  zu  unterdrücken.  Jedenfalls 
sind  die  Kartelle  ein  Anreiz  zur  Vergröite- 
ruDK  der  bestehenden  Betriebe.  Bei  solchen 
Produkten,  die  Dank  des  beschränkten  ört- 
lichen Yorkommens  so  wie  so  eine  natür- 
liche Monopolstellung  haben,  wie  z.  R  Stein- 
kohle und  retroleum,  brauchen  die  Kartelle 
allerdings  neue  Konkuirenten  ernstlich  nicht 
zu  fürchten,  und  hier  ist  unter  Umstftnden 
ein  kräftiges  Eingreifen  des  Staats  gegen- 
über unverhältnismäßigen  Preistreibermen 
kaum  entbehrlich.  Dem  Staate  stehen  ja 
eine  ganze  Reihe  von  Machtmitteln  zur 
Verfügung.  Die  Erfahrung  lehrt  übrigens, 
daß  sieh  vielfach  die  außerhalb  der  Syndi- 
kate stehenden  Untemebmuugeu  einfach  die 
Kartellpreise  zunutze  machen,  und  das 
hat  sogar  der  Staat  getan.  Am  stärksten 
werden  die  letzten  Konsumeoteu  von  den- 
jenigen Preiskonventiooen  getroffen,  die  sich 
auf  den  Absatz  solcher  Produkte  beziehen, 
die  in  der  Regel  ohne  selbständige  Zwischen- 
stufen in  den  Konsum  gelangen.  Wo  aber 
solche  Zwischenstufen  vorhanden  sind,  wie 
Weiterverarbeitung  und  Großhandel,  hängt 
die  Abwälzungsroöglichkeit  davon  ab,  ob 
aucli  die  Zwischenhändler  kartelliert  werden 
können.  Die  RohstofTkartelle  legen  jeden- 
falls eine  Weiterkartellierung  außerordent- 
lich nahe.  Bis  sich  ein  solcher  Ausgleich 
vollzogen  hat,  sind  die  Weiterverarbeiter  die 
!^uptgegner  der  Rohstoffkartelle ,  wobei 
manchmal  fibersehen  wird,  welche  Dienste 
die  letzteren  den  Abnehmern  in  der  Ab- 
schwächung der  Eonjunktureo,  deren  Schwan- 
kungen freilich  selbst  die  festgefügtesten 
Kartelle  nicht  ganz  verhindern  können,  leisten. 
Bfanchmal  aber  sollen  gerade  die  Weiterver- 
arbeiter auf  PreiBzuachl^D  bestanden  haben, 
die  weit  über  das  Maß  der  erhöhten  Pro- 
duktionskosten hinau^ngen,  und  was  den 
Zwischenhandel,  der  die  letzten  Eonsumenton 
versorgt,  anbetrifft,  so  ist  ja  wohl  allgemdn 
bekannt,  daß  er  an  erhöhten  Preisen  auch 
dann  noch  lange  festhält,  wenn  das  die  Ver^ 
hältnisse  auf  den  Qroßmärkten  nidit  mehr 
gebieten.  Sozialpolitisch  unbedenklich,  viel- 
mehr berechtigt,  muß  es  dagegen  erscheinen, 
Lohnerhöhungen  auf  das  konsumierende 
Publikum  abzuwälzen. 

Zu  den  taktischen  Maßregeln  großer 
Kartelle  gehören  die  billigen  Auslandsver- 
käufe. Sie  spielen  in  der  öffentlichen  Dis- 
kussion über  das  Kartellproblem  eine  be- 
sonders große  Rolle.  Eine  ganz  regelmäßige 
Erscheinung  ist  dieser  Export  zu  Ausnahme- 

{)reisen,  um  den  inländischen  Markt  zu  ent- 
asten, freilich  nicht,  aber  es  sind  l*'älle  ge- 


nug bekuint,  wo  die  Freisdifferenzen  zwisch« 
Inland-  und  Auslandabsatz  ungewöhnlich 
große  ^wesen  sind.  Etwas  ausgegliclum 
wird  vielleicht  dieser  Schaden  dadur^  daß 
das  Ausland,  wenn  es  kann,  es  ebenso  macht 
wie  das  Inland.  In  solchen  Fällen  waren 
die  billigen  Auslandsverkäufe,  die  wieExpoit- 

grftmien  wirkten,  nur  un^Ograde  taktisdie 
Gegenmittel.  Aber  es  gibt  Kartelle,  die  die 
Exportbonifikationen  und  die  InUige  Ter- 
scn^ng  des  Audands  in  ^er  Weise  be- 
trieben haben,  die  wii^ch  als  hödist  be* 
denklich  erscheinen  muß. 

Oeberall  haben  die  Kartelle  den  Groft- 
betrieb  im  Handel  gefördert  Die  Existeni- 
fähigkeit  der  kleinen  und  mittieren  Ulndler 
ist  dadurch  schwer  bedroht  worden.  Die 
Masse  der  Konsumenten  ist  dabei  kaum  zu 
kurz  gekommen.  Es  haben  sich  eben  die 
Ausschaltungsprozesse  sehr  beschleunigt 
Man  hat  als  staatliches  Oegenmittel  gegen 
die  billigen  Auslandsverkät^e  Ausfukri«Ule 
und  Aufhebung  gewisser  Ausuahmetarife 
voi^eschlageo,  Maßnahmen,  über  deren  Er- 
folg die  Meinungen  der  Sachkenner  aus- 
einandergehen. Sie  sind  in  der  Tat  noch 
wenig  erprobt  und  können  u.  E.  sehr  zwei- 
schneidige Waffen  sein.  Nicht  von  der 
Hand  zu  weisen  ist  bloße  Möglich- 

keit, solche  Abwehrmaßregeln  zu  ei^reifeo, 
eine  übertriebene  Selbsthcrrlichkeit  der 
Kartellherren  etwas  zu  zähmen  geeignet  ist 
Ein  Staat  mit  einer  selbständigen  ülisenbahn- 
tarifhoheit  ist  unter  allen  Umständen  an 
mächtiger  Faktor.  Er  braucht  aber  dafür 
ein  besonderes  Kartellamt,  das  die  ganze 
Kartellpolitik  klar  überblickt.  Vielen  Kar- 
tellen gegenüber  kann  man  auch  mit  zoU- 
I  politischen  Maßregeln  entgegentreten.  Mao 
kann  nämlich  die  Zölle  für  solche  Waiea 
herabsetzen,  die  von  inländischen  Syndikaten 
zu  Schleuderpreisen  ins  Ausland  abgesetzt 
werden.  Eine  andere  zollpolitisdie  Maß- 
nahme Ton  großer  Wichtigkeit  ist  u.  a.  audi 
der  zoUfrrae  Veredelungsverkehr.  Zweck- 
mäßig  gehandhabt,  kann  er  die  Wetterbe» 
arbeit«-  von  den  Rohstoffkartellen  onab- 
hftnn^  nuKüien.  Die  Bekämpfung  der  von 
den  Kartellen  beliebten  Exportprämien  dflifte 
dag^n  nur  im  W^  international«*  Ver- 
einbarungen erfolgen  können.  Als  ultima 
ratio  wird  immer  wiederum  die  Verstaat- 
lichung der  kartellierten  Industrieen  emp- 
fohlen. Es  ist  klar,  daß  dafür  verhältnis- 
mäßig nur  wenige  Industrieen  reif  sind. 
Selbst  beim  Kohlenbetgbau,  wo  ja  der  Staat 
bereits  einen  großen  Zechenbesita  hat,  dürfte 
die  Zweckm9]Bigkeit  der  radikalen  Verstaat- 
lichung zweifelhaft  sein.  Qlückhchenreise 
sind  Staaten  mit  vorherrschendem  Staats- 
eisenbahn besitz  schon  als  KohlenkoDSumenten 
machtgebietende  Gegengewichte.  Näher  all 
die  systematiscbe  Verstaatli<^nng  liegt  di« 
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VermehruDg  des  fiskalischen  Besitzes.  Das 
Vorgehea  des  preußischen  Staats  gegeoQber 
der  Hifaemia  ist  vidlradit  mehr  von  der 
Sorge  fnr  den  Kohlenbedorf  der  Eisenhahnen 
als  ans  dem  Konsumentenschutz  heraus 
diktiert  gewesen.  Die  Hauptsache  aber 
bleibt  dafi  der  StaAt  bei  der  Preispolitik 
des  wichtigsten  Kohlensyndikats  mitsprechen 
darf.  £än  Vetorecht  wQrde  freilich  eine 
kolossale  Verantwortung  auf  die  B^erung 
laden.  Welche  Folgen  die  üeberleitung  des 
gesamten  privaten  BeigbaUes  in  den  fis- 
kalischen Besitz  and  die  Abfindung  der 
Großkapitalisten  mit  Kiesensumroen  haben 
wfirde,  ist  Überhangt  nicht  abzusehen.  Yon 
DQchtemen  Beurtedern  wird  mit  guten 
Gründen  eine  schwere  BÖrsenkrisi«,  jeden- 
falls eine  unabsehbare  Baisse  in  den  Kursen 
aller  Staatspapiere  prophezeit.  — 

Diese  Andeutimgen  mögen  genO^n  zu 
dem  Beweise,  daß  die  Frage  einer  einheit- 
lichen und  erfolgreichen  Kartellgesetzgebuog 
vorläufig  noch  keinesw^  spruchreif  ist. 
Vorerst  muß  man  sich  damit  begnügen, 
durch  Kartellentjueten  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse festzustellen.  Das  Deutsche  Reich 
hat  das  in  kontradiktorischen  Verhandlungen, 
die  dann  in  Denkschiiften  niedergelegt  sind, 
versucht.  Die  Verbandlungen  des  26.  und 
27.  deutschen  Juristentags,  die  positive  Vor- 
schlSge  erwarten  ließen,  sind  ziemlich  er- 
gebnislos verlaufen.  Dort  hat  sich  ganz 
klar  gezeigt,  daß  man  die  unendlich  mannig- 
faltigen Wirkungen  der  Kartelle  mit  einigen 
piq)ieienen  Paragraphen  des  Zivil-  und  Straf- 
rechts unmöglich  r^eln  kann.  Äm  aller- 
wenigsten dflrfte  es  sich  empfehlen,  mit 
den  unendlich  dehnbaren  und  schwammi^n 
Paragraphen  des  BGB.  über  Rechtsges(^iute, 
welche  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen, 
den  KartelTmiBbrftucnen  zu  Leibe  rQcken  zu 
wollen.  Beherzigenswert  sind  dagegen 
andere  Vorschlft^,  wie  die  Anzeif^flicht 
aller  Kartelle,  die  Einrichtung  von  KarteU- 
kontrollkommissionen  und  die  Schaffung 
eines  zentralen  vollmaditsreichea  Kartell- 
amts. 
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handlungen über  die  deutschen  Kar- 
telle, 190S/g. —  Gutachten  und  Verhandlungen 
des  t6.  und  £7.  deutschen  Juristentages,  190£  bi« 
1905.  —  Denkschriß  über  das  KarteUwesen,  be- 
arbeitet im  BeichsanU  des  Innern,  bisher  drei 
Teile,  1905—1907.  —  SeÜ  1908  be«Ukt  aaeh  eine 
eigene  Zeitaekr^,  dtt  im  WUn  eraekeint  „Di« 
Kartai-Ruttdaekau".  Biermer. 


Unternehmerverbände  In  der  See- 
schiff lüirt 

B.  Verbandsbildungen  in  der 
Seeschiffahrt  unten  S.  1147 fg. 


UnterstfitBoiigswoluiflitx 

8.  Armenwesen  besonders  sub  III  la 
oben  Bd.  I  S.  245^. 


Ünterrichtswesen,  gewerbliches 
s.  Gewerbliches  Unterrichtswesen 
oben  Bd.  1  S.  1074^. 


Unterrichtswesen ,  landwirtschaftlichea 
B.  Landwirtschaftlicher  Unterricht 
oben  S.  378  fg. 


Unzucht,  gewerbliche 
s.  Prostitution  oben  S.  6781^. 
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Urheberrecht 


Urheberrecht 

(literarisches,  künstlerisches,  knn8t- 
g^everbliches). 
1.  Einleitung.  II.  Deatsches  ü.  I.Ent- 
Btehnng.  2.  Uebwtragbarkeit  unter  Lebenden 
(Verkgsrertru:)  nnd  Ton  Todes  wegen  (Vererb- 
Uchkeit).  8.  Shalt  des  U.  4.  Daner  des  XJ. 
6.  Bechtasehnti  des  TT.  HI  AaalBndisehea 
V.  IV.  Internationales  ü. 

L  Einleitung. 

Dem  Altertum  ist  ein  Urheber-nndV^lagsrecht 
unbekannt  gewesen,  wie  noch  neuerdings  gegen- 
über gegenteiligen  Behauptungen  Dciatcko 
Qbüxeugend  nachgewiesen  hat.  Erst  als  im 
Mittelalter  durch  Erfindung  der  Bnchdrncker- 
knnst  einer  wirtschaftlichen  Verwertung  der 
Werke  der  Literatur  und  Kunst  durch  Hassen- 
verTielfiUtigung  die  Wege  geebnet  wurden  und 
ab  insbesondere  die  Auoge  tos  Buchdrucker^ 
offtzinen  besondere  Aufwendungen  erforderte, 
die  sich  nur  bei  Oewähmng  eines  Privilc^en- 
schutzes  als  wirtschaftlich  lohnend  erwiesen, 
stellte  sich  das  Bedttrfnis  heraus,  dem  Buch- 
drucker gegen  unbefugten  Nacfadmck  einen 
gesetzlichen  Sc^ntz  zu  verleiheD.  Dieser  Schutz 
nahm,  wie  dies  im  Hittelalter  nichts  Seltenes 
war  —  vgl.  die  Art.  „Preßrecht"  und  „Beal- 
gewerberechte"  oben  S.  655  u.  688  fg.  —  zu- 
nftchst  sehr  häofig  den  Charakter  einer  Honopol- 
Terleihung  u,  so  daO  der  mit  einem  lolcnen 
Monopol  Tersehene  Buchdmcker  ein  auaaebließ- 
liches  Oewerberecht  erhidt^  demzufolge  kein 
anderer  Bncbdrucker  am  Sitze  seiner  Nieder- 
lassung das  Budidmckergewerbe  betreiben  durfte. 
Neben  derartigen  Monopolen  kam  dann  auch 
gar  bald  die  Verleihung  eines  Privilegs  zum 
Schutze  einzelner  BOcher  gegen  Nachdmck  anf. 
Immer  aber  knüpften  derartige  Privilegien  an 
die  Person  des  Drnckers  an,  der  zagleich 
auch  der  Verleger  war.  Eine  Privilegienerteilung 
an  den  Verfasser  eines  Werkes  als  solcfaen, 
also  ein  Schatz  des  Oeistesproduktea  des  Autors 
(an  Stelle  des  Schutzes  der  gewerblichen  Her- 
vorbringung des  Druckers)  &det  sich  erst  in 
verhältnismäßig  später  Z«t  Denn  abgesehen 
von  einer  —  anscheinend  jedoch  nur  vor&l>er^ 
gehend  in  Geltung  gebliebenen  —  Verordnung 
des  venetianischen  fiates  aus  dem  Jahre  1Ö45 
(1544?),  wonach  den  Brnckem  ohne  die  Bei- 
bringung einer  schriftlichen  Genehmigung  der 
Verfasser  die  Druckerlaubnis  nicht  erteilt  wnrde, 
finden  wir  einen  ordnungsmäßigen  gesetzlichen 
Schutz  des  ü.  zuerst  in  England  nnd  zwar  seit 
dem  Jahre  1709  auf  Grund  des  6. 8  Anne  c.  19. 
Anf  dem  europäischen  Kontinent  blieb  noch  bis 
cum  Ausgang  des  18.  Jahrh.  der  Nachdruck  in 
vollem  Schwange,  soweit  nicht  einzelne  Ver- 
fasser durch  besondere  Privilegien  dagegen  ge- 
schützt waren. 

Nachdem  in  Frankreich  noch  unter  dem 
Königtum  dnrch  das  Dekret  vom  BO./VUI.  1777 
ein  gewisser  Bechtsschntz  der  AntoreUj  aller- 
dings immer  noch  im  Wege  der  Privilegien- 
erteilung  eingeführt  war,  schnf  die  Revolutious- 
gesetzgebuDg,  indem  sie  mit  dem  Privilegien- 
wesen vollständig  aufräumte,  durch  das  Oesetz 
vom  19.A24/vn.  17D3  „relatif  anx  droit«  de 
propri^te  des  auteurs  d'ecrits  de  tous  genres 
com  positeurs  de  musiqne,  peintres  et  dessinatenrs" 


die  Omndlage  für  das  V.  der  festläsdiichci 
europftiBchen  Kulturwelt  Fast  znr  selben  2ms 
ordnete  das  Prenitiiohe  Allgemeine  Lasdredt 
m  996fg.  I,  11,  fiS  1294fg.  n,  aO)  bei  4« 
Begelnne  dea  Verlagavertrages  und  unter  im 
Titel  „Verlagsrecht"  gleicbuitig  auch  das  ü. 
und  zwar  in  ^er  W«se,  die  deutlich  «keam 
läßt,  daß  erst  aus  dem  Schutze  des  Dnekcn 
und  Vrale^era  der  Sehnte  dea  üxhebevs  berw- 
gegangen  ist. 

Obwohl  bereits  Art.  18  der  deutsdien  Bnadea- 
akte  vom  8./VI.  1816  die  Notwendigkeit  aatr 
für  guiz  Deutschland  einheitlichen  Begelaag 
des  U.  betont  hatte  nnd  obwohl  auf  Grand  des 

gedachten  Artikels  im  Laufe  der  Zeit  die 
nndesbeschlüsae  vom  9./XL  1837,  SS^IV.  IMl. 
19./VI.  1845,  6./XI.  18Ö6  und  lä/IH.  1857  v 
gingen,  wurde  bei  der  lediglich  subsidüna 
Geltung  dieser  Beschlüsse  dutuch  doch  weh 
kein  einheitlicher  Rechtaznataad  gwchafra; 
vielmehr  bot  Deutschland  auch  anf  dtesan  Ge> 
biete  das  Bild  vollständigster  Zerriaieiiheit,  sa- 
mal  die  Erteilung  von  Privilegien  gegen  dea 
Nachdmck  für  einzelne  Bücher  trotz  der  in  im 
meisten  Bundesstaaten  erfolgten  gesetsticlieB 
Regelung  des  ü.  (für  Preußen  war  l  B.  dai 
G.  V.  ll.'VL  1837,  für  Bayern  ein  solches  voe 
1840  sowie  das  O.  v.  28./VI.  186&  ergsara) 
ungehindert  ihren  Fortgang  nahm.  Ent  im 
nenerstandenen  Norddeutschen  Bunde  md  de»* 
nächst  dem  Deutschen  Betche  war  es  vorbehaltan, 
zu  einer  einheitliehen  und  um&ssenden  Bflfe* 
long  des  U.  zu  gelang^,  die  aUerdings  aom 
einer  iä-gänzung  durch  eine  gesetzliche  Ordanig 
des  Verlagsrechts  bedonte.  Diese  ist  mt 
neuestens  durch  das  BG.  v.  19./VI.  1901  erfolEt; 
(vgl.  unten  den  Art.  „Verlagsrecht").  Das  U. 
selbst  ist  durch  das  am  1./I.  1871  in  Kraft 
tretene')  BG.  v.  11./VL  1870  (BGBl.  &  309) 
betr.  das  U.  an  Schriftwerken,  AbbildBOgta, 
musikalischen  Kompositionen  und  dramatiscua 
Werken  nrnfasaend  geregelt  Die  Bettinas  de« 
künstlerischen  und  photogrsphisehen  U.  «folgte 
sodann  dnrch  die  BGG.  v.  9.  und  10./L  19% 
(RGBl.  S.  4  nnd  8). 

Oleichzeitig  mit  der  Regelung  des  Ver- 
lagsrechts hat  eine  Neuregelung  des 
U.  au  Werken  der  Literatur  und  Tonkaust 
durch  das  0.  v.  19./VI.  1901  (BGBLS.ä^Tl 
siattgefunden ;  auch  eine  Newre^Iung  de» 
küostlerischea  und  photographischen  U.  irt 
inzwischen  neuestens  durch  da&  RG.  v.  9.i. 
1907  (RGBl.  S.  7)  betr.  das  U.  an  Werken 
der  bildenden  Künste  und  der  fTiotogrephie 
erfolgt,  das  am  lyVII.  1907  io  Kraft  &itt 
Dieses  G.  hat  schon  iosofem  eine  erheblidie 
AenderuDg  des  bisherigen  Rechtsznstand« 
zur  Folge,  als  dadurch  auch  den  l&neag- 
nissen  des  Knns^iewerbeB  rflis  Werkn  «r 

')  Das  Bundesgesetz  vom  ll./VI.  1870  iat 
dnrch  Art  80,  Nr.  25  der  unter  dea  16.  vi 
2&./XI.  1870  mit  Baden,  Hessen  und  Württca- 
berg  vereinbarten  RV.  am  IJL  1671.  hi  Btjwi 
in  gleicher  Weise  laut  Vertrag  vom  23 /XJ.  18^ 
als  Beichsgesetz  in  Kraft  geticlen;  in  E1m£- 
Lotbringen  ist  dasselbe  dnrch  G.  v.  27JL  1^ 
in  Helgoland  durch  Kais.  T.  v.  HflTL  189L 
eingefärt 
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UldeBden  KQnste*^  bnd  den  Banverken,  so- 
weit tie  kflüstlenscfae  Zwecke  .verfolgeD, 
r.9miatz  gewShrt  wiid,  den  sie  Ina  jetet  als 
solche  nidit  geooeeen. 

.  Der  im  ToisUhenden  eaÜuUteoe  knappe 
rechtshistoriadlie  Ueberfalick  zeigt  der  ent- 
wictehi6gHgt6ChichtlicheD  Betraofitoo^  weise 
das  Walten  rweiar  Entwickelungsgesetzef 
auf  deren  Existenz  ich  schon  anderweit 
hingewieeen  habe.  Ton  dem  einen  dieser 
G«Betae,  das  ich  als  das  Oesetz  der  all- 
mAhlxcben  Umbildung  von  ^allreoht*^  in 
«Begelrec2it^  beeeicfauQe^  ist  bereits  oben 
tS.  G16,  8pu  Anm.  1)  die  Bede  gewesen. 
Ebenso  .  wie  beim  Patentrecht  bat  sich 
«nob  .beiaii  U.  der.Rec^tsschotz  aÜmShüch 
ans.  mnem  P^ivilegienschutz  in  einen 
ÖesetzeasohotK  umgewandelt,  d.  h.  der 
ursprOnglich  nur  fflr  oea  einzeltten  Fall  er- 
teiite  Swntz: wurde  an  durch  aae.Bechts- 
re^l  .gesicberter  und  .  damit  erst  wurde  die 
geistige  l^Uigkeit-  ein  zu  s^bst&ndiger  wirt- 
schimicher  Verwertung  sich  eignendes 
Rcehtsgot  Denn  erst  dann  war  die  Sch&p- 
fnog  des  Anten  zu  solcher  Verwertung  ^ 
eignete  venn  es  nit^t  mehr  von  dem  will- 
UrHoneo  Belieb»  des  GüeeetiKebers  iJ)hingf 
ob  er  im  TSni»ilfalle  dem  ueisteaprodnu 
seinen  Rechtsschuti  angedeihen  lassen  wollte 
oder  nichts  wenn  vielmehr  mit  der  Erzeugung 
der  grätigeii  Schöpfung  derm  Schute  ein 
fOr  attemu  ge^^ert  w^. 

IHeee  Umwandlung  des  U.8ohntze8  vom 
PrivUegien-f  also  ,^aUTecht^,  in  ein  r^ißgei- 
rec^V^  ist  eima  so  vdlstSndige,  daB  das 
dentsobe  Hecht  (§  60  9.  Ö.  v.  11./VI.  1870) 
dii»  ErteiloDg  Von  Privilegien  zum  Schutzö 
des  \S,  geradezu  fflr  unznlSsaig  erklärt 

Hbs  zweite  Oese^  dessen  Walten  uns 
der  Werd^og  des  U.  offenbart,  habe  ich 
(in  dem  Vortrag  „Das  Zwaogsmoment  im 
Becht  in  entwiokelungsgescbichtlicher  Be- 
lenchton^^) )  das  „Oeeetz  der  fortschreitenden 
Vergeistvung  des  Rechts^  genannt,  das  in 
Wirklichkeit  nur  eine  ^Teilerscfaeinung|*  des 
Uesetzes  der  £ortBchreitendeB<  Vergeisti^ung 
aller  die  Menschheit  beherrsohenden  sozialen 
InetitotioDen  (der  Religion,  der  Sittlichkeit, 
der  Sitte,  des  Rechts  und  der  Sprache)  dar- 
stellt, lias  Altertum  und  selbst  das  damals 
riir  höchsten  Stufe  der  Entwickelung  ge- 
langte rOmische  Recht  ist  im  wesentlichen 
Über  die  Vorstellung  eines  Eurantums  an 
den  materiellen,  greifbaren  Dingen  der 
Aufie&welt,  den  „kOrperlidien"  Saäien  (res 
oorponles)  nicht  hinausgelaogt,  wenn  sich 
ancD  dnzelne  sdiwache  Ansfttze  zu  einer 
Erwaitemng  und  Fortbildung  des  Eigentums- 


■)  Der  Vortrtjr  ist  in  dem  Jahrbuch  ier 
.Intenutioiialea  Vereini^fl:  fQr  vergleichende 
Aecbtcwissensdiaft  tud  vclkswirtacbaftiilehre'', 
Bd.  4  8.  2afg.  (Beiüa  1896)  varCffentUchL 

VMarboeh  dar  TolktwlrtWhttt  II.  Asfl.  Hä,  II. 


begrifTes  (z.  B.  Eü^ntnm  an  ^er  Sadi- 
gesamtbeit,  uniTersitas  rerum)  finden;  (YgL 
oarabw  den  Art  „Btgmtum'S  oben  Bd.  I 
S.  681  f^.).  Erst  dem  mittelalterlichen  deut- 
schen Recht  war  es  vorbdialten,  zu  einer 
weiteren  Entwickelung.  des  Eigentumsbe- 
gtifTes  fortzuschreiten  und  denselben  auf 
aUe  möglichen  unkOr^rlichen,  insbesondere 
auch-  auf  rein  geistige  Oflter  und  bloAe 
Rechtsbeziehungen  (Forderungsredite)  aus- 
zudehnen. Es  entspricht  dtuvhaüs  dem 
allmählichen  Fortaciueiten  der  Ver- 
geiatiguog  des  Rechts,  daß  die  Pri^egien- 
erteilung  zunächst  dem  Drucker  zugute  kam, 
indem  hierbei  an  die  äußerhdb.  grofban 
Einrichtung  der  „Offizin"  und  alswuin  an 
das  von  dem  Drucker  beistellte  Produkt, 
das  „Buch",  angeknüpft  wu^e.  Ein  weiterer 
Fortschritt  auf  dieser  Bahn  der  Vei^eistigung 
des  Eieentumsbegriffes  war  es  dann,  dal 
man  aUmäblich  auch  ein  Eigentum  an  den 
Gedanken  des  VOT&ssers  anerkannte  und 
diese,  schon  ehe  sie  im.  Drucke  eine  greif- 
bare Verkörperung  erhalten,  als  ein  zu 
schürendes  Kechts^t  behudelte.  Dieser 
Entwickelungsgaog  ist  zwar  zeitweise  dnrdi 
die  sog.  Rezeption  des  lOmisohea  Rechts 
gehenmU  worden;  dauernd  anbuhaltem  war 
er  indessen  nicht  m^,  wenn  auch  ein  vik 
zu  weit  getriebener  Kultus  mit  dem  „reinoi 
römischen  Recht"  gerade  in  neuerer  Zeit 
die  Richtung  dieser  geschichtliehen  Ent- 
wickelung vCTdunkelt  und  im  Widerspruch 
mit  den  Tatsachen  den  Ei^ntumsbegriff 
auf  das  Eigentum  an  den  greifbaren  Dingen 
der  Außenwelt,  den  körperlichen  Sachen 
einzuBcbiänken  versucht  bat^)  Derartigen 

')  In  welcbe  Verlegenheit  man  ffertlt,  wenn 
man  an  den  itfmlsehen  Bechtsbegrifen  lus  „äh 
s6Iaten"  festmbalten  sucht,  das  zeigt  nener- 
dingi  gerade  die  fttr  die  im  Text  behandelte 
Frage  ftnßerst  interessante  Eontrovene,  ob  dn 
(.Diebstahl  an  Elektrixitftt"  mOglich  ist.  Wenn 
ich  auch  die  bekannte  stnäreehtliche  En^ 
Bcheidnng  des  Reicbsgerichta  vom  Standpunkte 
des  geltenden  Rechts  ans  für  völlig  znlreSend 
halte,  so  beweist  doch  gerade  dieser  Fall  nir 
Evidenx,  daß  schon  die  fortschreitende  Ent- 
wickelong  der  Technik  und  unserer  gesamten 
wirtBchaitlichen  Verhältnisse  es  gera&an  nn- 
mSglich  macht,  an  dem  rOmiaohen  auf  „greif- 
bare körperliche  Sachen"  sieh  beschränkenden 
Eigentamsbegriff  festzuhalten,  so  daß  dar  von 
dem  BOB.  in  den  §§  90,  103fg.  eingeawmmene 
Standpnnkt  auf  die  Daner  unhaltbar  encheint 
Eine  interessante  Bestätigung  finden  diese  be- 
reits in  der  1.  Aafl.  (1898)  gemachten  Ans- 
fUbmneea.  dnrch  das  inzwischen  erlassene  BO. 
vom  9./IV.  1900  (BGBl.  228)  betr.  die  Bestrafung 
der  Entziehung  elektrischer  „Arbeit";  mn 
welch  letzterem  eigentümlichen  Ansdmck  die 
elektrische  „Energie"  gemeint  ist  Den  im 
TextangedentetenGeduiken  habe  idi  inswinhea 
in  einem  im  Jahre  1908  in  der  Jur.  OeaeUsduuffc 
in  Wien  gehaltenen  Vortrage:  „Ueber  die  wirt- 
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roinaiiistiBcheii  Tbeorieen  zum  Trotz  bricdit 
sicdi  die  ^ortsdirdtende  Yergeistigu^ 
Rechts"  auch  auf  dem  Gebiete  des  Mgen- 
toms  mehr  und  mehr  Bahn:  hier  hat  sie 
das  ,.,geistige  Eigentum^  geschaffen,  das  un- 
geachtet aller  BemflhuDgen  der  B^riffs- 
jorisprudenz ,  eineu  dersurtigen  B^riff  als 
„unrOmisch"  und  „deshalb  unlogisch"  zu 
brandmarken,  nicht  mehr  aus  der  Welt  zu 
schaffen  ist,  vielm^  an  Ausdehnung  und 
Tragweite  mehr  und  mehr  zunimmt  AUe 
Eonstruktionsversuche,  mit  denen  man  dem 
U.  beizukommen  bemüht  ist,  mag  man  es 
nun  als  „Honopolrecht*',  als  „Terlagsrechf  ^ 
als  j^^mmaterialgflterrecht"  oder  als  „Per- 
sOnhchkeitsrecht*'  bezeichnen,  müssen  doch 
immer  wieder  den  Begriff  des  „geistigen 
Eigentums"  zu  Hilfe  nehmen,  sofern  äe 
nidit  lediglich  ein  anderer  Ausdruck  fOr 
dieselbe  Sache  sind  (vgl  oben  S.  615,  Sp.  1, 
Amn.  2).  Demnach  bricht  sich  denn  auch 
nmerduigs  die  Erkenntnis  immer  mehr  Bahn, 
dafi  der  Ausdruck  „geist^es  Eigentum"  als 
dne  kns^pe  Bezeid^ung  fflr  das  Wesen 
des  Ü.  nidit  zu  entbehren  und  mindestens 
imbedenklich  ist^) 

Hit  welcher  Macht  sich  dasEntwickelungs- 
geeetz  der  fortschreitenden  Yei^istigung 
des  Rechts  gerade  auf  dem  Gebiete  des 
BSgentomsbe^ifliss  Bahn  Inieht,  das  lehrt 
am  besten  die  Tatsache,  daB  das  „geistig 
Ewentnm"  immer  weitere  GeMete  ergreift 
imd  immer  intensiver  ausgestaltet  wird  und, 


schaftlichen  Gnmdlaeen  des  Rechts  in  ihrer 
eutwickelniiKsg^eschicDtUchen  Bedeutnnir"  (ab- 
r.  in  der  „Alle.  Österr.  Geriohta-Zeitnnff 
64  No.  19  nitd lO  insbes.  8.  lÖSfg.)  nKher 
aiugtfBhrt. 

'}  Neuerdings  hat  Osterrieth,  einer  der 
grSndlichiten  Kenner  des  die  Ineorie  vom 
„gäsüf^  Eigentum"  wieder  aus*  und  nach- 
^ckhch  vertreten.  Beseicfanend  ist  auch,  daß 
s.  B.  Weyl,  der  die  Bezdchnung  des  U.  als 
„geistiges  Eä^entnm"  als  unrichtig  verwirft, 
doch  slägeDtltirt  sieht,  das  Plagiat  als  i^geistieen 
IHebetahl"  in  charakterisieren  und  hierbei  aas 
interessante  Zugeständnis  zu  macbm,  daß  diese 
BeidchnvBg  den  Tmng  habe,  „önen  recht 
phtttiaehen  Vergleich  zn  bieten".  Und  anch 
Alexander-Katz,  der  TolUtftndig  auf  dem  Boden 
der  Oierkescben  Persönlichkeitstheorie  steht, 
titgt  kein  Bedenken  sn  erkiftren :  ,^an  braucht 
sich  nicht  sa  fOrobten  und  zu  scheuen^  diese 
Beehte  unter  dem  bequemen  Namen  des  geistigen 
Eigentoms  zusammenzufassen.  Denn  das  deutsche 
,^igentnm"  ist  eben  nicht  das  rOmlsche  dominium, 
das  Wort  beruht  auf  einem  ganz  anderen  Vor- 
stellnngskreise."  (Beitrttge  zum  U.  S.  88  u.  das. 
Anm.  1  und  S.  97,  Anm.  2).  Heiner  Torstehend 
entwickelten  Ansicht  bat  sich  jetzt  auch  Kuhlen- 
beck  (a.  a.  0.  S.  44)  angescbloasen,  der  fttr 
diese  Auffassung  auch  eine  —  mir  bis  dahin 
unbekannt  gebhebene  —  Schrift  von  Fuchs: 
„Ceber  das  Wesen  der  DiagUchkeit"  (BerUn  18B9) 
anfahrt. 


obwohl  noch  nicht  300  Jahre  ^  faerests  in 
sBmÜichen  Enltuzstaatai  der  Welt  Vvnel 
geschlagen  hat  Aber  nidit  das  aUeon.  Wie 
die  dem  Austausch  d^  materiellen  Qttar 
dienenden  internationalen  Post-,  ESsenbahn* 
uud  FrachtverkäirsTertrflge  bereits  eüea 
grofien  Teil  der  zivilisierte  Welt  mit  etnem 
mächtigen  ftiedensband  umschlingeo,  so  hat 
auch  schon  die  neueste  Schöpfung  des 
Rechts,  das  geistige  Eigentum,  den  fried- 
lichen Yerkelu'  der  Tßlker  mfichtig  gefitodert, 
indem  durch  einen  „internationalen  Veibaad'^ 
auch  der  Austausch  der  geistigen  Güter 
der  Volker  sichergestellt  ist  (s.  onten  sab  IV). 
Somit  ist  das  „geistige  Eigentum"  auf  dem 
besten  W«re,  ^n  materiell  gleidiee,  also 
gemeines  weltrecht  zu  werden  nnd  damit 
die  mächtig  Utende  Eii^  des  Gesetzes 
der  fortschreitendeu  Vergeistigung  des  Rechts 
mh  deutlichste  zu  vraanecfaanlichen. 

Erkennt  man  nun  mit  mir  an,  dafi 
das  U.  jMii&üwB&  BSgeotiun"  nnd  als  addies 
eine  modenie  Fmm  des  Eigentums  flbeifaaapt 
ist,  80  bedarf  dessen  Kostenz  und  An- 
erkennung keiner  besonderen  legislatir- 
politjschen  Rechtfertigung.  Hat  das  Eigen- 
tum überhaupt  Existenzberechtigmig,  eo 
nicht  mehr  oder  nic^t  minder  auch  das 
,jgeistige  Eigentum",  so  dafi  ich  mich  hier 
darauf  bescmflnken  kann,  in  djeaar  HiasiGlit 
aof  die  oben  Bd.  I  S.  686fg.  gemadtten 
Antffihrongen  zu  Twwäaen. 

n.  Oentsckefl  V. 

1.  EatsteliimK.  Abwacbend  vom  Patent 
3lQäter>  nad  l^Sensohntzredkt  otrteht 
U.  regelmftBig  mdht  erst  mit  der  Voieihtmg 
bezw.  der  Anmddtuur  oder  der  Eintragung 
in  ein  öffentlich  geführtes  fiegister  {vgL  die 
Artt  „Muster*  nnd  Hodellachntz",  ,4^tent- 
recht*'  oben  S.  525 fg.,  bezw.  aao- 
dem  bereits  mit  der  Vollendung  des 
Werkes,  welchem  der  (J.scfaatz  zusteht^)  Im 
übrigen  ist  hinsichtlich  der  Voraussetsan^. 
unter  denen  dieser  Schutz  gewShrt  wird, 
zwischen  Aea  objektiven  und  den  sab- 


*)  Nur  bei  anonym  oder  paeudonym  bcna»- 
gegebenen  Werken  (S  7  de«  O.)  ist  die  Ein- 
tragung des  wahren  Namens  des  Verfassen  ta 
die  von  dem  Stadtrat  in  Leipzig  gemtt  §5  K 
bis  58  des  G.  sn  ffthrenden  „EintraguiginiUe''  i>- 
sofem  von  Bedentang,  als  durch  die  Auneldnag 
zur  Eintragun^r,  falte  die  Anmeldunff  vor  AUam 
von  30  Jäiren  seit  der  VeiSffentuchBBg  des 
Werkes  erfolgt,  die  für  anonyme  Werke  toma, 
bestehende  SchutsMst  auf  die  ftür  nickt  mmym 
oder  Pseudonym  ersehieanie  Werke  vorgewheae 
Schutzfrist  (fi  29  des  0.)  veriiarat  wird.  la 
Englaad  und  Nordamerika  bat  «e  SiBtrigaig 
TOD  herausgegeben«)  Werken  In  eise  Belle  nr 
die  Gewährung  de*  Ü.Bchutzta  noch  tönt  weit 
erhehüchere  Bedeutung  und  Tn^fweite. 
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j  6  k  t  i  T  e  n  TorsiuBetzaDgai  Bciiarf  zu 

scheiden. 

^  Objektive  Voraussetzungen. 
«)  äah  don  Q.  t.  1901  geniefien  ,^hrift- 
ond  Tonverice^,  dl  h.  Weue  in  Sprachfonn 
oder  in  Noten  den  ü^sduitef  wenn  sie  das 
Erzeugnis  eigener  geistiger  Ültigkeit  des 
ürhebws  und  geeignet  sind,  G^oMtand  des 
Verkehrs  zu  -werden.^  Auf  don  liteiarisdieB 
oder  kfinstlerisdben  Wert  der  Werke  kommt 
es  nicht  an*);  auch  brancht  ihr  Inhalt  nicht 
Toltetfiodig  neu  zu  sein.  Daher  geniefien 
auch  Bolwie  Weiie  den  U.SGhutz,  weldie 
einen  bermts  anderweit  zum  Ausdruck  ee- 
bra^ten  Inhalt  nur  in  neuer  Form  oder 
Znsammenstellung  wiedergeben,  wie  Antho- 
logieen,  WOrterbfioher,  »unmelw^ke  jeg^ 
lieber  Art,  Lieder-  and  H&rchenaammlongen, 
Koch*  und  Adreßbücher.  Sohrifkwoike,  die 
ledi^ch  tatsachliche  Mitteilungen  in  nicht 
origineUer  Form  bringen^  z.  B.  Kurszettel 
mraEisenbahn&hrpltUie,  smd  nicht  geschätzt, 
aolem  nicht  die  Form  ihrer  Anordnung 
eine  selbständige  geistige  Tätigkeit  darstellt 
(was  z.  B.  bei  EisenfaiumkursbQcheni,  wie 
dem  BeidiakurBbndi,  Hendschels  Telegraph 
u.  dgL  der  Fall  ist).  Den  Sohriftwersen 
sind  solche  Vortcige  oder  Itadea  glmdi- 
gestellt,  die  dem  Zwecke  der  BrbanuD^,  der 
fielehning  oder  der  ünterhaltong  dienen. 
Bndlicli  werden  auch  solche  Abmldvn^ 
wiaseoschaftlicher  oder  technischer  Art,  ins- 
beeondere  von  geographisdien,  topographi- 
schen, naturwissensdiiü^tlichen,  uchitektoni- 
sdien  und  fibnlichen  Zeichnungen  und 
AbÜldnngen  und  solche  plastisd^en  Dar- 
stellungeQ  geschützt,  die  nush  ihrem  Haupt- 
zwecke nicht  als  Kunstwerke  zu  be- 
trachten sind. 

Ausgenommen  vom  ü.schutze  sind: 
aa)  Qesetzbüdier,  Gesetze,  Verordnungen, 
amtliche  Erlasse  und  Entsdieidnngen  sowie 
andere  zum  amtlichen  Gebrauche  heivestellte 
Schriften  sowie  VortrSge  und  Beden  ans 
BeriditsverhandluDgen  und  Vertiandlungen 
pc^tiBdiar,  kirdhlicbßr  und  ]a)mmaiialer  Ver^ 


Darttber,  ob  die  Kg.  ..Verlagsffthigkeit" 
eine  notwendiffe  VoransBetzmiK  für  die  Ge- 
wäbnmg  de«  TT.  bildet,  herncht  Streit.  Die 
Amidtit,  welche  diea  Erfordernis  verneint,  fuhrt 
ra  dem  bedrakliehen  Scgebnis,  daß  sie  anch 
solche  Schriftwerk«,  dwen  Verbreitnng  ihres 
reditlichen  Inhalts  wegen  verboten  imd  strafbar 
ist,  gegen  „Nachdrack"  schötzen  muß. 

'}  Deshalb  werden  von  der  herrschenden  An- 
sieht in  der  Begel  aneb  .^Briefe"  m  den  einen 
U.schntz  genie&nden  Schriftwerken  gerechnet, 
wenn  ihr  fiibalt  sich  nicht  auf  bloße  Mitteilungen 
tatsächlicher  Natnr  beschränkt,  soDdem  „das 
Erzengnis  eigener  gelBtiger  Tätigkeit"  des  Ver- 
fassers ist  vgl  Faid,  Das  D.  an  Briefen,  in 
den  „Beiträgen  znm  U.*'  (Berlin  169ö),  S.  6i  fg. 
Kohler:  Das  Becht  an  Briden,  im  Arch.  für 
bflrgerl.  Backt  7,  04  fg. 


treton^n  und  Versammlungen;  eine  Vor* 
vieliftltigung  derartiger  Vortritge  und  Reden 
in  einer  Sammlung,  die  der  Hauptsache 
nach  Reden  deeselben  Verfassers  enthfilt, 
ist  jedoch  ohne  dessen  G^ehnugung  unzu- 
lilssig:  bb)  einzelne  Artikel  aus  Zeitschriften 
und  Zeitiugen;  dies  jedoch  nur  mit  deut- 
licher Quellenangabe.  Von  der  letztgedachten 
Ausnahme  gibt  es  wieder  zwei  ünteraus- 
nahmi:  als  novellistisch  Erzeugnisse  imd 
wissenschaftliche  oder  technische  Ausarbei- 
tungen geniefien  derartige  Artikel  ohne 
weiteres  U.8chutz ;  als  sonstige  grOfieie  Mit- 
teilungen jedoch  nur  duin,  wenn  an  ihrer 
Spitze  der  Abdruck  ausdrOcklich  untersagt 
ist  Vermischte  Nadirichten  tatsächlichen 
Inhatts  mid  Tagesnenigkeiten  dürfen  dagegen 
aus  Zatangen  und  Zeitschriften  stets  abge- 
druckt wräden;  oc)  alle  in  Öffentlichen 
Verhandtungen  gehaltenen  Reden  und  Vor- 
trage, soiem  ihre  Wiedei^jaiie  in  Zeitungen 
oder  Zeitschriften  erfolgt 

i^)  Der  Ktmstschutz  bezieht  sich  nach 
dem  G.  v.  9./L  1907  auf  Verke  der  bUdenden 
Künste,  also  d^  Malerei,  der  Bfldhaaeröf 
des  EuDBligewerbes  nnd  det  AiohitektDr, 
d.  b:  sdc^  Bauwerke,  die  kflnsHerisdie 
Zwecke  verfolrai;  ancb  Entwürfe  ftir  der- 
artige Banworke  sowie  für  Erzeugnisse  des 
Kunstgewerbes  geniefien  dm  üjwhuta  der 
bildenden  Künste  selbst  Ebenso  werden 
Werke  der  Photographie  und  solche,  die 
durch  ein  der  Photogrwhie  ähnliches  Ver- 
fahren hergestellt  sind,  durch  das  genannte 
Gesetz  geschützt  Auch  derjenige,  der  dun^ 
Nachbildung  eines  bereits  vorhandenen 
Werkes  ein  anderes  Werk  der  bildenden 
Künste  oder  ein  Werk  der  Photographie 
hervorbringt,  hat  Anspruch  auf  den  ü.8chntz ; 
jedoch  kann  er  die  dadurch  gewahrten  Be- 
fugnisse nur  mit  Genehmigung  des  Orhebers 
des  Originalwerkes  ausüben,  sofern  dieser 
für  sein  Werk  gleichfalls  U.8chutz  genießt 

Voraussetzung  für  den  künstlerischen 
U.sdiutz  ist  das  Vorhandensein  eines  Werkes, 
das  aa)  die  Befriedigung  des  ästhetischen 
Sinnes  mittels  Anschauung  znm  Hauptzwecke 
hat ;  bb)  eine  individuelle  geistige  SchOi>fung 
seines  Urhebers  ist,  wenn  auch  nur  mittels 
eines  besonderen  Kunstver&hrens ,  so  daß 
die  freie  Benutzung  eines  bereits  vorhandenen 
Werk«  dann  zulässig  ist,  wenn  hierdurch 
eine  eigentümliche  neue  KunstschOpfang  her^ 
vorgebracht  wird ;  und  das  endlich  cc)  artis- 
tische Verkehisfahigkeit  besitzt  (streitig). 

b)  Subjektive  Voraussetzungen. 
Regelmäßig  Entsteht  das  U.  nur  in  der 
Person  des  Schopf  ers  des  Sdirift-  oder 
Kunstwei^s.  K&n  U.  hat  insbesondere  der 
Gehilfe  des  Urhebers  oder  der  Eigentümer, 
Heransgeber  oder  Besteller  des  Werkes. 
Nur  zugunsten  der  beiden  letzterm  bestehen 
Ausnahmen;  zugunsten  des  Bestellers  in- 
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sofern,  als  bei  Portraits,  Fortndtbüsten  und 
photographischen  Bildnissen  mcht  dem 
Schßpfer,  sondern  dem  Besteller  der- 
selben das  U.  zusteht^). 

Bei  einer  Uebersetznng  gilt  der  üeber- 
setzer,  bei  einer  sonstigen  Bearbeitung  der 
Bearbeiter  als  Urheber. 

Den  ü.sdiutz  genießen  Heichsan- 
gehöri^e  für  alle  ihre  Werke,  gleichviel, 
ob  diese  im  In-  oder  im  Auslände  erächeinen ; 
Ausländer  haben  dag^en  nur  für  die 
im  lolande  erscheinenden  Werke  Anspruch 
auf  Schutz,  und  dies  auch  nur  dann,  venn 
das  Werk  oder  eine  Cebersetzung  nicht 
berdts  frOher  im  Auslände  erschienen  ist 
Unter  der  ang^benen  Yoraussetzui^  ge- 
nießt audi  die  im  Inlande  erscheinende 
Uebersetzun^  dra  Werkes  eines  Audänders 
U.schutz;  diese  Uebrafietznng  gilt  alsdann 
als  Oxiginalwerk. 

Haben  mehrere  Personen  bei  der  Her^ 
Stellung  eines  Wet^  mitgewirktj  so  ent- 
steht än  Mit-Ü.  fOr  jeden  Mitarbeiter, 
und  zwar  in  Texsduedener  Art,  je  nachdem 
das  durch  die  produktive  Tätigkeit  der 
einzelnen  Terbsser  horvoi^bnumte  Werk 
ein  unteilbares  Ganzes  bildet  oder  die 
Toa  den  Verfassern  gefertigten  Teile  trenn- 
bar  sind  und  eine  gewisse  Scübstftndigkdt 
bewahren.  Im  ersteren  lalle  entsteht  unter 
ihaea  eine  Gemdnschaft  nach  Bmchteilen 
im  ^ne  der  §§  741  fg.  BGB.  Die  Ye> 
&sser  können  g«nftfi  §  747  BOE  nur 
gemdnschaiMiidi  über  du  Werk  verffigsn 
und  die  Daner  des  U.  richtet  cöch  nach 
dem  Tode  des  Letztlebendeo.  Sind  dagegen 
die  Antdle  der  Einzelnen  an  dem  Werke 
trennbar,  so  hat  jeder  Ver&sser  ein  selb- 
ständiges U.  an  dem  von  ihm  Geschaffenen, 
während  außerdem  an  dem  Gesamtwerk, 
sofern  dieses  ein  einheitliches  Ganzes  bildet, 
dem  Herausgeber  ein  selbständiges  U. 
zusteht,  mag  dieser  nun  eine  physische  oder 
juristische  Person  (Akademie,  Universität, 
Öffentliche  UnterrichtsanstEiltj  gelehrte  Ge- 
sellschaft u.  dgl.)  sein.  Ist  ein  Herausgeber 
nicht  genannt,  so  gilt  der  Verleger  als  solcher. 
Falls  juristische  Personen  des  öffentlichen 
Rechts  ein  Werk  ohne  Nennung  des  Ver- 
fassers veröffentlichen,  so  gelten  diese  mangels 
gegenteiliger  Vereinbarung  als  Herausgeber. 

2.  Uebertragbarkeit  unter  Lebenden 
(Verlagsvertrag)  and  von  Todes  wegen 
(VererblichkeiQ.  Ueber  das  U.  kann  so- 
wohl durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden 
wie  von  Todes  wegen  verfl^  werden.  IMe 


^)  Man  vgl.  hierzu  die  Monographie  von 
Keyßner  ,,DaB  Recht  am  eigenen  Bilde"  (Berlin 
1896),  die  einen  Kechtsschntz  der  Person  gegen 
unbefugte,  ohne  ihre  Genehmigung  erfolgende 
Abbildungen  mit  Energie  und  sehr  treffenden 
Argumenten  befQrwortet,  ein  Bechtsschutz,  den 
jetzt  das  0.  t.  9./L  1907  gewährt  (S.  3,  i). 


ÜebOTtragung  kann  der  Substanz  wie  der 
Ausübung  nach  und  sowohl  sönem  guiee 
Inhalt  und  Um£aDß:  nach,  wie  inhal^ch, 
räumlich  und  zeithch  beschränkt  etfcdgeo. 
Der  Vererbung  unterliegt  das  ö.  in  der- 
selben Weise  und  mit  denselbw  Wirkung 
wie  alle  sonsti^ea  Nachlafigegenstände;  in»* 
besondere  erwirbt  der  Erbe  g^oillber  dem 
(3^eisteswerk  dieselben  Rechte,  die  dem 
lasser  zustanden,  sofern  dieser  nicht  diuch 
besondere  letztwillige  Anordnungen  aos- 
drOcklich  einer  dritten  Person  das  aos- 
Bchließliche  Recht  fibertragen  hat,  Aende- 
rungffl  an  dem  Geisteswerice  (Veianstaltan; 
neuer,  veränderter  Aufla^n  a  d^)  vor- 
zonehmen.  Die  erbrechtli(dien  Qrandsitxe 
finden  nur  insofern  keine  Anwendung,  als 
bei  erblosem  Nachlaß  das  U.  nidit  auf  den 
Fiskus  oder  die  ihm  gleichgestellten  Per 
Bonen  fibergeht,  sradem  eriisdit  (§  8 
Abs.  2  d.  G.) 

Im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  kaos 
das  ü.  als  solches,  solange  sich  da*  Urheber 
desselben  nicht  auch  aer  Substanz  nach 
zum  Zwecke  der  wirtschaftlichen  Ter^ 
Wertung  freiwillig  entäußert  hat,  ohne 
dessen  Einwilligung  mofat  übertzagen  werden : 
ge^n  den  Erben  des  ürhebere  ist  ohne 
seine  Einwilligung  die  ZwangsrdlstredraBg 
nur  zulässig,  wenn  das  Wwk  benits  «- 
schien«!  ist  Dagegen  ist  ee  inibi  stitüiaft, 
die  kraft  des  U.  erworbenen  rermfigeiii- 
recbtlichen  Ansprüche  dem  Dni^ 
zwangsweise  zu  entziehen  (§  857  ZPO.). 
Die  regelmäßige  Form,  in  weleber  das  U. 
unter  Lebenden  und  zwar  der  Adb- 
fibung  nach  fibertragen  wird,  bildet  der 
V  e  r  la  g  s  T  e  r  t  r  a  g ,  d .  h.  ein  Vertrag,  mittete 
dessen  eine  Person  (der  Verle^!%  sei  e« 
gegen  oder  ohne  Entgelt,  venifiichtet  wird, 
die  Veröffentlichung  und  Veroreitnng  eines 
Gdsteswerkes  auf  ihre  Kost«!  nobö* 
zuffihren,  wogegen  ihr  der  aus  der  Ver- 
öffentlichung und  Verbreitung  erzielte  peku- 
niäre (Gewinn  zuKllt  Die  (}ewährung  aner 
Geldvergfitung  (eines  Honorars)  an  den  Ver- 
fasser bildet  keinen  wesentlichen  Be- 
standteil des  Verlagsvertrages;  &  bat  des- 
halb ein  Honorar  nur  zu  beansprodieQ- 
wenn  die  Zahlung  eines  soldien  ausdrik^- 
lich  zugesichert  oder  den  Umständen  nach 
als  stülBchweigend  vereinbart  anzusehen  ist 
(Vgl.  im  übrigen  den  Art  T,Verlagsreciit~.l 

8.  Inhalt  des  U.  Der  Inhalt  dos  U. 
besteht  in  der  aurachliefilichoi  Befugnis 
des  Urhebers,  sttn  Odsteswerk  zo 

Daß  die  Uebertragbarkeit  des  t.  »oci 
der  Substanz  nach  zalSan^  ist.  lehrt  di«  bor- 
Bchende  Heinong;  eine  Hinderiieit  von  Schrifl- 
stellem,  zn  denen  insbesondere  Gterke  geUM, 
verteidigt  dage^n  mit  Lebh^tigkeit  «e  An- 
sicht, das  U.  861  nnr  der  Aosfibnog  nach  filer 
tragbar. 
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MteDtlichen^  za  Terrielfiltigen ,  gewerbs- 
süÜÖg  zu  verbreiten  und  ökonomisch  zu 
verwerten:  jedoch  ißt  das  „Verleihen"  der 
vom  Urheber  verQffentlichten  Oeistesverke 
jedermann  gestattet,  auch  vrenn  es  gewerbs- 
m&fiig  erfolgt.  Deshalb  ist  dritten  Personen 
sovohl  der  Abdruck  des  vom  Urheber 
verfaßten  Manuskripts  wie  der  Nachdruck 
der  von  ihm  verGETentlichten  Schriftwerke 
und  der  ihnen  gleichgestellten  Zdchnnngen 
und  AbÜldnngen,  bei  theatralischen  und 
musikalischen  Werken  auch  die  Öffent- 
liche Aufführung,  wie  endlich  bei 
Werken  der  bildenden  Künste  und  der 
Photographie  die  Nachbildung,  dieYer- 
viel^tignn^T  die  gewerbsm&Bige  Verbrei- 
tung und  die  gewerbsm&ßige  mittels  mecha- 
nisdiw  oder  optischer  Zurichtungen  er- 
folgende Vorführung  ohne  Oenehmigun?  des 
Urhebers  untersagt  Im  einzelnen  ist  folgen- 
des h^orzuheben: 

a)  Als  Nachdruck  ist  jede  gSnzliche 
oder  tdlweise  Vervielfältigung  dnes 
SchriftwwkB  anzusehen,  die  ohne  Qenehmi- 
mag  des  Berechtigten  vorgenommen  wird. 
Auch  das  blofle  Abschreiben  fplt  als 
eine  derartige  Vervulftltigung.  Aber  nicht 
bloB  Schriftwerke,  sondern  auch  Reden 

Vortrflge,  die  zu  ErbauangB-,  Be- 
]ehruiig&-  und  DntertiaUangsswecken  ge- 
halten nnd,  dürfen  ohne  Oendimigung  des 
Verfossera  nicht  verviel&ltigt  werden. 

b)  Schriftwerke  und  Vorträge,  die  noch 
nicAt  „erschienen",  d.  h.  gedruckt  und  dem 
Buchhändel  übei::geben  sind,  dürfen  nur  vom 
Urheber  Öffentlich  vorgetn^n  werden. 

c)  Dem  Urheber  steht  das  ausschließ- 
liche Becht  zu,  Bearbeitungen  seines 
Werkes  zu  veranstalten,  insbesondere: 
a)  UebersetzuDgen  in  eine  andere  Sprache 
oder  in  rane  andere  Mundart  derselben 
Sprache ;  ß)  Rückübersetzungen  in  die  Sprache 
des  Originalwerkes ;  y)  die  Wiedergabe  einer 
Erzählung  in  dramatischer  Form  cder  eines 
Bühnenwerkes  in  der  Form  einer  Erzählung ; 
^  die  Herstellung  von  Auszügen  aus  Werken 
der  Tonkunst  sowie  von  Einrichtungen  solcher 
Werke  für  einzelne  oder  mehrere  Instrumente 
oder  Stimmen.  Dies  schließt  jedoch  eine 
solche  freie  Benutzung  des  Werkes  durch 
einen  Dritten  mxkt  aus,  vermöge  deren 
„eine  eigentümliche  Schöpfung"  hervor- 
gebracht wird ;  jedoch  ist  die  Entnahme 
von  Melodieen  aus  einem  Werke  der  Ton- 
kunst schlechthin  unzulässig. 

d)  Bei  musikalischen  Werken 
richtet  sich  die  Entscheidung  der  Frage, 
ob  ein  unerlaubter  Nachdruck  vorliegt  oder 
nicht,  nach  der  Selbständigkeit  der  Arbeit 
Demnach  stellt  z.  B.  die  Anfertigung  von 
Auszügen  aus  einer  musikalisdien  £om- 
Position,  von  Arrangements  für  dnzelne 
oder  mehr^  Instnüiente  oder  Stimmen, 


der  Abdruck  einzelner  Motive  oder  Melo- 
dieen eines  einzelnen  Werkes  verbotenen 
Nachdruck  dar,  nicht  dag^;en  die  selb- 
ständige Bearbeitung  vorhandener  Musik- 
stücke zu  Variationen,  Potpourris,  Pbuui- 
tasieen  u.  dgl. 

e)  Als  Nachdruck  wird  vom  Gesetz 
nicht  betrachtet: 

a)  Die  Aufnahme  einzelner  Stellen  oder 
kleinerer  Teile  eines  veröffentlichten  Schrift- 
werks, einer  Rede  oder  eines  Vortr^ 
in  eine  selbständige  literarische  Arbeit; 
die  Aufnahme  einzelner  Aufsätze  von  ge- 
ringem Umfange  oder  einzelner  Gedichte 
nach  ihrer  Ve^fTentlichung  in  eine  selb- 
ständige wissenschaftliche  Arbeit;  die  Auf- 
nahme dnzelner  ray^entlichter  Gedichte 
in  ein  zu  Gesangsvorträgen  bestimmtes 
Sammelwerk;  die  Aufnahme  einzelner  Auf- 
sätze von  geringem  Um&nge,  dnzehier  Ge- 
dichte oder  kleinerer  Teile  eines  Sdirift- 
werks  nach  der  Veröffentlichung  in  ein  für 
den  Kirchen-,  Schul-  oder  Uhterrichts- 
gebrauch  oder  für  einen  eigentümlichen 
meruischen  Zweck  bertimmtes  Sammel- 
werk, im  letzteren  E^e  jedoch  nur  mit 
Einwilligung  des  Verfassers  (nicht  seiner 
Erben);  die  Verlnndung  kleinerer  Teile 
einer  Dichtung  mit  einem  Werke  der  Ton- 
kunst, die  Aumahme  einzehier  Stellen  dnes 
Werkes  der  Tonkunst  in  eine  seltmtändige 
literarische  Arbeit  oder  einzelner  kleinerer 
Kompositionen  in  ein  Sammelwerk  (§§  20, 
21  d.  G.);  die  üebertragung  eines  Werkes 
der  Tonkunst  auf  solche  Scheiben,  Platten, 
Walzen,  Bänder  und  ähnliche  Bestandteile 
von  Instrumenten ,  die  zur  mechanischen 
Wiedei^be  von  Musikstücken  dienen.  In 
allen  diesen  Fällen  ist  deutliche  Quellen- 
angabe bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe 
bis  zu  150  M.  vorgeschrieben. 

ß)  Die  Benutzimg  eines  bereits  ver- 
öffentlichten Schriftwerkes  als  Text  zu 
musikalischen  Kompositionen,  sofern  dieser 
in  Verbindung  mit  der  Komposition  ab- 
gedruckt vrird.  Doch  sind  solche  Texte, 
die  ihrem  Wesen  nach  nur  für  den  Zweck 
der  Komposition  Bedeutung  habeo,  nament- 
lich Texte  zu  Opern  oder  Oratorien  (so^. 
Libretti)  gegen  Nachdruck  |;eSGhÜtzt;  sie 
dürfen  nur  mit  Genehmigung  ihres  Urhebers 
zum  Abdruck  gelangen  (§  20  d.  G.). 

f)  Bei  dramatischen,  musikalischen  und 
dramatisch-musikalischen  Werken  erstreckt 
sich  der  U.schutz  auch  auf  die  öffent- 
liche Auf  führung,  unabhängig  von  dem 
berräts  erfolgten  Druck.  Unter  „Aufführung** 
versteht  man  bei  musikalischen  Werken 
jede  Darstellung  auf  mu^ksdiachem 

bei  Dramen  und  Musikdramen  nur 
solche  mit  verteilten  Bollen  und  scenischer 
Handlung.    Dieses   ansschlie^cfae  Auf- 
f^rungatecht  steht  dem  Urheber  —  im 
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Gegensatz  zu  dem  früheren  Recht  —  auch 
dann  ohne  -weiteres  zu,  wenn  er  sich  dieses 
Becht  bei  der  YerOfFentUchnng  seines  Werkes 
durch  den  Druck  nicht  ausdrücklich  toi^ 
behalten  hat  Jedoch  erleidet  das  aus- 
BchlieSUche  Aufführungsrecht  des  Urhebers 
folgende  Einschränkungen :  Oeffentliohe  Auf- 
fÜhiTungen  eines  Werkes  der  Tonkunst  sind 
allgemein  ohne  Einwilligung  des  Urhebers 
statthaft:  a)  wenn  sie  keinen  gewerblichen 
Zwecken  dienen  und  die  Hörer  ohne  Ent- 
eelt zugelassen  werden;  ^  wenn  sie  bei 
Volksfesten,  mit  Ausnahme  der  Musikfeste, 
stattfinden ;  /)  wenn  der  Ertrag  ausschliefi- 
lich  für  wohlt&tige  Zwecke  bestimmt  ist 
und  die  Mitwirkenden  keine  Vergütung  für 
ihre  Tätigkeit  erhalten;  S)  wenn  sie  von 
Vereinen  veranstaltet  werden  und  nur  Ver- 
einsmitglieder und  die  zu  ihrem  Hausstande 
gehörigen  Personen  als  Hfirer  zugelassen 
werden. 

Handelt  es  sich  dagegen  um  eine  bühnen- 
mäfiige  Aufführung  emer  Oper  oder  eines 
solchen  Werkes  der  Tonkunst,  zu  welche 
ein  Text  gehört,  so  greift  auch  in  den  vor^ 
gedachten  fWeu  das  ausschließliche  Auf- 
führungsrecht des  Urhebers  Platz.  Bei  der 
AoffÜlmmg  TOD  derartigen  Werken  bedarf 
es  jedodL  stets  nur  der  Einwilligung  des- 
ieni^n,  welchem  das  U.  au  dem  masi- 
kalisohen  Tdle  zusteht. 

g)  Eän  uneilaabter  Nachdruck  bezw.  eäne 
Terwtene  Verne^tigung  li^  endlich  amdi 
dann  vor,  wenn  der  Urheber  oder  Verl^ttr 
TWtragswidrig  neue  Abdrücke  bezw.  ver- 
vielfiUtigungea  Teranstaltet  oder  wenn  dw 
letztere  mehr  Abdrücke  oder  Yerrielfilti- 
gungen  herstellen  läfit,  als  ihm  gesetzlich 
oder  vertragsmäßig  gestattet  ist 

h)  Bei  den  Werken  der  bildenden  Künste 
und  der  Photographie  gewährt  das  U.  dem 
Urheber  die  ausschließliche  Befugnis  zur 
Nachbildung,  Vervielfältigung,  gewerbs- 
mäßigen Verbreitung  und  gewerbsmäßigen 
mittels  mechanischer  oder  optischer  fan- 
richtUDgen  erfolgenden  Vorführung  des 
Werkes;  bei  Bauwerken  und  Entwtlrfen 
von  Bauwerken  gilt  auch  das  Nachbauen 
als  Vervielfältigung.  Eine  solche  Verviel- 
fältigung ist  unzulässig,  gleichviel  durch 
welches  Verfahren  und  m  wie  vielen  Exem- 
plaren sie  bewirkt  wird.  Zulässig  ist  jedoch 
eine  zum  eigenen  Oebrauch  erfolgende 
unentgeltlich  Bewirkte  VervielfältiguDg  mit 
Ausniüune  des  Nacfabauens  sowie  eine  solche, 
mittels  deren  einzelne  Werke  in  eine  selb- 
ständige wissenschaftliche  Arbeit  oder  in 
ein  für  den  Schul-  oder  Unterrichtsgebrauch 
bestimmtes  Schriftwerk  ausschließlich  zur  Er- 
läuterung des  Inhalts  aufgenommen  werden ; 
in  diesen  Fällen  ist  auch  die  Verbreitung 
statthaft ;  muß  jedoch  die  Quelle  deutlich 
angegeben  werden.  Zulässig  ist  femer  die 


YervielfiltiewwToa  Werkea,  die  Ueibeod 
an  öffentlichen  Wegen,  Straßen  oder  FUtzea 
sich  befinden  (z.  B.  von  Denkmälern)  dnrdi 
malende  oder  zeic^eode  Kunst  oder  dnrdi 
Photographie ;  die  VerrietBUtigung  darf  aber 
nicht  an  einem  Bauwerk  erfol^n.  Alle  der- 
artigen VervielAltignngen  sind  indessen  onr 
statthaft,  wenn  keine  Aenderungen  an  dem 
wiedetgegebenen  Werke  vor^^xnsoMii 
werden,  was  aber  die  Wiedergabe  m  aadet«t 
Gröfienverhältnissen  oder  die  durch  an 
anderes  Verbhren  bedingten  Aeoderangea 
nidit  ausschließt 

i)  Neugere^t  ist  endlidi  der  Schutz 
am  eigenen  Bilde.  Bei  Kldnissen  einer 
Person  hat  nicht  der  Urheber,  sondeni  der 
Besteller  und  dessen  Rechtsnachfcrfger 
das  Yervieliältigungsrecht,  dies  jedodi  nii' 
beschränkt  nur  dann,  wenn  es  sich  um  ein 
Werk  der  Photographie  handelt:  ist  das 
Bildnis  ein  Werk  der  Haierei  oder  BiM- 
hauerei,  so  darf  dessen  VervielfiÜtigung,  so 
lange  der  Urheber  lebt,  aar  im  Wege  der 
Photographie  erfolgen,  wenn  die  Yeniel* 
Fügung  nicht  nnen^jeUlich  und  zam.  eigenen 
Gtobraudi  erfolgt 

Bildnisse  dürf«i  Überdies  nur  dano  ta- 
breitet  und  öffentlich  zur  Schan  ^estdlt 
werden,  wenn  der  Abgebildete  dann  m- 
willigt:  Ins  zum  Ablauf  von  10  Jahren  seit 
dem  Tode  dee  Abgcdnldeteo  ist  £e  Ba- 
villüniiw  des  fiberlebenden  Ehegatten  and 
der  Kinder,  oder  wenn  demrtige  Angeböri^ 
nicht  Toriundm  und,  die  da*  Stecn  «• 
Abgebildeten  erforderhch.  Das  Verbot  kommt 
aber,  falls  nicht  ein  berechtigtes  Intefsaae 
dee  Abgetnldeten  oder,  sofern  er  veistaibeB. 
seiner  vorerwähnten  Aogehfirigea  verieUt 
wird,  dium  in  WegblL  wenn  es  sidi  um 
Bildnisse  aas  dem  Bereiche  der  Zeit- 
geschichte oder  um  Bilder  von  Versamm* 
lungen,  Aufzügen  und  ähnlichen  VorgSageo 
handelt,  an  denen  die  dargestellten  Per- 
sonen teilgenommen  haben,  oder  endlich  nm 
Bildnisse,  die  nicht  auf  Bestellung  angefertigt 
sind,  sofern  deren  Verbrettung  od»  Schau- 
stellung einem  höheren  Intereese  der  Kunst 
dient  Endlich  dürfen  für  die  Zwecke  der 
Rechtspflege  oder  der  öffentlichen  ächeifaat 
von  den  Behörden  Bildnisse  ohne  Qn- 
willigung  des  Berechtigten  sowie  des  Ab- 
^bildeten  oder  seiner  Angehörigen  vernel- 
fiUtigt,  verbreitet  und  öffentlich  zur  Schan 
gestellt  werden  (z.  B.  In  Steckbriefen). 

4.DMierdesU.  a)  Das  U.  an  Schrift- 
und  Tonwerken  besteht  während  der 
ganzen  Lebenszeit  des  Urhebers:  es  eadigt 
erst,  wenn  seit  dem  Tode  de«  Verfassen 
30  Jahre  und  außerdem  seit  der  eisten  Vo- 
Öffentlichung  10  Jahre  verstrichen  sind,  (su 
daß  also  die  im  Todesjahre  des  Yerbssen 
veröffentlichten  Werke  noch  eine  nach  Ab- 
ilauf  dieses  Jahres  beginn«ide  Schotxfiiö 
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TOD  40  Jahren  geaieflen).^)  DisBe  Scluttzfriat 
kommt  anoh  den  erst  nach  dem  Tode  dee 
VerbflBers  Tertt£fentlicbten  Werken  zngnte. 
Notwendige  Yorausaetzong  fOr  diese  volle 
Sdiutzdaner  ist  die  Angabe  des  wahren 
Namens  des  Urhebers  auf  dem  Titelblatte, 
in  der  Zueignung,  in  der  Vorrede  oder  am 
Schlüsse  dee  We^es ;  bei  Werken  der  bilden- 
den Kunst  mufi  der  Name  auf  dem  Werke 
selbst  vollständig  genannt  oder  durch  kennt- 
liche Zächon  ausgedrückt  sein.  Die  Schutz- 
^iat  für  anonyme  und  pseudoojme  Werke 
betr^  30  Jahre  von  der  ersten  rechtmäßigen 
Veröffentlichung  gerechnet,  wobei  das  Ka- 
lenderjahr der  VerOffentlidiung  nicht  mit- 
g&tBbit  wird;  doch  kann  der  Urheber  oder 
sein  Rechtsnachfolger  die  obenerwähnte  volle 
Schutzdauer  erlangen,  wenn  er  den  wahren 
Namen  des  Verfaräers  während  der  dreiBig- 
^hrigen  Frist  in  der  oben  angegebenen 
Weise  mitteilt  oder  zu  der  vom  Stadtrat  in 
Leipzig  g^hrten  Eintragarolle  zur  Ein- 
tragung anmeldet 

Die  von  juristiBchen  Personen  heraus- 
gu^benen  Werke  genießen  eine  SOjährige 
Sc^utzbist  seit  der  Herausgahe;  wird  das 
Werk  erst  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
veröffentlicht,  so  genießt  es  die  den  phy- 
ffisohen  Personen   zustehende  Schutzfrist 

b)  Auch  bei  Werken  der  bildenden  Künste 
besteht  der  Schutz  während  des  ganzen 
Lebens  des  Urhebers  und  atxh  30  Jahre 
nacA  seinem  Tode.  Steht  dner  juristischen 
Person  das  U.  zu,  so  betrSgt  die  Schutzfrist 
30  Jahrs  seit  äem  Erscheinen  des  Werkes; 
wird  das  Werk  aber  erst  nach  dem  Tode 
des  Urhebers  verOffentUoht,  so  endigt  der 
Schutz  nach  Ablauf  von  30  Jahren  seit 
dessen  Tode.  IHe  Werke  der  Fhotc^raphie 

genießen  eine  zehnjährige  Schutzfrist  seit 
em  Erscheinen  des  Werkes;  war  jedoch 
das  Werk  beim  Ableben  des  Urhebers  noch 
nidit  erschienen,  so  endigt  der  Schutz  nach 
10  Jahren  sdt  dem  Tode  des  Urhebers. 

c)  Hinsichtlich  der  Berechnung  der 
Schntz&isten  gilt  für  alle  Arten  ctes  U. 

*]  Wenn  Oierke  geem  die  Theorie  des 
.^iitigen  EiireDtmns''  beflonders  die  zeitlich 
beschränkte  Dauer  des  ü.  gegenüber  dem 
^.ewigen"  Sacheigentam  geltoid  lueht,  so  Qber- 
sieht  er,  dafi  wir  es  bei  dem  „geistigen  Eigen- 
ttun"  mcht  mit  einem  dem  sog.  Sacheigentiun 
identischen,  sondern  mit  einem  andersgearteten 
£igentnm  in  tnn  haben.  —  Der  moderne  Eigen- 
tnmsbegriS  ist  eben  derart  erweitert,  dali  er 
sowohl  das  zeitlieb  nnbegrenzte  „Sacheigentam" 
wie  daa  zeitlich  beschränkte  „geistige  Eigen- 
tam"  umfaßt.  —  Viel  eher  könnte  man  geeen 
die  Gierkesche  PersSnlicbkeitstheorie  den 
Umitand  ins  Treffen  führen,  daß  das  U.  über 
die  Lebeasaeit  des  Urbebers  hinaus  fortbesteht, 
ein  Beweis,  dafi  das  Becht  selbst  nioht  etwa, 
wie  OieAe  meinV  mit  der  Person  des  Urhebers 
maHlslieh  verknB^  Ist. 


folgendes:  Der  Tjaai  der  Schutzfristen  be- 
^nt  erst  mit  dem  Ablauf  des  Xalwdeijahra, 
m  veldiem  dar  Urheber  gestorben  oder  daa 
Werk  erschienen  ist  für  die  Berechnung 
der  Frist  bei  den  in  Abteilungen,  fortlaufenden 
Blättern  oder  Heften  erschdnenden  Werken 
wird  jeder  Band,  jedes  Heft  oder  jeder 
Bericht  als  ein  besonderes  Werk  angesehen, 
wogegen  bei  den  in  Lieferungen  er- 
scheinenden Werken  die  Schutzfrist  von  der 
Veröffentlichung  der  letzten  Lieferung 
berechnet  wird. 

Steht  das  U.  an  einem  Werke  mehreren 
Personen  gemeinschaftlich  zu,  so  ist  für  die 
BerechnuoK  der  Schatzfrist  der  Tod  des 
Letztlebenden  maßgebend,  sofern  sich  diese 
Frist  nach  der  Zeit  des  Todes  des  Urhebers 
bemifit 

d)  Außer  durch  Zeitablauf  endigen  die  U. 
Dach  allgemeinen  Bechtsgrundsätzen  auch 
durch  Verzicht,  der  insbesondere  auch  zu- 
gunsten der  ^gemeinheit  erklärt  werden 
kann. 

5.  Rechtsschntz  des  U.  Das  U.  ist 
sowohl  zivil-  wie  strafrechtlich  geschützt 
a)  Wie  jedes  Eigentum  so  geniefit  auch  das 
geistige  Eigentum  nach  allgemmnen  Rechts- 
grundsätzen einen  absoluten  gegen  jeder- 
mann gerichteten  Schutz,  verm^  dessen 
der  Bereditigte  einen  Anspruch  auf  Aner- 
kennung seines  Rechts  una  auf  das  Unter- 
lassen von  Eingriffen  (actio  n«;atoria  und 
confmsoria)  hat  der  schon  dnrtm  die  bbfie 
Tatsache  der  v^letznng  oder  Be^ntrikhti- 
gung  des  U.  entsteht,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  den  Verletzer  ein  Verschulden  trifft 
oder  nidit 

b)  Im  übri^  haben  aber  die  oben- 
erwähnten Spezialgesetze  v.  19./VL  1901  u. 
9./X.  1907  für  das  U.  noch  einen  besondren 
zivil-  und  strafrechtlichen  Rechtsschutz  ge- 
schaffen. 

Der  straf  recht  liehe  Rechtsschutz 
tritt  —  abweichend  vom  früheren  Recht  — 
nur  bei  vorsätzlicher,  der  besondere 
zivilreohtliche ,  in  einem  Anspruch  auf 
Schadensersatz  bestehende  Rechtsschutz  da- 
gegen sowohl  bei  vorsätzlicher  wie  bei 
fahrlässiger  Verletzung  des  ü.  ein.  Dieser 
besondere  U.recht8schutz  setzt  also  stets  ein 
Verschulden  des  Verlotzers  voraus. 

Sowohl  die  Strafverfolgung  wie  der  Schadens- 
ersatzanspmch  verjähren  in  drei  Jahren.  Die 
Verjährongsfrist  beginnt,  sofern  Nachdmck  von 
Schriftwerken  oder  Werken  der  Tonkunst  vor- 
liegt, mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Ver- 
breitung der  Nacbdrackexemplare  zuerst  statt- 
gefunden hat;  sofern  es  sich  nm  eine  wider- 
rechtliche Verbreitung  oder  AnffUbnme  oder 
einen  widerrechtlichen  Vortrag  derartiger  Werke 
handelt,  mit  dem  Tage,  an  welchem  eine  dieser 
Handlungen  inletit  stattgefunden  hat.  Bei  der 
widerrechtlichen  VervielflUtignng  von  Werken 
der  bildenden  Knnst  oder  der  Photographie  be- 
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giimt  die  Te^äluhmf  mit  dem  Tage  der  VoU- 
endo:^  der  VerrielnÜti^rang  tutd,  wenn  diese 
zum  Zwecke  der  Verttfeitmig  erfolgt,  mit  dem 
Tage,  an  welchem  eine  Verbieitnng  zaerst 
Btattgefoudeu  hat.  Handelt  es  sieb  dagegen 
lediglich  nm  eine  widerrechtliche  Terbreittuig 
oder  VorfOhniDg  eines  derartigen  Werkes,  so 
h^^inni  der  Lam  der  Veijftbrang  mit  dem  Tage, 
an  welchem  die  widerrechtliche  Handlang  sn- 
letst  stattgefunden  hat  Bei  einer  widerrecht- 
lichen UntenaSBung  der  (^nellenangabe  (dem  sog. 
IHagiat)  begiimt  die  Ver^ahnmg  mit  dem  Tage, 
an  welchem  saerst  die  strafbare  Handlung 
(Veröffentlichung  oder  Verbreitnng)  stattfand. 

Die  Strafrerfolgnng  tritt  in  allen  Fällen 
nur  auf  Antrag  ein ;  die  Zurücknahme  des  An- 
trags ist  zulässig  (6g  61, 64  StrOB.).  Die  Straf- 
barkeit und  Scnaaensersatzpflicht  sind  selbst 
dann  begründet,  wenn  anca  nar  in  bezug  auf 
dnzelne  Teile  des  geschützten  Werkes  eine 
IT.TerletcttDg  stattgefrädeo.  bat. 

c)  Im  einzelnen  ist  hinsichtlich  der  Straf- 
barkeit einer  U.Terletznng  folgendes  faerTe> 
zuheben: 

a)  Mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.,  im  Un- 
Termögensfalle  mit  Geföngnis  bis  zu  6  Monaten 
wird  bestraft,  wer  Twsätuich  und  rechtswidrig 
ein  Werk  Terrielf&ltigt  oder  gewerbsm&Uig  ver- 
breitet, ün  Bühnenwerk ,  ein  Werk  der  Ton- 
kunst oder  eine  dramatische  Bearbeitong  Öffent- 
lich auffahrt  oder  Tortrigt,  oder  ein  Werk  der 
bildenden  Kunst  oder  der  Photographie  gewerbs- 
mftfiüf  mittels  mechanischer  oder  optischer  Ein- 
richtungen TorfUhrt  Eine  Geldstrafe  bis  zu 
300  H.,  im  UnvermSgensfalle  dne  Gefängnis^ 
strafe  bis  zu  einem  Uonat  trifft  denjenigen^  der 
zwar  an  sich  bereditigterweise  mit  einem 
Werke  in  der  unter  a  angegebenen  Weise  ver- 
fiUirt,  aber  hierbei  ohne  die  Einwilligung  des 
Berechtigten  an  dem  Werke,  an  dessen  Titel 
oder  Bezeichnung  oder  an  der  Bezeichnnng  des 
Urhebers  Aendemncen  Tomimmt  y)  Die  wider- 
ncbtliche  Offentlidbe  Wtteiliuiff  des  wesuitr 
liehen  Inhalts  eines  Schriftweras  oder  eines 
Werkes  der  Tonkunst  wird  mit  Geldstrafe  bis 
zu  löOO  H.,  im  UnvermSgensfalle  mit  GeRugnis 
bis  zu  3  Monaten  bestraft.  S)  Mit  Geldstrafe 
bis  zu  1000  M.,  im  UnvermS^nsfalle  mit  Ge- 
fängnis bis  zn  2  Monaten  wird  derjenige  be- 
straft, der  den  Namen  oder  eine  sonstige  Be- 
zeichnung des  Urhebers  eines  Werkes  der  bilden- 
den Knnst  oder  der  Photographie  in  eine^ 
Weise  auf  eine  Vervielfältigung  anbringt,  die 
KU  Verwechslungen  Anlafi  geben  kann,  (so  dafi 
also  eine  Kopie  den  Anschein  eines  Original- 
Werkes  macht),  oder  wer  den  luter  8  i  mitge- 
teilten Bestimmnngen  zuwider  ein  Bildnis  ver- 
breitet  oder  tiffentbch  zur  Schau  stellt,  c)  Wer 
auf  einem  Werke  der  bildenden  Knnst  oder  der 
Photographie  den  Namen  oder  Namenszng  des 
Urhebers  ohne  dessen  Einwilligung  anbringt, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  303  M.,  im  Unver- 
mCgensfalle  mit  Geftnrnis  bis  zn  einem  Monat 
bestraft.  ^)  Das  Untenassen  der  Qnellenangabe 
(das  Plagiat)  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  löO  M. 
gMhndet,  (hat  aber  keine  nvilrechtlichen  Nach- 
teile zur  Folge).  Neben  den  unter  a—e  er- 
wähnten  Strafen  kann  auf  Verlangen  des  Be- 
rechtigten auf  eine  an  ihn  zu  erlegende  Buße 
bis  zu  6000  H.  erkannt  werden,  deren  Zner- 


ketmong  die  GdtendzudÜBBg  eines  wtiilUM 
Schadensersatzanspmcbs  anssealiefiL 

d)  Jede  voraätzlidie  oder  hhriSange 
Verletzung  des  ü,  durch  VervielSUtigung, 
gewerbemäßige  Verbreitung,  Öffentliche  Kit- 
teilimg,  öffentliche  Auffülmmg  oder  {ffient* 
liehen  Vortrag  eines  Schriftwerkes  oder  ein» 
Werkes  der  Tonkunst  oder  durch  VerricJ- 
fSltigung,  gewerbsmäBige  Yerbreitang  od«' 
gewerbsm&Bige  mittels  medianischer  oder 
optischer  Emrichtungen  erfolgende  Voc^ 
fOhruDg  von  Werken  der  bildenden  Enost 
oder  der  Photographie  veipflichtrt  zum 
Schadenersatz. 

e)  Endlich  ist  sowohl  im  Zivil«  wie  im 
Strafverfahren  auf  des  Verletzten  Aittra^ 
dessen  Zurflcknahme  zulfissig  ist,  anf  Ter 
nichtuDg  der  Nachdruck-  oder  NadilnldungB- 
exeroplaie  (mit  Ausschluß  von  Banwerfeen) 
und  der  zu  ihrer  Verviel&ltigang  oder  Vo^ 
ffihroDg  ftusschließlieh  bestimmten  Vonidi- 
tungen,  wie  Formen,  Platten,  Steine.  Steceo- 
mten  zu  erkennen;  ist  war  ein  Teil  des 
Werkes  widerreditUch  hergestellt,  veitratet 
oder  TorgefQhrt,  so  ist  dtie  Vemichtung  des 
Teiles  und  der  enteprechenden  Voriaitone 
anzuordueo.  Die  Vernichtung  erfolgt  nara 
der  Rechtskraft  des  Urteils.  Soweit  die 
Exemplare  oder  Vorrichtungeo  in  anderer 
Weise  als  durdi  Temichtiug  nnsfjiaHlich 
gemacht  Verden  kOnnea,  hat  dies  ra  ge- 
schehen, falls  der  ESgentamer  dto  dadara 
entstehenden  £o8tBtt  Übernimmt  Statt  die 
Vemlohtnng  zu  bahren,  ßat  der  Veiietzte 
das  Recht,  die  Exemplare  und  Yonichtun« 
gegen  eine  angemessene,  höchstens  dem  Be> 
trage  derHerstellung^osten  gleichkommoide 
Vergfltung  ganz  oder  teilweise  zu  flbemehiBeo. 
Sofern  es  sich  um  ein  Sammelwerk  oder 
eine  sonstige  aus  mehreren  verbundenen 
Werken  der  bildenden  Kunst  oder  der 
Photographie  bestehende  Saoamlung  bandelt 
die  nur  zum  Teil  der  Vemichtung  unterliegt 
kann  dem  Eigentümer  solcher  Eiemi^t 
sofern  er  nicht  selbst  das  U.  voratttzlich  oder 
fahrlässig  verletzt  hat ,  auf  seinen  Aning 
vom  Gericht  nach  freiem  Ermessen  die  Be- 
fugnis zugesprochen  werden,  gegen  Zohlnng 
einer  nach  billigem  Ermessen  des  Oencfats 
zu  bestimmenden  Vei^tung  die  Exemplare 
unversehrt  zu  behalten  und  gewerfaeinäBig 
zu  verbreiten,  dies  jedoch  nur  dann,  weot 
durch  die  Vernichtung  dem  Eigentflnier  eis 
imverhältnism&ßiger  Schade  eotstebeo 
würde.  Handelt  es  sich  indessen  mn  rechts- 
widrig verbreitete  oder  zur  Schau  gee^ellt« 
Bildnisse,  so  muß  wAer  allen  Umstindeo 
auf  deren  Vernichtung  ericaunt  werden. 

f)  Znr  Benrteilmig  der  bei  Entsekefdaag  der 
Zivil-  und  8tra^^ro»8se  wegen  U.vsri^nf 
vorkommende  technisdien  Fragen  sind  in  dleii 
Bundesstaaten  aog.  JSachveratändiiRBkaBaen'^ 
eingerichtet  oder  euunrichtenf  an  aalerdM 
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t&eh  auf  Amafen  dar  BeteiUgten  ab  Schieds- 
gerichte über  EntaehidiynngsMgprftche  nnd 
Aatrige  aaf  Vernichtang  la  eatecbeideii  befagt 
jind.  Ueber  die  Znsammeiuetxiuig'  und  den 
Geschiftabetiieb  dieser  Vereine  enthalten  die 
Instroktiouen  des  Bundes-  bezw.  Keichskanzler- 
amts  Tom  12./XII.  1870  und  29^1.  1876  nebst 
Abftndenmgen  vom  16./yil.  1879  und  2&./X.  1882 
Blhere  Beatimmnngen. 

m.  lasUBdlKhea  V, 

Ä)  Oesterreich.  In  Oesterreich  ist  das 
U.  in  jOngster  Zeit  durch  das  RG.  t.  26./XII. 
1896  (BGBL  S.  667f  betr.  das  U.  an  Werken 
der  Literatur,  Kunst  nnd  Photographie  nebst 
den  V.  Tom  29./XD.  1895  und  vom  31,/VII.  1896 
nea  geregelt.  Schutzberechtigt  sind  nur  im 
Inlande  erschienene  Werke  sowie  alle  Werke 
von  österreichischen  Staatsbürgern 
ohne  Bfleksicbt  auf  den  Ort,  wo  sie  erschienen 
nnd.  Auch  die  im  Dentachoi  Beiehe  erschienenen 
Werke  T<m  wdohen  AuBlindem.  deren  Staaten 
den  Oesterreidiem  Gegenseitigkeit  gewähren, 
genieOen  in  Oeeterreich  JD.BchuUE. 

Im  Übrigen  mtsprioht  das  Osterreichische 
Becht  im  wesentlichen  den  Vorschriften  des 
deutschen,  insbesondere  hinsichtlich  der  Ent- 
stehung, des  Lihatts  und  der  Dauer  des  U.  so- 
wie der  uTil-  und  strafrechtlichen  Folgen  der 
U.Terletzong.  —  Als  besonders  bemerkenswerte 
Abweichungen  vom  deatsebeuBechtsindfolgende 
herromheDen:  a)  ffindchtlich  der  Dauer  des 
V.i  «)  Dai  V.  an  Schrift-  und  Kunstwerken 
■eadigt  in  der  fiegel  30  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Urbebers.  Bei  nachgelassenen,  innerhalb 
der  letnen  ö  Jalue  der  Siuntxfrist  erschienenen 
Werken  oidigt  das  V.  erst  .6  Jahre  nach  dem 
£ncheinen.  ^}  Daa  ausschtiefiliche  Becht  zur 
Herausgabe  toq  Uebersetznngen  endigt  ä  Jahre 
nach  der  rechtmäßigen  Herauwabe  der  vorbe- 
b alten en  UebersetKUng  becw.  ö  Jahre  nach  Her- 
ausgabe des  Originals,  y)  Dae  U.  an  Werken 
der  Photographie  endigt  10  Jahre  nach  dem 
Entstehen  der  unmittelbar  nach  dem  Origmale 
WgntdUen  Matrise  und,  sofern  das  Werk 
inräiialb  dieser  Frist  erschienen  ist,  10  Jahre 
Bach  dem  Erscheinen,  b)  Das  ansschUeOliche 
Uebersetsnngsrecht  hat  der  Urheber  in  der 
Begel  nur  aann,  wenn  er  sich  diesee  Becht 
durch  einen  auf  dem  Titelblatt,  in  der  Vorrede 
oder  an  der  Spitze  aller  Exemplare  ersichtlich 
gemachten  Vermerk  ausdrücklich  vorbehalten 
hat  nnd  wenn  die  Uebersetznng  nach  Ablauf 
von  3  Jahren  seit  der  Herausgabe  des  Werkes 
erscheint.  (In  den  in  |  29  des  Gesetzes  vor- 
ges^enen  Fällen  bedarf  es  eines  solchen  Vor- 
behalts nicht.)  Hinsiobtlich  der  Folgen  der 
U. Verletzung  gelten  die  besonderen  Vor- 
sehiiften,  «)  daß  die  im  Strafrerfahren  festzu- 
setzende Entschädigung  nicht  auf  einen  be- 
stimmten Betrag  beschränkt,  sondern  nach  Haß- 
gabe des  wiruich  erwachsenen  Schadens  zn 
arbitrieren  ist;  ^]  daß  dem  Verletzten  die  Be- 
fugnis zuzusprechen  ist,  die  Verurteilung  auf 
Kosten  des  Schuldigen  Cffentlich  bekannt  ztt 
machen;  und  daß  wegen  wissentlicber  U.- 
▼erleunng  eine  Geldstrafe  von  100—2000  fl. 
oder  eine  Arreststrafe  von  1—6  Honaten  ver- 
hiogt  wird. 

B)  Frankreieh.  Hier  ist  das  U.  duKh 
fcdgeode  Gesetze  nnd  Dekrete  geregelt:  6G.  v. 


njL  nnd  ISmL  1791,  V.  19./VIL,  1./IZ.  1798: 
la/VL  1795;  Dekr.  t.  82./ni.  1806,  89^  1806. 
8./VI.  1806,  2a./n.  1809, 5.^L  1810,  «./Vn.  1810, 
1B./X.  1812;  Ord.  t.  6./VI.  1814;  V.  t.  6./VL 
1840;  G.  V.  6./V.  1841;  Ord.  v.  13./Xn.  1842; 
GG.  T.  3./VnL  1844.  28./IIL  1862,  8./IV.  18B4; 
Dekr.  t.  9.1X11.  1867:  Dekr.  v.  29./XI.  1869, 
6./I.  1864:  GG.  T.  16./V.  1866,  14./VIL  1866, 
29./Vn.  1881;  Dekr.  t.  29./X.  1887;  G.  v.  9./n. 

1896.  Als  Besonderheit  des  franaSsiscben  Bechts 
sind  herronniheben :  a)  Von  Schrift-,  Musik* 
^md  in  ähnlicher  Weise  verneUälügten  Werken 
sind  2  oder  S  Exemplare  in  Pwis  hei  dem 
Ministerium  des  Innern,  in  den  Provinzen  auf 
der  Präfektur,  der  Souspräfektur  oder  der  Maine 
zu  hinterlegen,  ehe  der  Nachdruck  gerichtlüdt 
verfolgt  werden  kann.  Sobald  die  Hinterlegung 
erfolgt  ist,  tritt  der  Schutz  sonur  mit  radt* 
wirkender  Kraft  ein.  b)  Die  Dauer  des  U. 
physischer  Personen  end^t  erst  60  Jahre  nach 
ihrem  Tode ;  das  U.  juristischer  Personen  erlischt 
Überhaupt  nicht,  fällt  vielmehr  nach  deren 
üntezgang  an  dm  Staat,  c)  Während  man  den 
Werlcen  der  .  Architektur  U.schntK  angedeihen 
läßt,  ist  es  dag^en  äußerst  vwdfdhaft  und 
bestritten,  ob  auch  die  photographisohen 
Werke  einen  solchen  genießen. 

C)  In  einer  Beihe  von  anderen  europäischen 
und  außereuropäischen  Staaten  ist  das  TJ. 
durch  folgende  Gesetze  geregelt:  In  Ungarn 
G.  V.  26./IV.  1884  nebst  V.  v.  26./IV.  und 
17./VL  1884;  Belgien  O.  t.  22 /UI.  1886  nebst 
V.  T.  27./UI.  1886;  Holland  G.  t.  28./VI.  1881 : 
Großbritannien  besonders  3  William  IV  c.  16 
u.  6  u.  6  Vict  c.  46  (nebst  einer  Beihe  anderer 
Einselbestimmnnffen),  GG.  v.  IC/VIU.  1882, 
3&./VI.  1886,  6.(m.  1888;  Schweiz  G.  v.  2S./IV. 
1883  nebst  V.  t.  28./xn.  1883;  Italien  Dekr.  t. 
19./IX.  1882;  Spanien  G.  v.  10./I.  1879  nnd  V. 
V.  3 /IX.  1880;  Rußland  ZivUgesetzbl.  v.J.  1887 
Bd.  X  1  T.;  Dänemark  GG.  v.  29./XII.  1857, 
31./III.  1864,  24./IIL  1865,  23./n.  1866,  21.^1. 
1868,  24./V.  1879  nnd  12./IV.  1889;  Schweden 
G.  V.  lO./Vm.  1877,  10./I.  1883,  28./V.  1897: 
Norwegen  G.  v.  12./V.  1877,  90./VI.  1882  und 

4.  /Vn,  1893:  Nordamerika  GG.  v.  8./VU.  1870, 
1./XII.  1873,  18./VI.  1874,  1./VIII.  1882,  3./m. 
1891,  3./in.  1893,  12./I.  1896,  2./IU.  1896,  6./L 

1897,  19./n.  1897  und  3./m.  1897;  Japan  G.  v. 
3./UI.  1899. 

|IT.  Internationales  V» 

1.  Der  U.scbatz  von  Ausländern  ist  jetzt 
für  Werke  der  Literatur  und  der  Tonkonst 
eenereU  durch  $  65  des  G.  v.  19./VI.  1901  in 
der  oben  (II,  Ib)  angegebenen  Weise  gereeelt 
In  entsprechender  Weise  bestimmt  §  51  o.  G. 
T.  9./I.  1907  hinsichtlich  der  Werke  der  bilden- 
den Kunst  und  der  Photographie,  daß  ein  Aus- 
länder den  Bechtsschutz  für  jedes  seiner  im 
Deutschen  Belebe  erschienenen  Werke  genießt, 
sofern  er  das  Werk  nicht  an  einem  früheren 
Tage  im  Auslände  hat  erscheinen  lassen. 

2.  Eine  omfassende  Begelung  des  inter- 
nationalen r.  ist  durch  die  „Hemer  Ueberein- 
knnft  betreffend  die  Bildung  eines  internationalen 
Verbandes  zum  Schutze  von  Werken  der  Lite- 
ratur und  Ennsf  vom  9.10..  1886  (RGBL  1887, 

5.  493)  nebst  Zusatzakte  vom  4./V.  1896  (RGBl. 
1897,  S.  769)  sustande  gekommen.  —  Dieser 
Uebereinkonft  sind  folgende  Staaten  beigetreten : 
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Deutsches  Reich,  Belcrieii,  FrankMich  mit  Algier 
und  Kolonieen,  Oroubritaimien  mit  Kolouieen, 
Haiti,  Italien,  Japan,  Lnxembora:,  Monaco, 
Norwe^.  Schwd«,  Spanien,  Tnnu.  Danach 
sind  die  Angehfirigen  der  Verbau dsländer  den 
inländischen  Urhebwn  TollstAndig  gleichgestellt; 
nnd  auch  denj^gen  Personen,  die  keinem  der 
VerbaBdslinder  angeboren,  aber  ihre  Werke  zum 
«nten  Male  in  einsm  Verbanddande  verCffent- 
liehen  lassen,  ist  ein  weitgehoider  lIjKhnti  ein- 
gertnmt  Zar  Wahmng  der  Interessoi  des 
»Verbandes"  (der  Union)  ist  in  Bern  ein  inter^ 
nationales  Bnrean  errichtet,  das  seit  1888  eine 
Monatsschrift  „Le  Droit  d'anteor"  heransgibt.  — 
Zar  Ansfahmng  der  Hemer  Uebereinknnft  ist 
im  Deutschen  Reiche  das  O.  t.  4./IV.  1888 
(EOBl.  S.  139)  ergangen  nnd  anf  Gmnd  des- 
selben die  Kais.  VV.  t.  Il./Vn.  1888  {RGBl, 
a  225)  Ottd  29./XI.  1897  (RGBL  8.  787)  erlassen. 
Kebea  dieser  Debereinkonft  gelten  fttr  das 
Deutsche  B«ieh  noch  besondere  Staatsrertriffe 
mit  eiuelnea  analbidischan  Staaten,  so  s.  B. 
mit  der  Schweis  die  Tertrtlee  t.  13./V.  1869 
und  23./V.  1881;  mit  Frankreich  v.  19./IV.  1883; 
mit  Belgien  t.  12./ZU.  1883;  mit  ItaUen  t. 
20./VL  1884;  mit  Oesterreich-Üngam  T.aO./m 
1899;  mit  Nordamerika  t.  16./I.  1892. 

IAiBntuTtLGe»eMchtlieheä,Allffemeine» 
und  internationalet  RtehL  DrlaUko, 
Autor-  und  Veriagarteht  «n  AUertum,  Rhvimaek. 
Muattm  für  üiUotogie,  N.  F.  Bd.  XLI,  S.  5S9fg. 
—  V.  Kapp,  OttekldtU  da»  dsHteftm  Buth- 
handeU,  Uiptig  1886.  —  O.  nVeMer,  Da» 
Verlagtreeit,  Stuttgart  2857  «.  18S8.  —  aeMffUf 
NaiionaiSkonomiaeh»  Theorie  der  au$tehlw:ßUehm 
AbtatmerhäUniM9,  TtlKn^Mt  1867.  —  Karger, 
Theorieen  über  die  Natur  det  Urieberreekiei, 
BerUn  188t.  —  Sehwter,  Dtu  Weten  dtt  Ur- 
heberrtcktea,  Wien  1891.  —  Alb.  OaterrUth, 
AÜet  und  Neue»  tur  Lehre  vom  Urheberrecht, 
leipeig  189$.  —  ßeraeUw,  Die  Reform  dea 
ürheberrwMie»,  Beiiin  1898.  —  «r.  KoM^, 
Da»  Autorrecht,  Jena  1880.  —  J^erteUte,  Autor- 
recht, Piami  und  Induttrierecht,  Buteh»  Archiv, 
Bd.  XLVII,  S.  167.  —  Denahe,  Da»  lite- 
r arische  und  artittiteh«  Kunetverk,  Mannheivi 
189t.  —  Deraelbe,  Da»  Recht  an  Briefen,  Berlin 
189t.  —  Derselbe,  Die  Idee  de»  geietigen 
Eigentum»,  Arch.f.  d.  einl.  Praxi»,  Bd.  LXXXIl, 
H.  mfg.  —  Der»eAbe,  AutorreehÜiche  Studien, 
ebenda  Bd.  LXXXV,  S.  S89fg.  —  Derselbe, 
Zur  KonttruJction  de»  ürhebernchta,  Archiv  für 
bürgert.  Recht,  Bd.  X.  S.  I41fg.  —  Derselbe, 
SchSnberg,  Bd.  II,  t  (4.  Aitfi.  TiOnngen 

1898)  S.  tlSfg.  —  Derselbe,  Die  Immalerial- 
guter  im  intemationaten  Privatreeht,  Zeileehr.  f. 
intern.  Reckt,  Bd.  VI,  S.  tSSfg.  —  Derselbe, 
Dat  EigeiUnld  im  Rech  t,  Berlin  1908.  —  Derselbe, 
Urheberrecht  an  Schriftwerken  und  Verlagtreeht, 
Stuttgart  1906.  —  v.  Bar,  Internationale» 
Privatreeht,  Bd.  II,  S.  SStfg.,  t.  Aufl.  Hannover 
JS89.  —  H.  Schuster,  Dat  irrkeberrccht  der 
Tonkunil,  München  1891.  —  Art.  „Autorrecht" 
von  Bluntsehli  in  feinem  Slaateuffirterbueh, 
Bd.  I,  S.  eiSfg.  ~  AH.  „Eigenl^tm",  Bd.  IV, 
S.  758 fg.  und  Art.  „VMagerecht",  Rotieck- 
W^cker»  Reehtelcnkon,  Bd.  XIV.,  S.  587 fg.  — 
Art.  „Urh^terrtche',  von  Lewis  in  Sotuen- 
dorffe  RechtBlexihm .  Bd.  III,  S.  957 fg.  — 
Aufeld,  Art.  „UrkOerrecht",  IT.  d.  SU,  8.  Aufl., 


Bd.  VII,  S.  86t fg.  —  Art.  „Oopgti^  «1  &• 
cycfojMMdta  Briiaemiak,  Bd.  VI,  S.  8S6fg.(m7i. 
~  H.  Sehuster,  AH.  „UrheberreeiU^.  MiecUtr 
und  Ulbrieh»  Oe»terr.  Staatewikterlmeh,  B±  O, 
S.  1399fg.  fenthäU  »ehr  ou^ühHiche  Liltntm- 
angaben  und  eine  gute  ÜAeraieht  über  du  ga- 
aehiehttiche  Entmekelung  und  den  jttMd  Ar 
Oeatttgebmng  4a  de»  »ieilieitrte»  Ltmdem,  äs- 
gegen  eine  ungenügende  DarateUvmg  dt»  gahen 
de»  Beeht»).  —  BeUräge  nm  VHuhemdA  f«*- 
beaondere  von  Oelter,  Weyl,  Alexander' 
KaU,  Brtmo  Me^er,  Datatäko  u.  a.).  feil' 
gäbe  für  den  17.  internationalen  Uttrariadus 
und  künstleriaehen  Kongr^,  Bariin  1895.  — 
Paquy,  Dea  draita  dea  auteure  et  dea  artiatat 
au  point  de  vti«  du  droit  intema^on^  An^ 
I884.  —  V,  OreUi,  Der  interwaionale  Sdmtt 
da»  UrheberreehU,  Bamburg  1887.  —  BMM^ 
berjfer,  Geaetae  über  da»  Urheberrecht  tu  oltm 
Ländern,  X.  Ai^.^  Leipzig  190t.  —  DereHkS, 
Der  interne  und  internationale  Sekui»  de»  Cr- 
•  heberrechu,  t.  Aufl.,  Laiptig  1904.  —  D»trras, 
Du  droit  de»  auteue»  et  de»  arfiatei  dona  i« 
rapporta  inlemationaux,  Ihri»  1887.  —  Soläm», 
L'Union  internationale  pour  la  proteetiim  im 
Oeuvres  tittirairea  et  artiaHque»;  eomaneniairt 
de  la  Convention  de  Bern  du  9  tepUmbrr  1896, 
Ihri»  1888.  —  Hatkombe,  Intematiomal  Otfg 
right,  mtadtiphia  1890.  —  Chotatm,  L»  pre- 
prifti  lUtfravre,  ta  t4gi»lation  en  France  H  i 
l'itranger,  aon  viritable  earadere,  iWit  1895.  — 
jnfnfovx,  La  proprihi  ind!U»trieUe  tt  la  pro- 
prikt  mhaire  et  arÜMgue  etc.,  M»  1879.  — 
£e  Conveaateni  imtemaHonaU  ete.  eoa  ta  UgUl^ 
aione  interna  dai  dieerai  ataU  puhlieata  per  cur* 
della  Soeietd  italiana  d.  autori,  MUano  1888.  — 
Constemt,  Code  ginirat  dea  droit»  d'aultur, 
Paria  1888.  —  X^fon-Ooen  et  Delalain,  Im» 
franfaiaea  et  itrangire»  »ur  ta  prvprihl  tt*»- 
raire  et  arUttique ,  Ihria  1889 — 1896.  Lt 
droit  d'auteur,  Monat»»ckriß  aeit  1888.  —  1 
Deutaehe»  Reich.  Wächter,  Da»  Aatar- 
recht  nach  gemeinem  deutecken  Beckt,  SeUgart 
1875.  —  Derseibe,  Da»  Crheberreekt  aa  Werkm 
der  badenden  KMe,  Stuttgart  1877.  —  KMtmur 
mann,  Da»  Urh^erredU  an  S^ir^-  u.  JDmn^ 
verken  eU.,  Berlin  1876.  —  Daude,  IMeA 
dea  deutachen  UrheberreehU,  Stuttgart  188$.  — 
CirüneutalA,  Daa  Urheberrecht  ot^f  dam  6«M> 
der  bildenden  Kunat  und  Photographie,  Diatd- 
dorf  1888.  —  Seheele,  Daa  deutaehe  Crhehar- 
recht  an  literariaehen,  künatleriachen  und  phei^ 
graphischen  Werken,  Leipaig  189t.  —  vom 
CaUeer,  Delikte  gegen  daa  Urkeberr»du,  SaBa 

1894.  —  Gierke,  Deutaehe»  Privatreeht,  ltip»>9 

1895,  Bd.  I,  8.  748 fg.  —  Ktymnmr,  Zorn  &Mm 
de»  Reckt»  am  eigenen  Bilde,  Verhamtßungen  dm 
M.  D.  Jur.  T.,  Bd.  I,  S.  TIfg.  —  Garei». 
weit  ist  ein  Recht  am  eigenen  Bilde  aauuerknaau 
und  au  schüteen,  dat.  Bd.  I,  S.  Sfg.  —  Die  lom- 
mentare  tu  den  Geaelieix  ron  1870  und  1876  v«» 
Dambach,  Bertin  1871:  EndeaMtun,  Bertm 
1871;  Scheele,  Leiprig  189i :  AUftM^  Wmehn 
189S;  StengMn  nnd  AppeltuSr  Barlin  18»S- 
Olshausen,  Bertin  I894.  —  Opet,  Dautathm 
Theaterreeht,  Berlin  1897.  —  Dia  Xommaater* 
au  dem  Geaeta  von  1901  von  AUfetd  JMI; 
Kulkl«Mb«rle,  Leiptig  1901:  XturffW— 
1901;  Jf  Aller  1901:  ro^lMiMlcr  iSOt.  - 
Oust.  Rauter,  Die  Geaetae,  Vtrordatmaftn  «■ 
Vertr^  de»  Deuttchen  Reiche»  betr.  dea  SäaA 
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VrkAtmdiU,  .Sömimw  190S.  ~~  Iteude,  Xatn- 
wientar  «ii  dan  RO.  helr.  da»  ürheberrecht  an 
Werten  der  bädmden  XÜntU  und  der  PKoto- 
ffmpki»,  Stuttgart  1907.  —  S.  Oetterreieh- 
Vngorn.  Textauegaben  dee  Oeeetxee  vom 
K.[XII.  1895  von  «.  WrttaeKko,  Wien  1896, 
«mmT  «0«  Im  OeUw,  Wim  2898.  —  Ortmieh- 
U&Uem,  Da»  ürhOem^  ww.,  «rUul.  dwrth 
ptHdatdeka  Enfekttdmtgmtt  Wim  189».  — 
SeMmMt,  J:,  Au  firtfln«<eA<Kfte  Urhaberre^ 
an  Werkten  der  Lüeratw,  Smut  und  Photographie, 
Leipzig  1908.  —  Weitere  Literaturangäben  bei 
SeJkwtor,  in  d«m  Art.  „Urheberreeht".  ~~ 
4-  Frankreich.  Atfnouard^  Traite  de»  droit» 
d'auteur^  Poris  1888Jg.  —  S.  PouUlet,  I^aiti 
lkSorigu»  et  pratiqua  de  la  proprietd  littSrair»  et 
arti&Hqu*  et  du  droU  de  repritmtation,  f.  Äv^,, 
Airw  139S.  —  OouMn,  La  propri£t4  induitri' 
etlf.  artittigvt  et  Uttiraiirt,  Pari»  1894.  —  Buart 
H  Maek,  Bfycrtoirt  d$  Itgitlation,  de  dodrin» 
et  de  juri»prudgne$  m  maüire  de  propriStS  lit^ 
rafre  ef  «rtitHque,  AH«  J89S.  —  BertroHd, 
Du  droit  de  reprüentation  «n  Franc«  de»  oeuvre» 
dramal4que»  H  ««wfeolM  franfoiite»,  Pari»  1896. 
—  JKared  ^uUl9t-aulnl~Lagert  Art  „Pro- 
prio littSratrt  «t  artM^»,  in  M.  modt»  Die- 
IfeviwKn  Ä  l'admiiHiitrattom  /ivnfaiie,  4.  Atf^, 


Pari»  1898,  8. 196Sfy.  ~  8.  England.  Slater, 
Tke  laie  rtiating  to  Copyright  and  trade  mark», 
London  I884.  —  Copinger,  The  law  0/  eopy- 
right,  London  1898.  —  A.  Osterrleth,  Ge- 
lehichte  de»  Urheberreeht»  in  England,  mit  einer 
Dareleilung  de»  geltenden  engli»ehe7t  ürheber- 
reekU,  Le^aig  1895.  —  Beruttan,  TTie  law  of 
the  Copyright,  London  1898.  —  6.  Italien. 
Babbemo,  DiritU  d^autore  ed  opere  d'ingegnio, 
FlorM*  1886.  —  Sotmtni,  Legiäaaione  et  giuri- 
fftrwdMwa  »ttt  dMito  d'anttore  MHano  1890.  — 

7.  Schwei».  V.  OrWU»  Da»  »chweiaeri»ehe 
Bunde»ge»etM  betr.  da»  VrhAerreeht,  Zürieh  1884- 

8,  Belgien.  Wauvermana,  Le»  droU»  de» 
auteura  en  BtXgique,  Bruxeüe» I894.  —  9.  Nord- 
amerika. Göpel,  The  km  of  Copyright,  New 
York  1891.  —  Putmam,  Summary  of  the  eopy 
right  eU.,  New-York  1891.  —  Ifamtbach,  Da» 
Urheberrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika.  —  Weitere  Literaturangaben  ».  in 
den  Artt.  „Pr^gewerbe",  „Br^fireeht",  oben 
S.  66Sfg.  und  „Zeitungen".  Neukamp. 


Utopieea 

8.  SozialiBmuB  und  Korn mu als mus 
besonders  sub  II,  3  oben  S.  892  fg. 


V. 


Valnta  s.  Wfthrnng. 


Tanban,  S^baatlen  le  Frestre  de, 

s«b.  MO  14^.  1633  in  der  Landgemeinde  Saint- 
lÄtttx  de  Foageret,  Departement  Yonne,  1BÖ6 
kgL  Xncenienr,  1669  Oeneralinspektor  Bttintlicher 
frUESnechen  FestaDg:eQ ,  1703  Manchall  ron 
Frankreieh,  gest  am  30./III.  1707  zn  Pariß. 

Yerfuter  des  als  „Zensnrflflchtling"  ge- 
druckten and  liTidwig  XIV.  in  dem  erateu 
fertigen  Exemplare  Torgelegten  Werkes  „Frojet 
d'nne  dtme  royale"  nnw.,  s.  n.  Die  Annahme 
diesee  ans  den  edelsten  patriotischen  Beweg- 
gründen herTOTg^anffMen8tenerre(ormpr(^ektM 
sdieiterte  an  dem  widerstände  der  reform- 
feindlichen Kamerilla  Ludwigs  XIV.,  welche  in 
der  Sitsung  des  Conseit  priTd  Tom  14./IL  1707 
das  Verdammnnginrteil  Ober  das  Buch,  welches 
in  sämtlichen  Exemplaren  dngestampft  wnrde, 
ansprach. 

vorlftnfer  der  phyriokratischen  Idee  der  ein- 
sigen Steuer,  obwohl  sein  Steuersystem  nur  in 
dem  Sinne  als  ein  einheitliches  zu  bezeichnen 
ist.  als  er  das  von  ihm  bekKm^fte  Steuer-  und 
Zollunwesen  (bestehend  aas  taille,  capitation, 
vingtiftmes,  gabelles,  aides,  donanes)  mit  sdnen 
Nobilisiemngsabgaben ,  Steuerbefreinngen  und 
.\emterTerk&afon  beseitigen  und  an  dessen 
Steile  die  Abgabe  seines  KQnigszehnten  setzen 
will,  der  si^  auf  eine  sweiklassige  Ertrags- 
■teoer  bescbrinkt,  Ton  denen  die  erste  den  in 


Natnralies  in  Hohe  dei  sehnten  Teiles  des 
landwirtschaftlichen  fitdiertraffes  nnd  Vio 
Bruttoertrag  der  Ornndstttcke  erheben,  die 
sweite  das  flbrige  Einkommen  aller  Art  bis 
herab  zn  den  Ltttmen  mit  einer  allgemeineu 
Proportionalstener  Ton  Vw  ^obi  Einkommen 
treffen  soll. 

Die  V.Schrift  führt  den  Titel:  Projet  d'une 
dixme  royale,  qui  supprimant  la  taille,  les  a^des, 
les  douanes  d'une  ^vince  k  l'antre,  les  döcimes 
de  clergl  etc.  etc.,  Bönen  1707;  dasselbe,  1.  nnd 

2.  Kendruck,  0.  0.  1707  nnd  1706;  dasselbe, 

3.  Neodmdc,  Brüssel  1708;  dasselhe,  neue  Aus- 
gabe n.  d.  T.:  Projet  d'nne  dlme  royale  etc., 
ed.  E.  Daüre,  Paris  1848  (enthalten  in  „Econo- 
mistes  financiers  du  XVIII*  siöcle"):  dasselbe, 
neue  Anwabe,  kommentiert  von  G.  Hichel, 
ebenda  I88B.  —  Dasselbe,  in  englischer  Veber- 
setzung  u.  d.  T. :  A  project  for  a  royal  tythe 
etc.,  London  1708.  lAppert. 


Venullagang  b.  Eiaschätzung 
oben  Bd.  I  S.  719. 


Verbandsblldnugen 
in  der  Seeachiffahrt. 

1.  Die  Organisationsformen  der  GroßschÜT- 
fabrt.  2.  Die  Formen  der  Kartellbildung, 
a]  Als  Abreden  oder  Agreements,  b)  Die  Äb- 
rechnongsgemeinschaften  oder  Pools,    c)  Die 
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TfiUiffe  BetriebB^inmnsebaft  8.  TOTtroBtangan 
und  Kapitalbeteüienngeii.  4.  Tolkivirtsebaftr 
lidie  Oemchtapanlne. 

1.  Die  Ornuiisaflonstonnea  der  GroHi- 
ochiffehrt.  £b«i80  wie  der  Bümenverhehr 
hat  die  Seeschiffiüirt  die  oisftDisatorisdien 
>l\randluiigen  alles  modernen  Verkehrs  durch* 
gemacht:  vom  Nebengewerbe  des  Handels 
zum  selbständigen  Oewerbebetrieb,  von  der 
Eleiu-  und  EinzelnntemehmuDg  zum  gesell- 
schaftlichen Großbetrieb,  von  ^egenuichen 
Fahrten  je  nach  Bedarf  zu  festgeregeltem 
und  in  soi^föltigem  Plan  vorausbeetimmtem 
Betrieb.  Nur  hat  die  Eigenart  der  See- 
schiffahrt selbständige  Formen  für  die  Be- 
dürfnisse der  Nexizeit  notwendigerweise  aus- 
bilden müssen. 

Histomch  finden  wir  das  einzelne  Schiff  als 
Betriebseinheit,  als  seinen  Besitzer  den  Kauf- 
mann, d,er  auf  ihm  seine  eigenen  VerscbifhingeB 
Toniimmt,  oder  den  Kapitän,  der  es  führt,  Mer 
schließlich  die  mittelalterliche  Genossenschaft 
der  Beeder,  der  Schiffspartaninluber,  die  jeder 
einen  bestiiamten  Bmcoteil  ni  den  Kosten  bei- 
stenem  nnd  auf  den  gleichen  Bmchteil  der  Ein- 
nahmen Anspruch -erwerben.  Erst  im  19.  Jahrb. 
traten  besondere  Untemefamer  der  Seeschiffahrt 
auf,  als  an  Stelle  der  Einzelfahrten  ein  regel- 
mäßiger, Ton  mehreren  Schiffen  besorgter  Dienst 
fester  Linien  nach  bestimmten  Fahrtzielen  auf- 
kam. Aus  dem  Stande  der  KauOente,  Schiffs- 
makler, auch  der  Kapitäne  Ittsten  sich  diese 
Einzelreeder  ab.  Für  sie  wurde  der  Beederei- 
betrieb  ans  ünem  Neben^werbe  allmählich  das 
Hauptgeschäft.  Seit  mit  dem  Anwachsen  der 
regelmäßigen  Linien  und  mit  dem  Aafkommen 
der  groß<ii  Dampfer  noch  größere  Kapitalien 
znsammengebracht  werden  mußten,  ab  auch 
erfolgreiche  Einzelnnternf^mer  zur  Verfügung 
hatten ,  trat  an  Stelle  dieser  Einzelreeder 
immer  mehr  die  Aktiengesellschaft  (in  ganz 
vereinzelten  Fällen  auch  die  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftang  lud  die  Kommandit- 
gesellschaft), die  sich  zunächst  noch  unsicher 
an  die  nnTollkommenen  Formen  der  Parten- 
Bchiffahrt  anlehnte,  dann  aber  selbständige,  der 
konzentrierten  EisenbahaverwaltungebenbOrtige 
Formen  für  ganz  große  Betriebe  ausbildete. 
Auf  immer  mehr  Gebiete  erstreckte  sich  die 
Bildung  fester  Linien  anstatt  der  altgewohnten 
Einzelubrten  je  nach  Einlaufen  der  Aufträge. 

In  der  Weltschiffahrt  ist  Deutschland 
während  des  19.  Jahrb.  noch  weit  mehr  als 
in  der  Tonnage  —  der  deutsche  Schiffsraum 
macht  jetzt  ungefähr  ein  Zehntel  der  Welt- 
tonnage aus  —  in  der  weitgehenden  und 
sorgfältigen  Durchbildung  moderner  Organi- 
sationsformen  vorangekommen.  Mehr  als 
irgendwo  anders  in  der  Welt  überwiegen  in 
Deutschland  die  Rteseoschiffe ,  die  festen 
Linien,  die  großen  Cnter nehmungen.  Ueber 
80 '^o  der  deutschen  Tonnage  gehört  den 
großen  Aktiengesellschaften  an.  Unter  ihnen 
erheben  sieh  die  Hamburg-Amerika-Linie  in 
Hamburg  und  der  Norddeutsche  Llovd  in 
Bremen  zu  Organisationsleistungen,  ^ie  in 


der  amtea  Welt  imomdit  dastdien.  Uefaer 
die  Haute  der  deotsehen  Tonnage  ist  ia 
Hamborg  beheimatet.  Rond  die  HUfta 
daToa  gehSrt  in  den  Betrieb  der  Hambm^ 
Ameril»-Iime.  Ton  der  Bremer  Tomage 
fiült  auf  den  lioyd  mehr  als  swei  Drittel 
Die  Hunborg-AmerikarLinie  und  der  Uojd 
sind  mit  120  und  125  MUl.  U.  AktieokapitaL 
mit  926000  und  750000  Registertons  ihrer 
Flotten,  mit  Dutzenden  von  n^lmäfiigni 
Linien  so  ^Be  Gebilde,  daß  wir  an  bedenk- 
lich von  emer  Trustbildung  erster  Ordnung 
spredien  würden,  wenn  diese  Geeamtvei* 
bände  wie  im  Falle  des  sog.  amerikanisch* 
englischen  Morgantrustes  nicht  nach  tutd 
nach  aufgebaut,  sondern  durch  eine  einluit* 
liehe  grofie  Funonshandltug  entstanden 
wären. 

Aber  anch  unter  diesen  wenigen  groSoi 
Aktienreedereien  nnd  Einzelbetneben ,  die 
heut  den  Kern  der  OroßschifTahrt  bilden, 
ist  wieder  eine  festgeaicherte  höhere  Oid- 
oung  nOtig.  And^iifalls  würden  unter 
ihnen  fortdauernde  Kämpfe  und  Unstimmig- 
keiten, eine  vtUlige  Desorganisation  des 
Verkehrs  eintreten.  Die  Konzentration  der 
Kapitalien  wfirde  diese  Kämpfe  um  so  v». 
derblicher  fOi-  die  Schifliahrtaontemeh  mongen 
und  für  ihre  Kunden,  für  die  ganze  Volks- 
wirtschaft machen.  Im  Binnenvei^ehr  der 
Eisenbahnen  hat  man  diese  Schwierigkeit 
durch  staatliche  Beelementienuig  oder  ver 
staatlichnng  verminen.  Beide  Mittel  sind 
auf  dem  Meere  nidit  angän^.  Der  Wett- 
bewerb der  Großschiffahrt  spielt  sidi  auf 
dem  freien  Heere,  aofierhalb  der  H(^ti- 
marken  und  des  Bestimmungsrechts  der 
einzelnen  Staaten  nnd  ^elt  ädi  inter- 
national zwischen  der  Reederei  da*  ver 
schiedensten  Lftnder  ab.  IXe  tauaeiMUMiieQ 
internationalen  Schviai^^^ten  und  tSaUdieD 
Reibung^ächen  sowie  die  Notwen^keit. 
mit  ftuBerster  Bev«^chk^t  und  Ldchtig- 
keit  die  Fahrpläne,  SchifTsverbindungen,  An- 
und  Verkäufe  der  Schiffe,  den  ganxen  Be- 
trieb umzudiroonieren  —  das  Iftfit  die 
moderne  Seeschiffiahrt  für  den  Staatsbetri^ 
gänzlich  ungeeignet  erscheinen. 

Es  bleibt  also  nur  die  Organisation  dnrdi 
die  Selbsthilfe  der  Beteihgten  übrig,  nnd 
diese  ist  in  weitem  Umfange  eingetretea. 
Ihre  Mittel  sind  Betriebskonzen  trat  ion 
und  Kartell  bildung.  Die  Betiieb»- 
konzeutration  ist  besonders  in  Deutschland 
von  vornherein  durch  den  einheitlichen  Auf- 
bau großer  Unternehmungen  errmcht  worden. 
In  anderen  Ländern,  wo  diese  Tätigkeit  im 
Anfang  vernachlässigt  worden  ist.  habea 
später  Fusionen  und  Vertrustungen  nach- 
geholfen. Auch  in  der  intemationaleo  Eartell- 
büduog  der  Handelsschiffahrt  sehen  wir 
Deutschland  in  führrader  Stellung,  natur- 
gemäß, weil  für  Deutschland  bei  Kookurren»- 
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kflmpfea  die  wertroUstea  Betriebe  und 
gj^Ümea  Kapitaianhaiifimgen  anf  dem  Spiele 
stfindeo  and  Teil  die  einheitliche,  sorg* 
Altie  aasgebildete  Yerwaltung  der  deutschen 
^tiMbetiiebe  wie  der  geschäftliche  Weitblick 
iluer  Leiter  eine  Etoigting  erleichterte. 

8.  Die  Formen  der  KartellbUdiiBK  Im 
Qegraaatz  znr  JEartellbikliiDg  in  der  Groß- 
industzie  hat  in  der  Fadibteratnr  und  OSiBnt- 
lidien  IMBkwdon  die  ihr  tarn  Teil  schon  vonui- 
gdiende  und  säther  stän^  vOTvoUkommnete 
allsdtige  T.  äst  OroSsohifUurt  wraig  Beach- 
tung ^fanden;  vidlradit  deshalb,  weil  im 
mootemen  Verkehr  flbeihaupt  von  voniherein 
nicht  darfiber  zu  streiten  war,  ob  diese  einheit- 
liche, kartellnULßige  Organisation  vflnschens- 
wertsei  oder  nicht.  Daftdermoderne  Verkehr 
nur  in  fester  Ordnung  mid  in  umfassenden 
Verbänden  seine  Aachen  erfüllen  kann, 
war  ohne  weiteres  War.  Die  Verbände 
waren  auch  fOr  die  Kunden  der  ScMffahrt 
achtlich  von  Vorteil  und  sind  deshalb  nie 
emstlich  bekämpft  worden.  Wir  finden  in 
der  Schiffahrt  die  meisten  in  der  Kartell- 
literatur abeihaupt  unterschiedenen  Grund- 
formen wieder.  Die  besonderen  Auf^ben 
der  Schiflahrt  geben  ihnen  aber  ein  eigen- 
artig Aussehen^  und  die  internationale 
SchifHährt  selbst  ist  ^wohnt,  drei  Grund- 
formen zu  unterscheiden  und  sie  zu  be- 
zeichnen als  Abreden  (agreements),  Ab- 
rechnungsgemeinschaftenCpools)  und 
Betriebsgemeinschaften. 

a)  Als  Abreden  oder  A^preements 
werden  alle  Kartelle  niederer  Ordnung  zu- 
sammengefaßt, die  nicht  zu  einer  finanziellen 
Gemeinschaft  fQhren.  Auch  in  der  SchifF- 
fahrt  ist  der  Gang  der  V.  der  von  losen  zu 
immer  festeren  Formen.  Die  schärfsten 
Formen  des  Wettbewerbs  mußten  in  der 
SchitÜüirt  eintreten,  als  nicht  mehr  einzelne 
Schiffe  stets  für  bmtimmte  Handelsfirmen 
oder  je  nach  Bedarf,  bald  ffir  diesen  bald 
für  Jemen  Hafen,  beschäftigt  wurden  (freie 
oder  wilde  Fahrt),  sondern  als  Schifre  in 
größerer  Zahl  in  festen  Linien  und  in  vor- 
ausbestimmten  Zeiten  fuhren.  Da  konnte 
eindringende  Eonkurrenz  alsbald  den  ganzen 
Betiieb  solcher  Linie  unrentabel  machen 
und  rie  aus  der  Tätigkeit  verdi^igen,  für 
die  ae  speziell  b^ründet  und  eingerichtet 
war.  Deshalb  ergab  sich  zunächst  die  Not- 
wendigkeit von  Gebietskartellen,  so 
daß  die  verschiedenen  Linien  die  Bedienung 
verschiedener  Häfen  und  Länder  Übernahmen 
und  sich  gegenseitig  nicht  ins  Gehege  kamen. 
Linien  in  benachbarten  Häfen  oder  im 
gleichen  Hafen  schlössen  Arbeitsteilungs- 
kartelle  in  der  Weise  ab,  daß  sie  nicht 
an  den  Reichen  Wochentagen  fuhren  oder 
daß  ihr  vierzefantägiger  Dienst  so  ineiDander- 
gelegt  wurde,  daß  zusammen  eine  Wocben- 
linie  entstand^  oder  ähnl.   Damit  wird  dem 


Publikum  eine  häufigere  Verladungs-  und 
JReis^;elegenheit  geboten.  Der  häufigere 
Dienst  wird  so  für  beide  Beteiligten  ein  ge- . 
wisser  Vorteil,  und  doch  bewirkt  der  regel- 
mäßige Zustrom  des  Publikums  dum  von 
selbst  eine  gleidunäfiige  Aibeitsteilan^. 
Schon  als  dex  ersten  deutedira  DampferliniQ 
(Hamburg-AmerikarLinie  seil  1856)  in  Ham- 
biH^  die  zwate  in  Bremm  (Iforddeutscher 
Lloyd  1867)  zur  Säte  trat,  wurde  Ober  dnen 
gemeinsamen  fUuplan  mit  wechselnden 
Abfahrten  veriuuidelt,  schon  zu  Anfang  der 
sechziger  Jahre  tatsftcUifA  dne  gemansame 
Wochenlime  nach  New  York  mit  abwech- 
selnden AbEohrten  eii»;erichtet  Stillschwei- 
gend haben  beide  Gesellschaften  bis  zur 
iWenwart  die  Gebieteverteilung  beibehalten, 
daß  der  Lloyd  nur  von  Bremen,  die  Ham- 
bui^-Ameiik»-Linie  nur  von  Hambui^g  fährt, 
ebenso  die  weitere  Arbeitsteilung,  daß  beide 
für  die  Abfahrten  ihrer  Schnell-  und  Post- 
dampfer von  Deutschland  wie  von  New  York 
verschiedene  Wochentage  wählen.  Aehnlich 
ist  ein  drohender  Konkuxrenzkampf  zwischen 
Hamburger  und  Bremer  Beed^ien  um  die 
Fahrten  nach  der  amerikanischen  W^tküste 
erst  im  Herbst  1905  dadurch  beigelegt 
worden,  daß  abwechselnde  Ab^irten  ver- 
abredet wurden.  Solche  Abreden  und  Ar- 
beitsteiluDg  bestehen  fast  überall  in  der 
SchifiEahrt. 

Auf  weiteren  Gebieten  besteht  zwischen 
dem  Verbände  der  konlinental-europäischea 
und  dem  der  englischen  Dampferlinien  seit 
Mitte  der  90er  Jahre  ein  Gebietskartell  da- 
hingehend, daß  -der  epgUschen  Schifbhrt  die 
Beförderung  der  englischen  und  skandi- 
navischen Auswanderer,  der  kontinentalen 
Schiffahrt  die  Beförderung  der  deutschen 
und  der  ost-  und  sfideuropäischen  vorbe- 
halten blieb.  Alle  SehifEKhrtsverbände  höherer 
Ordnung  suchen  so  VMsb,  außen  hin  ihre 
Tätigkeit  durch  Gebietskartelle  weiter  zu 
mchem. 

Ein  ganz  umfsssendes  Gebi^skarteU 
wurde  im  Rahmen  eines  en^n  Vertrages 
zwischen  der  Hambuig-Amenka-Linie  und 
dem  Norddeutschen  Lloyd  dnerseits,  der 
International  Mercantile  Marine  Company 
(Morgantrust)  andererseits  1903  auf  20  Jahre 
geschlossen.  Darin  wurde  der  Verkehr  in 
den  deutschen  Häfen  ausdrücklich  den 
deutschen  Gesellschaften  vorbehalten.  Der 
Trust  darf  mit  keinem  seiner  Schiffe  ohne 
die  Zustimmung  beider  deutschen  Gesell- 
schaften je  in  einen  deutschen  Hafen  kommen. 
Für  die  englischen  Häfen  wurde  bestimmt, 
daß  ihr  nordatlantischer  Frachtverkehr  den 
Engländern  und  Amerikanern  vorbehalten 
bleibt  (darin  hätten  die  Deutschen  nie  er- 
folgreich eingreifen  können);  für  den  Per- 
sonenverkehr wurde  der  deutsche  Anteil  auf 
300  Fälle  des  Anlaufens  im  Jahre  (also 
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durchschnittlich  fOr  jede  QeselJschaft  in 
jeder  Richtong  75inal)  beschränkt,  das  ist 
nngefiUir  der  j^zige  Zostwad.  In  iiankreich 
dwf  die  deatsche  Sdiifhhrt  ihi:«i  Anteil  be- 
lielng  erwdtero.  Tat  sie  das,  so  darf  anch 
der  Trost  das  Anlaufen  firanzOeischar  Hifen 
in  glddtem  Tempo  ausdehnm.  Auf  das 
Anlaufen  von  AntverDen  in  der  nord- 
atlantisäien  Eahit  Towuiteten  die  Deutschen 
zugunsten  des  Trustes,  dem  die  belgische 
Red-Stai^ünie  angehört.  Im  Abrigen  wurde 
^em  Partner  sein  «mzer  zur  ZfäX  des 
Vertrags  bestehender  föenst  ^rantiert  Die 
Vertragschließenden  verpflichteten  sich, 
nicht  in  dies  Grebiet  einander  einzugreifen, 
und  wenn  v(m  dritter  Seite  ein  Eingriff  er- 
folgen würde,  einander  in  den  entbrennenden 
Bateokriegen  beizustehen,  den  gemeinsamen 
Gegner  mit  Ratenunterbietungen  gemeinsam 
ai^  seinen  urs^rOnglichen  Fahrtzielen  an- 
zugreifen und  ihn  so  zum  Nachgeben  zu 
zwingen. 

Auch  sonst  bestehen  Gebietskartelle  vielfach 
auf  allen  Gebieten  der  Groß-  und  Limenscbiff- 
fahrt.  Diese  werden  b&nflger  dnrch  Abreden 
dabdngehend  anterstQtzt,  dall  ein  nener  Kon- 
kurrent auf  einem  bestimmten  Gebiete  zwar 
zi|g«lauen  und  mit  ihm  ein  abwechselnder 
Ihoist  verabredet  wird^  daß  er  uch  aber  dabei 
verpflichtet,  seine  Lime  nicht  Hb«  eine  be- 
stimmte Zahl  von  Abfahrten,  seine  Flotte  nicht 
ttber  eine  bestimmte  Zahl  von  Schiffen  nnd 
Tons  hinaus  auszndebnen.  So  fiflegen  hart- 
näckige KonkarrensklUnpfe  mitnen  än£ii^g:enden 
Reedereien  jetzt  Itfters  zu  enden. 

Nnn  ziehen  die  Gebietskartelle  schon  von 
selbst  auch  Preiskartelle  nach  sich.  Wenn 
dnrch  abwechselnde  Abfahrten  oder  z.  B.  durch 
die  Bestimmung,  daß  die  dänische  Auswande- 
rang den  enffliscnen,  die  russische  den  deutschen 
Reraem  zufallen  soUk  wirklich  eineentsprechende 
gldchmäffige  Verteilung  des  Verkehn  ei^elt 
werden  tou.  so  nmfl  das  Mittel  der  Freismiter- 
Inetnn^,  mfissen  ttberhanpt  nennenswerte  Preis- 
vmchiedenheiten  ausgeschlossen  sein,  die  es 
vorteilhafter  machen,  statt  sofort  von  Bremen 
zwei  Tage  später  von  Hamburg  abzufahren, 
oder  von  Kopenhagen  statt  zu  Schiff  nach 
jjiverpool  mit  der  Bahn  nach  Hamburg  zu 
reisen  und  dort  die  Ozeanfahrt  anzutreten.  Bei 
erheblichen  Preisunterschieden  würde  das  Publi- 
kum anch  ohne  besonderes  Zutun  der  Beede- 
reaen  dtueh  eigene  Dispositionen  den  Zweck 
der  Gebietskartelle  vereiteln.  Irgendwelche 
laufenden  Verabredungen,  um  ungefähr  gleiche 
Preise  aufrechtzuerhalten,  indirekte  Wege  und 
Ablenkungen  des  Verkehrs  auszuschließen,  laufen 
deshalb  den  Abmachungen  ttber  Teilung  des 
Gebiets  und  der  Arbeit  parallel. 

Das  Hauptfeld  selbst^diger  Preiskartelle  ist 
der  Verkehr  der  Kajütareisenden,  auch 
zwischen  solchen  Großreedereien,  die  im  Übrigen 
EU  engeren  Abrechnungsgemeinschaften  gelangt 
sind.  Die  Kajtttsretsenden  haben  hinsichtlidi 
der  Wahl  der  Reedereien,  Linien  und  Schiffe, 
die  sie  für  die  besten  hüten  und  bevorzugen, 
ganz  ans^prägte  persönliche  Heinnngen,  be- 
stimmte Wftusche  hinsichtlich  der  Häfen,  der 


Nationalität  und  der  Reeder  derSchiffe.  Taaseo^e 
wollen  immer  wieder  mit  dem  gleieheB  St^iSe 
oder  dem  gleichen  Kapitän  oder  doch  der  ^Itk6km 
Gesellschaft  büiren.  Es  ist  nicht  mtebeh,  des 
Znstrom  dieser  Reisenden  seitens  der  Reede- 
reien in  engen  Kartellen  wiUkUrlich  untereinander 
aufzuteilen.  Daa  wäre  auch  ffir  Dentachkad 
nicht  wünschenswert,  weil  sich  die  Torliebe  de« 
internationalen  Publikum«  ganz  beaondert  des 
Dampfern  der  ausgezeichnet  organisiert»  giellea 
deutschen  Geielächaften  mit  Entachie&abeit 
sulenkt.  Fflr  diesen  KajfttareiMu-  Ueibt  ahe 
im  Q^couats  zum  Fracht-  und  ZwisehendeAa- 
verkelv  die  Preisabmachnng,  das  agreemeat  im 
engeren  Sinne,  die  höchste  errächoare  Kartdl- 
form.  Wir  finden  es  insbesoadere  auf  der  groBea 
VSlkerstraße  Über  den  nordatlantiscben  Ozean 
in  Kraft  Die  großen  deatschen,  holländiadiea, 
bdgischen,  franzSsischen  und  amerikaniadai 
K^ätsreedefttioi  haben  schon  i  J.  1896  das 
grundlegende  Mrreement  geschloaiMi,  dem  wmAr 
träglieh  anch  die  engliiea-ametikaniaehe  Inter- 
national  Company  b^;etreten  ist  Dor^  diu 
Abkommen  werden  die  Preise  ffir  die  K^flta 
nach  gegenseitiger  Verabredung  festgesetn  und 
nur  gemeinsam  geändert  Nun  ist  eine  solche 
Preisfestsetzung  gerade  in  der  SchifÜbrt  «ae 
komplizierte  Sache.  Denn  auf  den  gitiSen 
Paesagi^ampfem  hat  jede  Kufite  ihten  be- 
sonderen Preis,  nnd  jede  Reederei  setct  Ar 
ihre  verschiedenen  Schiffe  besondere  Grondfraae 
an,  um  deren  ungleiche  Amiehunnkrafc,  die 
durch  Alter,  Sleganz,  OrOBe  und  SchadUgkät, 
vielleicht  auch  durdi  die  PersSnlichkdt  des 
Kapitäns  und  den  alten  Ruf  und  das  Stamm- 
publikum des  Schifh  bedingt  ist  dnnh  dU  m- 
schiedene  Preisstellung  anszngleiehea  ond  die 
Busagiere  ^leicbmältig  zu  vertiulai.  Da  rnftasea 
also  anch  in  den  Abmachungen  die  Sehiflb 
der  beteiligten  Reedereien  sorgflUtig 
einander  abgewogen  werden.  Sie  weraea  in 
Klassen  eingeteilt,  denen  verschiedene  Grund- 
preise zDgebilligt  werden,  ebenfalls  um  ihre 
verschiedene  natttrliche  Anxiehongsktaft  ao^ 
zns^eiehen.  Innerhalb  der  Schiffe  werden  die 
Tenehiedenwertigen  K^flten  (EinceDnuDmen. 
Doppelkammem ,  Zimmerflncbtea)  in  Klasaea 
geteilt  nnd  ihnen  bestimmte  Znadiläge  nm 
Gmndpreise  der  ersten  KajQte  ngebilligt  Vor 
allem  wird  bei  den  Abmachungen  Wen  daraof 
gelegt,  daß  überall  eine  ordnungsmäßige,  glexh- 
mäßige  Differenz  zwischen  den  Preisen  nnd 
Darbietungen  der  ersten  und  zweiten  Kajftte 
und  zwischen  Kajflte  nnd  Zwischendeck  besteht, 
damit  nicht  durch  abweichende  Beaeiefanang 
der  Plätze  die  Prdsabmacfanngen  aeiteM  eä- 
zelner  Reedereien  umgangen  und  nnlaatare 
KonkurrenzmanOver  eiogeftthrt  wnden  kSaMB.. 
—  Als  i  J.  1903  der  Lloyd  und  die  Hamburgs 
Amerika-Linie  ihre  bisher  gemeinsam  betriebeMB 
ostasiatischen  Linien  trennten,  da  trafen  sie 
Abkommen  ttber  gemeinsame  PreissteUnng,  ins- 
besondere ttber  Ansdehnnng  nnd  Preiee  des 
Personenverkehrs.  Die  Hambnrg-Ameiika-Liaie 
verpflichtete  mch,  in  ihre  Dampfer  nicht  mebr 
als  eine  bestimmte  Zahl  von  Kajfltsplätaca  em- 
snbauea  und  aich  in  den  Fahnrcisn  mit  d» 
R^chspoetünie  in  ffinklang  in  uIkb. 

Die  ganze  umständliche  Preisfestietiiiu  fBr 
die  Kajtttapreise  wird  dnroh  regelmäPige  Koo' 
ferenzen  der  Direktoren  nnd  AbtölvagicfacCi 
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ständig  Te8;aliart  vnd  reviffiert  IMea  wichtig« 
nnd  TenuttvortUche  Organ  der  „Konfereuseu" 
hat  ebrafalla  ia  der  Spradie  der  Beederei  der 
ganzen  KartellbUdnng  in  der  Schiffahrt  einen 
vielfach  tlbUchen  Nanen  gegeboi.  Man  ^cbt 
in  der  Schiffahrt  tou  Eimferenien  wie  in  der 
Industrie  tob  KartaUen,  üubeaondere  von  Preis- 
kartellen.  Die  Eonferenzen  erfordern  wie  alle 
Verwaltnngaakte  aller  SehilTahrtaTerb&nde  in 
der  Regel  fttr  alle  BetchlOua  Stimmeneinheit 
and  Zutimmong  aller  BetöUgten.  Hnr  ans- 
nahms weise  ist  ftlr  bestimmte  Mdnnngtrer- 
schiedenheiten  ein  Schiedsspnch  ngeussen. 
Nnr  in  den  Ullen,  wo  es  die  Bek&nirfling  ge- 
meinsamen Wettbewerbs  Ton  außen  gilt,  ist 
ein  MajoritXtsbeschlnß  zolSssig.  Trotsoem  wird 
infolge  der  weitgehenden  lntereaseng«m^nsdiaft 
anf  den  Konfennien  regelmKOig  ein  Ergebnis 
eni^t. 

Solohe  Konferenzen"  haben  in  den  lotsten 
Jahroi  sogar  Ton  der  Linienscfaiffahrt  anf  die 
freie  Fahrt  fibergegiiffen.  Die  englische,  deutsche 
and  franEfisiscbe  Dberseeische  Segelschiffahrt  mit 
großen  Stahlseglem,  die  ihre  Aufgabe  im  weiten 
Transport  der  großen  Stapelartikel  Über  die 
Heere  findet,  inswsondere  von  Sälpeter  ans  Chile, 
Wdle  aus  AnstratieD,  Getreide  von  der  amerika- 
nischen Wes^ttste,  Seis  Y<m  Indien  usw.,  hat 
zu  An^g  dieses  Jahrhunderts  einen  Verband 
aar  Anfrechterfasltnng  von  llinimalfrachten  für 
diese  großen  Haasengtlter  geschlossen.  Diese 
Verabrednug  hat  ni(£t  überall,  ab^  doch  in 
manchen  praktisch  wichtigen  Fällen  geholfen. 
Aehttlich  sind  die  Beeder  ttr  die  Ostsee-  und 
WeiOe  M eer-Fahtten  international  an  einer  Preis- 
Terabredunr  Uber  die  anfrecbtzneriialtendai 
Hinimalfraentraten  ansammeogetreten. 

FQr  die  Linienschiffahrt  bestehen  Preisab- 
kommen Ober  die  Frachtraten  international 
awischen  den  Ostasialinien ,  zwischen  allen 
Linien  j  die  über  die  Landenge  von  Panama 
oder  direkt  nm  die  SOdspitze  Amerikas  GQter 
nach  den  mittleren  Hftfen  der  Westküste  be- 
fördern, zwischen  allen  Linien  nach  dem  La 
Plata  usw. 

Ein  gewisser  Schuts  solcher  Abreden  gegen 
UiiterUetonnn  durch  die  frde  SchiÄhrt  und 
dnreh  neue  KonknrrencUnioi  wird  dadurch  er- 
nelt,  daß  den  st&ndigen  Kunden  der  Kartell- 
reedereieo  am  Jahresscnloß  ein  Babatt  tou  etwa 
10*/o  bewilligt  wird,  wenn  sie  in  dieser  Zeit 
bei  keinem  Außenseiter  verfrachtet  haben.  Große 
Preisdifferenzen  gegen  den  freien  Harkt  kOnnen 
die  Linien  freilich  nicht  behaupten;  sie  kOnnen 
im  wesentlichen  nur  hei  starker  Depression  des 
Harktes  Verlnstpreise  vermeiden. 

b)  Die  AbreobnangBgemeinsohaffcen 
oder  Pools  haben  ihre  typische  Ausbildung 
im  Aaswanderer-  und  nordatlantiBchen  Fracht- 
T»kehr  darch  den  ,JNordatIanti8chen 
Dampf  erlin  ien- Verband"  gefunden. 
Infidge  großer  Konkurrenz-  nnd  PreiakSinpfe 
tun  die  Mitte  der  80er  Jahre  waren  die 
Raten  für  die  AuswaDdererbefdrderung  zeit- 
weifle  auf  l&cherliche,  völlig  unzureicaende 
Stttze  geeunkeu.  Deshalb  nahm  die  Ham- 
fanrg-Ajmerika-Unie  es  1885  in  die  Hand, 
die  an  diesem  Geschäft  beteiligten  kontinen- 
taleo  Dampferlinien  zu  einer  Konferenz  ein- 


zidaden,  nm  gemeinsam  diese  Katen  herauf- 
zneetz«!.  Das  gelang.  IMe  „Kölner  Kon- 
ferenzen^ und  Preirabreden  wiederholtsa- 
äch,  hatten  auch  im  ganzen  guten  Brfolg, 
konnten  aber  doch  immer  wieder  von  Ein- 
zelnen umgangen  werden,  so  daS  man  sich 
1892  zur  BudoBgdes  Dampferliaienverbandes 
und  zur  HetsteiluDg  einer  engeren  Gemein- 
schaft entschloß.  Dem  Yerbüide  traten  in 
Hamburg  die  Hambuig-Amerika-Lanie  und 
die  Union-Linie,  in  Bremen  der  Norddeutsche 
Lloyd,  in  Rotterdam  die  Holland-Amerikar 
Linie,  in  Antweroen  die  Bed-Stai^Linie  beL 
SfAter  kamen  die  französische  nnd  die  dänische 
AjnerikarGesellschaft  und  der  ungarische 
Dienst  der  Cunard-Linie  hinzu.  Eng- 
land hin  wurde  der  Verband  durch  die  sdion 
erwähnten  Gebiets-  und  Preisabreden  er- 
gänzt So  ^  waren  die  wichtigsten  Dnter- 
□ehmer  der'kontiDentalen  Auswanderer- 
befOrderung  Tmnigt  Sie  rwtdlten 
nun  diesen  Verkehr  nach  bestimmten  An- 
teilen, tatBädill(di  nnd  rechnerisch.  Nach 
der  bisherigen  Verkehrsentwickelung  und 
Verkehrserwartung  wurde  jedem  Beteiligten 
ein  bestimmter  Prozentsatz  dee  im  Verbuide 
vereinigten  Oesamtverkehrs  als  Norm  zu- 
getdlt  Einmal  wurde  dafOr  gesorgt,  daß 
er  diese  Norm  auch  latsfichUch  mOglidist 
errrächen  sollte.  Die  Pr^se  wurden  tlber* 
einstimmend  festeeeetzt  Aber  denjenigen 
Beteiligten,  die  oei  diesen  glochmftfiigen 
Preisen  den  ihnen  znstehenden  Vextenrs- 
anteil  nicht  errncbten,  wurde  zugestanden, 
mit  ihren  BefOrderungspreisen  etwas  her- 
unterzugehen, anderen,  die  ihre  Antdle  er- 
heblich Uberschritten,  wurde  eine  EriiOhung 
ihrer  Preise  zudiktiert,  um  dadurch  den 
Verkehr  tatsächlich  mit  den  verabredeten 
Anteilen  in  Uebereinstinimung  zu  halten. 
Das  gelingt  indessen  nicht  immer.  Die 
ruBsificheu  Auswanderer  z.  B.  haben  ihren 
natürlichen  Zug  nach  Hamburg,  die  Öster- 
reichischen nach  Bremen.  Je  nachdem  die 
einen  oder  die  anderen  vorwiegen,  wird  sich 
tatsächlich  doch  die  Beteiligung  g^n  die 
Verbaudsnorm  verschieben.  Deäialb  kommt 
eine  rechnerische  Verteilung  der  Anteile 
hinzu.  Von  der  Einnahme  für  den  be- 
förderten Auswanderer  verbleibt  den  ein- 
zelnen Linien  niu*  ein  Betrag  zur  Deckung 
der  speziellen  Beförderung,  Verpfi^;ung&-, 
Anwerbun^osten  für  diesen  Mann,  dazu 
vielleicht  eine  ganz  kleine  Gewinnrate.  Den 
Hauptteit  der  Einnahme  mufi  jede  Gesell- 
schaft an  die  gemeinsame  Kasse  abführen, 
an  den  „Pool",  der  der  ganzen  Einrichtong 
den  Namen  gegeben  hat  Dieser  Pool  wird 
am  Jahresschluß  nach  den  Terabcedeten 
Anteilen  ausgesdifittet,  ganz  gleich  wie  die 
tatsächliche  Auswanderungsbewegung  ver- 
laufen ist  Dieser  Modus  bewirkt,  daß  den 
einzelnen  Gesellschaften  noch  ein  klmner 
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Antrieb  bleibt,  die  Auswanderer  durch  gute 
Behuidlung  und  Yerpfle^ng,  aufmerksamen 
Bwd-  tmd  AgenturdieoBt  ihren  Sdiiffien  zu- 
zulenken.  Es  bhnt  aber  nicht  mehr,  fordert 
auf  Kosten  Ifreunde  den  eigenen  Linien- 
dienst anszodduien,  gro£e  PropagandakoBten 
aafzaw«iden,  in  historische  Rekrutienuigs- 
bezirke  dar  Fremide  neu  önzudringen  und 
diese  zu  bedr&igen.  Die  Konkunenz  ist 
nicht  gimz  aufgehoben.  Sie  besteht  welter, 
soweit  sie  zugunsten,  der  Beförderten  wirkt 
Aber  die  Mittel  der  gegenseitigen  Be- 
k&npfung  und  Unterbietung  &llen  swiachen 
den  verbundenen  Graellscnaftea  fort  Die 
gemeinsamen  Interrasen  sind  liinfort  die 
wi(^tigeren  geworden. 

Ein  gleiches  Poolverh&ltnis  wurde  von 
den  Reedereien  des  Nordatlantischen  Ekampfer- 
linien- Verbandes  L  J.  1894  auch  fOr  den  von 
Europa  ausgehenden  Fracfitverkehr 
geschaffen,  nachdem  schon  Jahrs  zuvor  die 
beiden  großen  deutschen  tieeellschaften  &a 
ähnliches  Abkommen  ffir  sich  getrofTen 
hatten.  Da  im  atlantischen  Verkehr  der 
zur  Verfügung  stehende  Schiffsraum  sich 
nach  den  größeren,  von  Amerika  kommenden 
Warenmengen  richten  mußte,  war  in  um- 
gekehrter Fahrtrichtung  fast  immer  ein 
Ueberschnfi  an  SchifEsifiumte  vorhuiden,  der 
fortwShrende  ünterbietungen  veranlaßte. 
Bei  freier  Eonkuirenz  der  Redereien  wurde 
also  normalerweise  die  Ladung  nach  Nord- 
amerika immer  xu  Verlustpreisen  gefahren. 
Um  diese  zu  beseitigen,  verteilten  die 
Esedonien  auch  den  aussenden  Fracht- 
verkehr nach  festen  Aütmlen  und  führten 
in  gleicher  Wdse  wie  für  den  Auswanderer- 
veikehr  eine  Regulierung  des  WarenzUBtroms 
durch  entspre(^nde  PreiBp(ditik  sowie  eine 
Regulierung  der  Gewinne  mick  die  gemran- 
sAme  Sasse  heibd.  Sie  konnten  dadurdi 
tiD  Minimum  von  Gewinnen  für  diese  Fahrt 
siebtem  und  dauernd  behaupten,  auch  als 
für  die  un^kehrte  Fahrtrichtung  die  schwere 
Fraditenkrise  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
eintrat  Hohe  Gewinne  können  sie  nicht 
machen,  weil  diese  sofort  die  Eonkurrenz 
der  freien  Dampfer  und  Segler  auch  für  die 
Massentransporte  dieser  Richtung  anspornen 
würden.  Dieser  neue  Wettbewerb  würde 
sofort  die  Verabredungen  sprengen.  Bei 
den  jetzigen  mfißtgen  Freisen  können  nur 
die  rationell  und  billig  arbeitenden  großen 
Liniendampfer,  nicht  aber  die  kleineren  und 
auf  die  Beförderung  von  Qualitätswaren 
wenig  eingerichteten  wilden  Dampfer  einen 
bescheidenen  Gewinn  herausholen. 

Innerhalb  der  Poolverbtode  sorgt  eine  ge- 

Bane  Statistik  and  BQcberkontroUe  dnrch  einen 
beHonderen  Poolsekretär  für  die  Klarheit 
aller  Verhältnisse,  die  richtige  Handhabung  der 
verabredeten  VerhaltnngsmEUtnabnien.  und  Kon- 
ventionalstrafen imd  die  Interessen  der  Hit» 


gUeder.  -  Der  Pootaekretär  bewvgt  die  Oewis»- 
berechnoDg  and  disponiert,  was  achUeSUeh  jeder 
Beteiligte  fieraBszabekommoi  oder  abzugeben  bat. 

Aach  derartige  Poolverbältnisse  uides  wir 
in  andaren  Fahrten  der  LinienreedereieB  hMaßgar. 
Freilich  werden  von  den  Beteiligtes  VetOffant- 
lichongeo  Uber  aidche  Abmaohongen  M^ftltag 
verniiMen,  so  dafi  eich  nicht  das  ganse  SjBteK 
der  V.  genau  and  voUatibidig  ttberUieken  ÜSl. 
Andi  tritt  fitr  miadet  entwItsMte  unA  miadsr 
zentrale  Verkehxsbf^ke  hinftg  die  dritte  Form 
der  V,  ein:  , 

o)  Die  völlige  Betriebsgemein wdwft 
ffir  einzeln^  Linien,  die  sich  also  auf  deren 
gesamten  Post-,  Passagier-  und  Fracht^rast 
erstreckt.  Sie  entsteht,  wenn  zwei  Gesell- 
schaften eine  ganz  neue  Linie  gemeinsam 
UDtemehmen,  etwa  zwei  Gesellschaften,  von 
denen  die  eine  in  den  nordamerikanrachen, 
die  andere  in  den  Mittelmeeriiäfen  zu  Hanse 
ist,  eine  neue  direkte  Linie  Amerika-Levante, 
oder  wenn  eine  Gesellscb&ft  ihren  IHenst 
zur  Bewältigung  des  Verkehrs  und  zur 
Vermeidung  einer  Konkurrenz  mehr  und 
ras(^er  verstärken  will,  als  es  ihr  mit 
eigenen  Kräften  möglich  ist,  and  deshidb 
eine  andere  große  Gesellschaft  zur  Beleiligai» 
einladet,  oder  wenn  zwm  Gesellschaften  an 

Bleichen  Verkehrsgebiet«i  eine  gegemestige 
Konkurrenz  sicher  und  dauernd  aossdUieBen 
oder  beendigen  wollen. 

In  derBetrieb^meinschaft  muß  zunächst 
der  Anteil  am  Verkehr,  außerdem  der 
Anteil  am  £ktnige  und  schUeßÜch  dessen 
Beredinung  genau  geregelt  weidoL  & 
kann  bestimmt  werden,  daß  jeder  die  halbe 
Tonnage  oder  einen  anderen  bestimintea 
Tdl  zur  Verfügung  stellt,  odw  jedo'  w  und 
90  viel  Schiffe  mit  höchstens  so  viel, 
mindestens  so  viel  Tonnage^  Oder  ein  aea 
eintretender  ^utner  erhSüt  die  ZusicbeninB. 
daß  er  mne  bestimmte  Zahl  toi  Sdiiffen 
mit  gewissem  Größenspidraum  stSndig  in 
die  Linie  einstellen  darr,  dafi  mit  VeigriSße- 
i-ung  der  linie  ihm  auch  an  der  VergröBernng 
ein  bestimmter  Anteil  zugestanden  wir^ 
daß  ev.  bei  geringen  Anfangszahlra  die 
ganze  Zunahme  auf  seinen  Anteil  kommen 
soll  u.  dgl. 

Die  Beteiligung  am  Ertrage  geseUc^t 
nnn  manchmal  nach  von  voroherein  annEÜnadtM 
Prozentanteilen,  gewöhnlich  aber  na«^  der  tat- 
sächlichen Beteiiigang  and  zwar  entweder  aaeh 
dem  Verhältnil  der  beschäftigten  Schiflktom^e 
oder  nach  dem  Buchwert  der  geeteUtea  Daapfer 
—  dann  müssen  Abmachongen  ^her  die  fiU  die 
Linie  verlangte  Qualität  der  Schiffe  imd  Aber 
gleichmäßige  AbMhreibancsgmndBltae  nebenbcr 
laafen  —  oder  nach  dem  m  den  gaaaan  DiCMt 

f esteckten  Kapital  oder  nach  einer  Konbinalini 
ieser  Gesichtspankte. 
Nan  kann  bei  der  völligen  Betriebsgend»- 
Schaft  einfach  die  ganze  Einnahme  in  etaea 
Topf  geworfen  and  nach  den  ang^benen  Merk- 
malen verteilt  woden.  Dann  bleibt  ea  jeder 
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fieederei  ttberlaHen,  an«  dem  ihr  sofalleiiden 
Anteil  alle  Kosten  za  tragen.  OewBlutlich  findet 
aber  eine  bessere  Berückaichtigiuff  der  Betriebs- 
Teriiftltnisse  und  eine  SinsdirBiilang  der  Oe- 
neinscliAft  statt,  indem  die  neiiten  Kosten 
Torweg  TOB  dem  za  TerteOenden  Betrage  ab- 
gezogen werden.  Die  BedmnngBdnhdt  der 
Schiftüirt  bildet  die  BnndreiBe  eines  Schiffes. 
Diese  wird  fOr  sich  abgereehnet,  ihren  Special- 
kosten  wird  aneh  ein  bestimmter  Prosentsatz 
TDD  den  Generalkostender  Beedoei  ngeschlagen. 
Ihre  Sehlaßzahl  ist  also  in  gewissem  Grade 
schon  Netto-Gewinn  od«'  -Verlnst  der  Beederei. 
Das  Verfahren  der  alten  Partenreederei,  die  die 
Gewinne  pro  Beise  berechnete  und  rerteilte,  Ist 
da  nidigebend  geblieben.  Die  Snmme  aller 
Nettoeinnahmai  au  den  Bnndreisen,  die  in 
dnem  Jahn  alnseredUiet  werden,  bildet  in  leder 
Beederei  den  ireitavs  irichtigeten  Kinnaame- 
posten  der  Jahresreehnnng.  Es  kennen  also  bei 
TjUÜgen  Betriebsgemeinscbaften  anch  diese  Ge- 
winne aller  Bnndreisen  in  der  gemeinsamen 
Linie  der  gemeinsamen  Kasse  zagefQhrt  nnd 
abredegemftB  Terteilt  werden.  Dann  müssen 
aber  bestimmte  AbrechnQngsgmnds&tze  nament- 
lidi  aber  die  gleichmAffige  Ansetsong  der  Kosten 
—  die  iÜnuhmeB  müssen  ohnehin  nach  den 
einheitliohen  Tarifen  nnd  DispositicaieB  der 
Mmeiniam  betriebenen  Linien  gleichmftffig  ana- 
ndlen  —  festgelegt  werden.  Dabei  werden 
liftnJIger  dnzelne  Oroppen  Ton  Kosten  von  der 
Berecbnnng  unter  den  vorweg  abznziebenden 
Spezialkosten  der  Bandreise  ausgeschlossen, 
z.  B.  grOItere  Beparatureu ,  Versicherungen, 
HaTarien.  Bei  solcnen  Posten  hibigt  Tiel  Ton 
Sorgfalt  des  Betriebs,  Güte  des  Haterials,  Aus- 
dehnung der  SelbstTersieherung  nsw.  in  der 
einzelnen  Beederei  ab.  Das  soll  also  nicht  vor- 
weg abgezogen,  also  praktisch  auf  gemein- 
schaftliche  Bechnung  bezahlt  werden,  sondern 
da«  ist  erst  nachtiÄgUdi  ans  dem  Terteilten 
GeTrinnantdl  ca  bestreiten.  Wer  daran  spart, 

Sazt  also  fttr  sieh,  nicht  fflr  die  Oemeinscnaft 
wnso  kommt  es  auch  Tor,  dafi  abgemacht 
Trird,  für  die  befSrderten  Passagiere  seien  nicht 
die  wirklichen  Verpflegnn^kosten,  sondern  pro 
Tag  tud  Kopf  eine  oestimmte  Summe  unter 
den  Kosten  der  Bnndreise  zu  Terrecbnen,  ebenso 
für  die  bef{irderte  Tonne  und  den  darchlaufeneu 
Kilometer  nicht  <Ue  wirklichen  Kohlen  and 
liOhne,  sondern  eine  bestimmte  Durchschnitts- 
aomme.  Dann  besteht  die  Möglichkeit,  diese 
Sonme  etwas  Aber  den  irirklichea  Kostoi  zu 
belasmn,  also  wie  bdm  Pool  t&nea  Teil  des 
Gewinnes  vmweg  noch  dem  eincdnen  Betriebe 
an  lassen  nnd  nur  den  restlichen  Teil  in  der 
Betriebsgemeinschaft  nach  den  festen  Abreden 
stt  Terteuea.  In  solchem  Falle  bleibt  also  auch 
hier  jedem  Beteiligten  die  eigene  Sorgtalt  des 
XHeostee  noch  besonders  rentabel.  Der  Wett- 
bewerb wird  nicht  ganz  aufgehoben,  sondern 
Bar  abgescfawicht,  nur  alle  näiairen  Mittel  ans- 
f  eachlossen  oder  nnlohnend  gemacht. 

Dem  PuUikum  g^n&ber  treten  diese  Be- 
tHebegemeissebaften  als  TÖlHge  Eiidi^t  mit 
gemeimaoMu  Fafarplinen  und  Ireisbedingungen 
aaf.  Den  gemeinsamen  Dienst  pflegt  der  iiStrt 
oder  der  mehr  beteiligte  Teilhat«r  oder  der- 
jenige, dessen  Haupttfttigkeit  auf  dem  gemein- 
MBiea  Gebiete  liegt,  ni  leiten.  Die  anderen 
Partaer  ktfonea  damit  durdutu  einTentaaden 
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s«n,  weil  die  Art  der  Abkommen  ihre  lattt- 
essen  nach  jeder  Bichtnng  sicher  schQtat. 

Solche  Betriebagemeinschaften  haben  die 
deutadie  S<duffahrt  aofierordestlieh  gefordert 
Sie  bestdua  s.  B.  cwiiehen  Hambo^-Amerika- 
Linie  and  &mbiirg-8adamerikaais(£er  Dampf- 
schiffiahrts-Oeseilschaft  für  den  ganzen  beider- 
seitigen Dienst  naeh  BrasiUea  nnd  dem  La 
Plate  seit  1900,  wo  die  Hamburg-Amerika-Linie 
ungefUtr  mit  einem  Drittel,  die  andere  Ges^ 
Schaft  mit  zwei  Dritteln  des  nnsea  Dienstes 
beteiligt  ist,  ferner  zwischen  der  Hambarger 
Dampäehifl&nrta^esellscfaaft  Kosmos  nnd  der 
Hamburg- Amerika-Linie  für  den  ganzen  Dienst 
nach  der  WeetkOate  Amerikas,  wo  seit  1901 
die  Hamborg- Amerika-Linie  mit  einer  be- 
stimmten, nach  oben  beschifnkten  Zahl  Tm 
Dampfe  zu  Beteiligaag  xngelasaea  mirde. 
Ebenso  beetdit  swisäien  Hunban^AaMika- 
Linie  und  der  Bremer  Reederei  Huisa  eine 
Betriebsgemeinsehaft  für  die  Trausporte  tou 
Kalkutta  naeh  Hamburg.  Von  1898  bis  1908 
hat  eine  solche  Betrieb^meinsclmft  zwischen 
dem  Norddeutschen  Lloyd  and  der  Hambnrg- 
Amerika-Linie  für  die  Beichspoatlinie  wie  fir 
die  Frachtlinie  nach  Ostasien  bestanden;  noch 
jetzt  besteht  sie  zwischen  beiden  Kompanieen 
für  die  Linien  nach  Kuba.  Di  den  neunziger 
Jahren  hat  sie  fftr  ihre  Wiateriinien  Geaaa- 
New  York  bestanden  und  ist  Tmübergdtend  für 
beinahe  den  gesamten  Beteleb  beider  Gesell- 
sdiafteu  versucht  wmrdea,  ehe  die  größeren 
PoolTerbände  dies  Abkommen  auf  breiterer  Basis 
ersetzten.  Aehnliche  AbkommMi  kommen  in 
der  dentschen  Schiffahrt  noch  Öfter  vor  und 
haben  sich  über^  zum  Nutzen  fitr  die  deutschen 
Wirtachaftainteressen,  die  sich  dadurch  kampf- 
frei und  mit  groller  Wucht  über  See  geltend 
machen  konnten,  bewährt.  Eine  Mosterkarte 
fttr  die  Verbandsformen  bietet  etwa  der  Ver- 
kehr nach  dem  La  Plata,  wohin  die  Hamburger 
Beedereien  in  völliger  Betriebsgemeinschaft,  die 
Hambuner  mit  den  Bremer  Qeeellechaften  in 
einem  Foolverhältais,  alle  vom  nordosteuro' 
p&ischen  Kontinent  aus  verkehrenden  Linien, 
damnter  die  deutschen,  in  einem  Preia-  und 
Kabattkartetl,  und  die  kontinentalen  mit  den 
englischen  Linien  anter  Herrschaft  eines  Ge- 
biets- und  Preisabkommens  fahren. 

8.  Tertrastnagea  nnd  Ka^ttalbetelU- 
gnngen.  Die  Vertrastong  spielt  in  der  dent- 
Bcfaen  Schiffahrt  keine  Roüt,  weil  hier  Toa 
vornherein  das  Bestreben  nach  einheitliclier 
(^ganisation  nnd  vielseitiger  Betriebeansdehatug 
gewaltet  hat.  Nach  und  nach  bat  namentliw 
die  Hambarg- Amerika- Linie  eine  ganze  Beihe 
von  kleineren  und  mittleren  Beeoereien  (nach 
Nordamerika ,  Ostasien ,  Südamerika ,  Küsten- 
linien in  Ostasien  und  Westindien)  aufg^auft 
und  ihrem  Betriebe  einverleibt.  Das  ^r^tto 
Beispiel  der  Vertmstang  gibt  in  der  Schi&hrt 
das  Vorgehen  der  Horrangrnppe,  amerika- 
nischer Eisenbahn-  nnd  Schiffahrtsintereaseuten, 
die  1901  und  1902  sich  mit  den  Eigentamem 
der  tatsächlich  Amerikanern  gehörenden  Linien: 
der  unter  amerikantseber  Flagge  fohlenden 
American  Line,  der  nominell  Mimischen  Bed 
Star  Line  und  der  engfischen  Atlantic  Transport 
Line  einigten,  dann  die  AktienAiehrheit  der 
grOOtan  englischen  Fraebtlinie,  der  L^jrlaad 
Lbw  anfkauten,  mit  dea  AktionibreB  der  giöfltea 
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englischen  Fassagelinie,  der  White  Star  Line 
und  der  ebenfalls  bedentendea  englischen 
Dominion  Line  ein  Fuioniabkommen  anf  Aoa- 
tMuch  der  Aktien  trafen  nnd  bo  den  Gesamt- 
betrieb  der  International  HercantUe  Marine 
Company  znsammenbraehten,  eine  Beederei  mit 
mehr  als  einer  Hillion  Tons.  Diese  sicherte 
ihr  Bestehen  alsbald  durch  einen  vielseitigMi 
Kartellvertrag  mit  den  beiden  deutschen  Gesell - 
schuEteu,  der  teils  GebietsTotrag,  teils  eine 
Fortsetzung  des  Dampferlinienverrandes  ist,  der 
außerdem  auch  ein  gegenseiti^r  Gewinn- 
beteiligungsrertra^  ist.  Wenn  die  Deutschen 
mehr  als  67o  Dividende  zahlen,  erhUt  die 
International  Company  von  dem  Aber  6% 
hinausgehenden  Betrage  ein  Viertel  als  Gewinn- 
anteil. Zahlen  die  Deutschen  weniger  ala  6*/o> 
80  mfissen  die  Amerikaner  von  der  daran 
fehlenden  Summe  ein  Viertel  zoschieQen.  Eine 
eigentümliche  Hischform  zwischen  Betriebs- 
gemeinschaft und  Kapitalbeteiligung  ist  auch 
das  Abkommen  zwischen  den  Deutschen  und 
Amerikanern  ttber  neue  internationale  Linien, 
die  einer  der  Beteiligten  gründet.  £r  muß 
dann  dem  Partner  davon  An^ei^e  machen,  und 
dieser  ist  berechtigt,  daran  seme  Beteiligung 
nt  erklKren  und  iwar  mit  aolchen  Znsehusen 
m  den  Verlusten  nnd  Anteilen  an  den  Bein* 

S Winnen,  als  ob  er  ein  Drittel  des  Kapitals 
r  die  Linie  hergegeben  hfttte.  Damit  soll 
von  vornherein  jedem  Anreiz  xnr  Konkurrenz 
voi^bengt  nnd  die  ene^pw^e  schiilFahrts- 

Solitische  UnterBtQtznng  zukunftsreicher  Linien 
orch  die  Verbündeten  gesichert  werden. 
Der  amerikanische  Trost  und  die  deutschen 
Gesellschaften  haben  gemeinsam  die  Kontrolle 
Aber  die  Holland-Amerika-Linie  durch  .Aufkauf 
von  61  %  i^er  Aktien  erworben.  In  ähnlicher 
Weise  haben  die  beiden  deutschen  Gesellschaften 
rieh  einen  Einfluß  auf  die  Ssterreichiscbe  Amerika- 
Linie,  ^e  Anstro-Americana,  gesichert.  Die 
Hambtt^AmerikvLinie  hat  auch  sonst  ihren 
Einflnfi  mehrfach  durch  Kapitalbeteiligung  anf 
muische,  dSnische,  italische,  englische  Linien 
erweitert  Andererseits  haben  diese  Kapital- 
beteilignngeu  nnd  aach  einzelne  ihrer  Betriebs- 
gemetnschaften  sie  nenerdings  einige  Haie  dazu 
geführt,  die  betreffenden  Unternehmungen  und 
Linien  schließlich  aufzukaufen  und  ihrem 
Oesamtbetriebe  vQlIig  einzufügen. 

4.  VoUuwirtBdMiflliche  Gesichts, 
punkte.  Nur  durch  dn  nmfasaendes  System 
von  Yo-bftnden  kann  heate  die  iatemationale 
GroflBchifbbrt  ihre  Aii^;abeQ  zngnnsteQ  des 
Handeds  und  des  FublUnuns  zuverlftssig,  regel- 
mftSig  und  aUum&iasead  aasfOhreD.  Oerade 
die  s&affe  Organisatioa  des  deutsdi-amerika- 
nischen  Verkehrs,  die  8chie(^te  Organisation 
und  ZerspIitteruDg  des  englisch -amerika- 
DiBchen  nat  in  den  amerikanischen  und 
englischen  Interessenten  der  Eisenbahnen 
nnd  des  Ueberseehandels  den  dringecden 
Wunsch  nach  der  V.  geweckt,  die  dann  im 
Morganlrust  eingetreten  ist  In  der  Schiffahrt 
kann  die  V.  niemals  zu  wilden  FreiBtreibereien 
und  Erzi^lung  überhoher  Raten  benutzt 
werden,  weil  die  Meere&straßen  jeden  Augen- 
blick jeder  neuen  Konkurrenz  freistdken. 


Die  Reederei  der  freien  Eahrt,  die  neben 
den  Linien  besteht  und  die  Befördenings- 
preise  auf  dem  Frachtenmarkte  mafigeb^d 
beeinflufit,  macht  noch  heute  in  der  Welt 
rund  die  Hälfte  alles  Schiffnaumee  ans.  Nur 
in  Deutschland,  dessen  Reederei  ihren  Yor- 
teil  in  jeder  Hinsicht  in  Qualitfttslagtungeo 
sucht,  ist  sie  weit  st&iter  surückgeCretuL 
Sie  würde  jede  dem  Markte  nidtl  ent- 
sprechende Preistreiberei  durch  ihr  Da- 
zwischentreten sprengen.  Aus  ihr  lassen 
sich  jederzeit  auch  neue  Konkuirenzlinien 
organisieren,  wenn  die  bestehenden  Üher- 
hohe  Preise  aufrecht  erhalten.  Deshalb  hat 
sich  auch  eine  Foolbildung  für  den  widi- 
tigsten  Frachtverkehr,  den  von  Amerika  nach 
Ehiropa,  Überhaupt  nicht  erzielen  lasaen. 
Daraber  enthalten  insbesondere  die  unten 
angegebenen  Schrifteu  des  Verfassera  nähere 
AusfOhrungen. 

Tatsächlich  vermag  audi  das  ToIIkom- 
meuste  Yerbandssystem  ee  nicht  za  ver- 
hindern ,  daß  in  günstigen  Zeiten  immer 
wieder  neue  Konkoixenz  in  beBtdiende  und 
verbandsgeschatzte  Yertcehngelnete  eia- 
dringt.  So  lange  die  Eonkurreni  Uein 
bleibt^  i^oriert  man  sie.  Kleine  Betriebe 
halten  sich  ohnehin  nicltt  auf  den  grolen 
Verkehrswegen.  Wird  sie  groß  und  ge- 
fährlich, 60  treten  die  Verbinde  in  S&i 
Kampf  gegen  sie  ein.  Krweist  sie  sich  «hif 
bei  als  Tebens^ig,  so  wird  sie  in  das  Ver* 
bandssystem  einbezc^n  und  erhält  ihr  be- 
stimmtes Gebiet  und  ihren  bestimmten  Qe- 
winnauteil,  ohne  daß  die  Kämpfe  mehr  in 
die  Lange  gezogen  werden,  als  zur  Kllnug 
der  Kräfteverhältnisse  erforderlich  ist  Das 
haben  gerade  die  Jahre  1905  und  1906  in 
den  dent8<^en  Häfen  mehrfach  gezagt. 
Man  bekämpft  nur  die  ungeregelte  Kon- 
kurrenz. Nicht  die  unbedingte  Monopol- 
stellung, sondern  die  feste  Ordnung  des 
Verkehrs  iöt  das  letzte  und  zäh  feetgehjjteoe 
Ziel  der  SchifEahrtsverbände.  Das  «itspridit 
zweifeUos  auch  den  Oesamtintereesen,  schafll 
für  den  Handel  die  dauernde  Henschaft 
mäßiger  imd  sicher  zu  kalkulierender  Baten 
imd  erreicht  auf  ganz  anderen  Wegea  dodi 
ähnliche  firgehnisee  wie  die  staatliche  Bses- 
bahnpoUtik. 

Literatur:  f%ie*«r  Or^anitahon  mmd  VuiomA 
bUdung  m  der  ßamdetmeki^üirt,  Swim  190t.  — 
NauHeu»,  Di«  ammtorntdu  Bamdwiammrim 
und  der  Moryanirutt,  im  JoArfrvcA  /Sr  JimUtti 
landM  SeßtntMfemm,  Jakrjanf  t»Ot,  B*Him.  -~ 
WtedenfeUt,  DU  marjmtwUwnpBktltm  Wtk- 

Der  Rückyanf;  der  nordUfanUMAm  Unigbr- 
fiwitm  im  neuen  Jahrhmd^  .JfnOatiu  Wm*- 
tchajtneüwn^'  SerUn,  Jimmt  1906.  —  Btr 
•eilte,  Di«  Sekißttirt  xteiteken  Jiamlmry  mU 
dm  Vereinigten  Staate»;  Ahedmitt  „D*»  K«» 
bamdebOdung  in  der  nordatkmtieeium  Sek^uktf. 
in  E.  von  SaUe,  AmtHkOt  atmtmrg  ISM.  — 
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Derwelbey  DeuUe/u  Sehiffahri  wnd  Sek^ffahrU- 
peUak  der  Gtgtnwart,  Le^tig  1907.  —  Die 
Qetcki^tberiehie  d*r  Hambw^  -  Awurika  -  Linie 
«mI  4e$  Iforddemitekm  Llopd.  —  FOr  dm  Ab- 
irHek  der  Mm/iuHnden  diutteh-amerikaniiehm 
Sek^akrUhatUlU  von  1908  und  der  Truttver- 
trüge  dst  Morgantnut  vgl.  den  Amuat  Report 
o/  the  Ommitnoner  o/  Navigation  (XitAor  DepL) 
imjt,  WaMhtnytan  190». 

Karl  lAteM. 


TerbrancliBsteaern. 

Wir  Terstehen  unter  V.  Stenerformen,  die  eine 
Vmoa  nach  Mafipibe  des  Verbranches  oder  Oe* 
bnoehes  gewisBer  Güter  and  Leistungen  cn 
treffen  sncnen.  Der  Aufwand  bildet  die  Grund- 
lage der  Steuerbemeasung,  die  Steuerqnelle  da- 
gegen ist  das  Einkommen,  ans  dem  der  Stener- 
pfliebtige  diesen  Aufwand  bestreitet.  Die  V. 
lind  daner  identiscb  mit  den  Aufwandsteuem. 

Vgl.  Art.  „Anfwandstenera"  oben  Bd.  I 
S.  SfiBflf.  ^  Mux  VON  »tekeL 


VeredeloogsTerkelir. 

1.  Begriff  und  Wesen  des  V.  2.  Geschicht- 
liches und  tatsttchlicher  Rechtsstand. 

1.  Besritf  und  Wesen  de«  V.  Der 
Ansdrock  Y.  wird  im  ZoUwesen  gehnmCht 
Maa  versteht  danuitor  den  vorm^Uich  be- 
handelten Waxenverkehr  mit  dem  Auslände, 
d»  zum  Zweck  der  Veredelung  oder  der 
B^Moatnr  mit  der  fieetimraung  der  JRQck- 
kehr  in  verrollkommnetem  Znstande  statt- 
findet.  Er  ist  entweder  ein  aktiver,  wenn 
die  eingebrachte  Ware  im  Inland  veredelt 
und  dann  wieder  ausgeführt  wird,  oder  ein 
passiver,  wenn  Waren  zum  Zweck  der  Ver- 
edelung nach  dem  Auslände  verbracht  und 
dann  wieder  zurflckgefOhrt  werden.  Leitender 
Omndsatz  ist  die  Identität  beider  Waren. 
Nur  mitunter  hat  man  das  Yerfaihren  durch 
die  Ctestattu^  der  Substitution  gleicher 
Stoff-  oder  Warenmengen  erweitert  Die 
itegeluDg  kann  sowohl  eine  einseitig-auto- 
Dome  oder  eine  zweiseitig-  vertragränäßig 
vereinbarte  zwischen  verschiedenen  Staaten 
sein.   Im  letzteren  Falle  bildet  der  Y.  eineu 
Beetandtetl  der  Handelsvertrflge  (vgl.  Art 
„Handelsverträge'^  oben  S.  51  fg.) 

Der  V.  (admission  temporaire)  stellt  sidi 
als  eine  Erweiterung  des  Transite  und 
Niederlageverkehrs  dar  (vgl.  Art.  „2i01Ie, 
Zollweaen'').  Ursprünglich  durften  gewisse 
Verarbeitungen  in  den  ZoUniedwhüen  an 
den  dort  lagernden  Bofastoffen  und  Halb- 
fobnkaten  vorgenommen  und  diese  zeitweise 
aus  den  Kiederli^en  entfernt  und  unter 
xoUamtlicher  Kontrolle  in  Werkstätten  oder 
Fabriken  Terarbeitet  werden,  mufiten  aber 
daoD  wieder  zurückgebracht  wraden.  S[Ater 
wurde  dieses  Yerfahreii  «veitert  und  durften 
ge  wisse  Materialien  zdlfrei  anf  eine  bestimmte 


Frist  eing^en  unter  der  Voraussetzung  der 
Wiederausfuhr  in  verarbeitetem  Znstande. 
Die  Identität  des  Materials  ist  dabei  unter 
allen  Ümstfinden  unerlftBliche  Bedingung, 
was  mitunter  große  Schwierigkeiten  bereiten 
kann.  Denn  bei  der  Verarbeitung  vider 
Waren,  z.  B.  des  Bohelsens  zu  Stabeisen, 
des  Getreides  zu  Mehl  usw.,  ist  die  Identität 
des  Materials  nur .  mit  so  strengen  und 
läslägen  Kontrollen  zu  wahren,  daS  der 
Zweck  des  V. ,  die  Ausfuhr  bestimmter 
Fabrikate  aus  ausländischen  Materialien  zu 
erleichtem,  illusorisch  wird.  Man  hat  daher 
vielfach  auf  die  strikte  Durchführung  dieser 
Vorschriften  verzichtet  und  hat  sidi  mit 
der  Forderung  beschiedeu,  daß  für  eine  be- 
stimmte Menge  zeitweise  zollfrei  eingeführtes 
Material  ein  gleich  großes  oder  je  nach  den 
technischen  Verhältnissen  ein  reduziertes 
Quantum  des  Fabrikates  binnen  einer  festr 
gesetzten  Frist  aufführt  irerde. 

Durch  diese  ^leichterung  wird  aber 
tatsächlich  der  Einfuhrzoll  verkürzt  und  eine 
Art  Ausfuhrprämie  geschaffen.  Auch  die 
Staatskasse  lumn  eine  Einbuße  dadurch  ^ 
leiden,  daß  auch  derjenige  Teil  der  Fabrikate, 
der  wegen  der  besonders  günstigen  Stellung 
der  E:i^orteure  auch  trotz  der  Verteuerung 
der  inlbidischen  Materialien  durch  den  ZoÜ 
ansgeführt  werden  konnte,  nunmehr  zur 
VermUigung  eines  enteprechenden  Teiles 
der  Materialeinfuhr  benutzt  wird.  Die  Pro- 
duzenten, die  den  Rohstoff  im  Inland  her- 
stellen und  durch  die  Zollschranken  geschützt 
werden  sollen,  sind  die  natürlichen  Oegner 
solcher  Erieicnterungen  beim  Zollverfahren. 
Als  ein  Mittel  zur  Beförderung  der  Ausfuhr 
bei  ausgebildetem  Schutzsystem  ist  indessen 
diese  Form  ebenso  einfach  »ie  bequem. 
Zur  eigentlichen  Ausfuhrprämie  schreitet 
der  so  geregelte  V.  nur  dann  vor,  wenn  bei 
FeststeOimg  der  Quantitäten  des  Materials 
zu  denjenigen  des  Fabrikate  ein  ffir  den 
Exporteur  zu  günstiges  Ansbeuteverhältnis 
angenommen  ist. 

2.  Oesehlohtliches  un4  tatsKchlloher 
Keehtsstand.  Der  V.  wurde  schon  im  ersten 
Viertel  des  19.  Jahrb.  und  vor  allem  dnrch  das 
G.  V.  23.^.  1838  im  Dentschen  Zollverein 
im  Prinzipe  zugelassen,  und  zwar  auch  in  der 
Weise,  daß  Gegenstände  zur  Verarbeitung  nnd 
Veredeluig  ins  Ansland  geschickt  werden  nnd 
dann  unter  strenger  Festnaltung  der  Uentität 
des  Materials  frei  znrttckkehren  durften.  Die 
Znlässigkeit  des  V.  war  von  der  ErfOllnng 
dieser  letzteren  Bedingung  abhängig.  Durch 
die  deatschen  Zollgeietze  werden  folgende 
Gegenstände  hauptsächlich  als  für  den  V.  ge- 
eignet bezeichnet:  Gewebe  und  Game,  die  in 
das  Zollansland  zum  Waschen,  Bleichen,  Färben, 
Watken,  Appretieren,  Bedrucken  usw.  ausgeführt 
worden  sind;  femer  Gespinste  cur  Herstellung 
von  Spitzen  und  Posamentiervnuren,  Game  in 
gescherten  Ketten  zur  HersteUuig  von  Ge- 
weben, Seide  zum  Färben  oder  Umfärben,  Hinte 
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nmd  Felle  rar  Leder-  tuid  Pelnrerkbereitimg, 
GeeeuBtftnde  zum  Lackieren,  FoUer«ii  und  Be- 
ualen  und  radlich  loiutige  sar  AaBbessemnc, 
BeubdtOBg  oder  Veredelnng  bestimmte  Gegen- 
stKnde,  wenn  die  wesentliche  BaBchaffenheit  nnd 
Beneniraag  die  gleiche  bleibt  (vgl.  hierzu  auch 
Art.  .JdentitfitsiiMhweis"  oben  S.  113). 

Braeita  die  Zollordntmg  von  1774  in  Oester- 
reich gestattete,  dafi  anäKndische,  nidit  außer 
Handel  geeetste  Waren,  eot  Appretur,  nicht 
aber  auf  ungewiann  Terbanf  (oLoräng")  loUfrei 
eingeführt  werden  durften.  Diese  örundsätse 
wnideB  durch  die  Zollordnaiu:  von  1836  rekapitu- 
liert NachdemTertragBT.  19.^  1853  zwischen 
Oesterreich  nnd  dem  ZolWerein  sollten  Waren 
zur  Zubereitung,  ümgestaltnng  oder  Veredelung 
nach  Oesterreich  ein-  nnd  aus  Oeeteireich  aus- 
geführt werden  dQrfen  und  zwar  gemftO  den 
Tom  Zollverein  angenommenen  timn&fttzea. 
Diese  Bestimmungen  sind  dann  in  die  sp&teren 
Zoll-  und  Handel^vertrfiffe  von  1866,  1BS8  und 
1878  aufgenommen  worden.  Die  strenge  Fest- 
haltung der  Identität  ist  grundlegende  Vorbe- 
dingung. Kach  den  j^ltenMn  Zdlnchte  können 
Ottter,  die  nur  zeitweilig  ins  Ausland  ausgeführt 
werden,  um  spftter  von  da  aus  wieder  zurück- 
zukehren, behufs  Wahrung  des  Anspruchs  auf 
zollfreie  Bückeinfnhr  in  „TormerÜiche"  Behand- 
lung unter  Voraussetzung  ihrer  Identität  ge- 
nommen werden. 

In  Frankreich  wurde  schon  unter  Colbert 
gestattet,  daß  gewisse  Materialien  auf  bestimmte 
Zeit  zollfrei  unter  der  Bedingung  eingeführt 
werden  durften,  daß  sie  in  -ranrbeitetem  Zn- 
stande wieder  exportiert  wurden.  Gegenwärtig 
ist  noch  immer  das  6.  5./VII.  1836  die  Grund- 
lage für  den  V.,  bei  dem  die  Identität  streng 
zu  wahren  ist  Dodi  ist  dieser  Grundsatz  stilf 
schweis^nd  durch  Dekrete,  die  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  erlügen,  durch  eine  Substitution  des 
Materials  dtm^orochen  wwdeu.  Dies  ist  nament- 
lich auch  bei  Weizen  und  Bisen  der  Fall.  Der 
Importeur  von  Weizen  Terkanft  diesen  ohne 
weiteres  auf  dem  heimischen  Markte  und  l&ßt 
den  Begleitschein  (Acquit-&-cantiott),  der  bei  der 
Einfuhr  gegen  Sicherstellung  der  Zollscbnldig- 
keit  aomBstellt  wurde,  durch  den  Sixportenr 
T(nt  Hehlbelieldgen  Ursprungs  an  einem  anderen 
Platze  entlasten.  Letzterer  empfängt  dafür 
eine  Vergütung,  und  der  Importeur  gewinnt 
die  Differenz  zwischen  dieser  und  dem  Zoll. 
Der  Begleitschein  dient  dann  dem  Exporteur 
bei  der  Mehlansfnhr.  Bei  Sisen  erhatten  zwar 
nur  die  Hüttenbesitzer  und  Fabrikanten  anf 
Grund  auswärtiger  Bestellungen  die  Erlaubnis, 
Boh-  und  Stabeiaen  zeitweise  zollfrei  einzuführen ; 
für  die  Ausführung  ihrer  Aufträge  Terwenden 
sie  aber  meist  eigoies  oder  doch  französisches 
Eisen  nnd  verkaufen  ihre  EinfuhrroUniachten 
an  die  Importeure.  So  bildet  der  Erl&s  für  sie 
eine  Art  Ausfuhrprämie  oder  wenigstens  einen 
Ersatz  für  die  Verteuerung  der  Preise  des  in- 
ländischen Eisens.  Die  Importeure  aber  zahlen 
für  diese  Papiere  weniger,  als  die  Höhe  des 
Zolls  betrft^.  Seit  Isll  bat  man  mehrfach 
versucht,  diese  Manipulationen  zu  erschweren, 
ohne  jedoch  zu  einem  festen  Ziele  zu  gelangen. 

Literatur:  lAuenOey,  Dertolifnit  Vereddung$- 
verkehr,  190S.  —  B.  Schmtat,  Zur  GetehichU 
dtt  dfuUehen  Vtredünngtrtrkehn ,  ZeÜachr.  /. 


aHuOnt.  1900,  8.  99—160.  —  Trautvmar,  Dat 
neue  dmOtehe  ZoUtarifnekt,  Berüm  I90S.  — 
«.  MtOM,  Art.  „VenddtmgtvtHcdu^  wm  B-  d. 
SLt  $.  At^  Bd.  VU,8.  390  fg. 


Verelu-  und  Versaudiiagm^ 

1.  Begriff  nnd  Wesen  der  Verefaignuy, 
2.  Bedeutuig  des  V.-  n.  V.  im  besonderen.  3^  Eiö' 
Wickelung.  4  Oeltoides  Becht  in  Denta^lud. 
a)  PrivatrechtUcbe  Begalaag.   b)  Oeffentlidaa 

Becht  5.  Ausland. 

L  Begriff  und  Wesem  der  YereiaS- 
niBg.  Rechtsfihigkdt  beflitst  nidit  nur  dm- 
MoQsch  als  Einzelwesen ;  er  hat  stell  zu  Ge- 
sellschaften oi^uisiert  und  als  ein  benndera 
bedeutungsvolles  Rechtssabiekt  den  Staat  ana- 
gebildet  Neben  dieser  übem^iendeii  Yea^ 
gesellschaftungsform  gibt  es  noch  andere 
Gemeinschaften ,  die  zu  Bechtssobwkten 
werden.  In  früheren  Zeiten  schon  äna  Eor- 
porationen  solcher  Art  entstanden,  und  gende 
die  Kraft  der  rechtlichen  wie  der  wirtadhaft- 
liehen  Kultur  beruhte  von  jeher  und  beruht 
heute  noch  vielfach  auf  dem  Redit  (ter 
Yerdnigungen.  In  ahnungsvoller  Scfaea 
wie  vor  etwas  Mflchtigein  hat  man  stdi 
der  AoericetmoDg  dieeee  Rechts  zd  Zeäteo 
mehr  oder  veniger  widersetzt,  zu  anderen 
Zeiten  es  in  h^oder  AbcBoht  mehr  oda 
weniger  anerkannt  Die  Bedeutung  der  Tec^ 
mniguDg  als  eines  Rechte-  und  Wirtschafl»- 
fatora  wild  jedeofills  sett  langem  gewfirdigL 
Von  der  Oeechidite  der  Yeronsfrwiflit  aKt 
Sobm,  sie  arä  ^  jgevtssem  Sinne  n^eiä 
Weltgeschichta  Sie  zeigt  die  Oedanhen  das 
Staates  fiber  ach  sdber  und  Uber  sein  lUofat- 
gebiet,  zugleich  das  Ifafi  der  En^ne,  adt 
weldier  er  in  die  Ti^en  des  GemeiiMelebeaB 
eindringt;  räe  zeigt  den  Kampf  des  Staate- 
Gedankens  mit  d»i  ihm  vnderatrebeodeo 
idealen  Kdlften  der  Nation,  sie  seägt  di» 
O^ner,  welche  allein  der  Staatsgewalt  ee- 
filhnich  werden  kennen,  die  Mflchte,  weldie 
Könige  erhoben  und  stOrzten,  welche  not 
einer  einfachen  Bew^;ung  ihres  Odems  die 
Gesellschaft  in  Staub  umwandelten,  um  ä» 
in  neuen  Formen  wiederzugefaftite^.  Und 
R  Loeniog  sagt  von  dem  YereinsweaeB: 
^Seine  AasnldaDg*  upd  seine  LeisUiDgaftlüg- 
^t  sind  bedingt  einereeitB  von  don  Hafte, 
in  welchem  das  Bewußtsein  der  freien  Per- 
sönlichkeit  im  Volke  zum  Durchbrock  gdangt 
ist,  und  andererseäts  von  den  reohtUehoB  Bfr> 
Bchrftnkungen,  welchen  der  Staat  die  pereOo- 
liche  Freiheit  unterwirft"  Am  letzten  Bode 
ist  die  Wirksamkeit  der  VereinigaDg«.  ganz 
wie  ihr  Entst^en,  von  wenigen  AnsnahBoi 
abgesehen,  ein  Produkt  der  Bechtaonlnang. 
Wie  diese  sich  zu  der  Frage  der  Anerfcenouog 
oder  Nichtaner^ronnung  der  Vereine  und  dei 
(hades  ihrer  Betttigong  stellt,  gibt  den  Am- 
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sdilae,  und  die  Beohtsordnong  ist  ach  in 
der^tscheädung  darflber  keineevegs  immer 
gleich  geblieben  j  weder  theoretiech  noch 
praktisch.  Aus  einer  Anzahl  von  Individaen, 
Ttm  IndividualwiUen  nnd  über  sie  hinaus 
trat  ja  hier  ein  Drittes,  Neues  hervor,  die 
Gemeinschaft  als  selbBtftndigee  Wesen.  Keses 
imBechts-  und  Wirtschaftsleben  wirklich 
Vorhandene  paBte  nic^t  gut  in  die  streng 
individualistisohe  rttmisdie  Bechtaanffassnng, 
aus  der  wir  unser  ^meines  Recht^  her^ 
geleitet  haben;  dennoch  ist  es  nicht  er* 
viesoi,  daß  diese  römische  Rechtsauffassung 

EO^olde  entweder  nur  ^  Zweck- 
r  (wie  etwa  Btinz  in  seinem  Pandekttm- 
nch)  oder  als  Fiktion,  aJa  wa  ,,fingiertes" 
Wesen  aiuuh,  dem  man  bewufit  etwas  m- 
ttkumte,  was  ihm  von  Rechts  wegen  an 
sich  nic^t  zukam.  Dombnig,  Pemice  u.  a. 
finden  auch  im  römischen  Recht  die  be- 
woüe  Anerkennung  der  Bealitftt  juristischer 
FeEBOoen.  Klarer  wmmt  dies  jedenfslls  in  der 
dentseb-recSitlichen  Thenie  zum  Ausdruck. 
Qierke,  der  die  Oenossenschaftstheorie  bis 
*  zu  ihm  Ydlmdung  ausgebildet  hat,  versteht 
unter  der  Genossenschaft  oue  echte  juristische 
FenoD  und  Bagt'):  „Den  Eem  derOenoesen- 
schaftstiieOTie  raldet  die  von  ihr  dem  Phantom 
dwrarsniaflctaentgegengeeteUteAiiffiASSung 
der  Körperschaft  als  realer  Oesam^reou". 

„Diese  Oeeamtperson  hat  ein  Gemein- 
bewnfitsein,  einen  Gemeinwillen"  und  „es 
best^t  eine  Orgamsation ,  venn^  derer 
menschliche  Krftite  danemd  in  den  IHenst 
eines  sozialen  Zwecks  gestellt  sindj  vereint 

dafOr  bilden  die^IndividualwiSen 
der  am  Webstuhl  der  Orranisatäon  sitzenden 
Hensdien  nur  Elemente".^  Die  Zosanunenle- 
^nng  der  verschiedenen  aof  ein  Bestimmtes  ge- 
richteten Einzelwillen  wird  also  mit  voUei 
Berechtigung  von  der  jetzt  herrschend  ge- 
wordenen TheOTie  als  etwas  reell  Yoriun- 
denee,  als  dn  natllriichea  fiechtssubjekt  an- 
gesehen. 

Auf  diwer  Bahn  ist  auch  das  BOB.  ge- 
wandelt, welches  das  V.-  u.  V.  in  extenso 
ZQ  regeln  zwar  v^mied,  aber  mne  Reihe 
gmodiegender  Bestimmungen  gegeben  hat 
und  nach  welchem  „Vereine"  L  w.  S.  zivil- 
rec^tlicb  etwa  mit  v.  Bfllow  (s.  Literatur), 
diniert  werden  kOnnen  als  diejenige  „Per^ 
aonengemetnscfaaften ,  die  mit  brätimmter 
WUlensbekundung  m  bestimmtem  gemein- 
samen Zweck  zusammentretm,  um  iflr  eine 
«wi88e  Zeitdauer  sach.  als  ESnhat  ans  der 
Menge  der  länzdpersonen  hervorzuheben." 

Jlit  dieser  Anerirennung  durch  Ztvil- 
gesetz  und  Theorie  ist  das  Bcoblem  der 


')  S.  6  seiner  „Genössenschiftstheorie". 
Bfg^berger,  zitiert  nach  CoBack,  Lehr- 


Rechtsffthigkeit  der  Vereinigungen  prinzipiell 
vereinfacht  und  auf  die  frage  der  quanti- 
tativen Ausdehnung  der  RechteiShigkeit  be- 
schränkt worden,  die  dann  zugleich  in  näherem 
oder  geringerem  Maße  mit  zu  einem  Gebiet 
des  Öffentlichen  Rechts  wird  und  so  zu  d^u 
engeren  Begriff  des  V.-  u.  Y.  führt 

8.  Begriff  nnd  Bedentnng  des  V.-  u. 
V.  im  besonderen.  Aus  dem  allgemeinen 
Wesen  des  Yereinigun^srechts  schfilt  sich  als 
ein  besonderes  rechthch-staatawissenscbaft- 
liches  Problem  das  heraus,  was  wir  unter 
dem  V.-  und  Y.  im  engeren  Sinne  verstehen. 
Es  ist  das  Recht  der  Korporation,  der  Körper- 
schalt im  Gegensatz  zur  Gesellschaft,  aber 
auch  im  (J^eosatz  zu  handelsrechtlichen  und 
Ok(HUHniBchen  GteDoeeenachaften.  ^) 

Es  handelt  eäch  hier  vm  einra  Komplex 
von  privatcechtlichen  nnd  (Ufentlüdirecht- 
lichen  Lehren  und  Praktiken,  die  am  letzten 
Ende  mit  politischen  Maximen  zusammen- 
treffen. Die  rein  wirtschaftJicben  Yer^ 
einigongen  (Huidel^  Produktion  u.  dgl.), 
deren  Zweck  auf  die  Erlangung  von  Ver- 
mj^nsvorteilen  für  ihre  Mitglieder  ge- 
richtet istj  scheiden  hier  aus;  der  Verein 
mit  sog.  „idealen"  Zwecken  ist  das  Objekt 
dieses  Vereinsrechts,  mögen  nun  die  Zwecke 
rein  geselliger,  sportlicher,  wissenschaftlich 
fortbildender,  reugiOser,  beruflicher,  sozial- 
politischer  oder  poUtischer  Art  sein.  Wie 
die  Dinge  g^nwärtig  noch  in  Deutschland 
liegen,  ist  nur  das  Privat  recht  dieser 
Vereine,  nnd  selbst  dies  z.  T.  nur  dispositiv  >), 
reichs^etzlich  geregelt,  das  Öffentliche 
Recht  ist  noch  G^nstand  der  Landesgesetz- 
gebung. Das  Reich  ist  jedoch  nadi  Art  4 


Der  Unterschied  zwischen  Körperschaft 
(Verein),  Gesellschaft  nnd  Oemeinschart  ist  ein 
vorwiegend  zivilrechtUcher,  entstanden  ans  einer 
schon  dem  rQmischen  Becht  gelftofi^n  Unter- 
scbeidnng  zwischen  Corpus  (CoUeginm)  ond 
Soeietas  nnd  unter  Hincnnahm«  der  dentschrecht- 
lichen  „Gemeinschaft  znr  gesamten  Hand".  Bei 
der  Soeietas  (.Gesellschaft**  des  BGB.)  entsteht 
kein  selbst&ndiger  neuer  OrganismoB  Uber  den 
Gesellschaftern,  bei  der  Korporation  sowohl  wie 
bei  der  „Gemeinschaft  zur  gesamten  Hand*  ist 
dies  jedoch  der  Fall.  Aber  iriihrend  die  Ker- 
poratiott,  der  recbtsfiUdge  Verein  ein  Seebta- 
organismns  ist,  ist  es  die  Gemeinschaft  znr 

gesamten  Hand  nicht.  Der  ftber  ihr  efstehende 
reaniamna  g^enießt  nicht  die  Anerkennung 
redttlicher  Persönlichkeit,  sondern  ist  im  wesent- 
lichen den  RecbtMfttzen  der  Gesellschaft  nnter- 
worfen,  nnr  mit  wenigen  Abündemn^.  Zu 
diesen  Gemeinschaften  gehören  n.  a.  die  „nicht 
rechtsflUiigen"  Vereine,  die  trotz  korporativer 
Organisation  eben  nicht  das  Becht  der  Korporation 
genießen. 

■)  Insofern  al^  die  Eintragung  von  Vereinen 
nicht  oblinitoriflch  —  ju  cogens  —  ist,  amdera 
von  der  Benutzung  dieser  Bechtabefoignis  nur 
Vorteile  abhXngig  gemacht  werden. 
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Ziff.  16  auch  zuständig  zur  Gesetzgebung 
über  die  Offentlichreehtlichen  YerhältDisBe 
der  Vereine  und  hat  bereits  einzelne  gesetz- 
liehe  Bestimmungen  getroffen,  über  die 
unten  sub  4  gehandelt  werden  wird.  Ge- 
fordert wird  nun  die  reichsgeeetzUche  Re- 

felung  des  gesamten  Gffontlichen  Rechts 
er  Vereine, 
Eine  solche  Regelung  hat  große  prin- 
zipielle, nicht  zum  wenigsten  politische  Be- 
deutung als  ein  Mittel,  die  z.  T,  auf  dem  Papier 
stehende  Koalitionsfreiheit  der  arbeitenden 
Klassen  zu  sichern  oder  überhaupt  erst  voll 
ins  Leben  treten  zu  lassen  (vgl.  Art Koali- 
tion und  EoalitioDSTerbote*'  oben  S.  175^.). 
Denn  in  der  Handhabung  der  landesgesetz- 
licben  Beschränkungen  des  V.-  u.  V,  zeigte 
sich,  mehr  als  es  im  Sinne  eines  ,^leichen 
Rechtes  für  alle'*  an^gig  ^wesen  wäre, 
in  manchen  Bundesstaaten  eine  Benutzung 
der  Oesetzesvorachriften  lediglich  gegenüber 
Arbeiterrra^inen  und  zwar  in  einer  aus- 
dehnenden Interpretation,  die  der  Kritik 
nicht  Überall  standhalten  kann,  Diese  Tat- 
sachen geben  den  Reformbestrebungen  eine 
noch  mehr  als  sozialpolitiBche  Bedeutung, 
und  dies  scheint  au<m  einer  baldigen  Be- 
friedigung der  weitgehenderra  Wünsche  ent- 
gegenzustehen;  denn  der  Entwarf  über  die 
Bechtsfihig^eit  der  BOTufsvereine,  über  den 
noch  unten  sub  4  Nftheo^s  zu  sagen  sein 
wird,  stellt  atdi  dar  als  die  Regelung  eines 
Hauptgebietes  des  V.-  u.  V.  und  trotz  seiner 
Ufti^l  als  ön  scKdalpoülischer  Fortschritt,  ist 
aber  weit  entfernt,  eine  reichsgesetzlicbe 
Erledi^ng  des  öffentlichen  Vereinsrechts 
zu  sein.  Seine  Abänderungsbedürftigkeit 
führt  aber  vielleicht  zu  baldiger  R^lung 
der  gimzen  Materie  (s.  darüber  imten  sub  4a). 

Bei  der  ganzen  Frage  der  Bedeutung 
des  Vereinsrechtes  darf  aber  nicht  außer 
acht  gelassen  werden,  daß  wirts(^afthche, 
sozial  wirtschaftliche ,  sozialpolitische  und 
andere  auf  große  Ausbreitung  hinzielende 
Vereinigungen  innerhalb  des  Staates  durch 
die  Erlaj]guDg  der  Rechtsfähigkeit,  aber  auch 
ohne  diese,  unter  dem  Schutze  der  Oesetze 
ihren  Mitgliedern  gegenüber  eine  Zwangs- 
macht  erlangen  können,  die  ihre  eigene 
Macht  innerhalb  des  Staates  zu  bedeutender 
Höhe  anwachsen  zu  lassen  vermag.^)  Nach 
der  Lehre  Labands  hat  nur  der  Staat  die 
techtliche  Macht,  Befehle  zu  erteilen  und 
ihre  Durchführung  zu  erzwingen.  Aber 
fatsächlidi  haben  auch  rechtsfähige  Vereine 
und  Genossenschaften  die  Macht,  Befehle 

M  V^l.  die  Angaben  von  Gerichtsentschei- 
dmi^n  and  polizeifichem  Vorgeben  bei  T^nnies, 
Schriften  der  Ges.  f.  Soz.  Beform  (a.  Literatur). 

*)  Die  folgenden  AnsfUbnuigen  gründen 
sich  vorwiegend  auf  Darlegongen  bei  Leist, 
Uatersncfaiuigen  zam  inneren  vereinBrecht  {a. 
Literatur). 


zu  erteilen  und  ihre  Durchführung  m  er- 
zvringen,  eine  Zwangsmacht,  die  auch  im 
Rechte  wurzelt,  in  einem  Bedite,  das 
vom  Staate  delegiert  ist  Die  Satzungen 
als'  die  Vereinsgesetze  legen  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Mitglieder  feet,  und  die  Er- 
füllung der  Pflidbten  kann  erzwungen 
werden  —  u.  a.  und  am  häufigsten  durch 
Androhung  des  für  die  Mitgheder  meist 
finanziell  unvorteilhaften  und  daher  sehr  ge- 
fürchteten Ausschlusse8,wahrend  andereiseÄts 
die  Entziehung  von  den  Pflichte  nur  durch 
Austritt  aus  dem  Verein  erkauft  weiden 
kann.^)  Die  Macht  d^  Vereio^angen 
geht  eoear  so  weit,  daß  sie  Mittel  bat,  wider- 
strebende Mitglieder  jahrelang  an  den  Ver- 
ein zu  feeselu,  durch  Erteilung  oder  Ent- 
ziehung von  Sondervorteilen  einen  Druck 
über  die  unmittelbaren  Zwecke  des  Verana 
hinaus  auf  die  Mitglieder  auszuüben  u.  dgL 
mehr.  Diese  Tatsache  verdienen  Beaditoa^, 
und  ihre  Folgen  zogen  sich  z.  T.  sdion  m 
der  ungebeuwen ,  weite  wirtschaftlidie  Ge- 
biete umspannenden  Wiiksamkeit  d^  Kar- 
telle :  sie  geben  ein  Memento  für  die  Ver^  • 
einsgesetzgebung  Überhaupt,  stehen  aber 
nicht  etwa  ohne  weitaus  einer  Erteüong 
der  RechtsfiUiigkdt  an  Arbäterv^^iiie  oder 
sozialpolitische  Vereine  iL  d^.  und  dem 
Grundsatz  der  Gleichhdt  vor  dem  Oeaela 
entg^n.  Denn  gerade  auch  wirtschmft- 
licne  Vereine  haben  ja  diese  Wükung  der 
Autonomie  gezeigt  und  mch  ohne  Bedrt»- 
fiUuffkeit ;  den  -puitisohen**  Vereinen  ist  diese 
Wirkung  durduns  nicht  eigentOmlidi,  und 
das  sozialiK^tisehe  Gewisstti  verlangt  Oleü^- 
heit  vor  dem  Gesetz  auch  in  dieser  Hinsicht 
und  ein  freies  Spiel  der  Ezftfte.  Nor  das 
eine  darf  eben  nicht  verkannt  werden,  daß 
hier  Mächte  latent  liegen,  die  von  der  V». 
einsgesetzgebung  zum  Guten  wie  zum  Böeen 
geweckt  werden  können. 

S.  Entwiekelu^.*)  Lange  ehe  dai  klwriwAe 
römische  Eecht  seme  strenge  Scheidung  der 
Qflsellschaften  (sodetates)  tim  den  „Kc^on- 
tionen"  (oorpora,  coUegia)  vomahm  und  cntt 
der  strengen  römischen  Anffasmiiig  tob  Staat 
als  der  an  Bedentnng  weit  flberragendeo 
Korporation,  blühte  das  Vereinswesea  in  Kon 
and  erfreute  sich  vOlUger  Vereinsfreiheit .  b» 
nach  den  großen  Bevomtioaen  eine  A«r«  des 
Vereiniverbots  folgte.  Lege«  Joliae  (tos  Caeear 
und  Aagnataa  erlassen)  verboten  ans  poUtiacheB 
GrUnden  Vereine  bezw.  veriangten  staattiehe 


Auch  von  der  staatlichen  ZwaogsayKht 
kann  sich  der  Bfii^r  durch  Answanderaag  — 
in  ähnlicher  Art  —  losmachen. 

■)  Die  DarsteDnng  des  gescbichtlichea  üeber- 
bticks  gibt  vom  Hittelalter  an  in  der  Haont- 
sache  «e  Ansffihrangen  von  Biermer  aas  der 
1.  Anfl.  dieses  WOrterbndtes  (alkrdfae«  etwas 
gekürzt  and  fttr  die  neneite  Zeit  ergäuO  wieder, 
mit  Genebmigang  des  Verfasset*,  Ar  dca  der 
Unterzeichnete  in  letstM  Stande  eingetreten  ist. 
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Gendunigtuig'  Ar  jedeo  T«niii,  alwr  ihre  Be- 
ofeaÄtiiasr  wurde  nicht  streoKe  gehandhabt. 
Du  Verbot  beio;  sich  nnprAaglich  nur  anf  die 
ODlleg^  nicht  anf  die  smaetatee  pnblicanomm. 
im  späteren  Born  wurde  Staat^nebmigiuig 
vorwiegend  nur  für  ein  nenes  GenuB  von 
Korporationen  geordert,  nicht  für  die  einseinen 
Speiiea  schon  Bagelasseaer  Genera.')  Die  ge- 
nehmigten Vereine  beatflen  Bechtefthukeit,  und 
«war  «me  weiteres  (Femice,  'Windscneid);  die 
etwas  gekflnstelte  theoretisdie  Lehre  hat  ihre 
wirtscuflliehen  Daseinsftnßenmgen  Termntlich 
etwas  venunstiUidlicht,  dies  Dasein  aber  selber 
in  keiner  Wüse  erschwert  oder  gestiert  X^eider 
kann  hier  nicht  des  Näheren  auf  diese  Dinge 
wie  anf  die  sich  daran  knüpfenden  Ijtreit&agen 
eingegangen  werden.  Immerhin  darf  als  er- 
wiesen gelten,  daß  trotz  des  lebhaften  Tereins- 
wesens  das  Vereinsrecht  im  Rom  der  Kaiser- 
zeit bei  weitem  nicht  die  Bedeutung  und 
Elastizittt  besaß  wie  das  deutsche,  diu  im 
Hittelaltar  tob  dem  rOm.  Bedit  Torgefmiden 
wurde  und  bei  welchem  mit  iea  ^txen  der 
klassischen  Jurispmdens  nicht  anszakommen  war. 

Das  mittelalterliche  Leben  war  tos  poli- 
tischen, kirchliehen  nnd  wirtschaftlichen  Korpo- 
raticmen  getragen.  Gilden,  Innungen,  Zftnne. 
Bruderschaften  beherrschten  zum  großen  Teil 
das  Sffentliche  Leben.  Die  Korporation  war 
hier  alles.  Der  Staat  war,  soweit  er  sieb  nicht 
zu  einer  bloßen  Abstraktion  verfiftchtigte,  ledig- 
lieh eine  Brscheinnn^orm,  eine  Xbort  der 
Korpnatioiif  aieht  mär  ihr  Gegensatz,  nicht 
mehr  ihr  smiireriner  ^rr  und  Master  (uierke). 
Trotz  aUedem  wurde  der  römische  Korporations- 
begrifl  Tom  Mittelalter  rezipiert  Von  den  Kano- 
nisten  auegebildet,  blieb  er  in  einer  ihm  toU- 
stindig  fremden  Umgebung  herrscheod  und  wurde 
in  einen  Ideeenkreis,  wo  ue  Korporationsgewalt 
die  Staatsgewalt  vertrat,  wo  der  Korporation»- 
bwiff  den  Staatsbegriff  ersetzte  nnd  die  fode- 
rafistische  Auffassung  der  Oflentlich»  Verbände 
allftberaU  berzschend  war,  Qbemommen.  Schon 
daaids  ging  ein  kräftiger  naturrechtlicher  Zug, 
auf  der  loee  vom  GesellsdiaftsTertrage  und 
y<m  der  Entstdiuag  tou  Staat  und  Becht  durch 
den  freien  ^l^len  aes  Einzelnen  fußend,  durch 
das  ganze  gesellschaftliche  Lehen ;  in  ihm  setzte 
sich  der  Korporationsbegrifi  fest,  trotz  aller 
inneren  Widersprüche.  Aber  das  Leben  war 
dennocfa  stärker,  und  die  rOmiaehe  Lehre  der 
Kuserzeit,  daß  jeder  Verein  der  staatlichen 
Genehmi^ong  bedürfe,  eine  Lehre,  die  von  den 
Juristen  in  Sdirifc  und  Wort  noch  grundsätz- 
lich festgehalten  wurde,  maßte  selber  durch 
Künsteleien  Tersnchen,  ihre  Geltung  wenigstens 
formell  aufrecht  zu  erhalten,  und  da  volle  Frei- 
heit der  Verdnsbildung  bestand,  jeder  Verein 
VermSgensffihigkeit  hatte  und  zahlreiche  Korpo- 
rationen einen  tief  eingreifendeu  Kreis  von 
Hoheitsrecfaten ,  Autonomie ,  Geriditsgewalt, 
Strafgewalt  und  Vollziebungs^walt,  über 
ihre  Mitglieder  für  sich  in  Anspruch 
nahmen  nnd  tatsächlich  besaßen,  so  half  man 
sich  mit  PriLsnmtionen  tatsächlich  nie  roi^e- 


')  Eingehende  AuEscblüsse  Uber  das  römische 
Tcffdnswesen  und  Vereinsreeht  geben  die  Werke 
TOD  Perniee  oiid  K.  Gehn  (s.  Literatur);  es 
aei  deshalb  für  alles  wdtere  im  rümischen  Ver^ 
eiurecht  Unanf  Terwieseu. 


nommener  Genehmigongsakte.  Man  lehrte,  daß 
für  zahlreiche  Gattungen  von  Vereinen  dnreh 
einen  allgemeinen  Bechtssats  die  Genehmigung 
erteilt  worden  sei  oder  daß  die  nicht  ausdrück- 
lich genehmigten,  aber  tatsächlich  bestehenden 
Vereine  stillschweigend  genehmigt  worden  seien 
(E.  Loentng).  Deutschrechtlicbe  Anscbauaujiren 
begannen  schon  auch  die  Theorie  zu  beän- 
Aussen. 

Zahlreiche  VerMnde,  die  einen  wesentlich 
gesellschaftlichen  C'narakter  trugen,  besaßen 
korporatiTe  Verfassungai,  s.  B.  die  Genossen- 
schaften in  ihren  mannignttig-wirtsehaftlidien 
und  sozialen  Fttnkti<mai.  Diese  deutschreebt- 
lichen  Institute,  die  sich  den  Anforderungen 
des  Lebens  in  der  natürlichsten  und  bequemsten 
Weise  anschmiegten,  enthielten  einen  nnver* 
wüstlichen  Kern  wertvoller  nnd  in  Zukunft  zu 
neuem  reichen  Leben  berufener  Rechtsformen. 

Die  korporatioiufeindliche  romanistische 
Bechtswissenschaft  gelangte  aber  wieder  zur 
konsequenten  Herrstmaft,  als  der  moderne  Terri- 
torialstaat erstMkte  und  den  Kampf  mit  den 
korporativen  Gewalten  anfaahm.  Zwar  bewegte 
sich  auch  eine  Reihe  von  Reicbsgesetcen  in 
älmlicher  Richtung,  ohne  sich  aber  bei  der 
Schwäche  der  Reichsgewalt  Ajierkennnng  ver- 
schaffen zu  kennen.  (£.  Loening  nennt  die 
Wahlkapitulation  von  1619,  den  Landfrieden 
von  1548,  den  Reichsabschied  von  1661.)  Die 
Landes^iesetze  aber  gelangten  bei  langsamer 
Ueberwindong  zahlreicher  Widerstände  wieder 
dahin,  wo  ue  rSmische  Kaiserseit  gestanden 
hat,  zu  dem  Verbote  eines  jeden  ouie  otnig* 
keitJiche  Genehmigong  gegründeten  Vereins, 
wobei  man  freilich  das  freie  Gesellscbaftsrecht 
der  Privatverefaie,  die  anr  einen  wirtsobaftUcboi 
Zweck  verfolgten,  stillschweigend  ausnahm. 
Nach  und  nach  wurde  die  mittäidterliche  Ver* 
einsfreiheit  vollständig  vernichtet ,  und  im 
Polizeistaat  des  18.  Jahrb.  konnte  kein  Verein 
ohne  poUzeilidie  Erlaubnis  ins  Leben  treten 
und  keine  Versammlung  ohne  Genehmigung 
und  Uebeimdiung  abgehalten  werden.  Es  war 
eine  Bevormundong,  die  aber  jetzt  um  so 
schwerwiegender  war,  weil  sie  dnreh  die  Schule 
vollständ^r  Vereinmeiheft  und  Vereinsherr- 
Schaft  hudnrchgegangen  war,  und  um  so 
drückender  empranden  werden  mußte.  Freilich 
war  dieser  Erfolg  der  erstarrten  romanistischen 
Doktrin  nur  durch  eine  ebendahin  gebende  Ent- 
wickeluug  des  Lebens  selber  möglich  geworden. 
Die  Zünfte  waren  tiefer  Dekadenz  verfallen. 
Die  Verhältnisse  in  den  Stadtgemeinden  waren 
zerrüttet  nnd  entartet,  die  von  den  Hand- 
werkskorporationen beherrschten  Kommunen 
Domänen  des  Familienegoismus,  des  N^potismna 
and  der  Korruption  geworden,  und  überall 
machten  sich  endlose  Hißbräuche  im  bedenk- 
liebsten Umfange  breit  Man  hob  zwar  die 
Zünfte  nicht  auC  aber  man  entkleidete  sie  ihrer 
Autonomie  und  unterwarf  alle  ihre  Verhältnisse 
einer  polizeilichen  Kontrolle.  Noch  eneigiscber 
ging  man  gegen  die  Gesellenverb&nde  (s.  Art. 
„GeseUenverbände"  oben  Bd.  I  S.  965  fg.),  gegen 
die  die  Reicbspolizeiordnongen  ränen  mngwie* 
rigen  und  erfolglosen  Kampf  geführt  hattn, 
vor.  Sie  wurden  in  den  meisten  Territorien 
ganz  au^elöst  oder  aber  jegUchen  Einflusses 
nnd  jeglidier  BewMunj^freiheit  beraubt  Da- 
mit war  andi  die  Koalitumsfreiheit  der  Arbüter 
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val  lange  Zeit  hinane  Terniehtet,  und  Mimde 
die  SzelgniBM  der  fruiOriflalien  Berolntion 
führten  n  koalitimiifeiBdlichen  Haflnahnoi  fut 

klier  enropliicheD  Stuten. 

Am  IKnnten  hatte  sich  die  mittalaltarliehe 
Vereinifreiheit  in  damjenigra  Lande  erhalten, 
wo  du  rttmiache  Korporationöedit  ebensowenig 
wie  der  absolatistiBche  Polizeistaat  sich  Eingang 
Terschaffte,  in  Orofibritannien.  Aber  auch  hier 
führten  die  Nachwirkungen  der  fransOslachen 
Berolntion  an  Beichrttnkniigen  des  Y.-  n.  V.,  das 
dort  seit  Jahrhunderten  als  nnnnuichrtnktes 
Gmndraoht  der  üntertaiie&  skh  behauptet 
hatte.  Sude  des  18.  Jahrb.  war  aneh  dort  das 
Teieinsreeht  sowohl  der  Arbeiter  als  der  reli* 
ffiOsoi  Sdkten  nnd  Oenosseuschaften  stark  dnrch- 
Ulchert.  Anfang  des  19.  Jahrb.  erließ  Oroß- 
britannien  sogar  Qberans  rigorose  Oesetae  gegen 
Koalitionen,  Arbeitaeinstellnngen  n.  dergl.  Nnr 
in  dem  allermodemsten  Staate,  in  den  Yer- 
dnigten. Staaten  von  Amerika,  war  die  Ter^s- 
nnd  Versammlnngafreiheit  im  gemeinen  Reoht 
TerfasBungsgemU  (ünionsverfaunng  von  17B8) 
allgemein  anerkannt  nnd  Ton  der  politischen 
Uebeneagnag  des  ganzen  Volkes  getragen. 
(8.  Art  „KoalitioB  nnd  KoalitioBSTerbote'*  oben 
8. 1751^.,  wotelhft  auch  der  endUdie  DnrdVraeh 
der  Anerkennnag  der  EMüiticosfreihfllt  in  Bng- 
lattd  and  Frankmch  In  dem  HaaptgeMtMsdaten 
geschildert  ist). 

Der  llangel  eines  freien  V.-  n.  V.  ward,  so- 
lange es  kaae  politischen  Parteien  nb,  im 
groüen  PnbUknm  kaum  emi»f(inden.  Die  ar- 
beitenden Klassen  befanden  rieh  in  so  großer 
wirtschaftlicher  nnd  rechtlicher  Abbän^keit 
von  den  Arbeitgebern,  daß  alle  Voraassetziugen 
flkr  den  iweekmäßlgöi  Oebmnok  nnd  eine  krU- 
tige  Annfitann^  eines  Tereintan  Twgehens 
fe&lten.  Vfas  die  rein^litiaehen  Bestremiogen 
anbetraf,  so  war  zwar  m  den  BeTo]ntimu;)aliren, 
besonders  in  Frankreich,  der  Versnch  gemacht 
worden,  ihnen  Aktiona-  nnd  Petitionsfreiheit 
einnrftnmen,  nnd  Ton  diesem  Rechte  hatten 
die  radikalen  Parteien  in  einem  ausgedehnten 
nnd  wohlorganisierten  Netae  Ton  Junbs  nnd 
Vereinen  einen  weitgehenden,  znm  Teil  exzes- 
siTen,  Oebranch  gemacht.  Ine  stOrmische  Be- 
wegnig  mit  ihnm  laUreiclien  Hiflbrftnehett 
fUine  aber  bald  wieder  in  öner  aielbawnßten 
BeaktioB,  die  anoh  anf  Dentachland,  wo  man  Ton 
r«Tolntionttren  Bewegungen  Torlftnfig  Temhtmt 
bUeb,  snrQckwirkte. 

Ine  nenere  Oesetsgebnng  in  Deutschland 
wurde  Ton  dem  Allgemeinen  Preußischen  Land- 
recht eingeleitet,  das  in  Tieler  Beziehung  mit 
dem  römischen  Recht  und  den  Omndafttzen  des 
Poliseistaates  brach.  Das  Gesetzbuch  regalte 
das  PriTatrecbt  der  anf  Vermtoenserwerb  ge- 
richteten PriTatgesellschaften  ohne  korporataVe 
Formen  ebensowohl  wie  das  der  anderen  Qesell- 
sdiaftea,  die,  aoteni  ihr  Zweek  und  ihre  Titig- 
keit  der  gemeinen  Ruhe.  Sicheiheit  nnd  Ordnung 
nicht  zuwider  liefen,  auch  ohne  (Genehmigung 
erlaubt  waren.  Geheime  Verbindongen  wm^en 
Ton  polizeilicher  Genebmigong  abningig  ge- 
macht nnd  dem  Staat  elo  Annltsungsrecht  der 
Vereine  aus  generell  bezeichneten  Gründen  ein- 
ger&nmt.  Korporationsrechte  hatten  nur  Ver- 
eine mit  fortdauerndem  gemeinnUtaLren  Zweck 
auf  Grand  besonderer  ataatlleher  Verleihung. 
Sine  Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  existierte 


nicht  Daa  geringe  Mail  von  VamMCrahsit 
wurde  ndem  diircti  die  Bdikte  tm  1798  ni 
1816  wieder  anfgriioben,  indem  alle  Yaraiie  jv- 
hoUa  wurden,  welche  die  Beratung  p^itiacber 
Angelegoihelt«!  bezweckten,  deren  jQt^Bedsr 
un^annten  Oberen  Oeborsam  oder  bcunntai 
Oberen  unbedingtenGehoraam  veraproAen  hatto, 
oaw.  IGt  Kinnhmnff  der  Gewerbaireihett  w 
zwar  daa  Gesellenrecnt  des  Landreohts  obsolet 
geworden,  in  der  Geweriwordnnug  aber  tob 
1845  wurde  den  Gullen,  Gehilfra.  Lehrfian, 
Fabrikarbeitern  die  Bildung  Ton  VerelBen  waa 
polizeilich«  Brlanlmis  bei  uAu  Streb  uato- 
sagt  und  die  Koalitini  behnfa  VoorlMnitBnff  tu 
Artwitednetdlnngen  Inhibiert  Aelnüieh  wis  ia 
Preußen  wu  es  in  den  anderen dentadMB Staates; 
nur  Badai  und  Wfirttembei|f  g:ewthrtaa  des 
polltischen  Vertanen  und  Versamrafamgeo  äm 
größeren  Spielraum.  Vorllbergehend  waren  184S 
die  gesetzlicfaai  Schranken  fnr  poütiscbe  Vtf< 
eine  nnd  VolkSTersammlnngen  gvfallcQ. 
wurden  aber,  als  die  Rnktion^Mnode  ^asetctt 
den  Polizeibehörden  wiederum  aDagedahat«  Be- 
fugnisse nnd  Kontnltmaflregelu  den  täiHäAm 
Vereinm  gwendb»  eingeitamt 

Daa  Rm»  hat  tob  aemer  TttfiunagaaalKna 
BefugniS)  das  VereiDiiweaeD  auch  Mtandlmen- 
lieh  au  regeln,  teilweise  schon  Gebrattcb  fe- 
macht  (darflber  s.  unten  snb  ib).  Bisa  kons, 
aber  erfblglose  Episode  der  fftnslichen  Cit«- 
drUcknng  gewisser  politiadieT  vereine  stellt  4u 
sog.  SozialätengcMtz  Ton  1878  dar,  nach  weisen 
die  Vereine,  Versammlungen  und  Ao&ftn, 
welche  durch  sozialdemokratiaebe,  aoaialistisw 
oder  kommunisttsche  Bestrebongen  daa  Cnstan 
der  bestehenden  Staats-  und  QeaellaohaftaBidaaM 
bezweeÜMi,  Terboten  wareu.  Daa  OeaMawsrfs 
1880  wieder  Ettlter  Kntc  gaaetst  Bfaiauistter 
ReiehsTereinagesetKentwüf,  ä»  du  genau 
Öffentliche  Vereinsreeht  regeln  arilta  ud  ia 
InitiatiTe  des  Beiehstags  entapnutgen  war,  in 
1896  gescheitert  Aadi  ein  Ton  der  praiBiicbeo 
Regierung  1887  eingebrachter  V«r«iiigasBtt- 
entwnrf  ttaA  faat  allontbalban  IfleUh•ltfeseT<^ 
urteilang. 

Einen  erfolgreicheren  Anfang  zur  Befora 
des  V.-  und  V.  hat  das  RO.  vom  11,XIL 
1899  gemacht,  welches  das  öozelstutHcfae 
Verbot  der  Verbrüderung  politischer  Ver- 
eine untereinander  beseitig  Hat  Meuerüo$t 
ist  die  Frage  dnich  die  OeeeUesnrUg« 
über  die  BechtsfUii^eit  der  Bemtomuag 
wieder  aufgerollt  Die  FasBiiD^  des  &t- 
wnrfs  hat  in  der  1.  Lesung  tm  Flamm 
neben  der  Anerkennung  einicer  wenigergater 
Seiten  seitens  aller  auAer  am  \onaamüfSi 
Parteien  scharfe  Venuteiluiuc  ofahrat.  Der 
Heichskanzler  stellte  daiauf  (IBO?)  eine  leKte- 
geeetzliohe  Regelung  der  gUMQ  Veniu- 
angelegenhflit  m  Aussioht-  Qnt  FondowalET 
gab  im  Reichstag  die  ErUftruiw  ib:  *tV«iu 
das  Vereiusgeeeta  die  Gestalt  bdrommt,  Ab 
es  haben  mnfi,  um  flberiun^  Mlf  Aasabme 
im  Reichstage  redineD  xa  kODoen,  dann  wirf 
es  eine  Eletoigkeit  seuif.  Idnbei  dmc^ciBin 
Paragn^hen  andi  das  Bedkt  der  Bbp» 
Tereine  nach  der  priTatrechtUchea  Ssts  i» 
regeln;  denn  die  MfeotiichzQofatUcfas  Bo» 
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witdduTch  das  BencAisgMetz  ger^;elt  werdeu'S 
und  er  knüpfte  im  weiteren  die  Aeußerung 
dano,  mm  mfiBse  ein  moderaeB,  der  großen 
Alrtxnukiaft  d«-  Natioa  »tsprechendee  Oe- 
Betz  schaffen,  das  aeine  Grenzen  nur  in  der 
Fürsorge  fOr  dio  bfligraliche  Ordnung  und 
l^oheriimt  finde.  YoranasichtUch  dOrften 
dordi  das  neue  Gesetz  alsduia  die  bisher 
geltenden  Bestimmungen,  nach  denen  die 
polizoUcbe  WlUkOr  allzu  mftchtig  war,  nach 
aeneo  die  Teilnahme  der  Frauen  und  äünder- 
jfthrigen  verboten  war,  sowie  alles,  was  den 
Charakter  eines  ^Ausnahmegesetzes"  hatte, 
obsolet  werden  und  stattdessen  eine  Belang 
gehuden  werden,  die  ^en  bereohtigten 
sozialpolitischen  Forderungen  entspreoien 
wird. 

4.  Geltendes  Beeht  in  Dentschland. 

Frivatrechtliche  Regelung.  Die 
Fürsorge  für  die  bürgerliche  Ordnung  und 
Sicherheit  leitet  auch  die  privatrechtliche 
Regelung  des  Yerdnarechts.  Es  war  eine 
aorea  mediocritas  zu  finden  zwischen  dem 
lOmischrecbtlichen  Konzessionssystem  einer- 
seits und  der  „Freien  EGrperttchaftsbildung'* 
andererseits.  Daß  der  Staat  sich  wenigstens 
eine  gewisse  Kontrolle  über  die  Bildung  der 
.,Staaten  im  Staate*'  vorbehält,  ist  durouuis 
berechtigt  Das  BGB.  hat  in  seinen  §§  21 
bis  89  das  bOigerliobe  Recht  der  Vereine  — 
MnschlieBlich  der  Stiftungen  und  der  ju- 
ristischen Personen  des  öffentlichen  Rechts  — 
abschließend  ger^It,  indem  es  jedoch  die 
betreffs  großer  Gruppen  wirtsohaftu<W' Yer^ 
eine  (und  Anstalten)  erlassenen  Beichsgesetze 
unberührt  ließ. 

Die  rechtsfthigen  „Vereine**  im  engeren 
Sinne  scheidet  dak  BGB.  in  zwü  Gruppen : 
1.  Wirtschaftliche  Vereine  (Er- 
werbsgeeellschaften).  Diese  erlangen  Bechta- 
iBhigkeit  dnroh  staatliche  Verleihung,  so- 
wdt  nicht  besfMidere  Reidtagesetze  ihre 
Beditsreriilltnisae  bmts  g^rwelt  haben. 
Hierher  gehören:  die  Gesellschaften  des 
HOB.,  EoIonialgeseUschaften,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften ,  Gesellschaften 
m.  b.  H.,^)  ferner  die  z.  T.  als  „Anstalten" 
ZQ  betrachtenden  HUfskassen,  Innungen, 
Berufs^enossenschaften,  Krankenkassen :  über 
alle  diese  ist  au  anderen  Stellen  di  0808 
Wörterbuchs  gehandelt  worden.  Für  die 
wirtschaftlichen  Vereine  des  BGB,  genü^  es, 
dafi  die  Entziehung  oder  Verlust  ihrer 
Rechtsfähigkeit  einzutreten  hat,  wenn  sie 
(§  43  BOB^  einen  anderen  als  in  der  &itzang 
beetimmten  Zweck  verfolgen  (also  mtweder 


')  Das  Privatredit  der  Versichenmgsgesell* 
Bdiafteo  ist  einem  besonderen  Reichsgesetz  noch 
rorb^alten  worden,  dessen  Entwarf  bereits 
dnreh  eine  doppelte  KommiMionsberatuas  ge- 

Sngren  ist  und  Aosiicht  auf  Annahise  im  P^nm 
t  (1^  Art  nVenidianuigswesen''). 


einen  politiscfaen,  sozialpolitischen.  zeUcpOsen 
oder  irgend  einen  anderen  nioit  voriier^ 
gesehenen)  oder  wenn  aa  in  Konkors  ge- 
raten, 

2.  Sog.  j^deale"  Vereine,  oder,  wie 
das  Oes^  sich  negativ  ausdrückt,  „Vereine, 
deren  Zweck  nitmt  auf  einen  wirtsohaft- 
liclien  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist^.  Es 
geboren  bderiier  z.  B.  gemeinnützige,  wohl- 
tätige,  wissenscha^che,  politische,  gesellige, 
religiöse  Ver^e,  aber  auch  jede  andere  etwa 
neu  entstehende  Spielart,  sofern  sie  eben 
nur  nicht  ausschließlich  wirtschaftliche 
Zwecke  verfolgt.  Diese  Vereine  erlangen 
Rechtsfähigkeit  nur  durdi  Eintragung  in  das 
Vereinsregister  desjenigen  Amtsgerichts,  in 
dessen  Bezirk  der  Verein  seinen  Sitz  hat 
Doch  unterstehen  ausschließlich  dem  Landes- 
recht diejenigen  Vereine,  welche  den  der 
Landesgesetzgebung  allgemeäo  vorbehaltenen 
Rechtsgebieten,  insbesondere  dem  Agrairecht, 
Wasserrecht,  Bergrecht,  Forstrecht,  Jagd- 
und  Fischereirecht,  angehören.  Auch  bleiben 
die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  nach 
welchen  eine  Religionagesellschaft  oder  eine 
^istUche  Gesellsäiaft  Rechtaähigkeit  nur 
im  Wege  der  Gesetzgebung  erlangen  kann, 
unberü^.  Zu  diesen  Vereinen  würden 
auch  die  politischen  Vereine  gehören ; 
deshalb  ist  «ne  weitere  Üntetsch^ung, 
aUerdings  nicht  ganz  e^Uzite,  im  Gesetz 
gemacht: 

a)  Nichtwirtschaftliche  Vereine,  welche 
weder  politische,  sozialpolitische  noch  reli- 
giöse ^ecke  verfolgen, 

b)  Nichtwirischaftlicne  Vereine,  die  diese 
eben  genannten  Zwecke  verfolgen. 

F&  beide  Arten  gQt  das  Prinzip  der 
Normativbestimmungen,  so  daß  der  verein 
die  Rechtntersönlichkeit  erlangen  kann,  wenn 
er  folgende  Bedingungen  emUlt:  er  muß 
mindestens  7  Mitglieder,  einen  ordnungs- 
mäßigen Namen,  schrifUicne  Satzungen,  einen 
Vorstand  haben  und  muß  sich  zur  Ein- 
tragung anmelden.  Soweit  ist  das  Recht 
für  beide  Arten  gleich ;  der  Untersdiied  aber 
besteht  darin,  daB  das  Amtsgericht  die 
unter  a)  genannten  eintragen  muß,  wenn 
nicht  bestimmte  gesetzliche  Gründe 
dagegen  vorliegen  j  wegen  derer  die  Ver- 
waltungsbehörde Emspruch  erhebt,  während 
bei  der  Gruppe  b)  meser  Einspruch  auch 
ohne  gesetzliche  Cbründe,  lediglich  nach 
freiem  Ermeesen  der  Verwaltungsbehörde, 
erhoben  werden  kann.  Es  ist  dies  also  ein 
„verkapptes  Konzessionssjrstem"  (Coeack).  — 

Die  einzelnen  Rechtssätze  für  die  Ver- 
eine kOnnen  hier  nicht  näher  mitgeteilt 
werden ;  sie  regeln  insbesondere  die  Hitftung, 
Satzun^ndemng  usw.  Durch  die  Satzung 
—  im  Rahmen  des  Gesetzes  —  erhält  der 
V^in  seine  Verfassung,  er  wird  nach  außen 
vertreten  durch  den  Vorstand,  der  den  Ver- 
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ein  verpflichteD  uod  berechtigen  kann,  in 
manchen  Fällen  auch  durch  blondere  Or- 
g»ie  oA&  die  Hitgliedervfflsammlung.  Die 
AnflSsmig  erfolgt  durch  Beschluß  oder  Kon- 
kurs oder  wenn  sdne  Mitgliederzahl  auf  drei 
hmbfflukt;  es  kann  ihm  die  Bechtsfthig- 
keit  entzogen  v^en  f§  43  fiGE),  wenn  er 
durch  «nen  gesetzwidrigen  Beschluß  der 
HitgUederrersammlung  oder  durch  gesetz- 
widrig Vahalten  des  Vorstandes  das  Ge- 
Gememwohl  gefiUudet,  wenn  er  einen  wirt- 
schaftlichen Zweck  verfolgt,  wenn  er  — 
ohne  daß  dies  in  der  Satzung  vorgesehen 
war,  also  fOr  die  Vereine  sub  a)  —  einen 

g^litiscben,  sozialpolitische  oder  religiösen 
weck  verfolgt. 
Die  in  letzter  Zeit  aufgetauchte  Frage 
der  Rechtsfähigkeit  der  Berufsvereine  be- 
zweckte also,  diese  zu  der  eben  genannten 
Gruppe  2  b)  gehörenden  Vereine  als  eine 
Sondeigruppe  herauszuheben  nnd  für  diese 
die  privatrechtliche  Rechts^higkeit  zu  er- 
leichtem. 

3.  Anhangsweise  ist  zu  erwähnen,  daß 
alle  anderen  Vereine,  die  also  die  Bechts- 
fähi^keit  nicht  nach  den  im  BGB.  genannten 
Bestimmungen  erlangen  können  oder  sie 
nicht  erlangt  haben,  nicht  rechtsfähig 
sind;  ihre  Rechtsverhältnisse  regeln  sich 
(laut  §  54  BGB.)  nach  dem  Recht  über  die 
„GeseUschaft"  (§§  705—740);  der  Vorstand 
also  verpflichtet  oder  berecuitigt  z.  B.  nur 
räch,  selrat  oder  die  lütglieder  solidarisch.^) 

Alles  in  allem  kann  man  sagen,  daß  das 
Privatvereinsrecht,  wie  es  dufch  das 
Büigerliche  Gesetzbuch  geordnet  ist,  den 
vorhandenen  Bedürfnissen  in  zweckmäßiger 
Weise  Rechnung  ti^gt  Die  Rechtsfähigkeit 
schließt  die  VermögensMi^keit  ein  und  gibt 
so  ÜTie  privatwirtschaftliche  Macht,  auf 
deren  Bedeutung  schon  oben  sub  2  hin- 
gewiesen  word«i  ist 

b)  Oeffeatiiches  Recht  Das  öffent- 
liche Recht  ist  bisher  noch  der  Landes- 
gesetzgebung  überlassen  geblieben.  Reichs- 
gesetlslicn  gei^^t  sind  nur  &xa^  Einzel- 
heiten: 

a)  BStrGB.  §§  128,  129  nennt  die  ver- 
botenen V«eine:  Geheimverbindungen,  gegen 


Aber  auch  Gesellschaften  können  sich  durch 
den  Gesellschaftsvertrag  eine  korporative  Ver- 
fassung geben  nnd  den  Vorstand  znr  gericht- 
lichen nnd  aaßergerichtlich^  Vertretung  des 
Vereins  ermächtigen.  Wenn  anch  in  etwas  ge- 
künstelter Weise,  ist  also  auch  jenen  Vereinen, 
denen  das  Privileg  der  Begistnerang  versagt 
bleibt^  im  Wege  des  Vereuustatnta  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  ihre  RecfatsverhältniBse  derart 
zn  ordnen,  daß  sie  sich  in  ihrer  Stellung  voo 
den  bevorrechteten  Vereinen  nicht  wesentlich 
unterscheiden  nnd  sich  in  ihrer  privatrecht- 
lichen Wirksamkeit  nicht  erheblich  beeinträch- 
tigt sehen.  (Biermer.) 


Staatsverwaltung  und  Gesetze  gerichlele 
Vereine  oder  solche,  in  denen  ng^gen  un- 
bekannte Obere  G^rsam  oder  gegen  be> 
kannte  Obere  unbedingter  Gehorsam"  ver- 
sprochen wird. 

b)  RGewO.  §  152  gewährt  den  ge- 
werblichen  Arbeitern  das  EoalitKoa- 
recht 

ö)  HilitSrgesetz  v.  ^JY.  1874  S  49  tct- 
tnetet  den  zum  aktiTOn  Heere  gäiQieiiden 
lüUtftrp^Bonen  die  Teilnahme  an  politischen 
Vereinen  und  Versammlungen. 

d)  Wahlgesetz  v.  31.  V.  1869  §  17  ge- 
stattet den  Wahlberechtigteu  Bildung  von 
Wahlvereinen  un4  öffientliche  Venamm- 
Inngen. 

e)  RG.  V.  Il./Xn.  1899  gestattet  in- 
ländischen Vereinen  jeder  Art  AnknQpfoi^ 
gegenseitiger  Verbindung. 

Die  Landesgesetze  sind  teils  liberaler, 
teils  strenger.  Enge  Grenzen  ziehen  sie 
dem  Vereinsrecht  in  Mecklenburg,  Reoß  ft.  L. 
und  Elsaß -Lothringen.  Die  Gesetze  der 
größten  Bundesstaaten  Preußen,  Bayern  ood 
Sachsen  unterwerfen  Vereine,  die  sich  nicht 
mit  Öffentlichen  Angelegenheiten  beschäftigen, 
keiner  polizeilichen  BeechränkuDg,  wohl  aber 
solche,  die  dies  tun.  Ueber  Anmeldanc  ihrsr 
Versammlungen,  Einreichung  der  Mit^etkr- 
und  Vorstandslisten,  Ausschluß  von  Tiau« 
nnd  Minderjährigen  u.  a.  m.  sind  detaillierte 
Bestimmungen  erlassen,  namentlich  aber 
über  die  Gründe  der  AuflOsuDg  nad  die 
Befugnisse  der  Verwaltungso^ane  zur  Auf- 
lösung. Im  einzelnen  können  hier  die  Be- 
stimmungen nicht  näher  erörteat  werden ; 
sie  sind  z.  T.  recht  dehnbar,  so  daß  den 
Polizeiorganeu  eine  große  diskr^ionftre  Ge- 
walt eingeräumt  ist  Nur  in  FreuBeo  be- 
darf es  zur  endgültigen  Auflösung  des  Vo^ 
eins  dnes  Kichtersimiches:  aber  amh  hier 
hat  es  an  gekfinstelten  und  w^iig  Ubermleii 
Interpretati(Hien  nichtgefehlt^s.  oben  8.1158». 

Besondere  Anfmeraaamkeit  ist  ron  da- 
Landesgesetzgebungdem  Versam  m  1  a  nga- 
recht  gesdienkt  worden.  Während  ver- 
eine auf  Dauer  berechnete  Vert^dungeo 
einer  Mehrhdt  von  Personen  zur  Erreichung 
eines  gemeinsamen  Zweckes  sind,  aind  Vei^ 
Sammlungen  nur  vorübergehende  Verbin- 
dungen, behufs  Verhandlung  und  Besc^uß- 
fassung  Über  gemeinsame  Angel^enfarätea. 
Von  Frivatversammlungen,  die  ja  auch  meist 
„^meinsame  Zwecke"  verfolgen,  lassen  aie 
sich  nur  durch  die  Zahl  der  Teilndimer 
oder  andere  Indizien,  also  numchmal  nidit 
mit  Sicherheit,  abgrenzen  und  unt^isdiadea. 

Vereinsversammlungen,  deren  Zdi  und 
Ort  im  voraus  feststeht  und  der  Foliui  be- 
kannt ist,  bedürfen  in  Preußen  keiner 
besonderen  Anzeige.  Die  OrtsDotizeibdiarde 
ist  befugt,  in  jede  Versamnunog,  in  der 
öffentlidae  Angel^nheiten  eiMert  weides 
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oder  beraten  Verden  aoUen,  einen  oder  zvd 
Abgeordnete  zn  senden,  denen  ESnlafi  und 
OD  geeigneter  Platz  sowie  auf  Erfordern 
Auskunft  Aber  die  Personen  der  Bedner  zu 
erteUen  ist  Die  AnflOsong  einer  Versamm- 
\mg  ist  zulässig :  1.  wenn  die  über  die  An- 
meldung  zn  erteilende  Bescheinigung  nidit 
To^^egt  werden  kann;  2.  wenn  in  der 
Tersuiu&luDg  Antrftge  oder  Vorscblflge  er- 
örtert werden,  welche  eine  Aufforoemog 
oder  Anreizung  zu  strafbaren  Handlungen 
enthalten;  3.  wenn  in  einer  Yersammlung 
Bewaffheto  erscheinen,  die  der  Auffordemog 
der  Obrigkeit  entg^en  nicht  entfernt  werden. 

Aehmich  liegen  die  versanmilungsrechtr 
liehen  Grunds&tze  in  den  anderen  deut- 
schen Bundesstaaten.    Milder  ist  es 
z.  T.  in  Baden,  Württemberg  und  Hessen, 
indem  einige  BeschrftukungsvorschrifteD  (z.  B. 
ißr  das  WaffeDlrageo.  dann  Folizeiverbot  im 
TOraus)  nur  für  Öffentliche,  nicht  für 
jede  Versammlung'  eingefflhrt  und  odw  in- 
dem blofie  Anzeige  statt  ESnholung  einer 
Genehmigung  genO^  n.  a.  m.  Strenger  als 
in  PreuSen  sind  die  Vorschriften  z.  T.  in 
Sachsen;  hier  kann  die  Polizeibehörde  jede 
YerBammlong  (wie  in  E!l8afi-Iy)thriogen)  im 
voraus  verbieten  bei  dringender  Oemhr  für 
die  Offentlidie  Ruhe,  Ordnung  und  Sicher- 
bdt;  es  steht        überwachend«  Polizei- 
beamten das  Becht  zu,  jedem  Bedner  das 
Wort  zn  entziehen  in  bestimmten,  vom  Ge- 
setz vonesehenen,  aber  seiner  augenblick- 
lidtm  „Entscheidung**  vorbehaltenen  fUlen; 
er  kann  die  Versammlung  auflösen,  sobald 
sie  onen  (nach  seinem  Enneesen)  gefilhr- 
lichen  Charakter  annimmt;  der  Vorsteher 
der  Versammlung  hat  einem  Redner,  der 
zu  „unsittlichen"  (nicht  nur  bei  „ungesetz- 
lichen" wie  anderswo)  Handlungen  auffordert, 
das  Wort  zu  entziehen,  u.  a.  m.   Die  Teil- 
nahme von  Frauen  an  politischen  Öffentlichen 
Versammlungen  ist  seit  1899  (G.  v.  15./VI.) 
in  Bayern  gestattet,  während  die  meisten 
anderen  Bundesstaaten  dieses  Recht  den 
Frauen  noch  verweigern. 

5.  Aogland. ■}  lo  Engtand  genießen  alle 
Vereine  nM  Versammlmtgen,  die  nicht  nngesetz- 
Hche  Zwecke  verfolgen,  onbescbränkte  Freiheit. 
Zwar  bestehen  einzelne  bescfarftDkende  Gesetze, 
teilweise  ans  frOheren  Jahrhonderten,  noch  fort; 
dieselben  sind  jedoch  Ifinest  außer  Anwendnng 
gekommen.  Auch  das  Versammlangsrecht  ist 
nicht  beschrftnkt,  soweit  nicht  etwas  wie  Kom- 
plott (coDspiraojr)  oder  Aufmhr  (riot)  vorliegt 
Sbenso  besteht  m  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  tatsichlieh  volb  Vereins-  and 
Versammhingsfreiheit.  Die  Verfossnng  verbietet 
aiudrflcklieh  dem  Kongreß  den  Erlafi  von  Oe- 

1  Dieser  knrze  üeberblick  über  die  ans- 
Un^schen  VerhUtnisse  ist  auf  Qnudlage  der 
emgehenderen  Hlttellaiigen  von  fi.  Loenmg  im 
Haadw.  d.  Staatswissenseh.  gegeben. 


setzen ,  durch  welche  das  Becht  des  Volkes, 
sich  fnedlich  zu  versarnrndn,  beschiftakt  wird. 
Tu  allen  eiacelnen  Staaten  ist  durch  die  Ver* 
fassnngen  die  Versanmünngsfreiheit  in  gleicher 
Weise  gewShrleistet.  Aach  Italien  besitzt 
ein  sehr  freies  Vereinsrecht;  es  hat  Überhaupt 
keine  gesetzlichen  Beschr&nknngen  des  Vereins- 
recfata,  aar  solche  des  Versammlnngsrecfats.  In 
der  Schweiz,  Belgien,  Dänemark, 
Holland  und  den  skandinavischen 
Ländern  geben  die  Verfassungen  eine  weit- 
gehende Bewwongsfreiheit  fttr  Vereine  uid  Ver- 
eammlnngen,  Spanien  hat  die  Vmehrift  der 
Eintragung  ins  Vereinsregistor.  In  Oester- 
reich bestehen  dagegen  weitgehende  Besehrän- 
knngen,  die  über  die  preußische  Verordnung 
von  1860  noch  hinansgeben  (vorherifi:e  Anzeige 
von  der  BUdnng  eines  Vereins  und  HSglichkeit 
ihrer  üntersagnng;  AnflCsung  bei  üeberscfarei* 
tung  des  Wirkungskreises;  Versammlnngshe- 
schränknngen).  Frankreich  hat  naturgemäß 
mit  seinen  wechselvoUen  politischen  Schii^salen 
auch  die  versehiedensten  Spidarten  des  Vereins- 
recbts  durchgemacht.  Bis  1901  warm  nodi  alte 
Bestimmungen  ans  dem  Cede  ptoal  und  dnem 
Gesetze  von  1884,  wonach  genehmigte  Vereine 
jederzeit  anfgelOat  werden  kfinnen,  in  Kraft. 
Erst  mit  dem  G.  v.  l./VII.  1901  ist  fOr  die 
meisten  Vereine  (mit  Ausnahme  deijenigen,  die 
rein  privatwirtschaftliche  Zwecke  der  Gewinn- 
verteilnng  unter  die  Mitglieder  bezwecken)  eine 
den  modernen  Anforderungen  im  allgemeinen 
entsprechende  Regelnnff  geschaffen  worden.  Es 
sind  drei  Grade  der  Rwhtsfähigkdt  dort  zn 
nnterschdden :  volle  Bechtsf&higkeit  wird  (wie 
vorher  sdion)  nur  dadurch  enid^  daß  der  Präsi- 
dent der  Bepnhlik  im  Verein  zn  einem  Eta- 
blissement d  Utility  publique  erklärt;  eine  in 
ihrer  Ausdehnung  bMcbränkte  Beehtsfilhigkdt 
dnrcb  Anmeldung  bei  der  Präfektox  oder  Sons- 
präfektar;  der  dritte  Grad  ist  der  des  erlaubten, 
durch  BeschrSttknngen  wenig  eingeengten  Ver- 
eins, der  den  Bestimmungen  des  Code  civil  über 
die  nGesellschaft"  untersteht.  Besondere  Be- 
schränkungen sind  für  die  religiösen  Genossen- 
schaften (Cooffr^ations  religienses)  vorgesehen. 
Bußland  endlich  hat  keine  Vereuis-  nad  Vw- 
sammlungsfreibeit;  das  Bedit  steht  dm  Vereins- 
bildnneen  wie  Ddikten  gegenüber;  es  bedroht 
die  TeUnahme  an  ihnen  mit  Strafe  und  verlangt 
unter  Strafandrohung  Anzeige  von  dem  Be- 
stehen solcher  Vereinigungen,  falls  sie  nidit 
nur  wissenschaftliche  oder  künstlerische  oder 
ähnliche  Hsehnldlose"  Bestrebungen  haben. 

Literatnr:  JB.  Loeningf  Da»  VeiHiU'  und 
XoaUtünureeht  im  Dtuttekm  Reidu,  Sehr.  d. 

Ver.  f.  Sonalpolüii,  Bd.  ZXXVI  (1898).  Daiu 
du  Verhandlungen  des  Ver.  f.  SotialpolÜik. 
Sept.  1897.  —  B.  Loentng,  Art.  „Vereint' 
und  Vertammlung^/reiheit",  ff.  d.  Si.,  S.  Atifi., 
Bd.  VII,  S.  S8t/g.  —  A,  rerniee,  M.  Anti*ti%u 
Labeo,  Bd.  I,  S.  eS9/g.,  187S.  —  Max  CoKn, 
ZumrömitehenVerHTtMTecht,  187S.  —  Sohm,  Ueber 
die  OetchichU  der  Vereintfreiheit,  Jahrb.  /.  0*««. 
«.  Verw.,  Bd.  VI,  S.  SOSfg.  —  ZtUrr,  Da» 

Vereint-  und  Vertammtungtrecht  in  DeuUckland, 
Arch.  f.  öffentt.  Becht,  Bd.  X,  S.  tS9fg.  — 

W.  Kutmnann^  Da»  deuUch»  Verein»'  und 

Venammlungereeht,  Arth.  f.  »ot.  Gat^Mg.,  Bd.  X, 
&  816 fg.  —  JoMy,  An.  „r«r«Aie  und  Ytr- 
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tarnmlm^ien",  Sungeü  WJ.  d.  D.  VJt.,  Bd.  II, 
&  668^.  —  Bachem,  Art.  „  Vertint-  und  Vtr- 
tamwdungtvtten",  SUutiaUxiion,  Bd.  V,  &  90t fy. 

—  Brater,  Art.  „Vavine  u»d  Ver»ammluny«n", 
BbtnUehlü  StaatswSrierbueh,  Bd.  III,  8.  818fg. 

—  Mascher,  Da»  Vereins-  und  Vem.mnUung»' 
recht  Beutiehlamdt ,  S.  At^,  189t.  —  Limko, 
Di»  dtmttehm  VtrHiujfuetM,  t.  Aiifi.,  1881.  — 
GUrUef  DenUehM  Otno—msehqßtreeJU,  8  Bde., 
2871 — 2881.  —  JlerMtbe>  Omoa$tiu^u^ati€orie, 
1887.  —  Conrad,  Jahrb.  /.  JKit,  y.  F.,  IIJ, 
S,  S.  S79fy.  —  Tünnie»,  VereinM-  uTut  Fer- 
iammtungtreckt  widtr  die  Koalitioj^freikeit. 
Schriften  d.  Ott.  f.  $ox.  Bef.,  Ht^ji  6,  190t.  — 
A.  JjtUty  Vereintherrtchqft  und  Vereintfreiheit 
im  küi\ftigen  BeiehtreetU,  1899.  —  Der^Mte, 
Untertüdmngen  tum  inneren  Veretnereeht,  1904. 

—  J.  von  iMUotr,  Daa  Vereinerecht  de»  Bärgerl. 
OeeeUbuehe,  190t.  —  BruUf  Da»  KoaUtione- 
recht  der  Arbeiter  in  Deuteehland  und  »eine 
B^ormOedOißigkeU,  1908,  —  Abbe^  Die  reeJU«- 
iffidri^  BeKhrititlmnff  der  VereamwUuHg^freiheit 
im  Oroßheraogtum  Saeheen,  in  „Oetammelte  Ab- 
handhätgen",  Bd.  IIJ,  1906.  —  Die  Lehrbücher 
de*  bOrgerU^en  Beehta  vmEndemannf  Cotaok 
u.  a.  A.  Nster. 


VereinswesM,  landwirtschaftliches 

8.  Landwirtschaftliches 

Vereinsweaen  oben  S.  381%. 


Tererbnng  des  liBdlicheB  Qrud- 
tesitsM  uU  lAndUches  Bronchi 

Vorbemerkuig:.  1.  Die  Realteilimg.  2.  Die 
nngeteUte  VererDimg  der  LandgUter.  8.  Die 
Entwickelnn^r  des  Uudlichen  Erbrechts.  4.  Die 
Erbrechtarefonn.  a)  Das  iadirekte  Anerbm- 
recht  (H^encbt,  Laadgttterreebt).  b)Dasttenere 
direkte  Anerbenrecht 

Deutschland  cerfBllt  fainsif^tlich  der  Vw 
erbao^evahnheiten  BänekLandbevSlkening 
in  zwä  oD^kddi  raofie  Teile.  In  dem  einea 
verdra  die  räizänen  zu  den  Landgateni 
eehOrigen  lieeeuschaften  bei  jedem  Todes- 
ßdle  gleichmftBig  unter  die  Erben  verteilt, 
im  anderen  Übernimmt  immer  nur  einer  der 
Erben  das  un^teilte  Landgut  und  findet 
dafür  seine  Miterben  in  Geld  und  durch 
sonstige  Leistungen  ab.  Das  Realtdlungs- 
gebiet  um&ißt  etwa  Vs,  das  der  Einzelerb- 
lol^e  *ib  der  Landfiftche  des  Deutsdien 
Heichs.  für  die  D&bere  Abgrenzung  dieser 
Gebiete  vgl.  Art.  ^Ländlicher  Grundbesitz" 
unter  1, 3  (oben  S.  345—348).  Zu  den  dort  ^ 
nannten  Bealteilungsbezirken  (im  !fflieingebiet 
und  in  Thüringen)  kommen  noch  einige 
kleinere  Gebietsteile  z.  B.  in  Posen  und 
Oberschlesien,  die  Wurster-  und  Lunemarsch 
an  der  Ostseite  der  Wesermündung,  zahl- 
reiche Fischerdörfer  an  der  Nord-  und  Ost^ 
see.  Die  heutige  Scheidung  besteht  in 
wenig  verftod^er  Weise  seit  Jahrhunderten. 
Das  Beispiel  einer  Umgestaltung  der  Erb- 


sitte  bietet  die  wo  unter  d«n  SSnfloS 
des  Code  ctTil  die  altflberkommwnnn  noS- 
bftueriichen  ^tocdkgOter"  erst  seit  der  Mitte 
dee  19.  Jalufa.  im  Erbgange  z^achlagra 
worden  sind  und  seitdem  der  Teihugoge- 
wohnheit  unteili^en.  Sb  fehlt  aber  tMää 
mxskt  an  VÜisa  dee  Uebe^aogs  ganaa-  Oe- 
meindoi  von  der  Teilmtgssitte  zur  ungeteilten 
Vererbung. 

1.  Die  RealteUosir.  Im  allgemdnen 
wirkt  diese  natuigemfil  auf  V^^winerang 
der  Besitzeinheiten  hin,  obwohl  sidi  man- 
cherlei Gegentendenzen  (Abwanderung,  Ehe- 
sdiließungen,  das  Bestreben,  denOmndbesits 
durch  ZukauJE  abzurunden)  geltend  machen. 
Deshalb  fftUt  das  Heirschaftsgetöet  jener 
Sitte  mit  dem  dra  Kleinbatiemtums  zu- 
sammen. Die  immer  wiederholte  ZaxcbiMr- 
gung  und  Neuvertedlung  der  BeeitzongeB 
bringt  auch  eine  wachsende  FkneOierung 
und  Gemengelage  der  Grundstücke  mit  sks 
(vgj.  Art  „Bodenzersplitterung"  oboi  Bd.  I 
S.  488fg.X  und  kein  Zusammenlegtings ver- 
fahren (vgl  Art  „Grundstücke,  Zusammen- 
l^ung  derselben"  ebd.  S.  1149)  T^mag  dem 
auf  die  Duier  und  durchgreifend  abzi^eUeo. 

Die  wirtschaftUdie  and  soziale  Tngwäte 
dieser  und  aller  sonstigen  mit  der  £ib- 
sitte  veitefipften  Vorige  ist  jedodi  rer* 
schieden,  je  nach  der  fäguiart  der  Beväke* 
rung  und  den  Bedingungen,  unter  denen  der 
I^dbau  betrieben  wird.  In  den  T&lem  des 
Rhein,  des  Main  nnd  mancher  ihrer  Nebeo- 
flOsse  und  alle  Toransaetzmigen  für  dne 
«riwitmnfpmpgAj  gartouBftftige  Wtrt- 

sduft  ganben:  guter  Boden,  mildes  KUma, 
Twihß  mtwUskeiiing  der  Industrie,  des 
Handelsroddirs,  der  Städte.  Dort  Tegmag 
eine  ftberans  dicht  gesiedelte  BevlUnnuis 
ihr  rmchlidieB  Anakmumea  zu  finden,  die 
El^nkultor  ist  die  volkawirtsdiaftlicfa  ange- 
zei^  Betriebsform,  und  vielen  Inhabern 
klemster  ParzellenwirtschafteD  bietet  sidi 
die  Gelegenheit  zu  lohnender  Aufienarbeit 
Die  wirtschaftlichen  SchftcUgangeB,  weh^ 
aus  der  Aufteilung  der  einmal  gebildeten 
Güter  entstehen,  feUlen  nicht  sonderiich  ins 
Gewicht,  weil  die  gartenm&fiig  behaaten 
Parzellen  kein  notwendig  zosammengdilMigeB 
Ganzes  Inlden  und  die  Wirtsdiaftagefafode 
meist  von  gering^  Wert  und  Umbmg  sind. 
In  jenen  belästigten  Distrikten  kommen 
die  sozialen  Vorzüge  der  Naturaltetlonf 
meist  voll  zur  Geltung:  Die  geeellBchaft- 
liehen  Klassenunterschiede  sind  going.  Da 
bestandig  (ürondbesitzungen  anseioandartaUea 
und  viele  Erben  ihren  Anteil  verkaufen,  be- 
findet sich  steta  viel  Land  aal  dem  Markte; 
der  Besitzlose  findet  deshalb  leicht  Oe^eo- 
heit,  sich  ansfisüg  zu  machen,  der  Kleiit- 
gnmdbesitzer  zu  aosehnlicheremBesitz  eo^Kr- 
zustngen.  Dies  spornt  den  Fleift  und  die 
Sparsün^t  mftditig  so.  Der  Gefahr,  dsft 


Digitized  by  Google 


Yererbong  des  iftodlichen  OruadbeBitzee 


1165 


in  noBer  Zahl  ZwoggOter  entatehen,  welche 
uMer  in  äich  lebei^hig  sind  noch  die  Oe- 
l^Qoheit  mm  Anfienerweibbeiitzeii,  und  dafi 
am  deo  Landank&ofen  Ueberecshuldung  er- 
wächst, wird  Torgebeogt.  weno  die  LebeoB- 
anff[n^e  der  BevOlkerang  and  ihre  wirt- 
tthaftliche  Kultnr  so  hohe  sind  wie  im 
grOSten  der  Rheanebece.  Daan  b^figen 
Bidi  die  Erben  nidit  mit  dem  kleinsten 
Fetzen  Land,  der  ihnen  zuge&Uen  ist,  onter- 
lasaen  die  Begründung  eines  eigenen  Bans- 
Bt&ades  ohne  genOgende  ^cherst^ong,  viele 
wandeni  fflr  immer  in  die  StAdte  ab  und 
Teriurofeo  ihr  LanderbteÜ,  andere  Terpaehtffli 
es  vielleidit  vorUufi^  und  gehen  fflr  einige 
Jahre  in  die  IndoBtnestatten,  nm  daaa  mit 
ihrenErsparnissen  ein  i^es  OrnndstDck 
m  erwerben  und  den  eigenen  Betrieb  zu 
beginnen. 

Anderwärts  machen  sich  jedoch  schoo 
ioneihalb  der  fruchtbaren  Distrikte  schwere 
HUtstftode  ffihlbar.  Vielfach  klebt  die  Be- 
TÖUcemog  glachaam  an  der  Scholle,  b^figt 
ndi  mit  dem  dürftigsten  Auskommen,  kauft 
mit  ODTemünftager  Oier  mit»  Uebenahme 
sdtwerer  Schulden  Land  zu  den  hödisten 
Prdsen  an.  Die  Landwirtschaft  wird  mit 
au  viel  Arbeitskiftft«i  und  zu  wenig  Ka- 
ptal —  oft  sehr  schlecht  —  betrieben.  Da 
auf  den  Einzelnen  eine  sehr  geringe  Durcb- 
sdmittalmstung  entffiUt,  werden  dieMenschen 
trSge  vnd  energielos.  Die  angeeammelte 
ÜebervttlkMiing  madit  si^  pisulich  in 
ediweren  Krisen,  z.  B.  nach  aidilechten 
Emtejahreb,  Luft,  indem  sie  in  Vasaen  zur 
AoBwandemng  giedft  —  so  im  weetlichen 
WQrttember^  in  dm  40er  und  50er  Jahren. 
Es  Wt  mdit  aa  ähnlich  IlberrOlkerten 
Qeeroden  auch  am  Shtin  und  Main. 

notwendig  ergeben  sich  schlimme  Zu- 
stände aus  d^  Reuteilnngssitte  dort,  wo  die 
nattliüchen  Bedingungen  fflr  die  intensive 
Kleinkultur  fehlen:  in  den  Böhengebieten 
und  in  den  rauhen  Gebirgen,  die  einen 
großen  Teil  der  deutschen  Parzellierung 
bezirke  bedfekm.  Kann  eine  Familie  im 
Bbetntal  oft  mit  '/«—l'/s  ha  Land  ihr  ordent- 
Hcfaes  Auskommen  ohne  Nebenverdienst 
finden,  so  braucht  sie  im  Oebiige  das  Z^u- 
fache.  Denn  die  Natur  hat  jene  Bezirke  zur 
Wald-  und  Viehwtrtschaft  nebst  Kömerbau 
bestimmt,  Kulturen,  welche  größere  Betriebe, 
geschlossene  Komplexe  und  Kontinuität  der 
Bewirtschaftung  erfoidern.  Dabei  gebricht 
ea  meist  an  eigiebigen  industriellen  Hilfs- 
quelleo,  und  die  Gelegenheit,  am  Wohnort 
selbst  einen  Aufienerwerb  zu  finden,  bat  sich 
in  dem  Maße  rerriogert,  als  die  Konzentra- 
tion der  gewerblif^n  Arbdt  an  den  be- 
gOnsti^n  Plätzen  unter  dem  Druck  der 
Weltwirtschaft  fortsduitt.  EHe  fortgesetzten 
Teilungen  lassen  in  jenen  Gebteten  viele 
absdnt  Jebensnnfthige  Wirtschaften  ent- 


stehen. Die  vachsmde  Gemengelage  und 
Zerstackelung  der  Grundstöcke  erschweren 
den  Betrieb  aoSerordentlich.  Die  Verände- 
rung des  Wirtsdiaftssystems,  weldie  bei 
jeder  Teilung  notwendig  wird,  ist  von  grOfitem 
Nachteil  namentlich  dort,  wo  nur  durch 
Züchtung  von  Vieh  wirtschaftliche  Erfolge 
erzielt  werden  kOnnen.  Die  Abwanderung 
ans  jenen  Bezirken  ist  stark  ^  aber  selten 
groß  genug,  um  den  ZurflckbleibeDden  einen 
ausreichenden  Nahrungsspielraum  zu  ver- 
schaffen, die  voihandene  relative  üeber- 
völkerung  zu  beseitigen.  Große  Gebietsteile 
sind  zu  Zentren  der  Wanderarbeit  und  des 
Hausi^iiandels  geworden,  so  dafi  Tausende 
eines  geordneten  Familienlebens  entbehren 
mfissen.  Anderwärts  hat  sich  die  Hausin- 
dustrie eingenistet  und  die  proletarisi«*ten 
Kleinbauemfamilien  einer  ai^n  Ausbeutung 
unterworfen.  So  hat  die  Naturalteilung  jene 
Gebirg^^ndeo  aufs  schwerste  geschSm^ ; 
für  die  im  Mittelalter  blühende  Eifel  besteht 
seit  langem  ein  Notstandsfonds. 

Der  staike  Besitzwechsel  in  den  Teilungs- 
gebieten gibt  Grofika^italisten ,  die  darauf 
bedacht  sind,  ihr  C^d  im  Grundbesitz  sicher 
anzulegen,  reichliche  Gelegenheit  zum  Land- 
erwerb. So  hat  sich  einel)edeutende  Lati- 
fundienbildnng  in  manchen  Tdlen  des 
Rheiniandes  vollzc^n.  In  den  fruchtbaren 
Bezirken  werden  die  großen  Landkomplen 
als  Streubesitz  dun^  Verpachtung  bemutzt 
—  das  Pacbtland  nimmt  in  den  Kreisen, 
weldie  mdi  von  Dflsseldorf  bis  Aachen  hin- 
ziehen. übeittU  zwischen  V»  und  der 
Wirtscnaftsfläche  ein.  INe  besten  Lagen 
vider  Wednbangebiete  sind  in  die  Hände 
von  Ka^ntalisten  Qbem^iffen.  Bn  Gebiz;^ 
lande  wachsen  die  als  Wald  und  Jagdrevier 
dienenden  großen  Bemtzungoi  vielmch  be- 
deutend an. 

üeber  die  Mittel,  den  Schädigungen, 
welche  aus  der  Teüungssitte  hervorgehen, 
vorzubeugen,  vgl.  Axt  „Bodenzersplitterung^. 
Da  die  Eri^wohnheit  aufs  engste  mit  dem 
Volkstum  verwachsen  ist,  würde  es  ^ße 
Bedenken  bieten,  ihr  mit  Zwangsmitteln 
entg^ntreten  zu  wollen. 

8.  Die  on^teUte  Vererfonne  der  Land- 
güter. Ist  in  den  Gebieten  der  Natural- 
teilung das  Landgut  eine  wechselnde  Zu- 
sammenfassung von  Parzellen,  so  in  den  Ge- 
bieten der  ungeteilten  Vererbung  eine  or- 
ganische Einheit,  deren  in  sich  aiwge- 
glichenen  Bestand  an  Ackerland,  Wiese, 
Weide,  Holzung,  man  als  Gegenstand  der  land- 
wirtschaftlichen Unternehmung  soig^tif  zu 
erhalten  sucht  Da  auf  höheren  Kmtur- 
stufeo  der  bSdist  individuell  zu  führende 
landwirtsohaflliclie  Bf^eb  gesellstdiafdiche 
Unternehmungen  nur  ausnahmsweise  zuläßt, 
kann  deshalb  das  Gut,  wenn  es  überhaupt 
vererbt  werden  soll,  nur  auf  änea  der  Erben 
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übertragen  werden.  In  dem  Art.  „Länd- 
licher Grundbesitz"  (oben  S.  347)  ist  auf 
den  Grund  für  jenen  Unterschied  hinge- 
-wiesen  worden.  Die  verschiedenartig  Sträc- 
tnr  der  Landgüter  ist  in  letzter  Urne  natttr* 
Kch  bedingt  Die  bei  jedem  Erbgang  wieder- 
holte Zerschlagung  der  Landgütu-  wflrde  in 
dem  heutigen  Gebiet  der  Mnz^erbfolge  m<äit 
woiiger,  als  es  im  rheinischen  oder  thibin- 
gischen  Gelnmlfuid  der  Fall  gewesen  ist, 
dne  schwere  Schfidigung  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  und  die  Froletarisifflung 
groAerTeile  der  ]jandbev51keruDg  zur  raschen 
Folge  haben. 

Die  Gewohnheit,  die  Güter  ungeteilt  zu 
vererben,  wird  zur  A nerbensitte,  wenn 
die  ErbteiluDg  nicht  grundsätzlich  nach  Maß- 
gabe des  Yerkaufswertes  der  Landgüter 
oder  gar  ihrer  einzelnen  Li^;enschaften  er- 
folgt, sondei-n  unter  dem  Gesichtspunkt,  daß 
der  Gutsübernehmer  in  die  Lage  versetzt 
werden  soll,  die  väterliche  Wirtschaft  ordent- 
lich weiterführen,  ohne  Ge&hrdung  seiner 
wirtschaftlichen  Existenz  seinen  Verbind- 
lichkeiten zugunsten  des  Miterben  nach- 
kommen und  die  übeniommenea  Schulden 
allmählich  ti^n  zu  können.  Der  Hof  soll 
dauernd  der  Familie  erbEÜten  bleiben,  der 
Verkauf  an  Fremde  zum  Zwecke  oder  in- 
folge der  Erbteilung  aber  vermieden  werden. 
Das  gewohnheitsmäßige  Anerbenrecht  hat 
mit  dem  englischen  Erbrecht,  welches 
allen  Grundbesitz  dem  ältesten  Sohn  über- 
trägt und  die  Miterben  auf  das  bewegliche 
Vermögen  verweist,  nur  wenig  gemein. 

In  Deutschland  gelten  alle  Miterben  als 
gleichberechtigt  am  Ertrage  des  (Jrund- 
besilzes.  Sie  erhalten  aber  auch  nidit  mehr 
als  „der  Hof  tragen  kann",  wie  die 
nblidie  Wendung  lautet  Denn  die  Wert7<»v 
Btdlungen  sind  andere,  wo  Familienmitglieds 
eine  vermflgenarecihtliche  Anseinanderaetzang 
vcmiehmen,  ids  wo  Fremde  miteinander  in 
AnstausdiTerkehr  treten.  Man  treibt  nicht 
Handel  mit  Bruder  und  Sdiwester,  sondern 
OTstrebt  dnen  billigen  IntereasenanffileiciL 
Die  Ausranandersetzung  nach  dem  Venehrs- 
wert  wird  als  unbillig  empfunden,  weil  sie 
den  zum  Landwirt  erzogenen  Nachfolger  in 
das  Familiengut  der  R^l  nach  mit  uner- 
schwinglichen Schuldverbindlichkeiten  be- 
lasten würde.  Pflegt  doch  der  Verkehrswert 
des  Landgutes  —  vor  allem  wegen  des  Wett- 
bewerbs der  Parzellenkäufer — außer  Verhält- 
nis zu  seinem  Ertrage  zu  stehen.  Eine  ma- 
terielle Bevorzugung  liegt  für  ihn  nur  vor, 
sofern  er  für  die  Stellung  des  selbständigen 
Wirtes  nicht  wie  ein  fremder  Käufer  ein  Sonder- 
entgelt zu  leisten  hat  Aber  oft  erzielt  er 
eine  weniger  vorteilhafte  gute  Verwertung 
seinerArbeitskraft  als  die  „weichenden  Erben'^, 
auf  deren  gute  Erziehimg  und  Ausstattung 
man  sorgfältig  Bedacht  nimmt    Die  Spar- 


tätigkeit  ist  in  diesen  AnerbengelnetaD  be- 
sonders intensiv. 

Meist,  nämlich  auf  den  mittleien  und 
kleineren  Bauei^tem,  ist  die  Sitte  Btadc 
nationalwirtschanlich  geArbt  Dann  llber- 
tiimmt  der  Gutsnadifolger  mit  dar  I^eitimg 
der  Wirtschaft  anch  alle  ^dktea  dea 
Familienoberhauptes:  auf  dem  Hofe  findea 
die  hxankoi  und  gebrechlichen  Familien-' 
^eder  dauernde  verpfi^ng,  wird  den 
Eltem  das  Altenteil,  den  noch  unvtfBisgtea 
Oesdiwistem  Erziehung  xmd  Unterhalt  Be- 
währt Gerade  das  naturalwirtgriiafHiwia 
Element  bat  dazu  heimtragen,  den  FannUeB- 
zusammenhalt  und  die  Anerbensitte  auf  den 
Bauergütem  zu  bewahren.  Die  tyrädie 
Form  der  Vererbung  ist  in  diesen  FUkn 
(wie  an<^  mit  entsprechenden  Abändeningen 
im  Gebiet  der  Naturalteilung)  der  Guts- 
überlassungsvertrag:  die  Eltern  Qber^ 
tragen  bei  ihren  Lebzeiten  den  Hof  an  eines 
der  Kinder  —  meist  den  ältesten  Sohn,  in 
manchen  Ge^nden  an  den  jüngsten  Sohn 
—  sobald  sie  nicht  mehr  zu  der  in  der 
Bauemwirtscbaft  erforderlichen  scharfen  Mit- 
arbdt  imstande  sind.  Aber  eine  not- 
wendige Voraussetzung  der  Anerbensitte  ist 
die  naturalwirtschaftliche  V^iassung  nicht 
Auch  in  rein  geldwirtschaftlichen  Formen 
findet  sie  sich  auf  großen  Bauerngütern, 
z.  B.  der  Eibmarsch,  und  auf  RittergÜtan. 
Die  übliche  Form  der  Erbübertragong  ist 
dann  der  Katifvertrag  unter  vottehalt 
einer  Rente,  der  Intestaterbgang  oder 
das  Testament.  * 

Die  Anfflbensitte  beherrscht  den  Erbgaog 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  im  grOßteo 
Teil  des  Deutschen  Beichs,  nämlich  last  im 
ganzen  Gebiet  der  tatsächlichen  Geschlossea- 
heit  and  ungeteilten  Vererbung  der  Land- 
güter. Dem  Fortbestände  dieser  Sitte  ist 
es  zu  verdanken,  daß  wir  noch  einen  zahl- 
ruchen  und  kraftvollen  Banerastand  be- 
sitzen, der  sich  yot  Uebenchnldnng  und 
Anskauf  im  ganzen  gnt  zu  bevahrm  ge- 
wußt hat  In  Weatia&Uy  wo  ^e  aehr  ao»- 

Seprägte  Anohensitte  herradit,  hat  selbst 
ie  gewaltige  Entwu^ung  der  OioSindnsbie 
dem  Bestände  der  lAiierlichen  Hfife  tot- 
hältnismäßig  geringen  Abbrudi  getan,  der 
Auskauf  von  Bauemland  hat  doxt  nicht  ent- 
fernt im  gleichen  Giade  stattgefunden  wie 
im  Hheinland. 

Die  oft  seit  Jahrhunderten  onnnter- 
brochene  Vererbung  der  HOfe  in  denselbe» 
Familien  bat  überaus  feste  Familientndi- 
tionen  entstehen  lassen.  Familienzodit  nnd 
-zusammenhält  und  straffer  als  in  den  Real- 
teilungsgebieten.  Nirgendwo  gedeihen  od- 
abhänf^ge  Gesinnung  und  kraftvolle  Peie&n- 
lichkeiten  besser  als  auf  den  durch  die  Ktte 
gefestigten  bäueriidiea  Beeitzungen. 

Irgendwelche  wirtachaftUoh-techniachea 
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Nachteile  sind  mit  der  Anerbensitte  nicht 
verknüpft,  weil  der  Erbgang  nach  Anerben- 
recht  keinerlei  Yerftnderung  in  der  Zu- 
sanunenaetzung  d^  Landgüter  hervorbringt. 
Im  G^nteil  liegt  der  wirtschaftliche  Vor- 
lag jener  Sitte  gerade  in  der  ungestörten 
Erhaltung  und  Fortführung  der  Überkom- 
menen ÜntemebmuDgen.  Einer  bewußten 
Anpassung  der  Besit^^flen  an  die  ver- 
änderten Wirtschaftsbeoingangai  steht  aber 
nichts  im 

Man  hat  behauptet,  die  Anerbensitte  führe 
zur  Entvölkerung  des  platten  Landes,  zur 
Proletarifderung  der  weichenden  Erben 
und  wegen  der  Ersdiwerung  der  Nieder- 
lassnng  zm-  Yennehrung  der  außerehelichen 
Geburten.  In  letzterer  Hinsicht  sei  nur  be- 
merkt, dafi  der  Prozentsatz  der  unehelichen 
Geburten  in  keiner  preußischen  Provinz  und 
keinem  anderen  deutschen  Lande  niedriger 
ist  als  in  M^rathlen.  Genaue  Berechnungen 
ei^ben  ferner,  daß  die  Abwanderung  aus 
Qberwiegeud  landwirtschaftlichen  Bezirken 
mit  Anmenaitte  im  allgeineinen  keinesw^ 
stfttker  ist  ala  ans  solchen  Bedteilungsge- 
biet«i,  welche  nach  ihrer  Bodenfrachtbu^eit 
Tergltichhu-  sind.  Rein  landwirtschaftliche 
Gebiete  kOnnen  immer  nur  äne  bestunmte, 
durch  zun^mende  Intmütftt  der  Bodenkultur 
nur  langsam  vermehrbare  Zahl  Menschen 
ornähren,  der  Ceberschuß  muß  abwandern, 
wenn  er  nicht  zum  landwirtschaftlichen  Pro- 
letariat hinabsinken  soll,  einerlei  wie  die  Erb- 
sitte  sich  gestaltet.  Allerdings  hat  die  Sitte 
der  Naturalteilung  und  die  Vorherrschaft 
des  Kleinbetriebs  die  Tendenz,  die  Siode- 
lungsdichtigkeit  auf  den  jeweils  erreich- 
baren höchsten  Grad  zu  steigern.  Endlich 
er^bt  sich  aus  den  Erhebungen,  welche 
man  in  verschiedenen  preußischen  Anerben- 

Srovinzen  angestellt  hat,  daß  die  große 
[ehizahl  der  Abfindlinge  aus  den  Bauern- 
höfen zur  Klasse  der  selbstfindigen  Land- 
wirte (durch  Heirat  und  Ankauf),  Gewerbe- 
treibenden und  Kaufleuten  gehört  ein  großer 
Teil  tritt  in  die  „studierten"  Berufe  ein.  Nur 
wenige  (in  Westbüen  10  ^'/o),  meist  Söhne 
von  Kleinbauern  werden  Arbeiter.  Die 
Erbteüung  nach  dem  vollen  Verkehrswert 
der  Güter  würde  zu  deren  Ueberschuldung 
and  zu  der  Unmöglichk^t  führen,  der 
nflchstfolgenden  Generation  ^ne  (»rdentliche 
Ansstattong  und  Er^ehung  mteäl  werden 
£u  lassen. 

Die  Wirkungen  einer  Erbitte,  welche  die 
Abfindungen  nach  dem  Verkehrewerte  der 
Grundstücke  bemißt,  zeigen  uch  am  deut- 
lichsten bei  der  Mdirzahl  der  „Ritter- 
eQter"  im  Östlichen  Deutsdiland,  nftmlich 
bei  den  kleineren,  die  sich  heute  mrast  in 
bflrgerlichen  HSnden  befinden.  Jene  dort 
weit  verbreitete  Gewohnheit  erscheint  als 
Konsequenz  einer  Anschauung,  welche  den 


Orrundbesitz  nicht  als  Familiengut  sondern 
als  bloße  Kapitalanh^,  als  Gegenstand  von 
Handels  -  und  Spekiüations^  winnen  be- 
trachtet und  bei  jeder  günstigen  Gelegen- 
heit zum  Umsatz  bringt  Fehlt  es  an  einem 
betrfichtlichea  Barvermögen,  so  ist  jeder 
Gutsübernehmer,  der  mehr^  Geschwister 
nach  dem  bezeichneten  Maßstabe  abfinden 
soll,  vom  ersten  Tage  seiner  Betriebsführung 
an  materiell  bankerott.  Sehr  viele  Erbffille 
führei^  zum  Verkauf  des  väterlichen  Beütz- 
tums,  und  es  gibt  ganze  Gegenden,  in  denen 
die  größeren  Güter  überhaupt  fast  gar  nicht 
mehr  zur  Vererbung  kommen,  sondern  nur 
noch  im  Wege  des  Kaufs  den  Besitzer 
wechseln.  Das  soziale  Resultat  jener  kapita- 
listischen Behandlung  des  Grundbesitzes  ist 
die  Ueberschuldung  der  Landgüter  (vgl.  Art 
„Ländlicher  Grundbesitz"  oben  S.  352). 

Auch  bei  den  est-  und  nordfriesischen 
Marschbauern  pfl^  die  Erbteilung  auf 
der  Gmadlue  des  Verkaufswerts  der  Land- 
güter zu  erfolgen.  Jedoch  kommt  darin  der 
Regel  nach  keineswegs  ane  kapitalistisdie 
Au£bssung  vom  Gnmdbesitz  zum  Ausdruck. 
Denn  in  jenen  Gebieten  ist  wegen  des 
schweren  Bodens  oder  vorherrschender 
Weidewirtschaft  der  Wettbewerb  der  Ideinen 
Leute  um  den  (jhrundbesitz  gering,  der  Ver- 
kehrswert  entspricht  deshalb  mehr  fds  ander- 
wärts dem  Ertragswert  Jener  Schätzungs- 
modus  steht  deshalb  der  Erhaltung  der 
Familien  im  Grundbesitz  nicht  notwendig 
entgegen.  Der  eotscheidende  Grund  für  das 
abweichende  Verfahren  liegt  in  der  gerin- 
geren Festigkeit  des  Zusammenhaltens  der 
Marschgüter.  Die  Abteilung  einzelner  Grund- 
stücke  macht  in  der  Marsch  keine  techni- 
schen Schwierigkeiten. 

Von  einer  eigentlichen  Anerbensitte  kann 
trotz  niedriger  Erbabfindungen  kaum  ^ 
sprochen  werden  in  Gegenden,  wo  das  sitt- 
lidie  Niveau  so  tief  steht,  daß  die  Eltern 
darauf  bedacht  sind,  sich  möglichst  früh 
von  der  Wirtschaft  zurückzuziehen  und  auf 
Kosten  des  Gutsüberaehmers  ein  faules 
Leben  zu  führen.  Es  gilt  dies  von  einem 
TeU  der  ehemalig  gutsnntertänigen  meist 
slavischen  Bauern.  Die  überj^ßen  Alten- 
teile bilden  dort  eine  wahre  Kalamität  — 
Eine  schwere  Gefahr  erwächst  dem 
Bestände  der  Anerbensitte  in  den  uofmcht- 
bareo  und  wesentUch  auf  Kömerbau  ange- 
wiesenen Gegenden  aus  lange  anhaltenden 
ungünstigen  PreisverhältniBsen.  Selbst  sehr 
mäßig  bemessene  Erbschaftsverbindlichkeiten 
können  dann  ans  den  geringen  und  ab- 
nehmenden Reinerträgen  nicht  getilgt  werden. 
I^B  verschiüdete  Gut  wird  heim  nächsten 
Erbgange  meist  gerade  sehr  hoch  veran- 
sdilagt,  damit  die  Abfindlinge  nicht  ganz 
leer  ausgehen.  Es  i^egt  dann  nicbt  lange 
zu  dauern,  bis  Wucherer  und  GüterachlSchter 
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flieh  des  unhaltbar  gerordenen  Anwesens 
bemächtigen. 

V(m  ulgondna-  Bedeutung  ist  die  Oe> 
flttudung  der  Erbsitte  dordi  das  gesetzliche 
Krbrecht. 

8.  Die  Batwickelnag  des  ISodUcheB 

Erbrechts.  Das  Erbrecht  stimmte,  wo  Ober- 
haupt ein  vererbliches  Besitzrecht  bestand, 
bis  zu  den  großen  individualistiBchen 
Beformen  des  Agrarrechts  im  19.  Jahrii.  bat 
überall  mit  den  Yererbungseitten  flberelD. 

In  den  Oebieten  der  ungeteilten  Ver- 
erbung, um  die  es  sich  hier  Tonehmlich 
handelt,  herrschte  —  die  wichtigste  Aus- 
nahme bildeten  die  friesischen  Marschen  — 
das  bäuerliche  Anerbenrecht. 

Das  Anerbenrecht  taldete  für  die  grund- 
herrlich abhängigen  Bauern  jener  Be- 
zirke einen  Bestandteil  der  grundherrlichen 
Verhissung.  Sie  hatten  lediglicn  ein  Kutzungs- 
recht.  und  dies  unterlag  einer  echten  Einzel- 
erbfolge.  Der  Boden  als  solcher  blieb  der 
Erbteuung  entzogen,  die  „weichenden  Ek-ben" 
waren  d^halb  auf  Abfindungen  beschribikt, 
welche  nach  Mafigabe  des  bewe^lidien  ßg«i- 
tums  und  der  Oebände^  die  meist  im  Eigen- 
tum des  Banem  standen,  oder  einfoch  nach 
festem  Heiicommen  bemeesen  wnrden.  Der 
in  Aussicht  genommene  Ontsnachfol^r  konnte 
Tom  Qrunaherm  wegen  Untflchtigkeit  ab- 
gelehnt werden. 

Wo,  wie  großenteils  im  Osten,  die  Bauern 
unerblicbe  Lassiten  waren,  konnte  wohl  tat- 
Bftchlichf  aber  nicht  rechtlich  von  dner  Ver- 
erbung ihrer  Stdlen  die  Bede  smn.  Dort 
bestand  also  auch  k«n  Anerbenrecht  Die 
Bedingungen  der  VererbuDg  lagen  in  der 
Hand  der  Gutsherrsohaft 

Falsch  ist  die  Annahme,  das  Anerben- 
recht  als  solches  sei  auf  die  abhäogigen 
Qfiter  besohiftnlct  gewesen  und  lediglidi  aus 
dem  Interesse  des  Grundherrn  an  der  Er- 
haltung leistuagefahtger  Stellen  abzuleiten. 
Denn  einerseits  bat  die  Orundherrschaft  der 
Ausbildung  der  Teilungssitte  dort  nicht  im 
Wege  gestanden,  wo  die  wirtschaftlichen 
Voraussetzungen  gegeben  waren  (vgl.  Art. 
„Ländlicher  Grundbesitz"  oben  S.  347) ;  an- 
dererseits galt  Anerbenrecht  auch  fOr  die 
von  aller  Grund  herrschaft  freien  bäuerlichen 
Eigentumsgüter.  Für  sie  hat  sieh  dieses 
Recht  seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters 
auf  der  Grundlage  des  allgemeinen  Erb- 
rechts entwickelt.  Das  letztere  kannte  wohl 
eine  Bevorzugung  der  Söhne  vor  den  Töchtern, 
aber  kein  Vorrecht  eines  der  Nachkommen 
auf  Uebeniahme  des  Grandeigentums  und 
keine  besonderen  Taxvorschriften.  Doch  war 
das  alte  Erbrecht  ein  echtes  Familienerb- 
recht, öffentlicher  Verkauf  war  als  Mittel 
der  Erbauseinandersetzung  unbekannt,  viel- 
mehr konnte  umgekehrt  jeder  der  nächsten 
Erben  einer  Veräußerung  des  Grundbesitzes 


oder  doch  des  rererbten  Oraadbentaee  vider- 

spredien. 

Die  tatsäidiHdie  VereHmogBVttse  ge- 
stattete sich  im  Mittelalter  regelmlftg  so, 
daß  die  Narihkommea  das  Out  gwneinsam 

flbemiükmen.  Aber  nnr  einer  tm  ihneo, 
meist  der  älteste  Sohn,  hriratefte  und  fiUnte 
seine  Frau  auf  den  Hof ;  die  anderen  büebeo 
unverheiratet  als  Gemeinder  bei  ihn  oder 
wurden  aus  ihrem  Uiteuentnm  nacheinaDder 
ausgelöst,  je  nachdem  me  Mittel  dazu  ange- 
spart waren.  Bis  zur  vollen  AneRSsung 
blieben  me  Mit^gentflmer.  Zur  AortiildaDg 
besonderer  Scbätiiungsregeln  fehlte  jeder 
Anlaß,  weil  es  einen  Unterschied  zwiscbeo 
Verkehrs-  und  Ertxagswert  m'cfat  gab,  so- 
lange das  Land  noch  dthin  besiedelt  war, 
ein  Gedifinge  um  den  Grundbesitz  nidit 
stattfand. 

Die  aUgemeinen  VeiftnderuDg»i  in  da 
volkswirtsc^aftUclwn  Verfassung  seit  d«m 
Ausgange  dee  Mittelalters  ließ«  auch  die 
vermögensrechtlichen  Beziehungen  da-  F*- 
milienglieder  zueinander  nicht  unbttühit 
Zu  Beginn  des  15.  Jahrtt  war  alles  branchbare 
Land  in  Kultur  genornmen,  die  knlnnisatn 
lische  Ausbreitung  der  Deutschen  nach 
Osten  hin  kam  zum  Stillstande.  Die  sich 
nun  schärfer  ausbildende  intorlokale  Arbeits- 
teilung, der  wachsende  Waren-,  Gold-  and 
Ereditverkehr  erforderten  eiDersexta  eine 
straffere,  einheitüche  Leitung  der  Wirtsdiaft, 
andererseits  gaben  der  zunehmende  Kafital- 
reichtum  und  das  anfkommeode  Hypotheken- 
recht  die  Handhabe^  am  jednnit  eine  eod- 
giltige  Anseinandasetzniiig  unter  den  MiU 
erben  oder  xwisdien  dem  biaherigak  ESgen- 
tOmer  und  seinem  Gutsnachfatew  henci- 
znffihten.  So  wurde  es  alimlhJich  ObUcb, 
daß  eiaet  der  Eiben  sodeidi  nadi  dem 
Tode  oder  Bfloktritt  des  bidierigea  ESgeb- 
tOmers  das  AUeioeigentum  erwaro  und  die 
übrigen  mit  Forderungen  ge^o  ihn  abge- 
funden wnrden.  Die  Abfindung  aber  gesc^iah 
wie  v(m  alters  her  nach  Mafi^ü)e  da*  wizfc- 
lichen  üebeiscfafiSBe,  welche  die  Wirtschaft 
bei  ordentlichem  Betriebe  abzuwerfen  ver- 
mochte. Man  bezeichnete  diese  Schteung»* 
weise  im  Gegensatz  zu  dem  nun  bedeatend 
geeti^nen  und  davon  abweichenden  Ver- 
kehrswfflt  als  Brüder-  und  Schwester- 
taxe. Diee  war,  wie  die  Scfakewig- 
Holsteinischen  Quellen  ergeben,  der  Vadanf 
in  G^enden  des  freien  tänerlicheo  OroDd- 
eigentums  und  der  tzaditiondl  ungeteilten 
Vererbung. 

Immer  blieb  dem  Erblasser  die  Befugnis, 
deo  Anerben  zu  bestimmen.  In  EmaDg»- 
lung  solcher  Anordnung  wurde  die«  ent- 
weder in  Anlehnung  an  die  Fkmüicnm^ 
fassuog  der  älteste  Sohn  —  diee  war  die 
Regel  —  oder  imter  Ankottpfnog  an  das 
alte  Kürrecht  der  jflngste  odm,  nlalieh 
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dort«  wo  der  XStbexf^g  in  andere  Berufe 
^Schiftehrt)  Idcht  nnd  näaflg  war.  -Andere 
vlrtfl  liefi  man  das  Loe  uoter  den  geeetz- 
lichen  Erben  unter  Berorzugung  der  Söhne 
vor  den  TOchtem  entsoheidea.  I)«-  Verkauf 
des  Landgutes  blieb  als  Mittel  der  Erbaus- 
einandersetzung  nach  wie  TorauB^eschlussen. 
üben  deshalb  wurde  die  Befugnis,  die  Mit^ 
^ben  auszulösen,  zu  einem  geeetzUchen  oder 
gewohnheitsmäßigen  Hecht  des  Anerben. 

Die  geschilderte,  arwflchsig  ausgebildete 
Sitte  fand  nach  und  nach  Anerkennung  in 
den  .landeeberrlicheD  Ordnungen  des  17.  und 
18.  Jahrh.  Die  Entwickelnng  bei  den  Eigen- 
tumsgütem  zeigt  die  Verkehrtheit  der  Theorie 
des  filteren  Liberalismus  (neuerdings  wieder 
Ton  Brentano  und  seinen  Schülmi  vertreten), 
welche  das  Anerbenrecht  aus  dem  Interesse 
der  Qnindherren  oder  gar  des  Fiskus  ab- 
leiten wollte.  Bei  den  grundherrlidien 
Bauerngütern  galten  die  gleichen  im  Kreise 
der  Sippe  lind  Familie  entstandenen  allge- 
meinen  Onuds&tze  für  die  Vererbung  wie 
auf  den  Eigentumsgfltem,  das  Zusammen- 
tr^en  der  grundherrlichen  Ansprache  mit 
dem  Familien-  und  Erbrecht  brachte  ledig- 
lich Modifikationen  des  allgemeinen 
Rechtes  herror. 

Aber  jene  irrtümliche  Theorie  und  die 
kaufmAnnisch  -  kapitalistische  Betrachtungs- 
weise, welche  sich  mit  der  englischen  Natio- 
nalökonomie TerbreitetCj  hatte  zur  Folge, 
dafi  man  mit  der  Beseitigung  der  grund- 
herrlichen Verfassung  m  den  mästen  Saaten 
auch  das  filtere  Erbrecht  zu  Fall  brachte  und 
an  seine  Einführung  für  die  nun  erst  mit 
festem  'Besitzrecht  ausgestatteten  Bauem- 
^ter  kaum,  dachte. 

Nur  in  einigen  anßezpreufiischen  Land- 
schaften hat  das  Anerbenrecfat  seine  Konti- 
nuitfit  bewahrt  Bezeichnenderweise  gerade 
dort,  wo  die  Grundherrschaft  entweder  ganz 
fehlte  oder  doch  die  persönliche  Freiheit 
unberührt  gelassen  hatte. 

So  in  Schleswig-Holstein.  Mao  kam 
dort  80  wenig  aof  den  Gedanken,  im  Anerben- 
lecht  kSnne  ein  Widerspracb  sn  den  liberalen 
Ideeen  gefmideu  werden,  daS  man  gerade  aas 
Anlafl  derKToüen  liberalen  Beformen  vom  Ende 
des  18.  Jaorh.  fttr  das  HerzgL  Schleswig  das 
^wohnbeitsmäHige  Anerbenrecht  k  o  d  i  f  i  - 
xierte.  Dies  geschah  in  der  noch  geltenden 
YerordnQDff  fiber  das  „Naherrecht"  vom  18./VI. 
1777  für  die  Bondengttter  (altfreie  Eigentums- 
^ter)  aof  der  Geest.  Haneeli  anderweitiger 
-Verfägnng  des  Erblassers  hat  der  älteste 
Sohn  den  nttchsten  Anspruch  anf  das  Bonden- 
gut.  Der  »Boadeoerbe^  mnfi  seine  Hiterben 
3vegen  ihrer  Anteile  am  Wert  des  Ontes  nach 
der  „Bmder-  nnd  Schwestertaxe"  mit  Geld  ab- 
flndeii,  d.  h.  der  Hof  soll  so  taxiert  werden,  daß 
der  Debersehmer  bei  gnter  Wirtschaft  daraof 
bestehen  kann,  aber  „auch  anf  das  Beate  der 
aaeznlösenden  Hiterben  gewissenhafte  BSck- 
aicht**  genommen  wird.  Ja  der  Praxis  stellt  | 

Wftrtarimob  der  Volkswlttsoliaft  It  Aafl.  Bd.  II. 


eich  diese  Taxe  aof  Va~Vs  des  Terk«nfi;trertfl^' 
Die  gleiehfm -Bestimfflnngen,  werden  ;aiif  die 
ehemaäigea  „Festster"  — '  die  nach  einem 
dem  Dieders&chsischen  Heierreckt  fihnlichen  erb- 
lichen Besitzrecht  ansgetan  waren  —  nach  Änf- 
hebnng  der  Fedteqnalit&t  in  denjenigen  Landes- 
teilen  angewandt,  wo  Bondui-  neben  Feategtttem 
vorkommen. 

InHolBteio  ist  das  für  etwa  die  Hfilfte  des- 
Herzogtums  (Kreise  £llel,  Seg^berg,  Stormani, 
PlSn,  Oldenburg)  bestehende  Anerbenrecht  ein 
Gewohnheitsrecht,  das  aber  dnrch  Verord- 
nnogen  anerkannt  nnd  namentlidi  hinsichtlich' 
des  Taxwesens  fortgebildet  worden  ist  Dm 
Anerbenrecht  gilt  jedoch  meist  anr  in  den  ehio^ 
maligen  landedterrliolien  Aemtem,  nicht  in  den 
adl^en  Distrikten. 

Femer  besteht'  von  alteiii  her  ein  direk- 
tes Intestat-AnerbenrecHt  Im  Herzogtum  Braon« 
schweig  (G.  y.  28./III.  1874),  ira  Fürsten- 
tum Lippe  (G.  T.  8./va.  lS8ö),  in  Schaam- 
bnrg-Lippe  (G.  t.^  11./IV.  im),  Waldecb 
(V.  T.  ll./m  1830)  sowie  für  die  ca,  30Q0 
HeiergQter  der  ehemaligen  Grafschaft  Schaam- 
bnrg  d.  i.  des  jetzigen  Kreises  Hinteln  im  Heg.- 
Bez.  Cassel  (prenßisches  G.  t.  21!/II.  1870), 
endlich  anch  fQr  die  geschlossenen  Bauerngüter 
im  Herzogtum  Altenburg  (GG.  t.  9.HV.  1869, 
16./XII.  18iB7).  In  den  misten  dieser  Gebiete 
bat  der  Eigentümer  wie  in  Schleswig^Aolstdn 
volle  VerfU&rnngafreiheit;  es  besteht  kein 
-Zwangsanerbenreeht".  Jedoch  ist  in  den  beiden 
lippiscben  Fürstentümern  und  in  Altenbnrg 
die  Bealteilnng  des  Gmndbesitzes  —  abgesehen 
Ton  den  walzenden  Grundstücken  in  Altenbarg 
nnd  Torbehaltlich'  der  Dispensation  —  verboten.' 
Ueber  die  Entwickelnng  in  Hannover  vgl.  den 
folgenden  Abschnitt, 

'  Anch  die  zahlreidien  Erbpa&htstellen  itf 
Mecklenburg-Schwerin  (V.  t.  24./VI.*1869  nnd 
4./y.  1872)  onterliegen  dem  Anerbearecht  und 
Teilnngsverboten. 

Unter  den  süddeutschen  Staaten  kennt  nnr 
Baden  ein  gesetzliches  Anerbenrecht  Es  gilt 
nach  dem  Edikt  vom  23./nL  1808  (Art:  827 
Bad.  Landr.)  für  annähernd  6000  geschlossene 
Hofgttter  des  Schwarzwaldes,  Anerbe  ist  der 
jüngste  Sohn.  Die  ungenügenden  .Schfttanngs- 
vor«dirifteu  sind  neuerdings  reformiert  worden. 

Nach  dem  bayerischen  Landceoht  bat  der 
ältere  weltliche  Hanneserbe  einen  Torzng  ia-nn- 
beweglichen  Gütern,  „sofern  er  die  übrigen  Hi> 
erben  m  leidentlicbem  Anschlage  pro  rata  binans- 
znzahlen  vennag".  Jedoch  ist  smttlg,  ob  diese 
Vorschrift  noch  zu  Becht  besteht 

Im  übrigen  griff  mitder  „Bauernbefreiung** 
das  gemeine  Becht  Platz,  seine  Grundsätze 
sind  auch  In  das  gesetzliche  Erbrecht  des 
deutschen  BGB.  übeigegangen:  ,.Die  Auf- 
hebung der  Gemeinschaft  unter  den  Hiterben 
„eriolgt  durch  Teilung  in  Natur**,  wenn  dies 
ohne  l^'ertsverminderung  geschehen  kann!. 
„Ist  die  Teiliwg  in  Natur  ausgeschlussen,  so 
erfolgt  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft . . . 
bei  Grundstücken  diu:ch  Zwangsversteigerung 
und  durch  Teilung  des  Erlöses"  (§§  2042, 
752  ,  753).  Ermäßigte  Erbschaftstaxen 
sind  nicht  voi^esehen. .  Die,  Naturalteilung 
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Iftfiumf  ior  den  hier  behandelten  Gegenden 
äblten  in  Fra^.  Aber  dnrch  boUmo  Be- 
stimmmigen  sibd  die  Intratatorboi  in  die 
Lage  va^ttty  ihre  Abfindungen  auf  eine 
dem  Texkaoiswert  des  Gutes  eutsprediende 
Höhe  zu  steifem :  wo  Hinderjfthrige  beteiligt 
sind,  sieht  sieh  die  Voranndschaitsbehörae 
genötigt,  g^n  an^benrechtliche  Yerdn- 
oarungen  der  erwachsenen  Erben  mit  dem 
Vormund  Einspruch  zu  erheben,  und  dies 
bedeutet  regelmäßige  Ueberlastung  des  Land- 
gutes mit  Schul&n.  Allerdings  ist  der 
Intestaterbgang  die  Ausnahme.  Aber  die 
Vorstellung,  jeder  der  Miterbeo  habe  ein 
natürliches  Becht,  die  Teilung  nach  dem 
Verkaufswerte  oder  die  Naturalteilung  zu 
{ordern,  muß  unter  dem  Einfluß  des  Oe- 
setzesrechtes  um  so  weiter  um  sich  greifen, 
als  die  Bevölkerung  bew^Ucher  wird  und 
das  städtische  Leben  die  abgewanderten 
familienangehSrigen  der  heimischen  An- 
schauungsweise entfremdet  So  beeinflußt 
das  gesetzliche  Erbrecht  (mitsamt  dem 
Pflichtteilsrecht)  auch  die  Verfügungen  der 
Erblasser  und  bii^  in  der  Tat  eine  sdiwere 
Gefahr  für  den  bäuerlichen  Wohlstand  in  sich. 

4.  Die  £rt>recht8reform.  Ans  der  £r^ 
tenntnis  jener  Ge&hr  sind  die  Bestrebungen 
zur  B^Eonn  des  ländlichen  Erbrechts  faer- 
vorg^angen.  Sie  brawecken,  das  gesetzliche 
Erbrecht  mit  der  herrschenden  Bechts- 
anscbaunn^  der  grundbesitzenden  Be- 
völkerung in  Einklang  zu  setzen,  und  zwar 
bildet  den  Kern  des  Problems  die  Be- 
wertung der  Landgüter.  Die  Frage  ist  also 
nicht,  ob  Zwang  oder  Freiheit  Das  An- 
erbeniecht,  wie  es  allgemem  verstanden 
wird,  beschränkt  nicht,  sond^  erweitert 
die  Testiorfreihrit  der  Cmiadbeützer,  indem 
es  die  Pfli<^tteile  beschränkt  Insoweit 
haben  jene  Bestrobungen  im  BGB.  An- 
erkennung gefunden:  JEbt  der  Erblasser 
angeordnet ,  daß  einer  der  Mitwben  das 
Recht  Yiabea  stdl,  dn  zum  Nachlaß  gehörig 
Landgut  zu  flbernehmen,  so  ist  im  Zweifel 
anzun^imen,  daß  das  Landgut  zum  Ertrags* 
wert  angesetzt  werden  soll"  (§  2049),  und 
der  Erträgswert  ist  in  diesen  Fällen  auch 
für  die  Berechnung  des  Pflichtteils  maß- 
gebend {%,  2312). 

Es  handelt  sich  auch  nicht  darum,  die 
ungeteilte  Vererbung  der  londgOter  ein- 
zuführen; ihre  Teilung  durch  Verfügung 
Unter  Lebenden  wie  auf  den  Todesfall  bleibt 
zugelassen.  Dort  aber,  wo  sie  gewohnheits- 
mfiJBig^  und  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnis 
entsprechend  geschlossen  vererben,  soll  der 
Erl^ang  mangels  einer  ausdrücklichen  Ve> 
fügung  des  Erblassers  kein  Titel  sein,  aus 
dem  die  Teilung  oder  Versteigerung  des 
Landgutes  gefordert  werden  kann.  Viel- 
mehr sollen  die  Güter  auch  ab  intestato  in 
der  üblichen  Weise  auf  einen  der  f^ben 


Obenehen.  Endüdi  aoika  die  Abfindoiwen 
jfiam.  den  Kräfte  der  Stellet,  nacli  am 
.fErtrage"  derselben-  bemeffien  werden.  Die 
k«elung  des  IntestatuierbenreGätB  ist  m 
B.GJB.  den  Einzelstaatea  Oberiasaea  ge- 
bli^n. 

Die  neueren  Hefiormbestr^mngea  sind 
von  denjenigen  preufiisdim  Provinm  ans- 
gegangen,  wdcbe  sich  eines  besooden 
kräftigen  und  intell^enten  Baoemstandes 
rühmen,  Bannover  and  Westfalen,  infolge 
des  anfängli<^n  Wideistandes  der  Justit- 
verwaltung  kam  es  für  Huinover  und  eisige 
andere  Provinzen  zunächst  nur  zur  Ein- 
führung eines  nioclii^k^"  AnerbauechU. 

a)  Das  indirekte  Anerbenreoht  (H5fe- 
reoht,  Iiandgütarreoht}.  Das  Wesen  des 
mittelbaren  Intestat-Anerbenrechta  liegt  dario^ 
daß  es  nur  für  solche  Stellen  Platz  greifty 
welche  auf  Antrag  des  Eigentümers  io  &a 
öffentliches  B^ister  (Höf^ule,  Landgüter- 
rolle)  eingetragen  sind. 

Als  man  in  Hannover  nach  der  prenfiiKbia 
Annexion  daran  ging,  die  schon  längst  ab  not* 
wendig  anerkannt«  Beform  dee  agramdei 
Privatrechts  dunüunfübren,  nm  die  in  deaeis- 
seinen  Teilen  dn  Landes  bestehende  Beehti* 
Ungleichheit  und  Bechtnuiächerheik  zn  W> 
sdtigai,  eiaiffte  man  rieh  swar  rasch  dthn, 
daQ  die  bisher  anfreeht  erhaltraan  obrig1ra& 
liehen  Besehrftnkongen  der  Dispoaiticm^Mbdt 
für  die  bänerlichen  Gnmdbentser  wefffkUea 
BoUten.  Während  aber  die  landwirtachutliche 
BevQlkemng,  die  eingeborenen  Beamten  asd 
Juristen  es  —  wie  es  in  einem  BescUoC  des 
PtovinziaUandtsgs  heiflt  —  als  ein  „notireodim 
Korrelat  zo  der  gevOnschten  vSUigeo  yt> 
fagun^freiheit"  betrachteten,  daß,  falls  der 
bänerlicbe  Qmndbesitcer  nicht  selbst  ansdrtck- 
licb  anderweitig  verfOgt  habe , .  alsdann  die 
Grandsätae  des  —  bisher  anfierhalb  da>  Hand« 
in  Kraft  gebliebenen  —  Anerbenreehts  ia  Gel- 
tung treten  sollten,  stellte  die  preofliscbe  Jnstis* 
verwaltong  1871  einen  Gesetseatwwf  aof, 
welcher  sich  daran!  beschrilnkte,  das  besondoe 
Mnertiche  Erbrecht  zn  beseitigen  nnd  sa 
dessen  Stdle  das  gemeine  Becht  treten  n 
lassen.  In  der  Erwägung,  daß  man  „ohne  Zn- 
grnndelegnng  der  gemeinrechtlichen  Granddue 
auf  eme  Annahme  dee  E^tworfii  m  Bolia 
nicht  rechnen  dOrfe",  liefi  nnn  der  Pnviuial* 
landtag  (1673)  einen  Geeetsentwuif  fiber  dst 
HOferecht  ansaiheiten,  der  dem  Anerbenrecht 
wenigstem  eine  seknudäre  Geltang  sidwci 
sollte  und  —  zunächst  mit  einer,  später  (G.  v. 
24./IL  1880)  fallen  gelassenen  Einschränkung — 
unterm  2./VL  1874Gesetseskrafe  erlangt«.  Da- 
nach unterliegt  der  landwirtschaftliche  Gnuti* 
bedtz  dem  gemeinen  Erbrecht.  Aber  jeder 
EigentQmereuer  landwirtschaftlich«,  mit  emea 
Wohnhans  versehenen  Beeitznag  (bis  1^  mr 
dann,  wenn  sie  bisher  dem  Anerbüredit  xatu- 
standen  hatte)  ist  befugt,  sie  in  eise  bcöa 
Amtigerieht  geftUute  fi^endle  untngfa  sa 
lassen  vnd  ebenso  wieder  snr  LQsehinf  n 
bringen.  Das  dngetrag«ie  Out  vaierH  toA 
Anerbenrecht,  d.  h.  geht  mangds  anderwette'' 
Verfügung  des  Eigen tOmen  angetailc  auf  im 
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Sltuten  Solln  über.  Er  erb&It  ein  „Toraos" 
Ton  Vir  ä,  h.  er  hat  nur  '/■  dea  geschfttzten 
Ertngswertes  nach  Abzug  der  von  ihm  zq 
abemäiDieDden  Schulden  in  die  Erbaehaftamaase 
dnnuchieOen  und  erhslt  Ton  dieser  einen  KopfteU. 

Die  ans  ähnlichen  Hotiven  zustande  ge- 
kommenen Höfegesetze  fUr  Oldenburg:  (34/1*. 
1873),  eiuschlieinich  des  rürgtentums  Lttbeck 
(lOil.  1879),  für  das  Landgebiet  der  Stadt 
Bremen  (14./L  1S76  nnd  14./v:  1890)  sowie  fBr 
Herzogtum  Lauenbnrg  (21./I[.  1881)  entsprechen 
in  ihren  OmndcQgen  dem  hannoTerschen  Oesetz. 

Sie  alle  bedeuten  eine  Znrttckdrftn^g  eines 
bii  dahin  geltenden  Anerbenrechta  duräi  das 
gemeine  Recht  Das  Sitere  Erbrecht  blieb  nur 
als  ein  Ansnahmerecht  bestehen,  iodem  man 
Mine  Oiltigkeit  an  lOstige,  den  Gewohnheiten 
der  BeTölkemne  fremdeTeranssetzungen  knäpfte. 
Das  Wesen  des  Intestaterbrechts  liegt  darin,  daü 
es  eine  Nonn  aufstellt,  welche  Dberall  Platz  greift, 
wo  eine  besondere  Verfügung  des  Erblassers 
fehlt  Hier  aber  wurde  das  Intestaterbrecht 
selbst  an  solche  Verfügung  gebunden,  deren 
praktischer  Nutzen  ttberaies  nur  besonders  Tor- 
siditägeit  Wirten  einleuchten  konnte;  denn  die 
IGintngiing  wird  anrwb'knm  für  den  Fall  des 
Unterlassens  der  aUgemirin  fibliohen  spenellen 
Verfügungen  ttber  m  Rechtniadifolga  in  den 
Grundbesitz. 

Trotzdem  sind  in  den  genannten  Landes- 
•  teilen  sehr  zahlreiche  Eintragungen  in  die 
HOferollen  erfolgt  In  HannoTsr  waren  am 
1897  66791  HCfe  darin  Terzeichnet,  am 
l.(L  1907  72813,  das  sind  abgesehen  Ton  Ost- 
Inesland,  mehr  als  die  Hälfte  der  landwirt- 
schaftlichen Hauptbetriebe  and  reichlich 
der  Tor  Erlaß  des  Gesetzes  von  1880  eintragungs- 
filhigen  HOfe. 

Li  Oldenburg  betrog  1860  die  Zahl  der  ein- 
getragenen HS»  9037,  die  der  Betriebe  von 
mehr  als  5  ha  10854;  im  Bremischen  waren 
Ende  1892  von  670  eintragungsfllhigen  Stellen 
(über  5  ha)  483,  in  Lauenburg  Ende  1906  von 
2203  Hofen  fiOö  eingetragen  (und  zwar  haapt- 
sKchlich  im  Amtsgerichtsbezirk  Lanenbnrg, 
dank  den  besonderen  Bemühungen  eines  dor- 
tigen Richters.) 

Diese  Erfolge  waren  der  Erregung  weiter 
Kreise  üIkt  den  Bmch  mit  dem  Überkommenen 
Recht  der  daraus  hervorgegangenen  Antation 
und  dem  biteresse,  welches  sanlreiche  Richter 
nnd  Terwaltnngsbeamte  der  Sache  zuwandten, 
ZQ  verdanken. 

In  Westfalen,  in  Brandenburg  nnd 
im  Regierungsbezirk  Kassel  hatten  die  Pro- 
TisEiaUaodti^  in  den  70er  und  80er  Jahren 
unter  Zustimmung  der  bäuerlichen  Abgeordneten 
ein  den  Rechtsgewohnheiten  der  BeTClkemng 
eotaprechendes  direktes  Anerbenrecht  gefordert. 
Diese  Bestrebnogen  scheiterten  wie  in  Hannover 
am  Widerstände  der  Regierung.  Die  nunmehr 
nach  hannoverBchem  Muster  zustande  gekom- 
menen „Landgüterordnnngen"  (Westfalen : 
SOVrV.  1888,  Kassel:  l./Vn.  1887,  Brandenburg: 
XOL/Vn.  1883)  sind,  den  Voranssagongen  aller 
Sachkenner  entsprechend,  ebenso  fast  ohne  alle 
Wirkung  geblieben  wie  die  entsprechenden  Ge- 
setae  für  Schleswig-Holsteia  (2./IV.  1886)  and 
Schlesien  (24JIV,  1884).  Die  Eintragungen 
nrnfaßtett  zu  Ende  1897  in  Westfalen  2470,  Ende 


1906  in  Kassel  278,  Brandenburg  71,  Schlesiea 

67  Güter. 

Es  fehlten  hier  die  oben  bezeichneten  Vor- 
aussetzuDgeQ,  deren  Vorhandensein  den  Erfolg, 
in  Haanover  httbeigefllhrt  hatte.  — 

b)  Dos  neuere  dir^te  Anffirbenreoht, 

Das  auf  einem  Kompromiß  beruhende  in- 
direkte Anerbenrecht  konnte  niemanden 
recht  b^edigen.  Die  Beformbeweg^ung 
nahm  deshalb  aas  alte  Ziel  wieder  autund 
hatte  den  Erfolg,  daß  das  ^direkte"  An- 
erbenrecht als  allgemeiDe  gesetzliche  Norm 
für  Westfalen  und  5  niederrhemische  Kreise 
durch  das  G.  v.  2JVI1.  1898  anerkannt 
wurde.  Danach  uoterliegöi  dem  Anerben- 
recht alle  ihrem  Hauptzweck  nach  zum 
Betriebe  der  Land-  oder  Forstwirtschaft  be- 
stimmten, zur  selbständigen  Nahrungsstelle 
geeigneten  Besitzungen,  die  mit  einem 
Wohuhaus  versehen  sind  und  deren  Gruud- 
steuerreinertrag  wenigstens  60  M.  beträgt. 
Sie  -werden  von  Amts  wegen  auf  Antrag  der 
landwirtschaftlichen  Verwaltung  (Spezial- 
kommissar)  im  G^ndbuch  als  Anerbengfiter 
vermerkt  In  solchen  Bezirken,  für  welche 
die  vorhergegangene  amtliche  Eraebung  eine 
Aoerbensitte  nidit  festgestellt  hatte,  und  für 
alle  kleineren  Güter  erfolgt  die  Eintragung 
nur  auf  Antrag.  Die  Anerbeogutseigenschait 
wird  gelöscht,  wenn  die  Besitzung  die  oben 
bezeichneten  Merkmale  des  selbständigen 
Landguts  eingebüßt  hat  Zu  Ende  1904 
waren  eingetragen :  im  Gebiet  des  unmittel- 
baren Anerbenrechts  47698,  des  mittel-- 
baren  290  Landgüter.  Das  Anerbenrecht 
laßt  die  Yerfügungsfreiheit  des  Erblasse 
unberührt  Er  kann  den  Eintritt  des  An- 
erben rechts  auch  durch  eine  öffentlich  be- 
glaubigte Erklärung  für  den  einzelnen  Erb- 
uül  ausschließen.  Das  Anerbenrecht  gilt 
nur  fflr  Nachkommen  und  OeBchTister  des 
Erblasseia  sowie  fflr  deren  Abkömmlinge; 
üe  werden  mangels  aner  YerfOgung  aes 
Erblassers  nach  dem  Alfer  nnter  Vorzug 
des  männlichen  QeschlechtB  zur  Uebernahme 
des  Anerbengnts  berufen.  Der  Ansprach 
des  Einzdnen  erstreckt  sich  immer  nur  auf 
ein  Gut  Unter  Cmständen  tritt  der  über- 
lebende Ehegatte  als  Anerbe  ein,  sofern  er 
mit  dem  Verstorbenen  in  Gütergemdoschaft 
gelebt  hat  Zum  Zwecke  der  Erbteilung 
wird  das  Gut  nach  dem  bei  ordnungsmäßi^r 
Wirtschaft  nachhaltig  zu  erzielenden  Rein- 
erträge geschätzt  —  nur  ausnahmsweise 
nach  dem  Verkaufswert,  z.  B.  wenn  die 
Grundstücke  innerhalb  eines  behördlich  fest- 
gestellten Bebauungsplanes  liegen.  Zu  diesem 
Änrechnungswert  wird  das  sonst  hinter- 
lassene  Vermögen  hinzugezählt,  die  Schulden 
kommen  zunähst  von  diesem,  dann  vom 
Gutswert  in  Abzug.  Von  dem  frei  bleibenden 
Teil  des  Ertragswertes  erhält  der  Anerbe  Vs 
als  Voraus  und  übernimmt  den  auf  das  Gut 
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ttithllenden  Teal  Sdiuldea  allan.  Das 
dem  wes^lischen  Brauch  entspiecheDde 
Voraus  hat  d^  Zweck,  dem  Aoerben  die 
Tilgung  der  fibemommenen  Säiuld  zu  er- 
m^li(^o.  Der  als  Anerbe  eintretende 
Ehegatte  erb&lt  jedoch  kein  "Voraus.  Das 
Voraus  —  oder  ein  entsprechender  Teil  — 
ist  nachträglich  in  die  Erbmasse  einzuwerfen, 
wenn  der  Anerbe  das  Gut  innerhalb  15  Jahren 
ganz  oder  teilweise  veräußert.  Auch  steht 
seinen  Miterben  in  diesem  Fall  ein  Vor- 
kaufsrecht zu.  Die  Abfindung  der  Miterben 
besteht  in  einer  Qeldrente,  deren  Ablesung 
sie  jedoch  nach  vorgängi^r  6  monatlicher 
Kündigung  verlangen  können.  Die  Ge- 
schwister des  Anerben  können  bis  zur  Groß- 
|ährigkeit  standesgemäßen  Unterhalt  g^n 
angemessene  Mitarbeit  verlangen. 

In  ähnlicher  Weise  ist  das  Intestat-Erb- 
recht  für  Renten-  und  Ansiedlungs- 
güter  (s.  Art  „Rentenguf*  oben  Bd.  II 
S.  712  fg.)  geordnet.  Ende  1906  war  die 
AnerbungsgutB-Eigenschaft  für 9778  derartige 
Güter  eingetragen. 

Die  .äöihänger  der  Erbrechtsreform  in 
Preußen  erwarten,  daß  für  alle  Landschaften 
mit  Anerbensitte  das  gesetzliche  Erbrecht 
eine  den  dortigen  Gewohnheiten  ent- 
sprechende Regelung  finden  werde.  Das 
gleiche  Verlangen  ißt  von  der  Vertretung 
der  bayerischen  Landwirtschaft  gestellt 
worden.  In  Baden  ist  L  J.  1898  ein 
neues  Anerbengesetz  für  die  geschlossenen 
'Hofgüter  auf  dem  Schwarzwald  erlassen 
women.  In  Ermanglung  einer  letztwilUgen 
Vraffigung  ist  der  lüngste  Sohn  berechtigt, 
als  Anerbe  das  Rcagat  zum  ErtiagBwert  zu 
übernehmen,  die  Abteile  der  gesetzlioben 
Erben  werden  auf  V<)  die  Pflichtteile  auf 
die  Hälfte  ermäßigt,  soweit  dies  erforderlich 
ist,  damit  der  Anerbe  1/5  des  Ertragswertes 
lastenfrei  ej'halten  könne.  Ist  letzteres  trotz- 
dem nicht  möglich,  so  erlischt  das  An- 
isrbenrecht. 

Das  österreichische  Reichsgesetz  v.  1./IV. 
1889  sieht  ein  Anerbenrecht  für  landw. 
Besitzungen  mittierer  Größe  vor,  ist  jedoch 
nicht  in  Wirksamkeit  getreten,  weil  die  vor- 
behaltene '  Einführung  durch  die  Landes- 
gesetzgebung nicht  erfolgt  ist  Außerhalb 
der  deutschen  Sprachgebiete  besteht  ein 
ausgebildetes  Anfflbenrocht  namentlich  in 
Norwegen. 

Vgl.  den  Art  „Stammgüter  und  Kdei- 
kommisse"  oben  S.  977  fg. 

Literatur: 'J.  v.  MiaskowBtet,  Da»  Erbnehl 
und  die  Gr^tndei^entumsrerUiltmg  im  Devtsehm 
Ittiehe,  Sehr.  d.  V.  /.  Soziaipolitik,  LHpsig  J88t, 
1884,  Sd.  XX  und  XXV.  —  CfcoHiwM  Üb«r 

.  die  BeehUlagc  in  Outerreieh  ebmda,  Bd.  LXI, 
S.  71fg.  —  L.  Ftek,  Die  bäuerlieke  Erltfolge  im 
reehurheinitcken  Bayern,  nach  amüicben  Quellen, 
München  189S.  —  Frh.  von  FPeiflterg-deUen- 


dorf,  Dertelbe  TUel,  HUnehm  189S.  —  Dil 
Vererbung  de»  Idn^Mun  Orm^tentzei  m 
K9nigreieh  Preußen,  kr$g.  v.  M.  Sertno,  18  BtfU, 
Berlin  1897—1907.  —  In  die  mit  der  Erhncktf 
reform  verknüpften  Streitfragen  führen  ein  die 
Verhandt.  d.  Vereint  f.  SoxieUpot.  von  lS9i, 
Schriften  deee.,  Bd.  LXI,  Le^tig  189S  und  die 
Verhandl.  des  £8.  d^aeeken  Jurietentaget,  Bd.  U, 
BerUn  1896.  —  Vgl.  atuA  BrentamOf  0*»ammeüe 
A^Ml*e,  Bd.  I,  Erbre^UtpolUÜc  mtm,,  Sb^/att 
1899.  M.  Stritit. 


TerkehnsteiienL 

1.  Das  Wesen  des  Verkehra.  2.  Begri^  Be- 
gründung und  Aufgaben  der  V.  3.  System  wt  V. 

1.  Das  Wesen  des  Verkehrs.  Der  Betrieb 

i'eder  Wirtschaft  setzt  sich  nach  seinen  sacb- 
ichen  Mitteln  aus  einem  relativ-festen  nad 
einem  relaliv-fiüssigen  Wertbestande  zusam- 
men. Ersterer  umfaßt  die  großen  Typeo  des 
Vermögens  und  Besitzes,  das  Grundeigratam, 
den  Kapitalbesitz,  Erwerbeeinrichtungen  qst., 
letzterer  dag^en  die  bewe^ichw  und  rarii- 
blen  Elemente  der  Einzelwirtechaft,  die  vor- 
übei^ehenden,  jeweils  in  den  flnfi  des  Yer> 
kehrs  gestellten  Mittel  der  wirtschaftiicbeo 
Produktion  und  damit  Grüßen,  die  im  Qeffige 
des  Wirtschaftsbetriebes  nicht  zur  Buhe  vod 
Auswirkung  kommen,  sondern  ledigildi  oae 
vermittelnde  Funktion  bei  der  Gütereneugnng 
erfüllen.  Beide  und  konstitutive  EloneDte 
des  Einkommeos,  und  durch  beide  gewinnt 
die  schaffende  Betriebsamkeit  des  WiI^ 
Bchafters  die  zur  Befriedigung  seiner  Be- 
dfirfnisse  benötigten  Gütermengen  und  Gflter> 
arten. 

Daq'enige  Prinzip  nun,  das  als  führende 
Kraft  die  Gestaltung  und  den  Gang  des 
relativ-flüssigen  Wertbestandes  beherracht. 
nennen  wir  den  Verkehr.  Er  stellt  sich 
dar  als  ein  äußerlicher,  auf  ma  konkretes 
Ziel  hinstrebender  Eingriff  des  Wiitschaftera. 
der  sich  von  einer  bestimmten  Handlang 
einen  bestimmten  Erfolg  verspricht  (aktiver 
Verkehr)  oder  als  eine  Beeinflussung  des 
Wirtschaftslebens  ohne  Zutun  des  Wisi- 
schafters  und  unabhängig  von  seinem  WiUm 
durdi  selbständige  Vondn^  (passiver 
Verkehr).  Der  Inbegriff  dieeer  anzcdoen 
Akte  und  Einwirkungen,  zu  ünem  einheit- 
lichen Begriffe  entwickelt,  bildet  ein  wich* 
tiges  Glied  im  Leben  der  Wirtschaft  Du 
Resultat  dieser  Gesamtbetätigung  ist  ajber 
die  wirtschaftliche  Leist  a  ngsfSfaiK- 
keit,  die  als  solche  G^nstand  der  Sf 
werbsbesteuerung  ist  In  diesem  OefOge 
bestehen  Wesen  und  Funktionen  des  Vei^ 
kehrs  in  seiner  Mitwirkung  an  der  Bn- 
kommensbildung,  und  hier  nandelt  es  äch 
um  die  Umbildung  und  Ueberieitung  des 
rohen  Materials  zum  wirklichen  Hnkommeo. 

2.  Betriff,  Begrando^giud  Antnbei 
der  V.  Wir  bezeichnen  mit  dem  Ausdrack« 
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der  VerkehrsBteuern  diejenige  Sfsueiv 
gruppe  im  Baue  der  Erwerbsbestenerung, 
welche  die  funktionellen  Wirkungen  des 
Yerkehis,  als  konstitutives  Element  bei  der 
EmkommensbilduDg,  auf .  die  Gestaltung  und 
Oeartung  der  wirtschaftlicben  Leistungs- 
&higkeit  steueirteohniBch  erfassen  soll.  Wäh- 
lend die  Ertrags-  und  (ei^änzenden)  Yer- 
mOgenssteaem  durch  die  formelle  Yerselb- 
Ständignng  der  Ertragsobjekte  und  der 
Kapitaibestftnde  die  Oüterproduktion  quanti- 
tatiT  und  ohne  Kficksicnt  auf  die  beim 
SechtBsubjekte  in  einer  Durchgangsstufe 
befindlichen  auszuscheidenden  Bettiebsele- 
mente  {privatwirtschaftliche  Kosten)  be- 
steuern, die  ESokommensteuer  d^egen  quali- 
tativ nach  Abzug  jener  Betriebselemente  die 
ans  der  Persönlichkeit  des  Wirtschafters  und 
aus  der  konkreten  Eigenart  des  Wirtschafts- 
b^ebea  stammenden  Besonderheiten  im 
Einzel^  berflcksichti^  so  hat  ein  System 
von  Yerkehrsstensn  m  der  Erfassung  der 
Z  w  i  s  c  h  e  n  g  I  i  e  d  e  r  seine  steuertechniBchen 
Au^^ben  zu  erfüllen. 

Durch  die  Ertrags-  und  YermCgeossteuem 
ist  der  Anäuigspunkt  und  durch  die  allge- 
meine Ein  kommen  Steuer  ist  der  Endpunkt  im 
Prozesse  der  HnkommensbUdoog  zur  Steuer« 
IfflstUD^  herangezogen  worden.  Die  Lücke^ 
4ie  zwischen  beiden  offen  liegt,  soUea  nun 
aus  einem  doppelten  Qemchtspunkte  die 
Y.  «isfQlleD.  Ibneo  ist  daher  zunSchst 
die  Yerrichtnng  übertragen,  die  allmlüi- 
liehe  Entwickeiung  der  wirtschaftlichen 
I^istungs&higkeit,  wie  sie  durch  das  Ein- 
greifen des  relativ-flüssigen  Wertbestaadea 
beim  Produktionsprozefi  zum  Ausdruck 
kommt  steuertechnisch  zu  verfolgen.  So- 
dann aber  erfaßt  die  Yerkehrsbesteuerung 
alle  jene  Elemente,  die  beim  Ertrag  und 
seiner  Besteuerung  noch  nicht  und  beim 
Einkommen  nicht  mehr  vorhanden  sind. 
Das  sind  aber  jene  Betröge,  die  sich  beim 
Wirtschafter  nur  in  einer  Durchgangsstufe 
befinden  und  anderen  Wirtschaften  als 
Aktivanteile  zufallen.  Die  Y.  repräsen- 
tieren dabei  die  Belastung  des  mehr 
mobilen  Elements  des  ProduKtionsprozesses 
und  der  Einkommensbildung,  die  mehr 
mittelbar  treibenden  Faktoren  des  Wirtschafts- 
erfolges und.  sind  daher  meistens  nicht  exakt 
meßbar,  sondern  nur  approximativ  und  in 
ihrer  Qesamterscheinung  zu  bestimmen. 
Die  Yerkehrsbesteuerung  ist  aus  diesen 
OrOnden  ein  selbständiges  und  koordiniertes 
Glied  im  KOrper  der  Erwerbsbesteu^niog 
nad  steuerpolitisch  entsprechend  zu  erweitern. 
Ihre  Funktionen  sind  teils  nationale  nnd 
▼olkswirtBchaftUche,  indem  sie  die  Ein- 
wirkungen des  Yerkehrs  auf  die  Gestaltung 
der  LeistnagsOhigkeit  in  Betracht  zieht,  teUs 
internationale  und  weltwirtschaftliche,  wenn 
sie  bei  den  Bezieliungea  yon  Volk  zu  Yolk 


als  Regulator  den  -  Zu-  und  Abfloß  der 
Kapitai£rftfte  vom  Inland  und  ins  Inland 
indirekt  leitet. 

Die  approximative  Hessung  d^  einzelnen 
Yerkehrsakte  kann  aber  nur  die  Aufgabe 
haben,  die  sich  bekundende  oder 
wenigstens  als  wahrscheinlich  und 
durchschnittlich  an  z u n ehm ende 
Ökonomische  Beitragakraft,  die 
präsumtiv  im  Priuzipe  des  Verkehrs  be- 
gründet ist  oder  doch  begründet  sein  kann, 
steuertechnisch  zu  begreifen.  Die  Kräfte 
Äußerung  ist  aber  nur  im  Keime  vorhanden, 
und  von  der  Wirksamkeit  und  Geschicküch- 
keit  des  Wirtschafters  wird  es  abhängen, 
ob  und  in  welchem  Maße  der  produktive 
Erfolg  zur  Tatsache  wird.  Wir  stehen  so 
einer  Besteuerung  der  mehr  mittelbarea 
Froduktionselemente  g^nfiber,  wie  bei  deu 
Ertragssteuem  den-  unmittelbaren.  Jedem 
Verkehrsakte  aber  liegt  die  Absicht  einer 
Erzielung  von  vermögensrechtlichen  Vor- 
teilen zugrunde,  welche  auf  eine  Wertver- 
mehrung gerichtet  ist  Ob  und  inwieweit 
dieses  Resultat  erzielt  wird,  ist  eine  Tat- 
frage, welche  während  des  Froduküons- 
prozesses  ebenso  unsicher  zu  beantworten 
ist  wie  z.  B.  diejenige,  ob  ^e  nach  be? 
stimmten  Orts-  nnd  Betriebsumfangsklassen 
veranlagte  Oewerbesteuar  auch  demjmi^n 
lEänkommen  aus  dem  Gewerbebetriebe  wu:k- 
lich  entspricht,  die  nach  diesen  fiufier«i 
Merkmalen  angenommen  wurde.  Beiden 
Fällen  ist  die  Substitution  von  Durchschnitten 
gemeinsam  und  wesentlich.  Diese  Grund- 
sätze finden  aber  auch  auf.  Yerkehrshand- 
lungen  rein  onerosen  Charakters,  wie  auf 
die  Anwerbung  von  Schulden  usw.,  sinn- 
gemäße Anwendung.  Denn  ihnen  liegt  eine 
produktive  Absicht  mittelbar  zugrunde,  sie 
erstreben  wenigstens  für  die  Zukunft  einen 
Wirtschaftserfolg.  Die  V.  ist  hier  berechtigt, 
weil  es  sich  hierum  die  generalisierende 
Auswertung  eines  Prinzipes  im  Wirtschafte- 
leben  handelt  und  nicht  um  die  konkrete 
Individualisierung  einer  einzelnen  Tatsache. 
Entspricht  der  Wirtschaftserfol^  den  ange- 
nommenen Voraussetzungen  nicht ,  so  be- 
findet sich  der  Steuerpflichtige  in  der 
gleichen  Lage  wie  der  Grundbesitzer,  der 
□ach  bestimmtem  Durcbschnittsei'trage  be- 
steuert ist,  wenn  die  erzielten  Gtetreideprelse 
niedriger  sind  als  die  augenommenen.  Ge- 
staltet sich  der  Nutzeffekt  günstiger  als  die 
PrSsumption,  so  ändert  sich  der  Steuersatz 
nicht.  Je  mehr  es  natürlich  der  Steuer- 
gesetzgebung geling  mit  ihren  durcbscfanitt- 
lichen  Annsübmen  Oer  Wirklichkeit  sich  zu 
nähern,  desto  vollkommener  wird  auch  die 
Ordnung  der  Verkehrsbestenerang  sdn,  desto 
besser  wird  sie  ihre  Aufgabe  Ifimn. 

Im  System  der  Staatseinnahmen  sind  die 
Y.  von  den  Gebühren  und  von  den  Auf* 
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'wandsteuero  scharf  zu  treonen,  auch 
vreaa  sie  mit  diesen  Äußerliche  Aehulichkeiten 
haben.  Die  V.  unterscheiden  sich  von  den 
Ctebühren  durch  das  Prinzip  der  generellen 
Entgeltlichkeit.  Denn  dort  findet  keine 
individuelle  Abrechoung  von  Fall  zu  fall 
zwischen  dem  Pflichtigen  und  dem  Staate 
statt,  während  hier  die  spezieUe  Entgeltlich- 
keit herrscht  Allein  eine  Gebühr  Kann  In 
eine  V.  übei^hen.  Dies  geschieht  einmal, 
venu  der  Zusammenhang  zwischen  der 
{iffentlichea  Leistung  und  der  Gegenleistung 
des  Pflichtigen  aufgehoben  ist  oder  nur  aus 
fiskalischem  Interesse,  ohne  sachliche  6e- 
^Qnduug  die  Benutzung  einer  dfientUchen 
Ti^gkeit  angeordnet  und  die  Unterlassung 
der  iDanspruchnahme  mit  ßechtsnachteilen 
oder  Strafen  bedroht  wird.  Sodann  aber 
auch  in  soldien  Fällen,  wo  die  Abgabes&tze 
so  hoch  bemessen  sind,  daß  zwischen  beiden 
Leistungen  das  angemessene  Verhältnis 
zwischen  Kosten  und  Wert  beseitigt  ist. 
DerZusammenhaDg  mit  denAnfwandssteuem 
ist  dagegen  meist  nur  mehr  formeller  Natur. 
Einzelne  Aufwandsteuem  werden  mitunter 
in  Stempelform  ei^oben  und  sehen  daher 
Äußerlich  den  V.  Ähnlich.  Bei  der  Be- 
urteilung solcher  Auflagen  ist  zu  entscheiden, 
ob  der  Steuerzweck  auf  die  Belastung  eines 
Verbrauches  oder  Gebrauches  von  Nutz- 
objekten  oder  auf  die  Erfassung  der  im 
Yerkehrsakt  alä  ruhend  präsumierten,  schlum- 
mernden Leistungsfähigkeit  gerichtet  iat. 
Je  nach  dem  Ausfall  dieser  Entscheidung 
haben  wir  es  dann  entweder  mit  einer  Auf- 
wand- oder  V.  zu  tun.  Aufwandsteuem, 
die  in  V.fonn  erhoben  werden,  sind  z.  B. 
der  Smelkarten-  und  ZeitungsRtempel  oder 
die  Erhebung  der  Tabaksteuer  durch  Bande- 
rolen (Nordamerika),  der  Biersteuer  durch 
Zapf-  oder  Spundlocbstempel  u.  dgl.  m. 

8.  System  der  V.  Eine  Anordnung  der 
Verkehrsbesteuenmg  wird  am  besten  von 
der  Unterscheidung  des  Verkehrs  in  einen 
aktiven  und  passiven  ausgehen.  Wir  haben 
hier  dann  zu  unterscheiden  Steuern,  die  sich 
an  den  Wechsel  im  Vermögensbesitz  an- 
schließen, der  öinen  Vermögensüber- 
gang darstellt.  Er  tritt  ein  ohne  Zutun 
oder  doch  ohne  wesentliche  Verdienste  des 
Rechtssubjekts,  im  passiven  Verkehr.  Seine 
typischen  Erscheinungen  sind  Erbschaft, 
Schenkung  und  Wertzuwachs  (Eonjunktur- 

fewinne).  Daraus  ergeben  sich  als  Formen 
er  Verkehrsbesteuerung: 

1.  Erbschaftssteuern, 

2.  Schenkungssteuern. 

3.  Wertzuwachs-  und  Konjunkturgewinn- 
Steuern  beim  beweglichen  und  unbe- 
weglichen Vermögen. 

Der  Wechsel  im  Verm^ensbesitz  kann 
aber  auch  durch  Vermögensüber- 
tragung  eintreten.    Sie  setzt  bewußte 


Handlungen  und  gewollte  Rechtsgeschifte 
dee  Subjekts  voraus,  wobei  es  gleichgflltie 
ist,  ob  sie  freiwillig  sind  oder  durch  irgend 
einen  Zwan^  verursacht  werden.  Diese  T, 
lassen  sich  in  zwei  Grundformen  «nfifieoi: 

1.  Die  Umsatzsteuern: 

a)  Besitzwechselabgaben  beim  TeAdv 
mit  Immobilien, 

b)  Kauf-,  Verkauf-,  Anschaffunga-.  Aus- 
gabe- imd  Lotteriesteuem  im  Mobiliar- 
verkehr ; 

2.  Die  Steuern  vom  Wertrerkehr: 

a)  Wechsel-,  Schuldschein-,  Quittungs-, 
Rechnuogs  - ,  Kontokorrent  -  nsw. 
Stempel, 

b)  die  Transportstenem,  soweit  sie  V, 
sind. 

Schließlich  sei  noch  bemerkt,  daß  hiofig 
in  der  gleichen  Steuer  eine  Mehrzahl  von 
Steuerzwecken  verwirklicht  wird  und  daher 
die  einzige  Abgabe  aus  einer  Reihe  von 
verschiedenen  Steuerbestandteilen  zusanuneo- 
gesetzt  ist,  mit  den  V,  Vermögens-,  Ve^ 
raaucha-,  Luxus-  und  sonstige  Steuerelemeate 
konkurrieren.  Die  einzelnen  Töle  ättd  hier 
häufig  Überhaupt  nicht  atuzusdieiden.  Dies 
ist  namentlich  bei  der  Gruppe  der  Stenen 
vom  Verm^iensübergaog,  die  tetlwdse  er- 
gänzende VermOgenssteoem  sind  oder  ge- 
nauer gesagt  sich  darstellen  als  verkdixs- 
steuerartige  Vermögenssteuern. 

Die  Systematik  der  Steuergeaetzgebonp 
und  Steuerpraxis  ist  nirgends  zu  einer  Ver- 
selbständigting  der  V.  und  ihrer  Loslösnog 
von  den  übrigen  Steuergrnppen  voreedmngen. 
Meistens  werden  sie  mit  den  ..Gebühren" 
oder  „indirekten  Steuern"  verbunden. 
Llteratnr:  Wagner,  Fi».  Bd.  IT,  $  ss^—Hi. 

—  Schau,  Sckönberg  4-  Auß..  Bd.  III.  S.  703. 

—  Ehehergt  Finanxw\»a«nKhaft,  Ä,  Av^..  L*if- 
zig  1906,  ü.  »79.  —  Meyer,  Stempknmm. 
Vjtehr.  /.  V.W.  186^  —  JWtfdfcMy^  Tlmam 
der  ^empOteuem,  Jahrb.  /.  Jfat.  «.  Sta^. 
Bd.  II,  BtfiS.  S.  69fy.,  1878.  —  B^tMy  Zur 
lA-hre  ron  Verkehnal'!wm,  Srkim»*  luwAnL 
Jahrg.  7,  1890,  S.  401/g.  —  MoMMmumn, 
kehrtfleuem,  Berlin  189i.  —  HecM,  An. 
„Verkehruteu^",  H.  d.  *.  Ao^.,  Bd.  VII, 
S.  4*8.  Maae  ron  HtAti. 


Verkolirswesea. 

1.  Begriff  nnd  Arten.  2.  Du  Terhältni«  der 
Verkehrsgrnppen  cn  einander.  3.  Die  Gnutdf&c« 
der  Entwickelnng  des  V.  4.  UeberUiek  ftbff 
die  Wirknagen  des  modernen  V. 

1.  Beip^ff  and  Alten.  Unter  Verkehr 
schlechthin  versteht  man  die  iftnmlidie  Fmt- 
bewegung  von  PersoDen^  Gütern  und  Xacfa- 
richten.  Der  Verkehr  in  diesem  Sinne,  also 
die  Ceberwindung  räumlicher  Entfernungen, 
ist  nur  ein  Tal  des  Verkehrs  QberhMpt, 
d.  h.  der  gesamten  Bezic^onges  der  Men- 
schen zueinander.  Na(^  dem  angegebenen 
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Begriße  dee  Y^kehrs  im  •engeren  Sinne  ist 
unter  V.  zu  verstehen  die  Oesamtheit  der 
HiUBmittel  und  Yeranstaltangen  zur  Ueber- 
irindung  rftomlicher  Entf^ungen.  Häufig 
vird  dafür  die  Bezeichnung  Transnot-  und 
KcanmunikationsveBen  gebnnoht  Die  Worte 
Transport  und  Kommunikation  deuten  die 
bdden  Hauptgruppen  des  V.  An.  Bas 
KommuniiationBvesen  geht  auf  denjenigea 
Vo-kehr,  welcher  die  ffindeniisse  der  räum- 
lichen Entfanung  beim  Austaiuch  von  Nach- 
richten übearwinden  will^  also  auf  den.Kach- 
richtraverkehr.  Die  r&umlicheo  EatferDiineen 
treten  aber  auch  dann  hindernd  in  den  Weg, 
Vena  Menschen  miteinander  in  BerOhmng 
treten  wollen  und  sollen  und  wenn  Sach- 
gflter  auszutanschen  sind.  Zu  dem  Nach- 
Tichtenverkehr  tritt  also  der  Personen-  und 
Güterverkehr  hinzu,  und  für  diese  Verkehre- 
gntppen  pflegt  man  den  Ausdruck  „Trans- 
port" zu  gebrauchen. 

Der  Verkehr  ist  stets  Mittel  zum  Zweck, 
und  diese  Zwecke  liegen  zum  großen  Teil 
auf  wirtschaftlichem  Gebiet.  Das  Wirtschafts- 
teben  hat  des  Verkehres  nie  entraten  kennen, 
und  sein  Bedürfnis  nach  Inanspruchnahme 
Ton  Verkehrsleistungen  ist  im  Laufe  der 
Eulturentwickelung  stetig  gewachsen.  Das 
V.  in  obigem  Sinne,  soweit  es  wirtsdiaft- 
lichen  Zwecken  dient,  umfaßt  nicht  alles 
das,  was  man  als  „wirtschaftlichen  Verkehr*' 
bezeichnet  Denn  der  ,,wirtschaftliche  Vei^ 
kehi*^  erstreckt  sich  auf  den  gesamten  Aus- 
tausch von  Gütern  uhd  Leistungen  wirt- 
schaftlicher Art,  also  auch  auf  diejenigen 
Teile,  welche  nicht  durch  Ueberwindung 
rftumUcher  Entfernungen  charakterisiert  sind. 

Das  V.  dient  weiterhin  den  Zwecken  dee 
somalen,  p(ditischen,  geistigen  und  sittlichen 
-Lebens,  und  auch  hier  ist  seine  Inanspruch- 
nahme fortdauernd  gestiegen. 

Die  Wei^zeuge,  auf  die  sich  der  Ver- 
kehr  stfitzt,  sind  heute  in  allen  fällen  eine 
Bahn  oder  ein  Weg  und  «ne  bew<^nde 
Kraft  So  groß  auch  die  Unter£(^ede  in 
der  Ausgestaltung  der  Arten  der  Wege  und 
-der  bewenden  Kraft  sind,  oline  Wege  und 
-bewegende  Kraft  ist  ein  Verkehr  undenk- 
bar. In  den  meisten  Fällen  tritt  noch  ein 
drittes  hinzu,  ein  Fahrzeug  ii^ndwelcher 
Art  Aber  es  gibt  Verkehraarten,  die  eines 
eigentlichen  F^rzeuges  bei  ihrer  Beförde- 
rungsleistung eotbehren  können  (Fußgänger, 
-Telcgraphie,  Fernsprecher). 

Der  Weg  oder  die  Bahn  ^ibt  für  den 
Personen-  und  Güterverkehr  bestimmte  Dnter- 
.  Scheidungen  an  die  Hand.  Als  Verkehrs- 
vege  kommen  hier,  in  Frage :  Landstraßen, 
£isenbahnen  und  Wasserstraßen,  so  daß  man 
]>andstraßen-,  Elsenbahn-  und  Wasserstt&ßen- 
^erkehr  zu  unterscheiden  hat,  wobei  dann 
die  besondere  Art  der  Wege  noch  Unter- 
teilungen der  einzelnen  Gruppen  bedingt 


(z.  B.  beim  WafiserstnSeaveAelff:  Seevier- 
kehr,  Binnenseererk^,  JlufiTeAehr,  Kanal- 
verkehr  usw.). 

Für  den  Nachrichtenverkehr,  der  sUsh. 
auf  die  vwsdiiedensten  Fortbew^un^mittel 
stützt  und  stützen  muß,  heben  ach  di^ 
Briefpost,  der  Telo^phffli-  und  Femsprech- 
verkäir  als  besondere -Onippen  heraus. 

2.  Das  Veitfiltnis  der  Verkehra- 
grappen  ma  eioasder.  Nadi  dem  Gesagten 
besteht  im  Personen-  imd  G-fiterverkehr 
ebenso  wie  im  Nachrichtenverkehr  ein  Keben- 
einander  verschiedener  Gruppen,  und  jede 
dieser  Gruppen  zeigt  besondere  Merkmale 
und  eine  besondere  Leistungsfähigkeit 

Im  Güter-  und  Personenverkehr  lassen 
sich  die  Merkmale  und  der  verschiedene 
Grad  der  Leistungsfähigkeit  am  besten  finden, 
wenn  man  von  den  Eigenschaften  ausgeht, 
die  bei  dem  hochgespannten  Vei^ehrsbe<- 
dürfnis  unserer  Zeit  besonders  wichtig  sind. 
Vor  allem  dreht  es  sich  hier  heute  um  die 
Möglichkeit,  mechanische  Triebkräfte,  ins- 
besondere die  Kraft  des  Dampfes  zu  be- 
nutzen ;  denn  gerade  die  Uebei-tragun^  der 
DampCkraft  auf  das  V.  hat  diesem  sein  eigen- 
artiges Gepräge  und  seine  besondere  Be- 
deutung gegeben  und  ist  auch  jetzt  noch 
kennzeitihnend  dafür,  so  groß  auch  die  tech- 
nischen Fortschritte  bei  der  Anwendung  der 
Elektrizität  und  anderer  mechanischer  liieb- 
kräfte  sein  mögen. 

Auf  den  Landstraßen  sind  die  Dampf- 
kraft und  andere  mechanische  Kräfte  nur 
in  beschränktem  Umfange  zu  benutzen.  Der 
große  Reibungswiderstand,  der  auf  Land- 
straßen der  Fortbew^g;ung  entgegentritt,  und 
die  beschränkte  WiderstandsOhigkeit  der 
Ffüirbahn  stehen  «ner  äus^ebigeu  Verwen- 
dung solcher  Kräfte  entg^n.  Die  Eisen- 
bahnen, die  viel  vidOTstandstthiger  sind  und 
bei  denen  der  ^bungswiderstand  auf  ein 
geringes  Maß  hoabgesetzt  ist,  bieten  aus 
diesem  Gnude  der  VerweaduDg  wirksameo: 
mechanischer  Kräfte  viel  irateren,  aber  nicht 
unbeschränkten  Spielraum.  Die  Grenze  wird 
dadurch  gezogen,  daß  die  vorhandene 
Schienenbahn  nicht  über  ein  bestimmtes  Ge- 
wicht hinaus  in  Anspruch  genommen  werden 
kann  und  daß  auf  der  anderen  Seite  das 
Eigengewicht  der  Motoren  mit  der  Steige- 
rung der  Kraft  erheblich  zunimmt. 

Die  Wasserstraßen  geben  bei  genügender 
Breite,  Tiefe  und  Wassermenge  an  sich  einen 
sehr  großen  Raum  für  Verwendung  mecha- 
nischer Kraft,  und  unter  den  Wasserstraßen 
steht  in  dieser  Beziehimg  das  Meer  obenan. 
Hier  werden  Maschinenkräfte  konzentriert, 
die  ein  Vielfaches  der  Kraft  der  Lokomo- 
tiven darstellen.  Die  Widerstandsfähigkeit 
der  Fahrbahn  kommt  hier  nicht  in  Betracht, 
und  der  Reibungswiderstand  ist  an  sich  sehr 
gering.  Es  ist  aber  nicht  zu  verkeunen,  daß 
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1>d  den  '■  Vaäserstr&Ben  die  siaHKn.  Ha- 
■sebinenkzSfte  der  Steigerung  der  anf  einmal 
bew^ten  VeriiehrBmasBe  im  VerbAltnis  noch 
mehr'  BUgnte  fa>mmän,  als  der  Steigerung 
der  SchnelHgkeit  der  Fortbewegung^  venn- 
ifteich  andi  Mesnn  groSe  Fortschritte  erzielt 
sind.  Der  Grund  liegt  darin,  dafi  der  Wider- 
stand des  'Was^rs,  so  gering  er  bei  mäßiger 
■Geschwindigkeit  ist,  sich,  bei  starker  Er- 
höhung der  Schnelligkeit  der  Forlbewegung 
sehr  rasch  und  sehr  erheblich  steigert,  ab- 
■gesehen  von  dem  Widerstände  starker  Strö- 
muDg.  Bei  den-  Eiseabahnen  kann  die 
Masdunenkraft  sowohl  der  Massenhaftigkeit 
sls  aüch  —  wegen  des  geringeren  Wider- 
standes;  den  die  Luft  bietet  —  der  Schnellig- 
keit in  hohem  '  Mafie  dienstbar  gemacht 
werden:  * 

Aus  dem  Gesagten  ei^ibt  sich  sofort,  daß 
die  Verwendung  großer  Traosportgefäße  und 
•die  Masseobaftigkeit  des  Verkelus  bei  den 
WasserstraHen  viel  weiter  ausgedehnt  werden 
kann-  als  bei  den  Eisenbahnen  und  bei  diesen 
wieder  wegen  der  stärkeren  Fortbewegungs- 
kräfte  erheblich  weiter  als  bei  den  Land- 
-straßen,  uud  dementsprechend  gestaltet  sich 
in  der  Regel  auch  das  Verhältnis  in  bezug 
auf  die  Beförderungskosten.  Auf  der  anderen 
Seite' eingibt  räch  weiter  aus  dem  Gesagten, 
daß  in  bezu^  auf  die  Schnelligkeit  der  Fort- 
•bew^ng  dieEisenbahnen  den  Wasserstraßen 
und  Landstraßen  voraus  sind.  Die  Wasser- 
straßen ihrerseits  kOnnen  in  der  Schnellig- 
keit den  Landstraßen'  fiberlegen  sein  oder 
nachstehen,  je  nach  den  angewandten  Fort- 
-bewegungsmittela,  der  Gestaltung  der  Wasser- 
straße und  den  Verhältnissen  von  Wind  und 
Wetter. 

Die  gröfieie  ürgielugk^t  der  Maschinen^ 
kraft-  für  Steigerung  aer  Schnelligkeit  brä 
den  Eisenbahnen  und  die  geringe  Abhänng^ 
keif-  von-  Wind  und  Wetter  verachaffen  den 
Eisenbahnea  auch  in  bezng  auf  Pflnktlich- 
keit  und  Sicherheit  einen  großen  Vorsprung 
Tor  den  Wasserstraßen;  die'  Landstraßen 
stehen  darin  ebenfalls  den  Eisenbahnen  nach. 
Auf  die  UnterbrechuQgslosigkeit  des  Ver- 
-kehrs  wirken  die  gleichen  Umstände  bei  den 
Eisenbahnen  günstig  ein,  während  Land- 
straßen und  Binnenwasserstraßen  mit  kleinen 
Abmessungen  und  stark  wechselnden  Wasser- 
standsverhältnissen  mehr  Störungen  ausge- 
setzt sind.  Audi  die  Eisbildueg  wird  leicht 
dem  Verkehr  auf  Binnenwasserstraßen  hin- 
derlich. Das  offene  Meer  dagegen  steht  in 
-dieser  Hinsicht  sehr  günstig,  weil  weder 
Eisbildung  —  wenigstens  auf  den  großen 
-Linien  dä  Weltverkehrs  —  noch  Wasser- 
mangel u.  dgl.  Hiodemisse  bereiten  kennen 
und  weil  auch  die  Windverhältnisse  die 
Dampfer  in-  der  Regel  nicht  zur  Untä"- 
brechung  der  f^rt  nötigen. 

Die  Binnenwasserstraßen  sind  weiterhin 


nicht  äner  so  gioBen  Yersweigäng  flldg 
wie  Landstraßen  und  ESsenbahdea,  haben 
aber  den  Eisenbahnen  gegenaber  ebenso  wie 
die  Landstraßen  den  Vorzug,  daß  de  die 
Verwaidung  sehr  versohiedoier  Fjüuieage 
und  Conen  Wettbewerb  der  FrachtflUuvr  auf 
dersdben  Fahrbahn  gestatt». 

Hiemach  hat  j^e  der  besnrodieiKo 
Gruppen  besondere  VoraQge  und  besoi^er» 
Nachteile  und  ist  deshalb  auch  für  doeo 
besonderen  Teil  der  Verkehisbedürfnisee  ge> 
eignet.  Entbehren  können  wir  keine  öroppe, 
wenn  das  Verkehrsbedürfnis  Tollkommoi 
befriedigt  werden  soll.  Stehen  einem  Ver- 
seoder alle  diese  Verkehrsw^  ofiea,  so 
wird  er  denjenigen  wählen,  weicher  für  den 
vorliegenden  Fall  am  besten  geeignet  ist 
Li^  ihm  an  sehr  schneller  und  pünktlicher 
Beförderung,  so  wird  er  die  Eisenbahn  vo^ 
ziehen;  muß  er  den  Nachdruck  anf  mög- 
lichst billige,  wenn  auch  langsamere  und 
unpünktlichere  Beförderung  legen,  so  wird 
er  sich  der  Wasserstraße  bedienen.  Den 
Landstraßen  ^It  vornehmlich  eine  erg&o- 
zende  Rolle  zu.  Sie  haben  die  Lütgen  im 
Schienen-  und  Wasseictrafiennetz  auszufülleo 
und  weiterhin  auch  einrai  erheblichen  Teil 
des  Nahverkehrs  der  einzelnen  Orte  mit 
ilu^  Umgebung  zu  vermitteln  und  endlich 
als  Güteräubrioger  und  Güterverteiler  deo 
Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  zur  Seite 
zu  treten.  Das  normale  Verhältnis  der  w 
echiedenen  Verkehrswege  zueinander  ifit 
hiemach  weniger  das  eines  unmittelbaren 
Wettlämpfes  als  das  einer  gegenseitiRen 
Ei^Uftnzung  und  Unterstützung,  und  do'  Ve^ 
ke&  müßte  sich  normalerweise  von  leUnt 
auf  die  versdiiedenen  Verlffihr8w««e  ver- 
teilen, je  nach  der  besonderen  Art  des  Ver> 
kehrsbedflrfnisses,  das  zu  b^edigen  ist 
Zu  einer  wiridichen  unmlttdbarea  Kon- 
kurrenz um  densdben  Teil  der  Verkehrs- 
leistungen zwischen  verschiedenen  Verl^in- 
wegen,  die  für  die  gleiche  Verkebisricbtang 
zur  Verfügung  stehen,  wird  es  an  und  fsi 
sich  erst  dann  kommen,  wenn  der  natür- 
liche und  entscheidende  Vorsprung  der  dn- 
zelnen  Verkehrswege  vor  einander  aus  natür- 
lichen Gründen  oder  infolge  künstliche 
Eingriffe  (z.  B.  durch  Maßnahmen  der  Tarif- 
politik  und  ähnl.)  so  wesentlich  abgeschwächt 
ist,  daß  er  für  die  Erwägungen  des  Ver- 
senders die  maßgebende  B^eutung  verlieft 
tiud  die  Befriedigimg  des  voriiegenden  Ver- 
kehrsbedürfnisses dem  Verseuder  auf  deo 
verschiedenen  Wegen  annähernd  mit  dem 
gleichen  Gesamtergebnis  möglich  erscheint 
Solche  Fälle  liegen  oft  genug  vor.  Im 
übrigen  aber  kann  unter  vol&wirtschaftUcheQ 
Gesichtspunkten  nicht  schon  die  natütlichs 
Teilung  des  Verkehrs  auf  die  einzehseo 
Verkehrswege  Je  na(*  der  Art  der  xu  be- 
friedigenden VerkehrsbedOrfnisse  als  im* 


Digitized  by  Google 


Verkehrswesea 


1177 


mittdbarer  Wettbewerb  angesehen  werden. 
"Eiae  Yerkehrsteüung  zwischen  der  grollen 
Seeschiffiiührt  und  den  Festlandverkefarswegen 
kommt  nioht  in  Betracht  Die  hohe  See  ist 
als  Verkehrsw^  in  diesem  Sinne  y,kon- 
korrenzlos".  Die  Küatenschifl&ihrt  sowie 
abpumpt  die  den  Eflsten  parallel  gehende 
Seeechi^hrt  kann  sich  dagegen  unter  üm- 
BtSoden  mit  anderen  Verkehrsweg«!  lange 
der  Kftete  in  den  Verkehr  zu  teilen  haben, 
dem  Festlandverkehr  kommt  das  Nebeo- 
•  einander  Tersehiedener  Verkehrswege  sehr 
oft  in. Frage:  aber  es  gibt  auch  nicht  wenige 
JÜlle,  in  denen  entweder  die  Eisenbahn 
oder  die  Wasserstraße  oder  die  Landstratte 
allein  zur  VerfQgung  steht,  eine  Verkehrs- 
teilun^  also  nicht  möglich  ist. 

B^m  Naohrichtenverkehr  finden  wir 
BriefpoBt,  Telegraph  und  Fernsprecher  neben- 
fflouider,  und  auch  hier  bat  —  wie  in  den 
besonderen  Artt.  ^ost",  „Telegraphier  und 
nFBmsprecheinricatangen"  oben  S.  641  fg., 
1070  fg.  bezw.  Bd.  1  S.  816  fg.  gezeigt  ist 
—  jede  Gruppe  we^en  ihrer  besonderen 
Vorzüge  uud.  Naditeile  einem  beeonderen 
Teile  des  yerkehzsbedfirfniases  zu  dienen. 
Auch,  hier  ist  also  an  Bi<^  edue  natftrlidie 
Teilung  des  Verkehrs  zu  erwarten,  die  aber 
ebenfuls  unter  Umstftnden  zu  einem  tat- 
sächlichen Wettbewerbe  führt. 

8.  Die  Gmndiflse  der  Eatwiekelnng  desT. 

Die  £ntwickelong  des  V.  zeigt  ebenso  wie  die 
Entwickelnng  der  LajidwirtBchaft  nnd  des  Ge- 
werbes einen  Uebergang  tod  extensiven  za 
intensiven  Betriebsformeu,  nnd  dieeer  Uebergang 
vollzog  sich  im  engsten  Znsamme&faange  mit 
der  Gestaltung  der  Verkebrsbedarfnisse  über- 
haupt. Es  zei^  sich  ganz  deutlich,  daß  man 
zu  intensiveren  Verkefarsmitteln  und  zur  Or^oi- 
aation  eines  regelmäßigen  Verkehrs  mit  Hilfe 
dieser  leistangsfähigeren  Verkebrsmittöl  erst 
«langte,  lüs  em  entsprechend  nmfangreiches 
verkebrsbedQrfnis  im  ZnsammenlwDge  mit  der 
ganzen  wirtschaftlichen  nnd  knitnrellen  Ent- 
wiekelnng  entstanden  war.  Das  Verk^rs- 
bedUrfais  ist  immer  das  treibende  Element  für 
die  Verkehrsentwickelnng  gewesen  and  wird  es 
auch  immer  bleiben.  Nar  schanbar  steht  mit 
dem  Gesagten  die  Tatsache  in  Widersprach, 
da0  Verbesserung  von  Verkehrsmitteln  oft  zar 
Steigemng  des  Verkehrs  f&hrt.  Diese  sog. 
„Verkehr  schaffende"  Wirkung  der  Verbesserung 
der  Terkehnmittel  ist  oft  ttbmchfttzt  nnd  miU- 
Terttanden  worden.  In  THrkUchkeit  bandelt 
es  ucb  in  der  Regel  hierbei  onr  darum,  daß 
ein  vorhandenes,  wer  durch  die  UavoUkommen- 
heit  der  Verkehrsmittel  zurückgebaltenes  Ver* 
kehrsbedttrfnis  dörch  die  Verbesserung  aosgeltist 
wird  und  nun,  weil  es  befriedigt  werden  kann, 
auch  in  wachsendem  Umfange  Befriedigung 
imcbt.  Lediglich  dnrcfa  Verbesserung  der  Ver- 
kehrsmittel ohne  das  Vorhandensein  aaslösbarer 
VerkebnbedQrfnisse  wird  Verkehr  nicht  ge- 
schaffen- Treltei  aber  beide  Vorannetsnogen 
madnmen,  f  o-  macht  sich  ia  der  Regel  die  £r- 
•cheiniiDg  bemerkbar,  daß  nidit  aar  da»  bisher 


zarOckgebaltene  Verkehrsbedürf nis  Befriedigung 
findet,  sondern  onch  neue  Bedürfoistw'  neb  ent- 
wickeln, die  zu  weiteren  Verbesserungen  treiben. 

Die  geschichtliche  Bntwickelnng  des  V.  be^ 
st&tigt  US  Gesagte  dsrchaus.  Ganz  ohne  Ver- 
kehr  ist  der  Mnuch'^flie  ausgekommen.  Aber 

erst  mit  der  gesteigerten  Entwickelong  der 
Tauschbeziehongen  infolge  der  Erweiterang  des 
'Bedürftiiskreises,  der  Verschiedenheiten  der 
natürlichen  ProduktionsmQglicbkeiten  der  ein- 
zelnen Gebiete  und  der  zunehmenden  Arbeits- 
teilung wurde  das  Verkefarsbedttrfnis  so  weit 
eresteigert,  daß  man  nach  Maßgabe  der  vor- 
handenen FUiigkeit  zur  Beherrschung  der  Natur 
die  Verkehrsmittel  wirksam  verbesserte.  Das 
güt  von  den  TansebbezlehvnMn'  innerhalb  der 
einzelnen  Völkerschaften  und  noch .  mehr  von 
den  l^nschbeziehnngen  der  verschiedenen  VSlker- 
sdiaften  miteinander.  Die  verschiedene  Begabung 
der  Stilmme  und  VSlker  nnd  die  verschiedene 
Ausstattung  ihrer  Wohnbezirke  durch  die  Natur 
rief  den  Handel  von  Stamm  zu  Stamm,  von 
Volk  za  Volk  hervor,  nnd  je  lebhafter  und 
regelmäßiger  dieser  Handel  wurde,  desto  grCßere 
Anforderongen  stellte  er  an  das  V.  Die  natOr- 
tichen  Verkehrswege  der  Flüsse  and  noch  mehr 
dielenigen  des  Heeres  waren  schon  in  frtthen 
Zeiten  -  die  Haapttr&eer  des  VSlkerbandels. 
Fahrbahn  und  zum  Teil  auch  die  Triebkraft 
waren  auf  diesen  Wegen  von  der  Natur  gegeben. 
Beim  Landverkehrstanden  regelmäßigen  Handels- 
beziehungen größeren  Ümfangs  viel  bedeutendere 
Hindernisse  entgegen,  da  die  Fahrbahn  erst 
geschaffen  nnd  die  Triebkraft  erst  gefunden 
werden  maßten.  Nur  langsam  vollzog  sich  bier 
der  Fortachritt,  und  Tragtiere  spidten  Jahr- 
hunderte hindurch  die  Hauptrolle  beim  Land- 
verkebr,  bis  man  schließlich  zur  Anlage  von 
fahrbaren  Straßen  und  zur  Benntzung  von 
Karren  und  Wagen  gelangte.  Ueber  dieses 
Stadium .  kam  das  Altertum  niebt  hinaus,  bat 
aber  das  Landstraßeuwesen  erheblich  verbessert 
g«^n  die  anfänglichen  Formen.  Das  römische 
Weltreich  mit  seinem  lebhaften  Beise-  nnd 
Handelsverkehr  und  mit  den  ansgedebnten  amtr 
liehen  Beziebaogen  zwischen  allen  seinen  Teilen 
brachte  es  zu  einem  weitverzwei^en  Netz  vod 
gut  angelegten  Straßen,  nnd  dieses  römische 
Straßennetz  muß  für  Jahrtausende  der  Ent- 
wickelang als  die  bedeutendste  Leistung  auf 
dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  bezeichnet 
werden. 

Das  europäische  Hittelalter  reicht  in  bezng 
auf  das  Landstraßenwesen  nicht  entfernt  au  die 
Rümerzeit  heran,  und  auch  Fluß-  nnd  Seeva- 
kebr  waren  wenig  entwickelt.  Erst  im  späteren 
Hittelalter  bahnten  sieh  Fortschritte  an.  die  in 
des  ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  znr  Gdtnng 
kamen.  Das  Aufkommen  und  schnelle  Anwachsen 
eines  überseeischen  Handels  imd  die  durch  das 
wachsende  Geldbedürfnis  der  absoluten  Hon- 
archieen  veranlaßte  intensive  Pflege  des  Gewerb- 
fleißes im  Innern  der  Staaten  führte  in  der 
Neuzeit  zur  Verbesserung  der  Serachiffahrt,  zur 
besseren  Ausnutzung  und  Ergänzung  der 
Biiineuwasserwege,  zur  größeren  Fürsorge  für 
die  Landfitraßea  und  zur  Entwickelung.  einer 
Organisation  des  Nacbrichtenverkehrs  nicht 
lediglich  für  Begierongazwecke,  sondern  für  die 
BevUkernng  überhaupt,  deren  Bedfirfiiis  nach 
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^achrichtenanstaiueh  bei  dem  tnfblUbenden 
Oewerbfleiü  stark  ^wachsen  war. 

Immerhin  erschunt  dem  hentigen  Geschlechte 
das  Maß  des  Fortschritt»  der  früheren  Jahr- 
hunderte nor  f^ring.  Die  stärkste  Steigernnj^ 
der  Intensität  des  V.  gfehttrt  der  jOngsten  Zeit 
an,  und  diese  Zeit  hat  Fortschritte  zu  rer- 
zeicbnen,  die  alles  in  den  Schatten  stellen,  was 
frühere  Geschlechter  leisteten. 

Der  eigenUicbe  Anstofi  sn  diesen  Fort- 
«cbritten  ist  in  der  Tatsache  xa  erblicken,  daß 
in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrb.  infolge 
der  Erfindang  einer  leistungsfähigen  Dampf- 
mascbine  eine  viel  wirksamere  Inebkraft  in 
den  Dienst  des  gewerblicben  Lebens  gestellt 
wurde.  Damit  b^ann  die  Umwälzung  der  ge- 
werblichen Verhättoisse  in  der  Bicbtonir  auf 
den  maschinellen,  zar  Massenerzengnag  fähigen 
und  auf  den  Massenabsatz  in  weiten  Gebieten 
angewiesenen  gewerblichen  Großbetrieb.  Diese 
Umwälzung  ateigette  das  Terkehnbedflrfnis  — 
zunächst  namentlich  in  beeng  auf  den  Gütern 
und  Fersonenverkehr,  weiterhin  auch  in  hezng 
auf  den  NachrichtenTerkehr  —  so  sehr,  daß  die 
bis  dabin  vorhandenen  Verkehrsmittel  nicht  aus- 
reichten. Die  VerhcMserang  der  Verkehrswege 
allein  Tersprach  keine  genügende  Hilfe;  denn 
die  tierische  Kraft,  die  im  Anfang  des  19.  Jahrb. 
für  den  Landtransport  allein  in  Frage  kam, 
und  die  Windkraft,  die  bei  der  groUen  Schiff- 
fahrt maßgebend  war,  waren  gegenüber  dem 
erweiterten  VerkehrsbedUrfnis  nicht  leistungs- 
fähig genug.  Es  kam  vielmehr  darauf  an,  dem 
V.  eine  Triebkraft  ssnr  Verfügnog  zu  stellen, 
4lie  derjenigen  des  gewerblichen  Lebens  eben- 
iiDrtig  war  in  bezog  anf  Hassenhaftigkeit  and 
Schnelligkeit  der  Wirkung.  Von  zahlreichen 
Hännem  wurde  deshalb  der  naheliegende  Ge- 
danke aafgegriffen,  die  Dampfkraft,  von  der  im 
gewerblicben  Leben  so  große  Wirkungen  ans- 
gingen,  auch  dem  V.  dienstbar  zu  machen. 
Erfolg  hatten  diese  Versncbe  erat  im  19.  Jahrb. 
In  dessen  1.  Jahrzebnt  gelang  Fulton  die  Eon- 
atmktion  eines  leistnn^fäbigen  Dampfschiffes, 
im  3.  Jahrsehnt  brachte  6.  Stephenson  eine 
brauchbare  Lokomotive  zustande.  Die  Frage 
der  Dienstbarmacbung  der  Dampfkraft  für  den 
Personen-  und  Güterverkehr  und  für  bestimmte 
Teile  des  Na^richteiiverkehrB  war  hiermit  in 
entwickelungsHlbiger  Form  gelOst  worden.  Schon 
im  4.  Jahrzehnt  gelang  es,  in  der  Elektrizität 
dem  Nachrichtenverkebr  eine  Kraft  von  höch- 
ster Raumflberwindungsfäbigkeit  verfügbar  zu 
machen,  znnächst  zur  ^fOrdemng  geschriebener, , 
später  ancb  zur  Beförderung  gesprochener  Nach- 
richten. 

Nachdem  diese  gewaltigen  Neuerungen  in 
Ihrer  Bedeutung  erkannt  waren,  ging  man  mit 
^ifer  daran,  inre  Ausnutzung  durch  Ausbau 
eines  weitverzweigten  Wegenetzes  möglichst 
allen  Gebieten  zugänglich  zu  machen ,  alte 
Hindemisse  der  freien  Verkehrsbewegung  abzu- 
schaffen und  in  großartigem  Stile  alle  Gruppen 
des  Verkehrs  zn  organisieren ,  sei  es  dnrch 
öBenttiche,  sei  es  durch  private  Greene,  und 
durch  Anfauchen  zweck oiäliiger  Grundlagen  der 
Preisbemessang  und  durch  Verbilligung  der 
Preise  dem  fortdanemd  zunehmenden  Verkehrs- , 
bedürfnis  im  nationalen  wie  im  intemationsien  j 
Verkehr  entgegenzukommen. 

Der  Zusammenhang  zwischen  der  Umiritlzang  ' 


in  dw  Technik  und  OrganiMdon  der  Gewerbe 
und  der  Umgestaltung  d«  Technik  und  Ornai* 
sation  des  V.  ist  sehr  enge.  Die  gewerUieb* 
Umwälzung  hätte  in  den  Anfftagot  stecket 
bleiben  müssen,  wenn  nicht  das  V.  tn  die  modern 
Gestalt  hätte  übergeführt  werden  kOnnen,  üai 
die  beispiellosen  Fortschritt«  im  V.  wärw  nkhl 
mitglich  und  auch  nicht  nOtig  geweses,  «eu 
die  Uebertragung  der  Dampf^aft  anf  den  ge> 
werblichen  Mtrieb  nicht  gelungen  wäre. 

4.  CeberbUck  über  die  Wirking« 
des  modernen  V.  Der  oiigaoiäerte,  tof 
Dampfkraft  und  Elektrizität  gestötzte  Grofi- 
betrieb  des  wie  er  im  19.  Jahrh.  ent- 
standen ist,  hat  anf  alle  Lebenscebiete  dei 
Kulturwelt  einen  nmwalzaiden  EänflnS  au»- 
getlbt  Das  Wirtschaftsleben  bat  —  wie  bei 
den  besonderen  Artikeln  Ober  die  einzeloeB 
Verkehrsgruppen  angedeutet  ist  —  die 
wirkungsvollsten  Antriebe  und  die  kiSftigsten 
HUfemittel  in  dem  modernen  V.  gehudea 
and  einen  ganz  anderen  Charakter  a&Re- 
nommen  als  in  früheren  Zeiten.  Die  eoziales 
Verhältnisse  haben  sich  infolge  der  grSfleren 
Bew^lidikeit  des  Volkes  nnd  der  ^U-ketw 
Anteiln^ime  der  unteren  Schiditen  an  den 
Kolturfortsdiritten  unserer  Zeit,  aber  auch 
durch  AuflQsaog  der  guten  Smtea  der  frflhe> 
ren  gebundenen  YerUUtnisse  vollkommec 
umgestaltet 

Das  geistige  nnd  sittliche  Leben  ist  — 
namentlich  durch  Verbilligung  des  Beiseos. 
durch  den  wirksameren  ^NachrichleuTerkefar 
und  durch  die  dadurch  enn^lichte  giofie 
Bedeutung  der  Presse  —  viel  regsamer  ge- 
worden. Die  Bildung  und  die  heiere  ud- 
abhftogi^  und  vorurteilslose  Anschauung  der 
Dinge  sind  jetzt  nicht  mehr  das  Privilegium 
engerer  Kreise.  Das  Volk  im  ganzen  hsi 
sich  in  diesen  Dingen  anf  eine  hfibere  Stofc 
geschwungen. 

Daß  dabei  auch  ungünstige  Verschie- 
bungen eingetreten  sind,  ist  nicht  zu  ver- 
kennen. Im  wirtschaftlichen  Leben  ist  der 
Wettbewerb  vielfach  in  un^under  Weisf 
verschärft;  in  sozialer  Beziehung  ist  die 

Sößere  Freiheit  nnd  Beweglichkeit  der 
assen  vielfach  auch  von  ihrer  grOBereo  Vn- 
ruhe  und  Hilflosigkeit  b^leitet ;  in  geistigR' 
and  sittlicher  Hinsicht  hat  neben  der  BüdoDg: 
auch  die  Halbbildung  und  der  DUettantisrnnä. 
neben  der  grOßeren  Vorurteilslosi^eit  in 
religiösen  und  naüonalen  Dingen  auch  in 
manchen  Kreisen  eine  niat^elle,  den  ideal« 
Gfltem  der  Kation  nnd  Religion  fetndsetke 
Strömung  Boden  gewonnen.  Ohne  Zwetnl 
besteht  deshalb  die  Aufgabe,  diesen  GeUtreu 
entgegen  zu  arbeiten.  Niemals  aber  kann 
und  darf  hierbei  an  eine  RQckgängignacbuof 
oder  auch  nur  an  eine  Abminaerung  der 
Verkehrsfortschritte  gedacht  wetden,  oeoen 
wir  doch  auch  fut  alles  das  zu  daakm 
haben,  unsere  Zat  abw  frllfaen  ctM«. 
Auch  das  poütisehe  Leben  hat  onen  is- 
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deren  Anstrich  bekommen.  Die  modernen 
Verkehrsmittel  stfirken  die  Zeotralgewalt, 
ohne  eine  veraQnftige  SelbstrervaltuDg  der 
kommiinalea  Gebilde  anszuschlieBen.  Auf 
deraoderen  Seite  hat  dieOewaltbeschrftnkaag 
der  ffirstlichen  Macht  durch  die  gewählten 
Oi^e  des  ganzen  Volkes  und  die  Eontrolle 
diffch  die  „öffentliche  Meinung"  eret  unter 
der  Einwirkung  des  modernen  V.  zur  vollen 
Eatfaltung  kommen  kOonen.  Dieses  V.  mit 
sooer  großen  Femwirkung,  mit  fleiner  An- 
□flheruDg  der  einzelnen  StAmme  des  Volkes 
war  zugleich  ein  wirksames  Hilfsmittel  zum 
fesleren  Zusammenschließen  stammverwand- 
ter Staatengebilde,  und  auch  über  die 
Grenzen  der  Nationen  hinaus  ist  sich  die 
nrilialerte  Henschheit  mehr  als  sonst  der 
vielen  gemeinsamen  Kulturinteressen  bewußt 
geworden.  Kriegerische  ZueammenstOfie 
zwischen  verschiedenen  Nationen  werden 
dadurch  nicht  vermieden,  aber  sie  werden 
seltener,  weil  nicht  dynastische  Sonderinter- 
essen, eoodem  die  Lebensfragen  der  Na- 
tionen den  Volkern  das  Schwert  in  die  Hand 
zwingen.  Im  Kriege  selbst  ist  das  moderne 
V.  &n  Instrument  von  gc4}Ster  Bedentnng 
geworden  nnd  hat  auch  hier  die  Massen- 
bewegung, den  organisierten  „Großbetrieb'*, 
in  den  Vordergrund  geschoben,  gleichzeitig 
mit  einer  rascheren  Herbdffihmng  der  Ent- 
scheidungsk&mpfe. 

Die  Rechtsentwickelung  ist  —  was  oft 
flbersehen  wird  —  von  dem  modernen  V. 
ebenfalls  stark  beeinflußt  worden.  Nament- 
lich die  befreiende,  nivellierende,  Menschen 
und  Völker  auDähemde  Wirkung  imserer 
Verkehrsmittel  hat  neue  Gedanken,  Formen 
nnd  Einrichtungen  sowohl  im  Recht  der 
einzelnen  Nationen  als  auch  im  Völkerrecht 
erzeugt  und  eine  bedeutende,  an  vielen 
Stellea  Ober  die  Staatengrenzen  weit  hinaus- 
greifende Annftherung  der  Bechtsgninds&tze 
geschaffen. 

Uteratur:  Bin.  Satr,  DU  VerkeknmiUel  in 
Votk»'  und  StoaUwirltelu^  Witn  1878179.  — 
J^erselb«,  Tratuport-  vnd  Kommunikafiotu- 
wettn,  Schfinberg.  4.  Auß.,  Bd.  J,  S.  SSlfg.  — 
Miuher,  Die  geachichüicht  Enlicü-krlvng  dtt 
modernen  Verkehrt,  Tübingen  189S.  —  Dergelbe, 
Artt.  „TrantpoH"  und  „  VerkehremiUel",  B.  d.  SL, 

s.  Aufi.,  Bd.  vii,  s.  mfy.  «.  s.  401/g.  —  Jt 

«■ow  der  Borghtf  Da»  Verkehr »veten,  Leipüg 
J894  (mit  Bibliograpkie  von  K.  Frankenatein).  — 
XlerMlb«,  Zur  Fragt  drt  Einßu»$e$  der  Ent- 
fernung avf  die  OUIgrbewegung,  in  den  JoArft. 
f.  yaL'Oek.  u.  Staliitit,  III.  Folge,' Bd.  XXVI 
(19061,  8.  I68fg.  —  O,  CohUt  Zur  Getehiehte 
w.  I^MHk  det  Verkxkrtweeen»,  StuUgart  1900.  — 
Jferaelbe,  t'eber  Reaktion  im  Verkehrtweien, 
im  Jahrb.  f.  Oti.,  Veno,  und  VcUeate.,  f  7.  Jahrg. 
(190S),  8.  73fy.  —  OaeU,  Die  Verkehrewege  im 
IHentte  de*  Welthandele ,  Stuttgart  1888.  — 
V.  WelehfQlwn,  Das  finamitUe  und  totiale 
Weten  der  modrmen  Verkehrtmiitel,  TiÜtingen 
3894.  —  de  F&vUlej  La  tran^ormation  de$ 


mayen»  <la  tramMfiert  tt  ist  eotuSquetteeM  '^eöno* 
misrucff  tt  »oeialea,  Airii  J88O.  —  I^edig,  UAtr 
den  Einguß  der  Eiaenbatmen  amf  KuUnr  wd 

rolttwirUeht^ß,  leipmg  1898.  —  Vgl.  die  be- 
»anderen  Art.  über  die  einxelnm  Gruppen  de» 

Veriteh^eweeeHt. 

B.  van  der  Borght. 


VerlagmohL 

L  Einleitmig.  L  Geschichtlicher  UeberbUclL 
2.  Begriff  und  Wesen  des  V.  II.  Bentsches  V 
1.  Entstehung  nnd  Inhalt  des  V.  2.  Der  Ver- 
lagBvertrag.  Kecbt«  nnd  Pflichten  des  Verfassers 
und  Verlegers.  3.  Debertras^ong  nnd  Beendi- 
^lug  des  V.  4.  Besonderheiten  für  BeitcA^e 
m  Zeitungen,  Zeitschriften  und  sonstigen  perio- 
dischen ämmelwerken.  Hl.  AnslSadiache«  V. 

IV.  Internationales  V. 

L  Etnleitans. 
Z.  eeaeUehtUeker  UeberbUek.  Das  V. 
weist  eine  ganz  eigenartige  Entwickelongwe- 
schkhte  anL  Wftuend  ursprünglich  der  Ur- 
heberrechtsschtttz,  wie  in  dem  Artikel  „Urheber- 
recht" (oben  S.  1136  fg.)  dargelegt  ist,  an  die 
Person  des  Druckers  nnd  Verlegers  eines  Schrift- 
werks angeknüpft  bat,  so  da£  also  jener  Schutz 
EDDachst  nicht  den  Interessen  des  Urhebers, 
sondern  denen  des  Verlegers  seine  Entstehung 
verdankt  und  gewissermaßen  nur  als  eine  ße- 
gleit-  und  Nebenerscheinung  des  Verlegerschntzes 
aniEuitt,  ist  allmählich  der  Urbeberrecbtsschotz, 
also  der  Schute  des  gustigen  Gedankens  die 
Hauptsache  und  das  Primftre  geworden,  dem- 
gegenflber  der  Schnts  des  Volc^rs  nnd  das 

V.  nur  als  du  sekundäre,  abgeleitete  fiecht 
erscheint 

Noch  das  Preußische  Allgemeine  Laudrecht, 
das  zwar  davon  aasgeht,  daJj  „der  Buchhändler 
in  der  Regel  das  V.  nor  darch  einen  mit  dem 
Verfasser  darüber  geschlossenen  schriftlichen 
Vertrag"  erlangt  (§  9W  1. 11  ALB.),  weiß  von 
einer  selbständigen  Begelnng  des  Urheberrechts 
nichts,  bat  sich  vielmdr  darauf  beschränkt,  ge* 
legentlich  der  Normierang  des  V.  (in  den  Jg  m 
bis  1036 1 11)  einxelne  nrieberrecbtiiehe  Grund- 
sätze anf zustellen,  die  aber,  wie  «ich  z.  B.  ans 
den  §§  1033,  103«  ergibt,  im  wesentlichen  im 
Interesse  der  Verleger  erlassen  sind  and  von 
deren  Becbtsstellung  ausgeben.  Wie  in  Preaßen, 
so  findet  sieb  auch  im  Oroßberzoetum  Baden 
(Landrechts-Satz  577  da  bis  577  dh)  bereits 
eine  Regelung  des  V.,  ehe  ein  selbständiger 
Urbeberrechtsscbutz  gesetzlich  sanktioniert  war. 
In  den  Qbrigen  deutschen  Staaten  entwickelte 
sich  das  V.  anf  dem  Wege  des  Oewohnheits- 
rechts,  wobei  indessen  zu  beachten  isL  daß 
selbst  die  Wissenschaft  die  Begriffe  „V.^  und 
.Urheberrecht**  vielfach  als  gleichbedeutend  be- 
handelte, weit  mau  erst  sehr  allmählich  zu  der 
Vorstellnag  eines  selbständigen  vom  V.  losgelöst 
bestehenden  „Urheberrechts"  gelangte.  Wäh- 
rend .  aber  das  Bedürfnis  nach  einem  selbstän- 
digen Urbeberrechtsscbutz  sich  immer  mehr 
Bahn  brach  und  auch  gesetzgeberische  Aner- 
kennung erlangte  (preußisches  Q.  v.  1  l./VI.  1837; 
bayeriscbes  G.  v.  28./II.  1865),  blieb  dagegen 
das  V.  —  abgesehen  von  den  vorerwähnten  ge- 
setzlichen Bestimmungen  and  von  einzelnen  nur 
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dllige  Pnnkte  regelndm  Terordnanfl:«!!  ud 
Qweüm  kleinmr  Bimde88taat«ii  —  (Saduen- 
Kobnrg^otbaische  V.  vom  18.ßX.  1828;  Sacbsen- 
Heininran-Hildborghameiisehe  V.  Tom  7./V. 
1829;  Heaaen-KaaselBcbes  G.  t.  16./y.  1829)  im 
weBentlichen  der  gewohnheiteiechtlichen  Fort- 
bildaiig  überlassen.  Anch  die  Vorscbriften  der 
g§  1139-1149  des  lächaiscben  bOrgerlichen  Ge- 
setzes Tom  Jahre  1866  regelten  das  V.  nnr 
höchst  niiTollst&ndig.  Das  A.  D.  HGB.  be- 
scbrttnkte  sich '  auf  die  Vorschrift  des  Art  272 
Z.  6,  wonach  die  VerlagKesehSfte  sowie  die 
■onstigen  Gesehtttte  des  Baeb-  und  Ennsthandels 
sn  dien  Handelsgeschäften  gehörten,  wenn  sie 
gewerbsmftffig  betrieben  wurden;  nnd  dement- 
sprechend zählt  auch  das  nene  HGB.  im  §  1 
Z.  8  diese  Geschäfte  zn  den  sog.  Gnuidbandels- 
geschäften,  ohne  indessen  sonstige  Bestimmungen 
ttber  das  V.  anfzostelleD.  Anch  das  BGB.  hat 
Ton  einer  Regelung  des  V.  abgesehen;  der  Art 
76  EB6B.  bestimmt  -rielmeor  ansd rechlich, 
daß  die  lande^esetzlicben  Vorschriften,  welche 
dem  V.  ai^hSren,  anberührt  bleiben.  Es  li^ 
auf  der  Hand,  daß  die  tcdls  unklaren,  teils 
äußerst  iBchenhaften  Bestimmungen  der  einzel- 
nen Landesrechte,  die  zudem  emen  ganz  Ter- 
schiedenartigen  Becbtszoatand  in  den  einzelnen 
Staaten  des  Deutschen  Beiches  erzengten,  gegen- 
ttber  dem  einheitlichen  deutschen  bärgenichen 
Becht  nicht  lange  aufrecht  erhalten  werden 
konnten,  zumal  auch  das  Urheberrecht  bereits 
seit  den  Jahren  1870  und  1871  eine  fQr  das 
ganze  Reich  geltende  einheitliche  Regelung  ge- 
funden hatte.  Demnach  entsprach  die  unter 
dem  8./XXI.'  1900  erfolgte  Vorlage  eines  Gesetz- 
entwurfs ttber  das  V..  mit  der  glöchseitig  die 
Keuregelung  des  Urhebenrechts  an  Werken  der 
Literatur  und  Tonknust  in  einem  besonderen 
Gesetz  Terknttpft  wurde  (Drucks,  des  BT  Nr.  97 ; 
1.  Anlage  Bd.  1901,  2.  Session  1900/1901)  einem 
dringenden  Bedürfnis.  Dieser  Entwurf  wurde 
nach  rascher  parlamentarischer  Verhandlung 
(Komm.  Ber.  vom  19  /111. 1901 ;  Drucks.  Nr.  21^ 
im  wesentlichen  unverändert  angenommen  und 
unter  dem  19./TI.  1901  (R.G.  K.  S.  217)  ver- 
Cffeutlicfat 

2.  Be^ff  und  Wesen  des  V.  Das 

V.  ist  als  ein  aus  dem  Urheberrecht  ab- 
geleitetes dingliches  Recht  (jus  in  re  aliena) 
zu  bezeichueo,  das  man  am  passendsten  als 
j^ießbrauch"  an  einem  Urheberrecht,  also 
an  einem  geistigen  „Eigentum"  charakteri- 
eieren  kann,  d.  h.  als  das  ausschließliche 
Recht,  den  Gegenstand  des  V.,  das  „Werk", 
wirtschaftlich  zu  nutzen.  Dieses  Recht  kann 
der  Verleger  als  Inhaber  des  V.  in  derselben 
Weise  sowohl  gegen  den  Urheber  wie  gegen 
jeden  Dritten  verteidigen,  wie  ,  der  Sachnieß- 
braucher  den  Besitz  der  dem  Nießbrauch 
unterworfenen  Sache  von  jedermann,  auch 
von  dem  Eigentümer  der  Sache  herausver- 
langen  kann  (§  1036  BGB.).  Das  V.  hat 
also  die  Existenz  eines  Urheberrechts  zur 
notwendigen  Voraussetzung:  wo  kön  Ur- 
heberrecht, da  anch  kein  v. 


n.  Denteehes  V. 

1.  EntetehoDK  und  Inhalt  des  V.  Ge> 

setzlich  ger^lt  ist  bisher  nur  das  V.  an 
Werket)  der  Literatur  oder  der  Tonkunst 
(im  Sinne  des  Gesetzes  über  das  Uihebet- 
recht  V.  19./VL  1901),  wozu  auch  solche 
Zeichnungen,  Abbildun^a  und  plastücbe 
Darstellungen  g^f^n,  die  nach  ihrem  Haapt- 
zwecke  nldit  als  Eonstwerke  su  betncbtea 
sind'  (s.  o.  S.  1139).  Dag^n  ist  die  nr- 
sprünglich  in  Aussucht  genommene  Re«luiig 
des  V.  an  Werken  der  Kunst  und  der  Photo- 
graphie, die  den  Urheberrechtsschuts  gemSB 
G.  V..97L  1907  geniefieu,  wegen  mangeladen 
Bedfirfnisses  bisner  tmterblieben. 

Das  V.  entsteht  in  der  Kegel  durdi  dea 
Abschluß  eines  Verlagsvertragee  zwischen 
dem  Verfasser,  d.  i.  dem  Drheber  nnd  dem 
Verleger  und  durch  die  hinzutretende 
Ablieferung  des  Werkes,  (also  der  Hand- 
schrift oder  des  sonstigen  Geisteseneugnisses) 
an  den  Verleger  (§  9  d.  G.),  wie  auch  inr 
Entstehung  des  Nießbrauchs  an  einer  be> 
weglichea  Sache  außer  der  Einigung  der 
Vertragsschließenden  noch  die  Uebergabe 
der  dem  Nießbrauch  unterworfenen  Sache 
erforderlich  ist.  Demnach  macht  sich  der 
Verfasser,  der  vor  der  Ablieferung  d« 
Werkes  an  den  Verleger  dieses  vorielaltigt, 
zwar  wohl  einer  ihn  zum  Schadensersatz  ver- 
pflichtenden Y«rtragsTerletzung  schul- 
dig ;  er  begeht  aber  keinen  gemäß  §  9  V6. 
§  36  UG.  strafbaren  Nachdruck,  weil  ein  V, 
vor  der  Ablieferung  des  Werkes  nicht  ent- 
standen ist  Das  Oesetz  nennt  als  äovg» 
Form  der  Entstehung  des  A\  den  AbscUuS 
des  Verlagsvertrages  in  Verbindung  mit  der 
Ablieferung  des  Werkes:  man  vira  es  aber 
auch  für  ziuSssig  halten  müssen,  durch  ein« 
letztwillige  YerfOgung  dee  Urheben 
in  Verbindung  mit  der  Uebergabe  des  Werkes 
ein  V.  zu  begründen. 

Den  Streit  darüber,  ob  der  Verlagsvertng 
als  Uiet-,  Pacht-  oder  Werkvertrag  oder  ab 
Auftrag  zu  charakterisieren  ist,  halte  ich  ffir 
einen  müßigen  und  schon  die  Fragestell uaf 
für  verfehlt  Denn  der  Verlagsvertrag  at 
eine  neuzeitliche  SchßpfuDg,  kann  d^h^b 
unter  eine  röm^ch-rechtli(£e  Vertiag^ale- 
gorie  nicht  eingereiht,  muß  vielmehr  ab  m 
sog.  Vertrag  „sui  generis**  behandelt  werden : 
(vgl.  meine  Ausführungen  in  Holdhetm^ 
Monatsschrift  für  fiandelraedit  und  Bank- 
wesen Bd.  16  S.  51  fg.). 

Der  Inhalt  des  V.  besteht  darin,  dal 
dadurch  einerseits  der  Verleger  alle  di^- 
jenigen  urheberrechtlichen  Befugniae 
erhält  und  kraft  ^genen  Rechts  und  in 
eignen  Namen  geltend  machen  kann,  die 
erforderlich  sind,  um  das  Werk  wirtschaft- 
lich zu  nutzen,  soweit  nicht  bestimmte  Be- 
fugnisse dem  Verfasser  durch  GeseU  oder 
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Vertrag  vorbehalten  Bind,  andererseits  der 
Urheb^  dadorch  daä  Recht  erlangt,  die  ver- 
tragsmäßige VervielflUtiguDg  und  Verbreitung 
des  Werkes  von  dem  verk^er  fordern  zu 
können;  (vgl.  im  übrigen  unten  sub  2b). 

2.  Der  Verlagsvertrag.  Kechte  und 
Pflichten  des  Ywfassers  und  Verlegers. 
A.  Der  Verlags  vertrag.  Scharf  zu 
scheiden  von  dem  V.  ist  der  Verlaga  ver- 
trag, d.  h.  derjenige  Vertrag  zwischen  Ver- 
fasser  und  Veri^er,  der  auf  Ueberlassuog 
des  Werkes  an  den  Verleger  zwecks  Ver- 
vielfältigung imd  Verbreitung  auf  eigene 
Rechnung  gerichtet  ist  und  gleichzeitig  dem 
Verleger  die  Verpflichtung  zu  eioCT  der- 
artigen Vervielfftldgung  und  Verbreitung 
auferlegt. 

Ist  wich  regelmäßig  der  Vertrags- 
g^ner  des  Verlegers  der  Verfasser,  d.  h. 
die|enige  Person,  der  das  Urheberrecht 
an  dem  Gegenstande  des  Vertrages  zusteht, 
so  ist  dies  doch  kein  notwendiges  Er- 
fordernis des  Veriagavertragee.  Vielmehr 
wird  vom  Gesetz  sowohl  ein  Vertrag  Aber 
ein  Werk,  an  dem  zwar  ein  Urheberrecht 
bes^t,  das  aber  nicht  dem  Vertragsg^oer , 
des  Verlegers  gebtlhrt,  wie  ran  Vertrag,  ao 
d^  Oberhaupt  kehi  Urheberrecht  existiert 
(z.  B.  dn  Vairag  Ober  die  Veruistaltnog 
einer  editio  prinoeps  einer  alten  Handschrift) 
als  Veriagsvertragbezeiehnet  (§§  8,  39,  40 
d.  G.}.  £a  allen  fUlen,  in  denen  ein  Ur- 
hebeirecht  an  dem  Gegrastande  des  Yer- 
lagsvertr^ee  besteht,  mufl  der  Vertrag»* 
gegner  des  Verlegers  diesem  das  Verlags- 
recht  verschafTen,  wogegen  diese  Verpflich- 
tung dann  fortfällt,  wenn  ein  Urhebeirrecht 
an  dem  Vertrag^^enstande  flberhaupt  nicht 
besteht. 

Ein  notwendiges  Erfordernis  des  Vei^ 
lagsvertrages  ist  es  dagegen,  daß  dem  Ver- 
leger das  Werk  zur  Vervielfältigung  und 
zum  Vertrieb   ffir  eigene  Rechnung 
fiberlassen  wird  und  zwar  deigestalt,  daß 
im  Verhältnis  zu  Dritten  der  Verleger  aas- 
echließlich  aus  allen  mit  dem  Verlag  des 
Werkes  zusammenhängenden  Rechtsgeschäft 
ten  berechtigt  und  verpflichtet  wird.  Dies 
schließt  aber  nicht  aus,  daß  der  Verbsser 
sich  dem  Verleger  g^nüber  verpflichtet, 
einen  Teil  der  Druckkoßten  zu  tra^n,  oder 
dafi  die  Höhe  seines  Honorars  sich  nach 
der  H&he  des  von  dem  Verleger  erzielten 
Reingewinns  richtet.  Sollen  dagegen  Ver- 
leger und  Verfasser  Gewinn  und  Verlust 
Kem^BchaftUch  tragen,  so  liegt  nicht  ein 
Verlags-,  sondern  ein  Gesellschafts- 
vertrag  vor;  und  wenn  der  Verleger  gegen 
eine  bestimmte -Vergfltung  die  VervielfSti- 
gung  und  Verbreitung  des  Werkes  auf  Rech- 
uan^  des  Verbssers  fiboTiimmt,  so  handelt 
es  mdi  gimchblls  nicht  um  einen  V«:1ags- 
veztng,  sondern  um  ein  Kommissions- 


geschäft, auf  welches  die  §§^383—399 
und  406  HOB.  Anwendung  finden;  (bo§. 
„KommiBsionsverlag'*).  Wesentlich  fOr  -den 
Verlagsvertrag  ist  endlich  auch  die  Ver- 
pflichtnag des  Verlegers  zur  VervielÖlti- 
gungund  Verbreitung  des  Werkes.  Darum  hat 
der  Verfasser  auch  in  dem  Falle,  in  welchem 
der  Verleger  das  V.  auf  einen  Dritten  ohne 
Zustimmung  und  ohne  Vorwissen  des  Ver- 
fassers überträgt,  einen  klagbaren  Anspruch 
auf  Vornahme  der  VervielfiUtiguog  und  Ver- 
breitung, sofern  dieser  nur  dem  Verleger 
g^enüber  eine  derartige  Verpflichtung  über- 
nomineu  hatte;  er  haltet  alsdann  dem  Ver- 
fasaar  neben  dem  Vwleger  als  Gesamt- 
schuldner. Es  liegt  deshalb  ein  Verlags- 
vertrag dann  nicht  vor,  wenn  da*  Verfesser 
die  Herstellung  eines  Werkes  nach  einem 
ihm  vom  Besteller  genau  vorgeschriebenen, 
den  Inhalt  des  Werkes  und  die  Art  und 
Weise  der  Behandlung  bezeichnenden  Plan 
überaimrat,  oder  wenn  die  Tätigkeit  des 
Verfassers  sich  auf  die  Mitarbeit  an  encyklo- 
pädischeu  Unternehmungen  oder  auf  HUfs- 
oder  Nebenarbeiten  für  das  Werk  eines 
anderen  oder  fOrein  Sammelwerit  beschränkt, 
weil  in  allen  diesen  fWen  der  Besteller, 
sofern  nicht  das  G^nteil  veronbart  worden 
ist  oder  klar  erhaUt,  zur  Vervielfältigung 
und  Verbreitung  der  Arbeit  des  A'erfaräers 
nicht  verpflichtet  ist  (§  47  d.  G.).  Auf 
emen  derartigen  Vertrag  (sog.  „Bestelle 
vertrag^)  finden  in  der  Regel  die  Vorschriften 
des  BGB.  Qber  den  Werkvertrag  und  Kauf 
{§  651  BGB.)  Anwendung. 

B.  Die  Rechte  und  Pflichten  des 
Verfassers  und  Verlegers.  DieRechte 
und  Pflichten  von  Verfasser  und  Verleger 
entspringen  teils  ausschließlich  dem  V.,  smd 
also  insoweit  urheberrechtlicher,  mithin  ding- 
licher Art,  teils  ausschließlich  dem  Verlag 
vertrage,  erzeugen  also  insofern  obli- 
gatorische Ansprüche,  a)  Auf  Grund  seiner 
auf  dem  V.  beruhenden  urheberrecht- 
lichen Befugnisse  hat  der  Verleger  das 
Recht :  aa)  das  Werk  in  dem  vertragsmäßig 
festgesetzten  Umfange,  d.  b.  in  der  im  Ver- 
trage festgesetzten  Zahl  von  Exemplaren  und 
während  der  Daner  des  Vertragsverbältnisses 
ausschließlich  zu  vervielfältigen  und  zu  ver- 
treiben; bb)  gegen  jeden  Dritten  und  den 
Verfasser  seilet,  falls  diese  das  V.  durch 
Nachdruck  oder  dtuch  Vervielfältigung  des 
Werkes  verletzen,  in  derselben  Weise,  wie 
der  Urheber  (also  mit  der  .  Unterlassungs- 
klage, der  Schadenersatzklage,  der  Kl^ 
auf  VemichtuDg  oder  Herausgabe  d^Nadb- 
drucksexemplare  und  der  Strafklage)  vorzu- 
gehen. In  bezug  auf  die  Anspiüche  gegen 
den  Verfosser  kommt  aber  in  Betracht,  daß 
dieser  trotz  Bestehens  des  V.  ausschließlich 
die  Befugnis'  zur  Öffentlichen  AuffOtuung, 
zum  Öffentlichen  Vortrag-  und  zur  Offent- 
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HdteD  IfitteUaiig  des  Weii:es.  dies  letzte 
Abw  nnr  Ins  mm  AugenUick  dec  Hersn»- 
gabe  sowie  zur  Yernelfftltiguiig  und  Ver- 
^leitUDg*.  de»  Weites  behare',  «)  fOr  die 
üebersetzung  ia  eioe  andere  Sprache  oder 
in  ^e  andere  Mundart;  ß)  tOr  die  Wieder- 
gabe einer  Erzählung  in  diamstischei  Form 
oder  eines  BQhnenwerte  in  der  Form  einer 
-Erzählung ;  y)  für  die  Bearbeitung  eines 
Werkes  der  Tonkunst,  soweit  sie  nicht  bloß 
ein  Auszug  oder  eine  üebertragung  in  eine 
andere  Tonart  oder  Stimmlage  ist;  3)  {Qr 
die  Aufnahme  des  Werkes  in  eine  Gesamt- 
ausgabe, wenn  seit  dem  Ablaufe  des  Kalende> 
jahres,  in  welchem  das  Werk  erschienen  ist, 
20  Jahre  verstrichen  sind. 

Neben  den  Rediten  des  Yerl^:er8  bleiben 
die  urheberrechtlichen  Befugnisse  des  Ver- 
fassers in  vollem  Umfange  aufrecht  er- 
haJten,  so  daß  er  neben  dem  Verleger  und 
gleichzeitig  mit  demselben  gegen  jede  Ver- 
letzung seines  Urheberrechts  duich  Dritte 
mit  Zivil-  und  Strafklagen  einschreiteD  kann, 
wie  er  auch  das  Hecht  hat,  d^i  Verleger 
selbst  mit  Zivil-  und  Str^lagen  zu  ver- 
iolgen,  falls  dieser  das  Werk  in  einem  grßfieren, 
als  dem  vertragsmäßig  festgesetzten  Umfange 
oder  nach  Ablauf  des  Verlagsvertrages  oder 
mit  vom  Verfosser  nicht  genehmigten  Aende- 
ruDgen  versehen  vervielßütigt  oder  verbreitet, 
(wogegen  z.  B.  eine  Ueberschreitung  des  ver- 
einbarten Uidenpreises  durch  den  Verieser 
wohl  eine  Vertrags-,  niclit  aber  eine  Ur- 
heberrechtsverlfitzung  darstellt;  vgl  ERC^. 
V.  1&/VI.  1906,  Bd.  63  a  394,  insbes.  S.  399). 

b)  Die  vertraglicheu  Rechte  und 
Pflichten  der  F&rteien,  (deren  Verletzung 
durch  den  Verleger  aber  nicht,  wie  Birk- 
meyer meint,  zugleich  eine  Urheber- 
rechtsverletzung bildet),  bestehen  auf 
Seiten  des  Verlegers  vor  allem  darin,  daßerdas 
Werk  vervieifiUtigt  und  verbreitet^  wogegea 
der  Verfasser  die  Verpflichtung  hat,  dem 
Verleger  das  ausschließliche  Recht  zur  Vei^ 
vielfaltigung  und  zur  Verbreitung,  also  das 
V.  zu  verschaffen  und  das  Werk,  (die  Hand- 
Echrift,  die  Zdchnung  oder  Abbildung)  ab- 
zuliefern. Während  diese  Bestimmungen 
den  wesentlichen  Inhalt  des  Verlags- 
vertrages (die  Bog.  essentialia  negotii)  bilden, 
sind  dagegen  alle  übrigen  Festsetzungen  dem 
Belieben  der  Vertragschließenden  überlassen 
(naturalia  negotii).  I^ihin  gehören  Zeit  der  Ab- 
lieferung und  Beschaffenheit  der  Huidschrift, 
Umfang  des  V.,  Festsetzung  einer  Vergütung 
für  den  Verfasser  und  Art  ihrer  Bemessung, 
Beginn  der  Vervielfältigiu^  und  Verbreitung, 
Festsetzung  des  Ladenpreises  usw. 

Ist  über  diese  Punkte  im  Vertrage  nichts 
festgesetzt,  so  gelten  folgende  (nachgiebige) 
gesetzliche  Bestimmungen :  a)  Der  Ver&sser 
muß  das  Werk  in  einem  für  die  Verviel- 
fältigung geeigneten  Zustande  abliefern;  er 


ist  aber  berechtigt,  bis  zur  Beeodigaiiff  da 
Verviel^tigung  Aeoderungeo  an  dem  wecto 
voizun^men,  deren  Kosten  er  daim  xu  ttagen 
hat,  wenn  sie  das  flbüche  Hafi  Qbecsttijgen. 

sofern  TÖtäit  inzwischen  ^ogetrateoe  Cm- 
stände  die  Aenderung  rechtfertigen.  Der 
Verleger  darf  ohne  Einwilligung  des  Ver> 
fassers  nur  solche  Aendemngen  vornehmen, 
für  die  der  Verfasser  nach  Treu  und  Glauben 
seine  Einwilligung  nicht  versagen  kann. 
(2.  B.  Verbesserung  offenbarer  Schreibfehler 
u.  dgl).  ß)  Die  Abüeferung  des  Werkes  muß 
sofort  erfolgen,  falls  es  zur  Zeit  des  Ver* 
tragsschlusses  bereits  vollendet  vorlag. 
dag^n  das  Werk  erst  nach  dem  Vertnf^ 
Schlüsse  fertig  gestellt  werden,  so  rictuet 
sich  die  fVtst  zur  Ablieferung  nach  dem 
Zwecke  des  Werkes  und,  &üls  nach  diesem 
sich  eine  Fristbestimmnng  nicht  benaeasen 
läßt,  nach  dem  Zeitraum,  innerhalb  deasea 
der  Verfasser  bei  einer  seinen  Verhältniseeo 
entsprechenden  Arbeitsleistung  das  Wei^ 
herstollen  kann,  wobei  eine  anderweite  Tätig- 
keit des  Verfassers  nur  dann  außer  Betncht 
bleibt,  wenn  der  Verleger  diese  weder  kannte 
noch  kennen  mußte.  /)  Das  V.  bezieht  sich 
nur  auf  eine  Auflage  in  einer  Stärke  von 
1000  Abzügen;  die  für  die  erste  Auflage 

fstroffenen  Verünbamngen  gelten  auch  für 
ie  späteren,  falls  von  vomhereitt  dem  Ver- 
leger das  V.  für  mehrere  Auflagen  ange- 
räumt  ist  ^  Die  VervielfiUtigung  des  Werkes 
maß  sofort  nach  der  AbUefenug  in  AogrilT 
genommen  werden ;  sie  mu8  ebenso  wie  die 
Verlffeitong  in  zwecfcentspre^ender  mid 
üblicher  Weise  und  unter  fierOcksichtigni^ 
d^  im  Verkigsgeschäft  herrschenden  Cebni^ 
bewirkt  werden.  «)  Dex  Verk^»  hat  die 
Korrektur  zu  besorgen,  muß  jedoch  de» 
Verfasser  einen  Abzug  rechtzeitig  zur  Durch- 
sicht vorlegen.  Auch  hat  der  Verleger  d»* 
für  Sorge  zu  tragen,  daß  der  Bestand  einer 
Auflage  nicht  vei^rifTen  wird ;  wenn  er  das 
Recht  zur  Veranstaltung  mehrerer  Aufjagen 
hat,  kann  ihm  vom  Verfasser  eine  ange- 
messene Frist  zur  Ausübung  dieses  Reats 
bestimmt  werden,  nach  deren  fruciüloseia 
Ablaufe  der  Ver&sser  borecfati^  ist,  vom 
Vertrage  zurückzutreten.  Der  \  erleger  hat 
das  Recht,  den  Ladenpr^  zu  bestimmen; 
er  darf  den  einmal  festgesetzten  Preis  aber 
nur  mit  Zustimmung  des  Verfassen  er- 
hOhen;  zu  einer  Ermäßigung  ist  er  aadh 
ohne  eine  solche  Zustimmung  ermftcfatigtf 
falls  dadurch  nicht  berechtigte  Interasen 
des  Verfassers  verletzt  werden.  «*)  Qjie 
Vergütung  gilt  lUs  stillschweigead  vereinbart, 
wenn  den  Umständen  nach  nnr  gegen  «ins 
solche  die  Ueberlassung  des  Weraes  n  er» 
warten  ist;  sie  ist  in  angemessene  Bäw 
zu  entrichten.  ^  EUlig  wud  die  VevglUuDg 
bei  der  Ablieferung  des  Werkes  oder,  falls 
die  Rohe  der  Ve^ngütusg  sidi  dkIl  dem 
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Umbnge  des  Werkes  (nacli  der  Zahl  der 
Dru<Abog>en)  richtet,  bei  Beendigung  der 
Vervielfältigung.  Ist  die  Höhe  der  Ver- 
gfltang  nach  dem  Absätze  bemessen,  so  hat 
äer  Verleger  dem  Verfosser  jährlich  Rech- 
nung fflr  das  verflossene  Geschftftsjahr  zu 
l^n  und  erfordertichenfalls  Einsicht  seiner 
Qeschftftsbflcber  zu  gestatten.  Der  Ver- 
leger hat  femer  von  Werken  der  Literatur 
dem  Verfasser  mindestens  5  und  höchstens 
15  Freiexemjplare  und  von  Werken  der  Ton- 
kunst die  Qbliche  Zahl  Ton  Freiexemplaren 
zu  liefern  und  Abz^e  des  Werkes  zu  dem 
niedrigsten  Preise  zu  Qberlassen,  för  welchen 
er  das  Werk  im  Betriebe  seines  Verlag»- 
geschftftes  abgibt;  (vgl.  darflberERO.  v.  14./X. 
1905,  ü.  Jur.-Ztg.  £W.  11  S.  81). 

3.  (Jebertraguiw  und  BeendignDg  des 
V.  a)  Üeber  die  A^rerbliohkeit  des  V.  be- 
stimmt das  Gesetz  nidtts,  so  daS  nach  dem 
Voigan^  der  amtlichen  BegrQndung  die 
Vererbhchkeit  ohne  jede  Einsdiränkung  all- 
^mein  bejaht  wird,  ol^leich  diee  dann  zu 
Hfirten  imd  Unbilligkeiten  führen  kann,  wenn 
der  firbe  das  Verlagsgeschftft  des  Erblassers 
nicht  fortführt,  gleichwohl  aber  das  V.  eines 
einzelnen  Werkes  weiter  nutzen  will. 
Man  wird  es  aber  für  znlfissig  halten  müssen, 
dafi  durch  dea  Yerlagsverbrag  die  Tererb- 
lichkeit  aosgesohloesea  oder  von  Bedingungen 
abh&ngig  gemacht  wird,   b)  Ueberbragung 
des  V.  durch  Rechtsgeschftft  unter  Lebenden 
ist  grundsfttzlich  zulftssig,  sofern  nidit  das 
G^nteü  ausdrücklich  ver^nbart  ist.  Li^ 
eine  derartige  die  üebertragbarkeit  aus- 
schließende Vereinbarung  vor,  so  ist  jede 
gleichwohl  erfolgende  Uebertragung  in  der 
Regel  dergestalt  nichtig,  daB  auch  der  gut^ 
gläubige  Erwerber  ein  V.  nicht  erwirbt  Ist 
über  die  üebertragbarkeit  nichts  vereinbart, 
BO  darf  das  Y.  an  einem  einzelnen  Werke 
nur  mit  Zustimmung  des  Verfassers  über- 
tragen werden ;  eine  ohne  dessen  Zustimmung 
vereinbarte    Uebertragung    ist  gleichfalk 
nichtig.    Der  Ver&saer  darf  aber  die  Zu- 
stimmung nur  versagen,  vrean  ein  wichtiger 
Orond  (z.  B.  schlecnte  gescfaAftliche  Lage 
oder  sdüechter  Letmiund  des  Erwerbers  usw.) 
hierzu  vorliegt   Ist  der  Verfasser  zur  Ab- 
gabe seiner  Zustimmung  auf^fordert,  so  gilt 
diese  als  erteilt,  wenn  er  nicht  binnen  zwei 
Monaten  seit  dem  Empfang  der  Aufforderung 
dem  Verleger  gegenüber  seine  Weigerung 
zur  Erteflung  der  Zustinunung  eridftrt  Wird 
an  VerlagsgracbAft  im  Ganzen  (oder  in  ein- 
zelnen FadnabteUungen)  übertragen,  so  be- 
darf es  zu  einer  Uebertragung  der  an  den 
einzdnen  Werken  bestehenden  V.  der  Zu- 
stimmung der  Verfasser  nicht.  Hat  der  neue 
Jürwerber  dem  Verle^r  g^nüber  die  Ver- 
nflichtoi^  zur  TervklfUtigung  und  Ver- 
Dveitnng  des  Wei^  flbemommeo,  so  haftet 
er   neben  dran  uisprDog^liohen  yerlegesTj 


dessen  Haftbarkeit  aus  dem  Vertrage  in 
vollem  Umfange  bestehen  bleibt,  dem  Ver- 
faaeer  gesamtschuldnerisch  für  die  Erfüllung 
aller  aus'dem  Verlagsvertrage  sich  eichen- 
den Verbindlichkeiten,  jedoch  nicht  fto  eine 
bereits  vor  der  Uebertragung  begründete 
Verpflichtung  des  Veriegers  zum  Schadens- 
ersatz. Hinsichtlich  der  Formen  und  der 
Wirkung  der  Uebertragung  finden  die  Vor- 
schriften des  BGB.  über  die  Abtretung  einer 
Forderung  {§§  398—412  BGB.)  entsprechende 
Anwendung  (§  413  BGB.)-  Daraus  ergibt 
sich,  daß,  wenn  die  üebertragbarkeit  d66  V. 
in  der  über  den  Vertrag  errichteten  Urkunde 
nicht  ausgeschlossen  ist,  der  gutgläubige  Er^ 
Werber  ausnahmsweise  gemSß  §  ^5  BGB.  ein 
rechtsgültiges  V.  auch  dann  erwirbt,  wenn 
mündlich  die  Üebertragbarkeit  ausge- 
schlossen war.  c)  Das  V.  unterliegt  —  im 
Gegensatz-zum Urheberrecht— in  allen  Ffillen 
der  ZwangsTollBtreckuDg  und  gebSrt  auch  zur 
Eonkursmasse  des  Verlegers;  soweit  das  V. 
übertragbar  ist,  finden  die  Abs.  1,  2  und  5 
des  §  857,  im  übrigen  die  Abs.  3  und  4 
des  §  857  ZPO.  Anwendung,  d)  Aufgehoben 
wird  das  V.:  a)  durch  die  Beendigung  des 
Verlagsvertrages;  ß)  durch  Erlfieäien  des 
Urheberrechts;  y)  durch  den  Absatz  sämt- 
licher Abzüge  dex  vereinbarten  Auflage; 
9)  durch  zumlligen  Untergang  des  abge- 
lieferten, aber  nicht  vervielffiltigten  Werkes, 
in  welcnem  Falle  der  Verfosser  den  An- 
sprudi  auf  die  vereinbarte  Vei^tung  beh&lt, 
wahrend  im  übrigen  die  beiderseitigen  Ver- 
tn^pflichten  erlnsdien.  Eanir  jedoch  der 
Ver&sser  mit  geringer  Mühe  an  SteUe  des 
untergegangenen  ein  mit  diesem  im  wesent- 
lichen übereinstimmendes  Werk  liefern,  so 
ist  er  g^n  eine  angemessene  (neue)  Ver- 
gütung hierzu  auf  Verlangen  des  Verlegers 
verpflichtet,  wogegen  dieser  auf  Verlangen 
des  Ver&sseors  neue  Werk  an  Stelle  des 
untergegangenen  verbreiten  und  verviel- 
fältigen muß,  wenn  es  ihm  von  dem  Ver- 
fasser in  angemessener  Frist  kostenfrei 
geliefert  wird.  Die  gleichen  Rechte  haben 
beide  Parteien,  wenn  das  Werk  durch  einen 
seitens  einer  der  Vertragsparteien  zu  ver- 
tretenden Umstand  nach  der  Ablieferung 
nntei^gaiigen  ist;  befindet  sich  der  Ver- 
leger in  Anuiüimeverzug,  so  steht  dies  der 
Ablieferung  des  Werkes  gleich.  —  Das  V. 
erlischt  femer:  «)  durch  den  Tod  des  Ver- 
fassers vor  der  Vollendung  des  Werkes, 
wobei  indessen  der  Verleger,  falls  bereit» 
ein  Teil  des  Werkes  abgeliefert  war,  be- 
züglich dieses  Teils  durch  eine  den  Erben 
dea  Verfassers  abzugebende  Erklärung  das 
V.  aufrecht  erhalten  kann ;  Q  durch  Kündi- 
gung des  Vertrages  seitens  des  Verlegers, 
die  dann  zuläsag  ist,  wenn  der  Zweck,  dem 
das  Werk  dienen  sollte^  vor  der  Yra'Ofiimt- 
lichung  weg&llt;  in  dies^  Fidle  ist  aber 


Digitized  by  Google 


1184 


Vwlagsrecbt 


dem  VerfaBso-  die  vereiDbarte  Vergütung 
zu  gewähren;  i;)  durch  Bficktritt  vom 
Vertrage,  den  bei  nicht-Tertra^iBmftBiger  Bo- 
aeäalFenhdt  oder  nicht  rechtzeitigBr  AUiefe- 
rnng  des  Werkes  der  Verleger^  im  Falle 
«Der  nidit  Ttttragsmäfiigea  oder  nicht  recht- 
zeitigen Verrielf&ltigung  odei  Verbreitung 
•des  Werkes  oder  nicht  rechtzeitiger  Veran- 
staltung eaaer  neuen  AuOage  (oben  sub  2  B  b  ^) 
dtutth  den  Verleger  der  Verfasser  er- 
klären kann  (§§  30—32,  17  d.  O.).  Dieser 
letztere  ist  überdies  auch  dann  befugt,  vom 
Vertrage  zurQckzutreten,  wenn  sich  solche 
beim  AbschluB  des  Vertrages  nicht  voratis- 
«ehbare  Ümst&nde  ergeben,  die  den  Ver- 
lasser bei  Kenntnis  der  Sachlage  und  rer- 
st&ndiger  Würdigung  des .  Falles  von  der 
Herausgabe  des  Werkes  zurückgehalten 
haben  würden,  wobei  aber  Umstände,  die  in 
der  Person  des  Verlegers  eingetreten  sind 
z.  B.  Verschlechterung  seiner  Vermögens- 
age.u.  dgl.),  nicht  ohne  weiteres  in  Betracht 
kommen.  Dem  Verleger  ist  in  diesem  Falle 
für  etwaige  Aufwendungen  sowie  im  Falle 
einer  innerhalb  eines  Jabres  nach  erklärtem 
Kflcktritt  erfolgten  anderweiten  VeröfiTent- 
üchuDg  des  Werkes  voller  Schadensersatz 
zu  gewähren.  Endlich  hat  im  Falle  einer 
Eonkurseröffnung  Aber  das  Vermi^n  des 
Verlegere  der  Verfahr  das  Rflcktritt&recht, 
wenn  mit  der  Vervielfältigimg  zur  Zeit  der 
Konkurseröffnung  noch  nicht  begonnen  war, 
während  der  Konkiysverwalter  auch  nach 
Beginn  der  Vervielföltigung  die  Wahl  hat, 
ob  er  den  Vertrag  namens  der  Konkursmasse 
erfüllen  oder  von  demselben  zurücktreten 
wiU  (§  36  d.  G.;  §  17  KOX  Erfolgt  der 
Bücktritt  wegen  emes  von  aem  rückbreten- 
den  Teil  nicht  zu  vertretenden  Umstandes, 
80  haftet  er  dem  uideren  Teile  nur  wegen 
der  ungerechtfertigten  Bereicherung.  War 
zur  Zeit  der  Rflcdctrittseridärung  düa  Werk 
bereits  ganz  oder  teilweise  al^Uefert,  so 
hängt  es  von  den  Umständen  ab,  ob  der 
Vertrag  teilweise  aufrecht  erhalten  bleibt, 
was  im  Zweifel  hinsichtlich  der  dem  Ver- 
leger nicht  mehr  zur  VerfQgung  stehenden 
Abzüge,  früherer  Abteilungen  und  Älterer 
Auflagen  der  Fall  ist  (§  38  d.  0.). 

4.  BesoDderheiten  für  Beiträge  in 
Zeitnngeii,  Zeitschriften  and  sonstigen 
periodischen  Sammelwerken.  Für  der- 
artige Beiträge  verbleibt  dem  Verfasser  die 
anderweite  Verfügung,  sofern  nicht  aus  den 
Umständen  zu  entnehmen  ist,  daß  der  Ver- 
leger das  ausschließliche  Kecht  zur  Verviel- 
fältigung und  Verbreitung  erhalten  soll ;  aber 
Äueh  dann,  wenn  dem  \erleger  dieses  aus- 
sctdießliche  Kecht  erteilt  ist,  kann  der  Ver- 
fasser, sofern  nach  Ablauf  des  Kalenderjahres, 
in  dem  der  Beitrag  erschienen,  ein  Jahr  ver- 
strichen ist,  anderweit  durch  Veröffentlichung 
oder  Uebertragung  des  V.  über  den  Beitrag 


veriOgen,  Ist  dar  Bdtrag  f6r  «ne  Zatiof 
gelieral,  80  kann  der  Vmuaer  aUbild  naa 
dem  Erscheinen  darOber  anderwdt  verfQgeiL 
O^enüber  diesen  Besduftnknngen  derBedite 
dee  Verliere  tritt  insofern  eine  Errätenug 
seiner  Beohts  ein,  als  er  nidit  vmflidd« 
ist,  einen  Abzu^  der  Artikel  dem  verfuMr 
vor  dem  endgültigen  Abdruck  zur  Dnrduädit 
vorzulegen,  und  als  er  überdies  berechtig 
ist,  an  solchen  Beiträgen ^  die  (dme  da 
Namen  des  Verfiusers  erscheinen,  die  bei 
Werken  der  betreffenden  Art  Üblichen  Aeode* 
Hingen  vorzunehmen.  Erfolgt  die  Ver&fTeat- 
lichung  des  Beitrags  nicht  inneriialb  Jahres- 
frist, so  kann  der  Veriaaser  das  Vertogfr- 
Verhältnis  kündigen,  gleichwohl  aber  den 
Anspruch  auf  die  veigütung  geltend  macheo. 
Andererseits  steht  dem  VerEasser  ein  An- 
spruch auf  Vervielfältigung  und  Verbreitung 
des  Beitrags  und  eventuell  auf  Scbadenft* 
ersatz  nur  dann  zu,  wenn  ihm  der  Verleger 
den  Zeitpunkt  des  Erscheinens  bestimmt  be- 
zeichnet hat  Erscheint  der  Beitrag  in  &aes 
Zeitung,  so  hat  der  Verfasser  weder  An- 
spruch auf  die  Lieferungvon  Freiexemplueo, 
noch  auf  Ceberlassung  von  Abzügen  nun 
Buchhftndlerpreise. 

in.  AnaUadlcehM  T. 

1.  Dem  süßten  Teil  der  Staaten  in  A«- 
landes  ist  ein  besonderes  V.  nnbekaaoL  Sie 
beschränken  sich  vielmehr  darauf,  anunfpredten, 
daü  das  Urbeberrecht  als  solches  wie  jedes  ander« 
Kecht  oder  wie  jedes  sonstige  Eigeatam  flbo* 
trasen  werden  kann.  Diesen  Standpunkt  nehaia 
insoesondere  ein :  a)  Frankreich,  Indem  bIb- 
lich  Art  40  des  Dekrete  vom  5  /IL  1810  beftinat: 
-Les  antenn,  Boieot  natioaaax,  «oient  artns« 
de  tont  onviage  im|nimö  on  gravä  peavat  etia 
lenr  drmt  ä  nn  imprimenr  on  ubraire  oo  i 
tonte  antre  personne,  qni  est  alors  lubstitsfe 
en  lenr  Uen  et  place",  b)  Belgien  gvaSi 
Art  3  d.  G.  betr.  dos  Urheberrecht  vom  23.  OL 
1886;  c)  Italien  gemäß  §  16  de«  Kgt  Dekito 
vom  19./IX.  1883  betr.  die  Rechte  der  Vrbebcr 
Keistiger  Werke;  d)  Spanien  gemäß  Art  6  des 
G.  T.  10./I.  1879  aber  das  geisüga  Eigeitn 
and  Art  428  des  Zivilgesetsbachee  von  t89S; 
e)  Dänemark  gemäß  $  S  des  G.  v.  fdJlH 
1857  über  den  .Nachdruck":  f)  Sehwcdei 
laut  S  6  des  O.  v.  ia;VIII.  1877 ;  g)  die  V«- 
einigten  Staaten  von  Nord-Amerika  nach  Ait 
4955  der  revidierten  Sutnten  vom  IJJÜSl 

h)  Japan  gemäß  Art.  2  des  Gesetzes  Aber  dsi 
Urheberrecht  vom  S.'IIL  1^.   Hierher  irt 

i)  endlich  anch  Großbritannien  za  dUok 
dem  blondere  Besttmmnngen  Ober  das  V.  U' 
bekannt  sind.  2.  Einige  jedoch  nor  dOrftiffe  Be- 
stimmungen Ober  das  V.  enthalten:  m)  fOr  Nor- 
wegen g  9  des  G.  V.  4./VIL  1893  aber  dtf 
Urheberrecht;  b)  fOr  Portugal  Art  584-590 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  von  186T  od 
c)  fürBußland  die§5  3— 6derBe«ti»nnuca 
vom  Jahn  1887  «her  das  rtheberret&t  aa  «a 
Erzengnissen  der  Wissensehaft,  Litentnr  aad 
der  biMeuden  KOnste,  ohne  daß  jedoch  hier  da 
besonderes  vom  Drheherreefat  venchiedgaea  V. 
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«oagelnldet  wäre.  3.  In  Oesterreich  ist  das 
V.  Dl<dit  durch  ein  besonderes  Oesetz,  sondern 
dnrch  die  BeBtimmnngen  der  S§  1164—1171  des 
ABOß.  Tom  Jahre  1811  firere^elt.  In  diesen 
Vorschriften  ist  die  scharfe  Scheidang  zwischen 
Y,  and  Urheberrecht  nnd  insbesondere  diejeniffe 
zwischen  den  dinglichen  Wirkungen  des  V. 
tmd  den  obligatorischen  Wirknn^n  des  Ver- 
Isffsrertrages  nicht  enthalten,  vielmehr  be- 
schränkt Bich  das  Gesetz  darauf,  zn  bestimmen, 
daß  dnrch  den  VerlagaTertrag  der  Terleger  das 
Beeht  erhUt,  die  Senrift  des  Verfassers  durch 
den  Drnck  zn  verviellKltigen  nnd  abzusetzen, 
wlüurend  der  Verfasser  sich  des  Bechts  begibt, 
das  n&mliche  Werk  einem  anderen  in  Verlag  zq 
überlassen.  Der  Verfasser  ist  femer  verpflichtet, 
das  Werk  rechtzeitig  und  in  der  festgesetzten 
Art  zn  liefern ,  widrigenfalls  der  Verleger 
vom  Vertrage  zurücktreten  nnd  bei  scholdhaft 
Terstigerter  Äbliefemng  des  Werkes  Schadens- 
ersatz verlangen  kann.  Der  Verleger  hat  ledig- 
lich die  Verpuchtnng,  die  bedongeae  Vergütung 
au  zahlen,  wogegen  das  Gesetn  eine  Ver- 
pflichtung des  Verlegen  zur  Vervielfältigung 
und  Verbreitung  des  Werkes  nicht  festsetzt. 
Wenn  der  Verfasser  eine  neue  Auflage  mit 
Veränderung  des  Inhaltes  des  Werkes  veran- 
stalten will,  so  muß  er  darüber  mit  dem  Ver- 
leger einen  nenen  Vertrag  schließen,  diesen 
aur  wegen  der  noch  vorhandenen  Abztlge  einer 
früheren  Auflage  schadlos  halten.  Dnrch  den 
sog.  ^  Bestellervertrag"  erlangt  der  Verfasser 
ledighch  Anspruch  auf  die  vereinbarte  Beloh- 
nung, während  das  ^V.",  worunter  hier  wohl 
im  Sinne  der  damaligen  Gesetzesspracbe  das 
Drheberreeht  zu  verstehen  ist,  aosschließlich  dem 
Verleger  znstdit.  4.  Kur  Ungarn  nnd  die 
Schweiz  sind,  wie  das  Deutsche  Reich  zu  einer 
vollständigen  Ausgestaltung  des  V.  gelangt. 
Die  Bestimmungen  der  §§  Ö15 — 53ä  des  unga- 
rischen Handelsgesetz  buchs  vom  16./V.  187Ö  nnd 
die  Vorschriften  der  Artt-  372—391  des  schwei- 
zerischen Obligationenrechts  vom  l./I.  1883 
stimmen  in  so  weitgehender  Weise  unter  sich 
und  mit  den  Normen  des  deutschen  Rechts 
über  das  V.  ttberein,  daß  sie  offenbar  dem 
deutschen  Recht  zum  Vorbild  gedient  haben. 
Insbesondere  ist  nach  beiden  Rechten  der  wesent- 
liche Inhalt  des  V.,  wie  nach  deutschem  Recht, 
dahin  bestimmt,  daß  dadurch  der  Verleger  einer- 
seits das  ansscbließliche  Recht ,  andererseits 
aber  auch  die  Verpflicbtang  zur  Vervietfättgung 
und  Verbreitung  des  Werkes  des  Verfassers 
örlangt  Auch  im  übrigen  stimmen  beide 
Rechte  iu  bezug  auf  die  Rechtsstellung  des 
Verfassers  und  Verlegers  mit  dem  deutschen 
Rechte  überitin:  nur  ist  die  Entstehung  des  V. 
nicht  von  der  Uebergabe  des  Werkes  (der  Hand- 
schrift oder  Zddinnng}  abhängig  ^macht. 
Auch  enthalten  daanngartKhe  und  schweizerische 
Becht  keine  Bestimmangen  über  die  Lieferung 
▼on  Freiexemplare  an  den  Verfasser  oder  von 
Abzügen  gegen  Bezahlong  des  Bnchbändler- 
preisea  und  ebentowenig  Uber  die  Uebertrag- 
barkeit  dee  V. 

IT.  Interuatlonales  Y. 

Einen  ähnlichen  internationalen  Rechtsschutz 
■wie  das  Urheberrecht  (s.  den  Art.  „Urheberrecht" 
«tib  IV  oben  S.  114öfg.)  genießt  auch  das  V. 
Insbesondere  bestimmt  die  Bemer  Uebereinknnft 

WÖrterbQcb  der  VoUuwIrUebaft.  II.  Aufl.  Bd.  U. 


vom  9./IX.  1886,  der  bis  ^etit  Belgien,  Deutsch- 
land, Frankreich  mit  Algier  und  den  Kolonieen, 
Großbritannien  mit  den  Kolonieen,  Haiti,  Italien, 
Japan,  Luxemborg,  Monaco,  Norwegen,  Schweiz, 
Spanien  mit  den  Kolonieen  and  Tunis  beigetreten 
sind,  in  ihrem  Art.  3:  „Die  Bestimmungen  der 
gegenwärtigen  Uebereinkanft  finden  in  gleicher 
Weise  auf  die  Verleger  von  solchen  Werlten  der 
Literatur  und  Kunst  Anwendung^  welche  in 
einem  Terbandslande  veröffentlicht  sind  nnd 
deren  Urheber  einem  Nichtverbandsiande  an- 
gehört". Für  das  DentBohe  Reich  kommen  noch 
die  in  dem  Art  „Urheberrecht"  erwähnten  Aos- 
fOhrungsbestinunangen  sowie  die  Bek.  des 
Reichskanzlers  vom  3./U.  1888  in  Betracht. 
Außerdem  und  neben  dieser  Uebereinknnft  gelten 
für  das  Deutsche  Reich  noch  die  dort  erwJuinten 
Verträge  mit  Frankreich  vom  ia./IV.  1883, 
Belgien  vom  12./X1I.  1883,  Italien  vom  20./VI. 
1884  und  Oesterreich-Ungarn  vom  30./XU.  1899, 
die  sich  sämtlich  auch  auf  das  V.  beziehen, 
während  der  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  vom  16./1. 1892  nur  die  Rechte 
der  Urheber,  lücht  aber  die  der  Verleger  erwähnt. 

Literatur:  O.  Wächter,  Dom  Vtrlag»recht  mit 
ExTuehluß  der  Lehren  vom  Verlagevertrag  und 
Naehdrudt,  Stuttgart  1M7I1SS8.  —  W.  PeCaeh, 
Die  geeeüUehen  Bettümaungen  &ter  den  Ver- 
tagtvertrag,  Leipng  1870.  —  Foifrtldnder, 
Der  Verl^/nertrag,  Ze^Hg  1889.  —  JTeraeCde, 
Dal  Veriagtrecht  an  Sehrißwerken,  musikalitchen 
Werken  u.  Werken  der  bildenden  Küntte,  S.  Aufl., 
Leiptig  1893.  —  A.  Schüf*mann ,  Sechtmer- 
häüniete  der  Avtoren  u.  tVerleger  von  1889.  — 
K.  Klrehhetm,  Zur  Lehre  vom  Veriagtrecht, 
Mains  1895.  —  Stretsaler,  Ueancenkodex  für 
den  deuttehen  Buchhandel,  Dretden  und  Leiptig 
189S.  —  Beiträge  «um  ürhd>erreeht  von  ver- 
echiedenen  Verjataem,  darunter  indtetondere 
K.  JtetatelcPf  Zttr  Abgrennmg  noitcken  Autor- 
«.  Veriagtrecht,  Dretdener  Fettgabe  für  den 
XVII.  iniemaiAonaXm  literaritchen  und  büntt- 
lerüchen  Kongreß,  1895,  Berlin  1895.  —  W. 
Hofmann,  üeber  Weten  u.  Reehttw^kungen 
der  Beitellung  einet  Schriftwerke*  dnrch  den 
Verleger,  Gera  1896.  —  Verlagtordnung  Jür  den 
deuttehen  Buchhandel,  Leiptig  1899.  —  Buch' 
händleriiehe  Verkehrtordnung  vom  8.IV.ll.jVII. 
1898,  Leiptig  1905.  —  Verhandlungen  det  25. 
d.  JurUtentaget  2900,  Bd.  II,  S.  14?/g.,  183/g., 
Bd.  III,  8.  141/g.,  BerHn  1900.  —  X.  JKrfc- 
meyer,  Die  Xod^itation  dM  VerM^erecktt, 
München  1901.  —  A.  OaterrUth,  Bmtrkunge» 
2um  Entwurf  einet  Oetettei  über  das  Verlägt- 
recht,  Berlin  1901.  —  Kommentare  $u  dem 
Get.  über  dat  Veriagtrecht  (teilweite  verbunden 
mit  der  Kommenlierung  det  Get.  Uber  dat  Ur- 
heberrecht) von  Kuhlenbeck,  Leiptig  1901; 
MitXelstadt  u.  Billig,  Leiptig  1901 ;  Hüller, 
München  1901.  —  StSthUsberger,  Getette  über 
dat  Urheberrecht  in  aUen  Ländern  utw.  nebtt  deit 
Betlimmungen  Uber  dat  Verlagtre^.  —  Ifer-- 
selbe,  IHe  Bemer  Uebereinlatufi  tum  Schutte 
von  Werken  der  Idteralur  und  Kuntt  und  die 
Zutattabkoamen,  Bern  1906.  —  Vgl.  «m  iOrigen 
die  Literatur  tu  dem  Art  „Urheberrecht"^ 
o.  S.  U46fg,  Neukamp. 
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Vermögen. 

Unter  V.  versteht  man  die  Gesamtheit 
der  im  Eigentum  einer  physischen  oder 
juristischen  Person  stehenden  wirtschaftlichen 
Güter  und  der  ihr  zustehenden  sonstigen 
Rechte  von  priTatwirtschaftlichem  Wert. 
Y.  ist  also  ein  ßelationsbegrifE^  der  nicht 
auf  gewisse  Objekte  als  solche,  sondern  eine 
Beziehung  dieser  Objekte  auf  ein  bestimmtes 
Kechtssubjekt  betrifft  Auch  die  Stiftungen 
haben  juristische  FeisSnlichkeit ;  selbst 
-wenn  man  sie  lediglich  als  Zweck- V.  auf- 
faßt, 80  Wörden  sie  doch  sowohl  durch  die 
Bestimmtheit  des  Zwecks,  dem  sie  dienen, 
als  durch  die  Organisation  ihrer  Verwaltung 
zu  einer  virtBchaftlicfaen  und  rechtlichen 
iSoheit  abgeschlossen.  Als  Bestandteile 
eines  Y.  ersehenen  zanftchst  alle  dem  In- 
habee  desselben  eigentümlii^  gehörenden 
materieUen  Güter.  IMe  zu  raschem  persön- 
lichen Yerbrauch  bestimmten  KoDsumtions- 
güter  haben  als  Y.teile  nur  eine  unter- 
geordnete Bedeutung,  hauptsächlich  kommen 
in  Betracht  die  zu  einer  lange  dauernden 
Benutzung  geeigneten  Gebrauchsgüter,  wie 
Wohnhäuser  und  Möbel,  die  das  Nutz-V. 
bilden,  und  andererseits  alle  Güter  und 
Hechte,  mittels  deren  der  Inhaber  sich  einen 
Erwerb  oder  ein  Einkoromen  verschafft  und 
die  als  £  r  w  e  r  b  s  -  V.  zusammengefaßt 
werden  können.  In  diesem  kann  man  wieder 
unterscheiden  das  Eapital-V.  im  engeren 
Sinne,  nämlich  dasjenige,  das  von  dem  Be- 
sitzer mit  eigener  Erwerbstätigkeit  ausgenutzt 
wird,  und  das  Renten-Y,,  das  ohne  Erwerbs- 
tätigkeit des  Inhabers  ihm  Zinsen  und  Renten 
anbringt  Der  vom  Eigentümer  bewirt- 
schaftete Grundbesitz  gehört  hiemach,  privat- 
wirtschaftlich  betrachtet,  zum  Kapital- V., 
wird  er  dagegen  verpachtet,  so  ist  er,  ebenso 
wie  die  vermieteten  Häuser,  zum  Renten- Y. 
zu  rechnen.  Diesem  ist  auch  der  Aktien- 
besitz zuzuzählen,  wenn  auch  die  Aktionäre 
das  Unternehmerrisiko  tragen.  Yom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte  stellen  die 
Aktien  nur  Anteile  an  dem  Y.  der  Aktien- 
gesellschaft selbst  dar  und  sie  dürfen  daher 
bei  der  Summierung  aller  Einzel- Y.  nicht 
noch  einmal  mitgezählt  werden.  Den  zum 
Renten- V.  gehörenden  Forderungen,  haupt- 
sächlich auf  hypothekarischen  Darlehen  be- 
ruhend, stehen  in  der  Yolkswirtschaft  ent- 
sprechende Belastungen  anderer  Y.  g^n- 
über  und  diese  Posten  heben  sich  daher  bei 
der  Summierung  der  Y.  auf. 

Auch  das  erwerbstätig  verwertete  Kapi- 
tal-Y. besteht  nicht  nur  aus  materiellen 
Gütern,  sondern  auch  aus  Forderungs-  und 
Yorzugsrechten.  Die  aktiven  Forderungen 
entstellen  im  Warenverkehr  hauptsächlich 
durch  Gewährung  von  Kredit  beim  Waren- 
verkauf, im  Bankgeschäft  aber  durch  Dis- 


kontierung von  Wechseln  und  Oerührmig 
von  Lombarddarlehen.  Die  wichti^B 
wirtschaftlich  verwertbaren  Yorzagsrächte 
sind  unter  den  beutigen  Yerhfiltnissen  die 
Patent-  und  Yerlagsrechte  und  die  die  Kon- 
kurrenz beachiftnkenden  öffientlidi-rechtlkheo 
Konxesüonen  für  gerechte  UntemehoiniigeD 
oder  Betriebe,  wie  der  Apotheken,  StraDeii- 
bahneo  usw.  Im  allgemeinen  beruht  der 
privatwirtschaftliche  Wert  solcher  Bechte 
für  den  Besitzer  auf  einer  Belastung  des 
Publikums.  Die  obi^  Definition  des  V. 
umfaßt  alle  Posten,  die  in  der  Bilanz  ein^ 
Unternehmens  als  Aktiva  erscheinen,  obue 
Rücksicht  auf  die  auf  der  Passivseite  Rteheii- 
den  Schulden.  Das  Rein-Y.  ergibt  sich 
natürlich  nur  durch  Abzug  der  Schulden, 
für  den  Stand  einer  erwertetätigeo  Wirt- 
schaft aber  ist  das  bilanzmäßige  Aktir-V. 
von  entscheidender  Bedeutung  und  es  väi« 
falsch,  wenn  man  sie  nur  nach  ihrem  Ban-V. 
beurteilen  wollte.  Je  mehrP&ndbriefecbuldea 
^ne  Hypothekenbank,  je  mehr  Depoätea- 
schulden  eine  Handelsbank  hat,  um  so  gtüän 
und  erfolgreicher  ist  ihr  Geschfiftabetrieh. 
wie  sich  auch  auf  der  Aktivseite  zeigt 
Ebenso  dienen  die  einem  Warengeschäfte 
gewährten  Kredite  zur  YergrtSßerung  des 
umlaufenden  Kapitals  und  damit  auch  zur 
Yei^röfierung  des  Gewinnes  desselben.  Die 
kreditierten  Waren  sowohl  wie  das  ^va 
aufgenommene  bare  Geld  gehen  in  das 
Eigentum  des  Geschäftsinhabers  Über,  der 
prozentmäBige  Gewinn  beim  Yerfcanf  der 
Waren  aber  wird  ncnmalerweise  giOßer  aeio. 
als  die  Zinsve^tung.  Oepacmtete  oder 
gemietete  Gbundstficke  gehören  mett  xm 
bilanzmABigen  Aktiv -Y.,  wdl  indit  zorn 
Eigentum  des  Inhabers.  Ein  noch  eine 
längere  Reihe  von  Jahren  gelt^ider  Hiet- 
vertn^  über  ein  Geschäftshaus  in  besonders, 
günstiger  und  anssiditsvolltf  Lage  kum 
allerdings  einen  besonderen  Y.wert  fflr  sich 
haben,  es  ist  aber  nicht  üblich^  ihn  mit  in 
die  Bilanz  zu  stellen,  sondern  seine  Wirkung 
kommt  in  einem  erhöhten  Jahresgewinn  rim 
Ausdruck.  Wenn  aber  etwa  ein  Geachifu- 
nachfolger  gegen  En^lt  in  den  Mietvertne 
seines  Yoi^Q^;er8  eintritt,  so  wird  er  den 
bezahlten  Preis  als  einen  nach  und  tai^ 
abzuschreibenden  Aktivpoeten  b^iandelD. 

Die  Entstehung  der  alten  hauptaichlit.'iL 
aus  Großgrundbesitz  bestehenden  Y.  'ui  nur 
historisch  zu  erklären.  Die  gegenwbtr 
vorhandenen  großen  kapitalisti^ieo  V. 
stammen  fast  alle  aus  dem  vorigen  Jkbr* 
hundert  und  R  Ehrenbeig  hat  ihre  tal- 
stehungen  an  einigen  typischen  BcäspiAlea 
dargestellt  Durch  elnfadies  Span».  *i.  tt. 
durch  verzinsliches  Autegen  von  fankomioeii^ 
überschüsseu  kann  bei  kleinen  und  mittleieL 
Einkommen  kein  erhebliches  Y.  ugmaaune^t 
werden.    Werden  aber  die  üämadiüäa? 
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geschickt  zu  geschäftlichen  ÜoterDehmungen 
verwendet,  so  ist  größerer  Erfolg  mOglich 
uod  die  Aussichten  werden  immer  günstiger, 
je  mehr  das  angesammelte  Kapital  anwächst 
Vor  allem  wird  es  dann  immer  leichter, 
fremdes  Kapital  durch  Kredit  zur  Verfügung 
zu  erhalten  und  dadurch  den  Umfang  des 
Geschäftsbetriebs  immer  mehr  zu  erweitem. 
Im  modernen  Sinne  große  V.  können  indes 
nur  durch  Benutzung  außergewöhnlicher 
Oel^nheiten  zu  großem  Gewinne  erworben 
werden  und  die  richtige  Erkennung  und 
iBfK^e  und  energische  Erfassung  solcher 
Gelegenheiten  macht  das  eigentliche  Unter- 
nehmertalent aus.   Hierher  gehOrt  z.  B.  die 
gl&^liche  AusnotzuDg  einer  neuen  Erfindung, 
die  rechtzeitige  Vmsussicht  der  Entstehung 
dnes  neuen,  großer  Verbreitung  fähigen  Be- 
dürfnisses ,  die  richtige  Verwertung  einer 
un^wöhnlichen  Konjunktur.    Solche  Ope- 
mtionen  haben  immer  einen   mehr  oder 
weniger  Bpekulativen  Charakter,  und  nicht 
sAten  arten  sie  auch  zu  einem  wirklichen 
S[»el  aus,  wenn  nämlich  der  Spekulant  aute 
Oenitewohl  sein  V.  einsetzt,  ohne  irgendwie 
euifiettides  Urteil  Aber  die  Wahrscheinlich- 
keit aes  OewiDnens  zu  haben.  Auch  fehlt 
es  nicht  an  solchen  V.,  die  durch  verwerf- 
liche Geschäfte  auf  Kosten  anderer  zustande 
gekommen  sind,  z.  B.  dnrch  unsolide  Orün- 
dungen  von  Oesellscbaften,  deren  Aktien 
sich  schließlich  in  den  Händen  der  irre- 
geführten Abnehmer  entwerteten.  Hit  der 
Zahl  seiner  Millionen  wächut  für  den  kühnen 
Unternehmer  auch  die  Möglichkeit  großer 
Konjunkturengewinne   und  schließlich  er- 
langt er  häutig  die  Macht,  selbst  Konjunk- 
turen ^u  schaffen,  die  er  dann  von  Anfang 
an  seinem  Interesse  gemäß  beherrscht  Be- 
deutende V.  sind  in  der  neueren  Zeit  durch 
besondere  Gunst  der  Umstände  auch  den 
lügentflmem  von  Grundstücken  in  rasch 
anwachsenden  Städten  zugefallen,  und  zwar 
nicht  nur  solchen,  die  von  alters  her  im 
Besitz  der  Grundstücke  waren,  sondern  auch 
solchen,  die  sie  in  spekulativer  Voraussicht 
erst  vor  kürzerer  Zeit  erworben  hatten. 

Nur  das  aus  großem  Grundbesitz  be- 
stehende V.  pflegt  sich  viele  Generationen 
hindurch  in  derselben  Familie  zu  erhalten, 
zumal  wenn  zu  diesem  Zweck  Fideikommisse 
oder  UmÜche  Einrichtuu^n  zu  Hilfe  ge- 
nommen werden.  Kapitalistische  Unter- 
nehmon^a  werden  selten  über  die  dritte 
Oeoeration  hinaus  fortgeführt  Bei  den 
Nachkommen  schläft  der  Erwerbsgeist  ein 
nod  sie  ziehen  sich  auf  Grundbesitz  und 
sonstiges  als  sichere  Anlage  geltendes 
Renten-Y.  zurück.  Noch  häufiger  aber 
kommt  es  vor,  daß  das  große  kafätalistisdie 
V.  die  dritte  Generation  gar  nicht  mehr 
erzieht,  sondern  vorher  sdion  wieder  zu- 
grunde geht  Denn  alle  OeschäitsoperatioaeD, 


die  große  Gewinne  eiubriogen  können,  sind 
auch  mit  entsprechendem  Risiko  verbunden 
und  die  unberechenbaren  Bewegungen  der 
modernen  Weltwirtschaft  können  leicht 
Krisen  und  Katastrophen  herbeiführen,  vor 
denen  selbst  Häuser  von  Weltruf ,  wie 
z.  B.  1890  Baring  Brothers  in  London, 
nicht  stand  zu  halten  vermögen.  LexU, 


VermögeiMtener.  « 

1.  Allgemeines.  1.  Das  Vermögen  als 
Gegenstand  der  Bestenemng.  2.  Wesen  und 
Formen  der  V.  3.  Die  V.  als  ErgSnzangBstener. 
4.  G}«scliiehtliefae  Eatwiekelong.  II.  Gesetz- 
gebnng.  1.  PrenDen.  2.  Sachsen.  3.  Baden. 
{.Hessen.  5.  Andere  deutsche  Staaten.  6. Schweiz 
and  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  7.  Nieder- 
lande. 

L  Allgemeines. 

1.  Das  Vermögen  als  Gegenstand  der 
Besteuemng.  Da&  Vermögen  ist  eine 
Summe  wirtschaftlicher  Güter  in  der  Ver- 
fQgungsgewalt  des  leitenden  Rechtssubjekts 
als  £«nds  für  die  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse. Alle  Steuern  kOnn«!  nur  aus 
dem  Vermögen  in  diesem  Sinne  entrichtet 
werden.  Nach  seiner  Bestimmung  oder 
Verwendung  kann  das  Vermögui  entweder 
GebrauchsvermOgen  oder  Produktiwermt^a 
sein.  Wenn  wir  aber  im  steuertechniscHen 
Sinne  an  eine  „V."  denken,  so  haben  wir 
zunächst  das  Vermin  in  der  engeren  An- 
wendung als  Produkt! wermögen  oder  Kapital 
im  Auge.  Denn  das  Vermögen  in  jener 
weiteren  üm^nzung  bildet  die  Quelle  für 
die  Erhebung  jeder  Steuer  Überhaupt  Steuer- 
politisch  nimmt  das  Vermögen,  das  nicht 
der  Produktion  dient,  nach  seiner  Geartuug 
ihr  aber  dienen  könnte,  eine  ähnliche  Stellung 
ein  wie  das  Produktivvermögen.  Für  das 
Problem  der  V.  kommen  daher  zwei  Kate- 
go rieen  des  Vermögens  in  Betracht:  das 
eigentliche  Produktivvermögen  oder  Kapital 
und  das  nutzbare,  aber  zurzeit  wirtschaft- 
lich ungenutzte  Vermögen,  z.  B.  der  Luxus- 
besitz, Parkanlagen,  brach  daliegendes  Geld 
u.  dgl.  m.  Beide  zusammen  wollen  wir 
Stamm  ver  mögen  nennen. 

2.  Wesen  und  Formen  der  V.  Das 
Stammvermögen  kommt  für  die  Besteuerung 
in  einer  dreifachen  Funktion  In  Betracht 
Die  Steuer  kann  nämlich  anknüpfen  an  den 
Vomögens  besitz,  an  den  Vermögens- 
ertrag  und  an  die  Verm^nsüber- 
tragung.  Die  Benutzung  des  Vermögens 
zur  Veranlagung  seines  Ertrages  zählt  zu 
den  primitiven  Formen  der  Erwerbsbe- 
steuerung, die  hier  von  der  am  leichtesten 
erkennhu^n  Seite  der  wirtschaftlichen  Tätig- 
keit ausgeht  IHe  Verwendung  der  Yer- 
mOgensttbertragung  als  Steuergrund  fiUIt  mit 
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den  VerkehrsstenerD  lusammen  (vgL  Aitt 
gSteoei"  und  „VerkehrBSteuem"  oben 
S.  1011  fg.  bezv.  1172  fg.).  Beide  Onippen 
schalten  wir  hier  aus  und  beschäftigen  ans 
lediglich  mit  der  Vermfigenabesitz- 
Steuer. 

Die  V,  als  VermögenHbesitzsteiier  will 
den  Bestand  des  StammTermOgens  als  Steuer- 
objekt zur  Leistung  heranzieheo.  Sie  ist 
entweder  als  Besitzsteuer  aiif  die  reelle  Ab- 
sorbierung  voü  Yerm^^nsteilen ,  auf  die 
partielle  Kapitalaufzehrung  gerichtet  (reelle 
oder  materielle  V.)  oder  sie  sucht  durch 
den  Umweg  über  die  Tatsache  des  Ver- 
m^ensbesitzes  die  in  diesem  dargestellte 
höhere  LeistuoesfAhigkeit  des  fundierten 
Einkommens  scharfer  zur  Steuer  heranzu- 
Zieheu  als  den  Ertisg  der  an  die  Wechsel- 
fälle  des  Lebens  gebundenen  persönlichen 
Arbeit  (nominelle  oder  formelle  Y.). 

I.  Die  reelle  oder  materielle  V. 
wendet  sich  an  das  Stammvermögen  als 
soldies,  und  die  Steuerquelle  ist  der  Ver- 
mögeosstock.  Ihr  Bestreben  gipfelt  nicht 
in  der  Aufsuchung  der  einkommenbildenden 
Elemente  im  Umweg  des  Yermögensbesitzes, 
sondern  in  der  Inanspruchnahme  von  Ver- 
mögensquoten, in  der  Wegnahme  von  Yer- 
m(^nsteilen  zur  Erfüllung  von  Zwecken 
des  staatlichen  Gemeinschaftslebens.  Sie  ist 
nicht  schlechthin  und  unter  allen  Umständen 
zu  Twwerfen,  sondern  kann  auch  heute  noch 
als  außerordentliches  Hilfcmittel  zur 
Erschliefinng  großer  Finanzmittel  benutzt 
werden. 

Sie  kann  ihrem  Inhalte  nach  eine  doppelte 
sein: 

1.  ^neeinzelwirtschaftl  ich -reelle 
V.,  wenn  eine  Schm&lerung  des  Stamm- 
Termögens  der  Einzelwirtschaften  erfdgt, 
nur  Teile  des  Privatvermögens  individuell 
gekürzt  werden,  während  der  Stand  des 
Volksvermögens  unberührt  bleibt  und  niu- 
mittelbar  eine  anderweite  Verteilung  des 
nationalen  Besitzes  im  Interesse  der  Gesamt- 
lieit  vollzogen  wird.  Der  Einwand,  daß  die 
Unverletzlichkeit  der  Erwerbsmittel  unum- 
stößlicher Grundsatz  für  die  Besteuerung  sei 
und  überhaupt  nur  deren  Früchte  Steuerobjekt 
sein  können,  widerspricht  der  sozialen  Be- 
dingtheit der  privaten  Einzelwirtschaft,  die 
in  außerordentlichen  Notlagen  auch 
zu  außerordentlichen  Beiträgen  im  Interesse 
der  Gesamtheit  verpflichtet  ist  Anderer- 
seits aber  muß  das  Maß  solcher  Inanspruch- 
nahme auf  seltene  Ausnahmefälle  beschränkt 
sein ,  da  die  Zerstörung  leistungsföhiger 
Einzelwirtschaften  die  Lebensfthi^eit  des 
Ganzen  gefährden  muß. 

2.  eine  volkswirtschaftlich-reelle 
Y.,  wenn  sie  bis  zu  einer  Beschneidung  des 
nationalen  Besitzstandes  vorrückt.  In  be- 
sonders tiefgehenden  Katastrophen  kann  der 


Staat  Tor  die  Wahl  gestellt  sän,  mtwed« 
Bdne  selbstiikUge  natioule  Existenz  jffeis- 
zo^ben  oder  dnrdt  einen  openütea 
gnft  in  die  natitHialen  &werfasmittd  die 
Volkswirtschaft  zwar  momentan  zuschftd^. 
aber  die  Grundlage  für  deren  künftige  foit* 
existenz  zu  sichern.  Wenn  sich  aodi  hier* 
für  keine  allgemein  gültigm  Gesetze  auf- 
stellen lassen,  so  können  besondere  Not- 
stände dieses  Vorgehen  gleichwohl  redit- 
fertigen. 

IL  Die  nominelle  oder  formelle 
Y.  benutzt  das  StammvermOgen  lediglich 
als  steuertechmsches  HUfsmittä  zur  Liäung 
des  Problems  der  Erwerbsbestenenci: 
mittels  eines  Rückschlusses  anf  den  Errerb. 
auf  die  Erwerbs-  und  Steuerfähigkeit  Das 
Ziel  des  Verfahrens  bleibt,  durch  ein  int^- 
mediäres  Element  den  Yermögensertng  uiul 
damit  die  Leistungs&higkeit  aufzufinden. 
Ihre  Funktion  ist: 

1.  der  Ersatz  der  Erwerbsbe- 
Steuerung  in  einfachen  Wirtschaftszii- 
ständen,  wo  es  an  hinlänglich  braudibaRn 
Anhaltspunkten  zur  Erfassung  des  eioz^l- 
wirtschaftlichen  Einkommens  fehlt.  Mao  L«t 
genötigt,  durch  eine  rohe  Methode  ans  ^ti 
formalen  Ertragswerten  auf  d&i  Ertrag  zu 
schließen.  Die  V.  kann  hier  nur  auf  piimi* 
Uver  Stufe  ihre  Aufrabe  erfüllen  nnd  vird 
in  dem  Maße  für  Stenenmiage  uoct^ 
nügend,  als  die  persfinliche  Arbeit  uod 
die  Lostongen  des  Wirtschaftssobjeictes  ihre 
differenzierenden  ISnflflaae  auf  die  fjm- 
kommeiubildnng  ftufiem. 

2.  die  Ergänzung  der  Erwerbs- 
beetenerun^  bei  boaiuitwi<Aftlten  Wiit- 
Schaftsverhältnissen,  wenn  die  V.  Llk^eo 
und  Mangelhaftigkäten  der  vorhandeoeo 
Steuersysteme  müdem  und  auslesen  solL 

8.  Die  V.  als  E^r&ngnngastener.  I'i" 
V.  als  Ergänzungssteuer  di«it  im  F^zif« 
der  formalen  Doppelbesteuerung  im  System 
der  '  modernen  Peisonalbesteuemog  inr 
stärkeren  Belastung  dee  leistung8ähi|;er?Q 
f  u  n  d  i  e  r  t  e  n  E  i  n  k  0  m  m  e  n  8 ,  deeeen  Quelle 
und  Grundlage  der  YermOgensbesitz  ist  und 
dessen  Bezug  dauernder  und  sichrer  ist  ab 
das  von  Gesundheit,  Arbeitsknift  nnd  Fuft- 
dauer  der  PersOnlichkrat  aUhlogige  Aiteitf- 
einkommen. 

Die  Einkommensteuer  wendet  sich 
eine  bereits  abgeschlossene  Ersch^ung  im 
Wirtschaftsleben,  an  das  Einkommen  als 
subjektiven  Reinertrag,  der  dem  G^iis-*' 
des  Wirtes  bereit  gestellt  ist  Im  £^ 
kommen  sind  daher  bereits  alle  konstilntiToi 
Elemente  seiner  Bildung  absesdüoesaL  IW 
Grad  der  Wirksamkeit  der  einkcxom^''- 
bildenden  Faktoren  ist  aber  ein  versdiiedeiKr. 
und  diese  sind  in  v^schiedener  Abetufnnf 
steuerfähig.  Da  nun  die  einzelnen  Vt'^ 
mögembestandteile  ungleich  an  dem  Viit- 
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Schaftserfolge  teiloehmen,  so  bietet  der 
Kapitalwert  des  Vermi^eDB  einen  besseren 
ausgleichenden  Maßstab  zur  stArlceren  Be- 
lastung des  fundierten  Einkommens  als 
andere  Steuerformen,  die  eine  Ausscheidung 
der  Einkommensteile  nach  ihrem  Ursprung 
nicht  zu  erreichen  vermO^n  und  daher  Ver- 
schiedenes mit  den  gleichen  technischen 
Hitteln  behandeln.  Dies  zeigt  sich  aber 
K&DZ  besonders  da,  to  der  Einkoramens- 
bezug  aas  einem  Zusammenwirken  von 
Kapital  und  Arbeit  entspringt.  Zur 
Losung  bfflder  Bestandteile  aus  dem  Zu- 
sammenhange sind  die  Realbteuern  zu  starr 
Qodunbeweglich,  während  eine  entsprechende 
Einrichtung  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer zu  diesem  Zwed^e  an  praktischen 
Schwierigkeiten  sch^tert.  Daher  kann  die 
V.  als  Er^&nzungssteuer  viel  besser  den  auf 
die  Bfitwirknne  des  Kapitals  bei  der  Pro- 
duktbn  znrfiäcrohrenden  Bestandteil  des 
Einkommens  berücksichtigen.  Da  es  nun 
aber  bei  der  Vielgestaltigkeit  der  modernen 
Erwert»-  und  WirtscbaftSTerhAltnisse  un- 
vermeidlich ist,  dafi  immerhin  gewisse  Teile 
der  leistungsfiUiigen  Ertra^sgrOBea  unberQck- 
sichtigt  bleiben,  erscheint  die  nominelle  V. 
als  geeignet,  etwaige  Lflcken  der  Ertrags- 
nnd  Einkommenbe&teuerung  zu  ergäazen  und 
auszufallen. 

Eadlich  kennen  im  Rahmen  einer  Y. 
jene  wirtschaftlich  benutzbaren,  produktiv 
aber  nicht  genutzten  Teile  des  Stammver- 
mügens ,  die ,  ohne  einen  wirtschaftlichen 
Ertrag  zu  liefern,  dem  persCntichen  Oenusse 
des  EigentOmers  dienen  und  nicht  selten 
ein  sicheres  Iferkmal  einer  gesteigerten 
Leistungsfähigkeit  sind,  am  leichtesten  eine 
nur  der  Billigkeit  angemessene  Heranziehung 
zu  den  Öffentlichen  Lasten  erfahren.  In 
passender  Weise  kann  dann  hier  bei  be- 
stimmten Besitzobjekten  (Qalerieen,  Samm- 
lungen ,  Bibliotheken ,  Landsitzen ,  Renn- 
ställen  usw.)  mit  der  V.  die  Luxussteuer 
konkurrieren. 

Für  die  Veranlagung  solcher  Er- 
gänzuDgssteuern  lassen  sich  am  zweck- 
mäßigsten die  allgemeinen  Grundsätze  der 
Einkommensteuer  (vgl.  Art.  „Einkommeo- 
etener"  oben  Bd.  I  S.  TOöfg.j  anwenden. 
Als  erstrebenswertes  Ziel  ist  die  Forderung 
obligatorischer  Selbstangaben,  sog.  „Ver- 
mOgens&suonen",  zu  bezeichnen. 

4.  Gesehlehtliche  Entirickelaoff.  Schon 
im  Altertum  bediente  man  »ich  vielfach  der  V. 
als  aaßerordentlicber  Steuer  in  Kriegs-  nnd 
Notzeiten.  In  den  grißcbischen  Stadt- 
staaten finden  wir  insbesondere  eeit  dem 
pelopooneslscben  Kriege  solche  Anflagen,  die  in 
den  Zeiten  des  Niedergangs  der  hellenischen 
Oemeinweaen  immer  öfter  vorkommen,  so  dali 
sie  sich  schließlich  nicht  viel  von  stündigen 
Stetterleifltnngen  nnterscbieden.  Ebenso  war 
die  wichtigst«  unter  den  Liturgieeu,  die  Trier- 


archie,  d.  h.  die  Ansrttstang  und  Bemannung 
von  Kriegsschiffen,  wenigstens  in  Athen  tmm 
ihrer  ObmomiKhen  Wirkung  eine  Art  progres- 
river  V.  Das  Bfirgertriimt  in  Rom  war  gleich- 
falls eine  attSerordentUche  V.-  und  Kriegsstener, 
die  zuerst  406  v.  Chr.  eingezogen  wüde,  als 
der  Staat  definitiv  die  Zamnnff  des  Truppen- 
Soldes  tlbemahm.  Nach  glttcklicker  Beendigiing 
des  Krieges  wurde  das  Tribntnm  den  Stener- 

Sflicbtigen  znrQckerstattet,  wodurch  dieses  eine 
[ittelstellnng  zwischen  Zwangsanleibe  und 
V.  einnahm.  Nachdem  von  167  t.  Chr.  bis  zn 
Cäsars  Tode  das  Tribatnm  verschwindet  findet 
es  sich  wieder  in  der  Kaiserzeit  und  zwar 
gleichfalls  als  außerordentliche  Auflage  in  Kriegs- 
zeiten.  Seit  dem  3.  Jabrh.  n.  Chr.  tritt  das 
Provinzialtribnt  hinzu,  mprünglich  eine  Not> 
und  Kriegsstener,  die  sich  aber  immer  mehr  m 
einer  diräten,  ans  V.-  und  Einkommensteuern 
zusammengesetzten  ordentlichen  Besteoernng 
ausbildete  und  eine  bleibende  Einriditang  des 
kaiserlichen  Finanzwesens  war. 

Die  italienischen  Städterepubliken 
Ctenna,  Venedig,  Mailand  nnd  Florenz  haben 
seit  dem  14.  Jahrb.  das  Prinzip  der  V.  an- 
genommen. Der  Ertrag  der  V.  diente  zuerst 
als  Decknngsmittel  fUr  außerordentliche  Beddrf- 
nisae,  bis  sie  schließlich  zn  einer  regelmäßigen 
Abgabe  wurde.  Auch  waren  diese  V.  keine 
reinen  V.,  sondern  vielfach  mit  anderen  Steuer- 
elementen durchsetzt.  In  Genna  finden  wir 
Tom  14.— 16.  Jahrb.  die  Coletta,  eine  außer- 
ordentliche, insbesondere  während  der  Seekriege 
erhobene  Steuer,  die  aber  teilweise  ancb  andere 
Stenern  umfaßte,  in  Venedig  im  15.  Jahrb.  eine 
ähnliche  Abgabe,  die  Decima,  und  in  Mailand 
tritt  schon  seit  dem  13.  Jahrh.  die  Stima  e 
Catastro  dei  Ben!  auf,  deren  Höhe  regelmäßig 
von  je  100  Ffnnd  10  Soldi  nnd  5  Pfennige  be- 
trug. In  der  Folgezeit  worden  häufig  Steaer- 
erböhnngen  vorgenommen,  wodurch  die  Auflage 
sehr  drückend  wnrde.  Florenz  endlich  bat  eine 
reichere  Entwickelnng  der  V.  aufzuweisen.  Der 
Estimo  vom  13. — lo.  Jahrb.  scheint  auf  den 
Ueberresten  des  attrömiachen  Tribntnms  auff 
gebaut  zn  sein  und  belastete  das  unbewegliche 
nnd  bewegliche  Vermögen  nach  einem  festen 
Wertanscblage,  welcher  dann  auf  einen  Bruch- 
teil nach  dem  Stenerfuß  von  2 : 240  reduziert 
wurde  und  die  Lira  oder  den  Estimo  als  Steuer- 
einheit ergah.  Je  nach  dem  Maße  der  BedUrf'- 
nisse  wurde  dann  ein  Einfaches  oder  ein  Viel- 
faches des  Simplnms  erhoben.  Die  Grundlagen 
des  Estimo  worden  häufig  geändert.  Eine  zweite 
Form  der  V.,  der  Catasto,  erscheint  im  medice- 
ischen  Zeitalter.  Zn  dessen  Veranlagung  wurde 
der  Rohertrag  der  Einkünfte  nach  strenz  kon- 
trollierten Sdbstangaben  der  Steuerpfiicatigea 
als  Vermögensbestand  kapitalisiert  und  hierauf 
der  Steuersatz  von  7^/o  vom  beweglichen  und 
von  b%  vom  unbeweglichen  Vermögen  an- 
gewendet. Nach  der  Beseitigung  des  Cataste 
durch  den  Widerstand  der  fiorentinischeu  Großen 
stellte  ihn  14öS  Kosmus  von  Uedici  wieder 
her.  Er  wnrde  alsdann  bis  1470  noch  erhoben.  • 
In  den  letzten  Zeiten  seines  Bestandes  war  er 
aber  keine  V.  mehr,  sondern  eine  Art  Ver- 
mögenskouskription  imd  diente  als  solche  der 
Veranlagung  anderer  Abgaben  nnd  neu  ein- 
geführter Steuern ,   wie    der  Zwölftel  und 
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ZwuizigstelnndderProgresfliTsteaerlDnodeciiBO, 
VeDtdiia,  Imponta  progressiva). 

Während  im  alten  Deatacfaen  Keiche  bei 
dem  Mangel  eiaer  eigentlichen  Stenerrerfassnng 
keine  V.  Platz  finden  konnte,  haben  die  deot- 
scfaen  Reichsstädte  and  Temtorien  sich  mehr- 
fach dieser  Abgabe  in  Terst^iedenen  Auwen- 
dungen  bedient.  Zunächst  haben  die  deut- 
schen Reichsstädte  mit  ihrem  frühzeitig 
entwickelten  Geld-  und  Finanzhanshalte  V.  ein- 
geführt. Ursprünglioh  waren  sie  dabei  von  der 
Erfiusang  einzelner  Vermögensbestandteile  aus- 
gegangen, die  stenertechnisdi  am  besten  zu 
Teranlagen  waren,  und  sind  allmählich  tu  ^1- 

Simeinen  V.  fortgeschritten.  Doch  bestanden 
er  vielfache  persönliche  nnd  sachliche  Stener- 
freiheiten.  Diese  T.,  Schoß,  Schätzung,  Losnng 
genannt,  wurden  auf  Grund  eidlich  bekräftigter 
Selbstangaben  der  Bürger  (daher  „Eidstenem") 
veranlagt,  waren  zunächst  auUerordentliche  Auf- 
lagen für  meist  im  voraus  bestimmte  Zwecke 
und  wurden  erst  nach  und  nach  zu  regelmäDig 
sieb  wiederholenden  Jahresstenem  ausgebildet. 
Die  Sienersätze  waren  fUr  die  verschiedenen 
Arten  des  Vermifgens  und  der  einzelnen  Yer- 
mfigensbestAndteile  meist  verschieden  abgestuft, 
wobei  das  tirundeig:entam  niedriger,  die  beweg- 
liche Habe  meist  höher  belastet  wurde. 

Die  deutschen  Territorien  haben  sich, 
namentlich  seit  dem  Ausgang  des  Hittelalters, 
der  V.  bedient,  die  hier  sehr  abweichende,  regel- 
mäßig historisch  begründete  Bezeichnungen 
führen.  Die  ältere  Landbede  des  13.  Jahrb. 
(precaria  exactoria ,  Laudscboß ,  Grollenschoß) 
war  in  der  Mark  Brandenburg  als  all- 
gemeine \.  aller  Volksklaitsen  gedacht,  sie  traf 
sowohl  den  bewe^licbeu  als  audi  den  unbeweg- 
lichen Besitz.  Die  Bauern  waren  mit  Ihrer  ge- 
samten Habe  steuerpflichtig.  Bitter,  Knappen 
und  die  Pfarrgeistlichkeit  hatte  eine  Anzahl 
Hufen  frei.  Die  Bede  war  in  barem  Oelde  zn 
entrichten,  doch  kommen  bei  kleinen  Leuten 
oder  auf  dem  platten  Lande  auch  Naturalreich- 
nisse  vor.  Die  Städte  wurden  anfänglich  nach 
dem  Hufenzins  der  städtischen  Feldmaß  (Orbede) 
oder  nach  dem  Rutenzins  [Länge  der  Straßen- 
front) oder  nach  anderen  Merkmalen  besteuert. 
Später  entrichteten  sie  auch  häufig  Abfindungs- 
summen. Die  Zuweisung  der  Anteile  und  Steuer- 
quoten war  sehr  mangelhaft.  Im  16.  Jahrh.  be- 

finnt  der  Differenzierungsprozeß,  durch  welchen 
ie  einheitliche  V.  in  eine  Mehrzahl  von  ein- 
zelnen Objektstenent  aufgelöst  wird.  In  Oester- 
reich bildet  die  V.  das  Hauptglied  der  Er- 
werbsbesteuerung im  16.  Jahrb.  Sie  traf  die 
drei  Stände  der  Geistlichkeit,  der  freien  Be- 
sitzer und  der  Lehensleute  an  ihrem  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Vermögen.  Der  Steuer- 
satz war  in  der  Regel  nnd  wurde  nach 
Schätznugsanscblägen  auf  Urond  vtm  Selbst- 
angaben  angelegt.  Ende  des  16.  Jahrh.  setzt 
auch  hier  der  Auflösnnnprozeß  in  Objektsteuem 
ein.  Im  18.  und  19.  Juirh.  greift  man  mehr- 
foch  auf  das  Prinzip  der  V.  zurück,  die  jetzt 
mehr  eine  nominelle  ist,  Uber  den  Umweg  der 
Veranlagung  nach  dem  Vermögen  den  Ver- 
mögensertrag treffen  will  und  sich  individuali- 
sierend an  die  Leistungsfähigkeit  anzuschließen 
sucht.  Steuerpflichtig  waren  alle  Landesbe- 
wohner und  juristischen  Personen ;  nur  der  arme 
Bauersmann  und  Personen  mit  weniger  als  d  fl. 


Vermögen  waren  steueifireL  Die  Steurrm»* 
lagung  gründete  sich  auf  Fassionen,  wekbc 

über  das  bewegliche  und  nnbew^liebe  Ver- 
mögen zn  eretellra  waren.  Doch  waren  die  io  in- 
ländischen Staatepapieren  augele^n  Kapitslien 
sowie  Bargeld  nir  den  vierteljährigen  Huu- 
bedarf  nnd  Wirtschaftsvorräte  für  ein  Jihr 
steuerfrei.  Die  Steuer  wurde  mit  mdirfsdieii 
Abweichungen  nennmal  erhoben:  170i.  IWö, 
1706,  1713,  1734,  1737,  1747,  1806  nnd  1W7, 
Eine  Y.  vom  Jahre  1810  traf  das  bewegliche 
und  unbewegliche  StammTomögen  iiaeh  Abof 
der  Schulden  und  Lasten  mit  lO"/«. 

Die  übrigen  größeren  nnd  kleineren  dentsrbea 
Territorien  kannten  gleickfolls  seit  dem  14.Jshit- 
das  Prinzip  der  V.  So  waren  in  Bayern  der 
„zwanzigste  Pfennig",  die  Stand-  und  Lud- 
Bteuem  ganz  oder  teilweise Y.  In  Württes- 
berg  trugen  die  Schätzungen  den  Charakter 
außerordentlicher  Y.,  während  die  Landbed« 
und  der  Landschaden  daneben  auch  peisont!- 
stenerartige  Elemente  eutiiielten.  In  gleicbet 
Weise  fanden  in  Sachsen  seit  1454  imd  ii 
Hessen  seit  1576  V.  Eingang. 

In  der  normaoniscben  Zeit  gdang  es  sack 
in  England  dem  Königtum,  allgemeine  direkte 
Y.  einzobUrgem,  die  znerst  den  Gmadbesitz 
trafen  und  ^ter  auch  auf  das  bew^idie  Ver- 
mögen auagedehnt  wurden.  Auch  die  ipätfRS 
Monatsanlagen  (Monthly  Assessment)  in  da 
reichaständiscben  Epoche  waren  wirksame  Fonoen 
der  Yermögeusbesteuemng,  mit  denen  sich  m- 
kommenateneranigeElementemischten.  Gleicher 
Art  waren  die  Auflagen,  die  1688  itod  1^ 
erhoben  wurden,  und  die  „Kri^shilfe*^  von 
1698.  In  Frankreich  war  in  da  sbadata 
Periode,  insbesondere  seitdem  Ii.  irad  ]ö.Jahrk, 
die  Taille  die  direkte  Hauptsteoer  der  Usd- 
lieben  Bevölkerung  geworden.  Sie  war  eine 
Y.  nnd  teilt  deren  typischen  Sotwidnlaturv 
gang,  indem  sie  in  ihrem  Urspron^  öne  Kri^ 
Steuer  war  nnd  sich  allmählich  zu  einer  ree^- 
mäßigen  Alurabe  und  zu  ^nem  stüidigen  In- 
stitute des  Finanzwesens  entwickelte  fvgl.  Art- 
„Taille,  Tallia,  TaUagia"  oben  S.  lOoSfr.). 

Nachdem  im  19.  Jahrb.  die  V.  near  oud 
mehr  ans  den  Steuersystemen  verscbwnadeL 
war,  hat  man  neuerdings,  zumal  in  einer  )idl^ 
zahl  von  deutschen  Bundesstaatoi,  auf  sie  zn- 
rückgegrifl'en,  um  die  Erwerbsbenöiening  aoy 
zubauen  nnd  namentlich  das  fundierte  £(&- 
kommen  schärftor  als  das  anfnndivte  ra  tidteiL 

II.  GesetigebsBg. 

].  Preußen.  In  den  schweren  Zeim 
nach  der  Tilsiter  Katastrophe  wnrd«  dnrci 
das  Edikt  von  1812  neben  einer  ESnkonaen- 
stener  eine  3o;oige  außerordentliche  V.  ftli 
Kriegszwecke  ausgeschrieben.  Allein  die  Er- 
bitterung dagegen  war  so  groH,  daß  omi  nebt 
mehr  wagte,  auf  diese  Stenarfnrm  nrl^- 
kommen.  Damit  verschwindet  80  Jahre  lur 
jede  Spur  einer  Y.  in  der  prenOSsdiea  frrfcti- 
gebtuig.  Sie  ist  erst  in  unseren  Tiga  tb 
<  Glied  der  grofioi  Miquelschen  Finaaf-  id4 
Steuerreformen  zur  Ausfilllung  der  Lttck« 
Erwerbsbesteuerung  wieder  hervorgeholt  wnrJe 
Dnrcb  G.  t.  iy./VI.  1906  sind  einige  EinKl- 
heiten  abgeändert  worden. 

Die  preußische  Ergänznagssteuer  nack  dii, 
T.  14./YII.  180S  n.  19VVL  1906  ist  nach  Quer 
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Fasktion  eine  ergilnKeude  V. ,  welcbe  die  Ein- 
kommensteuer, den  Hanpttr^er  der  Erwerbs- 
Ittsteaemng,  stützen  soll.   IhEiniin  bat  sie  in 
dreifacher  Binsicbt  erg&izend  zn  wirken.  Ein- 
mal soll  sie  das  Erträ^oia  der  Einkommenstener 
ergänzen  nnd  damit  den  durch  die  Ueberweisnng 
Ton  direkten  Staatssteaem  an  die  Gemeinden 
«Btfltandenen  Ausfall  decken  keifen.  Sodann 
soll  sie  das  fundierte  Einkommen  sdiErfer  be- 
iMten  als  dasArbeitseinkommen,  indem  zwar  beide 
der  Einkommenstener  in  gleicher  Weise  odter- 
liegen,  die  Quellen  aber,  ans  denen  das  erstere 
fließt,  nochmals  darch  die  V.  belastet  werden. 
Endlich  soll  sie  da  ergänzend  eintreten,  wo 
beim  Hangel  eines  Einkommens  während  einer 
Teraulagongsperiode  die  Einkommensteaer  znr 
angemessenen  Erfassung  der  Leistungsfähigkeit 
nidit  hinreicht.  Der  Ergftnsnngssteuer  unter- 
liefen nur  die  physiscnen  Personen,  die 
«Is  Inlinder  preußische  Staatsangehörige  sind 
oder  als  ReichnngehOrige  oder  BeichsanslSnder 
ihren  Wohnsitz  in  Frenflen  haben,  und  sodann 
ohne  Bücksieht  auf  die  StaatsangehSrigkeit  alle 
physischen  Personen  nach  dem  Werte  ihres 
prenßiseben  Grundbesitzes  und  des  in  land-  nnd 
forstwirtschaftlichen,  bergbaulichen  nnd  gewerb- 
lichen (stehenden)  Unternehmungen  in  Frenßen 
verwendeten    Anlage-    nnd  Betriebskapitals. 
Stenerobjekc  ist  das  gesamte  bewegliche  und 
onbewegliche  Vermögen  (Liegenachäten ,  Ge- 
werbs-  und  KapitalTermOgen)  abzüglich  der 
Schulden  nnd  aussehlieOlich  der  MBbel,  des  Haus- 
rats nnd  anderer  beweglicher  Sachen,  die  nicht 
Zubehör  von  Kapitalanlagen  und  Erwerbsein- 
richtnngen  sind.   Die  zu  einer  Fideikommitl- 
fltiftang  gebörigen  Vermtigen  und  Vermögens- 
teile werden  dem  jeweiligen  Nutznießer,  das. 
Vermögen  ungeteilter  Erbmassen  den  Erben 
nach  dem  Malte  ihres  Erbteils,  die  Anlage-  und 
Betrielnwerte   einer    nicht  einkommeostener- 
pflicbtigen  Erwerbsgeseltschaft  den  einzelnen 
TeilbaMm  nach  ihrem  Anteil  nnd  das  Ver- 
mOgea  der  Hanshaltnngagenosaen  dem  Hans- 
haltnngsvorBtande   zn^ferechnet    Neben  den 
dingli«ien  nnd  persönlichen  Kapitalschniden  ist 
auch  der  Kapitalwert  der  vom  Stenerpflichtigen 
oder  aus  emer  Fideikommißstiftung  zn  ent- 
richtenden Apanagen.  Renten,  Altenteile  nnd 
«Luderweiter  periodischer  geldwerter  Leistaugen 
Anf  den  steuerpflichtigen  Vermögensteilen  zum 
Abzug  zugelassen.   Die  Hansfaaltungsschulden 
«ind  dagegen  nicht  absngibereditigt. 

Von  der  Ergänznogsstener  sind  befreit  preußi- 
sche Staatsangehörige  mit  anUerbalb  Preußens 
liegendem  Wohnsitz  oder  einem  Dienstsitz  anßer- 
halb  Preußens  und  preußischem  Wohnsitz,  sowie 
solche  Personen,  die,  ohne  einen  Wohnsitz  in 
Preußen  zn  haben,  sich  länger  als  zwei  Jahre 
im  Ausland  aufhalten.  Desgleichen  werden  znr 
JBrgränznngssteaer  nicht  herangezogen  Vermögen 
bis  zu  einem  Gesamtwerte  bis  6000  H.  nnd  Per- 
sonen mit  einem  Jahreseinkommen  bis  900  H., 
fiOla  ihr  steuerpflichtiges  Vermögen  20000  M. 
nicht  Qbersteigt,  und  endlich  weibliche  Per- 
sonen, die  FamilienangehOriee  pflichtgemäß  za 
nnternalten  haben,  vaterlose  minderjährige 
Waisen  nnd  Erwerbsunfähige,  insoweit  ihr  Ver- 
mC^en  höchstens  200U0  M.  und  ihr  einkommen- 
atenerpflichtiges  Gesamteinkommen  nicht  mehr 
als  1200  M.  beträgt. 


Die  Steuersätze  der  Ergänznngsstener  sind 
Elassensätze  nnd  betragen:  '/e  ^otn  Tausend 
der  Unterstufe  von  jeder  Klasse.  Die  Klassen 
folgen  sich  in  zunehmenden  Abständen  mit  den 
steuwnden  Vermögen  (lOOO,  3000,4000,  10000). 

Personen,  deren  Vermögen  32000  M.  nicht 
übersteigt,  werden,  wenn  sie  nicht  znr  Ein« 
kommenstener  veranlagt  sind,  mit  höchstens 

3  M.  jährlich,  nnd  wenn  sie  zn  deren  Tier 
ersten  Stufen  veranlagt  sind,  höchstens  mit 
einem  um  2  M.  unter  der  von  ihnen  zu  zahlen- 
den Einkommenstener  verbleibenden  Betrage  znr 
Ergänznngsstener  herangezogen.  Anlterdem 
kann  Steuerpflichtigen,  denen  wegen  ungünstiger 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  eine  Ermäßigung 
der  Einkommensteuer  gewährt  wird,  bei  der 
Veranlagung  auch  eine  Ermäßigung  der  £r- 
gänzungssteuer  zugestanden  werden,  sofern  das 
steuerpflichtige  Vermögen  nicht  mehr  als 32 000 M. 
beträgt. 

Die  Veranlagung,  deren  Perioden  nach 
einem  Uebergangsatadium  seit  1899 — 1900  drei- 
jährige sind,  ist  mit  derjenigen  zur  Einkommen- 
steuer verbanden  und  geschieht  durch  eineVer- 
anlagnngskommission  in  Gemäkelt  des  Ein- 
kommensteuergesetzes. Ein  Deklarationszwang 
seitens  der  Pflichtigen  besteht  nicht,  sondern  es 
liegt  einem  Schätzangsausschnsse  ob,  die  er- 
forderlichen Wertermittelunjiren  vorzunehmen, 
wenn  es  nicht  die  Steuerpflichtigen  freiwillig 
vorziehen,  selbst  tatsächliche  Angaben  zu  machen. 
Für  die  Schätzung  bildet  in  der  Regel  der  ge- 
meine Wert  die  Grundlage.  Bei  immerwähren- 
den Renten  und  Leistungen  ist  das  2ö  fache 
des  Jahresbetrages,  bei  zeitlich  begrenzten  das 
12  Vi  fache  anzusetzen  nnd  bei  Leistungen  aof 
Lebensdauer  schwankt  der  Koeffizient  nach  dem 
Lebensalter  zwischen  18  bei  einem  solchen  bis 
15  Jahren  und  2  bei  einem  solchen  von  über 
80  Jahren.  Vom  Kapitalwert  unverzinslicher, 
befristeter  Fordernngen  oder  Schulden  dürfen 

4  %  Jahreszinsen  erhohen  werden.  Dmi  Stener- 
pflichtigen wie  dem  Torsitzenden  der  Yeran- 
lagnngskommission  steht  die  Bernfnng  oder  Be- 
schwerde an  bestimmte  Instanzen  zn.  Das 
Bechtsmittelveriahren  ist  durch  die  Novelle  vom 
19./VI.  1906  neu  und  eingehender  geordnet 
worden.  Die  Erhebung  der  Ergänznngsstener 
geschieht  gleichzeitig  mit  der  Einkommensten^. 

Das  Ergänzungsstenergesetz  hat  eine  be- 
schenkte -Kontingentierung"  vorgesehen.  Es 
wurde  nämlich  bestimmt,  daß,  wenn  das  erst- 
malige VeranlacungaaoU  (1895—96)  den  Betrag 
von  35  Hill.  M.  um  mehr  als  ö"/«  übersteige 
oder  hinter  diesem  um  mehr  als  5%  zorück- 
bleihe  und  dieser  letztere  Ausfall  nicht  durch 
einen  Hehrertrag  der  Einkommensteuer  über 
135  Mill.  H.  und  durch  die  Erhöhung  der  an- 
gesammelten Ueberschüsse  gedeckt  werde,  dann 
eine  entsprechende  Herabsetzung  oder  Erhöhung 
der  voratehend  mitgeteilten  Steuersätze  Platz 
greifen  solle.  Xaehdem  aber  das  Veranlagnngs- 
BoU  statt  35  MiU.  M.  nur  29,fi63  MUl.  H.  be- 
tmg,  wurden  die  Steuersätze  um  5,2  Pf.  für 
jede  Mark  mit  der  Maßgabe  erhöht,  daß  bei 
Feststellnng  der  hiemach  zn  berechnenden 
Jahresstenersätze  jeder  Überschießende  nicht 
dnrch  20  teilbare  Pfennigbetrag  auf  den  nächsten 
in  dieser  Weise  teilbaren  Betrag  abzurunden 
ist  Der  Ertrag  der  Steuer  belief  üch: 
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1896  auf  89,563  Kill-  H. 
1898   „  3i,»33    «  n 
1900   „   34,123    «  » 
1902   „  36,830    „  „ 

19M  «  35.500  H  » 
1805   ,  37,000    ^  „ 

2*  Sachsen.  Die  Ergfinanngssteuer  nach 
Q.  r.  2./VIL  1902  ist  im  Zasammenhang  mit  der 
Befonn  der  FersonalbeeteneniBg  in  Sachsen  von 
1900 — 1902  dem  Steaenystem  nen  eingefügt 
worden.  Nachdem  eine  V.vorlatre  vom  Landt^ 
abgelehnt  worden  war,  kam  1901  abermalB  die 
ImormbewegQng  in  Flnll,  ans  der  neben  einer 
AlAndemng  der  Einkomtnenstener  nnd  der 
temporaren  ri904— 1907}  ErheboDg  ihrer  Stener- 
Bitse  aach  die  nene  V.  hervorging. 

Die  sächsische  Ergftnznngastener  ist,  gleich- 
wie die  preaHisebe  als  ein  Glied  der  Erwerbs- 
bestenerang  gedacht.  Sie  triflt  alle  physischen 
PeTBonen  nnd  alles  Vennfigen,  soweit  es 
nicht  von  der  Grundsteuer  getroffen 
.wird.  Von  den  nicht^ysischen  Personen  sind 
im  allgemeinen  die  Aktiengeaellschaften  und  die 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  steuer- 
pflichtig. Letztere  aber  unterliegen  der  y.  nor 
mit  demjenigen  Teile  ihres  grundsteaerfreien 
.Vermögens,  der  sich  nach  verhältnismfiiliffem 
Abzag  des  Wertes  der  Anteile  der  persüäich 
haftenden  Gesellschafter  von  dem  gesamten, 
grundsteaerfreien  Vermögen  der  Gesellschaft 
ergibt  Im  übrigen  ist  die  subjektive  nnd  ob- 
jektive Steaerpflicht  den  bei  der  Einkommen- 
steuer geltenden  Gmnds&tcen  entsprechend  ge- 
ordnet und  im  ganzen  dem  preußischen  Muster 
nachgebildet,  von  der  V.  sind  befreit  insbe- 
sondere Vermögen  bis  10000  M.  und  Personen 
mit  einem  Jahreseinkommen  bis  9öO  M.,  wenn 
ihr  gesamtes  Vermögen  20000  M.  nicht  über- 
steigt,  sowie  endlich  weibliche  Personen,  die 
minderjährige  Familienangehörige  zu  unter- 
halten haben,  vaterlose,  minderjährige  Waisen 
.und  Erwerbsunfähige,,  wenn  ihr  ergänzungs- 
steuerpflichtigea  Vermögen  20000  M.  und  ihr 
Gesamteinkommen  1250  U.  nicht  Übersteigt. 

Der  Stenertarif  ist  ein  Klassentarif,  der  sich 
in  mit  der  Höhe  des  Einkommens  wachsenden 
Abständen  (2000,  4000,  10000  M.)  aufbaut.  Die 
Steuersätze  betragen  V«  vom  Tausend  der 
unteren  Stufe  iu  jeder  Steuerklasse.  Neben  Er- 
mäßigungen und  Befreiungen,  die  der  Finanz- 
minister  bei  außergewöhnlichen  Notständen  be- 
willigen kann,  ermäßigt  sich  der  Steuersatz  von 
Personen,  die  zur  Einkommensteuer  überhaupt 
nicht  oder  in  der  1.  and  2.  Klasse  veranlagt 
sind  nnd  deren  steuerpflichtiges  Vermögen 
60000  U.  nicht  Übersteigt,  auf  1  H.,  wenn  sie 
in  der  2. — 4.  Klasse  steuern,  auf  2  H.,  nnd  wenn 
sie  der  5.-9.  Klasse  angehören,  auf  einen  um 
5  3C.  unter  der  Pflichtigen  Einkommensteuer 
veranlagten  Betrag.  Personen,  deren  ergän- 
zungssteuerpflichtiges Vermögen  52000  M.  nicht 
übersteigt,  können  bei  einem  Einkommen  von 
nicht  mehr  als  5800  M.  bei  wegen  geschmälerter 
Leistungsfähigkeit  gewährter  Einkommeustener- 
Ermäßigung  bei  der  Veranlagung  zur  Ergän- 
zuDgsstener  bis  zu  drei  Klassen  zurückversetzt 
uder  von  dieser  ganz  befreit  werden. 

Für  die  Veranlagung,  die  nach  dem  Bestand 
'  des  gemeinen  Werts  des  ergänznngssteuerpflich- 
tigen  Vermögens  zu  erfolgen  ut,  wird  eine 


Deklaration  nicht  gefordert,  doch  steht  die  AV 

gibe  öner  solchen  jedem  St«nerpfllichtigeB  treL 
er  Umfang  der  Steuerpflicht  ist  vielmehr  durch 
die  Veranlagungskommissionen  durch  Berecb- 
nntur  und  Scnätzong  zu  ermittein.  Aach  kam 
der  Bezirksstenerinspektor  Auskunft  über  Beata- 
nnd  VermfeensverbältDisse  der  Pflicbtigea 
schriftlich  oder  mündlich  einholen  oder  Sach- 
verständige oder  Gutachter  vernehmen.  Eine 
Mebrsahl  von  VorBchriftoi,  die  die  BereehniiBce- 
w^se  des  Vermi^rens  und  die  OrandUgca  oiee 
formellen  Rechts  regeln,  lehnen  sich  in  der 
Hauptsache  an  das  preuiÜsche  Vorbild  an. 

Durch  G.  v.  8./VU.  1906  wurde  die  V.freiheit 
der  von  der  Grandsteuer  bereits  belasteten  V«- 
mögensobjekte  aufgehoben,  so  daß  nunmdir 
alles  Vermögen  ohne  Ausnahme  der  ergftnxes- 
den  V.  unterworfen  ist.  Anch  das  formelu  Beeht 
ist  in  einigen  Pnnktot  fortgebildet  worden. 

S.  Baden.  Durch  6.  t.  2a/lX.  1906  hnt 
die  Gesetzgebung  in  Baden  dnen  nenen  Redite- 
stand  geschaffen,  der  sonst  noch  in  keineB 
Staate  vertreten  ist  Hierdurch  wnrde  eine  V. 
eingeführt,  die  sämtliche  4  Glieder  der  «lua 
Ertragsbestenerung  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerfc»^, 
KapiiAlreutenstener)  ablöst  und  ersetzt.  Des 
Prinzip  der  V.  hat  somit  das  Ertragiatenerpriuip 
in  Baden  völlig  verdrängt. 

Steuerpflichtig  sind  afle  physischen  Personen, 
die  als  Landes-  oder  ReichsangehOrige  in  Baden 
Wohnsitz  haben  oder  als  ReicbsansUnder  ohne 
auswärtigen  Wohnsitz  sich  seit  1  Jahre  in 
Baden  aufhalten  oder  überhaupt  daselbst  Er- 
werbstfttigkeit  ausüben,  sowie  die  niditphy- 
sischen  Personen  des  öffentlidien  und  Pnvat- 
rechts.  Inländischer  Grundbesitz  und  inländische 
Gewerbe-  und  Kapitalanlagen  sind  ohne  Rück- 
sicht aaf  die  Person  des  Eigentümers  in  Baden 
steuerpflichtig.  Stenerobjekt  ist  das  gante  Ver- 
mögen, bei  Ktm  drei  Gruppen  von  V^rmögens- 
werten  unterschieden  wenlen :  Liegenschafts- 
vermögen (Grundbesitz  und  Gebäude),  gewerb- 
liches Vermögen*  und  landwirtschaftliche«  fie- 
triebavermi^n  und  endlidi  sonstiges  Kaptfiil- 
vermögen.  Die  Schulden  können  nur  bis  snr 
Hälfte  der  Vermögenswerte  ahgesogen  werdca. 
HanshaltnugsschttldeD,  Schulden  zur  Beschafttng 
von  der  V.  nicht  unterliegenden  Vermögens- 
teilen, die  Anteile  der  Gesellschaften  am  Oe- 
sellschaftsvermögen,  Apanagen,  Leibgedinge  u.&. 
sind  nicht  abztigsfähig.  Dagegen  aOnnen  die 
laufenden  Oeschäftsschalden  vom  gewerbUeheo 
Vermögen  ia  Abzog  gestellt  werden.  Von  der 
V.  sind  frei:  der  Reichs*  und  Landesfiskos.  die 
Zivitliste,  Gemeinden  und  Kreise  für  ihr  sa 
Öffentlichen  Zwecken  dienendes  Veraügea. 
Kirchen*.  Unterrichts-  nnd  Wohltitigkeitssn- 
stalten,  bestimmte  VorschoO-.  Kredit-  und  Vcr> 
sicherangsanstalten,  Versicherungsanstalten  nac^ 
Reichsrecht,  Vermögenswerte  bis  lUCO  X.  und 
das  Vermögen  von  Witwen ,  minderjährigen 
Waisen  und  erwerbsunfähigen  Personen.  dercA 
Jahreseinkommen  9UÜ  H.  nicht  DberstagL 

Die  V.  wird  von  der  Gesamtheit  der  V- 
werte  erhohen,  die  auf  Grund  ein«  besMiderM 
Veranlagungs verfahl ens  ermittelt  und  in  ein 
Grundstücks- ,  Gebäude- ,  Betriebsvermrigcne^ 
und  Kapitalkataster  eingetragen  werden.  Ans 
diesen  Teilkatastem  wird  dann  ein  Gesamtn»- 
mögeaskataster  znsammengeiteUtf  der  für  jede 
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Gemarknng  die  stenerpfliehtigen  V.werte  «nt- 
bilt  Der  Betrag,  der  nach  Äbsng  der  abroga- 
fiUiigen  Schulden  von  der  Summe  der  V.werte 
verUeibt  and  aof  eine  dorch  500  teilbare  Zahl 
•bgurondet  wird,  iet  der  V.  an  schlag.  Das 
jemilige  Finanxeesetz  bestimmt,  wie  viel 
Pfennige  von  je  100  H.  V-anachlag  als  T.  er- 
hoben werden  soll 

4.  Hmb«.  Die  hessische  V.  wnrde  dnrch 
G.  T.  1£./Vin.  1899  mit  der 


Beform  des  Stenerajstems  eingeführt  (vgl.  Art 
„Einliommensteaer'^  oben  Bd.  I.  S.  714).  &e 
war  als  echte  „Ergänaangsstener"  gedadit,  da 
Steden  dnrch  dieUerarweisong  der  Ertragsatenem 


an  die  Gemeinden  entstandenen  Ausfall  mit 
decken  sollte. 

Die  V.  trifft  nur  die  physischen  Personen  und 
erstreckt  auf  diese  die  Steaerpflicht  nach  den 
Grundsätzen  der  Einkommensteuer.  Neben  den 
fiblichen  Befreinngeu  werden  freigestellt  Ver- 
bis  3000  M.  und  solche  bis  10000  IL  im 
BesttM  Ton  elternlosen  liUnderj&hrigen  und  er- 
werbsnnfiUiigen  Personen,  derm  Gesamtein- 
kommen 7öO  H.  nicht  ttbenteigt  Die  Begren- 
zung der  Steuerobjekte  und  der  Abzüge  sind 
die  gleichen  wie  in  Preußen. 

Der  Steoertarif  ist  ein  Klassentarif.  Die  T. 
betrftgt  bei  einem  Vermögen  von: 


3000—   4  000  M. 

4  000—  30000  _ 

30000—  32  000  „ 

32000-  60000  - 

60000-  63000  - 

63000—  UOOOO  . 

90000-  94000  „ 

94  000-150  000  _ 

150000—156000  „ 

156000—300000  . 

300000-310000  „ 

mehr  als  310  030  „ 


1,65  H.  Jahreestener 

16^  " 

~       •»  " 
33,- 

49,60  " 

»  n 

88,60 

165,-  '  " 


für  jede  angefangenen  1 000  H.  nm  —,65  H.  mehr 

«     r  «  2000  „    „  1,10  „  „ 

«     n  n  3000  „    ,  1,65  „  „ 

n     „  »  4000  „    „  2,20  „  „ 

M     ti  «  6C00  „    „  3,30  „  „ 

n      n  „  10000  „     „  5,60  „  , 


Das  jeweilige  Finanzgesetz  bestimmt,  ob 
diese  Steuersätze  einfach  erhoben  oder  ob  sie 
nnd  um  welchen  Prozentsatz  erhöht  oder  er- 
mäßigt werden  aollen.  Die  Erhöhung  oder 
Ermäßigung  ist  einheitlich  und  gieichmäßig 
und  ohne  Rücksicht  auf  die  versohiedene  Art 
nnd  Größe  durchzuführen.  Steaerpfiichtige,  die 
nach  den  Rechtsgmnds&txen  der  allgemeinen 
Einkommenstener  in  der  1.  oder  3.  Abteilnns^ 
Stenererm&ßigungea  genießen,  können  auch  bei 
der  V.  erleiäitert  werden.  Die  Ermäßigung 
kann  in  einer  Herabsetzung  bis  zu  6  Klassen 
bestehen,  wenn  das  steuerpflichtige  Vermögen 
30000  M.  nicht  Übersteigt.  Bei  den  6  untersten 
Klassen  (bis  9000  M.  Vermögen)  kann  gftnzliche 
Befreiung  gewährt  werden. 

Für  die  Veranlagung  wird  keine  generelle 
Deklaration  verlangt.  Das  steuerpflichtige  Ver- 
mögen, das  nach  dem  gemeinen  Wert  zu  be- 
recnnen  ist,  wird  dnrch  Scbätznng  gleichzeitig 
mit  der  Veranlagung  zur  Einkommenstener 
dorch  die  fUr  die  1.  und  2.  Abteilung  dieser 
eingerichteten  Kommissionen  ermittelt  (vgl.  Art. 
^Einkommensteuer"  oben  Bd.  I  S.  714). 

5.  Andere  deutsche  Staaten.  Aehnliche 
V.  wie  die  preußische  beateben  noch  in 
Branuschweig  und  Sachsen-Gotha. 
Der  Vermögenaschoß  in  Bremen  ist  eine  Art 
außerordeuuicher  V.,  die  nur  periodisch  und 
selten  in  den  letzten  50  Jahren  erhoben  wurde 
(1854,  1663,  1866,  1876).  Tatsächlich  ist  sie 
itente  dine  praktische  Bedeutung. 

Durch  die nene Steuerreform  hatanchOlden- 
bnrgdnrcbG.  v.  12./V.  1906  mit  der  Einkommen- 
stener eine  ergänzende  V.  verbnuden. 

6.  Schweiz  und  Vereinigte  Staaten  Ton 
Amerika.  Die  meisten  Schweizer  Kantone 
haben  das  Prinzip  der  V.  angenommen.  Im  ein- 
zelnen walten  hier  sehr  große  Verschiedenheiten 
ob.  Es  lassen  sich  (nach  Schanz)  fünf  Systeme 
auseinanderhalten.  Die  erste  Gruppe  hat  eine 
V.  nnd  eine  allgemeine  Einkommensteuer  und 


trifft  alles  Vermögen  durch  die  V.  und  dann 
alles  Einkommen  durch  die  Einkommenstener 
(Basel-Stadt).  Die  V.  wurde  hier  1866  znr  Er< 
gänzung  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
hinzugefügt.  Die  zweite  Gmppe  hat  gleichfalls 
diese  Kombination  von  V.  tmd  allgemeiner  Ein- 
kommensteuer, nur  mit  der  Einschränkung,  daß 
die  GeldkapitalEinsen  nur  der  V.  nntentegat 
und  daher  das  Prinzip,  die  fundierten  Einkflnfte 
zweimal,  durch  die  V.  und  die  Einkommen- 
steuer zu  treffen,  zugunsten  der  Kapitalzinsen 
durchbrochen  ist  (Baset-Land).  Die  dritte  Gruppe 
besteuert  entweder  dorch  die  V.  o  d  e  r  durch  die 
Einkommenstener.  Beruht  das  Einkommen  auf 
Vermögensquellen,  so  noterli^  es  der  V.,  ist 
es  aber  nicht  fondiert,  der  Einkommensteuer, 
immer  aber  nur  einer  Steuer.  Beigemischten 
Einkommen  wird  derjenige  Teil  des  Einkommens, 
weldier  Toranssichtlioh  auf  das  Vermögen  kommt, 
dadorch  berüdisichtigt,  daß  ein  Abzug  von  4 
bis  b%  von  der  Einkommensteuer  gestattet 
wird  (Hehrzahl  der  Kantone).  Die  vierte 
Gruppe  hat  ein  aos  V.  und  die  ergänzende 
Einkommensteuer  vertretenden  Spezialstenent 
zusammengesetztes  System.  Diese  letzteren 
haben  zunächst  das  unfnndierte  ^^inkommen  zur 
Steueileistung  heranzuziehen  (Genf,  Wallis, 
Freiburg,  Appenzell).  Die  fünfte  Gruppe  be- 
gnügt sich  mit  einer  einfachen  V.,  die  nur 
durch  Personalsteuem  überbaut  ist  (Schwys, 
Glarus,  Nidwaiden). 

In  vielen  Staaten  nnd  Territorien  Nord- 
amerikas bildet  die  V.,  meist  in  Verbindang 
mit  Kopfsteuern,  die  wichtigste  direkte  Steuer. 
Meist  unterliegt  alles  bewegliche  und  unbeweg- 
liche Vermögen  innerhalb  der  Bandesgrenzeo 
'  der  Abgabe.   Steuerfrei  sind  das  Staats-  und 
'  Bundeseigentum ,  Universitäts-,  Gerichts-  und 
I  Kirchengebände,  Gefängnisse,  Armenhäuser,  das 
,  Vermögen  der  wohltätigen  Vereine,  der  Geist- 
lichen bis  1500  $  und  das  auf  Grund  der  Heim- 
I  stättengeäetze  dem  Zwaugsverkaof  entzogene 
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Yennlteeii-  Die  Fe8tsteUiui|:  der  Steneniflieht 
geschient  durch  kommissaruche  EinBchKtzanr 
nach  dem  Verkehrswerte.  Der  Stenersatz  wird 
regelmäSig  in  pro  Mille  der  Vermögenswerte 
ansgescblagen  (daher  anch  Mil  Tax  genannt). 
thb  Stener^esetze  kranken  znmeist  an  großen 
ateaertecbniscben  Unznlänglicbkeiten ,  worans 
sich  der  nnbefriedigende  Zustand  der  V.  erklärt. 
Angesichts  dieser  Hißstftnde  machen  sich  in  den 
Vereinigten  Staaten  mehr  und  mebrBestrebnnf^n 

feilend,  welche  die  Ueberleitung  der  V.  in  Ein- 
ommenstenem  befürworten. 
7.  SlederUnde.  Die  V.  in  den  Xieder- 
landen  (G.  t.  27./IX.  1892)  trifft  alles  beweg- 
liche und  unbewegliche  Vermögen,  das  teus 
direkt  nach  dem  Geldwerte,  teils  nach  der  Eon- 
stmktion  eines  VermSgensanschla^es  ans  dem 
Ertrage  festgestellt  wird.  Mancherlei  Stener- 
be&einngen  nnd  Abzüge  sind  zugelassen.  Die 
Stenerveranlagnng  geschieht  durch  die  Finanz- 
behörden.  Vermögen  bis  13000  fl.  sind  stener- 
frei.  Die  Stenen»ätze  betragen  tob  13000  bis 
14000  II.  2  fl.,  Ton  14—15000  fl.  4  fl.,  Ton 
15000-20000  fl.  1,2&  fl.  fär  jedes  Tolle  Tausend, 
mit  welchem  der  Vermögenswert  10000  fl.  Qber- 
sebreitet.  Von  2OU00O  fl.  an  betrügt  die  Stener 
237,50  fl.,  wozu  noch  ein  Zuschlag  von  2  fl.  für 
jedes  volle  Tausend  erhoben  wird,  mit  dem  der 
Wert  des  Vermögens  den  Betrag  von  200000  fl. 
übersteigt.  Ertrag:  7,140  MiU.  fl. 
literatnr:  Waener,  Fin.,  Bd.  II,  §  244— U9. 

—  ScMffle,  Steuerpolitik,  Tübingen  1880,  S.  355. 

—  Soscher-Gerlaeh,  Sj/H.,  Bd.  IV,  ^  75.  — 
Cohn,  Finantwitaeruchafl,  StnUgart  1889,  ^  35t. 

—  Vocke,  Finamwitaeruehaft ,  Leipzig  1894, 
8.  2H.  —  Schaffte,  Steuern  II,  IMpng  1897.  — 
V.  Hechel,  Die  Fortschntte  der  direkten  Be- 
tteuerung in  den  deutschen  Staaten,  Leipzig  1904. 

—  Bhebergj  FinanMwiuetuekqfi,  8.  Aufl.,  Leip- 
zig 1906,  8.  t7S.  —  Parle«,  Sütoire  det  im- 
pSt»  geniraux  für  ia  proprtiti  et  tea  revenut,  I^srit 
1856.  —  Jaelrow,  Die  VermGgenuteuer  und  ihre 
Einfügung  in  das  preußische  Steuersystem,  Jahrb. 
/.  Ifat.  «.  Slat.,  3.  Folge,  Bd.  IV,  S.  161.  — 
Wagner ,  Rfform  der  Staaisbesteuerung  in 
Preußen,  Seham'  Fin.-Arch.,  Bd.  VIII.  —  von 
PMUppovtchf  Vermögensileuer,  Sot.-pol.  Zen- 
tral., Bd.  I,  A>.  19.  —  Bogart,  Die  Finanz- 
verhäUniue  der  Einaetttaaten  der  Ihrdameri- 
kaniscken  Unimt.  Abhandl.  de»  alaatawiaten- 
»rhafll.  Seminan  w  Haü»  a-jS.,  heroMagtg.  von 
J.  Omrad,  Bd.  IV,  Jena  1897.  —  Scham. 
Steuer-n  der  Schweiz,  Stuttgart  1890,  Bd.  I,  S.  6S. 

—  Gerlti€ht  Die  prevßiache  Steuerreform  in 
Staat  und  Gemeinde,  Jena  1893.  —  Meckel, 
Art.  „l'prmiigfnssteurr",  H.  d.  St.,  S.  Aufl., 
Bd.  VII,  S.  4?S/g.  —  Bomhdk,  Art.  „Ver- 
mügnustewer  (preußische)"  in  Stiegels  W.B.  d. 
D.  V.R.,  III.  Ergänzungsbarui  S.  t7t.  —  Ueberdie 
deutschen  Steuerreformen  vgl.  auch  Scham' 
Fiiianznrchir,  pataim. 

Max  von  HeeleeU 


Terpfl  egnngsstationen. 

Die  V.  (Natural-V.)  sind  ein  Mittel,  wodurch 
man  die  Bettelei  una  Landstreicheret  zu  be- 
.  kämpfen  sacht.  Sie  sind  in  den  letzten  Jahren 
in  verschiedenen  Gegenden  Deutschlands  und 
Oesterreichs  eingerichtet  worden,  als  sich  die  1 


Klagen  Aber  die  groQe  Zunahme  der  Wander- 
foettelei  häuften.  Namentlich  bat  diese  Eracbei- 
nting  die  chronische  Arbeitslosigkeit  znr  Ursache. 

Diese  Stationen  dienen  dun,  mittellcsoi 
Wanderern  Obdach,  Zebmng  nnd,  soweit  tnn- 
lich.  auch  Kleidung  an  reichen.  Sie  werden  in 
solchen  Entfemnngen  angelegt,  dafi  sie  jeder 
Wanderer  leicht  erkennen  und  erreichen  kann. 
Doch  dürfen  sie  nicht  zu  nahe  beisammen  liefen. 
Die  Verpflegung  soll  grundsätzlich  nur  gegen 
eine  Arbeitsleistung  Terabteicht  werden ,  und 
mit  dm  Stationen  sollen  wom^dieh  ArbeittiuKh- 
wemstdlen  verbunden  sein.  Ebenso  unterhalten 
sie  Beziehungen  zn  den  Arheiteikolonieen  (a.  d. 
oben  Bd.  I  8.  128  fg.),  so  dall  von  der  Station 
aus  der  Eintritt  in  die  Arbeiterkolonieea  be- 
wirkt werden  kann,  falls  der  arbeitslose  Wan- 
derer dazu  bereit  ist  Die  Anlage  solcher  V. 
erfolgt  am  besten  durch  KommnnalkSr^r  «Ge- 
meinden, Bezirke),  die  untereinander  in  Ver- 
bindang  stehen. 

Diese  Einrichtungen,  so  großen  Fortachritt 
sie  audi  darstellen  gegenüber  dem  pUnlown, 
unorganisierten  Airoosengeben,  vermögen  aber 
das  IJebel  der  Bettelei  und  Landstreicherei  nicht 
zu  beseitigen.  Eine  volle  Sicherheit  gegen  mi&- 
bränchliche  Ausnutzung  ist  nicht  gegeben,  and 
ebensowenig  läßt  sieh  ihr  Grundsatz  mit  voller 
Konsequenz  durehftlhren.  Immerhin  aber  darf 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß  sie  wenig' 
stens  ein  ScherfTein  zur  Lösung  einer  großn 
Frage  beitragen  können. 

vgl.  Art.  „Arbeiterkolonieen"  oben  Bd,  I 
S.  128 fg. 

Literatnr :  Loening,  Schünberg  III,  s.  lott.  — 
Htuelf    System  der  kommunatm  Satttrairrr- 
pflegung  armer  Beiaender  zur  Bekämpfung  d'c 
Wanderbettelei,   Bl.  f.    d.  Armenvaeu , 
S.  269.  UaaB  von  üeclc^ 


Verrufserkläning  (Boykott) 

s.  Arbeitseinstellungea 
oben  Bd.  I  S.  178  fg. 


Veraandstener 

s.  Wein-  nnd  Weiosteuer. 


Tenchnldnsg  des  UBdUchen  OroBi* 
betities. 

1.  Verschuldung.    S.  Die  Verschuldongi- 

grenze.  3.  Die  Entschuldung. 

1.  Verschnldimg.  Die  umfassendste  and 
technisch  am  höchsten  stehende  Verschul- 
duDgsstatistik,  die  wir  bisher  besitzen,  ist 
die  von  Preußen  im  Jahre  1902  veran- 
staltete Erhebung  über  die  ländliche 
Verschuldung.  Das  grundsätzlich  Neue 
an  dieser  Verschuldungsaufnahme  ist.  abge- 
sehen von  ihrer  Erstreckung  über  den  ganzea 
preußischen  Staat,  folgendes:  1.  Sie  will 
nicht  nur  die  hypothekarischen,  sondern  andi 
die  persCnlicfaeD  Sebalden  ermitteln;  2.  de 
setzt  die  Schulden  in  Beiiehuog  zn  dem 
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Term^D  der  Besitzer.  Es  ist  also  nicht 
wsvfM  die  V.  d.  I.  Ö.  als  die  Yerschuldung 
der  Besitzer  von  landwirtschaftlich  oder  forst- 
virtscbaftlich  genutzten  Grundstücken,  die 
das  Ziel  der  Erhebung  ist  Dafi  dem  Ideale 
einer  praktisch  verwertbaren  Verschulduogs- 
statietik  auf  diese  Weise  näher  als  bisher 
gerOckt  wird,  ei^bt  die  ErwSgung,  daß  erst 
das  Verhältnis  der  Schulden  zum  vennOgen 
fflr  die  wirtschaftliche  Lage  der  Besitzer 
relerant  ist  Die  Ermittelung  der  bloßen 
OrundverschulduDg,  wie  sie  Ziel  der  bis- 
herigen Verschuldungserhebungen  war,  gibt 
nur  Auskunft  Über  die  Tatsache,  welcher 
Prozentsatz  des  Bodenwertes  nicht  mehr  im 
Digeotam  seiner  Bewirtschafter  steht 

Die  preußische  Verschuldungsstatistik  von 
1902  beruht  nicht  auf  dem  Ei^bnis  einer 
speziellen  Befragung  der  Onmdeigentümer ; 
es  sind  vielmehr  für  sie  die  llaterialien  der 
Staatssteuerveranlagung  verwendet  worden, 
und  zwar  die  der  Einkommen-  und  der  Er- 
gänzungs-  (VerniÖ^ns-)  Steuer.  Da  für  die 
Einkommensteuerpäichtigen  mit  einem  Ein- 
kommen von  mehr  als  3000  M.  Deklarations- 
zwan^  besteht,  ist  das  Material  insoweit  gut ; 
die  Einkommen  unter  3000  M.  wie  die  Ver- 
mögen werden  freilich  nur  recht  unvoll- 
kommen erfaßt.  Allerdings  wäre  von  einer 
direkten  Befragtmg  für  diesen  Zweck  ein 
besseres  Besultat  wohl  auch  nicht  zu  er- 
warten. 

Die  EriiebuDg  wurde  auf  alle  I^gen- 
tflmer  von  Grandstflcken  mit  mindestens 
60  M.  GrundMeuerreinertiag  ausgedehnt  Um 
die  eigentlichen  Landwirte  aussoodem  zu 
können,  scheidet  die  Statistik  5  Gruppen, 
nftmlich  Gruppe  A:  Personen  mit  Baupt, 
erwerb  aus  Land-  oder  Forstwirtschaft^ 
Gruppe  B— E:  Personen  mit  Nebenerwerb 
aus  Land-  oder  Forstwirtschaft  und  Haupt- 
erwerb aus  Hausbesitz;  aus  Beamten,  Offi- 
ziers- usw.  Stellungen  oder  freien  Berufen; 
aus  Gewerbebetrieb ;  aus  Handwerk  oder 
Lohnarbeit  Innerhalb  dieser  ö  Gnippen 
stellt  sich  im  ganzen  preußischen  Staate 
die  Verschuldung  folgeDaennaßen : 


S. 

B 
o 


A 
B 

C 

n 

E 


Zahl  der 
Gnmd- 
eigentttmer 


DnrcbBchnitts-    i  S~ 


Gesamt- 
vermfigen 
(brutto) 


Tausend  Mark 


Betrag  !  's  a  |  |, 
der  "S&Sf 
Schulden  S 

■S  w  e  ^ 


638  876 

II  515 
9927 

43867 
35  882 


45 

206 
loS 
»73 
15 


13 

37 
15 
34 
3 


36,4 
14,2 
22,0 


Von  je  100  EigeDtQmem  dieser  5  Gruppen 
waren: 


Terschnldet mit des Gesamt- 
UDver-  '  Terrnggens 

schuldet  '  100 

,  nnw'  26-80  50-75  7S -100  und 
I   ^°   '         I         ''  mehr 


39,5 
36.4 
53,9 
37,1 
46,6 


29,6 
34,0 
20,6 

23,5 
20.8 


23.4  I  "i4 

19.5  13,0 
»4,»  7,2 

«4,3 ;  15,9 


4,3 
5.4 
3,1 

''S 

3.8 


0,9 
1,7 
1,1 

2.3 
1.3 


Von  besonderer  Bedeutung  ist  natürlich 
Gruppe  A,  die  der  Landwirte  im  Haupt- 
beruf. Prüfen  wir  die  Verschuldungs- 
statistik für  diese  Gruppe  näher,  so  eig^bt 
sich,  daß  die  Verschuldung  im  wesentlichen 
mit  der  Grüfie  des  Grundbesitzes  steigt  und 
dafi  sie,  wie  daraus  natu^mftß  folgt,  im 
Osten  der  Monarchie  höher  ist  aU  Im  Westen. 
Es  betrugen  im  Staat: 


in  dea  Gmnd- 

stenerrein- 
ertragsklassen 

TOD  ....  U. 


der  dorchBchnittl.i  die  Schulden 


60-90 
90—160 
150-300 
300—750 
750-1500 
1500-3000 
3000  und  mehr 


Umfang  des 
Grundbesitzes 
ha 


in  %  des 
Geaamt- 
vermOgens 


8 
II 
18 
33 
5> 
9» 
635 


18,5 
30,I 
31,6 
32,8 
26.5 
33,1 
31,4 


Ein  analoges  Besultat  er^bt  sich  bei  der 
Betrachtung  der  mit  mehr  als  äO^la  ihres 
QesamtvermOgens  versdiuldeten  Grundbe- 
sitzer, welche  die  Erbebung  hochverschuldet 
nennt,  und  der  mit  mehr  als  75  "/o,  d.  h. 
übermäßig  und  vollständig  Verschuldeten. 
Aufs  Hundert  nämlich  der  Angehörigen  einer 
jeden  Grundsteuerreinotragsklasse  berechnet 
betrug  der  Anteil 


in  der  Grond- 
stenerrein- 

ertragsklasse 
von  —  H. 

der  hoch 
Verschuldeten 

*/o 

der  Qbermftßig 
Verschuldeten 

% 

60-90 

15,' 

90-150 

15,6 

4,6 

150-300 

16,4 

4,4 

300-750 

17,6 

4.6 

750—1500 

32,6 

H 

1500-3000 

34,1 

12,6 

3000  nnd  mehr 

4i,a 

15.6 

Zusammen 

17,6 

5,2 

Sehen  wir  uns  nun  die  einzelnen  Pro- 
vinzen an,  so  zeigt  sich  folgendes  Bild: 
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Provinz 


Vom  Hundert  der 

Schuldes 
mgen  % 

irtnögens 

Eigentümer 

waren 

«2 

Terscbuldet 
mit  . . .  % 
des  Gesamt- 

(=!■*•« 

V 

M 

rermögens 

bis  öO  IttberW 

46,8 

5.5 

59,5 

35,0 

52,8 

50,2 

44,7 

15,8 

35,8 

46,4 

17,9 

28.3 

9,6 

74,7 

15,6 

40,4 

8,3 

62,6 

39,1 

43,1 

6.0 

68,5 

«5,5 

34,6 

9,1 

59,5 

31,5 

30,2 

30,0 

62,1 

7,8 

30,9 

16,9 
36,7 

56,3 

36,8 

16,7 

55,0 

8,3 

13,6 

40,9 

6.8 

50,0 

46,7 

3,3 

79,1 

l'^ 

24,8 

20,5 

61,1 

18,4 

Ostprenßen 
WestorenÜen 
Stadtkreis  Berlin 
Srandenbnrg 
Pommern 
Posen 
Schlesien 
Sachsen 

Schleswig-Holstein 
Hannover 
Westfalen 
Hessen-Nassan 
Hheinland 
Hohenzollem 

Bei  GegenflberstelluDg  des  Ostens  und 
"Westens  der  Monarchie  stellt  sich  heraus, 
daß  die  DurchschDittsverschtüdung  in  den 
Östlichen  Provinzen  (Ost-  und  Westpreußen, 
Brandenburg  einschließl.  Stadtkreis  Berlin, 
Pommern,  Posen  und  Schlesien)  mit  37,9  % 
des  gesamten  Bruttovermögeos  um  mehr  als 
die  Hälfte  größer  ist  als  in  den  Westpro- 
vinzen,  wo  sie  nur  17,3  %  beträgt 

Diese  Zahlen  sind  freilich  nur  annähernd 
richtig,  und  sie  sind  infolge  der  Besonder- 
heiten des  der  Erhebung  zugrunde  gele^n 
Jlaterials  für  die  kleinbäuerlichen  Bezirke 
des  Westens  geradezu  falsch.  Wenn  nach 
dieser  Statistik  die  am  geringsten  verschul- 
deten Kreise  der  ganzen  Monarchie  der  Kreis 
Simmem  im  Hansrück  mit  0,5  <*/o  und  der 
Eiielkreis  Adenau  mit  0,6  °/o  des  Vermt^ns 
(gegen  einen  Staatsdarchschnitt  Ton  26,1  *Vo) 
sein  sollen,  so  erhellt  ohne  weiteres,  daß 
diese  Statistik  irreführend  sein  müsse  oder 
Ober  die  wirtschaftliche  Lage  der  von  ihr 
erbßten  Landwirte  Bündiges  nicht  aussagen 
könne.  Beides  ist  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  der  Fall.  Die  Beschränkung  auf  Be- 
sitzer von  Grundeig^tum  mit  mindestens 
60  M.  Grundsteuerreinertrag  schließt  in  den 
kleinbäuerlichen  Distrikten  einen  sehr  be- 
trächtlichen Teil  der  Landwirte  von  vorn- 
herein aus.  So  gibt  es  z.  B.  im  Kreise 
Adenau  im  ganzen  4142  Landwirte,  während 
nur  542  von  der  Verschuldungsstatistik  er- 
faßt werden.  Dadurch,  daß  die  Statistik 
nur  einen  recht  kleinen  und  zwar  den  relativ 
wohlhabendsten  Teil  der  Landwirte  berück- 
sichtigt, gibt  sie  von  den  tatsächlichen  Zu- 
stäuden  dieses  Kreises,  des  Älittelpunktes 
des  alten  Eifelnotstandsgebietes,  eine  irre- 
führende Anschauung.  Darüber  hinaus  gelingt 
es  auch  gerade  wieder  in  diesen  kleinbäuer- 
lichen Gebieten  der  Verschuldungsstatistik 
vielfach  nicht,  die  wirklichen  Schulden  zu 


fassen,  weil  die  Bauern  auf  Verlangen  der 
Gläubiger  sie  Terschwfflgen  berw.  gegen  eine 
zu  hohe  EioschätzoBg  ans  dieeeni  Grunde 
nicht  reklamieren.  Inis  war  bekannt;  1110 
in  welchem  ümfange  dies  geschieht,  hat  maa 
kaum  geahnt  Sehr  soi]gfältige  NachprÜhuH 
gen  in  rfarinisehen  Krdsen  haben  z.  B.  er* 
geben,  daß  in  ein«n  Qebizgakreiae  die  V*t^ 
Bchuldung  fast  xehnmal  so  noch  war  als  die 
Verschuldungsstatistik  angibt.  Immerhin 
wird  es  richtig  sein,  daß  die  Vereciialdnne; 
im  Gebiet  des  OroBgrandbeätzes  gx^iSa  ist 
als  beim  kleinen  Grundbesitze.  Eb  ht  aher 
voreilig,  daraus  den  Schluß  zu  zie^ien,  daü 
der  Großgrundbesitz  sich  deshalb  in  schlei.b- 
terer  Lage  befinde.  Gei-ade  das  Umgekehrte 
kann  der  Fall  sein ;  der  Cbo^rundbeatz  ist 
etwa  stärker  verschuldet,  weil  er  kr^li'.- 
fähiger  ist,  der  kleinbäuerliche  Besitz  <le-- 
halb  weniger  mit  Schulden  belastet  '«■eil 
ihm  nicht  geliehen  wurde.  In  welchem 
Cmfan^  vor  allem  der  billige  Landschaft^ 
kredit  im  Osten  benutzt 'worden  ist,  am  zq 
meliorieren,  um  höherverzinsliche  Induiitri^ 
papiere  zu  kaufen,  um  also  die  Sitnatioii  de^ 
Besitzers  zu  verbessern,  ist  bekannt  Eiae 
Verschuldungsstatistik,  die  nicht  div  Ver- 
schulduDgsursachen  ai^deckt  und  das  kaoa 
keine,  ist  deshalb  im  Grunde  doch  für  'hc 
Erkenntnis  der  Ijage  der  Landwirte  von  va- 
hältnismäfiig  geringer  Bedeutung.  Insl*- 
sondere  wird  sie  als  Unterlage  für  eine 
etwaige  Ent&chulduDgsaktion  schon  desfaaT.' 
nicht  allzuviel  besagen,  weil  diese  in  j^U^ 
einzelnen  Falle  nicht  nur  die  Versobuldun-r- 
Ursachen,  sondern  auch  die  IndiridoalitSi 
des  Landwirts  in  Rechnung  ziehen  lO'ik 
dem  sie  hellen  will.  Die  Durchschaittezahl, 
wie  sie  die  Statistik  allein  zur  VerfflsuK 
stellen  kann,  versagt  hier.  Die  Bedeuinsj: 
^ner  Verschuldungsstatistik  für  simm^ 
Zwecke,  insbesondere  für  die  Tn»  aa-'tt 
der  Verteilung  des  nationaleD  Kapital,  blei*^ 
von  diesen  Fragen  unberührt. 

Verschnldnngsstatistiken  in  «äderen  dfst- 
Bchen  Bondeastaaten  liegen  weiter  zorQck  'Bad-* 
im.  Württemberg  ISdl,  Braiuuchwu«  ItVl 
usw.),  Bind  anch  grOßtentdls  techniaeh  durri  dit 
preatäscbe  Erhebung  ikberholt 

2.  Die  yerschnldnngsffrenze.  Im 

Kampfe  gegen  die  V.  d.  1.  0.  wenlen  ä'nf 
wichtigsten  Maßnahmen  diejenigen  sän.  'hr 
den  Ursachen  der  Verschuldung  oachA'-^^ 
also  die  ßefonn  des  Erbrechts,  die  Hc^viuc 
der  Rentabilität  der  Landwirtschaft  y^-in^ 
solchen  Maßnahmen  allgemeiner  aerst-  tiixi 
wirtschaftspolitischer  Natur  sintl  in  iüne«'/- 
Zeit  Versuche  hervorgetreten,  dem  Prot-Nn 
direkter  nahe  zu  kommen,  imd  twar 
beugend  wie  lindernd.  Vorbengondca"  XaUir 
ist  vor  allem  die  Verschnldung^reni«.  D»ireß 
das  preußische  Gesetz  betr.  die 
lasBung  einer  Verachul dun jTsgr«» 2*9 
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ifir  laad-  oder  forst wirtschaftlich 
genutzte  Grundstücke  t.  20.  August 
1906  ißt  jedem  Grundeigentümer  die  Mög- 
lichkeit g^beu,  freiwillig  eine  Verschul- 
dnngsgrenze  ^ntra^  zu  lassen.  I^e  Vei^ 
Bchmdui^Bgrenze  ist  nicht  für  den  ganzen 
Staat  die  gleiche,  sie  ist  vielmehr  jeweilig 
identisch  mit  da-  BdfflhuDgsgrenze,  welche 
das  {yffiMitU(^  Kreditinstitut  der  Fravinz 
Äm  (^ten  also  die  Landschaft)  in  ihrer  Yer^ 
fBEsung  zulafit  Die  ESntrwmg  der  Ter- 
schnldungsgrenze  hat  die  Folge,  dafi  das 
Grundstück  Ober  me  hinaus  in  Zukunft  mit 
grundbuchm&Bigen  Schulden  ii:geud  welcher 
Art  nicht  mehr  belastet  werden  darf.  Die 
Aufhebung  der  Verschuldnngsgrenze  kann 
nur  auf  Antrag  des  Bigentümers  mit  Ge- 
nehmigung des  für  jede  Provinz  einzu- 
setzenden kgl.  Kommissars  erfolgen;  dieser 
hat  auch  das  Recht,  aus  besonderen  Gründen, 
namentlich  für  die  Eintragimg  von  Erbab- 
findungen der  Pflichtteilsberechtigten,  eine 
üeberechreitung  bis  zu  einem  viertel  des 
sonst  zulässigen  HOchstbetrages  zu  gestatten. 
Die  Grundtendenz  des  Gesetzes  geht  dahin 
dem  Besitzer  die  Grund  Verschuldung  zu  er- 
schweren und  ihn  damit  zu  einer  stfirkeren 
Aktivität  und  im  Endziel  zu  größerer 
Leistungsfähigkeit  zu  erziehen.  Es  ist  ein 
Gesetz  mit  j^agogischen  Tendenzen.  Zu- 
gleich soll  durch  Freihaltung  eines  Teils 
des  Grundwertes  dem  für  vorübergehende 
Zwecke  aufzunehmenden  Personalkredit  eine 
sichere  Fundierung  gegeben  werden.  Das 
Gesetz  bedarf  zu  seinem  Inkrafttreten  einer 
königl.  Verordnung  für  jede  einzelne  Provinz, 
die  bisher  noch  in  keinem  Falle  ergangen 
ist  Der  Grund  dieser  Zxirückhaltung  liegt 
wohl  darin,  dafi  die  Versohuldungsgrenze 
nur  ein  Hilfsmittel  einer  positiven  £nt- 
Bcholdungsaktion  sein  kann,  die  zuerst  ein- 
zusehen hfitte. 

8.  Die  Entsctanldiing.  Nach  einer  langen 
Rdhe  von  Vorschlftgen,  über  welche  die 
unten  angeführten  Werke  von  Hattingbei^ 
und  Dade  Auskunft  geben,  sind  die  ersten 
praktischen  Entschuldungsveisuche  nunmehr 
m  Preufien  eingeleitet  worden  und  zwar 
für  den  großen  wie  den  kleinen  Besitz.  Den 
Großgrundbesitz  betrifft  das  Projekt  des 
Direktors  der  OstpreuBischen  Land- 
schaft, Dr.  Kapp,  das  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  von  dem  Generallandtage 
am  19.  Februar  1007  angenommen  worden 
ist-  Nach  diesem  Projekte  erklärt  sich  die 
Landschaft  bereit,  über  das  bisher  von  ihr 
beliehene  2.  Drittel  des  Taxwertes  auch 
noch  das  5.  Sechstel  zu  beleihen,  um 
dem  Schuldner  zu  ermöglichen,  teure  künd- 
bare Privathypotheken  mit  Hilfe  des  billigen 
amortisablen  Landschaftskredits  abzustoßen. 
Bedingungen  für  diese  erweiterte  Kredi- 
tierung sind  Eintragung  der  Yer- 


schuldungsgrenze  und  Uebernahme 
einer  Schuldentilgungspflicht  Der 
Landtag  hat  allerdings  beschlossen,  dafi  das 
G.  V,  20./VIU.  1906  zuvor  eine  Aenderung 
in  dem  Sinne  erfahren  müsse,  daß  dem 
Schuldner  ein  Recht  auf  Aufhebung  oder 
Ausdehnung  der  Yfflschuldungsgrenze  zu- 
stehen solle,  weTm  deren  Einhaltung  die  Eh> 
haltung  des  Gutes  in  der  Btoilie  dra  Eigen- 
tümers verhindere  oder  sonst  Ha  ihn  und 
seine  Familie  schwere  wirtschaftliche  Nach- 
teile nach  sidi  äehe.  Die  Sdiuldoitilgung 
vollzieht  üch  in  der  Wose,  dafi  das  über 
2  Drittel  des  Taxwertes  hinausgehende  Dar- 
lehen  mit  2  das  r^lrechte  Pfandbrief- 
darlehen mit  Vs  %  zum  Tilgungsfonds  bei- 
tragen muß.  Dieser  Fonds  wird  in  erster 
Linie  zur  Abstofiung  der  teueren  kündbaren 
Nachhypotheken  hinter  den  Pfandbriefdar- 
leheu  verwendet;  sind  die  Nachhypotheken 
sämtlich  abgezahlt,  so  wird  das  Pfandbrief- 
darlehen selbst  bis  zur  Hälfte  des  Taxwertes 
^tilgt  Erst  von  diesem  Zeitpimkt  an,  wenn 
jede  Gefahr  für  den  Besitzer  seilet  beseitigt 
erscheint,  hört  die  Tilgungsverpflichtung  auf, 
während  die  Yerschuldungsgrenze  natürlich 
b^tehen  bleibt  Die  Landschaft  gibt,  um 
den  Landwirten  die  Möglichkeit  zur  Mehr- 
aufbringung dieser  Lasten  zu  verschaffen, 
ev.  auch  noch  gegen  Eintragung  einer  bloßen 
Sicherungshypotfiek  Meliorationskredit,  durch 
welchen  die  Ertragsfähigkeit  des  Gutes  ge- 
steigert werden  soll.  Von  den  Bedingungen 
der  Eintragung  der  Yerschuldungsgrenze  und 
der  Tilgungspflicht  können  sich  die  Schuld- 
ner durch  Abschluß  eines  Lebensversiche- 
rungsvertrages zugunsten  der  Landschaft 
liberieren.  —  Um  bei  der  Aktion  den  Cha- 
n^ter  des  Yersuchs  zu  betonen,  sind  die  für 
diesen  Zweck  aufzuwenden  Mittel  zunächst 
limitiert  und  zwar  mit  10  Millionen  M. 
für  die  nächste  3  jährige  Etatsperiode.  — 
Man  wird  dem  Ko|[ekt  innere  Konsequenz 
und  Großzügigkeit  nicht  absprechen  kßnnpn. 
Es  will  nur  Mtelidies  und  Vernünftiges, 
das  aber  ohne  Klemliohkeit  und  Aengst- 
Uchkeit 

Ein  wirkliche  Anfang  zur  Entschuldung 
bäuerlichen  Grundbesitzes  ist  bereits  in  der 
Provinz  Posen  gemacht  worden,  und  zwar 
auf  die  Initiative  der  Ansiedelungskommission 
hin.  Diese  hat  zusammen  mit  den  beiden 
genossenschaftlichen  Zentralkassen  und  der 
Landbank  eine  Deutsche  Mittetstands- 
kasse  in  Posen  als  Gesellschaft  m.  b.  H. 
ins  Leben  gerufen,  welche  die  doppelte  Auf- 
gabe hat,  die  Hypothekenverhältnisse  dei 
Bauern  zu  bessern  und  deren  Grundstücke 
in  deutscher  Hand  zu  erhalten.  Die  Besserung 
der  Hypothekenverhältnisee  erfolgt  in  der 
Art,  daß  die  Mittelstandakasse  unter  Ab- 
lösung anderer  Schulden  zunächst  innerhalb 
der  landsdiaftUchen  Taxe  ein  Darlehen  der 
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Landschaft  und  dahinter  ein  unkündbares 
Darlehen  der  Ansiedelnngskommission  zu 
3Vs  o/o  Zinsen  und  Vt  *Vq  Amortisation  ver- 
mittelt Dies  letztere  Darlehen  wird  auf 
Grund  einer  Taxe  der  Srtlidien  Spar-  und 
Darlehnskasse  gegeben,  die  der  AosiedelungB- 
kommissiou  dirfür  bürgen  muß.  Der  Mittel- 
standsfcasse  sind  nach  zweijähriger  Tätigkeit 
bis  Mai  1906  bereits  308  Regulieruogsanträge 
aus  150  Gemeinden  zugegangen;  die  Be- 
sitzungen der  Antragsteller  umfassen  ein 
Gesamtareal  von  6000  ha.  Wie  groß  der 
Vorteil  der  Beguliening  ist,  ereibt  eine  über 
157  Antragsteller  aufgemachte  Statistik,  wo- 
nach diese  jetzt  im  Durchschnitt  nicht  weniger 
als  den  vierten  Teil  des  jährlichen  Zinsauf- 
wandes  sparen  und  dabei  zugl»ch  amorti- 
sieren. 

Von  Praktikern  des  Genossenschafts- 
wesens, so  von  Havensteitt  und  Fafi- 
b ender,  sind  mehrfach  Vorschläge  gemacht 
worden,  die  genossenschaftlichen 
Spar-  und  Darlehnskassenvereine 
direkt  in  den  Dienst  der  Entechuldung  zu 
stellen.  Es  ist  dabei  gedacht,  daß  sie  ent- 
weder, wie  in  Posen,  Garanten  für  die  von 
einem  größeren  Ereditiostitut  zu  gebenden 
Naehhypotheken  sein  sollen  oder  daß  sie 
selbst  diese  Nacdihypotheken  geben  und  dann, 
um  ihre  eigenen  Mittel  liquid  zu  erhalten, 
die Hypothekenin strumente  bei  der  Preußi- 
schen Central  -  Genossenschafts- 
Kasse  weiter  sich  beleihen  lassen.  In 
beiden  f^en  soll  natürlich  stark  getilgt 
werden.  In  der  Sitzung  des  Afageordneten- 
hansee  vom  2./III.  1907  hat  der  Finanz- 
minister seine  prinzipielle  Boeitwüligkeit 
erklärt,  die  Preußische  Central-Genossen- 
schafts-Kasse  in  den  Dienst  der  genossen- 
sdiafüichen  Entschuldungsaktion  zu  stellen. 

So  r^  es  sich  jetzt  auf  allen  Seiten. 
f^:agen  wir  nach  dem  Gemeinsamen  aller 
dieser  Versuche,  so  wird  als  solches  die 
üiQwandluog  kündbarer  teurer 
Privathypotheken  in  unkündbare 
Änstaltßhypotheken  mit  Tilgungs- 
zwang zu  bezeichnen  sein.  Die  Eot- 
schuldungsaktion,  soweit  sie  bisher  praktisch 
geworden  ist,  erweist  sich  damit  als  stärkere 
Accentuierung  der  nattu^mäßen  allgemeinen 
Entwickelung  des  landwirtschaftlichen  Beal- 
kreditwesens  in  den  letzten  Jahrzehnten,  und 
diese  realpolitische  "Wendung  verspricht  ihr 
einen  dauernden  Erfolg. 

Uteratnr:  Die  ländliche  Veraekuldung 
in  Preußen.  Im  amüitken  Avßrage  bearbeitet 
von  F.  KÜhnert  (Prevßitehe  Utatistik  191). 
Büher  erschienen:  I.  Teil.  Verschuldung  und 
sonstige  winsehajüiche  VerhiUtnisse  der  Migen- 
Himer  von  Grundstücken  mit  mindesttnt  60  M. 
Grundsleuerreinertrag  nach  Grundstetterrein' 
ertrugskUissen  sovete  nach  ÜinkommeTugruppen 
i.  J.  19f>g,  t  Bde.,  Berlin  190S.  —  II.  Teil. 
Virtehuldung  und  sonatige  wirttehaftUcht  Fer- 


hältniste  der  Orundeigentämer  wtil  wtmd'Metu 
60  M.  Grundsteuerrtintrtrag  und  mit  Hn^f^ 
eneerb  a%ts  Land'  oder  ForsttrirtMckqfi  moA 
Grundsteucrreinerlragtktassen  sotnie  na^k  Ver- 
schuidungsgruppen  i.  J.  190t,  Berlin  1906.  — ■ 
Joaef  RMer  v.  HaOtngberff ,  Referat  betr. 
die  Frage  der  Hifpolhelcarentsehuldung,  erstattet 
der  tandw.  Abteüung  des  Industrie-  und  Inmd- 
wwlsehqfUralu ,  S  Bdt.,  Witn  I90i.  —  Xtodc. 
Zw  Frage  der  BodamUehuUhmf ,  Guiaekkn, 
entattet  dm  i7.  deuttehen  Juristentage,  1904.  — 
A.  Cohen,  Die  VerwehuiduTig  de*  bäueri.  Grmn^ 
besitses  in  Bayern  von  der  Enlstehmg  der 
Hypothek  bis  tum  Beginjt  der  Aufüärungfpmudit 
(159S—174S).  Hit  einer  Einleitung  über  dii 
Entwiekelung  der  Freiheit  der  Verfögung  Ober 
Grund  und  Boden  unter  Lebenden  im  Mittel- 
alter,  Leipsig  1906.  —  Verhandlungen  d*s 
Kgl.  Landes  •  Oekonontie  •  Kollegiums, 
1906.  —  aartmunn,  Die  deutsche  MiUeistand»' 
koste  «tt  Potent  Poeen  1906.  —  Vorlage  ü 
und  Verhandlungen  des  ordenttiehtn 
47,  General-Landtage*  der  Oetprtußi- 
sehen  Landschaft,  KBnigsterg  1907. 

w,  WißffodHtuia. 


Veraiefaenuigsamt 

s.  Reichsversicherungeamt 
oben  S.  709  fg. 


VersichemngsweseB. 

1.  Begriff  nnd  Wesen,  2.  Entwickelon;. 
3.  Versicherangsarten.  4.  Wirtschaftliche 
dentong  der  Versichemog.  6.  Organisation  d«r 
Veruchemng.  6.  Oesdi&ft^og  eines  Ver- 
stchemogsbetriebes.  7.  VerrichemagTertraga- 
recht  8.  VerächeningspoUtik.  9.  Tertichenuig*- 
Statistik. 

1.  Begrif  luid  Wesen.    Wenn  man 

auch  im  allgemeinen  Zweck  und  Wesen  der 
Versicherung  genau  kennt,  so  herrscht  docii 
über  den  Begriff  der  Versichernng 
durchaus  keine  Uebereinstimmung ,  weder 
unter  den  Theoretikem    noch  unter  den 
Praktikern.   Diese  auffallende  Erscheinung 
mag  daher  rühren,  daß  die  Versicherung 
sich  auf  den  Grenzgebieten  von  Re<^t,  Wirt- 
schaft und  Mathematik  bewegt  und  Jurist, 
Mathematiker  und  NationalSkonom  von  gans 
verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  die  Er- 
scheinungen und  Probleme  der  Vendchemng 
betrachten.   Dazu  kommt  femer,  daß  hiuäg 
die  beiden  großen  Gruppen  der  Versiehe- 
ruog,  Privatversichernng  undSoiiil- 
versicherung,  gesondert  betraditet  und 
Kundert  definiert  werden,  daß  man  oft  die 
Eigenart  dieser  wie  jener  Gruppe  in 
betont,  das  GemeiDsame  aber  dabei  über- 
sieht. Erst  in  aUenüngst^  Zeit  scheint  der 
in  Anlehnung  an  den  Italiener  Gobbt  voa 
dem  Verhräer    dieses  Anfsattee  unter- 
nommene Versuch,   einen  Versicherungs- 
begriff aufzustellen,  unter  den  alle  Ver- 
sicnerungsarten  fallen,  und  der  mit  d» 
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gewöhnlichen  Sprachgebrauch  fibereinstimmt, 
allgeineine  Anerkenoiiiig  zu  finden.  Diese 
BegrifFsbestimmtmg  lautet:  Unter  Ver- 
sicherung versteht  man  wirt- 
schaftliche Veranstaltungen  auf 
Gegenseitigkeit  zwecks  Deckung 
z  ufälligen,  schätzbaren  Vermögens- 
bedarfs. 

Insbesondere  verlangt  das  Begriffsmerk- 
mal der  Gegenseitigkeit  eine  nähere 
Erörterung.  Das  Wort  Gegenseitigkeit  deutet 
an,  daß  eine  Vielheit  von  Wirtsdhaften  mit- 
einander in  V^indung  stehen  müssen,  be- 
wußt oder  unbewußt,  aber  mit  dem  £r- 
gebniB,  daß  die  Leistungen  der  einen  den 
anderen  zugute  kommen.  Nicht  aus  Gründen 
des  Mitleids»  der  Wohltätigkeit,  der  Humani- 
tät  pflegt  im  allgemeinen  eine  gegenseitige 
Hilfe  geleistet  zu  werden,  sondern  aus 
OrOnden  der  Erfahrung,  der  Vemanft  Denn 
das  einzelne  Wirtscbaftssubjekt  ist  nicht  im- 
stande, für  jeden  künftigen  VermOgens- 
bedarf  in  ausreichender  Weise  zu  sorgen, 
während  zahlreiche  Wirtschaftssubjekte  mit 
der  MOglidikeit  desselben  Bedarfs  in  der 
Zukunft  zu  rechnen  haben,  ohne  daß  dieser 
aber  nun  in  allen  Fällen  eintritt.  Die 
äußere  Form,  in  der  der  Gedanke  der  Gegen- 
seitigkeit verwirklicht  wird,  ist  in  dem  hier 
in  Betracht  kommenden  Sinn  wirtschaftlich 
ohne  Bedeutung.  Im  allgemeinen  gelangt 
die  Gegenseitigkeit  zum  Ausdruck  in  der 
Rechtsform  eines  Gegenseitigkeitsvereins, 
einer  Organisation,  bei  der  Versicherer  und 
Versicherte  identisch  sind,  oder  in  der  einer 
Aktiengesellschaft,  bei  der  ein  fremder  Unter- 
nehmer die  Organisation  ins  Leben  nift. 
Allein,  wie  noch  unten  sub  5  ausführlich 
daigelegt  werden  wird,  handelt  es  sich  ohne 
Rücksicht  auf  die  Rechtsform  im  Ergebnis 
stets  um  gegenseitiges  Eintreten  der  Ver- 
sicherten für  einander. 

Auch  was  unter  zufälligem,  schätz- 
barem Vermögensbedarf  zu  verstehen 
ist,  bedarf  vielleicht  noch  einiger  Worte  der 
Aufklärung.  Die  Eigenschaft  der  Zufällig- 
keit will  sagen:  die  wirkUche  Herbeiführung 
des  Bedarfsfalles  durch  denjenigen,  dem  der 
Ersatz  geleistet  werden  soU,  muß  möglichst 
ausgeschlossen  sein.  Ob  der  Bedarfsfall 
aber  überhaupt  eintritt,  kann  ganz  unbe* 
stimmt  sein.  Auch  wenn  es  nur  unsicher 
ist,  wann  der  Bedarf  eintritt  o6er  in  welcher 
Höhe  oder  wie  lange  er  wShrt,  ist  dem  Er- 
fordernis der  Zufi&Iligkeit  schon  Genüge  getan. 
Weiteriiin  kommt  das  Moment  des  Zufalls 
hinsiditlich  der  Gegenleistungen  der  Ver- 
sicherten in  Betracht,  wenigstens  für  viele 
Fälle  der  Lebensversicherung,  da  es  ja  un- 
gewiß ist^  wie  lange  der  Versicherte  leben 
und  mithin,  wie  lange  er  Prämien  bezahlen 
wir«!. 

In  einem  großen  Gegensatz  zur  Zufällig- 


keit steht  das  Erfordernis  der  Schätzbarkeit 
des  Verm^nsbedarfs.  Jede  Versicherung 
muß  beruhen  auf  den  R^eln,  welche  die 
Gesetzmäßigkeiten  zufälliger  Ereignisse  dik- 
tieren, muß  aufgebaut  sein  auf  den  Er- 
fahrungen der  Statistik,  muß  sich  wom^li<^ 
unter  die  Regeln  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung bringen  lassen.  Diese  Schätzbar^ 
keit  muß  sich  aber  nicht  allein  auf  die  Z^ 
der  Fälle  erstrecken,  sondern  auch  auf  die 
Höhe  der  benötigten  Deckung. 

Die  Deckung  wird  regelmäßig  erreicht 
durch  die  vorherige  Ansammlung  von  Kapi* 
talien.  Man  kann  auch  die  primitive  Art 
nachträglicher  Umla^  anwenden ;  dann  liegt 
aber  nur  eine  Ereditierang  der  Beiträge  vor. 

Aus  den  Begriffen  der  G^enseitigkeit, 
Zufälligkeit,  Schätzbarkeit  und  Bedarfs- 
deckung folgt  der  Grundsatz  des  Erforder- 
nisses aer  Verhältnismäßigkeit  zwi- 
schen Leistung  und  Gegenleistung  unter  den 
bei  der  Versicherung  Beteiligten  in  ihrer 
Gesamtheit.  Damit  ist  jedoch  nicht  gesagt» 
daß  diese  VerhältnismäBigkeit  im  Einzelfall 
etwa  wirklich  eintritt.  Es  ist  im  Einzelfall 
vielmehr  gerade  die  Ungleichheit  zwischen 
Leistung  und  Gegenleistung  ein  charakteris- 
tisches Merkmal  der  Versicherung.  Gerade 
auf  dem  Unterschied  zwischen  der  erwartungs- 
mäßigen  und  der  tatsächlichen  Leistung  und 
Gegenleistung  im  Einzelfall  —  diese  Diffe- 
renz wird  Risiko  genannt  —  beruht  die  ge- 
samte Idee  der  Versicherun  gsorganisation. 

Eine  möglichst  große  Anzahl  von  Wirt- 
schaften wird  also  zu  einer  Gemeinschaft 
vereinigt,  deren  Mitglieder  demselben  Bedarf 
ausgesetzt  sind  und  unter  denen  eine  Aus- 
gleichung derart  stattfindet,  daß  aus  den 
Beiträgen  aller  die  etwaigen  Bedarfsfälle  der 
wenigen  gedeckt  werden,  bei  welchen  der 
Bedarf  eintritt.  So  ei^bt  sich  Sicherung 
aller  durch  die  Mithilfe  aller,  die  denkbar 
bar  größte  Entsdiädigung  bei  der  denkbar 
kleinsten  Beitragsieistimg. 

Eine  jahrhundertelange  Erfaiirung  hat 
gezeigt,  daß  Versicherungsorganisationen  nur 
denklmr  sind,  wenn  bestimmte  Voraus- 
setzun  generfüllt  und  bestimmteGrenzen 
gewahrt  werden.  Dabei  hat  es  sich  ge- 
zeigt, daß  Versichemngszweige  mit  Erfolg 
durchgeführt  werden  konnten,  bei  denen  das 
eine  oder  andere  in  unserer  BegtilGfebestim- 
mung  betonte  Erfordernis  nicht  erfüllt  wird. 
Diese  Ersdieinung  darf  ab»  nicht  dazu 
führen,  daß  man  nun  etwa  die  Versicherung 
als  Allheilmittel  für  alle  nur  denkbaren  Be- 
darfsfälle auszunützen  unternimmt. 

Eine  der  Hauptvoraussetzungen  ist  das 
vereinzelte  Auftreten  des  Bedarfs. 
Denn  wenn  dieser  bei  allen  Teilnehmern 
zur  gleichen  Zeit  und  in  der  gleichen  Höhe 
einträte,  so  hätte  keiner  einen  Vorteil  von 
der  ganzen  Veranstaltung.   Jeder  hätte  als- 
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dann  im  Ergebnis  Beinen  Schaden  selbst  zu 
tragen  und  die  ganze  Einrichtung  vftre 
zwe^oB.  Aber  auf  der  anderen  Seite  dari 
sich  der  Bedarf  auch  nidtt  zu  selten  ein- 
stellen. Sonst  schwindet  da:  psydudogiBche 
Drang  zur  Teilnahme,  an  der  Versicteruni;. 
Bas  vweinzelte  Auftreten  ist  zeitlü^  wie 
örtlich  zu  verlangen.  Aber  die  H{!h;;lichkeit 
des  Eintritts  muß  dauernd  vorhanden  sein. 

Trotz  d.es  vereinzelten  Auftretens  sieht 
man  als  eine  fernere  selbstverst&ndliche 
Yoransaetzung  eine  gewisse  Begel- 
mftßigkeit  des  EintrefTens  der  Bedarfe- 
fSWe  an,  die  H&ufigkeit  ihres  Yorkommeos 
in  Dioixt  zu  veit  voneinanda:  li^;endea  Zeit- 
[fiumen. 

Im  Gegensatz  zu  der  eben  erwähnten 
zeitlichen  Bedingung  steht  eine  Ortliche. 
Die  Schäden,  gegen  deren  Fölsen  man 
Deckung  sucht,  dürfen  nicht  »ämtlich  oder 
in  ihrer  Mehrzahl  auf  einem  zu  engen  (Gebiet 
sich  ereignen.  Es  muS  vielmehr  eine 
mSglichst  starke  Yerteilung  auf 
ein  möglichst  großes  Gebiet  statt- 
finden. 

Wesentlichste  subjektive  Yoraussetzung 
fOrdie  VersicherungsmOglichkeit  einer  Person 
ist  deren  Zahlungsfähigkeit. 

Allgemein  wird  von  dem  Erfordernis 
der  Gefahr  und  bei  ihrem  Eintritt  von 
Schaden  gesprochen.  Dabei  werden  diese 
"Worte  aber  in  einem  besonderen,  nämlich 
im  Sinne  der  Yersicherung  gebraucht.  Hier 
versteht  man  alJ^meiu  imter  Gefahr  die 
Möglichkeit  des  irgendwie  zufälligen  Ein- 
tritts desjenigen  Ereignisses,  dessen  wirt- 
schaftlich nachteilige  Folgen  die  Auszahlung 
der  Deckungssunime  nötig  machen.  Unter 
Schaden  versteht  die  Versicherungspraxis 
das  Ereignis  selbst.  Im  einzelnen  muß  es 
sich  gar  nicht  um  das  handeln,  was  man  im 
gewöhnlichen  Leben  als  Gefahr,  als  Schaden 
bezeichnet.  Das  Ereignis  braucht  durchaus 
kein  ünglOcksfall  zu  sein.  Es  kann  au  sich 
nach  aUgemeiner  Auffassung  sogar  als  ein 
Glück  betrachtet  werden,  wie  z.  B.  die 
Lebensdauer  über  das  erwartete  Alter  hin- 
aus, die  Verheiratung  einer  Tochter,  die 
Geburt  eines  Kindes,  die  Einziehung  zum 
Militärdienst  Aber  selbst  alle  diese  Er- 
eignisse machen  einen  Yermögensaufwand 
nötig  oder  hemmen  den  Erwerb,  sind  ^so 
insofern  doch,  wenn  auch  nur  mittelbar  und 
nur  nach  einer  Seite  bin,  wirtschaftlich  nach- 
teilig. 

2.  Entwlckelnng.  Die  Vorgeschichte 
ia  VeraicheruBS:  l&ltt  sieb  in  zwei  Epochen 
zerlegen,  das  Altertnm  und  das  Mittelalter. 

Das  Bedürhiis  nach  einer  Yenichernng  gegen 
gewisse  Schäden  hat  sich  zweifelsohne  schon 
sehr  frühzeitig  eingestellt.  Die  Dinrichtuns:  des 
Geleitgeldes,  wofür  der  Landesherr  bei  etwaigem 
Straßenraabe  sich  zur  Schadloshaltung  des  Be- 


raubten verpflichtete,  war,  genan  gesomneiL, 
bereits  eine  Art  von  Tnuuportvenichtfniif. 
Unter  den  römischen  Kaisern  bestanden  sog. 
collegia  tennionim,  Vereini^ugcn,  welche  g^n 
Eintrittegeld  nnd  monatBehe  Beitxflce  bäm 
Tode  eines  Hitgliedes  dessen  Hintawiebmai 
Begräbniageld  zahlten.  Sterbe- ,  Altfi»ve^ 
aorgnogs-  und  B^sekasaen  auf  G^eainticktit 
bestanden  auch  im  rOmiiehen  Uten.  ^ 
Art  „Lebensversi^enuig'*.)  Eine  YoaiebenBf 
gegen  Yerlnate  bei  der  Seeadiiffahrt  geirthiu 
die  grieehisehe  Komonia.  Die  Zertrftmoieniss 
des  römischen  fieichea  zog  eine  fast  ToUständige 
Unterbindang  des  VersichenuigvgedaakeBs  mä 
sich.  —  Im  10.  bis  12.  Jahrh.  entstanden  in  Bau- 
land, Dänemark  und  Island  Oenomentehafleo. 
meistens  Oildekassen,  welche  die  VefsichOTBfr 
gegen  Viehdiebetaht  bezw.  die  Zahlmifr  'ou 
Sterbegeldern,  die  Versichernnj;  gegen  $ehüt- 
bnich  und  Gefangenschaft  sowie  gtgtn  ftaa 
nnd  Viehsterben  bezweckten. 

Die  eigentliche  Entwiekelaac  d«r 
Versichernng  be^rinnt  erst  mit  dem  AngeaDlicb. 
da  der  Erwerbssinn  sich  der  Versichenme»«l«e 
bemächtigte.  Sie  schddet  sich  in  d  r  e  f  £  p  o'c  b  <  n 
mit  folgenden  Hauptmerkmalen:  Entateonar  de« 
Veraicheningsverträges  der  Police  (14.  bis  Esde 
des  17.  Jahrh.) ;  Entstehung  von  Veraicbwon^ 
gesellschaften  (18.  Jahrh.  nnd  erste  Hälft*  des 
19.  Jahrh.)  j  modemer  internationaler  Urofibetiietr 
(etwa  ab  1840].  In  dieser  gesamten  Entwicfc«- 
lang  lassen  sich  drei  Betriebsmethod«!) 
verfolgen,  die  genossenschaftliche,  InpitalistiKbe 
nnd  die  sUatliche,  weldie  drei  jeduch  häojg 
ineinander  fibergehen. 

Die  Matter  der  eigentlichen  Prämienirr- 
sicherang  als  Erwerbsantemehmen  auf  k^^iii*- 
listischer  Grundlage  ist  die  Seerersicberaii^ 
fs.  d.  Art),  aaerst  um  die  Hitte  des  14.  Jabifa. 
in  Italien  entstanden  und  znnächtt  nnr  va 
Einzelpersonen  betrieben.  Den  AbschhiC 
Folicea  besorgten  VersichernngsmaUer. 

Abweichend  von  der  Seeveniehenuig  ent- 
stand die  Fenerveraicberang  ($.  d.  Ait.)  nickt 
als  Erwerbsnntemehmen,  a«idera  ab  gewii- 
oützige  Veranstaltnng,  nm  dann  iwcnigstcst  it 
Dentschland)  zunächst  als  staatliche  Einnchtnag 
ansgebant  zu  werden. 

Der  die  zweite  Entwickelnngsepocfae  besoixiter« 
charakterisierende  Kapitalismns  fand  seises 
markantesten  Ansdrnck  in  der  Büdang  von 
Versichernngsgesellschaften ,  deren  erste  L  J. 
1668  in  Paris  begrfindet  wurde.  ZvAAsc 
handelte  es  sich  nm  See-  nnd  flnBveTsidu!>nme>- 
untemehmen.  Der  große  Londoner  Brand 
1666  gab  bald  aach  den  AnatoS  aar  BiUsig 
von  FeuerversicbeningsnseUschaften  nodgtctfJK 
zeitig  von  Öffentlichen  Fenerverddierangwiai^ 
täten,  nnd  zwar  bevorzugte  man  die  eratgeufiote 
Form  in  England,  während  der  Ktmtinat  «uii 
mehr  der  öffentlichen  FenerveracbouBf  an- 
wandte. Hit  dem  Anfkommen  individaalisoxike 
Orandsfitze  entstanden  anch  in  DeataiUud 
private  FeuerversicheiungsaktiengeaeUadiaftE. 
Erst  nahezu  100  Jahre  s^ter  als  die  nai 
die  Fenerversicherang  moderner  Art  wurde  d>» 
moderne  Lebensversicherung  ge>chaS«n,  dsva 
Aufkommen  in  einer  Beihe  von  LAadm  die 
Gesetzeebung  gehindert  hatte.  Die  früher 
vorhandenen  TontinengeseUschaft«n  \Oaam  wcki 
als  in  den  Bahmen  du>  eigaitlieha  Lrtcnnr* 
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sicbenm^  gebSng  betrachtet  werden.  Einer 
Boch  sptteren  Penode,  dem  letcten  Drittel  des 
18.  Jahrh.^  sehOrt  die  BntBtehmigr  der  Hagel- 
ud  der  VtehTersichemng'  an.   iS.  d.  Artt-) 

Das  verfeinerte  WirtscbaftsIebeQ  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrb.  gab  dem-Verncbenuin- 
gedanken  neuen  Nihrboden  nod  et  eatatandeii 
die  Unfall-,  die  Haftpflieht-,  die  Glas-,  die 
Wanerleitongsichidenverrichwnnff  n.  a.  m.  (S. 
diese  Art.)  Die  Aabanfuiff  der  Buiken  bei  den 
einzelnen  Anstalten  maoite  den  Ansban  der 
BQckversicbemng  notwendig.  (S.  d.  Artt) 

Doch  mehr  aber  als  dnrch  das  Entstehen 
nener  Zweige  wird  die  neueste  Epoche  gekenn- 
süchnet  durch  das  Hineinwachsen  der  Frivat- 
TenichenuMT  in  den  modernen  Grofibetrieb. 
Keben  den  Grofibetrieben  haben  sich  bis  auf 
den  heutigen  Tag  zahllose  Yersicbenuigscwerg- 
betriebe  «nialten.  • 

Der  modernen  Versicherung  eigentOmlieh  ist 
weiterhin  die  starke  Intemaaonausienuig,  d.  h. 
die  Entwickelong  von  Gesellschaften,  weTche  in 
allen  Erdteilen  tätig  sind. 

Das  Zeitolter  der  Sozialpolitik  hat  die 
Bestrebungen  zur  Verstaatlichung  der 
Versicherung  und  den  Gedanken  eines  allge- 
meinen Henschenrechtes  auf  Versicherung  zum 
Darchbmch  gebracht.  In  neuester  Zeit  ist  ein 
kräftiger  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
dchemngsgesetzgebnng  eingetreten.  Die  Ver- 
sicherungswissenschaf  t  (s.  d.  Art.  unten 
S.  1212)  mint  sich  mehr  und  mehr  als  aelb- 
•tlndl^  DiscipUn  heraus. 

8.  VerBiobeniDg^arten.   Was  als  Oe- 

geastand  der  Versicherung  anzusehen  ist, 
darüber  herrscht  Streit  uuler  Juristen  wie 
unter  NationalökoDomeu.  Richtig  erscheint 
die  Bezeichnung  des  Interesses  als  Ge^n- 
fitand  der  Versicherung.  Ein  Interesse 
besteht  atier  für  jemandeu  an  einer  Penon, 
einer  Sache ,  einem  VermO^n ,  wenn  er 
durch  Ereignisse,  welche  sich  an  diesen 
betfttigoi,  einen  Vorteil  erreichen  oder  änen 
Kacht^  erleiden  kann. 

Man  hat  also  hier  die  wirtschaftlichen 
^Folgen  irgend  eines  Ereignisses  im  Auge, 
um  derea  Deckung  willen  man  eine  Veiv 
acherung  eingeht  Ohne  ein  solches  In- 
teresse ist  keine  Versicherung  denkbar. 

Je  nach  der  Verschiedenheit  dieses  In- 
teresses ist  der  Gegenstand  der  Versiche- 
rung ein  verschiedener.  Der  Eigentümer 
eines  Hauses  steht  in  einer  anderen  Be- 
ziehung zu  diesem  als  der  Hypotheken- 
gläubiger.  Dieser  wie  jener  kann  seine  Be- 
ziehung zu  dem  Hause  versichern.  Aber 
wenn  auch  äußerlich  und  nach  dem  üblichen 
Sprachgebrauch  dasselbe  Haus  versichert 
ist,  so. sind  es  doch  ganz  verschiedene  Be- 
zielhuDgen  and  Interessen,  die  hier  ver- 
sichert sind.  Der  Gegenstand  der  beiden 
Versicherungen  ist  nicht  derselbe. 

Eine  systematiscbeEinteilung  der 
Versicherung  ist  insofern  schwierig,  als  ee 
keinen  gescnlossenen  Kreis  von  Versiche- 
rungsarten  gibt,  vielmehr  täglich  neue  ent* 

Wfirtertmeh  der  TolksvbtMhaft.  II.  Aufl.  Bd.  II. 


stehen  kOnnen  and  entstehen,  die  in  die 
Zwangsjac^  des  Systems  nidit  hinein- 
passen. 

Zwei  Hanptartett  von  YerBicheningen 
werden  nnterschieden.  IHe  eine  wird  «if 
dem  Vfego  OfFentUchOT  Fürsorge  ausgeflbt 
und  bildet  einen  Teil  der  Soziupolitik:  d^ 
Soaalversicherung,  meistens,  da  sie  «oh  be- 
sonders auf  die  Ajrbeiter  ^streckt,  Ari)6it8i^ 
Versicherung;  genannt  (S.  d.  Art) 

Die  PriTatversichernng,  worunter 
man  alle  Versicherungen  unter  AusschluB 
der  Sozialversicherung  versteht,  bendit  nun, 
im  Gegensatz  zur  deutschen  zwangsweisen 
Arbeiterversicherung  in  der  Regel  auf  frei- 
willigen Vertragen,  die  dahin  lauten,  dafi 
die  eine  Partei  einmalige  oder  periodisch 
vriederkehrende  Geldleistungen,  Prämien,  zu 
zahlen  hat,  wofür  die  andere  Partei  ihr  bei 
Eintritt  gewisser  Ereignisse  eine  Ersatz- 
summe auszuzahlen  verspricht  Um  be- 
stimmte Ijeistungen  und  (i^^nleistungen 
handelt  es  sich  also  bei  jedem  Versicherongs- 
vertrage. 

Für  die  verschiedenen  Arten  der  Privat- 
versicherung ist  allgemein  Üblich  die  Ein- 
teilung in: 

1.  Personen  Versicherung. 

2.  Güterversicherung. 

3.  Vermfigenswertversicherung. 

Alle  wichtigen  Vendcherungsarten ,  welche 
praktisch  betrieben  werden,  ftulen  unter  eine 
dieser  3  Gruppen ,  und  jeder  einzelnen  Ver- 
sichemngsart  ist  im  „Wörterbuch  der  Volks- 
wirtschaft" eine  besondere  Abhandlung  gewidmet 
Hier  bedarf  es  inft^edeBsen  nur  der  Ubersicht- 
lichen ZosammensteUung. 

Zu  den  Peraonenversichernngen  we^ 
den  gerechnet: 

f.  Lebensversicberung, 

2.  Srankenversidiemng, 

3.  Invalidenversicherung, 

4.  UnfallversicherunK. 

Zu  den  GttterTersiehernngen  werden 
gerechnet : 

5.  Transportversicherung, 

6.  Fenerversicbemug, 

7.  Hagelversichemng, 

8.  Vi^versichemng, 

9.  Glasversichemug, 

10.  Wasserleitungsversicherung, 

11.  Stnnnscbädenversicherung, 

12.  Diebstahl  Versicherung, 

13.  Unterechlagungsversichernng, 

14.  Mascfainenversichenug. 

Zu  den  VermQgenawertversiehe- 
rungen  sind  insbesondere  zn  zfihlen: 
16.  Haftpflichtversicherung, 

16.  Eursverlustversicherang, 

17.  Hypothekenversicherung, 

18.  Kreditversicherung, 

19.  Bückversichemng. 

Weiterhin  ist  anf  folgende  Einteilung  auf- 
merksam zu  machen:  Man  kann  Versicherangen 
zugunsten  der  eigenen  Person  und  zugunsten 
dritter  Penonen  euigehen,  sei  es  da  eigeaen 
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An^Origen.  sei  es  Fremder.  Wfthrend  der 
Jurist  die  den  VerncheniiigsTertraff  abschliellende 
nnd  die  Prämie  zahlende  Person  Versicherangs- 
nefamer  nennt  nnd  den  Versichemn^nehmer 
von  dem  Versicherten  unterscheidet,  femer  anch 
noch  Ton  BeeUnstisrten  usw.  spricht,  dürfte  es 
sich  für  die  nier  aUein  maß^bliche  wirtschafte 
liehe  Betrachtan^weise  empfehlen,  in  allen 
Fallen  nur  von  versicherten  za  sprechen  nnd 
dabei  außer  acht  zu  lassen,  daß  derjenige, 
welcher  den  Vertrag  abschließt  und  die  Prämie 
bttahlt,  and  deijenige,  welchem  die Versicherunga- 
Bumme  einmal  ansbezahlt  werden  soll,  nicht 
immer  dieselbe  Person  ist.  Dem  Verucherten 

fegenttber  steht  die  Tersichemngsanstalt  oder 
er  Versicherer. 
Keine  Versicherung  sind  die  irrtQmlicher- 
weise  als  SelbstTersichernng  bezeichneten 
wirtsehsitlichen  Maßnahmen.  Daron  spricht 
man  insbesondere,  wenn  ein  Wirtschaftssnbjekt 
zahlreiche,  denselben  Bedarfsfällen  aasgesetzte 
Objekte  hat,  fOr  die  es  jährliche  Bttcklagen 
macht,  am  einen  etwa  eintretenden  Bedarfsfall 
zn  decken,  ohne  in  eine  Gemeinschaft  mit  anderen 
Wirtschaftssubjekten  zn  treten.  Die  regelmäßige 
Eäcklage  von  Geldbeträgen  zur  Aneammlaug 
eines  Beservefonds,  der  dem  wahrscheinlichen 
künftigen  Bedarf  gleichkommt,  ist  eine  ver- 
sichemngsähnliche  Fürsorget&tigkeit,  aber  nie- 
mals Versicherung. 

4.  Wirtscbaitliche  Bedentnag  der 
VersicheniDg.  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  Versicherune  ist  ver- 
schieden groß  je  nach  den  einzelneti  Arten, 
um  die  es  sich  handelt  In  allen  Fällen 
aber  dürfte  der  wirtschaftliche  Wert  der 
Versicherung  ioBofem  ein  doppelter  sein, 
als  an  die  Stelle  der  ünsicherneit  das  Ge- 
fühl der  Sicherheit  tritt  und  im  Ergebnis 
der  Zu^  oder  wenigstens  seine  nachteilige 
Wirkung  ausgeschaltet  wird,  so  daß  der 
Versicherte  ruhiger  Entschlüsse  für  die 
Zukunft  fassen  und  sie  zur  Ausführung 
bringen  kann  als  der  Unversicherte. 

Ein  ^wisser  Au^leich  der  VermOgens- 
verhältnisse  wird  mittels  der  Versicherung 
herbeigefOhrt  dadurch,  daß  fioanzi^Ie  Nach- 
teile auf  zahlreiche  Sdiultem  verteilt  werden 
und  so  eine  AtomisieruDg  von  Vermfigens- 
schBden  herbeigefOhrt  wim.  Die  Versiche- 
rang  schützt  oft  vor  Verarmung^  ist  daher 
eioebeaditeDswerte  Kapital  eriuutende  Kraft 
Andrerseits  schaffi;  sie  dadurch  Kapital,  daß 
sie  den  Unternehmungsgeist  föraert  und 
entwickelt  Wie  sie  Vermögen  im  Einzel- 
foUe  erhalten  oder  neu  bilden  kann,  so 
ist  sie  auch  imstande,  ein  Einkommen  zu 
sichern. 

Nicht  zu  unterschätzen  sind  die  sekun- 
dären wirtschaftlich  vorteilhaften  Wirkungen 
der  Versicherung.  Bei  einzelnen  Versiehe- 
rungsarten  kann  die  Versicherung  als  vor- 
teilhafte Kapitalanlage  gelten,  bei  anderen 
als  Kredit  schaffend.  Häufig  wirkt  sie  er- 
zieherisch auf  weite  Bevölkerungskreise, 
indem  die  Versicherten  gezwungen  oder 


veranlaßt  werden,  ^wtsse  Sbfiregeln  n 
ergreifen,  durch  die  ihr  ESgratum  besonder» 
geschützt  wird.  Die  enormen  Summen, 
welche  in  den  R^erven  der  gioBea  An- 
stalten sich  anaarameln,  beeinflnaseD  den 
Hypothekenmarkt  aaßen»dentlicfa.  Ja,  selbst 
zum  politischen  Faktor  können  die  Yer^[^- 
rungsanstalten  -werdm,  da  ne  dutch  ihre 
großen  Kapitalteserven  ein  filr  die  Re- 
gierungen nicht  zu  tm tersch&tzender  FU^or 
im  Frieden  wie  im  Eri^  ünd. 

Was  die  soziale  Bedeutung  der 
Verächerung  anlangt,  so  ist  hier  an  erster 
Stelle  anzuführen,  daß  die  Versicherung  eine 
Förderung  des  Familiengeistes  und  Familieo- 
lebens  bringt  Die  Versicherung  gewährt 
nicht  nur*,  wie  wir  gesehen  haben,  die 
Möglichkeitder  Vermögens- nnd  Einkommena- 
aicheruog;  sie  gibt  auch  die  Möglichkeit 
zum  Emporsteigen  einer  Familie  zu  einer 
höheren  Klasse,  indem  dun^  sie  Studien- 
gelder  u.  dgl.  gesichert  werden  können.  So 
Können  durch  die  Versicherung  die  Mittd. 
zur  Verbreitung  der  Bildung  gewonnen 
werden.  Wie  die  Versicherung  das  Hinauf- 
steigen in  eine  höhere  Klasse  befördern 
kann,  so  kann  sie  andererseits  Familien  vor 
dem  Herabsinken  aus  oberen  Klassen  in 
niedere  bewahren. 

Die  Privatversicherun^  ist  zwar  an  aidi 
ein  Geschäft  und  kerne  Wohl&üirtaein- 
richtnn^.  Sie  will  und  muß  GeechAft  sein, 
wenn  sie  Erfolge  erzielen  wilL  Sie  mnA 
ebenso  kaufm&nnisch  betrieben  werden  wie 
irgendeine  Fabrik  oder  eine  Bank.  Aber 
die  Privatversidierong  hat  doch,  wenn  üe 
auch  noch  so  kaufmännisch  betrieben  wird, 
und  etwa  nur  in  der  Absicht,  möglidist 
hohen  Gewinn  zu  erzielen,  unter  allen  übh 
ständen  volkswirtschaftlich  für  die  wäteirtea 
Kreise  bedeutsame  wohltätige  Folgen.  Und 
gerade  hierin  liegt  schon  an  räch,  mag  ea 
beabsichtigt  sen  oc^  nicht,  die  soaiale 
Funktion  der  Privatversidierung. 

5.  OnnuISBttOB  der  VernckeraBs^ 
In  der  Organisation  der  Fiivatrevsicii»- 
rung  gibt  es  kein  absohtt  bestes  Systen  oül 
keine  absdut  beste  Form.  Unter  den  nuuinig>> 
fachen  Streitfragen,  welche  in  dieso*  Hin- 
sicht aufgeworfen  werden,  hat  die  giCftte 
Bedeutung  diejenige,  ob  sich  die  V^aid^^ng 
überhaupt  für  den  privatwirtschaf t- 
lichen  Betrieb  eignet  oder  aber  ale  eine 
öffentliche,  vom  Staate  od«-  anderen 
öffentlich-rechtlichen  Körperachafteo(Prcmu, 
Gemeinde  usw.)  zu  organisierende  oder  m 
betreibende  auf^hfit  werden  muß.  VoUa- 
wirtschaftlich  sind  die  grOßtoa  Vorteile  ia 
demNebeueinanderstehen  der  verschiedeogtea 
Oi^nisationen  zn  erblicken.  Die  jeweils 
wirkUch  beste  Form  wird  dabei  scAJiafllieh 
zum  Siege  gelangen. 

Jede  Versicherung  beruht  auf  Gegen- 


Digitized  by  Google 


YersicheniDgswesen 


1203 


s^Ügk^t,  aber  die  Rechtsform  kann  ver- 
sohiraen  Bein.  Diese  Gegenseitigkeit  bleibt 
aach  bei  der  Versicherungs^AktieDgesel]- 
Bchaft  bestehen,  deon  immer  ist  eine  Viel- 
heit TOD  Personen  vorhandeDj  welche  Bei- 
trfige  zahlen  und  die  gegenseitige  Decbong 
eines  VermOgensbedanea  daraus  erwarten. 
IHe  Vermittler  der  Gh^nseitigkeit  önd  ent- 
weder der  SSnzelunternehmer  oder  die  Ver- 
sicherten selbst  (Ge^nseitigk^tST^in)  oder 
die  AktioD&re  (^tiengesellwihaft)  oder  eine 
Oftentli^-rechtliche  Kdipeischaft  (OffeDtliche 
Anstalten).  Im  einzelnen  kann  die  Organi- 
sation sehr  versdiieden  sein.  Oeffent- 
liche  Ver 8 i  eher nngsan  stalten  finden 
sich  in  der  Form  von  VerBicheruogsvereinen 
auf  Gegenseitigkeit  mit  oder  ohne  Monopol, 
mit  oder  ohne  Zwangsrecht  (Beitrittszwang) 
mit  oder  ohne  Privilegien  und  staatliche 
UnterstiltzuDgen.  Ein  Beispiel  für  den  öffent- 
lichen Versicherungßbetneb  mit  Beitritts- 
zwang und  einem  gewissen  Monopol  ist  die 
deutsche  Invaliden-  und  Altersversicherung 
(8.  d.  Art).  Die  Erfahrung  lehrt,  daß  die 
Öffentliche  Versicherung  nur  dann  erf(dg- 
reich  zu  betreiben  ist,  wenn  Beitrittszwang 
besteht  Aber  nur  wenn  auf  dem  Wege 
der  Freiwilligkeit  nichts  Genfigendes  zu  er- 
zielen ist,  sollte  die  Öffentliche  Versicherung 
durchgeführt  werden.  In  mannigfachen 
Fällen  kommen  auch  Verbindungen  zwischen 
Staat  oder  Kommune  und  Privatversieherung 
vor  (Hagelversicherung  in  Württemberg, 
Volksversicherung  in  der  Schweiz,  Lebens- 
und Volkeversicherung  in  St  Gallen). 

Bei  der  privaten  Versicherung 
unterscheidet  man  fünf  Gruppen  von 
Unteniehmungsfonnen :  Einzelunteroehmer, 
Gelegenheit^gesellschaften,  Gegen  seitigkeits- 
Tereine,  Aktiengesellschaften,  gemischte  Ge- 
sellschaften. Eiozeluntemehmer  sind  immer 
nur  für  pewisse  Zweige  (Seeversicherung^ 
ScfaiachtTiehTerucherung,  Audosungsver- 
mdiemng  und  önige  andere)  tätig  ^wesen. 
Üeberwiegend  wird  die  Privatversieherung 
-von  AktieDgesellschaften  und  G^mseitig- 
keitsverränen  {s.  d.  Art.)  betrieben.  Eine 
gro&e  Rolle  Stnelen  dabei  die  gemischten 
F  0  r  m  e  n :  1.  die  Aktieng^llscnaf  t  en ,  welche 
einen  Teil  des  Verdienstes  den  Versicherten 
zufließen  lassen;  2.  G^enseitigkeitsgesell- 
sohaften,  welche  auch  Nichtmitglieder  gegen 
feste  Pi^mien  ohne  Nachschußpflicht  ver- 
sichern ;  3.  Gegenseitigkeitsgesellschaften, 
welche  eine  Nachschußpflicht  ihrer  Mit- 
glieder dadurch  vermeiden,  daß  sie  mit  einer 
Aktiengesellschaft  einen  Nachschußvertrag 
abschließen. 

Der  Konkurrenzkampf, die  Zunahme 
des  Kapitalrisikos,  die  Abnahme  der  Gewinne 
und  andere  Gründe  haben  zu  der  Errichtung 
von  Verbänden  der  Versicherungsunter- 
nehmer geführt    Ihnen  gegenüber  stehen 


die  bisher  mit  nur  geringem  Erfolge  arbeiten- 
den Verbände  von  Versicherten. 

Die  Vermittlung  der  Versicherungs- 
Abschlüsse  besorgen  Agenten  (Abschlä- 
agenten,  Vermittlungsagenten,  Spezialagenton, 
ünteragenten ,  gelegentliche  Vermittl», 
meistens  sämtlich  ein&oh  Agenten  genannt). 
Ueber  den  Agenten  stehen  Inspektoren  oder 
Revisoren  zur  Kontrolle^  Der  wichtigste 
Aufienbeamle  der  VOTsicherun^  ist  der 
GenerahweDt,  häufig  such  Subdirektor  ge- 
nannt Er  vertritt  die  Gesellschaft  meistens 
in  einem  fest  abg^renzten  Beziik&  Nicht 
ständig  von  der  ^Seilschaft  mit  Vermitt- 
lungen betraut  sondern  frei  zwischen  den 
Parteien  stehend,  sind  die  Versicherungs- 
makler, die  man  indessen  nur  an  den 
Seeplätzen  findet  Als  Entschädigung  für 
ihre  Dienste  erhalten  die  Agenten  und 
sonstigen  Vermittler  Provisionen. 

6.  Geschäftsgang  eines  Versicherungs- 
betriebes. Der  Ctoschäfts^g  eines  Ver- 
sicheruogsbetriebes  umfaßt  im  allgemeinen: 
Reklame,  Propaganda  der  Agenten,  Ver- 
sendung von  Prospekten,  Ausfüllung  des 
Antrages  (Fragebogens),  Anzeige  der  Gefahr^ 
umstände  zwecks  Ermittelung  des  Risikos; 
Wertermittelung ,  Vereinbarung  über  die 
Versicherungssumme ,  Versicnerungsdauer 
und  sonstige  Punkte;  Normierung  und  Mit- 
teilung der  Prämie ;  Ausfertigimg  der  Police, 
Rückversicherung,  Zahltmg  der  Prämie, 
Reservenberechnung,  Aenderungen  während 
der  VersicheruDgsdauer,  Kündigung  oder 
sonstige  BeendigungsgrQnde;  Anzeigepflicht; 
Rettnngspflicht ,  Schadenfeststellung,  Aus- 
zahlung der  Versicherungssumme.  Dazu 
treten  noch  Aufbringung  und  Berechnung 
der  Verwaltungskosten ,  Vermögensanlage, 
Erzielung  und  Verwendung  von  Gewinnen, 
Nachweise  an  die  Au&ichtsbehörden.  —  Die 
zu  verüchemde  Person,  der  nach  gesetz- 
licher Bestimmung  ein  Abdruck  der  Ver- 
sicherungsbedinguogen  auszuhändigen  ist, 
reicht  auf  vorgedrucktem  Formular  einen 
VerBicherungsantrag  ein.  Die  Bewtwortung 
der  auf  dem  Formular  ^teilten  Fragen 
soll  die  Bemessung  des  Risikos  und  damit 
des  Preises,  weläien  der  Veifiicherte  zu 
zahlen  hat,  ermöglichen  sowie  Gelegenheit 
zur  Prüfung  geben,  ob  die  beantragte  Ver- 
sicherung überhaupt  eingegangen  werden 
kann.  Gleichzeitig  gibt  der  Agent  eine 
Aeußerung  über  Glaubwürdigkeit  und  etwaige 
besondere  persönliche  Verhältnisse  des  An- 
tragstellers ab.  Bei  der  Lebensversicherung 
tritt  ein  Bericht  des  Vertrauensarztes,  der 
den  Angestellten  untersucht  bat,  hinzu. 
Nach  PrMung  dieser  Papiere  folgt  die  Ab- 
lehnung oder  die  Annahme  des  Antrages, 
in  letzterem  Falle  die  Aushändigung  einer 
Vertragsurkunde,  der  Police.  Ueber  sämt- 
liche Anträge  wird  eine  Antragsstatistik, 
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■<tber  BBmtliche  Tolkogenen  V«sidieruDgen 
eine  Bestandsstatistik  geführt.  In  engstem 

-ZnsammenhaDg  mit  der  Aufoahme  Stent  die 

-PrftmieQ-  uod  ReeerveberechnnDg.  Der  Preis 

.der  YereicheruDe  wird  auf  Grund  mathe- 
matisch-statistischer Berechnungen  festge- 
stellt Die  zu  berechnenden  Reserven  sind 
Schaden-,  Eenten-,  Prämien-,  außerordent- 
liche Sicherheitsreserren  sowie  sonstig 
Fonds,  insbesondere  Dividendenfonds.  Die 

-Schwierigkeit  der  Berechnungen  bat  eine 
eigene  Wissenschaft ,  die  versichenrngs- 
inathematik,  ins  Jjeben  gerufen.  Diese  be- 
dient sich  in  weitem  Umfange  der  Wahr^ 
scheinlichkeitsrechnuDg  und  der  Statistik. 

Der  dem  Versicherten  abgeforderte  Preis 
der  Versicherung  ist  stets  eine  Brutto- 
prftmie,  d.  h.  es  werden  zu  den  Betragen, 
welche  ansschlieitlich  dazu  dienen,  in  ihrer 
Gesamtheit  die   Gesamtheit   der  Ersatz- 

•leistungen  zu  decken^  und  die  man  Netto- 
rffftmien  nennt,  gewisse  Zuschlag  gefflgt 
Von  hoher  Bedeutung  für  jedes  Versicherungs- 
untemehmen  ist  die  wechselnde  Hohe  des 

'  Zinsfußes.  Die  Beitragsleistungen  können 
durch  Umlageverfahren,  durcn  Kapital- 
deckungsveraliren  oder  durch  Pr&mienver- 
fahren  erhoben  werden.    Beim  Umlage- 

'Terfahren  werden  die  in  einem  Qeschäfts- 

-  abschnitte  zur  Auszahlung  gelangenden  Sum- 
.men  am  Schlusse  des  Geaoh&ftsabschnittes 
-auf  die  Gesamtheit  der  Versicherten  um- 
gelegt   Beim  Eapitaldeckungsver- 
'  fahren  werden  durch  die  für  jede  Ge- 
schftftsperiode  neu  fratzuaetzenden  B^trSg& 
■die  Kapital  werte  der  in  ihr  föllig  werdenden 
Zahlungen  ausbracht   Beim  Pr&mieo- 
Terfahren  zuilen  die  Versicherten  ein  für 
■allemal  festgesetzte  BätrSge,  die  so  bemessen 
.sind,  datt  sie  nicht  nur  alle  entstandenen 

-  Ansprüche,  sondern  auch  alle  Anwartschaften 
der  Versicherten  decken.  Bei  allen  drei 
■Verfahren  können  zwei  veradiiedene  Wege 
befolgt  werden.  Der  eine  geht  darauf  hin- 
aus, ule  Versicherten  mögli^st  den  gleichen 
Främiensatz  zahlen  zu  lassen,  ohne  Rücksicht 
auf  die  mehr  oder  minder  große  Geffthrlich- 
keit  des  versicherten  Objektes;  man  spricht 
hiervon  Durchschnittsmethode.  Den 
anderen  Weg  wählt  die  Elassif  ikations- 
m  e  t  h  o  d  e ,  welche  bei  der  Privatversicherung 
heute  fast  allgemein  angenommen  ist  Es 
'Zahlt  hierbei  jeder  einzelne  Versicherle  mög- 
lichst genau  nur  die  gerade  für  sein  Risiko 
berechnete  Prämie. 

Für  das  Eintreten  eines  Versiche- 
rungsfalles  ist  im  Versicheningsvertrage 
die  Anzeigepflicht  genau  festgesetzt,  uod  zwar 
■werden  gewöhnlich  sehr  kurze  Fristen  be- 
stimmt, innerhalb  welcher  die  Anzeige  an 
den  Versicherer  vollzogen  werden  muß. 

Die  Schadenerhebung  ist  am  wa- 
&chsten  bei  der  Lebensversichernng,  wo  es 


sich  mdstens  um  dne  feste,  im  ronm  be- 
stimmte Summe  handelt  Bei  den  mästen 
übrigen  VersidieruoKensartea  dagegen  jetzt 
sich  die  Schadenerhebung  aus  drei  Yocglogea 
zusammen,  nämlich  1.  der  Fe&tsteiluog  des 
VersicherungsbUes,  2.  der  Sch&tznng  und  Be- 
rechnung des  Schadens,  3.  der  eigentlich» 
Abrechnung.  Hinsichtlich  der  Bnnitteliui? 
des  Ereignisses  hat  der  Schadenbeaaite  fest- 
zustellen, ob  etwa  eine  abeichtUche  «ler 
auch  nur  fahrlässige  HerbeifOhroog  d«£ 
Schadens  seitens  des  VersicherteD  statt- 
gefunden hat  Bei  der  Berechnung  des 
Schadens  ist  zu  beachten,  daß  die  Va-- 
sicherung  selbst  weder  einen  Beweis  nodi 
eine  rechtliche  Vermutung  fOr  das  Yijr- 
handensein  und  den  Wert  der  versichertea 
Gegenstände  zur2^t  des  Schaden»  b^r&ndei 
Es  wird  Identifizierung  zwischen  Versiehe- 
raoRsgegenständen  und  Scbadenobjekt  niitie. 
Alsdann  ist  der  Wert  des  versichertea  '  'Ir 
iektes  vor  Eintritt  d»  Schadens  und  *lw 
Wertminderung  durch  den  Scfaadeo  festzo- 
stellen.  Denjenigen  Wert,  welchen  das  la- 
travsse  des  Versicherten  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsschlusses  und  an  dem  Orte  hat, 
sich  der  verufdierte  Gegenstand  zu  diesem 
Zeitpunkte  befindet,  nennt  man  den  Ver- 
sicherungswert Es  kann  unter  Um- 
ständen aber  aut^  der  AnechafTuagswert  aii*l 
sogar  der  Zukunftswert  mitvetsichert  werden. 
Auch  eine  VersicheruDg  mit  vecha^doi  Be- 
ständen kommt  vor.  Nidtt  xn  T^wechsejo 
mit  dem  Vendcharnngawerte  ist  die  Ver- 
sicherungssumme. Diese  B^lt  d» 
HOchstbetr^  der  Ers^leistuDe  dart  d.  ä. 
sie  bildet  die  äußert  Grenze  des  Enatzet. 
welchen  der  Versichera  leistet  Je  aau'b 
dem  Verhältnis  zwischen  Versichcrongswat 
und  Versicherungssumme  ist  zu  naterscheiden 
zwischen  Vollversicheruug ,  Untervosicfee- 
rung,  Ueberversicherung  und  DoppelveniLhe- 
rung.  Die  Ueberverächerung  ist  unmiätifuc 
und  findet  zuweilen  strafrechtliche  Ahnduu^. 
Die  Ver«cherungsbedingun^n  eotbalten  Ait 
Vorschriften,  da£,  wenn  keine  VoUwertter- 
sicheruug  vorliegt,  sondern  nur  eine  Teü- 
wert-  oder  eine  Untervenicherung,  nur  der 
verhältnismäßige  Betrag  vergütet  wird.  Bei 
der  Versicherung  auf  erstes  Risiko  wird  lim 
eiD&chBten  Falle)  ein  Hödistbetrag  vereiii- 
hart,  bis  zu  welchem  ohne  Rücksicht  dami. 
ob  Vollwert-  oder  Teilwertvezsichenmg 
Hegt,  Ersatz  zu  leisten  ist  Bestehl  äat 
Versichening  nach  einem  VendohertnigEfilli 
weiter,  so  pflegt  der  Versiebter  naag^s 
gegenteiliger  Abreden  beim  EintreCEaa  ea«» 
weiteren  Versicherungshilles  oder  «eoigSKSi 
in  der  laufenden  Versicheniogqienode  lur 
noch  mit  der  Versichenmgssumme  sn  haftpri. 
soweit  diese  nicht  bereits  atisbesahlt  vordi- 
Zum  Zweck  der  eigentUchai  Abndmosi 
ist  zunächst  der  Geaundwert  festnutelko. 
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d.  h.  der  Wert,  welcher  vor  Eintritt  des 
VerBicherungsfalles  fOr  den  Yereichertea  be- 
standen hat  Von  diesem  ist  der  gerettete 
Wert  abzuziehen;  alsdann  sind  die  Schftden 
zu  ermitteln,  fOr  welche  die  Ersatzleistung 
aosbednngen  ist  Hinzuzurechnen  zur  Er- 
satzleistung sind  Unkosten,  welche  der  Ver- 
sicherte durch  BettungBversuche  gehabt  hat 
Unter  Franchisen  versteht  man  Fälle,  für 
welche  eine  Haftung  des  Versicherers  aus- 
g8schl(nsen  ist 

Wie  schon  gesagt,  umfafit  der  tatsach- 
liche Prms  der  Versicherung,  die  Brutto- 
prBmie,  gewisse  Zuschläge  zur  Xetto- 
prftmie.  Diese  haben  den  Zweck,  Kosten 
ZQ  decken,  die  ein  Versicherungsuntemehmen 
neben  den  Ersatzleistungen  zu  tragen  hat 
Man  verwendet  sie  ffir  Verwaltungskosten,  für 
RQcklagen  und  bei  der  Leb^isversicherung 
fOr  die  als  Divideuden  bezeichneten  Zahlungen 
an  dü  Verächerten.  IMe  Rflcklageo 
beten  im  allgemeinen  unter  dem  Namen 
Slitehatsfonds,  Ki^iitalreservefonds,  Un- 
ko^nreBerTefoodSfEriegareserr^ondB,  Scha- 
denieBerve,  GtowinnreEervefonds  auf.  Als 
Scliadenreeerve  ist  die  Summe  der  am  Ende 
des  Geecfaäftqahres  angemeldeten,  aber  noch 
nidit  bezahlten  Schftden  in  Au^abe  zu  stellen 
unter  Einrechoung  der  Schaden  aus  dem 
Oeschftftsjahre,  die  erst  nach  Jahresabschluß, 
aber  vor  der  Bilanzziehang  zur  Anmeldung 
gelangen.  Eine  Gesellschaft  ist  solvent, 
weun  ihr  Vermögen  vollkommen  ausreicht, 
allen  flbemommenen  Verpflichtungen  ent- 
sprechend, ihren  Versichemngsbedinguogea 
dauernd  gerecht  zu  werden,  ms  vorhandene 
Vermögen  muß  daher  mindestens  den 
wahrscheinlichen  Wert  des  Deckungskapitals 
für  alle  kOnftig  etwa  fällige  Verpflich- 
toDgen  erreichen.  Grundbedingung  ist,  daß 
die  Beitrage  dem  Risiko  angemessen  sind. 
Das  deutsche  Anfftichtsgesetz  v.  12./V.  1901 
verlangt  den  jährlichen  Abschluß  der  Bücher 
sowie  die  Einreichaoe  eines  Rechnungs- 
abschlusses und  eines  Jahresberichts  an  die 
Aufsichtsbehörde.  Die  Kapitalanlagen  müssen 
vollkommen  sicher  sein  und  sollen  einen 
möglichet  hohen  Zinssatz  erreichen. 

7.  VersiohemngSTertragsrecht  Das 
deutsche  R^chsgesetz  über  den  Versiche- 
rungsvertrag, dessen  Annahme  durch  den 
Beichstag  bevorsteht,  bildet  den  Schlußstein 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Solange  der 
Entwurf  noch  nicht  Gesetz  geworden  ist, 
bestimmt  mch  das  Recht  der  gesamten  Privat- 
TerBi<Aerung,  abgesehen  von  dem  Seever- 
sit^rungsrecht,  das  im  vierten  Buche  des 
deutschen  Handelsgesetzbudtes  normiert  ist, 
nach  Landesrecht  Im  übrigen  sind  nur 
wenige  reichsgesetzliche  Vors^uiftffli  vor- 
banden. 

Bei  der  SdiafTung  einer  Frivatveraidie- 
rangs-Oesetzgebnog  stehen  dr^  Wege  offen. 


Entweder  kann  man  das  Gesetz  mit  zwingen- 
der Rechtskraft  ausstatten  und  jede  Ab- 
weichung ausBchließenj  oder  man  kann  von. 
der  Aufstellung  zwingender  Rechtsvor- 
schriften vollkommen  Abstand  nehmen  und 
für  die  verschiedenen  Bestimmungen  nur 
ein  Muster  au&tellen,  ohne  daß  jemand  ge- 
zwungen wäre,  sich  nach  diesem  Muster  zu; 
richten,  oder  aber  man  kann  beide  Methoden* 
vereinigen.  Die  deutsche  Gesetzgebung  hat 
den  letztgenannten  We^  gewißilt  und  neben 
Beeümmungen  mit  zwingender  Rechtskraft 
solche  geschaffen,  welche  durch  freie  Ver- 
einbarung abgeändert  werden  können.  Der 
ReichsaufsichtsbehOrde  ist  jedochdieMöglidi'< 
keit  g^ebeo,  durch  Anonlnungen  im  Vw- 
waltungsweg^  weitere  Zwangsvorschriften 
zu  erlassen.  Unberück^chtigt  läßt  das  neue» 
Gesetz  die  Seeversicherung,  deren  Recht  ja* 
bereits  g^gelt  ist,  und  die  Rückversiche- 
rung. Die  Vorschriften  mit  zwingendem 
Recht  sollen  keine  Anwendung  finden  auf 
die  ffinnentranspmrt-,  die  Kredit-,  die  Kars-« 
vwlust-,  die  Arbeitslosen-  und  die  sog. 
laufende  Yecsicherans[.  Durch  Eai8eiliGlie> 
YerordnuDg  mit  Zurammung  des  Bandes- 
rats  können  die  die  Yertzagi^eiheit  be- 
schriUikenden  Bestimmungen  außer  An- 
wendung gesetzt  werden^  um  die  AosMIdung^ 
neuer  V«rsicherungszwe^  nicht  unnütz  zw 
hemmen. 

Das  Gesetz  verlangt,  daß  der  Versiche- 
rungsnehmer bei  Schiießuag  des  Vertrages 
alle  ihm  bekannten  Umstände,  die  für  die 
Uebemahme  der  Geff^  erheblich  sind,  denk 
Versicherer  anzuzeigen  hat  Ist  die  Anzeige 
eines  erheblichen  Umstandes  unterblieben^ 
so  kann  der  Versicherer  vom  Vertrage  zu- 
rücktreten. Das  Gesetz  stellt  femer  Rechts* 
regeln  darüber  auf,  inwieweit  die  Kenntnis 
und  das  Verhalten  der  Parteien  von  Be- 
deutung sind  und  zu  welchen  Handlungen 
der  Versicherungsagent  als  bevollmächtigt 
gilt.  Der  Versicherer  ist  verpflichtet  eine 
von  ihm  unterzeichnete  Urkunde  Ober  den- 
Versicherungsvertrag  au  den  Versicherungs- 
nehmer auszuhändigen.  Bei  Vernichtung 
oder  Verlust  dieses  Versicherungsscheine» 
kann  die  Ausstellung  einer  Ersatzurkunde 
verlangt  werden.  Das  Gesetz  äußert  sich 
sodann  über  wesentliche  Bestandteile  des 
Versicherungsvertrages,  besonders  über  die 
Vereinbarungen,  das  Ereignis  betreffendj  bei 
dessen  Eintritt  die  Ersatzsumme  zu  l^stea 
ist,  über  das  Interesse  au  der  Versiclierung 
und  die  Dauer  der  letzteren.  Eine  Verwn-* 
barung,  nach  welcher  ein  Versicherung 
Verhältnis  als  stillschweigend  verlängert  gilt, 
wenn  es  nicht  vor  Ablauf  der  Vertragszeit 
gekündigt  wird,  ist  nach  dem  neuen  Ometie 
msoweit  nichtig^  als  sich  die  jedesmalige 
Verlängerung  auf  mehr  als  ein  Jabi  ern 
strecken  soU.    Was  die  Ersatzletstungea 
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betrifft,  so  beBÜmmt  das  Oesetz,  daß  der 
Versicherte  den  Schadensersatz  in  Geld  zu 
leisten  hat,  sofern  nicht  andere  Abmachungea 
getroffen  sind.  Der  Versicherer  haftet  nur 
Bis  zur  HChe  der  Versicherungssumme. 
Weiterhin  werden  RechtsvorBchriften  über 
Unterversicherung  und  Doppelvereicherung 
g^ben.  Der  Versicherunesnehmer  hat  die 
erste  PrSmie  sofort  nach  ArachluQ  des  Ver- 
tn^es  zu  zahlen.  Als  Leistungsort  fflr  die 
Entrichtung  gilt  die  Niederlassung  des  Ver- 
Btchenmgsnehmers.  Dieser  hat  jedoch  auf 
seine  Oefohr  und  Kosten  die  PÄmie  dem 
Versichwer  zn  ttbennitteln.  Ist  die  Prämie 
aber  regelmftfiig  beim  Versicherungsnehmer 
eingezogen  worden,  so  ist  er  zur  Ueber- 
mittelung  erst  dann  verpflichtet,  wenn  ihm 
eine  schiiftliche  Anzeige  darQb^  zukommt, 
daB  diese  üebermittelun^  totIso^  werde. 
Andere  Paragraphen  bestimmen  die  Redits- 
iolgen  bei  unpünktlicher  oder  Toreftumter 
Ftftmienz&hlan^.  Femer  behuidelt  das  Gte- 
setz  nachtraghdtö  AenderaDsen  nac^  Ab- 
Bdünfi  des  Vertragee,  Wechsel  in  der  Person 
des  Versicherten  und  Oe&hrerhöhung.  Es 
wird  bestimmt^  dafi,  wean  die  versicherte 
Sache  verftofi^  wird,  der  ESrwffliber  in  die 
v&hrend  der  Dauer  seines  Eigentums  aus 
den  VersicheranESTeriialtniBsen  entspringen- 
den Bechte  und  Pflichten  des  Versicherungs- 
nehmers tritt,  dafi  fflr  die  Prämie  aber  Vei^ 
äußerer  und  Erwerber  als  Gesamtschuldner 
haften.  Nach  Abschluß  des  Veiirages  darf 
der  Versicherungsnehmer  ohne  Einwilligung 
des  Versicherers  keine  ErhShucg  der  -Gefohr 
Tomehmen  oder  deren  Vornahme  durch  einen 
Dritten  gestatten.  Andernfalls  kann  der  Ver- 
sicherer vom  Vertrag  ohne  Kündigungsfrist 
zurücktreten.  Auch  steht  dem  Versicherer 
ein  Kündignngsrecht  zu,  wenn  nach  Ab- 
schluß des  Vertrages  eine  GefahreoerhOhuag 
unabhängig  vom  Willen  des  Versicherungs- 
nehmers eintritt.  Dem  Versicherungsnehmer 
wird  4ie  Pflicht  auferlegt,  sobald  er  von 
der  Erh(Jhung  der  Gefahr  Kenntnis  erlangt, 
dem  Versicherer  unverzüglich  Anzeige  zu 
machen.  Andererseits  bestimmt  das  G^tz, 
daß  die  für  den  Versicherten  ungünstigen 
Bechtsfolgen  bei  Verletzung  einer  Obliegen- 
heit nur  dann  eintreten  oflrfeo,  wenn  die 
Verletzung  von  dem  Versicherten  verschuldet 
ist,  in  gewissen  Fällen  nur  dann,  wenn  die 
Verletzung  auf  Vorsatz  oder  auf  grober 
Fahrlä^igkeit  beruht  Diese  Bestimmung 
ist  zwingenden  Rechtes.  Ein  Ereignis,  auf 
Grund  dessen  der  Versicherer  eine  £^tz- 
leistung  zu  bewirken  hat,  daii  von  dem 
Versicherten  nicht  vorsätzlich  und  in  der 
Regel  auch  aicbt  fahrlässig  herbdgefOhrt 
werden.  Tritt  der  YeracheruDgBMl  ein,  so 
bat  nach  dem  Gesetz  der  Versicherungs- 
n^mer  dem  Versioh^w  unvorzfi^lidi  An- 
zeige zu  machen  und  ferner  ihm  jede  Aus- 


kunft zu  erteilen,  die  zur  Feststelluiig  de? 
Umfanges  der  Leistungspflicht  des  Ver- 
sicherers erforderlich  ist.  AuAetdem  legt 
das  neue  Gesetz  dem  Versicherten  die  sdm 
früher  erwähnte  Rettangspflicht  anl  Die 
Schadensersatzaosin^lche  verjähren  nach  dem 
Gesetz  in  zwei  Jahren,  bei  der  liehrasni^ 
sicheroDg  in  fünf  Jahren. 

Mehr  als  die  Hälfte  der  ParagrsfAen  be- 
ziehen sich  auf  einzelne  Versidieruogszwa^ 
und  zwar  Feuerversicherung,  fiagelveiudu- 
rimg,  Viehversicherung,  Traosportvcniche- 
rung,  Haftpflichtversi^eruug,  Leb^isver- 
sicherung  und  ünbUverächeruDg(9.d.Aitl.L 

8.  Versidienui^poUtik.  Cato-  Ter- 
sicherungspolitik  versteht  nun  alle 
Maßnahmen,  mit  welchen  der  Staat  eine 
Einwirkung  auf  das  V.  bezweckt  Die» 
Politik  erstreckt  sich  auf  die  Staatsanäctit, 
das  Vertragsrecht,  das  Stxalrecht  and  die 
Besteuerung.  Hinsichtlich  der  Staatsauf- 
sicht lassen  mch  drei  vereduedeoe  Sy^- 
teme  feetatellen:  das  System  der  PabU- 
zität,  das  dex  NOTmativbesÜmmiiogea  nod 
das  der  Eonzession  nebst  naterieUer 
Stairfsaufeioht  Das  l^ztgeuannte  gdai^ 
immer  mdir  zur  Herrsduft  und  ist  ufh 
im  Deutschen  Reiche  durch  das  Oueetz  Qber 
die  privaten  VersichernngsnntenKtoaseni 
vom  12JY.  1901  angefahrt  wozdeo.  m 
dem  Publizitätssysteme  (Lebensver- 
sicherung in  England)  beschränkt  sidi  der 
Staat  darauf,  daJs  er  Vorschrift«»  gibt,  il:-* 
Geschäftsergebnisse  der  Uolemehmuagen  h 
bestimmten  Perioden  zu  verOffantlicheo.  Die 
eigentliche  Kontrolle  soll  also  hier  äAi 
vom  Staate,  sondern  von  den  VersicherteB 
selbst  ausgeübt  werden.  Eine  große  Ver- 
schiedenheit läßt  sich  dadurch  erxieko.  da£ 
mehr  oder  minder  viele  Na(änreisoQg<ni 
gefordert  werden.  Weitergehende  B^o^oisM 
erhält  der  Staat  durch  das  System  der 
Normativbestimmungen.  Hier  -wiri 
vorgeschrieben,  welchen  Anforderung«!  tin 
Versicherungsuntemehmen  genfigen  mofi.  um 
zum  Geschäftsbetriebe  zugelassen  zu  werdec. 
Jedes  Unternehmen  aber,  welches  focisfri 
den  festgesetzten  Erfordeniiasea  entvpziciiL 
muß  unbedin^  Zulassung  finden  und  bkib* 
dann  von  weitere  Staatsaa&Bcht  frei.  1% 
System  der  Konzession  und  mate- 
riellen Staatsaufsicht  geht  nn 
Auffassiing  aus,  daß  das  Öffentlich  lotcr»^ 
an  der  gradhlichen  und  solid»  fiitviue- 
lung  des  V.  in  hohem  Grade  beteslü^t  tit 
und  dem  Staate  die  Pflicht  beaontleter  Y6i' 
sorge  auf  diesem  Gebiete  obliegt  Vies^ 
S^tem  pfie^  natingemäß  mit  dem  £cb- 
zessionsprinzip  vwbimden  zu  sein,  und  riiv* 
Erüffhung  des  Oeschäftsbetriebes  ontaf»^ 
in  jedem  MnzelfeUe  der  behtkdlidiea  Mts^ 
ebenso  wie  der  ganze  BetriA  nacä  ds  Ir- 
rung. 
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In  Deutschland  lassen  taek  die  Beetre- 
buDgen  nacb  Yeieihhätlichan^  des  FriTatver- 
«dierongB-AufisiditsrediteB  bis  in  das  Ji^ 
1861  zmückTeTfolgen.  Der  Hanptvortdt  des 
Qesetzea  t.  12./T.  1901  ist  in  der  SchaÜüng 
dner  dnhdtlichen  Reoht^rundlage  für  das 
gesamte  fieichsgebiet  zn  erblicken.  Das  Ge- 
setz beediränkt  sich  indessen  grundsätzlich 
auf  die  Regelung  des  öfifentlichen,  des  Ver- 
waltuDgsrechtes,  scheidet  also  von  vornherein 
die  Ordnung  des  Yersicherungsvertrages  aus 
und  viU  nur  die  Verhältnisse  zwischen  den 
Unternehmungen  und  dem  Staate,  nicht  aber 
diejenigen  zwischen  den  Unternehmungen 
und  den  Versicherten  umfassen.  Die  Er- 
laubnis zum  Geschäftsbetriebe  wird  erteilt 
xmd  die  laufende  Aufsicht  au^fibt,  wenn 
eine  Unternehmung  ihren  Betrieb  Uber  die 
Grenzen  eines  Bundesstaates  ausdehnt,  von 
dem  Kaiserlichen  Aufsichtsamte  fOr  Privat- 
versicherung; wenn  das  Untemehmen  sich 
auf  einen  Bundesstaat  beschränkt,  von  den 
LandesbehOrden,  die  jedoch  ihre  Befugnisse 
der  ReichsbehQrde  übertragen  kQnnen.  Aus* 
ländische  Anstalt«!  bedürfen  der  Zulassung 
durch  den  Beichskanzler.  Slit  dem  Antrage 
auf  Zulassung  sind  der  GesellschaftsTertiag 
oder  die  Satzungen,  die  allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingnngen  und  technischen 
Grundlagen  einzureichen.  Die  Konzession 
für  das  Beichsgebiet  kann  nicht  von  der 
Bedürfnisfrage  abhängig  gemacht  werden. 
Zeitliche  oder  örtliche  Beschränkung  der 
Konzession  ist  nur  dann  zulässig,  wenn 
Boldie  vom  Unternehmer  beantn^  wird. 
An  die  LandeszentralbehOrde  jedes  Bundes- 
staates, in  welchem  6ex  Gteschftftebetrieb 
Btattfiad«!  BoHj  hat  der  Vorstand  eine  An- 
meldung zu  nebten.  Diese  BehOrde  kann 
verlangen,  daß  jedea  VerBichernngsunter- 
nehmen,  das  seinen  Site  nicht  in  ihrem 
Bandesstaate  bat,  daseUbst  einen  Hanptbe- 
Tollmäditigten  bestellt  Personenvereini- 
gangen  aiu  G^nseitigkeit  werden  nur  noch 
zugäassen,  falls  sie  in  der  Tonn  von  Ver- 
eicnerungsvereineu  auf  Gegenseitigkeit  er- 
richtet werden,  deren  Verrassung  das  Ge- 
setz genau  vorschreibt  Zum  Betriebe  der 
Lebens-,  Unfall-,  Haftpflicht-,  Feuer-  und 
HagelversioheruDg  darf  die  Erlaubnis  nur 
an  Versicberungsvereine  auf  Gegenseitigkeit 
und  an  Aktiengesellschaften  erteilt  werden. 
Der  Bundesrat  ist  befugt  diese  Beschränkung 
auch  noch  auf  andere  Versicherungszweige 
auszudehnen.  Für  den  Inhalt  des  Gesell- 
sc^aftsvertrages  sowie  die  allgemeinen 
Versicherungsbedingungen  bestehen  teils 
obligatorische,  teils  fakultative  Bestim- 
mnngen.  Zwingende  Vorschrift  ist  daß  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  Versiche- 
rungsbedingungen zuungimsten  des  Ver- 
aicherten  nur  bei  schriftlicher  Bestätigung 
desselbea  vor  Vertragsschluß  zulässig  sind 


und  daß  in  der  B^el  ebenfiiüls  vor  Ver^ 
tragsschlufi  dem  Versicherten  dn  Exemplar 
der  allgemeinen  Ver»cherungsbedingungeu, 
eventuell  auch  der  Satzungen  g^n  Empfangs- 
beschemiffung  auszuhändigen  ist.  Neben 
dem  Au&ichtsamt  für  nivatversicherung 
(s.  d.  Art)  ist  ein  Versicherungsbeirat  vor- 
handen. 

Keinerlei  Staatsaufsicht  besteht  in  Hol- 
land, Belgien,  Spanien  und  Por- 
tugal. Das  Konzessionsprinzip  mit  mate- 
rieller Staatsaufsicht  herrscht,  augesehen  von 
Deutschland,  allgemein  auch  in  der  Schweiz, 
in  Oesterreich,  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  in  Japan  etc., 
nur  für  die  Lebeosveisicherung  in  Frank- 
reich und  Dänemark. 

Au^be  der  Kriminalpolitik  in 
ihrer  Beziehung  zur  Versicherung  ist  es, 
wirksame  Strafrechtsnormen  aufzustellen,  um 
insbesondere  den  Versicherungsbetrug  unter 
Strafe  zu  stellen.  Das  Aufsichtsgesetz  vom 
12./V.  1901  stellt  Vergehen  der  leitenden 
PersiSnhchkeiten  von  Versicherungsunter- 
nehmungen unter  Strafe. 

Die  Gesetze,  welche  die  Besteuerung 
der  Versicherungen  r^ln,  sind,  abgesehen 
von  den  in  GroSbritanmen  geltenden,  höchst 
reformbedürftig.  Besonders  gilt  dies  von 
den  deutschen,  denn  der  Umstand,  daß  das 
Eeich  aus  einer  Anzahl  Einzelstaaten  zu- 
sammengesetzt ist,  bringt  eine  vielfache 
Doppelbesteuerung  mit  sich.  Da  die  Steuern 
schließlich  doch  von  den  Versicherten  zu 
tragen  sind,  so  bedeutet  jede  Versteuerung 
eine  Eisdiwerung  der  Ausbrdtung  der 
Versicherung,  «ne  Verteuerung,  eine  Er- 
höhung der  Prämien.  Bei  der  B^tenerang 
der  Versicherung  ist  zu  unterschedden 
zwischen  allgemeinen  Steuern,  welche  sämt- 
liche gewerbudien  Untovehmungen  treffen, 
und  speziellen  Versicherungsabgaben. 

Literatur;  i.  Syttemati$che  Behand- 
lungen. Masius,  Lehre  der  Vtrticherung, 
1846.  —  Derselbe,  Syttemaiitehe  DartUüung 
des  gesamten  Vernckerungtweaens,  1857.  —  Her- 
mann und  Karl  A^dmer,  Da»  Vereiekerungi' 
teeten,  1S94.  —  Adolf  Wagnw  in  SehiitAery$ 
Handbuek  der  poHHiken  Oehonomie,  Bd.  IX, 
188t,  4.  A%^.,  1896198.  —  Chaufton,  let  Am- 
suranee«,  I884.  —  IMcIce,  Insurane«,  A  TeaA- 
Book,  1898.  —  Jfone«,  Vergicherungtweten, 
I90B.  —  ]>er»elhe,  OrundtUge  des  Yersiehe- 
rungneesens,  1905.  —  MoUtetihaueTf  Vtrsiehe- 
rvvgswesen,  1905. 

i.  In  alphabetischer  Anordnung. 
Walfordf  The  Insurance  Enrydopedia.  1871 
bis  1880,  bis  tum  Buchstaben  H.  —  Baum- 
gartner»  Handw&rUrbuek  de»  gnamtm  Ver- 
sicherungswesen», 1899,  bis  Buchstaben  B,  —  (Im 
Entstehen  begriffen:  The  International  In- 
surane» Eneyelopedia,  in  6  Bänden  in 
Sew  York  von  Singer,  Afanes  u.  o.  herausgegeben.) 

S.  Allgemeine  pri7izipielle  Fragen. 
Wagner,  Der  Staat  und  das  Versicherung»' 
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YersicheraiigsweseQ—  Versichmu^BwisaeDsdiatt 


wen»  1881.  —  HMmen  vmd  Brämtier  in  dar 
Zexttchrifl  da  prt^fiüehen  tloHHiidun  Brtreatu. 

—  Bmminghatu ,  in  xaUreicken  ZmUekriJt- 
atf/UUcen.  —  Hager  j  Die  eßenOieh-rteKUieke 
Segeiung  tUt  prtvaMn  Vvrtidienmgtvttent  in 
DeuUehland,  2890.  —  Bödiker,  Die  Seieht- 
vertieherungsgeteUgAung,  1898.  —  Dawaon, 
Prineij^  ÖS  /nntranee  Legitlation,  1896.  — 
Aveh  die  Lehrbücher  dea  Veraicherungereehtee 
erahalten  viel  EinseUägigea :  LewU,  Lehrbuch 
de»  VtrtieherungreckU,  1889.  —  EhrenberUf 
VeraiekerwngiTtdU,  1898.  —  GobM,  Die  Theorie 
der  VertMierung,  Ai  der  ZeUtehift  für  Vereiche- 
nmgtrecht  und  Wietentcht^ß,  Dd.  II  u.  III,  1896. 

4.  Qeichiehte  der  Versicherung. 
Benta,  II  eontraUo  di  aerieuratione  nel  medio 
evo,  I884.  —  Riehard  Ehrettberg  in  der  Zeit- 
»chr^ß  ßir  die  getarnte  Verticfterungewisamachaft, 
Dd.  I  u.  II,  lOOlfOt.  —  Endemann,  DU  Ent~ 
Wickelung  de»  Atnekuranewetene,  in  der  DeuUchm 
Viertelj{Jar»»ehrift  186S  und  Goldtchmidt«  ZeU- 
»chrifi,  Bd.  IX.  1866.  —  Beate,  GeechickU  de» 
curopäifeAm  Seeverti^ur%ngtr^iU» ,  1876.  — 
Goldtchmidt,  Univenalptechichie  de»  Handel»- 
recht»,  1864,  8.  Aufl.,  1891.  —  Schaube  in 
Conrad»  Jahrbäehem  für  Jfationatökonomie  und 
Slati»tit,  1893194.  —  ^owler,  Bi»tory  of  In- 
surance in  Philadelphia,  1888.  —  Reiche»  Mite, 
rial  in  Ehrenxipetgm  A»»ekuranx-JaJtrbueh, 
in  Wa^ford»  Eneydtfpedia ,  in»be»<mdi  re  in 
den  jährlichen  Berichten  de»  EidgenS»si»chen 
Vertiekerungaamte»  zu  Bern  %md  in  tahlreichen 
Deniuchriflen  *u  Jubiläen  iidändie^ter  imd  au*- 
Wndiadmr  OeeMaehcfflen. 

5.  Sammlung  der  Vertieherrnngege- 
»etagebung.  Eine  toleh»  aUer  EvUrnvÖlkar 
wird  in  die  in  Vorbereitunff  begriffene  dritte 
Auflage  de»  Borehardttehen  Werke» :  Die 
Bondel»ge*et»e  de»  Erdball»  aufgenommen  «erden. 

S.  Perioditehe  Ver Sffe ntliehungen. 
Ehrenneetg»  Aitekuran»: Jahrbuch ,  »eil  1880. 
Hierin  au^fährMch»  Statistiken  von  /rttnyi.  — 
JVeumanna  Jahrbuch  für  da»  Versicherung»' 
Wesen.  Parie-Ateureur  für  Frankreich. 
Post  Magazine  Almanack  für  England. 
Tht  Inturanee  Yearbook  filr  Amerika. — 
Vrr&ffentUdtungen  det  EcUserti^tm  Ai^ltieht»- 
amteafär  Hivatveni^ierung.  —  Die  privaten  Ver. 
»ieherungeuntemekmungen  in  den  im  RcichtrtUc 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  — Berichte 
de»  eidgenii»»i»ehen  Veraicherungtamte»  über  die 
Prieatver»icherung»un  temehmungen . 

7.  ZeiiickriJ len.  Journal  of  the  Iiutituie 
of  Actnarie»  in  London,  seit  1860.  —  Tran»acUon» 
of  the  Actuarial  Society  of  America,  leit  1889. 
Baumgartner»  Zeitachrifl  fOr  Vert^herunptreeht 
und  'Wiaaeneehqfi,  1896^1899.  —  Seit  1900  er- 
»cheinen  die  Zeittchrifi  für  die  gesamte  Vertiche- 
rung»-Wi»»eiueht^,  seit  1908  Veröffenaiehmtgen 
de»  DeuUehen  Verein»  für  Verneherung»vi»»en' 
»ehaft  (herausgegeben  von  Manea).  —  Deul- 
aehes  VereinsbUxU  von  187t — 190S.  —  ZeiUehrifl 
für  Verticherungtwesen  von  Neumann  »eit  1877. 

—  Masiu»,  Rundsehan  »eit  1860.  —  Oester- 
reiehiacke  Veraicherunyt-Zeitungj  ^Yien.  —  iKew 
rance  Record,  London.  —  L'Argu»,  I\iri».  — 
Speetator,  A'ew  York.  —  Monitor,  2few  York. 

8.  Bibliographie.  In  dem  angeführten 
Werke  von  Brämer  hat  Uppert  eine  ausführ- 
liche Zu»ammen»tMung  der  Literatur  bis  «um 
Jahre  1894  S^geben.    Die  von  189S — 1899  er- 


»chienenen  Werk»  sind  (teenigalens  m  <*r#r  Mehr' 
McM)  im  der  BoHmgartiieTsdien  Zettaehr^  attge- 
fOhH.  Seit  1900  wird  in  der  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Versieherungawieaen- 
»ehaft  die  Bibliogntphie  de»  Iiüaatdt*  wie  dm 
Aualandea,  neuerding»  auch  die  &it9ehr^ftm- 
litereUur  eingehend  beachtet. 

(Vgl.  femer  die  Literaiurangaben  bei  dem 
^eeialartitetn  Uber  Y4       Alfred  Mmmm. 


Tersicheningswisaaiucluift 

Unter  V.  versteht  man  alle  auf  das  privat« 
wie  auf  das  OffeDtliche  Verac^emngsTesen 
bezflgltchen  Wisseuszvei^  Die  Satxuogen 
deBE^atschen  Vereins  f  Ar  V.  besageo :  „Unter 
Y.  werden  hier  ebensowohl  die  rechts-  oud 
wirtschaftswissenschaftlichen  wie  die  jn»- 
thematischen  und  natnrwisaenschaftlicliea 
Wissenszweige  verstanden,  dereo  Bestand 
und  Fortbildung  dem  Versidienuigsweseo, 
dienlich  sind."  Dementsprechend  onter- 
scheidet  man :  Versicberungswirtschaft,  Ver- 
sichernngsrecht,  Yersichemngsmedizin  aowie 
Yersicheningstedinik  und  -mathematik.  Den 
vornehmsten  Platz  in  der  Y.  nehmen  die 
beiden  letztgenannten  Wiftsenszweige  an, 
die  nach  en^sohem  Vorbilde  auch  Aktuar- 
Wissenschaft  genannt  werden,  da  in  Soj^uid 
und  Ammka  die  lätenden  wisemschaft- 
lichien ,  mathematisch-tedinisdien  Beamten 
der  Lebensversicherungweeelladiaft«!  den 
Titel  Aktuar  führen.  Die  Aktoanrissm- 
Schaft  hat  ihren  Sitz  besonders  im  L(mdoner 
Institute  of  Actnaries,  das  im  Jahre  1849 
gegründet  worden  ist  Ein  Austausch  der 
Erfahrungen  in  den  einzelnen  L&odem 
findet  aui  den  iotematioDal«!  Koogreeeen 
für  V.  statt,  die  alle  drei  Jahre  zosammen* 
treten.  Der  letzte  wurde  im  Jahre  1906  in 
Berlin  abgehalten.  In  Deutschland  ist  Mittel- 
punkt dör  Organisation  der  bereits  erw&fante 
Verein  mit  dem  Sitz  in  Berlin,  wfthrend 
als  Lehrstfitten  zn  nennen  sind :  das  K5oig- 
liehe  Seminar  fOr  Y.  an  der  Cniversitü 
Güttingen  (seit  1895)  sowie  die  Handelshoch- 
schulen. Es  ist  jedoch  zu  wflnscheu,  dal 
diese  Einrichtungen  nicht  dazu  führen,  die 
V.  in  starkem  Umfange  als  einziges  od» 
als  Brotstudium  zu  beü«iben,  denn  der  Be- 
darf an  speziell  vorgebildeten  Anwärtern  ist 
bei  den  Versicherungsanstalten  und  Behörden 
nur  gering. 

Die  versicherungs-wissenschaftlidte  Lite- 
ratur zcrf&llt  in  vier  Grupfjen,  eine  mathe- 
matisch -  technische ,  eine  joristiscltö,  etoe 
volkswirtschaftliche  und  eme  medizinische. 
Begelmtfiige  Berit^terstatttmg  üb«'  aUa 
wichtigen  Neuerscheinungen  der  inllndiscben 
und  auslAadischen  Litentur  auf  dem  Gebiet» 
des  Versichenrngsweaens  findet  sich  in  der 
Zeilschrift  fOr  die  gesamte  Y.,  Beriin. 

Literatur  t  Can^i  AmAuM  4er  Ltbenmrr 

eiehentng,  i.  Av^,  L'^>**9  1888-  —  Mmmm, 
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rf^>M•nHl{«-WXHMMd^ft  mif  deuUehen  fforh- 
»dtutan,  BerUn  J904.  —  MtertHbe,  Vtmdurmyt- 
weam,  Leijmg  1906,  f  Uffy.  —  Vtirt^mÜMaaifm. 
des  deuUrhen  VerHna  fUr  Vntiehtmmgtwium- 
wluj^         JJL  BerU»  1908. 


VerteQoBg  b.  E  i  n  k  o  m  m  e  q  ob.  Bd.  I S.  693. 


VenraltoiigsBtreitTerfaliren. 

L  Einleitnne.  IL  Beeriff  nnd  Be- 
den tun  ff  deaV.  in.DaBT.lmDeatschen 
B eiche.  1.  Rdcbmcht.  2.  Ludeireeht. 
IV.  Dai  V.  im  AvaUnde.  1.  Oestendch. 
2.  Fnnknich.  &  EnffUnd. 

I.  Elnleltnnff. 

Schon  in  dem  Anfsatse  „Ihw  Zwuiffsmoment 
im  Beebt  in  entmckelanguffeBchichÜicher  6e- 
leachtnng" habe  ich  durairf  hingeviesen,  dafl 
den  Athenern  ein  BechtMehnti  anf  dem  Ge- 
biete dea  Yerwaltonguechta  lücht  onbekannt 
gewesen  ist;  nur  daß  bei  ihnen  der  Einxdne 
gegen  die  Eingriffe  der  Terwaltnngsbeunten 
niuit  eine  besondere  Behörde,  sondern  den 
ordentlichen  Richter  anznmfen  befagt  war.  In 
ähnlicher  Weise  wnrde  in  Rom  schon  frühzeitig 
gegen  die  einschneidendsten  Verwaltnngszwangs- 
maßregeln  der  Hagistrate  (Todesstrafe  nnd  einen 

?ewi8sen  Betrag  ttberschreitende  Geldbußen)  das 
roTokatiottsrecht  eingeführt  oder,  wie 
Uommsen  sich  anadrllckt,  es  wurde  die  maeistra- 
tiscbe  Goercition  insoweit  in  eine  Judi- 
kation umgewandelt,  d.  h.  gegen  den  Ter- 
waltnnncwang  der  Behdrden  wurde  in  gewissen 
Fällen  die  Anrufung  der  ordentlichen  Gerichte 

f restattet.  Auf  diese  Weise  ist  es  in  Griechen- 
snd  und  Rom  zu  einer  scharfen  begrifflichen 
Scheidung  zwischen  Verwaltnngsrechtspflege  anf 
der  einen  und  Zivil-  und  Strafrechtspflege  auf 
der  anderen  Seite  niemals  gekommen. 

Einen  ganz  anderen  Entwickelungsgang  weist 
das  deutsehe  Recht  anf.  Soweit  eine  sichere 
histonteheUeberUefening  cnrttekreichtt  Tor  allem 
««it  dem  Beginn  der  Muischen  Zeit,  geht  neben 
dem  Volksrecht  da*  „Amtsrecht"  des  Kfinfgs 
einher,  letzteres  insbesondere  als  Trfiger  der- 
jenigen Rechtsinatitutionen,  die  wir  heutzutage 
Torwiegend  dem  „Verwaltungsrecht"  zuweisen. 
Das  Amtsrecbt  des  Königs  hatte  seine  Wurzel 
in  der  kCnigtichen  Banngewalt,  dem  „Königs- 
bann".  Tergleichbar  der  CoercitionsbefugniB  der 
römischen  Magistrate.  IMese  „Banngewalt'*  ging 
über  auf  die  königlichen  Beamten,  die  „Grafen", 
4ie  diese  Befn^is  mit  der  Ausbildung  des 
FeadalsTstemi  im  Uittelalter,  das  auch  den 
fiffentlieb-rech^ehen  lostitntiooen  mehr  und 
mehr  den  Charakter  priTatreehtlicher  Gerecht- 
same wUdi,  gewiiurmaßen  kraft  „eigenen 
Bechti"  ausübten.  Als  auf  diesem  Wege  der 
Entwickelong  fortecbreitend  das  „Feudalsystem" 
lür  die  gr^ren  Territorien  sich  in  die  „Landes- 
herrscheft"  umwandelte,  war  es  naturgemäß, 
daB  die  Landeaherren  in  ihren  Territorien  in 

')  Jahrbuch  der  internationalen  Vereinigang 
fUr  Tcrgleicbende  Rechtswinenschaft  und  Volks- 
wirtschaftslehre, Bd.  IT  a  22fg.,  insbesondere 
iJ.  63  Anm.  2. 


Shnlieher  Weise  die  Banngewalt  hattoi,  wie  der 
KOnif  fBr  du  OeUet  dea  Reiches.  Ihre  Ab- 
hängigkeit von  ^Kuaer  und  Reich"  bei  Aus- 
ftbung  dieser  Gewalt  zeigte  sich  aber  noch  darin, 
daß  das  Beichskammei^ericbt  auch  „Mandate" 
zum  Schutze  der  Untertanen  gt^n  üebergriffe 
der  Landesherren  bei  Ausübung  ihrer  Amts-  und 
Banngewalt  oder  bei  Handhabung  der  „I'i^ei'') 
wie  es  später  hiefi.  zu  erlassen  befugt  war.  FQr 
die  Anschauung  jener  Zeit  hatten  diese  .Man- 
date" durchaus  denaelbeu  Charakter,  wie  die  auf 
dem  Oehiete  dea  Zivil-  nnd  Strafreehta  enehen- 
den  Befehle  und  Eeehtaanrache  dea  Seieha- 
kammergerichts.  Vom  Staudpunkte  der  heutigen 
Auffassung  Tollzog  sich  also  der  Bechtsschutz 
auf  dem  Gebiete  des  Verwaltnngsrecbts  durch 
Anrufen  der  sog.  „ordenüichen  Gerichte" :  ein 
„besonderes  V."  war  dem  mittelalterlichen  Recht 
gänzlich  unbekannt.  *)  Verloren  nun  jene  „Man- 
date**  wegen  Ohnmacht  der  Reichsgewalt  nament- 
lich gegenüber  den  größeren  Territorialherren 
schon  tatsächlich  mit  der  Zeit  mehr  und 
mdu  an  Bedentnng,  so  wurden  sie  anch  recht- 
lich immer  mehr  eingeschränkt,  indem  es  ün 
Hauptbestreben  der  deutschen  LandesfQrsten, 
insbesondere  der  Etirf Qrsten  war,  in  den  «Wahl- 
kapitnlarien"  die  Reichsgewalt  nach  MSguchkeit 
einznengen  und  den  Landesherren  für  die  Be- 
tätigung ihres  Herrscherrechts  einen  möglichst 
freien  nnd  uneingeschränkten  Spielraum  zu 
sichern.  So  wurden  schließlich  durch  §g  105 
und  106  des  jüngsten  Beichstagsabschiedes  von 
1654  die  Reichsgerichte  angewiesen,  Klagen  der 
Untertanen  gegen  ihre  Obrigkeit  „nicht  leicht- 
hin anzunehmen  and  nicht  Prozesse  zu  er- 
kennen oder  Mandate  zn  erlassen,  bevor  Ton 
der  Obrigkeit  ein  Berieht  Aber  die  Sache  ein- 
gefordert sei" ;  nnd  femer  „das  Recht  der 
Obrigkeit,  in  Polizei-,  Znnft-  nnd  Handwerlu- 
saehen  Verordnungen  und  Statuten  zu  erlassen 
und  nach  Gelegenheit  und  Läufft  und  Zeiten 
zu  widerrufen  und  zu  ändern,  wohl  zu  beachten". 
So  fehlte  es  in  den  dentschen  Territorien  schließ- 
lich an  jedem  Rechtsschutz  anf  dem  Gebiete 
der  Verwaltung;  und  damit  war  den  deutschen 
Staaten  des  18.  nnd  des  19.  Jahrh.  —  zum 
Teil  bis  weit  Aber  die  Mitte  desselben  — 
der  Charakter  des  sog.  „Polizeistaates"  auf- 
gedrückt, em  Zustand,  dessen  Gefahren  in  der 
Praxis  dadurch  erheblich  abgemildert  waren, 
daß  zumal  in  den  größeren  Staaten  ein  tüchtiger 
Beamtenstand  die  laufende  Verwaltung  führte, 
der  überdies  dnrcb  seine  Boppelfnnktion  als 
Richter  und  Verwaltungsbeamter  —  der  älteren 
Zeit  war  die  Trennung  von  Justiz  und  Ver- 
waltung unbekannt  —  durch  die  erstere  Tätig- 
keit an  eine  unparteiische  Haudhabtmg  seines 
Amtes  gewöhnt  sowie  durch  das  die  Organi- 
sation der  Verwaltung  beherrschende  Kollegial- 
system  davor  bewahrt  wnrde ,  der  „Polizei- 

■)  Schon  in  Bd.  V  S.  678  des  „Archiv  für 
öffentliches  Recht"  habe  ich  im  Einklang  mit 
Burnhak  darauf  hingewiesen,  daß  man  in  Deutsch- 
land im  15.  und  16.  Jahrb.  eine  besondere  sog. 
„Verwaltungsbeschwerde"  nicht  eekannt,  daif 
vielmehr  die  simplex  qnerela  der  Heichsgesetce 
eine  richtige  Klage  war  nnd  daß  öffentlich- 
rechtliche  nnd  vnvateechtliche  Str^tAragen  in 
der  gleidien  Wtise  vor  den  Oeriditen  znm  Ans- 
trag  gebracht  wurden. 
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irillkttr^  anf  dem  Gebiete  der  Twwaltoiig  gar 
zu  sebr  die  Zttgel  eebieOen  m  lauen. 

Dieser  Zustand  der  Dinge  mnßte  aber  un- 
haltbar werden,  als  auch  in  den  dentacben  Staaten 
nach  ^nzösisehem  Master  einerseits  die  Tren- 
wxag  der  Justiz  von  der  Verwaltung  durcb- 
ffefünrt,  andererseits  die  BebSrdenorffanisation 
der  Verwaltung  ihres  kollegialen  Charakters 
entkleidet  und  nach  Art  der  franztsaiscben  Prfi- 
fektenwirtschaft  mit  Eincelbeamten  als  verant- 
vrortUcben  Leitern  eiugericbtet,  überdies  auch 
durch  EinfQhnuig  des  sog.  fconstitntionellen 
STstems  die  Oefohr  einer  partefm&ftigen 
Handhabung  der  Verwaltung  in  den  Vorder- 
grund gerückt  wurde.  —  Alle  diese  Umstände 
drängt^  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  dahin, 
dem  ludiriduum  auch  einen  Rechtaschutz  gegen 
die  bis  dabin  gfinzlich  schrankenlose  Verwal- 
tungstfttigkeit  zu  gewähren,  so  daß  die  epoche- 
machenden Schriften  von  Oueist  und  Bähr, 
die  eine  Beseitigung  des  ,J*olizeistaate8"  und 
Ersetz  desselben  £irch  einen  „Rechtsstaat" 
forderten,  einem  drinnuden  Bedftraiis  der  Zeit 
entmgenkamen.  Im  Prinzip  darüber  einig,  daO 
die  Beseitigung  des  „Polizeistaates"  des  18.  Jahrb. 
nur  durch  Oewährung  tou  Rechtsschutz  gegen 
die  Uebergriffe  der  Iiis  dahin  sclirankentosen 
Verwaltung  zu  erzielen  sei,  war  mau  nur  über 
den  zu  diesem  Zwecke  einzusctilagenden  Weg 
verschiedener  Meinung.  Während  Bähr  und 
seine  Anbänger  befürworteten,  die  Rechtskon- 
trolle  Uber  die  Verwaltnug  und  den  Rechtsschutz 
der  Einzelnen  ^egen  deren  Uebergriffe  den 
ordentlichen  Genchten  zwar  nicht  im  gewöhn- 
lichen ZlTilprozeßverfahren,  sondern  in  einem 
beaondofl  gearteten  Verfahren  anzarertranen, 
befürwortete  dagegen  G  n  e  i  s  t ,  der  insbesondere 
durch  seine  verdienstTollen  Arbeiten  über  das 
entasche  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht 
sich  eine  hervorragende  autoritatiTe  Stellung 
auf  dem  damals  noch  neuen  Gebiete  des  Ver< 
waltungsrechts  errungen  hatte,  die  Uebertragnng 
dieser  Verwaltungsgerichtsbarkeit  auf  besonders 
organisierte  und  mitTerwaltungsrecbtlicb 
geschulten  Richtern  und  ehrenamtlich  tätigen 
Personen  besetzte  Gerichtshöfe,  weil  er  der 
Heinunfj^  war,  daß  die  Torwiegend  priTat- 
rechtlicb  ausgebildeten  Siebter  den  Sffentlich- 
rechtUchen  Interessen  der  YeTwaltong  nicht 
genügend  gerecht  zu  werden  vermochten. 

Die  Oneistsche  AnfCasaung  hat  denn  anch 
im  Gebiete  des  Deutschen  Seiches  den  Sieg 
davongetragen:  mittels  G.  v.  5./X.  1863  (jetzt 
G.  V.  14./VL  1884)  machte  das  Großherzogtum 
Baden  den  Anfang  mit  der  Schöpfung  einer 
besonderen  Verwutungsgerichtsbarkeit:  ihm 
folgte  Preußen  mit  seiner  Kr.-O.  v.  13JXIL  1872, 
Württemberg  mit  dem  G.  v.  16.;'XII.  1876, 
Bayern  mit  dem  G.  v.  8./VIIL  1878,  Königreich 
Sachsen  mit  den  GG.  v.  19.,  20.  und  21.JYIL 
1900  usw. 

Dem  Deutscheu  Reiche  als  solchem  fehlt  eine 
einheitlich  geordnete  Verwaltungsrechtspflege; 
es  hat  sich  teils  darauf  beschränkt,  für  einzelne 
Fälle  der  Landesgesetzgebung  die  Einführung 
eines  V.  zur  Pflicht  zu  machen,  teils  für  ge- 
wisse Spezialgebiete  oberste  Verwaltnugsjro- 
richtshöfe  eingesetzt,  wie  sich  aus  der  (sub  III) 
nachfolgenden  Darstellung  des  geltenden  Rechts 
ergibt. 


IL  Begriff  und  Bedentimg  des  V. 

Unter  einem  V.  ist  ein  zur  Entscheiduag 
von  Streitigkeiten  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
waltungsrechts dienendes  ^ntradiktorisches 
YerbihreQ  zu  verstehen^  das  in  d^  Regä 
durch  einen  Verwaltungsakt  einer  Bebörae 
veranlaßt  wird  und  dem  Schutze  Offentlicih 
rechtlicher  Interessen  sowie  subjektir« 
Öffentlicher  Rechte  der  Einzelnen  zu  dienea 
bestimmt  ist  und  durch  die  Entscheidiuig 
(das  ürteil)  besonderer  mit  richterlicher  Va- 
abhfingigkeit  ausgestatteter  Behörden  (Ter> 
waltongsgericbte^  säne  Eriediguug  findet 
Wenn  man  in  einem  weit^en  Sinne  unter 
dem  V.  auch  solche  Verwaltungsakte  der 
Behörden  selbst  einbegreift«  mittels  deren 
einem  Eänseloen  noch  vor^nguoär  Sadt* 
tmtersochuDg  und  ÄnhOrang  eine  Konzessua 
erteilt  oder  ein  ihn  betreffiendes  RecfatBnr- 
hftltnis  feststellt  wird,  so  widerspricht 
eine  derartige  Ausdehnung  des  Begriffes 
dem  Spracbgebraudi.  ^Die  Bedeutuag 
der  Verwaltungsgeriohtsbarkeit  beruht  eta- 
mal  in  der  Rechtskontrolle,  velcher 
die  Verwaltungsbehörden  hinsichtlich  ihrer 
Anordnungen  durch  die  Möglichkeit,  geget 
dieselben  den  richterlidien  Schutz  muh' 
häogiger  Gerichte  anzurufen,  nnterworfea 
sind.  Sodann  aber  ist  hervorcubebeo.  daB 
die  durch  richterlichen  Spruch  feetgesteUtea 
öffentlich-rechtlichen  AnsprQche  ein  wohl- 
erworbenes Recht  gewähren,  das 
durch  Anordnungen  und  Ver- 
fügungen der  Verwaltungsbe- 
hörden  nicht  mehr  entzogen  oder 
illusorisch  gemacht  werden  kann. 

Während  nämlich  die  Verwaltungsbe- 
hörden ihre  Anordnungen  jederzeit  aUodera 
und  aufheben  können,  (soweit  nicht  ans- 
drücklich  gesetzliche  BestimmungeB  ent- 
gegenstehen), wird  der  verwaltungsrichter- 
Eche  Spruch  —  nach  eingetretener  lormeller 
Rechtskraft  —  ebenso  wie  die  richt^licha 
Urteile  der  ordentlichen  Oerichte  für  dei 
EinzelfoU  derart  unabänderlich,  daß  er  weder 
durch  die  Terwaltungsgerichte  selbst,  nocit 
durch  die  Verwaltungsbehörde  in  Finge 
gestaut  werden  kann. 

Ja  man  wird  noch  wüter  gehen  und 
sagen  mQssen,  daß  das  Verwaltungsgericht 
ein  von  ihm  erlassenes  Urteil  nach  erfolgter 
Verkündigung  (oder  Zustellung)  nicht  mehr 
abändern  kann,  vielmehr  ohne  wätercB  dann 
gebunden  ist 

Wir  sehen  also,  daß  das  verwallunga- 
richterliche  Ürteil  auch  der  materiellen 
Rechtskraft  in  ähnlicher  Weise  fähig  ist, 
wie  der  im  Zivilprozefl  gefällte  RQita- 
Spruch. 

Diese  Grundsätze  sind  zwar  im  Oeseti 
nirgends  ausdrücklich  ausgesprochen;  se 
ergeben  sich  aber  aus  der  Natur  der  Sache, 
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insbesoDdere  der  rechtlichen  Bedeutung  eines 
ürteUs,"!) 

(Ueber  die  Rechtskraftwirkung  der  ver- 
TaltUDgsgerichtUchen  Urteile  vgL  jetzt  auch 
Schultzenstein  und  Bernatzik  in  den 
Terhandlungen  des  26.  D.  Jur.-Tages  Bd.  I 
S. 86 fg.;  Bd.  II  8.  32 fg.;  sowie  femer  das. 
Bd.  ni  S.  377  fg.) 

in.  Bas  y.  im  Deutschen  Reiche. 

1.  Reichsrecht  a)DieVerwaItungs- 
gerichtshöf  e  des  Reiches.  Das  Beich 
hat  in  mehreren  ^»zialffiUeo  oberste  Ver- 
waltungsgerichtshöfe  eingerichtet,  die  be- 
rufen sind,  teils  in  letzter  Instanz  die 
Bechtekontrölle  Aber  die  Entscheidungen 
der  Verwaltungsbeh(5rden  oder  Verwaltungs- 
gerichte  der  Bundesstaaten  für  gewisse  Yer- 
waltungsangelegenheiten  auszuüben ,  teils 
auch  schon  in  erster  Instanz  eine  unpar- 
teiische YerwaltungstAtigkeit  zu  gewähr- 
leisten. Solcher  Behörden  existieren  gegen- 
wärtig im  Reiche  im  ganzen  sieben :  a)  Das 


*)  Die  im  Text  enthalteDen  ÄnsfQhnmgeQ 
Uber  die  Bedeutung  des  V.  sind  wörtlich  meinem 
l  J.  1887  erachienenen  Buche  „Die  Staat«-  und 
SelbstTerwaltnng  Westfalena"  entnommen,  von 
dem  sie  auch  in  das  i.  J.  1888  erschienene  Bnch 
„Die  Staats-  und  Selbstverwaltung  deri^einpro- 
▼ins"  Übergegangen  rind.  Diesen  Ansf&hmngen 
hat  uch  0.  Mayer  in  seinem  .Deutschen  Ver- 
waltangarecht"  insofern  angeschlossen,  als  seine 
Darlegungen  fiber  das  Wesen  der  Verwaltnngs- 
rechtspflege  (Bd.  I  S.  177)  in  dem  Satze  eipfeln, 
„daß  VerwtutuDgsrechtspflege  die  Erfassang 
eines  rech tskraftfäh Igen  Verwaltnngsaktes 
ist".  Wenn  H.  aber  (a.  a.  0.  S.  178)  das  eigen- 
ttlmliche  Wesen  der  Verwaltungsrechtapöege 
aasschließlicb  in  der  Schaffung  eines  rechts- 
kräftigen VerwaltoDgsaktes  erblickt,  so  wird  er 
der  Bedeatnng  dieses  Instituts  nicht  durchaus 
gerecht.  Er  mnfi  dfeses  Ergebnis  selbst  als  ein 
S^ffff^g  erscheinendes  Dexeichnen.  In  der 
Tat  floenieht  M.  den  zweiten  Kernpunkt,  worin 
neben  der  Schaffung  eines  rechtskraftföhigen 
Yerwaltnngsaktes  das  eigentliche  Wesen  der 
Verwaltungsrechtspflege  beruht,  ganz  und  gar : 
die  in  dieser  liegende  Recbtskontrolle  der 
laufenden  Verwaltung,  auf  welche  Ton  mir  im 
Text  in  erster  Linie  hingewiesen  ist.  Diese 
„Rechtakontrolle"  gibt  der  Verwaltungarechts- 

glege  nicht  aum  wenigsten  ihr  eigenthmliches 
epTtee;  in  den  weitaus  meisten  FUlen  greift 
nftmliiä  ein  T.  erst  Plate,  nachdem  Torher 
ein  Terwftltungsakt  erlassen  ist,  der  durch  die 
Verwaltnngsgerichte  lediglich  auf  seine  Gesetz- 
mäOigkeit  geprBft  werden  soll.  Indem  nun  die 
Maßnahmen  der  VerwaltnngsbehtSrden  best&ndig 
unter  einer  derartigen  „Rechtskontrolle"  der 
Verwaltnngsgerichte  stehen,  werden  sie  schon 
dnrch  die  bloße  Eiistenz  der  letzteren  veranlaßt 
und  gezwungen,  bei  ihren  Verwaltnngsanord- 
nuugen  streng  gesetzmäßig  zn  verfahren,  so  daß 
achon  des  bloße  Dasein  dieser  Gerichte  geeignet 
ist,  eine  „willkttrliche"  Handhabung  des  Ver- 
waltnngsrechta  durch  eine  parteimäßige  Re- 
gUnag  xa  verhindern. 


dur«h  BG.  v.  6JVL  1870  (RGBl.  8. 368)  ge- 
bildete „Bundesamt  für  das  Heimats- 
w  e  s  e  n",  bestehend  aus  einem  Vorsitzenden 
und  mindestens  4  Mitgliedern.  Dasselbe  ist 
berufen,  über  Streitigkeiten  von  Arraenver- 
bftnden  verschiedener  Bundesstaaten  (be- 
treffend die  Ännenunterstützungspflicht)  und, 
sofern  ihm  die  Entscheidung  durch  Landesge- 
setz  übertragen  ist,  auch  Über  Streitigkeiten 
verschiedener  Armeaverbände  desselben 
Bundesptaats  in  letzter  Instanz  zu  entscheiden. 
Das  Verfahren  ist  teils  durch  das  erwähnte  Ge- 
setz, teils  durch  das  Regulativ  v.  6./1. 1873 
(RGBl.  S.  4)  geregelt  ß)  Die  auf  Grund  des 
G.  V.  21./Xn.  187 1  (RGBL  S.  459)  eingerichtete, 
aus  einem  Vorsitzenden  und  4  Mitgliedern 
bestehende  ReichBrayonkommissioOf 
welche  die  Aufgabe  hat,  auf  Grund  des 
gedachten  Gesetzes  Über  die  Rekurse  gegen 
Bescheide  und  Anordnungen  der  Festungs- 
kommaDdantur  in  Hayonaoselegenheiten  (be- 
treffend die  Entziehung  oder  Beschränknug 
von  Grundeigentum  in  der  Umgebimg  von 
Festungen  zu  Befestigungs-  und  sonstigen 
fortiflkatonschen  Zwecken)  zu  entscheiden. 
y)  Das  auf  dem  G.  v.  27./ VI.  1873  (RGBL  S.  165) 
beruhende  „verstärkte  Reichseisen- 
bahn am  t",  das  auf  Anrufen  der  Beteiligten 
Über  die  (jtesetzmäSigkeit  der  von  dem  Reichs- 
eisenbahnamt  erlassenen  Verfügungen  zu  be- 
finden hat.  3)  Das  auf  Grund  des  G.  v.  25./V. 
1877  eingerichtete  und  nunmehr  auf  Grund 
des  G.  V.  74V.  1891  (RGBL  S.  79)  und  der  V. 
V.  11./XI.  1891  jRGßl.  S.  349)  organisierte 
Patentamt  Dasselbe  besteht  aus  einem 
Präsidenteo  als  Yorützenden  und  einer  Reihe 
von  Mitgliedern,  die  io  versdiiedenen  Abtei- 
lungendasPatent-.Muster-undWarenzeichen- 
wesen  bearbeiten.  Während,  wie  wir  sahen 
(vgl.  den  Art.  „Patentrecht,  Patentwesen" 
oben  S.  614  fg.),  in  früherer  Zeit  die  Er- 
teiiung  eines  Patents  im  Wege  der  Privi- 
legienerteilung erfolgte ,  also  ein  reiner 
Gnadenakt  war,  für  dessen  Gewährung  oder 
Entziehung  selbstverständlich  kein  Rechts- 
schutz bestand ,  ist  nunmehr  die  Patent- 
erteilung sowohl  wie  die  Versagung  und  Ent- 
ziehung eines  Patents  durch  ein  geordnetes 
verwaltungsgerichtliches  Verfahren  bei  dem 
Patentamt  geregelt,  das  den  Beteiligten  deu 
vollkommensten  Rechtsschutz  gewährt, 
e)  Das  auf  Grund  des  G.  v.  27./ VII.  1877 
(RGBl.  S.  549)  lind  des  Beschlusses  des 
Bundesrats  v.  S.IY.  1878  (Zentr.-Bl.  S.  276) 
gebildete  Oberseeamt,  das  aus  einem 
Vorsitzenden  und  6  Mitgliedern  besteht 
Dasselbe  fungiert  als  Berufungsinstanz  gegen- 
über den  Entscheidungen  der  Seeämter  in 
solchen  Fällen,  in  denen  es  sich  darum 
handelt,  ob  eioem  deutschen  Schiffer  oder 
Steuermann,  der  einen  Seennfall  oder  dessen 
Folgen  verschuldet  hat,  wegen  Mangels 
sol^er  Eigenschaften,-  die  zur  Ausübung 
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s^es  Gewerbes  erforderlich  und,  die  Be- 
fugnis zur  Ausfibnog  seines  Gewerbes  ent- 
zogen werden  soll  oder  nicht  ^  Das 
Reichsversicherungsamt,  das  durch 
EG.  V.  6./yn.  1884  (RGBl.  S.  69)  (UnfoUveiv 
sicherung^esetz)  geschaffen  wnrde  und  ans 
einem  Pifisidenten  und  eioer  Reihe  von  stän- 
di^n  und  nichtstftndigeD  (durenamtlichen) 
Mitgliedern  sowie  aus  richterlichai  Bdmtzem 
besteht,  bildet  die  oberste  (Rekurs-)£n8tanz 
in  den  Streitigkraten,  die  aas  der  ünfoli-, 
Invalidit&ts-  und  Altersversichening  zwischen 
den  Beteiligten  erwachsen  (vgl.  Art  .,Reichs- 
Tersicherungsamt"  oben  S.  709  fg.).  »;)  Das 
Kaiserliche  Aufsichtsamt  für  Fri- 
vatversicherungin  Berlin,  das  auf  Grund 
des  RG.  Überdie  privaten  Versicheningsunter- 
nehmungen  v.  ia./V.  1901  (RGBl.  S.  139)  als 
obersteAufsichtsbehiSrdeüberderartigeünter- 
nehmuDgen  gebildet  ist  (s.  a.  Art.  „Aufsichta- 
amt"  oben  Bd.  I S,  275fg.).  Es  bestehtausdem 
Vorsitzenden  und  einer  Reihe  vou  stADdigen 
.und  nichtständigen  Mitgliedern;  seine  £nt- 
scheiduQgen  fallt  es  in  der  Besetzung  von 
drei  Mitgliedern  unter  Zuziehung  von  zwei 
Mitgliedern  eines  aus  Sachverstftnd^en  des 
Versicherungswesens  gebildeten  Trasiche- 
rungsbeirats. 

b)  In  einer  Reihe  von  Fällen  ist  kraft 
Reichsrechts  die  Einrichtung  eines  V.  deu 
Bundesstaaten  zur  Pflicht  gemacht  «)  So 
müssen  Streitigkeiten  der  ArmenverbÄnde 
untereinander  tlber  die  Verpflichtung  zur 
Uebemahme  eines  Hilfsbedürftigen  oder  zur 
Erstattung  der  durch  die  Unterstützung 
eines  solchen  erwachsenen  Kosten  gemsl 
§§  38—40  des  G.  v.  6./VL  1870  in  erster 
iDstanz.Ton  einer  durch  die  Landesgesetz- 
gebung einzurichtenden  SprucbbehOrae  im 
V.  entschieden  werden,  ß)  Zur  Untersuchung 
von  SeeunfäUen,  von  welchen  Kauffahrtei- 
schiffe betroffen  werden,  sowie  zur  Vahr- 
nehmung  der  in  der  Seemuinsordnnng  t. 
2./VI.  1902  (RGBl.  S.  175)  erwähnten  Ob- 
liegenheiten (insbesondere  inbezug  auf  die 
Ausstellung  der  Seefohrtsbücher  und  die 
Musterung  der  Schiffemannschaft)  haben  die 
Landesregierungen  gemäß  §§  6  fg.  des  G.  v. 
27./VII.  1877  Beeämter  zu  ernchten,  die 
aus  einem  zur  Bekleidung  des  Richterarats 
befähigten  Vorsitzenden  und  vier  Beisitzern 
bestehen,  y)  Die  erstinstanzlichen  Ent- 
scheidungen in  den  Angelegenheiten  der 
Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
liegen  Schiedsgerichten  ob,  die  gemäß  den 
RGG.  V.  6./VII.  1884  und  28./V.  1885, 
5./V.  1886  und  11./V1I.  und  13./VII.  1887 
und  22./VL  1889  von  den  einzelnen  Bundes- 
staaten eingerichtet  worden  sind.  (^^gl. 
jetzt  die  RG.  v.  30./VI.  1900  [RGBl.  S.  335 
u.  573]  und  v.  13./VII.  1899  [RGBl.  S.  393 
u.  463]).  !f)  Gemäß  §§  16  fg.,  20,  21,  23—27, 
40,  53,  63  RGO.  ist  über  die  Erteilung  bezw. 


Versagung  oder  ZurGcknahme  von  gewab> 
liehen  Konzessionen  in  einem  rerwalttug»- 
gerichtlichen  kontradiktoriscboi  VeriihraD 
durch  eine  Behörde  zu  entscheideil,  gerat 
deren  Entscheidung  der  Bekors  oflto  rait; 
diese  BehlMe  muft  in  der  enlen  oder 
zweiten  Instanz  ein  Kollegium  bildeo.  Du 
Verfinhren  mofi  den  in  den  §§  20, 21  Gev.^ 
aufgestellten  Grundsätzen  eotspredun;  im 
übrigen  ist  es  den  Landeegeeetzen  ttbcr> 
lassen,  die  Organisation  und  das  VerCihrai 
der  Behörden  zn  regeln.  ')  Soll  euiem 
Verein  ans  den  in  §  43  BGB.  aogegebeo« 
Gründen  die  Rechts^igkeit  eotsog^ 
werden,  so  muß  dies  gemSA  §  44  BOB.  in 
dem  unter  B)  angedeuteten  Verfahren  «r^ 
folgen,  sofern  ni(£t  landesgese^ch  ein  V. 
eingerichtet  ist,  das  in  erster  Linie  zor  Ao- 
weoduDg  zu  kommen  hat  ^  Das  gkicbe 
Verfehren  greift  Platz,  wenn  eine  eio- 
getragene  Genossenschaft  auf^Ost  werdeo 
soll,  weil  sie  sich  gesetzwidriger  Hand* 
Inngen  oder  Unterlassungen  schuldig  macht, 
durch  welche  das  Gemeinwohl  gefthrdet 
wird,  oder  weil  sie  andere  als  die  ihr 
gesetzlich  erlaubten  geschäftlichen  Zwecke 
verfolgt  §  81  des  Gen.-G.  v.  l^V.  1889 
und  lO.A'.  1897.  Weiter  ist  die  An- 
wendung des  in  §§  20,  21  Gew.-O.  vor- 
gesehenen Verfahrens  —  in  Ermangelnng 
eines  landesgesetzlich  bestehenden  V.  — 
in  den  Fällen  der  §§  24  Abs.  1  nnd  2,  47 
Abs.  3,  58  Abs.  2  und  3,  64,  65  Abs.  3, 
72  Abs.  3  und  4,  73  des  Krankenveis.-0.  v. 
104V.  1892  (RGBl.  S.  379).  §§  3-10  da 
G.  betr.  die  Abänderung  der  UnfaUverB.-0. 
V.  30./VI.  1900  (RGBL  S.  335)  vorgesehen. 
9)  Auch  die  Vorachrift  des  §  62  des  Ge- 
setzes betr.  die  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  V.  204V.  1892,  10.  V. 
1897  ist  hierher  zu  zahlen,  welche  aoordoet 
daß  die  Auflösung  solcher  OesdlstMea 
wegen  gesetzwidriger  Beschlösse  d«^  Qeeetl- 
schaft  oder  gesetzwidriger  Handlung«!  der 
Geschäftsführer  in  enter  lönie  in  dnm 
landesgesetzlidi  rtwa  bestehenden  V.  (in 
Ermangelung  eines  solohoi  im  ordontlidüs 
Reditswege)  zu  betzeiben  ist 

2.  landesreeht.  Eine  BeJhe  tod  deQtKb«a 
Suaten,  nämlich  PrenOen,  Bibern,  Wflrttemberf, 
Baden,  Heseen,  Brannschweig  und  Anhalt  nw 
neuerdings  aach  du  Kgr.  S&chMn  betitMa  dM 
geordnete  Verwaltnngwericbtsbarkat 

So  ist  in  Frenßen  du  V.  Jetzt  im  wwat- 
lieben  dnrcb  die  00.  v.  90./VIL  vnd  In'VlU- 
1883,  in  Bayern  dorch  die  OO.  t.  &/Vm.  VS» 
und  104V.  1879,  in  WOrttembeir  dorck  dii 
00.  T.  16401.  Itnfi  and  ]2.Vin.  IS».  ^ 
Baden  datvh  die  GG.  t.  5./X.  ISrä^  9441 18B0 
und  14./VL  1884,  in  Hesten  dnioh  dai  6.  t. 
13./VI.  1874.  im  Kgr.  Sachsen  dmd  dieGO.  t. 
Id.,  20.  und  21  /Vn.  1900  geregelt 

Den  Umfang  des  V.,  d.  h.  die  lachliche 
Zaständigkeit  der  Terwaltnngagnicklc  »wtft 
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de  nicht  reiehareehtUcb  fixiert  ist  (a.  Tontebeod 
nib  Ib),  haben  die  meisten.  Staaten  mittels 
der  M^.  „Ennmerationsmetbode"  festgestellt; 
d.  h.  sie  haben  diejenigen  VerwaltnngesacheD 
einzeln  aofgezShlt,  in  denen  anf  Anrnfen  der 
Beteiligten  ein  V.  Platz  greift.  Diese  Methode 
findet  sich  insbesondere  in  Preußen,  Bayern, 
Baden,  Hessen  nnd  Sachsen.  In  Wttrttembei^ 
dagegen  ist  dnrdi  eine  „Genermlklansel'*  die 
Znatfndigkeit  dea  Vemltnngsgericbtsb^ee  da- 
hin featg^ellt,  dafi  dieser  in  der  Kegel  aagernfen 
Verden  Kann,  wenn  jemand  behauptet,  „daß  die 
Ton  einer  Verwaltnngsbehörde  letzter  Instanz 
ergangene,  anf  Grund  des  Sffenüichen  Bechts 
gestOtzte  Entscheidnng  oder  VerfOgnng  rechtlich 
nicht  begrttndet  and  dafi  er  hierdurch  in  einem 
ihm  znstebeuden  Recht  verletzt  oder  mit  einer 
ihm  nicht  obliegenden  Verbindlichkeit  be- 
lastet sei". 

Als  Verwaltanjgsgerichte  fongieren  Gerichts* 
hfife  erster,  zweiter  und  dritter  Instanz,  in 
Prenßen  der  Kreis- (Stadt*)  nnd  Bezirksansschnß 
Und  das  Oberrerwaltnngflgericht;  in  Bayern 
entscheiden  die  unteren  nnd  mittleren  (Kreis- 
nnd  Provinzial-)  Verwaltungsbehörden  als  Ver- 
waltnnngerichte  erster  bezw.  zweiter  Instanz, 
wihrend  fOr  die  Entscheidung  in  letzter  Instanz 
«in  besonderer  Verwaltnngsgerichtshof  einge- 
riditet  ist  Aebnlich  ist  die  Organisation  in 
W&rttemberg,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  daß 
hier  in  der  Regel  nur  zwd  Instanzen  existieren. 
Auch  in  Baden  bildet  der  Verwaltungsgerichts- 
bof  die  zweite  nnd  letze  Instanz  gegenüber  den 
erstinstanzlichen  Entaeheidnngen  des  Bezirks- 
koU^ums.  Im  Kgr.  Sachsen  sind  die  Krds- 
hanpunannachaften  die  Tenraltnngsgerichte 
erster  Instanz;  die  zweite  nnd  letzte  Instanz 
wird  durch  das  Oberverwaltnugsgericbt  in 
Dresden  gebildet.  —  Das  Verfahren  ist  in 
mancher  Hinsicht  dem  des  Zivilprozeases  nach- 

frebildet;  insbesondere  ist  dasselbe  überall  ÖtFent- 
ich.  In  F^enüen  findet  ein  Gemisch  ron  scbrift- 
liebem  nnd  mündlichem  Verfahren  statt,  Ähnlich 
dem  des  altprenOischen,  vor  dem  Inkrafttreten 
der  ZPO.  in  QeltnncF  gewesenen  ZiTitprozesses; 
in  den  saddentsehenStaatai  greift  ein  im  wesent- 
lichen mtlndliches  Verfahren  Pläts.  Hit  BQck- 
sicht  anf  den  dffentUch-reditliehen  Charakter 
des  Verwaltnngsrechts  ist  im  Ge^rensatz  zn  dem 
ZiTilprozeßveruhren  die  Disposition  der  Parteien 
erheblich  eingeschränkt;  demgemäß  ist  der  Be- 
trieb im  wesentlichen  ein  Offizialbetrieb  and  die 
sog.  „Verhandlnngsmaxime"  nur  nach  einzelnen 
Bichtnngen  beibehalten. 

IT.  Das  T.  im  A»laa4e. 

1.  Oesterreick.  In  Oesterreich  ist  ein  in 
n  obreren  Instanzen  sich  abspielendes  V. 
nicht  ausgebildet  Dagegen  existieren  zum 
Schutze  der  Öffentlich-rechtlichen  Interessen  der 
Einzelnen  zwei  oberste  Gerichtshöfe,  nämlich 
das  Reichsgericht,  das  u-  a.  berufen  ist, 
„Uber  Beschwnden  der  Staatsbürger  wegen 
Verletzung  der  ihnen  durch  die  Verfassung 
gewährleisteten  politischen  Rechte  zu  en^ 
Bcheiden,  nachdem  die  An^egenheit  im  gesetz- 
lich Torgesdiriebenen  administrativen  Wege  aus- 
getragen worden  ist";  und  der  Verwaltungs- 
geriehtshof,  dem  die  Entscheidung  gebührt, 
wenn  jemand  dorch  eine  Entscbeidnug  oder 

Wfttserbaeh  der  Volkswlrtachsft.  IT.  Anfl.  Bd.  II. 


Verfügung  einer  Verwaltungsbehörde  in  seinen 
Rechten  verletzt  zu  sein  ^hauptet.  Ist  da- 
nach das  Reichsgericht  auch  vorwiegend  Hüter 
der  verfassungsrechtlichen  SteUnng  des 
Individuunis,  wogegen  der  Verwaltungsgenchts- 
hof  lediglich  die  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
waltungsrechts liegenden  Interessen  des 
Einzelnen  zn  schützen  berufen  ist,  so  hat  doch 
die  Abgrenzung  dieser  Gebiete  in  der  Praxis  zn 
mannigfachen  Schwierigkeiten  und  Kompetcms- 
streiti^kdten  Anlaß  gegeben,  anf  die  indessen 
hier  nicht  näher  einzugehen  ist 

Während  das  Beitusgericht  die  im  Widov 
spmch  mit  der  Verftusong  ergangenen  Verwal- 
tnngsverffi^rnngen  anfsnheben  nicht  befogt  ist, 
viemiebr  sich  darauf  zu  beschränken  hat,  die 
behauptete  Verletzung  des  politischen  Bechtes 
festzustellen,  hat  di^egen  der  Verw^tungs- 
gericbtsbof  die  Stellung  eines  Kassations- 
bofes.  Er  hat  demgemäß  die  an^griffenen 
VerwaltangsverfOgnngen  ledis^icb  in  recht- 
licher Buiebnng  nachznprftfen  nnd  bei  fest- 
gestellter Bechtsverletcnng  animheben,  ohne  in 
der  Sache  selbst  eine  Entscheidung  zu  treffen. 
Das  Verfahren  vor  beiden  Gerichten  ist  ein 
öffentliches  und  mündliches. 

Die  Einrichtung  des  V.  in  Oesterreich  be< 
ruht  anf  den  Artt.  1,  3  und  15  des  Staatsgrund- 
gesetzes  v.  21./Xn.  1867  und  den  GG.  v.  13./IV. 
1869,  32./K.  1875  und  19./IIL  1894. 

2.  Frankreleh.  In  Frankreich  ist  die  Aus- 
bildung des  V.  auf  die  französische  Bevolution 
zurückzuführen,  die  den  theoretischen  Grundsatz 
von  der  so^ .  Teilung  der  Gewalten  praktisch 
zn  verwirkiiehen  versneht  hat. 

Eigentümlich  ist  hierbei  dem  französischen 
Recht,  daß  es  nicht  sowohl  bemüht  ist,  die  Ein- 
griffe der  Verwaltung  in  das  Gebiet  der  Justiz,, 
sondern  umgekehrt  Eing^ifFe  der  letzteren  in  das 
der  Verwaltung  mit  aller  Schärfe  zurückzuweisen 
und  das  Gebiet  der  Verwaltung  mögliehst  weit 
auszudehnen.  Einen  Bechtsschutz  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung  gewährt  das  französische 
Recht  dem  Einzelnen  insofern,  als  eine  Beihe 
von  VerwaltungBsacben  als  der  justice  admini- 
strative angehörig  bezeichnet  werden:  dadurch 
sind  sie  der  Entscheidung  des  kculegialisch 
oi^^isierten  „PrSfekturrats"  nnd  in  letzter 
Instanz  derjenigen  des  Staatsrats  zugänglich. 
Immerhin  ist  der  Bechtsschutz  auf  dem  Gebiete 
des  Verwaltnngsreebts  in  Frankreich  kein  aus* 
reichender. 

3.  England.  In  England  bat  die  sog.  „Ver- 
waltungsjurisdiktion**  den  größten  Umfang.  Für 
eine,  wenn  auch  noch  so  knappe  Darstellung 
derselben  fehlt  es  hier  an  Raum,  weshalb  anl 
die  unten  mitgeteilten  grundlegenden  Schriften 
Gneists  verwiesen  werden  muß. 

Literatur:  O.  BUhr,  Der  ReehUstaal,  GöUtngm 
I864.  —  B.  Cfnetst.  Verwaltung,  Jtutü,  ReehU- 
wcg,  Staatnerwattung  und  SeUutverwcUtung  nath 
en^üchen  und  deutschen  Verkältnitten,  Berlin 
1869.  —  Deraelbe,  Der  Beehtittaat  und  dio 
Verwaltungtgertchte  in  I>euUehkmd,  BtrUm, 
e.  Aufl.,  1879.  —  H.  SehuUe,  Der  Beehtuekut» 
a^f  den  Gtbtet«  de»  SffenlUeken  Bedttt,  Bralau 
187S.  —  O.  V.  Sonrcv,  Dom  ifffenOitAe  Becht 
und  die  Vencaltungirechtepfiegt,  Tübingen  1880. 
—  Bematxik,  Bechtaprechung  und  tnaterieüe 
BeehUkrafi,  Wien  1886.  —  Leuthold,  Oeßent- 
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liehet  Intereue  und  Sffentliche  klag.e  im,  Vtr- 
waltunfftrechl,  MirtAi  ^nnolen,  1894,  S.  SBlfg. 

—  Jf.  Seydel,  Die  VeneaiUmgtreehtspßege  in 
Bayern,  daeelbit  18SS,  8.  tlSjg.  —  v.  Stengel, 
Die  VerwaUungegerichUbarkeit  und  die  ößmt' 
Ueken  Bechte,  Veno.-Arch.,  Bd.  IU,  S.  m/g. 

—  2.  V.  Stein,  EechUttaat  vnd  Verwaitmgt- 
neht^jUge,  GrünhuU  Zeiuehr.,  Bd.  VII,  S.  t7fg., 
t97/g.  —  Nrntkamtp,  Der  Begriff  der  Stibelr 
iwrwafte)^  im  B^ehtniaaut  Jrek.  /.  i^ghttUchee 
Beeht.  Bd.  IV,  8.  S77  u.  SiöSg.  —  v.  XMMiver, 
Apologetitehe  Studien  *w  VerwaltungegerickU- 
bofimt,  GrUnkut«  Zeiüehr,,  Bd.  XXII,  S.  SSS/g. 

—  Xt^m,  Xritieehe  Studien  tur  Veneattungt- 
geriekübarkeit,  Veno.-Arek.,  Bd.  II,  8.  7Afg.  — 
Jteraelbe,  in  Verw.-Areh.,  Bd.  V  (1897),  S.  136; 
FuiaHng,  in  Verv.-Arektv ,  Bd.  IV  (1896), 
8.  SU  fg.:  Priedrieha,  das.  Bd.  VI  (1898), 
8.  SSI:  Lotning,  dat.  Bd.  VII  (1899),  S.  Ify.: 
SehuiUenatein,  dai.  Bd.  IV,  S.  87,  VII,  g67, 
IX,  99;  V.  Stengel,  da».  II,  m,  III,  Sil;  u. 
ArekbtfUr  i^enü.  Beehi  IX.  S67fg.;  O.  Malier, 
da».  XVH,  247.  —  O.  ifOUer,  Die  Begriffe 
der  Venealtm^rtehtif^hge  und  de»  Vetwltiiaig»' 
»treitierfahren»  nach  preußitehem  Jteeht,  Berti» 
1895.  —  Die  Lehrbücher  det  VtruoÜnngereeht» 
von  G.  Mefßer,  2.  A\^.,  Leiprig  1898j94  (mü 
beeonder»  au^fUhrtiehen  lAleraturangabep  vmd 
in  klarer,  knapper  DareteUung);  lAttming, 
Leiptig  1884;  V.  Aenffet,  1886;  O.  Mayer, 
ieipeig  1895(96.  —  Teantr,  AmdfrueJb  de*  Ötter- 
reißkiteka»  ÄdmimittnitivmfakrenM,  Wien  1896. 

—  Dertelbe,  Die  devUeke*  Theorieende»  Ver- 
laaitiimMredU^  Jifrnfrufw  1901.  —  v.  Stmg^ 
ArtL  „  Verwal^gegeriehtibarheit^,  „  VerwaUtmg»- 
»Ireitverfahren  in  Preußen",  „  VenealttMg»- 
etreitver/ahren"  in  »einem  W.B.  d.  D.  V.R.. 
Bd.  II,  8.  710 fg.,  7m fg.,  786 fg.;  Erg.- 
Bd.  I,  8.  9efg.,  Erg..3d.  II,  8.  StSfy.,  Erg.- 
Bd.  III,  S.  t77fg.  —  O.  M«v«r,  Schönberg, 
Bd.  III,  »,  8.  189fg.  —  Bomhale,  It^Uche» 
Ver%oaUung*recht,  Freiburg  1889 — 1898.  — 
Fischer,  Da»  Verfattung»-  u.  VerwaUungtreeht 
de»  DenUchem  Aeiehea  u.  de*  ^nigr.  Sachten, 
10.  Av^,  Uiipri$  2906.  —  v.  JMniM,  iVwi^S»- 
mAm  Staattreoht,  6.  A^,  Bertim  1899fg.,  keraw- 
gegeben  von  Zorn.  —  v.  Lem^ayer,  Art.  „Recht»' 
»ehuU  m  i^enüiehen  Beeht",  Oesterr.  SLW.B., 
Bd.  II,  S.  881  fg.;  Meneel,  da».  Bd.  II,  S.  148S. 

—  O.  Mayer,  Theorie  de»  framötieehen  Ver. 
valtungareehit,  Straßburg  1886.  —  6n«t«t,  Self- 
govemment ,  Xommunaiverfaeeung  und  Venrai- 
tungegerickte  in  England,  S.  Auß.,  Berlin  1871. 
~~  M/erael^e,  Da»  engliaehe  Verv><^iimg»reeht 
der  Oegenwart  in  Vergleiehung  mit  den  deutschen 
VerwaUung»»^»tewten,  2  Bde.,  3.  Avfi.,  Berlin 
2883184.  Xeuteamp. 
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Verzehrnngutener,  allgemeine. 

1.  AUgemeiDes.   2.  Gesetzgebung. 

1.  AUgenieines.  Die  allgemeine  V.  ist 
eine  steuertechnische  Verbindung  eines 
Systems  von  möglichst  vielen  Aufwands- 


steuem  auf  Vertnanehsgimautlnden.  Säe 
bildet  den  0egenHt&  xa  den  Bpezidlen, 
inneren  Yerbraudissteaem  (vgl.  Art  j^Auf- 
wandssteuern"  Bub  l  2  oben  Bd.  I  S.  2S9). 
Die  aUgemeine  V.  bernbt  auf  einem  StMer- 
tarif ,  in  dem  die  steuerpflichtigw  Verbiaaclift- 
gegemtftnde^  lU^tetab  und  Steueiaitxe  xo- 
Bammengestellt  Bind.  Sie  wird  in  ge- 
schlosseDen  Orten  meist  beim  Eingang  der 
verzehruDgBstenerpflichtigeD  Waren  in  des 
lokalen  Bezirk  aU  Eingangs-  oder  Tor- 
steuer und  in  den  Qbngen,  offenen  Orten 
als  Verkaufs-  oder  HaadeUsteuer  er- 
hoben. Bisweilen  wird  auch  die  Fonn  der 
Verpachtunggewählt.  Der Steuetpftchter 
kann  eich  dabei  entweder  der  im  Qeaetaa 
voi^eseheoen  Erbebungsform  bedienen  oder 
seinerseits  mit  den  ^teoerpflichtigeD  ein 
anderes  Abkommen  zur  Eä^ringon^  der 
Steuersumme  treffen.  Die  allgememe  V. 
widerspricht  dem  Differenuerungsprozesse 
der  modernen  Steuersysteme,  ist  bei  eigener 
Begie  kostspielig  imd  eine  Verkehn- 
beläatigung,  die  mit  dem  finanoeilea  Erfolg« 
nicht  iu  Einklang  steht. 

In  froheren  2>»ten  war  sie  ricdtedi  ge- 
bräuchlich, wie  in  den  alten  dentBcbeo 
Acdseordnangeo.  Qegeawärtig  aber  ist  ne 
in  den  meisten  lAodem  durch  die  speziellw 
Y.  verdrängt  worden.  Am  passend^eu  kann 
d^Be  Steuerform  noch  zur  Deckoog  des 
kommnoaleo  Aufwands  benotit  veiiien. 
Vgl.  Art  „Octnü'*  oben  &  589%. 

3.  Gesetuebur-  LOeiterrelch  (Patent 
T.  85./V.  18»).  Sie  ist  eine  Torstener  in 
den  „eeachloasMien  Orten".  Als  solche  werden 
betrachtet:  Wien,  Tri  est,  Brttnn,  Qrax,  Kr&kao, 
Laibach,  Lemberg,  Linz,  Prag  und  die  ge- 
schlossenen Orte  Dalmatietts.  Der  gegenwirUfe 
Taril  (GG.  T.  18./V.  1875,  10./V.  1*0,  Ä/VI. 
1891)  umfaßt  folgende  aO  GegenstüJide:  weis, 
Obstmost,  Bier,  BindTieh,  Schafe,  Schwenie, 
frisches  Fleisch,  Wildpret,  Federwild.  Fische. 
Schaltiere  (frei  in  Triest)  nnd  anfierdem  (mit 
Ausnahme  von  Wien  und  Triest)  37  weitere 
Artikel  anderer  aUtl^icher  LebrösbedttTfiiiwi 
(Butter,  Kise,  Talg.  Km,  Wachs,  Oel  (außer 
HineralSl),  Brennstoffe,  Obst.GemQse,  BrotMdit«. 
Hehl,  Brot  usw.).  Der  Stenertarif  ist  ein  rrei- 
facher.  Der  eine  hiervon  mit  den  bShereB  SBtsen 
findet  auf  Wien  und  Triest  Anwendong,  der 
andere  auf  die  ttbrigen  gescbloneaen  StAdte. 
In  Wien,  Triest  nnd  m  den  geechlosseoeB  Ortea 
Dalmatiens  wird  die  Abgabe  in  kommunaler 
Selbstverwaltung  erhoben,  in  den  Qbrigen  7  n- 
schlossenen  Städten  ist  sie  verpachtet  Die  aU> 
gemeine  V.  von  Fleisch  nnd  Wein  auf  dos 
„offenen  Lande"  ist  im  Art  „Mahl-  und  ScUaeht- 
Steuer"  (sub  II,  4,  oben  S.  446}  nad  in  Art. 
„Wein  und  Weinstener"  (sub  III,  2)  behandelt 
j  worden. 

2.  Italien  hat  gleichfalls  eine  allgemeine 
V.  in  den  dazzi  di  consumo,  deren  Spuren  bis 
iu  die  ältesten  Zeiten  zurückreichen.  Sie  treffen 
Getränke,  Fleisch,  OeL  Batter  und  Zacker  nad 
■  werden  in  den  „gescbiossenen  Orten*,  d.  h.  ia 
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Oemeinden  Ton  8000  JBinwohBern  an,  grnnd- 
sUzlich  lüa  Toratenern  bei  Einbringung  der 
steaerpflicbtigen  Gegenstände  in  die  Bannmeile 
imd  in  den  Übrigen,  den  „offenen  Orten",  als 
Kleinverkanfsabgabe  erhoben,  die  fftUig  wird, 
wenn  die  steaerpflicbtigen  O^renstXnde  in  die 
Torrat«-  oder  Terbaafuokale  des  Detaillisten 
ttbergegangen  sind.  Der  Stenertarif  zerföUt  in 
swei  Teile,  tou  denen  der  eine  aal  alle  Od- 
meinden,  der  xwute  nur  anf  die  geschlossenen 
Orte  Anwendung  findet  Die  Steneraät»  fttr 
die  einzelnen  Gegenstände  sind  nach  4  Orts- 
klassen abgestuft,  die  nach  der  Einwohner- 
Eshl  gebildet  werden  (50000  und  mehr  Einw., 
30001  bU  60000  Einw.,  8001  bis  20000  Einw., 
8Q0O  und  weniger  Einw.)-  Die  Y.  wird  nnr  in 
Neapel  nnd  Born  vom  Staate  selbst  erhoben, 
während  sonst  die  A.bflndnng  mit  der  Gemeinde 
die  Begel  ist,  die  mit  dieser  auf  je  6  Jahre  ge- 
trolfen  wird.  Sie  kann  dann  die  Abgabe  ent- 
weder selbst  erheben  oder  dnrch  StenerpSchter 
erheben  lassen.  Wenn  eine  solche  VereinWung 
Ttm  den  Oemeinden  abgeldut  wird,  greift  man 
nr  VeriNuAtnng  (apalto),  wobei  regMmftOig  alle 
nicht  ugefondenen  Oemeindni  eines  grOfieroi 
Terwaltnngsbeärkes  m  einer  Pacht  nuammen- 
gefafit  werae».  Die  Gemeinden  kOnnen  fQjr  den 
Gemeindehanshalt  Ztuchlfige  erheb«!  oder  mit 
einem  lokalen  dazzio  noch  nicht  bestenerte  Gegen- 
stände  belasten.  Ertrag  1906:  60,164  Hill.  Lire. 

Allgemeine  V.  anf  ähnlichen  Grundsätzen 
bestehen  in  Spanien  (impuesto  de  consnmos) 
und  in  Serbien  (troschanna). 
Uteratnr:  Zelter,  SeKönberg,  Bd.  371*.  S.  484 
486.  —  apUamkütMw,  Art.  „Venehnatgr- 
«IMMTA"  (OfUmMi)  im  Omttrr.  St.  W.B..  Bd.  IS, 
8.  14*4/9-  —  JUevo-Memo,  S^fomn  dtr 
indirektut  SteiMm  i»  itoMm,  Füt.-Arek.^  Bd.  I, 
I6S4.  —  HeOeH,  FimanatM ieni,  Sin^  Arek., 
Bd.  X,  8.  856  Jg.  Max  von  Heetel. 
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'  VeteriBftrwesen  s.  Tierärzte 
oben  S.  1074^. 


Viehliaadel  s.  Fleischergewerbe 
oben  Bd.  I  S.  8461g. 


TiehiencIieiL 

1.  Einleitoides  und  GeechichtUehes.  2.  Die 
einzelnen  V.  nnd  ihre  flauptanllsse.  S.  Geaeti- 
gebang.   4.  Statistisches. 

1.  Einleitendes  nnd  Gesehlehtllehes.  Das 

Vieh  repräsentiert  in  der  Landwirtschaft  eben- 
sowohl produktives  Kapital  wie  Erzeugnis  der 
pTodaktion.  Es  Ist  Tanscbgut  nnd  Zachtgut. 
Die  Bedentang  aber,  die  der  Bauer  seinem  Vieh 
beimißt,  geht  oft  Ober  die  Bedentang  des  bloßen 
Saebgutes  erheblich  hinaas,  man  denke  nur  an 
die  St.  Leonhardi-Feier  (in  TOlz),  bei  der  all- 
jährlich -zu  dem  Schutzheiligeai  des  Viehstandea 
ffewallbihrtet  wird,  nm  von  ihm  Abwehr  Ton 
Seuchen  zu  erflehen,   Wie  gefilhrlieh  die  T. 


werden  können,  zeigt  die  Tatsache,  daß  die 
Binderpest  im  18.  Jauh.  (tou  1711  an  besonders 
stark)  in  Deatschland  etwa  30  Mill.,  in  ganz 
Enropa  etwa  200  Hill.  Stück  Bindrieh  remichtet 
hat.  Man  kann  die  ErankheitsaosbrQche  dahin 
nnteidcheiden,  ob  die  Seuche  aas  einem  Einzel- 
fall durch  Ansteckung  ihre  Ausdehnung  gewinnt 
(Epizootieen,  Infektionssenchen)  oder  ob  ein 
gleicher  Anlafi  nicht  senchenartäger  Natur 
nnr  eben  dnrch  Gluchheit  der  ürseehe  eine 
größere  Menge  von  Tieren  b^Ult  fHerden- 
Krankheiten).  Diese  letztere  Krankheits- 
erscheinang  ist  nicht  za  den  Seuchen  zu  rechnen 
nnd  ftllt  auch  nicht  unter  die  besOglichen  ge- 
setzlichen Bestimmungen. 

Schon  im  Altertnm  hat  man  einige  V.  ge- 
kannt, so  spricht  Aristoteles  von  der  „maefis*' 
(Botz  der  Fierde) ;  was  aber  sonst  im  Altertum 
nnd  Hittelalter  als  „Viehpest"  genannt  wird, 
kann  sowohl  Rindei^est  als  auch  Milzbrand 
oder  d^.  gewesen  sein.  Im  Mittelalter  hat  die 
Rinderpest  in  großen  Ansdehnnngen  ge- 
wtttet,  besoaden  in  den  Eriegszeitu  durch  die 
häufigen  Einsehleppnngen,  dun  ia  Qefdge  des 
Schwarzen  Todes  im  14.  Jahrh.  nnd  besonders, 
wie  schon  oben  angeffihrt,  im  18.  Jahrh.  Zum 
letzten  Male  1878/79  in  Deutschland  austreten, 
ist  sie  jetzt  wie  die  seit  1689  nicht  mehr  anf- 
getretene  Pockenseuche  der  Schafe  in  Deutsch- 
land erloschen. 

2.  Die  einzelnen  T.  nad  Ihre  Henptan- 
IKsse.  Außer  den  eben  genannten  Krankheiten 
sind  besonders  verbreitet  oder  ffdUhrlieh:  Milz* 
brand,  Butsehbrand,  Tollwut,  Sota  (Wnra)  der 
Pferde,  Maul-  nnd  Elanenseache  der  Zweihufer, 
Lnngensenche  des  Bindviehs,  Bläschenaasschlag 
(Beschälausschlag)  der  Pferde  nnd  Binder,  Bände 
der  Einhufer  und  Schafe,  Geflflgeldiphtberie  und 
GeflQgelcholera:  gefährlicher  als  der  Beschäl- 
ans«£lag  ist  die  Beschälseuche,  die  aber  in 
Dentschland  schon  seit  längerer  Zeit  aasgerottet 
ist.  Daneben  wären  noch  zu  nennen:  Staupe 
der  Pferde,  Tezasfieber,  Verkalben  usw.  Als  seit 
längerer  Zeit  heimisch  in  Deutschland  kOnnen 
Bände^  Bläschenaiusohlag  und  dk  Lungensoiohe 
des  Rindviehs  (nach  Ermittelnngen  dä  Kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes  (1901)  sind  etwa  25  % 
der  Binder  in  Deutschland  tuberkulSs)  aussehen 
werden;  fOr  diese  Krankheiten  und  vielleicht 
noch  zeitweise  für  diese  oder  jene  andere  mttssen 
Krankheitsherde  im  Inlande  angenommen  werden. 
Die  meisten  Übrigen  aber,  bewnders  die  gefähr- 
licheren, entstehen  fast  ausscbließlicfa  durch  Ein- 
Bchleppung  aus  Bußland  nnd  Oesterreich,  so  be- 
sonders Milzbrand,  Botz  und  Tollwut;  für  die 
Binderpest  gelten  die  Länder  des  südlichen  Ruß- 
land und  die  Hinterländer  von  Oesterreich  als 
„ständig"  oder  „häufig  nrnfon^räch"  verseucht. 
Wie  hartnäckig  die  Infektionsgefebr  z.  B. 
namentlich  bei  Milzbrand  ist,  davon  geben  einige 
in  den  amtlichen  Jahresberichten  Ober  V.  (vom 
Beichsgesnndheitsamt)  angeführte  Milzbrand- 
fäile  Zeugnis:  Einige  Fälle  wurden  dadurch 
hervorgerufen,  daß  das  Vieh  auf  einer  Weide 
graste,  in  weicher  vor  Zeiten  Müzbrandkadaver 
verscharrt  worden  waren;  ein  anderer  Fall  da- 
durch, daß  Vieh  aus  einem  Brunnen  trank,  in 
dessen  Nähe  HUzbrandkadaver  verscharrt  worden 
waren ;  noch  nach  Jahren  Übertragen  StäUe  nnd 
Abdeckereien  den  Krankheitserreger.  Tersncbe 
haben  gelehrt,  dafi  selbst  längere  Anstrocknung 
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der  Felle  nnd  das  Tolktändige  Auslaufen  in 
SalslOsni^  nicht  fittiig;  sind,  den  Anstecknn^- 
stoff  zn  zeratSren.  Von  grOOter  Wichtigkeit  ist 
also  die  voUatändige  Beseitigiuig  der  Kadaver, 
d.  h.  durch  Terbrennmig !  Besonders  tückisch 
sind  die  Krankheiten  mit  sehr  langer  oder 
schwankender  Inknbatioofidaner  (oft  bis  90  Tage 
nnd  mehr),  da  hier  die  recbtzeingen  Teterinftr- 
polizeilidien  Eingriffe  Öberans  schwierig  sind. 
Anf  den  Menschen  Übertragbar  sind  Milzbrand, 
ToUwQt,  Rotz,  Manlsenche,  Tuberkulose  nnd 
OeflQgeldiphtherie. 

3.  Gesetzgebung.  SoU  zur  Verhütung 
oder  gegen  die  Verbreitung  der  V,  etwas 
Erfolgreiches  getan  werden,  so  muß  die 
Gesetzgebung  möglichst  bei  der  Ausrottung 
der  Anlft BS e  einsetzen.  Sie  mufl  also  gegen 
die  EinschleppuDg  Schutzvorschrifteo,  gegen 
die  Verschleppung  Sperrmaßregeln  und  zur 
Ausrottung  bestehender  Seuchen  Tilgung 
Toischriften  erlassen.  So  gestalten  sich 
denn  such  die  veterinärpolizeilichen  Maß- 
nahme in  Oemftfiheit  der  oben  angeführten 
EDtstehungsgrfiade.  Wir  beschränken  uns 
auch  hier  auf  eine  Betrachtung  der  Ver- 
hältnisse in  Deutschland.  Zun&chst  ging 
man  ge^n  die  Rinderpest  vor  in  dem  R.G. 
betr.  die  Mafiregeln  £^gen  die  Binderpest 
r.  7./1V.  1867,  welches  zunächst  die  weit- 
gehoidfitenSchutzTorschriften  gegenüber  dem 
Auslande  zur  Geltung  bringt  (event  die 
ümzingeluDg  der  Grenze  durch  Milit&r- 
kordons),  dann  aber  bei  Ausbruch  im  In- 
lande  den  zustandigen  Behörden  die  ein- 
schneidendsten Sperrmaßregela  (GehOfts-, 
Ortschafts-,  Schulsperre)  und  die  schärfsten 
Eingriffe  in  das  Aermögeu  der  Vieheigner 
gestattet.  Denn  nur  die  unerbittliclisten 
Maßnahmen,  sofortig  Tötung  kranken,  ja 
selbst  gesunden  Viehs,  Vernichtung  gift- 
fangender Stoffe  u.  dergl-,  haben  sich  als 
erfolgreich  erwiesen,  um  wenigstens  etwas 
zu  retten.  Die  Anzeigepflicht  wird  beson- 
ders scharf  betont,  und  erhebliche  Straten 
werden  angedroht,  in  Ergänzung  des  §  328 
RStGB.  wird  insbesondere  auch  jeder 
Handel  mit  krankem  Vieh  über  die  Grenze 
(auch  der  nicht  vorsätzliche)  unter  Strafe 
gestellt.  Die  Maßregeln  der  Behörden  sind 
möglichst  generell  gefaßt,  damit  im  ge- 
gebenen FaJle  nicht  die  Hände  gebunden 
sind;  auch  die  Instruktion  v.  ^./^^.  1873 
brachte  nicht  viel  eingehendere  Vorschriften. 
Späterhin  wurde  noch  ein  besonderes  Gesetz 
betr.  Zuwiderhandlung  ge^n  die  zur  Ab- 
wehr von  V.  erlassenen  Vieheiufuhrverbote 
am  21./V.  1878  verabschiedet  Die  Inten- 
sität der  Sperrmaßregeln  richtet  sich  danach, 
wie  nah  die  Pest  schon  der  Grenze  ge- 
rückt ist.  —  Als  ebenso  wichtiges  Gesetz 
ist  das  EG.  betr.  die  Abwehr  und  Unter- 
drückung von  V.  V.  23.' VI.  1880  (abge- 
ändert durch  die  Novelle  v.  1.  V.  1894), 
dazu  die  Instruktion  des  Bundesrates  zur 


AusEOhruDg  des  Gesetzes,  v.  12.  n.  1881 
(mit  der  Abänderung  v.  27.  VI.  1895)  m 
nennen,  welches  in  weit  Über  100  Paop 
graphen  ähnliche,  nur  nidit  ganz  so  vat- 
gehende  Vorschriften  wie  das  Rindeipest- 
gesetz  gibt:  es  umfaßt  Milzbrand,  Tollwut, 
Hotz,  Maul-  und  Klauenseuche,  Lnngeo- 
seuche,  Pockenseuche,  Bläscheuausschlag. 
Räude,  Beschälseuche.  In  dem  Gesetz  wird 
eine  besondere  veterinarpolizeiliche  Beauf- 
sichtigung der  Märkte,  Schlachthäuser. 
Stadtbullen  usw.  seitens  der  beamteteo 
Tierärzte  vorgesehen.  Die  Sperr-  und 
Tötungsmaßregeln  sind  analog  denen  des 
Rinderpestgesetzes.  Fast  alle  deutscliea 
Bundesstaaten  haben  Ausführungsgesetze  er- 
lassen, auf  die  hier  nicht  eingegangen  werden 
kann.  Außer  den  mannigfachen  £änfubr^ 
verboten  sind  nur  noch  an  wichtigeren  Ge- 
setzen zu  nennen :  RG.  betr.  die  BeseitigUDg 
von  Ansteckungsstoffen  bei  ViehbefCrderungeo 
auf  Eisenbahnen  v.  25./IL  1876  (Desinfektion 
nach  jedem  Transport),  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  betr.  die  Verladung  nnd  Be- 
förderung von  lebenden  Tieren  auf  ESsen- 
bahnen  v.  13./VI1.  1879  und  28..'XL  1887. 
Weitere  Bekanntmachui^n  beziehen  ädi 
auf  die  Anzeigepflicht  bei  den  verschiedeooi 
V.  —  In  den  Gesetzen  sind  auch  die  Eot* 
schädigongqtflichten  einer  eingehenden  Re- 
gelung unterzt^n  worden.  Danach  winl 
meist  (mit  Ausnahme  bei  Verechuldeo, 
unterlassener  Anzeige  usw.)  der  geschätzte 
Wert  des  Tieres  ersetzt,  bei  rotzkraaten 
Pferden  aber  nur  "Z«,  bei  InneenBendieo- 
krankem  Kadvieh  *'s  des  Wertes.  Die 
ungeheuere  Ausdehnung  der  Hanl-  uod 
Klauenseuche  im  Jahre  1892  (Schaden 
150  MilL  M.)  verursachte  eine  Verschärfung 
des  V.gesetzes  durch  die  Norelle  vom 
l./V.  1894.  Eine  Novelle  zum  Reichs- 
gesetz zur  Abwehr  und  Cnter- 
drückung  von  V.  ist,  nachdem  sich  der 
Deutsche  Landwirtschaftsrat.  die  preußi- 
schen Landwirtschaftskammem  u.  a.  zu  dem 
Entwürfe  geäußert  haben  *),  im  Reichfiamt 
des  Innern  ferti^estellt  und  dem  Bundesrat 
vorgelegt  worden.  Die  im  Entwurf  vor- 
gesehenen Aenderungen  beziehen  sich  im 
wesentlichen  auf  eine  erhebliche  Erweiterung 
der  Befugnisse  der  Veterinärpolizei  una 
namenthch  diejenigen  Seuchen,  die  eist  in 
den  letzten  Jahren  in  ihrem  Wesen  wissen- 
schaftlich festgestellt  worden  sind,  wie 
Rindertuberkulose,  Schweineseuche  und  Oe- 
fli^cholera.') 

>)  Vgl.  Volksw.  Chronik  1903  S.  46.  1906 
S.  6o9  (SL-hadloshaltnng  nsw.). 

*)  Eine  ausfQhrliche  Anweisung  Qbcr  <tt 
Bekämpfung  des  RoÜanfa,  der  ScfaveiBoeoche 
nnd  Schweuepest  hat  der  Poliieipiindent  vm 
Berlin  fQr  den  Stadtbezirk  Berlin  an  1&,1IL 
1907  erlanen. 


Digitized  by  Google 


Viehseuchen — Yiehstatistik 


1221 


4*  StatistlMhei.  läue  zQTerlässige  Oetamt- 
tM  der  FlJle  tod  V.  anzugebeD,  ist  nicht 
mitffHch,  dt  die  ErbeboDgen  ganz  nngleichm&Uig 
^3,  ans  vielen  Luidesteilen  fttr  einige  Erank- 
beiten  sogar  ganz  fehlen.  Nur  die  HaaptxahleD- 
der  einzelnen  Sencben  sollen  hier  aa^- 
ffthrt  werdm;  sie  zeigen,  daß  die  Anadehnung 
der  Seuchen  im  letzten  Jahrzehnt  hinsichtlich 
lÜlzbrand ,  fianschbrand  und  Scfaweineseache 
[Schweinepest),  znm  Teil  beträchtlich,  zuge- 
nommen bat.  Hanl-  and  ElBoensenche  nnd  Toll- 
wut haben  am  1898/99  einen  Höhepunkt  er- 
reidit,  von  dem  sie  nun  allmählich  abzusteigen 
scheinen,  da  jetst  aosh  gegenttber  drai  niedrigeren 
Zahlen  Ton  IBOl  das  Jahr  190&  Jioch  eine  wesent- 
liche Verminderung  brachte.  Ungefähr  kon- 
stante Zahlen  —  von  natflrlicben  Schwankungen 
abgesehen  —  zeigen  Bände  der  Pferde,  Bläschen- 
ansschlag  der  Binder  und  Botlauf  der  Schweine. 
Abnahme  endlich  ist  zu  konstatieren  bei  Lnngen- 
aenche  (fast  völlig),  Bläschenansschlag  der  Pferde 
(gering).  Bände  der  Schafe  (gering).  Der  Ge- 
samtverlost  an  Tieren,  die  wegen  V.  gefallen 
oder  getötet  sind,  wurde  f&r  das  Jahr  1905  in 
Deutschland  auf  8866342  H.  ^regen  7940331  M. 
im  Vorjahre  berechnet;  dabei  steht  obenan  der 
Verlust  an  Schweinen  (6  283602  M.)  durch 
Schweinepest  nnd  BoÜauf.  Die  wirklichen 
(mit  den  indirekten  usw.)  Verluste  sind  indes 
noch  weit  größer.  Prozentual  stellen  sich  die 
Erkrankungs-  und  Verlustziffem  für  1905  und 
1904  folgendermaßen:  Auf  je  10000  vorhandene 
Tiere  der  betreffenden  Art  entfallen  Erkrankte : 
Pferde  3,66  (1904  :  3,46),  Bindvieh  7,46  (6,82), 
Schafe  0,69  (1,46),  Ziegen  0,0Ö  (0,05),  Schweine 
81,37  (78,11),  Geflügel  8,75  (7,72).  —  GefaUene 
oder  getötete:  Pferde  1,65  (1,50),  Bindvieh  3,59 
(3,19),  Schafe  1,58  (1,45),  Ziegen  0,05  (0,05), 
Schweine  61.50  (58,28),  GeflOeel  8,75  (7,72). 
Ich  besdiränke  mich  im  folgenden^  die  Zahlen 
(von  Netterkrankungen)  von  1905  im  Vergleich 
zu  denen  von  1895  anzugeben  nnd  die  neueren 
Hanptgebiete  der  Verseuchung  zu  nennen. 
1.  Milzbrand.  6133  (3949  i.  J.  1895),  davon 
172  Pferde,  6306  Binder,  509  Schafe,  13  Ziegen, 
131  Schweine.  Hanptverbreitungsgebiet :  Fast 
ganz  Deutschland,  relativ  weniger  in  Teilen 
von  Pommern,  Ost-  und  Westpreußen,  Mecklen- 
burg. 2.  Maul-  nnd  Klauenseuche.  An- 
gaheu  der  Zahl  des  erkrankten  Viehs  fehlen. 
Der  gesamte  Viehbestand  der  von  der  Seuche 
betH)ffenen  Gehöfte  waren  9303  Binder  (195120 
i.  J.  1896),  6046  Schafe  (207  105),  182  Ziegen 
(8856),  3131  Schweine  (58566).  Die  Zi^m 
gingen  von  1894 — 1899  gewaltig  in  die  Höhe 
(bis  auf  etwa  4'/,  Milt.  StQck),  fielen  aber 
jetzt  bis  anf  ein  Minimum.  Hauptverbreitangs- 
gebiet  1905:  Ostpreußen,  Brandenburg,  Posen, 
Prov.  Sachsen ,  dann  auch  Sttddeutschland. 
a  Botz  der  Pferde.  ö09  (1895:  590). 
außerdem  wegen  Verdachts  oder  prophylaktisch 
oetOtet  S06  (nicht  rotzkranke)  Pferde.  Gebiet: 
Schlesien,  Sachsen,  Brandenbuig,  Pommern,  sonst 
vereinzelt.  4.  T  o  1 1  w  u  t.  742  Hnnde  (anßer 
den  nnr  wegen  Tollwatverdacht  getöteten) 
(1895:  431);  ferner  86  Binder.  14  Katzen, 
22  Pferde,  13  Schafe,  2  Ziegen.  Gebiet: 
Busaische  Grenze  stark  gefährdet,  außerdem 
Westprenßen,  Schlesien.  Pommern,  femer  eine 
Anzahl  fUIe  im  Rheinland.  5.  Langen- 
8«uche.  Neu  erkrankt  1904  1  Bind  in  Posen,  i 


1906 1  Bind  in  Grimma  (Kgr.  Sachsen)  (1895 : 940). 
6.  Bissehenausschlag.  7562  (1895:  6661), 
davon  224  Pferde,  7338  Binder.  7.  Räude 
der  Pferde.  634  (1895  :  500).  8.  Räude 
der  Schafe.  Zahl  der  Bestände  in  den  be- 
troffenen Gehöften  56393  (1895 : 78820).  Haupt- 
gebiete: Westfalen,  Schleswig,  Braunschweig 
und  einige  süddentsche  Gegenden,  sonst  ver- 
einzelt. 9.  Rauschbrand.  1691  (1895:  772), 
davon  3  Pferde,  1668  Rinder,  20  Schafe.  —  Ueber 
Rotlauf  der  Sdiweine,  Schweineseoche  and  Ge- 
flUgeleholera  liegen  statistische  Angaben  seit  1899 
vor.  Fttr  das  Jahr  190&  lauten  die  Zahlen  : 
10.  Rotlauf  der  Schweine.  52961  Tier«, 
gefallen  oder  getötet  45299.  Verbreitong  durch 
das  ganze  Reich.  II.  Schweineseuche 
(Schweinepest).  100862  Tiere,  gefallen  oder 
getötet  75  520.  Verbreitung  ebenfam  überall.  — 
Seit  1903  wird  über  Geflügelcholera  und  Bühner- 
pest  statistisch  berichtet.  12.  GeflUgel- 
cholera.  Gefallen  oder  getötet  16580  Hühner, 
33  966  Gänse,  4505  Enten,  219  Tauben,  369  anderes 
Geflügel.  Verbreitung  1905  hauptsächlich  in 
den  Etlichen  Provinzen  Preußens  und  im  Kn. 
Sachsen.  13.  Hfthnerpest  862 ( Vorjahr 28S). 
14.  PockenBeuche  der  Schafe.  3220,  ge- 
fallen oder  getötet  704  ^d!e  Seuche  war  schon 
längere  Zeit,  so  1890—99  erloschen,  das  letzte 
^ößere  Auftreten  1903  mit  465  gefallenen 
Tieren;  1904  wieder  kein  Fall). 

Literatur:  Jkanmann,  Art.  „Viekteueken", 
Stengel«  WSrterbwsh  d.  J>.  V.B.,  Bd.  II,  S.  809 Jg. 
u.  Brgbd.  III,  ff.  SSOfg.  —  Easer,  AH.  „  VwA- 
•euclum",  H.  d.  St.,  t.  Aufi.,  Bd.  VII,  S,  4S8fg. 
—  Beyer,  Viehtewkengttetzt,  Berlin  1886.  — 
Jahresbericht  über  die  Verbreitung  von  7¥er- 
»euchen  im  ßeuüelun  Reich  (Kaiserliches  Ge- 
sundheÜBami),  Jahrgang  ISO. 

A.  Bister. 


TiehitatlBük. 

1.  Bedeutnng  und  Aufgabe.  2.  Geschicht- 
liche Entwickelung  und  Handhabung. 

1.  Bedentang  nnd  Aufgabe.  Der  innige 
Zusammenbaog  und  die  mannigfachen 
Wechselbeziehungen  zwischen  Ackerbau  oder 
Bodennutzung  überhaupt  und  Viehhaltung 
ist  bereits  früher  dargelegt  worden  (s.  Artt 
„Äckerbau  und  Äckerbausysteme"  \md  „Land- 
wirtschaft oben  Bd.  I  S.  17  fg.  bezw.  Bd.  II 
S.  364fg.).  Weckherlin  sagt  mit  Recht: 
„Da,  wo  Viehzucht  blüht,  ist  in  der  Regel 
der  höchste  Ertrag  von  Landbaü"  (Die  land- 
wirtschaftliche Tierproduktion,  4.  Aufl.  1865^ 
S.  3).  Abgesehen  von  der  immobilen  Sub- 
stanz eines  Landgutes,  dem  Grund  nnd 
Boden  und  den  Gebäuden,  bilden  die  Zug- 
und  Nntztiere  den  bei  weitem  -  wertvollstea 
Teil  der  Betriebsmittel  ein«  limdwirtschaft- 
liehen  Unteniebmens.  Ihr  Wert  ist  durch- 
schnittlich so  groß  vie  der  des  toten  In- 
ventars und  des  umlaufenden  Betriebsfeapitals 
zusamniengenommen.  Bei  den  im  Jahre  1900 
für  das  I^utsche  Reich  stattgehabten  Er- 
I  hebungen  wurde  der  Cteldwert  des  ganzen 
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vorhandenea  Viehbestandes  auf  7  698400000 
Mark  eeschätzt ;  im  Durchschnitt  kamen  auf 
je  1  qkm  rund  14200  M.  und  auf  je  einen 
Einwohner  rund  135  M.  an  Viehkapital.. 
Für  die  Beurteilung  des  Ganges  der  £nt- 
■wickelung  und  der  zeitweiligen  Lage  der 
Landwirtschaft  bilden  die  Ait  und  der  Um- 
fang der  Viehhaltung  besonders  wichtige 
und  sichere  Anhaltspunkte.  "Wenn  der  Vieh- 
stand an  Menge  und  Wert  fortgesetzt  zu- 
nimmt, ohne  daß  es  auf  Kosten  der  Aus- 
dehnung des  Ackerlandes  erfolgt,  so  ist  dies 
ein  sicheres  Zeichen,  daß  die  ganze  Land- 
wirtschaft sich  in  fortschreitender  Entwicke- 
lung  befindet ;  ebenso  umgekehrt.  Eine 
zuverlässige  V.  muß  als  ein  unentbehrliches 
HiUsmittel  für  den  bezeichnet  werden,  der 
eine  klare  und  begründete  Erkenntnis  nicht 
nur  von  dem  Zusfande  des  wichtigsten  aller 
Frodoktionszweige,  sondern  auch  Ton  dem 
Wachstum  oder  Sinken  des  Volksvmnßgens 
überhaupt  gewinnen  will. 

Kaum  minder  bedeutungsvoll  als  das  Ge- 
samtresnltat  der  V.  dnes  Landes  sind  deren 
einzelne  Ergebnisse.  Wenn  z.  6.  die  deutsche 
Y.  nachweist,  daß  in  den  letzten  Jahrzehnten 
die  ländvieh-,  Schweine-  und  Zi^nhaltnng 
fortgesetzt  zu-,  die  Schafhaltung  ständig 
abgenommen  hat,  so  lassen  sich  hieraus, 
zusammengehalten  mit  anderen  Erschei- 
nungen, sehr  wichtige  Schlnßfolgerungen 
ziehen.  Dasselbe  gilt  für  die  Vergleiehimg 
der  Viehhaltung  nach  Art  und  Men^  in 
den  einzelnen  Teilen  des  Deutschen  fieiches. 
Beispielsweise  kommen  nach  der  Viehzählung 
Ton  1904: 


auf  1 

qkm 

der  landw. 

anf  100  Ein- 

benutzten 

wohner 

Fläche 

Stttck 

Stttck 

Rind- 
Tieh 

Schafe 

Rind- 
vieh 

Schafe 

in  der  Provinz 

Pommern  .  . 

33,9 

51,6 

43,  r 

65,7 

in  der  Provinz 

ScU«8wig-Hol- 

Btein .  •  .  . 

64,6 

.2,8 

66,3 

13,1 

KOmffT.  Bayern  . 
QroBnmogUaa 

75,7 

14,7 

53,9 

10,5 

Baden  .  .  . 

78,6 

7,0 

33,8 

3,0 

OroÜherzogtam 

Heckleuburg- 

Schwerin   .  . 

36,9 

45,6 

55.5 

68,6 

In  den  einzelnen  Teilen  Deutschlands 
sind  hiernach  sehr  starke  Abweichungen 
bezfigUch  der  Gesamtzahl  der  in  den  beiden 
wichtigsten  Nutzvieharten  vertretenen  Tiere 
sowie  bezüglich  ihrer  Verteilung  anf  Rind- 
vieh und  Schafe,  mag  man  es  nach  der 


Fläche  oder  nach  der  Einwohnerzahl  b^ 
rechnen.  Bayern  und  Baden  haben  zwar 
die  gleiche  viehstärke  pro  (^km,  im  Ver- 
hältnis zu  den  Einwohnern  wird  aber  dieeCb 
von  jenem  bedeutend  Qbertroffen.  Von  den 
beiden  in  der  norddeutschen  Ebene  gelegnen 
Provinzen  Pommern  und  Schleswig-Holsteiii 
hat  letztere,  nach  der  Fläche  berechnet,  eine 
um  die  HtUfte,  nach  der  Einwohnerzahl  be- 
rechnet, eine  um  ein  Drittel  größere  Rind- 
viehhaltung,  während  die  Schafhaltung  das 
umgekehrte  Verhältnis  zei^.  Diese  gewal- 
tigen Unterschiede  sind  t^s  die  Ursachen, 
teils  die  Wirkungen  von  anderen  Tatsachen, 
die  mit  dem  ganzen  wirtschaftlichen  Leben 
nicht  bloß  der  Landbau  treibenden,  soodem 
auch  der  übrigen  Bevnlkenmg  in  innigem 
Zusammenhang  stehen  und  darauf  einen  tief- 
greifenden Einfluß  ausüben.  Noch  manche 
anderen  Beweise  ließen  sich  dafür  beibringeo, 
daß  die  V.  ein  unentbehrliches  Erfoiderais 
für  die  Erforschung  und  richtige  Beurteilung 
der  volkswirtschaftlichen  Ziutände  bildet 
Leider  ist  sie  zu  diesem  Zweck  bis  jetxt  ooA 
wenig  ausgebeutet  worden. 

Ihre  Aufgabe  besteht  darin,  eüt  mög- 
lichst zuverlSssif^  und  vollständiges  mlA 
von  dem  z^twdhgen  Stande  der  Yienhaltung. 
nach  Tierarten,  Geschlecht,  Altemklannwi. 
soweit  angängig  auch  nach  Nutzungasved^ 
getrennt,  darzubieten.  Angab«i  Ober  das 
durchschnittliche  lebende  Gewicht  und  den 
durchschnittlichen  Geldwert  der  Tiere,  nach 
Tierart  und  Altersklassen  gesondert,  dienen 
zur  wesentlichen  Vervollkommnung  der  Vieh- 
statisttk.  Dabei  ist  es  enii'ünscht  wenn  die 
Einzelaufnahmen  nicht  nach  den  eiozeloen 
Häusern,  sondern  nach  den  einzelnen  Haus- 
haltungen erfolgen,  weil  nur  hierdurch  ein 
Urteil  darüber  ermöglicht  wird,  in  welchem 
Umfange  und  in  welcher  Wrise  die  vet^ 
schiedeoen  Bevölkerungsklassen  an  der  Vieh- 
haltung ein  direktes  Interesse  besitzen  und 
von  deren  Vorteilen  Gebrauch  zu  machen 
imstande  sind. 

2.  GeselilehtllebeEBtwlek^vBf  Ru4- 
habnnf.  Abgesehen  von  einigen  In  eng  be- 
grenzten Bezinten  schon' frflbervorgeikonuMiiea 
and  abgesehen  von  der  1774  in  Diuemark  wtMtt- 
gehabten  ViehEiUnne  itt  die  Viehstattstik  tm 
eine  Errmgenachaft  aas  19.  Jahrb.  PrenSea 
machte  damit  1810  den  AnCaag,  verattstallcte 
bis  1822  alljährlich  nad  von  da  ab  all«  3  Jahn 
eine  solche.  Aach  Bayern  erhob  1810  aeiM 
erste  Viehstatistik  und  UeO  derselben  1818. 18BS. 
1840,  1844,  18Ö4  nnd  1863  weitere  ftdgen.  la 
Württemberg  begann  man  mit  der  Vieb- 
statistik  1816,  in  Hannover  1817.  in  Bades 
1820,  in  Oldenburg  1821,  üi  Korhesiei 
1827.  In  allen  diesen  sowie  in  anderen  spfttcf 
folgenden  deutDcben  Staaten  worden  dann  dt« 
Yiehzählaugen  in  regelnlitigen  oder  imrefel- 
mftCigen  Perioden  wiederholL  Ei  erstreckte  aiek 
die  viefastatistik  in  der  Begel  auf  Tier»rt  6«- 
schleeht,  Alter,  anch  wcdil  anf  Basse  nd 
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NntsangMweck.  Von  aoOerdentscben  Stuten 
war  es  namentlieh  Frankreich,  welches  von 
1831  ab  der  VIebstatistik  Sorgfolt  snwendete. 

Indessen  xeigten die UterenJErbebangen  den 
Mangel,  daß  Qber  die  Art  ihrer  Vornahme  keine 
genaneren  TomÄilften  gelben  waren,  diese 
vielmehr  den  damit  beanftraiten  Behörden  ttber- 
lassen  blieb.  Siolehes  Änderte  sich  erst,  als 
Belgien  im  Jahre  1846  snm  erstenmal  ein 
mehr  methodisches,  die  Zuverlässigkeit  des  Re* 
snltates  mehr  gewftbrleisteodes  Zählnngsver- 
fahren  einfQhrte.  Danach  wnrden  in  jedem  Orte 
besondere  Kommissionen  gebildet,  welche  doich 
persönliche  Umfrage  bei  den  einzelnen  Viehbe- 
sitzem  den  Viehstand  festzustellen  nnd  das  ge- 
fondene  Resultat  in  Hansbaltungdisten  einza- 
trwen  hatten.  Diese  Methode  haben  dann  nach 
and  nach  die  ttbrigen  etu-opäischenKaltnntaaten, 
wenngleich  im  einzelnen  mannigfach  modifiziert, 
sich  za  eigen  gemacht.  Zarzeit,  besitzen  sie, 
mit  Ausnahme  von  Griechenland,  Serbien 
and  Portagal,  s&mtlich  eine  mehr  oder  min- 
der gnt  eingerichtete  und  gehandhabte  Vieh- 
statistik. 

In  den  meisten  Staaten,  welche  eine  regel- 
mäßig wiederkehrende  Viehstatistik  veranstalten, 
hat  man  bierfOr  eine  lOjäbrige  Periode.  Seit 
der  Neagrttndnng  des  Dentsdien  Reiches  ist 
hier  die  ViefasMtiBtik  Belchsangelegenheit  ge- 
worden. Bisher  fanden  die  ViehaMünngen  in 
lOjfthrigoi  ZwischenrKomeB  statt,  nftmlieh  1873 
(Januar),  1888  (Janiiar)  und  1892  (Dezember). 
Von  da  an  sollten  sie  in  jedem  5.  Jahre  vor- 
genommen werden,  aber  dann  nmschicbtig  ein- 
mal in  einer  engeren  and  einmal  in  einer  ei^ 
weiterten  Form.  1697  fand  auch  eine  kleinere, 
1900  eine  großer«  Zftblung  statt.  Mit  RSck- 
fidit  anf  die  am  1.  Joni  1904  in  Kraft  getretene 
Schlachtvieh-  nnd  Fleiachbeachaustatistik  wurde 
am  1.  Desember  1904  eine  anfierordentliche 
ZfthlangmitÜerenUmfangeaveranstaltet.  Wegen 
der  Viehknappheit  der  Jahre  190Ö  nnd  1906 
reranstaltete  PreoBen  am  1./XIL  1S06  eine 
anOerordentlicbe  Zvisdieiutthlnng.  deren  end- 
gUtige  Resultate  zur  Zeit  noch  nicht  vorliegen. 

FQr  das  E^ebois  der  V.  ist  es  von  Be- 
deutung, zu  welcher  Jahreszeit  sie  ver- 
anstaltet wird.  Die  Menge  des  Viehstandes 
wechselt  im  Laufe  dee  Jahres ;  im  Vorsommer 
pflegt  sie  am  größten,  mitten  im  Winter, 
etwa  im  Januar,  am  kleinsten  zu  sein. 
Unbedingt  mufi  gefordert  werden,  daS  in 
ein  und  demselbeQ  Lande  die  einzelnen 
ViehzftUungm  auch  in  der  a&mlichen  Periode, 
womöglich  an  dem  oSmlidien  Tage  oder 
dotdi  an  zwei  dem  Kalender  nach  dicht 
oebeneinanderlieKeDdeiiTagea  Tin:genommen 
werden;  sonst  ist  eine  vei^eichaog  der 
Resultate  du  einzelnen  ViefazUünngen  nicht 
möglich.  Der  Wintertennin,  wie  ihn  das 
Deutsche  Beäch  festfaAlt,  ist  der  bessere. 
Denn  einmal  ist  es  wichtiger,  den  dauernden 
und  mindestens  vorhandenen  Viehstaod  zu 
kennen  als  den  höchsten,  vorflbei^hend 
vorhandenen.  Der  winterliche  Bestand  ent- 
spricht aber  auch  melir  dem  durchschnitt- 
hchen.  Unter  deutschen  klimatischen  Ver- 


hältnissea  ist  bei  Bindvieh  und  Pferden, 
welche  zusammen  etwa  ^/s  aller  hindwirt- 
schaftlichen  Zug-  und  Nutztiere  dem  körper- 
lichen Crewicht  nach  repräsentieren ,  die 
Winterfutterperiode  viel  langer  als  die 
Sommerfutterperiode,  und  hierdurch  wird 
die  Zahl  der  gehaltenen  Tiere  wesentlich 
bestimmt  AuBerdem  kann  man  bei  der 
Aufnahme  im  'Winter  auf  ein  sicheres  Er- 
gebnis rechnen,  da  die  Tiere  dann  alle  in 
den  Stallen  beisammen  sind,  während  im 
Sommer  ein  großer  Teil  sich  auf  der 
Weide  und  anderwärts  zerstreut  befindet,  die 
Zählung  durch  die  damit  betrauten  Personen 
daher  sehr  erschwert,  oft  ganz  unmöglich 
gemacht  wird. 

BezQglich  der  Art  der  Ermittelung  wurde 
schon  oben  herroigehoben,  daß  sie  besser 
nach  Haushaltungen  als  nach  Häusern  er- 
folgt. Im  Deutschen  Reiche  findet  als  Regel 
noch  das  letztere  statt,  doch  ist  anch  ersteres 
zugelassen. 

Die  V.  muß  vor  allem  die  Art,  die 
Stückzahl  und  das  Geschlecht  der 
vorhandenen  Tiere  feststellen;  dies  ist  ja 
auch  verhältnismäßig  leicht  Femer  müssen 
wenigstens  gewisse  üruppen  nach  dem 
Lebensalter  der  Individuen  gemacht  werden. 
Noch  nicht  abgesetzte  Kälber  oder  Ferkel 
haben  etwa  den  10.  Teil  des  körperlichen 
Gewichtes  von  erwachsenen  Tieren  derselben 
Art,  und  das  Zahlen  Verhältnis  zwischen  jungen 
imd  erwachsenen  Tieren  ist  keineswegs  immer 
und  überall  das  gleiche. 

Was  die  Unterscheidung  nach  dem 
Nutzungszweck  angeht,  so  erscheint  es 
wünschenswert,  daß  die  zur  Z  u  ch  t  benutzten 
männlichen  Tiere,  wenigstens  bd  Pferden 
und  Rindvieh,  in  einer  besonderen  Gruppe 
zusammengefaßt  werden.  Bei  weiblichen 
Tieren  ist  die  Feststellung  darüber,  ob  sie  als 
Zuchttiere  anzusehen  sind,  schon  schvneiiger. 
Audi  die  gesonderte  Ermittelung  der  zu 
landwirtschaftlicher  Arbeit  oder  zur 
Arbdt  überhaupt  verwendeten  Pferde  und 
Rinder  erscheint  wünschenswert.  Die  Zahl 
der  zur  Mast  aufgestellten  Tiere  zu  be- 
stimmen, ist  mit  einiger  Genauigkeit  nicht 
möglidi;  man  steht  hier  auf  sehr  unsicherem 
Boden,  und  die  gewonnenen  Restdti^  sind 
unzuverlässig.  Noch  mehr  gilt  dies  bei 
Atrfnahmen  über  die  Viehrasse. 

In  den  «nzelnen  Stallen  bestehen  große 
Abweichungen  bezüglich  dw  Gruppenein- 
teilung  für  die  verschiedenen  Tierarten  und 
also  bezüglich  der  Gegenstande,  Über  welche 
die  Erhebungen  der  V.  sich  erstrecken. 
Normalbestimmungen  hierüber  bssen  sich 
auch  nicht  aufstellen,  da  die  Art  der  Vieh- 
lialtung  sowohl  wie  der  Bildnngsstandpunkt 
der  mit  ihr  beschjÜtigten  und  der  mit  der 
Zählung  betrauten  Personen  sehr  abweichend 
sind.   Es  mCge  daher  genügen,  hier  kurz 


Digitized  by  Google 


1224 


Viehstatistik  —  ViehversicheniDg 


anzugeben,  nach  veldien  Eategorieen  die 
EriiebuDgen  der  Y.  im  Deutschen  Rdche 
bei  der  am  1./XII.  1904  stattgehabten  Zahlung 
T<H^enommen  worden  sind. 

L  Pferde. 
Pferde  fiberbanpt  (eiiuehließlich 

Hilitärpferde]  

darunter : 

Fohlen  unter  1  Jahr  

1—3  Jahre  alte  Pferde  .... 

3     *       n         n  n  

II.  Kindvieh. 
Rindvieh  überhaupt  

darunter : 
E&lber  von  unter  3  Monaten    .  . 
Jungvieh  von  '/a  bis  zu  1  Jahr  . 
Junjrvieh  von  1—2  Jahren  .   .  . 
2  Jahre  altes  und  älteres  Bindvieh 

Bullen,  Stiere  und  Ochsen    .  . 

Ktthe  (auch  Fftrsen,  Kalbinnen) 
2  Jahre  altes  und  älteres  Bindvieb 

ttb«-hanpt  

m.  Schafe. 
8d»ie,  einscbliefilich  Lämmer  .  . 

IT.  Schweine. 
Schweine  fiberbanpt  

darunter : 
unter  Vs  Jahr  alta,  einscbliefilich 

Ferkel  

.       1  Jahr  alt  

1  Jahr  alt  und  älter  

y.   Ziegen,  einscbliefilich 
Lämmer. 

"Ea  werden  ferner  Bienenstich  und 
Hfihner  gezählt 

Bei  den  großen  Zählungen  wird  außer 
der  Stückzahl  auch  der  Wert  und  beim 
Rindvieh  auch  das  Lebendgewicht  ermittelt 

Eine  sehr  wichtige  Ei^nzung  zu  der 
eigentlichen  Viehzählung  bildet  die  in  Deutsch- 
land mit  l./VII.  1904  erstmalig  erhobene 
Schlachtvieh-  und  Fleischbeschaustatistik,  die 
durch  eine  mit  der  Zählung  von  1904  ver- 
bimdene  Statistik  der  Hausschlachtungen 
ergänzt  wird;  sie  wird  in  Korabination  mit 
der  Bestandstatistik  später  einmal  die  Be- 
rechnung der  Jahresproduktion  ermög- 
lichen. 

Ueber  die  Ergebnisse  der  Y.  berichtet 
der  Artikel  „Viehzucht"  unten  S.  1229  fg. 

Iilteratar;  IMe  ErmiUelung  der  VieHhtdtung  im 
DeuUchen  Beiche  r.  10.//.  mS,  Bd.  VIJI  der 
Vierteljahr$he/te  xur  Slatlttik  de»  Deutsehen 
Beiekea  för  I874.  ~  Bauptergebnüte  der  Vieh- 
Zählung  V,  1Q.\L  ISSS  Jür  die  einzelnen  Staaten 
und  das  Reich,  ebendaselbst,  Bd.  LIX,  1884.  — 
Die  Viehhaltung  im  Deutschen  Seiche  nach  der 
Zählung  V.  l.jXII.  189g,  bearbeitet  im  Kaisert. 
Statistischen  Ami  1894.  —  Die  Viehhaltung  im 
Deutsehen  Reiche  nach  der  Zählung  v.  I.IXJI. 
1897.  Vierteijahrtike/te  xur  (Statistik  de»  Deut- 
sehen Reiche»  für  1898,  IL  Stfi.  —  Dir  Vieh- 
haltung  in  Deutschen  Beiehe  nach  der  Zählung 
r.  I-IXII.  1900.  Vierteljahrshefte  zur  Statistik 
des  Deutschen  Reiches  190S,  Ergänzungsheft  I. 
—  Die  Viehhaltung  im  Deutschen  Reiche  nach 


der  Viehzählung  v.  J.jXII.  1904.  VterU^akrs- 
hefte  xur  Statistik  des  Deutselten  Seiches,  Sr- 
gäruungsheft  zu  1905,  IV.  —  Q%uinte,  Die  Er- 
gebnisse der  Viehstatistik  in  den  vriehUgslen  ewro- 
päischen  Ländern ,  Bonn  190L  —  Comnuit 
Statistik  der  wirtsehaftl.  KvUur,  I.  Balfte,  Jena 
1904,  'S.  74/g.  Th.  Prhr.  von  der  GeMt, 
W.  WygoäHnaki. 


TiehTenicberui. 

1.  Zweck  und  Weien.  S.Entwiekdniff.  3.  Be- 
dentang. 4.  UntemehmnngsfonDen.  5.  Organi- 
sation. 6.  Statistik. 

1.  Zweck  und  Wesen.  Der  B^riff  V. 
umfaßt  eine  Beihe  verschiedenartiger  Sacb- 
versicheniDgen ,  die  sämtlich  den  Zweck 
haben,  den  Viehbeeitzem  einen  Bedarf  zu 
decken,  der  durch  Verluste  infolge  Tod, 
Krankheit  (Seuchen),  Unfall  usw.  von  Pferden, 
Rindvieh ,  Schweinen ,  Ziegen ,  Eseln  and 
Maultieren  entsteht 

Man  unterscheidet  folgende  Arten  der  V. 

a)  Die  Viehlebensversicherune: 
durch  sie  soll  dem  Besitzer  sowohl  im  FaUe 
natürlichen  Todes  wie  bei  notwendigem 
Töten  des  versicherten  Stücks  Vieh  ein 
Ersatz  gewährt  werden.  Von  einer  allge- 
meinen Viehlebensversicherang  wird  dabei 

g »prochen,  wenn  die  Entschädigung  ohne 
ilcksicht  auf  die  Ursache  des  To<ks  zur 
Auszahlung  gebracht  wird,  von  einer  be- 
sonderen, nämlich  SeuoheoTer&iche- 
rung,  wenn  nur  im  FaUe  des  Todea  durch 
Seuche  vom  Veraidkwer  Ersatz  zu  leisten 
ist.  Da  jedoch  in  den  meisten  Kolturstaftteo 
die  Vermeidung  und  Verlveitung  der  ge- 
fähriichsten  Viehseuchen  eine  AufgiUw  der 
Veterinärpolizei  bildet  und  staatliche  Zwan^ 
maßregeln  hier  eingreifen,  so  umfaßt  eine 
Viehseuchenversicheiung ,  wenigstens  in 
Deutschland,  nur  Seuchen  von  unterge- 
ordneter Bedeutung  (vgl.  den  Art.  „Vieh- 
seuchen" oben  S.  1219fe.). 

b)  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die 
Schlachtviehversicherung  ein, 
welche  gegen  Verluste  Deckung  gewährt, 
die  durch  Beanstandung  des  Fleisäice  der 
Schlachttiere  bei  der  Fleischbeschau  ent- 
stehen. Auch  sie  steht  also  in  enger  Ver^ 
binduug  mit  MaSr^ln  des  Veterinärwesens. 
Die  Ausbrdtung  der  hygienischen  Oeeets- 
gebung  und  die  zunehmenden  Anfordenmgen 
der  öffentlichen  Gesundheitspfl^e  an  die 
Beschaffenheit  des  Fleisches  als  mensch- 
liches Genußraittel  haben  sie  zur  Entstehung 
gebracht,  und  in  zunehmendem  Maße  wird 
gerade  dieser  Zweig  zu  einer  sta^iohen 
Einrichtimg. 

c)  Außer  der  Lebensvasichernng  des 
Vidies  kennt  man  wdterhin  eine  Vi^onUl- 
versicherung ,  ViehoperationsreisicheruQg, 
Viehtransportversicherung ,  ViehfenenrBT^ 

I  Sicherung  usw.  (vgl.  die  Artt  ^werreniche- 
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rang**  oben  Bd.  I  S.  821  fg.,  „Tnuisportver- 
Bichening"  oben  S.  1081  fg.,  „ünfailversiche- 
rung*'  oben  S.  1098  fg.). 

z.  EntwIekelDDi^.  Beispiele  viehreniche- 
ningB*Bhiilicher  Einnchtnngen  lassen  sich  ans 
vielen  Jahrhandeiten  anfiiluen,  sowohl  ans  der 
Zeit  des  alten  Testaments,  wie  ans  dem  12., 
dem  16.  Jabrh.  usw.  In  Island,  in  Spanien 
nnd  in  England  finden  sich  die  verschieden- 
artigsten, allerdings  ganz  vereinzelten  Beispiele 
für  das  vorkommen  solcher  Einrichtnngen ,  die 
hftofig  in  inniger  Verbindung  mit  der  Seever- 
aichenmg  gestanden  haben,  indem  das  Transport- 
rinko  für  Tiere  übernommen  wurde.  Zu  einer 
woblorgaoiBierteu  und  stftudigen  Einrichtung 
woide  die  T.  erst  bei  wachsender  Bedeutung 
der  Landwirtschaft  nnd  der  Zunahme  der  Tier- 
zQcht,  die  unter  den  Tierseuchen,  insbesondere 
der  Rinderpest  ersdireckend  zu  leiden  hatte; 
so  wird  der  Verlnst  'in  den  Jahren  1740—1750 
allein  anf  3  Hill.  Kinder  in  Europa  geschätzt. 
Friedrich  der  OroIIe  führte  zuerst  dnrch  Regle- 
ment vom  29./X1.  186Ö  in  Schienen  die  Y.  anf 
staatlicher  Grundlage  ein.  Mit  dem  Beginn  des 
19.  Jahrb.  finden  wir  lokalbegrenzte  V.vereine 
in  Anhalt,  Lippe,  Waldeck  usw.  Bis  auf  den 
heutigen  Tag  haben  sich  diese  örtlichen  Ver- 
sicheningsvereine  auf  Oegenseitigkeit  erhalten 
und  sinn  in  großer  Mooge  (wohl  ftber  6000)  in 
allen  Teilen  Deotscfalauds  zu  treffen.  Größere 
Privatnntemebmungen  finden  sich  hier  zuerst 
in  den  30er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts. 
In  enger  Verbindung  mit  der  Entwickelung  der 
V.  Stent  die  Viehseuchengesetzgebnng  (s.  d.  Art.). 
Durch  diese  wurden  19C»  im  Deutschen  Reiche 
in  113229  Fällen  mehr  als  36';,  Hill.  M.  Ent- 
schildignng  bezahlt.  Dadnrch  daß  der  Staat 
das  Einschleppen  und  die  Verbreitung  der  ge- 
fthrlichsten  Viehseuchen  eindämmte,  oUeb  der 
y.  nur  noch  die  Aa&:abe,  fftr  die  minder  er- 
heblichen Gefahren  Scnnts  zu  bieten. 

Was  die  ausländische  Y.  betrifft,  so  ist 
sie  insbesondere  in  Skandinavien  verbreitet  nnd 
wird  auch  hier  durchweg  nur  von  Gegenseitig- 
keitsvereiuen  betrieben.  Einzelne  Aktiengesell- 
■chaften  befinden  sich  in  Großbritannien.  Im 
Übrigen  ist  über  die  andändische  V.  nur  sehr 
wenig  bekannt. 

3.  Bedeatnng.  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  V.  geht  daraus  hen'or,  daß 
der  Wert  des  für  die  v.  in  Betracht  kommen- 
den deutschen  Viehbestandes  1900  nicht 
weniger  als  7698,4  MiU.  M.  betrug.  Es  waren 
1904  vorhanden 

4.2  MUl.  Stück  Pferde 
19,3    „       .,  Rindvieh 
18,9    „       „  Schweine 

7,9    „       „  Schafe 

3.3  „       „  Ziegen. 

Nur  eiu  sehr  geringer  Teil  dieser  be- 
trfiehtlichen  in  Vieh  angelegten  Werte  ist 
jedoch  versichert.  WenngleichdieBeteiligung 
an  der  Versicherung  einen  ständigen  Zuwachs 
au^R^ei8t,  so  waren  doch  von  dem  1900  er- 
znittelteD  Viehwert  dun^  Versicherung  bei 
33  größeren  Privatanstalten  ^eckt  nur 
1.9  »/o  i.  J.  1900,  2ß  %  1901  und  2^  "/e  1902. 

4.  DBteraehmnBgtfformeD.  Die  V.  ge- 


hört  zu  denjenigen  Versicherungszweigen, 
die  auf  dem  Wege  der  Privatversiche- 
rung nur  sehr  schwer  rationell  durchgeführt 
werden  können.  Es  geht  dies  schon  daraus 
hervor,  daß  es  Aktiengesellschaften  für  den 
Betrieb  der  T.  nahezu  gar  nicht  gibt,  in 
Deutschland  vielmehr  nur  kleinere  oder 
größere  Oegenseitigkeitsvereine  vorhanden 
sind.  Eine  Beseitigung  der  hauptsächlichsten 
Schwierigkeiten  hat  man  durch  die  staat- 
lich betriebene  Y.  beseitigen  zn  können 
geglaubt. 

Bayern  kennt  eine  staatliche  V.  seit  1896; 
es  ist  hier  durch  Landesgesetz  eine  gegenseitige 
Versicherung  anf  örtlicher  Grundlage  nnd  mit 
Bückversichemng  für  das  ganze  Königreich  ein- 
geführt. Die  Bayerische  Landes-V.anstalt  hat 
aus  der  Staatskasse  ein  Stammkapital  von 
Vt  MiU.  erhalten  nnd  bezieht  einen  jährlichen 
Staatsznschnß  von  100000  H.  Sie  vereint  Vieh- 
lebens- nnd  Schlacht-V.  Eigentliche  Träger 
der  bayerischen  V.  sind  aber  die  zn  einem 
Laudesverband  vereinigten  Orts- V.vereine,  deren 
Errichtung  der  Initiative  der  Landwirte  über- 
lassen ist.  Die  Gemeindeverwaltungen  sind 
jedoch  verpflichtet,  falls  10  Viebbesitzer  einen 
entsprechenden  Antrag  stellen,  die  Gründung 
eines  Vereins  in  die  Wege  zu  leiten.  Die  Orts- 
vereiue  haben  die  eine  Hälfte  der  in  ihrem  Ge- 
biet auszuzahlenden  Entschädigungen  aufzu- 
bringen, während  der  Landesverband  die  andere 
Hälfte  übernimmt.  Femer  besitzt  Bayern  seit 
1900  eine  staatliche  Pferdeversiebemngsanstalt. 

In  Baden  bestehen  Orts-V.anstalteu  mit  be- 
dingtem Zwang  seit  1890.  Elsaß-Lothringen 
bat  einen  Landesverband  der  Öffentlichen  V.ver- 
eine seit  1896.  igpv^r»^ 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  beschränkt 
sich  die  öffentliche  V.  auf  die  Regelung  der 
obligatorischen  Schlacht-V.  Durch  Landes- 
gesetze  ist  diese  eingeführt  im  Königreich 
Sachsen  seit  1^8,  femer  in  Schwarzbnrg-Sonders- 
hausen  sdt  1900,  den  beiden  Benß  seit  1903 
und  in  Hessen  seit  1905.  Der  Versuch  der  Eiu< 
fühmng  einer  Reichs-Scblacht-V.austalt  ist  ge- 
scheitert; hingegen  sind  1905gemeinBame6rund- 
sätze  für  die  in  den  einzelnen  deutschen  Bundes- 
staaten beetehenden  Scdilaeht-V.anstalten  auf- 
gestellt worden. 

5.  Versiehernngsbedlngungen  (bei  den 
Privatanstalten).  In  dem  neuen  deutschen  Ge- 
setzentwurf über  den  Versicherangsvertrag  ist 
auch  für  die  V.  ein  besonderer  Abschnitt  vor- 
gesehen, aus  dem  insbesondere  das  folgende 
zn  entnehmen  ist.  Bezüglich  der  Haftung  des 
Versicherers  wird  vorgeschrieben,  daß  diese 
den  Schaden  umfaßt,  der  dnrch  den  Tod  des 
versicherten  Tieres  entsteht.  Weiterhin  kann 
die  Versicfaemng  auch  für  den  Schaden  ge- 
nommen werden,  der,  ohne  daß  der  Tod  des 
Tieres  eintritt,  durch  eine  Krankheit  oder  einen 
t'nfall  entsteht.  Dagegen  nmfaßt  die  Ver- 
sicherung nicht  den  Schaden,  welcher  durch 
Haßregeln  verarsacht  wird,  die  im  Kriege  von 
einem  militärischen  Befehlshaber  angeordnet 
worden  sind,  nnd  feiner  nicht  den  infolge  einer 
Krankheit  oder  Seuche  entstehenden  Schaden, 
fftr  welchen  nach  gesetzlicher  Vorschrift  eine 
Entschädignng  aus  öffentlichen  Mitteln  gewährt 
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wird.  Der  Versicherer  ist  befngt,  jederceit  anf 
seine  Kosten  eine  Besichti^rmig  and  Unter- 
snchnnff  der  versicherten  Tiere  vorzonehmeu. 
Erkranht  das  versicherte  Tier  oder  erleidet  es 
einen  nicht  nnerheblicben  Unfall,  so  hat  der 
Versicheraniesnehmer  nnverzttglich  einen  Tier- 
arzt oder  Sacbverstäudigen  zazuziehen.  Hat 
der  Versichemn^nehmer  vorsätzlich  oder  ans 
grober  Fahrlässigkeit  das  Tier  mißhandelt 
oder  vernachlässig  nnd  hieidarch  einen  Schaden 
Temrsacht,  so  bat  der  Versicberer  keine  Ent- 
schadignay  sn  leisten.  Eine  Nottfltnnv  darf 
der  VersicSernngsnehmer  nur  mit  EinwilUgnng 


des  Versicherers  vornehmen.  (Daranter  vent^ 
man  die  infolge  einer  Erkrankung  oder  Vcr* 
letjrang,  wel(Ae  ein  Verenden  des  Tieres  er- 
warten lassen,  zwecks  Verwertung  des  Fleisebes 
oder  sonstiger  Bestandteile  vorgenomraeae 
Scblachtang.J 

6,  Statistik.  Von  den  zahlreichen  V.oater- 
,  nehmnngen  sind  in  der  Reichsstatistik  32  be- 
rttckslchtigt ,  davon  sind  26  Oegenaeitigkeits- 
I  vereine,  1  offene  Handelwesetlschan  nnd  5  Sinzel* 
I  tuttemehmuDgen.  AktieBgeselbehaften  sind  ia 
'  der  V.  nicht  tfttig.  Bei  diesen  Anstalten  be- 
.  trug  der  Versichernngsbestand  1904 : 


bei  den  26  6«yenseitigk«ta- 
vereinen 

bei  den  6  smstigen  ünfee^ 
nehmnngen  (Einiävenidia«) 

Zahl  d.  Tiere 

Versicherungs- 
summe 
in  1000  H. 

Zahl  d.  Tiere 

Versicherungs- 
summe 
in  1000  H. 

in  der  Viehlebensversichemng 
Schlachtviehversichemng 
Rttckversicbernng 
sonstigen  Versicherang 

481  843 
585  261 

6  152  . 
347892 

191893 

257  739 
3226 

51  »73 

399044 

3211 

45  «H 
899 

Die  Zunahme  gegen  das  Vor- 
jahr 1908  beUef  sich  auf 

2421  14S 
273  750 

504031 
26279 

40225s 
92980  1 

46x03 
II  479 

Die  26  Gegenseitigkeitsvereine  erhoben  an 
Vorprämien  9  638  274  M.  nnd  hatten  an  Ent- 
schädigungen zu  zahlen  10439939  M. 
Literatur  1  Brämer,  Verticherungtvieten,  Leipzig 
1894,  S.  Ab4ehniU.  —  Feattekrift  der  Baye- 
rücken   öffentlichen  LandetatutaUin ,  Jfiinrken 
1S99.  —  Ehrtieh,    Viekvertieherung,  Leipzig 
1901.  —  Prataaeher,  Die  Organieatiot^formeH 
der  Seklachtviehvereicherung,  Tübinger  Diettri. 
J904.  —Emminghaua,  Att.„Viehrer»ieheruiif", 
H.  d.  St.,  g.  Au^.,  Bd.  Vn,  S.  SQ4fg.  —  Manea, 
Verticherungtweeen,  Leipaig  1906,  ^$  47  u.  48.  — 
Ehrlich,  Die  deuttche  Viekvertieherung  in  ihren 
Mat^tformen,   in  der  Zeittchrift  f.  d.  getarnte 
Vereicherungswiasentehafl,  Bd.  VI/,  Berlin  1907. 
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ViehBdlle. 

1.  OrnndsfttsUche  Würdigung.  2.  Geschichte 
der  Zollpolitik  in  PrenHen  -  Deutschland  und 
internationale  Uebersicht  Uber  die  Zolbtttze  fflr 
Vieh  nnd  tierische  Produkte. 

1.  GnuidsätxMche   Wnrdignag.  Die 

Stellung,  die  ein  auf  wichtige  Nahrungs-, 
mittel   gelegter  Zoll  im  Wirtschaftsle&n 
eines  Volkes  einoimrat,  ist  bei  der  Behand-  | 
luDg  der  Getreidezölle  (oi>en  Bd.  I  S.  9U6fg,)  | 
bereits  dai^legt  worden.  Für  die  Viehz^e 
gelten  folgende  Besonderheiten:  1 
Eine  allgemeine ErhÖhungderinl&ndischen  1 
Preise,  wie  sie  als  eine  Folge  der  Getreide- 1 
Zölle  wohl  hingestellt  werden  kann ,  ist  für ! 
die   V.    nicht   in  Auspruch  zu  nehmen. 
Lel>endes  Vieh  nämlich  und  auch  frisches 
Fleisch  üind  Artikel,  die  zwar  auch  seit 


einigen  Jahrzehnten  international  gehandelt 
weraen ,  die  aber  doch  dank  ihrer  Trans- 
portempfindlichkeit  und  dank  den  Eigen- 
heiten des  Geschmacks  in  der  PreisbUdang 
einen  stark  individuellen  Charakter  sich  be- 
wahrt haben ,  von  den  lokalen  Veridlt- 
nissen  der  Aufzucht  abhängig  geblieben 
sind:  der  Ausfall  der  Futteremte,  das  Auf- 
treten einer  Seuche  sind  fOr  deo  PreUgug 
eines  bestimmten  Gebiets  von  ung^cfa 
größerem  EinfluA,  als  die  HOeUcdikeiiteB 
einer  mehr  oder  minder  ^fien  Einfuhr.  M 
Dazu  kommt,  dafi  sämtliche  Staaten  der 
Erde,  auch  das  freihftndlerifiche  Eng^y'^^ 
ihre  Viehzucht  g^n  die  Qeb^  der  SeiK^eo- 
einschlq)puDg  durch  fSahihrerachweningeD 
und  selbst  Einfuhrverbote  zu  schützen  sucän. 
die  LofcalisierunnBteDdenz  der  FreUÜldoog 
^60  noch  verstfineo.  Cnd  so  sind  deon  die 
Zölle  auf  Vieh  und  frisches  Fleisch,  soweit 
sie  Übortiaupt  neben  jenen  Yetwinir- 
maßnahmen  zur  Geltung  kommen,  im  wesent- 
lichen in  ihrer  Wirkung  auf  solche  Gebiete 
beschränkt,  die  in  unmittelbarer  Nachbar* 
Schaft  fremder  Viehzuchtgegenden  sich  be- 
finden oder  mit  diesen  durch  besonders 
leistungsfähige  Tnmsportmittel  (kurze  See- 
fahrt) verbunden  sind. 

Weiter  reicht  aber  der  Einfluß  der  ZöUe 
bei  den  Yiehzuchtpiodukten,  die  leicht  n 


*)  Vgl.  den  Rusgezeicbneteu,  von  jeder  Psr- 
teitendenz  freien  Aututi  von  Wvgodiiuski, 
Zur  Frage  der  Viehpreise,  in  Schmollen  Jakr- 
bnch  i.  Oes.  u.  Verw..  N.  F.  Bd.  30  a.  1065. 
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taansportieren  und  nur  venigdem  Terderben 
au^^etzt  sind:  Sdunalz,  £ier,  gefrorenes 
Flosch,  selbst  But^  und  £fise,  voUends 
Wolle  und  BSute.  Diese  sind,  wie  Getreide, 
Gegenstand  eines  eigentlichen  Weltfauidels. 
in  der  Freisbildung  durchaus  intetoatioiuu 
and  dedialb  in  der  Preisfaßhe  tou  einem 
etwaigen  Zoll  abhängig,  und  da  selbst- 
reistandlich  auch  die  IVeise  für  lebendes 
Vieh  und  für  frisches  Fleisch  von  den 
Freisen  jener  Artikel  mitabb&n^n,  so  ist 
die  R^lung  der  V.  immerhin  fOr  die 
ganze  vi^zucht  eines  Landes  von  Be- 
deatung.  Statistisch  aber  diese  Wirkung  zu 
erfossen ,  ist  unmöglich ,  da  einerseits  die 
zahlloBen'Elnfuhrerschwenuigen  das  Herans- 
schalen des  Zolls  vereiteln,  andererseits  die 
sehr  gewichtigen  Qualitftts-  und  Aa- 
schreibungsunterschiede  schon  national,  vol- 
lends international  jeden  Preisvergleich  aus- 
ßchlieSen. 

Bei  der  Würdigung  der  V.  kommt  für 
Deutschland,  abweichend  von  den  Getreide- 
zOllen.  in  Betracht,  daß  sie  noch  immer  den 
Charakter  von  ErziehungszOUen  tragen ;  denn 
wenn  auch  die  deutsche  Viehzucht  in  den 
letzten  Jahrzehnten  unter  dem  Druck  der  Ge- 
trddekoniunktnr  ^ne  sehr  starke  Ausdehnung 
erUiren  hat,  so  hat  sie  doch  mit  der  Bevölke- 
rungszunahme nicht  ganz  Schritt  gehalten 
(vgl.  den  Art.  Viehstatistik  oben  S.  1221  fg.), 
und  kein  Zweifel,  dafi  den  uatflrlichen  Ver- 
hältnissen nach  noch  eine  weitere  Zunahme 
durchaus  möglich  ist,  wenn  nur  eine  gewisse 
Höhe  und  vot  allem  Stetigkeit  der  Preise 
gew&hrl^stet  ersdieint.  Außerdem  ist  die 
Zahl  der  Personen,  die  an  der  Viehzucht 
betdligt  sin^  wesentUdi  größer  als  die  der 
Oetreidezoll- Interessenten :  84,3i*Vo  aller 
landwirtschaftlichen  Betriebe  hoben  i.  J.  1895 
Kutzvieh  gehalten,  mehr  als  S^i't  Millionen 
Betriebe,  und  bei  wätem  die  meisten  dieser 
Betriebe  können  als  Verkäufer  von  Vieh 
and  Viehprodukten  wohl  angesprochen 
werden ;  dazu  kommt  noch  die  nicht  geringe 
Zahl  der  Landarbeiter  und  l&ndlichen  Hand- 
werker, die  regelmäßig  zum  Verkauf  „ein 
Schwein  fett  machen".  Die  Viehzölle,  so- 
weit sie  Oberhaupt  wirken,  kommen  Über- 
wiegend dem  Mittelbesitz  zu  gute ;  denn  es 
entfielen  in  Millionen  Stück  (s.  d.  neben- 
stehende Tabelle). 

Von  der  Konsuraentenseite  her  ist  da- 
gegen zu  berücksichtigen,  daß  die  Fleisch- 

{ireise,  anders  als  die  Getreidepreise,  in  den 
etzten  Jahrzehnten  eine  stark  ansteigende 
Richtimg  in  Deutschland  eingehalten  haben 
(vgl.  den  Art.  Fleischverbrauch  und  Fleisch- 
preise oben  Bd.IS.849fg.),  daß  also  der  Fleisch- 
verzehr absolut  verteuert  worden  ist.  Immer- 
hin zeigt  schon  eiu  Vergleich  der  deutschen 
mit  der  englischen  Preisentwickeluug,  der 
keinerlei  ParaUelitAt  aufweist,  daß  für  diesen 


auf  die 
Großen- 
klaase 

Pferde 
1882;  1895 

Bindvieh 

1882:1895 

Schweine 

188211896 

Schafe 

188211895 

bis  2  ha 

2-5  „ 
5-20  „ 

SÄJ— lüü„ 

mehr  als 
100  ha 

o,o6  0,09 
0,2  1 0,2 
1,1  1,1 
1  >.3 

0,6  \  o,7 

2,6 
5,5 
4,a 

hS 

',4 
2,8 
6,2 
4,7 

2,0 

3,1 

1,5 
3,6 

h7 
o»5 

3,5 
2,3 

4,2 
2,7 

0,9 

0,8 
0,7 

2,7 

5,5 
i",5 

0,6 

o,S 
1,9 
3,5 

6,a 

bei 
einem 
Gesaibt- 
bestand 
von 

3,1  3,4 

15,5 

17,1 

8,4 

13,6 

21,1 

12,6 

Gang  nicht  die  Zölle,  sondern  die  lokalen  Be- 
sonderheiten verantwortlich  ^macht  werd«i 
müssen,  und  auch  die  Preisste^erung  hat 
gegenüber  den  sehr  betrSchthchen  Ein- 
kommenserhöhungen ,  die  gerade  die  breite 
Masse  der  Bevölkerung  in  eben  dieser  Zeit 
erfahren  hat ,  eine  bedeutende  Zunahme  des 
Fleischkonsums  nicht  gehindert:  die  Schlach- 
tungsstatistik, die  l  J.  1904  in  Deutschland 
aufgenommen  worden  ist,  hat  einen  Jahres- 
verzehr an  Rind-,  Kalb-,  Schweine-,  Ziegen- 
und  Schaffieisch  von  rund  49  kg  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  ei^ben,  während 
noch  i.  J.  1900  der  Deutsche  Landwirtschaft- 
rat diese  Ziffer,  wahrscheinlich  zu  hoch, 
auf  nur  39  kg  geschätzt  hat,  und  während 
auch  England  trotz  seines  feuchten,  Fleisch- 
und  Fettnahruug  stärker  fordernden  Klimas 
nur  auf  etwa  60  kg  kommen  soll.  Die 
beiden  letzten  Jahre  haben  dann  allerdings 
eine  Einschränkung  wieder  gebracht,  da 
dank  schlechter  Futteremten  die  deutsche 
Produktion,  namentlich  an  Schweinen,  sogar 
absolut,  vollends  im  Verhältais  zur  Be- 
völkarung  abgenommen  hat  —  eine  Kalamität, 
der  gegenüber  eine  Suspension  der  V.  um  so 
eher  angebracht  gewesen  wäre,  als  sie  aller 
Wahrscheiidichkeit  nach  auf  die  Preise 
keinen  irgend  nennoisweiteD  Einfluß  aus- 
geübt hätte. 

2.  tieaeUehte  der  Zollpolitik  In  FrcnBen- 
Dentaehland  and  Internationale  Uebersteht 
Uber  die  Zolbttze  Ar  Tleh  und  tlerUohe 
Produkte.  Währendder  Ausfuhrzoll  in  Preus- 
sen  für  Getreide  schon  infolge  des  Zollgesetzes 
V.  26./V.  1818  gefallen  war,  wurde  er  fttr  Vieh 
noch  bis  zum  Jahre  1821  erhoben.  Einfuhrzölle 
wurden  dagegen  anoh  für  Vieh  bereits  1818 
eingeführt. 

Zunächst  in  sehr  geringem  Betrage.  Doch 
schon  1821  folgte  eine  mäßige  Erhöhung,  und 
1824  wurden  namentlich  die  {tetlichen  Provinzen 
mit  wesentlich  hOhenn  Zöllen  geiehätst;  die 
Einfuhr  in  die  westlichen  Provinzen  erfolgte  zu 

feringeren,  aber  auch  gegenöber  dem  Tarif  von 
B21  erhöhten  Sätzen.  1827  wurden  die  für  die 
östlichen  Teüe  geltenden  Tarife  auf  die  ganze 
Monarchie  ausgedehnt,  nnd  mit  diesen  Sätzen 
wurde  der  V.  vom  Zollverein  Qbemommen. 
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Vier  Jfthneluit«  im  eanzen  blieben  diese  Tarife 
uTwiDdert  in  Kraft.  Ent  das  VereiiuzoU* 
g:eMts  T.  I./Vn.  1866  brachte,  nm  den  Qeber- 
nng  Eur  ZoUfteibeit  Torzabereiten,  aach  fOr 
Vieh  bedentende  Erniftßigiuiffen :  der  Ueber^ng 
Turde  1870  Tollsogen,  nor  für  Schweine  mirde 
der  Zoll  von  2  IT  för  das  Stftck  noch  beibe- 
baiten. 

In  dieser  Periode  Ton  1818—1870  worden 
folgoide  Sätiß  in  Prenfien  nnd  ipftter  im  Zoll- 
Tsron  erhoben: 

fflrduWck  '8«* 

Pferde  3,oo  4,00  4,00  4,00 

Stiere  und  Ocham  1,60  4,00  15,00  7,50 

Kahe  0,80  1,50  9,00  4,50 

Jangrieh  0,80  1,50  6,00  3,00 

Schweine  0,30  0,50  3,00  2,00 

Schafe,  Ziegen  0,20  0,50  3,00  2,00 

Von  1870—1879  herrschte  Zollfreiheit  Der 
Umschwung  in  der  WirtscbaftspoUtik  brachte 
ancb  wieder  V.,  die  dann  1886  gleichzeitig  mit 
den  QetreidezOllen  erhOht  wnrden;  an  der  ZoU- 
Bte^^erong  des  Jahres  1887  nahmen  die  V.  da- 
gegen nicht  teil.  Die  HandetsTerträge  von 
1to2/94  bewirkten  dann  ancb  ihre  Erm&Bignng, 
während  der  autonome  Tarif  vom  26./XII.  19C& 
nnd  die  auf  ihm  sich  anfbanenden  Tertr&ge 
TOD  190^0  nicht  nur  ehie  starke  Erb5hnng, 
sondern  snffltich  auch  eine  Pifferenzienmg  nach 
dem  Gewicht  nnd  bei  Pferden  naeh  dem  Wert 
brachten. 

Die  Sätze  dieser  Periode  sind: 


ftlr  das 
Stück 

1879 
H. 

1885 
M. 

1892 
M. 

Autou. 
Tarif 
T.  1902 ') 
M. 

Ver- 
trags- 
tarifft  >) 
H. 

Pferde  . 

Ochsen  . 

Stiere 

Jnngrieh 

Ktthe  .  . 

Schweine 

Schafe 

10,00 
20,00 
6,00 
4,00 
6,00 
3,50 
1,00 

20,00 
30,00 
9,00 
6,00 
9,00 
6,00 
1,00 

20,— 
35.50 
9,00 
5,00 
9,00 

5,00 
1,00 

90-360«) 
40,00 
40,00 
16,00 
32,00 

9,bo 

S,oo 

50—130«) 
90,00 
90,00 
36,00 
72,00 
18,00 
18,00 

1904 
1873 


Pferde 
4  267  403 
3  35»a3i 


£indvieh 

19  33'  568 
15776702 


fOr  das  St&ck 


daß  ftlr  je  1  dz  Lebendgewicht  nach  den 
Vertragstarifen  erhoben  werden:  bei  Rindvieh 
nnd  Sdiafen  8  H.,  bei  Schweinen  9  M. 

In  Frankreich  worde  der  erste  Vtahein- 
fnhrzoU  1819  einfefoart.  Die  Anfangssätze 
wnrden  bald  erböht  nnd  im  Tarife  von  1844 
kam  dann  das  Schntzzollsystem  zn  vollem  Ans- 
dmck.  In  den  60er  Jahren  begann  bekanntlich 
der  ümschwnnff  in  der  handelspolitischen  fitch- 
tnng  Frukreichs ;  1853  wnrden  die  Viebeinfnhr- 
zolle  eriieUich  herabgesetct  1881  gin^r  man 
dann  wieder  zn  dem  entgegengesetzten  System 
ttber,  nnd  seitdem  sind  aneh  die  V.  mehrfach 
erhöht  worden. 

Die  Sätze  der  älteren  Tuife  sind: 

1844    1863    1881  1887 
Pres.   Pres.   Frts.  Fn». 
Pferde  35,00  25,00   30,00  30,00 

Ochsen  50,60    3,00   15,00  38,00 

Stiere  15,00    3,00    8,00  12,00 

Jungvieh  15,00     1,00    5,00  8,00 

Kflhe  25,00     1,00    8,00  20,00 

Schweine  13,00    0,25     3,00  6,00 

Schafe  5,00     0,25     2,00  5,00 

Ziegen  1,50     frei      0,50  1,00 

Eine  Uebersicht  über  die  in  den  wich- 
tigeren Ländern  jetzt  epeltenden  V.  gibt  die 
Tabelle  auf  S.  1228. 

Literatart  JHe  FUUekUuerung  der  letxUn  Jahre 
hat  eine  uv^angreiche  Literatur  über  die  Grem- 
tperren  gezeitigt,  während  die  Viehzölle  kaum 
berührt  worden  sind.  Dagegen  gehen  die  mit 
den  AgrarzöUen  sich  beftutenden  Schriften  auch 
auf  die  Viehxölie  ein,  irmn  auch  weniger  aut» 
/ührUeh.  Umfangreickea  Material  findet  aieh  bei 
van  der  Borght,  Art.  „  Viehx^",  im  H.  d.  St., 
t.  Av^.,  Bd,  VII,  S.  S09fg.  —  Die  Begründung  mm 
Mntvmf  de$  ZolUarifyeaette»  «on  ISW!  f'i^udti. 
d€8  Reichstag»,  tkssion  1900jOX  Nr.  S7S)  und  die 
Denkschrift  tu  den  Handelsverträgen  von  1904(5 
(Drucks,  des  Reichstags,  Session  IBOSjS  Nr.  S4S). 

K.  WiedenftM. 


Nicht  umgerechcet,  den  tatsächlichen  Be- 
stimmungen also  entsprechend,  stellen  sich  die 
Zollsätze  für  Bindvieh,  Schafe  nnd  Schweine  so, 

')  Die  amtlichen  Sätze,  die  für  Rindvieh  und 
Sehweine  jetzt  auf  Gewicht  lauten,  sind  znm 
Vergleich  in  der  Weise  umgerechnet  worden, 
dafl  das  Gewicht  dnes  Ochsen  anf  600  kg, 
einer  Knh  auf  400  1%  eines  Stückes  Jungvieh 
auf  200  kg,  eines  Kalbes  anf  75  kg,  eines 
Schafes  nnd  eines  Schweines  anf  100  kg  ange- 
nommen worden  ist. 

*)  Je  nach  Wert. 


Viebiacht. 


1.  Eutwickelung  und  Bedeutung.  2.  Zucht« 
betrieb.  3.  UaOnahmen  zur  Förderung  der 
Zucht,  a)  Beschaffung  von  Vatertieren,  b)  Zncht- 
geuosseuBchaften.  c)  Ausstellungen  nnd  Prä- 
miiemugeu.   d)  LeistungsprUfungen. 

1.    Entwickelnng    nnd  Bedentnng. 

Ueber  den  Stand  und  die  Entwicklung  der 
V.  in  Deutschland  geben  die  Viehzählungen 
Aufschluß.  In  Vergleich  gestellt  sollen 
werden  die  beiden  Zählungeu  von  1873 
und  1004.   Es  waren  vorhanden 


Schafe 
7  907  173 
34  999406 


Schweine 
18  920  666 
7  124  08S 


Ziegen 
3  329  881 
3330002 


1904 


+  91517a       +3554866       —17092233       +11796578  -1-1009879 
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Viehzucht 


Es  kamen  aul 


Pferde 

Bindvidi 

Sehftfe 

Schweine 

Ziegen 


1  qkm  landw.  be> 
DTitste  Flache 


1873 

6,2 
89.3 
46,« 
13,« 


1904 

13,2 

55.» 
32,6 

54,0 

9,5 


100  Einw. 

1873 
8,2 

60,9 
»7,4 


1904 
7.» 
32,3 
13,3 
31,6 
5,6 


Ueber  den  Stand  der  Tiehhattnng  in 
einer  Reihe  von  anderen  Staaten  gibt  die 
nachstehende  TabeUe  Anskunft. 

Die  weitere  Betrachtung  kaoo  sidi  mit 
Bücksicht  auf  den  Raum  nur  auf  Deutach- 
land  erstrecken.  Soweit  Pfejrde.  Rind- 
Tieh,  Schweine  und  Ziegen  in  Vau 
kommeQ}  zeigt  sich  eine  bedeateade 


Staaten 

zah- 
Inngs- 
ja& 

PiOTde 

OHICK 

Maultiere 
Maulesel 
u.  Esel 

Bindvieh 

OkUCK 

Schafe 

Sdiweine 

DliUCJl 

Deutsches  Beieh 

1904 

4  267  403 

7848 

19  ^11  ^68 

7  907  173 

18930666 

3>qS8i 

Oesterreich 

1900 

1  710077 

66  647 

9  507  6a6 

3621  026 

4683654 

101568a 

Ungarn 

1896 

I  972 

33  378 

5839483 

7  536  783 

6447  134 

S8639S 

Eoxop.  Bußland  m. 
Polen 

1904 

34051  461 

— 

33  «7  934 

47  495  *75 

13  196710 

— 

Unland 

im 

316600 

— 

1 417  503 

919333 

313867 

59»4 

Serbien 

1900 

184849 

I  940 

956  661 

3061  759 

959  580 

43*067 

Rumänien 

1900 

864  324 

7  701 

2  588  526 

5  655444 

1  709305 

333515 

Italien 

1900 

74»  739 

I  300  000 

5  000000 

6900000 

I  800000 

1 800000 

Schweix 

1901 

134  896 

4866 

1340375 

«19438 

555*6» 

354634 

fTanKrcicu 

3  ooü  003 

505  073 

*7  954  330 

1  rftm  tJA 

Luxemburg 

1901 

19777 

10 

9338» 

16  611 

91  799 

I4JO3 

Belgien 

1903 

348503 

6915 

I  720 150 

335  722 

I  183  406 

357669 

NiMerlande 

19(3 

396 150 

1 667  075 

654  316 

883  503 

169426 

Dflnaourk 

1903 

486935 

1 840466 

876830 

1456699 

38984 

Schweden 

1903 

546407 

3  586304 

I  167473 

816479 

67969 

Norwegen 

1900 

172999 

950  SOI 

998819 

165348 

»»4594 

Großbritannien  u. 

Irland 

1904 

2 100634 

I»  575  55» 

39  105  109 

4  191  695 

Bulgarien 

V.  St  T.  Amerika 

1900 

494557 

»»5987 

I  596  267 

7015385 

367  501 

1405190 

1903 

16  736  059 

2757916 

61  049315 

51  630  144 

47  009  367 

Uruguay 

1900 

561 408 

32  993 

6  827  428 

18608717 

93  9»3 

9043t 

Britisch  Indien 

1908/04 

2 171356 

1  239  036 

88  738  570 

17904748 

34910833 

Japan 

1904 

1 390017 

1  30O  135 

3769 

191  95a 

67  971 

Australien 

1902 

1 821 431 

8  482  880 

74  348003 

1  002057 

Algier 

1903,04 

329 119 

437  »63 

I  080  554 

8611  747 

87178 

40S3393 

Kap  d.  g.  Ho&ung 

1904 

354389 

164639 

X  953  ia6 

II  796  790 

385318 

7  160  3S1 

Zunahme.  Der  Yiehstand  hat  sich  aber  schon  im  Alter  tou  8 — 10,  Iftngsteos  aber 
nur  hinsiditlich  der  Schweine  in  stärkerem  1 12  Monaten  geschlachtet.  Der  Umaatz  ist 
Maße  vermehrt  als  die  Bevölkerung.  In  ;  demnach  ein  viel  schnellerer  geworden^  und 
Wirklichkeit  li^n  die  Yerhaltnisse  für  die  |  die  Schweinehaltune  ist  noch  sehr  viel  be- 
Znnahme  der  Viehbestände  aber  eriieblich  <  deutender  für  die  Versoiwing  des  Fleiach* 
gfiastiger,  als  es  die  obigen  Zidüen  ändeuten. '  marktes,  als  eine  einfache  QegenQberatellnng 
Sowolü  bei  Rindvieh  als  auch  bei  Schweinen,  |  der  Stückzahl  erkennen  Ufit 
welche  in  erster  Linie  für  die  fleischver-  Wedentlich  zurflckgegangen  ist  die 
ßoigung  der  Bevölkerung  in  Frage  konunen,!  Schafhaltung.  Die  überseeisdie  WoU- 
hat  eine  erhebliche  Zunahme  der  Früh- j  produktion  hat  die  WoUpttiae  derartig  ge- 
reife und  beim  Rindvieh  auch  des  Lebend- 1  ärückt,  dafi  die  Wollschafhaltung  in  Deulflch- 
gewichtes  stattgefunden.  Das  Mastvieh  ( land  nicht  mehr  rentabel  war.  Sie  wurde 
kommt  heute  früher  auf  die  Schlachtbank  >  entweder  ganz  abgwcha£Ft  oder  man  herück- 
und  liefert  dort  wesentlich  mehr  Fleisch,  sichtigt  doch  neben  der  Wolle  in  einen 
als  das  früher  der  Fall  war.  Viel  weaent- i  viel  stärkeren  Maße  die  F leise h^iro- 
licher  noch  ist  dieser  Umstand  bei  deriduktion.  Neben  den  englisch«!  Fleiacfc- 
Schweinelialtung.  Wurden  früher  die  schafen  haben  die  Meriuofleischschafe  aa 
Schweine  erst  im  Älter  von  2—3  Jahren  Verbreitung  gewonnen.  Die  Schafe  von 
gemästet,  so  werden  sie  heute,  dank  der  1904  sind  demnach  schon  ihrem  Lebend- 
durch  Einmischung  von  englischem  Blut  gewicht  nach  viel  stärker  an  der  Fleisch- 
«xielten    weseuthch   größeren   Frühreife,  Versorgung  beteiligt,  als  man  ea  im  Ver- 
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gleich  zu  ihrer  Zahl  gegenüber  der  früheren 
Zeit  anoehmen  sollte.  Dazu  kommt  dann 
noch,  daß  auch  die  Schafe  frühreifer  ^ 
worden  sind  und  ähnlich  wie  die  Scliweine 
sehr  viel  früher  auf  die  Schlachtbank  wandern. 

Daß  die  deutsche  Landwirtschaft  in 
neuerer  Zeit  anf  die  Viehhaltung  ein  so 
großes  Gewicht  legt,  erklfirt  sich  aus  den 
TerftDderten  Prod  nktions  verhält - 
Bissen.  Die  stark  gestiegene  Bevfllkerung, 
deren  Wohlstand  in  erficwilioher  Weise  im 
Wachsen  begriffeD  ist  hat  eine  bedenteade 
Nwdifrue  nach  tierischen  ErzeugniBsen  ent- 
stehen SksseD.  Dazn  kommt,  dafi  die  Kon- 
kurrenz des  Auslandes  we^n  der  weniger 
guten  Transportffthigkett  sich  bei  den  Fro- 
aukten  der  Viehhaltung  (mit  Ausnahme  der 
Wolle)  nicht  so  stark  bemerkbar  matdit  als 
auf  dem  Gebiete  des  Ackwbauee.  Eine  wei- 
tere Steigerung  der  Viehhaltung  kann  mit 
Beatiauntheit  erwartet  werden,  sofern  sich 
die  Preise  für  die  tierischen  Erzeugnisse  auf 
einer  solchen  mittleren  Hohe  halten,  daB 
die  V.  lohnend  erscheint. 

•Eine  solche  Steigerung  ist  auch  erforder- 
lich, wenn  die  zunmmenae  BevOlkening  mit 
tierisdien  Erzeugnisse  versoi^  Verden  soll. 
Heute  werden  nicht  wenige  Produkte  der 
Vidihaltnng  vom  Auslände  erheblich  mehr 
ön-  als  «isgefOhrt  Alwesehen  von  Wolle, 
vo  die  Mdireinfuhr  322,4  BÜU.  U.  betiSfi^ 
wurden  1905  mehr  ein-  als  aufführt  m 
Millionoi  Mark: 

Pferde  97,7 

Lebendes  Bindrieh  117,1 

liebende  Schweine  8,2 

Bindfleiscfa  23,8 

SehweinefieiBoh  34,3 
Talg  Ton  Bind  und  Schaf  15,1 

Schweineschmalz  86,1 

Federrieh  53,5 

iSer  i3o,o 

Butter  71,8 

Klu  36,8 

MUch  7,5 

Demgegenüber  besteht  eine  beechradene 
Mehrausfuhr: 


Lebende  Schafe 
Eingedickte  Milch 


3>4 

4>5 


Die  Verteilung  des  Viehbestan- 
des auf  die  einzelnen  Provinzen  und  Staaten 
Deutschlands  ist  eine  sehr  veaschiedene.  Die 
anf  S.  1232  folgende  Zusammenstellung  gibt 
atif  Grund  der  Viehzählung  v,  IJXII.  1904 
hierüber  näheren  Aufechlufi.  In  der  TabeUo 
sind  die  thüringischen  Staaten,  Mecklenbui^- 
Schwerin  und  Rtrelitz,  sowie  die  beiden  Lippe 
mit  Waldeck  zu  je  einer  Einheit  zusammenge- 
faßt Die  Siulten  der  Tabelle  geben  zunächst 
Aufschluß  über  die  absolute  GrßÜe  des  Vieh- 
bestandes und  dann  Ober  das  Verhältnis  der 


einzelnen  Viehgattungeo  zur  landwirtschaft- 
lich benutzten  Fläche  sowie  zur  Bevßlkerung 
der  betr.  Gebietsteile. 

In  übersichtlicher  Welse  veranschau- 
lichen dann  noch  die  auf  S.  1234  fg.  folgen- 
den Kärtchen  die  Verteilung  des  Viehstandes. 

2.  Zachtbetrieb.  Ueber  die  einzelneu 
Tierarten  vgl  Art  „Nutztiere"  oben  S.  585  fg. 

Die  Züchtung  hat  die  Aufgabe,  die  wert- 
vollen Eigenschaften  der  Tiere  min- 
destens zu  erhalten  und  womfelich  zu 
steigern.  Da  die  Ei^nschaften  der  Tiere 
durch  Vererbung  auf  die  Nachkommen  über- 
tragen werden,  so  muB  eine  geeignete  Zucht- 
wahl Platz  greifen.  Die  Eigensc^ften  der 
Tiere  werden  teilweise  als  solche  fertig  vor- 
gebildet, teilweiBe  auch  nur  in  der  Anlage 
vererbt  und  die  letzteren  müssen  durch  eine 
zweckmäßige  Fütterung  und  Haltung 
in  der  Jugend  (Aufzucht)  zur  Entwicke- 
lung  gebracht  werden.  Nur  dann,  wenn 
Vererbung  und  Aufzucht  in  zweckmäßiger 
Weise  zusamm«i  arbeiten,  wird  ein  wert- 
volles Zudittier  entstehen.  Der  Landwirt 
hält  aone  Haustiere  ihrer  Leistungen 
wegen.  Er  verlangt,  dafi  sie  die  verab- 
reiäiten  Futtermittel  durch  Erzeugung 
tierischer  Produkte  mügUchst  hoch  ver- 
werten. Jede  andere  Bfid^cht  ist  Sport 
und  hat  mit  der  landwn-tscht^chen  Tier- 
haltunjOf  nichts  zu  tun.  Die  Lrastungsfähig- 
keit  eines  Tieres  h&ict  in  erster  linie  von 
den  angebormen  und  erffrorbenen  ISgeo- 
sohaften  ab;  in  zweite  Linie  steht  die  Er- 
nährung. Eine  reichliche  Ffittemng  wird 
nur  dann  entsprechend  ausgenutzt  werden 
können^  wenn  eine  gute  Futterverwertunes- 
fähigkeit  vorbanden  ist  Das  Ziel  der 
Zü<£tung  muß  demnach  sein,  leistungsfähige 
Tiere  zu  schaffen,  und  die  Ernährung  hat 
dafür  zu  sorgen,  daß  solche  Tiere  ihre 
Leistungen  voll  entwickeln  kOnnen.  Wenn 
man  von  einem  Futteraufwand  ausgeht,  der 
eben  zur  Erhaltung  des  Tieres  ausreicht, 
so  wird  die  erste  Fntterzulage  eine  be- 
deutende und  jede  weitere  Zulage  eine 
weniger  große  Steigerung  der  Produktion 
bedingen.  Schließlich  kommt  ein  Zeitpunkt, 
wo  die  Kosten  der  Futterzulage  grOßer  sind 
als  der  Wert  der  durch  dieselbe  bewirkten 
Mehrproduktion.  Dieser  Zeitpimkt  wird  um 
80  friUier  erreicht,  je  geringer  die  Preise 
der  tierischen  Produkte  sind,  und  damit  ist 
gesagt,  daß  die  Fütterung  um  so  reichlicher 
bemessen,  daß  die  Tierhaltung  anders  aus- 
gedrückt um  so  intensiver  betrieben  werden 
kann,  je  höher  die  Preise  von  MU<dL  und 
Fleisch  usw.  stehen. 

8.  Mafsnahmen  zur  F5rdeniiig  der 
Zucht  An  der  Förderung  der  Tierzucht 
wird  in  Deutschland  und  ebenso  in  den 
übrigen  Kulturländern  durch  staatlidie  und 
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ProTiu  bezw.  Staat 

Bestand  in  1000  Stack 

Auf  t  qkm  landw. 
benutzte  Fläche 

E 

Luf  100 
uwotmer 

Pferde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine 

Pferde 

Rindvieh 
Schafe 

Schweine 

J3  *» 

V       a  0 

'S   -3  * 

Provinz  Ostpreußen 

A  Ca  q 

I  t^l  A 

508,2 

996,6 

16  8 

dl  I  18  7 
41,4  « 0,  / 

33,7 

56,0  35,3  491,* 

„  Westprenfien 

StAdt  Berlin 

344,8 

665,5 

510,9 

767,3 

14,0 

38,1 39,2 

43.9 

I4t9 

40,6.31^1 46^ 

52,0 

2,3 

9,2 

ProTiDE  Brandenborg 

8^1  6 

683,9 

1 088,4 

126 

IC  6  2Q  a 

4.6  6 

4"," 

8,8 

34.8  aor»  33f  S 

„  Pommern 

2188 

II  13.7 

1 061,9 

13  0  et  A 

4yi* 

13,9 

43t'  65,7  63,6 

„  Posen 

470,9 

937.1 

4*i!'|*»»f 

«3,6 

45.8*3,947,6 

g  scniesien 

litt  1 

I  e  in  7 

320,4 

^3,2 

13  0 

CT  2  tZ  I 
5/«*  **f' 

Vi  I 
all* 

S»,**  W.5  2<N» 

„  Sachsen 

711  1 

706,3 

1386,1 

IIa 

4*, 7  ,är)r* 

766 

7r3 

26,3.24.0  47.1 

„  Schleswig-Ht^stein 

TO  I  1 

C 

y/473 

192,9 

806,5 

I  2  7 

fiA  61128 

cj  e 
3  Ji3 

66,3  13,1  54,9 

„  Hannover 

1  I  70  1 

631,6 

I  889,8 

*  '1/ 

<;d  t;  28  Q 

880 

9.2 

43,6  22.6  6S.S 

„  Westfalen 

1  c8  2 
1^0,4 

1 72,91  I  024,9 

Z.A  E  \A  I  1 

8-»  A 

"3,4 

4,4 

18.7  4,828.7 

M  Hessen^Kaasau 

So  1 

^82  0 

232,4 

607,5 

10  X 

67  0  26  7 1 

6q  0 

4.4 

38,8  1 1,5  30,1 

„  Bbeinland 

301,2 

»17,5 

978,6 

12. J. 

71  3:  7.2 

60,3 

3.2 

18,4'  1,9  15,5 

HohenzoUem 

c  ^ 
3f4 

AI  t 

6,6 

26,8 

7  6 

17  6 

8,0 

70.3;  9,5  39.S 

Königreich  Preußen 

'y"4,4 

I  T  I  cA  I 

5660,5 

12563,9 

TZ  0 

4". 3  *4,"| 

CA  6 
34," 

8,1 

30,4]  15,4  34r* 

Bayern  rechts  des  Bheins 

664,3 

I  682,7 

8  A 

7C  6  IC  E 
/  3."  '3.3 

IQ  t 

6,4 

57,9  it.8  30/> 

Bayern  links  des  Bheins 

40,7 

255.4 

15,8 

»75.0 

12,3 

77,4  4.8| 

53,0 

4.6 

28,7  [  1,8  19^7 

Königreich  Bayern 

400,9 

3  50S.9 

680,1 

»857,7 

8.7 

7';.7;i4,7 

40,3 

6,3 

$3r9  10,5  ^> 

„  Sachsen 

168,0 

683,8 

61,2 

639,8 

16,3 

66,5  6,0 

62,3 

3,7 

15,1   M  14,^ 

„  Württemberg 

115.1 

1  049,1 

278,9 

549,7 

9,2 

84,3  22,4 

44,2 

5.1 

46,4  13.3  24,3 

Baden 

76,5 

670,6 

59,3 

515.0 

9,0 

78,6  7,0 

60,4 

3t9 

33,8  3.0  2$,9 

Hessen 

61,8 

319,9 

58,2 

338,8 

12,6 

65,i'ii,S 

68,9 

5,3 

26,9  4,9  28,5 

Hecklenbnrg  (Schwerin  und 

Strelitz) 

124,1 

398,0 

535,9 

589,0 

11,2 

36,048,6 

53,4 

17.4 

56,3  75.4  8«,9 

Oldenburg 

42.4 

281,6 

81,4 

254,9 

12,2») 

82,0  26,0 

74,7 

10,3') 

69,6  33,1  63^ 

Thüringische  Staaten 

69,8 

424,9 

186,8 

561,8 

9,2 

S6/>!34,6 

74,0 

4,9 

29,9  IJ.»  39,b 

SniOuBCD  W  Big 

33,5 

124,7 

118,9 

314,2 

14,5 

53,8,51,3 

92,4 

0,0 

25,4  *4'3  43.7 

Anhalt 

19,3 

66,9 

76,8 

113,1 

13,3 

42,4148,6 

71.1 

5.8 

20,1  33.033.7 

Lippe ,  Lippe-Schaumborg 

nnd  Waldeck 

19,6 

81,4 

43.3 

1S0.5 

",S 

48,0  25,5 

06,3 

8,1 

33,918,1  75.3 

Hamborg,  Lübeck,  Bremen 

29,7 

40,4 

4,0 

56,5 

Elsaß-LothriDgen 

142,2 

528,6 

61,3 

486,7 

IS.2 

56,6j  6,6 

52.» 

8,0 

29,7   3.4  27.3 

Dentsches  Reich 

4267,4  19  33i,6'7907,2  18920,7 

12,2 

55,1  2Z,6|  54,0 

7,1 

32,3  '3.2  31  6 

^)  Die  YerbreitungseififerD  beziehen  sich  nur  auf  das  Herzogtum  Oldenburg  (anaaehliefiL 
L&beok  nnd  Birkenfeld),  während  die  absoluten  BestandcaUen  Mr  das  ganze  Oroßhenogtoin  gelten. 


private  Maßnahmen  eifrig  gearbeitet,  und 
erhebliche  Mittel  werden  hierfür  aufgewendet 

a)  Beachaffung  von  Vatartieren.  1.  Kdr- 
Ordnungen.  Diese  schreiben  vor,  daß  männ- 
liche Zuchttiere  nur  dann  zur  Befrachtuug 
fremder  weiblicher  Tiere  benutzt  werden  dürfen, 
wenn  sie  nach  Ansicht  von  Sachverständigen 
(Körkommission)  gewissen  Mindestanforderungen 
genügen.  Die  eigenen  männlichen  Zuchttiere 
eines  Besitzers  werden  von  diesen  Vorschriften 
nicht  betroffen  nnd  auch  auf  die  weiblichen 
Zuchttiere  erstrecken  sie  sich  nicht.  Trotz  dieser 
Mängel  kSnuen  Körordunngen  als  erste  Maß- 
nahmen die  Oesamtzucbt  doch  sehr  flirdem.  (S. 
im  Übrigen  Art.  „KOrordnnng"  oben  S.  307.) 

2.  Die  Gemeindestierhaltung  ist 
eine  segeusreiche  Einrichtungin  Gegenden  mit 
kleinerem  Grundbesitz.  Musterhaft  durch- 
geführt ist  Bie  seit  längerer  Zeit  in  Baden, 
wo  sie  durch  G.  v.  12.  V.  1896  neu  geregelt 


wurde.  Dem  Beispiele  Badens  sind  ver- 
schiedene andere  süddeutsche  Staaten  gciolgt 
Nach  den  Bestimmungen  sind  die  Qemeiodw 
als  solche  verpflichtet,  die  uötige  Zahl  von 
Zuchtbullen  in  guter  Qualität  zu  halten. 
Die  badische  V.  bat  durch  diese  Eiarichtung. 
die  in  nicht  wenigen  Gemeinden  auch  auf 
Hengste,  Zuchteber  und  Zie^nbGcke  ans- 
gedehnt  ist.  große  Fortschntte  gemacht 
Die  genannten  Tiere  sind  meistens  in  eiDe>in 
besonderen,  der  Gemeinde  gehörigen  GeÜlt 
untergebracht  und  weiden  hier  anf  Koetao 
der  Gemeinde  verpfl^. 

3.  Zuchttierstationen,  deren  Triger 
Vereine,  Gemeinden  oder  auch  Genossenachaftea 
sind,  finden  sich  in  Preußen.  In  erster  Linie  bat 
man  sie  für  Ballen,  teilweise  anch  fttr  Heagstt 
and  auch  für  Kleinvieh  ein^richtet  Znr  Be- 
schaffung der  betreffenden  Zuchttiere  werde« 
durch  Vermittelnng  der  Land wiitschaftskaouien 
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nnvezziiiBliche  Staatsdarlehen,  mitonter  bis  mt 
HChe  des  vollen  ÄnscbaffiinnpreiBes  gegeben. 
Die  Unternehmer  mOss«!  sicn  verpflichten,  die 
betreffenden  Zuchttiere  gnt  zn  pflegen  tmd  sieh 
einer  Kontrolle  in  unterwerfen. 

4.  Die  staatliche  Qestätsverwal« 
tnnff  xeehnet  ebenfalli  hierher.  In  Prallten  so- 
wie m  des  anderen  grOBeren  devtsehen  Bundes- 
staaten, auch  in  Etankreieh  und  Osterreich 
onterhUt  der  Staat  besondere  Gestüte  (in 
PrenBen  Haoptgestttte  genannt),  welche  in  erster 
Linie  Zuchthengste  f&r  die  Landespferdezncht 
tu  erseuffeu  haben.  Die  OestfitsTerwaltung  hat 
mit  RBcMsicbt  auf  die  Landesrerteidigong  in 
erster  Linie  Interesse  an  der  Warmblntzncht. 
Hitonter  legt  sie  auf  diese  mdir  Gewicht,  als 
(Qr  die  Landeskultur  wttAsehenswert  erscheint, 
lo  daß  die  Kaltblutsucht  lu  kurs  kommt.  Die 
letztere  hat  ent  in  neuerer  Zeit  seitens  der 
■taatlidien  OestfltsTerwaltnng  BerBeksichtigttng 
gefanden.  Wo  diese  auch  heute  noch  nkht  aus- 
reicht, rnttssen  BengsthaltongsgauMsenschaften 
rmit  staatlicher  Subvention]  aushelfen.  S.  im 
übrigen  Art  ^Gestütswesen"  oben  Bd.  I S.  974  fg. 

^  Auf  aucbtstationen,  Zachtstatio- 
nen,  Zu  cht  vi  ehhcfe,  Stammherden.  Die- 
se Terschiedenen  Bezeidinnngen  werden  s&mtlich 
angewendet  fOr  Sinrichtnn^eu,  die  den  Zweck 
haben,  der  Zucht  eines  bestimmten  Bezirkes  ge- 
e^ete  Vatertiere  und  awar  Bullen,  Eber  nnd 
Ziegenbocke,  seltener  weibliches  Zuehtmaterial 
Eunfthren.  Hitnnter  kauft  man  die  minn- 
lidien  llere  in  ganz  jugendlichem  Alter  an 
und  unterwirft  sie  in  den  genannten  Anstalten 
einer  zweckentsprechenden  Aufsucht,  mitunter 
wird  aber  aucn  wirkliche  Zucht  betrieben. 
Falls  Stammherden  in  nennenswertem  Umfange 
celbstgezogenes  Zuchtmaterial  abgeben  sollen, 
mSssen  sie  unter  Aafwendang  sehr  großer 
MHtd  arbeiten.  Deshalb  wird  der  Ankauf  von 
geeigneten  Yatertieren  im  jugmdlieben  Zustande 
und  ihre  aweckBlfige  Aufsucht  die  Begel 
bleibsB  ntaeii.  Sddie  Aufinuhtaustalten  werMn 
am  aeistMi  am  Platce  sein^  wo  Kleingrundbesitz 
Torherrseht  und  wo  Weiden  fehlen,  um  den 
jungen  Tieren  im  eignen  Betrieb  eine  zweck- 
mftinffe  Aufzucht  gewShren  zu  kCnnen. 

b)  BnohtvenoaBensoluiAen ,  auch 
SflohtcrrereiidgaiigMi  genannt,  sind  von 
tiefgreifendem  Einfluß  auf  die  Forderung 
der  Zucht.  Sie  setzen  voraus,  daß  die  Zucht 
des  betrdfenden  Bezirkes  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  einheitlieh  ist.  Die  Zucht- 
genoeeeoDchafteD  sind  um  desvillen  von  so 
nadihalt^inr  Wirkung,  .sie  das  Oesarat- 
Kebiet  6m  Zndit  erfusen.  Sie  kOten  mftnn- 
udie  und  veibliöhe  Znohtti«»  an,  riclit«i 
ZudiUmchfBhrtiDgen  ein,  venuutaltenSchaaen 
und  Fltmüeru&gen,  nlhran  hochwertiges 
Zncbtmaterial  «k,  hüten  LeiatungrorOfunffeD 
ab  and  anchiea  m  jeder  Wose  ihre  Mit- 
^eder  m  lOrdero  und  zu  belehren.  Auoh 
der  Ahwlz  von  Zuditvieh  wird  in  die  Wege 
fddtet,  tmiweise  durch  Abhaltung  von 
^ocbtviehffllrkteD  und  -auktionen.  Vielbch 
sind  beeonders  fflr  diesen  Zweck  vorgebildete 
Beamte  (Zocfatiiispektoren  und  Zuchtiastruk- 
toren)  angestellt 

VSrtsAncfc  Mt  ToUuwIrlsehsft.  II.  Aal.  Bd.  II. 


Die  Zacht£:enos8enschaften  haben  in  der 
neueren  Zeit  dnrch  die  Tätigkeit  der  Deuteehen 
Landwirtschafts- Gesellschaft  and  deren  Aus- 
stellungen einen  wesentlichen  Au&chwnag  ge- 
nommen. Die  Deutsche  Landwirtschaf  ts- 
Gesellschaft  hat  in  ihrer  .Anerkennu.ng" 
einea  ti^crettenden  erzi^risehen  EinflnO  auf 
die  ZnchtgenosBOiBohaften  ausgeftbt  Dienen 
die  Znchteenossenschaften  aoch  in  erster  Lhiift 
dem  Kleinbesitz,  so  nQtzen  sie  erfahrongsm&ßig 
doch  anch  dem  QroBffrundbesite  sehr  wesent- 
lich. Han  kann  annehmen,  daß  in  Deutschland 
die  V.  einen  um  so  höheren  Stand  erreicht  hat, 
je  mehr  die  Zuchtgenossensch^ten,  die  sich  fOr 
grSBere  Bezirke  meist  zu  VerbSnaen  vereinigt 
haben,  blühen. 

Die  ZuchtbnchfQhmng  setzt  voraus,  daß  die 
betreffenden  Zuchttiere  dne  bestimmte  Markie- 
rung aufweisen  (Hombrand,  Ohiierbun^  Ohr- 
marken usw.).  Der  wesentlicbste  Teil  der^ndit- 
buchftthrung,  der  Abstammungsnachweis,  wird 
in  den  Stammbüchern  niedergelegt  und  diese 
werden  nicht  selten  unter  der  Bezeichnung 
Stut-  bezw,  Herdbuch  verfiffeutlicht.  In 
England  und  Amerika  bestehen  viele  Gesell- 
schaften, deren  einsige  Aufgabe  in  der  Samm- 
lung von  Abatammungsnochweisen  und  in  der 
Herausgabe  von  Stut-  und  Herdbflchem  besteht. 
Unsere  deutschen  ZOchtergesellschaften  haben 
mit  BechtdU  der  angedeuteten  Weise  ihr  Ziel 
weiter  gesteckt. 

o)  AnsBtellaiigeii  und  Prftmiierungen 
haben  die  Aufgabe,  die  Züchter  anzuregen 
und  zu  belehren.  Sie  sind  das  am  häufigen 
angewendete  Uittel  zur  Forderung  der  Zucht 
und  sind  auf  jeder  Stufe  der  Züchtung  von 
Wert.  Je  nach  dem  Gebiet,  fflr  welches 
sie  eingerichtet- werden,  unterscheidet  man 
Lokal-j  Bezirks-  und  Landesschauen.  Yon 
tiefgreifendem  Einfluß  auf  die  deutsche  Y. 
sind  die  Ausstellungen  der  Deutschen  Land- 
wirtschaftsgesellBcbaft  geworden.  Sie  werden 
alljfthrlich  abwechselnd  in  den  verschiedenen 
deutschen  Landesteilen  als  Wanderschauen 
abgehalten  und  haben  ungemein  segensreich 
fflr  das  C^esamtgebiet  der  Landwirtschaft, 
nicht  nur  der  Y.  gewirkt 

Alle  Ausstellungen,  die  auch  wohl  Tier- 
schauen genannt  werden,  sind  mit  der  Yer- 
teüung  von  Freisen  an  die  besten  Tiere 
verbunden.  Sachverständige  Personen  (Preis- 
richter) beurteilen  die  ans^tdlteo  Tiera 
«itweder  nach  freier  ürteilsbildung  oder 
mit  Bilfe  eines  die  önzelDen  KOr^ertole  be- 
smdevs  barfickuchtigeDden  PunktunivBtemB, 
Die  Preise  bestehen  aus  Geld  odor  Ehren- 
gaben. Sie  dflrfm  nicht  zu  niedrig  bemessen 
und  nur  an  preiswflrdige  Tiere  veriiehen 
werden. 

d)  Lefcttingnuraftingen  werden  mit 
den  verschiedenen  Tiergattongen  abgehalten, 
um  deren  Jjeistung,  die  in  letzter  Linie 
allein  fflr  den  Zucbtwert  maßgebend  ist, 
festzustellen.  Bei  Pferden  sind  die  ältesten 
am  besten  durchgebildeten  Leiatungsprfl- 
fongen  die  Rennen,  wie  rie  fflr  YaTlblut- 
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Viehbestand  Im  Verhältnis  zur  landwirtschaftlich  benntsten  FUkihe. 

(Die  Zahlen  beziehea  sich  auf  1  qkm.) 
I.  Pferde  fKeichsdurchschoitt  12.2). 


Viebzacht 
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•  III.  Schafe  (Reichsdurchschnitt  22,6). 


IV.  Schweine  (Reichsdurchschnitt  54,0). 
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Viehbestand  im  VerhSltnis  mir  Bevölkempg. 

(Auf  100  Einwohner.) 
Y.  Pferde  (ReichadurchBchniU  7,1). 


VI.  Rinder  (Reichadurchsdinitt  32^). 
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TU.  Schafe  (Betchsdurchschnitt  11^ 


VUl.  Sch  weine  (ßeichsdurchschnitt  31,6). 
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pferde  allgemein  zur  Anwendung  kommen, 
sind  tae  auch  mit  mancherlei  sportlidien 
Dingra  behaftet,  so  haben  sie  aoch  eine 
große  Bedeutung  für  die  Zucht.  Xeuerdings 
sind  sie  auch  fQr  die  Halbblutpferde  hier 
und  da  in  Aufnahme  gekommen. 

Für  Rindvieh  kann  am  bequemsten  und 
sichersten  die  Milchleistung  festgestellt 
werden.  Dies  kann  geschehen  auf  den 
Ausstellungen  (England,  Amerika)  oder 
durch  imter  Aufsicht  von  Vertrauensmännern 
in  gewissen  Zwischenräumen  vorgenommene 
ProbemelkungeUj  wie  sie  zuerst  in 
systematischer  Weise  im  Allgäu  durchgeführt 
wurden.  Das  vollkommenste  System  stellen  I 
die  in  Dänemark  seit  1897  gegründeten 
Kontrollverßine  dar.  Sie  haben  in- 
zwischen in  Deutschland  und  auch  in  an- 
deren Ländern  Verbreitung  gefunden.  Man 
stellt  in  den  Kontrollvereinen,  welche  13 
bis  15  Mitglieder  umfassen,  mit  Hilfe  eines 
besonderen  Beamten  (Eontrollassistenten) 
meist  monatlich  zweimal  von  einer  jeden 
Kuh  Milchmenge,  Fettgehalt  der  Milch  und 
Fettmenge,  sowie  den  Futteraufwand  fest 
Am  Jahresschluß  ist  dadurch  von  einer 
jeden  Kuh  des  betreffenden  Bestandes  die 
Leistung  und  der  hierfür  erforderliche  Futter- 
aufwand bekannt.  Selbstredend  werden  nur 
die  besten  Kühe  zur  Wmterzucht  benutzt 
und  nur  von  diesen  wird  man  sowohl  Kuh- 
ais auch  Bullenkälber  (die  Milcherpebigkeit 
wird  auch  durch  das  Vatertier  auf  aie  weib- 
lidie  Nachzucht  übertr^n)  auhiehen.  Die 
ErEahrong  hat  in  allen  Kontrollvereinen  ge- 
zeigt, daß  gestiegenen  Leistungen  entweder 
ein  gleicher  oder  gar  ein  geringerer  Futter- 
aufwand gegenüber  stand.  Man  war  bemüht, 
Fütterung  und  Leistung  zueinander  in  ein 
besseres  Verhältnis  zu  bringen.  Das  ist  ein 
wirtschaftlich  ungemein  wertvolles  Resultat, 
und  die  Kontrollvereine  verdienen  seitens 
der  Züchter  die  allergrößte  Beachtung. 

Die  Fleischleistung  des  Rindes  kann 
natürlich  erst  nach  dessen  Tode  fest^stellt 
werden.  Diesem  ZwecK  dienen  die  mit 
den  Mastviehschauen  verbundenen 
Schlacht  konkurrenzen.  Selbstredend 
können  solche  Schlachtkonkurrenzen  auch 
auf  Schweine  und  Schafe  ausgedehnt 
werden. 

Die  Arbeitstüchtigkeit  des  Rindes 
hat  man  wohl  in  besonderen  Zugkoukur- 
renzen  feststellen  wollen. 

Zu  erwähnen  wäre  noch,  daß  die  Woll- 
produktion der  Schafe  durch  Probe- 
schuren, wie  sie  mit  den  Ausstellungen 
der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft 
verbunden  sind,  ermittelt  werden  kann.  > 

Die  Bekämpfung  der  verschiedenen  I 
Tierseuchen  stellt  endlich  auch  noch! 
eine  wichtige  Förderungsmaßregel  dar  (vgl. , 
hierüber  Art  „Viehseuchen"  oben  S.  1 219  fg.).  i 
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»ehr  reichhaltige  SpetialUteratur,  auf  ireCcAe  luer 
nicht  weiter  eingegangen  Verden  kann. 

«T.  Hanaem. 


TlUeneuTe-Bargemont,  1«  Ticomt« 
Alban  de, 

^eb.  am  8./VUI.  1784  auf  Schloß  Satnt-Albui 
im  französischen  Departement  Var,  1813  Pnlfekt 
der  hentigen  belgischen,  damals  mederlftndiaclieii. 
FroTinK  Namor,  1814—1828  Prftfekt  der  ^masO- 
aischen  Departements  Tam-et-Garonne,  Cbarente, 
Henribe  and  Kord,  gest.  im  Jmii  1850  als  Mit- 

glied  der  Acad^mie  des  sciences  morales  et  po- 
tianes. 

Mit^i^  der  von  Sinnondi  geachaffeaen 

Schnle,  welche  über  den  Gegensatz  zu  Smiths 
Natioiulrdchtmn,  die  enropSische  Nationalarmat. 
ünteranchiugen  anstellte,  die  VÜlenenre-Barg«- 
mont  in  seiner  „Economie  politiqoe  chr^tienae' 
(s.  n.)  reWtffeutlichte,  während  seine  nltramoatane 
„Histoire  de  r#(»Bomie  politiane"  etc.  <8.  ttj 
sich  war  mit  der  in  dem  Titel  aa^edrücktCB 
Materie  beschäftigt.  Das  von  einem  streng 
gUnbigen  Katholiken  rerfaCt«  letztgenannte 
Werk  atmet  den  Geist  der  rflcksehntüichen 
Bestanrationsperiode,  wie  er  unter  der  Bov- 
bonenherrsehut  nach  endgOttigem  Absehlnfi  der 
französischen  Bevolntioiuftra  sich  geltend  maebte^ 
Wenn  er  bei  Behandlung  des  Fabrikarbeiter* 
elends  im  ersten  Drittel  des  19.  Jalvh.  fTgL 
sein  Werk :  Economie  potitiqne  chrätienne)  o.  a. 
Einscfaränkong  des  Wachstums  der  gn^^ea  In- 
dnstriestädte  fordert,  so  kann  man  dem  fromm» 
Sittenmaler  nar  beipflichten,  selbst  wenn  er  in 
seinem  Bekftmpfongseifer  der  an  geregelten  Fort- 
pfluiznng  des  Arbeiterproletariats,  als  Anhänger 
von  Maltnus  in  Theorie  und  Praxis,  etwas  n 
weit  geht. 

Seme  Torst^end  erwihnten  Werke  Ahm 
den  Titel:  Economie  poUtiqne  chrftlräuie.  cm 
recherches  sur  la  natnre  et  lea  eauses  da  pau- 
pärisme  en  France  et  en  Earope,  et  sv  les 
mo}[en8  de  le  sonlager  et  de  le  pröTenir.  3  B4e , 
Paris  1834.  —  Histoire  de  l'^nomie  poUtiqse, 
on  etndeshistoriques,  philosopbiqnesetrui^ieusea 
snr  reconomie  politiqoe  des  peiqdes  ancieaa  et 
modernes,  S  Bde.,  Paris  1841.  tAp^tert. 
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VolkabildugsTereine. 

1.  AUs^metnes  und  Ornndaätzlichea.  2.  Die 
einzelnenZ  wef  ge  der  VolksbildnngBbesn'ebaDgen. 
a)Lektttre.  b)UDterriditaxidTortrSge.  e)Unter- 
kaltoiigsabeade. 

1.  Allgemeines  nnd  Grundsätzliches. 
Das  ganze  um&isseDde  Problem  der  Yolks- 
bitduDg  kann  im  Bahmen  dieses  Aufsatzes, 
für  den  hier  nur  ein  verhAltnismftßig  be- 
Bchrftnkter  Baum  zur  YerfOgang  steht,  nicht 
daifiestellt  und  erßrtert  werden.  Die  natür- 
liche BeschrSnkung  ist  hier  dadurch  gegeben, 
daß  nur  die  von  sozialen  ITaktoren, 
Toinefamlich  Vereinen,  auagehenden  Be- 
strebungen und  di^  auch  nur  soweät  hier 
zu  bertteksichtigen  sind,  als  sie  in  die 
gegenvftrtigen  sozialen  Fragen  und 
Kftmpfe  unmittelbar  einzugreifen  beab- 
«chtigen.  Aus^gspuokt  uaa  Ziel  werden 
also  durch  die  UeSerzeu^Dg  zusammeoge- 
halten,  daß  die  Bildung  ein  bedeutungsvoller 
sozialer  Faktor  ist.  Dieser  braucht  nicht 
einmal  in  dem  Sinne  Schmollers,  der  im 
letzten  Grunde  als  die  Ursache  der  sozialen 
Feindschaft  die  Bilduogsunterschiede,  nicht 
die  Besitzunterschiede  ansieht,  aufgefaßt  zu 
werden  und  ist  trotzdem  noch  bedeutungs- 
voll genu^.  Denn  ohne  uns  auf  diese  sozial- 
philosophische  Meinung,  der  wir  nur  eine 
teilweise  Richtigkeit  zuerkennen  möchten, 
näher  einzulassen,  liegt  es  auf  der  Hand, 
daß  eine  Erhöhung  der  Volksbildung  den 
Elassenhaß  mildem,  die  Kriminalität  herab- 
setzen und  die  Oesundheitsverhältnisse  zu 
bessern  vermag.  Wissen  läßt  gerechter 
werden  in  dem  Urteil  über  andei'e  und  über 
deren  Arbdt,  es  läßt  einen  besseren  Einblick 
in  die  Notwendigkeit  der  Staats-  und  Sitten- 
geeetze  zu ,  es  j&ßt  die  Qesundheitsschädi- 
gangen  (Alkoholismus ,  Oeschledttskrank- 
fieiten,  Unsauberkeit  usw.)  ebensowohl  wie 
die  hygienische  Prophylaxe  (Turnen,  Sport, 
edle  Vergnügungen)  besser  erkennen.  Das 
allgemeinste  Ziel  der  Volksbildung  geht  also 
dwin,  namentlich  die  sozial  schwächereu 
Klassen  —  vom  Verlassen  der  Volkssdiule 
an  —  in  ihrem  Kampf  um  die  Qüter  des 
Lebens  sa  stärken  und  ihr  teilweise  sehr 
re^  Bildungsstreben  im  ^nne  des  sozialen 
Fnedens  und  zu  ihrem  eigenen  Frommen  in 
die  besten  Bahnen  zu  lenken. 

Diese  idealen  Bestrebungen  haben  in  der 
alten  und  neuen  Welt  (Comenius,  Rickert, 
Krupp,  Abbe,  Carnegie  u.  v.  a.)  Förderer 
unter  den  Besten  ihrer  Zeit  gefunden,  die 
Bewegung  hat  in  Ausbreitung  und  Erfolgen 
glänzende  Fortschritte  gemacht,  die  freilich 
noch  im  Vergleich  zu  ihrer  Ausbreitungs- 
m  Oglichkeil  relativ  sehr  bescheidene  sind. 
Zum  Teil  steht  dem  das  ^rade  in  Arbeiter- 
kreisen so  lebhafte  politische  Interesse 
enlg^en,  zum  Teil  ein  Mißtrauen  dieser 


Kreise  gegen  alles,  was  ihnen  von  den 
höheren  Schichten  entg^ngebracht  wird, 
zum  Teil  endlich  eine  Zurückhaltung  ein- 
flußreicher und  für  solche  Bestrebun^n 
sonst  wertvoller  Kreise  von  der  aktiven  Be- 
tätigung. 

Die  ersten  beiden  dieser  Lähmitngsgrdnde 
—  der  politische  Kampf  und  das  Miß- 
trauen —  werden  erst  durch  langsame  stetige 
Arbeit  der  V.  ganz  allmählich  in  ihrer  für  die 
Volksbüdungsbestrebun^n  beeinträchtigen- 
den Wirksamkeit  gemindert  werden  können. 
Die  Zurflckhfdtung  eines  großen  Teiles  der 
Männer  der  Wissenschaft  aber  hat  ihren 
Grund  in  ihrer  Abneigtmg  gegen  Promul- 
^ierung  ihrer  exklusiven  Forsdbung  und  in 
ihrer  Verurteilung  der  hier  gefflrchtetea 
Halbbildung. 

Auf  diesen  £änwand,  d»  allen  Volks- 
bildungsbeatrebungen  ohne  Unterschied  ge- 
macht werden  kann,  sei  hier  mit  dem  kurzen 
Satze  erwidert,  den  Harnack*)  ausge- 
sprochen hat :  „Den  Gefahren  der  Halbbildung 
kann  man  nicht  durch  die  Verdammung  zur 
Unbildung  entgegentreten,  sondern  nur  durch 
„Ganzbildung"."  Halbbildung  liegt  doch  aber 
auf  dem  Wege  zur  Ganzbilduog,  möchte  ich 
hinzufügen,  sie  muß  durchlaufen  werden, 
wiU  man  zur  Ganzbildung  gelangen,  und  — 
was  das  Wichtigste  ist  —  es  kann  den  Ge- 
fahren der  Häbbildung  dadurch  gesteuert 
werden,  daß  sie  wirklich  den  Weg  zur  Gaoz- 
bildung  beschreitet,  d.  h.  daß  die  Lehrer  des 
Volkes  die  Ausblicke  auf  dem  richtigen 
Wege  weisen  und  ihre  Fortfühmng  ahnen 
lassen,  sich  jeden&dls  vor  allem  hüten,  was 
mit  dem  Schein  des  Wissens  Halbheit,  Un- 
klarheit, Verworrenheit  von  vornherein  in 
sich  tr^.  Das  Beste  ist  hier  gerade  gut 
genug,  dieses  Beste  aber  bringt,  wenn  es 
auch  keine  vollendete  Bildung  bringt,  wenig- 
stens keine  schädliche  Halbbildung.  Wie 
diese  Kunst  zu  erreidien  sei,  gehört  in  die 
Pädagogik. 

Um  aber  auf  Harnacks  Aeußeningen  a.  a.  Oi 
zurückzukommen,  so  lassen  üch  in  unserem 
modOTuen  Bildungestreben  folgende  Haupt- 
zQge  erkennen:  „Erstlich,  es  zeigt  eme 
enei^sche  Richtung  auf  die  wirkliche 
Wissenschaft,  zweitens,  es  zeigt  die 
emsteste  Absicht,  Unabhängigkeit  und 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  zu 
erringen,  drittens,  es  zeigt  den  Trieb,  das 
Lebensgefühl  zu  steigern  und  größeren 
Anteil  am  Leben,  extensiv  und  intensiv, 
zu  gewinnen." 

Etwa  in  dieser  Richtung  liegen  die  Be- 
strebungen der  „Gesellschaft  zurVer- 

')  Haniack,  Die  sittliche  nnd  loaiale  Be- 
deutung des  modernen  BUdnnratrebens.  Seferat 
ans  dem  XIIL  ErangeL-soiiuen  ^mgreß,  190S. 
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breitung  von  Volksbildung"^),  die 
seit  36  Jahren  eine  aidi  immer  mehr  aus- 
breitende T&tigkeit  entfaltet  hat  Auch  die 
j,Central8telle  für  Volks  Wohlfahrt" 
in  Berlin,  die  aus  der  „CentralBtelle  fflr 
Arbeilerwohlfeihrtseinrichtungen"  hervorge- 
gangen ist,  wirkt,  al^eeehen  von  ihrer  noch 
weit  darüber  hinausgehenden  Betätigung, 
für  die  Verbreitung  und  Pflege  der  Volks- 
bildung. Zu  nennen  ist  hier  feroer  die 
neuerdings  geschaffene  „Deutsche  Dichter- 
Gedächtnis-Stiftung"  die  ihre  Aufgabe  in 
der  Unterstützung  von  Volksbibliotheken  mit 
guten  Büchern,  Herausgabe  einer  auserlesenen 
„Hausbücherei",  Massenverbreitung  guter 
Volksschriften  erblickt  und  wohl  schließlich 
so  etwas  wie  eine  archivalische  Zentral- 
Volksbibliothek  („NationalbibÜothek  der  deut- 
scheu schönen  Literatur")  schaffen  will,  wo 
alles  wertvolle  gesammelt  und  aufbewahrt 
wird.  Auch  der  1889  gegründete  „Ver- 
ein für  Massenverlffeitung  guter  Schriften" 
ist  hier  zu  nennen  und  auf  konfessionell- 
katholischer Seite  der  Borromäusverein.  Auf 
etwas  andersgearteter  Grundlage  stehen  die 
1793  g^rünaete  „Gesellscliaft  für  ethische 
Kultur"  und  die  sehr  beachtenswerte 
„Comenius-Gesellschaft" 

^Namentlich  diese  letztere  fallt  ihre  Auf- 
gaben umfangreicher  im  Sinne  einer  ,,Sozial- 
^^Idagogik".  NichtdasWissen^ieBildnngdes 
Geistes  idlein  dnrch  tiektfire,  Vorträge  u.  dgl 
ist  ihr  Ziel  und  nicht  nur  im  die  wirtschalt- 
lich  schwächeren  Kreise  will  sie  sich  wenden ; 
ihre  Bestrebungen  liegen  vielmehr  in  dar 


Die  Gesellschaft  sur  Verbreitnng  von 
Volksbildnne  ist  gegründet  1871.  HitgUederbe- 
sUnd  am  30./XI.  1903:  4636  Körperschaften, 
4337  Personen-  Die  Gesellschaft  gibt  eine  im 
37.  Jahrgang  erscheinende  Honateschrift  („Volks- 
bUdnng  ,  früher  „Der  Bildnngsverein")  heraus. 
Ihr  Vermögen  belänft  sich  an!  Über  400000  M. 

«)  Gegründet  1901,  Beginn  der  Tätigkeit 
1903,  Sitz:  Hamburg-Großborstel.  1900  worden 
an  Volksbibliotheken  verteilt:  24021  Werke,  ge- 
dnickt  135000  nene  Bände.  Mitgliedenahl  i.  J. 
1906  fast  2603. 

')  Die  Comenins-Gesellachaft  ist  1891  ge- 
grftndet worden.  SieverfoigtdenansgeRprochenen 
Zweck  (v0.  L.  Keller,  in  Rems  Enzjkl. 
Handbuch  der  Pädagogik  s.  v.  Comenins-Oesell- 
schaft) :  a)  Die  Entwickelung  der  religiös- 
philosophiscbeu  Weltanschanung  der  abend- 
ländiachen  Völker  wisseDschaftlich  zn  erforschen, 
b)  den  Geist,  die  Grundsätze  nnd  die  Geschichte 
des  Comenins  nnd  der  ihm  innerlich  verwandten 
Männer,  wie  Leibniz,  Herder,  Fichte,  Kant, 
Schleiermacher  u.  a.,  zu  verbreiten,  c)  in  diesem 
Geiste  bildend  auf  das  heutige  GeacÜecht  zu 
wirken  nnd  zugleich  eine  Wissenschaft  der  Volks- 
erziehnng  (Sozialpädagogik)  als  selbständigen 
Wissenszweig  eu  begründen.  —  Mitgliederzahl 
am  l./VII.  1903  ruud  112ö.  seitdem  noch  ge- 
stiegen auf  etwa  1300—1400.  Kinnahmen  i.  J. 
190o  mnd  97ö0  M,,  Ausgaben  mnd  9600  M. 


Ausbreitung  höherer  hunuDiatiBch»  Ideeen, 
in  der  Selbeterziehung  des  Vdkes.  und  zwar 
des  Volkw  in  weiteston  Sinna  In  eine  Er- 
Crterung  der  auf  dieser  Bahn  liwenden  inter- 
essanten und  auch  für  die  Volkswirtachalt 
mit  der  Zeit  zu  erwartenden  Einflösse  kaan 
hier  leider  nicht  eingetreten  werden. 

Was  die  V.  —  rein  praktisch  be- 
trachtet —  zn  übernehmen  haben,  ist;  Ini- 
tiative überhaupt,  kritische  Auswahl  der 
Bildungsmittel,  Organisierung  der  ünter- 
nehmuogen,  Sammlung  von  Gddmitteln  und 
Erhaltung  des  Konnexes  zwischen  den  zn 
belehrenden  Klassen  und  den  lehi^den.  Es 
haben  sich  mm  bisher  eine  Kdhe  von  Unter- 
nehmungen herausgebildet,  die  im  fblgendw 
kurz  zu  betrachten  sind. 

2.  Die  eincelnen  Zweige  der  ToUu- 
bilduBgsbestrebnngen. 

a)  Iioktüre.  I.Volksbibliotbekenand 
Lesehallen.  Eine  der  ersten  Bedin^ngen 
fUr  die  Verbreitung  von  VolkabUdong  ut  die 
OrQndnng  von  Volkshibliotheken ,  die  fOr  die 
Bedfirfnine  von  jedermann  eingerichtet  sind, 
von  Lesebiülai,  in  denen  Zeitschriften  md 
ZeiCnngen  snr  nnoitgelttidiea  Bantninp  ana- 
liegen, eventuell  von  Waaderbibliotkeka  fb 
klemere  Orte.  Erst  seit  verhältniamtBig  knncr 
Zeit  ist  auf  diesem  Gebiet  eine  reeer«  Tätig- 
keit entfaltet  worden;  nor  wenige  Kommonen 
haben  sich  bisher  der  Sache  angenommen,  an 
anderen  Orten  mußte  die  Vereinstätigkeit  bahn* 
brechend  vorgeben.  Berlin  hat  seit  dem  l./L  18Ö6 
eine  von  der  Gesellschaft  für  ethiache  Knltoi 
begründete  Lesehalle  nnd  ist  dann  mit  der 
Gründnng  stadtischer  Lesehallen  Torgegangen. 
Bedenteiulere  Institute  dieser  Art  bestehen  o.  sl 
in  Frankfurt  a.  U.,  Charlottenbnrg,  Düsseldorf^ 
Mannheim,  KSnigsberg,  Jena.  Ueberall  seigt 
sich  eine  glänzende  Gntwickelnng  der  Benntsoag 
wie  des  Sesoches  and  man  ist  mit  den  Erfolgen, 
soweit  man  solche  bis  Jetzt  zu  erkennen  vermag, 
durchaus  zufrieden.  Die  Lesehalle  in  Jena,  die 
durch  das  sozialpolitische  Verständnis  eiaes 
Professor  Abbe  zu  einer  ganz  hervorrageadeB 
Stiftung  gewordm  ist,  zeigt  seit  ihrer  Ent- 
stehung einen  sehr  beachtenswerten  Änfichwung. 
Um  nur  beispielsweise  die  Lesersahlea  vom  Jabn 

1901  ab  anzuführen,  betrogen  diese:  1901  5888. 

1902  6024, 1903  6818,  ISOTiOlS.  1905  7349, 1908 
7876  (in  einer  Stadt  von  rund  30000  EtnwohaerBl 
Dabei  ist  im  ganzen  eine  Zunahme  der  Be- 
nutzung wissenschaftlicher  nnd  popolärwiiaen- 
schaftlicber  Literatur  im  Gegensatz  zu  der  anr 
unterhaltenden  festzustellen ,  also  ein  Fort- 
schreiten zum  Ernstem.  Im  Vergleich  n  der 
BerOlkernngszabl,  ist  die  Steigernnr  der  Be- 
nutzung sehr  bedeutend.    Im  J.  1W6  ksmen 

I  was  relative  LeserzaU  nnd  Analeibriffer  bettift, 
in  Jena  auf  den  Kopf  der  BerOlkening  8,4?  Bkad^ 
während  andere  Städte  mit  Zahlen  voi  0^ 
(Bonn),  Ofii  (Straßbnrg)  nsw.  dem  gegenübo» 
stehen. 

Für  kleinere  Bibliotheken  und  von  Bbo- 
raeender  Bedeutung  die  Gründungen  der  „G*' 
seUscbaft  für  Termitnng  von  ^IkriiiUiDg^. 
I  Diese  hat  im  ganzen : 
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Begründet    UnterrtttUt  Zu^^ 


Eibl. 

Bände  Bibl. 

Bände  Bibl.  iBftude 

1892—96 

«56 

9423'  319 

84-4!  _ 

1897 

96 

5  840,  59 

I  829  — 

1898 

«97 

18512'  96 

3093  — 

1899 

224 

13030  128 

3597'  — 

1900 

470 

27149  177 

4478  - 

1901 

494 

27  659  683 

15  lo8  44 

2  200 

1902 

318 

18092  1198 

36236  308 

15306 

1903 

19  331  2017 

33  775'  383 

18888 

1904 

310 

16858  2044 

39540,  530 

26  333 

Sa. 

2680  155  794  6731  136  130  1365  '62  727 

Großartig  sind  die  Einrichtungen  dieser  Art 
In  England.  Die  dortigen  Frei-Lesehallen  (Free- 
Librarys)  iiud  antgezeichiiet  ausgestattet  dank 
groOer  Stiftongen,  finanziell  Torzüglich  faudiert 
and  erfreuen  sich  ancb  eines  xnnefamenden  Zn- 
spmcbs.  In  Amerika  nnd  besonders  in  den 
•ozialpoUtiscb  weit  fortgeschrittenen  britischen 
Kolonteen  Australiens  gehören  gemeinnQczige 
Bflchereien  zn  den  ncentMhrlichen  Bedürfnissen 
des  groBen  Publikums. 

2.  In  gleicher  Richtung  wie  die  Volkshiblio- 
theken  sind  diejenigen  Vereine  wirksam,  weiche 
lieh  der  Hassenrerbreitung  guter 
Schriften  zn  IdlUgen  Freisen  dienstbu-  jj^e- 
macht  haben.  In  DentschUuid,  Oesterreich, 
Frankreich,  England,  Schweiz  usw.  sind  eine 
ganze  Beihe  selber  Volksschriftenvereine  eut- 
atanden:  sehr  rtthrig  zeigen  sich  hierbei  die 
eTangelische  nnd  die  katholische  Kirche,  Ton 
denen  besonders  die  letztere  eine  große  sozial- 

Solitische  Tätigkeit  in  dieser  Kichtnng  entfaltet, 
icht  minder  tätig  ist  die  sozialistische  Propa- 
ganda mit  ihren  zahllosen  Arbeiterbildungsver- 
eiuen,  die  in  einigen  Ländern,  wie  z.  B.  in 
Oesterrei(^,  den  Kern  der  sozialdemokratischen 
Organisation  bilden.  Politisch  und  konfenionell 
neutral  für  die  Terbreitnnff  Ton  Schriften  wirkt 
der  schon  oben  genannte  „Verein  fttr  Hassenver- 
brettnng  guter  Schriften".  Hierher  gehören 
aber  auch  bucbhändlerische  Untemehmtmgen, 
die  billige  geistige  Nabmug  in  guter  Auswahl 
hentellen  und  ihre  Verbreitung  fordern;  so 
Beclams  Universalbibliotbek ,  Meyers  Volks- 
böcher,  die  Wiesbadener  Volksbücher  u.  a.  m. 

b)  tlnterzieht und  Vortrage.  1.  Gemein- 
verständliche Vorträge  bilden  natürlich 
ein  sehr  wertroltes  nnd  unentbehrliches  Mittel 
der  Volkshildong.  Von  den  V.  wird  durch 
Beraiuiehung  Ton  geeigneten  Vortragenden, 
Wanderrednem  und  !?achweisnng  ihrer  Adressen 
und  ihrer  Vortragstbemata  (durch  Führung 
eines  Redner- AdreOouchsj  viel  geleistet.  Gerade 
die  Auswahl  der  Vortragenden  ist  von  besonderer 
Wichtigkeit,  wenn  ein  Nutzen,  der  sich  von 
den  Gefahren  der  Halhbildnpg  fernhält,  erzielt 
werden  soll.  „Gerade  weil  das  zuhörende  Pnbli- 
kam  leichtgläubig,  ja  kritiklos  ist,  erwächst 
der  Vereinsleitung  die  Aufgabe,  die  Redner  nach 
grcwisaenhafter  ^ttfung  ihrer  Kenntnisse,  Gaben 
nnd  ihrM  Xatnrella  ananuncben"  (Biermer).  Be- 
sonders wüiuchaiswert,  weil  hCchst  instrokÜT, 
ist  die  möglichste  Unterstützung  der  Vorträge 


mit  Demonstrationen  md  freier  Diskusrim. 
Während  neh  bei  den  Volksblbliotheken  und 
Lesehallen  deren  unentgeltliche  Freigabe  emp- 
fiehlt, ist  fttr  Vorträge  und  Unterricht  die  iS> 
hehnng  eines  bescheidenen  Eintrittageides  Tor- 
zuziehen.  Man  erreicht  damit  bekanntermaßen, 
daß  der  Eifer  der  HOrer  gesteigert  und  die 
Gabe  hSher  eingeschätzt  wird. 

b)  Unterricht.  Einzelrorträge  müssen 
ihrer  Natur  nach  für  die  Volksbildung  Stück- 
werk bleiben.  Man  ist  daher  alsbala  zu  zu- 
sammenhängendes DnterriohtaknrMn  geschritten, 
die  meist  nach  Disziplinen  geteilt  iue  Aufgabe 
gründlicher  und  systematisoier  erfüllen  können. 
Von  den  auch  vielfach  durch  V.  geförderten  Fort- 
bildungsschulen sei  hier  abgesehen.  (Darüber 
Tgl.  Art.  -Gewerbliches  Unterrichtswesen"  oben 
Bd.  I  S.  1074  fg.)  Solche  Kurse  nnd  Lehrgänge 
sind  besonders  auf  wirtschaftlichem  und  fach- 
techniscbem  Gebiete  in  der  Form  Ton  Lehrlings- 
heimen,  Frauenarbeits-,  Koch-  und  Wirtschafts- 
Bchnlen  mCglich  und  nütalich.  Es  igt  oben  im 
Art  „LehrliDgawesen"  S.  406  fg.  bereits  anf  die 
groBa  Bedentnng  des  Lehrlingsbildungswesens 
hingewiesen  worden.  Kicht  weniger  wertToU 
sind  Ueisterunterriditskurse  n.  dgl.  Aber  diese 
Dinge  geboren  hier  nicht  her.  Es  handelt 
sich  hier  nm  höhere  Fortbildung  ohne  fachliche 
Grenzen  für  jedermann  aus  dem  Volke. 

Hier  sind  nun  einmal  die  sog.  „Ferien- 
knrse"  zu  nennen,  das  sind  systematische,  von 
Hochscbuidozenten  arrangierte  und  für  Bildungs- 
beflissene eingerichtete  Lehrknrse,  die  meist  in 
die  allgemeine  Ferienzeit  Juli-August  fallen 
und  sichTorwiegend  mit  Disziplinen  heschäfdfen, 
welche  für  Lehrer  nnd  Lehrerinnen  von  Wert 
sind.  Zu  nennen  sind  hierfOr  die  Feriräkurse 
in  Jena  (seit  1889),  Greifswald  (seit  1896)  Har- 
burg (seit  1897),  Bonn,  Güttingen.  Kiel  usw. 
Die  Teilnehmerzahl  ist  Überall  gestiegen,  in 
Jena  z.  B.  auf  3-400.   Dauer  2—3  Wochen. 

Unabhängig  von  den  Ferien  und  meist  auf 
mehrwöchige  Daner  berechnet  oder  in  period  iachen 
Cjklen  abgehalten  sind  folgende  Hochschnl- 
knrse  ins  Leben  gerufen  worden:  in  München 
Tom  Volkshochschnlverein  ^mehrere  Tausend 
Hörer);  in  Berlin  Tolkstftmliene  Kurse  Ton  einer 
Reihe  Ton  Hochschullehrern,  in  Frankfurt  a.  M. 
Tom  „Ausschuß  für  VolksTorlesungen"  (gegr. 
1890),  in  Leipzig  HochschulTorträge  mit  mehr 
als  10000  Besi^em,  in  Jena  volkstümliche 
Vortragsknrse,  von  der  Comenins-Zweiggesell- 
Bchaft  ins  Leben  gerufen;  femer  in  Kassel, 
Hamburg,  Königsberg,  StraÜbnrg,  Breslau  (Hum- 
boldt-Verein für  Volksbildung),  Dresden  (Unter- 
richtsknrse  in  den  Volksbeimen),  WBrzburg, 
Freiburg  i.  Br.,  Heidelberg,  Karlsruhe,  Erlangeu, 
Flensburg,  Aachen  n.  a.  m.') 

Eine  besondere  Volkshochschule  ist  die  H  u  m  - 
boldt- Akademie  in  Berlin,  1878  gegründet; 
sie  bezweckt  die  wissenschaftliche  Weiterbildung 
des  Mittelstandes. 

Auch  ist  das  Freie  dentsche  Hocbstift  in 
Frankfurt  a.  M.,  die  Lessing-Hochscbule  in  Berlin 

')  Anf  die  Unterschiede  in  der  Tätigkeit 
j  nnd  Wirksamkeit  dieser  zahlreichen  Unter- 
I  nehmungen  kann  hier  leider  wegen  Raummangda 
nicht  eingegangen  werden.  S.  darüber  den  in 
;  der  Literatur  genannten  Verhaudlungsbericht 
!  des  «Ersten  deutschen  Volkshochschulb^es". 
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und  Tielleicbt  das  Freie  TolkawirtschoftUche 
Seminar  (für  Bodenreform)  hier  za  nennen.  Auch 
Stadenten  haben  sich  an  mehreren  UniTerdtfiten 
bereit  gefunden,  Arbeiter-Unterrichtsknrse  ein- 
sarichten. 

Das  alles  sind  nur  Erscheinungen  einer 
großen  Bewe^ng,  die  von  England  und  Däne- 
mark ihren  Ausgang  nahm,  in  Oesterreich 
(namentlich  Wien,  auch  Innsbruck  usw.)^) 
und  anderwärts  Förderung  fand  und  dann 
auch  in  Deutschland  selbständig  entstuid: 
„üniversity  extension  movement''. 

Der  Grundgedanke  der  ganzen  Volks- 
hochfichulbewegung  ist  jedenfulsgesund  und 
wird,  wenn  erst  hinrdchende  Erfahrungen 
gesammelt  sind,  eine  bleibende  Form  ge- 
winnen. Die  heutige  Gelehrtenwelt  hat  es 
bisher  verschmäht,  ihr  Wiseen  an  weitere 
Ereise  hinauBzugebeo.  Neuerdings  scheint 
sich  aber  ein  Umachwung  zu  ToUziehen.  Her- 
vorragende Oelehrte  stälen  sich  mehr  und 
mehr  in  den  Dienst  dieser  Bewegung  und 
fördern  sie  dui-ch  Wort  und  Tat  Die  Auf- 
fassung von  dem  zu  beschreitenden  "Wege 
wie  den  endlichen  Zielen  und  Wirkungs- 
m^lichküiten  ist  durchaus  bei  den  einzelnen 
Gewährsmännern  verachieden,  und  dies  des 
näheren  hier  zu  erörtern,  fehlt  Kaum  und 
Möglichkeit;  denn  die  ganze  Bew^:ung  ist 
noch  zu  sehr  im  Flufi. 

c)  Untarhaltungsabende.  In  gewisser  Hin- 
sicht weitere  Ziele,  nämlich  nach  Her  Seite  der 
aasgesprochenen  Volkaerziehnng  bin,  haben 
sich  die  Yolksunterhaltangsabende  ge- 
steckt, die  sich  in  vielen  Stttdten  ein^^ebürgert 
haben  und  segensreich  wirken  und  m  denen 
sowohl  Vorträge  als  auch  Bezitationen,  Unsik- 
nnd  Theateraufffibmngen  veranstaltet  werden. 
Sehr  wünschenswert  wäre  hier  die  finanzielle 
ÜDterstatznng  dnrch  die  Kommunen  und  die 
Bereitstellung  daaernder  Mittel  und  Garantie- 
leistungen im  Wege  der  Privatstiftung.  Viel- 
versprechende Anfänge  nach  dieser  Richtung  hin : 
billige  Volkstheater,  Volkakonzerte,  Klassiker- 
vorstellnngen  u.  dgl.,  auf  die  freien  Sonntage 
oder  den  Sonnabendabend  gelegt,  sind  bereits 
gemacht.  Es  handelt  sieh  hier  um  Scbaffnng 
einer  erhebende  and  erfrischenden  Erbolongs- 
gelegenheit  fOr  die  arbeitenden  Klassen,  die 
m  der  Tretmühle  der  werktätigen  Arbeit  er- 
schlafft sind  nnd  nm  so  mehr  einen  Anspruch 
auf  einen  Anteil  an  den  knltoreUeu  Erraugen- 
schaften  und  Bestrebungen  unserer  Zeit  erheben 
dürfen.  Gerade  die  Klassiker  Torstellungen  und 
die  Volkskonzerte,  die  gegen  ein  niedrig  be- 
messenes Eintrittsgeld  stattfinden,  erfreuen  sich, 
nicht  zu  häufig  veranstaltet,  stets  eines  regen 
Besuches ;  ihr  Einfluß  auf  die  Erziehung  des  VoQu- 
cbarakters  ist  unleugbar,  von  ihren  Wirkungen 
auf  die  selten  nnr  Knnst  genieöenden  Hörer  ist 
das  Allerbeste  zu  erwarten.  Ein  weiterer  Schritt 


wäre  dann  das  Volksheim.  Aach  die  Bi- 
Btrebong»  zur  Herutziebnng  des  Volke*  zn 
eigener  Blitwirknng  in  der  Kunst  >Linfaerfe<t- 
spielverein,  Volkaorcheeter  nsw.^  gehören  bieihtr. 
Auch  in  der  Schweiz  sind  Volksnateriulnu;*- 
abende  mit  mneikaliscfaen  AuffBhnmgeo  a.  d«:!. 
eingerichtet  worden.  In  England  hat  die  Pri*«t- 
wobltätigkeit  bwindere  Volkabeime  nnd  Volk»- 
paläste  flir  geistige  nnd  geselbehafUiehe  Gt~ 
nässe  erriditet  Aehnliebe  Verrinahänzer  «iD<l 
in  Leipiig,  Stuttgart.  Dresden  usw.  entaundcu. 

Uteratart  Einxeine  .iüUe  (t.  B.  ähfr 

AdfIfiMM  der  AtulamJesf  «wuf  dtm  A^mt:e 
von  Bitrmer  aw  der  i.  Aiißay»  ditita  WärvT- 
btielu  wäriUek  tntnowmen  mit  EHamhttm  4'* 
Vtfifaimn,  dtr  erkrankt  inir  mm4  für  dem  J- 
Vuierteiehnetf  in  UuUr  Stunde  n»^rpr>t»y 
itt.  Bs  vur  drahalh  auch  it  irht  mS^i'i, 
genügend  ertehüpfendt  »iatiMtitche  Dalem  •> 
die  nettette  Entwiekelung  der  l>UaMiiif«>.-i- 
vcreine  »«  betehaffen.  —  Aum  der  mkr  ««/.■■>:■■ 
reichen  Literatur  sei  hier  genannt:  *f.  Tlr*n 
„Deutsche  l'ollislnIduKgevereife"  umd  „i'utlx 
bibliotheken"  in  Rein*  EneyUopädiMeArm  Htn-i- 
buch  d*r  Pädagogik,  LangeniaUa  Z><n 
lahlreicAe  vettere  Literatvrangobtm.  —  tHr- 
»elbe,  Freivütig«  BUdungaarMt  in  DmUr*- 
land.  Bertin  1S96.  —  Ed.  Bcyerv  Uamdk^.  ' 
des  Voti^Üdungntwnu,  Stuttgart  ISSiC.  —  JT. 
&  Volleer,  Handburh  der  de*4UfJum  i'-U^ 
bildungtbestrebunge»,  Zürifk  1S9S.  —  V"tt' 
bifdung,  früh^:  Der  Biidungnernn,  Oau^- 
blau  für  das  freie  Fortbddungneesm  in  D^Hri- 
land,  1. — J7.  Jahrgang,  Berlin  ISTSitff'T.  — 
Blätter  für  Volktbibliothek'»  •  ■  >f 
Lesehallen,  1. — 3.  Jahrgang,  IS9S — iv07.  — 
Ctimenius-BlätterJArrolktertiekui^y. 
1.—15.  Jahrgang,  1S9S—1907.  —  XJliawWJg. 
Die  BUeherkaitenbeieegtMg,  Berlim  IS»*  — 
Enut  Sehtatte^  Freie  5ffe»aieke  BiUMüM»  , 
Volksbibliotheken  und  LeaekaUen,  SuUim  ty^'  — 
H.  Bonfort,  Das  Bibtiotketteesen  %m  dm  i  - 
einigten  Staaten ,  Hamburg  iS9ß.  —  KmM 
SehulUe,  Englische  Voltsbiblt-AheAt .  B^- 
18'jS.  —  Ma-Hnheimer,  Die  BUdnngipv^ 
soziale»  Ptobiem,  Jena  1901.  —  2*.  SrtvaMoM. 
Volksbildung,  BiUgen  Volksbiieker,  Bd.  III  — 
W.  Mein  wtd  JE.  Fleaek,  VoltskoeAaeisakvf. 
i  VoHräge,  Berlin  1900.— BUn^  Art. ^raO^'i  -i- 
ft^Mlen"  in  seinem  Eneytlopäditeken  Bamdh*  t 
der  Pädagogik,  Langensaha  199».  —  Mtthen. 
Ein  Reichsamt  Jür  Volkserxiekung  umd  BMumv 
rresen,  Berlin  190S.  —  O.  Hertwlf.  /l» 
Bildungsbedür/nis  und  seine  Be/riedsgumf  dvt 
deutsche  Universitäten,  Jena  I90S.  —  B*r%ei- 
über  die  Verhandlungen  drr  Tm»u*f 
für  volkstHmliche  Hochschulv^^r ir-iy  • 
tnt  deutschen  Sprachgebieie  f Erster  ^f^U^ 
Voikshochsckultag,  abgehalten  in  Wi^n  m  IT"^ 
1904),  Leipsig  1906. 


*)  In  Oesterreich  gehen  die  Kurse  offiziell 
von  den  Universitäten  aus  (unter  Bt^nstigong 
seitens  des  Ministeriums),  in  Oentschland  da- 
gegen von  privaten  Gmppen  von  Hoehschiü- 
lehrern. 


VoIkaeinkoameiL 

Das  V.  ist  schon  in  dem  Axt.  Tr 
kommen"  (oben  Bd.  I  S.  G93  fg.)  mti 
handelt   worden.    Hier   sollen  nur 
einige    Punkte    besonders  hervozedkobiv 
weraen.   Das  V.  im  gewOhnlichea  sinae  ut 
die  Siunnie   aller  selbstSndigea  Einwi- 
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eiDkommen,  der  ursprilDglichen  sowohl  wie 
der  abgeleiteten,  aber  mit  ADschluß  der 
DDselbst&adigen,  wie  z.  B.  der  den  noch 
Dicht  erwerosfÄhigeu  Schülern  von  ihren 
Elteni  gewährten  ünterhaltsmittel.  Da^ 
Einkommen  von  EorporationeD,  Handels- 
gesellschaften und  sonstigen  j  uri  stischen 
P^wnea  ist  als  solches  nicht  mitznrechnen, 
soweit  es  zu  selbständigem,  also  angerech- 
netem Einkommen  von  physischen  Personen 
wird.  Demnach  wird  das  Einkommen  einer 
Aktiengoseilschaft  nur  in  den  den  Aktio- 
nären zu&llenden  Dividenden  angerechnet, 
das  Einkommen  einer  Wohltätigkeitsanstalt 
aber,  in  der  z.  B.  erwerbsunfähige  Personen 
verpflegt  werden,  gehört  als  solches  zum 
y.  Die  Staatseinnahmen  werden  fast  sämt- 
lich zu  selbständigen  Einkommen  phy- 
sischer PerBonen,  wenn  man  den  Unterhalt 
der  Gemeinen  im  Heere  ebenfalls  unt«r 
diese  Kategorie  bringt  und  die  sachlichen 
Ausgaben  des  Staates  nur  in  ihrer  Er- 
scheinung als  Einkommen  von  Gewerbe- 
treibenden, Arbeitern  usw.  aufhißt.  Auch 
der  Ertrag  der  wirtschaftlichen  Betriebe  des 
Staates  kann  auf  diese  Weise  auf  private 
ESnzeleinkommen  zurückgeführt  werden,  so 
daß  übexhaupt  der  Staat  hinsichtlich  des 
Y.  nur  als  eine  die  Yerteilung  eines  Teiles 
der  Einzel^nkommen  vermittelnde  Oi^ni- 
eation  auftritt.  Aehnlioh  ist  die  Yei^ 
Wendung  der  Qemeindeeinnahmen  aufzu- 
fiusen.  HinsichUich  der  Einzeleinkommen 
ist  noch  daran  zu  erinnern,  daß  auch  der 
Hietwert  der  von  den  Hauseigentfimem 
selbst  benutzten  Wohnungen  mitznrechnen 
ist,  obwohl  diese  „Nutzung"  eigentlich 
weder  zu  dem  ursprunglichen  noch  zu  dem 
abgeleiteten  Einkommen  gehört.  Konse- 
quenterweise  müßte  man  auch  die  Be- 
nutzung der  eigenen  MCbel  oder  gar  der 
Kleider  in  Anrechnung  bringen,  was  aber 
nicht  geschieht 

Das  Y.  im  obigen  Sinne  setzt  sich  zu- 
sammen aus  der  Summe  der  ursprünglichen 
und  der  abgeleiteten  Einkommen  (wenn  der 
Wert  der  Wohnungsnutzungen  der  Eigen- 
tümer wegen  der  Analogie  mit  dem  Ein- 
kommen aus  vermieteten  Wohnungen  mit 
zu  dem  abgeleiteten  gerechnet  wird).  Das 
ursprüngliche  Einkommen  ist  das  aus  der 
Produktion  hervor^hende,  und  es  fällt 
denjenigen  zu,  die  irgendwie  mit  ihrer 
Arbttt  oder  ihrem  Grund-  oder  Eapital- 
bedtz  an  der  Produktion  beteiligt  sind.  Auch 
die  Dienstleistungen  werden  zur  Produktion 
geredmet,  und  demnach  ist  auch  das  Ein- 
kommen der  als  Organe  des  Staates  tätigen 
Personen  als  ein  ursprüngliches  zu  be- 
trachten, dem  eben  in  der  Gesamtheit  der 
Produkte  der  nationalen  Arbeit  die  betreffen- 
den Dwnstleistungen  entsprechen.  Abge- 
lötetes Eänkommen  aber  sind  die  Zinsen 


von  konsumtiven  Schulden,  wozu  auch  viele 
Staatsschulden  gehören ,  die  Mieten  für 
Wohnungen,  da  diesen  keinerlei  produktive 
Leistung  gegenübersteht,  die  Spielgewinne 
und  überhaupt  alle  Geschäftsgewinne,  die 
lediglich  durch  Uebertragung  von  Yer- 
mögenswerten  aus  einer  Hand  in  die  andere 
entstehen.  Das  abgeleitete  Einkommen  geht 
teils  aus  dem  m-sprünglichen  hervor,  wie 
die  Miete,  die  ein  Geschäftsmann  für  seine 
Wohnung  bezahlt,  teils  aus  anderem  al^e- 
leiteten  Einkommen,  wie  die  vou  einem  Börsen- 
M)ieler  bezahlte  Wohnun^miete ,  teils  aus 
dem  Kapitalvermögen,  wie  das  Einkommen 
von  Personen,  die  sich  auf  die  Ausbeutung 
leichtsinniger  Yerschwender  verlegen. 

Das  ursprüngliche  Y.  bezeichnen  wir 
als  objektives,  wenn  es  in  seinem 
Naturalbestande  als  Komplex  der  neuen 
Produkte  imd  Produktionszusätze  (mit  Ein- 
schluß der  Dienstleistungen)  aufgefoßt  wird. 
Wir  betrachten  es  hier  aber  nur  nach  seinem 
in  Geld  ausgedrückten  Werte.  Es  ist  dem- 
nach gleich  dem  Geldwerte  der  gesamten 
in  den  Zeitraum  eines  Jahres  rallenden 
Produktion,  der  Produktionssumme  dieses 
Jahres.  Allerdings  wird  ein  Teil  der 
Waren,  die  schon  im  Yorjahre  vollständig 
fertig  geworden  sind,  erst  im  laufenden 
Jahre  wirldich  verkauft,  und  andererseits 
werden  auch  fertige  Erzeugnisse  dieses 
Jahres  erst  im  folgenden  Jahre  abgesetzt. 
Aber  der  wirkliche  Geldwert  der  Rodukte 
wird  erst  durch  den  Yerkauf  festgestellt, 
und  da  auch  die  Leistungen  der  Arbeit  und 
des  Kapitals  im  Handel  zu  den  produktiven 
zu  zählen  sind,  so  darf  man  sagen,  daß  der 
Produktionsprozeß  für  jede  Ware  erst  mit 
dem  Yerkauf  derselben  an  den  letzten  Ab- 
nehmer vollendet  wird. 

Im  übrigen  ist  klar,  daß  zu  der  Pro- 
duktionssimime  nicht  auch  der  Wert  der 
ßohstoffe,  Halbfabrikate  und  Handelswaren 
gehört,  die  am  Anfang  des  Jahres  aus  dem 
Vorjahre  übernommen  werden,  und  daß 
ferner  der  Wert  der  übernommenen  und  im 
Laufe  des  Jahres  für  die  Produktion  ver- 
brauchten Hilfsstoffe  sowie  die  Abnutzung 
der  anfangs  vorhandenen  Maschinen  und 
Werkzeuge  von  der  Produktionssumme  ab- 
zuziehen sind,  daß  aber  andererseits  der 
Wert  der  auf  das  folgende  Jahr  übergehen- 
den Rohstoffe,  Hilfsstoffe,  Halbfabrikate  und 
Handelswaren,  der  neu  hOTgestellten  Ma- 
schinen und  Werkzeuge  sowie  der  Repa- 
ratiu^n  der  anfangs  vorhandenen  einen  Be- 
standteil der  Produktionssumme  ausmacht. 
Nehmen  wir  nun  einen  stationären  Zustand 
der  Yolkswirtschaft  an,  so  ist  der  auf  das 
folgende  Jahr  übertragene  Wert  an  sach- 
lichen Bestandteilen  des  stehenden  und  um- 
laufenden E^itals  sehr  nahe  gleich  dem 
aus    dem   Vorjahr  übernommenen.  Die 
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VolkseiokommeD — VolkerennSgeii 


Froduktioassumme  ist  daan  also  gleich  dem 
Werte  der  Gesamtmasse  aller  Kon- 
sum t  i  o  d  s  9  ü  t  e  r  (mit  Ütoschlufi  der  IMenst- 
leistungen),  die  in  dem  Jahre  ia  die  HSnde 
der  letzten  Abnehme  gelangt  sind,  d.  h. 

fleich  der  Konsumtionssumme.  Denn 
iese  sdiliefit  auch  den  Wert  der  aus  dem 
Vorjahr  herrührenden  und  im  laufenden 
Jahr  ■weiter  verarbeiteten  und  abgesetzten 
Vorprodukte  und  sonstigen  Bestandteile  des 
umlaufenden  Kapitals  sowie  den  Verbrauch 
an  stehendem  Kapital  ein  und  unterscheidet 
sich  dadurch  von  der  Prodoktionssumme : 
dafür  aber  enthält  die  letztere  die  an  das 
folgende  Jahr  abgelieferten,  aus  der  Pro- 
duktion des  laufenden  Jahres  stammenden 
Kapitalgüter,  die  das  Aequivalent  jenes  Be- 
standteiles der  Konsumtionssumme  bilden. 
Zu  den  Konsumtionsgfltem  ist  hier  alles 
zu  rechnen,  was  nicht  als  Mittel  oder  Ob- 
jekt des  Produktionsprozesses  dient,  also 
auch  z.  B.  die  neu^bauten  Häuser  imd 
uidere  dauerhafte  Gebrauchsgegenstände, 
femer  auch  Waffen,  Kriegsschiffe  und  der 
sonst^  Bachliche  Appuat  der  Staats- 
verwdtung.  Normalerweise  aber  ist  die 
Volkswirtschaft  in  fortschreitender  Ent- 
wickeluag  begrüTen  und  dann  die  Pro- 
duktionsBumme  und  demnach  auch  der  Be- 
trag des  ursprünglichen  V.  größer  als  die 
Konsumtionssumme,  d.  h.  es  wud  an  stehen- 
dem und  umlaufendem  Kapital  mehr  auf 
das  folgende  Jahr  übertraf  als  aus  dem 
Vorjahre  fibemommen.  Bei  sinkender  Vtdks- 
wirt8(^iaft  fiodet  das  Umgekehrte  statt. 

Im  obigen  ist  von  dem  auswärtigen  Ver^ 
kehr  des  Landes  abgesehen.  ¥&aüe  aus- 
schliefiUch  Warenaustausch  zwischen  den 
verschiedenen  Ländern  statt,  so  würde  die 
Summe  der  von  den  letzten  inländischen 
Abnehmern  für  die  Kinfubrwaren  bezahlten 
Preise  in  der  gesamten  Produkt  ionssumme 
einfach  an  die  Stelle  der  von  den  ersten 
ausländischen  Abnehmern  für  die  Ausfuhr- 
waren bezahlten  Summe  treten.  Biese 
letztere  enthält  also  auch  den  Gewinn  und 
die  Geschäftskosten  der  am  Ausfuhrhandel 
beteiligten  inländischen  Kaufleute  und  Trans- 
portunternehmer, die  erstere  aber  setzt  sich 
zusammen  aus  dem  Preise  der  Einfuhr- 
waren an  der  Grenze  und  den  Kosten  des 
Vertriebs  und  Absatzes  im  Innern,  also 
produktiver  Leistungen,  die  für  die  Aus- 
fuhrwaren weggefallen  sind.  In  Wirklich- 
keit aber  ist  der  internationale  Verkehr  be- 
kanntlich weit  verwickelter,  da  er  auch 
große  Bewegungen  in  Schuldzinsen  <zu 
denen  wir  auch  die  Dividenden  von  Aktien 
rechnen)  und  Geldkapitalien  umfaßt,  und 
die  Uebertragungen  dieser  Werte  erfolgen 
größtenteils  durch  Vermittelung  von  Waren- 
verkäufen. Daher  kommen  zu  den  auf  die 
angegebene  Art   bestimmten  Werten  der 


Einfuhr-  und  Ausfuhrwaren  nmächst  oocfa 

die  Ein^Mhr  und  Ausfuhr  von  barem  OeUe 
oäex  Eddmetall  und  fmer  auch  die  fio- 
fuhr  und  die  Ausfuhr  von  «tragbringeoden 
•Wertpapieren,  die  ebenfalls  vieUach  xn 
internationalen  Ziüüungsausgleichungm  ver- 
wendet werden.  Zu  diesen  Wertpapieren 
sind  aber  nicht  auch  diejenig«!  zu  rechneDf 
die  von  dem  einen  Lande  eigens  ausge- 
geben werden,  um  in  dem  anderen  weiteres 
Kapital  aufzunehmen.  Denn  dieses  neue 
Kapital  bildet  in  dem  einen  Lande  keinen 
Bestandteil  des  V.  und  in  dem  anderen 
keine  das  V.  vermindernde  Ausgabe;  denn 
es  wird  in  dem  letzteren  entweder  aus  dem 
ersparten  Teile  des  bereits  erzielten  £Sn- 
kommens  oder  aus  dem  vorhandenen  um- 
laufenden Kapital  entnommen.  Daher  muB 
der  Betrag  des  neu  ausgeliehenen  Ks^iitais 
von  dem  Gesamtwert  der  Ausfuhr,  der  des 
neu  aufgenommenen  von  dem  Gesamtwert 
der  Einfuhr  ab^zogen  werden.  Bezeichoes 
wir  also  den  im  obigen  Sinne  au%e&ifiten 
Wert  der  Ausfuhrwaren  mit  A,  den  der 
fuhrwaren  mit  E,  den  der  Geldausfuhr  und 
-einfuhr  mit  Qa  und  Oe,  den  der  Aus-  und 
Einfuhr  internationaler  Wertpapäere  mit  Wa 
und  We,  den  des  vom  Auslande  im  Inlande 
neu  aufgenommenen  Kapitalbetrags,  soweit 
die  Uebertragung  in  dem  betreffenden  Jahre 
bereits  erfolgt  ist,  mit  Ka,  die  entsprechende 
Summe  für  das  Inland  mit  Ke,  so  ist  der 
durch  den  auswärtigen  Verkehr  entstehende 
Teil  des  V.  gleich  der  unter  Umständen 
axKfk  n^itiven  DiffOTenz:  E  +  (}e  -f-  We 
—  Ke  —  (A  +  Ga  -h  Wa  —  Ka).  Cm 
dieselbe  Dmerenz  erhöbt  sich  auch  die 
Produktionasumme,  wenn  wir  in  dem  An- 
fangswerte  derselben  den  Wert  der  ausge- 
führten Produkte  beim  Absatz  au  den  ersten 
ausländischen  Unternehmer  in  Anrechnung 
bringen  und  den  UeberschuB  der  vom  Aus- 
lande bezogenen  Zinsen  über  die  xii  be- 
zahlenden als  Bestandtml  derselben  be- 
trachten. 

Llterator:  -S'.  den  Art.  „fViufcoMw««-'.  «Am 
ßd,  I,  ü.  e93/g.;  ferner  Ad.  Wapner,  (Mnrf- 
Itfuttg,  Bd.  J,  S.  At^..  K  4IIJ9.  LetU. 


VoUiTermÖgen. 

Da  einVennögen(s.d.ArtobenS.ll86fg.) 

'  immer  auf  ein  bestimmtes  Rechtssubjekt  xu 
beziehen  ist,  so  kann  man  wohl  von  einem 
StaatsvermCgen.  aber  nicht  im  esguit- 
lichenSinnevoneinem V.sprechen.  Richtiger 
wäre  statt  dessen  der  Ausdruck  .Tous- 

I  reichtum'S  da  unter  Reichtum  einfach  eine 

'  Summe  von  Gütern  ohne  Rücksicht  auf  ein« 
bestimmten  Ei^ntümer  v^tanden  werden 
kann.    Indes  ist  der  Ausdruck  Volksnr- 

,  mCgen  tatsächlich  der  gi^iriüichlichfire  und 
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er  bezeichnet  also  die  Oeeamthelt  aller  in 
dem  VennOgen  der  dnzelnen  AngehiSrigen 
eines  "Volkes  sowie  auch  des  Staates  und 
der  MTentlicben  Körpeisohaften  enthaltenen 
objektiTen  Guter,  und  zwar  geschätzt  nach 
ihrem  g^;enwftrtigen  Geldwert,  da  nur  auf 
diese  Art  eine  Summierung  mOglich  ist  Es 
gdiOren    demnach    zam   VoUssvermSgen : 

1)  der  Gesamtwert  des  in  dem  Lande  voi> 
bandenen  Bodens,  nach  doi  g^nwftrtig 
iDutmaBlich  zu  erzielende  Preisen;  daS 
diese  nunentlidi  in  den  Stitdten  viel&ch 
den  Charakter  von  Honopolprdsen  haben, 
kommt  nicht  in  Betracht,  denn  wenn  es 
Personen  gibt,  die  solche  Ft«iae  zu  bezahlm 
bereit  sind,  so  beweist  das,  daS  die  betr. 
Grundstöcke  fttr  sie  diesen  Wert  haben.  Im 
fttnigen  ünd  die  GrundstOd^e  in  zwei  Rate- 
gnieen  zu  zerl^n,  je  nachdem  sie  zu 
Zwecken  der  Produktion  oder  zur  Bew<^- 
nnng  oder  anderen  Arten  der  Verwendung 
fflr  pexsOnliche  Zwecke  dienen,  wobei  frei- 
lich viele  eine  Zwischenstellung  erhalte; 

2)  der  Oeeamtwoct  aller  Baulichkeiten  mit 
Snechlnft  anch  d^  BrQcken,  Eisenbahnen, 
FestongBweAe  usw.;  audi  hier  ist  zwist^en 
dm  zum  Omufivwmteen  und  den  zum 
Btehenden  Froduktivkuntel  gehörenden  Bau- 
lichlraiten  zu  nnterBraeiden ;  3)  der  Wert 
aller  bewegücäien  eac^cäben  Gttter,  die  zn 
FrodnktKms-  odiet  EHrerfaszwe^en  dienen 
und  demnadi  BeMandteile  teils  des  ateheDdea, 
teils  des  umlauletLden  Ki^itals  UMen;  wir 
redmeo  dazu  auch  die  fertigen  Konsumtions- 

giter,  die  noch  zum  umlaufenden  Handels- 
I»tal  geh^n;  4)  der  Wert  aller  vor- 
handenen beweglichen  sachlichen  Gebrauchs- 
und YwbniuchBgQter,  die  znr  Befriedigung 
der  persönlichen  Bedürfnisse  bestimmt  sind 
ond  sich  in  den  HXnden  der  Benutz«-  oder 
Konsumenten  befinden;  6)  das  bare  Metall- 
geld, das  im  Lande  vornuiden  ist,  nach 
seinem  inneren  Werte.  Zu  diesen  sach- 
lichen VermSgensbestandteüen  kunmt  noch 
6)  die  Summe  der  in  dem  gegebenen  Angen- 
Uick  dem  Inlande  zustehenden  Fwdeniogen 
an  das  Ausland,  vermindert  um  den  gleich- 
aeitigen  Betrsg  der  Vordexmgea  dee  Ans- 
landes  an  das  Inland.  Dag^n  bilden 
iteinen  Bestandteil  des  V.  die  Forderungen 
der  Inländer  an  Inlftnder;  denn  sie  machen 
xwar,  privatwirtechaftUch  betnudttet,  einen 
Teil  oee  Vermögens  der  Olfiubiger  aus, 
hUden  aber  fOr  das  VermOgeo  des  Sdtnldnera 
eone  ^eicfa  »ofle  Belastung  und  ftdien  ans 
dem  V.  aus.  Daher  kann  auch  der  Kreditwert, 
den  die  Scheidemünzen  und  die  unterwertigen 
SilberkuiantmOnzen  enüialten,  ebensowenig 
wie  das  T(^tBndig  auf  Kredit  beruhende 
FftfH^lgddzuinV.fferechii^  weiden.  Ferner 
ist  davon  auagesäiloBaeii  der  Wert  der 
Aktien  inlAn^scfaer  Omnllnrhaflpn,  aoCem 
dieae  ucht  etwa  Forderangen  an  das  Aqb- 


land  oder  auswftrtige  Besitzungen  in  ihren 
Aktiven  haben ;  denn  ihre  Grundstücke,  Ge- 
b&ude,  Vorräte  an  Rohstoffen,  Hilfsstoffen 
und  anderen  Waren  sowie  an  barem  Geld 
sind  bereits  unter  den  obigen  Rubriken  mit* 
gerechnet-  endlich  bUdeu  auch  die  privat- 
wirtschaftlich nutzbaren  Vorzugsstellungen, 
Privil^en  und  sonstige  sogenannte  „Ver- 
bAltnisse"  keinen  Bestandteil  des  V.;  denn 
sie  h&ngen  entweder  mit  einem  Grundstock 
zusammen  und  dann  sind  sie  bei  der 
Schätzung  der  Bodenwerte  bereits  mit  in 
Anschlag  gebracht,  oder  sie  gewähren  nur 
dem  Inhaber  einen  Vorteil  auf  Kosten 
anderer  und  dann  hebt  sich  im  V.  das  Plus 
auf  der  einen  Seite  wieder  durch  das  Minus 
auf  der  anderen  auf.  Der  Inhaber  eines 
Patentes  z.  B.  benutzt  sein  Privilegium,  um 
den  Preis  dee  patentierten  Gegenstandes 
hoher  zu  stellen.  Nur  soweit  auch  das 
Aushuid  diesen  erii^ten  Preis  bezahlen 
muß.  kommt  das  Patent  anch  dem  V.  zu 
statten. 

Ein  Teil  der  Bestandteile  des  V.  ist 
einem  melir  oder  weniger  raactonVabrauch 
nnterw<vfen,  aber  er  wird  unana^eeetzt  er^ 
neuert,  und  diüier  ist  tatäkihlich  immer  ön 
gewiss»  Bestand  in  d^  gyinion  sä  es  der 
Produzenten  oder  Händler,  aei  es  d«*  Kon- 
sumenten  vorhanden. 

Eine  Schätzung  des  V.  in  den  tinzelnen 
LBndm  ist  mit  den  toher  znr  Verfügung 
stehenden  statistiBchen  Daten  noch  nicht  in 
befriedigender  Weise  durchführbar.  In  Eng- 
land hat  (Hffen  die  Methode  angewandt,  daß 
er  auf  <^nd  der  Eigebnisse  der  Einkommen- 
steuer die  aus  den  verschiedenen  Quellen 
herrührenden  Einkommensteile  mit  Hilfe 
besonderer  geschätzter  Faktoren  kapitali- 
sierte. Auf  diesem  kOnnen  offenbar 
nur  wenig  zuverlässige  Resultate  gewonnen 
werden.  Kaum  mäir  ist  von  der  von 
Leroy-Beanlieu  für  Frankräch  ai^wandten 
Metlu)de  zu  erwarten,  der  die  jährlichen 
Erträge  der  Erbschaftssteuer  seiner  Schätzung 
zugnmde  l^:t  Theoretisch  würde  die  Frage 
am  einhchsten  nach  den  Ergebnissen  einer 
allgemeinen  Vermögenssteuer  zu  beant- 
worten sein.  Die  preußische  EiKänzungs- 
steuer  ist  jedodi  zu  diesem  Zwecke  wenig 
geeignet,  einmal  weil  sie  die  Vermt^n  bis 
zu  6000  M.  und  die  MObel  und  8(mBtigen 
für  den  persönlichen  Gebrauch  dienenden 
beweglicben  VermOgensstü<^e  frei  läfit  und 
sodann  wegen  der  Unsicherheit  der  Ein- 
schätzung bei  dem  Bfangel  der  DeklarationB- 
pflidit.  Für  1905  betrug  der  grämte  ver- 
anlagte VwmOgenswert  83  Muliarden  M., 
aber  das  gewertdiche  Anlace-  und  Betriebs- 
kapital ist  wahrscheinlidi  eraeUich  zu  niedrig 
eingeschätzt.  Mit  HnschloS  dee  nicht 
steuer^chtigen  Vermögens  dflrfte  das  preus- 
sisohe  V.  sich  auf  mindestens  110  MiUiacdea 
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M.  und  das  deutsche  sich  auf  etwa  180 
Milliarden  M.  stellen.  Nach  den  wenig  ver- 
läßlichen Schätzungen  von  Kulhall  sollte 
das  V.  Großbritanniens  im  Jahre  1S96  etwa 
230  Killarden  und  das  französische  194 
Milliarden  betragen.  jDas  V.  der  Vereinigten 
Staaten  schätzt  Powers  fflr  1904  auf  420 
Milliarden  M.  Lexia. 


VolkiTeriichernng. 

1.  Be^ff  xxnA  Wesen.  2.  Bedeutung  nnd 
OrfanidatioD.    3.  Ge3etzg:ebaog.    4.  Statistik. 

1.  Begriff  und  Wesen.  Die  Y.,  auch 
kleine  Lebensversicherung,  Mark  Versicherung, 
private  Arbeiterversichemugj  englisch  in- 
dustrial  insuraoce  genannt,  ist  eme  Abart 
der  LebensverBicherung,  die  in  der  Regel 
die  folgenden  EigentÜmlichkeiteu  oder 
wenigstens  einige  von  ihnen  aufzuweisen  bat : 

a)  eine  geringe  Höhe  der  Versicherungs- 
summe, fflr  die  als  obere  Grenze  in  Deutsch- 
land 1000  oder  1500  M.  festgesetzt  zu  werdeu 
pflegt; 

b)  kurzfristige,  wöchentliche  oder  monat- 
liche Prftmienzätlung  in  kleinen  Baten,  die 
hAofig '  bei  den  Yraaioherten  abgeholt,  oft 
auch  durch  Einkleben  von  Marken  in  Karten 
entrichtet  werden ; 

c)  Fortfall  der  ftrzüioben  Untersuchung 
vor  Abschlufi  der  Yersicherun^. 

Im  einzelnen  stellt  sich  die  Y.  dar  als 
Kapitalversicherung  auf  dm  Erlebensfall 
oder  auf  den  Todesfall  oder  als  gemischt^ 
Versicherung  (vgl.  Art.  „Lebensversiche- 
rung" oben  S.  393  fg.).  Als  Y.  gelten  auch 
verschiedene  Arten  der  Kinderversicherung. 
Eine  Gewinnbeteiligung  der  Versicherten  ist 
meistens  durchgefQlirt. 

Außer  den  angeführten  Eicrentümlich- 
keiten  ist  zu  erwähnen,  daß  als  Rechnungs- 
gruudlage  nidit  die  Sterbetafeln  fQr  aus- 
gewählte Leben,  sondern  Yolkstateln,  Sterbe- 
tafeln für  eine  ganze  Bevölkerung  ohne 
Auslese  dienen,  die  eine  etwa  4— S^/o  höhere 
Sterblichkeit  aufweisen  als  die  bei  der  ge- 
wöhnlichen Lebensversicherung  üblichen 
Tafeln.  Hierdurch  und  durch  Einführung 
einer  Karenzzeit  sucht  man  den  Mangel  der 
ärztlichen  Untersuchung  zu  ersetzen. 

2.  Bedeutung  und  Organisation.  Die 
Aufgabe,  welcher  die  Y.  dient,  ist  sozial  von 
der  höchsten  Bedeutung:  es  handelt  sich 
um  die  Vorsorge  für  die  ärmeren  Klassen 
der  Bevölkerung.  In  befriedigender  Weise 
hat  die  V.  diese  Aufgabe  bisher  nicht  er- 
füllt; die  Probleme,  welche  sich  ihr  bieten, 
sind  auch  nur  schwer  zu  lösen;  denn  es 
stehen  sich  bei  der  Y.  gegenOber:  ein 
Maximum  von  Unkosten,  eine  erhöhte  Sterb- 
lichkeit, eine  große  Gefahr  des  Allings  auf 
der  einen  Seite,  ein  Minimum  von  Zahlung 
fähigkeit  verbunden  mit  der  großen  Schwierig- 


keit einer  Yerbillignng  auf  der  anda«o  Seile. 
Gerü^  werden  insbesondere  der  hohe  Verfall 
und  die  großen  Yerwaltungskosten  bei  der 
V.  Beide  zu  verringeni  ist  die  unablässige 
Sorge  der  Versicherer. 

Die  mannigfochsten  Vorschlage  und  Cer> 
suche  betreffen  die  Reform  der  V.  Mao 
hat  sie  mit  Konsumvereinen,  Beruf ßgeooeeec- 
schaften  und  ähnlichen  Oiganisatiooen  oder 
mit  kommunalen  Einrichtungen  zu  ivi- 
schmelzen  gesucht  Besonders  herronuhebeo 
sind  derartige  Einrichtungen  in  der  Schweiz. 
Das  schweizerische  Post-  und  Eäsenbahnle- 
partemeut  in  Bern  hat  mit  einer  schweizer- 
ischen Anstalt  einen  Vertrag  abgescblosseo. 
wonach  die  BchveizerischePostverwaltuogdie 
Versicherungsbrätrfige  einkassiert ,  währeod 
die  Anstalt  u.  a.  sich  verpflichtet,  j^erzeitauf 
Verlangen  des  schweizerischen  Bandeavis 
die  Y.  an  die  Eidgenossenschaft  abzutreteo. 
—  Unter  dem  Namen  Büigerliche  Lebens- 
und Altersversicherung  hat  die  Ort^emeinde 
St.  Gallen  ein  Abkonunen  mit  einer 
schweizerischen  Anstalt  in  der  Weise  ge- 
troffen, daß  u.  'a.  Bürger  der  Ort^emdnde, 
welche  gewissen  Bedin^ngm  ent^rechea 
und  sich  versichern,  emea  namhaften  Za- 
schliß  seitens  der  Gemönde  eihalteo.  — 
£ine  eigentliche  Staatsanstalt  besitzt  der 
Kanton  Neuchatel.  Ohne  Rfidcsicht  auf 
Gesundheitszustand  oder  Geschlecht  hai«n 
alle  im  Kanton  wohnenden  Personen  Zutritt 
zu  der  Kasse,  welche  Lebensversicfaenu^ 
auf  Todesfall,  Erleben,  gemischte  und  Bentea- 
versiclieruDg  betreibt.  Der  Staat  trägt  die 
Kosten  der  Verwaltung  und  ärztlichen  Unter- 
suchung und  fibernimmt  die  Deckung  des 
Risikos,  das  durch  die  Aufnahme  von  nicht 
ganz  gesunden  Personen  in  die  Yersicherniig 
ohne  Erhöhung  der  Prämie  fOr  diese  ent- 
steht. (Vgl.  auch  Art.  „Alteisvei^chenmr' 
oben  Bd.  I  S.  82  fg.) 

3.  Gesetsgebting.  Die  für  die  Lebens- 
versicherung aufgestellten  Nonnen  der  Ge- 
setzgebung finden  durchw^  auch  auf  die 
V.  Anwendung.  Ausnahmen  sieht  das 
deutsche  Reichsgesetz  über  den  Veniehe- 
rungsvertrag  vor,  welches  den  Betrieb  der 
Y.  durch  gewisse  Ausnahmebestimmungen 
erleichtert,  so  inbezug  auf  die  Ansfertigwig 
der  Police,  Umwandlung  und  KikAJcaaf  usw. 

Die  einen  wesentlichen  TeU  der  V.  tw> 
machende  Versicherang  von  Kindera  «sf 
den  Todesftül  i«t  in  emem  ameiikanitdHa 
Uuionastaac,  in  Frankreich  und  fielgi« 
haupt  verboten,  nach  den  Gesetzen  der  uPiatea 
tlbrigen  amerikanischen  Unionsstaaten ,  On>&- 
brltanpiens  nnd  englischer  Kolonieen  nur  ia  der 
Weise  gestattet,  daU  je  nach  dem  Altrr  dsi 
Kinder  eine  Maximalramme  versichert  wcnlea 
datf.  Kach  engTischeni  Recht  dürfen  e.  B.  bäB 
Tod  eines  versleherten  Kindes  onter  A  Jahm 
niemals  mehr  als  120  IL,  beim  Tod  efoes  Sadn 
nnt^  10  Jahren  niettalB  mehr  als  300  II.  äm- 
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bezahlt  werden,  mch  wenn  du  Kind  bei  mehreren 
Kusen  versichert  ist.  Eine  ähnliche  Bestimmaog 
iteht  in  Dentecfaland  zn  erwarten,  ohne  dall  ein 
Beweis  daffir  vorließ,  daß.  wie  der  Oesetzgeber 
Termntet,  die  Kinderversidiernnf;  Anlaß  zu  Ver- 
brechen gegenüber  den  versicherten  Kindern  gibt. 
4.  Statistik. 


Land 


England 
Verein.  Staaten 
Dentschland 
Kanada 
Australien 
Oesterr.-Ungam 
Schweiz 
Andere  Länder 

Summe 


CS  ta 


30 

17 
14 

5 
6 
II 
7 

ca.  25 


ca.  105 


 ao 


23810937 

15674  384 
5  024  667 
296  550 
308  322 
225886 
20969 

ca.iooooo 


45461  715 


4>  O  C 

■aus 

«  S  B 


4785 
8970 

919 
»45 
135 
50 
12 

21 


15037 


I>ie  grüßten  Gesell- 
schaften 1905 
Pmdentia]  of  England 
Hetropolitan 
Prudential  of  America 
Victoria  Berlin 


Zahl  der  in  Kraft  be- 
findlichen Policen  1905 
16065 
8  119  158 
6  117  575 
2  745  166 

Literatur;   Hitze,    sierhrkaam   und  Volktrer- 
rifkening,   S.-A.  am  ArbfitervoM,  18.  Jahrg., 

"  Köln  I8&8,  —  Srhironet;  Die  Volktfirrnehtrung 
in  d.  ZUehr.  f.  d.  gea.  Ver».-  Witt.,  Bd.  /,  Berlin 
1901.  —  Peter«,  i>ü  Votktrerticherung  und  ihre 
fbribitdung,  eb«nda  Bd.  IS,  190X.  —  Letiek- 
ftMf  Die  VeraBgemeinefwuy  der  Verticherungt' 
hil/r,  ebenda  Bd.  III,  1903.  —  Prigge,  IHe 
Vfilktrrrtirhermy  all  Zwei^  der  Lebentrereicke- 
rung,  Fran^f\trt  a.  M.  190g.  —  Pieper,  Ar- 
beiteT'Spar-  und  LebenererHchenmg ,  S.-A.  au» 
Präiide$'Korre»pondem,  lOUn  1903.  —  Hager, 
ütrei/xüge  in  da»  Gebiet  der  Vatkerereicherang, 
S.'A.  au»  Arbeüerwoht,  tS.  Jahrg.,  Köln  1909.  — 
Bl«teher,  Die  Volktvereicherung,  Berlin  1904. 
JLohtf  J}it  Reform  der  l'olktrerticherung,  Leipttg 
1904.  —  Mehli»,  Da»  deuUchf  VolteiergirJie- 
rungtgearhäft,  Berlin  1904.  —  Mehler,  Die 
Votittienieherung  in  der  Schveit,  Leiptig  1906. 
—  IsrU,  VTendt,  HoffWutn,  Bellom  u.  a. 
in  den  Berirkien  de»  B.  intemt,  Kengr.  f.  Ver- 
»irkentngt-WiMtenaehafi,  Berlin  1906. 

Alfred  Man^ 
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8.   WirtBchaft,  Wirtschaftsstnfen, 
Volkswirtschaftslehre.  Staats- 
wissen&chaf  teq. 


Volkswirtschaftslehre. 

1.  Die  Volkswirtschaft.  2.  Die  beschreibende 
V.  3.  Die  volkswirtschaftliche  Dynamik.  4.  Die 
Theorie  der  Volkswirtschaft.  5.  Einteiinng  der 
V.  Verhältnis  zur  wirtschaftlichen  Technik. 
R.  UebersichtderTOlkswirtachaftlichen  Literatnr- 
^enchiohte. 


1.  Die  Volkswirtschaft.    Die  V.  als 
Wissenschaft   kaoa  sidi  erst  eotwickelD, 
wenn  eine  eigentliche. Volkswirtschaft 
besteht.   Diese  aber  setzt  vor  allem  die 
Existenz  eines  Volkes  voraus,  d.  h.  einer 
großen,  in  einem  bestimmten  Gebiete  an- 
Bftssigen ,   staatlich  geordneten  und  unter 
relativ  festen  Leben^bedingimgen  stehenden 
menschlichen  Gesamtheit.  Umherschweifende 
Horden,  nomadisierende  Hirtenstfimme  mit 
sporadischem  A(^rbau  bilden  keine  Völker 
in  diesem  Binne,  auch  wenn  sie  sich,  wie 
einst  die  Hunnen  oder  die  Mongolen,  zu 
niofien  Hassen  vereinigea,  um  gegen  die 
Knltorweltloszustfirmen.  Diewirtechaftlti^en 
VerhAltnisse  solcher  Stftmme  waren  freilich 
keineswegs  ohne  jede  all^meine  Ordnung, 
und  es  bestand  sogar  vielfach  eine  enge 
wirtschaftliche  Solidarität  zwischen  den  ein- 
zelnen Stamroesgenosseo ,  schon  deswegen, 
weil  der  Erwerb  des  Stammes  mehr  oder 
weniger  auch  im  Beutemachen  bestand  und 
für  die  Verteilung  der  Beute  —  secundum 
diguationem— gewisseNormengeltenmußteu. 
Die  feste  Ansiedelung  einer  größeren  Bevöl- 
kerung ist  die  erste  Bediugung  für  die  Ent- 
stehung einer  Volkswirtschaft;  aber  sie  ist 
doch  nur  in  ihrem  Keime  vorhanden,  solange 
diese  Bevölkerung  ^ch  in  zahlreiche  Mark- 
oder  Dorfgenossenschaften  auflöst,  von  denen 
jede  hinsichtlich  derBefriedi^ing  ihrer  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  sich  im  wesentlichen 
selbst  genügt.   Die  zunehmende  Scheidung 
von  Stadt  imd  Land  bringt  einen  Forlschritt, 
indem  sie  die  gesellschaftliche  Arbeitsteilung 
bis  zu  einein  gewissen  Grade  notwendig 
macht.  Im  Mittelalter  beschrftnkte  sich  diese 
freilich  auf  einen  kleinen  Kreis,  indem  der 
Austausch  hauptafichlif^  nur  zwischen  den 
städtischen  Gewerbeerzeugnissen  und  den 
landwirtschaftlichen  Produkten  der  nächsten 
Umgebung  stattfand.    Einzelne  wertvollere 
Waren,  auf  den  Wassersti'aßen  aber  auch 
Massenprodukte,  wie.  Getreide  und  Salz, 
fanden  allerdings  durch  den  -Bändel  audi 
weitere.  Verbreitung.  Im.  Altertum  aber  eiv 
forderte  die  Yersoi^ung  der  Großstädte  mit 
L^nsmitteln  eine  weit  größere  Atisdehnting 
des  Verkeiira.  Rom  erhielt  unter  dem.  Kaiser- 
ieich sein  Getreide  hauptsächlich  aus  der 
Provinz  Afrika  imd  ate  Aegypten,  und  wenn 
es  sich  hier  auch  zu  einem  großen  Teil  um 
Zwangsliefeningen  für  die  Getr^despendeD 
an  das  römische  Proletuiat.  handelte,  so 
wurde  doch  dadurch,  wie  überhaupt  durch 
das  römische  Steuersystem,  .ein  gewisser 
wirtschaftlicher  Jt^uaammenhang  in  das  ganze 
Weltreich  hineingebracht.    Düiu  kam  eine 
nicht  unbedeutende  Zufuhr  von  Waren  aus 
allen  Teilen  des  Beiches  zur  Befriedigung 
des  Luxnsbedürfnisses  der  ttppigen  Haupt- 
starlt.  Das  Mitteimeer,ilas  zu  einem  Binnen- 
see des  ßeiches  geworden  war,  kam  dem 
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iDneren  Verkehr  besonders  znstatten.  Die 
e^nüiche  volkswirtschaftliche  Entwicke- 
long  war  daher  im  Altertum  —  tmd  zwar 
nicht  nur  im  rOmischen  Beich,  Boodern  auch 
voriier  schon  in  Griechenland  und  Vorder- 
asien —  weiter  gediehen  als  io  Mitteleuropa 
zur  Karolingerzeit  und  in  den  nfichstfoi^nden 
Jahrhunderten.  Neue  Forderung  eihielt  sie 
dann  im  Mittelalter  zunflchst  in  den  L&ndem, 
in  denen  der  Staat  aus  dem  lockereu  Zu- 
sammenhang des  Feudalwesens  zu  einer 
festeren  und  konzentrierten  £inheit  ^langte. 
Frankreich  und  England  erlangten  in  dieser 
Hinsicht  Deutschland  g^nüt^  einen  Vor- 
si^ung,  wenn  dessen  Folgen  auch  nicht  so- 
fort deutlich  hervortrat^.  Schon  im  An- 
fange dee  14.  Jahih.  finden  wir  in  Frankreich 
Grenzzone  und  ein  erfolgreiches  Streben  des 
Königtums  zur  HmteUnng  einer  straffen 
und  einfa«tlichen  Finanzverwaltung,  uod  so 
wird  auch  hier  ein  wirtsdiaftlicher  Zusammen- 
schluß des  Volkes  zonflcfast  durch  die 
Staatswirtschaf  t  geschaffen.  Ihiza  kam 
die  Einheitlichkeit  des  Geldwesens,  die  trotz 
der  hftufigen  MünzversdilechtOTUigen  schliefi- 
lich  aiit  der  ToUstSndigen  Verdrftognng  der 
Hflnzen  der  Barone  eneidit  wurde.  Ahet 
der  wirtschaftlic^ZttsanuneiifaaD^  der  Glieder 
ttiies  VoUns,  -wie  er  dem  heutigen  B^riff 
dw  VdkswutBdiaft  entsi»icht,  ist  doch  in 
erster  Linie  ein  innerer,  der  durch  dw  aus- 
gebildete Art>eitstmlnng  unter  den  £iiizel- 
wirtschiAeD,  die  UnselbstfaKÜ^rat  derselben 
in  ihrer  Produktion  und  die  MitwiÄnn^^ 
eines  weitverzweigten  Verkehrs  zur  Befriedi- 
gung ihrer  EonsumtiooBbedttrfnisse  entsteht 
So  ernbt  sich  eine  SoÜdaritAt  aller  Einzel- 
wirtsdbaften,  die  das  Volk,  auch  abgesehen 
von  staatlichen  Mafiregeln,  auch  den  anderen 
Nationen  gegentlber  als  eine  wirtschaftliche 
Einheit  mit  bestimmten  Geeamtintereesen 
erscheinen  Iflfit.  Ohne  einen  miditigen 
ftuBeren  Anstofi  würde  die  Volkswirtsdu^ 
in  diesem  Sinne  trotz  der  fortschreitend«! 
Intensitftt  der  Staatswiitschaft  jedodi  nicht 
so  bald,  wie  es  tatsfichlich  mohehoi  ist, 
an  die  Stelle  der  mitteUütenichen  Stadt- 
wirtsohaft  haben  treten  kteoen,  weil  die 
materiellen  Bedingungen  des  Veikehis  un- 
gftnstig  waren  und  insbesondere  das  Mittei- 
men-infolge  der  Ausl^tun^dermuhammeda- 
nischen  Hmschaft  von  seiner  frQheren  Be- 
deutung sehr  viel  eingebflflt  hatte.  Jenen 
notwendigen  Anstofi  gab  die  Entdeckung 
Amerikas  und  die  Erschliefiung  des  Seewegs 
nach  Ostasien.  Jetzt  erst  entstand  ein  wiik- 
licher  Welthandel,  der  sich  zu  dem  frilluroo 
Handelsverkehr  der  europSiscben  Vtikm  ver- 
hielt wie  der  Ozean  zu  den  Binnenmeeren  der 
alten  Welt,  der  in  imm«*  mehr  zunehmenden 
Massen  neue  Genuftmittel  und  neue  Bdb- 
stofle  nach  Europa  brachte,  die  bald  als  un- 
entbehrlich angesehen  winden,  und  der  somit 


die  volkswirtschaftliche  Arbeitsteilung  lu 
einer  weltwirtschaftlichen  erweiterte  und 
dadurch  auch  wieder  die  Abhtogi^kestsver- 
haltnisse  der  fSazdwirtscfaaften  m  ie<iem 
Volke  verstärkte.   Die  tlbeiseeisdieo  Waren 
konnten  nur  durch  den  Grofihandel  bezogen 
werden;  sie  mußten  dann  von  den  Hafen- 
plAtzen  aus  in  den  binnenlandischen  Yerkdir 
gleichsam  hineingefvefit  werden.   Und  so 
wurde  dieser  trotz  der  Transportschwierig- 
keiten genötigt,  sein  Netz  bis  in  die  eot- 
le^nsten  Winkel  des  Landes  auszudehnen, 
wie  andererseits  auch  die  Gegenwerte  für 
diese  Waren  im  ganzen  Lande  au^enommen 
und  dann  vielleicht  in  andere  Fonnen  um- 
gesetzt werden  mußten,  bis  sie  endlich  ia 
der  Gestalt  vtn  iniindischen  Erzeujgniaaea 
oder  Geld  wieder  durch  die  Vermitteiang 
des  Großhandels  ins  Ausland  gingen.  Sn 
solcher  Verkehr  und  eine  weitgehende  Tolks- 
wirtschaftliche  Arbeitsteilung  ist  nidit  wohl 
anders  denkbar  als  auf  der  Grundlage  der 
Geld  Wirtschaft.    Wie  sollten  Teilprodnkte. 
die  erst,  nachdem  sie  in  mebieien  anderen 
Wirtschaftsbetrieben  weiter  venvbeitet  und, 
zu  wirklichenGebrauchsg^nstftndra  vesdee, 
im  naturalen  Tatischvedcnr  in  gioBem  Maß- 
stäbe regelmäßigen  Absatz  fioden?  Sie 
müssen  Marktprose  in  «ner  festen  Weit- 
einhdt  eihaUen,  und  diese  mtifi  eben  die  im 
ganzen  Lande  anerkannte  und  durch  voll- 
wertige Mfinimt  dargestellte  Oeldeiafaeit 
sdn,  wobei  es  jedoch  nidit  erfocderiidi  ist, 
daß  auch  wirklidi  bei  allen  Xftofon  und 
Verkäufen  effektives  Geld  zur  Anwendung 
komme;  vielmehr  äuid  bekanntlich  scboa 
auf  den  mittelalterlichen  Messen  in  bedeu- 
tendem üm&nge  ein  auf  feste  Geldeinbeitea 
bezogener  Abrechnungsverkehr  statt.  Die 
GeldwirtsduA  und  der  von  ihr  abhängige 
Handelskredit  wflrde  zwar  unter  dem  An- 
dränge des  neuen  Welthandels  jedenfalls  zur 
Herrschaft  gelang  sein ;  aber  uei  dem  tgt- 
hältnismäfiig  geringen  Torrat  an  EdelmetaU, 
den  Europa  am  Anfang  dee  IG.  Jahrh.  besaß. 
wOrde  sich  diese  Entwickelimg  doch  nur 
unter  ernstlichen  Schwierigkeiten,  vi^ieieht 
mit  einer  kritischen  Herabarü<lnng  des  dl- 
gemeinen  PreiBniveaus  vollzogen  haben.  Es 
war  daher  ein  gltk^cfaes  ZusammentrefEm, 
daß  mit  der  neuen  Wirtschaft^wriode  aoch 
ein  mächtiger  Zufluß  von  ^Iber  und  G<Ad 
aus  Amerika  begann,  durdi  dm  die  wehe 
Ausdehnung  der  Geldvirtsäuft  nieht  wir 
begünBtigt,sondem  gewissermaßen  emmogeB 
wurde.   Denn  fOr  beide  Edelmetalle  boten 
die  Münzstätten  die  rascheste  und  sichaste 
Verwertung,  sie  drängten  sich  daher  lO 
diesen  in  soldien  Uusen,  daß  eine  Preis- 
revolutim  nach  oben  ststtfud,  die  swv 
maucfae  IntereMea  verietste,  aber  auf  Pro- 
duktion tud  Handel  in  osaBea  aan^sd 
wirkte.  Hand  in  Hand  mit  dem  FortstMlss 
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der  Qeldwirtschaft  ging  nun  auch  die  zn- 
□ehmende  Hacfatent&iltung  des  industriellen 
und  kommerziellen  Kapitals,  was  uns  zn 
einem  weiteren  wesentlichen  Merkmal  der 
Volkswirtschaft  in  unserem  Sinne  führt. 
Die  hochentwickelte  gesellschaftliche  Arbeits- 
teilung, die  ihr  eigentümlich  ist,  setzt  eine 
ebenso  hohe  Eotwickelung  des  Großbetriets, 
wenn  anch  nicht  in  allen,  so  doch  in  sehr 
vielen  Zweigen  des  Handels  und  der  Pro* 
dnktion  voraus.   Es  werden  ja  eben  viele 
Waren  von  vomha-ein  nicht  fOr  den  loksJen 
Absatz,  sondern  fOr  den  ganzen  inneren 
Markt,  teilweise  auch  ffir  den  Weltmarkt 
hergestellt,  und  demnach  mufl  die  in  einem 
Frcunktionszentrum  erz«ugteMenge  derselben 
Aber  den  lokalen  Bedarf  weit  hinausgehen. 
Die  Produktion  kann  allerdings  vieUeicht 
noch   im   handwerksmäßigen  Kleinbetrieb 
stattfinden,  aber  es  maß  dann  das  Handels- 
kapital eintreten  und  die  Erzeugnisse  des 
Kleinbetriebs  aufkaufen,  um  sie  auf  den 
großen  Harkt  zn  bringen.   So  entsteht  das 
verlagBSjstem,  bei  dem  die  b^hSftigten 
Kleinmnster  l»ld  in  eine  fthnliche,  hflufig 
s(^ar  noch  ungflnstigere  Lage  gegenflber 
dem  vermittelnden  Kaufmann  geraten  wie 
die  ^gentlichen  Lohnarbeiter  gegenfiber  dem 
als  Unternehmer  auftretenden  Fabrikanten. 
Solange  die  gewerbliche  Produktion  allge- 
mein mit  den  frtiheren  handwerksmäßi^n 
Hilfemitteln  betrieben  wurde,  übte  dasKroital 
seine  Herrschaft  vorzugsweise  in  der  Form 
dieses  Verlagssjstems  ans ;  das  Fabriksystem 
gelangte  erat  znr  Vorherrschaft,  als  die 
Technik  neue  Produktionsmittel  erfunden 
hatte,  deren  Anschaffung  schon  eine  bedeu- 
tende Kapitalanlage  erfordert  und  die  auf 
Massenproduktion  und  zur  Verwendung  in 
einheitlichen  Betriebsstätten  berechnet  sind. 
Dazu  kommen  die  großen  Kapitalerfordemisse 
für  die  Beschaffung  der  nötigen  großen 
Mengen  von  Rohstoffen,  Kohlen  und  anderen 
Hitf^toffen.  Es  gab  allerdings  schon  im 
Altertume  fabrikmäßige  Großbetriebe,  die 
auf  der  Sklavenarbeit  beruhten,  und  es  wäre 
auch  denkbar,  daß  auch  die  mächtigen  Pro- 
duktionsmittel der  neueren  Zeit  durch  Sklaven- 
arbeit aasgenützt  würden.  Ab^  die  Sklaven- 
art>eit  paßt  niclU  zu  der  industriellen  Pro- 
duktion, wie  sie  sich  in  der  modernen  Volks- 
wirtschaft ^taltet;  diese  will  auch  die 
Arbeit  mobmsieren,  sie  zu  einer  frei  beweg- 
lichen Ware  mit  einem  Marktpreise  machen, 
die  man  kauft,  wenn  man  sie  braucht  und 
vied^  abstoßt,  wenn  sie  nicht  mehr  ge- 
braucht wird.  Theoretisch  wäre  der  Groß- 
betrieb auch  denkbar  in  den  Hfinden  einer 
Genossenschaft  von  freien  Arbeitern;  aber 
tatsSchlii^  war  diese  Möglichkeit  wegen  der 
vCUigen  Besitzlosigkeit  der  Arbeitermasse 
ausgeschlossen.    So  entwickelte  sich  der 
Otoßbetrieb  der  modernen  Volkswirtschaft 
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mit  Notwendigkeit  in  der  Form  der  kapita- 
listischen Produktionsweise;  der 
Unternehmer  ist  im  Besitz  der  für  den 
Großbetrieb  erforderlichen  Prodnktionsmittel, 
er  kauft  die  Arbeit  zn  ihrem  Marktpreise  und 
übernimmt  selbst  auf  eigene  Rechnung  und 
Gefahr  das  Arb6its[)rodukt,  das  er  mit  mCg- 
llchst  großem  Gewinn  zu  verwerten  sucht. 
Die  Volkswirfschaft  im  heutigen  Sinne  ist 
also  die  besondere  Form  des  Wirtschaft* 
lebens  eines  Volkes,  die  durch  eine  hodi 
ausgebildete  nationale  und  weltwirtschaft- 
liche Arbeiteteilung  und  durc^  entsprechend 
entwickelte  Verkenrsbeziehungen  und  wirt- 
BchaftlicheSolidaritfitsverhältnisse  einen  durdi 
das  Ganze  gehenden  inneren  Zusanunenhang 
erhalten  hat  Voraussetzung  dieser  volk^ 
wirtschaftlichen  Arbeitsteilung  ist  eine  be- 
deutende Entwickelung  des  Großbetriebes 
in  Industrie  und  Handel,  die  ihrerseits  nadi 
der  bisherigen  ^eschichtUdieu  Entwickelung 
wieder  die  kaptaUstisdie  FToduktionswetBe 
und  die  ElassenantencheiduD^  zwischen  den 
Besitzern  der  Produktionsmittel  und  den 
besitzlosen,  aber  frden  Arbeitern  einschließt. 
Die  Staatswirtschaft  trSgt  zur  Verstl^kung 
des  volkswirtschaftlichen  Zusammenhanges 
bei;  anch  kann  die  wirtschaftliche  Individu- 
alität jedes  Volkes  durch  wirtschaftspolitische 
Maßregeln  des  Staates  dem  Auslände  gegen- 
über schärfer  hervorgehoben  werden,  jedoch 
können  solche  Maßregeln  nicht  nur  nützen, 
sondern  auch  schaden,  und  es  ist  oft  schwer. 
Über  die  Richtung  ihrer  )K^knng  ein  sidieres 
Ürteil  zu  gewinnen. 

2.  Die  beschrenmDde  V.  Alle  Formen 
des  Wirtschaftslebens  eines  Stammes  oder 
eines  Volkes  können  auch  BeacJitung  von 
Seiten  der  Wissenschaft  in  Anspruch  nehmen. 
Auch  die  Wirtschaftsformen  der  Südsee- 
insulaner oder  der  amerikanischen  Indianer 
haben  ktiltuigeschichtliches  Interesse  und 
verdienen  eine  wissenschaftliche  Darstellung. 
Indessen  läßt  sich  das  Wesentliche  dieser 
primitiven  Formen  in  wenigen  Worten  zu- 
sammenfassen. Hätte  Tacitus  zur  Aufhellung 
einzelner  dunkler  Funkte  noch  einige  Zeilen 
hinzugefügt,  so  würde  man  sich  aus  seinen 
Angaben  ein  vollkommen  genügendes  Bild 
von  den  wirtschaftlichen  Zuständen  der 
Germanen  zu  setner  Zeit  ableiten  können. 
Es  handelt  sich  in  solchen  Fällen  zunächst 
um  Darstellung  des  für  die  Wirtschaft  be- 
deutsamen Rechtszustandes,  namentlich  der 
Art  der  Okkupation  und  Benutzung  des 
Bodens  und  des  Arbeitsverhältnisses  (Stellung 
der  Weiber,  Sklaverei);  sodann  um  Be- 
schreibung der  einen  tvn^ischen  Wirtschafts- 
form, die  sich  ohne  erhebliche  IMflierenzierong 
in  allen  Einzelföllen  wiederiiolt.  Dabei  ist 
nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  auf  diesEä: 
Stufe  nicht  nur  die  Jagd,  sondern  auch 
Raub  und  Kriegsbeute  zum  wirtschaftlichen 
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Erwerb 'gehören.  Anch  das  mittelalterliche 
'Wirtschaftsleben  bewegt  sich  noch  in  festen 
Formea  und  bedarf  daher  nur  einer  be- 
schiöbeuden  Darstellung :  die  Agrarver- 
£eubiui^,  die  HSrigkeitsverh^tnisse,  das  wirt- 
schaftliche YerhäitQis  Von  Stadt  und  Land, 
das  Zünftwesen,  das  IVbirktwesen,  das  Münz- 
wesen,,.die-Anänge  des  größeren  OeldTW- 
kehrs  und  des  ^lÜEwesens,  der  Seehandel 
und  der.  auswfirtke  Handel,  die  Anfänge 
der  Zollpolitik  und  der  neueren  Staatswirt- 
schaft  —  das  sind  die  Elemente,  aus  denen 
sich  das  Bild  der  wirtschaftlichen  Kultur 
dieser  Periode  zusammensetzt,  In  der  Zeit 
des  üebergangs  zur  modernen  Volkswirt- 
schaft finden  wir  dann  in  Deutschland  die 
.  Ausbildung  der  gutaherrlichen  Wirtschaft 
und  die  damit  zusammenhängende  Gestaltung 
der  Leibeigenschaft,  die  Entartung  der  Zünfte 
zu  Polizeiorganen,  die  Ausbreitung  der  be- 
vormundenden Wohlfahrtspolizei,  die  Aus- 
bildung der  merkantilistisclien  Handels-  und 
Kolonialpolitik,  die  Anfänge  der  modernen 
Staatskreditoperationen  und  des  modernen 
Börsenwesens.  Dieselbe  beschreibende  Me- 
thode behält  selbstverständlich  auch  für  die 
moderne  Periode  ihr  ßecht:  sie  schildert 
die  Wegräiimung  der  alten  Agrarverfassung, 
die  Befreiung  des  Bodens  und  der  Bauern, 
die  Entfaltung  der  Produktionsmittel  der 
modernen  Inaustrie^  die  Sprengung  des 
Zunftwesens  und  die  Herstellung  der  Ge- 
werbefröheit,  die  Aufhebimg  der  Koalitions- 
verbote, die  Ausbildung  der  Fabrikgesetz- 
gebung usw.  Denken  wir  uns  anstatt  der 
hier  angedeuteten  Querschnitte  durch  den 
Vwlauf  der  Wirtschaft^eschichte  eine  den 
ursächlichen  Zusammenhang  der  Erschei- 
nungen offenlegende  Darstellung  dieser  Ent- 
wickeluDg,  die  in  eine  eingehende  und  um- 
SEissende  Beschreibung  des  gegenwärtigen 
Zustandes  ausliefe,  unter  der  Voraussetzung, 
dafi  überall  die  richtige  Einsicht  in  das 
."Wesen  der  wirtschaftiichen  Institutioneu 
und  Ijebensfwmen  und  die  richtige  relative 
.  'Wertschätzung  derselben  obwalte,  so  gelangen 
wir  zu  der  V.  nach  der  beschreibenden 
Hethode.  Eine  solche  Wissenschaft  ist  nicht 
bloß  eine  einfoche  Wirtschaftsgeschichte, 
.  sondern  sie  gibt  auch  Aufschluß  über  den 
dynamischen  Zusammenhang  der  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  sowohl  unter  sich  als 
auch  mit  den  anßerwirtschaftlichen  Kräften 
des  menschlichen  Gesell  schaftslebens.  "Von 
diesen  außerwirtschaftlicheu  Kräiten  hat 
besonders  die  kriegerische  und  politische 
Gewalttätigkeit  einen  um  so  größeren  Ein- 
fluß auf  die  Verteilung  des  Vermögens  und 
das  Arbeitsverhältnis  und  somit  auf  das 
ganze  Wirtschaftsleben  ausgeübt,  je  weiter 
die  betrachtete  Periode  zurückliegt,  Weit- 
geliend  war  im  Mittelalter  auch  die  Eiu- 
wiikung  der  Kirche  auf  die  Gestaltung  der 


wirtsdiaftlichen  Zustände.    Zu  jeder  Zeit 
aber  stellte  sich  ein  GleichgemcEt  der  zu- 
sammentreffenden Kräfte,  heraus,  und  so 
konnten  sich  Einrichtungen  und  Veiiiältmsee 
Jahrhunderte  hindurch  behaupten,  die  too 
einer  abstrakten,  nur  die  gegeowftrttge  Volk»- 
wirtschaft  beachtenden  Theorie  für  gSiulidi 
anhaltbar,  weil  den  „Natui^gesetzen"*  zu- 
widerlaufend erklärt  werden.  Ycm  diesem 
Standpunkt  osdipinen  <dtne  Zweifel  viele 
früheren  Zustände  als  im  hOchstw  Qtaäe 
künstlich  und  unnatürlich,  aber  zu  Uuer 
Zeit,  bei  der  damaligen  Stellung  der  Gruod- 
herren,  der  Bauern,  der  städtischen  Hand- 
werker usw.,   waren  sie  ganz  oatOriicb, 
nänüich  das  naturgemäße  Ergebnis  der  da- 
mals bestehenden  Gruppierung  der  in  Be- 
tracht   kommenden    wirksamen  Faktoreo. 
In  der  gegenwärtigen  Periode  bat  die  rein 
wirtschaftliche,  nämlich  die  auf  Produktü»! 
und   Güteraustausch    gerichtete  Tätigkeit 
einen  durchaus  überwiegenden  Einfluß  axd 
den  Gang  des  volkswirtsdiafUichen  Prozesses 
erlangt,  wenn  auch  der  Ausgangszustand, 
die  Vermö^nsverteilung,  Klassengliederung 
und  die  pnvatrechtliche  Ordnung  geechidit- 
lich  gegeben  ist.   Diese  gegenwärtige  Volks- 
wirtschaft  mit   ihrer  außerordentlich  ge- 
steigerten Komplikation  uud  ihren  neuen 
schwierigen  Problemen  hat  natürlich  für 
uns  ein  weit  tieferes  und  unmittelbareres 
Interesse,  und  da  die  V.  nieht  einfach  in 
Wirtschafts^schichte  aufgehen  soll,  so  wird 
sie  auch  bei  Anwendung  der  beechreibeodeo 
Methode  ihre  Hauptaufgabe  in  der  Dar- 
stellung des  gegenwärti^n  Zustandes  er- 
blicken müssen  und  die  Wirtschaftsgeschichte 
nur  als  Hilfswissenschaft  benOtzen,  um  das 
Gegenwärtige  als.  das  Er^bnis  einer  langen 
Entwickeluufi^reihe  begreifen  zu  lassen.  Die 
wissenschaftBche  DarstellunR  der  Volks- 
wirtschaft der  Gegenwart  bedarf  aber  noch 
eines  weiteren  Bulfemittels,  das  für  die 
ältere  Zeit  weniger  unentbehrlich  ist,  dIb- 
lich  der  quantitativen,  zahlenmäßigen  Fest- 
stellung der  Tatsachen  durch  die  Statistik. 
Solange  typische  Formen  und  Vorgänge  vor- 
walten, lann  man  ohne  Statistik  au^ommeo. 
Der  mittelalterliche  Gewerbebetrieb  unter 
der  Zunftverfassung  kann  nach  seinem  wirt- 
schaftlichen  Wesen  klargelegt  werden,  ckae 
daß  man  weiß,  wie  viele  Zünfte  in  Deutsch- 
land bestanden  und  wie  viele  Mitgheder  si» 
hatten.   Bei  der  außerordentlichen  Manuig- 
faltigkeit  und  Beweglichkeit  der  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  unserer  Zeit  aber  muS 
man  für  <.lie  Beschreibung  der  Zustände  und 
ihrer  Entwickelung  die  Zahlen  in  HiUe 
nehmen.   Man  denke  nur  an  den  fortwlhreo- 
den  raschen  Fortschritt  der  indnstrieQeD 
Technik  und  deren  Einfluß  auf  das  Em<i- 
werk  sowohl  wie  die  FabrikbevöIiemDg. 
Wie  hat  sich  in  den  betreffenden  Prodoktiuaä- 
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zweigen  die  Verdrängung  der  haudwerks- 
jnftßigen  durch  die  Maschinenarbeit  voll- 
zogen? In  welchem  Maße  werden  die 
Fabrikarbeiter  durch  die  EinfOhruog  neuer 
technischer  Verbesserungeo  „freigesetzt"  V 
Solehe  und  alle  ähnlichen  Fragen deren 
Beantwortung  für  die  beschreibende  V,  not- 
wendig ist,  können  nur  statistisch  beant- 
wortet werden.  Auch  setzt  uns  nur  die 
Statistik  in  den  Staad,  das  Wichtige  von 
dem  Dnwiohtigen  mit  Sicherheit  zu  unteiv 
■scheiden  und  ein  lichttges  Urteil  über  die 
gegeneinander  abzuwägenden  Interessen  zu 
gewinnen.  £s  ist  natürlich  erwünscht,  daß 
statistische  Angaben  auch  für  die  früheren 
PeriodeQ  so  weit  als  m^lich  gesammelt 
wenden;  aber  groß  wird  der  eimgermaßen 
sichere  Ertrag  nicht  sein.  Der  wert  der 
geschichtlichen  Untersuchung  und  Beschrei- 
bung der  früheren  Entwickelungsphasen  des 
Wirtschaftslebens  wird  jedoch  durch  das 
Fehlen  der  Statistik  nicht  beeinträchtigt. 

3.  Die  TolkswirtscbaftUche  Dynamik. 
Die  beschreibende  V.  im  obigen  Sinne  stellt 
DOT  Zustände  du,  auch  wenn  sie  mit 
Hilfe  der  Statistik  möglichst  exakt  zn  Werte 
g^t  Sie  ist  indes  imstande,  durch  eine 
Beihe  statistischer  Zahlen  ffir  anfeinandw 
folgende  Zeitpunkte  audi  einen  Entwicke- 
luogsprozeß,  wie  z.  B.  den  bereits  erwähnten 
Cebergang  von  d^  Handarbeit  zurMaachinen- 
arbeit,  auf  einen  zahlenmäßigen  Ausdruck 
zu  bringen.  Zu  einer  wirklich  wissenschaft- 
lichen Einsicht  in  die  volkswirtschaftlichen 
Prozesse  ist  jedocii  nicht  nur  die  Kenntnis 
der  Zustände  und  ihrer  Entwickelang,  son- 
dern auch  die  der  in  dem  gegebenen  Zu- 
stande wirkenden  Kräfte  erforderlich.  Da- 
bei handelt  es  sich  vor  allem  um  die 
quantitative  Beurteilung  und  womöglich 
Messung  dieser  Kräfte,  also  um  die 
dynamischen  Probleme,  die  sich  aus  dem 
verwickelten  Spiel  der  volkswirtschaftlichen 
Wirkungen  und  Gegenwirkungen  ergeben. 
Teils  durch  die  freie,  aber  gleich  gerichtete 
Tätigkeit  vieler  Einzelner,  teils  durch  die 
konzentrierte  Eapitalmacht  einer  kleinen 
Gruppe,  teils  durch  staatliche  Maßregeln 
werden  auf  die  mannigfaltigste  Art  wirt- 
schafüiche  Kräfte  zur  Eireichung  bestimmter 
Zwecke  eingesetzt  Aber  die  Erfahrung 
lehrt,  daß  das  Ziel  häufig  nicht  oder  nicht 
vollständig  erreicht  wird,  daß  unerwartete 
Iteaktionen  eintreten,  die  sogar  ErgebniBse 
erzeugen  können,  die  mit  den  erstrebten  im 
Widersprach  stehen.  Aufgaben  dieser  Art, 
wie  sie  sich  auf  allen  Gebieten  der  Volks- 
wirtschaft erheben,  können  exakt  nur  mit 
Hilfe  der  Statistik  geltet  werden,  und  daher 
fallen  sie  ausschließlich  der  modernen  V. 
zu,  da  für  die  früheren  Perioden  das  nötige 
älaterial  nicht  vorhanden  ist.  Aber  auch 
iür      Gegenwart  bleibt  der  Statistik  nodi 


viel  zu  leisten  übrig,  denn  zur  Beantwortung 
mancher  wichtigen  Fragen  sind  die  exakten 
Grundlagen  noch  immer  nicht  gegeben.  Aber 
auch 'Wenn  das  Zahlenmaterial  in  wünschens- 
werter VoUständigkeit  vorhanden  ist,  bleibt 
die  Lösung  vieler  di^r  Aufgaben  schwierig 
und  unsicher.  Wie  oft  wird  der  methodische 
Fehlgriff  begangen,  daß  man  zwei  statistische 
Zahlenreihen  in  bezug  auf  zwei  Arten  von 
. {Erscheinungen  zusammenstellt  und  ohne 
weiteres  die  Aenderangeu  in  der  einen  ßeihe 
dnrch  die  gleichzeitig  in  der  anderen  auf- 
tretenden erklären  will.  Solche  isolierten 
Kausalitätsverhältuisae  kommen  aber  im 
gesellschaftlichen  Leben  so  gut  wie  gar 
nicht  vor.  Jede  der  beiden  Arten  von  Tat- 
sachen steht  auch  zu  anderen  Erscheinungen 
in  Beziehung,  und  die  dadurch  entstehenden 
Wirkungen  müssen  ebenfalls  berücksichtigt 
werden.  So  hat  man  z.  B.  die  durchschuitt- 
lichen  Bro^reise  einer  Reihe  von  Jahren 
mit  den  gleichzeitigen  Sterblichkeitsziffem 
zusammengestellt  und  die  Höhe  der.mterea 
ohne  weiteres  als  Ursache  der  Höhe  der 
letzteren  angesehen.  Aber  wenn  mit  den 
Brotpreisen  auch  die  Löhne  steigen,  so  wird 
die  Wirkung  der  Bewegung  dei-  ersteren 
auf  die  Lebenshaltung  der  Masse  aushoben ; 
wenn  aber  in  den  Jahren  mit  hohen  Freist 
und  hohen  Löhnen  etwa  die  Inflnenza  herrscht, 
so  tritt  die  nößere  Sterblichkeit  ganz  un- 
abhängig von  aen  ersteren  auf.  Wie  schwer 
ist  seilet  mit  dem  besten  statistischen 
Material  die  Wirkung  eines  Schutzzolles 
genau  nachzuweisen  1  Man  weiß  ja  nie, 
wie  der  Weltmarktpreis  der  im  tnlande 
geschützten  Ware  sich  stellen  würde,  wenn 
der  Schutzzoll  nicht  bestände.  Nicht  minder 
schwer  ist  der  Nachweis  der  Wirkung  einer 
Ausfuhrprämie,  der  Preiserhöhung  eines 
Verbrauchsgegenstandes  durch  eine  innere 
Steuer,  überhaupt  die  Feststellung  der  Ab- 
wlüzungsverhältnisse  bei  der  Besteuei-ung, 
der  Wirkung  der  Kartelle  auf  die  Waren- 
preise, des  Einflusses  der  Arbeitseinstellimgen 
auf  die  Löhne,  des  Zusammenhanges  der 
Warenpreise  mit  der  Geldmenge  usw.  Die 
Schwierigkeiten  dürfen  aber  die  Wissen- 
schaft nicht  verhindern,  immer  von  neuem 
diese  Aufgaben  der  volkswirtschaftlichen 
Dynamik,  die  natürlich  immer  ganz  kon-- 
kreter  Natur  sind,  in  Angriff  zu  nehmen. 
Hier  findet  sie  ihr  spezifisches  Forschungs- 
gebiet und  zugleich  die  sichersten  Anhalts- 
punkte zur  Aufstellung  von  Normen  für  die 
praktische  Wirtschaftspolitik.  Man  lernt 
aus  wiederholten  Erfahrungen,  unter  welchen 
Umständen  gewisse  Maßregeln  wenigstens 
uinähernd  die  erwarteten  Wirkungen  nadk 
sieb  gezogen  haben ,  und  erlangt  bo  edn 
Urteil  über  die  Zweckmäßigkeit  soleber 
Maßregeln  auch  in  der  Gegenwart.  Im& 
Methode  dieser  wirtBchattsdynamisrhm  .i«- 
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tersuchungw  dait  man  insofern  als  dm 
naturwissensciiaftliche  bezeichnen,  ab  es 
'dkih  um  Erauttelui^  des  virkUcbeD  Zo* 
aammenhanges  meflbarw  Eneheinungen 
handelt  AllerdiDgB  gehen  diese  Erschei- 
nung«! TOD  dem  Wiliea  menschlicher  In- 
dividueQ  aus,  die  durch  Zwecke  geleitet 
Verden.  Aber  diese  Zwecke  treten  im 
TolkswirtschaftUchen  Prozeß  gleichartig  bei 
grOBeren  (Gesamtheiten  auf  uad  so  entstehen 
Massenwirkungea  von  bekannter  Richtung 
und  abschätzbarer  Qrßfie,  die  eiofaich  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Kausalit&t  betrachtet 
werden  kGonen.  Vor  allem  bedarf  die  Unter- 
suchung der  volkswirtschaftlichen  Voi^änge 
derselben  absoluten  Objektivität,  mit  d^ 
der  Naturforscher  den  natürlichen  Er- 
scheinuDgen  gegenübertritt.  Es  handelt  sich 
ja  um  Feststellung  dessen,  was  wirklich  ist, 
ohne  Rücksicht  auf  das,  was  der  TJnt^ 
suchende  als  wünschenswert  oder  was  er 
vom  sittlichen  Standpunkte  als  geboten  be- 
trachtet Da  aber  die  wirtschaftlichen  Er- 
'sdieinungen  aus  dem  menschlichen  Handeln 
hervor^ben,  so  unterliegen  sie  auch  ohne 
Zweifel  der  sittlichen  Beurteilung.  Den 
teleologischen  Optimismus  j  der  von  dem 
fraen  Spiel  der  wirtschafthchen  Kräfte  eine 
automatisch  entstehende  herrliche  Harmonie 
erwartete ,  wie  auch  das  System  der 
sophistischen  Vertuschung  der  sozialen  Uebel 
hat  die  Wissenschaft  aberwtiuden,  und  rem 
dem  Be<±te  der  £ritik  der  bestehenden 
WirtsdiaftsveriiAltniBse  soll  sie  den  freiesten 
Gebrauch  machen.  Aber  die  MeUioite  der 
Feststellung  des  Tatbestandes  muB  von  der 
Art  der  Beurteilung  desselben  gftnzlich  un- 
abhfingig  und  tot  allem  von  jeder  Ein- 
-wirkung  eines  wirtschaftlichen  Interesses 
frei  sein.  Denn  alle  hier  in  Rede  stehenden 
Untersuchungen  betreffen  Fragra,  die  ge- 
wisse Interessen  berühren;  daher  kJJnnen 
sie  nur  von  der  objektiven  Wissenschaft 
unternommen  werden,  denn  das  Urteil  der 
persönlich  Beteiligten,  so  sachverständig  es 
auch  in  seiner  Art  sein  mag,  ist  stets,  wenn 
auch  nur  unbewußterweise,  durch  das  im 
Spiele  befindliche  Interesse  beeinfliiBt  und 
getrübt.  Es  ist  die  hohe  Aufgabe  der 
Wissenschaft,  in  dem  immer  lauter  lärmenden 
Streite  der  Interessen  die  unparteiische  In- 
stanz zu  bilden,  die  nach  objektiven  Merk- 
malen ihr  Urteil  über  die  Wirkimg  be- 
stehender oder  neu  zu  schafTender  wirt- 
schaftlicher Einrichtungen  abgibt,  mag  sie 
sich  dabei  auch  die  Feindschaft  aller  der- 
jenigen zuziehen,  die  ihre  eigenep  Interessen 
mit  denen  der  Gesamtheit  verwechseln. 

4.  Die  Theorie  der  Volkswirtschaft 
Die  dynamisch-volkswirtschaftlichen  Unter- 
suchungen haben  mit  der  beschreibenden 
V.  die  Eigenschaft  gemein,  daß  sie  durch- 
aus von  den  konkreten  geschichtlichen  und 


statistisdiea  Tataac^  aoagdiea.  Die  V. 
mchesnt  hiernach  als  reine  Brfdiruws- 
wissenschi^  teils  von  geeddchtfichem  Cha- 
rakter. BoC»n  sie  geedlsdiaftlidie  feschw 
nuD^;ea  von  einz^sitigem  Chsnkter  md 
einz^jart^er  Entwickoong^  datst^t,  tols 
in  gewissem  Sinne  von  naturwissenschaft- 
lichem Charakter,  indem  sie  im  Wirtschafts- 
leben die  meßbaren  Wirkungen  beettmmter 
Ursachen  nachweist  Sie  kann  in  diesem 
letzteren  Sinne  noch  weiter  sehen,  indeai 
sie  induktiv  aus  der  wiederhwten  Beobach- 
tung gewisser  kausaler  Zusammenbiflge 
schließt,  daß  unter  {gleichartigen  Umständen 
wieder  ähnlidie  Wirkung«)  gegebeoer  ür^ 
Bachen  auftreten  werden.  Aber  Bchoo  die 
Beobachtung  des  tSgli<^en  Lebens  lehrt, 
daß  im  all^meinen  in  der  Volkswirtsduft 
eine  gewisse  Stetigkeit  und  RegelmlSigkat 
des  Geschehens  herrscht,  und  es  eriiebt  tick 
daher  die  Frage,  ob  man  nicht  auch  ohne 
den  mühsamen  W^  der  geschicbtlichCT 
und  statistischen  Einzelunt^rochunff  an- 
zuschlagen zu  allgemeinen  Sätzen  getangco 
kann,  die  gewissermaßen  die  Gesetzlicb* 
keit  der  volkswirtschaftlichen  Vargftnge  aus- 
drücken. Die  Grundlage  d^  Erfahrung  soll 
dabei  nidit  verlassen  werden;  aber  das 
Wirtschaften  ist  ja  eine  Sache  des  tä^icb« 
Lebeos,  jedermann  macht  darin  Erbhraogea, 
und  namentlidi  kann  jeder  leicht  die  HotiTe 
erkennoi,  von  denen  er  oud,  wie  er  an- 
nehmen darf  j  auch  alle  anderen  mit  wenigeo 
Ausnahmen  m  dar  wirtschaftlichen  Tfitigfceit 
geleitet  Jeder  verfolgt  sein  eigeoes 

Interesse;  jeder  sacht  sich  dea  grtßtea 
Vortdl  mit  dem  geringsten  Opfer  ni  ver- 
BchaffeD ;  wo  sich  eine  ^üns^e  Oel^eidieit 
zu  anem  Gewinne  darbietet,  sudit  jeder  so 
bald  2ia  mOglich  sich  dnzofinden,  um  sie 
zu  benutzen;  je  ^rüfler  aber  dn  Mit^'w^ 
wird,  um  so  weniger  kann  der  Einzelne  aof 
außergewöhnlichen  Gewion  rechnen.  Uo- 
zweifähaft  treffen  solche  und  ähnliche  Er- 
fohrungssätze  im  großen  und  ganzen  xn, 
und  mau  kann  sich  daher  mit  deren  ffilfe 
eine  allgemeine  Vorstellung  von  dem  ^  e^ 
laufe  des  volkswirtschaftlichen  Proxeeee* 
bilden,  insbesondere  von  der  Preisbilduog 
und  Einkommensver^lung.  Aber  die  Richtig- 
keit dieser  Vorstellung  maß  an  der  genauen, 
in  das  einzelne  gehenden  Erfahniog  geprüft 
werden,  und  da  zeigen  sich  denn  doch  oft 
sehr  weitgehende  Abweichungen  von  den 
theoretischen  Vorauss^nngen,  so  daß  der 
Wert  der  letzteren  zur  Begründung  prak- 
tischer Maßregeln  als  mindestens  nräi^J- 
haft  erscheint.  Die  genaue  Beobachtung 
und  Feststellung  der  konkreten  Tatsadi» 
bleibt  daher  für  die  wiaseoediaftlicbe  Sr- 
fahruDg  der  Volkswirtschaft  die  notwendige 
Grundlage;  sie  bietet  die  MC^chkrat  einer 
Beurteilung  dar  Fehleigrenien  der  ans  der 
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allgemeinai  Erfütnme  abgelöteten  Sfttie 
und  sie  fuhrt  ferner  dahin,  diese  Sätze  in 
konkretere  Formeln  zu  serl^en,  die  sich 
der  groBeo  Mannigfaltigkeit  des  wirkli<^en 
Lebens  besser  uipassen.  An  sich  aber  ist 
das  Bestrebeo,  Aber  die  Massen  der  Einzel- 
erscheinungen hinaus  zu  einer  Theorie 
der  Volkswirtschaft  zn  gelangen,  nicht  nur 
gwec^tfertigt,  sondern  unumgänglich  not- 
wendig für  die  Ausbildung  der  V.  zu  einer 
vollendeten  Wissenschaft  ünter  einer 
Theoäe  rersteht  man  in  der  Naturwissen- 
Bcfaaft  einen  abstrakten  Ausdruck  für  eine 
ganze  Kategorie  von  Voi^;äogen,  dergestalt, 
daß  der  Verlauf  jedes  einzelnen  dargestellt 
wird,  wenn  man  die  besonderen  Bedingung«! 
des  Falles  in  die  lülgemeioe  Formel  einsetzt 
So  ei^bt  sich  aus  der  Gravitationstheorie 
die  ganze  Belegung  eines  jeden  Planeten, 
wenn  die  Lage  zur  Sonne  und  die  Oe- 
schwindigktät,  die  ihm  in  einem  bestimmten 
Augenblidc  zukommt,  gegeben  ist  Eine 
Theorie  bezieht  sich  also  nicht  auf  Zu- 
stände, sondern  nur  auf  Vorgänge,  und 
zwv  nur  auf  Vorgänge,  die  sich  gleich- 
artig wiederholen,  nicht  auf  indiTiduelle  von 
eesäiichtlichem  Charakter.  Die  allmähliche 
EntwickeluDg  der  wirtschaftlichen  Zustände 
ist  geschichtlidier  Natur,  weil  sie  sich 
niemals  wirklich  gleichartig  wiederholt,  und 
sie  kann  daher  nicht  den  Qegenstand  einer 
Theorie  bilden.  AUerdin^  hat  man  ver- 
sagt, sog.  soziale  oder  wirtadiafüiehe  Ehit- 
wickelungwBsetze  aufzustellen,  aber  diese 
sind  tatsächlich  nur  Ausdrücke  für  gewisse 
Uebereinstimmungen  der  Erscheinungen  ans 
vmchiedenen  Zeiten,  die  durch  Abstraktion 
von  den  in  Wirklichkeit  vorhandenen  wesent- 
hchen  Verschiedenheiten  gewonnen  sind. 
Nur  innerhalb  eines  gegebenen  Zustandcs, 
der  nach  seinen  wesentlichen  Bedingungen 
längere  Zeit  annähernd  konstant  bleibt, 
treten  wirtschaftliche  Masseoerscheinungen 
in  genügender  Gleichförmigkeit  auf,  um  eine 
Theorie  in  dem  obigen  Sinne  zu  ermöglichen. 
Es  handelt  sidi  daJbei  hauptsächlich  um  die 
Unterscheidung  von  wirtschaftlichen  Gruppen, 
deren  Mitglieder  von  gleichen  Motiven  ^ 
leitet  werden  und  deren  Interessen  sich 
teils  entgegenstehen,  teils  auf  mannigfaltige 
Art  durchkreuzen.  Diese  Gruppen  aber 
müssen  wenigstens  schätzungsweise  auch 
quantitativ  näher  bestimmt  sein,  insbesondere 
bedarf  man  eines  Urteils  über  ihre  relative 
Ökonomische  Macht  Was  sich  nun  aus  der 
Betätigung  dieser  loteressengnippen  ergibt, 
wird  man  nach  den  besonderen  Bedingungen 
der  zu  losenden  Anfgabe  mit  mehr  oder 
weniger  Sicherheit  voraussehen.  kOnnen. 
Wird  z.  B.  ein  Schutzzoll  auf  Getreide 
eingeführt ,  so  erhält  das  stets  vorhan- 
dene Streben  der  inländischen  Produzenten 
nach  Erhöhung  des  Preises  mehr  oder 


weniger  Erfolg;  das  3IaB  dersdben  aber 
hängt  von  den  Emteverhältnissen  im  In- 
lande  und  im  Auslande  ab.  Ist  z.  B.  die 
inländische  Ernte  reichlich,  die  ausländische 
aber  nur  mäßig,  so  wird  die  durchachnitt- 
liche  Preisdifferenz  weniger  als  den  Zoll 
betragen.  Eine  nennenswerte  Getreideausfuhr 
aber  kann  bei  einem  einigermaßen  erheb- 
lichen Zoll  nicht  stattfinden.  Wird  nun  eine' 
Ausfuhrprämie  gewährt,  wie  sie  sich  in 
Deutschland  an  die  Einfuhrscheine  knüpft, 
so  wird  die  Ausfuhr  nicht  nur  mCglich, 
sondern  sie  wird  auch  so  lange  fortgesetzt 
werden,  bis  die  dmch  sie  hervorgerufene 
Nachfrs^  die  Differenz  des  inländischen 
und  des  ausländischen  Preises  auf  den  vollen 
Zollbetrag  gebracht  hat.  Das  ist  die  theo- 
retische Voraussagung,  und  die  statistische 
Beobachtung  zeigt  daß  sie  sehr  nalie  mit 
den  Tatsachen  übereinstimmt  Hauptsäch-* 
lieh  kommt  es  jedoch  darauf  an,  nichc  solche 
einzelnen  Fra^n  zu  beantworten^  sondon 
den  volkswirtschaftlichen  Prozeß  m  seinem 
ganzen  Zusammenhang  theoretisch  zu  er- 
fassen, in  großen  Linien  darzustellen,  wie 
das  J^resprodukt  der  Volkswirtschaft  durch 
die  nationale  Arbeit  mit  Hilfe  der  natür- 
lichen und  künstlichen  Produktionsmittel 
zustande  kommt,  wie  der  Preis  der  einzelnen 
Erzeugnisse  unter  dem  Einfluß  der  Ter> 
schiedenen  Formen  der  besdiränkten  oder 
unbeschrbikten  Konkurrenz  zustande  kommt, 
wie  das  Geld  und  der  Kredit  auf  die  Preis- 
bildang  einwirken,  wie  der  Oesamterteag' 
der  nationalen  Arbeit  sich  auf  die  Arbeiter 
und  die  Bedtzer  der  Produktionsmittel  ver- 
teilt, wie  die  Ökonomischen  Machtverhältnisse 
dieser  Klassen  auf  die  Verteilung  einwirken, 
welchen  Einfluß  die  besondere  Wirtschaft 
des  Staates,  namentlich  mittels  der  Steuern, 
auf  die  Volkswirtschaft  ausübt  in  welcher 
Wechselwirkung  die  einzelne  Volkswirt- 
schaft mit  der  Gesamtheit  der  übrigen 
steht. 

Die  theoretische  V.  der  englischen  Schule, 
die  alle  diese  Fragen  beantwortet,  ist  ja  in 
der  Tat  wesentlich  auf  deduktivem  Wege 
auf  Grund  der  allgemeinen  wirtschaftiichen 
Erfahrungen  und  ohne  systematische  Einzel- 
untersuchuttgen  ausgebildet  worden.  Auch 
sind  die  Ergebnisse  keineswegs  einfach 
falsch,  sie  sind  nur  zu  abstrakt  und  zu  all- 
gemein, sie  bedürfen  der  Berichtigung  und 
der  Einschränkung  im  einzelnen  und  tat- 
sächlicher Ergänzungen,  wenn  sie  auf  die 
Wirklichkeit  angewandt  werden  sollen.  Mw 
kuin  die  Methode  deduktiv  nennen,  sofern 
die  einzdnen  Sätze  aus  gewissen  Grund- 
prinzipien abgeleitet  werden,  die,  wie  man 
annimmt,  für  alles  Wirtschaftliche  maß- 
gebend sind,  aber  die  Methode  ist  darum 
doch  nicht  eine  analytische,  sondern  eine 
synthetische:    es  werden   nicht  Be^pnffe 


Digitized  by  Google 


1254 


Volks  wirtsohaftslehie ' 


analysiert  und  EoDsequenzen  daraus  gezogen, 
■wie  es  etwa  in  der  Bechtswisrenschaft  ge- 
Bchieht,  soodern  es  wird  gezeigt,  wie  die 
zusammeagefaßten  Erscheinungen  nach  den 
aufgestellten  allgemeinen  Normen  aufein- 
ander wirken  und  welche  Resultate  aus 
diesen  Wirkungen  hervorgehen.  In  diesem 
Sinne  ist  auch  die  Naturwissenschaft  de- 
duktiv, sobald  sie  zu  einer  fdr  die  Gesamt- 
heit der  Erscheintingen  ihres  Forschungs- 
gebietes geltenden  Theorie  gelangt  ist  Die 
allgemeinen  Sätze  jedoch,  denen  die  Volkswirt- 
schaftstheorie das  wirtschaftliche  Geschehen 
unterordnet,  haben  nicht  den  Charakter  von 
Naturgesetzen,  der  ihnen  ja  allerdings  von 
manchen  mit  Vorliebe  zugesprochen  wurde. 
Das  letzte  Element  in  den  Naturvoi^ngen 
ist  das  mit  mechanischen  und  cliemischen 
Kräften  ausgestattete  Atom,  in  den  wtrt- 
-achaftUchen  Vorgängen  aber  ist  es  der 
denkende  und  wollende  Mensch,  und  wenn 
auch  eine  Vielheit  von  Menschen,  die  durch 
gleichartige  Motive  bewegt  werden,  mit 
einer  gewissen  Kegel  mäßigkeit  handelt,  so 
ist  diese  doch  von  der  unbedingten  physi- 
kalisch-chemischen Gesetzmäßigkeit  der 
Naturprozesse  ihrem  ganzen  Wesen  nach 
Tca-Bchieden.  Auch  beschränkt  sich  unsere 
■wissenschaftliche  Erkenntnis  der  Naturvor- 
gänge  auf  die  exakte  Darstellung  der  als 
gesetzmäßig  erkannten  Verftnderungen  und 
Bewegungen;  von  den  üraachen  dieser  Be- 
w^un^n  aber  wissen  wir  nichts,  denn 
was  wir  Kräfte  nennen,  ist  nur  ein  anderer 
Ausdruck  fflr  das  abstrakte  Gesetz  dieser 
Bewegungen;  bei  den  r^elmäßigen  Massen- 
erscheinungen des  Wirtschaftslebens  aber 
interessieren  uns  nicht  bloß  die  äußeren 
Vorgänge,  sondern  auch  die  Motive  der  die 
Vorgänge  verursachenden  Menschen,  imd 
im  Unterschiede  von  der  Natiirwissenschaft 
sind  wir  in  diesem  Falle  auch  imstande,  die 
inneren  Ursachen  der  Erscheinungen,  die 
elementaren,  von  Vorstellungen  geleiteten 
Willenskräfte  zu  erkennen.  Auf  diese  Er- 
kenntnis der  Art,  wie  die  wirtschaftlichen 
Vorgänge  ans  menschlichen  Motiven  zu- 
stande kommen,  dürfen  wir  nicht  verzichten, 
und  daher  kann  die  in  der  neueren  Zeit 
von  Walras  und  anderen  mit  vielem  Scharf- 
sinn angewandte  rein  mathematische  Me- 
thode nicht  als  zweckmäßig  anerkannt  werden. 
Der  ganze  wirtschaftliche  Tauschprozeß  wird 
dabei  durch  ein  System  von  Gleichungen 
dargestellt,  die  in  gleicher  Zahl  wie  die  Un- 
bekannten g^eben  sind  und  daher  ziu*  theo- 
retischen Lösung  des  Problems  ausreichen. 
Aber  diese  Lösung  entsteht  gleichsam  wie 
mechanisch  durch  Drehen  einer  Kurbel, 
man  kann  das  wirtschaftlich  motivierte 
Handeln  der  Interessentengruppen  nicht 
mehr  in  seinem  Verlaufe  verfolgen  und  da- 
her auch  die  Gründe,  die  unter  Umständen 


Abweiehtmgen  von  dem  im  fibrigen  wahr- 
scheinlichen Verfahren  verursachen,  nicht 
beurteilen.  Noch  weniger  können  die  Ver- 
suche, die  subjektiven  Genuß-  oder  Bedfirf- 
nisempfindungett  als  meßbare  Grüßen  in  die 
Rechnung  einzuführen,  für  die  V.  braunfa- 
bare  Ei^ebnisse  liefern.  —  Die  Theorie  der 
V.  dient  aber  nicht  bloß  zur  allgemeinen 
Orientierung  über  den  volkswirtschaftlichen 
Prozeß,  sondern  sie  hat  auch  die  Aufgabe« 
der  beschreibenden,  die  Einzelheiten  nnter- 
Bucheuden  V.  die  leitenden  Gesichtspunkte 
zu  geben,  deren  diese,  wie  schon  oben  an- 
gedeutet wurde,  notwendig  bedarf.  Oft  ge- 
nug zeigt  sich,  daß  tüchtige  politische  mÄ- 
tonter.  wenn  sie  auf  wirtschaft^eschicht* 
liehe  Dinge  zu  sprechen  kommen,  in  die 
Irre  gehen,  weil  sie  nicht  genügend  in  djer 
Handhabung  der  wirtschaftlichen  B^riffe 
geübt  sind  und  namentlich  weil  sie  kein 
richtiges  Urteil  über  die  wirtschaftlichen 
Kausalitätsverhältnisse  besitzen.  Es  ist  eben 
Sache  der  Volkswirtschaftstheorie,  die  wirt- 
schaftlichen .Begriffe  abzugrenzen  und  die 
Verhältnisse  von  Ursache  und  Wirkung  im 
gesellschaftlichen  Wirtschaftaleben  wenig- 
stens vorläufig  auch  qiuuititatir  ^zuschUzeo. 
Die  Begriffe  haben  dabei  aber  nur  die  Be- 
deutung von  Namen  für  ^wisse  Erschei- 
nungen, sie  bilden  nicht,  vie  8<^on  bemerkt, 
die  Au^an^^unkte  von  Deduktionen  nach 
Art  der  junstisohen.  Es  macht  daher  auch 
nichts  aus,  wenn  Uebergangserscheinungen 
eine  zweifelhafte  Stellung  zwischoi  sw« 
Nachbarbegriffoi  einnehmen  und  sowohl 
dem  einen  wie  dem  anderen  unterstellt 
werden  können.  Man  wird  dann  einfach 
die  Entscheidung  nach  ii^ndwelchen  Zweck- 
mäßigkeitsgründen  treffen,  denn  sachlich 
kommt  auf  diese  Klassifikation  nichts  an, 
wenn  man  nur  über  die  betreffenden  Er- 
scheinungen selbst  vollständig  im  klaren  ist. 
So  gehören  uneinlösliche  Banknoten  mit 
Zwaogskurs  jedenfalls  unter  den  Begriff^  des 
Papiergeldes;  von  den  einlöslichen  Bank- 
noten mit  unbeschränkter  gesetzlicher  Zah- 
lungskraft läßt  sich  dies  keinesw^  mit 
gleicher  Bestimmtheit  behaupten,  und  da 
sie  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  Veriiält- 
nisse  der  Zirkulation  und  der  ^:«isbüdung 
den  einlöslichen  Banknoten  ohne  gesets- 
liehe  Zahlungskraft  gleichstehen,  so  «scheint 
es  angemessener,  sie  zu  den  letzterrai  m 
stellen.  Was  die  Beurteilung  der  Kaosali- 
tätsverhältnisse  betrifft,  so  ist  diese  in  ge- 
nauerem Maße  allerdings  nur  mfiglich  mii 
Hilfe  der  beschreibenden  und  indirniven  V. 
Es  findet  also  hier,  wie  bei  vielen  anderea 
Entwickelungeu,  eine  etgentOmliche  Wechsel- 
wirkung statt:  eine  vorläufig  orientiereade 
Theorie  ist  nötig,  um  die  volkswirtschaft- 
lichen Spezialuntersuchungen  xu  leiten:  die 
Ergebnisse  dies^  letzteren  aber  dienen  dann 
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-nieder  zur  Verbessei^ang  nnd  TerroUst&ndi- 
guQg  der  Theorie. 

.  5.  EinteUang  der  V.,  VeriüUtnis  zur 
wirtschftfaioheii  Technik.   Die  V.  hat  als 

Wissenschaft  ihren  Urswung  genommen  in 
der  ErCrteruDg  praktischer  Fragen,  die  das 
Geldwesen,  das  Ziosnehmen,  die  Handels- 
politik usw.  betrafen,  sich  vielfach  auch  mit 
privatwirtschaftlichen  und  technischen  Fragen 
vermischten.  Erst  im  vorletzten  Jahrhundert 
begannen  die  Versuche  zür  Aufstellung  einer 
allgemeinen  Theorie  der  Yolkswirtschaft, 
und  diese  trat  dann  mehr  und  mehr  als  die 
eigentliche  Ökonomische  Wissenschaft  in  den 
Vordergrund.  In  der  außerdeutschen  Lite- 
ratur wurden  ihr  die  wirtschaftspolitischen 
Fragen  in  ebenfalle  überwiegend  theoretischer 
Behandlung  angeschlossen,  und  dasselbe  gilt 
von  der  emen  besonderen  Ausschnitt  der 
Volkswirtschaft  bildenden  Staats-  oder  Finanz- 
Wirtschaft.  In  Deutschland  dagegen,  wo 
ein  gewisser  Kreis  von  praktischen ,  wirt- 
schanspolitischen,  finanzwirtschaftlichen  und 
wirtschaftstechnischen  Kenntnissen  seit  dem 
17.  Jahrb.  zu  der  sogenannten  Kameral- 
wissenschaft  (s.  den  Art.  S.  147  fg.)  zu- 
sammengefaßt worden  war,  wurde  nament- 
lich seit  Eau  die  Einteilung  des  ganzen  Ge- 
bietes der  politischeo  Oekonomie  —  wie  man 
nun  auch  hier  die  im  weitesten  Sinne  auf- 
gefaßte V.  zu  nennen  pflegte  —  in  drei 
Hauptzweige  fiblich :  in  die  allgemeine  oder 
theoretische  V.  (Nationalökonomie),  die 
spezielle  oder  praktische  V.  oder  Volks  Wirt- 
schaftspolitik und  die  Finanzwissenschaft 
Die  tlücvetiB(^e  V.  hat  die  Au^abe,  den 
gesellschaftlichen  Prozeß  der  Produktion  und 
der  Vertdlung  der  Qflter,  wie  er  sich  auf 
Oruod  der  bestehenden  Rechtsordnung  voll- 
zieht, in  seinen  aligemeinen  Zügen  darzu- 
stellen. Sie  ist  keineswegs  eine  endgültig 
abgeschlossene  Wissenschaft,  sondern  unter- 
liegt stets  den  von  der  genaueren  wissen- 
scnaftiichen  Erfahrung  gelieferten  Verbesse- 
rungen und  Berichtigungen.  Die  spezielle 
V.  enthalt  als  Grundstock  den  Teil  der  alten 
Kameralwissenschaft,  der  nach  Ausscheidung 
des  finanzwirtschaftlichen  und  wirtschafts- 
technischen Teiles  übrig  bleibt.  Sie  hat  ge- 
schichtlich und  statistisch  die  wirtschaftlichen 
Zustände  des  einzelnen  Volkes  und  Slaates 
zu  untersuchen  und  stellt  insofern  die  oben 
besprochene  beschreibende  V.  dar.  Als 
Volkswirtschaftspolitik  oder  wirtschaftliche 
Verwaltungslehre  hat  sie  das  Verhältnis  des 
Staates  zur  Volkswirtschaft  und  insbesoDdere 
die  bestehende  wirtschaftliche  Gesetzgebung 
und  ihre  Entwickelung  darzustellen  und  in 
bezug  auf  ihre  Wirkungen  zu  prüfen.  Hier 
stellen  sich  ihr  die  dynamisch- wirtschaftlichen 
Aufgaben,  von  denen  oben  die  Rede  war. 
Diese  Untersuchungen  sind  durchaus  objektiv 
nach  möglichst  exakter  Methode  anzusteileo, 


und  erst  nach  dem  Brgebnis  dwselbeu  katm 
man  ma  Urteil  über  die  Zweckmäßigkeit 
oder  ünzweckmäßigkeit  der  bestehenden 
Gesetze  abgeben  oder  Verbeaserungsvor- 
achläge  machen.  Von  dieser  lediglich  auf 
den  objektiven  Sachverhalt  gestützten  wirt- 
schaftspolitischen Entscheidung  ist  die 
ethische  Beurteilung  von  Zuständen  und 
Vorgängen  wesentlich  verschieden.  Diese 
geht  von  sittlichen  Grundsätzen  aus,  die  im 
voraus  und  unabhängig  von  dem  untersuchten 
Tatbestande  feststehen.  Auch  sie  ist  nach 
dem  früher  Gesagten  vollkommen  berechtigt, 
aber  sie  ist  als  eine  besondere,  auf  ein  anderes 
Gebiet  übergreifende  Seite  der  Volkswirt- 
schaftspoHtik  zu  betrachten.  Unwissenschaft- 
lich dagegen  ist  jedes  von  irgendwelchen 
Sonderinteressen  beeinflußte  Urteil.  —  Auch 
die  privat  wirtschaftliche  Technik  steht  zu 
der  speziellen  V.  noch  in  nahen  Beziehungen, 
wenn  diese  auch  nicht  mehr,  wie  die  alte 
Kameralwissenschaft ,  die  GrundzOge  der 
Land-  und  Forstwirtschaftslehre,  der  Bei^- 
bau-  und  Gewerbekunde  mit  umfaßt  Ge- 
wisse Kenntnisse  auf  allen  diesen  Gebieten 
sind  für  das  tiefere  Verständnis  der  Volks- 
wirtschaft nicht  zu  entbehren.  Am  deut- 
lichsten zeigt  sioh  der  enge  Zusammenhang 
der  Theorie  mit  der  Technik  in  der  Lehre 
vom  Bankwesen.  Wie  kann  diese  überhaupt 
dargestellt  werden  ohne  genaue  Berücksich- 
tigung der  Technik  des  Wechsel-,  Scheck- 
und  Clearingvei^ehrSf  der  Arbitrage,  der 
BOrseogeschäfte,  des  Emissionsweseos  usw.? 
Aehnliäi  auch  bei  den  anderen  Zweigen  der 
Volkswirtsdiaftspolitik.  Die  Agrarpolitik 
setzt  Kenntnis  der  Ackerbausysteme  nach 
itirer  privatwirt6chafüi(^ien  Bedeutung,  der 
Düngerlehre,  der  Xeliorattonstechnik,  des 
Betriebs  der  laudwirtschaltlichen  Gewerbe 
usw.  voraus. 

Die  Verhältnisse  der  moderneu  Industrie 
und  die  Lage  der  Arbeiter  können  nicht 
beurteilt  werden  ohne  technologische  Kennt- 
nisse, namentlich  in  betreff  der  Bedeutung 
der  Maschinen  für  die  Ersparung  von  Ai'beit 
und  Kosten  und  der  Art  der  Beschäftigung 
der  Arbeiter  an  den  Maschinen.  Ueberhaupt 
entsteht  ja  die  .Volkswirtschaft  aus  der 
Summierung  der  Privatwirtschaften,  und 
daher  wird  auch  die  V.  die  Betriebsformen 
dieser  letzteren  nicht  außer  acht  lassen 
können.  —  Die  Finanzwissenschaft  endlich 
als  die  Lehre  von  der  besonderen  Wirtschaft 
des  Staates  und  der  unter  dem  Staate 
stehenden  Selbstverwaltungskörper  hat  eben- 
falls eine  theoretische  und  eine  deskriptive 
und  politische  Seite.  Ihre  theoretische  Auf- 
gabe besteht  hauptsächlich  in  der  Unter- 
suchung der  Frage,  welche  Schultern  in 
letzter  Instanz  bei  den  verschiedenen  Arten 
der  Besteuerung  die  Last  zu  tragen  haben 
und  wie  die  Belastung  zu  verteilen  sei, 
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damit  sie  im  ganzen  einen  möglichst  geringen 
Druck  ausübe.  Diese  Untersuchung  ULßt 
sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit  all- 
gemeinen theoretiBchea  ErwSgun^n  durch- 
fahren; genauereErgebniBsesübersind  wieder 
nur  durch  konkrete,  auf  Statistik  gestfitzte 
Einzelimtersuchungen  zu  erlangen.  Die 
ethische  Seite  der  Finanzpolitik  aber  zeigt 
sich  in  der  Frage,  wie  die  Besteuerung 
gerecht  einzurichten  sei.  Gewisse  tech- 
nische Eenntoisse  sind  auch  für  manche 
Qebiete  der  Finanzwissenschaft  erforderlich, 
besonders  auf  dem  der  indirekten  Steuern. 

6.  Veberriekt  der  Tolkswirtsehaftllelien 
Lltermtu^schlehte.  Eine  Y.  als  besondere 
Wissenschaft  war  im  Altertnm  trotz  der  bereits 
bestehenden  hohen  Entwickelang;  der  wirtschaft- 
lichen Koltor  nicht  Torbandeu,  sondern  wir 
finden  nnr  bei  einigen  Schriftstellern  allgemeine 
Bemerknngen  Uber  das  Verhältnis  der  Henschen 
zn  den  OUtem,  meistens  mit  besonderer  Be- 
ziehnng  anf  den  Staat  oder  anf  die  Horal- 
philosophie.  Xenophon  behandelt  iu  seinem 
Ökonomischen  Dialog  eigentlich  nur  die  Privat- 
wirtschaft und  in  seiner  kleinen  Schrift  über 
die  Einkünfte  des  athenischen  Staates  nament- 
lich die  Zweckmäßigkeit  des  Silberbergbaues 
in  Attika.  Aristoteles  behandelt  wirtschaftliche 
Fragen  in  der  Nikomachischen  Ethik  und  in 
seiner  Politik.  Als  die  normale  and  beste  Art 
des  Erwerbs  betrachtet  er  die  eigene  Pro- 
dnktion  der  Kahmngsmittel;  iedoch  erkennt  er 
auch  den  Anstansch  eigener  Erzengnisse  gegen 
andere  Güter,  deren  man  bedarf  —  die  Mo- 
nomische Chrematistik  —  als  berechtigt  an; 
dagegen  verwirft  er  als  nnrechtmäßigen  £rwerb 
den  Betrieb  des  Tanschrerkdirs  nm  seiner 
selbst  willen,  znr  Erzielnng  von  Gewinn,  den 
er  Metabletik  oder  KapeUk  nennt.  Dazu  rechnet 
er  vor  allem  das  Zinsnehmen,  da  er  das  Geld 
als  imfrachtbar  betrachtet.  Er  sieht  daher  in 
dem  Gelde  auch  keineswegs  den  Hauptträger 
des  Reichtnms  nnd  erinnert  zum  Beweise  seines 

Seringen  Uebranchswertea  an  die  Fabel  von 
[idas.  Die  Sklaverei  hält  er  so  lange  für  nn- 
entbehrlich,  als  nicht  die  Weberschilrchen  von 
selbst  fliegen  nnd  die  Zitterschlägel  sich  nicht 
Ton  selbst  bewegen.  Aach  glaabt  er,  daß  die 
BarbarenvStker  von  der  Natnr  zur  Sklaverei 
bestimmt  seien.  Piatos  ntopistische  Entwürfe 
einer  idealen  Staatsordnung  kommen  für  die 
eigentliche  V.  nicht  in  Betracht,  wenn  sie  anch 
die  Ordnung  des  Wirtschaftslebens  mit  ein- 
schließen. Gemeinschaftlich*  ist  allen  antiken 
Schriftstellern  die  Verachtung  der  gewöhnlichen 
bürgerlichen  Arbeit,  die  als  eines  freien  Mannes 
nicht  würdig  gilt.  So  meint  anch  Cicero,  daß 
die  Handwerker  alte  eine  „sordida  ars"  treiben 
und  dall  in  der  Werkstätte  nichts  Anständiges 
za  findensei.  Anch  der  Handel  sei  ein  sdirnntziees 
Giewerbe,  wenn  er  im  kleinen  betrieben  werde; 
der  Großhandel  jedoch,  der  vieles  von  allen 
Seiten  herbeiführe,  sei  „nicht  allzn  sehr  zu 
tadeln",  nnd  wenn  er  mit  seinem  Gewinn  zn- 
frieden  sei,  sogar  lobenswert.  Nichts  Besseres 
aber  gebe  es  luid  nichts  eines  freien  Hannes 
Würdigeres  als  den  Ackerbau,  bei  dem  natür- 
lich auch  die  Mitwirkung  von  Sklavenarbeit 
vorausgesetzt  wird.  Daß  bei  dieser  Anschannogs- 


wüse  ^  eine  Wissenschaft,  die  die  AiMt  al« 
die  eigentliche  Quelle  des  Reichtams  betxmebtet 
and  in  ihrem  System  obenan  stellt,  kein  Boda 
sregeben  wtf,  ut  sribstTentindüeti.  Aach  4ie 
b(£e  SntwickeloBg  der  rOmiscken  Becktnwi— a 
Schaft  bndit«  der  V.  keine  Ffirdaraig.  Es 
vniide  allerdinge  eine  Rohe  tou  Begriffea  feei- 
gestellt,  die  beiden  Wissouchaften  gemeinsam 
sind,  nuter  denen  s.  B.  die  von  Paollns  ge- 
gebene Definition  des  Geldes  sehr  bemerkea»- 
wert  ist  Aber  die  Verwertung  dieser  Bttrüfe 
war  eben  eine  jnristische  nnd  kam  der  £nt- 
wickelang  der  V.  nicht  zn  statten.  Im  ftbrigea 
darf  man  nicht  glauben,  dall  es  im  Altertmn 
bei  dem  hohen  Koltarstande  und  der  gras- 
artigen Aosbildong  der  römischen  Staatsver- 
waltnng  an  |Hiüitudien,  den  g^beaoi  Vej^ 
hftltniswB  entsprechenden  volkswirtsehaftUchea 
Einsichten  gefehlt  habe;  man  trieb  praktische 
Volkswirtschaftspolitik,  gewissermaßen  ohne  es 
zn  wissen,  d.  h.  ohne  sich  bestimmte  Gnud- 
s&tze  nnd  ein  bestimmtes  System  derselbea 
wissenschaftlich  zum  Bewußtsein  gebracht  sn 
haben. 

Im  Mittelalter  war  die  tatsächliche  Gestal- 
tung der  wirtschaftlichen  Zustände  der  Ent- 
stehung einer  V.  insofern  günstiger,  als  die 
gewermiehe  Arbeit  im  städtischu  Handweik 
zn  Ansehen  und  Ehre  gelangte  nnd  auch  aaf 
dem  Lande  die  Sklaverei  durch  mildere  PonncK 
der  Unfreiheit  ersetzt  wurde.  Dagegen  war 
andererseits  die  Wissensdiaft  überhaupt  in  Vef^ 
fall  geraten,  der  selbständige  Forschmüm  er- 
lahmt nnd  alles  weltliche  Wissen  dem  kirch- 
lichen Oesetz  untergeordnet.  Soweit  Wirtschaft- 
liehe  Fragen  über^npt  behandelt  wurden,  ge- 
schah es  fast  ausschließlich  im  Zusamraeubang 
mit  der  Moraltheologie:  man  erörterte  die  sitt- 
liche Berechtigung  des  Handels  nnd  des  Geld- 
erwerbs überbiupt,  die  Bedingungen  eines  ge- 
rechten Preises,  die  Cnnilinigkeit  des  Zinm 
n.  a.  m.  Eine  Art  von  monographiieher  Staats- 
lehre mit  Einachluß  der  Wirtschaftelehre  im 
damaligen  Sinne  ist  die  wenigstens  teilweise 
von  Thomas  von  Aquino  herrührende  Schrift 
„de  regimine  principnm".  Besondere  Beachtung 
verdient  die  Abbandlang  des  Bischofs  Nicolaos 
von  Oresme  (f  1382)  Uber  das  Geld  (neu  heraos- 
gegebea  von  Wolowski  1864),  die  sich  dordi 
völlig  korrekte  mElnzpolitische  Ansichten  ■Be- 
zeichnet. Von  einen  ähnlichen  Standpunkte 
behandelte  in  Dentsehland  Gabriel  Biel  (f  14dS) 
die  Uflnzfrage.  Zn  der  Dürftigkeit  der  lite- 
rarischen  Leistangen  des  Hittelalten  anf  dem 
volkswirtschaftlichen  Gebiet  steht  die  ptaktiwha 
Entwickelnng  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaft- 
lichen Gesetzgebnng  und  des  Gewohnfaeit*- 
rechts,  namentlich  die  Anabitdong  des  Handels-. 
Wechsel-  nnd  See  rechts  in  Italien  in  aufftUea- 
dem  Gegensatz.  Man  hatte  Überhanpt  Ober  die 
wirtschaftlichen  Angelegenheiten  meistens  öm 
richtiges  Urteil,  aber  man  fühlte  ebensowMif 
wie  im  Altertum  das  Bedürfnis,  die  wirtsckall- 
lichen  Eooheinaagen  als  eine  besondere  Seite 
des  Gesellschaftslebens  systematifch  für  sidh 
wissenschaftlich  zn  nptersneheD.  So  wußtta 
anch  z.  B.  die  Ratgeber  der  die  Mfinzen  vir* 
scblechtemden  Fürsten  lange  vor  Tkowa 
Gresham,  daß  die  schlechten  MOnaen  die  ^taa 
verdrängen,  denn  man  suchte  diese  VerdrlafaBg 
durch  strenge  Verbote  der  Anafohr  und  dtr 
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ISuelimdsiin«:  der  (inten  Kitauoi  xn  TerUiidem. 

Eis  {nuuECaiBcher  HÜnzmeister  sa^  schon  in 
einer  «n  Philipp  dan  Schönen  gerichteten  Denk- 
Bchrift,  di^  hei  dem  damals  tlblichen  häufigen 
Wechsel  des  Wertverbältnisses  der  Gold-  and 
SUbermOnzen  bald  das  Silber  das  Gold  nnd 
bald  das  Gold  das  Silber  „verschUnge". 

Anch  im  16.  Jahrb.  blieb  da»  UOnziresen 
infolge  der  allmtLhlicb  weiter  fortschreitenden 
HQjizTerscblecbterang  ein  Hanptgegenstand  der 
wirtscbaftspoUtiBchenErtirtenmgea.  ZnrKenn- 
«dchnune  oer  in  Destschland  nm  1530  herrschen- 
dw  Anscbannngen  sind  die  von  W.  Lötz  wieder 
heimnsgegebenen  drei  Flngschriften  über  den 
KQnzstreic  der  sächsischen  albertiniscben  and 
emesünischen  Linie  Ton  besonderem  Interesse, 
snmal  sie  aach  einen  Einblick  in  die  Vor- 
stellongen  der  Verfasser  von  der  Handelspolitik 
nnd  der  Volkswirtschaft  überhaupt  gewähren. 
Auch  die  in  Birscbs  MUnzarcbir  abgedmckten 
Hünzbedenken  und  sonstigen  Uüozscfariften  sind 
beachtenswert,  namentlich  der  Politische  Diacnrs 
von  P.  Welser  (1601)  und  die  Denkschrift  von 
M,  Wdser  (1607).  Auch  die  in  der  aweiten 
HBUte  des  16.  Jajirh.  mehr  nnd  mehr  bemerk- 
bar werdende  Preisrevolntion  zog  die  Anfmerk- 
samkeit  der  Schriftsteller  über  das  Geld  aaf 
sieb,  nnd  Bodin  gab  schon  1568  die  richtige 
ErkläruDg  derselben.  In  England  wurde  dieser 
Gegenstand  in  Verbindung  mit  den  übrigen 
schwebenden  Tolkswirtscbaftlichen  Fragen  in 
benierkenswerter  Weise  in  den  (von  £.  Leser 
in  deutscher  Uebersetznng  von  Hoopa  neu  berans- 
gegebenen)  Gesprächen  von  W.  S.  (W.  Staflord, 
löSl)  bebandelt.  In  Italien  beschäftigte  sich 
Scarnffi  (Discorso  sopra  la  moneta.  Iö82}  mit 
allgemeineren  Fr^en  des  Geldwesens,  ins- 
besondere auch  mit  der  Idee  der  allgemeinen 
Annahme  des  Wertverhältnisses  von  12 : 1 
zwischen  Gold  und  Silber,  und  Serra  (Breve 
trattato  etc.,  1613)  gab  zuerst  eine  Theorie  des 
internationalen  Geld-  und  Wechselverkebrs.  Zn- 

fleich  entstand  nm  diese  Zeit  eine  gelehrte 
taatswissenscbaft  oder  Staatslehre,  die  aacb 
die  Volkawirtscbaftspolitik  nnd  das  Finanz- 
wesen mit  umfaüte  und  in  Frankreich  nament- 
lich durch  Bodin,  in  Italien  durch  Betero,  in 
Deatscbland  dorch  Ossa,  Obrecht,  Besold  and 
andeTO  Torläufer  der  späteren  Kameraliaten 
vertreten  war.  Allmählich  bildete  sich  nnn 
aoch  eine  allerdings  überwiegend  wirtsebafts- 
politische  und  volkswirtscbaftTicbe  Theorie  ans 
in  der  Gestalt  des  sog.  Herkantilsystems 
(s.  d.  Art.  oben  S.  484 fg.),  das  die  Haupt- 
quelle des  Nationalreichtnms  in  der  günstigen 
Handelsbilanz  zu  erkennen  glaubte  und  daoei 
dem  baren  Gelde  eine  weit  übertriebene  Be- 
deutauff  als  Träger  des  Reichtnma  zuschrieb. 
IMe  Scuiftateller  des  16.  and  des  Anfangs  des 
17.  Jahrb.  worden  indes  keineswegs  alle  Ton 
diesem  merkantilistischen  Vorarteil  beherrscht; 
so  stehen  namentlich  die  beiden  albertiniscben 
Floj^hriften  und  die  beiden  Weiser  in  der  Be- 
nrteilnng  der  Ausfuhr  nnd  der  Ansammlnng 
Ton  Edelmetall  auf  einem  weit  richtigeren 
Standpunkte  als  die  späteren  Merkantinaten. 
Zn  diesen  letzteren  gehören  durchweg  auch  die 
deutschen  kameralistiscben  ScbriftsteUer  (siehe 
den  Art.  „  Kamerai  Wissenschaft'*  loco  citato). 
£ine  gewisse  selbständige  Stellung  nimmt  neben 
diesen,  obwohl  ebenfalls  entschiedener  Merk&u- 


tUist,  J.  J.  Becher  «in,  der  mit  seinen  kfihneK 

Plänen  seiner  Zeit  allerdings  voraoseilte.  Die 
Reaktion  gegen  das  Merlutntilsystera  sttttzta 
sieb  teUs  anf  die  Interessen  des  auswärtigen 
Handels,  teils  anf  die  der  Landwirtschaft.  In 
England  föhrte  Josiab  Child  (1669)  unter  den 
Ursachen  des  beneideten  Reichtums  der  Holländer 
anch  die  niedrigen  Einfahr-  nnd  Ausfuhrzölle 
an,  die  sie  eniöben;  das  Hauptmittel  zur 
Hebung  des  Handels  und  des  Reichtums  siebt 
er  —  allerdings  irrtümlicherweise  —  in  der 
gesetzlichen  Herabsetzung  des  ZinsfbOes.  Sir 
Dudley  North  iDiscourses  upon  trade,  1691) 
ist  schon  ganz  Freihändler  und  betrachtet  das 
Geld  als  eine  Ware  wie  jede  andere.  Die  land- 
wirtschaftlichen Interessen  worden  Ton  SoUt 
den  indnstriellen  gegenüber  bevorzug|;.  Auen 
Montcbretien,  der  znerst  den  Ausdruck  Economie 
politique  {161Ö)  einführte,  verlangte  Schutz  nicht 
nur  für  die  Gewerbe,  sondern  auch  für  die  Land- 
wirtschaft. Als  eifriger  Vertreter  der  Land- 
wirtschaft und  Gegner  der  merkantilistischen 
Anschauungen  über  das  Geld  finden  wir  dann 
am  Ausgange  des  Jahrbonderts  BoisgoiUebüt 
(Le  detail  de  la  France.  1695  nnd  mehrere 
andere  Schriften),  der  als  ein  Vorläufer  Quesnays 
betrachtet  werden  kann.  Ueber  Quesnay  und 
seine  Schule  s.  Art.  „Physiokratiscbes  System" 
oben  S.  631  fg.  Die  physiokratiscbe  Theorie 
stellte  zum  ersten  Male  ein  wirkliebes,  in  sich 
abgeschlossenes  und  einheitliches  System  der 
V.  dar,  nod  schon  de^alb  wird  sie  trotz  ihrer 
großen  Einseitigkeit  ihre  Bedentnng  in  der 
Geschiebte  der  Wissenschaft  behalten.  Sie 
wurde  aber  bald  gänzlich  in  den  Schatten  ge- 
stellt durch  das  groBe  Werk  Adam  Smiths: 
Untersochnn^en  über  die  Natur  nnd  die  Ur- 
sachen des  ^ational^eichtams  (1776),  mit  dem 
die  Periode  der  modernen  Y.  beginnt.  Freilich 
hatte  A.  Smitb  sowohl  den  Pbysiokraten  wie 
auch  anderen  Vorgängern  viel  zu  danken.  So 
hatte  schon  W.  Petty  (|  1683)  die  Bedeatnng 
der  Arbeit  als  des  aktiven  Faktors  der  Pro- 
duktion bervorgeboben ,  indem  er  die  Arbeit 
den  Vater  ond  den  Boden  die  Mutter  des  Reich- 
tums nannte.  Dieser  Satz  wurde  später  von 
Cantillon  in  seinem  sehr  bemerkenswerten  „Essai 
snr  la  natore  du  commerce"  (in  tranzOuscher 
Sprache  1755  in  London  erschienen),  einem  In»- 
gefaßten  System  der  ganzen  V.,  gemraer  aus- 
geführt, der  namentlich  den  Satz  aufftellte, 
daß  der  Wert  einer  Sache  das  Haß  des  Bodens 
und  der  Arbeit  sei,  die  in  ihre  Produktion  ein- 
gingen. (So  in  der  neuesten  Zeit  0.  EfTertz,) 
Auch  Locke  löst  den  Wert  fast  aosschließlich 
in  Arl>eit  auf.  lu  der  Kritik  der  merkan- 
tilistischen Geldlehre  und  Handelspolitik  nnd 
manchen  anderen  Punkten  hatte  D.  Hume 
(Disconrses,  1752;  Essays,  1753)  die  Bahn  fttr 
A.  Smith  vUlli^  frei  gemacht.  In  Italien  war 
Verri  (Heditazioni  solT  economia  politica,  1771) 
ein  Vorläufer  A.  Smiths  in  der  richtijg^en  Be- 
urteilung der  Produktivität  von  Landwirtschaft 
und  Industrie;  Ortes  (Dell'  economia  nazionale, 
1774)  in  der  Bekämpfung  «les  HerkaatiUsrnns 
und  der  Verteidigung  des  Freihandels,  unab- 
hängig von  der  puysiokratiscben  Lehre. 

Die  Grundlage  des  SmitbscIien^Systems,  dem 
man  häufig  die  dem  deutschen  Sinne  des  Wortes 
Industrie  nicht  entsprechende  Bezeichnung 
„ludastriesystem"  (s.  den  Art.  oben  S.  118) 
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f'ibt,  iftt  der  Satz,  dall  die  A.rbeit  eines  Volkes 
er  Grundstock  sei,  ans  dem  es  die  Befriedigung 
«einer  Bedürfnisse  erhalte;  daß  alle  Güter  ent- 
weder nnmittelbar  Produkt  seiner  Arbeit  oder 
mit  solchen  Produkten  Ton  anderen  VQlkem 
e^Dgetanscbt  seien.  Die  Qnelle  des  Reicfatnms 
ist  also  weder  die  günstige  Handelsbilanz  noch 
^er  Ackerban  allein,  sondern  die  nützliche  Arbeit 
überhaupt,  die  irgend  wie  zur  Vermehnin^  der 
Güter  und  zur  Versorgung  der  Menschen  mit 
denselben  beiträgt.  S.  im  übrigen  den  Art. 
«Smilhsches  System"  oben  S.  842  fg. 

Das  Sroithsche  Werk  wurde  rasch  in  fast 
alle  earopäischen  Sprachen  übersetzt  (ins  Dentsche 
schon  1777  von  Schiller,  später  von  Garve)  nnd 
fast  allgemein  als  die  Grandlage  für  jede  wettere 
Entwicketang  der  V.  anerkannt.  Indes  brachte 
schon  der  weitere  Fortschritt  der  modernen  In- 
dustrie, die  Smith  nur  in  ihren  Anzogen  kennen 
gelernt  bat,  die  Notwendigkeit  mancher  Er- 
gänzungen und  Modifikationen  des  neuen  Lehr- 
gebäudes mit  sich.  So  erhielt  der  Smithscfae 
Optimismus  schon  einen  schweren  Stoß  durch 
die  Ualthnssche  BeTdlkerungslehre  (An  essai 
on  the  principle  of  population,  zuerst  1798,  er- 
weitert 1803),  die  den  Widerspruch  zwischen 
der  natürlichen  Vermehmnestendenz  und  der 
Möglichkeit  der  Ernährung  der  Menschen  mög- 
lichst schroff  in  dem  Satze  formulierte,  daß  die 
3eT(ilkerung  die  Tendenz  faabe,  in  g^metriscber 
Progression  zu  wachsen,  während  die  N'alinings- 
mittel  nur  in  arithmetischer  Progression  ver- 
mehrt werden  könnten.  Daher  müsse  die 
Bevölkerung  fortwährend  durch  „repressive 
checka",  wie  Hungerkrankbeiten  und  Elend 
gewaltsam  zurückgedrängt  werden,  wenn  ihre 
Vermehrung  nicht  durch  „preveutive  checks" 

gehemmt  würde,  unter  denen  Malthus  übrigens 
eine  unsittlichen  Mittel,  sondern  hauptsächlich 
die  Vermeidung  leichtsinniger  und  vorzeitiger 
Eheschließnngen  versteht.  Ohne  Zweifel  sind 
viele  Üenschen  auch  in  den  ävilisiertesten 
Ländern  nicht  imstande,  sich  die  notwendigsten 
Lebensmittel  zu  verschaffen.  In  London  sterben 
jährlich  einige  an  wirklichem  Hunger  und  eine 
ganz  erhebliche  Zahl,  namentlich  Kinder,  an 
Hangerkrankheiten  (starvation  diseases)  infolge 
ungenügender  Ernäbrnng.  Aber  Malthus  beging 
den  Irrtum,  daß  er  auf  Kechnung  der  Kargheit 
der  Natur  setzte,  was  in  Wirklichkeit  durch 
die  soziale  Schwierigkeit  des  Erlangens  des 
Lebensunterhaltes  für  die  Hasse  der  Menschen 
entsteht  Denn  bis  sieb  steüfende  physische 
Schwierigkeiten  fdr  die  Beschaffung  der  nötigen 
Lebensmittel  ergeben,  kann  die  Menschheit  sich 
jedenfalls  noch  mehrere  Jahrhunderte  hindurch 
In  demselben  Verhältnis  wie  bisher  vermehren. 
Die  Bevölkerung  Englands  ist  heute  fast  vier- 
mal so  groß  wie  zur  Zeit  Malthus',  der  Weizen  aber 
und  die  meisten  anderen  Lebensmittel  sind  dort 

J'etzt  weit  billiger  als  damals;  gleichwohl  bleibt 
lie  Tatsache  oeatebeu,  daß  infolge  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  (man  denke  an  das 
Sweating-System)  die  äußerste  Schiebt  der  Be- 
völkerung noch  stets  mit  dem  Han^r  zu  kämpfen 
hat.  Hier  aber  kann  dnrch  soziale  Beformen 
Hilfe  geschafft  werden.  Malthus  allerdings 
würde  von  (Uesen  ebensowenig  erwarten  wie 
von  Wohltätigkeit  und  besserer  Armenpflege; 
denn  er  glaubte,  daß  solche  Mittel  nur  eine 
raschere  Vermebrang  der  Bevölkerung  ver- 


ursachen und  daher  keine  nachhaltige  B«eenia^ 
bewirken  konnten.  Aber,  wie  gesagt,  die  %f^- 
lichkei  t  der  physiacben  Beschaffung  der  KaJhruLr^ 
mittel  ist  Iwi  der  großen  Aasdehnanf  des  uVL 
wenig  oder  gar  nicht  angebanten  Buden»  iii 
den  Überseeischen  Ländern,  den  hentigu  Tc-- 
kehrsmitteln  and  den  wii^nschaft&ha  Hilf»- 
mittelu  der  Landwirtschaft  aelbst  bei  etoer  n 
ein  Vielfaches  vermehrten  Bevalkernng  der  Erde 
unbedingt  vorhanden  and  die  Malthiuficlics 
fürchtungen  liefern  daher  keinerlei  Grund,  -irj 
von  Verbesserungen  der  sozialen  Zostinde  al^ 
halten  zu  lassen.  Aber  fieilicfa  ins  Unbe^nxxtr 
kann  die  Vermehmng  der  Menschheit  m<-bt 

Sehen.  Die  Arbeit  allein  kann  die  nOtSgn 
ebensmittel  nicht  schaffen,  es  muß  mach  wäati 
Boden  in  einem  gewissen  Mafie  zur  Veriflgoof 
stehen.  Ss  gibt  aber  auf  der  Erde  nur  etor- 
beatimmte  Zahl  von  Quadrattneüen  nnbcbu« 
Bodens  und  es  wird  niemals  nifiglicfa  sein,  toi 
einem  Morgen  Land  mehr  als  eine  ^wisM  ZafaJ 
von  Zentnern  —  sagen  wir  hundert  oder  iwtr- 
hundert  —  Getreide  zu  erzengen.  &  kau 
daher  auch  nur  eiue  gewisse  Zahl  vun  Millisrl»^ 
Menschen  anf  der  Erde  ernährt  werden.  Einir- 
Optiroisten  nahmen  au,  daß  die  Vennehnii'.r 
der  Menschen  ans  biologischen  GrOnda  r-jt 
selbst  eine  Schranke  fln&n  werde.  So  sleUli. 
Doableday  (The  true  law  of  population,  1^'> 
die  Behauptung  auf,  die  Fmchtbarkeit  «kv 
um  so  mehr  ab,  je  besser  dte  Ernfthni^  <l^r 
Eltern  sei,  ein  Satz,  dem  man  mit  Bedt  Ü' 
große  Kinaerzahl  des  englischen  Adels  ratgegfft- 
hatten  konnte.  H.  Spenrer  meint,  je  höfaer  *ti» 
geistige  Entwickelung  steige,  um  so  mehr  trete 
die  Fruchtbarkeit  zurück.  Die  Beobeehtuii^s 
an  Geistlichen  und  Lehrern  sind  weniz' 
eignet,  diese  Ansicht  zu  bestätigen.  Dag^a 
könnte  man  es  für  wahrscheinUch  hallen  — 
was  keineswegs  optimistisch  w&re  — ,  daU  dit 
immer  stXrker  hervortretende  Uanator  nad 
Rafflniertiieit  des  ziviUnerten  Lebens  die  Fmbt- 
barkeit  namentlich  des  weiblichen  Ges^eefa» 
infolge  einer  gewissen  De«:eneration  in  tmircr 
weiteren  Kreisen  allmählich  herabsetsen  weii* 
Die  von  Sachverständigen  anerkannte  Zaitihm> 
der  Unfähigkeit  der  Frauen  zum  Sängern  k^t« 
als  ein  Symptom  dieser  EntwickeJnne  betradmat 
werden.  Aber  diese  Erwägungen  haben  Hat- 
lieh  keine  aktuelle  Bedeutung;  für  mehinr 
Jahrhimdette  ist  jedenfalls  noch  Baam  gxaai 
anf  der  Erde.  Kehren  wir  an  der  Smit^sdus 
Lehre  znrttck,  so  fand  sie  in  formeller  B«^ 
Ziehung  in  fecardos  Principles  of  politieal 
economy  (1819)  mit  ihrer  fast  mathematisrJra 
Eleganz  einen  klassischen  Ausdruck  nnd  xa- 
gleich  wichtige  Ergänzungen.  (S.  oben  ^^miii- 
sches  System!)  Die  englische  Schale  Ut  fsr^^ 
unter  dem  Überwiegenden  Einfloß  Ricardo«  ^ 
blieben,  während  er  in  Frankreich,  wo  J.  B. 
(Traitfe  d'ficonomie  politiqne,  19Cß}  die  Smitlk- 
sche  Lebre  in  einer  dem  fransdsischen  dttm 
zusagenden  Form  und  mit  einigen  Erweätersnris 
eingeführt  hatte,  mehr  anf  Widerspruch  cäeS 
und  auch  in  Deutschland  keine  nnbediKtt  As- 
erkennung  fand.  Praktisch  entwickelte  «cn 
die  Smiuache  Lehre  In  allen  drei  lÄndi-rn 
nach  ihrer  freihändlerischen  Seite  hin  APt 
„Freihandelsschole",  oben  Bd.  I  K.  tW<$. 
„  Manchesterlehre "  oben  S.  4ö&).  An  Kdtik^ 
und  Gegners  fehlte  es  ihr  nicht  Zn  ihnen  gv- 
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hGrt«  in  England  Lord'  Landerdale  (1804),  in 
frankreich  als  Verteidiger  des  SchatzsysteniB 
Oanilli  (Des  syatämes  d'^conomie  politiqae,  1809), 
in  Deutschland  Adam  Mfiller  (Elemente  der 
Staatsknnst,  1809,  etc.],  den  Boscher  als  Ver- 
treter der  romantischen  Reaktion  bezeichnet, 
da  er  Rückkehr  za  der  mittelalterlichen  Wirt- 
tchaftsordntuig-  verlaogt  und  seine  Kritik  nicht 
BTir  nach  moraliscben,  sondern  auch  nach  theo- 
logischen Gesichtspnnktea  übt.  Bedeutender 
ist  Friedrich  List,  der  (namentlich  in  seinem 
Nationalen  System  der  politischen  Oekonomie, 
1841)  dem  englischen  System  der  Tauschwerte 
da  System  der  Produktivkraft  entgegenstellte. 
Jedes  Kulturland  müßte  dahin  streben,  seine 
„UannfaktDrkraft",  d.  h.  seine  Industrie  zu  ent- 
wickeln und  den  von  England  auf  diesem  G&- 
fafele  erian^n  Vorsprang  einzuholen.  Zu  diesem 
Zwecke  bedürfte  insbesondere  Deutschland  der 
Schutzzölle,  die  also  den  Charakter  industrieller 
ErciebungaoHlIe  haben  sollten.  Wenn  das  Ziel 
erreicht  sei,  kSnnten  diese  Hafireffdn  dem 
Freihandel  Platz  machen.  Mit  ähnliehen  Argu- 
menten verteidige  anch  der  Amerikaner  Carey 
das  Schutzzollsystem;  auch  stellte  er  ge^n  die 
einseitige  Ricudosche  Orandrententbeone  eine 
ebenso  einseitige  im  entgegengesetzten  Sinne 
anf.  Von  älteren  selbständigen  Untersuchungen 
in  Deutschland  sind  besonders  das  originelle, 
hauptsächlich  die  landwirtschaftliche  National- 
ökonomie betreffende  Werk  über  den  „isolierten 
Staat"  von  J.  U.  von  Thttnen  (1826)  und  die 
-Sta&tswirtscbaftlichen   Untersnchnngen"  von 
Hermann  (1832)  zu  erwähnen.   Ihre  eigentfim- 
Kdie  Richtung  aber  nahm  die  deutsche  V.  erst 
dnreh  die  historische  Betrachtungsweise,  die 
auch  bereits  mit  großem  Erfolge  auf  die  Rechts- 
wissenschaft und  andere  Wissenschaften  an- 
gewandt worden  war  und  naturgemäß  anch  auf 
das  wirtschaftliche  Gebiet  übertragen  werden 
konnte.   Es  handelte  sich  dabei  um  die  Ueber- 
windung  des  abstrakten  Bationalismns  mit  seinen 
absoluten  Formeln  und  seiner  Mißachtung  der 
bistoriflchen  Entwiekelnng ,  um  das  Begreifen 
der  wirtaehaftlichen  Inatitntionen  und  Zustande 
im  Zusammenbau]^  mit  der  Gesamtheit  der 
Zeitverbältniflse,  die  Anerkennung  ihrer  relativen 
Berechtigung  unter  den  geschichtlich  gegebenen 
Bedingungen.   Schon  List  bat  diesen  Anschan- 
QDgen  den  Weg  gebahnt;  ihre  grundsätzliche 
Vertretung  aber  fanden  sie  erst  in  der  deutschen 
historischen  Schule ,   als  deren  erflte  Führer 
Roseher.  B.  Hildebrand  und  Knies  zu  nennen 
sind.   Die  eigentliche  wirtscbaftsgeschichtliche 
Spesialarbeit  aber  erhielt  einen  lebhaften  Im- 

Suls  erst  durch  Schmolter,  dessen  zahlreiche 
BfaOler  viele  wertvolle  Beitrage  zu  dem  Aus- 
bau einer  historisch- beschreibenden  V.  geliefert 
haben.  Andere  wandten  sich  mehr  der  rea- 
listischen und  induktiven  Untersnchung  der 
Gegenwart  zu,  so  Ad.  Wagner  namentlich  auf 
dem  Gebiet  des  Bank*  und  Finanzwesens.  Hier 
-waren  übrigens  die  Engländer  vorangegangen, 
denen  ihre  Papierwährnngsperiode  und  die 
■pfttereu  Krisen  besondere  Aoregnog  zu  einem 
«isgehenden  Studium  aller  Bankfragen  gaben. 
Auch  das  große  Werk  Tookes  Uber  die  Ge- 
flcbichteder  Preise  ist  durch  diese  Veranlassungen 
entstanden.  Die  ältere  Wiitschaftsgeschicbte 
fand  in  Englaad  ebenfalls  erfolgreiche  Pflege; 
es  sei  nur  an  Rogers  Geschichte  der  AgrUcnltur 


und  der  Preise  erinnert.  In  Frankreich  war 
sie  schon  früher  durch  Honteil  und  Leber  ver- 
treten, in  der  .neueren  Zeit  u.  a.  durch  Levasseur, 
Fagniez.  d'Avenel.  Eine  Gegenbewegung  gegen 
den  „Historismus''  zugunsten  der  deduktiven 
Metbode  wurde  von  K.  Menger  tind  der  so^. 
österreichischen  Sdinle  eingeleitet,  die  sich  in 
der  Lehre  vom  Grenznutzen  mit  den  Vertretern 
der  mathematischen  Methode  berührt  Die 
historisch-realistische  deutsche  V.  nahm  infolge 
ihrer  Ablehnung  der  a  priori  aufgestellten  Har- 
monielehre auch  inbezug  auf  die  sozialen  Pro- 
bleme eine  neue  Stellung  ein,  zum  Teil  auch 
veranlaßt  durch  die  sozialistische  Kritik  der 
bestehenden  Gesellschaftsordnung.  Die  nto- 
pistischen  Phantasieen  über  eine  Umgestaltung 
der  Gesellschaft  auf  Grundlage  des  Kommunis- 
mus oder  der  Fourierschen  nsocietären"  Organi- 
sation kommen  wissenschaftlich  nicht  in  Be- 
tracht. Dage^n  haben  Rodbertns  in  seiner 
koaservatiT-sozialistischeu  Richtung,  Marx  mit 
seiner  radikalen  Kritik,  bis  zu  einen»  gewissen 
Grade  auch  Lassalle  und  Engels  auch  auf  die 
wissenschaftliche  Entwickelun^  der  modernen 
V.  Einfluß  gewonnen.  Die  ethische  Beurteilung 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse 
trat  in  ihre  Rechte  ein,  neben  der  früher  aus- 
schließlich maUgebenden  Rücksicht  auf  die  Pro- 
duktion wurde  auch  die  Frage  der  Art  der 
Verteilung  des  Prodnktionsertrags  unter  die 
verschiedenen  Klassen  der  Gesellschaft  geltend 
gemacht,  die  bestehenden  Uebelstftude  wurden 
als  solche  anerkannt  nnd  zu  ihrer  Müdemng 
eine  praktische  Sozialpolitik  auf  dem  Boten 
der  bestehenden  Ordnung  empfohlen.  So  ent- 
stand der  sog.  „Kathedersozialism'us"  (s.  d.  Art. 
oben  S.  161  &),  der  seine  Vertretung  haupt- 
sächlich in  dem  von  allen  sozialistiachen  An- 
wandlungen freien,  unter  dem  Vorsitz  Nasses 
und  später  Schmollers  ausscfaließlicb  und  sehr 
erfolgreich  auf  praktische  Ziele  hinwirkenden 
Verein  für  Sozialpolitik  gefunden  hat.  A.  Wagner 
und  Schäffle  sind  mit  ihren  Vorschlägen  in 
manchen  Punkten  weiter  gegangen,  ohne  jedoch 
die  gegebenen  Grundlagen  der  Gesellschaft 
irgendwie  in  Frage  zu  stdlen.  Auch  im  Aus- 
lände blieben  die  Tendenzen  der  deutschen 
Wissenschaft  nicht  ohne  Wirkung.  Wie  schon 
früher  Gossa,  haben  auch  die  jüngeren  italienischen 
Nationalökonomen  meistens  ihre  Studien  in 
Deutschlaud  oder  unter  dem  Einfluß  der  deutr 
sehen  Anschauungen  gemacht,  in  Frankreich, 
wo  schon  Sismondi  seine  Kritik  gegen  den  eng- 
lischen Individualismus  gerichtet  hatte,  herrscht 
im  guizen  noch  die  „orthodoxe"  Lehre,  jedoch 
«uppiert  sich  um  die  von  Ch.  Gide  geleitete 
Revue  d'^conomie  politique  eine  ansehnliche 
dissentierende  Schar.  In  England  hat  nament- 
lich Carlyle  der  durch  die  klassische  National- 
ökonomie erzeugten  Gesinnungsrichtong  ent- 
gegengearbeitet, nnd  unter  der  jüngeren  Gene- 
ration ist  eine  positiv-soziale  Strömung  zu  be- 
achtenswerter Stärke  gelaugt.  Aber  auch  schon 
J.  Stuart  Mill  stand  nicht  mehr  auf  dem  kor- 
rekten Boden  der  Mancbestertheorie,  und  noch 
weniger  kann  man  dies  von  Cliffe  Leslie,  Cairnes, 
Ingram,  Marshall  nnd  von  der  Mebrsahl  der 
amerikanischen  Nationalökonomen  sagen.  —  So 
zeigt  sich  überall  in  tuserer  Wissenschaft  ein 
mannigfeltiges  und  kräftiges  Streben  und  eine 
sich  lebhaft  drängende  Bntwickelnng,  und  nichts 
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konnte  irrig:«-  Kin  als  die  einst  vielfach  Ter- 
breitete  Meinung,  daß  die  V.  darcfa  die  encliacbe 
Schale  im  wesenuichen  znr  Vollendung  gebneht 
nnd  fär  die  Epigonen  nnr  eine  wenig  einlzftg- 
liebe  NacbleM  ttbrig  geblieben  eei. 

Utentars  Bvacher,  Grundriß  *u  Vorie$ungm 
über  die  StaaUwirUch^  nach  gatehieküieher 
Methode,  1S4S.  —  Deraelbe,  Zur  Otseiichte 
der  englitehen  Volktviirt*ehc{flstekre  (in  den  Be- 
richten der  K.  Üäekt.  GetelUek.  d.  Wiuenteh., 
IMl).  —  Deraelbe,  Getehiehte  der  National' 
Ökonomie  in  DeuUckiand,  1874.  —  -B.  HiUlc- 
brand,  lyie  XationaiÖlconomie  der  Gegenwart 
und  der  Zukunft,  1848.  —  Knies,  Die  politieche 
OekoTwmie  vom  üiandpunkt  der  getchichüichen 
Metkode,  1S53;  t.  Aujl.  1883.  —  Catmes,  The 
eAarae^r  and  logiml  method  of  politual  eeonomy, 
.  1857;  t.  ed.  187S.  ~  KauUf  Tkeorie  wtd  Ge- 
»ehiekie  der  Ifationalökonomie ,  1858 — 60.  — 
B.  Weis» ,  Die  NationalökoTtomie  und  ihre 
Methode,  Jahrb.  /.  iV'o*.  u.  Stat.,  Bd.  XVIII, 
1872.  —  Sehtnoller,  Ceber  einige  Grund/ragen 
des  JtechU  und  der  Volkairirtschqfl,  ebenda), 
Bd.  XXIII  w.  XXIV,  1874—75.  —  Iteraelbe, 
Zur  Methodologie  der  StatUi-  und  SotialwiMten- 
echoflen,  Jahrb.  /.  Gcm.  u.  Verte.,  Bd.  VII,  I884. 
Hemelhet  Art.  „VolknrirttehaftHehre",  B.  d. 
St.,  t.  Auß.,  Bd.  VI,  1894.  —  I}er»elbe, 
Weehutnde  Theoriem  md  fateUhmde  Wahr- 
heiten im  Gebiet  der  Staate-  und  Soiitdteieien- 
tehafien  (RektareOarede),  189r.  •  —  Deraelbe, 
Grundriß  der  aUgetneinen  Volkeujirteckaßalehre, 
1900,  S.  75—125.  —  K.  Menger,  Unter- 
tuchungen  über  die  Methode  der  Sotialmaeen- 
»chaften,  188S.  —  Saar,  Da»  Weeen  und  die 
Aufgabe  der  Xalionalökonomie,  1884.  —  H. 
Dietzel,  Beiträge  tur  Methodik  der  WirttehaJIe- 
wineenteha/t,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  If.  F., 
Bd.  IX,  I884.  —  V.  Böbm'Bateerk,  GeschiehU 
und  Ijritik  der  I^jritaieinMeorieen,  I884.  — 
Ifaebaefti  Ein  Beitrag  mr  Methodoloffie  der 
Wirteehafteuriuentehafl,  Jahrb.  /.  Gee.  u.  Vene., 
Bd.  IX,  1885.  —  a.  Cohn,  Sifttem  der  Xational- 
ökonomie,  Bd.  I,  1886,  Einleitung.  —  v.  Pft(- 
tlppovieh,  Ceber  Aufgabe  und  Methode  der 
polü.  Oekonomie,  1886.  —  Brentano,  Die 
kiateieche  Nationalökonomie,  1886.  —  Eisen- 
httrt,  Geeehiehte  der  Nationalökonomie,  S.  A*^., 
1891.  —  Coaaa,  Introdtaione  alio  etudio  dtW 
eeonomia  poliiica,  8.  ed.  189£  (die  zweite  weit 
weniger  umfangreiche  Auflage  deuUeh  von  Moor- 
weieter,  1880).  —  Ad,  Wagner,  Grundlegung 
der  pol.  Oek.,  8.  Auß.,  Bd.  I,  ifi  64— 104,  189t. 
—  F,  cT;  Seumannf  Naturgeeeta  «>u2  Wirt- 
tehafugeeetz,  Zeüeehr.  f.  Staatew.,  Bd.  XLVIIl, 
189t.  —  Deraelbe,  Wirteehaftiiche  GeaeUe  nach 
früherer  und  jHtiger  Avffaatung,  Jahrb.  f.  Nat, 
u.  .stat.,  III.  F.,  Bd.  XVI.  1898.  —  John,  Zur 
Metkode  der  beutigen  Soaialwieaenechafl,  (Wiener) 
Zeitackr.  f.  Volkew,  um.,  189S.  —  v.  Cana- 
iMdaaay,  Sgatem  der  ökoaotaiaehen  Methodo- 
logie, 1893.  —  BtUher,  Die  EnUtekung  der 
Yolkneirteehaß,  1893  ;  S.  Auß.  1898.  —  Sombart, 
Der  moderne  Eapilaliemue ,  t  Bde.,  1902.  — 
Oncken ,  Geaehiehle  der  Nationaiekonowiie, 
1.  n.,  I90i.  Lejcia. 


VolkuiUniigei. 

1.  Al^iantines.  8.  Oegoutuid  der  aUuf. 
3.  Z&blniinuit.  4.  Orsniüntioit  nd  Teefanu 

der  V. 

L  Allg^emeines.  V.  sind  einmalig  (ucht 
fortlaufende),  gewCbolich  aber  in  gevisen 
Zeitxflumen  wiederholte  statistiscfae  Er- 
hebangen  zum  Zwecke  der  Ermittelung  des 
BevölkeniagsstaDdes.  Zunächst  handelt  es 
sich  dabei  um  die  Zahl  der  in  einem  be- 
stimmten iftumlicben  Gebiete  zur  Z&hlung^ 
zeit  vorhandeoen  Personen.  Ueber  ditr:=^ 
engsten  Itahmen  ^hen  nun  aber  alle  neueren 
V.  mehr  oder  minder  hinaus,  indem  nebeo 
der  bloBen  Zahl  der  PerBonen  audi  pevisM 
Eigenschaften  derselben  in  die  £hiuttelung 
eiobegrifTen  w^en,  wodurch,  eine  statistl<ioiiif 
Feststellung  der  Bevölkerang  nach  ihrer 
natürlichen  und  sozialen  Gliederung  «n- 
mSglicht  wird  (Nftheres  s.  unten  sab  2).  Die 
Kenntnis  der  Größe  der  BeTüIkemng  und 
ihrer  charakteristischen  Bestandteile  iht  ttgi 
hervoiTa^nder  Wichtigkeit  uic^t  nur  für 
die  unnutteibar  praktischen  Bedflrfnisse  dn* 
versdiiedenen  Zweige  der  staatticfaen  Ver- 
waltung, sondern  auch  für  die  wissenecfaaft- 
liche  Erforschung  des  gesellschafUiiljefl 
Lebens,  und  das  verlangen,  wenigstens  -lie 
bloße  Zahl  der  Einwohner  dee  Staales,  die 
räumliche  Verteilung  derselbea  auf  die 
kleineren  Bezirke,  die  BevdlkenmgBgtfi&e 
der  einzelneD  Orte,  nicht  minder  au^  die 
zeitlichen  Aendemngen  der  BevCIkeniRgs- 
zahl  in  diesen  TersätiedeneD  Bezidiunim 
zu  kennen,  ist  heute  ein  so  aligemeines:  i-i 
selbstventftndliches,  daß  schon  mit  Rücc- 
sicht  hierauf  die  Veranstaltung  von  V.  geböte 
erscheint  (Bezüglich  der  £igebnifiEe  der 
V.  6.  d.  Art.  „Bevölkerung"  oben  Bd.  I 
S.  445  fg.).  Anaers  als  aal  dem  Wege  der 
unmittelbaren,  mehr  oder  weniger  oft  wieder- 
holten Zählung  läßt  sich  die  BeTäkenui; 
eines  Gebietes  mit  Genauigkeit  nicht  l^.- 
stellen,  da  einerseits  eine  erschöpfende 
ständige  KontroUedes  gesamten  BevölkerunjEV 
Standes  technisch  undurchführbar  ist  »od 
andererseits  wich  bloße  Schätzungen  und 
Berechnungen  zu  einem  zuverläsaigra  Er- 
gebnis nicht  führen,  ganz  besooders  uii^hl 
bezüglich  der  Gliederung  der  BevOlkenutc 
Schätzungen  und  Berechnungen  auf  Grnod 
der  Kennluis  von  bestimmten  Bevölkeruof:^'- 
teileo,  von  Ergebnissen  der  Be\-jMkeraDe»- 
bewegung  (Zahl  der  Eheschließungen, 
burten  und  Sterbefälle),  von  Angaben  ül«r 
den  Nahrungsmittelverbrauch  u.  a.  m.  haten 
im  Laufe  der  letzten  J^riiunderte  meiu^ 
^h  zur  Bestimmung  der  BevfilkerungSi^Ae 
gedient.  Solcherlei  Material  ist  dun  omr- 
dings  wieder  mit  Erfolg  zur  annähaifltfi 
Feststellung  der  Volkszahl  von  Undeni  ucii 
Städten  im  Altertum  und  Mittelalter  b«iii£i& 
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vQidMi.  üebrigens  ist  die  SchAtzuag  nach 

S wissen  Anhaltspunkten  auch  heute  noch 
B  einzige  Mittel,  um  Ober  die  fievOlkenrngs- 
zahl  der  nicht  lEulÜTiertea  LBnder  eis  Urteil 
tu  gewinnen. 

So  bilden  denn  die  Ober  das  gesamte 
Staatsgebiet  sich  erstreckenden  VT  einen 
iet  wichtigsten   Zweig«    der  amtlichen 
StatiBÜk.  Die  Schwierigkeiten  und  der  Arbeit»- 
aufwand,  wdche  bei  sorgältiger  Ausführung 
der  Y,  mit  diesen  Ermittelungen  verbunden 
Süd,  lassen  es  im  allgemeinen  als  wOnschen»- 
wert  erscheinen,  daß  hinsichtlicli  der  Er- 
bebuDgsgegenatftode  Ober  die  Verhfiltnisse 
des  BevOlkeningsstandes   nicht  hinanage- 
gimgen  wird,  vaa  Beispiel  einer  Tiel  um- 
raBsenderen  Erhebung  liefert  der  seit  1790 
alle  10  Jahre  veranstaltete  Zensus  der  Yer- 
«üigteQ  Staaten  von  Amerika,  welcher  ur- 
sprünglich zur  Feststellung  der  Zahl  der 
Volksvertreter  und  aus  steuerlichen  OrOnden 
ebgerichtet  wurde,  in  neuerer  Zeit  aber 
auoer  den  e^;entlichen  T.  auch  Erhebungen 
auf  dem  Gebiete  der  BevSlkeruDgsbew^ng, 
der  landwirtBchaftüchen,  gewerblichen,  Ver- 
kehrs-, flnanz-,  Bildun^sstatistik  u.  a.  nL 
umfiEiBt   Weiterhin  ist  daran!  hinanweisen, 
daB  auch  die  Berufe-  und  Gewerbezfihlun^n 
neben  ihrem  eigentlichen  Zwecke  zur  Er- 
mitteluog  des  Bevölkernngsstandes  fahren. 
(Vgl.  die  Artt  .,Benif  und  Bemfsstatistik" 
und  „Gewerbestatistik"  oben  Bd.  1.  S.  421  fg. 
bezw.  S.  1057  fg.) 

Bezüglich  der  Stellung  der  V.  im  Kreise 
der  amtlichen  Statistik,  der  Geschichte  der 
V.  sowie  der  alj^meinen  Fragen  ihrer 
Organisation  und  Technik  ist  aui  den  Art. 
,fStatistik"  zu  verweisen  (oben  S.  983  fg.). 

Nach  dem   Voi^nge  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  wurden  alsbald  auch 
in  den  europäischen  Ländern  sowie  in  den 
anfiereuropäischen  Kulturstaaten  periodische 
V.  veranstaltet.   Doch  waren  dieselben  noch 
wilhrend   der  ersten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrii.  sämtlich  mehr  oder  minder  unvoll- 
kommen sowohl  hinsichtlich  der  Frage- 
stellungen als  auch  in  der  Art  ihrer  Durch- 
{Ühnmg.   Eine  Verbesserung  der  V.technik 
wurde  namentlich    von  Quetelet  in  den 
40  er  Jahren  angebahnt,  welcher  die  Not- 
wendigkeit streng^  Methoden  theoretisch 
be^rtbidete  und  dieselben  als  Leiter  der 
seitdem  lange  Zeit  hindurch  mustergültigen 
amtlichen  Statistik  Belgiens  zur  Anwendung 
brachte.   Aeußerst  anref^nd  und  f(}rderDa 
wirkten  nach  dieser  fuchtung  auch  die 
internationalen  statistischen  Kongresse,  deren 
erster  im  Jahre  1853  in  Brüssel  stattfand. 
Die  Einrichtung  der  ersten  regelmäßigen  V. 
geschah  vielhch  auf  Anr^ung  und  unter 
tätiger  Mitwirkung  der  seit  dem  B^nn  des 
Tongen  Jahrh.  in  den  grüfleren  deutschen 


und  aufierdentschen  Staaten  errichten 
statistischen  Bureaus,  denen  selbstverständ- 
lich auch  gegenwärtig  die  Leitung  der 
Zählungen  obliegt 

In  Beatichland  herrschte  anffinglic}i  bei 
der  Vornahme  der  Erbebangen  anter  den  ein- 
celnen  Staaten  keinerlei  £inheitUchkeit  (in 
Prenfien  wurde  seit  1816  lOle  drei  Jahre  geslhlt}, 
bis  die  ZollvereiaiffQogtvntrftge  und  nomeHtlieh 
der  grundlegende  vertrair  vom  22./in.  1833  die 
„VerteiloDg  der  in  die  OemeiiiBchaft  fallenden 
Abgaben  nnter  den  vereinigten  Staaten  nach 
dem  Verhältnis  der  BeTOlkernng"  vontah.  Der 
Stand  der  BevOlkemng  sollte  alle  drei  Jahre 
festgestellt  werden.  Hiermit  war  die  Notwendig- 
keit regelmäßiger,  gleiehfSrmiger  V.  in  den  te- 
teiliglm  Staaten  gegeben.  B^flglich  der  prak- 
tischen Ausführung  wurden  im  Laufe  der  Jahre 
meUtfache  Verbesaerangen  sowie  Erweitemngen 
der  Erhebnngseegeost&nde  vorgenommen.  Gans 
besonders  geacndi  dies,  nachdem  seit  1871  an 
Stelle  der  Zollvereinsstatistik  die  amtliche  Sta- 
tistik des  Dentsehen  Beicfaes  getreten  war.  Auf 
Grund  der  besonderen  Beschlösse  des  Bnades- 
rates  haben  seit  der  Grflndnng  des  Dentscben 
Beicbes  V.  in  den  Jahren  1871, 1875,  1680,  1885, 
1890,  189ö^  1900  und  1906  stattgefunden.  Jene 
bnndesr&thchen  Bestimmungen  haben  als  bin- 
dende Norm  ftlr  die  EinzeTstaaten  zu  gelten, 
denen  darüber  hinaus  sowohl  hinsichtliui  der 
technisdien  Dnrchfühnmg  der  Zählung  als  auch 
der  Vermahmne  der  Erhebnngsgegenstände  die 
Entschließottg  f rei^reben  ist. 

In  Oesterr^ch  wurden  die  dort  schon 
während  des  18.  Jahrb.  veranstalteten  V.  im 
Laufe  des  letiten  regelmäßig  fortseführt  und 
verbessert.  Während  aber  die  Zählangen  bis- 
her überwiegend  im  Dienste  der  Heeresergänznng 
standen,  kam  durch  das  besondere  v.-O.  v. 
23 /III.  18Ö7  das  Interesse  der  allgemeinen 
staatlichen  Verwaltung  mehr  zur  Geltung.  Auf 
Gmnd  dieser  Bestimmnagen  gelangte  die  V.  am 
31./X.  1857  zur  Ansfühnuig.  Die  inzwischen 
wesentlich  fortgeschrittene  Erhebmigstechnik 
ließ  es  jedoch  schon  bald  wünschenswert  er- 
scheinen, das  Zähinnffswesen  auf  neue,  insbe- 
sondere auch  den  Forderungen  der  statistischen 
Kongresse  mehr  entsprechende  Grundlagen  zu 
stellen  und  dabei  ffleicbzeitlK  der  internatio- 
nalen Vergleichbarkeit  der  Ergebnisse  sowie 
den  praktischen  Bedürfnissen  mehr  Rechnung 
zu  tragen.  So  entstand  das  V.-G.  v.  29./III. 
1869,  nach  welchem  die  späteren  Zählangen 
durchgeführt  worden  sind. 

Was  die  wichtigeren  sonstigen  Staaten 
anbetrifft,  so  wurden  die  letzten  V.  veranstaltet 
in  Oesterreich  und  Ungarn  1900,  in  Bosnien  und 
Herzegowina  1895,  in  Frankreich  1906.  in  Belgien 
1900,  m  den  Niederlanden  1899  in  der  Schweiz 
1900,  in  Italien  1901,  in  Großbritannien  und 
Iriand  1901,  in  Schweden  1906,  in  Norwegen 
1900,  in  Dänemark  1901,  in  Spanien  1900,  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1900.  In 
Roßland,  wo  bisher  eigentliche  V.  überhaupt 
nicht  stattgefnnden  hatten,  wnrde  eine  solche 
durch  G.  v.  5./VI.  a7JVI0  1895  in  die  Wege 
geleitet  und  im  Jahre  1887  vorgenommen.  Ine 
V.  von  Luxemburg  finden  im  gemeinsamen  Zoll- 
iatereise  ^üchzeitig  mit  denjenigen  des  Deut- 
schen Reiches  statt. 
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Auf  die  Einrichtiuig  dw  T.  in  den  versehie- 
deaeu  Ländern,  insbeeondere  das  im  einzelnen 
Tielfach  abweichende  Verfahren  kann  hier  nicht 
nfther  eingegangen  werden.  Nor  die  wichtigeren 
allgemeinen  Qronds&tze  aoUen  in  Kürze  znr  £r- 
^rterang-  gelangen. 

8.  Gegenstand  der  Zahlang.  Wenn 
auch  die  Bevölkerung  als  G^enstand  der 
Zählung  in  dieser  Allgemeinheit  feststeht, 
so  ei^eben  sich  doch  in  Terbinduog  mit 
dem  ZähluDgsort  verschiedene  Möglichkeiten 
in  begrifflicher  Hinsicht.  Es  können  näm- 
lich in  Betracht  kommen  einmal  diejenigen 
Personen,  welche  zum  Zählungsort  in  irgend 
einer  rechtlichen  Beziehung  stehen  (Heimat- 
berechtigung, ünterstützuügswohnsitzberech- 
tigung  usw.);  sodann  diejenigen  Personen, 
welche  am  Zählungsort  iluren  Wohnsitz  haben ; 
und  endlich  diejenigen  Personen,  welche  zur 
Zählungszeit  am  Zählungsorte  sei  es  dauernd 
oder  vorübergehend  anwesend  sind.  Je 
nachdem  für  die  Zählung  einer  dieser  drei 
Gesichtspunkte  maßgebend  ist,  erhält  man 
als  Ergebnis  die  sc^.  rechtliche  Be- 
völkerung, die  Wohnbevölkerung 
und  endlich  die  faktische  oder  orts- 
anwesende Bevölkerung.  Da  die  Fest- 
stellung der  rechtlichen  Bevölkerung,  nament- 
lich bei  dem  starken  Bevölkern  ugswechsel 
der  Gegenwart,  auf  große  Schwierigkeiten 
stößt,  so  hat  man  neuerdings  von  dieser 
Erhebung  (aufier  in  Schweden ,  Finland 
und  Japan)  Abstand  genommen,  wenn 
auch  anzuerkennen  ist,  daß  die  Kenntnis 
der  rechtlichen  Bevölkerung  fOr  manche 
Fragen  von  Bedeutung  ist.  Auch  die  Fest- 
stelTuDg  der  Wohnbevölkerung  ist  mit  Rück- 
sicht auf  die  Un^cherheit  oezOglieh  der 
Ermittelung  der  vorflb^;gähend  abwesenden 
Personen  nicht  ohne  Sdiwierigkeiteu.  Da 
aber  durch  den  Stand  der  Woh&bevOlkerung 
die  tatsächlichen  Bevölkerungsverhältnisse 
gilt  wiedergegeben  werden,  so  Üldete  die 
Wohnbevölkerung  frOher  vielfach  den  Gegen- 
stand der  Zählung,  bei  den  Zollvereinsstaaten 
noch  bis  zum  Jahre  1867  (sog.  Zollab- 
rechnungsbevölkerung) ,  und  auch  heute 
noch  in  den  Niederianden  und  Rumänien. 
Entsprechend  den  Forderungen  der  inter- 
nationalen statistischen  Kongresse  ist  man 
gegenwärtig  fast  allgemein  dazu  überge- 
gangen, die  ortsanwesende  als  die  am 
leichtesten  zu  ermittelnde  Bevölkerung  zum 
Gegenstand  der  Zählung  zu  machen,  wobei 
indessen  Sorge  getragen  wird,  daß  Veran- 
staltungen, welche  den  Stand  der  ortsan- 
wesenden Bevölkerungvorflbergehend  wesent- 
lich verändern  können  (öffentliche  Ver- 
sammlungen und  Feste,  Jahrmärkte,  Tnippen- 
verschiebungcn  usw.)  zur  Zeit  der  Zälilung 
nicht  stattfinden.  Manche  Staaten  pflegen 
übrigens  durch  besondere  Feststellung  der 
vorübergehend  abwesenden  Personen  sich 


die  Möglichkeit  offen  zu  halten,  durch  Zn- 
zählung  derselben  ni  der  ortsaiiveBeadea 
Bevölkerung  unter  gleichzeitigem  Abiug  der 
vorübei^hend  anwesendoi  Personen  die 
Wohnbevölkerong  zu  berechnen.  Ekidlidi 
ist  hier  zu  erväuen,  daß  nebtti  den  drei 
genannten  BevölkerungskombinatioaeD  au^ 
der  aus  den  Anginen  Ober  die  GebOrti^kett 
zu  ermittelnden  sog.  OeburtsbevCiketune 
eines  Bezirks  (im  Zahlungsort  bczw.  -bexi^ 
Geborene)  eine  gewisse  Bedeutung,  nament- 
lich für  sozial&tatistische  Untersuchungen 
zukommt 

Hinsichtlich  der   einzelnen  Erhe- 
bungsgegenstände hat  im  allgemeineo 
der  Grundsatz  zu  gelten,  daß  nur  das  wirk- 
lieh  Notwendige  und  Wünschenswerte  er- 
fragt, alles  Nebensächliche,  Selbstverstlnil- 
liche  und  schwer  zu  Beantwortende  dage^ 
weggelassen  werden  soll,  dunit  bei  ange- 
messener Beschränkung  das  Augenmerk  um 
so  mehr  auf  genaue  Ermittelung  der  weniger 
zahlreichen  Gegenstände  gerichtet  wer^ 
kann.   Selbstverständlich  lassen  sich  biet^ 
über   keine   strengen  Normen  aufstellen. 
Auch  hat  man  oft  Veranlassung,  neben  den 
ständigen  Fragen  mit  den  einzelnen  Er- 
hebungsgegenständen im  Laufe  der  Zeit  la 
wechseln.    Von  den  persönlichen  Veihilt- 
nissen  der  Bevölkerung  kommen  u.  a.  in 
Betracht:  Name  (nur  im  Interesse  der  Kon- 
trolle), Geschlecht,  Alter,  Familienf^tand, 
Geburtsort,  Beruf,  Religionsbekenntnis,  Staats- 
angehörigkeit,    körperliche    oder  geistige 
Mängel  (blind,  taubstumm,  geisteskrank  usw.}, 
Sprache.    An  diese  persönlichen  VerhSh- 
nisse  des  Ebzelnen  schliefien  sieb  als  Et- 
mittelungsgegenstände  weiterhin  nodi  an 
Fragen  Über  die  verwandtschaftliche  oder 
sonstige  Stellung  zum  Hanshaitungsvoxstiode, 
üb^  die  Wohnungsverhältnisse,  n.  a.  m. 
Namentlich  im  Interesse  der  Gebäude-  md 
Wohnungsstatistik  pfl^n  die  slSdtiscliaB 
statistischen  Aemter  mit  der  aUgemeineo  V. 
weitei^hende  Ermittelungen  zu  veoimidaL 
Zu  den  obigen  allgemeinen  Fragen  trrtea 
je  nach  Bedürfnis  noch  solche  Über  die  Mili- 
tärverhältnisse ,   die  etwaige  Arbeilslasi^ 
keit  usw.  hinzu,  wie  auch  andereiseitx  d» 
Fragepunkte  vielfach  eingeschr^kt  werden. 
Nur  Name,  Geschlecht,  Alter  und  FamilieB- 
stand  gelangen  bei  fast  allen  moderaea  T. 
zur  Erhebung.   Durch  weitere  Ausdeboasg 
der  Fragestellung  (wirtschaftliche  and  Be- 
Sitzverhältnisse)   gelangt    man   über  den 
Rahmen  der  eigentlichen  V.  hinans  zo  d« 
größeren  Zählwerken  nach  Art  des  Zeosoi 
der  Vereinigten  Staaten  (s.  oben). 

3.  Zählnng^zeit  kommt  hier  »- 
nächst  in  Betracht  die  Zählun  gsperiod«. 
d.  h.  die  Frist,  innerhalb  welcher  V.  n 
wiederholen  sind.  Im  allg^neinea  dürfn 
wegen  der  mit  den  Z^ungen  varbandeim 
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Mühen  und  Kosten  die  Zählangstermine  I 
nidit  zu  nahe  zusammenliegen.  Anderer- 
seits ist  zu  beachten,  daß  innerhalb  sehr 
großer  Zeiträume  wesentliche  Veränderungen 
Ja  dem  Bevölkerungsstande  vor  sieh  gehen 
kGnaen,  veldie  dann  jahrelang  unbekannt 
bleiben.  Aus  diesem  Grunde  erscheinen 
die  lOjährigen  Zfthlungsperioden,  wie  sie  in 
den  Tereinigten  Staaten  von  Amerika,  Kng- 
land,  Offiteneichf  Schweiz,  Italien,  Belgien, 
den  Niederlanden  and  den  nordischen 
Indern  üblich  sind,  ohne  daß  sie  übmll 
streng  innegelialten  werden,  ffir  unsere 
gegenwärtigen,  rasch  wechselnden  Verhält- 
nisse wohl  zu  lang,  dasein  die  frühereo 
3jährigen  Perioden  Preußens  und  des  ZoU- 
TereioB  zu  kurz,  so  daB  mit  den  5jährigen 
Perioden  des  Deutschen  Reichs  und.  Frank- 
reichs das  Richtige  getroifeu  sein  dürfte. 

HinsichtUch  des  Zählungstages  ist 
es  aus  mehreren  Gründen  wünschenswert, 
eine  Zeit  zu  wählen,  in  welcher  sich  die 
Bevölkerung  im  Zustande  relativer  Ruhe 
befindet  {Winterzählungen).  Die  Wohl  des 
31./XII.  bietet  den  Vorteil,  daß  bei  diesem 
Termin  die  Ergebnisse  des  Bevölkerungs- 
standes mit  denen  der  Bevölkerungsbewegung 
am  besten  rechnerisch  in  Zusammenhang 
zu  bringen  sind.  Indessen  ist  zu  beachten, 
daß  gerade  an  diesem  Tage  des  Jahres- 
wechsels vielfach  gereist  wird.  Im  Deut- 
schen Reich  und  in  der  Schweiz  ist  deshalb 
grundsätzlich  der  UXII.  als  Zählungstag 
angenommen,  während'  u.  a.  in  Oesterreich, 
Ungarn,  Belgien,  Schweden,  den  Nieder- 
landen der  31./XII.  als  Zählungstag  gilt. 
Andere  Staaten  haben  abweichende  Termine 
oder  wechseln  mit  den  Tagen.  England 
zählt  im  April,  für  die  Vereinigten  Staaten 
bildet  der  1./  VI.  den  Zählungstermin.  Gegen 
die  ausschließlichen  Wintcrzätüungen  lassen 
sich  wegen  der  oft  verschiedenartigen  be- 
ruflichen Tätigkeit  im  Winter  und  Sommer 
Bedenken  erheben.  Die  letzte  deutsche  Be- 
rufe- und  OewerbeziUiIung  fand  am  14./VI. 
1895  statt 

Als  entscheidender  Zeltpunkt  gilt 
im  Deutschen  Reiche  und  den  meisten 
anderen  Staaten  die  Mitternacht,  so  daß 
von  den  in  dieser  Nacht  Geborenen  und 
Gestorbenen  die  vor  Mittemacht  Geborenen 
und  die  nach  Mittemacht  Gestorbenen  mitr 
zuzählen  sind  (Nachtbevölkening).  Es  sind 
also  die  um  Mitternacht  am  Zählungsort  an- 
wesenden Personen  zu  zählen;  für  die  dann 
auf  Reisen  usw.  befindlichen  Personen  gelten 
besondere  Bestimmungen. 

Die  Zählungsfrist,  d.  h.  die  Zeit- 
strecke für  die  praktische  Durchführung  des 
Zählungsgeschäftes,  muß  im  Interesse  der 
Genauigkeit  der  Ermittelungen  mögUchst 
kurz  bemessen  sein.  Im  allgemeinen  sollte 
das  Zählungsgeschäft  in  zwei  Tagen  nach 


dem  Zählungstermin  beendet  s^.  Etwaige 
Kachzählungen  müssen  sic^  auf  den  Stand 
am  Zäblungstermin  beziehen. 

4.  Oi^anisatioD  und  Technik  der  V. 

Die  V.  erfordern,  weil  sie  außerhalb  des 
Bereiches  der  gewöhnlichen  Verwaltungs- 
tätigkeit der  Behörden  Hegen  und  eine  weit- 
gehende Mitwirkung  des  Publikums  voraus- 
setzen, eine  besondere  Re^lung  ihrer  Auö- 
fOhmng,  welche  teils,  wie  in  Oesterreich,  auf 
Grund  eines  besonderen  Gesetzes,  teils  auf 
dem  Verordnungswege,  und  zwar  im  Deut- 
schen Reiche  durch  Verordnung  des  Bundes- 
rats und  Verfügungen  der  Einzelslaatea 
erfolgt.  Inbezug  auf  die  Onanisation  und 
Technik  des  Zählun^wesens  herrschen  nun 
aber  trotz  der  langjährigen  praktischen  Er- 
fahrung und  der  ausgiebigen  theoretischen 
Erörterungen  noch  große  Verschiedenheiten 
im  einzelnen,  selbst  unter  den  deutschen 
Bundesstaaten,  denen  hierin  nach  den  g&* 
meinsamen  reichsseitigenB^timmungen  weit- 
gehende Freiheiten  gelassen  sind.  Es  gehea 
eben  die  Ansichten  über  die  zweckmäßigsten 
Verffduiingsweisen  noch  vielfachauseinander ;. 
auch  kommt  hinzu,  daß  je  nach  dem  Kultur^ 
und  Bildungsgrade  der  Bevölkerung  die 
Ansprüche  an  diese  und  die  Aufgaben  der 
mit  dem  ZÜüungsgeschäft  betranten  Privat- 
personen und  Beamten  abweichende  sein 
müssen. 

Die  Zählungen  erfolgen  allgemein  von  Hans- 
ZQ  Haas  und  innerhalb  der  Häuser  nach  den 
HanshaltUDgen,  nnd  zwar  unter  Leitung  und  Ver* 
antwortlichkeit  dw  Gemeindebehörden ,  welche 
im  Deutschen  Reiche  dabei  in  grollem  Umfange 
von  freiwilligen,  sonst  von  bezahlten  Zählern 
anterstl^tzt  werden.  Diese  Zähler  verteilen  die 
Zahipapiere  (Zählkarten ,  Hanshaltungslisten 
uaw.)  vor  dem  Zählungstermin  an  die  Haas- 
haltnngen  und  sammeln  dieselben  kurz  nach 
demselben  wieder  ein,  nachdem  die  Papiere  vom 
Haashaltnngs vorstände  ausgefüllt  worden  sind 
(Selbstzählang).  Vielfach  wird  aber  aach  die 
Ansftillong  der  Formulare  grundsätzlich  von 
den  Zählern  gemäß  den  Aasaagen  der  Haua- 
haltangsangehSriffen  vorgenommen,  was  ohnehin 
ttberalfda  geschäien  mnO,  wo  die  BevfilkeruDg- 
zur  Selbstzählnng  nicht  beßlhigt  ist  (Hancrel 
an  Bildung,  Analphabeten).  Znm  Zwecke  der 
Vornahme  der  Zählung  werden  die  gröSeren 
Orte  in  Zählbezirke  eingeteilt,  deren  jeder  einem 
Zähler  anteratellt  ist. 

Neben  bezw.  an  Stelle  der  seit  der  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  den  verschiedeneu  Staa- 
ten in  Aufnahme  gekommeneu  Hansbaltungs- 
Usten  sind  (zuerst  in  PreuUen  im  Jahre  1071) 
sog.  Individnalsfthlkarten  znr  Anwendung  ge- 
kommen, welche  auch  in  anderen  norddeutschen 
Bundesstaaten  wie  in  manchen  auswärtigen 
Ländern  eingeföhrt  worden  sind,  während  ander- 
wärts noch  an  der  alleinigen  Verwendung  der 
Haushaltungslisten  festgehalten  wird.  Die  Zähl- 
karten enthalten  die  Angaben  für  je  eine  Person 
und  dienen  wesentlich  zur  Erleichterung  der 
statistischen  Aafarbeitong  des  ZählnngsmateriaU. 
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Doch  wird  die  Aasfällun^  der  Zählkarten  durch 
das  pDbliknm  vielfach  bemängelt  nnd  statt  dessen 
der  nachträglichen  Ansschreibnng  tob  ZShl- 
blättcben  aus  den  Haashaltnngslisten  durch  die 
Behörde  der  Vorcug  lieben. 

bibezug  auf  (Ue  Auszählung  des  gewonne- 
nen Materials  und  die  weitere  Bearbeitung  des- 
selben sind  zwei  Terscbiedene  Verfahren  in 
üebang,  je  nachdem  der  betreffende  Staat  bei 
den  V.  die  Zentralisation  uder  aber  die  Desen- 
tralisation  der  statistischen  AnsbentnngstätiKbeit 
in  den  Vordergrund  stellt.  Im  ersteren  Falle 
wird  das  Urmaterial  nach  erfolgter  Berision 
desselben  durch  die  unteren  VerwattnngabehSrden 
der  statistischen  Zentralstelle  zur  Bearbeitung 
ngefnhrt,  während  im  zweiten  Falle  bereits 
von  den  unteren  Organen  tabeUarische  Zusammen- 
stellungen für  die  kleineren  Bezirke  vorgenommen 
werden,  woranf  dann  von  den  übergeordneten 
und  den  Zentralstellen  weitere  Aafrechnungen 
erfolgen.  Beide  Arten  des  Vorgehens  haben 
gewisse  Vorzüge.  Im  Deutschen  Reiche  hat 
man  sich  schon  seit  geraumer  Zeit  fär  die  zen- 
tralisierte Behandlang  entschieden,  indem  das 
gesamte  Urmaterial  den  statistischen  Aemtem 
der  Bnndesstaaten  zagefttbrt  wird.  Diese  haben 
die  Ergebnisse  in  vorgeschriebener  tabellarischer 
Form  dem  KaiserticbeQ  statistischen  Amte  ein- 
aureidienr  welches  daranfhin  eine  Gesamtbe- 
arbeitung vornimmt:  gleichzeitig  pflegen  die 
Bnndesstaaten  für  ihr  Oebiet  eigene,  in  der 
Beget  Über  die  Nachweisnngen  des  Reiches 
hinausgehende  Bearbeitungen  za  bewirken. 

Die  Kosten  der  V.,  welcbe  schon  nach  der 
Art  nnd  dem  Umfange  der  Erhebongen  ver- 
schieden sein  mässen ,  fallen  eotweder  den 
Staaten  allein  oder  daneben  anch  den  Gemeinden 
zur  Last.  Soweit  die  erforderlichen  Arbeiten 
von  den  ständigea  Beamten  vorgenommen  wer- 
den, bilden  sie  einen  Teil  der  allgemeinen  Staats- 
nnd  Kommunalansgaben. 

Iiltentnr;  Zur  allgemeinen  Orientierf/ng  fi&rr 
dm  Gegetitland  v^.  die  in  den  Artt,  „BeeÖlie- 
ntng"  und  „SUOietik"  oben  Bd.  I,  S.  Slfy., 
hetw.  Bd.  Ii,  S.  995  mgegdtene  Literatur; 
/enier  H.  v.  Scheel,  Art.  „  Volkszählungen"  im 
H.  d.  m.,  S.  Avß.,  Bd.  VII.  Ü.  SSOfg.  — 
fV.  Zahn,  Die  praktische  Bedeutung  der  deut- 
schen Votkttäklung  in  den  Jahrb.  /.  Ifat.  h. 
Stet.,  S.  F.,  XX.  Bd.,  8.  577 fg.  (1900).  SpexieOe 
Fragen  (u.  a.  DurthJüKrung  und  Ergebnisse  der 
V.)  behandeln  sahlreiehe  Aufiätse  in  den  w^ks' 
wirtschaftlichen  und  statistischen  ZeHsekriflen. 
Veber  die  V,  in  den  verschiedenen  Ländern  vgl. 
owA  die  beaügliehen  amtlviken  staHeHseken  ^Mi- 
kationen,  u.  o.  die  Bearbeitung  der  dealaehen 
VoUcetählungen  in  der  „Statistik  des  Dtutschen 
Beiehet".  A,  W*rmiHgha»u. 


Vonsgarente. 

V.  ist  der  Ober  den  normalen  Kapital- 
gewinn  hinausgehende  Extragewinn,  der  in- 
folge der  Seltenheit  eines  bestinunten 
Produktions-  oder  Erwerl«mittels  entsteht. 
Der  Begriff  ist  also  eine  YeralJgemeinerong 
des  Kicardoschen  OrundreDtenbegriffs  (s.  d. 
Art.  oben  Bd.  I  S.  1136  fg.).  Der  schlechteste 


noch  in  Anbau  genommene  Boden  bringt 
solange  er  noch  frei  okkupiert  wertleo  tano, 
war  den  gewöhnlichen  Oewinn  des  zur  Be- 
wirtschaftung verwendeten  Kapitals,  während 
die  besseren  Quaütftten  bei  demselben  Preiae 
der  Produkte  in  aufsteigender  Baihe  n- 
nehmende  Rentengewinne  abwerfen.  Diese 
Gewinne  fallen  dem  Eigentümer  za,  wem 
die  Grundstficke  während  der  Entwickehmg 
der  Grundrente  in  seiner  Hand  bleiben. 
Werden  sie  aber  verkauft,  so  wird  die  mt- 
handene  Grundrente  kapitalisiert  in  den 
Preise  mitbezahlt;  sie  verschwindet  dann 
ans  dem  Einkommen  des  neuen  Klnfm. 
4)leibt  aber  dennoch  objektiv  bestehen  in  dem 
höheren  Ertrag  der  besseren  Grundstöcke  und 
auch  privatwirtschaftlich  in  den  Zinsen  für 
ihren  Kapitalwert,  die  der  K&uEer  entwedff 
wirklich  bMahlen  oder  sich  selbst  in  An- 
rechniing  briDgen  mnS.  Die  meisten  «nden 
Y.  sind  ebenfalls  an  d&i  Boden,  veon  andi 
nicht  an  den  Landwirtscbaftsbetneb  g^nfl^ 
und  ehalten  dadurch  einen  wenn  anc^  nicbt 
absolut  gesicherten  Bestand  und  die  HO^ 
lichkeit  eines  weiteren  Steigens.    So  die 
Beigwei^nte,  die  Rente  von  ESseobabneo, 
die  städtische  Grundrente  eowohl  für  Wohn- 
häuser wie  für  Geschäftshäuser.    In  sehr 
vielen  I^en  ist  der  glänzende  Krfolg  ätm 
geschäftlichen    Unternehmens    nur  don^ 
seine  Verkehrslage  bedingt,  während  der 
lohaber  nur  die  gewöhnliche  Leistungsfthig- 
keit  zu  besitzen  braucht.    Er  kann  daher 
auch  mehrfach  wechseln,  ohne  daA  das  An- 
wachsen der  V.  in  dem  oben  bezeichneten 
objektiven  Sinne  beeinträchtigt  wird.  Tat- 
sächlich findet  bei  allen  Cntemehmuogen 
desselben  Produktionszweiges  eine  mehr  oder 
weniger  weitgehende  Abstufung  der  Gnnat 
der  Ortlichen  und  natürlichen  Produktioofr^ 
bedinguogen  statt,  woraus  sich  für  die  mehr 
begünstigten  V,  ergeben.    Andere  V.  ent- 
steheu  durch  künstliche  Beschränkung  der 
auf  gewissen  Gnindlagen  mOglicheo  Kon- 
kurrenz.   So  erhält  der  Inhaber  eines  Pa- 
tents ein  zeitweiliges  Monopol  für  die  Ao*- 
nutzung  einer  neuen  Erfindung,  und  wenn 
diese  große  wirtscliaftliche  BMeutung  be- 
sitzt, 80  kann  er  daraus  unter  ümsttodea 
auBerordenÜich  hohe  Gewinne  ziehen,  «rie 
z.  B.  die  enormen  Dividenden  der  Auerwbeo 
Gasglühlichtgesellschaft  während  der  Dsuer 
ihres  Patentrechts  zeigen.    Ist  das  Ptieot 
gegen  Entgelt  erwortien  woitlen,  so  gdiOrt 
die  YendnsuQg  des  gezahlten  Preises  nit 
zur  V.  Privilegium  und  Konzessionen.  <Ub 
vom  Staate  oder  von  Öffentlichen  KOifc^ 
Schäften  für  einen  mehr  oder  weniger  mono- 
polisierten gewerblichen  Betrieb  ^evihrl 
werden,  erzeugen  ebenfiills  künstbebe  T. 
So  die  Apothelenkoozessionen,  ron  den« 
viele  nicht  nur  auf  Lebenszeit  des  Inhaben 
erteilt^  sondern  veierblich  and  vetänBerlKk 
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sind.  Sie  werden  dana  vielfach  zu  ganz 
exorbitanten  Preisen  verkauft,  wodurch  Bich 
die  V.  für  den  Kftufer  wieder  in  den  Zins 
des  angelegten  Kapitais  verwandelt  Auch 
die  Toa  den  Gemeinden  an  Ünt^nehmer 
erteilten  Konzessionen  für  Straßenbahnen, 
GaBaoatalten,  Wasserleitungen  usw.  erzeugen 
V.,  d^ren  Entstehung  allerdings  zum  TeU 
»ach  mit  den  Örtlichen  Verhflltoissen  zu- 
sammenhAngt.  Die  Gemeinden  pflegen  aber 
einen  TeU  dieser  Renten  in  Gestalt  einer 
QewiuDbeteUiguDg  oder  eiaet  festen  Abgabe 
fOr  sidi  in  Anapruöh  zu  ndimen. 

Man  koaa  auch  noch  als  Y.  den  Ebriia- 
sewino  bezächnen,  den  ein  bestehendes 
UntemehmeD  duidi  sdne  bewfthrte  Organi- 
sation, seinen  altibegrOndetm  Huf  und  Bane 
ausgebreitete  und  anhflogli^^e  Kundschi^ 
erliuigt  Aber  dieser  Mehigevinn  hat  doch 
nicht  die  festbeetimmto  gesicherte  Gh*und- 
lage,  die  sich  bei  den  oben  angeführten 
eigentlidien  Y.  finden.  £8  mnfi  tSglich  von 
neuem  erkämpft  werden,  Beschiftnkung  der 
Konkurrenz  besteht  nicht,  jederzeit  kann 
ein  neues  Unternehmen  mit  gi^ißeren  Mitteln, 
besserer  Einrichtung  und  billigeren  Freisen 
in  Wettbewerb  treten.  HAufig  haben  auch 
diejenigen,  die  zuerst  ein  neues  Fakiikat, 
das  großen  Absatz  findet,  wie  z.  B.  das 
Fahrrad,  auf  den  Markt  bringen,  eine  Zeit- 
lang ungewöhnlich  große  Gewinne ;  aber 
diese  werden  durch  die  Konkurrenz  bald 
auf  die  normalen  ^Uze  herabgedrOckt,  sie 
haben  nicht  den  Qrtiui  von  Nachhaltigkeit, 
den  man  von  einer  Rente  verlangt,  und 
aie  kOnoen  daher  nur  etwa  Vorhand-Gewinne 
genannt  werden.  OelegentlicheKoniunkturen- 
gewinne  können  vollenda  nicht  us  Y.  auf- 
gefaßt werden. 

SchSSle  und  t.  Bfan^dt  haben  den  Be- 
griCr  der  Y.  nodi  weiter  verallgemeinert, 


indem  sie  darunter  den  Extrabetrag  ver- 
stehen, der  jedem  Einkommenzweig  unter 
besonderen  Bedin^ngen  zufallen  kann,  und 
danach  eine  Gewinnrente,  Zinsrente  (wozu 
I  auch  die  Grundrente  gehört)   und  Ix)hn- 
'  oder  Arbeiterente  unterscheiden.   Es  dürfte 
I  indes  zweckmäßiger  sein ,  das  peraOnliche 
1  Element  aus  dem  Begriff  der  V.  gfinzlidi 
auszuscheiden.   Ohne  Zweifel  erlangen  un- 
j  gewöhnlich  begabte  und  geschickte  Unter- 
nehmer, berühmte  Aerzte,  Rechtsanwälte, 
I  Sänger  usw.  vermöge  ihrer  seltenen  peraön- 
lichen  Eigenschaften  ein  außergewöhnlich 
I  hohes  Einkommen,  aber  einesteils  fehlt  für 
I  die  Beurteilung  der  Höbe  eines  solchen 
I  Extragewinns  jeder  Maßstab,  da  der  normale 
i  Lohn  und  Arbeitsertrag  in  jeder  soziden 
'  Stellung  verschieden  ist  und  überhaupt  nicht 
näher  bestimmt  werden  kann;  andemteils 
aber  paßt  die  Bezeichnung  Rente  sehr  wenig 
auf  solche  besonderen  Einnahmen,  die  stets 
von  neuem  durch  persönliche  Tätigkeit  et- 
werben  werden  müssen  und  nidit  aus  einem 
festen  Besitz  oder  einer  wenigstens  für 
eine  gewisse  Zeit  gesicherten  Y.  ffiefien,  die 
daher  auch  nidit  kapitalisiert  und  übertragen 
werden  können.    Als  Y.  wären  demnach 
nur  solche  Extntgewinne  anzusehen,  die 
sich  nachhaltig  aus  der  Kapitalverwertung 
auf  bestimmten  äußerlich  gegebenen  Grund- 
lagen unabhängig  von  einer  ungewöhnlichen 
persönlichen  Leistungsfähigkeit  des  Unter- 
nehmers ergeben  und  wegen  der  Uebertrag- 
barkeit  ihrer  Grundlagen  auch  kapitalisiert 
und  reifluflert  werden  können. 

Literatur:  st.  MiU,  OrundsälM«  der  pol. 
Oekonomie,  DnUäch  von  Soelbeer,  S.  SSBfg.  — 
Hermann,  Staattw.  Unter».,  g.  Äuß.,  S.  488fg. 
—  V.  Mangoldt,  Grundriß  der  VUkmirUekafi»' 
lehre,  ».  Äi^.,  g  IMOfg.  —  ßehi^fle,  DU  national' 
&mtomAedu  Theorie  der  auieMi^emden  Abeab- 
verhitUniete,  1867.  iMda. 
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Tlhrug. 

1.  Der  Begriff  nWAhnmg".  2.  Gebundene 
und  freie  Valaten.  3.  MiacbwShmngen. 

1.  Der  Begriff  „W.*«  Der  Ausdruck 
..W."  wird  in  dreifachem  Sinne  gebraucht: 

1.  Entweder  man  versteht  unter  W.  die , 
nationale  Rechnungseinbeit  und  I 
hf.richt  dann  von  Mark-,  Franken-,  Rulwl-W.  ■ 
Dies  hat  mit  der  sog.  W.frage  fast  nichts' 
zu  tun.  : 

2.  Oder  man  teilt  die  W.  nach  dem  1 
4icldstoff  ein,  aus  welchem  nach  Ijandes-' 
recht  diejenigen  Geldsorten  herzustellen  sind, 

Worterbvcb  der  ToUuwlrtochalL  II.  Aafl.  Bd.  II. 


welche  inneriialb  eines  Landes  als  Kuiant- 
geld,  d.  h.  als  Zahlungsmittel  tüs  zu  jedem 
Betrag  zu  nehmen  sind.  Man  sprldit  dann 
von  Gold-W.,  SUber^W.,  Misch- W.,  P^piei^W. 
im  formal  juristischen  Sinne.  Auch  dies  ist 
nicht  die  für  die  heutige  W.frage  fundar 
mentale  Unterscheidung. 

Der  Grund  ist  folgender:  Geld  im  Gegen- 
satz zu  Geldsurrogaten  muß  Wertmesser  und 
Wertträger  sein  (vgl.  Art.  „Geld"  oben  Bd.  I 
S.  929  fg.).  Silberne  Kurantmünzen  in 
Ländern,  welche  bei  sinkendem  Süberpreis 
die  Privatprägung  für  Silber  eingestellt  haben, 
können  zwar  gegebenenhlls  als  Zahlungs- 

SO 
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-mittel  bis  zu  jedem  Betrage  im  lEiIande  ver- 
wendet werden.  Das  Silber  dient  hier  aber 
Dicht  mehr  als  Wertmesser.  Andererseits 
kann  bei  nomineller  Papier- W.,  sofern  Gold 
bei  einer  Zentrale  zu  festem  Preise  gekauft  und 
verkauft  wird,  ein  Zustand  erreicht  werden, 
bei  welchem  tatsächlich  ähnlich  wie  bei  reiner 
Gkdid-W.  Oold  als  Wertmesser  funktioniert. 

3.  Wesentlich  ist  für  die  tatsächliche 
W.  oder  sog.  Tal  ata  die  Entscheidung: 
Was  dient  als  Wertmesser?  Es  offen- 
bart sich  dies  a)  in  der  FreislnlduDg  der 
Waren  und  Wertpapiere  in  änem  Lande 
verdicheD  mit  Gold,  b)  darin,  ob  das  Aus- 
land den  Gesamtumlauf  dnes  Landes  als 
vom  Werte  «ner  bestimmten  Gewichtsdn- 
heit  Goldes  oder  Silbers  oder  vom  Werte 
keines  der  beiden  Metalle  abhängig  behan- 
delt Maßgebend  hierfür  ist  nicht  etwa  bloB 
die  staatliche  Anordnung,  dafi  eine  Münze 
oder  ein  Zettel  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel von  einem  bestimmten  Neunwert  an- 
zunehmen sind ,  sondern  die  Möglichkeit, 
tatsächlich  Edelmetall  in  die  gesetzlichen 
Zahlungsmittel  des  lAudes  umzutauschen 
und  für  diese  zu  erhalten,  nächstdem  auch 
das  Verhalten  der  Staatskassen  und  der 
Zentralbank  in  der  Auswahl  derjenigen 
Zahlungsmittel,  die  vorbehaltlos  verausgabt 
und  angenommen  werden.  (Letzteres  wird 
besonders  von  G.  F.  Knapp  betont,  der  im 
übrigen  einen  von  der  herrschenden,  hier 
vertretenen  Theorie  abweichenden  Stand- 

Sunkt  einnimmt  und  für  die  Gegenwart 
ie  Wertmessereigenschaft  der  Metalle  leug- 
net, d^;^n  die  historische  definierte 
Rechnungseinheit  mit  W.einheit  gleichsetzt 
—  „Nominalismus'''  iind  Chartalismus"  im 
Gegensatz  zur  „metalUstischen"  Theorie.) 

Yon  diesem  Standpunkte  aus  unter- 
sdieidet  man  die  W.,  je  nachdem  üe  Ton 
der  Wertbewe^^ng  eines  Edelmetalls  ab* 
h&ngig  oder  hiervon  tosgelfist  sind,  in  ge- 
bundene und  freie  tat8^k;hli(^e  W.  oder 
Valuten. 

2.  Gebundene  und  freie  Valnteo.  Die 

W-systeme  im  Sinne  I,  ZifT.  3  sind  in  der 
Gegenwart  folgen  dermaBen  zu  gruppieren ; 

1.  Gebundene,  von  der  Wertbev^ung 
eines  Edeimetalls  abhängige  Valuten: 

a)  W.  mit  Umlauf  goldener  KorantmflDzen 
und  freier  Privatprflgung  für  Gdd,  jedoch 
nicht  für  Silber:  England,  Deutschland, 
Fiankreidi  usw. 

b)  W.sy8teme  mit  Umlauf  silberner 
Kurantmünzen  und  unbeschränkter  Privat- 
silberprfigung.  TAe  hierher  gehörigen  W.- 
systeme  können  rechtlich  reme  Silber-W.- 
oder  DoppeI-W.8y8teme  sein.  Hierher  ^ 
hörte  bis  vor  kurzem  Mexiko,  welches  je- 
doch nach  Indiens  Vorbild  die  Privatsilber- 
prSguQg  eingestellt  hat 


2.  Freie,  vom  Schicksale  des  BdelmetaOi 
losgelöste  Valuten: 

Hierher  gehörte  Britisch-lndien  seit  der 
1893  verfügten  Einstellung  der  Sühet- 
Prägungen  für  Privatrechnung  bis  1899; 
femer  gehört  hierher  ^e  groBe  Zahl  von 
Papier- W.Itodem. 

Indem  man  bei  Betrachtung  der  W.fra0e 
die  verschiedenen  Begriffe  „W."  vwwednät 
hat,  ist  eine  Menge  von  Irrtümern  verhratet 
worden,  so  z.  B.  dafi  Fzankreidi  hente  wirk- 
lich Doppel- W.  oder  daB  Mexiko  beute 
wirklich  Silbei^W.  im  tatsächliohen  Sinne 
besäße  oder  daß  solche  Länder  die  Gdd-W. 
hätten,  welche  dieselbe  dekretiereo,  ohoe 
die  tatsächlichen  Voiauseetzongm  an  er- 
füllen. Das  WesentUdie  ist  brate  nicfat. 
wie  ein  Laad  sein  W.system  nenot.  aoodem 
ob  es  die  SUberkurantoräguDg  suläSt  oder 
ausscUiefit  und  ob  es  oafOr  sorgt,  daB  alle 
Geldsurrogate  in  Gold  zu  festem  Eun  ver- 
wandelt werden  kGnnea  oder  nicht 

8.  SliMh-W.  Die  geschichtliche  Eot- 
wickelnng  bis  tmn  19.  Jahrtiundert  läffi 
uns  in  d^  versdiiedeaaten  Ländern  Süscb- 
W.Bysteme,  ein  Nebeneinander  von  guldeott 
und  ulbemen  Zahlungsmitteln  auch  für  deo 
Großverkehr,  und  zwar  mit  der  Möglichkeit, 
Edelmetall  in  Silber-  und  Goldmftnzea  zu 
verwandeln.  Die  Regierungen  bemühen 
sich  entweder,  gesetzlich  eine  ftelatjoa 
zwischen  den  vermünzten  Metallen  feetzn* 
setzen:  dann  endet,  sobald  das  Marktvo^ 
hältnis  vom  gesetzlichen  abweicht,  das  Mische 
W.system  in  einem  Zustande,  in  welcbem 
nur  eines  der  beiden  Metalle  das  gebräuch- 
liche und  der  eigentliche  nationale  Wert- 
messer ist,  das  andere  aber  wechselndes 
Agio  erzielt  oder  exportiert  wird;  oder  die 
R^eningen  überlassen  es  den  Privaten  xa 
stipulieren,  in  welcher  MOnzsorte  zu  zahlen 
ist,  ev.  nach  welchem  Satze  Münzen  des 
einen  Metalts  in  die  Münzen  des  aadenn 
Metalls  oder  verschiedene  Münzaorten  am 
demselben  Metall  ineinander  umzuiechn<n 
sind. 

Vgl  im  übrigen  die  Artt.  „Goldwährung'. 
„Silberwährung",  „Do{»pelwährang*' ,  ein- 
schließUch  der  Beriditiguug  am  Schhuse 
des   1.   Bandes ,  „PapieEgeld**,  „Faalkl- 

w&hning". 

Literatur:  SeMnberg,     At^.  Bd.I,S.  StTj^ 
~  ff.  d.  St.,  ArU.  hOoU',  9M9r-,  Jhfftl^ 

BelfferMtf  Die  gtaekieiüieke  Entwiektlmmt 

i\utiUdväMrunii  und  üortengM,  Joiri.  /  X»^ 
S.  F,,  Bd.  IX,  S,  SOlfy.  und  8t9fy.  —  Kart 
HelfferUh,  A^fi0nMandtl  und  KilMtaMto»- 
kungen,  JahHt.  /.  Ga.,  H.  F.,  Bd.  XXI.  vm, 
S.  36Sfy.  —  «.  F.  Knarp,  '»nnUiikii  7%mm 
dt»  GMta,  Mpttf  190t,  IMt. 
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WStamngamfiase  &  Münzsystem 
oben  S.  522  fg. 


WUmugsstreiL 

1.  Das  bimetallistiache  Programm.  2.  Ih-i 
W.  bis  1880.  3.  Die  fiDtwickeloug  seit  18äU 
4.  Kritik  der  wühmngspoUtisobm  BeformTor- 
Schläge. 

1.  Daa  blmetallistische  Programm.  D^r 

moderne  W.,  d.  h.  der  Kampf  zwischeo  dea- 
jeoigen ,  die  durch  staatliches  Eingreifen 
eine  Hebung  und  Befestigung  des  SUberprekef« 
herbeiführen  wollen,  und  denjenigen,  die 


bffWtrteU  Xetall,  fiatkaaler  Wwtnewfii  v4 
tSnudloffe  flir  die  SehUnm^  des  Oesant^d- 
nalaidi  doroh  das  Aoslmiil  werde;  daa  aadera 
—  wt  d«r  inMet£)ich«n  \\  ertfeetaetzung  nQter- 
acbXtzte  — HctuH  uti+r  wunft;  +iniwftii  r  exT)rrriert 
und  eiag^hitii>l;^L-ii  i-'lar  aber  es  ■.^.i  Lutsten- 
filll«  mif  w^-clisi;liiili.iJi  Ag^in  im  rtojifu  tw  ülimiiE^S- 
laiiJiJ  ^t^^tL^^^hlllrtll.  .Nur  Jclic  wt-uitr»-,  15. 
ÖL'liiiljler  uml  Wi)U>w,-^ki,  liiattii  vu;  INTU  tiiis! 
BiidiTf  Ansi'luLiHuii;  I'u  \\"i)lf»wski!f 

Ar^'iimeuLutiuii  iu  di^r  F^l^e  von  deti  isimetat- 

liäten  TvifBrtet  in»4%.  m  m    ^»r  imdw« 

gegeben { 

Als  i.  J.  iaS7  auUSßÜct  «KT  BkKkT  Vüt* 
anaetcllnntr  der  Plan  eines  Wmtdtlnabudtt 

HUf  Baaia  der  GoMwährang'  empfohlen  Tordc^ 
lJ^ll<^hte  Wolow^ki  eiue  Tbeork  ?.ur  LtfEes^ichtB 


solche  Maßregeln  für  gefahrbringend  oder' tJiskuf^ion,  die  er  schon  üfir  I8;i:^  vertrem 
nutzlos  erklären,  knöpft  an  die  Tatsache  der  liatte  iiad  für  die  er  sich  niicli  mif  i'onrt.eUe- 
c;iv„««*«,«-4»«^  r^;«;««;««  «rai.«.«>^_  ^eui^iiil  benef.    Weder  tiol 


Silberentwertung  an.  Diejenige  währungs- 
politische Partei,  deren  Angriffe  auf  das 
Bestehende  und  biatorisch  Gewordene  un 
lebhaftesten  und  geschicktesten  geführt 
worden  sind,  ist  die  „bimetallistische".  Sie 
erstriritt  ein  Bflndnia  der  herrormgendaten 
KnltniBtnaten  zwecks  HerbeifOhrung  4er 
iDteroationalen  Doppelwährung  oder  des  (k^. 
„BimetsJlismus".  Mindestens  DeutscAiland, 
Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  — 
betreffs  der  Notwendigkeit  des  Beitritts  Eng- 
lands hat  das  offizielle  Programm  geschwankt 
—  sollen  sich  zu  einem  Wahrungsbund  vei  - 
einigen.  Die  gesonderten  Münzsysteme  di-r 
Lftnder  sollen  erhalten  bleiben.  Die  Staaten 
sollen  verpflichtet  sein,  Privatprflgung  ohne 
Beschränkung  nicht  nur  dem  Golde,  sondern 
auch  dem  Silber  zu  gewähren.  Äufier  di  i- 
goldenen  soll  mindestens  eine  silberii'' 
Münze  Zahlungsmittel  bis  zu  jedem  Betraf:»- 
sein.  Eine  in  idlen  beteiligten  Staaten  gleicl\r> 
gesetzliche  Relation  zwischen  geprägtem 
Silber  und  Gtold  soll  eingeführt  wenlen.  D^-r 
Schnldner  soll  die  Wahl  haben,  in  welclit:it< 
Metall  er  zahlt  Hierüber  sind  die  I>i- 
metallisten  verschiedener  Länder  einig,  oii  i  " 

aber  Über  die  Relation  zwischen  Silber   i 

Gold,  welche  eingeführt  werden  soll,  ferjr  i 
nicht  darüber,  wie  weit  die  Veipflichtnn^ii 
der  beteiligten  Staaten  völkerrechtlich  fixic-t  t 
werden  sollen,  endlich  nicht  darüber,  •  1< 
das  ausdrückliche  Versprechen,  in  Oold  vm 
zahlen,  nach  Durchführung  der  Doppelwäh- 
rung rechtlich  bindend  oder  wirkongsJcit« 
sein  soll 

&  Der  W.  Us  1880.  Bis  anm  Jahre  iBtf7 
war  die  ftberwUti^de  Ifehrzahl  der  Nationl- 
Skonomen  der  Ansicht,  wie  sie  schon  Fett;  and 
Locke  formuliert  hatten,  daß  eine  Doppel- 
währung mit  freier  Prftgnng  beider  MetaUe  niiil 
gesetzlichem  Umrechnungsverhältnis  der  silber- 
nen and  goldenen  Kurantmünzen  gegeneinanib'r 
sich  nicht  auf  die  Daaer  aufrecht  erhalten  la.-^ 
da  das  Wertverbftltnis  der  Metalle  am  Markr< 
eich  fortwährend  ändere.  Bsgaltalsansgemt-ct  i 
dafl  die  Doppelwährang  in  eiaem  Zustande  eadi^. 


old  u<n:!i  !^ill'i;r  seien 
(ein  VaLi  lies  Wette«  iu  dem  .''inin-,  ■nii;  I  r 
Uect-r  ein  Läng^enmail  ist.  Da  Güld  nnd  billigt 
selbst  im  Werte  schwanken,  sind  sie  vielmehr 
nur  anToUkommene  Wertmesser.  Wolle  die 
ganze  Welt  das  Qtild  iSa  ftU^ftW  Wähmgft' 
met&ll  annehmen,  m  werde  die  Nachf^vife  nach 
Gold  in  den  bisher  der  f^ilberwlhning'  oder  der 
Papier wäb rang'  sirb  Wdienenden  Landern 
grofi,  daD  tias  (ioKl  sich  vtrteufn]  ndiaw-  liold 
äs  allciuis^a  WfihniEi.'snit'rBll  aller  Viilker  sei 
]iicht  für  einen  \Vfcltiiiilii/.liuiid  dii'  geeipietc 
LvrHUilJftiLte.  Wenn  jedea  dur  McTiklli^  Oidd  und 
Silber  an  siih  ini  ^\  erte  M'tuvjiuke.  so  sei  diö 
Wertschwankunif  gecfeuilber  alU-ti  übrigen  Waren 
geriuger  für  die  als  Einbeit  ziiaammengefaDte 
(resamtbeit  bei^^  tfatall'V  sqt^  um  Bilibftr 
lind  Qold  in  :be^ä»ö)t«in  W^itverhSItid«  iwbh 

Wahl  des  SehnldnerB  zu  Zrthlung'eii  Terwetidet 
werden  dürfe.  Bei  drr  jrlek'bzeitis'en  ZiilassUDg 
von  und  Füller  zur  freien  !'riii;iinL:  L;li''beli 

^'wh  liie  I'reinbe.stitiitiiinitf-;m  liii'li-.  ili«-  IkiI  I  d<i^ 
<.-iiild,  bftld  d;i^  .Silli'^r  im   \V"kit>-  l)i-i:inli Hüten. 
eiuiirtnnalii^Ti  rtH-^,    \Vii](i\*ski  i.'<;ljrKU'  lit,  obwi>hi 
er  die  Vi^rs;!*" i'  ^iHiiLT  'it'^  Wi-rtuifisers  z]iit  detu 
l.jiiiL'trii»alj   lind       iTiiniL  vi;r^s  irfl .   dnioli  ein 
'li^riit  -Mnlie  verHemleiidtü  'ileiitliuia,  um  sein 
W»britaKsidaal  irii  v«rus<%ii»iüich^f  wsW 
Pendel  ans  einem  Stab  Vdn  nnr  ehteiH  JwbuL 
li'-rRPsiellt  sei,  werd^i'  es  dcwi  Einttuli  der  Teta- 
[j'.-rntiir  luebr  au.-ige.-jelzt  sem  und  nngeUciaa 
wirken  als  ein         KWtl  -MeUlIen  Lri^arbeitAtQI 
KuiDiienKaciöTiHfeiiide].   l>&^  (ileichiiix  totu  Kom- 
[li'iistitiduj-petidd    sciwit'   (ins   niii  l  ■i'"    m  der 
\V;ihniritfalit(?ra(i[r    w.piiter    Liinri-     l:«  in  lUih  ht« 
\  'y:i  'k'n  zwei  ktiniiuniiizifTiNMl'  11  '  >'  "iiiii-ii  b.it 

Vi'.'l  lll■il.'^■^r.■ll.'^'ll,    di"     _Mfll!-rliCli  Tr-f- 

win-eu.  Widnnüki  fn-triivliret  die  ira.iL£ij-'ir.cJ*e 
DoTjpeL Währung*  ein  K(>Oi|peDHI>tions| 
Er  gibt  (Ell.  dau  da»  g^etieulicft«  Wartti 
Franfcnii^u  meJit  aof  dem  Markte 
habe,  eb^so  daH  der  Oinlnuf  Edtw^ig 
wieg'end  au«  SUbef.  zeitweilig  tlberwief«*  i 
liuiit  beBtftndeTi  habe.  Kr  titibt  lierTor.  dat 
Lfridie  XfnüHhniiifi  der  ircliäprüdulilios»  i 
;i*)er  Julireti  des  V<\  Jalirli.  uns  zwta 
IUI- Ii  r  m  lintr  ituinhulh'ii  \"eTiwliit4»iBip  tm 
\Vtri  [v>-rliiilriii-.:^r-;  .N'r  Edelmet  aUe  cflfüiir 
r-^i'  11^  w>il  e.«  iiiü!j:lii  h  g'eweten  »ei  M 
t-rsl*-!!  LTPiLi^reii  Abweichung  da 
iiisses  ei-'geiiiUier  1:16"/«  — ?  Grf*: 


in  welchem  nnr  das  eise,  nämlidi  das  m  tWAbJ  nncb  ^um  VenBfiiu»n  xtt 
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Ton  Fnmkreich  zu  be^hea,  sweiteiu  weil  es 
unter  den  monometalliKhen  Lftndeni  bislier  bo- 
wohl  solche  gftbe,  die  Gold,  wie  solche,  die 
Silber  anfaKhinen.  Er  ist  1867  noeh  weit  ent- 
fernt von  der  durch  Cemascbi  verbrüteten 
üebertreibnng,  die  Eiawirknng  der  Wähmnn- 
TGrfassQQff  der  anderen  Länder  neben  Frank- 
reich auf  ien  Edelmetallmarktgerinif  zn  schätzen, 
er  ist  ebenso  frei  von  dem  Fanatismus  fttr  die 
Belation  1 : 15  Vi  i  der  bei  späteren  Doppel- 
währongsanhängem  sich  zeigt.  Woraaf  es 
Wolowski  ankommt,  ist  nrspränglich  nicht,  daß 
ein  Weltwäbmngsbnnd  begründet  werde,  nm 
das  feste  WertverbUtnis  iwiseben  Gold  nnd 
Silber  zn  schaffen,  sondern  etwas  anderes. 
Seine  Absiebt  ist:  sofern  wirklich  ans  der  koS' 
mopoIitischenStrÖmnnff  berans  einWeltwähmngs- 
bnnd  geschaffen  werden  soll,  so  ist  die  Wahl 
der  Wettwfihrong  so  einzarichteu,  daß  der  Welt- 
münzbnnd  nicht  durch  einseitige  Vermehmng 
der  Nachfrage  nach  Gold  das  bisher  existierende 
Wertverhältnis  der  beiden  Edelmetalle  stSre. 
Wolowski  ist  ursprünglich  so  wenig  fanatischer 
Bimetallist,  daß  er  fUr  den  Fall  des  Zustande- 
kommens des  WeltwähnuagsbnndeB  zwei  Lö- 
sungen als  möglich  anridtt:  entweder  die  Doppel- 
währung oder  erentnell  auch  das,  was  gegen- 
wärtig ohne  besonderen  Vertrag  sich  tatsäch- 
lich anzubahnen  scheint:  eine  Verfassung,  bei 
welcher  die  internationalen  Zahlungen  bloß  in 
Gk)ld  geleistet  werden,  während  fQr  den  Inlands- 
Terkebr  auch  silberne  Kurantmünzeu  in  einzelnen 
Staaten  existieren.  Der  ans  Italien  nach  Frank- 
reich eingewanderte  Cemuschi  hat  Wolowskis 
Theorie  doemommen  und  1868  das  Wort  „Bime- 
tallismna"  formuliert.  Die  Bedeatnngj  welche 
seit  1873  die  nrsprfingliche  Theorie  WolowskiB 
erhielt,  war  nicht  identisch  mit  dem  Gedanken, 
Ton  dem  aus  sie  zuerst  fi»mnUert  worden  war: 
ein  Doppelwäbmngsbund  soll  nunmehr  ange- 
bahnt werden,  nm  das  bereits  erschtttterte  Wert- 
verfaältnis  der  Edelmetalle  hei  zunehmender 
Silberprodnktion  wiederherzustellen ;  es  soll  nicht 
mehr  bloB  gewarnt  werden*  das  bestehende 
Wertverhältnis  der  Edelmetalle  durch  einen  auf 
Basis  der  alleinigen  Goldwährung  begründeten 
Weltmünzbnnd  —  der  eine  Utopie  bueb  —  zu 
ersdiüttem.  Ans  dem  wirtschaftlich  konser- 
Tativen  Programm  von  ISffJ  wnrde  ein  reaktio- 
näres, ein  Programm  gewaltsamer  Wiederber^ 
Stellung  der  Vergangenheit. 

In  der  Zeit  bis  liSo  bekannten  sich  zunächst 
in  Europa  als  Anhänger  der  Doppelwährung  — 
und  zwar  unter  Beuntsung  der  Argumentation 
Wolowskis:  in  Deutschland  der  SchutzzSllner 
Moritz  Hohl  und  der  Freihäudler  Prince  Smith, 
erst  später  auch  der  zum  Schutzzoll  bekehrte 
V.  Kaniorff,  in  Frankreich  vor  allem  der  bereits 
erwähnte  Cemuschi,  in  Belgien  Emil  de  Laveleye, 
in  England  Seyd.  Die  Argumente,  welche  die 
genannten  Bimetallisten,  später  auch  Dr.  Otto 
Arendt,  vertraten,  waren  bis  1880  vorwiegend 
mttnzpoUtischen  Charakters.  In  den  Vereinigten 
Staaten  entstand  in  derselben  Zeit  eine  btme- 
tallistische  Bewegung,  deren  belesenster  Wort- 
führer Dana  Horton  wurde.  Die  Bewegung 
vereinigte  allmählich  zwei  Gruppen:  in  den 
Ländern  der  lateinischen  Müuzkonventiou  die- 
jenigen, welche  die  1873  begonnene  BeBchränbung  | 
und  1878  schließlich  durchgeführte  Einstellung  < 
der  Prägung  von  silbernen  Fünffrankenstücken ' 


für  einen  Hifigriff  hielten,  in  Amerika  die  Inier* 
essentui  des  SUberbergbaaes  nnd  diejenigcD, 
welche  die  Verminderung  des  Papiergeld  amlaab 
gemäß  Careys  Anschannngen  füi  ein  Debd  und 
mindestens  bei  Aufnahme  der  Barzahlungen  das 
Vorhandensein  eines  recht  reichlicbea  SiJher- 
kurantnmlaufs  neben  dem  Goldgeld  fftr  die 
notwendige  Vorbedingung  hoher  Preise  nnd  einer 
günstigen  volkswirtachutlicben  Entwickelon; 
ansahen.  In  Deutachland  beschränkte  sich  an- 
fand Dr.  Arendt  darauf,  die  biebeiigen  Schits- 
nngen  des  TalervorratA  als  zu  niedrig  aun- 
greifen  und  eine  Einstellnng  der  deutschen  SUber- 
verkäofe  %a  btfürworten.  Die  greifbaren  Er- 
gebnisse der  bimetallistiscfaen  Bewegung  bis  1660 
waren :  wahrungspolitische  Ehiqueten  in  En|4aad 
nnd  Amerika  (1876),  femer  une  intematnunle 
Konferenz  (1878)  in  Paris,  welche  resultatks 
verlief,  endlich  die  1878  in  den  Vereinifrtea 
Staaten  als  Kompromiß  der  wfthmngipolitüdiea 
Parteien  zustande  gekommene  Blaud-Ailison-BilL 
Nach  letzterem  Gesetze  war  die  Begierung  der 
Vereinigten  Staaten  bis  1890  verpflichtet  moaat- 
licb  nicht  weuirer  als  2  und  nicht  mehr  als  4  HüL 
Dollars  für  Ankänfb  Ton  Silber  com  Marktwste 
auszugeben  nnd  das  angekaufte  Silber  aofort  in 
Silberkurantgeld  (Bland-Dfdlu«)  n  vermttnsea. 
Private,  wel<£e  die  Silberdt^Iars  unbequem  faadea, 
konnten  sie  bei  der  Regierung  hinterleefln  und 
Silbercertiflkate  beanspruchen,  welche  für  aQe 
Abgaben  an  den  Staat  als  gilltijres  Zahloogt- 
mittet  erklärt  wurden.  Freie  PrivatprSguag 
wurde  dem  Silber  jedoch  nicht  eingertant, 
sondern  nur  dem  Gt^de,  nnd  1879  Wördes  die 
Barzahlungen  in  Gold  an^nommeu. 

Die  1879  von  Fürst  Bismarck  angeadnctt 
Einstellnng  der  deutschen  SUberrerkänfe,  eiae 
Maßregel,  welche  eine  Verschl^pnDff  der  deut- 
schen MOnzreförm  bedeutete,  Ist  niwt  auf  den 
Einfluß  der  deutschen  Bimetallisten  surfiekss- 
ffthren,  stand  aber  mit  Uiren  damaligen  Forde- 
mngen  im  Einlüang. 

welche  Vorteile  versprachen  sich  bis  168D 
die  Bimetallisten  der  verschiedenen  Länder  tos 
Annahme  der  Doppelwährung,  nnd  welche  An- 
grifle  richteten  sie  bis  1880  gegen  die  Gold- 
währungsbastrebungen  ?    In   der  Hauptatche 
handelte  es  sich  nm  folgenden  Gedankengang; 
1667  habe  man  eine  Weltmflnieinbeit  angenrebt : 
daraus  sei  nichts  geworden.  Die  Tendenz  Unfs 
aber  seitdem  unverkennbar  auf  Einheitlichkeit 
der  Währungen  der  Welt  hinaus.  VergeUieh 
sei  es,  daß  ein  Staat  nach  dem  anderen  dies 
Ziel  im  Sinne  der  allgemeinen  Goldwäbnm^ 
anstrebe.    Eine  allgemeine  GoldwKhnutg  sei 
wegen  der  Goldhuappheit  unmöglich :  damit  m 
die  Ooldwähmng  gerichtet.   Zn  wenig  Gold  sei 
vorhanden  und  zu  wenig  von  der  zBnftiKta 
Nenprodnktion  zn  erwarten,  als  daß  der  ßMirf 
vieler  Knlturstaaten  an  IK^brnngsmÜnien  alleia 
mit  Gold  zn  decken  sei.   ^^Uirend  man  akr 
dem  nuerreichbaren  Zide  einer  aUgemelnea  Geld- 
wähmng  nachjage,  vemacblässi^  man  dasM^- 
liegende  und  Brate.  Silber  sei  reichlich  geaur 
vorhanden,  um  den  Hünsbedarf  in  Verfaiadiuf 
mit  Gold  zudecken.  Aber  sistt  es  als  Wihran^ 
münze  auszuprägen,  „demonetisiere"  man  w- 
(Mit  dem   Aasdrucke  pDemonetisienuig' .  an 
densen  Stelle  hesser  „Subalternisierung"  zn  Ktan 
wäre,  wird  darauf  angespielt,  daß  von  den  «Oc 
Jahren  an  eine  Menge  StaaMn  das  Silber  tob 
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der  aebesclirttnkten  PriTatpr&g:i]n9  ansBcfalossen, 
während  sie  es  als  Scbeidemünziuetall  weiter- 
rerwendeten  und  bis  1879  nur  Dentscblaad 
größere,  SkandiaaTien  kleine  Mengen  Silbers 
anf  den  Harkt  brachte.)   Statt  das  Silber  zn 
demonetiaieren ,  solle  man  es  in  seine  alten 
Rechte  als  Wührangsmetall  wieder  einsetzen. 
Znr  aU^meiaen  Wißinin^  für  die  Welt  taage 
nicht  eine  auf  ein  einziges  Metall  gegründete 
Wähmsg,  sondern  nur  die  Doiraelwfthmng. 
Ein  Irr^im  sei  es,  anzunehmen,  daß  nur  ein 
Metall  Wertmesser  sein  kfinne.  Gold  und  Silber 
gemetaischftftlieh  konnten  sehr  wohl  das  Wert- 
maß bilden,  wenn  eine  Relation  zwischen  beiden 
.Metallen  gesetzmäßig  festgelegt  würde.  Die 
MarktrelatioQ  kQane  dann  schlechtenlingB  nicht 
irgend  erheblich  gegenüber  der  gesetzlichen  sich 
ändern,  denn  die  reine  Doppelwährung  bedente 
eine  nobescbränkte  Nachfrage  za  festem  Preis 
für  Gold  wie  für  Silber.  Eine  Ware  Ton  Selten- , 
heitswert  aber,  fttr  die  eine  nnbeschriüikte 
Nachfrage  zn  festem  Preise  geschaffen  sei, 
könne  nicht  anter  diesen  Nachfir^emreiB  fallen. , 
Die  Silberentwertnng  sei  nicht  die  Ursache  der 
Ein8tellQng  der  PriTatsüberprSgrnng  in  den  ■ 
Ländern  der  lateinischen  Mflnzunion,  sondern . 
deren  Folge.  Die  Folge  werde  beseitigt,  wenn  ' 
die  Ursache  beseitigt  sei.   Die  logische  Konse- 
quenz dieser  Doktrin  wäre  gewesen,  da«  man  | 
Frankreich  mit  seinen  Münz  verbündeten  das 
Experiment  UberlieQ,  anf  eigene  Verantwortung 
die  reine  Doppelwährung  mit  freier  Prägung 
beider  Metalle  wieder  aufzunehmen.    In  der 
Tat  hat  Lareleye  bis  xum  Tode  die  Anichauung 
Tertret«!,  daß  ein  isoliertes  Yorgehen  Frank- 
ri-ichs,  verbunden  mit  sehr  kleinen  Eonzessionen 
«1er  DbrigeQ  Staaten,  zur  Wiederherste]  Inn  g  des 
Silberwertes  ron  I80  M.  Gold  per  Kilogramm 
genüge.  Dem  Deutschen  Beiche  wurde  von  den 
orthodoxen  Bimetallisten  hauptsächlich  vorge- 
worfen,  daß  es  durch  die  Verkäufe  seines ' 
Talersilbera  die  franzSsischen  Gefühle  verletzt 
habe.  j 
So  sei  denn  nun  durch  den  verhängnixTollen 
I  rrtom  dn  Gold wKhrung  ein  Metall  sum  alleinigen 
Wertmesser  erhoben,  das  sich,  dft  es  nicht  reich- ' 
lieh  vorhanden  sei  und  überall  verlangt  werde, , 
gef^enUber  allen  Waren  verteuern  müßte.  Nach 
finieen  Bimetallisten,  denen  sich  in  diesem 
Funkte  auch  Qiffen  anschloß,  war  1880  die  Gold- 
Terteuemng  schon  eimretreten,  nach  anderen 
stand  sie  bevor.  Die  Schuldner,  welche  lang- 
fristigen Kredit  genommen  hätten,  vor  allem 
die  Landwirte,  erfitten  nach  Ansicht  der  Bime- 
tiülistea  bitteres  Unrecht,  da  sie  in  Silber  er- ' 
baJtea«  Dirläien  in  Deutschland  In  dem  ver- 
teuerten Gold  verzinsen  undzurttekzohlen  müßten. 
Die  Währun^znstände  seien  außerdem  auch 
Tom  münzpohtischen  Standpunkte  bei  der  reinen 
(Goldwährung  nicht  ehrlich,  da  das  Geld  des 
kleinen  Mannes,  der  Münznmiauf  von  5  M.  ab- 
wärts, bei  der  Goldwährung  als  Scheidemünze 
ansgmrigt  werde,  als  eine  Scheidemünze,  deren 
Met&llwert  gegenüber  dem  Nennwert  mit  dem 
Fortsehreiten  der  Silberentwertnng  immer  mehr 
zuraekstehe.    In  Nordamerika  wurde  von  der 
goldwährungsfeindlichen  Bewegung  außerdem 
an  das  nationale  GefOhl  appelliert,  indem  man 

—  allefdisn  mit  starkem  nistorischen  Irrtum ' 

—  d«n  SUberdotlar  ab  den  „Dollar  der  Väter" 
verfaerrifebte  und  —  ebenfalls  mit  Verkennnsg 


der  Geschichte  —  den  1873  gefaßten,  aber  1878 
nicht  streng  durchgeführten  Beschluß,  bei  Auf- 
nahme der  Barzahmng  die  Goldwährung  anzu- 
führen, äh  hinterlistiges  ManÖTa*  öner  Clique, 
als  Betrug  kennzeichnet«. 

8.  IHe  Entwickelnne  seit  1880.  Für 
Europa  wurde  die  bimetalliatische  Bewegung 
erst  von  erheblicher  politischer  Bedeutung, 
als  die  Landwirte  und  die  konservativen 
Parteien  in  den  80  er  Jahren  fflr  die  Be- 
wegung gewonnen  wurden.  Die  agrarischea 
Argumente,  welche  in  Volksversammlungen 
und  Broschüren  gegenüber  den  breiten 
Massen  ins  Feld  geführt  wiuden,  lauteten: 
Die  Land-Wirtschaft  klagt  über  niedrige 
Preise,  wir  haben  niedrige  Preise,  weil  Gold 
unser  Wertmesser  ist  und  Gold  sich  ver- 
teuert hat;  hätten  wir  freie  Silberprägung, 
so  gäbe  es  mehr  Münzmetall,  menr  Geld 
und  höhere  Preise.  Die  Landwirtschaft 
klagt  femer  Über  ihre  Schuldenlast:  wohl 
begreifUch,  da  die  Schulden  in  Gold,  dem 
sich  verteuernden  Metall,  zurückzuzahlen 
sind.  In  ernsthafterer  Diskussion  spielten 
nicht  so  sehr  diese  Schlagworte  als  der  Hin- 
weis auf  die  Valutadiiferenzen  die  Haupt- 
rolle. Das  SUberwährungsland  Indien  werae 
mit  seinem  Weizenexport  konkurrenzfähig 
durch  die  Exportmtoie,  welche  die  Silber^ 
Valuta  gebe.  Dierapierwährung  fördere  zu 
Dentsdilands  Ungunsten  den  Getreideexport 
Ungarns,  Rußlands,  Argentiniens.  Die 
Papierwährung  dieser  Getreideexportländer 
bleibe  erhalten,  weil  das  Silber  nicht  re- 
habilitiert sei  und  weil  bei  dem  Kampf 
um  das  Gold  nicht  genug  des  gelben  Me- 
talls aufzutreiben  sei,  um  den  Fapier- 
wfthmngsländem  die  Barzahlung  zu  ermög- 
lichen. 

Zu  diesen  agrarischen  Argumenten,  die 
auch  in  Frankreich,  England,  Nordamerika 
in  der  Aera  sinkender  Getreidepreise  eine 
große  Rolle  zu  spielen  begannen,  traten  in 
England  noch  besondere  Argumente,  welche 
auf  die  BaumwolUndustrielleD  von  Ijancashire 
großen  Eindruck  machten.  In  Indien 
machte  die  Baumwollspinnerei  in  groben 
Nummern  erhebliche  Fortschritte,  der  Export 
Großbritanniens  nach  den  Gebieten  der 
Silberwährung  schien  bedroht;  jedenfalls 
hatte  der  Handel  sehr  mit  den  Schwan- 
kungen der  Wechselkurse  auf  Silberwäh- 
rungsländer zu  kämpfen.  Die  Kauffäbigkeit 
der  Inder  für  britiscne  Produkte  schien  mit 
dem  Fortschreiten  der  Silberentwertung  in 
Frage  gestellt,  solange  Indien  Siberwähruog, 
Großbritannien  Goldwährung  habe.  Aber 
auch  die  Finanzen  Indiens  und  die  Inter^ 
essen  der  in  Indien  besoldeten  englischen 
Beamten  spielten  eine  Rolle  unter  den  Ar- 
gumenten. —  Obwohl  in  Deutschland  die 
bimetaUistische  Bewegung  ihren  politischen 
Rückhalt  bei  den  Landwirten  suchte  und 
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fand  und  obwohl  der  Bimetallismus  neben 
der  Börsenreform  und  dem  Antrag  Kanitz 
als  ^es  der  drei  groSen  Mittel  zur  Hebung 
der  lAndwirtschaft  in  der  agrarisdien  Agi- 
tation lädenschaftlich  verfemten  wurde,  so 
legten  doch  luioh  die  deutschen  Bimetallisten 
wert  darauf,  nicht  blofi  als  Agnuier  zu 
geltra.  Von  den  OroitindustrieUen  und 
Sauflenten  gewannen  sie  nur  eine  veiv 
schwindende  Minderheit,  die  deutschen 
sozialdemokratischen  Arbeiter  haben  sich 
ebenso  vom  Bimetallismus  losgesagt.  Da- 
g^n  neigte  ein  Teil  des  gewerblichen 
Mittelstandes,  der  durch  die  Fortschritte 
des  Großbetriebes  sich  beengt  fühlt,  dazu, 
im  Bimetallismus  eine  Forderung  zu  er^ 
blicken. 

In  den  "Vereinigten  Staaten  wurde  in  der 
Agitation  mehr  als  in  Deutschland  das  In- 
teresse des  Silberbergbaues  an  Hebung  des 
Süberpreises  betont.  Im  Qbrigen  waren  je- 
doch die  amerikanischen  Agrarier  und  Silber- 
intereesenten  immer  mehr  dazu  gekommen, 
reine  Süberwfthrung  —  die  man  euphe- 
mistisch  nationalen  Bimetallismus  nennt  — 
zwecks  Inflation  za  verlangen,  während  der 
internationale  Bimetallismus  dn  Schlagwort 
ist,  dessen  sich  zeitweilig  auch  viele  Gold- 
vShrungsuihSnßer  in  ^erika  bedienten, 
weil  sie  in  diesem  Programm  eine  Ver- 
tagung der  Silberprägungsbeetrebungen  ad 
Kfuendas  Graecas  erblickten. 

Die  tatsächlichen  Ei:^bnisse  des  W.  seit 
1880  waren  hauptsächlich  folgende:  Eine 
internationale  'Währungskonferenz  1881,  an 
der  sich  Deutschland,  welches  1878  fern- 
geblieben warj  beteiligt,  bleibt  erfolglos; 
ebenso  dne  weitere  internationale  Konfarenz, 
die  1892  in  BrOssel  abgehalten  wurde.  En- 
queten, die  in  England  (1886—89)  und 
Deutschland  (1894)  abgebalten  weiden, 
führen  nidit  zu  Eingriffen  in  die  Ent^ 
widnlung. 

Anfang  der  80  er  Jahre  gelingt  es  Italien 
ohne  große  Schwierigkeit,  das  Gold  fflr  die 
Aufna^äme  der  Barzahlungen  anzuschaffen, 
aber  nach  einigen  Jahrer  verfällt  Italien 
aus  besonderen  —  nicht  mOnztechnischen  — 
Gründen  von  neuem  der  Papierwirtschaft, 
aus  der  es  sich  erst  allmählich  wieder 
herausarbeitete.  Es  werden  in  verschiedenen 
I^lamenten  dem  Bimetallismus  freundliche 
Beschlösse  gefaßt ;  auch  im  deutschen  Reic^ 
tag  kommt  am  16./II.  1895  eine  Resolution 
zustande,  welche  zwar  nicht  Doppelwährung, 
aber  eine  internationale  Regelung  der 
Währungsfrage  forderte.  Wo  immer  aber 
nunmehr  ein  Staat  zu  handeln  hat,  werden 
nicht  Reformen  im  bimetallistischen,  sondern 
im  goldwährungsfreiindlichen  Sinne  durch- 
geführt Rumänien  führt  seit  1890  die  Gold- 
währung durch.  Die  größten  Veränderungen  j 
leitet  das  Jahr  1893  ein.    Britisch-Indien  j 


gtdlt  —  luxAi  dem  Scheitern  der  BrOssder 
Konferenz  —  ün  Sommer  1893  die  Silber> 
prägnng  dn,  um  dne  hinkende  OoldwiliniDg 
auf  der  Basis  1  Rui»e  =  16  d  in  Gold  vor^ 
zubereiten;  im  Herbste  stellen  die  Ver^ 
einigten  Staates,  nadidem  1890—93  info^ 
der  Sheimanbill  von  1890  eine  beasfoelloep 
Aufh&ufnng  von  Silber  bewirkt  imd  das  ganze 
Wirtschaftaleben  durch  Silberexperimeote 
zerrüttet  worden  war,  ihre  Silberwk&ufe  etn, 
welche  monatlich  iV,  MUl.  Cnzen  1890,93 
betragen  hatten.  Die  amerikanische  Pti- 
sidentenwahl  im  Spätherbst  1896  entscheidet 
im  Kampfe:  „Gut Geld"  gegen,. Frei ^ber*  zu 
Ungunsten  der  Freisilberpartd.  Inzwischen 
hatte  Oeßterrdch-Ungam  die  Vorbereitung^ 
zur  Aufnahme  der  Barzahlungen  aaf  Bas» 
der  hinkenden  Goldwährung  zwar  tti<^t  ab- 
geschlossen, aber  doch  bis  1897  weeentHdi 
gefördert;  Rußland  ist  mit  dem  Uebeigaog 
zur  Goldwährung  nahezu  fertig,  ebenso  Japan. 

Da  versuchen  es  die  Vereinigten  Stairteo. 
in  wdchen  McKinley  nur  durch  dn  Bünd- 
nis der  Gold  Währungsanhänger  mit  den  An- 
hängern des  internationalen  Bimetallismas 
zur  Herrschaft  gelangt  war,  1897  noch  dn* 
mal  mit  dem  Vorschlage  eines  intemationalai 
Währungsbundes  auf  der  Basis  1 : 15^  t. 
Frankreich  kam  auf&dlend  wdt  eotgegen. 
Der  Plan  kam  aber  zum  Schdtern,  da  die 
indische  Regierung  einer  Wiederzulassong 
der  freien  Sübeiprfigung  besonders  auf  da- 
Basis  der  Relation  l:15Vt  auf  das  eaet- 
gifichste  sich  widersetzt  hat  und  anderer- 
sdts  das  engltsdie  Mutterland  die  häe  Pii- 
gong  des  ^bers  für  sich  nidit  zugesehen 
wollte. 

Yide  Ueberrascbungen  hat  die  Ent- 
wickehmg  sdt  1880,  beeondeis  atar  seit 
1893  gebradit.  Als  ^jusdie  Etsdidaiiagieo 
dnd  indes  zwd  zu  verzddinen:  entens 
der  Üebergang  immer  zahlrddieref  Q«biete 
zur  Goldvaluta^  wenn  auch  nicht  immer  xor 
reinen  Ooldwähning,  —  diese  Entwickdung 
wurde  durch  die  große  Zunahme  der  Gold- 
gewinnung seit  1888  b^ünsUgt  — .  und 
andererseits  trotz  der  allgemeineD  Abkehr 
vom  Silber  und  dem  Niedergang  des  Silber- 
wertee  die  fortgesetzte  —  nur  sdten  durch 
zeitweiligen  Stillstand  oder  Rückgang  vor- 
übergehend unterbrochene  —  Zwahme  der 
SUberproduktion.  Vgl.  Art  ^Edelmetalle^ 
oben  Bd.  I  S.  666  fg.  und  die  BerichtigUQj; 
am  Schlüsse  von  Bd.  I  S.  U60. 

4.  Kritik  der  währaii^8p«miB«hn 
Reform  vorsohlfis«.  1)  Die  nraktiache 
Schwierigkeit,  an  der  die  hcnetallietiaebm 
Vorschläge  tatsächlich  bisher  geechdten 
sind,  dürfte  vor  allem  in  folgenden  Um* 
sUnden  li^n :  zunächst  darin,  daß  die  Ar- 
gumentation  der  amerikanischen,  deutschen 
I  und  frsnzödschen  Bewegung  auf  die  Wieder- 
Iherstellung  der  Rdatwo  1:15^1  «dar  1:U 
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ringf  die  tataftchlic^en  PreisverhSitnisse  im 
Ten^r  mit  SilberwähruQgs^bieten  sich 
aber  einem  viel  niedrigerea  Siberwert  an- 
gepaßt hatten,  zweitens  darin,  daß  l^eine 
Torsichtig  abwfigende  R^erung  »eher  ist, 
velche  Mengen  Silbern  angeboten  werden, 
sobald  man  eine  unbescbriUikte  Nachfrage 
für  Silber  zu  einem  Preise  schafft,  der  den 
heutigen  um  das  Doppdte  M>er8teigen  würde. 
Mail  doch  diese  bimetallistisdie  v^nigung 
mcht  nur  das  neuproduzierte,  sondern  mca 
das  vennflnzte  Süliier,  das  irgend  ein  Staat  ab- 
sdiiebea  mGdite  oder  durch  Painerwirtschaft 
vwliert,  in  die  Zirkulation  aufzunehmen  be- 
Fttt  sein.  Dies  spielt  fOr  die  Poli^  mindes- 
tens äne  ebenso  grofte  Rolle  wie  die  Be- 
sorgnis, daß  ein  etwai^r  Währungsvertrag 
im  Kn^faUe  hin&Ilig  wird  oder  anch 
sonst  verletzt  werden  konnte.  Ein  Bimetallis- 
mus tuidererseits ,  mit  Zugrundelegung  der 
1897 — 1905  ungefähr  herrschenden  Relation, 
etwa  1 : 34  bis  1 : 39,  scheitert  am  Widerstand 
der  Staaten,  die  —  wie  Frankrdch  und  Nord- 
amerika —  enoime  Quantitäten  Silber  zu 
1 : 15^^  bezw.  1 : 16  vermünzt  haben.  Wenn 
alle  Staaten  der  Welt  einem  bimetallistischen 
Bunde  beitreten  und  ihre  Verpflichtungen 
treu  erfüllen  wollten,  würden  Schiebungen, 
falls  die  SUberproduktion  wirklich  nicht 
sli^e  und  es  gelänge,  einmal  ein  festes 
Wertverhältnis  beider  Metalle  zu  etablieren, 
allerdings  nicht  w^irscheinlich  sein ,  doch 
liegt  die  Möglichkeit  eines  alle  Länder  der 
Erde  umfossenden  Bundes  sehr  fem.  Außer 
bei  uD^nstiger  Z^ungehilanz  würde  wahr- 
flcfeanlich  Edelmetall  in  solchen  Fällen  nur 
abfließen,  wenn  ein  Staat  in  Papierwirtschaft 
verfiele  oder  übermäßig  Scheidemünzen  aus- 
prägen wtirde.  Nicht  die  gleiche  Sicherheit 
bietet  dagegen  ein  blmetallifitischer  Münz- 
bund, dem  nur  ein  einziger  Staat  mit  ent- 
wiok^ter  Baaktechnik  feroUiebe.  Es  wäre 
für  Aea  draußen  ste^nden  Staat  mCgIich, 
auch  ohne  daß  der  Stand  d»  Zahlungs- 
bilwiB  hienu  Anlaß  bietet  und  olme  daß 
die  tatsächliche  Relation  des  Marktes  schon 
von  der  ^setzlichea  des  Dop^wiUining&- 
bnndee  jAweidit,  durch  unverzinsliche  Vor^ 
Schüsse  auf  Goldimport  oder  Prämien  anf 
Silbenuisfuhr  fortwährend  Silber  in  die 
Doppelwährungslättder  hineinzusc-bicken  und 
Gold  dafür  herauszimehmen,  bis  der  Gold- 
bestand der  Doppel  währungaländer  erschöpft 
ist  oder  der  Doppelw&hrungsbimd  zusammen- 
bricht Wie  vollends  Schiebungen  auch 
laoerhalb  eines  DoppelwUmingsbuodes  sich 
gestalten  würden,  wenn  es  schließlich  nicht 
gelänge,  die  gesetzhche  Relation  aufrecht 
zu  erhalten,  sondern  ein  Goldagio  entstände, 
ist  gajT  nicht  zu  ermesseo.  Ebenso  ist  nicht 
vorauszusehen,  ob  die  Geschftftewelt,  welche 
bis  jetzt  im  Gold  die  Basis  des  gesamten 
Umlaafs  an  Kreditziüüungsmitteln  erblickt, 


jemals  dafür  gewonnen  werden  künnte,  dem 
Doppel  Währungsexperimente  soviel  Yerteauen 
entgegenzubringen,  als  für  eine  stetig  und 
ruh%e  Kreditentwickdung  erforderlich  ist. 

Betrachtet  man  die  Tatsachen  in  der 
Gegenwart,  so  fehlt  es  an  jedem  zwingenden 
Beweise,  daß  das  von  den  Bimetallisten 
vorgeschla^ne  Experiment  erfblgreich  sein 
muß.  Es  ist  zweierlei  unter  den  bimetalli»* 
tischen  Thesen  einleuchfeod  und  unbestreit- 
bar: 1.  daß  eine  Silbrarentwertai^  nidit 
denkbar  ist,  wenn  eine  unbeschränkte  Nach- 
tage  nach  Silber  zu  festem  Prmse  beendet 
wira,  und  daß  Schwankungen  im  Frnse  dw 
Met^e  nicht  denkbar  sind,  wenn  &m  Um- 
tauschstelle jederzeit  für  x  Eänhmtrai  ^ber 
1  Einheit  Gold  und  umgdcehrt  voratveicht, 
2.  daß  während  der  Jahre  1803—1873  Frank- 
reich de  jure  Doppelwährung  hatte  und  am 
Weltmarkt  die  Schwankungen  ies  Wertver- 
hältnisaee  die  Grenzen  1 : 14  und  1 : 16  nicht 
erreicht  haben.  Mehr  steht  aber  nicht  fest. 
Was  zu  beweisen  wäre,  ist,  daß  man  durch 
Doppelwähnmg  bei  steigendem  Süberangebot 
der  SilberentwertuDg  hätte  Einhalt  tun 
können.  Tatsächlidi  gab  es  nach  1870  für 
die  Staaten  mit  Doppelwährung  zwei  Wege : 
sie  konnten  das  Experiment  machen  und 
die  Privatprägung  sowie  die  alte  Relatioa 
für  beide  Metalle  aufrecht  erhalten  od^  sie 
konnten  die  Silbem-ägung  beschränken  und 
einstellen,  also  die  Doppelwährung  angesichts 
des  steigenden  Silberangebots  verleugnen. 
Das  letztere  hat  das  w^n  seiner  Doppel- 
währungssympathieen  vielgerühmte  Frank- 
reich getan,  als  die  Probe  auf  die  Haltbar- 
keit der  Doppelwähnmg  bd  stragendem  An- 
gebot von  Suber  zn  machen  war.  Frank- 
reich hat  also  nicht  den  Beweis  erbracht, 
daß  durch  Doppelwährung  bei  der  heutigen 
Konjunktur  das  Wertverhältnis  1 : 15  «if- 
recht  zu  eriuüten  sei,  vollends  fehlt  es  an 
jedem  ErfehmngsbeweiB,  daß  die  Entwertung 
rücksSng%  zu  machen  sei.  Die  andere 
Mögh<dikmt  für  DoppelwUuiugslfinder  an- 
gesichts der  ^ewnieee  der  7Üer  Jahre  war, 
68  auf  ein  Expraiment  ankommen  za  lassen 
und  für  Silber  wie  Gold  die  Priva^r&^g 
aufrecht  zu  erhalten.  Die  Gescfaidite  dieew 
Staaten,  die  theoretisch  so  interessant  wäre, 
ist  in  der  wissensdiaftlicfaen  läteratur  leid«* 
nicht  genügend  im  einzelnen  erforscht. 
Jedenfalls  ist  keines  der  Doppelwährungs- 
länder, welche  die  Silberprfigung  beibehielten, 
imstande  gewesen ,  als  Umtausdiatelle  zu 
funktionieren ,  bei  welcher  ohne  Aufgeld 
nach  fester  Relation  Gold  g^o  Silber  und 
Silber  gegen  Gold  zu  erhalten  wäre.  Die 
betreffenden  Länder  endeten  zunächst  in 
tatsächlicher  Silberwftbmng  mit  wechselndem 
Agio  der  Goldmünzen.  Dieser  Zustand  wurde 
so  unbequem,  daß  man  immer  mehr  zur 
Einstellung  der  Silberprägung  und  zu  Yw- 
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SQCheQ  gelangte,  das  Qold  zum  Wertmesser 
zu  machen  (vgl.  Mexiko). 

Jedes  DoppelwahnmgBgebiet  kano  nur 
Bolange  als  AustauscbBtelle  von  Gold  gegen 
Silber  nach  fester  Relation  fungieren,  als 
Gold  ohne  Aufeld  für  den  Zweck  des  Um- 
tausches von  Silber  gegen  Gold  verfügbar 
ist  Es  geh^  bindere  Glaubensfreudig- 
keit  dazu,  um  anzuoehmen,  daß  diese  Mög- 
lichkeit des  Umtausches  nur  wenig  ausge- 
nützt werde  und  daß  der  Umtanach  beim 
ZuBUnmenwirten  von  zwei,  drei  odw  vier 
KnlturBtaaten  auf  Basis  der  Doppelwahrang 
wirklich  zu  garantieren  sei.  Es  ist  dies 
ebeDBO  Glaubenasache  bei  d&i  orthodoxen 
Bimetallisten  wie  die  Bä*wartuug,  daß  bei 
Wiederherstellung  des  SilberpreiBes  von 
60^/8  d.  (Relation  1 : 15^/>)  eine  nenneoswerte 
Zunahme  des  Silberangebots  nicht  eintreten 
werde.  Die  Hauptdinerenz  zwischen  ßi- 
metallisten  und  GoldwähruDgsanhäogern  be- 
steht darin,  daß  erstere  in  den  erwähnten 
beiden  Punkten  glaubensfreudig,  letztere 
skeptisch  sind.  Jedenfalls  liegt  ein  Präzedenz- 
fall für  die  Aufgabe,  die  eingetretene  Silber- 
entwertung durch  Doppelwährung  rück- 
gängig zu  machen,  nicht  vor. 

2)  Es  Wörde  vielleicht  trotz  der  Besorg- 
nisse, die  weite  Kreise  betreffs  der  Ausführ- 
barkeit des  bimetallistiBcheu  Programmes 
hegen,  zu  Experimenten  gekommen  sein, 
wenn  es  den  Bimetallisten  gelungen  wäre, 
ihre  Gegner  davon  zu  überzeugen,  daß  die 
OebelstAnde,  welche  angeblich  von  der  Gold- 
währung herrühren  solleD:  das  Aufkommen 
der  Sozialdemokratie  und  des  Antisemitismus, 
die  Verlegenheiten  der  Getreide  verkaufenden, 
insbesondere  der  verschuldeten  I^ndwirte 
usw.,  der  Goldwährung  zur  Last  zu  legen 
seien  und  bei  Durchführung  des  Bimetallis- 
mus schwinden  würden.  Einige  —  nicht 
alle  —  Anhänger  der  Goldwährung  in  Eng- 
land, die  der  alten  Quantitätstheurie  treu 
geblieben  sind,  hielten  in  der  Zeit  1880  bis 
1890  allerdings  die  behauptete  Q^ldverteue- 
nmg  für  mriesen:  die  deutschen  Gold- 
-wftmimgsanhAnger  gaben  d^egen  nicht  zu, 
daß  der  Beweis  für  eine  Verteuerung  des 
Goldes  geliefert  sei  Die  deutschen  Gold- 
währuD^sanhänger  wiesen  femer  schon  1894 
darauf  Mn,  daß  nur  l*^^o  der  damaligen  land- 
viitschaftlichen  Schiüden  in  Süb^  aul^- 
aommen  waren,  da  die  übrigen  Schulden  unter 
Henschaft  der  Goldwährung  von  den  Schuld- 
nern gekündigt  und  entweder  heimbezahlt 
odec  zu  einem  niedrigeren  Zinssatze  neu 
aufgenommen  worden  sind.  Die  Gold- 
währuDgsanhänger  geben  zu,  daß  der  Süber- 
beigbau  allerdings  in  Deutschland  bei  niedri- 
gem Silberpreis  leidet,  nehmen  aber  an,  daß 
eine  Fürsorge  für  die  brotlos  werdenden 
Bergleute  viel  wohlfeiler  auf  anderem  "Wege 
als  durch  eine  Währungsumwälzung  zu  er- 


reichen sei;  sie  geben  femer  zu,  daß  der 
im  Vergleich  zum  Nennwert  geringe  Metall- 
wert  des  deutschen  Silbergeldes  nidit  un- 
bedenklich ist,  nehmen  aber  audi  in  diew 
Hinsicht  an,  daß  eine  Reform  —  wenn  ne 
einmal  nötig  ist  —  wohlfeiler  und  ge&hr- 
loser  auf  anderem  Wege  als  dun»  den 
BimetaUismus  zu  erzielen  wäre ;  sie  machen 
femer  g^nflber  dem  üinwos  auf  die 
ValutadifFerenzen  darauf  aufmerksam,  daß 
äch  die  Zahl  der  SilberwSbmngaläod«-  st^ 
verringert  und  für  den  Welwandel  immer 
mehr  Gold  tatsächlich  der  allgemöne  intei^ 
national  verwendete  Wertmesser  geworden  isL 
3)  Wenn  die  behauptete  Goldverteuenuig 
nicht  existiert,  dann  kann  sie  auch  nicht 
durch  den  Bimetallismus  beseitigt  werdai. 
Wohl  aber  ist  es  denkbar,  daß,  wenn  die 
Bimetallisten  ihre  Pläne  ausgeführt  sehen, 
eine  Preissteigerung  des  Getreides  in  Deutsch- 
land zunächst  eintritt.    Mit  Bestimmtheit 
ist  auch  dies  nicht  vorauszusagen.   Aber  die 
Hoffnung  auf  eine  Preisst^gerung  war  es, 
die  der  Bewegung  —  namentlich  in  laod- 
wirtschaftlichen  Kreisen  —  bishw  Zugkraft 
verlieb.    Handelt  es  sich  dabei  nicht  am 
ein  Wiedergutmachen  einer  angeblich  durch 
Goldverteuerung  herbeigeführten  Schädigung, 
sondem  in  erster  Linie  um  ein  Anstreben 
einer  Bereicherung   der  grund  besitzenden 
Klassen  durch  eine  Inflation,  so  ist  doch 
immerhin  denkbar,  daß  außer  den  Grund- 
besitzern  auch   andere  Schichten  Vorteil 
ziehen,  deren  Produkte  ebenftUls  sich  ver- 
teuem  würden.   Zu  diesen  von  einer  Preis- 
steigerung bereicherten  Schichten  würden 
jedoch  nicht  diejenigen  Gewerbe treibendeo 
gehören,  welche  heute  am  meisten  klagea, 
die  Handwerker  und  BansindUBtriellen,  eben- 
sowenig die  Arbeiter,  nicht  also  die  breiten 
Massen  des  Volkes.    Der  Vorsprung,  den 
der  kwitalistisehe  Großbetrieb  vor  Handwerk 
und  Hausindustrie  voraus  hat,  würde  io 
keiner  Weise  beseitigt,  wenn  dtu«h  laflatioB 
^ne  ProssteigemDg  herb^gefflhrt  -vflrde. 
Die  Arbeitslöhne  «»er  sind  bei  ein»  — 
durch  Geddrevolution  herbei^effihrten  —  all* 
gemeinen  Preiwteig^ng  bisher  in  der  Ge> 
schichte  niemals  gleichzeitig  und  nie  rAUig 
im  gleichen  Maße  mit  den  Oetreide|HreieeD 
gestiegen,  am  wenigsten  bei  schwach  ent- 
wickeltem Koalitionsrecht  der  Arbeit«-.  Die 
Gewinnchance  für  die  Grundbesitzer,  insbe- 
sondere für  die  großen  Grundbesitzer,  weJdie 
viel  Getreide  auf  den  Markt  bringen,  liegt 
auch  nicht  so  sehr  darin,  daß  die  Getreide- 
preise steigen,  sondern  daß  mit  der  Steige- 
mng  der  Getreidepreise  ihre  Selbetkostoi, 
vor  allem  die  von  innen  zu  zahlenden  Löhne 
nicht  gleichen  Schritt  halten.    So  ist  der 
W.  allerdings  eine  Erscheinung  von  sozialer 
Bedeutung,  ein  Eam[^  des  verschnldeteD 
Besitzes  gegeu  die  Arbiter,  nicht  bloß  gegen 
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dafi  mobile  Kapital;  ein  Singen  um  eiDe  zu* 
QDgiinsten  der  Massen  zn  bewirkende  ESn- 

kommensYerschiebung.  Nichts  ist  aber  bis- 
her in  der  Geschichte  in  höherem  Mafie  ein 
Hemmnis  des  wirtschaftlichen  und  kulturellen 
Fortschritts  gewesen  als  eine  Verfiaderung 
der  Einkommensverteilung,  die  die  Kauf- 
kraft der  Massen  zugunsten  des  verschuldeten 
Grundbesitzes  verringert. 

4)  Das  eigentlich  bimetallistiache  Pro- 
gramm ist  gegenwärtig  kffom  mehr  eine 
Gefahr,  die  sehr  ernstlich  zu  fürchten  wäre; 
der  Streit  hat  an  Aktualität  verloren,  seit- 
dem vom  Ende  des  19,  Jahrh.  an  eine  Ver- 
mehrung der  Ooldproduktion  und  ein  Steigen 
vieler  Warenpreise  in  Goldw&hrungsläudem, 
eventuell  durch  Zölle  auf  dem  Inlandsmarkt 
noch  forciert,  eingetreten  ist.  Dagegen  war 
zeitweilig  eine  Gefohr  vorhanden,  daß  in 
einem  oder  dem  anderen  Lande,  —  wie  es 
in  Nordamerika  zum  großen  Schaden  der 
Nation  bis  1893  geschah  —  halbe  Maßregeln 
zur  Ausführung  gelangten,  die  die  Währung 

gefährden,  ohne  wirklich  die  Doppelwährung 
erheizofOhren.  Hierher  gehören  die  Voi^ 
schlfige,  die  Kurant-Silberprägung  mit  Er- 
hebung eines  Schlagschatzes  entweder  frei- 
zugeben oder  doch  in  beschränktem  Umfange 
zu  gestatten,  Silber  als  Banknoteudeckung 
in  reidiliohem  Maße  zuzulassen  oder  die 
Kulbirstaaten  zn  einem  Syndikat  für  Silber^ 
«ikftufe  zu  vereinigen.  Gemeinsam  diesen 
VoTBchlUgen  ist,  daß  man  zwar  anertennt, 
eäne  Einführung  beträchtlicher  Mengen  von 
neu  zu  plagenden  Silbermflnzen  in  deo  all- 
täglichen Verkehr  der  Kulturstaaten  sei  un- 
m^lich,  daß  man  aber  trotzdem  das  Silber 
docm  in  den  Kulturstaaten  zu  reichlicherer 
Verwendung  bringen  möchte.  Die  Gefährlich- 
keit dieser  vermittelnden  Vorschl^  mit 
großer  Cebereinstimmung  der  Goldwährunfns- 
anhänger  und  der  Bimetallisten  festgestellt 
zu  haben,  ist  das  Hauptverdienst  der  deut- 
schen Silberkommission  von  1894  gewesen. 

Für  denjenigen,  der  im  Bimetallismus 
und  den  Vorschlä^n,  die  ein  Kompromiß 
zwischen  Bimetallismus  und  Goldwährung 
anstreben,  kein  Heilmittel  zu  erblicken  ver- 
mag, gibt  es  gegenüber  der  Tatsache  der 
Silberentwertung  nur  ein  Ergebnis:  die 
Versuche,  den  Silberwert  zu  befestigen,  in- 
dem man  den  Silberpreis  durch  künstliche 
VeranstaltuDgen  Über  den  jetzigen  Stand 
hebt,  sind  zur  Zeit  aussichtslos.  Wenn 
es  ein  Mittel  zur  Festigimg  des  Wertver- 
hftitnisses  zwischen  Silber  und  Gold,  die  ja 
mit  Freuden  zu  begrüßen  wäre,  gibt,  so  be- 
steht dies  darin,  daß  alle  Veranstaltui^en 
unterlassen  werden,  diu^h  welche  eine  Um- 
wälzung der  jetzigen  Verhältnisse  herbeige- 
fflhrt  wird.  Wenn  nicht  bei  Fortdauer  des 
jetzigen  niedrigen  Silberpreises  von  unge- 
fähr 80—90  M.  p&r  kg  das  Anwachsen  der 


Silberproduktion  zum  Stillstand  kommt,  dann 
ist  die  Stellung  des  SUb^s  als  Edelmetall, 
als  Gut  von  Seltenheitswert,  überhaupt  nicht 
zu  retten.  Ob  die  Hoffnung,  daß  bei  Fort- 
dauer des  billigen  Preisstandes  des  Silbers 
der  Industrieverbrauch  dieses  Metalls  be- 
trächtlich zunehmen  werde,  sich  bestätigt, 
ist  natürlich  nicht  vorauszusagen.  Ebenso- 
wenig ist  vorauszubestimmen,  welche  Auf- 
nahmefähigkeit für  Silbermünzen  China, 
wenn  es  durch  Eisenbahnen  dem  Welthandel 
erschlossen  wird  und  Silbermünzen  reichlich 
entweder  als  Währungsgeld  oder  als  inneres 
Umlaufsmittel  mit  Verwendung  des  Goldes 
für  den  internationalen  Verkehr  prä^,  zu 
entfalten  vermag.  Bis  jetzt  hat  sich  Bnt^ch- 
Indien  außeronlentlicfa  aufnahmefähig  für 
Silber  als  Münzmetall  des  Kleinverkehrs  er- 
wiesen, nachdem  es  Gold  als  Zahlungsmittel 
des  Auslandsverkehrs  angenommen  hatte. 
Jedenfalls  liegt  die  Zukunft  des  Silbers  nicht 
darin,  daß  man  verstärkte  SilberausmÜnzungen 
denjeni^n  Kulturstaaten,  deren  Qmlauf  be- 
reits mit  Silbermüozen  übersättigt  ist,  auf- 
zwingt. Das  Silber  ist  nützlich ,  soweit 
Zahlungen  in  kleinen  Beträgen  in  Betracht 
kommen,  und  seine  Zukunft  als  Münzmetall 
wird  kaum  anderswo  zu  suchen  sein  als  in 
Ländern,  in  denen  tatsächlich  die  Zahlungen 
bis  5  M.  aufwärts  den  Hauptinhalt  des  Ver- 
kehrs ausmachen. 

Literatur:  i.  Ad.  Soetbeer,  LiUratumafkwei» 
übtr  Geld-  und  Mümweaen,  inibes.  über  den 
Währungsttreü,  1871 — 1S91,  mit  gesehiehtticken 
und  atatütücken  Eri^Uervngen,  BtrUn  1S9S.  — 
S,  Simetaltittitehe  Hauptsehri/ttn: 
JL  WoloxtBlH,  L'or  et  l'argent.,  Parit  1870, 
insbet.  S.  I—XL.  —  Henri  Cemuachi,  Birne- 
taUisehe  Mätue.  UeberteM  a.  d.  FranMÖtiichen, 
Barit  1876.  —  Emile  de  iMvHege,  La 
monnaie  et  le  bimittMüme  intfrnaHoHol,  Pari» 
1891.  —  Otto  Arendt,  Pie  vertragtmäfiige 
Doppeiviäkntng.  Ein  VortcHag  sur  Voüendung 
der  deutteken  Münfre/orm,  Berlin  1880.  —  O. 
.  M.  Botaaevain,  Le  probthne  monitairt  et  la 
lotulion,  Paris,  Am»t«rdam  1891.  —  Ber*elbe, 
Zur  Währungtfragt,  Denkschrift,  Berlin  1898.  — 
BdmonA  Thiry,  Die  internationale  Währung»' 
kri»e,  Eine  üntertuekung  über  die  Wirkungen 
de»  Sitberpreitfalle».  Au»  d.  Frantö».,  Wien  1895, 

—  Otto  Arendt,  Leitfaden  der  Wäkrungtfrage. 
In  vteten  Ai^.  seit  1898,  Berlin.  —  S.  Gold- 
währungttehri/ten:  £.  BombergeTf 
Reichtgold.  Studien  übrr  Währung  und  Weeheel 
fabgedntckt  in  Bd.  IV  der  geiarmieUen  Schriften). 

—  Der»elhe,  Die  Stiehworte  der  Silberleute, 
Berlin  189S.  —  Ad.  Soetbeer,  Denkschrift,  be- 
treffend die  Einführung  der  Goldwährung  m 
Deutachland,  mit  bes.  Riicksicht  auf  die  Hamb. 
Bankvaluta,  Hamburg  1866.  (Vgl.  die  übrigen 
vHhrung«potiti»ehen  Schrien  Soetbeer»  in  seinem 
oben  eiUerten  Literatumaehweie.)  —  Burek- 
Hardt -BiiKho ff,  Die  Lateinische  Münskon- 
ventüm  und  der  intemaUonale  BirnttoUiemms, 
Basel  1886.  —  Anrin  Naeee,  Die  ßemonett- 
sation  des  Silbers,  Jahrb./.  Ges.,  JV.  F.>  /,  8.  US  fg. 
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—  Dentelbe,  Die  Währungtfrage  in  Dtvlachland, 
Preuß.  Jahrbüchvr,  Bd.  LV,  S.  S9Sfg.  —  Robert 
OlffeMj  The  ecut  against  bimetaUittm,  S.  Auß., 
London  189S.  —  M.  Biermet',  LeiUäUe  xut 
Beurteilung  der  Währtmgtfrage,  Berlin  1896.  — 
W.  LotXf  Die  Ergebnitte  der  deuttehen  Silber- 
enquete, Jahrb./.  Oea.,  N.  F.,  Bd.  XIX,  S.  179/g., 
SS5/g.,  Itnfg.  —  Karl  Helfferich,  Die 
Wäkrungtfragt.  OemeiiifQföiek  dargettelU,  Stutt- 
gart 1S9S.  —  Max  Sekippel,  Die  Wähmmgt- 
frage  und  die  Sotiaidemotratie.  Ehu  getneinfäfi' 
liehe  Dainteüung  der  währung»politi«chen  Zu- 
stände und  Kämpfe,  Berlin  1896.  —  4.  Reiches 
Material  enthalten  femer  die  Denkschrift  d. 
österr.  Regierung  öAer  den  Gang  der  Währungs- 
frage seit  dem  Jahre  1867,  Wien  189t;  die  Proto- 
kolle und  Drucktacken  der  internationalen  und 
nationalen  Miintkommissionen  seit  1887 ;  die 
Veröffentlichungen  der  deutschen,  en^isehen, 
ameHIeanischen  vährung^toiitiseheH  Verbände, 
endlich  BeMnberg,  Bd.  I,  4.  Aufl.,  S.  SSOfg. 
und  S.  991fy.  (Naate-Lexis)  und  die  8  Bde. 
des  H.  d.  St.  —  Vgl.  auch  K.  Helfferieh,  Die 
Reform  des  deutschen  Geldwesens  nach  der 
Gründung  des  Reiches,  t  Bde.,  Leiprig  1898; 
sowie  Qnretpandenee  retpeeting  tke  propowal»  of 
currency  mäde  bf/  the  speeitU  envoys  from  tke 
UniUd  States,  presented  to  both  Houses  of  ParKa- 
meni  etc.,  Oct.  1897,  London ;  endlich  Stetger, 
Die  Siibereniwertung  und  ihre  Bedeutung  für 
die  Volkswirtschqft  der  Gegenwart,  sumal  für 
die  ■  Schweis,  Basel  1898.  —  Parker  WiUta, 
A  history  of  tke  Latin  monetary  union,  a  study 
t(f  international  monetary  artion,  Chicago  1901. 

—  Karl  Helfferieh,  Da»  Geld,  Leiptig  1903. 

—  J.  Lawrence  JAtughtin-,  The  prineiples 
of  money.  —  Aug.  Amaun^  La  monnai«,  le 
cridit  et  le  ehange,  Paris,  X.  Auß.,  190i.  — 
4.  Ueber  die  neueste  Sntwickelung  vgl.  Gold 
Standard  in  intemationcU  trade,  Report  on  the 
introduction  of  the  Gold  ejcchange  Standard  into 
China  etc.,  1904,  Washington.  —  Atglave, 
Broeard  etc.,  Questions  monetaires  contempo- 
raime»,  Air<a  1905.  —  G.  F.  Knapp,  Steat- 
Ueke  neorie  dee  Geldes,  Le^mg  190S. 

W.  Lote. 


WaisenversichernDg, 
WaisenTersoMfQDg  s.  Witwen-  und 
WaisenverBicnerung  imd  Witwen- 
und  WaiseoTersorguDg. 


Waldfrevel,  WaldSdländereien  usw. 

s.  Forsten  oben  Bd.  I  a  857 fg. 


Wftlker,  Francis  Amts«,  ' 

eeb.  am  2./X.  1840  in  Boston,  1869  Direktor 
dea  zum  Treasnry  DepArtment  gehörigen  stati- 
stischen Bnreans  der  Vereinigten  Staaten,  1873 
Ua  1889  Professor  der  Volkswirtschaft  ui  der 
Sheffield  Scientific  Scbool  der  Yale-Unirersität 
in  New-Haven,  Präsident  des  Massachnsettfi  In- 
stitnte  of  Tecbaotogy,  der  American  Economic 
ÄBSociation,  der  American  Statistical  Association 
etc.  etc.,  Ehrendoktor  dreier  amerikanischer  nnd  i 


zweier  deatscher  UniTersitSten,  gest  am  5^1. 1897 
zn  Boaton. 

Hervorragendste  Kraft  am  sozialskonomischea 
Lehrkörper  der  amerikanischen  UniTertitit«n. 
„the  most  prominent  fignre  among  Americaa 
economic  teachers",  wie  K.  P.  Falkaer  in  mibc« 
Nachmfe  in  den  „Annais  of  the  Americaa  Act* 
deniT  of  FoUtiaat  and  Social  Sdenoe",  J^mag 
1897,  ihn  nennt.  Befcftmpier  der  erths&zcB 
Freihandeladoktria  and  AakSoger  der  nanea 
realistischen  Kchtnng  der  historischen  Schale 
Anhänger  der  Bicardoscben  Gnmdrenteatheork 
und  Bek&mpfer  sowohl  der  Carey-Bastiatachea 
Einwände  gegen  dieselbe  als  des  AgranomK»- 
mns  von  Henry  George.  Verfechter  der  inter- 
nationalen Doppelwährang. 

Von  seinen  oierher  gehörigen  Schriftea  mhb 
genannt;  The  wagea  qnestion,  a  treatiae  oa 
wages  and  the  wagee  clau,  New  York  1876; 
dasselbe,  3.  Aufl.,  ebenda  1891.  (Darin  B»> 
kttmpfniü;  der  Lohnfondstheorie.)  —  Moacr, 
Kew  York  1878;  dasselbe.  2.  Anfl^  ebenda  168Ö; 
dasselbe,  3.  Anfl.,  ebenda  1891.  —  Money.  ia 
its  relations  to  trade  and  indostiy,  New  VoTt 
1879.  —  Political  economy,  New  York  18©: 
dasselbe,  2.  Anfl.,  ebrada  1887.  —  Land  and  itt 
rent,  Boston  1883.  —  First  tesaons  in  politieal 
economy.  New  York  1889.  —  The  doctriae  a( 
rent  and  the  residual  clainunt  thetffy  of  wagai, 
New  York  1891.  HfsperU 


WaadeUcker. 

W.  oder  „walaende  Qrandstfioke",  andi  ^Erb- 
land",  heilten  die  frei  bew^liebea  nnd  frei  teil- 
baren OrnndstScke  resp.  Baoemgflter  in  4ea- 

J'enigen  Gegenden,  wo  der  gesehloisene  bioer- 
lebe  Besitz,  die  „Hofverfassnng",  vorbemchead 
ist.   Vgl.  Art.  „Baner**  oben  Bd.  I  S.  29S. 


Waaderarbelter,  laadwirtsohaftUcha 

8.  Landwirtschaftliche  Arbeiter 
oben  S.  367 fg.  und  SachsengSager 
oben  S.  732^. 


Wudergawerbe. 

1.  Begrifi  und  Art^  8.  BescfartukoBgea  ia 
der  Zolaunng  nnd  AasQbnng.  3.  Zarfidmakme 
der  Erlaubnis  zum  Betriebe  des  W.  4.  Be- 
steuemng  des  W.  6.  W.  im  Auslände.  6.  Sta- 
tistik. 

1.  Be^ff  nnd  Arten.  Unter  „Wandere 
oder  Hausieigewerbe"  oder  „Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen",  wie  die  ROew.-fX  dM 
„W.'*  nennt,  ist  an  und  fOr  sich  jede  (ge- 
werbliche Tätigkeit  zu  verstehen,  die  a n  ft  e r - 
halb  des  Wohoortee  des  Gewerbe* reibei»- 
den  und  ohne  Begründung  einer  geweifalidieo 
Niederlassung  in  dem  fremden  Orte  auBgeüb< 
wird.  Die  ROew.-O.  faftt  aber  den  Begriff 
des  W.  iosofem  enger,  aU  ee  diejenige  ^ 
werbliche  Tätigkeit,  die  in  dieser  Weue 
leotweder  auf  vorgftngtge  Bestellung 
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seitens  des  Konsumenten  oder  innerhalb 
dds  Harktverkehrs  ausgeübt  wird,  uie- 
zum  "W.  rechnet  Auch  schrftokt  sie 
dea  Betriff  des  auf  diejenige  gewerbliche 
Tfttigkeit  esDy  die  zum  Gegenstände  hat: 
a]  das  FeUbielen  von  Waren ;  b)  das  Auf- 
sodmi  von  Warenbratellungen  oder  das  An- 
bofen  von  Waren  zwec^  Wiederrwkaufs 
bei  Nichtkanfleuten  oder  an  anderen  Orten 
als  in  offeDen  Verkaufssteilen ;  c)  das  An- 
Weten  gewerWicher  Leistungeu ;  und  d)  das 
Darbieten  von  Musikaufführungen,  theatra- 
lischen Vorstellungen  oder  sonstigen  Lust- 
baik^ten,  bei  denen  ein  höheres  Interesse 
der  Kunst  oder  der  Wissenschaft  nicht  ob- 
waltet. 

Wieder  begrifflich  noch  im  Sinne  der 
RGew.-O.  gehört  an  und  für  sich  zum  W.  das 
80g.  „Stadthausieren",  d.  h.  der  Ge- 
werbebetrieb ,  der  seitens  des  Gewerbe- 
treibenden innerhalb  des  Gemeindebezirks 
seines  Wohn<Hie6  oder  seiner  gewerblichoi 
Ifiederlassung  (oder  der  diesem  diu^  An- 
ordnang  der  höheren  Verwaltungsbeh{kde 

f leichgestellten  Umgebung)  a)  durch  das 
dlbieten  von  Waren:  b)  durch  das  An- 
kaufen von  Waren  bei  NichtkaufLeuten  oder 
NichU)roduzenten  oder  an  anderen  Orten  als 
in  ofrenen  Verkaufastellen  zum  Zwecke  des 
Wiederverkaufs;  oder  durch  das  Aufsuchen 
von  Warenbestellungen  bei  Personen,  in 
deren  Gewerbebetriebe  Waren  der  ^gebotenen 
Alt  keine  Verwendung  finden ,  und  endlich 
c)  durdi  das  AnUeten  ge  werUicherLeistungen, 
lunmcbtlich  deren  dies  nidit  Landesgebrauch 
ist,  auiBgettbt  wird^). 

Jedoch  kann  durch  die  höhexe  Verwal- 
tungsbehörde nach  Anhörung  der  Gemeinde- 
beiärde  oder  durch  Beschlufi  der  letzteren 
mit  Oaiehmigung  der  ersteren  das  sog. 
„Stadtiumsiaen^  von  einer  Erlaubnis 
akAAn^g  gemacht  werden,  auf  deten  Er- 
teilung, Veisagnng  und  Zurückm^me  die 
für  das  eigeotlicbe  W.  geltenden  Vorschriften 
eotfljprecbende  Anwendung  finden. 

Besondere  Arten  des  W.  sind  das 
,4)etailreisen"  und  das  Halten  von  „Wander- 
lagern". —  Unter  ^Detailreiseu'*  versteht 
das  Oesetz  das  Aufkaufen  von  Waren  für 
die  Zwecke  des  Gewerbebetriebes  oder  das 
Aufsuchen  von  Bestellungen')  auf  Waren 


>)  Die  Darbietnng  von  Hnsikanfftthrangen 
and  aonstigen  Schaiutellangen  onteiveordneter 
Art  fällt  unter  die  Torscbrift  des  §  33b  Gew.-O. 
und  bedarf  stets,  also  auch  an  dem  Wofan«  oder 
NiederlaasBiigsorte  des  GewerbetTeibendeo,  der 
▼onttuigen  Erlaubnis  der  OrtapoliEeibehOrde. 

^  werbei  dftrfea  zwecks  Verküfs  der  Waren 
in  der  Begel  nur  Proben  oder  Maater  von  den- 
•elbea,  niäit  aber,  die  zu  verkaufenden  Waren 
aeibBt  mitgeBomraen  werden.  Ananshm«!  «ind 
gemJkß  Bnndesratabescbl.  v.  27./XI.  1806  (BGBl, 
a.  746)  in  dieser  Hinsicht  nur  zagehwa»  für 


außerhalb  des  Ortes  der  gewerblichen 
Niederlassung  des  Gewerbetreibenden,  mag 
dies  nun  seitens  des  letzteren  in  Person 
oder  dordi  in  seinem  Dienste  stehende 
Reisende  oder  durch  selbstfindige  Agentra 
erfolgen. 

Eän  „Wanderlagerbetrieb"  li^ 
dann  vor,  wenn  ein  Gewerbetreibender  außer- 
halb seines  Wohnortes  und  außer  dem  Meß- 
und  Marktverkehr  von  einer  festen  Ver- 
kaufsstelle aus  vorübergehend  Waren 
in  Person  oder  durch  seine  Angestellten 
feilbietet.  (Vgl.  Bundesratsbeschl.  v.  27./I1I. 
1879.)  Der  Vertrieb  des  Wanderlagers  kann 
im  Wege  des  gewöhnlichen  Verkaufs  oder 
der  Versteigerung  („Wanderauktion")  oder 
der  Ausspielung  erfolgen. 

2.  Beschränkimgen  in  der  Zulassung 
und  Ausübung,  a)  Beschränkungen 
in  der  Zulassung  zum  W.  Die  Vor- 
aussetzungen für  die  Zulassung  zum  W. 
sind  verschiedenartige,  je  nachdem  die  Zu- 
lassung zum  sog.  „Detailreisen"^  oder  zum 
eigentlichen  „Hausierhandel"  in  Frage 
steht.  1) 

a.)  Die  Zulassung  zum  Hausier- 
handel erfolgt  durch  Erteilung  eines  für 
ein  Kalenderjahr  und  für  das  ganze  Reichs- 
gebiet gültigen  W.scheines,  der  von  der 
für  den  Wohn-  oder  Aufenthaltsort  des 
Nachsuchenden  zuständigen  höheren  Vei> 
waltungsbdiörde  ausgestellt  wird')').  Den 


Gold-  und  Silberwaren-Fabrikanten  and  -Groß- 
händler, für  Taschesnbren-,  Bijouterie-  und 
SchUdmttwaxw-Fabn^uiten  und  -GroHhändler, 
aowie  fOr  Gewerbetreibende,  die  mit  Edelateineit, 
Ferien,  Kameen  and  Korallen  Großhandel  treiben. 
Diesen  ist  es  gestattet,  die  feilinbietenden  Waren 
auch  beim  Detaiireisen  selbst  mit  sieb  zu  fuhren, 
falls  diese  Waren  übungsgemäß  an  die  Wieder- 
verkäafer  im  Sttlck  abgesetzt  werden. 

^)  Ueber  die  Voranssetznogen,  nnter  denen 
Aasländern  die  Befugnis  znr  ÄasUbaag  des 
Detailreisens  und  des  eigentliches  Bausierhuidels 
erteilt  werden  kann,  bat  der  Bandesrat  aof  Grund 
der  Sg  44a  und  56d  mittelat  des  laut  Bek.  des 
Beichskanzlers  v.  27./XI.  1898  (BGBl  S.  746) 
veröffentlichten  Besohl,  v.  26.;KI.  1896  die  er- 
forderlichen Bestimmnn8:en  getroffen,  die  aber 
aar  so  weit  zur  Änwendnag  kommen,  als  nicht 
durch  die  mit  einzelnen  Staaten  geschloBsenen 
StaatsvertrSge  Abweichendes  festgesetzt  ist. 

*)  Der  zn  MnsikanffUhrangea  und  äholicbea 
Veraustaltangea  berechtisfende  W.scbein  ist  stets 
von  deijenigen  höheren  Verwaltungsbebörde  aos- 
znatellen,  in  deren  Bezirk  das  Gewerbe  aus- 
l^eilbt  werden  soll:  er  hat  auch  nur  fOr  den 
Bezirk  der  aasstellenden  Behörde  GUtigkeit. 
Ueberdies  bedarf  es  zwecks  Ansabong  dieses 
Gewo-bes  von  Hans  an  Haus  oder  an!  Öffent- 
lichen Wegen,  Straßen,  Plttaen  oder  an  anderen 
öffentlichen  Orten  einer  besonderen  Erlaubnis 
der  OrtspoUzdbehÖrde. 

')  Zar  AasUbaiu:  des  W.  bedarf  es  in  den 
in  §  59  Gew.-O.  gedachten  Fällen  (Vertrieb  von 
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in  §  57  Nr.  1—4  06w.-0.  bezeichneten  Per* 
sonen  (mit  einer  abschreckenden  oder  an- 
steckenden Krankheit  behafteten  oder  in 
abschreckender  Weise  entstellten  Personen, 
wegen  gewieser  Verbrechen  zu  bestimmten 
Stilfen  verurteilten, Bettlern,  Landetreichem, 
Arbeitsscheuen  und  Trunkenbolden)  darf 
ein  W.schein  nicht  erteilt  werden ;  denjenigen 
Personen,  die  Musikaufföhrungen  und  ähn- 
liche Veranstallungen  untei^eord neter  Art 
im  ümherziehen  betreiben,  ist  der  W.schein 
dann  zu  versagen,  wenn  bereits  eine  aus- 
reichende Anzahl  von  Personen  zur  Aus- 
übung des  Gewerbes  innerhalb  des  betreffen- 
den Bezirks  zugelassen  ist  —  Personen 
unter  25  Jahren.  Blinden,  Tauben,  Stummen 
oder  Geistesschwachen  ist  in  der  Regel  ein 
W.schein  nicht  zu  erteilen,  wahrend  den  in 
§  57  b  genannten  Personen  derselbe  nach 
freiem  Ermessen  der  zuständigen  Behörde 
vOTweigert  oder  erteilt  werden  kann.  Liegt 
keiner  der  in  den  §§  57,  57  a  und  57  b  ge- 
nannten Versagungsgründe  vor,  so  m  u  ß  der 
W.schein  erteilt  werden. 

,J)  Die  Zulassung  zum  „Detailreisen" 
erfolgt  durch  Erteilung  einer  seitens  der 
zuständigen  Verwaltungsbehörde  ausgestell- 
ten,  fOr  ein  Kalenderjahr  und  für  das  ganze 
Reichsgebiet  gültigen  „Legitimations- 
karte", die  nur  aus  den  in  §  57  Ziffer  1 — 4 
erwähnten  GrQnden  versagt  werden  m  u  8 
und  aus  den  in  §  57  b  Ziffer  2  Gew.-O. 
ange^benen  Gründen  verweig^  werden 

Sine  derartige  Zulassung  kann  aber  nur 
ertcdlt  werden  aa)  zwecks  Vertriebes  von 
Druckschriften  und  zwar  unter  den- 
selben Voraussetzungen,  wie  deren  „Colpor- 
tage"  gestattet  ist  (s.  den  Art.  „Colportage" 
oben  Bd.  I  S.  631  fg.);  bb)  zwecks  Aufkäufers 
von  Waren  bei  Kaufleuten,  Produzenten  oder 
in  offenen  Verkaufsstellen ;  cc)  zwecks  Äuf- 
suchens  von  Wai'enbestellungen  bei  Kauf- 
leuten in  deren  Geschäftsräumen  oder  bei 
solchen  Personen,  in  deren  Geschäftsbetriebe 
Waren  der  angebotenen  Art  Verwendung 
finden ;  dd)  zwecks  Aufsuehens  von  Waren- 
bestellungen bei  anderen  Personen,  jedoch 
hier  lediglich  auf  deren  vorgängige  ansdrück- 
liche  mündliche  oder  schrimiche  Auffor- 
derung. 1) 


BetbRtgewonnenen  Produkten  der  Landwirtschaft 
oder  von  Belbatverferttgten  Waren  anf  eine  Ent- 
femnng  bis  zu  15  km  vom  Wohnorte  oder  An&- 
ttbuDg  des  Hanaiergewerbea  bei  besonderen  Ge- 
legeuDeiten,  wie  öffentlichen  Festen  a.  dgl.)  eines 
W.«cheine8  nicht. 

M  Der  Bnndesrat  kann  f&r  bestimmte  W^aren 
oder  Gegenden  oder  Gruppen  von  Gewerbe- 
treibenden gestatten,  daS  der  Detailreisende  bei 
Kaufteaten  anch  anßerhalb  ihrer  Geschäfte* 
rftnme  nnd  bei  sonstigen  Personen  ohne  vor* 
gängige  Anffordemng  Warenbestellnngen  anf- 


y)  Gewisse  Gegenstände  önd  von 
GewOTbetrieb  im  Umherziehen  ^nzlich  ans- 
ffcndüossen.  AnsDahmsloB  ist  dies  der 
□iDsichtlich  des  Feilbietens  von  Waren,  «9- 
wdt  diese  auch  im  stehenden  Gewerbe- 
betriebe nicht  feilgehalten  werden  dfirfeiL*) 
Im  übrigen  dürfen  die  in  g  56  Abs.  2  Gew.- 
0.  aufgeführten  Gegenstbide*)  im  Hausi«s«> 
betriebe  weder  an^kauft  noch  feilgebotea 
werden ,  sofern  nicht  der  Bundesrat  für 
einzelne  dieser  Gegenstbide  Ausnahmen  zu- 
läßt.») 

S)  Weiter  sind  die  im  §  .')6a  Gew.-O.  er- 
wähnten Tätigkeiten*)  ausnahmsloe  vom 


sucht.  Von  dieser  Befugnis  hat  der  Bundemt 
durch  die  BescUlfisse  v.  87./XI.  1886  (RGBL 
S.  74§  und  25./m.  1897  ('RGBl.  S.  96)  cufuiutea 
der  Weinbändler,  der  Nluimascbinenb&iiiUer,  der 
Händler  mit  E^rzeugUBsen  der  Leinen-  und 
Wäschefabribatiou  und  der  Fabrikanten  voa 
Uberwebten  Holzrooleaux  Gebrauch  gemacht 

')  Dergleichen  Verbote  enthalten  i.  B.  Jt  6 
des  G.  V.  147V.  1879  und  die  V.  v.  l./IL  1891 
(RGBl.  S.  11);  G.  v.  25./VL  1887  (RGBl.  S.  273.; 
G.  V.  d./Vn.  1887  (RGBl.  S.  277);  G.  v.  12.  Va 
1887  (RGBl.  S.  375],  und  G.  v.  aO^IV.  1892 
(RGBl.  S.  697). 

■)  Dies  sind:  Geistige  Getränke,  sow^t  nicht 
die  OrtspolizdbehSrde  das  Feilbieten  im  Falle  be- 
sonderen Bedilrfnissee  vorübergehend  gestattet; 

gibraucht«  Kleider  nnd  Wätwhe,  gebrvichts 
etten  und  Bettsttlcke,  insbesondere  Bettfedera, 
Henscbenbaare,  GamabfäUe,  Fäden  nnd  Driom« 
von  Seide,  Wolle,  Leinen  nnd  Banm wolle;  Gold- 
und  Silberwaren,  Bmcfagold  nnd  Bnicbaitber^ 
Taschenahren ;  Spielkarten ;  Staats-  und  sonstig 
Wertpapiere,  Lotterielose,  Bezngs-  nnd  Anteil- 
scheine  auf  Wertpapiere  und  Lotterieloee:  ex- 

Sloaive  Stoffe,  insbesondere  FenerwerkikflrpCT. 
cUeßpnlver  und  Dvnamit;  solche  ^neraliachc 
nnd  andere  Gele,  die  leicht  entsttndUch  ainA. 
insbesondere  Petroleum,  sowie  Spiritus;  Stoft-, 
Hieb-  oder  Schußwaffen;  Gifte  und  gifthaltiA 
Waren,  Arznei-  and  Gebeimmittel ;  Bäume  albr 
Art,  Sträucher,  Schnitt-,  Wnrzelreben,  Futter- 
mittel und  Sämereien,  mit  Ausnahme  von  Ge- 
mllse  nnd  Blnmensamen;  Schmucksachen. 
jouterieen,  Brillen  und  optische  Instruaiemte. 
Ueber  die  Beschränkung  desHausiergewerbes  mA 
Bezug  auf  Druckschriften,  andere  Schriftea  ni 
Bildwerke  s.  den  Art  »Colportage"  a.  a.  0. 

')  In  betreff  nachstebeader  Gegcoatiade: 
Bäume,  Sträneher,  Schnitt-,  Wnizelrebeu,  Fut««^ 
mittel  und  Sämereien  haben  neben  dem  Baade*- 
rat  auch  die  Landesregierungen  die  Befu^nii, 
fUr  ihr  Gebiet  oder  eiuselne  Teile  deaaelbea  das 
Aofkanf  tmd  das  Feilbieten  im  HamäerfatUisfcs 
zu  gesutten. 

')  Nämlich :  die  Austlbung  der  Heflkva^t 
dnrch  nichtapprobierte  Personen;  das  AnAnKboa 
sowie  die  Vermittelang  von  Darlebnageschäftca 
and  von  RQckkanfsgeschäften  ohne  Tcawtagife 
Bestellnng,  femer  von  Beatellungea  aw  Staal»- 
und  sonstige  Wertpapiere,  Lottcrieloae  uä 
Bezugs-  und  Anteilscbäne  anf  Wertp»p»m  aai 
Lotterielos«;  daa  Aufsuchen  von  BesteUMg«* 
anf  Branntwein  und  Spiritus  b«  Penooen.  m 
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Öewetlwbetri^  im  Umhersiehen  auage- 
BdilosBen.  Nebeo  dieseo  kraft  Oesetzes 
geltenden  Besohräakm^en  dee  Hanaierbe- 
triebes  kSnoeo  endlich  noch  durch  Beschluß 
dee  Bundesrats  oder  durch  Anordnung  der 
LondesregieruDgen  unter  gewissen  Toraus- 
setzuDgen  oder  in  einzelnen  Fällen  weitere 
ESoscliräDkungen  des  Gewerbebetriebes  im 
Dmfaerziehen  Angefahrt  werden  (%  36  b 
Abs.  2  u.  3).i) 

0  Endlich  sind  gewisse  Formen  des 
GesdiAftsbetriebes  gänzlich  verboten,  näm- 
Uch:  aa)  der  Vertrieb  eines  Wanderlagers 
im  Wege  d^  Glücksspiels,  der  Ausspielung 
(Lotterie)  und  der  Versteigening');  und  bb) 
das  Feilbieten  von  Waren  und  das  Aufsuchen 
von  Bestellungen  auf  Waren,  wenn  die  Yer- 
lofiemng  mittelst  sog.  „Abzahlungs- 
geschäfte" (§§  1  u.  6  des  BG.  v.  167V. 
1894)  erfolgt 

b)  Beschränkungen  in  der  Aus- 
übung des  W.  a)  D»  W.8chein  gilt  nur 
ffir  die  Person,  auf  äesen  Namen  er  auege- 
stellt  ist;  betrmben  mehrere  Personen  eines 
der  oben  unter  1  d  erwähnten  Gewerbe 
(Hufflkauffflhrnngen  usw.)  gemeinschaftlich, 
80  genügt  die  Ausstellung  eines  einzigen 
W.Scheines  für  die  Gesellschaft  als  solche; 
dieser  Schein  muB  aber  die  Namen  jedes 
einzelnen  Mitglwdes  enthalten.    Will  der 
Inh^r  des  W^scheines  noch  andere  Personen 
mit  sich  führen,  so  bedarf  er  der  Erlaubnis 
derjenigen  BehOrde,  die  den  W^schdn  erteilt 
hat  oder  in  deren  Bezirk  er  räch  befindet. 
In  dem  Sdiein  ist  die  Erlaubniserteilung 
auter  Namhaftmachung  der  mitzufahrenden 
Personen  zu  vermerken. 

Ä  Der  Hausierer  muH  den  W^sdiein  stets 
bei  sich  führen,  auf  Erfordern  den  zustän- 
digen Beamten  vorzeigen  und,  falls  er  hierzu 
außerstande,  den  Gewerbebetrieb  auf  deren 
OehdB  bis  zur  Beschaffung  des  Sdieines 


deren  Gewerbebetriebe  diese  Spirituosen  k«ue 
yerwendnn|:  finden. 

M  Der  Bondeirat  and  in  dringenden  Fällen 
der  Reichskanzler  kann  ferner  aas  Gründen  der 
d0entlicfaen  Sicherheit  wie  zur  Abwehr  oder 
Unterdrückung  von  Senohen  eine  vorläafige 
Anordnung  hinsichtlich  des  Anssehlnsses  von 
O^^nstänaen  vom  Hanuerhaudel  treffm.  Die 
Landesregiernngea  kOnnen  dos  Umherziehen  mit 
Zuchthengsten  zur  Deckung  von  Staten  (sog. 
MOanreiterei")  nntersagen;  ebenso  kSnuen  die- 
selben den  Haasierhandel  mit  Rindvieh,  Schwei- 
aen,  Schafen,  Ziegen  oder  Geflügel  Beschrän- 
kiLDgen  nnterwerfen  oder  anf  bestimmt«  Zeit 
sur  Abwehr  oder  Unterdrückung  von  Seuchen 
gftnzlich  untersagen. 

*)  Ausnahmsweise  kann  im  Einzelfalle  die 
ZDStAodige  Behörde  die  VeräaHemng  von  Waren 
Inittelst  Glücksepieis  oder  im  Wege  der  Aus- 
•pielanf;  gestatten,  im  Wege  der  Wanderver- 
steig^emng  jedoch  nur  dann,  wenn  die  Waren 
dem  raBchen  Verderben  ausgesetzt  sind. 


einstellen.  Auch  ist  er  jederzeit  zur  Vor- 
legung der  von  ihm  geführte  Warm  ver- 
pflichtet. 

y)  Der  Eintritt  in  fremde  Wohnungen 
ohne  voi^ngige  Erlaubnis  sowie  das  Be- 
treten fremder  Häuser  oder  GehCfte  zur 
Nachtzeit  ist  zum  Zwecke  des  Hausierens 
nicht  gestattet 

3)  Hinderjfthrigen,  weiblichen  und  unter  14 
Jahre  alten  Personen  können  gewisse  Beschrän- 
kangen  in  Avsübnng  des  Hauiogewerbes  auf* 
erlegt  werden  (§  60b  Qew.-O.). 

e)  Das  Mitführen  von  Kindern  unter  14  Jahren 
zn  gewerblichen  Zwecken  ist  gSnzlich  ver- 
boten; auch  im  Sbrigen  kann  die  Emubnis  «um 
Mitführen  von  scbolpflichtigeB  Kiaduit 
versagt  werden  (§  62  Qew.-O.). 

^  An  Sonn-  und  Festtagen  ist  der  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen,  soweit  es  sich  nicht 
um  die  oben  unter  Id  erwähnten  Gewerbe 
(MnsikanffUhrangen  n.  dgl.)  handelt,  gänzlich 
verboten:  jedoch  kOnneu  Ausnahmen  von  der 
nnteren  VarwaltungsbehSrde  —  unter  den  von 
dem  Bundesrat  evennieU  festgesetzten  Bedingnn- 
gen  und  Vonnssetzungen  —  zngelassen  weraen. 

3.  Zurücknahme  der  Erlaubnis  znm 
Betriebe  des  W.  a)  Die  Zurücknahme 
des  W.scheioes  kann  verfügt  werden,  wenn 
sich  ergibt,  daß  eine  der  im  §  57  Ziffer  1 — 4, 
§§  57  a  und  57  b  Gew.-O.  (s.  oben  sub 
2  a,  «)  bezeichneten  Voraussetzungen  für  die 
Versagung  bei  seiner  Erteilung  der  Behörde 
nnbe^nt  geblietten  oder  nach  seiner  Er- 
teilung eingetreten  ist.  b)  In  gleicher  Weise 
kann  die  dem  Detaitreisenden  erteilte  Legiti- 
mationskarte zurückgenommen  werden,  wenn 
einer  der  in  §  57  Ziffer  1—4  Gew.-O.  er- 
wähnten Versagungsgründe  der  Behörde  bei 
der  Erteilung  unbekannt  ^wesen  oder  erst 
nachträglich  eingetreten  ist  oder  wenn  der 
Detailreisende  bei  dem  Geschäftsbetriebe 
die  ihm  gemäß  §  44  Gew.-O.  gezogenen 
Schranken  (s.  oben  sub  3  a,  i^,  aa— dd)  über^ 
schritten  hat  c)  Die  Zurücknahme  des  W^.- 
scheines  und  der  Le^timationskarte  erfolgt 
durch  einen  mit  Gründen  versehenen  schrift- 
lichen Bescheid  der  Ausstellungsbehörde. 
Gegen  diesen  ist  der  Rekurs  im  Verwaltung 
streit  verfahren  bezw.  in  dem  durdi  die  §§  20, 
21  Gew.-O.  geregelten  Verfahren  zulässig 
(vgl.  den  Art  „Verwaltungsstreitverfohren'' 
oben  a  1213  fg.). 

4.  BeBteoerug  des  W.  Die  neuere  Gesetz- 
gebang  ist  dem  Betriebe  des  W.  nicht  gBnstijg 
gesinnt  und  sucht  dasselbe  nicht  bloG  durch  die 
oben  mitgeteilten  Beschränkungen  in  der  Zu- 
lassung und  Ansübnng,  sondern  insbesondere 
auch  durch  eine  hohe  Beatenerung  nach  Mög- 
lichkeit einzaengen.  Diese  Besteuerung  ist  Sache 
der  Landesgesetzgebnng.  die  insbesondere  den 
Wanderlagerbetrieb  dnrcti  möglichst  hohe  Stenern 
zn  trefTen  und  dadurch  unmöglich  zu  machen 
gesucht  hat,  was  ihr  auch  beinahe  vollständig 
gelungen  ist.  Von  den  landesgesetzlichen  Steuer* 
gesetzen  sind  die  folgenden  hervorzuheben :  a)  für 
Preußen:  G.  v.  3./VII.  1B76  (GS.  S.  847)  betr.  die 
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Bestenemng  des  Gewerbetriebes  im  ümheraieheD 
nebst  NoTeBe  v.  23.1X11.  1806  (OS.  S.  237)  and 
G.  Uber  den  Wanderlaeerbetrieb  Tom  27./U.  1880 
(G.  S.  174) ,  sowie  J  1  Abs.  2  des  Gewerbe- 
stenergesetzea  v.  24./VI.  1891  (GS.  S.  205);  b)  für 
Bayern :  G.  über  die  BeBteoenmg  des  Gewerbe- 
betriebes im  Umherziehen  v.  lO./III.  1879;  c)  fttr 
Wärtteraberg:  GG.  v.  28./IV.  1873  (RBl.  S.  170) 
und  23./V.  1^  (RBl.  S.  100) ;  d)  für  Kgr.  Sachsen : 
GG.  V.  l./VII.  1878  (G.  n.  VBI.  8.  ßl)  nnd  G. 
T.  23./III.  1880  (G.  Q.  VBL  S.  42);  e)  für  Baden: 
GG.  T.  26./VnL  187\20./VI.  1884  (G.  ü.  VBI. 
S.  167)  und  26.,'IV.  1886  nebst  Terordnnnfir  Tom 
letztgenannten  Tage;  f)  för  Hessen:  GG.  t. 
26./IV.  1886  nnd  25./VI.  nnd  lO./VII.  1895. 

5.  W.  In  Auslände,  a)  Oesterreich: 
Hier  ist  der  Hansierhandel  durch  das  E.  Fat. 
V.  4./IX.  18Ö2  geregelt.  Danach  gilt  als  Hansier- 
handel der  Handel  mit  Waren  im  ümherzieben 
Ton  Ort  zu  Ort  nnd  von  Hans  za  Hans  ohne 
bestimmte  Verkaufsstelle.  Die  Anaübang  des 
HansierhuideU  ist  von  der  Lösnng  eines  Hausier- 


passes  abhängig,  der  in  der  R(^i  nur  Iber 
30  Jahre  alten  Inl&ndem  erteilt  werde«  darf. 
Ein  neaes  Gesetz  ttber  den  Hausierhandel  ist  in 
Vorbereitung,  das  die  jetxt  geltenden  Besti»- 
mun^en  zum  Zwecke  einer  Ednscbrftnkong  des 
Haaaierhandels  sehr  wesentlich  TenchBrfen  solL 
Durch  G.  T.  25./II.  1902  ist  das  Detailretsen  dem 
Hansierhandel  gleicfagestellt.  b)  In  Frank- 
reich ist  der  Warenhansierhandel  getnlB  G.  t. 
2.ßU.  1791  nur  gaiu  geringen  Besc&rtnknngei 
nnttfworfen;  giülich  rerboten  ist  der  Han*Mr> 
vertrieb  TMi  Tabak  nnd  SpieDcartes.  e)  In  Eng- 
land, wo  dasW.durch  den  Pedlar'a  Act  (34  ■. 
35  Vict  cap.  96)  t.  21./Vm.  1871  geregelt,  ist  die 
Ansübung  des  W.  von  der  Losung  eines  Zertifikats 
und  der  Zahlung  einer  LizenzgebQbr  abhftngig. 

6.  SUtfstlk.  Nach  der  Bemfszfthlung  des 
Jahres  1895  waren  im  ganzen  nur  126886  Pw- 
sonen  im  eigentlichen  Hausiergewerbe  t&tig, 
deren  Gruppierung  sicfa  ans  der  nwrhitfhmdf 
Tabelle  ergibt.  (Vgl.  Bd.  III  S.  237  fg.  der 
Statistik  des  „Deutschen  Reiches",  Berlin  1809.) 


männlich 

weiblich 

suBaaMB 

I.  Berufsgliederung. 

90 
4  401 

70353 
6504 

8 
733 

43  167 

1639 

98 
5124 
U3  5»n 

81431 

Summe 

81348 

45  537 

126885 

II.  Stellang  im  Beruf. 

65  767 
9077 

34469 
4016 

100  ajb 
13093 

Summe  1 

74844 

38485 

113339 

2.  Unselbständige 

a.  Begleiter  einschl.  helfender  Familienglieder    .  . 

b.  von  stehendoi  Gewerbebetrieben  ausgesandte  un- 

6333 
271 

6S37 

225 

13060 
496 

Summe  2 

6504 

7052 

»3556 

III.  Altersgruppen. 
2.  16-21  Jahre  

776 
3150 
77432 

505 
I  732 
43310 

I  281 
130733 

')  Davon  113  £05  eigentlichen  Hausierhandel  treibende  Personen. 

')  Davon  8L18  Kunstreiter,  Schaubndenberitzer,  Drehorgebpieler  n.  dgl. 


Bd 

sowie  die  daselbst  (Bd.  I.  S.  1049fg.,  Bd.  II  S.  TV) 
beflndliohen  Literaturangabeu  und  Lexis 
und  Stieda,  Art.  «Wande^werbe"  im  H.  d. 
St  VII,  S.  622^.  JireMleont]». 


Wandernngen,  innerstaatliche. 

1.  Das  Problem  der  W.erscheinungen  im 
allgemeinen.  2.  Die  Erforschung  der  W.er- 
Bcbeinnngen  mittels  der  statistiscoen  Methode. 
3.  Die  Binnen-W.  im  Deutsehen  Reiche.  4.  Der 
Zug  nach  der  Stadt  5.  Allgemetne  Er* 
scheinnngen  nnd  besondere  Tatsachen  der  Binn»- 
W.  6.  Die  Folgen  der  Binnen-W.  Die  Theorie 
von  Hansen  und  Amnmn. 


1.  Da8  Problem  der  W.er8cheuoag«a 

im  allgemeinen.  Die  W.erscheinaDgea  der 
Menschen  sind  ein  wichtiges  soziales  Probien, 
das  mittels  der  statistischen  Methode  zur 
Beobachtung  gelangt  In  dieser  Uin&idit 
erBcheinen  die  W.  zuoAchst  als  ein  Problem 
der  Örtlichen  Bew^og  und  gelangen  mit 
Rücksicht  auf  die  Örtliche  Oebietstatnof 
zur  Beobachtung.  Da  aber  mit  der  Oebiet»- 
teilung  der  Bevölkerung  auch  bemflicbe  und 
soziale  Unterschiede  gegeben  sind  —  wie 
z.  B.  zwischen  den  Bewohoero  von  Doif 
und  Stadt,  von  agrikolen  und  industnellea 
Q^nden  —  so  stellen  sich  die  W.  gjäcb- 
zeitig  als  ein  Problem  der  Klasaenbeweguag, 
zumeist  aaf  wirtschaftlicher  GnuuUafe.  ditf, 
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dessen  Erforschung  vom  Boziolopschm  Stand- 
pnnkte  sehr  belangreich  ist 

IMe  W.  erfolgen  innerhalb  derselben 
BevSlkerangBgruppen  oder  von  einer  Be- 
vülkerungsgruppe  zur  anderen.  Diese  letz- 
teren teilt  man  flblicherweise  ein  in  die  Aus- 
wanderungen (vgl.  Art.  „Auswanderung 
und  Auswanderun^politik"  oben  Bd.  I 
S.  278  fg.)  und  in  die  Binnen  Wanderungen, 
im  Sinne  von  innerstaatlichen  W.  Der 
Unterschied  zwischen  beiden  ist  sehr  einfach, 
wenn  man  sich  nur  daran  hält,  ob  die  W. 
aus  einem  Staate  in  den  anderen  fahren; 
doch  gelangt  das  Problem  damit  nicht  zu 
seiner  wahren  sozialen  Bedeutung,  wie  z.  B. 
bei  kleinen  Staaten  oder  Staaten,  die  zu  Reichen 
vereinigt  sind,  ferner  an  den  Grenzen  der 
Staaten,  in  welchen  Fällen  viel  eher  die 
Motive  und  Folgen  der  Binnen- W.  vorliegen. 
Der  Unterschied  von  dauernden  und  vor- 
nbergebenden  (zeitlichen]  W.  fflr  die 
inneraiaatUchen  W.  ebenso,  vielleiäit  noch  in 
erhöhtem  Matte  als  bei  den  Auswanderungen. 
iJfe  englische,  amerikanische  und  italienische 
Statistä  hat  fflr  diese  I^bleme  eine  Tiel 
röchere  Terminologie  und  ÜnterBchddung. 

Auch  die  innerstaatlichen  W.  i n  n e r  h a Ib 
fin  und  derselben  BevOlkerungs- 
^ruppe  sind  Ton  Belang,  wenngleich  sie 
in  der  Regel  nicht  zu  den  sog.  innerstaat- 
lichen W.  —  xmler  welchen  man  nur  die 
W.  vou  einem  Gebiete  resp.  Bevölkerungs- 
teile  zum  anderen  in  demselben  Staate  ver- 
steht —  gerechnet  werden.  Zu  diesen  Er- 
scheinungen gehört  der  Ortswechsel  zum 
Zweck  der  Erlan^ng  eines  Arbeitsplatzes, 
die  Bew^nng  zwischen  Heim-  und  Arbeits- 
Rtatte^  der  Wohnungswechsel  usf.  Auch  der 
Reiseverkehr  tlberhäupt,  der  sog,  Fremden- 
verkehr zu  gewissen  Jahreszeiten  sind 
charakteristische  Formen  der  vorübergehen- 
den W. 

2.  Die  Erforsohnnr  der  W.erachei- 
noogeD  Mittels  der  stanstiechen  Methode. 

wahrend  die  Auswanderungen  ziemlich  klar 
festgestellt  and  auch  die  Bewegung  innerhalb 
derselben  BevOlkerungegnippen  sehr  wohl 
beobaditet  werden  kann,  stOfit  die  Statistik 
ricr  innrastaatlichen  W.  auf  erhebliche 
meüiodisehe  und  technische  Schwierigkeiten. 
Eine  direkte  Erhebung  der  W.  selbst 
hatte  —  da  die  W.  vOIlig  frei  vorgenommen 
werden  kOnnen  —  zur  Voraussetzung,  daß 
«dl  die  BevOlkenuiKsregister  allgemein  auch 
auf  die  Zu-  und  Wegziehenden  beziehen, 
was  nnr  verMnielt  (Belgien)  der  Fall  ist 
fn  manchen  Städten  werden  genaue  sog. 
Melderespster  gefOhrt  und  geben  dann  ev. 
v<^tan£gen  AiifBchluß  Aber  die  Zuzflge, 
jedoch  nicht  ttber  die  WegzDge.  Auch  in 
jenen  Staaten,  in  doien  die  Grenzflber- 
bcbreitVDgen  iind  auch  der  Reiseverkehr 
tiberiiaapt  an  strenge  FafiTorschriften  ge- 


bnnden  sind  (Rufliand,  einige  Balkuil&nder), 
konnten  eingehende  Kinblicke  gewonnen 
werden,  wenn  sich  die  Verwendung  dieser 
Einrichtungen  nicht  in  den  polizeilichen 
Zwecken  erschöpfen  würde. 

Sonach  erübrigt  zur  Erforschung  des 
Problems  der  innerstaatlichen  W.  —  wenn 
von  Detailforschungen  abgesehen  wird  — 
nur  der  indirekte  Weg  mit  Benutzung 
der  durch  die  Volkszählungen  gewonnenen 
Aufenthalts-  sowie  Oebürtigkeitsdaten.  Es 
wird,  und  das  ist  der  eine  Weg,  danach 
das  Resultat  der  W.bewegung  an  Stelle  der 
W.  selbst  ermittelt  und  auf  letztere  zorfick- 

Seschlosseu.  Das  geschieht  zunächst  dar 
urch,  daß  die  anwesende  Bevötkerung  eines 
Gebietes  nach  ihren  Geburtsorten  resp.  die 
GeburtsbevOlkerung  eines  Gebietes  nach 
ihrem  Aufenthalte  festgestellt  and  hiemach 
auf  tatsachlich  vorgefallene  W.  geschlossen 
wird.  Es  geschieht  ferner  dadurch,  daß  ^ 
Bevölkerung  eines  Gebietes  zu  verschiedenen 
Zeiten  festgestellt  und  diese  GrCfien  mit  dem 
Ergebnisse  der  zeiüichen  Bev^Ukerungsbe- 
wegun^,  d.  h.  der  TJebersdiflsse  der  Geburten 
über  die  SterbeEftUe  in  denelbra  Zeitstrecke 
verglichen  wird ;  ei^ben  die  Geburtenüber- 
schüsse eine  kldnere  Volksmenge  als  die 
Diflierenz  der  BevOlkernngsmassen  zn  den 
zwei  Endpunkten  der  Zeitstrecke,  so  mußte 
eine  entsprechend  große  Mehrznwanderung 
aus  anderen  Gebieten  stattgefunden  haben ; 
dabei  ist  jedoch  niemals  bekannt,  wie  sich 
dieser  Mebrzuzug  (resp.  im  Gegen^le  die 
Mehrauswanderung)  aus  den  Zuzugs-  und 
Wegzugsziffem  der  einzelnen  Zeitabschnitte 
als  Nettoresultat  zusammensetzt.  Beide  Arten 
der  indirekten  Erhebung  erlangen  erst  Wert, 
wenn  sie  auf  kleinere  Gebietsteile  bezogen 
wird,  und  zwar  um  so  mehr,  je  kleiner 
diese  Gebiete  sind.  Dadurch  wird  jedoch 
die  &mittelung  ungemein  erschwert,  weil 
aus  der  Kombinierung  der  zahlreichen  kleinen 
Gebietsteile  eine  ungemein  große  Zahl  von 
Bewegungsrichtungen  positiver  und  n^tiver 
Art  hervorgeht. 

8.  Die  Binnen -W.  im  Deutschen 
Reiche.  Die  ortsanwesende  reichsgebürtige 
Bevölkerung  verelichen  mit  der  im  Rei<^ 
ortsanwesenden  GeburtsbevOlkerung  läßt  den 
Gewinn  (-f)  oder  Verlust  (— )  beim  Volks- 
austausch erkennen  (nach  der  Volkszählung 
des  Jahres  1900)  auf  der  umstehenden  Tabelle. 

Ziehen  wir  zunächst  den  Verkehr  zwischen 
dem  östlichen  imd  dem  westlichen 
Deutschland  ins  Auge,  so  zeigt  sich,  daß 
alle  vom  Westen  weiter  entfernten  Gegenden 
des  Ostens,  namwtlich  Schlesien,  Posen  und 
Ostpreußen  an  Bevölkerung  eingebflSt  haben, 
während  die  jenen  benachbarten  einen  Ge- 
winn aufweisen.  Ebenso  er^bt  sich  hin- 
sichtlich der  vom  Osten  gewinnenden 
des  Westens,  daß  alle  an  den  Osten  grenzeu- 
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Gewinn  (+)  oder  Verlost  (— )  der  einzelnen 
Bandesataaten  beim  Anatanscli  ihrer  Geborta- 
bevölkerong  mit  der  Geburtabevölkernneanderer 

Bundesstaaten.    (Volkazählnng  19Ö0.) 


Staaten  nnd  Landesteile 


Provinz  Ostpreußen  . 

„  Westpreaßen . 
Stadt  Berlin  .... 
Provinz  Brandenburg. 

„      Pommern  .  . 

„      Posen  .  .  . 

„      Schlesien  .  . 

„      Sachsen    .  . 

„      Schleawig- Holstein 

„      Hannover  .  . 

H      Westfalen.  . 

„  Hessen-Nauan 

„      Rheinland .  . 
HuhenzoUem  .... 
Königreich  Preußen  . 
„'      Bayern .  . 
„  Sachsen 
„  Württemberg 

Baden  

Hessen  

UecUenbnr^-Schwerin 
Sachsen-Weimar .  .  . 
Hecklenbarg-Strelits  . 

Oldenburg  

Brannschwei^  .  .  . 
Sachseu-Heiningen  .  . 
Sachseu-AIteubnrg  .  . 
Sacbseu-Cobnrg-Gotha 

ÄnhiUt  , 

Schwarzbnrg-Sondershansen 
Sch  warzbnrg- Undotstadt 
Waldeck  .... 
Renß  ältere  Linie  . 
Renß  jüngere  Linie 
Schaamburg-Lippe  . 

Lippe   

Lttbeck  

Bremen  

Hambu^  .... 
Elsaß-Lothringen  . 


1: 


4- 


a3,66| 

13,4 
103,63 

7,73 
14,82 

18,84 
io,ol 
11,03 

1.5  > 
0,91 
10,15 

»,34 
1,24 
1,65 
7,03 
5,821 

3,45 
0,31 
»5,65 
9,50 
19,50 
3.63 
7,86 
6,84 
8,17 
4,8s 
2,16 
20,14 
»6,35 
34,57 
59,96j 
1,01 
7,ao 
17,38 
44,34 
48,85 
66,78, 
9,98 


+ 


+ 
+ 


32,18 
-11,85 
+  43,39 

4-  5,67 

—  13,37 

—  17,06 

—  9,45 
9,40 

1,32 

—  1,54 
t  8,16 

tr^ 

— 11,63 

—  1,07 
1,57 
6,03 

5,53 
3,17 

—  0,27 
- 13,85 

—  7,27 

-14,87 

—  3,02 
+  5,82 

—  6,08 

—  6,19 

—  3,97 

+  ',55 
-15,68 

—  13,22 

—  30,12 

—  4,46 
+  0,70 

—  5,96 

—  15,54 
+  23,50 
+  27,57 

PC 


den  Teile  des  Westens,  ausgenommen  das 
Kgr.  Sai^seu,  beim  Volkstansch  ans  dem 
Osten  im  Nachteil  waren,  iosbesondeie  die 
Provinz  Sachsen,  Braunschweig ,  Anhalt, 
Thüringen,  Oldenburg.  Die  gewinnenden 
Teile  waren  der  Kern  des  Westens,  West- 
falen und  Bheinland,  außerdem  das  König- 
reich Sachseo.  Auch  im  Verkehr  mit  dem 
Süden  ist  der  Westen  im  Vorteil,  und 
es  ist  hauptsächlich  Hessen-Nassau  und  das 
Königreich  Sachseu,  deuen  das  westelbische 
Deutschland  seine  vorteilhafte  Stellung  gegen- 
Olier  dem  Süden  verdankt.  Hessen-Nassau 
hat  aus  dem  Verkelir  mit  allen  einzelnen 
Gebietsteilen  des  Südens,  mit  Ausnahme  von 


Elsaß-Lothringen,  Gewinn  gezogen,  Sachsen 
besonders  ans  dem  Yeitehr  mit  Bayern. 
Verlust  dagegen  erlitten  namentlich  die 
Provinz  Sachsen  und  Rheinlaad,  beide  Tot- 
wiegend  infolge  starker  Abgabe  vtm  Be- 
vOlkerungsteüen  an  EUsaß-LothringeD.  Bet 
den  anderen  westUchen  Gebietsteilen  sind  die 
Betrage  des  Gewinnes  oder  Verlustes  w«ug» 
bedeutend.  Von  den  sOddeutachen  Gebi^»- 
teilen  ist  nur  Elsaß-Lothringen  dem  Westen 
gegenüber  im  Vorteil,  während  alle  andoeo 
W.-Verloste  anfwdsen.  am  meisten  B^etn 
und  Württemberg* 

Zwischen  dem  Ostlichen  und  süd- 
liehen  Reichsgebiet  ist  der  Volkstaoadi 
wie  im  ganzen  so  auch  bezüglich  ihrer  ein- 
zelnen Teile  vo^i&ltoism&Big  scbwadi.  Der 
beim  BevOlkerungsaustausch  mit  dem  Osten 
sich  für  den  Süden  ergebende  Gewinn  rührt 
vornehmlich  von  derW.  nach  ELBaß-Lothringea 
her.  Bei  den  anderen  Teilen  d^  Südaas, 
wie  Hessen,  Baden,  differieren  Zu-  und  Ab- 
W.  nur  unerheblich,  der  Verlust,  den  Wüttem- 
bei^  und  Baden  aufweisen,  ist  ausachliefilick 
durch  den  Verkehr  mit  Schleswig-Holstön. 
Lübeck,  Hamburg,  Brandenburg  und  Berlin 
verursacht. 

4.  Der  Zog  na«h  der  Stadt  Unter 
den  W.erscheinungen  ist  eine  der,  zwar  nicht 
quantitativ,  wohl  aber  qualitativ,  belang- 
reichsten und  für  unsere  Zeit  chankte* 
ristischsten  die  W.  vom  Itande  in  die  Stfidte. 
und  zwar  vermutlich  vom  Dorfe  in  die 
kleineren  und  Mittelst&dte  und  von  diesen 
in  die  Großstädte.  Als  Folge  dieser  W. 
muß  durchaus  nicht  eine  allgemeine  (wohl 
aber  kann  eine  besondere,  einzelne  Alten- 
oder  Benif^assen  betrefTende)  „Entvölke- 
rung" des  Landes  auftreten,  weil  dort  durch 
vermehrte  oder  überhaupt  hohe  eheliche 
Fruchtbarkeit  eine  Ausgleichung  ^olgec 
kann ;  jedenfalls  aberfolgt  aus  dieser  Wander- 
bewegung  die  Zunahme  der  Städte,  insbe- 
sondere der  Großst&dte,  und  zwar  als  eiae 
für  das  19.  Jahrh.  besonders  chanktoiatiacfae 
Erscfa^nnng,  welche  im  Qbrigen  bereitB  in 
der  Geschichte  der  deutschen  Stftdte  esunal 
auftrat  Die  Stadtgebfirtigen  stehen  daa 
fremdgebürti^n  in  der  Stedt  Anwesenden 
an  Zahl  zumeist  nach,  dagegen  sind  sie  nicht 
weniger  seßhaft  als  die  übrige  Bevölkerung. 
Für  die  deutschen  Großst&dte  stellen 
die  folgenden  Verhältnisse  heraus  (die  ante 
Ziffer  bedeutet:  Stadtgeburten  auf  100  An- 
wesende, die  zweite  Ziffer:  von  100  Stadt- 
gebürtigen siud  in  der  Stadt  anwesend; 
Ziffern  der  Zähhmg  von  1900)  Berlin  40,91, 
73,73,  Charlottenburg  18,90,  69.67,  Köni«»- 
bei^  40,90,  63,33,  Danrig  45,90,  63.10. 
Steltin  39,31,  69,73,  Posen  4i;«.  Ki-'Ä 
Breslau  43,68,  72,56.  Magdebui^  46ji6,  fc-M. 
Halle  a.  S.  44,39,  70.22,  Kiel  34,17,  W,(3v 
Altona  42,94.  62.09,  Hannover  33.91,  67..U 
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Dorbnund  42,13,  69,00,  Kassel  40,03,  69,51, 
Aankfurt  a.  M.  41,08,  78,82,  Grafeld  62,19, 
72,28,  Essen  39,04,  57,55,  DOsseldoif  44,80, 
76,43,  Elberfeld  57,31,  75,25,  Barmen  61,54, 
76,79,  Köln  51,05,  77,51,  Aachen  G4,96,  80,33, 
Nürnberg  44,22,  83,62,  München  36,08,79,03, 
Dresden  38,45,  65,77,  Leipzig  44,00,  73,82, 
Chemnitz  44,63, 71,81,  Stuttgart  37,79,  69,86, 
Mannheim  39,09,  78,55,  Brauoschweig  45,92, 
72,27,  Bremen  53,14,  78,44,  Hamburg  4979, 
81,58,  Straßbure  i.  E.  39,84,  75,85.  Die 
fremdgebürtige  Bevölkerung  ist  verhältnis- 
mäßig um  80  stärker  vertreten,  je  größer 
die  Stadt  resp.  die  städtisch  geartete  Ge- 
meinde ist,  a.  h,  die  W.  in  die  größeren 
städtischen  Orte  nehmen  mit  deren  Bevöl- 
kerungsziffer zu. 

5.  AUfeMelne  ErschelnanKes  und  be* 
soadere  Tatsaolien  der  Blnnen-W.  Ans 

den  bisherigen  Feststellnn^n  Aber  Deatsch- 
land,  Oesterreich,  Frankreicn,  speziell  aus  den 
Arbeiten  anf  Grund  der  österreichischen  nnd 
dentschen  und  der  Alteren  bayerischen  Volks- 
z&hlQDgeu  gelten  eewisse  allgemeine  Erscbei- 
nnngen  der  Wanderbewegong  ata  genügend 
feitetehend.    Die  Hasse  der  binnenstaatlich 
wandernden  Bevölkemng  iat  größer  als  jene 
der  Auswandernden,  and  das  mftnolicbe  Ge- 
schlecht hat  einen  größeren  Wandertrieb  bezw. 
intensiver  wirkende  Anlässe  als  das  weibliche; 
letzteres  wandert  mehr  in  der  Nähe,  ersteres 
überragt  stark  beim  Femverkehr.    Die  Nabe- 
TV.  treten  gegenüber  den  Fem-W.  stark  in  den 
Yordergnind,  nnd  zwar  atnft  sich  die  Wander- 
bewegnng  in  ihrer  Hasse  der  Entfemnng  nach 
stafFelfÖrmig  ab.    Es  gibt  Gebiete  mit  vor- 
wiegender Attraktion   nnd   solche  mit  Uber- 
wieg^em  Wegzog,  wobei  st^  festzuhalten  ist, 
daOaodi  an«  Attraktionsgegenden  Wegzüge  statt- 
finden nnd  in  Wegzug^ebiete  Zuwanderungen, 
was  daranf  hindeutet,  daß  die  Bevölkenmgsschicb- 
ten  sich  nicht  nur  Örtlich,  sondern  anch  sozial  ver- 
schieben, indem  z.  B.  dasselbe  Gebiet  eegen- 
Uber  einem  anderen  höhere  Lohnverhältnisae 
anfweisenden  als  Wegzngsland,  dagegen  gegen- 
über einem  Gebiete  mit  schlechteren  Arbeits- 
bedingungen als  Attraktionsgebiet  auftritt.  Als 
die  wichtigsten  Arten  der  W.  erscheint  der 
Anstanach  zwischen  Landgemeinden  oder  in- 
dustriellen Gegenden  je  nnterelnander,  zwischen 
liand  nnd  Stadt  oder  agrikolen  nnd  industriellen 
Genend«!  untereinander.    In  den  l&ndlichen 
Ölenden  sinkt  der  Znzng  mit  der  Größe  der 
Orte,  bei  den  städtischen  Gemeinden  steigt  er 
damit,  wobei  die  großen  Städte  ihren  Zuzugs- 
rayon  am  weitesten  ausdehnen.   Als  Ursachen 
der  W.  kommen  hauptsächlich  wirtschaftliche ! 
Momente  in  Betracht :  gesteigerter  oder  ab-  j 
nehmender  Bedarf  an  Arbeitskräften,  Differenzen  I 
in  der  Lohnhöhe,  die  allgemeine  Rechtslage  der 
Arbeiter  hinsichtlich  des  Arbeitsvertrages,  des 
Arbeiterschutaes  und  der  Arbeiterreraicherung, 
Knappheit  erlangbaren  Grundbesitzes;  femer 
andere  Umstände:  übergroße  Dichte  der  Be- 
Ttttkerunff,  die  große  Stadt  als  solche,  die  leichtere 
Bheochließnngsm'fgHcfakeit,  künstliche  Einwir- 
kungen, wie  die  AMiennng  derUilitärpflichtusw. 
Mitottter  treten   eliu^e  Wandererachei- 

Wörterbneh  d.  Volkawirtaehaa.  II.  Aufl.  Bd.  It. 


nungen  aranz  besonders  dentlich  hervor,  so  z.  B. 
die  „Sachsenffängerei"  (das  Zuwandern  in  die 
rübeubantreibenden  Gegenden  Uitteldentscblands 
für  beschränkte  Daner),  das  Herabsteigen  der 
Gebirgsbevölkemng  in  die  Täler  anläßuch  der 
Emtearbeiten,  das  Zuströmen  der  Bauarbeiter 
in  die  Städte  zur  Sommerszeit  n.  drl.  m.  Ueber- 
hanpt  ist  es  nur  mit  Spezialforschungen  mög- 
lich, das  Homent  des  Temporären  in  den  W. 
an  erfasBen,  was  mittelst  der  oboi  rekennzeich« 
neten  indirekten  Methode  nicht  tief  genug  an- 
geht 

6.  Die  Folgen  der  Blnnen-W.  Die  Theorie 
von  HasBen  nnd  Ammon.  Im  Anschlüsse  an 
die  Wandererscheinnngen  hat  Georg  Hansen 
und  im  Wesen  mit  ihm  übereinstimmend  Otto 
Ammon  eine  soziale  Theorie  von  der  KLassen- 
hewegang  in  der  BevSlkemnekonstmiert,  wel- 
che er  selbst  mit  folgenden  Worten  ausdrückt. 
.Die  drei  Klassen  (Grandbesitzer,  Gewerbsleute, 
liberale  Berofe)  bestdien  nicht  nebeneinander, 
sondern  sie  sind  nur  die  verschiedenen  Ent- 
wickelungsstufen  derselben  Bevölkerung.  Xnr 
die  erste  Klasse,  der  Stand  der  Grundbesitzer, 
ist  dauernd;  aus  dem  Vdberschnß  an  Kräften, 
welchen  er  erzengt,  bildet  sich  zuerst  die 
städtische  Bevölkerung,  aus  ihm  wird  sie  fort- 
während erneut  nnd  ersetzt."  So  belangreich 
diese  im  übrigen  nur  in  ihrer  scharfen  Formu- 
liemng  neue  Theorie  ist,  so  ist  der  Beweis  da- 
für, daß  die  städtische  Bevölkerung  sich  selbst 
zu  erhalten  nicht  imstande  sei,  sondern,  auf  sich 
gestellt,  absterben  müßte,  bisher  nicht  voU- 
konunen  erbracht- 

Im  Übrigen  sind  die  W.  von  sehr  belang- 
reichen Folgen  begleitet.  Die  Wandemden  er- 
langen zumeist  bessere,  und  zvrar  allmählich 
steigend  bessere  Existenzbedingimgen  und  es 
ist  möglich,  die  Differenzen  von  Angebot  nnd 
Nachfrage  örtlich  auszagleichen.  Eine  Schädi- 
gung der  Ansässigen  durch  die  Zuzügler  in 
wirtschaftlicher  Hinsicht  muß  nicht  immer,  kann 
aber  gegebenenfalls  stattfinden.  Das  Steigen 
der  liölme  in  der  lAudwirtschaft  diUfte  eng 
mit  dem  starken  Wegzug  vom  Lande  znaammen- 
bängen.  Hitnnter  erfolgen  die  W.  ohne  wirt- 
schutliche  Ueberlegung  nnd  Begründung,  wo- 
durch die  Verarmung  der  wandernden  Bevölke- 
mngsteile  gefördert  und  das  Proletariat  der 
Städte  vermehrt  wird.  Während  in  einem  Reiche 
mit  sprachlich  einheitlichem  Volke  die  W.  viel 
znr  Hebung  des  Gesamt- Votksbewußtseins  gegen- 
über partikularistiBchen  Besonderheiten  beizu- 
tragen vermög^en ,  sind  sie  in  Staaten  mit 
mehreren  kräftigen  Nationalitäten  vielfach  von 
Sprachkämpfen  begleitet,  wenn  die  Znwanderer 
einer  anderen  Nationalität  angehören  als  die 
Ansässigen.  Es  entsteht  da  nicht  selten  ein 
Kampf  wirtschaftlicher  Interessen  nnd  nationaler 
Tendenzen,  welcher  nicht  selten  zum  Siege  der 
ersteren,  mitunter  aber  auch  zur  Kräftigung  der 
letzteren  ausschlägt. 

Literatur:  I>ie  Quellenverke,  Lehr-  und  Hand- 
bücher «.  dgl.  der  StatUUk.  —  K,  Braemer, 
ffeimattinn  und  Wandertrieb  der  Bevölkerung 
des  preuß.  Staate»,  ZeiUckr.  d.  Preuß.  Hat. 
Jiureaut,  187S.  —  M.  Schumann,  JHe  innertn 
Wanderungen  in  Deutaehland,  AUg.  ttatittüehea 
Archiv,  Bd.  I.  —  0.  V.  Mayr,  im  St.  Heft 
der  Beiträge  zur  Statittik  de«  i^r.  Bayern,  — 
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Statittik  der  deuUchm  BinnenwantUrungen,  \ 
Sckrifl.  d.  Ver.  f.  Soxialpol.,  Bd.  LVIII,  auch 
dif  Bdt.  Uli,  UV  dieser  Sehriften.  —  A. 
MarkttU!,  Da»  Wtiehttum,  der  Bcvßüeerung  uw. 
tu  Pttußm,  Tübingen  1889.  —  K.  Kaerger, 
Die  Sadaen/gängenip  Berlin  1890,  nnd  gleich- 
lmU€»der  Art.  im  H.  d.  SL,  1.  At^.,  Bd.  V  (in 
der  ».  Aufl.  Bd.  VI  von  Th.v.d.  GoUa  bearbeiUtJ 
W.  Sombart,  ürtaehen  und  Fotgen  der 
Wanderungibewegung  der  aciurrbautreibendert  Be^ 
rSUcerung,  VIII.  Ki>ngr.  /.  Hyg.  u.  Dem.  Buda- 
pett,  Bd.  VII.  —  Brentano- KueminMlei,  Die 
heutigen  Grundlagen  der  deuUehen  Wehrkr^/l, 
Slutigart  1900.  —  Sertng,  Die  Bedeutung  der 
iandv.  Beröik.  för  die  Wehrh^  de»  D.  R., 
Areh.  d.  DeuUch.  Landw.  Batet  190S.  ~  F. 
ir>  K.  ZimiR«rau>MM,  Die  polnieche  Zu- 
vaHderung  in  da»  S*g,  Bramuekweig,  Archiv 
/.  Batten-  und  Ge».-Biotofie  1906.  —  O. 
V.  XtHedtnOe,  Tefter  GebSrtigkeÜ  u.  Wande- 
rungen in  Baden  (Featgahen  för  J.  NeumannJ, 
TBhingen  1905.  —  B.  Rauchberg,  Ueber  die 
Binnenwanderungen  in  Oetterreieh,  „Bevölkerung 
Oeeterrdcha" ,  Wien  1895,  dann  in  der  Slot. 
Monataachr.  und  im  AUg.  »tat.  Areh.  —  E.  G. 
Xavenatein,  The  birth  place»  of  the  people  and 
the  law»  of  migraiion,  London  1876,  ferner  im 
The  lav»  of  migration,  Joum.  of  the  Stat.  Society, 
1889.  —  Willcox,  Decreaae  in  inter»t€ite  mi- 
gration, Political  skenee  Quartertj/,  VoL  10,  p.  4, 
1995.  —  2*.  SUa,  Le  mignuioni  interne,  Genua 
1893.  —  F.  Turquan,  Le»  eourant»  de  migration 
inierieure  en  France,  Biria  1895.  —  Ä.  Bikeher, 
Die  tnneren  Wanderungen  und  da»  Städteweeen 
in  ihrer  entwickelungageaehichtlichen  Bedeutung 
in  „Entatehung  der  Volk»unrl»eh(^".  —  A, 
Wirminghau» ,  Stadt  und  Land  unter  dem 
Einflufi  der  Binnenwanderungen,  Jahrb.  f.  I/iU. 
u.  Stat.,  3.  Folge,  Bd.  IX.  —  J.  Platter,  Daa 
Lebentdefiiit  unterer  Städte,  StaL  MonaUtd^r., 
1881.  —  JSr.  BmteMtergf  Der  Zug  nach  der 
Stadt,  did.  1893.  —  SL  Sedlocselc,  Die  Be- 
vöikerungaxunahme  der  Großatädte  im  19.  Jahrh. 
und  deren  Ureaehen,  VIII.  Xongr.  /.  Byg.  u. 
Dem.  Budapeat,  Bd.  VII.  —  JE.  Boei^'h,  Der 
Anteil  der  Örtlichen  Bewegung  an  der  Zunahme 
der  Bevölkerung  der  Großatädte,  ebd.,  Bd.  IX. 
—  lAmgataff,  Rural  depopttlation ,  Joum,  of 
the  B.  Stat.  Society,  1893.  —  J».  Meuriot,  De» 
agglomfration»  urbainea  dana  l'Furope  eontem- 
poraine.  Pari»  1897.  —  O,  Hansen,  Die  drei  Be- 
v6lterung»»tnfen,  München  1889.  —  O,  Amman, 
Die  Gndheht^ltordnwtg  und  ihre  natürlichen 
GrundbMgen,  S.  A^ß.,  Jena  J896.  —  Daeu  u.  a. 
B,  Kuefynslef,  Der  Zug  nach  der  Stadt,  Stutt- 
gart 1897.  —  £.  Hasse,  Vertehren  die  Grofi- 
»tädte  ihre  Bevölkerung  T  BiäOer  f.  ao».  I\nx%» 
V.  31.11.  1896,  und  Ammans  Ertciderung  hier- 
auf in  „Daa  Land"  v.  UjVI.  1895.  -~  Endlich 
veraehiedene  Volkeaählungaicerke  und  Studien 
über  eintelne  größere  Städte. 

E.  Miaehler. 


Wappftns,  Jolumn  Eduard, 

Seb.  am  17,/V.  1812  in  Hamlrarg:  1838  Privat- 
ozent,  1845  ao.  und  1854  o.  FrofeSBor  der  Geo- 
graphie and  Statistik  in  Göttineeo,  ^st^  nadi 
vierzigjähriger  akademischer  Lehrtätigkeit,  am 
16.,Xn.  187!^  in  Göttingen.  I 


I  W.  heachliefit  die  Beihe  der  Professoren  ia 
Deutschland,  die  dne  besondere  Lehrkanxel  ßr 
Statistik  geziert  haben,  denn  »ein  Wonach, 
»daO  die  Statistik  neben  anderen  WiRaenachaftea 
das  Bärgerxecht  auf  den  Unirenititeii  vitder 
eriange  ,  ist  nicht  in  Erffilliiitg  gegugeo,  ob- 
wohl, um  mit  Adolf  Wagnor  an  redeii,  .das 
statistieclie  als  das  relativ  beste  indaktzreTer- 
fUtren  in  i«x  NationalSkonraiie  so  betxaehua  iit". 

Anbftnger  der  AcbenwallscheB  Bichtow, 
weil  die  Statistik,  wenn  sie  ihren  wisaeMeban- 
lichen  Charakter  intakt  erhalten  wolle,  die 
FOhlnng  mit  dem  Achenwallschen  Begriff  icc 
statistischen  'Wissenschaft  nicht  rerlieren  dorte. 

Von  seinen  hierher  ^hSrigen  Schriften  wirea 
nur  an  nennen:  AUgememeBeTfilkernuffsstatistik. 
Vorlesungen,  2  Bde.,  Leipzig  1859— «1.  Ueber 
den  Begnff  and  die  statistiMhe  Bedeatnng  iet 
mittleren  Lehensdaner,  G^tttingen  1860,  um  dai 
postbame  Werk :  Einleitnng  in  daa  Stodhui  der 
Statiatik.  Vorlesungen,  gehalten  an  der  Uai- 
versitat  GSttingen  von  J.  E.  W.  Heransgt^^n 
von  0.  Gandil,  Leipzig  1881.  Lippert 


Wareaillschiuig  s.  SanitAtswesen 
oben  S.  738  fg. 


Vareabmlchiiiuigea. 

(Sehnt!  der  W.) 
L  Einleitnng.  IL  Das  geltende 
deutsche  Becht  1.  Entstehung  dioa  Waia- 
zeichenrechts.  2.  Wirknng  der  Anmeldong  and 
Eintragung  and  Bechtsschutz  des  Warenzeichens. 
3.  Erlächen  des  Warenzeichenredits.  III-Ant- 
Iftndisehes  BechL  IV.  Internationales 
Becht.  T.  Statistik. 

I.  Elaleitug. 

Wihrend  in  itx  antiken  Welt  an  desi  lie- 
brauch  der  „Harken"  als  Eigeatuma-  oder  IV 
Bpmngszedchen  eihebUchere  Bechtafolgen  nicht 
gekntipft  waren,  entwickelte  das  germanische 
Becht  das  Institut  des  Markenwesena  in  reicben 
Maße.  ürsprBnglich  „Hansmarke",  dann  aaiA 
„Hofmarke"' und  als  solche  mit  dem  Eigenm 
am  nHofe"  verbunden ,  femer  als  Familia- 
seichen  (neben  oder  in  dem  „Wappen";  ra- 
wendet  und  endlicb  auch  mit  dem  Gewerbe- 
betriebe der  EauHeute  und  Z&nfte  vericnfipft. 
diente  sie  als  „Personal-,  Vermögens-  and  tr* 
spmngsceiehen"  lud  wurde  nach  auwehen  Rieb> 
tnngen  hin  rechüich  geschtttst  Seit  dcon  Ende 
des  18.  Jahrh.  geriet  das  Karkenweaen  teS» 
durch  die  Verbreitung  der  Schreibknnst»  tetb 
durch  die  Bezeption  des  rOmischen  Berhta. 
dessen  Normen  dieser  deutschen  BechtshiMsa; 
keinen  BBckhalt  gewährten,  fast  gftnzlicb  a 
Ver&U.  Nor  im  Kaufmann»-  und  Gevert»- 
stande  erhielt  sich  die  Marke  als  Urspnmc»- 
zeichen  und  wurde  durch  die  Landesgeaeö^ 
geschätzt,  indem  insbesondere  die  naWfoEW 
Benntanng  fremder  Marken  unter  Strafe  gcnallt 
wurde,  w  ergibt  sich  ans  dem  „Vetaemcbe«- 
Pririleginm  vom  U.ß.  1571*,  daß  Sch«««- 
Bchmiede,  Schwertf^;er,  Schleifer  und  Berda« 
bereits  tUmals  auf  ihre  Waren  eiraÖBliehe' 
Zeichen  schlagen  muBten.  Das  Metnaäi«r< 
<  Privilegium  fBr  die  Hei»gttlmer  J&lieb  «d 
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Ber^  erwftliut  gleichfalls  das  von  jedem  Hessen 
Dcbiiiied  za  trällende  Zeichen  (Bemsches  Privi- 
leginm  vom  5./yiI.  1600],  und  die  Schwert- 
scDmiedeordnaDgr  Tom  I8./X.  1687  sah  bereite 
eine  Eintragung  der  Zeichen  in  eine  Rolle  vor, 
eine  Einrichtang,  die  dnrcli  eine  V.  Tom  Jahre 
1765  auf  die  Senseaachmiede  anagedehnt  warde. 
Weitere  Vorachriften  Ober  daa  Harkenweaen 
enthielten  inabeaondere  aach  dan  prea&ische  All- 
gemeine Landrecht  (§  1451,  II.  20)  und  die 
apeziell  für  die  YerhiUtniflae  der  Eisenindastrie 
ergauj^ene  T.  t.  a/VII.  1818  (6S.  a  153),  die 
zugleich  die  Verpflichtung  znr  Verwendung 
einer  Harke  (einea  Fabrikzeirliena)  vorachrieb. 
Erst  das  G.  t.  4./TII.  1840  (GS.  S.  224)  hob  den 
Zeichenachntz  nnd  die  Yerpflicbtnng  znm  Oe- 
brauch  eines  Fabrikzeichena  auf  und  erklärte 
nnr  Namen  und  Firmen  für  schatzberechtigt. 
Durch  den  Erlaß  t.  28./y.  1842  wurden  dag«ren 
die  durch  das  G.  t.  1840  aufgehobenen  vor- 
achriften, soweit  aie  in  der  BheinproTinz  Geltung 
hatten,  wieder  in  Kraft  gesetzt,  bis  der  Schutz 
der  F^nikcdchen  dnreh  die  im  Interesse  der 
rbeinisch-westfilischen  Eisenindustrie  für  diese 
beiden  Provinzen  ergan^ne  V.  v.  18./VIII.  1847 
nebst  dem  diese  teilweise  Sbftndemden  G.  v. 
24./!?.  1864  nmfassend  gerareit  wurde.  Die 
Strafvorschrift  des  G.  t.  4./VII.  1840  fing  als- 
dann in  den  §  269  des  preußischen  StrGB.  t. 
14./IV.  1861  Über;  welcher  für  den  §  287  des 
RStrGB.  vorbildlich  wurde.  Eine  Reihe  an- 
derer deutecher  Landesgesetze  enthielt  gleich- 
falls Markenschutzbestimmuneen ,  von  denen 
diejenigen  der  bayerischen  Vv.  v.  6./III.  1840 
una  21./XII.  1862  hier  hervorgehoben  werden 
mögen. 

Den  ersten  r«chsrecht]ichen  Schutz  ge- 
wahrte der  schon  erwähnte  §287desRStrQB., 
an  dessen  Stelle  das  die  Materie  eingehend 
regelnde  Heichsgesetz  über  den  Marken- 
schutz V.  30.  XI.  1874  (RGBl.  S.  143)  trat 
Als  Hauptmängel  dieses  Gesetzes  steilten 
sich  im  Laufe  der  Zeit  die  fehlende  ZentraU- 
s&doD  der  BegisterbehOrde,  das  prüfungslose 
Aameldeverf^^n  and  die  Besduftnlning  des 
Schutzes  auf  die  Waren  zeichen  der  im 
Handelsregister  eingetragenen 
Kaufleute  heraus.  Zur Beseitiguog dieser 
Mängel,  und  um  weitgeheodea  Anforderun- 
gen des  modernen,  insbesondere  des  inter- 
nationalen Verkehrs  gerecht  zu  werden, 
wurde  das  G.  t.  1874  durch  das  jetzt  gel- 
tende Gesetz  betr.  den  Schutz  der  W.  v. 
12./V.  1894,  RGBl.  S.  441  (nebst  V.  v.  30./  VI. 
1894  und  Ausf.-V.  v.  21.-MI.  1894  sowie 
V.  lO./V.  1903),  ersetzt,  das  auch  "Waren- 
zeichen schützt,  die  nicht  unter  den  seither 
mafigebenden  Begriff  der  Marke  fallen. 

Weiterhin  kommen  für  das  Warenzeichen- 
recht noch  das  Q.  v.  22./IU.  1902  (RGBl. 
S.  125;  Verbot  der  Benutzimg  des  „Roten 
Kreuzes"  als  W.)  und  das  G.  v.  la-m.  1904 
(RRBl.  S.  141;  Schutz  der  W.  auf  Aus- 
stellungen) in  Betracht. 

Das  Starken-  oder  Warenzeichenrecht  ist 
ein  sog.  PersÖnlichkeitsrecht,  das  heute  dem 
Schutze  des  redlichen  Verkehrs  dient  und 


den  Gewerbetrdbenden  vor  „unlauterem 
Wettbew^*'  zu  sdifitzen  bestimmt  ist,  in- 
idem  dadurch  verhindert  werden  soll,  daß 
die  durch  eine  individuelle  Bezeichnung  ge- 
keon  zeichneten  Waren  von  ünberechtigten 
mit  der  gleichen  Bezeichnung  in  den  Ver- 
kehr gebrächt  werden.  Nach  dieser  Richtung 
berührt  sich  also  die  Tendenz  des  Gesetzes 
aufs  engste  mit  dem  (Jesetz  über  den  un- 
lauteren Wettbewerb  (s.  den  Art  „Unlauterer 
Wettbewerb"  oben  S.  1113  fg.). 

Die  „Marke"  dient  sowohl  dem  Schutze 
des  Produzenten  (Fabrikanten)  wie  des  Händ- 
lers. Eine  Verpflichtung  zum  (Gebrauche 
eines  Warenzeichens  besteht  nur  noch  unter 
Umständen  für  die  Fabrikanten  von  Gold- 
und  Silberwaren  gemäß  §  3  RG.  v.  16./VII. 
1884  (RGBl.  S.  1^)  in  Verbindung  mit  dem 
Bundesratsbeschluß  v.  7./1. 1886  (RGBl.  S.  1). 

n.  Das  geltende  deutsche  Recht 

1.  Entstehung  des  Warenzeichen- 
rechts, a)  Voraussetzungen.  Den 
Schutz  des  G.  v.  1894  kann  jedermann 
erwerben,  gleidiviel  ob  er  Kaufmann,  Ge- 
w^betreibender  oder  eine  sonstige  Fnvat> 
rson  ist,  sofern  er  in  seinem  Geschäfts- 
triebe zur  Unterscheidung  seiner  Waren 
von  den  Waren  anderer  eines  Warenzeidtens 
^ch  becUenen  will.  Juristische  Personen  ge- 
nießen denselben  Rechtsschutz  inbezug  auf 
das  Warenzeichen  wie  t^ysische.  Einfluß- 
los für  den  Erwerb  deBWarenzeicbenrechts 
ist  die  Staatsangehörigkeit;  vielmehr 
sind  Ausländer  den  Inländern  völlig  gleich- 
stellt Dagegen  ist  der  Umstand,  ob  der- 
jenige, welcher  ein  Wareuzeichenrecht  be- 
ansprucht, im  Inlande  eine  Niederlassung 
besitzt,  für  den  Erwerb  dieses  Rechts  von 
entscheidender  Bedeutung.  Ist  dies  der  Fall, 
so  hat  er,  gleichviel  ob  Inländer  oder  Aus- 
länder, auf  den  Schutz  des  Gesetzes  ohne 
weiteres  Anspruch ;  hat  er  dagegen  nur  eine 
Niederlassung  im  Auslände,  so  wird  ihm  der 
Warenzeichenschutz  lediglich  dann  zu  teil, 
wenn  in  dem  Staate,  m  welchem  seine 
Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im 
RGBl,  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche 
W.  in  gleichem  Umfange  wie  inländische 
zum  gesetzlichen  Schutz  zugelassen  werden 
(vgl.  unten  sub  IV.). 

Als  Warenzeichen  kann  jedes  Zeichen 
benutzt  werden,  durch  dessen  Anbringimg 
an  der  Ware  oder  ihrer  Verpackung  ein 
sichtbares  und  leicht  erkennbares  Untere 
Scheidungsmerkmal  von  anderen  Waren  oder 
Verpackungen  hergestellt  werden  kann,  wo- 
durch die  Ware  aJs  aus  einer  bestimmten 
Fabrik  oder  einem  bestimmten  Geschäft  her- 
rührend charakterisiert  wird  (vgl.  ERGZ. 
V.  27 ./X.  1888,  Bd.  22  S.  93  insbes.  S.  100). 
Insbesondere  sind  figürliche  und  bildliche 
Darstellungen  sowie  Wortzeichen  und  Phan- 
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tasienaraen  zur  Venvendiing  als  Wareuzeichen 
geeignet;  dagegen  können  dieselben  nicht 
m  Zahlen,  Buchstaben  oder  solchen  Wörtern 
bestehen,  die  lediglich  Angaben  über  Art, 
Zeit,  Ort  der  Herstellung,  Beschaffenheit, 
Bestimmung  der  Preis-,  Mengen  und  Ge- 
wi chtsverhältnisse  enthailten.  Auch  Druck- 
schriften- oder  Zeitungstitel  können  nicht  als 
W.  dienen ;  ebensowenig  eine  besondere 
Form  der  Verpackung  oder  Umhüllung  für 
sich  aDein.^)  Unzulässig  und  unter  gewissen 
Voraussetzungen  mit  Geldstrafe  bis  zu 
5000  31.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Mo- 
naten strafbar  ist  die  Anbringung  in-  und 
ausländischer  Staatswappen ,  inländischer 
Orts-Gemeinde-  und  sonstiger  Kommunal- 
verbandswappen ^ ;  die  Verwendung  des 
„Roten  Kreuzes"  als  W.  ist  —  bei  Ver- 
meidung einer  Geldstrafe  bis  zu  150  M. 
oder  einer  Haftstrafe  bis  zu  6  Wochen  — 
nur  mit  Genehmigung  der  Laades-Zeutrai- 
behSrde  zulässig. 

Ausländische  Zeichen  müssen  mangels 
en^gengesetzter  Bestimmungen  in  den 
Staatsrerträgen  den  Anfordmmgen  des  deut- 
schen Gesetzes  entsprechen.  Von  Dritten 
tatsächlich  benutzte,  aber  nicht  zur  An- 
meldung gebrachte  Zeichen  können  zur  Ein- 
tragung angemeldet  werden,  soweit  Mer- 
durch  nicht  der  §  8  des  Gesetzes  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs  t. 
27./ V.  1^6  verletzt  wird;  ebenso  Zeichen, 
deren  Schutzrecht  erloschen  ist,  nach  Ablauf 
von  2  Jahren  seit  der  Ltechung  des  frflheren 
Schutzberechtigten. 

Nicht  geeignet  zur  Verwendung  als 
Warenzeichen  sind:  a)  Freizeichen,  d.h.  im 
Gemeingebrauch  stehende  Zeichen  (ein  Ver- 
zeichnis derartiger  Freizeichen  findet  sich 
im  Pat.-Must.-Zeich.-Bl.  1903  S.  190 fg.); 
ß)  Aergernis  erregende  Darstellungen  und 
y)  „deceptive"  Zeichen,  d.  h.  solche,  die  er- 
sichtlich den  tatsäclilichen  Verhältnissen 
nicht  entsprechen  und  die  Gefahr  einer 
Täuschung  begründen. 

b)  Anmeldung  und  Eintragung. 
Liegen  die  unter  a)  erörterten  materiellen 
Vorausseteungen  für  die  Entstehung  des 
Zeichenrechts  vor,  so  bedarf  es  femer  noch 
der  Beobachtung  der  vom  Gesetz  aufgestellten 
formellen  Vorschriften  zwecks  Erlangung 
des  Warenzeichenrechtsschutzes.  Diese  be- 
ziehen sich  im  wesentlichen  auf  die  An- 


meldung und  Eintragung  des  Waren- 
zeichens, für  welches  der  Rechtsschutz  he- 
gehrt wird. 

Die  Anmeldung  muß  schriftlich  bei  d^m 
Patentamt  in  Berlin  erfolgen  und  die  Be- 
zeichnung des  Geschäftsbetriebes,  in  welchem 
das  Zeichen  verwendet  werden  soU,  ein  Ver- 
zeichnis  der  Waren,  für  welche  es  be^ünmt 
ist,  sowie  eine  deutliche  Darstellung  nnd 
ev.  Besehreibung  des  Zeichens  nebst  Angabt» 
des  Namens,  Wohnorte  oder  der  Niedtir- 
lassung,  des  Berufs  und  der  Unterschrift 
des  Antragstellers  enthalten.  Auch  ist  V«i 
der  ersten  Anmeldung,  die  überdies  den 
Antrag  auf  Eintragung  des  Zeichens  in  die 
Zeichenrolle  enthalten  muß,  ein  Betrag  n» 
30  U.  und  bei  jeder  Erneuerung  dra-  An- 
meldung eine  Gebühr  von  10  M.  beizuffigen. 

Das  Patentamt  hat  zu  prüfen,  ob  die 
Anmeldung  den  vorstehend  erwähnten  for- 
mellen und  den  unter  a)  aogegebeuea 
materiellen  Voraussetzungen  entspricht, 
sowie  ob  das  Ar  Eintragung  angemeldete 
Zeichen  nicht  mit  einem  f  rllher  angemeldeten 
übereinstimmt^)  Ist  das  Patentamt  der  An- 
sicht, daB  dies  der  Fall,  so  hat  es  dem  In- 
hab^  des  früher  angemeldeten  Zeichens  von 
der  neuen  Anmeldung  Mitträlung  zu  machen. 
Erhebt  dieser  gegen  die  Eintragung  de^ 
neuen  Zeichens  Widerspruch,  so  hat  das 
Patentamt  durch  BeschluB  über  denaelbn 
zu  entscheiden  tmd,  falls  ee  die  UebereiD- 
stimmung  verneint^  die  Eintragung  des 
Zeichens  in  die  Zeichenrolie  zu  verfügen, 
andem&lls  dieselbe  zu  versagen.  G^en  den 
letzteren  Bescheid  kann  der  Anmelder  Klage 
bei  den  ordentlichen  Gerichten  auf  Aner- 
kennung seines  Anspnichs  auf  Eintragung 
erheben,  die  gegen  den  Widersprechenden 
zu  richten  ist.  TiMrd  seitens  dee  Inhat^Tir 
des  f  rilher  angemeldeten  Zeichens  ein  Wider- 
spruch gegen  die  Eintragung  des  neu  an- 
gemeldeten Zeichens  nicht  binnen  Monatsfrist 
seit  der  Mitteilung  des  Patentamts  erhol^u 
so  hat  letzteres ,  wenn  das  angemeldete- 
Zeichen  an  sich  eintragimgefähig  ist,  A^ösps 
Eintragung  in  die  Zeicnenrolle  zu  verfüjfiretL 
Wird  die  Eintragungsfähigkeit  vom  Patent- 
amt dagegen  verneint,  so  kann  der  Antrag- 
steller gegen  diesen  BesclüuB  binnen  Monats- 
frist bei  dieser  Behörde  Beschwerde  erheben : 


')  Ob  das  Warenzeichen  auch  in  der  einer 
Ware  oder  deren  Umhüllnng  verliehenen  be- 
sonderen Form  bestehen  kann,  ist  zwar  be- 
stritten,  aber  richtiger  Ansicht  nadi  zn  ver- 
neinen.  Vgl.  §  lö  des  Gesetzes. 

*)  Es  ist  streitig  und  zweifelhaft,  ob  die  das 
Wappen  führende  Verbandsperson  selbst  ihr 
eigenes  W^pen  als  „Warenzeichen"  verwenden 
darf  oder  Dritten  die  Genehmigong  zur  Ver> 
wendnng  desselben  erteilen  kann. 


')  Nach  dentschem  Becht  gUt  also  du  Pri- 
fnngs verfahren  im  Gegensati  zu  dem  in  o- 
deren  Ländern  geltenden  Anmeldnngsvcf 
fahren,  bei  welchem  jedes  zur  Anmeldno^  f«- 
langende  Zeichen  ohne  weitere  Pr^fnng  w- 
getragen  wird,  sowie  dem  in  England  oad  An 
Ländern  des  englischen  Recht«  f^ebrinriilicbea 
Aufgebots veriahren,  das  sich  mit  einer Sfeat- 
liehen  Bekanutmachnng  der  Anmeldttng  b*- 
gntlgt  nnd  bei  welchem  ea  den  BetetUgteo  bIm- 
lasflen  bleibt,  gegen  die  Eiatragviig  dtz  aag«- 
meldeten  Zeichnu  WiderBpmcb  an  erhebtn. 
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nber  die  Beschwerde  entscheidet  die  Be- 
sch werdcabteilung  des  Patentamts. 

2.  Wirkung  der  Anmeldong  und  Ein- 
tragnng  and  Rechtesctintz  des  Waren- 
zeichens, a)  Volleo  Rechtsschutz  geoießt 
•las  Wareozeichen  zwar  erst  vermöge  der 
Eiati-agtmg;  immerhin  ist  aber  auch  schoo 
'lie  bloße  Anmeldung  nicht  ohne  Wir- 
kung. Diese  äußert  sich  in  folgendem : 
«j  Bei  mehreren  gleichartigen  Zeichen  ent- 
scheidet der  Zeitpunkt  der  Anmeldung 
über  das  Recht  zur  Eintragung:  die  friUiere 
Anmeldung  schließt  also  den  Rechtssehutz 
für  ein  später  angemeldetes  Zeichen  aus. 
,Ji  Die  Dauer  des  Rechts  wird  von  der  An- 
meldung ab  berechnet ;  und  endlich  y)  kann 
ein  lediglich  angemeldetes  Zeichenrecht  so- 
wohl unter  Lebenden  wie  von  Todes  wegen 
—  allerdings  nur  gleichzeitig  mit  dem  Ge- 
M.-haftsbetrieb,  zu  welchem  das  Warenzeichen 
«ehürt  —  fibertragen  werden,  b)  Erst  durch 
die  Eintragung  in  die  vom  Patentamt 
gt>führte  Zeichenrolle  erlangt  das  Waren- 
zeichen vollen  Rechtsschutz.  Daß  der  In- 
halier des  eingetragenen  Rechts  dieses  in 
derselben  Weise  tibertragen  kann  wie  das 
lilofi  angemeldete  Recht,  versteht  sich  von 
seihst 

Im  einzelaen  dbt  die  Eintragung  des 
weiteren  folgende  Seft^nisse :  tt)  Der  Ein- 
getragene kann  gegen  die  Eintn^mg  eines 
gleichen  oder  ähnlichen  Zeichens  seitens 
liines  anderen  mit  Erfolg  Widerspruch  er- 
iirben  und,  felis  die  Eintragung  ^eidiwohl 
frfolgt  ist,  die  Löschung  derselben  im 
Prozeßwegebetreiben,  /f)  Die  Eintragung 
iribt  dem  Zeicheninhaber  das  ausschließliche 
Rocht,  Waren  der  angemeldeten  Art  oder 
deren  Verpackung  oder  Umhüllung  mit  dem 
Warenzeichen  zu  versehen,  die  so  bezeich- 
neten Waren  in  Verkehr  zu  setzen  sowie 
auf  Ankflndigungen,  Preislisten,  Geschäfts- 
briefen ,  Empfehlungen ,  Rechnungen  oder 
d^l.  die  2Seichen  anzubringen,  y)  Gegen  den- 
jenigen, welcher  wissentlich  oder  aus  grober 
FahrlÄssigkeit  das  eingetr^ene  Warenzeichen 
in  der  vorstehend  geschilderten  Weise  be- 
nutzt, hat  der  eingetragene  Zeicheninhaber 
»•iiien  Anspruch  auf  Schadensersatz.  Statt 
dieses  Schadensersatzes  kann  er  bei  w  i  s  s  e  n  t- 
lieber  Verletzung  des  Zeicheni-echts  auch 
im  Strafverfahren  den  Antrag  auf  Zu- 
crkeoDUng  einer  Buße  im  Betrage  bis  zu 
loOOÜ  Mk.  beanspruchen.  Wer  uftmltch 
wissentlich  das  für  einen  anderen  ein- 
cctragene  Warenzeichen  in  der  geschilderten 
Weise  benntzt  oder  Waren,  die  widerrecht- 
lich mit  dem  eingetragenen  Warenzeii-hen 
eines  anderen  versehen  sind,  wisHcntiich 
iu  Verkehr  bringt  oder  feilhält,  wird  auf 
Antrag  des  Zeidieniuhabers  mit  einer  Oeld- 
rttiafe  von  L'iO-OlXKj  Mk.  oder  mit  Ge- 
ffingnis  bis  zii  6  Monaten  bestraft.  Aus- 


ländische Waren,  die  mit  einem  einge- 
tragenen Warenzeichen  widerrechtlich  ver- 
sehen sind,  unterliegen  auf  Antrag  des  Ver- 
letzten und  gegen  dessen  Sicherheitsleistung 
bei  ihrem  Eingang  nach  Deutschland  zur 
Einfuhr  oder  Durchfuhr  der  Beschlag- 
nahme durch  die  Zoll-  imd  Steuerbehöiden 
und  derE  inziehung  mittelstStraf  bescheides 
der  Verwaltungsbehörden.  S)  Endlich  hat 
der  Eingetragene  gegen  jeden,  der  das  W. 
in  der  unter  angegebenen  Weise  benutzt, 
einen  im  Rechtswege  verfolgbaren  An- 
spruch auf  Unterlassung  (actio  negatoria), 
dies  selbst  dann,  wenn  der  Verletzte  völlig 
gutgläubig  war  oder  wenn  selbst  das  Zeichen 
gar  nicht  hätte  eingetragen  werden  dürfen 
oder  der  Löschung  von  Amts  wegen  oder  im 
Prozeßwege  unterliegt.  (E.  RG.  v.  lO./IL 
1903,  Bd.  53  S.  431). 

8.  BrtSsohen  des  Warencelchenrechts. 

Die  Eintragung  der  Warenzeichen  ist  ent- 
weder auf  An  trag  oder  von  Amts  wegen 
bei  Beendigung  des  Zeichenrechts  zn  iGstuien. 
Auf  Antrag  erfolgt  die  Löschung,  wenn 
der  Eingetragene  selbst  dies  beantragt.  Von 
Amts  wegen  ist  die  LCschuDg  zu  bewirken : 
a)  wenn  seit  der  Anmeldung  des  Zeichens 
oder  seit  ihrer  Erneuerung  10  Jahre  ver- 
flossen sind  1) ;  und  wenn  li)  die  Eintragung 
des  Zeichens  hätte  versagt  werden  müssen, 
weil  ihm  die  Eintragungsfähigkeit  fehlte, 
d.  h.  weil  dessen  Eintragung  unzulässig  war 
oder  als  Freizeichen ,  ärg'erniserregendes 
oder  dezeptives  Zeichen  nicht  hätte  einge- 
tragen werden  sollen  (s.  oben  snb  1  a).  Ein 
Dritter  endlich  kann  aus  den  im  §  9  des 
Gesetzes  angegebenen  zeichen  rechtlichen 
Gründen  oder  aus  sonstigen  Gründen  des 
materiellen  Rechts  (vgl.  ERG.  vom  16./L 
1897  Bd.  38  S.  128;  vom  IUI.  1901  Bd.  48 
S.  233)  die  Löschimg  eines  Warenzeichens 
im  ProzeSvege  herbeiführen. 


'J  Ebe  das  Patentamt  aus  diesem  Grunde 
die  Löschung  verfügt,  hat  es  den  eingetragenen 
Inhaber  entsprechend  zu  beDachrichtigen ;  er- 
neuert dieser  alsdann  die  Anmeldang  unter 
Beifügung  einer  Gebühr  von  10  M.,  eo  bleibt 
die  Eintragung  für  weitere  10  Jahre  in  Kraft. 

■)  Diese  Gründe  sind:  a)  die  auf  Grund  einer 
früheren  Anmeldung  erfolgte  Eintragung  des 
gleichen  oder  eines  gleichartigen  Zeichens  zu- 
gunsten des  klagenden  Dritten ;  h]  Aufgabe  des 
CTeschäftsbetriebes   des  Zeicheninhabers ;  nnd 

das  Vorliegen  von  Umstilnden,  ans  denen 
sich  ergibt,  daß  der  Inhalt  des  Warenzeichens 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entspricht 
und  die  Gefahr  einer  Täuschung  begründet 
Im  Falle  b  kann  der  LGschungsantrag  auch  bei 
dem  Patentamt  gestellt  werden;  dies  verfügt 
die  Löschung,  wenn  der  eingetragene  Inhaber 
des  W.  binnen  Monatsfrist  seit  der  an  ihn  er- 
folgten Zustellung  des  Antrajrs  diesem  nicht 
widerspricht ;  anderenfalls  mufi  der  Antragsteller 
Klage  bei  dem  Prozeßgeriebt  erheben. 
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III.  Ansländische»  Recht 

In  den  meisten  europäischen  nnd  anßer- 
enropäiscben  Kaltnretaaten  ist  das  Warenzeichen- 
recht eingehend  geißelt.  So  gilt  in  Oesterreich 
das  Gesets  betr.  den  Markenschntz  vom  6.IL 
1890  nebBt  Novelle  t.  aO/VU.  1895:  in  ünzaifi 
der  G.  A.  2  Tom  Jahre  1890  über  den  Harken- 
schntz  (G.  T.  4./16./II.  1A90)  nebst  Ergänznngs- 
nnd  Aenderangsgesetz  G.  A.  41  von  1896  (G.  t. 
30./Vn./l.,'VIIL  1895);  in  Frankreich  das  Q.  v. 
23./VI.  1857  nebst  Novelle  v.  3./V.  1890  nnd 
AasfähmngsTerordnung  v.  27.^.  1891 ;  (Frank- 
reich ist  aas  einzige  Land,  in  dem  noch  die 
Dezentralisation  der  Registerbehörde  beibehalten 
ist).  In  England  gilt  die  mercbandise  marks 
act  1887  (50  and  51  Vict.  c.  28)  nebst  den  Er- 
gbizongsgesetzen  von  1891  nnd  1894  nnd  den 
G.  T.  25./VIIL  1883  nnd  24./XIL  1888  nnd  jetzt 
das  G.  V.  Il./Vni.  1905  (öEdw.  vnc.16).  In 
Italien  ist  das  G.  t.  30./VIII.  1868  nebst  V.  t. 
7.  n.  1869  und  G.  t.  16./VII.  1905  nebst  V.  v. 
17.x  1905  in  Geltung;  in  Belgien  das  G.  t. 
l.[IV.  1879  nebst  V.  v.  7./VII.  1879:  in  den 
Niederlanden  das  G.  v.  30./Vni.  1893  änd  G.  v. 
T.  30./Xn.  1904  nebst  V.  v.  31./V.  1905,  sowie 
G.  T.  26./V.  1884  u.  31./V.  1900;  in  der  Schweiz 
das  Bnndesgesetz  v.  26./IX.  1890  nebst  V.  t. 
7.AV.  1891  und  G.  t.  29./VI.  1894  nebet  V.  t. 

27.  /XI.  1894.  In  Schweden  gilt  das  Q.  t.  5./VII. 
1684.  die  k.  V.  t.  31./Xn.  1895  und  das  G.  t. 
b.fUI.  1897;  in  Dänemark  regeln  das  Marken- 
schatzweaen  die  GG.  v.  ll.AV.  1890  und  14./XII. 
1898  nebst  V.  v.  28./IX.  1894  und  G.  t.  29./III. 
1904;  in  Rußland  das  Reglement  ilber  die 
Warenschutzmarken  v.  9./IU /28./II.  1896.  In 
Spanien  gelten  das  G.  t.  16./V.  1902  nebst  Erl. 
V.  16./I.  1903,  12./VI.  1903  u.  V.  t.  4./XI.  1903; 
in  Portugal  das  G.  v.  15./XII.  1894  nebst  V.  v. 

28.  /in.  1895  und  G.  v.  217V.  1896.  sowie  Kgl. 
Erl.  T.  1./III.  1901.  In  Nordamerika  sind  als 
Bnndesgesetze  die  GG.  t.  20./II.  1905,  5./1. 1905 
a.  4./V.  1908,  in  Japan  das  G.  t.  1./IIL  1899 
nebst  V.  r.  20  /VI.  1899  n.  4.yi.  190ö  in  Oeltang. 

Dem  deutschen  Prafangssjstem  haben  sich 
OeBterreieh-Uugam,  die  Niederlande,  Portugal 
nnd  die  Schweiz  angeschlossen,  wogegen  Frank- 1 
reich,  Belgien,  Italien  lediglieh  das  Anmelde- 
system kennen,  wonach  es  genügt,  daß  die 
Marke  hinterlegt  wird.   Streitigkeiten  über  die  i 
materielle  Berechtigung  zur  Fünnm^  der  Marke  \ 
werden  von  des  ordäiUichen  Genchten  ent- 1 
schieden.  { 

In  England  nnd  Spanien  gilt  lediglich  das  | 
Attfgebotssystem,  vermöge  dessen  das  an- j 
gemeldete  Zeichen  vor  der  Eintragung  öffentlich  , 
bekannt  gemacht  und,  wenn  sich  kein  Wider- 1 
Spruch  erhebt,  eingetragen  wird.  i 

Wird  Widerspruch  seitens  eines  Interessenten 
eingelegt,  so  hat  die  EintragnngsbehOrde  darüber 
zn  entscheiden.  j 

In  Nordamerika  ist  das  Prttfnngs-  nnd  Auf- 
gebotssystem  miteinander  Terbunden.  I 

Die  Schutzfrist  beträgt  in  Frankreich 
15  Jahre   mit  Verlängerungsmöglichkeit   um  • 
weitere  15  .Tahre ;  in  Oesterreich-Ungarn  10  Jahre 
mit    Verlängerungsmöglichkeit    Ton    10    zu  i 
10  Jahren,  wie  in  Deutschland;  in  England! 
14  Jahre   mit  Verlängerungsmöglicbkeit  auf 
weitere  14  Jahre  nnd  endlich  in  Nordamerika 


20  Jahre  mit  V^ingenuigBmSglidiküt  tob 
20  ni  20  Jahrea. 

IV.  Internationales  Re«dit. 

Nach  der  Bekanntmachung  des  Böchskanilers 

T.  12./V.  1884  (BGBL  S.  441)  sind  in  Belgien. 
Brasilien,  Bulgarien.  Dänemark,  Frankreich, 
Griechenland,  Grofibritannien,  Italien.  Luxem- 
burg,Niederlaiide,0e8teiTeich-Uiigani,Riuni]iifn. 
BuUland,  Schweden  nnd  Norwegen,  Schweiz. 
Serbien ,  Venezuela  und  Ter.  Staaten  toq 
Amerika  dentsche  W.  in  gleichem  Umfange  vie 
inländische  zum  gesetzlichen  Schutze  zugdasseo 
Das  gleiche  gilt  Ton  Japan  laut  Vertrag  y.  4.  TV 
1896  (BGBl.  S.  7151,  Ton  Mexiko  laut  Bek.  de. 
Reichskanzlers  t.  16.,y-  1S99  (BGBL  S.  '2Si.. 
Ton  der  Bepnblik  Guatemda  lant  Bek. 
Reichskansleis  t.  l7.fVUL  1S99  (BGBl.  S.  543 
Ton  Ecuador  gem&O  Bek.  t.  27./ni.  V^tA 
(BGBl.  S.  122). 

Die  nachfolgenden  Staaten:  Frankreich  luit 
Kolonieen,  Belgien,  Niederlande  mit  EolonieeD 
Portugal  mit  den  Azoren  nnd  Madeira,  Groi^ 
britannien  mit  Nen-Seeland,  Queensland,  die 
!  Ver.  Staaten  von  Amerika,  Schweiz.  Schwedpn. 
Norwegen ,  Dänemark  mit  den  Farürinseiu. 
Serbien,  Tunis,  Brasilien  und  Domingo  gehöi^n 
,  einer  unter  dem  2Ü./IIL  1883  iu  Paris  zustande 
gekommenen  „Union  internationale  poor  la  pru- 
tection  de  la  propri£t£  industrielle'  aa.  Pie»f 
Vereinigung  bezweckt  u.  a.  die  Schaffung  ein» 
Weltzeichenrechts,  dergestalt,  daß  die  mr  eine 
einem  der  Verbandsstaaten  angehOrige  Person 
eingetragene  Mai^e  in  dem  ganzen  Gebiete  der 
Union  geschützt  wird.  .\uf  der  Madrider 
ReTialonskonferenz  von  1890  sind  sodann  unt^r 
dem  14./IV.  1891  drei  weitere  Vereinbamnireii 
zustande  gekommen.  Die  erste  enthilt  -^iD 
Uebereinkommen  betreffend  die  falschen  E*t- 
knnftsbeieicfanungen  auf  Waren,  dem  bis  jetn 
nur  Frankreich,  Spanien,  Portugal,  Großbntao* 
nien,  Schweis,  Tunis  und  Brasilien  bei^eticti» 
sind.  Die  zweite  Vereinbarung  hat  in  Bern 
eine  Zentralstelle  für  den  Markenschutf  ee- 
schaffen,  die  sowohl  die  Eintragung  der  in  des 
Yerbandsländem  geschützten  Marken  rorzn- 
nehmen  wie  ein  den  Interessen  des  gewerb- 
lichen Rechtsschutzes  dienendes  Blatt  („Prvpit-t'- 
industrielle")  herauszugeben  hat.  Dieseioa  Ueber- 
einkommen gehören  an:  Belg^ien,  Spanien,  Frank- 
reich, Tunis,  Schweiz,  Niäerlande,  Porta^<ii. 
Italien,  Brasilien.  Die  dritte  Vereinbarung  end- 
lich enthält  die  Bestimmoog,  daO  die  Kostn 
des  ,,Iatemationalen  Bureaus"  in  Bern  Ti>a 
BämtUchen  Vertragsstaaten  gemeinsam  m  tra^ 
sind  und  die  Summe  von  (k)0OD  Franken  nicht 
Ubersteigen  dürfen.  Nachdem  alsdann  dnrcii 
die  Briis=el*'r  Ziisfitzakte  t.  HjTCn.  11*" 
i!>ai  3  wettere  Ergänzungen  d^ 

Vi-rr-iiil^MiiiiiK  tic^rb Insten  sind,  ist  mttKk  Ja» 
Li<-iif>-he  l\-kh  ]'j.\it  Belc.  des  ReiphdEUlI«» 
T.  ■<  IV.  t^Mj:-!  RUBI.  .S.  1J7.  .U-m  JJT.  IHUS 
diiAser  „Luteiiifttiuurtleii  Vereiriiianjag*  Wip- 
Jratim,  iPiWser  gehären  gegen  nSrt^  ueb  I« 
lätend^iaiieii  erfolgten  Aua-  und  Beitriiu>^n  fnlratiU 
Staaten  au :  Bet^un,  Deutachea  Reich  und  ^mm 
Sehutzgebietfl ^  Prutkreieh  mii  \I^i>i?r.  Tw* 
niid  Kolonieefl,  GroCliritaniii™  mfi  NFMi-St^Uad. 
i^iieeiiälHininnd  i'Vyluu,  luüien.  :S;iftjik'xi,  I'ofTnfiJ 
mit  den  Azorai  und  Madeira,  iiiadtzlawl»  aik 
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Sorioftm,  Cora^  and  Niederlftndisdi-Indien, 
Sehwek,  Dänemark  mit  den  FarOer- Inseln, 
Schweden  and  Norwegen,  Ter.  Staaten  von 
Brasilien,  Ver.  Staaten  von  Mexiho,  Ver.  Staaten 
nm  Nordamerika,  Kuba  and  Japan. 

Das  Deutsche  Beich  ist  der  1.  und  2.  Madrider 
Terönbanmg  indessen  nicht  beigetreten,  so- 
weit diese  die  falschen  Herknnftsbezeichnangen 
und  die  internationale  Eintragung  der  Harken 
in  das  in  .Bern  geführte  Befi^ster  betreffen. 
Besondere  Staatsvertrftge  Aber  den  Markenschutz 
bat  sodnnn  das  Deutsche  Reich  noch  abge- 
Khlouen :  a)  mit  Oesterreich-Ungarn  unter  dem 
6./Xn.l891  (RGBl.  1892  S.289);  b)  mit  ItaUen 
onter  dem  18./I.  1892  (RGBl.  S.  293],  abgeändert 
durch  Vertrag  T.  4./VI.  1902  (RGBl.  mSS.  178; 
c)  mit  der  Schwein  unter  dem  13./IV.  ir 


(SOBl.  1894  S.  511)  nbge&ndert  durch  Vertrur 
V.  26./V.  1902  (RGBl.  S.  181). 


V.  Statistik. 

a)  Deutsches  Reich.  Auf  Grand  des 
Mukenschntiseseties  v.  80/^  1874  sind  in 
der  Zeit  t.  1./V.  1875  bis  zum  Ende  des  Jahres 
1892  im  ganzen  21 452  Marken  zur  gerichtlichen 
Eintragung  gelangt,  und  zwar  17397  fQr  In- 
Iftnder  ond  4055  fOr  Aaslftnder.  Am  1./X.  1894 
hatten  die  gerichtlichen  Zeicbenreg^ster  nodi 
einen  Bestand  von  20477  Zeichen. 

Ueber  die  Lage  des  Zeichenwesens  seit  Tb.' 
krafttreten  des  G.  v.  12./V.  1894,  also  seit  dem 
1./X.  1894,  gibt  folgende  Uebersicht  Auskunft: 


Jahr 

Angemeldet 

i 

Ein-  1 

ge- 
tragen. 

Abgewiesen 
und  zurück- 
gezogen 

Am 
Jahres- 
schlufi  an- 
erledigt 

a 

1 

a 

i.ti 
V  a 
0 

5? 

Als  Frei- 
zeichen ver- 
affentlichte 
Waren- 
seichen 

Erneae- 
rungen 

1894 

10781 

»)  1496 

112 

9173 

5 



(l.  X.- 

Sl.  XII.) 

1895 

10736 

>)I0  958 

1944 

7007 

>7 

149 

1896 

10883 

8881 

3552 

5456 

75 

217 

102 

1897 

10477 

7052' 

4849 

4032 

162 

269 

294 

1898 

10638 

67161 

3406 

4548 

133 

301 

160 

1899 

9761 

6448I 

3667 

4194 

120 

626 

loS 

1900 

9727 

55811 

3813 

4527 

82 

788 

77 

1901 

9924 

5  104; 

3  747 

5600 

72 

886 

51 

1902 

II  168 

5155 

4  477 

7136 

100 

926 

68 

1903 

12688 

8  307r 

4878 

6639 

71 

797 

55 

1904 

15  »97 

9867! 

5422 

6647 

547 

2818 

90 

8048 

1905 

16  564 

8663I 

6794 

7754 

201 1 

3193 

89 

5548 

1906 

17873 

9  479' 

8754 

7393 

1786 

3542 

71 

5016 

1894/1906 

»56515 

93  707 

55  415 

51S1 

18  612 

')  Von  den  in  der  Zeit  vom  1./X.  1894  bis 
1./S.  1895  (dem  ersten  Geltnngsiatir  des  neuen 
G.  T.  12./V.  1894)  angemeldeten  19349  Waren- 
zeichen wiven  10469  bereits  in  den  bis  dahin 

Die  vermehrte  Zahl  der  Löschangen  seit 
1904  erklärt  sich  offensichtlich  darans,  daß  in 
diesem  Jahre  die  zehnjährige  Schatzfrist  für 
die  seit  Inkrafttreten  des  Gesetzes  eingetragenen 
Zeichen  abgelanfen  war  nnd  daß  eine  Ernene- 
rnng  für  einen  großen  Teil  dieser  Zeichen  nicht 
stat^^funden  hat. 

Nach  Warengroppen  zerlegt  haben  in  den 
Jahren  1894  bis  Ende  1908  Anmeldungen  von 
W.  stattgefanden  für: 

A.  Nalimngs-  and  Gennfimittet  56802 

B.  Metallwaren  29291 

C.  Textilwaren  1 1  753 

D.  Chemische  Industrie  37  689 

E.  Sonstige  Waren  20980 

Eintragungen  fanden  in  dieser  Zeit  statt  fQr : 
Tabakwaren  16721;  für  Wein  and  Likör  12851; 
fflr  ParfQmerieen  11370;  für  Apethekerwaren 
9666;  für  Maschinen  nnd  Geräte  5772;  für 
Kolonialwaren  5503;  für  Werkzeuge  Ö2ö6;  für 
Back-  und  Zuekerwaren  6070. 

b)  Ueber  das  Harkenschntzwesen  einzelner 
der  wichtigsten  anslftudischoi  Staaten  nnd  die 


von  den  Gerichten  ge^rten  Zeichenrwistem 
eingetragen,  so  dall  es  sicli  bei  diesen  Zeichen 
nur  nm  eine  Uebertragong  handelte. 


Beteiligung  Deutschlands,  Großbritanniens  und 
Nordamerikas  an  den  Markenschotzeintragungen 
geben  nachstehende  Daten  auf  S.  1288  Auskunft. 

Von  den  im  Deatschen  Reiche  in  der  Zeit 
TOD  1894  bis  Ende  1904  eingetragenen  75565 
Warenzeichen  entfielen  anf  das  Inland  68922, 
anf  Großbritannien  1791,  auf  Nordamerika  544. 

Für  1904—1906  stellt  sich  das  Beteiligung- 
Verhältnis  dieser  drei  Staaten  an  den  Ein- 
tragungen im  Deutschen  Reiche  folgendermaßen: 
1904:  D.  R.  9398;  Gr.  97;  XA.  75;  1905:  D.  R. 
8194:  Gr.  95;  NA.  46;  1906:  D.  R.  8996;  Gr.  81; 
NA.  44. 

Literatur:  Kloatermann,  Die  PatentgeaeU' 
gebung  alUr  Länder  neb»t  den  GeteUen  über 
Miuter-  M.  Markentehutz,  £.  Aufl.,  Berlin  1876. 
—  KoMer,  Das  Recht  de»  MarkentehuUes, 
Würtburg  I884.  —  Brunstein,  JVowie,  Firma, 
Marke,  Wien  1880.  —  XiiwClff,  Markenrecht 
und  Zeiehenreffi$ter,  BaOe  1889.  —  R.  Stege' 
matm,  Materialien  mr  MafiKnaekvüge$etzgebung, 
Bemtebeid  1889.  —  AmaVt  Dvi  wmi,  tM 
mareki  et  degli  allri  tegni  e  delia  coneorrenta 
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Staat 


1902 


Zahl  der  Harkeneintragnng«!!  im  Jalire 

1903  1904 


1905 


12886  13574  13404 

Fr.  1 1 973 ;  D.  B.  378;  Fr.  la  77> ;  D-  B.  185  ;jFr.  12  241 ;  O.  R.331 : 
Gr.  311 ;  NA.  96     Gr.  377;  NA.  «3    Gr.  214;  NA.  130 

3748  3819  4285 

975  1216  1189 

:N.  574;  D-  B.  i93;N.  741;  D.  B.  i94;N.  74i ;  D-  B-  «H; 
Gr.  103;  NA.  36     Gr.  14a;  NA.  38     Gr.  152;  NA.  49 

1365  1449  1691 

Schw.  1107;  D.  R.Schw.  1088;  D.  B.,Schw.  1347;  D.  E. 
153;  Gr.39;NA.  3o'i95;  Gr.  39;  NA.  18185;  Qr.75:3«A.  17 

?  ?  16334 

3734  ?  ? 


Frankreich 


Grofibritannieo 
Niederlande 


Schweiz 


Nordamerika 
Japan 


II  797 
DaTon  entfallen  aof : 
Fr.  10  759 ;  Ansland 
1038 


3397 


970 

Davon  entfallen  anf  -. 
N.  592;  D.  R.  123; 
Gr.  78;  N.  A.  42 

1198 

Daroa  entfallen  auf: 
Schw.922;D.R.  128; 
Gr.  45;  NA.  38 

? 

3529 


neW  induMtria  t  nel  commercio,  Turin  189S.  — 
JReuling,  Beiträge  rar  Reform,  der  Geschäft»' 
xeiehen,  Berlin  189S.  —  H.  Mittler  Jnn,, 
Illoyale  Konkurrenz  und  Markenachuiz ,  Wien 
1897.  —  Oierke,  DeuUeket  Privatreekt,  Bd.  I, 
S.  7S6fif.,  Leipzig  1895.  —  SeHmid,  Da*  Waren- 
teiebenrecht ,  Leiptig  1899.  —  Quitcice,  Der 
Schutz  der  Warv^teiehnungen,  Areh.  f.  ^ffhiU. 
Sccht,  Bd.  X,  S.  989 fg.  —  Kmmnentare  zu  dem 

G.  V.  IS.jV.  1894:  von  Stephan,  Berlin,  4.  Aufl. 
1899,  SeUggohn,  t.  Avfl.,  Berlin  1905,  Land-  ; 
graf,    Stuttgart  1894,   Meves,    Berlin  1894/ 
Aufeld,  Manchen  1894,  Katg,  1894,  Junger,  \ 
g.  Aufl.,  Berlin  1906,  Kent,  Berlin  1897  (be- 
sonders  gründlich  und  ertchiipfend),  Khenius, 
Berlin  1897.  —  Hausa,   Art,  „Markentckutz", 

H.  d.  St.,  «.  Aufl..  Bd.  JV,  S.  IUI  fg.,  und\ 

I.  Suppl.-Bd.,  S.  638fg.  — Kohler,  Schönberg ' 
(4.  Aufl.),  Bd.  II,  Lief.  t.  —  Schulofft  Da»  ' 
neue  öaterr.  Gesetz  Uber  den  Markenschuts,  Wien  \ 
1890.  —  L.  Geller,  Das  (öslerreiekische)  Marken-  [ 
Schutzgesetz  v.  6.jl.  1890  mit  Erläuterungen, 
Wien  1891.  —  ScMma,  Die  neueste  Entvicke- 
lung  des  Markensekutziceaens  in  Oeslerreick, 
Wien  1895.  —  H.  FHgl,  Dastelbe  für  die  Be- 
dürfnisse der  Praxis  bearbeitet,  Wien  1894-  — 
P.  Schulz,  Der  Schutz  der  Erfindungen,  Marken 
und  Muster  in  Oesterreich,  2.  Aufl.,  Wien  1906. 
—  Mareteh,  Art.  „Markenschutz",  Oesterr. 
Ä.TV'.Ä,  Bd.  IJ,  8.  689fg.  —  L.  Br\m, 
Les  marque»  de  fabrigue  et  de  commerce,  Paris 
189S.  —  Couhin,  La  proprÜte  industrielle, 
artistique,  et  Uihaire,  S  Bde.,  Paris  1897.  — 
E.  Pmtilletf  Traite  des  marques  de  fabriques 
et  de  la  concurrence  dfloyale  (5.  Aufl.),  PxHs 
J9Ö6.  —  L.  fimlth  et  C.  Nicolas,  Art.  „Propriite 
indtiatrifUe" ,  Blocks  Dictionnaire  de  l'admini- 
«trutiü7i  fran^aiite,  4-  A^iß.,  Paris  1898.  —  M. 
Klösael,  Made  in  Gcrmany,  Leipzig  189S.  — 
J*.  Saffordf  TTie  law  of  mcrckandise  marks, 
London  1S9S.  —  It.  M.  Kerly,  The  law  of 
trade  mark,  London  1894.  —  Laiatottf  Law 
relating  to  patent»,  designs  and  trade  marks, 
London  1899.  —  Atnar,  Deila  condixione 
iiiuridira  in  Jtalia  dei  marcki  di  fabrica  non 
dejiositati,  Rome  ISO4.  —  Broicne,  Law  ff  trade 


marks  and  analogom  subjects,  Boston  1S98.  — 
Oreeley,  Foreign  patent  and  trade  mark  lavs,  1 
comparative  study,  Washington  1S99.  —  £. 
Hopking,  77telau>of  trade  wuirks,S.  Aufl.,  iThüagv 
1905.  —  SeeueU  de  la  legislation  et  des  traiUs  en 
matiere  de  propriSte  indu^rielle,  Bern  lS9$fg. 

—  Neukamp  f  Die  Gesettgthung  der  Staaten 
des  Erdballes  Uber  das  getrerbliehe  Eigemtum  Sst 
tabellarischer  Uebersieht  nthtt  einer  vergteichem- 
den  Uebersieht  Ober  die  Beteiligung  Deutsehktndt, 
Englands  und  Ifordan\erihas  mit  dem  yemr^ 
liehen  Rechtsschutz  m  den  DauptkuUurstaalen. 
CÖln  190511907.  —  Schmidt  Das  Warmzeiehen- 
recht  nebst  den  Bestimmungen  über  den  untautert* 
Wettbewerb  nach  der  Gesetzgebung  aller  Dlnder, 
Leipzig  1900.  —  PouiUet  et  P14 ,  La  Con- 
vention d'union  internationale  du  50.1111.  ISSS 
pour  la  protection  de  la  propriile  industrieHe, 
Paris  1896.  —  OsterrletK  umd  Axter,  Die 
internationale  Uebereinkunft  tum  Schutze  des 
geverblichen  Eigentums,  BerUn  t90S.  —  Zeit- 
schrift für  gewerblichen  Rechtsschulz , 
hemusg.  von  Schtnld,  Berlin,  Carl  Heyw/xnns  Ver- 
lag. —  Blatt  für  Patent-,  Mieter-  und 
Zeichenwesen,  herausg.  com  Kaizerl.  Puenl- 
amt,  Berlin  seit  1894.  —  Wa  renzeiehenbl-ttt, 
herausgegeben  von  demselben,  Berlin  seit  1894. 

—  S.  auch  die  lAteratw  zu  dem  Art.  „futattterrr 
WetOewei^,  ob.  S.  lIlTfg.  Nevleamp. 


Warenhäuser  s.  Kleinhandel 
oben  S.  167  fg. 


Warenhaassteaer. 

1.  Alleemeinefl.  2.  Die  steuertechnijclM 
Ljtsnng.  3.  Die  GesetEgebong. 

1.  Allgemeines.  Die  W.  ist  eine  Speziai- 
Gewerbesteuer  zwr  Sonder-  oder  Präxipual- 
belastung  bestimmter  Formen  des  (rroß- 
betriebs  im  Kleinhandel.  Sie  lastet  dwn- 
gemäß  auf  Bazaren,  GroBmagaÜD«!,  Ver- 
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sandgesch&ften  und  ähnlichen  Großunter- 
nebmnngeD,  die  den  Absatz  im  Kleinen 
betrmben  und  mit  dem  Sammelbegriff 
jjWarenhauser"  bezeichnet  werden.  Ba  der 
videestaltigkeit  und  der  stets  wechs^den 
Srscneiaung  dieser  Untemehmun^fonnen 
läßt  sich  das  Steuerobjekt  nicht  sicher  be- 
Bcbreiben.  Man  mufi  sich  daher  damit  be- 
gnfleen,  bestimmte  ^nfiere  Merkmale"  für 
die  Veranlagung  aufzustellen.  Die  W.  wird 
auf  solche  Unternehmungen  angewendet, 
deren  Betrieb  sich  in  den  Formen  des  Ab- 
satzes im  kleinen,  als  Klein-  oder  Detail- 
handel vollzieht ,  deren  geschäftsmäBige 
Oiganisation  auf  dem  kapitsuUstiscben  GroB- 
betrieb  mit  mißlichster  Ausnutzung  ent- 
wickelter Yerkelu^formen  beruht,  die  eine 
große  Mannigfaltigkeit  der  festhaltenen 
Warengruppen  aufweisen  und  die  endlich 
kaufmännische  Geschäfte  sind,  mit  der  Ab- 
sicht einen  Gesch&ftsgewinn  zu  erzielen. 

Von  der  W.  bleiben  daher  unberührt: 
Konsumvereine ,  Offiziers-  und  Beamten- 
warenhäuser, die  nur  die  Bedürfnisse  ihrer 
Mitglieder  decken ,  die  großen  Spezial- 
geschäfte, die  den  Absatz  von  Artikeln  be- 
sonderer Eigenart  und  Qualität  pflegen,  und 
schließlich  die  Schleuder-  und  Hanisch- 
geschäfte, die  aus  Konkursmassen,  Nach- 
lässen, Inventurräumungen  usw.  meist  minder- 
wertige Waren  zu  auffallend  billigen  Preisen 
und  in  entsprechenden  Geschäftslokalen  aus- 
bieten. 

Die  W.  hängt  aber  vor  allem  mit  der 
^Mittelslandsbewegirag"  und  der  Mittelstands- 
politik aufs  engste  zusammen  (vgl.  Art. 
,,Mittelstandsbeweguog'*  oben  S.  497 1^.).  Sie 
hat  dalier  nicht  nur  ein  steiierpohtisches 
Ziel,  die  leistungsfähigeren  Großbetriebe  im 
Kleinhandel  stSncer  zu  belasten,  sond^  eae 
soll  ein  Kampfmittel  sein  gegen  die  er- 
drOckenden  Einflösse  der  Konkurrenz  dieser 
UntemehmungsformeD  gegenüber  den  histo- 
risch Überkommeaen  Formen  des  Klein- 
handels, um  die  wii-tschaftlicheu  und  Markt- 
chancen  beider  Betriebsformen  auszugleichen. 
Dabei  ist  die  Tendenz  der  Verfechter  der 
W.  entweder  darauf  gerichtet,  die  Wareu- 
hänser  als  Formen  der  Bedarfsdeckung  über- 
haupt zu  unterdrücken  („Erdrosselnngs- 
Bteuer*')  oder  die  Auswüchse  ihrer  Kon- 
kurrenz und  den  Druck  auf  den  Kleinhandel 
abzuschwächen.  Die  Gesetzgebung  ist  nir- 
gends über  diesen  letzteren  Standpunkt  hin- 
ausgegangen. 

Mit  dieser  Begründung  ist  die  W.  zu 
vorwerfen.  Denn  sie  trägt  Zwecke  in  die 
Steuer  hinein ,  die  ihr  an  sich  fremd  sind 
und  darauf  hinausgehen,  durch  Mittel  der 
Steuertechnik  in  die  Vermögens-  und  Ein- 
korn mens  Verteilung  regulierend  einzugreifen 
(„sozialpolitischer"  Zweck  der  Steuer).  Zu- 
dem erfaßt  die  W.  nicht  den  Großbetrieb 


an  sich  oder  im  Kleinhandel  als  solchen^ 
sondern  nur  dann,  wenn  er  in  einer  be- 
stimmten Gestalt  des  kapitalkräftigen  Groß- 
betriebs ohne  enge  Begrenzung  d^  Absatz- 
und  Warenkreises  ersdi^t 

Eine  W.  kann  also  nicht  auf  diesem 
Boden,  sondern  nur  durcb  die  Stellung  der 
Warenhäuser  zum  Wirtsdiafteleben  and  zur 
Kinkommensbildung  motiviert  werden.  Die 
^ßkapitalistische  Form  des  „Kleinhandels 
im  großen"  ist  ohne  Zweifel  eine  besonders 
leistungsfähige  Betriebsart  und  steuerkräftiger 
als  die  sonstigen,  älteren  überkommenen 
Typen  des  Warenhandels  im  kleinen.  Die 
Warenhäuser  sind  daher  entschieden  die 
leistungsfähigeren  Steuerehjekte ,  die  auch 
relativ  stärker  zur  Steuer  herangezogen 
werden  müssen  als  die  übrigen  Kleinhandels- 
betriebe.  Der  von  der  Gesetzgebung  be- 
tretene Weg  der  W.  ist  jedoch  nicht  der 
richtige. 

2.  Die  stenertechnische  Losung.  Die 

W.  ist  eine  Ertragssteuer  und  zwar  eine 
Abart  der  Gewerbesteuer,  die  sie  verstärkt 
und  ergänzt.  Sie  will  die  Warenhausbetriebe 
auf  der  Grundlage  äußerer  Merkmale 
besteuern,  indem  sie  aus  diesen  auf  den 
Ertrag  zurückschließt  Die  gewählten  Merk- 
male sind  ziemlich  roh  und  einfach  und 
deuten  in  ihrer  Methode  auf  das  ältere  Er- 
tragssteuersystem hin.  Die  steuertechnische 
Lj^ung  kann  entweder  an  bestehende  Steuer- 
formen anknüpfen  oder  besondereselbstftndige 
W.  einrichten. 

Für  den  ersten  Weg  kommen  vor  allem 
die  Gewerbe-  und  Einkommensteuer- 
in Betracht.  Bei  jener  würde  der  Schwer- 
punkt in  der  Differenzierung  der  Steuer- 
sätze und  in  deren  degressiver  Gestaltung 
liegen.  Dabei  kOnnen  entweder  die  Steuer- 
sätee  stufenartig  verstärkt  werden  oder  die 
Erhöhung  der  Steuer  kann  durch  eine  Ver- 
anlagung nach  dem  Aul^e-  und  Betriebs- 
kapital oder  nach  sonstigen  Merkmalen  ge- 
schehen. Auch  bei  der  Einkommensteuer 
müßten  bei  Benutzung  zu  diesem  Zwecke 
ähnliche  Gesichtspunkte  gelten. 

Die  selbständigen  W.  sind  aus  dem 
Zusammenhang  mit  dem  System  der  übrigen 
Ertragssteuern  losgelöst.  Sie  wollen  viel- 
mehr im  Prinzipe  der  formalen  Doppel- 
besteuerung Sondersteuern  auf  die  Waren- 
häuser als  Präzipualbelastung  einrichten. 
Ihre  Hauptformen  sind: 

1.  Die  Branchensteuer.  Die  Waren- 
häuser werden  nach  ihren  Umsätzen  von 
einem  bestimmten  Betrage  an  als  Waren- 
häusercharakterisiert und  zu  einer  besonderen 
Abgabe,  der  „W."  veranlagt.  Sie  erwerben 
daxlurch  das  Recht,  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Wareugattungen  (Warenbranchen)  zu 
fOliren.  Für  jeden  Artikel,  der  die  Waren- 
gruppen erweitert,  sind  je  nach  dem  xeraxt- 
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sch]agteD  oder  erwarteten  Umschlag  oder 
Umsatz  -weitere  Zuschläge  zu  entrichten. 

2.  Die  Filialensteuer.  Zentralisierte 
Betriebe,  die  durch  Errichtung  von  Filialen 
oder  Yerkaufsstätten  an  verschiedenen  Orten 
Kleinhandel  im  großen  betreihen,  sollen  da- 
durch stSrker  belastet  werden^  dafi  fOr  jede 
Filiale  oder  Verkaufostfttte  eine  besondere 
Zuschlagssteuer,  ev.  in  Kombination  mit  den 
Ums&tzen,  erhoben  wird, 

3.  Die  Hilfspersonalsteuer.  Sie 
wird  umgelegt  nach  der  Zalil  des  angestellten 
Hilfspra^nals.    Die  Sätze  für  jeden  An- 

festellten  sind  entweder  in  dnem  fixen 
*trag  ausgedrückt  oder  sie  sind  progressiv, 
indem  eine  bestimmte  Zahl  von  Angestellten, 
die  dem  Umfang  eines  größeren  Mittel- 
betriebs entspricht,  steuerfrei  ist,  für  jeden 
weiteren  Angestellten  sind  progressive  oder 
degressiv  steigende  Abgabesätze  zu  ent- 
richten. Die  Steuersätze  können  dann  noch 
nach  einem  Ortsklassentarif  abgestuft  oder 
mitZuschlägeo  nach'WaTengruppen(BrBnchen- 
tarif)  verknüpft  werden. 

4.  Die  Umsatzsteue  r.  Sie  geht  von 
einem  MengenbegrifF ,  dem  Umsatz  eines 
Warenhauses  aus  und  versteht  darunter  den 
Bruttoumsatz  oder  den  gesamten  in  einem 
Geschäftsjahr  für  die  im  Warenhaiisbetrieb 
abgesetzten  Waren  erzielten  Erlös,  der  durch 
die  Kasse  läuft  oder  durch  die  Summieruug 
der  Kaufsuramen  sich  ergibt  Von  diesem 
Betn^  wird  dann  ein  bestimmter  Steuer- 
satz in  festen  Prozenten  oder  mit  wachsen- 
den Quoten  erhoben.  Die  Steuerpflieht  be- ; 
ginnt  erst  bei  einer  bestimmten  Höhe  der 
Umsätze  (Preußen:  bei  400000  M.).  Mit- 
unter wird  damit  auch  die  Zahl  der  Waren- 
gruppen kombiniert  Ztim  Bejjriif  des  Waren- 
hauses aber  gehOrt  es,  daß  in  ihm  gleich- 
zeitig eine  Mehrzahl  von  Warengruppen 
feilgehalten  wird. 

Für  diese  rein  formale  Sondersteuer  der 
Warenhäuser  erscheint  die  Umsatzsteuer  noch 
immer  die  relativ  beste  Lösung. 

5.  Die  Gesetzgebiuff.  Preußen  (G.  t. 
18./VII.  1900).  Stenerpflicbüg  aind  die  Waren- 
hänser  und  Bonstigeo  Großbetriebe  dei  Klein- 
handels, die  mit  mehr  denn  einer  vom  Oesetce 
anterschiedenen  Wareagruppen  handeln  and 
deren  gesamter  Jafaresnmsatx,  etnBchließlich  des- 
jenigen der  Filialen  400000  H.  übersteigt.  Es 
werden  4WarengTappen  nnterschieden :  Material-, 
Kolonial-,  Kß-,  Trinkwareu  und  Drogen.  Kurz- 
waren, Bekleidnngs-  und  WohnungseinriclitUDgs- 
gegenstande.  Hans-,  Küchen-  und  Gartengerät- 
schaften. Gold-,  Silber-,  Juwelier-,  Kanst-  und 
Galanteriewaren.  Steuerfrei  sind  Betriebe  von 
Genossenschaften  and  Vereinen,  die  ausscbliefl- 
lieh  die  eigenen  Bedürfnisse  der  Hitglieder 
decken,  nnd  die  durch  das  Gew.-G.  v.  24./VI.  1891 
und  das  KAG.  v.  14./VIX.  1893  freigestellten 
Geschäftsbetriebe.  Die  an  sich  steaerfreien, 
grofien  Spezialgeschäfte  werden  ateuerpflicbtig, 
wenn  sie  ans  der  Zerlegung  eines  Warenhanses  ' 


in  Spezialitäten  entstanden  sind,  um  des  Waren- 
haasbetrieb  zu  verhttUen.  Die  Steuersätze  richten 
sich  nach  dem  Umsatz  (Umsatzsteuer.,  mi 
degressiv,  b^innen  mit  1  %  bei  einem  solchen 
von  400000  H.  und  erreichen  mäCigansteigend 
30/.  bei  einem  solchen  von  lOOOOOO  M.  Sind 
mehrere  Verkaofsstätteii  vorbanden,  so  ist  die 
W.  Ton  jeder  m  erheben.  In  bestinmten  fSüa 
ist  dne  Mehnahl  voa  Ermäffigiing«n  Toree- 
sehen.  Die  W.,  die  1901  3,073  HiU.  M.  betme 
nnd  1905  auf  1,965  Blill.  M.  zarflck«f^»Bm 
ist,  fließt  den  Gemeinden  zu  und  swar  zniüchst 
zur  Erleichterung  der  Abgaben  der  Gewerb«- 
steuerpflichtigen  III.  und  IV.  Elasse  und  un 
übrigen  znr  Bestreitimg  von  Gemeindebedfirf- 
nissen,  —  Bayern  (Gew.St-G.  v.  9./VI.  ISSÜ,. 
Warenhäuser,  Großbazare,  GroQmagazine,  Ab- 
zahlnngs-  und  Versteigerungsgeschäfte  sowie 
alle  Großbetriebe  des  Kleinhan^li,  die  dordi 
Aasdebnong  und  Geschfiftsverfahren  von  des 
Überkommenen  Formen  des  Warenbandels  wMcnt- 
Hch  abweichen,  werden  mit  einer  steigenden 
Normalanlage  (vgl.  Art.  „Gewerbesi«oer* . 
Gesetzgebung  unter  Bayern  oben  Bd.  I  S.  lOß" 
belegt,  die  unter  Hinzurechnung  der  Betriebf- 
anlage nicht  unter  Vi  und  nicht  Aber  3%  de« 
Geschäftsumsatzes  betragen  soll.  —  Wärtt«m- 
berg  (G.  v.  8/Vm.  1903).    Die  Gemeiades 
und  Amtskörperscbaften  sind  befugt,  ein«  W. 
zu  erbeben  nnd  zwar  in  Gemeinden  bis  10000  Ein- 
wohnern bei  einem  Jafareanmsatse  tob  80000  M. 
an,  in  Gemeinden  von  10—30 000  JBinwohnem  bei 
einem  solchen  von  IflOOOO  JL  vbA  in  Gendnden 
mit  Uber  &0000  Einwohnern  bei  einem  solchen 
von  200000  H.   Die  W.  erscheint  in  der  Fonn 
von  Zuschlägen  znr  Gewerbestener,  die  von  den 
Gemeinden  m  der  H6he  von  20— 50**/^  erboben 
werden  können.  —  Sachsen  (G.  v.  12./V.  lÄW.. 
Die  W.  ist  eine  Abgabe  in  den  Stadtgemeindea 
und  hat  den  Charakter  einer  Gemeindeabgibe. 
die  als  Umsatzsteuer  erhoben  wird.   Der  Steaer- 
satz  darf  2  %  des  Umsatzes  nicht  aberschreitea. 
und  der  Beginn  der  Stetierpflicht  schwaskt 
zwischen  40000  nnd  100000  H.  Umsatz.  — 
Baden  (Sl./VII.  1904).   Die  W.  in  Baden  in 
eine  Gemeindeabgabe,  ^e  von  allen  Großbetrieben 
im  Kleinhandel  erhoben  wird.  Die  Stenerp^cht 
beginnt  bei  einem  Jahresumsatz  von  200000  M. 
und  ist  von  den  im  Großherzogtnm  hetrieben«>o 
Warenhäusern  zu  entrichten.   Auch  von  anUer< 
halb  des  Großherzogtums  betriebenen  Wsren- 
häuseru  ist  sie  zn  entrichten,  wenn  der  Jahm- 
umsatz  der  in  Baden  errichteten  Filialen  za- 
sammen  mindestens  30000  H.  beträgt.  Die 
Steuer  betjägt  bd  einem  Umsats  von  90Q000 
bis  400000  H.  0,80%  und  stdgt  von  je  300000 
zn  200000  H.  am  je  0,10%.  Bei  Umaätsen  y»a 
Uber  1  Hill.  M.  steigt  die  Steuer  von  lOOUOC 
zn  100000  H.  um  fe  0,10%  für  jedes  ugf 
fangene  100  H.   Die  W.  darf  aber  im  gtoKB 
nicht  mehr  ah  10%  de«  gewerblichen  Ertrag 
des  Gesamtbetriebs  Sberschreiten.  —  Brana- 
schweig  (G.  V.  31.,Vn.  1904).   Die  W.  trift 
als  Gemeindestener  die  Großbetriebe  des  Kleia- 
bandels  einschließlich  der  Prodaktivgenossei- 
schaften  and  Konsumvereine  mit  einer  Umsatt- 
Steuer,  die  2%  des  ümsaties  nicht  tlberschrntra 
darf.  Der  Ertrag  der  W.  ist  zur  FSrden&g 
des  Kleinhandels  nnd  des  Handwerks  zn  *«r- 
wenden  und  zwar  sind  %       betr.  Gemeinle 
unmittelbar  ttberlanen.  %  ist  an  die  Staaul»fH 
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ra  g^leicher  Terwendang  abznf  Ühren.  —  Anhalt 
(G.  T.  18./V.  1905).  Die  W.  Ut  eine  Gemeinde- 
«b^be.  Die  Kommonen  sind  berechtigt,  faknl- 
tatiT  Warenhäuser,  Großbazare,  Großmagazine, 
Abzahlung,  Versteieemngs-  und  Versaodge- 
whftfte  mit  dner  Sonderstener  za  beleg«Lwenii 
deren  Jahreswnfiata  wenlKstens  100000  M.  b&- 
triigt.  Die  Stener  betr&gt  0,10%  bei  einem 
Ja&esainaatz  Ton  100000  H  nnd  steigt  all- 
ffifthlich  aaf  1  %  bei  einem  solchen  von  9Q0000  M. 
nud  mehr;  sie  darf  aber  nie  2*^/0  des  einkommen- 
stenerpflichtigen  Reingevinns  der  Untemehmnng 
fltH^breiten.  —  Frankreich.  Seit  18») 
werden  die  Warenhäaser  im  Rahmen  der  Patent- 
steuer getroffen  (Tgl.  Art.  „Gewerbesteuer"  oben 
Bd.  I  S.  1069).  Die  W.  berechnet  sich  ans  einer 
Kombination  Ton  Abgaben  für  jede  Warengrnppe, 
für  jeden  Angestellten  and  einem  Prozentteil 
des  HietwertB  der  Gesehftftslokalitaten.  Die 
Stenersatze  haben  mehrfach  gewechselt.  Die 
Steuer  betrifft  ungefähr  das  Dreifache  der 
Patentsteaer. ~-  Missouri.  Im  Staate Missonri 
wird  in  Städten  mit  tlber  5O0OO  Einwohnern 
TOD  Großbetrieben  des  Kleinhandels  die  mehr 
als  15  Angestellte  beschäftigen,  eine  W.  nach 
der  ZabI  der  Warengmppen  erhoben.  Es  werden 
73  solche  Warengruppen  gebildet.  Eine  Waren- 
gntppe  ist  steuerfrei,  für  jede  folgende  ist  ein 
Steuerzuschlag  Ton  300—600  Doli,  als  Jahres- 
Btener  zu  entrichten. 

Ititeratur:  Rehm,  Gtgm  die  WarcnhautatKtun; 
Leipzig  1900.  —  Wemiche,  Die  HonderumsaU- 
steuern  im  Lichte  der  Gewerbefreiheit  und  Ge- 
werbeordnung, Berlin  190t.  —  Dernelbe,  Die 
UnuaUtteuern  01^  Warenhäuter  in  rechtlicher  Be- 
xükang.  JtnantareMv  ZI  (1904),  S.  SOGfy.  — 
V.  Hecket,  Das  Probkm  der  Warenhäuser  und 
WarmhenuMteuer,  Dretden  190t.  —  Gehrig, 
Die  Warenhavettetier  in  Preußen,  Leipzig  1904- 
—  Zimmermann,  Warenhautateuer.  Annolen 
des  DevUehen  Reichs  19iK. 

Haje  V.  Hecket. 


Warraate  s.  Lagerhäuser 
und  Warrants  oben  S.  SHöfg. 


VasiargeBouenschaiteii. 

yi.  haben  den  Zweck,  entweder  den  aus 
Ceberschwemmungen  oder  Aufstauen  von 
Wasser  den  anliegnnden  Grundstücken 
drohenden  Schaden  abzuwenden  oder  die 
dem  Wasser  innewohnenden  bewegendeu 
oder  pflanzenerzeugenden  Kräfte  fOr  die 
Mitglieder  der  Genossenschaft  nutzbar  zu 
ma<äen.  Schon  in  früheren  Jahrhunderten 
bestanden  derartige  W.,  die  sich  meist  an- 
lehnten an  die  durch  die  Feldgemeinschaft 
und  den  Flurzwaug  bedingten  Einrichtungen. 
Nachdem  letztere  in  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrh.  meist  beseitigt  waren  und  die 
einzelnen  Grundstücksbesitzer  freie  Ver- 
fOgung  über  ihren  Boden  erlangt  hatten, 
erwiesen  sich  die  alten  W.  und  die  darauf 
bezfiglidien  Bestimmungen  als  unzureichend. 


Es  kam  hinzu,  daß  die  nroBen,  in  der  Tech- 
nik des  landwirtschafuichea  Betriebes  ge- 
machten Fortschritte  und  daß  weiter  der 
wachsende  Kapitalrdchtum  eine  au^ebigere 
Benutzung  des  Wassers  sowie  eine  wirk- 
samere Abwehr  der  aus  Ueberschwemmung 
drohenden  Gefahren  ermöglichten  und  er- 
forderten. Da  aber  durch  menschliche  Ein- 
griffe in  die  B^nlierung  des  Laufes  oder 
des  Standes  eines  Gewässers  in  der  B^I 
sehr  Tiele  einzelne  Grundbesitzer  betro^n 
werden,  so  stellte  sich  die  Notwendigkeit 
heraus,  die  Gesetz^bung  über  W^  den  ver- 
änderten Yerhältnissen  und  Anforderungen 
entsprechend,  auf  neuen  und  erweiterten 
Grundlagen  auhubaoen. 

Ünter  den  deutschen  Staaten  ging 
Preußen  hierin  durch  das  G.  v.  28.11. 
1843  über  die  Benutzung  der  PriTatflüsse 
voran.  In  dessen  drittem  Abschnitt  (§§  57 
bis  59)  wird  angeordnet,  daß  der  Minister 
des  Innern  befugt  sein  soll,  die  Statuten 
von  Genossenschaften,  die  zur  Benutzung 
des  Wassers  zusammentreten,  zu  bestätigen 
und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  dabei  Be- 
teiligten zu  gemeinsamen  Maßregeln  behufs 
Herstellung  und  Inatandhaltung  der  erforder- 
lichen Anlagen  verpflichtet  werden.  Das 
G.  V.  ll./V.  1853  dehnte  diese  Bestim- 
mungen auf  Entwässerungsgenossenschaften, 
unterAusschluß  der  Drain^^genossenschaiten 
aus.  Endlich  erging  am  l.'IV.  1879  ein 
Gesetz,  durch  weiches,  unter  Aufhebung 
aller  &üheren,  die  Genossenschaftsbiidung 
für  alle  wa^erwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen geregelt  wurde;  ausgenonunen 
waren  nur  diejenigen  zum  Schutze  gegen 
Wasser,  für  welche  die  bereits  vorhandene 
Deichgesetzgebung  {s.  Art.  „Deichwesen" 
oben  Bd.  I  S.  644  fg.)  in  Kraft  büeb.  Dieses 
Gesetz  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  W.  im 
Infei'esse  der  Landeskultur,  sondern  auch 
auf  Vereinigungen  behufe  Wasserversorgung, 
behufs  Verbessemng  von  Wasserstraßen  und 
behufs  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
Gewässern. 

Bd  den  für  Bewässerung  und  Ent- 
wässerung gebildeten  W.  hat  das  Gesetz 
den  Beitnttszwang  einer  widersprechenden 
Minorität  der  beteiligten  Grundbesitzer  toi> 
gesehen,  falls  die  Genossenschaft  Interessen 
der  Landeskultur  verfolgt  und  ohne  Beitritt 
der  widersprechenden  Besitzer  zweck- 
mäßigerweise nicht  gebildet  werden  kann. 
Eine  Erweiterung  des  Gesetzes  in  dieser 
Hinsicht  bildet  die  Gesetzgebung  über  den 
zwangsweisen  Beitritt  zu  Genossenschaften 
zur  Bildung  von  Sammelbecken  für  gewerb- 
liche Anlagen  in  den  Flußgebieten  der 
Wupper,  Lenne.  Volme  und  Ruhr  (Gesetze 
vom  19./V.  1891,  HO./Xn.  1891,  14./Vm. 
1893,  23./IV.  1900).  Ferner  ist  nicht  nur 
den  l)eteiligten  Privatpersonen,  sondern  auch 
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staatlichen  und  kommiualea  Behörden  das 
Hecht  zugesprochen,  Antrtee  auf  Bildung 
von  W.,  die  im  SffentUchen  Interesse  liegen, 
zn  stellen.  Die  W.  odw  deren  Yorstaade 
haben  die  Befugnis,  die  Oesamtheit  der  Ge- 
nossen vor  Gericht  zu  Tertreten,  für  die- 
selben Rechte  zu  erwerben,  Verlnndlich- 
keiten  einzugehen  usw.  Im  übrigen  läßt 
das  Oesetz  die  in  den  einzeln'en  Landes- 
teilen bestehenden  Bestimmungen  Uber  Be- 
schaffung der  Vorflut  und  über  die  Be- 
nutzung des  Wassers  unberührt;  es  be- 
schränkt sich  lediglich  a\if  Anordnungen, 
die  sich  auf  die  Bildung,  innere  Organisation 
und  die  rechtliche  Stellung  der  W.  be- 
ziehen. 

Im  Jahre  1899  gab  es  in  Preußen  2304 
Ent-  und  Bewässerungs-,  Drainage-  und 
Meliorationsgenossenschaften ,  420  Deich- 
verbäude,  167  Genossenschaften  zur  He- 
gnlierung  von  Wasserläufen.  Die  Flächen- 
^ße  aller  dieser  Genossenschaften  betrug 
insgesamt  2  850  965  ha. 

Aehnliche  Gesetze  sind  für  die  meisten 
übrip;en  deutsehen  Staaten  ergangen.  Im 
KöDigreich  Bayern  bestimmt  das  G,  v. 
28./V.  1852,  in  welchen  Fällen  Genossen- 
schaften zur  Bewässerung  und  Entwässerung, 
auch  gegen  eine  widerstrebende  Minderheit 
der  Beteiligten,  gebildet  werden  können ;  es 
verlangt,  daß  die  Besitzer  von  mindestens 
zwei  Drittel  der  in  Mitleidenschaft  gezogenen 
BodenflSche  sich  dafür  erklären,  und  legt 
die  Entscheidung  In  die  Hand  der  Ereis- 
regieruog. 

Im  Grofih^ogtum  Baden  ist  durch  das 
0.  T.  26.yi.  1899  aber  die  Instandhaltung 
und  Benutzung  von  Gewässern  gleichzeitig 
die  Frage  wegen  Bildung  von  W.  geregelt. 
Ebenso  im  GroBherzogtum  Hessen  durch 
das  G.  V.  30./VII.  1887  (neu  redigiert  am 
3Ö.IX.  1899)  über  die  Bäche  und  die 
nicht  ständig  fließenden  Gewässer.  Württem- 
berg hat  am  1./X1L  1900  in  seinem  Wasser- 
gesetz auch  das  wasserwirtschfrftliche  Ge- 
nossenschaftswesen musterliait  geregelt 

In  Oesterreich  ist  die  Frage  der  W. 
durch  das  Wassergesetz  vom  30./V.  1869, 
in  Ungarn  ebenfalls  durch  das  allgemeine 
Wassergesetz  vom  14.j'23./VI.  1885  geregelt. 
(S.  auch  Art.  „Bewässerung  und  Ent- 
wässerung" oben  Bd.  I  S.  458  fg.) 

Literator:  Lett^e  und  Rönne,  Die  Landeskultur- 
Irt/irligebiing  de»  PrevßUchrn  Staate»,  Bd.  I, 
ISr.ä,  S.  850J(f.  —  Schiff,  Oeslerreich«  Agrnr- 
pulitik  aeit  der  OrtmdcntUutung,  Bd.  I,  1898, 
IS.  ^99 fg.  —  Anachütx,  Art.  „WoMergenosaen- 
erhaßen",  H.  d.  St.,  -2.  Auß.,  Bd.  VII,  S.  669/g. 
—  Siehe  auch  die  bei  den  Artt.  „Bticiitterung 
und  Entwässerung'  und  ,^tichwe»en"  oben  Bd.  I, 
S.  ^Cl  bellt.  S.  64-'  'tngegebene  Literatur. 

Fi-hi:  von  der  Ooltx, 
W.  Wyaodtiniikt 


Wasserl  ei  t  ongsTersiehenuig. 

W.,  meist  WasserleitongMcbäden-Versidie- 
nmg  ^nannt.  ist  eine  znerst  in  Dentaehlmiid 
1886  emgeführte  TersidieningBart,  die  in  drei 
verschiedenen  Gruppen,  n&mUch  als  Oebiade- 
versicbenug,  Hobiliarvergichemo^  nnd  Warea- 
versicherung  betrieben  wird.  Die^F.  bat  den 
Zweck,  den  Schaden  zn  er&etzen,  der  an  den 
versicherten  Oegenständea  dnrch  znflUliges  Ans- 
strömeu  von  Wasser  aas  den  innerhalb  der  Ver- 
sicberungsr&omlichkeiten  befindlicheD  Wasaer- 
leitnngsanlagen  entsteht.  Verbanden  mit  dieser 
Ersatzleistung  ist  die  Haftong  der  Veraiebe- 
rnngsanstalt,  sowohl  Hausbesitzern  wie  Mietern 
gegenüber,  für  alle  Schadeusersatzansprache,  die 
voD  dritter  Seite  ans  einem  derartigea  Wassei^ 
leitangsschsden  gegen  Versicherte  erboben 
werden  können.  1905  betrieben  12  deutscbe 
Gesellschaften  die  W.  mit  dem  Ergebnis.  daS 
54131  Policen  in  Kraft  waren,  die  an  Brutto* 
Prämien  1,2,  an  Nettoprämien  1,1  Hill.  M.  ein- 
brachten, während  au  Schäden  445000  IL  zur 
Aoszahlnng  gelangten  (einschl.  RficksteUnngeai. 
An  Geschäftsnnkosten .  einschließlich  Stevem 
waren  690000  M.  zn  bezahlen.  Die  W.  ist  aocb 
im  Aasland  bekannt. 

Literatur:  Klteberg,  Die  WasaerUitungssrhäden- 
Veraichervng  in  der  Zeitachr.  j.  d.  gti.  Slaata- 
maamacha/t,  Tübingen  1902.  —  Manm^  r*r- 
aichentngatceaen,  Leipzig  1905,  {  50. 

Alfirta  Mumm. 


Wasserrersoiirang 

s.  Städtische  Sozialpolitik 
insbesondere  2  oben  S.  970  fg. 


Veclisel. 

I.  Wesen  des  W.,  seine  Arten  and 
seine  Entstehung.  II.  Die  volkswirt- 
schaftlichen Funktionen  des  W.  1.  aU 
Kreditmittel;  2.  als  Zahlungsmittel.  III.  Der 
W.kurs.  1.  Art  der  Notierong.  2.  Faktorea. 
welche  die  HOhe  des  W.fcnr8es  bestimmen ; 
W.pari,  Goldpnnkt  3.  GDostig«  and  on^nstire 
W.kttrse.  4. Ansgleichnegder W.knne.  IV. Die 
Ansdehnnng  des  W.verkehrs. 

I.  Wesen*  des  W.,  seine  Arten  nnd  «eiae 

Ent^tehnng. 

1.  Wesen  und  Arten  des  W.  Bei 
dem  W.  handelt  es  sich  lun  eigenge«ilete. 
leicht  übertragbare,  schnell  und  scharf  ein- 
klagbare Schuldurkunden.  Es  siud  zwei 
Hauptarten  zu  untersüheideo :  a)  der  eigene 
oder  trockene  W,,  populär  auch  Sola-W. 
genannt;  er  ist  eine  (in  Deutschland  im  Text 
ausdrücklich  als  W.  bezeiciinete)  Urkunde, 
in  welcher  der  Aussteller  versi^richt,  eine 
bestimmte  Summe  an  einem  bestimmten  yw. 
zu  einer  bestimmten  Zeit  an  einen  Ändt^ren 

I  zu  leisten ;  es  ist  ein  Zahlungsverei^rechai. 

I  „Trockener  W."  heißt  der  eigen«  W^  weil 
er  nicht  Ober  See  geht ;  nach  anderer  M«t- 

I  nung,  weil  ihm  der  Saft,  der  Ken  d» 
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wahren  V.  fehlt;  Sola-W.  wird  er  genannt,  sandt,  die  Sekanda  in  Umlauf  gesetzt,  oder  zar 

weil  er  Dur  in  einem  Exemplar  ausgestellt  Sicherheit,  z.  B.  die  Prima  gebt  mit  einem,  die 

wenlen  kann,   b)  Der  gezogene  W.  oder  Sekunda  mit  dem  nächsten  Uebeneedampfer  ab. 

iie  Tratte;  er  ist  eine  (in  Deutachland  ^Jj*"  ^i^*^**fsJ*!^**'  "  'Si*.  ^ 

m  Text  ausdrücklich  als  V.  bezeichnete)  ^lÄiS?  SÄ  "fi 

Jrkunde,  in  welcher  der  Aussteller  (Trassant  »ehr  außer  Gebrauch ;  B  die  OrderBaus^^ 

^inen  Anderen  (den  Trassaten  oder  Bezogenen  tv.  P^M^S^^riiLlü* 

>eauftragt,  an  einen  Dritten  (Remittenten  Deuts(Alaad  kraft  Gejetzes  vorhanden^^^  ^ 

ine  Ämte  Summe  an  bestimmtem  Ort  ^^l,  ^""^  K^'^^^'i^  ausgeschlossen 

;u  bestimmter  Zeit  zu  zahlen;  er  ist  ein  Tjerden;  aje  bedeutet,  daß  forderungs-  und 

:ahhmgsaiiftrag,  für  dessen  Erfüllung  aber  Idageber^chbgt  nicht  bloß  der  erate  W.- 

er  Aussteller   die   (Jarantie  überSmmt.  ^^^^'^^'^Ä  ^'"'"^"^i- 

-tatt  Tratte  gebraucht  man  auch  den  Aus-  ^inter  ^thaftung  sein  Fordeningrecht  ab- 

nickAccept  oder  Rimesse  (über  den  üntei-  t^'f^^'i  ^f'^^™ 
ehied  von'^ Tratte  und  skeck  vgl  Art. 

Scheck"  sab  3  oben  S.  759).         *          ,  welches  die  leichte  Uebertragbarkeit  des  W 

'  vermittelt.   Man  versteht  unter  Indossameot 

Beispiel  eines  eigenen  W.^^  oder  Giro  eine  Erklärung  des  bisherigen 

l^taboiK,  den  1.  Jum  im.     ^  Für  2000  M.  w.glÄubigers  auf  dem  W.  (in  der  Regel  auf 

Jr'Lil!wV*Ä  Ä  ^*tt™*1^?  der  Rückseite,  in  dosso),  daß  er  d«^  Recht 

eTerÄr  t  ""'"^  -s /em  W-  ^  einen  Ueren  übertn^^ 

zweitausend  Mark  ^ol^ö.   Derjenige,  der  überträgt,  heißt  In- 

'ert  bar  erhalten.  dossant ,  Girant ,  der  neue  W.eigentümer 

Sola  auf  mich  selbst             M.  Frennd.  Indossatar,  Girat;  beim  Blankoindossament 

Beispiel  einer  Tratte:  I^^t  ™ao  den  Indossatar  weg,  dadurch  wird 

'ilrzburg,  den  1.  Juni  1906.       Für  2000  M.  der  W.,  wie  ein  Inhaberpapier,  ohne  Formali- 

Am  1.  September  1906  zahlen  Sie  gegen  täten  übertragbar.   Die  Indossierung  kann 

isen  Prima -W.  an  die  Ordre  des  Herrn  bloße  Stellvertretung  bei  Einziehung  und 

Biedinger  in  Aagsborg  die  Snmme  von  Klage  durch  den  Indossatar  (sog.  Prokura- 

1.  u*""'^®?  II    -iT    *u  1.       '  indosaament)  oder  wirkliche  üebereignung 

S  BeriSiL^  verbrieften  Rechts  im  Auge  habeS;  f i^ 

Herrn  Joh.  MMIer               w  a.i.         '  W.verpfliehteten   Ändert   dies  nichts. 

in  NQrnberg                      acnmitt.  Dgi-  Aussteller  und  jeder  Indossant  kann 

J.  Möller  ist  im  2.  Beispiel  Trassat,  M.  Schmitt  (Rekta-W.,  Rekta- 

issant,  Riedinger  Remittent.  Trassieren  heiOt:  "»aoBsameni). 

'  jemand  ziehen,  durch  W.  jemand  beanf-  Beispiel  eines  Indossaments  und  Blanko* 

een.   Remittieren:  jemandem  einen  W.  ans-  Indossaments  im  obigen  Beispiel. 

nen,  flbermachen.   Rimesse  ist  identisch  mit  Für  mich  an  die  Order  der  KOnigl.  Bank  in 

itte,  es  ist  der  W.  vom  Standpunkt  des  Angsburg. 

nittenten.  Häufig  bezeichnet  man  jene  W.  Augsburg,  den  30.  Juni  1906. 

Rimessen,  die  an  einem  anderen  Ort  zahlbar  F.  Kedinger. 

I  als  an  dem,  an  welchem  sie  ausgestellt   

den.  Augsburg,  den  4.  Juli  1906. 

In  Dentschland  erscheinen  als  nnwesenthch  £gl.  Bank, 

■che  nsancemäßig  beigefflgte  Zusätze;  so  t\     -r  3  •jsijtji 

ie  sog.  Valutaklausel,  wie  „Wert  erhalten",  l^r  Indossant  wird  durch  das  Indossa- 

ert  in  Waren",  „Wert  in  Rechnong";  sie  meut  ebenso  verhaftet  wie  der  Trassant,  er 

an,  in  welcher  Weise  der  Aussteller  den  wird   Korrealschuldner    des  Indossanten, 

enwert  für  die  Ausstellung  nnd  Begebung  haftet  jedem  späteren  Inhaber  des  W.  für 

W.  Tom  Remittenten  erhalten  hat,  sie  ist  dessen  Annahme  und  Zahlung  wechselmäßig 

eine  Quittung  des  Ausstellers  gegenüber  (doch  kann  er  diese  Haftung  ablehnen  durch 

Jeckung  erwähnt,  welche  der  Trassant  dem  "9\ae  Obligo").    Ebeu  deshalb  wäcTist  die 

säten  zu  gewähren  hat):  3.  die  sog.  Avis-  öicnerheit  mit  der  Zahl  der  Indossamente, 

•sei,  wie  „laut  Bericht"  oder  „ohne  Bericht" ;  Heute  wird  geradezu  das  Indossament  viel- 

leutet  an,  ob  der  Trassant  dem  Trassaten  fach  benutzt,  nicht  sowohl  um  den  W.  in 

:ht  oder  Avis  gegeben  hat  (also  wichtig,  Umlauf  zu  setzen,  als  um  in  dieser  Form  eine 

er  Traaaat  Deckung  hat);  4.  „Prima"  be-  Bürgschaft  zu  erhalten  und  den  W.  dann 

net  den  W.  als  das  erste  Exemplar  Ton  j^i  einer  Notenbank  verkäuflich  zu  machen. 

JSiiWnÄi^^ill^Sir^^^^^  Das  Accept  ist  eine  mit  Namensunter- 

emaelben  noch  em  zweites  (Sekunda),  drittes  ,  „i       „„„„l'  „  ».  *  ut 

ia)  ganz  gleichlautendes  Exemplar  geben  ^^j^""  versehene  Erklärung  auf  dem  W. 

1  kM»n;  ^  geschieht  entweder  znr  Be-  seitens  des  Trassaten,  welche  auf  Annahme 

imgnng  des  Verkehrs,  z.B.  ein  Exemplar,  hinweist,    wie   Acceptiert,  Angenommen, 

hnhch  die  Prima,  wird  zum  Accept  ver-  Zahlbar,  Gesehen;  auch  der  bloße  Name  auf 
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der  Torderaeite  des  W.  genügt  Die  d^nen 
W.  bedürfen  keiner  Acceptatioa,  da  bei  ihnen 
Aussteller  und  Zahler  zusammenfallen.  Die 
Präsentation  zur  Annahme  kann  durch  jeden 
Inhaber  bewerkstelligt  werden,  also  auch 
durch  Beauftragte  des  W.gläubigers  (z.  B. 
durch  die  Post). 

Durch  die  „Annahme"  wird  die  Tratte,  wenn 
wie  gewöhnlich  das  Accept  erteilt  wird,  ehe  der 
W.  zirkoliert,  sozusagen  zam  eigenen  W.;  der 
Acceptant  wird  nun  zur  Zahlnog  Tcnpflicbtet; 
er  ttbemimmt  eine  unbedingte  W.verbindlichkeit 
gegenüber  dem  Remittenten  nnd  den  späteren 
Indossataren  nnd  selbst  gegenüber  dem  Tras- 
santen. Der  Trassant  kann  mittels  W.ktage 
die  Zahlang  des  W.  rem  Acceptanten  erzwingen ; 
obwohl  der  Trassant  den  Trassaten  nur  gebeten 
hat,  zn  zahlen,  wird  doch  der  Beauftragte  so 
schwer  verhaftet  —  er  wird  eben  nicht  accep- 
tieren,  wenn  er  nicht  bereits  Deckung  in  Händen 
hat  oder  sicher  erwartet.  Eine  Verpfiichtang 
des  Inhabers,  den  W.  znr  Annahme  zn  präsen- 
tieren, findet  nur  bei  W.  statt,  welche  anf  eine 
bestimmte  Zeit  nach  Sicht  lauten  (das  Sicht- 
datnm  ist  eben  hier  in  der  Natnr  der  Sache 
begründet). 

"Wird  das  Accept  verweigert,  so  sind  die 
Indossanten  und  der  Aussteller  wechsel- 
mäßig verpflichtet,  ee^n  die  Aushändigung 
des  Protestes  Sicherheit  zu  leisten,  daß  Be- 
zahlung am  bestimmten  Termin  erfolg ; 
der  Remittent,  sowie  jeder  Indossatar  wird 
durch  den  Besitz  des  Protestes  ermächtigt, 
von  dem  Aussteller  und  den  übri^n  Vor- 
männern Sicherheit  zu  fordern  und  im  Wege 
des  W.protestes  darauf  zu  klagen.  Der 
Regreßnehmer  ist  hierbei  an  die  Folgeord- 
nung  des  Indossaments  und  die  einmal  ge- 
troffene Wahl  nicht  gebunden.  Dm  Kosten 
zu  ersparen,  kann  der  Aussteller  sowie  jeder 
Regreßpflichtige  den  W.  mit  einer  auf  den 
Zahlung^rt  lautenden  Notadresse  versehen, 
d.  b.  er  kann  eine  dritte  Person  beauftragen, 
den  W.  im  Fall  der  Nichtannahme  zu  seinen 
Ehi-en  zu  acceptieren.  Doch  sind  diese 
Ehrenaccepte  im  Absterben  begriffen. 

Wird  die  Zahlung  eines  "Wl  verweigert, 
so  hat  der  W.eigner  den  Bückgiiff  gegen 
seine  Vormänner ,  und  dieser  Regreß 
mangels  Zahlung  ist  in  gleicher  Weise 
ein  springender  wie  der  oben  erwähnte 
Sicfaerfaeitsregreß.  Voraussetzung  ist  die 
Protesternebung;  der  W.gläubiger  be- 
gibt sich  zum  W.schaldner  in  Begleitung 
eines  Notars  oder  einer  anderen  Gerichts- 
Ijerson  imd  läßt  eine  Protesturkunde  auf- 
nehmen.^) 

Die  Umlaufs^ig^eit  des  W.  und  die 
W.klage  werden  sehr  erleichtert  dadurch, 
daß  der  W.  nicht  auf  den  Schuldgrund  ein- 
ölt und  daß  das  W.rechtsverhältnis  ledig- 
lich nach  dem  Inhalt  der  Urkunde  beurteilt 


')  Ueber  die  bevorstehende  Umgestaltung 
des  Protestes  siehe  nnten  S.  1296. 


I  wird  —  dem  redlichen  Indossatar  gegenftber 
j  sind  nur  Einreden  znlftssig,  die  ans  der  Vt- 

kunde  zu  entnehmen  oder  aus  seiner  Person 
I  entstanden  —  und  daß  infolgedessen  das 

Prozeßverfahren  und  die  Exekutioa  schnell 

sich  abwickeln. 

Neben  den  zwei  Hauptarten  von  W.  l^lt£^ 
scheidet  man  Unterarten.  Von  einem  Platz-W. 
spricht  man,  wenn  der  Wohnort  des  Bexoi^ea 
auch  Zahlungsort  des  W.  ist  Ein  DomiziI-'W. 
oder  domizilierter  W.  liegt  vor,  wenn  in 
dem  W.  ein  vom  Wohnort  des  Bezogenen  ver- 
schiedener Zahlnngsort  angegeben  ist  [Art.  34 
Abs.  1  der  DWO.].  Die  Uniache  kann  sein,  Anü 
der  Wobnplatz  des  Domizilianten  (Bezogenen 
ein  nnwicbtieer  Ort  ist  nnd  er  eine  Buk  an 
einem  Handelsplatz  mit  seinen  Zahlungen  be- 
aoftra^;  diese  wird  dann  der  Domixiliat  Aneh 
viele  Heß-W.  sind  domizilierte,  weil  ihre  Domi- 
zilianten nicht  am  Ueßplatz  wohnen.  Der 
domizilierte  W.  ist  auch  beim  eigenen  W. 
^domizilierter  eigener  W.)  mfigud^;  dann 
ist  der  Platz,  an  dem  gezahlt  werden  soll,  ra*- 
Bcldeden  vom  Wohnsitz  des  Ansstdlera.  W.  an 
eigene  Ordre  werden  jene  Tratten  genannt, 
in  denen  der  Aussteller  sieb  selbst  ^BenutteBtea 
bezeichnet  (Art.  6):  Zahlen  Sie  an  unsere  eigene 
Order  nsw.  Der  Aussteller,  der  jemand  Wirtn 
geschickt  hat  nnd  auf  ihn  trassieren  will,  aber 
noch  keinen  Nehmer  oder  Bemittenten  geÄindeo 
hat  oder  ihn  nicht  eher  weitergeben  wÖl,  als 
bis  der  Bezogene  ihn  acceptiert  hat.  kann  diese 
W.form  gebrauchen.  Sie  kommt  am  hftafigst«ai 
vor.  Trassiert  eigene  W.  sind  anch  müg- 
lieh,  der  Aussteller  kann  sich  selbst  als  £^ 
zogenen  bezeichnen,  sofern  die  Zahlung  an 
einem  anderen  Ort  als  dem  der  Anistwmg 
geschehen  soll  (Art.  6).  Diese  Fonn  liegt  nahe, 
wenn  der  Aussteller  mehrere  Zweiggesdiifte 
hat.  Dafür  steht  ihm  aneh  der  domisilierte 
eigene  W.  zn  Gebote. 

Der  Terfallzeit  nach  spricht  man  von 
Dato-W.,  sie  sind  ftllig  bestimmte  Zeit  nacb 
dem  Tag  der  Ausstellnng  (z.  B.  zwei  Honate 
nach  heute  zahlen  Sie);  Sicht-W.,  zahlbar  bei 
der  Vorzeigung;  Nachsicht-W.  (z.  B.  STa^e 
nach  Sicht);  Tag*W.,  fällig  an  bestimmtem 
Tag;  Heß-W.,  zahlbar  am  Zahlnngstag  einer 
Messe  (früher  von  großer  Bedeutung:  Uso-W 
(in  Deutschland  onzulisaiff,  im  Aouand  aber 
vielfach  erlaubt)  haben  naiä  Ländern  and  Ones 
sehr  verschiedene  Verfallzeiten. 

Nach  den  wirtschaftlichen  Verhiltnissea^  m 
deren  Zosammeiüiang  die  W.  auftreten,  ^ncht 
man  von  Kommisdonstratten,  Transit-W..  De- 
visen, Finanz- W.,  Depot-W.,  Diskonten. 

DieSominisäionstratte  wMäa 
und  fOr  Rechnnng  eio^  Dritten 
tHtt  z.  B.  anf,  wenn  der  Waresi 
direkt  »uf  den  Käufer,  sondeni  iti  desM  jAt- 
trag  iiuf  ein  BAukhaiis  an  maem  W.hajDd4!Mui 
trassiert;  die  l>ez(>i;eii^  Bank  «rhSlt  dasttSwh- 
richt  «nwuLl  viiTu  Tfft^>3uTL'ii  ideCKilb«  RM  MäA 
dem  W  die  Beiiit^ikuHfi  b*i:  .^ie  stellö»  ihn 
Sti'iitiii!!;?  viinXi  äIs  Toui  AiiftT*j,'ijf-t.rr  Ini  ;.  • 
aeiisrlifii  WAreurerkelir  sind  dii-  Kvbibüäiiu*^ 
trutten  iiullerardentliGh  häulii; 

Dfrvisen  odnr  «««läitkiUieh*  aJcr 
fTemde  W.  WM  W  V.»  dl*  mi^B^Mkm  9m 
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AuhmdeB  gengen  und ;  man  spricht  von  Dense 
London,  Devise  Fans  usw. 

Trtnsit-W.  aind  solche  W.,  die  in  einem 
uderen  Land  ansgesMlt  und  ant  ein  anderes 
Land  gesogen  sind  als  das  Land  ist,  in  welchem 
sie  h&aptücblich  gehandelt  werden;  früher  war 
Berlin  ein  Hanptplatz  für  W.,  die  ans  Bußland 
Btammt«n,  aber  anf  England  gezogen  waren  für 
Getreide,  das  ans  Bnfiland  nach  England  ge- 
nag&i  war;  die  Bnasen  zahlten  mit  diesen  W. 
die  Ton  ihnen  aas  Deutschland  bezogenen 
Waren;  so  kam  es,  daß  solche  W.  immer  sehr 
stark  in  Berlin  za  haben  waren ;  sie  truuitierten 
Dentaehland  anf  ihrem  Wigt  Ton  Rußland  nach 
Eilend. 

Ton  Pensions-W.  spricht  man,  wenn  ein 
Ltnd  bei  hohem  heimischen  Diskont  inländische 
W.  ans  Analand  verkauft  oder  verpfändet:  das 
Ausland,  das  niedrigeren  Diskont  hat.  will  den 
höheren  Zins  Inkrieren  (z.  B.  Frankreich  1906/7 
gegenüber  Deutschland) ;  die  Valuta,  zu  der  die 
W.  zorttckgenommen  werden,  wird  hierbei  sehr 
oft  garantiert,  so  daß  das  Anstand  einen  reinen 
Zinsgenuß  von  den  in  Pension  genommenenW.  hat. 

Depot-W.  sind  meistens  eigene  W.,  die  aU 
EautioD  hingegeben  worden  sind. 

Diskonten  oder  Privatdiskonten  werden 
in  Deutschland  (erste)  W.  von  anerkannt  soliden 
Banken  und  Bankfirmen  genannt,  die  an  der 
Börse  tum  Privatdiskonto  leicht  begebbar  sind ; 
sie  müssen  in  Berlin  oder  an  einem  Ort,  an 
welchem  die  Beichsbank  ein  Eontor  hat,  in 
Beicbsmark  zahlbar  sein^  über  mindestens  ÖOOO  M. 
lauten  nnd  nach  Berliner  Usance  mindestens 
8  Wochen  und  höchstens  3  Monate  zu  laufen 
haben.  In  weiterem  Sinn  nennt  man  alle  W., 
welche  in  Berlin  oder  einem  PlatZj  wo  die  Beidis- 
baäk  ein  Eontor  hat,  zahlbar  sind,  Diskonten. 

Dem  pathologischen  Gebiet  gehören  falsche, 
verfUschtfe  Keller-^  Beitr,  Stock-W.  an. 

Falsche  W.  smd  W.,  bei  denen  von  vorn- 
herein eine  oder  mehrere  Unterschriften  (z.  B. 
die  des  Ausstellers)  unecht  sind.  Verfälschte 
W.  sind  W.,  die  erst,  nachdem  sie  bereits  in 
Umlauf  waren,  hinsichtlich  der  Namen  oder 
Summen  naw.  gefälscht  wurden.  Zu  den  falschen 
W.  rechnet  man  auch  die  unwahren  W.,  die 
sog.  Keller- W.,  bei  denen  der  Aussteller  oder 
B^rag^ne  eine  uferte  Person  ist;  sie  dienen 
CO  unreeller  Kreditbeschaffung  und  weiden  fast 
stets  bei  einer  Bank  domiziliert;  geht  bei  der 
Bauk  rechtzeitig  Deckung  ein,  so  bleibt  der 
Sachverhalt  meist  unentdeckt  Seit  1892  be- 
nachrichtigt die  Beichsbank  die  Bezogenen  über 
die  Existeus  und  den  Ankauf  von  Domizil-W. 
dnrch  die  Reichsbank.  (Vgl.  unten  S.  1297  N.  1.) 

Reit-W.  liegen  vor,  wenn  zwei  aufeinander 
ziehen  und  gegenseitig  akzeptieren,  um  durch 
Verkauf  der  W.  Geld  zu  erhalten;  meist  zieht 
derjenige,  der  zur  Zahlung  sich  durch  Akzept 
Terpflicihtet  hat,  vor  der  Verfallzeit  einen  W. 
anf  den  Trassanten,  nm  durch  Verfcanf  das 
Geld  zur  Einlösung  des  akzeptierten  W.  zu 
erhalten  usf.  Nicht  alle  Reit-W.  tragen  die 
Unterechrift  zablungsnnßlhiger  Schuldner  oder 
sind  betrügerischer  Schwindel;  es  gibt  heute 
aDch  Rei^W.,  die  ihre  Existenz  dem  Umstand 
Terdanken,  daß  man  sich  billigeren  Kredit  zu 
verschaffen  sucht;  um  die  Acceptprovision  beim 
Baukier  zu  ersparen  oder  dem  noch  höheren 
Lom bar dcinsfuß  zu  entgehen,  zieht  man  auf 


einen  Verwandten  oder  Geschäftsfreund  und 
verkauft  dann  diesen  W.,  und  umgekehrt  Auch 

unter  den  Bankhäusern  werden  zur  Beschaffung 
von  Betriebsmitteln  oder  zn  Spekulationen  direkte 
Ziehnngen  in  langer  Sicht  geschaffen.  Solche 
W.  nennt  man  häufig  Finanz- W.  Die  großen 
Zentralnotenbanken  suchen  solche  W.  ihrem 
Portefeuille  fernzuhalten. 

S 1 0  c  k  -  W.  sind  W. ,  deren  Zahlung  bei 
Verfall  weder  von  dem  zunächst  Verpflichteten 
noch  auch  von  den  Übrigen  W.verbnndenen  zu 
erlangen  ist  und  die  darum  ins  Stocken  geraten. 

Die  juriBtische  Konstruktion  des 
W.  wurde  in  verschiedener  Weise  versucht; 
es  haben  sich  eine  Reihe  Theorieen  ent- 
wickelt, so  die  Papiergeldtheorie  (Einert), 
die  Theorie  des  Formalakts  (Liebe),  die 
KreatioDstheorie  (Euntze)  usw.  Vgl.  das 
Nähere  in  den  LehrbUchem  des  Handels- 
rochts. 

2.  Die  Entstehung  des  W.  hat  sich  im 
Mttelalter  nameDlIich  m  der  romanischen 
Welt  gewohnheitsiecbtlidi  vollzogen.  Die 
Wurzel  ist  der  domizilierte  Eigen-W.  (uiv 
kundlidi  bereits  im  12.  Jahrh.  b^aout),  dem 
sich  später  die  Tratte  anschließt.  Im  ein- 
zelnen ist  manches  in  der  Entwickelungs- 
geschiehte  noch  unsicher.  Wir  müssen 
darauf  verzichten,  diese  verwickelten  Ver- 
hältnisse hier  vorzuführen.  Der  Name  W. 
rührt  daher,  daß  anfänglich  es  sich  regel- 
mäßig um  eine  Art  Müuztausch  handelt, 
Hingabe  von  Geld  behufs  Auszahlung  in 
einer  anderen  Münze  an  einem  anderen  Ort 
Die  Kodifikationen  des  W.rechts  setzen  iu 
der  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  ein.  Die  wich- 
tigste war  die  französische  von  1673,  welche 
von  der  des  Jahres  1808  abgel^t  wurde. 
Viele  Staaten  sind  diesem  Muster  gefolgt. 

Seit  Mitte  des  19.  Jahrh.  hat  auf  dem 
Gebiet  des  W.rechts  Deutschland  die  Führung 
Übernommen.  Eine  Konferenz  deutscher 
Staaten,  die  Preußen  nach  Leipzig  eingeladen, 
hatte  sich  1847  über  einen  einheitlichen 
Entwurf  einer  W.ordnuug  verständigt ;  dieser, 
wie  die  Nürnberger  Novellen  von  1861, 
wurden  von  den  meisten  deutschen  Staaten 
—  es  bestanden  vorher  36  verschiedene  W.- 
ordüungen  —  durch  Partikulai^esetzgebung 
eingeffllirt  1869  wurde  die  W.ordnung  nord- 
deutsches Bandesrecht,  1871  ReichsrecUt 

Im  G^ensatz  zum  franzOfflSchen  Wjrecht 
verlangt  das  deutsdte  die  Bezeichnung  des 
W.  als  W.,  hat  die  Ortsveischiedenhdt  tmd 
Valutaklaiüel  als  wesentliche  Erforderoisse 
des  W.  bllen  lassen,  dem  W.brief  (und 
ebenso  dem  Ind(»samenl)  gesetzliche  Oraer^ 
qualität  gegeben  f  das  Blankoindossament 
erlaubt,  den  Acceptooten  g^nOber  dem 
Aussteller  haftbar  gemacht,  ^it  den  60er 
Jahren  hat  das  fruizOsische  W.recht  keine 
Ausbreitung  mehr  erfahren,  im  Gegenteil 
einzelne  Länder  sind  ihm  wieder  untreu 
geworden  und  haben  dem  deutsdien  Huster 
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sich  ODgeschloesen.  Unter  den  jüngsten  j  falls  den  Deposita  zugefügt  werden ;  aie  zahlen 
W.Ordnungen  hat  die  japanische  t.  26..  IV.  tauch  atif  Onind  der  Deposita  die  bei  ihnen 


1890  viel  Beachtung  gefunden.  In  Deutsch- 
land wurde  in  neuester  Zeit  eine  Verein- 
fachung hiuEiehtlich  des  umstftndlichen  und 


doiniziUeitea  W.  aus.   Wollen  Banken 
nicht  diskontieren,  so  l<Hnbanlieren  sie  do<-i) 
oft  dieselben  mit  einem  Teilbetrag'  0'I>>i 


kostspieligen  W.proteste»  angestrebt  und  von ;  geben,  um  den  W.  bei  einer  Großbank  %*er- 
der  Reichsregierung  auch  1906  in  Absicht 
gestellt 

Das  Bestreben,  das  W.recht  international 
zu  vereinheitlichen,  hat  bis  jetzt  keinen  Er- 
folg gehabt,  ist  aber  neuestens  wieder  beson- 
ders lebhaft.  >)  Die  3  skandinavischen  Staaten 
haben  bereits  1880  in  allem  wesentlichen 
in  betreff  der  W.gesetze  Gemeinsdiaft  eraidt 

n.  Die  TolkBwfrtschaftKchen  Funktionen 
des  W. 


lUflich  zu  raachen,  Bürgschaft  (Aval):  auch 
entschließen  sie  sich  (meist  gegen  eine  all- 
gemeine Deckung),  eventuell  auf  sich  ziebeu 
ZU  lassen  ^Acceptkredit),  was  deo  W.  vk 
leichter  weiterbegebbar  und  die  Beschaffung 
des  Geldes  billiger  macht,  als  wenn  etva 
ein  WarenverkÄiifer  auf  einen  wenig  be- 
kannten Käufer  zieht;  die  internationalen  W. 
tragen  deshalb  meist  den  Namen  einer  Bant- 
firma.  Bei  den  deutschen  Aktien-  ti:i<i 
_  ,  ,  ^  Tt  .  .  1.        3     m    Kommanditaktienbanken  (ausgen.  Noten-  iin'l 

Verfolgt  man  die  Entstehung  des  W.,  Hypothekenbanken)  sti«e^  die  Accej.t^ 
so  findet  man  daß  es  zwei  Zwecke  sind,  1884-1904  von  379  sBiL  M.  auf  nind 
die  man  mit  dem  W.  zu  erreichen  suchte:  1400  juiU.  3L  Bei  den  Berliner  Großbanken 
man  verschaffte  sich  entweder  Geld  mit  dem .  schwankte  1894—1899  der  Betrag  der  A-- 

'^^^'^        <f ''-^f  ^  !  cepte  zwischen  Vs  und  2,5  der  Kontokorrent- 

anderen  Ort  So  ist  es  heute  noch;  der  >^ .  j  t^dite^i)  ß^j.  Acceptkredit  ist  für  die 
hat  die  Funküon  eines  Kredit-  und  eines  Baaken  verführerisch,  weU  sie  nicht  suf-rt 
Zahlungsmittels^  m  letzterer  Hinsicht  be-  das  Geld  hergeben  müssen  und  nicht  selt.>Q 
sonders  eines  Distanzzahlungsmittels.  ;  noch  eine  besondere  Provision  erhalten. 

1.  Als  Kreditmittel  ist  der  ^  j)^  w_  erscheint  heute  als  eine  wichti^*^ 

besondere  qualifiziert;  der  Gläubiger  besitzt,  stütze  des  Kreditwesens.  Eän  ausgedehnt^ 
wie  wir  sahen  ein  sehr  leicht  exekutier- 1  w.verkehr  trägt  sehr  dazu  beiT&n  v^lt^ 
bares  Papier  Im  Kreditverkehr  spielt  des-  wirtschaftlichen  Verkehr  stramSer  und  i.ri- 
halb  der  W.  die  größte  Hole;  mit  Hüfe  ziggi.  gestalten,  das  unbestimmte  Krilit- 
deaselben   erhält   man  Geld  und  Waren  g^ben,  den  mit  dieser  Borgwirtschaft  v^i- 

nl^ll*  A        rL..^   i.„m  bundenen  Schlendrian  zu  vOTdrÄngen. 


er 


Daß  jemand  sich  Geld  verechafft,  indem '  gonders  in  Frankreich  ist  das  Accept  der 
durch  einen  Sola-^    die  Zurückzahlung  Kunden  gegenOber  den  Lieferanten  whr 


durch  Sola^\V.  sich  zur  Zahlung  verpflichte^^  östeir.-ungar.  Bank  1669  Kr.,  bei  der 
das  ist  aber  selten  ;  häufiger  ist,  daß  der ,  deutschen  ReiSsbank  1918SLb^ig.  Weiv 
Warenverkäufer  auf  den  Warenkäufer  einen  greise  geraten  durch  den  W,  unter  «Ii- 
W.  m  der  Höhe  der  Kaufeiunme  mit  ent- '  ohltfitige  KieditkontioUe  der  Banken  unl 
sprechender  Verfallzeit  zieht  und  di^  1  g^^ßhnen  ^^h,  vorsichtig  bei  Eingehune 
durch  Accept  das  Foi-derungsrecht  des  j  .-on  Verptüchtungen,  dann  aber  auch  em^t- 
Warenverkäufers  wecliselmäßig  sicherstellt.  auf  ihre  Erfüllung  bedacht  zu  s^n. 
Der  Wwenverkäufer  seinerseits  kam  nun  g^ibst  den  in  heutiger  Zeit  überhandnehmen- 
diesen  W.  weiter  benützen,  um  si^  noch  den  nicht  acceptierten  oder  nicht  acceptal*l-u 
vor  der  \ei^llzeit  Geld  zu  verschaffraj  er  w.  (sog.  Ohnekosten- W.)  ist  eine  gewi.si. 
tritt  smFoiderunprechtgegMeiM^  Bedeutung  in  dieser  Hinsicht  nicht  ihiii- 

Zinsabzug  ab,  d.  h.  er  läßt  den  W.  diskon-  sprechen.  Solche  entstehen  vielfach  dadiir-  i» 
üeren;  dadurcli  ladet  er  auch  die  Mühe  des  daß  ein  Gläubiger  eine  Buchfordenini;  ru 
Einzihfes  von  sich  ab.  Es  sind  hauptsäch-  realisieren  sucht,  indem  er  einen  W.  a-ji 
^P«- ,^?.™'fen  die  bereit  sind,  solche  noch  1  den  Schuldner  zieht,  aber  diesen  nicht  zum 
nicht  fäUige  W.  zu  kaufen  und  dem  W.-  Accept  verlegt,  sondern  direkt  weiter  1^ 
gläubiger  bis  zur  VerfaUzeit  Geld  zu  leihen ; '  „ibt.  ist  der  Aussteller  (Trassant)  eine  al« 
vielfach  dienen  die  diskontierten  Beträge  als  zahlungsfähig  bekannte  Person,  so  wini 
Deposita  und  Grundlage  für  Scheck-  und  j  dieser  W.  seitens  des  Remittenten  o-rur 
Giroverkehr  (s.  diese  Artt.  oben);  ebenso  über- i  genommen  und  auch  leicht  zum  Esccröptp 
nehmen  die  Banken  gi^n  Provision  das  In-  (Diskontierung,  Verkauf)  gebracht  tir 
kasso  fämger  W. ;  die  Summen  können  eben- 1  '  " 


^)  Vgl-  nWeltwechselrecht",  Denkschrift  im      ')  Tgl.  Riesser,  Zur  £ntwiekel«ng8ffe»c1ürikte 
Anftr.  der  Aeltestea  verf.  von  Dr.  Felix  Heyer, ,  der  deatsehen  Großbankot.  2.  Aufl.  jieaa  19* 
Berlm  1906.  '  S.  168. 
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iaterr.-UDgar.  Bank  diskontiert  solche 
ioUld  der  W.  mit  Cnterschriften  von  zvei 
ils  zahliiDgs&hig  bekannteo  Verpflichteteo 
•ersehen  ist,  wenn  der  W.  nicht  Ober 
i  Monate  länft  und  nicht  3000  Er.  per  Stück 
Ibersclireitet  Wird  der  W.  spftter  beim 
)ezo^en  tat  Zahlune  prBsentiert  und 
oa  ihm  hoDoriert,  ist  alles  in  Ordnung; 
rird  er  Ton  ihm  nicht  honoriert  —  und 
ienu  ist  er  Techselrechtlich  nicht  ver- 
nichtet —  dann  muB  der  Trassant  (im 
Vege  des  Regresses)  zahlen.  Der  Trassant 
at  dirffir  aber  immer  noch  seine  Buch- 
)nIerDng  und  sie  in  der  Zwischenzeit 
ervertet  Der  Bezc^ne  wird,  so  un- 
equem  ihm  auch  die  plötzliche  Ceber^ 
ischuDg  Bon  mag,  wenn  et  irgend  kann, 
ihleuj  aach  wenn  er  nicht  acc^>liert  hat, 
tn  semen  Kredit  nicht  ku  schftdigen. 

Vielhch  kommen  heute  die  Parteien  sogar 
>nnlidi  übo'^  den  W.  nicht  zur  Annahme 
I  piflsentieren.  Das  hat  nach  Art.  18  der 
^0.  zwar  keine  rechtliche  Wirkung,  wird 
»er  in  der  Regel  von  den  Parteien  tatsäch- 
}h  respektiert  Eine  solche  nicht  aoceptabele 
[Btte  hat  den  Charakter  einer  scheckartigen 
n  Weisung. 

Gegenüber  dem  durch  den  W.  nach  den  veiv 
hiedeosten  Richtungen  gesicherten  stetigen 
log  der  Yolkswirtschaft  können  die  mit 
mselben  verknüpften  Uißbrftnche,  wie  Be- 
tzung  desselben  zu  Wuchei^eschäften,  zu 
JschuDgen^),  zur  W.reilerei  nicht  den  Au&- 
ilag  geben,  zumal  dieselben  durch  allge- 
?ine  Belehrung  über  den  W.,  Vorsicht 
d  Wucheretrafen  sehr  eingeengt  werden 
anen.  Die  Einschränkung  der  Wifibigkeit, 
!  zurzeit  jedem  zusteht,  der  sich  durch 
rtrfige  va^ifüchten  kann,  würde  wohl 
nche  BewQcherung  verhindern,  auf  der 
leren  Seite  aber  wegen  der  Schwierigkeit 
■  Abgrenzung  wieder  andere  Mißstände 
h  sich  ziehen.  Die  W.ßÜiigkeit  von  der 
itragUDg  in  ein  Register  abhängig  zu 
:;heD,  wie  man  vorgeschlagen  hat,  würde 
r  belästigend  wirken  und  den  Wucher 
fielen  fallen  kaum  verhindern. 
Ob  in  Zukunft  der  W.  durdi  die  Ent- 
kelnng  des  modernen  Buikwesens  zurflck- 
rftng;t  wird,  muß  vorerst  dahinstellt 
ben.  Mtelich  wäre  ja,  daft  mit  dem 
tschreiten  des  Depositenwesens  und  Eonto- 
■entverkehrs  die  Banken  immer  mehr 
1  übergingen,  ihren  Kunden  zeitweise 
haben  einzuräumen,  Uber  welche  diese 
]  durch  Schecks  verfü^n.  Bis  jetzt 
sich  aber,  wenigstens  m  Deutschland, 
Abnahme  des  W.verkehrs  nicht  be- 

'  Ueber  die  von  der  Reicbsbank  gegen  die 
g-e  Fälschong  von  Domizil-W.  ergriffenen 
egehi  vgl.  Jbie  Reicfaabank  1876—1900". 
n  1900  S.  87. 

örMrbocb  dct  VoUuwtmchaft  IL  Aufl.  Bd.  II. 


obachten,  im  Gegenteil,  smt  1888  ist  die 
Zimahme  absolut  und  relativ  eine  starke  und 
ununterbrochene  gewesen  (s.  unten  sub  Hl). 

2.  Als  ZahlongamitteL  Als  Zahlungs- 
mittel hat  der  W.  eine  große  Bedeutung 
erlangt,  weil  seine  eroße  Sicherheit  und 
Lij^uidität,  seine  leichte  Cebertragbarkeit, 
sein  Anspruch  auf  Währungsgeld  inn  dem 
Bai^d  auBercndentlich  nahe  bringt  Es 
gab  Verkehrszustände,  in  denen  der  W.um- 
lauf  quantitativ  in  der  Zirkulation  überwog, 
80  im  ersten  Drittel  des  19.  Jahrb.  in  Eng- 
land, ehe  der  „Qeneral-W.*',  die  Buiknote, 
als  Stellvertreter  sich  einbünzerte:  in  Man- 
chester sollen  (nach  Lexis)  ^/lo  der  Zirku- 
lation ans  W.  bestanden  h^n ;  ein  W.  ging 
oft  durch  120  Hftnde,  bis  er  an  seinen  letzten 
Bestimmungsort  gelangte. 

Als  Distanzzahlungsmittel  hat  der  W.  im 
Innern  der  einzelnen  Wirtschaftsgebiete  — 
ganz  im  Q^nsatz  zu  seiner  Eigenschaft 
als  Kreditmittel  —  sehr  an  Bedeutung  ver- 
loren, teils  durch  den  Giro-  und  Scheckver- 
kehr, teils  durch  Versendung  von  Banknoten 
und  Papiergeld;  man  kauft  nicht  W.,  wenn 
man  von  München  nach  Berlin  zu  zahlen 
hat;  dagegen  spielt  der  W.  als  inter- 
nationales Zanlungspapi  er  die  größte 
Rolle,  hierbei  zugleich  dem  Kredit  dienend. 
Zwischen  den  Völkern  besteht  ein  großer 
und  wachsender  Verkehr,  welcher  Forde- 
rungsrechte  der  verschiedensten  Art  unter 
ihnen  begründet;  ein  Land  führt  Waren 
aus  und  ein,  es  besorgt  Handel  und  Fracht 
für  andere,  der  Reiseverkehr  macht  sich 
geltend,  Kapitali«)  in  Form  von  Obligationen, 
Aktien  usw.  strOmen  zu  und  ab,  die  Zinsen 
und  Dividenden  daraus,  die  Amortisations- 
quoten bilden  Forderungsrechte  usw.  („Zah- 
lungsbilanz"). Soweit  diese  Forderungsrechte 
eines  Landes  und  die  Gegenforderungen  des 
Auslandes  an  dieses  Land  sich  heben,  wer- 
den sie  überwiegend  durch  W.  ausgeglichen. 

Der  typische  Vorgang  läßt  sich  so  ver- 
deutlichen: 

Banken/At^"^*'°)"^ß("^«^"»kBanken. 
Börsen,      (H^cheBter)  ^  C  (Berlin)^ 

Wenn  B  in  Hagdebarg  dem  A  in  London 
für  500  £  Zocker  geschickt  bat,  so  kana 
er  aof  A  einen  Wechsel  sieben;  hat  C  in  Berlin 
von  D  in  Manchester  für  £00  £  Oam  besogen. 
80  kann  er,  wenn  er  den  Wechsel  von  B  kauft, 
ihn  dem  D  als  Zahlong  schicken  (remittieren), 
der  ihn  bei  A  einzieht;  oder  es  kann  D  anf  C 
ziehen,  D  den  Wechsel  an  A  verkaufen,  welcher 
ihn  dem  B  als  Zahlung  schickt,  der  B  zieht  tbn 
von  C  ein.  Allein  dieser  Typas  erfährt  in  der 
Wirklichheit  eine  Modifikation ;  der  C  kann  nicht 
wissen,  daß  der  B  einen  für  ihn  b rauchbar ea 
Wechsel  hat,  ebensowenig  der  A  gegenüber  den 
D ;  die  Fählnnf  wird  hergestellt  durch  die  Bi^n 
nnd  Banken ;  die  ersteren  bilden  ein  BesMvoir,  in 
das,  in  der  Regel  unter  Vermitteinng  der  Banken, 
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-dis  W.Terkänfer  äie  DeTls«ii  ftleßen  lassen  nnd  aus 
welchem  die  Kftnfer  sie  holen ;  allela  die  Bffrsen 
fahren  den,  der  wirklich  W.  behnfe  nnmittel- 
barer  ZaUnng  brancht,  in  der  Begel  nkht  zum 
Ziel;  die  Sammen,  wie  er  sie  benötigt,  stimmen 
nicht,  die  Verfallzeiteo  sind  verschieden,  er  kann 
die  Gtlte  nicht  recht  beurteilen.  Da  stellen  sich 
die  Banken  als  weitere  Helfer  ein;  sie  nnter- 
balten  an  den  wichtigen  Plätzen  Geschäfts- 
beziehnngen  mit  Korrespondenten  oder  Bankiers ; 
anf  diese  ziehen  sie  in  dem  benötigten  Betrag; 
als  Deckung  der  gezogenen  Beträge  schicken 
sie  den  Korrespondenten  die  Haudels-W.,  die 
9ie  direkt  von  mren  Kiuden  oder  an  der  Börse 
'kaufen.  Wie  im  Inland^  an  Stelle  der  W. 
vielfach  die  Banknote  zirkuliert,  so  vertritt 
im  internationalen  Verkehr  der  Bank-W.  den 
Handels-W.  Die  Banken  funktionieren  bezüglich 
des  Devisengeschäfts  heute  so  got,  daß  an  die 
Börse  oft  nnr  wenig  Material  mehr  kommt. 

Mit  dem  W.  konkurrieren  in  neuerer  Zeit 
im  internationalen  Yerkehr  neben  den  Postr 
ftnveiBUDgeQ  sehr  stark  Schecks  ^)  oder  ,,Äus- 
zahluQgen",  Buchumschtiften tmd  Kabel- 
traDsEars.  Die  auf  fremde  Valuta  lautenden, 
also  an  anslftodischea  Orten  zahlbaren  Sehecks 
werden  gerodesu  zu  den  Devisen  gerechnet. 
Sowie  es  sich  aber  um  lange  Frlsteu  handelt 
und  das  Kreditbedfirfnis  mit  h^inspielt, 
wird  der  W.  notwendig ;  wer  z.  B.  Warpu  über 
JSee  verschickt,  muB  in  der  Regel  Kredit  geben, 
bis  die  Ware  ankommt,  in  der  Kegel  noch 
lAnger,  bis  der  Eftufer  oder  der  Eommissionär 
sie  verkauft  hat :  der  Verkäufer  kann  diesen 
Kredit  gewähren,  indem  er  durch  den  W.  j 
ihn  zeitlich  fest  begrenzt  und  seine  Forde- 1 
rung  möglichst  sicherstellt ;  durch  Verkauf 
des  W.  an  den  Bankier  kann  er  sofort  sich 
Geld  verscIiafFen;  dem > Bankier. aber  ist  die 
Anlage  seiner  ÜQBsjgen  Qeldbestfiude  in  W. 
nur  erwünscht 

Die  Ausgleichung  der  fiülig  werdenden 
Forderungen  und  Gegenforderungen  im  inter- 
nationalen Verkehr  durch  den  W.  ist  eine 
eminente  ökonomische  Erleichterung;  wenn 
man  bedenkt,  daß  schon  die  Einfuhr  Deutsch- 
lands 1905  nahezu  7,5  Milliarden  M.  und  die ! 
Ausfuhr  fast  6  Milliarden  betnig  —  und  beide 
stellen  nur  einen  Teil  der  Zahlungsbilanz 
dar  —  so  kann  man  sich  vorstellen,  welche 
Edelmetallmengen  durch  Transport  tmnötig 

febunden  wftren,  wenn  durch  Bargeld  diese 
nmmen  ausgeglichen  würden ;  hierbei  ist 
.der  Ünbequeraliclikeit  der  Verschiedenheit 
der  Münzen,  des  Zählens,  der  Verpackung, 

')  Schecks,  die  auf  Gmnd  eines  Guthabens 
auf  eine  englische  Bank  gezogen  sind,  werden 
in  Berlin  vielfach  verkanft;  auch  die  Reichsbanji 
kanft  und  verkanft  Schecks  auf  englische  Plätze. 

*)  A  hat  z.  B.  ein  größeres  Guthaben  bei 
einer  Bank  in  Petersburg,  er  verkauft  an  B, 
der  dort  an  eine  Bank  X  zu  zahlen  hat, 
^Anszahlnng  Petersburg  KIOOOO  Röbel"  und 
gibt  Auftrag,  sein  Konto  zn  kurzen  und  auf  Z 
cn  ttbersehreiben. 


der  Kosten  für  Tmnspori  nnd  VernohertiDg 
noch  gar  nicht  gedacht  Soweit  die  Aus- 
gleichung im  Wege  der  W.  nicht  möglich 
ist,  weil  den  Forderungen  nicht  entsprech^d 
viel  Gegenfordenmgen  g^nfibersteoieo.  voll- 
zieht sie  sich  durch  Lebertragung  inter- 
nationaler Wertpapiere  (Staatsschuldver- 
schreibungen, Eisenbahn-,  Bergwerk&papiere 
usw.)  und  EdelmetaUversendung:  der  W^nrs 
gestaltet  sich  bei  dieser  Situation  so.  daS 
oft  die  internationalen  Wertpainepe  etwa& 
billiger  werden  und  ihr  Verkauf  ins  Aus- 
land vorteilhaftwird  (s.  S.  1204);  ist  die  Zah- 
lungsbilanz überhaupt  längere  Zeit  so,  daS  das 
Ausland  mehr  zn  fordern  hat  als  das  Inland, 
dann  ei^bt  sich  eine  fortwährende  Abtretung 
heimischer  Wertpapiere,  und  wenn  das  Aus- 
land in  der  Aufnahme  solcher  aogesichta  der 
wachsenden  Verschuldung  des  schuldneii- 
sehen  Landes  sich  schwierig  erweist,  so  strfimt 
das  Edelmetallgeld  rasch  ab,  Papiergeld- 
wirtschaft mit  rasch  steigendem  Disagio  oder, 
wenn  solche  schon  bestand,  mit  sehr  starker 
Papiergeldentwertung  kann  die  Folge  Mio. 
Im  Yerhfiltnis  von  Pfquerwfthmng^nder* 
zu  HetallwShmngslftndem  kann  dann  vor^ 
Übei^hend  auch  Papiergeld  zum  Ausgleidi 
benutzt  werden,  insofern  seine  Annahme  im 
fremden  Land  zwar  keinen  Zins,  aber  die 
Möglichkeit  eines  Gewinnes  infolee  dtf 
Dis^oschwankungen  bringt  (Beispiel  früher 
russische  Kreditrubel  in  Berlin) ;  aileda 
whließlich  mu6  es  doch  wieder  als  Oecea- 
wert  zur  Zurücksendung  ins  HeinudUDd 
benutzt  werden. 

Im  internationalen  Verkehr  spielen  die  grOfite 
Bolle  die  anf  England  gezogenen  W.;  dieae 
bilden  sozusagen  das  Weltgdd.  nnd  England 
vermittelt  den  Zahinngsansgleich  unter  d« 
Ländern  der  Erde.  England  hat  den  weitver- 
zweigtsten Kolonialbesitz  nnd  im  Zusammen- 
bang  damit  ein  Bankaiaets,  daa  »icfa  ttbrf  di» 
ganze  Erde  ausbreitet.  Die  groCe  Eänfahr  aa 
Lebens-  nnd  Oenußmitteln  sowie  an  Bohmtteria- 
lien  aller  Art  —  England  hat  stark  parare 
Handelsbilanz  —  gibt  Gele^nheit,  anf  England 
in  reichem  Mafie  w.  zn  ziehen:  Englaoa  bat 
seinerseits  im  Ausland  viel  Forderangircchte. 
da  es  fiel  fremde  Wertpapiere  bat  nnd  an 
fremden  Unternehmungen  beteiligt  ist,  anck 
mehr  Frachtgelder  nnd  KommiasionsgebtUira 
von  anderen  Ländern  zn  fordern  als  za  laUea 
hat.  Der  englische  GescbäftemaaB  und  Baakier 
liebt  es  nicht,  zu  trassieren,  weil  die  Schwaakur 
der  W.knrse  die  WarenkalkulatioB  nnrichef 
macht,  er  lädt  sich  lieber  £-W.  fftr  sein  Pn^e- 
mngsrecht  remittieren.  Die  W.,  die  aof  enjr- 
lische  Häuser  gezogen  «od,  ilnd  Qbenll  gut 
Terkänflich,  W.,  die  von  England  auf  Leute  in 
den  Kolonieen  gesogen  wären,  würden  wat 
schwerer  verkäuflich  sein.    So  dnrthziQtit  da 

EroUer  Strom  englischer  W.  die  Welt  nnd 
eicbtigkeit,  solche  W.  zo  erhalten,  tmd  dw 
Geneigtheit,  mit  der  sie  allgemein  angenoBMi 
werden,   namentlich  wenn  sie  auf  «ayliw4* 
Bankhäuser  lauten,  haboi  dann  dahin  gefttkn 
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daß  England  zn  einer  eiDtrttglichen  Vermittler- 
rolle fhi  andere  Länder  gelangt  ist.  Wenn  ein 
deQtscber  Exporteur  an  Indien  ein  Fordernngs- 
recbt  hat,  so  läßt  er  sieb  englische  W.  remit- 
tieren; wenn  ein  indischer  Exporteur  Waren 
nach  Dentschland  liefert,  so  zieht  er  keinen  W. 
auf  den  Dentseben,  derselbe  vttrde  in  Indien 
Bchwer  TerkftnfUch  sein;  er  zieht  auf  ein  eng- 
Hsdies  Bankhans  nnd  beauftragt  den  Deutschen 
dieses  so  befriedigen,  was  wieder  durch  Ankauf 
en^ischer  W.  ^chiebtj  oder  der  Deutsche  be- 
wirkt durch  ein  englisches  Haus  die  Zahlung. 
.Selbst  Amerika  mtUT  im  Verkehr  mit  Ostasien 
sich  znm  Teil  englischer  W.  bedienen.  Im  all- 
f^ineinen  besteht  aber  jetzt  ancb  in  Deutsch- 
land das  lebhafte  Streben,  dnrch  Grändnng 
abeneeiscber  Banken  nnd  Ansdehnnng  Aber- 
sedschen  Handele  die  Zwiscbenrolle,  £e  Sntf- 
land  einige  Hillionen  Proviairai  einbringt,  znrBck- 
xndrftBgen  (Tgl.  Art  „Banken"  oben  b£  I S.  317). 

III.  Der  W.kurs. 

Im  allgemeinen  bezeichnet  man  mit 
WJ^nrs  den  Preis  für  eine  in  einem  W. 
Tersehriebeae  Geldsumme.  Im  speziellen 
und  in  der  Regel  versteht  man  dagegen 
anter  W.kurs  die  Geldsumme,  die  an  dem 
eioen  Ort  für  eine  an  einem  anderen  Ort 
fällige  oder  fällig  werdende  W.summe  ver- 
langt, angeboten  oder  wirklich  gezahlt  wird. 
Die  Wvonsgendste  Rolle  spielt  der  W.knrs 
bei  den  DeviseQ ;  sie  stellen  eine  Ware  dar, 
die  einen  wirklichen  Markt  mit  Angebot 
und  Nachfrage  besitzt  und  fdr  die  es  ao 
der  Börse  eine  Notienmg  der  Preise  d.  h. 
„Koise"  gibt.  Im  folgenden  werden  wir 
nns  nur  mit  den  interaationalen  W.kursen 
beschäftigen. 

I.  Art  der  Notienmg.  Vorauszuschicken 
ist,  dafi  die  aufs  Antdand  gezogenen  W:  in 
der  Währung  des  bezogenen  Landes  aus-' 
geatoUt  sind ;  ein  aof  London  gezogener  W. 
lautet  auf  £,  ein  auf  Petersburg  gezoeener 
auf  Hobel  usv. ;  es  ist  dies  auch  das  mtür- 
liche,  weil  der  W.  vom  Bezogeneu  einzu- 
Ktoen  ist  und  er  nur  sein  Wfihrnngsgeld 
unimttelbBr  zur  Verfflgnog  bat;  der  Aus- 
steller des  W.  kommt  durch  Verkauf  des 
W .  beim  Bankier  zu  seinem  heimischen 
Geld.  Der  Bankier  benutzt  den  W.  direkt 
tider  indirekt  zur  Zahlung  im  Ausland. 
W.,  die  auf  die  Währung  des  Ausstellers, 
uicht  auf  die  des  Bezoirenen  lauten,  sind 
nicht  marktfähig,  sie  kommen  aber  vor, 
»,  B.  in  Goldwähningsländern  gegenfll>er 
lAidern  mit  Papiergeld  Wirtschaft,  Silber- 
wftbruog;  der  Warenverkäufer  will  das 
Kiiüko  der  A^oschwankung  nicht  tragen, 
kann  es  vielleicht  auch  durch  Verkauf  des 
W.  nicht,  weil  seine  W.  nicht  den  Tsancen 
dnr  BfJrse  entsprechen  oder  auch  weil  ein 
Zeitgeschäft  ihm  zu  ferne  liegt. 

Die  Nötigungen  der  W.kurse  an  der 
Bßraa  sind  ziwächst  analog  wie  bei  den 
Obrigeq  Wertpapieren  (s.  oben  Bd.  I  iä.  52Ü 


in  Art.  „Börsenwesen"  die  Bedeutung  der 
Zeichen  P,  B,  L,  G,  bz.,  bz.  Ö.,  bz,  B.  und  die 
Art  ihres  Zustandekommens).  Der  Kurs 
wird  in  der  Regel  so  ausgedrückt,  daß  die 
feste  Valuta  im  Ausland  das  Kaufsobjekt^ 
die  veränderliche  im  Inland  den  Pi-eis  dai> 
stellt  ;  also  100  Frcs.  zahlbar  in  Paris  kosten 
81  AI.  oder  80  yL.j  es  ist  diese  Notierung 
die  natürliche,  weil  man  unmittelbar  sieht, 
ob  eine  anderswo  zahlbare  W.suRime  teurer 
oder  billiger  geworden  ist.  Das  Kau^bjekt 
wild  meist,  wie  in  dem  gegebenen  Beispiel, 
in  100  !ESnheiten  des  fremden  Gddes  aus- 
gedrflckt,  eine  Ausnahme  machen  in  Deutsch- 
land die  auf  England,  Portugal  und  die 
Ver.  Staaten  von  Amerika  gezogenen  W., 
bei  denen  das  Kaufeobjekt  1  £,  1  Milreis, 
1  Dollar  ist  Die  umgekehrte  Notierung, 
wonach  die  feste  Valuta  im  Inlande  der 
Preis,  die  veränderliche  im  Ausland  das 
Kaufsobjekt  oder  der  Kurs  ist,  kommt  heute 
nur  wenig  mehr  vor,  zum  Teil  in  London, 
in  New  York,  Lissabon,  Madrid.  Rußland 
hat  sie  seit  einer  Reihe  von  Jahren  fallen 
lassen.  London  hat  auf  Ueberseeplätze  und 
auf  Madrid,  Lissabon,  Petersburg  und  Moskau 
die  erste  Art  der  Notierung,  auf  die  übrigen 
europäischen  Kontinentalplätze  dagegen  die 
zweite.  Bei  dieser  Notierung  sagt  man  also 
in  London :  1  £  winj  gegeben  für  20,40  M. 
zahlbar  in  Hamburg,  oder  für  20,45  M.; 
l  Dollar  in  New  York  für  5,20  Frcs.,  zahl- 
bar in  Paris;  bei  dieser  Notierungsart  be- 
deutet ein  Steigen  des  W.kurses  ein  Billiger- 
w^erden,  ein  Sinken  ein  Teuererwerden  der 
W.summe.  Die  Notierungen  sind  verschieden 
für  kut^e  und  lange  Verfallzeit;  die  Usancen 
der  Börsen  haben  hierfür  kein  eiDheitliches 
Maß,  auch  sind  Bio,  weil  früheren  Verkehrs- 
verbältoissen  angepaßt,  vielfach  antiquiert; 
das  gilt  namentlich  von  den  kurzen  W.kursen, 
nachdem  jetzt  Briefe  an  fast  alle  euro- 
päischen Plätze  schon  in  2 — 3  Tagen  ge- 
langen. In  Berlin  gelten  als  Laufzeit  fQr  W. 
mit  kurzer  Sicht  8  Tage,  gegenflber  italie- 
nischen und  skandinavischen  Plätzen  10  Tage, 
gegenüber  spanischen  und  portugiesischen 
14  Tage,  für  W.  mit  lang^  Verfallzeit  gelten 
in  Berlin  2  Monate,  gegenüber  London, 
Petersburg,  Lissabon  und  Oporto  3  Monate. 
Für  die  usancemftBige  Laufzeit  ist  der  Dis- 
kont im  notierten  Kurs  bereits  abgezogen; 
weicht  der  zu  handelnde  W.  von  dieser 
Laufzeit  ab,  so  wird  ein  entsprechender 
Zu-  oder  Abschlag  gemacht. 

Hierbei  gelten  in  Berlin  als  kurze  W.  mit 
Achttageknrsnotierung  diejenigen ,  die  Ö— 14 
Tage  Lanfzeit  (Petersburg  6—14  Tage)  haben. 
Die  auf  italienische  und  skandinaviscbe  Plätze 
zum  Zehntageknrs  notierenden  kttnnen  eine 
Lanfzeit  von  7—14  Tagen  hsbeu,  die  auf  portu- 
giesische und  spanische  Plätze  znm  Vierzehn- 
tageknrs  eine  solche  von  8—21  Tagen.  Als 
karze  W.  auf  New  York  sind  nnr  nuh  Sieht 
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gezogene  W.  lieferbar,  die  aber  nicht  länger 
als  14  Tage  nach  Sicht  f&llig  sind.  FOr  W.,  die 
weniger  als  8  Tue,  a.  B.  nnr  6  Tage  luuen, 
erfolgt  kdn  Znachlaff ;  rie  werden  behandelt,  als 
wie  wenn  sie  volle  8  Tage  liefen.  Was  die  W. 
in  langer  Sicht  anlangt,  so  dttrfen  W.,  welche  zum 
Zweimonatknrs  notiert  sind,  nm  lieferbar  zn 
sein,  eine  Laafzeit  von  IVi — 3  Monaten  besitzen, 
solche,  welche  znm  Dreimonatknrs  notiert  sind, 
eine  solche  von  2V>— B  Monaten.  Eine  Aos- 
nahme  bildet  die  Devise  New  York,  sie  mnfl 
eine  Laafzeit  von  wenigstens  45  und  darf 
höchstens  eine  solche  von  100  Tafen  besitzen. 
Mittelsicht-W.  sind  solche  W.,  die  längere  Yer- 
fallzeit  haben,  als  fUr  kurze  Sichten  zngelassen, 
die  aber  kOrzer  sind  als  die  fOr  lange  Sicht 
bestimmte  Frist,  und  unterliegen  einer  besonderen 
Vereinbarong  zwischen  den  Parteien. 

Sicht- W.,  Schecks,  Auszahlungen  werden  in 
der  Regel  zum  knrzen  W.kurs  berechnet,  aber 
fttr  die  Zahl  der  Tage,  um  die  die  Valnta  am 
fremden  Ort  frUher  gezahlt  wird,  findet  ge- 
wöhnlich eine  ZinsvergQtong  statt  Für  Schecks 
auf  London  wird  also  der  kurze  W.kurs  ge- 
rechnet, der  sich  für  8  Tage  plus  den  in  Eng- 
land bei  W.  UbU(^en  3  Respektt^en  versteht; 
von  diesen  11  Tagen  gehen  aber  die  2  Posttage 
ab,  welche  die  Versendung  des  Schecks  erfordert; 
diese  kommen  dem  Käufer  cognte.  Bei  Schecks 
von  Sicbtwecbseln  auf  Paris,  Wien  nsw.  sind 
für  8  Tage  minne  2  Posttage  =  6  Tage  Zinsen 
zu  vergüten.  Eine  besondere  offizielle  Notieroog 
der  Scneckkurae  findet  an  der  Berliner  BOrse 
nicht  statt.') 

Zugrunde  gelegt  wird  in  der  Regel  — 
eine  teilweise  Ausnahme  besteht  in  Frank- 
reich —  für  Devisen  der  Diskontosatz  des 
bezogenen  Landes,  augenscheinlich  des- 
halb, weil  die  Devise  ihre  ei^ntliche  Heimat 
im  bezogenen  Land  hat,  dcrt  ist  der  Schuldner, 
der  W.  lautet  auf  dessen  Währung  und  muB 
schliefillch  in  das  bezogene  lAud  gebracht 
werden.  Der  W^k&uter  hat  daher  recht, 
wenn  er  den  Zins  zugrunde  legt,  der  im 
bezcKenen  Land  b«teht,  und  sich  dt^urch 
die  MOglichk^t  verschaflft,  eben  bei  diesem 
Zins  den  W.  auch  im  bezogenen  Land,  wo- 
hin derselbe  strebt,  zu  verkauFen.  Es  mOßte 
sturen,  wenn  man  den  ausländischen  W., 
solange  er  im  Inland  verkauft  wird,  nach 
dem  inlandischen  Zinsfuß,  und  wenn  er  im 
bezogenen  Land  verkauft  wird,  nach  dem 
des  bezogenen  Landes  bemessen  würde. 
Die  Unterschiede  des  Zinsfußes  suchen 
ohnehin  im  Kurs  einen  Ausgleich  zu  finden. 

2.  Faktoren,  welche  die  Höhe  des 
W.kurses  bestimmen ;  W.pari ,  Gold- 
punkte. In  erster  Linie  wird  die  Höhe  des 
w.kurses  bestimmt  durch  den  jeweiligen 
Stand  der  Zahlungsbilanz  d.  h.  durch  den 
jeweiligen  Stand  der  fälligen  oder  io  kurzer 
bestimmter  Frist  fällig  werdenden  Forde- 

')  Ueber  die  wiederholt  zutage  getretenen 
Bestrebungen,  dies  zu  ändern,  vgl.  die  inte- 
ressanten Ausführungen  im  BerL  Tagebl.  Ni,  113 
vom  .H.  März  1907  a.  BeibL 


rungen  und  Gegenforderungen  zwischen 
In-  und  Ausland  (bezw.  zwischen  2  Plätzen): 
davon  hängt  eben  die  Menge  and  der  Vm- 
fang  der  nachgefragten  und  angebotenen  W. 
ab ;  wenn  Rußland  ^ne  sehr  gute,  der 
Westen  eine  schlechte  Ernte  hat,  so  expor- 
tiert erateres  viel  Getreide,  Rußland  sieht 
infolgedessen  viele  W.  aufe  Ausland,  der 
W.kius  in  Rufihuid  sinkt;  ähnlich  kennen 
neue  im  Ausland  kontrahierte  Anleihen  den 
Kurs  drücken,  solange  bis  die  K^italQber- 
tragung  vollzogen  ist ;  große  Summen  Schold- 
zinsen,  die  im  Ausland  zu  zahlen  sind« 
steigern  bei  schlechter  Handelsbilanx  den 
W.kurs  usw.;  der  WJkurs  wird  so  «nm 
Barometer  fOr  den  jeweiligen  Stand  da> 
Zahlung^ilanz.  Das  Bild  kann  durch  sog. 
Spekulations-W.,  welche  die  Bes^iÄmg 
von  Geldmitteln  fOr  den  Aussteller  wfihrend 
der  Umlanfszdt,  also  nicht  die  AbwidtelaDg 
eines  effektiven  intemationiüea  Gefidhäftii 
bezwet^en,  frdlich  sehr  getrübt  werden. 
Wüter  ist  die  HOhe  des  W.kuree6  bedingt 
durch  die  Hohe  des  Diskonts;  der  Diskont 
des  bezogenen  Landes  ist  von  Einfluß,  weil 
der  für  die  Laufzeit  (bei  den  im  Kurszettel 
notierten  W.  fflr  die  usancem&ßige  Laufzeit) 
abgezogene  Zinsbetrag  sich  nach  mm  riditet. 
also  größer  bei  hohem  als  bei  niediigem 
Diskont  wird ;  doch  kann  das  sehr  bald  auf- 
gewogen weraen  einesteils  durch  die  Zu- 
rückhaltung der  Verkäufer,  welche,  aoUcg«* 
der  Preis  schlecht  ist,  die  W.  zu  behalten 
suchen,  anderenteils  durch  die  Kauflust  der 
Banken  und  Kapitalisten,  welche  gerne  die 
auf  das  Ausland  gezognen  W.  kaufen,  wenn 
ihr  Kapital  hierbei  sich  hoch  verzinst,  was 
der  Fall  ist,  wenn  sie  den  W.  mit  gioBem 
Zinsabzug  kaufen.  Der  Kurs  kann  hierbei 
so  steigen,  daß  der  Zinsunterschied  zwiscbec 
den  beiden  beteiligten  L&ndera  sich  sehr 
verringert.  Femer  spielt  im  WJeuct  das 
Kreditmoment  eine  Rolle;  der  W.  steht  im 
Kurs  um  so  besser,  je  m^r  als  Zahlung^ 
fähig  bekannte  Namen  auf  dem  W.  stehen: 
W.  von  Firmen  ersten  Ranges,  Bank-W.  aiwi 
leicht  und  gut  realisierbar  (s.  auch  Piirat- 
diskonto  der  Notenbanken  ge^nfiber  dem 
offiziellen  oben  S.  576);  w.,  die  lanc^ 
Itaufzeit  haben,  stehen  weg«i  des  größeren 
Risikos  und  weil  leiclU  inzwischea  der  IH9- 
konto  stei^,  der  W.  üch  also  entwexteo 
kann,  meist  etwas  geringer  ab  Sdit-W.« 
wenn  man  erstere  au!  Sichtzöt  radnzien. 
Krisen  in  d«i  fremden  Undem,  auf  mkluy 
die  W.  lauten,  kOonen  den  Wirän  idir 
drücken,  weil  nun  ungevifi  wird,  ob  der 
W.  glatt  ein^t ;  aber  auch  Krisen  im  Land 
des  W.glftabiger8  sind  von  Einflui;  um  tn 
Bai^Id  zn  b^ommeo,  schlagen  die  Besitzer 
die  Devisen  billig  loa. 

Handelt  es  sich  nm  L&ader  gleicher  HataU- 
wftbmng,  »  bUdea  die  Omadlage  des  "VtXun» 
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die  HQüCperitftteii;  tie  tagen  ans,  welche 
HUttzmengen  verachiedaien  HQnzfalteB  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmonffen  aber  Feingehalt  nnd 
Gevicht  gleich  viel  Eaelmetall  enthalten:  nm 
diese  GrCDen  pendeln  sozusagen  die  W.kur8e 
nach  oben  and  nach  unten.  Solche  VQnipari- 
t&ten  sind: 

1001^  =  81,000  M.  10DH.=  123,460  Frcs. 

1  £      ■=  20,4296  „  100  „  =    4,89ö  £ 
100  fl.hU.  =  168.739    „  100„=  59,260  fl.bU. 

It      =4,19790    „  100         23,821  » 
lOOflk.Kr.  =  112,500    „  100  „  =  88,880  sk.Kr. 
100«.Kr.=  85,061    „  100  „  =117,563  Ö.  Kr. 

Diese  Paritäten  werden  aach  innere  oder 
theoretische  genannt  im  Gegensatz  zu  den 
tatsfichliehen. 

H&cht  man  diesen  Unterschied,  dann  drUckt 
die  tatsächliche  Parität  das  Verhältnis  aus,  in 
welchem  die  Umwandlang  des  einen  Währangs- 
g^ldes  in  das  andere  sich  Tollsiebt.  Wenn 
z.  B.  jemand  1000  £  nach  London  zn  zahlen 
hat,  so  kann  er  reranchen,  englisches  Geld  zu 
kanfen;  1  £  kostet  ihm  dann  so  und  soviel. 
Ist  das  nicht  möglich,  dann  kann  er  deutsche 
Goldstücke  verwenden,  muß  sie  aber  dann  in 
England  gegen  englisches  Geld  verkanfoi.  Anch 
da  Kommt  es  darauf  an,  zu  welchem  Preis  sie 
z.  B.  die  Bank  von  England  nimmt.  Weitere 
Verschiebungen  im  tatsächlichen  Pari  stellen 
sich  heraus,  wenn  die  Zirknlation  eines  Landes 
sehr  abgenützt  ist  oder  wenn  die  Zentralnoten- 
banken stets  nur  abgenutzte  Stücke  bezw.  wie 
die  Bank  von  Frankreich  nur  gegen  Prämien 
Goldmtiazen  zur  Ausfuhr  hergeben.'}  Die  ab- 
genützten Stöcke  werden  bei  ihrem  Verkauf  im 
anderen  Land  nach  ihrem  Gewicht  bezw.  nach 
dem  Grad  ihrer  Abnützung  behandelt. 

Die  Beschaffunga-  und  umwandlnn^kosten, 
die  das  tatsächliche  Part  bestimmen,  sind  also, 
wie  man  sieht,  hauptsächlich  bedingt  durch  die 
Tarifiemng  der  fremden  Goldmünzen  seitens 
der  Zentralnotenbankeu  bei  Annahme  nnd  Ab- 
gabe derselben,  für  diese  selbst  kommen  aber 
wieder  in  Betracht  die  Prägegebühr  iSchlag- 
schatz),  die  anft;:ewendet  werden  muß,  um 
er.  fremdes  Geld  umprägen  zu  lassen,  der  Ab- 
nützungsgrad  der  fremden  Münzen,  die  erworben 
werden,  nnd  das  mehr  oder  minder  hervor- 
tretende Streben,  den  Goldzuänß  zu  erleichtem  *) 
nnd  den  Gddabfinfi  zu  erschweren,  wie  es  tat- 
aScfalich  bei  der  Bank  von  Frankreich,  der 
dentschen  Beichsbank  und  seit  1889  anch  bei 
der  Bank  von  England  sich  geltend  macht. 
Sieht  man  ab  vom  Kreditinoraent  —  bei 


')  Die  Sovereigns,  welche  die  Bank  von 
England  zum  Export  hergibt,  pflegen  um  2  bis 
3  %  schlechter  zu  sein ,  als  neuausgeprägte. 
Wer  der  deutschen  Reichsbank  Goldmünzen  zur 
Auafuhr  entzieht,  bekommt  nach  Durchschnitts- 
berechnnngen  von  Fachleuten  20  Markstücke 
von  7,943  g  Gewicht  (gegen  7,965  normal),  also 
um  mehr  als  '/i  %  unter  ihrem  Ansprägnngs- 
wert..  F.  Koch,  Der  Londoner  Goldverkebr, 
Stuttgart  190Ö  S.  82. 

*)  Dies  macht  sich  besonders  geltend,  wenn 
z.  B.  wegen  einer  Währnugsänderung  ein  Land 
dorcbans  Gold  hereinziehen  will  und  durch  Ver- 
mittelnng  einer  großen  Bank  eine  Prämie  zahlt. 


Kreditkrisen  sind  iauch  stärkere  AbTeicbungen 
möglich  — ,  so  kann  bei  Ländern  mit  gleicher 
Metallw&hning  der  W-kurg  nur  in  relativ 
engen  Cbenzen  nach  oben  und  unten  sich 
bew^D.  Wer  W.  au&  Ausland  kaufen 
will,  wird  nicht  mehr  aufwenden  wollen 
als  das  tatsächliche  Pari,  vermehrt  um  die 
Tninsportkosteo,  welche  die  Yo^endusg  von 
IfetaUgeld  Terursacht,  inklusive  der  Ver^ 
sicheningskosten  und  des  Ziasverlustes,  den 
die  Bar  Versendung  mehr  beansprucht  als 
die  Verschickung  des  W.  Kommt  der  W. 
teiffer,  so  ist  es  vorteilhafter,  Bargeld  zu 
verschicken  als  W.  zu  kaufen.  Und  werden 
diese,  wie  häufig,  der  geringeren  Dmstäud- 
lichkeil  halber  doch  gekauft,  so  versenden 
die  Banken  Bargeld  und  ziehen  darauffiio 
W.,  um  aus  dem  Verkauf  Gewinn  zu  ziehen, 
wodurch  bald  ein  Rückgang  des  W.kurses  be- 
wirkt wird.  Umgekehrt  werden  bei  niedrigem 
Stand  der  W.kurse  diejenigen,  welche  W.  ver- 
kaufen können ,  eventuell  den  W.schuldner 
lieber  ersuchen,  ihnen  auf  ihre  Kosten  das 
Qeld  des  (bezogenen)  Landes  zu  schicken^ 
das  sie  dann  bei  den  Banken  verkaufen. 

Beispiel:  Es  hat  jemand  einen  Sicht- W.  von 
10000  Frcs.  anf  Paris;  der  Kurs  stehe  80,öÖ; 
wenn  er  den  W.  verkauft,  erhält  er  8055  M., 
während  das  Pari  8100  wäre;  es  kann  für  ihn 
vorteilhafter  sein,  wenn  er  dem  Franzosen  den 
W.  vorlegen  und  die  von  ihm  bezahlten  lOUOO  Frcs. 
sich  senden  läßt,  die  er  dann  bei  einer  Bank 
verkauft,  so  daß  er  nach  Abzug  der  Spesen  mehr 
als  8055  M.  Übrig  hat. 

Würde  man  stets  nicht  abgenutzte  Stücke 
für  Ausfuhrzwecke  erhalten  kßnnen  und 
würden  die  Zentralnotenbanken  nicht  eine 
ausgesprochene  OoldpoUtik  betreiben*),  so 
könnten  die  W.kurse  nach  oben  und  unten 
nur  in  sehr  engen  Grenzen  schwanken. 

Kann  die  Korrektur  der  Barversendnng  über- 
haupt nicht  eingreifen,  dann  steigen  die  W.kurse 
erheblich  über  die  bezeichneten  Grenzen.  So 
war  es  in  Deutschland  der  Fall  zur  Zeit  der 
Valutakrisis  Mitte  1874  bis  Hitte  1875.  wo  in- 
folge großen  Goldabflusses  die  Preußische  Bank 
und  andere  Banken  sich  weigerten,  Gold  her- 
zugeben; infolgedessen  wurde  für  Reichagold- 
münzen  im  freien  Verkehr  ein  Aufgeld  gezahlt, 
die  knrzen  W.  auf  London  standen  zeitweise 
20,65  (Pari  20,43)  nnd  auf  Paris  81,85  (Pari  81); 
ahnlich  war  wieder  die  i^ituation  im  Dezember 
1899,  als  die  dentschen  Banken  in  Anbetracht 
der  Schwierigkeiten  auf  dem  inneren  Geldmarkt 
die  lohnende  Versendung  von  Gold  nach  Eng- 
land unterließen.') 

Die  W.kurse,  bei  denen  der  Bai^ldver- 
sand  bezw.  Bargeldbezug  gleich  vorteilhaft 

■)  Jedes  per  Mille,  um  das  der  Kaufpreis  der 
Bank  von  England  über  den  Fariwert  der 

Münzen  steigt,  verrückt  z.  B.  das  W.pari  nm 
2  Pfg.  zugunsten  Englands.  F.  Koch,  Der 
Londoner  Goldverkehr.   Stuttgart  1905  S.  81. 

')  Die  deutsche  Reichsbank  1876—1900 
S.  135,  177. 
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ist  wiä  der  KauE  bezv.  Vertcaut  tod  Devisen, 
nennt  man  die  Goldpunkte,  Spezies- 
oder Metallpiinkte.') 

Haupt  gab  z.  B.  für  Beriin  bei  W.  auf 
New  York  (für  1  Doli.)  al»  Goldpuokte 
4,1525  M.  für  die  Einfuhr,  -4,2330  M.  für  die 
Ausfuhr  von  Ban^ld,  auf  Paris  (für  100  Frca.) 
80,56  bezw.  81^7  H.  an.  Muß  man,  um  eine 
größere  Zahlung  in  England  zu  machen, 
20-Hark-Stückß  verschicken  und  gibt  die  Bank 
von  England  1  Sovereign  her  für  20.465  M., 
kostet  femer  der  Transport  nach  England 
IVt  ^loo  und  betrSgt  die  Abnutzung  der 
Doppelkronen  1^/4  °/m  sowie  der  Zinsverluat 
so  ™«cht  das  20,465  M. +  0,03  4- 
0,025  +  0,01  =  20,53  M.,  d.  h.  der  Sovereign, 
den  wir  behofs  Zahlung  mit  deutschen 
Goldmünzen  erwerben,  kostet  20,53  M.,  das 
wSre  der  Goldpunkt,  wenn  die  gemachten 
Annahmen  zntrefFen.  Gibt  die  Bank  1  Sovereign 
her  schon  fOr  20,415  M.,  so  ist  der  Gold- 
punkt 20,48. 

Diese  Punkte  sind  natürlich  nicht  dauernd 
dieselben,  sie  ändern  sich  mit  den  sie  be- 
dingenden Faktoren.  Im  allgemeinen  sind 
die  Abweichungen  vom  Pari  immer  kleiner 
geworden ,  weil  die  Bestimmun^n  über 
AuspiÄgung,  Passiergewicht  und  Einziehung 
zu  leicht  gewordener  Mflnzeü  usw.  sorg- 
föltiger  getroffen  und  gehandhabt  werden, 
auch  die  Geschicklichkeit,  Konkurrenz  und 
die  A'^erbinduogen  der  Bankiers  größer  ge- 
worden sind  und  die  Transportmittel  sich 
fortwährend  vervollkommneten ,  was  die 
Spesen  der  Barversendung  und  infolge  der 
Verkürzung  der  Keisedaiier  der  ScIiifTe  itis- 
besondei«  auch  den  Zinsverhist  erheblich 
gemindert  hat.  Die  V'^ersicherungskosten 
sanken  auf  V*  und  weniger  seit  löGti.^) 

Die  Einfuhrkosten  brauchen  nicht  ebenso 
groß  za  sein  wie  die  Ansfahrkosten  ■  die  Ver- 
sendungskosten von  London  bis  Berlin  steilen 
sieb  etwas  geringer  als  von  Berlin  bis  London. 
Bei  der  Einfuhr  fällt  nämlich  der  Zinsverlnst 
weg,  weil  die  Beichsbank  ihr  bekannten  Firmen 
anfdie  telegraphische  Nachricht  hin,  daD  eine 
größere  Ooldsendnag  (mindestens  1  Mill.  M.)  an 
sie  abgefi:angen,  einen  anentgeltlichen  Toracboß 
in  ungefährer  Hohe  des  avisierten  Betrasa  ge- 
wfthrt;  der  Transport  von  Hamburg  Ma  Berlin 
entfällt  wegen  des  Giros,  nicht  aber  ningekehrt, 
weil  Gold  bei  der  Reichsbank  nnr  in  Berlin 
•i^lechtweg  beansprucht  werden  kann. 

Von  einem  W.pari  kann  nur  die  Hede 
sein  bezüglich  der  Länder,  die  effektiv  in 
gleichem  Metallgeld  zahlen.  LAnder  mit 
hinkender  Währung  gelten  für  den  W.ver- 


>)  Viele  Autoren  (z.  B.  Ad.  "Wagner,  Haupt) 
identifizieren  Goldpnnkte  nnd  tatskhlicbe  Pari- 
täten, es  ist  aber  dies  nicht  rätlieh;  vgl.  hier- 
über Heiligensudt,  Conrads  Jahrb.  IIL  F.  Bd.  IV 
(1892)  S.  828  f. 

*)  Vgl.  nähere  Angaben  bei  F.  Koch,  Der 
Londoner  Goldrerkehr.   Stuttgart  1905  S.  12f. 


kehr  als  GoldwShrungsl&nder,  solange  die 
Sicherheit  besteht,  daß  der  W.glaubiper 
jederzeit  ohne  besondere  Kosten  gnte  Gold- 
münzen erhalten  kann,  doch  modifiziert  siub 
das,  wenn  die  Notenbanken  dieser  Länder 
die  vollwichtigen  Münzen  zmückhalteo 
(Frankreich)  oder  gar  die  Noten  in  Sü}»er- 
währungsmflnzen  einlösen  (Belgien,  ScAwejz). 
Länder  mit  Papierwährung  h&ben  im  Ver- 
kehr mit  MetallwähruDgBlfindem  kein  fiestefv 
inneres  Pari.  W.  des  Papierwabrun^ünd«« 
auf  ein  Metall  währuu^land  kOnnen  deshalb 
enorm  steigen  bezw.  die  des  Ausland«  auf 
das  Papierwährnngsiaad  en<nin  sinken,  da 
der  Zu-  und  AbflnS  von  Edelm^all  hier 
nicht  korrigierend  eingreifen  kann  und  moA 
das  Disa^o  des  Papie»;elde8  im  W.veikehi 
vollständig  zum  Ausdruck  kommt.  Der 
Warenverkehr  zwischen  aolchen  LAnden 
wird  um  so  unsicher,  je  länger  die  F^istfu 
sind,  auf  welche  die  Handels-W.  lauten,  da 
man  große  Agioschwankungen  riskiert:  ila* 
her  die  Neigung  bei  den  W.g]äubigerD,  diese» 
Risiko  abzuwälzen  (s.  oben  S.  1299):  allein 
schließlich  trägt  es  doch  jemand,  es  kommt 
das  im  durchschnittlich  geringerwi  Kurs  der 
auf  das  Papierwährungsland  gezc^uen  W. 
zum  Ausdruck;  das  schmälert  entweder  — 
bei  starker  Konkurrenz  —  den  Gewinn  der 
Exporteure,  oder  —  bei  geringer  Konkurrenz 
—  verteuert  sich  entsprechend  der  Preis 
der  Waren ,  die  dem  Papierwährungsland 
zugeführt  werden. 

Analog  liegen  die  Dinge  im  Verkehr 
zwischen  Silber-  und  Golilwähningslfiodem. 
nachdem  die  fi-üh^  annähernde  Stabilität 
des  Wertverhältnissee  von  Gold  zu  Silber 
aufgehört  und  einem  steten  Schwanken  und 
Sinken  Platz  gemacht  hat :  das  Pari  wechsdt 
hier  von  Tag  zu  Tag.  Etwas  weniger 
schwankend  und  vom  Silberwert  zum  Toi 
unabliängig  gestalten  sich  die  WJnirae. 
wenn  dus  Silberwährungsland  die  sog.  g^ 
hobene  Silberwährung  besitzt,  d.  h.  Hie 
Silberauspri^ung  sistiert  hat.  Durch  Ueber- 
gang  zu  einer  Art  Mittelstufe  zwischen  ge- 
hobener Silberwfthntng  und  hinkender  Wäh- 
niDg  kann  auch  für  Länder  mit  Silber- 
zirkulation ein  festes  Pari  gewonnen  verdn. 

Ein  Beispiel  fär  die  gehobene  Sitberwikraur 
bietet  Spanien.  Es  verUeD  1878  die  dnrci 
G.  v.  IS./X.  1868  einsrefährte  DoppelwftkmBe. 
die  SilberprSgnng  blieb  nur  noch  der  R^ieronc 
vorbehalten,  die  aber  so  massenhaft  ansprtc« 
daß  Spanien  faktisch  Sitberwähnmgsland  wnnlt- 
immerbin  behauptete  die  Peseta  einen  hShem 
Wert  gegen  Gold,  als  ihrem  Silbei^halt  ent- 
sprach. Seit  G.  V.  28./V.  1901  wurde  auch  der 
Regierang  der  Erwerb  von  Silberbartea  nad  4iv 
Ausprägung  von  silbernen  6-Peseta'StfickeB  «tr> 
boten,  so  daß  der  Charakter  der  gebobaa 
Sitberwährang  noch  schärfer  ansgepiägt  bi. 
Der  W.knrs  in  Berlin  anf  Madrid  war  am  6  .III 
1907  für  100  Peseta«  74,60  M. ;  dem  «Iberwvrt 
der  Peseta  nach  hätte  er  43,76  M.  sdn  aolkn. 
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Noch  bedeutsamer  ist  du  Beispiel  T<mO St- 
udien. Daselbst  stand  die  Silberrapie  geffen 
nfftischea  Geld  1870/71  noch  darchscbnittnch 
2fi  d  (=1.92  M.);  mit  dem  fortwähreDden 
inken  des  Silberpreises  sank  der  Kurs  der  auf 
tupien  laatenden  W.  in  England  immer  mehr, 
892/93  war  er  nnr  noch  16  d  (=1,28M.).  Um 
em  weiteren  Sinken  der  indisehen  Valnta  ent- 
«genxatreten,  ging  Inffien  mit  dem  G.  v.  26./VI. 
893  zar  gehobenen  SilbenriUintDg  über,  sperrte 
Iso  für  Prirate  die  Silberansprfignng  an  den 
idtsclieQ  HünsEstfttten .  zugleich  erklärte  sich 
ie  indische  Begierung  bereit,  englische  Oold- 
iflDzen  zum  Knra  von  16  d  per  Bupie  bei  allen 
ahlungen  anzanehmen  und  Bupien  zum  Kurs 
UD  16  d  gegen  Gold,  nicht  aber  Gold  gegen 
:npien  abzugeben.  Der  Kurs,  der  anfangs  noch 
'eiter  sank,  hob  sich  nach  einigen  Jahren  auf 
3  d  und  hielt  sich  in  der  Nähe  desselben, 
inrch  G.  r.  15./IX.  1899  wurden  die  englischen 
oldmttuMu  nun  zum  nnbeacbränliten  gesetz- 
chen  Zahlnngsmittel  erklärt  nnd  zwar  auf  der 
asia  16  d  =  1  Bupie.  Das  entspricht  dem  Wert- 
erbältnis  von  Gold  zn  Silber  1 : 21,903,  während 
asselbe  auf  dem  offenen  Markt  1899  nnr  noch 
:  34,36,  1904  1 :  3ö,75  war.  Es  ist  eine  Art 
iokende  Goldwährung,  welche  Indien  aoge- 
mmtn  bat  Dadurch  daß  die  indische  Be- 
ieruug  sich  verpflichtet  hat,  fflr  je  16  d  eine 
Ibemipie  herzugeben,  ist  der  Wert  der  Bupie 
ich  oben  begrenzt;  würde  die  Bupie  auf  17  d 
B.  steigen,  so  brauchte  man  nur  Gt^d  einzn- 
ichen,  vm  schon  fUr  16  d  eine  Buiue  zn  he- 
ironien;  nm  aber  16  d  Gold  nach  Indien  zn 
bicken.  sind  Vs  d  Kosten  notwendig,  Ober 
>"«  d  kann  also  der  Knrs  nicht  wohl  stei^n. 
ine  untere  Grenze  für  den  Kurs  ist  nicht 
rekt  gegeben.  In  Ländern  mit  Goldwährung 
ruht  Hie  darauf,  daß.  sobald  der  Kurs  der  vom 
land  auf  das  Goldwährungsland  gezogenen  W. 
(1  den  Betrag  der  Goldbezugs-  und  Umwand- 
Qgskosten  unter  das  MUnzpari  sinkt,  es  vor- 
Ihaft  wird,  seinen  W.,  anstatt  ihn  zn  ver- 
ßem,  lieber  einzukassieren  und  das  erhaltene 
mde  Goldgeld  an  eine  Bank  zu  vea-kaufen 
iT  direkt  dnreb  Umprägung  in  die  Valuta 
Des  Landes  nmznsetzen.  Das  ist  aber  bei  W. 
l  Indien  ausgeschlossen.  Im  Fall  des  Inkassos 
"d  der  W.  nicht  mit  Gold,  sondern  mit  Silber- 
lien  bezahlt,  die  entfernt  nicht  soviel  Silber 
halten,  als  sie  haben  mQOten,  um  bei  der 
itigen  Harktretation  16  d  zn  kaufen.  Gleich- 
hl  ist  f&r  den  W.knrs  auch  eine  untere 
;nze  insofern  gegeben,  als  die  indische  Be- 
rang  seit  1^9  freiwillig  Gold  zum  Knrs  von 
d  oder  Goldtratten  auf  London  —  sie  hält 
t  eine  in  englischen  Konsole  angelegte  Gold* 
irve  —  zum  Kurs  von  ca.  J6'/ii  d  gegen 
ermpien  zur  Verfagnng  stellt.  Infolge- 
len  kann  der  Kars  nicht  tuter  15'/g  sinken, 
nge  wenigstens  die  indische  Begierung  bereit 

imstande  ist,  Gold  und  Gold-W.  abzugeben. 
,  und  15  Vs  sind  sozusagen  die  Goldpunkte. 

Ceylon  und  in  Britisch-Ostafrika 
de  dasselbe  Ziel  wie  in  Indien  selbst  erreicht, 
ii  Deutsch-Ostafrika  hat  seit  dem 
U.  1902  das  Deutsche  Beich  das  ausschlielt- 
t  Recht  der  Ai»prignng  von  Klbermpien. 

Anlehnung  dieser  dentscben  SUberropien 

m  dentsche  Qoldgeld  erfolgte  dnrchVerordn. 

Seichskanzlera  vom  28./II.  1901,  indem  1.  je 


20  U .  GoldmOncen  in  15  Bnplen  an  den  Staat- 
liehen  Kassen  angenommen  werden  mttsseu 
(1  Bnpie  also  =  l'/s  ^■);  ^-  die  kaiserliche 
Legationakasse  in  Berlin  angewiesen  ist.  iu 
Bupien  lautende  und  bei  Sicht  zahlbare  Zah- 
lungsanweisungen auf  die  Gouvemementskasse 
in  Daressalam  zum  festen  Satz  von  134V4  H. 
für  100  Bupien  abzulassen,  wogegen  letztere 
auf  Belcbsmark  oder  Sterlingwähnmg  lautende 
Sicbtwechsel  auf  die  L^tionskaase  zum  festen 
Satz  von  1,325  H.  (oder  15Vt  d)  fUr  1  Bupie  zu 
verkaufen  hat  und  die  gleichen  Funktionen 
der  Abgabe  gegenseitiger  Ziehungen  durch  Ver- 
trag vom  4./ni.  1905  auch  der  Dentschostafriha- 
nischen  Bank  tind  ihren  ostafrikanischen  Zweig- 
anstalten auferlegt  sind;  3.  die  bei  der  Mttuz- 
uräguug  erzielten  Gewinne  zur  Hälfte  zu  einem 
Goldreservefonds  angesammelt  werden,  um  ge- 
gebenenfalls der  Befestigung  des  Kurses  der  deut- 
schen Silbermpie  dienstbar  gemacht  za  werden. 

Einen  Versuch,  den  W.knn  vom  Preis 
des  Silbers  unabhängig  in  machen,  hat  nenestens 
Mexiko  mit  dem  6.  V.  9./KII.  1904  und  Dekret 
V.  25./III.  1905  gemacht.  Auch  auf  den  Phi- 
lippinen und  in  den  Strait  Settlements 
sind  analoge  Schritte  geschehen.  In  Slam  ist 
die  Freipr^uDg  des  «Ibemen  Tikal  seit  87./XI. 
1902  eingestellt. 

3.  Günstige  and  nogunstige  W^nrge. 

Die  W.kurse  werden  vom  Slandpunkte  des 
Inlandes  günstige  genannt,  wenn  die  vom. 
Inland  auts  Aualaad  gezogenen  W.  niedrig 
unter  Pari)  und  die  vom  Ausland  aufs  In- 
and  lantenden  'W.  hoch  stehen;  ungünstige, 
wenn  die  Sache  umgekehrt  liegt,  d.  h.  wenn 
die  Kurse  der  vom  Inland  aufs  Ausland 
lautenden  W,  hoch  (über  Pari)  und  die  Kurse 
der  vom  Ausland  aufs  Inland  lautenden  W. 
niedrig  stehen.  Diese  Bezeinhnung  rührt 
aus  der  merkantilistischen  Zeit  her :  die 
günstigen  W.kurse  führen  Edelmetaligeld 
zu  oder  lassen  eine  solche  Zufuhr  bald  er- 
warten, bei  ungünstigen  W.kursen  tritt  Ab- 
fluß von  Edelmetall  ein  oder  steht  bevor  (s.  ob. 
S.  1301).  Sieht  man  von  dieser  Metallgeld- 
bewegung und  ihrer  nicht  zu  unterschätzen- 
den Bedeutung  ab,  so  hat  keines  der  beiden 
Länder  einen  absoluten  Vorteil;  in  dem 
Überwiegend  forderungsberechtigten  Land, 
wo  also  viele  W.  angeboten  und  deshall- 
billig  sind,  gewinnen  die  W.käufer  a»f 
Kosten  der  Verkäufer,  in  dem  Überwiegeud 
verschuldeten  Land  mit  teueren  W.  gewinnem 
die  W.verkäufer  auf  Kosten  der  Käufer.  L6öt 
man  den  Gesichtspunkt  des  "Waren-EigtorH- 
und  -Imports  entsclieiden,  so  verkehret  siül 
die  Ausdrücke  in  ihr  Gegenteil,  denn  da  in^ 
günstige  W.kurs  fördert  den  &}Kin  mit 
erschwert  den  Import,  der  gOnaö»  Vjnta 
erschwert  umgeketirt  den  EIxpurt  mu, 
leichtert  den  Import. 

Beispiel  für  den  Fall  ongibntifKT  'V\mnR 
Ein  Franzose  kauft  in  DentecLlsB^  ^ 
Ohemikafieu ;  er  beauftragt  dffli  limmsan,  »ff 
ihn  zn  ziehen;  der  Kurs  uf  Ito  «  l 
fttr  ICD  Frcs.;  der  DentacfcE  «Mit 
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AbnW.  aiif  12300,12  FrcB.  atellL  beim  Verkaaf 
lOOÜO  M.;  je  hfiher  der  WjEnn  in  Dentsehlond 
ist,  am  Bo  geringer  wird  die  Samme  der  Tratte: 
z.  B.  bei  81.37  nnr  12289,M  Frcs.  fttr  den  Fran- 
zosen ;  es  ist  gerade  so,  als  ob  der  Franzose  biUieer 
eingekauft  hätte;  das  erleichtert  dem  Deutschen 
anch  den  Export.  Der  Deatache  kann  den 
Franzosen  anui  ersnchen,  ihm  zn  remittieren; 
st^t  der  W.knrs  von  Paris  anf  Deutschland 
niedrig,  z.  B.  123  statt  123,46,  so  kann  er  schon 
fttr  12300  Frcs.  einen  W.  von  10000  M.  kaufen; 
anch  das  erleichtert  dem  Franzosen  den  Kaaf, 
dem  DentBchen  den  Verkauf.  Freilich  darf  man 
nicht  llbersehen,  daß  der  Vorteil  noch  kein  */■  % 
der  Kanfsnmme  aosmacht,  die  Wirkung  auf  den 
Warenmarkt  also  nur  sehr  gering  sein  kann; 
doch  wird  der  lange  Zeit  ongfinstige  (hohe) 
W.knr8  in  Frankreich  infolge  der  Hilliarden- 
zablung  —  die  französische  Regierung  zahlte 
an  die  deutsche  4248  HUI.  Frcs.  in  W.,  war 
also  fortwährend  Käufer  für  W.  —  als  sehr 
mitbestimmend  fUr  die  £ebung  der  Exporttätig- 
keit Frankreichs  bald  nach  dem  Krieg  angesehen. 
Fttr  den  Effektenmarkt  ist  der  ungünstige  (hohe) 
WJ[arB  bedentsamer,  der  Verkauf  der  Wert- 
papiere ins  Ausland  wird  dadurch  befördert. 

Von  den  günstigen  W.knrsen  ist  der  Enrs 
des  Landes,  in  welches  Geld  eingeführt  wer- 
den soll,  der  wirksamere  und  maUgebendere, 
also  für  einen  Goldimport  nach  Deutschland 
der  Stand  des  deutsches.  Die  Bankiers  haben 
in  diesem  Fall  mehr  alle  entscheidenden  Fak- 
toren in  der  Hand  als  gegenüber  dem  frem- 
den W.kurs.  So  erklärt  steh,  dafi  sehr  häufig, 
wenn  der  liondoner  Knrs  auf  Berlin  Goldans- 
fuhren nach  Deutschland  gestatten  würde, 
diese   doch    nicht   erfolgen ,    während  nm- 

Sekebrt,  fast  regelmäßig,  wenn  der  Berliner 
urs  diesen  Stand  erreicht  hat,  Goldeinfahren 
stattfinden.  Der  Ooldeingang  in  Deutschland 
erfolgt  etwa  8  Tage  nach  der  Operation.  In  den 
Jahren  1886—91  wurden  in  Berlin  an  929  Taeen 
W.kQr8e  auf  London  notiert,  davon  waren  360 
derart,  daß  sie  eine  Goldeinfnhr,  und  nnr  15 
derart,  daß  sie  eine  Goldansfnhr  erlaubt  haben 
würden.  (Vgl. Heiligenstadt, Goldbewegung 
zwischen  England  und  Deutechland,  Jahrb.  für 
Nat  n.  Sut.,  3.  Folge  Bd.  4.^ 

Gegenüber  England  hat  Deutschland 
meist  günstige  W.kurse;  dies  kommt  daher, 
daß  wir  dahin  mehr  Waren  exportieren  als 
von  dort  importieren ,  ferner  daher,  daß 
andere  Völker,  die  an  uns  zu  zahlen  haben, 
als  Bezahlung  englische  W,  uns  Überweisen ; 
so  tun  sie  es  namentlich  für  die  jährliche« 
Zinsen  und  Gewinne,  die  Deutschland  vom 
Ausland  bezieht;  auch  die  skandinavischen 
Staaten,  die  Mehrexport  nach  England,  da- 
gegen aus  Deutschland  Mehrimport  haben, 
zahlen  uns  meist  in  englischen  W,;  russische, 
rumänische ,  serbische  Getreide- W.,  ferner 
amerikanische  Finanz-,  Kaffee-,  W^oU-  und 
Getreide-W.  auf  London  gelangen  in  die 
Portefeuilles  Berliner  Banken  als  Rimessen 
für  Couponseinlösung  und  für  Verdienst  der 
im  Ausland  arbeitenden  deutschen  Kapitalien. 
Deutschland  weist  wieder  einen  Teil  weiter, 
ein  Teil  bleibt  meistens  in  London  stehen; 


Deutschland  ist  so  stets  in  der  Läge,  roa 
England  Qold  zu. beziehen,  üngfiustig  äod 
unsere  W.kurse  meist  g^nQber  Oeeterreii^- 
Ungarn  und  Rußland,  zu  denen  wir  oft 
passive  Zahhmgabilanz  haben. 

4.  Ausgleichang  der  W.kiirse.  EKe 
W.kurse  streben  sozusagen  immer  nach  dem 
Paristand,  große  Abweichungen  nach  oben 
oder  unten  korrigieren  sich  von  selbst  oder 
werden  bald  korrigiert. 

In  erster  Linie  arbeiten  die  bestehenden 
W.kurse  an  ihrem  eigenen  Unteiigange.  in- 
sofern sie  auf  den  Export  oder  Import  ein- 
wirken ;  ungünstige  W.kurse  z.  B.  tefördem, 
wie  wir  sahen,  den  Export  von  Waren  und 
Effekten,  sie  machen  also  die  Entstehung^ 
neuer  W.  möglich;  das  gleiche  gilt  von  dem 
durch  den  ungünstigen  Stand  der  W.  be- 
dingten Geldabfiufl ;  das  Angebot  dieser 
neuen  W.  drückt  die  hohen  WJkurse  wieder 
herunter.  Eine  verstärkte  Warenausfuhr 
auf  Grund  von  Preisnaclilaß  ist  eine  Traos- 
aktion,  die  viel  Zeit  erfordert;  sie  ist  zur 
Eoirektur  einer  i)l6tzlichea  oder  vorübc«» 
gehenden  ungünstigen  Gestaltung  des  W.- 
kursM  sehr  wenig  geeignet ;  dag^en  ist  si« 
in  stark  verschuldeten  Lftndeni,  die  uoter 
dauernd  ungünstigen  W.kui«en  leiden,  oft 
das  einzige  durch&elUagendc  Uittel,  um  aus 
diesem  Zustand  herauszukoiumen.  Itascher 
wirkt  die  Möglichkeit  derEfTekteaschiebuDg; 
bei  ungünstigem,  d.  h.  hohem  W.kurs  wim 
ein  kleiner  Preisnachlaß  der  Effekten  und 
dadurch  ihr  Verkauf  in  das  audere  beteiligte 
Land  möglich ;  wenn  z.  B.  in  London  der 
W.kurs  auf  New  York  ungünstig  ist.  so 
bröckeln  regelmäßig  die  Kurse  der  ameri- 
kanischen Bonds  und  Shares  tu  Ix>ndoa 
etwas  ab  und  vollzieht  sich  eine  Tersendunic 
derselben  nach  Aroerika. 

In  zweiter  Linie  wirkt  die  vom  Stand 
der  W.kurse  beeinflußte  Diskontopolitik  ein. 
Wenn  der  W.kura  sehr  steigt,  so  wird  der 
Bargeldbestand  der  Banken,  besonders  der 
Notenbanken,  bedroht,  was  sie  nicht  nur 
veranlaßt,  ihren  Bestand  an  auslandischen 
W.  auf  den  Markt  zu  werfen,  sondern  äe 
auch  zwingt ,  den  Kredit  zu  erschweren, 
d.  h.  den  Diskontosatz  hinaufzusetzen.  Dk> 
wirkt  ebenfalls  so,  daß  die  Effekteukurse 
(ev.  anch  die  Warenpreise  im  Großhandels 
i  verkehr)  zurückgehen ;  die  Prolongations- 
I  geschäfte  an  der  Börse  sind  daun  durch  das 
teuere  Geld  sehr  erschwert,  die  Spokulantea 
müssen  realisieren,  der  Verkauf  urfickt  dea 
Kurs  der  Papiere,  die  Abschiebung  von 
Wertpapieren  nach  dem  AusUuid  wird  *o 
wiederum  erleichtert,  und  die  Kmae  der 
aufe  Ausland  gezogoien  W.  gehen  wieder 
herunter. 

Dadurdij  daß  der  Diskont  im  Inland  »r- 
höht  wird,  ist  es  für  die  Banken  im  Inland 
auch  unter  Umständen  vorteilhufter,  ihr  Geld 
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in  inländischen  W.  anznlegen  als  in  Devisen, 
da  die  ereteren  nun  vielleicht  ebensoguten 
oder  noch  besseren  Zins  abwerfen  als  die 
Devisen ,  die  Nachfrage  des  inlfindischen 
Kapitals  nach  ausländischen  W.  mindert  sich. 
Andererseits  wird  im  Ausland  der  Begehr 
nach  W.  aufs  Inland  behufs  Zahlung  der 
bezogenen  Waren  luid  Effekten  steigen  und 
der  niedrige  Kurs  dort  sich  heben.  Die 
Erhebung  des  heimischen  Diskonts  stei- 
gert im  Ausland  die  Nachfrage  nach  W. 
aufs  Inland  auch  dadurch,  daß  die  aus- 
ländischen Kapitalisten  und  Banken  ^rne 
W.  aufs  Inland  wegen  des  guten  Zmses, 
den  sie  nun  abwerfen,  kaufen,  während 
diejenigen,  welche  W.  auf  das  Inland  im 
Ausland  haben,  wegen  des  großen  Zinsabzugs 
sich  zunächst  zurückhaltend  verhalten.  Der 
Kurs  im  Ausland  wird  sich  für  die  W.  auf 
dos  Inland  allmählich  heben,  so  daß  ev.  so- 

SLr  von  dort  Bargeld  zuströmt,  um  in  in- 
ndischen  W.  angelegt  zu  werden.  Vgl. 
auch  oben  Bd.  I  S.  653,  Art.  „Diskonto  und 
DiskontopolitiV'. 

Behufs  Ausreichung  der  W.kurse  ist 
endlich  sehr  virksam  die  Arbitrage,  welche 
bei  den  bereits  geschilderten  Vorgängen  be- 
teiligt ist,  außerdem  aber  aucli  noch  weitere 
Maßregeln  ergreift.   Wenn  die  W.kurse  z.  B. 
von  Berlin  auf  London,  wie  meistens,  billig 
sind,  ebenso  die  von  London  auf  Brüssel 
lautenden  W.  niedrig  stehen,  dagegen  die 
von  Berlin  auf  Brüssel  lautenden  W.  teuer 
sind,  so  kann  die  Arbitrage  eingreifen,  in- 
dem sie  die  billigen  W.  auf  London  kauft, 
damit  in  London  die  billigen  W.  auf  Brüssel 
kaufen  läßt  und  diese  nun  in  Berlin,  wo  sie 
teuer  sind,  verkauft;  in  Berlin  hebt  sich 
durch  die  Nachfrage  der  niedrige  Kurs  der 
W.  auf  London,  in  London  der  niedrige 
Kurs  der  W.  auf  Brüssel,  in  Berlin  dagegen 
sinkt  durch  das  Angebot  der  hohe  Kurs  der 
W.  auf  Brüssel;  das  Niveau  der  Wiurse 
der  beteiligten  Länder  hat  sich  so  hergestellt. 
In  der  R^l  spielt  sich  die  Sache  dadurch, 
dafi  mehrere  Banken  an  den  verschiedenen 
Plätzen  bei  der  Arbitrage  zusammenarbeiten, 
etwas  anders  ab;  der  Berliner  Arbilrageur 
zieht  W.  auf  seinen  Gesellschafter  in  Brüssel 
und  verkauft  diese  in  Berlin;  die  billig  in 
London  gekauften  W.  benutzt  er  zur  Deckung 
des  Gesellschafters,  auf  den  er  gezogen  hat, 
lind  den  Londoner  Gesellschafter  l>efriedigt 
er  mit  den  in  Berlin  gekauften  W.  auf  London. 

Der  Arbilrageur  muß  bei  seinen  Opera- 
tionen alle  Kurse  auf  Sicht  reduzieren,  die 
Spesen, 'wie  Porto,  Telegraphengebühr,  Pro- 
vision, Maklergebühr  usw.  in  Anschlag 
bringen,  um  zu  sehen,  wie  sich  die  W. 
cfTeJctiv  für  ihn  stellen.  V^gl.  auch  Art. 
„Arbitrage"  oben  Bd.  I  S.  228. 


ni.  Die  AosdehnuHg  des  W.verkehrs. 

Einen  Anhaltspunkt  für  die  quantitative 
Bedeutung  des  W.verkehrs  besitzen  wir  in 
Deutschland  in  der  W.Stempelsteuer.  Die- 
selbe beträgt  von  einer  Summe  von  200  M. 
und  weniger  10  Pfg.,  sie  steigt  für  je  200  M. 
W.betrag  um  10  Pfg.  bis  zu  einem  W.betrage 
von  1000  M.  und  dann  für  jedes  weitere 
Tausend  um  je  50  Pfg.  in  der  Weise,  daß 
jede  angefangene  Stufe  des  W.betrags  für 
voll  gerechnet  wird.  Die  Steuer  beträgt 
mithin  annähernd  °/oo  des  W.betrags. 
Die  Keichsbank  hat  auf  Grund  vorgenommener 
Erhebungen  festgestellt,  daß  man  der  Wahr- 
heit nahe  kommt,  wenn  man  von  dem  mit 
^/s  *'/oo  kapitalisierten  Stempelbetrag  einen 
Abzug  von  10%  macht.  Ueber  den  Betrag 
der  in  Deutschland  ausgestellten  und  der 
im  Ausland  ausgestellten,  aber  in  Deutsch- 
land in  Umlauf  gelangten  W.  erhalten  wir 
so  folgende  Zahlen: 


•  O  B  •  ^   .  Ä 

n^?  II  III 


Mill.  M. 

872  12865 

873  14 120 

874  12675 
.875  129S4 

876  12374 

877  12361 

878  1 1  257 

879  1 1  300 

880  11558 

881  11954 
.883  1 1  998 
.883  12265 

884  12  201 

885  12060 

886  II  826 

887  13065 

888  12  198 

889  13206 
830  14  020 
8dl  14606 
,892  14  284 

893  14  585 

894  14  748 

895  15  341 

896  16  386 

897  17  529 

898  19  374 
>99  20  937 

900  23  304 

901  22  966 

902  21 505 

903  22  268 

904  23  202 

905  25  507 

906  28  062 


llil  II  Iis  1^ 

M.  Mili.  M.    M.  Pfg. 

312  3216  78  17,3 

340  3530  85  18,9 

302  3169  75  »6,8 

305  3246  76  17,0 

287  3094  72  16,0 

«83  3090  71  15,7 

255  2814  64  14,2 
253  2825  63  14,1 

256  2889  64  14,2' 

263  2988  66  14,6 

362  3000  66  14,6 

267  3066  67  14,8. 

263  3050  66  14,6 

358  3015  65  14,4 

351  3956  63  14,0 

353  3016  63  14,1 

253  3050  63  14,1 

371  3302  68  15,1 

285  3505  71  »5,4 

294  365»  73  »6,3 

284  3571  71  15,8 

287  3646  72  16,0 

287  3687  72  16,0 

293  3810  73  16,3 

311  4096  78  17,3 

337  4382  82  18,2 

356  4843  89  19,8 

379  5334  95 
416  5826  104  23.1 

399  5741  »Ol  »-4 

37a  5376  93  »0.7 

380  5567  95  31.1 

391  5800  98  3.1  ~ 

6377  106  3j,~ 

459  7015  11^  3^.-- 


')  Auf  Grund  umfangreicher  HtaüstMcaeT 
Erbebnogen  der  Reich  sbank  kann  mau  emt 
durchschnittliche  Laufzeit  von  90  Ta^m  kcobbl 
es  ist  stito  die  Samme  der  in  Umlauf  ^fiigHa 
W.  durch  4  dividiert. 
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Vorstehend  ist  die  Bew^og  des  W.8tempel- ' 
ertrags,  nach  dem  die  in  den  Verkehr  ge- 
langte W.8umme  berechnet  ist,  auchgraphisch 
dai^estellt    Sie  gibt  ein  Bild  von  dem  i 
Gang  der  deutschen  Volksvirtschaft.  Der 
groSe  Abbdl  in  den  Jahren  1873—1879  nach ; 
Ausbruch  der  Krisis,  die  mäßige  BeBserung- 
in  den  80er  Jahren,  die  guten  Jahre  18^  1 
bis  1891,  die  wenig  guten  1892—1894,  der , 
kolossale  Aufschwung  1895—1900,  der  Rück- 
schlag 1901,  1902  und  die  rasche  Erholung ' 
und  noch  weitere  Steigerung  in  dön  Jahren 
1903 — 1906  kommen  darin  zum  Ausdruck. ' 
Zu  einem  guten  Teil  rilhrt  allerdings  der 
große  W.umlauf  seit  1896  auch  daher,  daß 
dimih  das  Verbot  des  Terminhandels  in 
Industriepapieren  durch  das  Börsengesetz 
V.  22.' VI.  1906  der  Geldbedarf  sehr  gesteigert 
worden  ist,  da  jetzt  die  Spekulationen  in 
Form  der  Kassageschäfte  sich  abwickeln. 
Ein  großer  Teil  der  in  Umlauf  gesetiten  W. 

gelangt  in  die  Hände  der  Zentralnotenbanken. . 
ei  der  dentschen  Beichsbank  machten  die  in 
den  Jahren  1872 — 1900  von  ihr  angekanften  W. 
anf  das  Inland  29^—39  %  des  ganzen  W.nm- 
lanfs  aus. 

ImJ.19(fökan£tediedentsche  Reichsbank 

Dorch-  Dnrcb- 

8chn.  schn.Ver- 
Grüße  fallzeit 
Stttck    Hill.M.    M.  Tage 
Plat£-W.        I  500061  3852,67  3568  53 

Versand-W. 

auf  d.  Inland  3249017  5094,04  1568  23 
W.  anf  das 

AnsUnd   33^063   229,03  69Z7_  

4  782"i4i  9175-74"  1918 
Außerdem  Ubernahm  nie  noch  znr  kosten- , 
freien  Einziehung '}  für  Oiroknnden 

')  Die  Einziehung  derartiger  Papiere  ist ' 
seit  l./IV.  1905  eingestellt;   1901  waren  es 
403  Ul  Stück  über  908,68  Hill.  M.  Wahrscbein- 
lirh  war  der  Einzog  der  Diskontierung  abtrft^licb, ' 
anrh  die  MObewtntnng  (namentlich  bei  ^icht- 
zahlnngt  zu  groß. 


Platz-W. 
Auftragspapiere ') 
(W.,  Scheck«  usw.] 


Stück 
91  940 

12g  627 


sehn. 

GröBe 
MiU.  U.  H. 
229,03  2494 


»53.6? 


1195 


Die  fiBterreichisch-angarisehe  Baak 
hat  1905  escomptlert 


Dareh- 
schn. 
OrSße 
MiU.  Kr.  Kr. 

1756,30  »763 
1992.02  1594 

3748,32  i6tx) 

an  den  (isterr.  Banbuutalten  1956 


Platz-W. 
Rimessen 


StQck 
99Ö  140 
I  249  303^ 

3  245  443 


Doreh- 
Bchn.Ver- 
fatlMit 
Tage 


37 


an  den  nngar.  Baskanatalten  1339 

Die  Bank  von  Frankreich  hat  i.  J.  t90ö 
Ton  ihrem  Sitz  und  ihren  Filialen  19149000  W. 
im  Oesamtbetrag  von  10968  MiU.  Frcs.  diskon- 
tiert. Die  im  KontokorrentTerkebr  zum  Inkuio 
eingereichten  W.  (effeta  oomptants  im  Oegewatt 
zu  den  effets  de  commerce)  betrugen  anllenleB 
652,92  MUl.  Frc*. 

Anf  den  Kopf  der  BeTttlkemng  treffen  gf- 
gekanfte  W.  in  Oesterreich-Ungarn  bei  do- 
(Isterr.-nngar.  Bank  61  M.,  in  DratscUand  bei 
der  Reichsbank  löS  IL,  in  Frankreich  bei  der 
Bank  von  Frankreich  22&  M. 

Wenn  auch  das  Alter  der  3  Zentralnotes- 
banken  und  die  Eonknrrenz  für  jede  Tcrschieden 
ist,  80  dürften  doch  diese  Zahlen  die  Bedenian^ 
des  W.nmlanfs  in  den  drei  Lftndem  nagcfthr 
richtig  abstufen. 

Literator:  Karl  Adler,  GerrkiekttirAf  E»t- 
Wickelung  du  Wteh»elrethU,  ff.  d.  Üt..  t.  Jmi 
Bd.  VII  (1901),  8.  doMtlbt  S.  697  üldieti^ 
teUäyigt  lAterabsF  unyegtbm.  —  Lengmer,  Di' 
WeeKael  in  »tiner  virUthafiliektn  BtdnO^f 
Berlin  189S.  —  jMim,  ArU  „Werktel",  B.  i 
St.,  t.  Auß.,  Bd.  VJI,  (1901).  S.  697/9.  —  ^ 
J.  OMchen,  The&rvi  der  WeckteUtint: 
einer  Einleitung   von  Leon  Sny ,    na^M  drr 


*}  Vgl.  Reichsbank  1876-1900  S.  103. 
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A  9»gl>  und  t.  fimu.  Avfi.  Sien,  vo»  JtUiut 
Hm,  Wien  1676,  —  X.  Sehraut,  Die  Lehn 
ron  den  anntärtigen  WeehM^lkurgen,  t.  A^., 
Leiptiy  188t.  —  C.  HeiHgenatadt,  Beüräge 
zur  Lehrt  von.  den  atuvärtitjen  Wechtelhirgen, 
Jahrb.  /.  Nai  ti.  Slal.,  3.  F.,  Bd.  IV  (189SJ, 
S.  817/ff.,  Bd.  V  (1893),  S.  193  fg.,  Bd.  VI  (189S). 
S.  343  fg.  —  Th.  Hertxka,  Weehtetkurt  u. 
A^,  eine  xeährvngepolititehe  Studie,  Wien  1894. 

—  Ratner,  Rttbel  und  Weehtelkuree,  1855—1895, 
«Hl  Beitrag  zur  Lehre  von  den  aMttärUgen 
Wechielkuratn,  Mänehener  Distert.  1898.  —  O. 
Meyn,  Vaa  Uleif/en  de»  Rupienkunee  naeh  der 
Avfheintng  der  indischen  Silberwährung  u.  seine 
Ursachen,  Jahrb. f.  Nat. «.  Stat.,  3.  F. ,  Bd.  XXVIII 
(1904),  S.  leofg.,  t89fg.  —  A.  AmoM,  Das 
vaditche  Geldwesen  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung seiner  Jieformen  seit  1893,  Jena  1906, 
ff»  auch  äber  andere  osta^iatische  Gebiete  und 
über  Meriko  und  Philippinen  .ingaben  gemacht 
sind  fS.  g87f.).  —  Kemmerer,  A  gold  Standard 
for  Ute  Straits  Settlements  in  Poiiticai  teience 
Quarlerly  19  (1904)  S.  636;  tl  (1906)  S.  663.  — 
P.  Oi/gtLK,  Xrir.  Betrachtungen  über  das  Schwei- 
terisehe  I^otenbankiffeaen  mit  BeHehung  auf  den 
Pariser  Weehsdturs,  Zürich  1901.  —  G.  Ohat, 
Wechsel-  u.  Seheekkunde,  f.  Aufl.,  Leipzig  1906. 

—  E.  Sehmalenbaehf  Der  Kurt  de»  jyimd' 
aierting-Weehtel»  (Zeittehr.  f.  handettw.  Forach. 
1907,  S.  t41fg.)  e.  Seharuu 


Wechselstempel. 

1.  Altgemeines.   2.  Oesetzgebang. 

1.  Allgemeines.  Der  W.  ist  eine  Ver- 
Itehrssteuer,  die  den  durch  die  Wechsel  mäßige 
Form  der  Verpflichtung  auftretenden  Wert- 
verkehr zur  Steuerleistung  heranzieht.  Sie 
zählt  somit  zu  den  Yerkehrssteuern 
vom  Wertverkehr  (s.  Art,  „Verkehrs- 
steuern" oben  S.  1 172  fg.).  Diese  Art  der  Be- 
lastung des  Umsatzes  beweglichen  Vermögens 
vird  mitunter  auch  auf  Schecks  und  An- 
veisungen  ausgedehnt.  Die  Abgabe  ist  fällig, 
wenn  vom  Wechsel  durch  Begebung  oder 
bei  Devisen  durch  Benutzung  im  Inland  Ge- 
brauch gemacht  werden  soll.   Die  Erhebung 
erfolfft  in  Stempelform  und  zwar  entweder 
dur(£  die  Verwendung  von  Formularen 
(Blankelten),  die  von  den  Steuerbehörden  zu 
bezi^en  sind,  oder  duroli  das  Aufkleben 
von  Stempelmarken.    Die  Steuersätze  sind 
entweder  feste  oder  in  Klassen  nach  der 
Hohe  der  Wechselsumme  abgestuft.  Steuer- 
fireibeit   ^niefien    bisweilen  kurzsichtige 
Wechsel,  im  Ausland  zahlbare  oder  im  Inland 
nur  indossierte  Wechsel.    Dagegen  ist  die 
vormals  häufige  Stempel freiheit  von  Wechseln, 
die  auf  kleine  Beträge  lauteten,  aufgehoben 
■worden,  weil  die  Steuer  oftmals  durch  die 
Zerleeimg  der  Wechselsumme  in  eine  Mehr- 
zahl kleinerer  Summen  umgangen  wurde. 

2.  desetzgebno^.  Im  Dentschen  Beich 
(RO.  V.  4./VI.  1879)  siDd  staaerpfllcbtig  gezogene 
and  eigene  Wechsel,  die  im  B«ich8gebiet  in 
Umlauf  gesetzt  werden,  sowie  die  an  Order 


Jantenden  Zahlnngsver^rediea  und  die  anf  Eanf- 
lente  lautenden  oder  von  Kanflenten  anq^tellten 
Anweisungen  jeder  Art  anf  Geldzahlongen, 
Akkreditive  nnd  ZahlnngsaaftrSge,  gegen  deren 
Vorzeigung  and  Anbiieferan^  Zahlnng  geleistet 
werden  sol!.  Befreit  sind  dte  vom  Aasland  anf 
daa  Aasland  gezogenen  und  zugleich  dort  zahl- 
baren Wechsel,  die  vom  Inland  anf  das  Ans- 
tand gezogenen,  wenn  sie  nnr  im  Ansland  anf 
Sicht  oder  spätestens  innerhalb  iO  Tagen  nach 
dem  Taffe  der  Auastellung  zahlbar  sind  nnd 
sofern  sie  vom  Inland  anf  das  Ausland  direkt 
remittiert  werden,  ferner  die  statt  der  Barz^- 
Inng  dienenden,  anf  Sicht  zahlbaren  Platzan- 
Weisungen  und  Schecks,  wenn  sie  ohne  Accept 
bleiben,  Akkreditive,  welcbe  lediglich  einer  be- 
stimmten Person  einen  nur  im  Mazimalbetrage 
begrenzten  oder  unbeschränkten,  nach  Belieben 
abhebbaren  Kredit  zur  Verfügung  stellen,  und 
endlich  Banknoten  und  andere  auf  den  Inhaber 
lautende,  gegen  Sicht  zahlbare  Anweisungen, 
welche  der  Aussteller  auf  sieh  ausstellt.  Die 
Steuersätze  sind  klasaenweise  abgestuft  imd  be- 
tragen Vi  Pi^  Milte  der  oberen  Grenze  jeder 
Stnfe.  z.  B.  0,10  H.  bei  einer  Wechselsumme 
von  200  M.  oder  weniger,  0,20  H.  bei  solchen 
von  200  -  400  M.,  0,30  M.  bei  einer  solchen  von 
400—600  M.  usw.  Die  Steuer  wird  entrichtet 
durch  die  (seltenere)  Verwendung  von  gestempel- 
ten Blanketts  oder  (regelmäßig;  durch  das 
Aufkleben  von  Stempelmarken.  Ertrag  1906: 
13,242  Mill.  M. 

In  Oeaterreich-Ungarn  wird  die  Wech- 
selstempelabgabe (Q.  V.  9./II.  18Ö0)  nach  der 
Umlanfsfrist  des  Wechsels  bemessen.  Der  niedri- 
gere Steuersatz  der  Skala  I  findet  Anwendung 
auf  die  im  Inlande  angestellten  Wechsel,  wenn 
nicht  aus  dem  Wechselbriefe  selbst  erhellt,  daß 
die  Zahlung  später  als  6  Monate  nach  dem  Ans- 
stellnngstage  erfolgen  soll,  femer  anf  die  im 
Aualande  auagestellten,  daselbst  aber  nicht  zahl- 
baren Wechsel,  wenn  nicht  ans  dem  Wechsel- 
briefe selbst  erhellt,  daß  die  Zahlung  später  als 
12  Monate  nach  dem  Ansstellnngstage  erfolgen 
soll,  aodann  anf  die  Prolongationen  von  Wechseln, 
wenn  die  vom  Tage  des  Ablaufs  dea  früheren 
Zahlungstermines  zu  berechnende  Friatverlänge- 
rnng  6  bezw.  bei  im  Inknde  anslftndischen 
Wediseln  beisetzten  Prolongationen  12  Monate 
nicht  Übersteigt,  nnd  endlich  anf  Indossamente 
auf  Wechseln,  die  der  Gebähr  nach  Skala  II 
unterliegen.  Der  hShere  Steuersatz  der  Skala  II 
ist  zu  entrichten,  wenn  ein  Sicht-  oder  Nach- 
sichtwechsel  innerhalb  6  bezw.  12  Monate  vom 
Ansstellnngstage  an  zur  Zahlung  nicht  präsentiert 
wurde  oder  wenn  ein  Wechsel  mit  bestimmter 
Zahlungsfrist  nach  Ablauf  von  6  bezw.  12  Mo- 
naten vom  Ausstellungatage  an  weiterbegeben 
wurde.  Ausländische,  im  Auslande  zahlbare 
Wechsel  werdra  erst  dann  stempelpflichtig,  wenn 
sie  im  Inland  in  Zirkulation  gesetzt  werden, 
nnd  unterliegen  dann  eiuer  besonderen  Skala- 
gebUhr  (G.  v.  8./III.  1876).  Die  volle  reglement- 
mältige  GebQbr  ist  aber  für  drayenigen  solcher 
Wecbsel  zu  entrichten,  welcher  nach&äglich  im 
Inland  domiziliert  wird  oder  zu  gerichtlichem 
Gebrauch  gelangt.  Die  „Obliterierung"  der  ver- 
wendeten Stempelmarken,  welche  notwendig  zur 
Erfüllung  der  Steuerpflicht  gefordert  ist,  ge- 
schieht durch  Ueberstempelung  seitens  der  Stener- 
nnd  Zollämter. 
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In  Fraskreich  sind  alle  Wechsel  stener- 
pflicbti^,  die  im  Inland  ansgestellt  nnd  zahl- 
bar sind,  sowie  diejenigen,  die  vom  Inland  anfs 
Ausland  oder  nmcfekehrt  gezogen  aind.  In- 
dossamente im  Iiuand  haben  die  Hälfte  des 
Stenersatzes  zn  entrichten.  Von  Schecks  wird 
ein  Fixstempel  erhoben  nnd  zwar  bei  Flatzscbecks 
ein  solcher  von  10  Cts.  and  von  den  übrigen 
70  Cts.  Die  W.abgabe  ist  durch  Äbstempelnng 
oder  durch  Stempermarken  zu  erlegen.  Ertrag: 
14^15  Hill.  Frcs. 

Bis  1854  hatte  man  in  England  die  nach 
der  Terfallseit  nngleicbmäßig  abgestuften  Steaer- 
Bfttze  ermftßigt  nnd  ihre  Anknüpfung  an  die 
Verfollzeit  aufgegeben.  Dem  W.  unterliegen 
alle  Wechsel,  welche  im  Inlande  an^fgestellt, 
zahlbar  gemacht,  indossiert  oder  sonstwie  nego- 
ziiert werden.  Die  Abgabe  ist  bei  Sicht- 
wecbseln  einFix-(Penny-)äteropel,  beiden  übrigen 
ein  nach  der  Höhe  der  Wecfaselsumme  abge- 
stufter Proportionalstempel.  Bei  Sicht-  und 
fremden  Wechseln  wird  die  Abgabe  durch 
Stempelmarken,  im  Übrigen  aber  durch  Blanketts 
erhoben.  Schecks  auf  Sieht  sind  gleichfalls  dem 
Pennjstempel  unterworfen. 

In  Italien  werden  die  Wechsel  nach  der 
Länge  der  Laufzeit  besteuert  (G.  v.  H./VII. 
1888).  Wechsel  mit  kurzer  Verfallfrist  zahlen 
die  Hälfte  der  Stener  für  Wechsel  mit  lauger 
Verfallzeit.  Von  Scheck«  ist  ein  Fixstempet  zn 
entrichten. 

Maae  v.  BeekeL 


Wege  s.  Landstraßen  oben  S.  H57fg. 


Wegegeld  8.  Brückengeld,  Wegegeld 
oben  Bd.  1  S.  555  fg. 


Wehrgeld,  Wehrstener. 

I.  Allgemeines.  1.  Wesen  nnd  BegrQn- 
dnng  der  W.  2.  Die  stenertechnisehe  LOsnng. 
II.  GeBetsgebnn^.  1.  Oesterreich.  2.  Die 
Schweiz.  3.  Frankreich.  4.  (Bayen,  Wttrttem- 
bei^,  Deutsches  Reich). 

I.  Allgemeines. 

1.  Wesen  und  Begründung  der  W. 

Wir  verstehen  unter  Wehrgeld  (xler  Wehr- 
steiier  (Militärpflichtersatz,  MiJitärtaxe,  laxe 
militaire)  eine  Abgabe,  die  von  denjenigen 
Persouen  erhoben  wird,  die  gar  nicht  oder 
nur  iu  beschränktem  Maße  zur  persönlichen 
Ableistung  der  Militärdienstpflicht  heran- 
gezogen weiden.  Die  Tnigrenzung  ihres 
Wesens  und  ihre  Charakterisierung  im  Kreise 
der  Staatseinnahmen  hängt  ron  ihrer  Be- 
gründung ab. 

Die  W.  hängt  mit  dem  System  der  all- 
gemeinen Wehr-  und  der  persönlichen 
Dienstpflicht  aufs  engste  zusammen:  sie  ist 
nur  auf  dieser  Gnmdlage  zu  verstehen. 
Hier  geht  man  zunächst  von  der  Anschauung 
aus,  daß,  unbeschadet  des  Moments  der 


laire,  vom  rein  wiHschaftlichen  Standpunkt 
aus  der  HilitSrdienst  eine  irirtficiiaRlicfae 
Last,ein  Opfer  bedeute.  DenOrandprinzi^«i 
staalUeherOemeinscbaftentsinichtaieOIeidi- 
heit  der  Opfer,  und  es  ist  ilaher  gerecht, 
daß  diejenigen,  bei  denen  die  körperli<^ien 
Kräfte  oder  sonstige  Gründe  die  AusQbong 
der  persSnlichen  iHenstpflicht  verhiDdem, 
wenigstens  mit  ihrer  wirtachaftiicfaen  L^s* 
tungsfähigkeit  eintreten.  Andererseite  wird 
das  Moment  des  Zwangs  als  der  Natur  des 
Militärdienstes  eigentümlich,  hervorgehob«i 
und  gefordert,  daß  diejenigen,  die  sich  aus 
]3ersÖnlichen  Gründen  dieser  Last  nicht  uoter- 
ziehen  können,  eine  ausgleichende  Abgabe 
entrichten  sollen.  Aus  der  ersterea  Be- 
gründung erwächst  der  W.  der  Charakter 
einer  eigentlichen  Steuer,  durch  die  «weite 
aber  stellt  sie  sich  mehr  als  eine  Atis- 
gleichungsabgabe  dar.  Je  nachdem 
man  sich  der  einen  oder  anderen  Auffassung 
anschließt,  muß  der  Ertrag  entweder  in  die 
allgemeine  Staatskasse  fließen  oder  Zwec-ken 
der  wirklich  Dienenden  gewidmet  werden. 

Allein  dem  Prinzii»  der  W.  stehen  audi 
wesentliche  Bedenken  entgegen.  Ab- 
gesehen von  der  heute  durchaus  nicht  mehr 
stichhaltigen  Befürchtung ,   daß   die  Ein- 
führung einer  W.  zur  Durchbrechung  der 
allgemeinen  persönlichen  Dienstpflicht  führ«i 
könnte  und  das  Ehrenmoment  des  Dienens 
schwer  schädigen  müßte,  lassen  sicti  doch 
mancherlei  Einwendungen  dagegen  geltend 
machen.   Hier  kommen  einmal  die  Gründe 
der  Befrdung  vom  Militärdienst  in  Belradit, 
namentlich  dann,  wenn  diese  in  grCifieren 
Gebrechen  bestehen,  die  ohnehin  die  Er- 
werbsfähigkeit einschränken.    Sodann  abet 
ist  der  Steuerpflichtige  und  der  wirkliche 
SteuertFl^r  nicht  immer  die  gleiche  Per»>D. 
wenn  nicht  der  Befreite,  sondern  die  Eltern 
oder   alimentationspflicfaUgen  Angehr>rig«i 
für  die  Steuer  autztikommon  hatten.  Die 
Abgabe  wird  dadurch  ungerec'ht  und  wäoh-^ 
sich  vollends  zu  einer  Art  Geldstrafe  aus, 
wenn  eine  Familie  für  mehrere  untaugliche 
oder  freigewordene  Söhne  die  W,  entrichleo 
muß.    Ferner  wird  die  Ausgleichung  <la- 
dua*h  gestört,  daß  die  persönliche  Dien^t- 
ableistung  und  die  Entrichtung  eines  W, 
überhaupt  keine  kommensurablen,  vt-rgleich- 
baren  Größen  sind ,  da  sich  niemads  ''in 
Maßstab  für  die  gleiche  Empttndung  des 
Opfers  auffinden  läßt. 

Für  die  Begründung  der  W.  bleibt  aL«j 
nur  die  Fiktion  übiig,  daß  die  .^usfibuog 
der  persönlichen  Dienstpflicht  ein  iier^'n- 
lichee  und  wirtschaftliches  Opfer  där!.ieIU. 
von  dem  befreit  zu  sein  für  die  Miiiiir> 
dienstfreien  ein  ökonomisch  meßbarer  Vor- 
teil ist. 

2.  Die  steoertechnische  LSanag.  ft*<* 
Steuersubjekt  ist  bei  derW.  derWehr- 
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yflichßge  selbst,  der  wegen  Üntauelichkeit 
>der  aus  soustigea  Ursachen  von  der  per- 
lönlidieD  Dienstpflicht  ganz  oder  teilweise 
«freitist  Nachdem  aber  die  Dienstptüchtig- 
;eit,  zum  Teil  wenigstens,  in  jene  Jahrö 
älit,  in  denen  der  Befreite  noch  nicht  voll 
rirtschaftlich  leistungsfähig  zu  sein  pflegt, 

0  sind  die  Eltern  oder  seine  sonstigen 
limeDtatioDspfiichtigen  Anverwandten  sub- 
idifir  für  das  Atifkommen  der  Steuer  haft- 
ar.  Von  der  Abgabe  «nd  regelmäßig  be- 
'eit  Personen,  die  notorisch  arm  sind  oder 
ine  Offenüiche  Armennnterstfltznag  beziehen , 
Ohne,  die  uoentbehrlidie  Stützen  fOr  die 
^haltung  ihrer  Eitern  usw.  ^ad,  Erwerbs- 
af^i^  und  endlich  Oienstaotaugliohe,  die 
ob  die  Dienstuntauglichkeit  durch  miätär- 
enstUche  Verrichtungen  zugezogen  haben, 
je  W.  ist  während  der  Dauer  der  aktiven 
räsenzpflicht  oder  während  der  ganzen 
ilitärdienstzeit  insoweit  zu  entrichten,  als 
e  Dienstfreiheit  besteht.  Finden  für  die 
euersubjekte  periodische  Debungen  statt, 

besteht  für  das  Jahr  Steuerfreiheit,  in 
m  eine  solche  Einberufung  zu  absol- 
?ren  war. 

Die  Steuersätze  sind  teils  feste,  teils 
ränderliche.  Zur  fixen  Abgabe  kommen 
ischläge,  die  sich  nach  den  individuellen 
■rmögens-  und  Einkommensverhältnissen 

1  Pflichtigen  richten.  Sie  schließen  sich 
!  weder  direkt  an  die  bestehenden  Formen 
-  Erwerbsbesteuerung  an  oder  sie  sind 
jh  einem  Einkommens-  oder  Vermögens- 
if  in  eine  Mehrzahl  von  Klassen  abgestuft, 

mit  dem  steigenden  Einkommen  oder 
rraögen  wachsen.   Wenn  die  Eltern  usw. 

die  Steuer  aufzukommen  haben,  so  wird 
imter  auf  die  Kinderzahl  Rücksicht  ge- 
amen.  Manchmal  ist  auch  ein  Maximal- 
rag der  GtesamtsteuerleialuDg  festgesetzt 
Der  Ertrag  der  W.  fließt  entweder 
e  weiteres  in  die  Staatskasse  oder  er 
d  militärischen  Zwecken  reserviert  Bis- 
len  findet  eine  Teilung  statt,  indem  eine 
ämmte  Quote  an  die  Staatskasse  abgefßhrt 
d,  der  Keet  für  Militfiraus^tben  Ver- 
iduDg  findet  Im  letzteren  Falle  —  selbst 
Zuwendung  des  vollen  Ertrass  —  darf 
1  keine  wesentliche  Deckung  der  Militär- 
^ben  erwarten.   Uäufig  wurde  der  Er- 

in  dieser  Erwägung  der  Invalidenver- 
ung,  der  Erhöbung  des  Militärpensions- 
s  oder  zur  Unterstützung  der  Witwen 
Waisen  der  im  Kriege  gefallenen 
aten  usw.  zugewendet  Auch  kann  man 
it  Sil  aten  tationen  hilfsbedürftiger  Familien 
ler  Mannschaften  des  Beurlaubten  stand  es 
-eiten ,  die  zeitweilig  zu  militärischen 
stleistungen  eingezogen  sind. 


.  II.  Oflsetigeliiur. 

1.  Oesterrvleh.  Die  „Mititärtaxe*'  (G.  v. 
13./VI.  1880)  ut  von  allen  wegen  NicbtUngUch- 
keit  vom  Kriegsdienste  befMtm  sowie  von  den 
Personen  zu  entrichten,  die  wUirend  ihrer 
MilitärdienstzeitohneZusammenhangmit  aktiven 
militäriachen  Diemtleistonj^n  dienatnntau^tich 
fl:ewordat  sind.  Steuerfrei  bleiben  diejenigen, 
die  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Ge- 
brechen ihren  Lebentmnterbalt  und  den  ihrer 
Anverwandten,  zu  deren  Unterhalt  sie  ver- 
pflichtet sind,  nicht  erwerben  können,  solche, 
die  ZOT  Entrichtnng  der  Steuer  nicht  dos  er- 
forderliche Vermögen  oder  Einkommen  haben, 
die  in  Annenversoivong  Angenommenen,  jene, 
die  vor  dem  Jahre  187ö  wehrpflichtig  geworden 
sind,  die  Wdirpfliohtigen  nach  §  10  des  Wehr- 
gesetzes  und  endlich  die  Landstnrmpflicbtigen 
für  dasjenige  Jahr,  in  dem  sie  zur  Dienstleistung 
herangezoffen  wurden.  Die  Stenerpflicht  er* 
streckt  sich  daher  entweder  auf  alle  Wehrdienst- 
jabre  oder  nnr  auf  einen  Teil  davon.  Steuer- 
pflichtig ist  primär  der  Wehrdienstbefreite, 
sobsidiär  sind  es  seine  Eltern  and  unterhalts- 
pflichtigen Anverwandten  und  zwar  in  der 
Reibenfolge  und  so  lange,  als  sie  nach  dem 
bQrgerlicben  Bechte  fUr  den  Unterhalt  des 
Pflichtigen  zu  sorgen  haben.  Die  Militärtaie 
wird  nach  den  Vermögens-,  Erwerbs-  und  (reinen) 
Ginkommensverhältnissen  des  Stenerpflichtigen 
von  besonderen,  für  jeden  Gerichubezirk  ne* 
stellten  Kommissionen  rersulagt  und  in  14  Steuer- 
klassen erhoben,  deren  Jahressätze  in  der  unter- 
sten (14.)  Klasse  mit  1  fl.  beginnen  nnd  bis 
100  fl.  in  der  höchsten  (1.)  steigen.  Der  Ertrag 
der  MUitärtaxe  fällt  znm  Teil  einem  Militär- 
fonds zur  Invalidenversorgnog  und  zur  Fürsorge 
ftlr  Witwen  nnd  Waisen  von  gefallenen  oder 
infok^  von  Kriegsweignissen  verstorbenen 
llobuisierten  zu,  zum  TeU  fließt  er  in  die  all- 
gemdne  Staatskasse. 

2.  Die  Sebwelz.  Dem  „Ifilitarpfiichtersatz" 
(G.  V.  28./VI.  1878)  unterliegt  jeder  im  dien8^ 
pfliditigen  Alter  stehende  Schweizer  Bürger, 
der  keinen  persönlichen  Wehrdienst  leistet, 
ebenso  jeder  in  der  Schweiz  angesiedelte  Aus- 
länder, wenn  er  nicht  infolge  Staatsvertrags 
davon  befreit  ist  oder  einem  Staate  angehört, 
in  dem  Schweizer  Bürger  weder  zu  persönlichen 
Dienstleistungen  noch  zu  Ersatzleistnnf^u  in 
Geld  herangezogen  werden.  Von  der  Abgabe 
sind  Arme  nnd  Erwerbsanfthige  sowie  solche 
Personen  befreit,  die  während  des  aktiven 
Dienstes  untauglich  geworden  amd.  Die  W. 
besteht  in  einer  jährlichen  Personalstener  von 
6  Frcs.  nnd  einem  jährlich  nach  dem  Vermögen 
nnd  Einkommen  abgestuften  Zuschlag.  Beide 
zusammen  dürfen  3000  Frcs.  einfache  Jahres- 
Steuer  nicht  überschreiten.  Für  den  Znschlag 
werden  von  je  1000  Frcs.  reinen  Vermögens 
1,60  Frcs.  und  für  je  100  Frcs.  reinen  Ein- 
kommens gleichfalls  1,00  Frcs.  in  Ansatz  ge- 
bneht  Beine  Vermögen  bis  1000  Frei,  bleiben 
aafler  Berechnung,  nnd  ebenso  werden  vom  Ein- 
kommen 600  Frcs.  in  Abzug  gebracht.  Die 
Eltern  sind  fttr  ihre  minderjährigen  und  die 
mit  ihnen  die  Hanshaltung  teilenden  ^0- 
jährigen  Söhne  haftbar.  Die  Hälfte  des  Ver- 
mögens der  Eltern  (ev.  der  GroBeltem)  wird  im 
Vertialtnis  zur  Zahl  der  Kinder  (ev.  der  Enkel) 
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in  Anschlag  gebracht.  Vom-  32  —44.  Jahre 
haben  die  Pflichtigen  nur  die  Hälfte  der  Jahres- 
steoer  zo  entrichten.  Für  Jahrgänge,  in  denen 
der  größere  Teil  der  Trnppen  darch  aktiven 
Dienst  in  AoflerordentUcher  W«8e  in  Anspruch 
genommen  ist,  kann  die  Auflage  auf  das  Doppelte 
erhöht  werden.  Der  Ertrag  fließt  teils  den 
Kantonen  and  teils  dem  Bond  zu.  Die  Bnndes- 
Tersammlung  bestimmt  dann  die  Quote,  die  der 
Bnndeskasse  zukommt  und  welche  zur  Erhöhnng 
des  Hilitärpensionsfonda  verwendet  werden  solL 
Ertrag:  3,431  MiH.  Frcs. 

3.  Frankreleh.  Der  französischen  W.  (GG. 
V.  15./VII.  1889,  26,/VII.  1893  nud  14./TV.  1898) 
sind  alle  Personen  unterworfen,  die  infolge  von 
Untanglicbkeit,  Zurückstellung,  Versetzung  zur  ! 
Ersatzreserve,  Stellung  zur  Disposition,  Dispen- 
sation usw.  eine  vollständige  oder  teilweise  Be-  ' 
freiung  vom  aktiven  Militärdienste  genießen.  , 
Von  der  Hilitärtaxe  sind  befreit  die  infolge 
Ton  dienstlichen  Handlungen  nntanglich  Ge- 
wordenen, die  notorisch  Armen,  die  als  unent- 
behrliche Stützen  ihrer  Familien  entlassenen 
Ernährer  usw.  Die  Steuer  besteht  aus  einer 
flxen  Abgabe  von  jährlich  6  Frcs.,  aus  einer 
proportionalen  Abgabe  in  dreifacher  Höhe  des 
Prinzipals  der  Personal-  und  HobUiarstener  des 
Zensiten,  ans  3  Znschlagscentimes  fflr  Teran- 
laenngs-  and  Erbebungskraten  and  aas  5  Zu- 
scnla^centimes  für  BQckstftnde  und  AnsAlle. 
Wenn  ein  Ascendent  für  mehrere  Söhne  die 
W.  zu  entrichten  hat,  wird  er  nur  einfach  mit 
der  festen  Abgabe  von  6  Frcs.  belastet.  Hat 
der  Steuerpflichtige  noch  Ascendenten  ersten 
Grades,  so  wird  die  proportionale  Abgabe  noch 
um  den  Betrag  vermehrt,  den  man  erhält,  wenn 
man  das  Dreifache  des  Prinzipals  der  Personal- 
und  Mobiliarsteuer  desjenigen  seiner  Ascendenten, 
der  die  höchste  Steuer  zahlt,  durch  die  Zahl 
der  lebenden  oder  der  mit  Hinterlassung  von 
Nachkommenschaft  verstorbenen  Kinderdividiert. 
Die  Hilitärtaxe  ist  für  3  Jahre,  beginnend  mit 
dem  l./I.,  zn  entrichten.  Der  Steuerpflichtige, 
der  in  einem  Jahre  bei  der  aktiven  Armee  eine 
Dienstleistnng  absolviert,  ist  für  dieses  Jahr 
von  der  W.  befreit.  Die  Ascendenten  sind  für 
die  Steuerpflichtigen  haftbar.  Der  Ertr^  der 
Militärtaxe  ist  ntr  keinen  besonderen  Zweck 
bestimmt,  er  fließt  vielmehr  in  die  Staatskasse. 
Ertrag  1898:  2,928  Hill.  Frcs. 

4.  Kurze  Zeit,  1868—1871,  haben  MUitär- 
Uxen  auch  in  Bayern  (6.  v.  29./IV.  1868)  und 
in  Wttrttember>(G.v.  10./£II.  1868)  existiert. 
Im  Dentsohan  Seiche  wurde  1881  derYer- 
snch  einer  W.  gemacht.  Die  Steuer  sollte  aus 
einer  fixen  Anlage  von  4  M.  und  einem  nach 
dem  Einkommen  abgestuften  Zuschlage  zu- 
sammengesetzt sein.  Bei  Einkommen  von  1000 
bis  6000  M.  sollte  dieser  von  10—148  M.  und 
bei  solchen  von  6000—7000  M.  auf  210  M. 
steigen  und  darüber  hinaus  für  jede  weiteren 
1000  M.  30  M.  Steuer  mehr  betragen.  Dieser 
Entwurf  ist  aber  nicht  zum  Gesetze  erbeben 
worden. 

Llteratar:  Wagner,  Srkfmberg,  III,  1,  S.  4SI- 
—  Marclnoicaki,  DU  Wehmteuer  im  VeuUchen 

.  Reich,  ISSl.  —  Cohn,  Ihf  M^ekrstcuer,  Ehre 
und  lyiU  in  der  VoiktwirUckaß,  \olktv>irUrh. 
Aufsälze,  ISSJ.  —  Xeumann,  Die  We/irsteucr, 
Ücham'  Finamarchiv,  Bd.  JV,  Ü.  109.  — JBor- 


Btorff,  Die  WehraUuer,  Z.  f,  StaaXne.,  Iitt6,  — 
Sehottf  Die  /ramöntcke  Wrhfteufr,  Jena  ISiS. 

—  SaWf  Die  diruUehe  Wrkntewnftogr  üm  Zm- 
wmnwnhansr  mit  der  ncutn  Mitit&rmrlnqr  IgSS. 

—  Eht^terg,  Ftnamwiamtehaft,  S.  Jt{ff.,  Lt^- 
sig  1906,  S.  987.  —  Demethe,  Art.  „ITckr- 
Mtewf'.  ff.  d.  St..  i.  Äufi.,  Bd.  ril,  S.  TlSff. 

—  SedUtCMek,  Art.  „XilÜäria^,  Oetterr. 
SLW.B..  Bd.  U  1,  S.  730— 7SS, 

Umuc  von  Herierl. 


VeiB  und  VeUstever. 

I.  W.  and  W.bau.  1.  Technisches.  S.  Ge- 
schichtliches. 3.  Statistik  des  W.baues  nnd  de* 
W.verkehrs.  II.  Die  W.steuer.  l.  Wesea 
und  Beurteilung  der  W.steuer.  2.  Die  SteueKormeft. 
Die  Prodoktions-  oder  Fabrikatsteuer.  3.  Die 
Transport-  oder  Zirkulationsstenem.  4.  Die 
Handelssteuem.  III.  Gesetzgebang. 
1.  Deutschland.  2.  Oesterreich-Ungarn.  3.  Frank- 
reich.  4.  Andere  Staaten. 

I.  W.  nnd  W.bM. 

1.  Teehnlsehes.  Der  W.  ist  ein  GSma»- 

prodnkt  aus  dem  Safte  der  W.tranbe,  den 
Früchten  der  Bebe  des  W.stockea.  Das  beste 
Gewächs  liefert  die  Edelrebe  (Vitis  vinifera)  der 
Alten  Welt.  Andere  Arten  kommen  in  Amerika 
vor,  wie  die  Vitis  riparia,  cordifolia,  aestivali», 
labmsca  usw.  Die  geographische  Verbranutg 
der  Edelrebe,  von  der  mehr  als  1500  Varie- 
täten kultiviert  werden,  reicht  vom  30*  sad- 
licher  Breite  bis  zum  52'^  nördlicher  Breite. 
Den  nfirdlichaten  W.lwu  hat  Bomst  in  Pom. 

Da.  beim  Reifen  der  Trauben  der  Znrker^ 
halt  zn-,  der  Sftaregehalt  abnimmt,  so  läflt  man 
die  Trauben  am  Stocke  edelfaul  werden.  Die 
Beeren  oder  Tranben  werden  nach  der  Emta 
(W.lese,  Herbsten)  durch  Pressen  oder  Eeltera 
zerquetscht  nnd  daraus  wird  ihr  Saft  oder  „Most" 
gewonnen.  Der  Most  wird  dann  in  Gärung  ge- 
bracht, bei  der  Bereitung  von  Rot-W.  rotttMm 
die  Schalen  mit  vergären,  da  nur  sie  den  Farb- 
stoff enthalten.  Die  Gärung  geschieht  in  Fässern 
oder  Kufen  und  zwar  freiwillig  ohne  Zusatx  von 
Hefe.  Der  gärende  Most  heißt  Sauser  oder 
Federweiß.  Durch  den  Prozeß  der  GftnlDg  «r- 
fftllt  der  Zucker  in  Alkohol  nnd  Kohleutare, 
auch  entstehen  Glyzerin,  Bemsteinsänre  und 
bouquetbUdende  Sulütanzen.  Bei  der  folgenden 
Nachgärung  veredelt  sich  der  W.  fort  nnd  fort 
und  19t  datier  die  Kellerbehandlung  (Ausbau, 
Kelterbau)  von  größter  Bedeutung.  Den  besten 
W.  erhält  man  durch  die  Aaslese  der  besten 
Beeren  und  Tranben  (Auslese  oder  Ausbruch 
Auch  legt  man  die  gepflückten  Tranboi  in  die 
Sonne  (Stroh-W.,  Sekt). 

TrUben  oder  langsam  klärenden  jongen  V. 
sucht  maa  durch  Beigabe  von  HauxesblaMB  n 
schOnen.  „Verschneiden'*  der  W.  ist  die  Mwrknng 
von  verschiedenen  Sorten  im  Interem  des  Ge- 
schmackes. „Süß-W."  iLiquenr-W.i  tst  ein  ge- 
werbliches Produkt,  das  aus  der  Beimiachmv 
von  Zucker  und  Sprit  zum  Natur-W.  gewoBKa 
wird.  „Kunst-W."  dagegen  nennt  man  ein 
weinartiges  Getränk,  das  ans  getrockneten  W  - 
beeren,  Trestem,  Hefen  oder  sonstigen  k&nfC- 
lichen  Ingredienzien  hergestellt  ist. 

2.  UeMhlchtllekea.  Die  Heimat  der  Kehn 
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weist  nnzweifelbaft  auf  Asien  hin  nnd  zwar 
höchst  wkhncheinlicfa  aaf  die  Anlande  des  Ean- 
kasns,  vo  sie  beate  noch  in  f^Oter  Ueppiffkeit 
wild  wächst.  Auch  dt«  Sage  deutet  anf  mren 
asiatischen  Ursprung,  wie  die  Erzählnngen  von 
Noah  and  Baccbos  dartuo.  Nach  geschicht- 
licben  >'acbricfaten  wetteifern  die  Chinesen  mit 
den  FbSoiziem  am  den  Rohm,  das  erste  wein- 
banende  Volk  za  sein.  Sicher  wnrde  in  China 
ite  Rebe  schon  nms  Jahr  2000  t.  Chr.  gehegt. 
Doch  bat  man  den  W.ban  nmsfi.  Jahrb.  v.  Cnr. 
iräDzlich  ao^erottet  Da^^egen  haben  sich  die 
l'hGnizier  nm  die  Verbreiten^  des  W.baues 
;ro6e  Verdienste  erworben.  Sie  brachten  ihn 
mf  ihren  Handelsztlgen  nach  dem  westlichen 
ilittelmeerbecken,  zn  den  Inseln  des  Archipels, 
lach  Chios,  Hitylene  und  Tenedos.  Ibr  Tochter- 
Olk,  die  Karthager,  war  bereits  in  der  Bereitung 
es  Ausbrochs-W.  bewandert,  woraus  sich  en^ 
ehmen  läßt,  daß  das  älteste  Ealtorvolk  des 
Velthandeto,  die  Phönizier,  mit  der  W.indastrie, 
er  W.Terschnddung  nnd  W.Terbusemng  sdion 
ertrant  war.  Nach  Herodot  und  Theophrast 
atte  Aegypten  im  Altertume  eine  bedeatende 
r.kuttnr,  wo  sie  beute  längst  verschwunden 
t,  niid  das  Gleiche  berichtet  Strabo  von  der 
erberei  and  vom  aninoitischea  Nomos.  Im 
ten  Peraien  war  der  ECnigs-W.  von  Clialybon 
jcfaberttbmt,  und  edle  Sorten  erzeugten  Bak- 
iana,  Arlana,  Hyrkania  und  Hargiana.  Ancb 
1  alten  Indien  d&rfte  der  W.ban  bekannt  ge- 
enen  sein. 

Der  W.ban  in  Europa  begann  anf  den 

-iecbischen  Inseln,  von  wo  er  nach  dem  Fest- 
ode  gebracht  wnrde.  Anf  italischem  Boden 
arde  zuerst  W.  in  Campanien  (daher  „Oeno- 
eo")  gebaut.  Cato  der  Aeltere  war  den  Römern 
1  Lebrer  der  W.knltnr.  Das  Jahr  131  v.  Chr. 
irde  lange  Zeit  als  ein  besonders  gutes  W.- 
ir  gepriesen.  Durch  die  Römer  gelangte  die 
be  nach  Gallien,  wo  die  Cöte  d'Or  iBordeanz) 
ter  Aurelian  nnd  den  Antoainen  eine  bekannte 
-bau  treibende  Gegend  war.  Kaiser  Karl  der 
oße  legte  die  ersten  W.g&rten  in  Burgund 
,  und  französische  Kriegslente  nnd  Pilger 
iKhten  bei  ihrer  Heimkehr  ans  dem  Uorgen- 
ide  die  orientalischen  Reben  nach  Frankreich, 
r  spanische  W.ban  gebt  auf  die  Zeiten  der 
ok&er  znrQck.  Nach  Plinins  führten  die 
ner  spaniscben  W.  in  Italien  ein.  Im 
Jahrh.  versetzte  der  deutsche  W.baner  Feter 
lon  rheinische  Reben  nach  Malaga,  die  heute 
edelsten  spaniscben  W.  liefern.  Auch  die 
tugiesiachen  W.  und  dieienigen  der  atlan- 
ben  Inseln  hatten  frühzeitig  einen  großen 
Heinrieh  der  Seefohrer  verpflanzte  1421 
»Stöcke  aus  Kreta  nach  Madeira,  nnd  die 
lariensekte  stammen  von  Reben,  die  Karl  T. 
I  Rhein  sandte. 

[Jer  W.ban  in  Deutschland  begann  280 
Öhi.  «m  Rhein,  wohin  er  durch  gallische 
spanische  Legionen  verpflanzt  wurde.  Die 
:ultnr  in  der  Honelgegend ,  die  mau  zu 
ien  rechnete,  ist  älter  nnd  war  im  3.  Jahrb. 
br.  schon  beträchtlich.  Der  Anbau  der  Rebe 
•reitet«  sich  unter  den  Karolingern  und  den 
enstanfen  sehr  weit  nach  Norden  bis  in  die 
tischen  Harken  und  nach  Littanen.  Die 
Ige  der  berühmtesten  W.bercra  des  Rhein- 
es fttllt  ins  9.  und  10.  Jahrh.  Der  fränkische 
aa  soll  745  dnrch  den  Herzog  Priamus  und 


die  beilige  Adelheid  begründet  worden  sein. 
Im  äOj&uigen  Krie^  wnrde  das  Kulturgebiet 
des  W.  bedeutend  emgeschränkt.  In  Oester- 
reich ist  die  W.ktutur  ebenso  alt  wie  in 
Deutschland.  Die  Tiroler  W.  von  Glanig  und 
Leitach  werden  schon  von  Vergil  als  Lieblings- 
getränk des  Kaisers  Augustus  besangen.  Der 
böhmische  W.ban  reicht  bis  ins  12.  Jahrb.  zu- 
rück. Ungarn  wnrde  durch  K^ser  Probus  mit 
W.stScken  versehen,  nnd  König  Bela  IT.  planste 
i.  J.  1244  W.8töcke  ans  Morea  im  Theißgebiete 
an.  Neuen  Aufschwung  empfing  die  ungarische 
W.kultur  durch  die  Feldzüge  König  Ludwigs 
von  Ungarn  ge^n  Italien.  Das  berühmte 
Tokayergebiet  trieb  schon  im  15.  Jahrh.  W.- 
kultur, doch  stammt  sein  Weltmf  erst  ans  dem 
17.  Jahrb.,  ah  man  den  Anstvnch  zubereiten 
lernte. 

In  Afrika  wurde  der  W.  am  Kap  der 
Guten  Hoffnung  1665  durch  aasgewanderte 
Hugenotten  gezogen.  Der  holländische  Gouver- 
neur  van  Ribbek  bat  sich  besonders  nm  die 
W.kultur  verdient  gemacht.  Die  Normannen 
fanden  bereits  i.  J.  lUOO  an  der  amerikanischen 
Küste  reife  W.trauben  amerikanischer  Rebarten 
im  Walde  wild  wachsend  nnd  nannten  danach 
die  neuentdeckte  Küste  „W.land"*.  In  Nord- 
amerika wird  indcRsen  die  W.rebe  erst  etwa 
seit  einem  halben  Jahrhundert  und  zwar  vor- 
nehmlich dnrch  dentsche  Ansiedler  kultiviert. 
Das  geschätzteste  Getränk  liefert  die  blaae  Ka- 
tawba,  die  teils  zn  stillen,  teils  zu  monssi^enden 
W.  verarbeitet  wird. 

3.  Statistik  des  W.baneB  nnd  des 
W.verkelirs.  Im  W.bau  fiberragt  die  euro- 
päische ProduktioD  an  Menge  und  Güte  die 
Erzeugnisse  der  übrigen  Weltteile.  Der  An- 
teil ,  den  die  W.kultur  an  der  bebaiitea 
Bodenfläche  hat,  ist  in  den  7  wichtigsten 
W.bauländem  folgender: 

W.banfläcbe      %  der  Boden- 
in 1000  ha  fläche 
Italien  3430  6,30 

Fraukreich  1837  4.90 

Spanien  1650  2,80 

Ungarn  365  1,30 

Oesterreich  3 10  0,60 

Portugal  300  2,20 

Deutschland  120  0,25 

Die  W.emte  ergab  folgenden  Hengenertrag 
(in  HUI.  hl). 

1894      1897      1900  1903 
Italien  24,500    25,758    26,500  34,000 

Frankreich  39,052  32,350  67,352  35,402 
Spanien  24,000  18,900  23,500  15,000 
Ungarn  2,095     1 1*°°     '  i9So     3, 100 

Oesterreich  4,000  1,800  3,200.  4)7oo 
Portugal  1,500     2,500     6,300  3,500 

Deutschland  5,000  2, 100  3,600  i  ,900 
Algier  3,642     4,367      5,444  5,973 

Tunis  o,  1 78     0,090      0,250  0,250 

In  den  oben  erwähnten  7  Ländern  betrug 
der  durchschnittliche  Prodnktionswert  per  hl 
in  Italien  20,00  M. 

„  Frankreich  16,00  „ 
„  Spanien  17,00  „ 

„  Ungarn  24,00  „ 

„  Oeaterreich  ia,6o  „ 
„  Portugal  20,00  „ 

-  Deutschland      56,80  „ 
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Im  Deutschen  Reiche  betrug  die 
E  i  n  f  u  h  r  von  W.  1905  in  Fflasern 77,349  Mill. 
Stück  und  repräaentiert  einen  Wert  too 
37,803  Mill.  Mt  hiervon  entfallen  an  Faß- 
W.  auf 

um.  stttck  um.  u. 

Frankreich  34,857 "  >8,522 

Griechenland             3,298  0,863 

Italien                   3,894  1,213 

Oesterreich'Ungarn     5,928  3.647 

PortQgal                 2,352  3,162 

Manien  19.931  9,031 

Türkei                   4,138  1,281 

Die  Einfuhr  an  Flaschen-W.  betrug  0,714 
MUL  Stück  und  1,113  MilL  H.  an  Wert 

Dazu  kommt  noch  an  Schaum- W.  eine 
ISnfnhr  mit  2,578  Mill.  Stfick  und  einem 
Werte  von  5,621  MilL  M.,  an  welcher  Frank- 
reich allein  teil  hat. 

Demgegenüber  bel&uft  sich  die  Ausfuhr 
auf  13,739  Mill.  Stück  Faß-W.  im  Werte 
von  10.102  Mill.  M.,  auf  8,807  Mül.  Stück 
Flaschen-W.  im  Werte  von  11,324  Mill.  M. 
Die  verschiedenen  Staaten  nehmen  von  diesen 
Ausfuhrmeugen  auf: 


Faß-W. 

Flaicheu-W. 

Uill. 

Uill. 

Hill- 

MiU. 

Stück 

U. 

Sttick 

M. 

Belgien 

2,057 

1,399 

England 

3,617 
0,938 

1,911 
0,675 

3,247 
0,853 

2,875 

Niederlande 

1,022 

Roßland 

0,519 
3,136 

0,633 

Schweiz 

1,623 

Ver.  Staaten 

3,4*6 

3,193 

3,49* 

3,364 

Oeat.-Ungam 

0,361 

0,570 

Der  Wert  der  W.einfuhr  betrfigt  in 
Frankr^ch  300  Mill.  M.,  denenige  der  W.- 
ausfuhr  daselbst  220  Mill.  Fr.,  die  Ausfuhr 
stellt  als  Wert  dar  in  Italien  68  Mill.  Ft., 
io  Spanien  140  Mt]l.  F.,  in  Portugal  12  Mill.  MB. 
usw.  Die  Einfuhr  von  W.  uach  Oesterreich 
bezifTert  sich  auf  33  Mill.  Kr. 

II.  Di«  W.steuer. 

1.  Wesen  und  Beurteilung  der  W.8teDer. 

Die  W.steuer  ist  eine  iunere  Verbrauchsab- 
gabe vom  W.  Sie  zählt  daher  zu  deu  Auf- 
vandsteuern  und  zwar  unter  ihnen  zu  den 
Oetränkesteuern.  Zur  Ergänzung  der  inneren 
Verbauchsabgabe  werden  von  dem  vom  Aus- 
land eingeführten,  zum  inländischen  Ver- 
brauch bestimmten  W.  W.zölle  erhoben. 
Der  W.  und  sein  QenuB  deuten  auf  eine 
gesteigerte  Leistungsfähigkeit  hin.  Daher 
kann  er  füs  ein  brauchbajres  Objekt  für  eine 
innere  Aufwandsteuer  um  so  mehr  bezeichnet 
werden,  insofern  er  in  der  Hauptsache  ein 
Artikel  dei  Luxuskonsumtioo  ist  Nur  in 
wenigen  Gegenden  ist  der  W.  das  gewöhn- 
lidie  Getränk  breiterer  Schichten  der  Be- 
völkerung, wie  in  Ungarn,  Tirol,  Frankreich 
usw.  Aber  auch  hier  wird  er  immer  mehr 
durch  andere  alkoholartige  Getränke,  nament- 
lich durch  das  Bier,  verdrängt  Schwieriger , 


als  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  W. 
ein  steuerpolitisch  passendes  Objekt  für  die 
Verbrauchsbesteuenmg  ist ,  erscheint  die 
Btenertechnische  Lösung  des  Problems.  Am 
leichtesten  ist  hier  die  Einfuhr  ans  dem 
Auslände  nach  dem  Inlande  za  eireichen, 
da  dies  hinlänglich  sicher  durch  GrenzzGile 
geschehen  kann.  Dagegen  ist  eine  äußerst 
verwickelte  Steuertechnik  erforderlich,  wenn 
man  die  innere  Produktion  oder  den  inneren 
Konsum  treffen  will.  Namentlich  bietet  die 
Abstufung  des  Ausmaßes  der  Steuer  nach 
Wert  und  Güte  ungemeine  Schwierigkeiteo. 

Der  Steuerformen  für  die  (innere)  W.- 
steuer sind  drei :  die  Produktione-, 
die  Transport-  und  die  Handels- 
steuern. Den  UnzulängÜdikeitM  der 
einzelnen  Stenerarten  hat  man  mitunter  dundi 
^neVerbindung  der  verschiedenenElriiebnogs- 
fonnen  zu  begegnen  gesucht 

2.  Die  StenertormeB.  Die  Prodnk- 
tions-  oder  Fabrikatetener.  Sie  kann 
eine  doppelte  Form  annehmen;  sie  ist  ent- 
weder 

1.  Flächensteuer  nach  dem  Flächen- 
räum  (Areal)  des  Beblandes.  Ihre  V<»zQge 
sind  die  Einfiuüihfflt,  leichte  Uebarwachiuig 
und  der  Umstand,  dftB  me  die  W.bereitaDg 
und  den  W.verkehr  von  jeder  beechränkeiH 
den  Beaufsichtigung  und  allw  Usti^en 
Schranken  befreit  Dagegen  vermag  sie  mchk 
die  Verschiedenheit  zu  berQcItsichtigen,  die 
gerade  beim  W.bau  aus  der  Yerschiedeoheit 
der  Bodengüte,  der  Lage  usw.  entspringesL 
Denn  kein  landwirtschaftliches  Produkt  iat 
in  dem  Maße  in  seinem  Ertrag  von  dee 
Witterungsverhftltnissen  abhängig  und  nach 
Jahn;ängen  an  Quantität  und  Qualitftt  ver- 
schieden wie  der  W.  Femer  muß  die  Ab- 
gabe zu  einer  Zeit  entrichtet  werden,  wo 
der  W.bauer  den  zu  erwartenden  ErlOs  seioer 
Ernte  gar  nicht  Oberblicken  kann.  Aach 
ist  die  Üeberwälzung  der  Flächecsteuer  von 
diesem  auf  den  schließlichen  Konsumenten 
schwierig  und  unsicher,  wie  auch  die  Rück- 
vergütungen der  Abgabe  bei  der  Ausfuhr 
von  gebautem  W.  oder  Most  schwierig  sind. 
Neben  der  Grundstevier  erhoben,  bringt  die 
Flächensteuer  die  Nachteile  der  Dop^be- 
steuerung  mit  sidi.   Oder  sie  ist 

2.  Fabrikats-  od«-  Kelterstener 
nach  dem  Mostertrage.  Sie  trifft  das  Rr- 
zeugnis  des  W.baucs  nach  Quantität  and 
Qualitftt  des  Erzeugnissee  mit  abgeetuFteo 
Steuersätzen,  die  auf  einer  Kla8sifikati<»i  der 
W.berge  beruhen.  Die  Veranlagung  beruht 
auf  Selbstangaben  der  Pflichtigen,  die  dnn^ 
Aufnahmen  der  SteuerbehOroe  ni  kootn^ 
lieren  sind.  Abzüge  werden  für  Bcfe, 
Trüb-W.  und  andere  Abgänge  zugelaaten. 
Allein  die  Abstufung  der  SteuenllBe  wird 
stets  nur  unvollkommen  der  Qualität  fcdgni 

.  und  der  Difffflenzierung  des  &tnges  nacfc 
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irgang  und  Eellerbau  Rechnung  tragen 
loeo.  Die  VorausentrichtuDg  der  Steuer 
'  erfolgtem  Absätze  hat  mancherlei  Mifi- 
hes,  macht  die  Gewährung  von  Nachlässen 
jcbiechteo  Jahren  notwendig  und  erheischt 
ge  Zahlungsfristen  bei  langsamem  oder 
^enügeadem  Verkauf.  Die  Fabrikatstener 
daher  finanzpolitisch  mangelhaft  wegen 
'  Schwankungen  des  Herbstes  und  des 
absatzes. 

3.  Die  Transport-  oder  ZtrkalaÜon»- 
loem.  ^e  treten  in  einer  dreibdien  Form 
,  nämlich  als 

1.  Versandsteuer.  Diese  knüpft  an 
VeseDdung  von  W.  oder  Most  an  und 

!t  detiüllierte  Angaben  bei  Absendueg 
aus  (Menge  und  Gattung  des  W.,  Zahl 
I  Zeichen  der  Behältnisse,  Angabe  der 
son  des  Absenders,  des  Frachtführers, 
Emp^gers,  des  Bestimmungsortes  usw.). 
'  Grund  dieser  Angaben  wird  die  Steuer 
^hnet  und  erhoben.  Die  Versendung 
W.  ist  nur  auf  Grund  eines  Beglaubigung 
BegteitscheinB  als  Legitimationspapier 
issig. 

2.  Einlagesteuer.  Diese  ist  su  ent- 
ten,  wenn  der  W.  in  einen  Keller  oder 
erraum  eingebracht  wird.  Der  einzu- 
rnde  W.  ist  vom  Empfänger  vor  der 
lagerung  zu  deklarieren.  Die  Anmeldung 
Absendung  durch  den  Versender  bildet 
»  die  Kontrolle.  Daher  ist  der  Begleit- 
lin  bfflzugeben  und  hei  der  Einlagming 
Steuerbehörde  aoszuhändigen. 
Versand-  und  Einlagesteuer  werden  meist 
biniert.  Beide  Formen  der  W.steuer  ge- 
eo  eine  vollständigere  Erfassung  des 
oDsums  und  eine  annähernde  Berück- 
igung  der  Qualität  nach  dem  Faktura- 

Sie  verursachen  aber  andererseits  eine 
bliche  Belästigung  der  W. Versender  und 
nleger  infolge  der  detaillierten  Deklara- 
:n  und  eine  sehr  sorgfältige  und  kost- 
ige Kontrolle. 

'•.  Eingangs-  oder  Torsteuer.  Sie 
chtet  auf  die  Vollständigkeit  und  All- 
nnheit  der  Steuer  und  beschränkt  sich 
lie  Besteuerung  desjenigen  W.,  der  in 
te  oder  geschlossene  Orte  ein^bracht 
.  Bei  Städten  in  veinhautreibenden 
mden  ist  aufierdem  noch  eine  Keller- 
roUe  der  Produzenten  erforderlich,  um 
inerhalb  der  Stadt  v«-braachten  Kengen 
Ausschluß  des  steuerfreien  Absatzes 
außen  zu  treffen.  Die  Veranlagung 
Steuer  erfolgt  bei  der  Einbringung  in 
todt  und  vvd  an  den  städtischen  Auf- 
^sstellen,  am  „Tore  der  Stadt"  erhoben. 
Eingangssteuer  erscheint  passender  für 
iircnsetzung  von  kommunalen  Besteue- 
izwocken  als  für  die  Erhebung  von 
^auflagen. 

»rterbnoh  der  Volktwinscbaft  II.  Aufl.  Bd.  II. 


4.  Die  Handebstenem.  Sie  kommen 

in  Betracht  als: 

1.  Abgabe  vom  Kleinverkauf 
oder  Schanksteuer.  Als  solche  trifft  sie 
den  Absatz  im  kleinen  beim  Wirte  oder 
KleinverschleiBer  (Debitanten).  Bei  Beginn 
des  Geschäftes  ist  Anzeige  zu  erstatten  und 
von  d^  Steuerbeh^e  der  Vorrat  an  W. 
aufzunehmen.  Der  Steuocpflicbtige  hat  Übet 
seine  W.einlagen,  seine  steuernden  W.- 
verkäufe  im  grofien  (Achsverkäufe),  über 
seine  Ab^m  an  Hete  und  Trflb-W.  und 
sonstige  Veriuste  Buch  zu  ffihren.  Die 
Steuererhebung  schließt  sich  an  den  Aus- 
schank an  (Ohm^ld,  Umgeld)  und  wird  in 
Prozent  der  Eleinveriaurapr^se  bemessen. 
Periodisciie  Kontrollen  und  Revisionen  der 
Vorräte  und  der  Verkaufspreise  sichern  den 
Steuereingang.  Auch  die  W.transporte  müssen 
fortwährend  fiberwacht  werden.  Die  üm- 
ständlichkeiten  dieses  VerMu*eos  verein- 
fachen sich  durch  die  Vereinbarung  von 
Durchschuittssteuersummen  (Pauschal  en)oder 
durch  Abfindungen  (Abonnements)  an  Stelle 
einer  Mehrzahl  von  Einzelleistungen.  Hier 
müssen  dann  die  W.transporte  der  Wirte 
überwacht  und  die  W.einU^n  und  W.ver- 
senduogen  der  Wirte  im  großen  durch 
Führung  besonderer  Konten  kontrolliert 
werden.  Wenn  auch  die  Hauptvorzüge  der 
Abgabe  vom  Kleiuverkauf  ihre  Eintr^lich- 
keit  und  die  gleichmäßige  Besteuerung  des 
W.genusses  sind,  so  wird  der  W.verbrauch 
doch  einseitig  getroffen,  da  die  an  sich 
leistungsfähigeren  W.einli^n  der  Privatleute 
zum  Konsum  steuerfrei  bleiben. 

2.  Lizenzen  vom  Klein  verschleiß,  er. 
auch  vom  Großhandel  mit  W.  Vgl.  merzu 
Art  „Lizenzen''  oben  S.  418  fg. 

III.  Gesetireboag. 

1.  Dentsohland.  Die  Bestenenmg  des  W. 
durch  innere  Verbraacbsanflagen  ist  der  einzel- 
staatlichen  Gesetsgebnng  ftbenassen.  Doch  darf 
nach  dem  Zollverunsvertrage  v.  8./VII.  1867  die 
Staatssteoer  nicht  mehr  als  ö  Tlr.  von  der  Ohm, 
d.  h.  ca.  11  U.  vom  hl  bei  ihrer  Veranlagung 
nach  dem  Werte,  und  nicht  mehr  als  2  Tlr. 
23Va  Gr.  oder  ca.  6  M.  vom  hl  bei  Veran- 
lagnoff  ohne  Rtteksicht  auf  den  Wert  betragen. 
Die  uemeindeetenem  dürfen  20%  der  Staats- 
steaer  nicht  flbersteif  en.  Die  vormaligen  W.- 
stenem  in  Preußen  (1865)  und  BAjem  (1831) 
sind  beseitigt.  Eine  einheitliche,  innere  W.- 
beateuemnc  ftlr  das  ganze  Keichsgebiet  wurde 
1893  von  der  Reichne^enu^  TorgBechlajgen. 
Sie  sollte  anf  einer  Umlao&stener  mit  Abstnfnng 
der  Sätze  nach  dem  Werte  bemhen,  wurde  abw 
als  DudurchfUhrbar  erkannt  nnd  vom  Eeichstag 
abgelehnt.  Der  W. zoll  beträgt  fUr  100  kg  m 
Fässern  24  und  20  H.,  bei  einem  W-geistgehalt 
von  Ii— 20%  30  M.,  bei  einem  solchen  von 
über  20  »/o  160  M.,  roter  Verschnitt- W.  15  M., 
W.  snr  Kognakbereltnug  10  M.  nnd  sonstiger 
Flaichett-W.  48  M.  Ertrag  1906 :  17,626  HiinÜL 
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Im  flbrigen  ut  dw  geltoide  BeditasUnd 

folgender: 

1.  Deutsches  Reich.  Die  Schaam- 
W.stener  nach  G.  v.  9./V.  1902  trifft  za- 

rsten  derReichskasseSchanm-W.  ans  Tranben- 
Obst-  oder  Fmcht-W.  sowie  alle  schanm- 
weinähnlichen  Getränke.  Die  Steuersätze  be- 
tra^n  fOr  jede  ganse  Flasche  0,10  M .  fftr 
Schanm-W.  ans  Frnchfr-W.  ohne  Znsatc  von 
Tranben-W.  und  0,60  M.  fOr  alle  Übrigen 
Schanm-W.  and  schanmweinäbnliche  Getränke. 
FOr  hiUbe  Flaschen  ist  die  Hälfte  und  fOi  jede 
Ucdaere  Flasche  dn  Viertel  des  vollen  Steuer- 
Mtaes  in  entrichten.  Die  Steuer  wird  dvreh 
ijibringnng  einer  Stenermarke  (BanderoUe)  au 
der  Flasche  erlegt  EingaagszoU  fOr  lOCt  kr 
laO  M.   Ertrag  1906  :  4,^1  HilL  H. 

Von  den  deatschen  Einedstaaten  haben 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Elsaß- 
Lothringen  innere  Verbrauchsabgaben  von  W. 

2.  In  Württemberg  trifft  das  W.umgeld 
nach  O.  v.  9./VII.  1827  den  cum  Ausschank  ge- 
langenden und  den  im  Kleinrerkauf  abgesetzten 
W.  und  Obst-W.,  mit  Ananahme  der  unmittel- 
Wr  aus  dem  Aouaade  bezogenen  und  tob  den 
Wirten  selbst  TenoUten  W.  Durch  das  Wirt- 
schaftsabgabengeseti  t.  4./VII.  1900  wurde  an 
dem  beatebenden  Bechta  prinzipiell  nichts  ge- 
ändert, doch  ist  in  mancher  Beziehnne  die 
formelle  und  verwaltungsrechtlicbe  Ordnung 
fortgebildet  werden.  Steuersubjekte  sind  die 
konzessionierten  Wirte  und  Kleinverschleifier, 
die  W.  in  Mengen  unter  20  1  ausschenken 
wollen.  Steuerfrei  bleibt  der  Hanstrunk  des 
Abgabepflichtigen,  die  als  Hefe,  Trüb*W.  usw. 
nun  Abbrennen  Terwendeten,  als  nnbranchbar 
aosgesehtttteten  oder  durch  Unfall  und  Verlust 
naraweislicb  nnverwendbar  gewordenen  Höngen. 
Der  Steuersatz  beträgt  11%  beim  Tranben-W. 
und  8%  beim  Obst-W.  des  EriOees  vom  Aus- 
schank- oder  Kleinverkanfe.  Die  Steuer  wird 
tüls  und  zwar  in  der  Begel  durch  Akkordieruug 
nach  dem  mntmafilichen  Absätze,  teils  nach  dem 
wirldichen  Ausschank  erhoben.  Im  letzteren 
Falle  tat  der  Steuerpflichtige  eingebenden  Kon- 
trollen im  Hinblick  auf  Menge  und  Preis  des 
Getränkes,  auf  Angabe  des  Namens,  Wohnorts 
snd  Gewerbes  des  Käufers  und  Verkäufers,  auf 
den  Verkehr  mit  W.  usw.,  unterworfen.  Da- 
neben sind  noeh  Lizenzen  an  entrichten,  deren 
H6be  nach  dem  Wirtschaftsbetriebe  in  5  Ab- 
stufungen zwischen  1  und  8  K.  schwankt  Er- 
trag: 2-26  MUt.  M. 

3.  Die  W.accise  in  Baden  ist  eine  allge- 
meine Abgabe  vom  W.Terbrauch  (GG.  v.  19./V. 
1882.  27./Vin.  1888  und  7./VI.  1892).  Sie  trifft 
als  Einlagestener  W.  und  Most  aus  Trdnben 
und  Obst  und  macht  den  Einleger  zum  Steuer- 
subjekt. Der  Kleinverkanf  in  Mengen  unter  20  1 
durch  Wirte  und  KleinverscbleiJIer  unterliegt 
■och  dem  Obmgeld  als  Ztuatzsteuer.  Zahl- 
reiche Bestimmungen  sollen  die  mehrfache  Be- 
steuerung und  die  Belastung  noch  nicht  zum 
Verbraach  bestimmter  W.roengen  verbäten. 
Auch  fUr  den  W.hande]  besteben  verschiedene 
Vergünstigungen,  und  ebenso  ist  der  Haustruok 
stenerfei.  Die  Steuer  wird  regelmäßig  nach  der 
steuerbaren  W.menge,  seltener  nach  der  Menge 
der  verarbeiteten  Trauben  oder  des  verwendeten 
Obstes  bemessen.  Der  Steuersatz  beträgt  für  die 
Eintagestener  oder  W.aocise  vom  hl  3  M.  und ' 
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für  du  Olmwdd  2  K.  Fftr  den  Obrt-W.  sind 
die  Sitae  aafjea90iuidO,60K.fllrdaiU 

enuAAlgt.  Seit  1^  bestehen  fOr  des  Knost- 
W.  besondere  Bestimmungen.  Die  Steuer- 
pflichtigen, die  KnnstrW.fabnkanten,  haben  eute 
persönliche  Konseesion  für  jährlidi  SO  M.  Lisenz 
zu  erwerben  und  vom  Hektoliter  Knnst-W.  dne 
Steuer  von  6  M.  zu  entrichten.  Die  Fahrikea 
stehen  nnter  behördliehor  KontroUe.  Dan  wUd 
noch  die  W.accise  und  du  Ohmcdd  crkobea. 
Ertrag::  2  Hill.  M. 

4rin  Hessen  (G.  t,  9JXU.  1876;  bestaad 
eine  Behanksteaer  der  Kleuverkäiifex  tm  W. 
in  Mengen  unter  40  1  und  «ine  Einlagcatner 
der  W.häudler.  Ersten  betm«  bei  einem  Vn- 
kanfepreise  unter  70  M.  per  nl  5  M.  und  ia 
übrigen  7  M.  fQr  je  1  hl  und  letatwe  5  M-  ffer 
je  10  hl.  Die  Steneracfauldigkeit  wurde  dorch 
Schätzung  ermittelt,  doch  konnte  auch  die  Fora 
der  Aversalzablungen  gewählt  werden.  Die 
Steuer,  welche  auf  800000  H,  im  Ertrage  vrr* 
anschlagt  ist,  wurde  sät  1891  außer  Hdnmg 
gesetzt.  Versuche  ihm'  NengetUltag  «ind  bü 
jetzt  gescheitert 

6.  InElialt-LothriBgen  (GG.  t.  80.in. 
1873,  23./V.  1877  und  6./V.  1880)  wsrde  die 
Form  der  Versandsteaer  gewählt,  die  fftr  iede 
Versendung  von  Tauben-W.  1,00  M.  und  tm 
Ubst-W.  0^  M.  fQr  das  hl  betrt^  Die  Steuer 
fUr  den  unter  Verwendung  von  Rosinen,  EAnntha 
usw.  hergestellten  W.  beträgt  6  M.  per  U  (GG. 
V.  14./XI.  1892  und  18.^1.  18B5).  Wirte  nml 
W.händler  unterliegen  der  Lizenzpflicbt^  Stcner- 
snbjekt  ist  bei  Versendung  an  Kleinverkiofer 
der  Empfänger,  sonst  der  Versender.  Aa*- 
nahnuweise  ut  auch  die  EinUgeatener  nUaäg. 
Die  Lizenz^  betragen,  nach  der  SUnwohnenaU 
der  Orte  (unter  2000,  3000—10000  and  ftbff 
10000  Einwohner)  abgeatuft,  je  2&.  60  und 
76  M.  jäbrUch.   Ertrag:  0,90  MilL  M. 

2.  Oesterreleh  -  Usganu  Die  W.st«er 
[Patent  v.  26./V.  1829,  GG.  v.  17./Vni.  lasi 
lO./V.  1890  (Wien)  und  23./VI.  1891  (Trieat.  iä 
in  den  „geschlossenen  Orten"  eine  Bin^anf»- 
(Tor-)steuer  von  dem  Ober  die  Steuerlime  an- 
gehenden W.,  Obetmost  (in  Wien  nad  Twt 
auch  der  Tranben)  und  in  den  irfTeiieB  Onn 
eine  Sinlageeteuor  vom  KteinTerkanf  in  Utmpa 
nnter  ö6  T.  Die  Abgabe  iat  tob  den  in  dit 
Kleinverkaufskeller  tingebracbtea  OetrSakr  a 
der  Form  der  Abfindung  oder  der  Verpaufetan^ 
zu  erheben.  Nor  wenn  eine  solcbe  nidil  n- 
Btende  kommt,  tritt  die  Stenerverwaltmg  Jn 
eigener  Regie*' ein.  Die  Steuersätze  sind  hd^aio« 

a)  in  Wien  und  Triest:  8  Kr  fftr  FaB-W..  16  Cr 
fUr  Flaschen-W.,  12  Kr  für  Wjdom,  2  Kr  fu 
Obstmost  von  je  1  hl,  3  Kr  fttr  100  kg  Trauben. 

b)  In  anderen  geschlosseuen  Orten  7,64  Kr  für 
W.  (jedoch  mit  Ermäßigung  für  manche  Be- 
zirke), 6,08  Kr  fllr  W.uost  (mit  daa  gleich 
EnnäOignngen],  2,28  Kr  fttr  Obstmoet  eäwehfirt!- 
lich  eines  20proz.  Zuschlags  von  je  1  hl.  Kinet- 
W.  und  sog.  Halb-W.  unteriiegen  beeoadcni 
Bestimmungen.  Ertrag:  10— 12  Mia  Kr.  Ivr 
W.ZOU  beträgt  40  Kr  Tür  je  100  k«. 

In  Ungarn  besteht  eine  äuiUdie  ^'  - 
besteuerong. 

S.  Frankreteh.  Die  franz^FsiBche  W.beate»^ 
rung  ist  sehr  alt,  sie  geht  bis  ins  14.  Jalir^ 
zurück.  Die  große  Revolution  bee^tigtc  «* 
1791—1804  in  radikaler  Weise,  hk  ne  UW 
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ler  eraclieiQt  nad  in  dem  G.  v.  28./I?.  1816 

abschließende  Gestalt  empfängt.  Sie  war 

kompliziert  und  setzte  sicii  allmählich  ans 
inchiedenen  Steuerformen  Eosammen.  Die 
mlationsabgabe  war  eine  Versandstener  für 

an  Private  gelaneendeo  W.^ie  Eingangs- 
ibe  wurde  in  Städten  mit  4000  Einwohnern 

mehr  ab  Zasatsabgabe  eriioben,  um  die 
tere  Leistungsfähigkeit  der  mittwen  and 
len  Städte  zu  berficksichlägen,  die  Klein- 
tau&abgabe  traf  den  KleinTerscbleiä  der 
te  nnd  Debitantön,  in  Städten  mit  4000  nnd 
r  Einwohnern  konnte  ev.  die  Eingangs-  nnd 
lila^^be  durch  eine  einzige  Steoeriorm 
e  aniqne)  ersetzt  wwden.  Ftir  Paris  nnd 
D  bestand  eine  besondere  Ersatzabgabe 
e  de  replacement).  Anßerdejn  wurden 
inzen  nnd  gebflbrenartige  Abgaben  erhoben, 
schiedene  Auflagen  konnten  dann  nock  dnrch 
indnngen  abgelfist  werden, 
■ieit  1879  empfand  man  die  Last  dieser 
renzierten  Besteuerung  immer  mehr.  Es 
den  daher  lange  üntersnchangen  angestellt 

verschiedene  Reformprojekte  aasgearbeitet 
10,  1886  1888,  1891,  1893).  Seit  1896,  in 
:hem  Jahre  sogar  zwei  Projekte  das  Licht 

Wdt  erblickten,  kam  das  Problem  nicht 
r  zur  Ruhe.  Der  häufige  Wechsel  der  Be- 
ungen  erschwerte  die  Dnrchf&bning.  Erst 

1900  gelang  es  dem  Finannninister  CaiUaax, 
bereits  fttnt  Jahre  schwebende  Frage  cum 
chlnfi  m  bringen. 

Das  nene  G.  t.  SS/XU.  1900  beseitigte  für 
Obtt-W.,  Bimmost  nnd  Honigmost  die 
(chiedenoL  Auflagen  nnd  behält  fllr  diese 
ränke   nnr   die  Zirknlationsabgabe 
it  de  circnlatiqn)  bei,  die  vom  hl  W.  I,b0  Fr. 
vom  hl  Obst-W.  usw.  0,80  Fr.  beträgt  Die 
engen  Eontrollvorschriften  des  W.verkehrs 
der  Zirkulation  werden  in  der  Hauptsache 
ehalten.  Für  den  Verkauf  der  eigenen  Ernte 
W.banem  bestehen  Erleichterungen.  Ancb 
Hehnahl   von  TwwaltnngsTorsGhriften 
len  XünceUmten. 

die  Lizenzen  der  KleinverscUeifler 
ihre  Einreibung  in  die  Patentsteoer  maft- 
md.  Für  die  im  Tableau  A  angeführten 
mer^ts  ordinaires  et  artisans  occupants 
ouvriers  bestehen  8  Orts-  und  8  Betriebs- 
ingsklassen,  wie  bei  der  Patentsteuer  mit 
ersätzen  vou  20—500  Fr.  Die  Übrigen 
fltstenerpflichtigen  werden  mit  einem  Ein- 
Mtze  von  450  Fr.  belastet  Die  jährliche 
ibe  der  OroDhändler  beträgt  200  Fr.  bei 
n  Jahresafaeatz  von  1000  U  W.  oder  2000  hl 
•W.  usw.,  300  Fr.  bei  einem  solchen  von 
-2500  U  W.  oder  2000-ÖOOO  U  Obst-W. 
fiOO  Fr.  bei  einem  solchen  von  mehr  als 
bl  W.  und  mehr  als  5000  hl  Obst-W. 
■erstarke  Ausfall  bei  der  W.steaer  sollte  durch 
IrtiChung  der  Alkoholsteuer  von  l&6,3ö  auf 
Fr.  vom  hl  (eiuschließUch  der  ZoschlagB- 
men)  ausgeglichen  werden.  Diese  Kr- 
äng bat  sich  aber  nicht  erfüllt  Vielmehr 
in  Iiiudereingang  von  60—70  Hill.  Fr.  ein- 
ten. 

fe  BaBtenenug  der  Wermnt-,  Liqnenr-  nnd 
frW.  ist  dnn£  O.  t.  13./IV.  18^  neu  ge- 
t  worden.  Sie  sind  zn  versteuern  nach 
I  vollen  Alkoholgehalt  unter  Annahme  eines 
nini  von  Iß"  fmi  Wemnt  und  1&*  für 


läqnenr-  nnd  Knnstweine.  Bei  einer  Alkohol- 
stärke  von  15^  sind  die  halben  Steuersätze  der 
Alkoholsteuer  (110  M.  vom  hl),  bei  höherer 
Oradbaltigkeit  ist  der  volle  Steuersatz  {220  Fr. 
vom  hl)  zu  entrichten.  Natnr-W.  (vins  donz 
natnrels)  mit  einer  natfirlichen  Alkoholstftrke 
von  lö "  können  auf  Antrag  des  Produzenten 
nnd  gwen  Nachweis  der  Hatnrreinheit  den 
Sätzen  wr  W.eteo6r  nnterworf»  werden.  Dnrdt 
Entrichtung  der  halben  Verbraucbsabgabe  wird 
bei  diesen  W.  der  StenerpAicht  für  den  Alkohol 
genügt,  der  vor  der  Oämng  zur  Gehaltserhöhung 
verwendet  wird,  wenn  dieser  vor  der  Gärung 
beim  W.bauem  nuter  steneramtlicher  EtHitn^le 
zugesetzt  wird. 

Ertrag  der  W  steuer  1906  :  64,763  MUl.  U. 
(1890:  162,862  Hill.  Fr.) 

4.  Andere  StnntM.  In  England  besteht 
neben  dem  Zolle  eine  TerkanbaEgabe  in  Form 
von  Lizenzen.  Diem  sehwanken  bei  den  W.- 
händlem  zwischen  2  £  4  sh  1  d  nnd  10  £  10  ah, 
wobei  den  niedrigsten  Satz  die  Materialisten  in 
Schottland,  den  höchsten  solche  zu  entrichten 
haben,  die  nur  fremden  W.  verkaufen.  Die 
Lizenz  für  den  Kleinabsatz  von  Obst-W.  beträgt 
1  £  ö  sh  nnd  diejenige  für  SUd-W  händler  be- 
läuft sich  auf  5  £  5  sh  für  Fabrikanten  und 
Großhändler  nnd  1  sh  5  d  für  Detailgeschäfte. 
In  Italien  bildet  die  W.8teuer  einen  Teil  des 
dazsio  di  consnmo  (vgl.  Art.  „Verzebrungs- 
stener,  allgemeine"  sub  2,  b  oben  S.  1218/19). 
In  Belgien  nnterliwt  W.  nnd  Knnat-W.  der 
Accise,  welche  vom  ißktoUter  Fait-W.  20  Frcs. 
und  vom  Hektoliter  Flaschra-W.  60  Frcs.  be- 
trägt. W.  mit  mehr  als  15%  Alkohol  haben 
höhere  Sätze  zu  entrichten,  ui  den  Nieder- 
landen beträgt  Zoll  und  Steuer  je  20  fl.  vom 
Hektoliter,  während  bei  W.  mit  über  lö  <>  Alkohol 
der  H^gehalt  nach  den  Bestimmungen  der 
Branntweinsteuer  behandelt  wird.  Spanien 
hat  für  die  geschlossenen  Orte  eine  Torabgabe 
und  für  das  platte  Land  eine  Abgabe  vom 
Kleinverkanf.  Die  KnnBt-W.fttbrikation  ist  ver- 
boten, mitAnanahnederHentellnngvonSehanm- 
W.  nnd  der  sog.  mistelas  (ein  Getriink  ans  W., 
Wasser,  Zucker  nnd  Zimmet).  In  Portugal 
besteht  eine  Abgabe  vom  Kleinverkanf,  welche 
verpaditet  ist 

Literatur;  Goethe,  Handbuch  der  Ampdographie, 
Gras  1878.  —  £afto  und  Ma€^,  Haudbwk  de» 
Weinbaue*  und   der  RellerunrUehafl ,    X  Bde., 
2.  Aufi.,  Berlin  1881—1883.  —  Schäffle,  Stev€m, 
Bd.  II,  Spet.  Teü,  Leipzig  1897  {Handbuch  d.  SL, 
Abt.  m,  Bd.  III  t,  S.  e87fg.).  —  Eheiberg, 
Finantu^teMckaft,  8.  Aufl.,  Leipzig  1906,  8.  84t. 
—  Leydheeker,   Beiteuerung  de»   Weim»  in 
EUafi-LoÜtringen,  Strofiburg  187S.  —  Sehutar^ 
LandenDtiHHeuer  und  die  Frage  der  Seichemim^ 
teuer  in  BeuUekUmd.    ZeiUehr.  f.  ZoUveeen  u. 
Reichstteuem  im.  —  v.  Heckel,  Die  GetrOmke- 
tleuem  in  Frankreich.    Jahrb.  /-  iVot.  Slai.  III 
S.  Bd.  XXII.  —  V.  Mayr,  Art.  „WHnsteu^', 
ÜlengeU   Wb.  d.  D.   VR.  —  v.  Meckel,  Art. 
„Wein  und    Weinatruer",   H.   d.   St.,    t.  Aa^.. 
Bd.    VII,  S.  7eofg.  —  Art.  „Vine",  im  lim 
Say,  DieUßnnaire  de«  financta.    Vol.  t,  p.  Ä*. 
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WeiUing — Weltpostverein 


Weitllng,  Wilhelm, 

geb.  1806  (n.  a.  1810)  in  Ha^ebni^,  gut 
26./I.  1871  in  New  York.  S.  Artt  „Sorial- 
demokrstie"  und  „Soxialismiu  and  Kommnnia- 
miu".  Carl  GrOnfeetv- 


Weltausstellungen. 

Der  Gedanl^e,  alle  L&nder  and  Völker  za 
einer  allgemeinen  Ansstellnng  einzoladen,  aaf 
welcher  ein  Bild  des  gesamten  materiellen  Fort- 
schrittes der  Menschheit  gegeben  werden  solltCL 
schon  früher  erSrtert,  ist  znerst  in  England 
dnrch  Sir  Henry  Cole  nnd  die  Unterst  ötsung 
des  Prinzen  Albert  i.  J.  18Ö1  Terwirklicht. 
Seitdem  sind  die  W.  immer  größer  and  nm- 
fassender  geworden,  da  aaf  jeder  die  Vor- 
gängerin Qbertroffen  werden  soUte.  Sehen  wir 
von  einer  Ansahl  Ton  Aosstellnngen  ab,  die 
sieh  W.  nannten,  ohne  wirklich  einen  ganz 
mtemationalai  Cnuakter  so  tragra,  so  stod 
Uiber  solche  gehaltm: 

1861  in  London        1878  \  t».^. 

1866  in  Paris  1889  f 

1862  in  London       1893  in  Chicago 

1867  in  Paris  1900  in  Paris 
1873  in  Wien  1904  in  St.  Loois. 
1876  in  PhUadelphia 

Aaf  der  ersten  Londoner  Aasstellong  waren 
17000  Aassteller  nnd  6  Hillionen  Besncher. 
Konnte  Paris  1889  anf  52000  AnssteUer  nnd 
32  Hillionen  Besncher,  Chicago  1893  anf  70000 
AoBSteller  nnd  21  Hillionen  Besncher  hinweisen, 
so  werden  für  Paris  1900  60000  Aoasteller  nnd 
48  Hillionen  Besncher,  für  St.  Lonis  30  Hillionen 
BeBacher  genannt. 

Der  Vorschlag,  in  Dentschland  eine  W.,  etwa 
1897,  abznhalten,  wnrde  nach  eingehenden  Er- 
örterungen nicht  aasffefährt.  (S.  den  Bericht 
des  Reichskanzlers  im  Deutschen  Keichsanzeiger 
T.  14./Vm.  1892.) 

Vgl.  Art.  „ Ansstellttngen"  oben  Bd.  I S.  276  fg. 

KtiTl  RathgBn. 


WeltpostTerein. 

AIb  die  größte  Errungenschaft  der  neueren 
Entwickelung  des  Nachrichteiiverkehrs  muß 
die  Begründung  des  W.  angesehen  werden. 
Die  große  Vereinfachung  und  Verbilligung 
des  internationalen  FoBtverkehrs,  die  durch 
dieses  Werk  erzielt  wurde,  ist  ein  wesent- 
liches Element  des  modernen  Wirtschafta- 
lebens  geworden,  und  auch  die  mittelbaren 
Erfolge  des  W.,  nämlich  die  schnellere  Ver- 
breitung von  bewährten  Posteinrichtungen 
in  anderen  Ländern,  sind  von  großer  Be- 
deutung. Der  Gedanke  einer  solchen  inter- 
nationaleu  Vereinheitlichung  der  Post  mußte 
eich  bei  der  gesteigerten  i'ernwirkung  der 
modernen  Verkehrsmittel  und  bei  der  wach- 
senden Lebhaftigkeit  des  internationalen 
Verkehrs  von  selbst  entwickeln.  Bünsichtige 
Männer,  namentlich  der  HoÄrat  Joh.  v.  Henv 
feldt  zu  Frankfurt  a.  M.  in  seinem  „Ardur 


ffir  Postwegen"  1841,  S.  316%.,  habeo  schoo 
Mh  die  Folgerungen  gezogen,  die  sich,  aus 
dem  universalen  Char^ter  der  Post  &r^ei»Q. 
Der  Deutsch-Oesterreichische  Postrerein  von 
1850  war  die  erste  praktische  Betätigung 
des  bezeichneten  Gedankens,  allerdings  auf 
einem  räumlich  beschränkten  Gebiet  Zur 
vollen  Verwirklichung  kam  es  aber  noch 
lange  nicht  Auch  die  31  Grundsätze  über 
den  internationalea  Briefverkehr ,  die  voo 
der  internationalen  Postkonferenz  zu  Paris 
1863  beschlossen  wurden ,  blieben  noch 
weit  vom  ZieL  Erst  dem  Eio^mfen  des 
Staatssekretärs  des  deutseben  Beichspost- 
amts  Dr.  t.  Stephan*)  gelang  es,  das  Zieil 
zu  erreichen.  Stephans  Denkschrift  von  18^ 
über  einen  allgemeinen  Postkongreß  war  die 
Veranlassung  zum  Zusammentreten  des  Post- 
kongresses zu  Bern  (am  15.  IX.  1874),  uod 
aus  den  Beratungen  des  Kongreeses  ging 
der  allgemeine  Postvereinsvertrag  v.  9.  X. 

1874  hervor,  welcher  den  von  deutscher 
Seite  vertretenen  Grundsätzen  entweder  volle 
Geltung  verschaffte  oder  ihnen  doch  durdi 
Kompromisse  eine  Wirksamleit  sicherte. 
22  Staaten  mit  37  MüL  okm  Gebiet  und  mit 
350  Hill.  E^w.,  umfeissend  Europa^^  kegy^^ea 
und  die  Ver.  Staaten  von  Nordamenkaf  n^tea 
sich  80  zu  einem  einheitlichen  Posl^ebiet 
zusammengeschlossen,  innerhalb  dessen  fOr 
den  Brief-}  PostWtea-,  Drucksatdieo-  und 
Warenprobenverkehr  volle  Fteihdt  des 
Transits,  mäßige  TransiteebOhren,  ein  nahezu 
einheiüiohes  Porto  unter  weghll  der  Teiloag 
des  erhobffiien  Portos  svdsc^n  den  ver- 
Bchieden«!  Staaten  bestuiden.  Als  Zentral- 
stelle des  Vereins  wurde  in  Bern  &n  inter- 
nationales Bureau  eingerichtet,  von  welchem 
seit  1875  die  monatlich  erscheinende  „L'Unioa 
postale^  als  Organ  des  Vereins  herausge- 
geben wird.   Der  Vertrag  trat  am  1.  Vli. 

1875  in  Kraft 

Seitdem  haben  sich  der  Umfang  des 
Vereinsgebietes  und  die  von  der  Verein- 
barung berührten  Teile  des  Poetverkehrs 
bedeutend  erweitert ,  und  die  zugrunde 
liegenden  Gedanken  haben  sich  nodi  klarer 
Ausdruck  verschafft. 

Jeder  der  Kongreese  zeigte  den  Fort- 
schritt in  diesen  Beziehimgen  unverkennbar. 
Am  Schluß  des  II.  Kongresses  zu  Paris  1$T^ 
war  der  Umfang  des  Verein^bietee  67  Hill, 
qkm  mit  750  Mill.  Einw.,  des  IIL  Kongresses 
zu  Lissabon  1885  83  MilL  qkm  mit  848  MUL 
Einw-,  des  IV.  Kongresses  zu  Wien  1S91 
96  Mill.  qkm  mit  946  Mill.  Einw.  dea 
V.  Kongresses  zu  Washington  104  MilL  ^jkm 


')  Angerurt  Ton  dem  amerikauwben  Gaaerat 
postmeister  Blair. 

Damals  Geh.  Ober-Poetrat 

■)  Frankreich,  das  aioh  den  Beitritt  vorhe- 
halten  hatte,  lohlofi  neh  am  L/L  1876  aa. 
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oiit  1071  MUL  Einw.  1906  gehörten  zum 
,W.»i)  132  Staaten  (darunter  78  Eolonial- 
»biete)  mit  112  MiU.  qkm  und  1120  MüL 
Sinw.  Emige  zentnialrikaniBOhe  Gtebiete, 
Marokko  und  das  Innere  Chinas  gehOren 
loch  nicht  zum  W.  Auf  dem  Kongreß  zu 
hm  —  Frühjahr  1906  —  ist  Abeesinien 
ind  China  auf  deren  Wunsch  das  Protokoll 
itr  nachträglichen  Unterzeichnung  desWelt- 
ostvertrageB  offengehalten  worden.  China 
nfft  spätestens  bis  zum  nächsten  Kongreß 
Binen  Beitritt  vollziehen  zu  kOnnen. 

Das  Gtebiet  der  Weltpostvereinsstaaten 
ildet  für  ihren  ^genseitigen  Austausch  von 
ostsendungen  ein  einheitliches  Postoebiet. 
inerhalb  dieses  Gebietes  ist  der  Ti-ansit 
ei,  d.  h.  er  kann  sich  frei  bewegen. 

Deutschland  hat  von  Anfang  an  auch  die 
□entgeltlichkeit  des  Transits  angestrebt 
her  die  finanzieUen  Interessen  wichtiger 
ransitländer  standen  dem  entgegen,  und 
an  mußte  sich  bisher  damit  begnügen, 
Uige  Transit^bühren  zu  vereinbaren  und 
9se  allm^iai  weiter  zu  ermäßigen.  Auf 
<m  PostkoDgrefi  in  Rom  1906  wurde  die 
ansitgebOhr  fOr  offenen  Transit  auf  6  Cts. 
r  jeden  Brief  und  auf  2-/2  Cts.  für  jede 
tstkarte  festgesetzt.  Für  den  geschlossenen 
ansit  (Beförderung  in  geschlossenen  Brief- 
iiteln  usw.)  wurden  1906  folgende  ^tze 
reinbart: 

Für  den  Landtransit  fttr]  1  kg  bei  Ent- 
fernungen 

.  bis  zn  3000  km: 
&)  1,50  Fr.  für  Briefe  and  Postkarten 
b)  o,zo  _   ftir  andere  Gegenstände, 
tlber  3000—6000  km :  a)  3,00  Fr.  b)  0,40  Fr. 

.  über  6000— 9000  km :  a)  4,50  Fr.  b)  0,60  Fr. 

.  über  9000  km :  a)  6,00  Fr.  b)  0,80  Fr. 

Für  den  Seetransit  für  1  kg. 

.  bei  Entfemnngen  bis  zn  900  Seemeilen : 

a)  1,50  Fr.  b)  0,30  Fr. 

,  bei  Entfernungen  Uber  300  bis  1600  See- 
meilen oder  im  Verkehr  zwischen  enro- 
plüschen  Lftndem,  iwiwhen  Europa  and 
den  aoßerearöiAiBGhen  Häfen  am  Hittel- 
meer nnd  am  Sdiwarzen  Meer,  zwischen 
Enropa   nnd  Nordamerika:  a)  4,00  Fr. 

b)  0,50  Fr. 

Im  ttbrigen:  a)  8,00  Fr.  b)  1,00  Fr. 

Die  Vereinheitlichung  des  Portos  war 
i  noch  nicht  vollständig  erreicht  worden, 
war  ftlr  Briefe  ein  Porto  von  20—32  Cts. 
je  15  g  und  für  Drucksachen,  Waren- 
>en  und  Oeschäftspapiere  ein  Porto  von 
LI  Cts.  für  je  50  g  vorgesehen  mit 
ksicht  auf  die  in  den  Vertragsländem 
ehendea  Münzverschiedenheiten.  Außer- 
waren  Zuschl&ge  zur  Deckung  der 
ransitgebühren  der  Briefe  zulässig.  Der 
idsatz  des  Einheitsportos  war  aber  schon 


Dieser  Name  („Union  postale  aniverselle") 
le  1878  angenomnen. 


damalsangenommen  worden,  und  die  spSteren 
Kongresse  haben  den  Gntnosate  verwirklicht 
imd  an  Stelle  der  früher  vorhandenen  mehr 
als  1500  verschiedenen  Portosätze  das  Porto 
einheitlich  festgesetzt 

auf  35  Cts.  für  je  Ib  g  (ohne  Oewichtsgrense) 
bei  Briefen, 

„   10  „    bei  Postkarten. 

„  b  „  für  je  50  g  bei  Dracksachen  und 
Geschäftspapieren  (bSchstes  zalfts- 
siges  Gewicht  anfangs  1  kg,  seit 

im  2  kg), 

„  ö  „  für  je  60  g  oei  Warenproben  (höchstes 
Gewicht  anfangs  260  g,  sp&ter  360  g). 

Für  Briefe,  die  der  Seetransitgebühr  von 
15  Fr.  unterlagen,  war  ein  PortozuschJag 
von  25  Cts.  zulässig.  Der  Kongreß  in  Rom 
1906  hat  XX.  a.  beschlossen,  das  Briefgewicht 
von  20  zu  20  g  abzustufen  und  das  Porto 
für  die  ersten  20  g  auf  0,25  Fr.  und  für 
jede  weiteren  30  g  aof  je  0,15  Fr.  fesl^ 
zusetzen,  was  eine  erhebliche  Verbilligung 
bedeutet.  Indes  kOnnen  die  Postverwaltungen 
als  Uebei^ngsma&r^el  die  Anwendung  des 
einen  oder  des  anderen  der  beiden  vorstehend 
angegebenen  neuen  Taxierungsgrundsätze 
einstweilen  aussetzen. 

Eine  Portoteilung  findet  nicht  statt.  Jede 
Yereinsverwaltiuig  behält  das  ganze  Porto, 
das  von  ihren  Anstalten  eingezogen  wird, 
einschließlich  der  Einschreibe-  und  Rück- 
Bcheingebühren.  Nur  die  den  einzelnen 
Ländern  zustehenden  Transitgebühren  werden 
verrechnet  und  zwar  seit  1891  bei  der 
ZentraJabrechnungsstelle  zu  Bern,  die  auch 
die  Ausgleichung  des  Postanweisungsver- 
kehrs vornimmt 

Ursprünglich  erstreckten  sich  die  Ver- 
einbarungen nur  auf  die  Briefpost  (Briefe, 
Dmcksadien,  Warenproben  und  Geschäfts- 
papiere). Später  sind  dm-ch  besondere  Ab- 
kommen, an  denen  aber  nicht  sämtliche 
Vereinsstaaten  beteiligt  sind,  Postpakete, 
Postanweisungen,  Postaufträ^,  Wertsen- 
dungen und  der  Bezug  von  Zeitimgen  durch 
Vermittlung  der  Post  mit  aufgenommen, 
wenn  auch  hierbei  eine  so  weitgehende 
Einigung  wie  bei  der  Brie^>ost  noch,  nicht 
erzielt  ist 

Literatart  P.  D.  Ftaeher,  Pott  und  TeUgraphi« 
im  WettverUhr,  Berlin  1879.  —  nerselbe,  im 
Art.  „Pott",  AbBchn.  VII  „WeUpoalverein" ,  ff. 
d.  St..  2.  Auß.,  Bd.  VI,  S.  lesfg.  —  Jung, 
Ihr  Witner  Weltpoatkongreß,  Jnhrb.  f.  G.  w. 
Verw.,  N.  F.,  Bd.  XVI.  —  Kirchenhein,  Ihr 
füriter  Pottkongreß,  ebenda,  N.  F.,  Bd.  II.  — 
Lehmann,  Der  Wetlpotlverein  und  teine  Kon- 
gretae,  Leipzig  1879.  —  Weithoae,  Geschichte 
det  WellpoatveTviiM,  t.  Avfi.,  Strafiburg  1896.  — 
C  aehröter,  Der  WeUpottverein,  GettshiehU 
teiner  IJründung  und  Enlwiekelung  aeit  SS  Jah' 
rm,  Btm  1900.  —  L'union  potteUe  univerteüt, 
aa  fimdtition  H  ton  dSveloppement  (Denktehrift 
dea  itttemalionaien  Buream  des  Weltpottvereint 
tu  Bern),  1900.  —  L'ünion  pottate,  Krag.  v. 
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d.  intenuiiionaUn  Bureau  det  Weltpottvergins 
tu  Bern.  R.  van  der  BofyM. 


TerkgenoueaschalteB. 

"W.  sind  „Vereine  zur  Beschaffung  von 
Gegenständen  des  landwirtschaftl.  oder 
gewerbL  Betriebes  und  zur  Benutzung  der- 
selben auf  gemeinschaftliche  Bechnung". 
Sie  nnterscheaden  sich  von  den  ihnen  am 
nSchaten  stehenden  BohBtofFgenossenaohaften 
(8.  d.  Art  oben  S.  728)  dadurch,  daB  sie  die 
gemeinsam  bezf^nen  fietnebsmittel  nicht 
den  MitgUedem  verkaufen,  sondern  sie  diesen 
leih-  oder  mietweise  Abeikssen.  In  der 
Hauptsache  ist  die  W.  wie  die  Übrigen  Oe- 
nossenschaftaarten  organisiert ;  Voretfuid,  Äuf- 
sichtsrat  und  Oeneralversam  aUung  haben 
dieselben  Aufgaben,  und  die  Bildung  des 
Vereinsvermögeus  geht  gleichfallß  durch 
Einzahlungen  der  Mitglieder  und  Ueber- 
weisungen  aus  den  UeberschfiBsen  an  den 
Reservefonds  vor  sich.  Für  die  Benutzung 
der  gemeinsam  bezogenen  Betriebsmittel  ist 
eine  Miete  zur  Deckung  der  Unkosten  zu 
zahlen ;  ein  etwaiger  UeberschuS  wird  nach 
entsprechender  Dotierung  des  Reservefonds 
und  Verzinsung  der  Oeschäft^guthabeu  am 
zweckmäßigsten  unter  die  Mitglieder  nach 
dem  VerhältniB  der  gezi^ten  Mieten  rück- 
vergütet. Die  Mitgliederzahl  ist  zwar  eben- 
sowenig wie  in  anderen  Genossenschafts- 
arten  rechtlich  begrenzt,  eine  Obergrenze 
ist  in  der  Regel  tatsächlich  aber  durch  die 
mögliche  Ausnutzung  der  gemeinschaft- 
lichen Maschinen  und  Geräte  gezogen. 

Die  Notwendigkeit  der  Bildung  von  W. 
wird  für  eine  fiethe  von  Gewerben,  deren 
handwerksmäßiger  Betrieb  sonst  gegenüber 
dem  GroBbetrieoe  nicht  standzuhalten  ver- 
mag, immer  fühlbarer:  aber  die  Bildung 
und  der  Betrieb  von  W.  wird  auch  mehr 
und  mehr  erleichtert  durch  die  fort- 
schreitende Einführung  der  Maschinen- 
technik. Durcii  die  W.  wird  dem  Klein- 
betrieb die  Benutzung  unentbehrlicher 
Haschinen  ermfelioht,  deren  BeschafTung 
anderen&lls  die  Kräfte  des  Einzelnen  über- 
stiege. Freilich  bietet  die  gemeinsame 
Nutzung  der  bezogenen  Betriebsmittel  nicht 
zu  unterschätzende  technische  Sohwiraig- 
keiten,  und  bei  manchen  maschinellen  Be- 
triebsmitteln mufi  sich  sogar  die  örtliche 
Anlage  des  Betriebes  nach  diesen  richten. 
Die  W.  bilden  ein  wichtiges  Glied  in  der 
Kette  der  geno&senschaitlichen  Einrich- 
tungen, welche  die  Erlangung  des  Betriebs- 
kapitals durch  die  Kreditgenossenschaft,  die 
Vorteile  des  Großbezuges  für  die  Pro- 
duktion durch  die  Rohstoffgenossenschaft, 
für  die  Konsumtion  durch  den  Konsum- 
verein zu  ermöglichen  suchen,  welche  femer 
die   Benutzung   gemeinschaftlicher  Lager 


durch  die  Magazineenoe8ens<diaften ,  teuem 
Maschinen  durch  die  W.  bezwecken.  Die 
W.  vermag  sich  den  verschiedenartigsten 
Verhältnissen  anzupassen :  wir  findra 
Mühlen- ,  Elektrizitätswerks- ,  Traa^mt-, 
Abfuhr-,  Reinigungs-.  Dienstmanna-,  Gerüst-, 
Schlächterei^nossenschaften  und  solche  ver- 
schiedener Handwerker,  in  der  I^dwirt- 
schaft  vorzu^wrase  Dampfpflug^  und  Dampf- 
dresdimaschinengenoBsenschaften,  Stroh- and 
Heupreßgeuossenschaften  usw.  Trotzdfm 
haben  sie  sich  nur  lan^m  entwickelt  In  dem 
jjJahr-  und  Adreßbuche  der  Erwerbs-  und 
wirtechaftsgenoBsenschaften  im  DeatsctK« 
Brache  für  1900"  werden  naohgevieBen: 
206  gewerbl.  V.  mit  18904  Ifögliedi^m. 
380  landwirtsch.  V.  mit  6423  Uitgliedem. 
Es  ist  aber  mj^ch,  daS  imter  den  ebendi 
aufgeführten  Genosaenschaften  mr  B?- 
Bchaffung  von  Hasdünen  und  OeilUen  sich 
auch  nock  W.  befinden,  wie  auch  die  Zocht- 
genoraenschafteu  im  Grunde  genommen  zu 
den  W.  gerechnet  werden  können.  —  CeW 
die  Ges^iäitsetgebniBse  der  W.  liegen  wenie 
Angaben  vor. 

Literatur:  ü,  die  bei  Art.  „Erverba-  tmd  Hin- 
achafitgenotaeruek^ften"  oben  Bd.  I,  S.  SiO^J 
gegthm*  Literatur.  —  SefcWto^Jrifl— elt,  Iht 
Oenoumtckt^imiH  den einedtuin  Gewrbmpn^  •» 
leipaig  t87S.  —  OrOffVP,  Art.  „Werkgtmtf* 
teha^",  H.  d.  St.,  £.  A%^.,  Bd.  VU,  8.  ?S4fy.  - 
Deraelbe,  Anleitung  tur  Gründung  ron  Ifan-I- 
wrker^Gen.,  Berlin  1900.  —  J".  OeWwrdf,  i^ri 
Geno9tenaek<^weaeii  im  Handverk,  Zittau  ly- 
—  Petera,  Da»  Geruttttnichaftaweeen  der  B-m''- 
werker  (1906).  ^  Vgl.  ThoÖB.  über  die  IIV:-. 
genottentchaft  der  TieehUr  in  Oüttrxnr  in  AV 
IS— 86  der  Bl.f.  GenoutntekaflMtceeen  vor  t^-' 

A.  PetenUie. 


Wert 

1.  Der  Gebraochs-W.  2.  NnU-W.  und  Greoi- 
nntsen.  3.  D«r  sabjektive  Koeten-W.  nad  it«r 
Nntz-W.  4.  Der  Tanseh-W.  und  dw  objckliT«> 
Kosten-W- 

t  Der  Gebraachs-W.  Der  Andrutl 
pW."  wird  im  ethischen,  im  Ssthetiscbe'i 
im  wissenschaftlioh-kritiBaieD,  im  vittachan- 
liehen  Sinne,  kurz  immer  gebniw^it,  venu 
es  sich  um  ein  Urteil  darüber  haodat  vi*-* 
vmt  ein  gewisseB  Ideal  oder  ein  gewiwn' 
Zweck  in  einem  gegebenen  Falle  emirät 
worden  ist.  Hier  habea  wir  es  nur  mt! 
dem  Begriff  des  W.  im  wirtsdiafÜicfceii 
Sinne  zu  tun,  der  trotz  seines  beecfariokie>< 
Cmfangs  sich  noch  als  ein  äußerst  rifl- 
deutiger  erweist  Schon  Aristoteles  hatte  d>^n 
von  Quesnay  und  A.  Smith  in  die  WissHt- 
schaft  eingeführten  Unterschied  von  Ji^ 
brauchs-W.  und  Tausch- W.*'  erkaont  aJ'ft 
die  genauere  Feststellung  dieses  Begri^ 
führt  wieder  zu  Scbwierigk^tea  U'< 
tfmnungsverachiedenheiten.   Rau  bezeächnet 
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tten  im  menschlichen  Urteil  anerk&DDten 
Orad  von  NOtzlichkeit  önes  Sacbgutes  als 
W.  desselben  nnd  dMin  als  Oebmootu- 
W.  den  Orad  der  Tangiicfak^t  eines  Gutes, 
imem  Besitzer  bei  der  e^aen  Anwendung 
fflr  einen  in  der  Bestimmui^  des  Outes 
legenden  (nicht  erst  durch  den  Verkehr 
-ermittelteii)  Zweck  einen  Vorteil  zu  ge- 
fahren. Der  Gebrauchs-W.  liegt  also  nach 
lieaer  Definition  lediglich  in  der  Nfltzlich- 
:eit  eines  Gegenstandes  zur  Erreichung  eines 
pezifischen  menschlichen  Zweckes ;  daß  zu- 
;Ieich  der  Grad  dieser  Nützlichkeit  ge- 
chatzt  wird,  macht  für  das  Wesentliche 
ieser  W.grundlagG  keinen  Unterschied, 
[ier  erhebt  sich  aber  die  Frage:  was  ist 
enn  der  Unterschied  zwischen  der  ge- 
chÄtzten  Nützlichkeit  und  dem  geschätzten 
>ebrauch8-W.?  Auch  die  freien  Güter, 
.  h.  diejenigen,  die  dem  Menschen,  etwa 
[nein  Robinson,  in  beliebiger  Menge  ohne 
■eiteres  frei  zur  Verfügung  stehen,  haben 
Lr  ihn  Nützlichkeit,  die  sich  auch  nach 
irem  höheren  oder  geringeren  Grade 
ihfitzen  läßt;  es  ist  aber  nicht  üblich,  ihnen 
ich  W,  zuzuschreiben,  da  man  tatsächlich 
1  wirtschaftlichen  Sinne  nur  denjenigen 
Itzlidien  Dingen  W.  zuschreibt,  die  nur 
irch  irgend  ein  Opfer  oder  eine  An- 
rengnng  zu  haben  sind  und  die  daher  im 
ägensatz  zu  den  freien  als  wirtschaft- 
che  ÖOter  bezeichnet  werden.  Wenn 
shäfTle,  Roscher  u.  a.  den  Gebrauchs-W. 
3  die  Bedeutung  definieren,  die  ein 
it  fOr  die  Mensdien  als  Mittd  zur  Be- 
edignng  eines  Bedürfnisses  be«tzt,  so 
3t  sich  diese  Begriffsbestiininung  eben- 
Js  noch  auf  die  bloße  Kfitzlichkeit  der 
äen  GOter  fibertragen.  Man  müßte  diese 
o  ausdrflcklicb  »isschlieBai,  indem  man 
r  die  wirtschaftHohen  Güter  in  die  De- 
ition  aufn&hme,  so  daß  allg^ein  W.  die 
deutung  eines  wirtschaftlichen  Gutes 
•  den  MeuBchen  wÄre,  Gebiaucha-W.  aber 
>  Bedeutung  desselben  für  den  Menschen 
'mOge  seiner  spezifischen  Natur  als 
ttel  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses, 
f  diese  Art  aber  wird  die  Definition  des 
abbftngig  von  dem  Begriff  des  wirt- 
aftlichen  Gutes.  Will  man  diese  aus- 
eiden,  so  muß  man  unmittelbar  in  den 
^ff  des  W.  das  Merkmal  aufnehmen, 
t  er  nur  solchen  nützlichen  Dingen  zu- 
nmt,  die  nur  mit  einem  gewissen  Auf- 
id  voD  Anstrengung,  Mühe  oder  sonstigen 
"em,  wie  wir  kurz  sagen  wollen,  mit 
?m  eewissen  Eosteoaufwande  erlangt 
-den  können.  Diese  Kostenverursachung 
Bedingung  der  W.Bcfafitzung  eines  Gutes 
eichnet  man  wohl  auch  mit  dem  in 
Mu  besonderen  Sinne  gebrauchten  Ans- 
ck  „Seltenheit",  der  ebenfalls  besagen 
.  dafi  das  Gut  nicht  ohne  weiteres  be- 


liebig zur  Verfflgnng  steht.  Daher  hat  man 
(z.  B.  J.  a  SayJNfltzliohkeit  und  Seltenheit 
als  die  beiden  Momente  bezeichnet,  durch 
deren  Verbindung  dw  W.  entsieht  Der 
Oedanke  an  die  Seltenheit  a]B  Bedingung 
des  W.  li^  auch  der  Formel  Careys  zu- 
grunde, nach  welcher  der  W.  „die  Macht 
der  Natur  über  den  Menschen'*  darstellt 
In  präziserer  Weise  hat  E.  Menger  das 
Seltenheitsmoment  berfickstchtigt,  indem  er 
den  W.  definierte  als  die  Bedeutung,  die 
ein  Gut  dadurch  für  den  Menschen  erlangt, 
daß  er  sich  in  der  Befriedigung  seiner  Be- 
dürfnisse von  der  Verfügung  über  dasselbe 
abhängig  fühlt,  d.  h.  also,  daß  er  möglicher- 
weise ein  Bedürfnis  nicht  wird  befriedi^n 
künnen,  weil  er  das  betreffende  Gut  nicht 
hat  tmd  nicht  erlangen  kann  oder  weil  er 
es  sich  nur  mit  Kostenaufwand  verschaffen 
kann.  Einfacher  kann  mui  also  auch  sf^n : 
der  W.  —  und  zwar  der  Gebrauchs-W.  — 
ist  die  Bedeutung,  die  ein  nur  mit  Kosten- 
aufwand zu  erlangendes  Gut  in  der  seiner 
Natur  entsprechenden  oder  spezifischen 
Brauchbarkeit  für  den  Menschen  oesitzt. 

Der  W.  ist  also  kein  Objektsbegriff, 
sondern  ein  Relstionsb^riff;  er  bezeichnet 
keine  Eigenschaft  der  Dinge,  sondern  eine 
Beziehung  der  Dinge  zum  Menschen,  die 
abhängig  ist  einerseits  von  den  Eigen- 
schaften des  geschätzten  Gegenstandes  und 
andererseits  von  den  subjektiven  Empfin- 
dungen und  Neignn^n  des  urteilenden 
Menschen.  Ein  bestimmtes  Ergebnis  hat 
dieses  W.urteil  nur  dann,  wenn  wir  ein 
b>nkrete8  Gut  unter  ganz  bestimmten  Um- 
ständen einem  bestimmten  Möschen  gegen- 
fibergesteUt  draken.  So  ergibt  »ai  der 
konkrete  Gebrauchs-W.  nach  dem  Aus- 
drucke Raus,  der  flbngens  auch  schon  von 
Lötz  als  „Gebrow^-W.  im  engeren  Sinne" 
hervorgehoben  worden  war.  Als  „abstrakten 
Gebraud»8-W."  oder  Gattungs-W.  bezeichnet 
Rau  denjenigen,  den  man  erkennt,  wenn 
man  den  Grad  der  Nützlichkeit  ^nzer 
Gattungen  oder  Arten  von  Gütern,  wie  des 
Weizens,  des  Eisens  usw.,  im  allgemeinen 
erwägt  Dieser  Begriff  ist  indes  ein  sehr 
vager;  er  wird  aus  der  Erfahrungstatsache 
ateeleitet,  daß  stets  viele  Menschen  ein- 
zelnen Mengen  oder  Exemplaren  des  betreffen- 
den Chites  konkreten  Gebrauchs-W.  zu- 
erkennen, wobei  von  der  Verschiedenheit 
dieser  Schätzungen  abstrahiert  wird.  Im 
übrigen  besteht  der  konkrete  Gebrauchs-W. 
eines  Gutes  keinesw^  nur  für  den  Be- 
sitzer desselben;  das  bestimmte  Gut,  das 
der  eine  besitzt,  kann  für  beliebig  viele 
andere  ein  Gegenstand  des  Begehrräs  und 
der  konkreten  W.schätzung  sein. 

Der  Gebrauchs-W.  ist  entweder  Oenuß-W. 
oder  Produktiv-W.,  je  nachdem  das  Gut  sur 
Befriedigung  eines  unmittelbaren  peis&i»- 


Digitized  by 


Goo 


1320 


Wert 


licfaeo  Bedürfnisses  —  eines  EoDBumtiooB- 
bedfirfniBses  —  bestimmt  ist  oder  nur  als 
Mittel  oder  als  Stoff  zur  Herstellimg 
solcher  Konsumtionsgüter  dient.  Rau  be- 
trachtet den  Produktiv-W.  nicht  als  eine 
Art  des  Gebrauchs-'W.,  sondern  rechnet  ihn 
neben  dem  Tausch- V.  zimi  Verkehrs- W. 
Aber  der  Nutzen  eines  Werkzeugs  oder 
eines    sonstigen   Froduktionsmittels  kann 

fanz  unabhängig  von  jeder  Art  von  Ver- 
ehr bestehen.  Ein  Robinson  auf  seiner 
Insel  wird  einen  Spaten  oder  eine  Axt 
TT^^en  der  spezifischen  Brauchbarkeit  dieser 
Werkzeuge  für  seine  Zwecke,  also  nach 
ihrem  Crebrauchs-W.  sch&tzen.  Allerdings 
beruht  der  Qebrauchs-W.  der  Produktions- 
^tet  nur  darauf,  daß  sie  dazu  dienen,  Güter 
mit  Oenofl-W.  oder  EonsmatioQBgüter  her- 
zustellen; er  ist  also  nur  an  mittelbarer 
W.  und  insof»ii  hat  er  Verwandtschaft  mit 
dem  Tausch-W. 

Man  spricht  auch  wohl  von  einem  ob- 
iektiven  Oebraudis-'W.j  bei  dem  also  die 
Beziehung  auf  ein  bestimmtes  Sul^ekt  nicht 
in  Betracht  kommt  Der  deutsche  Sprach- 
gebrauch scheint  dies  durch  einige  Aus- 
drücke, wie  Heiz-W.,  Nähr-W.,  Dung-W., 
zu  rechtfertigen,  während  in  anderen 
Sprachen  auch  in  diesem  Falle  nur  von 
einer  f^gkeit  oder  Kraft  gesprochen  wird. 
In  der  Tat  bezeichnet  dieser  sogenannte 
objektive  Gebrauchswert  nichts  anderes  als 
das  Maß  einer  gewissen  Eigenschaft  oder 
eines  gewissen  Inhalts  einer  Sache,  welche 
die  Ursache  der  ihr  isuerkannten  Nützlich- 
keit bilden.  Der  Nähr-W.  einer  Speise 
wird  ausgedrückt  durch  die  Menge  der  in 
ihr  enthaltenen  Eiweißstoffe,  Kohlenhydrate 
und  Fette ;  der  Heizwert  einer  Kohle  durch 
die  Wärmemenge,  die  durch  Verbrennung 
der  Mengeneinheit  derselben  erzeugt  wird. 
Uebrigens  ist  diese  Ausdrucksweise  nur  bei 
wenigen  Gütern  gebräuchlich  geworden. 
Man  spricht  wohl  von  dem  Heizweit  des 
Holzes,  aber  nicht  von  seinem  Bauwert  (der 
nach  seiner  Festigkeit  und  Elastizität  zu  be- 
stimmen wäre),  nicht  von  dem  Schneide-W., 
sondern  von  der  Schärfe  des  Messers,  nicht 
von  dem  Zug-W.,  sondern  der  Zugkraft  eines 
Pferdes.  Immer  aber  handelt  es  sich  offen- 
bar um  die  Ursache  der  Nützlichkeit,  nicht 
des  W.,  denn  das  Moment  der  Seltenheit 
kommt  hier  gar  nicht  in  Betracht,  weil 
überhaupt  die  Beziehung  auf  ein  bestimmtes 
Subjekt  fehlt  Eine  Kokosnuß  hat  für 
Robmson,  auch  wenn  er  üeberflnfi  an  diesen 
fVÜditen  beffltzt,  denselben  chemisch  be- 
stimmbare objektiven  NäluvW.  wie  im 
europ^sdien  Binnenlanda 

2.  Xat»-W.  nnd  Grenznutisen.  Die 
schwierigste  Frage  in  der  ^trakten  W.lehre 
ist  die,  wie  sich  der  konkrete  Gebrauchs- W., 
zunächst  der  Genußgüter,  oder  —  wie  wir 


diesen  mit  den  Osterreichiscbeo  Tteoretikaii 
nennen  wollen  —  der  Nutz-W.  lo  den 
Kosten  verhält,  die  er  voraussetzt  Denn 
dieser  W.  entsteht  ja  erst  durch  das  Zu- 
sammentreffen von  Nützlichkeil  mit  der 
Notwendigkeit  irgend  eines  Kostenwifwaodes. 
Um  diese  Frage  zu  lösen,  hat  man  versucht 
die  Nützlichkeit  oder  auch  den  Gebrauchs-W., 
wenn  auch  nicht  wirklich  zu  messen,  was 
sich  von  vornherein  als  unmöglich  eieibt 
80  doch  wenigstens  als  quantitativ  meßbar 
sich  vorzustellen  und  dann  mathematisch 
zu  behandeln.  Aber  diese  Versuche  k^^en 
nicht  gelingen,  weil  die  hier  völlig  subjektiv 
aufzuessenden  Begriffe  von  Nützlichkeit 
und  W.  nicht  nur  von  ganz  unbereoben- 
baren,  unendlich  veränderlichen  individoeUeo 
Empfindungen  und  Stimmungen  i^diängig, 
sondern  überhaupt  nicht  auf  Eänhffltra  be- 
zogen werden  uJnnen,  nnd  ToUends  nicht 
auf  solche,  die  sicdi  nach  den  für  Quantittten 
geltenden  Gesetzen  zusammenlegen  lassen, 
üeberhaupt  Ifiet  sich  die  WJehre  bei  ge- 
luuerer  Betrachtung  in  eine  greazoilDae 
Kasuistik  auf,  so  daüB  man  in  der  Tat  fiageo 
kann,  ob  es  denn  wirklich  ein^  beetimmteo 
Relationsbegriff  W.  mit  gleichem  Inhalt  in 
allen  seinen  einzelcen  Erscheinungen  gebe 
oder  ob  nicht  das  Wort  W.  bloß  die  Be- 
deutung eines  Sammelnamens  habe.  Die 
Unanwendbarkeit  arithmetischer  Kategorie» 
auf  diesem  Gebiete  zeigt  sich  schon  darin, 
daß  die  Erlangung  eines  Nutzens  und  der 
Aufwand  von  Kosten  (also  die  Verxicht- 
leistung  auf  einen  Nutzen  oder  die  Uebo^ 
nähme  einer  unangenehmen  Anstrengung) 
zwar  entgegengesetzte  subjektive  Empfin- 
dungen erzeugen,  daß  diese  Empfindongen 
sich  aber  nicht  zu  Null  aufheben  können, 
selbst  wenn  man  sie,  bevor  man  sich  für 
das  eine  oder  das  andere  entschieden  hatte, 
als  gleich  im  entgegengesetzten  Sinne  ge- 
schätzt hatte.  Hat  ein  Arbeiter  sich  ent* 
schlössen,  drei  Stunden  schwere  Ueber^ 
arbeit  zu  leisten,  um  eich  für  den  Mehr- 
verdienst  eine  Flasche  Wün  zu  kaufen,  s» 
wird  ihm  der  Genuß  an  diesem  Wein  keioe»- 
wegs  durch  die  dafür  übernommene  Ar^tt»- 
last  verkümmert  oder  aufgehoben,  selbst 
wenn  er  vorher  darüber  zwäfelhaft  war.  ob 
nicht  die  Unannehmlichkeit  der  letzteren 
die  Annehmlichkeit  der  ersteren  aufwiege. 
Man  kann  dieses  Verhältnis  durch  dae  Bud 
mer  mit  einer  Ware  und  einem  Gewidit 
belasteten  Wage  erläutern:  me  kann  ins 
Gleichgewicht  gebracht  werden,  aber 
bltibt  in  beiden  Schalen  belastet  — 
Femer  ist  unsere  Wjtchätzung  dessen,  was 
wir  berätzen,  ganz  ungleichaitig  und  daher 
—  venu  ne  überhaupt  meßbar  wSre  — 
inkommensurabel  mit  der  deesdben  Gutes, 
sofern  wir  es  erst  haben  wollen  odw 
begehren.  Nur  dadurch,  daß  wir  nns  denke«. 
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xrir  mUten  das  beseseeoe  Gut  ganz  oder 
eilweise  entbehren,  k&inten  wir  es 
mm  O^enstand  einer  W.8chAtznng  machen, 
lie  mit  der  ans  dem  Begehren  ent- 
itehenden  als  homogen  betrachtet  werden 
cann.  Da  wir  aber  ein  Ont,  wie  nnten 
lock  nfiher  besprochen  wird,  tatsächlich  nie 
soliert,  sondern  immer  in  smnem  Zu- 
ammenhang  mit  unserem  ganzen  Haushalt 
•etrachteUj  so  können  wir  uns  im  allge- 
aeinen  em  solches  Entbehren  nur  unter 
ler  Toraussetzung  einer  Umwälzung  unserer 
ganzen  Wirtschaft  vorstellen.  Ein  Millionär 
;.  B.  kann  sich  gar  nicht  denken,  daß  er 
rtangel  an  Brot  oder  Fleisch  leiden  wOrde, 
ihne  daß  er  Torher  gÄnzlich  ruiniert  wSre. 
Die  hypothetische  Vorstellung  einer  Ent- 
«hrung  kann  daher  zu  keinem  bestimmten 
V.urteu  führeuj  wenn  nicht  der  wirkliche 
i'erzicht  auf  ein  Gut  emstlich  in  Frage 
teht  Soweit  es  sich  also  um  Güter  han- 
lelt,  an,  deren  wirkliches  Aufgeben  zu 
lenken  wir  gar  keine  praktische  Ver- 
nlassung  haben,  fehlt  dem  unmittelbaren 
lefühl  der  Befriedigung  aus  dem  Besitz 
[erselben  wieder  das  Moment  der  Empfin- 
luDg  der  Seltenheit,  und  von  einem  Werte 
lieser  Güter  kOnnen  wir  dann  nur  insofern 
eden,  als  wir  wissen,  daß  sie  von  an- 
leren  begehrt  und  entbehrt  werden. 

Da  das  Begehren  voraussetzt,  daß  man 
len  Gegenstand  desselben  nicht  besitzt  und 
,uch  nicht  sofort  ohne  Schwiengkeit  or- 
angen kann,  also  bis  zu  dem  Entschluß, 
'in  gewisses  Opfeat  zu  bringen,  ein  Ent- 
»ehren  einschließt,  so  kann  man  den  Nutz- 
K.  dnes  Gutes  durch  den  Grad  des  wirk- 
Lehen  oder  hypothetischen  Begehrens  dar- 
telleo,  das  der  Bemtzer  nach  demselben 
impfindet  oder  im  Falle  einer  Einbuße  an 
lem  vorhandenen  Besitze  empfinden  würde. 
Meser  W.  bestimmt  sich  also  an  der  Grenze 
[es  jedesmaligen  Besitzes:  nftmlich  ent- 
veder  durch  den  Grad  des  Begehrens  nach 
iner  weiteren  Einheit  des  Gutes  oder 
urch  den  Grad  der  Entbehrung  —  dem 
in  gleicher  Grad  von  Begehren  entspricht 

der  durch  das  Aufgeben  eines  Teils  d^ 
orbandenen  Besitzes  entsteht  Der  Nutz-W. 
illt  also,  soweit  er  im  Wirtschaftsleben 
raktischen  Einfluß  ausübt,  mit  dem  Grenz- 
utzen  (8.  d.  Art.  oben  Bd.  I S.  1126/27)  zu- 
ammen.  Aber  damit  ist  nicht  etwa  ein 
laß  für  die  Beziehung  zwischen  ihm  und 
cm  Kostenaufwand  gegeben.  Der  Grenz- 
iitzen  ist  ja  selbst  nur  die  Nützlichkeit 
iner  bestimmten  Menge  des  Gutes  unter 
'oranssetzung  einer  gewissen  Seltenheit 
esselben.  Mau  kann  die  Nützlichkeit  der 
orbei^henden  Mengeneinheiten  des  Vor- 
ates  der  Reihe  nach  mit  dem  Grenz- 
utzen  vei^leichen.  aber  der  letztere  ist  da- 
urch  ^»nsowenig  auf  ein  bestimmtes  Maß 


zu  bringen  wie  die  Nützlichkeit  der  ersten 
Mengeneiiiheit.  Man  kann  nur  sagen,  daß 
jede  belieb^  Mengeneinheit  des  ganzen 
Vorrates  nidnt  höher  geschfttzt  wird  als  die 
letzte  Mengeneinheit  mit  dem  Grenuiutzen. 
Auch  kann  man  im  allgemeinen  trotz  der 
ünmeßbarkeit  der  subjektiven  Empfindungen 
sagen,  daß  der  Grad  des  auf  das  Gut 
richteten  Begehrens  —  in  der  Regel  wemg- 
stens  —  mit  der  zunehmenden  Vergrößerung 
des  Vorrats  abnehme,  daß  also  auch  die 
Nützlichkeit  der  nacheinander  zusammen- 
kommenden Teilmengen  stufenweise  immer 
niedriger  geschfitzt  werde.  Endlich  ist  man 
imstande,  die  Nützlichkeit  zweier  verschie- 
dener Güter,  sofern  es  sich  darum  handelt, 
sie  zu  erwerben  oder  aufzuopfern,  also  mit 
Bezug  auf  das  Begehrungs-  oder  Ent- 
behrun^sgefühl  als  gleich  oder  das  eine  im 
allgemeinen  höher  zu  schätzen  als  das 
andere.  Dasselbe  gilt  auch  für  die  relative 
Abschätzung  anderer  Opfer,  wie  namentlich 
der  Uebemahme  von  Arbeitsanstren^ungen, 
die  gleichartige  üolustgefühle  wie  die  Hin- 
gabe eines  Gutes  erzeugen. 

Weiter  ist  nun  hervorzuheben,  daß  die 
mit  der  Zunahme  des  Vorrats  eines  Gutes 
eintretende  Abnahme  des  Grenznutzens  des- 
selben nicht,  wie  in  den  mathematischen 
Darstellungen  angenommen  wird,  unab- 
hängig von  den  übrigen  Gütern  stattfindet, 
sondern  durchaus  in  Abhftng^kelt  steht  von 
der  gesamten  Kosumtionsordnung  oder 
Eiukommensverwendung  des  wirt- 
schaftenden Subjekts;  anch  wd  die  Aus- 
dehnung der  Konsumtion  der  einzelneu 
Güterarten  nicht  etwa  durch  den  —  für  die 
mathematische  W.theorie  unentb^lichen  — 
Gtossensdien  Satz  gere^lt,  nach  welchem 
die  Verwendung  einer  jeden  so  weit  geht, 
daß  für  alle  der  gleiche  Grenznutzen 
entsteht  S.  darüber  den  Art  „Grenzuutzen" 
oben  L  c. 

3.  Der  subjektive  Kosten-W.  und 
der  Nntz-W.  Wie  verhalten  sich  nun  die 
Kosten  zum  Nutz-W.?  Der  Eiofochheit 
wegen  denken  wir  uns  die  Kosten  durch 
Geld  ausgedrückt  Die  Empfindung  des 
Opfers,  das  in  dem  Kostenaufwand  liegt  ist, 
wie  oben  bemerkt,  homogen  mit  der  Emp- 
findung der  Befriedigung  durch  die  Erlan- 
gung des  Gutes.  Das  Kostengut  hat  eben 
auch  einen  Nutz-W.:  wenn  also  dieser  d^i 
des  zu  erwerbenden  Gutes  die  Wage  hält 
so  ist  jedenfalls  das  mißliche  Maximum  der 
Kosten  erreicht  Sollte  nun  nicht  überhaupt 
der  durch  den  Grenznutzen  ausgedrückte 
Nutz-W.  eines  Gutes  dem  Kosten-W,  des- 
selben, d.  h.  dem  W.  des  dafür  aufgeopCerten 
Kostengutes,  gleich  sein?  Gewt^mlicii  wird 
dies  verneint,  weil  man  meint,  es  sä  ifx:;. 
leicht  möglich,  daß  man  ein  Gut  für  ge- 
ringere Kosten  eriuüte,  als  m»  ska  =- 


Digitized  by 


1322 


Wert 


Orade  deB  empfundeaea  Begehreos,  also  der 
Schätzung  des  Nutz-W.  des  Gutes,  nöügen- 
faila  dafür  aufwenden  würde.  Bei  objektiver 
Auffassung  des  Kosten-W.  und  bei  der  Be- 
trachtung isolierter  Fälle  ist  dies  richtig; 
aber  der  Kosten-W.  ist  hier  ebeo^ls  sub- 
jektiv und  in  seinem  Zusammenhang  mit 
der  vorausgesetzten  vernünftigen  Ordnung 
des  Haushaltes  aufzufassen.  Dann  aber 
kommt  man  zu  dem  Ergebnis  —  das  einen 
neuen  Beweis  gegen  die  Meßbarkeit  subjek- 
tiver  Em^dungen  bildet  — ,  daß  der  snb- 
jektive  W.  der  Einheit  des  Kostengutes  von 
der  Art  der  Güter  abhängt,  die  dafür  aoge- 
sc^hafft  w»den.  In  einer  wohlhabenden 
Haushaltung  ist  zunächst  der  Grenznutzen  j 
von  Brot,  Kartoffeln  und  allen  bis  znr  vfil- 
ligen  Befriedigung  des  Bedarfes  verbrauchten 
Konsumtionsgütern  Null,  zumal  die  letzten 
Teilmengen  derselben  oft  verschenkt  werden 
oder  veraerben ;  also  ist  auch  der  subjektive 
Kosten-W.  dieser  ganzen  Kategorie  von 
Gütern  für  den  Wirtschaftenden  Null,  wenn 
auch  die  objektiven  Kosten  gar  nicht  unbe- 
trächtlich sein  mögen.  Dieses  auf  den  ersten 
Blick  auffallende  Ergebnis  stimmt  mit  der 
gewöhnlichen  Lebenserfahrung  durchaus 
überein:  für  den  Inhaber  eines  Einkommeos 
von  20000  M.  bildet  die  Verausgabung  der 
ersten  3000  oder  4000  M.  für  die  notwen- 
di^ten  Lebensbedürfnisse  überhaupt  ^ar 
kern  subjektives  Opfer;  diese  Ausgaben  sind 
ganz  selbstverständlich,  es  wird  darüber 
keine  wirtschaftliche  Ueberlegung  angestellt, 
gar  nicht  daran  gedacht,  an  diesen  Posten 
etwas  zu  sparen.  Handelt  es  sich  aber  um 
die  Frage,  ob  eine  Wohnung  von  2500  oder 
von  3000  Af .  gemietet  oder  ob  3  oder  4 ' 
Dienstboten  gehalten  werden  sollen,  so  be- 
ginnt auch  für  einen  so  wohlhabenden  Mann 
das  Abwägen  imd  das  Verzichten  auf  volle , 
Befriedigung  seiner  Wünsche.  Das  Mieten 
einer  Wohnung  zu  3000  K.  bedeutet  Ver- 
zicht auf  die  Bequemlictikeit  eines  vierten 
Dienstboten,  aber  niemand  denkt  vernünf- 
tigerweise daran,  500  M.  an  Brot  und  Fleüch 
zu  sparen,  um  einen  Tierten  Dienstboten 
halten  zu  künnen.  Ueberhaupt  muB  in  jedem 
geordneten  Huishalt  für  jede  Art  von  rela- 
tiven (nach  den  Verhältnissen  des  Haushaltes 
beurteilten)  Luxusausgaben  ein  Maximum 
voi^esehen  sein.  Denkt  man  sich  nun  die 
betreffenden  Güter  nach  dem  Grade  des  un- 
befriedigten Begehrens  geordnet,  so  würde 
der  erste  über  das  für  ein  bestimmtes  Gut 
angenommene  Maximum  hinausgehende  Aus- 
gabebetrag den  Verzicht  auf  den  höheren 
Grenznutzen  eines  der  folgendent  Güter  der 
Reihe  erfordern,  und  demnach  ist  der  sub- 
jektive W.  des  zuletzt  für  das  erstere  Gut 
wirklich  ausgegebenen  Kostenteils  gleich 
dem  GreozoTitzen  desselben.  Denn  es  ist 
kein  Grund,  anzunehmen,  daß  das  zulässige 


Maximum  des  Kostenanfwaodes  für  dieses 
Gut  nicht  auch  wirklich  erreicht  werde, 
^äelmehr  würde  es  der  vernünftigen  Haue- 
haltsordnung widersprechen,  wenn  bei  dieeesn 
das  Begehren  mehr  als  nötig  unbefriedigt 
bliebe,  um  desto  mehr  das  Beehren  nach 
einem  anderen  von  noch  anf^prflgterem 
Luxuscharakter  zu  stülen,  wenn  also  z.  B. 
in  einem  wenig  bemittelfen  Haushalt  an 
Fleisch  gespart  würde,  um  deeto  metr  Brmnnt- 
wein  uizaschaffien. 

So  durchläuft  also  der  subjdttiTe  Kosten- 
W.  für  jedes  einzelne  Gut  in  einer  zu- 
sammenbängeDden  Haushaltsordnnng  seine 
besondere  Gradnierung.  Selbst  bei  solchen 
Luxusgütern,  denen  dieser  Charakter  nidit 
in  besonders  hohem  Grade  zukommt  ist  er 
für  die  ersten  Teile  vielleicht  Null  oder  sehr 
niedrig,  er  steigt  aber  mehr  oder  weniger 
rasch  und  wird  bei  Erreichung  des  nach 
der  Haushaltsordnung  zulässigen  Maximums 
des  Kostenaufwandes  für  dieses  Gut  gleich 
dem  Grenzoutzen  desselben,  d.  h.  gleidi 
dem  subjektiven  Nutzwert  der  Einheit  des* 
selben  in  der  gegebenen  Wirtschaft  Eic 
höhen  sich  die  objektiven  Kosten,  d.  h.  die 
Preise  der  Güter,  bei  gleichbleibendem  En- 
kommen,  so  muß  die  Wirtschaft  neu  geord- 
net werden:  für  die  als  selbstverständlich 
unentbehrlich  betrachteten  Güter  bleibt  der 
subjektive  Kosten-W.  wie  der  Nutz-W.  Null, 
bei  einem  Teil  der  Luxuegüter  aber  muB 
der  Verbrauch  mehr  oder  weniger  einge- 
schränkt werden,  es  steigt  also  der  Oreoz- 
nutzen  und  somit  auch  der  subjektive 
Ko8ten-W.  und  Nutz-W.  ihrer  Einheit. 

Alle  diese  Betrachtungen  sind  im  Grunde 
nichts  anderes  als  Üntersuchungen  über  die 
Psychologie  der  Privatwirtschaft 
Aber  überall  zeigt  sich  doch  auch  der  Aus- 
gang in  die  Volkswirtschaft  Der  sub- 
jektive W.  entsteht,  wie  schon  gesagt,  nur 
an  der  Grenze  der  Einzelwirtsdiaft,  wenn 
es  sich  darum  handelt,  ein  noch  außerhalb 
der  Wirtschaft  stehendes  Ghit  zu  erlangen 
oder  ein  in  derselben  befindliches  hinaos- 
zugeben.  Abgesehen  von  der  isolierten 
Naturalwirtschaft  mit  anssdilieBlicher  Pn>> 
duktion  durch  eigene  Arbdt  ist  also  täa 
Verkehr  mit  anderen  Mlrtschafteo  Tonun- 
g^tzt  Für  die  Güter,  deren  Vertust  oder 
Vertufierung  wir  als  aos^eschloesen  be- 
trachten und  von  denen  wir  als  selbetrer- 
ständlich  annehmen,  dafi  sie  uns  immer  in 
einem  unser  ganzes  Bedürfnis  befriedigen- 
den Maße  zur  Verfügui^  stehen  weniea, 
ist  der  subjektive  Nutz-W.  (aber  natüriich 
nicht  die  Nützlichkeit)  und  der  subjektrre 
Kosten-W.  Null,  und  sie  Verhaltes  sich  ia 
dieser  Beziehung  wie  die  „freien*  Güter; 
aber  es  besteht  der  große  Unterschied,  daß 
diese  letzteren  nicht  nur  für  uns.  sondern 
auch  für  andere  keinen  W.  im  wirtB<^iaft- 
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lieben  Sinne  haben,  vährend  unser  ständiger  Hirechende  Frage  in  betreff  dee  subjektiven 
QtlterTorrat,  auf  deo  wir  subjektive  W.ur-  \  Kosten-'W.  und  des  subjektiven  Nut»-W.  war 
teile  gar  nicht  mehr  anwenden,  in  den  insofern  ein&tcher,  als  es  sich  dabei  nur  um 
Augen  anderer,  die  unbefriedigtes  Begehren  W.urteile  desselben  Subjektes  handelte. 
Qadi  solchen  GQtem  empfinden,  unzweifel- ;  Bei  den  objektiven  'W.bildnngen  aber  stehen 
liaft  subjektiven  W.  bat  Diese  Güter  er-  sich  zwei  Parteien  mit  verschiedenen  Ur- 
iialtea  ^so  fflr  uns  einen  gewissermaßen '  teilen ,  Bedürfnissen  und  wirtschaftliehen 
ibiektiveo,  weil  durdi  eine  ScMtzung  außer- 1  Yerhaltnissen  g^nfiber. 
Hub  unserer  Feraon  entstehenden  w.  Noch  |  Die  Betrachtung  des  isolierten,  auf  zwei 
leutlidiw  zeigt  doh  diM  bei  den  Gütern,  Waren  beschrankten  Tausches  zweier  &a- 
lie  fflr  den  Besitzer  seilst  überhaupt  keine '  reiner  Personen  ist  fOr  die  Aufkl&ning  der 
ipezifiache  Nützlichkät,  sondern  nur  fflr '  wirklichen  E^heinungen  zwecklos.  Denn 
udOTe  subjektiven  W.  haben  and  fflr  die '  in  Wirklichkeit  wird  im«:  Tauschende  nicht 
iaher  andere  auch  bereit  sind,  Kosten  auf- ,  nur  auf  die  Waren,  die  er  hingibt  und  die 
«wenden.  So  hat  also  der  Besitzer  dieser .  er  empfitn^  sondern  stete  im  die  ganze 
}fiter  die  Mliglichkeit,  sie  g^n  andere  Ordnung  semesHanshalteBRÜckaGht  nehmen, 
luszntansdien,  die  fflr  ihn  windiohen  Nutz-  [  Auch  unter  Yoraussetzung  naturalvrirtschaft- 
fi.  haben ,  und  die  Bedeutung,  die  sie  dä^ ;  licher  Zustande  wird  jeder  sein  Bedürfnis 
liirch  für  ihn  erhalten,  ist  der  Tausch- W. :  an  gewissen  Waren  unter  allen  Umständen 
4.  Der  Tausch- W.  und  der  objektive  voll  befriedigen  und  nur  den  UeberschnB 
Costen-W.  Nach  der  subjektiven  Seite  ist  [  seines  Vorrats,  der  für  ihn  den  subjektiven 
!er  Tausch- W.  ebenso  wie  der  Produk-  W.  Null  hat,  auszutauschen  bereit  sein. 
ions-W.  ein  mittelbarer  Gebrauchs- W.  Wie  viel  er  von  seinen  übrigen  Erzeugnissen 
nd  durch  den  subjektiven  Nutz-W.  des  j  abgibt  und  wie  viel  er  von  jeder  der  einge- 
Jutes  bestimmt,  das  man  sieh  durch  das  tauschten  Waren  Übernimmt,  wird  wieder 
'anschgut  oder  Produktionsmittel  verschafft. '  nicht  von  seinem  natürlichen  Begehren,  son- 
n  dieser  Auffassung  hat  er  wieder  nur  eine  dem  von  der  Stellung  jedes  dieser  Güter 
iirchaus  individuelle  und  Privatwirtschaft- ,  in  seiner  Wirtschaftsordnung  abhängen, 
che  Bedeutung  und  kann  m  keiner  Weise  Praktisch  interessiert  uns  nur  der  Verkehr 
uf  ein  quantitatives  Maß  gebracht  werden,  auf  einem  großen  Markt  unter  Vermittelung 
'olkswirtschaftliche  Bedeutung  hat  nur  der  des  Geldes.  Nur  hier  kommen  die  objek- 
bjektive  Tausch-W.,  der  gleichsam  tiven  W.  mit  genügender  B^timmtheit  und 


ußerlich  verkörpert  wird  durch  die  Menge 
er  anderen  Güter,  die  man  für  das  auszu- 
lUBchende  Gut  erhalten  kann.  Für  den 
esitzer  der  einzutauschenden  Güter  kommt 
n  tatsächlichen  Verkehr  ebenfalls  nur  der 


Festigkeit  zur  Erscheinung,  und  die  Unter- 
suchunf^  der  subjektiven  Grundlagen  der- 
selben ist  für  die  Volkswirtschaftslehre,  die 
es  mit  Massenerscheinungen  zu  tun  hat,  gar 
nicht  erforderlich.  Es  genügt  zu  wissen. 


^jektive  Taosch-W.  derselben  gegenüber  daß  jederzeit  für  jedes  Gut  eine  gewisse 

ideren  Gütern  in  Betracht  und  so  haben '  öesaratn  ach  frage  aus  dem  Zusammentreffen 

i  einem  gegebenen  Augenblick  alle  Güter  einer  großen  Anzahl  subjektiver  Bedürfnisse 

egeneinander  objektive  Tausch-W.    Sehr ,  von  sehr  verschiedener  Intensität  entsteht 

?reinfecht   wird  die  äußere  Darstellung  und  daß  diese  Nachfrage  wegen  der  sehr 

?rselben  durch  die  f^ns^altung  eines  ein-  mannigfaltigen  Abstufung  der  Zahlungsfähig- 

?it]ichen,  allgemein  vermittelnden  Tausch-  ^  keit  der  Kauflustigen  mit  steigendem  Preise 

ites,  des  Geldes.   Der  objektive  Tausch-W.  abnimmt  und  mit  sinkendem  zunimmt ;  daß 

nes  Gut»  wird  dann  durch  den  Preis,  ander^^ts  der  Gesamtnachfrage  ein  Ge- 

Imlich  dnrch  die  Geldsunune,  die  man  da-  samtangebot  gegenübersteht  and  der  Preis 

r  erhalten  kann,  ausgedrückt  oder,  genauOT  sich  im  Durchsciinitt  so  stellt,  daß  die  Pro- 

^sagt,  durch  den  objektiven  Tausch-W.  duktionskraten ,  d.  h.  der  Kosten- W.  des- 

eser  Geldsumme,  d.  h.  dnrch  ihre  Kauf-  ^  jenigen  Teiles  der  uigebotenen  Warenmenge 

aft  gegenüber  anderen  Gütern.   Fflr  den-  noch  erreicht  wird,  der  unter  den  ungüns- 

nigen  aber,  der  ein  Gut  eingetauscht  hat,  tigsten  Bedingungen  produziert  wird,  aber 

=llt  die  hi^gebene  Geldsumme  den  ob-  ztir  Befriedigung  der  vorhandenen  Nachfrage 

ktiven  Kosten-W.  dar,  und  ebenso  noch  auf  den  Markt  kommen  muß.  IMes 

gibt  sich  für  ihn,  wenn  er  ein  Gut  mit  ist  die  allgemeinste  Formel,  der  sich  zwei 

ifvi'endung  von  Kapital  und  Arbeit  herge-  besondere  Falle  unterordnen :  wenn  die  Pro- 

?llt  hat,  ein  objektiver  Kosten-W.  aus  der  duktionskosten  in  allen  Betrieben,  die  zur 

iramierung  der  Geld-W.  aller  Aufwen-  Befriedigung  der   vorhandenen  Nachfrage 

ingen  mit  Einschluß  seiner  eigenen  Arbeit  mitwirken  müssen,   gleich  sind  {was  in 

(1  seiner  kapitalistischen  Leistimg.    Die  Wirklichkeit,  genau  genommen,  niemals  zu- 

luptfrage  ist  nun  wieder,  wie  sich  der  trifft),  so  stellt  sich  der  Preis  durchsciinitt- 

jettive  Kosten-W.  der  GKlter  zu  ihrem  lieh  eben  diesem  einheitlichen  Kosten-W. 

["ektiven  Tausch-W.   verhält.    Die   ent-  entsprechend ;  wenn  dagegen  —  und  das  ist 
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der  zweite  besondere  Fall  —  das  Angebot  geht,  und  lieber  zu  Eraatzmitteln  gradfesp. 
sich  überhaupt  nicht  der  Nachfrage  eot- 1  Für  jede  Ware  gibt  es  also  in  der  Oeeamt- 
sprechend  ausdehnt,  also  nicht  so  weit,  daß '  heit  der  Nachfragenden  eine  Omppe;,  für 
die  Produzenten  unter  den  ungünst^ten  welche  der  Preis  oder  der  objektire  Tausch- 
Bedingungen  oder  die  Produzenten  flberniaupt  W.  das  Maximum  des  subjektiven  Koeten- W. 
nur  den  Eosten-'W.  erhalten,  so  bleibt  der  und  des  subjektiven  Nutz-W.  darstdlt,  das 
Preis  eben  über  dem  Kosten-W.  stehen,  sie  dieser  Ware  nach  ihrer  llaushaltsonlnung 
weil  die  gewöhnlichen  Voraussetzungen  über  überhaupt  zuerkennen  kOnnen.  Wird  nun 
die  Konkurrenz  nicht  zutreffen ,  sondern  der  Preis  erhöht,  so  scheidet,  wenn  es  sich 
diese  absolut  beschränkt  ist,  sei  es  infolge  nicht  um  ganz  unentbehrliche  Lebensmittel 
der  natürhchen  Seltenheit  der  Ware,  sei  es  handelt,  ein  Teil  der  äußersten  Gruppe  der 
durch  eine  künstlit^e  Yereinbaning  der  Pro- ,  Nachjagenden  ganz  aus,  und  ein  anderer 
diizenten.  Die  Monopolinhaber  gehen  mit  kauft  nur  eine  nach  Verhältnis  der  l>eia- 
dem  Preise  so  weit  m  die  Höhe,  bis  das  Steigerung  verminderte  Quantit&L  SchUeS^ 
Maximum  des  möglichen  Ctevinns  für  sie  |  lieh  wird  bei  immer  weiterer  PreiaeriiOhong 
erreicht  ist.  Im  übrigen  sei  auf  den  Art  der  Absatz  so  beschiftnkt,  dafi  auch  im  Falle 
„Preis  und  FieisbUdung"  (oben  S.  645  fg.)  eines  Monopols  der  Gesamtgewinn  des  V». 
verwiesen.  Es  zeigt  sich  ja  überhaupt  kaufes  abnimmt  Durch  solche  Betradi- 
hier,  daß  der  objektive  Tansdi-W.  im  I^se !  tongen  über  das  Yeriialten  der  Einzelnen 
zum  Ausdrudc  kommt  und  deaselben  Ncnmen  I  wii^  aber  keine  weitere  Kenntnis  des  volks- 
unterli^  wie  dieser.  Der  objektive  Kosten- 1  wirtsdiaftlichen  Vorganges  erlangt^  als  be- 
W.  dag^en  ist  für  dm  einzelnen  Pro-  reits  mit  den  obigen  S&tzen  g^eben  ist 
duzenten  nach  der  Verschiedenheit  ihrer  Da  in  der  Volks^virtschut  nur  der  ob- 
Produktionsbedingungen  verschieden .  was  jektive  Tausch- W.  in  der  Gestalt  des  Preises 
^&uz  selbstverständlich  ist;  es  besteht  für  Eds  etwas  Greifbares  und  wirklich  Meßb&rce 
ihn  nur  die  Regel,  daß  er  im  allgemeinen  hervortritt,  so  ist  es  leicht  b^reiflich,  daß 
nicht  höher  steigen  kann  als  der  Preis,  d.  h.  er  in  der  Wissenschaft  vorzugsweise  berück- 
als  der  objektive  Tausch- W.  ^er  Ware ;  am  |  sichtigt  worden  ist.  Adam  Smith  erwihnt 
tiefsten  bleibt  er  unter  dem  objektiven  zwar  auch  den  Gebrauchswert  be&ißt  sidb 
Tausch-W.  bei  den  Monopolgütern.  Bei  den  aber  in  seinen  weiteren  Untersuchungen  nur 
mit  annähernd  gleichen  Produktionskosten  mit  dem  Tausch-W.,  den  er  allerdings  von 
beliebig  vennehrbaren  Waren  ei^bt  sich  die  dem  (objektiven)  Kosten-W.  nicht  S^oaa 
Gleichheit  des  objektiven  Taitöch-W.  mit  unterscheidet  Einmal  sagt  er,  der  W.  be- 
dem  objektiven  Kosten-W.;  es  folgt  dies  stimme  sich  danach,  wie  viel  Arbeit  —  oder 
jedoch  nicht  aus  irgend  einem  selbständigen  auch  wie  viel  Weizen  —  man  für  das  be- 
w.gesetz,  sondern  nur  als  Resultat  aus  den  treffende  Gut  eintauschen  könne;  ein  anderes 
gegebenen  Konkurrenzverhältnissen  und  der  Mal  aber  sagt  er,  die  ursprüngliche  Nonn 
Tatsache,  daß  eine  Produktion,  die  die  für  den  Güteraustausch  sei  die  Menge  dw 
Kosten  nicht  deckt,  nicht  luige  fortgesetzt  in  jedem  der  beiden  G^nstäode  enthaltMieo 
werden  kann.  Arbeit,  und  überhaupt  nennt  er  die  Mühe 
Mehr  als  in  den  obigen  allgemeinen  und  Anstrengung,  die  zur  Erhmgung  einer 
Sätzen  enthalten  ist,  läßt  sich  an  abstrakten  Sache  habe  aufgewendet  werden  müssen. 
Regeln  Ober  die  Bildung  des  objektiven  den  wirklichen  Preis  derselben.  Ricudo 
Tausch-  und  Koston- W.  nicht  aufstellen,  stellte  dann  in  aller  Bestimmtheit  das  Prinzip 
Man  kommt  auch  nicht  weiter,  wenn  man  auf,  daß  der  relative  Wert  der  Güter  dnrcfi 
die  Qesamtnacbfrage  und  das  Gesamtangebot  die  zu  ihrer  Herstellung  nötige  Arbeit  dar- 
in ihre  privatwirtschaftlichen  Elemente  und  gestellt  w^e.  Er  fügt  allerdings  hinxu« 
die  diesen  zugrunde  liegenden  individuellen  daß  es  Güter  gebe,  deren  W.  nur  von  ihrer 
Motive  aufzulösen  sucht  Es  kann  ja  anch  Seltenheit  abhtoge,  aber  er  betrachtet  diese 
hier  wieder  hervoi^ehoben  werden,  daß  jeder  nur  als  Ausnahme ;  anch  erkennt  er  die 
Wirtsdiaftende  je  nach  dem  Stande  seines  Bedeutung  der  Versdiiedenhnt  der  OrtAe 
Einkommens  von  gewissen  Gütern  eine  seine  der  KajatidvOTwendung  für  die  W.bUdinig 
Bedürfnisse  vollständig  befriedende  Menge  der  Güter  an,  aber  in  seinen  wdteren  &- 
zu  jedem  praktisch  denkbaren  Preise  kaufen  örtemngen  nimmt  er  d^uf  keine  Büclc- 
wird:  ia  dem  Verbrandi  von  anderen  wird  sieht.  Im  Grunde  bestimmt  er  dm  W. 
er  sich  aus  wirtschaftlichen  Vemunftgründen  durch  die  Froduküoaskosten,  indem  er  still- 
trotz  seiner  natürlichen  Neigungen  be-  schweigend  auf  jede  Arbeitseinheit  einen 
schränken  und  auf  jedes  nicht  mehr  als  eine  gleichen  Kapitalbetrag  annimmt  Außerdem 
gewisseQuoteseinesEinkommensverwenden,  aber  scheidet  er  die  Grundrente  aus,  die 
auf  andere  endlich  wird  er  mit  Rücksicht  nach  seiner  Auffassung  nicht  als  Faktur  der 
auf  den  ganzen  Zuschnitt  seines  Haushalts  Preisbildung  wirkt,  sondern  erst  durch  den 
überhaupt  verzichten,  wenn  der  Preis  ihrer  zustande  gätonunenen  Preis  der  Bodenpro- 
^leogeneinheit  über  eine  gewisse  Grenze  dukte  entsteht   Daß  der  Preis  und  mit  ihm 
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der  Tausch* W.  durch  die  ProduktiouskosteD 
unter  den  ungünstigsten  Bedingungen  (die 
Oieichheit  der  BedinguDgen  ist  ein  beson- 
derer Fall)  beBtimmt  sei,  ist  die  all^mein 
aDgenranmene  Lehre  der  „klassischen" 
Schola  Wenn  Garey  statt  Froduktioos- 
to»ten  ReproduktäonBKoeten  sagt,  so  ist  das 
keine  ethebUche  Yerbessening  dieser  Lehre, 
denn  die  Bicardosche  Schnle  nimmt  still- 
schveigend  einen  Beharrongsznstand  in  den 
technischen  Bedingungen  der  Produktion 
ui ;  werden  aber  kostensparende  Yerbesse- 
runf^  Torauseesetzt,  so  folgt  aus  der  ganzen 
&rt  ihrer  Deduktion,  daß  sie  die  Ptoduktions- 
losten  zurzeit  der  Preisbildung,  also  nicht 
lie  ursprQnglichen,  sondern  eben  die  Re- 
3roduktton8kosten  als  maßgebend  befrachtet. 
tüBTerstAndlich  ist  in  der  englischen  Lehre 
lur  die  abstrakte  Ausdruclsweise ,  nach 
ler  86  scheint,  als  sei  die  Bestimmung  des 
7f.  durch  die  Produktionskosten  ein  unmittel- 
lares  wirtschaftliches  „Gesetz",  während 
ioh  diese  Gleichung  in  Wirklichkeit  nur 
Is  das  Bi^ebnis  der  bestehenden  Eonkur- 
enzrerhftltaisse,  und  zwar  auch  nur  im 
Toßen  und  ganzen  und  —  ganz  abgesehen 
on  den  Monopolfällen  —  mit  vielen  Ab- 
weichungen im  einzelnen  erfflllt.  Um  diese 
bweichuo^Q  sämtlich  zu  erklären,  müßte 
lan  auf  die  besonderen  Verhältnisse  aller 
eteiligten  Privatwirtschaften  eingehen,  was 
Lcht  Sache  der  Yollrawirtschaftslehre  ist. 
iese  hat  sich  mit  diesen  Unregelmäßig- 
äiten  zunächst  nur  statistisch  zu  befassen 
ad  im  übrigen  sich  nur  so  weit  mit  ihnen 
1  beschäfti^D,  als  sie  wieder  selbst  als 
assenerscheinungen  auftreten  imd  auf  er- 
mnbare,  viele  Einzelwirtschaften  gleich- 
tig  berührende  Ursachen  zurückgeführt 
erden  kennen.  Die  „Österreichische"  Schule 
eilt  den  Nutzwert  und  demnach  die  Nach- 
ige hei  der  Tausch-W.-  und  Preisbildung 
ran.  Indes  haben  aber  tatsächlich  nicht 
ir  die  Inhaber  von  Monopolen,  aondem 
:ch  die  im  Genuß  von  Yorzugsrenten  be- 
idlicben  Yerkäufer  die  Yorhand  bei  der 
eissteigerung :  sie  gehen  versuchsweiBe 
!ts  80  hoch  wie  möglich;  nur  wenn  die 
kchfrage  nicht  mehr  genügend  folgt  oder 
inn  neue  Eonkurrenten  unter  günstigeren 
diogungen  auftreten,  müssen  sie  Halt 
^ben.  Für  den  schließlichen  Erfolg  der 
öisbilduDg,  die  Gleichgewicht  von  Angebot 
X  Nachfrage  voraussetzt,  ist  es  übngens 
ichglUtig,  welcher  von  diesen  beiden  Kak- 
en die  Initiative  der  Freisbewegung  ge- 
^t  hat. 

Was  endlich  die  von  Marx  als  Grund- 
e  seiner  Theorie  des  Eapitalgewinns  an- 
lommene  extreme  Form  der  Kicardoschen 
lehre  betrifft,  nach  welcher  der  W.  der 
Cer  einfach  durch  das  Quantum  der  zu 
:r  Herstellung  erforderlichen  gesellschaft- 


lich notwendigen  Arbeitszeit  bemessen  vrird, 
so  widerspricht  sie,  auf  den  reÖativen  W. 
der  einzemen  Güter  für  sich  angewandt, 
offenkundig  der  Erfohrung,  weil  sie  die 
Verschiedenheit  des  auf  Jede  Arbeitseinheit 
in  den  verschiedenen  Produktionazweigea 
kommenden  Eapitalbetrags  außer  acht  lUt. 
Auch  hat  Marx  im  3.  Bande  sones  Werks 
seiner  Lehre  eine  ganz  andere  Wendung 
gegeben,  so  daß  äe  gar  nicht  mehr  auf  den 
W.  der  einzelnen  Waren,  aondem  nur  allen- 
falls auf  den  Durchschnitts-W.  von  einer 
großen  Zahl  verschiedenartiger  Waren  ^t. 
Alle  Waren  kosten  nur  Aro^t,  hatte  «ich 
schon  Rodbertus  gesagt,  und  dieser  Satz  ist 
richtig,  wenn  man  das  Gesamtprodukt  der 
ganzen  Menschheit  oder  etwa  auch  eines 
großen  Volkes  ins  Auge  faßt  und  dabei  den 
Boden  und  seinen  ursprünglichen  Inhalt  als 
unentgeltliche  Gabe  der  Natur  betrachtet. 
Daher  kann  man  annähernd  auch  die  aus 
sehr  mannigfaltigen  Gütern  bestehenden  An- 
teile, die  zwei  große  Elassen  der  Bevölke- 
rung, wie  die  Arbeiter  und  die  Eapitalisten, 
aus  dem  jährlichen  Nationalprodukt  erhalten, 
relativ  nach  ihrem  Arbeitsinhalte  schätzen; 
aber  die  einzelnen  Eapitalisten  und  Grund- 
besitzer erhalten  aus  den  Preisen  ihrer  be- 
sonderen Erzeugnisse  sehr  verschiedene 
Anteile,  die  im  Verhältnis  des  von  ihnen 
gestellten  Eapitals  oder  Grundbesitzes  stehen, 
wenn  für  den  letzteren  ein  durch  Multipli- 
kation der  Grundrente  mit  einem  bestimmten 
Faktor  gebildeter  Eapitol-W.  eingraetzt  wird. 

Literatur :  A^fier  den  Lehrbüchern  teien  an- 
geführt: S'^iediOnder  f  Theorie  de»  Werte», 
185S.  —  Gemen,  Die  QetetMe  de»  mentelMehen 
Verkehr»,  185$. — Knie»,  DienatitmalBbowmieche 
Lehre  vom  Werte,  ZUchr.  f.  Slaatew.,  18S$.  — 
Meng  er,  ÖnmdtäUe  der  VolkevfirUchaftdehre, 
187L  —  Jewma,  Theory  of  ptAitieal  eeonomy, 
1871.  —  Walraa,  Eeonomie  poUtujuf  pure, 
1874.  —  Xeuntann,  Beiträge  sur  Äevinon  der 
Orundbegriffe  der  Volkiwirtichaßelehre ,  Ztachr. 
f.  sStaateic.,  1869  und  1872.  —  Derselbe,  Grund- 
lagen der  Volk«wirt»ehafi»lehre,  Bd.  I,  Kap.  S, 
1889.  —  Dergelbe,  Ab»ehn,  4,  Schönberg»  Sand- 
buch,  4.  Avfi.,  1896.  —  V.  Wieaer,  Urtprung 
und  Hauptgetetae  de»  leirticht^lUehen  Werte», 
I884.  —  JletveCbe,  Der  natSriiehe  Wert.  1889. 

—  V.  BOhm-Bauferk,  Orundsüge  der  Theorie 
de»  mrttehaJÜichen  GiUerwerU,  Jahrb.  f.  Not. 
u.  Stat.,  y.  F.,  Bd.  XIII  (1886).  —  Derselbe^ 
Pogitive  Theorie  de»  Kapüal»,  1889,  S.  ISSfg.  — 
J.  Wolf,  Zur  Lehre  vom  Werte,  ZeiUchr.  f. 
Staaüv!.,  1886.  —  Sax,  Grundlegung  der  theoreti- 
»ehen  ^aaUwirtech^ft,  1887,  S.  S49fg.  —  AuapWs 
und  XAeben,  Untertuekungen  über  die  Theorie 
de»  Freite»,  1889.  —  Lehr,  Wert,  Orentwert 
und  Prei»,  Jahrb.  f.  A'at.  u.  SiaL,  N.  F.,  Bd.  XIX. 
1889.  —  Gerlaeh,  Ueber  die  Bedingungen  tnrt- 
»eht^iieher  Tätigkeit,  1890.  -~  IHeUH,  Die 
IUa»»i»ehe  Werttheorie  und  die  Theorie  vom  Grena- 
nutxen,  Jahrb.  f.  JVö*.  m.  StaL,  Ji.  F.,  Bd.  XX. 

—  Deraelbe,  ebd.,  A'.  F.,  Bd.  1.  —  Fstten, 
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der  GiUer,  ZeiUckr.  /.  Ä(aai*w.,  183S.  —  Nau- 
mann, Die  Lehre  vom  WerU,  J89S.  —  WMeaeUf 
lieber  Werl,^püalu.ltente,  189i.  —  Wemtcke, 
Der  oläekHvt  WeH  »nd  Pttit,  1896.  —  L. 
V.  Bfich,  InUfMitSt  der  ArbeÜ,  Wert  und  Preis 
der  WareH,  1896.  —  evttl,  Der  Wertgedamie, 
1897.  —  Heyn,  Der  Wert,  1S99.  —  l^mhard, 
Neue  FeaUldlwng  de»  WerAtgHgk  utv:.,  1906. 


W  ertzawachsbestenemiig 
s.  Umsatz-  und  Wertzuwachssteuer 
oben  S.  1091  fg. 

Wertpuiere. 

W.  Bind  eine  besondere  Art  von  Urkunden 
aber  ein  besteheadea  SdinldverhUtnis;  die  Be- 
ionderheit  Jiegt  darin,  daß  die  Schrift  nicht 
bloß  Beweimittel,  soudera  bedingendes  Element 
(ttr  den  gesamten  Bestand  des  Fordemnjfsrechtii 
ist;  das  ScbnldTerhältnis  ist  ein  Papier;  hat 
man  z.  B.  einen  Wechsel  gezahlt,  ohne  sitdi 
ihn  znrückgeben  zu  lassen,  so  kann  man  noch- 
mals daraus  in  Anspruch  genommen  werden. 
Die  Obligation  eines  W.  entsteht  nur  in  nnd 
mit  dem  Papier,  die  Obligation  ans  einem  W. 
wird  nur  in  und  mit  dem  Papier  übertragen 
und  sie  erlischt  nur  in  nnd  mit  dem  Papier. 
Diese  formellen  Pfq>iere,  bei  denen  ein  Leiatungs- 
Tenprechen  meist  ohne  die  causa  debendi  durch 
die  Schrift  herrflndet  wird,  sind  aulterordent- 
lich  verkehrsKhiff  nnd  nehmen  deshalb  einen 
immer  größeren  Ranm  in  der  heutigen  Volks- 
wirtschaft ein.  Sie  zerfallen  teils  in  Geld-  nnd 
Warenpapiere,  teils  in  Namen-,  Order-  ond  In- 
haberpapiere. Siehe  die  Artikel  Aber  diese. 

(7.  Schanx. 


WeseneblflahrL 

Die  Weser  entsteht  aus  dem  Zusammen- 
fluß von  Werra  und  Fulda  bei  Hann. 
Münden.  Die  Oberweser  —  von  Hann. 
Münden  bis  zur  Eaiserbrficke  in  Bremen  — 
ist  367,8  km  lang,  die  Ünterweeer  —  von 
der  KaiserbrOcke  in  Bremen  bis  zur  Mün- 
dung am  Rotesandleuchtturm  —  112,4  km. 
Die  Unterweser  ist  —  abgesehen  von  der 
wesentlich  tieferen  Strecke  unterhalb  Geeste- 
münde —  infolge  der  vom  Bremischen  Staat 
durchgeführten  Weserkorrektion  für  Fahr- 
zeuge von  reichlich  5  m  Tiefgang  schiffbar. 
Die  Oberweser  ist  im  ganzen  Laufe  schiffbar. 
Bei  gutem  Wasserstande  können  hier  infolge 
der  neueren  Verbesserungen  desFahrwaeseis 
Kähne  bis  zu  tiOO  und  700  t  verkehren ;  ^e 
Hauptmasse  der  Fahrzeuge  zeigt  aber  er- 
heblieh geringere  Tragfähigkeit.  Die  Quell- 
flüsse  sind  ebenfalls  schiffbar,  die  Werra 
auf  67,7  km  unterhalb  Wanfried,  allerdings 
nur  für  kleine  Fahrzeuge,  die  Fulda  von 
Mecklar  bis  Kassel  —  78,3  km  —  ebrafalls 
für  kleine  Fahrzeuge,  und  auf  der  kanali- 
sierten Strecke  tmterhalb  Kassel  —  27,8  km 
—  für  Fahrzeuge  bis  zu  350  t  Von  den 


linksseitige  Nebenflüssen  ist  die  Hunte, 
von  den  rechtsseitigen  die  (Geeste,  die  Hamme 
und  Wümme  imd  die  aus  dem  Zosammea- 
fluB  beider  eutgtehende  Leamn,  die  Aller 
(unterhalb  Celle)  und  deren  Xebenflofi  Leine 
(unterhalb  Hannover)  B(^ffbar,  meist  aber 
nur  für  kleine  Fahrzeuge,  Im  ganzen  am- 
fafit  das  Wesergebiet  nach  dem  Stat.  Jahrb. 
für  das  DeutBf^e  Beich  1906  —  nach,  der 
Fahrwaasertiefe  hei  UittelwaBsergarediiiet  — 

109,9  ^  mit  tlber       B   a  FahnraawniBfe. 

3*i3    it       n       n  4     5       n  w 

7,*    n      n      »         3    4      a  rt 

39,8  ,     ,     „     2,5—3  « 

183,6    n      n      «       1,5— a.O  „  » 

»  n  I  ™  Fahrwasaertieie  nnd  darunter. 
Das  sind  im  ganzen  972,8  km  sdüffbaKr 
Strecken. 

Die  VerSstdni^  dtn*  FahistiaBen,  die 
mit  d«  Weser  zusammeDhADgeo ,  ist  nur 

gering.  Schiffbare  Kanalverbindungeo  fehlen 
<  der  Weser,  abgesehen  vom  KdstengelHft. 
Große  Landschwellen  schieben  sidi  im  Osten 
und  Westen  zwischen  die  Weser  und  die 
;  nftchstgel^uen  sdüSbaren  Oewfisser.  Erst 
durch  Ausführung  des  angestrebten  Mitt^ 
landkanals  würde  die  Weser  in  der  Höhe 
von  Minden  schiffbare  Verbindangeo  mit 
dem  Ems-  und  Bheingebiet  uud  mit  dem 
Elbegebiet  erhalten.  Die  Verbindung  mit 
dem  Ems-  und  Hheingebiet  ist  dnrdt  das 
preuß.  G.  V.  l./rv.  1905  gesichert. 

Stapelrechte,  Privilegien  uud  ZGlJe  >)  er- 
schwerten  die  Schiffahrt  früher  sehr.  Soe 
Wandlung  wurde  1813  eingeleitet.  Oldra- 
burg  mußte  1813  als  Gegenleistung  für  dk 
Ve^rößerung  seines  Gebietes  versprecbeo. 
den  ihm  zustehenden  Elsflether  ZoU  anfm- 
heben.  Mit  dem  17.A'.  1820  kam  denn  «tch 
dieser  ZoU  in  WegfalL  Durch  die  W.aktr 
V.  10./1X.  1823  wurde  die  W.  fOr  fm  ei^ 
klärt  (mit  Ausnahme  der  Schiffahrt  von 
Uferstaat  zu  Uferstaat,  die  den  dgeoen 
Untertanen  vorbehalten  wurde).  Gleich»iti{r 
wurden  die  Abgaben  Verhältnisse  dur6b  fin* 
führung  eines  festen  WesenoUes  und  dindi 
Vermindm-ung  der  ZoUsteUen  auf  11  mutf^ 
und  zur  Kontrolle  tlber  die  Dunshttthnus 
der  Schifßihrtsakte  eine  ReviMoukomnuanun 
aus  Vertretern  dar  Uferstaaten  vor^eaehts. 
Der  Weswzoll  wurde  später  ennftbgt  ud 
durch  Vertrag  v.  26^1.  1856  Ewischa 
Preußen,  Bremen,  Hannover  und  KarfaeMei 
ganz  beeeitigt  Durch  BG.  v.  5.,'IV.  l«Mi 
wurde  indes  Bremen  zur  Erhebnog  einer 
Abgabe  nach  Durchführung  der  Verbeesounc 
des  Unteriaufes  ermftditigt  Die  Uoterweaer 
wird  von  Preufieo,  Oldeabmg  mid  BnoM» 


*)  Im  Anfange  des  19.  Jahrh.  beataadcB  vm 
Bremen  bi«  Hftsden  S8  ZSUe. 
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auf  OruDd  eines  "Vertrages  von  1876  auf  i  normalen  Preise  anpafit  Was  den  W.  der 
genieiDschaftliche  Kosten  mit  SchiCbhrts- .  Kaufer  betrifft ,  so  tritt  er  am  Btftrksten  bei 
zeichen  versehen  und  ist  mit  dem  Zollao- .  den  notwendigen  oder  wenigstens  zum  ge- 
8chlu£  Bremeos  (1888)  in  das  dentsohe  Zoll-  wfihnüchen  Bedarf  gehtlreuden  Lebensmittehi 
gebiet  hin^gezogen  worden.  auf.  Entsteht  hier  aus  irgeod  einem  Grunde, 

Uterator:  JeWiMcfc,  -irt.  „H^eKrtcAi^oArt",  Ä  letwa  infolge  einer  schlechten , Ernte ,  Un- 
ä.  iSt-,  e.  Avfi.,  Bi.  yii,  8.  764.  —  PraitMtu,  zuläoglichkeit   des   Angebots ,   so  wollen 
Die  Korrektion  der  ünUrtDt**r,  BreyMn  1888.  —  die  Konsumenten  deonoch  ihren  Bedarf  nicht 
Zfe  Wettr  von  Münden  bis  Jffameln,  Sannover  oder  nur  wenig  einachrftukeu ,  sie  sparen 
S"*'är^«?^       sirime  Me^nei,  ü^ber  an  anderen  Dingen  und  treiben  die 

/A&TT  Kmr»,  7h6eU«iMA<  yacMcktmi  ilber  ^  f>  '\      ^öhe,  je  wemger  rasch  sich 

die  JUf/Oarm  und  tcidffbarm  Watamtrtißm  det  ^?  Vermehrung  des  Angebots,  etwa  durch 
I>9utedimltgiehe$,B9riiHU94.  —  Tli,aamfke,  £uinihr  von  auswärts  entwickelt.  Nimmt 
Die  J^tnaUeiening  der  Fulda  com  Münden  bis  dagegen  das  Angebot  eiu^  entbehrlichen 
Queei,  Gauel  1896.  —  MeXterhauaen,  Die  Ober-  oder  Luxusgutes  ab,  60  wirkt  die  Konkurrenz 
weectaekijfakrt  im.  letaten  Jahrzehnt,  Outti  190t. '  der  Käufer  Weit  Weniger  InteDsiv  auf  Ffeis- 
—  Ärtmijotje,  OberweaerieAiffahrt,  ^«A. | Steigerung  hin,  weü  mit  jedem  weiteren 
/.  u.  Telerophie,  1906  s  ''J/^'.,  ,  Fortschritt  derselben  eine  viminderung  der 
X.  van  ÜBT  BorghL     ^ahl  der  Mitbewerber  eintritt,  da  immer 

  wraiger  Personen  geneigt  oder  imstande 

WAHhAWAwh  erii&tea  Preis  zu  bezahlen. 

wenDewero.  Damit  der  W.  wirksam  werde  j  mtlssen 

W.  ist  das  Verhältnis  solcher  Personen  i  eick  sowohl  Verkäufer  wie  Käufer  in  großer 
zueinander,  die  mit  Aufwand  irgend  welcher '  2^1  beteiltgeo.  Sind  nur  wenige  Ver- 
Mittel einen  Zweck  erstreben,  den  sie  nicht  I  käufer  vortumden,  so  ist  ^  diesw  oft  m6g- 
alle  erreichen  können.  Im  wirtschaftUchen  lieh,  sich  zu  verständigen  und  einen 
Leben  tritt  der  W.  auf  als  Konkurrenz  Monopolpreis  (vgl.  den  Art.  „Monopol'^ 
sowohl  der  Warenverkäufer  wie  der  Käufer  j  oben  S.  505  fg.)  zu  erzielen ,  der  ver- 
untereinander.  Jeder  Verkäufer  wiU  wo  I  hältnismäßig  um  so  höher  emporgetrieben 
möglich  seinen  ganzen  Warenvorrat  ab-  werden  kann,  je  weniger  entbehrlich  die 
setzen.   Ist  bei  einem  beetimmten  Preise  die  betreffende  Ware  ist.    Unter  H  ä  n  d  1  e  r  a 


Nachfrage  gleicli  der  ganzen  angebotenen 
Meng&,  BO  können  alle  Verkäufer  ihren 
Zw^  erreichen  und  es  entwickelt  sich  kein 
W.   Ist  die  Nachfrage  kleiner  als  das  An- 


können solche  Vereinbarungen  nur  einen 
vorübergehenden  Bestand  haben,  dagegen 
sind  sie  dauernd  möglich,  wenn  sie  unter 
Produzenten  al»eschlo88en  werden ,  die  die 


gebot,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  sie  sich  Gesamtmenge  oder  doch  den  weitaus  größten 
auf  eine  bestimmte  (Quantität  der  Ware  be- .  Teil  eines  Erzeugnisses  liefern.  Ver- 
»chränkt ,  über  die  hinaus  kein  Bedarf  vor-  ^  einbarungen  unter  den  Käufern ,  um  die 
handen  ist,  oder  ob  nur  die  Kaufkraft  der ,  Preissteigerung  eiuer  Ware  zu  verhindern, 
Nachfragenden  beschränkt  ist,  so  daß  sie  i  kommen  zuweilen  als  lokale  Erscheinungen 
also  bei  einem  niedrigeren  Preise  eine  vor,  z.  B.  bei  Auktionen.  Auch  können 
CTöfiere  Menge  der  Ware  aufnehmen  können,  einzelne  große  Käufer  oft  ein  starkes  üeber- 
Der  erstere  Faid  tritt  selten  und  nur  bei  gewicht  auf  dem  Markte  erlangen  und  die 
Ueberproduktion,  nammtlich  von  rasch  ver-  Preise  zu  ihren  Gunsten  herabdrttcken. 
derbenden  Waren  ein.  Die  Konkurrenz  Freie  Koukunenz  unter  Verkäufern  und 
äußert  dann  in  starker  Heiabsetzung  Käufern  gilt  im  aUgemeinen  als  die  normale 
des  Preises ,  wobei  aber  dennoch  ein  TeU  Bedingung  des  Gflteraustauschs  und  sie 
des  angebotenen  Warenbestandes  nicht  ab- 1  kann  sich  im  inneren  Verkehr  auch  ziemlich 
g^tzt  wird ,  also  ein  Teil  der  Verkäufer  ungehindert  betätigen,  während  ihr  im  ans- 
seinen  Zweck  nicht  erreicht.  In  dem  anderen  w^gen  Handel  noch  vielfach  Schutzzölle 
Kalle,  der  namentlich  bei  entbehrlichen  und .  im  Wege  stehen.  Die  früher  sehr  ver- 
Luxuswaren  vorkommt,  müssen  die  Ver-  breiteten  Taxen  fflr  Brot,  Fleisch  und  andere 
käufer  ebenfalls  dnrdi  Preisherabsetzungen  Waren  und  bei  den  heutigen  Verkehrs- 
Opfer  brin«>n,  um  sidi  vollständigen  Absatz  |  Verhältnissen  zwecklos;  die  noch  beibehaltenen 
zu  venduiiEea;  viele  von  ihnen  aber,  ins-  Beschränkungen  des  inneren  W.  haben  aber 
besondere  die  Produzenten  unter  ungünstigen  meistras  ihre  besondere  Berechtigung.  So 
Bedingungen ,  kttoneo  hei  den  niedrigen  dient  das  Patentwesrai  zur  Förderung  des 
Freisen  nicht  bestehen  und  werden  daner,  Erfindungsgeistes,  die  Beschränkimg  der 
wenn  sie  auch  jetzt  ihre  Waaren  noch  los- ,  Zahl  der  Apotheken  durch  das  Konzessions- 
schlag«! ,  für  die  Zukimf t  vom  Markte  ver- 1  sy tem  rechtfertigt  sich  durch  die  Eigen- 
drängt, wodurch  sich  also  das  Angebot  der  artigkeit  des  pharmazeutischen  Berufs,  der 
kaufähigen  Nachfrage  bei  einem  gewissen '  nicht  zu  dem  gewöhnlichen  Handelsgewerbe 
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gehört;  für  die  BeschrftnkuDg  des  Schank- 
wirtschaftsbetriebs lassen  sich  ebenfalls  gute 
Gründe  geltend  machen.  Die  Forderung 
eines  Be^higungsoachweises  für  die  Aus- 
übung gewisser  Berufe  oder  Gewerbe  ist 
beret^tigt,  wenn  es  sich  um  Schutz  des 
Publikums  g^en  Gte&hrdung  von  Leben 
und  Gesundheit  handelt,  nicht  aber  lediglich 
zu  dem  Zweck ,  den  Zugang  neuer  Mit- 
bewerber zu  dem  Gewerbe  zu  erschweren, 
wie  es  die  neuen  Innungen  nach  dem  Vor- 
Uld  d^  alten  Zünfte  erstreben.  Auch  die 
schwere  Ausnahmebesteuerung  der  Waren- 
häuser, die  lokalprotektionistischen  Maß- ; 
r^ln  gegen  Wanderhandel  und  DetaÜ- 
reisende  widersprechen  dem  Prinzip  des ; 
freien  W.,  ohne  sich  durch  wirklich  stich- 1 
baltige  Tolkswirtschaftlidie  Gründe  recht- 
fertigen zu  lassen.  . 

Im  großen  und  ganzen  wird  durdi  den  < 
freien  w.  in  der  Tat  die  normale  Preis- ' 
bildung  herbeigeführt  und  zugleich  werden  i 
die  Produzenten  genötigt ,  ihre  Erzeugnisse  | 
mit  den  wirksamsten  HUbmitteln  und  dem 
geringsten  Kostenaufwand  herzustellen.  Im 
einzelnen  bringt  dieser  W.  jedoch  auch 
üble  Wirkungen  hervor,  wenn  er  nämlich 
mit  unlauteren  oder  betrügerischen  Mitteln 
betrieben  wird,  mit  einer  das  Publikum  irre- 
führenden Marktschreierei  oder  in  der  Art, 
daß  minderwertige  Waren  mit  täuschender 
Außenseite  verkauft  werden.  R^üich  werden 
Geschäfte  mit  solchen  Praktiken  sich  selten 
lange  aufrecht  erhalten  können.  Auch  die 
sogenannte  Schleuderkonkurrenz  ist  ver- 
weiilich,  wenn  sie  nur  darauf  ausgeht,  Mit- 
bewerber zu  verdrängen,  damit  der  Sieger 
später  das  Feld  allein  behaupten  und  die 
fteise  desto  mehr  erhöhen  könne.  Wenn 
aber  ein  Großbetrieb  imstande  ist,  dauernd 
dieselbe  Warenmenge  zu  einem  niedrigeren 
Preise  zu  liefern ,  die  bisher  von  einer 
größeren  Anzahl  kleinerer  Betriebe  nur  zu 
ungünstigeren  Bedingungen  zu  erlanmn 
war,  so  kann  man  der  Masse  der  Be- 
völkerung nicht  zumuten,  für  die  Erhaltung 
der  weniger  leistungsfähigen  kleineren  und 
mittleren  Unternehmungen  Opfer  zu  bringen, 
zumal  dadurch  das  oberste  Prinzip  der 
ToUcBwirtsehaft ,  möglichst  produktive  Aus- 
nutzung der  nationalen  Arbeit,  verletzt 
würde.  Manchmal  macht  man  der  freien 
Eonkurrenz  auch  umgekehrt  den  Vorwurf, 
sie  veranlasse  die  Gründung  einer  zu  großen 
Zahl  tonkurrierender  Geschäftsbetriebe  audi 
wo  eine  kleinero  das  vorhandene  Bedürfnis 
vollständig  befriedigen  könne,  verurra(die 
also  einen  unnöt^n  Aufwand  von  Kapital  und 
Arbeit.  Ohne  Zweifel  sind  es  in  der  Tat 
^rade  die  in  übei^roßer  Zahl  namentlich  im 
Handelsgewerbe  vorhandenen  Kleinbetriebe, 
die  sich  untereinander  die  schärfste  Kon- 
kmrenz  machen,  dui-ch  die  fortwährend  ein 


Teil  von  ihnen  ruiniert  und  ein  volkswirt- 
schaftlicher Verlust  verursadit  wird.  Die 
allgemeine  Entwickelungstendenz  geht  aber 
auf  weitere  Konzentrierungder  meisten  hand- 
werksmäßigen Gewerbe  und  dee  Detail- 
handels zu  einer  kleineren  Zahl  von  ka^tal- 
krftftigen  und  daher  leistunga-  und  wider- 
standsftfai^n  Betrieben. 

Das  Pnnzip  der  freien  wirtschaftUcfaea 
Bewegung  schfieBt  keinesw^  einen  Zwang 
zum  W.  ein.  Die  Beteiligten  können  also 
vermöee  ihrer  Freiheit  derEntschlie&UDgsocfa 
freiwillig  auf  den  W.  verzichten.  Bei  eäner 
großen  Zahl  von  Verkäufern  ist  eine  solche 
Vereinbarung  schwerlich  möglich,  aber  die 
neueren  Erndirongeo  in  bezug  auf  die  Kar- 
telle (a.  Art  „üntemehmerverbände"  oben 
S.  1122  fg.)  und  Syndikate  haben  gezeigt, 
daß  Xndu^nezw^ge  mit  Großbetrieb  in  öem- 
lich  3!flhl|i9lich^n  ^nzdunteraehmungeo  doch 
Imchter  zu  einer  Regelung  der  Kfmknrrenz 
und  einer  gemeinschaftlichea  Preispolitik  ge- 
langoi  können,  als  man  frOhsr  geäaubt  bat 
Audi  die  Innungen  haben  mit  solchen  Be- 
strebungen oft  lokale  Erfolge.  In  Frankmdi 
steht  übrigens  noch  immer  der  Art  419  dee 
Strafgesetzbuchs  in  Kr^,  der  die  Teil- 
nehmer an  PreiskoaliÜonen ,  namentiich 
in  bezug  auf  gewöhnliche  Lebensmittel  mit 
schweren  Gefängnisstrafen  bedroht.  S.  axtch 
die  Artt  „Preis"  (oben  S.  645  fg.)  und  „üo- 
lauterer  Wettbewerb''  oben  S.  lllSfg. 


Wettbewerb,  onlaaterer 

8.  Unlauterer  Wettbewerb 
oben  S.  1113%. 


Wette  s.  Spiel  oben  S.  938{g. 


Wildschaden  s.  Jagd  besonders  sub  3 
oben  S.  112/13. 


Wtnkelbleeh,  Karl  Oeoi« 

(Pseudonym:  Karl  Mario),  geb.  1810  n  Ea»> 
heini  bei  Mainz,  gest  1665  in  KaweL  8l  Axt. 
„Becht  auf  Arbeit"  sab  S  oben  S.  69a 

Carl  Orftwfcgry. 


Wirtschaft. 

W.  nennen  wir  die  geregelte  Tätigest 
und  Fflrsorge  des  Menschen  zur  BeM^ummg 
und  zw«dimaßigen  Vwwendun^  der  MiUel 
zur  Befriedigung  sdnerBedOrfntrae.  Inder 
geschlossenen  Natural-W.  werden  diese  Be- 
medigungsmittel  inneriialb  des  die  wht- 
schaftliohe  Etnhdt  bildenden  Pcrsooen- 
kreises  sowohl  erzeugt  als  auch  tMch  da- 
von dem  Haupte  der  W.  geeetstea  Ordnoag 
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BD  die  Einzelnen  zur  Konsumtion  verteilt. :  hOher  bezahlen  wollte  als  nach  dem  allgo- 
Id  der  Qeld-W.  aber  tritt  die  Produktion  |  meinen  Marktpreise. 

fDr  den  eigenen  Verbrauch  immer  mehr '  In  der  Konsumtions-'W.  dagegen  handelt 
znrQck,  Qod  die  Tätigkeit  des  Wirtschaften- 1  es  Bich  darum ,  Ober  das  erworbene  Ein- 
den  richtet  sich  vorzugsweise  oder  aus- 1  kommen  zu  verfügen  und  hier  hat  der  In- 
schJießlich  auf  den  Erwerb  von  Geld  im  i  haber  der  W.  in  weitem  Umfange  freie 
Austousch  g^n  seine  eigenen  Produkte  [  Hand.  Er  kann  einen  Teil  seines  Ein- 
oder  Leistungen  und  das  io  Oeld  dar- 1  kommens  der  Konsumtion  entziehen  und  als 
rasteilte  Sänkommen  dient  zur  Anschaffung  i  Kapital  zurflckle^gen,  er  kann  einen  anderen 
3er  für  die  Konsumtion  —  den  persönlichen !  gemeinnützigen  oder  Wohltfitigkeits- 
3ebrauch  und  Verbrauch  —  bestimmten  zwecken  verwenden  und  dadurch  auch 
3flter  SoentstehenauchreineProduktions-  Harten  ausgleichen,  die  durch  die  strengen 
)der, 'allgemeiner  ausgedrückt  —  Erwerbs- 1  Bedingun^n  der  Erwerte-W  entstehen; 
(V'.,  die  von  der  Konsumtions-W.  der  Be- j  BeMedigung  der  Konsnmtions- 

eiligteo  ganz  getrennt  sind.    Die  W.  einer  be^J'^^^be*^^  ^  ^  "  in  dw  Be^el 
i-abrikaÜons-oSer  Bankgesehafte  treibenden  J»*'*^^"^  ^  '"'^  T^S"«,*'^^  ^- 
^tiengesellschaft  hat  nSTden  Zweck,  einen  ,  f.^^^'^      sorgen    Auch  für  diese  «jent- 

JewinfSs  Ertrag  zu  erzielen,  der  unter  *«»^ 
ie  Aktionare  aklinkommen  verteilt  wutiJ ^rtscMthchkeit aufa^^^ 
ber  auch  die  gewöhnliche  Einzel-W.  wird;**.»^  größtmögliche  Befnedigung  mit  den  ge- 
lurch  die  Notwendigkeit  des  Gelderwerbs  i 

a  Produktions-  oder  Erwerbs-  und  in  Kon- j^i^^  ^^P,^»  "Äü^s:' 
umlions-W.  zerlegt^  von  denen  jede  relativ         .     ^     j^^J  ^ 
e  bstandig  und        b^nde^n  P^^^  ^ 
etneben  wird.   Viele  finden  ihren  Enverb  |  3*    subjektiven  Befriedignng  Iftfit 

urdi^ureh,daß8iem  Mdere^^  sich  überhaupt  nfcht  messen  unJ  mft  den 

•rpduktioos-W  eine  ablAng^ge  SteUun?  ein-  aufgewandten  Kosten  veiKleichen  und  das 


ehmeu.  Für  dieee  ist  das  leitende  Pnnzip, 
aB  sie  für  ihre  Ariieit  eine  möglichst  hohe 
'ei^gfltang  als  Gehalt  oder  luohn  zu  erlangen 


aus  der  mathematischen  Orenzmitzentheorie 
abgeleitete  Maximum  der  Befriedigung  steht 
mit  der  gewöhnlichen  Erfahrung  in  Wider- 


Teben.  Andere  smd  selbsttodige  Unter- 1  gpruch.  Die  Regelung  der  Konsumtions-W. 
Bhmer,  die  auf  ihre  eigene  Bechnung  und  |  „j^ß  ^^her  nicht  nach  subjektiven  Empfin- 
efahr  Waren  Wuzieren  oder  produzieren  I  düngen,  sondern  nach  rationellen  Grund- 
ssen  oder  ankaufen,  um  sie  mit  Gewinn ,  gatzen  stattfinden,  die  davon  ausgehen,  daS 
1  verkaufen,  und  ne  befolgen  dabei,  wie  j  die  dringendsten  Bedürfnisse  vollständig  be- 
lerfiaupt  alle  Geschäftsleute,  das  Prinzip, ;  friedigt  werden  müssen ,  auf  die  übrigen 
iß  mit  den  geringstmöglichen  Kosten  der  1  aber  von  dem  verfügbaren  Einkommen  um 
flßtmögliche  Gewinn  erzielt  werden  müsse. '  so  weniger  zu  verwenden  ist,  je  weniger 
>ra  Standpunkt  der  Volks-W.  würde  diesem  IMoglichkeit  ihnen  von  dem  vemunftmftfiigen 
•inzip  der  Wirtschaftlichkeit  die  Formel  Urtefl  zuerkannt  werden  kann, 
tsprechen :  es  soll  mit  dem  kleinsten  Auf- 1  Die  einzelnen  W.  greifen  durch  den  Ver^ 
inde  an  Arbeit  und  Kapital  der  größte  >  kehr  auf  die  mannigfaltigste  Art  ineinander 
igliche  objektive  Nutzeffekt  erreicht  wer- 1  ein  und  nach  der  Ausbildung  der  volkswirt- 
n.  Bei  der  bestehenden  Gesellschafts- 1  Bchaftlichen  Arbeitsteilung  ist  die  Existenz 
toung  muß  jenes  privatwirtschaftliche  ■  einer  jeden  von  dem  Zusammenhang  mit 
inzip  für  das  volkswirtschaftliche  ein- 1  den  anderen  abhangig.  Dieser  Zusammm- 
ten  und  es  führt  vielleicht  im  großen  '  hang  der  Einzel-W.  bUdet  die  Volks-W.,  die 
i  ganzen,  jedoch  keineswegs  in  allen '  aber  selbst  nidht  als  eine  W.  in  dem  hier 
izelneiten  zu  denselben  Blr^bnissen.  Es , angenommenen  Sinne  anzusehen  ist,  weil 
it  ohne  Zweifel  aus  dem  Selbstinteresse ,  für  sie  keine  einheitliche  Ordnung  der  Pro- 
•vor  und  ist  insofern  egoistisch.  Jeden- ;  duktion  und  Konsumtion  besteht  Wohl  aber 
s  wird  seine  Wirkung  durch  die  Rechts-  i  gibt  es  W.  des  Staates  und  anderer  öffent- 
nnng  beschränkt,  wie  weit  aber  sein  i  hoher  Körperschaften.  Jedodi  ist  diese  ledig- 
istischer  Charakter  auch  durch  moralische ;  lieh  Produktions- W.  und  zwar  bestimmt  zur 
:kBichten  gemildert  werden  kann,  bangt ,  Darbietung  gewisser  gesellsdiaftlich  not- 
der  fintwickelung  der  gesellschaftUc^en '  wendiger  DiensÜeistungen ,  die  man  als 
lichkeitab.  Der  Einzelne  kwin  gegen  die  immaterielle  Güter  betrachten  kimn.  Diese 
emeine  wirtschafUiche  Bewegung  nicht  |  Dienste  werden  jedoch  nicht  mit  den  Staats- 
Impfen ;  er  steht  unter  dem  Druck  der  angehOri^n  im  Q^ien  Verkehr  ausgetauscht, 
kiurenz  und  würde  sich  nur  selbst  rui- 1  sondern  ihr  Gegenwert  wird  gesetzlich  be- 
-wenn  er  etwa  die  gleichen  Roh-  stimmt  und  in  der  Gestalt  von  Steuern 
G  oder  die  gleichen  Arbeitsleistungen  BOtigeufoUs  zwangsweise  eingezogen.  V^. 

Vdrterbacb  der  ToHuwlrtschkft.  II.  Aofl.  Bd.  II.  84 
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auch  die  Artt  „Naturalwirtechaft",  „Oeld- 
wirtBchaft*',  „Grenznntien",  „Selbstintereese". 

Llteratnr :  In  allen  Lthrbüchem  wird  der  Bt- 
gnff  der  WirUchaJi  mehr  oder  weniger  au^/Uhr' 
Ueh  behandelt;  vifL  auch  Hermannt  Stoatiw. 
UrMra.,  t.  Avag.,  S.  lOfy.  u.  Itifg.  —  Goaaen, 
JHe  Getette  de»  menMclä.  Verkehrs  unt.,  18SS.  — 
V.  Wi&ter,  Ueber  den  Ursprung  und  die  Haupt- 
geeetMe  de»  wirUeht^iehen  WerU,  I884,  S.  4ifg. 
—  T>  i7.  Jreumann,  Orundiagen  uno.,  1889. 

Lexi». 


WirUchaftsgenossenschaften 
8.  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenBchaften  oben  Bd. I  S. 788fg. 


Wirtschaftskrisen  &  E  r  i  s  e  n  oben  S.  328  fg. 


Wirtechaftslehre 
s.  Volkswirtschaftslehre  ob.  S.  1247  fg. 


Wirtachaitsstsfeit. 

Der  BeoachtuDg,  daß  bei  mehreren  YOl- 
kem  dieselbe  Aufeinanderfolge  bestimmter 
wirtschafüicher  YerhAltnisse  stattj^funden 
hat,  sind  Theorieen  über  die  allgemeine  wirt- 
schaftliche Eutwickelung  der  Volker  ent- 
spruD^n.  üm  sogleich  ein  praktisches 
&ispiel  zu  w^en,  so  schloß  man  daraus, 
daß  einige  Stamme  oder  Kationen  zuerst 
als  JSger,  dann  als  Hirten,  schließlich  als 
Ackerbauer  lebten  ,oder  zu  leben  schienen, 
auf  ein  dieser  Abfolge  zugrunde  liegendes 
„Öesetz" :  man  meinte,  daß  jedes  Volk  die 
drei  Stufen :  ,^figer^,  „Hirten",  „Ackerbauer*' 
durchmachen  müsse.  Mit  dieser  Stufen- 
theorie war  jedoch  nur  über  die  Frühzeit 
der  Nationen  etwas  anseesagt  Andere 
Theorieen  beziehen  sich  auch  aiä  die  spätere 
und  höhere  Eatwickelung.  List  z.  B.  unter- 
schied die  Periode  des  Hirtenlebens,  die 
Ackerhau|>eriode,  die  Agrikultur-  und  Manu- 
faktuironode  und  endlich  die  Agrikultur-, 
Manuraktur-  und  Handelsperiode.  Br.  Hilde- 
brand lehrte,  daß  die  einzelnen  Volker  die 
Stadien  der  Natural-,  Geld-  und  Kreditwirt- 
schaf  tdimihmachen  (s.d.Artt.,.Geld  Wirtschaft" 
und  „Kreditwirtschaft",  oben  Bd.  I,  S.  491  und 
Bd.  II,  S.  322).  In  neuester  Zeit  hat  großen 
Einfluß  namentlich  eine  Stufentheone  er- 
langt, die  von  einer  Beschreibung  der  an- 
tiken „Oikeowirtschaft"  und  von  einer  Be- 
schreibung der  mittelalterlichen  „Stadtwirt- 
schaft" ihren  Ausgan^punkt  nimmt.  Jene 
hatte  Kodbertus  gehefert,  indem  er  die 
Wirtscliaft  des  klassischen  Altertums  als 
autonome  Wirtschaft  des  seine  Bedürfnisse 
selbst  befriedigenden  Eiuzelhaushalts,  bei 
welchem  System  ein  Austausch  zwischen 


den  verschiedenen  Eiozelwirtsdiaften  (deo 
großen  Haushalten  mit  den  zahlreichen 
Sklaven  als  gewerblichen  Arbeüeni)  nicht 
stattfinde,  chüakterisierte.  Die  mittelalter- 
liche „Stadtwirtschaft"  war  zuerst  von 
B.  Hildebrand,  duia  von  Schön berg  nnd 
Oierke  ^;eschildert  worden:  bei  ihr  findet 
schon  ein  Austausch  zwischen  deo  ver- 
Bchiedenen  Einzelwirtschaften  statt,  aha  our 
innerhalb  der  einen  Stadt,  während  der 
Warenaustausch  zwischen  Stadt  und  Sudt 
überaus  gering  ist  Unter  Benutzung  der 
damit  geschaffenen  Eategorieen  st^te  dud 
Bücher  im  Jahre  1Ö76  die  Stufenfolge  auf: 
geschlossene  Hauswirtschaft.  Wirtschaft  der 
Dorfgenossenschaft  oder  Markgenossenschaft, 
Stadt  Wirtschaft,  Volkswirtschaft  Weniger 
von  der  Frage  des  Warenaustausches  als 
von  der  der  mrtschaftspolitik  ging  Schmoller 
aus,  wenn  er  im  Jahre  1884  mit  etwas  un- 
klaren Vorstellungen  folgende  Stufentheone 
behauptete:  Stamm,  Mark,  Dorf,  Stadt.  Terri- 
torium, Staat  und  Staatenbund.  Seine  Aus- 
führungen über  diese  Kategorieeo  sind  nicht 
recht  durchdacht  und  haben  mehrfach  Ver- 
wirrung gestiftet,  sind  aber  in  mancher  Hin- 
sicht fQi  die  Forschung  (namentlich  für  die 
Darstellung  der  Geschichte  der  preufiisdiea 
Wirtschaf%K)litik)  immerhin  fruchtbar  e:^ 
worden.  Das  eigentliche  Zeitalter  der  B^ 
deutung  der  Stufentheorieen  in  der  national- 
Ökonomischen  Literatur  wurde  jedoch  durch 
BClchers  „Entstehung  der  Volkswirtschaft" 
im  Jahre  1893  (5.  Aufl.  1906)  eröffnet,  in 
welcher  Schrift  er  seine  ältere  Theorie  dahin 
vereinfacht,  daß  er  nur  Haus-,  Stadt-  und 
Volkswirtschaft  aufeinander  folgen  läßt  und 
die  verschiedenen  Stufen  teils  direkt,  teils 
durch  Schlldening  einzelner  ErsdieinuaceD 
der  betreffenden  Zustände  eingehend  oe- 
schreibt  Das  feinsinnige  und  gehaltvolle 
Buch  rief  lebhafte  Zustimmung,  indessen 
au(üi  heftigen  Widerspruch  hervor.  Jedo- 
ftdls  hat  es  die  Wirkung  geübt,  daß  jetü 
überall  mit  den  Stufen  Haus-,  Stadt-, 
Volkswirtschaft  operiert  wird,  daß  auch 
Darstellungen  der  natlonalOkonouischeo 
SyeCema  auf  dieser  ÜDtnsdt^HBg  H^jp* 
baut  werden.  Unter  „TolktfVttteUt^ 
vm-stcht  Bücher  den  ZuBtSAd,  la  ««kiv 
(im  Gecousatz  zur  „S^twürtschaft^  OS 
all^i  'iij-  iiier  WareaaiLE tausch  ianerhaLb  äm 
ir.iiir-.-ii  Vülk^biels  siÄitfitulet  En  w«d« 
ii;Liitit  ilie  houtigen  wirlschafllidi-?rL  ^"  - 
h;i)(i-i^st'  ln?zeichnc-t  Die  Kooeti^Lh 
eiiii-i  l'i;::'iti(lejvij  Stufe  der  „WVIlwiittCilifr" 
lf\uA  Hü.  hör  all  (f^  Aull.  112). 

/in  ICi  ilik  der  Stufonthi        ist  fulci-^^ir- 
zu   t'^'irvrliC!].     Vnn   pin-.-in  'j^-^s^-li  uJl-ut 
|Si'i[i'iifnlL.'-.,'|-i  iir  O'Mii  Sind.',  -UiÜ  :sl|.-.  VnjMT.i-- 
Mi-'i  i'i'(y>'rii|-Mi   Suifi.-ii   <liiiTlLiTf;iJ  iien   ml-s^  ■ 

k  Uli"!  iiiL'fi  I  1 1  ic  Ivi.-ilt-  sein,   Du'-^*^  T!f'*^T«ff*  <l 

eiuer  ,jg[esetzatätiigeu  Entwiukeluii^  aitt^ 
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nur  TOQ  verhältDismftßig  wenigen  Völkern 
abstrahiert  und  ruhen  mehrfach  nicht  ein- 
mal betreffs  ihrer  auf  lichtiger  Beobachtung. 
SaDohe  Y61ker  kommen  nicht  Über  die  erste 
oder  zweite  Stufe  hinaus;  andere  scheinen 
adm  mit  einer  vor^rfickteren  zu  beginnen. 
"Ea  ist  ganz  unmöglich,  aligemeine  (fflr  ^e 
Völker  gültige)  Zeitepochen  der  Winschafts- 
^esobichte  anzustellen.  Die  Stufentheorieen 
sind  nur  brauchbar,  wenn  man  darauf  ver- 
zichtet,  die  Wirtschaftsstufen   mit  Zeit- 
epochen der  Wirtschaftsgeschichte  zu  identi- 
fiuereo.  K.  Bücher  fehlte  es  nicht  an  einem 
Bewußtsein    des   Unterschiedes  zwischen 
beiden.    Aber  er  ist  doch  der  Versuchung, 
die  W.  zugleich  als  Zeitepoohen  der  Wirt- 
schaftsgeschichte zu  behandeln,  erlegen  und 
hat  gerade  dadurch  in  seinen  Darlegungen 
der  Kritik  Angriffspunkte  geboten.  Nament- 
lich mußte  es  den  Widerspruch  heraus- 
fordern, daS  er  als  die  Periode  der  ge- 
schlossenen Hauswirtschaft  das  ganze  Alter- 
tum und  das  Mittelalter  bis  zum  Aufkommen 
der  Städte  schilderte.    Hiergegen  hat  £d. 
Meyer  energische  und  (wenigstens  in  der 
Hauptsache)  ^rechtfertigte  Einsprache  er- 
erhooen.      Die    Beschreibung    einer  W. 
darf  aber   überhaupt  nicht  beanspruchen, 
getreues  Abbild  der  wirtschaftliehen  Zu- 
stände eines  Volkes  zu  einer  gewissen  Zeit 
zu  sein.    Bücher  gibt  seine  Charakteristik 
der  Stadt  Wirtschaft  direkt  als  Schilderung 
der     mittelalterlichen     Verhältnisse  der 
deutschen  Stadt.    Darin  geht  er  fehl  (s. 
meine  unten  angeführte  Kritik):  er  unter- 
schätzt  die    tatsächliche   Bedeutung  des 
Handels  im  Mittelalter  und  zieht  dem  städti- 
sdien  Verkehrslebea  einen  zu  engen  Rah- 
men. Von  den  Stufentheorieen  läßt  sic^  nur 
Gebrauch  machen,  wenn  man  die  verschie- 
denen Stufen  als  Idealtypen  ansieht,  an 
denen  man  die  Znst&Qde  eines  Volkes  in 
einer  bestimmten  Zeit  messen  kann.  Die 
Notwendigkeit  einer  Bolchen  üntrascheidung 
hat  M.  Weber  (s.  unten)  scharfsinnig  dar^ 
^egt.  „Der  idealtypische  Begriff  ist  nicht 
eine  Darstellung  des  Wirklichen;  aber  er 
will  der  Darstellung  eindeutige  Ausdrucks- 
mittel  verleihen."    „Man  bildet  den  Begriff 
fgStadtwirtschaff  nicht  etwa  als  einen  Durch- 
schnitt  der    in    sämtlichen  beobachteten 
Städten  tatsächlich  bestehenden  W^irtschafts- 
priozipien,   sondern  als  einen  Idealtypus. 
Er  wird  gewonnen  durch  einseitige  Steige- 
rung eines  oder  einiger  Gesichtspunkte  und 
durch   Zusammenschluß   einer  Fülle  von 
di£tus  und  diskret,  hier  mehr,  dort  weniger, 
stellenweise  gar  nicht,  vorhandener  Einzel- 
erscheinungen, die  sich  jenen  einseitig  her- 
ausgehobenen Gesichtspunkten    fügen,  zu 
einem  in  sich  einheitlichen  Gedankenbilde. 
Id   seiner  begriffliclien  Reinheit  ist  dieses 
Oedankenbild  nirgends  in  der  Wirklichkeit 


empirisch  vorfindbar,  es  ist  eine  Utopie,  und 
für  die  historische  Arbeit  erwächst  die  Auf- 
gabe, in  jedem  einzelnen  Falle  festzustellen^ 
wie  nahe  oder  wie  fem  die  WirkUchkrät 
jenem  Idealbilde  steht,  inwieweit  also  der 
ökonomische  Charakter  der  VerhfiltniBse 
einer  bestimmten  Stadt  als  „stadtwirtsdhaft- 
lich*'  im  begrifinichen  Sinn  anzusin^chen  ist 
Für  den  Zweck  der  Erforschung  und  Ver- 
anschaulichung  aber  leistet  jeuer  Begriff, 
vorsichtig  aufwendet,  Beine  spezifischen 
Dienste**.  „Die  Versuchung  liegt  für  den 
Theoretiker  recht  nahe,  .  .  .  Theorie  und 
Geschichte  ineinander  zu  schieben  und  ge- 
radezu miteinander  zu  verwechseln.  In 
noch  gesteigertem  Maße  liegt  dieser  Fall 
dann  vor,  wenn  die  Idealkonstruktion  einer 
Kntwickelung  mit  der  begrifflichen  Klassi- 
fikation von  Idealtypen  bestimmter  Eultur- 
gebilde  (z.  B.  der  gewerblichen  Betriebs- 
formen von  der  „geschlossenen  Hauswirt- 
schaft" ausgehend)  zu  einer  gen e tischen 
Klassifikation  ineinander  gearbeitet  wird. 
Die  nach  den  gewählten  Begriffsmerkmalen 
sich  ergebende  Reihenfolge  der  Typen  er- 
scheint dann  als  eine  gesetzlich  notwendige 
historische  Aufeinanderfolge  derselben."- 
Unter  der  Voraussetzung  aber,  daß  man  sich 
die  hiermit  angedeuteten  begrifflichen  Unter- 
schiede gegenwärtig  hält,  können  die  auf- 
gestellten Kategorieen  mit  gröfltem  Erfolg 
verwertet  werden,  ja  sind  eanz  unentbehr- 
lich, wie  denn  auch  tatsächlich  schon  die 
Forschung  von  ihnen,  obwohl  meistens  nicht 
recht  zutreffende  VorsteUungen  über  ihr 
Wesen  bestanden,  bedeutenden  Nutzen  ge- 
zogen hat  —  In  kritischer  Beziehung  sei 
schließlich  noch  notiert ,  daß  die  Ab- 
weichungen, die  Schmollera  Stulentheorie 
g^nüber  der  Büdierschen  aufweist,  in  der 
Wissenschaft  fiist  gar  keine  Annahme  ^ 
funden  haben;  insbesondere  beruht  seine 
„Territorialwirtechaft"  auf  unklaren  Voiy 
Stellungen,  u.  a.  deshalb,  weil  er  nicht  ge- 
nügend zwischen  Wirtschaftspoli^  und 
Wirtschaftssystem  scheidet  Vgl.  hierzu 
auch  Fuchs  (s.  unten)  S.  31. 

Literatur:   In   meinen  Abhandlungen  „Utiter 

Thearieen  der  wirttchaftlichen  Entmckelung  der 
Völker,  mü  beionderer  Rückaicht  an/  die  Stadt- 
vnrltckafl  de»  deutechen  MiUelalter»" ,  Hittor. 
ZUchr.  LXXXVI,  S.l/g.,  tu  „Der  Untergang  der 
miUelaUerlieken  b'tadlwirUchaft  (über  den  Begriff 
der  Terrilcrialwirtechafl}",  Jahrb./.  Not.  LXXVI, 
S.  449fg.  und  S.  Ö9S/g.  habe  ich  die  Lüeratur 
über  die  Frage  der  Wirtachafteatvfen,  die  bia 
tum  Jahre  1901  erechienen  war,  einer  krititehen 
Prüfung  untenogta  (t,  femer  fnnne  Betpreehnmg 
der  S.  Avfi.  von  Büehere  „EnUtehm^  der  V6lk$- 
wiruehaft"  in  der  Biet.  ZUchr.  XC,  S.  101  fg.). 
Zur  Liüraturgetehiehte  der  Stufentheorieen  vgl. 
auch  meine  AuftäUe  „Zur  Würdigung  der  hittO' 
riechen  Schule  der  Nationalökonomie"  in  der 
Zttehr.  f.  Sozialwiuentehei/l,  Jahrg.  1904  (na- 
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menfUeh  8.  Sglfg.  und  S.  867 fg.).  Seitdem  tind 
me^  »ehr  viel»  Arbeit,  die        mtf  da»  Av- 

.  Nem  der  WirüehafUttwfen  beziehen,  ertehieTien. 
Et  können  hier  nur  einige  rfenannt  werden: 
Max  Webef,  Die  „(^ektiviiäl"  »orialwitten- 
Mchafiiicher  und  aoxic^ioliliseher  Erkenntnia,  Ar- 
chiv für  Soaiaiwittenachafi  XIX,  8.  Ifg.  (heeondert 
S.  64fg.  und  8.  70fg.).  —  fueh«,  Volkeviirt- 
tehajuiehre  (Sammlung  GStehen),  t.  Aufl.,  Leip- 
zig 1905.  —  Berman  Gummerus,  Der  rö- 
mieehe  Gutabetrieb  aU  wirltehc^flHeher  Organü- 
wuM  (BeHräfft  nu*  aüen  Gttehiehte,  hng.  von 
hehman»-Hau]^  und  Xomemann,  5.  H^),  Leip- 
»ig  1906.  —  B.  Harma,  DanleUung  und  XriHk 

.  der  WirUeh<nß»'  und  Jteirieb»»y»tematik  im  Som' 
bart'tfJien  Kapiialimtu»,  JakHi.  f.  Geaettgebung 
MOS,  S.  ISSS/g.  (daeeUttt  Ut  die  Literatur  «u 
Sombart»  KapiUdiamua  verzeiehnel).  —  Kurt 
KiezleTf  Die  Finanzen  und  Monopole  im  alten 
Griechenland  (xur  Theorie  und  Geaehiekte  der 
antiken  täadtwirttehafl),  Berlin  1907.  —  In  meinen 
demnächst  ertcheinenden  ,Jtobtemen  der  Wvt- 
»diafiegetehichtc"  werde  ich  auf  die  FVage  der 
WirUehaftaatufen  eingehend  turüdeiommen. 

Q.  V.  .Belom 


Witwen-  und  WalseaTersicberiuig 
(der  Arbeiter). 

Die  er  und  sfttzliche  Anerkennung 
mner  W.  u.  W.  auf  dem  des  Yei^ 

mcherungsKwanges  durch  den  dentschen  Ge- 
setzgeber findet  sich  bereits  in  Her  Be- 
gründung des  ersten  Arbeiterveraicherun^ 
gesetz-Entwurfe,  nachdem  schon  1879  eine 
Beichsta^kommission  die  Einführung  einer 
bbligatonsdien  W.  u.  W.  befQrvortet  hatte. 
Nur  die  Schwierigkeit  der  Lösung  der 
Kostenfrage  dürfte  die  Einführung  einer 
allgemeinen  W.  u.  W.  bisher  gehindert  ha- 
ben. Denn  über  den  sitüiehen  Wert  einer 
solchen  kann  man  ebensowenig  im  Zweifel 
sein,  wie  Über  das  Bedürfnis.  Die  W.  u. 
"W.  schafft  dem  ,.Prinzip  der  Solidarität 
des  deutschen  Hauses  und  der  deutschen 
Familie'^  Anerkennung  und  beruht  auf  dem 
Gedanken,  „daß  der  eigentliche  Beruf  der 
Arbeiterfrau  nicht  in  der  Lohnarbeit  be- 
steht, sondern  in  ihrer  Tätigkeit  als  Haus- 
frau und  Mutter*'.  Wohl  eine  halbe  Million 
Witwen,  etwa  ein  Sechslei  der  Gesamtzahl, 
befindet  sich  in  Deutschland  in  den  ungüns- 
tigsten Vermögensverhältnissen.  Eine  um- 
fassende W.  ist  notwendi^r  Bestandteil  des 
Systems  der  Arbeiter  Versicherung  (vgl.  Art 
„Ärbeiterversicherung"  oben  Bd.  IS.  160  fg.). 

Die  historische  Entwickelun^  der 
W.  u.  Vi.  ist  aufs  engste  mit  der  Geschichte 
einerseits  der  privaten  Lebensversicherung 
(s.  d.  Art.  oben  S.  393  fg.  sowie  ferner  Art. 
„Volksversicherung"  S.  1246),  andererseits  mit 
den  _  verschiedenen  Zweigen  der  Ärbeiter- 
versicherung (8.  d.  und  den  Art  „Hilfs- 
kassen" oben  S.  87  fg.)  verknüpft. 

Die  zurzeit   vorhandenen  Ein- 


irichtungen  zum  Schutze  der  Witwen 
und   Waisen    haben    zum    eroBen  Teil 
nicht  den  Charakter  einer  ^  ersidieruDg. 
I  sind   vielmehr   als  FOreorgeeinrichtuDgen 
I  anzusehen  (vgl.  den  folg.  Art  „Witwen-  und 
i  Waisenversorguttg'*).    Allein  such  ESnrit^- 
I  tungen  auf  versicherungstechnischer  Grund- 
1^  sind  vorhanden.  In  erster  Reihe  sind  hier 
,  dieKnappschaftskassen  zu  nennen.  So  bezogen 
j  bei  den  72  im  Jahre  1904  vorhandenen 
preußischen  Enappschaftskassen  allein  56 159 
Witwen  7  354087  M.  und  47936  Waisen 
,  325  478  M.  Renten.  W.  n.  W.  in  giottem  MaB- 
<  Stabe  kennen  femer  die  Staatseisenbahn' 
Verwaltungen.  Durch  die  Pensionsfcasse  der 
I  preußisch-hessischen  Eisenbahngem^osdiaft 
bezogen  Anfang  1905  12619  Personen  Wit- 
'  wengeld  und  12 163  Personen  Waiaeogeld 
im  Gesamtbetrag  von  etwa  13  Millionen  M. 
I  Femer  haben  zahlreiche  Städte  und  indus- 
trielle Unternehmungen  eine  W.  u.  W.  ein- 
geführt  AnsiUze  zu  einer  allgemeiDeD  W. 
I  u.  W.  finden  sich  aber  auch  in  deo  beräts 
bestehenden    deutschen  Arbeiterver- 
sicherungsgesetzeu:  bd  der  Krankea- 
vernchening  (vgl.  d.  Art  oben  S.  307  fg.l 
werden  Sterbegelder  gezahlt;  bei  der  I&va- 
lidenversicherung  (vgL  d.  Art  oben  S.  130 
findet  die  ROckKahlung  der  Hälfte  da-  für  eines 
Verstorbenen  entrichteten  Beiträge  an  die 
Witwe  oder  an  die  Kindw  unter  15  Jahren 
statt;  und  aus  den  Efebeischfissen  des 
SondervermOflpBDB    einer  Teiachonngsan' 
stalt  können  Sterbegelder  bewilligt  werden; 
schließlich   gelangen  bei   der  staatlidien 
I  Unfallversicherung    (vgl,    d.    Art  oben 
S.  1098  fg.)  Sterbegold  und  Hinterbliebenen- 
rente zur  Auszahlung. 

I      EäneW.u.W.fflrdie Angehörigen  der 
!  Seeschiff ahrt  wurde  zufolge  der  ^gen- 
i  artigen  Lebens-  und  Berafevemältnisse  der 
■  Seeleute  durch  §  11  des  In v. -Vers. -Ges. 
I V.  13./V11. 1899  voigesehen ;  dort  ist  beetimmt, 
I  daß   durch  Bundesratsbeschluß   der  See- 
j  berufsgenossenschaft  gestattet  werden  kann, 
eine  Einriditimg  zu  treffen  zu  dem  Zwecke 
der  Uebemahme  der  Invalidenvereicho-ung 
für  die  in  deo  Betrieben  der  Genossenschaft 
beschäftigten  Personen  sowie  für  diejraigeD 
Unternehmer,  welche  gleichzeitig  der  Unfiall- 
versichemng  und  der  Invalidenverstchmuig 
unterliegen,  vorausgesetzt,  daß  fürdieflintei^ 
bliebenen  der  dann  versicherten  Penooen 
von  der  Gtenossenechaft  zugleich  eine  Witwen- 
und  Waisen  Versorgung  begründet  wird. 
Die   „Invaliden-,   Witwen-   und  Watsen* 
Versicherungskasse  der  Seebenifagenossen- 
scbaft"  ist  am  l^I.  1907  ins  Leben  getretcoi. 
Die  Organisation  der  Kasse  für  die  Ver^ 
sichemng  der  Witwen  und  Waisen  schlieSt 
sich  aufs  engste  der  Organisation  für  die 
Invaliden-  und  Altersveincfaenmg  an.  Dies 
gilt  insbesondere  auch  für  die  LohnUasen. 
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Als  Wochenbeitrfige  fOr  die  W.  werden  in '  nerinnen  und  ^ugUnge  in  Betracht.  You 
üea  5  Liohnklassen  20j  26,  32,  40  undjLoeper  nimmt  400000  Witwenrenten  zum, 
46  Pfenniff  ertioben ;  die  B^trSge  werden :  Durchachnittssatze  von  130  U.,  also  einen 
je  zur  Huite  von  den  Arbeitern  und  Unter-  •  Qewmtbetrag  von  52  Millionen  M.  an,  and 
nehmem  gezahlt  Fttr  die  BemessungiSOOOOO  Wusenrenten  zum  Durohsclmitt  von 
kommt  das  Fl^iendurdischnittBver&hren ,  66  M.  und  einem  Ctesamtbetrag  von 
znr  Anwendung.  Die  Leistungen  der  Kasse .  59,4  Millionen  M. ;  dazu  8,6  Millionen  M.  für 
bratehen  in  Ulatwengeld,  das  je  nach  den  Nebenleistungen;  mithin  würden  die  Aufr- 
Lohnklasaen  30,  40,  50,  65  und  80  M. jähr- 1  gabeQfürdieLeistungemierW.u.W.  120 Milli- 
lich  beträgt.  Das  Waisengeld  fQr  jedes ,  onen  M.  betragen.  In  die  Aufbringung  der 
□och  nicht  15  Jahre  alte  Kind  hat  dieselbe  Mittel  hätten  sich  gerechterweise  Arbeiter, 
Höhe.  Witwen-  und  Waisengelder  dürfen  Unternehmer  und  das  Reich  zu  teilen, 
zusammen  das  Dreifache  des  Einzelsatzes '  Wie  die  anderen  Zweige  der  Arbeiter* 
nicht  übersteigen,  Versicherung  wird  auch  die  W.  u.  W.  mittelbare 

Die  W.  u.  W.  der  Seeleute  kann  im  wesent-  Erfolge  aufzuweisen  haben.  Insbesondere 
liehen  als  Vorstufe  der  allgemeinen  W.  ist  von  ihr  ein  segensreicher  Einfluß  auf 
u.W.angesehen wenlen, deren gesetzHche Ein-  die  Armenpflege  zu  erhoffen,  die  eine 
führuDg  spätesteus  am  1.  Januar  1910  er- ,  nicht  unwesentliche  Einschränkung  erfahren 
folgen  soll,  nachdem  man  durch  eine  Ver-  dürfte. 

bindung  der  W.  u.  W.  mit  der  Zoll  gesetz-  Was  die  W.  u.  W.  im  Auslande  he- 
ge bung  erhebliche  Mittel  für  die  Durch-  trifft,  so  finden  wir  Gesetzentwürfe  nach 
IQhrung  zur  Verfügung  hat  §  15  des  Zoll-  der  Art,  wie  ein  solcher  in  Deutschland  zu 
tarif^setzes  vom  2ü./XII.  1902  bestimmt  erwarten  steht,  189B  in  Schweden,  1894  in 
nämlich,  daß  der  auf  den  Kopf  der  Be- ,  Norwegen ,  1904  in  Oesterreich ,  1005  in 
vCifaerung  des  Deutschen  Eeiches  entfallende  Holland  und  Rußland.  (Vgl.  auch  Art 
Nettozollertr^  nach  gewissen  Tarifstellen  „Altersversicherung*'  oben  Bd.  I S.  82  fg.  und 
verzollbarer  Waren  (Roggen,  Weizen.  Mehl,  „Privatbeamten  Versicherung*'  oben  S.  669  fg. 
Rindvieh,  Schafe,  Schweine,  Fleisch  und  und  unten  im  Nachtrag.), 
Speck),  welcher  den  nach  dem  Durchschnitte  LIteratnr:  Ster-Somio,   Jhe  Witwen-  und 

der  Rechnungsjahre  1898—1903  auf  den  tt'aüenvenicherung,  in  der  ^eiuehrift /.  d.  get. 
Kopf   der  Bevölkerung   entfallenden   Netto-       VersickerungBvissenscbafi,  Bd.  vi,  Berlin  1906, 

zollertr^  derselben  Waren  übersteigt,  zur     —  -Hanow,  Erläuterungen  zu  den  SaUungen 

Erleichterung  der  Durchfflhnmg  einer  W.  u.      der  Invaliden'.  Witwen- und  Waüenvereicherungt. 

W.  zu  verwenden  und  biß  zur  Schaffung  eines  ^eebervßgeno,>en.cha/t .  Berlin  mr. 

.  •    ±          j°  —  V.  Loeper,   Jhe  Verncherung  der  Arbeiter' 

entsprechenden  Gesetzes  zinstragend  anzu-'  „uwen^ .Jaüen  in  Deuuckiand.  Berlin  im. 
fiaromeln  ist   Nicht  mit  Unrecht  hat  man  Alfred  Manes. 

wiederholt  die  Ver^uickung  der  sdiwanken- ;   

den  Zollerträge  mit  der  Finanzierung  der' 

Ä     f^^'  w  •  Kfi  I.     Witwen-  und  Waiflenversorgiuifl. 

«if^l^^ÄZ;  1.  Allgemeines.  2.  Die  W. «.  W.  im  Deat^hen 

mit  der  Invaliden-  und  AltOTsrereicherung  Bliche  uÄd  in  den  Einzelitaaten.  3.DieW.u.W. 

zu  einem  einzigen,  zweckmftßigerweise  die  i  jm  Deuuchen  Reichsheere  nnd  in  der  Kaiser- 
Bezeichnimg     PeDSionsversicherungj  Uchen Marine.  4.  Die  W. n.  W.  der  Univeraitäts- 

tragenden    Gesetz    verschmolzen    werden,  profestoren  in  Deutschland.  6.  Die  W.  n.  W.  im 

TrSgerder  W.u.  W.würdenalsdanndiebereits  Aoslande.  6.  Die  W.u.  W.  der  nicht-fiffentlich 

bestehenden     Landesversicheruogsaostalten  Angestellten. 

werden.    Allein  hieniber  lassen  sich  ebenso  1.  Allgemeines.    Zu  den  Grundsätzen 

wie  über  alle  sonstigen  Einzelheiten  der  der  modernen  Besoldungspolitik  zählt  auch 

Oi^anisation  nur  Vermutungen  aussprechen,  die   Gewährung   von  Geldzahlungen  und 

da  jede  offizielle  Mitteilung  über  die  Orga-  Reichnissen   an   die  Hinterbliebenen  des 

oisation  trotz  des  bereits  vorgerückten  Zeit-  Staatsdieners.  Ihrem  Wesen  nach  sind  diese 

Punktes  noch  fehlt.  Selbst  wenn  nur  die  sog.  Witwen-  und  Waisenpensionen  „auf- 
£rw erbsunfähigen  und  über  70  Jahre  alten ,  geschobene  Gehaltszahlungen  des  Beamten" 

Witwen  berücksichtigt  werden,  und  wenn  (Wagner)  und  als  solche  prinzipiell  gerecht- 

mao  die  große  Anzahl  (etwa  300000)  von  fertigt.   Der  Staatsbeamte  erhält  gleichsam 

Witwen,  die  schon  nach  den  bestehenden  nicht  den  vollen  Gehalt  ausbezahlt,  wogegen 

Gesetzen  mit  Invaliden-,  Alters-  oder  Unfall-  der  Staat  aus  diesen  Röcklagen  die  Pflicht 

renten  versorgt  sind,  ausscheidet,  wird  die  der  Versorgung  von  Witwen  und  Waiseijt 
künftige    Witwen versiolierung   noch   etwa  überniraral.   Der  Anspruch  auf  Verso!g:ung 

400  000  Renten  zu  bezahlen  haben.   Dazu  besteht  bei  der  Witwe  lebenslänglich  oder 

dürfen  annähernd  900000  Renten  für  Waisen  bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung,  bei  deu 

kommen.    Neben    diesen  Hauptleistungen  Waisen  bis  zur  Volljährigkeit,  mitunter  aber 

Isämea  an  Nebenleistungen  Hilfe  für  Wöch-  so  lange,  als  sie  unversorgt  sind.  Ueber 
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den  letzteren  Begriff  entscheiden  die  Landes-  Grade  der  UnterstOtznnesbedflrftigfcät  be- 
geeetze.  Die  Bemessung  der  Hohe  richtet  ziehen  sie  das  halbe,  volle  oder  anderthalbe 
sich  nach  dein  Besoldungsstande  des  Staats-  Waisengeld  fort  In  Sachsen  beträgt  da» 
beamten.  Die  Mittel  werden  teils  aus  Staats-  Witwengeld  ein  FOnftel  des  vom  Beamten 
initteln,  teils  aus  „Heül'tenbeitii^n'^  der  zuletzt  bezogenen  Diensteinkommens,  min- 
Staatsdiener  geschöpft.  destens  aber  60  K.   Die  bis  zum  18.  Lebens- 

2.  Die  W.  n.  W.  im  Dentachen  Reiche  jähre  zahlbare  WaiseDpension  beläuFt  Bich 
und  in  den  Einzelataaten.  FOr  die  Wit-  bei  Halbwaisen,  deren  Mutter  pensionsbe» 
wen  und  Waisen  der  Reichsbeamten  !  rechtigt  ist,  auf  ein  Fünftel  und  bei  Doppei- 
und  der  Staatsbeamten  in  Preußen  be-  waisen  oder  Halbwaisen,  deren  Mutter  nicht 
stehen  ia  der  Hauptsache  gleichartige  pensionsberechtigt  ist,  auf  drei  Zehntel  des 
Gi-undsätze.  Für  sie  ist  eine  Staatspension  Witwengeldes,  jedoch  mindestens  im  ersten 
festgesetzt,  die  für  die  Witwe  ***/ioo  der  1  Falle  auf  30,  im  zweiten  auf  45  M.  Bei 
Pension  des  Gatten  beträgt,  welche  er  bei  i  Gebrechlichkeit  und  besonderer  Bedürftigkeil 
seinem  Tode  bezog  oder  im  Falle  des  können  höhere  Relikten peusionen  zugebilligt 
Pensionsstandes  bezogen  hätte.  Die  Witwen-  werden.  In  anderen  deutschen  Einzelstaaten 
pension  soll  nicht  weniger  als  216  M.  be- 1  bestehen  Beamtenwitwenkassen ,  zu  denen 
tragen  und  für  W^itwen  der  Staatsminister  die  Beamten  angemessene  Beiträge  leisten 
und  Beamten  der  1.  Rangklasse  (im  Reich:  und  voraus  den  Witwen  ein  aliquoter  Teil 
für  Witwen  der  obersten  Reichsbeamten  des  Ruhegehalts  (Württemberg  33'  3. 
einschließlich  der  unter  I  des  Tarifs  zum  (Hessen  30  "/o)  oder  des  pension  sfähipen 
G.  V.  30./VI.  1873  bezeichneten)  3000  M.,  Diensteinkommens  des  Gatten  (Baden  BO'o) 
für  Witwen  der  Beamten  der  2.  und  3.  Rang-  gewährt  wird.  Auch  für  Waisengelder  ist 
klasse  (im  Reich :  für  Witwen  der  unter  II  in  ähnlicher  Weise  Sorge  getragen, 
des  Tarifs  bezeichneten)  2r>00  M.  und  für  3.  Die  W.  u.  W.  im  deutschen  Reichs- 
Witwen  der  übrigen  Beamten  2000  M.  nicht  >  beer  und  in  der  Kaiserlichen  Hariae. 
übersteigen.  Die  Pension  fällt  bei  Wieder-  Die  einschlägigen  Bestimmungen,  die  sich 
Verheiratung  der  Witwe  weg.  Das  Waisen-  nur  auf  Offiziere,  Äerzte  im  Offizierarang 
eeld  beziffert  sich  bei  Halbwaisen,  deren  :  und  Beamte  erstrecken  und  an  die  berafs- 
Miitter  zur  Zeit  des  Todes  des  Beamten  |  mäßige  Ausübung  des  Militär- und  Marine- 
zum  Bezuep  der  Witwenpension  berechtigt  dienstes  geknflpft  werden,  sind  iai  allge- 
var,  auf  em  Fünftel  der  Witwenponsion  für  meinen  den  Kormen  des  Reiclisbeamteo- 
jedes  Kind ,  \md  bei  Doppelwaisen  oder  i  rechtes  nachgebildet  Aufierdem  werden  an 
solchen  Halbwaisen,  deren  Mutter  zur  Zeit  |  die  HinterbHebeuen  von  Militärpersonea  der 
des  Todes  des  Beamten  zum  Bezüge  der  „Feldaimec"  Beihilfen  gezahlt,  wenD  diese 
Witwenpension  nicht  berechtigt  war,  auf  lim  Kriege  gefallen  oder  an  Wimden  oder 
ein  Dnttel  des  Witwengeldes  ffir  "jedes  |  Krankheiten  Infolge  dee  Kriwes  verstoriieQ 
Eind.  Die  Wüsenpension  erlischt  mit  der '  (im  letzteren  Falle  vor  Ablauf  eines  Jahres 
Verheiratung,  dem  Tode  oder  der  Vollendung  ■  nach  dem  Friedensschlüsse)  oder  durch 
des  18.  Lebensjahres  der  Bezugsberechtigten. ,  Schiffbruch  verunglückt  oder  infolge  einer 
Die  Beiträge  der  Beamten  in  der  Höhe  von ;  militärischen  Aktion  oder  der  klimatificheu 
3  %  ihres  Gehaltes  xur  Relikten  Versorgung  Einflüsse  auf  Seereisen  oder  innerhalt< 
sind  1888  im  Reiche  und  in  Preußen  be- ,  Jahresfrist  nach  der  Rückkehr  in  den  ersten 
seitigt  worden.  ,  heimatlichen  Hafen  gestorben  sind.  Diese 

In  Bayern  sind  die  Witwe  und  die  besonderen  Beihilfen  betragen  für  die  M'itwen 
Kinder,  soweit  diese  das  20.  Lebensjahr  noch  j  der  Generale  bis  1500  M.,  für  diejenigen 
nicht  überschritten  haben,  pensionsberechtigt,  der  Stabsoffiziere  bis  1200  M.  und  für  die- 
Die  Witwenpension  beträgt  ein  Fünftel  des  imip^n  der  Hauptlente  «nd  Subaltomoffiaen* 
Aktivitätsgehalts  oder  ein  FOnftel  des  ''^'"^-M.  A^rzte  iiii'l  Mililärl-vinite-  Itat-^n 
Pensionsbezuges,   wenn   der  Beamte    bei  filr  [tuf  'li^n  Aiispnitlt.  »U-r  durfl 

seinem  Ableben  bereits  quiesziert  war.  Sie  '  ilnvn  Mililüinuii:  l"."'!i[]t;T  isT,  Die  Waü-in 
kann  um  die  Hälfte  erhöht  werden,  wenn  der  v.  rl.'  Z  'irlini'tcn  K.ncgorie!&n  ^mpfangi-n 
die  Witwe  erwerbsunfähig  ist  oder  wegen  eiin-n  Kiv.L.lumjfsliciiraj:^  \i'U  \'^*  M-  tii; 
Gebrechlichkeit  fremder  Hilfe  bedarf.  Das  luiii  IT.  Lehi/'ü.^jiihr-e  und  t^iru.n  )*-lch«t 
Waisengeld  beträgt  für  Halbwaisen  ein  1  voi!  l.':;,"  ,M,,  wönn  das  Kiiad  auch  iijutti^rlf'- 
Fünftel  des  Witwengeldes.   Ist  die  Mutter  I  ist  ^  Iht  wird. 

verstorben  oder  nicht  pensionsberechtigt,!  L'tiri'i  jrlr-iihoii  Vomiissetwinijcii  crhaJtTu 
drei  Zehntel  der  Witwenpension.  Das^aucli  'Ii-'  üinti  ihlirin-iioji  iUt  I."ütf'ni(ßiiöv 
Waisengeld  kann  bis  zur  „Versorgung''  und  Soldace-n  ln?ÄijiiiJere  BcwiU%nDg«a,  nia- 
bezw.  bis  zum  Tode  gewährt  werden,  wenn  lieh  die  Witw^ni  der  Feldwebel  und  Oofer- 
der  Vater  einen  bestimmten  hohen  Rang  in  'äfzte  ijoocAtlich  27  M..  der  Sergeant«»  mt 
der  Beamten hierarchie  einnahm  oder  die  UDteoQdere  roö^allir^l  21  Itfl  mri  (I*r 
Kinder   gebrechlich  sind.    Je  nach  dem '  Oenu^eQ  SumatUch  Ih  iL    VHr  WUvu 
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TOD  UilitSrbeainten  ohne  beetimmteo  Militilr- 
nu)g  iBt  das  den  verstorbenen  Gatten  zuletzt 
gewährte  Diensteinkommen  maßgebend.  Be- 
trug das  Einkommen  645  M.  und  darüber, 
«0  beläuft  sich  der  Bezug  auf  27  M.  monat- 
lich, bei  einem  solchen  von  430—645  M. 
auf  21  M.  monatlich  und  endlich  bei  einem 
solchen  bis  420  M.  auf  15  M.  monatlich. 
Die  £rziehnngsbeihilfe  fOr  jedes  Kind  der 
vorbezeichneten  Personen  beziffert  sich  bis 
zum  15.  Jahre  auf  monatlich  10,50  M.,  oder 
•venu  das  Rind  auch  mutterlos  ist  oder  wird, 
bis  zum  15.  Jahre  auf  monatlich  15  M,  Die 
besonderen  Beihilfen  treten  als  Ergänzungen 
20  den  sonstigen  Witwen-  und  Waisen- 
pensionen. 

4.  Die  W.n.  W.  der  ünlTersitStsprofessoren 
In  Dentsoblond.  Die  vormals  bestehenden 
Kassen  and  Anstalten  der  W.  W.  an  den  dent- 
aehen  Hochschalen  haben  nicht  immer  znfrieden- 
stellend  fanktioniert.  Daher  haben  sich  die 
ndsten  Staaten  veranlaHt  gesehen,  dieMaterie  nen 
znordnen.sieanfsichereGniDdlagenzn  stellen  nnd 
die  QbermäOigen  Ungleichheiten  zn  nivellieren. 

In  PrenBen  betifigt  (seit  1898)  an  alten 
UniversitSten  das  Witwengeld  der  Witwe  eines 
ordentlichen  Professora  löoO  M.  und  der  Witwe 
eines  aoUerordentlichen  Professors  1300  M.  Das 
Waieengeld  einer  Doppelwaise  beträgt  720  M. 
nod  48()  U.  für  jede  weitere  Doppelwaise.  £ine 
Halbwaise  bezieht  480  H.  nnd  300  M.  jede 
weitere  Halbwaise.   Beiträge  werden  von  den 
Universitätslehrern  nicht  mehr  erhoben.  Die  an 
den  einzelnen  Universitäten  bestehenden  Kassen, 
denen  ans  Staatiimitteln  bedeutende  Znsehtisse 
xnflieQen,  sind  erhalten  worden.  Die  Witwen- 
nnd  Waisenpensionen  der  Hochscfanllehrer  in 
Bayern.  Wörttemberg,  Baden,  Hessen 
nnd  Mecklenburg  sind  im  Anscblali  an  die 
Grandsätze  der  W.  n.  W.  nach  allgemeinem  Be- 
amtenrechte  geregelt.  In  Bayern  besteht  anCer- 
dem  noch  an  der  Universität  Erlangen  eine 
besondere  Witwenkasse,  zn  der  jeder  ordent- 
liche Professor  jährlich  18  H.  beizntragen  hat 
und  aas  der  jede  Witwe  eines  Ordinarins  jähr- 
lich nach  den  TerfBgbaren  Hitteln  nnd  der  Zahl 
der  jedesmalifiren  Witwen  etwa  600—900  H.  er- 
hält.  Eine  ähnliche  Einrichtung  ist  neuerdings 
an  der  Universität  Wilrzhnrg  begründet  wor- 
den.  In  Sachsen  besteht  fQr  die  Universität 
Leipzig  eine  besondere  Kasse.    Bier  erhalten 
jäbrlich  die  Witwen  der  ordentlichen  Professoren 
1800  M.,  die  der  außerordentlichen  Professoren 
1000  II.    Dies  ist  aber  das  Minimum.  Sonst 
wird   Vn  des  von  dem  Verstorbenen  als  Pro- 
fessor bezogenen  Gehaltes  gewährt  Jede  Waise 
bezieht,  so  lange  die  Mntter  lebt,  '/b*  i"^ch  deren 
Tode  VtA  der  Witwenpeusion.    Außerdem  ist 
in  Leipng  für  die  Universitätslehrer  noch  eine 
-Hilfs-  und  TSchterpensionskasse"  begrQndet. 
Mitglieder  dieser  Kasse  sind  von  Rechtswegen 
alle  Professoren,  die  Mitglieder  der  allgemeinen 
Witwen-  nndWaisenkasse  der  Universität  Leipzig 
sind.     Während  Witwen-  nnd  Waisengelder- 
Beiträge  nicht  erhoben  werden,  müssen  für  die 
„Hilfakasse"  ein  Eintrittsgeld  (Ordinarien  100  M., 
Extraordinarien   ßO   M.)    und  Jahresbeiträge 
<Ord.  lOOM,,  Extraord.  60  MJ  entrichtet  werden. 
X>afer  zahlt  diese  Kasse  z.  Z.  eine  Pension  von 


300  H.  der  ^twe  des  ordentlichen  Professors, 
von  200  M.  der  des  außerordentlichen  Professors. 
Jede  Waise  erhält  *,a  der  Witwenpension.  Die 
Versorgnngsverhältnisse  an  der  reichsländischen 
Universität  Straßborg  sind  in  der  Weise  ge- 
regelt, dall  die  Witwe  '/»  des  letzten  ans  der 
Universitätskasse  bezahlten  Staatsgehalts  des 
Verstorbenen  ans  einer  Kasse  erhält.  Das  Mi- 
nimum beträgt  960  M.  nnd  das  Maximum  16U0  M. 
Die  Pension  jeder  Waise  beläaft  sich  auf  320  M. 
In  Jena  besteht  eine  besondere  Witwen-  und 
Waisenpensionsanstalt,  welche  den  Witwen  der 
ord.  Professoren  eine  Pension  von  1600  M.,  der 
außerord.  eine  solche  von  1100  IL  gewährt  Die 
erste  Waise  erhält  400,  die  zweite  300,  jede 
weitere  200  M.  bis  zum  Gräamtmaximum  für  W.  n. 
W.  von  3200  bezw.  2000  M.  Ganzwaisen  erhalten 
hShere  Sätze.  Es  wird  ein  Jahresbeitrag  von 
120  bezw.  90  H.  nnd  ein  Eintrittsgeld  erhoben. 

6.  Die  W.  u.  W. im  Auslände.  In  Oester- 
reich unterscheidet  man  vier  Kategorieen  von 
Witwen  Pensionen.  Die  „gewöhnlichen  Pensionen" 
betragen  */x  des  Bohegehalts  des  verstorbenen 
Gatten  und  bewerai  sich  zwischen  210  Kr  als 
Minimum  nnd  700  Kr  als  Maximum.  Die  „cha< 
raktermäßigen  Pensionen*  bestehen  in  festen 
Abstufungen  zwiseben  700  nnd  SOOO  Kr  und 
werden  an  die  Witwen  der  Beamten  je  nach 
dem  Dienstcharakter  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten gewährt.  Die  „außerordentlichen  Pen- 
sionen", die  nach  dem  Ermessen  des  Kaisers 
verliehen  werden,  sind  besondere  Gnadenzn- 
wendnngen  an  die  Witwen  hoher  Beamten.  Die 
Witwen  nur  provisionsföhiger  ätaatsdiener«  die 
als  Snstentation  im  Ruhestände  Geldzahlnngen, 
sog.  nProvisionen**,  empfangen  haben,  beziehen 
den  dritten  Teil  der  dem  verstorbenen  Ehe- 
gatten zuletzt  bezahlten  Lfibnung  als  „Witwen- 
provision".  Pensions-  oder  proviaionsfähige  Wit- 
wen, die  mehr  als  3  Kinder  zn  erhalten  haben, 
beziehen  Erziehnngsbeiträge.  Desgleichen  haben 
einen  Anspmch  anf  solche  auch  Witwen,  die 
im  Genüsse  außerordentlicher  oder  charakter- 
m&Oiger  Pensionen  stehen.  Sie  werden  nach 
der  Zahl  der  Kinder  bemessen  nnd  sind  eine 
Gebühr  der  Mntter.  Nur  Doppelwaisen  haben 
einen  selbständigen  Versorgongsanspruch,  der 
meist  die  Hälfte  der  Oebflhr  der  Mutter  betriff 

In  Frankreich  ist  die  Witwenpension 
regelmäßig  gleich  dem  dritten  Teile  des  Buhe- 
^^altes,  den  der  Ehemann  zuletzt  bezog  oder 
un  Zustande  der  Inaktivität  bezogen  haben 
wlirde.  Das  Witwengeld  muß  mindestens 
1000  Pres,  betragen.  Aebniich  sind  die  Pen- 
sionen der  Militärpersonen  geregelt  In  Ita- 
lien besteht  die  W.W.  gleichfalls  in  einem 
Drittel  des  Bnhegebalts  des  Ehemanns,  den 
dieser  bezogen  hat  oder  doch  hätte  beziehen 
kennen.  Der  Pemdonsanspmch  ist  aber  an  eine 
2öjährige  Dienstzeit  dei  Gatten  geknüpft.  Be- 
trug diese  ftber  10,  aber  unter  25  Jalure,  so 
hat  die  Witwe  nur  einen  Entschädigungvan- 
spmch  (Snstentation).  Das  Witwengeld  erhöht 
steh  aber,  wenn  eine  dienstliche  Veranlassung 
den  Tod  des  Ehemanns  herbeigeführt  bat.  In 
England  beziehen  die  Witwen  von  Offizieren 
Pensionen.  Falls  der  Ehemann  im  Kriege  ge- 
fallen ist,  besteht  die  Entuchädigung  in  einer 
festen  Getdaurome.  Ebenso  werden  auBerordent- 
iiche  Unterstützungen  an  Familien  gefallener 
oder  verstümmelter  Offiziere  in  ziemlich  eiheb- 
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Uchem  Utnfao^  erteilt.  Dem  PeiiBioniweseii  deB 
Civildienstea  ut  du  Institut  der  W.W.  fremd. 

6.  IMe  W.  n.  W.  der  Dlcbt-Offentlleh  Ange- 
steUten.  Bisher  wurden  ausschließlich  die- 
jenigen Funnen  der  W.  u.  W.  behandelt,  die  sich  als 
ein  AnafluB  des  StaatsdienerrerbUtaiaBes  dar- 
stellen. Allein  auch  auf  die  Witwni  nnd  Waisen 
anderer,  nidit-Offentlidi  ansrestellter  nnd  Über- 
haupt aller  erwerbsütigen  Personen  laasen  sich 
diese  Grundsätze  anwenden.  Die  Form  ihrer 
Verwirhlichane:  bilden  die  Eonstituiemng  von 
Leib-  oder  Zeitrenten  oder  die  Leb^ns- 
versicherun^  durch  den  Ehemann  zugunsten 
seiner  Hinterbliebenen,  soziaiakonomische  Er- 
scheinungen, die  an  anderer  Stelle  verfolgt  wur- 
den (Tgl.  Artt.  „Leibrenten"  oben  S.  411fg., 
„Versichernngswesen"  ebd.  S.  1198  fg.,  „Lebens- 
Teraicfaemng"  ebd.  S.  398  fg.). 

Inabeacndere  aber  kBnnte  die  F&rsorge  fOf 
die  Relikten  bei  der  obligatorischen,  Cffentlich- 
recbtlichen  ArbeiterTersichernnfir  in  Frage 
kommen.  Die  systematiscbe  Lösung  dieses  Pro- 
blems  ist  aber  noch  nicht  versucbt  worden.  Nnr 
in  Deutschiand  ist  eine  solche  geplant  (b.  oben 
Art  W.-  u.  W.-Vereicherung)  und  schon  jetzt 
erhalten  die  Hinterbliebenen  eines  Arbeiters 
oder  Beamten,  der  durch  einen  Betriebsunfall 
das  Leben  verloren  hat,  eine  Rente  (vgl.  Art.  .Un- 
fallTerdicherung"  besonders  sub3  obra  S.  UOOfg.). 

Endlich  wäre  noch  die  W.  u.  W.  in  Form  von 
NatnralTeripf  legunfir    und  naturalen 
Reichnisaen  zu  erwähnen,  wo  Witwen  in 
Versoi^ngsaiutalten  und  Waisen  in  Waisen- 
bänsem  untergebracht  und  verpflegt  werden. 
Dies  Gebiet  greift  dann  in  das  Armenwesen 
ein  (Tgl.  Art.  „Arnienwe8en''obenBd.  I  S.  245 fg.). 
Iilteratnr:  A.  EUter,  Art.  „Wüwen- und  Waisen- 
efrg€»^mg",   H.   d.  St. ,   S.  Auß. ,   Bd.  VlI, 
S.   SlO/g.  —  Har*etm,    Art.   „  WittPfn-  xmd 
Waittnpennonm'"  Stengelt  W.  d.  D.  V.R.,  Bd.  II, 
S.  9e6.    —  jpierstorff,   Du:  Hinterbliebenen- 
Versorgung    an    den    dettlseh''n  Universitäten, 
Jena  1904  (nickt  im  Buchhandel).  —  Wagner, 
Fin.  Bd.  I,  ^  16S-~166,  S.  S78—387. 

Max  VON  Heckei, 

Wohltätigkeit  s.  Annenwesen 

oben  Bd.  I  S.  237  fg. 

Wohnungsfrage,  Vohnangswesen. 

I.  Wohanngsfrage  (Wf.)  und  Wohnungs- 
wesen (M^w.).  IL  Entwickelung  der  Anschau- 
ungen m  der  Gegenwart.  III.  Entwicketang 
der  städtischen  Bauweise  in  Dentschland.  IV.  Sta- 
tistische Einzelheiten.  V.  Das  System  der 
Wohnungsproduktion  in  der  Gegenwart.  VI.  Die 
Praxis  des  Ww.  Vn.  Die  Bautätigkeit  unter 
Gewinnverzicht.  VIIL  Ausland. 

I.  Wohnnngsfra^  und  Wohiitings- 

wesen. 

Eine  Einführung  in  dos  gewaltige  Gebiet 
der  Wohnverhältnisse  muß  zunäclist  da- 
von ausgehen,  zwei  wesentliche  Scheidungen 
aufziisteUen  und  zu  erklären;  es  sind  die 
Gef^'enKätze  zwischen  Wohnungsfrage  und 
Wohnungswesen.  Wir  sind  gewolint,  auf 
den  großen  Gebieten  meusclilicher  Wissen- 


schaft normale  nnd  anormale  Zustande 
zn  unterscheiden;  so  sehr  sind  wir  es  ^ 
wohnt,  daß  uns  diese  Scheidung  als  eine 
allgemein  von  selbst  g^bene  erscheint 
Vielfach  halten  wir  es  sogar  fOr  selbstTer- 
'  stftndiich,  dafi  die  Erforschung  des  normalen 
und  des  anormalen  Zustandes  den  Gegen- 
stand völlig  getrennter  Studien  und  Wissens- 
zweige bildet    Die  Wissenschaft  von  der 
Beschaffenheit   des   menschlichen  Körpers 
hat  ihre  Physiologie  und  ihre  Fath^ogie. 
'  Wir  werden  keinen  Augenblick  daran  denken. 
I  daß  das  eine  oder  das  andere  dieser  Gebiete 
[  die  Gesamtheit  der  Wissenschaft  umfeusen 
I  könne.  Wir  kOnnen  uns  keinen  Arst  vor^ 
stellen,  der  nicht  weifi,  wie  ein  gesunder 
Mensch  aiuaieht,  und  der  allein  die  Krank- 
beit  oder  das  Kranksein  als  den  normalea 
Zustand  des  Menschen   betrachtet  Wir 
ktkinen  uns  aber  ebensowenig  einen  Arzt 
j denken,  der  behauptet,  es  gibt  überhaupt 
j  keinen  kranken  Menschen;  oder  der  sagt, 
die  Krankheilen  sind  elien  der  normale  Zu- 
stand selber.   Was  nun  für  die  Naturwissen- 
schaften als  selbstverständlich  gilt,  das  scheint 
,  für  die  Wohnverhältnisse  nicht  oder  noch 
I  nicht  allgemein  anerkauint  zu  werden.  Es 
I  gibt  Schriftsteller,  die  die  WohnTerhAltnis.se 
überhaupt  nur  untei^dem  Gesichtspunkt  der 
Wohnungsfrage  kennen;  dagegen  andere 
wiederum,  die  behaupten:  so  wie  die  Dioee 
sind,  sind  sie  eben  richtig  und  naturgemSii. 

Die  Wissenschaft  von  den  Wohnverbält- 
nissen  hat  jedoch ,  ganz  wie  die  Medizin, 
ihre  Physiologie  und  ihre  Pathologie ;  sie  ist  Er- 
forschung der  normalen  und  der  anormalen  Zu- 
stände; siemufi  beides  kennen  und  anerkennen. 
Die  Erforschung  des  allgemein-normalen  Zu- 
standes ist  die  Aufgabe  des  Wohnungswesens : 
die  Kenntnis  und  Erklärung  des  individuell« 
anormalen,  unbefriedigenden,  krankhaftea 
'  Zustandes  ist  das  Gebiet  der  Wohnungsfrage. 
Wie  es  iher  in  der  Praxis  mitunter  schwierig 
ist  zu  sagen :  wo  hört  der  gesunde  Mea&ch 
auf  und  wo  fängt  der  kranke  an ;  wie  ferner 
ganz  unvermeidbare  Einflösse,  Einwirkui^n 
ciea  Berufs,  der  Geschäftstätigkeit  oder  ae& 
!  Lebensalters,  den  gesunden  Menschen  ver- 
ändern —  so  ist  es  auch  oft  schwierig  at*' 
zugrenzen,  an  welcher  Stelle  in  den  WoAn- 
.  Verhältnissen  der  normale  befriedigende  Zu* 
stand  aufhört  und  der  anormale,  unbefrie- 
digende beginnt  Häufig  wird  man  im  «n- 
zelnen  Fall  nicht  leicht  entscheiden  könoec. 
ob  ein  besserungsfähiger  Mißstand  oder  eint« 
unvermeidbare  Entwickelung  vorliegt:  uaa 
wird  manchmal  zweifeln,  wie  man  gewisse 
Erscheinungen  zu  beurteilen  hat ,  ob  als 
naturgemäße  und  ständige  oder  als  abända^ 
bare  und  vorflbergehende.  Es  mag  sngar 
derselbe  Zustand,  der  zu  einer  gewissen  Zeit 
gut  ist,  uns  zu  einer  anderen  Zeit  schlecht 
erscheinen.   Das  neue  Haus  sieht  fast  immer 
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freondlioh  ans;  ist  es  heninte^;ewohiit  und 
renltet,  so  ist  der  Eindruck  ein  ungüns- 


W<dinttngBfrage  und  Wohnungswesen 
haben  demnach  Aufierlich  das  Gebiet  gemein- 
sam; ^er  ihre  Methoden,  ihre  Mittel  und 
Ziele  sind  verschieden.  Die  Wissenschaft 
des  Wohnungswesens  hat,  vie  ich  hier 
definieren  mOdbte,  zum  Ziel  die  Erkenntnis 
der  besten  Bedingungen  für  die  Herstellung, 
dk  Benutzung  und  die  Bewertnng  der  mensch- 
lidien  Wohnung.  Sie  geht  notwendigerweise 
davot  aus,  daß  diese  Bedingungen  erkenn- 


Enj(land,  wie  dnrch  eigenea  Studiam  der  dor- 
tigen Zustände  empfingen  die  deutschen  National- 
OkoDomen  die  Anregung,  sich  mit  der  Wf.  za 
beftchäftigen  (iDsbeeondere  Victor  Aimi  Hnber, 
Jnl.  Fan  eher);  in  Schriften  and  anf  KoDgressen 
warde  seit  18dO  die  Wf.  in  Deutwdiland  erörtert. 
Der  fmchtbarste  Abschnitt  in  der  Behandlong 
der  Wf.  beginnt  mit  der  im  Jahre  1878  erfolg- 
ten Orftndnng  des  Vereins  für  SodalpoUtii. 
Die  fahrenden  Persönlichkeiten  des  Vereins, 
Ed.  Engel,  Ad.  Wagner,  Gast.  Schmoller, 
Lajo  Brentano,  hal^n  in  z.T.  grandlegender 
Weise  an  der  neneren  Behandlang  der  Wf.  mitr 
gearbeitet  nnd  fttr  ein  tatkräftiges  Einsetzen 
öffentlicher  and  privater  Mittet  gewirkt.  Die 


barunderfflllbarBind;8ieinußglauben,  Kenntnis  von  dem  Stand  der  WohuverhaitnisBe 
daß  das  wirtschaftsgemäße  Handeln  des  ^nide  wesentlich  gefördert  darch  die  Schriften 
Menschen  hier  wie  auf  allen  anderen  Wirt-  {  des  Vereins,  insbesondere  darch  die  größere,  von 
achaft8gebieteD,woferneErichtiggeIeitetwird,  I  Carl  Job.  Fachs  geleitete  Untersncbnng.  Zn- 
zu  befnedigenden  ErgeboisseQ  führt.  Die  gleich  gaben  die  Probleme  der  starken  städti- 
Wohnungsfrage  dagegen  sieht  in  den  >  »c»»«  Ansbreitnng  Anlaß  zur  Bearbeitung  der 
von  ihr  Ähandelten  Zuständen  ein  Pro- i  Wf.  durch  eine  Reihe  von  HygienA^^^ 

, ,  j   ■„  „^„-  i«„  Tj«.».]™   ^«1    nikern  und  Prakükem  der  Verwaltung,  geführt 

Wem  nnd  zwar  em  soziales  IVoblen^  B-  Banmeister,  Jos.  Stäbben,  Joh. 

leicht  das  HauptstOck  der  sozialen  Frage  in  Miqael,  OBM.  Adickes,  Gruber  n.  a.  Die 
der  Gegenwart.  Die  Betrachtungsweise  künsüerische  Seite  des  StÄdtebaaes  wurde  aas 
wendet  hier  die  Methoden  und  die  Mittel  >  neuen  Gesichtspunkten  behandelt  dorcb  Camillo 
an,  wie  wir  sie  gegenüber  den  Problemen ; Sitte,  dem  sieb  Karl  Henrici  und  andere 
der  sozialen  Frage  anzuwenden  gewohnt  |  Städtebauer  anschlössen, 
sind.  Wenn  man  von  der  Wohnungsfrage:,  Seit  dem  Jahre  1892  tritt  eine  Anschauung 
spricht,^Iangt  man  häufig  oder  regeW  t^r^'J^STe"  oÄ?^^^ 
in  die  Behandlungsweise  der  Sozialpolitik  ;  WV^S^rÄndeSef  sS!^^^ 
man  stellt  sozial  poliüsche  Fordeningen  auf,  heutige  Entwickeinng  des  Ww.  in  Dentsch- 
fOr  einzelne  Schichten  der  Bevölkenmg  und  i^n^  „ird  betrachtet  als  das  notwendige  Ergeb- 
ziir  Abstellung  bestimmter  Mißstände;  die  nis  bestimmter  Institutionen  als  deren  bedent- 
Wohnungsfrage  ist  ja  gerade  ein  Hauptgebiet  samste  die  Einrichtungen  der  BodenparzeUiemng, 
der  Sozialpolitiker,  die  sich  hier  hohe  Ver-  des  Kealkrediu,  des  Immobil iarrechts,  des  Hypo- 
dienste  erworben  haben.  Geht  man  dagegen  theken-  und  Gmndbachwesens  and  der  Ban- 
von  dem  Begriff  des  Wohnungswesens  aus,  Verwaltung  anzusehen  sind.    Diese  in  meinen 

 ™„„  Tj«^,.«™..^«.  Scbnften  vertretene  Anifassangf  sncht  auf  den 

so  gelangt  man  unter  Bemitzung  ver*  andter  ^j^^glnen  Gebieten  die  Grundsätze  für  eine  den 
Disziplinen,  auf  das  Gebiet  der  Verwaltungs-  Anforderangan  der  Gegenwart  entsprechende 
lehre  und  der  Verwaltuogstechnik  und  zu  QeBtaltnng  der  Einrichtungen  des  Ww.  zu  er- 
Forderungen von  allgemein-insütutioneller  mittein  nnd  hierbei  korrektive  nnd  vereinzett- 
Bedeutung.  Beide  Betrachtungsweisen  sind  symptomatische  Eingriffe  nach  Möglichkeit  zu 
berechtigt,  beide  durchdringen  uch  vielfoeh.  vermeiden.  Der  Klarstellung  der  geschichtlichen 

Entwickeinng,   der  Unterscheidang  zwischen 
natürlichen  und   nnabänderlichen  Erschei- 
II.  Entwickeinng  der  Anschanniigen  in  nangeneinerseits,zwi.schenwillkilrlichenund 
der  Gegenwart  abänderbaren  andererseits  wird  besondere  Auf- 

_      ,     .  . ,  w  merksamkeit  zugewendet.  Gleiche  Bestrebungen, 

Von  den  beiden  zuvor  umgrenzten  /ormen  Q^g^  Hervorhebung  der  künsüerischen  Geaiehts- 
der  I^trachtnng  ist  die  dem  Begriff  der  Wf.  stüdtebau,  vertritt  Th.  Goecke. 

(also  des  sozialen  Probjems)  angehörende  die  bei        Mehrzahl  der  neueren  Städtebauer  und  Ver- 
weitem Ältere    Die  literarische  Untersuchung  waltnngsbeamten  nähert  sich  dieser  Aaffassnng. 
der    Wohnverhältmsae   m  der   neueren  Zeit        die  Bedeutung  der  Institutionen  in  den 
nimmt  ihren  ürsprnng  in  England  und  steht  Vordergrund  rückt 
in  engstem  Znsaramenhang  mit  der  städtisch- 

indnsiriellen  Entwickeinng  des  19.  ■lakrj  -  d>e  i,j  Eatwlckelnng  der  städtischen  Bau- 
der  koatinentalen,  insbesondere  der  deutschen,  s«  nA*.4»Ai.iB.J 

vorausgeeilt  war.   In  England  waren  schon  in  ^O*»«  "  Deutschland, 

den  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrb.,  ländliche  Große  und  schwierige  Aufgaben  des  Ww. 
Ortschaften  za  Städten,  Mittelstädte  rasch  cn  und  des  Städtebaues  treten  regelmäßig  dann 
Indastriezentren  herangewachsen,  in  denen  die  hervor,  wenn  durch  das  Zusammenwirken 
unbefriedigendsten  Wo^nungazmiUnde  herrsch-  politischer,  rechtlicher  und  ökonomischer 
ten.  Es  waren  also  in  der  Tat  soziale  nnd  kon-  C.  i..„„„  '■  „  w™™<.#„u..„™  i,a«ka™f.-.i,^ 
iunkturmäßige  Mißstände,  die  zuerst  die  öffent- ,  *^^toren  eine  Neugestaltung  herbeigeführt 
liehe  Aufmerksamkeit  anf  die  Wohnverhältnisse  ^»'■^..'^le  ^n  einseitiger  Weise  die  städüsche 
binlenkten.  Durch  das  Einsetzen  der  Htera- '  EntWickelung  begünstigt  oder  vorwärts  treibt, 
riacben  nnd  geset^berischen  Behandlung  m  Eine  solche  Periode  des  gesteigerten  und 
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schneien  Wachstums  der  St&dte  pflegt  ein 
selbstftndiges  und  ihr  eigentnmliches  System 
des  Stfldtelnues  aasznbuden ,  das  in  seinen ' 
recüiÜic^eD,  technischen  und  wirtschaftlichen 
Oruadlagen  einen  scharf  ansgesprocheneD  i 
Charaktä:  ti^.  "DaA  rasche  Anwachsen  der  I 
Stftdte  ist  niemals  schlechthin  als  die  Ur- ! 
Sache  allgemein   uDgaDstiger  WohnuDgs-  i 
zustände  zn  betrachten ;  Tjelmehr  bildet  die  | 
Bevölkerungszunahme  und  die  mit  ihr  regel-  ■ 
mäßig  Yerbiindene  Hebung  der  Wirtschaft- 1 
liehen  Verhältnisse  gerade  eine  der  Vor-  j 
auBsetznngen,  die  eine  befriedigende  Ge- 1 
staltung  des  Ww.  ermöglicht.  I 

Die  Geschichte  des  Ww.  und  des  Städte- 
baues in  Deutschland  ist  von  dem  EinBetzen 
der  eigentlichen  städtischen  Entwickelung 
ab  in  drei  Perioden  zu  teilen.    Die  erste . 
selbständige  Periode  ist  die  des  12.  und  13. 
Jahrh.    Als  zweite  Periode  bezeichne  ich 
die  der  landesfürstlichen  Bautätigkeit,  die 
zu  Ende  des  17.  Jahrh.  einsetzt  und  im  18. 
Jahrh.  ihren  Höhepunkt  erreicht;  die  dritte 
ist  die  der  Gegenwart  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrh.    Die  beiden    ersten   Perioden , 
haben  uns  in  der  Stadtaolage,  in  den  Haus-  i 
formen  und  in  den  Institutionen  der  Boden- 

Solitik  Schöpfungen  überliefert,  die  teil»  in 
er  Gegenwart  noch  unmittelbar  fortwirken, 
tdls  wegen  ihrer  Vorbildlichkeit  der  Dar- 
le^ag  bedürfen. 

1.  Unsere  erste  Periode,  die  des  Mittelalters, 
charakterisiert  sich  durch  Weiträumigkeit  und 
durch  StadterweiteruDgen  größten  Stils.  Die 
Grüße  und  Ktttmheit  der  UDtemehmimg ,  die 
den  Kirchenbaa  jener  Zeit  auszeichnet,  findet 
flicb  ganz  ebenso  iiöSt&dteban  des  12.  nnd  19.  Jabrb. 
Als  ein  Beispiel  der  damaligen  Anlagen  erwähne 
ich ,  daß  die  Stadterweitemng  von  Cßln  im ! 
Jahre  1180  fast  genau  den  King  gezogen  hat. 
der  bis  zum  Jahre  18H2,  also  volle  sieben  Jahr- ' 
hunderte,  bentand.    In  Magdeburg  war  schon 
im  12.  Jahrh.   das   bis  zum  Jahre  lti70  ein-  i 
gehaltene  Gebiet   festgelegt,   abgesehen  von 
zwei  kleineren  Erweiterungen  des  13.  Jahrh.  ■ 
Allenthalben  wurden  inmitten  des  schnellen 
Aufschwung!)  der  Städte  Erweiterungen  großen 
Umfaags  vorgenommen.    Die  weit  Mnausge- 
sdiobene  Stadtmauer  amschloQ  demnach  große 
mibebaute  Oeländeflächen,  die  nnnmebr  der  Be- 
bauung rasch  zugeführt  wurden.    Die  dieser 
Periode  angehörenden  Leistangen  von  dauern- 
dem Wert  betreffen  insbesondere  folgende  fUnf ; 
Gebiete.  : 

aj  Rechtliche  Scheidung  zwischen! 
Boden  und  Bauwerk.   Nachdem  deutschen  | 
Immobiliarrecht  wird  der  Boden  rechtlich  ge- : 
trennt  von  dem  Gebäude,  im  Gegensatz  zn  der  \ 
allgemeinen  Regel  des  rCmischen  Rechts  „super- 1 
ficies  solo  cedit"  —  was  auf  dem  Boden  gebaut ' 
wird ,  das  fällt  dem  Bodenbe-iitzer  an.    Nach ' 
römischem  Recht  muß  jede  produktive  Aufwen- 
dung dem  Baustellenbesitzer  zuwachsen,  und 
die  fremde  Leistung  muß  —  zu  ihrem  eigenen 
Schaden  —  die  Stellung  des  Bodeneigentümers  i 
verstärken.    Xach  deutschem  Recht  dagegen 


dnrftoi  die  Werte,  die  Kapital  und  Arbeit 
schufen,  eich  nicht  vereinigen  mit  dem  Recht 
des  Bodenbesitzen.  Fflr  die  städtische  Boden- 
nutzung war  hiermit  die  Rechtsordnimg  ge- 
schaffen, die  die  wirtschaftlidien  und  sozialen 
Interessen  mSchtig  förderte  nnd  zugleich  der 
gemeinBchädlichen  Kntwickelung  der  Grandrente 
und  des  Bodenbesitzes  entgegenstand. 

b)  Anlage  von  öffentlichen  Gmod- 
bltehern.  Die  Institution  des  Gnudbncha,  auf 
dem  unser  heutiges  H/potbeken-  und  BeleEhnns?- 
wesen  beruht,  »t  deaticbrechtlichen  Drspnnüs 
und  entstammt  dieser  ersten  Periode  imsetes 
Städtebanes.  , 

c)  Schaffung  einer  selbständigen 
Form  des  städtischen  Bürgerhauses  — 
Reihenhaus,  Dreifensterbans  — ,  das  bis  in  unsere 
Zeit  die  all^mein  verbreitete,  z.  T.  rorfaerrschende 
Form  des  städtischen  Wohnhauses  bildete.  Da 
Ausgangspunkt  für  die  Entwickelung  dieser 
Bauform  liegt  in  dxsr  Parselliemnv  grO>Berer 
Baufläcben,  die  während  des  raacboi  Aid- 
schwnnges  der  Städte  im  12.  nnd  13.  Jahrh.  nr 
Anfteiinng  gelangten.  Hierbei  wurden  sowohl 
ganze  Neustraßen  wie  auch  Seitengassen  nnd  Hof- 
gaasen  angelegt  und  mit  Beihenh&usera  besetzt. 

d)  Differenzierung  der  Straßen- 
anläge.  Die  Straßen  wnrden  nuterscbiedea 
nach  Zweck  und  Bedürfnis  in  VerkehrsatraSen  und 
Wohnstraßen.  Die  Wohnatraßen  hatten  sogleicL 
die  Aufgabe,  die  größeren  Grundbesitzfläebea 
aufzuteilen;  sie  wurden  zn  diesem  Zweck  als 
meist  schmid  gehaltene  Straßen  in  das  städtbcht 
Bauland  hineingetrieben.  Die  Aufteitaair  iluvr 
abseits  der  Hauptstraßencfige  belegenen  Grund- 
stQdcskomplexe  blieb  (wo  nicht  eine  Tollstladicr 
planmäßige  Neugrtlndang  voriag)  den  Grand- 
besitzem  selber  überlassen. 

e)  Baupolizei.  Die  mittelalterliebe  Bau* 
polizei  gibt  Vorschriften  über  Ueberbanten,  \<a- 
bauten  und  Bauhöhe.  Als  allgemein  zaläsinev 
Bauböbe  sind  drei  Geschosse  anzusehen.  Vkü 
wesentlicher  Bedeutung  ist  der  Grondsatc  d«« 
mittelalterlichen  Baurecfats,  daß  Banplätse  nicht 
der  Bebauung  entaogca  werden  dfirfra.  Win- 
gert sich  der  Besitzer  selber  n  banen  oder  iff 
er  ans  Mangel  an  Mitteln  dam  nicht  imstande, 
so  wird  die  Baustelle  durch  obrig^eitlldhe  Vei^ 
fUgnng  weiterverkauft 

2.  Die  Bwdte  Pmode  des  StSdtebsii««. 
die  das  17.  und  18.  Jahrh.  nmfoBt,  steht  ontcr 
der  Herrschaft  des  Absolutismus  und  sein»; 
lebhaften  Bautätigkeit.  Die  indiridnali- 
sierende  Anlage  des  Mittelalters  wird  rer- 
lassen ;  einheitlich  und  planmäßig  weiden 
ganze  Stadtteile  entworfen.  Die  landen 
fürstliche  Bautätigkeit  brachte  uns  die  »-h*^ 
matische  Richtung  im  Städtebau,  die  dem 
damals  herrschenden  Gescimiac-ke^  dem  Geäst? 
des  Absolutismus  und  der  zeitgenGasü*cfaeii 
Theorie  des  Städtebaues  entsprach.  Gleich- 
artige, geradegezogene  Straßen,  geometrisch« 
Baublockfigiu^n.  straffe  Ordnung'  und  obric- 
keitliche  Regelung  sind  demnach  dif 
charakteristischen  Grundzflge  der  Behao- 
ungspläne  jener  Zeit. 

Auch  in  den  Hausformen  tritt  ein  l»- 
merkenswerler  Umschwung  gegenOber 
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Toraufgehendeo  Periode  ein.  In  ihren  tech-  im  weMntlicben  in  den  Zeitranm  von  1860  bis 
Bischen  — jedoch  nicht  in  ihren  administra-  1870.  Den  Ansgaogspiuikt  dieser  Haasform 
titen  -  Mitteln  bedient  sich  die  hindes-  S»Wet  das  urspröng-lich  gaja  selbständig« 
füretliche  Bautätigkeit  in  Deutschland  aus-  X^' „"?\?^.!!.;„if, 
jüdischer  Vorbilder,  Im  Gefolge  des  f^md-  ■  SerdÄ^en^ÄÄO^^ 
Ündischen  Emflusses  gelangte  nunmehr  denBebauowrsplanTon  1861/63eingeleitetwnrde, 
Form  des  besseren  Bürgerhauses  eme  für  wurden  die  Baoblöcke  syutematiach  aar  Aulage 
Deutschland  fremdeBauweiSe  zur  Einführung ;;  von  Mietskasernen  bestimmt;  das  Hassenmiets- 
es  ist  das  in  Italien  und  Frankreich  ausge-  bans  eab  die  Grandlage  der  gesamten  Boden- 
bildete  breitgestreckte  Etagenhaus.  Die  paraeilierung  ab.  Die  gleichmäßig  breiten 
Bodenparzellierung  wurde,  entsprechend  der  StraUen  —  26—30  m  breite  für  Wohn-  and 
Auffassung  von  den  vorsorgenden  Pflichten  »nKelegt,  daß  «egan« 

Staa^ewalt^  obrigkeitliS  d.m*^führt  Ä"LTe»  ISSf^l^etÄg 
Demgemäfl  wurde  stets  dafür  gesorgt,  dafi  ^y^^nen.  Hierdurch  entsteht  die  allgemeine, 
neben  den  breiten  grösseren  Miethfiusem  die  I  künstliche  Steigerung  des  Bodenpreises ,  die 
entsprechende  Anzahl  schmaler  Eleinhftuser  Bodenspekalation  in  ihrer  heutigen  Form,  da 
für  Baodverker  und  Kleinbürger  gebaut  die  schematische  gedrftngte  Bauweise  lediglich 
wurde.  TeUli  wurden  ganze  Abschnitte  die  Wirkung  hat,  den  Bodenwert  entsprechend 
änzelner  Süaßen  dem  Kleinbau  vorbehalten :  steigern.  Die  hierdurch  entstandene  Bau- 
teils wnrde  innerhalb  eines  Häuserblocks  w"m  wurde  dann  durch  schematische  Bebaaungs- 
eine  Hflfte  zur  AufteU.ng  in  «eine  Gn.nd. ,  jSiÄ'zt sÄreV^^^^ 
stfidte  ausgeschiedöi.  macht,   als  eine  willkürliche  administrative 

3.  Mit  dem  Aufschwung  des  städtischen  ScbOpfang,  die  keinerlei  entwickelangsgescbicbt- 
und  des  industriellen  I^ebens  seit  1860  setzt  Jiche  Grundlagen  besitzt  Vgl.  die  Skizze  Art. 
die  dritte  Periode  des  Städtebaues  ein,  die  nBebaaungsplan"  oben  Bd.  I  S.  368. 
der  Gegenwart;  wiederum  galt  es,  für  eine 

starke  Yolksvermehrung  und  zuströmende  IT.  Statistische  Einselheiten. 

Bevölkerungsraassen  Unterkunft  zu  schajTen.  allgemeines  Bild  von  dem  heutigen  Stande 

Die  neuere  Entwickelung  der  Wohnverbält-  des  Ww.  erhalten  wir  durch  die  sog.  Be- 
nisse  in  Deutschland  ist  ind^  keine  ein- 1  hansungsziffer,  eine  für  dieBeurteilungder 
heitlidie  gewesen ;  das  Ww.  unserer  deut-  '  Wohnverhältnisse  bedeutsame  Zahl.  Die  Tab.  1 
sehen  Städte  scheidet  sich  vielmehr  in  zwei  (s-  folg.  SeiteJ  zeigt  uns  die  grundlegende  Bedea- 
Gebiete  von  ganz  ungleicher  Größe.    Das  tung  der  Bodenparzellierung,  ferner  den  großen 
eine  kleinere  Gebiet  umfaßt  den  Nonlen  Abstwd  derimWw.untodradeut«^ 
und  Noi^westen  Deutschlands  und  wini  ab-  SfnllÄerÄtSÄ^^^^^ 
gegrenzt  durch  eine  Linie,  die  sich  etwa  legten  10  Jahre.  (Zu  den  Zahlen  der  Fab.  1  ist  zu 
von   Bremen    nach  Koblenz  hmüberzieht;  bemerken,  daß  nach  den  amiUchen  Vorschriften 
den    Mittelpunkt    bildet   die   Hheinprovinz  als  ein  besonderes  Qebäude  zu  rechnen  ist  „jedes 
mit  den  Städten  Düsseldorf,  Krefeld,  Elber-  Gebäude,  das  von  nebenstehenden  durch  eine 
feld   und  Barmen.    In  diesen  Städten  hat  vom  Dach  bis  zum  Keller  reichende  Trennungs- 
eich  unsere  alte  deutsche  Bauweise,  das  w«°d  geschieden  ist".   Jede  Mietskaserne  wird 
Kleinhaus   oder  Dreifensterhaus,   bis   zur  sutistisch         zwei  Gebäude  ge- 

Gegenwart zwar  nicht  ganz  unveränderter-  J«/wi*J«iÄÄL''°.l»A^^^^ 
u^xi^^  -K»-  A^^u  -K-»  TT.,»»-t.««.k..«.  geDände  ans  bantecbDueben  uronaen  stets  eme 
h^ten,  aber  doch  ohne  jede  Unterbrechung  g^nptwand  bindurcbgeffihrt  wird.  Tn  einer 
auf  der  alten  Grundlage  fortgebüdet.  gtadt,  in  der  das  kleine  Grundstück  vorherrecht 

Anders  haben  sich  die  Wohnverhältnisse  und  die  Hofwobnung  als  System  fehlt,  weicht 
in  dem  Haiiptgebiet  Deutschlands  entwickelt,  dag  Ergebnis  der  Gebäudezählung  nicht  allzu 
das  allerdinge  heute  in  der  Hauptsache  für  sehr  von  den  wirklichen  Verhältnissen  ab;  dies 
noaere  Wohnungszustande  maßgebend  ist.  wt  der  Fall  bei  Nr.  1  bis  14  unserer  TabeUe. 
Am  deutüchsten  tritt  die  neuere  Entwicke-  Bei  den  Städten,  in  denen  das  große  Grundstück 
lang  hervor  in  Berlin,  einem  Mittelpimkt,  te  "TaZnÄ  we3S' ^^^^^ 
>-on  dem  aus  sowohl  das  Bau^tem  unserer  ^„  OeÄudezählmig  bembeuFzahi 

jOngsten  Penode  wie  auch  die  damit  yer-  ngiht.  Die  Ziffern  Nr.  32  und  33  der  Tab. 
bundenen  besonderen  Geschfiftsformen  ins- ,  gind  dementsprechend  beriebtigtl. 
besondere    seit    1870    in   entscheidender      Eine  besondert  gflnstäge  Stellnnff  nimmt 
Weise  beeinflußt  worden  sind.   Hier  wurde  Bremen  ein  mit  7,96  Kewonnem  auf  ein  Gmnd- 
auch   als  Typus  der  neueren  städtischen  «tfick.   Hier  bat  sich  das  Kleinhaos  auch  für 
Bauweise  in  Deutschland  die  Mietskaserne  die  mittleren  und  unteren  Schichten  der  Be- 
ansgebildet,  die  von  Berlin  auagehend  sich  ??J^™°f,  ?i?''i!ft. 
diejmeiste^  deutsehen  Großs35te  unter-  ^J^«  BewoTeS  uiSaßt  ^^^^^^ 
Worten  nat.  stellang  zeigt  uns,  welche  groben  Irrtümer  über 

£>ie  Aosbildang  der  Mietskaserne  zu  dem  all-  die  Ursachen  der  schlechten  Wobnimgsznstände 
gemeinen  Tjpoa  der  Berliner  Bebanong  ftllt  verbreitet  werden.  Es  ist  eine  hiwg  voi^- 
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Talwlle  1.  Bihaiuiuigniffeni  1895/19(3. 


Stadt 

Aaf  1  Geb.  Einw. 

1895 

1900 

1905 

a)  1- 

—10  Bewohner. 

1. 

Bremen 

7.84 

7,96 

b)  10—20  Bewohner. 

8. 

Krefeld 

14.33 

13,96 

13,48 

3. 

Straitburg 

16,97 

16,10 

4. 

Aachen 

i?,30 

17,44 

"6,25 

5. 

Köln 

15.82 

16,41 

6. 

BrauDBchweig 

18,05 

17,35 

7. 

Barmen 

18,21 

18,36 

18,46 

o 
O. 

r  raiiKinrt  a.  M. 

17,83 

18,71 

18,75 

V. 

16,90 

18,73 

18,92 

10. 

Elberfeld 

'8.35 

18,87 

11. 

Altona 

30,13 

19,48 

19,65 

19 

Nürnberg 

19,49 

io. 

onitlgart 

21,06 

19,46 

c)  20 

—30  Bewohner. 

14. 

Dösseldorf 

18,69 

30,00 

20,09 

15. 

DorttDQ&d 

19,09 

19,86 

20,48 

16. 

Hannover 

19.27 

20,36 

20,98 

17. 

Danzig 

31,06 

20,34 

21,47 

Io. 

naJle  a.  a. 

20,13 

20,83 

la. 

Hannheim 

22,l6 

9fi 
dU. 

Hambniv 

23,32 
23,85 

Sl. 

üiei 

21,98 

26,91 

Kassel 

23,96 

24,89 

27,04 
27,64 

27.84 

24. 

Drüden 

28,68 

27,69 

26. 

Möschen 

28,89 

d)  30—50  Bewohner. 

26. 

Chemnitz 

30,14 

30,29 

27. 

Köninberg 

30,29 

30,31 

28. 

Hagdebarg 

31,3» 

32,83 

35,23 

29. 

Stettin 

30,02 

38,54 

37,34 

30. 

Posen 

39,44 

39,' 2 

31. 

Breslau 

38:49 

40,70 

e)  Uber  60  Bewohner. 

32. 

Cbarlottenborg 

')  60,07 
')  77,00 

33. 

Berlin 

•)7«,i5 

')  77,54 

brachte  Annahme,  daß  die  Festnagseigen- 
schaft  der  Städte  eigentlich  scbnld  sei  an  der 
unbetriedigenden  Gestaltnng  unserer  WohnTer- 
hältnisse.  Die  Behauptung  wird  durch  unsere 
Tabelle  in  bündigster  Weise  widerlegt  Ziem- 
lich an  der  Spitze  unserer  Liste  mit  den 
günstigsten  Ziffern  stehen  StraÜburg  und  Köln, 
Städte,  die  seit  sieben  Jahrhunderten  ohne  Uuter- 
br«:bune  in  ihre  Festnngswälle  eingeachlosseD 
sind.  Gerade  unsere  st&rksten  und  ältesten 
WafFenplätze  nehmen  demnach  eine  der  besten 
Stellnnfren  in  der  Liste  ein.  Den  Schluß  mit 
den  schlechtesten  Ziffern  bilden  dagegen  die 
Städte  Berlin  und  Cbarlottenburg .  die  teils 
niemals,  teils  nicht  seit  ihrer  neueren  Entwiche- 
lung  Festungen  gewesen  sind.  Ihnen  zunächst 
steht  —  mit  einer  unberichtigten  Ziffer,  die 
tatsächlich  erheblich  höher  (auf  etwa  53  Einw.) 
anzusetzen  wäre  —  Breslau,  dessen  grolistädtisches 
Wachstum  ebenfalls  keinerlei  Beziehungen  zu 
der  Periode  Tonnaliger  Befestigung  hat. 


'J  Ziffern  der  GnindstQckszttblnng,  nicht  der 
Gebäadeaäfalnng.  — 


Aber  anch  die  HSheuansnntsnng  d«i 
Bodens  ist  in  den  offenen  Städten  aoBer- 
ordentlich  viel  stärker  als  in  den  Festongs- 
städten.  Die  Übermäßige  vertikale  Auraatznag 
des  Bodens  nimmt  ihren  Ursprung  darehani  in 
den  offenen  Städten.  In  Berlin,  Cnarlottenborg 
und  Breslau  sind  19,32%,  13  46%  bezw.  18,97*; 
der  Wohnungen  im  4.  Stock  und  darflber  gt- 
legen.  Dagegen  »zeigen  die  Festnngsstädte 
Köln,  Königsberg,  Ha^ebnig,  Posen  eine 
Tergleicblich  genngereBahenauNratcDiir.  der« 
entsprechende  Ziffern  nur  2,33,  2.78,  4,31  bezw. 
4,18  %  sind.  Beebnet  man  selbst  noch  du 
3.  Stockwerk  hinzu,  so  machen  in  Berlin 
die  im  3.  und  4.  Stockwerk  und  darflber  br- 
legeneu  Wohnungen  407i  %  der  Geeamtiabl 
aus,  in  Köln  dagegen  nur  15*>or  in  Kagdeboig 
21  0/0,  in  Königsberg  15V,  %,  in  Posen  17 "/,. 
Es  zeigt  sich  auch  hier  auf  das  deutlichste.  d&8 
die  Bo&uspeknlation  einen  vielfach  stärkeren  Wall 
um  die  Städte  zieht  nnd  die  BeTSlkernng 
viel  enger  einschnQrt  als  eine  Festnngs- 
maner. 

Es  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  Entwicke- 
Inng  zur  gedrängteren  Bauweise  nnd  die  fjste- 
matuche  Anlage  von  Hc^wohnungen  ticb  in  dea 
Nenbanbezirken,  d.h.  auf  (Um  naturgemiß 
billigeren  nnd  ndcblichen  Anßengeliade  tqU- 
zieht. 

Kach  einer  anderen  Richtung  ist  nodi 
Gruppe  h  der  Tab.  1  zu  betraditen ;  diese 
Gruppe  enthält  nämlich  unsere  großen .  ras^ 
und  gewaltig  anwachsenden  Industriestädte. 
Hier  stehen  Krefeld,  Aachen,  Barmen,  Easeo. 
Elberfeld;  sie  zeigen  die  besten  Ziffern.  Es 
zeigt  sich  hier,  wie  vollständig  irrtümlich  und 
Terfeblt  die  Behauptung  ist,  das  Anwmch«ei 
der  Industrie  sei  an  unseren  schlechten  Wokn- 
verbältnissen  schuld;  das  gerade  Gegenteil  ist 
der  Fall.  Die  Industriestildte ,  die  sieh  eine 
tüchtige  kommunale  Verwaltung  und  eine  dea 
Anfordemneen  des  Eleinwofannngsbaoes  ent* 
sprechende  Bauweise  bewahrt  haben,  weisen  die 
beste  Gestaltung  des  Ww.  auf,  trotz  der  in  den 
letzten  Jahren  aus  anderen  Gegenden  einge- 
drungenen neueren  Erscheinungen  (schenaUsdi« 
Bauweise,  spekulative  Bodenverschnldnngi. 

Auf  die  Zusammensetzung  der  Be- 
völkerung und  die  ausschlai^gebende  Bedeu- 
tung derKleinwohnnne  in  der  Gegenwart  wurde 
oben  S.  965  (Art.  nStadterweiternng;")  hinge- 
wiesen. 

Die  Tabelle  2  gibt  nun  für  10  deutsche  GroS- 
städte  das  Verhältnis  der  Kleinwohnungen  tob  1 
und  2  heizbaren  Zimmern  gegenüber  derGenmt- 
zahl  der  Wohnungen  und  die  Versrletchszablea 
für  die  Entwickelnng  z.  T.  seit  1871.  Die  Ta- 
belle zeigt,  daß  der  Anteil  der  kleinen  Wob- 
nungen in  fast  allen  hier  einbezogenen  Städten 
stetig  zurückgeht.  Die  volle  Bedeutung  dicaer 
Entwickelnng  ergibt  sieh  indes  erst,  wenn  wir 
hierzu  noch  die  Mietpreisbewegung  und  die  Lege 
der  Wobnungen  berücksichtigen;  femer.  wenn 
wir  beachten,  daß  die  Bevölkemngsvermehnine 
der  Großstädte  zum  großen  Teil  auf  die  unterm 
und  minder  bemittelten  Klassen  entn&tit,  so  daß 
eigentlich  eine  starke  Vermehrung  des  prozor* 
tualen  Anteils  der  kleinen  Wohnungen  erftirdcr- 
lieh  wäre.  Ana  der  Tabelle  ergibt  aieh  «iedei^ 
um,  daß  das  gegenwftrtige  System  der  Wob- 
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Tabelle  2. 

Prozentualer  Anteil  der  kleinen  Woh- 
nangen  bit  sn  2  heizb.  Zimmern  an  der 
(iflsamtzahl  der  Wohnungen. 


1H95 
1900 


1871 78.78 

im)  77,7« 

IBflö  78,16 

JÖi).T^7.iL 

1S30  59,06 
1890  59,57 
1900,57.95 
1871  62  40 

1890,69,43 
79^70 

nnngtprodnktion  fllr  die  Eleinwohaang  am  nn- 
gflnstigsten  wirkt. 

Der  Frozentanteil  der  KleinwohDnngen  an 
der  Nenbantfttigkeit  wird  Ton  dem  Kölner 
atSdtischen  Btatistisehen  Amt  jBbrlieh  fQr  30 
dentecbe  Städte  berechnet,  wobei  jedoch  als 
Kleiuwobnnneen  gezählt  werden  die  Wohnnnffen 
bii  £n  drei  neisbaren  Zimmern  einschlieUBch 


HaimoTer 


Magdeburg 


OharlottciD- 


1880^75,33 
18901 73.80 

189573.14 
mX»  70.11 

IK'^So.59 

IHyc>7ö,77 
iyO0t73.»8 


6M»5 
S8.B7 


lyööi7o,ao 
190069,85 


I  KQche  oder  bis  an  cwei  helEbaren  Zimmern  ans- 
I  schließlich  Küche.  Von  IQO  im  Jahre  1905  er- 
I  richteten  Wohnnnren  waren  danach  Klein- 
wohnungen (nach  obigem  Zfthlbegriff)  in:  Bar- 
men 60.91 ,  Bremen  9,17 .  Breslao  68,20, 
'  Charlottenbnrg  4Sfiß,  Chemuiti  67^  Dresden 
'  30,64,  Dasseldorr  60,64,  Frankfurt  a.  H.  46,25, 
>  Mannheim  38,09,  MQnchen  49,67,  Stnctgart  26,40, 
,  Durchschnitt  30  Städte  47,66  %  aller  Wohnungen. 

Bei  der  Verscbiedenheit  der  Grundlage  (Ah- 
n^nzung  des  Begriffs  der  Kleinwohnung)  sind 
I  die  Zahlen,  wie  das  Statistische  Amt  herrorhebt, 
,  nicht  allgemein  vergleichbar.    In  den  Ziffern 
sind  im  übrigen,  wie  besonders  bemerkt  sei,  die 
'  durch  die  gemeinnütsige  Bautätigkeit  erstellten 
Wobanngen  einbegriffen.   Die  pnrate  Bantät^- 
,  keit  auf  dem  Gebiet  der  Kleuwohnnngen  ist 
I  also  noch  geringer  aU  die  obige  Statistik  ans- 
]  weist.  — 

Ton  dem  Gesamteinkommen  muß  regelmäßig 
ein  um  so  höherer  Prozentsatz  für  Hiete  an> 
gewefldet  werden,  je  niedriger  das  Einkommen 
ist  (sog.  Schwabescbes  Oesetz).   In  den  nnteren 
Einkommenstufen  bis  2000  Hk.  beträgt  der  für 
'  die  Miete  aafzuwendende  Anteil  heute  20  bis 
26%  des  Einkommens;  während  als  die  eigent- 
lich zulässige  Grenze  16V,-14»/,%  ('/«-Vi 
des  Einkommens)  bezeichnet  wird.   (Vgl.  da- 
'  gegen  Abschnitt  VIII.)   In  der  Annahme,  daß 
'  V«  <ln  Gesamt^kommens  für  Miete  ansgegehen 
'  werden  kennte,  gjbt  Landesirahnungsinspektor 
Gretzsehel  folgende  Tabelle  des  Verhältnisses 
von  Einkommen  und  Hiete  fttr  die  hesaischen 
I  Städte: 


Gemeinde 


1. 


Eine  Wohnang  Zar  Zahlnng 
BeTdlkemug    tob  Stube,   IderWg.  wäre 


1900 


Kammer  und 
Kllcbe  kostet 


erford.  ein 
Eink.  Ton 


2 

3. 

4. 

Mk. 

kk. 

6893 

180 

1080 

9  600 

240 

1440 

7238» 

240 

1440 

7806 

240 

1440 

35  457 

240 

1440 

84  251 

325 

1950 

50  463 

320 

1920 

4070s 

350 

3IOO 

Gesamtzahl  der 
Einkommen- 
steuer- 
pflichtigen 
in  1901 


Von  diesen  I 
blieben  anterl 
der  erford.  { 
HShe  Sp.  4  I 


ö. 


6. 


•/.der 
Gesamt- 
zahl 


7. 


Alzey 

Bingen 

Darmstadt 

Friedberg 

Gießen 

Mainz 

Offenbach 

Worms 


hEb  haben  danadi  also  in  dm  kleineren 
Stuten  60-67%,  in  den  grOßeim  80—85% 
der  £inkommensteuerpflichtigen  ein  Einkommen, 
«US  dem  sie  das  dnrchschnittlicbe  Minimum  an 
Wohnraum  nicht  bezahlen  könnten."  Zn  be- 
rttcksicbtigeu  ist  nach  G.,  daß  sich  hierunter 
Tiele  lediffe  Personen  mit  geringerem  Wohn- 
bedarfnis  befinden :  femer,  daß  hier  nnd  da  noch 
Angehörige  der  Familie  mitverdienen,  wobei 
jedoch  in  der  Begel  die  Aufwendung  für  die 
Wohnang  auch  entsprechend  steigt  (Jahres- 
bericht 190&  a  20). 

An^ben  Ober  Mietsaufwand  und  Einkommen, 
verbanden  mit  einer  Gegenüberstellung  der 
JMietMteigemneen ,  TerOffentlicht  H.  F  r  e  e  s  e 
(Jahrb.  der  Bodenreform  1  H.  1).  Die  Erhöhung 
des  Einkommens  der  Arbeiter  ist  nach  F.  von 
den   Hansbesitzent  resorbiert    Der  Arbeiter 


2066 
3  186 
23  »72 
2338 
6954 
29553 
17452 
13  668 


l  233 
a  125 
14882 
I  522 
4  454 
23  548 
14519 
11698 


60 
67 
64 
65 
64 
80 

83 
85 


muß  Übrigens,  wie  F.  richtig  ausfahrt,  nicht 
nnr  seine  eigenen  höheren  Mieten  tragen,  son- 
dern auch  die  der  anderen  Personen  in  den 
steigenden  Warenpreisen  mitzahlen.  —  Be- 
achtenswert ist  hierfür  insbesondere  der  Jahres- 
bericht der  Königl.  Preuß.  Regiemnes-  nnd  Ge- 
werberäte nnd  Bergbehörden  für  1906  (Berlin 
lü07).  Die  Berichte  der  einzelnen  Begierongs- 
bezirke  kommen  fa.st  durchweg  zn  dem  Ergebnis, 
daß  infolge  der  Steigerung  der  WohnnngHmieten 
und  sämtlicher  Lebensbedürfnisse  im  Berichts- 
jahr die  endelten  Lohnerhöhungen  undTenemngs- 
zolagen  dnrch  Mehransgaben  mindestens  ansge- 

fliehen  wurden;  in  einzelnen  Berirken  kimnte 
ie  Lohnsteigerang  sogar  nicht  einmal  Schritt 
halten  mit  der  verteuerten  Lebenshaltung  — 
und  das  in  einem  Jahr,  das  für  die  Forderungen 
der  Arbeiter,  bei  starker  Beschäftigung  und 
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koajipen  ArbeitskrttCteD,  umwhmsweiBe  gÜDstige 
Bedingungen  bot. 

Die  kleinen  Wohnnngen  leiden  häufig  unter 
derUeberfültungderBäume.  Einein Prea£en 
Torgenommene  Erhebung  des  Jahres  11)00  zeigt, 
daß  in  einer  Ansahl  von  Stftdten  unter  an 
kleinen  Wohnungen,  die  ans  einem  (heizbaren 
oder  nicht  beitbaren)  Zimmer  mit  oder  ohne 
Zabehör  bestehen,  ein  erheblicher  Prozentsatz 

—  zwischen  10  und  24  t.  H.  —  eine  Bewohner- 
schaft Ton  6  Personen  und  darüber  zählte.  Die 
kleinen  Wohnungen  sind  es  anch,  die  für  die 
Unterbringung  der  Schlaflente  in  der  Hanpt- 
sache  in  Betracht  kommen.  Von  den  „Haus- 
haltnn^en  mit  Schlafleuten"  entfallen  nach  der 
Statistik  Ton  1900  in  Berlin  auf  die  Wohnungen 
TOD  2  Räumen  (meist  Stnbe  und  Küche)  allein 
44  %<Vo,  «uf  die  Wohnnng  von  »  Räumen  (Stnbe, 
Kammer  und  Küche)  46  V,«/«. 

Die  EntwickelungdeB  Ww.  nntar  dem  heutigen 
Bansystem  zeigt  für  Berlin  folgende  Ziffern:  nach 
der  jüngsten  Grundatöcksanmüime  vom  1./XII. 
1900  b^tanden  4086  Wohnungen  aus  —  einer 
Küche;  sie  beherbergten  eine  Berfilkerung  von 
7759  Personen,  wobei  die  Belegschaft  im  einzelnen 
Fall  bis  zu  12  Köpfen  ste^t.  Weitere  2419 
Wohnungen  mit  7412  Bewohnern  besaßen  kein 
heizbares  Zimmer.  Die  nächste  Stofe  nmfsllt 
die  Wohnungen,  die  ans  einem  einzigen  heiz- 
baren Zimmer  ohne  irgend  einen  Nebenranm 
bestehen,  und  deren  es  32812  mit  M  746  Be- 
wohner gibt.  Die  dritte  Wohnnngsstufe  ent- 
hält die  Wohnform,  die  die  Normalwohnung 
des  Berliner  Arbeiters  darstellt;  sie  umfallt  für 
sich  allein  etwa  die  Hälfte  aller  Wohnungen 

—  197394  —  und  auch  etwa  die  Hälfte  der 
gesamten  Berliner  BeTfilkerung  —  726723  Be- 
wohner. Diese  Normalwobnung  besteht  aus  — 
einer  Stabe  nebst  Küche,  regelmäßig  anf  dem 
Hofe  gelegen,  fest  eingebaut,  ohne  die  Möglich- 
keit einer  Querlftftnng  nnd  ohne  die  zn  einer 
selbstilndigen  Wohnang  notwendige  ZabehOr. 
Die  Rftnme  müssen  indes  überdies  noch  mit 
Schlaflenten  geteilt  werden;  in  den  drei  Unter- 
stufen der  Wohnungeh  sind  38118  Schlaflente 
und  4481  Chambregarnisten  untergebracht.  Der 
Mietpreis  für  die  normale  Hofwofanung  von  Stube 
und  KUcbe  beträgt  heute  (190?)  300  U.,  für 
Stube,  Kammer  und  Küche  360  bis  420  M.; 
Vorderwohnun^  entsprechend  hOher.  Es  ist 
dies  das  2  Vi  bis  3  fache  der  Miete  von  1870  and 
22  bis  24  "/o  des  heutigen  Darchschnittsein- 
kommens  der  in  Betracht  kommenden  Voika- 
flohichten. —  Der  private Hansbesiti  iit  durch 
die  FarzellieningBweise  (Mietskaserne)  1^  toU- 
ständig  aufgehoben ;  die«)g.  Hausbesitzer  (Scbein- 
besitzer,  HypotbekenTerwalter)  machen  knapp 
l^/o  der  Bevölkerung  ans.  Die  Wohnverhält- 
nisse sind  sozial  and  gesundheitlich  gleich  un- 
befriedigend. Die  Ziffer  der  Heerestang- 
lichen  in  Berlin  ist  äußerst  schlecht  nnd  1^ 
trägt  für  1902  34,7  %  gegenüber  dem  Beichs- 
darchschnitt  von  06,75%,  d.  i.  nur  "/to  des 
Durchschnitts.  Hierbei  ist  noch  besonders  zu  be- 
achten, dafi  Berlin  itändig  einen  Stran  der  kräf- 
tigsten Zuwanderer  ans  der  Provinz  empfängt; 
trotzdem  ist  der  Nachwuchs  schwächlich,  infolge 
der  für  die  Heranwachsenden  besonders  ungün- 
stigen Wohnverhältnisse.  Vgl.  unten  Abscbn.VI 
und  vm. 

Das  Verhältnis zwischenBaatätigkeitond 


tatsächlichem  Wohunngsbedarf  sucht  mau  zu 
ermitteln  durcbGegenüberstelinng  des  Wohnunn- 
zugangs  und  der  leerstehenden  Wohnungen.  Inaea 
ist  das  statistische  Material  hier  nicht  ausreichend, 
da  die  statistischen  Ziffern  meist  Durch- 
sehnittizahlen  und,  in  denen  dieemzelneB 
Wohnnng^assen  nicht  nntersebiedea  werden. 
Wenn  z.  B.  eine  Stadt  durchschnittlich  6,H'.„ 
leerstehende  Wohnungen  angibt,  »o  besagt  dies 
nichts  über  den  Stand  der  einzelnen  Wohnung 
klassen;  es  kann  und  wird  bänfig  in  aolchem 
Fall  an  besseren  und  mittleren  W^nungen  ein 
großer  Ueberschuß  bestehen,  während  au  Eleia- 
wohnun^en  Mangel  herrscht.  *)  Doch  anch  ans 
den  undifferenzierten  Durcbschnittuiffem  ergibt 
sich,  daß  Bautätigkeit  und  Bedarf  nicht  all- 
gemein ttbereinstimmen.  Nach  den  von  des 
KQlner  Statist  Amt  TOTgenommencn  ZDaMBw- 
•tellnngen  treffen  die  enftnzenden  Faktnnn 
„ungenügender  Bestand  und  starke  Bantätif^eit" 
nirgends  zusammen  j  nngenftgender  Bestand  be- 
gegnet noch  einer  mittleren  Bautätigkeit  in  drei 
StMten,  und  nur  einer  sehwachen  ebenfalls  in 
drei  Städten.  Insgesamt  ermittelt  da«  Eulner 
Amt,  daß  in  den  29  Städten  des  Berichts  die 
Einwohnerzahl  während  des  Jahres  1901  am 
2,S2%  gestiegen,  der  Zagan^  an  Wohnongti 
dagegen  um  2,96%  gefallen  ut. 

Allgemein  ist  die  ErfahniDg,  dafi  große  nnd 
mittlere  Wohnungoi  reichlich,  oft  lognr  weit 
über  den  Bedarf  buiaiu  gebaut  werden,  «ehrend 
ein  Mangel  an  guten  nnd  preiswerten  Klein- 
wohnungen besteht.  Die  Ursache  dieser  Fehl'- 
leitnng  der  Bautätigkeit  liegt  in  ervter 
Linie  in  der  Bodenspekniation,  die  natflrlicber- 
weise  für  ihr  Gelände  einen  heberen  Preis  einstellen 
kann ,  wenn  es  zn  besseren  Wohnungen  als 
wenn  es  zn  billigen  KleinwobnnngeD  verwendet 
wird.  Die  Baustellen  werden,  wie  bekannt,  an 
die  Bauantemehmer  „mit  Banzeichnnng**  ver- 
kaoft;  die  Preislage  aer  Wohnungen  ist  ^tmu 
nnd  bis  in  die  Einzelheiten  vorveachnebn. 
Der  Bauunternehmer  fthrt  die  Wonnmiffen  in 
der  Form  nnd  Preislage  ans,  wie  de  d^Boden- 
speknlaut  ausrechnet.  Häafig  wird  die  Tat- 
sache festgestellt,  daß  die  Hansbesitxer  lieber 
die  Wohnungen  leerstehen  lassen,  als  dafi  i»« 
mit  dem  Preise  hernnto'geben  (vgl.  meine  Schrift 
„Die  Spekulation  im  neazettUchen  Stidtebaa' 
S.  86,  S.  B6,  A.  1  und  S.  218;  s.  anck  den  fol- 
genden Abschnitt  V). 

Von  hoher  Bedeutung  sind  alle  Punkte,  die 
zu  der  Wdmangsbygiene  gehören  nnd  die  B«- 
siehnngen  der  Wohnang  zu  dem  geeiudea  und 
dem  kranken  Menachen  oetreffen.  Diene  kftUKn 
indes  nicht  oder  nur  zum  geringen  Teil  statir- 
tisch  erfaßt  werden.  Eine  der  (Gesundheit 
zuträgliche  Wohnung  bedarf  der  fieUchtaar 
und  Besonnung  (^wo  die  Sonne  nicht  hinkommt, 
kommt  der  Arzt  bin").  Für  die  Kleinwohnnof 
besonders  notwendig  ist  die  Möglichkeit  esner 
Querlüftung,  die  in  den  KMinwohanngca 
der  Mietskaserne  durch  den  schlechten  Wo^ 
nungsgrundriß  ausgeschlossen  ist  —  ein  Haapt* 
sdhadni  der  Mietskaserne.    Wai  dü  W«b- 


')  In  Dresden,  wo  schon  1904  ein  üeboMhoS 
an  großen  nnd  Mittel  Wohnungen  varhanda  war. 
endelen  190&  nodi  6b%  der  Nenbanicn  anf 
große  und  Mittelwohnungenf  dagegen  nnr3ä*» 
anf  die  stets  knappen  Udnwonnnnga. 
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Binigwilage  betrifft ,  so  ist  eine  größere 
Annbl  kleiner  B&ame  in  vesandhettUcber,  Bozi- 
iler  und  sittlicher  Beziehnnt;  weit  besser  atx 
eine  kleine  Anzahl  gröllerer  Räume.  Eine  hin- 
nicfaeDde  Höbe  der  Bänme  ist  notwendijf ;  doch 
itt  udererseita  eine  Ubennäßige  Zimmerhübe 
insbeMndere  bei  Kleinwohnungen  nnvorteilhaft, 
dl  die  äber  der  Oberfeneterbante  lagernde  Luft* 
schiebt,  znmal  bei  dem  Hangel  einer  Qaerlüftnng, 
sieb  oicfat  ernenert  nnd  schädlich  wirbt.  Hans- 
fonn  und  Banweise  haben  im  übrigen  in  allen 
fSiiMlheiten  den  grttfiten  Einfloß  auf  die  Oe- 
sandbeit  der  städtischen  Bevalberong ;  eine 
sehlechte  Haasform  darch  repressive  Eingriffe 
SD  vertteisem,  ist  gan«  onmöglicb.  Die  einzige 
sichere  Folge  solcher  Eingriffe  ist  die  Verteae- 
rang  der  Wohnungsprodaktion.  Für  das  Ww. 
sind  deshalb  nicht  aUeiu  die  Mietpreise,  die  An- 
zahl der  vorbandeneu  Wobnnngen  nsw.  zu  be- 
rücksichtigen, sondern  haaptsächlich  anch  die 
Haastypen  nnd  Banformen,  von  denen  die 
eigenuiche  Beschafi'enheit  der  Wohnung  abhängt. 

V.  Das  System  der  Wohnmigsprodiiktion 
in  der  Gegenwart 

1.  Der  Aofban  im  aUgemeinen.  Wenn 
wir  den  systematischen  Aufbau  des  Ww. 
in  Deutschland  betrachten  wollen,  so  haben 
wir  zunächst  zu  ermitteln,  in  velcher 
Stellung  die  bei  der  Bodenbewertung  und 
WohnungsproduktioD  beteiligten  Parteien  sich 
ge^Dflberstehen.  Hierbei  sind  die  der  ein- 
heitlich-institutionellen   Behandlung  nicht 
zugänglichen  Extreme  anszuscheideu ;  näm- 
lich einerseits  das  Ww.  der  obersten  lUassen, 
deren  Einkommen '  jede  Form  und  jede  Be- 
lastung der  Wohnung  ^tattet;  anderer- 
seits die   Wohnverhältnisse   der  ärmsten 
untersten  Klassen ,  die  wegen  physischer 
oder  wirtschaftlicher  Schwäche  den  normalen 
Aufwand  einer  Wohnung  nicht  erschwingen 
können  und  der  öffentlichen  Fürsorge  in 
irgend  einer  Form  bedürftig  sind.  Wir 
handeln    vielmehr   von   dem  allgemeinen 
Stande  des  Ww.,   wie  es   sich  in  den 
deutschen  Städten  in  der  Gegenwart  ent 
wickelt  hat  —  An  dem  heutigen  System 
der  Wohnungsproduktion  sind  vier  Parteien 
der  Reihe  nach  beteiligt:  1.  Bodenl>esitzer, 
2.  Bauunternehmer,  3.  Hausbesitzer,  4  die 
Mieter  (Gesamtbevölkerung).  Wir  haben  nun 
festzustellen,  ob  diese  einzelnen  Parteien  im 
"Ww.     durch    wirtschaftlich  eben- 
bürtige Kräfte  vertreten  werden  und  in 
welcher  Richtung  sie  die  für  unser  ge- 
samtes Wirtschaftsleben  grundlegende  Ent- 
wickelong  der  Bodenwerte  zu  beeinflussen 
vermögen. 

Auf  der  ersten  Stufe  der  Entwickelung 
der  Bodenwerte  stehen  sich  gegentlber  der 
BodeDSpekidant,  der  über  das  Gelände  ver- 
fOet,  und  der  Bauunternehmer ,  dessen  Ge- 
scfiaft  in^  der  Bauausführung  besteht.  Der 
Bodeobesitzer  wil]  für  sich  denienlgen 
Kutzea  realisieren,  der  durch  die  Bebauung 


zu  erzielen  ist ;  er  ist  also  an  der  absoluten 
Höhe  des  Bodenpreises  interessiert.  Es 
fragt  sich  nun,  ob  im  Gegensatz  hierzu  der 
Bauunternehmer  au  der  absoluten  Niedrige 
keit  des  Bodenpreises  interessiert  ist,  ob  sich 
also  nicht  sowohl  zwei  gleich  starke,  sondern 
auch  —  wie  sonst  bei  Kauf  und  Verkauf  — 
zwei  in  ihren  Interessen  divergierende 
Kräfte  gegenüberstehen.  Dies  ist  hier  jedoch 
in  keiner  Weise  der  Fall. 

Der  wirtschaftlich  selbständige  Bau- 
unternehmer hat  weder  die  Macht  noch  auch 
nur  das  Interesse,  der  Preissteigerimg  des 
Bodens  entgegenzuwirken ;  sondern  er  f Oiirt 
einfach  die  ihm  durch  den  Bodenpreis  vor- 
geschriebene Bauform  aus  und  geht  hier 
vollständig  Hand  in  Hand  mit  dem  Boden- 
spekulanten. Der  Bauunternehmer  will 
bauen ;  vom  Bauen  lebt  er  und  daran  ver- 
dient er.  Bei  einem  Bodenpreis  von  25  Mk. 
für  den  Quadratmeter  und  eutsprechender 
Bauvorschrift  errichtet  er  dreigeschossig 
Häuser  mit  Gärten ;  bei  einem  Bodenpreis 
von  70  Mk.  für  den  Quadratmeter  —  dem 
Wert  der  Mietskasemenbebauung  —  baut 
der  Unternehmer  Mietskasernen.  Das  ge- 
schäftlit^e  Ergebnis  ist  für  ihn  in  beiden 
Fällen  das  {gleiche.  Der  Bauunternehmer 
steht  sich  bei  einem  Bodenpreis  von  70  fiik. 
für  den  Quadratmeter  durchaus  nicht 
schlechter,  als  er  sich  bei  25  Mk.  stehen 
würde;  er  ändert  nur  die  Bauweise  von 
einem  dreigeschossigen  Haus  zur  Miets- 
kaserne. Er  setzt  sich  sogar  in  direkten 
Gegensatz  zur  Nachfrage  und  baut,  anstelle 
der  allgemein  gefragten  Klein-  und  Mittel- 
wohnungen, teuere  Wohnungen  weit  Über 
den  Bedarf  hinaus,  weil  die  Bodenspekulation 
es  vorschreibt  (s.  unten  sub  3).  Der  Bauunter- 
nehmer ist  der  Bundesgenosse,  aber  nicht 
der  Gegner  der  Bodenspekulation.  Es  ist 
ein  schwerer,  dem  System  unseres  Städte- 
baus anhaftender  Schaden,  daß  schon  am 
Ausgangspunkt  der  Preisentwickelung  keiner- 
lei Widerstand  gegen  die  Preistreiberei  be- 
steht. 

Der  Bauunternehmer,  der  Mietwohnungen 
auf  Spekulation  baut,  gebraucht  femer  Kapi- 
tal. Zunächst  handelt  es  sich  für  ihn  da- 
rum, Baukapital  zu  bekommen.  Diese  Kapital- 
bedürftigkeit  spricht  in  keiner  Weise  gegen 
den  Beruf  des  Bauunternehmers.  Der 
spekulative  Bauunternehmer,  der  auf  Kredit 
baut,  ist  streng  zu  scheiden  von  dem  sog. 
Bauschwindler,  von  den  Strohmännern  nsw. 
Der  auf  Kredit  bauende  ünternehmOT  ist 
eine  Notwendigkeit.  Unsere  Einrichtungen 
für  das  HypoUiekenwesen  sind  gerade  za 
dem  Zweck  geschaffen,  daß  auf  Kredit  ge- 
baut werden  kann.  Da  nun  in  Deutschland 
der  Wert  der  nackten  Baustdile  mit  dem 
Wert  des  zu  errichtenden  Gebäudes  in  einen 
Botrag  zusammenschmilzt,  der  Bodenspe- 
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kulant  aber  (oder  dessen  Geldgeber)  die 
erste  Stelle  in  der  gnudbndtnchai  He- 
ilung vor  dem  Baabeginn  besitzt,  so  ist 
der  Buiuntemehmer  r^äm&Big  vegen  der 
Sriaagung  von  Baukapital  von  dem  Bodeo- 
spekiuanten  abhänng  und  auBerstande,  in 
die  Preisbildung  des  Bodens  einzugreifen. 
Hit  der  Erstarknng  der  Bodenspekulation 
hat  sich  die  Stellung  des  Baiiunternehmers 
oeuerdiogs  wiederum  stark  verschlechtert 
Auf  der  zweiten  Stufe  der  Bodenwert- 
entwickeloDg  stehen  sich  gegeuQber  Bau- 
unternehmer und  Hausbesitzer.  Der  Haus- 
besitzer ist  nicht  nur  nicht  geeignet,  der 
Auiw&rtsbewegung  ein  Gegengewicht  zu 
bieten ;  sondern  er  ist  gerade  darauf  an- 
gewiesen, die  Preistreiberei  seinerseits  fort- 
zusetzen. Der  Hausbesitz  ist  in  einem 
großen  Teil  der  deutschen  OroBstadte  nur 
ein  Scheinbesitz,  au  den  die  kfinstlich  hoch- 
geschraubten und  überlasteten  OrundstUcks- 
werte  abgeschoben  werden.  Bares  Geld 
wird  bei  diesem  Hauserwerb  nicht  oder  nur 
in  geringfügigsten  Betragen  verlangt;  es 
wird  nur  auf  die  Erzielung  eines  hohen 
Kaufpreises  gesehen,  wie  ihn  ein  kapital- 
st^iracher  Käufer  bewilligt.  Eine  Anzahlung 
von  4(!)*Vo  des  (oft  nur  fiktiven)  Kaufpreises 
wird  heute  bei  Mietskasernen  als  normal 
bezeichnet;  vielfach  werden  Grundstöcke 
ohne  jede  Anzahlung  lediglich  gegen  Ueber- 
nahme  der  Hypotheken  at)gegebenf  so  daß 
der  Hausbesitzer  unter  dem  MietBkasemen- 
«ystem  r^elmftßig  bis  sn  90  und  95,  im 
emzelnen  bis  zu  100*>/o  verschuldet  ist ;  und 
das  bei  einem  Orundstflckswfflte,  der  nicht 
auf  wirtschaftsgemäßen  Voraussetzungen  be- 
ruht, sondern  der  durch  kflnstiidie  Operationen 
(Uebertaxierung,  üeberbeleihung  u.  a.)  zu- 
stande gebracht  ist  Das  wirtschaftliche 
Verhalten  eines  solchen  Hausbesitzerstandes 
ist  durch  die  Sachlage  von  selbst  gegeben. 
Die  Pflidit  der  Selbsterhaltung  verlangt 
von  einem  solchen  Stand  —  nicht  etwa 
nur  von  dem  einzelnen  Besitzer  — ,  daß  er 
jede  Last,  die  der  Grundbesitzer  tragen 
sollte,  auf  „die  Mieter"  abwälzt,  und  daß  er 
seine  Aufgabe  darin  sieht,  auf  die  Steigerung 
und  Festhaltung  der  Mieten  hinzuarbeiten. 

Fflr  die  Grondstttcksspeknlation  ist  der 
kapitalscbwache  HaaBbesitzer  allerdings  die 
beste  Statze.  Die  wirtschaftliche  Lage  der 
Hansbesitzer  ist  von  dem  Dresdner  Statistischen 
Amt  an  dem  Material  von  1087  Zwasgsrer- 
stei^mngen  der  Jahre  1901/Ö  genauer  unter- 
sucht worden.  Die  Verschnldung  betrag  im 
Durchschnitt  109,6  %,  in  einzelnen  Gruppen 
bis  115%  des  Wertes.  73%  der  bebaut  er- 
worbenen Grundstöcke  waren  bei  der  Ueber- 
nahme  durch  den  letzten  Besitzer  bereits  Über- 
schuldet; davon  41%  mit  100  bis  150%  des 
Wertes.  Von  den  seit  19ÜÜ  erstellten  Neu- 
bauten waren  95  %  äberschuldet ,  n.  z.  69  % 
von  ihnen  mit  100%  des  Wertes  und  darüber. 


Gase  anders  gestalten  aicli  die  VcrUltniaa 
unter  einem  stabilierten,  BelbatiDdigea  Huu- 
besits.  Das  Interesse  des  BansbesitxNvuodci 
selber  erfordert  es,  daü  der  Staad  als  aoleho' 
aas  der  nnwfirdigen  Stellnng  herans^ebobea 
werde,  die  Ihn  oater  dem  oben  aeschilderMa 
System  an  einem  Werkseng  des  Sp^nlastes- 
tams  berabdrttckt  Die  soliden  Haosbeeititr 
vertreten  in  einem  von  A.  Grftvill  lim  Aof- 
trage  des  Zentralvoiiaiides  itidtisciier  Hsu- 
nna  Ornndbesitservereine)  heraiuKeg«beseB 
Bach  die  gleichoi  Forderangen.  solid« 
und  befestigter  HantbedtserBtaad  steht  darch- 
ans  nicht  im  Oegenaats  cur  AUgemeiaheit;  a 
ist  vielmehr  eine  Notwendigkeit  für  die  bc- 
friedigeode  fintwickelnng  nuaerer  Städte. 

Der  Gegen  kontrahent  des  Hausbesitien 
endlich  sind  die  Mieter,  draea  jeder  in- 
dividuelle ESnflnfi  auf  die  Entwickeluog  dur 
Boden  werte  genommen  ist  Nur  als  objektive 
Voraussetzung  der  Wertbewegung  kommea 
sie  in  Betracht  Während  des  normalen,  durch 
unsere  Okonomisdk-tedinisdie  EDtwüxdunj; 
bedingten  Wachstums  der  Städte  aind  die 
Mieter  einflußlos;  aber  selbst  räne  scharfe 
Wirtschaftskrise  aat,  den  Erfahrungen  znfol^ 
heute  nicht  die  Wireung,  die  Werte  des  un- 
bebauten oder  auch  nur  des  bet)aateD  Boden« 
allgemein  herabzudrückeo.  Die  in  wirt- 
schaftlichen Kämpfen  sonst  angewandten 
Machtmittel,  der  Streik  und  die  Gewerk- 
schaftsbewegung, versagen  beim  Ww.  auä 
naheliegenden  und  natürlicheu  Gründl^ ; 
der  Mieter  kann  die  beiden  Bchärfsteo  und 
wirkungsvollsten  Waffen,  die  er  Überall  im 
wirtschaftlichen  Leben  gebraucht ,  gerade 
hier  nicht  benutzen,  obwohl  er  als  jlaäüe 
mit  streng  einheitlichen  Interessen  einer 
kleinen  Minderheit  gegenübersteht.  Die  für 
die  spekulative  Preissteigerung  erforderlich«^ 
Summen  müssen  jedoch  bis  auf  den  letzten 
Pfennig  hereingebracht  werden.  Gezwungener 
Weise  wälzen  die  „Mieter*  die  Bolastung 
ab ,  da  wo  sie  die  stärkeren  sind  od» 
mindestens  die  Möglichkeit  erfolcrdch«o 
Handelns  haben;  mißlingt  aber  die  Ab- 
wälzung, so  muß  die  Lebenshaltung^  eia- 
geschrftnkt  werden. 

Die  nftchstliegende  Ahwftixnng  der  «peka- 
lativen  Belastung  ist  fOr  einen  großen  Teil  der 
BevQlkom^  die  Srhdhnag  der  ArbeitsUfaic 
bei  deren  Futsetsnag  dem  Arbeitar  diejcaig« 
Machtmittel  zu  Gebote  stehen,  die  ihm  avf  dca 
Gebiet  des  Ww.  fehlen.  Der  ständigen  Aat- 
wllrtsbewegnng  der  Bodenwerte  gabt  paralU 
die  ständige  Bestrebnne  der  Lohnsteigeraar. 
Wenn  dem  Arbeiter  die  Wohsangsniete  aehriD- 
weiae  von  120  Mk.  auf  300  Hk.  gestagert  wiK. 
so  muß  er  versncheu,  sich  jeweils  iai  Arbeits- 
lohn schadlos  zn  halten.  Indes  mit  eiaer  Er- 
bühuDg  seines  Lohnes  ist  dem  einialaea  Ai- 
beiter  nicht  fQr  die  Dsoer  geboUen;  doa  die 
Preise  aller  Wirtscbaftsgtlter  werdoi  jetai  mn 
Notwendigkeit  in  die  H6he  getrieben.  J«Ar 
Lobnarbater  mn0  in  den  allgenma  sttic**^ 
Fretsea  der  Lebenshaltung  vu^  die  ZoncUir* 
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liier  anderen  lodiridnea  bezaUm ,  die  die  auf 
ie  entfallende  Loat  ihreneita  abwälsen.  Nach 
:arzer  Zeit  ist  der  einzelne  Wirtachafter  mit 
er  Fr&Btationakrait  seines  Einkommens  wieder 
mde  soweit  wie  saror.  —  FUr  cänen  erheb* 
eben  Teil  der  BevOlkenuiff  aber  ist  die  stetige 
t^geemg  da  Einkommens  ttbetfaanpt  schwierig 
nd  nnemiehbar. 

2.  Bodenspekulatioii  und  BeaUcredit. 

lie  Bystematische  und  dauernde  Steigerung 
er  Boden-  und  Grund  stOckewerte  ist  wohl 
n  wesentlicher,  jedoch  nicht  der  einzige 
:haden  in  der  heutigen  Gestaltung  des  Ww. 
on  hoher  Bedeutung  ist  die  Wirkung  der 
uftreibuDg  des  Bodenpreised  '  für  den 
'ohnungs^u  als  solchen,  der  lediglich 
ich  dem  den  produktiven  Interessen  ent- 
iMDgesetzteD  Vorteil  der  Bodenspekulation 
leitet  wird. 

Der  fehlerhafte  Zustand  beruht  auch 
sr  nicht  auf  konjunkturgemäßen  Yor- 
ngen  oder  auf  dem  individuellen  Handeln 
izelner  Personen,  sondern  auf  allgemeinen 
d  systematischen  Einrichtungen.  Der 
■und  für  das  Uebergewieht  der  Boden- 
;kulation  in  Deutschlaad  ist  lediglich  der, 
S  unsere  iDStitutionen  des  Realkredits  die 
rschmelzung  des  Baowertes  mit  dem 
ikulativea  Bodenwert  gestatten  und  es 
rdurcäi  der  Bodenspekulation  ermöglichen, 
I  durch  die  Bautfttigkeit  erzeugten  Wert 
sidi  in  Beschlag  zu  nehmen.  Nunmehr 
es  allerdings  weit  T(»rteilhafter  und  be- 
imer,  Bodenspekulation  zu  betreiben  und 
1  die  kflnstlich  hochgeschraubten  W^rt- 
lerungendurdidas  Baugewerbe  realisieren 
lassen.  Das  heutige  System  des  Real- 
iits  und  der  grundbuchlicheo  Behandlung 
eine  dreifach  fehlerhafte  Wirkung:  der 
liulativen  Forderung  wird  durch  fremde 
Wendungen  Wert,  Sicherheit  und  Ertrag 
iehen ;  zugleich  nimmt  der  Bodenspekulant 
Stelle  ein,  die  dem  Froduktivkapitai  zu- 
imt  und  die  wir  für  dessen  ausreichende 
:-hafrung  gebrauchen.  Die  städtische 
^chulduDg  endlich,  die  nicht  auf  den 
ndbesitzem,  sondern  auf  den  Mietern 
Gesamt bevöUterung)  lastet,  ist  steigend 
uuablösbar ;  eine  Tilgung  findet  nicht 

)er  Hausbau  beginnt  mit  der  Last  der 
eruDg  des  Bodenspekulanten,  die  erst 
h  die  Bebauung  zu  einem  greifbaren  Wert 
.  Die  Itealisierung  der  Spekulation  sge- 
e  erfolgt  lediglich  im  Wege  der  hypo- 
irischen  Belastung  des  Gnindstficks : 
onöpekulation  ist  Hypotheken spekula- 
.  Durch  bestimmte  Operationen  wird  nun 
rebftudewert  künstlich  aufgetrieben ,  um 
hohe  Beleihuog  de»  Grundstocks  m  er- 
I ;  denn  „nach  der  Beloihung  wird  das 
(IstQck  bewertet".  Zu  den  hierfür  anbe- 
ten Mitteln  zählen  insbesondere  dieHm- 

•rterbncb  d«r  Volkswirtschaft.   II.  Anfl.  Bd.  II. 


:  aufschraubung  der  Taxierungen  und  die  Auf- 
I  blähung  der  ersten  Hypotheken.  Ist  durch 
,  Uebertaxierung  und  üeberbeieihung  ein  ge- 
I  steigerter  Wert  erzielt,  so  erfolgt  die  Ab- 
;  Schiebung  des  GrundstQÜokB  an  einen  kapltal- 
i8(diwachen  EAufer. 

In  den  der  soliden  Banttttigkeit  ent- 
nommenen BeispideD  ergab  sich  folgende  Wert- 
entwickelnng  typischer  Berliner  umndstäcke: 
Baukosten  der  Grandstacke  480000  Hk.;  städ- 
tische Fenerkasse  600000  Mk.;  I.  Hypothek 
5ÖOO0O  Hk. ;  U.  Hypothek  140C00  Hk. ;  Yerkanfs- 
preis  770000  Uk.;  Anzablnng  des  Käufers 
30000  Hk.  (=  4»/o  des  anfgetnebenen  Preises). 
Die  Werte  sind  dorch  kOnstUche  Kittel  zu- 
stande gebracht  Die  Uebertaxierang  der  stld- 
tischen  Fenerkasse  beträgt  120000  Hk.;  die 
von  einer  hoehgtdienden  Berliner  Hypothekoi- 
bank  gegebene  sog.  I.  Hypothek  Uberschreitet 
sorar  £e  gesetzlich  zulässige  Grenze  (60%)  am 
91000  Hk.  Allgemein  wird  in  Berlin  die  sog. 
I.  Hypothek  bis  75  ^/^  eines  oft  willkürlich  ge- 
schätzten Yerkanfswertes  gegeben.  Nur  hier- 
durch ist  es  möglich ,  dorch  die  Anfnahme 
weiterer  Belastnngen  an  II.  and  III.  Stelle  die 
Gmndsttickspreise  zu  steigern.  Die  geleistete 
Anzahlnng  von  4°/«  ist  nur  eine  nominelle. 
(Wegen  der  EiuEelhräten  Tgl.  meine  „Speko- 
lation  im  nenzeitlidien  Städtebau",  Jena  1907; 
Georg  Schanz,  Bankarchir,  November  1906 
S.  aij  Zeitschrift  fttr  Ww.) 

Diesen  Zuständen  gegenftber  ist  die  Forde- 
rung der  RUckkebr  zu  nnserem  dentschrecht- 
licbenSyatem  and  derGrondsatzderHypotheken- 
difTerenzieruDg  aufzustellen,  d.  i.  Trennung  der 
Hypotheken  in  Ueliorationshypotbeken,  die  ftlr 
die  zur  Besserung  (Bebauung)  des  Grundstücks 
verwendeten  Daneben  gewährt  werden,  and 
in  einfache  Bodenachnlden.  Die  ffnuidbai»ili<^ 
Belastnng  des  Bodens  fUr  prodoKtive  Zwedu 
soll  getrennt  werden  and  dauernd  getrennt 
bleiben  von  der  Belastang  für  immaterielle 
und  spekulative  Fordernngen,  so  daß  der  Ban- 
wert  nicht  mehr  genutzt  werden  kann  zur 
Realisierung  der  spekulativen  Ansprüche.  Zu- 
gleich wird  hierdurch  die  Anfnahme  prodnk- 
tiven  Kapitals  Tind  produktiver  Schulden  er- 
leichtert ;  ferner  wird,  aadie  Meliorationshypothek 
der  Amortisation  unterliegt,  auf  die  Tilgung  der 
Bodenschulden  hingewirkt. 

8.  Bodenpreis  und  Hausform.  Eine 
Steigerung  des  ßodenpreises  ist,  wo  sie  auf 
nützlicher  Aufwendung  —  Aufwendung  von 
Produktivkapital  und  Arbeit,  Melioration,  — 
beruht,  ein  volkswirtschaftlicher  Vorteil ;  wo 
sie  dagegen  durch  künstliche  und  spekulative 
Mittel  erfolgt,  ein  schwerer  Schaden.*)  Das 
Gebiet  der  spekulativen  Preissteigerung  sind 
die  für  das  Ww.  entscheidenden  Bezirke, 
d.  s.  die  Neubaubezirke,  die  unbebauten  Ge- 
läadeflächen,  die  die  neue  Zufuhr  von  Bau- 
land bringen.  Das  neue  Bauland  der  Außen- 
bezirke würde,  insbesondere  bei  dem  heutigen 
Stande  der  Yerkehrstechnik,  die  Möglichkeit 
einer  billigeren  und  vor  allem  eiaw  besseren 
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Wohnungaproduktioa  bieten.  Der  spekulativ 
gestei^rte  Bodenpreis  ist  es,  der  hier  jede 
gflostige  Gestaltung  des  Ww.  Terhindert 

Eän  Hauptmittel  der  Bodenspekulation 
bildet  die  g^rftngte  (vtelstfiokige)  Bauweise, 
die  die  höchsten  Gewinne  ergibt  Es  hat 
lÄch  nun  gezeigt,  daß  die  gedrftogte  Bau- 
weise nicht,  wie  es  dernatOrli^eD  städtischen 
Entwickelung  entsprechen  wttrde,  von  ionen 
nach  ao&en,  Bondem  von  außen  nach  innen 
Torrflckt  Dieser  Kachweis  bildet  eines  der 
widitigsten  und  entscheidenden  Ei^bnisse 
ffir  die  Beurteilung  unseres  Städtebaus.  Die  | 
Stock  weiksh&ufung  hat  in  den  AuBenbezirken  ■ 
begonnen ;  die  durdi  die  Bodenspekulation  be-  j 
wirkte  ZuaammendrftngaDg  der  Bev&lkerung ' 
ist  am  Bt&rksten  Mir  dem  reichlich  vor-j 
handenen,  ursprünglich  billigen  Odftnde  der ; 
Außenbezirke.  ^ 

Die  Biwkiilative  Preistreiberti  in  den  Aolten-  , 
bezirken  ist  rein  künstlich  großgezogen.  Durch  | 
beBtimmte  MaOnahmea  wird  auf  dem  Anfiea- 1 
boden  ein  Hehnrat  geschaffen,  der  nnabhftngig  | 

ist  von  allem,  was  sich  als  Hansbaarente  oder 
Differentialrente  definieren  läfit.    Die  Künst-  { 
liehkeit  der  Preisbildung  läßt  sich  an  größeren 
Oeländefiächen  wie   an  Einzelbeispielen   ver- 1 
folgen ;  die  Errichtung  der  Mietskaserne  treibt  { 
den  Boden})reis  aaf  das  Doppelte  und  Dreifache ; 
die  Beseitigang  der  H ietskaseme  wirft  ihn  auf 
weniger  ab  £e  Hälfte  („Speknlation"  S.  193 
und  lö). 

Der  Einfluß  des  Bodenbesitzers  geht  i 
so  weit ,  daß  er  sogar  die  Preislage  der 
Wohnungen  bestimmt,  die  der  Bauunter- 1 
nehmer  herstellt.  Das  Baugewerbe  wird, 
zum  großen  Schaden  des  Städtebaus,  in  eine 
Richtung  gedrängt,  die  es  aus  freiem  Willen 
nicht  nehmen  würde.  Es  wurde  oben  be- 
reits darauf  hiogewicsen,  daß  in  den  Städten 
dauernd  ein  Mangel  an  geeigneten  Klein- 
wohnungen besteht ,  während  große  und 
mittlere  Wohnungen  Über  den  Bedarf  her- 
gestellt werden.  Auch  hier  ist  der  Boden- 
preis der  entscheidende  Faktor,  der  die 
Wobnungs Produktion  bestimmt.  Es  ist  dies 
um  so  beachtenswerter,  als  die  von  dem 
Bodenpreis  festgelegte  Form  der  Bautätig- 
keit der  Nachfn^  und  dem  BedQrfnis  nidit 
entspricht,  zum  Teil  ihnen  sogar  unmittelbar 
entgegengesetzt  ist. 

Die  schädlichen  Wirkung«!  der  Preis- 
treiberei erstrecken  sich  indes  nicht  bloß 
auf  den  bebauten  Teil  des  Bodens;  sondern 
die  PreiserhChung  ergreift  die  gesamte  Örund- 
stttcksfläche,  einscmiefilich  des  nicht  be- 
bauten Teils;  alles  städtische  Land  wird 
von  ihr  betroffen  und  allgemein  künstlich  im 
Werte  steigert.  Das  Ww.  bedarf  ebensosehr 
der  Freiflächen  wie  der  überbauten  Flächen. 
Das  unbebaute  Land  aber  muß  zu  dem 
vollen  Preis  des  bebauten  Bodens  bezahlt 
werden.  Der  gesteigerte  Bodenpreis  trifft 
das  Straßenland,  dessen  gesteigerter  Wert 


auf  die  angrenzenden  Wohnung«)  at^ewälzt 
werden  muß;  er  trifft  das  Luid  für  Öffent- 
liche Zwecke,  für  Freigftrten,  Parks  und 
Spielplätze.  Am  schlimmsten  ist  wohl  die 
Wirkung  dra  hohen  Bodenprraaee  *uf  die 
Wohnungsanlage  selber,  da  bmS  jede  Frei> 
fläche  als  Zubehör  zu  den  einzeuieii  Woik- 
nungen  verzichtet  werden  mufi. 

VI  Die  Pnuüs  des  Ww. 

Ffir  die  praktische  Behandlunir  dee  Wv. 
kommen  insbesondexe  folgende  Gebiete  in 

Betracht: 

L  Die  Iioituiig  der  Stadterweitenmc 
und  der  atftdtiachen  Anabreitozif  a.  oben 
S.  964  fg. 

2.  BebauongaplaD  und  Braordnung; 

s.  oben  Bd.  I  S.  367. 

3.  Hauaformen  und  Bsuweiae.  In 

den  HauB^pen  und  drei  Gmodfonnen  zu 
untersch^den :  a)  Familieohaus  (Eigenwohn- 
hans);  b)  Miethaus  (bfiigerlidies  Miethaus. 
BOi^hans):  c)  Mietskaserne  (Massenraiet- 
haus);  vgl.  Zentralbl.  d.  Baurerw.,  XXIU 
1903,  S.  408.  In  der  Bauweise  nnterschdd^ 
man  a)  Flachbau,  niedrige  hinweise  mit  1 
bis  höchstens  3  bewohnbaren  Oesdioasea, 
b)  gedrängte  (vielslOckige)  Bauweise,  in 
den  neueroi  Bauordnungen  audi  ^ochbau- 
genuint 

Der  erste  Erfolg  der  systematischen  An- 
wendung der  gedrängten  (vielst^k:kigea)  Bau- 
weise in  den  Wohnbezirken  besteht  in  eint-r 
Erhöhung  der  Wohnungsmieten  (,je  höher 
der  Bau,  je  höher  die  Mieten"),  Die  wirt- 
schaftlich ungünstigen  Folgen  der  gedrftogten 
Bauweise  für  das  Ww.  beruhen  in  der 
Hauptsache  auf  drei  Dreacfaeo: 

a)  DebermälIig  erhöhter  Boden  prei*. 
In  demselben  Halle,  wie  die  gedr&ngte  Atl<- 
nutzong  der  Grundfläche  gesteigert  wird,  er- 
hebt sich  der  Preis  des  Bodens.  Durch  Aia 
intennvere  Ananntsnng  wird  nieht  etwa  d«r 
Oeländeanfwand  auf  die  anzelne  Wohnang  tct- 
billigt;  sondern  der  Bodenpreia  allein  hat  dea 
Nutzen,  er  wird  proportional  m  der  PMfna"- 
nntznng  erhöht. 

b)  Erhöhte  banpolizeiliche  Belas- 
tnngen.  Die  ban polizeilichen  VorKchriften  — 
EinscbränkuDg  der  bebanbaren  Grundflirbe. 
höhere  Anforderungen  an  Standfestigkeit  bs4 
Fenersicherheit ,  größere  StraOenbreiteo  - 
müssen  bei  der  ^rängten  BauweiM  gaoi 
andere  and  Tiel  «^ärfera  aein  ab  bä  dea  öa- 
facben  Formen  des  Flachbaaes. 

c)  UnreBtabilität  des  gesteigcrtfo 
Banauf  wandes.  Die  Bankosten  fttr  da*  «!»• 
zelne  Geschoß  nebmen  bei  Wuhnbaaten  mc^ 
stetig  mit  der  Bebaanngshöhe  ab,  soaden  nr 
bis  zn  einer  gewissen  Grenze;  ron  da  hl 
nehmen  sie  wieder  zu.  Die  proportionale  Et- 
mäßigiing  tritt  ein  bis  zum  3.  GesdioC.  »v 
teilweise  noch  bis  cum  4.  GeschoC  (=  3.  Stock- 
werk). Ueber  diese  Grenze  hinaus  gewährt  4»? 
Baoansfähmog  aus  teebnisehen  GrflMea  köaea 
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Tortal  mehr.  Vgl.  die  Znaammenatellniieen 
TuBerechnanffeiiimdErfahniiigenTon  Goecse, 
Fabarias,  Sehmidt-Dresaen,  Wagner, 
fieichsrerwaltnng,  C.  J.  Fachs,  Horafall, 
Thompiou,  Spekulation  im  nenzeitL  StAdt»- 
ha  8. 195  fg.;  feraer  Ornnenberg,  Bericht 
d.  Bheh).  Ver.  «.  Fördg.  d.  Arb.Ww.  1906  3. 14, 
aber  du  Vordrinffen  des  EleiBhanses  und  die 
Nicbtbewfthning  des  grofien  lliethaiues  bei  Bau- 
rereinea. 

Zu  den  bautechnischeo  Nachteilen  der 
drängten  Bauweise  treten  noch  die  größeren 
Sch&digaugen  auf  geBiindbeitlicbem,etiii8chem 
und  Boualem  Gebiet  IHe  auf  Gesundheit 
und  Lebensführnng  ^wirkenden  Verbalt- 
nisse  nnd  von  entscheidender  Bedeutung 
fttr  die  Bewertung  der  stSdtiBchen  Bauweise. 
Hit  Recht  ist  neuerdings  herTOi:gehoben 
worden,  d&fi  vaa  den  Schädigung  Ins-i 
bM(Hidere  der  Mietskaserne  am  meisten  die ! 
^der  und  die  jugendlichen  Altersklasseo  ' 
^etrofl^  werden.    In  g^undheitlicher,  in  i 
sittlicher  und  gewiB  auch  ia  wirtschaftlicher  | 
Hinsicht  hängt  der  Stand  eines  Volkes  von ' 
den  Bedingungen  ab,  unter  denen  die  Be-, 
vOlkeruDg  heranwächst  und  erzogen  wird.  I 
Die  Voraussetzungen,  die  die  Mietskaserne 
hier  schafft,  sind  derartig  schlecht  und  ver- 1 
derblich,  daß  sie  allein  genügen  würden, 
um   die   Verwerfui^  dieser  Bauform  zu 
rechtfertigen.    Die  Wirkungen  der  Easer- 
niening   auf   die  Erwachsenen   und  das 
Familienleben  sind  gleichfalls  durchweg  un- 
gfinstige ;  in  jeder  der  von  Aerzlen  und ! 
iÖygienikern  untersuchten  Einzelheiten  er- 1 
scheint  die  Mietskaserne  darauf  berechnet,  j 
Gesundheit  und  Volkskraft  zu  untergraben . 
(Bauer,  Horsfall).   Das  System  der  verderb- 
lichsten sozialen  Schädigung  ist  aber  zu- ' 
gleich  wirtschaftlich  das  verkehrteste;  die 
schlechteste  Wohnform  ist  zugleich  audi  | 
die  teuerste. 

Die  beifolgende  Abb.  zeigt  eine  Berliner 
Mietskaserne  mit  zwei  doppelten  Qnergebäaden.  | 
Die  HD  vorteilhafte  Verteilnng  des  BanlaDdes  ist: 
augenfftllig.    Wie  für  Wohnzwecke  eine  der- ' 
artige  Bamorm  angewendet  werden  kann,  wird  l 
dem    nnbefangeiien  Beurteiler  schlechterdineB  j 
nnbe^eiflich  erwheinen.   Ueber  die  Untanglicb-  [ 
keit  dieser  Hausform  fQr  den  Klein  wohnangsban 
ütt  kein  Wort  za  verlieren.  Sämtliche  Wobnnngeu 
TOD  Stube  und  Küche  sind  fest  eingebaat  und 
haben  kdae  Möglichkeit  einer  DarchlBftnne. 
Beachtenswert  sind  die  Wohnnngen  N,     H,  E, 
die  weder  Licht  noch  Luft  noch  Sonne  in  za- 
reiebendem  Halle  haben.   In  einer  Höbe  von  b 
Geschossen  amgeben  diese  Wohnnngen  einen 
fiof,  der  selbst  nichts  als  ein  nmmanerter  Lnft- 
scbacht  ist.   Dabei  handelt  es  sich  nm  Anlagen 
nach  der  neuesten  Banordonng,  die  selbst  nm 
den  Preis  einer  starken  Verteuemng  jeden  nnr 
denkbaren  Versuch  znr  Verbessemng  der  Hiets- 
kaseme  gemacht  hat. 

4.  Städtische  VerkeliTsmittel.  Der 
städtische  Verkehr  bewegt  sich  teils  als 
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Jede  Wohnnng  ist  bezeichnet  dnrch  einen  Bnch- 
staben,  jedes  znfirebCrige  Zimmer  dnrch  eine 
Nummer,  die  K&cbe  durch  K  (s.  B.  Oi,  6k). 
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Binneaverkehr  zwischen  einzelnen  Straßen  wenn  ihr  nicht  eine  ßcformierung  des  Ww. 

and  Bezirken,  teils  als  Außenverkehr  auf  voraufgeht    Unter  dem  heutigui  System 

großen  Strecken ;  er  bedarf  deshalb  ver-  würde  eine  Besteuerung  des  Bodens ,  «ie 

schieden  ^talteter  Verkehrsmittel  für  den  jede  andere  Belastung,  von  der  SpekuJaüoo 

Verkehr  innerhalb  einzelner  Bezirke  und  auf  die  Mieter  abgewälzt,  vgL  oben  Bd.  I 

für  die  weiteren  Entfernungen  nach  den  S.  487.  —  Zur  Förderung  der  gemeinnfitzigeo 

Außenbezirken    und   Vororten.     Mit   der  i  Bautätigkeit   und   des   Baus   von  Kla&- 

Schaffung  von  Verkehrsmitteln  nach  den  Wohnungen  wird  eiue  entsprechende  Er* 

Außenbezirken  sind  die  weiträumig  gebauten  ;  mäßigung   der   Abgaben   für  Strafleobra. 

Städte   in  England   und  Amenka  voran-  EaaauBation,  Wasserverbrauch  empfohlen. 

fegangen,  während  die  engränmig  gebauten  8.  Wohnungsaoftioht ,  Wohznmg»- 
tädte  Deutschlands  noch  im  Rückstand  sind,  iiAohweis,  Städtieofao  Wohnmissimtar. 

obwohl  das  VerkehrsbedOrfnis  hier  kein  ge-  Die  Wohnungsaufsicht  ist  für  die  Hegeiiuig 

riogeres ,  sondern  eher  ein  größeres  ist  als  des  Ww.  unentb^ulich ,  stüßt  jedoch  bei 

in  den  weiträumigen  Städten.   Kenerdings  den  gegenwärtigen  Zostilnden  auf  erfaefaüdie 

wird  in  England  und  Amerika  der  Grund-  Schwierigkeiten,  da  ee  an  geeigneten  Klün* 

satz  des  „r^id  transif  ^  (städtischer  Schnell-  wohnungen   fehlt.    Städtische  Wohnung»- 

verkehr)  au^estellt  und  durchgeführt  '  nachweise  bestehen  in  TersohiedeneD  SOdten 

Der  Frage  des  «tädtiwhenAuDenverkebrB  wird  mit  gutem  Erfolge  (Köln,  Elberfeld  u.  ».). 

in  längster  Zeit  auch  in  Deatacbland  grOfiere  Mit  der  Emchtnog  eines  städtiBdieo  Woh- 

Annoerksanikeit  zugewendet.  Eine  Abordnung  nungsamtes  ist  soerst  die  Stadt  StuttgKt 

deutscher  QrolfBtttdte  ist  im  Augnst  1906  bei  dem  Toigegangen. 

PreuS.  Hinister  der  fiffentlichen  Arbeiten  wegen  , 

Schaffung  eines   erweiterten   Vorortsverkehrs  ™t  d«„*b*i-i,-u 

vorstellig   geworden.     Erforderlich   wäre   es,  Die  Baotää^it  uter 

daß  die  einzeben  Großstädte  ein  örtliches  Pro-  UewinnverMCfct 

™nm  der  VerkehrsanlajMn  au^^^^  Unter  dieser  Bezeicfannog  kSnneo  «Ue 

in  der  Mehrzahl  der  Falle  Aber  die  politischen  j.  .    .  ^fooct^Mu^^  >w*unw 

Grenzen  der  Hanpt^n.einde  Snauidten^d!  diejemgen  Bestrebungen  z^mec^e&L^ 
Auf  Grund  dieser  FeatsteUungen  wtoe  dann  die  werden,  die  auf  die  Bautätigkeit  genchtet  sind 
Schafftug  der  Verkehrsanlagen,  sei  es  in  Ver-  ohne  Al»icht  des  Erwerbe  und  des  Oewiane». 
bindnng  mit  dem  staaüichen  Ketz,  unter  s«  es  aus  dem  Hausbau  selber  oder  ans 
eiffeamc  Leitsne  der  Gemeinden  oder  durch  dem  Vermieten  von  WotuuDgwi.  Es  ge- 
pnvate  Untemenmer,  in  die  Wege  zn  leiten.     hören  hierher  1.  die  Tätigkeit  im  Ww.  voo 

5.  Srwerb  und  ev.  Heigabe  TonlBeich,  Staat  und  GemeiMe,  2.  von  Arbot- 
atädtlaohem  Oelllnda.  Der  Grundsatz,  daß ,  gebem  und  Stiftungen  und  3.  die  gemein* 
die  Stadtgemeinde  mindestens  im  Stadt-  nützige  Bautätigkeit 

erweiterungsgebiet  größeren  eigenen  Grund-  i  d„  ^i^h  betttigt  sich  in  Eigenbao  w 
besitz  (verwendbar  für  ÖfFentiiche  und  private  Eleinwohnnngen  in  der  ReichsnariaeTerwaltug 
Bauzwecke)  halten  sollte,  ist  heute  allgemein  nnd  in  der  Beiebspostverwaltang.  Femer  wiM 
anerkannt.  Eine  stets  steigende  Zahl  von  |  seit  dem  Jahre  ^1  rcgelmiffig  ein  Fonds  Sit 
Qemeindeu  befolgt  eine  tatkräftige  kommunale  Wohnungszwecke  in  den  Keichsbanshi  Ifetat  ein- 
Bodenpolitik,  um  deren  praktische  Durch- !  ^f^^^^^  P"  Eeichsamt  des  Innern  fBrdert 
führung  sich  insbesondere  die  Gemeinden  '  3«  Ban«t^kfJt«>^^  wirkirngsroUer 

ir»»b^^  „  /  ir  /  A  \r  u«-™  Weise  durch  HoKabe  vcm  Bauland  in  dar  Vorm 

Frankfurt  a./M.  (Adickes),  Mannheim  (Beck),  j^bpacht  ->on  den  EinseUtaal«  htmtmi 
Ulm  (Wagner),  femer  Elberfeld,  Düssel- ;  PreaCeiTin  seiner  Bergverwaltang  eine  att» 
dorf  u.  a.  m.  verdient  gemacht  haben.  VgL  Ueberlieferung  in  der  Försorge  für  das  Ww. 
auch  oben.  der  Arbeiter.   Seit  veraamer  Zeit  betätigt  aiek 

6.  Organiaaticn  dea  Realkredits,  anoh  die  Staatseisenbabavowaltniig  in  Baoea 
Wegen  der  grundlegenden  Bedeutung  des  »on  Wohnungen  fflr  ihre  Angeatdltan.  Zar 
ReaJkredits  und  der  heutigen  Zustände  Verbessenuig  der  W-ohnnngewUUoiiÄeJer 
s.  oben  S.  1345.    Für  die  normale  Ent- 1  ^jf«*«  «»^f«™^^^^^ 

Wickelung  des  Ww  bildet  clie  entspr^hende  ^^Ä«^  'tHI.TJ^ 
Gestaltung  des  Realkredits  die  erste  Voraus-  70  Millionen  tax  V«-wendang  geUufrt  oad. 
Setzung.  dav<»i  41,6  Hillionea  zn  eigenen  Banten  dar  nr- 

7.  Uaasnabmen  der  Besteuerung  bil-  schiedenen  Verwaltungen  iGiaenbahnrerwattnair 
den  ein  wesentliches  Mittel  der  Bodenpolitik ;  allgemeine  Banverwaltang,  BerffTo-waltunr 
sie  scheiden  sich  in  Besitz  wechselsteuern  «nd  27,Ö  Millionen  zu  Darlebui  an  Banir«ao»eD- 
und  in  Besitzsteuern.    Umsatzabgahen  be-  ^^»^J^-    1,1^5*^*".  ^* 

stehen    als    staatliche   und   gemeindliche        c'^  'V        Il^f^*,.*^*^^"^  'tiSr 
Steuern  Wn     Die  BestLning  des  Ä.^^S^  Ä"*iS'geÄ 
Bodens   durch    M  ort  zuwachssteuern   kann  ^en  Wohnungabaa  för  Beunle  der  Staat»- 
frajilus  einen  großen  Goldbetrag  einbringen  ;  betriebe. 

doch  wird  sie  schwerlich  günstig  Winten,      Unter  den  deutschen  Gemeinden  hat  Frei- 
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bvg  i/B.  den  Bigenban  Ton  Wohnnog^eD ,  be- 
rate i.  J.  1876  begoDnen  tind  hanpta&colich  seit 
lffi6  ^Ordert,  ma»  unfaMende  Tätigkeit  im 
WoboDiigsbaa,  Terbonden  mit  einer  tatkrftftiffen 
Bodenpolitik,  bat  die  Stadt  Ulm  entfaltet 
(Wtgner).  Eine  Anzahl  anderer  St&dte  bant 
WohnnngeD  ftlr  Beamte  ihrer  Betriebe;  einzelne 
Stildt«  haben  auch  Wohnnngen  für  minder- 
benittclte  Einwohner  errichtet 

3.  Die  Wohnnngtbant&tigkeit  der  Arbeit- 
geber ist  eine  amfangreiche.  Wohn- 
h&oBer   zum    Eigenerwerb    dareb  Arbeiter 
werden  errichtet  von :    Hansfelder  Kupfer- 
sebiefer  bauende  Oes.,  Villeroy  &■  Bock,  Hetuaeh, 
D.  Peters  &  Co.,  Neviges,  C.  Heyl  WonuB  n.  a. 
la  dem  Ban  vm  Mietwohnungen  fttr  Arbeiter 
stdit  an  der  Sidt»  Fr.  Knopp  in  Essen.  Werks- 
wohnta|;en  in  gioOer  Zahl  sind  ferner  erbaut 
worden  m  der  chemischen  Industrie,  Haschinen- 
tnaindnstrie,  Elektriaitätsindnstrie  und  insbe- 
sondere von  den  Kohlen-  and  Hüttenwerken. 
—  Unter  den  Stiftungen  ist  an  erwähnen  die 
Aden-Stiftong  in  Düsseldorf  nnd  die  za  einem 
^den  Umfang  entwickelte  Heversche  Stiftnnz 
in  Leipzig.   Die  Miete  in  den  Heyerschen  Stii- 
tnngBhftnsem  wird  nach  dem  Einkommen  des 
MiMisn,  und  iwar  anf  Vi  =  14  Procent  des 
E^ommens  angesetst. 

3.  Die  Haaptronnen  dergemeinnQtxigen 
Bantätigkeit  sind: 

a)  Die  Aktiengesellschaften.  Eine  große 
Bautätigkeit  haben  n.  a.  entfaltet  die  Olad- 
bacher  Aktienbengesellschaft  in  München-Qlad- 
bäcb,  die  Barmer  Bangesellschaft  für  Arbeiter- 
Wohnungen  ,  die  Aktienbaogesellschaft  für 
Kleinwohnungen  in  Frankftut  a/M. 

b)  Die  eingetragenen  Vereine.  Unter  den 
Banvereinen  sind  insbesondere  an  nennen  der 
Verein  f&r  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
in  Stuttgart  (Kfdonie  Ostheim) ;  der  Verein  rar 
Verbeeswnng  der  WohnungsrerhUtnisse  in 
München;  der  Verein  Arbeiterheim  in  Bielefeld. 
Ein  weites  Feld  der  Betätigung  bietet  sich  den 
Vereinen  noch  in  der  Erriäitnng  von  Ledigen- 
heimen nnd  Schlafhänsem. 

c)  Als  die  leistungsfähigste  und  znkanfts- 
reichste  Form  der  deatscben  Banvereinignnffen 
erscheinen  die  Bangenossenschaften.  Vgl.  den 
besonderen  Art.  B.-6.  oben  Bd.  I  S.  363. 

Als  erstes  Organ  cur  Vertretung  der  auf 
die  sremeinnatiige  Bautätigkeit  geri^teten  Be- 
Btrebnngen  worde  im  Desember  1897  der  Rhei* 


nische  Verein  znr  FSrdernng  des  Arbeiter- 
Ww.  in  Düsseldorf  gegründet.  Nach  seinem 
Vorbild  omnisierte  ndi  der  WestKliscbe 
Verein  rar  fTErdemng  des  Kleinwohnnngswesens 
in  Münster  und  der  verein  für  Förderung  des  Ar- 
beiter-Ww.  nnd  verwandte  Bestrebungen  in 
Frankfurt  a/H.  Für  Hessen  besteht  als  Hittel- 
pnnkt  der  hessische  Zentralverein  für  Errich- 
tung billiger  Wohnnngen  in  Darmstadt.  Eine 
Eauptquelle  des  Kapitals  für  den  gemein- 
nützigen Wohnongsbaa  bilden  die  Landesver- 
sicherangsanstalten ,  die  im  Interesse  der  Ver- 
sicherten ans  dem  AnstaltsverroOgeu  Darlehen 
zum  Wohnnugsbaugeben,  unter  der  Bedingung, 
daß  die  erbauten  Wobnungen  dem  Kreise  Ter- 
sicberangspflichtiger  Personen  ragnte  kommen. 

VIII.  Ausland. 

1.  England.  Das  Ww.  in  England  zeigt 
eine  von  dem  kontinentalen,  insbesondere  dem 
deutschen  weaentlich  Terscbledene  Gestaltung. 
Die  Wohnweise  ergibt  sich  ans  folgenden  Tar 
bellen: 


Birmingham 

Bradford 

Brighton 

Bristol 

Cardiff 

Gr.  Tarmonth 
Orimsby 
Halifax 
Leeds 
Liverpool 


Behan- 
snngs- 
Ziffern 
1891:1901 


5,oi 
465 
5,93 
6,09 

6,30 
4,49 


4,84 
4,36 

5,70 
5.65 
5,87 
4  34 


4,8914,73 
4,44:4,21 
4,71  i4,53 
5,6a  >  5,55 


London 
Manchester 
Newcastlea.T. 
Norwich 
Nottingham 
Rochdale 
Shefäeld 
York 

Darchschnitt\ 
Königreich  / 


Beban- 
snngs- 
ztffem 
189111901 


7,73 
5,04 
7,33 
4,53 
4,65 
4,36 
4,86 
4,93 

5,3» 


7,93 
4,99 
8,03 
4,44 
4,57 
4,1  a 
4,80 

4,71 

5,ao 


Die  allgemeine  Wohnform  des  Mittel-  und 
normalen  Xrbeiterstandes  ist  das  Einfamilien- 
wohnhaus; nur  in  einzelnen  Städten  ist  die  ört- 
liche Durchschnittsziffer  eine  höhere.  Für  das 
gesamte  Königreich  ergibt  sich  der  niedrige 
Durchschnitt  von  5,2  Bewohnern  anf  das  Haus. 
Beachtenswert  ist,  daß  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Städte  die  Behansnngszifiier  außer- 
dem noch  zurückgeht;  gaiu  besonders  ist 
dies  in  den  großen  Industriestädten  der 
Fall  wie  Knningham,  Bradford,  LiTerpool, 
Manchester. 


Wohnangs- 
grüße 

Wohnun- 
gen 
1901 

Bewohner 
1901 

%  aller  Wohnungen 
1691  1901 

"0  aller  Einwohner 
1891    1  1901 

Bewohn 
1891 

IT  aof  1 
um 

1901 

1  Baum 

■> 

"  n 
■i  r, 

4  „ 

5  und  mehr 

251  667 
658  203 

779  992 
I  596  664 

375034a 

7036S6S 

507  763 

2  158644 

3  186  640 
7  130062 

19  544  734 
3»  537  843 

4,7    ;  3,6 
11,4  9,4 
12,3     I  il.i 
33,9    !  33,7 
_  47,7    .1  _  S3,a 
100  100 

2.2  1  1,6 

8.3  !  6,6 
11,1  9,8 
23.5    1  ai,9 

_54.9  .  j_  6o.?_ 
ICO  100 

2,23 
1,73 
1.4» 
1,16 

2,02 
1,64 
136 
1,12 

Nicht  minder  groß  ist  der  Abstand  gegen- 
Iber  d«n  deutschen  Zuständen  nach  der  zweiten 
Tabelle.  Die  Zahl  der  Personen,  die  sich  mit 
iiner  einfftamigen  Wohnung  bebelfen  müssen, 
st  Tenwhwindend  gering.  Von  größerer  Be- 
leatOBcr  irird  erst  die  Wohnung  Ttm  rier 


Räumen,  und  volle  60  "/o  der  Bevölkernng  ver- 
fügen über  Wohnungen  von  fünf  und  mehr 
Räumen.  Nach  allen  Richtungen  der  Tabelle 
—  Anteil  der  kleinsten  Wohnnngen,  Benutzong 
nnd  Wohndichte  —  zeigt  sich  überdies  ein  ent- 
schiedeaee  Fortsehreiten  in  günstigem  ^ne. 
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YgL  dupBffni  ^  entfpteehenden  Ziffant  für 
DeatBchfiuä  oben  S. 

Die  Ton  der  kontinentalen  abweichende 
Entwickelong  des  englischen  Ww.  ist  be- 
ding durch  rechtliche,  wirtschaftliche  und 
soziale  TerhAltnisse.  Im  allgemeinea  läßt 
sich  sagen,  daß  die  Wohnungen  des  leistungs- 
Ahigen  normalen  Arbeiters  in  England  wesent- 
lich ctesser  sind  als  in  Deutschland ;  w&hrend 
dag^;en  die  Wohnungen  der  ftrmsten  und 
untersten  Klassen  und  die  der  zahlreichen 
in  England  lebenden  Ausländer  unbefriedigend 
sind.  Die  Verschiedenheit  der  Zustände  ist 
in  einer  Reihe  von  Ursachen  befindet 
Der  Grundzug  der  engliBchen  Entwickeluog 
ist,  daß  die  dortigen  Einrichtungen  den 
leistungsfähigen  und  lebenskräf- 
tigen britischen  Volksschichten  angepaßt 
sind  und  daß  deren  BedflrfniBse  und  Inter- 
essen als  ausschlaggebend  gelten.  Auf  die 
schwächeren  Elemente  wird  dag^n  weniger 
Rücksicht  genommen  —  eine  Auf&ssung, 
die  uns  ähnlich  auch  in  Nord-Amerika  be- 
g^net;  s.  unten.  Diese  allgemeinen  An- 
schauungen treten  natui^mäß  auch  im  Ww. 
mit  ihren  Vorzügen  und  ihren  Mängeln  her- 
vor. Allgemein  zeigt  sich  das  Bestsreben, 
die  normale  englische  Arbeiterklasse  mfig* 
liehst  gut  und  2ii^eich  billig  mit  standes- 

Semäßen  Wohnungen  zu  versorgen  und  an 
er  Verbesserung  der  Wohoweise  lu  ar- 
beiten. 

Unter  den  Momeoten,  die  anderersetts 
auf  das  Ww.  der  untersten  Schichten  in 
ungünstigem  Sinne  einwirken,  sind  insbe- 
sondere drei  zu  erwähnen : 

Znnicbat  das  Fehlen  einer  auf  die  He- 
bung der  Bchwachsten  Klassen  bedachten  Zwau:t> 
vervlcbeniDgspoUtik,  wie  sie  in  Dentseblasd  £&• 
steht;  dann  in  der  Hanptwche  die  tiefe  Abnei- 
gung ge^^n  die  Einmischang  der  Polizei  nnd 
gegen  die  polizeilichen  Eingriffe,  Begelangen 
nnd  Befoniuse,  soweit  diese  das  Inuridnnm 
und  seine  LebenafahniD^  betreffen.  Da  man  ein 
Eingreifen  der  polizeilichen  Gewalt  ffegenüber 
den  selbständigen  lebenskräftigen  Elementen 
nicht  wünscht,  so  versagt  sie  anch  da,  wo  sie 
angezeigt  wäre,  gegenOl^r  den  bedtirftigen  nnd 
gesunkenen  Bevölkerongsschicbten.  Endlieh  ist 
EU  bemerken,  daß  die  englischen  Orofistädte  in 
weit  stärker  hervutretendem  Verhältnis  als 
die  deutschen  große  Massen  von  AnslBndeni 
enthalten,  die  durch  ihre  schlechteren  Lebens- 
gewohnheiten Ton  den  britischen  Arbeitern  ab- 
stechen, mit  Vorliebe  in  gesonderten  minder- 
wertigen Be:Srken  zusammenwohnen  nnd  anch 

ferne  in  solche  Bezirke  nachrUcken,  aus  denen 
ie  besseren  englischen  Arbeiter  weggezogen 
sind.i) 

Bei  der  gmndlegenden  Bedeutung,  die  der 
Engländer  dem  Ww.  zuerkennt,   wnrde  die 

Das  Fehlen  des  Systems  der  Hof-  nnd 
EQnterhanswohnnngen  bewirkt  noch,  daß  die 
schlechten  Wohnnagsverhältnisse  mehr  von  der 
Straße  ans  sichtbar  sind  als  in  Deutschland. 


fiffentUehe  Aufmerksamkeit  {rflhseitig'  auf  die 
im  Gefolge  der  städtisch-indastrieUen  Entwicke- 
Inng  hervortretenden  Mißstände  foben  ü.  I3ä9i 
hingelenkt  Die  englische  WonniuigBgeseti- 
gebnng  ist  demgemäß  eine  sehr  umfaigreiche. 
Schon  im  Jahre  1844  wnrde  anf  VeraaEtMong 
von  Sir  Bobert  Peel  eine  Komminion  nieder* 
gesetzt  nznr  Untersnchnng  der  WohimngaB  der 
arbeitenden  Klassen  in  den  großen  SOdlea''. 
Das  Ergelmis  waren  die  Wolumngsgewtie  vn 
1651,  denen  sidi  dne  Reibe  hjgwnisehcr  and 
TerwRltangsteehni8cherS3nselgesetse(18B^  1B7B, 
1888)  anschloß.  Eine  ZusaamenftHSiiiiff  und  &- 
Weiterung  der  Wohnangsgeaetcgebnnff  erfolgte 
dnrch  das  Arbeiterwohnnngsgesefcz  {Honaing  of 
the  workinff  ClasHes  Act)  von  1890  mit  s&U- 
reichen  and  wichtigen  Nachträgen  (ttber  des 
Landerwerb  dnrch  GemeindeverMnde  n.  %.). 

Die  englische  Gesetegebnng  ist  in  ihren  la- 
ngen nnd  in  ihren  Hanptteüen  eine  Assa- 
niernngs  gesetzgebnng ,    die  hervorgcfnlini 
wurde  dnrch  hygienische  Mißstände,  wie  sie  im 
I  Städtebau  bis  in  die  aweite  Hälfte  des  19.  Jährt 
I  bestanden.    Die  Sanierang  sdde^ter  inm- 
städtischer  Bezirke  wurde  Ton  den  Stadtver* 
waltnngen  tatkräftig  in  die  Hand  geaonnea. 
An  die  Niederreißnng  ungesunder  Wohnhiawf 
schloß  sich  dann  die  ErricDtong  von  Neabantea 
auf  dem  gesäuberten  Gelände.    Die  Stadtm- 
wdtnngen  Ton  Glasgow ,  Birmingham ,  Ma>- 
;  ehester,  Liverpool,  das  Londoner  Gionty  Coob- 
I  dl  und  die  einzelnen  Sondnvemeinden  habea 

<  eine  große  Tätigkeit  im  mdumngsbaa  est- 
I  wiolcelt  Die  Verbindung  von  Wonnnngibaa 
lusd  Sanierang  wird  Jedoch  nenerding«  uehr 
I  mehr  durchweg  festgehalten.    Die  Erfiahraiig 

hat  gezeigt,  daß  die  Niederlegnng  zentraler  Be- 
zirke nnd  deren  Wiederbebaaung  dareh  Wobn- 
I  hänser  ttberans  kostspielig  ist  and  gleichwohl  o»- 
\  befriedigend  bleibt  Die  neueren  Bestrebung 
gehen  dcMhalb  dahin,  daß  die  SffentUchen  Ver- 
'  Bände  die  von  ihnen  sn  eiricbtenden  Woh- 
nnngen  für  die  minderbemittelten  Klanen  nach 
Möglichkeit  in  den  Vororten  bauen  mid  dk 
Anlage  von  Veikehrsmittebi  nach  den  Ante** 
bezirken  fordern  sollen.  Der  kommunale  Weh* 

<  nnuffsban  wird  hierdnreh  nnriihlngig  von  der 
I  Sanierangstätigkeit,  dnrch  die  er  smichat  aa» 
'  geregt  worden  war.  Die  kommunalen  W«k- 
I  nnngsbanten  hab«i  mehrfach  günstige,  a.  T 

I  vorbildliche  Losungen  für  den  Kleinwobanag»^ 
ban  gebracht,  so  in  Lirerpool,  HandieMer 
Richmond,  in  Londoner  Vororten  a.  a.  m. 

Die  Erfahrung  bei  den  Sauimngen  hat  ge- 
zeigt, daß  die  Bewohner  der  Slams  (verwahrkMt* 

I  Wobnuneen)nach ihrer  Anstreibung  nicht  in  gat« 
neue  Wohnungen  ziehen,  sondern  lieber  älter« 
Wohnbezirke  «ifiraehen,  m  denen  sie  ihn 
schlechtea  Wohnsitten  fortsetzen  (slnoi  dwriliaf 
ia  a  disease;  Thompson  S.  50). 

Die  private  Bautätigkeit  ist  in  den  AaBea- 
bezirken  und  Vororten  für  normale  KleiBveh- 
nnngen  nnd  Hittelwohnnngen  eine  lebhafte  und 
die  Produktion  eine  reichliche.  Die  Bebammf 
des  Bodens  erfolgt  meist,  für  den  privaten 
Kleinwohnangsbaa  fast  aasschlieOltch.  im  West 
der  Zeitpacht  (lease)  von  99  Jahren.  Fär  di< 
Kapitalbeschaffung   and  Bodenbelastoag 

'  stehen  deshalb  gana  andere  Voiaontiimaf 
als  in  Deutschland.  Kapital  ist  bei  Baa 
von  Kleinwohnungen  in  der  Hanpttaehe  wm 
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fttr  den  ^nBerban  sdbst  (nieht  nriueh  fttr 
den  Boden)  zu  beschaffen  nod  wira  geliefert 
von  privaten  Geldgebern,  z.  T.  anch  Ton  Banken, 
in  großem  Umfuig  aber  von  den  Building 
BocietieH;  dies  sind  Bealkreditgenoesenschaften, 
die  (Kom  Unterschied  von  den  deutschen  Oe- 
nossenscbaften)  regelniLQig  nicht  selber  banen, 
aondem  ihren  Mitgliedern  das  Kapital  Enm  Ban 
oder  Erwerb  eines  Hanses  vorstrecken. 

Sine  SotefBt  umfassaide  Tätigkeit  catfiUten 
die  AkUenbangeaellBdiaften ,  du  nnter  Atu- 
lebluS  TOD  Speknlationsgesuiäften  in  gemein- 
nfltsiger  Weis«  den  Ban  von  Klein-  and  Hittel- 
wohnnn^en  betreiben,  aber  gleichwohl  nach 
priTatwirtschafttichen  Gmndsätzen  verfahren 
nnd  eine  Verzinsong  ihres  Anlagekapital)«  mit 
3  bis  &  *'/o  zn  erreichen  suchen.  Die  beden- 
tendite  nnter  diesen  Gesellschaften  ist  die  Arti- 
zans  Labonrers  and  General  DwelUugi  Co.,  deren 
Kapital  Uber  öO  HiU.  U.  betrftgt. 

Schlafhäneer  fBz  eüuehie  Männer  nnd  Franen 
(Lodgingbooses)  find  in  einer  Beöhe  von  Stftdten 
dnrendieStadtTerwaltnngenerbatttworden.  Eine 
aoiial  wertTolle  Sinrichtung  sind  die  von  Lord 
Rowton  begründeten  nnd  in  verschiedenen 
Stadtteilen  von  London  errichteten  LogierhKnser, 
die  bis  zn  800  einzelne  Schlafkabinen  enthalten 
nnd  anJlerdem  mit  gemeinsamen  Lesezimmern, 
Spielzimmern,  Speiseiftnmen  ubw.  ausgestattet 
sind.  —  Zn  erwähnen  sind  die  Bestrebnngen, 
die  darauf  ausgehen,  Wohnungen,  die  durch 
Nachlftesigkeit  des  lagentllmers  oder  der  In- 
haber Terwahrloet  sind,  in  guten  Stand  zu 
Mtaen  nnd  dadnich  tbr  bessere  Arbeiter  bnnch- 
bar  zu  machen.  Oetavia  Hill  hat  die  An-i 
regong  nnd  das  Vorbild  fttr  diese  Form  der  [ 
Wohnongspflege  nnd  Hausverwaltung  gegeben. ; 

AenUerst  rege  ist  die  Beteiligung  der  oberen  i 
Stände  und  der  gebildetoi,  wissenschaftlicben  1 
nnd  kirchlichen  Berufe  Englands  an  dem  Ar- ' 
heiter- Ww.    In  den  GroßsUdten  nehmen  An- 
gehörige der  wissenschaftlichen,  kirchlichen  nnd 
philanthropischen  Kreise  ihren  Wohnsitz  in- 
mitten der  arbeitenden  Klassen.    Diese  sog. 
•  ettlements  wirken  in  erfolgrüeher  Weise 
auf  »dal^Iitisehem  Gebiete  und  fttr  die  Hebung 
dea  Arbeiterstandes,  nnd  verhrdten  anderer- 
seite  unter  den  oberen  Klassen  die  notwendige 
Kenntnis  von  der  Lage  der  unteren  Volkti- 
Mhicbten. 

Die  Bestrebongeu,  bessere  Formen  der  städ- 1 
tischen  Benedelung  zn  schaffen,  finden  in  Eng- ' 
land  lebhafte  FCrdemng.  Die  weitest^hende  | 
Reform  der  städtischen  Wohnweise  wird  ver- 1 
treten  durch  die  „Gartenstadt",  eine  neue  Stadt- 
anlage, deren  Grundlinien  in  einem  Buch  von  | 
E  benezer  Howard  beschrieben  werden.  Die  | 
Gartenstadt  ist  eine  GeDoasensebaft,  die  das  aar  I 
Stadterflndung  eifordertiche  GeUnde  erwirbt, ' 
anfteut  nnd  dauernd  im  Besitz  behält,  so  dafi  [ 
alle  Werteteigemng  des  Bodens  der  Oemeiu-  i 
•chaft  zufällt.  Die  Stadt  soll  nach  einem  ein- 1 
heitUcheo  Plan  angelegt  werden,  der  auf  das 
beste  wirtschaftliche,  nsnndbeitliche  nnd  soziale  i 
Gedeihen  der  Bewohner  berechnet  ist.  Der ; 
Vorschlag  ist  bereits  zur  praktischen  Durch-  ^ 
fniumng  gelangt  in  der  First  Garden  City,  die 
in  Letcbworth  bei  Hitchin  gegrttndet  nnd  gegen- 
wärtig in  der  Besiedelnng  begrUfen  ist  (Die ' 
Gartenstadt-Bewegung  hat  anch  nach  Deutsch- ' 
land  flbergegriffen  nnd  wird  dunh  die  deutsche 


Gartenstadt-GeselUchaft,  Beiün  -  Schlaehtensee, 
vertreten).  MustergHltige  Siedetnnren  fttr  ^- 
dustriearbeiter  Bind  geschaffen  worden  in  Fort 
Snnlight  (Lever  Bros)  nnd  BouruTille  (Cadbnry], 
die  auch  nach  der  kttnstlerischen  Seite  hervor- 
ragende Leistungen  darstellen. 

2.  Die  übrigen  europäischen  Staaten 
können  hier  ans  äußeren  Gründen  nur  mit 
kurzen  Worten  bertthrt  werden,  a)  Für  Frank- 
reich liegt  eine  bemerkenswerte  Statistik  der 
Grundstttekswerte  vor,  die  regelmäßig  in  10- 
jfthrigen  Abschnitten  aufgenommen  wird.  Die 
letzte  Erhebung  von  1901  zeigt  die  Grundzfige, 
wie  sie  die  moderne  Entwickelnng  in  den  Staaten 
mit  gedeihender  Volkswirtschaft  allgemein  auf- 
weist: entschiedene  Ansbreitnng  und  lebhafter 
Aufschwung  der  Großindustrie;  hierbei  Be- 
vorzugung einzelner  durch  Lage  und  Boden- 
beschufenheit  begttnstigter  Bezirke  (Konzentra- 
tion): entsprechende  Bautätigkeit  auf  dem  Ge- 
biet der  Wohnnngsprodnktion.  Die  fraasSaieehe 
Statiatik  ermOgliuit  ea  an  nnteranchen,  wie  die 
reine  Hietpreiabewwinfl^  nach  Ausscheidung 
aller  Aendemngen  in  der  Substanz  der  Geb&nde, 
vor  sich  geht;  ein  Problem,  das  zn  den  schwie- 
rigsten der  Wf.  ffehOrt.  Eine  immaterielle 
(ohne  Substanzänderung  eingetretene)  Wertver- 
mehrung haben  danach  aufzuweisen  die  Mittel- 
nnd  Kleinstädte  mit  Sätzen  von  0,66— 2,95  V 
Eine  Wertverminderang  ist  dagegen  eingetreten 

in  Paria  o,o6  Fn». 

n  Gemeinden  von  30000  bis  50  °oo 

Einwohnern  0,13  „ 

„  GemeindenUberaooooo Einwohner  0,93  „ 
„  Gemeinden  von  100001  bis  aooooo 

Einwohnern  1,63  „ 

Die  Großstädte  zeigen  also  in  Frankreich 
nicht  nur  keinen  immateriellen  Zuwachs,  sondern 
sogar  eine  Uindemng  der  Hietwerte.  Unter 
den  Ursachen  dieses  von  den  deutschen  Verhält- 
nissen durchaus  verschiedenen  Zustaades  sind 
die  verwaltungsmäßigen  Einrichtungen  zu 
nennen,  die  von  den  deutschen  vollständig  ab- 
weichen: hohe  Umsatzahgaben  —  Enr^pbtm- 
ment  —  die  das  Eingreifen  der  Bodenspekula- 
tion verhindern  oder  erschweren;  Verschieden- 
heit des  Grundbuch-  und  Hirpothekenwesens, 
das  nach  der  formalen  Seite  weit  weniger  vol- 
lendet ist  als  das  deutsche,  dagegen  für  die 
Zwecke  der  Bodenspekulation  nntauglich  ist. 
Ueber  die  volkswirtschaftlichen  Momente  be- 
merkt die  französische  Statistik,  daß  „in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  die  Ursache  fttr  die  Sienkung 
der  Mieten  in  den  Großstädten  in  nichts  anderem 
liegt  als  in  der  Abwanderung  der  innen  städti- 
schen Bevölkerung,  die  nach  den  Vororten  zieht" 
(Wohnungswesen  S.  46).  In  Dentachlaud  iat 
diese  preisermKQigende  Wirkung  der  Außen- 
bezirke dadurch  anfgeboben,  daß  das  Außen- 
gelände rings  um  unsere  Städte  spekulativ 
aufgekauft  ist  Die  Zufahr  billigen  Baulandes 
iat  damit  abgrachnitten.  Die  Außenbezirke 
bilden  das  Gebiet  und  den  Gegenstand  der 
spekulativen  Preistreiberei;  die Stadterweiternng 
nnd  Vorortsbebauung  führt  hier  nicht  zn  einer 
Senkung  der  Mieten. 

b)  In  Belgien  wird  das  Kleinwohnungs- 
wesen  eifrig  gefördert,  insbesondere  seit  dem 
Arbeiterwohnunesgesetz  v.  9./VnL  1889.  Die 
Verkehrapolitik  der  Staatsbahuverwaltnng  wirkt 
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ferner  günstig  anf  die  Vert«lnng  der  Arbeiter- 
berSlkernng.  Der  Erwerb  «genen  Hansbesittea 
ist  nnter  der  ArbeiterBcliaft  weit  verbreitet  nnd 
wird  erleichtert,  n.  a.  dnrch  den  Abschlnß  einer 
LebensverBichemn^  znr  Tilgong  des  Eaafgeldes. 
c)  In  Holland  ist  ein  Wohnnngsgesetx  am 
22./V1.  1901  erlassen  worden.  Unter  den  von 
Arbeitgebern  errichteten  Anlagen  ist  die  treff- 
lieh gleitete  Gründang  van  Harbens,  Agneta- 
park  in  Delft,  zn  erwähnen.  —  d)  In  Däne- 
mark steht  die  gemeinnützige  Bautätigkeit 
anf  eimet  hohen  Stnfe.  Die  «ste  Bangenossen- 
sehaft,  der  Eopenfaagener  Arbeiterrereu,  wnrde 
1865  gegründet;  sein  Hansbesitz  hatte  1901 
einen  Wert  von  9,5  Hill.  Kr.  erreicht.  —  e)  Für 
Oesterreich  ist,  anf  Anregung  von  Rauch- 
berg,  Maresch  nnd  von  Fürth,  am  24./II. 
1907  eine  Zentralstelte  für  Wohnnngsreform 
begründet  worden,  der  sich  die  Srtlich  durch  die 
Monarchie  verteilte  Zweigvereine  angliedern. 

3.  Nordamerika.  In  dem  Ww.  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nord-Amerika  findet 
sicli,  ahnlich  vie  in  England,  der  scharfe 
Q^eoBatz  zwischen  den  guten  Wohnungen 
der  normalen  ^einheimischen  oder  einge- 
wanderten) Arbeiterklasae,  und  der  schlechten 
Wohnweise  der  untersten  Schichten,  die  sich 
aus  der  niedrigen  oder  gesunkenen  Klasse 
^nheimischer  Arbeiter  oder  aus  Einwanderern 
mit  tiefstehender  Kultur  zusammensetzen. 

Das  amerikanische  Arbeitsamt  ermittelte  bei 
einer  anf  Staaten  und  25440  Familien  aus- 
gedehnten Erhebnag  des  Jahres  1901  ein  dnrch- 
schnittliches  Jahreseinkommen  von  750  $  = 
3150  lt.,  so  daß  dieser  Betrag  als  das  Ein- 
kommen des  normalgestellten  amerikanischen 
Industriearbeiters^  d.  b.  des  Arbeiters  von  normaler 
Leistnngsföhigkeit  nnd  Beschäftigung,  einschl. 
etwaigen  Nebenerwerbs^  anzusehen  ist.  Die  Kauf- 
kraft des  Geldes  ist  bei  dem  normalen  Arbeiter- 
Stande  in  Amerika  mindestens  die  gleiche  wie  in 
Deutschland.  Die  Statistik  des  Aroeitsamtea  er- 
mittelt, neben  dem  Einkommen,  die  Jahresmiete, 
die  Zimmerzahl  and  die  Wohndichte,  den  Prozent- 
satz der  Hausbesitzer  und  des  schaldenfreien 
Besitzes.  Die  beifolgende  Tabelle  stellt  diese 
Zahlenreihen  zusammen,  wobei  ich  die  Reihen* 
folge  bei  den  Eingewanderten  nach  der  Hohe 
der  Mietsaasgabe  angeordnet  habe. 

Der  normal  gelohnte  amerikanische  Arbeiter 
zahlt  danach  durchschnittlich  eine  Jahresmiete 
von  LlSVi«  •  =  500  Mk.  Dies  ist  nur  l&Vi«"/» 
seines  Jahreseinkommrau.  Für  diese  Miete  er- 
hält er  eine  Wobnnng  von  —  5  Zimmern,  Zn- 
behSr  angerechnet.  Anf  einen  Bewohner  ent- 
fftUt  1,04  Zimmer.  Nahezu  ein  Fünftel  —  19% 
—  der  Arbeiter  sind  Hausbesitzer,  von  denen 
wiederum  56%  scbnldenfreien  Besitz  haben. 
Die  Häuser  siod  in  der  Uberwiegenden  Mehr- 
sahl Einfaroilienbäuser  mit  zagebtirenden  Frei- 

Vgl.  Kuczynski  (Nation  XXIV  S.  280), 
der  im  Anschluß  an  das  Urteil  Werner  Som- 
barts  ausführt,  daß  die  Kaufkraft  dee  Dollars 
gering  ist  bei  dem  höchsten  Einkommen;  sie 
steigt  dagegen  und  ist  am  höchsten  bei  dem 
normalen  Arbeiterstand;  und  sinkt  wiederum 
bei  der  untersten  Schicht  der  Arbeiter.  S.  auch 
weiter  unten. 


Geburtsland 


Vereinigte 
Staaten 

Frankreich 
Schwüz 
England 
Schweden 
Schottland 
Versch. 

Ausländer 
Irland 
Wales 
Deutschland 
Dänemark 
Canada 
Norwegen 
Rußland 
Italien 
Oest-Ungam 
Niederlande 
Durchschnitt 


a  c 

H 


•5=3 


,  s 


iii' 


«* 

Q  a 


742  ]ii8,54 

750  1130,67, 

774  ji29,86; 
S32  !  128,46. 
766  ,125,20^ 

857  ,124,21 

711  .122,59 

775  »21,63 
803  ,120,15 

745  i"7»«> 

759  116,04 

793  |»»5.38 

763  1 110,11 

562  ,105,39 

61 1  98,85 


4,90  1,0815,3659/16 

4,86  1,00 15^8  T7,»7 

5,18  I,IOs6.33  53  J3 

5»39  1,13  »9^  5«,*» 

5,03  i.ii  32.3736^ 

5,39  1,06  19,12  54.17 


674 

675 


96,33 
83.89 


749Vf  118,40 


4,76  1,04 
5.03  0,99 
5,51  1,05 
4,90  0,95 
5,24  >,07 
5,60  1,10 
5,a8  1,02 
4,43: 0,81 
3,67  0,77 
4,16  0,85 
5,76  1,05 
4,95  i,<H 


7,90  66.67 
31,56  5600 
»7,73  69.70 
33^33  56.97 

34.95  58,33 
iS,u  40.91 

38.96  16,67 
16.0343,66 
1 1.71 6bj67 
17.3"  57.14 
46,15  a».i7 
18^97  56^ 


fliehen  oder  Qärten.  Ein  Vergleich  mit  Ber- 
liner Verhältnissen  ist  nicht  <^ne  Interesse.  D«a 
durchschnittliche  Einkommen  eines  normal-g«- 
lohnten  und  beackäftigten  Berliner  Arbätan 
beträgt  1800  bis  1800  Hk.  Hiemm  hat  der 
Arbeiter  20  bis  2i%  für  die  Miete  aafsawcadra. 
Er  bekommt  dafür  —  eine  Wi^nnng  too  State 
und  Küche,  ev.  Stube,  Kammer  und  Küche  der 
oben  beschriebenen  Art  in  einer  Mieukasene 
Diese  Räume  aber  hat  er  häufig  noch  mit  ScUaf- 
lenten  zu  tülen.  Die  Rückschlüsse  anf  LeboBs- 
führung,  Gesundheit  und  politische  Ansckantng 
liegen  anf  der  Hand. 

Bemerkenswert  ist  die  Tabelle  noch,  wenn 
wir  sie  nach  mnzelnen  Völkerschaft«!  betrachte«. 
Der  in  den  Ver^t  geborene  Arbeiter  (Zeile  Ii 
kommt  in  seinem  Einkommen  nnd  in  dem  Hieta> 
aufwand  dem  Gcsamtdnrchichnitt  der  Tabellt 
am  nächsten;  er  stelH  die  Norm  dar.  wie  «r 
auch  der  Zahl  nach  den  Haaptbestaadteil  aw- 
macht.  Von  den  Eiagevranderten  aeigen  dea 
höchsten  Mietsaufwand  die  Westearoptter.  Fraa- 
zosen,  Schweizer,  Engländer;  den  nicdrigstca 
die  Osteuropäer  and  die  Italiener.  Eine  besoodm 
Beachtung  verdient  nan  der  Anteil  am  Hana- 
besitz;  hier  ist  die  Verteilung  eine  andcn. 
Die  Eingewanderten  stehen  hier  Im  allsemeinca 
über  demDnrebschnitt  des  gebürtigen  Annika 
ners.  Bei  einzelnen  Gruppen  EiagewudaterMixt 
sich  ein  wahrer  Heißhanger  uch  Gnndbeaitz: 
es  sind  dies  die  Deutsoaen,  die  Niederltadear 
nnd  die  ätandinavier,  insgesamt  derjeaiKe  Teil 
der  germanischen  VOIker,  den  der  Brite  natcr 
der  Bezuchnnng  J»-sager  msamnettfafti  ida 
diese  germanischen  Sprachen  alle  das  ^a**  aa 
Stelle  des  englüchen  „Tea"  kabea). 

Unter  den  Eiogewanderteii  ttueeivr  Sta- 
tistik interessieniD  uns  natmcemiB  am 
meisten  die  Deutschen,  derra  Wohnweise 
in  Amerika  zu  einem  Veigl«ch  mit  den 
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heimatlichen  VerbtUtDissen  herausfordert. '  BevOlberung  scharf  eine  Unterschicht  ^ 
Diedeotschenloditstriearbeiter  in  Amerika  i  sondert;  es  sind  die  untersten,  ärmsten, 
sind  in  unserer  Tabelle  zu  33 '^/o  Hausbesitzer;  dürftigsten  Yolbsteile.  Neben  dem  selbst- 
die  deutschen  Arbeiter  in  Berlin  dagegen  verschuldeteDElendundderunverbesserlichen 
sind  vom  Hausbesitz  so  gat  wie  völlig  aus-  Gleichgültigkeit  wohnt  hier  viel  Not  und 
geschlossen.  Die  nominellen  Besitzer  der ;  unverschuldete ,  hartgetragene  Entbehrung. 
Grundstficttö  —  Hietskasernen  —  matten  i  Es  ist  gewiß  bedauerlich  und  bedeutet  einen 
in  Berlin  sogar  noch  nicht  l*Vo  der  Be-  schweren  Vorwurf  gegen  die  Oesellschaft, 
vOlkeruDg  aus.  Die  Hansbesttzra*  unter  dea  daß  in  einem  ZeifaUter  allgemein  steigenden 
an  sge  wanderten  deutschen  Arbeitern  der  rBeiohtums  für  eine  erlwblidie  Zahl  ehrlitäi 
Tabelle  haben  in  der  fiberwi^^den  Melwzahl  arbeitender  Menschen  nicht  eine  befrte- 
—  57  *>/o  —  ein  schuldenfreies  Besitztum  zu  i  digende ,  für  ihr  £inkomm«i  erreichbare 
eigen.  Die s(»enannten£[Ausbe8itzer in B^lin  Wohnung  geliefert  wird.  Deutschland 
dagegen  sind  mit  96  *>/o  des  aufgetriebenen  i  aber  wird  auf  diesem  Teilgebiet  des  Ww. 
Wertes  verschuldet  und  wirken  nur  als .  im  Vergldch  mit  anderen  lAndem  sicher- 
Uebertragungshebel  znr  Belastung  der  Be-  lieh  nicht  schlecht  abschneiden.  Aus  guten 
vOlkening.  Diese  wenigen  Ziffern  zeigen  |  Gründen.  Daß  ein  Volk  wie  das  deutsche, 
schon,,  wie  die  SteUung  des  deutschen  Ar-  mit  allgemeiner  Schulpflicht,  mit  fast  all- 
Ijeiters  sich  von  Grund  auf  ändern  würde,  |  gemeiner  Zwangsversichenmg,  mit  einer 
wenn  unser  verfehltes  gekünsteltes  System  scharf  zugreifenden  Polizei,  endlich  mit 
des  Ww.  verlassen  wüi^e.  —  '  einem  nicht  übermäßigen  und  genau  regu- 

Im  Gegensatz  zu  der  Wohnweise  des  normal-  Herten  Bestand  an  städtischen  Zuwandereni 

festellten  Arbeiters  ist  die  der  anter aten  aus  Ländern  niedriger  Kulturstufe  —  daß 
chiohteu  andi  in  Amerika  eine  ungUnstige.  |  ein  solches  Volk  in  den  Wohnungszuständen 
Du  Einkommen  dieser  nach  amerikanischen  der  untersten  Schichten  nicht  zurückstehen 
Begrififen  niedrig  gelohnten  nad  proletariderten  i  kann  gegen  England  und  Amerika,  wo  nach 
Bevölkeninjr  ist  ^inp  bei  dem  größeren ;  ^^^^  Richtungen  nahezu  die  entgegen- 
Teil  auf  mehr  als  1200  Mk.  (300  $)  aozusetzeD :  ^„^„+„„  v««,.. ^u^^ 
doch  mnO  hiervon  weit  mehr  als  fiel  den  oberen  '  g«8e^ten  Voraussetzungen  gelten,  wird  kaum 
Schichten,  nftmUch  »/s  and  dartiber  für  die  Miete  des  Beweises  bedürfen  So  viel  m  Deutsch- 
anfgewendet  werden  (Kuczynski;  vgl.  die  |  lao«  auch  für  diesen  Teil  des  Ww.  noch  zu 
Anmerkung  oben  S.  13Ö2).  Das  Arbeitsamt  der  I  tun  bleiben  mag,  in  anderen  Ländern  bleibt 
Ver.St  hat  die  elendesten  Wohnviertel  in  New  I  hier  noch  mehr  zu  tun  Übriec. 


York,  Chicago,  Philadelphia,  Baltimore  and 
Wasbington  nntersncht;  die  schlechtesten  Zu- 
stände »nden  sich  in  den  großen  Hietshäaseni 
von  New  York  und  Chicago.    Der  Uietspreis 


Anders,  wenn  wir  das  Hauptgebiet  des 
Ww.  betrachten,  die  Wohnweise  der  nor- 
malen Volksschichten,  von  denen  die  Kraft 
der  minderwertieen  Wohnängan  ist  {wie  über-  «nddw  Leistimg  der  Nation  abhängt.  Hier 
S^in«gIdS^;dWS^oha^^^  dasjenige  Land  am  besten  dastehen, 

TerhaitaismäBig  hoch,  nnd  die  Aermsten  müssen  ^  verstanden  hat,  das  Ww.  nach  den 
ihre  Bchlecbten  Behaasnngen  weit  Uber  den  Bedürfnissen  der  Hauptmassen  des  Volkes 
Wert  bezahlen.  Diese  hier  wohnende  Unter-  zu  gestalten  und  die  wirtschaftlich  und 
schiebt  der  BevClkemng  aber  wird  man  —  sozial  beste  Form  der  Wohnungsproduktion 
im  Gegensatz  zu  dem  normalen  Hauptteil  des  2u  erzielen.  Es  unterliegt  keinem  ZweifeL 
Arbeiterstandes  —  nicht  einheitlich  betrachten  ^^g  Deutschland  hier  hinter  anderen  Kultur 

fw^f?'vSt-S   fif„*  läodem  zurücksteht,    ünser  System  des 

artete  Voiksteile.   Die  schlechten  Wobnungen  ««<    ..^^r^iLU  «-j 

sind  zunächst  der  Sitz  des  groUstädÜschen  ^\  I^^^y^S^-  ^^5f* 

Lasters  nnd  Verbrechens.  Femer  nmschließen  i  nicht  auf  die  BedOrfniBse  der  Gesamtheit, 

die  Städte  eine  nicht  geringe  Zahl  von  Personen  sond^  auf  den  Gewinn  einer  Minderheit 

mit  nsantrottbar  schleRbten  Wohnsitten  —  |  zugeschnitten.   Gemeinschädliche  Interessen 

Leute ^  die  unter  die  Bichtlinie  ihres  Standes  wurden  großgezogen,  wie  sie  kein  anderes 

binabnnken  nnd  eben  die  scblechtea  untere  Land  kennt.  Gew^tsam  und  gekünstelt  sind 

wertigen  Gebäude  ansuchen    Daß  selbst  die  die  Maßnahmen  der  BodenparzeUierung.  Die 

Nledwlegnng  verwahrloster  Bezirke  an  diesen  Einrichtungen  des  RealkSits  saugen  die 

Verhältnissen  nichts  zu  ändern  vermag,  wurde  p'  j,;!,*;««  «„o        JiTtK^^,.\^tT^  n 

ubeii  fVin  1.  S.  13Ö0)  bemerkt.   Neben  diesen  '  E'^^^'^'^^^K^i^^'  a'^  ^J'^^'k 

Bevölkeningsschichten  gibt  es  aber  zahlreiche  Boddhgeschäft ,  das  Taxwesen,  der  Gruud- 

Volksteile,  die  wider  Willen  in  schlechten  Woh-  stOckshandel  smd  in  schlimmer  Verfassung, 

nnngen  festgehalten  werden  und  für  die  eine  Der  durch  die  Bodenspekulation  diktierte 

tDehtiga  Sozialpolitik  die  Möglichkeit  des  Auf-  Typus  der  normalen  Wohnung  ist  schlecht, 

Hteigeas  «haflfen  würde.  der  Gesundheit  und  der  Volkskraft  schäd- 

Das  weite  Gebiet  der  Wohnverhältnisse  lieh;  und  bei  alledem  bleibt  die  Erbauung 

ist  der  einheitlichen  Beurteilung  nicht  zu-  der  normalen  Klein-  und  Mittelwohnuogen 

Anglich.  Bei  allen  Kulturvölkern  der  Gegen-  dauernd  weit  hinter  dem  Bedarf  zurück, 

wart  findet  sich  die  tiefe  Scheidung,  die  Was  demgegenüber  verlangt  wird,  sind  nicht 

gegenüber  der  Hauptmasse  der  normalen  Almosen,  nicht  Unterstützungen  und  nicht 
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Hergabe  öffentlicher  Gelder;  sondern  ledig- 
lich Reformierung  unserer  öffentlichen  Ein- 
richtungen, die  den  produktiven  Zwecken 
entfremdet  worden  sind,  denen  sie  dienen 
sollten. 

Literatnr:  a)  Entvfiekehmg  der  »lädiUchen  Bau- ' 
weise :  Robert  POhtmann,  Die  Uebervlilkerung 
der  antiken  Großalädte,  Leipzig  1884-  —  Heyne, 
Da»  deuUehe  Wohnungnceeen,  Leipzig  1899.  — 
Otto  Petera,  Magdeburg  und  seine  Baxtdenk' 
mäler,  Magd^ntrg  190t.  —  Bud.  EberataAt, 
Das  Wohnungneeaen,  Jena  1904- 

b)  Statiaik:  JaMüeher  der  ewuebun  JSXädli- 
»eMen  Statittitehen  Aemter.  —  SCtKittweA««  Jahr- 
buch der  deutteht»  StOdU,  herautg.  vo»  Dr. 
Netfe,  —  Sehott,  Daa  Waehatum  der  deutocAen 
OroßstädU,  Slot.  Jahrb.  dUeh.  StädU,  XI,  S.  1S9. 

—  Emat  Hiraehberg,  Die  Grundalüekmuf' 
nähme  Ende  Oktober  1900  in  Berlin,  Berlin  1903. 

—  Böhmert,  Bremische  Wohnungsstatislik,  190S. 

—  Sehd/er,  Die  VerkäUnisse  des  stibhastierten 
Dresdner  Bausbtaitata,  Dresden  1906.  —  Zur 
^taiatik  des  Breslauer  OrundbesOsea,  Breslauer 
Slatiattk,  XXX,  1,  1906.  —  H.  Lindemann, 
WoknungsataHstik,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soaialpol., 
Bd.  XCIV.  —  Georgea  payelle,  RMsion 
deeennaU  du  Bevenu  net  des  proprielh  bSHea, 
Paria  1901.  — -  Cenaua  <^  England  and  Wales, 
London  1904.  —  Bulletin  of  tke  Bureau  of 
Labour,  Waahington  1904.  —  fuecynsMf  I^rote- 
tariat  in  den  Ver.  Staaten,  Die  Nation,  XXIV, 
S.  143 fg. 

c)  Volkswirtschaft,  Verwallungslehre,  Technik, 
Hygiene:  Hubef,  Beisebrie/e,  Hamburg  1S&5.  — 
Faiicher,  Häuserbauunlemehmungen  im  Geiste 
der  Zeit,  1869.  —  Engel,  Die  moderne  Wohnungs- 
not, Leifatg  1878.  —  JB.  Bauntelat^sr,  Stadt-  • 
erweiUrungen,  Berlin  1876.  —  0.  SehmtMer, 
Zur  Sosial-  und  Gewerbepolitik  der  Gegenwart, 
Leipaig  1890,  S.  34».  —  FrtedrUh  Engels, 
Die  Läge  der  arbeitenden  Klassen  in  England 
(1846),  Stuttgart  189£.  —  Camillo  Sitte,  Der 
Städtebau,  1896.  —  Th.  Goeeke,  Verkehrsslraße 
und  Wohnatraße,  Preuß.  Jahrb.,  Bd.  LXXIIl, 
1893,  S.  85.  —  Rud.  Eberatadt,  Städtische 
Bodenfragen,  Berlin  1894-  —  Stübben,  Hygiene 
de»  Städtebau»;  Nuaabaum,  Das  Wohnhaus.  \ 
Bandb.  der  Hygiene,  4.  Bd.,  Jena  1897.  — 
fbrnecn*  Hmeani.,  Garden-eities  of  to-morrow, 
London  1898.  —  K.  Singer,  Die  IfbAnun^en 
der  MindeiliemiaeUen  in  München,  München  1899. 

—  Paul  Voigt,  Grundrente  und  Wohnung»- 
frage  in  Berlin  und  Vororlen,  Jena  1901.  —  Sehr, 
d.  Ver.  f.  Sozialpol.,  Bd.  XCJV—XCVIJJ.  Leipzig 
1901.  —  C.  J.  Puelia,  Art.  „Wohnungsfrage": 
A<L  Wagner,  AH.  „Grundbesüs",  H.  d.  St., 
*.  Aufi.,  Bd.  IV  (1901),  S.  798 fg.  —  Bud.  Eber-  1 
atadt.  Der  deutsche  Kapilcdmarkt,  Leipzig  1901.  I 

—  Beriehtüberden  Vl.Intemat.  Wohnungsko^grtß  ; 
tn  Düsseldorf,  Berlin  190£.  —  Rud.  Eberatndt, 
Bheinisehe  WohnverhäUniaae,  Jena  1903.  —  Mojc 
May,  Die  Heid^herger  Wohnungaunlerauchung, 
Jena  1903.  — Albert  Kohn,  Wohnungsenquete 
der  Ortskrankenka^se  f.  d.  Gewcrbebetr.  d. 
Kauft,  usw.,  Berlin  1903 fg.  —  Etigen  JAger, 
Die  Wohnungsfrage,  Berlin  1903.  —  Clemena 
Heisa,  Wohiiungsreform  und  Lokalverkehr, 
Göttingen  1903.  —  Wagner,  IHe  Tätigkeit  der 
Stadt  Ulm,  Ulm  1903.  —  K.  von  MangoUtt, 


Jahrb.  der  Wohnwugar^farm ,  190SJg.  —  W. 
Thompaon,  The  Hovainff  AnuOooir  XmAm 
1903.  —  Eoreat  dt  VeOltrj  ITie  TeKement- 
house  Problem,  New  York  1908.  —  First  Bepori 
of  the  Tenement  house  Department,  Nete  York 
1903.  —  C.  J.  Fuchs,  Zur  Wohnungsfrage, 
Leipzig  I904.  —  Bauer,  Der  Zuy  nach  der 
Stadt,  Stuttgart  1904.  —  Th.  Weyt,  GetckiehU 
der  sotialen  Hygiene;  Orotjahn,  Entarttatg*- 
Problem,  Handb.  d.  Hygiene,  4.  Supplbd.  m^. 

—  Fabariua,  Viel  Häuser  und  kein  Beim, 
Oaaaet  J90S.  —  Metvea,  Bodenwerte,  Barn-  und 
Bodenpolitik  in  Freiburg,  Karltruke  190S.  — 
A^tendroOi,  Die  Großetadt  al»  StOdtegr^^rw, 
190S.  —  von  Inama-Stetnegg,  Stadl.  Boden- 
politik in  neuerer  und  alter  Zeit,  Wien  1906.  — 
Ereuüenberg,  Verschuldung  und  MiHxras  i'i 
J!fanitA«tm,  Konieruhe  1906.  —  6efum«r,  Dir 
Entwickebing  des  Wohnungswesen»,  Danng  190ti. 

—  Stebold,  Viveitti  satis,  Bethel- Bidejeid,  1906. 

—  von  Katckateln,  Vorschriften  «lArr  Bt- 
nulxung  und  Beschaffenheit  von  Wohnuign, 
Bremen  1907.  —  Rud,  Eberatadt,  Die  jjpcin- 
Uüion  im  neuaeülidten  StädtiAau,  Jena  190?. 

d)  Zeilaehriften :  Zt»dtr.  J.  Woknwngamtat*. 
herauag.  von  H,  Älbret^  —  Der  Städtebau, 
herauag.  von  Th.  Ooeeke.  —  Zttekr.  /.  H'oA- 
mtngaweaen  in  Bayern.  —  Vierteljahrätcir.  j. 
effend.  Gesundkeitspßege.  S.  auch  Artt.  „Stadt- 
erweiterung, Aavonbtttnjr,  Bodenrtfbrm". 

Rud,  EberatadL 


Wohnangssteoer  s.  Mietsteuer 
oben  a  489  fg. 


Wolle,  VolUadutrio. 

I.  Allffemei&ea  nnd  Zollpolitische^v 
1. ÄllgemeineB.  2. ZollpolitiBches.  ILStatistik. 
1.  Qroßbritannien  nnd  Irland.  2.  DentschcsBekk 
3.  Frankreich.  4.  Oesterreich-Üngam.  b.  Rnfi- 
land.  6.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  T. 
Australien.  8.  Sonstige  Linder.  9.  Ge&aat- 
öbersicbt. 

I.  AUgemeioes  und  ZoUpolitisches. 

1.  Allgemeines.   Wie  das  Schaf  zu  deo 
ältesten  Haustieren  des  Menschen  gefaCrt. 
so  ist  auch  die       schou  seit  vDTordeak- 
üchen  ^m^a.  «1«  Oespinstfasär  verwertei 
worden«  ^  eftoitSfcftea  KidturrOlkecs  <le 
Altertums  waren  waQetia  Zöi^Btaffe  im 
bt^uoh,  nnd  die  Odeotolen  «ovahl  wie  Ujr 
Griechen  und  Horner  bnchtea  «  dtr 
W.welierei  zu  hoher  Kunatfsrtigkch.  QmA 
VermitteluQg  der  Atater  wurden  snf  dm 
"Wege  des  Haoilpls  orientaliso^it^  WjAolfc 
UQter  den  ronianiacheu  tld(I  grrnuuii^"  !'!  '^ 
Vnlkerti  des  Mittelallere  verbreiteL  A!-^- 
AU'Ai  die  W.weIjöreL  selbst  faiul  &;l3fia  i'' 
fiiili<afl  Zeiten  teilweise  ia  AnkuQ]irtu]^  •-■ 
dii3  uj^te  Kuuat  dt'^  LMiiowi.'f " Tii  itii  Ai---.  - 
lamli?  Eingurij,'.   XnmeijUii-ii     i:  ["i-sj"---' 
IjuI'I,  wo  im  Lauf-  di-s  .■Mitd.'l  tU-r-  ■ 
gewerbe  zu  holier  lecUuiischei'  ValikiunBu^^'- 
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heit  und  wirtschaftlicher  BlGte  sich  ent- 
wickelt». Yen  hier  aus  fsaid  dasselbe  in 
den  Kachbarlfindem ,  insbesondere  in  den 
^ederlanden  und  Italien  Verbreitung  und 
bildete  sich  hier  selbständig  weiter.  Der 
Einwanderung  rheinischer,  brabanter  und 
fiandrischer  Weber  nach  England  während 
des  13.  Jahrh.  und  später  verdankt  die 
dortige  W.weberei  ihren  Aufschwung.  In 
IVaakreich  gelangte  sie  zuerst  durch  Colberts 
Bemühungen  (etwa  seit  1660)  zu  giOfierer 
Bedeutung. 

Die  wirtschaftliche  Organisation  des  W.- 
webereigewerbes,  wie  sie  in  Deutschland 
etwa  im  16.  Jahrh.,  bevor  die  heimische 
Kultur  durch  den  Dreißigjährigen  Krieg  zer- 
rüttet wurdCj  bestand,  war  die  des  zunft- 
mftfiig  oi^amsierten  Vollhandwerkes.  Das 
Vaschen,  Kämmen  und  Spinnen  der  'Vf. 
bildete  damals,  wie  auch  sjAterhin,  nur 
selten  ein  selbständiges  Gewerbe,  sondern 
wurde  im  Auftrage  der  Meister  der  Tucher- 
und WeberzOnfte  in  oder  außer  dem  Hause 
besoKt  Zu  Be^nn  des  18.  Jahrh.,  als  das 
Zunf&andwerk  von  seiner  ehemaligen  Be- 
deutung herabgesunken  war  und  die  ver- 
änderten Verkehrs-  und  Wettbewerbsver- 
hältnisse  großkapitalistische  Unternehmungen 
Tnrtdlhalt  erscheinen  ließen ,  findet  such 
neben  den  handwerksmäßi^n  Bebiebm 
bereits  eine  mehr  oder  mmder  nmEang- 
i^ohe  HausiDdnstrie  {vgh  Art.  „Gewerbe" 
nib  IX  oben  Bd.  I  S.  1002  fgO  ausgebildet 
Dies^be  war  indesBcn  im  Gf^FOisatz  zur 
Leinenindustrie  (s.  d.  Art  sub  II  oben 
S.  412)  nicht  gleichmäßig  über  das  platte 
Land  verbreitet,  sondern  mehr  örtlich  zu- 
sammengedrängt und  hatte  vornehmlich  in 
den  kaufmännischen  Geschäften  größerer 
Städte  ihren  Stütz;punkt 

Eine  ähnliche  Entwickelung  nahmen  die 
Verhältnisse  in  den  außerdeutscfaen  Ländern, 
namentlich  auch  in  England.  Von  hier  aus 
erfuhr  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrb.  das 
■W.gewerbe  sowohl  in  wirtschaftlicher  wie 
auch,  in  technischer  Hinsicht  eine  wesent- 
liche Umgestaltung.  Gestützt  durch  den 
gro&eü  Keichtum  Englands  an  mobilem 
Kapital,  fanden  damals  die  Erfindungen  der 
Spinnmaschine,  des  mechanischen  Webstuhls, 
zu  denen  dann  weiterhin  die  verschiedenen 
mechanischen  Vorrichtungen  für  die  Auf- 
bereitung der  Roh-W.  hinzutraten ,  unter 
Zuhilfenahme  der  Dampfkraft  in  der  W.- 
industrie  Eingang,  wenn  auch  nicht  so  all- 
gemeia  und  so  rasch  wie  in  der  verwandten 
Baum  Wollindustrie  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  I 
S.  369  fg.).  Dieser  wirtschaftliche  und  tech- 
niBche  Umwand iungsprozeß,  welcher  im  Laufe 
derZeitauch  auf  die  außereuropäischen  Länder 
überging,  führte  zur  Begründung  des  fabrik- 
mftßigen  Großbetriebes.  Derselbe  hat  in 
der  Spinnerei  vdllig  den  Si^  Aber  die  alten 


Betriebsmethoden  davongetragen,  während 
sich  in  der  Weberei  Beste  des  Handwerks 
und  der  Hausindustrie  in  größerem  oder 
geringerem  Umfange  noch  erhalten  haben. 
In  England,  wo  jene  großindustrielle  Ent- 
wickelung am  frtmesten  Platz  griff,  hat  sie 
zur  fast  gänzlichen  Verdrängung  der  kleineren 
Betriebe  geführt,  während  in  den  meisten 
anderen  Ländern,  namentlich  auch  in  Deutsch- 
land ,  wo  der  Großbetrieb  erst  in  den 
40  er  Jahren  des  vorigen  Jahrh.  Eingang 
fand,  der  Umbildungsprozeß  für  die  Weberei 
noch  nicht  abgeschlossen  ist. 

Heute  bildet  die  W.industrie  in  ihren 
beiden  großen  Zweigen  der  Streichgarn-  und 
der  Kammgarnspinnerei  und  -weoerei  zu- 
sammen mit  der  Fabrikation  von  Filzwaren, 
Strumpfwaren  usw.,  der  WMmmerei  und 
der  Fabrikation  der  Kunst- W.  ein.  sehr 
wichtiges  Gebiet  der  Textilindustrie  Ober- 
haupt, wenn  dasselbe  auch  hinsichtlich  des 
Produktionsumfemges,  ebenso  wie  die  Leinen- 
industrie, hinter  der  Baumwollindustrie  er^ 
heblich  zurücksteht.  Besonders  bedeutend 
sind  in  der  Windustrie  Großbritannien  und 
Irland,  Deutschland,  die  Vereinigen  Staaten 
von  Ajnerika,  Frankreich,  Belgien  und  in 
g^ingeiem  Maße  Oesterreich-Ungani ,  die 
Niederlande  und  die  Schweiz ;  in  den  anderen 
Ubidem  deckt  die  Produktion  nur  einen 
mehr  oder  minder  großen  Teil  des  eigenen 
Bedarfe  und  kommt  für  den  Weltmarkt 
wenig  in  Betracht 

Hand  in  Hand  mit  der  stetig  steigenden 
Ausdehnung  der  Großindustrie  ging  ein 
starkes  Sinken  der  Fabrikatpreise,  namenüidi 
während  der  letzten  Jahrzehnte.  Bezüglich 
der  Halbfabrikate  läßt  sich  dies  statistisch 
zuverlässig  verfolgen.  Der  Durchschnitts- 
preis von  wollenen  und  halbwollenen  Garnen 
betrug  in  Mark  pro  Zentner  der  nach  den 
Hamburger  BOrsenprdsen  deklarierten  Ein* 
fuhr: 

1847/50     1851/60     1861/70  1871/80 
308,07      269,49      355.78  31632 
1881/86     1686/90     1891/95  1896/1900 
333,40      203,05      198,16  186,83 
1901        1902        1903  1904 
173,33       i6o,73       163,24  172,85 

Die  Ursache  dieses  Freisrückganges  liegt 
einesteils  in  der  gesteigerten  Leistungsfähig- 
keit der  Betriebe  und  der  zunehmenden 
Massenproduktion,  wodurch  die  Erzeugungs- 
kosten  herabgedrOckt  und  mit  Erfolg  erhöhte 
Umsätze  bei  einer  durch  den  scharfen  Wett- 
bewerb bedingten  Verminderung  des  Ge- 
winnes im  einzelnen  angestrebt  werden 
konnten.  Zum  anderen  Teile  wurde  der 
Preisröckgang  durch  die  völlig  veränderten 
ProduktioDs-  und  Preisverhältnisse  der  Roh- 
W.  hervorgerufen. 

Noch  während  der  ersten  Jahrzehnte  des 
19.  Jahrh.  lieferte  fa&t  ausschließlich  die  euro- 
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pftische  Schafzucht  der  WaDdustrie  das  er- 
forderliche Rohmaterial  (Nebeu  der  Sdiaf- 
W.  finden  sonstige  W.,  vom  Lama  usw. 
auch  heute  nur  in  geringem  Um&mge  Yer- 
venduD^.)  Namentlich  die  deutsche  W.- 
produkbon  war  sehr  bedeutend  imd  ver- 
mochte neben  dem  inländischen  Bedarf  auch 
einen  erheblichen  Teil  des  auslftndischen  zu 
decken;  hiosichtlich  der  Qualität  seiner  W. 
stand  Deutschland,  und  zwar  namentlidi  die 
preufliBchen  Provinzen  Sclilesien,  Posen,  Oßt- 
preußen  und  Pommern ,  an  erster  Stelle. 
Etwa  seit  den  50  er  Jahren  des  vorigen 
Jahrh.  ist  dann  die  W.produktion  in  den 
europäischen  Industriestaaten,  insbesondere 
auch  in  Deutschland,  stark  zurückgegangen, 
einesteils  deshalb,  weil  die  Einführung  eines 
intensiveren  landwirtschaftlichen  Betriebes 
die  Schafzucht  in  vielen  Gegenden  verdrängt 
hat,  hauptsächlich  aber  infolge  des  starken 
Preisdruckes,  den  die  W.  auf  dem  Welt- 
markte erfuhr  und  der  die  Schafzucht  teils 
gänzlich  unrentabel  machte,  teils  den  Ueher- 
gang  zur  Züchtung  des  Fleischschafes  ver- 
anlaßte.  Wie  stark  jener  Preisfall  gewesen 
ist,  ergibt  sich  daraus,  daß  auf  dem  Breslauer 
W.raarkt  100  kg  gewaschene  schlesische  W. 
in  den  50  er  Jahren  Über  500  M.,  Anfang 
der  70  er  Jahre  etwa  450  M.,  Anfang  der 
90  er  Jahre  etwa  300  M.  kosteten.  Die 
Gestaltung  der  W.preise  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ist  aus  folgender  Uebersicht 
ersichtlich ;  die  Angaben  beziehen  sich  auf 
die  Berliner  Notierungen  für  norddeutsche 
SchäJer-W.,  mittel,  für  100  kg  in  M. 


1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 


334,8 

355rO 

333,6 
330,0 
330,0 
315,3 
267,5 
267,3 

281,3 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 


360.8 
379,6 
»87.8 
373,9 
«47,9 
233,2 

315,9 
233,1 

334,9 


1897 
1898 
1889 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1805 


220,6 
234,4 
302,9 
380,8 

331,3 
255.8 
299,2 
297,5 
312,5 


Das  Sinken  der  Preise  ist  darauf  zurück- 
zuführen, daß  die  überseeischen  Produktions- 
länder,  vor  allen  Australien,  Südamerika  und 
Südafrika,  etwa  seit  Mitte  der  40  er  Jahre 
ihre  Erzeugung  mehr  und  mehr  steigerten 
und  infolge  der  Verbesserung  der  Transport- 
verhältnisse  und  der  VerbiUigung  der  Schiffs- 
frachten mit  ihren  W.  auf  dem  europäischen 
Markte  erscheinen  und  um  so  mehr  auf  den 
Preis  drücken  konnten,  als  die  Erzeugungs- 
kosten in  den  überseeischen  Ländern  erheb- 
lich geringer  sind  als  in  Europa.  Auch 
haben  jene  lÄnder  im  Laufe  der  Zeit  große 
Fortschritte  in  der  Quahtät  erzielt,  welche 
früher  in  bezug  auf  Feinheit  und  Reinheit 
der  euroi)äischen  Ware  wesentlich  nachstand, 
und  zwar  durch  Verbesserung  der  Zucht 
infolge  Einführung  des  Merinoschafes  sowie 
durch  bedeutende  Fortschritte  in  technischer 


Hinsidit  (Waschen  und  ReiniceD  der  W.). 
Wahrend  noch  1867  die  Zufahren  von  W. 
aus  jenen  Prodnktionsgebieton  nach  Eoropa 
sich  erst  at^  etwa  150  Mill.  kg  beiiefea, 
betrugen  ^eBelbenl895annahenid6003f]Jl.kg. 
Infolge  dieser  Termehning  der  fibraneäaiAea 
Produktion  ist  die  gesamte  Weltprodnktioo 
im  Laufe  der  letzten  Jahnehnte  beträchtlich 
gestiegen.  Hierdurch  und  bei  gleichzeitigem 
Herabgehen  der  W.preise  ist  die  Ausdehonng, 
welche  die  W.iudustrie  neuerdings  erfahren 
hat,  überhaupt  erst  möglich  geworden.  Neuer- 
dings macht  sich  übrigens  ein  Stillstand 
bezw,  Rückgang  auch  in  der  überseeisch«a 
Produktion  bemerkbar,  welcher  in  der  Ver- 
ringerung der  Zufuhren  nach  Europa  (s. 
unten  sub  9)  zum  Ausdruck  kommt.  Es  hängt 
dies  einmal  zusammen  mit  dem  häufigeren 
Vorkommen  von  Krankheiten  in  den  Herden 
während  der  jüngsten  Zeit,  dann  auch  mit 
dem  Abströmen  der  landwirtschaftliche 
Bevölkerung  in  die  Industriezentren.  Die 
Verminderung  der  W.produktion  und  d« 
Zufuhren  hat  auch  auf  die  Steigemng^  der 
W.preise  in  den  letzten  Jahren  (s.  oben) 
hingewirkt.  Außer  den  genannten  über- 
seeischen Gebieten  führt  namentlich  Rußland 
in  einigem  Umfange  Roh-W.  aus,  während 
die  anderen  wichtigeren  Produktionslftuder 
Oroßbritannien  und  Irland,  Frankreich  und 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  ebenso 
wie  Deutschland,  die  heimische  W.  bist  ganz 
zur  Deckung  .des  Bedarfs  der  eigenen  In- 
dustrie verwenden  (Näheres  s.  unten  sub  ll\ 

8.  ZoUpoliÜBches.  In  früheren  Zeiten, 
teilweise  bis  in  die  (Gegenwart  hinein  haben 
fast  in  allen  Staaten  je  nach  ihren  Verikilt- 
niesen  zugunsten  ihrer  Schafzucht  und  ihrer 
Windustrie  Einfuhr^  bezw.  Ansfnhrvertiote 
und  Erschwerungen  in  brang  auf  Roh-W. 
bestanden.  Die  Ausfuhrzölle  sind  jetzt  ah- 
gemein  beseitigt.  Dag^en  besteht  ein  ISn- 
nihrzoll  auf  Roh-W.  namentlich  in  RuSUad. 
Spanien,  der  Schweiz  und  den  Veränigten 
Staaten,  während  das  Deutsche  Reich,  Oefäer- 
reicIi-Cngarn,  It^en,  Frankreich  und  Belgiai 
die  Roh-W.  im  Interesse  der  heimischen 
Industrie  zoUfrei  eingehen  lassen. 

Infolge  des  Sinkens  der  W.preise  und  in 
der  Erwägung,  daß  die  Zucht  des  W.scfaal£ 

nLc5i[  ^■r-i'i/J  wenlen  kann,  ißt  in  dftn  Krci*rft 
der  -li'in.-i  li*"Li  lj,'Ui'Kvirt*irhaft  si^it  »niiw  R*ife«? 
von  i'iüi;  It'MiaEt"'  IVwi'-jiiitit;  yiijpi'isli^ 

dor  Kiiih'ilii'iuiL-  etm/s  \>'.7..i|IfSi.  lit.'rviri,-'_-lnL'trfi- 
Ini!-''--''!!   ^V!■|rI>ti r-ii.'[i  ■■iiiir-f  «ij!rL<"'fi  Mm6- 
rcg''l  'Iii'  lrirrii>-ii.Mi  rii-r  W.inJiiÄlri-'.  »cichr 
von  ■  iJii-r   Vt'rtt->ii--riiiiL;   ili^  Kiibf-tLrluklft^ 
niclit  mir  'l'^ii  Vi-tIii>i  >iv^  .Tiswänigen 
sati^iiij  11  kl soiiil'Crii  HiK'h   Pii)--r.   n  Miiifiial 
lii;li''ii  l^^ii^'ki^ajit:  ders  lieimLsL'licn  V.'-rt*r!iiir+? 
an  \V.\'.;ui  ii  zu  U'fürchten  hal.    I^  rt'ur'. 
fühi'iing  des  V^omittelüiigSTaischi^siais  tm±. 
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vflldwQ,  gemäß  dem  Beispiel  anderer  lAnder, 
bei  der  Ausfuhr  der  Fabrikate  der  ent- 
sprechende ZoUbetrag  für  die  Roh-W.  zu- 
rflckravütet  werden  soll,  stehen  erhebliche 
pr^itiaeae  Schwierigkeiten  entgegen.  Dem- 
entsprechend ist  auch  im  neuen  deutschen 
Zolltarif  (1902)  von  einem  W.zaU  Abstand 
genommen  worden. 

Hinsichtlich  der  Zölle   auf  wollene 
Halb-  und  Ganzfabrikate  kommt  in 
den  im  Laufe  der  Zeit  gOlti^  gewesenen 
Sätzen  die  allgemeine  Zollpolitik  d^  be- 
treffenden   Staaten    zum   Ausdruck.  In 
Deutschland  folgten  auf  das  Schutz-  und 
I^hibitivsystem  der  fraheren  Jahrhunderte 
EingangszöUe  von  m&fiiger  Höhe,  welche 
auch  in  dem  Zollvereinatarif  v.  31./X.  1833 
and  spater  grunds&tzlich  aufrecht  erhalten 
blieben,  bis  der  schutzzöllnerische  Tarif  von 
1879  wesentliche  Erhöhun^n  brachte,  die 
in  dem  neuesten  Tarif  vom  Jahre  1902  nodi 
einige  Steigerungen  erfahren  haben.  Auch 
in  Oesterreich  und  Italien  sind  seit 
dem  Jahre  1878  sowohl  fflr  Garne  wie  für 
fertige  Waren  erhöhte  Zölle  zur  Einführung 
gelangt   Die  in  den  Jahren  1891  und  1905 
abge^hlossenen  HandelsvertrSge  haben  den 
beteiligten  Ländern   durchw^  keine  Er^ 
mäfiigunKen,  vereinzelt  sogar  Erhöhungen, 
aber  md^r&(^  wenigstens  BindoDgea  der 
früheren  Sätxe  eingetragen.  Franik reich 
hat  im  InteresBe  mneac  WJndttstrie  von 
Miw  eine  entst^eden  BchutzzOllnerieche 
Politik  verfolgt.  Das  Handelsvertragssystem 
der  60er  Jahre  brachte  alsdann  Ermäßigungen, 
welche  mit  Abänderungen  im  einzelnen  bis 
zum  Jahre  1^2  fortbestanden,   wo  der 
autonome  Tarif  neue  erhebliche  Verschär- 
fungen herbeiführte.   In  England  wiu^en 
die  b^her  hohen  Eingangüotle  auf  W.- 
fabrikate  im  Laufe  des  vorigen  Jahrh.  wesent- 
lich herabgesetzt  und  seit  dem  Handelsver- 
trage mit  Frankreich  im  Jahre  1860  gänzlich 
besedtigt.   Rußland,  wo  bis  gegen  Ende 
der  60  er  Jahre  mäßige  Zollsätze  in  Geltung 
waren,  hat  dieselben  seitdem  wiederholt  be- 
trächtlich erhöht.   Die  Zollpolitik  der  V  e  r  - 
eioig'ten  Staaten  von  Amerika  ist, 
wie  überhaupt,  so  auch  bezÜG;lich  der  W.- 
industrie  mannigfeichen  Schwankungen  unter- 
worfen gewesen.   Der  Tarif  vom  Jahre  1894 
hatte  die  bis  dahin  sehr  hohen  Einfuhrzölle 
ermäßigt  und  Roh-W.  auf  die  Freiliste  ge- 
setzt:   aber  schon  1897  führte  der  sog. 
Dingley-Tarif  neue  Verschärfungen  herbei. 

II.  Statistik. 
I .  Grofibritannteo  nnd  Irland.  Die  Prodak- 
tion  an  Bobwolle  betrog  in  iMill.  engÜBcben  Pfand : 
1860     145      1886,90   135      1903  133 
1868     166      1891/95   146      1904  132 
1877     152      1896,00   139      19Uö  131 
1880     149        1901  138 
1881^   133        190S  136 


Wie  ans  diesen  ZifFem  erai^htUch  ist,  wcöst 
die  eagliMhe  Wdlersengang  seit  den  subnger 
Jahren  einen  nur  wenig  nnterbrochenen  Rück* 
gane  auf.  Der  Schafbestand  belief  sich  i.  J. 
1868  anf  S5,6  MiU.,  1895  auf  29,8  Hill.  StQck 
nnd  i.  J.  1904  auf  29,1  Mill.  Stück.  Da  die 
einheimische  Produktion  dem  Bedarf  der  Industrie 
bei  weitem  nicht  genügt,  so  ist  letztere  iu  er- 
heblichem Umfange  anf  den  Bezug  fremder  Wolle 
angewiesen.  Die  Hehreinfnhr  von  Wolle  gegen- 
über der  Ausfuhr  betrug  in  den  Jahren  1860: 
12&,  18H8:  190,  1877  :  311,  1888  :  307,  1888: 
387,  1893  :  316.  1898:  617,  1908:  42ä  nnd  1906: 
4ö6  Hill.  Pfd.  Sinbeunisohe  Wolle  ist  an  der 
Ansfnbr  nur  in  geringem  Maße  beteiligt;  i.  J. 
1905  stellte  sich  der  Export  heimischer  Wolle 
anf  35  MUL  Pfd.  Der  gesamte  Verbranch  an 
fiohwoUe  berechnet  sich  für  die  genannten  Jahre 
auf  270  beaw.  366,  435,  4&&,  6^  467,  666,  666 
nnd  587  Hill.  Pfd. 

Infolee  des  Bmporblühens  der  W.indnstrie 
einiger  fremder  Länder  nnd  der  seit  Mitte  der 
achtziger  Jahre  stärker  gewordenen  Schutzzoll- 
politik des  Auslandes  hat  die  eneUsche  W.- 
mdostrie  in  dm  leisten  Jahren  kerne  wesent- 
lichen Fortschritte  machen  kOnnen. 

Dies  wird  durch  naehstehende  Angaben  über 
^ahl  und  Umfang  der  Betriebe  bestätigt. 

Jahre  Betriebe  Spindeht  KraftstÜble  Arbeiter 

1870  3579  4  9SS  006  1 15  484  238  503 
1874  3617  6008411  140  274  280 133 
1878  2562  6  301 679  146  447  270  348 
1885  2751  6 144  594  139903  382252 
1890  2671  6574347  131506  301556 
1901  ?  6679000  104  000  296400 

Die  hauptsächlichste  Zanahme  der  Produk- 
tion fällt  also  in  die  70er  Jahre.  Uebrigens  ist 
hier  wie  bei  allen  ähnlichen  Vergleichen  zn  be- 
rücksichtigen,  da£  die  Leistungsfähigkeit  d«* 
Spindeln  nnd  Stühle  infolge  der  verbesserten 
Technik  im  Lanfe  der  Zeit  sehr  gestiegen  ist. 

Aach  die  Oestaltang  des  Anifnhrhandels  in 
Fabrikaten  der  enj^ischen  W.indnatrie  läßt  ihren 
geringen  Fortschritt  erkennen.  Es  bebi^r  ^ 
Ansfnnr  von 
Toh-A  Wollgarnen  and.  WoUwaren  sasammen 
*'*'"^®  Mill.  Pfd.      Hill.  Yards       MiU.  £ 

1871  43,7  367,8  33.« 
1881  39,7  372,8  31,4 
1885        43,5  273,1  23,2 

1886/90  43,0  275,3  24,6 

1891/95  50,1  309.5  21,8 

189&00  59.8  184,5  20,6 

1901  48,0  157,0  19,5 

1902  53,0  166,0  30,5 

1903  60,0  175,0  31,8 

1904  54,0  190,0  23,9 

1905  50,0  197,0  25,8 
Ueber  den  Verbranch  von  Halb-  nnd  Oana- 

fabrikaten  im  Zulande  lassen  sich  bestimmte  An- 
gaben nicht  machen. 

3*  Deutsches  Reich.  Nach  dem  Ergebnis 
der  bisherigen  Viebzählnnffen  betmg  die  Zahl 
der  Schafe  zu  Anfang  der  60er  Jahre  28016769, 
1873 :  24  999406 ,  1883 :  19 189715 ,  1892 : 
13689612.  1K97:  10866772,  1900;  9692501  und 
1901:  7907173.  Unter  Zugmndelegnng  eines 
durchschnittlichen  jährlichen  Wollertn^fes  von 
1'/«  kg  pro  Sohaf  oereebnet  sieh  hiernach  die 
WoUprodnktion  auf  37,4  becw.  333.  25,6,  18,1, 
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14^,  12,9  md  10^  KÜl.  kg.  Daa  starke  Sinkea 
der  heimischeD  Prodnbtiott  hat  in  Yertnndvng: 
mit  dem  steieenden  Bedarf  der  Industrie  an 
Boh-W.  eine  bedeatende  Vermehrnng  der  Ein- 
fuhr nStiff  gemacht.  Für  die  neuere  Zeit  sind 
von  der  Handelsstatiatik  nachstehende  Ziffern 
besflgUch  der  Sch^-W.  (roh  nnd  gewaschen)  er- 
mittut  worden: 

Einfuhr       Ansfnhr  Mehreinfahr 

Jahre    1000    HUL  1000  HiU.   1000  HiU. 
t       M>      t      M>      t  ](• 

1880  68,7  ao6,3  14,3  50,1  54,4  156,2 
1881/86  9^,2  197,4  ".o  42,1  80,2  155,3 
1886/90  123,9  «41,0  II.»  33,1  112,8  207,9 
1891/95  159,3  339,5  9,1  21,7  150,»  »17,8 
1896/00  165,2   257,4     9,1    22,1    156,1  235,3 

1901  150,2   231,7     9,8   21,7   140,4  210,0 

1902  161,8  273.9  11,3  39,7  150,5  244,2 
19(B  166,3  388,6  11,3  28,9  155,0  259.7 
1901  159,0  289,8  10,4  24,0  148,6  265,8 
1906    165,2   327,3   10,8   29,0   154,4  308,2 

Daneben  wurden  i.  J.  1905  an  gekhnmter 
W.,  Xamrolingen,  EnnstrW.  nnd  W.abfllUen 
36  52Ö  t  ein-  nnd  27  378  t  ansgeftthrt  im  Werte 
Ton  92,1  bezw.  68,0  MiLI.  M. 

Die  W.spinnerei  und  -weberei  hat  sich  im 
Laafe  der  letzten  Jahrzehnte  in  technischer  nnd 
wirtschaftlicher  Hinsicht  anßerordenüich  ent- 
wickelt. In  der  Weberei,  welche  namentlich  in 
den  preußischen  ProvioBen  Schlesien,  Branden* 
hnri^,  den  Kheinlanden ,  femer  im  Königreich 
Sachsen,  Thüringen,  dem  Elsaß  und  anderen 
Teilen  SQddeatschlands  verbreitet  ist,  waren 
nach  der  gewerblichen  Betriebszählnng  t.  14./VJ. 
1895  in  23726  Eanptbetrieben  163  098  Gewerb- 
tätige,  darunter  27  871  in  der  Hausindustrie 
bescDfiftigt;  letztere  nimmt  also  in  der  Weberei 
noch  einen  breiten  Baum  ein.  Die  W.8pinnerei 
z&hlte  damals  2479  Betriebe  mit  61 838  Oewerb- 
tätigen,  die  W  znbereitnng  834  Betriebe  mit 
16358  Qewerbtätigen. 

Nach  den  Tom  Reichaamt  dea  Innern  Teran- 
stalteten  Produktionserhebnngen  hetmg  i.  J. 
1897  die  Erzeagung  von  Kammgarn  06336850 
kg  im  Werte  von  274  896694  M.,  diejenige  Ton 
Su-eicbgam  106785415  kg  im  Werte  von 
158  «06  071  U.  Femer  wnrden  angefertigt  an 
Tuchen,  Bnchskins,  Flanellen  n.  dergl.  Mengen 
im  Werte  von  364  270  OUO  H.  und  Fabrikate  der 
sonstigen  W.weberei  im  Werte  von  265678000  M. 

Genauere  Ermittelungen  über  das  Wachstum 
der  Industrie  liegen  nicht  vor.  Indessen  läßt 
sich  die  fortschreitende  Erweitemng  speziell 
des  ansläadischen  Absatzgebietes  ans  folgenden 
handelsstatiatischen  Daten  erkennen: 

Einfuhr  Ausfuhr 
Jahre     Game    Giewebe    Game  Gewebe 

t  t  t  t 

1860         6880     1540       X350  10000 
1870        13 133     5990       4050  16300 
1880        14920      3631       4  957  20489 
1><86        19  319      3 130       5679  24681 
188f;/90     19488     3198       6383       27  S07 
1891/y5     21  589     2422       7  533  28960 
189H,00     24  21 1      2658       8  661       30  484 

1901  20328      2537      10415  30126 

1902  32  593      2692      10  886       32  069 

1903  34156      2706      10294  33890 

1904  31750     2804      II  196  35076 

1905  21038     3116      10404  36291 


Im  Oegensatase  nr  "pMnfaiw  mägt  die  Aaa- 
fnhr  nach  dar  Menge  dne  «nhalteade  ZuakM. 

3.  Frukreich.  Bea&glich  der  Pfodokti« 
an  Boh-W.  führten  die  amtlichen  ScliitnmceB 
zn  iolgendm  £rgebnineii:| 
Jahr«  HiU.  kg  Jahn  HiU.  kg  JahieMilL^ 
1860    60,00      1891    57.90      ISW  41.19 
1882    57,80       1893    48,64       1900  43.15 

1886  47,46       1893    43,53       1901  40.95 

1887  56,60       1894    41,16       190S  35,16 

1889  58,84       1896    39,14       1908  43,00 

1890  S9,i8       1898    41,56       1904  43,00 

Trotz  dieser  betrftchtUchen,  allerdinf;s  nirltck- 
gegangenen  heimischen  Produktion  nt  weeea 
des  starken  Bedarfes  der  Industrie  eine  oe- 
dentende  W.einfuhr  erforderlich.  Im  J.  1904 
belief  sich  dieselbe  dem  Werte  nach  auf  383,6  MÜL 
Frcs.,  gegenüber  einer  Ausfuhr  von  260^  HUI. 
Frcs.  Im  J.  1896  zählte  die  W.indnstrie  3191 
stenerpflicbtige  Betriebe,  danuiter837SpinnereiaK 
mit  3173274  Spindeln,  ferner  339  KimmereieB 
nnd  1135  Webereien.  Es  wnrden  1S73  2896989, 
1884  3063068  Spindeln  godUilt 

Der  Wert  der  Hehreinfnhr  von  Oaniea  und 
Geweben  betrug  in  HUL  Frcs.  in  den  Jahiea: 
1869       S20  1891/96  257,3 

1883        343  1896/00  331,6 

18Blj«6      293,5         1901/0*  199.4 
317,3 


An  dem  Rflckgang  der  letzten  Jahre  sind 
namentlich  auch  die  Gewebe  st&rker  beteilig 

4.  OMtorreirh-Dnirani.  Fflr  Oesteireick 
berechnet  sich   bei   einem   Schafstande  tob 

2621026  Stück  i.  J.  1900  der  W.ertrag  auf 
3,5  Hill,  kg  gegenüber  4,14  i.  J.  1890  nud 
4,95  Mill.  kg  1.  J.  1880.  Erbeblich  grdOer  ist 
die  Prodakuon  in  Ungarn,  wo  zuletzt  i.  J.  1895 
ein  Schafstand  von  8122682  Stück  ermittelt 
wurde,  was  einem  W.ertrage  von  10.83  Mill.  kg 
gegenüber  17,23  HiU.  kg  1.  J.  1880  entspricht 
Von  der  Gesamtproduktion  des  Jahres  19C0 
wurden  ans  Oesterreich-Dngara  8,04  MUL  1^ 
ausgeführt,  welchem  Betrage  eine  Einfohr  vm 
29,f  Hill,  kg  gegenQberateht  Aehnlich  war 
das  Verhältnis  in  früheren  Jahren. 

Die  Ssterreichische  W.indnstrie  —  Ungan 
kommt  hier  nicht  in  Betracht  —  kann  sich  an 
Dmfang  mit  derjenigen  der  bisher  behandelten 
Staaten  nicht  messen.  Die  neuere  Eutwickelnng 
erhellt  ans  nachstehender  Uebersicht,  welche  die 
Zahl  der  Feinspindeln  (a),  der  roechaniaehen 
Webstühle  (b)  und  der  Handwebstuhle  tc)  cäner- 
seita  für  die  Streichgarn-  nnd  andereneits  flr 
die  Eammcaraindnatrie  nnd  die  F^rikuiiM 
gemischter  Stoffe  aufführt: 

Streichgarn-  Kammgarn- 

Industrie  indostrie  usw. 

1875       1891  1875  1891 

a}    563694   504970  77410  345818 

b)  1 906      9  409  4  434      15  300 

c)  32  000     13  Soft       13704  99SS 

Im  J.  1903  betrug  die  Zahl  fAmtlicher 
Spindeln  737787  (darunter  414716  für  Strvirii- 
und  323611  für  Kamm-WJ  die  Zahl  der 
mechanischen  Webstühle  29467,  diejenige  dtr 
Handwebstflble  15836.  In  beiden  Zw«ig«n  der 
Weberei  hat  der  Maadiinenbetrieb  die  Hand- 
arbeit stark  verdrftngL  Die  ■llwiMrhw  Ant- 
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dehnnng  der  Weberei  hat  einen  Termehrten 
Bedarf  an  W.tcamen  henrori^afen.  £■  betrag; 
nämlich  bei  W-gramen  in  100  kg*  die 


Einf.  Ansf. 
38763  13185 


Jahre 

1881 

*'493  1441S 

1889  60  191  II  160 

1890  55529  8441 
1881/95  71005  6845 


Jahre  Sinf. 

1886/00  64034 

1901  ^ 
1902 

1903  6s  338 

1901  63618 


Aosf. 

,     .  «997 
5859a  10  671 
66  148    7  250 
5496 
6074 


Menge 

Wert 

Menge 

Wert 

100  kg 

MÜLKr. 

100  kg 

Mill.Kr. 

39  897 

38,0 

50148 

54,0 

18792 

22,0 

50615 

50,0 

23  234 

25>5 

42  633 

35,4 

20  390 

23,5 

47  218 

39,8 

21387 

23,9 

51  154 

44,0 
46.7 

23  870 

36.9 

53  84s 

32330 

37,0 

57  300 

50,0 

31877 

36,7 

63574 

58,3 

Dieien  Verhfiltniiaen  entepreehend  hat  sieh 
die  Attsfnhr  von  W.waren,  welche  noch  L  J.  1873 
Ton  der  Einfuhr  ttbertroffeo  irarde^  wfthrend 
der  leisten  Jahraefaote  so  »ehr  entwickelt,  dafi 
sie  seitdem  die  Einfuhr  am  ein  Krhebliches 
Überragt  FOr  W.waren  ergab  Bich  ntmlich 
folgende 

Einfuhr  Ansfnhr 

Jahre 

1881/85 
1886/90 
1891/95 
189t)/l»00 

1901 

1902 

1903 

1901 

5*  Bnßland.  RnDlnnd  ist  der  einzige  enro- 
päiscbe  Staat,  welcher  als  grCßeres  Ansfohr- 
^biet  f&r  Bob-W.  in  Betracht  kommt  Die 
dortig  Prodaktion  beträgt  mehr  als  ein  Drittel 
der  gesamten  enr(n)&isehen.  Ihre  genauere 
Feststellung  Ist  freuich  schwierig.  Im  enro- 
pftischen  Rnfiland  mit  Polen  belief  sich  der 
SchafbestBnd  1882  anf  öl.S,  l8B8aaf  48,2,  1898 
auf  41^7  und  li>01  anf  47,5  MUl.  Stür.k.  Dazo 
treten  noch  7,7  Hill.  Schafe  im  Eankasas  und 
9,2  Hill,  im  asiatischen  BuQland,  so  daQ  sich 
der  Oeaamtscbafbestand  i.  J.  1904  anf  64,4  Mill. 
Stück  stellt.  Bei  einem  Ertrag  per  Schaf  von 
6  rass.  Pfand  ist  die  W  prodaktion  des  earo- 
pftischen  BnOland  i.  J.  1882  anf  126,12,  1888 
anf  116,62,  1H98  anf  10*  6  nnd  1904  anf  116,9 
Mill.  kg  za  schätzen.  Unter  Einrechnnnsr  der 
Enengnug  des  Kaukasas  nnd  des  anatischen 
BnUland  ergibt  sich  fUr  1901  eine  Gesamtr 
prodaktion  von  158,4  Mill.  hg.  Ton  dieser 
nanpto&chlich  sehr  groben  rassischen  W.  ge- 
langten i.  J.  1903  136,7  Mill.,  i.  J.  1900  (Kriega- 
iahr)  96,9  Mill.  kg  zur  Aasfnhr,  der  Übrige 
Teil  nebst  einer  größeren  Einfnhrmenge  kommt 
in  der  heimischen  Industrie  zur  Verwendung. 
Letztere  hat  bisher  noch  einen  vorwiegend 
bausiDdastriellen  Charakter  nnd  bildet  in  weiten 
Gegenden  duen  wichtigen  Erwerbszweig  der 
bAneriicben  BeTÖlkenma:.  Als  Ezportindastrie 
hat  die  W.weberei  vorläufig  noch  wenig  Be- 
deutung. Der  Export  von  W.waren  hatte  i.  f.  19U4 
einen  Wert  von  1,7  Mill.  Bbl.  Bei  der  umfang- 
reichen Bohstofferzengnng  im  eigenen  Lande 
darf  sie  aber,  znmal  wenn  auch  der  fabrik- 
mäQige  OroUbetrieb  mehr  festen  Fuß  gefaßt 
haben  wird,  einer  gUnstiiren  Zukunft  entgegen- 
•ehen.  Die  Einfnbr  von  W.garnen  nnd  W.waren 
betrug  i.  J.  ism  9.6  Mill.  Rbl. 

8.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Hier 
ist  die  Boh-W.prodnktion  gleichfalls  sehr  be- 
deotend  nnd  hat  im  Laufe  der  letiten  Jahr- 
sehnte  erheblich  sugenommen.    Es  betrugen 


der  Sehafstand  (in  MUI.  StUck)  nnd  die  W.pro- 
duktion  fin  Mill.  engl.  Hd.): 


Jahre 

]8fi0 
1860 
1870 
1880 
188185 
1886/90 
1891/96 


Schafe  Wolle 
21,72  53 


33,50 
38,50 
40,77 
47,76 
44,71 
44,59 


6o- 
i6a 
233 
38a 
379 
398 


Jahre 
18961900 
1901 
1902 
1903 
1901 
1906 
1906 


Schafe 

38,75 
59,76 
63,04 

63,96 
51,63 

45,17 
50,63 


Wolle 
271,8 
302,5 
316,3 

287,5 
291,8 

29^.5 


Von  der  heimischen  Produktion  gelangt  nur 
ein  sehr  geringer  Teil  zur  Aasfahr;  1.  J.  ]B96,96 
6,95,  i.  J.  imHiö  0,12  MUL  Pfd.  Die  hoch- 
entwickelte Industrie  des  Landes  nimmt  den 
ganzen  Torrat  für  sich  in  Ansprach  und  muß 
außerdem  in  bedeutendem  Umfange  fremde  W. 
heranziehen,  deren  Einfahr  i.  J.  1904/OÖ  249 1 
Mill.  Pfd.  betrag,  gegenüber  230,9  Mill.  Pfd., 
i.  J.  1895/96  und  68,1  Mill.  Pfd.  i.  J.  1870/71. 

Die  Aasdehnnng,  welche  die  W.indnstrie 
wfthrend  der  letzten  Jahrzehnte  erfahren  hat, 
wird  durdi  nachstehende  Angaben  gekenn- 
zeichnet: 

Wollindnatrie  1850  1870  1890  1900 
Betriebe  1643     3456     3489  3335 

Arbeiter  41  577  118  545  219132  349799 

Kapital  Hill.  $   38,66   133,45  396,49  392,04 
Materialver- 
brauch Mill.  $  36,17   134.15  303,10  333,33 
Produktionswert 
MiU.  •  44,24  317,55   337,77  398,47 

Trotz  dieser  stark  entwickelten  Indnstne  ist 
der  Terbrauch  an  fremden  Fabrikaten  nodi 
recht  bedeutend,  hat  aber  neuerdings  eine  er- 
bebliche Abnahme  erfahren.  Es  worden  an 
W.waren  eingeführt  in  1000  Doli.: 


1873/74 
1878/79 
1879/80 
188ü,Öl  -84/85 
1885/86—89  WO 


46883 
24356 
33911 

37  945 
48638 


1895/96-  99/1900  29496 


löyO/91-94.95  34531 


1900Ai-01 
li401/liJ02 
19(12/1903 
1903/11  Ol 
1904/1905 


14585 
17384 
19  546 
17734 
17894 


Die  Ausfuhr  amerikanischer  W.waren  ist 
verhältnismäßig  gering;  sie  zdgt  aber  eine 
st&udige  Zunahme  nnd  betrag  im  letzten  Jahre 
»her  I7a  Hill.  Doli.  Das  hauptsächlichste  Be- 
zngsland  fUr  die  Fabrikate  ist  OroUbritannien 
und  Irland;  daneben  kommen  namentlich  noch 
Frankreich  und  das  Deutsche  Reich  in  Betracht. 

7.  Anstralieu.  Die  dortigen  englischen 
Kolonieen  bilden  das  bei  weitem  wichtigste  Ana- 
fuhrgebiet  für  Roh-W.  Uberhaupt.  Der  Bestand 
an  Schafen  betrag  in  Mill.  StUck: 

1877  59,70  1894  120,10 

1880  75,16  1895  1 11,63 

1883  83,37  1897  103,50 

1889  101.31  1903  73,70 

1891  134,64  1904  84,10 

Ton  der  Summe  des  letzten  Jahres  entfallen 
65,8  MUl.  Stück  auf  das  Festland,  18,3  Hill. 
SiUck  auf  Neuseeland.  In  der  außerordentlich 
starken  Zunahme  der  Schafzucht  in  den  ttOer 
und  Anfang  der  90er  Jahre  ist  ueuerdiu^  ein 
Rückgang  eingetreten.  Entsprechend  der  Aus- 
debuung  der  wbafhaltutg  wuchs  auch  die  Ans- 
Aihr  an  Boh-W.  Während  sie  au  Beginn  der 
70er  Jahre  nbch  nicht  200  MiU.  engl.  Pfd.  be- 
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tn^en  bat,  war  sie  1896  auf  646  Hill.  Pfd.  ge- 
stiegen, im  letzten 'Jafaraehnt  ist  sie  mit  der 
YermindeTong  des  Schafbestandes  stark  sa- 
rttckgeflangen ;  sie  stellte  sich  i.  S.  1904  auf 
Ö4&  MiTl.  Pfd.  Die  Aaafohr  richtete  sieb  von 
jeber  in  erster  Linie  nach  dem  Hntterlande, 
daneben  kommen  aber  anch  die  anderen  W  - 
in(butriestaaten ,  vornehmlich  Deutschland  in 
Betracht,  welches  za  den  stärksten  Käufern  auf 
den  aastralischen  Märkten  gehört. 

8.  Sonstige  L&nder.  Unter  den  sonstigen 
wichtigeren  Produktionaländem  der  ßoh-W.  ist 
in  erster  Linie  noch  Argentinien  zu  nennen, 
wo  der  Schafstand  in  den  letzten  Jahrzehnten 
ebenfalls  stark  vermehrt  wurde  und  fUr  189Ö 
auf  76  Mill.  Stück  zn  veranschlagen  ist.  Die 
W.anBfnhr  bezifferte  sich  im  Dnnbschnitt  der 
Jahre  1878/82  auf  97.  1883/87: 120, 1888/92 :  137, 
1893/97:  176,  1898/1900:  187,  1901/1903  :  207, 
190Ö :  191  HUI.  kg.  Far  das  benachbarte  Uru- 
guay wird  der  Scbafstand  des  Jahres  1901  auf 
17,6  Hill.  Stück  berechnet.  Die  Ausfuhr  an 
Bob-W.  stieg  von  19  MiU.  kg  i.  J.  1880  auf 
26  Mill.  i.  J.  1891  nnd  61  Mül.  kg  i.  J.  1895; 
i.  J.  1S03  stellte  sie  sich  auf  45  Hill.  kg.  Außer 
den  australischen  Kolonieen  Englands  sind  anch 
das  Kapland  nebst  Natal  als  mitgebende 
Prodnktionsländer  aaznfQhren.  In  diesen  bdden 
Oelneten  betrog  der  Scbafstand  1904  11,8  bezw. 
0,7  Hill.  Stflck.  Die  Ausfahr  von  Eob-W.  ans 
dem  Eaplande  stellte  sich  i.  J.  1904  auf  29,2, 
diejenige  ans  Natal  anf  4,9  Hill.  kg.  Ferner 
ist  Britisch-Indien  zn  erwähnen,  dessen  Woll- 
ansfuhr  sich  i.  J.  1904  anf  rund  20  Hill  kg 
belief.  Bezüglich  der  übrigen  Prodoktionslftnder 
ist  auf  die  folgende  Gesamtflbersiobt  zn  ver- 
weisen. 

9.  ClesamtBbersicht.  Nach  einer  in  „The 
Board  of  Trade  Jonrual"  verilffentlichten  Zn- 
sammenstellnng  betrug  die  WoUprodoktiDn  der 
Welt  L  J.  1908: 


Europa  j^-^^^^ 

Großbrit.  u.  Irl.  60,3 
RnQland  163,8 
Frankreich  46,9 
Spanien  46,5 
Deutschland  32,4 
Oesterr.-Ungam  29,0 
Italien  9,8 
Portugal  6,1 
Schweden  n.  Norw.  3,6 
Türkei  n.  Balkan  30,6 
Andere  Staaten  6,5 


Anßereurop. 
Gebiete  Mill. kg 
Verein.  Staaten  130,4 
Argentinien  167,9 
Uruguay  43,6 
Uebriges  Amerika  29,7 
Britisch  Indien  27,2 
Asiat.  RnQland  38,6 
Uebriges  Asien  58,5 
Aaatralien  326,9 
Britiseh-SUdafrika  45,4 
Uebriges  Afrika  15,$ 


zusammen  435,5 
Weltproduktio 


zusammen  784.0 
n  1309,5  llil^  kg. 


Ein  Vergleich  dieser  Ziffern  mit  den  oben 
bei  den  einzelnen  Ländern  anfgefQhrten  läßt 
einige  Abweichungen  erkennen,  (tie  auf  die 
Verschiedenheit  der  Berechnungen  nnd  Unter- 
lagen znrUckznführen  sind.  Namentlich  er- 
scheinen die  Angaben  für  Deutschland  nnd 
Oesterreich-Ungarn  zu  hoch.  Immerhin  gibt  die 
vorstehende  Uebersicbt  ein  Bild  von  der  Aus- 
delinting  der  W.erzengung  und  von  der  Stellung 
der  Prodnktionsländer  untereinander.  FUr  die 
anUerenropäiscben  Gebiete  mit  Ausnahme  der 
Vereinigten  Staaten  sind  die  Ansfahrwerte  ein- 
gesetzt.  Um  das  Jahr  I8b0  betrog  die  enro- 


pftisefae  Produktion  386,0^  die  aafiaenrratiadw 
467,80,  die  Wettprodnktion  somit  86S,8S  Mill.  kg. 
Es  hat  demnach  eine  wesentliche  VersoUeb«^ 
sngnnsten  der  ttbersedsehen  LKoder  ttatuje- 
funden.  Die  Zufahren  auCerearoplÜscber  W. 
nach  Europa  betrugen  1860:  317,34,  1890:452^, 
189Ö:  098,39, 1900:  438,90, 1905 rund 4S0HUL kg. 

Was  die  W.industrie  anbetrifft,  so  und 
die  über  ihren  Umfang  in  den  einzelnen  LKndera 
vorliegenden  statistischen  Aufzeichnangen  ■» 
Iflckenoaft  nnd  teilweise  so  veraltet,  daA  sie 
kein  richtig  Bild  von  den  Gesamtverbältniasea 
der  Industrie  an  geben  vermögen.  Wir  mOsics 
daher  von  einer  vergleichenden  GcMBflbcr- 
Btellnng  der  Betriebe,  der  Arbeitmdil.  te- 
Spindel-  und  Webetnhlsabl  der  für  die  Wiadna^ 
in  Beteaeht  koBnenden  Staat«  absebn. 

Litontari  G.  SehmuMer,  Zur  Gvckidae  der 
deuttehmt  Kleingewerb»  m  19.  Jakrk.,  Saik 
1870.  ~  B.  nUdebrand,  Zur  Gttekiehu  dar 
dfuttehm  W<Menmdu*trie,  jaM.  f.  2faL  «.  /SimL, 
Bd.  r/v.  Vn.  —  MUfhaetUf  Pie  WotUndtutrü, 
Art.  im  Handbuch  der  WirUehafUkundt  Dtittteik- 
tand«,  III.  Bd.,  Ltiptig  I90S.  —  G.  QtMiwII, 
Die  niederiaunlzer  Schaßcoilinduttrie  m  uhrcr 
Entvickelung  zum  Großbetrieb  und  twr  mtodtrmm 
Technik.  Leipzig  1895.  —  W.  J.  Amhlf^,  Tkt 
«arly  kiatory  of  Ihe  Englith  wooUen  111  ifwirrji 
(Atneriean  Economic  Auociatian ,  18S7).  — 
Oppelf  Die  WoUe,  Brown  1891.  —  W.  Sewtktt. 
WoUprodiUaion  und  WoUlumdtl  im  29.  JaM. 
unter  betonderer  Berü^tielUigwtg  DtuttchlmmdM, 
Tüinngen  1901.  —  v.  Juratehek,  WcUe  uu4 
Wollindusirie  (Statislikj,  und  £«rta,  WOit  umd 
WoUinduttrie  (Zoligeichichle),  beide»  Art.  im  B- 
d.  St.,  t.  Avfi..  Bd.  VII.  S.  875 Jg.  —  W.  ScKtUUm, 
Art.  „WoüzoU",  H.  d.  St.,  t.  AuJL,  Bd.  VII. 
S.  89}/g.  —  V.  Juratekekr  CebernekUm  der 
WettuiirUcha/t  1885189,  Berlin  1896  fJakrf.  IS90 
bi*  190£  im  Erscheinen  begrijjen).  —  AmtlirJte  Be- 
gründung tum  ZolUar\fgettta*ntvurf,  BeieJutaft 
vorläge,  BerttM  1901.  —  Deuttehee  MatkdeJ»' 
arehiv,  henuiegegeben  im  Beieheamt  de»  huur», 
Beriin  1896  tiiid>ÄAep.    A.  Wirmirnghatu. 


Wolowski,  Lon1s-Fraii(4>l8,  MicM, 
Raymond, 

geb.  am  31./Vin.  1810  in  Warschan.  183B 
Professor  am  Conservatoire  des  arts  et  nitien 
in  Paris,  zuerst  als  Dozent  für  OewerbegCMto- 
eebung,  seit  1854  (nach  Blauquis  Tode)  asck 
rar  politische  Oekonomie.  AU  poUiiscber  (pol- 
nischer) Flüchtling  1843  zum  Fraososen  natsräU- 
siert.  Als  Mitglied  der  Acadimie  des  nicMsa 
morales  et  potitic^nes  {seit  18&5)  and  als  Ein«»- 
doktor  der  juristischen  Fakultät  in  Hcidelbc^ 
und  der  philosophischen  in  Tübingen  geat.  a« 
15./VIII.  1H76  zn  Gisors  im  fnutx.  DepartcneBt 
Eure. 

Autorität  in  allen  praktischen  Fragen  astf 
dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie,  insbe- 
sondere im  Geld-,  Bank-  und  Fisaniwesen.  Als 
ent^iedener  Anhänger  der  Handels-  nnd  Ver- 
kehrsfreiheit gründete  er  mit  Blasqu,  Fancbcr 
and  Qamier  die  fraozOsiscbe  ■  Frabandebtin. 
Nächst  Cemnscbi  bedeutendster  Vartrsur  iii 
Bimetallismns  in  Frankrdeh.  Teiftchur  des 
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Bukmoiiopols  and  der  auf  eise  einaige  Zettel- 
buk n  besdirftnkendeii  Noteaemiisioii. 

Ftdgeide  BiUiograpliie  htingt  rm  niMa 
nUi^Mi  Schrift«!  eiite  AosmU:  Des  MwiUte 
ntr  actiOM,  Paris  1^.  —  De  la  nobUisatioii 
dB  crMit  loncier,  Paria  1839.  —  Lea  flnances 
de  la  Bnssie ,  Paris  1834.  —  La  qneation  dee 
banqnes,  Paria  1864.  —  La  monnaie.  Entretien 
sor  ie  traiti  de  la  monnaie  de  Copenic,  Paris 
1864.  —  Diporitions  de  TEnqnfite  sar  les  principes 
«t  les  faits  gioöraax  qni  r^:iBBent  la  cinndation 
monitaire  et  fidnciaire  (söonces  des  21,  88  et 
80  noTembre  1866),  Paris  1866.  —  La  Banane 
d'AaffleterTe  et  les  banqnes  d^Eoosse,  Paris  1867 ; 
da88dbeüien^isdierüebenetBnngTonB.8onien, 
Xmdon  1873;  dasselbe  in  deutscher  Ueberseunng 
TOD  J.  T.  Holtsendorff,  Beriin  1870.  —  Le  change 
et  la  drcnlation,  Paris  1869.  —  La  libertä 
oommerciale  et  les  r^ltats  da  trait6  de  commerce 
de  1860.  Paris  1869.  —  EnqaÖte  aar  la  ^aestion 
atooAtaire.  D^posltioD  de  L.  W.,  Paria  1870. 
—  L'impöt  sar  lea  chöqnea,  Paris  1874.  — 
Rapport  aar  Ie  projet  de  gar^ntie  des  marqaes 
de  fabriqae,  an  mojen  d'nn  timbre  apposö  par 
l'Etftt.  Pans  1874.  —  Er  gab  heraus:  Oresniina, 
tractatoa  de  matatione  monetanun  n.  d.  T.: 
lYaietie  de  !a  iffemitee  iuTentiim  des  mminaies, 
de  Nkxde  Oreame,  textes  trancais  et  latins 
d'apris  lea  manuacrits  de  la  biblioth^ne  im- 
periale, et  trait^  de  la  monnoie  de  Copemic, 
teite  utin  et  traduction  fran^jaise,  public  et 
snnot^s  par  W.,  Paris  1884.  XCppert 


Wucher. 

1.  Begrifbbestimmang.  2.  Die  Oei 
ffeffenUber  dem  W.  bis  znm  Ende  des  Mittelalters ; 
Uisoesondere  das  kanonische  Zinsverbot  3.  Die 
Gesetzgebung  vom  16.  bis  18.  Jahrh.  4.  Die 
Oeset^buDg  des  19.  Jahrh.  5.  Allgemeine 
Grundsätze. 

1.  Begriffsbestiminiiiig.   Unter  W.  ver- 
steht man  aach  populärem  Sprachgebrauch 
jede  gewinnsüchtige,  wenn  aucn  nicht  gerade 
betrOgeriache  AuBbentuog  anderer.   W.  kann 
nicht  allein  durch  Nehmen  hoher  Kapital- 
ziDsea  oder  von  fiapitalzinsen  überhaupt, 
sondern  auch  durch  Nehmen  zu  hoher  Kauf- 
preise (z.  B.  „Kom-W."')  oder  durch  Zielen 
zu  geringer  Kaufpreise  (z.  B.  „Güter- W.") 
begangen   werden.    Der  Geld-W.  ferner 
bruK^t   nicht  ausschliefilich  Zius-W.  im 
vOrÜit^eii  Sinne  zu  sein,  also  in  der  Aus- 
bedin^Dg  eines  übermäßig  hohes  Zinses 
für   ein  Darlehen  zu  bestehen ;  es  kann 
z.  B.  aufier  dem  Zins  eine  hohe  „Provision" 
verlangt  w^eo,  dem  Geldgeber  eine  grOfiere 
Summe    Tersdirieben    werden ,    als  der 
Schiddner  iriiklic^  erhält ;  der  letztere  kann 
gezwungen  werden,  sich  wertlose  Waren 
zu  einem  hohen  Preise  auf  das  Darlehen 
in  Anrechnung  bringen  zu  lassen ;  es  kOnnen 
hohe  Konventionalstrafen  für  jeden  Tag  der 
Verzögerung  der  Rückzahlung  ^fordert 
werden.    Das  Urteil  Aber  den  einzelnen 
Fall  wird  sehr  oft  verschieden  lauten,  je 

W&rterbvflh  der  VolknrlrtMban.  II.  Aufl.  Bd.  IT. 


nachdem  mau  die  Frage  vom  rein  wirt- 
schaftlichen, vom  positiv-rechtlichen  oder 
vom  moralischen  Standpunkt  aus  beant- 
wortet Mit  (freilich  auch  nur  relativer) 
Sicherheit  ist  der  Fall  eines  W.  ledijglioh 
an  der  Hand  der  staatlichen  gesetzlichea 
Besümmui^ai  featzoBtelleD. 

2.  Die  OeietifebaHff  ngeaflber  dm  W. 
bis  i«m  Eade  des  KItteUlteni  Insbesoaden 
das  kaaoaisebe  ZinsTerbot.  Im  klassischen 
Altertum  bestanden  meistens  (Zinsfreiheit  galt 
in  Attika)  Wnchergesetze,  die  eine  obere  Grenze 
des  Zinafofies  featsetzten.  An£eideni  griff  die 
Qeeetzgebnnff  öftere  zu  dem  Mittel,  die  hart  be- 
drückten Schuldner  von  der  Zahlnng  eines 
Teilea  der  Zinsen  zu  entbinden.  Es  wurde  ihnen 
etwa  durch  Vermindenuig  des  inneren  Gehaltes 
des  Oeldes  eine  Erleiditerung  gewährt  (so  ia 
Athen  durch  Selon),  oder  es  wurden  doren  ein- 
malige VerfOgnng  die  berdts  gezahlten  Zinsen 
vom  Kai^tal  abgeawen  (so  sngoasten  der  Ple- 
bejer in  Born  1.  J.  ml  v.  Chr.). 

In  Rom  ist  nach  Tacdtns  (Linns  macht 
etwas  andere  Angaben)  dnrch  die  swOlf  Tafela 
das  Zinsmaiimnm  auf  SVs^o  festeeeetzt,  dies 

Säter  dnrch  eine  tribnnizische  Bogation  anf 
e  Hälfte  gemindert,  weiterhin  durch  ein  drittes 
Gesetz  das  Zinsnehmen  ttberhanpt  verboten 
worden  (lex  Genncia).  Es  ist  aber  mISglich,  daß 
diese  Gesetze  viel  jünger  sind,  als  die  üeber- 
liefemng  sie  macht  (s.  darüber  die  onten  an- 
geführte Kritik  T.  Niese).  Im  letstm  Jahr- 
hnndert  der  Repnbllk  galt  als  gesetdiehe  Zins- 
taxe  12%;  bei  kredit^achäften,  an  welche  ridi 
die  rechtliche  Gefahr  desKapitalverlnstes  knüpfte 
(foenns  nanticum  and  quasi  n.),  war  die  Zins- 
höhe gar  nicht  beschrtüikt.  Da  der  landes- 
abliche  Zinsfuß  sich  weit  unter  dem  Maß  jeuer 
Taxe  befand,  so  war  der  Satz  von  12%  nicht 
viel  mehr  als  eine  nominelle  Schranke.  Dieser 
Zustand  einer  tats&chlich  fast  nnbegrenzten 
ZinsCreiheit  bat  sich  im  großen  und  ganzen  die 
Kaiserzeit  hindurch  bis  anf  Joatinian  erhalten. 
Die  (im  einzelnen  schon  von  anderen  Eaisnn 
Torbueitete)  Gesetsgebung  des  letzterai  kehrte 
mehr  zu  dem  Priiüip  der  frQheten  republika- 
nischen Zeit  zorBck.  Jostinian  gestattete  den 
Geachaftalenten  8%,  den  illoatrea  onr  4,  allen 
übrigen  6  als  Maximum;  er  ftUirte  auo  die 
Unteracheidung  der  Stände,  die  achon  Alexander 
Sevema  begonnen  hatte,  weiter.  Offenbar  rer- 
folgte  er  die  Absiebt,  den  Zinafoß  herabzudrücken 
nun  die  Schuldner  zu  erleichtem ;  ttbrifeos,  wie 
ea  scheint,  mit  dürftigem  Erfolg.  Für  das  foenns 
nanticnm  wurden  jetzt  12%  als  Maximum  be- 
stimmt. 

Daa  großarriffate  System  des  Verbots  alles 
W.  achtu  die  Kirche.  Sie  ging  ao  weit,  gfr- 
rädern  daa  Zinsnehmen  überhaupt  zn  unter* 
aagen.  Frühzeitig  ach&rften  Konzitienbeschlüsae 
(Konzil  zn  Nicäa)  die  Einhaltung  des  Zinaver- 
bots  znuAchat  der  Geiatlichkeit  ala  Diazipliiiar- 
gebot  des  Standea  ein,  dehnten  ea  dann  aber 
auch  anf  die  Laien  ans.  Daa  W.rerbot,  das 
wir  weiterhin  in  der  karolinsischen  Gesetz- 
gebung finden,  hat  keine  erhebliche  praktische 
Bedentang;  ea  gehOrt  wohl  unter  die  Snnptome 
der  sog.  katolingisehen  Benaissanoe  (s.  die  nnten 
aageftthrten  Arbdtai  von  F.  Sehnsider).  Die 
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Sfoße  Aiubildimf  nnd  prakttsdie  Wichtigkät 
er  kirchlichen  Wiehre  ben&nt  erst  mit  dem 
12.  Jahrh.  Gratian  bemOhte  sich  damals  in 
seinem  Dekret  alte  Belege  fOr  das  Zinsverbot 
■nsammenEDbringen  itnd  entschied  sich  daf&r, 
d&O  es  anch  fOr  Laien  Terbindlicb  sei.  ünter 
F.  Alexander  in.  eröffnete  die  kirchliche  Oesetz- 
gebnng  einen  eneigischen  Kampf  gegen  den  W. 
Diese  Erscheinnog  h&agt  damit  zusammen,  daß 
«eh  damals  in  den  StaMen  des  AbendlaBdea  ein 
Utthendes  Stftdteweaen  entwickelte,  in  dem  die 
Kreditgewfthmng  eine  weit  gritfiere  Bolle  spielte 
als  anter  den  bisherigen  fest  rein  landucben 
Verhältnissen.  Dabei  begegnen  wir  der  be- 
merkenswerten Tatsache,  daß  gerade  ans  den 
-Städten  der  kirchlichen  Theorie  eine  Bewegung 
entgegenkam,  die  zn  gleichen  Resultaten  fOnrte. 
Vgl.  Art.  „Zönfte"  anb  6,  C  nnten  S.  1428.  Die 
bMQgliche  städtische  Oeset^bang  gnippterte 
«ich  samefltlich  nm  das  verbot  „Fttrkanfo" 
(Vm^anft^.  Es  l&ßt  sich  schwer  entseheideo, 
wie  viel  die  dne  Bewegung  der  andoren  verdankt. 

DieVerbältnisMgestalteten  sich  nun  folgender- 
maßen. Anf  der  einen  Seite  finden  wir 
^e  außerordentlich  weitgehende  Ans- 
dehnnng  des  kirchlichen  W.verbotes. 
Dieses  schloß  den  W.  ans,  identifizierte  aber 
zugleich  den  Zins  mit  dem  W.  Von  besonderer 
Bedentnng  war  dann  die  Ansdefannng  der  W.- 
lebre  anf  das  Kaufgeschäft.  Es  sollte  von  dem 
Handelsverkehr  der  Makel  des  Betruges  fern- 
gehalten werden.  Dies  schien  nur  dann  mSglich, 
wenn  die  Güter  nicht  nach  der  RQckBicht  am 
das,  was  man  erhalten  konnte  nnd  geben  mußte, 
-also  nicht  nach  dem  Marktpreise,  sondern  nach 
ihrem  gerechten  Preise  (pretinm  instum)  ge- 
kauft und  verkauft  wurden.  Die  Kirche  wollte 
eine  Feststellaug  der  GQterpreise  nach  dem  Ge- 
brauchswerte und  den  Herstellungskosten,  nicht 
nach  dem  Tanschwerte  nnd  mit  Rflcksicht  anf 
den  möglichen  Gewinn.  Es  sollte  niemand  von 
der  XJiueantniB  oder  der  Verlegenheit  des 
anderen  Vorteile  ziehen.  Weder  der  Verkäufer 
noch  der  Käufer  darf  es.  Sonst  macht  er  sich 
des  W.  schuldig.  Der  Verkänfer  soll  die  Unkennt- 
nis des  Käufers  auch  nicht  soweit  benntzen, 
daß  er  den  Sehaden,  der  ihm  selbst  droht,  von 
sich  auf  andere  abwälzt  Es  wurde  also  ge- 
fordert, von  den  individuellen  oder  subjektiven 
Umständen  beim  Verkauf  keinen  Vorteil  zn 
ziehen.  Kein  Verkänfer  darf  z.  B.  bei  seiner 
Preisfordemng  den  Vorteil,  den  etwa  der  Käufer 
ftlr  seine  Person  aus  der  verkanften  Sache  dem> 
nächst  ziehen  mag,  behufs  Steigerung  mit  be- 
nntzen, selbst  nicht  einmal  bei  GrundstUcks- 
verkäufeu.  Wer  femer  einem  zufällig  vorQber- 
gebenden  Käufer  mehr  abnimmt  als  den  auf 
dem  Markt  erscheinenden  regelmäßigen  Käufern, 
handelt  widerrechtlich.  Ebenso,  wer  einem 
Alchjmisten  die  Unze  Goldes  tenerer  verkauft 
als  einem  Goldschmied.  Der  Preis  darf  sich 
eben  niemals  nach  der  individuellen  Lage,  der 
persönlichen  Qualität,  den  häuslichen  Verhält- 
ninseu  des  anderen  Kontrahenten  richten.  Der- 
jenige, der.  die  Not  des  Käufers  benutzend, 
tenerer  verkauft  oder,  die  Not  des  Verkäufers 
benntzend,  billiger  einkauft,  begeht  nicht  bloß 
eine  Stlnde,  sondern  eine  Rechtsverletzung.  Das  j 
Verhot,  die  individuellen  Verhältnisse  der  Men- ' 
sehen  fttr  sich  auszunutzen,  erhielt  awei  be- ; 
sonders  wichtige  Anwendungsformen :  das  des ' 


Vorkaab  nnd  das  de«  Moaopolmacbens.  Unter 
letzterem  verstand  man  jeden  Versoch,  dardi 
in^dwelcbe  Maßnahmen  den  Preis  au  flUadien 
oaoT  auch  nur  die  natQrliche  Erkenntnis  de» 
wahren  Werte«,  welche  der  Bestimmung  des 
gerechten  Preises  als  Grundlage  dienen  «oQ,  ub- 
mi^Uch  EU  machen.  Dab«  bestond  die  Scbwieng>- 
keit,  genflgende  Mittel  zur  Fectitellnng  dea 
pretium  instum  ausfindig  sn  machen.  Ais  eia- 
tachntes,  freilkh  nicht  fibo^ll  anwendlMK«. 
Mittel  empfahl  sidi  die  Aufstellung  tob  Pni«- 
taxen.  Die  kanonistisdie  Theorie  verlsagte 
daher  eifrig  obrigkeitliche  Preistazen.  —  Die 
weltliche  Gewalt  erkannte  im  Prinsp  di« 
Fordemngen  der  Kirche  an,  atelli«  anch,  wie 
schon  andeutet,  von  sich  ans  verwandte  Sitae 
anf.  Im  einzelnen  lassen  sich  mannigfache 
Verschiedenheiten  beobachten.  So  finden  wir 
in  Deutschland  im  Gebiet  des  Schwabenapi^d«, 
in  den  süddeutschen  Städt»,  eisen  stäimea 
Einflnfi  der  kanonistischen  Theorie  als  in  Oe* 
biet  de«  Saehsensidegels,  in  den  ncffddeiitKlieB 
Städten. 

Auf  der  anderen  Seite  aber  «ah  die 
Praxis  sich  genötigt,  mannigfache  Mittel 
der  Umgennn^  des  Zinsverbote«  n 
schaffen.  Schon  die  kaaonistische  Theorie  aelbel 
erlaubte  die  Festsetzung  einer  Eotschäd^nn^ 
ftlr  den  Fall  des  Verzugs  (mora)  der  Rftck- 
zablnng  des  Darlebns:  man  durfte  ausmacbcM. 
daß  der  Empfänger  fflr  die  Zeit,  die  er  e«  aber 
den  zinslosen  Termin  hinaus  behielt,  einen  Be- 
trag XU  zahlen  habe.  Andere  Mittel  der  Vm- 
gehnng  waren:  die  ältere  oder  landrecht- 
Fiehe  Satzung,  bei  der  der  GUabira-  du 
Pfandobjekt  fdas  versetjute  Grundstttckt  dea 
Schuldner  wieaer  gegen  Entrichtung  eine«  Zinase 
ttberließ;  der  Reute n kauf  (s.  den  Art.  ,3eBteB- 
kanf"  oben  S.  716),  der  prakti«ch  dem 
hypothekarischen  Darlehen  schon  aiemlich  nahe 
kam:  der  Contractns  trinus,  bei  dem  »ek 
das  Darlehen  unter  der  Form  eines  GeseUschaft»- 
vertrages  versteckte  (dem  Geldgeber  sowohl  die 
Rückzahlung  des  Kapitals  als  auch  ein  Maximal- 
gewinn  oder  eintech  ein  fester  Gewinnaateil 
zugesichert);  die  Monte«  (mons  im  Siaae  rem 
acervus:  Kapitalanhänfong).  Die  letateren  be- 
ruhten darauf,  daß  eine  Anaabi  von  KapitaUaiea 
(freiwillig  oder  gezwungen)  zusammentrat,  vm 
gemeinsam  fQr  den  Staat  ^in  Italien  nuriaCea» 
die  Stadt)  ein  Kapital  aufzubringen  und  e«  tkm 
als  Darlehen  zn  Qberweitien;  die  Rente,  die  die 
Teilhaber  an  dem  mons  (die  Inhaber  oer  loc^ 
luogbi.  Anteile)  erhielten,  wurde  als  Vergfltnag 
des  Schadens  nnd  Interesses  oder  als  Arbeitsiota 
gerechtfertigt  (vgl.  auch  oben  Bd.  I  &  3SU  im 
Art.  „Banken**).  Verschieden  hiervoa  wnrtB 
die  Hontes  pietatis  (ans  denen  aicli  die 
Öffentlichen  lieibhäuser  (s.  Art.  »Pfendlttk- 
und  Rückkaufsgeschäfte"  oben  S-  GSSfg.i  ot- 
wickelt  haben.  Sie  waren  von  kirtolieka 
Kreisen  zn  dem  Zweck  gegrfindet  worden,  oi 
unter  Aufrechchaltung  des  Zinsverbotes  be- 
dürftigen Personen  Kredit  zu  beMbaffen.  V» 
aber  die  freiwilligen  Beiträge,  durch  die  man 
sie  von  Hans  ans  stfltsen  wollte,  bald  nifiht 
mehr  reichlich  genug  eingingen,  so  mnfitn 
j  Betriebagelder  enUehnt  und  daher  auch  voa 
I  den  Dan^enauchenden  unter  Darchhrecha^ 
Idee  Zinaverbots  dne  Terglltnng  beansfrvebt 
'werden.    Den  Gewinn   der  Mm  Weeksel 
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geniAt  wurde,  nehtfeitigt«  mm  namentlich 
nit  der  Idee  der  ArbeitSTerffOtsuf :  für  die 
iBhewaltBDgr  des  Oeldomunsciieescbiftes  oder, 
wenn  der  Wechiet  ant  einen  fremden  Ort  lantete, 
für  die  eines  imajpn&ren  TraDsrportB. 

SoTiel  Mittel  indessen  ergriffen  wurden,  nm 
dal  kanonische  Zinsverbot  bu  nmgehen,  so  hat 
es  doch  Bof  die  Sreditverhiltnisse  des  Mittel- 
nltera,  gerade  ancb  dadarch,  daß  es  die  An- 
wendung solcher  Mittel  hervorhrachte  oder  be- 
fördert«, nachhaltigen  iUnflaß  geSht.  Uebrigens 
waren  jene  Mittel  innerhalb  der  kanonÜBtischen 
Literatnr  vielfadi  Gegenstand  des  Angriffs. 

Im  großen  PabUknm  ist  noch  Tiel^h  die 
HdnoDg  verbreitet,  dafl  dnreh  die  Kirche  und 
ihre  W.gesetzgebong  die  Joden  m  W.  erzogen 
worden  aeien.  So  verhfilt  ea  sich  indessen  nicht. 
Nie  sind  die  Jaden  durch  die  Kirche  von  dem 
W.verbot  ausgenommen  worden.    Zu  keiner 
Zeit  iet  den  Jnden  anadrflcklich  eine  derartige 
Exemtion  von  der  kirchlichen  Qesetzgebong 
bewilligt  worden,  nnd  nur  ein  kleiner  Teil  der 
ksnoniatiachen  Doktrin  hat  eine  solche  aner- 
kannt.  Die  bei  weitem  meisten  nnd  aose- 
sehenaten  Kanonlsten  haben  vielmehr  stets  be- 
hauptet, daß  es  nicht  gerechtfertigt  sei,  den 
Joden  ein  Privilegium  dies  Zinsennehmens  sn- 
zngestehen.  Unstreitig  trieben  die  Jaden  seit 
alters  W.,  insbesondere  den  W.  hn  eminentesten 
Sinn,  das  Zinsdarlehen.    Diejenigen,  welche 
ihnen  hier  and  da  die  Erlaubnis  erteilten,  dem 
kanonischen  Terbot  zowider  Zinsen  zu  nehmen, 
waren  weltliche  Machthaber.   Den  Schatzherren 
der  Joden  konnte  es  nur  genehm  sein,  wenn 
die  SchtttKlinge  an  Geld  kamen;  desto  reicher 
waren  die  von  ihnen  zu  gewinnenden  Abgaben. 
Als  Motiv,  die  Joden  gewfthren  sn  lassen,  kam 
teilwi^  aneh  der  Umstand  in  Betracht,  daß 
die  naeh  kanonischen  Begriffen  unsauberen  Ge- 
schBfte  fOr  den  Verkehr  tmentbebrlich  waren. 
Die  (^riflUicben  Geschäftsleute,  welche  hemfa- 
mftOig  Darlehen  gew&hrten  (Lombarden,  Ea- 
wertschen),  erfreuten  sich  vielfach  in  Uinlidier 
Weise  des  Schutzes  der  Fflrsten.') 

3.  Die  Gesetzgebung  Tom  16.  bis 

18.  Jahrb.  Fast  alle  HumanisteD  und  auch 
die  großen  Keformatoren  des  16.  Jahrh. 
vertraten  noch  die  kaoonistische  Ansicht 
von  der  Verwerflichkeit  des  Zinsnehmeos 
Nur  Calvin  übte  an  der  Jcirchlichen  "WJehre 
volle  Kritik  und  entschied  sich  prinzipiell 
fOr  die  Zulässigkeit  des  ZinsnehmeDs.  Im 
«einzelnen  ließ  er  Beschränkun^n  der  Zins- 
festsetztiDg  zu.    Nach  ihm  ist  besonders 
der    Franzose   Dumoulin    (Mollnaeus)  zu 
nennen.    £r  vertrat  den  Stand{)uukt;  dem 
.scliädUchen  W.  solle  das  Wort  mdit  geredet 
werden;  aber  den  gerechten  und  nützlichen 


'}  ^^i-  Schaob,  Der  Kampf  gegen  den 
ZioB-W.  im  Mittelalter  (Freibarg  i.  B.  1906), 

51  nnd  S.  161fg.;  H.  v.  Voltelini,  Die 
ältesten  Pfandleihbanken  und  Lombarden-Privi- 
legien  Tirols,  in  den  „Beiträgen  cor  Rechts- 
^eadtichte  Tirols"  (Festschrift  zom  27.  deotachen 
J  a  ristentage.  Innsbruck  1904), 8.  Ifg. ;  F.  S  e  h  n  e  i  - 
der.  Vierteliahnchrift  für  Sozid-  und  Wirt- 
schaftflseschiehte  1906,  S.  391  tg. 


Vertrfigen  über  Zinszahlung  dürfe  man  nicht 
den  Weg  sperren  und  mcm.  dem  Bedürfnis 
des  Verkem«  Fesseln  anlegen.  In  Frank- 
reich wegen  seiner  Ansiditeo  verfolgt,  floh 
er  nach  Deutschland.  Ueberwiegend  dem 
17.  Jahrh.  gehören  unter  den  G^ern  der 
kanonistischen  W.lehre  der  Niederländer 
Hugo  Qrotius,  der  Deutsche  Christoph  Besold 
(Professor  in  Tübingen  und  Ingolstadt),  der 
im  wesentlichen  sich  an  Dumomin  anschloß, 
und  namentlich  der  Franzose  Claude  de 
Saumuse  (Salmamus),  der  in  dem  zweiten 
Teile  seines  Lebens  als  Professor  in  Leyden 
lehrte,  an. 

In  dei*  Praxis  verstand  man  sich  noch 
langsamer  als  in  der  Theorie  dazu,  mit  den 
Grundsätzen  der  kanonistischen  Theorie  zu 
brechen.  Bedeutungsvoll  ist  eine  Aenßerung 
in  dem  Abschied  des  deutschen  Beichstags 
vom  Jahre  1500 :  da  die  „Wiederkaufe"  allent- 
halben in  den  Landen  gemein  seien  und 
unter  ihrem  Schein  manche  Unziemlichkeit 
geübt  werde,  solle  das  Beicbsregiment  zu- 
nächst einmal  diese  in  geziemendes  Maß  und  • 
Form  bringen.  Der  gefaßte  Beschluß  kam 
erst  in  der  Beichspolizeiordnung  des  Jahres 
1530  zur  Ausführung.  Es  wurden  jetzt  die 
Fälle  aufgezählt  und  bestimmt  ^  die  fortan 
im  Reiche  als  verbotene,  wucherliche  Eon- 
trakte gelten  seilten.  Durchv^  waren  es 
GeschfiilsmanipulatioDen,  die  mau  auch  g^n- 
wärtig  nodi  mit  diesem  Namen  bezeichnet: 
z.  B.  die  Festsetzung  unbUlig  hoher  Verzugs- 
zinsen, der  Zuschlag  einer  Provision,  eines 
Dienatgeldes  für  B^chaffung  des  Kapitals, 
die  Auszahlung  des  Darlehens  in  Münze, 
während  in  den  Schuldschein  der  Betrag  in 
Gold  eingesetzt  wurde,  der  betrügerisch  hohe 
Anschlag  Überlassener  oder  die  Ausbedingung 
unbillig  niederer  Preise  für  zu  liefernde  Waren. 
Alle  solche  Eontrakte  sollten  fortan  mit 
Einziehung  von  einem  Viertel  des  Kapitals 
bestraft  werden.  Die  gesetzlich  zugelassenen, 
allerwärts  Üblichen  „Wiederkäufe"  dagegen 
wurden  damals  zuerst  an  ein  Ztnsmaximum 
von  5  %  gebunden.  Alle  erlaubten  Geschäfte 
des  Be^kredites  waren  also  hier  unter 
dem  BegriCTe  des  „Wiederkaufs"  vereinigt. 
Dieser  aber  ward  ebenso  für  lie^nde  Güter 
wie  für  Waren  gestattet.  Hierher  gehörten 
der  Rentenkauf  und  die  Satzung  gleichmäßig. 
Die  Scheidung  zwischen  diesen  beiden  war 
seit  geraumer  Zeit  in  der  Abnahme  begriffen ; 
der  Reichsschluß  sah  ganz  von  ihr  ab.  Nach 
wie  vor  galt  indessen  das  gewöhnliche  zins- 
tragende Darlehen  als  rechtsungültig.  Eine 
andere  Stellung  nahm  vielfach  die  Gesetz- 
gebung der  deutschen  Territorien  ein.  Die 
Landesordnuogen,  die  im  16.  Jahrh.  das  ^ 
meine  Recht  kodifiziertenj  erkannten  wenig- 
stens teilweise,  namentlich  im  protestantischen 
Norddeutschland,  die  Berechtigung  der  Zins- 
stipulierung  ao.    Kurfürst  August  I.  von 
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Sachsen  motiTierte  diese  Anerkennung  mit 
den  charakteristischen  Worten:  ,^ti  diesen 
geschwinden  Zeiten  würde  sonst  nicht  ge- 
liehen werden,  und  der  schlimmste  W.'komme 
auch  daher,  dafi  bei  völligem  Verbot  der 
QlAnbiger  meine,  nun  Bei  es  schon  gleich, 
ob  er  viel  oder  wenig  Zinsen  nehme.'"  Die- 
jenigen Tmitorieo,  welche  den  Zins  als  be- 
rechtigt anerkannten,  stellten  sich  verschieden 
zum  mndel  und  zur  Landwirtsdiaft :  jenem 
gestatteten  sie  freieren  Spielraum,  einen 
höheren  Zinssatz  (mitunter  sogar  12%); 
dieser  zog  man  noch  engere  Schranke  Seit 
der  Mitte  des  16.  Jahrh.  wagte  man  es  viel- 
fadi,  audi  fOr  den  Bauern  bloS  einen  Maximal- 
zine,  Ton  5  oder  6'/o,  festzustellen,  wobei 
es  der  Praxis  der  Gerichte  flberlassen  wurde, 
die  Form  des  reinen  zinsbaren  Dariehns  unter 
dieser  Beschrftnkung  einzufahren.  Ueber- 
wiegend  vollzog  sich  der  Uebeigang  aus  der 
Rente  in  das  moderne  hypothekarische  Dar- 
lehen sUmfthlioh.  Neben  ueaem  behaupteten 
mbh  freilich  an  manchen  Orten  die  altra 
nnentwiekelten  Formen  des  Rentenkaufe 
noch  lange.  —  Nach  dem  Ende  des  SOifihrigen 
Ezieg^  erwies  es  sich  als  notwendig,  mit 
Rüdtsicbt  oaf  die  unermeßlich  gestiegene 
Verschuldung  den  Schuldnern  Erlachterun- 
gen (durch  Anweisung  an  die  (Berichte,  bei 
bezQglicheu  Prozessen  mit  Mäßigung  zu  ver- 
ehren, durch  Moratorien  usw.)  zu  gewähren. 
Es  ist  ein  Beweis  für  die  Festigkeit,  die  die 
neuen  Formen  des  Kredits  gewonnen  hatten, 
daß  man  jetzt  trotz  der  beispiellosen  Zei> 
rüttung  der  Volkswirtschaft,  welche  eine 
pünktliche  Erfüllung  der  in  friedlichen  und 
wohlhabenden  Zeiten  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen schlechthin  ausschloß,  dodi 
nicht  mehr  zu  dem  alten  System  zurück- 
kehrte. —  Fortan  galten  5°/o  allgemein  als 
gesetzlich  erlaubt;  manche  lAndrechte  ge- 
statteten 6%. 

Nach  und  nach,  besonders  seit  dem  18. 
Jahrhundert,  ging  auch  die  katholische  Kirche 
zu  einer  wesentlich  milderen  Auffassung  des 
Darlehenzinses  Über.  Die  Moderationen, 
welche  die  alte  strenge  W.Iehre  allmählich 
erfahren  hatte,  faßte  Papst  Benedikt  XIV. 
in  der  berühmten  Encyklika  vom  17X1.  1745 
zusammen.  Den  Kern  des  W.dogmas  hielt 
er  freilich  fest  ünd  eifrig  Kanonisten  be- 
stritten sogar  dem  Papste  die  Befugnis,  auch 
nur  soweit  Nachsicht  zu  üben,  als  er  es  ge- 
tan, geadiweige  denn  die  Zinslosigkeit  des 
Dariehns  anzutasten.  Das  kanonische  Zins- 
verbot ist  auch  nie  formell  aufgehoben 
worden  und  hat  tetsOchlich  mancherTei  Wir- 
kungen in  streng  katholischen  LAndem  bis 
ins  19.  Jahih.  geübt  üeberwi^nd  zeigte 
die  katlu)lische  Kirche  jedoch  in  der  Prüis 
Nachsicht  Bemerkenswert  ist  die  Anweisung, 

Vgl  z.  B.  Boscher,  Sjstem  I,  g  191  Anm.  9. 


die  im  Jahre  1830  die  Foenitenttaria  Rmnana 
den  Beicfatvatem  erteilte,  die  Zinsnebmer,  ob- 
wohl ohne  Entscbeiduiig  der  Hraptn^e. 
nicht  mehr  zu  beunruhigen. 

Selbst  in  Frankreich  hielt  man  Ins  znr 
Revolution  formell  noch  am  kanoiüsdien 
Zinsverbot  fest  (wenngläch  die  Umgehang»- 
formen  desselben  ebenfalls  reefatlii^  aner- 
kannt wurden).  Indessen  die  letztCT  Jahr- 
zehnte des  18.  Jahrb.  bedeuten  doch  eine 
neue  Epoche  in  der  Geschichte  des  W.  Der 
Streit  drehte  sich  jetzt  nicht  mehr  bloß  um 
die  Frage,  ob  Zinsen  flberiiaapt  zolifissig 
seien,  sondern  namentlich  auch  um  die,  oh 
ein  geeetzliches  Hasdmum  des  Zinsfußes 
aufrecht  zu  eriialten  bgL  In  Fmnkreicfa 
Tnraot,  in  En^and  Bentham,  in  Deutsch  Uod 
V.  Keefi  nnd  J.  A.  Günüier  (mit  gewiaaeo 
Eautelen)  traten  für  die  ünbeschänfcthat 
des  Zinsfußes  auf.  Adam  Smith  und  Soonen- 
fels  waren  noch  für  Beibehaltung  mSßiger 
Zinstaxen.  Durch  die  staatliche  Oeaetzge- 
bung  wurde  der  Orondsatz  von  der  vSlli^a 
Freiheit  des  Zinsfußes  znent  in  OeBtesradi 
im  Jahre  1787  verwiridicht.  Joeepk  JL  hob 
damals  die  W^sbafien  aitf,  lieS  jedodi  die 
Unklagbarkeit  wucherischer  Zinafindenmgen 
(über  4*Vo  bei  hypoth^arischen,  5  bd 
stigen  Schulden,  6  hä  kaimn&nnisdiea 
Wechseln)  fortb^tehen.    Durch  Patent  \. 

2.  /XII.  1803  wurde  freilich  die  Zinsbeecfaifto- 
kung  (auf  ö<'/o  bei  Hypoth^en,  sonst  auf 
6  "/o)  mit  Strafbestimmungen  gegen  den  W. 
in  den  Zinsen  wie  in  den  Bedingungen  er- 
neuert.   In  Frankreich  ließ  das  Däzet  \. 

3.  /X.  1789  Darlehen  zu  mit  dem  Zinsmaxinuni 
von  Ö'Vo.  Der  C!ode  civil  ging  im  wesent- 
lichen zur  Zinsfreiheit  Über.  Durch  dx^ 
G.  V.  3./IX.  1807  wurde  indessen  der  ver- 
tragsmäßige Zinsfuß  für  gewöhnliche  Dar- 
lehen auf  5%,  in  HandelsgeschAften  auf 
begrenzt  In  England  war  schon  im  Iti. 
Jahrhundert  das  verzinsliche  Darlehen  mi'. 
einem  Maximalziasfuß  von  10<Vo  geetottsr 
worden.  Im  Laufe  des  17.  JahriL  wur^ 
das  Zinsmazimum  auf  8,  schliefilicii  auf  6^ 
erniedrigt,  unter  Königin  Anna  sogar  at;i 
50/0.  Seit  dem  Jahre  1793  wurden  Hilde- 
rungen inbeziig  auf  den  WecfaselT»kehr 
gewährt  In  Preußen  b^renzte  das  Alke- 
mmne  Landrecht  den  zulAssigen  Zinsfuß  :c- 

nKmlichen  Verkehr  auf  5%;  für  Kanf- 
3  waren  in  Handetsgeeofaftftea  6^»  g*^ 
stattet;  für  Großhändler  war  der  ^ns  ha- 
nahe  und  beim  Bodmereivertrag  ganz  ontKr 
schränkt  Juden  durften  S^/o  nehmen. 
die  Pfandleiher  beatanctea  besondere  Bp- 
stimmungen. 

4^  Die  GMet^;«biiBg  des  19.  JaU. 
Einselne   deutsche    Staaten  (pmetihc* 
Württemberg  und  Baden)  idberten 
schon  in  der  eraten  Hälfte  des  19:  iahih. 
mehr  und  mehr  der  ffinsf reib«t  WUno- 
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voll  war  weitoriiin  namentlich  die  lebhafte 
freihSodleriache  Bewegung  der  50  er  Jahre. 
Sie  hatte  den  Erfolg,  daft  die  Zinsbeschrän- 
kungen  in  Bremen  und  Oldenburg  1858,  in 
3achseii-Coburg-aotba  IStiO,  in  Lübeck  1862, 
in  Frankfurt  und  Sachsen  1864  au^ehoben 
wurden.  In  Freufien  varen  die  Zinsbe- 
schiCnkungen  durch  die  Y.  t.  27^  1857 
wogen  der  damaligen  Geldkiisis  auf  3  Monate 
suapendi^  worden  (so  früher  auch  schon 
in  den  Jahren  1809  naä  1810>  läne  radikale 
Aendemng  brachte  Mer  eine  königliche 
inaehtrfgfidi  rem  Landtag  genehmigte)  V, 
V.  12/V.  1S66.  Da  diese  jedoch  wegen  der 
fOr  die  Hypoth^enschalden  statuiecten  Aub- 
nidune  d«i  Gegnern  des  W.verboteB  noch 
nicht  genügte,  wurde  sie  bald  dnrch  das 
norddeutsche  Bundeegeeetz  v.  14^X1  1867 
ersetzt,  das  die  Hübe  und  Art  des  Zins- 
fußes für  alle  Darlehen  und  kreditierten 
Forderungen  und  der  mit  solchen  zusanunea- 
hAngenden  KonrentionalBtrafen  durchaus  für 
Gcsenatand  der  freien  Yereiobarung  erklärte 
tmd  streich  die  Kündigungsfrist  bei  mehr 
als  60/oigem  Zinsfuß  auf  6  Monate  stellte, 
jedoch  erst  nach  Ablauf  von  6  Monaten 
nach  Eine^ung  des  Yextrags.  In  Bayern 
hob  das  Q.  V.  5./XII.  1867  ebenfalls  die  Be- 
achrflokungen  des  Tertracamäßigen  Zinsfußes 
auf.  In  Baden,  Hessen,  Württemberg  wurde 
1871  das  nonideutsofae  Gesetz  eingeführt. 
Jetzt  aber  trat  der  bis  di^iio  im  Yerborgenen 
schleichende  W.  offen  zutage,  und  die  Ge- 
richte mußten  (so  1878  in  wreschen.  ^  too, 
einem  Schuldner  auf  Grund  eines  Wechsels 

rlich  1200  %  erpreßt  worden  waren)  dem 
zu  sränem  JEteohte"  verhelfen.  Es 
machte  sich  deshalb  eine  hmlsame  Beaktion 
gegen  die  Wir^eit  geltMd.  Der  Heicha- 
tagsabgeordnete  Reichensperger  (Olpe)  ver- 
langte in  einem  Gesetzentwurf  wieder  Be- 
siduiftnkajwen  des  Zinsfußes  und  zugleich 
auch  der  Wechselffthigkeit  Fast  gleichzeitig 
Hchlug  der  Abg.  v.  Kleist*Betzow  einen  Entr 
wurf  vor,  der  unter  Yersioht  anl  Zinstaxen 
nur  die  wucfaeriache  Ausbeutung  der  Not, 
des  Leik^tsians  usw.  bekämpfen  wollte. 
Diesem  Standpunkt  entsprach  der  1880  vom 
Keichakaniler  vorgelegte  Entwurf  aus  dem 
das  G.  Y.  3i/Y.  1880  herrorging.  Durch 
dasselbe  wurden  nach  dem  §  302  des  StrGB. 
4  neue  Famgr^phen  eingeschaltet,  von  denen 
g  302a  bestimmt,  daß  wegen  V.  nüt  Ge- 
fitngnis  bis  zu  6  Monaten  und  zugleich  mit 
Geldstxafe  bis  zu  3000  M.  zu  bestrafen  sei, 
wer  unter  Ausbeutung  der  Notla^,  des 
Leichtsinns  oder  der  Cnerfahrenheit  eines 
anderen  für  ein  Darlehen  oder  im  Falle  der 
Stundung  einer  Geldforderuog  sich  oder 
pinem  Dritten  Yennl%ensvorteile  versprechen 
oder  gewahren  lAit.  welche  den  Obliohen 
Zinsfuß  dei^talt  überschreiten,  daß  nach 
ilen  Dmstfladen  des  Falles  die  VermOgens- 


vorteile  in  auffiUligem  MißverhUtois  zu  der 
Leistung  st^n.  Auch  kann  auf  Verlust  der 
büiverhchen  Ehrenrechte  erkannt  werden; 
§  302  b  verschärft  die  Strafen  für  den  FaU» 
daß  die  Ausbedingung  der  wucherischen 
YermQgensvorteile  verschleiert  oder  wechsel- 
mäßig oder  unter  Verpfändung  der  Ehre, 
eidlich  oder  in  ähnlicher  Art  geschehen  seL 
Nach  §  302  c  trefieo  dieselben  Strafen  auch 
denjenigen,  der  wiss^tlich  wutdierisohe 
FOTderongen  erwirbt  und  weiter  verftufiert 
oder  geltend  nuoht.  WatereSfrafversohfirfna- 
gen  enthält  §  302  d  für  den  Fall  des  ge* 
wwb»-  oder  gewohnheitsmäßigen  W.  Nach 
Art  m  des  Gesetzes  ednd  Verträge,  d^ 
gegen  den  §  302  a  mid  b  verstoßen,  ungültig, 
und  es  müssen  sämtliche  von  dem  Schuldner 
oder  für  ihn  getesteten  YermO^rensvorteile 
zurück^währt  und  vom  Tage  des  Empfanges 
ab  verzmat  werden  unter  solidarischer  Haft- 
barkeit der  m  dem  W.  Beteiligten;  der 
Gläubi^r  istjedoch  berechtigt,  das  aus  dem 
ungültigen  Vertrage  Geleistete  seinerseits 
zurückzufordern.  Art  II  des  Gesetzes  gibt 
der  die  Ffandv^leiher  oder  Bückkaufshändlor 
betreffenden  Nr.  12  des  §  360  des  StrGB. 
einen  Zusatz,  der  die  Ueb^rscbreitnng  des 
durch  Landesgeeetz  oder  Anordnui^  der 
zuständigen  Behürde  bestimmten  Zinsfußes 
unter  Strafe  stellt  Die  Wirkungen  dieses 
Gesetzes  waren  im  ganzen  günstig.  Es  war 
doch  wohl  als  ein  gutes  Zeichen  zu  betrachten, 
daß  die  jätu'liohe  Zahl  der  Anklagen  und 
Verurteilungen  w^en  W.  ziemlich  stet^  ab- 
nahm. Es  wiude  jedoch  noch  Ober  die 
Ausbreitung  des  W.  auf  dem  Lande,  nament>- 
lieh  im  westlichen  Mitteldeutschland,  geklagt, , 
Auch  betrachtete  maa  es  als  eine  ünzulfii^ 
lichkeit  des  Gesetzes,  daß  es  nur  den  Kredit* 
W.  und  nicht  auch  die  mannigfaltigen  an- 
der&i  Formen  der  wühlerischen  Aussaugung 
treffe.  Auf  dem  Boden  dieser  Anschanungea 
kam  dann  das  die  Bestimmungen  über  aea 
W.  ergänzende  G.  v.  19VVI.  1893  zustandet 
Daasdbe  dehnte  die  Strafbestimmungeu  der 
§8  302a  bis  302d  auf  aQe  wucherischen 
zweiseit^ien  Bechtsgeeohäfto  aus,  die  den- 
selben wirtschaftlichen  Zwecken  dienen  sollen 
wie  ein  Darlehm  oder  die  Stundung  öner 
Gteldforderung.  Ein  neuer  §  S02e  bedroht 
mit  der  in  §  302  d  für  gewerbch  und  gewohn- 
heitsmäßig betriebenen  W.  aufgesteUton 
Strafe  diejenigen ,  welche  mit  Bezog  '  auf 
Bechtsgesohäfte  anderer  Art.  in  der  im 
§  302  a  l^zeichneten  Weise  sich  wuch^ischev 
Ausbeutung  (aber  gewerbs-  oder  gewohn- 
heitsmäßig) schuldig  machen.  Hiermit  soU 
tdBo  gegea  den  sogenannten  Sach-W.  einge- 
schritten werden.  Ferner  wird  als  Nr,  16 
dem  §  367  des  StrGB.  ein  Zusatz  beigefügt 
über  die  Bestrafung  derjenigen,  die  den  über 
das  Abhalten  von  öffentlichen  Verstagerungea 
und  über  das  V^sbfolgen  von  gostigen 
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Getrftnkea  bei  solchen  Gelegenheiten  er- 
lassenen polizeilichen  Anordnungen  zuwider 
handeln.  Nach  Art  IV  des  neuen  Gesetzes 
hat,  wer  aus  dem  Betrieb  von  Geld-  oder 
Eredi^;esdiäften  ein  Gewerbe  macht,  die 
Bedinung  dee  GeschAftsjahreB  fOr  jeden, 
der  ein  solches  Gescdilut  mit  ihm  abge- 
schlossen hat  und  daraus  oeAa  Schuldner 
geworden  ist,  abzuschlisfleB  und  dem  Schuld- 
ner binnen  drd  Monaten  einen  auch  die 
Entstehnn^  des  Ergebnisses  dustellenden 
Auszug  mitzuteilen;  die  TOisfttzliche  Unter- 
lassung dieser  Mitteilung  zieht  Geldstrafe 
bis  500  M.  oder  Haft  und  zugleich  den  Ver- 
lust des  Anspruches  auf  Zinsen  aus  den 
betreffenden  GcBchftften  fQr  das  verflossene 
Jahr  nach  sich.  Jedoch  ^Iten  diese  Be- 
stimmungen nicht  far  bloB  einmalige  Ge- 
schäfte, worüber  der  Schuldner  eine  schrift- 
lidie  Mitteilung  erhalten  hat,  fflr  fiffentliche 
und  Aktienbanken  aller  Art,  für  öffentliche 
Leihanstalten,  Spar-  tmd  Darleihinstitute 
und  eingetragene  Genossenschaften  im  Ver- 
kehr mit  ihren  Mitgliedero,  auch  nicht  fflr 
den  Gesch&ftsTerkenr  zwischen  Kaufleuten, 
deren  Firma  in  das  Handelsregister  eio^ 
tragen  ist.  Durch  Art.  III  endlich  wird 
der  gewerbsmäßige  Betrieb  der  Viehver- 
stellimg  (Viehpacht),  des  Viehhandels  und 
des  Handels  mit  IftndUchen  Grundstöcken 
hiit  zu  den  Gewerben  gestellt,  die  nach 
g  35  den  üntemehmem  zu  untersa^n  sind, 
wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  ihre  ün- 
Zuverlässigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbe- 
betrieb dartun.  Allgemein  bestimmt  femer 
das  BGB.  (§  138),  daß  Rechtsgeschäfte,  die 
gegen  die  guten  Sitten  verstoßen,  nichtig 
seien  und  daß  insbesondere  ein  Kechtsge- 
schftft  nichtig  sei,  durch  das  jemand  unter 
Ausbeutung  der  Notia^  des  Leichtsinns  oder 
der  Unerfiärenheit  eines  anderen  sich  oder 
einem  Dritten  Yerm(}gensvorteile  versprechen 
oder  gewähren  lasse,  welche  den  wert  der 
Leistung  detgestalt  abersteigen,  dat  den 
Umständen  nach  die  VermOgensvorteile  in 
auffUligem  Mißverhältnis  zu  der  Leistung 
stehen.  Die  gesetzlichen  Verzugszinsen 
werden  durch  §  288  auf  4°/a  brätimmt 
Nach  dem  neuen  Handelsgesetzbuch  (§  352) 
beträgt  die  Höhe  der  gesetzlichen  Zinsen 
mit  MnschluB  der  Verzugszinsen  bei  beider- 
seitigen Handelsgeschäften  5%. 

In  Oesterreich  würde  die  Zinsfreiheit 
durch  das  G.  v.  14./XII.  186Ö  und  nament- 
lich durch  das  sehr  radikale  G.  v.  16./VI. 
1868  eingeföhrt  (resp.  wieder  eingeführt). 
Das  letztere  „hob  nicht  nur  die  letzten  Keste 
der  Strafbestimmungen  auf,  sondern  machte 
auch  den  Mißbrauch  der  Notlage  oder  Ün- 
erfahrenheit  des  Bewucherten  zu  einer  Quelle 
des  legitimen  Erwerbes  des  Wucherers,  dem 
der  Richter  mit  allen  Mitteln  der  Zivü- 
prozeßordnimg  zu  seinem  Rechte  verhelfen 


mußte"  (Lexis).  Ds  die  schlimmen  Wir- 
kungen diee^  WJrmheit  sieb,  sehr  ^rrafbar 
zeigten,  so  wurde  zunäidut  für  Galixien  und 
die  Bukowina  das  G.  v.  19JVIL  1877  er- 
!  lassen,  welches  es  wieder  für  stnRMrea  W. 
erklärte,  wenn  jemand  acb  toa  ennem  as- 
deren,  der  wenn  VenttndnisBchwäohe,  Un- 
ertahreoheit  oaer  GemQtBaafr^w>e:  die 
hältnisse  nicht  richtig  erkenne,  fOr  Kredit- 
gewährung so  niaBIOBe  Vorteile  ausbeding«, 
daß  dadurdi  das  wirtachafüiche  Verdobea 
dea  Kreditn^unm  herbdg^Dhrt  oder  ge- 
fdrdert  werden  müsse.  In  Ungun,  wo  I8f>(^ 
ebenfalls  die  Zinsb^hränkung  au^efaobeo 
worden  war,  wurde  1877  für  hypoth^arische 
Darlehen  wieder  ein  Zinsmaximum  von 
festgesetzt.  Durch  G.  v.  38./IV.  1881  wurde 
für  die  ganze  cdaleitbanische  Keichahälft^ 
der  W.  im  Sinne  des  galizischen  Gesetzes 
verboten  und  in  die  BegrifGsbestiinmuog 
auch  die  Ausbeutung  dee  Leichtsinnes  oder 
der  Notlage  dra  anderen  au^nommen.  In 
Ungarn  trat  ein  G.  v.  27./IV.  1883  in  ähn- 
licher Weise  dem  Ausbeutun^W.  entgegen. 
—  In  Frankreich  ist  es  me  zu  einer  s» 
volligen  W.freiheit  gekommen,  wie  säe  eine 
Zeitlang  in  Deutschland  und  Oesteimch  be- 
stand. Durch  das  Dekret  v.  19JXn.  IfSTi" 
wurden  die  Strafbestimmungen  dea  Gesetzes 
von  1807  noch  verschärft  Aach  in  der 
nordamerikanischen  Union  haben  die  Gesetze 
der  Einzelstaaten  Zinsbeschränknngeo  auf 
5—10  "/o  beibeh^ten.  In  England  b^Eeichnen 
die  Jahre  1833^  1837  und  namentlich  ls39 
Abschnitte  in  der  allmählichen  Erwätemng 
der  Zinsfreiheit  Indessen  erst  durch  G.  v. 
IC/Vm.  1854  wurde  im  wesentlich«)  die 
volle  Zinsfreiheit  gewährt  und  nur  für  die 
P&mdleiher  eine  Grenze  von  15 — ^20  *V(>  fest- 
gehalten. Das  Beiapiel  Englands  fand  Nach- 
ahmung 1855  in  Dänenuu^  1^56  in  Spudeo. 
1857  in  Sardinien,  Hdland,  teUvose  anch 
in  Norwegen,  in  den  folgendea  Jiüizen  in 
mehreren  deutsclien  Staatm,  1865  ia  Bdjgien. 
wo  jedodi  1867  wieder  die  ÜebeiSGhreitnng 
dee  gesetzlichra  ZinsfuBea  bei  AnsDatang 
der  Schwäche  und  Leid«iscliaftea  den 
Kreditn^mras  mU  emsüichea  Stnkfea  I«- 
droht  wurde. 

6.  Allgemeine  Grandafttse.  De  im 
Mittelalter  herrschende  Prinzip  des  völligen 
Zinsv^rbotes  findet  seine  Vi  iderlegung  io 
dem  vorhin  (sub  3)  erwähnten  einä^hen 
Argument,  das  August  I.  von  Sachsen  grite«d 
machte.  Auch  gegen  zu  wmtgeheode  Zin^ 
beschränkungen  läßt  es  sich  anführen. 
ist  dann  weiter  iasbeeondere  xn  b^v&l- 
sichtigen,  daß  ein  anfierordentlich  lu>her 
Zins  oft  durchaus  gOTeohtferügt  etschäoen 
kann.  Die  Vermü^n^age  des  Sdhuldaer^ 
ist  etwa  so  ungünstig,  daß  die  Gewihnrng 
eines  Darlehns  an  ihn  mit  dem  grOfcen 
lüsiko  verbunden  iat    Oder  jeouod  ijt 
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nicht  weil-  er  sich  in  Kotlaee  befindet,  son- 
dern vdl  sich  ihm '  die  MteUchkeit  einer 
dehr  vorteilhaften  Kapit^aolage  darbietet, 
hereit,  einen  hohen  ^ns  za  zahlen.  Der 
Geldgeber  erlangt  also  in  einem  solchen 
Falle  Anteil  an  einem  ungewöhnlichen  Ge- 
wina, wie  er  dies  auch  dadurch  erreichen 
kfinnte,  daß  er  mit  dem  Benutzer  des  Kapitals 
in  ein  GesellBchaftsverhaltnis  trfite.  Ein 
Landwirt  zahlt  unter  Umständen  gern  6  oder 
7*'''o  Zins,  wenn  ihm  das  angelegte  Kapital, 
^as  ihm  Drainienlngen  oder  auaere  Helio- 
ratioaen  exmfigUcht,  10  oder  l3*yo  anbringen 
kann.  Es  kommt  für  die  Beurtmlung  eines 
sdc^en  Salles  frölich  noch  in  Betracht,  ob 
der  Erfolg  der  beabsiohtieten  Kapitalanlage 
Sicherheit  verheiBt  Bleibt  ffir  den  Geld- 
geb» ein  gewisses  Risiko  flbrig,  so  ist  ein 
Zuschlag  zu  dem  landesüblichen  Zinsfüße 
jedenfalls  berechtigt  Die  HOhe  des  Zinses 
an  sich  kann  also  nicht  daa  entscheideade 
Merkmal  des  W.  geben. 

Die  eben  hervorgehobenen  Tatsachen, 
zugleich  aber  auch  die  manchesterlichen 
Theorieen  von  dem  laissez  faire  haben  dahin 
geführt,  eine  Zeitlang  in  den  meisten  euro- 
päischen Staaten,  wie  wir  gesehen,  den  W. 
ganz  unbestraft  zu  lassen.   Allein  bald  er- 
kannte man,  daß  man  damit  einen  Irrweg 
eiugeschla^n  habe.    „Auch  bei  der  be- 
stehenden Verkehrsordnung  muB  das  volks- 
wirtfichaitliche  Urteil  dahin  lauten,  daß  die 
wucherische  Erwerbstätigkeit  ^meinsch&d- 
lich  ist,  soweit  sie  die  Vernichtung  von 
Einzelwirtschaften  veruraacht  oder  befi^ert, 
die  sich  ohne  die  flbermftßige  Gewinnsucht 
<tes  Wucherers  h&tten  behaupten  kdnoen" 
<Jjexis).  Die  Gerichte  dürfen  dem  Wucherer 
Dicht  Schergendienste  leisten.   Es  ist  not- 
wendig, daß  die  wucherische  Ausbeutung 
gesetzlich  gebrandmarkt  wird.  Es  kommt 
mir  darauf  an,  zweckmäßig  zu  bestimmen, 
was  als  strafbar  zu  gelten  hat  Dabei  ist 
davon  auszugehen,  daß  die  Bewucherong 
immer  einen  Konkreten  Fall  der  Ausbeutung 
voa  Person  zu  Person  bildet   Das  Haupt- 
bcstrebeo  des  el^atlicdien  Wucherers  ist 
darsof  gerichtet,  jede  wirklidie  und  ernst- 
liche O^GAbr  des  Verlustes  seines  Gddes  zu 
vermeiden,  wenn  auch  seine  Anlagen  auf 
den  wten  BUok  oft  sehr  ri^ert  erscheinen. 
^JSr  ancht  eben  seine  Sicherst  nkiht  in 
^ea  im  normalen  Yerlrehie  flUiohen  Hitteln, 
sondern  in  anderm,  die  allerdings  weniger 
be<juem   und  einnch  sind"  (Lexis).  £r 
spekuliert  z.  B.  auf  die  Erbsohaftaaussichten 
und  sonstigen  FamilienTerhältnisse  des  Geld- 
bedürftigen.  Er  ^bt  etwa  einem  Landwirte, 
dessen  Out  bereits  stark  mit  Hypotheken 
lielastet  ist,  noch  Geld  auf  Wechs^,  weil  er 
>'eiB,  daß  Yrawandte  für  ihn  eintreten 
werden.   Oder  er  beutet  Offizieren  gegen- 
Qtier  die  Zwangshige  ans,  in  die  sie  durch 


ihre  besonderen  StandesverhältnissO  versetzt 
werden  kOnnen.  -Er  gibt  jemandem,  der  in 
wenigen  Wochen  eine  große.  Snmme  er^ 
warten  wird,  aber  sich  momentan  iu  Yet- 
le^nheit  befindet  Geld  nur  g^en  W-zinsen. 
Hiermit  ist  ungefähr  der  We^  gewieeen,  der 
zur  Bestimmung  der  richtigen  Merkmale 
des  W.  führt  Die  neuere  Gesetzgebung, 
insbesondere  auch  die  deutsche,  nimmt  den 
landesüblichen  Zinsfuß  als  verflnderlK^  an 
und  beurteilt  die  Ausbeutung  nacb  dem 
Hafie  dOT  Ueberschreitung  desselben,  zu- 
gieich  mit  Bttücknchttgung  der  besonderen 
Umstände  des  FaUes,  unter  deiun  das  Risiko 
jedenftdls  in  erste  jUnie  zu  stellen  ist.  Es 
fragt  sich  dann,  ob  bei  solchen  Ausgangs- 
punkten der  Beurtalung  eine  Ansbmtung 
der  Notlage,  der  Unertabrenheit,  des  Leidit- 
sinns  oder,  wie  es  in  einzelnen  Gesetz 
gebungen  auch  heißt,  der  Schwächen  und 
Leidenschaften  eines  anderen  vorliege,  und 
zwar  nach  dem  österreichischen  Gtesetze  in 
der  Art,  daß  die  Maßlosigkeit  der  von  dem 
Kreditgeber  ausbedun^nen  YermOgensTor- 
teile  das  wirtschafthche  Verderben  des 
Kreditnehmers  herbeizuführen  oder  zu  be- 
fördern geei^et  sei.  Im  einzelnen  ist  es 
freilich  schwierig  zu  bestimmen,  ob  der  im 
Hinblick  auf  die  Notlage,  die  Ünerfahrenheit 
usw.  eines  anderen  eingetriebene  hohe  Zins 
als  den  W.fall  statuierend  angesehen  werden 
kann.  Wenn  z.  B.  der  Geldsuchende  sich 
absichtlich  lieber  an  den  Wucherer  als  an 
seinen  gewöhnlichen  Bankier  oder  andere 
anständ^  Kapitalisten  gewandt  hat,  um 
seine  Verlegenheit  möglichst  geheim  zu 
halten,  so  ist  er  hintedier  schwerlich  be- 
rechtigt, über  die  Ausbeutung  seiner  Not>- 
lage  zu  klagen.  Als  ein  erschwerender 
Umstand  wird  mit  Recht  die  gewerbsmäßige 
Betreibung  des  W.  betrachtet  —  Während 
die  neuere  Gesetzgebung,  wie  bemerkt, 
Zinsbeechränkungen  im  allgemeinen  nicht 
mehr  kennt,  hat  sie  sie  für  die  besondere 
Kategorie  des  Pfandleihgeschäfts  mit  Recht 
noch  beibehalten,  da  hier  das  Risiko  durch 
die  Gewährung  des  Faustpfuides  tatsächlich 
au^ehoben  ist  In  Preußen  betragt  das 
Zinsmaximnm  für  Darlehen  unter  30  M.  20/0, 
für  solehe  über  30  M.  1%  monatlich.  Die 
Hohe  dieser  Zinssätze  reditfertigt  sidi  durch 
die  ErwBgung^  daß  es  sich  lun  ein  unan- 
genehmes, mit  beschwerlicher  privatwirt- 
schaftlicher Arbeit  rerbundmes  Gewerbe 
handelt,  auf  das  sich  wohlhabende  Kapita* 
listen  in  der  Regel  überhaupt  nicht  ein- 
lassen wollen.  —  Wenn  wir  für  die  An- 
wendung der  W.gesetze  die  Handhabe  darin 
sehen,  daß  die  Bewucherung  einen  kon- 
lovten  Fall  der  Ausbeutung  von  Person  zu 
Person  bildet,  so  würde  das  Yerfahren  der 
„Eomwucherer"  und  der  Spekiiluitenringft 
nicht  darunter  &men.  Denn  diese  greiien 
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in  die  allgemeinen  Bedingw^a  der 
Preisbildung  ein.  Der  er.  Nachteil  betrüft 
allgemein  die  Konsumenten,  von  denen  viel- 
leicht  kön  einziger  sich  m  einer  Notlage 
befindet  StEafbestimmangen  g^en  Eoa- 
Ütionen  zur  Steigerung  der  rrdae  der  Waren 
und  besonders  Her  notrendigen  Lebensmittel 
enthalten  die  Artt.  419  und  420  des  fran- 
sOdschm  Stra^tesetzbachs. 

In  der  unmittelbaren  Bestrafung  des  W. 
darf  nidit  das  wirksamste  Mittel  tut  Be- 
kämpfung des  W.  gesehen  Verden.  ÄmAi 
die  mehr^indirekten,  in  deo  neuen  Gesetzen 
zu  Hilfe  genommenen  Mittel,  die  jfthrlichen 
Kechnungsausvaise ,  die  polizeiliche  Ver- 
hinderung von  Mißbrftuchen  bei  Versteige- 
rungen, die  Kontrolle  der  Vieh-  und  Güter- 
hfindler,  kQnnen  nur  eine  Wirkung  von 
untergeordneter  Bedeutung  ausüben.  Sehr 
erfolgreich  ist  dagegen  die  Vereinstfttigkeit 
ünd  zwar  sind  es  Vereine  doppelter  Art, 
die  hier  eine  Tätigkeit  zu  entfalten  haben: 
einmal  Kreditgenossenschaften,  sodann  Anti- 
W.-  oder  Rechtsschutzvereine  (wie  sie  an 
der  Saar,  am  Rhein,  in  Hessen  schon  be- 
stehen), welche  das  erforderliche  Material 
fOr  dje  Durchführung  von  Wj>roze8sen 
sammeln,  die  Bewucherten  dvach  Belehrung 
und  üebemahme  der  Prozeßkosten  unter- 
stützen und  für  das  Bekanntwerden  der 
entlarvten  Wucherer  und  der  von  ihnen 
angewendeten  Formen  und  Praktiken  sorgen. 
Beide  Arten  von  Vereinen  bedürfen  noch 
weiterer  Verbreitung  und  Ausbildimg.  Auch 
in  fuiderer  Weise,  als  es  die  Bechtsschutz- 
vereine  tun,  mus  zur  Aufklärung  der  Be- 
vAlkerung  manches  getim  werden.  Es  ist 
hier  zu  berücksichtigen,  dafl  gewisse  Ortliche 
Bitten  nammtlich  zum  Saw-W.  (ba  dem 
Viehhandel,  der  Viehvwstellung,  dem  Grund- 
stOcksverkehr)  Anlait  geben.  Es  ist  z.  B. 
oft  die  Realtalung  des  vUerliehen  Bauem- 
grundstüdffis,  an  die  der  W.  seine  Praktiken 
anknüpft  Ob  die  Viehverstellung  immer 
aus  tatsSchlidbem  Bedürfnis  hervoigeht  und 
nicht  vielmehr  größtenteils  auf  ein^  träge 
fortgeschleppten  Unsitte  beruht,  darüber 
kann  gestritten  werden.  Erschwert  wird 
die  Bekämpfung  des  W.  dadurch,  daß  sich 
ihm  viele  Personen  gewerbsmäßig  widmen. 
Namentlich  gewisse  BevOlkerung^lasseo  — 
in  den  Staaten  des  Abendlandes  ein  Teil 
der  Juden,  in  den  muhamedanischen  Staaten 
Juden,  Annenier  und  Indier  —  machen  ein 
Gewerbe  daraus  und  suchen  planmäßig  Fälle 
EU  schaffen,  die  ihnen  Gelegenheit  zur  Be- 
wucheruDg  geben.  Die  Bekämpfung  des  W. 
in  dieser  Beziehung  muß  die  form  der  Ein- 
wirkung auf  jene  Bevölkerungsklassen  an- 
nehmen ;  eine  Auf^be,  die  außerordentliche 
Schwierigkeiten  bietet 

Uteratu*!  HoUnaeus,  Traetatut  eontractuum 
.  et  wiimnun,  fbrü  1546.  —  SatmoHtu,  Dt 


uwrii  idflr.  Xu^dwu  Botox.  l&M.  —  Der- 
metbe,  Dt  modo  urarartm  Uber,  ibid.  16Si.  -~ 
I}er»elbe,   Dt  foenore  trvpaitioo,  ibid.  KiO, 

—  Twrgotf  JUfmoire  tw  U  pret  d  inlerü  H 

du  fen,  Potri4  178»  i^- 
*ekrUbm  2769).  —  BOMlfcam,  D^mw  <^  «wfy, 
London  1787  (4.  AmJL  1SS7).  —  v.  SommmftU. 
ütAer  ITtuAcr  wtd  Wuektrfttetm,   ITim  J7^. 

—  JXi-Wrffte,  Uebtr  die  Antobt:  Wa»  in 
Wuehtr  und  veUKea  nnd  di*  AmCm»  Miad, 
demstiben  ohne  StrafgtnU«  EimkaU  m  (m. 
Wien  1789.  —  *T.  A.  Günther,  VertwA  tinn 
voüitändigm  UtttenueiuMg  Über  W^tchn- 
Wuehef^«ttUe ,  Hambury  1790.  —  O,  P.  r. 
FUeher,  Frewt&Hye  Gedanken  Uber  IFankr 
und  Wuekergetette,  Wien  1790.  —  *.  Cm/«. 
Ueber  die  At^kebtmg  der  Wneiergeeetae,  Witn 
1791.  —  Simy,  Ueber  Zitukuen  inuf  WvKfr. 
geeetM«,  Wim  1869.  —  K.  BnuM  wid  JL  ITIrtm 
Die  ZnuwuehergeteUe,  MainM  Ute. — J*.  JMdkcit- 
wperger,  Oegen  dir  At^fltebunf  der  iStWMweiff^ 
geeetee,  Berlin  1880.  —  Dtrm^lhe,  Die  Zimh 
und  Wuchtrfrage,  BerUn  1878.  —  JE.  JTni- 
monn,  QeeehiehU  dee  Wuditn  in  DenUddond, 
Halle  1865.  ~-  Funk,  Zin»  und  Wwikfr. 
TSbingen  1868.  ~-  GoldtchrnttOtj  Art,  „Wn^Xer 
und  Wuehergeeette",  St.  W.B.  «.  BlumUckk  Mi 
Brater,  Bd.  XI,  S.  tl9jg.  —  Sn^iamann. 
Studien  in  der  ronuMisch-kimonisti*ebem  Wirt- 
achtre-  und  Bechtdekn,  t  Bde.,  BerOm  ikU 
bi$  1888.  —  Gro/  Choriimälq/,  Der  FmW 
in  Oeeterrtieh,  Wien  1877,  —  £.  Mteltr, 
Johann  OaMn  aU  Staatemmm,  GeeeUgtber  und 
NtUtontUötonoin,  Jahrb.  /.  NaL  u,  SbU..  Bd.  XSXl 
(1878).  —  L.  V.  atelH,  Der  Wucher  w»d  trim 
Recht,  Wien  1880.  —  B.  PtfhImaM.  Dir 
WirUch^ßepolitik  der  Florentiner  BenaieeaMer. 
und  da»  Prineip  der  Verkekr^frtikeU,  Ltiptie 
1878.  —  Eheberg,  Ueber  den  gefftwirt*^ 
Stand  der  Wueherfrage,  Jahrb.  /.  Gee.  u,  Vmr, 
Bd.  lY  (1880)  8.  8Sfg.  —  Vermeid,  Di^ 
Wucher/rage  in  T%eorie  und  Pirarie  eeU  18»'. 
ebd.  Bd.  VOI  (1884)  S.  StS/g.  —  V.  UUmc 
thai.  Die  Wudtergeeeiigebung  (n  DeuteeUami. 
Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.,  JV.  F.,  Bd.  I  flfi^n 
S.  140/g.  —  Dtsremlbe,  Der  WwJur  a^f 
Lande,  ZeiUehr.  f.  d.  get.  Stra/reehUteieseneeiaft, 
Bd.  VJIl  (1888).  —  Fa«Mb*nder,  Die  Betbaif 
de»  Bauematande»  au»  den  Händen  de^  Wu^krn, 
Müntter  1886.  —  Der  Wucher  auf  dem  LanJt. 
Berichte  und  Qulaehten,  Sekriflem  dee  Ter.  j 
SoeiaipoUM,  Bd.  XXXV,  Leiptig  I8S?.  Ttr. 
handtungen  der  Generaivereamwiiung  dm  Ver. 
/.  SoeiafyoUltt  v.  »8.  «.  t9.flX.  JStB.  Sekr^ 
Bd.  XXXVni,  Leiptig  1889.  —  Jf.  JtfMor. 
Deutiche  Oeechiehte  im  Zeitalter  der  Gegt»' 
re/ormatUm  und  de»  SOjäkrigen  degra, 

gart  1889fg.  —  Xrdmannad&rffrr,  DeuUrk^ 
Oetchichte  vom  wm03HwA«i»  Frieden,  fr« 
Rf^itntnt!to.j\Mtt  FrinfrifK»  J-r*  Gr-<\tt*n.  t  Bit-, 

KtlfH  K'rediti-erfiäktHeM  ntiii  Jrr  .V}jakrige  Imt 
(EinMiMng  mr  Aiugabt  'f't  „f.yiu-^itm 
•'tlifhen  Seichatagepii0Men"j .  Lr^ieif  UPf  ^ 
L.  Caro,  Der  Wufhv^  £imt  W^M*"^ 
Studie,  Leipzig  1898.  —  JUmI^v  Mr  W>tV 
guüM  «.  JtfAt  tmd  iA/F7.  lOt»  Jltate 
1808.  —  £asto»  Art.  „;FwAff*,  B,  4,  9. 
Bd,  VI.  B>  7f9Jt.,  f.  Aufl.,  Bd.         A  «1». 

—  AthUy ,  Enelieckt  ÜftrFifiitft/ji  iritM 
Ufber*et*am$  au»  dem  Jh^Hieftw  ■.  M,  ^l^f^ 
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Atim,  Sd.  Leipzig  1896.  ~  CMhHn, 

AgrarpoUUtdu  Wandeningen  im  Jthetntandt 
SondtnAtug  aus  dm  FeMtgabm  ßbr  XiUt$,  1897. 
—  MoM^eTf  Syrern  I  ß4.  A^.,  heawrgt  von 
PSUwumn),  g  mfg.  ~~  Beloeh,  Art  ,^iiinafvfi 
<■»  Uaaiiuhtn  AUtrrUM",  H.  d.  St.,  t.  Au/l.. 
Bd.  Vn,  S.  9Bifg.  —  Th.  Bwnmerlad,  Art. 
„ZiH^  «n  UHmlaktf",  tbd.,  S,  960Jg.  — 
Th,  Hommatn,  Der  Zintmteher  de»  M.  Brutus, 
fferwuM,  Bd.  XXXIV,  8.  14Sfg.,  Berlin  1899. 
~  a,  AUteler,  QeeekidUe  de»  Zin^ft^ßu  im 
grieekitcKremiaehen  Altertum  bi»  at^  Jiutinian, 
Uipgig  1898.  Vgl.  dam  Xiete,  Gm.  Gel.  An». 
1899,  8.  900fg.  —  JR  X  WvmJe,  Zur  GeacMfhte 
de»  W^chrrttreite»  (in:  Fettgaben  für  Schaffte), 
nüngm  1901.  —  Flelor  BrmUBj  Lee  formee 
üeUtMe»  de  la  bitte  eontre  l'Heurt,  BviUUm  de 
l'Aeadfmi»  roj/ate  de  JBdgique,  CloMie  de»  teUret, 


2^.  18  (Diembrei,  1908.  —  H.  HoUKipfety 
Die  Allonge  der  Monte»  ptetaü»  (146»~1B1B), 
MItndten  1908.  Vfß.  dnnt  meine  ÜflMMfon  Ai 
d.  Zteekr.  f.  SoelaMeeeneehi^ft  1906,  S.  188.  ^ 
Fedor  SehnMOer,  Da»  kirehUeke  Xkuweitai 
vmt  die  tHfiate  Praxi»  im  18.  Jakri.  ftn:  Art- 
gahe  för  H.  FveAe),  iUtneter  i.  W.  IOO4.  — 
Dcraelbe,  Neue  Thectieen  Uber  da»  kirchlieke 
Zineverbot,  Viert^fahraehr^  für  Social-  W 
WirUehe^fügeei^lae,  Jahrgg.  1907,  8*»ttg.  1907. 
—  A.  Cohen  t  Die  Vereehvldung  du  bäuer- 
lichen Qrundbetitte»  in  Bayern  1898 — 1745, 
Zeipeig  1906.  ~-  H.  Hennelinle,  Die  theoiog. 
Fakultät  in  TObingen  vor  der  B^iormatia»  1477 
bi»  1B84  (vgl.  S.  158fg.J,  StuOgaH  1906.  —  JK 
«.  PtOeradorff,  kleil-Retaote  (vgL  &  404fB-)> 
Stuttgart  und  BeiUn  1807. 

a.  V.  Belom 


Y. 


¥oii]i(&  Arthur, 

geb.  am  ^J^^.  1741  n  London,  1778  Bericdl^ 
•ntatter  der  „Hornine  PoBt",  178S  SekietBr 
des  Board  of  Anicnltnre  in  London ,  gest. ,  er- 
ItUndet,  am  Sd.ßY.  1820  in  London. 

EngUacheT  Volkswirt,  der  die  Kunst,  anf 
Beisen  m  beobachten  nnd  die  E^ebnisae  dieser 
Beobachtnnffen  praktisch  and  theoretisch  in 
wigsenschamiehen  Beisebesohreibnngen  in  rer- 
werten,  in  hohem  HaOe  beherrscht   Ais  Vor^ 

ffiger  Ton  Malthos  bestätigt  er  die  Tatsache, 
mit  der  Zunahme  der  lohnenden  Besd^ti- 
gttog  in  dnem  Lande  auch  dw  Andrang  dwt 
Arhnt  fliehender  Personen  eich  steigere,  daO 
aber  jede  andere  als  durch  Zunahme  der  Arbeita* 
gelegenheit  bewirkte  BeTdlkerunnTezmehrnng 
wegen  der  dann  zu  befürchtenden  Unzolänglich- 
keit  der  Unterhalumittel  za  verwerfen  sei.  Als 
Freistheoretiker  die  Idee  von  Kachfrage  nnd 
Konkorrenz  mit  der  vom  baren  Oeld,  welche 
■loh  nach  T.  voUstindig  in  ersterer  verliert, 
identifizierend.  Als  Lohntheoretiker  den  Stand- 
punkt Terteidigend ,  daß  die  Hohe  der  Pacht- 
preisa  diidenisB  der  Löhne  bestimme  nnd  daher 
niedrige  Pachtpreise  niemals  hohen  litfhnen 
gegoitlbentehen  sollen. 

v<»i  T.'  lahlrdehen  Schriften  sind  nur  die 
folgenden  hior  an  veixeichnen:  The  farmer'i 


letters  to  the  people  of  England,  2  Bde.,  London 
1767:  dasselbe,  Aufl.,  ^6  Bde.,  ebenda  1769; 
dusdbe,  8.  Aufl.,  4  Bde.,  ebenda  1771.  —  A  six 
week's  tonr  throngh  the  southem  oounties  ot 
England  and  Wales,  etc.,  London  1767;  das- 
selbe. 2.  Anfl-,  ebenda  1768;  dasselbe,  3.  Aufl., 
ebenda  1769;  dasselbe,  4.  Aufl..  ebenda  1771  bis 
1772.  —  A  six  months  tonr  throngh  the  north 
of  England,  etc.,  4  Bde.,  1.,  2.,  8.  nnd  4.  Aufl., 
London  17Ö8,  1769,  1770/71,  1776.  —  Political 
arithmetic,  contalnuig  obserrationa  ou  thejpresent 
State  of  Great  Britain,  etc.,  London  1774  (in 
England  mehrmals  aufgäbt) ;  dasselbe,  in  zwei 
deutsehen  Uebersetsungen,  xnnigsberg  1777  und 
Gotha  179S ;  dasselbe,  in  sweifranzadsenai  üeba^ 
setanng«,  Haag  1776  und  Paris  ITOO.  — 
Political  arithmetic,  part  2,  London  1797.  — 
A  tonr  in  Ireland,  1776—79  2  Bde.,  1.  und 
2.  Aufl.,  London  1779  und  1760;  dasselbefwitb 
introd.  and  notes  by  Hntton),  ebenda  1892.  — 
Travels  in  France  dnring  the  years  1787—89, 
2  Bde.,  1.  nnd  2.  Aufl.,  London  1792—94;  das- 
selbe, new  abridg.  ed.  by  Edwards,  ebenda  1884; 
dasselbe,  f  ranzOdsche  Uebersetzmig  von  H.  Lesage, 
2  Bde.,  Paria  1860  ,  2.  Aufl.,  ebenda  1882.  — 
Travels  throngh  France,  Spain  and  Italy,  1.  und 
2.  Aufl.,  Lott£»n  1796  und  1800;  dasselbe,  frani. 
Ton  8om6s,  Paris  1796,  und  X.  Lesage,  ebenda 
1800.  Uppers 


Z. 


Zechen  b.  Bergbaa  oben  Bd.  I  S.  392fg. 


1.  Geschichte  und  reehUlche  Matnr. 

Z.  tritt  zuerst 


Der 


luerst  als  geistlicher  Z,  anf^  und 
zwar  im  jädiacfaen  Recht,  in  der  mosauchyi 
■r.]|-|  I  OeaetzgebuDg:  er  wird  von  allen  anderen  Stämmen 

"OiUH.  di,  LeTften  erhoben,  die  kein  Erbgut  be- 

1.  Geschichte  und  rechtliche  Natur.  2.  Arten,  sitzen  durften,  nnd  zwar  von  der  Aussaat,  den 
8.  Ümiug  ud  Bedentnng.  4.  Anfhehung.       Baumfrflditen  sowie  dem  grofien  nnd  kleinen 
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Yieh,  spiter  anch  Ton  Most,  Oel  nnd  Hon^. 
Das  CbristeDtnm  mtipiert«  dieses  jüdische  Z.- 
recht  anerat  nicht,  die  GeiitlicheD  waren  jahr- 
hundertelang auf  die  freiwilligen  Gaben  der 
Liebe  angewiesen.  Als  diese  aber  anfingen 
nicht  mehr  aassureichen,  ermahnten  die  Kirchen- 
Tftter  anter  Hinweis  auf  das  jüdische  Z.recht 
zur  Nachahmaug,  and  im  Jahre  Ö85  wurde  end- 
lieh durch  das  \  Konzil  za  Ma^a  der  Z.  Ton 
allen  Früchten  fttr  die  Christenheit  unter  Stiafe 
des  Bannes  eingefOhrt  Fipin  und  Karl  der 
Chroße  setzten  dum  anch  die  staatliche  Gewalt 
aur  Dorchführang  des  Z.  als  Kircheosteuer  ein. 

Dieser  geistliche  Z.  kam  ursprünglich  dem 
Bischof  za  and  maßte  an  die  Taufkirchen  ent- 
richtet werden.  Er  kam  aber  in  der  Folgezeit 
durch  die  mittelalterlichen  Säkalarisationen  nnd 
Tielfacb  durch  Vergabang  seitens  der  Bischöfe 
in  die  Hfinde  von  Laien  (Laien-Z.)  Auch 
usurpierten  ihn  hftuflg  die  Patrone  der  Kirchen. 
Die  kirchlichen  Verbote  der  Laien-Z.  Uieben 
«rfolgk». 

Außerdem  aber  gab  es  in  Deatschland  vor 
und  neben  diesem  Kirchen-Z.  mit  seiner  gCtt- 
lich-rechtlicheu  Grandlage  anch  seit  den  ältesten 
Zeiten  einen  weltlichen  Z.,  derauf  sehr  ver- 
schiedenen öffentlichen  und  privatrechtlichen 
Titeln  beruhte,  hanptsfichlich  dem  König  oder 
dem  Gutsberm  zustand,  fir  war  zum  Teil  (im 
Decnmatenland")  die  Nadibildunr  eines  von 
den  Bömem  erhobenen  Z.;  es  gab  aber  anch 
Erbschafts-,  Schweine-,  Berg-  und  andere  Z. 

Dieser  Z.  konnte  nun  aoch  durch  Ver- 
laihoug  usw.  von  der  Kirehe  erworbm  werden 
und  trat  allmfthlieh  hinter  dem  geistlichen  Z. 
nurück,  dessen  Einführung  er  anfangs  erleichtert 
hatte.  Durch  die  Säkalarisation  im  16.  and 
19.  Jahrb.  wurden  dann  viele  geistliche  Z.  in 
weltliche  umgewandelt.  Der  Z.  wurde  meist 
von  dem  Grand-  oder  Landesherm  gegen  die 
Yerpflichtung,  für  die  kircblichen  Sdürfnisse 
zu  sorgen,  ttbemommen  nnd  bekam  so  mehr 
und  mehr  den  Charakter  einer  auf  dem  Grund 
und  Boden  haftenden  „Beallast". 

Nach  dem  IL  badischen  Konstitutiens-Edikt 
von  1807  gehört  der  Z.,  wenn  ein  anderer  eine 
Berechtigung  nicht  nachweisen  kann,  dem  Orts- 
herm.  Auch  das  badiscbe  Landrecht  faßte  ihn 
als  Grund-  oder  Erbdienstbarkeit  auf.  „An- 
gesichts des  wechselvollen  Schicksals  der  ein- 
zelnen Z.,  die  bald  von  dem  Landes-  oder  Grund- 
herrn der  Kirche  geschenkt,  bald  von  der  Kirche 
an  Patrone,  Vögte  und  Dienstleate  and  andere 
abertragen  wurden  und  so  in  regem  Tansch- 
verkehr  standen,  maß  gegen  die  kanonietische 
Doktrin  mit  ihrer  unheilvollen  Fiktion  (vom 
göttlicb-rechtlichen  Ursprung  alles  Z.)  festge- 
halten werden,  daß  üch  die  rechtliche  Eigenart 
der  Z.  nicht  nach  dem  meist  gar  nicht  mehr 
feststellbaren  Ursprung,  sondern  nach  dem  Be- 
sitsstand  regelt"  (Meuier). 

2.  Arten.  Das  weltliche  Z.recht  war 
besonders  in  den  Gesetzgebungeo  des  18. 
und  19.  Jahrh.  meist  ganz  dem  kanonischen 
Z.recht  nachgebildet.  Dieses  ooterschied 
persönlichen  und  dinglichen  oder 
Real-Z.,  ersterei"  vom  peraöDlicheA  Erwerb 
besonders  in  Handel  lud  Gewerbe,  letzterer 
vom  Fruchterwerb,  von  der  Landwirtschaft 


g^ben.  Dieeer  ist  weiter  entwedv  Blat- 
Z.  vom  Vieh,  aufierdem  voo  Kechen,  Wolle, 
Honig  nnd  fibrigen  tieriadiea  FrOcbteo,  oder 
Feld-Z.  von  den  Feldfrachteo.  Letzterer 
wird  wdter  unterschieden  in  Qrofi>Z.  von 
Halmfrüchten,  Wön  und  Oel,  nnd  Kleia- 
2.  von  Oartenerzeugnissen ,  Obst,  Kraut, 
Kartoffeln  usw.  Dem  gewöhnlichen  Alt- Z. 
stehtendüchderNoval-  oderNeubruch»- 
Z.  von  neu  gerodetem  Land  g^enflber. 

3.  Umfang  und  Bedeatnng.  Der  Real-Z. 
ist  im  18.  Jahrb.  die  wichtigste  der  „Real - 
lasten''  (s.  d.  oben  S.  690)  und  aU 
bäuerliche  Last  Überall  da  von  Bedeutung, 
wo  diese  die  fiauptform  der  bftaerUcbeo 
Lasten  bildeten,  also  in  NW.  und  S.  von 
Deutschland,  w&hrend  er  im  kolonisiertea 
NO.  sehr  bald  mit  dem  Orandzina  zusammen 
zur  „Pacht"  verschmolz  (vgL  Art  ,3auer** 
oben  Bd.  I  S.  324  fg.).  Es  ist  besonders 
im  SW.  die  Hauptlast,  wo  der  GnindziDS 
80  viel  geringer  war  als  im  NW. 

So  hatte  z.  B.  in  Baden  nach  dem  An- 
sehUg  von  1833  der  gesamte  Feld-Z.  —  Nea- 
bmeh-  und  Blut-Z.  wann  1831  anteebobea 
worden  —  einen  Geldwert  von  2 103496  fll  fiO  kr. 
Davon  fielen  61  %  aaf  den  großen  Z.,  ^  auf 
den  kleinen  und  14  auf  den  Weln-Z.,  der  hier 
also  vom  großen  Z.  ontertchieden  wird.  Be- 
rechtigt daran  waren  der  Landesherr  n  60*/^ 
Standesherren  au  12*/m  andere  Orandhema  la 
7>/,%,  Pfarrdienste  au  16*/«,  kirchliche  Rei^ 
tnren  xu  B'!t\ Lokalstiftungeu  xu  2Vt%.  Privat- 
personen za  2,  Gemeinden  zu  l'/i>  w  Schul- 
dienst zu  l"/,  usw.  Daraaf  ruhten  aber  aacfc 
Lasten  (Baulasten  and  „Kompetenzen'*;,  dnrdb- 
schnittlich  in  der  Hohe  von  18%  des  Ertrags. 

Der  Zehnte  hatte  in  den  Zeiten  der 
Naturalwirtschaft  Vorzüge  gehabt,  die  er 
später  verlor.  Er  war  ferner  weniger  drückend, 
solange  der  Anbau  ein  ^uiz  ^l^duutiger 
war  und  auf  ziemlidi  gleichartige  Boden 
statt£BUid.  Dag^ien  ward  bu  sehr  ver- 
sdüedenem  Boden  als  Hauptfehler  fOhlbar. 
daft  er  ane  Abgabe  rom  Bohoti^  war, 
also  das  Bchiecatete  Land  mit  häusea 
ProdukticHiskoeten  sdbicer  traf  als  daa  beaeera» 
Daher  wurde  er  mit  den  technisdien  Fort- 
schritten nnd  derDifferenzteruDg  derLand  Wirt- 
schaft im  18.  Jahrh.  immer  drückender,  und 
zwar  besonders  im  SW.,  in  dem  Gebiete 
mit  der  großen  physikalischen  Maan^efidtig- 
keit,  der  dichten  Bevölkerung,  der  FreäteaJ- 
barkeit  und  dem  frühzeitigen  Bwi  voo  Handela- 
gewAchsen.  Namentlich  war  der  Wein-Z. 
schwer,  da  beim  Weinbau  so  oft  die  Ko6tea 
vom  Ertrag  nicht  gedeckt  werden  und  er 
dazu  trieb ,  mehr  auf  Quantitit  als  auf 
Qualit&t  zu  bauen.  Der  Noval-Z.  aber  war 
unmittelbar  ein  Hinderuis  des  landwirt- 
schaftlichen Fortschritts.  Dazu  kamen  di« 
zahlreichen  drückenden  Belastungen  des 
Bauers  in  seinem  Wirtechaftabetrieb,  um  dem 
Z.herru  den  Zehnten  au  sichern.  So  war 
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eine  Beaeitiguag  gerade  im  SW,  ^ne  Haapt- 
iifgabe  der  Bauernbefreiung. 

4.  Aiifk«boB|r>  Die  xivilreebtlicbe  Katar 
es  2.,  wie  sie  im  19.  Jahrh.  anerkannt  wurde, 
:hloS  eine  einfache  Aothebong  ohne  Entscbft- 
i^DOff  aus,  es  mußte  alao  eine  AbUfenng  (TgL 
rL  „Iblfiaang"  oben  Bd.  I  S.  2)  erfolgoi.  iJie 
.ablfinug  ist  so  im  NW.  and  ä.  ein  wichtiger 
eil  ißt  afieaUaatenablQsattg" ,  die  hier  die 
aoptoaUregel  der  „Banerabefreinng"  war 
gl.  Art  .Banembefreianr*  oben  Bd.  I S.  344  fg.). 

Besondere  Bedentang  kommt  der  Z.abl08ang 
Baden  m,  da  sich  an  sie  die  wissenschaft- 
<ben  Dntersnchnngen  Qber  Ursprang,  Oeschichte 
id  redtüicbe  Natar  des  Z.  anknQpften.  Sie 
t  banpts&chlich  das  Werk  des  Professors 
Botteck.  Nachdem  1831  Noval-  and  Blnt-Z., 
sterer  ohne  Entschädigaue,  aufgehoben  worden, 
gelte  das  Qesets  von  ISäS  die  Abläsung  des 
irigen  Z.  mit  staatlichem  Znschnfl.  Sie  ist 
er  seit  den  90  er  Jahren  beendet,  während 
es  in  Bayern  noch  nicht  der  Fall  ist. 
iteratnr:  Btrt^aum,  Di«  rechtliche  Natur  de» 
Zehmitn,  Bonn  ISSL  —  Xaeharla€j  Di«  Jtff- 
hthmg,  AWIntmy  und  UMwamdhtitg  der  Zehnten, 
mi.  —  Kahlenthal,  GeaeUehte  de»  deuiachen 
Zehnten,  BeObrmn  1837.  —  WtUU,  DetOtehe 
Virrjauunifigctchichu.  —  IHamu  -  Stemegg, 
tkuUche  WiTUch/^geaehichte.  —  StuUt,  <?e- 
i'.hichte  de*  kirchlichen  Benefiaialweeent  in 
DeiUtehland,  Bd.  1,  Berlin  1895.  —  ifeurer, 
fhit  Zehnt-  und  Bodenzintreeht  in  Bayern,  StuU- 
tart  1898.  —  Kapp,  Zehnheeien  und  Zehnt- 
tbVieung  in  Baden,  Freibury  i.  B.  1899. 

Puchs. 


Zeltdreschftft 

Man  versteht  unter  Z.  ein  Kaufgeschäft,  bei 
cbem  die  Erfüllong,  die  Lieferong,  in  die 
cunft  gesetzt  wird. 

Der  Qegrenaatz  sind  die  Kaesagesch&fte,  bei 
en  dieliefemng  softort  oder  doch  in  sehr 
zer  Frist  erfolgt. 

Die  Liefemngsgeachäfte  sind  im  Laufe  der 
i  immer  widitiger  geworden;  der  Kauf  eilt 
ler  mehr  dex  Prodution  voran;  Kaufleate, 
nstrietle,  Landwirte  suchen  vorznsorgen ;  der 

fist  kauft  lange  vor  der  Ernte  die  ge- 
neten  Pflaumender  Donauländer,  die  Zucker- 
Lstriellen  sichOTn  sich  schon  im  Winter  den 
ag  der  BQben  za  bestimmtem  Preis,  der 
rlkant,  der  Eisenbahnontem^mer  schlieft 
trft^  wegen  Kohlenlieferonff  usw.  Der 
g  der  Prodaktton  und  des  Handels  wird 
ar  g^estellt,  man  spart  vielfach  anch  dadurch 
iCapital,  an  Aufbewahmogs-  und  Versiehe- 
rskoaten. 

}88  Z.  bat  noch  eine  besondere  Entwicke- 
-  and  Ausdehnung  erfahren  durch  die  Börsen ; 
bSraenm&Bige  Z.,  vielhoh  auch  sehlechtwer 
ningeachäft  genannt,  ist  ein  in  bezug  auf 
itit&teeioheit,  Qualität  und  vielfach  aach 
irnngazeit  fest  nrnscbriebenes  LiefemngS' 
tiäft;  es  ist  eine  fungible  Sache,  auf  die 
ilasMlbe  erstreckt.  Ueber  dieses  ist  ansföhr- 
g^ehandelt  im  Art.  ..BttrBonwesen"  sub  5  fg. 
Bd.  I  S.  5Ufg.  Ueber  die  Entwickeinng 
rermingewhiftB  in  Waren  gibt  für  Amerin 


einige  Daten  Schnmacber  in  Conrads  Jahrb.,' 
ni.  F.,  Bd.  XI  (1896),  S.  161  fg. 

G.  Sehmu. 


Zeitnagen. 

1.  Einleitnng.  Wesen  und  Bedeutung  der 
Z.  3.  Begriff,  Arten  nnd  Inhalt  der  Z.  3.  Das 
Z-wesot  im  Deutschen  Beiche.  4.  Das  Z.weeen 
des  Anslandes.  6.  Statistik. 

1.  Elnleitoiur.  Wesen,  Bedeatnne  und 
Wert  der  Z.  Die  EntstehuDg  des  modernen 
Z.veeens  fallt  keineswegs  mit  der  Erfindung 
od«*  Vorbreituag  der  Buchdruckerkunst  zu- 
sammen. Mehr  als  150  Jahre  waren  seit 
der  Erfindung  der  Bachdruckerkunst  ver- 
fioeseuj  ehe  i.  J.  1609  oder  hOchst  wahr- 
scheinlich schon  einige  Jahre  frflher  in  Stras- 
burg die  erste  Z.  im  modernen  Sinne  erschien.*) 
Neben  dieser  ist  neaestens  noch  eine  zweite, 
wahrscbänlich  in  Aogsbuig  unter  dem  Titel : 
,^Tiso-Belation  oder  Zeitung^'  erschienene 
Zeitung  aalgefandea,  tod  der  gleiohfi&Us  fae- 
räts  ans  aem  Jahre  1609  50  fordanfende 
Nummern  Torli^n.  Die  älteste  Berliner 
Zeitung  stammt  aus  dem  Jahre  1618.  Aber 
mit  diesen  Z.  war  das  moderne  Z.Tesen 
nodi  keinesvegs  begründet.  Seit  dem  Er* 
scheinen  der  ersten  Z.  bedurfte  es  aber- 
mals eines  Zeitraumes  von  mehr  als  200 
Jahren,  ehe  man  von  einem  Z.wesen  im 
heutigen  Sinne  reden  konnte.  FOr  die  Ent- 
wicklung des  Z.wesens  zu  seiner  jetzigen 
Qestalt  waren  vor  allem  folgende  Momente 
von  maßgebender  Bedeutung :  in  erster  Linie 
die  seit  dem  Ausbruch  der  großen  franzö- 
sischen Bevolution  auch  bei  den  KulturvClkera 
des  europäischen  Kontinents  mehr  und  mehr- 
sich  betätigende  Anteilnatune  des  ganzen 
Volkes  an  den  politischen  Ereignissen  und 
Geschicken  der  Nation:  femer  die  durch 
den  allgemeinen  Schulzwang  und  sonstige 
Mittel  sich  io  immer  weitere  Kreise  atis- 
dehnende  allgemeine  Bildung;  die  allmählich 
fortschreitende  Beseitigung  der  Ifist^n 
Zensur  und  deren  Ersatz  durch  eine  bald 
mehr,  bald  minder  eingeschränkte  PreS- 
freiheit  und  endlich,  jedoch  nicht  zum 
wenigsten,  die  ungeheueren  Fortschritte  der 
Technik,  die  einerseits  durch  die  Erfindung 
der  Eisenbahnen,  des  Telegraphen  und  des 
Telephons  der  raschen  Vermittelung  aller 
Nachrichten,  dieses  wichtigsten  Bestandteiles 
der  Z.,  zugute  kamen,  und  andererseits 
durch  die  Erfindung  der  Schnell-  und 
Dampfpressen,  durch  die  Benutzung  der 
Sten<^raphie  u.  dgl.  mehr  -eine  so  rasche 
Herstellung  der  Z.  ermöglichte,  wie  man 

')  Nach  Qnetsch,  dem  Löbl  folgt,  sind  be- 
reits im  Jahre  1566  in  Straßharg  nnd  Basel  „Z. 
mit  fortlanfendea  Nammern"  erschienen,  die  aber 
noch  keineswegs  den  Charakter  der  regel- 
mäßigen Wiederkehr  (Periodizität)  im  Sinne 
des  heutigen  Z.wesens  an  sieh  tragen. 
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diee  in  frflheren  Zeiten  nicht  ffir  denkbar 
ffohalten  hfltte.  Erw&gt  man  ferner,  dafi 
die  fort^eeohrittene  Tecnnik  einerseits  einer 
TeriifiltniarnftBig  billigen  Herstellong  der  Z. 
forderlich  ist,  wfthrend  andererseits  durch 
die  großen  Auflagen  der  Z.  und  inbeeondere 
durdi  das  mit  innen  verbundene  sehr  ein- 
trftgliche  Annoncenwesen  ganz  bedeutende 
Einnahmen  erzielt  werden,  so  ist  schon 
deshalb  der  Einflufl,  welchen  die  Z.  ansQben, 
and  damit  zugleich  ihre  Machtstellung,  ver- 
möge deren  man  sie  vielfach  als  die  siebente 
europftische  Großmacht  bezeichnet,  <^e 
weiteres  «klftrlidi  und  verstftndlidL 

Schon  in  dem  Art  ,,PreßgQwerbe,  Preß- 
recht" (oben  S.  655  fg.)  ist  kürz  angedeutet, 
welch  bedeutsame  BoUe  die  Z.  in  dem  wirt- 
schaftlichen Leben  der  heutigen  Kultur- 
vfilkOT  spielep :  durch  ihren  mit  erstannlicher 
Öeschicklic^dt  orranisi«len  Nachrichten- 
dienst sind  äe  für  die  Gestaltung  der  Preis- 
bildung insbesondere  der  sog.  wdtmarkt- 
artikel  von  g^nz  unberedien  barer  Bedeutimg. 
Man  denke  in  dieser  Hinsiebt  an  die  inter- 
nationalen TelegraphenbureauB,  deren  wich- 
tigste Aufgabe  es  ist,  den  Z.  alle  ii^ndwie 
für  die  Politik  und  das  Wirtschaftsleben 
wichtigen  Nachriditen  aus  dem  ganzen  Srden- 
rund  ungesAumt  zu  übermitteln;  man  ver- 
gegenwärtige sich,  daß  eineßeihevon  größeren 
Z.  über  besondere  Telegraphenleitungen  ver- 
fügt, die  lediglich  dazu  dienen,  ihnen  aus  den 
wichti^ten  Zentren  des  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Lebens  Europas  und  Amerikas 
alles  Wissenswerte  mit  größter  Schnellig- 
keit zugehen  zu  lassen  —  und  man  wird 
zugeben,  daß  der  Aufschwung,  den  der 
moderne  Welthandelsverkehr  genommen  hat, 
nicht  zum  wenigsten  der  Bntwickdung  des 
Zeitungswesens  mit  seinem  so  überaus  vor- 
zflglich  organisierten  Nachrichtendienst  zu 
verdanken  ist  Denn  die  telegraphischen 
Ernte-  und  Marktberichte,  die  telegraphischen 
Börsenberichte,  die  telegraphischen  Mit- 
teilungen der  Z.  über  die  Schiffsbew^ongen 
u.  dgl.  m.  geben  den  Produzenten  und 
Konsumenten  des  ganzen  zivilisierten  Erd- 
balles fast  zu  gleicher  Zeit  Kunde  Über  die 
jeweilige  Lage  des  Weltmarktes. 

Hierdurch  sowohl  wie  im  klonen  auch 
durch  das  „Anzeigewesen",  zumal  seitdem 
sich  dasselbe  durch  die  Annoncenbureaua  zu 
einm"  früher  unbekannten  Hohe  und  Aus- 
dehnung entwickelt  hat,  r^ln  die  Z.  teil- 
weise auch  die  wichtigen  voIk8wirts<diaftr 
lidien  Hebel  von  Angebot  und  Nachfrage. 
Intei«s8ante  statistische  Einzelheiten  ÜMr 
die  Bedeutung  des  „Anzeigeteils"  für  den 
Arbeitsraarbt  enthält  das  Buch  von  Neu- 
bauer (b.  Literatur). 

Wenn  wir  auch  die  wirtschaftliche 
Betrachtung  der  Z.  in  den  Yordergrund 
gestellt  haben ,  so  liegt  doch  in  ihrer  wirt- 


schaftlichen Seite  keineswe^  ihre  Haupt- 
bedeutung: diese  ist  vielmehr  darin  zq 
erblicken,  daß  sich  in  den  Z.  vor  allem  das 
politische  Leben  der  modernen  Kultur- 
völker teils  abspielt,  teils  widerspiegelt. 
Schon  die  Tatsadie,  daß  alle  für  das  poli- 
tische Leben  der  Nationen  wichtigen  Nach- 
richten durch  die  Z.  die  denkbar  admellste 
und  weit^hendste  Verbreitung  finden, 
ist  für  die  Gestaltung  der  gesamten  poli- 
tischen Verhältnisse  eines  volk^  von  ud- 
berechenbarer  Tragweite.  Dazu  kommt  aber 
noch  die  Kritik,  welche  die  Z.  an  allen 
das  Öffentliche  Leben  der  Nation  berOhreiukB 
Tatsachen  Üben.  Dadurdi  allein,  datt  dieee 
Kritik  uch  im  Lichte  der  vollsten  Oeffeat- 
lichkeit  vollzieht  und  ihre  weitgd^dste 
Verbreitung  ermOgUcht  ist,  hat  su  doe 
ganz  and^  Bedeutung  als  eine  private 
Heinnn^ußerung.  Darum  sind  die  Z. 
„als  Kritiker  der  Öffentlichen  Zustände  und 
Verhältnisse  für  die  Richtung  der  inneren 
und  äußeren  Politik  viel&tch  ausachlaggebend : 
sie  sind  zugleich  die  Träger  und  Leiter 
der  „Öffentlichen  Meinung",  dieser  ^»recherin 
im  modernen  Staataleben". 

Ist  die  Tätigkeit  der  Z.  auf  dem  Gebiete 
der  PoHtib  mithin  sowohl  eine  repro- 
duktive (als  PublikatioDSorganj  wie  eine 
produktive  (als  kritisches  Otsan,  ith 
Bildnerin  „der  Öffentlichen  ]^iauag^J. 
so  li^  ihre  Bedeuttmg  für  die  Rechts- 
entwickelung  und  das  wissenschaftliche 
Leben  der  Völker  vorwiegend  auf  dem 
Gebiete  der  Beproduktion. 

Auf  die  Weiterbildung  des  Rechte  üben 
freilich  die  Z.  auch  insofern  einen  gewissen 
Einfluß  aus ,  als  sie  neue  Gesetzent- 
würfe, neue  Vorschläge  zur  Abänderung 
des  geltenden  Rechts  zum  G^nstande  der 
Besprechung  und  Kritik  machen ;  sind  docb 
selbst  hei  der  Entetehnug  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich  die  „Zeitungsstimmen*'  nicht  ohnb 
Einfluß  gewesen.  (Man  denke  an  die  Be- 
seitigUDg  des  im  1.  Entwurf  des  BOB.  auf- 
genommenen Satzes:  „Kauf  bricht  Miete^.f 
—  Immerhin  hat  diese  Art  ihrer  BeteUi^ong 
an  dem  Raohtslebaa  dar  Nation  bei  weitn 
nicht  die  große  Bedantaw  vie  dj^jenipu 
web^e  den  Z.  als  „PtthtQmoaoamoen"  x»- 
kommt  So  ifit  lOr  geidne  «.PKrfrtMlfr 
(Ladungen,  ZustaUnngeD,  BekanntnaohnDsa 
von  erteilen,  Öffentliche  AoKbrdwugaL 
insbesondere  Aufgebote,  BRfciuwrimtetog 
des  Inhalts  BffentlicheT  Register,  wie  amith-. 
Vereins-,  (Hterrcditsr^ister  u. 
die  ^ffenth'che  Bekauntnüdiaag^  din^  ^ 
Z.  anpdrücklieh  vüf-grachrieben.  ^DSe  wkfc- 
tigste  Rolle  spielt  aVr  in  iTiea^T  Hinjidit 
die  püriixlisehe  Pres&e  ffir  die  Vertflo'li 
gußg  'lor  Oesptze  und  Ven:)nlDtii«jifvo : 
den  meisten  zivilisierten  i^taattEii  «iniiA 
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diese  ihre  tec&tsTerbindliche  Kraft  erst  durch 
den  Abdraok  in  besonders  hierfür  be- 
stimmten Blättern  (Geeetzblfitter ,  Gesetz- 
sammlungen, BegiemngBbl&tter,  Verord- 
nung, Amtsblätter)",  während  die  sog. 
j^htischen"  Z.  durch  den  Weiterabdm^ 
nir  die  Verbreitung  der  Gtesetze  unter  das 
gioBe  Fublibim  Soi:ge  tnuen.  Diese  Auf- 

a -wodurch  die  periodische  Presse  ein 
ezn  unentb^licnes  Oi:gan  der  Rechts- 
ig  |^w(nden,  ist  ihr  aber  meist  erst 
seit  B^^n  des  vorigen  Jahrhunderts,  ja 
znm  Tal  erst  in  den  letzten  Jahrz^t«! 
des  19.  Jahrh.,  zugefallen. 

Die  l^ti^eit  der  Z.preBse  auf  dem 
Gelnete  der  Rechtspflege  ist  ab«  auch  in- 
soweit TOQ  Bedeutnn^,  als  sie  zumal  auf  dem 
Gebiete  des  Zivil-  wie  des  Strafrechts  und 
neuerdings  auch  seit  der  immer  mehr  um 
sich  gre^nden  Verwaltungsrechtspflege  auf 
dem  des  Verwaltungarechts  eine  umfassende 
Berichterstattung  entwickelt,  die  nicht  selten 
mit  kritischen  Betrachtungen  verknüpft  wird. 

Ausschliefilich  reproduktiT ,  aber  darum 
nicht  minder  wichtig  ist  die  Tätigkeit  der 
Z.  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft. 
In  dieser  Hinsicht  kommt  vor  allem  in  Be- 
tracht, daß  „bei  der  Fülle  der  wissenschaft- 
lichen Frodiiktion  alle  Errungenschaften  der 
Wissenschaft  erst  durch  die  Verbreitung 
und  Mitteilung  in  den  Z.  Gemeingut  des 
Volkes  werden,  so  daß  die  in  Büchern 
enthaltenen  wissenschaftlichen  Wahrheiten 
erst  dann  praktische  Bedeutung  erlangen, 
wenn  die  Z.  von  ihnen  Notiz  uehmen",  ein  Satz, 
dessen  lüchti^keit  neuerdings  mehr  und  mehr 
aneriaumt  wird. 

üeber  den  Wert  der  Z.presse  gehen  die 
Ueinnngen  sehr  weit  auseinander.*  Während 
manche  von  dem  Qberwi^end  verderblichen 
Einfluß  der  „schlechten'^  Presse  reden,  wobei 
«ie  wohl  aber  immer  nur  an  diejenigen  Z. 
denkeOf  die  ihrem  Farteistandpunkt  nicht 
enterprecheDj  sehen  die  meisten  Schriftsteller 
die  Z.  als  einen  nicht  blofi  unentbehrlichen, 
flondam  auch  hfldist  wOTtroUen  Eultnrfaktor 
an,  der  trotz  «nzeber  Mifistände  für  die 
Weiterentwickelung  der  Uenschheit  von 
grCSter  Bedeutung  ist.  I^LrÜberaberberrsdit 
kanm  nodi  Heinon^versohiedenheit,  dafi  die 
moderne  Prefifreiheit  nicht  mehr  zu  entbehren 
iet;  und  es  ist  braeidinend  für  den  Gang 
der  Elntwickelnng,  daB  selbst  in  denjenigen 
Xjändem,  in  denm  noch  bis  in  die  letzte  Zeit 
die  Prefifrdheit  verpönt  war,  wie  in  Rußland, 
der  Ruf  nach  . ihrer  Einführung  immer  lauter 
erscholl,  so  daß  es  auch  hier  schon  zu  einer 
Beseitigung  der  Zensur  gekommen  ist 

Audi  ich  trage  kein  Bedenken,  den  hohen 
k\üturellen  Wert  einer  freien  Presse  rück- 
haltlos anzuerkennen  und  eine  Besclir&akung 
der  Preßfreiheit  für  geradezu  verderblich 
zu  erachten,  da  die  freie  Presse  ein  unent- 


behrliches Ventil  für  die  MTentUcfae  Meinung 
bildet.  Dabei  verkenne  ich  nicht,  daß  ein- 
zelne Teile  des  modomen  Z.wesens  durch- 
aus nicht  einwfmdfrei  sind;  dahin  gehört 
vor  allem  die  vielfach  so  mangelhafte  Aus- 
bildung der  Journalisten,  die  aaa  geflößte 
Wort  Bismarcks  geprägt  hat,  Journabsten 
seien  Leute,  die  ihren  Bemf  verfehlt  haben. 
Mein  demgegenüber  bereitB  vor  Jahren  (in 
dem  H.  d.  St,  2.  AufL,  Bd.  VH,  S.  ^9) 
gemachter  Voisdü^,  man  solle  die  Aus- 
Übung  des  Berufs  eines  Journalisten  (ebenso 
wie  Gue  eines  Arstss  oder  Anwalts)  von  der 
Ablegung  äast  Prüfung  abhängig  machen, 
hat  zwar  (ZjiachriohteD  su&^)  vor  kurzem 
die  ZoBtuumung  keinee  Geringeren  als 
Kaiser  WüheihttB  IL  gefunden;  er  ist  aber 
von  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Jour- 
nalisten von  Beruf  und  insbesondre  auch 
von  dem  5.  Internationalen  Preßkongreß  in 
Antwerpen  abgelehnt  worden.  Dagegen  er- 
kennt man  in  immer  weiteren  Kmsen  die 
Notwendigkeit  an,  eine  bessere  Ausbildung 
der  Berufsjoumalisten  durch  Schaffung  „einer 
Üffentlichen  Organisation  des  journaUstischea 
Fachunterrichts*'  (Löbl)  herbeizuführen. 

Zu  tadeln  ist  jeden^s  an  der  heutigen 
Presse  auch  die  Art,  wie  sie  der  Sensations- 
und Skandalsucht  des  Publi^ms  durdi  Mit- 
teilung aufsehenerregender  Privatangelegen- 
heiten (insbesondere  im  aog.  „Vermischten 
Teil"),  sowie  durch  Berichterstattung  über 
j^ttteressante''  Kriminalprozesse  frOnt;  wie 
ffle  die  Eitelkeit  durch  Wiedergabe  von 
Einzelheiten  über  Privatereignisse  ange- 
sehener und  reicher  Personen  (Beridite  über 
Hochzeiten,  TrauerEeierlichkeiten,  Gastereien) 
fördert,  wie  düs  namentlich  in  Nord«nerika, 
Frankreich,  England  und  tmlwdse  aucdi  in 
Oesterreich  der  Fall,  während  die  reichs- 
deutsdie  Presse  sidi  von  dieser  Unsitte 
noch  mehr  oder  weniger  frei  gehalten  hat; 
wie  sie  endlich  dmch  ihre  ungenauen  Be- 
richte über  die  Vorhandlung  von  Rechts- 
fällen, insbesondere  in  Stranachen  ein  un- 
richtiges Bild  und  ein  vei^ehrtes  ürieil 
über  die  Täti^eit  der  Gerichte  im  Publikum 
hervorruft.  (Vgl.  hierzu  Chuchul:  Rechts- 
pflege und  Presse,  D.  Jur.  Ztg.,  Bd.  XI,  S.  161.) 

2.  Begriff,  Arten  und  Inhalt  der  Z. 

Unter  einer  Z.  im  modernen  Sinae  versteht 
man  eine  innerhalb  bestimmter  Zeiträume  — 
wenn  anch  in  unregelmäßigen  Fristen  —  in 
einzelnen  Blättern  wiederkehrend  ersoheinende 
(80^.  „periodische")  zur  NitteUnng  und  Ver- 
breitung nnter  das  Publikum  (d.  h.  anter  einen 
individuell  unbegreazten  Personenkreis)  be- 
stimmte Dmckscnrift,  die  Nachrichten  Über 
politische  oder  sonstige  das  Pnbliknm  als  solches 
mteressierende  Tagesbegebenheiten  nnd  -ange- 
legenheiten  enthält  and  nicht  bestimmt  ist,  ein 
abgeschlossenes  Werk  zn  bilden.  ^)  Einer  Drack- 


>}  Wenn  LÖbl  („Eoltor  nnd  Presse"  S.  22 
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.«cbrift  steht  jede  andere  &nf  chemischem  oder 
mechanischem  Wege  bewirkte  Yerrielfältignng 
gleich,  wie  z.  B.  die  soe.  lithogranhierten 
Korreepondenzen,  die  freilich  tatgKcnliäi  meist 
nitr  für  die  Redaktionen,  d.  h.  dieVerfaaser 
dar  Z.,  bestimmt  fdnd.  Die  Zeitscjiriften  nnter- 
-wÄeidai  sich  begrifflidi  nur  dadnreh  von  den 
Z,  daß  sie  in  Heften  erscheinen;  tatsächlich 
bcüchrftnken  sich  aber  die  Zeitschriften  in  der 
Bjßgel  anf  einen  bestimmt  abgegrenzten  Inter- 
easenhreis  des  Pnblikams,  sei  es  anf  ein  be- 
stimmtes wissenschaftliches  Fach  (Fachzeit- 
ächriften),  sei  es  anf  wirtschaftliche,  politische 
rReTnen),  belehrende  oder  Unterhaltnngszwecke 
(belletristische,  Sportzeitschriften  n.  dgl.  m.). 

An  Arten  Ton  Z.  unterscheidet  man  je 
nach  der  Zeit  ihres  Erscheinens  Tages- 
nnd  Woehenbl&tter  und  unter  den  Ta^hlättem 
w.ieder  Morgen-  und  Abendieitnngen, 
je  nachihremHauptinhaltepolitische,  fach- 
wissenschaftliche, belletristische ,  gewerbliche, 
religiöse,  technische,  sportliche  Z.,  Anzeigen- 
blatter Q.  dgl.  Auch  Z.  für  bestimmte  Standes- 
interessen  (Adels  -  Z.) ,  fBr  Vereinsinteressen 
{Krieger-,  Fenerwehrvereine),  för  Bemfszweige 
(Aerztlicher  Zentralanzeiger,  Aerztliches  Ver- 
einsblatt, Jnristenzeitnng,  Allgemeine  Beamteo- 
.Z.  nsw.),  fttr  bestimmte  Klassen  von  Gewerbe- 
treibenden (Allgemeine  Banmeister-Z.,  Oärtner- 
Z.,  Kntseher-Z.,  Fleischer-Z ,  Handwerker-Z.iisw.) 
finden  sich  in  großer  Zahl  —  knrzam  es  gibt 
kanm  ein  Qebiet  des  ^isti^  nnd  praktisuien 
Lebens,  das  die  Z.  nicht  in  den  Kreis  ihrer 
Betrachtangen  nnd  Mitteilungen  zOgen'). 

Die  Vielseitigkeit  des  Z.wesens  zeigt  sich 
aber  nicht  bloß  darin,  daß  fttr  fast  alle  mensch- 
lichen Interessen  und  Betätigungen  besondere 
Z.organe  existieren,  sondern  insbesondere  auch 
darin,  daß  ein  nnd  dieselbe  Z.  gleichzeitig  eine 
ganze  Beihe  von  Gebieten  mensdilichen  Inter- 
esses zum  Gegenstande  ihrer  Erörterung  macht. 
Die  größte  Mannigfaltigkeit  des  I  n  h  a  1 1  s  weisen 
die  sog.  politischen  Z.  anf:  neben  den  po- 
litischen nnd  sonstigen  Ta^nenigkelten  nnd 
den  die  politischen  Ereignisse  braprechenden 
nnd  kritisierenden  Leitartikeln  finden  wir  The- 
ater- und  Musikkritiken,  Mitteilungen  aus  dem 
Gebiete  der  Oesetzgebnng  nnd  Itechtspflege, 

Anm.  1)  an  dieser  Begrülshestimmiuig  rQgt, 
daß  sie  die  kritische  nnd  propagasoUtisaie 
(„suhjektivistische")  Tätigkeit  der  Pnme  außer 
acht  l^se,  so  abersieht  er,  daß  diese  Tätigkeit 
zwar  wohl  einen  häufig  vorkommenden,  aber 
keineswegs  einen  notwendigen  Bestandteil 
der  Z.  bildet,  wie  denn  auch  die  lediglich  refe- 
rierenden (farblosen)  „Generalanzeiger**  un- 
zweifelhaft zu  den  Z.  gebOren. 

')  Schacht,  der  als  Charakteristikum  der  Z. 
den  Umstand  hinstellt,  daß  „sie  im  wesent- 
lichen dem  Kacbricbteuverkebr  dienen",  wird 
damit  zwar  ihrem  historischen  Ausgangs- 
pnnkte,  nicht  aber  der  gegenwärtigen  Sachlage 
fferecht.  Zweck  und  Ziele  der  heutigen  ins- 
besondere der  großen  politischen  Z.  sind  anderen 
nnd  wichtigeren  Aufgaben  in  solchem  Maße 
gewidmet,  daß  dagegen  der  Nachrichtendienst 
fast  in  den  Hintergrund  tritt.  Hit  Recht  hat 
man  denn  anch  gegen  diese  einseitige  Anf- 
fasBung  Schachts  von  selten  der  Z.  energisch 
Front  gemacht. 


Unirersitätsnacbrichten,  Mitteilnngen  ans  das 
Crebiete  der  Beamtenbierarchie  (sog.  PerscoiW- 
Veränderungen  bei  Zivil-  und  MilitftrbehOrdtn^ 
Bücherbesprechungen ,  Mitteilungen  aas  den 
Gebiete  der  Landwirtschaft,  BfirsennachrichtcB, 
Lokalnachriditen,  Fenitletons,  insbesondere  Bo- 
mane  und  KoveUra,  Mitteilimgen  Aber  Erfl»- 
dnngen  nnd  wissenschaftliche  Entdet^angvii, 
biograpbisebe  Notizen  fiber  berOhmtc  Minner, 
Wetterberichte  usw.  Einen  ganz  besonders 
wichtigen  Bestandteil  der  Z.,  insbesondere  der 
politischen  Tagesblätter,  bilden  die  von  des 
Publikum  atu^ehendeu  Anzeigren  (Inserate, 
Annoncen),  die  nicht  selten  die  Haupt-  nnd  sv- 
winnbringendste  Einnahmequelle  gerade  der 
größten  pcditiscben  Organe  bilden.')  Ooi  In- 
halt dieser  Anieigen  nnoh  nnr  suÄhetnd  «n 
klassifiaeren  nnd  n  mbri&eren,  ist  fut  en 
Ding  der  ünmOgHchkeit  Einen  ertieblidien 
Bruchteil  aller  Anzeigen  bilden  die  geschäft- 
lichen Angebote  und  Nachfraeen  aller  Art,  »• 
wohl  von  Waren  wie  von  Leistungoi,  insbe- 
sondere auch  persönlichen  DienstleistungeB. 
Daneben  finden  sich  Familiennaehricbten  (vn-- 
lobungs-,  Heirats-,  Geburts-  und  TodesanzeigeDl. 
Heiratsgesncbe,  Auslosungen,  Anffordemngen 
znr  Teilnahme  an  Wettbewerben,  sog.  ^b- 
missionsanzeigen,  Anpreisungen  jrä;licher  An 
insbesondere  von  Badeorten,  LuftkorortcA 
n.  dgl.  m.  Einen  Answocbs  des  AnseigeweMW 
bildet  die  Reklame  nnd  der  Reklamesoiwiadd, 
dem  die  Gesetze  zur  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  entg^enntreten  sncbcn 
(vgl.  den  Art.  „Unlanterer  Wettbewerb"  snb  2  b 
oben  8.  lll&j. 

8.  Dm  Z.weBeB  im  Deotschen  Reiclie. 

äDie  rechtliche  Stellung  der  Z.  ist  im 
gemeinen  durch  das  RO.  aber  die  Preeae 
T.  7/V.  1874  geregelt;  die  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  sind  bereits  in  dem  Art 
„Preßrecht,  Preßgewerbe"  (oben  S.  658%.) 
zur  £r6rteruQg  gelangt,  weshalb  hier  danol 
verwiesen'  werden  kann.  Auch  die  Rechte- 
la^  der  bei  einem  Z.antaiiehmeo  be- 
teiligen Personen  ist  daselbst  (S.  658%.) 
b»«it8  zur  Darstellnog  gebngt  Nur  be- 
darf  es  noch  der  Herv^ebung,  daS  die 
Z.imteniehm6r  meist  EiozeUuumeute  oder 
offene  ^ndelsgesellst^iaften  mnd.  f&alt 
neuerdinra  sind  aber  mit  B&cksidit  anf  Am 
enorme  Betriebskapital,  das  namentlidi  die 
^fien  Z.  erfordern,  manche  der  letxteiva 
m  dem  Besitze  tod  AktiengeseUadiaftea. 
uud  in  Deutschland  inebesoadere  in  d«ai 
Händen  von  Oesellschaf ten  mit  be- 
schränkter Haftung,  einer  erst  sest 
dem  Jahre  1892  gesetzlich  eingeffUirteo 
Gesellschaftsform,  die  sich  ihrer  gaoaev 
Struktur  nach  für  den  Betrieb  eines  Z-onter- 
nehmens  besonders  gut  dgnet. 

■)  Die  Unkosten  der  großen  Tagesblitter, 
die  sie  für  die  Hentellung  der  Z.  anfzuweadea 
haben,  sind  derartig  enorme,  daß  de  durch  die 
Abonnementsgelder  der  Leser  nicht  gededd, 
vielmehr  erst  dordi  Znhilfenabaw  der  Krtttf- 
nisse  ans  den  Anidgen  »usgegUelicn  wari« 
können. 
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b)  Der  Umfang  des  Z.ve8eD8.  Bae 
Z.wee«i  sg&eli  neirardiiizB  in  Deutschlud 
«hie  ganz  bedeotende  fiolle.  Neben  den 
grofien  Ober  das  ganze  Reich  und  im  Aus- 
lände verbreiteten  politischen  Z.  findet  sich 
auch  eine  ganz  ungewöhnlich  große  Zahl 
von  sog.  Lokalz.,  d.  h.  Ton  solchen  Z.,  die 
Ton  vornherein  ihren  Leserkreis  nur  in 
einem  GrtUch  begrenzten  Bezirk  suchen 
nnd  finden.  Schacht  hat  ermittelt,  daß  die 
nach  seiner  Berechnung  am  L/YII.  1897  im 
Deutschen  Reiche  erschienenen  3405  Z.  sich 
auf  1884  Yerlagsorte  verteilen,  von  denen 
177  weniger  als  2000  Einwohner  besitzen. 
Er  berechnet  die  Gesamtauflage  dieser  Z. 
anf  12192780  Exemplare  täglich)!),  wobei 
er  aber  betont,  daß  diese  Angabe  auf  Oe- 
naui^eit  keinen  Anspruch  machen  kann. 
Sie  Preise  der  Z.  bewegen  sich  zwischen 
77  Pf.  bis  12  M.  pro  Vierteljahr.  Fast  ein 
Drittel  aller  Z.  erscheint  3  mal,  ein  zweites 
Drittel  6  mal  wOchentlidi,  wSiirend  ein 
kleinerer  Bnichteil  nur  1-  oder  2  mal 
wScfaentlidi  anwerben  wird.  Nor  eine 
einzige  Z.  (die  EGlnische  Z.)  erscheint  24  mal 
wOchentlidi;  zwei  19  mal  {die  Frankfurter 
Z.  nnd  die  Kölnische  Yolks-Z.k  mehrere  18 
and  zahlreiche  Z.  12— 13  mal  wöchentlich. 
£8  ist  in  Deutschland  üblich,  auf  den  Be- 
zu^  einer  bestimmten  Z.  für  einen  längeren 
Zeitraum  zu  abonnieren  und  zwar  in  der 
Regel  für  ein  Yi«1eljahr;  doch  sind  auch 
Abwinemenfs  fUr  kürzere  oder  Iftngere  Zeit- 
räume mOe^idi,  wenn  dies  auch  sdtener  der 
Fall  ist  Ein  Einzelverkanf  von  Z.  findet 
in  Dentschland  nur  ausn^msweise  statt, 
nBmlieh  in  einigen  der  größten  StSdte  und 
auf  den  Bahnhofen,  Die  Z.  kOnnen  sowohl 
direkt  bei  dem  Vedeger  (Z.ttntemehmer) 
wie  bei  dw  Poet  bestellt  werden  -  doch  er- 
fol^  in  Deutschland  die  Bestellung  der- 
jenigen Z.,  die  nicht  am  Wohnorte  des  Be- 
stellers erscheinen,  fast  ausnahmslos  bei 
der  Post^  weil  dieser  der  Vertrieb  der 
Z.  ohnehm  g^tzlich  obliegt.    (S.  unter  d.) 

c)  Inhalt  der  Z.  und  Art  der  Dar- 
stellung. Der  Inhalt  der  deutschen  Z. 
besteht,  soweit  ee  sich  nicht  um  färb-  und 

*)  Diese  Zahl  ist  zweifellos  viel  zn  hoch 
l^egriffen,  wie  sich  ans  den  nnter  „6"  mi^ 
i^eteilten  statistiachen  Daten  ergibt,  wonach 
sich  die  Zahl  der  im  ganzen  Jahre  1696  durch  die 
Post  bestellten  Zuamnieni  nur  auf  112687100') 
Stack  belauft.  Da  nun  der  größte  Teil  aller 
in  Deutschland  gelesenen  Z.  durch  die  Post 
bestellt  wird,  so  mxiQ  die  Berechnung  von 
Hchacht  durchaus  unrichtig  sein.  Denn  dauach 
buiffert  sich  die  Zahl  der  i.  J.  18»6/97  in 
Deataefaland  aanegebenen  Z.nniDmeni  auf  nind 
33R0  MUl.,  80  daß  also,  wenn  diese  Zahl  ricbtifi; 
wftre,  von  allen  Z.  nur  etwa  ein  Drittel  durch 
die  Post  bestellt  wUrde,  was  sicherlich  den  tat- 
ifttchlicben  Yeiiiftltnissen  widerspricht. 


partdloee  so^fenannte  ,jGenenil-Ansdper** 
handelt,  in  einem  politiscbai  LmtartikelT 
Aear  Aber  bestimmte  TageserdgnisBe  kri- 
tische Betrachtnnmn  anstellt,  in  fieriditoi 
über  politische  Er^nisse  des  In-  und 
Auslandes,  insbesondere  auch  in  Parla- 
mentsberichten,  in  Handelsnachrichten,  Kurs- 
zetteln der  Bßrsen,  „Vermischten  Nai^- 
richten",  die  besonders  sensationelle  Neuip-' ' 
keiten,  Unglücksfälle  u.  dgl.  melden,  und  in 
einem  sog.  „Feuilleton",  das  bald  einen  fort- 
laufenden Roman,  bald  einzelne  kleine  Auf- 
sätze belletristischer  oder  belehrender  Natur 
enthalt,  sowie  in  einem  Anzeigenteil.  Da- 
neben finden  sich  noch  Bflcheranzeu;ea 
und  -Besprechungen,  Berichte  über  ver' 
eine  und  Veisammlungen ,  über  Gerichts- 
verhandlungen und  über  Verhandlungen 
kommunaler  Körperschaften  (der  Gemeinden^ 
Kreise,  Provinzen),  über  Spwt,  insbesondere 
Rennberichte,  über  Wettermeldungen.  End- 
lich enthalten  die  Z.  r^elmäßig  einen  aog. 
Jokalen  TeU"j  der  üb^  Angelegenhaten 
berichtet,  die  insbesondere  für  den  Ort  des 
Erscheinens  der  Z.  von  besonderem  In- 
teresse sind  und  die  mitunter  8c^;ar  in  un- 
gebührlicher Breite  behandelt  werden. 

In  dem  weitaus  größten  Teil  der  deutschen 
Presse  ist  es  üblich,  daß  die  sämtlidien 
Artikel  und  Mitteilungen  fast  ausoahm^oä 
ohne  Nennung  des  Namens  des  Verfasseis 
erscheinen.  Diese  „Anwymitftt*'  ist  nener- 
dings  von  LObl  nnd  mm  folgend  von 
Brunhuber  mit  beachtenswerten  Gründen 
bekftmpfl  wOTd«i,  da  sie  insbesondere  dazu 
dien&  die  Persönlichkeit  des  Verfassers  in 
den  Hintergrund  zu  diftngen  und  son 
antwortHofakeitsgefflhl  atnuschwacl^.  Bs 
ist  aber  all^  Ansoheöne  nach  wenig  Aus- 
sicht vorhanden,  daß  man  in  Deutschland 
in  dieser  Hinsicht  dem  Beispiel  der  fran- 
zÖMschen  Presse,  in  welcher  die  größeren 
Artikel  fast  stets  die  Ünterschrift  einer  be- 
stimmten Persönlichkeit  tragen,  in  abseh- 
barer Zeit  folgen  wird.  Bis  jetzt  wenigstens 
hat  nur  eine  größere  Tagesz.  (der  „Tag") 
die  Anonymitat  grundsätzlich  beseitigt, 
wahrend  im  Übrigen  in  Deutschland,  ebenso 
wie  in  England  und  Nordamerika,  an  dem 
Grundsätze  der  Anonymitat  festgehalten 
wird. 

d)  Z.wesen  und  Post.  Der  Entwidie- 
lung  des  Z.weseDs  ist  die  des  modernen 
Postwesens  nicht  bloß  zeitlich  voraufge- 
gangen, sondern  es  hat  auch  von  jeher  in 
Deutschland  eine  ganz  besonders  enge  Be- 
ziehung zwischen  Post-  imd  Z.wesen  statt- 
gefunden. Gerade  die  Postmeister,  bei 
denen  in  den  früheren  Zeiten  die  Nach- 
richten aus  den  verschiedenen  Teilen  des 
I  Reiches  zusammenliefen ,  waren  besonders 
geeignet  zur  Berausche  von  Zeitimgen^ 
wie  »e,  als  bloße  NachiicbtenvermittlOT,  dem 
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BedQrfnis  der  früheren  Zeit  entsprachen. 
Duam  finden  wir  denn  auch  in  filteren 
Zeiten  die  Postmeiater  so  hftufie  als  Herau»- 

S)ber  staatlich  privile^erter  daB  die 
nadrOcke  „PostmeiBter"^  und  „Z.schreiber*' 
niöht  selten  {»omüoae  gebraucht  wurden. 
Duraus  erkl&rt  es  üch  auch,  dafi  die  Ent- 
^  wiokeluDg  des  Z.ve8en8  gerade  an  denjenigen 
'Orten  vor  sidi  ging,  die  an  den  großen 
PoststraBen  lagen  und  fOr  den  Postrerkehr 
von  Bedeutung  waren,  wie  denn  z.  B.  der 
PostjneistOT  in  COln  bm^ite  i.  J.  1587  eine 
gesciiriebeiie,  alle  8  Tage  Mwsheinende  Z. 
mitNacbrichtea  aus  Franknnt  und  Antwerpen 
luraoemb ;  und  ebenso  ist  es  zn  erklAren, 
dafi  in  irQhraea  Zäten  selbst  die  Z.  kleinerer 
Stftdte,  wie  b.  B.  Hildesheim,  Lippstadt, 
Kenwied  und  Kempten  eine  ihren  ürsprungs- 
ort  weit  flberragmde  Bedeutung  nnd  Yer- 
tneitung  erlangten.  Aus  diesem  tatsftch- 
liohen  Monopol  der  Postmeister  hat  sich 
dann  der  Postzeitungsdebit  und  das  recht- 
liehe  Yertriebsmonopol ,  denui&chst  der 
,,PoBtzwang''  für  Z.  entwickelt,  wie  er  jetzt 
gemftB  §§  1  fg.  des  Beichspostgesetzes  vom 
28./X.  1871  geltendes  Recht  ist.  Danach 
in  Verbindung  mit  dem  G.  betr.  einige 
Aenderungen  von  Bestimmungen  über  das 
PoBtwesen  vom  20JXn.  1899  (BÖBI.  S.  715) 
ist  die  g^nwftrtige  Sachlage  folgende : 

Einerseits  darf  die  Beförderung  aller  Z. 
politischen  Inhalts,  welche  Öfter  a^  einmal 
wöchentlich  erscheinen,  gegen  Bezahlung 
von  Orten  mit  einer  Postanstalt  nach  anderen 
Orten  mit  einer  Postanstalt  des  In-  oder 
Auslandes  nur  durc^  die  Post  erfolgen. 
Ausnahmen  von  dieser  BefOrderungsweise 
sind  nur  insofern  zugelassen,  als  der  zwangs- 
weise Veitrieb  durch  die  Post  sich  nicht 
auf  den  ürsprungsort  d^  Z.  nnd  einen 
zweimaligen  Umkreis  desselben  erstreckt 
und  als  überdies  die  Beförderung  durch 
expresse  Boten  so^iäe  die  gewerbsmäßige 
oder  nicht  gewerbsmäßige  Beförderung  von 
unverschlossenen  politischen  Z.  innerhalb 
der  Gemeindegrenzen  eines  Ortes  jedermann 
—  abgesehen  von  sog.  Privatpostanstalten  — 
gestattet  ist 

Der  geschilderten  ausscbliefllichen  Be- 
rechtigung der  Post  zur  Beförderung  von 
politischen  Z.  (dem  „Postzwange")  steht  ihre 
Verpflichtung  gegenüber,  die  Bestellung 
auf  sämtliche  innerhalb  des  Deut- 
schen Beiches  erscheinenden  Z.  eot- 
gegenzunehmen  und  deren  Vertrieb  zn  be- 
sorgen. Letzteres  geschieht  in  der  Weise, 
dafi  die  Post  dem  Verleger  die  Zahl  der 
bestellten  Exemplare,  jedoch  nicht  die 
Namen  der  Besteller  angibt,  die  von  dem 
Verleger  gelieferten  Z.  entgegennimmt  und 
sodann  deren  Befördemug  und  Aushändigung 
an  die  Besteller  gegen  Vorausbezahlung  des 
an  die  Postkasse  zu  entrichtenden  B^ugs- 


preises  bewirkt.  Außerdem  vermittelt  die 
Post  den  Bezug  aller  in  der  amtiidiea 
Z-preifiliste  aufgeführten  in-  nnd  ausländi- 
schen Z.  und  Zettschriften  nach  3£aßeabe 
des  §  11  des  Posttaxgesetzes  t.  28..X 
1871,  des  Art  1,  m  des  Oes.  v.  20.  'XI1. 
1899  und  der  Post-O.  v.  20JUL  1900  aoww 
de&  zwischen  Deutschland  und  den  deutB^ea 
Schutzgebieten,  der  größeren  Repablik  von 
Zentral- Amerika.  Oesterreich-Ungarn.  Bei' 
gien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  &)lumlneD, 
Dänemark^  San  Domingo,  A^npten,  Orifidkeo- 
land,  Italien,  Luwmbiugf  Norwegra,  deo 
NiedOTlanden,  PersifiD,  Porb^jal  nebst  aeaaea 
Eolonieea,  Rumänien,  Serbien,  Schweden, 
Sdiwdz,  Türkei  und  Uruguay  abgescUosieiieD 
WeltooetvereiiisTertTagea  t.  15./VL  1897 
(RGK.  1898,  S.  1176),  der  am  l^L  1899  in 
Kraft  getreten  ist  Dieser  Vertrat  ist  xn- 
letzt  durch  den  Vertrag  vom  26JV.  1906 
eigänzt:  zur  Zeit  sanes  Abschlusses  ge- 
hörten dem  Weltpoetrerein  bereits  72  Staaten 
an,  während  er  heute  gar  die  ganze  Erde 
—  mit  Ausnahme  des  inneren  China,  SfarcJck« 
und  einiger  Distrikte  im  InDem  Afrikas  — 
um^t 

Die  Poet  ist  auf  diese  Weise  aiit  ihm 
nahezu  40000  Postanstalten ')  Eommissio- 
närin  für  alle  im  Deutschen  Reiche  vor- 
handenen Z.unteroehmen  sowie  für  alle  in 
der  Post-ZJiste  au^enommenen  ausländi- 
schen Z.  Ffir  diese  Vermittelungstäti^eit 
und  den  Vertrieb  der  Z.  durch  die  Post  ist 
nun  eine  „Z.gebflhr*^  zu  entrichte,  da« 
früher  sehr  ein&iche  Berechnung  durch  das 
Ges.  V.  20./XII.  1899  eine  sehr  verwiciehe 
Umgestaltung  erfahren  hat  Diese  hat  ihren 
Zweck,  eine  Erhöhung  det  ESnnahmea 
aus  dem  Z-vertriebe  und  eine  hOheie  nnd 
gerechtere  Belastung  der  grOßeroD  Z.  her- 
beizuführen ,  anscheinend  nicht  errai^iL 
Die  Zgebttnr  beträgt  nämlich: 

a)  2  Pfennig  jeden  Monat  der  Be- 
zugszeit; 

b)  15  Pfennig  jährlich  fOr  das  wöchent- 
lich einmalige  oder  seltnere  Er&dkdnea 
sowie  15  Pfennig  mehr  für  jede  veiteK 
Ausgabe  in  der  Woche :  und 

c)  10  Pfennig  jährlich  für  jede«  Kilo- 
gramm des  Jahreegewichts  unt^  OewUhnn^ 
eines  Fteigewichts  von  je  1  kg  jähriidi  ffir 
soviel  Ausgaben,  wie  der  OobOnr  sa  b  imt<t> 
liegen.  — 

Dnrdi  Vmrendung  leiditenn  Pspat 
haben  es  auf  di^  Weise  die  Z.veriegR  io 
der  Hand,  eine  Herabsetzung  der  Z.gebOhr 
im  Einzelfolle  herbeizuführen  und  so  die 
Einnahme  der  Postkasse  zu  schmälz,  dnee 

^)  Im  Jahre  1897  beUef  sich  die  Zahl  aiM- 
llcher  deatscber  Poetanstalten  (einschUcl&ich  ia 
Anatalten  in  Bavem  und  Württemberg  vai  da 
im  Auslände  befindUdcn)  auf  M468:  n  Ea4 

1905  auf  sdaoe. 
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Luegaben  durch  die  infolg&derverwickeltereD 
terecimoDgaart  erforderliche  Vermehrung 
es  BeamteopersonalB  dagegen  sich  erhöhen. 
)azu  lumint  noch,  daß  die  kleineren  und 
sltener  enwheinen^a  Z.  infolge  der  erheb- 
dien Henbsetzong  der  Z.gebfihr  nicht 
1^,  irie  lüsher,  als  Dmckaache  an  die 
'<emhee  abgesandt,  Bondem  nüttelB  Poet- 
ebitB  vrafiieben  werden,  vodnrch  der  Föet- 
isse  ein  namhafter  Ausftül  an  Portoein- 
ituneo  erwächst,  der  durdi  die  ^^.^bOhr" 
id  das  -Bestellgeld"  bei  weitem  nicht  ge- 
kokt wird.  Neben  det  von  dea  Vor- 
iger □  zQ  tragenden  „Z-gebOhr"  ut  nftm- 
ih  von  solchen  Beziehern,  weldie  die  Z. 
cht  bei  der  Post  abholen,  ein  Z.bestell- 
;  1  d  zn  entrichten,  das  je  nach  der  Hflufig- 
it  des  ^scheinens  der  Z.  für  jedes  Exem- 
u  mindesteDs  2  Pfennig  und  höchstens 

Pfennig  nH>natUch  ausmacht 

DebOT  den  Umfang  der  Tätigkeit  der 
utschen  Postanstalten  bei  der  Beförderung 
a  Z.  sowie  gleichzeitig  über  den  ümfaag 
i  Z.we8ens  geben  folgende,  der  amtlichen 
eisliste  der  durch  das  Kaiserl.  Post-Zjimt 

Berlin  zu  beziehenden  Z.  für  das  Jabr 
)7  nebst  7  Nachträgen  entnommenen  D^en 

aasebauliches  Bild.  Dieee  liste  beziffert 

Gesamtzfdil  der  durch  die  Post  zu  be- 
[leoden,  in  deutscher  Sprache  er- 
einenden Z.  und  Zeitschriften  auf  9576 
46)')  Nummern.  Dazu  kommen  noch 
3(3368) in  fremd enSjnadien gedruckte 

die  in  31  (33)  verschiedenen  Sprachen 
jheinen,  und  zwar  darunter  273  (217)  in 
ischer,  1110  (1213)  in  englischer,  942  (974) 
^zOsischer,  118  ('97)  in  hollandisoher, 

(145)  in  italienischer,  102  (82)  in  nor- 
discher, 142  (128)  in  poloischer,  78  (89) 
russischer,  181  (171)  in  schwedischer, 
95)  in  spanischer  und  24  (32)  in  un- 
schCT'  Sprache. 

.  Dm  Z^wesen  des  Auslandes.  Dafi  in 
iiichen  modernen  Eoltarstaaten,  abgesehen 
der  Türkei,  auch  die  Zeitungen  sich  toU- 
jiger  PreDfreiheit  za  erfreaen  haben,  ist 
;i  oben  (in  dem  Art.  „PreBgewerbe,  Preß- 

S.  661)  hervorgehoben.  In  manchen  ans- 
achen  Staaten  ist  das  Zweaen  denn  auch 
Eist  noch  eröQerer  Entwickelnng  gelangt 
m  Deatschen  Reiche.  Ob  iwar  un  An»- 
t  die  Glewobnbeitf  eute  Z.  zu  lesen,  derart 
illen  Volksschichten,  inabesondere  ancb 
1er  LandbeTÖlkernng,  Eingang  gefnnden 
wie  dies  in  DeatscUaod  der  Fall,  dürfte 

zu  bezweifeln  sein.')    Denn  der  Ver- 

Die  eingeklammerten  Zahlen  geben  die 
I  fttr  das  Jabr  1898. 
Leider  fehlt  es  an  einer  Statistik  tlber  die 
welche  Volk)«kreise  f^n  Lesen  nnd  Halten 
Z.  beteiligt  sind  und  in  welcher  Inten- 
dies  der  Fall;  ^e  zumal  vergleichende 
tik   nber  diesen  Punkt  würde  sicherlich 

5rterbnch  der  Volkiwlitschalt  II.  Aufl.  Bd.  U, 


breitnng  des  ZJesens  kommen  bei  ans  zwei 
Umstände  zugnte,  die  für  das  Ausland  entweder 
gar  nicht  oder  erst  seit  neuester  Zeit  in  Be- 
tracht kommen,  nämlich  einerseits  der  in  dem 
grCBten  Teile  Deutschlands  schon  mehr  als  ein 
Jahrhondert  alte  Schnlzwang  und  die  be- 
reits  oben  erwilute  enge  verUadung  des 
Z.wesenfl  mit  der  Post,  wodoroh  es  anc£  dem 
Bewohner  des  entlegensten  Dorfes  leicht  ge- 
macht ist,  sich  dnrch  Vermittelun^  der  Post 

ß'  de  beliebige  Z.  zn  verschaffen.  Diese  letztere 
Oglicbkeit  ist  zwar  in  aHen  zum  Weltpost- 
Terein  vom  16./VI.  1897  gehörigen  oben  (nnter 
3)  genannten  Ländern  gegeben,  insofern  auch 
in  mesen  die  Bestellung  nnd  der  Vertrieb  der 
Z.  dnrch  die  Post  erfolgt  (sog.  pPostzeitungs- 
debit").  Dagegen  ist  gerade  m  denjenigen 
Ltadem,  Id  amen  das  Zweaen  nnd  die  Jonna- 
listik  zu  besonders  hoher  Blüte  gdangt  sind, 
ein  (dgentlieher  Postseitnagsdebit  nicht  einge- 
fahrt.  So  befaßt  sich  in  England  und  Amerika 
die  Post  überhaupt  nicht  mit  der  Vermitteinng 
Ton  Z.abonnemettts;  in  Frankreich  nnd  in  ähn- 
licher Weise  in  Italien  beschränkt  sich  dieselbe 
auf  die  Uebennittelung  der  Bestellung  an  den 
Verleger,  indem  sie  im  übrigen  diesem  die  Zo- 
sendung  an  die  Besteller  und  die  Art  dera^bea 
überlä^ 

Dem  Umfange  nach,  d.  b.  sowohl  nach  der 
GrSfie  der  Z.,  als  nach  der  Häufigkeit  des  Er- 
scheinens und  der  Stärke  der  Auflage,  ist  das  Z.- 
wesen  am  hOchst«!  in  Amerika  entwickelt,  wo 
die  Zahl-  der  im  Jahre  1896  erschienenen  Z.  und 
Zeitschriften  bereits  die  enorme  Höhe  von  20630 
rerschiedenen  Exemplaren  erreicht  hatte.  Die 
Leistnngen  des  amerikanischen  Jonmalismas  in 
der  Benchterstattung  stehen  unerreicht  da;  so 
hat  z.  B.  Stanley  die  Aufsnchnng^LiTingstones 
wie  nicht  minder  seine  erste  Dorchquemog 
Afrikas  lediglich  in  seiner  Eigenschaft  als  Be- 
richterstatter des  New-Tork  Herald  (einer  der 
grtfttten  amerikuiisehen  Zeitungen)  nntemom- 
men.  Die  Zahl  der  in  England  erseheinendea 
Z.  ist  zwar  keine  verhältivamäßig  große ;  dafür 
erfrsat  sich  aber  der  englische  JonmalismiB* 
eines  so  großen  Ansehens  wie  der  keines  anderen 
Volkes:  unter  den  Weltbt&ttem  nehmen  die 
englischen  (Times,  Standard,  Daily  News  nsw.) 
die  erste  Stelle  ein.  In  Frankreich  konzentriert 
sieb  das  Zwesen  hauptsächlich  in  Paris,  wie 
schon  daraus  erhellt,  daß  hier  von  den  fran- 
zösischen Z.  nicht  weniger  als  1300  erscheinen. 
Weniger  bedeotend  ist  das  österreichische  Z.- 
wesen,  das  aber  bereits  im  Jahre  1896  immerhin 
die  stattliche  ZaM  von  2886  periodischen  Druck- 
Schriften  aufzuweisen  hatte.  (Vgl.  im  übrigen 
die  Zahlenangaben  nnter  5.) 

Im  allgemeinen  sind  die  Preise  der  Z.  zumal 
in  Frankreich,  England  nnd  Amerika,  beträcht- 
lich hoher,  als  im  Deutschen  Reiche ;  genauere 
statistische  Untersuchungen  hierüber  hegen  in- 
dessen nicht  Tor. 

5.  Statistik.  Die  nachfolgenden  der  amt- 
lichen Statistik  der  deutschen  Reichspost-  und 
TelegrapbenTerwaltung  ftkr  1906  entnommenen 
Zahlen  geben  eine  Ueberaicht  über  die  Beteili- 
gung der  Postanstalten  an  dem  Z.vertriebe  und 
gleichzeitig  Wr  diejenigen  Staaten,  in  welchen, 

sehr  interessante  und  lehrreiche  AnbchlQsse 
gewähren. 
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wie  K.  B.  im  Deutschen  Beiche,  die  Post  den  ^ößten 
Teil  der  Z.  vertreibt,  ein  annfihemd  nchtiees 
BUd  Uber  den  UmCug  des  Z.wefleiiB  io  dem  oe- 
treffenden  Lande  nudcwar  für  du  Jalir  1805. 
Eb  wurden  durch  die  Post  an  Zjiummem 


befördert 

in  Deutschland   i  715  766000 

b)  „  Belgien  .......  71 337  000 

c)  n  Bul^rien  n.  (tatrumelien 

(1904)   524000 

d)  „  Dänemark  m.  Fuder  .  .  in  825000 
ej  „  Italien  (1903/04)  ....  3  486  000 
n  „  Lnxembnrg   4  892  000 

fl  „  Montenegro  (1888)  ...  55  200 

j  „  Norwegen  (liKH)     ...  63  804  000 

i)  „  Oesterreich  (190A)   ...  144  980  000 

k)  „  Ungarn  (1901)    ....  1  370  000 

1)  „  Bosnien  und  Herzegowina  97000 

m)  „  Rumtnien  (I904/19U6)  .  .  505000 

n)  „  Rnßland  (1904)   ....  393139000 

0)  „  Schweden   158  555  000 

pi  H  der  Schweiz   155706000 

q)  „  Serbien   88000 


Die  verhsltniamäßie  niedrigen  Zahlen  für 
Italien  erklftren  sich  dadnrch,  daß  in  diesem 
Lande  ein  Postzeitun^debit  nicht  existiert. 

Fßr  Frankreich,  Griechenland,  Großbritannien 
nnd  Irland,  Niederlande,  Portugal,  Spanien  und 
die  TGrkei  fehlen  statistische  Angaben  Aber 
den  Z.Tertrieb  durch  die  Post. 

Schließlich  sei  noch  erwähnt  daß  dnrch  die 
Beichspostanstalten  (also  ausschließlich 
der  Fostanstalten  in  Bayern  und  WQrttemberg) 
im  Jahre  1905  an  Z.  nnd  Zeitschriften  bezogen 
wurden  ')t  welche  erschienen : 

Exemplare  Beförderte 
Nummern 

a)  im  Reichspostge- 

biete ...    6180137  1414789957*) 

b)  in  Bayern  n.  WQrt- 

tembei^gf  .  .        268  355      29 121  457 

e)  n  Oesterreich -Un- 
garn ....        6  636        1 888  153 

■d)  M  anderen  lindem  26j>78       4  830  701 

Zusammen  6  481 306  1  450641  352 
Dazu  Durchgangsver- 
kehr (im  Auslände 
erscheinende  Z.  für 
Bezieher  außerhalb 

des  Reichsgebiets)  .    17667  i  829  186 

Insgesamt  6  499  067     1  452  470  538 
Dagegen  i.  JT  1904   5  950  957      »343  750070 

Von  den  Fostanstalten  innerhalb  desganzen 
deutschen  Reichsgebiets,  also  einschließlich 
der  Fostanstalten  von  Bayern  und  Württem- 
berg, wurden  i.  J.  1905  im  ganzen  1716765814 
Z  nnmmem  nnd  296  204  660  außergewöhnliche  Z.- 
beilagen  befördert. 

l^ber  das  Z.wesen  des  Auslandes  geben  im 
flbrigen  folgende  Daten  Auskunft: 

u  Oeaterrdch  betrug  im  Jahre  1904  die  Zahl 
der  Z.  und  Zeitschriften  2176;  in  Ungarn  1902: 
1432;  in  Belgien  erschienen  1906  in  französi- 

')  Die  unmittelbar  unter  Streifband  nnd  die 
im  Wege  des  Buchhandels  bezogenen  Zei- 
tungen nsw.  sind  hierbei  nicht  mitgezählt. 

■)  Dazu  kommen  noch  251179848  außer- 
gewöhnliche Zeitungsbeilagen. 


scher  Sprache  1399,  in  vlftmisdier  476  Z.  vnd 
Zeitschriften;  in  Frankreich  enchienen  End« 
1906:  8548  Z.  und  Zeitsehrifteii,  davon  3216  a 
Paris,  6067  in  der  Froviu,  263  in  den  Kolo* 
nieen;  in  Großbritannien  1902  :  4900;  in  Italien 
1904  :  3479;  in  Spanien  1900:  13.^);  in  Dfi Be- 
rn ark  1904  :  675:  in  Norwegen  19(3:  497:  in 
Schweden  1903  :  753;  in  Rußland  1905:  1350: 
in  Nordamerika  1904  :  22312;  in  Japu  19(8: 
1520  Z.  nnd  Zeitschriften. 

Llterator:  B.  S.  Prut»,  Getehiehte  dt»  rfnd. 
tekm  JtntmaUmut,  Bamnoftr  U4S.  —  C  JV. 
V.  WUxl«beit,  GtMckichU  der  Leiptiger  Ztitnf, 
Le^mg  1S60.  —  C  WeU^,  Die  trtttn  d*M- 

tehen  Zeilmgen,  Stuttgart  U?t.  --  r.  lÄHet^ 
eron,  Mitieiiungen  au»  dmn  Gebiete  drr  dffmt- 
liehen  Meinung  in  Deuttchland  väkr«nd  der 
t.  Hälfte  de»  16.  Jahrh,  (in  den  Ablta»dtymfem 
der  Bayeritchen  Ahademi«),  München  187^.  — 
H.  Wuttke,  Die  deutschen  ZeiUekriften  nnd 
difC  EnUUhung  der  öffentlichen  Meinung,  S,  .4«^ 
Zeitig  1876.  —  B.  Oramhoff,  Die  M^TkcAc 
Zeitung  de»  16.  Jahrh.,  Leipzig  1877.  —  Fr. 
VON  HottteHdorffr  Wtte»  und  Wert  4er  fi^n»*- 
Hehen  Meinung,  JfilncAen  1879.  —  «T.  O.  OpH, 
Die  Anjäfufe  der  deutsehen  Zeitungtpresse,  Lei^ng 
1879  (Archiv  ßh-  die  Geechiehte  de*  deulschen 
JBuchkandets).  —  Grtmme,  JVeu  au/ge/undrme 
Zeitungen  de»  17.  Jahrh. ,  KSlniecke  Zritmmj 
Nr.  9X0,  9tS  vom  4.  u.  6./X  190S  u.  Xr.  64 
vom  17.jl.  1904  wid  daau  Koch,  Zur  G*eekiehl» 
de»  Zeitung»v)e»en»,  IBUnitehe  Zeitung  A'r.  SS7 
vom  S.jlV.  1904-  —  Ge»chichte  der  £3lnieeAem 
Zeitung  und  Vvrer  Druckerei,  ßltn  1880.  —  D. 
V.  Bimdermannf  Da*  Zeüuttgeveie»  Mut  «nd 
jetit,  Leipzig  188»  (mit  »Mreiehen  Literatur- 
angaben).  —  WUh,  ijae$t,  Die  at^tereuropSi*eAt 
deuUehe  Preue,  £Sbt  J888.  —  FroHM  WaWUm. 
Deutsches  Zeitungtneten  der  Gegemrart,  BeC- 
bronn  1888.  —  ISO  Jahr«  Sehleeiech»  Zeitmmg, 
Breelau  189g.  —  Chr,  Heinr.  SehÖnw,  Die 
periodische  I\et»t  und  die  Kirche,  mit  bee^deirwr 
Berückeichtigung  der  Tageepreete ,  Gotha  189i. 
~  K.  Bücher,  Die  EnUtehung  der  VoUuwi- 
ichaft  (darin :  „Die  AnJSnge  de»  ZeÜMngieeeeW}, 
Tabingen  1898.  —  Neukamp,  Art.  „Zeittmgen, 
Zeiiungneeeen ,  Zeitungtaneeigen" ,  S.  d.  A, 
t.  Auß.,  Bd.  Va,  Ü.  997 fg.  (dem  obige  Aue- 
ßlhrungen  »um  Teil  entnommen  tind).  —  KJttimtmr 
Schacht,  Statist.  Ünter»uchungen  Uber  die  Free»* 
DeuUckUtnds,  Jahrb.  /.  A'ai.  u.  Slat..  S.  F., 
Bd.  XV,  S.  SOS  fg.,  1898  (mit  eintelnrn  Literotvr- 
angaben).  —  kd,  Heyck,  Die  AUgrmnme 
Zeitung  1798—1898,  München  1898.  —  aXomn, 
Geschichte  des  deutschen  Zeitung»tce»en»,  8  Bde^ 
Oldenburg  und  Leipzig  1900,  I9<a ,  1906,  — 
Rückblicke  und  ErinneruMg»» ,  Fetltekr^  de» 
Vertage»  der  MUnehener  Neuteten.  Kockriekten, 
München  1900.  —  Qttelteh,  Di»  Bmtm«ktitM»g 
de»  Zeitungttteten»  in  Fetttehrif  für  Gute»' 
berg- Feirrin  Main»,  Mains  1900.  —  BMmrd 
Jacobi,  Der  JoumtUiet,  Bannover  t90t.  — 
Dr.  Ludwig  MunMiger,  Die  Entwiek^umg  dm 
Inseratenv>esen»  in  den  deutschen  Zeiheuftm, 
Beidelberg  1901.  —  Theodor  Sehefftir,  Die 
prev^fiische  PtMiaietik  i.  J.  1869  unter  dem  ESm- 
fiufi  des  italienischen  Snege»,  Ein  Beiimg  s«r 
Geiehiehit  der  öffentlicben  Meinung  im  Itemleek- 
land,  Leiptig  190S.  —  Dreedener  Amseiger^ 
Seüte  GaMehte  von  1780  M  mt  GognwmmU 
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Drudtn  laOS.  —  Dr.  JSmU  UN»  JCvUur  und 
IVeste,  Leipwig  JSOS.  —  SVmir  Xelie»,  IHe 

literanteA«  Produktion  där  H'ett,  <m  .^örtgnbküt 
für  den  deuttchen  Buchhandel",  J90S,  8.  U^G/g. 
—  ArtmA  BuchhoUMt  Die  VouUehe  Zeitung, 
OetehiehtUcke  Jtiicüdiei«  auf  drei  Jahrh.,  Berl%n 
1$04.  —  S.  Neub€nter,  Der  Arbeitamarkt  in 
der  Freu«  tu  Frontet  a.  M.,  in:  „Probleme  der 
Füraorg«".  Abhandlungen  der  Zentrale  für  privatt 
Färaorge  in  Franii/urt  a,  M.,  Druden  1906.  — 
B.  Ijondatoergf  Die  Grenten  der  Abdrnd^freiheü 
te  JSMhnvWMMt,  BerHn  190e.  —  Getchiehte 
der  Frankfurter  Zeitung  1856—1906, 
FranJ^urt  a.  M.  1906.  —  «f.  J.  David,  Die 
Zeitung,  Frankfurt  a.  M.  1906.  — Dr.  Hamm,  Die 
Prwe  im  Dientte  der  JSecktaentwiekehtng,  D.  Jur. 
Ztg.  1906,  S.  10/g.  —  Dr.  B.  Brunhuber,  Das 
Ptödeme  Zeitimgeaeten,  Leipzig  1907.  —  IStatiatik 
der  deuUchen  Reiehtpoit-  und  Tetegraphenver- 
vaUung,  at^ßhrlieh  herautgegeben  vom  Reicht- 
poetamt  in  ßerUn.  (NicH  im  Buchhandel.)  — 
AvMdite  der  durch  dae  KaiterUche  P&tUeitunga- 
amt  in  Btrtia  utw,  *u  betiehtnden  Zeitungen, 
Berlim,  Beiehedruekerei.  —  WlnkUr,  Die 
periodiaehe  Prem  Oeeterreieha  ^  Wten  1876.  — 
J.  H.  Wehl«,  Die  Zeüung.  Wien  1888.  — 
Karl,  tltonfcer,  Die  Avjhebung  dea  ZeUunga- 
alevtpeia  und  die  öaterreichiaeke  Prfaae,  Wien 
1901.  —  Zu  r  Qeachichte  der  Wiener 
Zeitung,  Fealechr^ft  tum  SOOjährigen  Jubiläum 
der  K.  Wiener  Zeitung,  Wien  1908.  —  Warx^, 
Eaaai  hiatorique  et  critigue  des  joumaur  belgea, 
Gent  184$.  —  Hatin,  Lea  gatettea  de  Hollande 
et  ta  preeae  eUtndeatina  au  17.  et  18.  lieeiea, 
Airia  1885.  —  BerteUtt,  Bitttrire  politique  et 
littiratre  de  M  preate  en  France,  Pmit  1869  bia 
U61,  —  Mtertelbe,  Bibliographie  hiatorique  de 
la  preaae  piriodique  franfaiae.  Pari»  1866.  — 
JSd.  LaferrUre,  La  eenaure  et  le  regime  con- 
atiiutionel,  Paris  1868.  —  H.  Avenel,  La  presse 
frangaiae  au  vingtiime  aieele,  Paris  1901.  — 
Tavemler,  Du  journaliame,  Paris  1902.  — 
Cvchtrval  ClaiHgm/,  Bialoire  de  la  presse  en 
Angleterre  et  aux  Euus-Unis,  Paris  1867.  — 
A.  Andretc»,  The  hiatory  of  British  joumaliam, 
London  1SS9,  —  GraiUf  The  newspaper  preaa : 
it»  origin,  progreea  and  present  poaüion,  London 
JS7U  —  H,  R,  Fax  Bowme,  Engliah  newt' 
pQpen,  Chapters  in  the  hietory  <tf  joumalim, 
London  1887.  —  OtUno,  La  atampa  periodica, 
il  eommercio  dei  bbri  e  ta  tipngraßa  in  Italia, 
yUano  1876.  —  Carl  Eichhorn,  Die  Ge- 
schichte  der  St.  Peteraburger  Zeitung,  St.  Itters- 
bürg  1902.  —  Fr.  Hudson,  JoumaUim  in  the 
Ünited  States  from  1690— 18?t,  Netc  York  1878. 
—  «f.  T€bla,  Le  journaliame  japonais ,  La 
Revue  No.  4,  Ptiri»  1901.  Neukamp. 
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oben  Bd.  1  S.  263. 


Zemeatindiistrie. 

'^l^hread  man  frflher  noter  Zement  die 
▼erechiedeaartigsteo  MOrtel,  Kitte  tind  ähn- 
liche Bindemittel  verstand,  werden  in 
netierer  Zeit  nur  hydraulische,  d.  h.  unter 
Waeaer  hart  werdeaoe  Bindemittel  als  Zement 


bezeichnet  Es  gibt  natürliche  und  kfinst* 
liehe  Zementarten.  Zu  den  erateren  gehOren 
u.  a.  die  in  Italien  vorkommenden  Pozzuolane, 
der  besonders  in  einzelnen  Rheingegeuden 
gegrabene  Traß  und  der  von  der  griechischen 
Insel  gleichen  Namens  stammende  Santotin. 
Mit  gewöhnlichem  Kalkbrei  vermischt  er- 
geben diese  Produkte  den  natürlichen  Wasser- 
mßrtel.  Zu  den  künstlichen  Zementen  zählen 
in  erster  Linie  die  Roman-  und  Portland- 
zemente. Der  Bomanzement  wird  aus  ton- 
reichen Ealkmergeln  durch  Brennen  unter- 
halb der  Sinterung  gewonnen ;  der  Portland- 
zement entsteht  dimih  Brennen  einer  Mischung 
von  Kalk-  und  tonhaltigen  Materialien  bis 
zur  Sinterung;  und  darauf  folgender  Zerkleine- 
rung bis  zur  Mehlfeinheit.  Außerdem  werden 
noch  Schlacken- ,  gemischte  und  weiße 
(Marmor-)Zemente  hergestellt 

Die  Z.  gehört  zu  den  jüngeren  Grewerbe- 
zweigen.  Die  Verwendung  von  Zement  oder 
hydraulischem  Mörtel  war  zwar  schon  in 
der  römischen  Baukunst  bekannt,  sie  fand 
aber  infolge  des  seltenen  Vorkommens  und 
der  hohen  Preise  der  natürlichen  Zemente 
wenig  Verbreitung.  Erst  mit  der  Erfindung 
(John  Smealon)  und  der  industriellen  Her^ 
Stellung  (J.  Parker)  des  Bomanzements  gegen 
Ende  des  18.  Jahrh.,  insbesondere  aber  seit 
der  Gewinnung  {J.  Aspdin)  und  Masseofitbri- 
kation  (Pasley)  desPoillandzements  seit  Ende 
der  zwanziger  Jahre  des  vor.  Jahrh.  nahm 
die  Benutzung  von  Zement  einen  erheblichen 
Aufschwung,  der  sich  im  Laufe  der  Zeit  dank 
der  Verwendungsfähigkeit  des  Zements  zn  den 
verschiedensten  Zwedcen  ständig  veigrßSeit 
hat  Zu  der  ältesten  Verwertung  bei  Wasser- 
bauten, bei  denen  ihm  die  rasche  Erhärtung, 
die  schnell  erreichte  große  Festigkeit,  auch 
die  Wasserdichtigkeit  usw.  zugute  kamen, 
trat  zunächst  die  Verwendung  des  Zements 
beim  Straßen-  und  Brückenbau,  später  im 
Hochbau  und  in  der  Architektur  sowie  zur 
Fabrikation  künstlicher  Steine  und  zur  Her- 
stellung von  Waren  (Oel-,  Teerbehältern  usw.) 
aller  Art.  Wesentlich  zu  dieser  Steigerung 
der  Verwendung  hat  auch  die  mit  der  fort- 
schreitenden Entwickelung  der  Z.  eingetretraie 
VerbiUigiing  des  Zements  beigetragen. 

Die  Heimat  der  Z.  ist  England;  bis  ziu* 
Mitte  des  vor.  Jahrh.  nahm  dieses  Land  in 
der  Z.,  abgesehen  von  einigen  kleineren  An- 
fängen in  Frankreich,  eine  Monopolstellung 
ein.  In  Deutschland  wurde  die  erste  Zement* 
fabrik  (H.  Bleibtreu)  zu  Anfang  der  fünf- 
ziger Jahre  erriclitet  lange  Zeit  hindurch 
hatte  die  deutsche  Z.  gegenüber  der  scharfen 
Konkurrenz  Englands  einen  schweren  Stand ; 
seit  den  siebziger  Jahren  hat  sie  jedoch 
kiÄftlge  Fortschritte  gemacht  und  ihre  Pro- 
dukiion  erheblich  gesteigert,  auch  durch  die 
technische  Vervollkommnung  der  Fabrika- 
tionsaulagen und  durch  FeBtiegung  einheit- 
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lieber  Lieferungs-  und  Prüfungsbedingun^n 
eine  wesentUccLe  Yerbesserung  der  Qualität 
^rer  Ehrzeugnisse  erzielt.  Die  deutsche  Z. 
bildet  heute  einen  wichtigen  Geverbszweig, 
der  auch  für  die  VersorguDg  des  Weff- 
marktes  von  Bedeutung  ist.  Fast  Überall, 
wo  reidie  Ton-,  Kalk-,  Kreide-  und  Mei^l- 
lager  vorhanden  sind,  befinden  sich  Zement- 
fabrikoD.  Die  grOBten.  and  meisten  Werke 
sind  im  Rheimande,  in  Hannover  und  in 
WestMen  ansässig. 

Die  rasche  EDtwickelnscr  uid  der  ümfang 
der  Z.  im  DentBchen  Beiche  sind  sehen 
ans  den  Ziffern  der  beiden  letzten  Gewerbe- 
z&hlnneea  ersichülch.  Danach  bestaadm  i.  J. 
1882  töO  Hauptbetriebe  mit  10914  und  i  J.  1896 
1186  Hauptbetriebe  mit  29886  Arbeitern,  welche 
Betriebe  rieh  tdls  mit  der  HersteUnng  von 
Zement  und  Traß,  teils  mit  der  Verarbeitung 
dieser  Stoffe  zu  Zementwaren  befaßten.  Dem 
Umfainge  nach  fiberwiegen  dnrcbaoa  die  Groß- 
betriebe (haaptsächlich  Aktiengesellschaften), 
welche  neuerdings  eine  weitere  erhebliche  Ver- 
mehmng  und  Anadehnang  erfahren  haben. 

Nach  der  vom  Reichsamt  des  Innern  für  das 
Jahr  18B7  veranstalteten  Produktionserhebniig 
hatte  die  Jahraserzeugnng  von  Zement  einen 
Wert  von  74190000  M.  Die  Produktion  ist 
entsprechend  der  starken  Zunahme  der  Betriebe 
in  den  letzten  Jahren  noch  sehr  bedeutend  ge- 
stiegen, wodurch  trotz  des  starken  Zementbedufa 
zeitweise  Ateatzscbwieriekeiten  entstanden  sind, 
welche  die  Lage  der  oentschen  Z.  ong&nstig 
beeinflußt  haben.  Die  vielfachen  Versuche  der 
in  der  Z.  hervorgetretenen  Syadikatsgmppen, 
eine  Anpassung  der  Produktion  an  den  tat- 
sächlichen Veroranch  nnd  gewinnbringendere 
Preise  herbeiznfhhren ,  haben  bisher  einen 
danemden  Brfolf  nicht  gehabt. 

Die  deutschet,  ist  eine  bedeutende  Ausfobr- 
industrie;  ne  setzt  troti  der  in  den  meisten 
Nachbarländern  bestehenden  mehr  oder  wraiger 
hohen  ZSlle  einen  großen  Teil  ihrer  Srzeng- 
nisae  im  Auslände  ab.  Aber  auch  die  Einfuhr 
von  Zement  nach  Dentscbland  ist  recht  belang- 
reich. Sie  unterliegt  keinem  Eingangszoll.  Der 
neueste  dentsche  Zolltarif  (1902)  hatte  zwar  einen 
Zollsatz  von  0,60  H.  pro  dz  vorgesehen,  der 
jedoch  dnrch  die  nachfolgenden  Handelsverträge 
wieder  in  Wegfall  gekommen  ist.  Nach  der 
deutschen  Beichestatistik  gestaltete  sich  der 
AnJIenbandel  in  Zement  wie  folgt: 


Jahre 

1886/90 
1891/96 
1696 1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

190Ö 


Einfnhr 


Anefuhr 


t 

HUl.M. 

34  596 

1.4 

34303 

54194 

',6 

87  263 

a,7 

52  018 

1.3 

49  870 

1,1 

60  188 

1,3 

148  118 

3,4 

t 

369594 

■4*4  399 
547  056 
560  6l3 

699  378 
742  381 
635  348 
675  664 


HUI.H. 
14,8 

",7 
30,  [ 

18,4 
30,0 
18,0 
16,7 
17,8 


Die  Ausfuhr  richtet  sich  vomehtolich  nach  den 
Niederlanden,  Bellten,  Oesterreich-Uneam,  Däne- 
mark und  nenerdings  in  steigendem  Maße  nach 
Britiscb-SUdafrika,  Brasilien  und  einigen  andere 
flberseeischen  Ländern.  Der  früher  sehr  be- 
trächtliche Export  nach  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ist  seit  1903  stark  zurOckgegangen. 


Aneh  inOeaterreiek-ÜB^arn  hat  ^  Z. 
in  den  letites  Jahnehntra  erhebli^  Forlidiitte 

Eteht.  In  J.  1908  waren  in  OseteRcidi 
mtlidi  NiederSsterreieh  nnd  Tirol)  86  Hasmt- 
ebe  mit  0OS3  Arbeitern  TorhaBdea,  wefch« 
sieh  mit  der  HersteUnng  von  Zanseat  and 
hjrdrauBsehem  Kalk  beteSten ;  in  der  Fabrikatira 
von  Zement-  nnd  Betonwaren  war«  4481  Ar- 
beiter tätig,  üngams  Z.  beschäftigte  i.  J.  1900 
1270  Arbeiter.  E&iftthr  vtm  Zemait  in  du 
gemeinsame  Zollgebiet  betn^  i.  J.  1906  21 060 1 
im  Werte  von  818307  K.,  die  Aufahr  dngega 
52830  t  im  Werte  von  1776781  K. 

Von  grafier  Bedeutung  istdieZ.  Kairl*"^'- 
IHe  meisten,  etwa  80  %  der  Geaamtetaevgiuif 
umfassenden  Werke  Uf^n  an  der  Theaae  maa 
dem  Medway.  Die  bedentesidBt«i  engUscken 
Zementfabriken  haben  sieh  an  Anfu^  dicaes 
Jahrhunderts  zu  einem  Tmst  aiwi menge- 
schlössen.  Bei  einem  starken  laJandsrerbtaach 
und  nicht  nnerfaeblicher  Einfuhr  findet  a*eh  etne 
ziemlich  grofle  Ausfuhr  statt,  die  sich  L  J.  1904 
auf  384683  t  idi  Werte  von  6^3Sß  £  sfeeUte, 
Die  Sinfuhr  belief  sidi  in  diesem  Jahr»  aof 
272915  t  im  Werte  von  393145  £. 

Eine  wichtige  Stellung  nimmt  is  4er  Z. 
weiterhin  Belgien  ein.  Im  J.  1886  warm  in 
der  Zementfabnkation  25  Dntentehmuagen  mit 
230Ö  Arbeitern  beschäftigt,  neuerdings  wird  die 
Arbeitenahl  auf  annähernd  6000  geauiätit.  Die 
Einfuhr  von  Zement  betrag  L  J.  1906  84610t  im 
Werte  von  880SS6  Frcs.,  die  Ansfnbr  dagesea 
679428  t  im  Werte  von  16306226  Free.  Der 
belgische  Zement  ist  der  wichtigste  KonkurreDt 
des  deutschen  auf  den  anslänooschen  Mkrt:tea 
und  findet  auch  in  Westdentaehland  Elnganf. 

Von  anderen  Ländern  sind  noch  RnAlana. 
die  Niederlande,  die  Schwein,  Schweden 
und  die  Vereinigten  Staaten  ron 
Amerika  Itesonders  hervoranh^ten.  Die  Z. 
des  letzteren  Landes,  wo  sich  sehr  bedeateade 
Lager  von  natüriichem  Zement  befinden,  hat  in 
der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  noter  dem 
Schutz  hoher  Einfuhrzölle  gewaltige  Fortschritte 
gemacht;  sie  bat  ihre  wichtigsten  Standorte  in 
den  Ostlichen  Staaten,  namentlich  am  Lehigb- 
flnß.  Bei  dem  starken  Verbranch  im  Inland« 
gentkgt  die  eigene  Produktion  aar  Deckung  des 
Bedaifc  nicht:  es  findet  daher  dae  betitchtliclif 
Einf^r  aiis  Europa  statt.  Jm  J.  1904  wa« 
in  der  Portlandzementfabrikation  der  Vnin 
79  (gegen  16  i.  J.  1890)  Fabriken  tätig  mit 
einer  Gesamtproduktion  im  Werte  von  23,4  KIL 
Doli.  Außet  Portlandzement  werden  in  Amcvilo 
aach  große  Mengen  Zement  ans  Hochofeaachlaeka 
hergestellt 

Von  den  überseeischen  Absatzge- 
bieten der  europäischen  Z.  sind  außer  du 
Vereinigten  Staaten  namentlich  noch  Kanada 
SBdamöika,  Südafrika  und  Austratia  s«  nwnea , 
auch  der  ostasiatische  Harkt  beginnt  Bedeataae 
zQ  gewinnen. 

Literatur:  P.  Mohr,  Die  dtuUelk«  Zemt<- 
indmirit,  ihre  SnUUktmg,  foffmueärtife  La»' 
und  ihr  Sonharenskempf  oat/*  dem  Wtitm^. 
Art.  im  JohrK.  f.  Cef.,  Ktm.  u.  VviktievUO^ 
£6.  Jahrg.,  Leipxif/  19(^.  —  I*  GK«r>.  Znwa* 
indu^rie,  Art,  <n  AmdfrucA  d*r  KVMfctfK- 
kunda  DeutaMmtda,  Bd.  III,  LeifMi^  um.  — 
Ok  äTeftm,  Dk  BntwtekO^  der  ofaf»i*P*fc- 
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tcien  Zmentüidtutrie,  ArU  i.  d.  ZeiUcknßßir  die 
ftiamU  Staatawiuentchajt,  63.  Jakry.,  Tübingen 
im.  —  AmiUeke  Begründung  mm»  ZotUofif- 
guOrntttutf,  Setehttagtvortage,  BaUn  1901. 

A.  Wirmtnghau*. 


Zensnr 

6.  BQchdruckergewerbe  oben  Bd.  I 
ä.  556%.,  Tgl.  auch  Preßgeverbe  oben 
&  655^. 


Z6ntnl(Hanpt)ge]io8sen8ctaaften. 

1.  Begriinich«!).  2.  GescUchtlicfaefl.  3.  Sta- 
istüches. 

1.  Begrifflichea.  Z.  sind  genossen- 
chaftsgesetzlich  zugelassene  Vereinigungen 
OD  OenosseoschafteD ,  zählen  aber  auch 
Sozelpersonen  zu  ihren  Mitgliedern.  Zweck 
od  Aufgabe  der  Z.  ist,  durch  Schaffune  von 
ientralstellen  sei  es  für  den  Oeldaiis^eich, 
ei  es  für  den  Warenbezug  oder  -absatz  den 
leschAftsverkehr  der  Einzelgenossenschaften 
hKT  Mitglieder)  gleichsam  grofibetrieblich 
1  gestalten  und  ihre  wirtschafttichen  Zwecke 
urch  gemeißschaftlidie  Maßnahmen  zu  fßr- 
ära.  ihrer  Tätigkeit  nach  zer&llen  sie  in 
«rei  Hauplgnippea ,  in  die  Zentral-Eredit- 
}n(«8enBaiaften  und  in  die  (im  Sprachge- 
tiuche  meist  so  genannten)  HauptgenoBsen- 
haften  für  Bezug  und  Absatz  land-  und 
eh  wirtschaftlicher  Bedar^egenstände  oder 
rzeugnisse. 

3.  Gesehielitliehee.  Vor  der  EiDfabmnor 
r  OenosaenscbaftsKesetzgebnne  bestand  und 
it  bereits  erkannt  das  Beattrfnu  cnr  Scbaffong 
Dtraler  genoaseucbaftUcher  EinrichtaDgen  ftir 
i  angegebenen  Zwecke;  diese  selbst  krainten 
er  nicbt  genossenschaftliche  Form  haboi, 
tdeni  mußten  rieh  anderer  Formen  bedienen, 

die  1864  Ton  Scfanlze-Delitzsch  begründete 
entsche  Oenosaenacbaftsbank .  Komtoandit- 
lellBchaft  anf  Aktien".  Nach  Erlaß  des  ersten 
oosseDschafOffesetces  (1868)  errichtete  i.  J- 
fi  Baiffeisen  die  pEheiniache  Landwirtschaft- 
le  GenoBsensehansbank" ,  deren  Mitglieder 
r  DarlehnakassenTereine  waren,  als  einge- 
i^e  Genossenschaft,  ün  dieselbe  Zeit  ent- 
□d  die  „WeetfftUsche  Landwirtschaftliche 
ik",  e.  G.  zn  Iserlotut,  nnd  die  „Landwirt- 
aftlicbe  Zentralkasse  fOr  Hessen",  e.  G.  zn 
-matadt,  mit  ausschließlich  Darlehnskassen  als 

f Uedem.  Die  letzten  drei  Baaken  grQndeten 
die  -Landwirtschaftliche  Generalbank", 
i.  zn  Neuwied.  Obschon  das  Gesetz  Ton 
3  keioe  BeatiiiBiing  Aber  die  Mi^liedschaft 
Oenossenschaften  lei  einer  OenoMenschaft 
lielt,  wurden  diese  4  Banken  tob  den  Be- 
ergerichten  nabeasstandet  eingetraffen, 
Iteo  «ich  aber  wegen  dieses  fonnalrechtlichen 
mIs,  anch  wegen  der  materiellen  ilänfan«: 
damals  allein  geltenden  „  unbeschränkten" 
ipflicht,  wieder  anflOsen  oder  andere  Rechts- 
len  annehmen.  Sownrde  ans  der  „Rheinischen 
Iwirtacbaftliehen  Genossenschaftsbank"  1876 
Akttenffesellschaft  -Landwirtachaftliche 
jal'Dmrlgnmkaiae  n  Neuwied*,  and  es 


wurde  fOr  im  leatraUrierten  Wambecng  dap- 
neben  eine  Firma  nBaiffeisen  und  Ktnuerten  in 
Neuwied"  begründet.  In  Form  einer  Aktien- 
geseUschaft  entstand  dann  1883  die  nLandwir1>* 
schafüiche  GenoBsenschaftsbank  in  Darmstadt". 
1884  die  „Lfindlicbe  Zentralkasse  in  Mttnster'* 
nnd  1886  die  „Vereinsbank  der  ErwerbsgenMsen- 
schaften  in  Posen".  Als  dann  das  Beich^eaeta 
Tom  1./V.  1889  den  Bdtritt  eingetragener  ^zel- 
Cfenossenschaften  zu  anderen  Genossenschaften 
freigegeben  nnd  insbesondere  durch  die  nenee- 
scbafTene  Form  der  GenosBenschaften  mit  „be- 
schränkter" Haftpflicht  die  Bedenken  gegen  die 
Hftufutf  d«  Haftpflicht  vermindert  hatte,  war 
den  Z.  aer  gesatuicbe  Boden  geschaffen,  auch 
formalrechtlidi.  Daraufhin  entwickelten  sie 
sich  Terbftltnismäßig  rasch  nnd  lebhaft.  Neben 
den  vorgenannten,  nicht  genossenschaftlich  ein- 
gerichteten Zentralen  waren  bis  1895  schon  33 
Z.  entstanden.  Einen  weitereu  Antrieb  gab  die 
um  die  Mitte  der  90er  Jahre  einsetzende  Staata- 
hUfe  für  Genossenschaften,  die  zwar  nicht  überall, 
aber  doch  meistens  zentrale  VereiniguDgen  der 
Einzelgenossenschaften  znr  Voranssetzniis:  hatte. 
Das  güchah  mit  besonderem  Erfolge  in  ranßen 
dnrcfi  die  Qrflndnng  der  Preußischen  Central- 
Genossenachafts-Kasae  (a.  d.  oben  S.  664  fg.),  die 
gesetzlich  nicht  mit  den  Einzel-,  aondem  nur 
mit  den  zentraliaierten  Genoasenachaftagebildes 
(im  Geachaftsverkehr  der  P.  C.-G.-E.  „Verbands- 
kassen" genannt,  gleichTiel  ob  diese  ffenossen- 
Bchaftlich  oder  nach  anderer  Rechtsiorm  ein- 
gerichtet, ob  sie  Zentralkreditkassen  oder  sog. 
HanptgenoBsenscbaften  sind)  zn  arbeiten  be- 
rechtigt ist. 

8.  ^taUstlsehes.  Am  1905  bestanden 
im  Deutschen  Reiche  180  Z.,  tob  denen  1896  :  7, 
1897:  18,  1896:  12,  1699:  8,  1900:  12, 1901:  7, 
1902:  4  1908:  9  nnd  1904:  U  entstanden  oder 
hinzugekommen  sind ,  mit  einer  Ausnahme 
(26  Mitglieder)  sämtlich  Genossenschaften  mit 
„beschrankter''  Haftpflicht  —  Ueber  113  am 
am  1./I.  1904  bestehende  Z.  geben  die  „Hit^ 
tellnngen  zur  deutschen  Genossenscbaftastatiatik 
fär  1904"  (heransgeg.  von  dem  Letter  der 
Statistischen  Abteilnng  der  Preußischen  Central- 
Öenoasenachafts-Kasse  Dr.  A.  Petersilie)  an, 
daß  sie  20140  Mitglieder,  117362  weitere  Ge- 
acbiftaanteile  nnd  unen  Gesamtbetrag  der  Haft- 
summen von  232495 160  M.  aufwiesen.  Unter 
den  Z.  befanden  sich  59  Zentral-Kreditgenosaen- 
aehaften  mit  9600  Mitgliedern,  3  Hanptgenoasen- 
Schäften  mit  47  Mitoliedem  für  gewerbliche 
Bobstoffvereine,  25  ^nptgenoesenscbaften  mit 
5718  Mitgliedern  fär  landwirtschaftliche  Bohatoff- 
vereine  nnd  26  fianptfenossenscbaften  mit  4876 
Mitgliedern  f&r  den  Absatz  von  landwirtschaft- 
lichen Erzengnissen  nsw.  (damnter  die  Hauptge- 
treideverkaufagenossenschaft  Lndwigahafen  mit 
„nnbesebränkter"  Haftpflicht).  Die  durehachnitt- 
liehe  Haftsumme  fltr  einen  GescbiftHUiteil  be- 
trug bei  den  69  Zentral-EreditgenoBaenschaftea 
17£N)  H.,  bei  d«i  28  Hanptgenoesenschaften  Ittr 
Bobatoffvereine  1176  M.  und  bei  den  25  Hanpt- 
genossenadiaften  für  Absatz  landwirtschaftlicher 
Erzengnisse  usw.  2ö6  M.  ünter  je  100  Mit- 
gliedern waren  bei  diesen  drei  Gruppen  der 
Reihe  nach  94,79  bezw.  40,29  nnd  18,42  Einzel- 
gen ossenscbafteii  ;  nnr  die  erste  Gruppe  stellt 
reiae  Z.  dar;  das  Ueberwiegen  der  £incel> 
mitglieder  bei  den  beiden  aaderan  Gruppen  vor* 
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mindert  indessen  die  Bedentnn^  dieser  Z.  als 
ndcher  nicht;  es  erklärt  sich  dunrchj  daß  ge- 
rade Inhaber  von  griißeren  Landwirtschafts* 
betrieben  weniger  Yeranlassang  haben,  bei  einer 
Einzelgenossenschaft  als  bei  einer  Z.  Mitglied 
so  wüden.  lieber  die  wirtschaftliche  Tätigkeit 
der  Z.  und  ihre  Erfolge  finden  sich  reiche  Nach- 
richten in  den  Jahresberichten  bezw.  JabrbQchem 
des  BeichsTcrbandes  dentecher  landwirtechaft- 
licher  Genossenschaften,  der  Nenwieder  Raiff- 
eisenorgauisation,  des  HanptTerbandes  dentscher 
gewerblicher  Genossenschaften,  der  Landwirt- 
schaftlichen Zentraldarlehnskasse  f&r  Deutsch- 
land zu  Neuwied,  der  Landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsbank an  Dannsradt,  der  Yereins- 
bank  der  Erwerbsgenossenschaften  m  Posen, 
der  Grofieinkanfsgesellschaft  deutscher  KoDsum- 
vereine  zu  Hamburg  nsw.  Wegen  der  großen 
Verschiedenheit  der  äußeren  Gestaltung  der 
Wirtschaftastatiatik  dieser  Z.  ist  ein  zusammen- 
fassender kurzer  üeberbtick  Uber  ihre  Tätigkeit 
und  Erfolge  nicht  zu  geben.  Ein  Oberatchtlicher 
Auszug  daraus  findet  sich  in  den  bereits  er- 
wähnten „Mitteilungen  zur  dentschen  Genossen- 
schaftsstatistik  fftr  1904". 

fSteratnr:  Anßer  den  im  Texte  genannten  QuelUn 
findet  »ick  die  lAUratur  nackgewieten  in  dem 
„Jahr-  und  Adnßtmehe  der  (ü^Uacken  Erwerb*- 
«nd  WirUehaft»geino$»«n*ehafien  1904,  1905  u. 
1906"  (Berlin,  Carl  Sejfmannt  Veiiag).  VgL 
auch  die  LÜmOurangeAen  bei  dem  Art.  „Er- 
werbe- und  WirtechafiegmauenMckafien"  oben 
Bd.  I  &  800(1.  A.  PeteraUU. 


ZentralgenoBBeaschaftskasse 

8.   Preufiische  Centrai-Genossen 
schaftB-Easse  oben  S.  664fg. 


Zettelbaok  s.  Noten-  und  Zettelbank 
obeu  S.  546  fg. 


Zink,  ZIna  s.  Metalle  oben  S.  487fg. 


Zins. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Z.theorieen. 
S.  Oekonomiscfae  Machtverhältnisse  und  Kapital- 
gewinn. 

1.  Begriff  nitd  Arten.  Z.  im  engeren 
Sinne  ist  die  Vergütung,  die  für  die  Ge- 
währung eines  Gelddarlehns  oder  für  die 
Stundung  einer  Geldforderung  ^währt  wird. 
Zinsen  fflr  das  Darleihen  eines  anderen 
fun^blen  Gutes  als  Geld,  etwa  von  Ge- 
treide, dttrften  in  der  neueren  Volkswirt- 
schaft kaum  noch  vorkommen,  denn  dem 
Schuldner  würde  das  etwa  entliehene  Ge- 
treide nach  seinem  Geldwert  angerechnet, 
wodurch  also  wieder  der  Form  nach  ein 
Gelddarlehen  entstände.  Der  Miet-Z.,  der 
als  Entgelt  für  die  zeitweilige  Benutzung 
eines  Gebrauclisgegenstandes  bezahlt  wird, 
steht    dem    Geid-Z.    nach  seiner  wirt- 


schaftlichen Natur  sehr  nahe,  ebenso 
der  Paciit-Z.,  der  die  Vergütung  för 
die  zeitweilige  Ausnutzung  eines  ertrag- 
bringenden  Grundstücks  oder  au« 
einer  Ertragsquelle  anderer  Art  bildet 
Einen  gewissermaßen  umgekehrten  Z.  stellt 
der  Diskont  dar:  der  Inhaber  einer  Geld- 
forderung, die  erst  nach  einiger  Zeit  äliig 
ist,  Iftßt  sich  einen  Abzug  gehllen,  am 
schon  sofort  die  Verfügung  über  das  bare 
Geld  zu  erhalten.  Auch  ewige  Kenten, 
wie  sie  in  der  neueren  Zeit  h&ufig  durch 
Staatsanleihen  entstehen,  werden  im  ge- 
wöhnlichen Leben  dem  Geld-Z.  gleich- 
gestellt, obwohl  säß  nicht  durch  &n  rück- 
zahlbares Darlehen  entstehm  und  die  hin- 
gegebene Summe  vielmehr  alsein  Kaufpreis 
anzusehen  ist,  der  den  gegenwArtigeo  Wert 
aller  in  der  Zukunft  zahlbaren  Renten  dar^ 
stellt  Man  spricht  auch  von  der  Verzinsong 
eines  in  einem  Unternehmen  angelegten 
Kapitals  und  versteht  dann  darunter  deo 
^nzen  prozentmftßigen  Kapital^vinn ,  der 
m  diesem  Geschäft  ernelt  wird.  Dieser 
Kapitalgewinn  ftUt  nicht  mit  dem  ganzen 
Erbng  des  Unternehmens  zusammen ,  denn 
er  säüieBt  nidit  die  Vergütung  fOr  die 
leitende  Arbeit  des  ünteraehmere ein.  Br 
entsj)richt  uogefilhr  der  Dividende  ^nes 
Aktienkapitals,  da  auch  diese  sich  er^t  nach 
Abzug  der  Gehälter  und  Gewinnanteile  der 
leitenden  Qesellschaftsorgane  ergibt  Er 
ist  aber  immer  von  dem  Z.  wesentlich  da- 
durch verschieden,  daB  er  nicbt  fest  ter- 
einbart  werden  kann,  sondern  von  schwanken- 
den geschäftlichen  Konjunkturen  abhängt  und 
daher  auch  eine  Risikover^Qtung  ent- 
halten soll,  die  prinzipiell  nicht  nur  eue 
Ausgleichung  der  positiven  und  negativen 
Abweichungen  vom  normalen  Z.,  sondern 
auch  eine  positive  Entschäd^ng  für  die 
Ueberuahme  des  Risikos  darsteUt.  Wird 
das  Ausleihen  von  Geld  oder  das  Dia- 
kontieren gewerbsmäBig  als  Geschäft  be- 
trieben ,  so  bildet  die  Vergütung  für  di»e 
Leistungen  ebenfalls  nicht  einen  einfachen 
Z.,  sondern  den  Kapitalgewinn  dee  Unter» 
nehmets.  Sie  enthält  dann  in  der  Re^ 
noch  eine  von  der  Leihfrist  unabhängige 
Provision  und  einen  Zuschlag  zu  dem 
zu  welchem  der  Unternehmer  selbst  das  Geld 
aufnehmen  konnte.  Aber  auch  bei  sonstixon 
Darlehen  ist  die  von  dem  Schuldner  be- 
zahlte Vergütung  häufig  grC&er  als  der  reÖDe 
Z.,  indem  sie  ebenfalls  noch  eine  Riaiko- 
prämie  einschliettt,  die  den  Gläubiger  fflr  die 
Gehhr  entschädigen  soll,  daß  er  Tielletcht 
eine  Einbufle  an  seinem  Kjqntal  «rloden 
konnte.  Diese  Gefahr  kann  aber  dordi  Be- 
stellung von  Unt^fäodero,  oamentlidi  von 
Hypotheken  auf  Grundstücken,  n  gut  vie 
gänzlich  ausgeschlossen  werden.  Auch  die 
von  reichen  Staaten  mit  solider  lioaiis- 
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TorwaltUDg  aufgeDommeneD  Änleihea  werden 
als  frei  von  jedem  Risiko  angesehea  und 
sie  bieten  Überdies  den  Yorteil,  daß  sie 
durch  Ausgabe  von  SchnldveTschreibunKen 
au%ebracht  werden,  die  jeder  Zeit  an  der 
Börse  wieder  in  Geld  umgesetzt  werden 
kOnnen.  Der  reine  Z!fufi  tritt  daher  unter 
den  heutigen  Yerh&ltnissen  am  deutlichsten 
in  dem  f&r  die  sidieren  Staatspapiere 
gdtenden  h^rar. 

Bei  Qelddariehen  wird  der  Z.fufi  be- 
kanntlich unmittelbar  in  Prozent  des  Kapitals 
ansgedrttokt.  Miet-  und  Fachtzinse  werden 
in  bestimmten  Summen  ausbedungen,  aber 
der  Inhaber  berechnet  sich  duaus  ebenfalls 
dnen  Z.fuS ,  indem  er  entweder  den  Kauf- 
preis der  Miet-  oder  Pachtobjekto  oder  den 
geschätzten  g^nw&rtigen  Wert  derselben 
zugrunde  1^  und  andererseits  die  von 
dem  Rohertrage  abgehenden  Kosten  far 
Reparaturen,  Steuern  und  sonstige  Lasten 
bertlcksiehtigt.  Auch  jeder  Dnternehnier 
wird  seinen  gesamten  Gewinn  nach  Abzug 
einer  Vei:gfltnng  für  seine  eigene  Arbeit 
auf  sein  gesamtes  Kapital  bezieben  und  da- 
nach einen  Prozentsatz  berechnen;  den 
Ueberschufi  desselben  über  den  reinen  Z.- 
fuB  betrachtet  er  dann  als  den  ei^ntlichen 
Unternehmergewinn  nebst  der  RisikoprAmie. 
Der  Z.fuS  bezieht  sich  immer  auf  eme  be- 
stimmte Zeitfrist,  gegenwärtig  fast  aus- 
schliefilich  auf  ein  Jahr,  nur  ausnahmsweise, 
namentlich  bei  Wnchergeschäften,  auf  einen 
Monat  oder  gar  eine  Woche.  Der  Z.betrag 
wachst  demnach  proportional  der  Zeit, 
während  welcher  das  Geld  ausgeliehen  ist 
Bei  hypothekarischen  Darlehen  sowie  bei 
Mieten  und  Pachtungen  bestehen  fast  immer 
vertr^gsmftfiig  oder  herkömmlich  bestimmte 
Kündigun^msten ;  '  dagegen  nehmen  die 
Banken  moht  nur  Torzinsliche  stets  ftllige 
Depositeo  an,  sondern  sie  geben  auch  sel^ 
stets  fällige  —  on  call  —  Darlehen  aus. 
Der  Z.faß  fOr  stets  fällige  Kapitalien  ist 
natürlich  in  der  Regel  wät  niedriger  als 
der  fflr  feste  Anlaufen  (die  Oicodeposlten  der 
R^chsbank  und  die  Depositen  bei  den  eng^ 
lischen  FriTatbankiers  werden  überhaupt 
nicht  verzinst);  er  hängt  ebenso  wie  der 
DiflJ[ontsatz  von  den  stark  wechselnden  all- 
gemeinen YerhältniBsen  des  Geldmarktes  ab. 

£.  Z.tlieorieen.  Mit  den  Darstellungen 
and  Theorieen  über  die  Entstehung  des 
Z.  verbindet  sich  häufig  das  Bestreben,  zu- 
gleich auch  die  sittliche  Berechtigung  des- 
selben nachzuweiseD.  Es  erklärt  sich  dies 
teils  daraus,  daß  viele  Jahrhunderte  hin- 
durch vom  moralischen  sowohl  wie  vom 
kirchlichen  Standminkte  alles  Z.nehmen 
als  verwerflicher  Wucher  (s.  d.  Art.  oben 
S.  1361  fg.)  verurteilt  wurde ,  als  auch 
daraus,  dafi  der  neuere  Sozialismus  und 
Kommoniamus  den  Z.  wie  den  Kapitalgewinn 


überhaupt  als  das  charakteristischje  Erzeugnis 
der  bestehenden  Produktionsordnung  zum 
Hauptg^nstand  seiner  Angriffe  gemacht 
hat.  An  sich  indes  ist  eine  solche  Recht- 
fertigung des  Z.  ebensowenig  Aufgabe  der 
Yolkswirtschaftslehre  wie  aer  Nachweis, 
daB  sich  im  geschäftlicben  Yerkehr  die 
Warenpreise  so  stellen,  wie  es  nach  den 
ethischen  Anschauungen  vom  justum  pretinm 
der  Fall  sein  sollte.  Der  Z.  ist  stets  das 
gebnis  bestehender  Ökonomischer  Madit- 
verhältnisse  gewesen,  wie  sie  sich  auf  dem 
Boden  eines  ^[egebenen  porativen  Bechts- 
zustandes  entwiok^  hatten,  und  die  Wissoi- 
Bchaft  hat  gar  keinen  Grund,  diese  Tatsache 
ii^ndwie  zu  versdüfflem.  Sie  kann  daher 
gelassen  auf  die  Seniorsdie  Auffossung  des 
Z.  als  „Reward  for  abstinence"  —  „Eot- 
behrungslohn"  —  verzichten.  Diese  m^ 
auf  kleme,  sich  wirklicli  Entbehrungen  auf- 
legende Sparer  anwendbar  sein,  aber  d&a. 
eigentlichen  Kapitalisten  konnte  nichts 
ScTüi  mmeres  widerfahren,  als  wenn  sie  ge- 
genOtigt  würden,  ihre  Abstinenz  aufzugeben 
und  ihr  Kapital  zu  verzehren.  Noch  weniger 
glücklich  ist  der  Yersuch  (u.  a.  von  Mac 
Culloch),  das  Kapital  als  angesammelte  oder 
vor^tane  Arbeit  in  vollkommen  gleiche 
Lime  mit  der  wirklichen  Arbeit  zu  stellen 
und  dadurch  auch  den  Kapitalgewinn  als 
eine  Art  von  Arbeitsbelohnung  erscheinen 
zu  lassen.  Selbst  wenn  die  in  den  Kapital- 
gütem  enthaltene  Arbdt  wirklich  von  ihrem 
Besitzer  geleistet  wäre,  so  würde  sich  d^os 
für  ihn  doch  nur  der  Anspruch  ergeben, 
daß  ihm  aus  dem  gesamten  Arbeitsprodukt 
der  einmiüige  Wert  dieser  seiner  Arbeit  zu- 
rückerstattet würde,  nicht  aber,  dafi  er 
während  einer  bdiebig  langen  Zeit  einen 
Z.  und  schließlich  doch  auch  noch  die  volle 
Rückerstattung  des  Kapitals  erhalte.  In 
besserer  üebereinstimmung  mit  den  wirk- 
lichen Yerhältnissen  des  WirtschaftslebenB 
steht  die  von  SchfiSle  und  A.  Wagner  ver- 
tretene Anudit,  dafi  die  speziflsdte  Leistung 
des  Kapitalbesitzers  zwar  keine  eigentliche 
Arbeit  sei  —  die  Aktionäre  eines  ünter- 
nehmens  haben  ja  als  solche  mit  dem  tech- 
nischen und  kommerziellen  Betrieb  desselben 
nichts  zu  tun  —  wohl  abw  eine  wirt- 
schaftlich notwendige  Funktion,  die  eben 
darin  besteht,  dafi  sie  das  Kapital  ansammeln 
und  zur  Unterhaltung  des  volkswirtschaft- 
lichen Prozesses  zur  Yerfflgung  stellen. 
Ohne  Zweifel  müßte  ja  auch  in  einem 
kommunistischen  Staate  eine  besondere  Yer- 
waltungsorganisation  bestehen,  die  die  Auf- 
gabe hätte,  zu  bestimmen,  was  und  wie  viel 
von  jeder  Güterart  zu  produzieren  sei,  wo 
und  unter  welchen  Umständen  dies  ge- 
schehen solle ,  und  die  zugleich  für  die 
Verteilung  der  nöt^n  Arbeitskräfte  und 
Hilfsmittel  auf  die  verschiedenen  Produktions- 
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betriebe  zu  soi^n  hatte.  Dieser  Ter- 
waltuDgsapparat  würde  ein  eroßes  Personal 
erfordern  und  dessen  Unterhaltung  also  einen 
beträchtlichen  Teil  des  Produktionsertrags 
der  konununistiBchen  Gesellschaft  in  An- 
spruch nehmen.  Die  Stelle  dieses  Auf- 
wand» nimmt  in  der  bestehenden  Gesell- 
schaftsordnung der  Kapitalgewinn  ein.  Die 
privaten  Kapitalisten  bestimmen,  auf  welche 
Art  und  zu  welchem  Zwecke  die  vorhandenen 
Arbeitskräfte  und  Produktionsmittel  ver- 
wendet werden ;  sie  tun  dies  auf  eigene 
Bechnung  und  setzen  dabei  ihr  Kapital  aufs 
Spiel,  djuier  erwarten  sie  eine  Vergütung, 
die  nicht  nur  die  viel&ch  vorkommenden 
Yo-lnste  aiisgleicht,  sondern  im  ganzen  noch 
einen  positiven  Gewinn  Übrig  läßt.  Indes 
auch  diese  Auffassung  dient  nur  a  posteriori 
zu  einer  Rechtfertigung  des  als  vorhanden 
angenommenen  Kapitalgewinns,  sie  erklärt 
aber  nidit  die  Entstehung  dieses  Gewinns, 
da  er  jeden&lls  im  wirklidien  Verkelu'  nicht 
aus  Erwfi^ungen  dar  jgedacfaten  Art  hervor^ 
gegai^n  ut.  üeberdies  IfiSt  me  außer  acht, 
aafi  der  Z.  als  spetieUe  Form  des  Kapital- 
gewinns h&ufig  ohne  jeden  Zusunfflenhang 
mit  einer  I^duküonsuntemdimung  vor» 
b}mmt;  so  der  Geld-Z.  für  konsumtive 
Sdiuldeu  und  die  Wohnungsmiete.  Besser 
Bchänt  die  Entstehung  des  Kapital^wtnns 
durch  die  Lehre  von  der  Produktivität  des 
Kapitale  erklärt  zu  werden,  wie  sie  u.  a. 
von  Say  und  Roscher  angenommen  wurde. 
Man  denkt  dabei  zunächst  an  die  großartige 
Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit 
durdi  die  neueren  Produktions-  und  Trans- 
portmittel; aber  schon  die  organisierte 
technische  Arbeitsteilung  auch  in  denjenigen 
Großbetrieben,  in  denen  das  Maschinenwesen 
keine  erhebliche  Bolle  spielt,  ermöglicht  die 
Herstellung  einer  ^ßeren  Quantität  von 
Produkten  auf  den  Kopf  der  Arbeiterschaft 
und  kann  daher  ebenfalls  als  eine  produktive 
Leistung  des  Kapitals  aufge&ißt  werden. 
Aber  die  Sozialisten  wenden  ein,  Arbeit  sei 
Arbeit,  gleichviel  ob  sie  mit  unvollkommenen 
oder  hoäivervollkommneten  Hilfsmitteln  aus- 
geführt werde,  wenn  diese  nur  dem  jed^ 
maligen  aOgraneinai  Stande  der  Technik 
angemessen  aeiea;  die  Twesarbeit  einer 
Himdspinnmn  im  vor^ra  Jahrhundert  sei 
soviel  wert  gewesen  wie  die  einw  heutigen 
Fabrikarbeiterin  an  der  modernsten  Spinn- 
maschine. £s  müßte  also  jedenfalls  noch 
festgestellt  werden,  wie  weit  mit  der  Ver- 
mehrungderQuantitätdea  Erzeugnisses  durch 
die  modernen  Produktionsmittel  auch  dn  er- 
höhter derProduktionaleii^aQg(2.B.  des 
Wertzusatzes  zu  dem  verarbeiteten  Rohstoff) 
verbunden  ist.  Aber  aadi  abgesehen  von 
diesem  Einwurfe  ist  die  Form  des  Kapitals 
als  tedmisohes  Produktionsmittel  nur  eine 
unter  vielen   und   keineswegs  die  übei^ 


wiegende.  Im  vorigen  Jahrhnndai  Staad 
sie  noch  weit  hinter  den  anderen  'S<maen 
zurück,  und  auch  g^nwärti^  gibt  es  noch 
viele  industrielle  kamtalistLsdie  Unter- 
nehmungen ,  die  weder  Maschinea  noch 
ArbeitaorKWiisation  verwenden.  Uan  denke 
nur  an  das  Verlaj^^tem  in  der  Kleider- 
koofektion,  der  Kleineiseoindnstrie,  der  Smel« 
Warenfabrikation  usw.  Femer  hängt  oneo- 
bar  der  Kapitalgewinn  im  ganzen  Eaodel»- 
imd  Bankgeschäft  nicht  mit  irgend  einer 
technischen  Produktivität  des  Kapitals  zu- 
sammen, und  dasselbe  gilt  von  dem  Z.  für 
konsumtive  Darieheo  und  voo  den  Wohnnng»- 
mieten.  Man  hat  eigentlich  das  Es^tal  nur 
deswegen  für  produktiv  erklärt,  weil  man 
sah,  daß  man  damit  im  Handel  und  Ge- 
werbe einen  Gewinn  erzielen  konnte;  dann 
darf  man  aber  nicht  umgdtohrt  wieder  diesen 
Gewinn  aua  der  Produktivität  des  ir«p;*«if 
erklären. 

Man  hat  femer  versucht,  den  Eapital- 
gewinn  aus  dem  Wertuutersdbiede  zviachea 
gegenwärtigen  und  kfinfügea  Gflton  absu- 
Imten.  Schon  Cemnsdu  hat  diese  Aoädil 
in  seiner  Möcanique  de  T^change  (Paris  1B65) 
aufgestellt,  und  in  der  neuestea  Zeit  hat 
V.  jB(äun-Bawert[  me  mit  vieüem  Scharbänn 
im  «nz^en  ausgeführt  Auf  den  ersten 
Blick  scheint  sie  sehr  einleuditend,  da  es 
ja  allgemein  üblich  ist,  in  der  Zukunft  zahl- 
bare Summen  mit  Abzog  eines  Z.  auf  die 
Gegenwart  zu  diskontieren^  demnach  eine 
kleinere  Summe  in  der  G^enwart  einer 
größeren  in  der  Zukimft  gleichzoseAaea. 
Aber  iJIe  Berechnungen  des  gegenwärtigen 
Wertes  einer  künftigen  Zahlung,  wie  me 
namentlich  im  Tersicfaerungsweeen  eine  so 
große  Bolle  spielen,  setzen  den  Z.  beroits 
als  eine  allgemein  bestehfflide  Institutiao 
voraus;  weil  man  weiß,  daß  eine  gegen* 
wärtig  verfügbare  Summe  zinsbar  ansäht 
werden  kann  und  daher  bis  zu  dem  künf- 
tigen Zahlungstermin  auf  önen  gewienen 
höheren  Betrag  angewachsen  sein  wird, 
schätzt  man  diesen  letzteren  in  der  Zukunft 
Hunden  Betrag  der  geringeren  gegeo- 
wärtwen  Summe  gleich.  Niemals  aber  wii^ 
ein  Geld  ausleihender  Kapitalist  den  Ge- 
danken gehabt  haben,  daß  die  Snmme^  die 
er  jetzt  darleiht,  a  priori  und  ihrer  ^«tur 
nach  für  ihn  einen  höheren  Wert  habe  als 
die  gleiche  in  der  Zukunft  zurückzahlbare 
Summe.  Gegen  die  Gefährdung  des  Kan- 
tais ist  er  entweder  durch  Hypothek  oder 
Faustpfand  sicher  gestellt  oder  er  exbäit  für 
die  Uebemafame  der  Gebhr,  die  ja  aller- 
dings jeden  in  der  Zukunft  licgwden  Wett 
mehr  oder  weniger  bedrohen  kann,  eine  be- 
sondere Ve^tungj  diese  ist  dann  aber  kam 
Z.,  sondern  doe  Kisifa^rimie.  Mit  seineai 
gegenwärtigen  Gdde  weiß  dtf  Iiwihkaiiitalwr 
überhaupt  nidits  anderes  sa  als  es 
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auBzutedhen,  imd  wenn  die  Anlage  gut  ist, 
wflDBcht  er  überhaupt  keine  Rflc^zahlung 
des  E^itals.  Er  betrachtet  ee  d^er  als 
eisen  Vcnieil,  veno  z.  B.  die  Rfickzahlung 
solider  öffentli<^ker  Anleihen  auf  eine  längere 
Reihe  von  Jahren  ansgeechloaBen  ist.  Die 
alten  Hollfind«-  Tergossen  Tr&nen,  vie  Sir 
W.  Tanple  berichtet,  wenn  ihu«i-dne 
Staatsanleihe  znrfickbezahlt  wurde.  Ebenso- 
wenig denkt  ein  Sapitalist  ^  der  ma  aecha- 
stOckuee  Miethans  baut,  jemals  an  das  ünter^ 
sdiiea  zwischen  dem  Werte  gegenwSr* 
tigen  nnd  der  künftigen  WohnungsnntEimg. 
Für  die  in  der  Zukunft  zu  erwartende  Ab- 
nutzung des  Baases  wird  er  natürlich  dnen 
Zuschlag  zu  der  Hiete  Theben,  aber  dieser 
hat  wieder  nicht  den  Cliarakter  des  Z.  Er 
bat  gar  nicht  die  Absicht,  das  Haus  selbst 
jemals  zn  bewohnen,  und  er  betrachtet  es 
als  ein  Unglück,  wenn  es  gegenwärtig  un- 
Termietet  bleibt. 

Die  Frage  über  die  Bedeutung  der  Zeit- 
differenz —  der  distantia  temporis  —  zwischen 
der  Entstehung  der  Sdiuld  und  der  Rück- 
zahlung hat  übrigens  schon  die  Kauonisten 
bei  der  Behandlung  der  Wucherfrage  und 
zwar  namentlich  mit  Rücksicht  auf  den 
Wechsel  beschäftigt.   Der  Gewinn  an  einem 
Wechsel  wurde  gerechtfertigt  durch  die 
Verschiedenheit  der  Öeldsorte  in  Valuta  und 
Wediselsumme  und  durch  die  Distanz  des 
AussteÜuDgs-  und  des  Zahlungsortes.  Aber 
g^ade  für  die  Zeitdifferenz  war  jene  Ver- 
gütung unbedingt  ausgeschlossen,  jedenfalls 
ein  Beweis  dafür,  daß  der  Oedanke  einer 
unmittelbar  bestehenden  Wertdifferenz  zwi- 
schen einer  gegenwärtigen  und  zukünftigen 
Geldsumme  dem  damaligen  wirtschaftlichen 
Bewußtsein  ebenso  fem  lag  wie  den  Mo- 
tiven der  heutigen  GeldverJeiher  und  Haus- 
besitzer bei  ihren  Z.'  und  Mie^orderun^n. 
Motive  und  ErwSgimgen  aber,  die  moht 
oacdiwraBbar  und  bevufiterweise  wirklidi  das 
wirtsdiaftUcdie  Handeln  der  Einzelnen  be- 
stimmen und  dadurch  Hassenwirkungen  er- 
zeugen, kennen  überhaupt  nicht  als  wesent- 
liche FaktOTen  für  die  Volkswirtsdiaft  an- 

rsnommen  werden.  Für  den  Geldbe- 
Qrftigen  allerdings  bat  die  Zeitdifferenz 
eine  große  Bedeutung,  denn  das  Bedürfnis 
drängt  ihn  in  der  G^nwart,  und  wenn  er 
auch  erwarten  darf,  die  Schuldsumme  zu- 
sammenzubringen, so  schätzt  er  sie  als  Zu- 
kunftBwert  doch  geringer,  weil  sie  ihm  nicht 
aus  s«ner  gegenwärtigen  Verlegenheit  helfen 
kann.  Aber  diese  geringere  Schätzung  der 
küDftigeo  Summe  spielt  doch  bei  den  Entr 
schliefiongen  des  Oeldbedürftigen  nur  eine 
HebeosSchliche  Holle,  hauptsäälich  ist  für 
ihn  der  Druck  des  augenblicklichen  BedOrf- 
:iiB8e8  entscheidend.  Je  fern«'  der  Zeitpunkt 
.ieg;t,  in  dem  er  das  Darlehen  zurQdizahlen 
CAiio,  um  so  grüfier  ist  der  ihm  durch  dieses 


geleistete  Dienst  und  er  ist  daher  damit  ein- 
verstanden, daß  seine  Z.verbindlichkeit  der 
Zeit  proportional  wächst  Außaidem  aber 
bezahlt  er  häufig  noch  eine  von  der  Dauer 
des  SchuIdTerhältnisses  unabhängige  Provi- 
sion für  die  Gewährung  des  Därlehos  an 
sich.  Viele  Schuldner  haben  übrigens  bei 
der  Aufnahme  ihrer  Schuld  überhaupt  keine 
Voretellung  davon,  ob  sie  jemals  das  Kapital 
werden  zurückerstatten  können;  sie  ube> 
nehmen  die  ZJast  auf  unbegrenzte  Z«t  wegen 
eines  gegenwärtigen  Bedürfnisses  und  laceen 
sich  dabei  sicherlich,  nicht  durch  Erw^ngen 
Überden  Untorschied  swischen  gegenwärtigen 
und  zukünftigen  Werten  leiten.  Uebrigens 
kommt  es  bei  den  Bedingun^n  eines  Darienens 
hauptsächlich  auf  die  Motive  des  Gläubigers 
an,  da  dieser  unmittelbar  etwas  zu  leisten, 
der  Schuldner  aber  zunächst  nur  etwas  zu 
empfangen  hat  fragt  man  nadi  der  Be- 
deutung der  Zeit  bei  der  unmittelbaren  Ver^ 
Wendung  von  Kapital  zur  Produktion  oder 
geschäftlicher  Erwerbstätigkeit,  so  vergrößert 
sich  der  Eapitalgewinn  und  der  darin  ent- 
haltene Z.  bei  längerer  Produktionszeit  nicht 
wegen  der  Vergrößerung  der  Differenz  der 
Wertschätzimg  an  Gegenwarts-  und  Zu- 
kunftsgütem,  sondern  weil  die  vorhandene 
Möglichkeit,  nach  Verhältnis  der  Zeit 
Z.  oder  £apitalg6winn  zu  erlangen ,  die 
Verschiedenheit  der  Schätzung  herbeiführt 
Unzweifelhaft  hat  die  Dauer  jedes  Produk- 
tionsprozesses dne  widitige  wirtschaftliche 
Bedeutung.  Je  länger  sie  ist,  um  so  länger 
müssen  die  Produzenten  aus  vorhandenen 
Vorräten  unteriialteo  werden,  ohne  daß  sie 
selbst  ein  konsumtionsfähiges  Produkt  liefern. 
Auch  die  Herstellung  der  nOtigen  Maschinen 
gehört  zu  dem  betreffenden  Produktions- 
prozeß, wobei  aber  zu  beachten  ist,  daß  die 
fertige  Maschine  meistens  dne  längere  Rdhe 
von  Jahren  hindurch  bffliutzt  werden  kann, 
wodurch  der  mittlere  Z.berechnung8teimin 
für  die  ganze  Masse  der  mit  Hilfe  der  Ifa- 
sdiine  erzeugten  Produkte  äsx  Anfiuigszeit 
näher  gerückt  wird ;  ferner  ist  die  während 
der  BenutzuDgsdauer  der  Masdiine  herge- 
stellte  Produkteumenge  im  al^emeinen  so 
groß,  daß  die  gleiche  Menge  ohne  Maschinen- 
Verwendung  nur  in  einer  um  ein  Vielfaches 
längeren  Zeit  hätte  erzeugt  werden  können, 
woraus  sich  für  den  letzteren  Fall,  obgleich 
die  Herstellungszeit  einer  Maschine  nicht  in 
Anrechnung  kommt,  ein  späterer  Z.be- 
rechnungstermin  für  diese  Produktenmenge  er- 
gibt Auch  sind  die  Bestrebungen  der  Technik 
fortwährend  mit  !Eh>folg  darauf  gerichtet,  die 
Leistungen  jederArtvonMaschinen  zu  steigern, 
ohne  diä  ihr  Bau  deshalb  längere  Zeit  in  An- 
spruch nimmt  Wird  nun  z.  B.  mit  der  ver- 
b^serten  Maschine  dreimal  so  viel  Rohstoff 
in  einem  Jahr  verarbeitet,  vrie  mit  der  un- 
vollkommenen, so  heißt  das,  je  &n  Drittel 
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der  Froduktenmenge ,  das  früher  erst  nach 
zwei  und  nach  drei  Jahren  fertig  vurde, 
kommt  jetzt  schon  nach  einem  Jahre  zum 
Absatz.  Durch  die  verbessOTten  Maschinen 
■wild  also  im  ganzen  der  Weg  zum  Endprodukt 
verkfirzt  und  das  ist  überhaupt  die  Tendenz 
des  tec^iachen  Fortsohrittes,  auch  mit  Ein- 
schlufi  der  Hmtellungszeit  der  Mas(^nen 
selbst  Jede  Mehrproduktion  mit  demselben 
Kapital  in  derselben  Zeit  bedeutet  im  Ver- 
gleich mit  dem  früheren  Yer&hren  eine  Ver- 
kürzung der  mittleren  Produktionszeit  der- 
selben Gütermenge.  Üebrigens  kommt  das 
Endprodukt  für  die  meisten  Beteiligten  bei 
der  Produktion  gar  nicht  in  Betracht.  Die 
Bew^ung  der  im  Entstehen  begriffenen 
Güter  geht  bekanntlich  durch  mehrere  private 
wirtschaftlich  selbständige  Froduktions-  und 
Kmdelsuntemehmungen,  und  jeder  Vorder- 
mann kümmert  sich  nur  um  den  Absatz 
seines  Teilerzeugnisses  auf  der  nächsten 
Stufe.  Der  von  dem  Käufer  des  fertigen 
Produktes  gezahlte  Preis  soll  dann  den 
ganzen  Betrag  der  angesammelten  Vorschüsse 
und  Rapi tatgewinne  der  Vorstufen  enthalten, 
was  aber  keineswegs  immer  der  Fall  ist 
Bei  dem  ganzen  Vomin^  tritt  überhaupt 
kein  Z.,  sondern  nur  Kapitalgewinn  mit 
mehr  oder  weniger  aleatorischem  Charakter 
auf,  der  auch  Null  und  negativ  werden  kann. 
Der  Z.fuß  wird  nidit  im  Produktionsprozeß, 
sondern  lediglich  im  Leihgeschftft  bestimmt, 
und  dabei  wirkt  neben  der  Nachfrage  der 
Produzenten  nach  Leihkapital  auch  die  nach 
solchem  für  konsumtive  Zwecke  mit  Denn 
diese  liegt  namentlich  allen,  wenn  auch  noch 
80  bereeatigten  Staatsanleihen  zugrunde,  die 
nicht  für  materiell  produktive  Anlagen,  wie 
Eisenbahnen,  Ber^erke  usw.,  au&enommen 
werden.  Auch  die  Miet-Z.  und  die  Z.  der 
auf  Wohnhftusem  ruhende  Hypotheken 
werden  nicht  aus  produktiven  Betrieben  ge- 
zogen, sondern  stammen  aus  konsumtiven 
Anlagen. 

8.  Oekonomiflche  Hachtrerhfiltiiisse 
und  Kapitalgewinn.  Praktisch  hat  die 
Dauer  der  EVoduktion  vor  allem  die  Bedeu- 
tung, daß  sich  niemand  an  ihr  beteiligen 
kann ,  wenn  er  nicht  für  diese  Dauer  die 
nötigen  ünterhaltsmittel  besitzt.  Fehlen  dem 
Arbeitswilligen  diese,  so  kann  er  seine  Ar- 
beitskraft, seine  geschäftlichen  Kenntnisse 
und  Erfahrungen  nicht  verwerten.  Ebenso- 
wenig aber  ist  ihm  dies  roCglich,  wenn  ihm 
nicht  die  nötigen  Maschinen  und  sonstigen 
Hilfsmittel  des  Produktionszweiges,  in  dem 
er  tätig  sein  will,  zur  Verfügung  stehen. 
Daher  hat  auch  fremdes  Kapital,  das  für  die 
Produktion  verwendet  wird,  für  ihn  den  be- 
sonderen Wert,  daß  es  ihm  die  Verwertung 
seiner  Erwerbafähigkeit  erst  möglich  macht, 
und  daher  wird  er  nicht  nur  als  Unternehmer 
bereit  sein,  für  die  Benutzung  von  fremdem 


Kapital  zur  Unterhaltung  seines  Betriebs  eise 
Vergütung  zu  entrichten,  senden  er  wird 
auch  als  Arbeiter  oder  Gehilfe  bü  der  Be- 
nutzung von  fremdem  Kapital  dafür  eioeo 
Teil  seines  Arbettseittags  sieben.  Dieser 
Anschauung  nOhert  sich  die  Theorie  von  der 
sogenannten  Kamtalniitzung  als  einem  oebea 
dem-Euätai  sähst  bestehenden  wirtsdiaft- 
liehen  Elemente  j  eine  u.  a.  von  Hermann 
und  Knies  entwickelte  Lehre.  Sie  hat  des 
ganz  richtigen  Grundgedanken,  daB,  wer 
selbst  kein  Kapital  besitzt,  für  die  Benutzoi^ 
von  fremdem  etwas  bezahlen  muß;  aber  sie 
verliert  sich  dann  in  eine  durchaus  küo^ 
liehe  Konstruktion,  indem  sie  die  „Nutzung" 
gleichsam  hypostasiert  und  annimmt,  daft 
bei  der  Produktion  nicht  nur  das  Kapital, 
sondern  daneben  auch  die  Nutzung  desselben 
aufgewendet  wird,  wodurch  dann  die  letztere 
in  dem  Werte  des  Produktes  als  Kapital- 
gewinn erscheint  Im  wirklichen  Leben  wird 
aber  niemand  solche  Ueberlegungen  anstellen, 
sie  können  daher  auch  nicht  als  reale  Trieb- 
kraft für  das  wirtschaftliche  Handeln  ange- 
sehen werden.  Die  wirklichen,  jed^  Be- 
teiligten klar  bewußten  Erwägungen  and 
Motive,  die  bei  der  Bildung  des  Z.  und  des 
Kapitalgewinnes  ins  Spiel  kommen,  «nd  viel- 
mehr sehr  einfocher  imd  trivialer  Art  An 
klarsten  liegt  die  Natur  des  Hiet-Z.  zutaee. 
Der  Eigentümer  eines  Hauses  ist  doch  nitxx 
verpflichtet,  ii^nd  jemand  unentgeltlich  in 
demselben  wohnen  zu  lassen.  War  die  Er- 
laubnis haben  will,  das  Haus  als  Wohnung 
zu  benutzen,  muß  dafür  einfach  infolge  der 
Rechtsstellung  des  E^ntümers  etwas  be- 
zahlen, eben  den  Miet-Z.,  der  proportional  ist 
der  Daaer  dex  Benutzung,  im  Qorigai  aber 
durch  das  verftnderliche  VeihUtnis  in  der 
Nachfrage  und  der  Angebote  von  Wt^ungen 
bestimmt  ist.  Ebenso  beudit  der  Eigw- 
tümer  eines  landwirtschaftlichen  Ortmd* 
Stückes  den  Facht-Z.  auf  Grund  seines  Eigen- 
tumsrechts für  die  dem  I^Uditer  »teilte  &- 
laabnis,  es  zu  benutzen;  man  weifi  er- 
fahrun^mäßig,  daß  das  Grundstück  nor- 
malerweise außer  dem  Aufwände  für  Sut 
und  Arbeit  noch  einen  Ueberschuß  einbringt 
und  der  Eigentümer  verlangt  einen  Teil 
dieses  Ueberschusses  —  man  kann  sich  der 
Einfachheit  we^n  denken  in  natura.  Beim 
Gelddarlehen  gibt  der  Kapitalist  dem  Schuld- 
ner die  Erlaubnis,  eine  Geldsumme  —  sei  ch 
zu  produktiven  oder  zu  konsumtiven  Zweckeo 
—  zu  benutzen;  daß  das  Geld  ausgeg^ieo 
wird,  macht  keinen  Unterschied,  ee  ist  ein 
fungibles  Gut,  und  dieselbe  Summe  kann 
jederzeit  durch  andere  Geldstücke  wieder 
dargestellt  werden.  Auch  hier  beruht  der 
Z.  auf  dem  Rechte  des  Eigentümer,  aein 
Geld  nach  seinem  Gutdünken  darsnleih» 
oder  nicht,  während  andererseits  der  Scfaolii- 
ner  auch  der  bloß  zettwdligen  Benutzung 
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les  Geldee  einen  Vfert  znerkennt.  Die  Höhe 
les  Z.  hängt  wieder  von  der  Nachfrage  nach 
jeihk^tal  and  dem  Angebot  ab.  Wie  der 
Ichnldnor  den  Z.  aufbringt,  ist  dem  Olftu- 
iger,  warn  er  nur  genügende  Sicherheit 
at,  gldcfagültig.  Der  Z.  für  die  konsnm- 
ven  Schnlaen  wird,  ebenso  wie  die  Woh- 
uagsmiete,  aus  dem  irgendvie  erworbenen 
inkommen  des  Schuldners  bezahlt,  der 
adit-Z.  di^segen  fliefit  ans  dem  Ertrage 
Des  landwirtschaftlichen  ^imdstficks  oder 
Des  verpachteten  Betriebs.  Mit  diesem  ist 
iD  andi  der  Z.  ffir  das  in  einem  produh- 
ren  ÜDtemehmen  angel^^  Leihkapital  zu 
^rgleichen.  Das  Unternehmen  bringt  einen 
irae,  und  der  Eapitalbesitzer  orhftlt  einen 
ateif  daran.  Aber  woher  stammt  dieser 
-trag  selbst?  Im  aligemeinen  daher,  daß 
9  Produkte  zu  einem  höheren  Preise  ver- 
uft  werden,  als  sie  oder  die  Ökonomischen 
emente,  aus  denen  sie  ^bildet  werden, 
igekanft  worden  sind.  Dieses  aber  wird 
durch  m^lich,  daß  jeder  Verkäufer  auf 
ler  der  Vorstufen  des  Produktes  das  Be- 
rfnis  hat,  sein  Kapital  und  den  daran 
ngeoden  Gewinn  schon  zurückznerhalten, 
vor  das  fertige  Produkt  in  die  Hände  des 
zten  Abnehmers  gelangt  ist,  weil  er  sonst 
-der  seinen  Unterhalt  bestreiten  noch  sein 
sctiäft  stetig  weiter  betreiben  könnte  und 
a  auch  die  Mittel  zu  einer  weitereu  Ver- 
leitung seines  Vorproduktes  fehlen.  Der 
pitalMsitzer  der  nächsten  Stufe,  z.  B.  der 
ufmann,  der  dem  Fabrikanten  die  Ware 
limmt,  befriedigt  dieses  Bedürfnis  seines 
(^[ängers,  indem  er  diesem  Kapital  und 
ffinQ  auszahlt  und  das  Produkt  bis  zum 
iteren  Absatz  übernimmt.  Diesen  Dienst 
dieses  Wort  ist  freilich  nicht  in  dem 
timentalen  Bastiatschen  Sinne  zu  nehmen 
[eistet  er  aber  nicht  unentgeltlich,  sondern 
ThSit  dafür  eine  Vergütung,  indem  er,  ab- 
ihen  von  dem  Entgelt  für  seine  ei^ne 
^hflftiiche  Tätigkeit,  demVerkäufer  weniger 

die  Waren  bezahlt,  als  er  selbst  von 
em  Käufer  erhält  oder  zn  erhalten  or- 
tet Diese  Vergütung  bemifit  er  nach 
Z^t,  für  die  er  die  Voranszahlung  ge- 
ei  hat  und  außerdem  mit  Rücksicht  auf 
Kisiko.  Auch  die  Arbrit  wird  als  eine 
von  Ware  für  einen  gewissen  Preis,  den 
n,  gekauft  und  in  ihrer  Verkörperung  in 

Produkt  zu  einem  höheren  Preise  vei^ 
t,  weil  der  besitzlose  Arbeiter  wegen  des 
ch  drängenden  UnterhaltungsbedÜrfnisses 
t  bis  zum  letzten  Verkauf  des  Produktes 
on  kann,  außerdem  aber  auch,  weil  er 
fremde  Produktionsmittel  angewiesen  ist 
ohne  diese  seine  Arbeitskran  überhaupt 
:  verwerten  kann.  Auch  die  Maschinen 
nberhaupt  das  stehende  Kapital  können 
Vorprodukte  betrachtet  werden ,  deren 
ü  nach  und  nach  in  die  Produkte  ein- 


geht, und  zwar  wieder  so,  daß  in  üext 
Preisen  der  Oesamtheit  der  letzteren  schließ- 
lich nach  Abnutzung  dieser  Kapitalgüter 
außer  dem  uräprflnghchen  Preise  derselben 
auch  noch  ein  Gewinn  enthalten  ist  Die 
Preiserhöhung  auf  jeder  Stufe  der  Produk- 
tion und  Handelsbewegung  bedeutet  nichts 
anderes,  als  daß  der  Vorgänger  seinem  Nach- 
folger als  Kapitalgewinn  eine  Quote  seines 
Produktes  Überlaßt  Wenn  z.  B.  der 
EM>rikant  dem  Kaufanann  eine  Ware  für 
luO  Hk.  überläßt,  die  dieser  zu  120  Mk.  ver- 
kauft, von  welcher  Summe  10  Mk.  als  Ver- 
gütung seiner  besonderen  Arbeitsleistung 
gelten  mögen,  so  hdßt  das  einfach,  daß  der 
Fabrikuit  dem  Kaufmann  Vii  der  ihm  ge- 
lieferten Warenmenge  als  Vergütung  für 
dessen  Eintreten  als  Kapitalist  abtritt  Es 
müssen  also  nicht  nur  die  Arbeiter,  sondern 
auch  alle  auf  den  verschiedenen  Stufen 
stehenden  Unternehmer  „Mehrwert"  produ- 
zieren, um  ihren  Nachmännem  den  Kapital- 
gewinn  zu  verschaffen.  Aeußeriich  betrachtet 
und  praktisch  verläuft  die  Regelung  der 
Kapitalgewinne  in  der  Art,  daß  jeder  an  der 
Produkuon  und  der  Handelsbewegung  Be- 
teiligte zu  den  für  sein  Jahresprodukt  wirk- 
lich gemachten  Kostenaufwendungen  einen 
seinem  beschäftigten  Kapital  proportionalen 
Zuschlag  macht  und  danach  den  von  seinem 
Abnehmer  auf  der  nächsten  Stufe  zu  be- 
zahlenden Preis  bestimmt.  Jeder  Käufer 
aber  muß  sich  diesen  Zuschlag  mehr  oder 
weniger  vollständig  gefoUen  lassen,  weil 
sonst  die  Produktion  aus  Mangel  an  Kar 
schinen,  Rohstoffen  usw.  überhaupt  nicht 
zustande  käme. 

Der  Z.  und  der  Kapitalgewinn  Überhaupt 
entsteht  also  durch  das  Recht  des  Eigen- 
tümers, andere  von  der  Benutzung  seiner 
Vermögensbestandteile  ausziischließen,  und 
durch  das  Bedürfnis  anderer,  die  Erlaubnis 
zu  diesOT  Benutzung  zu  erlan^n,  sei  es  zu 
konsumtiven  oder  zu  produktiven  Zwecken. 
Di^  mit  den  im  praktischen  Leben  herr- 
schenden Ansdianungen  üb^nstimmende 
Auffassong  des  Z.  wird  m  den  üblichen 
Theorieen  mehr  oder  weniger  verhüllt,  viel- 
leicht weil  man  f  ßrchtet,  der  sozialistischen 
Theorie,  nach  welcher  Kapitalgewinn  und  Z. 
eiafoch  durch  Ausbeutung  des  wirtst^iafüich 
Schwächeren  entstehen,  eine  zu  große  Kon- 
zession zu  machen.  Aber  eine  Verml^ns- 
aiisnutzung  einem  anderen  gegenüber  ist 
keineswegs  an  sich  eine  Ausbeutung.  Kein 
Fabrikant  wird  sich  ausgebeutet  fühlen,  wenn 
der  Kaufmann,  der  ihm  seine  Ware  zu  einem 
befriedigenden  Preise  abgekauft  hat,  diese 
zu  einem  selbst  bedeutend  höheren  verkauft. 
Ebensowenig  wird  der  Mieter,  der  für  seine 
Wohnung  eine  angemessene  Miete  bezahlt, 
über  Ausbeutung  klagen,  ebensowenig  der 
Hypothekenschiudner,  dn  etwa  ein  Haus 
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oder  eöa  Landgut  gekauft,  aber  nur  einen 
des  KaufprdBes  bezahlt  hat  und  den 
Best  verziuBt  Ausbeutung  entsteht  erst, 
wenn  die  Notlage,  der  LeÄchfsinn,  die  Ün- 
erbhrenhät  des  ächuldners  übermäfiig  an»* 
genutzt  vird.  Tatsftchlich  bildet  sich  aber 
rar  den  Eaptal-Z.  und  die  Mieten  aus  dem 
YerhAltnis  von  Angebot  und  Kachfirage  ein 
normaler  Satz,  der  in  fast  allen  flUlen,  in 
deoien  kein  erhebliches  Risiko  ffir  den  Kapital- 
besitzer besteht,  zur  Anwendung  kommt,  so 
daß  wucherische  Ausbeutung  auf  diesem 
Gebiete  nur  in  einem  verhältnismäßig  kleinen 
Umfang  und  unter  besonderen  ümst&nden 
Torkommt.  Hauptsächlich  beruft  man  sich 
denn  auch  auf  den  Gewinn,  den  das  Kapital 
aus  seinem  Verhältnis  zur  Arbeit  zieht.  In 
diesem  Verhältnis  stellt  der  Kapitalist  dem 
Arbeiter  seinen  Unterhalt  mittels  des  Lohnes 
und  außerdem  die  zur  Verwertung  seiner 
Arbeitskraft  nötigen  Produktionsmittel  zur 
Verfügung  und  er  verlangt  dafür  nicht  bloß 
einfache  Rückerstattung  des  Lohn^,  Bon- 
deru  das  Arbeitsprodukt,  das  einen  höheren 
Wert  darstellt.  Wenn  der  Arbeiter  die 
Maschine  gemietet  hätte,  so  müßte  er,  wie 
jeder  andere  Uieter,  dafür  dem  Eigentümer 
eine  Vergütung  bezahlen ;  ebenso  geschähe 
ihm  kein  Unrecht,  wenn  er  für  einen  Vor- 
schuß, den  er  für  die  Bestreitung  der  Kosten 
seines  Unterhalts  und  der  Rohstoffe  bis  zum 
Absatz  seines  Produktes  nähme,  Z.  bezahlen 
müßte.  Der  Kapitalist,  für  den  er  arbeitet, 
wird  also  ebenso  einen  solchen  Miet-  und 
Z.vei^tungen  entsp^dienden  Gewinn  be- 
anspruchen können,  außerdem  ab^  auch 
no(»i  eine  RisikoTei^tung,  da  er  das  Pro- 
dukt auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  über- 
nimmt und  ml^licherweise  einen  gewinn- 
bringenden Preis  gar  nicht  erzielt  Ob  Aus- 
beutung des  Arbeiters  stattfindet,  läßt  sich 
also  gar  nicht  allgemein,  sondern  nur  nach 
den  Umständen  des  einzelnen  Falles  ent- 
scheiden. Die  Arbeiter  befinden  sich  aUer- 
dings  in  einer  ungünstigeren  Stellung  als  die 
mit  Kapital  versehenen  Unternehmer.  Jeder 
von  diesen  muß  freihch  alles,  was  er  für 
seinen  Unterhalt  oder  ftir  seinen  Produktions- 
betrieb kauft,  mit  einem  den  Kapitalgewinn 
der  beteiligten  Produzenten  darstellenden 
Preiszuschlag  bezahlen ;  aber  dafür  erhält  er 
in  dem  Preise  seiner  eigenen  Produkte  nicht 
nur  Ersatz,  sondern  auch  einen  Kapital- 
gewinnzuschlag. Für  den  Arbeiter  dagegen 
gibt  es  keinen  entsprechenden  Gewinnzu- 
schlag, weil  er  eben  kein  Kapital  besitzt, 
er  erhält  einfach  den  Preis  der  Arbeit,  wie 
er  sich  auf  dem  Arbeitsmarkte,  wenn  auch 
nicht  nach  dem  ehernen  Lohngesetz,  so  doch 
nach  dem  Verhältnis  von  Angebot  und  Nach- 
frage herausstellt  Eine  Verschiebung  der 
ökonomischen  Machtverhältnisse  zugunsten 
der  Arbeiterklasse  ist  gleichbedeutend  mit 


einer  relativen  Vermehnmg  ihres  AntEoIg 
und  einer    idativen   Vennindanng  des 
Ant»lB  der  ^Mntalbefiitzer,  wobei  fllneens 
die  absolute  GrOfle  dieaee  letat^vo  doch 
Boch  zunehmen  kann.    Daß  &a6  solche 
Verschiebung,  und  zwar  ohne  Zweifel  im 
Zusammenhang  mit  der  modernen  Axbät€T> 
bewegung    stattgefunden    hat,  ist 
aus  dem  Sinken  des  Z.fuSes  für  Bicbere 
Anlagen  zu  schließen,  das  wenigstens  zum 
Teil  dadurch  verursacht  ist,  daß  die  uo* 
mittelbaren   Kapitalanlagen   in  UnteiD^ 
mungen  weniger .  gewinnbringend  geworden 
sind.    Im  allgemeinen  bestimmt  sidi  der 
jeweils  übliche  Z.fuß  durch  das  VohSltois 
des  Angebots  von  Leihkapital  zur  Nachfrage. 
Eine  obere  Grenze  wird  ihm  aber  gezogen 
durch  die  Höhe  des  zurzeit  bestefaeoaen 
mittleren  Kapitalgewi  nnsatzes.     Bei  eber 
Ueberschreitung  dieses  Satzes  in  einzelDeo 
Fällen  ist  immer  ein  ungewöhnliches  fiisiko 
oder  Ausbeutung  anzunehmen.  Li  der  Regd 
wird  der  Z.fuß  mehrere  Prozent  unter  dem 
mittleren  Kapitalgewinn  bleiben.   Je  mehr 
Leihkapital  in  Untemehmungskapital  umge- 
wandelt wird,  um  so  mehr  wird  der  Ziai 
steigen,  und  diese  Bewegung  wird  noch  m- 
stärkt,  wenn  gleichzeitig  auch  die  Nachhage 
nach  Ijeihkapital  für  konsumtive  Zwecke, 
insbesondere  für  Staatsanleihen  zunimmt 
Andererseits  ergibt  sich  in  Zeiten  des  virt- 
schaftlichen  Aufschwungs  &ae  rasche  Ve^ 
mehrung  der  KapitiJansammlong,  und  die 
soliden  Besitzer  der  neu  erworbenen  fieidt- 
tümer  haben  dann  die  Neigung,  diese  ia 
fest  verzinslichen,  sicheren  Anlag»,  oamcst- 
lidi  Staatspapieren  und  H}-potheken  ^nte^ 
znbringMi,  wodurch  der  Z.niit  herabgedrOcki 
wird.  At^  audi  in  Zelten  wirtsduftlidter 
Stagnation  drängt  sich  das  Kapital  vonoge- 
veise  zu  den  festverzinslichen  Anlagen,  weiJ 
es  den  Mut  zur  Beteiligung  an  dtsoi  Dnte^ 
nehmerrisiko  verloren  nat    Ein  niedrig 
Z.fuß  in  den  sidieren  Anlagen  kann  duer 
sowohl   auf   einen  großen,  OberflüssigMi 
Kapitalreichtum  als  auch  auf  eine  ailgemetoe 
volkswirtschaftliche  Depression  hinweisoL 
In  den  60er  Jahren  betrug  dieser  ZJufl 
in  Deutschland  noch  allgemein  5*^'o,  jetit 
ist  er  auf  3Vg  ^/o  gesunken  und  hat  sät- 
weilig  nahezu  3  %  erreicht   In  F^ankreicfa 
etand  die  3'^o-Renfe  vor  einig»?n  JAhreo  inl 
J(I2.  in  Icl^.lrii  Zf.'it  ;iiif  \iK  die  6^ 

K^ins-'ils  siiiil  <^t.itw«ili|^  fltf 
II:;!  liiLi!iii^p't;jiii^n.-ii  niid  mvii  H^^rAtnetffiFg 
iliK  s  /.fnlics  niil  1."  Hitamti'n  sirf  lu.  6m 
lMv\i.:u  meislLMis  auf  *JH— i»L  I>» 

Kiii  srOtT  Akiieii  aller      reittiereinjpn  IJtittr- 
iicfinjimgori  :^teh<-n    both-  daßda^iauf  Aniitl 
dtHsi-U^eu  verwondete  Kapital  nur  -1^  ?- 
eiiiliringi.    Dpt  noch  bleibende  tVWivHi;V 
über  d\c  liiite  dor  fes^t  veTziiiäUt.btMi  mdi 
Anlafien  ist  nur  eine  ^CschldtgaQg  {&ri* 
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Itisiko  der  auch  bei  diesen  Papieren  noch 
vorkommenden  Schwankungen  im  Kurs  und 
in  den  Dividenden.  Das  neuangesammelte 
Kapital  findet  also,  auch  wenn  es  das  Unter- 
nehmerrisiko  übernimmt,  eine  wesentlich  ge- 
ringere prozentmäßige  Verzinsung  als  vor 
30  Jahren,  wahrend  die  Lohne  seitdem  un- 
zweifelhaft gesüwen  sind.  —  Deber  die 
Z.verbote  und  zTbeschrSnknDgen  8.  Art. 
„Wucher"  oben  S.  1361  fg. 

Literatur:  v.  BOhm-Battfmirk,  GMehiehte  und 
Kritik  dr*  Kapitalxinatkeoritmi,  28S4.  —  J>er- 
•elte,  iWiMve  Theorie  det  XapibtU,  1889.  — 
Dertlbe,  Art.  „Zmt",  H.  d.  St.,  t.  Ä^., 
Bd,  Vn,  &  Hlf9-  —  Marx,  Da»  Kapital, 
Bd.  I—III,  1867—1894.  —  Kahm,  GeMkUkU 
dea  ZiiuJ^ßea  m  DettUeUamd,  1884.  —  C-  Menger, 
Zur  ThtoiU  det  Kapüalt,  Jahrb.  f.  Nnt.  u.  Stat., 
N.  Bd.  XVU,  1888.  —  Aulnta  de  BountuiU, 
Dtr  Zin^  «inv.,  ebd.,  N.  F.,  Bd.  XVIU,  1889. 
~  XNWt  WieUatUf  Eapitaitinu  imd  ÄrbeiU- 
lökm»,  Od.,  3.  Folf,  Bd.  IV,  USB.  —  J»er- 
Mt*e,  ütAer  Wtrt,  Kapital  tmtt  RmU;  Jtna 
1898.  —  Dereelbe,  CMdMin»  und  OäterprHte, 
1898.  —  A.  Offmmann,  Daa  ßktiv»  lüpiial 
als  die  Urtaehe  de»  niedrigen  ArbeiUiohnet, 
1898.  MargoUnf  Eapiial  und  Kdpiialnm, 
1904.  ~~  AotMiMfe,  Die  &iMehvmg  de»  JEapitai- 
nme»,  1907.  LexU, 
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L  AUgemeinei.  1.  Begriff  and  Wesen 
der  Z.  2.  Geschichte  des  Z.wesenfl.  3.  Be- 
deutuiig  und  Wirknngen  der  Z.  4.  Arten  der  Z. 
Die  Finani-  und  Schntz-Z.  5.  Ein  fuhr-,  Aus- 
fuhr- und  DorchfQhr-Z.  6.  Wert-  und  Hall-Z. 
7.  SQck-Z.  nnd  Unteracheidangs-Z.  II.  Die 
rechtliche  OrdnunK  des  Z.weseii8. 
1.  Z.recht  und  Z.r^al.  (^schichtlicheB.  2.  Der 
Z.tarif  nnd  seine  fiinrichtong.  Die  Z.sätze. 
3,  Dia  Z.erh^niig.  Kisderlagiverkehr  und  Z.- 
kredit.  4.  Weitere  Z.tfldchtemni^n  and  Z.be- 
(reioBgen,  Verj&hrnng  ood  Reetitation.  III.  Die 
Organisation  der  Z.verwaltnng.  1.  Die 
Behörden  der  Z. Verwaltung.  2.  Der  verwaltongs- 
technisebe  ToUng  der  Versoltnng.  3.  Ansage- 
verfahren  und  BÜfleitflcbeine.  4.  Die  Z.strafen. 
Z.kartelle.  IV.  Statistik  des  Z.we8enB. 
1.  Vergleichane  der  Erträge  der  Z.  in  einaelnen 
Staaten.  2.  Ergebnisse  der  deatsehen  Z.ver- 
waltung.  3.  Das  Ausland. 

I.  AllgemeltteB. 
1.  Begriff  nnd  Wesen  der  Z.  Die  Z. 

oder  Mauten  sind  Öffentliche  Abgaben,  die 
von  den  Waren  erhoben  werden,  wenn  sie 
die  Grenzen  eines  Wirtschafte-  und  Steiier- 
gebietes  Überschreiten.  Es  kann  sich  dabei 
um  die  Einfuhr,  die  Durchfuhr  odei'  die 
Ausfuhr  von  Oütem  bandeln.  Als  Abgaben 
sind  die  Z.  Steuern,  da  sie  ohne  GewAhrung 
einer  G^^nlostnng  zu  entrichten  sind,  und 
7.war  bilden  sie  ein  wichtiges  Glied  der 
Aufvandbesteuening.  Sie  charakterisieren 
aich  als  Aufwandsteuem,  die  beim  Trans- 


port^ von  Waren  eingezo^n  werden,  nnd 
treffen  daher  in  den  die  Grenzen  flber^ 
schreitenden  Objekten  mittelW  das  Ein- 
kommen und  die  Leistungsfähigkeit  der 
Einzelwirtschaften.  Die  Steuerpflicht  knüpft 
somit  an  die  formelle  Tatsache  des  üeber- 
schreitens  der  Grenzen  an.  Die  Z.  sind 
auch  insofern  Aufwand-  oder  indirekte 
Steuern,  als  die  Steuerleistnng  dem  Ver- 
frachter auferl^  wird,  er  legt  die  Steuern 
aus  und  hat  sie  durch  die  Preisgestaltung 
auf  den  eigentlichen  SteuertrSger  zu  Ober- 
wftlzen.  Auch  andere  politische,  wirtschaft- 
liche und  soziale  Zwecke  können  durch 
die  Z.erhebuag  erstrebt  werden. 

Mit  den  Z.  werden  auch  gebühraiartige 
Auflagen  und  Nebenabgaben  verbunden. 
Diese  werden  fflr  die  Benutzung  von  An- 
stalten zur  Erleichterung  des  Verkehrs,  zur 
Deckung  der  Kosten  besonderer  Bewachung, 
zur  Bestreitung  des  MOheaufwandes  an  Be- 
amten usw.  erhoben.  Sie  sind  teils  Ge- 
bOhren  (DeutBc^Uand :  „Neben^bflfar«i"), 
teils  Stenern,  teils  beides  (Fraokreieh:  droits 
accesBwes  per^us  par  la  abnane).  Za  diesen 
Nebenabgaben  ist  auch  die  statistische  Ge- 
bühr {rgl.  Art.  .^Statistische  Gebühr*  oben 
S.  995/96)  zu  zfinleo,  die  von  allen  Waren, 
andi  von  den  zollfreien  nnd  den  zur  Aus- 
fuhr bestimmten  Waren  erhoben  wird,  deren 
statistische  Ausschreibung  sichecstellen  nnd 
die  Kosten  der  Handelsstatistik  mit  decken 
soll. 

Der  Name  „Z.",  der  englisch  nnd  platt- 
deutsch Toll  lantet,  kommt  entweder  von  der 
germaniflcheD  Wurzel  tal  (Zahl,  zahlen)  her  oder 
ist  vom  mittellateinischen  teloninm  abzuleiten. 
Dieses  Wort  stammt  eigentlich  aus  dem  Grie- 
chischea  nhovetov,  jelSviov  (von  teioi,  flnig 
=  vectigal,  Abgaben)  und  wurde  in  verschie- 
denen Formen  in  der  Kanzleisprache  des  Uittel- 
alters  verwendet:  teloninm,  toleninm,  tolonenm, 
tolnenm,  toletnm  etc.  Daraas  entstanden  dann 
die  altfransCsischen  Bildungen  tonlin,  tonlieu, 
tonloier  nnd  tonlaier,  vielleicht  die  Wurzeln  zum 
späteren  donanier.  Teloninm  hieß  nrsprünglicb 
die  Z.atätte  und  wurde  erat  allm&hlich  zur  Be- 
zeichnnng  der  an  den  Z.8tatten  zu  entrichtenden 
Abgaben  gebraucht.  Der  (noch  in  Oesterreich 
und  Bayern  abliebe)  Ausdruck  MHant"  ist  das 
lateinische  mnta,  mutatienm  (von  mntare)  nnd 
beicächnet  eine  beim  Tauschverkehr  f&llige  Ab- 
gabe. Vielleicht  ist  Haut  auf  das  gothiscbe 
mota,  motastod  zurückzuführen,  das  bei  Ulfilas 
in  der  Bedeutung  von  Abgabe  vorkommt. 

Die  Franzosen  gebranchen  donane,  douanier, 
die  Italiener  dogane,  doganale  nnd  die  Spanier 
adaana  fUr  das  Z.wesen.  Der  offizielle  Ans- 
druck  der  Engländer  ist  Cnstoms.  Dies  kommt 
.vom  lateinischen  consuetndo  her  nnd  diente  nr- 
sprünglich  zur  Bezeichnung  der  alten,  der  Krone 
zusteunden  Z.  (antiqua  oustoma)  im  Gegensatz 
zu  den  neuen  Z.,  die  seit  Eduard  I.  der  Ver- 
ragnngsfirewalt  des  Parlaments  überlassen  waren. 

2.  (tesehlchte  des  Z.weaens.  Abgaben  von 
Waren,  die  im  Tauschhandel  versendet  werden, 
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Iftssen  sich  schon  frühzeitig:  hei  den  TUlkern 
wahrnehmen.  Daatn  hot  vor  allem  die  ftichte 
Erkenn-  and  Bestimmbarkeit  der  Steaerpflicht 
sowie  die  leichte  Erhebung^  an  Wegen,  Flüssen, 
BrScken  oder  in  Hafen  erwünschte  Anbalts- 

«nnkte.  Anfierdem  koBxmtriate  sieb  der  ganze 
'aoscbTerkdir  in  der  Hanptsacbe  «u  den 

Eeriodisok  stattfindenden  Mftrkten  nnd  war  d»* 
er  dort  bei  den  einfachen  yerkehrsTerbältnissen 
relativ  leicht  zn  Bherwachen.  Es  scheinen  daher 
als  älteste  Formen  der  Z.  Pasftier-  and  Harkt- 
ab|piben  za  betrachten  zu  sein.  Erstere  wurden 
bei  Ein-,  Durch-  oder  Ausfuhr  oder  bei  der  Be- 
rtthmng;  bestimmter  Ortlicher  Punkte  Überhaupt 
einffezogen,  letztere,  die  Harktabgaben,  sind  mit 
Verkaunsteaem  gemischt.  Auf  diese  Weise 
zeigen  sich  schon  im  Anfang  der  Z  geschichte  Qe- 
bübr  nnd  Steuer  Terbunden.  Ebenso  worden  die 
finanztechniBcheu  und  fiskalischoi  Vorteile  et- 
kannt,  unter  denen  insbesondere  der  Umstand 
gesch&tzt  wurde,  daß  die  Z.  eher  nnd  leichter 
dem  Fiskns  Geldeinnahmen  zuführten  als  andere 
Einnahmequelles.  Eine  weitere  historische  Er- 
fahrung zeigt,  daß  das  fiskalische  oder  Steuer- 
Interesse  wesentlich  die  Vorherrschaft  führt  nnd 
sich  zu  diesem  erst  später  andere  Hotive  gesellen. 
Dabei  stellt  sich  der  Z.  als  eine  mildere  Form 
der  Ein-  nnd  AnsfnhrTerbote  dar  nnd  äußert 
sich  cbarakteristischerweise  viel  eher  als  Mittel 
nur  Verhütung  der  Ausfuhr  von  Waren,  die  im 
Auslände  notwendig  ^braucht  werden,  wie  Ge- 
treide, Oel,  Salz,  Wem  usw.,  denn  zn  dem  Be- 
hufe,  die  fremde  Zufuhr  einzudämmen.  Erst  der 
^teren  Zeit  ist  es  in  mannigfachem  geschicht- 
bchen  Wechsel  vorbehalten  geblieben,  beim  Z.- 
wesen  die  Steuer-  nnd  SchntzpoUtik  zu  kom- 
binieren. 

Schon  im  alten  Athen  und  in  den  übrigen 
hellenischen  Stadtstaaten  in  ähnlicher  Weise 
waren  solche  Z.  und  Marktabgaben  gebräncblich, 
die  sowohl  Einfuhr-  als  Ausfnhr-Z.  waren. 
Speziell  in  Athen  waren  See-Z.  nnd  wobl  auch 
Land-Z.  bekannt,  die  mehrfach  mit  Hafenab- 

fiben  nnd  HarktgefiÜIen  konkurrierten.  Die 
.Sätze  bei  der  Ein-  nnd  Ausfuhr  betrugen  in 
der  Hauptperiode  ein  Fünfzigstel  des  Wertes 
nnd  hießen  Fentekoste.  Sie  waren  schon  früh- 
zeitig in  Geld  zu  entrichten.   In  den  bnndes- 

fenössischen  Städten  wurde  ein  Zwanzigstel  (El- 
aste) Ton  den  zur  See  aus-  und  eingehenden 
Waren  erhoben,  welches  dann  an  die  Stelle  der 
Tribute  trat.  Ebenso  war  die  Ausfuhr  ver- 
schtedener  Waren,  die  zum  Lebensbertarfe  der 
BeTlßkemng  notwendig  waren,  Terboten,  z.  B. 
von  Getreide,  Oel,  Flachs,  Bauholz,  Wachs,  Pech 
n.  dgl.  m.  Seltener  wurde  bei  einem  den  Bedarf 
flbersdireitenden  Vorrat  die  Ausfnhr  gegen  Z. 
zugelassen.  Ancb  in  Rom  zählten  die  Z.  zn  den 
ältesten  regulären  Staatseinkünften  nnd  Getd- 
einnsJimen.  Ihre  Begründung  gebt  bis  anf  die 
Zeiten  der  Könige  zurück.  Die  Z.  wurden  ur- 
sprünglich an  einzelnes  Plätzen,  an  Seeplätzen 
(portoria),  an  We^en  und  Brücken  erhoben.  Sie 
wurden  regelmäßig  mit  2Vi°'o  (quadragesima) 
vom  Werte  der  versendeten  Waren,  mancbmiU 
anch  mit  '/t  oder  1  %  veranlagt  Oefters  wurden 
sie  anf  dringendes  Verlangen  beseitigt,  um  bald 
wiederhergestellt  zn  werden.  In  der  rOmischen 
Kaiserzeit  entwickelt  sich  dann  ein  umfassendes 
Reichsgrenzzolbystem  mit  Eiufubr-Z.  nnd  ver- 
schiedraen  Anstuhiverboten.   innerhalb  dieser 


Gliedemng  wurden  bei  der  zu  gcringaa  Er- 
giebigkeit der  AuBen-Z.  nach  provinsiälen  Z.- 
bezirken  noch  besondere  Binnen-Z  zur  Er- 
gänzung eingeführt,  welche  teils  Wert-Z.  teils 
Bpezifisdie  Z;  (s.  n.  Nr.  6  S.  1395)  waren.  End- 
lich seheinen  anch  lokale  Z.  (Torateneni, 
Toraccisen)  cor  NBhmng  der  kommuatea 
Finanzen  vorhanden  gewesen  zn  sein,  eine 
richtong,  die  aber  mehr  den  Proviuül-  mi 
Landstädten  denn  der  Hauptstadt  eignete.  Die 
Pandekten  (1. 16  §  7  Dig.  de  pablicanis  et  recti- 
galibns  XXXIX,  4)  ge^n  uns  ein  Veraeifhnii 
aller  zollpflichtigen  Waren. 

Das  frühere  Hittelalter  hat  von  Ueberresxen 
der  rOmischen  Finanz-  und  Stenerverfsssong  vor 
allem  die  Z.  übernommen.  Diese  worden  aber 
ihrem  Wesen  nach  aus  eigentlichen  Stenern  Ab- 

gaben,  die  bei  der  Paasierang  bestimmter  Oert- 
chkeiten  des  lebhafteren  ^ritehra,  in  HUea, 
an  Grenzstellen ,  an  Brfleken  nod  Weenes  n 
entrichten  waren:  Transit-  oder  Pasaier*Z. 
Die  Z.Sätze  waren  teils  Wert-Z.,  teils  spezxfisdie 
Z.  und  sind  häufiger  in  natnralen  Quoten  der 
Ladung  als  in  Geld  (Natnral-Z.)  bezahlt  wordea. 
Da  man  sie  aber  als  Entrichtungen  für  die  Be- 
nutzung der  Verkehrswege  nnd  ffir  die  Ue- 
währnng  des  Schutzes  von  Ladung  nnd  Wama 
nnd  als  Geleitsleistungen  betrachtete,  so  wurde 
ihr  Gebührencbarakter  scbirfer  betont 
(ubi  adiutorium  itineraatibiu  praeatauir}.  Der- 
artige Z.abgaben  finden  sich  schon  unter  des 
Merovingeni  unter  verschiedenen  Namen  (pon- 
taticum,  portaricum,  ripaticum,  foraticnm.  mu- 
taticum  etc.).  Den  Ueber^riffen  der  Territorial- 
herren suchten  die  karolmgischen  Kapitnlariea 
nnd  Beichsgesetze  entgegenzutreten.  Insbe- 
sondere aber  wollte  man  die  fiskalische  Ao» 
bentnng  des  Z.rechts  ohne  Gegenleistung  ein- 
schränken. Die  Z  fröbeit  wurde  als  Privilegiom 
gewährt,  namentlich  für  Reisende  von  nnd  an 
Hofe,  für  Edelleuteund  ^istllche  Stifter,  Soldaten 
und  Pilger.  Auch  sacblicbe  Befreiungen  kommen 
vor,  wie  ffir  Gegenstände  anm  persOnliebeo  Ge- 
brauch der  Reisenden.  fOr  dereuBeit-  nnd  Fab^■ 
tiere,  die  nicht  zum  Lastentransport  dienten,  osw. 
Die  Eigenart  dieses  Z.we8ens  bestand  daher 
nicht  in  der  Bildung  besonderer,  größerer  oder 
kleinerer  Z.gebiete ,  wo  beim  Uebenchreiten 
ihrer  Grenzen  der  Z.  fällig  wurde,  sondern  dieeer 
wurde  bei  der  Berührung  bestimmter  OertUcb- 
keiten  an  bestimmten  Zstätten  erhoben.  Bs 
waren  also  Z.  innerhalb  des  Volkswirtschafla- 
gebietes  oder  Binnen-Z.  Die  letzten  Beete 
haben  aioh  bis  anf  unsere  Zeit  in  den  PflaaterZ., 
Brtteken- nad  Wegweldem  erhalten.  DieHaM» 
Z.  wurden  erst  1ml  in  Heeklenbniv,  die  Privat- 
Z.  1816  in  PrenOen  nnd  1^  in  Haaaover  aaf- 
gehoben. 

Es  war  bereits  ein  wesentlicher  Fortsehritt, 
als  der  Gedanke  eines  geschlossenen  Z.gebieteB 
den  Binnen-Z.  gegenüber  zum  Durchbrnch  kaaL 
Die  Binnen-Z.  mußten  jetzt  der  Herausbil- 
dung eines  GrenzzoUsvstems  weicbtt. 
und  damit  kehrte  die  Entwickelmg  der  tan- 
päiachen  Kulturländer  anf  jene  Stofe  sorllck,  die 
bereits  das  Altertum  teilweise  erregt  batta. 
Die  Verkehrsgebiete,  die  sich  auf  diese  Weise 
gegeneinander  abscbloesen,  waren  nrsprünglkk' 
klein,  umfaßten  nur  ein  Territorium,  eine  ein- 
zelne Provinz  oder  gar  nur  Teile  von  solchen. 
Immerhin  aber  bedentetea  diese  Territerial- 
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und  ProTinzialsÖlle  mit  ihrer  Verlegting 
der  Z.erbebaiig  ans  dem  Innern  an  die  Grenzen 
jener  Gebiete  eine  beachtenswerte  Besserung 
nnd  eine  erhebliche  Verkebrserleiciltemne  fttr 
den  Handel.  Sie  blieben  aber  immer  nocb  der 
Ansdmck  der  territorialen  Selbstftndigkeit  und 
Gdt«ndnachang  der  ProTiud^nteressen.  In 
Denuchland  waren  es  vor  allem  die  einzelnen, 
grSßeren  nnd  kleineren  Territorien,  die  so  durch 
eigene  Qrenzzollsysteme  voneinander  j^hieden 
waren,  nnd  in  anderen  Staaten,  wie  u  Frank- 
reich, wo  bereits  eine  st&rkere  politische  Kon- 
zentration erreicht  war,  haben  sieb  trotzdem 

I'ahrhnndertelang  die  einzelnen  Provinzen  nnd 
[rontftnder  inrm  territoriale  Z.  getrennte  Z.ge- 
biete  geschaffen  (Pays  d'^tats  —  Pays  d'4lection). 

Ent  die  ZTUammraftflniDg  der  Yolksbrftfte 
aar  ErftUlnng  der  nationalen  Aufgaben  nnd 
Zwecke  dnrcn  die  Bildong  von  nationalen 
Staaten  und  nationalen  Volkswirtschaften  sowie 
die  lebendige  Entwickeinog  der  Nationalität  nnd 
der  staatlichen  Zentralisation  haben  es  bewirkt, 
daJI  die  provinziellen  nnd  territorialen  Z.gebiete 
zn  nationalen  erwettert  wurden,  die  sich  jetzt 
in  der  Hauptsache  mit  dem  Volks  Wirtschafts- 
gebiete ttberhanpt  deckten.  Nnnmehr  wurden 
die  Z.  an  die  Günsen  der  nationalen  Staaten 
verl^pt,  und  damit  waren  die  nationalen 
OrencBoUsysteme  an  die  Stelle  der  terri- 
torialen nnd  provinsiellen  getreten.  Vielfach 
haben  auf  diese  Entwickelung  auch  die  allge- 
meinen wirtscbaftspolitischen  AnKbannngenund 
Bestrebungen  jener  Zeit  hingewirkt,  wie  sie 
insbesondere  durch  die  VorateTlungen  des  Mer- 
kantilsystems  (s.  Art.  „Herkantilsystem"  oben 
S.  an  fg.)  und  die  vqn  diesem  vertretene 
Handelspolitik  gefördert  wurden.  In  Frankreich 
wnrde  schon  1484  anf  dem  Reichstage  zn  Tours 
die  Herstellung  eines  Orenzzoll Systems  unter 
Aufhebung  der  Binnen-Z.  beantragt.  Der  gleiche 
Plan  iKt  dann  1614  auf  einem  Reichstage  er- 
neuert worden.  Erst  60  Jahre  später  hat  Ulbert 
durch  das  Edikt  von  1664  und  noch  mehr  durch 
dasjenige  von  1667  das  Ziel  eines  nationalen 
Z.geliiets  ziemlich  verwirklidit  Aber  trotzdem 
blieben  noch  viele  Teile  des  Staatsgebiets,  die 
sog.  provinces  repnt^es  ätrangöres,  die  Orenz- 
nnd  KQstenprovinzen,  außerhalb  der  Z.linie,  da 
sie  anf  das  Ausland  als  Hinterland  mehr  an- 
gewiesen waren.  Das  gleiche  gAlt  für  die  Pro- 
vinzen mit  reichsständischer  Verfassong  (Pays 
d'ötats),  da  diese  am  klüftigsten  ihre  oonder- 
interessen  geltend  machen  konnten.  Erat  die 
fraasOsiflGhe  Revolution  hat  durch  das  Deknt 
V.  30./»l./X.  1790  diese  letzten  Ueberrest«  be- 
seitigt nnd  das  nationale  GrenzzoUaystem  voll- 
endet Im  Deotschen  Reiche  wnrde  1522  ein 
Ver!>uth  eines  Reichegrenzzollea  gemacht.  Das 
Projekt  scheiterte  aber,  wie  die  übrigen  Pläne 
En  Reicbssteuem,  am  Widerstand  der  Reichs- 
itände,  insonderheit  der  Städte.  Eret  viel  später 
erelang  es  darcb  Gründung  des  Z.vereins  (IH28 
bis  1867),  die  dent-'cben  Territorien  zn  einem 
ßrenzsollsystem  zusammen  zuschließen.  (Vgl. 
&rt.  „Zollverein"  unten  8. 140Sfg.)  Seit  1871  hat 
die  na'ionale  fiinignng  der  dentschen  Stämme 
lurcb  Wiederanfrichtung  des  Deutschen  Reiches 
sogleich  auch  die  Herstellnng  eines  nationalen 
Z.gebletes  und  eines  nationalen  Grenzzollsystems 
mit  sieb  gebracht. 

Der  Uebergang  von  den  Binnen-Z.  zu  den 


territorialen  nnd  provinziellen  nnd  dann  noch 
mehr  derjenige  von  diesen  zu  den  nationalen 
Z-systemen  hat  aber  auch  zugleich  Zweck  und 
Inhalt  dieser  Institute  verändert  Den  alten 
Binnen-Z.,  mochten  sie  noch  so  mangelhaft, 
zwiespältCg  und  verworren  sein,  war  aber  trotz- 
dem die  lagenBohaft  gemeinsam,  daQ  sie  Gegen- 
leistungen für  Geleit  nnd  Sicherheit  waren,  sie 
hatten  im  wesentlichen  Gebflhrencharakter.  So- 
bald man  aber  zum  System  der  Grenz-Z.  über- 
gegangen war,  erwies  sich  das  Z.regal  sehr  wohl 
der  fiskalischen  Answertnng  zugänglich.  Die 
Z.  worden  sehr  bald  als  ergiebige  Finanzquetlen 
erkannt  und  geschätzt  Man  verband  daher  mit 
der  Z.erhebung  wissentlich  die  Absicht  dem 
öffentlichen  Haushalte  Einnahmen  zn  verschaffen. 
Diese  aber  worden  zunächst  von  den  Kaufleuten 
und  Handeltreibenden  geleistet.  Da  aber  der 
Handel  zuerst  den  Geldgebranch  nnd  Oeldver- 
kehr  in  größerem  Umfange  in  das  Verkehrsleben 
einfflhrte,  er  der  hauptsächliche  Träger  der  Oeld- 
wirtschaft  war,  so  bot  die  Z.erbebnng  den 
weiteren  Vorteil,  dem  Staate  Geldeinnahmen 
zu  schaffen,  deren  seine  Wirtscbaftsführang 
dringend  bednrfte,  und  zwar  schon  in  einer 
Epoäie,  in  der  die  Beitreibung  von  Geldsteneni 
auf  große  Schwierigkeiten  stieß.  Auf  diese 
Weise  gestaltete  sich  derZ.  zn  einer  Abgabe 
mit  Steuercharakter,  der  die  Atifgabe 
zufiel,  die  steuerliche  Belastung  der  verzollten 
Waren  nnd  damit  eine  Besteuerung  der  Ein- 
kommensteile zn  verwirklichen,  die  dem  Ver- 
brauche der  zollpflichtigen  Gegenstände  ge- 
widmet wurden.  Diese  Finanz-  oderStener- 
Z.  wurden  so  zn  Anf  wandsteneru  anf  die 
der  Verzollung  unterworfenen  Waren.  Sie  glie- 
derten sich  dem  System  der  Auf  wandbesteuerung 
ein  und  stellten  Auflagen  der  Verbrauchsstener- 
objekte  dar,  welche  Sie  Landes  grenzen  über- 
schritten. 

Da  nnn  aber  bei  der  Ein-  und  Ansfuhr  nach 
Umständen  die  Höhe  der  erhobenen  Z.  nnd  ihre 
Ueberwälznng  auf  die  Konsumenten  für  die 
gröUere  oder  geringere  Nachfrage  nach  zoll- 
pflichtigen Produkten  von  Einfluß  sein  konnte, 
so  war  es  dem  Staate  möglich,  mit  der  Z.- 
erhebung weitere  politische  nnd  wirtschaftlich- 
soziale  Zwecke  zu  verknüpfen.  Vorausgesetzt, 
daß  der  Z.  im  Preise  der  ein-  oder  ausgeführten 
Waren  aU  ein  Moment  der  Preiserhöhung  zum 
Ausdruck  kam,  wurde  es  möglich,  durch  eine 
entsprechende  Gestaltung  oder  Verändening  der 
Z.sätze  die  Marktpreise  der  zollpflichtigen  Waren 
indirekt  zn  beeinflnwm.  Diese  Möglichkeit  liat 
man  daher  dazn  benutzt,  neben  den  fiskalischen 
oder  Finanzzwecken  allgemein  politische  oder 
ökonomische  Bestrebungen  zn  veriolgen.  Dieses 
Verfahren  wurde  vor  allem  zum  Schutze  der 
inländischen  Produktion  und  des  inländischen 
Verbrauches  angewendet  Dadurch  hat  man 
mit  Einfobr-Z.  die  Aufsuchung  des  heimischen 
Marktes  dnrch  fremde  Produzenten  nnd  Händler 
erschwert  oder  unmöglich  gemacht  oder  doch 
durch  die  mit  Z.  eesteigerten  Preise  auch  der 
inländischen  Produktion  fordernd  entgegenan- 
koromen  gesucht.  Umgekehrt  aber  konnte  man 
durch  Aufhebnug  von  Einfnbr-Z.  den  entgegen- 
gesetzten Eut  Wickel  ungsprozeß  hervorrafen. 
Aebnlich  liegen  die  Dinge  bei  den  Ausfuhr-Z. 
Auch  hier  konnte  dnrch  ihre  Festsetzung  die 
Preiabildottg  beeinflußt  nnd  damit  indirekt  die 
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Antfnhr  gehemmt  oder  erleichtert  werden.  Da- 
durch aber  entstuid  das  Prinzip  des  Schutzes 
durch  die  Zuhilfenahme  des  Z.we8ens  und  seiner 
SinrichtnngBD.  Auf  diese  Weise  sind  Schitts- 
Z.  ganz  odb'  teilweise  an  die  Stelle  der  Finans- 
oder  Stener-Z.  getreten.  Die  Ansbildnng  des 
Schutzsystems  wurde  insbesondere  im  16.  and 
17.  Jahrh.  durch  das  sog.  Herkantilsystem  (s. 
oben  S.  484)  und  seine  Handelspolitik  gefordert. 
Auch  im  Laufe  des  letzten  HenscbeDalters  haben 
sich  die  meisten  Kulturstaaten  dieser  bedient, 
um  ihre  inländische  Produktion  gegen  die  Kon- 
kurrenz des  Auslandes  zu  schätzen.  Sie  waren 
dabei  bestrebt,  entweder  neue  Indnttrieen  in 
ihrem  Wachstum  zn  naterstflczen,  oder  haben 
».vi  die  Preisbildung  einzuwirken  gesucht 

Die  Z.Bjsteme  unserer  modernen  Enltnr- 
staatcn  sind  meist  ans  Fuani-  (Steuer-)  und 
aus  Schutz-Z.  ZTuaromen gesetzt,  so  daß  sie  meist 
voneinander  nicht  zu  trennen  sind. 

3.  Bedeutnog  und  Wirkungen  der  Z. 

Die  Z.  sind,  wie  bereits  eingaDgs  hervor- 
gehoben wurde,  eine  besondere  form  der 
Aufvandstenem  und  zwar  diejenigen  unter 
ihnen,  die  erhoben  werden,  woin  die  be- 
tretenden Warm  die  Orenzen  des  Steuer^ 

fetnetes  flberschreiten.  Sie  und  jedodi 
eine  Vei^ehrssteueni,  auch  wenn  sie  an 
Verkehrsakte  anschließen  oder  mit  den  Yer- 
kehrssteuera  gewisse  äußerliche  Aehnlich- 
keiten  haben.  Denn  sie  wollen  nicht  die 
im  wirtschaftlichen  Verkehr  liegende 
Leistungsfähigkeit,  sondern  (mittelbar)  die 
im  Verbrauch  und  Aufwand  dargestellte 
"Verwendung  des  fänkommens  treffen.  Die 
Beurteilung  der  Z.  deckt  sich  somit  mit 
derjenigen  der  Aufwandbesteuerung  über- 
haupt (vgl.  hierzu  Art.  ,,Aufwandsteuern" 
sub  I,  4,  oben  Bd.  I  S.  261).  Das  ürteU 
kann  sich  also  nur  darauf  erstrecken,  ob  die 
Form  der  Z.erhebuDg  zur  Verwirklichung 
einer  Aufwandsteuer  möglich  und  zweck- 
mftßig  ist. 

Gegenüber  den  inneren  Aufwandsteuem 
haben  die  Z.  mancherlei  Vorteile.  Ihre 
Erhebung  ist  einfocher  und  leichter  kon- 
trollierbar und  erfordert  relativ  ^ringere 
Kosten.  Diese  Lichtseiten  treten  insonder- 
heit dann  hervor,  wenn  die  zollpflichtigen 
OegeDSt&nde  im  Inlande  nicht  erzeugt  werden 
können,  wie  Tee,  Kaffee,  Reis  usw.,  oder 
nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  nicht 
erzeugt  werden  dürfen,  wie  der  Tabak  in 
England.  Der  Z.  ist  dann  hier  die  vorteil- 
hafteste Form  der  Steuererhebung.  Ebeq^ 
wird  die  im  Inland  betriebene  Produktion 
und  ihre  Technik  und  der  Verkehr  durch 
Ueberwachungs-  und  KontrollmaBregeln  nicht 
belästigt  Auch  wird  die  Steuer  in  der 
Form  der  Z.  vom  Steuerträger  nicht  so 
drückend  empfunden.  Endlich  aber  kOnnen 
die  Z.  ohne  wesentliche  Vermehrung  der 
Erhebungskosten  auf  eine  große  Anzahl  von 
Waren ,  namentlich  auf  Massen  koiisum- 
artikel,  ausgedehnt  werden  und  bilden  eine 


wichtige  und  ei^ebige  ESnnahmeqneUe  für 
den  Staatshanshalt. 

Als  Nachteile  sind  alle  jeneMomeoCa 
geltend  zu  machen,  die  g^n  die  Aufwand- 
steuem  üb^haupt  sprechen.  Zunftcfaet  ist 
der  Zusammenhang  zwischen  Steuerleistang 
und  Ldstungsfähigkeit  des  &teueraab|ektea 
überhaupt  nicht  herzustellen.  Die  Wahl 
der  ()eg«ist&ide  muß  schon  at»  fiakaliscbes 
(Gründen  auf  Massenartikel  gerichtet  sein, 
und  ebenso  ist  es  unmt^lich,  die  StenenStxe 
80  abzustufen,  daß  sie  die  letstun^sOlö^ceEea 
Schultern  schärfer  treffen  als  die  weniger 
Bemittelten.  Werden  notwendige  Lebeo» 
bedarfeartikel  der  VerzoUtuig  imterworfen. 
so  ist  es  oft  unvermeidlich,  daß  gende  die 
unteren  Volksklasaeo  mehr  belastet  werdea 
als  die  oberen.  Besondere  Schwierigkaten 
werden  dann  femer  dorch  die  Notwendig 
keit  vemraacht,  daß  ein  richtiges  Vei^bus 
zwischra  den  inneren  VerbnuidiSBteuem  «nf 
dm  im  Inhmd  hergestellten  Waren  und  d«B 
Z.  der  glichen  ans  dam  Aualaad  edngefahrten 
Produkte  erstrebt  werden  aoLi.  SohlieUkli 
ist  bei  der  Notwendirirait  strenger  Formalien 
im  Z.wesen  die  Oemhr  der  tuntectiämng, 
des  Schmuggels  und  der  Bestechnng  vor- 
handen, zumal  bei  einigermaßen  hohen 
Z.8ätzen. 

Trotz  all  dieser  Mängel  sind  die  Z.  so 
einem  unentb^lichen  (iliede  des  Finaaa- 
wesens  geworden.  Sehen  in  Anbetracht  der 
hc^eu  Einnahmen,  welche  aus  ihnen  den 
Staatshanshalt  zufließen  und  die  oft  30  bts 
SO**/«  aller  Staatseinnahmen  betragen,  sind 
sie  nicht  zu  vermissen.  Es  kann  sich  also 
beim  Z.wesen  nur  um  eine  Grad  frage  und 
um  die  möglichst  zweckmäßige  QesJüütung 
der  Technik  des  Z.wesens  und  der  Z.ver- 
waltong  wie  um  die  richtifle  Atisvahl  der 
zollpflichtigen  (J^nstände  handeln. 

Wer  trägt  den  Z.?  Die  Frage,  wer 
der  eigentliche  und  letzte  Steuerträger 
ist,  ob  der  Ausländer  oder  der  Inländer  and 
unter  diesen  wiederum  ob  der  Produzent, 
der  Händler  oder  endlich  der  Konsameot 
die  Last  dee  Z.  zu  tragen  hat,  läßt  sich  voa 
vornherein  nicht  allgemein  und  für  alle 
Fälle  nicht  mit  ^cherheit  entscheiden.  Im 
ganzen  ist  der  Wille  des  Gesetzgeber«  dar- 
auf gerichtet,  durch  die  Ueberwälzmig 
Art.  „Steuer"  sub  III  oben  S.  1011%.)  den 
Konsumeuten  zu  treffen.  Ob  und  inwie- 
weit dies  aber  wirklich  geschieht,  ist  der 
speziellen  &K^ikge  anhamgegeb».  Die 
Einfuhr-Z.  wird  im  aUsemeinen  der  Inlinder 
und  die  Ausfuhr-Z.  d«r  Ausländ«-  tn^eo. 
^ie  sich  aber  die  weitere  Daterrertnluaf 
unter  die  in  Betracht  kommenden  Personen 
gestaltet,  läßt  nch  meist  nicht  festeteUeo. 
Maßgebend  ist  natürlich  d^i  das  OröBea- 
verhältnis  zwiijchen  Vorrat  imd  Bedarf.  0»- 
durch  kann  es  ab«'  kommen,  daß  maonig- 
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^iche  Tersduebnogen  eintreten.  Bei  nea 
eingeführten  Einfuhr-Z.  auf  bisher  zollfreie 
Objekte  kfuin  der  ausUlndische  Verkftufer 
im  Interesse  seines  Absatzes  veranlaßt  sein, 
niedrigere  Preise  zu  stellen,  um  seinen  Ab- 
satz im  Inland  nicht  zu  sehr  zu  schftdigen. 
"Er  trSgt  dann  teilweise  den  Einfuhr-Z.  Auch 
liacn  die  Z.ge8etzgebuag  ^flissentlich  auf 
ein  solches  Resultat  hinwirken.  Dag^n 
kaaa  in  gleicher  Weise  bei  den  Ausfohr^Z. 
eine  Rückwälzung  stattfinden ,  wenn  die 
MaHctveiiiältnisse  den  inländischen  Exporteur 
m  E^isreduktionen  zwingen.  Nur  selten 
sind  alle  diese  Vorgänge  statistisch  mit 
Sicherheit  zu  erfassen.  Immerhin  aber  ist 
es  bei  den  modernen  Verkehrs-  und  Eom- 
munikationsTerhflltQissen  wahrscheinlich,  daß 
eine  Verteilung  —  in  welchem  Mafie,  ist 
ungewiß  —  unter  die  beteiligten  Faktoren 
stattfindet. 

4.  Arten  der  Z.  Bie  Finanz-  and 
Schntz-Z.  Schon  in  unseren  geschichtlichen 
Ansfühnin^n  (s.  oben  sub  2)  ist  der  Ent- 
stehung dieser  beiden  Arten  der  Z.  ge- 
dacht worden.  Für  ihre  üntersuchimg  ist 
der  Zweck  der  Z.erhebung  maßgebend: 

1.  Finanz-  oder  Steuer-Z.  nennen  wir 
Z.,  die  ledigUdi  Quelle  dauernder  Ein- 
niüimen  sein  sollen.  8äs  sind  nur  bäsondore 
FonnendOTAufwandbesteueruag  nndgliedem 
sieh  daher  oiganisc^  in  deren  System  ein. 
Auf  sie  finden  daher  nach  Anfl^ng  und 
Höhe  die  sonstigen  Grundsätze  der  Ver- 
brauchebesteuerung Anwendung,  als  deren 
Ergänzung  sie  erscheinen  und  von  der  de 
nur  formell  dnrch  iiire  Erhebung  an  den 
Gebietegreozen  verschieden  sind.  Andere 
Motive   als  rein  steuerliche   und  fioanz- 

folitische  kfinnen  mit  ihnen  insoweit  ver- 
oflpft  sein,  als  sie  in  bestimmten  Erschei- 
nungen den  Aufwandsteuern  anhaften,  z.  6. 
Bekämpfung  der  Trunksucht  durch  hohe 
Alkohol-Z.  und  -steuern.   Einen  Einfluß  auf 
die  inländische  Produktion  kann  der  Finanz-Z. 
ausüben,  wenn  er  die  Einfuhr  aus  dem  Aus- 
land   herabmindert   oder   auf  aoderweite 
Deckung  des  Bedarfs  hinwirkt  (Kolonial- 
Eucker  —  Rübenzucker).   Die  Einrichtung 
der  Finanz-Z.  muß  aber  mit  der  inneren 
Verbranchsbesfeuerung  in  Einklang  gebracht 
werden.  Daraus  ergeben  sich  zwei  elementare 
Grundsätze.    Einmal  müssen  alle  Gegen- 
stände, die  im  Inland  einer  Verbrauchs- 
steuer unterworfen  sind,  mit  einem  Z.  in 
mindestens   dem  gleichen  Betrage  belegt 
werden  (Bier,  Tabak,  Salz,  Zucker,  Wein, 
Branntwein  usw.).   Sodann  aber  sind  Ver- 
hrauulisgegenstände  ähnlicher  Art  wie  die 
im  Inland  besteuerten,  die  aber  nur  im  Aus- 
land erzeugt  werden  können,  gleich^ls  dem 
Z.    zu   unterwerfen  (Kolonialwaren,  Tee, 
Katfee  n.  a.  m,).  Aber  auch  hier  werden 
<lie    Z.Sätze   im  allgemeinen    den  durch- 
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schnittlichen  sonstigen  Sätzen  der  inneren 
Verbrauchssteuern  annähernd  entsprechen 
müssen. 

2.  Schutz- Z.  sind  Z.,  die  wesentlich 
im  Interesse  des  Schutzes  der  inländischen 
Produktion  und  der  inländischen  Produzenten 
erhoben  werden.  Stehen  bei  den  Finanz-Z. 
fiskalische  und  finanzpolitische  Erwägungen, 
die  Rücksicht  auf  den  finanziellen  Er^ag, 
im  Vordergrund,  so  sind  bei  den  Schutz-Z. 
zunächst  andere  Ziele  maßgebend.  Dabei 
verzichtet  der  Fiskus  keineswegs  auf  die 
Aussicht,  hohe  Z.einnahmen  zu  erzielen, 
sondern  er  verbindet  nur  dieses  Streben 
mit  allgemeineren  wirtschaftspolitischen 
Zwecken.  Aller  Schutz-Z.  ist  im  Grunde 
genommen  auf  die  Verteuerung  der  aus- 
ländischen Erzeugnisse  und  Waren  gerichtet 
Die  ausländische  Konkurrenz  soll  zugunsten 
des  inländischen  Produzenten  eingedämmt 
werden.  Dieser  sdl  in  den  Genuß  günstigerer 
Preisbedingungen  gesetzt  werden.  Denn 
durch  den  Z.  werden  die  Produktionskosten 
für  den  Importeur  vermehrt;  will  er  diese 
aber  im  Fteise  der  Waren  auf  dem  in- 
ländischen Markte  ersetzt  haben,  so  muß  er 
höhere  Preise  fordern,  als  er  sonst  verlangt 
haben  würde,  wenn  keine  Z.sdtinuiken  be- 
ständen, per  inländische  Produzent  ktun 
nun,  faMs  die  fremde  ESnfuhr  zur  Deckung 
des  Mia^tbedufes  noch  notwendig  ist,  Vor^ 
teil  aus  dieser  Vertenraung  der  Warenpreise 
ziehen  und  selbst  höhere  Preise  fordern. 
Gelingt  es  aber  der  inländischen  Produktion, 
den  gesamten  Inlandsbedarf  zu  decken,  so 
kann  der  Schutz-Z.  nach  Umständen  die 
fremde  Zufuhr  vom  heimischen  Markte  ganz 
ausschließen.  Ans  diesem  wirtschaftlichen 
Prozesse  zieht  dann  naturgemäß  der  öffent- 
liche Haushalt  um  so  ergiebigere  Einkünfte, 

S unentbehrlicher  die  fiemde  Einfuhr  zur 
eckun^  der  Nachfrage  am  inl&ndischen 
Markte  ist. 

Die  Höhe  eines  Schutz-Z.  ist  durch  das 
Maß  der  Sohutzbedürftigkeit  eines  Pro- 
duktionszweiges bedingt.  Der  reine  oder 
einfache  Schutz-Z.,  der  ausländische 
Waren  belastet,  die  auch  im  Inland  erzeugt 
werden,  ohne  einer  dem  Z.  entsprechenden 
Inlandssteuer  zu  unterliegen ,  kann  zum 
Prohibitiv-  oder  Ausschließungs-Z. 
emporschnellen,  wenn  die  Z.8ätze  so  hoch 
bem^en  sind,  daß  auch  ohne  Verbot  die 
fremde  Konkurrenz  völlig  abgesclmitten  ist. 
Seine  Wirkung  Ist  dann  tatsächlich  diejenige 
eines  Ausfuhr-  bezw.  Einfuhrverbots.  Der 
heimische  Produzent  gewinnt  dann  häufig 
eine  mehr  oder  minder  ausgeprägte  Monopol- 
stellung für  den  Absatz  seiner  Waren. 

Die  den  Schutz-Z.  ziigrunde  liegenden 
Erwägungen  sind  regelmäßig  volkswirt- 
schaftlicher Art  Die  Tendenz  gipfelt 
in  dem  Bestreben,  einem  bedrängten  Pro- 
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duktionszweige  zu  Hilfe  zu  kommen,  eine 
im  ^tstehen  begriffene  Industrie  gegen  die 
auswärtige  bereits  technisch  fafih^  ent- 
wickelte Milbewerbung  zu  schützen.  Daraus 
aber  geht  zugleich  der  erzieherische 
oder  doch  transitorisehe  Charakter 
aller  Schutz-Z.  hervor.  Sie  sind  so  lange 
jUconomisch  berechtigt ,  als  entweder  der 
schutzbedflrftige  Produktionszweig  die  fremde 
Konkurrenz  vertragen  kann  oder  die  Ur- 
sachen eines  Notstandes  aufgehoben  sind. 
Die  grundsätzliche,  ewige  Dauer  der  Schutz-Z. 
widerspricht  eigentlich  dem  Wesen  des 
Schutz-Z.  überhaupt  Andererseits  aber 
werden  mitunter  durch  die  Schutz-Z.  auch 
soziale  oder  politische  Zwecke  er- 
strebtj  wenn  die  inländische  Industrie  infolge 
der  ihr  Übertragenen  sozialen  Aufgaben 
höhere  Produktionskosten  direkt  oder  in- 
direkt aufwenden  muß  als  die  fremde 
Konkurrenz  (Arbeiterschutz,  Arbeiterversiche- 
rung) oder  weon  mau  im  sozialen  Interesse 
Mißstände  oder  gesellschaftliche  Schäden 
durch  Z.  bekämpfen  will  (Trunksucht,  Luxus- 
konsumtion usw.).  Ebraso  können  manch- 
mal rein  politische  Ursachen  zur  Einftthrnng 
von  Sdiutz-Z.  Veranlassung  geben ,  teils 
selbständig  aus  politischen  Erwägungen,  teils 
zur  Abwehr  politis<üieroderhandmspoliti&cher 
Angriffe  (Retorsions-  oder  SampfzöUe  siehe 
unten  sub  I,  7). 

Das  Ausland,  dessen  Export  durch  Schuts- 
Z.  geschädigt  ist,  kann  g^n  die  Schutz-Z. 
reagieren  und  vOTSUchen,  deren  Wirkung 
aufzuheben.  Hier  u>mmen  aufier  den 
BetoTsions-  und  Kampf-Z~  deren  an  anderer 
Stelle  gedacht  werden  soll,  vor  allem  Aas- 
fuhrprämien  (vgl.  Art  Ausfuhrprämien*' 
oben  Bd.  I S.  271)  und  bei  den  modernen  Ver- 
kehrsverhältnissen audi  eine  entsprechende 
Verbilligung  der  Frachttarife  für 
die  Ausfuhr  in  Betracht  Durch  solche 
Einrichtungen  kann  dann  der  beabsichtige 
Erfolg  der  Schutzpolitik  ganz  oder  teilweise 
aufgehoben  werden. 

Ungemein  schwer  sind  aber  trotz  dieser 
theoretischen  Merkmale  die  tatsächlichen 
oder  praktischen  Grenzen  zwischen 
einem  Finanz-  und  Schutz-Z.  zu  be- 
stimmen. Viel  hängt  dabei  von  dem  sub- 
jektiven Ermessen  und  den  erstrebten 
Zwecken  sowie  von  der  ganzen  Einrichtung 
und  dem  Systeme  der  Aufwandbesteuerung 
ab.  Daher  finden  wir  in  den  meisten 
Ländern  eine  Kombination  zwischen  Finanz- 
und  Schutz-Z.  Die  Scheidung;  ist  hier  um 
so  schwieriger,  als  bei  den  Fmanz-Z.  einer- 
seits anderweite  volkswirtschaftliche  Rück- 
sichten hereinspieleo  und  andererseits  bei 
Schutz-Z.  der  Wunsch  nach  ergiebigen  Ein- 
nahmen wesentlich  mitzusprechen  pflegt. 

5.  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Duroh- 
fohr-Z.  Nach  dem  Orte  der  Z.erhebuDg 


unteradieidet  man  BiDoen-  und  Omz-Z.  Vit 
Binnen-Z.  werden  innerhalb  eines  Volks- 
wirtschaftsgebietes  an  geeigneten  Plätzen 
eriioben,  z.  B.  an  ■Wegen,  bei  BrQcktn, 
Ueberfuhren  usw.,  ohne  daß  diese  Orte  an 
sich  mit  Gebietsgrenzen  zusammenfallen 
(vergl.  Art  „Brückengeld,  Wegegeld"  obea 
Bd.  I  S.  555).  Die  Grenz-Z.  dingen  sind 
diejenigen,  deren  Erhebung  an  den  territo- 
rialen Grenzen  erfolgt  Sie  heißen  daher 
auch  A  u  ß  e  n  -  Z.  D^>ei  ist  es  gleichgüttig, 
ob  diese  Grenzen  diejenigen  eines  einzelnen 
Landes  und  geschlossenen  Volks  Wirtschafts- 
gebietes (Landesgrenz-Z.)  oder  eines  durch 
einen  Z.verein  verbundenen  Gebietes  (V^eteins- 
Z.)oder  eines  kleineren  Bezirkes  innerhalb  des 
Staates  sind  (lolands-Z.),  wie  z,  B.  die  Ueber* 
gangsabgabeu  (vergl.  Art.  „Ueb^rgaagsab- 
gaben"  oben  S.  Iü87). 

Die  an  den  Grenzen  erhobenen  Z^  die 
Grenz-  oder  Außen-Z.,  sind  die  Einfuhr-,  Aus- 
fuhr- oder  Durchfuhr-Z.   In  unsaten  giweo- 
wärtigen  Verkehrszuständen  sind  die  Ein- 
fuhr- (Eingangs-  oder  Import-)Z.  die  wich- 
tigsten.  Diese,  früher  auch  Konsum-Z.  ge- 
nannt, werden  an  dea  Gebietsgreuzen  er- 
hoben, wenn  die  zoUpflichti^n  Waran  Ton 
außerhalb  des  Z^bietes  in  dieses  ver- 
bracht  werden.  Wenn  man  heute  in  unseren 
modernen  Kulturstaaten  von  Z.  schlechthin 
spricht}  so  denkt  man  an  £infuhr-Z.;  denn 
die  Z.2wecke  werden  fast  aoaschueBlicfa 
durch  me  verwiitiicht   Die  Ausfahr- 
(Atuganga-,  Export-,  Esito-)Z.  sind  fiUlig, 
wenn  die  zollpflichtigen  Objekte  das  Inland 
veriassen  und  nach  dem  Z^usland  gebeo. 
Ehemals  waren  diese  sehr  häufig  und  standen 
iu  engster  VertnadoDg  mit  dem  Schutz- 
system (s.  Art  „Schntzsyttem"  oben  S.787  SgX 
Oftmals  wurden  sie  in  ihrer  Höhe  bis  zu 
Ausfuhrverboten  gesteigert  und  sollten  künst- 
lich einen  Ueberfiuß  an  gewissen  Waren 
im  Inland  festhalten.   Insbesondere  hat  sich 
das  Merkantilsystem  (a.  Art.  „Uerkaatzl- 
syslem"  oben  S.  484)  ihrer  bedient,  um  die 
Rohstoffe  im  Interesse   der  entstehenden 
Industrieen  zu  sichern.  Die  meisten  Staaten 
haben  sie  heute  beseitigt  (England  1^12. 
Deutschland  1873,  Niederiande  1877,  Frank- 
reich 1881).   Sie  werden  noch  aufrecht  e*^ 
halten  in  kleinerer  Zahl  und  ohne  wesent- 
liche Bedeutung  in  Rußland,  Italien,  Portugal. 
Spanien,  in  der  Schweiz,  in  Griec^olaotL 
in  Finland,  Rumänien,  Britisch-Indien  usw. 
In  der  Türkei  und  in  verschiedenen  auS«^ 
europäischen  Staaten  dagegen  sind  sie  aoefa 
gegenwärtig  von  großer  Bedeutung,  z.  R  in 
Aegypten,  Brasilien,  Tunis,  Japui  und  ObioM. 
Durchfuhr- (Durchgang»-,  TraoBit-)Z. siad 
Z.,  die  bei  Durchfuhr  von  Waren  durch  dsc 
Z.gebiet  erhoben  werden.  Sie  sind  aus  dfla 
mittelalterlichen   Verhältnisse    und  4ea 
Binnen-Z.  herv<ng^|angra,  vertragen  sichabir 
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■icfat  mehr  mit  den  moderneD.  Damentlich 
d«i  internationaläD  Verkehrszuständen.  Die 
Doidifohr-Z.  wurden  im  Z.verein  1861,  in 
der  Schweiz  1874,  in  Oesterreich  1878  und 
in  Griechenland  1884  aufgehoben. 

ÜDdlich  kann  man  die  Z.  noch  einteilen 
nachdem  Bezugsberechtigten  instaatliche, 
gemelDdliche  und  private  Z.  Letztere 
Kategorie,  der  Äusflnß  vormaliger,  grund- 
herrheber    Verhftltfiisse    oder  besonderer 
ftiTilegien,  ist  vollstÄndig  in  Wegfall  ^ 
kommen.    Qemeindliche  oder  örtliche  Z. 
erscheinen  in  geschlossenen  St&dten  und 
Orten  auch  jetzt  noch  häufig  als  Formen 
der  Erhebung  von  kommunalen  Yerbrauchs- 
steuera  (vgl.  Art,  „Octroi"  oben  S.  589  fg.). 
Dagegen  sind  die  staatlidien  Z.  die  herr- 
schenden Typen  des  Z.wesens.   Dabei  kann 
sich  jedoch' auch  der  Staat  der  Gemeinden 
und  ihrer  Verwaltung  zur  Erhebung  staat- 
licher Z.  bedienen.    Wir  haben  es  dann 
mit  staatlichen  Z.  zu  tun,  auch  wenn  die 
Eommtioen  diese  erheben  und  verwalten 
(Tgl.  Artt  „Octnü'^  a.  a.  0.  und  „Ver^ 
zeluruDgBStener"  oben  S.  1218/19). 

Wenn  im  fol^nden  von  „Z."  schlechthin 
die  Bede  ist,  so  ist  an  die  Einfubr-Z.  zu 
denken. 

6.  Wert-  utd  Hass-Z.  Die  Z.  kßnnen 
entweder  nach  dem  Werte  der  Waren  oder 
nach  bestimmten  Maß-  und  Gewichtseinheiten 
festgesetzt  werden.  Jene  rand  die  Wert-Z., 
diese  die  Ma&-Z. 

Die  Wert-Z.  oder  Z.  ad  valorem 
werden  in  Prozenten  des  deklarierten  Wertes 
oder  Preises  der  zollpflichtigen  Waien  er- 
hoben.  Sie  sind  geschichtlich  die  älteren 
und  waren  namentlich  im  Altertum  und 
Mittelalter  gebräuchlich.    Da  sie  sich  dem 
Werte  oder  Preise  der  verzollten  Waren 
anschmi^en,  haben  sie  den  Vorzug,  daß  sie 
(lie  einzelnen  Warengattungen  verschieden 
belasten,  die  Qualitäten  unterscheiden  lud 
auch  der  Preisbewegung  zu  folgen  vermögen. 
Für  den  Staatshaushidt  bringen  sie  dazu 
noch  eine  gewisse  Stabilität  des  Ertrages, 
da  die  Einfuhr  bei  sinkenden  Preisen  zu 
steigen  und  bei  steigenden  Preisen  zu  sinken 

eflegt.  Andererseits  aber  leidet  die  technische 
lurchfOhmng  an  großen  Mängeln.  Die 
Deklarationen  der  Pflichtigen  sind  nicht 
immer  zuverlässig  und  die  Z.behörden  nur 
selten  befähigt,  deren  Mangelhaftigkeiten  zu 
korrigieren.  Die  Kontrollen  und  sonstigen 
Vorkehrungen  bleiben  meist  unwirksam. 
Um  ztt  niedrige  Deklarationen  seitens  der 
Heaitzer  der  Waren  zu  verhüten,  hat  man 
den  Beamten  oder  dem  Staatsschatze  ein 
Vorverkaufsrecht  zu  dem  deklarierten 
Preise  zuzflgUch  eines  Zuschlages  (meist  10  "/o) 
eingeräumt  Oder  man  hat  auf  sehr  kost- 
spieligem Wege  eigene  Ermittelungs- 
>ureauB  zur  Erforschung  der  dauemdoi 


oder  durschnittlichen  Marktpreise  der  Waren 
(valeurs  efflcielles,  valeurs  variables)  be- 
gründet oder  endlich  in  zweifelhaften  Fällen 
besondere  Sachverständige  vernommen.  Solche 
aber  ließen  sich  nicht  gerne  zu  Einschätzungen 
herbei.  Die  Kosten  dieser  umfänglichen 
Kontrollmaßregelu  führten  eine  große  Be< 
schränkung  der  Zahl  der  Abfertigungsämter 
herbei  und  nöti^n  daher,  den  Verkehr  in 
ungesimder  Weise  an  wenigen  Stellen  zu 
zentralisieren.  Alle  diese  Umstände  haben 
die  Wert-Z.  mehr  und  mehr  aus  dem  Z.- 
system  verdrängt. 

Die  Maß-  oder  spezifischen  Z.  (Ge- 
wichts- oder  StOck-Z.)  werden  in  festen 
Sätzen  nach  bestimmten  Maß-  oder  Gewichts- 
einheiten (100 1^,  1  hl)  oder  nach  der  Stück- 
zahl bemeascm.  Sie  sind  leichter,  einfacher 
und  billiger  zu  erheben,  verursachen  weniger 
Belästigungen  des  Verkehrs,  "weniger  Placse- 
reien  und  Streitägkeiten,  reizen  mindw  zu 
Hinterziehungen  und  können  bequem  an 
einer  großen  Anzahl  von  Z.8tätten  erhoben 
werden.  Die  Anlage  der  Z.schuldigkeit  ge- 
schieht nach  dem  Brnttogewicnte  ein- 
Bchlieflüch  der  Vopacknng,  bei  Waren,  für 
die  es  der  Z.tari{  ausdrücklich  vorschreibt, 
oder  bei  solchen,  für  die  der  Z.  ^ne  be- 
stimmte Höhe  nicht  flberechreitet  (Deutsoh- 
land  6  M.,  Frankreich  60  Fns.  für  je  100  kg). 
Im  übrigen  ist- das  Nettogewicht  maß- 
gebend. Hier  bestimmt  der  Z.tarif  die 
Prozente  des  Bruttogewichts,  nach  welchen 
das  Nettogewicht  berechnet  werden 
kann  („Abzug  der  tarifmäßigen  Tara").  Im 
fibrigen  kann  bisweilen  der  Z.pflichtige  auch 
die  direkte  Verwiegung  der  Ware  oder  die 
Z.behöide  sie  bei  ungewöhnhcher  Verpackung 
beantragen  (,,Reinverzollung**).  Bei  Flüssig- 
keiten dürfen  die  direkten  ümhOllungea 
nicht  in  Abzug  gestellt  werden,  wie  die 
Fässer ,  Flaschen ,  Krüge  usw.  Einzelne 
Waren  werden  nach  dem  Stück  verzollt, 
z.  B.  Vieh,  verschiedene  FiU)rikate  (Hüte, 
ühren  usw.)  u.  dgl.  m. 

Die  spezifischen  Z.  können  den  Wert-Z. 
in  der  Wirkung  genähert  werden,  wenn  der 
Z.tai-if  die  einzelnen  G^eustände  nach  dem 
Fabrikationsstadium  oder  nach  Qualitäten  in 
eine  Mehrzahl  von  Klassen  differenziert  — 
Gradations-  oder  Staffel-Z. 

7.  Rück-Z.  und  Unteracheidnngs-Z. 
Rück-Z.  oder  Drawbacks  sind  Ver- 
gütungen von  Z.,  die  bei  der  Ausfuhr  von 
Waren  gewährt  werden,  für  die  bereits 
früher  bei  der  Einfuhr  oder  für  die  be- 
treffenden Rohstoffe  Z.  oder  sonstige  Auf- 
wandsteuem  entrichtet  wurden.  (Vgl.  Sw. 
„Drawbacks^  und  Art  „Ausfuhrprämien** 
oben  Bd.  1  S.  666  bezw.  S.  271.) 

Unterscheidunes-  oder  Dif!e- 
renziai-Z.  heißen  Z.,  die  Waren  der 
gleichen  Art  und  Gattung  mit  verschieden«! 
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Z.8fttzeo,  mit  hßhereo  oder  Diedrigeren  be- 
l^;en.  Als  Unterscheidungsmerkmal  kann 
dabei  gewählt  werden  die  Art  der  Einfuhr, 
ob  zu  Wasser  oder  zu  I^d,  das  lAod  der 
Herkunft  oder  des  Ursprungs,  die  Fl^ge 
des  Schiffes,  die  direkte  oder  indirekte  Eän- 
fuhr,  die  Handelsvertragsverhältnisse  mit 
anderen  Staaten  u.  a.  m.  Die  Unter<^ 
8cheiduDgs-Z.  können  sein : 

1.  niedriger  als  die  Normal-Z.}  Minde- 
rungen derZ.  oder  Z.ab8chl&ge  (dStaxea) 
und 

2.  höher  als  die  Normal-Z.,  Zuschlage  zu 
diesen  oder  Zuschlags -Z.  (surtaxes).  Neben 
den  allgemeinen  VerhAltnissen  kOonen  aber 
antdi  noch  Gründe  der  Retorsion,  d.  h.  als 
Akte  der  Wiederrergeltuog  gegen  ein  anderes 
Land,  zu  ihrer  Erhebung  ermächtigen.  Eine 
solche  Betorsion  pflegt  in  Anwendung  zu 
kommen,  wenn  ein  anderer  Staat  die  An- 
gehörigen durch  Z.-  oder  sonstige  Mafiregeln 
benachteiligt  Diese  ZuschU^s-Z.  nennt 
man  dann  Retorsions-  oder  Eampf-Z. 
Die  Mö^lichtuät  solcher  Wiedervergeltuog 
sehen  die  meisten  Z.gesetze  vor  (Deutsch- 
land: „Kampf-Z.paragiaph"  RG.  v.  ISiVU. 
1879/24./V.  1885  §6),  Noidamerika:  „Bezi- 
TOOzitätBklaasel").  In  Deutschland  ist  eine 
Z^erhfihung  von  50 'Vo  der  üirifmAfiigen  Z.- 
Bfttze  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundes- 
rats durch  kaiserliche  Veroidnung  zulässig. 
Die  Anordnung  ist  dem  Reichstag  mitzuteilen 
und  außer  Kraft  zu  setzen,  büls  dieser 
seine  Zustimmung  versagt.  Den  Zustand 
der  Retorsion  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Ländern  bezeichnet  man  auch  mit  dem 
Namen  Z. krieg. 

II.  Die  rechtliche  Ordnung  des  Z.wesens. 
1.  Z.reeht  und  Z.regal.  GeschlohtUefaes. 

Du  H«cht,  Z.  aaszuscbreiben  nnd  zu  erheben, 
ist  stets  der  Ansflaß  der  Souveränität  und  zwar 
deren  wesentlicbeg  Attribat.  Im  alten  Deutschen 
Belebe  stand  demffenäfi  das  Z.reffal  dem  deut- 
seben König  und  Kaiser  zu.  DieMacbtstellnng 
der  Krone  war  aber  nicht  genOgend,  um  den 
EincrifFen  und  Hifibräachen  der  Territorien  und 
Stäfite  wirksam  entgec^enzntreten.  Vielmehr 
maßten  sieb  eine  Anzahl  von  Landesherren  and 
örtlichen  Antoritäten  das  Kecbt  der  Z.erbebang 
an,  während  andererseits  die  Kaiser  selbst  man- 
cherlei Z.pririlegien  vergaben  oder  weitgebende 
Zireiheiten  gewährten.  Das  mitteralterticbe  Z.- 
wesen  in  Deutschland  zeigt  daher  ein  buntes 
Hosaikbild  hfichst  verwickelter  Z.verhältnisse. 
Die  Versnebe  einzelner  kräftiger  Kaiser,  wie 
Friedrichs  II.,  eine  strengere  Z.ordnnng  herbei- 
zuführen, den  Reichsständen  die  ErbOhnng  be- 
stehender oder  die  Eiuführong  neoer  Z.  zn  ver- 
bieten, vermochten  die  Ansartnng  der  Eotwicke- 
Inng  nicht  zn  hemmen.  Ebenso  haben  die 
politischen  Verhältnisse  unter  Karl  V.  dessen 
Pläiie,  ein  einheitliches  deutsches  Z.wesen  unter 
Verlegung  der  Z.  an  die  Reicbsgrenze  zu  schaffen, 
vereitelt.  Das  Sinken  der  kaiserlichen  Macht, 
die  Entwickelang  der  Landeshoheit  und  die 


Ausbildung  säbtOndiger  TertitodeB  inneilulb 
des  Reichsgebietes  Temittdte  den  Uebe^ug 
des  Z.regals  an  die  Landeaberren.  Seit  den  30- 
jährigen  Kriege  und  mit  der  Anerkennung  der 
SouTeränität  der  Landesherren  in  ihren  Terri- 
torien wurde  das  Z.wesen  zn  einer  autonomes 
LandesangelegenheiL  Wenn  nnn  aneb  das  bnnte 
Z.wesen  infolge  der  nngänstigen  Grenzen  der 
einzelnen  Länder  den  fartscbreitenden  Wirt- 
schafts-  und  VerkehrsTerhältniasen  nicfat  ort* 
sprach,  so  bedufte  es  gl^rhwiAl  noch  önes 
langen  Zeitmames,  bis  die  Ünerteä^iehkeit 
der  Ziutlnde  zur  GrOndung  des  deatauien  Z.> 
Vereins  führte  (Näheres  hierttber  YgL  Are 
„Zollverein*'  unten  S.  1408  fg.).  SndgUtig  ge- 
sande  nnd  dauernde  Ordnung  der  deutscboi  Z.- 
verhältnisse  schufen  erst  1H67  nach  AoOOsmig 
des  Z. Vereins  der  Norddeutsche  Band  mit  ■dser 
Z.einignnr  mit  den  sttddentschen  Staaten  und 
das  neue  Deutsche  Reich  (R.-Verf.  Art.  33—40). 
Oesterreich-Ungarn  hat  seit  1867  sein  Z.wesea 
selbständig  geordnet,  wodurch  beide  Beichs- 
hälften  zn  einer  Einheit  zusammengeschlossen 
wurden.  Die  neueren  politischen  Znit&nde  im 
Ssterreiehisehai  Kuserataat  schttnen  aber  die 
Z.einbeit  beider  Bdehshälften  wieder  in  Fiige 
zu  stellen. 

Das  Z.recht  —  beute  identisch  mit  dem 
obsoleten  Begriffe  „Z.r^al"  —  tmifafit  die 
gesamte  gesetzliche  Ordnung  des  Z.weeens 
und  somit  das  Recht,  Z.  anzuordnen,  sie  zn 
erheben,  sämtliche  die  Z.verwaltung  betref- 
fenden Maßregeln  vorzuschreiben  und  endlich 
ihre  Ausführung  ständig  zu  beaufsichtigen. 
Diese  Befugnisse  erwachsen  unmittelbar  auü 
der  Souveränität  des  Staates  imd  bilden  einen 
Bestandteil  seines  Besteuernngsrechtee.  Bei 
Verbindung  verschiedener  Staaten  zu  einem 
einheitlichen  Z.gebiet  (Z.verein)  mufi  ein 
gemeinsames  Organ  zur  Beschlieftung 
der  Z.ordnuog  geschaffen  werden  ( General - 
konferenzen,  Z.parlament).  Da  es  eich  r^el- 
mäßig  um  Verträge  selbständig  Staaten 
handelt,  so  wird  Einstimmigkeit  der  Be- 
schlüsse gefordert.  Jedem  Delegierten  steht 
demgemäß  ein  liberum  veto  zu. 

Unter  Z.gebiet  verstehen  wir  das  teni- 
toriale  Bereich,  ffir  das  die  ausgegebenen 
Z.ordnungen  Cieltung  haben.    Es  hat  ge- 
meinsame Grenzen,  an  denen  die  Z.  toiA 
gemeinsamen  Vorschriften  erhoben  werden. 
Das  Z.gebiet  wird  sich  in  der  Regel  mit 
dem  Staats^biet  decken,  ohne  notweodii; 
mit  diesem  identisch  zu  s^n.  Staat^ebiec 
und  Z.gebiet  wichen  voneioander  fibenü 
da  ab,  wo  dieses  eine  Hehrzahl  von  aelb- 
ständi^n  Staaten  zu  einem  Z.TeräD  vertnodet. 
Auch  im  Deutschen  Reich  decken  sich 
Reichsgebiet  und  Z.gebiet  nidit  fSxaoMl 
bleib«!  aufierhalb  die  Z.ausschlfisse  nder 
Gebietst^e,  die  wegen  ihrer  Lage  zur  Eo- 
schließung  in  die  Z.grense  oidit  geögnft 
sind,  daher  „ausgeschlossen**  werden.  Narifc- 
dem  die  Freihäfen  der  Hansestädte  Brwaen 
und  Hamburg  1888  diese  Qualität  wrinb 
haben,  sind  die  ZAussclilQsse  beediriria  act 
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dnzdne  Orte  und  Höfe  der  ludiachen  Kreise 
Konstanz  nod  Waldshnt,  auf  die  Insel  Helgo- 
land und  die  noch  besteheuden  kleiuen  Frei- 
hafeogebiete  bei  Hamburg,  Kuxhaven,  Bremea 
and  Geestemünde.  Die  Z^ausschlüsse  werden 
als  Z^usland  bebaodelt  Sodann  aber  ge- 
hören zum  deutschen  Z.gebiet  die  Z.an- 
schlUsse  oder  Gebietsanteile ,  die,  ohne 
Bestandteil  des  Keichs^bietes  zu  sein,  seinem 
Z^biet  einvOTleibt  sind.  Zu  diesem  ge- 
hCrea  das  QroBherzogtum  Luxemburg  und 
die  beiden  Österreichischem  Gemeinden  Jung- 
holz und  Mittelberg.  Die  Z^anschlUsse  haben 
zwar  Anteil  an  den  Erträgen  der  Z.,  wirken 
aber  an  der  Z.gesetzgebuug  des  Reiches 
nicht  mit.  £)ia  gleiches  Verhältnis  besteht 
zwischen  Oesterreich  und  Liecditenstein. 

2.  Der  Z.tartt  und  Beine  Elnrichtang. 
Die  Z.sBtze.  Schon  bei  ünterscheidung  der 
Wert-  und  MaS-Z.  ist  der  Art  und  Weise 
der  Auslösung  der  Z.schuldigkeit  gedacht 
worden.  Sie  geschieht  durch  die  Eatrich- 
tung  der  Z. Sätze.  Unter  diesen  haben  wir 
die  Beträge  zu  verstehen,  die  als  Abgabe 
voD  den  Werl-,  Maß-  oder  Gewichtseinheiten 
oder  von  einem  Stück  der  Waren  erhoben 
werden.  Bei  den  Wert-Z.  bestehen  die  Z.- 
sätze  in  einem  prozentualen  Anteil  vom  de- 
klarierten Werte  oder  Preise  der  Waren, 
bei  den  Maß-Z.  oder  Gewichta-Z.  in  einem 
festen  Betrage  von  je  einer  Gewichtseinheit 
(in  Deutschland  z.  B.  für  je  100  kg.)  und 
endlich  bei  den  Stück-Z.  in  einem  festen 
Satze  für  jedes  Stück. 

Der  Z.tarif  ist  die  Znaammenstellung 
der  zoU|>flicbtigeD  Waren  (Warenverzeichnis) 
mit  Z.einheit  und  Zusatz.  Er  ist  entweder 
alphabetisch  (nach  dem  Anfangslmch- 
staben  der  Waren)  oder  systematisch 
(Dach  ihrer  inneren  Zusammengehürigkeit) 
geordnet.   Beide  Systeme  können  dadurch 
verbunden  werden,  daß  das  Hauptgerippe 
in  alphabetischer  Anordnung  erscheint  und 
die  Unterabteilungen  sich  in  dieses  nach  sach- 
lichen Gesichtspunkten  einbauen  (Deutsch- 
land, Schweiz).   Dem  Z.tarif  liegt  ein  Z.- 
tarifgesetz  zugrunde,  das  die  gesetzlich 
vereinbarten  Z.eätze  enthält.    Neben  den 
eigentlich  handelspolitischen  Motiven,  deren 
Darstellung  außerhalb  unserer  Betrachtuogen 
fallt,  haben  vom  finanztechnischen  Stand- 
punkte aus  die  Z.tarife  vor  allem  den  An- 
forderungen der  Einfachheit,  Üebersichtlich- 
keit   und  der  leichten  Anwendbarkeit  zu 
entsprechen.   Je  komplizierter  die  Z.verhält- 
nifise  Bind,  je  verschiedenere  Z.sätze  für  die 
gleiche  Ware  gesetzt  sind,  je  häufiger  L'nter- 
scbeidungs-Z.  vorkommen,  je  mehr  überhaupt 
der  Schutz-Z.  den  Fioanz-Z.,  der  Staffel- 
tarif den  Einheitstarif  Überwiegt,  desto  ver- 
wickelter und  schwieriger  wird  das  Problem 
der  Z.tarife. 


Abftnderungen  der  Z.tarife  sind 
mit  mancherlei  Schwierigkeiten  und  Miß- 
ständen verknüpft  und  bringen  leicht  volks- 
wirtschaftliche und  finanzpolitische  Schäden. 
"Eia  allzu  häufiger  Weche^l  erscheint  daher 
nicht  empfehlenswert ,  ein  Wechsel  muß 
aber ,  einmal  beschlossen ,  mit  kräftiger 
Hand  durchgeführt  werden.  Das  Bedörfais 
des  modernen  Verkehrs  hat  in  unserer  Zeit 
längere  Perioden  der  Stabilität  erzeugt. 
Wenn  aber  eine  Abänderung  bestehender 
Z.sätze  sich  als  notwendig  erwiesen  hat,  so 
ist  es  wünschenswert  im  Interesse  der 
Produktion,  des  Handels  und  dos  Verkehrs, 
daß  die  Aendemngen  einige  Zeit,  bevor  sie 
in  Kraft  treten,  offiziell  bekannt  gegeben 
werden.  Damit  ist  allerdings  wieder  die 
Gefahr  verbunden,  daß  dadurch  die  Speku- 
lation entfesselt  wird  und  die  heimische 
Industrie  oder  die  Staatskasse  Schaden  leidet. 
Diesem  üebelstande  sucht  man  durch  sog. 
„Sperrgesetze"  entgegenzutreten,  durdi 
die  zur  Eindämmung  der  Spekulation  bereits 
beschlossene  Z.Veränderungen  schon  früh- 
zeitiger, als  an&nglich  Mabsic^tigt  war, 
eingeführt  werden. 

Die  Einrichtung  der  Z.tarife  beruht  auf 
den  Prinzipien  der  Autonomie,  der  Kon- 
vention oder  der  Reziprozität.  Die 
Z.sätze  sind  autonom,  wenn  der  Staat  sie 
ohne  Rücksicht  auf  andere  Staaten  und  nach 
freiem  Belieben  einführt,  erhöht  oder  ab- 
schafft Konventiooale  oder  vertragsmäßige 
Z.sätze  sind  diejenigen,  die  auf  vOlkerrecht- 
hchen  Abmachungen  (Handels-  und  Z.ver- 
trägen)  beruhen,  wodurch  sich  der  Staat 
verpflichtet,  gleiche  Gegenleistung  voraus- 
gesetzt, während  der  Vertragsdauer  seinem 
Kontrahenten  gegenüber  keine  Tarifverände- 
rungen und  keine  neuen  Z.belegungen  vor- 
zunehmen. Reziprozität  dagegen  ist  vor^ 
banden,  wenn  sich  ein  Staat  zwar  vertrags- 
mäßig nicht  bindet,  jedoch  solchen  Staaten, 
die  zu  entsprechenden  Aequivalentleistungen 
bereit  sind,  gleichfalls  Ermäßigungen  der 
Z.8ätze  zugesteht 

Auf  dieser  Grundlage  unterscheiden  wir: 

1.  Generaltarife  (Tarif  officiel)  und 
Konventionaltarife.  Der  Generaltarif 
enthält  autonome  Z.sätze,  die  normalen  Z., 
und  ist  auf  die  Waren  aller  Staaten  anwend- 
bar, mit  denen  keine  besonderen  Verein- 
barungen getroffen  sind.  Er  bezeichnet  den 
subsidiären  Rechtsstand.  Der  Konventional- 
tarif dagegen  stellt  Ermäßigungen  der  Sätze 
des  Generaltarifes  dar  für  den  Warenverkehr 
mit  solchen  Staaten,  mit  denen  besondere 
Handels-  und  zollpoUtische  Vereinbarungett 
getroffen  wurden.  Diese  Handelsverträge 
setzen  Z.bindungen  oder  Bentimmungen 
fest,  nach  denen  dem  Vertragslande  gegen- 
[über  der  vereinbarte  Z.  nicht  erhlAt  oder 
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ein  nicht  vereiobarter  nicht  neu  eingeführt 
werden  darf.  Diese  Bindung  wird  aber 
immer  nur  auf  namentlich  bezeichnete  Waren 
ausgedehnt,  während  die  übrigen  Positionen 
des  Z.tarifs  beiden  Teilen  zu  autonomer  Be- 
lumdlung  überlaseeu  bleiben.  Eine  Art 
genereller  Abrede  liegt  in  der  sog.  „Meist- 
begünstigungsklausel", wodurch  sich 
beide  Staaten  verpflichten,  unverzüglich  und 
ohne  weiteres  einander  gegenseitig  an  jeder 
Begünstigung,  jedem  Vorrecht  »od  jeder 
Z-ermäßigung  teilnehmen  zu  lassen,  die  der 
eine  Kontrahent  irgend  einer  dritten  Macht 
einräumt  oder  einräumen  wird  (vgl.  Art. 
„Handelsverträge"  oben  S.  51  fg.).  Alle 
im  Koaventionätarif  gewährten  Vergünsti- 
guDgen  an  Z-sätzen  stellen  sich  ihrer  Nattu: 
nach  dar  als  Differenztid-Z.  und  zwar  als 
Z^ibschläge. 

2.  Maximal-  und  Minimaltarif. 
Beide  Tarifausstellungen  sind  zunächst  au- 
tonom, oder  mit  anderen  Worten,  Zahl, 
Höhe  und  Umfang  der  darin  enthaltenen 
Z^tze  ist  dem  Ermessen  des  Inlandes  an- 
heimgegeben und  durch  keine  vertrags- 
mäßige Bindung  beeinträchtigt.  Der  Haxi- 
maltarif  (Tarif  g6n6ral,  maximum)  ist  der 
Qeneraltarif  und  gilt  als  Regel.  Er  ist  im 
allgemeinen  und  an  sich  auf  den  Verkehr 
mit  allen  Ländern  anwendbar.  Der  Mini- 
maltarif  (Tarif  miuimum)  dangen  enthält, 
wie  sein  Name  sagt,  Abweichiingen  vom 
Maximaltarif  nach  unten,  ZJibeichläge.  Die 
Einräumung  dieser  niedrigeren  ^tae  hat 
die  Reziprozität  zur  materiellen  Voraus- 
setzung. Er  wird  nämlich  ganz  oder  teil- 
weise, spontan  auf  Grund  besonderen 
lasses  oder  nach  Maßgabe  von  bestehenden 
oder  abzuschliefieoden  Verti-ägeo  auf  die 
Erzeugnisse  derjenigen  Ländw  angewandt, 
die  den  inländischen  Produkten  auch  „ent- 
-sprediende  Vorteile"  (avaotages  correlatifs) 
gewähren  und  auf  sie  ihre  niedrigsten 
Tarife  anwenden.  Das  System  der  Maximal- 
und  Minimaltarife  bat  zuerst  die  f  ran  - 
zösische  Z.^setzgebung  im  Jahre  1892, 
und  zwar  vorwiegend  zur  Verfolgung  schutz- 
zöllnerischer  Ziele,  versucht.  Auch  der  neue 
deutsche  Z.tarif  von  1903  hat  es  wenigstens 
teilweise  angenommen. 

Im  übrigiBn  ist  die  Einrichtung  der 
Z.tarife  in  den  einzelnen  Staaten  sehr  ver^ 
schieden.  Die  einen  Tarife  gehen  davon 
aus,  daß  grundsätzlich  alle  waren  zollfrei 
■sind,  für  die  keine  Z.sätze  im  Tarif  auf- 
genommen sind  (Z.verein,  England).  Die 
anderen  nehmen  den  entge^n|:e8etzteu 
Standpunkt  ein  und  erklären  pnnzipieil  alle 
Einfuhr  für  zollpflichtig,  soweit  die  Z.freiheit 
nicht  für  bestimmte  Waren  ausdrücküch 
erklärt  ist  (Opsterreich.  Italien,  Schweiz). 
In  Deutschland  gilt  die  Z.freiheit  formell 


als  RegeL  Praktisch  jedoch  ist  die  Mehr- 
zahl der  Eänfuhrprodukte  zollpfiichtig,  and 
tateächlich  werden  die  nicht  zoUpfli^itigeci 
Gegenstände  im  Z.tarif  noch  besonders  iJs 
„frei"  bezeichnet  Letzteres  geschieht  im 
Interesse  der  Debeisichtlichkeit  Die  Aus- 
nahmen überwiegen  also  die  RegeL  Im 
allgemeinen  sind  die  kontinmtalen  Z.terife 
mit  dem  Voriierrschea  schutzz6llneriacfaer 
Tendenzen  überhaupt  verwickelter  als  der 
englische,  der  heute  nur  noch  27 — 30  Pb- 
sitionen  aufführt 

Die  Z.zahlung  hat  in  den  mosten  Staaten 
in  Gold  zu  geschehen,  nameotÜch  mck  in 
solchen,  deren  Währungssystem«  von  da 
Goldwährung  mehr  oder  wendet  abweidieo. 

8.  Die  Z-erheboor.  Niederlagsveikehr 
und  Z.krediti)  Die  Z.pflicht  wird 
regelmäßig  in  dem  Momente  b^ründet, 
wenn  die  Ware  die  Z.grenze  passiert.  Säe 
ist  entweder  dann  sofort  zu  erfüllen,  oder 
spätestens,  wenn  die  zollpflichtige  Ware  in 
den  freien  Verkehr  öbei^ht  Bei  der 
Wiederausfuhr  zollpflichtiger  Gegenslftode 
erlischt  die  Z.schuldigkeit  nur  dann,  weon 
jene  unter  zollamtlicher  Eontrulle  erfolgt 
Die  Z.pflicht  besteht  subjektiv  für  den 
Inhaber  der  Ware  im  Augenblick  de« 
Ueberschreitens  der  Grenze  oder  für  den. 
der  die  Wai-e  aus  einer  öRenÜichen  Nieder«- 
läge  entnimmt  Objektiv  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter  haftet  der 
Wert  der  Ware  für  den  auf  ihr  ruhenden 
Z.  bei  Zahlungsverwei^rung  oder  Zahlungs- 
unfähigkeit des  verpflichteten  Subjekts. 

Die  zoUpflichti^n  G^nstände  sind  an 
den  Z.statten  vorzuzeigen.  Ceber  sie  ist 
dann  eine  spezielle  Deklaration 
abzugeben,  die  alle  zur  Z.bebandlung  erfor- 
derlichen Tatsachen  und  den  Antrag  Ober 
die  weitere  zollamtliche  Abfertigung  ent- 
halten muß.  Beim  Eisenbahn-  und  See- 
verkehr begnügt  man  sich  aber  häufig,  um 
den  Verkehr  zu  erleichtem,  mit  der  ge- 
nerellen Deklaration,  welche  die 
Z.abfertigung  nur  vorberratet  die  BeadiaffcB- 
helt  der  Waren  nur  sammarisch  angibt  and 
die  endgültige  Abfertigung  offen  ISAt  An 
die  Deklaration  schließt  sicn  dann  die  amt- 
liche Revision  und  schliefilidi  die  Be- 
rechnung und  Erhebung  des  Zolls. 
Damit  kann  die  Ware  legitim  in  den  freint 
Verkehr  flbergehen. 

Auf  diese  Weise  entwickelt  sich  die 
Z-leistung  an  der  Landes-  oder  Z^enxe. 
Dieses  Verfahren  bildet  aber  keineswegs  die 
Regel.    Vielmehr  hat  man  venncht  am  den 


')  Soweit  es  rieh  im  folgendem  uin  die  Dft^ 
Stellung-  des  geltenden  Becbts  handelt, 
ist  das  dentscbe  Z.weseD  ngrunde  gelegt, 
falls  nicht  audrftddich  anf  andere  Staatm  TCf* 

I  wiesen  ist. 
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BedQrfnissen  des  Terkehrs  möglichst  eat- 
^geQzukommen,  die  Abfertigung  nach  den 
umeren  Zeotralpunkten  zu  rerlegen.  Damit 
ist  beabnchtigt,  eineraeits  die  Leistuogen 
der  Zjibgahea  möglichst  demjenigen  Zeit- 
pnokte  nahezurOcken,  in  dem  die  zoll- 
pfiichtigea  Waren  in  den  Verkehr  und  Ver- 
brauch übergehen,  und  andererseits  die 
Wiederausfuhr  eingeführter  Güter  im  Durch- 
fahr-, Spoditions-  und  Veredelungsverkehr 
von  der  Verzollung  zu  befreien.  Diesem 
Zwecke  dienen  der  Niedertageverkehr  und 
der  Z.kredit. 

Niederlage n  oder  Lagerhäuser 
<entrep<lt8,  docks,  -warehouses)  sind  Ein- 
richtungen, in  denen  die  zollpflichtigen 
W^uen  einstweilen  bis  zur  üeberführung  in 
den'  freien  Verkehr  unverzollt  niedergelegt 
werden  können.  Diese  siod  teils  Offisnuiche, 
teÜs  Privatlager. 

1.  Die  öffentlichen  Lager  (entre- 
iM^ts  r^ls)  sind  teils  allgemeine  Nieder- 
^gen,  wenn  die  Lagerfrist  eine  mehr- 
jährige (Deutschland :  5  Jahre),  teils  be- 
schränkte, wenn  die  Lagerung  von  kürzerer 
Dauer  ist  (Deutschland:  6  Monate).  Nach 
dem  Verlaufe  der  Frist  müssen  die  Waren 
aufgeräumt  sein.  Für  die  Verzollung  und 
die  weitere  Abfertigung  der  Waren  aus  den 
Niederlagen  ist  die  bei  Einlagening  fest- 
gestellte Menge  und  Beschaffenheit  maß- 
eebeod.  Jedodi  wird  das  durch  zufällige 
Ereignisse  eDtstandene  Mindergewicht  und 
das  Gewicht  der  auf  der  Niederiage  gänz- 
lich verdorbenen  und  unbrauchbar  gewor- 
denen Waren  als  zollfrei  abgeschrieben. 

2.  Die  Frivatla^er  (entrep<)ts  flctifs) 
sind  teils  mit  und  teils  ohne  Mitverschlufi 
der  Z.Verwaltung.  Mao  unterscheidet: 

a)  Tansitla^er,  wenn  die  Identität 
der  einzelnen  Colli  in  der  R^ei  fratgehalteo 
wird  und  die  zu  lagernden  waren  zum  Ab- 
satz im  Z.gebiet  und  zugleich  oder  ans- 
schliefilich  zum  Absatz  nach  d«m  Auslande 
bestimmt  sind.   Transitlager  ohne  amtlichen 
Mitverschluß  sind  nicht  nur  für  Waren  zu- 
lässig, deren  Z.Bchuldigkeit  3  M.  für  100  kg 
nicht  fibersteigt  oder  für  solche,  die  im  In- 
land Dicht  erzeugt  werden  (z.  B.  Koloni^- 
waren)  oder  deren  Identität  durch  sichere 
Stück  bezeich  nung  festgehalten  werden  kann,  i 
Die  bei  der  Einlagerung  festgestellte  Menge  { 
ist  für  die  Verzollung  und  Abfertigimg  vor^  | 
behaltlich  der  (zulässigen)  Gewichtaat^änge , 
mafigebend.    Die  Umpackung,  Sortierung,  I 
Mischung  usw.  ist  nach  voigängiger  An- 
meldung unter  zollamtlicher  Aufsieht,  in-  j 
dessen   bei  Lagern  ohne   amtlichen  Mit^l 
Verschluß  auch  ohne  zollamtliche  Ceber- , 
wachnng  statths^   Die  Verzollung  der  in 
den  VeÄehr  übergegangenen  Waren  ist  je 
bei  dem  Aus^iang  aus  dem  Z.verschluB  zu ' 
hewirken.    Die  Lagerfrist  dauert  5  Jahre,  i 


Besondre  ErleiditeruBgen  und  speüelle 
BestimmiiDgen  treten  für  die  Tranütlag«: 
für  Bau-  und  Nntxholz  und  für  Ge- 
treide mn,  um  dem  Transitfaandel  in  diesen 
Waren  die  erforderliche  Bewegungsfreihdt 
zu  lassen.  Bier  sind  Transitlager  ohne 
amtlichen  Mitverschlufi  zugelassen  und  für 
gewisse  Oetreidearten  (Weizen,  Roggen, 
Hafer,  Hülsenfrüchte,  Gerste,  Raps  und 
Rübsamen)  sogar  unter  Verzicht  auf  die 
Identität  (G.  v.  14./IV.  1894).  Mit  der  „Auf  - 
hebung  des  sog.  Identitätsnach- 
weises" ist  aber  für  diese  Getreidearten 
zur  Sicherung  des  Z.eingange6  der  Absatz 
im  Inland  ausgeschlossen  und  die  Ver- 
günstigung nur  dem  eigentlichen  Transit- 
verkehr, u.  h.  dem  Durchfuhrhandel  nach 
dem  Auslande,  gewährt  worden  (reine 
Transitlager).  Nur  an  den  vom  Bundes- 
rat bezeichneten  Orten  dürfen  für  Holz  und 
Getreide  solche  Transitlager  errichtet  wei^ 
den,  von  denen  aus  neben  der  Wiederaus- 
fuhr ins  Ausland  auch  der  Absatz  ins 
Z.gebiet  gestattet  iBt(gemi8chteTran8it- 
lager). 

b)  Teilungslager,  wenn  die  Identität 
der  einzelnen  Colli  nicht  fest^halten  wird, 
und  zwar  gleichviel  ob  die  gelagerten 
Waren  ausschliefilich  zum  Absatz  im  Z.ge- 
biet  oder  zugleich  oder  ausschließlich  zum 
Absatz  nach  dem  Auslande  bestimmt  und. 
Ueber  den  amtlichen  Mitverschlnß,  über  die 
Verzollung  und  AbfertigaDg,  über  die  zu- 
lässigen Gewichtsal^ftnge,  die  Umpackung, 
Sortierung  und  Mischung  sowie  über  den 
Zeitpunkt  der  Z.zablung  und  die  Dauer  der 
Lagerfiist  finden  die  gleichen  generellen 
BratimmoDgen  Anwendung  wie  bei  den 
Transitlagem. 

c)  Kreditlager,  wenn  die  Waren 
zum  Abratz  im  Zahlet  bestimmt  sind  imd 
nur  zur  Sicherung  des  darauf  ruhenden, 
aber  kreditierten £infuhr-Z. niedeigeiegt 
sind.  Ein  amtlicher  Mitverschlnß  findet  m 
der  Regel  nicht  statt  Die  Lagerfrist  dauert 
6  Monate.  Die  Verzollung  erfolgt  halb- 
jährlich. 

d)  Kontenlager  für  den  Großhandel 
in  Textilwaren,  Kleidern,  Wäsche,  Putz- 
waren, Handschuhen,  Hüten,  Pelzwerk, 
Ledertuch,  Kurzwaren  und  feinen  Eisen- 
waren. Diese  eracheinen  als  Erweiterungen 
der  Teilungslager  ohne  amtlichen  Mit- 
verechlufi  und  gewähren  insbesondere  auch 
die  Befugnis  zur  Bearbeitung  und  Ver- 
edelung der  gelagerten  („kontierten")  Waren. 
Hier  besteht  die  Kontrolle  in  einer  soi^- 
fältigen  Buchführung  (daher  .,Konten"-Lager), 
die  einerseits  dem  Konteninhaber  and 
andererseits  der  Z.behörde  obliegt  Die 
Benutzung  der  Eonteolager  setzt  ein  vor- 
geschriebenes Minimnm  der  jfthriicheo  Wtteo- 
bewegui^  voraus. 
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e)  Zu  erw&hnen  sind  endlich  noch  die 
Freilager  an  den  wichtigeren  Seeplätzen, 
die  als  Z.au^aDd  gelten  und  zollsioier  ab- 
zwchließen  sind,  und  die  Freihafen, 
welche  überhaupt  außerhalb  des  Z.gebiete8 
liegen,  also  Zjiuslaod  sind  (vei^l.  Art.  „Fi«i- 
hirfen"  oben  Bd.  I  S.  897). 

Unter  Z.kredit  kann  man  Yerscfaie> 
denes  verstehen. 

1.  Da  jeder  Z.  an  eich  beim  Ueber- 
schreiien  äßt  Grenzen  von  den  zollpflichtigen 
Waren  zu  entrichten  wäre,  so  sprechen  wir 
von  einem  Z.kredit  im  weiteren 
Sinne  als  von  der  Summe  jener  Ein- 
richtungen, die  den,  Zweck  haben,  dis 
Z.zahlung  möglichst  dem  Stadium  des  wirt- 
Bchaftlidun  Verkehrs  zu  nähern,  in  dem 
der  Absatz  erfolgt,  bezw.  die  Z.freiheit 
solcher  Göter  zu  vereinfachen,  die  durch- 
geführt oder  bearbeitet  und  veredelt  wer- 
den. Hierher  gehören  die  Erleichterungeu 
durch  Niederlagen  und  der  Veredelungs- 
verkehr (vgl.  Art.  „Veredelungsverkehr" 
oben  S.  1155). 

2.  Davon  iat  zu  uoterscheiden  der  Z.- 
kredit im  engeren  Sinne.  Dieser  be- 
steht in  einer  Fristgewährung  für  eine  be- 
reits fällige  Z.summe  gegen  eine  Sicherheits- 
bestelluog  (Kaution).  Eine  derartige  Ver- 
günstigung bis  zu  einem  Hfk^stbetrage  auf 
je  3  Monate  wird  Eaufleuten  eingeräumt, 
die  kaufmännische  Bücher  führen,  Geschäfte 
von  Bedeutung  machen,  das  Vertrauen  der 
Verwaltung  genießen  und  eine  bestimmte 
Minimalsumme  an  Z.  entrichten  (Preußen: 
6000  M.).  Unter  solchen  Mindestbeträgen 
finden  regelmäßig  keine  KreditieruDgen  statt. 
Doch  können  die  Z.ämter  auf  eigene  Gefahr 
ortsansässigen  Geschäftsleuten  auf  je  1  Monat 
kleinere  Beträge  stunden.  Vor  Ausfolgung 
der  Ware  hat  der  Kreditnehmer  einen  Ver- 
pflichtungsschein (Kreditanerkenntnis) 
KU  übei^ben,  der  nach  erfolgter  Z.zahlung 
oder  Abrechnung  wieder  zurückerstattet 
wird.  Ueber  die  schuldigen  Summen  führt 
die  Z.behörde  ein  eigenes  Ki«ditkonto  und 
ein  Kreditregister.  Ist  der  Z.kredit  er- 
schöpft,  so  ist  ein  Nachschuß  zu  leisten  oder 
die  Z.schuldigkeit  sofort  zu  bereinigen.  Im 
Deutschen  Reich  ist  der  Zollkredit  im  engeren 
Sinne  nicht  einheitlich  geregelt,  sondern 
den  Regierungen  der  Bundesstaaten  unter 
deren  eigener  Verantwortlichkeit  überlassen. 
Die  ganze  Einrichtung  soll  den  Z.verkehr 
für  den  Großhandel  vereinfachen  uud  er- 
leichtern. 

Weiugroßhändlern ,  die  kaufmännische 
Bücher  ordnungsgemäß  führen  und  miudes- 
tens  350  Doppelzentner  fremden  Wein  regel- 
mäßig im  freien  Verkehr  auf  L^er 
haben,  kann  ein  sog.  eiserner  Z.kredit 
fär  den  aus  dem  Auslande  eingeführten 
Wein  gewährt  werden.     Verzollung  und 


Fffitaetznng  des  Z.betra^  bleiben  ausge- 
setzt Die  Verzollung  wird,  wenn  sie  spSier 
erfolgt,  nach  dem  dann  gültigen  Tarif  voll- 
zogen. Jede  abgemeldete  Post  und  die  zoll- 
frei belassenen  Lagerabgftnge  werden  auf 
die  am  längsten  lagernde  Menge  abge* 
schrieben.  Der  Kredit  erlischt  bei  Ver^ht 
des  Händlers  auf  die  Yergflnstigung  (Ab- 
lösungdes  KreditsX  bei  Au^fabe  des  Geschäfts 
oder  bei  Eotzieliang  durch  die  Z.behSirde 
(ZahlungsunfiUiigk«^  Defrwidatlonen  seitens 
des  Kreditnehmers).  Wird  der  Ereditbetrag 
durch  weitere  Einfuhren  überschritten ,  so 
tritt  sofortige  Verzollung  ein.  Die  ganze 
Einrichtung  steht  mit  den  Wein-  und 
Spirituosen  teilungslagern  unteramt- 
lichem  Mitverschluß  in  Zusammenhang.  Hier 
ist  überhaupt  für  Behimdlung  und  Tm- 
füllung  freiere  Bewegung  gelassen.  Xur  der 
Lagereingang  wird  Überwacht,  UmfÜllnngen 
brauchen  nicht  schriftlich  an-  tmd  abgemelrl^t 
zu  werden,  und  bei  der  Verzollung  ist 
lediglich  das  Auslagerungsgewicht  ma^^e- 
bend,  ohne  Rücksicht  auf  das  Einlagerungs- 
gewiclit 

4.  Weitere  Z.erleichterangeii  und  Z.- 
befreiungen,  VerjähruD^  tmd  Restitution. 

Eine  Z.erleichterung  genießt  der  Markt- 
und  Meßverkehr.  Zur  Erleichterung 
des  Besuches  auswärtiger  Messen  kann  iu 
Deutschland  die  zollfreie  RQckbringuog  der 
unverkauften,  aus  dem  ZJnland  stammenden 
Waren  gestattet  werden.  Ebenso  wird 
fremden  Handels-  und  Gewerbetreibenden, 
die  inländische  Märkte  und  Me«»en  besudlet. 
derEinfuhr-Z.  von  ihren  unverkauften  Waren 
bei  der  Wiederausfuhr  erlasseu.  Für  die 
Dauer  der  Messe  wird  vom  Z.amt  des  Platzes 
ein  Meßkonto  eröffnet  Ueber  die  verkauften, 
zollpflichtigen  Waren  werden  zwei  gleich* 
lautende  Zertifikate  ausgestellt  Das  eine 
hat  der  Verkäufer  an  das  Abfertigaogsamt 
abzugeben,  das  andere  erhält  der  Käufer, 
der  binnen  ^g;esetzter  Frist  die  Ware  zur 
Ausg^gsrevisioQ  zu  stellen  bat  Solange 
dies  nicht  geadiehen,  bleibt  der  Kon^nnhabtt 
für  den  Zäl  hirftlHU',  der  eist  b^  richtiger 
OestelluDg  von  ihm  at^peechrieben  wiid. 
Die  Ver^ünstigtmg  ist  aher  an  den  strengen 
Nachweis  der  Identität  der  Waren  geknfipfL 

Retourwaren  oder  Güter,  die  auf  Be- 
stellung zum  Kommissionsverkauf,  zur  An- 
sicht, zu  öffeni  liehen  Ausstellungen  oder 
zum  vorübergehenden  Gebrauch  nach  dem 
Auslande  gesandt  sind  und  von  dort  zurück- 
kommen oder  zu  solchen  Zwecken  vom  Ao^ 
lande  eingehen  und  demnächst  wieder  za- 
rückgeheu,  bleiben  zollfrei. 

luerher  zählt  auch  der  Veredelune»- 
verkehr  (vgl.  Art  „VeredelungSTerimii** 
oben  a.  a.  0.). 

Auch  im  sog.  „kleinen  Grenzv«r- 
k  e  h  r*,  dem  Verkehr  der  (Grenzgebiete  mit 
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dem  Aaslande,  siad  Erleichterungen  und 
B^reiuDgen  zugestanden,  die  sich  teils  auf 
die  gewj^lichen  Lebensbedürfnisse  beziehen, 
teils  an  die  Person  gebunden  sind.  Solche 
ÄhmachuDgen  werden  regelmäBig  durch  die 
Handelsverträge  vereinbart.  Der  deutsche 
Z.tarif  läßt  femer  alle  Warensendungen  aus 
dem  Auslande  bis  250  g  zollfrei  und  macht 
dann  in  §  5  besondere  Befreiungen 
Damhaft,  die  im  luteresse  des  Kleinverkehrs 
tiDd  Grenzverkehra  li^en.  Aehnlich  veriiält 
es  sich  bei  Uoterstittzungen  bei  Unglficks- 
ffiUen  nnd  bei  der  RQckbringang  von  ge- 
stohlenen oder  irrtnmlich  nach  aem  A.us- 
lande  verbraditen  Sachen.  Bei  Waren,  die 
in  beschftdigtem  oderunbrancblorem  Zustande 
eintreffen,  auf  dem  Transporte  verdarben  usw., 
sind  aas  BUligkeitsgrOuden  Z.ermäßigungea 
oder  Z.befreiun^en  zulftssig. 

Endlich  geoiefiea  die  akkreditierten  Ge* 
sandten  und  Geschenke  eines  fremden  Staats- 
oberhauptes in  Deutschland  Z.freiheit. 

Die  Verjährungsfrist  fOr  alle  Forde- 
rungen aus  Z.gefällen  und  für  alle  Ersatz- 
anspiiiche  an  die  Z.verwaltung  wegen  zu 
viel  oder  irrtümlich  entrichteter  Gefälle  ist 
in  Deutschland  auf  1  Jahr  festgesetzt,  be- 
rechnet von  der  Zeit  der  Fälligkeit  an.  Auf 
den  Kückgriff  des  Staates  auf  die  Z.beamten 
nnd  auf  Kachzahlung  von  Defraudationen 
findet  diese  abgekürzte  Frist  keine  äd- 
wendung.   Letztere  verjähren  in  5  Jahren. 

Zu  Ungebühr  oder  zu  viel  gezahlte  Ge- 
fälle werden  zurückei-stattet  Bei  kleinen 
Beträgen  (0,10—3  M.)  erfolgt  die  Resti- 
tution (Rückzahlung)  nur  auf  Antrag  des 
Geschädigten ,  bei  höheren  Beträgen  aber 
von  Amts  wegen.  Zu  wenig  gezsäilte  Ab- 
gaben werden  von  0,10  M.  aa  uacherhoben. 

III.  Die  Organisation  der  Z.TerwaItang. 

1.  Die  Behördea  der  Z-verwaltoog. 
Die  Durchführung  der  Z.erhebung  geschieht 
in  unseren  modernen  Kiüturstaaten  durch 
eine  hierarchisch  gegliederte  Behörden- 
or^oißation.  Nicht  so  waren  aber  in  früheren 
Zeiten  die  Verhältnisse  geordnet  Die  Stelle 
iJer  Selbstverwaltung  vertrat  meist  die  Ver- 
pachtung der  Z.gefälle.  In  Griechenland, 
speziell  in  Athen,  war  die  pachtweise  Ver^ 
[^buDg  die  BegeL  Meist  Übernahmen 
Pinwizgesellschaften  die  Facht,  an  deren 
■spitze  dann  ein  Einzelnor  ajs  leitende 
Kmanzkraft  (^ex^'.i)  stand.  Desgleichen 
viirden  in  Rom  die  Z.  an  die  publicani 
erpachtet,  die  meist  dem  Ritterstande  an- 
gehörten. Im  Mittelalter  erscheinen  die 
gleichen  Zustände.  Mitunter,  wie  in  Eng- 
and,  wurden  sie  an  fremde  Kauüeute  ver- 
obeo-  Ueberbanpt  machen  wir  allenthalben 
ie  Wahrnehmung,  daß  bei  Völkern  mit 
och  unentwickelter  Volkswirtschaft  und 
laogelbafter  Geldwirtachaft  die  Eaufleute 


und  Händler  höher  stehender  Volkswirt- 
schaftsgebiete  zugleich  die  Stener^hter 
sind.  Die  mittelalterliche  Z.-  und  Steuer- 
}ucht  hat  aber  auch  vielfach  io  dem  Mangel 
einer  technisch  wohl  geordneten  Verwaltimg 
ihren  Grund,  die  für  die  Erhebung  ia 
eigener  Staateregie  die  zwingende  Voraus- 
setzung ist.  Der  moderne  Staat  bat  daher 
allgemein  der  Selbsterhebung  der  Z.  den 
Vorzug  gegeben.  Ein  RQckbll  in  ältere 
Zustände  ist  es,  wenn  Staaten  in  chronischen 
Finaoznöten  nnd  mit  ersohfittertem  Kredit 
zur  SioherstellUDg  empfangener  Darlehen 
den  Ertrag  der  Z.  den  Staatsgläubi^ra 
verpfänden  und  ihnen  ev.  auch  noch  emen 
Einfloß  auf  deren  Verwaltung  einräumen 
müssen.  Hier  rücken  in  die  Stelle  der 
ehemaligen  Z.päohter  meist  internationale 
Gläubigervertretungen  ein. 

Die  Selbstverwaltung  der  Z.  muß 
beute  als  der  normale  Zustand  des  Z.wesens 
gelten.  Ihr  gegenüber  ist  Pachtsystem  mit 
gar  keinen  Vorteileo  für  den  Staat  und  die 
Gesamtheit  verbunden ,  weil  eben  der 
moderne  Staat  über  ein  hierzu  verwendbares 
und  zuverlässiges  Beamten  personal  verfügt 
Die  technische  Durchführung  der  Verzollung 
und  die  damit  zusammenhängendenSchwierig- 
keiten,  die  Notwendigkeit,  sie  an  vielen 
Stellen,  an  der  Grenze  wie  im  Innern  des 
Landes  zu  bewirken,  die  Mannigfaltigkeit 
der  Z.8ätze,  die  Prüfung  der  Deklarationen, 
die  Revisionen,  die  zollamtliche  Abfertigung 
und  der  ganze  Betrieb  des  Nied  erläge  Ver- 
kehrs brauchen  eine  sehr  verwickelte  Ein- 
richtung der  Z.Verwaltung  und  bedingen  ein 
sehr  zahlreiches  Personal.  Sie  teilt  dem- 
gemäß diese  Eigenschaft  mit  der  Erhebung 
und  Verwaltung  der  Aufwandsteuem  übei^ 
haupt 

Die  Z.behördeu  zerbülen  im  allge- 
meinen in  zwei  Gruppen ,  in  den  Ver- 
walttmgs-  und  in  den  Bewachungsdienst 
Der  Verwaltungsdienst  (service  seden- 
tfüre)  ist  mit  allen  Funktionen  der  Z.er> 
hebung,  mit  der  Prüfung  der  Deklarationen, 
mit  der  Revision,  mit  der  Bemessung  und 
Abfertigung  der  Z.schuldigkeit  betraut  Ihm 
liegt  auch  das  Rechnungswesen  ob.  Der 
Bewachungsdienst  ^rvice  actif)  wird 
von  der  Grenzwache  versehen ,  hat  die 
Defraudationen  anzuzeigen,  Beweise  hierfür 
zu  sichern,  die  Beobachtung  der  Z.gesetze 
zu  erzwingen.  Namentlich  liat  er  auch  der 
Verhütung  des  Schmuggels  sein  Augenmerk 
zuzuwenden  und  ist  daher  zu  diesem  Zweck 
mit  weitgehenden  Befugnissen  zu  Nach- 
forschungen, zum  Betreten  von  Grundstücken 
ausgerüstet  In  diesen  Obliegenheiten  wird 
er  häufig  auch  noch  durch  andere  Beamte, 
insbesondere  durch  das  Forstpersonal,  unter- 
stützt. Die  Grenzwachen  sxnd  regelmäßig 
militäiifich  organisiert.   Zur  richtigen  Aus- 
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ÜbuDg  des  Dienstes  und  zur  Tenneidang 
von  Plackereien  und  Konflikten  sind  die 
Z.&mter  meist  mit  mehreren  Beamten  be- 
setzt und  sind  an  der  einzelnen  Amtshandlung 
verschiedene  Beamte  beteiligt 

Die  Behörde norgauisation  ist  in 
den  einzelnen  Staaten  folgende: 

1.  Deutschland.  Der  Vollzug  der 
zoUgesetzHchen  Bestimmungen  geht  teils 
vom  Reiche,  teils  von  den  Einzelstaaten  aus. 
Das  Reich  beschrankt  sich  auf  die  Kontrolle 
und  Aufsicht.  Es  entsendet  daher  Reichs- 
bevollmächtigtezu  den  DirektivbehSrden 
und  Stationskontrolleure  zu  den 
Hauptämtern,  ohne  in  die  laufenden  Ge- 
schäfte einzugreifen.  Die  eigentliche  Z.ver- 
waltung  liegt  in  den  Händen  der  einzel- 
staatlichen Landesregierungen.  Die  Landes- 
Z.verwaltung  gliedert  sich  in  Zentral- 
behörden, die  mit  den  Ministerien  ver- 
bunden sind,  in  Mittel-  oder  Direktiv. 
behörden  für  die  Leitung  des  Dienstes 
und  zur  Yollziehung  dev  gemeinschaftlichen 
Gesetze  überhaupt  und  endlich  in  Bezirks- 
und L  0  k  a  1  b  e  h  Ö  r  d  e  n  f flr  die  Handhabung 
der  Örtlichen  Verwaltung  und  Aufsicht.  Die 
Bezirksbehörden  Bind  die  Haupt-Z.ämter 
an  den  Reichsgrenzen  und  im  Innern  des 
Landes  die  Hauptsteuerämter.  Die 
Lokalbehörden  sind  im  Grenzbezirk  die 
Neben-Z.ftmter  I.  und  IL  Klasse  und  im 
Innern  die  Z,>  oder  Steuerfimter.  Be- 
sondere Abfertigung  oder  Hebentellen,  als 
Zubehör  oder  Delegationen  der  Haupt-  und 
Nebenämter,  fungieren  noch  die  Ansage- 
(Anmelde-)S teilen  oder  Ansageposten 
an  der  Grenze.  Diese  werden  da  errichtet, 
wo  die  Z.ämter  nicht  nahe  genug  an  der 
Landesgrenze  g^en  das  Z.auslaod  liegen, 
und  haben  die  Aufgabe,  die  eingehenden 
Waren  von  dieser  unter  amtlicher  Begleitung 
oder  unter  amtlichem  Verschluß  dem  Grenz- 
Zjimt  zu  Oberweisen  oder  anzusagen.  Darum 
dienen  sie  nur  zur  Sicherung  der  Z.erhebung, 
sind  aber  mit  der  Feststellung  der  Z.schuldig- 
keit  und  mit  der  'Erhebung  der  Z.gef&Ue 
selbst  nicht  betraut. 

2.  Oesterreich.  Die  oberste  Leitnng  des 
Z.wesens  steht  dem  FiDanzministerium  zu,  das 
zugleich  Zentralbehörde  nnd  dritte  Instanz  ist. 
Die  M  Ittel  befaiJrden  in  zweiter  Instanz  sind  die 
Finanzlandes  behCrden  (FinanzlaudeadirekdoDen, 
in  Kronländem  von  geringerem  Gebieänmfange 
die  Finanzdirektionan)  und  in  erster  Instanz 
die  FinanzbezirksbehOrden  (Finanzbezirksdirek- 
tionen  und  Finanzinspektorate).  Den  Vollzog 
der  Verzol  längs  Vorschriften  besorgen  die  Z  - 
ämter.  Diese  sind  teils  KommerziaJ-Z.amter  an 
den  Grenzen  und  als  Aemter  für  den  täglichen 
Verkehr,  teils  im  Innern  Haupt-Z.ämter  oder 
Z.legiitätten.  Hierzu  kommen  noch  die  Z.- 
expositnren.  die  zwar  nach  anIfen  hin  als  selb- 
ständige Abfertigungsstellen  erscheinen,  in  ad- 
ministrativer Hinsicht  jedoch  lediglich  delegierte 
Gescbäftsabteilnngen  dieser  Z.ämter  sind,  denen 


sie  syatemmftflie  ragewiesen  «nd.  Zur  Kontiolle 
der  Z-amtshanoInngen  sowie  zar  Hilfrieiatsng 
bei  den  Amtshandlungen  dea  Z.T«falueu  sind 
den  Z.ämtem  Finaniwachorgsue  zugeteflt,  di« 
militärisch  organisiert  sind. 

3.  Frankreich.  An  der  Spitze  der  Z.- 
Verwaltung  steht  eine  dem  Finanzministeriam 
untergeordnete,  aber  doch  sachlich  ttemlich 
selbständig  gestellte  Oeneraldirektion  der 
Z.  fOr  die  Oberleitnng  der  Verwaltoag.  Die 
MtttelbefaOrden  werden  dnrcfa  den  Departe- 
mentaldienst  dargeateUt,  dw  in  eine  Mriv- 
zahl  von  Direktionsbesirkeu  zerfällt,  die  ab« 
mit  den  Departementsgrenzen  nicht  zasamaiei]- 
fallen.  Der  Departemeutsdienst  scheidet  «ich 
in  den  Verwaltungs-  nnd  Boreaudienst 
(Service  sedentaire).  der  die  eigentlichen  Z.tiott- 
handlnngen  vorzunehmen  hat ,  die  Abtrabm 
liquidiert,  erhebt  nnd  einkaraiert,  and  asätrei- 
seits  in  den  Bewaehnngs-  oder  Brigade- 
dien a  t  (Service  actif),  der  die  HinteTziehoBgra 
nnd  den  Schmuggel  zn  bindem,  zu  bekimplen 
nnd  festznatelleu  nat.  Zum  enteren  zählen  dif 
Z.direktoren  und  Z-inspektoreo.  die  Haupteiii- 
nehmer  nnd  Bareanfaeamten,  die  EontFollear»-, 
Verifikatoreo  nnd  die  Neben-  nnd  ünterno- 
nehmer.  Der  Bri^dedienst  i»t,  mit  der  Z.waohr 
identisch,  ganz  militärisch  organisiert  und  «in! 
dem  aktiven  Heere  zngezäfalt.  Der  L'ebei^ 
wachnugsdienst  der  Inspektoren  ist  teils  eio 
seGhatter  (sedentaire)  zur  Kontrolle  des  Bureau- 
Personals,  teils  ein Reisedienst(diTiaiounairej  i>4ier 
eine  fortlaufende  Beaufsichtigung  des  äufierts 
Dienstes,  des  Rechnnngsdienstes  der  Z.einnebmer 
und  des  Brigadedienstes.  Letzterer  cerfÄüt 
gleichfalls  in  einen  seßhaften  Dienst  an  den 
LandeagrenzCT  selbst^  in  einen  ambnlantea  ia 
nnd  an  den  Grenzbeztrken.  in  einen  maritinit^D 
anf  der  See  und  in  der  KQstenzose  sowie  ead- 
lieh  in  einen  Bskortedienst  rar  B^leitnng  ziili- 
pflichtiger,  aber  noch  nicht  verzollter  Wann  im 
Innere  des  Landes. 

4.  England.  Die  englische  Z.verwaltabc 
ist  gekrGnt  darch  das  General* Z. ami 
(Oommissionera  of  Caatoms),  die  Zentral-  xaA 
ausfuhrende  BehtSrde  f&r  das  ganze  Reicba)?el>itt 
Sein  Vorstand  ist  ein  rorsltzender  KommiMT 
(Chairman),  dem  ein  Stellvertreter  (Depot  j  Ctair 
man)  nnd  vier  Kommissare  (OommiB«ioaers)  tur 
Seite  stehen.  Die  Behörde  ii>t  eine  koHeeikif 
und  unabhängig  von  dem  jeweiligen  I^ütei- 
Wechsel  in  der  Begienmg.  Neben  dem  K(4- 
legium  stehen  der  General-Z.einnebm^r 
(lUceiver  General),  dem  der  Pereeptionsdienst  <^ 
liegt,  derGeneralkontrolteur  (Cömptroll'V 
General)  zur  Kontroll«  der  täglichen  EinnahDc^s 
und  Ausgaben,  der  Generalinspektor 'h.- 
apector  (Auerai  and  Examiner  and  Compti>.U->? 
of  Acconnts),  der  Sekretär  (Secretairi  ni 
der  Jnsticiar  (Solidtor).  Die  Mittel  beb 
werden  gebildet  ans  der  HafenTerwaltuLs: 
von  London  und  den  Provincialzol'- 
ä  m  t e r  n.  Jene  umfallt  die  Hälfte  der  engttscire 
Z.verwaltnng  tlberbaapt  Die  Oberlestaag  ^ 
mit  dem  General-Z.amt  verbanden,  der  tjf  h- 
nische  Dienst  dagegen  braondereo  Sektiuftfi 
(Offices)  anter  einem  Sektionschef  Qbertngui 
Der  Vollzugadienst  ist  weiter  venwetKt.  ^äar 
Beamten  zerfallen  in  HafeninapektoreB  >  Tii* 
Surveynra),  in  Hafen-  nnd  Laad  Wächter  .Tiif 
and  Land  Walters),  in  fixportkonlronenre 
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dien),  In  Lageranfaeber,  SehUeDo-  ntw.  Neben 
London  bat  noch  Liverpool  ein  Hanpt-Z-amt, 
während  sonst  noch  Iii  ProTiDziaf-Z.ämter 
iinter  eineni  Dirigenten  (CoUector),  einem  Eon- 
troUenr,  mit  Inspektoren  und  BnreanbeAmten 
bestehen.  AU  diesen  Behörden  dient  noch  znm 
fiewachtmgsdieiut  die  Küstenwaclie,  die  nm  die 

fanze  Lasdesgreiue  dne  Kette  von  Fatronillai 
tldet 

Im  Interesse  d«  Verkehn  und  der  Yerwal- 
taug  pflegen  die  aitdoaBder  grenzenden  Staaten 
ihre  ZJmter  mSgliobst  nahe  xnsammensnlegen 
und  sog,  binatlunale  Z.&mter  eininrichteu. 

2.  Der  verwaltnogstechn  lache  Voll- 
zog der  Verzollnng.  Schon  ao  einer 
früheren  Stelle  bei  der  Z.erhebnng  (sub  II, 
3)  ist  in  der  Hauptsache  des  Verfahrens  bei 
Berechnung  (Liquidation)  und  Erhebung  der 
Z.  gedacht  worden.  Zu  diesem  Behufe  sind 
besoudere  lostitute  ffir  die  Z.verwaltang 
eingerichtet. 

1.  Z.  1  i n i e  und  Grenzbezirk.  Die 
ZJinie  oder   Z. grenze  ist  die  äußere 
Linie  des  Z.gebiet8.   Sie  ist  nicht  notwendig 
mit  der  Landesgrenze  identisch,  weil  Z.au8- 
schlüsse  und  Z.anschlflsse  (s.  oben  sub  JI,  1) 
bestehen  und  diese  auf  dem  Meere  mit  den 
völkerrechtlichen  Staatsgrenzen   nicht  zu- 
sammenfällt.  Die  Z.linie  ist  die  Stelle,  bei 
deren  Ueberschreitung  die  Z.pflicht  wirk- 
sam wird.   Längs  der  Z.grenze  nach  innen, 
dem  Z.inland  zugewendet,  läuft  die  Binnen- 
linie (Oesterreich :  „innere  Linie"),  die  einen 
Streifen  Landes  vom  Binnenland  (Oesterreich : 
.,inneres  Z!gebiet")  trennt   Diesen  Streifen 
nennt  man  den  Orenzbeztrk  (rayon  fron- 
tiere).    Seine  Breite  ist  Terschieden;  sie 
betrifft  in  Deutschland  8—16  km,  in  Frank- 
reich gegen  das  I<and  25  km  tmd  »e^n 
das  Meer  10  km.  Der  Verkehr  im  urenz- 
bezirk  ist  besonderen  Eootrdlen  unterworfen. 
Waren,  bei  denen  es  nach  den  Srtlicben 
Verhftltoissen  zur  Verhütung  der  heimlichen 
Einfuhr  notwendig  erecheint,  werden  bekannt 
gegeben    (Oesterreich :  „kontrollpflichtige 
Ware**)  und  unterliegen  einer  Transport- 
kontrolle.   Mit  Ausnahme  des  Eisentöhn- 
verkehrs  darf  der  Transport  solcher  Güter 
nur  bei  Tage  geschehen,  und  der  Transport- 
Führer  hat  sich  durch  einen  Legitimations- 
jchein  (Passavant)  amtlich  darüber  auszu- 
ft'eisen,  daß  er  zum  Transport  der  bezeich- 
leten  Waren  binnen  einer  bestimmten  Frist 
md  auf  den  vorgeschriebenen  Straßen  be- 
ugt sei.    Bei  den  Transporten  auf  der  Z.- 
itraße  (s.  ii.)  und  zwar  noch  in  der  Richtung 
on  der  Grenze  nach  der  Z.stätte  ist  der 
jegitimationsschein  nicht  erforderlich,  jedoch 
it  er  notwendig  von  da  bis  zur  Binnenlinie. 
lD  die  Stelle  der  Begleitscheine  können  hier 
e.sondere,  för  diesen  Zweck  ausgeteilte 
'ersendungsscheine  treten. 

Von  diesen  erschwerenden  Formalitäten 
□d  gewisse  Prodtüite  und  Transporte  ge- 


setzlich ausgenommen,  wie  Bohj^rodukte  des 
Bodens  und  der  Viehzucht  eines  inländischen 
Landwirts  für  den  Verketir  innerhalb  des 
Grenzbezirks,  der  Verkehr  von  Haus  zu 
Hans,  der  Eisenbahntransport  und  derjenige 
mit  der  Post  (bei  diesem  jedoch  mit  ge- 
wissen Einschränkungen).  Inneiiialb  des 
Grenzbezirks  sind  die  Z.beamten  mit  weit- 
^endeo  Befugnissen,  namentlich  auch  mit 
Durchsuchungs-,  Haussuchungs-  und  Visita- 
tionsrechten ausgestattet. 

Die  UeberwachuDg  im  Grenzbezirk  zur 
weiteren  Verfolgung  von  Z.defraudationen 
kann  noch  durch  die  Bin nenkon trolle 
verstärkt  werden.  Sie  besieht  in  der  Be- 
zeitelung  der  eingehenden  Waren  und  in 
einer  obligatorischen  Spezialbuchführung 
der  Handeltreibenden,  welche  solche  Güter 
erhalten. 

2.  Z.Straßen  und  Z.stätten.  Z.pBich- 
tige  Waren  und  zollfreie  Güter,  deren  Ver- 
packung ihren  Inhalt  nicht  sofort  erkennen 
läßt,  dcGfen  nur  am  Tage  und  nur  auf  einer 
Z.Straße  eingebracht  werden.  Bei  Einfuhr 
zur  See  wird  ein  bestimmter  Landungsplatz 
mit  gleichem  Charakter  bezeichnet.  Der 
Weg  bis  zum  Z.amt  muß  auf  der  Z.straße 
und  zwar  ohne  willkQrliche  Abweichung, 
ohne  willkürlichen  Aufenthalt  und  ohne 
willkürliche  Veränderung  der  Ladung  fort- 
gesetzt werden.  Ein  Abweichen  von  der 
Z.8traße  ist  nur  bei  dringender  Gefahr  und 
höherer  Gewalt  zulässig.  lu  Deutsch- 
land gelten  als  Z.straßen  alle  Eisenbahnen 
gegen  die  Grenze  des  Z.auslands,  die  Häfen 
am  Meere  mit  den  dazu  angewiesenen  Ein- 
fahrten und  endlich  alle  Land-  und  Wasser- 
Btrafien,  die  aus  dem  Z-ausland  in  und  durch 
den  Grenzbezirk  ffihren,  einen  erheblichen 
Warenveriiehr  Termitteln  und  als  solche  aus- 
drflcklich  bezeichnet  sind.  Z.straßen  sind 
in  Oesterreich  die  dem  Öffentlichen  Ver- 
kehr dienenden  Eisenbahnen,  die  dem  Ver- 
kehr geöffneten  Häfen  und  Landungsstellen 
an  Grenzgewässem  und  endlich  die  als  Z.- 
straßen erklärten  und  bezeichneten  Straßen. 

An  den  Z.straßen  sind  Z.stätten  er- 
richtet, welche  die  zoilamthcheu  Handlungen 
zu  erledigen  haben.  Diese  sind  je  nach  den 
BedQrfnisseo  des  über  sie  stattfindenden 
Warenverkehrs  mit  verschiedenen  Abferti- 
gungsbefugnissen ausgestattet.  Jeder  Waren- 
transport und  aller  \  erkehr  überhaupt,  der 
sich  auf  der  Z.straße  abspielt,  muß  die  Z.- 
stätte passieren,  gelangt  hier  zur  Kenntnis 
der  Z.behörden  und  ist  dann  zollamtlicher 
Behandlung  unterworfen. 

3.  Deklarationen.  Beim  Grenz-Z.- 
amte,  bei  der  Z.stätte  hat  der  Frachtführer 
die  Papiere,  die  seine  Ladung  betreffen,  dem 
Z.beamten  zu  übergeben.  Dort  hat  er  seine 
Waren  anzugeben  oder  zu  „deklarieren". 
Zu  diee«n  Behufe  hat  er  über  seine  Fracht 
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Deklarationen  vorzuweisen,  die  er  als 
Transportführer  beizubnngen  hat  und  die 
zur  SichersteUuDg  der  Verpflichtungen  des 
Deklaranten,  zur  Erleicbteruag  der  Bevision 
und  Abfertigung  (s.  unten  sub  4)  sowie 
als  Mittel  der  OegeukontroUe  dienen.  An 
Stelle  des  Frachtführers  kann  auch  der 
Warenempfänger  (speziell)  deklarieren.  Der 
DeUarant  haftet  mr  die  fii(^tigkeit  seiner 
Angaben.  Der  Form  und  dem  Inhalte 
nach  unterscheidet  man  allgemeine  oder 
generelle  und  besondere  oder  spezielle  De- 
klarationen. 

a}  Die  allgfemeioe  oder  generelle 
Deklaration  bezieht  sieb  auf  die  Angabe 
von  AeQßerlichkeiten,  auf  die  allgemeine  Be- 
zeichnung der  Cfattnng  der  Waren,  auf  die  Ver- 
packnn^art,  Zahl  der  Waren  n.  dgl.  m.  Sie  ist 
in  der  Begel  schrifttich  abzugeben,  jedoch  ge- 
nügt die  miindliche  Erklärung  oei  Waren,  deren 
Z.8chuldigkeit  9  H.  nicht  Qbersteigt,  sowie  bei 
den  nicht  zum  Handel  bestimmten  Gef^enständen, 
die  Reisende  mit  sich  filhren.  Bei  der  Einfuhr 
anf  Eisenbahnen  heißt  die  generelle  Deklaration 
Ladeverzeichnis,  bei  derjenigen  zur  See 
Manifest.  Endlich  ist  bei  beladenen,  aus  dem 
Auslände  kommenden  Schiffen  eine  Lnken- 
dekLaration,  d.  h.  Angaben  über  dieS&nm- 
lichkeiten  des  Schiffes  n.  a.  m.,  abzugeben.  Doch 
ist  diese  bei  periodisch  den  Hafen  anlaufenden 
Schiffen  nicht  jeweils  zn  erneuern. 

b)  Die  besondere  oder  spezielle  Dekt  a- 
ration  bat  die  mehr  individuellen  Merkmale 
der  Waren  aufzuführen.  Hier  sind  anzogeben: 
Menge  und  Gattung  der  Waren,  und  dies  zwar 
nach  Benennung  und  den  Mallstäben  des  Tarifs, 
Art  der  gewünschten  Abfertigung  usw.  Sind 
in  einem  Colli  Waren  zusammengepackt,  die 
verschiedenen  Z.sätzen  unterliegen,  so  muß  in 
der  speziellen  Deklaration  die  Menge  einer  jeden 
Warengattung  nach  dem  Nettogewiebte  ange- 
geben werden.  Mitunter  werden  auch  noch 
auderwette,  insbesondere  die  Herkunft  der  Güter 
betreffende  Angaben  verlangt  (Frankreich).  Bei 
Z.ermäHignngen  nach  Maßgabe  der  Herkunft 
oder  des  Ursprungs  der  Waren  ist^  vornehmlich 
für  europäische  Erzeugnisse,  die  \  orlegung  von 
Ursprungscertifikaten  oder  Ursprnngs- 
zeug'uissen  gefordert.  Dies  ist  namentlich 
der  Fall  im  Verkehr  mit  Ländern,  mit  denen  die 
MeistbegUttstignngsabrede  getroffen  ist  (Deutscb- 
hmd). 

Die  mit  der  Post  eingehenden  Gtegenet&nde 
müssen  mit  einer  bereits  im  Auslände  ausge- 
stellten Inhaltsangabe  versehen  sein,  nnd  den 
auf  dem  Postwege  in  das  Ausland  gehenden 
Sendungen  sind  ebenfalls  Deklarationen,  sog. 
„Postdeklarationen",  beizugeben.  Für  die  Aus- 
fuhr wird  im  übrigen  vom  Inland  keine  förm- 
liche Deklaration  verlangt.  Doch  ist  bei  Aus- 
fahrverboten nnd  Verdachtsgründen  der  Ver- 
sender zu  Angaben  über  verpackte  Waren  ver- 
pflichtet. 

Die  nicht  rechtzeitige  Abgabe  der  er- 
forderlichen Deklarationen  hat  die  Wirkung, 
daß  die  Waren  auf  Kosten  und  Gefahr  der 
Beteiligten  bis  zur  Erledigung  der  Sache  j 
unter  amtlichen  Gewahrsam  und  amtliche  i 


Bewachung  Kenommen  werd^.  ELoidiw 
Staaten  (Rufiland)  erhebeu  zudem  einai 
Z.zu8chlag  (10  "/o),  wenn  binnen  einer  ge- 
setzten fiist  (5  Tage)  die  FonnalitSten  nicht 
erffillt  sind. 

4  Revision  und  Abfertigung.  Aaf 
die  Deklaration  folgt  die  ReviRioo  oder 
„Beschau"  (Oesterreich).  Sie  kann  eine 
blofi  generelle  säa  (Oesterreich:  M&o^m 
Beschau")  und  erstreckt  sii^  auf  Zahl 
Zeichen,  V^erpackungsart  und  Gewicht  der 
Colli  ohne  deren  Oeffnung.  Oder  sie  ist 
eine  spezielle  (Oesterreich:  .^innere  Be- 
schau"), wobei  die  ColH  geölfnet  werden, 
um  Gattung  und  Meoge  der  Ware  zu  er- 
mitteln. Die  Geechätsinstruktiooen  be- 
stimmen dann  das  Nähere  über  die  Art  der 
AusfQliruog  der  Revisionen.  Bei  spezieli^ 
Deklarationen  kann  sich  die  Z.behOnle  auch 
mit  einer  probeweisen  Revision  (Stichprobe) 
bescheiden,  wenn  diese  die  l'ebereinstim- 
mung  mit  der  Deidaration  eigittt  Bei  den 
AnsagepoBten  (s.  u.)  unterbleibt  die  Revistoo. 

Wenn  die  Revision  erledigt  ist,  erfolgt 
die  Abfertigung  oder  zotlamtlicbe  Be- 
handlung. Sie  umraSt  die  Berechnung  oder 
BemesBung  (Liquidation)  der  Z.8chuldigkat 
und  deren  Bezahlung,  worauf  die  zollfreie 
Ablassnog  der  Waren  und  ihr  Cebemng 
in  den  freien  Verkehr  bewirkt  wini.  uies- 
kann  in  einer  zweifachen  Weise  geschehen. 
Wenn  die  Waren  sofort  in  den  freien  Ver^ 
ketir  treten  sollen,  so  wird  die  Z.entTichtuiij; 
unmittelbar  bei  den  Z.KtAtfen  an  der 
Z.grenze  vollzogen.  Diese  ist  Üblich  iieim 
Transport  auf  der  Landstraße,  in  eiDEacheren 
Verhältnissen  Oberhaupt  und  dann  beun 
Verkehr  der  Reiseaden.  Sie  ist  aber  nidtt 
die  Regel.  In  den  meisten  FtUIeo  ist  die 
amthche  Behandlung  an  den  Z.stAtten  nur 
eine  vorläufige,  während  die  endgflltige  Ab- 
fertigung an  einem  Binneojilatze  geschieht 
Die  ermittelte  Z.8chuldigkeit  wird  \ielnidir 
an  ein  anderes  Amt  zur  Auslosung  Ober- 
wiesen,  und  erst  dort  ist  der  zu  ent- 
richten. Oder  endlich  es  findet  an  der 
Grenze  überhaupt  keine  Z.bemessung  staö. 
sondern  der  ganze  Akt  der  Abfertigung  und 
Abiasaung  wird  nach  dem  Innern  verlef:!. 
Dies  geschieht,  wenn  ein  Amt  im  Innern 
zuständig  ist,  die  Waren  in  Xiederlagea 
überführt  werden,  oder  endlich  beim  un- 
mittelbaren Transitverkehr.  rntersthiede 
des  Verfahrens  sind  dann  b^rflndet,  je 
nachdem  die  fänfuhr  auf  Land-  oder  Wasser- 
straßen, auf  Eisenbahnen  oder  zur  See  p>- 
Bchieht. 

Mit  der  Abfertigung  ist  dann  die  V«t- 
zoUung  beendigt 

8.  Ansage  verfahren  nnd  Beg;letl' 
scheine.  Die  Abfassung  von  unvenoUtea 
Waren  von  dem  Grenz-Zjunte  auf  ein  xnr 
weiteren  zollamtlichen  Abferttgtuig  legdt* 
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miertes  Amt  im  Innern  des  Z.gebieteB  oder 
zur  onmittelbareD  Durchfuhr  käuo  entweder 
im  Ansagererfahren  oder  durch  Abfertigaog 
aaf  B^eitschein  geschehen. 

1.  iW  Ansageverfahren.   Die  zoll- 
amtliche Behandlung,  die  Deklaration  und 
KensioD,  wird  hier  im  Innern  vollzogen 
oder  der  Wiederanggang  der  eingeführten 
Wareo  wird  nur  durch  amtliche  Begleitung 
kontrolliert.   Bei  dem  sog.  ,,Ajisagepoeten" 
werden  die  betreffenden  miren  flbernommen, 
die  LaduD^verzeichnisBe  versiegelt  und  mit 
amtlicher  Begleitung  au  das  zur  Abfertigung 
befogte  Z^amt  im  Innern  gebracht  Das 
Eintreffen  der  Güter  wird  dieeem  gleich- 
sam ,^gesagt"  oder  „angemeldet'*.  Beim 
ißoilemea  Verkehr  hat  man  im  Intereese 
der  Verkehrsfreiheit   die  persönliche  Be- 
fd&tuDg  der  Grenzanfeeher  oder  Z.beamten 
aurch  amtlichen  Yerschlufi  der  Waren  er- 
setzt Dies  l&Bt  sich  insbesondere  im  Haupt- 
folle,  hwn  Transport  auf  Eisenbahn«],  durch 
Plombierong  oder  Versi^lung  der  Güter- 
waggons  usw.  erreichen.  Ffir  die  nnmittel- 
bare  Dardifuhr  durch  das  Z.gebiet  auf 
FIfiss«!  oder  Eisenbahnen  sind  regelmäfiig 
besondere  Erleichterungen  gewährt.  Die 
Ziibfertigung  am  Greuzausgangsamt  kann 
sich  daher  in  der  Regel  auf  die  Pröfimg 
und  Lösung  des  Verschlusses  sowie  auf  die 
Bescheinigimg   des   Ausganges    fiber  die 
Grenze  beschränken.  Die  zum  unmittelbaren 
Durchgang  auf  den  Eisenbahnen  bestimmten 
GOter  weraen  mit  Begleitzetteln  und  Ladungs- 
verzeichnissen und  unter  amtlichem  Ver- 
schluß zur  Durchfuhr  abgefertigt 

2.  Die  Abfertigung  auf  Begleit- 
schein. Hier  findet  die  Abfertigung  im 
/Quem  des  Z.gebiete8  statt,  wobei  als  Mittel 
iler  zollamtlichen  Behandlung  die  Laduugs- 
verzeichnisseoderBegleitscheine^Oesterreich: 
.BoUeten'*,  „Güteran  Weisungen")  dienen. 
Diese  Z.papiere  haben  die  Aufgabe ,  die 
dentität  der  zollpflichtigen  Waren  in  fester 
A'eise  Z11  kennzeichnen  und  deren  Fest- 
itelluDg  durch  das  Empbngsamt  zu  ermOg- 
icheo.  Diese  Begleitimpiere  werden  dann 
och  regelmäBig  durch  die  Anlage  eines 
mtliohen  Yersdüusses  in  ihrer  Wirksam- 
eit  veretfirkt  Beiderdeutschen  Z.ver- 
^altung  kommen  die  Begleitscheine  in 
wei  Formen  vor: 

a)  Begleitschein  I  oder  die  ihm  ffleicbge- 
ellten  amtlichen  Bezettelnngen  und  hwämigs- 
^rzeichnisse  haben  den  Zweck,  den  richtigen 
ing-an^  der  Ware  am  inländischen  Beatim- 
oDfiraort  oder  ihre  Wiederausfuhr  za  sichern, 
ierbei  findet  keine  vorgängige  Ermitte- 

ag  der  Z  acbaldigkeit  statt;  vielmehr 
xd  der  VerzollnngaprozeB  an  das  bionen- 
idi»cfae  Z.aint  verlege.  Bei  Ausstellang  des 
'i^leitiicheins  I  ist  eine  „tipezielle  Deklaration'' 

ü.)  uot  wendig,  wogegen  unter  normalen  Ver- 
Itaiwfoo,  d.  h.  wenn  keine  Terdaehtsgrtknde 


vorliegen,  eine  .allgemeine  Bevidon"  (s.  o.)  ana- 
reicht Der  Begleitwhein  I  muß  ein  genaues  Ver- 
niduiis  der  Ware,  auf  die  w  laotet,  nach  Haß- 

Skbe  der  Deklarattoa  enthalten,  desgleichen  die 
ahl  der  StQcke  (Fässer,  Kisten,  G)lli),  deren 
Bezeichaong  nnd  amtlichen  Verschluß,  Namen 
und  Wohnort  des  Adressaten  und  der  die  Aus- 
stellung beantragenden  Person,  Angabe  des  Aus- 
fertigung»- nnd  Empfangsamtes,  Tag  der  Aus- 
stellnng^ammer  des  Be^ leitscheinansf ertigungs- 
regiBters,  Daner  seiner  Gültigkeit  usw.  Wer  die 
AnsateUong  des  Begleitachems  I  veranlaßt  bat, 
der  sog.  Extrahent,  bezw.  an  seiner  Stelle 
der  (letzte)  Waren-  oder  Transportführer  Ist 
verpflichtet,  die  Waren  in  unveränderter  Gestalt 
und  Menge  mit  unverletztem  Verschluß  inner- 
halb des  vorgeschriebenen  Zeitraumes  nnd  am 
angegebenen  Orte  zur  Revision  nnd  weiteren 
Abfertigung  zu  bringen.  Er  haftet  für  den 
Betrag  des  Eingangs-Z.  nnd  für  den  Betrag 
nach  dem  höchsten  Erhebnngssatze  des  Tarifs, 
wenn  die  Art  der  Waren  durch  spezielle  Re- 
vision nicht  festgestellt  war  oder  ex  sich  um 
als  zollfrei  deklarierte  Waren  handelt.  Diese 
Haftbarkeiten  erlöschen,  wenn  der  Z.  durch 
Pfand  Qud  durch  Stellung  eines  sicheren  Bürgen, 
der  sich  als  SelbstBchnluier  verpflichtet  und  den 
bBrgschafclichen  Rechtsmitteln  entsagt,  sicherge- 
stellt ist  Sichere  Transportftlhrer  können  von 
diesen  Obligationen  entbanden  werden. 

b)  Begleitschein  II  und  dessen  Ersatz- 
instmraence  dienen  dazn,  die  Erhebnng  des 
Zollbetrages,  der  durch  spezielle  Revision 
an  der  Grenze  ermittelt  nnd  festgestellt  ist, 
gegen  Sicherheitsbestellung  an  ein  binnenländi- 
sches Z.amt  zu  Uberweisen.  Vor  Ausfertigung 
des  Begleitscheins  II,  der  indessen  nur  für 
Waren  ausgestellt  wird,  deren  Z.sdinldigkeit 
lö  M.  Ikbersteigt  wird  das  ganze  Z.Ternhren 
am  GrenK-Z.amte  erledigt  Der  Begleitschein  II 
enthält  die  nlUiere  Bezeichnung  der  Ware, 
Namen  nnd  Wohnort  des  Adressaten,  den  Z.be* 
trag  und  Zeit  seiner  Fälligkeit  sowie  endlich 
die  Sicherheit  nud  ihre  Art,  durch  die  der 
Eingang  des  Z.betrages  stcfaergestellt  ist.  Der 
Begleitschein  II  wird  sodann  auf  dasjenige 
Z.amt  gezogen,  in  dessen  Bezirk  der  Empfänger 
der  Ware  wohnt.  Besondere  Anordnungen  in 
betreff  der  Bemessung  der  Frist  fUr  den  Transport 
sollen  die  Verwendung  des  Scheines  zu  miß* 
bränchlicher  Stundung  verhüten. 

Bei  dem  Empfangsamte  wird  dann  die 
eigentliche  Verzollung  voUzo^o.  Die  spezielle 
Kevision  kann  hier  unterbleiben,  wenn  die 
Weiterabfertigung  der  Waren  auf  Begleit- 
schein I  otler  zur  Niederlage  erfolgt  oder 
wenn  bei  Abfertigung  zur  Verzollung  der 
Pflichtige  sich  ziu*  Zahlung  des  höchsten 
Tarifsatzes  bereit  erklärt.  Bei  der  Ablassung 
zur  unmittelbaren  Ausfuhr  hat  die  Revision 
nur  zu  konstatieren,  ob  keine  vorschrifts- 
widrigen Veränderungen  der  Ladung  statt- 
gefunden haben. 

Zur  Eontrolle  imd  zum  Nachweis  der 
Erledigung  der  Begleitscheine  werden  B  e  - 
gleitschein- Ausfertigungsregister 
gefflhrt.  Ein  Begleitscheinregnlativ 
trifft  ausführliche  BestimmuDgen  Aber  das 


Digitized  by 


1406 


Zölle,  Zollwesen 


VerfiAren  hea  Ausfertigung  und  Sriedigung 
der  Begleitscheine.  Ffir  den  ISsen^n- 
tninsport  sind  besondere  Erleichterungen 
zu^asseo.  Die  „Begleitzettel*'  lauten  hier 
beim  sog.  „Begleitzettelverfahren"  nicht  auf 
einzelne  Waren,  sondera  auf  ganze  Waggon- 
ladungen  oder  auf  Teile  von  solchen.  Ins- 
besondere sind  die  Eisenbahnen  die  natür- 
lichen Vermittler  des  Durchgangsverkehrs. 

4.  Die  Z.atrafen.  Z.karteUe.  Dem 
Schutze  der  Z.einkflnfte  dient  nicht  nur  ein 
System  von  positiven  Ordnungen  und  präven- 
tiven Maßregeln,  sondern  auch  die  regressive 
Verfolung  der  Zuwiderhandlungen  durch  Z.- 
strafen.  Die  Straftaten  sind  die  Kontre- 
bände,  die  Defraudationen  und  die  Ordnungs- 
widrigkeiten. Unter  Kontrebande  ver- 
steht man  die  Verletzung  von  Verboten  der 
Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr.  Defrauda- 
tion (Paschen,  Schwärzen,  Schleichhandel) 
ist  die  Hinterziehung  von  Z.gefällen  durch 
die  Benutzung  solcher  Wege,  welche  die  Z.- 
statten  vermeiden.  Zum  Begriffe  der  Kon- 
trebande und  der  Defraudation  ist  die  bös- 
willige Absicht  (dolus)  notwendig,  und  daher 
ist  straffällig,  wer  es  unternimmt,  Z.  zu 
hinterziehen  oder  Ein-,  Aus-  oder  Durch- 
fuhrverbote zu  verletzen,  selbst  wenn  die 
Z.kasse  noch  nicht  geschädigt  wurde.  Die 
Rechtsnnkenntnis  (error  juris)  gilt  dabei  als 
kein  stralbeFreiender  Grund,  auch  nicht  dem 
Ausländer  gegenüber.  Ebenso  zahlen  zu 
diesen  Verfehlungen  auch  alle  vorbereitenden, 
nach  Entstehung  der  Z.pflicht  im  Inland 
vorgenommenen  Handlungen.  Ordnunga- 
widrigkeiten  heiflen  endlich  alle  (nicht 
kriminellen)  Ueb^rtretungen  des  Gesetzes  und 
der  zu  dessen  Vollzug  erlassenen  Bestim- 
mungen und  Vorschriften.  Dabei  handelt 
es  sich  teils  um  nicht  b(}awillige  V^ehluogen, 
teils  um  Verletzungen  von  formellen  An- 
ordnungen ;  bei  letzteren  aber  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  diese  bewußt  oder  unbewußt, 
böswillig  oder  fahrlässig  begangen  wurden. 

Handel-  und  Gewerbetreibende  sind  für 
ihre  Angestellten,  Gehilfen.  Kinder  usw., 
Eisenbahn-  -und  Dampfschiffohrtsgesellschaf- 
ten für  ihr  Personal  und  ihre  Bevollmächtigten, 
andere  Personen  für  ihre  Ehegatten  und 
Kinder  subsidiär  haftbar.  Ihre  Ver- 
tretungsverbindlichkeit erstreckt  sich  so- 
wohl auf  den  vollen  Umfang  der  Z.8chuldig- 
keit  als  auch  auf  die  Prozeßkosten  und  Geld- 
strafen, zu  deren  Leistung  die  zu  vertreten- 
den Personen  verarteilt  sind. 

Die  Strafen  bestehen  in  Konfiskation, 
in  Geld-  und  Freiheilsstrafen.  Die  Konfis- 
kation der  Gegenstände,  mit  denen  das 
Vergehen  verübt  wurde,  tritt  als  Teilstrafe 
bei  Kontreltande  und  Defraudation  ein.  Sie 
ist  regelmäßig  gegen  den  Eigentümer,  in 
erster  Linie  gegen  den  Täler,  aber  auch 
gegen  den  Anstifter  und  Gehilfen  gerichtet 


Ist  ue  nicht  vollziehbar,  so  ist  der  Wert 
der  Oegenst&ode  xa  ersetzen  oder  es  tritt 
an  ihre  Stelle  eine  höhere  GeldbuBe  (Deatscb- 
land:  3000  M.).  Die  Geldstrafea  bilden 
die  Regel  unter  den  Z^strafen.  Sie  wer(i>>n 
angewendet  im  RQck&U  bei  Kontrebande 
und  Defraudationen  sowie  ^Ordnungsstrafen 
bei  allen  Ordnungswidiigkeiten.  Sie  werden 
in  einem  Vielfachen  des  hinterzogeDen  Bt- 
tragea  bei  der  Defraudation  und  in  einem 
mehrfachen  Betrage  des  Wertes  des  Gegeo- 
standes  bei  der  Kontrebande  bemessen.  Bei 
sich  wiederholenden  Rückfällen  steigert  sich 
das  Strafmaß,  auch  kann  auf  eine  Frei- 
heitsstrafe big  zu  2  Jahren  erkannt  wenb'O. 
Die  Ordnungsstrafen  bestehen  in  abgestuften 
Sätzen  (Deutschland:  Höchstbetrag  150  M., 
bei  Verletzung  des  amtlichen  Waren  ver- 
schlusses 900  M.).  Freiheitsstrafen 
treten  neben  dem  schon  erwähnten  zweiten 
und  späteren  Rückfall  ein  bei  gemeinschaft- 
licher Ausführung  des  Schmuggels  durch  2 
oder  mehrere  Personen  („Banden  schmuggel"\. 
bei  unter  dem  Schutz  einer  Versicherung 
geübten  Verfehlungen,  bei  Führung  von 
Waffen  zum  Widerstande  §:egen  die  Grenz- 
aufseher bei  VerÜbung  von  Defraudatiooea 
und  Kontrebanden  u.  dgl.  m.  Ebenso  bilden 
die  Freiheitsstrafen  den  Ersatz  der  Geld- 
strafen im  Falle  ihrer  Uneinbringlichkfflt 
(Maximalmaß:  2  Jahre).  Für  die  Art  der 
Umwandlung  sind  die  Grundsätze  dea  Straf- 
gesetzbuches zur  Anwendung  zu  bringen. 

Zur  Vereinfachung  und  Beechleunigiing 
des  Straf verfahreDB  bei  Eleioigkeitea  (Z.- 
bagatellprozesse)  ist  in  vielen  Lftoderti 
ein  kürzeres  Verfahren  zulässig,  veno  die 
Strafanmme  einen  bestimmten  Betrag  nicht 
überschreitet;  z.  B.  in  Preußen  bei  einem 
Werte  des  Konfiskats  nnil  einer  Strafhöhe 
bis  15  M.  Hier  tritt  an  Stelle  der  ordnungs- 
mäßigen Entsclieidung  die  Submission, 
d.  h.  die  Unterwerfung  des  Beschuldigten 
unter  die  von  der  VerwaltoDg  festgesetzte 
Strafe. 

Da  das  Hoheitsrecht  des  StaiUes  nur  bis 
an  die  Landesgrenzen  reicht,  so  sind  die 
Schmuggler,  sobald  sie  die  Grenzen  de& 
Nachbargebietes  Überschritten  haben,  der 
Verfolgimg  entrückt.  Dieser  ErleichteniDg 
des  Schleichhandels  hat  man  durch  sog. 
Z.karteUe  zu  b^^egnen  gesucht  Ütar- 
initer  versteht  man  Staatsverträge  zwtscheo 
zwei  aneinander  grenzenden  Staiuen.  die  auf 
gegenseitigen  Z.schutz  gerichtet  sind  oztd 
durch  strafgesetzUche  Bestimmongen,  durch 
Gewährung  von  Rechtshilfe  und  MJtwirini&ic 
in  der  Aufsicht,  durch  Beihilfe  in  der  Vez^ 
folgung  und  durch  das  Redit  der  Ver- 
folgung des  Kontravenienten  b  das  frande 
Gebiet  den  Schleichhandel  wirksamer  xn 
bekämpfen  suchen. 
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1113,650  HUI.  M. 
7ao,38o    „  „ 


IV.  Statistik  des  /.wesene. 

1.  Vergleichoog  der  Erträge  der  Z. 
in  einzelnen  Staaten.  Der  Ertrag  der  Z. 
stellt  sich  in  nachfol^oden  Ziffern  im  Haus- 
lulte  der  wichtigsten  Staaten  dar.  Zur 
leichteren  Yergleichnn^  sind  die  verschie- 
denen Valuten  auf  die  deutsche  Reiohs- 
wÄhmng  reduziert. 

Danach  betrugen  1905 — 06  (nach  der 
Uühe  der  Z.ertT9ge  geOTdnet): 

Vereinigte  Stuten 
Großbritumien 

Deotschea  Reich  560,700 

Rußland  469,546  '„  „ 

Frankreich  348,778  „  „ 

Italien  190,400  „  „ 

Oesterreich-Ungarn  (Nettobetr)  120,564  „  „ 

China  90,394  „  „ 

Menko  89,788  „  „ 

Japan  66,435  »  « 

Schweden  65,250  „  „ 

Schwei*  50,837  „  „ 

Belgien  40,000  „  „ 

(37,396)»)  „  « 

Norwegen  37,456    „  „ 

Niederlanae  20,836    „  „ 

Bei  dieser  Veivleichung  ist  selbstredend  die 
Anomalie  in  Betracht  zu  ziehen,  die  in  den 
staatsrechtlichen  VerhiUtnissen  diuch  den 
Onterschied  zwischen  Einheitsstaaten 
und  Bundesstaaten  begründet  ist 

8.  Ergebnisse  der  dentsdieB  Z.Ter- 
waUnng. 


1834—35 
1846-50 
186ß-^60 
1866—70 
1876—77 
1880-81 
1886—87 
18»0-91 
1896  97 

IVOO 

1908 

1904 

1806  (Etat 

19Ü6  (Etat' 


Mittlere 

Brutto- 

pro Kopf  d. 

ertrag  der 

BeTtnke- 

BevOlke- 

ZsBe 

mng 

mng 

Hill.  U. 

M. 

23  635  000 

47,544 

3,01 

29  639  000 

74,053 

2,50 

33  472  000 

76,766 

2^29 

37  675  000 

76,708 

3,03 

42  621  000 

146,140 

2,74 

44  685  000 

182,222 

4,08 

46  685  ODO 

253,797 

5,44 

49  564  000 

386,426 

7,86 

53034000 

463,799 

8.75 

56  367  000 

492,910 
537,68a 

8,74 

n 

2'" 

60605000 

520,600 

8,71 

536,282 

8,86 

fr 

560,700 

9,35 

S.  Das  Anstand, 
gaben  folgende  Ziffern 
1.  Oesterreich: 
Hill.  Kr. 


1891 
1896 
1899 
1900 
1903 
1904 
1806 


Die  Zollertrftgniase  er- 

in: 

8.  Frankreich: 
HUI.  Fn. 


80,98a 
98,094 

"3,4M 
"5.550 
102,800 
107,963 
110,915 


1890 
1895 
1899 
1900 
1902 
1904 
1906 


384,396 

465,655 
441,492 

445.148 
453,540 
405,939 
435r973 


>}  Anteil  des  Staaten 


S.  England: 

III.  Pfd.  St. 
20,4140 
20,1150 
23,8000 
32,5427 
35,4169 
36,0187 


1890 
1896 

1900 
1902 
1904 
1905 


4.  Italien: 

HiU.  L. 
276,000 
235,000 
232,000 

227,450 
223,200 
338,000 


1890 
1893 
1900 
1902 
1904 
1906 


fi.  Bnßland: 
Hill.  Bbl. 
121,474 


1890 
1896 
1900 
1902 
lä04 
1906 


148,029 

217,875 
205,732 
228,516 
313,430 


6.  Yer.  Staaten  von 
Amerika:  HUI.  Doli. 

1890  229,668 


mm 

1899 
ISOl 
1903 
1905 


176,554 
206,128 

238,585 
384,479 

261,798 


Literatari  SeMjQt«,  Steuerpolitik,  Tübingen  ISSO, 
S.  S68.  —  Beraelbe,  Die  Steuern,  Bd.  II  (B. 
u.  X.  d.  St.,  Abt.  III,  S.  2),  Leipzig  1897.  — 
Moaoher  -  Oerlach ,  Sytt.  I V,  g§  98  — 105, 
S.  401— 43s.  —  Focfce,  FiHanntiia$etucha/t,  (ff, 
u.  L.  d.  St.,  Abt.  III,  1.)  Leipzig  1894  — 
Cohn ,  FinantwUtenteht^ ,  StuHgart  1889, 
S.  495.  —  Riecke  (ZelUr),  SehOnberg  III.  1, 
S.607.  —  Eheberg,  Bi-nantwittenteha^t,  S.Aufi., 
Leipzig  1898,  S.  S77~38S.  —  v.  Aufteea-Wie- 
aInger,  Die  ZSttt  und  Steuern  de»  Deuttehm 
Reichet,  S.  Aufi.,  München  und  Leipzig  1900.  — 
Bavenstein,  Die  ZoUgeeetzgthang  dez  Deutachen 
Reiekea ,  Bertin  189t.  —  Hoffmann ,  Da» 
deuUehe  Zollrecht  190t.  —  Trautvetter,  Dom- 
neue  deutsche  ZoUtarifreeht,  Berlin  190S.  — 
Hoek,  Abgeben  und  SrJmlden,  Stuttgart  186S. 

—  SeiulleTweinf  Die  Seterreiehiach-ungariichen 
ZoUgetelte,  Wien  1893.  —  Eggtauer,  Di» 
(Gzterr.'ungarJ  ZoU-  und  Staatmonopolordnung,. 
Wien  1893.  —  Lero^-BeauUeu,  TMti  d»  la 
teienee  detßnanee»,  1. 1,  p.  67S—691.  —  Pabanj 
TVaiti  de$  infraetion»  du  eontentieux  et  du  tarif 
de»  dottane»,  Paria  1S93  (Kommentar  de»  Zoll- 
tarif g).  —  Hall,  ffiztory  0/  the  Ciutom' Revenue 
in  England,  London  189g.  —  v.  JUeekel,  Art. 
„ZSÜe",  H.  d.  St.,  «.  Aufl.,  Bd.  VII,  960fg. 

—  V.  Aufseee,  Art.  „ZoUvervaÜung",  HolUtn- 
dorffk  Reehtetexikon,  —  Wagner,  AH.  „ZölU'\ 
St.  W.B.  von  Bluntachli  und  Brater.  —  v.  Mayr, 
Art.  „Zölle",  Stengel*  W.  d.  D.  V.R.  — 
Ptix,  ArU  „ZoUrtcht",  Oetterr.  SlaaUlexikon. 

—  En^ick  vgl.  die  Artt.  „Douanea"  in  Blockt 
Dietionnaire  de  l'Adminietration  fran^aiae  und 
Saya  Dietionnaire  de»  Einaneea  mü  den  Neben^ 
artikeln :  EntrepSta  und  Tranait.  Filr  die  ge- 
»ekiehtliche  Entwiekelung  und  den  Reehtattand  in 
England  und  Frankreich,  Wagner,  Fin.  III 
uebatErgänzungabändehen.  Zahlreiche  Eintelaua- 
Jiihrungen,  Au/tätze  und  Materialien  finden  aich  in 
Schanz'  „FinaTuarchir",  im  „Deutechen  Handela- 
archiv"  (Berlin),  im  „Zoilkompaß"  (Wien)  und 
endlich  in  den  (unperiodiaehenj  Veriiffentlichungen 
der  „Inlemutionälen  Vereinigung  zur  VerSffent- 
h'ekung  von  Zolltarifen  in  BrUaael",  welche  durch 
eine  twiaehen  8t  St€uUen  abgeHhloaaene  Üeber- 
tinkunß  am  C.j  VII.  1890  begründet  wurde.  Da» 
von  ihr  herauagegebene,  in  5  Sprachen  eraehev- 
nende  Bulletin  internatio7uü  dea  Douanea  /tat 
bia  jeUl  76  Bände  publiziert. 

Max  V.  Heckel. 


Digitized  by  Google 


1408 


Zcdlverein 


Zollverein. 

1.  Die  ZolWerhältniase  der  älteren  Zeit 
2.  Das  prenQiscbe  Zollgesetz  von  1818.  3.  Der 
Widerstand  g:es:en  die  preaBische  ZoUjwIitik. 
4.  Die  ZoüanMolaßTertjilee  bis  zam  Beitritt  des 
bayerisch-wttrttembergriscben  Verbandes.  6.  D«r 
Zoilrerein  bis  sor  B^rBnduDg  des  neuen 
Deutschen  Bdches.  6.  Die  Verfassung:  des  Zoll- 
Tereins. 

1«  Die  SeöllrerfeUtntsse  der  Uteren  Zelt. 

Dem  Hittelalter  sind  ReicbagrenssOlle  unbe- 
kannt. Das  Zollrecbt,  nrsprflnglicli  Beffal,  ging 
mebr  nnd  mebr  iu  die  Hände  der  Landesherren 
über.  Königliche  Zölle  gab  ea  schließlich  nur 
aaf  nnniittdbar  königlichem  Gebiet.  Die  Zölle 
der  landesherrlichen  Territorien  waren  keines- 
wegs Torsagsweise  Grenzzölle;  die  ZüUstfttten 
wnrden  im  Mittelalter  vielmehr  sehr  hänfig 
gerade  mitten  im  Lande  angelegt^  überall  da, 
wo  man  den  Handel  besonders  treffen  zn  können 
glaubte.  Zorn  ersten  HiUe  taucht  der  Gedanke 
eines  BeichsgrennEolles  in  der  Beformatlonszeit, 
«nf  dem  Nürnberger  Reichstag  von  1522/23,  auf. 
Der  Plan  scheiterte  aber  an  dem  Widerstande 
4er  Städte.  So  dauerten  in  der  Neuzeit  die 
mittelalterlichen  Verhältnisse  fort.  In  der  Periode 
des  Merkantilismus  bildeten  zwar  die  Territorien 
eigene  Grenzzollsysteme  aus.  Allein  Deutsch- 
land als  Ganzes  entbehrte  der  wirtschaftlichen 
Einheit.  Dadurch  befand  es  sich  dem  Auslände 
gegenüber  tn  empfindlichem  Nachteil.  Denn 
nidit  nur,  daß  allgemeine  deutsche  Grenuölle 
fehlten;  die  territwialen  Zölle,  die  zum  Besten 
des  einzelnen  Landes  anfgerichtet  waren,  stellten 
die  schwerste  Scbädignug  des  Verkehrs  im 
Innern  Deutschlaads  dar.  List  schildert  dies 
Verhältnis  in  einer  Denkschrift  von  1819  mit 
den  Worten :  „38  Zolllinien  in  Deutschland 
lahmen  den  Verkehr  im  Innern  und  bringen 
ungefähr  dieselbe  Wirkung  hervor,  wie  wenn 
jedes  Glied  des  menschlichen  Körpers  unter- 
Dunden  wird,  damit  das  Blut  ja  nicht  in  ein 
anderes  Überfließe."  Die  wirtschaftliche  Einheit 
Deatschlands  ist  erst  im  Laufe  des  19.  Jalirh. 
durch  das  einseitige  Vorgehen  eines  deutschen 
Staates,  des  preuUiachen,  hergestellt  werden. 

2.  Das  preassische  Zoll^setz  von 
1818.  Den  Ausgangspiiokl  für  diese  Tätig- 
keit des  preußischen  Staates  bildet  das  am 
26/V.  1818  erlassene  Zollgesetz,  das  am 
l./I.  1819  in  Kraft  trat  Obwohl  es  nur  für 
den  Umfang  des  einen  preußischen  Staates 
galt,  bedeutete  es  schon  an  sich  einen 
bedeutenden  Fortschritt.  Alle  Zollstätten 
wurden  an  die  Grenze  verlegt.  Früher  hatte 
ein  sehr  kompliziertes  und  überall  ver- 
schiedenes Äccisesystem  bestanden.  Es 
hatten  allein  in  den  alten  Provinzen  67  ver- 
schiedene Tarife  bestanden.  Diese  wurden 
jetzt  durchweg  aufgehoben  und  fortan  von 
inländischen  Verbrauchsartikeln  nur  Wein, 
Bier.  Branntwein  und  Tabak  besteuert  Ver- 
boten Hieb  die  Einfuhr  von  Spielkarten  und 
Salz,  weil  fdr  ihren  Vertrieb  ein  kfinigliehes 
Regal  bestand.  Der  jetzt  erhobene  Grenzzoll 
war  ein  mäßiger  Schutz-  resp.  Finanzzoll 
(erhoben  nach  dem  Gewicht  der  Ware). 


Verhält  oismäflig  hodi  war  der  Durchgangs- 
zoll :  dieser  Umstand  erwies  sich  spftter  als 
eine  erfolgreiche  Waffe,  um  andere  Staaten 
zum  Eintritt  in  den  Zollverein  zu  nOtieen. 
Der  Verfasser  des  Zollgesetzes  ist  MaaBm. 
damals  Generalsteuerdirektor,  später  (1^30 
bis  1834)  Finanzminister.  Er,  femer  der 
Finanzminister  v.  Motz  (1825—30)  und  EScii- 
hom,  Geheimrat  im  aoswftrtigen  Ministerium, 
haben  die  hervorragendsten  Verdienste  um 
das  Zustandekommen  des  Deutschen  Z. 
Eichhorn  sprach  den  Grundsatz  ans:  ,J>ie 
Unmöglichkeit  einer  Vereinigung  fflr  dea 
ganzen  Bund  erkennend,  sucht  Preußen 
durch  Separat  Verträge  sich  diesem  Ziel 
zu  nähern."  „Preußens  Staatsmännern  ge- 
bührt das  unsterbliche  Verdienst,  die  ge- 
gebene Situation  am  klarsten  erkannt  und 
zu  ihres  Landes  und  ganz  Deutschlands 
Heil  richtig  ausgenützt  zu  haben^  (Eckert  l 
3.  Der  Widerstand  g^en  die  prens- 
aEsche  Zollpolitik.  Von  der  Notwendig- 
keit der  wirtschaftlichen  Einigung  Deutsch- 
lands war  man  keineswegs  blofi  in  jenen 
Ereisen  fiberzeugt.  Fried  rieh  Liststiftete 
i.  J.  1819  den  Deutschen  Handeisverein, 
dessen  Mitglieder  Eaufleute  and  FabrikantaD 
in  Mittel-  und  Sftddeutschland  waren,  und 
richtete  in  dessen  Namen  an'  den  Bunaestag 
ein  Gesuch  um  Abschaffung  aller  Binnen- 
zölle und  Erlafi  eines  deutschen  ZoUgeeetzn. 
Vom  Bundestage  abgewiesen,  ermfldete  er 
in  seiner  Agitation  nicht  Er  hat  wesent- 
lich zur  VerbrdtuDg  der  Ueberzeugong  bei- 
getragen, dafi  Abt  bisherige  Zustand  unhalt- 
bar sei  und  daß  eine  Zolleinigung  des  ganzen 
Deutschland  angestrebt  werden  müsse.  Aehn- 
hche  Gedanken  vertrat  der  badische  Staat»- 
mann  Xebenius  in  einer  Denkschrift  vom 
Jahre  1819.  Beide  aber  erwarteten  (wenig- 
stens zu  dieser  Zeit)  alles  Heil  vom  Deut- 
schen Bunde  und  sahen  in  dem  einseitigea 
Vorgehen  Preußens  eine  Gefährdung  der 
Interessen  der  deutschen  Nation.  Und  dies 
war  die  allgemeine  Stimmung  in  Deutsch- 
land außerhalb  Preußens.  Mit  der  öffent- 
lichen Meinung  traf  die  Haltimg  der  Re- 
gierungen Oesterreichs  und  der  mittlem 
und  der  kleinen  Staaten  zusammen.  Auf 
den  Wiener  Ministerkonferenzen  des  Jahr» 
182U  wurde  das  preußische  ZoUgeseti  lam 
Gegenstand  der  rücksiditsloseeten  Kritik 
gemacht  Der  preußische  Stanü{>unkt  ist  in 
einer  (von  1819  datierten)  Instruktion  Barden- 
bergs  für  den  Vertreter  Preußens  in  Wien. 
Grafen  BernstoHT,  niedergelegt :  ,j/Ln  gemein- 
samen Anordnungen  fflr  ganz  Etentbchland 
ist  der  Zustand  imd  die  Verbissong  der 
einzelnen  Staaten  nichts  woniger  als  nr- 
bereitet:  auch  wird  jeder  einzelne  Staat  da; 
Garauticen  vermissen,  daß  die  gemoinaamra 
Anordnungen  in  einem  ObereiostunmendeB 
Sinn  von  allen  gehalten  w<aden.  Et  kwu 
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daher  nor  dadurch  geholfen  werden,  daß 
einselne  Staaten,  welche  durch  den  jetzigen 
Zustand  sich  b^chwert  glauben,  nut  den- 
jeDigen  BundeBgliedem ,  woher  nach  ihrer 
KeiauDg  die  Beschwerde  kommt,  «ch  zu 
Tereinigen  suchen  und  daß  so  überein- 
stiDunaide  Anordnungen  von  Grenze  zu 
Greiuffi  weitergeleitet  werden,  welche  den 
Zweck  haben,  die  inneren  Scheidewände 
mehr  und  mehr  fallen  zu  lassen."  Die 
Wiener  Ministerkonferenzen  lieferten  inso- 
lern  eine  Bestätigung  des  preußischen  Stand- 
}unkte8,  als  sie  olme  praktisches  Ergebnis 
iliebea. 

4.  Die  ZoUanschlassvertrSge  bis  zum 
beitritt  des  bayerisch  •  wurttembera^i- 
icben  Verbandes.  Zuerst  sah  sich  das 
on  preuflischera  Gebiet  ganz  eingeschlossene 
Ichwarzburg-Sondershausen  genötigt ,  dem 
Zollsystem  Preußens  beizutreten,  am  25.f'X. 
819.  Es  folgten  bald  noch  einige  andere 
leine  Staaten,  teils  für  ihr  ganzes  Gebiet, 
iils  für  ihre  in  Preußen  ^^enen  Enklaven. 
1  den  Verträgen  mit  ihnen  —  so  schon 
1  dem  mit  Sondershausen  —  wurde  die 
erteilong  der  Zolleinnahmen  nach  der 
opfzahl  des  betrelTeoden  Landes  festgesetzt 
s  waren  jedoch  lange  Zeit  nur  kleine 
:aaten,  die  den  Anschluß  suchten.  In  den 
Ittel-  und  auch  vielen  Kleinstaaten  war 
e  Abneigung  gegen  Preußen  so  lebhaft, 
iß  man  sich  im  ausgesprochenen  Gegen- 
tz  zu  diesem  zu  einigen  suchte.  Blieben 
e  betreffenden  Verhandlungen  auch  lange 
Sie  erhebliches  Eigebnis,  so  kam  doch  im 
nnar  1828  ein  fester  Z.  zwischen  Bayern 
d  Württemberg  zustande.  In  demselben 
hre  jedoch  errtuig  Preußen  einen  ^ßen 
3g  durch  den  Beitritt  von  Hessen-Danu- 
lOt  (14vIL).  Er  leitet  eine  neue  £po(^e 

der  Geschichte  des  preußisdien  Z.  ein. 
3  faessen-darmstftdtische  R^erung  ent- 
ließ sieb  nur  widerstrebend  zum  Beitritt, 
il  sie  (wie  die  mittel-  und  kleinstaatlichen 
^erun^n  überhaupt)  dadurch  an  ihrer 
iveränität  Einbuße  zu  erleiden  glaubte. 

tat  aber  den  entscheidenden  Schritt  mit 
skaicht  auf  die  wirtschaftliche  Isolierung 
hes3i8chen(namentlichder  oberhessischen) 
ölkerung.  Das  Hauptverdienst  kommt 
dieser  Hinsicht  dem  Minister  du  Thil 

der  den  kurzsichtigen  Widerstand  des 
.dtags  erfolgreich  zu  bekämpfen  wußte, 
j  schon  in  dem  Vertrag  mit  Sonders- 
sen ,  so  wurde  auch  jetzt  die  jährliche 
teiluDg  der  ZoUeinnahmen  nach  der 
enzam  festgesetzt.  Eine  Neuenmg  in 
mit  Darmstadt  ab^echlossenen  Ver- 
e  ist  aber  die  Bestimmung,  daß  Ab- 
jruDgen  des  Zolltarifs  niu*  im  gegen- 
qen  Einvernehmen  beider  Regierungen 
üffen  werden  sollten.  Indem  Preußen 
Lt  dorn  kleineren  Staate  Anteil  an  der 

'ürtarbnoh  der  ToUuwtrtKbaft  II.  Aofl.  Bd.  II. 


Zollgesetzgebung  zugestand,  tnachte  es  ein 
politisches  Opfer  im  Interesse  Her< 
stellnng  einer  großen  urittsdiaftliclün  Ein- 
heit. Die  ZollTerwaltnng  in  H^een 
blieb  der  Darm  Städter  Re^erung  überlassen, 
wurde  jedoch  gleichmäßig  mit  der  prenßi- 
schen  organisiert  Nodi  in  demselben  Jiüire 
schlössen  sich  Anhait^-Deesan  und  Anhalt- 
KCthen  an.  Andererseits  rief  der  preußische 
Sieg  im  Lager  der  Ge^er  Preu^ns  große 
Erbitterung   hervor.    Die   sächsische  Re- 

flerung  veranlaßte  jetzt  die  mitteldeutschen 
taaten  zu  einem  „Mitteldeutschen  Handels- 
verein", Mai  1828,  definitiv  am  24/IX.  1828 
in  Cassel  abgeschlossen.  Die  MitgÜeder  ver- 
pflichteten sich,  bis  zum  'Si.fXLl.  1834  keinem 
anderen  Z.  einseitig  beizutreten.  Es  war 
also  ein  Verein  von  wesentHch  negativem 
Inhalt  Nun  faßte  Minister  v.  Motz  den 
genialen  Gedanken,  über  den  Mitteldeutschen 
Verein  hinweg  eine  Verständigung  mit  dem 
bayerisch -würitembei^^schen  Verbände  zu 
suchen  (als  Unterhändler  diente  der  Stuttr 
garter  Buchhändler  v.  Cotta).  Der  Erfolg 
war  der  Vertrag  vom  27./V.  1829,  welcher 
zwar  noch  keine  Verschmelzung,  aber  doch 
eine  sehr  wichtige  Annäherung  zwischen 
beiden  Parteien  brachte.  Im  J.  1829  gelang 
es  Motz  femer,  Gotha  und  Meiningen  für 
den  Bau  von  Straßen  durch  Thüri^|;en  auf 
preußische  Kosten  zu  gewinnen.  &idurch 
wurde  ein  zollfreier  Straßenzug  zwischen 
dem  nord-  und  dem  süddeutschen  Verein 
hergestellt  und  damit  der  Zweck  des  Mittel- 
deutschen Vaeins,  Preußen  und  Bayern 
auseinanderzuhalten,  vereitelt  Die  nächste 
Wirkung  war  der  Betritt  Kurhessens  zum 
preußisäL-darmstädtischen  Z.  (1831j.  Jetzt 
kam  es  weiter  auf  eine  innere  Verschmelzung 
mit  Süddeutschhind  an.  Bayern  und  Wüittom- 
bei^  stellten  selbst  den  Antrag  auf  vOlÜge 
Vereinigung  (1831).  Am  22./in.  1833  wurde 
der  Vermag  perfekt:  der  bayerisch-wflrttem- 
bergische  Verband  vereinige  sich  mit  dem 
preußisch-hessischen  auf  8  Jahre  (vom  l./I. 
1834  ab).  Unmittelbar  darauf  folgten  Ver- 
träge mit  Sachsen  \md  den  thüringischen 
Staaten  (Preußen  wollte  mit  ihnen  nur  als 
mit  einer  Gesamtheit  verhandeln ;  deshalb 
taten  sie  sich  zu  dem  „Zoll-  und  Handels- 
verein  der  thüringischen  Staaten"  zusammen). 
Fortan  führte  der  große  Verein  den  Namen 
„Deutscher  Z.".  Die  Verträge  von  1833 
wurden  am  l./I.  1834  wirksam :  in  der  Nacht 
vom  31./Xn.  zum  1^.  fielen  die  Schlag- 
bäume zwischen  den  mnsten  deutschen 
Ländern. 

5.  Der  Z.  bis  zur  Begründung  des 
neuen  Dentschen  Reiches.  Dieses  Er- 
eignis war  der  größte  Moment  in  der  Ge- 
schichte des  Z.  1835  traten  Baden  und 
Nassau  bei,  1836  Frankfurt  a.  M.,  1841  Brauu- 
schweig  und  Lippe-Detmold,  1842  Luxem- 
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borg.  HaoDOTer  tind  Brauoschweig  hattea 
1834  einen  Steuervereio  geschlossen;  dieser 
erklärte  durdi  Vertrag  vom  7./IX.  1851  seinen 
Beitritt  zum  Deutschen  Z.  für  den  l./I.  1854. 
Im  J,  1864  umfaßte  der  Z.  ganz  Deutsch- 
land mit  Ausnahme  von  Oesterreich,  Hol- 
stein-Lauenburg, den  beiden  Mecklenbu^ 
und  den  drei  Hansast&dteo.  Nachdem  ein 
großes  Gebiet  durch  den  Verein  geeini^ 
war,  hatte  er  auch  (seit  1837)  Vertr%e  mit 
außerdentschen  Ländern  gesclüossen.  Inner- 
halb des  Vereins  bestand  insofern  ein  Gegen- 
satz ,  als  die  süddeutschen  Staaten  dem 
Schutzzoll  huldigten,  die  norddeutschen  eher 
zum  Freihandel  neigten.  Ihn  machte  sich 
das  BchutzzOllnerische  Oesterreich  zunutze, 
als  es  1851  versuchte,  den  Eintritt  in  den 
Z.  zu  erreichen.  Es  kam  damals  zu  einer 
(durch  andere  Umstände  mit  veranlaßten) 
krisis  des  Vereins,  die  schließlich  dadurch 
b^gelegt  wurde,  daß  Preußen  am  19./II. 
18^  mit  Oesterreich,  einen  Handelsvertrag 
schloß.  In  den  Jahren  1860—65  trat  eine 
neue  Krisis  ein.  Preußen  wollte  nämlich 
ffir  den  Verein  mit  Frankreich  einen  im 
wesentlichen  auf  freihändleriscber  Basis 
mhenden  Handelsvertrag  schUefien.  Oester- 
leidi  war  dagegen,  weil  (von  rein  politischen 
Motiven  abgesehen)  die  Herabsetzung  der 
zolle,  wie  sie  in  dem  Entwurf  zu  diesem 
Vertrag  in  Aussicht  ^nommen  wurde,  seinen 
Interessen  widerstritt  und  ihm  daher  den 
Eintritt  in  den  Verein  unmöglich  machte. 
Der  Vertrag  mit  Frankreich  wurde  am 
2. Anil.  1862  unterzeichnet,  jedoch  nicht 
von  allen  Vereinsstaaten.  Die  bestehende 
Spannung  wurde  erst  durch  den  Abschluß 
des  Handelsvertrags  mit  Oesterreich  vom 
ll./IV.  1865  beseitet  Ihm  folgte  die  letzte 
Erneuerung  des  Z.  am  16./V.  Nach  der 
Begründung  des  Norddeutschen  Bundes  ver^ 
einbarte  derselbe  mit  den  süddeutschen 
Staaten  am  S-lVll.  1867  eine  weitere  Dauer 
der  Zolleinigung  bis  zum  Ende  des  Jahres 
1877.  Die  Errichtung  des  Deutschen  Reichs 
gab  den  Verhältnissen  eine  neue  Gestalt, 
indem  dieses  die  Regelung  des  Zollwesens 
auf  sich  nahm.  Freilich  fielen  das  Z.gebiet 
und  das  Deutsche  Reich  in  ihren  Grenzen 
nicht  ganz  zusammen. 

6.  Die  Ytttuammg  4et  Z.  Per  Z.  war  ein 

TÖlkerrechtlicber  Verein,  der  regelmäßig  anf 
12  Jahre  abeeschlossen  wurde.  Pas  Organ  des 
Vereins  war  nie  jährlich  zusammentretende  Zoll- 
konferenz, ans  Bevollmächtigten  der  Vereins- 
Staaten  bestehend;  die  Beschiilsse  mußten  mit 
Einstimmigkeit  gefaßt  werden.  Pnrch  den  er- 
wähnten vertrag  zwischen  dem  Norddentschen 
Bunde  und  den  süddeutschen  Staaten  wnrde  die 
Zollgesetzgebung  einem  ßuiidesrat  and  Zoll- 
parlaroent  Ubertragen;  für  deren  Beratungen 
galt  das  Hajoritätsprinzip.  Das  ZoUparlameot 
tagte  In  den  Jahren  1868  bis  1870.  Per  Z. 
regelte  nicht  bloQ  Fragen  der  Ein-  und  Aub- 


fnhr,  Bondem  traf  auch  eine  BeÜM  tob  Be- 
stimmuneen  fibco-  ^[eiehinäCige  BeftcMmig 
innerer  Erzeugnisse,  sine  derartige,  den  gauen 
Z.  nmfouende  Steuer  war  die  fi&benncker- 
steuer.  Oemeinaame  Qrondsätze  wurden  fener 
hinsichtlich  des  Mfliu-  nnd  Gewicbtasysteiiu 
aufgestellt :  in  der  MBnzkonvention  von  1838 
tmd  dem  Hftncverein  von  1867  (letsterem  traten 
auch  Oesterreich  und  Lichtenstein  bei)-  Endlich 

feht  der  am  9./XII.  1847  voUoidete  Entwurf 
er  allgemeinen  deutschen  Weduelordnung  aif 
einen  Beecblnß  der  Z.koafefeu  xorttck. 

Literatur:  L.  Banfce,  Zur  Gttrhidut  4^ 

deutseken,  inibesondere  der  prmfiücken  ffandfU- 
potüik  1818— 18,  BUtor.-pcla.  Zuekr.,  Bd.  II. 
Hamimrg  u.  Berlin  18SS.     (Sämliidtt  Werke. 
Bd.  IXLIL.)  —  Hebeniu»,  Der  DeuUt^  Z^- 
verein,  Karltruhr  I3S5.  —  6.  v.  Viehahn, 
Slatistii  de$  MoUvereinten  und  nänUieken  DtmUeh- 
landt,  S  Bde.,  BeHia  1858—88.  —  L. 
gidi,  Aut  der  Vnrteit  de*  Ztdlveraine,  HamimTg 
1865.  —  IT.  Weber,  Der  DeuUdte  ZoOrereiu, 
Leipsig  1869.  —  BmmtnghatiM,  Art.  „Zf>ll- 
verein",    St.W.B.   von  BlunüehU  wmd  BmUr, 
Bd.  XI,  S.  lOBOfy.  —  B.  V.  TreUtKhl^, 
DouUche    Geschichte   in    19.  Jakrk.,    S  Bde. 
Leipeig  ia79fg.  —  K.  Mamroth ,  Die  Em- 
Wickelung  der  Ötterreichitch-deutechen  SandtU- 
benehwigen  18^9 — 66,  BtrUn  1S87.  —  H.  r. 
Sybel,  Die  Begründung  de»  Deutschen  Reiehr* 
durch  Wilhelm  I.,  7  Bde.,  München  u.  Leipzig 
1889fy.  —   W.    Oneken,    Das  Zeitalter  drr 
XSaitere  Wühelm,  S  Bde.,  BerUn  1890~9S.  — 
A.  Etmmermann,  Oee^iiiehtg  d«r  prtvfiieci- 
deuttchm  Bandel^olüik,  Otdenlmrg  lS9t.  — 
Th.  Sommerlad,  Art.  „ZoÜrerein",  H.  d.  M.. 
Bd.  VI,  S.  8&9Jg.,  X.  Ju/f.,  Bd.  VII,  S.  !*.•>.«. 

—  M.  Kriele,  Die  Regulierung  der  Eibtehi0- 
fahrt  1819— Sl,  Straßburg  1894.  —  B.  FTty- 
markr  Die  Reform  der  prevßüchen  Hand^- 
und  Zollpolitik  von  1800— tl,  Jena  189S.  V-ß. 
daxu  Deutsche  LUeratwrteHiung  1903,  Sp.  t9^jg. 

—  A.  BöMUnifle,  Der  deutsche  ZoUveretm. 
das  JSanitnther  J^ä^fteelmik^m  und  die  ertu 
^mUabahn  in  DtutseUand,  XoiHeruJu  ISSfV.  — 
Chr.  Bideert,  Zur  Vorgeaekiehte  de»  demt$eie'. 
ZoUvereini  (die  prtufiieek'heniecite  Zölbminn 
vom  U-III.  18t$),  Jahrb.  f.  Ges.  #Ä  riW.. 
S.  SOS  fg.  —  R.  Sehrüder,  Lehrhuck  der  dc'*t- 
sehen  Beehi^esehiekle,  5.  A*^.,  Leipwig  1907. 

Q.  V.  BeMvw. 


Zacker,  Zackerindnslrie, 

1.  AUgemeiuee.  2,  PrüduktiuitMUtblU- 
a)  BUben-Z.  bj  Robr-Z.  cl  Oesamtproiiiikte 
3.  Zbundel  uuq  Z.Terbrancii.   4.  Z  iirdM. 

1.  AJIgeiiieiDes,  Bekanntliüi  btldM  ^ 
Z.  eiiieti  der  widiligsien  (ieiiiiBiDitlel  dt« 
Mensche!!]  und  hat  auch  als  Kahnme^^titsl 
eine  uiclit  geringe  Bedeutung.  A1jtti-wt"B 
vom  Stärke-Z.,  dem  Ahoru-Z.^  dem  nsIa-JL 
deni  Siiruhum-Z.  ttew.«  Z.«ttön,  die  am 
bes<  luähkiem  MaSe  dem  CrtlicbeQ  Bodtff  n 
eimelnea  I<ändem  dieOGoi  and  hW  wkiff 
w^r  zu  behandeto  ^od»  Int  um  ^ 
Z.rehr-Z,  ttnd  dgn  Bftbta^Z.  su 
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scbodfio,  JeDer  kurz  Bohr-Z.  genannt,  ob- 
wohl als  Rofar^Z.  im  ohemischen  Sinne  auch 
der  Rfiben-Z.  anzusehen  ist  Wenn  auch  die 
gesamte  Rohr-Z.pR)duktioa  der  Welt  gegen- 
über denenigen  des  Bfiben-Z.  noch  immer  sehr 
erheblich  ist  (s.  unten  snb  2,  c)  so  kommt 
fdr  die  Tersoigung  des  Weltmarktes  doch 
weitaus  in  erster  ünie  der  Rflbeu-Z.  in  Be- 
tracht Besonders  auch  in  den  europäischen 
LAndera,  von  deuen  einige  die  Hauptproduk- 
tionegebiete  des  Rüben-Z.  bilden,  wird  vor- 
wiegend dieser  Z.  verbraucht,  welcher  da- 
neben auch  in  den  Ter.  Staaten  und  anderen 
fiberBceischen  Gebieten  Absatz  findet 

Die  Heimat  des  Z.rohrs  ist  Ostindien, 
wo  dasselbe,  hauptsächlich  an  den  großen 
StrCmeQ  Bengalens,  schon  mehrere  Jahrhun- 
derte vor  unserer  Zeitrechnung  ids  Kultur- 
pflanze gepflegt  und  zur  Gewinnung  des 
süöeQ  Saftes  benutzt  wurde.   Erst  später, 
etwa  im  6.  Jahrb.  n.  Chr.,  nachdem  inzwischen 
der  Anbau  auch  nach  China  und  in  das 
Flußgebiet  des  Euphrat  und  Tigris  vor- 
gedrungen war,  lernte  man  aus  dem  Saft 
den  festen  Z.  herstellen.   Von  Fersien  und 
Mesopotamien  aus  verbreiteten  sich  die  Z.- 
rohrknltur  und  die  Z.gewianung  unter  gleich- 
zeitiger Verbesserung  der  Herstellungsmetho- 
den durch  die  Araber  in  Syrien,  Aegypten 
und  dem  tlbrigen  Nordafrika  sowie  auf  den 
Inseln  Cypem,  Rhodos,  Kreta  und  Sicilien 
und  fernerhin  nach  Spanien.    Infolge  der 
Kreuzzüge  wurde  der  Rohr-Z,  als  damals 
noch  sehr  kostbares  Oenußmittel  im  Obrigen 
Kuropa  bekannt  Nach  Entdeckung  der  neuen 
Welt  fand  die  Kultur  durch  die  Spanier  von 
den  Kanarischen  Imehi  und  Madeira  aus 
alsbald  auf  St  Domingo  und  Kuba,  in  Mexiko, 
Peru  usw.,  durch  die  Portugiesen  in  Brasi- 
lien  und  überhaupt  in  den  flberseeisdien 
Kolonialgebieten  der  ennnAischen  Staaten 
Eingang,  wahrend  die  alten  Produktions- 
stAtten  der  Mittelmeerländer  unter  der  Türken- 
herrschaft immer  mehr  zurückgingen.  Im 
I^ufe  des  16.  Jahrb.  entstanden  in  Europa, 
und  so  auch  in  Deutschland,  Rafflneiieen  zur 
A'erarbeitung  des  Roh-Z.    Als  seit  dem 
17.  Jahrh.  Kaffee,  Tee  und  Kakao  in  den 
europäischen  Ländern  allmähliche  Verbrei- 
tung gewannen,  wurde  auch  der  Z.  immer 
mehr  De6;ehrt.   Dementsprechend  nahm  der 
Au  luiti  des  Z.rohrs  in  starkem  Maße  zu. 
Gegenwärtig  bilden  fast  alle  Länder  der 
heißeren  und  wärmeren  Zonen,  etwa  zwischen 
dem  .30.  Orad  südlicher  und  dem  35.  Grad 
nördlicher  Breite,  wo  die  klimatischen  und 
f Bodenverhältnisse  den  Anbau  begünstigen, 
mehr  oder  minder  wichtige  Gebiete  der  Rohr- 
Z.kultor.    Dabei  hat  auch  die  Technik  der 
Gewinnung  und  Verarbeitung  des  Rohr-Z. 
Fortschritte  gemacht;  namentlich  gilt  dies 
für  Kuba,  während  andere  groBe  Produk- 
tioDsgebiete,  wie  Ostindien,  China,  die  Pliilip- 


mnen,  über  die  ursprOnglichBte  Form  der 
Herstellung  kaom  hinausgekommen  and. 

Im  O^naatz  zu  der  uralten  Kultur  des 
Zscthti  ist  die  Rüben-Z.berütung  durchaus 
ein  Brgebnis  nenzdtHdier  Bestrebungen,  und 
zwar  baben  dieselben  ihren  An^g  in  Dentsch- 
land  genommen,  welches  auch  g^;euwärtig 
in  der  Rüben-Z.industrie  unter  allen  Staaten 
an  erster  Stelle  steht.  Nachdem  es  i.  J. 
1747  dem  Chemiker  Maiggraf  gelungen  war, 
in  der  Runkelrübe  einen  Gehalt  von  Z.  gleich 
dem  bekannten  Rohr-Z.  nachzuweisen,  setzte 
F.  A.  Achard,  der  Nachfolger  Margrafs  in 
der  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften, 
diese  Untersuchungen  fort  und  bemühte  sich, 
dieselben  durch  Versuche  mit  dem  Anbau 
der  Rübe  und  Anlage  einer  Z.^brik  in  Nieder- 
schlesien praktisch  zu  verwerten.  Kaum 
hatte  dieser  erste  Versuch  nach  Ueberwin- 
dung  großer  Schwierigkeiten  einen  einiger- 
maSen  günstigen  Verlauf  genommen,  als  die 
napoleonischen  Kri^e  dem  Unternehmen  ein 
Ende  bereiteten.  Dagegen  entstanden  seit 
1811  in  Frankreich  unter  dem  Schutze  der 
Kontinentalsperre  alsbald  mehrere  Anlagen, 
welche  sich  aach  nach  Beseitigung  der  Sperre 
zu  halten  wußten  und  allmählich  um  weitere 
vermehrt  wurden.  Selbst  in  RuSland  ent- 
standen damals  schon  Ziabriken,  wUirend 
in  Deutschland  und  Oesterreich  die  Versuche 
erst  in  den  20er  Jahren  wiederaufgenommen 
wurden.  Die  Kultur  der  Z.rübe,  welche 
einen  guten  Boden  erfordert  imd  einen  in- 
tensiven  landwirtschaftlichen  Betrieb  voraus- 
setzt, wurde  innerhalb  Deutschlimds  zuerst 
in  der  Provinz  Sachsen,  in  Anhalt,  Braun- 
schweig nnd  Schlesien  heimisch,  dehnte  rädi 
später  aber  auch  auf  viele  uidere  nord-  und 
westdeutsche  Gebiete  (Mecklenburg,  Pom- 
mera,  Brandenburg,  WestpreuBen,  Posen, 
Hannover,  Rheinprovinz)  aus,  während  in 
Sfiddeutschland  die  Kultur  bisher  kdne 
uennens werteVerbreitung  finden  konnte.  Auch 
insofern  steht  die  R(lben-Z.industrie  in  eng- 
stem Zusammenhang  mit  der  Landwirtschan, 
als  die  Rfibenrückstände  ein  recht  wertvolles 
Futtermaterial  darstellen.  Da  die  Z.rübe 
im  Verhältnis  zum  Gewicht  nur  einen  nie- 
drigen Preis  hat,  so  ist  ein  weiter  Transport 
der  Rüben  nicht  rentabel,  weshalb  die  Roh- 
Z.fabrikation  zweckmäßig  in  engem  Anschluß 
an  die  Landwirtschaft  betrieben  wird.  In 
diesen  Beziehungen  hegen  die  Verhältnisse 
ähnlich  wie  bei  der  Branntweinindustrie  (s. 
d.  Art.  oben  Bd.  I S.  540  fe.)  gegenüber  dem 
Kartoffeibau.  Dank  den  Fortschritten  in  der 
landwirtschaftlichen  Betriebsweise  und  in 
der  Technik  der  Rüben-Z.fabrikation,  welche 
durch  die  Zoll-  und  Steuergesetzgebung  wirk- 
sam unterstützt  worden  ist,  hat  die  Industrie 
in  Deutschland  ganz  außerordentliche  Fort- 
schritte gemadit,  ähnlich  aber  auch  in  Oester- 
reich-Ungarn, Frankreich,  Rußland,  Belgien, 
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Holland,  Schweden  und  Dänemark  und  ist 
selbst  in  mehreren  außereuropäischen  Län- 
dern, namentlich  in  den  Ver.  Staaten  von 
Amerika,  eingeführt;  dagegen  hat  in  Qrofi- 
britannien  und  Irland,  trotz  des  dortigen 
großen  Z.verbrauches ,  die  Industrie  noch 
keinen  festen  Fuß  zu  fassen  vermocht  Ueber- 
au, wo  der  Boden,  das  Klima,  der  Eapital- 
reiditum  und  die  verfügbaren  Arbeitskräfte 
das  Emporblühen  der  Rüben-Z.industrie  be- 
günstigten, hat  dieselbe  wesentlich  dazu  bei- 
getragen, die  Wohlstandsverhältuisse  zu  heben, 
und  hat  namentlich  auch  der  Landwirtschaft 
^roße  Yorteile  zugeführt.  Während  die  Z.- 
mduBtrie  früher  in  der  Hauptsache  den  Cha- 
rakter eines  landwirtschiotlichen  Neben- 
gewerbes trug,  hat  sie  sich  neuerdings  immer 
mehr  zu  einem  eigecartigen  Großgewerbe 
entwickelt,  dessen  Froduktionsbedürfnissen 
die  Landwirtschaft  Rechnung  tragen  muß. 
In  der  Regel  wird  der  in  denRüben-Z.fabrikeD 
hergestellte  Roh-Z.  in  selbständigen  Z.raffi- 
neneen  weiter  verarbeitet;  es  kommt  aber 
auch  vor,  daß  die  Roh-Z.fabriken  selbst  raffi- 
neneren.  Im  Betriebejahre  1905/06  waren 
innerhalb  des  Deutschen  Rräohes  376  RQben- 
Z.£abiikea  und  43  Z jaffinerieen  tätig ;  hierzu 
traten  noch  6  Melasseentznckerungsanstalten, 
80  daß  die  Zahl  der  Ziabriken  Überhaupt 
425  betrug. 

Was  cue  ZoUverhftltnisse  anbetrifft,  so 
hatten  schon  zu  der  Zeit,  als  der  Rohr-Z. 
allein  den  Markt  beherrschte,  die  meisten 
Eulturstaaten  Z.einfuhrzÖUe  als  FinanzzOUe 
eingeführt.  Dieselben  blieben  dann  als  Schutz- 
zölle im  Interesse  der  aufblühenden  Rüben- 
Z.industrie  nicht  nur  aufrecht  erhalten,  son- 
dern wurden  im  Laufe  der  Zeit  in  den  ein- 
zelnen Ländern  noch  wesentlich  erhöht  Nur 
Großbritannien  imd  Irland  hat  i.  J.  1874 
seine  bis  dahin  bestehenden  Z.zÖlle  auf- 
gehoben. Seit  dem  Jahre  1901  wird  von 
neuem  ein  FinanzzoU  auf  die  Einfuhr  von 
Z.  erhoben.  In  den  Ver.  Staaten  von  Amerika 
führte  der  Tarif  von  1894  die  1890  ab- 

fsschafften  Z.zölle  wieder  ein  und  traf  durch 
oUzuschläge  erschwerende  Maßnahmen  ge- 

fnüber  denjenigen  Ländern,  welche  für  den 
Äusfuhrprämien  gewähren;  ein  gleiches 
ist  dann  auch  in  dem  Tarife  von  1897  ge- 
schehen. Uebngens  ist  gegenwärtig  der  Z.zoll 
für  die  europäischen  Produktionsgebiete, 
welche  auf  die  Ausfuhr  angewiesen  sind, 
ohne  erhebliche  praktische  Bedeutung.  Um 
so  wichtiger  für  die  Lage  der  ZJudustrie 
ist  dagegen  die  Frage  der  inländischen  Be- 
steuerung des  Z.  (S.  d.  Artt  ,,Ausfuhr- 
prämien"  oben  Bd.  1  S.  271  und  ,/.steuer, 
Z.zoU"  unten  S.  1416  fp.) 

Ein  nicht  unbedenklicher  Wettbeweii)  ent- 
stand für  den  Z.  zu  An&ng  der  80  er  Jahre 
durch  die  Entdec^ng  eines  künstlichen  Sfiß- 
fitoffes,  des  Saccharins,  welches  zwar  ohne 


Nährwert,  aber  ganz  erheblich  (etwa  500  mali 
süßer  als  Z.  ist  Nachdem  bereits  mehrere 
Staaten  (n.  a.  Frankreich,  Italien,  Grofi- 
britancien,  Niederlande,  Belgien)  die  Anwen- 
dung des  Saccharins  durch  direkte  Verbot« 
oder  hohe  Besteuerung  teils  in  gesundheit- 
lichem Interesse  und  teils  zum  Schutze  dtr 
heimischen  Zindustrie  eingeschränkt  hatt(>Q. 
ist  unterm  6,/VIL  1898  ein  deutsches  R^Ls- 

fesetz,  betreff'end  den  Verkehr  mit  kOnstücheii 
üßstoffen,  erlassen  worden,  nach  welchem 
die  Verwendung  dieser  Stoffe  bei  der  Her- 
stellung von  Imhruugs-  und  Genafimitteiii 
im  allgemeinen  nnzuUjaäg  ist  Das  Reich.'v- 
gesetz  vom  7./VIL  1902  hat  den  Verkauf  von 
Süßstoffen  auf  die  Apotheken  besdiränkt.  (S. 
Art  „Süßstoffgesetzgebung"  oben  S.  1043  fg.t 
2.  Prodnktionsstatistik.  a)  Büben-Z. 
Ueber  den  Anteil  der  einzelnen  Länder  an 
der  Gesamtproduktion  gibt  folgender  Nach- 
weis der  Produktion  an  Roh-Z.  währead  de» 
Betriebsjahrea  1905/06  näheren  Aufechlnfi, 
wobei  für  das  Deutsche  Reich  auch  die  Er- 
zeugung der  HelaBseentzuckerungsanstalteQ 
za  berQdcmc&tigen  war. 

Zahl  der 
Fabriken 


Länder 


Dentscfaes  Reich  425 

Oesterreich-Ungarn  206 

Frankreich  27«; 

Rnßtand  276 

Belsen  90 

Niederlande  36 

Schweden  18 

Sonatige  Länder  ? 


Tonnen 
(zn  IQQO  kgi 
Bohnekerweit 
3400771 
I  492  700 
I  09410a 
1  012  400 

326  ODO 
205  100 
133000 
^  700000 

"7  364071 

aimmt  danach  ia 


zQsammen  ? 
Das  DentBche  Reich 
der  Rüben-Z.erzengang  weitans  die  ente  Stdle 
ein.  Es  erreiclite  dieselbe  gegen  Ende  der  70« 
Jahre,  während  bis  dahin  Fraureich  nad  Oeater- 
reich-Ungam,  in  einxdnrai  Jahren  «cÄbst  Boff' 
land  den  Vorraoe  behaupteten.  Die  Entwicke- 
Inng  der  deotschen  Z.prodtiktion  wird  dorc^ 
folgende  Angaben  gekenDzächnet.  £a  wnideo 
i  m  gsnnn  an  Z.  (in  Soh-Z.  berechnet)  hergeatdlt : 


Jahre 
1836/37 
184041 
1860/61 
1860/61 
1870/71 
1871/72 
1872/73 
1873/74 
1874/75 
1876/76 
1876/77 
1877^8 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883/84 
1884«5 
1865,86 


t 

I  408 
14305 

53  349 
136  536 
186  418 
1S6  441 
362  551 
391  040 
35641a 
358048 
290930 
380510 
430  ^6o 
415  430 

573  030 
623  290 
848930 
960610 
1  146  740 
838105 


Jahre 

1886/87 
1887/88 
1888,89 
1889/90 

isgo^^i 

1891/92 


1894/85 
1895/96 
1896/97 
1897/98 
1898,99 
1899/1900 
1900.01 
1901/03 
190^ 
19(»,0I 
19(M,06 
190GA» 


i  o»3  734 
95S864 

99089» 
I  a6i  353 

1  336  331 

1 19S03C 
I  330  S35 
1 366001 
I  S37  9T4 
163705: 
I  821223 
r  844400 
I  7x24*0 
I  795479 
i  979 
3303  a«? 

1  789  ar> 

1  921  1^7 
x6o54}< 
a4W77i 
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Änf  dem  Höhepunkte,  den  die  Produktion 
ia  den  80er  Jahren  erreichte,  ist  dieselbe  einige 
Zeit  lundORh  Terhliehen,  nnd  erst  die  letsten 
15  Jftlm  n^en  wieder  eine  starke  Zunahme. 

Die  anfierordentlichen  technischen  Fortacbritte 
der  Industrie  werden  durch  den  Umstand  ge- 
kennzeichnet, daß  die  Aasbente  ans  den  Rüben 
1H36/37  erst  6,55%,  1850/51  7,26%,  1880/81 
9,W%,  189(V91  12,tÄo/o,  1W0,X)1  14,14%  und 
]905/06  14,71  %  betnw. 

Im  J.  1905/06  wurden  im  ganzen  2127948  t 
K«h-Z.  nnd  1711063  t  rafänierter  Z.,  ttberhanpt 
ein  Boh-Z.wert  von  2  400  771 1  (s.  oben)  hergestellt. 

Was  die  anderen  L&nder  betrifft,  so 
ainil  simSdut  folgende  vergleichende  Zahlen 
über  das  Wachstun  der  Produktion  Ton  Interesse. 


Bs  wurde  an  RQbeo-Z.  gewonnen  in  Tonnen: 
Jahre  Oestrar.-Ungam  Frankräch  BuUland 


:ä52/53 

30000 

50000 

35  000 

1864/65 

.  HO  ODO 

169  192 

48  845 

:«7I/72 

240  420 

335  140 

171  »83 

881/82 

453000 

376  840 

293409 

mm 

780  500 

650  377 

550  994 

896/97 

929  890 

742  796 

706212 

900^)1 

1083  3*8 

«555000 

893  500 

905^ 

I  493  700 

I  094  100 

I  013  400 

Von  den  sonstigen  BQben-Z.  eraengenden 
iändem  sind  außer  den  oben  schon  anlgeftthrten 
taaten  noch  Dänemark,  Spanien,  Italien, 
Luminien  und  die  Vereinigten  Staaten  zu 
ennen.  Die  Erzeugung  des  letzteren  Landes, 
-eiche  sich  i.  J.  1895/96  erst  auf  29688  t  stellte, 
it  im  letzten  Jahrzehnt  eine  verhältnismäßig 
:br  starke  Zunahme  zu  verzeichnen;  sie  betrug 
J.  1905/06  285000  t.  Italien  produzierte 
J.  1904A)5  78381  t  Eöben-Z.  gegenüber  2648  t 
J.  1895/96;  Dänemark  44  127  t  i.  J.  1904/05 
^genaber  44400  t  i.  J.  1895/96.  Kumäniens 
loen-Z.erzeugung  stellte  sich  i.  J.  1908/04  auf 
154  t.  Die  Ziffer  von  700000  t  Boh-Z.  für 
i  oben  nicht  namentlich  aufgefOhrten  Staaten 
;  nur  eine  Schätzung  von  annähernder  Bicbtig- 
it.  Selbst  Japan,  Chile  und  andere  ttber- 
iische  Länder  haben  sich  der  Rtthenkultur 
ETCwandt;  doch  ist  hier  die  Produktion  noch 
ae  erhebliche  Bedeutung, 
b)  Bofar-Z.  Weniger  zuverlässig  als  die 
ibeD-Z.produktion  läßt  sich  die  Bohr- 
>roduktion  ermitteln,  und  es  müssen  im 
^nden»  abgesehen  von  Kuba  und  den 
r.  Staaten,  die  AuBfuhrziffem  an  die  Stelle 
*  Produktionsroen^n  treten.  Naraentlich 
It  dies  für  Ostindien  ins  Gewicht,  dessen 
rke  Produktion  (s,  unten)  fast  ganz  in  den 
Diisohen  Terbrauch.  überseht  Die  nach- 
lieaden  Angaben  beziehen  sich  durchv^ 


das  Jahr  1904/05. 

Länder  t 

Kuba   1 181 870 

Java   I  055043 

Hawaii  377  7»3 

Ver.  Staaten  v.  Amerika  355  600 

Manritios   197  825 

Pem   156958 

Queensland   150057 

Argentinien   128 104 

PhDi^piiien   113646 

Sonstig  Länder .  .  .  .  900000 


zusammen  4  616  836 


Von  großer  Bedentnne  fttr  die  Rohr-Z.er- 
zeugnng  ist  die  Insel  Kuba,  welche,  nachdem 
ihre  Produktion  in  der  ersten  Hälfte  der  90er 
Jahre  unter  dem  Einflnlt  der  dortigen  kriege- 
rischen Verhältnisse  erheblich  zurttckgegangm 
und  von  einigen  anderen  Änbaugebieten,  nament- 
lich von  Java,  überflügelt  worden  war,  neuer- 
dings wieder  die  Führung  unter  den  Produktioiu- 
una  Ausfuhrländern  übernommen  hat.  Der  Ex- 
port von  Bohr-Z.  aus  Euba  stellte  sich  i.  J. 
1904/05  auf  884984  t  gegenüber  204123  t  i.  J. 
1896/97 ;  er  richtet  sich  in  der  Hauptsache  nach 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  welche 
seit  dem  Juire  1903  dem  kubauischot  Z.  eine 
ZollvergUnstigung  von  25%  gewähren.  Java 

fehtfrt  zu  den  ältesten  Gebieten  der  Z.rohr- 
ultur,  welche  hier  von  der  niederländische 
Kotonialregiemng  seit  jeher  eifrig  gepflegt 
wird.  Das  Land  hat  im  Laufe  des  letctoi 
Jahrzehnts  seine  Z.plantagen  erheblich  ausge- 
dehnt; die  Produktion  ist  seit  der  Mitte  der 
90er  Jahre  nahezu  um  das  Doppelte  gestiegen 
(1895/96  :  681669  t};  die  Ausfuhr  von  Hohr-Z. 
betrug  i.  J.  1904  1  051 524  t.  Auch  die  übrigen 
älteren  Prodnktionsgebiete ,  so  Hawaii  ^  Peru, 
Mauritius  nnd  die  Philippinen  zeigen  eme  fast 
ständige  Zunahme  ihrer  Z.erzeugung  und  ihrer 
Z.ausfuhr ,  während  Argentinien  und  einige 
andere  Länder,  so  Mexiko,  Aegypten  und  Jamaika, 
neuerdings  eine  Abnahme  aniznweiflen  haben. 
In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wird 
Bohr-Z.  haupt^chlich  im  Staate  Louisiana  ge- 
wonnen. Zn  den  oben  nicht  erwähnten  Ländern 
treten  noch  Portoriko,  Britlsch-Guayaua,  Teile 
von  Australien,  China,  Japan,  Natal,  Trinidad, 
Barbados,  eine  Reibe  kleinerer  überseeischer 
Kolonialgebiete  und  in  erster  Linie  Britisch- 
Ostindien.  Letzteres  Land,  die  Heimat  des 
Bohr-Z.,  ist  auch  gegenwärtig  noch  eines  der 
bedeutendsten  Prodnktionsgebiete.  Für  1904/06 
wird  die  Bohr-Z.erzengung  Britisch-Indiens  mit 
2200895  t  angegeben.  Diese  Ziffer  wird  aber 
mit  Vorsicht  aufzunehmen  sein,  da  die  Pro- 
duktion nur  schwer  kontrollierbar  ist.  Geringere 
Mengen  Bohr-Z.  werden  auch  in  Spanien  pro< 
duztert. 

0)  Oesamtproduktion.  Um  einen  Ueber- 
blick  über  die  Entwickelung  der  gesamten 
Z.produktion  der  "Welt  zn  gewinnen,  sind 
nachstehend  fttr  dne  Reihe  von  Jahren  die 
ZifTem  der  BQben-  und  Rohr^Z.produktion 
gegenübergestellt  Gleichzeitig  ist  das  Pro- 
zeatverhältnis  des  Büben-Z.  zur  gesamten 


Z.menge  angegebe 

a. 

Betriebs- 

Büben- 

Bohr- 

zu- 

Anteil  de> 
Büben- 
zuckers 

jahre 

zucker 

zucker 

sammeu 

1000  t 

1000  t 

1000  t 

in  0/0 

1852/53 

203 

1260 

1  463 

14,0 

1864  65 

530 

1467 

I  997 

36,5 
36,0 

1871/72 

1051 

1869 

3  930 

188t/82 

1898 

2205 

4  »03 

46,2 

1891/92 

3437 

3»6o 

6597 

52,1 

1895/96 

4321 

2839 

7  160 

60,3 

1900/01 

6011 

3646 

9657 

62,2 
58,5 

190304 

5968 

4234 

10203 

1905/06 

7364 

4700 

12  064 

6I,I 

Trotz  der  betrSchtlichen  Zunahme  der 
fiohr-Z-iHXKluktion  hat  die  rasch  empor- 
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blOhende  Böben-Z-industrie  im  Laufe  der 
80  er  Jahre  erstere  Überflügelt,  und  dem- 
entspredieod  ist  der  Anteil  des  Rüben-Z. 
an  der  Oesamtproduktion  immer  mehr  ge- 

3.  Z.handel  und  Z.Terbraaoh.  Die  be- 
deutende Z.produktioD  einzelner  LAnder  bat 
natuigemftß  dahin  geführt,  daß  dieselben  in 
mehr  oder  minder  starkem  Mafie  auf  die 
Ausfuhr  ihrer  Erzeugnisse  aufwiesen  sind. 
Bezüglich  des  Bohr-Z.  und  dte  Hauptzahlen 
für  emige  Länder  bereits  mitgeteilt  worden. 
Unter  den  HOben-Z^ausfuhigebieten  nimmt 
das  Deutsehe  Reich  die  erste  Stelle  ein. 
Hier  betrug  die  Ausfuhr  von  Z. 


Jahre 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1687 
1888 


t 

250870 
307367 
348840 
51a  582 
638584 
529  506 
568363 
619  420 
521  831 


Jahre 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1896 

1896 

1897 


t 

522  148 

796425 
784085 

607  61 1 
705  638 
829  259 
894048 
988821 
I  141  097 


Jahre 
1898 
1899 

1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1900 
1906 


1  032  531 

939307 
I  006466 
I  088  446 
I  073  924 
I  020  194 

780440 

74a  442 

1236993 


Wie  ans  dieser  üebersidit  herrorgeht,  ist 
die  dentsche  Z.an8fQhr,  abgesehen  you  einigen 
nnweseatlichen  Schwauknngen,  die  in  der  Haupt- 
sache durch  den  Ättsfall  der  Bfibenemte  herror- 
gerofen  worden  sind,  bis  zn  Anfang  des  letzten 
Jahrzehnts  ständig  gestiegen.  Die  Jahre  1904  und 
1905  weisen  dagegen  einen  erheblichen  Rück- 
gang anf.  Es  ist  dies  teilweise  auf  die  dnrch 
die  Brüsseler  Z-konvention  nen  geschaffenen 
HandelBTerbältnisse  znräckznftlhren,  insbeson- 
dere anch  anf  die  Yerringemng  des  Absatzes 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(s.  Qnt«n},  welche  durch  die  Mehreinfnhr  des 
kubanischen  Z.  nach  dort  infolge  der  oboi 
erwähnten  Vergönstignng  be<lingt  worden  ist. 
Im  J.  1906  konnte  Deatschlaad  infolge  der 
yerringemng  der  Erzengnng  in  anderen  Widern 
wieder  eine  bedentende  Steigemng  seines  Absatzes 
erzielen.  Der  ansgeführte  Z.  hatte  1905  einen 
Wert  von  182^  Mill.  M.  Unter  der  Ansfnhr- 
menge  des  letzten  Jahres  befanden  sich  321 906 1 
Roh-Z.  und  389150  t  Yerbranchs-Z.  im  Werte 
Ton  67,6  becw.  106,3  UiU.  H.  Von  der  Gesamt- 
menge des  Jahres  i90&  gingen  allein  577212  i 
nach  Großbritannien  und  zwar  Überwiegend 
Verbrancbs-Z. ;  der  Best  verteilt  sich  mehr  oder 
weniger  anf  fast  alle  Lftnder  der  Erde,  in 
größeren  Mengen  anf  die  Niederlande,  Norw^n, 
Schweden  und  die  Schweiz.  Die  früher  be- 
trächtliche Änsfnhr  nach  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ist  in  den  letzten  Jahren  erheblich 
zurückgegangen.  Sie  betrug  noch  i.  J.  1901 
122999  t.  i.  J.  1905  dagegen  nor  8942  t,  ist 
aber  1906  wieder  gestiegen.  Die  Einfuhr  von 
Z.  nach  Deutschland  ist  schon  seit  Jahrzehnten 
■ebr  gering;  sie  betrug  i.  J.  1905  2556  t  im 
Werte  Ton  739000  H. 

Bezüglich  der  Z^usfuhr  der  Übrigen  wich- 
tigeren FroduktioQsgcbiete  ist  zu  erwähnen, 
dafl  Oesteireich-Ungam  i.  J.  1905  88694  t 
Roh-Z.  und  485469  t  Yerbrauchs-Z.  aus- 
führte im  Oesamtwerte  von  189,2  Mill.  Kronen 


gegenüber  81963  bezw.  356773  t  im  Ge- 
samtwerte von  126  Mill-  Kronen  L  J.  1895. 
Frankreich  exportierte  L  J.  1904  132770  t 
Roh-Z.  und  147830  t  Verbrauchs-Z.  im  (Je- 
ßamtwertö  von  87,7  Mill.  Fn».  und  i.  J.  1895 
94673  bezw.  132416  t  im  Oesamtwerte  tqo 
66,2  Mill.  Frcs.  Die  Boh-Z^rasfuhr  RofiUnds 
betrug  i.  J.  1903  189945  t,  die  Yerbimuchs- 
Z.auBtuhr  dagegen  nur  55461  t.  Der  Ge- 
samtwert des  russischen  Z.exports  stellte 
sich  in  diesem  Jahre  auf  25,2  Mill.  BbL  ge- 
genüber 18,7  MilL  RbL  i.  J.  1895.  Der  Z.- 
export  Belgiens  betrog  L  J.  1905  137  980  t 
darunter  94230  t  Boh-Z.;  gegeoüb«-  den 
früheren  Jahren  wöst  er  einen  nicht  uner- 
heblichen Rückgang  anf.  Der  Z^export  der 
übrigen  Lfinder  tritt  den  erwähnten  gegeü- 
über  weit  zurück. 

üeber  den  Zuckerverbrauch  im 
deutschen  Zollgebiete  laseoisidi  nach 
den  Ei^bnisaen  der  Steueistatiatik  folgende 
Angaben  für  die  letzten  Jahrsehnte  wSciieo. 
Es  sind  an  Konsum-Z.  verbraucht  worden 
im  ganzoi  und  anf  den  Kopf  der  BevQU 
kerong : 


Jahre 

1871/76 

1876/81 

1881/86 

1887/88 

1888/89 

1889/90 

1890/91 

1891/92 

1892/93 

189^ 


1000  t 
350 

2$0 

3*9 
398 
358 
447 
470 
476 
501 
5<7 
553 


6,0 

5,8 
7,0 
8,4 
7,4 
9,1 
9,5 
9,5 
9,9 
10,1 
10,7 


Jahre 

1895/96 
1896,^ 
1897/98 
1898,^ 
1899A900 
1900/01 
1901/02 
1902)08 
1903^ 
1804/05 
1906/06 


1000  t  kg 


669 

50s 
636 
680 
764 
697 
669 

7*9 
1040 
«67 


i».7 
9,5 
11.8 

",4 

>3rr 

»T.a 
16.6 


Die  Betriebsjahre  beziehen  sich  bis  1901/U2 
auf  die  Zeit  v.  1./VIIL  bis  31./Vn.  Das 
Betriebejahr  1902/03  umfafit  infolge  der  Ab- 
änderong  der  Z.g6setzgebnng  durch  das  Ge- 
setz v.  6./I.  1903  die  Zeit  v.  L/VUL  1902 
bis  31./ Vm.  1903  (also  13  Monate):  von 
1903/04  ab  umfaßt  das  Betriebsiahr  die  Zeit 
V.  l./IX.  bis  31./VIIL  Das  veihAltoismafl^ 
starke  Sinken  der  YerbrauchszÜTerLJ.  1896.9. 
bedeutet  nicht  einen  Rückgang  des  bis  dahin 
steigenden  Verbrauchs,  vieim^  sind  infolge 
des  Z.stenergeBetzee  v.  27./V.  1896  geringere 
Mengen  versteuert  worden,  wahrend  kün 
vor  dem  I./VHL  1896,  dem  Tage  des  In- 
krafttretens dieses  Gesetzes,  besooders  groA» 
Mengen  in  den  freien  Verirehr  geeetat  wmdeo- 
Hieraus  erklAren  sidi  audi  die  hohen  Z^KÖn 
für  1895/96.  DerdurdischnittlicheVertiniirii 
in  den  Jahren  1895j96  und  189A'97  war 
11,2  kg.  Das  aufiergBwOhnlich  stallte  An- 
wachsen des  Yerbrancbs  L  J.  190a'O4  hBngt 
mit  dem  Inkrafttretra  des  neuen  Z.8teaer^ 
gesetzes  zusammen.  Der  ROt^jsang  im  kA- 
genden  Jahte  ist  zum  Teil  auf  die  Steigmng 
der  Z.preise  EurückznfOhren. 

Die  wichtigsten  Einfnhrllnder  sind 
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Orofibritamuen  und  Irland  sowie  die  Yer. 
Staaten  von  Amerika.  Die  englische  StatiBtik 
weist  für  1904  eine  Einfuhr  von  14  683  940  Ztr. 
Boh-Z.  and  17  605503  Ztr.  raffinierten  Z. 
nach,  gegen  21142714  bezw.  3283920  Ztr. 
i.  J.  Die  Abnahme  der  Roh-Z.einfuhr 
trißt  baaptsfichüch  den  Z.rohr-Z.  Mit  dem 
Rückga^  dor  heüniBchen  Raffinerieiodustrie 
ist  der  Verbrauch  fremder  Raffinade  immer 
nehrgesti^o.  Die  Ver.  Staaten  von  Amerika 
'Fluren  fiut  nur  ßoh-Z.  ein,  und  zwar  vor^ 
A-iegend  Zjohr^Z.,  hauptsiküilich  aus  den 
nittel-undsOdamerikanischenOebieten.  Doch 
^laogt  auch  der  eurojp&ische  Rüben-Z.  zur 
rerwendungj  seine  Ebfnhr  weist  jedoch 
leuerdings  eine  Abnahme  auf  (s.  oben).  Das 
tohmatenal  wird  von  der  großartigen  hei- 
Qischen  Baffinerieindustrie,  welche  dank  der 
ohen  Schatzzolle  und  der  Vereinigung  zu 
inem  Zookertnist  fs.  Art  ^Untemduniei^ 
erbAnde**  obm  S.  1128^.)  eine  herrscheade 
teUong  ednnimiut,  weit^  verarbeitet  Es 
rurden  in  die  Yer.  Staaten  aa  Z.  (auBer 
[elasse)  eingefOhrt  1892:  3567983,  1895: 
124318,  1^:  5347411,  1900:  4018087, 
903:4216108, 1905: 3680983  Tausend  Pfd. 

Uebez  den  Z.Terbranch  der  ein- 
»InenLänder  liegen  fOr  das  Jahr  1900/01 
Igende  Angaben  vor.  Es  entfielen  in  kg 
II  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  Groß- 
itannien  und  Irland  44,52,  den  ver.  Staaten 
»,29,  Dänemark  23,40,  Frankreich  16,64, 
T  Sohweiz  24,29,  dem  Deutschen  Reich 
■,29,  den  Niederüuden  20,12,  Schweden 
id  Norwegen  17,89,  Oesterreidi  8,11,  Bel- 
iü  10,73,  Rußland  6,53  und  Italien  2,80. 
ich  ist  der  Vert)rauch  neuerdings  fast 
erall  gestiegen,  insbeacndere  in  den  letzten 
31  Jahren. 

4.  Z.prei8e.  Die  Freiaeotwickelung  des 
wird  gekennzeichnet  durch  nachstehende 
gaben  ffir  1  dz  Roh-Z.  ohne  Sack  in 
gdebui^  (Kom-Z.,  1.  Erzeugnis).  Die  Preise 
-stehen  sich  von  1889  ab  ohne  VerbrauchB- 
^be  und  sind  auf  der  Basis  von  8S°/o 
sbeute  berechnet.  Trotz  der  durch  die 
ränderang  der  Z^steuer  hervorgerufenen 
^Bchiedenneiten  kOnneu  die  Angaben  zur 
refthren  Beurteilung  der  Verschiebungen 
len. 
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30,8 
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16,7 

ils  hat  demnacJi,  und  zwar  hauptsfichlich 
ge  dee  starken  Anwachsens  der  euro- 
men  Produktion,  ein  ganz  ungewOhn- 
r  Rfickgug  der  Preise  stat^^funden, 


unter  welchem  die  Z.industrie,  und  zwar 
nicht  nur  die  deutsche,  Bondem  auch  die 
auslAudische  in  empfindlidiem  Maße  leidet 
Zur  Beseitigung  dieses  Mißstandes  sahen  sich 
die  beteiligten  Staaten  vor  allem  auf  das 
Gebiet  der  Steuerpolitik  verwiesen  und  er- 
strebten  seit  langen  Jahren  bereits  insonder- 
heit eine  Beseitigung  des  Systems  der  Aus- 
fuhrprämien. Durch  eine  internationale  Ver- 
einturung,  die  Brüsseler  Z.konvention  vom 
57111.  1902,  welche  v.  1./IX.  1903  in  Kraft 
getreten  istL  ^t  dieses  Ziel  erreicht  worden. 
Inwieweit  diese  Maßnahmen  die  Preisgestal- 
tung in  stärkerem  Maße  beeinflussen  wird, 
ist  zurzeit  nicht  zu  übersehen.  Ygl.  im 
übrigen  den  Art  „Ausfuhrpiftmien" ,  oben 
Bd.  I  S.  271  fg.  und  den  folgenden  Art 
„Z.steuer,  Z.zoll". 

Literatur:  v.  Kaufinann,  DU  Zuckerinduttri« 
in  iknr  wirUekn^Üteken  und  timeifiahalitekm 
BtdetOimg,  BtrÜm.  1878.  —  «T.  Ooeni,  Mandd 
und  Stattttik  da*  Zudien,  mU  betondtrtr  £e- 
rüekaiektigitng  der  Jbtatt^tMM  JBr  deuUekm^ 
Zucker,  t  Bde.,  Betün  IS84  und  1886.  —  E. 
V.  Lippmann,  OuehiehU  det  Zueiert,  seiner 
DarateUung  und  Veneendung  teit  den  älteiten 
Zeiten  bü  mm  Beginne  der  Rübentuckerfabri- 
kalion,  Leiprig  1890.  —  H.  Faasehe,  Zucker- 
induätrie  und  Zueierhandel  der  Welt,  Jana  1891. 
—  Deraelbe,  Die  ZuekerprodukÜim  der  Weit, 
Leiptig,  Teubner  1905.  —  H.  CVoOMen  «. 
W.  Bart»,  Die  ZuekerfabriixUion.  —  Otto 
POet,  Der  Zuekerhmdel  (beide  Leiptig,  Ibuftiwr 
190S).  —  B.  SXmunermann,  Der  Zucker  im 
Welthandel,  Berlin  1895.  —  W.  KaUenttein, 
Die  deulaehf  Zuckerinduttrie  und  Zuckerbeateue' 
rting  in  ihrer  geechichtlichen  Enlmickdung, 
Berlin  1897.  —  E.  Bödeteer,  Die  Zuekerinduitrie, 
Art.  im  Handbuch  der  WirUeha^flekunde  DeuUeK- 
landa,  III.  Bd.,  Leiptig  1904.  —  ^^A.  Wolf, 
Der  Deutaeh'Amerikanisehe  Bandeinertrag,  die 
kubanische  Zuekerprodtiktion  und  die  Zukur^  der 
Zuckennduatrie,  Brctlau  1906.  —  M.  SeMppel, 
Zuckerproduktion  und  Zuckerprämien  bit  ntr 
BriUteler  Konvention  190t,  l^uttgart  1908.  — 
W.  Kau/inann,  WeUxuckerinduatrie  und  inter* 
nationalea  und  koloniale*  Recht,  Berlin  1904.  — 
Brandi»,  Zucker  und  andere  iandwirtaehaft- 
liehe  Auafuhrartiket  vonBritiech-Ottindien,  Jahrb. 
/.  Gea.  u.  Vene.,  SO.  Jahrg.  1896.  —  H.  Paaache, 
Art.  „Zueierindualrie  und  Zuckerateuer",  H.  d. 
St.,  8.  Avfi..  Bd.  VJI.  S.  995 fg.  —  V.  Juramehtk, 
üeberaichlen  der  WeltwirUchaft  1885 j89,  Berlin  1896 
(Jahrg.  1890 — 1908  im  Eradieinen  begriffen).  — 
Die  verechiedenen  amtlichen  Veröffentlichungen 
der  deuttehen  Beiekaatatiatik,  inabe- 
amdtre  die  Vierte^akrah^  und  daa  StaiMaehe 
Jahrbudk  (mit  intomaMona/en  V^ereidüm).  — 
Deutaehea  Handelaarehiv,  hermtag.  im 
Jteieheamt  dea  Innern,  Berlin  1906  u.  fr.  — 
Nachrichten  ßlr  Handel  fmd  iTtduatrie,  heraueg. 
im  Reichaamt  dea  Innern,  BerUn  1907  u.  fr. 

A.  WirmUtghaH*. 
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Znckerateiier,  ZnckerioU. 

I.  Allgemeines.  1.  Wesen ood  Bedeatnug 
der  Z.St.-Arteii.  2.  Kohstoff-  oder  Uaterial- 
Btenem  (B&beDgewicfatsatenem).  3.  Stenern  nach 
der  Leistnneafähigkeit  der  Fabrikalionuinrich- 
tnn^n.  E^brikatioiusteaeni.  4.  Die  Halb- 
&bnkatr  oder  Saftstenem.  5.  Die  Fabrikatstener 
oder  die  Verbraocbsabeabe.  6.  Der  Z.zoll.  7.  Die 
Ansfnhrprfimien.  8.  Die  Prämienpolitik  und  die 
internationale  Znckerkonventioii  v.  ö./IH.  1902. 
n.6esetzgebnug.  1. Dentscbland.  2.0ester- 
reich  -  Ungarn.  3.  Frankreich.  4.  Rußland. 
5.  Andere  Staaten. 

I.  Ällgemeinea. 

1.  Weaen  und  Bedentong  der  Z.- 
St-Ailen.  Der  Zucker,  der  zu  den  Kohle- 
hydraten zählt,  enthält  wichtige  Nährstoffe, 
aber  doch  immerhin  nur  solche,  deren  Be- 
darf für  den  Menschen  in  anderen  Nahnuigs- 
mltteln  hinlänglich  gedeckt  ist  Er  ist  da- 
her wesentlich  ein  Genußmittel ,  dessen 
Unentbehrlichkeit  an  sich  zu  bestreiten  ist, 
das  aber  von  den  Kulturmenschen  zu  ge- 
wohnheitsmäßigem Verbrauche  verwendet 
wird.  Es  läßt  sich  daher  nicht  in  Abrede 
stellen,  daß  der  Zucker  fOr  die  Aufwand- 
besteuerung ein  sehr  geeigneter  Maßstab  ist, 
und  die  ITrage,  ob  man  den  Zucker  zur 
Steuerleistung  heranziehen  aolle  oder  nicht, 
ist  allgemein  im  ersteren  Sinne  beantwortet 
worden. 

Wir  nennen  daher  Z.St  diejenige  Aufwand- 
Steuer,  die  den  Verbrauch  von  Zocker  beim 
Konsumenten  belasten  vilL  Sie  ist  regel- 
mäßig eine  indirekte  VerlnBUchaabgabe,  weil 
die  Steuer  beim  Produzenten  oder  Händler 
eriioben  wird,  ihn  zum  Steuerzahler  macht 
und  es  ihm  überlftBt,  die  ausgele^  Steuer 
auf  den  Konsamenten,  als  den  eigentlichen 
Steuertr^er  zu  fiberwfilzen.  Eine  Aufwand- 
steuer stdlt  die  Z.St.  schon  deswegen  dar, 
weil  »e  die  Einkünfte  der  Einzelwirtschaften 
auf  dem  Umwege  über  deren  Ausgabeseite 
treffen  will,  indem  sie  aus  der  Tatsache  des 
Zuckerverbrauches  auf  die  Leistungsfähig- 
keit des  Verbrauchers  zurückseiiließt.  Die 
Z.St.  ist  teils  innere  Verbrauchssteuer,  teils 
wird  sie  in  der  Form  von  Zöllen  erhoben. 
In  ersterer  Hinsicht  wird  sie  den  Ver- 
zehrungssteuern beigezählt.  (Vgl.  Art.  „Auf- 
wandsteuern" oben  Bd,  I  S.  258.) 

In  früheren  Zeiten  wurde  Zucker  aus 
dem  Zuckerrohr  (Saccharura  offidnarum) 
gewonnen,  das  ausschließlich  Überseeische 
Länder  und  Külonieeo  üefem.  Das  Steuer- 
roblem  war  hier  sehr  einfach,  da  man 
urch  Einfuhrzölle  den  Steuerzweck 
vollständig  erreichen  konnte.  Man  wählte 
nur  häufig  Unterscheidunga-  oderDiiferenzi^- 
zölle,  je  nachdem  der  Zucker  aus  eigenen 
oder  fremden  Kolonieen  zugeführt  wurde, 
je  nachdem  er  unter  heimischen  oder  fremden 


ilamsn  ins  Land  kam,  je  nachdem  er  on- 
mittelbar  konsnmiCTt  odfer  in  intitoidiBPhwi 
Saffinerieen  oder  in  aolcfaen  des  AualaiideB 
^nußfätug  hergwtellt  waden  sollte.  Eäner 
inneren  Verbnwchssteuer  bedurfte  es  nidlit, 
und  auch  heute  noch  wird  der  Kolonial- 
zucker lediglicb  durch  EtnfalmÖUe  besteuert 
Anders  gestalteten  ach  aber  die  Verhältnisse 
infolge  der  napoleonischen  Kontinentalspeire 
vom  Jahre  1806,  als  es  Achard  zuerst  L  J.  1801 
gelang,  die  Idee  seines  Lehrers,  des  deutschen 
Chemikers  A.  S.  Marggraf,  die  dieser  schon 
1747  vor  der  preußischen  Akademie  der 
Wissenschaften  entwickelt  hatte,  den  Zucker- 
gehalt der  Runkelrübe  (Beta  cicia)  darzu- 
stellen und  auf  den  Boden  praktischer  Ver- 
wertung zu  übertragen.  Bald  ^tstanden 
in  den  meisten  kontinentalen  Staaten  Rüben- 
zuckerfabriken,  die  namentlich  in  den  30er 
Jahren  sich  vermehrten  und  eretarktec 
Dieser  Umschwung  l^te  nun  auch  die  Frage 
nahe,  ob  und  wie  man  deren  Erzeugnisse 
auch  durch  eine  innere  Verbrauchs- 
steuer, neben  Zöllen,  erbusen  könne.  Tat- 
sächlich sind  die  meisten  Staaten  in  den 
30er  und  40er  Jahren  auf  dieser  Bahn  vor- 
geschritten. Die  rasche  und  blühende  Ent- 
wickelung  der  Zuckerindustrie,  der  Kon- 
kurrenzkampf zwischen  der  heimischen  und 
der  fremden  sowie  derjenige  zwischen  Rüben- 
und  kolonialem)  Rohrzucker  und  eodficfa 
die  Emflüsse  der  Handels-,  Transport-  and 
Schiffahrtspolitik  haben  die  Frage  der  ZlSL 
aus  einer  rein  fiakalisch-finanzpoditischen  zu 
einem  wichtigen  Volks  wirtschaftlichen 
Problem  gemacht  Oftmals  kreuzen  sieb 
gerade  hie«'  beide  Intmreesen  und  erhetschen 
einen  Ausgleich.  Dabei  kommeo  nicht  nur 
spezielle  Lebensbedingungen  der  Industrie 
selbst  in  Betracht,  sondern  auidi  die  Be- 
dürfnisse der  mehr  oder  weui^  beteiligten 
Laodwirtec^iaft  wollen  berflcksiGhtigt  wemen. 
Die  Spuren  dieeer  Interessenkämpfe  und  die 
damit  zusammenhängenden  Gegensätze  durch- 
ziehen die  ganze  gesclüchtlichc  Entwicke- 
lung  der  Z.  in  den  kootioeotalen  Staat«i. 
Die  Formen  der  Z.  sind  folgende: 
I.  Innere  Verbrauchssteuern: 

1.  Rohstoff-  oder  Materiaist euem  — 
^Übensteuem". 

2.  Fabrikationssteuem  und  zwar  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Fohri- 
kationseinrichtuDgen. 

3.  Halbbbrikatsteuem  und  zwar  nach 
der  Dichtigkeit  dm  Zuckers&fteE  — 
„Saftsteuer*'. 

4.  F^rikatsteuer  oder  Verhrauchsab- 
gabe. 

n.  Zölle. 

Mit  diesen  Steuerformeu  können  dazm 
ev.  noch  Lizenzen  und  ähnliche  Abgaboi 
verbunden  werden. 

£.  RolutAtf-  oder  Xaterfalsteaem 


Digitized  by  Google 


Zuckersteuer,  Zackerzoll 


1417 


(Rfibengevicfatsstenern).  Diese  werden 
nach  der  Gewichtsmenge  der  zu  ver- 
arbeitenden Rfiben  veranlagt.  Zu  diesem 
Zwecie  bedient  man  sich  der  Wage,  mit 
derteils  durch  unmittelbare  Gewichtsabnahme 
seitens  der  Steuerbeamten,  teils  durch  Zähl- 
apparate die  Gewichtsmengen  fest^stellt 
werden.  Dieser  Yorgan^  voflsieht  sich,  so- 
bald die  in  die  Fabnk  emgebrachten  Rfiben 
ron  ihren  Eopf-  und  Schwanzteilen  be&eit 
sind  und  die  Wasditrommel  duräilaufen 
laben.  Die  Materialsteuem  haben  vor  allem 
len  Vorzug  der  steuertechnischen  Einfach- 
leit  und  setzen  den  Betrieb  der  Znc^ee- 
iabriken  den  geringsten  Kontrollen  aus.  Da- 
gegen sind  ihre  Nachteile,  daß  sie  auf  die 
i^erschiedenheit  des  Zuckergehaltes  der 
IQben  keine  RQcksicht  nehmen,  infolgedessen 
lie  fertigen  Fabrikate  sehr  ungleich  mit  der 
Steuer  belasten  und  leicht  den  Produktions- 
irozeß  auf  Abwege  leiten.  Dagegen  haben 
erade  die  Rübengewichtssteuern  hauptsftch- 
ch  zur  BIflte  der  kontinentalen  Zucker- 
idustrie  beigetragen.  Denn  sie  erweckten 
as  Streben,  möglichst  zuckerhaltige  Rfiben 
II  ziehen  und  ihren  Zuckei^halt  nach 
räften  auszubeuten.  Die  neueren  Z.gesetze 
nd  aber  meist  von  diesem  System  abge- 
3mmen. 

3.  Stenern  nach  derLeistnnggf iUiigkeit 
er  FabrikationseinrichtnDgen.  Fabri- 
ationsstenem.  Hier  ^ht  man  von  der 
clmischen  Leistungsffthigkeit  der  bei  der 
.Ickergewinnung  benutzten  Apparate  aus. 
ie  Steuer  richtet  sich  nach  den  Zentrifugen 
er  Saftpressen  oder  beim  sog.  DifFusions- 
rfahreo  nach  der  Zahl  der  täglichen 
iUuQgeo  der  DiffusionsgefäQe,  die  deklariert 
d  durch  ein  mechanisches  Zählwerk  kon- 
tlliert  werden.  Diese  Steuerart  hat  im 
ozen  die  gleichen  Eigenschaften  wie  die 
hstoCEsteuern  und  teilt  mit  diesen  die 
irkung,  daß  sie  das  einseitige  Stieben 
dcr^  aus  den  technischen  £ämichtnogen 
glichst  großen  Erfolg  zu  ^wken.  Wie 
n  bei  der  Rübengewichtssteuer  bestrebt 
,  aus  möglichst  kleinen  fifibenmengen 
glichst  viffl  Zucker  zu  gewinnen,  so  ist 
r  die  allgernfflue  Tendenz  darauf  genietet, 
:  mt^Uäist  Ueinen  Zuckerge^ßen  eine 
liehst  hohe  Zuckerausbeute  zu  erzielen. 
4.  Die  Halbfabrikat-  oder  Saftstenem. 

Halbfabrikatsteuer  wird  nach  der  Dich- 
<eit  des  Zuckersaftes  nach  Saftproben 
inlagt,  die  auf  15^  C  abgekühlt  und  mit 
1  Densimeter  auf  ihre  Dichtigkeit  ge- 
tsen  werden.  Dieses  Verfahren  der 
larisierung  stellt  das  Lichtdurch- 
^hungs vermögen  des  Zuckersaftes  fest, 

aber  steuertechnisch  allgemein  nicht 
jhführbar,  und  die  Saftsteuern  sind  dem- 
äß  keine  Steuern  vom  Safte  nach  dem 
kergehalt,  sondern  solche  nach  der  Dich- 


tigkeit oder  der  Trockensubstanz.  Die  Halb- 
fabrikatsteuem  sind  in  der  Hauptsache  wie 
die  Rfibeogewichtssteuem  zu  beurteilen  ohne 
jedoch  deren  leichte  und  einfache  Erhebung 
zu  teilen. 

K.  Die  Fabrikatstener  oder  die  Ver- 
branehsabgabe.  Wir  verstehen  unter  Fa- 
brikatsteuer oder  Verbrauchsabgabe  im  all- 

femeinen  die  Steuer  vom  fertigen  Erzeugnis, 
ie  wird  meistens  erhoben,  wenn  der  Zucker 
aus  dem  steuraamtlichen  Verschlusse  in  den 
freien  Veriiehr  gebracht  wird,  und  steuer- 
pflichtig ist,  wer  ihn  in  den  freien  Verkehr 
setzt.  Diese  Steuerart  wirkt  an  sich  am 
gerechtesten,  weil  sie  nach  den  in  den  Ver^ 
kehr  gesetzten  Produkten  veranlagt  wird. 
Diese  Steuerform  hat  dann  den  weiteren 
Vorzug,  daß  die  Steuerleistung  näher  an  den 
Konsum  herangerückt  ist  als  bei  anderen 
Methoden  der  Erhebung. 

Die  Fabrikatsteuer  kann  entweder  auf 
der  wirklichen  Feststellung  des  Zuckergehalts 
der  verschiedenen  Produkte  beruhen  oder 
einen  einheitlichen  Steuersatz  festhalten.  Im 
ersteren  Fcdle,  namentlich  beim  Rohzucker, 
hat  man  mit  erheblichen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen.  Man  hat  hierför  teilweise  die 
Farbe  als  Unterscheidungsmerkmal  ange- 
nommen und  danach  sog.  „Standardmuster" 
aufgestellt,  die  im  Handel  sowie  bei  Ver- 
zollung und  Versteuerung  als  Typen  dienen 
sollten,  und  zwar  gingen  sie  vom  dunkel- 
braunen (Nr.  6)  bis  zum  weißen  Zucker 
(Nr.  20)  stufenweise  über.  Auch  das  Polari- 
sationsverfahren  mittels  des  Saccharimeter 
hat  man  angewendet,  indem  die  verschiedenen 
Zuckerarten  in  aufgelöstem  Znstande  das 
Licht  die  einen  nach  rechts,  die  anderen 
nach  links  ablenken.  Mißbräuche  imd  Unter- 
schleif sind  dabei  nicht  ausgeschlossen.  Diese 
und  verschiedene  technisdie  Schwierigkeiten 
haben  die  Steueigesetze  veranlaßt,  auf  die 
Abstufung  der  Steuersätze  zu  verzichten  und 
zum  Einheitssatze  überzugehen .  Dies 
ist  in  Deutschland  zuerst  dui-ch  G.  v.  9./VIL 
1887  geschehen. 

Die  Steuer  als  Znckermonopol  zu 
gestalten,  empfiehlt  sic^  nicht.  Denn  neben 
Bedenken  allgemeinerer  Art  ist  nunentlich 
der  Umstand  zu  beachten,  daß  die  kontinen- 
tale Zuckerindustrie  heute  eine  Export* 
i  n  d  u  s  t  r  i  e  ist,  ffo  wdche  die  Monopolfoim 
weniger  geeignet  erscheint.  Gleiches  gilt 
von  der  1883—1884  in  Deutschland  ange- 
regten Rübenqual itäts-  und  von  der 
Melassesteuer.  Erstere ist  undurchführ- 
bar, weil  der  Zuckergehalt  der  Rüben  im 
voraus  nicht  bestimmt  werden  kann,  letztere 
dagegen  scheitert  an  der  Unbestimmtheit 
des  Begriffes  Melasse  und  an  der  Wandel- 
barkeit  und  Verschiedenheit  der  Melasse- 
gewinnung. 

Dagegen  hat  man  (besonders  frfiher)  znr 
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YereiDfochuDg  der  Steuererhebung  und  der 
Erleichterune  der  Eontrollen  ein  System 
von  Abfindungen  oder  Abonnements 
gewüilt  Die  Steuerverwaltung  hat  dabei 
entweder  die  Summe  der  individuellen  Einzel- 
leistnngen  in  eine  Pauschalsumme  ffir  den 
einzelnen  SteuerpflichtigeD  znsammengefaät 
oder  sie  hat  in  der  Form  von  Steuerkontingen- 
ten die  aufzubringende  Hauptsumme  au^e- 
schrieben  und  es  dann  den  Beteiligten  über- 
lassen, diese  auf  die  Terschiedeoen  Fabriken 
umzniegen. 

Weniger  aus  fiskalischen  denn  aus  volks- 
wirtschaftlichen Gründen,  nämlich  um  das 
Emporschnellen  der  üeberproduktion  einzu- 
schränken, hat  man  die  Aufstellung  von 
Eontingenten  für  die  Znckererzeu- 
gn  D  g  angewendet.  Dabei  wurde  eine  Haupt- 
Bunune  in  Kill,  kg  für  das  ganze  Land  fest- 
gesetzt und  diese  auf  die  einzelnen  Fabriken 
repartiert  Die  Kontingentierung  erscheint 
dabei  als  eine  indirekte,  und  Her  einzelne 
bidostrielle  ist  dann  auch  zu  einer  üeber- 
achreitung  seines  ProduktionsanteiU  befugt, 
mofi  aber  für  den  üeberschufi  eine  höhere 
Steuer  entrichten.  In  der  gleichen  lUchtnng 
suchte  die  vormalige  in  Deutschland  einge- 
führte Betriebsstener  zu  wirken  (Q.  t. 
27./V.  1896),  die  je  nach  dem  Produktiona- 
nm&ng  für  je  100  kg  anbiegt  war  und  mit 
dessen  Zunanme  d^ressiv  stieg. 

6.  Der  ZjeoU.  Unter  den  Mutigen  Pro- 
duktionsverhSltnissen  ist  der  Z.zoll  lediglich 
ein  Einfuhrzoll.  Ein  solcher  wird  einmal 
erhoben  vom  Hohr-  oder  Eolonialzucker,  der 
aus  flbOTseeischen  Ländern  nach  dem  In- 
lands gebracht  wird.  Für  Deutschland  hat 
er  keine  wesentliche  Bedeutung.  Sodann 
aber  wird  er  auch  vom  Rübenzucker  des 
Auslandes  und  zwar  mit  dem  Charakter 
eines  Schutzzolles  erhoben.  Die  praktische 
Durchführung  ist  in  den  einzelnen  Staaten 
je  nach  der  speziellen  Qeartung  der  Zucker- 
lodustrie  sehr  verschieden.  Es  hänpt  dies 
hauptsächlich  damit  zusammen,  ob  die  Roh- 
zuckerfabriken  oder  die  RafFinerieen  oder 
endlich  Transportverhältnisse  die  Gesetz- 
gebung beeinflussen.  Ein  hoher  Zoll  kann 
aber  auch  als  „versteckte  Ausfuhrprämie" 
wirksam  werden  (b.  das  folgende). 

7.  Die  Ansfuhrpräraien.  Es  ist  Grund- 
satz bei  der  Ausfuhr  solcher  Waren,  die  im 
InJande  einer  Aufwandsteuer  unterliegen, 
die  Steuer  zurückzuvergüten.  Der  Zweck 
dieser  MaUregel  ist,  dem  inländischen  Ex- 
porteur, der  für  die  ausgeführte  Ware  im 
Auslände  Zoll  und  noch  eine  Verbrauchs- 
steuer zu  entrichten  bat,  die  Mitbewerbung 
auf  dem  'ausländischen  Markte  zu  ermög- 
lichen. Wenn  nun  aber  diese  Rücker^ 
stattangen  über  das  Mab  der  geleisteten 
Inlandsabgaben  hinausgehen  und  in  beab- 
sichtigter oder  unbeabsichtigter  Weise  dem  | 


Exporteur  aocli  einen  besonderen  ZtsdiuS 
(„nflmie")  gewähren,  so  entstehen  Ausfuhr- 
prämien (Ausfuhrveigfltungen ,  Export- 
prämien ,  Exportbonifikation ,  „Ausfuhrzo- 
schüBse"). 

Die  Einrichtung  der  Ausfuhrprämien 
kommt  in  ganz  besonderem  Umfange  bei  der 
Zuckerbesteuerung  vor,  da  hier  neben  die 
fiskalischen  Interessen  des  Staates  die  wiit- 
schaftspoUtische  Fürsorge  ftlr  den  Rübenbaa 
der  Landwirtschaft,  für  die  Rohzuckerhbrik» 
und  die  Raffinerieen  tritt.  Im  Mittelpimkte 
der  Interessen  pfl^  die  Aufrechteriuütnng 
des  Wettbewerbes  der  heimischen  Z^cke^ 
induBtrie  auf  dem  Weltmarkte  zu  stehen. 
Die  Bestrebungen  waren  zuerst  lediglich  auf 
die  Erweckung  einer  einh^mischen  Zucker- 
industrie gerichtet  SiAter  begann  sie  aiyst 
auch  den  intematitAalen  Weltmarkt  zu  er- 
obern, und  man  war  zur  AufrechtoiialtDng 
der  KoulturrenzfiUiigkeit  genötigt,  auf  die 
Steuer  vom  airageführten  Zucker  zu  ver- 
zichten. Als  man  aber  später  die  Erfahnuie 
machte,  dafi  bei  fortschreitend«-  Teclmik 
der  RfibenausnOtzung  die  angele^fte  Stener- 
veigQtung,  die  eine  zu  goin^  Auanutau^ 
angenommen  hatte,  tatsfichUch  mehr  wv 
als  «ine  fiflckerstattnng  der  ausgel^eu 
Steuer,  mne  staatliche  Zuüung  an  den  Fabri- 
kanten für  s^ne  Zu<^enasnihr  darstellte, 
da  waren  die  volkswirtscAiaftlichea  Interesse 
der  Zuckerindostrie  bereits  so  in  den  Vorder- 
grund getreten,  dafi  man  nicht  sofort  aa 
ihre  Beseitigung  zu  gehen  wagte.  Eist  ak 
das  staatliche  Interesse  am  Steuerertra^  mit 
den  Bonifikationen  der  Zuckerindostne  in 
Konflikt  geriet,  diese  jenes  schwer  beein- 
trächtigten, entschloß  man  sich  erat  zu  teil- 
weiser  Beseitigung  oder  Abänderung  der 
Prämiensätze. 

Die  Ausfuhrprämien  kOonen  Rein: 

1.  BeabBicbtigte  tmd  nnbeabsicb- 
ticte.  Erstere  liegen  vor,  wenn  der  Geseti- 

f^eber  von  vornherein  durch  Btaatliehe  G«ld- 
eistnngen  die  Ansfohr  von  Zncker  ermSgUcbea 
oder  erweitem  will.  Letxtere  entstehen  dum. 
wenn  die  Absicht  nur  anf  die  Rackexstattnaf 
der  aasgelegten  Steuer  fferichtet  ist,  doich  die 
Technik  aber  ein  tatsächlich  hdhera  Aoibeate- 
verhftltnis  erzielt  wird,  ab  das  Steoergeieti 
nimmt.  Es  wird  dann  mehr  Steuer  Twgttet 
als  damit  das  fertige  Produkt  belasMt  in- 
Diese  Verhältaiase  rind  bei  den  RQbengewx^ta- 
stenem  htnflg  eingetreten,  indem  es  gdn^m 
war,  ans  der  OewuihtraBheit  viel  mehr  taxift 
Fabrikate  zn  enengen,  als  die  Oeaetigefcw 
voranageeetst  hatte.  Der  Debergug  von  dÄ* 
Material-  znr  Fabrikatsteoer  igt  weaeatlieh  au 
diesem  Umstände  tn  erklären. 

2.  Offene  nod  versteckte.  Jmf 
vorhanden,  wenn  die  im  nesetz  »elbsl  tmf^ 
sprocbene  Vergütung  die  StcneranalaM  fiber- 
Btdgt  Diese  dagegen  üaA  gMutalira  sieht 
normiert,  sondern  ergeben  sidi  etat  ans  SIU^ 
imigen  and  Beraohnugen.  Djssfcidgt  äch  Wrtr 
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bei  den  BohBtofbiteueni  (s.  o.  „anbeabsichtigte 
P.")  durch  AbweidmngeD  des  tats&chlichen  Tom 
angenommenen  AnsbeateTerhlÜtnis.  Tersteckte 
Ansführprilmien  im  weiteren  Sinne  kOnneu  auch 
dnrch  Frachterleichterangen,  niedrige  Tarife  aaf 
Btaa^ehen  Verkehre-  ond  Transportanstalten 
für  den  Zncker  wirksam  werden. 

3.  Unbegrenste  und  begrenzte  (kon- 
tingentierte). Die  Unterscneidong  bemht 
darauf,  je  nachdem  der  Staat  sich  ohne  weiteres 
verpflichtet,  die  sich  fDr  die  Oesamtaaafahr  er- 
gebende Prämieosamme  zu  zielen  oder  von 
Toniherein  eine  Haximalsomme  feststellt,  die  im 
Laafe  eines  Finanz-  oder  Bechnangsiahrea  nicht 
Qberschritten  werden  darf.  Ss  kann  dann  ent- 
weder mllatftndige  Sperrung  der  Prämimzah- 
Inngen  eintreten,  oder  es  werden  die  Friimien 
zwar  forteezahlt,  der  Mehrbetrag  wird  jedoch 
von  den  Znokerfabrikant^  nach  Maßgabe  ihrer 
Ausfuhr  zur  Rttckentattnng  angeschrieben. 

8.  Die  PiAmienpolitlk  und  die  inter- 
natioiiatoZitokerkoiiTetttion  T.fi./III.]908. 

System  dar  FrftmieQ^wahriuig  hat  die 
Blflte  der  Znckerindustne  wesentlich  be- 
dingt und  eine  erzieherische  Wirkung  aus- 
geübt Andererseits  aber  hat  es,  Tomehmlich 
im  lAufe  Aer  letzten  •Tahrzehnte,  wesentliche 
Sclübieo  begründet.  Einmal  wurde  hier- 
durdi  eine  ungesunde  Exportrichtnng  durch 
künstliche  Ausfuhrsteigerung  hervorgerufen, 
die  zudem  noch  mit  der  Anomalie  verbunden 
war,  daß  das  Ausland  durch  die  Prämien- 
Wirtschaft  billigeren  Zucker  beziehen  konnte 
als  das  Inland,  die  Zuckerpreise  waren  also 
auf  dem  nächst  liegenden  Markte  h(Jher  als  auf 
dem  entfernten.  (Deutschlaud  —  England !) 
Mehrfache  Krisen  der  Zuckerindustrie  waren 
mit  die  Folgen  dieeee  Zustandes.  Aoßerdem 
hat  sich  das  Prämiensystem  für  die  finan- 
ziellen Interessen  der  Staaten  in  dem  ge- 
minderten Ertrage  der  Z.St  fühlbar  gemacht, 
das  Steueraufkommen  teilweise  atugesogen 
und  die  Finanzpolitik  vor  die  Notwendigkeit 

Sestellt,  HepressivmaBregeln  zn  treffen,  um 
em  Staatshaushalt  aus  der  Z.St  ein  an^ 
meesenes  Erb-Sgnis  zu  sichern.  Endlich 
echien  es  unrichtig,  auf  Kosten  der  Allge- 
meinheit eine  einzelne  Exportindustrie  zu 
fördern.  So  klar  diese  Schäden  zutage  lagen, 
«0  schitfer  war  es,  sie  wirksam  zu  bekämpfen. 
Der  einzelne  Staat  konnte  isoliert  nicht 
vorgehen,  ohne  seine  Zuckerindustrie  empfind- 
lich zu  treffen.  Man  machte  daher  den 
Versuch,  durch  mne  internationale 
Prämienpolitik  und  durch  eine  inter- 
nationale EoDTentioQ  die  Frage  zu 
regeln. 

Schon  1864,  187fi  und  1876  waren  solche 
Cebereinkünfte  zwischen  Belgien,  Frank- 
reich, England  und  den  Meoerlanden  ge- 
troffen worden.  Innerhalb  eines  jeden  dieser 
LAoder  sollte  Z.St  und  Z.zoIl  gleich  hoch  sein, 
und  bei  der  Aueftihr  sollte  nicht  mehr  als 
die  ausgelegte  oder  angesetzte  Steuersumme 
xurnckTergfltet  Verden.    Diese  Ueberein- 


künfte  blieben  wirkungslos,  weil  nicht  aJIe 
Staaten  die  Bestimmungen  des  Vertrags 
gleichmäßig  durchführen  konnten  und  übo^ 
aies  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn 
mit  ihrer  durch  die  Steuersysteme  be- 
günstigten Ausfuhr  als  Konkurrenten  auf 
dem  Weltmarkt  mit  ihrer  wachsenden 
Zuckererzeugung  erschienen.  Ein  Jahrzehnt 
später,  am  30./VIII.  1888,  wurde  zu  London 
eine  neue  Konvention  abgeschlossen,  die  auf 
die  Bee^tigung  jeder  Ausfuhrprämie  und 
zwar  in  jeder  Form  gerichtet  war.  Die  Z.St. 
BoUte  nur  mehr  in  Form  einer  Abgabe  vom 
inländischen  Verbrauch  erhoben  werden, 
ohne  bei  der  Ausfuhr  einen  Rückzoll  oder 
eine  Steuerrergütung  oder  eine  Entlastung 
zu  bewilligen,  die  zu  ii^nd  einer  Prämie 
Veranlassung  geben  kOnnte.  Neb«i  weiteren 
Einzelbestimmungen  ordnete  die  Ueberein- 
kunft  das  Verhältnis  der  Vertragsstaaten  zu- 
einander sowie  ihr  Verhältnis  zu  den  außer- 
halb der  Debwdnknnft  stehenden  Indern 
mit  Prämien. 

Der  Londoner  Konvention  traten  ohne 
Vorbehalt  bei  England,  Deutschland,  Bel- 
sen, Spanien,  Itahen,  die  Niederlande  und 
Rußland.  Oesterreich-Ungarn  machte  seinen 
Beitritt  von  der  Bedingung  abhängig,  daß 
weiteren  Zuckerindustriestaaten  bis  zum  In- 
krafttreten der  Konvention  der  Beitritt  ge- 
sichert werde.  Dänemark  widersprach  unter 
Hinweis  auf  die  Meist begünstigtin^klau  sei 
seiner  Handelsvertrfl^.  Lediglidi  die  Retor- 
sionsmaßregeln  gegen  Nicht  -Kouventions- 
staaten  und  andere  Staaten  könnte  ihren 
Eintritt  bewirken.  Frankreich  dagegen  er- 
klärte zwar  seine  prinzipielle  Zustimmung, 
behielt  sich  aber  das  Recht  vor,  endgültig 
beizutreten  im  Falle  des  Eintrittes  aller 
Roh-  und  raffinierten  Zucker  erzeugenden 
Länder  und  nach  Kenntnis  der  Gesetz- 
gebungen, dazu  bestimmt,  eine  vollständig 
und  absolute  Sicherheit  zu  geben  gegen  die 
Bewilligung  jeder  offenen  oder  versteckten 
Prämie  bei  der  Gewinnung  oder  Ausfuhr 
von  Zucker.  Die  Uebereinkunft  sollte  spä- 
testens am  l./VIU.  1890  ratifiziert  und  am 
I./X.  1891  in  Vollzug  gesetzt  werden,  zu- 
nächst auf  die  Dauer  von  10  Jahren.  Ein 
Ausacbufi  sollte  im  Mai  1889  zusammen- 
treten, um  die  bestehenden  Gesetze  und  die 
erforderlidien  Gesetzentwürfe  zu  prüfen. 
Allein  der  IJVIIL  1890  verstrich,  ohne  die 
Raliflkation  zu  bringen.  Die  Bewegung  ver- 
lief im  Sande. 

Seit  dem  Jahre  1888—89  hoben  eine 
Reihe  von  Staaten  and  gerade  solche,  die 
hauptsächlich  am  internationalen  Konkur- 
renzkampf interessiert  sind,  Veränderungen 
ihrer  Z.St-Geeetzgebungvoi^nommen,  so  vor 
allem  Deutschland,  Frankreich  und  Belgien, 
Rußland  und  auch  Dänemark.  Die  fVage 
der  Prämiengewährung  wurde  dabei  räait 
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gelöst,  und  die  alten  Mißst&nde  dauerten 
uDgeschvftcht  fort  Nach  vielfachen  Schwan- 
kungen entscbJossen  sich  die  meisten  Staaten, 
eine  internationale  Zuckerkon- 
ferenz  nach  Brüssel  zn  beschicken,  wo 
die  Vertreter  der  einzelnen  LÄnder  im  Juni 
1898  zusammenlxaten.  Nur  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  schlössen  sich  aus. 
Im  Hittelpunkt  der  Verhandlungen,  die  ge- 
heim geführt  wurden,  stand  die  Abst^iafFuDg 
der  Ansfohrprftmien. 

Die  Verhandlungen  schwankten  vier 
Jahre  hin  und  her  und  öfter  denn  einmal 
drohten  sie  gänzlich  zu  scheitern.  Allein 
die  Mißstände  der  bisherigen  Prämien politik 
waren  so  erheblich,  daß  es  schließhch  doch 
zu  einer  Einigung  kam  und  die  inter- 
nationale Zucke  rkonvention  am 
S.'III.  1902  in  Brüssel  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien, 
Spanien,  Frankreich,  Großbritannien,  Holland, 
Schweden  imd  Norwegen  abgeschlossen 
werden  konnte.  Später  traten  noch  andere 
Staaten  bei.  Man  war  allgemein  der  Ansicht, 
daß  nur  durch  eine  völlige  Beseitigung 
der  Prämienwirtschaft  die  Bedin- 
gungen für  den  Wettbewerb  zwischen  Rüben- 
uad  Rohrzucker  ausgeglichen  und  die  Aus- 
dehnung des  Zuckerkonsums  bewirkt  wer- 
den könne.  Der  Vertrag  soll  zunächst 
5  Jahre  vom  1./IX.  1903  ab  gelten. 

Nach  der  Konvention  sollen  alle  für  die 
Ei'zeu^ng  oder  Ausfuhr  gewährten  Prä- 
mien jeder  Art  beseitigt  werden.  Zucker- 
^briken ,  Zuckerraffinerieen  und  Melasse- 
Entzuckcrungsanstalten  sollen  dem  Nieder- 
lageverkehr (vgl.  Art.  „Zölle,  Zollwesen" 
sub  n,  3  oben  S.  1398)  unterstellt  und 
streng  überwacht  werden.  Der  Unterschied 
zwischen  den  Zoll-  und  Steuersätzen  auf 
ausländischen  Zucker  und  den  auf  inländi- 
schen Zucker  (üeberzoU)  darf  für  100  kg 
höchstens  6  Frcs.  bei  raffiniertem  und  diesem 
gleichstehendem  Zucker  und  5,50  Frcs.  bei 
anderem  Zucker  betragen.  Staaten ,  die 
selbst  keinen  Zucker  erzeugen ,  sind  von 
dieser  Bestimmung  ausgenommen.  Zucker 
aus  LiUidem,  die  Produktiona-  oder  Aus- 
fuhrprämien gewähren,  soll  mit  einem  Zu- 
schlagszoll mindestens  in  der  Hübe  der 
von  diesen  Ländern  gewährten  ofTenen  oder 
versteckten  Prämien  belegt  werden.  Auch 
kann  die  Einfuhr  des  Prämieuzuckers  über- 
haupt verboten  werden.  Zucker  aus  Ver- 
tragsstaaten  oder  deren  Eolooieen  soll  unter 
Beseitigung  jedes  Unterschieds  zwischen 
Rüben-  und  Rohnsudcer  zum  niedrigsten 
Satz  de.s  Einfuhrtarifs  zugelassen  werden. 
Eine  ständige  Kommission  ist  in  Brüssel  zur 
Uelierwachung  der  AusfOhniog  der  Kon- 
vention eingesetzt 


IL  Gesetzgebiug. 

1.  Deatsehland.  Nachdem  im  DeatKhea 
Zollverein  eine  inländische  Zuckerindtutrie  ent' 
staoden  war,  drftDgten  die  VerhUtnisse  bald  war 
Einftthnug  einer  inl&ndischen  Anfwandsieaer 
auf  Zucker.  Bei  Erneuenm^  der  ZcUverein*- 
verträge  wurde  am  8./VI.  1841  ein  Uebereia- 
kommen  geschlossen,  wonach  der  aus  Bonkel- 
rftbeu  hergestellte  Zucker  vom  1841  in 

allen  Zollvereinsstaaten  einer  gemeinschaftliehcD 
Abgabe  unterworfen  werden  sollte.  Erheltmi^ 
weise  und  Verteilong  des  Steneraofkommew 
sollte  bis  l./IX.  1844  den  einzelnen  R^enmra 
anbeimgestellt  bleiben.  Von  diesem  &itpviäm 
an  wnrae  eine  BObengewichtastener  von 
0,30  M.  tat  je  100  kg  neben  einem  Eingang 
zoll  von  60  M.  fQr  100  kg  Brot-,  Kandis-  nnd 
Hutzucker,  von  48  M.  für  100  kg  Bohznckn 
nnd  Farin^  von  30  H.  für  100  kg  Rohzocker 
zum  Raffinieren  nnd  von  30  M.  f&r  100  kg  .^^imp 
erhoben.  Hit  den  tecbniscben  Fortschritten  der 
BflbensnckeriDdnBtrie  wnrden  die  S&tae  der 
Rübeniitener  mehrfach  eririiht  (1850:  0.60  V. 
[für  100  kg],  1853:  1,20  M.,  1858:  1.50  X.V 
Die  EiDffangBzöUe  dagegen  blieben  —  mit  Aw* 
nähme  des  öfter  veräderten  Sirupzolles  —  bis 
1861  unverändert,  in  welchem  Jahre  weiientliche 
ErmäOigongen  (44,  36.  25,5  nnd  15  M.»  ein- 
traten. Die  Anschannne-,  dall  dorch  weiten 
technische  Fortschritte  das  Aosbenteverbiltoi» 
der  Rüben  erbeblich  sich  geändert  habe,  fDbrte 
1869  nadi  versdiiedenen  Verbandlimgen  nad 
VorschUgen  sn  einer  Erhöhung  des  Steaermtses 
auf  1,60  H.  fQr  100  kg  und  zu  einem  Zoll  tod 
30  M.  für  raffinierten  Zucker  und  Rohzucker 
(nach  Staudardmuster  Nr.  19  und  darüber)  and 
auf  24  M.  fUr  anderen  Rohzucker,  gleichfalls 
für  je  100  kg.  Auch  wurden  die  zuerst  1861 
gewährten  Ansfuhrvergütungen  gesetxlich  ^ 
regelt.  Damit  waren  die  SteuerverhältnisM  atf 
längere  Zeit  stabil.  Erst  die  erhebliche  Zonabme 
der  Ausfuhr,  die  infolgedessen  stark  wachsende 
Ausgabe  für  Ausfuhrvergütuagen  und  die  nüt 
letzterer  parallel  verlaufende  Abnahme  der  Netto* 
ertrfige  der  Z.St.  bildeten  den  Ausgangspunkt  ta. 
einer  eingreifenden  Neugestaltung  der  äienir. 
Jene  betrug  1881— 82:  44,992  SHU.  U,.  Um 
56,877  MUL  H. 

Zunftehst  wnrden  daher  durch  6.  r.  Ty'^H 
1883  die  Ausfuhrvergütnngen  von  1H,80  X.  für 
je  100  kg  Rohzucker  auf  18  M.  nnd  von  23  X. 
für  je  100  kg  Raffinade  auf  22^  X.  herab- 
gesetzt. Ueber  die  Gründe  des  finansiellen  B&ci- 
ganges  der  RUben-Z.St.  und  über  sichere  Onmd- 
lagen  einer  Neugestaltung  der  Geaetagebang 
wurde  vom  Bundesrat  eine  besondere  l'Dter- 
Buchnng  angeordnet,  die  einerseits  die  Inteitwu 
der  Zuckermdustrie  und  der  beteiligten  Land- 
wirtschaft, audereneits  aber  auch  nie  fiaans- 
politisch  berechtigten  Fcodenmgen  sbwIjMi 
sollte.  Die  Kommission  entschied  sich  Rlr  fis- 
behaltnng  des  Systems  der  Rnbenbestenenng. 
unter  dessen  Herrschaft  die  deutsche  R&bcs- 
zackerfabrikation  zn  großer  Blüte  gediehen  war, 
während  der  Gesetzgeber  die  Abnahme  det 
Stenerertrages  bei  wachsender  inl&ndiactur 
Znckererzengung  durch  die  hohen,  an  «ahm 
Exportprämien  ansgearteteuAusfohrrergOtnaga 
im  Wege  der  ErhOhuog  des  RübensteuenalMi 
und  der  EraiUügang  der  Anaftahrvergfllugn 
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oscli  den  Anr^fDDgeii  der  Untennchongskom- 
müsHm  mtrebte.  Aua  diesem  Geiste  entsprang 
daa  0.  T.  l./VL  1886,  das  die  BUbenstener  aof 
1.10  U.  für  100  kg  erfaShte  und  dabei  Ton  der 
Heinnng  aasging,  dafi  bei  einem  angenommenen 
Rübenbedarf  von  10,50  Ztr.  anf  1  Ztr.  Boh- 
zncker  die  Stenerbelastnng  ffir  100  kg  Bob- 
zocker  Ton  93,7ö  %  Zackergebalt  sieb  auf  M. 
beliefe.  Die  AnsrahriHrftmien  wurden  fOr  Boh- 
nieker  von  mindestens  90*/o  <u)d  f^r  raffinierten 
Zocker  von  90—98%  auf  17,25  U.  und  ffir  die 
beiden  anderen  Klassen  für  100  kg  anf  je  21,50 
Dsd  30,16  M.  ermäßigt.  Allein  die  geb^^ten 
£rwartQngen  erfüllten  sich  nicbt,  da  die  merk- 
liche Steigernng  des  AnsbenteTerbältnisses  sieb 
als  dauernde  Erscheinung  erwies. 

Die  zweite  Epoche  der  dentschen  Z.St. -Oesetz- 
gebang  beginnt  mit  dem  G.  r.  9.{Vlt  1867,  das 
neben  die  auf  0,80  M.  für  100  kg  herabgemin- 
derte Bfibensteuer  noch  eine  Fabrikat- 
oder Terbranohsabgabe  setzte.  Diese  lets- 
tere  betrag  12  M.  für  100  kg  fertigen ,  nach 
erfolgter  fUffiniemng  in  den  freien  Verkehr 
gesetzten  Zucker.     Die  AusfuhrrergÜtungen 
wiirden  nach  dem  obigen  Schema  auf  8,60, 10,66 
und  10  M.  herabgesetzt.    Der  Zoll  wurde  in 
einem  einheitlichen  Satze  von  90  M.  für  100  kg 
Zucker  (ohne  weitere  Unterscheidung)  erhoben. 
Die  bisherige  ZoUfreiheit  der  Melasse  zur  Bräunt- 
weinbereitang  wurde  beseitigt,  und  die  Melasse 
wie  ffirup  ^em  Zoll  von  18  M.  für  100  kg 
unterworfen.    Simpra^erieen ,  Stttrkezncker- 
undStSrkedrapraffinerieen,  Maltose- und  Haltose- 
simpfabriken  sowie  gewerbliche  Betriebe,  in 
weldien  steuerfrei  ans  Büben  Safte  und  sudter- 


baltige  Produkte  gewonnen  werden,  vrurden  der 
Kontrolle  der  Stenerrerwaltung  unterstellt.  Der 
Bondesrat  sollte  die  gleiche  Kontrolle  auch  auf 
die  Saccharinfabriken  erstrecken  können. 

Nachdem  es  anf  der  Londoner  Zuckerkon- 
vention  vom  30./VIII.  1888  nicbt  gelungen  war, 
die  internationale  Abscbaffone  der  Aosfabr- 
prttmien  sur  Batifikation  zu  bringen,  wurde 
m  Deutsdien  Beicfae  eine  Nenordnnng  der  Z. 
notwendig  dnrdi  den  fortwiUurenden  BUckgang 
des  Ertr^es  der  Z.,  die  steigenden  Bedürmisse 
des  Beiches  und  die  ungesunde,  durch  die  BUben- 
stener krankhaft  entwickelte  Zuckerindnstrie, 
die  bei  der  rasch  zunehmenden  Ausbeute  an 
Zucker  aus  den  Prämien  wachsende  Einnahmen 
bezog.  Nachdem  bereits  ein  Gesetzentwurf  vom 
Jahre  1889  auf  die  Bübensteuer  verzichten  und 
die  Fabrikatstener  allein  ausbilden  wollte,  kam 
nach  hartem  Kampfe  das  O.  t.  Sl^V-  1891  zu- 
stande. £s  beseitigte  die  ^beutener  ganz, 
stellte  die  Besteuerung  aaascblieQUeb  auf 
die  Fabrikatstener  oder  V erbrauchsab- 

Sabe,  die  anf  18  M.  fttr  100  kg  erhöht  wurde, 
er  Zoll  ward  auf  36  M.  für  VX)  kg  festgesetzt. 
Die  Ausf nbiprfimien ,  jetzt  „AusfrärzoschfiBse" 
genannt,  sollten  ö  Jahre  fortbestehen.  Dire  Ab- 
schaffung galt  zwar  als  erstrebenswertes  Ziel 
im  finanziellen  wie  im  Interesse  einer  gesunden 
Entwickelung  der  Zackerindustrie.  Man  wollte 
jedoch  dies  nur  allmäblicb  zu  erreichen  suchen, 
zumal  die  Konknnenteu  des  dentschen  Zucker- 
exportes  auf  dem  iBtemadoniüen  Harkte  (Bel- 
gien, Frankreich)  immer  noch,  wenn  andt  er- 
mäßigte,  Prämien  gewährten.  Die  dentschen 
AnaftthrzasohfisBe  sollten  beteagot  von  je  100  kg : 


vom  1./VUL  1892  bU  31./VII.  1895 

1.  BobzQcker  1,25  M. 

2.  Brot*(Hut-)Zui^er  2,00  „ 

3.  gem^enem  Zucker  1,65  „ 


vom  L/Vm.  1895  bia  31./Vn.  1897 
1,00  M. 

h75  » 
1*40  „ 


Die  gehotfte  Beseitigung  der  Prämien  gelang 
indessen  nicht    Vielmehr  wnrde  durch  den 
starken  Bückgang  der  Znckerpreise  und  die 
Auflfnfarerachwerungen  infolge  der  nordamerika- 
nischeu  Zollpolitik  ein  Notgesetz  v.  9./VI.  1895 
erforderlich,  das  die  auf  L/VIIL  1895  fällige 
Ermäßigung  der  Ausfahrzuschüsse  einstellte  und  ' 
lie  höheren  Sätze  bis  Schluß  der  Uebergangs- 
perioda  (1897)  aufrecht  orhielt.  Der  Bundesrat ' 
vorde  jedoch  ermächtigt,  die  Ausfnhrznsebttsae ; 
.n&abeben  oder  herabzusetzen,  sobald  Ton  den 
ibrig^en  Bttbenzucker  erzengenden  Ländern,  die 
Losfuhrprämien  gewähren,  in  der  gleichen  Bich- ' 
aug'  Torgregangen  werde.   Da  eine  Aenderung 
n  dem  Zustande  des  Prämienwesens  die  inter- 
ationale  Znckerkonferenz,  die  im  Juni  1898  in 
rUsael  zusammentrat,  zunächst  nicht  herbei- 
eführt  hatte,  so  erfloß  abermals  ein  neues  G. 

27.(y.  1896,  das  in  der  Hauptsache  am  l./VIII. 
^96  in  Kraft  trat.   Dieses  setzte  sich  ein  vier- 
ches  Ziel.  Zunächst  sollte  die  Konkurrenzfähig- 
iit  der  deutschen  Zuckerindnstrie  auf  dem 
'^eltmarkte  erhalten  werden  und  sodann  die  | 
nnkarrenz^higkeit  der  kleinen  und  mittleren  I 
:^triebe  cregenttber  den  großen  Fabriken  ge- ' 
ilirt  bleiben.  Einer  spmncweisen  Vermehrung 
r  ZnckerprodaktioQ  soll  dorcb  die  Kontingen- 
iTXtng  enteegengetreten  werden ,  und  endlicb  ■ 
zweckt»  aie  Erhöhung  der  Verbnncbsstener  t 


die  Sicberstellung  der  Beichskasse  gegen  Minder- 
einnahmen. 

Zo  diesem  Zwecke  warde  die  Verbrauchs- 
abgabe anf  20  H.  für  100  kg  erhöht.  Daneben 
wurde  eine  Betriebssteaer  eingeführt,  die  für 
die  innerhalb  eines  Betriebsjahres  abgefertigten 
Mengen  bis  4  Mill.  kg  0,10  M.  für  solche  von 
4—5  Mill.  kg  0,125  M.,  für  diejenigen  von  5—6 
Mill  kg  0,lö  M.  für  je  100  kg  und  endlich  für 
jede  weitere  Mill.  kg  0,025  M.  für  je  100  kg 
betrug.  FElr  jede  Zni&er&brik  wurde  außerdem 
die  jährlich  zu  erzeugende  Gesamtmenge  kon- 
tingentiert. Ueber  das  Kontingent  hinaas  kann 
jede  Fabrik  weitere  Znckermengen  herstellen, 
doch  war  dafür  für  je  100  kg  ein  weiterer  Zu- 
schlag zur  Steuer  von  2,50  H.  (=  der  Höhe  der 
Ausfahrznschüsse)  zu  entrichten.  Die  Aa^hr- 
znschüsae  betragen :  a)  für  Rohzacker  von  90  bis 
höchstens  98  «/^  Zuckergehalt     .   .   .   2,ö0  M. 

b)  für  Kandis  aad  geformten  oder 
kristallisierten  Zuiäer  mit  min- 
destens 99        Zuckergehalt    .  .  3,56  K- 

c)  für  allen  übrigen  Zncker  Ton  min- 
destens 98%  Zuckergehalt   .   .   .  3,00  M. 
Durch  die  internationale  Brüsseler  Konren- 

tion  V.  ö.ßll.  1902  war  eine  abermalige  Ab- 
änderang  der  Gesetzgebung  notwendig.  Dies 
geschah  durch  G.  t.  67L  1902.  das  mit  L/IX. 
1903  in  Kraft  trat  nnd  fc^genden  Hanptinhalt  hat : 
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Steaerpflichtig  ist  aller  im  Inlande  dnrch 
Bearbdtung  tod  Bttben  oder  durch  weitere  Be- 
arbeitung TOB  Produkten,  welche  ans  im  In- 
lande bei^ieitetenB&ben  herstammen,  j^wonnene 
feste  oder  flftsuge  Zneker.  einsehliefllich  der 
BQbensKtteJPttllmaBsen  and  Zncherahlftufe  (Sirap, 
Melasie').  Dieser  nnterlic^  dann  einer  V  e  r  • 
brancnaabgabe  (Fabrikatsteue^  toq  14  H. 
ftlr  100  kg.  Die  Steuer  ist  vom  Inhaber  der- 
jenigen Zackerfabrik  zu  entrichten,  ans  welcher 
der  Zacker  in  den  freien  Verkehr  tritt.  Bfiben- 
sätte  nod  Ablänfe  der  Zttckerfabrikation  sind 
der  Steaer  nicht  onterworfen.  Der  znr  Ansfuhr 
bestimiQte  Zacker  ist  von  der  Erhebung  der  Z. 
befreit,  wenn  er  sich  nnter  SteaerkontroUe  be- 
findet Bei  der  Ansf^üir  von  Zneker  aas  dem 
freien  Verkehr  findet  keine  Vergütong  der  Z.St. 
statt  Kach  nftfaerer  Bestimmung  des  Bandes- 
rats kann  inländischer  Rttbensncker  zu  Yieh- 
ffltterong  nnd  zur  Herstellang  Ton  anderen 
Fabrikaten  als  Verzefamne^gegenstanden  steuer- 
frei abgelassen  werden,  »i  der  Aasfuhr  von 
mit  inländischem  Zacker  hergestellten  Fabrikaten 
oder  bei  deren  Niederlegung  in  steuerfreien 
Kiederlagen  kaon  die  Z.St.  fQr  die  verwendete 
Zackermenge  onerboben  bleiben  oder  im  ent- 
richteten Betrage  T^jftttet  werden. 

Der  SinfnhrsoU  beträgt  fttr  festen  nnd 
fittssiffen  Zneker  jeder  Art  40  M.  fOr  100  kg. 
Der  Eingangszoll  fUr  Zneker,  fflr  den  im  Er- 
zengnislande  keine  Prfimie  bezahlt  worden  ist, 
wird  während  der  Daner  der  Brüsseler  Konven- 
tion in  dem  höchsten  nach  dem  Vertrage  zu- 
lässigen Betrag  erhoben.  FQr  das  Dentsche 
Beich  ergeben  sich  hiemach  f&r  je  100  kg 
raffinierten  Zucker  18,80  M.  and  18,40  M.  fOr 
Bohzucker.   Ertrag  1906:  130  Hill.  M. 

2.  Oesterreieh-UDgam.  Die  Z.St  zählt  zu 
denjenigen  Abgaben,  die,  wie  die  großen  Anf- 
wandstenem  ttoerhaapt,  während  der  Daner  des 
(jetzt  in  Frage  stehenden)  ZoU-  ood  Handels- 
bttndnisses  zwischen  den  im  Beicbsrat  vertrete- 
nen KSnigreichen  und  Ländern  nnd  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  in  beiden  Beicbshälften 
nach  gleichmäßigen  Gesetzen  nnd  Verwaltungs- 
vorschriften  zu  erheben  sind.  Die  Besteuerang 
des  inländischen  Zuckers  wurde  in  Oesterreich 
am  12./XI.  1849  in  der  Form  einer  Verbrauchs- 
steuer eingeführt,  die  1,40  fl.  fHr  den  Zentner 
Bohzucker  und  2  fl.  für  den  Zentner  Baffinade 
betrog.  Schon  am  7./IX.  1850  trat  an  deren 
Stelle  eine  B&bensteoer,  deren  Höhe  5  kr.  fUr  den 
Zentner  frischer  Bfthen  betrug.  Später  wurde 
dieser  Steuersatz  mehrfadi  erhobt  (1853  :  8  kr., 
1856;  12  kr.,  1867:  18  kr,  1859  18  kr.  und 
lO^/o  Zuschlag,  1862: 18  kr.  und  30ö/o  Zuschlag). 
Durch  (i.  T.  18./X.  1865  wurde  die  Entrichtung 
der  Bübensteuer  nach  der  Leistungsfähigkeit 
der  Werkvorrichtongen  und  der  Zeitdauer  ihrer 
Benutzung  vorgeBchrieben  (Pauschalierung).  Hit 
Einführung  der  nenen  Maße  and  Gewichte  ward 
dnrch  G.  v.  18./V.  1875  die  Rübensteuer  auf 
73  kr.  für  je  1(X)  kg  festgesetzt,  der  Steuer- 
modas  aber  beibehalten.  Durch  6.  v.  27./VI. 
1878  wurde  dem  System  der  Panschaliemng 
dasjenige  der  Kontingentierung  des  Ertrags 
hinzugefügt,  da  die  wachsenden  Ausfuhrprämien 
nicht  nnr  die  Steuer  aufsogen,  sondern  sogar  ein 
Defizit  der  Z.St.  erzeugten.  Dies  war  die  Folge 
der  furtgeschrittenen  Technik,  die  fortdauernd 
in  der  Ausbeate  die  gesetzlichen  Voranssetznngeii 


Oberholte.  Diese  Mißverhältnisse  sachte  mta 
durch  G.  v.  SO./Vl.  1888  zu  beseitigen.  Duch 
den  Beitritt  Oesterreich-Ungams  cur  BrOnder 
Zackerkonvention  war  eine  Abänderung  ia 
Oesetzgebosg  notwendig.  Dies  gesdiah  ducb 
G.  T.  31./I.  1903  nr  Oesterreich  and  dudi  G. 
T.  28/1.  1903  fßr  Ungarn. 

Die  österreichische  Z.St.  ist  eine  einfache  V  e  r  - 
braucfasabgabe,  welche  S2Kr.  von  je  100  kg 
Zucker  beträgt.  Die  Ausfnbrprämiea  sind  be- 
seitigt worden.  Die  Einfuhrzölle  für  Zucker 
ans  Staaten,  die  keine  Einfuhrprämien  gewähren, 
ist  in  gleicher  Weise  geregelt  wie  im  Deutsrbea 
Reich.  Um  die  Versorgung  des  Inland  Maarkti 
mit  Zucker  in  den  eincänen  Ländergebieten  des 
Ssterreich-nDnriscIieB  Zollgebiets  sa  An.  S  der 
Brüsseler  ZuäerkunTentioii  m  regeln,  wird  jene 
Henge  Zucker,  die  in  düi  dnsetnen  Länder* 

febieten  im  Laufe  je  einer  Betriebsperiode  au 
en  ZuckereneagtingBBtätten  und  Znckerfre)- 
lagem  gegen  I^trichtong  der  Verbrauchsabgabe 
weggebracht  werden  darf,  kontingentiert :  Oestei^ 
reiäi  277  Hill,  kg.;  Ungarn  86,40  HÜL  kg.: 
Bosnien  und  Herzegowina  2,60  Hill.  kg.  Er- 
trag 1906:  Oesträreiäi  116,660  HiU.  Kr.  ragm 
33  um  Kr. 

S.  Frankreich.  Die  Kuitinentalsperre  Napo- 
leons I.  hat  die  Entstehaiig  dw  featlKndbdiea 
Babenznekeriudiutrie  hervorgerafen,  nnd  Fkaak- 
reich  war  aoeh  das  erste  ^nd,  ia»  iwtck  G. 
V.  18./VII.  1837  die  Z.  s^em  Steneisjatem  ein* 
fugte.  Die  Steuer  war  eine  Fabrikaistener. 
die  den  Bohzucker  nach  dem  Gewichte  und 
zwar  100  kg  mit  10  Frcs.  vom  1  1838  aa 
traf.  Vom  1./VII.  1839  wurde  die  Abgabe  auf 
15  Frcs.  für  100  kg  erhöht.  Das  G.  v.  3.,'Va 
1840  stellte  5  Steaerstafen  nach  ParbentTpeo 
auf,  wobei  sich  die  Sätze  zwischen  25  nnd 
36,10  Frcs.  bewegten.  1843  wurde  die  Zahl 
der  Steaerklassen  anf  4  redoziett,  and  man  er- 
höhte die  Steuersätze  jährlich  am  ö  Frc«..  so 
daß  sie  von  1847  an  dem  Zolle,  der  vom  franifr- 
sischen  Kolonialzucker  erhoben  wurde,  gleiek 
sein  sollten.  Hit  G.  v.  23./V.  1860  verlieU  maa 
das  Typeusystem  wieder  nnd  schuf  einen  Ein- 
heitesatz für  Rohzucker  nnd  Raffinade  raa 
30  Frcs.  für  100  kg.  Jedoch  kehrte  man  18M 
zu  den  Farbenmustem  zurfick,  die  den  Baffine- 
rieen  große  Prämien  und  Gewinne  brachten. 
Das  System  blieb  dann  bis  1880  aufrecht  «• 
halten,  um  dann  einer  gmndlegenden  MoA- 
flkation  Platz  an  machen.  Xach  den  RriCf»- 
ereignissen  von  1870—71  wurden  die  Stenersitat 
beträchtlich  durch  Zoschläge  gestelccrt,  m  daV 
sie  zeitweilig  mit  Zoschlä^n  Ids  au  61,^  und 
73,32  Frcs.  emporschnellten.  Im  Jahre  1880 
Warden  die  Steuersätze  am  annihentd  46*'« 
herabgemindert,  der  ausländische  Zneker  wurde 
Zollzuschlägen  unterworfen  und  die  Feststellnnc 
der  Aasbeateverhältnisse  (rendemests)  nach  den 
wirklichen  Zuckergehalt  statt  nach  Ktsjsea  ge- 
ordnet (G.  V.  19./fll.  1880). 

Die  Steuer-  und  Zollgesctzgebang  hatx«  w 
allem  die  RatfneriMn  bec^nstigt,  nnd  die  8t«llu>g 
der  französischen  Zaekerindostrie  Terdaakt  4ime 
vielmehr  dem  stark  anfechtbaren  System  drr 
Ausfuhrprämien.  Die  vorerwähnten  MaBregela 
des  G.  V.  19./Vn.  1680  soUten  die  L'ebelAtäade 
heilen,  von  denen  die  Zaekerindostrie  Ende  der 
70  er  Jahre  heiiu;estteht  wurde.  1>«ib  hier 
machte  sich  ein  Rfiekganff  in  Prodaktioo  nnd 
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Awfnkr  fBUbu ,  wie  ndi  andereneits  die  Er- 
gebnine  des  fmufiuBchen  Rübenbaues  angün»- 
3^  anrieieii  nnd  der  Konsum  des  anal&n- 
dudun  Znekers  Fortsdiritte  maokte.  Die  er- 
v&rteteZtmahinadesTerbratiGliB  von  inländischem 
Zocker  irnrde  zwar  durch  jene  Maßr^eln  ge- 
fördert, erreichte  aber  nicht  das  erhoffte  Mall. 
Die  Vertreter  der  Znckerindnstrie  suchten  daher 
namentlich  unter  Hinweis  auf  die  Erfolge  der 
deotsdieii  Konkurrenz  die  franeSsische  Steoer- 
^Ugebnng  zu  einem  ToUiges  Systemwechsel 
zu  venalassen  nnd  in  die  Bichtnngr  der  BfA- 
stoffbesteaening  zu  drängen. 

Ans  diesen  Bestrebiugeii  entrorang  das  6. 
T.  a9./VII.  1884,  das  swar  der  Fbnn  nach  die 
Fabrikatateuer  beibehält,  im  Wesen  jedoch  zur 
KohBtoff-(Material*)  Besteuerung  ttber- 
ging.  Der  Steuersatz  wurde  auf  ÖO  Frcs.  für 
100  kg  raffinierten  Zucker  festj^etzt.  Dabei 
aber  nahm  das  Gesetz  nur  ein  bestimmtes  Rende- 
ment  nnd  zwar  bei  Diffnsionsfabriken  Q%  und 
bei  den  übrigen  ö^/o  aus  den  amtlich  zu  vir- 
wiegenden  Eübuimengen  an.   Das  höhere  Aus- 
beuteTerhältnis  oder  der  darüber  gewonnene 
Zocker  (das  sog.  ezeddmnt)  sollte  steuerfrei 
bleiben.  Den  Faorikfln  aber  wurde  freigestellt, 
gegen  einen  StenemachlaO  von  8*/o,  also  gf^gen 
eine  feste  Prämie  von  4,00  Free.,  ihre  wirkliehe 
Aasbente  nach  dem  bisherigen  Stenermodus  ku 
besteuern.  Zu  diesem  Torgiehra  sah  man  sich 
durch  die  Depression  der  französischen  Zucker- 
indnstrie  genötigt,   deren  Ansbenteverhältnis 
Anfang  der  8Der  Jahre  zwischen  6  und  b3ö% 
betragen  hatte,  während  in  Deutschland  gleich- 
zätig  zwischen  9,92  und  10,77%  gewonnen 
worden  war.   Darch  G.  t.  4./VII.  18ö7  wurden 
der  Steuersatz  auf  60  Frcs.  för  100  kg  nnd  die 
Ansbeoten  1887—88  auf  7,00,  1888—^  auf  7,25, 
1889—90  auf  7^  und  1C»Ö-91  auf  7,7&%  er- 
höbt.  Die  Abonnements,  die  1884  den  Fabriken 
freigestellt  worden  waren,  wurden  besutigt. 
Die  Steuerfreiheit  der  „üeberschüsse"  (excfidants) 
wurde  durch  die  NoTellen  t.  27./V.  1887,  24./VII. 
1889 nnd&./Vin.l890ahge8chafit,nnd1ene  wurden 
einer  Steuer  Ton  je  10,  20  nnd  30  Frcs.  unter- 
worfen.   Einen  Ausbau  der  Z.St.  in  dergleichen 
Richtung  brachte  ein  neues  G.  t.  29./vJ.  1^1. 
Der  TOD  diesem  geschaffene  Rechtsstand  ist  dann 
neoerdings  dnrdi  G.  t.  7./IV.  1897  modifiziert 
worden.   Den  Anfangspunkt  f&r  das  letztere 
bildete  zunächst  eine  neue  Regdung  der  Ans- 
fnhrprämien ,  welche  gleichwertig  sein  sollen 
mit  den  „fortdauernd  und  zum  Tefl  in  erhöhtem 
Betrag   gewährten  Ausfuhrprämien  fremder 
Länder**.   Der  dadurch  gesteigerte  Aufwand  soll 
teilweise  durch  „Steuerzuschläge"  wieder  ein- 
gebracht werden.   Auch  die  Zölle  wurden  teils 
nodifiziert,  teils  erhöht. 

Die  gr^genwärtige  Rechtslage  läßt  sich  in 
olgende  Punkte  zusammenfossen : 

1.  Die  ^inländische)  Z.St.  ist  in  der  Form  eine 
Fabrikat-,  tatsächlich  eine  Rohstoff-  oder  Uate- 
ialstener  und  beträgt  25  Frcs.  fOr  je  100  kg 
tohzncker  nnd  Raffinade  nnd  26,76  Frcs.  für 
00  kg  Kandiszucker.  Die  besondere  Raffina- 
ionsateaer  ist  auf  2  Frcs.  für  100  kg  (bisher 
^it  1897:  4  Frcs.)  festgesetzt  Für  Melasse  bis 
D^.'o  Znckergebalt  zur  Verwendung,  für  land- 
irtschaftliche  Zwecke  ist  eine  Mehrzahl  von 
rleicbtemngen  zugelassen.  Ebenso  sind  die 
«rh  dntfenmngen  bemessenen  Zuschläge  herab 


gemindrat  wordn.  Dnich  die  eigentOmliehen 
Verhältnisse  der  Steuererhebung,  namentlich  im 
Hinblick  auf  die  Fabiikatateoer,  ut  dieSteuer- 
ttberwachnng  aller  Fabriken  erforderlich 
und  ist  diese  sehr  eingehend  gerM:elt.  Der  ganze 
Fabrikationsprozeß  von  Anfang  bis  zum  Schlnft 
unterliegt  einer  fortgesetzten  steneramtiichen 
Ueberwachnni^,  dem  soff.  Exercice.  Die  Zucker- 
fabrikanten sind  Teipnichtet  zur  LOsong  einer 
Lizenz  nnd  zu  weitgehender  Anmelde-  und 
Bachfttbmngspflicht  in  bezug  auf  die  Fabrika- 
tionsanlage  und  Fabrikationseinrichtung  und  die 
gesamte  Bediebsfübmng.  Die  in  der  Fabrik 
anwesenden  Beunten  haben  die  Apparate  und 
Operationen  an  flberwachen,  über  die  Produk- 
tion Buch  zu  führen  und  zu  Beginn  und  am 
Schluß  der  Kampagne  Bestandsaufnahmen  zu 
fertigen.  Die  Steuer  ist  fällig,  wenn  der 
Zucker  die  Fabrik  verläßt.  Doch  kann  bei  der 
Unterbringung  des  Znekers  in  öffentliche  Nieder- 
lagen —  private  sind  ausgeschlossen  —  die 
Steuerzahlung  hinausgeschoben  werden.  Für 
den  Zusatz  von  Zucker  zur  Weinbereitnng  sind 
noch  weitere  Anordnungen  getroffen  worden. 

Durch  den  Beitritt  Fnuikreiehs  cur  Brflsseler 
ZuckerkoDTention  t.  5./III.  1902  tdaA  auch  hier 
die  Ausfuhrprämien  gefallen.  Damit  ist  jene 
komplizierte  und  für  die  gesunde  Entwickelnng 
der  ZuckerinduBtrie  schädhche  wie  für  die  Stener- 
erträge  bedenhlidie  Prämienpolttik  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung  endgültig  beseitigt 
worden.   Ertrag  1906:  149,801  Mill.  Frcs. 

Durch  den  Beitritt  Frankreichs  zur  Brüsseler 
Konvention  von  1902  sah  man  sich  veranlaßt, 
durch  G.  v.  28./I.  IdOä  die  Z.  teilweise  neu  zn 
regeln. 

2.  Die  Zölle  für  den  aus  dem  Aodande  ein- 
geführten Zucker  betragen: 

,     W)  tu 

IIS  Iis 

90,00  ;^cs.  85,00  ^rcs. 
7a,oo   „     68.00  „ 


1.  Kristallzucker 

2.  Raffinierter  Zucker 

3.  Rohzucker  v.  66— 
98% 

4.  Melasse  T.  bis  50% 

5.  „      V.  üb.  50% 

6.  Schokolade  (enthalt 
55«/,  Kakao 


60,00 
«4,75 

133,25 


»,75  » 
4a.9o  » 


Außerdem  haben  Zncker  ausländischer  Prove- 
nienz folgende  Znschlaga-Differensial- 
zöUe  SU  entrlehten: 

1.  Rohzucker  bis  88%    6,00  Frcs. 

2.  Anderer  Rohzucker  5,50  „ 
8.  Raffinierter  Zncker    36,00  „ 

Kandiszucker  wird  nach  Haßgabe  der  Sätze  des 
raffinierten  Zuckers  belastet,  wobei  107  kg 
Raffinade  100  kg  Kandiszucker  gleichgesetzt 
wird. 

Auf  diese  Weise  ist  der  aus  deuKolonieen 
eingeführte  Rohzucker,  ein  wichtiger  Rohstotr 
für  die  französische  Raffinerie  nnd  ein  bedeuten- 
der Transportartikel  der  französischen  Reederei, 
erheblich  geringer  belastet  als  der  ausländische 
Rübenrohzucfcer,  den  dieser  Zuschlag  trifft 

4.  Rnfiluid.  Durch  G.  t.  12./V  1881  trat 
an  die  Stelle  der  bisherigen  Raumsten«  mit 
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ihren   sehr  erheblichen  Atufnhrprftinien  die ' 
Fabrikatstener  oder  Acciae.    Diese  be- 
trtet  sät  1./IX.  1894  1,75  Bnbel  vom  Päd , 
wewen  Sandznckera  (RohKucker  mit  Wasser  oder  . 
Dampf  ansgedeckt],  während  die  Raffinadefabri- 
kuiten  einer  Patentstener  nach  Maßgabe 
ihrer  Prodaktion  von  5  Rabel  fär  je  1000  Pnd 
nnterliegen.   Die  russische  Znckerindnstrie  war 
unter  der  alten  Steuer  zu  rascher  Bltlte  gelangt,  j 
Als  aber  die  SteuervergÜnstignugeu  Uberhaupt ; 
wegfielen  und  die  Zackerkrise  auf  dem  Welt- 
märkte mit  ihrer  ungünstigen  Preisentwickelong  j 
eintrat,  mußte  die  Regierung  die  Zuckeriudnstrie ; 
mehrfach  durch  Aiufnhrpiftmiea  untersttttien.  | 
Spä»r  hat  man  zwar  me  Prämien  beseitigt. ' 
mn  Wirkung  aber  durch  einen  sehr  starken 
ZoUachuU  ersetzt.   Der  Zoll  beträgt  für  1  Pnd  ; 
Rohzucker  3  Rubel  Gold  and  fttr  1  Pnd  raffi-  i 
nierten  Zuckers  4  Rubel  Gold,  d.  h.  je  48,88  M. 
und  ö9,17  M.  für  100  kg  (g^en  40  H.  für  I 
100  hg  in  Deutschland).  Der  RDh-Z.zoll  kann 
bis  auf  ],Ö0  Rubel  Gold  im  Verwaltungsweg' 
ermäßigt  werden,  wenn  der  Inlandspreis  unter' 
einen  bestimmten  Betrag  herantersinkt  (6  '/■ — , 
6  Vt  Rubel). 

Die  Tendenz,  den  Inlandsmarkt  fttr  heimische  | 
Industrie  zu  behaupten  und  dieser  annehmbare 
Preise  zu  sichern,  ist  durch  die  staatliche 
Kartellieraug  (Kontingentierung)  der  Zucker- 
produktion und  des  Znckermarktes  noch 
verschärft  worden  (6G.  v.  20./XI.  1895  und  v. 
ll./VI.  1898).  Hierdarcb  wurden  fttr  die  einzel- 
nen Betriebsjahre  (vom  l^IX.  bis  l./VIII.)  die 
für  den  inneren  Bedarf  notwendige  Znckermenge 
(1896/97  :  28  Hill.  Pud),  femer  die  Menge  des 
m  Sandzuckerfabriken  und  Rafftnerieen  der  Re- 
neruDg  zur  TerfQgung  zu  haltenden  „eisernen 
Bartandes'*  und  endlich  die  Maximalznckerpreise 
fttr  den  inländischen  Markt  festgesetzt.  Die 
Menge,  die  zum  Inlandsbedarfe  nßtig  ist,  wird 
mit  1,75  Rubel  Accise  per  Pud  belastet,  für 
den  UeberschaQ  ist  noch  eine  Ergänzangsaccise 
von  gleichfalls  1,76  Rubel  per  Rid  zu  zahlen. 
Uebersteigt  der  Inlandspreis  den  festgesetzten 
Maximalpreis,  so  darf  nach  Vorschriften  des 
Finanzmmisters  ans  dem  „eisernen  Bestände" 
eine  vorgeschriebene  Menge  zum  einfachen  Ac- 
cisesatz  an  den  Markt  gebracht  werden.  Jede 
Fabrik  ist  zunächst  bereditigt,  ihr  Eontingent 
von  60000  Pnd  zum  einfachen  Acdsesatz  an 
den  Markt  zu  bringen.  Sobald  nnn  die  Erzeu- 
gung der  Kampagne  zu  tibersehen  ist,  bestimmt 
der  Tinanzminister  in  Prozenten  der  Gesamt- 

Sroduktion  für  jede  einzelne  Fabrik  die  Httbe 
es  Steuer-  und  abgabefreien  eisernen  Bestandes 
sowie  diejenige  Menge  Zuckers,  welche  diese 
zum  einfachen  Steuersatze  noch  an  den  Harkt 
bringen  darf.  Im  Falle  der  Ausfahr  des 
ttberschfissigen,  rär  den  Inlandsbedarf  nicht  er- 
forderlichen Zuckws  wtffden  Accise  und  Er-  { 
^nzongsaccise  zarttckvergfitet  Wenn  die  Welt- 1 
marktpreise  so  steigen,  daß  sie  zar  Ueberpro- 
dnktion  der  rassischen  Zackerindustrie  verleiten 
Ünnten,  so  kann  der  Finanzminister  die  Resti- 
tution der  Ergänzangsaccise  einschränken  oder 
ganz  einstellen.  Das  russische  System  verzichtet 
so  auf  jede  künstliche  Beförderung  der  Zacker- 
ansfnhr  durch  die  Steuergesetzgebung,  hemmt 
dnrcb  das  Ventil  der  Ers^nzungsaccise  die 
Ueberführung  des  inländischen  Marktes  durch 
ttbenchOssige  Produktionsmengen  und  bewirkt 


durch  die  staatiicfae  Begeliue'  des  Zockermaricte«, 
daß  die  Preise  des  Zuäen  nieht  unter  die  Pro- 
duktionskosten sinken,  wie  sie  anderersati  durch 
die  Ersehließong  der  eisernen  Bestände  und  dar 
geeigneten  KontingoitserhOhniig  die  Steinnr 
der  Preise  eindämmt  Ertrag:  1906:  91^14  MiU. 
Rubel. 

5.  Andere  Staaten.  England*  das  bis  zur 
Brüsseler  Zuckerkonvention  v.  1902  ans  der 
Prämienpolitik  der  Kontinentalstaaten  durch 
billige  Znckerpreise  den  größten  Vorteil  zog 
und  zudem  eine  heimische  Zuckerinduatrie  nidit 
zu  schützen  brauchte,  hatte  bis  1874  täam 
Z.zoll,  der  seitdem  beseitigt  ist.  Seit  19./IV. 
1901  wird  wieder  ein  Zoll  fttr  1  engL  Zentner 
Raffinade  von  4  sh.  2  d.  und  f&t  1  en^L  Zentner 
Rohzucker  2  sh.  erhoben-  Die  Einfnhr  von 
dänischem,  russischem  und  argentinischem  Zucker 
ist  vertraten.  Im  ttbrigen  ist  der  Zuckerverkehr 
entsprechend  den  Abmachungen  der  BrBsaeler 
Konveotion  geregelt  worden.  In  Belgien  (GG. 
V.  16./IV.  1^7,  ^jV.  1890,  11./IK.  1896. 94VUL 
1897,  17./V.  1898  21./VIIL  1908)  wird  eine 
Steuer  nach  d«n  Bauminhalt  der  Scheidepfanne 
und  nach  der  Dichtigkeit  des  Saftea  erhoben. 
Daneben  XänfbhrcfiUe  geregelt  wie  in  den  ftbri- 
gen  Eonveatiousstaaten.  Ertrag  1906:  16.S70 
HiU.  Frca.  Holland  (GG.  v.  aDJVTI.  18S4  and 
29./VIU.  1886)  erhebt  eine  Fabrikatstener  und 
Italien  eine  Saft^teaer,  dazu  Einfuhrz^Ule  und 
eine  innere  Vene hrnngs« teuer  von  Zucker,  die 
far  100  kg  je  nach  der  Einwobnenahl  des  Ort«« 
mit  dieser  von  4 — 10  L.  steigt.  Schweden 
hat  eine  Röl>enstener,  die  nach  dem  Gewicht  der 
verarbeiteten  Rftben  bemessen  wird,  und  Däne- 
mark eine  Fabrikatsteoer  (G.  v.  l./IV.  1681). 

Literatur:  S.  von  Kau/Wantir  Dü  2ttdbc*^ 
Industrie  in  ihrer  ipirtieK(^ftlichen  ttnd  JUba- 
liteken  BedmUmg  fiir  die  Staaun  Eurtpat, 
Berlin  187S.  —  Wolf,  Die  Zudxrtlcwa-  und 
ihre  Stellung  im  StewrtytUm,  ZUcfir.  /.  iSUuUic., 
Bd.  XXXVm,  S.  mjg.  u.  S97fg.  (ISStj.  — 
Wolff  ZucteraUuer  und  Zuekerinduatrie  in 
Sehanx'  FiH.-Areh.,  S,  S,  1  (006).  —  WUgand, 
Beiträge  «tu*  Srilüt  dv  Kabmtvtkerbutäwruny, 
Leiptig  18SS.  —  Paaaehe,  Dtt  /flayrte  £kf- 
wickeüng  der  ^leterindtutrie  und  die  E^irm 
der  ZwJceT$teuer,  Jahrb./.  XoL  u.  ^aL,  Bd.  XV. 

—  Jiersetbef  Zuckerindwilrie  und  Zuckerhandtl, 
Jena  1S91.  —  Dervelb^,  Das  Zuckertleu^rgtiMtM 
V.  £7.1  V.  1896  und  leinc  EnUUhung,  MagMtvrg 
1897.  —  Dergetbe,  Art.  „Zuckerindustri«  ». 
Zuckeraleiter",  H.  d.  St.,  t.  Av/L,  Bd.  VTI. 
JS.  995fg.  —  Soofcer,  JXr  MartdiorganiMticm 
der  rustieehen  ZudeeritiduMtrie.  FinontarcKir  iS, 
S.  319.  —  von  Maifr,  Aru  f^iukmtturf, 
StengeU  W.B.  d.  D.  V.R.  u.  Erg.-Bd.  —  JU«>fIw 
(Zelier),  Schffnherg  iH,  1  S.  6«5.  —  Bh^ber^, 
Finamfüissenschaft,  8.  Av/L,  Leipzig  190C,  S.  SSO. 

—  Carmine,  JrU.  „ZuekerMlewr",  OetUrr. 
StaaUwSrterbueh  und  die  Artt.  „Sueres"  in  .Say, 
Di^-t.  de»  Kn.  und  in  Bloei,  Diet.  de  l'Adm. 
/ranfaite.  Mai  von  HvcleeU. 


Zfindh51zer8t«aer  s.  Auf wandsteuern 
Bub  IL  10  oben  Bd.  I  &  2«a. 
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ZflaHe. 

1.  Tecbnigche  BezeichDUDgeD.  2.  Verbreitung 
>r  Z.fom.  3.  Die  EnteteboDg  der  Z.  4.  Die 
ißere  Organiution  der  Z.  in  der  ersten  Zeit. 

Die  innere  Organisation  des  mittelalterlichen 
Wesens.  6.  Die  Z.käm^fe.  7.  Der  Verfall 
la  Z.weaens.  8.  Die  territoriale  Ordnung  des 
Wesens,  9.  Die  Anfbebang  der  Z. 

1.  Technische  BezeichnnngeD.  „Z."(von 
iemen'*)  bedeutet:  „Schicklichkeit,  Regel, 
^tz :  nach  beetimmten  Regeln  einge- 
;htefe  Gesellschaft,  Verein,  Genossenschaft". 
18  Wort  ist  bis  ins  16.  Jahrh.  in  Nord- 
titschland  unbekannt  Hier  kommen  statt 
ssen  die  Ausdrücke  „Gilde''  (s.  oben  Bd.  I 

1104  fg.)  und  „Amt"  vor.  Sowohl  in 
•er-  wie  in  Niederdeutschlaod  ränd,  in 
lichem  Sinne,  die  Bezeichnungen  „Innung" 
cl  „Brüderschaft"  ablieh.  Zwischen  Z., 
Ide,  Amt,  Innang,  Brüderschaft  besteht 
in  anderer  Unterschied  als  der  des  Na- 
OB.  Mitunter  scheint  zwischen  ihnen  ein 
terscbied  des  Ranges  gemacht  zu  werden, 
ein  es  handelt  suh  dann  nur  um  einen 
rachgebrauch,  der  sich  zufällig  festgesetzt 
.  Allgemein  besteht  ein  solcher  Unter- 
ied  kemeew^.  In  Münster  i.  W.  wurde 
B.  eine  grCBere  Zahl  von  gewerblichen 
reinigungen  „Gilde",  eine  Heinere  Zahl 
-Üderschaft"  genannt  (im  16.  Jahrb.),  und 

ersteren  waren  im  groBen  und  ganzen 

voroehmereo.  Indessen  war  der  Uoter- 
ie<l  kein  scharfer,  uud  hinsichtlich  einiger 
einiguDgen  wechselte  auch  die  Anwen- 
g  der  Bezeichnung.  In  Lübeck  hießen 
:  dem  lü.  Jahrh.)  diejenigen  gewerblichen 
porationen ,  welche  staatsbüi^rliche 
hte  hatten,  in  einem  vorzugeweisen  Sinne  j 
sie  zerfielen  in  „Nacien"  und  „Aemter*'. 

kaufmannischen  Korporationen  hießen 
icn,  d.  h.  Nationen  (weil  sie  ihre  Namen 
den  Orten  oder  Landern  entlehnt 
sn,  mit  denen  sie  hauptsächlich  Handel 
■en,  z.  B.  Schonen fahrer),  die  der  Händ- 
ler Aemter.  Doch  bezeichnete  der 
Iruck  Z.  in  Lübeck  gelegentlich  auch 
er  Korporationen  ganz  im  allgemeinen, 
ießlicb  wurde  hier  die  Bezeichnung  Z. 

die  Verbindung  der  Brauer  einge- 
Lnkt    In  Brüssel  gab  es  neun  Nationen, 

deneo  jede  eine  Mehrzahl  von  kauf- 
lischen  Berufen  und  Handwerken  um- 

;  »ie  standen  im  Gegensatz  zu  den 
zischen  Geschlechtern.  In  Kiel  wurden 
Uandwerker-Z.  Aemter  genannt ;  als 
I  begegnen  die  Schonenfahrergenossen- 
t  und  religUlse  Brüderschaften. 

Verbratoog  der  Z.form.  Die 
ichen  zeigen  im  Mittelalter  einen 
x>rdeatlich  lebhaften  Assoziatioustrieb. 
finden  ländliche  Schutzg^lden  (s.  Art 
en"  loc  cit),  religiöse  Brüderschaften, 
rbliche  Vereine,  Fechtergilden,  Ritter- 

rterbnch  der  TolkswlrtechAft.  II.  Anfi.  Bd.  Ii. 


bünde.  Auch  die  Meistersinger  erhielten 
in  ihren  Schulen  eine  Organisation,  die  der 
der  gewöhnlichen  städtischen  Gilden  ahn- 
lich war;  ebenso  die  am  Ende  des  Mittel- 
alters aufkommenden  Landsknechte.  Wir 
finden  sogar  Z.  von  „Gecken".  Nun  laSt 
sich  zwar  aus  dieser  großen  Zahl  mannig- 
facher Verbände  ein  bestimmter  Kreis  aus- 
sondern, wenn  wir  diejenigen  Vereinigungen 
zusammenfassen,  die  unter  Sanktion  der 
stadtischen  Obrigkeit  errichtet  worden  sind. 
Vielleicht  darf  man  die  Z.  im  historischen 
Sinne  als  den  unter  Sanktion  der  stadti- 
schen Obrigkeit  errichteten  Zwangsverband, 
dessen  Mitgliedschaft  die  Voraussetzung  für 
die  Ausübung  eines  bestimmten  Gewerbes 
innerhalb  der  Gemeinde  bildet  bezeichnen. 
Indessen  beschränkten  sich  die  Gewerbe, 
die  in  dieser  Weise  konzessioniert  wurden, 
nicht  auf  solche,  die  wir  herkömmUch  als 
,,Handwerke"  ansehen.  Denn  nidit  nur, 
daß  verschiedene  Arten  von  Kaufleuten  und 
die  Müller  sich  zu  Z.  vereinigten ;  auch  die 
Fischer,  Zeidler,  Bebleute,  (Gastwirte,  Heiför, 
SpieUeute  hatten  viel&ch  dieselbe  Ver- 
fassung. Der  Drang  nach  zfinftleriBcher 
Organisation  war  eben  allgemein. 

HinsidttUch  der  Kaufmanns-Z.  ist  zu  be- 
merken, dafi  sie  im  al^emeinen  jünger  und 
veniger  zahlreich  (nicht  bloß  absolut:  son- 
dern auch  relativ)  als  die  Handwerker-Z. 
waren.  Doch  fooden  sie  immmhia  eine 
recht  starke  Verbreitung.] 

Wir  berücksichtigen  im  folgenden  niu: 
die  Verbände,  auf  die  der  vorhin  hervor- 
gehobene engere  Z.begriff  zutrifft. 

3.  Die  Entstehnnir  der  Z.  Die  ältesten 
j  Nachrichten  Ober  die  Existenz  von  Z.  in  Deutsch- 
land liegen  ans  dem  12.  Jahrb.  vor.  Ans  diesem 
sind  aogax  schon  förmliche  Z.briefe  vorhanden, 
z.  B.  fOr  die  Bettziechenweber  (1149)  nnd  die 
Drechsler  (1179-82)  in  KOln.  Bestanden  haben 
Z.  zweifellos  schon  im  11.  Jahrb.  (sicher  in 
Köln).  Ällmäblicb  mehrt  sich  die  Zahl  ihrer 
Erwähnungen;  namentlich  vom  13.  Jahrb.  ab 
wird  sie  bedeatend.  Fortan  sind  die  größeren 
Gewerbe  in  den  Städten  in  der  Begel  znnft- 
mältig  organisiert 

Lange  hat  man  (am  extremsten  Nitzsch)  die 
Ansicht  vertreten,  die  städtischen  Z.  seien 
aus  grandberrlichen  Verbänden,  ans  abhängigen 
Z.  der  FroubOfe  hervorgegangen.  Die  Hand- 
werker seien  stufenweise  von  der  Unfrdlieit 
zur  Freiheit  emporgestiegen.  Als  Beweise  fDr 
diese  Hypothese  führte  man  haoptsächUch  an: 
die  Bezeicbnang  der  Z.  als  officium,  Amt;  die 
oft  vorkommende  Ernennung  der  Z.vorsteber 
durch  den  Stadtherrn;  die  Verpflichtung  der 
Btädtixchen  Handwerker  zu  gewissen  Abgaben 
and  Leistungen  an  den  Stadtherm.  Diese  Tat- 
sachen sind  jedoch  ganz  anders  zu  denten. 
Wenn  die  städtische  Z.  als  Amt  bezeichnet 
wird,  so  liegt  dem  die  Anschannug  zngmnde, 
daD  die  Handwerker  ihr  Amt  im  allgemeinen 
Interesse  ansznüben  haben,  nidit  die,  daO  sie 
einem  privaten  Herrn  dienen.  Wenn  ferner  die 
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Ernoiniuig  der  Z.Tersteher  durch  deo  Stadt- 
faerm  einen  Beweis  in  der  uigedenteten  Richtimg 
liefnn  soll,  so  mflßte  snvor  erwiesen  werden, 
iaß  ihm  als  Priratniann  die  B^t^elnng  des  Ge- 
werltewesens znstaud:  darui  indessen  ist  nicht 
CQ  denken.  Jene  Leistongen  und  Abgaben 
endlich  sind  sehr  verschiedener  Natar :  teils  zn- 
Alligeo  UrapruQga,  namentlich  aber  OfFentlich- 
reehtlicher  Natnr.  Daß  sie  iwie  die  Anhänger 
der  hofrechtlichen  Theorie  benaapt«n)  ein  B^t 
froherer  umfassender  gmndherrlicber  Leistangeu 
sind,  ist  fQr  keinen  Fall  nachweisbar. 

Die  hofrechUiche  Theorie  geht  von  einer 
falsdien  Anf&ssnng  ron  dem  gewerblichen  Be- 
trieb anf  den  Fronhofen  ans.  Sie  denkt  ihn 
sich  zu  großartig.  Tatsächlich  war  er  verhält- 
nismäßig bescheidener  Art.  Die  Schildernng 
des  Capitnlare  de  tÜIIs  Karls  des  Gr.  darf  man 
nicht  ohne  weiteres  anf  Deutschland  beziehen. 
Zudem  läßt  auch  dieses  nicht  einmal  grnnd- 
herrlidie  zunftähnliche  Verbände  erkennen, 
üeberhanpt  sind  solche  nicht  nachweisbar.  So- 
weit ein  großer  Betrieb  in  den  Klöstern  des 
Mittelalters  existiert,  ist  er  teilweise  nach- 
weislich erst  in  einer  Zeit  eingeriditet,  als  die 
Blute  des  städtischen  Handwerks  die  Inhaber 
der  steuerfreien  kirchlichen  Immnnitäten  zu 
Konkorrenzuntemebmnngen  reizte.  Jedenfalls 
bedeatete  das  Anfkommen  des  städtisi^en  Hand- 
werks nicht  die  Beseitigung  der  ^werblichen 
Arbeit  anf  den  Fronhofen ;  diese  blieb  rielmehr 
neben  jenen  bestehen.  Die  Städte  sind  nicht 
aus  Fronböfen,  sondern  neben  ihnen  erwachsen. 
Schließlich  ist  zu  bemerken,  daß  die  Gmnd- 
herrschaft^n  nie  voUkommen  geschlossen  waren, 
stets  auch  Prodnkte  von  answärts  bezogen.  In- 
sofern machten  sie  selbst  schon  eine  freie  ge- 
werbtif^e  Arbeit  neben  sieh  nOtig. 

Es  soll  hierbei  freilich  nicht  bestritten  werden, 
daß  nnter  den  städtischen  Handwerkern  sich 
sehr  viele  befanden,  die  persönlich  unfrei  waren. 
Allein  bei  der  engen  Begrenzung  der  mittelalter- 
lichen Unfreiheit  (s.  Art.  „Unfreiheit"  oben  be- 
sonders S.  1107  fg.)  fiel  die  pers^^nliche  nicht  mit 
der  wirtschaftlichen  Unfreiheit  zusammen.  Der 
in  der  Stadt  lebende  Handwerker,  der  zu  einer 
bestimmten  Abgabe  an  seinen  (aoswärtigen) 
Herrn  verpflichtet  war.  verfttgte  Uber  seine 
Arbeitskraft  im  weeentUchen  mi.  Außerdem 
handelt  es  sich  in  solchen  FUlen  nur  immer 
nm  einzelne  Personen,  nie  um  den  Z.verband. 

Neuerdings  hat  K.  Bücher  die  hofrechtllche 
Theorie  in  gemilderter  Form  erneuert,  indem  er 
zwar  nicht  die  Z.veTfasBung  ans  der  grund- 
herrschaftltcheu  Organisation  herleitet ,  aber 
behauptet ,  daß  die  Betriebsweise  des 
städtischen  Gewerbes  sich  unmittelbar  an  die- 
jenige „der  hofbOrigen  Stör-  nnd  Heimarbeiter 
(vgl.  über  diese  Betriebssysteme  oben  Bd.  I 
S.  1005  fg.)  anschloß".  Diese  Ansicht  geht  auch 
von  einer  Ueberschätcong  des  gmndherrscfaaft- 
Uohen  Betriebes  ans.  Sodann  tlbenieht  sie,  daß 
StOr*,  Heimarbeit  Lohnwerk  nur  in  sehr  be- 
schränktem MaÜeEntwickelungsstufen  dantetlen. 
Insbesondere  ist  die  Behauptung  Büchers  irrig, 
der  städtische  Handwerker,  den  er  aus  dem 
grundherrlichen  hervorgehen  läßt,  habe  von 
seiner  Tätigkeit  anf  dem  Fronhofe  her  noch 
längere  Zeit  („zom  allergrößten  Teile  bis  ins 
14.  Jahrb.")  die  Form  des  Lohnwerks  beibe- 
halten. Schon  die  ältesten  elugehmdea  Nach- 


richten über  das  dentaehe  Bttnertam  leintt 
das  eiguitliche  Handwerk  bei  tun  lO^iamfi 
Gewerbtretbenden  ganz  bdminh.  Im  14.  Jahih. 
ist  es  kaum  stärker  ausgebildet  als  im  IS.  Da« 

Lohnwerk  ist  nicht  einem  bestimmten  Zeitalter, 
sondern  bestimmten  Veriiältnissen  und  be- 
stimmten Bemfszweigen  eigentümlich  (diesen 
tiberwiegend  dauernd). 

Ton  den  eben  erörterten  Fragen  ist  xn 
trennen  die  nach  der  technischen  Forderung, 
die  die  gewerbliche  Entwickelnng  durch  die 
Grundherrschaften  erfahren  hat.  Hier  haben 
sie  in  der  Tat  wohl  einige  Terdienste,  bei 
^zdnen  Gewerben:  namentlich  den  KUtcteni 
kommt  gewiß  Terdienst  zu.  Allein  asch  in 
dieser  Hinsicht  darf  man  den  gmndherrschaft- 
lichen  Betrieb  nicht  idealisieren.*) 

Die  Ansicht ,  daß  die  deutschen  Z.  des 
Mittelalters  an  die  altrOmischen  collegia  is.  oben 
Bd.  I  9.  630fg.)  anknüpfen,  ist  heute  allgemein 
;  aufgegeben. 

!      Wenn  wir  die  Entstehung  der  Z.  positiv  zu 
i  erklären  versuchen ,  so  ist  zunächst  auf  den 
1  lebhaften  Assoziationstrieb  des  Mittelalters  hin- 
zuweisen, der,  Bchott  vor  dem  Anfkmnmen  itr 
I  Städte  vorhanden,  durch  der«  reiche  Benib- 
I  gtiederong  neue  Nahrung  fand.  Dabei  lehnen 
wir  es  freilich,  wie  schon  an  anderer  Stelle 
,  (oben  Bd.  I  S.  1101)  bemerkt  ist,  ab,  einen 
i  bestimmten  eatwiekelnngsgeschichtlichen  Za- 
'  sammenhang  zwischen  den  gewerblichen  Gilden 
!  der  Städte  nnd  älteren  Gilden  zu  konstruieren. 
.  Das  hauptsächlichste  spezielle  Motiv  sodann, 
I  welches  die  gewerblichen  Kreise  zum  Znaammen- 
scbluß  in  Z.  veranlaßte,  war  in  erster  Linie  die 
I  Ausübung  des  Z.zwanges  (zor  Fembaltnng  von 
Nicfatmitgliedem).  Es  sind  urkondUcbe  Zew- 
nisse  in  genfigmder  Zahl  TOihandeii,  wdeM 
dies  Motiv  erkennen  lassen.    Ea  ei^bt  liA 
aber  auch  ans  dem  Wmou  der  mitteliüter' 
liehen  Z. 

4.  Die  ftttßere  Organisation  der  Z.  In  der 

ersten  Zelt.  A.  Man  bat  früher  oft  dem  GQde- 
wesen  maßgebende  Bedeutung  für  dieEntstehong 
des  deutseben  Städtewesens  zugeschrieben.  Allein 
eine  solche  Behauptung  kehrt  das  wahre  Ver- 
hältnis nm  (s.  Art  „Girdett"  oben  Bd.  I S.  1101 1. 
Nicht  in  der  «itstehenden  Stadt  spielen  die 
Gilden,  Z.  dne  große  Rolle,  aondem  tie  beein- 
flussen erst  im  utufe  der  itidtisehen  Sbtwieke- 
Inng  die  VerfaMung.  Zunächst  stehen  die  Z. 
durchaus  in  Abhängigkeit  von  der  städtischen 
Obrigkeit,  sei  es,  daß  dieae  von  dem  Stadt- 
herm  oder  dem  Stadtrat  repiäsentiert  wird. 
Früh  erlang»  sie  freilieh  -  eine  gewisse  Ant»- 
nomie,  die  ttlwigens  in  den  einaetnen  Städten 
nnd  bei  den  önxelnen  Z.  von  auUerordentiich 
verschiedenem  Dmfaog  itt.  Alkin  dieie  Aato- 


')  völlig  nüBglttekt  ist  der  Vernich,  die 
Entstehung  des  Z.weBens  an  erklären,  den  (unter 
Emenemng  der  hofreehtUchai  Theorie)  R.  K  b  e  r  - 
Stadt  in  verschiedenen  Schriften  untenwmmefl 
hat.  Vgl.  dam  Uhlirs,  Mitteünngea  das  In- 
stituts für  Osterreicfaiscbe  OeKhiehtsforsebang, 
1898.  S.  186fg.:  Rietschel,  Hut.  Vierteljahj»- 
schrift  Bd.  I,  1898,  S.  119fg.;  G.  v.  Below. 
Literar.  Zentialbl ,  1897,  Sp.  1063  (2L  Augnst!-: 
Pirenne,  Revue  critione  190S,  &  39afg.  and 
die  in  der  Ztschr.  für  Soziatwiiienschaft  1904. 
S.  T9i  angefUirte  Utemtnr. 
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nomie  sotit  Bberall  die  Stedtobriffkdt  ala  hShere 
Gewalt  Toniu.  Bie  Z.  bentcen  tQr  üire  eif^nen 
Angelegenheiten  eigene  Verwaltung  und  eigene 
Gerichtsbarkeit  (s.  oben  Bd.  I  S.  1018),  die  je- 
doch vielfach  unter  Leitung  oder  wenigstens 
Äofeicht  städtischer  Organe  geöbt  wird  und 
iedenfalU  in  der  Stadtobrigkeit  eine  hCbere  Iq- 
itacz  bat  Derselben  HischuDg  toq  Selbstindig- 
{eit  und  Abhängigkeit  begegnen  wir  hinsicht- 
ioJi  der  Fortbildung  des  Z.rechts.  Die  großen 
irondlinien  sind  in  dem  allgemeinen  Stadtrecbc 
mthalten.  ^lesiell  dem  Gewerbewesea  ge- 
ndmetnnd:  £eZ.briefe,  Z.roUen,  Amtssehragen, 
lie  mdstens  wohl  von  den  Handwerkern  aof- 
[esetxt  und  dann  tod  den  st&dtiscboi  Organen 
Hters  unter  Tomidiine  von  Aenderungen)  ge- 
ebmigt  sind;  einEelne  TerfOgnngen  derObng- 
eit:  die  aelbetändigen  Beliebungen  der  Z.  (Der 
.osdnick  „Z-rolle"  erkl&rt  sich  darans,  daß  die 
etr.  Statuten  ursprünglich  auf  ein  Pergament* 
latt  geschrieben  und  aufgerollt  [dann  in  der 
ade  aufbewahrt]  wurden.) 

B.  Die  öffentliche  Anerkennung,  die  die  Z. 
yn  selten  der  städtischen  Obrigkeit  erfebren, 
adet  ihren  allgemeinsten  Ausdmdc  in  dem 
Kwang,  d.  h.  darin,  daß  dem  einsehen  TerlMmd 
»timmte  gewerbliche  Arbeiten  ala  ein  spesi- 
iches  Prodttktionsgebiet  zage  wiesen  werden  and 
iß  nur  ihre  Mitglieder  das  Jlecht  haben,  diese 
rbeiten  innerhalb  des  Stadtbezirkes  Torzu- 
hmen  and  abzusetzen.  Sehr  oft  ist  das  Modo- 
1  der  Btftdtischen  Z.  sogar  Über  das  amliegende 
atte  Land  ausgedehnt.  S.  Art.  „Bannmeile" 
en  Bd.  I  S.  323.  Hinsichtlich  der  Abgrenznng 
s  Arbeitsgebietes  sind  die  Z.  in  den  ersten 
brhanderten  noch  nicht  so  exklosiv  wie  niter. 
odttkte,  ftlr  welche  später  gesonderte  Z.  be- 
ihen,  werden  jetzt  von  den  Mitgliedern  eines 
Tbandes  hergestellt.  £s  sind  vielfach  z.  B. 
ilosser  und  Schmiede,  Schuhmacher  and 
rber,  Schneider  and  Tuchscherer  in  einer  Z. 
-einigt.  Oder  das  Verhältnis  ist  dies,  daß 
jenigen,  die  als  Schahmacher  gelten  und 
lg  sind,  zugleich  die  Arbeiten  der  Gerberei 
orgen.  Um  eine  andere  Erscbeinnng  handelt 
sich,  wenn  gelegentlich  ganz  verschiedene 
nrerbe  gemdnsam  eine  Korporation  bilden 

B.  waren  in  Basel  längere  Zeit  Bebleute 
I  Orftntficher  in  einer  Z.  T«reinigt).  In  einem 
ilien  Falle  iat  man  um  Bebensächlicher  Zwecke 
len  zu  einem  Verbände  zusammengetreten, 
irend  eine  Gemeinsamkeit  des  Arbeitsgebietes 
it  besteht.  Teilweise  ist  es  dem  einzelnen 
tattet,  Hitglied  mehrerer  Z.  zu  werden. 
;in  übierwiegend  tritt  die  Doppelzttnftigkeit 
1  wohl  Dor  da  auf,  wo  es  um  geselliger  oder 
emein  sozialer  Zwecke  willen  wünschenswert 
beiat,  die  Mitgliedschaft  in  einer  zweiten, 
nders  angesehenen  Z.  zo  erlangen. 
•.  Das  Wort  „Meister"  wird  im  Mittelalter 
loppeltem  Sinne  gebrancbt.  En  bezdchnet 
iUB  den  Z.Torstefier,  zweitens  denjenigen, 
her  selbständig  ein  Gewerbe  betreiben  darf. 

letztere  Anwendung  des  Wortes  ist  die 
ere.  Die  Z.  Vorsteher  (an  Zahl  etwa  1—2) 
len  entweder  von  der  Stadtobrigkeit  ernannt 

Yon  der  Z.  gewählt  Für  die  selbständige 
ibon^  eines  Gewerbes  wurden  anfangs  keine 
dndlichen  Bedtngangen  eestellt  Erst  im 
e  der  Zeit  veivchärften  sich  die  Fordernngen 
t.  MBefthigBngsnaehweii''  oben  Bd.  I S. 


Frflh  schon  (in  Huneln  s.  B.  nuihweiiUeh  in 
der  ersten  BäUbe  des  13.  Jahrh.)  wurden  die 

AngebCrigenj  insbesondere  die  SiSbne  von  Z.- 
meistem,  bei  dem  Erwerb  der  Z.mitgliedschaft 
begünstigt,  indem  sie  ein  geringeres  Eintritta- 
Keld  zu  zahlen  hatten.  Franeu  waren  von  der 
Z.mitgliedschaft  nicht  aasffeschlossen.  Aus- 
nahmsweise gestattete  die  Stadtobrigkeit  auÄ 
Nichtzttnftigrä  den  selbständigen  Gewerbebe- 
trieb; 8.  Art.  „Freimeister"  oben  Bd.  I  S.  900. 
Diejenigen,  die  ohne  Erlaubnis  selbständig 
arbeiteten,  sind  die  nBöhnhasen"  (s.  d.  oben 
Bd.  I S.  493).  —  Gesellen  tmd  Lehrlinge  scheinen 
bis  etwa  zum  Beginn  des  14.  Jahrb.  nicht 
scharf  auseinandergehalten  worden  zn  sein. 
Wir  haben  sie  ans  im  Gegensatz  zu  den  Heistern 
gewöhnlich  als  jüngere  Leate  za  denken,  für 
welche  die  selbständige  Ausübung  des  Gewerbes 
nur  eine  Frage  der  Zeit  war.  Als  besonderen 
Stand  fühlten  sich  die  Gesellen  nicht;  vermut- 
lich wurde  nicht  einmal  eine  fest  bestimmte  Qe< 
seilen-  und  Lehrlingszeit  verlai^.  Die  Gesellen 
waren  der  Hauptsache  nach  Personen,  welche 
ausgelernt  hatten,  aber  das  Meisterrecht  nodi 
nicht  erwerben  wollten  oder  zurzeit  nock  nicht 
erwerben  kranten.  Das  Lehrlings-  und  Ge-' 
sellentum  war  eine  Vorschule  nnd  Vorstufe  für 
die  Heisterschaft.  Die  Gesellen  bildeten  noch 
keinen  besonderen  Arbeiterstand,  dessen  Mit- 
glieder nur  als  unselbständige  Arbeiter  ihren 
j  Lebensberaf  erfüllen  konnten. 
!  Der  Umstand,  daß  damals  der  Zugang  zur 
I  Meisterstellang  nicht  schwer  gemacht  wurde, 
'  hängt  mit  der  gesamten  Entwickelnng  des ' 
j  Städtewesens  in  dieser  Zeit  zusammen.  Das- 
selbe entwickelt  sich  jetzt  fast  in  der  Weise 
I  Ton  aufblühenden  Kolonieen.  In  solchen  aber 
'  gibt  es  nie  zu  viel  Arbeitskräfte.  Diese  Zeit 
,  sah  in  der  Mehrung  der  Hitglieder  eine  Ver- 
stärkung der  Z.,  nicht  eine  Umderang  des  An- 
teils am  Arbeitsmarkt  Es  kam  anch  hinzu, 
daß  die  Z.,  seitdem  sie  zu  politischer  Bedeutung 
gelangten,  eben  deswegen  danach  streben 
mußten,  mOglichst  stark  zu  sein.  Später  wurden 
die  Z.  (wenigstens  viele)  zu  geschlosseneu; 
d.  h.  sie  hatten  nur  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Uitgliedem.  Der  älteren  Zeit  ist  die  Geschlossen- 
heit unbekannt;  sie  kommt  kaum  vor  dem 
14.  Jahrh.  und  auch  in  diesem  nnr  sehr  ver^ 
einzelt  vor.  Kurz,  die  Z.  erschwerte  die  Auf- 
nahme nicht.  Bisweilen  stand  es  sogar  als 
Rechtsgrundsatz  fest,  daß  dem  Qualifizierten  der 
Eintritt  nicht  versüß  werden  dürfe. 

5.  Die  Innere  Organisation  des  mittel- 
alterlichen Z. Wesens.  Bevor  wir  die 
innere  Or^oisatioD  des  Z.weeens  im  ein- 
zeloen  Bctuldem,  haben  wir  uns  die  allge- 
mein wirtscliaftliche  Stellung  der  mittel- 
alterlichen Stadt,  die  Natur  der  mittelalter- 
lichen Arbeitsteilung  und  das  grundlegende 
Prinzip  der  mitteulterlichen  Wirtsdbafts- 
theorie  zn  verg^nwärtigen. 

A.  Die  allgemeine  virtschaft- 
liche  Stellung  der  mittelalter- 
lichen Stadt  Wie  bereits  in  dem  Art. 
„Bürger,  BOrgertum"  (oben  Bd.I  Ö.  582;  vgl 
anch  d.  Art.  „  Wirtschaftsstnfen"  ob.  Q.  1330fg.) 
bemerkt  ist,  stellen  die  raittelalterlidien  Stfidte 
geschlossene   virtsdiaftliohe  EOrpOT  dar. 
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Die  Gemeinden  schlössen  »ch  nach  aufieo 
hin  ab,  boten  ihren  ÄngehOrigen  aber  die 
rechtliche  Grundlage  für  ihr  gesamtes  per- 
sönliches und  wlrtschaftUdies  Leben  dar. 
Die  Natur  der  Verhältnisse  brachte  so  eine 
Cnzahl  in  sich  abgeschlossener  und  sich 
genflgender  kleiner  I^benskreise  hervor. 
Der  dürftige  Zustand  des  Öffentlichen  Ver- 
kehrs schloß  jede,  auch  die  kleinste  Stadt 
mit  den  sie  zunftchst  umgebenden  wenigen 
Heilen  zu  einem  iodustrieUen  und  kom- 
m^Tielleo  Gebiet  ab,  in  dem  man  wenig- 
steoB  den  notwendigsten  Lebensbedürfnissen 
selbst  zu  genügen  suchte.  Er  rechtfertigte 
eine  Politik,  die  nur  an  das  Wohl  der 
eigenen  Genossen  dachte  und  jeden  Nicht- 
büra^er  als  Fremden  benachteiligte.  Sie  ist 
freilich  später  zäh  und  rücksichtslos  auch 
dann  noch  festgehalten  worden,  als  die 
natürlichen  Bedürfnisse,  die  sie  hervor- 
gerufen hatten,  teilweise  fortfielen.  Prinzi- 
piell galt  nur  der  Bfii^^  in  der  Stadt  als 
erwembeiechtigt  Es  wuide  zwar  auch 
den  Fremden,  dra  „Gästen",  ein  gewiaaeB 
Hafi  des  Verkehrs  gestattet  Alkin  das 
„Gfisterecht"  (s.  oben  Bd.  I  S.  583  u.  903) 
setzte  g^nüber  den  einheimisdien  Oewerb- 
treibenden  die  Fremden  doch  zurUck.  Er^ 
lanbt  war  ihnen  der  V«rkehr  am  meisten 
an  den  Markttagen,  aber  eben  auch  nur 
unter  Beschränkungen. 

B.  Die  Art  der  mittelalterlichen 
Arbeitsteilung.  Die  moderne  Arbeits- 
teilung ist  wesenUich  Arbeitszerlegung:  sie 
läuft  m  der  Begel  darauf  hinaus,  dal  die 
Zahl  der  Hände,  welche  an  der  Fertig- 
stellung des  gleichen  Produktes  arbeiten, 
vermehrt  wird.  Sie  bedingt  also  eine  zu- 
nehmende Veigröfierung  der  einzelnen  Be- 
triebe. Jeder  Fortschritt  der  modernen 
Arbeitszerl^ng  führt  durch  die  damit  ge- 
gebene Notwendigkeit  einer  Konzentration 
des  Betriebes  zur  Aufsaugung  selbständiger 
Existenzen.  Die  mittelalterUdie  Arbeits- 
teilung dagegen  war  Berufsteilung  (s.  im 
Art  „Gewerbe"  oben  Bd.  I  S.  1016).  Sie 
beruhte  darauf,  daU  ans  einem  umfang- 
reicheren ProduktioQSgebiete  einzelne  Teile 
ausgeschieden  wurden,  um  neue  Benifs- 
arten  zu  bilden.  Es  entstanden  z.  B.  aus 
dem  einen  Schmiedehandwerk  mehrere 
Schmiedehandwerke :  die  Gewerbe  des 
Nagel-,  Huf-,  Kessel-,  Messerschmieds.  Teilen 
konnte  sich  die  Arbeit  mithin  nur  insofern, 
als  dio  Zahl  der  Produkte,  die  jeder  an- 
fertigte, beschränkter  wurde.  Die  Teile 
aber  bildeten  fortan  ebensogut  selbständige 
Erwerbszweige  wie  ursprünglich  das  Ganze. 
Daher  vermelule  die  mittelalterliche  Arbeits- 
teilung fortgesetzt  die  Zahl  der  selbs^digen 
Benifsexistenzen.  Diese  Entwickelung,  die 
zugleich  durch  die  bewußte  Politik  der 
städtischen  Verwaltung  befördert  wurde. 


brachte  einen  zahlimcJien  adbatSn^gm 
Mittelstand  hervor. 

C.  Die  mittelalterliche  Wirt- 
schaftstheorie. Die  kanonistische  Wiit- 
schaftstheorie  (s.  d.  Art  Wucher^)  nnd  die 
praktische  Politik  der  Städte  und  Z.  des 
Mittelalters  stellen,  von  selbständigen  An- 
trieben ausgehend,  sich  aber  g^eoseitig 
beeinflussend,  in  der  Hauptmche  das 
gleiche  System  von  Forderungen  auf.  Es 
gipfelt  in  folgenden  Sätzen:  Die  Obri^eit 
hat  dafür  zu  sorgen,  daß  bei  allem  Tkusch, 
Kauf  und  Verlauf  Leistung  und  G^n- 
leistung  sich  die  Wage  halten ;  der  Gewina, 
den  der  Verkäufer  hjU,  soll  nicht  ein  billiges 
Maß  übersohreiten ;  im  Verkehr  soll  über- 
all das  Pretium  iustum  erstrebt  werden; 
dem  Bürger  ist  sein  Nahrungsspielranm 
nach  Mö^ichkeit  von  der  Stadt  zu  garan- 
tieren. Handel  und  Wandel  soll  von 
christlich -ethischem  Geiste  durdidrangen 
sein,  und  die  Obri^^eit  hat  die  Pflidtt,  die 
Hüterin  chriatlicher  MTirtscduiftBordnang  in 
son.  Diesen  Grundgedanken  »tspmng  dne 
Reihe  von  angreifenden  pmktisäi»!  Mal- 
r»eln,  ein  System  der  umEasseDden  Bewif- 
ücntigung  des  gesamten  Verkebra  (v^  Art 
„Preistaxen"  otwn  8.  654).  Dasselbe  zeij^t, 
wie  aus  dem  Gesagten  erachtlich,  eäoe 
entschieden  antikapitalistiscbe  Tendenz. 

Indem  wir  uns  nach  diesen  Vor- 
bemerkungen zu  den  Z.  selbst  wenden, 
haben  wir  zunächst  zu  bemerken,  daß  die 
gewerblichen  Z.  keineswegs  bloß  gewerlv 
liche  Zwecke  erfüllten.  Politische  nnd 
militärische  Bedeutung  erhielten  sie  freilich 
im  großen  und  ganzen  erst  mit  der  gegen 
die  Patrizier  gerichteten  Z.bewegtmg.  In- 
dessen andere  nichtgewerbliclie  Zwecke,  ins- 
besondere nämlich  religiöse,  sittliche,  ge> 
sellige,  besaßen  sie  durchweg.  Die  Z.  hatte 
einen  Heiligen  als  Schutzpatron,  unterhielt 
oft  einen  eigenen  Altar  in  der  Kirche,  vei^ 
folgte  kirchliche  und  wohltätige  Zwecke: 
sie  machte  ihren  Genossen  im  Verhältnis 
zueinander  eine  werktätige  brüderliche 
Liebe  zur  Pflicht;  aus  der  Z.ka86e  wunle 
dem  verarmten  oder  kranken  Mitglied 
Unterstützung  gereicht;  beim  Tode  etnes 
Z.bruders  erwiesen  die  Genossen  sanet 
Leiche  die  letzte  Ehre;  die  Z.mitglieder 
hielten  regdmäßige  gesellige  Zusammen- 
künfte; die  TafelordnuDg  bei  diesen,  der 
gesellige  Anstand  und  die  gute  Sitte  vaieo 
Gegenstand  der  Z.ordnungen  resp.  der 
Z.stubenordnungen  („UertenordnoDgen**  in 
Oberdeutsdilana).  Im  Vordet^nds  aber 
stand  bei  den  Z.  ihr  gew^btioto*  Chankter. 

Dffli  Z.  als  wirtBchaftlichen  VertüDden 
stand  der  Betri^  eines  mwissra  Hand- 
werks oder  Geweri>eB  als  Gesamtrecht  tn, 
lag  ihnen  aber  atich  als  Oeeamtpflicht  ob. 

Einerseite  USto  man  die  Z.  als  ein  Amt 
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mt,  das  zum  Besten  des  gemeinen  Wesens, 
im  allgemeinen  Interesse  mü^lichst  treu  und 
pflicht^mftß  za  verwalten  sei.  Nicht 
bloß  die  stfidtiscfae  Obrigkeit,  sondern  auch 
die  Z.  selbst  sorgte  dnrch  genossenschaft- 
Jicbe  Kontrolle  der  Arbeit  für  das  Interesse 
der  Konsumenten.  Das  Publikum  wurde 
gegen  Verzögenmg  und  Lieferung  schlechter 
Ware  durch  Strafandrohungen  g^n  pflicht- 
ver^esaene  Handwerker  geschützt  Die 
Prei^axen,  die  behnfe  Festsetzung  des  Pre- 
timn  instum  von  Städten  und  Z.  aufgestellt 
wurden,  kamen  auch  ganz  besondeis  den 
EoDsnmenten  zu  statten.  Es  wiurde  den 
Handwerkern  eingeschärft,  daß  sie  für  Arme 
so  gut  wie  für  Reiche  arbeiten  müSten. 
Sie  durften  sich  nidit  durch  ein  höheres 
I/^nangebot  eines  Reichen  bestimmen 
lassen,  die  Arbeit  bei  dem  Armen  abzu- 
lehnen. 

Andererseits  taSte  man  die  Z.  als  eine 
Institution  im  Interesse  der  Zjnitglieder 
auf.  [n  dieser  Buchung  hatte  sie  einen 
doppelten  Zweck:  ännuu  den  Ausschlnfi 
der  frraen  Konkurrenz,  sodann  die  Durch- 
führung Tou  Gl^chheit  und  Brüderlichk^t 
inoerhalb  der  Z^nossen.    Es  bestand  der 
Z.zwaDg  für  das  einzelne  Gewerbe :  nur  der 
zünftige  Handwerker  durfte   es  ausüben. 
Fremde  Handwerker,  aber  auch  einheimische, 
die  die  Z-brüdersehaft  nicht  erlangt  hatten, 
waren  von  dem  Betrieb  des  betreffenden 
Gewerbes  ausgeschlossen.   Die  Z.mitglieder 
besaBen  ein  anerkanntes  Recht  auf  Arbeit; 
die  Bürger  waren  verpflichtet,  bei  ihnen  zu 
kaufen  und  arbeiten  zu  lassen.   Nur  den 
vorhin  erwähnten  geringen  Einschränkungen 
(wahrend  der  Markttage)  war  das  Monopol 
der  Z.  unterworfen.   Innerhalb  des  Ver- 
bandes wurde  dem  Genossen  die  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  gesichert :  der  Einzelne 
sollte   nicht  zum   unselbständigen  Lohn- 
arbeiter herabsinken,  aber  auch  kein  Genosse 
sich   über  andere   erheben.    Die  Z.  be- 
schrankte die  über  den  persSnlidien  Ge- 
werbebetrieb hinausgehende  Produktion.  Die 
persQuliche  Arbeit  blieb  das  entscheidende 
Moment  derselben.    Das  Kapital  —  ganz 
konnte   es   ja  nicht  entbehrt  werden  — 
stand  im  Dienste  der  Arbeit.   Die  Z.  suchte 
die  Gleichheit  aller  Genossen,  der  Z.meister, 
nicht  bloß  rechtlich,  sondern  auch  faktisch 
herzustellen.    Fast  überall  war  die  Zahl 
der  Gesellen  und  Lehrlinge,  die  ein  Ilster 
halten  durfte,  fixiert;  meistens  eiachtete 
man  nicht  mehr  als  zwei  Gesellen  und  einen 
Lehrling  als  zulfiss^.    Häufig  war  fest- 
fi^etzt,  daS  jeder  Heister  nur  in  einer 
Werkstfttte  arbeiten  durfte.   Zur  Benutzung 
der  gemeinsamen  Anstalten  war  jeder  gleUm 
v^^flichtet  und  befugt  Der  Rohstoff  wurde 
Öfters   gemeinsam   eingekauft  Bisweilen 
wurde  geradezu  das  Quantnm  bestimmt, 


welches  der  Einzelne  in  einer  bestimmten 
Zeit  produzieren  durfte.    Es  wurde  z.  B. 
den  Brauern  eine  Maximalproduktion  gesetzt 
In  den  Verordnungen  wird  als  Grund  einer 
solchen   Einschränkung    ausdrücklich  die 
Sorge  für  die  ärmeren  Z.geno88eQ  ange- 
geben.    Das    moderne  Unternehmertum, 
welche  durch  möglichst  große  Steigerung 
I  der  Produktion  die  kleineren  Betriebe  zu 
I  erdrücken  sucht,  war  ganz  ausgeschlossen ; 
!  ausgeschlossen  besonders  auch  in  dem  Sinne, 
I  daß  üntemehmer  nur  der  Handwerksmeister, 
'  der  seine  Lehrzeit  dundigemadtt  hatte,  sein 
!  durfte.    Die  Z.ordnungen  sprachen  es  ge- 
I  radezu  aus :  niemand  soll  durch  „Knechte" 
I  (Gesellen  und  Lehrlinge)  ein  Gewerbe  aus- 
>  üben  lassen,  das  er  nicht  selbst  versteht 
Die  Genossen  sollten  endlich  auch  hinrächt- 
I  lieh  des  Absatzes  gleidistehen.    Die  Z.mit- 
I  glieder  durften  einander  nicht  dmrch  unred- 
liche Mittel  zu  übervorteilen  sndien.  Des- 
;halb  war  nosdiickliche  Reklame  verboten. 
In  der  Zeit,  als  schon  die  Schaufenster  Üb- 
;  lieh  waren,  b^ge^et  die  Bestimmung,  jeder 
dürfe  nur  in  einem  Fenster  Waren  aus- 
stellen.  Namentlidi  war  auch  der  Verkauf 
I  von  nicht  sdbstgefertigten  Waren  untersagt, 
wie  sich  das  ja  bereits  aus  dem  Grundsatz 
er^b,  daß  die  einzelnen  Gewerbetreibenden 
;  keine  bloßen  Unternehmer,  sondern  Arbeiter 
sein  sollten.    Das  allgemeine  Verbot,  dem 
'  Z.bnider  in  seinem  Geschäft  Eintr^  zu 
;  tun,  schloß  insbesondere  auch  das  Verbot  in 
sich,  ihm  Kunden  abwendig  zu  machen. 
I  Bei  manchen  Z.  war  es  sogar  untersagt,  von 
I  dem  Schuldner  eines  Z.genossen  sich  eine 
,  Arbeit  geben  zu  lassen,  bevor  die  letztere 
,  bezahlt  war. 

<  Diese  Beschränkungen,  denen  man  den 
!  Einzelnen  imterwarf,  waren  nicht  von 
I  modemer  sozialistischer  Art  Denn  sie 
I dienten  nur  einem  Mittelstande,  den 
:  Hand  Werksmeistern.  Eben  als  Maß- 
;  nahmen  einer  energischen  Mittelstands- 
I  politik  sind  sie  aufzufassen.  Man  hinderte 
;  den  Einzelnen  an  jener  Machtentfaltung,  die 
I  ihn  heute  oft  ESuigen  gleichstellt ;  aber  eine 
!  behagliche  Wohlhabenheit  aller  Z.genossen 
I  hob  den  Stand  der  Gewerbetreibenden  als 
I  Gesamtheit  zu  Ansehen,  Bildung  und  Macht 
Dies  ist  die  große  soziale  Leistung  der  Z. 
im  Mittelalter:  die  Herstellung  und  £i> 
,haltung  eines  wohlhabenden  gewerb- 
lichen Mittel  Standes.  Dieselbe  Politik  hat 
lauch  für  die  Technik  ihre  Vorteile  gehabt; 
idie  Veredelung  des  Handwerks  zur  Kunst 
I  ist  ihr  Wfflk.  Der  Handwerker  war  zugleich 
:  Künstler.  Die  großen  Dome  und  stattlichen 
{ Rathäuser  des  Mittelaltras  sind  von  Hand- 
1  werksmeistem,  nidit  von  gelehrten  Anüii- 
itekten,  erimut  worden;  solche  kommen  erst 
:  im  16.  Jahrh.  in  Deutsdiland  vor.  Im 
.  Mittelalter  tot  der  Meister,  der  heute  noch 
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eine  DombauhÜtte  selbBttadi^  geleitet  hatte, 
am  nAchflten  Tage,  veno  hier  seine  Tfit^ 
k^t  beendigt  war,  unbedenklich  bei  einem 
anderen  Bwj  als  mithelfender  Arbeiter  ein, 
um  Bpfttar  wieder  die  Ijeitung  eines  Baues 
zu  übernehmen.  Auch  die  kleiabüigerliohen 
Fachwerkhäiiser  lassen  erkennen,  in  wie 
hoher  Blüte  das  damalige  Handwerk  stand ; 
denn  handwerksmäßig  ist  der  vielbewunderte 
Schmuck  der  GiebeÜiiluser  beigestellt  wor- 
den. So  zeigt  sich  auf  allen  Gebieten,  in 
der  Metallarbeit  wie  in  der  Holzschnitzerei 
und  dem  Steinmetzgewerb^die  künstlerische 
Ausbildung  der  damaligen  Handwerker.  In 
dem  deutschen  E unsthandwerk,  dessen 
technische  Tüchtigkeit  in  der  gotischen 
Periode  begründet  war,  übertrafen  die  Deutr 
sehen  in  der  Renaissancezeit  alle  anderen 
Völker. 

Die  antikapitalistischen  Tendenzen,  wie 
sie  durch  die  natürlichen  YerhältnlBse  und 
die  Politik  der  Städte  und  Z.  g^ben  wai*en, 
hsMBa  für  die  soziale  QUederung  sehr  greif- 
bare Wirkung.  Die  Zahl  der  Eaufieute 
var  damals  nicht  hIoS  absolut,  sondern  auch 
relativ  weit  geringer  als  heute.  Vor  allem 
.i^r  spielte  femer  innerhalb  der  Kaufmann- 
schaft der  GroBbetrieb  keine  erhebliche  Rolle. 
Die  vornehmsten  Eaufmanns-Z.  waren  in 
den  meisten  Städten  die  „Gewandachnelder" 
(Tuchhfindler,  welche  Tuch  im  Ausschnitt 
TerteHiften)  und  die  Krämer,  fügentliche 
OroSteafleute  gab  ee  wohl  nur  in  den  See- 
städten. 

6.  Die  Z.k8aipfe.  In  der  ersten  Zeit 
der  SelbsOndi^keit  der  Städte  lag  das 
Stadtre^ent  m  den  Händen  patrizischer 
Familien.  Doch  blieb  ihre  Herrschaft  nicht 
lange  unbestritten.  Die  ersten,  freilich  noch 
sehr  vereinzelten  Anfänge  einer  Erhebung 
der  Handwerker  gegen  die  Patrizier  fallen 
in  die  zweite  Hälfte  des  13.  Jahrh.  Das 
klassische  Zeitalter  der  Z.kämpfe  ist  das 
14.  Jahrh.  Mehrfach  gingen  den  Angriffen 
der  Handwerker  Differenzen  patrizischer 
Koterieen  voraus.  Die  Handwerker  haben  in 
fast  allen  Städten  Versuche  der  !^hebung 
gemacht  Erfolgreich  waren  sie  wohl  au 
den  meisten,  aber  keineswegs  an  allen  Orten. 
In  vielen  Städten  hat  sich  die  patrizische 
Herrschaft  behauptet:  inabesondere  in  nam- 
haften Hansastädten,  aber  auch  in  manchen 
Süd-  und  mitteldeutschen  Städten,  wie  in 
Nürnbei^  imd  Fraokfurt.  Die  Ursachen 
der  Z.kämpfe  waren  mannigfacher  Art.  Die 
Handwerker  warfen  den  Patriziero  haupt- 
sächlich drei  Punkte  vor:  Gewalttätigkeiten 
g^nttber  den  ärmeren  Büi^rn,  ausschließ* 
liehe  Besetzung  der  Ratsatellen  durch  Pa- 
trizier, ungerechte  Finanzverwaltung.  Der 
eine  oder  andere  Beleg  für  die  Tatsächlich- 
keit dieser  Vorwürfe  läßt  sich  wohl  aus 
jeder  Stadt  erbringen.   Aber  der  Vei%;leich 


der  Tujgenden  und  Fehler  auf  beiden  Seiten 
fiUlt  nmt  in  aXlm  Beugungen  zugunsten 
der  Handwerker  aus.  In  Köln  z.  B.  iat 
Verwaltung  der  Patrizier  im  allgerndncn 

b^ser  als  die  des  nachlolgendeo  Zjegimeuts 
gewesen.  Hier  stand  gerade  in  dea  letzten 
Jahrzehnten  der  Geechlediterreffierung  die 
Gesetzgebung  in  Blüte.  SpezieU  auch  die 
FinuizvOTwaltun^  der  Aristokratie  war  voz^ 
trefflich  und  zeigte  in  schwierigen  Lagen 
mehr  Einsicht  und  mehr  Vertrauen  auf  die 
eigene  wirtschaftliche  Kraft  als  die  darauf 
ans  Ruder  gelangende  demokratische  Regie- 
rung. Tadelnswert  war  es  freilich,  dafi  die 
Kölner  Patrizier  zu  einseitig  die  indirekte 
Besteummg  ausnutzten  und  dadurch  ihre 
großen  Vermögen  steuerfrü  hielten  lein 
Fehler,  dessen  sich  Übr^os  die  nach  dem 
Sturz  der  O^hlechterherrschaft  aufkom- 
mende plebejische  Aristokratie  ebenfalls 
schuldig  gemacht  hat).  In  anderen  Städten 
verdient  die  patrizis<^e  Finanzverwaltung 
nicht  jenea  Lob.  Uebrigens  sind  es  ja 
keinesw^  immer  und  wotu  überiiaupt  nicht 
in  eister  Linie  Mißbräudie,  welche  große 
Revolutionen  hervorbringen.  Die  Hauptsache 
scheint  r^lmäßig  der  Wunsch  einer  bisher 
mehr  im  Hintergründe  stehendw  Klasse  zu 
sein,  sich  zu  pobtischer  Geltung  zu  bringen. 
Das  ist  ohne  Zweifel  audi  bei  den  ZJEflmirfeD 

'  des  Mittelalters  das  entscliedeode  Mnneat 

I  gewesen. 

I  Wo  die  Z.  siegten,  da  erlangten  sie  teils 
mit  einem  Schlage,  teils  allmäUidli  in  vei^ 
sdiiedenen  Ab^niogen  ihnen  günstige 
Aendraungon  der  VafaBsang,  die  im  einzelnen 
verschieden  waren  and  oft  w^twe  Wand- 
lungen erfuhren.  Der  Anteil,  der  den  Z. 
am  Stadtregiment  zuerkannt  wurde,  vir 
stets  ein  Anteil  am  Rat  Er  hatte  aber  in 
den  einzelnen  Städten  wechselnde  Gestalt. 
Bisweileu  wurden  die  Verhältnisse  so  ge- 
ordnet, daß  man  Zünftige  in  den  bisherigen, 
nur  aus  Patriziern  bestehenden  Rat  aufoaKm. 
Anderswo  traten  eigene  ZjuisschÜBse  als  eine 
besondere  Bank  in  den  Rat  Oder  diese 
bildeten  ein  abgesondertes  Kolleg  neben  dem 
alten  Rat. 

In  maochen  Städten  endlich  war  der 
Sieg  der  Handwerker  so  vollständig,  daB 
die  Stadtverfassung  förmlich  auf  die  Z.ver- 
fassung  gegründet  wurde:  die  Steuern  wuideo 
zunftweise  aufgebracht  der  städtische  Waidw- 
und  Kriegsdienst  auf  die  Z.  verteilt :  die 
Z.  bildeten  Wahlkörper  für  den  Stadtiat: 
der  Erwerb  des  Bürgerrechts  fiel  mit  dem 
Erweri)  der  Z.mitgUedschaft  zuEammen. 
Wer  nicht  Z.mitglied  war,  konnte  audi  nicht 
Büi^  sein.  Sonst  giüt  der  Erwerii  des 
Bürgerrechts  als  Voranssetzong  der  Z.mit* 
gliedschaft;  jetzt  war  es  eher  umgekehit. 
Wollten  die  Patrizi«'  noch  etwas  in  dir 
Stadt  bedeuten,  w  mußtm  eüe  entweder  is 
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die  Handverker-Z.  eintreteo  oder  eigene  Z. 
fOr  Bich  bilden.  Damit  linderten  die  alten 
Z.  natflrlich  ihr  Wesen ;  sie  wurden  jetzt  zu 
ausgeprägt  politischen  loBtitutioneo. 

Eine  bemerkenswerte  Erscheiaiing  ist  es 
oon  aber,  daß  die  StAdte,  in  denen  die  Z. 
Biegten»  doch  mehr  nur  im  formellen  Sinne 
eine  demokratische  Verfasswig  erhielten. 
Die  demokratischen  Formen  und  Einrieb- 
tuDgen,  die  man  eingeführt  hatte,  blieben 
bestehen.  Tatsftchücn  jedoch  herrschte  bald 
wieder  ebenso  eine  bestimmte  Anzahl  von 
eioduSreichen  Öeschlechtem ,  wie  es  zur 
Zeit  dei  I^trizier  der  Fall  gewesen  war. 
Bei  deo  jfthrlichen  Ratswahlen  wurde  nach 
wie  vor  ein  enger  Familienkr^  berücksich- 
tigt Die  Ratsverfassung  zeigte  jetzt  fast 
ebenso  wie  früher  den  aristokratischen  Cha^ 
rakter.  Die  Z.bew^^g  hatte  insofern 
hanptsftchlich  nur  den  Erfolg,  daß  ein 
Wechsel  der  regiereoden  Geschlechter  herbei- 
geführt worden  war.  J)&  der  Zustand,  um 
aessentwillen  die  Z.unruhen  ausgelnwihen 
waren,  auf  dieee  Wdae  wiederkehrte,  so 
wurde  andi  immer  von  neuem  die  Unzu- 
friedenheit derjenigen,  weldie  nidit  Anteil 
am  Stadtr^ment  hatten,  laul  Auch  na^ 
dem  Si^  der  Z.  haben  die  Stftdte  noch 
mancherlei  Unruhen  gesehen. 

1.  Der  VerfaU  aes  Z^wesens.  Bäne 
scharfe  Grenze  zwischen  einer  Zeit  der  Blüte 
nod  einer  des  Verfalls  einer  Institution  läßt 
mch  nie  ziehen  und  so  auch  nicht  hinsicht- 
lich des  Z.wesens.  Im  allgemeinen  darf 
mau  behaupten,  daß  der  Zustand  des  deut- 
schen Handwerks  bis  ins  16.  Jahrh.  sehr 
erfreulich  ist.  Doch  traten  schon  lange  vor- 
her auch  un^nstige  Erscheinungen  hervor, 
die  zum  Teil  mit  der  Z.verfassuDg  selbst 
zusammenhingen. 

Die  Ursadie  für  die  Blüte  des  zünft- 
lerischen  Handwerks  lag  zunächst  in  den 
günstigen  wirtschaftlichen  Konjunkturen  der 
Zeit.    Weiter  kommt  in  Betracht,  daß  bei 
der  Abschließung  der  Städte  gegeneinander, 
bei  der  geringen  Entwickelung  des  Verkehrs 
übOThaupt  die  Form  der  Z.,  die  ja  eine  Or- 
ganisation für  den  lokalen  Verkehr  ist,  die 
angemessenste  Verfeieaung  war.   Man  würde 
aber  fehl  gehen,  wenn  man  aus  diesen 
beiden  Momenten  allein  die  Blüte  des  Hand- 
werks in  jener  Zeit  erklären  wollte.  Die 
Form  der  Z.  mit  den  ihr  zugrunde  li^nden 
Ideeen,  mit  ihren  praktischen  Einrichtungen 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Mittelstandes 
hat  allgemeine  Vorzüge,  die  von  den  Ver- 
bAltnissen  einer  bestimmten  Zeit  unabhängig 
sind;  sie  werden  sich  auch  dann  geltend 
machen,  wenn  die  letzteren  der  Z.ver&is8ung 
ungOnstig  sind.   Mau  gibt  immer  etwas  au^ 
wenn  man  zu  einer  anderen  Form  <ter  ge- 
werblichen Oi^nisatioQ  übergeht.  Aller- 
dings sind  mit  der  Z.ver&iBBung  auch  Nach- 


teile verbimden,  und  diese  werden  um  so 
stärker  hervortreten,  Je  mehr  die  Zeitver- 
hältnisse eine  andere  Form  verlangen. 

In  dem  Art.  „Bürger,  Bürgertum*'  (oben 
Bd.  I S.  584  fg.)  sind  die  Momente  angedeutet, 
welche,  etwa  in  der  Zeit  vom  ^de  des 
Mittelalters  bis  ins  17.  Jahrh.,  eine  verän- 
derte wirtschaftliche  Situation  in  Deutschland 
hervorriefen.  Die  Wirkung,  die  die  letztere 
auf  die  Z.  ausübte,  war  die,  daß  sie  ihr 
Monopol  in  mehr  eigennütziger  Weise  aus- 
nutzten. Es  kam  hinzu ,  daß  die  ersten 
Jahrhunderte  der  Neuzeit  von  einem  weniger 
lebendigen  Gemeingeist  erfüllt  waren  ala 
das  Mittelalter;  eine  Erscheinung,  die  teil- 
weise auch  mit  jenen  Momenten  zusammen- 
hing, aber  keinesw^  bloß  ihr  Produkt  war. 

wie  vorhin  (sub  4)  bemerkt,  waren  die 
Verfassungsformen  der  Z.  anxanes  wenig 
aus^bildet  Die  spezielle  Ausbildung,  die 
sie  im  Laufe  der  Zeit  erhalten,  tritt  mehr 
und  mehr*unter  den  Einfluß  der  Tendenz, 
das  Z.monopol  ^istisch  gellend  zu  matten. 
Dies  zei^  sich  ganz  besonders  hinsichtlidL 
der  Bedmgungen  für  den  Erwerb  der  Z.- 
mi^lieds<^iaft.  Eine  Erschwerung  derselben 
war  freilidi  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
durch  einbdie  technisch  &wfigungen  ge- 
boten. Da  die  Z.  es  auf  sich  nahmen,  rar 
gate  Leistung^  dem  Publikum  gegenflbw 
einzustehen,  so  wurden  üe  gezwunc^n,  von 
dem,  der  sich  ihnen  anschloß,  eine  Garantie 
zu  fordern,  daß  er  sein  Gewerbe  verstehe. 
So  sind  die  Anordnung  der  Meisterprüfung, 
die  Verallgemeinerung  des  Meisterstücks, 
die  Normierung  des  LehrlingB-  und  Gesellen- 
Wesens  aufzufassen.  Die  Lehrzeit  schwankte 
von  2—6  Jahren.  Nach  ihrer  Beendigung 
erfolgte  die  Lossprechungund  die  Ausstellung 
eines  Lehrbriefes.  Darauf  begab  sich  der 
„Geselle''  auf  die  (obligatorisdie)  Wandeov  « 
Schaft  (nachweisbar  seit  dem  14.  Jahrh.); 
sie  dauerte  3—5  Jahre.  Offenbar  empfand 
man  es  in  dem  Maße,  als  das  Huidwerk 
sich  hob  und  größere  Anforderungen  an  die 
Technik  gestellt  wurden,  als  ein  Bedürfnis, 
einen  Austausch  der  Ideeen  und  Fertigkeiten 
herbeizuführen.  Die  Gesellen  lernten  so  die 
Beeten  ihres  Faches  kennen  und  brachten 
neue  Kenntnisse  heim.  Nach  Beendigung 
der  Wanderschaft  konnte  der  Gteselle  das 
Meisterrecht  (durch  Anfertigung  des  Meister- 
stücks und  Ablegung  der  Prüfung)  erwerben. 
Diese  an  sich  durchaus  berechtigten  Ein- 
richtungen wurden  nun  aber  in  der  ange- 
deuteten Richtung  umgebildet.  Die  Z.mit- 
gliedschaft  wurde  zum  (ü^jienstuid  des  Kaufes 
von  dex  Z.  gemacht,  die  Familienangehörigen 
der  Z.geno68en  in  unerhfirter  Weise  vor 
Fremden  begünstigt  Oefters  war  es  solchen, 
die  nicht  SOhne  von  Höstem  ynrea,  nur 
durch  Veriieixatung  mit  der  Tochter  oder 
Witwe  mnes  Meist««  mOglich,  za  selbstAn- 
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dieem  Gewerbebetrieb  zu  gdangen.    Die :  mebr  Ffli(diteo  gegeoQber  dem  PuhlikonL, 
Zäa  der  gesc^losseoeD  Z.  (b.  oben  gab  4) '  soDdem  nur  noch  Rechte, 
nahm  zn.   Man  suchte  sich  ferner  das  Privi-       Ton  den  ErscheinongeD  dieser  Zeit  her 
leg  der  Sperrung  der  Z.,  d.  b.  des  Aus-  hat  das  Wort  Z.gei8t  seine  nnangen^ime 


Schlusses  Auswärtiger,  ;u  Terschaffen.  Wo 
man  diese  Privilegien  nicht  erlangen  konnte, 
erstrebte  man  den  Zweck  auf  Umwegen. 
Fremden  erschwerte  man  schon  die  Auf- 
nahme als  Lehrling  durch  Steigerung  der 

äersönlichen  Vorbedingungen,  durcbErhöhimg 
er  Einschreibe-  und  Aufnahmegebühren. 
Die  Wanderzeit  wurde  ungebflhrlich  ver- 
längert. Die  Meisterprüfung  gebrauchte  man 
geradezu  als  Mittel,  um  unbequeme  Kon- 
kurrenten in  der  Stadt  nicht  aufkommen  zu 
lassen.  Früher  war  für  die  Aufnahme  in 
die  Z.  eine  Vorbedingung  makelloser  Ruf 
gewesen,  wozu  nach  mittelalterlicher  An- 
schauung auch  eheliche  Geburt  gehörte.  Jetzt 
dehnte  man  diese  Bestimmung  sehr  aus, 
erklärte  die  Kinder  und  selbst  Enkel  nicht 
bloß  der  Abdecker,  sondern  anclT  der  Stadt- 
knechte, Grerichtsdiener,  Turmhüter,  Toten- 
gräber ,  Nachtwächter  für  unehrlich  und 
darum  nicht  für  berechtigt  zur  Aufnahme 
in  die  Z.  jetzt  für  einen  sehr  beträcht- 
lichen Prozentsatz  der  Gesellen  die  Möglich- 
k^t,  Heister  zu  werden,  abgeschnitten  war, 
80  entstand  mne  eigentliche  Gesellenfrage 
(B.  Art  „GeseUenTerbände"  oben  Bd.  IS. 965). 
Es  ist  diQB  ferner  die  tianrige  Zeit  des 
BOhnhasentums  (s.  Art  „BUmhase"  oben 
Bd.  I  S.  493). 

Die  entsprechende  Erscheinui^  beobach- 
ten wir  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  Z. 
zueinander.  Die  Natur  des  Z.wes«iB  fordert 
die  Abgrenzung  der  herzustellenden  Artikel 
zwischen  den  einzelnen  Verbänden.  Die 
vorwärts  schreitende  Arbeitsteilung  mußte 
zur  Begründung  neuer,  speziellerer  Hand- 
werkerverbände mit  enger  begrenztem  Ar- 
beitsgebiet führen.  Aber  auch  diese  in  der 
Natur  der  lostitution  begründeten  Teilungen 
der  Bmifsgebiete  wurden  über  das  Mafi 
hinaus  ausgedehnt  und  zwar  eben  im  Inte- 
resse des  engherzigen  Ausschlusses  der 
Eonkurrenz.  Charakteristisch  in  dieser  Be- 
ziehung sind  die  Z.prozesse,  die  seit  dem 
Ausgang  des  Mittelalters  immer  zahlreicher 
werden,  z.  B.  (wie  in  Ulm)  die  Streitigkeiten 


Nebenbedeutung  erhalten. 

Der  Verfall  des  Z.wesens  war  am  gWißteo 
im  17.  Jahrb.;  aber  auch  im  18.  Jaluii.  trat 
noch  keine  wesentliche  Besserung  ein.'} 
Freilich  bedeutete  die  unerfreulicheGestaltung 
des  Z.wesens  nicht  eine  unerfreuliche  Lage 
der  industriellen  Verhältnisse  überhaupt. 
Seit  dem  Ende  des  Mittelalters  bildete  sich 
in  verschiedenen  Branchen  der  Groflbetrieb 
aus.  Er  wurde  besonders  durch  die  ihres 
Glaubens  wegen  vertriebenen,  nach  Deutsch- 
land flüchtenden  Niederländer  und  Franzosen 
(im  16.  und  17.  Jahrh.)  befördert,  die  an 
mehreren  Orten  eine  erfolgreiche  industrieUe 
Tätigkeit  entwickelten  oder  anraten.  AUäo 
der  GroSbetrieb  fand  gerade  an  der  Z.Ter- 
fassang  eine  Schranke.  VielEadi  hat  öe  ihn 
beseitigt.  Jedenfalls  hinderte  sie  die  freie 
Entbltung  der  Kräfte  und  hemmte  den  Fort- 
schritt. „Wer  aus  den  althergebrachten  Qe- 
leisen  zu  treten  Neigung  zeigt,  wer  den  her- 
kömmlichen Bildungsgang  nicht  erfOUtf  wer 
grOflere  Schaffenslust  in  sich  verspQrt  regeren 
Dntemehmungsgeist  zur  Schau  ti4gt  and 
mehr  Hil&kräfte  beschäftigen  will  als  seän 
NaohbaFf  der  fülbxt  keine  ruhige  Eädstenz. 
Man  bedrückt  ihn;  man  stdlt  ihm  Hindere 
niase  in  den  Weg  bei  der  Aiuflbang  seines 
Gewerb»;  man  sudtt  ihn  aus  der  Gemein- 
schaft BQ  entfernen  oder  von  denelben  fern- 
zuhalten"  (Stieda). 

8.  Die  territoriale  Ordnnn;  des  Z-wraeas. 

Die  Z.Terfas8nng  des  Mittelalters  war,  wie  wir 
gesehen,  eine  dnfebana  lokale  Organisatien  der 
Arbeit.   Es  ist  auch  noch  keine  wesentliche 

Abweichong  von  diesem  ^stem,  wenn  wir  hier 
and  da')  sog.  Landmeiater  und  fAndinnnng^ 
finden.  Es  kam  vor,  daß  ein  Heister  die  Stadt, 
in  der  er  einer  Z.  angehSrte,  verliefi  und  in 
eine  andere  Stadt  zog,  daO  es  ihm  aber  doch 
noch  gestattet  wurde,  Meister  jener  Z.  zu  bleiben 
(bei  ihr  also  z.  B.  einen  GeseUeo,  den  er  hatte, 
zam  Meister  sprechen  an  lassen).  Solche  Meister 
führten  den  Titel  „Landmeister"  (im  Oegeosats 
m  dm  „Stadtmeiat«n'').  Es  gab  ferner  Often 
in  dner  Stadt  (llr  ehi  bestimmtea  Gewerbe  (das 
nicht  gerade  viel  Vertreter  an  diesem  Orte  hatte) 
gar  keine  Z.  Die  Handwerker,  die  in  dieser 


der  Trockenscherer  mit  den  Badern  weU ,  g^^^  vorhanden  waren,  wurden  Mitgüeder  der 
diese  auch  außerhalb  ihrer  Stuben  scheren. '  ^ie  in  einer  anderen  SUdt  för  das  betreffende 
Bei  der  Debung  des  Z.zwanges  wurden  mehr  Oewerbe  bestand.  Ein  solches  Verhältnis  be- 


nnd  mehr  Eonkurrenzfurcht  und  Brotneid 
die  ausschlaggebenden  Motive. 

Auch  den  Konsumenten  gegenüber  faßten 
die  Handwerker  die  Z.  jetzt  mehr  und  mehr 
eis  ein  privatrechtliches  Institut  für  Aus- 
nutzung des  gemeinsamen  Privilegs  axd. 
Der  in  der  Zeit  der  Blüte  des  Z.wesens 
lebendige  Gedanke,  daß  der  Handwerker  sein 
Handwerk  im  allgemeinen  Interesse  ausüben 
müsse,  trat  zurück. 


gegnet  im  sächsischen  Gebiet  c.  B  bei  den 
Bnchbindem ,  Barettmachera ,  Seifeasiedern. 
Solche  Z.,  deren  Ctebiet  sich  Ober  mehrere  SUdie 
erstreckte,  nannte  man  „Landinnoogen*'.  Eine 


*)  Deber  erfreoliche  Ersdbeinnngen  in  der 
Lage  des  Handwerks  im  1&  J»hA.  vgl 
Tröltsch,  Jahrb.  f.  Gesetagebnng,  1896  nad 
1897,  S.  342. 

')  Vgl.  die  unten  aaznfahrende  Abbandlnnf 
Man  kannte  jetzt  nicht  von  Flemming  Uber  dieDreadoier  laaugOB. 
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Stadt  spielte  aber  bei  ihnen  docfa  eine  fohrende 
Rolle:  hier  befand  sich  die  „Hanptlade"  der 
Innong  (in  ihr  worden  die  Innnngaprivilegien 
und  -akten  aufbewahrt).    Eine  stärkere  Ab- 
wdehna;  vom  mittelalterlichen  System  stellte 
ei  dar,  wenn  fseit  dem  Ans^an^  des  Mittel- , 
alten)  die  iflniUerisdi  oder  nicht  EttofUeriKh  i 
oiganisierten  Handwerker  Torschiedener  StBdte, ! 
ohne  daß  eine  Ton  ihnen  die  FQhmn;  hatte,  | 
£ini£:nngen  schlössen  und  die  OewerbeTerfassnn^ 
weiter  fortbildeten.  So  finden  wir  im  hansischen 
Gebiet  Vereinharnn^en  der  Z.  der  6  wendischen  ! 
St&dte.  Im  J.  1446  Degrttndeten  die  Armbraster  { 
mehrerer   rheinischer  Städte   einen  Verband. 
Besonders  bekannt  sind  die  Vereinigungen  der  i 
Steinmetzen.   Dieselben  schlössen  sich  vorzn^ ! 
weise  an  Stammeserenzen  an  und  gaben  steh ' 
Statut«,  die  für  die  sämtlidien  Steinmetnn 
des  betreffenden  Gebietes  verlnndlieh  waren.  | 
Wichtig  ist  dieRegensbnrgerSteinmetsenordnnng 
von  1^  (die  nicht  etwa  bloß  für  die  Stadt  i 
Regensbnrg  galt).  Wir  ersehen  ans  der  Tat- 
sache dieser  Vereinbarungen,  daß  die  gewerb-  j 
liehen  Kreise  selbst  das  Bedtlrtnis  der  Her- 1 
Stellung  größerer  Verbände  empfanden.    Die  ] 
Hauptarbeit  bei  deren  Bildung  taten  Jedoch 
nicht  di&  Z.  und  nicht  die  Städte,  sondern  die 
Landesherren.    Auf  die  mittelalterliche  lokale  j 
Organisation  der  gewerblichen  Arbeit  folgt  in 
der  Nenseit  die  territoriale  Ordnung  des  Oe- 
werbeweseufl.  Die  Landesherren  r^^dten  es  fftr 
den  ganaen  Cmfang  ihres  Terribniums,  in  Ter- 1 
schieaener  Form.  Entweder  erließen  sie  be- ' 
sondere  GewerbeordnnngeQj  und  zwar  teils  fflr . 
sämtliche  oder  naheza  sämtliche,  teils  für  einzelne  ' 
Gewerbe  des  Landes ;  teils  anter  Beibehaltnng  ; 
(so  in  der  Begel),  teils  anter  Anfhebang  der 
lokalen  Z.   Oder  sie  regelten  das  Gewerbe- 
wesen in  ihren  Polizeiordnungen.    Oder  sie 
Tenichteten  darauf,  allgemeine  Ordnungen  zu 
erlassen,  richteten  sich  aber  doch  in  den  fttr 
die  einzelnen  Stadt«  oder      erlasswen  Ver- 
fUgnngen  nach  mehr  oder  weniger  Uberein- 
stimmenden Grundsätzen;  oder  sie  Teratärkten 
wenigstens  den  staatlichen  Einfluß  in  der  Stadt. 

IHese  Haßnahmen  begannen  nicht  ganz  nn- 
Termittelt;  auch  schon  im  Hittelalter  hatten 
die  Landesherren  dann  nnd  wann  in  die  gewerb- 
lichen VerhältoiBse  eingegriffen.  Der  Unter- 
schied ist  jedoch  der,  daß  sie  jetzt  systematisch 
Torgingen.  Mancherlei  Anregungen  erhielten 
sie  dabei  Ton  der  Reichsgesetzgebnng.  Das 
Beich,  das  im  Hittetalter  (abgesehen  von  ein 
paar  verfttgnngen  des  13.  Jahrb.)  sich  des  Z.- 
wesens  gar  nicht  angenommen  hatte,  widmete 
jetzt  diesem  Gegenstande  in  den  ^cbsabBchteden 
und  Reicbspolizeiorduungen  {namentlich  1&30, 
1548,  1Ö77;  auch  in  dem  Seichsgutachten  von 
1672)  Tiel  Auhnerksamkeit ;  das  am  sorgfältigsten 
ausgearbeitete  Reichagesetz  ist  die  Reichs- ' 
Z.ordnnng  Ton  1731.  Allein  es  waren  der  Haupt- 
sache nach  nnr  Anregungen,  die  die  Reichstags- 
beschlBsse  lieferten;  pr^tische  Bedeutung  er- 
langten sie  im  wesenäicben  nar  soweit,  als  die 
Landesherren  sie  durchfQbrten.  So  war  denn 
die  Ordnung  des  Gewerbewesens  durchaus  den 
territorialen  Gewalten  Überlassen. 

Den  Grundgedanken  der  mittelalterlichen 
Wirtschaftsthecffie  bat  die  territoriale  Gewerbe- 
gesetagebnngfibenommen.  Insbesondere  rftttelte 
«e  vim,  an  der  Ansieht,  daß  die  Obrigkeit  fttr 


die  Feststellung  des  Prednm  instnm  im  Verkehr 
zu  sorgen  haw,  an  der  Auffassung  Ton  der 
Schädlichkeit  des  Zwischenhandels.  Daher  be- 
gegnen die  Preistaxen  ebenso  im  tforitorialen 
Staat  wie  in  der  mittelalterlichen  Stadt;  nnr 
tritt  das  Territorium  bei  der  Regelung  dieser 
Verhältnisse  in  Konknireni  mit  der  Sta«.  Aach 
sonst  blieb  die  alte  Z.Terfa8Bung  in  den  Gmud- 
zflgen  erhalten.  In  einigen  Punkten  indessen 
wurde  doch  das  mittelalterliche  System  nicht 

ganz  gewahrt  Es  ergab  sich  für  die  landea- 
errltchen  Regierungen  die  Notwendigkeit, 
manche  Streitigkeiten  betreffs  der  Gewerbe- 
rerfassung,  die  Tor  sie  gebracht  wurden,  zu  ent- 
scheiden :  so  Tor  allem  die  Differenzen  zwischen 
Großbetrieb  und  zunftmäßi^em  Gewerbebetrieb 
und  die  zwischen  den  städüsdien  und  den  seit 
der  letzten  Z^t  des  Mittelaltera  an  Zahl  zn- 
nehmenden  Ubidliehen  Handwerkern  (s.  Art 
-Bannmeile"  oben  Bd.  I  S.  323  und  oben  sub  4B). 
Das  platte  Land  wollte  das  mittelalterliche  Vor- 
recht der  städtischen  Z.  nicht  mehr  anerkennen. 
Die  Entscheidungen,  die  die  Begleningen  in 
diesen  Fällen  tnSen,  waren  im  einzelnen  sehr 
Terschieden.  Meistens  hielten  sie  wohl  an  dem 
mittelalterlichen  System  fest.  Doch  ließen  sie 
mindestens  mancherlei  Milderungen  eintreten. 
Der  Kampf  zwischen  Stadt  und  Land  wurde 
sdir  oft  auf  den  Landtagen  gefOhrt  Häufig 
war  dann  eine  Entscheidung  cngonsten  der 
Städte  Eompensationsoldekt  (etwa  iflr  ^e  be- 
willigte Steuer).  Weiter  bemtthte  sich  die  Landei- 
herrMhaft,  ohne  die  Z.Tcrfassnu^  selbst  anzu- 
tasten, deren  Mißbräucbe  zu  beseitigen.  Gerade 
dies  war  das  Ziel  der  Torhin  erwähnten  Reichs- 
tagsbeschlüssQ :  man  sachte  namentlich  die  will- 
kürlicben  Hindemisse,  die  der  Egoismus  der  Z. 
dem  Erwerb  der  Meisterschaft  in  den  Weg  ge- 
stellt hatte  (hohe  Ein-  und  AusschreibegebQhreu 
der  Lehrlinge,  kostbare  nnd  unnütze  Meister- 
stücke, schwelgerische  Mahlzeiten  bei  der  Auf- 
nahme zum  Meister,  ftbertriebene  Ausdehnung 
der  Vorranssetznug  des  makellosen  Rufes  usw.^ 
zn  entfernen.  Andere  ZO^e  der  Beichsg«setz- 

febnng  sind  das  Bestreben,  die  Autonomie  der 
.  einzuschränken  (besonders  hineichtiich  des 
freien  Versammlungsrechtes),  und  eine  der  Ge- 
sellenbewegung feindliche  Tendena.  In  tbea 
diesen  Richtungen  bewegte  sieb  die  territRiale 
Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

9.  Die  AnfhebnDg  der  Z.  Schon  im 
Mittelalter  haben,  allerdings  sehr  vereinzelte, 
Stimmen  (der  Praxis  wie  der  Theorie)  die 
Aufhebung  der  Z,  schlechthin  resp.  der  Z. 
einer  Stiutt  oder  bestimmter  Z.  verlangt. 
Aus  den  ersten  Jahrhuudertea  der  Neuzeit 
sind  wohl  am  bemerkenswertesten  die  Er- 
klärungen  des  kurbrandenburgischen  Ge- 
sandten (denen  schließlich  die  ganze  welt- 
liche Fürsten bank  zustimmte)  auf  dem  Reichs- 
tag in  den  Jahren  1669  und  1671  über  die 
Entbehrlichkeit  der  Z.  Allgemeiner  wurde 
die  Bewegimg  Fflr  mehr  oder  weni^r  toU- 
ständige  MnfQhrung  der  Gewerbefreiheit  im 
letzten  Drittel  des  la  Jahrh.^)   Eine  Reihe 


')  Ueber  Erörterungen  betreffs  der  Frage 
der  Z.anfhebnng  im  1&  Jahrh.  TgL  z.  B.  Croon, 
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von  Schriften,  die  in  Deutschland  seit  dem  1 
Jahre  1770  erschienen  (z.  B.  von  ReimarusJ 
Bergius,  Taube),  verlange  eine  gründ- 1 
liehe  Reform  oder  auch  gÄnzhcbe  Aufhebung ! 
der  Z.  Teilweise  stand  diese  Literatur  unter 
dem  Einfluß  des  Bdikts  Turgots  von. 
1776/)  das  in  Frankreich  (übrigens  nur  für  | 
kurze  Zeit)  die  Freiheit  der  Arbeit  verkün- 
dete. Die  tatsächliche  Einführung  der  Qe- ' 
Werbefreiheit  ist  erst  im  19,  Jahrh.  erfolgt 
Die  dahin  gehörenden  Maßregeln  sind  in  den , 
Artikeln  „Gewerbegesetzgebung"  oben  Bd.  I : 
S.  1025 fg.,  und  „Handwerk"  oben  Bd.  II,: 
S.  58^.  dargestellt  worden. 

Literatars  /■  Alldem  einet:  Vgl.  die  Lit.  sv 
Art.  „Bib-ger,  Bürgertum"  (oben  Bd.  I,  S.  58S).  — 
Orttoff,  Corput  iuris  opißciarii  oder  Samm- 
lung von  (UUfemeinm  Innungagetetaen  und  Ver- 
ordnungen   der  Sandvierker,    Erlangen  ISO4, 
i.  At^.  18i0.  —  Berl^ach,   Chronik  der  Ge-  , 
werte,  Bd.  IX,  St.  Oatfm  0.  J.  —  W.  AmolOt 
Da»  Auskommen   4et   HandmrkeratxMdu  im 
Mitt^alter,    Batet  1861.  —  JCa«eher,    Da» ' 
dwUek«  Gewerbeweeen  von  der  JrüJuett»  Zeit  1 
bit  auf  die  Gegenwart,  PoUdaw  1866.  —  O.  I 
Sehönberg,    Zur  virtsehafilichen  Bedeutung 
de»  deuUehen  Zunßicetent  im  MiUelaiter,  Berlin  < 
1868,  Stmderabdr.  au»  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  SüU.,  j 
Bd.  IX  (noch  heute  unübertroffen).    Vgl.  des-  | 
gelben  Bandb.  d.  polit.  Oekonomie  II,  AbechniU  , 
„Gewerbe".  —  O.  Gierke,  Da»  deuUehe  Ge- 
noatensdu^fttreekt,  Bd.  1,  Berlin  1868  (eine ' 
UowiKAe  SekOdrrwig  der  BlüUsaeit  de»  deulseken 
&tnfiwe»eiu,  die  oben  verwertet  i»tj.  —  0>  Im 
V.  MaureTf  Oeaehickt«  der  8lSdteverfa»*wng  tn 
DeMUeMand,  4  Bde.,   Erlangen   1869—71.  — 
F.  W.  Stahl,  Das  deutieh«  Handwerk.  Bd.  I, 
Gi^en  187 4.  —  J.  Jawnerf  Die  BaukiUten 
de»  deuitchen  Mittelalter»,  Leipiig  1876.  —  H^.  . 
Stieda ,  Zur  Entstehung  de»  deuleehen  Zunft-  \ 
we»ena,  Jahrb.  f.  NaL  u.  Siat.,  Bd.  XX VII.  — 
Neuhurfff    Zunft^ericbUbarkeit  und  Zunflver-  \ 
fasewng  vom  18. — 16.  Jahrh. ,  Jena  1880.  —  < 
W.  SUedaf  Zut^Aändel  im  16.  Jahrh.,  Hietor.  ' 
liu^enb.,  8.  JiUge,  Bd.  IV,  Leijuig  1885.  — 
K.  Hegel,  Städte  und  Gilden,  t  Bde.,  Leiptig 
1891.  —  K.  Th.  V.  Inama-Stemegg,  üeber 
die  Anfänge  de»  deut»ehen  StädUwe»en»,  Zeit»chr. 
f.  Volkew.,  SoxialpolUik  und  Vertcalfung,  Bd.  I, 
8.  Sgl,  Wien  189t.  —  G.  Adler,  Die  FUieeh- ' 
teuerungepolüik  der  deut»chini  Städte  beim  Aus- 
gange de»  MiUelaiter»,   Tübingen  1893.  —  K. 
Bücher,  Die  Entetehung  der  Volk»wirt»ehuß,  1 
Tübingen  1893,  5.  ^Aufl.  1906.  —  W.  SHeda,  ' 
Art.  „Zunftweten",  H.  d.  St.,  *.  Ai^.,  Bd.  VI, 
S.  878 fg.;  S.  Aufl.,  Bd.  VII.  S.  101t fg.  —  Der- 
selbe, Zwang»- und  Btmarechte,  ebenda,  S.  1079fg. 
—  O.  V.  Below,  Die  »tädtieehe  VerwtUtung  de» 
MiRdalter»  al»  Vorbild  der  ^täteren  territorialen 
Verwaltung,  Hietor.  Zeiiaehr.,  Bd.  LXXV,  S.  896, 
München  1895.  —  H.  GraMdMce,  Alle»  und 


Jahrb.  des  DOsieldorfer  GeBcbiebtsTereüu  18, 

S.  151. 

')  Alfred  de«  Cillenls,  bist  et  regime  de 
la  erande  industrie  en  France  au  17.  et  18. 
simea  (Paris  1898)  zeigt,  daß  derartige  Ansichten 
in  Frankreich  aach  schon  vor  Tnrgot  vertreten 
worden  waren. 


neve*  Hand^rerk,  Preufi,  Jahrb.,  Bd.  LXXXVI, 
S.  59fg.,  Berlin  1896.  —  6.  v.  BeMn/m,  Die 
Ent»tehung  de»  Handverk»  in  Deuttektand, 
ZeiUchr.  f.  Sonal-  und  Wirttehaftegteh'ehie, 
Bd.  V,  S.  It4fg..  Weimar  1897.  —  H.  Wil»ttg, 
GewerMche  MiUelttandxpoUtik,  Leiptig  1898.  ~ 
G.  V.  Belott,  Da»  ältere  deuUche  Städteweeen. 
Bielefeld  und  Leiptig  1899,  t.  Auß.,  190S.  — 
Derselbe,  Territorium  und  Stadt,  MüneMen  1900. 
Darin  die  Aufeätte:  „Kritik  der  htfreektlidum 
Theorie"  und  „Die  hietorieeke  SMlung  de» 
Loknwerka^.  —  ÜerseMe.  Der  UiUer^amg  der 
mitteliUtertteken  Stadtwirttchafi,  JaJah.  /.  SeL 
«.  Stau  76,  S.  4A9fg-  —  G.  Croon.  Zur  Bnt- 
»tekung  de»  Zuvftwe»en»,  Marburger  Dieeert.  r. 
1901.  —  G.  Adlw,  Die  Epochen  der  deuUtken 
Handwerkerpolitik,  Jt^a  1903.  —  KeiUgen, 
Aemter  und  Zünfte,  Jena  1903.  Vgl.  dazu  Bittor. 
Vierteljahnchrift  1904,  S-  S49fg.  —  E.  Otto, 
Da»  deut»che  Handwerk  in  »einer  kulturgeeekickt- 
liehen  Entwickelung,  £.  AufL,  Leiptig  1904.  I^ 
komme  demnäeket  in  meinen  „Problemen  der 
Wirt*ekcfi»geaehiekte"  a^f  die  Fivgen  der 
geedniehte  ntrüek.  S.  auch  die  hiL  bei  OoM- 
man»-  Waitz,  Quellenkunde  der  denUrke»  Ge- 
»ekiehte  (7.  Aufl..  Leiptig  1905),  Ar.  4t78j^. 

II.  Lokal-  und  Territorialgeeekickt- 
liehe»,  A.  Editionen  von  Zunftmrkunden : 
BiteuteTf  Jfümbergrr  I^iteiordnungen  au»  dem 

13.  — 15.  Jahrh.,  StuUgart  1861  (Publ.  d.  lit.  Ver- 
ein», Bd.  LXIII).  —  Wehrmann,  Die  Siieren 
Läbecki»cken  Zut^ftroilen,  Lübeck  I864,  t.  Auß.. 
187t.  —  Korn,  Sehleeieeke  Urkunden  tur  Ge- 
»ekiehte  de»  GewerbereehlM,  itubeaondere  de»  Jn- 
nungaweeen»  au»  der  Zeit  vor  140O,  Brt^m 
1867.  —  MfUUger,  Die  Stetten  Sambwrtieekia 
Zta^flroOe»  wnd  Brüdertekt^Uatatt^e»,  Samburg 
I874.  —  Bodemann,  Die  älteren  Zunftttrhenden 
der  Stadt  Lüneburg,  Hannover  1883.  —  Brurker. 
SUxißburger  Zunft-  und  Miieiverordnumgen  de» 

14.  u.  15.  Jahrb.,  Str^fiburg  1889.  —  B.  Bucker, 
Die  alten  Zunft-  und  Verkehreordnungen  der 
Stadt  Erakau.  Tfaeh  Balth.  Bekemtm  Codex 
pieluratu»,  Wien  1S89.  —  Philippt,  Die  älteetem 
Ognabrüekiechen  GildeurkuTiden  fbi»  1500),  Oemn- 
brück  1890.  —  A.  iMsehin  v.  ^engremtk. 
Da*  Admonter  Müttenbueh  und  die  Rtgenebwrgtr 
Stetnmeteordnung  vom  Jahre  14S9,  Mitnil,  d^ 
k.  k.  Centralkom mitaion  cur  Erfortchung  der 
Kun»t-  und  hiator.  Denkmal«,  Jahrg.  1894.  B.  t 
und  4,  Wien  1894-  —  J-  C.  Overvoorde, 
Rekeningen  van  de  Gilden  can  Dordrecht  /S438 
bi»  1600),  »'Gravenhage  I8S4.  —  SHeda  mnd 
Mettig,  Schrägen  der  Gilden  und  Aemter  der 
Stadt  Riga  bi»  16tl,  Riga  1896,  vgl  Lit.  Centrat- 
blati  1897,  Sp.  64Sfg.  —  Orervoorde  tn 
Jooating,  De  Gilden  van  Ctrechi  toi  ISi*. 
»'Gravenhage  1896.  —  KncMMMCc^  Die  G^ 
werbe  der  Stadt  3Rn»ter  bi»  tum  JeJur«  1981. 
PublikaOenen  aua  J,  kgl.  pre^fi.  i^aateartkiven, 
Bd.  LXX,  Leiptig  1898.  ~  (K  Kreutee  mnd 
K.  Ktinse,  Die  älteren  Zun/htrhmden  der 
Stadt  Greiftwald,  Pbmmenehe  Jahrbäcker.  Bd.  I 
u.  //,  Greiftwald  1900  u.  1901.  —  Recueti  de 
documenle  rflatif»  <1  l'hietoire  de  l'imduMrit 
drapiire  en  Flandre,  ptMiü  par  O.  B»^um» 
et  H.  IHrenne,  1, 1,  BriUtel  1906.  —  B.  r.  I^dar*. 
Die  K^ner  Zu^uiknnden  bi»  tum  J.  ISOO,  f  Bde.. 
Bonn  1907  (mit  »ehr  veiehtiger  Einleilmn^.  —  VgL 
auchltahimann'Wattta.a.  0..Sr.S018fr.wmd 
die  daeelbet  ^r.  eiSfy.,  S54fy.,  49S0fg.  anft- 
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fSktten  EdUionm  aur  aUgemtinn  SkuUgeiekiehU. 

—  B.  Q**ehidiU  «üudner  Oetaerhe  und  Gt- 
mriegaekiehtt  tktaantr  Städte:  &  B.  KUtat't 
DmUÜwng  der  VerhSltHiue  Bntimu 
wm  14SS — t5t6,  herauiff.  von  Stmuel,  Bretlau 
IS47.  —  1%.  Biraeh,  Dansiys  Bändels-  und 
Oewerbegtickiehte,  Leipng  1878.  —  K.  Wemer, 
Qetchifhie  der  Iglauer  T\u:hmacherxu^fi,  Leipzig 
1861.  —  O.  £.  Kriegk,  Framlffurter  Bürger- 
furitte  und  Zuttände  im  MiiUiaUer  (S.  396/g.  : 
Genilen  und  Lehrling«),  Frankfurt  a.  M.  1868. 

—  V,  Böhmertf  Beiträge  9ur  Oeechichie  dea 
Zuni/tteetent  (Bremiaeke  Schxuleriun fl),  Leiptig 
188».  —  A.  SehuUMf  ürkanMiohB  OeaektthU 
der  BreeUmer  Mdlerinmmg  von  J84S — Ut8, 
Brtttau  1886.  —  SoAmoUer,  IHe  Stnßburger 
T>teker-  und  Webemtuft,  Strt{fiburg  1879  (vgl. 
dam  Ztsckr./.  iSo*ialwiu$n»eht\^  1904,  S.  804  fg.). 
~~  H.  Meyer,  Die  Stre^ß^ger  Goldeekmiede- 
tunft  bie  1681,  Leipzig  1881.  —  O.  BlÜmeke, 
Die  Hdndwerkeeiivfte  itn  mitulalterlieken  Stettin 
(BaUieehe  Studien  84).  Stettin  I884.  —  IV. 
OeetHnp,  Handel  und  Induttrie  der  Stadt  Botel, 
Baeel  1886.  —  K.  Bücher,  Die  BevöiJcerung 
von  Franifurl  a,  M.,  Bd.  I,  Täbingen  1886.  — 
JC.  Koppnumn,  Avm  Samburge  Vergangenheit, 
Bd.  I,  Hamburg  «mrf  Lei]^  1888.  —  Kr%M, 
Daa  AwU  der  QiMedtmiede  in  Wiemetr,  Wümar 
1887.  —  Aug,  Blkan,  Dat  Frankfurter  Oe- 
verhereckl  von  1617—81,  Tübingen  1890.  —  A. 
XübUng,  Ulnu  BauaucoUweberei  im  MiUekUter, 
LeipMig  1890.  —  K.  Meister,  Die  älteeten  ge- 
werbtiehen  Verbände  von  Wernigerode,  Jena  1890. 

—  F.  Bulenburg ,  Daa  Wiener  Zut^fiweaen, 
ZeiUehr.f.  Sotiai-  u.  Wirieehaftageaehiehte,  Bd.  I 
«.  Freibttrg  i.  B.  und  le^ttig  1898—94.  — 
Jvttan  WeUBTf  Zur  QeaehieKte  -dea  Harn- 
burgitchen  Zunflwtaena  ün  MiUelaUer,  Berliner 
Dokiordüaertation  9.  1895.  —  M.  ^mttming. 
Die  Dresdener  Innungen  von  ihrer  Entatehung 
bia  tum  Autgang  det  17.  Jahrh.,  SHtteii.  dea 
Vereine  f.  Oeaekiehie  Dreadena,  ff.  IS—I4. 
Dreaden  1896.  —  Vogt,  Zur  Oeachichte  det 
Handwerke  in  Hamburg  im  17.  Jahrh.,  MitteÜ. 
dea  Vereint/.  HanJntrgitehe  Geachtet,  18.  Jahrg., 
S.  SOI  fg.,  Hamburg  1897.  —  F.  Imu,  Ent- 
tciekelung  der  kommunalen  Verfaeaung  und  Ver- 
waltung der  Stadt  Köln  bia  tum  Jahre  1896,  < 
GekrGnte  Preiaaekrift,  Bonn  J898.  ~-  K.  VhUrx, 
Daa  Gewerbe  in  Wien  U08—1587.  In:  „Oe- 
achichte der  Stadt  Wien",  heraueg.  vom  Atter- 1 
tumerereine  tu  Wien,  Bd.  II,  Wien  1901—8.  — 
JLuaehtn  v.  Sbetutreuth,  Wiena  SlUmveten, 
Handel  und  Verkehr  im  tpäteren  MUtetalter, 
ebenda.  —  Höhler,  Die  Anfänge  det  Hand- 
werke in  Lübeck,  Archiv  f.  KuUurgttehichte, 
Bd.  II,  Berlin  1908.  —  Dettmering,  Beiträge 
9ur  Mieren  Znt^ftgeaehiehte  der  Stadl  Sln^burg, 
ßeriin  1908.  —  Q.  dea  Maree,  L'organiaation 
de  iravaÜ  d  Bruxellee  au  XV.  tiicie.  Bräeael 
1904.  —  M.  Harmatm,  OeieAiehte  der  Hand- 
verterverbände  der  &adt  Hildeaheim  im  Mittel- ' 
aUer  (erweiterte  Diea.  v.  JUGnater),  RUdeakeim 
1906.  Vgl.  datu  Techeu,  Hantiache  GetehiehU- ' 
biätter  1906,  S.  snfg.  —  T\*elcermann,  Dae 
Gewerbe  der  Stadt  HUdetheim  bia  aur  SiiUe  det  ' 
15,  Jahrh.  (Tübinger  Ditt.j,  Bertin  1906.  — 
M,  V.  Löaeh,  Die  Stendaler  Seefahrer,  Hantieche 
OeaehichiMiltter  1906,  S.  SSSfg.  —  C.  Gewerbege- 
aekiekte  eintelner  Landaehetfien:  SehiU,  Die  alt- 
vfürttembergiaeke  Gewei^everfaaeung  in  den  Uttten 


drei  Jahrh,,  ZeiUehr.f.  Staataw.,  Bd.  VI,  S.  869fg. 
—  JoK  Kaizl,  Der  Kampf  ttm  Gewerher^orm 
und  Chwerb^/Mheit  in  Bauern  von  1799—2868, 
Le^Mig  2879.  —  Knothe,  Oeat^iehte  dea  l\tek- 
maeherhandwerka  in  der  Oberlauaitt  (Neuea 
Laut.  Magaain  58),  Dreaden  188t.  —  Mar. 
Meyer,  (}eaehichte  der  prei^fi.  Handwerkerpolittk, 
t  Bde.,  Minden  2884—88.  —  G,  SehmoUer, 
Dat  brandenburgiaeh -preußische  Innungeveaen 
von  I64O — 1800,  haiuptaächlich  die  Reform  unter 
Friedrieh  Wilküm  1.,  Forachungen  zur  branden- 
bwrgitehen  und  preufi.  Getehiehte,  Bd.  I,  Leiptig 
2888.  Wieder  abgedruckt  in  SehmoUer, 
Ümriaae  wirf  Untereuekungen,  Leiptig  1898.  — 

E,  GoVhetn,  WiftaehofUgeeehiehU  dee  Sehwan- 
waldea,  Bd.  I:  l^Odte-  u.  Oewerbegetehichte, 
Stn^fiburg  1898.  —■  Job.  Jfeuwlrth,  Getehiehte 
der  bildenden  Kunat  in  Böhmen  vom  Tode 
Wenaela  III.  bit  tu  den  HutitenImegen,  Bd.  I, 
Prag  1898.  —  O.  Adler,  Daa  großpolniache 
Fteiachergewerk  vor  300  Jahren,  Fbaen  1895.  — 

F,  Techen,  Etwaa  von  der  mittelalterlichen  (3e- 
teerbeordnung,  inabetondere  derwenditehen  Städte, 
ffanaiaehe  GeaekichtabUUter,  Jahrg.  1897,  S.  19fg., 
Leipeig  2898.  —  Deraelbe,  Die  Bürgertpraehen 
der  Stade  Wiamar  (mU  Berlidceichtigung  der 
Bürgertpraehen  der  anderen  Hantitehen  Städte), 
Le^rig  1906.  G.  v.  Belme. 


ZnBamnenleffiuis  tob  Gmndstäcken 

8.  Orundatücke  (ZusammenlegUDg 
derselben)  oben  Bd.  I  S.  1149^. 


Zwangi-  ud  Bannreohte. 

1.  Begriff  und  Arten.    2.  Qegeuwfirtiger 

Rechtszostand. 

1.  Begriff  und  Arten.  Schon  in  dem 
Art.  ,^ealgewerberechte"  (oben  S.  688  fg.) 
ist  düauf  hingewiesen,  daß  die  „Z.-  und 
Bannrechte*^  eine  besondere  Art  der 
Kealgewer berechte  bilden.  Unter  einem 
,,Z.-  und  Bannrecht'^  versteht  man  nun  ein 
Bealgewerberecbt,  vermfi^  dessen  nicht  bloß 
der  Berechtigte  sum  Betnebe  eines  bestimm- 
ten Gewerbes  innerhalb  eines  bestimmten 
Bezirks  berechtigt  ist,  sondern  auch  die 
Bewohner  des  betreffenden  Bezirkes  ver- 
pflichtet sind,  ihre  gewerblichen  Bedflrf- 
nisse  der  in  Frage  kommenden  Art  aus- 
schließlich b^  dem  Zwangs-  und  Bann- 
berediti^n  zu  befriecUgen.  Geht  das  Recht 
nicht  veiter,  so  ist  es  im  Orunde  gmommen 
ein  Verbietungsrecht,  verm^  dessen 
der  Berechtigte  befogt  ist,  jedem  nicht  kon- 
seBräonierten  Dritten  den  Betrieb  des  dem 
Z.-  und  Bannrechte  unterli^enden  Gewerbes 
und  den  Bewohnern  des  Bezirk  die  Ent- 
nahme ihrer  entspredienden  gewerbli<chen 
Bedürfnisse  bei  einem  andren  als  dem 
Bannberecfaten  zu  untersagen.  Mitunter 
hat  aber  das  Z.-  und  Bannrecht  auch  den 
positiven  Inhalt,  den  Bannuntoworfenen 
die  Entnahme  gewerblicher  Erzeugnisse  in 


Digitized  by 


Goo 


1436 


Zwaogs-  und  Bannrechte 


gewissem  Umfamge  direkt  vorzuschreibeD. 
So  kommeD  Schankgerechtigkeiten  als  Z.- 
und  Bannrecht  vor,  vermöge  dessen  die  Bann- 
untervorfenen  verpflichtet  änd ,  gewisse 
Quantitfiten  von  Bier  oder  Wein  von  dem 
Berechtigten  alljährlich  zu  entnehmen.  In 
der  Regel  hat  aber  das  Z.-  und  Bannrecht 
einen  derartig  weitgehenden  (positiven)  In- 
halt nicht ;  es  ist  vielmehr  meist  nur  als  ein 
Verbietungsrecht  ausgestaltet. 

Mit  dem  Z.-  und  Bannrecht  kann  und 
ist  in  der  Regel  endlich  die  Befugnis  ver- 
bunden, daß  keinem  anderen  außer  dem  Be- 
rechtigten die  behördliche  Konzession  zum 
Betriebe  des  gleichen  Gewerbes  innerfaal'j 
des  Bannbezirks  verliehen  werden  darf;  in 
diesem  Falle  liegt  ein  mit  einer  aus- 
schließlichen Gewerbeberechti- 
gung verknüpftes  Z.-  und  Bannrecfat  vor. 

Die  Z.-  und  Bannrechte  haben,  wie  dies 
schon  früher  wiederholt  betont  worden  ist, 
meist  eine  rein  publizistische  Grundlage, 
die  aber,  wie  dies  der  mittelalterlichen 
Rechtsentwickelun^  durchaus  entspricht,  all- 
mAhli<^  einen  pnvatrechtlichen  Charakter 
angeDommen hat  CnterdemEinflnBrOmisch- 
reäitlicber  Anschauun^n  hat  man  diese 
e^^artigen  Gewerbeprivil^eD  bald  unter 
diese,  bald  unter  jene  Schablone  von  Bechts- 
kat^ftnieen  unterzubringen  gesucht;  auf 
diese  verschiedenartigen  Eonstruktionsver- 
suche  einzugehen,  hat  keinen  Wert,  da  sie 
nur  ein  dogmengeschichtUches  Interesse 
bieten. 

In  der  Regel  sind  die  Z.-  und  Bann- 
rechte'mit  dem  Besitze  eines  Grundstückes 
verknüpft  und  haben  insofern  einen  sog. 
„subjektiv-dinglichen**  Charakter ;  mitunter 
sind  sie  auch  nur  gegen  die  Eigentümer 
gewisser  Grundstücke  gerichtet,  wodurch 
sie  gleichzeitig  eine  „objektiv -dingliche" 
Natur  erhalten. 

An  Arten  von  Z.-  und  Bannrechten 
finden  sich  hauptsächlich  folgende:  a)  Die 
auch  heute  noch  vielfach  den  Charakter 
eines  Z.-  und  Bannrechts  an  sich  tragende 
Abdeckerei-  oder  Kavilleriegerechtigkeit,  ve> 
möge  deren  nur  die  mit  dieser  Gerechtig- 
keit ausgerüsteten  (meist  im  Besitze  eines 
bestimmten  Grundstücks  befindlichen)  Per- 
sonen befugt  sind,  das  Abdeckereigewerbe 
innerhalb  eines  gewissen  Bezirks  auszuüben, 
die  Bewohner  des  Bezirks  dagegen  die  Ver- 
pflichtung haben,  die  Tierkadaver  gewisser 
Tiere  (insbesondere  bestimmter  mustiere) 
dem  Abdecker  abzuliefern ;  (s.  den  Art. 
„Abdeckerei"  oben  Bd.  I  S.  2);  b)der  Biei^ 
zwang,  d.  h.  die  ausschließliche  Braugerech- 
tigkeit mit  der  Verpflichtung  der  im  Bezirke 
wohnenden  Personen  zur  Entnahme  ihres 
Bierbedaries  bei  dem  Brauberechtigten; 
c)  der  dem  Bierzwange  entsprechende  Brannt- 
wein- oder  Wan-  oder  Sehankstftttenzwang; 


1  d)  der  tfehlzwang.  vermSge  dessen  die  Be- 
I  wohner  eines  Bezirks  verpmchtet  sind,  ihren 
'  Bedarf  an  Mehl  nur  bei  dem  Berechtigten 
j  mahlen  zu  lassen ;  e)  das  städtischen  Bäckern 
oder  Fleischern  zustehende  Recht,  die  Sän- 
'wohner  der  Stadt, 'der  Vorstädte  oder  der 
I  sog.  Bannmeile  zu  zwingen ,  ihren  Bedarf 
an  Gebäck  oder  Fleisch  ganz  oder  teilwcaae 
bei  jenen  zu  entnehmen;  f)  der  Weinkelter^ 
bann,  d.  h.  die  Verpflichtung,  die  Trauben 
in  einer  bestimmten  Kelter  auspressen  zu 
.lassen;    ^)  der  Backofenzwang,  vermöge 
dessen  die  Bewohner  einer  Ortschaft  ihr 
Brot  nur  in  einem  bestimmteu  Backofen 
(sehrhäufigdem  „Gemeindebackofen")  backen 
jlwsen  dürfen*);  h)  das  sog.  Krugverlags- 
recht,   d.  h.  das   Recht,   den  Inhal)«' 
'  einer  Schankstätte  zu  zwingen,  daß  er  für 
'  seinen  Wirtschaftsbedfu-f  das  Getränk  aus 
'  einer   bestimmten    Fabrikationsstätte  ent- 
nehme; u.  dgl.  m. 

2.  Gegemwftrtlffer  BeehtnuUBA.  Die  Z.- 
i  and Bannrecfatesindinitdem  Wesen dermodenua 
Gewerbefreiheit  nnvereinbar. 

Ihre  BeseitigitDg  becw.  Einscbränkiuur  üt 
in  folgender  Weise  erfolgt:  a)  Die  dentache 
Gewerbeordonng  hat  vom  l./1. 1873  ab  die  vor- 
stehend anter  Ib,  c,  d,  e  erwähnten  Z.-  und 
Bannrechte,  sofern  sie  nicht,  was  nnr  anmahm»- 
weise  der  Fall  ist,  auf  einem  Vertrag  swiacbeB 
BereehtiffteB  und  Verpflichteten  bntiheik,  lowie 
alle  mit  einer  aiUBchUefllicben  Gewmebe- 
reditignng  verknQpften  and  endUdi  diejenigoi 
Z.-  und  Bannrechte,  deren  Anfhebnag  nach  dem 
Inhalte  der  Verteifannesnrkande  ohne  Ent- 
Bchädignng  znlftwiig  ist,  ohne  weiteres  aufgehoben. 
Der  Landesgesetzgiebnng  ist  es  fiberlaasen,  n 
bestimmen,  ob  and  in  welcher  Weise  den  Be- 
rechtigten fOr  die  aofgehobenen  Z.-  und  Bus- 
rechte eine  EntscfaSdigiug  gewährt  werden  mIL 
'  (Für  Preußen  vgl.  GG.  v.  17./1. 184&  [GS.  S.  79] 
nnd  V.  17./in.  1868  (OS.  S.  848):  fOr  WBrttWB- 
berg  G.  v.  »./VI.  1849;  fär  das  KOnignieh 
Sachsen  GG.  v.  16./X.  1861  nnd  12.  and  13./V. 
'  1873;  fOr  Baden  GG.  t.  10./IV.  1848  and  a6..'in. 
■  1862:  för  Hessen  6.  v.  1Ö./IX.  1861;  in  Bayan 
I  ist  die  Anfhebang  der  Z.-  nnd  Bannrechte  achoa 
j  in  den  Jahnn  1805— 1808  erfolgt.) 

*)  Dem  Backofenzwaag  vergleichbar  und 
I  ähnlich  wie  dieser  anf  einer  rein  pnbliiictiaeben 

Gmodlage  bemhend  ist  der  ans  sanitären  Inter- 
'  essen  tandesgesetzlicb  in  einnlnen  Bunde» 
'  Staaten  eingefQhrte  dnrefa  die  in  §  83  Abc  S  Ga 
,  erteilte  Srmächtigiuig  airffecht  erhaltene  sog. 
I  Sehl  acht  banse  Wang,  d.h.  die  Verpflichtung 
i  der  GemeindeaogehCrigen  eines  Ortes,  ihr  VieS 
,  ansschlieOlich  in  einer  Oemeindeanstalt  wo» 
!  Schlachten  von  Vieh  (6fFentlichea  ScblacAtbanat 
;  schlachten  xa  lassen.    Anf  dnen  denutigVB 

„ScblachthauBzwang*'  greifcii  aber  die  Vorsehnf- 
;  ten  der  ^  7—10  der  Gew.-O.  nicht  Platfc  weil 
;  es  sieb  uer  nicht  nm  eine  private  Bereehtijnnf 
'  handelt.  Vgl.  z.  B.  prtmß.  O.  t.  IS^UL  180 
;  (GS.  S.  277),  9./ni.  1881  (GS.  8.  373).   Man  vgL 

auch  §  20  Abs.  8  de«  RG.  betr.  die  SeUuftfe- 

vieh-  nnd  FleiscbbeKhaa  vom  8./ VL  1900  (BGBL 

8.  647). 
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b)  Alle  Übngea  gem&Q  Torstebendem  nicht 
.  iQ^bobenen  Z.-  nnd  Bannrechte  nnterliegen 

der  AblOsnng,  nnd  swar  du  Kmgro'Mgs- 
reeht  ohne  jede  Zänschrftnkmig,  alle  andenn 
Z.-  ttnd  Bannrechte  dann,  wenn  die  Yerpflich- 
img  auf  OrnndBesitB  haftet,  die  Mitglieder 
einer  Koriwration  aU  Mlehe  betrifft  oder  Be- 
wohnern eines  Ortes  oder  Distriktes  rermOge 
ihres  Wohnsitzes  obliegt.  Zn  den  hiemach  ab- 
lösbaren Z.-  nnd  Bannrechten  gehSrt  aacb,  was 
allerdin^  bestritten  ist,  die  Abdeckereigerecbtig- 
keit.  Die  Voiscbnftea  Uber  die  Art  der  Ab- 
lOsong  EU  treffen,  ist  .d^n  lAndesgeaetzen  flber- 
lasson,  die  wie  alle  sonstigen  landesreehtlichen, 
dnrob  die  Qewerbeordnong  nicht  beseitigten 
Torachriften  ftber  Z.-  nnd  Bannrechte  auch 
naoh  Äikrafttreten  des  BOB.  unverändert  in 
Geltung  geblieben  sind  (Art.  74  Einf.-G.  BOB.). 
(Vgl  die  Torstehend  unter  a  zitierten  Ge- 
setze sowie  für  Preußen  das  G.  r.  17./XII.  1872 
[OS.  S.  717]  Ober  die  Abdeckereiberechtignngen.) 

c)  Endbch  ist  durch  §  10  der  Gew.-O.  Tor- 
gescbrieben,  daß  Z.-  und  Bannrechte,  die  durch 
Gesetz  fBr  aufgehoben  oder  ablSsbar  erklärt 
worden  sind,  fortan  nicht  mehr  erworben, 
d.  h.  neu  begründet  werden  dürfen.  Dem- 
nach ist  ueh  die  Einrftnmung  nnd  ffrnndbnch- 
mlffige  Eintragung  einer  sog.  anssälieiBUc^en 
BierbezQgslast  als  Reallast,  wie  sie  neuerdings 
nidit  selten  zwiscbeu  Wirten  nnd  Brauereien 
Tereinbart  wird,  rechtlich  unwirksam  (vgl.  BGE. 
T.  28JX.  1904,  Bd.  LIX  S.  109).  Die  Vor- 
schrift des  §  lOGew.-O.  steht  aber  einer  Deber- 
Cragnng  bestehender  Z.-  und  Bannrechte,  so- 
weit die  Laudesgesetze  eine  solche  gestatten, 
nicht  entgegen.  Hinsichtlich  der  Form  einer 
solchen  Uebertxagung  bleiben  auch  in  Zukunft 
die  Landesgesetze  u  Kraft.  (Für  Preufien 
TgL  man  Entscb.  OVG.  t.  1./X.  1882,  Bd.  VIH 
S.  272  fg.) 

Wo  ein  (ablösbares)  Z.-  und  Bannrecht  noch 
existiert,  das  gegen  alle  oder  gewisse  Eategorieen 
TOD  EinwohDem  des  Bannbezirks  Wirksamkeit 
hat,  sind  demselben  auch  di^enigen  Personen 
unterworfen,  die  erst  nach  dem  Inkrafttreten 
der  Gew.-O.  bezw.  nach  dem  l./1. 1873  in  dem 
Bannbezirk  sieb  angesiedelt  haben,  da  die  nur 
ablösbaren  Z.-  und  Bannrechte  bis  zur  erfoleten 
Ablösung  unverändert  fortbestehen.   (BGE.  v. 
8./VII.  1897,  Bd.  XXXIX  S.  147  fg.) 
Uterator:  O.  Meyer,  Lehrbuch  dc^  deutschen 
VerwaUuffUftreehU,  Bd.  1,  /  12t  (1.  Aufl.,  Leipzig 
ISSS).  —  Loening,  daueOe,  §  U7,  8.  mfg., 
Leiptig  I884.  —  Vgl.  im  ^Myen  Art.  „Seal- 
gewerbereehte"  laben  Bd.  II,  &  688}  wtd  die 
datetÖBt  S,  690  befind^ken  Literaturangaben. 

JVirafcamfi. 
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Solangedie  Anerkennung  von  Forderungen ' 
auf  gerichtlichem  Wege  erzwungen  werden ' 
miißf  solange  gibt  es  auch  Schuldner,  die| 
selbst  dem  rechtskräftigen  Urteil  noch  mt^t 


Fol^  leisten,  weil  sie  nicht  erfüllen  wollen  oder 
es  Dicht  kSnnen.  Dafi  aber  die  selbstbehilfliche 
Durchftlhrung  des  Rechtes  hier  nicht  mehr  in 
Betracht  kommt ,  darüber  ist  seit  dem 
Untergärig  des  Fehderechtes  kein  Zweifel 
mehr.  Dean  nicht  viel  gefahrloser  für  die 
staatliche  Ordnung  als  das  Raubritterwesen 
w&re  ein  Selbstbeiiiedigungsrecht  im  Oebiet 
der  Schuldverh&ltnisse.  So  befinden  wir 
uns  heute  am  Schlußstein  eines  Entwlcke- 
lungsganges,  der  darin  gipfelt,  die  Selbst- 
hilfe auf  diejenigen  Fälle  zu  beschränkeu, 
die  zur  Wahrung  des  Rechts  unumgänglich 
und  ohne  Aufschub  notwendig  sind ,  bei 
denen  also  die  Anrufung  der  Obrigkeit  zu 
spät  kommen  würde.  Damit  aber  dieser 
(Jharakter  der  Selbsthilfe  nicht  verwischt 
werde,  ist  im  BGB.  §  230  bestimmt,  daß 
alsbald  nach  der  selbstbefriedigenden  Tat 
dem  Gerichte  Mitteilung  davon  zu  machen 
ist,  um  nachträgliche  Indemnität  mid  ge- 
richtliche Rechtfertigung  nachzasuchen.  So 
bleibt  als  Süttel  der  Exekution  des  Rechtes 
nur  ein  staatlicher  Eingriff  übrig:  die  Z. 
Sie  ist  etwa  als  die  Polizei  der  Justiz 
(nicht  der  Verwaltung)  im  engsten  Sinne 
anzusehen,  oder  wie  ZPO.  §  704  sich  an 
Stelle  einer  Definition  ausdrückt:  „Die  Z. 
findet  statt  ans  Eodurteilen,  welche  rechts- 
kräftig oder  für  vorläufig  Tollstreckbar  er- 
klärt sind."  —  Damit  steht  keinesw^  im 
Widerspruch,  daß  auch  Forderungen  des 
i  Staates  —  Steuern,  Gebühren  —  also  schein- 
bar Verwaltungsrecht  durch  Z.  exequiert 
werden ;  denn  diese  Forderungen  hegen 
keineswegs  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung, 
sondern  sind  privatrechtliche  Forderungen 
des  Fiskus  als  juristischer  Person,  die  mit- 
hin keineswegs  durch  Steuerbeamte  oder 
Polizeioigane,  sondern  nur  durch  Gerichts- 
vollzieher, also  auf  dem  Wege  der  Justiz, 
zwangsweise  eingetrieben  werden  können. 
Die  Z.  findet  auf  ein  weites  Gebiet  der 
wirtschaftlichen  Tätigkeit  der  Einzelnen  und 
der  Gesamtheit  Anweaduog,  ist  mithin  ein 
volkswirtschaftlicher  Faktor,  dessen  genauere 
Kenntnis  und  Würdigung  erst  aus  der  Be- 
trachtung der  verschiedenen  Anwendungs- 
formen m(Sglich  ist ;  eine  solche  Betrachtung 
wird  auch  erst  ausmachen  können,  ob  die 
Z.  das  Interesse  des  Gläubigers  oder  des 
Staates  oder  auch  wohl  des  Schuldners  zu 
wahren  habe. 

Auch  die  Vollstreckung  in  Strafeachen 
ist  „Z."  Dieselbe  untersteht  aber  nicht  dem 
gewöhalichen  Begriffe  der  Z.,  unter  der  man 
nur  die  zivilrechtliche  versteht,  und  hat 
auch  unverkennbar  eine  andere  Funktion. 
Denn  im  Stra&echt  hat  es  der  Staat  zu 
'Seiner  Aufgabe  machen  müssen,  den  ihm 
'durch  die  Straftat  zugefügten  Schaden^) 


']  Ohne  mich  hier  anf  atrafrechtstheoretisclie 
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durch  Exekntion  der  Bestrafung  auszu- 
gleichen, wahrend  er  in  der  AufsteUung  der 
FriTatrechtsordnnng  und  der  fiechtsprechuog 
in  ihrem  Sinne  seine  Aufgabe  vorerst  erfüllt 
hat  und  keineswegs  gehiuten  ist,  auch  tät- 
lich in  die  Privatrechtssphäre  einzugreifen. 
Im  Zivilrecht  hat  er  schon  durch  seinen 
Richterspruch  das  Recht  hei^tellt  (den 
Parteien  das  weitwe  tlberlassend),  im  Straf- 
recht aber  erst  durch  den  Vollzug  der 
Strafe.  ^)  Daraus  ergibt  sich  sofort,  daS  die 
Z.  im  Zivilrecht,  mit  der  allein  vir  es  also  hier 
zu  tun  haben,  keine  Strafe  ist,  sondern  nur 
^lizeiliche"^  Hilfe,  aber  eine  notwendige 
Hilfe  für  die  Parteien,  zur  Äbstellnng  eines 
durch  Richterspruch  als  rechtswidrig  aner- 
kannten Zustandes.  Mithin  erstreckt  sich 
aber  anc^  die  Kompetenz  einer  Z.  auf  das 
gesamte  Gebiet  des  Frivatrechts,  mag  es 
nun  fiskalisches,  Korpoiations-  oder  Eänzel- 
privairecht  sein,  nnd  daraus  e^bt  sich 
ohne  weiteres  die  weite  Anwendbarkeit  und 
folglich  die  Bedeutung  der  Z.  Die  Technik 
ihrer  juristischen  ZuUssigkeit  und  Durch- 
fOhning,  Oberhaupt  die  sie  leitenden  Rechts- 
s&tze  zu  entwickeln,  gehGrt  in  das  juristische 
Gebiet  und  hat  mit  diesen  Auafflhrungen 
nichts  zu  tun,  ganz  abgesehen  davon,  dafi 
es  hier  zu  weit  führen  würde. 

Die  Mittel  der  privatrechtlichen  Z.  sind : 
■Vollstreckung  in  das  Vermögen  oder  gegen 
die  Person.  Die  allgemeinen  Voraussetzungen 
sind  außer  der  Bestimmung  des  §  704  ZPO. 
die  Fälle  des  §  794  ZPO.,  d.  h  Vergleiche, 
Vollstreckungsbefeble  im  Mahnverfahren, 
Urkunden  (untOT  Umständen)  und  £nt- 
Bcheidungcn,  gegen  welche  Beschwei-de 
statthaft  ist  Die  Vollstreckung  g^n  die 
Person  bedarf  besonderer  Betrachtung. 
Auch  der  OfTenbarongseid  kann  hierher 
gerechnet  werden,  der  die  aus  dem  Ver- 
mögen nicht  mSglidie  Befriedigung  be- 
schwört; dieZivilhaft  aber  ist  nur  statte 
haft,  um  Handlungen,  Unterlassungen  oder 
Duldungen  durchzusetzen,  zu  denen  es  eines 
persönlichen  Zutuns  des  Exequenden  be- 
darf, ferner  um  den  Offenbarungseid  oder 
ein  Zeugnis  oder  Gutachten  zu  erzwingen, 
endlich  im  Falle  des  §  101  der  KO.  imd  als 
Sicherheitsarrest  im  Sinne  der  §§  918  und 
933  ZPO.  (vgl.  Art.  „Schuld haft" ,  oben 
S.  780).  Wo  es  sich  um  höhere  Leistun^n 
handelt,  erweist  sich  eine  solche  haftweise 
„ErzwiDguDg''  als  ganz  unmöglich;  und  eine 


AusfUhmugen  eincolaaseD,  schließe  ich  mich 
hiermit  dem  Gnmdcoge  der  hensehenden  Straf- 
recfatstheorieen  an. 

^)  Nicht  ganz  so  bei  strafrechtlich  erkannter 
Bulle  and  Scbadensersatz,  die  auch  der  Z. 
unterliegen. 

■)  Vgl  hienn  die  Aarftthningeii  im  Art 
„FüUsei'^  lub  2  oben  8.  686. 


grofie  Rolle  stielt  die  ZivUhaft  ttbertunpt 

nicht 

Vielfach  hat  man  sich  Über  die  Mangel- 
haftigkeit unseres  Zivüexekutioosrechtes  ge- 
äußert (auch  Bismarck)  ufid  eine  grßSere 
Rücksicht  auf  den  Schuldner  verlangt  Die 
Frage  einer  gerechten  Behandlung  des 
Gläubigers  eineraeits  und  des  Schuldn^ 
andererseits  beschäftigt  die  Rechtsp(^itik 
schon  lange  und  hat  sie  zwischen  Schuld- 
haft und  Moratorium,  also  zwischen  za 
großer  Strenge  gegen  den  Schuldner  und 
zu  großer  Milde  hin-  und  hergeworfen.  Die 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  dieser  beiden 
Einrichtungen  ist  schon  oben  besprochen 
worden  (s.  S.  786  bezw.  S.  513  fg.) ;  aber  auch 
der  heutige  Zustand  scheint  nicht  der 
rechte.  Amerika  zeigt,  dafi  ei<S6ere  Milde 
gegen  den  Schnldoer  sehr  wohl  durcbfOhr- 
oar  und  hdlsam  ist,  und  die  BeschrSnknng 
der  Z.  im  Sinne  der  deutsdien  Gesetz- 
gebung, nach  welcher  nur  der  „nnentbohr' 
liehe"  Lebensunterhalt  unpOadbar  ist,  ist 
besonde»  darum  ungenttgend,  weil  daa  Öe« 
setz  nicht  bestimmt,  was  „unentbehrlicber** 
Lebensunterhalt  ist  Nur  die  Landwirte 
haben  das  Privileg,  daß  das  zum  Betrieb 
bis  zur  nächsten  Ernte  Unentbehrliche  ge- 
schützt werden  solle.  Hieran  wird  auch 
eine  Reform  sich  anzuschließen  liaben.  Denn 
oberster  Grundsatz  muß  die  Erhaltung  wirt- 
schaftlicher Existenzen  bleiben.  Dadurch 
wird  dem  Schuldner  geholfen,  aber  auch 
dem  Glaubiger,  mithin  der  Volkswirtscliaft 
und  dem  Staate  selbst.  Unter  möglichstem 
Schutze  des  Schuldners  dem  Gläubiger  zu 
seinem  Rechte  zu  verhelfen,  wird  als  Grund- 
satz gelten  müssen.  Schwierig  wird  die 
Entscheidung  da,  wo  Gläubiger  sowohl  wie 
Schuldner  am  Existenzminimum  angelangt 
sind;  aber  auch  da  muß  der  Schuldner  zu- 
nächst g^hützt  werden,  weil  die  Wieder- 
herstellung seiner  wirtschaftlichen  Ebdsteuz 
auch  dem  Gläubiger  zu  seinem  Rechte  rer- 
hilft,  der  GläuIngOT  aber  ohne  den  Besitz 
des  Forderungsgegenstandes  auch  bisher 
auE^kommen  ist,  seine  bessere  Stellimg 
aber  dem  Schuldner  keine  solche  versdiaflea 
würde. 

Llteratnrs  VgL  auch  die  Literaitirangaben  bei 
den  Ärtt.  „Mbratorium"  und  .^ktildhaß"  obv» 
Ä'.  615  berw.  7S6.  —  Femtr  Pleaeh,  Art. 
„ZwnngnoUslreektmg",  B.  d.  St.,  t.  Ai^,  Bd.  VII, 
S.  108ä/g.,  der  vtilere,  abtr  «pArMtihc  LUmUmim 
TexU  andmaet.  —  IHe  rein  jttrittiMdie  JABrahir 
ist  natXirUeh  mAt  vv^angrtieh,  vgl,  betomiert  die 
Jümme»lart  tur  ZPO.  (WUmotMüH»  J>nr 
tt.  a.  m^.  A.  Buer. 
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ZWMkttoVdn.  2*  Materialien  lur  Z.  Dai  Geltnngsbereich 

der  Z.  Ut  heate  nicht  mehr  sehr  umangreicb, 

1.  Beeriff  nnd  Wesen  der  Z.  2.  Haterialien  nachdem  sich  die  Utere  flnanspolitische  Methode 

2Qr  Z.  Stenern  immer  nur  fttr  bestimmte  Zwecke  ni 

bewilligen  sich  überlebt  bat  Nnr  im  englischen 
1  ttnrriff  nnd  Wahah  d«p  Z.  7.  odfir  Gemeindestenerwesen  haben  sich  noch  einzelne 
h  ue^n  una  esen  aer  a.  z..  oaer  R^jiInente  davon  erhalten.  Eiirentliche  Z.  ist 
Steuern  zu  geraeinnützigen  Zweclcen  nennt  diriO^V  Thwt««'*«^«  and  die  löi^e 
man  eine  Mehrzahl  von  finanzpoliüschen  Lustbarkeftssteuer  in  Frankreich,  deren  Er- 
Erscheinungen,  denen  gemeinsam  ist,  daß  träge  für  die  Zwecke  der  Armenpflege  nnd 
sie  Auflagen  für  bestimmte,  im  voraus  fest-  Wohltätigkeit  zu  verwenden  sind.  Die  Lust- 
gesetzte Aufwandszwecke  sind.  Sie  er-  barkeitsstenem  im  Königreich  Sachsen,  deren 
ßcheioen  somit  als  spezielle  Abgaben,  denen  Bedentnng  in  mittleren  nnd  kleinen  Städten 
spezielle  Ausgaben  gegenüber  stehen.  In  sowie  in  den  Landgemeinden  nicht  gering  Ut, 
dlfflerMethodeUegteinlrundiegenderünter-  1?^ 

schied  von  der  sonst  Oblichen  finanztech-  ;?h^"5SSSI  IX  zSchltee  zu  den 

nwchen  Bedarfsdeckung^  wo  alle  Einnahmen  steuern  zugunsten  der HeUstättenfUrsorge  (Essen, 

gleichviel,  ob  sie  allgemeinen  oder  besonderen  Rabrort,  Mühlheim},  während  sonst  die  Z.  dem 

Ursprungs,  ob  sie  Steuern  oder  Gebühren  KAU.  t.  WVU.  1893  und  dem  Kr.PAG.  v. 

nsw,  sind,  allgemeinen  Zwecken  und  Aus-  23./IV.  ISOti  im  allgemeinen  fremd  sind.  In 
gaben  dienen.  Der  Zusammenhang  zwischen '  gewissem  Sinne  darf  man  auch  die  preußische 

Ausgabe  und  Steuer  fehlt.   Diese  Z.  werden  ^arenhauMtener  (vgl.  Art  „Warenhansstenar" 

nicht  nach  dem  Prinzip  der  Gegenleistung  «»^S  S  1288  g.)  hierWzäW^^^ 

oder  des  Nutzens  von  Senie.igef  PersoneS  "J^ehKdTwSte«  e^.^  TeL'S^^^^^  ^- 

erhoben,   die  von  den  durch  sie  untei>  träges  zur  Invalidenversmgmig  nnd  zur  Für- 

haltenen  Einnchtungen  Gebrauch  machen,  urge  fttr  Witwen  und  Wuaen  von  im  Kriege 

sondern  gerade  von  Lebens-  und  Wirtsebafts-  verstorbnien  Mobilidertan  verwendet  wird, 

kreisen,  die  soldie  fSnrichtungen  oidit  Von  den  Z.  sind  aber  wohl  zu  untere 

oder  wenigstens  nicht  diese  Form  oder  Art  sdidden  Abgaben,  die  zwar  gleichbillB  ffir 

zu  benutzen  pflegen.  Endlich  ist  fOr  die  bestimmte  Zwecke  und  von  Personen  er- 

Aufbringung  der  Kosten  die  Aufle^png  von  '  hoben  werden ,  die  gewisse  BSnrichtungen 


Abgaben  nach  dem  Prinzips  der  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit  der  betreffenden 
Steuersubjekte  nicht  notwendig,  hftufig  sogar 


vorwiegend  oder  ausschließlich  zu  benutzen 
pflegeo.  Dies  sind  die  sog.  Beitrage 
oder  Prftzipualleistungen,   die  eine 


nicht  einmal  die  Kegel.  Vielmehr  herrschen  Mittelstellung  zwiachenGebQhren  und  Steuern 
auch  in  der  Wahl  und  Auswertung  der  einnehmen  (vgl.  Art  „QebQhren"  oben  Bd.  I 
Einnahmetjuellen  vielfach  Besonderheiten  vor.  S.  918).  Max  v.  HeekeL 
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Nachträge  und  Berichtigungen. 


Nachtrag  zum  Art. 

Arzt* 

(Bd.  I  S.  252  fg.) 

Unter  dem  12./IL  1907  (R0.6L  S.  35)  ist 
eine  Abänderung  der  PrflfuDgsordnuag  ffir 
Aerzte  erschieneu. 


Nachtrag  zum  Art.  | 

Baugewerbe. 

(Bd.  I  S.  365  fg.) 

Der  hier  erwfihnte  Gesetzentwurf  vom  , 
28./X1.  1905  ist  inzwischen  verabschiedet; 
und  als  „Gesetz  betr.  die  Abfioderung  der : 
Gewerbeordnung«  v.  7JI.  1907  (RG.BI.  S.  3) ' 
veröffentlicht 

Das  Gesetz  ist  am  1./IV.  1907  in  Kraft 
getreten  und  hat  im  wesentlichen  den  be- 
reits a.  a.  0.  S.  366  skizzi^iten  Inhalt  Hinzu- 
zufOgen  ist  nur  noch,  daß  auch  dem  §  54 
Gew.'O.  ein  neuer  (3.)  Absatz  hinzugefOgt 
ist^  vermöge  dessen  gegen  die  Anordnung, 
veldie  die  üntersagung  der  Ausfahrung 
oder  Leitung  eines  Baues  ausspricht,  innere 
halb  einer  Frist  von  2  Wochen  der  Einspruch 
bei  der  unteren  Verwaltungsbehörde  statt- 
findet Sofern  diese  die  AnordDUng  aufrecht 
erhält,  also  den  Kiospruch  verwirft,  findet 
gegen  ihre  Entscheidung  der  Rekurs  im 
Verwaltungsstreilverfahren ,  oder,  wo  ein 
solches  nicht  besteht,  in  dem  in  den  §§  20, 
21  Oew.-O.  geordneten  Ver&ihrea  statt. 


Nachtrag  zum  Art. 

Einlgnngsftmter. 

(Bd.  I  S.  689  fg.) 

In  Schweden  ist  am  31./XJI.  1906  ein  am 
l./1. 1907  in  Kraft  ^tretenes  Oesete  „betr.  Yer* 
mittlnsg  bei  Arbutastreitigkeiten**  bcÄM  einer 
EOnigl.  verordnnniir  ffir  die  Vermittler  bei  ihrer 
Tätigkeit  ia  Arbdtastreitigkeiten  vom  selben 
Tage  erlasiien.  Danach  emoint  der  KSni^  Ar 
die  7  Berirke,  in  welche  das  Reich  zu  dienMD 
Zwecke  eingeteilt  ist,  je  einen  Vermittler.  Die 
Anfgaben  des  Vermittlers  bestehen  dtrio,  mit 
besonderer  Aufmerksamkeit  den  Arbeitsverbilt- 
nissen  innerhalb  des  Distrikts  ra  folgen ;  au  der 
Beilegung  von  Arbeitsstreitigkeiten  die  inaer- 
halb  «eines  Distrikts  entstehen,  dnrdi  poita* 
liehe  Einwirkung  auf  die  Streitteile  mitiawirkai 
und,  falls  ihm  die  Beilegung  nicht  gelingt,  die 
Streitteile  cur  Ernennung  von  Saehventu^gen 
KU  veranlassen,  deren  Gutachten  sie  sich  ra 
unterwerfen  verpllichten ;  endlich  den  Arbeit- 
gebern and  Arbeitern  in  Fragen  Uber  solche 
Vereinbarungen  mit  Bat  und  Aiukonft  rar  Seite 
zu  stehen,  £e  das  Arbeitsverhältnis  betreffen 
nnd  geeignet  sind,  das  gute  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arlwitera  zu  fordern  und 
störender  Unterbrecbnng  der  Arbeit  romtbeoeen. 
Endlich  soll  der  Vermittler  darauf  hinauwinea 
anchen,  dafi  Arbütseinstellungoi  nach  Ht^lidi- 
keit  vermieden  oder  durch  niedliche  Verein- 
bamngen  beseitigt  werden. 

Nachtrag  zum  Art  „GetreidezOlle**  s.  S.  1441. 


Nachtrag  zum  Art 

Oewerbegesetigebnng. 

(Bd.  I  S.  1025)  und  zwar 
an  S.  1038  Nr.  3b:  An  SteUe  der  BeMshlBase 
vom  8./Vn.  1893  und  97IV.  1906  ist  seit  dem 
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liy.  1907  die  Bek.  betr.  Eiarichtang  nnd  Be- .  Btitnniten  Anlagen  Tom  17./II.  1907  (B.0.B1. 
trieb  der  zur  Anfertignog  von  Zigarren  be- ,  S.  34)  getreten- 


Nachtrag  zum  Art 
GetrefdezoHe 

Zollsätze  der  Hauptl&nder  filr  Getreide  und  Mehl  Für  je  100  Kilogramm 


Staaten 


Roggen 


Weizen 


Gerste 


Hafer 


Hais 


Weizen- 
mehl 


SoQSti 

He: 


DentBcbes  Reich 
Vertragssätze    .   .   .  M. 
Sätze  oea  Generaltarifs  H. 

Oeaterreidi-Ungam 
Vertragssfttze    ...  Kr. 
Satae  0«  Oeneraltorifii  Kr. 

Frankreich  Frcs. 

Schweiz  Frcs. 

Italien  Lire 

Belgien  Frcs. 

Vereinigte  Staaten  von 

Amerika  Doli. 

Kanada  Doli. 


5,8o 
7 

3 

0,30 
4,50 
frei 

0,40 
0,40 


5,50 
7,50 


6,30 
7,50 

7 

0,30 
7,50 
frei 

0,93 
0,44 


1,30-4') 
7 


2,80 
4 

3 

0.30 
frei 
1.38 


4,80 
6 

3 
0,30 

4 

3 

0,85 
0,57 


2,80 
4  I 

3  I 
0,30  I 

7,50*), 
frei 

0.59 ! 

frei  I 


10,20 
18,75 

(15) 
'5 

II— 16«) 

3,50 

2  ' 
0,67  \ 


I0,20^ 
18,75 


(15) 
15 

4-5«) 

2,50 
6-9,50") 
2"») 


')  Die  Tabelle  ist  anf  Gmnd  der  systematischen  ZosammensteUnng  der  Zolltarife  des  In- 
imd  Analaodes,  Band  E  —  Landwirtschaft,  Nahrnngs-  nnd  üennUmittel  —  heraasg.  im  Beichs- 
Amte  des  Innern,  1906,  vom  Bibliothekar  der  Handels- Hochschule  KSln,  Dr.  Morgenroth  anfge- 
stellt.  Für  die  Vereinigten  Staaten  Amerikas  und  Kanada  sind  die  Zoluütze  auf  (Jewicht  in  der 
Weise  angerechnet,  daß  1  bnshel  Roggens 54'/«,  Weizen  =60,  Gerste  =  4S,  Hafer  =  39, 
Mais  =56  nnd  1  barrel  Hehl  =  196  engl.  Pfnnd  gesetzt  worden  ist  *)  Der  Vertragssatz  beträgt 
i  H.  pro  dz  Halzgerste  nnd  1,30  H.  pro  dz  „andere  Gerste".  *)  Gemalzte  Gerste  znr  Herstellung 
pon  Bier  ist  zollfrei.  Die  Prozentsätze  bedeuten  Wertprozente.  ')  Nnr  für  weißen  Hais 
gültig,  für  anderen  Mais  beträgt  der  Zollsatz  1,1&  Lire  pro  dz.  ')  Bei  einem  Äuszng  Ton 
'0  Prozent  nnd  darüber  11  Frcs.,  bei  60—70  Prozent  Auszug  13,50  Frcs.,  bei  60  und  weniger 
^rozent  Aoszug  16  Frcs.;  jedem  Bentelungsgrad  entsprechende  Mehlmaster  sollen  bei  den  Zolt- 
imtera  hinterlegt  sein.  ')  Mit  Ausnahme  von  Hafermehl,  für  welches  der  Satz  des  autonomen 
Tarifs  (18,76  pro  dz)  gilt.  Der  Zollsatz  beträgt  für  Mehl  ans  Buchweizen  4  Frcs.,  ans  Roggen, 
ierste,  Hafer  nnd  Mais  5  Frcs.  ')  Für  Mehl  ans  Hafer  und  Gerste  6  Lire,  aus  Roggen  6,50Xire, 
US  weillem  Mais  9,ö0  Lire.  ")  Ohne  Hafermehl,  welches  4  Frcs.  Zoll  pro  dz  tr^.  >■)  Teil- 
reise in  Wertprozenten,  teils  nach  Ranmmaß. 


Nachtrag  zu  dem  Artikel 
Mir. 

In  eine  T(dlkommen  neue  Phase  ist  die 
reachichte  des  M.  durch  die  ReformpoUtik 
es  MinisteriDms  Stolypin  getreten.  Durch 
inen  ErlaB  vom  18.(5.)/X.  1906  sind  die 
iministrativ-rechtlichen  Befugnisse  des  H. 
i^ehoben,  durch  welche  er  den  mzdnen 
auern  ganz  io  seiner  Hand  hatte  und  an 
e  Scholle  fesselte.  Der  Bauer  ist  jetzt 
>lIkoininen  freizügig  und  auch  der  Straf- 
jwalt  des  M,  entzogen. 

Durch  den  noch  wichtigeren  Erlaß  vom 
!.(9.),(XI.  ist  das  Institut  des  K.  als  solches 
■  facto  seiner  rechtlichen  Grundlagen  be- 
libt.  Von  nun  an  kann  jeder  Bauer  ver- 
igen, dafi  ihm  sein  Landanteil,  und  zwar 
ne  jede  Kürzung,  als  Eigentum  zugeteilt 
Wörterbooh  der  Volkswirtschaft  II.  Anfl.  Bd.  II. 


werde,  während  his  dahin  die  Bigentumsge- 
währuDg  an  die  &st  nie  erteilte  Zustimmung 
des  M.  gebunden  war.  Der  Bauer  kann  ver- 
langen, daß  ihm  der  ihm  zufallende  Anteil 
in  arrondierter  Form  gegeben  w^erde,  oder, 
falls  dies  nicht  möglich  ist,  eine  Entschädi- 
gang  in  Geld  fordern ;  dabei  behält  er  trotz 
des  Austritts  aus  dem  M.  sein  Nutzungsrecht 
an  den  Wiesen-  und  Weideallmend  en.  Durch 
diese  —  als  Gegenzug  gegen  die  phantas- 
tischen Reformpläne  der  OppositionsparteieD 
gedachten  —  ii-lasse  ist  die  Möglichkeit  für 
den  Uebergang  zu  rationeller  und  intensiver 
Landwirtschaft  gegeben ;  in  Verbindung  mit 
den  anderen  Maßnahmen  der  Stolypinschen 
Agrarreform  (Aufteilung  der  Staats-  und 
Apanageländereien,  Feldregulierung,  plan- 
mäßige Kolonisation  Sibiriens  usw.)  bedeutet 
dies  eine  vollkommene  Umwälzung  der  Exi- 
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Nachträge  uad  Berichtigungen 


Stenz-  und  'Wirtechaftsgrundlagen  der  rus- 
sischen Bauernschaft  und  eine  bewußte  An- 
nähening  an  westeimipäische  Vorbilder. 

Lttoratnr:  £■  ZöpfHl,  Zur  ruititehen  Agrar' 
frage,  ZcUtckriJlför  Agrarpolitik,  1907,  S.  86/g. 

IT.  WygodzinBkL 


FriTatbeamtenrersichernng. 

In  Oesterreich  ist  der  seit  1896  vor- 
bereitete Oesetzentwurf  nach  Zustimmung 
der  beiden  Häuser  des  Reiclisrates  unterm 
16./X11. 1906  als  Gesetz  veröiTentlicht  worden. 
Das  Oesetz  tritt  zwei  Jahre  nach  eeiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit 

Versichenin|:spflichtig  sind  vom  vollende- 
ten 18.  Lebensjahr  angefangen  alle  in  pri- 
vaten Diensten  Angestellte,  für  deren  Ent- 
lohnung ein  Monats-  oder  Jahresgehalt  üblich 
ist  und  deren  Bezüge  bei  einem  und  dem- 
selben Dienstgeber  mindestens  600  Kronen 
jährlich  erreichen;  dann  auch  solche  in 
öffentlichen  Diensten  Angestellte,  sofern  sie 
keine  nonnalm&Bigen  Ansprüche  auf  Inva- 
liden- und  AiterBpensioa  sowie  auf  Pensionen 
zugunsten  ihrer  Hinterbliebenen  haben  Jedoch 
mit  Ausschluß  dm-  im  Bofdienst&  im  iJienste 
des  Staates  oder  dner  staatlichen  Anstalt 
Angestellten.  Als  Angestdlte  im  Sinne  des 
Gesetzes  gelten  alle  Bediensteten  mit  Be- 
untencharakter  sowie  überhaupt  alle  jene 
bediensteten  Personen,  die  ausschliefiUch 
oder  doch  vorwiegend  geistige  Dienst- 
leistungen zu  verrichten  liaben. 

Als  Angestellte  gelten  insbesondere  nicht 
Bedienstete: 

a)  welche  unmittelbar  bei  derWaren- 
erzeugimg  und  sonstigen  vorwiegend 
phydschen  Arbeitsverrichtungen  als 
gewerbliche  (im  weiteren  Sinne), 
bei^bauliche,  land-  und  forstwirt- 
schaftliche Arbeiter  bezw.  Lehr- 
linge und  Diener  verwendet  werden ; 

b)  auf  welche  die  Oesindeordnungen 
Anwendung  finden  oder  welche 
ausschließhch  oder  doch  vorwiegend 
Oesindedieoste  verrichten. 

Im  Zweifel  ist  der  Umstand,  ob  jemand 
als  versicherungspflichtiger  Angestellter  zu 
betrachten  ist,  in  erster  Instanz  von  der 

Solitischen  Bezirksbehörde,  in  deren  Spren^l 
er  Dienstort  des  Bediensteten  belegen  ist, 
zu  entscheiden. 

Ks  ist  eüie  Einteilung  in  6  Oehaltsklasfeen 
vorgesehen. 
Gehalts- 
klasse 

I  umfallt  die  JabresbezUge  von  6oo—  900  £r 
II     ,.      ..        ..  ..900-1200  „ 


III 
IV 
V 
IV 


1200— 1800 
1800 — 2400 
2400—3000 
aber  3000 


Nach  diesen  Klassen  richtet  sich  die  Hohe  der 
Prämien,  wie  sie  bereits  der  Entwurf  (oben 
S.  G69)  festgesetzt  hat,  dagegen  re^lt  das 
Gesetz  anders  als  der  Entwurf  die  Ver- 
teilung der  Lasten  auf  Dienstgeber  nnd  An- 

festellte,  indem  es  bestimmt,  dafi  von  den 
rämien  in  den  ersten  4  Gehaltsklassen 
dem  Dienstgeber  '/s,  dem  Versicherten  */», 
in  den  höheren  Klaräen  aber  beiden  je  die 
Hälfte  der  Prämien  zur  Last  fallen.  Ueber* 
steigen  die  ziu-  Prämienbemessun^  anzu- 
rechnenden JahresbezOge  des  Versichertea 
7200  Kronen,  so  hat  er  die  PiÄniieo  ganz 
selbst  zu  bezahlen.  HinH<^tlich  des  Staats- 
zusdiusses  sowie  der  vorgesehenen  L^tungea 
an  die  Verrachffllen,  insbmond«»  die  Warte- 
zeiten, hat  das  Gesetz  kmne  AenderoDgen 
g^nüber  dem  Entwurf  gebracht  (S.  oben 
S.  669).  Die  Invaliditltsrente  beeteht  aas 
einem  Grundbetrage  und  einem  Steigerungs- 
betrage.  Der  Grandbetnig  wird  nadi  der 
Gehaltsklasse  bestimmt,  in  der  sich  die  ver- 
sicherte Person  im  Zeitpunkte  des  Ablaufes 
der  Wartezeit,  bezw.  eines  erUttenen  Cn- 
falles  befand,  und  beträgt  180—900  Kronen 
jährlich.  Die  Steigerung  b^^nt  nach  Ab- 
lauf der  Wartezeit-  ihre  Höhe  richtet  sich 
nach  den  (Gehaltsklassen  und  beträgt  für  je 
12  Beitragsmonate  zwischen  9  und  45  Kronen. 
Nach  Ablauf  von  480  Beitragsmonaten  er- 
halten die  Versicherten  die  InvaUditfttsrente, 
auch  ohne  Nachweis  der  eingetretenen  Er- 
werbsunfähigkeit ,  als  Alter^nte.  Die 
Witwenrente  beträgt  die  Hälfte  der  von 
dem  verstorbenen  Ehegatten  bezogenen  Itente, 
bezw.  der  bis  zum  Zeitpunkte  seines  Ab- 
lebens erworbenen  Anwartschaft  auf  eine 
solche.  Der  Erziehungsbeitrag  beträgt  für 
jedes  einfach  verwaiste  Kind  '/s,  fflr  jedes 
doppelt  verwaiste  Kind  '/s  des  Grundbetnges 
des  Pensionsanspruches  des  verstorbenen 
Elternteils. 

"Das  Osterreichische  Gesetz,  das  erst  nach 
langem  Kampfe  durchgesetzt  wurde,  hat 
einen  äußerst  heftigen  Widerstand  in  ge- 
wissen Kreisen  der  Privatbeamten  gefnuden. 
Tatsächlich  leidet  es  auch  an  schwerwiegen- 
den Mängeln,  von  denen  hier  goiaont  wenlcn 
mögen:  die  ungenOraiden  Ldstnngen  und 
der  spät,  oft  ganz  unbestimmte  Ansudltennm 
der  Altersrenten. 

Auch  in  Deutschland  ist  die  Vnge 
der  P.  insofern  in  ean  neues  Stadium  ge- 
treten, als  eine  vom  Reichsamt  des  Inneni 
ausgearbeitete  Denkschrift  über  die  Ver- 
hältnisse der  Privatbeamten  im  Frühjahr  l^l^7 
dem  Reichstag  voi^egt  worden  ist  Wenn- 
gleich diese  Denkschrift  sich  auch  auf  ganz 
unzureichendes,  nur  ca.  150000  brauchbare 
Fragebogen  umfassendes  statistisches  Matoial 
stützt,  Bo  ergibt  sich  doch  aus  ihr  mit  ziem- 
licher Bestimmtheit,  daft  zur  Erfüllung  der 
Forderungen  der  Privatbeuuten  nicht  weniger 
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als  19  des  Gehalts  als  re^lmSßige  Prämie 
notwendig  wSren.  Eine  Emsehränkung  der 
WQosohe  der  Privatbeamten  dürfte  daher 
unerläßlich  sein. 

Uteratnrt  Die  Peiuiont-  und  SmUrttiebencn- 
venkkerung  der  MvtUangcHetkm.  Schrien 
da  DeMt$ehen  Wtrkmeitterverbandea, 
Hefi  1,  S.  Auß.,  1906.  —  Gtller,  GettU  betr. 
die  Pmnentveraicherung  titw. ,  Wien  1907.  — 
Stter-BomlOf  Die  Peruioni- und  Hinterbliebenen- 
mnicherung  der  PrivatbeamUn,  im  Re/omtblatl 
för  Arbeitervtrtieherung,  FVankijurta.  M.  S907.  — 
Denkichrifi  betr.  die  von  den  Organitalionen  der 
PHvatangetteiUen  im  Okt.  1903  angetuUlen  Er- 
fahrungen über  ikre  wirtacfu^ieke  ijage  wnd  Be- 
reehntmy  der  KoUen  einer  Ptneione-  und  Hinter- 
bliebenei^fSrmfrge  dieter  ^rv^akreite,  BerUn  1907. 

AlfteA  Mnnm, 


Nachtrag  zum  Art. 

Sozialdemokratie. 

I.  Deutschland  (zu  S.  859). 

Bei  den  nach  der  Aufl5sung  des  Reichs- 
tages vom  13./X11. 1906  am  25./I.  1907  voll- 
zogenen Wahlen  haben  die  Reihen  der 
sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands 
zwar  eine  neuerliche  Yerst&rkting  um  rund 
240000  StimmeQ  erfahren.  Zugleich  aber 
hat  dieselbe  eine  nachhaltige  Schwftdiung 
ihrer  Stellang  als  parlamentarischen  Hacht- 
faktors  erlitten.  Sie  vermochte  nftmüch  nur 
4Z  ihrer  Kandidaten  (darunter  14  erst  bei 
den  am  5./II.  1907  stottgefimdenen  engeren 
Wahlen,  dmchzubringen,  was  im.Vei^leich 
mit  19w  einen  Verlust  von  38  and  gegen- 
über dem  Stande  zum  Schluß  der  Legis- 
latarperiode  von  36  Handaten  bedeutet 

Dieses  Ei^bnis  ist,  bei  einer  absolut 
und  relativ  stärkeren  Wahlbeteiligung  als 
sie  1903  zu  verzeichnen  gewesen  ww,  durch 
den  Zusammenhalt  der  büi^rlichcn  Parteien 
zum  Teil  schon  bei  den  Haupt-,  voi-nehm- 
lich  aber  bei  den  Stichwahlen  erzielt  worden. 
Es  hat  natui^mäß  ebensowohl  in  der  bürger- 
lichen Fresse  aller  Farteischattierungen  als 
auch  innerhalb  der  Sozialdemokratie  selbst, 
weit  Ober  die  Grenzen  Deutschlands  hinaus, 
lebhafte  Erörterungen  hervorgerufen  —  und, 
anffinglich  wenigstens,  ziemlich  allgemein 
auch  glachartige  Beurteilung  gefunden.  In 
bfljigerlichen  Kreisen  war  und  ist  man  ge- 
neigt, den  Wahlausgang  trotz  des  An- 
schwellens  der  sozialdemokratischen  Stimmen- 
zahl auf  3Vi  liillioncn  nicht  nur  als  Nieder- 
lage der  sozialdemokratischen  Partei  Deulsoh- 
lanüs,  sondern  sogar  als  Anfang  vom  Ende 
des  Sozialismus  überhaupt  aufzufassen  — 
eine  Ansicht,  die  zwar  von  großer  politischer 
Kurzsichtigkeit  zeugt,  aba-  verständlicher 


erscheint,  wenn  man  von  der  durchaus  un- 
richtigen Meinung  ausgeht,  daß  die  gesell- 
schaftlichen Machtverhältnisse  nicht  nach 
ihrer  tatsächlichen  Größe,  sondern  lediglich 
nach  dem  Maße,  mit  dem  sie  innerhalb  der 
gesetzgebenden  Körperschaften  zum  legalen 
Ausdrucke  gelangen,  also  nach  der  Zahl  ihrer 
parlamentarischen  Vertreter  zu  beurteilen 
seien.  Ungleich  wichtiger  und  interessanter 
ist  es  jedoäi,  auch  der  Sozialdemokratie  auf 
dem  gleichen  Boden  zu  begegnen.  Revo- 
lutionären Parteien  kommt  es  an  sich  nor 
auf  die  Zahl  ihrer  Anhänger  an ;  nur  politisch- 
parlamentarische  le^n  auf  die  Repräsen- 
tanleoziffer  entscheidendes  Gewicht.  Nun 
ist  die  Zahl  der  sozialdemokratischen  Wähler 
keinesw^  zurückgingen,  sondern  tun  fast 
V4  Million  gewachsen.  Hält  man  diese  ZifTer 
mit  dem  Stimmenzuwachs  von  Über  900000 
im  Jahre  1903  zusammen,  so  erscheint  sie 
aUerdings  geringfü^g.  Erstaunlich  groß 
aber,  wenn  man  oerüc^chtigt)  daß  de  er- 
reidit  wurde,  trotzdem  gewiß  bei  den  Wahlen 
des  26.  Januar  zahlrdche  „Mitläufer"  sich 
von  der  Sozialdemokratie  wieaer  abgewendet 
haben  dürften.  Schließlich  ist  ja  auch  diese, 
soweit  sie  tds  Organisation  des  indus- 
triellen  Proletariates  erscheint,  be- 
reits so  gut  wie  an  den  natürlichen  Grenzen 
ihrer  Expansionsfähigkeit  angelangt.  (Vgl. 
oben  S.  859  fg.)  Wenn  daher  das  Resultat 
'  der  jüngsten  Reichstagswahlen  auch  in  ihrer 
Mitte  als  emsthafte  Niederlage  empfunden 
'  wird,  so  beweist  dies  schlagend,  wie  weit 
:  sie  sich  bereits  von  ihrem  ursprünglich  rein 
,  revolutionären  Standpunkt  entfernt  und  zu 
I  einer  Partei  gewandelt  hat^  die  den  Schwer- 
punkt ihrer  Macht  und  ihrer  Tätigkeit  auf 
I  dem  Boden  des  demokratisch*parlamenta' 
rischen   Staates    zu  erblicken    räch  ge- 

'  WÖhttt 

II.  Oesterr^h  (i.  S.  863). 
I  Aneh  in  Oesterreich  hat  aich  die  Sozial- 
demokratie bei  den  am  14^.  1907  zum  ersten 
Male  auf  Grand  des  allgemeinen,  gleichen  und 
direkten  Wahlrechtes  Torf;enommenen  Reichs- 
ratswafalen  als  die  weitaus  stärkste  Partei  er< 
wiesen.  Sie  vereinigte  anf  ihre  Kandidaten  nicht 
weniger  als  1,0t  Hülionen,  d.  h.  ca.  24Proz.  aller 
abgeffebenen  Stimmen  —  eine  Tatsache,  die  um 
so  schwerer  ins  Gewicht  fällt,  als  in  einer  Beibe 
von  Kronländern  die  gesetzlicbe  Wahlpflicht 
besteht  nnd  im  allgemeinen  die  Wablbe- 
teiligODg  Qber  82  Proz.  betragen  bat.  Im  ersten 
Wahl  Igange  eroberte  denn  auch  die  Sozialdemo- 
kratie 60  Huidate,  die  durch  die  163  Stich- 
wahlen, an  denen  sie  beteiligt  erschien,  am 
weitere  25  vermehrt  worden.  Hit  85  Handaten 
bildet  sie  nanmehr  die  stärkste  Partei  im  Ab- 
geordnetenbanse  and  wird  natOrlich  mit  Bück- 
sicht auf  die  eigeDtUmlich  nationalpolitische 
Straktnr  desselben  (vgl.  oben  S.  863)  auf  den 
Qang  der  Verhandlungen  in  noch  höherem  Mafie 
entscheidenden  Einfloß  ausüben  als  bisher. 

Die  86  sozialdemokratiMhen  Abgeordneten 
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verteilen  sich  auf  die  einzelnen  Nationalitäten 
wie  folgt:  50  Deutsche,  23  Tschechen,  &  Polen, 
5  Italiener,  1  finthene,  1  Bnmäae. 


Berichtigung  zum  Art. 

Bnelidniekei^werbe. 

In  Band  I  ist  auf  Seite  558,  1.  Spalte, 
Zeile  14  von  oben  statt  „(1903)  1066''  zu 
setzen:  (1906)  3782. 


Berichtigung  zum  Art. 

Fischerei. 

S.  797  Sp.  1  Z.  24  lies  Saibling  statt 
liüUiDg;  Z.  33  lies  t.  dem  Borne  statt 
T.  der  Borne;  Sp.  2  Z.  24  lies  Lachswagea 
statt  Lochwi^n  ;  Z.  26  lies  oder  statt  nnd. 


Berichtigung  zum  Art. 

Einenbahnen. 

Auf  der  farbigen  Karte  „Schnellzugsnetz 
des  Deutschen  Reiches''  ist  die  Strecke 
Frankfurt  a./M.  —  Darmstadt  —  Friedrichs- 
felde zu  versehen  mit  der  Linienbezeichnung 
—  (grQn),  also  zur  Bezeichnung 
eines  täglichen  Verkehrs  von  21—30,  nicht 
wie  auf  der  Karte  versehentlich  angegeben, 
von  3—6  Schnelizü^n.  Es  würde  die 
Strecke  mithin  die  gleiche  Linienbezeichnung 
wie  die  Strecke  Friedrichsfelde— Oos  tragen. 

R.  van  der  Bvrght. 


Berichtigung  zum  Art 

Getreideprodaktion. 

In  Band  I  Seite  993,  rechte  Spalte  sind 
,  in  der  letzten  Zeile  der  dort  abdruckten 
'  Uebersicht  die  zwei  letzten  Zahlen  falsch. 
;Es  mufi  dort  heißen: 


sutt  8793 
»  147,0 


9*55 


Berichtigung  zum  Art 

ErankenTersicliernng. 
Auf  S.  312  muß  es  unter  II  heißen : 
Die  Leistungen  der  Kassen  beruhen  auf 
Beiträgen  der  Arbeitgeber  und  der  ver- 
sicherten Arbeiter,  und  zwar  zahlen  letztere 
Vs,  erstere  Va  (nicht  umgekehrt!). 


Druck  voD  Llppert  &  Co.  (6.  Fätz'idie  Boohdr.),  KaambirK 
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